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raschen  Wagenlaufs.  141. 

Gewinngemeinschaft  zur  Förderung  der 
Lokomotivleistungen.  1011. 

Giese,  Dr.-Ing. :  Schnellbahnen  oder 
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kehr  zum  Privatbahnsystem.  101. 
401.  609. 

—  Organisation  der  pi-eußischen  Staats- 
eisenbahnen.  713. 

Eückblick  auf  das  Jahr  1918;  1. 

—  Seefrachttarife.    957,  967. 

—  The  Eailway  Gazette  aiid  Eailwav 
News.  84. 

—  Zukunft  des  internationalen  Gütei- 
verkehrs  (Berner  Übereinkommen). 
494. 

Lieferfristen  im  Güterverkehr.  359. 
662. 

Litauen.  Die  Eisenbaljnen  vor  uud 
während  des  Krieges.    879.  893. 

Lohnfragen  bei  der  preußischen  Eisen- 
bahn Verwaltung  (Denkschrift),  Be- 
ratung in  der  Landesversammlung. 
581. 

Lohngestaltung  und  Wirtschaftsleb(-ii. 
569.  579. 

Lokalbehörde  in  der  Neuorganisation 
der  Eeichseisenbalmeu.  l06O. 

Lokomotiven.  Verhältnis  der  Zug- 
leistungen. 251. 

—  (elektrische)  der  Allg.  Elektrizitäts- 
Gesellschaft.  292. 

—  (elektrische)  auf  der  Schlesiscbeu 
Gebirgsbahn,  Bauart  Bergmann.  104. 

—  —  der  Siemens  -  Sehuckert  -  Werke. 
1028.  1042. 

—  (Heißdampf -Straßen-).  677. 
Lokomotiven  -  Geschwindigkeifcssciiau- 

linien.  511. 
Lokomotivleistuugeu.  (^winngemeiu- 

ßchaft  zur  Förderung  der  — .  1011. 
Lokomotiv-    und  Wagen  werke    (s.  n. 

Werkstätten  wesen) . 
Lüders:    Organisation    der  Betrieivs- 
,  Werkstätten.    795.   805.  979. 

Marqiiardt:  Was  wii'd  aus  deu  He- 
triebsämtern?  1015. 

Martens,  Dr.:  Beruf spsychogramm  uml 
Psychopersonalbogen  auf  Eiseubali- 
nen. 907. 

—  Der  Eisenbahn-Werkmeister.  501. 

—  Der  Hilfszug.    845.  855. 

—  Organisation  und  Leistung  der  Lo- 
komotiv- und  Wageuwerke.  757. 
771.  785. 

—  Psychologie  der  Eisenbahnsigna  Ic. 
53; 

Martens:  Frage  der  Eiffelbildung  auf 
den  Schienen.  986. 

iMeinke,  B. :  Älteste  Stimmen  über  die 
militärißche  Bedeutung  der  Eisen- 
bahnen. 162. 

Meißner,  Dr. :  Leistungen  und  finanzielle 
Lage  der  russischen  Eisenbahnen  im 
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Der  Rückblick  auf  das  Jahr  1917,  der  letzte  au«  der  ge- 
wandten Feder  des  uns  am  17.  Juli  1918  durch  den  Tod  ent- 

r  s.senen  ausgezeichneten  Herausgebers  dieser  Zeitung,  stand 
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gen,  gauz  Mitteleuropa  umfassenden  Völkerbundes  mit  einem 
gemeinsamen  Wirtschaftsleben,  einem  einheitlichen  Netze  von 
\'erkehrsstraßen.  —  Alle  die.se  Hoffnungen,  diese  Wünsche 
-ind  in  nichts  zerronnen.  Nachdem  unsere  Verbündeten,  einer 
nach  dem  andern,  zuerst  Bulgarien,  dann  die  Türkei,  dann 
Österreich  und  Ungarn  ums  verlassen,  konnten  unsere  tapferen 
liefere  der  Übermacht  unserer  durch  die  Truppen  und  das  Ki-iegs- 
material  von  jeins.eifrs  des  Ozeans  verstärkten  Feinde  nicht  mehr 
dauernd  standhalten.  Unbesiegt^  vom  Siegen  ermüdet,  mußten 
sie,  mitten  in  Feindesland,  die  Waffen  «trecken  und  am  11.  No- 
vember wurde  ein  Waffenstillstand  unter  unerhört  schweren 


Bedingungen  abgeschlossen,  der  einstweilen  bis  zum  17.  Ja- 
nuar 1919  dauert.  Gleichzeitig  brach  in  Deut.schland  und 
in  Österreich  eine  gewaltige  Revolution  aus.  Der  deutsche 
ind  nach  ihm  alle  deutschen  Herrscher,  und  auch  der 
hische  Kaiser  dankten  ab,  in  Deutschland  wurde  die 
ausgerufen,  und  das  österreichisch-ungarische 
ch  zerfiel  in  eine  Reihe,  von  den  einzelnen  Völker- 

 gebildeter  Staaten,  die  gleichfalls  die  republikanische 

H'i'gierungsform  annahmen.  Die  Folgen  aller  dieser  Ereignisse 
lassen  sieh  noch  nicht  übersehen.  Ich  muß  mich  daher  heute, 
von  meinem  verehrten,  erst  vor  wenige  Wochen  an  die  Spitze 
dieser  Zeitung  getretenen  Freunde  darum  ersucht,  darauf 
beschränken,  die  wichtigsten  Ereignisse  im  Eisenbahnwesen 
des  verhängnisvollen  Jthres  1918  auf  der  Grundlage  der  staats- 
iecht liehen  Verhältnisse  vor  der  Revolution  darzustellen.  Da 
auch  im  vergangenen  Jahre  die  Eisenbahnen  ganz  unter  dem 
Zeichen  des  Krieges  gestanden  haben,  statistische  Berichte,  ja 
genauere  Zahlen  von  den  Verwaltungen  nur  vereinzelt  ver- 
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Berlin,  den  1.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitiinp  erscheint  Mittwochs  uu<l  Sonnabeinls. 
BeilTjjge  sowie  sonsti^'e  Mitteiluiigeu,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrittleiiun?  der  Zeitung  des  Vereins  iJeulsciier  Bise.ioannverwaltun'^en, 
amtliclie  ItckaiinCiua'-hiintfen  un  das  Bureau  des  Vereins  De^jtsc.her 

Eisenoannverwai  unffe.'.,  iH-ide  in  Berlind.  9.  Kötliener  Str.  S-i  29  i-inzusend.n. 

Die  Zcitiiiis:  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  i'reise  von  6  .M. 
für  d..is  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  d  i  r  e  Iv  t  e  r  Z  u  s  e  n  d  u  n  sr  unter  Streifband  liefert  die  Verl.iss  Inich- 
handhing-  den  Jahrsans  innerhalh  ile<  deutschen  und  bi'^li.  riif-  n  österreichisch- 
ungrarisdien  ro.stgebietes  für  hü  .M.,  uacii  siliiitlichen  amlorca  Stauten  für  ü4  .M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Auller  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Priy!itanA«-itf.-ii  (Preis  für   die   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
'  0  Pt.)  angenoujnien.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beiiaffi'i.  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigeu  und  Beilagen  wende  inau  sich  *ti  die 
Verlagsbucnhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Knrfürst605(J-ö3  Tel.-Adr.:  Spriiigerlmch,  Heichsliank-GirokontO! 
Deutsche  Bank,  Dep  -KasseC.  Postscheck-Kouto:  Berlin  Nr.  UlOOi 
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Triebwagen.  — .  Zur  Einführung  des 
Aohtstundenarbeitstages.  —  Zu- 
fechläue  zu  dem  Hangiergelde  des 
Lokoniotivper.sona.'s.  —  Polster- 
dieb-stähle  ars  Eisenbahn  wagen.  . — 
Wirtschaftliche  Wirkungen  der 
Lohnsteigerung, 
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Deutschösterreich  :  Abgren- 
zung des  deutschösterreichischen 
Eisenbahnnetzes.  —  Kein^e  neuen 
Anstellungen  bei  den  deutsohöster. 

,  reiohischen  Staatsbahnen.  —  Sild- 
bahn.  —  Personalnachrichten. 

T  s  c  h  e  c  h  o  -  s  I  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  G  e  . 
biet  :  Güterversand  nach  dem 
tsche«ho-slowaki.schen    Gebiet.  ■ 


Ungarn  :  Staatssekretär  Kornel 
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F  r  e  m  d  e  Erdteile:  Die  Eisen- 
bahnen Indiens.  —  Eiiseabahnen  in 
Spanisch-Marokko.  —  Freiheit  der 
Eiiseubahuer  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

Rechtspflege. 

Bücheiischau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Dieser  Nummer  liegt  Titelblatt  und  Inhaltsverzeichnis  des  Jahrgangs  1918  der  Zeitung  bei 


Die  fortgesetzt  steigenden  Gestehungskosten  der  Zeitung  zwingen  zu  folgenden  Preiserhöhungen,  die  am 
1.  Januar  1919  in  Kraft  treten  : 

Der  Preis  der  Zeitung  beträgt  fortan  : 

bei  Bezug  durch  Buchhandel  und  Post  6  M.  für  das  Vierteljahr,  bei  direkter  Zusendung  unter 
Streifband  innerhalb  des  deutschen  und  des  bisherigen  österreichisch-ungarischen  Postgebietes  30  M., 
nach  sämtlichen  anderen  Staaten  34  M.  für  den  Jahrgang, 
einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pfg.  abgegeben. 
Der  Preis  für  die  Privatanzeigen  wird  von  bisher  60  Pf.  auf  90  Pf.  fiir  die  einspaltige  Petitzeile 
oder  deren  Raum  erhöht. 


Rückblick  auf  das  Jahr  1918. 


Der  Rückblick  auf  das  Jahr  1917,  der  letzte  aus  der  ge- 
wandten Feder  des  uns  am  17.  Juli  1918  durch  den  Tod  ent- 
r'.ssenen  ausgez.eichneten  Herausgebers  dieser  Zeitung,  stand 
voll  unter  dem  Eindruck  der  damaligen  politischen  Lage,  Die 
glänzenden  Erfolge  der  vier  verbündeten  Reiche  zu  Lande,  zu 

!Was.ser  und  in  der  Luft  erfüllten  uns  mit  stolzer  Zuversicht; 
ein  für  uns  schöner  Frieden  schien  in  sicherer,  nicht  allzu 
ferner  Au.ssicht.    Wir  erwarteten  die  Schöpfung  eines  mächti- 
gen, ganz  Mitteleuropa  umfassenden  Völkerbundes  mit  einem 
•  gemeinsamen  Wirtschaftsleben,  einem  einheitlichen  Netze  von 
,  Verkehrsstraßen.  —  Alle  diese  Hoffnungen,  diese  Wünsche 
sind  in  nichts  zerronnen.   Nachdem  unsere  Verbündeten,  einer 
nach  dem  andern,  zuerst  Bulgarien,  dann  die  Türkei,  dann 
j   Österreich  und  Ungarn  uns  verlassen,  konnten  unsere  tapferen 
?    Heere  der  Übermacht  unserer  durch  die  Truppen  und  das  K  riegs. 
material  von  jenseits  des  Ozeans  verstärkten  Feinde  nicht  mehr 

I dauernd  standhalten.  Unbesiegt^  vom  Siegen  ermüdet,  mußten 
sie,  mitten  in  Feindesland,  die  Waffen  strecken  und  am  11,  No- 
vember wurde  ein  Waffenstillstand  unter  unerhört  schweren 


Bedingungen  abgeschlo.ssen,  der  einstweilen  bis  zum  17.  Ja- 
nuar 1919  dauert.  Gleichzeitig  brach  in  Deutschland  und 
lu  Österr-eich  eine  gewaltige  Revolution  aus.  Der  deutsche 
Kaiser  und  nach  ihm  alle  deutschen  Herrscher,  und  auch  der 
österreichische  Kaiser  dankten  ab,  in  Deutschland  wurde  die 
Republik  ausgerufen,  und  das  österreichisch-ungarische 
Kaiserreich  zerfiel  in  eine  Reihe,  von  den  einzelnen  Völker- 
>:.^niinen  ge.bild.eter  Staaten,  die  gleichfalls  die  republikanische 
Kegiemngsform  annahmen.  Die  Folgen  aller  dieser  Ereignisse 
lass-en  sich  noch  nicht  übersehen.  Ich  muß  mich  daher  heute, 
von  meinem  verehrten,  erst;  vor  wenige  Wochen  an  die  Spitze 
dieser  Zeitung  getretenen  Freunde  darum  ersucht,  darauf 
beschränken,  die  wichtigsten  Ereignisse  im  Eisenbahnwesen 
des  verhängnisvollen  Jahres  1918  auf  der  Grundlage  der  staats- 
lechtlichen  Verhältnisse  vor  der  Revolution  darzustellen.  Da 
auch  im  vergangenen  Jahre  die  Eisenbahnen  ganz  unter  dem 
Zeichen  des  Krieges  gestanden  haben,  statistische  Berichte,  ja 
•genauere  Zahlen  von  den  Verwaltungen  nur  vereinzelt  ver- 
öffentlicht sind,  die  Literatur,  besonders  aus  dem  Auslande, 
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/^eitliiiK  lies  V  iK'Ui» 
Deutscher  Kisonhiilinvprwnl tunken. 


imiiHH-  späliicher  fließt,  und  immer  seltener  zu  uns  gelangt, 

kann  auch  A'x6&6i'  RiicJsMick  kein  einigermaßen  erscliöpfen- 
der  «ein.      '         .  ■ ^  i 

Von  einer  wöit-ereu  Ausdehnung  des  deutschen  und  öster- 
reichisch^ungarischen  Eisenbahnnetzes  war  auch  im  ver- 
gangenen Jahre  nicht  die  Kede.  Die  Bautätigkeit  mußte  sich 
be^^chränken  auf  die  Fortführung  begonnener  Arbeiten,  die 
Ergänzung  und  Verbesserung  einzelner  Strecken.  In  der 
Hauptsache  handelte  es  sich  um  Unterhaltungsafbeiten.  Der 
durch  die  gewaltigen  Kriegstransporte  stark  angegriffene 
«.»berbau  mußte  instand  gehalten,  ausgebessert  werden,  so  daß  ' 
jedenfalls  den  Bedürfnissen  der  Landesverteidigung  genügt 
werden  konnte.  In  der  Herstellung  neuer  Betraebsmiitel,  Lo- 
komotiven und  Wagen  wurde  dagegen  mit  allem  Nachdruck 
fortgefahren  ohne  Eücksicht  au^  die  immer  steigenden  Kosten 
der  Materialien  und  die  erhöhten  Lohnforderungen  der  Ar- 
beiter. Der  Reparaturstand  war  im  allgemeinen  wenig  befrie- 
digend, weil  es  an  Arbeitern  in  den  Werkstätten  fehlte  und  die 
Ersatzstoffe,  zu  denen  notgedrungen  gegriffen  werden  mußte, 
den  früher  verwendeten  Stoffen  an  Wert  und  Brauchbarkeit 
nicht  gleich  waren.  Eine  erfreuliche  Erscheinung  waren  die 
weiteren  Erfolge  der  Kunze-Knorrbrems>e  in  Österreich  und 
Ungarn.  Im  preußischen  Etat  für  1918  wurden  die  Mittel  zum 
Einbau  der  neuen  Bremse  zum  ersten  Mal  bewilligt. 

Die  Verkehrsverhältniase  konnten  sich  unter  diesen  Um- 
ständen nicht  verbessern.  Aller  Schwierigkeiten  ungeachtet, 
die  in  dem  letzten  Bericht  für  1917  eingehender  dargestellt 
sind,  ist  es  den  unausgesetzten  Bemühungen  der  Eisenbahnen 
gelungen,  den  Güterverkehr  bis  zum  Beginn  der  Demobilisie- 
rung besser  zu  ^bedienen  als  im  Vorjahr.  Eine  Reihe  von 
Beschränkungen  konnten  wenigstens  zeitweise  aufgehoben 
werden  und  die  Wagengestellung  war  im  Sommer  und  Früh- 
herbst  zuweilen  eine  fast  normale.  Die  in  den  Waffenstill- 
standsbcdingungen  verlangte  schleunige  Räumung  der  im 
Westen  von  uns  besetzten  Gebiete  sowie  des  linken  Rheinufers 
machten  aber  neue  gewaltige  Ansprüche  an  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Eisenbahnen.  Dazu  kam  die  Abtretung  von 
5000  Lokomotiven,  150  000  Güterwagen  und  50C0  Kraftwagen 
an  die  Entente.  Der  gesamte  Eisenbahnverkehr  des  Deut- 
schen Reiches  wurde  dadurch  schwer  betroffen.  Eine  gewisse 
Entlastung  war  es,  daß  die  Fahrten  nach  dem  äußersten  Nor- 
den und  dem  fernen  Östren  allmählich  wegfielen  und  der  Ver. 
kehr  sich  mehr  innerhalb  des  Gebiets  des  Deutschen  Reiches, 
d.  h.  auf  kürzeren  Strecken  bewegen  konnte.  Andererseits  aber 
wurden  viele  Verkehrsmittel  durch  den  Krieg  läuger  in  den 
Gelneten  zurückgehalten,  in  die  unsere  Armeen  im  Osten  und 
Norden  vorgedrungen  waren  und  in  den  Ländern  unserer  vor- 
maligen Verbündeten.  Die  von  uns  eroberten  Betriebsmittel 
bildeten  auch  keinen  gleichwertigen  Ersatz  für  die  von  uns 
den  Feinden  aujszuliefernden. 

Der  Personenverkehr  wurde  das  ganze  J  ahr  hindurch 
mehr  und  mehr  eingeschränkt  und  unregelmäßiger.  Die  zu 
Ende  1917  eingeführten  gewaltigen  Zuschläge  für  die  Schnell- 
und  Eilzüge  und  für  das  Reisegepäck  haben  die  erhoffte  Wir- 
kung nicht  voll  gehabt.  Trotz  der  verdoppelten  Preise  waren 
die  Schnellzüge  meist  überfüllt  und  auch  die  großen  Unbe- 
quemlichkeiten in  den  Tageszügen  und  für  die  Reisenden  der 
Nachtzüge,  die  sich  einen  Schlafwagenplatz  nicht  leisten 
konnten,  hielten  vom  Reisen  nicht  ab.  Die  Vergnügungs-  und 
Erholungsreisen  im  Sommer  waren  ungeachtet  der  Einschrän- 
kungen, die  die  süddeutschen  Staaten  für  den  Aufenthalt  der 
Fremden  einführten,  zahlreicher,  als  in  Friedenszeiten.  Dazu 
kamen-  die  sog.  Hamsterfahrten,  diese  höchst  unerfreulichen 
Erscheinungen  des  langen,  mit  Lebensmittelknappheit  ver- 
bundenen Krieges.  Die  schwierigen  Verhältnisse  verstärkten 
sich  nach  Beginn  der  Demobilisierung.  Der  Personenverkehr 
mußte  auf  das  äußerste  eingeschränkt  werden,  ja,  zeitweise 
■waren  die  Eisenbahnen  genötigt,  die  Reisenden  nur  auf  Grund 
von  Erlaubniskarten  zuzulassen. 

Während  die  deutschen  Eisenbahnen,  anders  als  die  der  neu- 


tralen und  feindlichen  Staaten,  bis  Ende  des  Jahres  1917  davon 
absehen  durften,  den  Verkehr  durch  eine  starke  Erhöhung 
der  Befördeiungspreise  zu  belasten  —  von  amilicher  Stelle 
war  wiederholt  eiklärt  worden,  daß  die  Eisenbahnen  mit  einer 
allgemeinen  Erhöhung  der  Tarife  so  lauge  warten  würden, 
bis  nach  Beendigung  des  Krieges  der  Verkehr  wieder  in  regel- 
mäßige Bahnen  eing^'elenkt  habe  —  konnte  dieser  Standpunkt 
im  Jahre  1918  nicht  mehr  aufrechterhalten  werden.  Trotz 
teilweise  erhöhter  Einnahmen  sanken  die  Reineinnahmen  in- 
folge der  über  alles  Maß  gestiegenen  Ausgaben  so  gewaltig, 
daß  an  einen  Ausgleich  durch  Vermehrung  der  Einnahmen  ge- 
dacht werden  mußte,  wenn  die  Eisenbahnen  einem  finanziellen 
Zusammenbruch  entgehen  wollten.  —  Schon  in  seinen  Sitzun- 
gen vom  26.  Juni  und  12.  Dezember  1917  hatte  der  preußische 
Landeseisenbahnrat  sich  mit  einer  Erhöhung  der  Personen- 
tarife und  der  Gepäcktarife  um  etwa  10  v.  H.  und  der  Er- 
höhung einer  Anzahl  anderer,  im  Teil  I  des  Deutschen  Per- 
sonen, und  Gepäcktarifs  enthaltener  Gebühren  einverstanden 
erklärt.  Die  neuen  Tarife  sind  am  1.  April  1918  in  Kraft  ge- 
treten. Die  übrigen  deutschen  Regierungen  hatten  zugestimmt. 
Die  neuen  Einheitssätze  der  vier  Wagenklassen  betragen  jetzt 
für  das  Personenkilometer  bei  der  überwiegenden  Mehrzahl 
der  Bahnen  2,4  (früher  2),  3,7  (früher  3),  5,7  (früher  4,5) 
und  9  (früher  7)  *S.  Der  Gepäcktarif  ist  dabei  in  seinem 
.\ufbau  etwas  geändert  worden,  die  im  Jahre  1917  er- 
höhten Fahrpreis-e  der  Schnellzüge  sind  in  der  Haupt- 
sache unverändert  geblieben.  Eine  erfreuliche  Folge  der 
Tariferhöhungen  war,  daß  Bayern  und  Baden  sich  endlich 
entschlossen,  die  sog.  III  b  Klasse  durch  die  IV.  Klasse  zu 
ersetzen.  Ein  weiterer,  bei  der  Reform  von  1907  vergeblich 
erstrebter  Schritt  zur  Vereinheitlichung  des  Personenverkehrs. 

Im  Güterverkehr  wurde  begonnen  mit  der  Aufhebung 
bisheriger  Ausnahmetarife,  einer  Heraufsetzung  der  Stückgut- 
tarife und  der  meisten  der  im  Teil  I.  Abt.  B.  des  Deutschen 
(  Jütertarifs  vorgesehenen  Gebühren.  In  Preußen  ist , sodann 
durcli  Gesetz  vom  20.  März  1918  ein  Kri&gszuschlag  von  15  % 
zu  den  Frachtsätzen  des  Güter-  und  Tierverkehrs  eingeführt 
worden,  der  außer  Kraft  tieten  soll  mit  Ablauf  des  zweiten 
Wirtschaftsjahres,  das  dem  Abschluß  des  Friedens  mit  der 
letzten  mit  Deutschland  im  Kriege  stehenden  Großmacht  folgt. 
Nach  §  20  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1SS2  mußte  der  Landtag 
diese  Erhöhung  der  Gütertarife  genehmigen.  Die  übrigen 
ileutsclien  Bahnen  sind  in  derselben  Weise  vorgegangen. 

In  der  Begründung  des  Entwurfes  dieses  Gesetzes  werden 
einige  Mitteilungen  über  die  Finanzlage  der  preußisch-hessi- 
f-chen  Staatsbahnen  gemacht,  die  allerdings  wohl  geeignet 
sind,  eine  solche  Maßregel  zu  rechtfertigen,  und  aus  denen 
ich  ein  paar  Zahlen  herausgreife.  Es  betrugen  in  Millionen 
Mark : 

l!;i3    1914   1915  1916 

die   Einnahmen   aus  dem  Personen- 
verkehr   712-587     570  797 

die    Einnahmen    aus   dem  Güterver- 
kehr   1671    1509    1755  1926 

Dagegen  die  Ausgaben   1770   1814   1827  2164 

der  buchmäßige  Betriebsüberschuß  in 

Prozenten    30,70  20;29  28,87  28,32 

dagegen  1917  nur  noch  16,23  %  und  1918  nur  5  %.  ' 

Wären  die  Ausgaben  der  Jahre  1915  bis  1918  relativ  die- 
selben gewesen,  wie  in  dem  Jahre  1913,  so  hätten  sich  Min- 
derausgaben ergeben  in  den  Jahren 

1915:    117  Millionen  Mark 
1916:    800        „  „  . 

1917:    999  „ 
1918:  1700 

Die  Ende  1918  bewilligten  weiteren  Lohnerhöhungen  sowie 
die  Einführung  des  Achtstundenarbeitstags  haben  natürlich  eine 
weitere  sehr  bedeutende  Vermehrung  der  Per&oaalausgaben 
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TUT  Folge,  so  dnß  omc  neue  Erhöhung  aller  Tarife '«r wogen 
wird. 

Aus  den  vorstehentlcn  wenigen  Zahlen  für  die  preußisch- 
hessischen  Staatsbahnen  ergibt  sich,  wie  traurig  es  um  die 
Finanzen  der  deutschen  Eisenbahnen  —  denn  bei  den  übrigen 
deutschen  Staatsbahnen  und  Privatbahnen  finden  wir  diesel- 
ben Erscheinungen  —  bestellt  ist. 

Auch  die  deutschen  Klein-  und  Straßenbahnen  waren  ge- 
nötigt, ihre  Beförderungspreise  heraufzusetzen.  Schon  das 
neue  Verkehrsteuer-Geisetz  wies  darauf  hin.  Denn  die  in 
diesem  rorgesehenen  prozentualen  Zuschläge  ließen  sich  in 
einer  für  den  Verkehr  brauchbaren  Summe  nicht  ausdrücken. 
Die  Erhöhungen  der  Straßen-  und  Vorortbahnen  einschl.  der 
nicht  zu  den  Kleinbahnen  gehörigen  Berliner  Stadt-,  Eing- 
und  Vorortbahnen,  wurden  meist  in  der  Weise  vorgenommen, 
daß  an  Stelle  des  Grundpreises  von  10  ^  ein  solcher  von 
15  iS  —  bei  der  Großen  Berliner  Straßenbahn  von  12>^  ^  — 
trat,  und  die  Preise  für  die  weiteren  Zonen  sich  entsprechend 
erhöhten.  Die  Ez-liöhungcn  traten  in  der  Zeit  vom  1.  April 
bis  1.  Juli  1918  in  Kraft.  Eine  erfreuliche  Folge  dieser  Tarif- 
änderungen war  für  Groß-Berlin  und  für  Hamburg-Altona 
eine  Vereinheitlichung  der  städtischen  Verkehrsmittel.  Eine 
Verschmelzung  aller  Groß-Berlin  durchziehenden  elektrischen 
Aktien-Straßenbahnen  in  einer  von  ■  der  Großen  Berliner 
Straßenbahn  geleiteten  Gesellschaft,  die  bis  dahin  vergeblich 
erstrebt  war,  wurde  nunmehr  erreicht  und  besonders  will- 
kommen geheißen.  Neben  dieser  Gesellschaft,  deren  Linien 
sich  weithin  nach  allen  Richtungen  in  die  Vororte  erstrecken, 
l>e.stehen  in  Berlin  nur  noch  die  Städtischen  Straßenbahnen, 
und  die  Hoch-  und  Untergrundbahn. 

Aus  den  provisorischen  Eegierungen  und  Ministerien,  die  nach 
Ausbruch  der  Revolution  sich  im  Reich  yud  in  den  Bundes- 
staaten gebildet  haben,  sind  die  mit  der  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen betrauten  Minister  nach  und  nach  ausgeschieden  und 
durch  andere  Fachmänner  ersetzt  worden,  denen  Kontrollbeamte, 
meist  aus  den  sozialdemokratischen  Parteien,  beigegeben 
wurden.  Die  übrigen  Beamten  verblieben  fast  alle  in  ihren 
Stellungen,  so  daß  Verwaltung  und  Betrieb  der  Eisenbahnen 
in  der  früheren  Weise  forlgesetzt  werden  konnte.  Ebenso 
wurden  die  bestehenden  Verträge  und  Vereinbarungen,  und 
ein  einheitlicher  Betrieb  der  deutscheu  Eisenbahnen  aufrecht- 
erhalten. Die  weitere  Entwicklung  der  Eisenbahnen  wird 
durch  die  neue,  von  der  Nationalversammlung  zu  erlassende 
Verfassung  ges.etzlich  geregelt  werden  müssen.  Die  wichtig. 
Rten  wirtschaftlichen  und  politischen  Gründe  sprechen  dafü'r, 
daß  die  Einheitlichkeit  der  deutsohen  Eisenbahnen  aufrecht  er- 
halten und  weiter  ausgebildet  wird.  Schon  vor  dem  Umschwrng 
hatte  der  preußische  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten, 
V.  Breitenbach,  Verhandlungen  mit  den  übrigen  deutschen 
Staabsbahnen  über  einen  weiteren  Zusammenschluß  eingeleitet, 
die  iKiim  Beginn  der  politischen  Umwälzungen  abgebrochen 
werden  mußten.  Ob  die  Zukunft  uns  Reichsbahnen  bringen 
wird,  hängt  wohl  davon  ab,  ob  das  neue  Deutschland  eine 
Einheit«-  oder  eine  Bundesrepublik  wird  und  ob  nunmehr  die 
politischen  Bedenken  gegen  Reichsbahnen,  die  bisher  vor- 
nehmlich in  Bayern  und  Sachsen  bestanden,  zurückgestellt 
werden. 

Während  alles  dafür  spricht,  daß  sich  diese  wichtigen 
Fragen  im  Deutschen  Reich  ohne  große  Schwierigkeiten 
lösen  lassen,  liegen  die  Verhältnisse  weßentlich  anders  in 
0  s  t  e  r  r  e  i  c  h  u  n  d  U  n  g  a  r  n.  Bis  zu  der  Revolution  finden 
wir  dort  im  Eisenbahnverkehr  ähnliche  Erscheinungen,  wie  im 
Deutschen  Reiche.  Andauernde,  stets  wachsende  Betriebs- 
schwierigkeiten, die  durch  die  Kohlenknappheit  noch  gestei- 
gert wurden,  wachsende  Vermehrung  der  Ausgaben,  Er- 
höhungen tler  Befördemngsgebühren  in  weit  stärkerem' Maße 
-  es  heißt  bis  zu  ICO  %  —  als  in  Deutschland;  gleichwohl 
.sinken  die  Reineinahmen  ständig.  Nachdem  sich  die  öster- 
reichisch-ungarische Monarchie  in  selbständige  Einzelstaaten 
aufgelöst  hat,  werden  die  innerhalb  der  noch  nicht  einmal 


feststehenden  Grenzen  liegenden  Eisenbahnstrecken  von  den 
neuen  Republiken  selbständig  verwaltet,  wobei  vieCe  der  bis- 
herigen Eisenbahnnetze  auseinandergerissen  sind.  Ob  und 
welche  einheitlichen  Netze  sich  innerhalb  der  neuen  Einzel- 
staaten bilden  werden,  ist  noch  völlig  unklar.  Ebenso  läßt 
sich  noch  gar  nicht  übersehen,  wie  sich  das  Ei.?enbahniecht 
und  die  Eisenbahntarife  dort  gestalten  werden.  Nach  Äuße- 
rungen der  Presse  besteht  wenigstens  in  einigen  Kreisen  der 
Wunsch,  besondere  Verträge  über  Beibehaltung  der  bisherigen 
Einheitlichkeit  abzuschließen.  Lebhaft  wäre  zu  wünschen, 
daß  unser  seit  1846  bestehender  Verein  Deutscher 
Eis.6nbahnverwaltungen,  dem  soviel  segensreiche 
Wirkungen  für  die  Entwicklung  des  mitteleuropäischen  Eisen- 
senbahnwesens zu  danken  sind,  durch  die  neuen  politischen 
Bildungen  in  seinem  Fortbestand  nicht  gefährdet  wird.  IJas 
Königreich  Rumänien  war  während  des  Krieges  aus  dem 
Verein  ausgeschieden,  nach  Abschluß  des  Friedens  von 
Bukarest  sind  Verhandlungen  über  seinen  Wiedeieintiitt  ge- 
pflogen, die  aber,  soviel  bekannt,  nicht  weitergeführt  sind. 
In  dem  Verhältnis  der  niederländischen  Eisenbahnen  zum 
Verein  sind  Änderungen  nicht  eingetreten.  Es  wird  eine 
dankenswerte  Aufgabe  aller  Regierungen  sein,  nach  Friedens- 
schluß sich  darüber  zu  verständigen,  daß  unser  Verein  er- 
halten bleibt.  Nicht  allein  die  Eisenbahnen,  sondern  das  ganze 
Wirtschaftsleben  von  Mitteleuropa  hat  das  lebhafteste  Inter- 
esse daran.  In  nahem  Zusammenhang  damit  steht  die  Auf- 
rechterhaltung des  Berner  internationalen  Über- 
einkommens über  den  Eisenbahnfrachtver- 
kehr, dessen  Grundlagen  durch  den  Krieg  einstweilen  nicht 
erschüttert  worden  sind,  und  zu  dem  sich  hoffentlich  wenig- 
stens ein  Teil  der  Staaten,  die  ihm  jetzt  angehören,  wieder 
zusamnienfinden  wird.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  all- 
gemein wirtschaftliche  und  Verkehrsfragen  ohne  politischen 
Beigeschmack. 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  in  die  dem  Verein  nicht 
angehörigen  Staaten,  so  begegnen  uns  auch  in  ihrem 
Verkehrsleben  dieselben  Erscheinungen,  die  aus  denselben  Ur- 
sachen entspringen,  wie  bei  uns:  starke  Erhöhung  aller  Aus- 
gaben, Einschränkungen  und  Unregelmäßigkeiten  im  Verkehr, 
Erhöhung  der  Beförderungspreise.  Die  Eisenbahnen  von 
Franki>eich,  Italien,  der  Schweiz  sowie  der  nordischen  Staaten 
haben  schwer  unter  der  Kohlenknappheit  gelitten,  die  sich 
i-ogar  auch  in  England  fühlbar  machte.  In  den  letzten  Wochen 
soll  die  englische  Regierung  die  Ausfuhr-  von  Kohlen  nach 
Jen  neutralen  Staaten  verboten  haben.  Die  Eisenbahntarife 
;n  der  Schweiz  und  in  Italien  sind  ununterbrochen  erhöht 
worden,  auch  aus  Schweden  kommen  Nachrichten  über  be- 
deutende Heraufsetzung  der  Beförderungspreise.  In  Frank- 
reich sind  durch  Gesetz  vom  18.  März  1918  alle  Eisenbahn- 
tarife um  25  %  erhöht  worden,  nachdem  schon  vorher  die 
Nebengebühren  bedeutend  erhöht  waren.  In  England  hat  man 
sich  zunächst  damit  begnügt,  im  Personenverkehr  viele  Aus- 
nahmesätze aufzuheben  und  die  Tarife  bis  zu  50  %  zu  er- 
höhen. Neuerdings  sollen  auch  die  Gütertarife  an  die  Reihe 
kommen,  die  bis  dahin  nicht  wesentlich  gesteigert  sind.  In 

len  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sind  die  Einheitsätze 
für  die  Personenmeile  von  2  Cents  auf  3  cents,  d.  h.  um  CO  %, 
erhöht  worden,  die  Gütertarife  sind   gleichfalls   seit  Mitte 

les  Jahres  1918  erheblich,  um  25  bis  50  %,  in  die  Höhe  gesetzt, 
nachdem  man  sich  in  den  ersten  Krieg.sjahren  mit  Steige- 

ungen  von  5  bis  10  %  begnügt  hatte.  Die  Ausgaben  —  allein 
für  Löhne  haben  sie  sich  dort  gegen  1917  um  500  Millionen 
Dollar  vermehrt  —  sind  viel  stärker  gestiegen  als  die  Ein- 
aahmen. 

Während  in  den  am  Krieg  unmittelbar  beteiligten  Ländern 
der  Eisenbahnbau  fast  vollständig  ruhte,  ist  in  Australien 
eine  neue  1693  km  lange  Überlandbahn,  die  sog.  Wüsten- 
bahn, die  West-  und  Südaustralien  von  Kalgorlie  bis  Port 
Augusta  durchschneidet,  vollendet,  und  von  der  Cap-Kairo-Bahn 
ist  die  von  Kapstadt  nach  Norden  sich  erstreckende  Linie 
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ein  gutes  Stück  nach  Norden  weiter  vorgeschoben.  Der  große 
Plan  eine«  Tunnels  unter  dem  Ärmelkanal,  von  dem  m  dieser 
Zeituno-  wiederholt  die  Rede  gewesen  ist  und  dessen  Aus- 
führun°  bisher  an  politischen  Bedenken  scheiterte,  ßcheint, 
nachdem  England  und  Frankreich  sich  eng  verbündet  haben, 
seiner  Verwirklichung  entgegenzureifen. 

Und  schließlich  auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahnpolitik  noch 
eine  Erscheinung  von  größter  Tragweite.  Es  ist  früher  hier 
mitgeteilt,  daß  die  englische  Regierung  gleich  bei  Beginn 
des  Krieges  alle  Privatbahnen  in  Staatsbetrieb  genommen  hat. 
Dem  Beispiel  sind  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  am 
1.  Januar  1918  gefolgt,  das  riesige  Netz  der  dortigen  Eisen- 
bahnen wird  seitdem  wenigstens  dem  Namen  nach  einheitlich 
betrieben.  Über  die  eigenartige  Organisation  ist  vor  einiger 
Zeit  in  diesen  Blättern  eingehend  berichtet.  Nun  heißt  es, 
daß  auch  die  spanische  Regierung  die  Privatbahnen  verstaat- 
üchen,  daß  Portugal  die  einzige  große  dortige  Privatbahn 
ankaufen  wül,  und  die  französische  Regierung  hat  vor  eini- 
gen Wochen  dem  Abgeordnetenhaus  den  Entwurf  eine«  Ge- 
setzes vorgelegt,  das  sie  zum  Erwerb  der  fünf  großen  Privat- 
bahnen für  den  Staat  ermächtigen  soll.  Sollten  alle  diese 
Pläne  ausgeführt  werden  und  sollten  die  großbritannischen 
und  die  nordamerikanischen  Eisenbahnen  dauernd  in  das 
Eigentum  der  Staaten  übergehen  —  worüber  sich  heute  die 
Regierungen  noch  nicht  klar  sind  und  wozu  auch  noch  lange 
and  schwierige  Verhandlungen  mit  den  Privatbahnen  erfor- 
derlich sein  würden  —  so  ergibt  sich  etwa  folgendes  \er- 
hältnis  der  Staatsbahnen  zu  dem  Gesamteisenbahnnetz  der 
Erde:  Im  Jahre  1917  betrug  der  Umfang  des  Eisenbahnnetzes 
der  Erde  1141411  km.  Davon  waren  365  258  km,  also  etwas 
mehr  als  der  dritte  Teil.  Staatsbahnen.  Die  Länge  der  Staats- 
hahnen würde  unter  Hinzurechnung  der  vorerwähnten  zur 


Verstaatlichung  bestimmten  Bahnen  auf  885  683  km  steigen, 
denen  nur  noch  255  728  km  Privatbahnen  gegenüberständen; 
damit  wäre  der  Siegeslauf  des  Staatsbahngedankens,  der  Ende 
der  siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  mit  dem  Uber- 
gang Preußens  zum  reinen  'Staatsbahnsystem  begonnen  hat, 
vollendet.  Jedenfalls  aber  ist  es  ein  Zeichen  der  werbenden 
Kraft  des  Staatsbahngedankens,  daß  die  beiden  wirtschaftlich 
hochstehenden  Staaten,  in  denen  bisher  die  Privatbahnen  die 
Alleinherrschaft  führten,  sich  in  diesem  gewaltigen  Krieg 
von  den  dem  Privatbahnsystem  anhaftenden  Schwächen  über- 
zeugt und  den  Entschluß  gefunden  haben,  es  sozusag>en  mit 
einem  Ruck,  einem  Gewaltstreich,  vorerst  zu  beseitigen. 

Uns  Deutsche  maß  es  mit  Genugtuung  erfüllen,  daß  ein 
Wirtschaftssystem,  das  auf  durchaus  sozialer  Grundlage  be- 
ruht,  das  deutsche  Volkswirte  erdacht  und  das  die  deutschen 
Regierungen  zuerst  in  größerem  Umfang  eingeführt  und 
weiter  ausgebildet  haben,  nunmehr  die  ganze  Welt  erobert  hat. 
Wenn  ein  solcher  Erfolg  geistiger  und  praktischer  deutscher 
Arbeit  nur  ein  geringer  Trost  ist  in  dem  schweren  Unge- 
mach, von  dem  wir  im  Jahre  1918  heimgesucht  sind,  so  dürfen 
wir  im  Gedanken  daran  doch  vielleicht  die  Hoffnung  aus- 
sprechen, daß  deutscher  Geist  und  deutsche  Tatkraft  auch 
den  Weg  finden,  der.  uns  wieder  besseren  Zeiten  entgegen- 
führt. Und  dazu  bedarf  es  in  allererster  Linie  der  Mitwir- 
kung der  Beamten  und  Arbeiter  unserer  Eisenbahnen.  Sie 
haben  in  den  vergangenen  schwei-en  Jahren  des  Niedergangs 
den  Mut  nicht  sinken  lassen,  und  sie  müssen  und  werden  alle 
Kräfte  zusammennehmen,  nm  die  Eisenbahnen  wieder  in  die 
Höhe  zu  bringen.  Sie  werden  sich  damit  aufs  neue  den  Dank 
des  Vaterlandes  verdienen.  Denn  die  Aufrechterhaltung 
eines  gesunden  Verkehrs  ist  das  beste  Mittel  z:ur  Wieder- 
belebung unserer  Wirtschaft  A.  v.  der  Leyen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebie  t.*) 
Deutschland. 

—  Ansnntzung  der  Triebwagen.  Bei  dem  zurzeit  herrschen- 
den Lokomotivmangel  ist  es  unbedingt  geboten,  die  Trieb- 
wao-en  möflicbst  bis  zur  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  aus- 
zunutzen Die  Umlaufpläne  der  Triebwagen  .sind  daher  nach 
einem  Erlaß  des  preußischen  Ei&enbahnministers  vom  16.  De- 
zember 1918  einer  sorgfältigen  Nachprüfung  daraufhin  zu 
unterziehen,  ob  zur  Milderung  des  Lokomotivmangels  Per- 
sonenzüge durch  Triebwagenfahrten  ersetzt  werden  können. 
Triebwagen,  für  die  im  eigenen  Bezirk  keine  Verwendung 
besteht  oder  die  nicht  genügend  ausgenutzt  werden  können, 
Rind  an  andere  Bedarfsbezirke  abzugeben. 

—  Zar    Einführung    des    Achtstundenarbeitstages.  Der 

preußische  Ei.senbahnminister  hat  mit  Erlaß  vom  15.  De- 
zember 1918  weitere  Anordnungen  über  die  E'nführung  des 
Aohtstundenarbeitstages  sowie  Aufhebung  der  für  die  Kriegs- 
dauer getrbffenen  Ausnahmebestimmungen  auf  dem  Gebiete 
der  Dienstdauervorschriften  getroffen,  die  wie  folgt  lauten: 
1.  Im  Anschluß  an  Ziffer  3  des  Erlasses  vom  18.  November 
—  IV.  46.  146.  746**)  —  bestimme  ich  für  die  im  stationären 
and  im  Bahnbewachungsdienst  beschäftigten  Beamten  und 
Arbeiter,  daß  innerhalb  der  planmäßigen  Dienstschichten 
^Ziffer  IV,  D.  D.  V.)  die  reine  Arbeitszeit  im  Monatsdurch- 
schnitt, wie  beim  Zugpersonal,  höchstens  8 . 26  =  208  Stunden 
betragen  darf.  Als  reine  Arbeitszeit  gilt  die  Dauer  der  plan, 
mäßigen  Dienstschichten  abzüglich  der  in  den  Dienstplänen 
selbst  oder  in  den  Bahnhofsdienstanweisungen,  Arbeits- 
plänen für  den  Raneierdienst  usw.  festgelegten  Dienstpausen 
(D.  D.  V.  Ziffer  IV  und  11),  die  im  einzelnen  länger  als 
15  Minuten  sind.  Die  reine  Arbeitszeit  ist  hiernach  mit  be- 
sonderer Sorgfalt  von  den  Amtsvorständen  im  Benehmen  mit 
den  Dienstvorstehern  und  nach  Anhörung  des  Personals  für 


*)  Die  Schriftleitung  behält  sich  eine  andere  Unterteilung 

vor,  sobald  die  Neugetaltung  der  Staaten,  deren  Eisenbahnen 
zum  Verein  gehören,  endgültig  feststeht. 

♦*)  Vergl.  Nr.  92.  S.  953  i  Ztg  .  _ . 


die  einzelnen  Dienstpläne  zu  ermitteln  und  in  ihnen  mit  dem 
Monatsdurchschnitt  (Ziffer  77  D.  D.  V.)  zu  vermerken.  Wie 
beim  Zugpersonal,  so  ist  auch  hier  mit  besonderem  Nach- 
druck darauf  hinzuwirken,  daß  die  Ermittlungen  und  die  von 
ihnen  abhäagenden  Änderungen  der  Dienstpläne  so  bald  wie 
möglich  durchgeführt  werden.  Zum  10.  Januar  1919  ist  über 
die  Durchführuno-  dieser  Anordnung  nach  den  im  Erlaß  vom 
11.  Dezember  1918  —  IV.  46.  146  827  —  Ziffer  1  gegebenen 
Weisungen  zu  berichten. 

2.  Die  Vorschrift  unter  Ziffer  1,  daß  Dienstunter- 
brechungen bis  zu  15  Minuten  zur  Arbeitszeit  zu  rechnen 
sind,  gilt  auch  für  die  Haupt-  und  Nebenwerkstätten  sowie 
die  übrigen  fabrikartigen  Betri-ebe  der  Eisenbahnverwaltung, 
femer  für  die  Dienstzweige,  in  denen  es  sich  um  eine  der 
fabrikmäßigen  ähnliche,  also  durch  Betriebspausen  nicht 
unterbrochene  Tätigkeit  handelt  (Ziffer  1/2  des  Erlasses  vom 
18  November  1918  —  IV.  46.  146.  746  — )  mit  der  Maßgabe, 
daß  bei  geteilter  Arbeitszeit  mit  zwischenliegender  größerer 
Pause  nur  eine  solche  Unterbrechung  zulässig  ist,  dagegen 
bei  durchgehender  Arbeitszeit  mehrere  solcher  Unter- 
brechungen zuläs.si2:  sind,  deren  Dauer  insgesamt  aber  30 
Minuten  nicht  übersteigen  darf.  Die  Schichtdauer  und  Ar- 
beitszeit ist  dementsprechend  hier  nach  Bedarf  von  neuem 
zu  bestimmen.  . 

3.  Die-auf  dem  Gebiete  der  Dienstdauervorsohnften  für  die 
Dauer  des  Krieges  erlassenen  Ausnahmebestimmungen,  ein- 
schließlich derjenigen  über  die  Frauenbeschäftigung,  werden, 
soweit  sie  nicht  schon  durch  die  E'nführung  des  Achtstnnden- 
arbeitstags  außer  Kraft  gesetzt  sind,  schon  .letzt  aufgehoben. 
Die  damit  verbundenen  Änderungen  der  Dienstpläne  sind  un- 
verzüglich vorzunehmen,  sobald  das  erforderliche  Personal, 
um  dessen  Heranziehung  und  Ausbildung  sich  alle  beteiligten 
Stellen  nachdrücklich  zu  bemühen  haben,  zur  Verfusrunj  steht. 

Die  Erlasse  vom  25.  Mai  1915  —  IV.  44.  146.  236  —  und 
vom  20,  September  1916  —  IV.  46.  146.  519  —  über  die  min- 
destens dreistündisren  Ruhezeiten  des  Zugpersonals  (Ziffer 
V  3  D,  D.  V,)  bleiben  bis  auf  weiteres  in  Kraft. 

—  Zuschläge  zu  dem  Rangiergelde  des  Lokoraotivpersonala. 

Nachdem  durch  Erlaß  vom  26.  November  d.  J.  angeordnet 
worden  ist,  daß  den  Lokomotiv-  und  Zugbegleitpersonalen 
vorübergehend  bis  zur  Einführung  nach  den  neuen  Dienst- 
dauervorschriften aufzustellender  Dienstpläne  als  Entgelt  für 
die  einstweilen  noch  beibehaltene  planmäßi«©  etärkere  In- 
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anspruchnahm«  in  den  Grenzen  der  bisherigen  Höchst- 
leistungen ein  Zuschlag  zu  dem  täglichen  Fahrgelde  (Pauschal- 
betrag) zu  gewähren  ist,  hat  der  preußische  Eisenbahn- 
minister  die  Eisen  bahndirektionen  ermächtigt,  unter  der 
gleichen  Voraussetzung  auch  den  im  Eangierdienst  be- 
ßchäftigten  Lokomotivpersonalen  einen  Zuschlag  zu  dem  täg- 
lichen ßangiergelde  zu  gewähren,  der  für  Lokomotivführer 
auf  70  S  und  für  Lokomotivheizer,  Feuermänner  uiid  Hilfs- 
feuermänner  auf  50  <5  festgesetzt  worden  ist 

— Polsterdiebstähle  aus  Eisenbahnwagen.  Aus  den  Polster- 
wagen weruen  in  letzter  Zeit  von  ruoüloser  Hand  die  Sitz- 
pOiSter-  und  Eückenlehnenbezüge  abgetrennt  und  eniwendet. 
Die  Eisen bahndiiektion  Berlin  richtet  an  alle  üie  dringende 
Auif orderung,  auch  ihi-eiÄCits  durch  sofortige  Anzeige'  von 
beobacliteten  Vorkommnissen  dieser  Art  an  d.e  nächsie^Eisen. 
bahnstation  zur  Feststellung  de«  Täters  beizutragen,  damit 
dieser  auf  frischer  Tat  gefaßt  wird.  Für  jeden  so  zur  An- 
zeige gebracnten  Fall  von  Sachbeschädigung  und  Diebsuhl 
an  Polsterungen  aus  Staatsbahn  wagen,  daß  der  Täter  der 
ötrafbehörde  zugeführt  werden  kann,  gewährt  die  Eisenbahn- 
direktion  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  eine  Belohnuno- 
01&  zu  öOO  J(- 

—  Wirtschaftliche  Wirkungen  der  Lohnsteigerung.  Über  die 
finanzielle  Wirkung  der  ungeheuren  «teigeruno-  der  Arbeiter- 
Iphne  auf  das  Wirtschaftsleben  und  Verkehrswesen  veröffent. 
ücht  die  Handelskammer  in  Berlin  folgende  interessante 
^.alüen:  „inr  die  schwere  Gefährdung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft durch  die  ungemessenen  Forderungen  der  Arbeiter 
und  Angestellten  hat  die  Handelskammer  zu  Berlin  den  Be- 
hörden zahlenmäßige  Belege  übeneichi,  aus  denen  sich  bei- 
ßpielsweise  lur  Kohle. das  folgende  ergibt.  Die  oberschlesi- 
ftchen  Hauerlohne  betrugen  im  Flieden  bis  9  M  bei  durch- 
schnittlich neunstündiger  Arbeitszeit.  Nachdem  im  Kriege 
die  Lobne  bis  la  Ji  gestiegen  waren,  während  die  Leistuno- 
je  Mann  und  Schicht  von  1,2  t  auf  ü,85  t  sank,  forderten  und 
ertiieli/en  die  Arbeiter  Anfang  November  18,40  Jt  bei  acht- 
Schicht,  dazu  Entschuldungsgelder  in  Höhe  von 
iw  M  b:s  150  M  für  den  Mann.  Die  Leistung  des  Arbeiters 
al>er  ging  gleichzeitig  auf  den  beispiellos  niedrigen  Durch- 
schnitt von  0,75  t  zurück.  Die  Belastung  der  Tonne  Kohlen 
^l^A"^  y/™^*  •  ™  Lohne  des  Häuers  war  somit  von  7,50  auf 
^,50  M  gestiegen,  was  die  Grubenverwaltungen  nötigt,  zum 
1.  Januar  1919  den  Preis  der  Tonne  Steinkohlen  um  mindestens 
W  Jl  zn  erhohen  und  zu  erklären,  daß  dies  mit  Rücksicht 
aut  die  noch  immer  steigenden  Materialpreise  nur  eine  vor 
laut  Ige  Abschlagssumme  sein  könne.  Die  jährliche  Ge 
samtkohlenforderung  mit  nur  250  Millionen  angenommen, 
)n  0/  Steigerung  des  Tonnenpreises  um  10  M,  zu  der  noch 
jU  /o  Kohlensteuer  treten,  zu  einer  Belastung  der  deutschen 
Volkswirtschaft  um  nicht  weniger  als  3  Milliarden  Der 
^f*^  1  Eisenbahn.    Der  auf  mehr 

Iis  1  MiHiarde  geschätzte  Fehlbetrag  der  Preußischen  Staats- 
>ahnen  vergrößert  sich  durch  die  Verteuerung  der  Betriebs- 
u™v-  ^«\tere  150  M;ll.  Jl.,  cUe  Tarife  werden  um  50  bis 
1/  ^o*A4^n^^-  ,  ^^«tLruiikosten  der    deutschen  Volkswirtschaft 
./j—J  Milliarden  Mark.    Die  Belastung  des  Wirtschaftslebens  in 
lem  riesigen  Umfange  von  4.'A-5  Milliarden  ist  mit  den  Sum- 
men zu  vergleichen,  die  früher    im    Staatshaushalt  üblich 
iraren:  d;e  Ausgaben  des  Reiches  für  Heer  und  Marine  be- 
rugen  vor  dem  Kriege  noch  nicht  VA  Müliarden.  und  der  Etat 
es  Reiche  zusammen  mit  allen  Bundesstaaten  erreichte  nur 
'Xz  Milliarden.    Es  braucht  kaum  ausgeführt  zu  werden  in 
velchem  Maße  die  Verteuerung  der  Kohlen  auf  unsere  ganze 
»evyerbetat.'gkeit   insbesondere  auf  die  Schwerindustrier  ein- 
wirken muß.    Man  wird  künftig  Roheisen,    das  früher 
0      gekostet  hat,  nicht  unter  250— 3C0  Ji  herstellen.  Führt 
aan  das  Exempel  fort  bis  zu  den  fertiggestellten  Schienen 
ind  bcüwellen,  den  Wagen  und  Lokomotiven,  so  gewinnt  man 
ine  Vorstellung  von  den  unübersehbaren  Folgen  der  Lohn- 
«wegung.    Diese  erscheinen  geradezu  katastrophal,  wenn 
an  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  deutschen  Industrie  auf 
em  Weltmarkte  denkt,  da  die  Arbeiterlöhne  in  feindlichen 
pudern,  die  obendrein  reichlicher  und  billiger  mit  Rohstoffen 
ersorgt  8:nd,  weit  hinter  den  unseren  zurückbleiben.  Nur 
onere  i^eistung  und  geringere  Ansprüche  vermögen  ein  ver 
rmtes  Land  wieder  zu  Wohlstand  und  Ansehen  zu  brino-en 
-  Die  ungeheure  und  sprungweise  Lohnsteigerung  hat  "mit 
Urem  starken  Bedarf  an  Geldmitteln,  auch  zu  der  außerordent- 
cüen   Vermehrung     des     Notenumlaufes  wesentlich  bei<^e- 
ragen,  die  für  unser  Preisniveau  und  für  unseren  Kredit  im 
Lusiande  so  schädlich  wurde.   Während  die  monatliche  Lohn- 
ahlung  früher  wenig  über  1  Milliarde  in  Anspruch  nahm, 
eechlt^t^*^^""^^^^^^        mindestvens  3  MiUiarden  im  Monat 
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in  Ergänzung  der  Mitteilungen  über  die  Abgrenzun'^  der  Di- 

99  vonT^^  n^^  der  deutschösterreichischen  Staatsbahnen  (Nr. 
99  vom  21.  Dezember  1918,  Seite  1021)  werden  noch  folo-ende 

der-dlNSt^'h^J""  tl^  ietzige  Gestaltung^unriusdehnung 
ifl  inh  Staatsbahndirektionsbezirke  und  Privatbahnnetze,  wiS 
sie  sich  aus  der  durch  Erlaß  des  Staatsamts  für  Verkehrs- 
wesen vom  2.  Dezember  1918  vorläufig  festgestellten  ^ 

scwießlich  der  Elek  rischen  und  Dampfstraßenbahnen,  Seil- 
hahnen usw.)  setzt  sich  wie  folgt  zusammen: 

A.   Staatsbahnen  und  vom  Staate  betriebene 

P  r  1  va  t  bahnen. 

Staatsbahndirektion  Wien    .       .  1 1  n9  t,« 

Staatsbahndiivektion  Linz    Vimtni 

Staatsbahndirektion  Innsbruck    Sfioss^  " 

Siaatsbahndirektion  Villach    .   "  1088  942  " 

Von  der  Nordbahndirektion  verbleibend^  '    "    '  ^  « 

Strecken     .       ....  o'^S 

Von  der  Direktidn  für  die  Linien  der  Staats-  " 

eisen bahngeselischaft  verbleib.  Strecken  318  40S 

Von   der   Nordwestbahndirektion   verbleiben. 1,'  '  " 

rStreoken      ....       .  1 4.7114. 

Staatsbahndirektion  Teplitz    .'   *   '    "  1525787  *' 

Staatsbahndirektion  Jägerndorf     .       •    •    •    •  -q^'A^A  " 

Aussig-Teplitzer    Eisenbahn     (inzwischeA  'in'  " 

fetaatsbetrieb  genommen)      .   253  200 

iiiisgesamt  7437,923  km 
B.  Privaibahnen. 

fc-ifprul".^!""^^  • •  •  279,946  km 
Graz-Köflach  .  qKrÜ  " 

Südbahn      ,    .   .   ;   .   : in§?fi89  " 

Selbständige  Lokalhahnen  .*  i24äoi5 

insgesamt    2785,322  km. 

C,  Bahnen  im  fremden  Staatsbetriebe  37,121  km 

D.  Ausländische  Bahnen  auf 

deut sc h österreichischem  Staata- 

S^^'^^^   95,660km. 

Infolge  der  neuesten  politischen  Ereignisse  hat  die  Staates- 
miSn  '^'P^'"  ^  Amtstätigkeit  v^?!äSf%  einfteÄ 

srWn^ä"?  k"!"""  Anstellungen  bei  den  deutschöstcrreichi- 
unJ  Hen  H  ^f'«f°^  F'T ^  .St^atsamte  für  Verkehrswesen 
iT^  u^^-  .S^aatsbahndirektionen  kommen  in  den  letzten 
Wochen  zahlreiche  Ansuchen  von  Stellenbewerbern  um  Auf- 
nahme in  den  Dienst  dieser  Staat^bahnen  zu.  Diese  Aidien 
müssen,  möge  es  sich  um  Stellen  des  niederen  odÄfhöheren 
cl  inÄ^\lP.''^l  handeln,  ausnahmslos  abgewieS  werS 
m/^ii  "p  -  iT  ;f-^'d,erung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
und  der  Ruckkehr  der  im  Kriegsdienste  gestandenen  Eisen- 
Sret^^l^f^^r  f  °  überaus  großer  Perso?ifübeSuß  Sn- 
getreten  ist,  der  durch  die  Übernahme  zahlreicher  deutscher 
Äneff^hlp*;  Verlassen  außerhalb  DeutschöstlrSch 
Irff^r  i^^>^%-^?^f"°=u^",T"^'^*Q'  weitere  Erhöhung 

t?nt.  ki.^?^  u'^^i'^'^l^  «ich  daher,  Ansuchen  um  Verleihung 
IwIckÄ  ^ilÄi;-^-*---^-^^-  ßtaatsbahnen  alS 

raten  7n  i''*'"^'  ^f*  '  lO^l'  Jahrg.  1918  T  Z?g.)  be- 
Sfc  noch  ni^M^""  >^''''^"**^^''.°  Etg^bnis  ist  der  A  erv  af  nn£^ 
Be^chlnR  l^l^r^^'^T^'''  x'^T^''^  ««^1  ^««li  Neujahr  ein 
Ta^äl^Sf  ^wS?''  werden.  Nach  einer  Meldung  der  Grazer 
SiSn  ^Z^^^''^  ^'f  französischen  Anleihegläubiger  der 
budbahu  bei  den  Friedensverhandlungen  ihren  E  nfluß  dahüi 
fr  äf  mrSn^k  ^rA'  ^  ^  ts  b  a  h  nl  t  recke  Wie^^ 

nnri  «"^K  Kriegsentschadigungsansprüchen  aufgerechnet 

und  dem  Sudbahnnetz  angegliedert  werde.  In  der  Schweiz 
werden      '^^  bereits  Verhandlungen  darüber  geführt 

r.  7"  P®''sonalnachriehten.  Der  deutschösterreichisohe  Staats- 
rat hat  den  Staatsbahndirektor-Stellvertreter,  Reo-ieruno-srat 
Ingenieur  Alois  Pfeiler,  zum  Staatsbahndirek'tor  in"  der 
tunften  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  mit  dem  Titel  eines 
Hofratee  «rnanut 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  EiBenbnhnvprwRltiineen 


Tschecho-slowakisöhes  Gebiet. 

-  GUtorvcisand  nach  dem  tschecliö-slowakischeu  Gebiete. 

Uüt€r&eaduüR€n,  die  zur  Einfuhr  nach  d«m  tscbecho-slowaki. 
«^tien  üia^iä^eoieie  bestimmt  s.nü,  bedurt«ii  -  einer  Eintutir- 
bew  ilio-un^-  ci-er  „Ceskosiovenskä  Komise  vyvozni  a  dovozni 
(tschecSons7owakisclie  Ausfuiir.  und  Einfuürkommisson)  m 
t^ra<>-  i-600.  Die  auf  eio-ens  auf ffeieotea  Formularen  auszu- 
feru^enden  Ansuchen  zur  Erteilung  solcher  Emtuhrbewiiii- 
•^un  °en  sind  au  die  uenannte  Kommission  zu  ricliten.  ben- 
uuu"eu,  uie  otme  solche  üewilüftunÄ  zur  Aufgabe  gelangen, 
wexuen  wohl  bis  in  ihre  Bestumnungsstation  we.terbetoruert, 
ieüoch  vor  ihrer  Ausfolgung  dieser  Kommission  zur  Anzeige 
ieoracht,  die  das  Keoht  besitzt,  über  derlei  «endungen  yer- 
uioen  Es  liegt  daher  im  besonderen  Interesb-e  der  Ver- 
fr^cuter,  diese  Einfuhrbew;lligunc,en  i  echtzeitig  zu  bechatlen 
und  den  Erachtbiieten  beizuscüiieDen.  (Sendungen  aus  Deutsch- 
usterieich,  deren  Ausfuhr  im  bmne  der  V'oilzagsanvveiÄungen 
des  btaatsamtes  für  Kriegs,  und  Übergangswirtschatt  vom 
1  Dezember  1918.  St.  G.  Bl.  ]Nr.  70  und  71,  einer  Ausfuhr- 
bewiUi"-uno-  bedürfen,  müssen  außerdem  noch  mit  der  vor- 
geschriebenen BewiUligung  zur  Ausfuhr  aus  Deutschos. erreich 
gedeckt  sein.  

Ungarn. 

—  Staatssekretär  Kernel  von  Tolnay.  Von  ungarischer  Seite 
wird  uns  über  <icu  kürzlich  zurucügetieienen  imektor  der 
ungarischen  Staat&bahnen,  StaatssekretaT  von  lolnay  fol- 
uehaes  geschrieben:  „Unleugbar  war  'i  einer  der  gioßten 
uanner,  aie  uem  Umstürze  in  Ungarn  zum  Opler  fielen.  Keiner 
von  üeuen,  die  mit  dem  Zeitgeisie  nicht  Schritt  halten.  Wir, 
die  wr  (ielegenheit  hatten,  mit  Kornel  von  Tolnay  zu  ar- 
beiten, wis.ven  es,  daß  er  em  durch  und  durch  sozial  denken- 
der mit  modernen  G-esinnungen  begabter  Mann  ist,  von  dem 
bei' Konsolidierung  der  Neuordnung  noch  sehr  viele«  ejwaitet 
werden  kann.  —  Er  mußte  seinen  hervorragenden  Posten 
■•l,s  Piä.'iiuent  der  ungarischen  Siaatsljahnen  nur  räumen,  weil 
die  Machthaber  der  Revolution  in  ilim  em  Hindernis  ihrer 
P  äne  sahen.  Er  wira  ücm  otieutiichen  Dienst  entzogen,  aber 
hölienthch  nicht  für  allzulange  Ze.t.  Man  wird  m  Ungarn 
bald  ein.*eheu,  daß  auch  uieses  Land  nicht  so  reich  an  Geisies- 
heioen  i»t,  um  einen  Mann,  wie  Tolnay,  für  die  Dauer  ent- 
behren zu  können.  ia  r,^ 

Kornel  v.  Tolnay  wuixle,  wie  bereits  in  Nr.  97  vom  14.  De- 
zember 1918  d.  '/itu-.  mitgeteilt,  am  13.  Januar  1865  m  UTonolio 
bei  Budapest  geboren.  Er  studieite  in  Budapest  und  ging 
nach  Erwerb  des  Ingenieurdiploms  zur  Erweiterung  prak- 
tischer Kenntnisse  ins  Ausland,  arbeitete  hier  bei  versclue- 
<leni'l'clien  Eisenbahuunternehniunoen,  unter  anderen  2  Jahie 
hindurch  beim  Bau  der  Zell-Todtnauer  Eisenbahn.  Mit  reichen 
Kenntnissen  ausgerüstet  nach  Ungarn  zurückgekehrt,  war  er 
vorerst  leitender  Ingenieur  beim  Baue  des  Fiumaner  i>eehatens, 
ilann  5  Jahre  hindurch  in  verschiedenen  \erwendungen  beam 
uuo-ar'schen  Gen-eralinspektorat.  spcätcr  als  Betriebsleiter- 
Stellveitre.er  und  dann  als  Betriebsleiter  der  kon.  ung. 
.■^taatsbahnen  in  Budapest  und  Debreczeu.  Aus  dem  btaats- 
(lienste  wurde  er  zum  Direktor  der  neugegrundeten  Elektri- 
zität- und  Kommunikation  A.-G.  berufen,  wo  er  m  seiner 
C-iährigen  Tätigkeit  an  der  Spitze  dieses  hervorragenden  Un- 
ternehmens leichlicli  Gelegenheit  hatte,  sich  zu  uberzeugen, 
daß  das  geschäftliche  Leben  sich  nicht  nach  den  l)urokra- 
tischen  Fojrmalitäten  richtet.  . 

Mit  reichen  Erfahruusfcn  trat  Kornel  von  Tolnay  im  Jahre 
1914  abermals  in  den  ^Staatsdienst  und  wurde  Präsident  der 
kön.  ung.  Staatsbahnen,  um  dort  in  deren  schon  etwas  morsch 
gew^orueneni  und  tien  veiäntleiten  Verhältnissen  nicht  mehr 
gefügigem  Organismu.s  neues  Leben  zu  schaffen.  Leider 
wurde  er  in  dieser  iseiner  Tätigkeit  durch  den  ausgebrochenen 
Krieg  verhindert,  Tolnay  mußte  sich  darauf  beschränken, 
üiit  den  alten  beschränkten  Mitteln  das  Möglichste  zu  leisten. 
I1aß  ihm  das  gelungen,  daß  die  kön.  ung.  Staatsbahnen  unter 
seiner  Leitung  während  des  Krieges  Hervorragende«  geleistet 
haben,  das  wissen  wir  alle."  * 

Fremde  Erdteile. 

—  Die  Eisenbahnen  Indiens.  Trotz  der  großen  Entfernung 
von  den  Hauptkriegsschauplätzen  sind  die  Eisenbahnen  von 
Indien  vom  Kriege  nicht  unberührt  geldieben,  wie  aus  dem 
erst  jetzt  bekannt  gegebenen  Jahresbericht  für  das  Geschäfts- 
jahr 1915/16  hervorgeht.  Sie  haben  nicht  nur  große  Mengen 
Von  Truppen  und  Kriegsgerät  befördern,  sondern  auch  Per- 
sonal und  Material  für  die  Eisenbahnen  in  Ostafrika,  Meso- 
potamien und  auf  den  anderen  Kriegsschauplätzen  abgeben 
müssen.  Die  Schmalspurbahnen  haben  allein  in  den  ersten 
zwei  Kriegsjahren  50  Lokomotiven,  600  Fahrzeuge,  über 
250  km  Schienen  und  eine  halbe  Million  Schwellen  zur  Ver- 


fügung gestellt.  Als  die  englische  Regierung  diejenige  von 
Inuien  aufforderte,  sich  an  uer  Herstellung  von  Granaten  zu 
beteiligen,  übertrug  diese  die  erforderlichen  Arbeiten  den 
Eisenbahnen,  üie  den  Betrieb  ihrer  Werkstäüien  entspiechend 
umstellten.  Auüeruem  wurden  in  den  Werkstätten  Lazarett- 
züge, sowohl  für  britische,  als  auch  für  eingeborene  'l'ruppen 
ausgerüstet. 

Die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  der  indischen  Bahnen 
—  365  04b  000  f  —  betrug  im  Betriebsjahr,  das  das  erste  volle 
Kriegs.-jahr  war,  5,0ö  %,  was  gegen  das  letzte  Frieuensjahr 
eine  genüge  Verscülechterung  (um  0,6  %),  gegen  das  ers^e 
Kiiegsjahr  eine  erhebliche  Verbesserung  beueutet.  Der  Be- 
trieosuoerschuß  ergab  mit  4  0?6t00  £  eine  Betriebszahl  von 
50,91.  Der  Personenverkehr  hat  stark  zugenommen,  doch 
brachte  jeder  K-eisende  auf  das  Kilometer  nur  etwa  1  Pfennig 
ein.  Die  Durohschnittsentfemung  für  die  Betörderung  von 
Gütern,  334  km,  war  üie  größte  in  den  11  Jahren,  in  denen 
Berichte  veröl fentiicht  worden  sind,  aber  auch  hier  war  die 
Einnaüme  nur  gering:   etwa  2  Pfennig  für  1  t  und  1  km. 

im  BerichtsjaHr  würden  383  km  Bieitspurbahnen  (1,67  m 
Spur),  276  km  Meterspur-,  222  km  Schmalspurbahnen  mit 
Vo  cm  Spur  und  94  km  mit  61  cm  Spur  eröffnet.  Dies-er  Zu- 
wachs von  zusammen  975  km  brachte  die  Länge  des  ganz^en 
indischen  Eisenbahnnetzes  auf  57  691  km. 

—  Eisenbahnen  in  Spanisch-Marokko.  In  Spanisch-Marokko 
wurde  üie  46  km  lange  Eisenbahn  Ceuta-Tetuan  in  1  m- 
Spur  am  17.  Mai  laJ.7  aem  Verkehr  übergeben,  nachdem  der 
Bau  im  Januar  1913  beschlossen,  die  Pläne  im  April  1914 
fertiggestellt  waren.  Die  Baukosten  betrugen  rund  10,85 
Millionen  Pesetas.  Die  Linie  enthält  5  Tunnel  und  5  Brücken. 
Die  1^'ahrzeuge,  6  Lokomotiven,  12  Personen-  und  10  Güter- 
wagen, stammen  aus  üen  Vereinigten  Staaten.  Tetuan  ist 
mit  dem  Hatenorte  Kio  Martin  scnon  seit  län,gerer  Zeit  duich 
eine  11  km  lange  Bahnlinie  verbunden. 

Uber  die  iortführuug  üer  Bahn  T  a  n  g  e  r  -  R  a  b  a  t ,  die 
iunerhalb  des  iniernationalen  Gebiets  vollendet  ist,  über  die 
Grenze  des  spanischen  Pioteklorats  hinaus,  verlautet  noch 
uiclils.  Auch  üer  Bahnbau  Tanger-Fes  ist  innerhalb  üer 
siiam.'clicn  Zone  nicht  weiter  geuiehen.  Der  Bau  ist  nach 
uem  ti  auzösiscli-spanischen  'Übereinkommen  vom  27.  iNovem- 
bei'  ]i(i2  der  lianzosischen  Compagnie  G^^nerale  du  Maroc  in 
Pari.^,;  und  der  spanischen  Compagnie  Generale  Espagnole  du 
.Maioc  in  Madriu  übertragen;  iöchterge Seilschaft  üie^er  bei- 
den Gesellschaften  ist  die  französisch-spanische  Eisenbann- 
(^Gscllschaft  Tanger-Fes  mit  dem  Sitz  in  Meknes  und  der 
Hauptverwaltung  in  Paris;  von  dem  Gesellschaf  tskapiial 
von  15  Millionen  Franken  fallen  40  %  auf  die  spanische,  bO  % 
auf  die  französische  Muttergesellschaft. 
Im  Bezirk  Melilla  ist  die  Bahn  Nador-Batel  im  Betriebe. 

(Nach  „Wirtschaftsdienst"  1918,  Nr.  36  vom  6.  9.) 

—  Freiheit  der  Eisenbahner  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Der  Generaldirektor  der  Eisenbahnen  der  Ver- 
einigten Staaten  Mc.  Adoo  hat  durch  einen  Erlaß  im  Oktober 
lüis'a.len  Beamten  und  Arbeitern  der  Eisenbahnen,  solange 
dLes.0  im  Staatsbetriebe  sind,  jede  Teilnahme  an  der 
Politik  slieng  verboten.  Sie  dürfen  in  keinerlei  politische 
V^ersanimiungen  gehen,  keine  Wahlen  in  politische  Ausschüsse 
annehmen,  latsäehlich  ist  damit  die  politische  Tätigkeit  und 
die  Ausübung  des  Stimmrechts  für  etwa  2  Millionen  stimm- 
berechtigter Bürger  der  Vereinigten  Staaten  beseitigt.  Ein 
Protest  einzelner  Ei&enbahnvereine,  die  mit  Recht  hervor- 
hoben, daß  darin  eine  starke  Beschränkung  der  bürgerlichen 
Rechte  der  Eisenbahner  liege,  ist  ohne  Erfolg  geblieben.  - 
Und  —  was  vielleicht  noch  merkwürdiger  ist  —  eine  Zeitschrift 
w'e  Railway  Age  hält  diesen  Erlaß  des  G-eneraldirekt orf- 
für durchaus  richtig.  Solange  die  Eisenbahnen  der  Ver- 
einigten Staaten  Privatbahnen  waren,  hätte  niemand  ihnen 
verbieten  können,  beim  Kongreß  sich  über  die  Eisenbahn- 
verwaltun i^en  zu  beschweren  und  Hilfe  und  Schutz  gegen  sw 
zu  erbitten.  Jetzt,  wo  die  Staaten  ihre  Brotherrn  sind,  sei 
das  nicht  mehr  angängig.  Denn  der  Kongreß  und  die  von 
ihm  eingesetzte  Verwaltung  nehmen  selbst  de  Rechte  de 
Eisenbahner  wahr,  er  wisse  besser  als  diese,  was  ihr  wahie 
Wohl  sei.  Was  sollte  daraus  werden,  wenn  2  Mill.  vom  Staati 
anaestellte  stimmberechtigte  Bürger  eine  Maßregel  des  Kon- 
o-resses  bekämpften?  Die  Railway  Age  beruft  sich  auf  ähnliche 
Bestimmungen  der  Staatsbahnverwaltung  von  Queensland,  sw 
behauptet,  in  England  würde  auch  erwogen,  den  Eisen- 
bahnern, falls  es  zu  Staatsbahnen  käme,  ihre  politischen 
Rechte  zu  entziehen.  Die  Beschränkung  der  KoaPtionsfrei- 
heit  der  Eisenbahnarbeiter  in  Preußen  käme  auf  dasselb< 
hinaus  (!).  Der  Artikel  schließt  mit  dem  Satze:  „Je  mehi 
Beamte  eine  Regierung  hat,  desto  notweu' 
diger  ist  es,  sie  von  .leder  Politik  fern  z' 
halten  zum  Schutze  der  Rechte  und  Int  er 
essen  der  Allgemeinheit"  Eines  Kommentai 
können  wir  uns  enthalten. 


LIX.  Jahrg-ung 
1.  Januar  iViy. 
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Rechtspflege. 

^  —  Zur  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  verloren  KCR2">senes 
Frachtgut.  Ur  sächlicher  Zusamm'Cahano;  zwischen  dem 
Schaden  und  "lober  Fahrlässiskeit  (Entsche  duno;  des  Ecichs- 
geiichu  vom  19.  10.  1918.  I.  91/18.)  Die  Fra.i^e,  ob  den  Ab- 
äsender selbst  an  der  Enlslehuno-  eiae«,  den  Wert  des 
Gutes  übersteioenden  Schadens  ein  Verschulden  oder  Mitver- 
schulden trifft,  ist  von  dem  Iteichsgericht  im  folgenden  Streit- 
falle erörtert  worden: 

Die  Klä<;erin  versandte  am  14.  Februar  1916  von  ihi^er 
Station  St.  7  -Maschinenteile  ihrer  Brennereieinrichtung  im 
GJewicht  von  190t>  ka-  an  'die  Firma  P.  in  Landsberg  a.  W 
zur  Eeparatur.  In  Landsberg  traf  aber  nur  der  Frachtbrief 
ein,  während  der  Wagen  mit  den  Maschinenteilen  fälschlich 
nach  Beriin-Osthafen  gelangte.  Bei  seinem  Eingang  dort  soll 
■der  Wagen  mit  einem  Beklebezettel  „Militärgut  von  Ignalino 
nach  Beriin-Osthafen,  Empfänger  Kriegsmetallgeselfschaft" 
versehen  gewesen  und  auf  Grund  dieser  IJezettelung  und  nach 
Ausfertigung  eines  Ersatzfrachtbriefes  an  die  Kriegsmetall- 
gesellschaft  ausgeliefert  sein.  Die  letztere  soll  die  Sendung 
an  die  Firma  C.  in  Essen  weitergegeben  haben,  von  der  die 
Maschinenteile  eingeschmolzen  sein  sollen.  Die  Absenderin 
verlangt  nun  vom  Preußischen  Eisenbahnfiskus  neben  dem 
Wert  der  Masciiinenteile  10  800  Jl  weiteren  Schaden,  zu  dessen 
Begrunduno-  sie  geltend  macht:  Die  verloren  geganaenen 
Maschinenteile  ihrer  Brennerei  habe  sie  sich,  nachdem  ihr  der 
Verlust  bekannt  geworden  sei,  anderweit  nicht  früher  be- 
schaffen können  als  gegen  Ende  1916;  d'cshalb  sei  ihre  neu 
eingenehtetp  Bremnerei  erst  Ende  1916  fertig  geworden. 
Wäre  der  Verlust  nicht  eingetreten  oder  hätte  wenigstens 
■die  Bahn  ihr  auf  ihr  Ersuchen  früh  genuo-  mitgeteilt,  daß  die 
Sendung  als  verloren  gegangen  zu  betrachten  »ei,  so  würde 
sie  durch  rechtzeitigen  Ersatz  der  Ma.schinenteile  ihren 
Brennereibetneb  ischon  im  September  1916  fertiggestellt 
naben.  Da  dies  nicht  möglich  gewesen  sei,  habe  sTe  ihren 
Viehbestand,  für  dessen  Ernährung  wesentlich  die  Schlempe 
aus  der  Brennerei  in  Betracht  gekommen  .s.ei,  teils  durch  un- 
rentablen vorzeitia^en  Verkauf  herabsetzen  mü.ssen,  teils 
nicht  fett  machen  konnten.  Der  hierdurch  entstandene  Scha- 
den betrage  10  800  .M. 

Sowohl  das   Landgericht  als  auch  das  Olx-rlandeso-^richt 
Konit;sberü-  haben  diesen  den  Wert  der  Maschinenteile"  über- 
steigenden Schadener-satzanspruch  abgewiesen.   Das  Reichs- 
gericht  hob  aber  die  Entscheidung  auf  und  verwies  die 
.>ache  an  das  Oberlandesgericht  zurück     Aus  den  Entschei- 
(lungsgrünaen:   „Das  0)>erland€sgericht  unterstellt  zu  gunsten 
der  Klägerin,  daß  dei'  Verlust  des  Gutes  auf  grobe  Fahr- 
lässigkeit der  Eisenbahn  zurückgeführt  werden  könne,  ver 
iio^nt  aber  die  Ersatzpflicht  wegen  des  geforderten  weiteren 
.-'chaiiens  aus  dem  Gninde,  weil  die  Klägerin  nicht  verhindert  j 
gewesen  «.ei,  die  in  Verlust  geratenen  Maschinenteile  recht- 
zeitig neu   zu   bestellen  und  sie  dann   reciitzeiti"-  o-eliefert  I 
worden  waren,  so  daß  der  geforderte  Schaden  vermieden  wäre  1 
■und  nicht  in  unsäehl'ichem  Zusammenhang   mit   der    «roben  i 
FahHassigkeit  der  Bahn,  sondern  mit  eigenem  Verschulden 
der  Klagenn  stehe  (§  254  BGB.).    Denn  nach  §  90  der  Ei.sen- 
bahnverkehrsordnung  habe  die  Klägerin  .30  Tao-e  nach  Ab- 
lauf der  Lieferfristen  (§  75  Ei.senbahnverkehrsordnuno-)  das 
irut  als  verloren  betrachten  dürfen-  ohne  dem  Einwandte  aus- 
gesetzt zu  .sein,   daß  der  Frachtvertrag  doch   noch  erfüllt 
werde,  und  daraufhin  schon   so  frühzeitig   ihre  Maßreo-eln 
wegen  Neubestellung  'der  Maschinenteile  treffen  können  "und 
miissen,  daß  der  geforderte  weitere  Schaden  nicht  entstanden 
"^^''^''f'  Erwägung  des  Oberlandese-erichts  übersieht,  daß 
<lurch  Bekanntmachung  des  Eeichseisenbahnamtes  betr  vor- 
übergehende Änderungen  der  Eisenbahnverkehrsordnunö-  vom 
10    Augu.st  1914  sämtliche  Lieferfristen  der  Eisenbahnver- 
kehiison-lnung   für   den    Privatverkehr   außer   Kraft,  gesetzt 
waren  und  damit  auch  der  Bestimmung  des  §  90  die  Grund, 
läge  und  Voraussetzung  entzogen  wurde.    Muß  aber  die  aus 
§   90    Eisenbahnverkehrsordnung    entnommene  Begründuno- 
ausscheiden, so  läßt  die  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts 


im  übrigen  eine  genugende  Begründung  dafür  vermis&cn,  daß 
die  Klägerin  im  Hinblick  auf  §  2M  BGB.  den  geforderten 
weiteren    Schaden    ausschließlich    selbst    zu    trao  cn    habe " 

"k.  m.-l.* 


Bücherschau. 

~  Kurzer  Leitfaden  der  Elektrotechnik  für  Unterricht  und 
Praxis  in  allgemein  verständlicher  Darstellung.  Von  Rudolf 
Krause,  Ingenieur.  Dritte,  verbesserte  Auflage.  Heraus- 
gegeben von  Professor  11.  Vieweger.  Mit  349  Textfiguren 
Berlin,  Verlag  von  Julius  Springer.  1918.  Preis:  gebunden 
8  JL. 

Die  Zahl  der  Leitfäden  und  Lehrbücher  über  die  elektro- 
technischen Fachgebiete  ist  groß.  Für  die  verschiedenen 
Lehrkre.se  das  Passende  herauszufinden,  ist  .iedoch  nicht 
leicht.  Ein  besonderes  Bedur.ms  nacn  allgemein  verständ- 
lichen elektrotechnischen  Belehrungsmitteln  liegt  für  weitere 
technische  Kreis.e  vor,  die,  selbst  nicht  auf  elektrotechnischem 
Gebiete  tätig,  durch  ihre  Berührung  mit  der  Elektiotechnik 
haulig  in  die  Lage  kommen,  sich  eigene  Anschauuuoen  auch 
aut  Uiesem  Gebiet  bilden  zu  musssen.  Für  solche  lechniker 
ist  der  vorliegende  Leitfaden  ein  ausg-ez-eichneter  We^we  ser 
und  Berater.  Das  Buch  verfolgt  darüber  hinaus  den  "Zweck, 
,,alien,  die  die  Elektrotechnik  als  Beruf  ergreifen  wollen,  wie 
ritudierenden,  Technikern  und  Monteuren,  eine  möglichst  klare 
\  orstellung  der  Vorgänge  in  elektrischen  Apparaten  und  Ma- 
scli.nen  zu  geben".  Auf  Anschaulichkeit  der  Darstelluno-  ist 
demzulolge  besonderes  Gewicht  gelegt,  dabei  von  dem  "bild- 
lichen Eriauterungsmittel  ausgiebigster  Gebrauch  gemacht 
Die  Schilderungen  lassen  an  Deutlichlreit  und  Klarheit  nicht« 
zu  wünschen  übrig;  für  die  Abbildungen  ist  vielfach  —  wohl 
aus  Ivriegsgrunden  -  die  Form  freihändig  gezeichneter 
Skizzen  gewählt,  die  m  dieser  schlichten  Form  freilich  nicht 
immer  die  hochstgestellten  Ansprüche  befriedigen.  In  bezuo- 
aut.  rechnerische  Behandlung  der  Vorgänge  ist  »ehr  Maß  o-^- 
ha-ten,  und  in  Anbetracht  der  Ziele  des  Buches  mit  Recht; 
wer  seine  Studien  hierauf  ausdehnen  will,  hat  sich  an  wissen- 
schal tlicheie  Arbeiten  zu  halten,  an  denen  kein  Man"-el  ist 
immerhin  sind  dem  Les.9r  im  vorliegenden  Lehrbuch  die  wich- 
tigen rechnerischen  Grundlagen  geboten,  die  zudem  durch  Bei- 
spi-ele  erläutert  sind.  Die  Berichterstattung  beweo-t  sich  im 
^r^-?:  durchweg  auf  moderner  Grundlage;  sie  ist  aus  den 
vernaltni.ssen  der  Praxis  entwickelt. 

Die  Grunderscheinungen  und  das  Wesen  des  elektrischen 
Stromes  kommen  nur  soweit,  wie  zum  Verständnis  drino-end 
notig,  zur  Sprache;  ausführlicher  sind  die  Grundbegriffe  - 
Stromstärke.  Spannung,  Widerstand,  Watt,  Leistung  und  Ar- 
beit bei  Gleich-  und  Wechselstrom  — ,  ferner  die  Erzeuo-uno-s- 
arten  des  elektrischen  Stromes  zur  Darstellung  gelanot  "Einer 
anschießenden  Abhandlung  über  die  Meßinstrumente  f6lo-t  das 
III  tunf  weiteren  Abschnitten  vorgetragene  Ilauptthema,  in 
üem  die  Strom erzeuoer  für  Gleichstrom,  für  ein-  und  mehr- 
phasischen  Wechselstrom,  die  Gleich-  und  Wechselstrom- 
motoren, daran  anschließend  die  Umformer  und  Spannun.>s- 
wandler  ausoicbiger  erörtert  sind.  Schalter,  'Sicherungen  und 
Schutzvorrichtungen  gegen  Überstrom  und  Üiberspannuno-en 
nebst  Isolatoren  schließen  sich  als  Teile  der  Schaltanlaoen 
sachgemäß  an.  Ein  größerer  Raum  ist  dann  dem  elektrischen 
laicht  gewidmet,  von  der  Kohlenfadenlam}>e  an  bis  zur  Queck- 
silberdampflampe, dem  kalten  Licht  der  Geißlerröhren  und 
dem  Rohrenlicht  von  Moore.  Den  Schluß  bildet  ein  Abschnitt 
Uber  die  elektrischen  Stromerzeugungs-  und  Verteiluno-san- 
lagen  mit  ihrem  Zubehör.  Auch  das  elektrische  Bahnwesen 
ist  hier,  wenn  auch  nur  auf  wenisjen  Seiten,  in  die  Betrach- 
tung einbezogen.  Wie  man  sieht,  ist  es  die  Starkstromtechnik, 
deren  Grundlagen  und  wesentlichste  Anwendungsformen  das 
Buch  zum  Gegenstande  hat. 

Wir  können  das  vortreffliche  Werk  den  Kreisen,  für  die  es 
geschrieben  ist,  aufs  wärmste  empfehlen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Ausnahmetarif    für    eiljrntmäßiffe  Bc- 
förderun«:    von    Bucheckern    usw.  — 
Tfv.  2  K  34. 

Mit  Gültigke't  vom  1.  Januar  1919 
tritt  die  unter  B  gewährte,  am  15.  No- 
vember 1918  außer  Kraft  getretene 
Bestimmung  über  eilgutmäßige  Beför- 


derung von  Getreide,  Hülsenfrüchten, 
Samen  und  Sämereien  bei  Aufgabe  als 
Frachtstückgut  zur  Aussaat  wieder  in 
Kraft. 

Au'.skunft  geben  die  beteiligten  Güter, 
abfertigungen  sowie  das  Auskunfts- 
bureau, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  28.  Dezember  1918.  (13) 
ELsenbahndirektion. 


Überfuhrgebühren. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  März  1919  wer- 
den die  für  die  Ladestellen  Akresch- 
fronze,  Pfaffendorf  b.  Liegnil z  und 
Woidnig  bestehenden  Überfuhrge. 
bühren  erhöht  und  für  die  Laileslelfen 
Gurkau,  Kaschewen  und  Nicmarcz.yn 
solche  Gebühren  neu  eingeführt. 

Auskunft  erteilt  ibis  zum  Enscheinen 
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ZeituuK  des  Verein» 
Deutscher  Kisenbuhnverwal'-'nßen. 


■ein^e«  Xachtraoes  die  BetriebsabteilunK 
cter  G.  m.  b.  H.  L«nz  &  Co.,  Berlin,  ia 
Breslau,  Schweidtnitzer  Stadtociaben  12. 
RawiUsch,  den  19.  Dezember  1918.  (11) 
Di^rektion 

d.  Lie^nitz-Rawitscher  Eisenbahn-Gres. 

a)  Staats,  und  Privatbalm-Güterverkehr 

Heft  C  1.  —  Tfv.  5  — 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander.   Tfv.  200. 

Mit  Giiltiykeit  vom  1.  Januar  1919  ab 
wird  d'r  durch  die  Güterabfei-ti^uns 
Berlin  Zentra'Imarkthalle  neben  der 
Fracht  zu  erhebende  Gebühr  für  isämt- 
liche  Güter  wie  folgt  fest.oesetzt : 

bei  Waoenladunoen  für  die  Wa.oen- 

achse  10  Ji, 
bei  Stückgut    für    .ie  ano«fano-.etne 
50  kg  de«  wirklichen  Gewicht« 
25  .S. 

Näheres  enthält  die  am  2.  1.  19  er- 
.scheuienie  Nummer  des  Tarif-  und  Ver. 
k  e  h  Ds  anzeige  i  s. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbureau, hier,  Bahnhof  Alexander, 
platz. 

Berlin,  den  28.  Dez.ember  1918.  (12) 
Eisenbahndirektion. 

Wechselverkehr   der   deutschen  Eisen, 
bahnen,  Heft  22  C  II. 
Seehafen-Ausnahmetarife. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1919 
werden  die  Stationsfrachtsätz>e  im  Aus- 
nahm etarif  S.  14  für  Baumwolle  usw. 
für  Ettlingen-IIolzhof  (Albtalbahn)  ge- 
ändert. 

Näheres  im  Gemeinsamen  Tarif-  und 
Verkeil  tsa  nzei^u'er. 

Hnnnovfi-,  den  21.  Dezembeq  1918.  (5) 
Eisenbahndirektion. 


Erhöhung  der  Umlade,  und  Rollhock- 
iKchühren. 

Mit   Gültigkeit  vom   1.   Januar  1919 
wird  die  Gpbiilir  für  die  T'mladunu'  der 
;n    Dornilorf,    Eisfeld    und  Hildburg- 
hausen von  uuil  nach  den  anschließen- 
den   S(  hii'alspurbahnen  übergehenden 
Waienla  hingen  teilweise  erhöht.  Zu- 
glei(di    tritt     auf    der  Eisfe'.d-TTnter- 
nenlnuiiner  Bahn  auch  teilweise  eine 
Erhöhung  der  Eollbockgebühren  ein.  — 
Die  Bestimmung  im  Tarifheft  C  1  des 
Staats-      und  Privatbahn-Gütertarifs 
unter  C  1  35  und  im  Geme'nsamen  Hefte 
für     den     Wechselverkehr  deutscher 
Eisenbahnen  unter  F  III  35  erhält  vom 
genannten   Tage   an  bis  auf  weiteres 
folgende  Fassung : 
„35.  Preußisch-Hessische  Staatseisen- 
balinen.         SohmaOispurbahnen  des 
Direkt ionsbezirkes  Erfurt:  Dorndorf- 
Kaltennordheim  ;  Eisfeld-Unterneu- 
brunn ;  Hildburghausen-Lindenau» 
Friedrichshall. 

Neben  der  Fracht  und  von  dieser  ge- 
trennt wird  l>ei  Wagenladungen  für  die 
in    Dorndorf,    Eisfeld    und  Hildburg- 
hausen erforderliche  Umladung  aus  den 
VolLspurwagen  in  die  Schmalspurwagen 
oder  umgekehrt  oder  für  die  Gtestellung 
von  Roliböcken  an  Zuschlag  für  .ie  an- 
.gefangene  100  kg  des  wirklichen  Ge- 
Avichts  erhoben : 
1.  liei  Ste'ngruis,  ungemahlen  (Abfall 
liei  der  Herstellung  von  Stein-schlasr 
aus    Bruchsteinen    und    bei  der 
sonstigen  Bearbeitung  von  Steinen), 


sowie  Steinschrotten  und  Steinschlag 
jeder  Art    ........    2  4 

2.  bei  Holz  und  Holzwaren,  Korb- 
waren, Rinde;  bei  Heu  und  Stroh; 
ümzugsgut;  bei  Glaswaren,  unver- 
packt oder  in  nicht  geschlossene 
Kisten  gepackt  und  bei  Gütern, 
die  einzeln  mehr  als  750  kg 
wiegen   8  ^ 

3.  bei  sonstiGen  Wagenladungen    5  ^3 
Dieser  Zuschlag  Avird  nur  für  solche 

Wa<..<'iiladune:en  erho.ben^  die  auf 
<lirekte  Frachtbriefe  unter  Berechnung 
direkter  Fracht  oder  zAvar  indirekt,  .ie- 
do(di  nach  dem  TTmbehandlungstarif  ab- 
znfertic'i'n  sind." 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  be- 
te i  1  i  .ften  A bf er t i gun gen . 

Erfurt,  den  24.  Dezember  1918.  (6) 
Ei  se  nb  a  h  n  d  i  rek  t  i  on . 


Wethselverkehr  Norddeutsihland- 
Bavern.    Heft  2  C  II. 
Güterverkehr  der  Rhein-  und  Main- 
hafeiistationen  mit  Bayern,  rechts- 
rheinisches Netz. 
Ausnahmetarif  23  für  frisches  Obst 
Avird  nvt  Gültigkeit  vom  1.  März  1919 
aufgehoben. 

Miiufdien.  12.  Dezember  1918.  (9) 
Tarifamt  d.  .Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Pinnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Am  2.  Januar  1919  wird  dne  Ver- 
kehiisstelle  Kam  enz -Nord  für  den 
unlK'schränkten  Güterverkehr  eröffnet. 
Näheres  ülier  die  Fraohtberechnung  ist 
aiw  unserem  Verkehrsanzeiger  zu  er. 
^■■ehen,  auch  geben  die  Stationen  Aus- 
kunft. 

Dresden,  am  28.  Dezember  1918.  (0 
(Ten.-Dir.  der  Sächs.  Staats-eisenbahnen. 


Pinnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Vom  1.  Januar  1919  an  wird  für  die 
Beförderung  von  ^andsteinhorzeln 
(AI)  fällst  eine,  Brocken)  in  Wagenla- 
dnni;'cu  zwischen  l\Tockethal  und  Pirna 
"('Tl>eT"nn''  eine  Anstoßfracht  von 
3  3  Vf  für  100  kg  (einschl.  Verkekrs- 
stciier).  mindestens  3,30  M  für  den 
Wa.o-eu  erhoben. 

Dresden,  am  28.  Dezember  1918.  (8) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen. 


Deutsch.schwedisch-norwegischer 
Gütertarif  Teil  II  vom  1.  November 
1913. 

Die,  bisher  in  dem  gemeinsamen 
Nachtrag  vom  1.  XII.  1917  (ohne  Num- 
mer) zu  den  deutisch-nordischen  Güter- 
und Tiertarifen  enthaltenen  dänischen 
Frachtzuschläge  für  die  Strecke  Vana- 
drup-Fre-derikshavn  im  Verkehr  mit 
den  Dampfschiffsabfertigungsstellen 
Göteborg  und  Kristiansand  werden  am 
1.  Januar  1919  in  den  Nachtrag  VI  zum 
deutsch  -  scbw'edisch  -  norwegischen 
Gütertarif  Teil  II  übernommen. 

Nähere  Anskunft  erteilen  die  Abfer. 
tigungsstellen. 

Altona,  den  28.  Dezember  1918.  (10) 
Eisenbahndirektion, 

namems   der  Verbandsverwaltungen. 

Internationaler  Lokalverkehr  der 
Holländischen  Eisenbahn, 
Tarif  Teil  II. 

Die  am  29.  November  1918  bekannt 
gemachte  Erhöhung  der  Frachtsätze  für 
Edelmetalle  und  dergleichen   (Seite  6 


des  Tarifs)  wird,  vorbehaltlich  der  G>e-- 
nehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  erst 
mit  Gültigkeit  vom  1.  März  1919  ab,  4'in- 
geführt. 

Amsterdam,  d.  24.  Dezemb.  1918.  (41 
Generaldii-ektion 
der  Holländischen  Eis-enbahu. 

Löwenbcr^-Lindow-Rheinsberger 
Eisenbahn. 

Vom  1.  Januar  1919  ab  Averden 
neben  der  Fracht  f  olgen,de  Z  u  - 
s  c  h  1  ä  g  e  berechnet : 

A.  im  Güterverkehr  für  .je  an- 
gefangene 100  kg: 

a.  bei  Eilstückgut  ......    22  ^ 

b.  bei  Frachtstückg-ut  (einschl. 
Stückgut  des  Spezialtarifs 
für  bestimmte  Eilgüter)    .    .  11 

c.  bei  der  allgemeinen  Wagen- 
ladungsklasse (A  1  und  B7, 
den  iSpezialtarifen  A  2,  I,  II 
und  III  und  den  Ausnahme- 
tarifen : 

a.  für  Steinkohlen,  Braun- 
kohlen, Koks  und  Preß- 
kohlen alLer  Art  (ausschl. 
Verkehrssteuer)     ....  24 

b.  für  alle  übrigen  Güter    .  2.2 

B.  i  m  'i  1  e  r  V  e  r  k  e  h  r  : 

a.  für  iede  zu  den  Stücfcsätzen 
abgefertigte  Sendung    .    .    .  1,10  Jt 

b.  für  .iede  zu  den  Ladungs- 
sätzen  abgefertigte  S-endung 

für  den  Wagen  3.30  Ji 

Rheinsberg  (Mark),  24.  Dez.  1918.  (1) 
Direktion. 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badisch-hessischer  Expreßguttarif. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1919 
erscheint  der  Nachtrag  I.  Er  enthält 
erweiterte  Abfertigungsmöglichkeiten, 
worüber  unser  Verkehrsbüro  nähere 
Auskunft  erteilt. 

Mainz,  den  20.  Dezember  1918.  (2) 
Preußische  und  Hessische  Eisenbahn- 
direktion. 


3.  Verdingungen. 

Bayerische  Staatseisenbahnen. 

S  c  h  AA^  e  1 1  e  n  v  e  r  d  i  n  .o-  u  n  g      f  ü  r 
das  Jahr  1919. 

B.ei  der  Eisenbahndirektion  München 
wird  der  Bedarf  an  föhrenen  und 
eichenen  Bahu-  und  WeicheaschAA^el- 
len  für  das  rechtsrheinische  Bayern  öf- 
fentlich zur  Verbindung  ausgeschrieben.. 
Die  \'erdingungsunterlagen  sind  bei  der 
]:{^,(,i,PverAvaltung  ider  Eisenba.hn'direki. 
tion  München,  Arnulfstraße  19  zu  er- 
halten und  zwar  gegen  Einzahlung 
(Postscheckkonto  Nr.  12  070  München) 
von  1  Ji  mit  den  aUg.  und  bes.  Bedin- 
gungen (welche  eine  Änderung  nicht  er- 
fahi^en  haben)  oder  von  50  A  ohne 
diese  Bedingun.gen. 

Die  Arugebote  müssen  von  den  Be- 
werbern unterschrieben  und  ver- 
schlossen spätestens  am  Diensta.g, 
den  7.  Januar  1919  früh  8  Uhr  bei 
der  Eisenbahndirektion  München, 
Arnulf  Straße  19  eingereicht  s-ein.  Die 
Eröffnung  der  Angebote  erfolgt  am 
gleichen  Tag  früh  9  Uhr  im  Gebäude 
des  Verkehrsministeriums.  Arnulf- 
straße 32,  Aufgang  1,  Saal  Nr.  1(K), 
I.  Stock. 

gez.  Frank. 
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Ton  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,  Geh,  O  er.e.ie.ungsrat  Dr.  v.  Ritter  in  ^rhn. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  -  Druck  von  H.  S.  Hermann  m  Berlin  b\\ . 
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Berlin,  den  4.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

lt<»itr  ige  sowie  sonstige  Mitteilungeir  bücher,  Zoitscliriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleilunf  der  Zeituni;  ae^  Verx-ins  Ueulsclier  Eiae.JDahnverwal tuiizen, 

amtlii-he  Bekannlma<'lnin4;en  an  das  Bureau  de*  Vereins  Deutscher 
EisenDahnverwaiiungeii,  be''!^  in  Berlic  W'.9,  Köthener  Str.  28/29  einzusendon. 

Die  Zeitung  kann  durcl;  '^«n  Bu,cb.!).audol  und  die  Post  zura  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljyh-  Vit^ugen  wenlen. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bishi  rigHH  österreichisch- 
iiQgarisc-hen  Postgetietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  au<ierea  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben 

Außer  den  amtlichen  Belcanntmachungeu  werden  auch 
Privataii'y;eig<*n  (Preis  für    die   einspaltige  Petitzeilo   oder  deren  Kaum 
00  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  ]3eilageu  wende  maii  sich  «i  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  o,  Liukstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-GirokontO: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  U 100. 


i^lhsttätige  Achszähluug. 

I>ie.  Haftuno-  für  A'^rliist  und  Minde- 
rung" von  Haudoepäciv  bei  Beförde- 
rung in  unbeleuchtet  en  Personen- 
wa.o'ren. 

Zur  Vereinfachuno'    des  Frachtbri-efes, 
iasbe.'iondere    im  deufrschö-steneichi- 
-chen  Verk'ehr. 
Naehrichteu. 

D  e  u  t  iS  c  h  I  a  II  d  :  Aufruf  an  di* 
deutschen  Ei.s.enbahuer.  —  Ab- 
beförderuno'  bej.schäfliuuu>!;slo.ser 
■Arbeiter.  —  Eiuanalio«  Zuwendung- 
au  die  l>ei  tler  pr<3ußi.scben  »taate- 
liahnverwaltun^»'  neu  eintretenden, 
unmittelbar  au.s  dem  H-eieresdienst 
kommenden   Soldaten.  —   Zur  Er- 


Inhalt: 

uähiung  der  Ei&enbahnbediensteten. 

—  Über  die  Elektrisieruno-  der  Ber- 
liner Stadt-  und  ßiaH'bahn.  —  Per- 
.sonea-,  Güter-  und  Tierverkehr 
uach  Elsaß-LothrinK'pn  nufl  Luxem- 
buro-.  —  Eröffuuno'  der  Linie 
Kamenz    (Sa.)-Kamenz  (Sa.)  Nord. 

—  Der  Jahresbericht  der  badischen 
»Staat-seisenbahneu  für  das  Jahr 
1917.  —  Personalnachrichteu. 

n  u  ü-a  r  n  :  Ilaudelsminister  Garami 
über  die  Wirt.scha.ft.slage.  —  Die 
iingarisch-kroatischeu  Wirtschaf  ts- 
verhandlunoen.  —  Tschechisch- 
imgarische  Handelskonvention.  — 
Freie  Fahrt  für  die  von  der  Front 
heimkehrenden  Arbeiter.  —  Die 
Lao'e  der  in  Kroatien  zurück>ieblie. 


benen  Eisenbahner.  —  Eegelun.a,'  der 
Lao  e  der  auf  gefährdeten  Stationen 
dieustleistenden  Eisenbahner.  ~ 
N'ierkehrslage  der  Kassa  (Kascha,u)- 
<  bU'rberuer  Eisenbahn. 

N  i  e  d  e  r  lande  :  Nordbrabant- 
Deutsche  Eisenbahn.  —  Neue 
Schiffsbau-Gesellschaft  in  Rotter. 
dam.  —  Wagen  aus  Eisenbeton. 

(T  b  r  i  g  e  europäische  Län- 
der :  Kanal  zwischen  Pari»  umi 
dem  Atlantischen  Oz-ean. 

Fremde     Erdteile:  Luftver- 
binduno- Kairo-Kapstadt. 
Allgemeines 
Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Selbsttätige  Acbszählung. 

\\)n   Reg.-Baunieister  Dr.-Ing.  Baseler,  Cöln-Deutz. 


Der  Krieg  hat  trotz  der  voir  den  Eisenbahnen  vollbrachten 
.^rolien  Leistungen  geze.igt,  wie  empfindlich  sie  gegen  Über- 

>  laslungen  sind.  Das  ist  in  der  Natur  des  Eisenbahnwesens 
begründet.  Im  F'rieden  ist  alles  auf  möglichste  Begelmäßig- 
ki  il  eingestellt;  man  kann  s^agen,  .jei.les  Gleis,  jede  Weiche 
tüent  einem  bestimmten,  sich  täglich  wiederholenden  Zweck. 

■  Bedarfszüge  und  Souderzüge  sind  ein  nur  ungern  gewährtes 
Zugeständnis  an  die  Verkehrssi)itzen.  Und  das  mit  Recht; 
isi  doch  möglichste  Regelmäßigkeit  des  Betriebes  eine  Not- 
wendigkeit für  die  sparsame  Verwendung  der  Betriebsmittel 
und  des  Personals,  ebenso  der  Gleisanlagen.  Verstärkte 
Leistungeu  erfordern  verstärkte  Mittel.  Reserven  an  diesen 
Ivt-'unen  aber  aus  wirtschaftlichen,  im  Kriege  ab^-  auch  aus 
iiideren  Gründen  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  vorgehalten 
\\  erden.  In  erster  Linie  fehlt  es  gewöhnlich  an  Zugkraft 
und  Gleisraum.     Zugkraft  kann  man  uach  den  Bedarfsge- 

,  iueten  überweisen,  Gleisaulagen  aber  nicht.  So  mußte  der 
stark  schwankende-  fast  nie  vorauszus'ehende,  oft  ganz  neuen 
Wegen  folgende  Kriegsverkehr  notwendig  das  Bild  einer 
I '  l>erf üllung  bestimmter  Punkte  hervorrufen.  Abhilfe  war 
uur  noch  durch  Eingriffe  in  den  Verkehr  möglich;  so  wurden 
denn  Zulaufsregelung,  Abrufverfahren,  Annahme-  und  Rück- 
haltssperren —  isonst  eine  seltene  Hilfe  in  Notfällen  —  zum 

}  täglichen  Handwerkszeug-  einer  Betriebsleitung.  Der  ständige 
Wechsel  zwischen  Fülle  auf  der  einen,  Leere  auf  der  anderen 
Seite  erlangte  eine  nie  gekannte  Bedeutung. 

Daian  wird  sich  auch  in  Zukunft  wenig  ändern,  eben  wegen 
'ler  notwendig  beschränkten  Reserven.  Um  so  wichtiger  ist 
<  s,  die  Erfahrungen  des  Krieges  bei  der  Betriebsregelung 
..ucii  im  Frieden  nutzbar  zu  machen  und  auszubauen, 
nicht  nur  für  den  nächsten  Krieg,  der  hoffentlich  noch  in 


weiter  Ferne  liegt,  sondern  auch,  um  den  Verkehrsspitzen 
des  Friedens  besser  gerecht  zu  werden.  Werden  doch  bei  den 
gänzlich  veränderten  Wirtschaftsbeziehungen  Jahre  vergehen, 
bis  der  Betrieb  wieder  so  regelmäßig  läuft  wie  vor  dem  Kriege. 
Es  ist  wohl  kein  Zweü'el,  daß  die  planmäßige  Erfassung  und 
Regelung  eines  bestimmten  Verkehrs  weit  besser  als  jetzt 
ausgebildet  und  zum^  mindesten  vorbereitet  sein  muß,  so  daß 
man,  auch  wenn  der  Verkehr  die  meiste  Zeit  frei  laufen 
kann,  jederzeit  in  der  Lag-e  ist,  ihn  einzuschränken,  zurück- 
zuhalten oder  ganz  einzustellen. 

Die  erste  Bedingung  für  richtige  Betriebsmaßnatmen  sind 
richtige  B  e  t  r  ie  bs m e  1  d  u  n  g  e n.  Diese  lassen  aber  er- 
fahrungsgemäß oft  recht  viel  zu  wünschen  übrig.  Eine  große 
Rolle  spielt  hierbei  der  Wagenbestand  auf  den  bedrohten 
Bahnhöfen.  Jeder,  der  damit  zu  tun  gehabt  hat,  weiß,  wie 
uiangelhaft  es  gerade  hier  mit  der  Genauigkeit  bestellt  ist. 
Läßt  man  zwei  getrennte  Zählungen  vornehmen  —  z.  B.,  wie 
es  sich  im  Kriege  oft  ergab,  die  eine  durch  die  Militärbehör- 
den, die  andere  durch  die  Eisenbahnverwaltung  —  so  zeigen 
sie  oft  ganz  gewaltige  Abweichungen.  Das  ist  nicht  erstaun- 
lich, wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  wie  schwierig  die  so 
einfach  klingende  Aufgabe,  die  Wagen  auf  einem  Bahnhofe 
zu  zählen,  in  der  Ausführung  ist.  Ein  beträchtlicher  Teil 
der  Wagen  wird  wähi-end  der  Zählzeit  bewegt,  er  steht  zu 
Anfang  in  diesem,  zu  Ende  in  jenem  Gleis.  Während  des 
Zählens  laufen  Züge  ein  und  aus.  Um  unter  diesen  Umstän- 
den Doppelzählungen  oder  Auslassungen  zu  vermeiden,  bedarf 
es  schon  einer  nicht  geringen  Aufmerksamkeit.  Tatsächlich 
macht  man  es  meist  auch  nicht  so,  sondern  zählt  nach  den 
Papieren  (Begleitpapiei-e  und  Güterwagenzettel).  Man  stellt 
aus  diesen  Zu-  und  Abgang  seit  der  letzten  Zählung  fest  und 
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zählt  sie  zum  letzten  Bestände  zu  und  ab.  Aber  auch  dieses 
Veifuhien  muß  sehr  sorytältig  ausgeführt  werden,  um  genau 
zu  sein.  Das  Zusammeuzähien  nach  den  Papieren  ist»  eine 
nicht  unbeträchtliche  Arbeit,  die  oft  mit  Hast  vor  sich  gehen 
muß;  wie  leicht  können  da  Irrtümer  unterlaufen?  Ein  ein- 
mal vorgekommener  Fehler  aber  schleppt  sich  durch  alle  fol- 
genden Meldungen  fort.  Es  muß  deshalb  häufig  eine  unab- 
hängige Neuaufnahme  des  Bestandes  vorgenommen  werden, 
und  diese  unterliegt  wieder  den  zuerst  genannten  Fehlerein- 
flüssen. Es  ist  deshalb  leicht  einzusehen,  daß  man  weder 
auf  die  eine  noch  auf  die  andere  AVeise  zu  zuverlässigen  Er- 
gebnissen gelangt,  es  sei  denn,  daß  man  sehr  viel  Mühe  und 
Sorgfalt  darauf  verwendet;  aber  wie  viele  Dienststellen 
haben  dafür  Zeit  und  Verständnis'? 

Überall,  auch  beim  Messen  und  Zählen,  suchen  wir  die 
teure  und  unzuverlässige  Menschenarbeit  durch  Maschinenar- 
beit zu  ersetzen.  Die  eingangs  erläuterte  Wichtigkeit  genauer 
Meldungen  läßt  die  Frage  berechtigt  erscheinen,  ob  das  nicht 
auch  hier  möglich  ist.  Wir  messen  doch  selbsttätig  den 
Wasserbestaud  in  Hochbehältern,  das  Getreide  in  den  Silos, 
die  durchgeflossenen  Mengen  in  Gas-,  Wasser-  und  elektri- 
schen Leitungen.  Auch  die  Bewegung  der  Eisenbahnfahr- 
zeuge ifet  ein  Strömungsvorgang;  die  Bahnhöfe  sind  die  Be- 
hälter, die  Strecken  die  Leitungen,  die  Einheit  des  bewegten 
Stoffes  ist  die  Achse.  '  Für  die  mechanische  Zählung  besitzt 
die  Bewegung  trotz  ihrer  Unübersichtlichkeit  zwe;  sehr  wich- 
tige Eigenschaften:  erstens,  sie  ist  an  wenige,  bestimmte, 
leicht  zu  überwachende  Bahnen  gebunden,  und  zweitens  kön- 
nen Achsen  weder  entstehen  noch  vergehen  —  in  der  Sprache 
der  physikalischen  Strömungstheorie  ausgedrückt,  heißt  das: 
die  Strömung  hat  keine  Quellen  und  Sinken.  Man  kann  also 
jeden  Bestand  durch  fortlaufende  Zählung  von  Ein-  und  Aus- 
gang messen,  wie  es  ja  auch,  wie  wir  sahen,  bei  dem  meist 
üblichen  Zählverfahren  geschieht.  Wagenbauanstalten,  wo 
Wagen  entstehen,  und  Werkstätten,  wo  Wagen  abgerüstet 
werden,  dürfen  natürlich  nicht  innerhalb  eines  Zählgebietes 
liegen,  oder  sie  müssen  als  Insel  angesehen  und  mit  einem 
besonderen  Zähler  angeschlossen  werden. 

Betrachten  wir  gle'ch  einen  praktischen  Fall. 

Gesetzt,  in  der  Gleisgrupi>c  nach  Abbildung  1,  die  aus 
Stumpfgleisen  besteht  und  nur  durch  ein  Gleisi  zugänglich 


Abb.  1. 

ist,  soll  der  jeweilige  Wagen-  oder  Achsbestand  festgestellt 
werden.  Stellen  wir  bei  Punkt  a  einen  Zähler  auf,  der  die 
in  die  Gruppe  hine'nrollenden  Achsen  positiv,  die  hinaus- 
rollenden negativ  zählt,  so  wird  er.  bei  einer  einmal  vorge- 
nommenen genauen  Zählung  des  Bestandes  auf  diesen  Wert 
eingestellt,  fortlaufend  den  jeweiligen  Bestand  anzeigen. 

Hat  die  Gleisgruppe  nach  Abbildung  2  zwei  oder  mehr 
Zugänge,  so  muß  jeder  von  diesen  durch  einen  Zähler  über- 
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wacht,  werden.  Es  versteht  sich,  daß  hier  wie  auch  im  ersten 
Fall  in  den  Gleisen  nur  Stromschließer  liegen,  die  durch  elek- 
trische Übertragung  auf  ein  im    nächsten    Stellwerk  oder 


dergl.  aufgestelltes  Zählwerk  arbeiten.  Wie  die  gleichzeitige 
Einwirkung  niehiei^r  Stromschließer  auf  einen  Zähler  tech- 
nisch vorzustellen  ist,  wird  weiter  unten  erörtert  werden. 
Jedenfalls  ist  überall  der  Eingang  positiv,  der  Ausgang 
negativ  zu  zählen,  wie  die  eingetragenen  Pfeile  dies  andeuten. 
Es  gilt,  wie  man  sieht,  der  Satz: 

Schneidet  man  aus  einem  beliebigen  Gleissystem  einen  be- 
liebigen Teil  durch  eine  geschlossene  Linie  heraus,  so  ist 
der  Gesamteingang  und  -ausgang  dieses  Teils  an  Achsen  gleich 
der  Summe  der  Einzel-Ein-  und  Ausgänge  über  jedes  durch- 
schnittene Gleis,  und  die  Vorzeichen  der  Zählrichtungen  an 
den  Schnittstellen  sind  eindeutig  bestimmt,  so  daß  die  Zäh-  , 
lung  mechanisch  a  '"'ihrt  werden  kann.  Ist  diese  Tatsache 
auch  im  Grunde  ?  ''ich,  so  muß  man  sie  sich  doch 

einmal  ausdrück!  '  -^n. 

Man  kann  auf  diest-  ^^nd  in  jedem  be- 

liebigen Bahnhofsteil,  sei  es  ^  leisgruppe  oder 

schließlich  der  ganze  Bahnhof  sein»*.,  .  selbsttätige  Zäh- 
lung fortdauernd  feststellen.  Um  Mißvtxständnissen  vorzu- 
beugen, soll  hier  gleich  bemerkt  werden,  daß  es  nicht  beab- 
sichtigt ist,  diese  ohne  weiteres  auf  jeden  Bahnhof  praktisch 
anzuwenden,  wobei  durch  verwickelte  Gleisges'taltung  die 
Ausführung  oftmals  untunlich  werden  kann.  Wesentlich  ist 
hier  die  Feststellung,  daß  es  grundsätzlich  immer  geht. 

Lokomotivachsen  werden  von  dem  Zähler  natürlich  mitge- 
zählt. Das  hat  aber  nichts  zu  sagen,  denn  die  Bestandszahlen 
sind  in  der  Hand  des  Betriebstechuikers  lediglich  Vergleichs- 
werte, bei  denen  es  gar  nicht  auf  ihre  absolute,  sondern  nur 
auf  ihre  verhältnismäßige  Größe  im  Vergleich  miteinander 
und  auf  das  Steigen  und  Fallen  ankommt.  Man  weiß  bei- 
spielsweise aus  Erfahrung,  daß  ein  Bahnhof,  sagen  wir 
500  Wagen  oder  1000  Achsen  vertragen  kann,  um  noch  be- 
wegungsfähig zu  bleiben.  Werden  die  im  Bahnhof  etwa  vor- 
handenen 50  Lokomotivachsen  mitgezählt,  so  lautet  diese 
Zahl  eben  nicht  1000,  sondern  1050.  Man  kann  aber  —  und 
das  ist  das  einfachste  —  die  Lokomotivachsen  auch  ganz 
auß-er  Ansatz  lassen,  denk  ihre  Zahl  schwankt  so  wenig,  daß 
man  diesen  geringen  Fehler  ruh'g  vernachlässigen  kann.  Bei 
großen  Lokomotivschuppenanlagen  wird  es  sich  lohnen,  sie 
cils  Insel  von  der  Zählung  auszuschließen.  Wo  es  sich  um 
einzelne  Gleisgruppen  handelt,  lassen  sich  die  geringen 
Fehler  ganz  ausscheiden.  Entweder  liest  der  Wärter  den  Be- 
stand zu  einer  Zeit  ab,  wo  keine  Lokomotive  in  der  Gruppe 
steht  —  das  sieht  oder  weiß  er  — ,  oder  er  bringt,  wenn  dies 
der  Fall  ist,  ihre  Achsen  in  Abzug. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  technischen  Ausführbarkeit?  Das 
Zählwerk  selbst  macht  keine  Schwierigkeiten.  Die  Geschwin- 
digkeiten, die  auf  einem  Güterbahnhofe  vorkommen,  werden 
45  km/Std.  —  12,5  m/Sek.  nicht  übersteigen.  Bei  einer  klein- 
sten Achsentfernung  von  rd.  1,3  m  bei  Güterzuglokomotiven 
bedeutet  das  eine  Zählgeschwindigkeit  von  12,5  =  rd  10  Ach- 
sen' in  der  Sekunde.  Schon  ein  gewöhnlicher  Zäblwecker 
macht  bequem  bis  zu  7  Wechseln  in  der  Sekunde,  obwohl  er 
ein  besonderes  träges  Magnetsystem  hat.  Weit  schneller  ar- 
beiten noch  Anker  und  Steigrad  eines  Wechs^.stromblockfel- 
des.  Zählwerke  für  die  genannte  Geschwindigkeit  lassen 
sich  also  mit  Sicherheit  herstellen. 

Wir  müssen  uns  an  dieser  Stelle  darüber  klar  werden, 
welche  Zahlen  das  Zählwerk  zur  Darstellung  bringen  soll. 
Das  einfachste  ist  folgendes; 

Man  stellt  zwei  getrennte  Zähler  auf,  den  einen  (positiven) 
für  den  Eingang,  den  anderen  (negativen)  für  den  Ausgang. 
Der  Unterschied  beider  ist  der  Bestand.  Steht  z.  B.  der  posi- 
tive Zähler  auf  987,  der  negative  auf  534,  so  ist  der  Bestand 
453.  Bedarf  man  der  Kenntnis  des  Ein-  und  Ausgangs  an 
sich  nicht,  sondern  will  nur  den  nackten  Bestand  wissen,  so 
muß  die  Subtrahierung  selbsttätig  stattfinden  und  ähnlich 
wie  bei  Eechenmaschinen  und  dergleichen  in  den  Zähler  ver- 
legt werden,  was  nicht  schwer  ist.  Dieser  zeigt  alsdann  un- 
mittelbar die  gewünschte  Anga.be.  im  betrachteten  Falle  453. 
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Das  Entsprechend«  gilt,  wenn  die  Gleisgruppe  mehrere  Zu- 
fahrten hat.  Man  kann  di«  einzelnen  Ein.  und  Ausgänge  ge- 
sondert anzeigen,  oder  die  Summ'en  aller  Eingängie  und  Aus- 
gang« je  für  sich,  oder  endlich  den  Unterschied  beider,  den 
Bestand.  Im  ersten  Falle  wird  die  Einrichtung  wegen  der 
vielen  Zähler  unübersichtlich,  die  Zusammenstellung  des  Er- 
gebnisises  mühsam  und  dem  Irrtum  unterworfen;  man  greift 
also  besser  zur  zweiten  oder  dritten  Lösung.  Hierzu  muß  im 
Zählwerk  eine  Eeihe  gleichzeitiger  Additionen  und  Subtrak- 
tionen ausgeführt  werden,  was  mit  entsprechenden  Einrich- 
tungen möglich  ist;   Einzelheiten  führen  hier  zu  weit. 

Um  für  die  Folge  ein  klares  Bild  zu  haben,  wollen  wir 
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uns  einer  bestimmten  Lösung  anschließen  und  wählen  hierfür 
die  zweite ;  wir  haben  uns  also  vorzustellen,  daß  das  Zähl- 
werk stets  zwei  Zahlenangaben  zeigt,  die  Summe  der  Ein- 
gänge und  die  Summe  der  Ausgänge.  Hierbei  macht  es  keinen 
Unterschied,  ob  die  Gileisgruppe  eine  oder  mehrere  Zufahrten 
bat.  Die  Summe  der  Eingänge  zeigt  der  „Pluszähler",  die 
Summe  der  Ausgänge  der  „Minuszähler";  beide  zusammen 
bilden  das  Zählwerk.  Zu  jedem  Zählbezirk  (einzelnes  Gleis, 
Gleisgruppe  oder  ganzer  Bahnhof)  gehört  ein  Zählwerk  und 
eine  Anzahl  in  den  Gleisen  liegender  Zählpunkte,  die  den 
Zählbezirk  umgrenzen  und  aus  Schienenstroraschließern  be- 
stehen. (Sqhluß  folgt.) 


Die  Haftung  für  Verlust  und  Minderung  von  Handgepäck  bei  Beförderung  in  unbeleuchteteu 

Personenwagen. 

Vom  Staatsbahnrate  Dr.  Emil  Weinberg,  Wien. 


Die  Haftung  der  Eisenbahn  Verwaltungen  für  Handgepäck 
ist  im  §  28  Punkt  4  des  Betriebsreglements  für  die  österrei- 
chischen Eisenbahnen  (gleichlautend  mit  der  EisenJbahnver- 
kehrsordnung  in  Deutschland)  in  unzweideutiger  Weise  ge- 
regelt. Er  lautet:  „Der  Eeisende  hat  die  von  ihm  mitge- 
fühi-ten  Sachen  selbst  zu  beaufsichtigen.  Die  Eisenbahn 
haftet  dafür  nur,  wenn  sie  ein  Verschulden  trifft.'' 

Unter  diesen  Umständen  konnten  Reisende  nur  selten  in  die 
Lage  kommen,  Ersatzansprüche  für  verlorenes  oder  gemin- 
dertes Handgepäck  an  die  Eisenbahnverwaltungen  zu  stellen. 
Der  Krieg  jedoch  hat  im  Winter  1917/18  neue  Verhältnisse 
geschaffen,  so  daß  auch  derartige  Ersatzansprüche  an  die 
österreichischen  Eisenbahnen  in  gewissen  Fällen  gestellt 
wurden.  Diese  Fälle  hatten  ihren  gemeinsamen  Grund  in  der 
durch  den  Krieg  geänderten  Beleuchtungsart  der  Züge.  Die 
bisherige  Beleuchtung  der  Personenzüge  durch  Brennöl,  Gas 
oder  elektrisches  Licht  konnte  nämlich  aus  Mangel  an  Brenn- 
stoff oder  infolge  von  Beschädigungen  der  Beleuohtungseinrich- 
tungen  nicht  auf  rechterhalten  werden.  Die  Notbeleuchtung  mit 
Paraffin  versagte  jedoch  auf  der  Fahrt  mitunter  vollständig,  sei 
es  durch  Erlöschen  bei  starkem  Wind  und  kleinen  Fehlern  des 
Lampenkörpers,  sei  es  durch  Verbrauch  der  Paraffinladung 
ohne  Möglichkeit  ihres  sofortigen  Ersatzes  während  der 
Fahrt.  Die  durch  zeitweiliges  Aus.setzen  der  Notbeleuchtung 
entstandene  Dunkelheit  in  den  Personenwagen  '  benutzten 
nun  einzelne  Eeisende,  um  Mitreisenden  ihr  Handgepäck, 
z.  B.  Soldaten  ihre  Rucksäcke  oder  aus  fi-emdem  Handgepäck 
einzelne  Gegenstände,  namentlich  Lebensmittel,  zu  entwen- 
den. Der  Verlust  wurde  in  der  Regel  er.st  am  Ziele  der  Reise 
bemerkt. 

Mit  der  Frage  der  Haftung  bei  solchen  Verlusten  haben 
sich  unseres  Wissens  die  Gerichte  nicht  beschäftigt,  die  Bahn- 
verwaltungen erledigten  gewöhnlich  die  Ersatzansprüche  der 
Reisenden  mit  Rücksicht  auf  deren  Geringfügigkeit,  und  in 
besonders  berücksichtigensrwerten  Fällen  durch  Vergleich 
ohne  Anerkennung  eines  rechtlichen  Anspruches.  Da  alber 
eine  wesentliche  Verbesserung  der  Beleuchtung  der  Personen- 
wagen auch  im  Winter  1918/19  nicht  zu  erwarten  ist,  und  sich 
ähnliche  Entwendungen  wie  die  geschilderten  wiederholen 
dürften,  so  verdient  die  Frage  der  Haftung  der  Bahn  für  die 
Minderung  des  Handgepäcks  in  unbeleuchteten  oder  schlecht 
beleuchteten  Personenwagen  untersucht  zu  werden. 

In  dieser  Frage  vertreten  die  Bahnverwaltungen  und  die 
Reisenden  naturgemäß  verschiedene  Anschauungen.  Letztei'b 
führen  aus :  Der  Verlust  sei  durch  ein  Verschulden  der  Bahn 
entstanden.  Denn  sie  habe  unter  allen  Umständen  dafür  zu 
sorgen,  daß  ein  von  Personen  'besetzter  Wagen  jederzeit  und 
ausreichend  beleuchtet  sei.  Bestimme  doch  §  22  der  österr. 
Eisenbahnl>etriebsordnung  (Kais.  Verordn.  vom  16.  Nov.  1851)  : 
„Bei  Nacht-  oder  anderen  Fahrten  in  der  Dunkelheit  ist  das 
Innere  sämtlicher  Personenwaggons  angemessen  zu  beleuch- 
ten." Daß  auch  das  Betriebsreglement  einen  stets  beleuch- 
teten Wagen  voraussetze,  gebe  aus  dem  daselbst  gebraiichten 
Worte  , .beaufsichtigen  der  Sachen"  hervor,  was  ohne  Be- 
leuchtung unausführbar  sei.  Fehle  in  der  Dunkelheit  die 
Möglichkeit  hierzu,  so  liege  ein  Verschulden  der  Verwaltung 
vor,  das  ihre  Haftung  ifür  das  verlorene  Handgepäck  nach 
dem  Betriebsreglement  begründe.  Überdies  stehe  nach  §  28, 
P.  2  des  Betriebsreglements  dem  Reisenden  nur  der  Raum 
über  und  unter  seinem  Sitzplatze  für  Handgepäck  zur  Ver- 
fügung, und  es  dürfe  auf  einem  Stehplatze  Handgepäck  nicht 
untergebracht  werden.  Es  sei  daher  eine  Beaufsichtigung 
des  Handgepäcks  in  einem  unbeleuchteten  Wagen  etwa  durch 
Unterbringen  auf  einem  angrenzenden  Sitze  und  ständige  Be- 
rührung der  Gegenstände  ■  ausgeschlossen.       Eine  wirksame 


Beaufsichtigung  des  dem  Reisenden  für  sein  Handgepäck  zur 
Verfügung  stehenden  Raumes  sei  daher  nur  bei  entsprechen- 
der, unausgesetzter  .Beleuchtung  des  Wagens  möglich. 

Demgegenüber  wird  von  den  Bahnverwaltungen  eingewen- 
det: Der  Reisende  sei  verpflichtet,  unter  allen  Umständen 
für  sein  Handgepäck  selbst  Sorge  zu  tragen.  Er  könne  das 
Abteil,  in  dem  die  Beleuchtung  versage,  verlassen  und  sich  in 
ein  beleuchtetes  —  es  gebe  deren  immer  genug  in  jedem  Zuge  — 
begeben  Außerdem  sei  die  mangelhafte  Beleuchtung  hauptsäch- 
lich auf  das  Fehlen  des  Brennstoffes  infolge  der  kriege- 
rischen Ereignisse  zurückzuführen.  Es  lieg©  daher  nicht 
etwa  ein  Verschulden  nach  §  28,  P.  4  des  Betriebsreglemeuts 
vor,  das  eine  Haftung  der  Bahn  begründe,  sondern  die  Un- 
möglichkeit einer  Leistung,  die  sie  von  jeglicher  Haftung  be- 
freie; um  so  mehr  als  die  Beförderung  in  einem  beleuchteten 
Wagen  einen  unwesentlichen  Bestandteil  des  Beförderungs- 
vertrages bilde.  Dem  Reisenden  sei  schon  bei  Antritt  der 
Fahrt  bekannt,  daß  die  Beleuchtung  der  Wagen  im  Kriege 
nicht  dieselbe  sei  wie  im  Frieden,  und  daß  sie  mitunter  voll- 
ständig versage.  Die  Mitnahme  von  Handgepäck  bei  nächt- 
lichen Fahrten  geschehe  daher  auf  eigene  Gefahr. 

Offen)bar  kann  jeder  der  beiden  Begründungen  eine  gewisse 
Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden. 

Der  Hauptpunkt  liegt  wohl  in  der  Frage,  ob  der  Bahnyer- 
waltunor  das  Versagen  der  Beleuchtung  unter  den  .jetzigen 
Verhältnissen  als  derartiges  Verschulden  angerechnet  werden 
kann,  daß  sie  in  jedem  Falle  für  das  hierbei  in  Verlust  ge- 
ratene Handgepäck  ersatzpflichtig  gemacht  werden  kann. 
Mit  Rücksicht  auf  die  erwähnte,  durch  §  22  der  EBO.  ange- 
ordnete .Beleuchtung  der  Personenwagen  muß  auf  folgenden 
Tatbestand  hingewiesen  werden.  Regelmäßig  hatten  die 
Wagen  in  beleuchtetem  Zustande  die  Ausgangsbahnhöfe  ver- 
lassen; die  Beleuchtung  versagte  unterwegs;  die  Zugbeglei- 
ter versuchten  nach  Aufforderung  durch  die  Reisenden,  wenn 
auch  vergeblich,  die  Beleuchtung  wieder  in  Stand  zu  setzen; 
die  Reisenden  unterließen  es  aus  Bequemlichkeit,  mit  ihrem 
Handgepäck  den  dunklen  Wagen  zu  verlassen  und  in  einen 
anderen  umzusteigen. 

Daher  kann  das  vorübergehende,  in  letzter  Linie  durch  die 
kriegerischen  Ereignisse  hervorgerufene  Versagen  der  Be- 
leuchtung der  Wagen  auf  der  Fahrt  nicht  als  ein  die  Haft- 
barkeit der  Bahnverwaltung  nach  §  28,  P.  4  des  Betriebs- 
reglement,s  begründendes  Verschulden  betrachtet  werden. 
Von  einer  Haftbarkeit  der  Bahnverwaltuno-  könnte  nur  dann 
die  Rede  sein,  wenn  der  Nachweis  erbracht  würde,  daß  sie 
ihrer  Verpflichtung  hinsichtlich  der  Beleuchtung  der  Wagen 
nicht  einmal  nachzukommen  versucht  hätte,  daß  sie  z.  B. 
ganze  Züge  ohne  Beleuchtung  in  Verkehr  gesezt  hätte,  ob- 
wohl sie  in  der  Lage  gewesen  wäre,  für  ihre  Beleuchtung  zu 
sorgen. 

Allerdings  wäre  es  zweckmäßig,  die  Reisenden  hiervon  in 
geeigneter  Weise  in  Kenntnis  zu  setzen.  Es  brauchle  nur 
der  in  den  Bahnhöfen  übliche  Anschlag  „Vor  Ta scheu dit-l)en 
wird  gewarnt"  ergänzt  zu  werden,  etwa  durch  die  Worte : 
„Achtuncr  auf  das  Handgepäck  in  dunkeln  Wagen!  Die 
Eisenbahnverwaltung  übernimmt  hierfür  keine  Vciantwor- 
tung."  Dadurch  würde  vor  allem  dem  Rechtsirrtum  der  Rei- 
senden vorgebeugt  werden,  daß  bei  Versagen  der  Notbeleuch- 
tung die  Haftung  für  ihr  Handgepäck  auf  die  Bahnverwal- 
tung übergehe.  In  der  Tat  steht  die  Entwendung  des  Hand- 
gepäcks in  den  durch  die  Kriegsverhältnisse  schlecht  beleuch- 
teten Wagen  rechtlich  der  Entwendung  von  Eigentum  der 
Reisenden  in  den  Bahnhöfen  gleich.  Ebenso  wenig  wie  die 
Eisenbahnverwaltung-  für  letztere  haftbar  gemacht  werden 
kann,  ist  sie  rechtlich  tür  die  in  Rede  stehende  Entwendung 
ersatzpflichtijf. 
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Zur  Vereinfaciiung  des  Frachtbriefes,  insbesondere  im  deutsch-österreichischen  Verkehr. 


Di«  bisher  in  di^esem  Blatte  veröffentlichten  Frachtbrief- 
muster  (s.  Nummer  38  und  60  von  1916,  Nummer  8  A'on  1918) 
sind  für  deutsch-österreichische  Verhällnissie  nicht  anwend- 
bar. Die  Abfertigungen  im  Binnenverkehr  uud  Verbandver- 
kehr mit  nur  einem  Frachtsatze  betragen  in  der  Eegel  kaum 
70  V.  H.,  während  in  den  übrigen  Fällen  der  Anschlußverkehr 
mit  getrennter  Aufrechnung  der  Beförderungsgebühi-en  anzu- 
wenden ist.  Hierzu  kommen  noch  die  vielfachen  Nebenge- 
bühren, für  dei-en  Eintragung  in  den  erwähnten  Frachtbrief- 
mustem  kein  Platz  wäre. 

Nachstehend  veröffentlichter  Vorschlag  würde  für  alle  Ver- 
hältnisse anwendbar  sein  und  sowohl  Papiei^ersparnis,  als 
auch  Arbeitsverminderung  bringen. 

Gegenwärtig  ist  in  Österreich  zu  jedem  Frachtbriefe  die 
Ausfertigung  einer  Frachtkarte  in  meist  vierfacher  Pause 
notwendig.  Die  Niederschrift  bleibt  in  der  Versandstation, 
das  zweite  und  dritte  Blatt  begleiten  den  Frachtbrief  als  Um- 
schlag bis  zur  Bestimmungs-  oder  Um'behandlungsstation,  das 
vierte  Blatt  bildet  den  Aufnahmeschein.  Von  der  Bestim- 
mungsstation wird  das  zweite  Blatt  an  die  Einnahmenkontrolle 
gesendet,  das  dritte  Blatt  dient  als  Aviso  und  Bezugschein 
und  bleibt  in  der  Station  als  Bezugnachwei«. 


19,5  cm 


Die  Ausfertigung  dieser  Fraclitkarte  ist  eine  Vergeudung 
au  Drucksorten,  Blaupauspapier  und  Schreibarbeit.  Dem  sucht 
vorliegender  Vorschlag  eines  neuen  Frachtljriefmusters  abzu- 
helfen, welches  Frachtbrief,  Frachtkarte  und  Bezugschein  in 
einem  darstellt. 

Der  Frachtbrief  ist  doppelseitig  bedruckt  und  in  der  Mitte 
trennbar.  Die  linke,  im  Muster  1  wiedergegebene  Hälft/e  bildet 
Frachtkarte  imd  Bezugschein,  die  rechte  Hälfte  (s.  S.  13)  den 
eiigentlioben  Frachtbrief.  Diese  trägt  statt  des  Vordruok>0s  für 
Ladebezirk  und  Ladegruppe  auf  der  Vorderseite  den  Fracht- 
briefstempel,  ferner  statt  der  Worte  „Frachtkarte  usw."  den 
Aufdruck  „Frachtbrief  (Für  den  Frachtvertrag  g.elt>en  das 
Betriebsreglement  und  die  Tarife)";  auf  der  Kückseite  fehlt 
der  Vordruck  für  die  Empfangsbestätigung  und  die  Beleh- 
rung, die  gegenwärtig  das  Aviso  trägt.  Sonst  sind  beide 
Hälften  inhaltlich  ganz  gleich.  Papierform  und  Größe  der 
Spalten  entsprechen  genau  dem  heutigen  Frachtbriefe;  im 
abgedruckten  Muster  sind  die  Zeilen  wegen  Raummangels 
verengt  wiedergegeben  oder  nur  angedeutet. 

Die  vom  Versender  auszufüllenden  Teile  sind  in  eine 
Gruppe  vereinigt  und  durch  Schrägschrift  gekennzieichnet. 
Reicht  der  Raum  für  die  partei seifigen  Erklärungen  oder  die 

(Muster  1) 

 > 


Ladebezirk 

Ladegruppe 

Frachtbriefnummer 

Frachtkartennummer 

Wagen  0 

Gattung 

Nummer 

Eigentums- 
merkmal 

Ladegewicht, 
Ladefläche 

Frachtkarte  und  Bexug-^cliein 

zum  gleichlautenden  Frachtbriefe 


Abgabsnummer 


An 


(Bestimmungsort)-)    .  .  . 

Bestimmungsstation 


Etwa  beantragter  Belör- 
deruno-sweg,  anzuwen- 
dende Tarife.  Erklärun- 
gen wegen  zoll-  u.  steuer- 
amtl.  oder  polizeiliclier 
Behandlung.  Bezeich- 
nung der  Dokumente, 
Beilagen  und  Blei  Ver- 
schlüsse. Sonstige  ge- 
setzlich oder  reglemen- 
tarisch vorgesehene  Er- 
klärungen 


Anschrift  oder 
Kennzeichen 


Verpackung 


Inhalt 




Wiiklichcs  |  § 
Rohgewicht  kgi 


n  Zeilen 


CO  . 
S3  — 


Frei  vermerk 

des 
Absenders 


Art 


Barvorschüsse 


Nach  Eingang 


Einzelnachweis 


K 


in  Worten 


ten 


101 


Unterschrift  des  Absenders 


Wägestempel 

Ubergangsstempel  (der  Reihe  nach  aufzudrücken) 

Ausfolgevermerk 

Aufgabestempel 

Abgabestempel 

LiX.  Jahrgang 
4.  Januar  1919. 
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Vom  Absender 
bezahlt 


Rechnung 


Aufgerun- 
detes Ge- 
wicht kg 


Fracht- 
satz für 
100  Kilo- 
gramm 


Vom  Empfänger  zu  bezahlen 


K 


Nachnahmen 


Barvorschuß 


nach  Eingang 


Nachnahmegebühr 
Fracht  bis 


Gebühr  für  die  Lieferzeitversicherung 


17  Zeilen 


■6 


Auflegegebübr 


Verständigungsgebühr 


Lagergeld  .  .  .  Tage 


kg 


Zusammen 


Postgebühren 


Der  Empfang  der  Sendung  wird  bestätigt: 
 ,  am  .  .  .  tjB  191 


Unterschrift  des  Empfängers 


A/1 


Aufgabeschein  zum  Frachtbrief  Nr. 


(MuÄt«r  2) 


3J 

arte  II 

Empfänger  und  Hestlmmungs- 
statJon 

Stück- 

Gewicht 

Liefer- 
zeit 

ßarvorschuß 
Nachnahme 

Bezahlte  Gebühren 

Neben- 
gebühren 

Nachnahme- 
schein, 

[Ikai 

.a 
■S 

u 

zahl 

kg 

K 

K 

h 

K 

h 

K 

h 

Fracht- 
rechn.ung  Nr. 

Frai 

Übergangssbempel  nicht  aus,  so  können  beide  im  le«i>en  Raum 
der  Rückseite  fortgesetzt  werden. 

Die  Frachtrechnung  ist  auf  die  Rückseite  verwiesen. 

Die  geäußerten  Bedenken  gegen  den  doppelseitigen  Druck 
sind  unstreitig  übertrieben.  Auch  beim  bisherigen  Fracht- 
briefe ergab  sich  aus  dem  Umwendeu  keine  besondere  Er- 
schwernis. Zudem  ist  die  Unterbringung  aller  Teile  des 
Frachtbriefes  auf  einer  Seite  bei  Wahrung  des  notwendigen 
Schreibraumes  und  der  handlichen  Papiergröße  unmöglich. 

Der  Versender  des  Gutes  bringt  den  in  'beiden  Hälften  aus- 
gefüllten Frachtbrief  zur  Aufgabestelle.  Hier  erfolgt  die 
Prüfung,  Übernahme  und  Bereclinung  wie  bisher.  Statt  der 
ganzseitigen,  vierteiligen  Frachtkarte  wird  ein  der  Postanstalt 
nachgebildeter,  schmaler  Aufgabeschein  nach  Muster  2  aus- 
gefertigt. 

Der  Aufgabescheiu  ist  einfach  pausbar.  Die  am  rechten, 
freien  Rande  mit  dem  Aufgabestempel  versehene  Nieder. 
Schrift  erhält  der  Versender;  die  Blaupause,  auf  deren 
freiem  Rande  die  etwaige  Umbeiiandlungs&tation  vermerkt 
wird,  dient  als  Rechnungsbeleg  der  Aufgabestation. 

Der  Ersatz  der  bisherigen  Karte  durch  die- 
sen neuen  Aufgabeschein  bedeutet  an  Papier- 
ersparnis (Frachtkarte  und  Pauspapier)  je 
t)5  %,  an  Schreibarbeit  mehr  als  die  Hälfte. 

Der  neue  Frachtbrief  reist,  wie  bisher,  gefaltet  und  ohne 


Umschlag,  Die  Angabe  des  Ladebezirkes  und  der  Lade- 
gruppe in  der  linken  Ecke  des  Kartenteiles  wird  daher  die 
Ladearbeiten  sehr  erleichtern  und  macht  die  ausführliche 
Angabe  des  ganz'Cn  Leitungsweges  entbehrlich. 

In  der  Abgabestation  wird  die  Karte  nach  erfolgter  Ge- 
bührenprüfung vom  Frachtbriefe  geti-ennt,  in  Journal  und 
Rechnung  eingetragen  und,  wie  bisher  das  Aviso,  dem 
Empfänger  behändigt.  Gegen  Rückgabe  der  bestätigten  Karte 
und  Begleichung:  der  Gebühren  wird  dem  Empfänger  die 
rechte  Hälfte,  der  eigentliche  Frachtbrief,  ausgefolgt. 

Die  Frachtkarten  werden,  wie  bisher,  mit  der  Empfangs- 
'rechnung  der  Einnahmenkontrolle  vorgelegt.  Nicht  recht- 
zeitig zurückgelangte  Karten  sind  der  Rechnung  des  Folge- 
monates anzuschließen.  Für  verloren  gegangene  Stücke  sind 
bahnseits  Abschriften  nach  dem  Frachtbrief  anzufertigen. 

Abschriften  sind  auch  über  jene  Frachtkarten  der  Rechnung 
des  Folgemonates  beizuschließen,  deren  Sendungen  bis  zum 
Vorlagezeitpunkte  der  letzteren  noch  nicht  ausgelöst  sein 
sollten. 

Nach  Einsendung  der  Empfangsrechnung  verbleibt  der 
Station  kein  Beleg  mehr.  Dies  ist  der  hauptsäehlichste  Nach- 
teil des  vorgeschlagenen  Verfahrens.  Zieht  man  jedoch  in 
Betracht,  daß  die  Rechnung  samt  Karten  erst  am  15.  des  Folge- 
monats eingesendet  wird  und  letztere  jederzeit  bei  der  Ein- 
nahmekontrolle eingesehen  werden  können,  so  verliert  auch 
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dieser  Nachteil  sein«  Bedeutung  und  wird  der  Vorgang  ledig- 
lich Sache  der  Gewöhnung  für  Verfräehber  und  Bahnbe- 
dienstele «ein. 

Auch  für  die  Erstellung  der  Eechnüngsmängel  wäre  die 
Neueruug  vorteilhaft:  Die  Einnahmekontrolle  hätte  statt  der 
oft  mangelhaft  oder  sohleuderhaft  ausgefertigten  bisherigen 
Karle  die  neue,  dem  Frachtbriefe  vollständig  gleichende 
Karte  vorliegen  und  die  Abgabestation  kann  auf  Grund  der 
vom  Empfänger  beizubringenden  Frachtbriefe  etwaige  Vor- 
stellungen gegen  die  Bemängelung  jederzeit  überprüfen  und 
■weil'ei'leiteu. 


Bei  Sendungen,  die  eine  Uml>ehandlung  erfordern,  ist  durch 
die  Aufgabestation  auf  der  Frachtkai'te  neben  die  Bestini- 
mungs-  die  Umbehandlungsstation  mit  Farbschrift  beizusetzen, 
In  dieser  wird  als  Beleg  zur  Eechnung  eine  Abschrift  der 
Karte  auf  entsprechendem  Vordrucke  angefertigt.  Di^es  ist 
gegenüber  der  bisherigen  neuerlichen  Kartierung  sicher  keine 
Mehrarbeit,  dagegen  eine  bedeutende  Papierersparnis. 

Für  Kohlenverkehre  und  sonstige  Älassengüter  könnten  die 
Frachtbriefe,  einseitig  bedruckt,  mit  gedrängter  Anordnung  der 
Spalten  aufgelegt  werden. 

Josef  Fridrich,  Linz. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Aufruf  au  die  deutschen  Eisenbahner.  Die  Keichsregie- 
lung  erläßt  laut  Meldung  des  „Wolffschen  Telegraphenbüros" 
folgenden  Aufruf  an  die  deutschen  Eisenbahner: 

„Den  deutschen  Eisenbahnern,  deren  ohnehin  schwere  und 
verantwortungsvolle  Arbeit  durch  die  Anforderungen  des 
Kriegs  in  ungemessener  Weise  vermehrt  worden  ist,  spricht 
die  deutsche  Eeichsregierung  jetzt,  da  sie  von  den  fernen 
Kriegsschauplätzen  zurückkehien,  im  Namen  des  Volkes  ihren 
Dank  aus.  Sie  erkennt  damit  die  Pflichttreue  und  Gewissen- 
haftigkeit an,  mit  der  die  deutschen  Eisenbahner  aller  Dienst- 
grade und  aller  Volksstämme  ihre  mühevollen  Dienstobliegen- 
heiten erfüllt  haben. 

Die  Eisenbahner  wissen,  daß  die  junge  sozialistische  Eepu- 
blik  Deutschlands  es  nicht  bei  leeren  Worten  des  Dankes  be- 
wenden läßt.  Die  Rechtstellung  der  Eisenbahner  soll  ausge- 
baut und  von  den  Fesseln  alter  Vorurteile  befreit,  ihre  wirt- 
schaftliche Lage  im  Eahmen  der  füiianziellen  Möglichkeiten 
gehoben  werden. 

Die  Grundlage  für  die  staatliche  Finanzwirtschaft  und  den 
Wert  des  Geldes  bildet  der  Wiederaufbau  der  deutschen  Wirt- 
schaft. Bis  dahin  ist  noch  ein  langer  und  beschwerlicher 
AVeg.  Die  deutsche  Eeichsregienung  erhofft  von  den  Eisen- 
bahnern, daß  sie,  wie  bisher,  so  auch  weiterhin,  besonders  in 
den  nächsten  schweren  Wochen  und  Monaten  mit  ihr-en  gro- 
ßen Anforderungen  an  die  körperliclie  und  seelische  Leistungs- 
fähigkeit der  Eisenbahner,  ihre  Pflicht  ^treu  weiter  erfüllen 
in  voller  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  entschlossener  Zu- 
sammenarbeit aller  ^llieder  des  Volkes." 

—  Abbeförderung  beschäftigungsloser  Arbeiter.  In  Verfolg 
seines  Erlasses  vom  18.  November  1918  macht  der  preußische 
ELsenbahnminister  zur  Vermeidung  von  Zweifeln  die  Eisen- 
bahndirektionen darauf  aufmerksam,  daß  die  freie  Abbeför- 
derung der  beschäftigungslos  werdenden  Arbeiter  und  Arbei- 
terinnen sowie  ihrer  Begleitpersonen  nicht  allein  nach  dem 
früheren  Wohnort  oder  den  bisherigen  Arbeitsstellen,  sondern 
auch,  was  durchaus  erwünscht  ist,  nach  neuen  Arbeitsstellen 
in  der  Landwirtschaft  erfolgen  kann. 

—  Einmalige  Zuwendung  an  die  bei  der  preußischen  Staats- 
bahnverwaltung neu  eintretenden,  unmittelbar  aus  dem  Heeres- 
dienst kommenden  Soldaten.  Wie  der  Eisenbahnminister  durch 
'Erlaß  vom'  19.  Dezember  1918  den  Eisenbahndirektionen  und 
dem  Eisenbahnzentralamt  bekannt  gibt,  besteht  nach  seiner 
Überzeugung  bei  den  jetzt  in  den  Dienst  der  Staatsbahnver- 
waltung eingetretenen  Soldaten  ein  so  dringendes  unmittel- 
ibares  Bedürfnis,  über  einiges  Geld  zu  verfügen,  das  aueh  in 
dem  Mangel  an  geeigneter  Arbeitskleidung  zutage  tritt,  daß 
ihm  weder  durch  die  Gewährung  von  Lohn  Vorschüssen  noch 
durch  Zuwendungen  im  Unterstützungswege,  die  immer  nur 
einzelne  Fälle  betreffen  können,  in  genügender  Weise  abge- 
holfen werden  kann.  Anderseits  ist  es  nicht  angängig,  diese 
Angestellten,  soweit  sie  erst  nach  dem  30.  November  einge- 
stellt sind,  an  der  in  diesem  Monat  gewährten  einmaligen 
^Teuerungszulage  zu  beteiligen,  da  diese  dazu  bestimmt  ist, 
in  der  Vergangenheit  entstandene  Bedürfnisse  der  ständigen 
Arliciter,  die  sieh  aus  ihrem  Lohnverhältnis  bei  der  Ver- 
;waltung  ergeben  haben,  auszugleichen.  Im  vorliegenden  Fall 
kann  es  sich  nur  darum  handeln,  den  neu  eingetretenen 
Leuten,  die  wegen  ihrer  langen  Abwesenheit  beim  Heere  den 
Zusammenhang  mit  den  Verhältnissen  in  der  Heimat  verloren 

Jiaben,  die  zweifellos  mit  Mehraufwendungen  verbundene  Ein- 
fügung in  ein  geordnetes  Leben  zu  erleichem.  Nachdem 
auch  private  Werke  dazu  übergegangen  isind,  aus  den  gleichen 
Erwägungen  heraus  den  bei  ihnen  eingetretenen  Soldaten  in 
,der  einen  oder  andren  Form  zu  Hilfe  zu  kommen,  hat  der 
^Minister  auf  die  ihm  vorliegenden  Anträge    hin  allgemein 


genehmigt,  daß  allen  in  der  Zeit  vom  1.  bis  31.  Dember  bei 
der  Verwaltung:  neu  eingetretenen,  unmittelbar  aus  dem 
Heeresdienst  gekommenen  Soldaten  eine  sofort  zahlbare  ein- 
malige Zuwendung  von  lOO  Jl  gemacht  wird. 

Die  Anordnung  bedingt,  daß  auch  die  schon  vor  dem  1.  De- 
zember eingetretenen  Soldaten,  die  nach  dem  Erlaß  vom 
6.  Dezember  1918  anteilig  an  der  Novemberzulage  beteiligt 
worden  sind,  eine  Nachzahlung  in  Höhe  desjenigen  Betrages 
erhalten  müssen,  um  den  die  ihnen  gezahlten  Summen  hinter 
dem  Betrag-  von  100  Jl  zurückbleiben.  Die  nach  dem  ange- 
zogenen Erlaß  über  die  Summe  von  100  Jl  hinaus  geleisteten 
Zahlungen  bleiben  bestehen. 

Die  in  der  Angelegenheit  ihm  vorgelegten  Anträge  erklärt 
der  Minister  hierdurch  für  erledigt.  Soweit  die  Forderungen 
über  die  hier  getroffene  Anordnung  hinausgehen,  sind  sie 
abgelehnt.  Etwaigen  Beschwerden  dagegen  ist  unter  Hinweis 
auf  den  schon  gekennzeichneten  Charakter  der  einmaligen 
Novemberzulagen  als  einer  vergangene  Bedürfnisse  aus- 
gleichenden Ergänzung:  des  bisher  hinter  den  nteuen  Löhnen 
erheblich  zurückstehenden  Einkommens  der  alten  Arbeiter 
der  Verwaltung  und  auf  die  außerordentliche  Bevorzugung, 
die  die  bei  der  Eisenbahnverwaltung  eintretenden,  gleieh  in 
die  hohen  Löhne  des  ständigen  Personals  einspringenden 
Soldaten  vor  anderen  überhaupt  ohne  Anstellung  gebliebenen 
Kameraden  voraushaben,  mit  Bestimmtheit  entgegenzutreten. 

Der  Minister  hatte  gleichzeitig  angeordnet,  die  Durch- 
führung der  Angelegenheit  so  zu  beschleunigen,  daß  die  Aus- 
zahlung der  Zulange  noch  vor  Weihnachten  erfolg-en  konnte. 

—  Zur  Ernährung  der  Eisenbahnbediensteten.  Die  zustän- 
digen Reichisbehörden  sind  zurzeit  mit  der  Fi'age  einer  ander- 
weiten Verwertung  einzelner  Truppenübungsplätze  sowie  der 
wählend  des  Krieges  für  Gefangenenlager,  Flugplätze  usw. 
erworbenen  Grundstücke  beschäftigt.  Da  hiermit  teilweise 
sehr  gut  geleitete  Kleinwirtschaften  verbunden  waren, 
können  diese  jetzt  unter  Umständen  für  die  Eisenbahn  Ver- 
waltung oder  ihre  (Bediensteten  und  Kleinwirtevereine  zur 
Verbesserung  der  Lebenshaltung  nutzbar  gemacht  werden. 
Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  deshalb  mit  Erlaß  vom 
24.  Dezember  1918  die  Eisenbahndirektionen  beauftragt,  so- 
fort im  Benehmen  mit  den  örtlichen  Stellen  zu  prüfen  und 
bis  zum  25.  Januar  1919  zu  berichten,  ob  und  welche  derartige 
Grundstücke  in  ihren  Bezirken  hierfür  in  Betracht  kommen. 
Sachverständige  sollen  nach  Bedarf  zugezogen  werden. 

Mit  dem  gleichen  Erlaß  gibt  der  Minister  den  Eisenbahn- 
direktionen bekannt,  daß  ihm  der  Beirat  für  Kleintier- 
zucht folgendes  vorgetragen  hat:  „Gelegentlich  meiner  Be- 
ratungen der  Direktionen  in  Klein tierzuohtf ragen  habe  ich 
für  die  Durchführung  der  erforderlichen  Maßnahmen  häufig 
als  erschwerend  emjifunden,  daß  es  an  Leuten  fehlt,  die  dafür 
genügend  vorgebildet  sind.  Auch  bei  Vorträgen  in  Klein- 
tierzuchtvereinen habe  ich  die  Erfahrung  gemacht,  daß  die 
Erfolge  größer  sein  würden  und  Fehlschläge  vermieden  wer- 
den könnten,  wenn  den  Bediensteten  mehr  Kenntnisse  in  der 
sachgemäl3en  Zucht,  Pflege  und  Haltung  der  Tiere  vermittelt 
werden  würden.  Ich  halte  es  deshalb  für  wünsehenswert, 
wenn  in  den  kommenden  Wintermonaten  Unterrichtskurse  ab- 
gehalten werden  würden,  um  geeignete  Leute  aus  dem  Per- 
sonal für  diese  Zwecke  auszjubilden.  In  drei  Tagen  könnten 
sich  die  Teilnehmer  die  ihnen  noch  fehlenden  Kenntnisse  an- 
eignen. Voraussetzung  hierfür  ist-  daß  sie  schon  praktische 
Erfahrungen  gesammelt  haben.  Außerdem  müssen  sie  die 
Eignung  und  Fähigkeit  besitzen,  die  erworbenen  Kenntnisse 
durch  Vorträge  in  den  Vereinen  oder  bei  Besichtigungen  von 
Anlagen  den  Kleintierhaltem  mitzuteilen." 

Die  Anlegung  erscheint  dem  Herrn  Minister  zweckmäßig; 
sr  hat  daher  angeordnet,  daß  das  Erforderliche  sogleich  ver- 
anlaßt wird.  Auf  dem  Gebiete  des  Kleiugartenbaus  bestehen 
vielfach  schon  ähnliche  Einrichtungen  (Lehrkurse  und  Obst- 
baum pfle^r),  Ihr  weiterer  Ausbau  soll  ebenfalls  betrieben 
werden.  Berichten  über  örtliche  Prüfungen  hat  der  Minister 
entnommen,  daß  einzelne  Direktionen  noch  immer  nicht  der 
Notwendigkeit  Rechnung  tragen,  durch  geeignete  Neu- 
a  n  p  f  1  a  n  z  u  n  g  e  n  usw.    die  allgemeine  Lebensmittelerzeu- 
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^img  uiit  Hilfe  de*;  ausg>edelmten  Eis^nbahngrundbesitzes  für 
j-etzt  lind  in  Zukunft  wesentlich  steigern  zu  helfen.  Er  er- 
wartet nimmehr  bestimmt  die  Befolgung  der  gegebenen  An- 
ordnungen. 

—  über  die  Elekti'isierung  der  Berliner  Stadt-  und 
Ringbahn  schreibt  die  „A'llg.  Ztg.'' :  „Der  Schluß  des 
Krieges  hat  vielfach  die  Erwartung  aufkommen  lassen, 
daß  die  längst  geplante  Elektrisiei-ung  der  Stadt- 
und  Eingbahn  jetzt  bald  zur  Durchführung  kommen 
werde.  Aber  man  wird  g-ut  tun,  diese  Erwartungen 
nicht  zu  sehr  zu  überspannen.  Wenn  auch  die  Vorbereitungen 
wesentlich  gefördert  sind,  so  daß  der  Plan  im  allgemeinen 
feststeht,  werden  doch  noch  manche  Schwierigkeiten  zu  über- 
Avinden  sein,  bis  seine  Diu'chführung  ins  Werk  ge-se-tzt  werden 
kann.  Um  die  Elektrisierung  der  Stadt-  und  Ringbahn  zu  er- 
möglichen, wird  der  Bau  vöUig  neuer  Kraftwerke  nötig  sein, 
die  den  Strom  zu  liefern  haben.  Es  ist  geplant,  diese  Kraft- 
v\'erke  durch  Angliederung  von  Nebenbetrieben,  in  denen  der 
Brennstoff  nach  Möglichkeit  ausgenutzt  werden  soll,  den  Er- 
rungenschaften neuer  Erfindungen  entspi-echend  möglichst  ei- 
tragreich  zu  gestalten.  Zunächst  soll  der  Brennstoff  vergast 
werden.  Dadurch  wird  die  Gewinnung  von  Öl  und  schwefel- 
saurem Ammoniak  (zu  Düngerzwecken)  erzielt  werden  können. 
Aus  den  Abgasen  Wird  dann  noch  Salpetersäure  gewonnen. 
Auch  andere  Nebenbetriebe  sind  geplant. 

Bis  ins  einzelne  hat  dieser  Plan  noch  nicht  abgeschlossen 
werden  können,  da  die  mannigfachen  Aufgaben  des  Krieges 
anderen  Anforderungen  den  Vorrang  zuwiesen  und  auch  der 
Mangel  an  Arbeitskräften  die  Fertigstellung  de.s  Planes  hin- 
auszögerte. Eine  sofortige  Durchführung  des  Planes  kann 
aber  auch  schon  deshalb  nicht  in  Frage  kommen,  weil  vor- 
läufig die  dazu  erforderlichen,  nicht  unbeträchtlichen  Mittel 
noch  nicht  bereit  stehen  und  zurzeit  auch  nicht  bereitgestellt 
werden  können.  Vor  dem  Herbste  des  nächsten  Jahres  wird 
daher  mit  einer  Vorlage,  die  alle  Einzelheiten  des  Planes  fest- 
legt, nicht  gerechnet  werden  können.  Und  auch  dann  wird 
die  Elektrisierung  der  Stadt-  und  Ringbahn  nur  durchgefülirt 
werden  können,  wenn  bis  dahin  die  Verhältnisse  sich  weiter 
geklärt  haben." 

—  Personen-.  Güter-  und  Tierverkehr  nach  Elsaß-Lothringen 
und  Luxemburg.  Infolge  der  Verordnungen  über  das  Münz- 
wesen in  Elsaß-Lothringen  und  Luxemburg  werden  die 
Frachten  in  diesen  Gebieten  seit  15.  Dezember  1918  in  Franken 
berechnet.  Mit  diesem  Tage  sind  daher  die  direkten  I\Iark- 
tarife  bis  auf  weiteres  aufg-ehoben  worden;  Personen,  Gepäck, 
Güter  und  Tiere  können  im  Verkehr  mit  den  Eisenbahnen  in 
Elsaß-Lothringen  und  der  Wilhelm-Luxemburg-Bahn  nur  noch 
bis  zur  preußisch-lothringischen  Gi'enzstation  abgefertigt  wer- 
den. Die  Frachten  bis  zur  Grenzstation  sind  zu  frankieren,  um 
die  Umrechnung  der  Vorfracht  an  der  Grenze  zu  vermeiden. 

—  Eröffnung  der  Linie  Kamenz  (Sa.)-Kamenz  (Sa.)  Nord. 

Am  2.  d.  M.  ist  die  neue,  vollspurige,  eingleisige  Eisenbahn- 
linie Kamenz  (Sa.) -Kamenz  (Sa.)  Nord  dem  öffentlichen  Güter- 
verkehr übergeben  worden.  Der  Betrieb  erfolgt  nach  den  in 
der  Eisenbahn-Bau-  und  Betriebsordnung  enthaltenen  Bestim- 
rnungen  für  Nebenbahnen.  Die  neue  Linie  benutzt,  nachdem 
sie  den  Bahnhof  Kamenz  (Sa.)  verlassen  hat,  zunächst  auf 
etwa  2  km  den  im  sächsischen  Staatseigentum  befindlichen 
und  samt  dem  Gleise  an  die  Preußivsche  Staatsbahnvei-waltung 
zum  Betriebe  der  Linie  Lübbenau-Kamenz  verpachteten  Bahn- 
körper der  Strecke  Kamenz  (Sa.)-StraßgTäbohen-Land)es. 
grenze.  Sie  zweigt  dann  auf  fi-eier  Strecke  ab  und  endet  im 
Bahnhofe  Fimenz  (Sa.)  Nord.  Die  Betriebs-  und  Vereins- 
hahnstreokenlänge  der  Linie  Kamenz  (Sa)-Kamenz  (Sa.)  Nord 
beträgt  5,45  km.  Davon  fallen  2,90  km  als  neue  Strecke  den 
Eigentumsstrecken  der  Sächsischen  Staatsbahnverwaltung  zu. 
Zwischenstationen  sind  an  der  Linie  nicht  errichtet  worden. 

—  Der  Jahresbericht  der  badischen  Staatseisenbahnen  für 
das  Jahr  1917,  der_  Mitte  Dezember  1918  erschienen  ist,  steht 
noch  unter  dem  Zeichen  guter  Betriebsergebnisse.  Angesichts 
der  Verschlechterung,  die  seit  dem  Ende  des  Berich ts.iahr es 
in  .tbder  Hinsicht  eingetreten  ist,  kann  .jetzt  schon  gesagt 
werden,  daß  mit  dem  Jahresabschluß  für  1917  der  Wende- 
punkt zum  Schlechteren  gegeben  sein  wird.  Die  Betriebs- 
rechnung .schließt  mit  164,5  Millionen  Mark  Gesamteinnahme 
(gegen  das  Vor.jahr  +  32,2  Mill.),  121,6  Mill  Gesamtausgabe 
(+  30,2  Mill.)  und  42,9  Mill.  Betriebsüberschuß  {+  2  Mill.). 
Sämtliche  drei  Zahlen  sind  ab&olu<>e  Höchstzahlen  seit  dem 
Bestehen  der  badischen  Staatsbahnen.  Von  der  Gesamtein- 
nahme entfallen  53  Mill.  Mark  auf  den  Personenverkehr, 
3,3  Mill.  auf  Expreßgut,  Milch,  Fahrzeuge  und  Leichen, 
66,3  Mill.  auf  den  Güterverkehr  einsohl.  Dienstgut  und  Poat- 
beförderung,  18,7  Mill.  auf  Militärgut.  Bei  den  Einnahmen 
aus  dem  Personen-  und  Gepäckverkehr  beträgt  die  Zunahme 


gegen  das  Vorjahr  19  Mill.  Mark  =  56,1  %,  allerdings  mit 
Einschluß  von  12,1  Mill.  nachträglich  für  die  Jahre  1914/17 
verrechneter  Einnahme  aus  dem  Militärverkehr,  beim  Güter- 
verkehr -t-  9,9  Mill.  Mark  =  12,62  %,  und  bei  den  Einnahmen 
aus  sonstigen  Quellen  -f-  3,3  Mill.  Mark  =  16,66  %.  Einer  Ver- 
mehrung der  Gesamteinnahmen  um  24,39  %  steht  eine  Zu- 
nahme der  Gesamtausgabe  um  33,05  %  gegenüber  dem  Vor- 
jahre entgeg-en.  Die  persönlichen  Ausgaben  (ohne  die  Löhne 
der  Bahnunterhaltungs-  und  Werkstättenarbeiter)  betragen 
51,31  %  (1916:  55,86  %)  der  Gesamtausgabe  und  zeigen  eine 
Zunahme  ffegen  das  Vorjahr  von  22.22  %.  Die  sächlichen 
Ausgaben  belaufen  sich  auf  48,69  (44,14)  %  der  Gesamtaus- 
gabe und  haben  sich  gegen  das  Vorjahr  um  46,74  %  vermehrt. 
Entsprechend  dem  fast  vollständigen  Ruhen  der  Bautätigkeit 
ist  für  das  Berichtsjahr  nur  ein  Zugang  an  Baukosten  von 

2.2  Mill.  Mark  zu  verzeichnen.  Auf  Ende  1917  berechnet  eich 
damit  der  Gesamtbauaufwand  mit  Einschluß  der  badischen 
Strecke  der  Main-Neckarbahn  und  der  Bodensee-Dampfschiff- 
fahrt auf  973,6  Mill.  Der  reine  Schuldenstand  hat  am  31.  De- 
zember 1917  betragen  557.6  Mill.  Mark  =  57,28  %  der  Ge- 
samtbauaufwendung, gegenüber  1916  weniger  18,8  Mill.  — 
3,26  %.  Der  Betriebsüberschuß  von  42,9  Mill.  entspricht  einer 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  mit  4,48  (4,29)  %  und  der 
Baukosten  mit  4,41  (4,22)  %,  für  den  bädischen  Anteil  an  der 
Main-Neckarbahn  von  3,88  bezw.  4,14  %. 

Die  Zahl  der  Beamten  und  Arbeiter  betrug  im  Berichtsjahr 
28  409  gegen  27  577  im  Jahre  1916,  der  für  sie  erwachsene 
Aufwand  63,97  Mill.  Mark  gegen  54,48  Mill.  letztmals  ohne  den 
Titel  Wohlfahrtszwecke,  bei  dem  weitere  13,35  Mül.  (+  5,81) 
gebucht  sind.  Die  Betriebsleistungen  haben  im  Berichtsjahr 
eine  Einschränkung  bei  den  Personenzügen  erfahren  —  11,95 
Mill.  Personenzugkilometer  gegen  14,13  MiU.  — ,  wogegen 
die  Güterzugkilometer  von  7,38  Mill.  auf  7,55  Mill.  gestiegen 
sind.  Die  Einschränkungen  im  Personenzugfahrplan  bewirk- 
ten einen  Rückgang  der  Zugkilometer  im  ganzen  um  2,03 
^Millionen;  ebenso  haben  die  Lokomotivnutzkilometer  um  2,39 
Millionen  abgenommen.  Bezeichnend  ist,  daß  trotzdem  der 
Kohlenverbrauch  um  78  600  t  =  14  %  zugenommen  hat.  Einen 
Anhalt  für  die  im  Berichtsjahre  eingetreten.e  Steigerung  der 
Materialkosten  ^ibt  das  Steigen  des  Aufwandes  für  Feuerung 
auf  57,10  (29,50)  Pf.,  für  Schmieren  auf  2,24  (0,85)  Pf.,  für 
Unterhaltung  auf  21,57  (12,99)  Pf.  auf  ein  Lokomotivkilometer. 

Für  Fahrzeugbesohaffung  sind  .im  Berichtsjahre  im  ganzen 
9,9  Mill.  Mark  ausgegeben  worden,  davon  für  Lokomotiven 

3.3  Mili.,  für  Gepäek-  und  Güterwagen  6,6  Mill.  Ende  1917 
wai-en  vorhanden  927  Lokomotiven,  8  Dampf  trieb  wagen, 
2463  Personenwagen  und  27  655  Lastwagen. 

Die  Rechnung  der  Bodensee-Dampfschiffahrtsverwaltung 
schließt  mit  einer  Gesamteinnahme  von  313  000  J{  und  einer 
Ausgabe  von  460000  M,  weist  also  einen  Fehlbetrag  von 
147  000  M  auf. 

—  Personalnachrichten.  Bei  den  bayerischen  Staats- 
eisenbahnen  wurden  ab  1.  Januar  1919  befördert:  Der 
Vorstand  der  Neubauinspektion  München  Eegierungsrat  Franz 
Haselbeck  zum  Oberregierungsrat  der  Eisenbahndiiektion 
Nürnberg,  der  Direktionsrat  des  Baukonstruktionsamtes  der 
Staatseisenbahnen  in  München  Julius  Wunder  zum  Regie- 
rungsrat dieses  Amts  und  der  Direktionsrat  des  Staatsmini- 
steriums für  Verkehrsangelegenheiten  Heinrich  Hölzel  zum 
Regierungsrat  dieses  Staatsministeriums.  —  Versetzt  wurde 
der  Eisenbahnassessor  der  Eisenbahndirektion  Würzburg  Ru- 
dolf Haagner  an"  die  Eisen  bahn direktion  München.  —  Be- 
rufen wurden  der  Vorstand  der  Betriebs-  und  Bauinspektiou 
Memminge-n  Begierungsrat  Otto  Zintgraf  an  die  Eiseu- 
bahndirektion  Regensburg,  der  Vorstand  der  Betriebsinspek- 
tion Bamberg  Regierungsrat  August  Stegner  an  die  Eisen- 
bähndirektion  Nürnberg,  der  Oberbauinspektor  der  Betriebs- 
und, Bauinspektion  Neuulm  Max  de  Cillia  als  Direktioms- 
rat  an  die  Betriebs-  und  Bauinspektion  Memmingen  als  deren 
Vorstand,  der  Vorstand  der  Neubauinspektion  Schongau 
Direktionsrat  Peter  Mühlbauer  an  die  Neiibauinspektion 
München  als  deren  Vorstand  und  der  Vorstand  der  Kanalbau- 
inspektion  Neuburg  a.  D.  Direktionsrat  Friedrich  Peter  an 
die  Neubauinspektion  I  Kaiserslautern  als  deren  Vorstand. 


Ungarn. 

—  Handelsminister  Garami  über  die  Wirtschaftslage.  Der 

Handelsminister  äußerte  den  in  Budapest  w^eil enden  Son- 
derberichterstattern gegenüber  unter  anderm.  daß  die  infolge 
der  fünfjährigen  Kriegszeit  entstandene  düstere  Lage  durch 
die  Absperrung  der  Kohlenzufuhren,  die  zur  Abschneidung  der 
Lebensmi-ttelzufuhren  führen  müsse,  sich  noch  verschlimmert 
habe.  Die  Kohlenbergwerke  in  Petrozseny  sind  von  den  Ru- 
mänen bedroht,  und  in  Pees  (Fünfkirchen)  besohlagnahmten 
die  serbischen  Besatzungstruppen  die  ausgeschürften  Kohlen 
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des  dortigen  B^rswerk'e.s.  Die  Tsch<?ch€u  lassen  die  deutecheu 
Kohlen  nicht  nach  Ungarn  befördern.  Statt  des  täglichen  Be- 
darfes von  1700  AVagen  gelangen  .letzt  mitunter  nicht  ganz 
17  an.  Wenn  dem  Kohlenmangel  nicht  rasch  abgeholfen  wird, 
muß  der  ganze  Eisenbahnverkehr  eingC'Stellt  werden,  was  eine 
Gefährdung  der  Versorgung  der  großen  Städte  mit  Lel>ens- 
mitteln  bedeutet.  Auch  muß  das  vollständige  Einstellen  der 
Kohlenlieferungen  die  Anarchie  nach  sieh  ziehen,  besonders 
angesichts  der  heutigen  politischen  Zustände.  Der  Handels- 
minister bekannte  sich  als  Anhänger  des  Freihandels,  auch 
die  Kegierung  bestehe  aus  Anhängern  des  Freihandelsystems. 
Dies  .sei  wichtig  für  die  Zukunft  Europas,  besonders  für  die 
Staaten  an  der  Donau,  die  früher  oder  später  doch  zu  einem 
Zusammenschluß  gelangen  wurden,  um  das  einheitliche,  große 
AVirtschaftsgebiet  zu  rotten. 

—  Die    ungarisch  -  kroatischen  Wirtschaftsverhandlungen, 

^\  eiche  in  letzterer  Zeit  im  Handelsministerium  mit  A^erti-etern 
der  kroatischen  Landesregierung  gepflogen  wurden,  nahmen 
einen  sehr  günstigen  Verlauf.  Sendungen,  die  bis  zum  31.  Ok- 
tober d.  J.  sich  im  Köllen  befanden,  oder  zur  Aufgabe  ge- 
langten, .iedoch  infolge  der  ungeklärten  politischen  Verhält- 
nisse aufgehalten  oder  beschlagnahmt  wurden,  sind  an  die 
kroatischen  Adressaten  zu  leiten.  Eine  gleiche  Verordnung 
ist  von  der  kroatischen  Landesregierung  für  die  nach  Ungarn 
bestimmten  Warensendungen  der  bezeichneten  Art  an  die 
kroatischen  Eisenbahnen  ergangen.  Im  Verlauf  der  weiteren 
Verhandlungen  hat  der  ungarische  Handelsminister  an  die 
Direktion  der  Staatsbahnen  einen  Erlaß  gerichtet,  wonach 
die  Übergabe  beladener  Wagen  an  das  Gebiet  Kroatien-Sla- 
voniens  nur  gegen  Übergabe  beladener  oder  leerer  Wagen 
gleicher  Art  zulä.ssig  ist.  Die  Stationen  haben  über  die  zur 
Übergabe  gelangenden  Sendungen  ausführliche  Ausweise  an- 
zufertigen. 

—  Tschechisch-ungarische  Handelskonvention.  Trotz  der 
Bereitwilligkeit  der  ungarischen  Regierung,  hat  sich  ihr 
Wunsch,  eine  Handelskonvention  der  ungarischen  Eepublik 
mit  den  Tschechen  zustande  zu  bringen,  bisher  nicht  verwirk- 
lichen lassen,  weil  nach  Meinung  der  Tschechen  vorerst  die 
tschechische  Bevölkerung  mit  Kohle  versehen  werden  müßte, 
bevor  man  die  Kohlenlieferungen  nach  Ungarn  zulasse. 

—  Freie  Fahrt  für  die  von  der  Front  heimkehrenden  Ar- 
beiter. Der  Handelsminister  hat  an  sämtliche  ungarischen 
Eisenbahnverwaltungen  und  Schiffahrtsunternehmungen  eine 
Verordnung  erg.ehein  lassen,  laut  der  die  abgerüsteten  und  in 
ihre  Heimat  zurückkehrenden  Soldaten  —  soweit  sie  dem  Ar- 
beiterstande angehören  —  zur  Wiederaufnahme  ihrer  Arbeit 
gebührenfrei  befördert  werden. 

—  Die  Lage  der  in  Kroatien  zurückgebliebenen  Eisenbahner. 

Die  Regierung  hat  —  um  eine  Klärung  der  Lage  der  in 
Kroatien  zurückgebliebenen  Eisenbahner  herbeizuführen  — 
unter  Leitung  des  Direktorstellvertreters  Dr.  Elek  Szerbäk 
eine  Abordnung  nach  Kroatien  gesandt,  um  die  Verkehrsver- 
hältnisse  mit  Ungarn  zu'  regeln  und  um  die  Rechtslage,  wie 
auch  die  materielle  und  persönliche  Sicherheit  des  Eisenbahn- 
personals zu  klären. 

—  Regelung  der  Lage  der  auf  gefährdeten  Stationen  dienst- 
leistenden Eisenbahner.  Gemäß  der  Willensmeinung  der  un- 
garischen Regierung  hat  Direktionspräsident  Väzsonyi  Maß- 
nahmen getroffen,  daß  die  Liegenschaften  der  auf  gefähr- 
deten Stationen  dienstleistenden  Eisenbahner  geschützt  werden 
und,  falls  den  Angestellten  Schäden  zugefügt  worden  isein 
sollten,  ihnen  Schadenersatz  geleistet  wird.  Auch  wird  zur 
inneren  Ruhe  und  Ordnung  des  Eisenbahndienstes  für  die 
entsprechende  Unterbringung  des  Personals  vorgasorgt. 

—  Verkehrslage  der  Kassa  (Kaschau)-Oderberger  Eisenbahn. 

Auf  eine  an  ihn  in  der  Generalversammlung  gestellte  Frage 
gab  der  Generaldirektor  Julius  Ludvigh  Aufschluß  über  die 
Schritte,  die  er  bei  den  Delegierten  der  Waffenstillstauds- 
koramission  der  Entente  unternommen  hat.  Diese  Schritte 
führten  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  Verkehr  bis  .jetzt  aufrecht- 
erhalten werden  konnte  und  dessen  ordnungsmäßige  Abwick- 
lung durch  das  Personal  der  Bahn  auch  weiterhin  gesichert 
schien.  Demgegenüber  wird  allerdings  gemeldet,  daß  der  Be- 
trieb auf  der  Kassa-Oderberger  Eisenbahn  infolge  Einfalls  der 
Tschechen  eingestellt  worden  ist. 


Niederlande. 

—  Nordbrabant- Deutsche  Eisenbahn.      Am  1.  Januar  1919 

ging  diese  Eisenbahn  in  den  Betrieb  der  vereini.gten  Staatis- 
eisenlxahnbetriebsgesellschaft  und  Holländischen  Eisenbahn 
über.  Die  endgültige  Verkehrsregelung  ist  noch  nicht  er- 
folgt. D.  0. 


—  Neue  Schiffsbau-Gesellschaft  in  Rotterdam.  Unter  dem 
Namen  „Rotterdamsche  iScheepsbouw  Maatschappi.i"  ist  in 
Rotterdam  eine  Schiffsbau-Gesellschaft  mit  einem  Kapital  von 
1  Million  Gulden,  wovon  die  Hälfte  eingezahlt  ist,  gegründet 
woixlen.    (Algem.  Handelsblad  vo"m  4.  Dez.) 

— Wagen  aus  Eisenbeton.  In  Doetiuohem  wird  eine 
Fabrik  für  Eisenbahnfahrzeuge,  in  der  Hauptsache  Eisenbahn- 
wagen aiis  Eisenbeton  errichtet.  (N.  Rotterdam.  Cour, 
vom  3.  12.  18.) 


übrige  europäische  Länder. 

—  Kanal  zwischen  Paris  und  dem  Atlantischen  Ozean.  Die 

französische  Regierung  beschäftigt  «ich,  einer  Mitteilung  des 
„R.-Anz."  zufolge,  wieder  mit  dem  Plan,  Paris  durch  einen 
Kanal  mit  D  i  e  p  p  e  zu  verbinden ;  die  zu  kanalisierende 
Strecke  würde  16,5  km  lang  sein.  Er  soll  für  Flußschiffe  bis 
zu  1400  t  mit  einem  Tie'fgang  von  3  m  schiffbar  gemacht 
werden.  Die  Bugsierung  soll  durch  elektrische  Lokomotiven 
erfolgen. 


Fremde  Erdteile. 

—  Luftverbindung  Kairo — Kapstadt.  Reuter  meldet  aus 
London:  Das  Luftministerium  entsandte  nach  Mittelafrika 
zwei  Abteilungen  von  Fliegern  mit  Flugiseugen  und  Aus- 
rüstungsgegenständen, um  eine  Luftverbindung  von  Kairo 
nach  Kapstadt  einzurichten ;  ebenso  wurde  eine  Unter- 
suchung angestellt,  betreffend  eine  mögliche  Luftverbindung 
von  Indien  nach  Australien  über  Singapore. 


Allgememea. 

—  Nutzbremsung  von  Eisenbahnfahrzeugen  durch  den  Ein- 
phasen-Wechselstrom-Kommutatormotor.  Es  ist  bekannt,  daß 
bei  Verwendung  von  Dreh  ström  triebmaschinen  wähi'end 
der  Talfahrt  unter  gewissen  Umständen  Strom  zurückgie. 
Wonnen  werden  kann;  die  Triebmaschinen  arbeiten  in 
solchem  Falle  als  Stromerzeuger.  Die  gleichen  Vorteile 
la<ssen  .sich  auch  unter  Verwendung  von  Einphasen. 
triebsmaschinen  erzielen.  Diese  werden  bekanntlich  im  all- 
gemieinen  als  Reihenschlußmotoren  ausgebildet.  Die  elektri- 
sche Bremsung  kann  bei  diesen  Weohselstrommaschinen 
ebenso  wie  bei  Gleiohstromhauptmotoren  durchgeführt  wer- 
den, indem  die  Motoren  als  »elhsterregte  Gleichstromieihen- 
generatonen  auf  Belastungswiderstände  arbeiten.  Nach  einer 
von  Dr  Behn-Eschenburg,  Oerlikon,  in  Heft  49  des 
Jahrg.  1918  der  „Elektrotechnischen  Zeitschrift"  veripffent. 
lichten  Abhandlung  ist  in  solchem  Falle  für  die  Rückge- 
winnung der  Bremskraft  vorgeschlagen  worden,  d^e  Haupt- 
feldwicklung durch  besondere  Wechsielstromerregermaschinen 
zu  erregen  oder  diese  durch  Stromtrausformatoren  mit  dem 
Anfcerstromkreis  zu  verketten.  Die  erstere  Lösung  soll  .ie- 
doch an  großer  Umständlichkeit  der  Einrichtung  leiden,  die 
zweit'e  Lösung  zu  bedeutenden  Schwierigkeiten  bei  der  Unter- 
drückung der  Selbstei'regung  mit  uetzfremden  Sohwingungs- 
zahlen  führen. 

In  der  Maschinenfabrik  Oerlikon  sind  seit  langem  ein- 
hende  Versuche  sowohl  über  Widerstands.,  und  Rückstrom,  als 
auch  über  Nutzbremsung  ihrer  Einphasenlokomotivmotoren 
nach  verschiedenen  Schaltungen  durchgeführt  worden,  und 
es  sollen  befriedigende  Ergebnisse  mit  der  Nutzbremsung  hei 
250  -  PS  -  Motoren  erzielt  worden  sein.  Es  wäre  danach  ge- 
lungen, die  Schaltungen  grundsätzlich  und  wesentlich  zu  ver- 
einfachen und  die  Rückgewinnung  unbe-schränkt  bei  allen  Be- 
lastungen auf  alle  Geschwindigkeiten  bis  zum  Stillstand  aus- 
zudehnen, so  daß  auch  ein  Teil  der  Anfahrenergie  zurück- 
gewonnen werden  kann,  ohne  daß  für  die  Steuerung  weitere 
Schaltapparate  benötigt  werden,  als  die  für  den  regelrechten 
Motorbetrieb  vorgesehenen  Stufenschalter.  Dämpfungswider- 
stände, besonders  übersättigte  Reaktanzen,  Stromtransforma- 
toren, Erregereinrichtungen  und  Phasenumformer  kommen  in 
Wegfall;  eine  gewöhnliche  Drosselspule  mit  einem  eindeutig 
bestimmten  Reaktanzwert  ist  der  einzige  Apparat,  der  zu  der 
regelrechten  Motoranlage  hinzukommt.  Der  gewöhnliche 
Einphasenwech-selstromreiheuschlußmotor  ist  durch  die  neue 
Schaltung  in  einen  eigenartigen  Generator  oder  Motor  von 
neuen,  für  die  prakti-sche  Bremsung  isehr  zweckmäßigen 
Eigenschaften  verwandelt.  . 

Nachdem  das  theoretisch  Wesentliche  der  technisohen 
Neuerung  in  dem  angezogenen  Aufsatz  aufgeführt  worden  ist, 
folgert  der  Verfasser  schließlich,  daß  die  neue  Anlage  ohne 
weiteres  fähig  sei,  bei  .ieder  Fahrg^öschwindigkeit  und  ins- 
besondere auch  zum  Anhalten  des  Zuges  mit  elektrischer  Nutz- 
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bremsuno-  zu  arbeiten,  und  .soweit  di«  Verluste  des  mechani- 
schen Getriebes  und  der  Wicklungen  dies  zulassen,  den  letzten 
Best  der  mechanischen  Energie  in  däs  Netz  zurückzuleiteu. 
Außer  den  für  den  Motorbetrieb  bereits  vorhandenen 
Maschinen  und  Vorrichtungen  ist  nur  eine  einfache  Drossel- 
spule erfordeilich.  Diese  Einfachheit  und  weitgehende  Wir- 
kung isoU  die  Anlage  weit  über  alle  bei  Gleichstrom  und 
Drehstrom  bisher  bekannt  gewordenen  Verfahren  und  Ein- 
lichtungen  erheben  und  dürfte  geeignet  sein,  dem  Einphas-en- 
wechselstrom-system  eine  neue,  wichtige  Überlegenheit  zu  ver- 
schaffen. Wenn  die  in  unserer  Quelle  näher  erläuterte  Brems, 
art  auch  zum  Anhalten  der  Züge  eingefühi't  wird,  so  soll  es 
möglich  sein,  auf  ebenen  Strecken  etwa  40  %  der  für  das  An- 
fahren benötigten  Energie  zurückzugewinnen. 

—  Schneeschutzzaun  aus  Eisenbeton.  Zäune  au^s  Eisen- 
beton können  in  ortsfester  und  beweglicher  Bauart  ausgeführt 
werden.  Näheres  über  beide  Bauarten  ist  in  Nr.  49  des  Jahr- 
gangs 1918  der  „Deutschen  Straßen-  und  Kleinbahn-Zeitung" 
ausgeführt.  Danach  sind  für  den  Bau  eines  ortsfesten 
Zaunes  -alle  drei  bis  vier  Meter  Betonfundamente  zu  schaffen, 
die  im  oberen  Teil  einen  Querschnitt  von  etwa  40  X  60  cm, 
im  unteren  Teil  von  40  X  90  cm  haben;  ihre  Tiefe  beträgt 
etwa  1,2  m.  Die  in  die  Fundamente  einzubringenden,  aus 
Doppel  I-Eis^en  bestehenden  Pfosten  sind  mit  Löchern  zu  ver- 
sehen, damit  ein  aus  Eun'deisen  gefertigtes  Drahtgeflecht  be- 
festigt werden  kann.  Dieses  wird  mit  Betonmörtel  beworfen. 
Soll  ein  besseres  Aussehen  der  Zaunfläche  erzielt  werden,  so 
ist  isie  mit  Zementputz  zu  versehen.  Guter  Ablauf  des  Eegen- 
wassers  wird  durch  eine  oben  angebrachte  Verstärkung '"mit 
Eegennase  erzielt. 

Die  bewegliche  Bauart  kann  an  einem  Beispiel  aus  dem 
Bereiche  der  Eisenbahndirektion  Kattowitz  erläutert  werden. 
Der  dort  errichtete  Schneezaun  hat  eine  Länge  von  4  km  bei 
einer  Höhe  von  2,3  m  über  dem  Erdboden.  Die  Pfosten  stehen 
m  3,3  m  Entfernung;  die  Eundamenttiefe  beträgt  1  m,  die 
obere  Breite  30  cm  und  die  untere  40  cm,  die  Stärke  20  cm. 
Zum  Einschieben  der  Betondielen  sind  die  Pfosten  beiderseits 
mit  7  cm  breiten  und  5  cm  tiefen  Nuten  versehen.  Um  den 
Pfosten  genügend  Widerstand  gegen  Winddruck  zu  geben,  siml 
auf  der  Innen-  und  Außenfläche  ,ie  5  aufrechte  Eundeisen  von 
14  mm  Durchmesser  eingebettet,  die  gegenseitig  noch  mit 
7  mm  starken  eisernen  Querbügeln  verklemmt  sind.  Im  oberen 
Ende  der  Pfosten  befindet  sich  ein  2  cm  breit.6s  und  30  cm 
tiefes  Loch  zur  Aufnahme  eines  Rundeisens,  an  dem  später 
•ein  Staoheldraht  befestigt  werden  soll.  Jedes  Feld  besteht 
aus  7  übereinander  geschobenen,  verspundeten  Dielen,  die 
33  cm  breit  und  6  cm  stark  sind ;  auf  .ieder  iSeite  der  Dielen 
sind  3  Eundeisen  von  7  mm  Durohmesser  angebracht.  Die 
oberste  Diele  ist  ebenso  wie  der  Pfosten  am  oberen  Ende 
etwas  abgeschrägt,  damit  das  Eegenwasser  gut  abläuft.  Dielen 
und  Pfosten  bestehen  aus  einer  Betonmischung  1  : 3,  die  in 
Holzformen  gestampft  wird.  Die  Herstellung  der  Pfosten 
und  Dielen  konnte  an  der  Baustelle  durch  die  Bahnmeisterei 
selbst  geschehen.  Durcfischnittlioh  sollen  täglich  etwa  15 
Pfosten  und  100  Stück' der  3,08  m  langen  Dielen  fertiggestellt 
worden  sein.  Pfosten  und  Dielen  wurden  etwas  über  2  Stun- 
den in  der  Förm  belassen;  nach  Entfernung  der  seitlichen 
lormteile  haben  die  Gußstücke  zwecks  Erhärtung-  noch  1  bis 
2  Tage  unter  ständigier  Befeuchtung  auf  den  Bodenbrettem 
zu  Legen,  um  dann  gestapelt  zu  werden.  Nach  ungefähr 
14  Tagen  kann  zu  ihrer  Verwendung  im  Bau  igesohritten 
werden. 


Es  darf  ohne  weiteres  angenommen  werden,  <laß  ein  aus 
Eisenbeton  kunstgerecht  hergestellter  Zaun  eine  längere 
Lebensdauer  haben  wird  als  ein  Bretterzaun,  und  darum  kann 
seine  Verwendung  vielleicht  schon  aus  wirtschaftlichen  Grün- 
den empfohlen  werden. 


Bücherschau. 

—  Aus  Deutschlands  Waffenschmiede.  Mit  zahlreichen  Bil- 
dern und  Tafeln  von  Dr.  J.  Eeichert.  Eeichsverlag,  Berlin- 
Zehlendorf-West,  Preis:  2,50  M. 

Der  Weltkrieg  ist  zu  Ende.  Ganz  anders  ist  sein  Ausgang, 
als  er  dem  Verfasser  des  Buches  vorgeschwebt  haiben  mag. 
Trotzdem  bleibt  der  Wert  des  Werkchen  bestehen;  gibt  es 
doch  einen  Einblick  in  die  ganze,  ungeheure  Leistung  unserer 
Heimatindustrie,  die  ü]>^er  vier  Jahl^e  der  Indnstrie  der  ganzen 
übrigen  Welt  die  Wage  gehalten  hat. 

Als  besondei-er  Vorzug  des  Werkohens  muß  die  allgemein- 
verständliche Form  der  fesselnden  Darstellung  angesehen 
werden.  Es  ,  gibt  ein  kurzes,  aber  packendes  Bild  der  Eisen- 
hüttentechnik; Ansichten  von  Kanonen-  und  Granatenwerk- 
stätten sowie  zahlreiche  andere  Schaubilder  von  den  Leistun- 
gen der  Eisenindustrie  tragen  zur  Erhöhung  des  Verständ- 
nisses bei. 

In  knapper  Ausführung  wird  augedeutet,  ein  welch  furcht- 
barer Gegner  Deutschland  mit  dem  Eintritt  Amerikas  in  den 
Krieg  erwachsen  ist.  War  zu  Kriegsbeginn  die  Eisenindustrie 
Deutschlands  infolge  ihrer  überlegenen  Organisation  und 
Durchbildung  der  unserer  vier  mächtigsten  Feinde:  England, 
Frankreich,  Eußland  und  Italien  beinahe  gleichwertig,  so 
deuten  die  Ausführungen  an.  wie  sich  dieses  Bild,  da  Deutsch- 
land auf  sich  selbst  ang^ewiesen  blieb,  in  den  weiteren  Kriegs- 
jahi-en  in  dem  Maße  zu  unserem  Nachteil  verschieben  mußte, 
als  es  namentlich  England  gelang,  durch  durchgreifende  Än- 
derungen s«ine  Leistungsfähigkeit  ganz  bedeutend  zu  steigern. 
In  weiteren  Ausführungen  ist  angedeutet,  zu  welchen  Eiesen- 
leistungen  Amerika  befähigt  war. 

Dem  Leser  des  Werkchens  wird  aber  zugleich  vor  Augen 
geführt,  welche  ungeheui-e  iSchädigung  Deutschlands  Eisen- 
industrie durch  die  Abtretung  Elsaß-Lothringens  erfährt,  und 
welche  furchtbare  Gefahr  der  unglückliche  Friedensschluß 
für  die  Sicherstellung  der  künftigen  Eohstoffversorgung  und 
damit  für  die  Erhaltung  unserer  Eisen-  und  Wehrkraft  be- 
deutet. 

—  Berufsschutz  und  Freie  Bahn  den  Tüchtigen.  Zeitge- 
mäße Betrachtungen  zur  Berufswahl  für  Ingenieure,  von  Dr. 
A.  Eiedler,  Geh.  Eeg.-Eat  und  Professor  an  der  Techni- 
schen Hochschule  zu  Berlin.  Verlag  von  M.  Kravn.  Preis 
1,50  M. 

Durch  Vergleich  mit  den  Verhältnissen  bei  anderen  Berufen 
und  dem  Stand  in  Österreich  stellt  der  Verfasser  Betrachtungen 
über  die  Notwendigkeit  des  Berufssohutzes  der  akademisch 
gebildeten  Techniker  an.  Die  Ausführungen,  die  für  alle 
diejenigen,  welche  sich  dem  Ingenieurberufe  widmen  wollen, 
von  Interesse  sein  dürften,  die  aber  namentlich  in  der  .jetzigen 
Zeit  sicherlich  manchen  Widerspruch  herausfordern  werden, 
gipfeln  in  der  Schlußfolgerung,  daß  der  Berufschutz  der  aka- 
demisch gebildeten  Techniker  eine  wichtige  Bildungs-  und 
sozialpolitische  Aufgabe  darstelle  und  nur  durchzuführen  sei, 
wenn  eine  klare  Berufsbezeichnung  geschaffen  werde. 


1.  Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Wiedereröffnung  des   Bahnhofs  Lvck 
West. 

_  Am  30.  Dezember  1918  ist  der  an  der 
Nebenbahnstrecke  Arys-Lyck  zwischen 
den  Bahnhöfen  Barto&sen  und  Lyck  ge- 
legene Bahnhof  IV.  Klasse  Lyck  West, 
der  seit  15.  November  1916  geschlossen 
war,  wieder  eröffnet  worden 
Königsberg  (Pr.),  im  Dez.  i918.  (19) 
Eisenbahndirektion. 

2.  Güterverkehr. 

Freuß.-Hess.-  und  Südwestd.-Schweiz. 
Güterverkehr. 

Als  Ersatz  für  die  gemäß  unserer 
Bekanntmachung  vom  26.  November 
1918  gekündigten  Frachtsätze  werden 
mit'  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1919  unter 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


A^orbehalt  .jed erzeitigen  Widerrufs  fol- 
gende, die  deutsche  Verkehr&steuer,  den 
deutschen  Kriegsziischlag  und  die 
schweizerischen  Taxzuschläge  ent- 
haltende Frachtsätze  für  Wagenladun- 
gen von  mindestens  10  t  oder  bei 
Frachtzahlung  für  dieses  Gewicht  ein- 
geführt : 

für 

Aluminimuoxyd  |  Elektrodenkohlen 

von 

Deutsch=Lissa  |  Lichtenberg=Frie- 
drichsfelde 

nach 

Eappen  für  100  kg 
Slerre  (Siders)  1498  |  842 
Die  übrigien  nach  der  Bekanntmachung 
vom  26.  November  1918  ebenfalls  ge- 
kündigten Tarife  und  Frachtsätze  wer- 
den vorerst  nicht  ersetzt.  (25) 
Genera  Mir.  der  bad.  Staatseisenba.hnen, 


Für  die  Beförderung  lebender  Tiere 
auf  den  schweizer-  Bahnen  wird  ab 
1.  Januar  1919  ein  Zuschlag  von  im 
allgemeinen  100  %  (Sommenmgisvieh 
50  %,  Exportvieh  150  %)  zu  den  Taxen 
des  provisorischen  Tiertarifs  vom 
22.  Oktober  1917  erho^ben.  Näheres  in 
unserem  Tarif anzeiger. 

Karlsruhe,  31  Dezember  1918.  (21) 
Generaldir.  der  Bad.  Staatseisenbahnen 


Süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Binnentarif  für  die  Hessischen  Neben- 
bahnen im  Privatbetrieb. 

Am  15.  März  1919  tritt  Nachtrag  III 
in  Kraft,  der  neben  bereits  eiUige- 
führten  Tarifänderungen  eine  Erhöhung 
der  Überfuhr-  und  Verschubgebühren 
enthält. 

Darm.stadt.  am  22.  Dez.  1918.  (22) 
Die  Diivktion. 
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Zeitung  des  V'eix'iii? 
Deutscher  Eisenbahnvorwullungen 


3.  Nachrufe. 


Am  27.  Dezeniher  d.  Js.  verstarb  in  Breslau  im  68.  Lebensjahre  nach 
langen  schweren  Leiden  der 

Geheime  Baurat  a.  D.  Herr  Karl  Backi^. 

Der  Verstorbene  ist  über  43  Jahre  im  Staatseisenbahndienste  und  16  Jahre 
als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Breslau  tätig  gewesen.  Am  1.  Juli  1918 
trat  er  in  den  Ruhestand  Er  hat  sich  in  langjähriger  treuester  Pflichterfüllung 
reiche  Verdienste  um  die  Staatseisenbahnverwaltung  erworben.  Sein  liebens- 
würdiges Wesen  sichert,  ihm  l)ei  seinen  früheren  Amtsgenossen  und  Unter- 
gebenen ein  dauerndes  ehrendes  Gedenken. 

Breslau,  den  28.  Dezember  1918.  (14) 

Der  Präsident 

und  die  höheren  Beamten  des  Direktion.sbezirks  Breslau. 


Am  29.  d.  Mts.  verschied  nach  längerem  schwerem  Leiden  der  Geheime 
Baurat 

Herr  Of^kar  Meinhard t 

Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Danzig. 

Wir  betrauern  in  dem  Dahingeschiedenen  einen  langjährigen,  treuen 
Mitarbeiter,  der,  ausgezeichnet  durch  reiche  Kenntnisse  und  Erfahrungen,  mit 
unermüdlichem  Fleiß  und  größter  Pflichttreue  das  verantwortungsvolle  Dezernat 
des  maschint-ntechnischen  Betriebsdienstes  mit  bestem  Erfolge  verwaltete. 

Wir  werden  sein  Andenken  in  hohen  Ehren  halten. 

Danzig,  den  30.  Dezember  1918.  (15) 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr  (Fortsetzung). 

Wechselverkehr  Sachsen-Baden,  Heft  9  C. 

Mit  Ablauf  des  28.  Februar  1919  wird 
d^er  Ausnahmetarif  23  a  für  Früh- 
zwetschgen aufgehoben.  Auskunft  über 
die  dadurch  eintretenden  Frachterhöhun- 
gen erteilt  luiser  Verkehrsbureau,  hier. 
Wiener  Straße  4  II. 

Dre.sden,  am  30.  Dez.ember  1918.  (17) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staat.seisenb., 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Frachtzuschlag  bei  Sendungen  von  und 
nach  der  Schweiz,  den  nordischen  Län- 
dern und  den  Niederlanden. 

Mit  Gültigkeit  vom  2.  Januar  1919  an 
wird  der  Frachtzuschlag  (siehe  An- 
hang II  und  III  im  Tarif  20O)  von  120 
auf  110  V.  H.  ermäßigt.  Die  Maßnahme 
gilt  für  alle  deutschen  Binnen-  und 
WechiS-elverkehre,  in  denen  bisher  der 
Zuschlag  von  120  v.  H.  galt. 

Berlin,  den  30.  Dezember  1918.  (16) 
Eisenbahndirektion. 

T  

Norddeutsch-Niederländischer  Güter- 
verkehr. 

Die  mit  Bekanntmachung  vom 
25.  April  1918  für  die  Beförderung  von 
Steinkohlen  usw.  von  den  Stationen 
Altenessen  usw.  nach  Amsterdam  und 
Rotterdam  eingeführten  Frachtsätze 
werden  mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar 
1919  aufgehoben.  Am  gleichen  Tage 
tritt  für  die  Beförderung  von  Stein- 
und  Braunkohlen,  Koks  und  Briketts 
von  deutisohen  Stationen  nach  Stationen 
der  niederländischen  Eisenbahnen  und 
der  Station  Coevorden  der  Bentheimer 
Kreisbahn  ein  neuer  Ausnahmetarif  in 
Kraft.    Preis  des  Tarifs  25  Pf. 

Ess-en,  den  30.  Dezember  1918.  (18) 
Ei.senbahndii"€ktion. 

Erste  k,  k.  priv.  Donau-Dampfschiff- 

fahrts-Gesellschaft. 
Verwahrung  der  Güter.  —  Einführung 
einer  Prämie  vom  Werte  der  Güter. 


Aufhebung    der  Bewachungsgebühr. 

Im  Sinne  der  Bestimmungen  des 
Punktes  I,  2,  des  Abschnittes  D  des 
Lokalgütertarifs  Teü  I,  Abt.  B,  wird 

—  mit  Rücksicht  auf  die  lau-s  dem  der- 
zeitigen Verhältnissen  erwachsende  Er- 
höhung der  Kosten  und  Risken  der  Ver- 
wahrung —  für  die  gegenwärtig  in  den 
gesellschaftlichen  Stationen  oder 
Schiffen  latgernden,  sowie  für  die  vor 
dem'  Termine  der  seinerzeit  zur  Ver- 
öffentlichung gelangenden  Aufhebung 
vorliegender  Kundmachung  noch  zur 
Lagerung  kommenden  Güter  eine 
Prämie  von  1  %  des  vollen  Wertes  er- 
hoben. Soweit  der  volle  Wert  von  den 
Absiendern  nicht  schon  angegeiben  ist, 
ist  er  unverzüglich  der  Versandstation, 
bzw.  —  über  Aufforderung  —  der  Sta- 
tion, an  welcher  das  Gut  lagert,  mitzu- 
teilen. Andernfalls  wird  die  Wert- 
erklärung gesellsoliaftlicherseitis  vor- 
genommen, doch  haftet  die  Gesell- 
'schaft  weder  für  die  dabei  vorge- 
kommenen Irrtümer  und  ihre  Folgen, 
noch  für  etwaige  Unterlassung  der 
Werterklä  m  ng. 

Für  (ganz  oder  teilweise)  aufge- 
lieferte Sendungen  haftet  die  Gesell- 
schaft V  o  r  A  b  s  c  h  1  u  ß  d  e  s  F  r  a  c  h  t- 
Vertrages  (d.  i.  vor  Aufdruck  des 
Tageisstempeils  der  g-eselLsohaftlichen 
Abfertigungsstelle  auf  den  Frachtbrief) 

—  insoweit  eine  Haftung  der  Gesell- 
schaft überhaupt  platzgreift  —  ge- 
mäß der  Publikation  vom  7.  Mai  1918 
nur  bis  zu  einem  'Betrage  von  K.  120.—, 
bzw.  Francs  120. — ,  bzw.  Mark  120. —  für 
100  kg,  und  wird  deshalb  für  diese 
Güter  die  vorerwähnte  Prämie  mir  von 
diesem  Betraig-e  erhoben. 

Die  mit  den  Kundanachungen  vom 
21.  Noveml>er  1918  und  14.  I)ezeniber 
1918  eingeführten  Gebühren  für  die  Be- 
wachung der  in  den  gesellschaftlichen 
Stationen  oder  in  den  Schiffen  lagera- 
den  Güter  werden  für  die  Zeit  vom 
1.  Januar  1919  bis  auf  weiteres  nicht 
mehr  erhoben. 


Die  Bestimmungen  bezüglich  der 
son.stigen  Nebengebühren  (Lagergeld, 
Winterstand  Versicherungsprämie.  Ber- 
gungskosten, usw.)  werden  durch  -.lie 
Bestimmung-en  dicisier  Kundmachung 
nicht  berührt,  ebensowenig  die  bezüg- 
lich der  Haftung  bestehenden  Be- 
stimmungen. 

Wien,    am  30.  Dezember  1918.  _  (23) 

Direkter  Dalmatienverkehr. 
Galiziseh.Adriatischer  Eisenbahnver- 
band. 

Österreichisch-Adriatischer 
Eisenbahnverband, 
österreichischer  Grenzverkehr. 
Ungarisch- Adriatischer  Eisenbahnver- 
band. 

Direkter  österreichischer  und  Ungari- 
scher Levanteverkehr  über  Triest  und 
Fiume  seewärts  (nach  Hafenplätzen  der 
Levante).     Tarif,  Teil  I  und  Teil  II. 
Adriatisch-Deutscher     Verkehr  (Ver- 
kehr mit  Sachsen). 
Adriatisch-Norddeutscher  Eisenbahn- 
A'erband. 

Deutsch. österreichischer  Eisenbahnver- 
band.    Verkehr  Graslitz  oberer  Bahn- 
hof-Sachsen. 
Donau-Umschlagsverkehr  mit  den 
unteren  Donauländern  über  Pozsony. 
Eisenbahn-Gütertarif    für    den  Elbe- 
Umschlagsverband,  Teil  I. 
Elbe-Moldau-Umschlagstarif  für  öster. 
reich. 

Elbe-Moldau-Umschlagsverkehr  für 
Westösterreich. 
Elbe-Umschlagstarif  für  Galizien  und 

die  Bukowina. 
Elbe-Umschlagsverkehr  Westösterreich- 

Riesa  Elbkai  und  Riesa  Hafen. 
Norddeutscher  Donau.Umschlagsver- 
kehr  über  Wien. 
Österreichischer  Donau-Umschlagsver- 
kehr (Verkehr  mit  der  Ersten  k.  k.  priv. 
Donau- Dampf  Schiffahrts-Gesellschaft), 
östen-eichischer  Donau-Umschlagsver- 
kehr (Verkehr    mit    der  Süddeutschen 
Donau- Dampf  schiffahrts.Gesellschaft). 
Ost-Mitteldeutsch-Sächsischer  Verkehr. 
Rhein-  und  Main-Umschlagsverkehr  mit 

Österreich. 
Südösterreichisch-Ungarisch-Schweizeri- 
scher Grenzverkehr. 
Südösterreichiseh-Ungarisch- Deutscher 
Güterverkehr.   Teil  I  und  Teil  II. 
Umschlagsverkehr  über  Bares. 
V  e  r  1  ä  n  g  e  r  u  n  g      d  e  r     G  ü  1 1  i  g  - 
k  e i  t  der   v e r 1 ä u  t  b  a r  t e  n  Ver- 
fügungen   betreffend   die  Ein- 
führung      eines  Betriebs- 
k  o  s  te  n  z  u  s  c  h  1  a  g  e  s. 
Die  Gültigkeit  der  in  der  Zeitung  des 
Vereins    Deutscher  Eiseubalinverwal- 
tungen  Nr.  98  vom  15.  Dezember  1917 
unter      (1809)      verlautbarten  Kund- 
machung nebst  den  in  den  Zeitungen 
des  V  D.  E.  Nr.  2  vom  5.  Januar  1918 
unter  (35),  Nr.  92  vom  27.  November  1918 
unter  (1696)  und  Nr.  96  vom  11.  Dezem- 
ber 1918  unter  (1722)  verlautbarten  Er- 
gänzungen, Abänderungen  und  Berich- 
tigungen wird  vom  1.  Januar  1919  bis 
auf  Widerruf,  län.gstens    bis    31.  De- 
zember 1919  erstreckt. 

Wien,  am  28.  Dezember  1918.  (24) 
Deutschösterreichische  Staatsbahnen, 
namens  der  beteiligten  A>rwaltuugen.' 

4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Frankfurt-Hessisch-Badischer 
Personen-  und  Gepäcktarif. 

Am  1.  Januar  1919  erscheint  der  Nach- 
trag III  zu  dem  Tarif.  Nähere  Aus- 
kunft erteilt  unser  Verkehrsbüro. 

Mainz,  den  24.  Dezem]>er  1918,  (20) 
Preußische  und  Hessische  Eisenbahn- 
direktion. 
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Berlin,  den  11.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


„        ..       Diese  Zeitung  erscheint  Mittwociis  und  Sonnabends. 
».hfiUr  ).*^*  sonstige  Mitteilungen,  Büclier.  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

scörlttleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Ueutsclier  Eisenbahnverwaltucigen 

amtliche  Bekauntmaohungren  an  das  Bureau  des  Vereins  üeutsclier 
Blsenbahnverwaliungen  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden, 
f«   j  ^ann.f'urch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 

für  das  Vierteljahr  bezogen  werden.  u  u  ^. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
anganschen  Postgebietes  fur  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  ^rerden  gegen  Torherige  Einsendung  Ton  40  Pf.  abgegebea 

_     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PpiTataiizeigen  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
^  Pt.)  angenommen.  Bei  W  i  e  d  e  r  h  o  1  u  u  g  e  n  entsprechende  Ermäßigungen 
Ueilagreii  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  «ti  die 
Verlagsbuciitiandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.:  Am t  Kurfürst 6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheok-Konto:  Berlin  Nr.  UlOa 


Selbsttätise  Acbszäblung.  (Schluß.) 
Rinig«s  von  den  englisch'en  Eisenbah- 
nen im  Krieo^e. 

Recht sgültigkeit  der  vorübergehenden 
Änderungen  einzelner  Vorschriften 
der  Eisenbahn  -  Verkehrsordnung 
durch  das  Reichseisenbahnamt. 

Machrichten. 

Deutschland:  Abgabe  von  Ei- 
senbahnbetriebsmitteln an  die  En- 
tente. —  Triebwagenverkehr.  — 
Behandlung  von  Anlagen  zur  Ent- 
härtung des  Speisewa&sers  für 
Dampfkessel,  —  ßangieraufsichts- 
dienst.  —  Einstellung  der  aus  dem 
Heeresdienst  zurückkehrenden  Be- 


Inhalt« 

amten  in  ihren  früheren  Dienst.  — 
Mitfahrt  in  den  Packwagen.  — 
Über  das  zentrale  Lohnamt.  —  Gre- 
sellschaft  für  elektrische  Hoch-  und 
Untergrundbahnnen  in  Berlin.  — 
Die  Umleitung  von  Schnellzügen.  — 
Eegelung  des  Personenverkehrs 
nach  Cöln.  —  Einschränkung  des 
Personenverkehrs  in  Sachsen.,  — 
Personalnachrichten. 
Deutsch-Österreich  :  Ge- 
meinsames Vorgehen  der  National. 
Staaten  wegen  Erhöhung  der  Eisen- 
bahntarife. —  Einführung  des  acht- 
stündigen Arbeitstages.  —  Die  Wa- 
genfrage für  den  Güterverkehr,  — 
Einstellung     der     Tätigkeit  der 


Staatsbahndirektionen  Teplitz  und 
Jägerndorf, 

Tschecho- slowakisches  Ge.- 
biet:  Eeiseverkehr  mit  der 
tsohejcho-slowakischen  IJepublik,  — 
Tschecho-slowakiische  Pläne  füf 
die  Ergänzung  des  Wagenparkes. 
Ungarn:  Die  „Kopf  arbeitergar  de" 
in  den  Budapester  Bahnhöfen.  — 
Gewalttätigkeiten  der  Rumänen,  — 
Begünstigung  der  Eisenbahner  im 
Lebensmittelbezug. 

ßücherschau. 

Berichtigung. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungeu. 


Wegen  der  pollti&cben  Unruhen  in  Berlin  mußte  die  am  8.  d.  M.  fällige  Nummer  d.  Ztg.  ausfallen. 


Selbsttätige  Acbszählung. 

(Schluß  aus  Nr.  2.) 

Schwieriger  ist  die  Frage  der  SchienenstromschUeßerj  hat 
es  doch  schon  zur  Ausbildung  sicher  wirkender  Schienen- 
Rtromschließer  für  Sicb^rungsanlagen   langjähriger,  zielbe- 


\ 

Abb.  3. 

wußter  Arbeit  bedurft.  Dafür  «md  allerdings  hier  die  Be- 
dingungen leichter  als  dort,  wo  ein  Versager  schon  eine  Zug- 
gefährdung hervorruft  und  böswilliger  Eingriff  ausgeschlossen 


werden'muß.  Um  die  Zählungen  für  beide  Richtungen  ausein 
anderzuhalten,  braucht  man  entweder  einen  Schienenstrom- 
schließer,  der  je  nach  dem  Befahren  von  rechts  oder  links 
verschiedene  Stromki-eise  schließt,  oder  zwei  Schien enstrom- 
schließer,  die  je  nur  in  der  einen  Fahrrichtung  ansprechen, 
in  der  anderen  leergehen.  Jedenfalls  also  müssen  die  Schie 
nenstromschließer  in  irgend  einer  Form  einseitig  sein.  Diese 
Forderung  läßt  sich  mit  Radtastern  erfüllen,  d.  h.  Vorrich- 


Abb.  4. 

tungen,  bei  denen  das  Rad  unmittelbar  auf  einen  Teil  des 
Stromschließers  drückt.  Solche  sind  zwar  von  den  Strecken 
verschwunden,  weil  sie  unter  den  harten  Schlägen  der  Räder 
in  kurzer  Zeit  verschleißen;   die  weit  geringeren  Bahnhofs- 


s 
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gesohwindigkeiten  halten  si«  jedoch  aus;  sie  werden  eich 
daher  im  vorliegenden  Falle  wohl  bewähren. 

Immerhin  schien  es  dem  Verfasser  erwünscht,  zu  prüfen, 
ob  man  nicht  die  üblichen  Schienenstromschließer  verwenden 
könne,  die  auf  Schienendurchbiegung  arbeiten.  Eine  Ein- 
seitigkeit ist  bei  einem  einzelnen  dieser  Art  von  Natur  aus- 
geschlossen, sie  läßt  sich  aber  hervorbringen,  wenn  man  zwei 
solche  hintereinander  anordnet  und  die  verschiedene  Eeihen. 
folge  ihrer  Betätigung  beim  Befahren  von  links  oder  rechts 
benutzt.  Nach  diesem  Grundsatz  wurde  eine  Versuchsanord- 
nung  gebaut,  die  in  den  beiden  Lichtbildern  in  Abb.  3  und  4 
wiedergegeben  ist.  Es  zeigte  sich,  daß  das  Zählen  mit  Be- 
rücksichtigung der  Fahrrichtung  bei  Verwendung  versetzter 
Stromschließer  im  Gleis  einwandfrei  möglich  ist.  Im  Gleise 
lagen  bei  dem  Versuch  Lorenzsche  Hebelstromschließer,  die 
bei  unbeladenen  belgischen  Wagen  nicht  immer  ansprachen, 
was  nicht  zu  verwundern  ist,  da  sie  ja  für  den  Streckenblock 
bestimmt  und  gerade  darauf  gebaut  sind,  daß  sie  bei  leichten 
Fahrzeugen  nicht  auslösen;  bei  einer  endgültigen  Ausfüh- 
rung läßt  sich  das  natürlich  beseitigen').  Die  Zähler  waren 
gewöhnliche  Zählwecker. 


noch  außerdem  im  Bahnhof  steht,  ist  mehr  oder  weniger  be- 
kannt, denn  es  sind  Züge  oder  Zuggruppen.  Die  Betrachtung 
der  Zähler  würde  also  in  folgendem  Fall  etwa  lehren : 

Ge.samtzahl      .   5420  Achsen 

davon  Eichtungsgruppe  Nord   1200   .  . 
Eichtungsgruppe    Süd  .       .   2050  . 
Eückläufergruppe     ....     690   .    .  3940 

bleibt  Eest        1480  Achsen 
Dieser  Best  verteüt  sich,  wie  bekannt  ist  oder  durch  Um- 
frage in  den  verschiedenen  Bezirken  schnell  ermittelt  werden 
kann,  wie  folgt : 

Einfahrgruppe  Nord     .    .       2  Züge  mit  rd.  210  Achsen, 

Süd      ...    1  Zug  120 
Außfahrgruppe  Nord     ...   3  Züge  290 
Süd       .    .    .    2    .,  ,.240 
In  der  Stationsgruppe  Nord 
in  Bildang  begriffen  ...    1  Zug        ,  HO 

In   der  ßtationsgruppe   Süd   ^  

Zusammen   970  Achsen, 
mithin  bleibt  als  Eest  1480  —  970  =  510  Achsen,  die  sich  auf 
die  sonstigen  Gleise  des  Bahnhofs  verteilen. 


Abb.  5. 


Wie  sollen  nun  die  Zählpunkte  im  gegebenen  Falle  liegen? 
Offenbar  so,  daß  ihrer  möglichst  wenige  sind.  Handelt  es 
sich  also  darum,  den  Achsbestand  des  ganzen  Bahnhofs 
festzustellen,  so  wird  man  möglichst  bis  in  die  Streckengleise 
gehen,  soweit  keine  schnellfahrenden  Züge  darüberlaufen. 

In  Abb.  5  ist  das  für  einen  großen  Verschiebebahnhof 
durchgeführt.  Die  einfach  strichpunktierte  Linie  umrahmt 
den  ganzen  Bahnof  und  schneidet  dabei  8  Gleise;  demnach 
ergeben  sich  8  Zählpunkte.  Diese  Zahl  ist  keineswegs  hoch 
im  Verhältnis  zum  Nutzen  der  Anlage. 

Die  Frage  nach  der  Zahl  der  Achsen  auf  einem  Bahnhof 
ist  nicht  die  einzige,  die  man  bei  Feststellung  der  Betriebs- 
lage stellen  wird,  gewöhnlich  möchte  man  noch  einiges  mehr 
wissen,  z.  B.  ob  sie  beladen  oder  leer  sind,  welche  Güterarten, 
nach  welchen  Eichtungen  usw.  Das  kann  das  tote  Zählwerk 
den  vorüberrollenden  Achsen  freilich  nicht  anmerken.  Immer- 
hiu  ist  auch  für  solche  durch  Menschen  auszuführende  Fest- 
stellungen viel  gewonnen,  wenn  man  die  Gesamtzahl  sicher 
hat;  das  gibt  für  die  übrigen  Zählungen  eine  gute  Probe. 
Auch  kann  man  ja  einzelne  Gleisgruppen  noch  besonders 
zählen.  In  Abb.  5  sind  z.  B.  die  beiden  Eichtungsgruppen 
und  die  Eückläufergruppe  durch  eine  dreifach  strichpunktierte 
Linie  abgegrenzt.  Sie  erfordern  je  6  Zählpunkte.  In  diesen 
drei  Gruppen  befindet  sich  die  Hauptmasse  der  Wagen, 
wenigstens  der  nicht  zu  Zügen  zusammengeschlossenen.  Was 


Wie  ich  nachträglich  erfahre,  sind  solche  Stromschließer 
schon  für  Sicherungsanlagen,  die  auf  der  Achszählung  be- 
nihen,  mit  vollem  Erfolg  gebaut. 


Man  kann  aber,  wenn  man  will  und  die  Verhältnisse  da- 
nach sind,  noch  weiter  gehen. 

Die  für  die  Betriebsleitung  wichtigsten  Fragen  sind,  abge- 
sehen von  der  Ge.samtzahl,  die  nach  Eichtungen  und  ob 
Frachtenwagen  oder  Leerwagen.  Nun  stehen  die  Wagen  in 
den  Eichtungsgleisen  ja  nach  diesen  Gesichtspunkten  geord- 
net, und  jedes  Gleis  hat  im  allgemeinen  seine  feste  Bestim-_ 
mung.  Werden  also  die  einzelnen  Gleise  und  Gruppen  zu- 
sammengehöriger Gleise  wiederum  zu  Zählbezirken  gemacht, 
so  kann  man  auch  diese  Angaben  jederzeit  ablesen.  Man 
stelle  sich  vor,  welche  Erleichterung  der  Betriebsführung  es 
bedeutet,  wenn  eia  Fahrdienstbeamter,  durch  Fernsprecher 
nach  der  Lage  in  seinem  Bezirk  befragt,  nach  einem  Blick 
auf  seinen  Zähler  sofort  antworten  kann: 

Ich  habe :   235  Achsen,  Eichtung  A  —  bürg  und  Übergang, 
410      „  „         B  —  dorf  und  Ubergang, 

182      „  „         C  —  Stadt  und  Ubergang, 

537  r  Leerwageu. 
Wenn  bei  außergewöhnlicher  Betriebslage  eine  Wagen- 
gruppe in  einem  Zählbezirk  steht,  in  den  sie  nicht  hineinge- 
hört, so  ist  das  dem  Fahrdienstbeamten  wohl  bekannt  und 
kann  der  Zahlangabe  des  Zählers  leicht  eine  entsprechende 
Berichtigung  beigefügt  werden. 

Es  muß  wiederholt  werden,  daß  all  dieses  nicht  immer  und 
überall  durchgeführt  werden  soll,  sondern,  um  nicht  gar  zü 
verwickelt  zu  werden,  eine  einigermaßen  einfache  Gleisge- 
staltimg  voraussetzt,  wie  sie  aber  auf  neueren  organisch  ge- 
gliederten Bahnhöfen  doch  nicht  selten  anzaitreffen  ist 


.11.  Januar  19iv. 


—    23  — 


Nr.  3 


Sehr  zweckmäßig  und  zugleich  einfach  sind  die  Zähler  auch, 
um  die  in  einem  Gleisanschluß,  einem  Sackbahnhof,  einer 
Werkstatt  und  dergl.  stehenden  Achsen  zu  überwachen. 

Man  kann  sich  auch  vorstellen,  daß  zu  allen  Zählern  des 
Bahnhofs  parallel  geschaltete  Zähler  in  einer  Zentrale  stehen, 
etwa  im  Befehlstellwerk  oder  beim  Oberbahnhofsvorsteher. 
An  diesem  Punkt  hat  man  dann  einen  vorzüglichen  Uberblick 
über  die  Betriebslage  des  Bahnhofs  und  den  Füllungsgrad 
seiner  einzelnen  Teile,  wie  ihn  oft  selbst  ein  längerer  Eund- 
gang  nicht  geben  kann,  namentlich  bei  Nacht. 

Wenn  bisher  nur  von  Bestandzählungen  die  Eede  war,  so 
bedarf  es  doch  keines  besonderen  Hinweises,  daß  sich  auch 
die  bewegten  Achsen  sehr  leicht  ermitteln  lassen,  wenn  man 
regelmäßig  abliest  und  fortlaufende  Auf  Schreibungen  führt, 
so  z.  B.  die  über  einen  Ablaufberg  gerollten  Achsen,  oder  die 
täglich  für  eine  bestimmte  Richtung  aufkommenden  Achsen 
als  Grundlage  zur  Aufstellung  des  Güterzugfahrplans.  Für 
die  Betriebsstatistik  und  die  neuerdings  so  viel  behandelte 
Betriebslehre  würden  sich  hieraus  ohne  Zweifel  wertvolle 
Unterlagen  gewinnen  lassen. 

Ein  nicht  hoch  genug  zu  wertender  Vorteil  selbttätiger 
Achszähler  liegt  darin,  daß  das  Zählergebnis  jeden  Augen- 
blick fertig  greifbar  vorliegt;  nur  mit  solchen  Meldungen 
kann  die  Betriebsleitung  etwas  anfangen. 

Es  ist  nicht  ohne  Eeiz,  die  Frage  zu  stellen,  ob  es  mög- 
lich ist  und  was  herauskommt,  wenn  man  das  mechanische 
Zählverfahren  auf  einen  größeren  Bezirk  anwendet.  Nehmen 
wir  2.  B.  das  rheinisch- westfälische  Industriegebiet,  begrenzt 
etwa  durch  die  Linie  Rheinstrom,  Hamborn,  Recklinghausen, 
Hamm,  Fröndenberg,  Altena,  Wipperfürth,  Opladen.  Diese 
Linie  schneidet  20  zweigleisige  Bahnen  und  6  eingleisige 
Bahnen,  das  macht  zusammen  2  X  20  +  6  z=  46  Gleise  und 
ebensoviele  Zählpunkte.    Das  ist  verhältnismäßig  nicht  viel. 

Die  Zusammenführung  aller  Leitungen  nach  einem  einzigen 
Zählwerk  würde  zwar  technisch  möglich,  aber  unzweckmäßig 
sein;  denn  die  langen  teuren  Leitungen,  die  immer  nur  für 
Sekunden  in  Tätigkeit  treten,  wären  gar  nicht  ausgenutzt. 
Auch  kommen  ja  immer  Leitungsstörungen  vor,  und  da  eine 
einzige  Störung  das  ganze  nicht  ohne  weiteres  wieder  herzu- 
stellende Zählergebnis  in  Frage  stellt,  so  wären  die  Angaben 
des  Zählwerks  bald  ohne  jeden  Wert.  Es  würde  daher  rich- 
tiger sein,  die  Zählpunkte  in  die  Nähe  der  Endstellwerke  der 
Randbahnhöfe  zu  legen  und  in  diesen  auch  die  Zähler  aufzu- 
stellen. Die  Angaben  derselben  würden  regelmäßig  durch 
Fernsprecher  nach  einer  Zentralstelle  gemeldet  und  dort  zu- 
sammengestellt. Wenn  der  Zählpunkt  in  unmittelbarer  Nähe 
des  Endstellwerkes  liegt,  lassen  sich  Fehler  infolge  von  Lei- 
tungsstörungen durch  Führungen  mit  isoliertem  Draht  so  gut 
wie  ausschließen ;  auch  kann  der  Wärter  das  richtige  Arbeiten 
des  Zählers  durch  den  Augenschein  überwachen.  Da  Zähler 
nur  auf  größeren  Bahnhöfen  liegen,  wo  der  sonstigen  Anlagen 
wegen  stets  ein  Mechaniker  zur  Hand  ist,  so  liegt  schon  darin 
eine  Gewähr  für  einen  guten  Unterhaltungszustand.  Der 
Wärter  müßte  d^ön  Auftrag  erhalten,  falls  Versager  eintreten, 
die  ein-  und  auslaufenden  Achsen  durch  Beobachtung  zu 
zählen  und  aufzuschreiben ;  auf  einige  Achsen  mehr  oder 
weniger  kommt  es  dabei  ja  nicht  an.  Die  Grundlage  für  die 
erstmalige  Feststellung  des  Bestandes  im  ganzen  Zählgebiet 
und  die  gelegentliche  Überprüfung  des  Zählergebnisses  hätten 
die  regelmäßigen  Wagenzählungen  zu  liefern. 

Natürlich  laufen  über  die  Zählpunkte,  die  in  diesem  Falle 
in  den  Hauptgleisen  liegen,  auch  Schnellzüge.  Die  oben  be- 
schriebenen Einrichtungen,  selbst  die  auf  der  Schienendurch- 
biegung beruhenden,  reichen  hierbei  nicht  mehr  aus.  Die 
Zählgeschwindigkeit  beträgt  bei  110  km/Std.  und  1,5  m  klein- 
ster Achsentfernung  rd.  20  Achsen  in  der  Sekunde.  Solch 
schneller  Wechsel  ist  für  mechanisch  bewegte  Teile  zu  hoch; 


hier  können  nur  rein  elektriseh©  Zustandsänderungen  folgen. 
(Siehe  Abb.  6.) 

Ein  im  Gleis  liegender,  mit  einer  Spule  von  hoher  Win- 
dungszahl umgebener  Dauer-  oder  fremderregter  Elektro- 
magnet wird  in  dieser  bei  den  vorüberstreichenden  Eisen- 
massen der  Räder,  die  sein  Kraftfeld  induzieren,  Stromstöße 
hervorrufen,  die  man  auf  einen  Zähler  wirken  lassen  kann. 
Der  besondere  Stromschließer  I  schaltet  den  Pluszähler,  der 
Stromschließer  II  den  Minuszähler  ein.  Die  isolierte'  Schiene 
verhindert,  solange  sie  befahren  ist,  jede  Veränderung  der 
Schaltung. 

Die  Lokomotivachsen  spielen  bei  großen  Bezirken  noch  we- 
niger eine  Rolle  als  bei  einzelnen  Bahnhöfen.  Denn  da  die 
Lokomotiven  fest  beheimatet  sind,  können  sie  nur  ganz  ge- 
ringe und  ganz  vorübergehende  Verschiebungen  der  Gesamt- 
achsenzahl  hervorrufen.  Man  wird  sie  einfach  außer  Ansatz 
lassen.  Wenn  einmal  eine  Anzahl  Lokomotiven  dauernd  über- 
wiesen oder  abgegeben  wird,  so  ist  das  ein  so  wichtiges  Er- 
eignis, daß  es  nicht  unbemerkt  bleibt  und  beim  Zählergebnis 
berücksichtigt  werden  kann. 

Anders  liegt  es  mit  den  Personenwagenachsen.  Zwar  sind 
auch  diese  tm  Frieden  im  allgemeinen  fest  beheimatet,  und 
rufen  nur  bei  außergewöhnlichen  Anlässen,  z.  B.  bei  Feier- 
tagsverkehr, eine  vorübergehende  nennenswerte  Verschiebung 
hervor.  Man  kann  sie  also,  wie  die  Lokomotivaehsen,  als 
feststehende  Zahl  ganz  außer  Ansatz  lassen  und  alle  Ver- 
änderungen, die  die  Zähler  zeigen,  kommen  auf  das  Konto 
der  Güterwagenachsen.  Bei  den  unregelmäßigen  Verhält- 
nissen des  Krieges  haben  aber  die  Personenwagen  auch  eine 


Abb.  6.  , 

gewisse  Freizügigkeit  erlangt,  und  dadurch  wird  es  fehler- 
haft, den  Zu-  und  Abgang  nur  den  Güterwagenachsen  zuzu- 
schreiben. Man  muß  also  dann  mit  der  Gesamtachsenzahl 
rechnen,  ohne  Trennung  in  Personenwagenachsen  und  Güter- 
wagenachsen. Dadurch  ist  der  Wert  der  selbsttätigen  Zäh- 
lung für  größere  Bezirke  beschränkt. 

Soweit  jedoch  nur  Bahnhöfe  in  Frage  kommen,  erscheint 
der  Wert  der  selbsttätigen  Achszählung  in  manchen  Fällen 
so  bedeutend,  daß  es  sich  lohnen  dürfte,  an  die  Durchbildung 
geeigneter  Einrichtungen  heranzugehen. 

In  der  Vergangenheit  war  das  Bestreben  der  Eisenbahn- 
techniker vornehmlich  auf  die  Ausbildung  der  Sicherungs- 
anlagen gerichtet.  Darin  ist  jetzt  unstreitig  ein  gewisser 
Abschluß  erreicht,  wenn  auch  noch  Lücken  vorhanden  sind 
—  ich  erinnere  nur  an  das  Einfahren  in  besetzte  Gleise  und 
das  Überfahren  von  Haltesignalen  — ,  die  dauernd  den  Erfin- 
dungsgeist von  Fachleuten  und  Laien  beschäftigen  werden. 
In  der  Hauptsache  sind  die  Anlagen  aber  durchgebildet.  Hin- 
gegen wird  in  Zukunft  die  Aufgabe  im  Vordergrund  stehen, 
den  Betrieb  namentlich  auf  den  Bahnhöfen  leistungsfähiger 
und  wirtschaftlicher  zu  gestalten  und  ihn  vor  allem  besser 
in  die  Hand  zu  bekommen. 

Neben  Organisation  und  Bahnhofsgestaltung  wird  hier  auch 
den  technischen  Einrichtungen,  die  diesem  Zwecke  dienen, 
die  größte  Aufmerksamkeit  zu  schenken  sein. 
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Einiges  von  den  englischen  Eisenbahnen  im  Kriege. 


Der  VeröffentiichunÄ-  «iü'&s  vor  ^r  englischen  Vereinigung 
von  liOk.omotiving'enieuren  gehaltenen  V  ortrags  in  der  Zeit- 
ßcmilt  „KaiJiway  JNews"  entnelmien  wir  die  nachsiehenüen 
Linzeiheiuen  ui>er  die  Tätigüeit  üer  englischen  Eisenbahnen 
im  Vieiiki'iege. 

Bei  AuöOiuch  d«s  Krieg>6s,  schon  ehe  feststand,  ob  Eng- 
land sicn  beteiligen  wurue,  entwickelte  sich  zunächst  in 
London  ein  leonaiter  Verkehi-  von  Untertanen  der  krieg- 
führenden Staaten,  die  in  iüre  Heimat  auf  dem  Festiande 
zu  üen  Bahnen  eilten.  Es  war  bei  ihrer  Abreise  nichts  Un- 
gewonnlicnes,  daß  man  bei  der  Abfahrt  der  Züge  zu  gleicher 
Zeit  üie  Wacht  am  linein  und  die  Marseillaise  singen  hörte. 
Der  erste  Montag  im  August  ist  in  England  bekanntlich  ein 
ßogen.  isankleieriag,  d.  h.  einer  von  üen  vier  Wochentagen 
im  Jahre,  an  denen  wie  am  Uster-  und  Pfingstmontag  und  am 
2.  Weihnacütsleiertag  die  Bank  von  England  und  mit  ihr  alle 
anderen  Geschäfte  geschlossen  bleiben;  am  1.  August  1914 
herrschte  daher  ein  besonders  starker  Austlugverkehr,  etwa 
wie  an  einem  Pfingstsonnabend.  Überdies  sind  Juli  und 
August  die  beiden  Monate  mit  dem  stärksten  lieiseverkehr, 
namentlich  nach  dem  l'estlande,  und  es  traten  daher  erheb- 
liche Schwierigkeiten  bei  Bewältigung  des  Personenverkehrs 
ein,  die  aber  alsbald  verschwanden,  als  England  am  4.  August 
in  den  Krieg  emtrat  und  infolgedessen  der  durchgehende 
Personen veiKehr  nach  dem  Festiande  eingestellt  wuixle.  Die 
Ausflugler,  die  aus  Anlaß  des  Bankfeieriags  nach  den  fran- 
zösischen Badeorten  gereist  waren,  und  die  lerienreisendeu 
hatten  zum  größten  l'eil  erhebliche  Schwierigkeiten  bei  ihrer 
Eückkehr;  namentlich  fiel  es  ihnen  schwer,  ihr  Grepäck  wie- 
der zu  erlangen.  Es  mögen  sich  äiso  dort  ähnliche  Vor- 
gänge wie  seinerzeit  in  Deutschland  abgespielt  haben. 

Sofort  nach  der  englischen  Kriegserklärung  wurden  die 
Eisenbahnen  von  Großbritannien  vom  Staate  übernommeu. 
Als  Entschädigung  dafür  wurde  bekanntlich  den  (lesell- 
schaften  die  Einnahme  des  Jahres  1913  gewährleistet,  und  es 
wird  aligemein  anerkannt,  daß  der  Staat  damit  ein  gutes  Ge- 
schäft gemacht  hat,  die  Eisenbahnen  aber  dabei  schlecht  ab- 
geschnitten haben,  weil  diese  Entschädigung  der  Steigerung 
des  Verkehrs  während  des  Krieges  keine  itechnung  trägt. 

Eine  der  ersten  Kriegsmaßnahmen  bestand  in  der  Anord- 
nung, daß  alle  Heereszüge  mit  der  Lokomotive,  mit  der  sie 
in  Bewegung  gesetzt  wurden,  bis  an  ihr  Ziel  durchgeführt 
würden,  wenn  dem  nicht  besondere  Hinderungsgründe  ent- 
gegen standen;  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Lokomotiven, 
der  verschiedenen  Tragfähigkeit  der  Brücken  und  des  Ober- 
baus, der  verschiedenen  Abgrenzung  des  Lichtraums  bei  den 
einzelnen  Gesellschaften  mögen  dabei  zuweilen  keine  ge- 
ringen Schwierigkeiten  zu  überwinden  gewesen  isein. 

Die  jersten  Truppentransporte  'wurden  geheim  ^durchge- 
führt;  es  ließ  sich  zwar  nicht  verhindern,  daß  sie  allgemein 
gesehen  wurden,  doch  wurden  die  Ziele  nicht  bekannt  ge- 
geben. Erst  als  das  Oberkommando  French  nach  Frankreich 
übergesetzt  war,  wurde  bekannt  gegeben,  daß  der  Aufmarsch 
des  Überseeheeres  beendet  sei. 

Bald  nach  Ausbruch  des  Krieges  wurden  an  vielen  Stellen 
des  Landes  große  militärische  Lager  eingerichtet.  Die  Vor- 
räte, die  sie  füllen  sollten,  wurden  zum  Teil  ^schneller  ange- 
fördert, als  sie  entladen  werden  konnten ;  um  die  auf  diese 
Art  aufgehaltenen  Züge  abstellen  zu  können,  mußten  stellen- 
weise ganze  Eisenbahnstrecken,  und  zwar  nicht  nur  auf  unter- 
geordneten Bahnen,  sondern  auch  Teile  von  Hauptstrecken, 
zeitweilig  außer  Betrieb  gesetzt  werden.  Man- erkannte  aber 
bald,  daß  es  richtiger  war,  die  Ladung  der  Züge  am  Aus- 
gangspunkt zurück  zu  halten  und  nur  soviel  Heeresgut  ab- 
senden, wie  die  Empfangsstelle  aufnehmen  konnte.  Ferner 
würden  Munitionsfabriken  angelegt,  und  'zwar  häüfig  an 
Stellen,  wo  die  Gleisanlagen  nicht  zu  ihrer  Bedienung  aus- 
reichten; es  mußten  daher  zur  Aufnahme  der  Bedienungs- 
züge, die  die  Kohstoffe  an-  und  die  Fertigerzeugnisse  ab- 
förderten, sowie  der  Züge  für  den  Arbeiterverkehr  zuweilen 
umfangreiche  Gleisanlagen  geschaffen  werden.  Hiervon  wur- 
den häufig  Bahnstrecken  betroffen,  die  schon  durch  den 
sonstigen  Verkehr  überlastet  waren.    Bedurfte  es  so  mancher 


Neubauten,  so  vmrden  doch  auch  andererseits  zahlreiche  Neu- 
anlagen, die  vor  dem  Kriege  geplant  waren,  zurückgestellt; 
in  dieser  Beziehung,  sowie  in  bezug  auf  die  ünternaltung 
der  Strecken  und  der  baulichen  Anlagen,  nicht  weniger  aber 
auch  der  Betriebsmittel,  wird  nach  dem  Kriege  viel  nachzu- 
holen sein. 

Der  Güter-,  vor  allem  der  Kohlenverkehr  hat  im  Laufe  des 
Krieges  stark  zugenommen,  namentlich  deshalb,  weil  wegen 
des  U-Boot-Krieges  ein  großer  Teil  des  Schiffsverkehrs  ent- 
lang der  Küste  auf  die  Eisenbahnen  verwiesen  weixlen  mußte. 
Als  Beispiel  sei  nur  angeführt,  daß  der  Verkehr  bei  der 
Südost-  und  Chatham-Eisenbahn  im  Jahre  1917  denjenigen  des 
Jahres  1913  um  150  %  übertraf;  während  sie  aber  im  Frie- 
den überwiegend  Personenverkehr  aufzuweisen  hatte,  galt 
es  im  Kriege,  Güterzüge  in  großer  Zahl  zu  befördern,  für  die 
weder  die  Lokomotiven,  noch  die  nötigen  Gleisanlagen  vor- 
handen waren.  Wie  sich  dabei  die  Verkehrsverhältnisse  ver- 
schoben haoen,  erhellt  aus  der  Angabe,  daß  1917  die  Zahl 
der  Personenzugkilometer  gegen  1913  um  29  %  ab-,  die  der 
Güterzugkilometer  aber  um  49  %,  und  die  .der  Versclüebe- 
kiiometer  um^  39  %  zugenommen  hat.  Beim  iPersonen verkehr 
spielten  neben  den  eigentlichen  Truppenzügen  die  Urlauber- 
und  Lazarettzüge  eine  wesentliche  Rolle. 

Außer  den  eigentlichen  Eisenbahnbetriebsmittelu  wurden 
auch  die  Dampfer  der  Eisenbahngesellschatten  in  erheblichem 
Umfange  zum  Dienste  des  Heeres  Jierangezogen.  Große 
Mengen  von  Eisenbahnwagen  und  Lokomotiven,  namentlich 
von  schweren  Tenderlokomotiven,  wurden  nach  Frankreich, 
Ägypten  und  den  übrigen  Kriegsschauplätzen  gebracht,  eben- 
so Oberbau-  und  sonstige  Baustoffe.  Endlich  wuroe  auch  das 
i'ersonal  der  Eisenbahnen  stark  in  Anspruch  genommen,  in- 
dem Betriebsgruppen  gebildet  wurden,  die  im  Auslande  unter 
Führung  von  englischen  Betriebsbeamten  den  Eisenbahnbe- 
trieb durchgeführt  haben.  Der  erhöhte  -Betrieb  im  Inlande 
mußte  also,  wie  in  den  anderen  Ländern  auch,  mit  be- 
schränkten Betriebsmitteln  und  vermindertem  Personal  durch- 
geführt werden.  Dies  wurde  dadurch  ermöglicht,  daß  einer- 
seits die  Netze  der  verschiedenen  Eisenbahngesellschaften  wie 
ein  einheitliches  Netz  betrieben  wurden,  wodurch  mancher- 
lei Vereinfachungen  gegenüber  dem  Friedenszustand  erreicht 
wurden,  und  daß  andererseits  Einschränkungen,  sowohl  im 
trüter-,  als  auch  in  höherem  Maße  im  Personenverkehr  ein- 
geführt wurden.  Viele  Bahnhöfe  und  Haltestellen  wurden 
geschlossen,  entbehrliche  Personenzüge  vrurden  aufgelassen, 
und  durch  Preiserhöhungen,  von  denen  namentlich  die  der 
Dauerkarten  von  besonders  einschneidender  Bedeutung  er- 
scheinen, wurde  versucht,  die  Zahl  der  Reisenden  zu  ver- 
ringern. Einen  isehr  wesentlichen  Grund  für  diese  Beschrän- 
kungen bildete  auch  der  Kohlenmangel. 

Gteht  schon  aus  der  kurzen,  vorstehenden  Schilderung,  die 
auf  Vollständigkeit  bei  weitem  keinen  Anspruch  erheben 
kann,  zur  Genüge  hervor,  daß  alle  die  Schwierigkeiten,  die 
bei  den  Eisenbahnen  der  Mittelmächte  im  Kriege  zu  über- 
winden waren,  bei  den  englischen  Eisenbahnen  auch  aufge- 
treten sind,  so  wird  dieser  Eindruck  noch  verstärkt,  wenn 
man  den  Gesamtinhalt  englischer  eisenbahntechnischer  Zeit- 
schriften auf  sich  einwirken  läßt.  Obgleich  England  als 
Sieger  aus  dem  Kriege  hervorgeht,  wird  es  doch  genügend 
zu  tun  haben,  um  sein  Eisenbahnwesen,  das  durch  den  Krieg 
stark  gelitten  hat,  wieder  aufzubauen.  Freilich  wird  ihm 
das,  eben  weil  es  der  Sieger  ist,  in  vielen  Beziehungen 
leichter  werden  als  den  Mittelmächten.  Große  Schwierig- 
keiten, die  die  Mittelmächte  nicht  kennen,  werden  sich  aber 
daraus  ergeben,  daß  erst  eine  Form  gefunden  werden  muß, 
in  der  die  englischen  Eisenbahnen  nach  dem  Kriege  weiter 
l>etrieben  werden.  Sie  können  zurzeit  wohl  als  verstaatlicht 
angesehen  werden.  Ob  dieser  Zustand  beibehalten  wird,  oder 
ob  die  alten  Privatgesellschaften  wieder  in  ihre  vollen 
Rechte  eingesetzt  werden  sollen,  scheint  heute  noch  nicht 
festzustehen.  Die  Entscheidung  möge  nun  so  oder  so  fallen, 
jedenfalls  wird  sich  eine  interessante  Entwicklung  ergeben, 
über  die  unsere  Leser  auf  dem  Laufenden  erhalten  werden 
sollen. 


Rechtsgültigkeit  der  vorübergehenden  Änderungen  einzelner  Vorschriften  der  Eisen  bahn- 

Verkehrsordnung  durch  das  Reichseisenbahnamt. 


Für  die  gegenwärtige  Kriegslage  ist  bemerkenswert,  daß 
gemäß  der  Bekanntmachung  des  Reichseisenbahnamtes  vom 
10.  August  1914  betreffend  vorübergehende  Änderung  der 
E.V.O.  (R.-G.-B1.  f.  1914,  S.  368)  die  Lieferfristen  der 
E.  V.  0.  aufgehoben  worden  sind.  Diese  Befugnis  des  Reichs- 
eieenbahnamtes  stützt  sich   auf  die  Bestimmung   des   §  2, 


Ziffer  4  der  Ausführungsbestimmungen  zur  E.  V.  0.,  ge- 
mäß welcher  vorläufige  oder  vorübergehend©  Änderungen 
einzelner  Vorschriften  der  E.  V.  0.  (sei  es  allgemein,  sei  es 
nur  für  bestimmte  Bahnstrecken  oder  Verkehrsbeziehungen) 
vom  Reichseisenbahnamt  im  Einverständnis  mit  den  be- 
teiligten Landesaufsiehtsbehörden   verfügt   werden  können. 


Nach  Eger  (Kom.  z.  E.  V.  0.,  Anm.  8  m  §  2)  «nt1>6lirt  diese  ^ 
Befugnis  des  Eeich&eisenbahnamt'es  jedoch  der  Recnts-  ^ 
.ffiiltigkeit.  .,D«nn'-',  so  führt  er  aus,  „der  E.  V.  0.  ist  der 
Charakter  einer  Rechtsverordnung  beigelegt,  so  daß  ihre 
Normen  Ge.setze.skraft  haben.  Daher  können  derartige  Ver- 
ordnungen nur  auf  Grund  einer  durch  formelles  Gesetz  er- 
folgten Delegation  erlassen  werden.  Indem  das  H.  G.  B.  m 
^stimmten  Grenzen  die  Vorschriften  der  E.  V.  0.  den- 
jenigen des  H.G.B,  gleichstellt,  hat  es  die  Delegation  aus- 
schließlich derjenigen  Instanz  erteilt,  welche  zum  Erlaß  der 
E.  V.O.  an  sich  zuständig  ist.  Diese  Kompetenz  besitzt  aber 
nur  der  Bundesrat  (Laband,  Deutsches  Staat sr.  I,  §  58,  600  ff., 
Seydel,  Kom  z  Eeichsverf.  138,  141,  G.  Meyer,  Staatsr.  485, 
Zorn.  Staatsr.  d.  Deutschen  Reichs  I,  §  6174).  Er  ist  nicht 
l>erechtigt,  diese  Befugnis  auf  eine  andere  Instanz,  wie  z.  B. 
das  E.  E  A.,  ganz  oder  teilweise  zu  übertragen  (Laband 
a.  a.  0.  604,  Arndt-  Verordnungsr.  des  D.  R.,  S.  109  ff  ,  Zorn, 
d  Staatsr.  a.  a.  0.).  Daraus  folgt,  daß  die  von  dem  Bundes- 
rat dem  R,  E.  A.  in  Abs.  4  des  §  2  der  Eing.-Best.  erteilte 
Delegation  nicht  rechtsbeständiq-  ist  und  die  auf  Grund  der- 
selben von  dem  R.  E.A.  getroffenen  Verfügungen  nicht  ge- 
eignet sind,  die  Vorschriften  der  E.  V.  0.  s-ültig  abzuändern. 
Wenn  der  Bundesrat  sich  in  der  neuen  E.  V.  0.  über  diese, 
Rechtsbedenken  ohne  weiteres  hinweasetzt,  -so  werden  doch 
die  Gerichte  sich  denselben  nicht  anschließen." 

Letzteres  ist  nun  aber  tatsächlif^h  nicht  eingetroffen,  denn  es 
teilt  z.  B.  das  Landgericht  I  zu  Berlin  in  .seiner  Entscheidung 
vom  8.  November  1915  (Eger.  Eisenbahnrechtliche  Ent- 
scheidungen und  Abhandlungen,  Bd.  XXXIII.  S.  82)  den  Stand- 
punkt des  Reichseisenbahnamtes,  daß  also  der  §  2,  Ziffer  4 
der  Ausif.-Best.  der  E.  V.  0.  rechtsgültig  und  somit  das  Reichs- 
eisenbahnamt  zur  Aufbebung  der  Lieferfristen  der  E.  V.  0. 
befugt  ist.  In  seiner  Entscheidung  führt  das  L.  G.  Berlin  fol- 
gendes aus:  ,.Auf  Grund  dieser  Tatsachen  könnte  der  Kläg-er 
zu  Friedenszeiten  nur  Ersatz  eines  Bruchteiles  der  Fracht, 
nämlich  V^o  derselben  nach  Maßgabe  des  §  94.  E.  V.  0.,  ver- 
langen. Gegenwärtig  besteht  der  Anspruch  aber  nicht  ohne 
weiteres,  da  durch  die  Bekanntmachung  des  Reichseisenbahn- 
amtes die  Lieferfristen  auf sreh oben  sind,  und  es  nur  eine 
Kaftunff  nach  Maßgabe  des  §  428  H.  G.  B.  gibt. 

Die  Frao-e  erscheint  allerdings  nicht  als  ganz  zweifels- 
frei, weil  ein  Teil  namhafter  Autoren  des  Staatsrechtes 
(s.  o.)  den  Ee-er'schen  iStandpunkt  in  eingehender  Weise  be- 
gründet, während  das  L.  G.  Berlin  eine  Begründung  seiner 
Auffassunjf  wie  ersichtlich  überhaupt  nicht  gibt.  Gleichwohl 


ist  m.  E.  der  Standpunkt  des  Reichseisenbahiiamti©s  als  zu- 
treffend zu  erachten.  Das  «chon  aus  dem  Grunde,^  weil 
die  Ausführungsbestimmungen  der  E.  V.  0.  ebenso  wie  die 
Eingangsbestimmungen  Bestandteile  der  E.  V.  0.  sind,  somit 
in  demselben  Maß  rechtswirksam  sein  müssen  wie  die  übrigen 
Teile  der  E.  V.  0. ;  da  die  E.  V.  0.  aber  nach  herrschender 
richtiger  Ansicht,  soweit  sie  nicht  gegen  die  positiven  Be- 
stimmungen der  §§  453,  455—470  H.G.B,  verstößt,  voll- 
kommene Rechtswirbsamkeit  hat,  so  muß  das  auch  für  die 
Ausführungsbestimmungen  derselben  g>elten,  zumal  diese  doch 
nicht  gegen  die  erwähnten  Bestimmungen  des  H.G.B,  ver- 
stoßen. Die  Beweisführung  Eger's,  daß  das  H.  G.  B.,  indem 
es  in  bestimmten  Grenzen  die  Vorschriften  der  E.  V.  0.  den- 
.jenigen  des  H.  G.  B.  gleichstelle,  die  Delegation  ausschließ- 
lich derjenigen  Instanz  erteilt  habe,  welche  zum  Erlaß  der 
E.  V.O.  an  sich  zuständig  sei,  ist  m.  E.  nicht  überzeugend 
und  beweiskräftig.  Nicht  das  H.G.B,  kann  für  die  Frage 
der  Delegations:befugnis  als  maßgebend  erachtet  werden,  weil 
dieses  lediglich  ein  Reichsge&etz  zivilrechtlichen  Inhalts 
ist.  sondern  allein  das  öffentliche  Staats-  bzw.  Verfassungs- 
recht. Nach  diesem  besitzt  aber  der  Bundesrat  das  Recht  zum 
Erlaß  von  Rechtsverordnungen,  also  solchen  Verordnungen, 
die  nur  formell  Verordnungen,  materiell  Gesetze  sind. _  Es 
ist  nun  nicht  einzusehen,  warum  der  Bundesrat  nicht  dieses 
ihm  zweifellos  zustehende  Verordnungsrecht  in  einzelnen  Be- 
ziehuno-en.  so  in  den  von  §  2  der  Ausführungsbestimmungen 
der  E.  V.  O.  gezogenen  Grenzen  im  Wege  der  Delegation  auf 
eine  Reichsbehörde  überweisen  könnte,  so  hier  auf  das 
Re'chseisenbahnamt,  da  irgendwelche  Gründe  hiergegen 
nicht  bestehen.  Das  beweist  gerade  die  jetzige  Kriegslage, 
in  der  der  Bundesrat  von  seiner  Delegationsbefugnis  bezüg- 
lich seines  Verordnungsrechtes  auf  andere  Behörden  im  wei- 
testen Umfange  Gebrauch  gemacht  hat,  wie  srar  nicht  in  Ab- 
rede o-.p<5t,p11t  worden  kann  A'^ch  rein  ta-tsächMche  Erwägun- 
gen sprechen  für  diese  Befugnis  der  Delegation  seitens  des 
Bundesrates  auf  das  Reichseisenbahnamt.  weil  eben  durch  die 
durch  den  Krieg  geschaffenen  verschiedenartigen  Verhält- 
nisse sich  geradezu  zwingend  die  Notwendigkeit  einer  sol- 
chen Delegation  auf  Behörden  ergeben  hat.  die  für  den  Erlaß 
der  nötigen  Verordnungen,  wie  sie  nach  Lage  der  Sache  in 
Frage  stehen,  als  am  meisten  sachverständig-  und  zuständig 
erscheinen;  das  ist  aber  in  Fällen  vorliegender  Art  unbe- 
streitbar das  Reichseisenbahnamt. 

Rechtsanwalt  Dr.  Wernebur]sr,  Cöln. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—   Abgabe  von  Eisenbahnbetriebsmitteln  au  die  Entente. 

Über  das  dem  Deutschen  Reiche  zur  Verfügung  stehende 
Eisenbahnmaterial  werden  in  der  Presse  nachstehende  An- 
gaben gemacht,  die  die  Schwere  der  von  der  Entente  aufer- 
legten Waifenstillstandsbedingungen  beleuchten : 

Die  deutschen  Staatsbahnen  haben  einen  buchmäßigen  Be- 
stand von  36  r08  Lokomotiven  und  von  782  529  Betriebsgüter- 
wagen. Tatsächlich  stehen  zurzeit  in  Deutschland  zur  Ver- 
füguna:  30  709  Lokomotiven  und  nach  der  letzten,  Anfang  Ok- 
tober 1918  stattgehabten  Zählung  rund  46  000  Personenwagen, 
12r00  Packwagen  und  459  000  deutsche  Betriebswagen.  Das 
übrige  Material  an  Lokomotiven  und  Betriebswagen  .ist  im 
Kriege  in  Verlust  seraten  oder  befindet  sich  in  den  besetzten 
Gebieten,  dem  verbündeten  oder  neutralen  Ausland,  von  wo 
es  in  nächster  Zeit  kaum  zurückzuerhaken  ist.  Der  Repa- 
raturstand der  Lokomotiven  und  Wagen  ist  infolge  der  Kriegs- 
verhältnisse auß-erordentlich  hoch.  Er  beträgt  bei  Lokomo- 
tiven 30  bis  50  %.  Ferner  werden  rund  43  000  ausbesserungs- 
bedürftige Güterwagen  gezählt.  Der  vorhandene  Lokomo- 
tiven- und  Wagenpark  wird  weiter  eingeschränkt  durch  die 
Bedürfnisse  der  Demob'lisiening.  Für  die  Zurückführung  des 
Westheeres  konnten  bisher  täglich  nur  57  Züee,  für  d%s  Ost- 
heer nur  16  Züge  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Dazu  kom- 
men die  Anforderungen  des  Feindes.  Zunächst  sollen  täglich 
rund  20  OOO  bis  25  000  Gefangene  zurückbefördert  werden,  wozu 
etwa  14  Züge  täglich  notwendig  sind.  Endlich  kommt 
die  Ablieferung  von,  5000  Lokomotiven  und  150  000 
Wagen  hinzu.  Diese  ursprün bliche  Forderung  ist  hinter- 
her nach  Abschluß  de«  Waffenstillstandes  verschärft 
worden.  Die  Entente  verlangt,  daß  unter  den  5000  Loko- 
motiven 2O0O  schwerste,  2000  schwere  und  1000  leichtere 
sein  sollen,  femer  unter  den  Wagen  15  OOO  Personenwagen, 
6500  Packwagen,  60000  offene  Güterwagen,  40000  bedeckte 


Gruterwagen  und  28  500  Spezial-Güterwagen.  Diese  Zahlen 
werden  allerdings  noch  etwas  verschoben  werden. 

Daß  diese  Forderung  weit  über  den  Umfang  des  von 
Deutschland  seinerzeit  in  Feindesland  beschlag-nahmten 
Eisenbahnmaterials  hinausgeht,  zeigen  folsrende  Zahlen :  Im 
belgischen  Lokomotivpark  machten  die  schwersten  Lokomo- 
tiven nur  etwa  9,5  %  des  Gesamtbestandes  aus.  Von  den  er- 
beuteten belgischen  und  französischen  Lokomotiven  ent- 
sprechen etwa  nur  230  =  11,3  %  diesen  Anforderungen.  T^nter 
den  noch  vorhandenen  deutschen  Lokomotiven,  einschließlich 
der  in  Belgien  zurücksrelassenen,  dürften  sie  schätzungsweise 
13  500,  unter  den  betriebsfähigen  von  diesen  8100  schätzungs- 
weise 40  %  ausmachen.  An  belgischen  und  französischen 
Wagen  sind  erbeutet  worden  rund  100  000.  davon  rund  9000 
Personen-  und  Gepäckwagen.  710^0  offene  Güterwa"-en.  20000 
bedeckte  Güterwasren.  Von  den  GeQ-nem  wird  die  Abgabe  von 
150  000  Wagen  verlangt,  davon  88  500  offene  und  Spezialgüter- 
wagen  und  40  000  bedeckte  Wagen.  Diese  Forderung  geht  um 
rund  50  000  Wagen  über  die  Zahl  der  erbeuteten  hin- 
aus. Hierbei  ist  zu  beachten,  daß  die  deutschen  Güter. 
waeen  im  allp-ememen  ein  viel  größeres  Ladegewicht  als  na- 
mentlich die  belgischen  Wagen  haben.  1912  haben  von  den 
belgischen  Wagen  nur  47  %  der  bedeckten  und  44  %  der  offe- 
nen Kohlen-  und  Kokswagen  ein  Ladeo^ewicht  von  15  t  und 
mehr.  1918  von  den  deutschen  Wag-en  83  %  der  bedeckten  und 
85  %  der  offenen  Kohlen-  und  Kokswagen  dieses  Ladege- 
wicht gehabt. 

—  Triebwas:enverkehr.  Es  ist  in  Aussicht  genommen,  für 
die  preußischen  Staatsbahnen  etwa  50  dreite'lig-e  Speicher- 
triebwagen zu  beschaffen,  die  voraussichtlich  die  dritte 
oder  die  dritte  und  vierte  Klasse  führen,  sonst  aber  wie  m- 
wöhnliche  Wagen  der  gleichen  Gattung  gebaut  werden 
sollen.  Femer  ist  beabsichtigt,  zunächst  versuchsweise,  einige 
Kleinzüige  mit  auswechselbarem  Speichertender  .teils  für 
den  Nachbarverkehr  gewerbereicher  Ortschaften,  teils  auf 
Nebenbahnen  und  Hauptstrecken  mit  mäßiger  Verkehrsdichte 
einzustellen.  Die  Züge  sollen  vorbehaltlich  noch  näherer  Be- 
stimmung au.s  einem  Wagen  dritter  Klasse  mit  3  Achsien  und 
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Mittelganff,  zwei  dreiachsig'en  Waffen  vierter  Klas&e  mit  je 
■einem  Fahrerstand  an  der  Stirnseite  und  einem  Speichertender 
.  bestehen,  zwischen  den  Wag-en  Uberganffsbrücken  für  die  Zuff- 
mannschaft  haben  und  mit  einer  Geschwindiffkeit  von  höch- 
stens 60  km  in  der  Stunde  auf  der  Wagerechten  fahren.  Um 
leicht  ausgewechselt  werden  zu  können,  soll  der  Speicherten, 
der  einen  Hilfsantrieb  erhalten,  der  ihm  eine  gewisse  Eigen- 
bewegung' ermöglicht.  Von  solchen  Zügen  ist  eine  sehr  hohe 
Jahresleistung  zu  erwarten,  da  bei  ihnen  die  wegen  des  La- 
dens unvermeidlichen  Betriebspausen  der  Speichertriebwagen 
wegfallen.  Passend  verteilte  Ladestellen  vorausgesetzt  — 
deren  gegenseitiger  Abstand  im  Mittel  etwa  100  km  sein 
würde  —  ist  ihr  Fahrbereich  unbegrenzt,  was  ihnen  ein  weites 
Anwendungsgebiet  erschließt. 

Zunächst  sollen  die  in  vorhandene  Wagen  einzubauenden 
elektrischen  Teile  für  10  Züge  und  die  zur  geplanten  Betriebs- 
führung etwa  erforderlichen  20  Speichertender  sowie  drei 
Speichertender  als  Eeserve  beschafft  werden.  Fünf  von 
diesen  Zügen  sollen  zur  Herstellung  von  Verbindungen  zwi- 
schen gerwerbreichen  Städten  und  ihren  Vororten  dienen  und 
keine  besonderen  Eäume  für  Post^  und  Reisegepäck  führen. 

Da  durch  die  neuen  Triebwagen  und  Kleinzüge  die  Möglich- 
keit geboten  ist,  Lokomotiven  für  den  Güterzugdienst  verfüg- 
bar zu  machen,  wird  in  allen  Bezirken  Gelegenheit  zur  aus- 
giebigsten Verwendung  sein. 

Der  Eisenbahnminister  hat  die  Eisenbahndirektionen  mit 
Erlaß  vom  25.  Dezember  v.  J.  angewiesen,  zu  prüfen,  in  wel- 
kem Umfange  und  auf  welchen  Strecken  Triebwagen  und 
Kleinzüge  als  Ersatz  für  Personenzüge  wirtschaftlich  ausge. 
nutzt  werden  können  und  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  bis 
izum  20  d.  M.  zu  berichten. 

—  Behandlung  von  Anlagen  zur  Enthärtung  des  Speise- 
wassers für  Dampfkessel.  Die  Einrichtungen  zur  Enthärtuno' 
des  Speisewassers  für  Dampfkessel  liefern  vielfach  kein  be" 
friedigendes  Ergebnis,  weil  sie  unrichtig  bemes.&en  sind,  oder 
weil  sie,  was  meistens  der  Fall  ist,  unrichtig  bedient  werden. 
Die  Abhandlung  von  E.  Wehrenfennig-  in  Heft  1  und  2 
des  Organs  für  die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens,  Jahr- 
gang 1918,  hat  deshalb  Anlaß  gegeben,  die  Frage  zu  prüfen, 
ob  es  angängig  ist,  eine  gemeinsame  Dienstanweisung  für  die 
Behandlung  solcher  Anlagen  aufzustellen.  Die  Prüfung  hat 
ergeben,  daß  sich  eine  gemeinsame  Dienstanweisuntr  nur  auf 
'Ji'ö  allgemeinen  Gesichtspunkte  beziehen  kann,  die  besonderen 
Vorschriften  für  jede  Wasserenthärtunsrsanlage  je  nach  ihrer 
Bauart  und  den  entsprechenden  örtlichen  Verhältnissen  er- 
lassen, und  im  übrigen  die  von  den  Lieferfirmen  für  die  Be- 
dienung der  Anlagen  gegebenen  Weisungen  beachtet  werden 
müssen.  Auf  Grund  dieser  Feststellungen  muß  von  der  Auf- 
stellung einer  gemeinsamen  Dienstanweisung  für  die  Behand- 
lung von  Wasserenthärtuno-sanlagen  abgesehen  werden. 

Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  mit  Erlaß  vom 
20.  Dezember  v.  J.  die  Eisenbahndirektionen,  in  deren  Bezirk 
sich  Wasserenthärtungsanlagen  befinden,  beauftrao-t,  die  in 
Benutzung  befindlichen  Anlagen  auf  etwaige  in  der  Arbeit 
von  Wehrenfennig  bezeichnete  Übelstände  prüfen  und  diese 
unter  gleichzeitiger  Berichtigung  der  bisherigen  Dienstanwei- 
suig  durch  geeignete  Maßnahmen  beseitigen  zu  lassen. 

—  Rangieraufsichtsdienst.  Wie  der  preußiscbe  Eisenbahn- 
minister  durch  Erlaß  vom  23.  Dezember  v.  J.  den  Eisenbahn- 
direktoonen  bekannt  gibt,  hält  er  es  für  angezeigt,  daß  erfah- 
rene Rangiermeister  mehr,  als  bisher,  in  einfachen  Betriebs- 
verhaltnissen im  Rangieraufsichtsdienst  verwendet  werden. 
Von  der  Einholung  seiner  Genehmigunar  hierzu  soll  künftig 
abgesehen  werden.  Nach  Jahresfrist  sieht  er  einem  Berichte 
entgegen,  in  welchem  Umfange  von  der  Ermächtio-uno-  Ge- 
brauch gemacht  ist  und  welche  Erfahrungen  gemacht  sind. 

Einstellung  der  aus  dem  Heeresdienst  zurückkehrenden 
Beamten  in  ihren  früheren  Dienst.  Nach  dem  wiederholt  aus- 
gesprochenen Grundsatz,  daß  aus  Anlaß  der  Teilnahme  am 
l^^i^.^e  e^ne  Benachteiligung  in  der  heimischen  Laufbahn  nach 
Möglichkeit  vermieden  werden  soll,  kann  es  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  die  aus  dem  Heeresdienst  zurückkehrenden  Bed'en- 
steten  ohne  Verzug  wieder  in  den  früher  wahrgenommenen 
Dien.^  einzustellen  sind.  Da  aus  den  Kreisen  der  noch  nicht  aus 
.lern  Kriegsdienst  entlassenen  Eisenbahnbediensteten  vielfach 
Befürchtungen  laut  werden,  daß  ihnen  der  Wiedereintritt  in 
Ihre  alten  Arbeitsplätze  durch  die  herangezogenen  Ersatz- 
Kratte,  namentlich  durch  die  weiblichen  Aushilfskräfte  ver- 
sperrt werden  konnte,  nimmt  der  preußische  Eisenbahnmi- 
nister in  einem  Erlaß  vom  25.  Dezember  1918  Anlaß,  die  er- 
watinten  Weisungen  erneut  in  Erinnerung  zu  brino-en.  Wenn 
es, nicht  anhängig  sein  sollte,  sogleich  die  alten  Arbeitsplätze 
die  zurückkehrenden  Bediensteten  wieder  frei  zu  machen, 
so  soll  Ihnen  doch  jedenfalls  nicht  eine  geringwertigere  Stel- 
lung ubertragen  werden.  Nötigenfalls  soll  durch  Personal- 
verschiebungen  für  ihre  angemessene  Einreihung  in  den 
Uienst  Sorge  getragen  werden. 


—  Mitfahrt  in  den  Packwagen.  Wie  beobachtet  worden  ist, 
werden  infolge  der  jetzigen  Überfüllung  der  Züge  vielfach 
Zivilreisende  und  Soldaten  entgegen  den  Fahrdienstvorschrif- 
ten (§  41)  in  Packwagen  der  Schnell-  und  Personenzüge  mit- 
genommen. Abgesehen  von  der  Gefährdung  der  Reisenden  er- 
wächst hieraus  die  Unzuträglichkeit,  daß  die  den  Fahrlade- 
schaffnern unter  persönlicher  Verantwortung  anvertrauten 
Gepäckstücke,  Dienstbriefe  und  Geldsendungen  Beraubungen 
ausgesetzt  sind.  Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  daher 
die  Eisenbahndirektionen  angewiesen,  alsbald  Anordnungen 
zu  treffen,  die  diesem  Mißstande  erfolgreich  entgegentreten. 

—  Über  das  zentrale  Lohnamt  schreibt  die  „Eisenbahn": 
„Seit  Jahren  gehen  die  Bestrebungen  der  Arbeiterschaft  da- 
hin, eine  unparteiische  Stelle  zu  schaffen,  die  berufen  ist, 
Meinungsverschiedenheiten  und  Streitigkeiten  zwischen  Ar- 
beiterschaft und  Unternehmer  zu  begleichen  und  zu  regeln. 
Eine  solche  Stelle  ist  in  dem  dem  Reichsarbeitsamt  ange- 
gliederten Lohnamt  geschaffen.  Wir  glauben  in  der  Annahme 
nicht  fehl  zu  gehen,  daß  diese  Neueinrichtung  wesentlich 
auch  auf  die  Anschauungen  und  Anregungen  unseres  gegen- 
wärtigen Ministers  zurückzuführen  ist.     In  dem  Lohnamt 
finden  die  Arbeiter  eine  Vertretung,  die  eine  völlig  unpar- 
teiische Beurteilung  aller  Streitfragen  gewährleistet  und  von 
Männern  geführt  wird,  die  genaue  Kenntnis  von  den  Ver- 
hältnissen der  Arbeiter  und  des  Arbeitsmarktes  besitzen.  Das 
Lohnamt  wird  mit  der  Befugnis  ausgestattet  sein,  sich  jeden 
notwendigen  Aufschluß  über  die  Arbeits-  und  Lohnverhält- 
nisse in  den  Betrieben  zu  verschaffen.    Dadurch  in  die  Lage 
gesetzt,  auch  die  Leistungsfähigkeit  und  Rentabilität  der  Be- 
triebe zu  beurteilen,  wird  das  Lohnamt  über  alle  Unterlagen 
verfügen,    die  erforderlich  sind,    um    bei  Lohnstreitigkeiten 
Sprüche  abzugeben,  die  auf  dem  Boden  der  jeweils  bestehen- 
den allgemeinen  Wirtschaftslage  den  Interessen  der  Arbeiter 
gerecht  werden,  ohne  dabei  die  Rücksichten  außer  Acht  zu 
lassen,  die  die  Aufrechterhaltung  einer  gesunden  volkswirt- 
schaftlichen Produktion  erfordert.   Daß  dies-er  letztere  Punkt 
von  außerordentlicher  Bedeutung  ist,  liegt  auf  der  Hand. 
Jeder  Betrieb,  der  etwäs  erzeugt,  muß  seine  Erzeugnis.se  ab- 
setzen, d.  h.  zu  Preisen  erzeugen,  die  den  Wettbewerb  mit 
anderen  gleichartigen  Erzeugnissen  aushalten.   Dabei  muß  er 
noch  einen  arewissen.  wenn  auch  bescheidenen  Überschuß  ab- 
werfen, darf  jedenfalls  nicht  unter  den  Selbstkosten  arbeiten, 
gleichgültig  oh  es  sich  um  ein  privates  oder  ein  staatliches 
Unternehmen  handelt.   Wird  ein  Betrieb  dazu  genötigt,  so  ist 
er  dem  Untergange  geweiht.      Jedes  auf  diese  Weise  ver- 
nichtete Unternehmen  macht  Arbeiter  brotlos.    Es  ist  deshalb 
auch  vom  Standpunkte  der  Arbeiter  aus  .gesehen  unerläßlich, 
daß  die  Arbeitslöhne  nicht  eine  Höhe  erreichen,  die  zum 
Ruin  des  Unternehmens,  in  dem  sie  gezahlt  werden,  führt. 
Man  si.eht,  die  Aufgaben  des  Lohnamtes  sind  schwierig  und 
verantwortuno-svoll.     Von  seiner  Wirksamkeit  kann  es  zum 
guten  Teil  abhängen,  ob  und  wie  unser  armes  Deutschland 
sich  aus  der  tiefsten  Bedrängnis  und  Not,  die  uns  erst  zum 
vollen  Bewußtsein  kommen  wird,  wenn  der  Friede  geschlossen 
ist  und  wir  seine  Bedingungen  kennen,  in  mühsamer,  zäher 
Arbeit  emporarbeitet.    Von  selbst  versteht  es  sich,  daß  das 
Lohnamt  erst  angerufen  werden  kann,  wenn  eine  Einigung 
zwischen  Arbeiterschaft  und  Unternehmer  nicht  zu  erzielen 
ist.     Innerhalb  der  Staatseisenbahnverwaltung  werden  bei- 
spielsweise Lohnforderungen  oder  Beschwerden  der  Arbeiter- 
schaft zwischen  deren  berufenen  Vertretungen  und  der  Ver- 
waltung zu  erörtern  und,  wenn  es  zu  keiner  Einigung  kommt, 
dem  Minister  zu  unterbreiten  sein.     Kommt  auch  dieser  zu 
dem  Ergebnis,  daß  den  gestellten  Anträgen  nicht  entsprochen 
werden  kann,  so  wird  er  je  nach  Lage  des  Falles  entweder 
die  Streitfrage  schon  seinerseits  dem  Lohnamt  unterbreiten 
oder  die  Anträge  ablehnen.    In  diesem  letzteren  Falle  wird 
dann  die  Arbeiterschaft  ihrerseits  das  Lohnamt  anzurufen  in 
der  Lage  sein." 

—  Gesellschaft  für  elektiische  Hoch-  und  Untergrundbahnen 
in  Berlin.  Die  Tageszeitungen  berichten,  daß  dem  Unter- 
nehmen durch  die  Neuregelung  der  Arbeitsbedina-ungen  eine 
so  wesentliche  Mehrbelastung  erwachsen  dürfte,  daß  ein  Aus- 
gleich durch  höhere  Einnahmen  kaum  möglich  sein  wird 
Allem  die  Einführung  des  Achtstundenarbeitstages  erfordere 
einen  jährlichen  Aufwand  von  1,6  Mill.  Mark.  Der  Durch- 
.sohnmspreis  für  die  Arbeitsstunde  stelle  sich  auf  mehr  als  das 
Dreifache  der  ersten  Kriegsjahre.  Insgesamt  würden  jähr- 
liche Mehrkosten  in  Höhe  von  etwa  6  Mill.  Mark  entstehen. 
Weder  die  jetzige  Überfüllung,  die  zudem  mit  der  Wiederkehr 
anderer  Straßenverkehrsmittel  und  der  Bewilligung  eines 
stärkeren  Kohlenverbrauchs  abnehmen  wird,  noch"die  am 
1.  April  V.  J.  eingetretene  Tariferhöhung  können  hierfür  ■ 
einen  Ausgleich  bieten.  Eine  Beseitigunsr  der  hiedurch  ent- 
standenen Schwierigkeiten  sei  nur  dadurch  möglich,  daß  die 
Lohne  wieder  ei-mäßigt  würden  und  daß  im  übrigen  durch 
einen  erneuten  Tarifaufschlag  ein  angemessenes  Verhältnis 
zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  erreicht  werde. 
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fi  ~k  Umleitung;  von  Schnellzügen.  Der  un^fünstiffen  poli 
ti6ch.€n  Laare  m  der  Provinz  Posen  wegen  wird  eine  Reihe 
von  bcimellzugen,  die  bisher  von  Berlin  über  Brombere-  und 

.^K^^'i^^^^^^-^'i'i^^t^^^^^^  Brest.Litowßk  verkehrten, 
Uber  ^^hneademuhl-Dirschau-Königsber?  nach  Insterburg  oder 
Uber  Konitz-Graudenz  nach  Brest-Litowsk  geleitet 

L 

I^®?:®!«?«  Personenverkehrs  nach  Cöln.  Seit  1  d  M 
i^t  der  Bruckenkoüf  Cöln  in  das  besetzte  linksrheinische  Ge- 
biet einbezogen.  Über  die  durch  die  Stationen  Düsseldorf 
Reisholz  -  Hilden  .  Ohligs  .  Wermelskirchen  .  Engelskirchen- 
Hennef-Niederdollendorf  begrenzte  Brückenkopflinie  ver- 
kehren außer  den  Zügen  D  37,  D  38  und  einigen  lediglich  für 
aen  Arbeiterverkehr  bestimmten  Lokalzügen  keine  dilrcho-e 
henden  Personenzüge.  Die  Züge  D  37/38  dürfen  nur  noch  von 
Keisenden  benutzt  werden,  die  im  Besitz  eines  besonderen,  für 
diese  Zuge  gültigen  Erlaubnisscheines  sind  Die  Auso-abe 
von  Fahrkarten  und  die  Abfertigung  darf  daher  nach  westlich 
der  obengenannten  Linie  g^egenen  Stationen  nicht  stattfin- 
den Die  Einreise  in  das  besetzte  Gebiet  ist  nur  oea^n  Er- 
^ubnisschem  gestattet,  der  beim  städtischen  Paßam't  in  Cöln 
Jölaubach  1  zu  beantragen  ist;  er  wird  l>eim  Überschreiten 
der  Vorpostenlmie  geprüft. 

-  Einschränkung  des  Personenverkehrs  in  Sachsen  Auch 
aut  den  sachsischen  Staatsbahnen  sind  einschneidende  Maß- 
nahmen zur  Entlastung  des  Personenverkehrs  notwendig  ge- 
worden.  Eine  große  Zahl  von  Personenzügen  ist  ausgefallen 
Tr'^^^^  -i?P,^*-*"°T        Z^^il        Reisenden  an  Zahl  und  Auf- 
nahmefähigkeit   der    wenigen   verbleibenden  Personenzüge^ 
^^^^^'^  Ausstellung  von  R  e  i  s  e  e  r  1  a  u  b  n  i  s  s  c  h  e  i  n  e  n 
ffi«l   -R^^'''^?''-™-   Verkehr   mit   folgenden  Hauptlinien 
Dresden-Eies^Leipzig     Drestlen-Döbeln-Leipzig.  Dresden- 
t^lsterwerda-Berlin      Dresden.Röderau-Berlin,   '  Leipzig-Hof. 
Dresden-Chemnitz-Reichenbach  i.  V.,  Chemnitz-Geithain-l2ip: 
ag  Uber  Lausigk  nach  Borna,  Chemnitz-Riesa-Röderau/Elster. 
Dresden-Görlitz,  Di^sden-Bischofswerda-Zittau. 
a+  ^^^^^"^  ^^^^^^  Linien  oder  nach  Orten,  die  nur  über 
aiese  Strecken  eiTeicht  werden  können,  dürfen  seit  1  d 
rnl«TrJ®-7^''-^i    weiteres    Fahrkarten    nur  an 
™  ?j  verkauft    werden,  die 

nfo^  T?^-*""^-!  °  \«^^'e«rlaubnisscheinen  sind. 
iJiese  Reiseerlaubnisscheine  werden  von  den  Betriebsdirek- 
A^J'^\^f^^''-  ^^"^  «olchen  Bahnhöfen  ausgestellt,  denen 
H^.,.  ■■V'^f^  zur  Ausstellung  von  den  Betriebsdirek- 
ZZtL  ^^i''^^^'\>^'^''^-  Zugelassen  wird  auf  den  genannten 
strecken  oh  ne  Rei see  r  1  a u  b n  i  ss  c h ei  n  der  Personen- 
verkehr m  Vorortzügen  und  der  Verkehr  auf  Arbeiterwochen- 
karten, Arbeiterrückfahrkarten,  Schüler-  und  Zeitkarten  Da- 
neben bestammen  die  Betriebsdirektionen,  ob  und  auf  welchen 
^wischenstrecken  der  genannten  Linien  und  unter  welchen 
Bedingungen  etwa  ein  Nahverkehr  ohne  Zeug-niszwano-  zuge- 
lassen wird.  Reisende  mit  direkten  Fahrkarten  sind  auf  den 
Ubergangsstationen  von  der  Fortsetzung  ihrer  Reisen  nicht 
auszuschließen.  Gültig  sind  nur  Reiseerlaubnisscheine  der 
Betriebsdirektionen  und  der  mit  deren  Ausstellunfi 
beauftragten  Bahnhofe.  Damit  der  mit  der  Maßnahme  beab- 
sichtigte Zweck  nicht  vereitelt  wird,  dürfen  Bescheinigun  oen 
anderer  Behörden  oder  amtlicher  Stellen  (auch  von  Arbeiter- 
und Soldatenraten)  nicht  anerkannt  werden.  Reisende,  die 
solche  Bescheinigungen  vorlegen,  sind  an  die  Betriebsdirek- 
tionen oder  die  zur  Ausstellung  von  Reise«rlaubnis.scheinen 
ei-machtigten  Bahnhofe  zu  verweisen. 

Um  den  Reisenden,  die  in  Ausübung  ihres  Berufs  die  Eisen- 
bahn oft  zu  längeren  oder  kürzeren  Reisen  benutzen  müssen, 
oüne  im  Voraus  Reisetag  und  Reiseziel  angeben  zu  können 
Ä«,^^^^  «f'^^.''  ^  erleichitern,  wurde  für  den  Bereich  der 
sachsischen  Staatseisenbahnen  ein  Reiseerlaubnisschein  in  Heft- 
form eingeführt.  Er  ist  mit  einem  Lichtbild  des  Berechtigten 
zu  versehen.  • 

^+rit.^t'if^°*^'''"i!''"'''''*^P-.  .^^^  ^^«^  preußisch  -  hessischen 
Staatß,bahnyerwaltung  sind  folgende  Änderungen  eingetreten- 
^lÄ^^/^'^'l^  die  Reo-ierungsräte  Dr.  Scher  1er,  bisher  in 
Elberfeld,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Essen 
i^nnlLl^K^'^^^L^  Stettin,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirek- 
tion nach  Konig-sberg  (Pr.),  Dr.  Joseph,  bisher  in  Erfurt, 

^.J.Ti^'''^  /li^f^'^i}  Eisenbahn-Verkehrsamtes  nach 

Darmstadt  und  Fleck,  bisher  in  Darmstadt,  zur  Eisenbahn- 
direktion nach  Frankfurt  (Main) ;  -  die  Regierungs.  u^d  Bau- 

trw^  rit''  ^?-'''  ^itH""- '''w^""^*^  (Westf.),  als  Mitglied  (auf. 
trw)  der  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,  Davidsohn 

nen^T^ff  .Ä^'^f""^?"^'  ""i^-  ^«'^«tand  des  Eisenbahn-Maschi- 
VorsÄd  ^i«^*^         Posen  als 

fwSf  ^  ..r.f%  ■  Ei'»enbahn-Maschinenamts  nach  Altena 
(We«tt.)   und  Friedrich   Klein,  bisher  in   Danzi?  Tiarh 

il^^^^F^Ä  T^n^'}^  Werkstä^enaÄ  bei 

aer    Eisenbahn-Hauptwerkstatte    1    daselbst;    —    die  Re- 


gierungsT>aumei8t©r  des  Eisenbahnbauf aohes  Boitze,  bisher 
in  Sulingen,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
^eustettin,  Z  i  e  t  z ,  bisher  in  Dieringhausen,  als  Vorstand  des 
^isenbahn -Betriebsamtes  nach  Osterode  (Ostpr.),  Lerch 
bisher  in  Cassel,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Be- 
triebsamts  nach  Thorn,  Meilicke,  bisher  in  Bremen,  als 
Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamt«  4  nach  Bres- 
lau, Adolf  F  ran  c  k  e  bisher  in  Bielefeld,  afe  Vorstand 
(auttrw-.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Salzungen,  Hein- 
rich Te  ckl  en  bu  rg  ,  fcirher  in  Mainz,  als  Vorstand  (auf- 
trw.) des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Gera  (Reuß),  Pfeif 

^ '  »i^^er  in  Schwientochlowitz,  als  Vorstand  (auftrw.)  des 
li.;.«enbahn-B6triebsamts  1  nach  Deutsch-Eylau,  B  rosig, 
bisher  m  Plettenberg,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  2  nach  Wongrowitz.  Geittner,  bisher  in  Er- 
turt,  als  Vorstand  (anftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
Angerburg,  Walter  Lo.ycke,  bisher  in  Dessau,  zur  Eisen- 
bahndirektion  nach  Posen,  Dr.-Ing.  Jä  necke,  bisher  in 
-Vlansteld,  zur  Ei&enbahndirektion  nach  Hannover  Georo- 
Kohmer,  bisher  in  Züllichau,  zur  Eisenbahndirektion  nach 
Kattowitz,  Mieok,  bisher  in  Herne,  zur  Neubauabteilung 
nach  Coblenz,  Kn  och,  bisher  in  Braunsohweig,  als  Vorstand 
der  Eisenbahn-Bauabteilung  nach  Ülzen,  Schnell,  bisher  in 
Bad,  Oeynhausen,  zur  Eisenbahn-Bauabteilung  nach.  Celle 
üerikartz,  bisher  in  Estven,  in  den  Bezirk  der  Eisenbahn- 
firektion  Coln  Bischof,  bisher  in  Dortmund,  nach  Vacha 
als  Vorstand  der  daselbst  neu  errichteten  Eisenhahn-Bauab- 
teilung,  Haas  Busse,  bisher  in  Hannover,  in  den  Bezirk 
der  Eisenbahndirektion  Berlin,  und  Vogeler,  bisher  in 
Berlin,  an  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  Erfurt;  —  die 
Kegierung.sbaumeister  des  Maschinenbaufaches  B  a  1  f  a  n  z 
bisher  m  Schneidemühl,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Mascti- 
/w^?i•^  Könitz,  Friedrich  Werner,  bisher  in  Altena 

( Westt.),  nach  Posen  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei 
itn  ff<*°l'a;hn-?Iauptwerkstätte  da&elbst.  Angst,  bisher  in 
Frankfurt    (Main)    als  Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinen- 
amts 2  nach  Magdeburg,    Stadler,    bisher  in  Könitz,  zur 
H^isenbahn-Hauptwerkstätte    nach    Stargard  (Pom.),  Rupp 
bisher  m  Berlin,  naeh  Danzig  als  Vorstand  (auftrw.)  eines  l^i 
wl  1  ^.^ffiibahn-Hauptwerkstätte    daselbst    neu  errichteten 
Werkstattenamts,  Schieb,  bisher  in  Halle  (Saale),  zur  Ei- 
senbahndirektion  nach  Breslau,  Tetzlaff,.  bisher  in  Gör- 
litz, zur  Eisenbahndirektion  nach  Berlin,  KÖpke,  bisher  in 
Mülheim   (Ruhr) -(Speldorf,  nach  Schwerte  als  Vorstand  der 
(taselbst   neu    errichteten    maschinentechnischen  Eisenbahn- 
Bauabteilung,  Scheehl,  bisher  in  Leinhausen,  zum  Eisen- 
bahn-Zentralamt nach  Berlin.  Gyga.s,  bisher  in  Berlin,  als 
Abnahmebeamter  nach  Hannover  und  H  a  n  e  b  u  t  h  ,  bisher  in 
Stettin,  zur  Eisenbahnclirektion  nach  jVIagdeburg-  —  der  Re- 
gierungsbaumeister des  Hochbaufaches  Behnes,  bisher  in 
Coln,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Elberfeld;  —  der  Eisen- 
bahn-Veikehrsinspektor  Jösoh,  bisher  in  Essen,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Verkehrsamts  nach  Gießen.  —  Der  Re 
gierungsrat  Dr  Alfred  Beyer,  Mitglied  der  Eisenbahndirek- 
tion Frankfurt  (Main),  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte 
eines  Referenten  bei  den  Eisenbahnabteilungen  des  Ministe- 
riums der  öffentlichen  Arbeiten  beauftragt.  —  Dem  Reo^ie 
nmgsrat  Alfred  Me  i  ß  ne  r ,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion 
m  üssen,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staats- 
dienste, erbealt.    -     Die  nachgesuchte  Entlassung- aus  dem 
Staatsdienste  mit  Ruhegehalt  ist  femer  erteilt:  den  Geheimen 
Bauraten  Estkowski,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in 
Cassel,  und  Maeltzer,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in 
Hannover,  dem  Eisenbahndirektor  Metzger.  Vorstand  des 
^isenbahnbetriebsamts  3  in  Trier,  sowie  dem  Regierungs- -und 
Baurat  W  1  c  k  m  a  n  n    Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts 
lu  Stolp   —  Der  Geheime  Baurat  Wittich.  Vorstand  des 
hisenbahn-Betriebsamtes  in  Gotha,  iist  gestorben 
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,  .~  Gemeinsames  Vorgehen  der  Nationalstaaten  wegen  Er- 
höhung der  Eisenbahntarife.  Im  Laufe  des  Januar  dürfte, 
wie  d>e  ,N.  Fr.  Pr."  schreibt,  in  Prag  eine  Besprechung  der 
Eisenbahn  Verwaltungen  sämtlicher  Nationalstaaten  stattfin- 
fien,  in  welcher  zu  einem  Vorschlage  der  polnischen  Staats- 
bahnen  wegen  allgemeiner  Erhöhung  der  Eisenbahntarife 
Stellung  genommen  werden  «oll.  Zwischen  den  einzelnen  Na- 
tionalstaaten ist  die  Vereinbarung  getroffen  worden,  daß  der 
i^okaltarif  der  ehemaligen  österreichischen  Staatsbahnen  so- 
wohl im  Binnen-  als  im  Wechsel  verkehr  bis  auf  weiteres  un- 
verändert m  Kraft  bleiben  wird.  Die  ■  Aufrechterhaltung 
dieser  lanfemheit  ist  nur  möglich,  wenn  über  jede  Tarifer- 
höhung eine  Verständigung  aller  beteiligten  Staaten  zustande 
Kommt.  Intolgedessen  vrird  der  bevorstehenden  Konferenz  in 
iTag  eine  ganz  besondei^e  grundsätzliche  Bedeutuno-  zukom- 
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men.  Hierbei  wird  auch  die  Frage  auftauchen,  ob  diesmal 
o^nieiü.'&am  mit  Ungarn  vorgegangen  werden  soll,  wie  mes  bei 
den  letzten  Tariferhöhungen  immer  der  Fall  war. 

Die    während    des    Krieges    durchgeführten  Erhöhungen 
des    Personen,    und    Gütertarifs    der    ehemalig-en  ost-ei-- 
leichischen    Staatsbahnen    waren    allerdings-  so  namhaft, 
daß     man     in     Interessentenkreisen     eher    einen  Al>bau 
der     Tarife     gewärtigt,     als     «ine     weitei-e  l^rhohung. 
Im     Gütertarif     sind     während     des     Krieges  tol- 
fi'ende  Änderungen  durchgeführt  worden:  Am  1  lebruar  lyi^ 
trat  durch  Einführung  der  Fraohtsteuer  und    des  Kriegszu- 
schläges  eine  30  prozentige  Tariferhöhung  ein.   Am  1  J  anuar 
1918- folgte  bei  den  meist^en  Gütern  eine  Aufklassiiikation, 
■ferner  eine  50  prozentige  Erhöhung  der  Frachtsatze  für  Eilg-ut 
und  Frachtstüekgut,  die  Einführung  eines  Betrieb&kostenzu- 
sohlages  und  eine  allgemeine  Erhöhung  der  Nebengebuhren. 
Am  1.  September  1918  endlich  kam  es  zu  einer  weiteren  70pro- 
zentigen  Tariferhöhung  sowie  zur  Einftthrung  eines  faxen  Zu- 
schlages an  Stelle     des  Betriebskostenzuschlages.    Bei  der 
Kohle  betrug-  diese  Erhöhung    nicht  70,    sondern  nur  40  /u. 
Außerdem  wurden  im  Laufe  des  Krieges  von  den  152  Aus- 
nahmetarifen im  Lokaltarif  der  Staatsbahnen  nicht  weniger 
als  116  und  von  den  im  Publikationswege  gewährten  1100 
Frachtermäßigungeu  nicht  weniger  als  1075  aufgehoben,  im 
Personen  tarif  wurde  am  1.  Februar  1917 .  ein  SOproz 
Zuschlao-  (einschließlich  der  erhöhten  Fahrkartensteuer)  und 
am  1.  Dezember  1917  ein  weiterer  50  proz.  Zu'^hlag  «mg«- 
führt.   Der  Militärtarif  wurde  am  1.  Februar  1918  durch  Ein- 
führuna-  des  Kriegszuschlages,  der  Fracht-  und  Fahrkarteu- 
steiier  um  ungefähr  30  %,  am  15.  März  1918  durch  Erhöhung 
der ,  Schnellzugsfahrpreise,  am  1.  September  1918  durch  eine 
50  proz.  Erhöhuno-  der  Frachtsätze  und   am   1.  Oktober  lyi» 
dnrch  eine  25  proz.  lineare  Erhöhung  der  Fahrpreise  gestei- 
gert.  Durch  diese  tarif arischen  Maßnahmen  und  den  Umstand, 
daß  die  St^atsbalm Verwaltung  es  verstanden  hat,  die  geplante 
Kohlensteuer  zu  ihren  Gunsten  durch  die  oben  erwähnte 
40  proz    Erhöhung  der  Kohlentarife  zu  ersetzen,  erklart  es 
sich  daß  die  ehemaligen  Staatsliahnen  ungeachtet  der  gewai- 
tigeu  Ausgabesteigerung  im  letzten  Betriebs.iahre  doch  noch 
eine  Verzinsung  des  Anlag^ekapitals  von  1,38  %  abwarfen. 

—  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages.  Mit  Gesetz 
vom  19.  Dezember  1918  ist  durch  die  provisorische  Nationalver- 
«ammluno-  des  Staates  Deutschösterreich  verordnet  worden, 
daß  bis  zum  Friedensschluß  die  Arbeitszeit  der  ge- 
werblichen Hilfsarbeiter  ohne  Einrechnung  der  Arbeitspausen 
nicht  mehr  als  8  Stunden  binnen  24  Stunden  betragen  dart. 
Für  kürzere  und  unvorhergesehene  Fälle  werden  Ausnahmen 
zugelassen.  Weiterg-ehende  Ausnahmen  können  nur  durch 
das  Staatsamt  für  soziale  Fürsorge  nach  Anhörung  eines 
gleichmäßig  aus  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter 
zusammengesetzten  Beirats  für  bestimmte  Gruppen  von  Lre- 
werbeunternehmungen  zus-elassen  werden,  erforderlichen  lalis 
unter  Bezeichnung  der  Bedingungen,  die  bei  der  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  zu  beobachten  sind.  In  den  Sitzunsen  des  Bei-  - 
rats  sind  Vertreter  der  Staatsämter  für  Handel,  Gewerbe  nnd 
Industrie  und  für  Kriegs-  und  Übergangswirtschaft  sowie  Ver. 
treter  des  Zentrafl-GewerbeinsT>ektorats  beizuziehen. 

—  Die  Wäsenfrage  für  den  Güterverkehr.  Das  Verordnungs- 
blatt für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  schreibt:  Infolge  viel- 
fach unrichtiger  Mitteilungen  in  den  Tagesblättem  ist  es  not- 
wendig, aufzuklären,  daß  die  Kohlenversorsrung  Deutschoster- 
reichs  durch  die  Wag-enfrage  in  keiner  Bichtuna-  beeinträch- 
tigt wird.  Die  Wagen  der  vormaligen  österreichischen  und 
ungarischen  Bahnverwaltungen  bilden  auch  weiterhin  einen 
zentral  bewirtschafteten  gemeinsamen  Waaenpark  und  sind 
freizügio-  geblieben  Das  aus  Eisehbahnfachm annern  aller 
Nationalstaaten  der  vormaligen  Monarchie  zusammen aesetzte 
o-emeinsame  Verkehrsl^omitee  tritt  täglich  bei  der  liquidieren- 
den Zentraltransportleitung  zusammen,  nimmt  Mitteilungen 
über  Wagenstände  und  -bedarf  entgegen  und  faßt  hierauf 
Beschlüsse,  welche  Wag*nmen gen  in  die  einzelnen  Bedarts- 
gebiete  behufs  B«ladupg  beizustellen  sind.  Diesen  Be- 
schlüssen entsprechend,  dirigiert  sodann  die  liquidierende  Zen- 
traltrahsportleitune-  die  leeren  Wagen.  Es  bedarf  emer  aus- 
drücklichen Feststellung,  daß  seit  Wochen  ein  Uberschuß  an 
Güterwagen  besteht,  die  Bedarfe  der  Kohlenreviere  somit  voll 
befriedigt  werden,  .iene  geringen  Fälle  wohl  auagenommen, 
wo  wegen  Unterbrechung  des  Eisenbahnbetriebes  eine  phy- 
sische  Möglichkeit  der  rechtzeitigen  Waaengestellung  ausge- 
schlossen war.  Das  gemeinsame  Verkehrskomitee  hat  sich  am 
KonstituieiTingstaae  zur  obersten  Aufgabe  gemacht,  die  Frei- 
zügigkeit aller  Güterwagen  innerhalb  der  Grenzen  der  vor- 
maligen Monarchie  aufrechtzuerhalten,  und  hat  den  Zustand, 
wie  er  in  den  ersten  Tagen  des  November  zu  verzeichnen  war, 
daß  beladene  Wagen  an  den  Landesgrenzen  zur  Umladung 
o-elanaten  und  nur  gegen  Ausgleich  einer  gleichen  Anzahl 
leerer"^  Wagen   weiterrollen  durften,  sofort  beseitigt.  Von 


Interesse  dürfte  schließlich  die  Mitteilung  sein,  daß  das  ge- 
meinsame Verkehi-skomitee  in  Berücksichtigung  des  m  Über- 
schlesien bestehenden  Wagenmangels  aus  eigenen  Wagenuber- 
sohüssen  dorthin  Aushilfe  geleistet  und  dadurch  die  .Emf utir 
oberschlesischer  Kohle  nach  Deutschösterreich  unterstutzt  hat. 

_  Einstellung  der  Tätigkeit  der  Staatsbahndirektionen  Tep- 
litz  und  Jägerndorf.  Die  in  Teplitz  und  Jägerndorf  neu  er- 
richteten deutschösteri-eichischen  Staatsbahndii-ektionen  haben 
ihren  Amtssitz  verlassen,  da  die  ihnen  zugewiesenen  Strecken 
(Nr.  99,  S.  1021  d.  Ztg.,  1918)  vom  tschecho-slowakisohen  btaat 
besetzt  wurden. 

Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Reiseverkehr  mit  der  tschecho-slowakisohen  Republik. 

Zur  Reise  in  das  Gebiet  der  tschechoslowakischen  Eepublik 
aus  den  deutsch-österreichischen,  ungarischen  und  südslawi- 
schen Staaten  ist  in  Zukunft  die  Bewilligung  des  Vertreters 
der  tschecho-slowakischen  Eepublik  in  Wien  notwendig.  *nxr 
das  Visum  sind  5  K.  zu  bezahlen. 

—  Tschecho-slowakische  Pläne  für  die  Ergänzung  des 
Wagenparkes.  Wie  tschechische  Blätter  berichten,  bescliaf- 
tigt  sich  der  Eisenbahnminister  des  tschecho-slowakischen 
Staates  Dr  Zahradnik  mit  der  Zukunft  des  tschechischen 
Eisenbahnwesens.  Er  hält  die  rascheste  Beschaffung  des  not- 
wendigen Fahrmaterialis  für  unaufschiebbar.  Zu  diesem 
Zwecke  sollen  Wien  und  Budapest  veranlaßt  werden,  alle 
Lokomotiven  und  den  gesamten  Fahrpark  Böhmens  zuruckzu- 
o-eben.  Außerdem  soll  der  Vierverband  ersucht  werden,  Bön- 
nien einen  Anteil  der  beschla-gnahmten  Lokomotiven  und 
Eisenbahnwagen  Deutschlands  zu  überlassen. 


Ungarn. 

—  Die  ,,Kopfarbeitergarde"  in  den  Budapester  Bahnhöfen. 

Um  den  ins  Stocken  geratenen,  ohnehin  sehr  beschrankten 
Güterverkehr  nur  in  dem  Maße  aufi-echt  zu  erhalten,  daß  für 
die  BevölkeiTing  die  Lebensmittel  g-esichert  werden,  hat  sich 
in  der  Hauptstadt  eine  „Kopf arbeitergarde"  ausschließlich 
aus  Intellektuellen  organisiert.  Die  aus  etwa  600  Mitgliedern 
bestehenden  Gruppen  haben  ihre  Tätigkeit  in  den  Budapester 
Bahnhöfen  bereits  begonnen,  indem  sie  das  Ausladen  von  Le^ 
bensmitteln,  Holz-  und  Kohlensendungen  usw.  mit  bewunde- 
mno-swürdio-em  Eifer  und  Fleiß  rasch  und  anstandslos  vor. 
nehmen.  Die  Arbeitsleistung  der  Kopfarbeitergarde  ist  im 
höchsten  Maße  zufriedenstellend.  Schon  jetzt  kann  festgestelH 
werden,  daß  ihr  Beispiel  anspornend  auf  die  bisher  arbeits- 
scheuen Berufsarbeiter  wirkte.  Die  Mitglieder  der  Garde  er- 
halten einen  Tageslohn  von  25  K.,  was  auch  iinter  den  heu^ 
tigen  Verhältnissen  eine  ansehnliche  Summe  bedeutet. 

—  Gewalttätigkeiten  der  Rumänen.  Von  ungarischer  Seite 
wird  uns  geschrieben:  Die  Gewalttaten  der  Rumänen  in  den 
von  ihnen  •  besetzten  Gebieten  sind  an  der  Tagesordnung. 
Sämtliche  Eisenbahntransporte,  deren  Begleitwache  schwacher 
ist  als  die  rumänischen  Nationalaarden,  werden  entweder  be- 
schlagnahmt oder  geplündert.  Die  Bestellung  eines  Panzer- 
zuges für  die  Begleitung  der  Transporte  wird  als  Herausfor- 
deruno"  betrachtet  Die  Abfuhr  der  wertvollen  Sendungen  von 
den  besetzten  Gebieten  wird  dadurch  verhindert,  daß  die  Ru- 
mänen das  Gleis  aufreißen.  Oft  durchsuchen  die  Organe  der 
rumänischen  Nationalgarde  die  Eisenbahnzüge  und  benehmen 
sich  sowohl  gegen  das  Personal  des  Zuges  als  auch  gegen 
die  Reisenden  ausfallend.  Das  Gepäck  ungarischer  Offiziere 
nehmen  sie  in  Besitz.  Die  rumänischen  Garden  plündern  mit 
der  rumänischen  Bevölkerung  gemeinsam  und  lassen  sich 
selbst  davon  nicht  abbringen,  das  Eisenbahnpersonal  auszu- 
rauben. 

  Begünstigung  der  Eisenbahner  im  Lebensmittelbezu^ 

Nach  einer  Regierungsverordnuna  erhält  das  Personal  d'M 
Staatsbahnen  das  Kiloaramm  Brotmehl  für  54.  das  Kochmeül 
für  74,  das  Nullmehl  für  150  H.  Diese  Preise  sind  gegenubei- 
den  Normalpreisen  ermäßigt.  Es  wurden  ferner  Maßnahme^ 
getroffen,  daß  die  mit  Jahresgehalt  angestellten  Eisenbahn^ 
und  die  Pen.sionisten  ihren  Bedarf  an  Mehl  bis  Ende  dei 
nächsten  Erntezeit  und  Erdäpfel  bis  Ende  Marz  1919  auf  emS- 
mal  beschaffen  können. 


Bücherschau. 

—  Eisenbahn-  und  Verkehrsrechtliche  Entscheidungen  und 
Abhandlungen.  Zeitschrift  für  Eisenbahn- .und  Verkphrs- 
recht.  Verlagsbuchhandlung  von  Dr.  Walther  Rothschild,  Ber- 
lin und  Leipzig. 


lAX.  Jahrgang 
U.  Januar  1919. 
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Das  1.  Heft  d«s  35.  Bandes  der  Egerschea  Zeiteohrilt  ent- 
hält folgende  Abhandlungen:  Der  4  42  des  Enteignungsgesetzes 
und  die  Enteignung  nach  dem  Fluchtliniengesetz.  Von  Geh. 
Justizrat  Grünebaum,  Oberlandesgerichtsrat  in  Hamm.  —  Sind 
Kinematographenfilms  „Kunstgegenstände"  im  Sinne  der 
§§  429,  456,  462  des  Handelsgesetzbuchs  (§§  34,  40 
96,  E.  V.  0.)!  Von  Landgerichtsrat  Dr.  Hencke,  Char- 
lottenburg.  —  Eine  erlaubte  Umgehung  des  staatlichen 
Postzwanges.  Von  Dr.  Hellmuth,  —  Die  Kraftwagen-  und 
Tierhalterhaftung  bei  verschleierten  Kaufverträgen.  Von 
Gerichtsassessor  Dr.  Ernst  Eckstein,  Berlin.  —  Außerdem  sind 
65  grundsätzliche  Entscheidungen  mitgeteilt  und  Besprechun- 


gen und  Angaben  über  Literatur  und  Gesetzgebung  ^dljes  In- 
und  Auslandes  aus  Gebieten  des  Eisenbahn-  und  Ver^ehÄreeh- 
tes  aufgenommen.  -  .  .  : 


Berichtigung. 


-1  ', 


Rückblick  auf  das  Jahr  1918.  (Ztg.  Nr.  1  d.  J.)  Infolge  eines 
Fehlers  der  Druckerei  sind  in  einem  Teile  der  Auf  läge,  zwei 
Zeilen  verwechselt  worden.  Auf  Seite  2  muß  die  13.  Zeile 
von  oben  lauten:  „werden  konnte.  In  cW  Herst ellungVeeBei' 
Betriebsmittel,  Lo-".  '  ■ 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Zurechnung  neuer  Strecken  zu  den  Vereinsbahnstiecken. 

Die  am  2.  Januar  d.  J.  in  Betriebg-enommene,  vorläufig 
nur  dem  öffentlichen  Güterverkehr  dienende  Strecke  Ka" 
menz  (Sa.)-Kamenz(Sa.)  Nord  —  2,90  km  —  der  Säch- 
sischen Staatseisenbahnen  ist  den  Vereinsbahn, 
strecken  zugerechnet  worden. 


Verwaltung .  sindj'- 


Rundschreiben   der  Geschäftsführenden 
<  i  lassen  worden : 

Nr.  III  123  vom  30.  Dezember  1918  an  ■sämtliche  V^erein  sverj'. 
waltungen,  betreffend  Firmenändpruno-  (abgesandt  am  '6j  Jfi'J 
nuar  d.  J,).  u 


Amtliehe  Bekanntmachungen. 


1.  Berichtigungen. 


Berichtigung. 

In  der  Bekanntmachung  (1768)  auf 
Seite  1034,  Spalte  3,  Nr.  100  d.  Ztg.  ist 
die  Uberschrift  entstellt  abgedruckt. 
Es  muß  heißen: 

„Binnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 

Linien,  Teil  II,  Heft  1. 
Güter-  und  Tiertarif  für  die  schmal, 
spurigen   Linien,   Teil  II." 


2.  Güterverl(Bhr. 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Bayern.    Heft  2  CIL 

.  Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1919 
sind  zu  streichen : 

1.  Im  Ausnahmetarif  2  (Rohstoff- 
tarif )  bei  den  Ziffern  ■  1  b)  und  9  b) 
u.  c)  die  rechtsseitigen  Klammern  mit 
dem  Vermerk  „Nur  beschränkt 
gültig  s.  Geltungsbereich",  ferner 
-unter  Geltungsbei^eich  der  Absatz:  ,,Die 

Ziffern  1  b  und  9  b  u.  c  gelten  nicht  im 
Verkehr  usw.  (Auskunft  hierüber 
geben  die  Güterabfertigungen)''. 

2.  Im  Ausnahmetarif  4  (Düngekalk- 
tarif) unter  Geltungsbereich  der  Buch- 
stabe a),  ferner  der  Absatz:  ,^b)  des 
Verkehrs  über  die  badisch-  und  würt- 
tembergisch-bayerischen Übergangssta- 
tionen usw.  (Auskunft  hierüber  geben 
die  Güterabfertigungen)'', 

München,  23.  Dezember  1918  (81) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Butzbach-Licher  Eisenbahn. 

Durch  Nachtrag  V  zum  besonderen 
Tarifheft  B  für  den  Binnenverkehr 
unserer  Eisenbahn  wird  zum  20.  Januar 
1919  ein  Ausnahmetarif  für  unge- 
waschenen Bauxit  eingeführt. 

Auskunft  erteilt  bis  zum  Erscheinen 
des  Nachtrages  die  Bahnverwaltimg  in 
Butzbach. 

Butzbach,  den  1.  Januar  1919.  (27) 
Der  Vorstand. 

Württembergischer  Binnen-Gütertarif 

(Tfv.  39  a). 
Gemeinsames  Heft  für  den  Wechselver- 
kehr Deutseher  Eisenbahnen  unterein- 
ander. (Tfv.  200.) 
Auf  1.  Januar  1919  werden  die  Zu- 
flchlä,ge  zu  den  auf  Grund  der  Kilo- 
metertariftafeln ermittelten  Fracht- 
sätzen   4*r    Privatbahnen  Amstetten- 


Gerstetten,  Amstetten  -  Laichingen, 
Ebingen-Onsitmettingen,  Gaildorf-Un- 
tergröningen,  Jagstfeid  -  Ohrnberg, 
Nürtingen-Neuffen,  Reutlingen-Eningen 
(Achalm)  und  Vaihingen  (Enz)  Stb.- 
Enzweihingen  erhöht.  Näheres  in  un- 
serem Tarifanzeiger. 

Stuttgart,  30.  Dezeml>er  1918.  (29) 
Generaldirekt,  der  Württ.  iStaaiseisenb. 


Die  in  unserem  Binnenverkehr  füt 
Dünger  bestehende  besondere  Fracht- 
ermäßigung von  50  %  des  Rohstoff- 
tarifs oder  des  Spezialt arifs  III  wird 
mit  dem  1.  Februar  1919  aufgehoben, 

Oldenburg,  2.  Januar  1919.  (32) 
Eisenbahn  direkt  i  on. 

Die  ümladegebühren  im  Vei-kehr  mit 
der   Mosbaoh-Mudauer- Eisenbahn  wer- 
den für  Wagenladungen  beim  Ueber- 
gang     in     Mosbach-Baden  von  5  auf 
6  Pfg.  erhöht.    Die  Tariferhöhung  ist 
gemäß  den  Vorschriften  unter  §  2  der 
E.  V,  0.  genehmigt  worden. 
Berlin,  den  28.  Dezember  1918.  (30) 
Deutsche  Eisenbahn-Betriebsgesell- 
schaft, Actien-Ge.sellschaft. 

Süddeutsche    Donau- Dampf  sclüff  ah  rt- 
Gesellschaft. 

Einführung  eines  Zusohlag-es  vom 
Wert  für  die  Verwahrung  von  Gütern. 
Zeitweilige  Aufhebung  der  Bewach- 
ungsgebühr. Ab  1.  Jänner  1919  wird 
in  Anbetracht  der  obwaltenden  außer- 
gewöhnlichen Verhältnisse  bei  den  in 
gesellschaftlichen  Stationen  undSehiffen 
lagernden  Gütern  neben  dem  Lagergeld 
und  den  sonst  in  Betracht  kommenden 
(^bühren  ein  Zuschlag  erhoben. 

Dieser  beträgt  ohne  Rücksicht  auf 
den  Ort  und  die  Dauer  der  Lagerung 
eins  vom  Hundert  vom  Wert  des  Gutes. 

Ist  der  Wert  des  Gutes  vom  Absender 
nicht  angegeben,  .so  ist  er  vom  Ver- 
fügungsberechtigten über  Aufforderung 
jener  Station  mitzuteilen,  in  welcher 
das  Gut  lagert. 

Andernfalls  nimmt  die  Gesellschaft 
die  Wertbestimmung  vor. 

Sie  haftet  jedoch  nicht  für  hierbei 
vorkommende  Irrtümer  und  deren  Fol- 
gen, auch  nicht  für  die  allenfalls  un- 
terbliebene Wertbestimmung.  Bei  Schä- 
den, die  an  Gütern  vor  Abschluß  des 
Frachtvertrages    (§  20  de.s~""Betxi6bs- 


Reglements)  durch  Vei-lust,  Minderung 
oder  Beschädigung  entstehen  und  von 
der  Gesellschaft  zu  vertreten  sind,  haf- 
tet diese  nur  bis  zur  Höbe  der  tarif 
mäßigen  Transportversicherung  (Güter- 
tarif, Teü  1,  Abteilung  B,  Abschnlti  F 
bis  XVI). 

Der  Zuschlag  wird  hier  auch  nur  füj 
einen  Wert  bis  zur  Höhe  der  taTif- 
mäßigen  Transportversicherung  ei- 
hoben. 

Die  iseit  7.  Novembei-  1918  geltende 
Gebühr  für  die  Bewachung  der  Gütei' 
(Verordnungsblatt  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  12  vom  17.  Dezeniber 
1918)  wird  ab  1.  Jänner  1919  bis  auf 
weiteces  nieht  erhoben. 

Eine  Änderung  <les  durch  das  Be- 
triebs-Reglement und  die  Tarife  fest- 
gesetzten Umfanges  der  Haftung:  der 
Gesellschaft  tritt  durch  die  Erhebung 
des  Zuschlages  vom  Wert  der  Güter 
nicht  ein.  ' 

München,  im  Dezember  1918.  (26) 

Bad.-Württ.  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  7.  I.  1919  werden 
die  Stationsfrachtsätze  von  Konstanz  im 
Verkehl'  mit  Detal  b.  Amstetten,  Ger- 
stetten, Guistsenstadt,  /Sehalkstetten, 
Stubersheim,  Waldhausen  b.  Geislingen, 
Laichingen,  Machtolsheim,  Merklingen, 
Nellingen  und  Oppingen  sowie  im  Aus- 
nahmetarif 5  c  für  Steingrus  die  Fracht- 
sätze von  Dossenheim  und  Schriesheim 
nach  Gaildorf  Stadt,  Laufen  (Kocher), 
Nellingen  und  Vaihingen  (Enz)  Stadt 
erhöht.  Näheres  in  unserem  Tarif- 
anzeiger. 

Karlsruhe,  4.  Januar  1919.  (35) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staats- 
eisenbahnen. 

3.  Personen-  und  tiüterverltehr 

Mit  dem  1.  Januar  1919  treten  im  Per. 
sonen-   und    Güterverkehr   der  Gera- 
.Meuselmtz-Wüitzer    Eisenbahn  Tarif- 
erhöhungen ein.    Die  Erhöhungen  sind 
von   der   Aufsic^its-behörde  genehmigt 
worden.    Nähere  Auskunft  erteilt  die 
unterzeichnete  Direktion. 
BerHix,  den  28.  Dezember  1918.  (28) 
Gera-Meuselwitz-Wuitzer  Eisenbahn 
Ailiengesellsohaft. 
Die  Direktion. 

Oschersleben-Schöninger-E. 

Mit  Wirkung  Vom  15.  d.  Mts.  werden 
im   Binnentarif   Erhöhungen  der  Per- 
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8or^'6iigield'6r  und  der  Frachtsätze  ein- 
gefülirt.    Nähere  Auskunft  erteilen  die 
beteiligten  Dienststellen. 
Braunschweiff,  7.  Januar  1919.  (33) 
Osohersleben-Schöninffer  Eisenbahii. 
Gesellßchaft. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badisch-Bayerischer  Expreßguttarif. 

Der  neue  Tarif  für  den  badisch-baye- 
rischen  Expreßgutverkehr  tritt  nicht, 


wie  bekanntgegeiben,  am  1.  Januar  1919, 
sondern  erst  am  1.  Februar  1919  in 
Kraft. 

Karlsruhe,  4.  Januar  1919.  (34) 
Gneneraldirektion  der  Badischen 
Staatseisenbahnen. 
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Entwicklungsgang  der  Umgrenzungalioie  für  Fahrzeuge  und  Ladungen  seit  50  Jabren. 


lü  der  im  Jahre  1865  in  Dresden  abgehaltenen 'Teohniker- 
versammlung  de«  Vereins  Deutscher  Eisienbahnverwaltungen 
wui'de  beschlossen,  „die  Minimal-Durchfahrts-Profile  und 
Maximal- Ladeprofile"  der  verschiedenen  Bahnen  zu  sammeln. 
.\uf  Grund  dieses  Beschlusses  wurden  von  45  Eisenbahnver- 
waltungen  die  Profilzeichnungen  eingesandt,  und  es  wurde 
hierauf  in  der  in  Würzbung  am  26.  April  1867  abgehaltenen 
Sitzung  der  damaligen  technischen  Kommission  von  der 
Eisenbahndirektion  Hannover  der  Antrag  gestellt,  mit  Hilfe 
des  vorliegenden  Materials  ein  „Maximal-Ladeprofü"  zu  ent- 
werfen, das  für  den  ganzen  Umfang  der  deutschen  Eisen, 
bahnen  zulä.ssig  sein  sollte. 

Dieser  Antrag  wurde  angenommen,  und  es  wurde  der  Ver- 
treter der  technischen  Zeitschrift  des  Vereins,  Oberingenieur 
Ueusinger  v.  Waldegg,  damit  betraut,  das  einheitliche  Maximai- 
Ladeprofil  zu  entwerfen. 

Die  vor  50  Jahren  gesammelten  Profüzeichnungen  der 
Bahnen  bildeten  demnach  die  Grundlage  für  <lie  Festlegung 
des  auf  den  Bahnen  des  Vereins  zu  gebrauchenden  Lade- 
maßes sowie  im  wesentlichen  Zusammenhang  mit  diesem  die 
für  den  Bau  maßgebenden  Umgrenzungslinieh  der  Fahrbe- 
I  riebsmittel. 

Die  Festlegung  dee  gemeinsamen  Lademaße«  bildete  aber 
auch  eine  der  wichtigsten  Vorbedingungen  für  das  im  Jahre 
1868  aufgestellte  Vereinswagenregulativ,  das  die  gegenseitige 
Wagenbenutzung  für  den  Bereich  des  Vereins  regelte. 

Vor  diesem  Zeitpunkte  beschränkte  sich  der  gegenseitige 
Wageiiaustausch  hauptsächlich  auf  .iene  unmittelbaren  Nach- 
barbahnen, die  dem  unverbindlichen  „Übereinkommen  über  den 
direkten  Güterverkehr"  beigetreten  waren. 


Bezüglich  der  Abmessungen  der  Wagen  und  der  Ladung 
galten  vor  der  einheitlichen  Regelung  der  Frage  der  Umgren- 
zungs'linie  folgende  Bestiimmungen :  ,jAuf  der  freien  Bahn 
und  den.ienigen  Gleiisen  der  Bahnhöfe,  auf  welchen  Züge  be- 
wegt werden,  ist  das  auf  beiliegender  Tafel  „A''  gezeichnete 
Noimalprofil  des  lichten  Eaumes  mindestens  inne  zu  halten", 
ferner  „Die  freie  lichte  Höhe  über  der  ganzen  Breite  eines 
.ieden  Bahngleises  soll  wenigstens  15'  9"  (4,8  m)  über  den 
Schienen  betragen." 

Daneben  wurden  die  Breitenabmessungen  der  Fahrzeuge 
folgendermaßen  bestimmt:  Die  Breite  der  Lokomotive,  Ten- 
der und  Wagen  durfte  an  keiner  Stelle  mehr  als  3,05  m,  die 
Breite  .iener  Personenwagen,  welche  an  den  Langseiten  keine 
aufschlagenden  Türen  besaßen,  zwischen  den  äußeren  Kasten- 
wänden nicht  mehr  als  2,9  m  betragen. 

iSchon  unmittelbar  nach  der  ersten  Festlegung  der  Abmes- 
sungen der  Fahrbetriebsmittel  und  nach  Aufstellung  der  ge- 
meinsamen Umgrenzungslinie  der  Ladung  zeigte  sich  das  Be- 
streben, die  festgesetzten  Maß>e  zu  vergrößern  und  das  Lade- 
profil zu  erweitern. 

So  wurde  in  der  Sitzung  der  technischen  Kommission  in 
Leipzig  am  25.  Februar  1870  der  mit  der  Überprüfung  der 
technischen  Vereinbarungen  betraute  Unterausschuß  darauf 
aufmerksam  gemacht,  daß  „bei  weiteren  Bemühungen  über 
eine  zulässige  Vergrößerung  der  .ietzt  festgesetzten  Breiten- 
maße der  Wagen  zuvor  die  Frage  gelöst  sein  müsse,  ob  eine 
Coupierung  der  BiUets  während  der  Fahrt  von  außen  sich 
empfiehlt  oder  nicht,  und  welche  Bedingungen  zutreffenden 
Falls  gestellt  werden  müßten." 

In  der  Sitzung  der  technischen  Kommission  in  Frankfurt 
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a.  M.  am  25.  April  1872  'wurde  ferner  der  Anti'ag  der  Ge- 
sohäftsfiihrenden  Direktion  verhandelt,  „das  ischon  entworfene 
N'onnal-Ladeprofil  einer  Revision  zu  unterwerfen.''. 

Auf  Grund  dieses  Antrages  wurden  in  der  in  Leipzig  am 
4.  April  1873  abgehaltenen  Sitzung  zwei  Normal-Ladeprofile 
festgestellt,  u.  zw.:  1.  jenes,  welches  für  alle  diejenigen 
Bahnen  Anwendung  finden  soll,  die  da-s  festgesetzte  freie 
Durchfahrtprofil  bereits  besitzen  (Lademaß  I) ;  2.  jenes, 
welches  für  alle  Vereinsbahnen,  mit  Berüok«ichtigung*der  vom 
freien  Durchfahrtsprofil  bestehenden  Abweichungen,  zulässig 
ist  (Lademaß  II). 

Das  erstgenannte  Normalladeprofil  hatte,  bei  einem  Ab- 
stände von  150  mm  vom  lichten  Durohfahrtprofil,  und  unter 
der  Voraussetzung,  daß  die  Entfernung  der  Gleise  von  Mitte 
zu  Mitte  3,5  m  beträgt,  die  größte  Breite  von  3200  mm  und  die 
größte  Höhe  von  4650  mm. 

Trotz  der  wiederholt  zum  Aiisdnick  gekommenen  Bestre- 
bungen, für  den  Übergang  der  Wagen  günstigwe  Verhält- 
nisse zu  schaffen,  mußte  mau  lange  Zeit  von  der  Fest- 
stellung einer  erweiterten  Umrißlinie  absehen,  da  die  Anzahl 
der  nur  mit  großen  Geldopfeni  zu  beseitigenden  baulichen 
Hindernisse  zu  groß  war. 

Die  Frage  der  Umgrenzungslime  beschäftigte  den  Verein 
erst  dann  wieder,  als  infolge  des  immer  mehr  zunehmenden 
internationalen  Verkehrs  die  Notwendigkeit  sich  ergab,  für 
die  Personen-  und  Güterwa.gen  eine  internationale  Umgren. 
zung'Slinie  zu  ermitteln. 

Auf  Grund  der  von  83  Verwaltungen  zur  Verfügung  ge- 
stellten Angaben  wurde  die.««  Umgrenzungslinie  in  der  in 
Hannover  am  8./9.  Dezemlier  1882  abgehaltrenen  Sitzung  der 
liamaligen  Kommission  für  ioohnische  und  Betriebsangelegen. 
heiten  festgesetzt. 

In  den  Sitzungen  des  technischen  Ausschusses  in  Frankfurt  a.  M. 
am  17./18.  Oktober  1888  und  in  Wien  a-m  22./23.  Mai  1889  wurde 
ein  Antrag  auf  Beseitigung  der  unteren  stufenförmigen  Ab- 
grenzung der  Iimgreuzungslinie  für  die  Fahi'betriebsmittel, 
sowie  ein  Antrag  auf  Feststellung  einer  erweiterten  Um- 
grenzungslinie für  Güterwagen  verhandelt. 

.\uf  den  erstereu  Antrag  wurde  ausgesprochen,  daß  die 
untere  Abschrägung  der  Umgrenzungslinie  mit  Eücksioht  auf 
den  Bau  der  Lokomotiven  und  Tender  wünschenswert  sei,  und 
daß  anzustreben  wäre,  die  Abschrägung  der»  Umgrenzung  des 
lichten  Raumies  über  den  Bahugleisen  nicht  nur  für  Neu- 
1  tauten,  sondern  auch  für  Umbauten  bindend  vorzuscbfeiben. 
Ks  wurde  ferner  beschlossen,  sich  über  den  Stand  der  Um- 
bauten durch  zeitweilig  sich  wiederholende  Umfragen  Gewiß- 
iieit  zu  verschaffen.  Es  bestanden  nämlich  damals  bei  4,08  % 
<ler  ganz'en  Betriebslänge  der  Vereinsba-hnen  noch  Hinder- 
nisse gegen  die  beantragte  Erweiterung. 

Die  untere  Abschrägung  der  Umgrenzungslinie  der  Fahr- 
betriebsmittel wurde  nach  der  fall  weisen  Beseitiguns  der  vor- 
handenen Hindernis&e  erst  17  Jahre  später  in  der  in  Cöln  am 
21./23.  Februar  1906  abgehaltenen  'Sitzung  des  technischen  Aus- 
.^^^husses  beschlossen. 

In  einer  Sitzung  in  Wien  wurde  im  Jahre  1889  als  größte 
Breite  der  Güterwagien  zwischen  den  Tritten  und  allen  über 
die  Seiten  wände  vorspringenden  Teilen  das  auch  heute  gültige 
Maß  von  3150  mm  bestimmt.  Dasselbe  Breitenmaß  wurde 
iiuch  zwiischen  den  äußeren  Seitenwandflächen  des  Kastens 
fü]-  diejenigen  Wagen  fiestges-etzt.  welche  keine  vorspringen- 
den Teile  besitzen. 

Die  bisher  aufgestellten  Bestimmungen  iiiier  die  Breiten- 
maße der  Fahrbetriebsmittel  und  Ladungen  galten  nur  für  die 
.geraden  Gleise  und  nahmen  keine  Rücksicht  auf  die  in  den 
schai-fen  Krümmungen  bei  größeren  Radständen  der  Wagen 
vorhandene  Verschiebung  der  Mitrelliuie  des  Wagenquer- 
-chnitts. 

Infolge  Antrages  der  k.  k.  priv.  österr.  ungarischen  8taats. 
i'isenbahn-Gesellsohaft.  Beziehungen  zwischen  der  (größten 
zulässigen  Wagenlänge  und  Wagenbreite  mit  Rücksicht  auf 
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das  Durchfahren  istarkgekrümmter  Bahnstrecken  aufzustellen, 
wurden  in  der  in  Nürnberjr  am  23.  Oktober  1889  abgehaltenen 
Sitzung  die  Voraussetzungen  festges'etzt,  auf  Grand  deren  die 
Berechnungen  angestellt  werden  sollten. 

Als  Voraussetzung  füi  die  Berechnting  galten  die  Halb- 
messer : 

180  250  :m  ni  „nd 

die  SpurerweiterunÄ  •■ 

30  20         •     15  mm. 

Auf  Grund  dieser  Berechnungen  und  unter  Voiaussetziing 
einer  Krümmung  mit  180  m  Halbmesser  wurden  in  Dresden  in 
der  Sitzung  des  technischen  Ausschusses  vom  27./28.  Februar 
die  mit  Rücksicht  auf  die  Krümmung-^en  in  Rechnung  zu 
ziehenden  Breiten einschränkungen  bestimmt.  Diese  Bestim- 
mungen wurden  von  der  am  29./31.  Mai  1890  nach  Berlin 
einberufenen  Techn^ikerversammlung  gutgeheißen. 

Es  wurden  später  die  Werte  der  Einschränkung  einer  Nach- 
piüfung  unterzogen ;  über  das  nach  zwei  verschiedenen  Rech- 
iiungsmethoden  ermittelte  Ergebnis  dieser  Nachprüfung 
wurde  in  der  in  Triest  am  26./27.  Oktober  1893  abgehaltenen 
Sitzung  des  technischen  Ausschusses  Bericht  erstattet. 

Bei  der  von  der  k.  k.  Generaldirektion  der  österreichischen 
Slaatsbahnen  angewendeten  Rechnungsart,  wnrde  vorausge- 
setzt, daß  der  Wagen  gegen  die  innere  Schiene  verschoben, 
und  nachher  um  den  Berührungspunkt  des  Hinterrades  ge- 
lii-eht  wird;  bei  dem  von  der  kgl.  Eisenbahn direktion  Berlin 
angewendeten  Verfahren  wurde  die  Stellung  des  Wagens  und 
der  Achsen  gleich  von  vornherein  in  Spießgangstellung  an- 
genommen, lind  zwar  bei  größter  Abnutzung  der  Spurkränze 
und  größter  Querverschiebung  der  Achsen  gegen  die  Wagen- 
längsmitte. 

Durch  die  m  den  Jahren  1KN2  und  1886  abgehaltenen  inter- 
nationalen Konferenzen  sind  diejenigen  Giimdsätze  festgelegt 
worden,  die  beim  Bau  der  Bahnen  und  der  Fahrzeuge  berück- 
Ni  cht  igt  werden  müssen,  damit  den  letzteren  der  Übergang  von 
■l  iueui  Netz  zum  anderen,  von  einem  Lande  zum  anderen  im 
internationalen  Verkehr  gewährleistet  werde. 

Nachdem  infolge  der  internationalen  Verkehrserleichte- 
rnngen  der  Verkehr  der  Vereinsbahnen  mit  dem  Vereinsaus- 
lande immer  reger  wurde,  beschloß  der  technische  Ausschuß 
m  Budapest  am  24./25.  September  1891.  die  Bestimmungen  der 
technischen  Vereinbarungen  über  die  Umgrenzungslinie  der 
Wagen  bezüglich  ihrer  Anwendung  beim  Übergang  der  Gütei- 
wagen  im  internationalen  Verkehr  einer  T'^berprüfung*  zu 
untier  ziehen. 

.  Weiter  wurden  m  der  im  Jahi-e  1907  in  Bern  abg-ehaltenen 
3.  internationalen  Konferenz  —  in  der  von  den  17  an  der 
technischen  Einheit  beteiligten  Staaten  10  vertreten  M-aren  — 
(i:e  Übergangsbedingungen  einer  Durchsicht  unterworfen  un<l 
l)eschlossen,  für  die  Eisenbahnfahrzeuge  eine  einheitliche  Be. 
grenzungslinie  zu  ermitteln  und  allgemeine  Bestimmungen 
über  die  Berücksichtigung  der  Krümmungen  der  Bahnlinien 
bei  den  Querschnittsmaßen  der  Fahrzeuge  und  Ladungen  von 
außergewöhnlicher  Länge  aufzustellen. 

Diese  Ai-beiten  wurden  von  der  internationalen  Kommission 
im  Jahre  1912  beendet.    Es  wurde  die  Um grenzungslinie  der 

miti^'y ^  bezeichneten,  sogenannten  „Trausitwagen"  bestimmt 

und  ausgesprochen,  daß  diese  Wagen  ohne  vorherige  Unter- 
suchung der  Querschuittanaße  von  einer  Bahn  auf  die  andere 
übergehen  können. 

Die  Breite  dieser  Umgrenzungslinie  wurde  im  geraden 
Gleise  mit  3100  mm  bestimmt;  es  wurden  auch  die  bei  den 
\-erschie denen  Radständen  in  Rechnung  zu  ziehenden  Bi-eiten- 
einschränkungeu  der  Fahrzeuge  und  Ladungen,  unter  der  An- 
nahme des  kleinsten  Krümmungshalbmessers  von  250  m  un<-i 
der  Spurerweiterung  von  30  mm  festgesetzt. 

Infolge  der  Abweichung  dieser  Annahmen  von  denen,  die 
für  die  Ei^dttlung  der  diesbezüglichen  Vereinsbestimmungen 
maßgebend  waren.  >^ind  die  für  den  internationalen  Verkehr 
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testgHjlegteD  W^rte  mit  denen  des  Vereins verkekrs  nicM  voll- 
iständiÄ  übereinstimmend.  Es  war  demnach  ein  Gebot  der 
Notwendigkeit,  die  zweierlei  Bestimmungen  miteinander 
möglichst  in  EinkLantg  zu  bringen. 

In  der  in  Blaukenburg  (Harz)  am  4:./6.  Juni  1913  abge- 
Lialtenen  Sitzung  des  technischen  Ausschusses  wurde  ein 
.solcher  Antrag  der  kgl.  Eisenbahndirektion  Berlin  zum  Be- 
.schlusse  erhoben. 

Diesel-  Beschluß  ist  jedoch  infolge  de*  Krieges  nur  teil- 
weise, und  zwar  nur  in  dem  Sinne  zur  Ausführung  gekommen, 
daß  die  neu  aufgestellten  iuternationalen  Bestimmungen  voi'- 
erst  in  das  Vereinswagenübereinkommen  eingearbeitet  wur- 
den. Damit  wurde  die  Grundlage  geschaffen,  den  gegenseitigeu 
\'erkehr  der  Lastwagen  betreffs  ihrer  Querschnittmaße  naeh 
^•ollständig  übereinstimmenden  Regeln  zu  ordnen. 

Nach  Eintritt  ruhigei^r  Verhältnisse  wird  seitens  des 
\'ei'eins  noch  die  Aufgabe  zu  erledigen  sein,  die  inter- 
nationalen Be.stimmungen  über  die  Begrenzungslinie  der  Last- 
wagen auch  in  die  in  den  technischen  Vereinbarung-en  fest- 
gelegten Bauvor^ichriften  der  Wag^n  einzufügen.  Wenn  die« 
ge.schehen  ist.  dürfte  in  dem  Entwicklungsgang  der  Begren- 
ziingslinie  der  Lastwagen  und  der  Ladung  wahr.scheiulich  ein 
längerer  Stillstand  eintreten,  bis  durch  eine  entsprechende 
I'-rweitenmg  der  T^mgrenzimg.slinie  des^  lichten  Baumes  eine 


neue  Möglichkeit  zur  etw^aigen  Iferneren  Erweiterunig  der 
Wagenumgrenzungslinie  geschaffen  wird. 

Nachdem  durch  die  3.  internationale  Konferenz  den  Eiseu- 
bahn  Verwaltungen  empfohlen  wurde,  die  Verminderungen  des 
Breitenmaßes  von  Wagen  und  Ladungen  größerer  Länge  durch 
Erweiterung  der  Umgrenzung  des  lichten  Raumes,  insbeson- 
dere längs  starker  Krümmungen,  sowie  durch  Veiigrößerung 
der  Gleisabstände  so  viel  wie  möglich  zu  beschränken,  scheint 
für  die  weitere  Entwicklung  der  Wagenumgrenzungsljnie  ein<! 
l)rauchbare  Grundlage  geschaffen  zu  sein,  um  so  mehr,  als 
auch  die  ^.Ermittlung  einer  internationalen  Transitpersonen- 
^vag■enumgrenzungslinie  in  Aussicht  genommen  wurde. 

Es  ist  zeitgemäß,  die  Betrachtungen  über  den  Entwicklungs- 
gang der  Wagenumgrenzungslinie  mit  den  Worten  des  stell- 
vertretenden Vorsitzenden  der  internationalen  Kommission 
im  Jahre  1912,  Herrn  Wirklichen  Geheimen  Oberbaurat  Peti  i 
zu  schließen,  der  aus  Anlaß  der  einstimmigen  Beschlüsse  der 
Vertreter  von  10  Staaten  den  Wunsch  ausdrückte :  es 
„möchte  auch  über  alle  sonstigen  Fragen  der 
internationalen  Beziehungen  d  e  r  V  ö  1  k  e  r  d  e  ts 
Kontinents  —  jetzt  und  allezeit  —  ein  ebenso 
guter  Stern  walten'". 

Dipl. -lug.  Edmund  Kelenyi.  Budapest. 


Zu  den  gegenwärtigen  Aufsi 

Hierüber  äußert  sieh  in  Nr.  98,  Jahrg.  1918  d.  Ztg.  Franz 
Woas-Wiesbaden,  wobei  er  wohl  überall  im  großen  und  ganzen 
Zustimmung  finden  dürfte.  Insbesondere  ist  ihm  dann  bei- 
zupflichten, daß  der  engere  Anschluß  Deutschösterreichs  an 
Deutschland  für  die  österi-eichische  Donau  von  Vorteil  sein 
dürfte.  Es  muß  aber  auch  offen  gesagt  werden,  daß  Öster- 
reich, welches  bisher  seine  Verkehrspolitik  in  aer  Hauptsache 
auf  den  Seehafen  Triest  eingestellt  hatte,  der  Donau  selbst 
leider  zu  wenig  Aufmerksamkeit  schenkte  und  insbesondere 
die  Sti-ecke  oberhalb  Wien  etwas  stiefmütterlich  behandelte. 
Darum  erscheint  es  auch  fraglich,  ob  Österreich  wirklich  auf 
Ungarns  Sonderwünsche  stets  so  große  Rücksicht  genommen 
hat,  denn  in  Ungarns  Interesse  hat  es  zweifellos  gelegen,  seine 
Erzeugnisse  möglichst  ungehindert  auf  dem  Douauwege  nach 
Deutschland  zu  verbringen.  Diesem  Bestreben  war  dasi 
Aschacher  Kachkt  oberhalb  Linz  im  Wege,  da  es  von  allen 
Schiffahrtshindernissen  der  Donau  die  geringste  Fahrwasser- 
tiefe aufweist.  Österreichs  Aufgabe  ist  es  aber  jetzt,  .seine 
Donausti^cke  so  rasch  und  so  gründlich  wie  möglich  auszu- 
bauen und  überall  eine  Miudestfahr wassertiefe  von  2  m  auch 
bei  Niedrigwasser  zu  g-ewährleisten.  Ohne  die  Durchführung 
dieser  Maßnahme  wären  die  Wii-kungen  der  deutschen  Kanal- 
pläne sehr  ungünstig  beeinflußt,  da  sonst  ein  vdi-tschaftlicher 
Schiff ahrtsbetrieb  mit  Fahrzeugen  von  1200  t  Tragfähigkeit 
ausgeschlosvsen  wäre. 

Unsere  Kanalpläne  stützen  sich  bekanntlich  nicht  nur  auf 
deu  Binnenverkehr,  sondern  vornehmlich  auf  die  Einfuhr 
von  Massengütern  aus  dem  Osten  und  auf  die  Ausfuhr  deut- 
scher Industrieerzeugnisse  nach  diesem,  also  auf  den  großen 
Durchgangsverkehr,  der  nach  Möglichkeit  erheblich  verbilligt 
werden  soll.  Gerade  darum  kann  es  uns  nicht  gleichgültig  'Sedn, 
in  welchem  Zustande  sich  die  ungarische  Donau  befindet,  da 
die  Beladimgsfähigkeit  der  diesem  Durchgangsverkehr  dienen- 
den Schiffe  stets  von  der  Fahrtiefe  abhängt,  welche  auch  nur 
eine  einzige  schlechte  Stelle  auf  der  gesamten  zu  durchfah- 
renden Strecke  aufweist.  Richtig  ist  ja,  daß  auch  die  deutsche 
Donauschiffahrt  sich  bisher  mit  den  gegebenen  Verhältnissen 
abgefunden  hat  bzw.  abfinden  mußte,  allein  ideal  war  und  ist 
dieser  Zustand  nicht. 

In  richtiger  Würdigung  des  Unistandes,  daß  sich  die  Wirt- 
schaftlichkeit der  Schiffahrt  mit  der  Verwendung  größerer 
l'ahrzeuge  hebt,  und  angeregt  durch  das  offenkundige  Be- 
slreben  der  Donauuferstaaten,  die  Fahrwa.sserverhältnisse  durch 
stete  Korrektionen  zu  verbessern,  ging  gerade  die  deutsche 
[Jonauschi f fahrt,  d.  i.  der  Bayerische  Lloyd,  dazu  über,  Schiffe 
von  1000  t  Tragfähigkeit,  die  vermöge  ihrer  Bauart  auch  bei 
geringerer  Taucliung  noch  eine  günstige  Ausnützung  des  Lade- 
raumes zulassen,  in  den  Dienst  zu  stellen.  Diese  Fahrzeuge 
laden  bei  einer  Eintauchung  von  1,50  m  618  t,  von  2  m  890  t, 
von  2,20  m  1000  t.  Die  Schiffahrt  muß  natürlich  verlangen,  daß 
stets  die  volle  Ausnützungsmöglichkeit  für  ihre  Fahrzeuge 
gegeben  ist.  Auf  dem  künftigen  Rhein-Donaukanale  wird 
dies  der  Fall  sein.   Es  ist  auch  zu  erwAxten,  daß  die  bayerische 


hten  der  Donau-Kanalpläne 

Donaustrecke  Regensburg — Passau  schon  vor  der  Inangriff 
nähme  des  Verbindungskanales  derart  verbessert  wird,  daß 
den  größten  Teil  des  Schiffahrtsjahr-es  hindurch  größtmögliche 
Ausnützung  des  Schiffsladerauraes  gewährleistet  sein  wird. 
Was  hilft  es  aber,  wenn  die  Anschlußstrecken  nicht  nur  in 
Österreich,  sondern  auch  in  Ungarn  schlechtere  Schiffahrts- 
bedingungen aufweisen?  Es  muß  also  die  Forderung  nach 
einer  ausreichenden  und  einheitlichen  Fahrwassertiefe  auf  der 
ganzen  Donau  mit  allem  Nachdruck  aufrecht  erhalten  und 
ihre  Durchführung  sichergestellt  werden. 

Soviel  bekannt  ist,  will  Ungarn  auch  dementsprechend  han- 
deln, ja,  es  hat  bLsher  schon  gezeigt,  daß  es  ihm  mit  Durch- 
führung dieses  Programms  ernst  ist,  da  dort  die  Donaustrecke 
Dev^ny-Gönyü  mit  einem  Aufwände  von  vielen  Millionen 
Kronen  so  verbessert  wurde,  daß  in  Bälde  auch  bei  Niedrig- 
wasser 2  III  Fahrwassertiefe  vorhanden  sind.  Neuerdings  ist 
dort  auch  der  Plan  in  Erwägung  gezogen  worden,  durch  Er- 
höhung der  Brücken  unterhalb  Budapest  und  durch  Vertiefung 
des  Fahrwassers  auf  mindestens  3  m  bei  Niedrigwasser  deu 
Verkehr  mit  kleinen  Seedampferu  und  mit  Schleppkähnen  bis 
zu  3000  t  Tragfähigkeit  bis  nach  Budapest  zu  ermöglichen  und 
Budapest  wie  Cöln  dem  uuniittelbaren  Seeverkehr  zu  er- 
schließen. Gelingt  dies,  dann  wird  Ungarn  im  eigensten  In- 
teresse gezwungen  sein,  der  Donau  oberhalb  Budapest  di<' 
größte  Sorgfalt  angedeihen  zu  lassen.  Es  gehen  also  die  Be- 
strebungen Ungarns  und  Bayerns,  durch  Verbesserung  des 
Donauweges  ihre  Wirtschaft  zu  he)>en,  Hand  in  Hand,  beidfi 
können  sich  die  Hände  aber  nur  dann  reichen,  wenn  Öster- 
reich sich  gleichfalls  zu  einer  auch  sein  eig-'enes  Wirtschafts- 
leben befruchtenden  Donaupolitik  aufrafft.  Die  Wirtschaft 
sämtlicher  Donauuferstaalen,  g'leichviel  wie  sie  he'ßen  oder 
heißen  werden,  ist  in  hohem  Grade  auf  die  Donauschiffahrt 
angewiesen.  Da  darf  man  sich  aber  nicht  mit  der  Tatsache 
begnügen,  daß  die  Donau  befahren  werden  kann,  es  kommt 
vielmehr  darauf  an,  wie  sie  befahren  werden  kann.  Gestattet 
ihr  Zustand  der  Schiffahrt  einen  ungehinderten  Verkehr  mit 
großen,  möglichst  ausgenützten  Schiffsgefäßen,  dann  kann  sie 
auch  durch  billige  Frachtsätze  die  Ein-  und  Ausfuhr  gewaltig 
fördern,  bietet  der  Donauweg  aber  viele  Schwierigkeiten,  und 
hindert  so  eine  ausgiebige  und  gleichmäßige  Beladung  der 
dem  großen  Durchgangsverkehre  dienenden  Fahrzeuge,  so 
kann  die  Schiffahrt  dem  allgemeinen  Verlangen  nach  Gewäh- 
rung niedriger  Frachtsätze  nicht  entsprechen.  Sollen  unsere 
Donaukanäle  den  erhofften  Nutzen  voll  und  aanz  bringen,  dann 
muß  die  Donau  au^  ihrem  gesamten  schiffbaren  Laufe  deu 
Kanälen  gleichwertig  sein. 

Darin  muß  man  Herrn  Woas  zustimmen,  daß  die  Donau  be- 
rufen ist,  im  Wirtschaftsleben  Europas  einen  hervorragenden 
Platz  einzunehmen.  Mögen  daher  alle  Donau uferstaaten  kräf- 
tig-st  dazu  beitragen,  den  Donauweg  zu  verbessern  und  die 
Donauschiffahrt  zu  unterstützen,  sie  werden  dadurch  ihre  hei- 
matliche Wirtschaft  am  besten  heben! 

Recbtsrat  Dittborn-Begensburg. 
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Zeitung  des  VereinB 
Deutscher  Eisenbahiiyerwaltunt^eii. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  über  die  Steiserunj?  der  Arbeiten  in  den  Eisenbahnwerk- 
stätten hat  der  pMußisch«  Eisenbahnmiiiister  folgeaden  Erlaß 
an  di«  Eisenhahndii-ektionen  gerichtet:  Aus  den  mir  vor- 
liegenden N  ach  Weisung  en  habe  ich  ersehen,  daß  die  Vermeh- 
rung der  Arbeiterschaft  in  den  Werkstätten  und  die  Einfüh- 
rung zweischichtigen  Betriebs  bis  zum  15.  d.  M.  wesent- 
lich© Fortschritte  gemacht  hat.  Hierin  darf  aber  in  Anbe- 
tracht der  großen  Aufgaben,  die  die  Werkstätten  noch  auf 
lange  Zeit  hinaus  zu  erfüllen  haben  werden,  ßowie  bei  der 
erheblichen  Arbeitslosigkeit  vorläufig  keinesfalls  ein  Still- 
stand einti^eten.  Die  Vermehrang  der  Werkstättenarbeiter,  die 
in  Aiibeitsstunden  umgerechnet  noch  nicht  den  Arbeitszeitaus- 
fall durch  die  Einführung  des  Achtstundentags  und  den  Weg- 
fall der  Sonntagsartoeit  deckt,  betrug  am  15.  d.  M.  gegenüber 
dem  1.  Novemb'er  d.  J.  rd.  22  %.  Bei  nicht  genügendem  Ange- 
bot von  Arbeitskräften  wird  zu  versuchen  sein,  Arbeiter  aus 
den  Bezirken  übergroßen  Angebots  heranzuziehen.  Abgesehen 
von  der  vorgeschriebenen  Inanspruchnahme  der  allgemeinen 
Arbeitsnachweise  sind  die  Werkstätten  mit  nicht  genügen- 
dem Arbeiterang>ebot  den  Nachbardirektionen  mitzuteilen^  um 
gegebenenfalls  Arbeiter  darauf  aufmerksam  machen  zu  kön- 
nen. Bei  unmittelbarer  Einstellung  von  Arbeitern  ohne  Ver. 
mittlung  der  Arbeitsnachweisestellen  sind  sie  den  letzteren 
zwecks  Kürzung  der  angemeldeten  Bedarfszahlen  mitzuteilen. 

Die  möglichst!  baldige  Einführung  der  zweiten  Arbeits- 
sohicht  möglichst  in  allen  Werkstätten  —  .iedenfalls  alber  in 
den  neueren  mit  kostspieligen  Gebäuden  und  Einrichtungen, 
und  üb'Srall  da,  wo  die  Wohnungsfrage  keine  unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten  bietet  — ,  ist  anzustreben ;  selbstver- 
ständlich ist  sie  erst  dann  einzuführen,  wenn  die  Arbeiter- 
zahl soweit  gestiegen  ist,  daß  sie  in  einer  Schicht  mit  Vorteil 
nicht  mehr"  untergebracht  werden  kann.  Ich  wiederhole,  daß 
-Arbeitsmangel  bei  der  heutigen  Lage  auch  bei  Wagenwerk- 
stätten  als  Grund  für  Beibehaltung  einschichtigen  Betriebs 
nicht  angeführt  werden  kann.  Bei  vorübergehend  unge- 
nügendem Zulauf  von  Güterwagen  findet  sich  nichts  dagegen 
zu  erinnern,  wenn  wieder  größere  lustandsetzurLgen  an  Güter- 
und Personenwagen  in  ■  Angriff  genommen  werden.  Gegen 
die  allgemeine  Einführung  einer  dritten  (Nacht-)  Schicht 
sprechen  manche  Gründe.  iSie  wird  daher  in  der  Eegel  nur 
in  Teilbetrieben  (Drehereien  u.  a.)  einzuführen  sein,  die  mit 
dem  Fortgang  der  Arbeiten  in  den  anderen  Werkstättenabtei- 
lungen nicht  Schritt  halten  und  durch  die  Übertragung  von 
EinzelaAeiten  an  private  Werke  nicht  ausreichend  entlastet 
werden  können.  Bieten  sich  mehr  Arbeiter  an,  als  zur  Auf- 
füllung der  beiden  Tagesschichten  nötig  sind,  so  sind  sie 
unter  Beachtung  der  Vorschriften  über  die  Arbeitsvermitt- 
lung möglichst  zu  veranlassen,  Arbeit  in  Werkstätten  mit  ge- 
ringerem Arbeiterangebot  auch  anderer  Eisenbahndirek- 
tionsl>ezirke  —  anzunehmen. 

Hinsichtlich  der  Übertragung  von  Eiuzelarbeiten  der  Werk- 
stätten an  Privatwerke  wird  folgendes  bemerkt:  Werke  in  nicht 
zu  großer  Entfernung  von  den  Werkstätten  sind  zu  bevor- 
zugen, damit  die  Befördeningswege  klein  werden  und  ein 
enges  Zusammenarbeiten  zwischen  Werkstätten  und  Werken 
möglich  ist.  Unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  durch  di'ese  Ar- 
beitsaufträge außer  zur  Betriebssteigerung  in  der  Fahrzeug- 
ausbesserung besonders  auch  zur  Milderung  der  Arbeitsnot 
beigetrasren  werden  soll,  sind  Fahrzeugbau  an  stalten,  die 
große  Aufträge  auf  neue  Fahrzeuge  erhalten  haben,  zu  sol- 
chen Einzelarbeiten  möglichst  nicht  heranzuziehen ;  auch  sind 
bei  Vergebung  von  Einzelteilen,  soweit  sie  früher  schon  von 
Privaten  bezogen  wurden,  nicht  nur  die  bisherig-en  Lieferer, 
sondern  überhaupt  geeignete  notleidende  Betriebe '  zu  berück- 
sichtigen. 

—  Frauenbeschäftiffung    im    Spät,    und    Nachtdienst.  Der 

preußische  Eisenbahnminister  weist  die  Eisenbahn dii-ektionen 
mit  Erlaß  vom  22.  Dezember  v.  J.  darauf  hin,  daß  nach  Zif- 
fer V  der  Anordnung  über  die  Regelung  der  Arbeitszeit  ge- 
vrerblicher  Arbeiter  vom  23.  November  1918  (R.-jG.-BI.  S.  1334) 
die  Beschäftigung  von  Frauen  über  16  .Jahre  in  zwei-  c;':'!- 
mehrschichtigen  Betrieben  —  abweichend' von  den  Vorschrif- 
ten der  G^ewerbeordnung  —  bis  10  Uhr  abends  ausgedehnt 
werden  darf,  wenn  den  Frauen  nach  Beendigung  der  Arbeits- 
zeit eine  ununterbrochene  Ruhepause  von  mindestens  16  Stun- 
den gewährt,  wird.  Hiernaeh  ist  die  Verwendung  von  Fraueji 
in  den  sich  nach  Ziffer  1  des  Erlasses  vom  18.  November  1918 
i}^  -  4^:  1*6-  "46)  über  10  Uhi-  abends  hinaus  erstreckenden 
Spätschichten  der  Haupt-  und  Neben werksätten  nicht  mehr 
»ngängig     Die  Frauen  sind  also  aus  diesen  Spätschiohten 


zurückzuziehen  und  nur  noch  in  den  Frühschichten  zu  ver- 
wenden. Soweit  sich  hierzu  keine  Gelegenheit  bietet,  und 
soweit  sie  auch  in  anderen  Zweigen  des  Eisenbahndienstes 
wegen  des  ausreichenden  Angebots  männlicher  Arbeitskräfte 
nicht  untergebracht  werden  können,  soll  ihnen  das  Arbeits- 
verhältnis nach  dem  Erlasse  vom  25.  November  1918  (IV.  46. 
146.  755)  unter  schonender  Berücksichtigung  ihrer  persön- 
lichen Verhältnisse  und  unter  Hinweis  auf  die  allgemein 
gültigen  Bestimmungen  über  die  Beschränkung  der  Verwen- 
dung von  Frauen  gekündigt  werden. 

Die  beschränkte  Verwendung  von  Frauen  im  Nachtdienst 
(Fahrkartenausgabe-,  Güterabfertigungs-  und  Telegraphen- 
dienst sowie  bei  D-Zügen)  und  im  Spätdienst  über  10  Uhr 
abends  hinaus  (Ziffer  65/66  D.  D.  V.)  wird  hiermit  nicht  be- 
rührt. 

—  Über  die  neuen  Tariferhöhungen  im  Eisenbahnverkehr 

werden  jetzt,  nachdem  die  Verhandlungen  mit  den  übrigen 
Bundesregieningen  stattgefunden  haben,  von  der  Hauptstädt. 
Korrespond.  genauere  Angaben  gemacht.  Danach  werden  die 
Erhöhungen  noch  größer  sein,  als  bisher  geplant.  Im  Per- 
sonenverkehr wird  die  Verteuerung  in  der  4.  Klasse  25,  in 
der  3.  Klasse  30,  in  der  2.  Klasse  40  und  in  der  ersten  Klasse 
100  %  betragen.  Bis  anif  den  internationalen  Reiseverkehr 
wird  die  erste  Klasse  im  allgemeinen  beseitigt  und  die  Durch- 
führung eines  Zweiklassens.ystems  (eine  Polster,  und  eine 
Holzklasse)  angestrebt  werden,  doch  wird  die  Verwirklichung 
dieses  Planes  a,us  technischen  und  finanziellen  Gründen  noch 
nicht  söbald  möglich  sein.  Aus  sozialpolitischen  Gründen  be- 
absichtigt die  Preußische  Eisenbahnverwaltung,  die  Arbeiter-, . 
Schüler-  und  Zeitkarten,  wie  auch  den  Berliner  und  Ham- 
burger Vorortverkehr  von  den  Erhöhungen  freizuhalten,  und 
zwar  zur  Schonung  des  Berufsverkehrs  und  zur  Förderung 
der  weiträumigen  Siedlung.  Gleichzeitig  mit  der  Erhöhung 
der  Personentarife  wird  die  Beseitig'ung  der  Ergänzungs- 
gebühr im  iSchnellzugsverkehr  vorbereitet  unter  Neuregelung 
der  Sohnellzugszonenzuschläge.  Statt  bishör  4,  werden  3  Zonen 
gebildet,  und  zwar  1—75  km,  76—150  km  und  über 
150  km.  Die  Zuschläge  betragen  füi'  die  erste  Zone  3  Kl.  1,— . 
1./2.  Kl.  2,—,  zweite  Zone  3.  Kl.  2,—,  1./2.  Kl.  4,—,  dritte  Zone 
3.  Kl.  3,—  und  1./2.  Kl.  6, —  M.  Im  Gepäck  verkehr  wird  die 
jetzt  loestehende  Verdoppelung  der  tarifmäßigen  Sätze  fort- 
fallen, also  eine  Ermäßigung  um  50  %  gegenüber  den  jetzigen 
Sätzen  eintreten,  im  Güter,  und  Tierverkehr  ist  zu  den  bisheri- 
gen Sätzen  ein  allgemeiner  Zuschlag  von  60  %  vorgeschlagen 
worden,  so  daß  die  Erhöhung  gegenüber  den  Preisen  vor  dem 
Kriege  75  %  betragen  wird.  Die  Durchführung  der  Tarif, 
erhöhung,  zu  der  die  deutschen  Bundesregierungen  ihre  Zu- 
stimmung im  allgemeinen  bereits  ausgedrückt  haben,  ist  zum 
1.  April  in  Aussicht  genommen  worden.  Die  preußische  Re- 
gierung hat  den  Minister  ermächtigt,  die  Erhöhung  ,in 
Preußen  durchzuführen,  jedoch  vorbehaltlich  der  Zustimmung 
der  kommenden  Nationalversammlung. 

—  Reisegepäckversicherung.  Angesichts  des  außerordent- 
lichen Anwachsens  der  Schadenersatzansprüche  wegen  Ver- 
lustes oder  Beschädigung  versicherten  Reisegepäcks  hat  sich 
die  Europäische  Güter,  und  Reisegepäckversicherungs-A.-G. 
genötigt  gesehen,  die  Versicherungsgebühren  auf  das  Drei- 
fache des  bisherigen  Betrages  zu  erhöhen,  so  daß  beispiels- 
weise für  je  1000  Ji  VersicheiTingssummie  bei  einer  Befördfe- 
rungsstrecke  von  1  bis  150  Tarifkilometer  statt  bisher  0,50  Jl 
künftig  1,50  Jl  zu  erheben  sind.  Die  Erhöhung  tritt  in  diesen 
Tagen  in  Kraft. 

—  Der  Eisenbahnverkehr  nach    der  Schweiz   über  Basel. 

Nach  der  „Frankf.  Ztg."  haben  die  Verhandlungen  zwischeu 
der  Generaldirektion  der  Badischen  Eisenbahnen  und  der 
Direktion  der  Schweizerischen  Bundesbahnen  über  die  Wie- 
dereröffnung des  Eisenbahnverkehrs  von  Deutschland  nach 
der  Schweiz  zu  einer  grundsätzlichen  Verständigung  geführt. 
Es  wird  in  nächster  Zukunft  möglich  sein,  die  seither  nui' 
bis  Leopoldshöhe  verkehrenden  Schnellzüge  bis  nach  Basel 
zum  Badischen  Bahnhof  durchzuführen. 

—  iKvaftwagen  aus  Heeresbeständen  für  die  rheinisclie 
Industrie.  In  Essen  wurde,  wie  der  ,,B.  B.  Ztg."  von  dort 
gedrahtet  wird,  mit  zunächst  einer  Million  Kapital  die  Kraft- 
wagen verkehrs-Aktiengesellschaft  gegründet.  Das  Unter- 
uehiuen  erwirbt  von  der  Heei-esverwaltung  6000  Kraftwagen, 
die  dem  Stückgutverkehr  im  Industriegebiet  zur  Verfügunt; 
gestellt  werden  sollen. 

—  Luftpost  Berlin-Leipzig.    Die  Haudelskammer  Leipzig 
hat  bei  den  maßgebenden  Stelleu  die  Einrichtung  eines  Luft 

ostverkehrs  zwischen  Berlin  und  Leipzig  in  Anlehnung  an 
ie  zwischen  Berlin  und  Frankfurt  a.  M.  eingeführte  Luftpost - 
Verbindung  (s.  Nr.  91  S  942.  Jahrg.  191S  d   Ztg.)  beantragt. 
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Si©  vertritt  den  Standpunkt,  daß  <es  in  Kücksiclit  auf  den 
immer  mehr  zurückgehenden  Zugverkehr  eiae  volkswirt- 
schaftliche Notwendigkeit  sei,  die  überflüssig  gewordenen 
Flugzeuge  in  den  Dienst  des  allgemeinen  Verkehrs  zu  stellen, 

—  Bund  technischer  Berufsstände.    Am  16.  November  1918 
hat  der  Bund  technischer  Berufsstände  der  am  5.  November 
d.  J.  unter  dem  Namen  „Staatsbürgerliche  Ingenieurverein- 
gung''  ins  Leben  gerufen  worden  war,  seine  erste  öffentliche 
Versammlung  unter  großer  Beteiligung  veranstaltet.  Ober- 
ingenieur Hendrichs  schilderte  in  kurzen  Worten  die  Auf- 
gaben und  Ziele  des  Bundes.   Der  Bund  will  die  staatsbürger- 
lich© Ausbilduns  und  Erziehung  von  Technikern  unterstützen, 
erstrebt  die  Aufklärung  weiter  Volkskreise  über  die  Bedeu- 
tung der  technischen  Arbeit  für  das  Leben  des  Volkes  und 
die  Erhaltung  der  Kultur  sowie  die  Notwendigkeit,  technisch« 
Fragen  nur  durch  Techniker  entscheiden  zu  lassen  und  ver- 
langt die  unverzügliche  Einberufung  der  Nationalversamm- 
lung.   Zur  Verwirklichung  der  Aufgaben  wurde  ein  Arbeit«- 
ausschuß  -ins  Leben  gerufen.    Eine  Vortragsreihe  zur  staats- 
bürgerlichen Ausbildung  von  Technikern  wird  in  der  Staats- 
bürgerschule in  Berlin  regelmäßig  veranstaltet.    Am  23.  No- 
vember 1918  fand  im  Rheingold  zu  Berlin  eine  stark  be- 
suchte öffentliche  Versammlung  st^tt,  an  der  auch  Damen 
teilnahmen.    Der  Aüsschußvorsitzende,  Herr  Ingenieur  Sieg- 
fried Hartmann,  Mannheim,  legte  die  bislang  obwaltenden 
Mißstände  klar  und  empfahl  zur  Vermeidung  weiterer  den 
Zusammenschluß     aller    technischen    Beruf  »stände.  Herr 
Ingenieur  Genest  legte  die  Grundzüge  des  Zusammenschlusses 
dar  und  regte  die  Bildung  von  Ortsgnippen  und  Zweigver- 
eiuen  an.    Der  Bund  sieht  es  als  seine  Aufgabe  an,  auf  dem 
Boden  der  freien  demokratischen  Staatsverfassung  Einfluß 
und  Mitarbeit  der  technischen  Berufe  bei  Regierung,  Parlament 
und  Wirtschaftsleben  zu  fördern  und  beabsichtigt  sein  Ziel 
zu  erreichen,  ohne  in  Wettbewerb  mit  den  bisherigen  fach- 
wissenschaftlich, paritätisch  oder  gewerblich  organisierten 
Verbänden  zu  treten.   Am  4.  Dezember  1918  fand  ein  weiterer 
Vortragsabend  in  der  Technischen  Hochschule  statt,  bei  dessen 
Geleorenheit  Herr  Ingenieur  Schomsteiu  über- die  Bedeutung 
der  Heranziehung  von  Ingenieui-en  in  die  Friedensabordnung 
sprach. 

—  Ministerialdirektor  Dr.  Leese.  Der  Wirkliche  Geheime 
Oberregierangsrat  und  Dirigent  im  Reichsamt  für  die  Ver- 
waltung der  Reichsei&enbahnen  Dr.  .iur.  Leese  ist  zum 
Ministerialdirektor  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
ernannt  worden.  Dr.  jur.  Ernst  Leese  ist  am  29.  Oktober  1858 
in  Stettin  geboi'eu.  Er  bestand  am  28.  Februar  1885  die  große 
juristische  Staatsprüfung  und  war  zuei«t  als  Gerichts- 
as.s^ssor,  dann  als  Rechtsanwalt  beim  Amtsgericht  GoUnow 
tätig.  Zur  nreußischen  Staatsbahnverwaltung  trat  er  am 
1.  März  1888  über.  Nach  Ablauf  seiner  Probezeit  wurde  er 
dauernd  übernommen  und  am  14.  Juni  1889  zum  Regierungs- 
assessor ernannt.  Am  1.  Oktober  1891  wurde  L.  Hilfsarbeiter 
im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  aber  schon  am 
l.  Januar  1893  der  Kaiserlichen  Generaldirektion  in  Straß- 
burg überwiesen.  Am  23.  November  1893  wurde  er  zum 
Kaiserlichen  Regierungsrai,  am  23.  September  1904  zum 
Jberregierungsrat  ernannt.  Am  10.  Januar  1909  wurde  L. 
ms  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  als  Referent  be- 
raten und  am  26.  März  1910  zum  Geheimen  Regierungsrat  und 
Vortragenden  Rat  ernannt.  Im  Mai  1912  trat  er  dann  wieder 
Ji  den  Reichsdienst  über,  wurde  Dirigent  im  Reichsamt  für 
he  Verwaltung  der  Reichseisenbahnen  und  stellvertretender 
°*vollmächtigter  zum  Bundesrat.  Am  18.  Juli  1916  wurde  L. 
Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat  mit  dem  Rano-  eines 
Rates  I.  Klasse.  Nunmehr  ist  L.  wieder  in  den  preußischen 
Staatsdienst  zurückgetreten  und  hat  im  Ministerium  der 
)tt entliehen  Arbeiten  die  Leitung  der  Verwaltungsabteüung 
iwrnommeu. 

Pi-eußisch-hessischen 

jtaatsbahn Verwaltung  sind  folgende  Änderungen  eingetreten: 
Jer  Geheime  Regierungsrat  Warsitz  bei  der  Eisenbahn- 
iiiektiou  in  Elberfeld  ist  zum  Oberregierungsrat  ernannt  — 
is  sind  verliehen  planmäßige  Stellen:  für  Mitglieder  der 
i-isenbahndirektionen  den  Regierungisräten  Dr.  Barkhau- 
.eu  in  Braunschweig  und  Hellwig  in  Altona  sowie  den 
iegierungs-  und  Bauräten  Hampke  in  Altona,  Sauer- 
Qilch  in  Hannover  und  Masur  in  Cassel;  für  Vorstände 
ler  Eisenbahnbetriebsämter  den  Regieningsbaumeistem  des 
!-i!*enl>ahnbaufachs  Ler  oh  in  Thorn,  Meilicke  in  Eres- 
au,  Adolf  Iran  cke  in  Salzungen,  Heinrich  Tecklen- 
burg m  Gei^  (Reuß),  Pfeiffer  in  Deutsch»E.ylau  und 
ritzen  m  Dusiseldorf;  für  Regierungsbaumeister  den  Be- 
.lerungsbaumeistei-n  des  ,Eisenbahnbaufachs  Jonas  in 
!*scn  Brotz  m  Stolberg  (Harz),  Abrahams  in  Siegen 
m    -Vlarstellei-    m     Berlin  sowie  den  Reffierunj^sbau- 


meistern  des  Ma«chinenbauf achs  Reinhardt  in  Berlin  und 
Wahrendorf  in  Hannover.  —  Die  seitherigen  Gerichts- 
a&sessoren  Dr.  Hans  Engel  in  Berlin  und  L  a  g  a  t  z  in  CöLa 
sind  (ersterer  unter  Überweisung  zum  Eisenbahn-Zentralamt) 
zur  Staatsbahnverwaltung  dauernd  übernommen  und  zu  Re- 
gierungsassessoren ernannt.  ~  Der  Regierungsbaumeister  des 
Maßchinenbaufachs  Wilü  Klinke  ist  bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Magdeburg  zur  Beschäftigung  im  Staatseisen- 
bahndienste einberufen.  —  Ernannt  siad:  zum  Eisenbahnver- 
kehrsinspektor der  Eisenbahnbetriebskontrolleur,  Eisenbahn- 
direktor Peter  Dieckmann,  früher  in  Altona,  unter  Ver- 
setzung nach  Stettin  und  Übertragung-  der  Stellung  des  Vor- 
standes des  Eisenbahnverkehrsamtes  2  daselbst  sowie  zum 
Regierungsbaumeister  der  Regierungsbauführer  des  Maschi- 
nenbaufachs Max  Maeroker  in  Berlin.  — .Der  Regierungs- 
rat Hientizsch,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Han- 
nover, ist  infolge  Ernennung  zum  Geheimen  Finanzrat  und 
vortragenden  Rat  im  Finanzministerium  aus  dem  Staatseisen. 
bahndienste  ausgeschieden.  —  Der  Geheime  Baurat  Mein- 
hard t ,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Danzig,  ist  ge- 
storben. 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  sind 
am  1.  Januar  d.  J.  versetzt  worden:  Die  Bauräte 
Dr.-Ing.  Müller  vom  Brücken-  und  Oberbaubureau  als  Vor- 
stand zum  Neubauamt  Aue,  Schütze  von  Bauamt  Chemnitz  1 
als  Vorstand  zum  Neubauamt  Olbernhau,  Seidel  vom  Neu- 
bauamt Niederwiesa  als  Vorstand  zum  Neubauamt  Schandau, 
die  Bauamtmänner  E  r  1  e  r  vom  Bauamt  Leipzig  I  als  Vor- 
stand zum  Neubauamt  Bautzen,  Voigt  vom  Bauamt  Riesa 
zum  Neubauamt  Altenburg,  Dr.-Ing.  Wesser  vom  Hochbau 
bui-eau  zum  Neubauamt  Glauchau,  die  Regierungsbaumeister 
König  vom  Neubauamt  Glauchau  zum  Neubauamt  Meißen. 
Dr.-Ing.  Sperhacke  vom  Bauamt  Glauchau  zum  Neubau- 
amt Glauchau.  —  Ernannt  wurden :  Baurat  K  ä  u  f  1  e  r  zum 
Vorstand  des  Neubauamtes  Altenburtg  und  Bauamtmann 
Wünsche  zum  Vorstand  des  Neubauamtes  Meißen. 


Deutschösterreich. 

—  Eri-ichtuug  eines  Wasserkraft-  und  Elekti-izitätswirt- 
schaftsamtes.  Der  Staatsrat  hat  die  Errichtung  eines  dem 
Staatsrate  unmittelbar  unterstellen  Wasserkraft-  und  Elek- 
trizitätswirtschaftsamts (W.  E.  W.  A.)  beschlossen,  das  den  be- 
teiligten staatlichen  Ämtern  ,,in  allen  legislatorischen,  organi- 
satorischen, technischen,  administrativen  und  fiaanziellen  Au- 
gelegenheiten  des  Ausbaues  und  der  Verwertung  der  Wasser- 
kräfte Deutschösterreichs  sowie  der  Erzeugung,  Vert'eilung  un<l 
Nutzbarmachung  der  elektrischen  Kraft"  allgemeine,  die  eiu- 
heitliche  Behandlung  dieser  Fragen  isichersteillende  Richt- 
linien weisen  und  dei-en  Einhaltung  überwachen  soll.  Inslbe- 
sonder©  wird  es  Aufgabe  des  Wasserkraft-  und  Elektrizitäts- 
wirtschaftsamtes sein,  die  Finanzierung  des  Ausbaues  von 
Wasserkräften  und  Femleitungen  in  die  Wege  zu  leiten.  Das 
Wasserkraft-  und  Elektrizitätswirtsohaftsamt  besteht  aus 
einem  Direktorium,  einer  beratenden  Kommission  und  einer 
Kanzlei.  Das  Direktorium,  das  dem  Staatsrate  unmittelbar 
verantwortlich  ist,  setzt  sich  aus  dem  „Vortragenden  Staats- 
rate" aks  Vorsitzenden  und  den  Leitern  der  beteiligten  Staats- 
ämter  sowie  Vertretern  der  Länder,  der  Industrie  und  der 
Landwirtschaft  als  Mitgliedern  zusammen.  Zum  „Vortra^gen- 
den  Staatsrate''  wurde  Staatsrat  Dr.  Wilhelm.  Ellenbogen  er- 
nannt. In  dem  Wirkungskreis  des  Staatsamtes  für  öffentliche 
Arbeiten  in  Angeleigenheiten  der  Wasserwirtschaft  und  des 
Llektrizitätswesens  tritt  im  übrigen  keine  Änderung  ein. 

—  Übernahme  der  besetzten  Südbahulinien  in  den  Betrieb 
der  Italienischen  Staatsbahnen.  Der  „Militärischen  Korre- 
spondenz" zufolge  sind  auf  Verfügning  des  italienischen  Gou- 
vernements Triest  die  im  besetzten  Gebiete  liegenden  Strecken 
der  Sudbahn  am  4.  Dezember  1918  der  neuerrichteten  italie- 
nischen Staatsbahndixektion  in  Triest  unterstellt  und  somit 
den  italienischen  Staatsbahn  eu  angegliedert  worden. 

—  Eine  deutsche  Bahnverbindung  mit  Deutschböhmen.  In 

den  Zeitungen  wird  für  die  Herstellung-  einer  durch  den 
deutsohosterreichischen  Staat  zu  betreibenden  Bahnverbinduno- 
zwischen  Deutschböhmen  und  dem  übrigen  Deutschösterreich 
Stimmung  g-emacht.  Hierdurch  soll  den  Bestrebungen  des 
tsc^necho-slowakischen  Staates,  aUe  Linien  der  nach  Böhmen 
luürenden  Bahnen  ,ganz  in  die  Hand  zu  bekommen,  beo-eonet 
werden.  Über  den  Vorschlag  wird  von  deutschösterreioMsoher 
Seite  f  olgendes  ]>erichtet:  „Durch  Ausbau  der  kurzen  Linien 
Aigen-Schlagl-Oberplan  (10  km)  und  Winterberg-Schütten- 
hoten  (23  km)  einerseits,  von  Kaplitz-Krummau  (13  km)  ander- 
■seits,  durclr  Verstärkung  des  Oberbaues,  Vergrößerun»-  der 
fetationen,  Umbau  schmalspuriger  Teilstrecken  usw  könnte 
^-jut)  w^eÄthohuiischt^  Randbahn  geschaffen  werden   welche  st> 
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wohl  Über  Linz,  als  auch  über  St.  Valentin  (Niederösterreich) 
eine  neue  Verbindung  mit  Deutschböhmen  darstellen  würde. 
Die  größtenteils  bei-eits  vorhandene  Bahnlinie  würde  also  von 
Linz"  über  Aiffen»Schlägl-Oberplan-Wallern-Winteriberg-Schüt- 
lenhofen-Klattau-Taus-Haid  nach  ßchweissing^Tschernoschin 
fühi-'en  und  in  letzterer  Station  an  die  deutschböhmische  Haupt- 
linie nach  Eger  anschließen.  (Die  Entfernung  Schweissing^ 
Tisohernoschin-Eger  beträgt  64  km.)  Die  besprochene  Bahn- 
\'erbindung  führt  zum  größten  Teile  über  i-ein  deutsches  G<6. 
bie*,  die  berührten  tschechischen  Orte  tsind  von  keiner  be- 
sonderen Bedeutung.  Durch  Staatsvertrag  mit  der  tschecho- 
slowakischen Eepublik  müßte  die  Sicherung  der  neuen  Bahn- 
verbindung in  den  durchzogenen  tschechischen  Gegenden  fest- 
gelegt werden,  insbesondere,  was  die  Verwendung  deutschen 
Bahn-,  Zoll-  und  Sicherheitspersonals  auf  der  neuen  Strecke 
Winterberg-Sohüttenhofen,  sowie  auf  der  Teillinie  Schütten- 
hofen-Klattau-Taus  anbelangt.  Allerdings  bedeutet  die  neue 
Bahn  gegenüber  der  Linie  Gmünd-Eger  einen  ziemlich'^  Um- 
weg; zudem  sind  auch  Geländeschwierigkeiten  zu  überwin- 
den. Obwohl  die  neuen  Verbindungen  in  erster  Eeihe  für 
den'  Güterverkehr  gedacht  sind,  dürfte  es  trotzdem  mit  der 
Zeit  gelingen,  die  Strecke  Linz-Marienbad  (374  km)  der  neuen 
Linie  beispielsweise  in  weniger  als  6  Stunden  zurückzulegen. 
Könnte  man  zugleich  auch  die  Bayern  veranlassen,  die  kurzen 
Teilstrecken  in  der  Nähe  Passaus,  nämlich  Freyung-Grafenau 
(8  km)  und  Hautzenberg-Waldmühle  (10  km)  auszubauen-,  so 
wären  dadurch  die  Bahnverbindungen  Deutsohböhmens  mit 
Bayern  —  und  indirekt  wieder  mit  Deutschösterreich  —  be- 
deutend verbessert.  (Deutschböhmen  und  Bayern  hätten  dann 
nicht  weniger  als  sieben  Schienenverbindungen.)  Durch  kluge 
Tarifpolitik  könnten  die  angeregten  Bahnverbindungen  sich 
»ehr  erträgnisreich  gestalten. 

—  Lokomotivindustrie  und  Wageui'abrikeu.  Die  Lieferun- 
gen der  österreichischen  Lokomotivindustrie  betragen  im 
Jahre  1918  463  Lokomotiven  und  130  Tender  (i.  Vorj.  398  Lo- 
komotiven und  226  Tender).  Auslandlieferungen  sind  nicht 
zu  verzeichnen.  Außerdem  waren  die  Fabriken  durch  Über- 
nahme zahli-eicher  Lokomotivausbesserungen  sehr  in  An- 
spruch genommen.  DLe  österreichischen  Wagenfabriken 
waren  infolge  'der  durch  den  Krieg  verursachten  schwierigen 
Verhältnisse  in  der  Beschaffung  von  Materialien  und  Be- 
triebsstoffen nicht  in  der  Lage,  ihi'e  Lieferungen  so  zu  be- 
wirken, wie  vorgesehen  war,  so  daß  im  Jahre  1918  nur  rund 
9O0O  Wagen  geliefert  werd^en  konnten  (i.  Vorj.  rund  14  OOO 
Wagen).  Die  Finanzlage  der  Lokomotivfabrikcu  hat  «ich  sehr 
verschlechtert.  Der  letzte  Geschäftsabschluß  der  Lokomotiv- 
fabrik vormals  G.  Sigl  in  Wiener  Neustadt  schließt  mit  einem 
Verluste  von  324  831  K.  ab.  Das  Ergebnis  wird  begründet 
durch  die  außerordentlich  ungünstigen  Lohn  Verhältnisse, 
durch  die  Betiiebsstillstände  infolge  der  Unterbrechung  der 
Kohlenversorgung  sowie  durch  die  Kosten  und  Verluste,  die 
<las  Unternehmen  auf  dem  Gebiete  der  Ernährungsfürsorge 
für  die  Angestellten  und  deren  Augehörige  erlitten  hat.  Es 
wird  demnach  eine  Dividende  nicht  zur  Verteilung  g^ebracht. 
Im  vorigen  Jahr-  hatte  die  Dividende  16  K.  betragen. 


—  Personaluachrichteu.  Der  Staatssekretär  für  Verkehrs- 
wesen hat  den  Direktor  der  Direktion  für  die  Linien  der 
Staatseisenbahugesellschaft  Dr.  Albert  Ritter  Speil  v.  0  s  t  - 
heim  anläßlich  seiner  Einberufung  zur  Dienstleistung  beim 
d.  ö.  Staatsamte  für  '\''erkehrswesen  unter  vollster  Anerken- 
nung seiner  bisherigen  hervorragenden  Dienstleistung  von 
der  Leitung  der  genannnten  Direktion  enthoben  und  diese 
dem  Direktor  der  Nordwestbahndirektion  Ministerialdirektor 
Dr.  Albert  Geutebrück  zur  gleichzeitigen  Mitversehung 
übertragen.  —  Am  31.  Dezember  1918  ist  der  Generalinspektor 
der  österreichischen  Eisenbahnen,  Ing.  Karl  Wurth  nach 
35-jähriger  Dienstzeit  in  den  dauernden  Euhestand  getret<en. 


Ungarn. 

—  Strense  Maßnahmen  gegen  die  ohne  Falirkarten  in  die 
Wagen  eingestiegenen  Reisenden.  In  neuerer  Zeit  besteigen 
zahlreiche  Reisende  ohne  Fahrkarten  die  Züge  und  setzen 
alles  daran,  um  unentgeltlich  reisen  zu  können.  Zur  Wahrung 
der  finanziellen  Interessen  der  Staatsbahnen  hat  deren  Direk- 
tion strenge  Maßnahmen  getroffen,  damit  die  Bahnangestell- 
ten nur  Personen  auf  den  Bahnsteig  und  zu  den  Züg-en  zu- 
lassen, die  ihre  Fahrkarten  bereits  gelöst  haben.  Ferner  wird 
jetzt  eine  strenge  Prüfung  der  Fahrkarten  voi-genommen.  Die 
Reisenden  wurden  aufgefordert,  schon  im  eigenen  Interesse 
die  Fahrkarten  an  den  Kartenschaltern  oder  bei  den  Fahr- 
kartenbüros  rcohtzeitio  zu  lösen. 


—  Das  Schicksal  der  in  Kroatien  liegenden  Eisenbahn- 
strecken der  ungarischen  Staatsbahnen  wurde  auf  die  Weise 
einstweilen  geregelt,  daß  die  bisher  der  Zagreber  Betriebs- 
leitung unterstellten  Eisenbahnstrecken  der  ungarischen 
Staatsbahnen,  namentlich  die  Strecke  Üj-Dombova-Gyeke 
nyes  mit  Nebenlinien,  der  Betriebsleitung  Pees  zugewiesen! 
wurden.  ' 

—  Über  die  Zukunft  der  ungarischen  Donauschiftahrt  wiid 
aus  Budapest  berichtet:  ,,Die  Beratungen,  welche  derzeit  im 
ungarischen  Handels-  und  Kriegsministerium  gepflogen  wer- 
den, sind  von  größter  Wichtigkeit.  Im  Sinne  des  eingetretenen 
Waffenstillstandes  wurden  unsere  Verbindungen  mit  Deutsch- 
land abgebrochen  , ferner  wurde  die  Zentral-Transportleitung 
aufgelöst.  Bald  darauf  wurde  die  Ungarische  Schiffahrtsver- 
waltung ins  Leben-  gerufen,  deren  Aufgabe  die  Regelung  der 
Transporte  und  des  Warenverkehrs  auf  der  Donau  ist.  Diese 
Verwaltung  mietete  Schiffe  aus  dem  Schiffspark  der  Donau- 
Dampfschiffahrtsge&ellschaft,  der  Ungarischen  Fluß-  und  See- 
schiffahrtsgesellsohaft,  der  Ungarischen  Binnenschiffahrts- 
Gei&ellschaft,  des  Bayerischen  Lloyd  und  der  Süddeutschen 
Donau-Dampfschlffahrtsgesellschaft,  Zurzeit  befahren  diese 
Dampfer  die  Strecke  Pozsony-Baja.  Gleichzeitig  hat  in  Bel- 
grad die  englische  Transportleitung  ihre  Tätigkeit  begonnen. 
Die  Vertreter  dieser  Transportleitung  haben  mit  dem  unga- 
rischen Kriegsministerium  bereits  Verhandlungen  gepflogen, 
um  den  Verkehr  mit  dem  Balkan  zu  sichern.  Es  werden  auch 
Vorkehrungen  zur  Erreichung  einer  wirtschaftlichen  An- 
nähei-ung  zwischen  Ungarn  und  Serbien  getroffen  um  so  mehr, 
als  Serbien  in  der  Zukunft  auf  der  Donau  eine  eigene  Wirt- 
schaftspolitik zu  verfolgen  beabsichtij^t.  Wie  verlautet,  plant 
ein  englisches  Unternehmen  sofort  nach  Friedensschluß  ein 
Donau-Transport-  und  Verkehrsbüro  zu  errichten,  welches  den 
Warendurchgangsverkehr  mit  den  Balkanländern  abwickeln 
soll."  ' 


Fremde  Erdteile. 

—  Großräumige  Güterwagen  für  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Die  weiten  Entfernungen,  auf  die  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Massengüter,  namentlich  Kohlen  und 
■Erze  befördert  werden  müssen,  haben  Anlaß  zum  Bau  außer- 
gewöhnlich großer  Güterwagen  gegeben.  Der  Gipfel  dürfte 
mit  iner  Wagengattung  erreicht  sein,  die  die  Pennsylvania- 
Eisenbahn  seit  1917  in  größerer  Zahl  in  ihren  eigenen  Werk- 
stätten baut.  Der  Wagen  faßt  81  cbm,  wenn  er  gestrichen  voll 
ist,  und  90  cbm  mit  dem  üblichen  Berg.  Seine  Tragfähigkeit 
beträgt  85  t..  Der  Boden  besteh  au«  fünf  flachen  Trichtern  mit 
Bodenklappen,  die  von  einer  Winde  aus  angetrieben  werden. 
Die  Drehgestelle  —  mit  Rädern  von  914  mm  Durchmesser  — 
haben  1,8  m  Radstand;  der  Abstand  der  Drehgestelle,  von 
Zapfen  zu  Zapfen,  beträgt  11,7  m.  Der  Wagenkasten  hat  eine 
innere  Länge  von  14,2  m  und  eine  Lichtweite  von  2,9  m.  Der 
ganze  Wagen  ist,  über  die  Bufferbohlen  gemessen,  14,7  m 
lan-g. 

—  Untergrundbahn  für  Chicago.  Die  Pläne  zum  Bau  einer 
ITntergrandbahn  für  Chicago  haben  sich  nunmehr  so  weit  ver- 
dichtet, daß  die  Anlage  von  zwei  Strecken  in  Aussicht  genom- 
men ist:  die  ein-e  soll  die  .jetzigen  Hoohbahnstrecken,  die 
andere  die  Straßenbahnen  der  verkehrsreichsten  Stadtteile 
aufnehmen.  Die  Bevölkewing  von  Chicago,  die  jetzt  2^A  Mil- 
lionen beträgt,  wird  für  das  Jahr  1950  auf  5  Millionen  mit  je 
400  bezahlten  Fahrten  auf  den  Kopf  im  Jahre  geschätzt.  In- 
folge der  wachsenden  Höhe  der  Häuser  hat  sich  der  Ge- 
'schäftsverkehr  im  Innern  der  Stadt  immer  mehr  verdichtet, 
während  zu  gleicher  Zeit  die  Wohnviertel  immer  weiter  hin- 
ausgerückt und  weitläufiger  geworden  sind.  Infolgedessen 
müssen  einerseits  die  Straßen  der  inneren  Stadt  entlastet  und 
andrerseits  die  Möglichkeit  geboten  werden,  für  die  längeren 
Fahrten  die  Geschwindigkeit  zu  steigern. 

Chicago  steht  auf  einer  Tonschicht  von  24  bis  36  m  Mäch- 
tigkeit, unter  der  sich  fester  Fels  vorfindet.  Die  neueren  Ge- 
bäude sind  bis  auf  den  Fels  gegründet,  während  die  älteren 
auf  Pfahlrost  oder  auf  einer  Eisenbetonbettung  stehen.  Dw 
Erhaltung  des  ungestörten  Gleichgewichts  dieser  Gründungen 
beim  Bau  der  Untergrundbahn  wird  keine  geringen  Schwie- 
rigkeiten bereiten.  Übrie;ens  wird  es  sich  um  eine  Unter- 
pflasterbahn handeln,  deren  Schienen  nur  5,5  m  unter  Stra- 
ßenoberfläche zu  liegen  kommen  werden,  weil  in  größerer 
Tiefe,  aber  immer  noch  innerhalb  der  Tonschicht,  die  be- 
kannte Untergrundbahn  zur  Verteilung  der  Güter  im  Ge- 
schäftsviertel liegt,  die  durch  die  neue  Anlage  in  ihrem  Be- 
stand natürlich  nicht  gestört  werden  darf. 


15.  Januar  1919. 
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Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  Greschäffcsfühiieiiden  Vi^rwaltung  sind  er- 
lassen worden : 

Nr.  III  1  vom  3.  Januar  d.  J.  an  di^e  Mitgliieder  des  Aus- 
schu«66s  fiir-  t-echniscbe  Angel'Ogenheit'en,  betreffend  Antrag 


der  Eisenbahndirektion  Altona  auf  Herbeiführung  eines  Aue 
legungisbeschlusses  zu  §  14  ^  des  VWÜ.,  daß  die  Vereinsver- 
waltungen zur  Beachtung  der  Bestimmungen  des  Eadstands- 
verzeichnisises  verpflichtet  sind  (abgesandt  -am  9.  Januar  d  J  ) 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachrufe. 


Am  5.  d.  Mts.  verschied  infolge  eines  im  Dienste  erlittenen  Unfalls 
d<»r  Vorstand  des  hiesigen  Mascbinenamts 

Herr  Regierungs-  und  Baurat  Thomas. 

Wir  beklagen  den  Verlust  eines  durch  Pflichttreue,  Arbeitsfreudigkeit 
und  Herzensgute  ausgezeichneten  Mitarbeiters,  dessen  Andenken  wir  allezeit 
in  hohen  Ehren  halten  werden. 

Halle  (Saale^  den  7.  Januar  1919.  (38) 
Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


Am  7.  d.  Mts.  verschied  nach  kurzer  schwerer  Krankheit  der 

Greheime  Baurat  Herr  Karl  Kantze, 

Mitglied  der  Eiscnbahndirektion  Danzig. 

Der  Entschlafene  hat  sich  während  seiner  langjährigen  Tätigkeit  im 
Dienste  der  Staatseisenbahnverwaliuiig.  insbesondere  i.ei  der  Verwaltung  des 
ihm  anvertrauten  verantwortungsvollen  VVerkstättendezernnts  durch  größte 
Gewissenhaftigkeit  und  Pflichttreue,  uneimüdlichen  Fleiß  und  Eifer,  in  hohem 
Muße  ausgezeichnet. 

Das  Andenken  an  den  treuen  Mitarbeiter  wird  bei  uns  stets  in  hohen 
Ehren  gehalten  werden 

Danzig,  den  8.  Januar  1919.  (47) 

Der  Präsident 
nnd  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektiou. 


2.  Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Vom  20.  Januar  1919  an  wird  die 
vorübergehend  verfügte  Schließung  des 
Bahnhofs  Oschatz  Süd  für  den  Eü- 
and  Frachtstückgut-,  Wagenladungs-, 
[reichen-  und  Tierverkehr  wieder  auf- 
gehoben. 

Dresden,  am  10.  Januar  1919.  (41) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 

3.  Personen-  und  Gepäckverl(ehr. 

Prenß.-Sächs.  Staatsbahn-Privatbahn- 
Personen-  u.  Gepäckverkehr. 

Am  1.  Februar  1919  treten  im  Ver- 
mehr mit  der  K-1  e  i  n  b  a  h  n  Cassel- 
!f  a  u  m  b  u  r  g  Erhöhungen  der  Fahr- 
jreise  ein,  die  in  2.  Wagenklasse  10  bis 
•5  »3,  in  3.  Wagenklasse  10  bis  40  4, 
ür  Arbeiterwochenkarten  für  6  Fahrten 
.5  bis  85  für  Arbeiterwochenkarten 
ur  12  Fahrten  30  bis  165  ^  und  für 
iunde  5  bis  15  4  betragen. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  Ge>sell- 
chaft  für  Bahn-Bau  und  Betrieb  in 
i'rankfurt  (Main). 

Hannover,  den  8.  Januar  1919  (49) 
Eisenbahndirektion. 


4.  Güterverkehr. 

Bayerischer  Lokalbahn-Schnittarif. 

Mit  Ablauf  des  28.  Februar  1919  ist 
uf  Seite  3  des  Nachtrags  IV  unter 
.  Ausnahmetarife  zu  ßtreichen  der  Ab- 
atz: 


„g)  Für  frischevS  Obsit  und  Beeren 
usw." 

Die  Buchstaben  h)  und  i)  ßind  abzu- 
ändern in  „g)  und  h)". 

München,  den  10.  Januar  1919.  (42) 
Tarif amt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Eh. 

Bayerischer  Lloyd 
Schiffahrts- Aktiengesellschaft. 
Einführung  einer  Prämie  vom  Werte 
der  Güter  für  deren  Verwahrung. 

In  Anbetracht  der  durch  die  derze  ti- 
gen  Verhältnisse  erwachsenden  Er- 
höhung der  Kosten  und  Eisiken  der 
Verwahrung  der  in  den  gesellschaft- 
lichen Stationen  oder  Schiffen  lagern- 
den  oder  zur  Lagerung  kommenden 
Güter  wird  vom  1.  Januar  1919  ab  neben 
dem  Lagergeld  eine  Prämie  von  eins 
vom  Hundert  vom  Werte  des  Gutes, 
ohne  Eücksicht  aüf  den  Ort  und  die 
Dauer  der  Lagerung,  erhoben. 

Insoweit  der  Wert  des  Gutes  nicht 
ohnedies  bereits  der  Versandstation  be- 
kanntgegeben wurde,  haben  die  Ver- 
fügungsberechtigten über  Aufforderung 
jener  Station,  in  der  das  Gut  lagert,  den 
Wert  desselben  mitzuteilen,  anaern- 
falls  wird  derselbe  durch  die  gesell- 
schaftlichen Organe  schätzungsweise 
bestimmt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  für  da- 
bei vorgekommene  Irrtümer  und  ihre 
Folgen,  sowie  für  etwaige  Unterlassung 
der  Werterklärung  seitens  ihrer  Organe 
keinerlei  Haftung. 

Bei  Schäden  an  ganz  oder  teilweise 


aufgelieferten  Sendungen    haftet  die 
Gesellschaft    vor  Abschluß  des 
Frachtvertrages  (d.  i.  vor  Auf- 
druck des  Expeditionsstempels  der  ge- 
sellschaftlichen Abfertigungstelle  auf 
den  Frachtbrief)  —  insoweit  eine  Haf- 
tung der  Gesellschaft  überhaupt  platz- 
greift —  nur  bis  zu  einem  Betrage  von 
120  J{  bzw.  120  K.  bzw.  120  Fros.  für 
100  Kilo;  die  Prämie  für  solche  Güter 
wird  nur  von  diesem  Betrage  erhoben. 
Eegensburg,  im  Dezember  1918.  (39) 
Bayerischer  Lloyds 
Sohif  f  ahrts-A  ktiengesellschaf  t . 

Binnentarif  der  Lokalbahn  Schaftlacli- 
Gmund-Tegernsee. 

Ab  1.  Januar  1919  werden  die  be- 
stehenden Güterfrachtsätze  um  fol- 
.sceude  Zuschläge  erhöht; 

Für  EüstückgTit  für  iOO  kg  (einschl. 

Güterverkehrssteuer)    um  65  4. 
I'^ir    Frachtstückgut    für    100  kg 
(einschl.  Güterverkehrssteuer)  um 
33  .4. 

I''üi'  Wageuladungen  (ausu.  Kohlen 
usw.)  für  100  kg  (einschl.  Güter- 
verkehrssteiier)  um  4,3  4. 
Für  Wagenladungen  Steinkohlen. 
Braunkohlen,  Koks  und  Preßkoh- 
len für  inü  kg  um  4n  A. 
Teg-ernsee,  den  1.  Januar  1919.  (44) 
Eisenbahn-Aktien  gensellschaf  t 
Schaf  tlach-Gmund-Tegernsee. 
Die  Direktion. 


Oberschlesisch-Österreichischer  Kohlen- 
verkehr, Eisenbahngütertarif    Teil  II 
Heft  1,  gültig  vom  1.  Mai  1918. 

Nachstehende  Druckfehler  sind  zu 
berichtigen :  auf  Seite  60  von  Grube  If d 
Nr  5  nach  Groß  Opatowitz 

der  Frachtsatz  B  von  197  bzw.  194 
auf  192 

der  Frachtsatz  C  von  198  bzw.  196 
'    auf  193. 

Kattowitz,  den  8.  Januar  1919.  (48) 
Eisenbahndirektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Güterverkehr  bad.-schweiz.  Übergänge- 
Schweiz. 

Zu  unserer  Bekanntmachung  vom 
4.  12  18.  Ab  15  Januar  d.  J  werden 
im  Schweiz.  Nebengebührentarif  die 
Gebühren  der  ^  9.  10,  11,  12,  15,  17, 
20,  22,  68  und  81  Ziff.  3  a  und  im  An- 
hang zu  gen.  Tarif  die  Gebühren  der 
12  und  17  erhöht.  Näheres  in  un- 
serem Tarifanzeiger. 

Karlsruhe,  den  10  Januar  1919.  (45) 
Generaldirektion  der  Badischen 
Staatseisenbahnen . 


Sächsisch-Schweizerischer  Güterverkehr 
über  Lindau-Eomanshorn  (Verkehr  mit 
Basel  und  Schaffhausen). 

Der  im  Anhang  II  zum  Gütertarif 
unter  B  3  festgesetzte  Frachtzuschlag 
von  120  V.  H.  wird  mit  sofortiger  Gül- 
tigkeit auf  110  V.  H.  ermäßigt.  (40) 

Dresden,  am  9.  Januar  1919. 

Gieneraldir.  der  Sächs.  Staatseisenb., 

als  gesohäftsführende  Verwaltung. 


Nr.  A 


40 


Deutacher  Eisenbahuverwalluugeii- 


Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr 
Heft  A  —  Tfv.  5.  — 
b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel 
verkehr  deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander.      Tfv.  200.  ~ 
Mit  Gültis'k'eii.   vnm    1.  Februjir 
Uli 9  ab  werd<Mi  di.e  im  Abschnitt  B  I  i 
onthalten^n    Bestimmungen   über  den 
F  r  a  c  h  t  n  a.  c  blaß       bei       A  u  s  - 
11  u  t  z  u  n  s     des     L  a  d  ©  g  e  w  i  c  h  t  is 
aufgehoben.  —  Das  alsbaldift-e  Inkraft- 
treten, dieser  Tanfmaßnabme  gründet 
^sich  auf  die  vorü1>ergebende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahnverkehrsordnung. 

Au-skunft  geben  die  l>e teil  igten  Güter- 
abfertigungen   sowie    das  Auskunft«- 
hüro,  hier,  Bahnhof  Alexander  platz. 
Berlin,  den  9.  Januar  1919.  (46) 
Eisenbahndii-iektion.  

Staats-  und  Privatbahn-Gütertarif. 

Am  15.  März  1919  wird  der  zwischen 
Langendreer  Nord  und  Weitmar  giele- 
oene  Bahnhof  Wiemelhaiiseu,  der  bisher 
für  den  Eilg-ut-  und  Frachtgutverkehr 
in  Wagenladungen,  eröffnet  war,  für 
diesen  Verkehr  geschlossen.  Anschluß- 
and  Tarifstation  für  die  in  Wiemelhau- 
.•^n  noch  vorhandenen  Lagerpiät»©  ist 
Bochum  Nord. 

Essen,  3.  Januar  1919.  (37) 
Eisenbahndirektion^  

Staats-     und  Privatbahn-Gütei-verkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1919 
wird  das  Teilheft  B  II  23  neu  heraus- 
wegeben.  Hierin  sind  die  Nachträge  1, 
2  3,  4,  5,  6  und  7  vom  1.  September  1916, 
vom  15.  September  1916,  vom  1.  Febraar 
1917,  vom  1.  Mai  1917,  vom  J.  April 
191S,  vom  1.  Juni  1918  und  vom  1.  Ok- 
tober 1918  eingearbeitet.  Preis  für  das 
Teilheft  3  Ji.  Die  Teilhefte  sind  durch 
die  beteiligten  Güterabfertigungen  so- 
wie das  Auskunftsbüro,  hier  Bahuhol 
.Vlexanderplatz,  zu  beziehen. 

Berlin,  den  3.  Januar  1919.  (48) 
Eisenbahndirektion . 

Frachtnachlaß  bei  Ausnutzung  des 
Ladegewichts. 

Der  nach  den  besonderen  Tarifvor- 
■schriften  des  Badischen  Binnengüter- 
tarifs Abt.  1  unter  BI2  sowie  des  ge- 
meinsamen Heftes  200  für  den  Wechs-el- 
verkehr  deutscher  Bahnen  unter  B 1  f 
g-ewährte  Frachtnaohlaß  bei  Ausnut- 
zung des  Ladegewichts  der  verwende- 
ten Wagen  tritt  am  1.  Februar  1919 
außer  Kraft. 

Karlsruhe,  den  5.  Januar  1919.  (3b) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staat seisenb. 

K.  k.  priv.  Südbahn-desellschaft.  Wieu- 

Pottendorf  -  Wr.    Neustädter  Bahn. 
Lokalbahn  Liesing-Kaltenleutseben, 
Spielfeld-Radkersburg,  Radkersburg- 
Luttenberg    und    S.  Michele-Mezolom- 
hardo.      K.  k.  piiv.  Leoben-Vordern- 

berger  Eisenbahn. 
Lokalgütertarife  Teil  IL 
Anhang  zu  den  Lokalgüter- 
tarifen Teil  II  der  k.  k.  p  ri  v, 
Südbahn-Gesellschaft,  Wien- 
Pottendorf-Wr.  Neustädter 
Bahn,  Lokalbahn  Spielfeld- 
Radkersburg  und  Lokalbahn 
Liesing  -  Kaltenleutgeben. 
Tarif  Teil  II  für  die  Beför- 
derung von  Leichen,  Gütern 
und  lebenden  Tieren  im 
direkten  Verkehre  zwischen 
den  Stationen  der  Lokalbahn 
B,adkersburg  -  Luttenberg 
einerseits  und  d.en  Stationen 
der  Lokalbahn  Spielfeld- 
ßadkersburg  und"  darüber 
hinaus  anderseits.  Erhöhun- 


gen und  Änderun-gen.  bzw. 
Außer  kraftset  zu  ng. 
Mit  weiterer  Gültigkeit  vom  1.  Fe- 
bruar 1919  bis  auf  Widerruf,  bzw.  bi« 
zur  Durchfühimng  im  Tarifw.ege, 
längistens  bis  Ende  Dezemiber  1919 
bleiben  die  Frachtsätze  für  sämtliche 
im  Rahmen  der  ol>engenannten  Tarife 
abgefertigten  Sendungen  wie  folgt,  er- 
höht: 

a)  für  Kohle  der  Post  K-23  der  Güter- 
kla^sifikation  des  G.  T.  I  B  in  ganzen 

Wagenladung-en  um  40  %. 

b)  für  alle  übrigen  Güter  um  ,  .  .  70  %. 

c)  außerdem  um  einen  festen  Zuschlag, 

der  für   


Eilgut-  und 
Lade- 
flächen- 
tarife für 
lebende 
Tiere. 


Sperrige  Güter, 
Güter  der  Kl. 
I  und  II  nach 
den  Bestim- 
mungen des 
G.  T.  I  B  ohne 
Unterschied 
der  Gewichts- 
menge, Salz 
der  Post  S— 3a 
des   G.  T.  I  B. 


Alle 
ü^irigen 
Klassen 
sowie  Kohle 
in  ganzen 
Wagen- 
ladungen. 


Heller  für 
100  kg  bezw. 
1  m^  Lade- 
fläche 


Heller  für  100  kg 


25  15  ,8 

beträgt  und  diehi  nach  a)  oder  b)  ent- 
fallenden Betrag  zuzui-echnen  ist.  Hier- 
bei sind  Hellerbruchteile  auf  ganze 
Heller  für  100  kg,  bzw.  1  m=  Lade- 
fläche aufzurunden. 

Für  Güter,  für  die  Ausnahmetarife 
oder  l>e.sonders  ermäßigte  Frachtsätze 
vorgesehen  sind,  ist  die  Erhöhung  nach 
den  für  das  betreffende  Gut  maßgeben- 
den Bestimmungen  G.  T,  I  B  vorzu- 
nehmen. 

Ist  für  die  im  G.  T.  I  B  namentlich 
nicht  angeführten  Güter  eine  besondere 
Tarifierung  (Deklassifikation)  vorge- 
sehen, so  wird  jene  Erhöhung  ange- 
wendet, ■  die  dieser  bißsonderen  Tarifie- 
rung entspricht. 

Die  zair  Erleichterung  der  Ermittlung 
der  jiach  obigen  Bestimmungen  anzu- 
wendenden neuen  Frachtsätze  hinaus- 
gegebenen  Umrechnungstafeln  bleiben 
weiterhin  in  Kraft.  Abdrücke  dieser 
Umrechnunffstafeln  sind  bei  der  Zentral- 
verkaufsstelle für  Tarife  Wien,  I., 
Biberstraße  16  und  im  Wege  der  Sta- 
tionen zu  beziehen. 

Weiters  bleiben  die  in  den  obenge- 
nannten Tarifen  enthaltenen  Bestim- 
mungen über  den  Betriebskostenzu- 
scMag  gestrichen. 

Im  Lokalgütertarife,  Teil  II  der  k.  k. 
priv  Südbahn-Gesellschaft  bleiben 
weiters  nachstehende  Änderungen  in 
Kraft  und  zwar : 

Im  Abschnitt  VII  a  im  A.  T.  16  für 
Saatgüter 

die  Minimaleinheitssätze 

von  0.40  auf  0.68 
„     0.35   „  0.60 
„     0.30   „  0.51 
die  Minimalfrachtsätze 

von    16  auf 


von 


43 
32 
29 


Im  Abschnitt  VIII,  A 
bütoren  von 


Im  Abschnitt  VIII  B 
unter  a,  I,  a  von 

unter  a,  I,  ß  " 
unter  b,  3  ^ 


14 

12  ,, 
-  3  die  Ge- 
is auf  21 
52  „ 
650  „ 


84 
1050 


16  auf 
13  „ 
16  „ 
11  „ 


28 
23 
28 
19 


iinli'f  c.  n 


unter  c.  |i 


unter  e,  u 


unter  e,  ß 


unter  f,  1 


unter  f, 
unter  g 


unter  h 

unter  i 
unter  k,  a 


unter  k.  ß 


uuler  1 


unter  n.  1 


unter 


untei'  p 


unier  <|U' 


untrer    r  und 


3  auf 

6 

'30 

'M 

.5 

:i 

1.') 

i.'i 

20 
9 

17 

128 

153 

50 

75 

100 

" 

200 

9 

16 

5 

9 

3 

6 

100 

200 

39 

64 

17 

25 

245 

27ä 

98 

123 

100 

*' 

20C 

12 

21 

g 

" 

16 

78 

13S 

50 

8J 

60 

20( 

17 

2Ö 

98 

167 

78 

133 

39 

67 

11 

19 

100 

200 

260 

450 

39 

64 

17 

25 

245 

270 

98 

123 

100 

200 

200 

340 

590 

1010 

16 

?9 

2^ 

39 

^9 

64 

24- 

'9 

39 

17 

99 

25 

245 

9> 

270 

98 

99 

123 

100 

*9 

200 

195 

99 

340 

390 

670 

5 

9 

6 

99 

11 

12 

9» 

21 

39 

67 

100 

200 

780 

133(' 

520 

89(1 

325 

■  ' 

56( 

260O 

99 

442(1 

3575 

6080 

17 

2{ 

9 

99 

16 

98 

167 

50 

99 

8.- 

lOO 

20{' 

78 

13S 

24 

41 

12 

99 

2] 

5 

99 

'  6 

V 

39 

6T 

lOO 

20<l 

260 

450 

195 

22!» 

32 

57 

100 

20O 

32 

57 

100 

20<t 

24 

39 

780 

1180 

39 

64 

24 

3.) 

17 

2.r 

245 

270 

98 

12:11 

aoo 

99 

20'^ 

1919,  i 

B.  z:. 

(50> 

Wien,  am  7.  Jani 
8135/C  1918.  ,     ,  , 

General-Direktion  der  k.  k.  pnv. 

bahn-Gesellschaft,  i 
auch  als  'betriebsführende  Verwaltng{;-j 
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Berlin,  den  18.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


wt-itM        ^"?*  Zettw  «ncheiBt  Mittwoch»  und  Sonnabend«. 

»cElltKfjE^.,         »pnjti»»  Mitteilungen,  ßOeher.  Zeitschriften  usw.  sind  »n  die 

möi^fc.'ltiwi-.  *  1"  Verein.  Deutscher  B.senbaharerwaltung«, 
»wSiSrh^..     S*""*"'.**"?''"^.*"  "        Bureau  de»  Vereins  Ueutscher 

IfcÄntr  ir-,"T^{.^H"^"  i-Xf'i.".^-  \  K5thener  Str.  28«  einzusende^ 
«?^^ÄteÄ„':"erdSn'^'^"'  ^  '»»  *  ^ 


ro8t«ebietes  f Or  30  M..  lutch  slmUichen  »mderan  Staaten  für  34  M. 


■■nriMhen 


MBxelae  Nnnunem  werden  regren  Torheriffe  Eimenduii?  TOn  40  Pt  ab^eyeW 
tM^^b^^  i**"  •«»tlichen  Bekanntmachungren  werden  aueh 
qop7)  if^^J^!!'^*'"  J*^  j****  einspaltisre  Petitzeile  oder  deren  Kaum 

VL^\m^^«^2^T^  Bei  W 1  e d e r h o  1  u n g e n  entsprechende  ErmMigua^^ 
»eilaeren  werden  nach  Vereinbarung:  beigefügt  bouk«» 

Wegen  der  Priyatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  rieh  aa  (Ho 
VerlaBsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  LinkstraUe  TSTIA 
^*^'J„f«^i?R'"'T*,^l^  TeL-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Oirokonto, 
Denuche  Bank.  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  UliÄ 


!  rsaohien  der  nicht  fristgemäßen  Ab- 
lieferung des  deutschen  Eifienbahn- 
»aterials  an  die  Entente. 
Bweithaltunff  der  Signalmittel  zur  Zug- 

•eekunß:. 
Naehriohten. 
Deutschland  :     GöMhmisse  des 
Kanzleipersonalß.     —  Errichtung 
«ines      neuen      Eisenbahn- Werk^ 
«tättenamts.   —    Ausstände  in  den 
Berliner  Verkehr«unternehmungen 
—  Fahrzeiigiiestellunyen  der  wurc- 
t-embergischen  Eiseoiibahnverwal- 
tan^.  —  Fahrzeugablieferung  und 
Werkst ättenarbeiier  in  Würiiemberg. 


I  n  h  n.  I  1 1 

—  Bedserlaubniseoheine  in  Würt- 
temberg. —  Präsident  Ludwig  v. 
Leo.  —  Personalnaohrichten. 

Deutschösterreieh  :  Deutech- 
österreichißcher  V  erkehrerat.  — 
Wechsel  in  der  Leitung  der 
kommerziellen  Direktnon  der 
Südbahn.  —  Braunkohlenförderung 
in  Böhmen.  —  österreichischer 
Lloyd.  —  Oberingenieur  L  Kohl- 
fürst Ehrendoktor. 

Ungarn  :  Neue  Bestimmungen 
über  den  bahnseitig^en  Verkauf  von 
Gütern  bei  Ablieferungshinder- 
nissen. —  Der  neue  Staatesekretär 


im  Handelsministerium.  —  D*«- 
Warenverkehr  Ungarns  mit 
Deutschösterreich  und  Kroatieo- 
blavonien.  —  Ergebnis  der  Erdga»- 
und  Erdölforschungen  in  Un<rara. 
Luxemburg:  Prinz-Heinrich - 
Bahn. 

Fremde  Erdteile:  Eifi^o- 
bahnerheime  der  Atohison,  Topeka 
und  Santa  Fe-Eisenbahn,  —  Vollen- 
dung des  Otiratunnele  auf  Neusw- 
land. 

Allgemeines. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Ursachen  der  nicht  fristgemäßen  Ablieferung  des  deutschen  Eieenbahnmaterials  an  die  Entente. 


1 


I.  Vorbemerkung. 

Im  Verlauf  der  Trierer  Verhandlungen  über  die  Verlänge- 
rua*:  des  Waffenstülstandes  ist  von  der  Entente  eine  Konven- 
tionalstrafe von  500  Lokomotiven  und  15  000  Wagen  für  den  Fall 
testgesetzt  worden,  daß  die  Ablieferung  der  5000  Lokomotiven 
nnd  150  000  Wagen  nicht  innerhalb  der  neubewilligten  Frist 
(17.  1.  1919)  vollendet  sein  sollte.  Maßgebend  für  diese  For- 
derung war  die  bei  den  Vertretern  der  Alliierten  anscheinend 
vorwaltende  Ansicht,  deutscherseits  werde  die  Ablieferung 
des  Materials  absichtlich  verzögert.  Es  erscheint  daher  no^ 
wendig,  die  Verhältnisse  nä,her  darzulegen,  welche  die  Ver- 
zögerung verursacht  haben.  Es  wird  sich  daraus  ergeben, 
daß  die  Annahme  bösen  Willens  auf  deutscher  Seite  ganz 
unbegründet  ist,  daß  dort  vielmehr  von  Anfang  an  bis  zuletzt 
mit  allem  Nachdruck  auf  restlose  ErfüUung  hingearbeitet 
wurde,  daß  aber  Umstände,  die  als  höhere  Gewalt  anzusehen 
sind,  zum  Teil  auch  Handlungen  der  Entente,  hindernd  dazwi. 
schengetreten  sind  und  den  Erfolg  vereitelt  haben.  Ange- 
sichts dieser  objektiven  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  erfor- 
dern daher  Eecht  und  Billigkeit  eine  Verlängerung  der  Ab- 
lieferungsfrist, ohne  daß  von  einem  Fälligwerden  der  Kon- 
ventionalstrafe die  Bede  sein  könnte. 


)  Über  die  iSchwierigkeiten,  die  sich  der  Erfüllung  der  von 
der  Entente  gestelllen  und  nachträglich  noch  versohärfien  Be- 
dingungen entgegenstellen,  ist  in  unserer  Zeitung  schon  be- 
richtet worden  (vergl.  Nr.  3  vom  11.  Januar  1919,  S.  25).  Die 
verliegende  eingehende  Darstellung  der  Ursachen  dieser 
^e^lwle^lgkelten  beruht  auf  amtlichem  Material.   D.  Schriftl 


II.  Behinderungen,  die  von  Anfang  an  wirkten. 
1.    Von  vornherein  waren  die  Fristen  viel  zu  kurz. 

Am  11.  November  1918  ist  der  Waffenstillstand  unterzeichnet 
worden  und  binnen  31  Tagen  von  da  an  sollten  5000  Loko- 
motiven und  150  000  Eisenbahnwagen  in  gutem  Zustande  mit 
allem  Zubehör  und  Ersatzteilen  ausgeliefert  «.ein.  Diese 
enorme  Menge  Material  (500  Lokomotivzüge  zu  10  Maschinen. 
3C00  Züge  zu  50  Wagen)  hätte  vielleicht  angeliefert 
werden  können,  wenn  zur  Z-eit  der  Unterzeichnung  des 
Waffenstillstandes  alle  Vorbereitungen  dazu  getroffen  ge- 
wesen wären ;  sie  hätte  vielleicht  abgenommen  wer- 
den können,  wenn  an  allen  Übergabeorten  reichhaltig  mit 
Personal  vorgesehene  Ubernahmekommis«ionen  eingerichtet 
gewesen  wären.  Wie  aber  sah  es  mit  diesen  Voraussetzungen 
des  sofortigen  Beginns  des  Ü.bergabegeschäfts  tatsächlich  aus? 
Zunächst  mußten  mit  Naturnotwendigkeit  von  der  Unter- 
rseichnung  des  Abkommens  an  noch  Tage  vergehen  (fast  eine 
Woche),  bis  die  beteiligten  deutschen  Behörden  erst  einmal 
im  Besitz  des  genauen  deutschen  Textes  des  Abkommens 
waren,  der  doch  für  die  Anordnung  der  zu  seiner  Ausführung 
nötigen  Maßnahmen  die  erste  Voraussetzung  war.  Dann  aber 
stellte  sich  heraus,  daß  die  genauen  Bedingungen  für  die  Ma- 
teriallieferung in  dem  Abkommen  und  in  der  Zusatznote  2 
noch  nicht  einmal  festgesetzt  waren,  sondern  erst  noch  von 
der  Kommission  in  Spa  ausgearbeitet  werden  sollten.  Solange 
diese  Bedingungen  nicht  feststanden  —  sie  stehen  heute  \m. 
Januar  1919  noch  nicht  ganz  fest!  —  blieb  den  deutschen 
Eisenbahnen  nichts  übrig,  als  zunächst  von  sich  aus  Norme® 


—   42  " 


Deutsober  SisenbaluiTerwaltuiiirMi. 


für  iliis  uii^ubk'teiid'O.  Material  aufzu&ttilleu.  Es  wiird'Cu  doni- 
lic-inäll  iu  erstier  Linie  solche  M,aschin>eu  und  Wagen  gK.'liefer(, 
<li(^  ;uis  dem  franzö>si«chen  und  bclgi&cben  Wagenpark  'ei^beutet 
-worden  -waiien,  weil  angicnommicn  wurde,  daß  geratk  die&e 
Fahi''izteuge  in  ihr>er  Heimat  -willkomnien  »ein  würden,  darüber 
hinaus  solche  Typen,  die  nach  Leistung  und  Bauart  dem 
1  Mirt-lischniit  des  deutschen  Materials  entsinachen.  Wie  sich 
später  herausstellte,  verweigerte  alier  die  Entente  die  An- 
unlime  derartigen  Materialsj  die  KommLssion  in  Spa  setzte 
vielmehr  ganz  andere  und  viel  scharfem  Bedingungen  fest, 
als  womit  mau  in  Deutschland  rechnen  zu  können  geglaubt 
hatte.  Die  Folg.e  waren  große  unnötige  Betriebsleistungen 
<ie,i'  deutschen  Bahnen  zur  Zurückführung  des  bereits  heran- 
geführten MaterialvS  und  völlig  ungenügende  Übergabezahlen. 
D\«  organisatorischen  Schwierigkeiten,  die  in  Deutschland  zu 
überwinden  waren,  um  das  abzuliefernde  Material  auf  die  ein- 
zelnen Bahnen  zu  verteilen  (jede  Bahnverwaltung  hat  andere 
Lokomolivtypeu,  andei-e  Betriebsverhältnisse),  um  die  Fahr- 
zeug,' aus  dem  Verkehr  zu  ziehen,  ohne  ihn  gänzlich  lahm- 
zulegen, uut  sie  dt^n  Werkstätten  zur  Untersuchung  und  In- 
-slaud'selzuiig  zuzuleiten,  um  diese  im  Kriege  von  Personal  und 
Material  t'ntblößten  Anstalten  erst  wieder  einigermaßen 
leistungsfähig  zu  machen,  nm  endlich  die  Lokomotiv-  uud 
Wag<  azügo  iUif  dm  überfüllten  Strecken  des  Westens  zu  d<:u 
At>gabestationen  zu  leiten  —  grlles  dies  «oll  hier  nur  gestreift 
werden  —  ebenso'  die  Tatsache,  daß  die  deutschen  Eiseu- 
hahiiea  gleichzeitig  mit  der  überhasteten  Materialabgabe  das 
ganze  Millioneuheer  von  der  Westfront  nach  dem  inneren 
Deutschland  —  bis  über  die  neutrale  Zone  weg  —  abtraus- 
lioriiereii,  die  evakuierte  Zivilbevölkerung  von  Belgien  sowie 
ili"  1\  riegsgef a.ngenen  nach  ihrer  Heimat  befördern  mußten. 
Für  jeden  Fachmann  ist  es  klar,  daß  zur  Bewältigung  dieser 
B-iesenleistungcn  die  gestellten  Fristen  viel  zu  kurz  waren. 
Die  deutschien  Unterhändler  haben  die<<  auch  von  Anfang  an 
l-elont,  ohne  daß  es  aber  gelungen  wäre,  die  Entente  zu  einer 
den  Grenzen  der  objektiven  Möglichkeit  Kcchnung  tragenden 
Fristverlängerung  zu  bewegen.  Trotzdem  ist  von  deutscher 
Seite  vom  ersten  Tage  au  mit  allein  Nachdruck  auf  sohleu- 
riigst{>  Ablieferung  hingewirkt  worden.  Wenn  sich  die  Entente, 
■entschließen  könnte,  die  bejeits  mehrfach  angeregten  Kom- 
missionen naeli  Deutschland,  zu  entsenden,  könnt  en  sich  diese 
an  der  lland  dei-  getroffenen  Anordnungen  leicht  hiervon  über- 
zeugen ;  sj'C  würden  auch  finden,  daß  die  Anordnungen  nicht 
niii  anf  dem  Papier  getroffen,  sondern,  daß  ihne  Ausführung 
ae,('li  auf  (las  all  erstrengste  überwacht  wurde.  Einen  Be- 
\v:i-,  ilafiu  wil'  schweres  ist,  in  .jetziger  Zeit  (Organisationen 
llal>  üIk  i-  Kdfif  JUS  Leben  zu  rufen,  hat  die  Entente  selbst  ge-, 
lieti  ii:  \  ou  den  deutschen  ITnt^rhändlem  Avurde  schon  vom 
12.  \()\.(  r  an  auf  die  Einrichtung  von  tTbernahmekom- 
luissiiHic::  ;;-=drängi.  Idis  zu  ihrer  Einsetzung  und  bis  zum  Be- 
ginn ihm-  Tätigkeit  vergingen  aber  noch  Wochen.  Auch 
dann  waren  es  noch  zu  wenige  und  zu  schwach  besetzte  Kom- 
missionen, so  daß  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  sie,  wenn 
die.  I  )i'nts(lii'n  alles  Material  fristgemäß  an.gebracht  hätten, 
ganz  a.nßetsiande  gewesen  wären,  es  bis  zum  Ablauf  der  im 
\Vaff<'nsi  iilsland   I  i  stgesetzten   (ersum)  Frist  abzunehmen. 

2.   rnsicherheit  darüber,  iu  wclehcin  Umfange  das  zahlreiche 
in    [Selgion  zurückgelassene  3fatcrial  auf  die   Abgabe  ange- 
rechnet werden  würde. 

Als  d'ei-  Waffenstillstand  abgeschlossren  war  und  die  Ah- 
I  efei  ung  des  Materials  beginnen  sollte,  Avar  die  Räumung  von 
Belgien  und  Nordfrankreich  noch  in  vollem  Gange.  Niemand 
konnte  -  genau  angeben,  wieviel  Eisenbahnmaterial  dort  zu- 
i-üc,kbleiben  Avtfrde.  Nur  soviel  war  sicher,  daß  bei  den 
kurzen  Eäumungsfristen  und  der  Verstopfung  aller  Bahn- 
höfe mit  abgestellten  Räumungszügen  die  Menge  sehr  groß 
sein  mußte.  Die  deutschen  Eisenbahnen  mußten  davon  aus- 
gehen, daß  dieses  gauze  der  Entente  bereits  überlassene  Ma- 
terial, soweit,  es  nicht  unbrauchbar  war,  vorweg  auf  die  •'iOtX) 


Lokomotiven  und  150 OOO  Wagen  angiereohnet  w^'rtlen  würde, 
daß  sie  also  nui-  den  Rest  aus  ihren  eig<^nen  Jk'ständen  zu 
liefern  haben  würden.  Auf  Grimd  angestellter  Schätzungen 
wurde  nun  angenommen,  daß  etwa  4200  Lokomotivcm  (davon 
3000  betriebsfähige)  und  100  000  Wagen  zurückgelassen  seien, 
so  daß  isich  also  die  deutschen  Bahnen  nur  auf  die  Abgabe 
von  2000  Lokomotiven  und  50CO0  Wagen  glaubten  einrichten 
zu  müssen.  Ihi-e  Dispositionen  wurden  demgemäß  aufgestellt; 
eine  Überbeliefcrung  mußte  ja  natürlich  eb.eiiso  vermieden 
werden,  -wie  eine  Unterbelieferung.  Es  hat  sich  nun  als 
.großer  und  folgenschwerer  Nachteil  erwiesten-  daß  anfan.^s 
keine  genauen  Angaben  über  das  in  Belgien  usw.  zurückgc- 
lavs&ene  anrechenbare  Material  vorlagen;  denn  als  die  Zäh- 
lungsergebnisse kamen  —  sie  liegen  heute-^fi.  1.  19)  noch  nicht 
vollständig  vor  —  da  stellte  sich  heraus,  daß  eine  sehr  viel 
geringere  Menge  dort  verblieben  war,  besonders  aber,  daß  die/ 
Zahl  der  von  der  Entente  angenommenen  Lokomotiven 
und  Wagen  nur  einen  .sehr  kleinen  Bruchteil  der  ursprünglich 
geschätzten  Zahlen  erreichte,  so  daß  die  deutschen  Bahnen 
jetzt  mit  der  Abgabe  von  4400  statt  2000  Lokomotiven  und 
mit  110  COO  Wagen  statt  mit  50  000  reclinen  müssen.  Dies 
koniite  aber  anfänglich  nicht  vorausgesehen,  die  Bereitstellung 
des  Mateiials  dabei-  auch  ui<'hl  demeutsprechord  eingerichtet 
werden. 

Die  i'iberg-abekoniniissionen  der   Entente  wurden  zu  spüt 
und  zu  wenig  zahlreich  eingesetzt. 

Wie  bereits  unter  1.  erwähnt,  vergingen  wertvolle  Wochen, 
bis  die  ersten.  Ubernahmekommissionen  der  Entente  in«  Leben 
traten.  Während  dieser  Zeit  "konnten  die  deutschen  sch«-in 
nach  der  fireuze  zu  vorgeschobenen  Züge  mit  Übergabe- 
niaterial  nielii  Aveiterrollen ; ■  sie  mußten  "abgestellt  werden 
und  riefen  Stockungen  des  Nachschubs  hervor;  weitere  Ab- 
rufe mußten  daher  vorerst  unterbleiben.  .-\nch  im  späteren 
Verlaufe  wurden  die  Übernahmekonunissionen  nur 
langsam  und  erst  auf  stetes  deutsches  Drängen  =  vor- 
mehrt. Alles  dies  erschwerte  die  deutschen  '  Dis-. 
Positionen,  zumal  auch  noch  mitten  im  Gang  der 
Ablieferung  eine  besondere  Verteilung  auf  die  nördlic.h<'u 
(belgischen)  und  südlichen  (französischen)  Übergänge  .gefor- 
dert wurde,  von  dei-  vorher  keine  Rede  gewesen  war.  Die 
Dispositionen  mußten  infolgede.ssen  von  Gmnd  au«  geändert 
werden.  ■ 

4.   Zeitweilige  Lahmlegung  der  Militäi-Eisenbahnbehördch  in 
den  geräumten  Gebieten. 

Natui-.g-emäl)  mußte  ein  großer  Teil  der  Anorduungieu  flu 
(!ie  .Mal'Or-ialaligabe  durch  die  militärischen  Eisenbahnbelrrir- 
den  ergeheu.  Nun  legte  aber  die  erzwungene  überstürzte  Räu- 
mung Nordfiankreichs  und  Belgierfs  die  dortigen  Militär- 
eisenbahn Indiörden  lahm,  da  sie  ihre  Dienstsitze  übei-stürzt 
verlassen  und. nach  Innerdeutschland  übeivsiedeln  mußten.  Ihre 
Tätigkeit  war  bei  diesen  Verhältnissen  auf  Wochen  hinaus  be- 
hindei-t.  Dies  war  ein  Hauptgrund,  wai'um  die  deulÄch^ui 
Bahnen  solange  nicht  über  die  Zahl  des  in  den  ehemals  be- 
setzten GJebieten  zurückgelassenen  Materials  und  damit  ül>ei 
das  Maß  der  erforderlichen  eigenen  Abiraben  nnler'richii  t 
v^-erden  konnten. 

5.    Einwirkungen  der  Revolution  in  Deutschland, 

Zu  all  den  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  der  Natur  der 
Sache  heraus  den  deutschen  Bahnen  in  der  Erfüllung  der  Be- 
dingungen entgegen.st eilten,  traten  noch  die  außerordentlichen 
Erschwernisse  hinzu,  welohe  die  im  November  in  Deutschland 
(unsetzende  Revolution  mit  sich  brachte,  und  die  hier  nur  au 
gedeutet  werden  sollen.  Namentlich  zeigte  es  sich  sehr  bahl, 
daß  die  Leistungsfähigkeit  der  für  die  Erfüllung  der  Waffen» 
Stillstandsbedingungen  so  wichtigen  Werkstätten  weit  untrer 
das  Maß  normaler  Zeiten  zurückging,  und  daß  auch  Arbeite i-- 
vermehnnigeu  darin  keine  Änderung  herbeiführen  konnten. 
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m.     Schwierigkeiten,   die   sich   während  der 
Anlieferung     durch     einseitige  Maßnahmen 
der  Entente  ergaben. 

1.   Es  wurden  vorwiegend  starke  Lokomotiven  (statt  solcher 
mittlerer  Stärke),  besondere  Wagenarten,  zuviel  (zum  Teil 
gar  nicht  vorrätige)  Ersatzteile  verlangt. 
Der  Waffenstillstandsv'ertrag  und  di«  Zusatznote  2  (Schrei- 
ben nur  die  Zahl  der  abzugebenden  Lokomotiven  und  Wagen 
vor,  ohne  sich  über  deren  Gattung  und  Leistungsfähigkeit 
auszusprechen.    Die  genaueien  Bedingungen  sollten  von  der 
Waffenstillslandskommission    festgesetzt    werden.  Hierbei 
hätte,  da  es  im  Vertrag©  selbst  an  einer  näheren  Bestimmung 
über    die  Beschaffenheit   der    abzuliefernden  Betriebsmittel 
fehlt,   nach   dem    allgemeinen    Eechtsgiiiudsatz  verfahi'cn 
werden  müssen,  wonach  in  Ermangelung  einer  Vereinbarung 
über  die  Qualität  solches  Material  zu  liefern  ist,  wie  es  dem 
.  Durchschnitt   der   vorhandenen   Qualitäten   entspricht.  Ob- 
wohl aber  in  der  Waffenstillstandskommission  von  deutscher 
Seite  dieser  Grundsatz  geltend  gemacht   und  ferner  darauf 
hingewiesen  wurde,  daß  das  Lokomotivstärkev^rhältnis  bei 
den  deutschen  Eisenbahnen  ein  für  die  Entente  weit  günsti- 
geres ist  als  in  den  feindlichen  Ländern,  setzten  die  Ver- 
treter der  Entente  einseitig  die  Leistungsfähigkeit  der  abzu- 
geibenden  Lokomotiven  dahin  fest,  daß  die  Hälfte  davon 
imstande  sein  sollte,  einen  Zug  von  9C0  t,  die  andere  Hälfte 
einen  solchen  von  750  t  auf  einer  Steig-ung  von  1  : 100  in  Gang 
zu  setzen.    Später  ist  zwar  die  Leistungsgrenze  wieder  um 
ein  kleines  nach  unten  verschoben,  und  der  Kreis  der  abgabe- 
fähigen Lokomotiven  dadurch  etwas  erweitert  worden,  indes 
bleibt  auch  nach  der  neueren  Festlegung  die  Leistungsforde- 
rung nooh  so  hoch  und  die  'Inanspruchnahme  der  starken 
Lokomotivgattungen "  noch  so  überwiegend,  daß  Deutschland 
seiner  zugkräftigen  Lokomotiven  fast  völlig  beraubt  wird, 
während  viele  Tausende  schwächerer  Lokomotiven  zur  Ab- 
gabe überhaupt  nicht  verwendet  werden  können. 

Eine  weiteie  große  Erschwening  liegt  in  der  ebenfalls  ein- 
seitig von  der  Entente  getroffenen  Bestimmung,  wonach 
Tender lokomotiven  nur  in  weit  geringerem  Maße  ge. 
liefert  werden  dürfen,  als  sie  in  Deutschland  in  Gebrauch 
sind.  Nachdem  anfangs  gefordert,  worden  war,  daß  <lie  Zahl 
der  Tenderlokomotiven  V20  der  Gesamtzahl  nicht  überschreiten 
solle,  ist  zwar  später  der  Anteil  auf  durchschnittlich  erhöht 
worden,  jedoch  wird  auch  di'cser  Satz  den  Verhältnissen 
Deutschlands  nicht  annähernd  gerecht,  wo  in  den  Jahren 
1913/15  32,7  %,  also  nahezu  ein  Drittel  der  Lokomotiven  Ten- 
derlokomotiven waren. 

Es  leuchtet  ein,  daß  die  Verschärfung  der  Auflagen  uatur- 
goiriäß  deren  Erfüllung  verzögern  mußte,  da  sie  bereits  ge- 
rn offene  Abgabedispositionen  umwarf  und  dadurch  Ver- 
wirrung und  Verlangsamung  herbeiführte-. 

Hinsichtlich  der  Wagen  wurden  die  Waf  fen  Stillstands - 
bedingungen  nachträglich  dadurch  verschärft,  daß  die  Entente 
die  Annahme  von  deutschen  Personenwagen  IV.  Klasse,  die 
rd.  27  %  des  Gesamtpersonenwagembestandes  Deutschlands 
ausmacht,  ablehnte.  Da  auch  die  Wagen  IV.  Klasse  mit  Sitz- 
bänken ausgerüstet  sind,  in  ßüddeutschland  sich  überhaupt 
von  denen  der  III.  Kla,sse  kaum  unterscheiden,  ist  ihre  Zu- 
rückweisung  saehlich  nicht  gerechtfertigt.  Erschwerend 
wirkte  fem  er  der  Umstand,  daß,  während  in  den  früheren 
Äußerungen  der  Entente  nur  von  Klassen  und  Aohsenzahl  der 
Personenwagen  die  Rede  gewesen  war,  gegen  Ende  Dezember 
auch  D-Zugwagen  in  großer  Zahl  gefordert  wurden.  Da- 
durch, daß  diese  Forderung  erst  in  einer  Zeit  hervortrat,  in 
der  schon  ein  sehr  großer  Teil  der  Wagen  aus  der  Heimat  ab- 
gefahren war,  wurde  die  Erfüllung  des  Vertrages  verzögert, 
insbesondere  die  Ablieferung  der  verlangten  D-Zugwagen- 
zahl in  Frage  gestellt. 

Ersatzteile  für  Lokomotiven  und  Wagen  hat  die 
Entente  in  so  großer  Zahl  verlangt,  wie  sie  mit  Ausnahme 
einiger    geringwertiger  Gegenstände    bei    keiner  deutschen 


Eisenbahnverwaltung  vorrätig  sind,  so  daß  erst  ihre  Neube- 
sohaffung  in  die  Wege  geleitet  werden  mußte.  Es  ergibt  sich 
hieraus,  daß  die  Ansprüche  der  Entente  das  Maß  der  Billig- 
keit weit  überschritten,  und  daß  die  Lieferung  nicht  pünkt- 
lich ausgeführt  werden  kann.  Hinzu  kommt,  daß  der  Umfang 
der  Forderung  erst  Anfang  Dezember  Deutschland  l>©kannt- 
g-egeben  wurde. 

2.  Statt  Materials  mittlerer  Güte  und  mittleren  Unterhaltungs- 
zustandes wurde  ganz  tadelloses  Material  verlangt. 

Nach  Art.  VII  des  Abkommens  und  dem  Art.  IV  der  Zu- 
satznote 2,  wonach  „lauffähiges  und  gut  unterhaltenes  Ma- 
terial" zu  liefern  war,  mußte  als  selbstverständlich  angenom. 
men  werden,  daß  nur  Fahrzeuge  von  einer  Beschaffenheit  ver- 
langt würden,  wie  sie  bei  entsprechender  Auswahl  überhaupt 
auf  den  deutschen  Bahnen  vorhanden  waren  und  nach  Maß- 
gabe der  durch  den  Krieg  geschaffenen  Verhältnisse  vor- 
handen sein  konnten.  Es  sollte  doch  der  Entente  eine  so- 
fortige Verstärkung  ihrer  Betriebsmittel  zugeführt  werden. 
Diese  Annahme  ist  nicht  eingetroffen.  Ohne  Rücksicht  auf 
die  Einwirkungen,  die  der  vierjährige  Krieg,  der  Ai'beiter- 
mangel  in  den  Werkstätten  und  das  Fehlen  wichtiger  Ee- 
paraturstoffe  auf  die  Güte  und  Beschaffenheit  des  Materials 
ausüben  mußte,  hat  die  Entente  die  Abgabe  völlig  fehlerfreier 
Betriebsmittel  verlangt  —  beinahe,  wie  bei  der  Abnahme  von 
der  Fabrik  — !  Derartiges  Material  gibt  es  aber  auf  den  deut- 
schen Bahnen  nur  noch  in  verschwindender  Zahl.  Nach  Mel- 
dungen verschiedener  Verwaltungen  genügen  nur  rd.  10  % 
ohne  weiteres  den  Anforderungen.  Der  ganze  Betriebsmittel- 
park hätte  der  Entente  vorgeführt  werden  müssen,  ohne  daß 
hierunter  sich  auch  nur  annähernd  die  Zahl  der  geforderten 
Lokomotiven  und  Wagen  in  dem  verlangten  Zustande  befun- 
den hätte.  Sie  müssen  daher  für  die  Übergabe  erst  herge- 
richtet werden.  Jede  Lokomotive,  fast  jeder  Wagen  muß 
untersucht  und  besonders  instandgesetzt  werden,  ethe  er  mit 
Erfolg  der  Entente  vorgeführt  werden  kann. 

3.    Willkürlichkeit  der  Abnahmekommissionen. 

Hierzu  kommt  die  Willkürlichkeit  und  Ungleichheit  der  An- 
forderungen. Die  Ansprüche  an  den  Zustand  der  zu  über- 
gebenden Betriebsmittel  sind  nicht  etwa  einb.eitlich  und  in 
einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise  vereinbart  oder 
festgesetzt.  Jede  Übernahmekommission  hat  sich  vielmehr 
erst  im  Laufe  ihrer  Abnahmetätigkeit  beliebig  und  selbstän- 
dig das  Maß  ihrer  Anforderungen  gebildet  und  danach  die  Zu- 
rückweisungen vorgenommen.  Bis  in  die  letzte  Zeit  hinein  sind 
immer  neue  grundsätzliche  Fordei'ungen  erhoben  worden, 
z.  B.  ist  soeben  erst  bekannt  geworden,  daß  für  schwächere 
Lokomotivgattungen  ein  besonders  guter  Unterhaltungszu- 
stand  verlangt  wird.  Hierdurch  werden  die  deutschen  Bahnen 
bei  der  Auswahl  und  Herriohtung  der  Stücke  immer  wieder 
vor  neue  Aufgaben  gestellt. 

Dabei  sind  die  Anforderungen  der  einzelnen  Ühernahme- 
kommissionen  ganz  verschieden.  Zu  gleicher  Zeit  nimmt  die 
ein©  von  den  vorgeführten  Wagen  80  %,  die  andere  1,8  %  an, 
ohne  daß  in  der  Auswahl  der  zugeführten  Wagen  ein  Unter- 
schied besteht.  Hieraus  erhellt  die  völlige  Willkür  der  ge 
stellten  Anforderungen  und  die  Unmöglichkeit,  sich  mit  Aus- 
wahl und  Herriohtung  des  Materials  auf  derartig  verschie- 
dene Anforderungen  sachgemäß  einzurichten. 

Zu  den  außerordentlichen  und  zeitraubenden  Arbeiten  für 
die  Herrichtung  des  abzuliefernden  Materials,  die  bei  Über- 
nahme der  Verpflichtungen  des  Waffenstillstandes  in  keiner 
Weise  vorauszusehen  waren,  kommen  noch  die  außerordent- 
lichen Betriebsleistungen,  die  das  Verfahren  der  Übernahme-  • 
kommissionen  den  deutschen  Bahnen  auferlegt.  Tausende  von 
Wagen  waren  den  Grenzbezirken  umsonst  zugeführt.  Viele 
Hunderte  von  Wagen  laufen  noch  jetzt  diesen  Bezirken  völlig 
zwecklos  zu,  weil  ein©  beliebige  neue  Forderung  einer  Unter- 
kommission ihre  Abnahme  ausschließt.  Zu  vielen  Tausenden 
müssen  die  Wagen  wegen  der  übermäßigen  Anforderungen 
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an  ihren  Zustand  in  den  J3«tiU'ebsglei&en  untersucht,  a,xi%g<c<- 
■  -sondert  und  den  W^erkstätt-en  zugeführt  weixlen.  Di^e  große 
Menge  der  nicht  ängenoiumenen  Wagen  und  Lokomotiven  füllt 
die  Grenzbezirke  und  erschwert  die  Zufuhr  des  zu  über- 
gebenden neuen  Materials.  Hieraus  el^g^6ben  sich  vStockungeu, 
die  weit  in  die  inneren  Bezirke  Deutschlands  zurückwirken. 
Dies(5  Stockungen  fühwu  zu  einem  unwirtschaftlichen  Loko- 
raotivrerbrauch,  der  den  ohnehin  aufs  äußerste  geschwächten 
Lokomotivpark  völlig  erschöpft  und  den  ganzxin  Betrieb  zum 
Zu«a.mmenbTOch  bringen  muß. 

4.    Absperrungen   der   Entente    innerhalb  Deutschlands. 

Besonders  stöi-end  wirken  auch  Betriebserschwemisse,  die 
durch  die  Entente  unmittelbar  veranlaßt  sind,  so  die  Sperrung 
mehrei-er  Eheinübergänge  und  Zufairtslinien  zu  solchen,  wie 
der  Strecke  Frankfurt  a.  M.-Manuheim,  ferner  Behinderungen 
m  der  Benutzung'  freigx^gel)ener  Eheinbi-ücken,  wie  der  Straß- 
burger und  der  Mainzer  Brücke.  Allg-emein  beeinträchtigt 
auch  die  Ahsperning  an  den  Oreozeu  des  l)e.setzteu  deutschen 
Gebiets  die  Flüssigkeit  des  ganzen  Betriebes  in  den  west- 
lichen Grenzbezirken  und  damit  sowohl  die  Zuführung  des 
.Materials  zur  Übergabe,  als  auch  die  Zurückführung  der  vielen 
Tausende  zurückgewiesener  Wagen. 

Mangelhafte  Leistungsfähigkeit  der  Überuahm*- 
komiuissionen  der  Entente. 


An  einzelnen  Siellen,  au  denen  es  trotz  der  geschil- 
derten, aus  dem  Verhalten  der  Entente  sich  ergel>enden  großen 
Schwierigkeiten  gelang,  ausnalimsweisc  Lokomotiven  und 
Wagen  in  größerer  Zahl  heranzuführen,  erwie^s  sich  die  Ülber- 
gabe  devshalb  als  undurchführbar,  weil  liier  die  Uhemahme- 
kommissionen  der  Entente  nicht  iu  der  Lage  waren,  die  Fahr- 
zeuge in  einer  den  Bedingungen  entspi-echenden  Zahl  zu 
untersuchen.  Im  Bezirk  Cöln  und  in  den  für  die  Zufuhr  nach 
<-!öln  in  Frage  kommenden  Bezirken  wai-en  zeitweilig  zahl- 
reiche Lokomotiven  und  Tausende  von  Wagen  abgestellt  und 
warteten  vergeblich  auf  Untersuchung.  Die  Überaahmekom- 
raissionen  im  Bezirk  Cöln  konnten  das  Material  nicht  ver- 
arbeiten. Ihi-e  Zahl  erwies  sich,  hier  als  zu  gering.  Erst  in 
der  letzten  Zeit  wurden  sie  vennehrt.  Selbst  wenn  es  ge- 
hing-en  wäre,  das  zu  übergebende  Material  in  \  ollem  l'uifange 
zuzuführen,  wäne  iseine  fristgemäße  Untersuchung  und  Ülx>r- 
nahme  im  Cölner  Bezirk  immöglich  gewesen. 

«.    Große  Schwlerigkeitcu  erwuchsen  endlich  auch  aus  dem 
Verlangen  der  Entente,  daß  jede  abzugebende  Lokomotive  mit 
Bemannung  versehen  sein  müsse. 

Deut'Soherseit.s  h,atte  man  von  vomhei-ein  nur  mit  einer  Ab- 
gabe von  Fahrzeugen  ohne  B  e  m  a  n  n  u  n  g  gerechnete  Die 
amtliche  deutsche  Übersetzung  des  maßgeibendeu  Art.  Vll  des 
VVaffenstillstandsaibkommens  spricht  nur  von  der  Abgabe  ge- 
brauchsfähiger Lokomotiven,  während  die  Worte 
.,machines  montees"  des  französischen  Textes  nach  der  in 
Spa  gegiebenen  Auslegung  tatsächlich  die  Bedeutimg  von  „be- 
setzten Lokomotiven''  haben  sollen.  Unbemannte  ^Maschinen 
wurden  von  der  Entente  ohne  weiteres  zurückg^ewiesen,  wo- 
durch Vei'zög-erungen  in  dei'  Abnahme  entstanden,  die  .jeden- 
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faUs  subiektiv  den  Deutschen  nicht  zur  Last  gelegt  werden 
können.    Es  mag  dahingestellt  )>leil>en,  ob  das  '^''erlangen  der 
Auslieferung  von  deutschem  Personal  —  also  von  zTvüper- 
sonen  —  völkeri-echtlich  überhaupt  zulässig,  <lie  Bedingung 
also  als  rechtsgültig  anzusehen  ist.    Die  deutschen  Bahnen 
haben  jedenfalls  von  dem  Augenblick  an,  als  ihnen  dieses 
Verlangen  bekannt  wurde,  alles  getan,  um  ilun  gerecht  zu 
werden.    Sie  ibegegneten  aber  in  der  Ausführung  einem  all- 
gemeinen starken  Widerstand  bei  ibren   Beamten.  Schuld 
daran  war  die  offenkundige  Feind-seligkeit  der  Zivilbevölke- 
rung in  Belgien  und  Frankreich  g'egenüber  jedem,  der  als 
DeutiScher  erkennbar  war.      Schon  die  Tage  der  Räumung 
hatten  ja  unerhörte  Angriffe  auf  Leib  und  Leben,  auf  Hab 
und  Gut  der  abziehenden  Deutschen,  insl>esondere  auch  der 
Eisenbahner,  g'ebracht.    Es  mußten  daher  in  Deutschland  alle 
erdenklichen  Mittel  angewendet  werden,  um  überhaupt  Per- 
sonal zu  finden,  das  bereit  war,  mit  den  Lokomotiven  über- 
zugehen;   ein  Zwang  konnte  ja  rechtlich  nicht  angewendet 
werden,  hätte  übrigens  auch  keinen  Erfolg  gehabt^  da  wider- 
wülig-eis  Personal  doch  Mittel  und  Wege  gefunden  hätte,  vor 
der  Übergal>e  oder  später  zu  entweichen.    Es  w^irden  daher 
überall  Aufrufe  zu  freiwilliger  Meldung  erlassen,  dabei  die 
von  Marschall  Foch  g-egebeuen  Zusieherungen  der  Sicherheit 
und  guter  Behandlung  und  Verpflegimg  bekanntgegeben  und 
außerordentlich  hohe  Bezüg-e  für    die    Zeit    dieser  Dienst- 
leistung gewährt.   Trotz  alledem  isind  die  Schwierigkeiteai  dei- 
Personalbeschaffung  bis  in  die  allerletzte  Zeit  sehr  groß,  zu- 
mal immer  noch  Xachiiohten  über  unwürdige  Behandlung, 
besonders  aus  Belg  ien,  kommen,  die  gegebenen  Zusicherungen 
aliso  tatsächlich  nicht  ülK-rall  innegehalten  werden. 


IV.  Zusammenfassung. 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen  ergibt  sich,  daß  die 
nicht  rechtzeitige  Erfüllung  der  Waffenstiirstandsbedingungen 
hinsichtlich  der  Ablieferung  des  Eisenbahnmaterials  nichi 
durch  bösen  Willen  Deutschlands  verschuldet.,  sondern  auf 
Umstände  zurückzuführen  ist,  die  völlig  außerhalb  des  Ein- 
fluss-es  der  deutschen  Behörden  liegen,  in  der  Hauptsache  so- 
gar direkt  auf  Maßnahmen  der  Entente. 

Der  preuß,iische  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  hat  in 
einer  zu  diesem  Zwecke  angefertigten  Zusammenstellung  die 
Beweisstücke  dafür  geliefert,  daß  die  deutschen  Bahnen  von 
Anfang  an  alles  Erdenkliche  getan  haben,  um  im  Rahmen 
der  Möglichkeit  die  Abgabe  fristgemäß  durchzufühi-en.  Es 
ergibt  sich  aus  den  erlassenen  Verfüg-ungen,  daß  die  Dien  st - 
stelLenvoi-steher  persönlich  für  die  restlose  Durchführung 
der  angeordneten  Maßnahmen  vera-ntwortlich  gemacht  und  daß 
die  Abgaben  ohne  Rücksicht  auf  die  —  gewiß  dring-enden  — 
Erfordernisse  des  heimischen  Verkehrs  zu  leisten  sind.  Wenn 
das  Ergebnis  trotz  aUedem  unbefriedigend  ist,  iso  kann  dies 
Deutschland  nicht  zur  Laist  g-elegt,  cüe  ErfüEung  der  doch 
nur  für  den  Fall  bösen  Willens  vorgesehenen  Vertragsstrafe 
nicht  verlangt  werden.    Vielmehr  wird  die  nochmalige  Ver- 
**längening  der  Frist  um  eine  sich  der  tatsächlichen  Möglich- 
keit der  Belieferang  anpassende  Zeit  von  der  Entente,  wenn 
andern  sie  den  wirklichen  Verhältnissen  und  den  überall  gel- 
tenden Rechtsgnindsätzen  Rechnung  tragen  will,  nicht  ver- 
weigert werden  können. 


BereithaltuDg  der  Signalmittel  zur  Zugdeckung. 


Wenn  ein  Zug  auf  Hauptbahnen  aus  anderem  Anlaß  als 
der  Haltstellung  eines  Hauptsignals  auf  der  Sti'ecke  zum 
Halten  kommt,  dann  muß  nach  §  58  der  Fahrdienstrvorsohriften 
bei  Zügen  ohne  durchgehende  Bremse  der  letzte  Bremser, 
hei  Zügen  mit  durchgehender  Bremse  ein  im  voraus  zu  be- 
stimmender Zugbedienstx?ter  bei  Tage  sich  zunächst  so  auf- 
stellen, daß  er  die  lückliegende  Strecke  gut  übersehen  kann. 
l>ei  Naeht  zunächst  eine  rote  Fackel  anzünden  und  damit  nach 
rückwärts  leuchten.    Kann  der  Zug  innerhalb  S  Minuten  nicht 


weiterfahi-en,  dann  ist  die  „Deckung"'  des  Zuges  zu  verau- 
la-sisen. 

Di©  Fackeln  soll  bei  Zügen  ohne  durchgehende  Bi-emse  der 
Letzt.6  Bremser  in  dem  sogenannten  Fackelkasten  mit  sich 
führen.  Bei  Zügen  mit  durchgehender  Bi-em^se  soll  der 
Fackelkasben  im  Dienstabteil  eines  Schaffners  oder  isonstwo 
sofort  gi'eifbar  zur  Hand  «ein.  Die  übrigen  Signakaittel  zur 
Deckung,  und  zwar  2  rote  Fahnen.  2  Handlaternen  mit  rotei 
\'orsteck5cheibe.  12  Knallkapseln  und  12  sogenannte  Licht- 
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patron«u  zar  lieleuchtua^  der  Hündlatem-en,  «ollten  im  Pack- 
wagen in  (km  so^r^nannt'en  Bignalmittelkasfen  rorrätig  sein. 
Für  das  Vorhand'ensein  dieser  Ausrüstunof  hat  die  Heimat- 
station  des  Packwagens  zii  sorgen. 

Bei  den  jetzigen  Verhältnissen,  die  «ich  wohl  so  .bald  noch 
nicht  ändern  lassen,  ist  es  aber  aus  besonderen  Gründen  nicht 
möglich,  alle  Packwagen  bestimmten  Heimatstationen  zuge- 
teilt zu  lassen.  Die  'Wagen  laufen  „freizügig".  Das  hat  zur 
Folge,  daß  die  Ausrüstung  der  Packwagen  mit  den  Signal- 
mitteln in  Unordnung  gerät.  Handlaternen  und  rotes  Fahnen- 
tuch, Lichtpatrouen  und  sogar  die  Knallkapseln  werden 
häufig  entwendet.  Die  meisten  Signalmittelkasten  sind  voll- 
ständig leer.  Es  ist  unmöglich,  alle  Teile  schnell  und  regel- 
mäßig zu  ersetzen  und  den  Bestand  zu  sichern. 

Das  Zugpersonal  liat  also  yielfach  keine  Signalmittel  zur 
Zugdeckung  vorrätig.  Ein  Streckenläufer  oder  ein  sonstiger 
Streckenposten  ist  nicht  immer  zur  Lieferung  zur  Stelle. 

Aber  wenn  auch  die  Signabnittel  im  Packwagen  vorrätig 
wären,  so  sind  sie  nicht  zur  Hand,  wenn  eine  Zugtrennung 
stattfindet  und  der  vordere  Zugfceil  mit  Lokomotive  und 
Packwagen  w.aiterfährt,  ohne  daß  die  auif  dem  vorderen 
Zugteil  befindlichen  Bediensteten  die  Trennung  bemerken. 
In  solchen  Fällen,  die  nicht  iselten  vorkommen,  ist  aber  eine 
Deckuna-  des  auf  der  Strecke  zurückgelassenen  Zugteiles  erst 
recht  geboten  und  schnell  geboten,  weil  aus  naheliegenden 
»Triinden  erfahningsgemäß  die  jMöglichkeit  besteht,  daß  von 
der  vorliegenden  Station  oder  Blockstelle  nach  Ankunft  oder 
Durchfahrt  des  vorderen  Zugteiils  die  Strecke  entblockt  oder 
der  Zug  zurückgemeldet,  und  von  der  rückliegendeu  Station 
em  Zug  auf  die  im  Streckenabschnitt  stehenden  Wagen  abge- 
lassen wird.   So  sind  schon  viele  schwere  Unfälle  entstanden 

-Aus  den  voi-stehendcn  <Jründen  ist  es  daher  nicht  Tsweck- 


mäßig,  die  Signaknitlel  ziu-  Zugdeckung  in.  den  Packwagen  vor- 
lätig-  zu  halten.  Auch  sprechen  noch  andere,  nicht  ganz  von 
der  Hand  zu  weisende  Gründe  dagegen.  Z.  B.  ist  die  Auf- 
Liewahrung  der  Knallkapseln  im  Packwagen  nicht  ungefähr- 
lich. Außerdem  werden  die  Kapseln  bei  längeI^er  Lagerung 
in  den  nicht  dicht  schließenden  Kasten  iufolge  des  Koch- 
dunstes im  Packwagen  unbrauchbar. 

Es  empfiehlt  sich  daher,  die  Signaimittel,  außer  deu 
Fackeln,  in  regendichten  Kasten  auf  der  Strecke  aufzube- 
wahren. Ein  solcher  Kasten  müßte  etwa  alle  1400  m  an  einer 
Telegraphenstange  oder  an  einer  besonderen  Stange  ange- 
bracht sein.  Wegweiser  müßten  anzeigen,  wo  der  nächst^' 
Kasten  hängt.  Bahnmeister  und  Streckenwärter  (Strecken- 
läufer) würden  sie  regelmäßig  nachzusehen  und  zu  unterhalten 
haben.  Es  genügen  in  iedem  Kasten  Signalmittel  für  zwei 
Deckungen. 

Zweckmäßiger  als  der  teuere  Fackelkasten  und  die  Fackeln 
oder  ihnen  minde.stens  gleichw>ertig  wäre  eine  Handlaterne 
mit  roter  yorsteckscheibe;  die  etwas  größer  als  eine  SchaCI- 
uerlaterne  ist  und  mit  Cai-bidbeleuchtnng  zu  versehen  sein 
würde. 

Die  Fackelkasten  Leiden  zu  sehr  unter  der  Behandlung  iiml 
unter  dem  Regen,  so  daß  die  Fackeln  in  Stücke  zerbrechen, 
feucht  werden  und  sich  nicht  anzünden  lasvsen.  Die  rote  Ln- 
terne  an  Stelle  der  Fackel  ist  unbedenklich.  Das  Leuchten 
braucht  nur  kurze  Zeit  zu  dauern,  denn  naeh  8  Minuten  muH 
der  Zug  mit  den  anderen  Signalniitteln  gedeckt  werden,  was 
ohnehin  der  sicherste  Schutz  ist. 

Die  nähere  Beschaffenheit,  die  Einrichtuuff  und  das  An- 
bringen der  .Signalmittelkasten,  sowie  die  nähere  B.6schaf fen- 
lieit  der  Signallaterne  läßt  sich  leicht  ausdenken. 

Alstädter.  Bahnhofsvorsteher  in  Warburo-  (Westf.}. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Gebührnissc  des  Kanzleipersonais.  Nach  einem  Erlaß 
des  preußischen  Finanzministeriums  treten  vom  1.  Januar 
1919  ab  im  Bereiche  der  allgemeinen  Verwaltung  und  dei' 
Verwaltung  der  direkten  Steuern  die  ü)>e.r  die  Berechnuno- 
des  Schreibwerks,  die  Führung  des  Monatszettels,  die  Pflicht" 
leistung  und  den  Übeiwerdienst  ergangenen  Vorschriften 
außer  Kraft.  Den  Kanzleibeamteu  und  Hilfsschreibern  ist 
künftig  in  älmlicher  Weise,  wie  dies  ))ei  den  Büro-  und  Kas- 
senbeamten geschieht,  ein  von  dem  Chef  der  'Behörde, 
sei  es  nach  :\Iaterieu,  .sei  es  in  anderer  Weise  fest- 
zusetzender liestimmfer  Arbeitsteil  zuzuweisen,  dessen 
Erledigung  von  ihnen  in  einer  angemessenen  Frist  ver- 
laug-t  werden  muß.  Dalxd  wirrl  noch  besonders  darauf 
hingewiesen,  daß  die  Kanzleibeamteu  pp..  ^vbenso  wie 
die  übrigen  Beamten,  verpflichtet  sind,  nötigenfalls  auch  über 
die  Dienststunden  hinaus  zu  arbeiten.  Den  Kanzleihilfs- 
schi-eibern  wird  vom  1.  Januar  1919  ab  eine  feste  Entsohädi- 
gnng  gewährt. 

Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  diese  neuen  Bestim- 
iiuingen  auch  auf  das  Kanzleipei'sonal  seiner  Verwaltung- 
ülx'rtragen.  " 

 — ^-~~^^««3t«W 

—  Errichtung  eines  iieiieu  Eisenbahn-Werkstättenamts. 
.Vm  1.  d.  M.  ist  im  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Danzig 
ein  neues  Eisenbahn-Werkstättenamt  in  Danzig  mit  der  Be- 
zeichnung Danzig  b  errichtet  worden.  Das  in  Danzig  be- 
findliche, bisher  mit  Danzig  bezeichnete  Eisenbahn-Werk- 
stättenamt hat  die  B^ezeich  nung  Danzig  a  erhalten. 


-  Ausstände  in    den    Berliner  Verkehrsuuternehniungen. 

Nachdeni  auf  der  Groß-en  Berliner  Straßenbahn  der  Betrieb 
durch  einen  Streik  des  gesamten  Fahrpersonals  fast  zwei 
la«e  unterbrochen  worden  ist,  der  nur  durch  hohe  Lohnbe- 
"■\j!.i««ngen  beigelegt  werden  konnte  und  erhebliche  Tarif- 
erhöhungen nac>  sich  ziehen  wird,  ist  auch  das  gesamte  Be- 
tiiebspersonal  der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn  in  den 
Ausstand  getreten.  Die  Verhandlungen  mit  der  Direktion  der 
Uoohbahngesellschaft  führten  zunächst  zu  keinem  Erge-bnis, 
obwohl  die  Direktion  zu  den  Aveitesten  Zugeständnissen  bereit 
war,  die  ohnehin  schon  zu  Verlusten  des  T'nternelimens  führen 
wurden.  Die  Angestelllen  beharrten  ie.loch  auf  ihren  vollen 
bprderungen  und  erklärten,  nicht  warten  zu  wollen.  Darauf- 
iim  sind  sie  m  den  Stredk  getreten.  Für  das  VeA ehrsieben 
-roß-Berlins  bedeutet   das  Stillegen   der  Hoch-  und  Unier- 


i^rundbalin  eine  neue. starke  Er.sch\veruis,  da  auch  <lie  Straßeu- 
bahn  bei  ihrer  ständigen  Überfülluu.g  dem  .\nsturm  der  zu- 
strömenden Massen  nicht  gewachsen  ist. 

Über  die  einzelneu  Forderungen  der  Hochbahnan gestellten 
wird  berichtet :  Die  Zugführer  verlangten  ein  monatliches  Ge- 
halt von  GOO  ,ä,  Zugbegleiter  580,  Bahnhof sschaffnor  und 
-schaffnerinnen  360  bis  560  und  die  Fahrkart.enausgeberinnen 
3(X)  'bis  500  J{.  je  nach  dem  Dienstalter.  Da  di.e  etwa  3000 
Iloohbahnangestellten  im  Durchschnitt  schon  mehren  JahiM' 
im  Dienst  der  Gesellschaft  stehen,  kämen  für  die  Angestellten 
meistens  die  Höchststaffelungen,  nicht  die  Anfan.gsgehälter 
in  Frage.  Die  Ausgaben  für  die  dei-maßen  erhöhten  C^ehälter 
wurden  auf  rund  18  Millionen  Mark  jährlich  sich  belaufen, 
ein  Betrag,  der  fast  die  Höhe  der  g-e&amten  Eiunalunen  des 
\'origen  Jahres  erreicht. 

Inzwischen  ist  der  Betrieb  wieder  aufgenommen  worden, 
nachdem  auf  Grund  eines  Schi  .e  d  s  s  p  r  u  c  h  s  d  <■  s  G  e  w  e  r- 
begerichts  eine  Einigung-  zwischen  der  Gesellschaft  und 
den  Angestellten  zustande  gekommen  war.  Nach  dem  Spruch'' 
des  Schiedsgierichts  wird  den  Zuaführern  und  -beoleitcrn  eiui' 
monatliche  Zulage  von  90  Jl,  den  Bahnsteigschaffuern  eine 
solche  von  SO  Ji  gewährt.  Das  männliche  Aushilfsiiersonal 
soll  eine  monatliche  Zulage  von  60,  das  weibliche  .eine,  isolchc 
von  25  .Ä  erhalten.  Kolonnenführer  erhalten  90  Ji,  Streckeu- 
beamten  60  M  Monatszulage.  Den  Handwerkein  wurde  ein 
Stundenlohn  von  2,25  J{,  den  Arbeitern  ein  solcher  von  1,95  .//. 
den  Arbeiterinnen  von  1,20  Jl  zugebilligt.  Die  Zulagen  haben 
ruckwirkende  Kraft  bis  zum  1.  Januar  und  gelten  bis  zum 
31.  März 

Der  A'erband  Groß-Berlin  hat  sich  eiuvierstanden  erklärt, 
daß  die  Hochbahngesellschaft  entsprechend  den  Lohnzulageii 
an  die  Ang-estellten  ihre  Fahrpreise  erhöht  und  zwar  zunächst 
nur  bis  zum  31.  März  1919.  Die  Hoohbahngesellschaft  hat  fol 
senden  Tarif  in  Aussicht  genommen:  in  der  1.  Zone  (bi> 
.'  Stationen)  3.  Klasse  25  Pf..  2.  Kla.sse  35  Pf.,  in  aer  2.  Zone 
(b)js  8  Stationen)  30  und  40  Pf.,  in  der  3  und  4.  Zone  35  un'l 
'  .l'l      r-ic  l.islieri;;-!,.  I.  Zone  wird  beseitigt. 

—  Fahrzeugbestellungen  der  württembergisehen  Eiseubahn- 
ver-vvaltung.  Die  württem)>ergische  Eiseubahnveiwaltuno-  hat 
im  Laufe  des  Krieges  mit  Bestellung  neuer  Lokomotiven  und 
VVagen  nicht  zurückgehalten.  Sie  ist  vielmehr  mit  Rücksicht 
aat  den  durch  den  Krieg  veranlaßten  starken  Verschleiß  der 
lahrzeuge  weit  über  das  sonst  übliche  ;Maß  der  Nenbeschaf 
tung  hinausgegangen.  So  wurden  für  das  Jahr  1918  55  Loko- 
motiven und  800  Wagen  mit  einem  Aufwand  von  21  Millionen 
Mark  bestellt.  Bei  den  Aufträgen  für  1919  wurde  die  Be- 
\r  o  1^^'  Arbeit. sgelegenheit  in  möglich.st  weitoehendem 
-Maße  l>erucksichtigt.  Es  sollen  im  neuen  Jahr  80  Lokomo- 
oi'*^r\\^*^  1370  Wagen  mit  einem  Giesamtaufwand  von  etwa 
VT..,i*^"|ionen  Mark  neu  beschafft  werden.  Mehr  als  die 
i lallte  hjervon  ist  bereits  versr.eben.    Unter  den  bestellten  To- 
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komotiven  'befind«!!  sich  nameiitlich  besonder»  kräftige  Güt«r- 
zuglokomotiven,  di«  sich  auch  für  den  Schiebedienst  eignen. 
Eine  G-egenüberstellunff  dieser  Aufträge  mit  denen  Preußens 
ergibt,  daß  Württemberg  hinter  Preußen  keineswegs  zurück- 
bleibt. Bei  der  Übertragung  der  Lieferungen  hat  die  General- 
direktion der  Staatseisenbahnen  im  engsten  Zusammenarbeiten 
mit  dem  Arbeitsministerium  darauf  Bedacht  genommen,  daß 
Werke,  die  nach  ihi-en  Einrichtungen  nicht  für  die  Herstel- 
lung ganzer  Fahrzeuge  in  Betracht  kommen  können,  zur  An- 
fertigung von  Te'len  herangezogen  werden.  Für  die  Fabriken 
ist  weitere  Arbeitsgelegenheit  dadurch  geschaffen  worden, 
daß  Ersatzteile  und  Vorratsstücke,  die  früher  in  den  staat- 
lichen Werkstätten  hergestellt  wurden,  in  größerem  Umfange 
dorthin  vergeben  werden. 

—  Fahrzeugablieferuns;  und  Werkstättenarbeiter  in  Würt- 
temberg. Da  die  Ablieferung  der  an  die  Entente  abzuliefern- 
den Lokomotiven  und  Wagen  den  allergrößten  Schwierig- 
keiten begegnet,  hat  die  Generaldirektion  der  württember- 
gischen Staatseisenbahnen  sich  genötigt  gesehen,  die  Arbeiter 
der  Eisenbahnwerkstätten  aufzufordern,  sie  möchten  unter 
Zurückstellung  ihrer  Sonderinteressen  in  Erfüllung  der  von 
ihnen  seit  Kriegsbeginn  bewährten  Opferwilligkeit  bis  zur 
Beendiguno-  der  Fahrzeugablieferung  sich  der  Uberzeitarbeit 
und  Schichtarbeit  insoweit,  unterziehen,  als  dies  zur  Er- 
i^ichung  des  erwähnten  Zwecks  notwendig  ist.  Die  Arbeiter- 
schaft ist  diesem  im  Einvernehmen  mit  ihren  Vertretern  er- 
lassenen Aufruf  in  voller  Erkenntnis  ihrer  vaterländischen 
Pflicht  willig  nachgekommen  und  hat  sich  nicht  nur  der  ge- 
forderten Überzeitarbeit,  sondern  auch  der  Arbeit  an  Sonn- 
und  Feiertagen  unterzogen.  Im  „Staatsanzeiger  für  Württem- 
berg" wird  daher  betont,  wenn  es  gelinge,  die  .Waffenstill- 
standsbedingungen in  diesem  Teil  zu  erfüllen,  so  sei  es  diesem 
Geme-'nsinn  der  Werkstättenarbeiter  zu  danken;  die  außer- 
ordentliche Anforderunq-  an  ihre  Arbeitswilligkeit  werde 
keine  Stunde  länger  erfolgen,  als  unbedingt  geboten  sei. 

—  Reisecrlaubnisscheine  in  Württemberg.  Im  Hinblick  auf 
die  große  Betriebsnot,  die  die  scharfe ,  Einschränkung  des 
Zivilverkehrs  notwendig  erscheinen  ließ,  hat  sich  die  würt- 
tembergische Eisenbahnverwaltung  genötigt  gesehen,  anzu- 
ordnen, daß  vom  2.  Januar  1919  ab  auf  allen  Stationen  ihres 
Netzes  Fahrkarten  des  gewöhnlichen  Verkehrs  in  Personen- 
und  Schnellzügen  an  Zivilpersonen  nur  gegen  Vorz'eigung 
eines  Eeiseerlaubnisscbeins  ausgegeben  werden.  Das  Vei" 
fahren  für  die  Ausgabe  von  Eeiscerlaubnisscheinen  entspricht 
im  wesentlichen  den  in  Sachsen  herausgegebenen  Bestim- 
mungen.   (Vergl.  Ztg.  Nr.  3,  S.  27.) 

—  Präsident  Ludwig  von  Leo,  der  lang.iährige  verdiente 
Vorstand  der  Betriebsabteilung  der  Generaldirektion  der 
württembergischen  Staatseisenbahnen,  ist  in  den  Euhestand 
getreten  Leo.  der  im  72.  Lebensjahre  steht,  hat  eine  mehr 
als  ö.Siähriare  Dienstz-eit  bei  den  württembergischen  Verkehrs- 
anstalten hinter  sich.  Er  trat  im  Jahre  1865  in  den  würtiem- 
bergischen  Pastdienst  ein.  ging  al>er  im  Jahre  1869  in  den 
Eisenbahndienst  über.  Er  war  hier  bis  zum  Jahre  1873  im 
äußeren  Betriebsdienst  und  von  da  bis  zum  Jahre  1883  als 
Hilfsbeamter  und  Bnrovorstand  bei  der  Generaldirektion  ver- 
wendet. Im  Jahre  1883  trat  er  als  Finanzassessor  in  das  Kol- 
legium der  Generaldir-fiktion  ein  und  war  hier  vornehmlich 
mit  den  Angelegenheiten  des  Fahrdienstes  und  des  Fahrplans 
beschäftigt.  Im  Jahre  1889  zum  Finanzrat  und  im  Jahre  1901 
zum  Oberfinanziat  befördert  und  als  solcher  im  Referats- 
dienst beim  Ministerium  verwendet,  wurde  er  im  Jahre  1903 
mit  Wahrnehninng  der  Geschäfte  des  Vorstandes  der  Betriebs- 
abteiluno- der  Genera Idirektion  betraut.  Im  Jahre  1905  wurde 
er  zum  Vorstand  dieser  Abteilunor  unter  Beförderung  zum 
Direktor  ernannt.  Im  Oktober  1914  trat  von  Leo  als  Vor- 
stand des  Verwaltunssrats  der  belgischen  Bahnen  zum  Stab 
des  Chefs  des  Feldeisenbahnweseni  mit  dem  Dierstsitz  in 
Brüssel  über  und  war  in  dieser  Stelluns-  auch  nach  der  Über- 
nahme dieses  Verwaltungsrats  in  die  MilitäT-Generaldirektion' 
Brüssel  bis  zum  Schlüsse  des  Kriee-es  tätig.  Im  November 
1914  war  ihm  der  Titel  eines  Präsidenten  verliehen  worden. 

Herr  von  Leo  hat  während  seiner  langen  Dienstzeit  in  wich- 
tio-en  und  verantwortlichen  Stellen  der  Verwaltung  vorzüg- 
liche Dienste  geleistet  und  sich  um  die  Förderung  der  heimi- 
schen Verkehrsinteresfen  bleibende  Verdienste'  erworben. 
Auf  den  internationalen  Fahrplankonferenzen  und  im  Fahr- 
dienstausschuß war  er  ein  durch  vielfache  Erfahrung,  ein- 
gehende Sachkunde,  gewinnende  Liebenswürdigkeit '  und 
lebendio-e  Fr-isnbe  des  Vortrages  gern  gesehenes  und  hoch- 
geachtetes Mitglied. 

Trotz  seines  hohen  Alter.«  zösrerte  er  nach  Ausbruch  des 
Krieges  nicht,  sich  dem  Feldeisenbahnwesen  zur  Verfügung 
zu  stellen  u^d  dort  seine  lang.iährigen  Erfahrungen  als  tech- 
nisches Mitglied   der   Linienkommandantur  und   als  Bahn- 


bevollmächtifct«r  für  Militäraneeleg^nhedteu  zu  •rorwerten. 
Beim  Ausscheiden  aus  diesem  Dienst  wurde  ihm  der  beson- 
dere Dank  des  Chefs  des  Feldeisenbahnwesens  für  die  hervor- 
ragenden Verdienste,  die  er  sicn  darin  erworben  hat,  ausge- 
sprochen. Gern  hätte  von  Leo  die  vielseitigen  Erfahrungen, 
die  er  während  mehr  als  4  Jahre  im  Peldeisenbahndienste 
sammeln  konnte,  in  'seiner  heimatlichen  Dienststellung  noch 
verwertet.  Allein  ein  schweres  Augenleiden  zwa.ng  ihn,  von 
der  Wiederaufnahme  des  Dienstes  als  Vorstand  der  B-etriebs- 
abteilung  abzusehen  und  um  seine  Zurruhesetzung  nachzu- 
suchen. Die  besten  Wünsche  seiner  Amtsgenossen  und  Unter- 
gebenen sowie  der  Allgemeinheit  folgen  dem  verdienten  Be- 
amten in  seinen  Euhestand  nach. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staatsbahn  Verwaltung  sind  der  Geh.  Baurat  Karl  Kuntze, 
Mitglied  der  Eisenbahndirekion  in  Danzig,  und  der  RegieL. 
mngs-  und  Baurat  Thomas,  Vorstand  des  Eisenbahn-Ma- 
schinenamts in  Halle  (Saale),  gestorben. 

Bei  den  württembergischen  Staatseisenbahnen  wurden  auf 
Ansuchen  in  den  Euhestand  versetzt  Präsident  Ludwig 
V.  Leo.  Vorstand  der  Betriebsabteilung  der  Generaldirektion, 
und  Oberfinanzrat  Wilhelm  v.  Leo  bei  tler  Generaldirek- 
tion. 

Bei  den  badisohen  Staatseisenbahnen  ist  dem  Oberbauin- 
spektor Christian  S  c  h  n  i  t  z  s  p  a  h  n  in  Karlsruhe  die  Vor- 
standsstelle der  Bahnbauinspektion  3  Karlsruhe  übertragen 
worden. 


Deutschösterreich. 

—  Dentschösterreichischer  Verkehrsrat.  Nach  der  Begrün- 
dung des  deutschösteri-eichischen  Staates  sind  eine  Eeihe 
hervorragender  Fachmänner  des  Verkehrswesens  und  Ver- 
treter der  angesehensten  wirtschaftlichen  Körperschaften 
unter  der  Bez>eichnung  „Deutschösterreichischer  Verkehrsrat" 
zusammengetreten,  um  zu  allen  Fragen  des  deutschösterreichi- 
schen  Verkehrslebens  vom  Standpunkte  der  wirtschaftlichen 
Verkehrsinteressenten  Stellung  zu  nehmen.  Dieser  Zusammen- 
schluß soll  sich  .iedoch  nicht  nur  auf  die  Wiener  Kreise  be- 
schränken, sondern  ehestens  durch  Einbeziehung  der  Ver- 
treter der  deutschösteri-eichischen  Handelskailimern  und  an- 
derer wirtschaftlicher  Körperschaften  außerhalb  Wiens  aus- 
gestaltet werden.  Der  Deutschösteri'edchLsche  Verkekrsrat 
l>etrachtet  als  seine  nächstliegenden  und  wichtigsten  Auf- 
gaben die  Unterstützung  der  deutschösterreichischen  Eegie- 
rung  und  die  Wahrnehmung  der  wirtschaftlichen  Interessen 
Deutschösterreichs  bei  der  Auseinandersetzung  zwischen  den 
neugebildeten  Staaten,  insoweit  diese  die  Verkehrsanstalten 
betrifft,  die  Anbahnung  zwischenstaatlicher  Vereinbarungen 
und  die  Mitwirkung  bei  der  Neueinrichtung  des  deutschö&ter- 
reichischen  Verkehrswesens. 

—  Wechsel  in  der  Leitung  der  kommerziellen  Direktion  der 
Südbahn.  Der  bisherige  kommerzielle  Direktor  der  Südbahn 
Heinrich  Proch  ist  nach  mehr  als  vierzig.iähriger  Dienstzeit 
auf  eigenes,  aus  Gesundheitsrücksichten  gestelltes  Ansuchen 
in  den  Euhestand  versetzt  worden.  Er  wurde  zum  kommer- 
ziellen Konsulenten  der  Südbahn  bestellt.  Zum  kommerziellen 
Direktor  wurde  der  bisherige  Stellvertreter  des  Direktors 
Proch,  Zentralinspektor  Karl  Höchsmann  ernannt. 

—  Braunkohlenförderung  in  Böhmen.  Wie  die  ,.Neue  Freie 
Presse"  in  Wien  schreibt,  sind  gegen  Jahre&.schluß  im  böh- 
mischen Braunkohlengebiete  durchgreifende  Verschiebungen 
eingetreten.  Das  nordwestböhmisohe  Kohleng-ebiet  unterliegt 
seit  Anfang  Dezember  1918  der  Verfügungsgewalt  der 
tschecho-slowakischen  Eegierung  in  Prag.  D'e  Eegierung  ist 
sich  darüber  klar  geworden,  daß  in  erster  Linie  die  Zucker- 
industrie neben  Bahnen  und  Elektrizitätswerken  die  notwen- 
digen Kohlenzuteilunsren  erhalten  muß,  sollen  nicht  die 
schwersten  wirtschaftlichen  Schädio-ungen  eintreten.  —  Die 
Höhe  der  Kohlenförderumg  hat  bis  in  die  letzte  Zeit  durch  un- 
zulängliche Zufuhr  von  Lebensmitteln  für  die  Arbeiterschaft 
gelitten.  Neuerdings  sind  zu  den  Hemmnissen  in  der  Förde- 
rung Ausstände  der  Arbeiter  wegen  Lohnfordei'ung-en  und 
ein  beträchtlicher  Wagienmangel  hinzugetreten.  Die  gesamte 
Bahnabbeförderung  im  Brüx-Duxer  Grebiet  betrug  bis  Ende 
November  1918  ung.  960000  Wagen  g-egen  1078  000  Wagen 
im  Voriahr.  Der  -4usfall  betrug  somit  rund  11  %.  Im  Falke- 
nauer Gebiete  ist  der  Versand  bis  Ende  November  1918  bei 
einer  Men  o-e  von  rd.  216  COO  Wagen  gegenüber  dem  Voriahre 
gleich  geblieben.  Die  gesamte  geförderte  Menge  an  Braun- 
kohle findet  derzeit  aus.schließlich  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  Verwendung,  während  die  Zufuhr  in  das  Ausland 
vollständig  gesperrt  ist.  Auch  das  südliche  Österreich  und 
Wien  erhielten  aus  dem  böhmischen  Braunkohlengebiet  keine 
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,  Kohle.  Erst  in  jüngster  Zeit  wurden  auf  Grnnä  beeonderer 
Vereinbarungen  gewisse  Mengen  für  diese  Get>:ete  fredge- 
ffeben.  Wegen  der  Lohn-  und  anderen  Forderungen  der  Ar- 
beiter sind  Verhandlungen  mit  der  Eegierung  in  Prag-  im 
Gange.  Sie  dürften  nach  ihrem  Abschlüsse  die  Gestehungs- 
kosten sehr  verteuern  und  damit  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Kphlenpreise  herbeiführen.  Nach  den  letzten  Nachrichten 
soll  diese  Erhöhung  schon  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar 
1919  in  Kraft  treten.  Sie  .wird  je  nach  der  Güte  der  Kohle 
zwischen  70  und  200  Heller  für  100  kg,  ^betragen. 

—  österreichischer  Lloyd.  Die  Verwaltiing  des  Ösierr. 
Lloyd  hat  von  der  italienischen  Regierung  in  Triest  die  Ver- 
ständigung erhalten,  daß  der  königliche  Kommissär  die  Ver- 
waltung an  sich  genommen  habe.  Damit  ist  der  Verwaltung, 
die  in  Wien  ihren  Sitz  hat,  der  Einfluß  auf  die  Schiffe  des 
Llo;v^d  entzogen.  Die  italienische  Eegierung  zahlt  für  die 
Schiffe  einen  Charterlohn,  der  der  Gesellschaft  nach  dem 
FYiedenÄschluß  ausgefolgt  werden  wird. 

—  Oberingenieur  L.  Kohlfürst  Ehrendoktor.  Wie  wir  der 
„österr.  Eisenbahn- Ztg.''  entnehmen,  hat  das  Professoren- 
kolle^ium  der  deutschen  Technischen  Hochschule  in  Prag 
mit  Beschluß  vom  29.  Mai  1918,  der  unlängst  verlautbart 
wurde,  den  hochgeschätzten,  vieljährigen  Mitarbeiter  unserer 
Zeitung  Oberingenieur  und  Teleeraphenchef  der  Buschtieh- 
rader  Eisenbahn  i.  ß.  Ludwig  Kohlfürst  zum  Ehrendoktor  der 
technischen  Wissenschaften  ernannt. 


Ungarn. 

—  Keae  Bestimmungen  über  den  bahnseitigen  Verkauf  von 
öütern  bei  Ablieferungshindernissen.  Da  wegen  Üherfüllung 
der  Eisenbahnmagazine,  Lagerplätze  und  Entladegleise  in  un- 

f arischen  Stationen,  insbesondere  in  den  Budapester  Bahn- 
öfen eine  erhebliche  Güterstauung  drohte,  sah  sich  das  Han- 
delsministerium veranlaßt,  einige  Bestimmungen  des  Betriebs- 
reglements zeitweilig  abzuändern.  Es  erhält  §  81,  Abs  (1) 
folgende  Fassung: 

,.fl)  Ist  der  Empfänger  des  Gutes  nicht  zu  ermitteln,  ver- 
weigert er  die  Annahme  oder  ergibt  sich  ein  anderes  Abliefe- 
rungshindemis,  so  hat  die  Bestimmungsstation  unverzüglich 
den  Absender  durch  die  3'er^andstation  von  der  Ursache  des 
Hindernisses  zu  benachrichtigen  und  »seine  Anweisung  ein- 
zuholen [vergl.  auch  §  TS  AUs.  '(6)1,  jedoch  nur  in  dem 
Falle,  daß  das  Gut  in  der  Bestimmung.sstation  auf  den  Lao-er 
platzen  der  Bahn  sicher  eingelagert  werden  kann;  anderen- 
falls kann  die  Bahn  das  Gut  ohne  vorherige  A^erständiguug 
des  Absenders  und  des  Empfängers  sofort  verkaufen  [siehe 
Abs.  (4)  dieses  Paragraphen]." 
§  81,  Abs.  (4)  erhält  folgende  Fassung: 
„(4.)  Die  Eisenbahn  ist  ferner  berechtigt:  a)  Güter,  die 
nicht  abgeliefert  werden  können,  wenn  sie  schnellem  Verder 
ben  unterhegen  oder  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  weder 
einem  Spediteur  übergeben,  noch  eingelagert  werden  können, 
oder  deren  weitere  Lagerung  nach  Ermessen  der  Bahn  ße- 
trebsstörungen  verursachen  wrde,  sofort^  h)  Güter,  di«  nicht 
abgeliefert  werden  können,  und  die  vom  Absender  nicht  zu- 
rückgenommen werden.  4  Wochen  nach  Ablauf  der  lagerzins- 
treien  Zeit,  wenn  aber  ihr  Wert  durch  längeres  Lagern  un- 
verhältnismäßig vei-mindert  würde  oder  wenn  die  Lagerkosten 
m  keinem  Verhältnisse  zum  Wert  des  Gutes  stehen  würden, 
schon  truher  ohne  Förmlichkeiten  bestmöglich  zu  verkaufen. 
Von  dem  bevorstehenden  Verkaufe  sind  der  Absender  und  der 
hrnpfanger  zu  verständigen,  es  .sei  denn,  daß  dies  untun- 
lich ist.  Im  Falle  der  auf  Grund  des  Punktes  a)  dieses  Ab- 
satzes vorzunehmenden  Veräußerung  kann  von  die.s.er  Ver- 
ständigung abgesehen  werden.  Die  Eisenbahn  kann,  wenn 
sie  den  Verkauf  selbst  vornimmt,  außer  den  bai-en  Ausladen 
«ine  im  Tarife  festzusetzende  Gebühr  erheben." 

Die  Budapester  Handels-  und  Gewerl>ekammer  hat  eine  Ent- 
scniießung  gefaßt,  durch  die  die  AulTiebung  dieser  Ändenin.o-en 
des  Betriebsresrlements  oder  wenigstens  die  Einfühning  vrei- 
wiS'  ^°™^^^^^*^*^°  Verkauf  der  Güter  gefordert 

—  Der  neue  Staatssekretär  im    Handelsministerium.  Die 

Kegiei-uuff  hat  den  Direktor  des  Landesvereins  der  Eisen- 
werke  und  3Iasohinenfabriken  Koloman  Möhelv  zum  Staats- 
sekretär des  Handelsministeriums  ernannt. 

-  per  Warenverkehr  Ungarns  mit  Deutschösterreich  und 
kroatien-SIavonien.    Der  Warenverkehr    zwischen  Unoam 

S^,r.^  ^^/^^'^^^f/'!*^*^  und  Ungarn  und  Kroatien-Slavonien 
wurde  auf  die  Weise  geregelt,  daß  jene  Firmen,  welchr  in  den 
traueren  osterreichi.schen  Provinzen  oder  auf  dem  r;.ebiete 


des  früheren  Kroatien-Slavonien  Waren  lag>em  haben,  die  vor 
^m  81.  Oktober  1918  gekauft  wurden,  diese  bei  der  Budapester 
Handelskammer  anzumelden  haben.  Anzumelden  sind  auch 
jene  Waren,  die  von  ehemaligen  österreichischen  oder  kroa- 
tischen Staatsbürgern  bis  31.  Oktober  1918  bei  Firmen  in  der 
1  rovinz  gekauft  waren  und  bisher  nicht  abgesandt  werden 
konnten  oder  in  Ungarn  während  der  Beförderung  aufgehal- 
ten wurden.  Die  Anmeldungen  haben  den  Zweck,  die  wegen 
des  Warenaustausches  mit  den  neuen  Staatengebilden  einzu- 
leitenden Verhandlungen  zu  erleichtern. 

—  Ergebnis  der  Erdgas-  und  Erdölfoi'schnngen  in  Ungarn 

•  ^^^'^'^  ungarischen  geologischen  Gesellschaft 
tur  191b/17  ist  zu  entnehmen,  daß  hinsichtlich  der  Erdöl- 
forschungen  in  EgbeU  (Komitat  Nyitra,  Oberungarn)  nächst 
der  mahrischen  Grenze  die  ölschürfungen  für  1916/17  einen 
Beingewinn  von  1718  538  K.  ergeben  haben.  Daneben  sind 
die  ungarischen  Staatsbahnen  durch  Lieferung  erstklassigen 
Schmieröls  im  Werte  von  nahezu  3  Millionen  Kronen  unter- 
stiit^t  worden;  hiermit  beträgt  der  eigentliche  Eeingewinn 
nahezu  5  Millionen  Kronen.  Diese  einzige  ungarische  Erdöl- 
quelle befindet  sich  zurzeit  in  Händen  der  Tschecho-Slowaken 
weshalb  von  ungarischer  Seite  alles  darangesetzt  werden 
soU,  um  sie  aus  diesem  Gebiete  zu  vertreiben. 

Bei  der  „Ersten  Siebenbürgischen  Erdgas-Aktien-GeselL 
sohalt"  ist  im  Betriebsjahre  1916/17  als  wichtiges  Ereicni.'^ 
zu  verzeichnen,  daß  die  76  km  lange  Leituno-  vom  Särmäser 
Urquell  bis  Torda  und  Maj-os-Ujvär  fertiggestellt  wurde,  so 
daß  in  diesen  Städten  mit  diesem  neuentdeckten  Naturerzeu»- 
msse  beleuchtet,  gekocht  und  geheizt  wird.  Zahlreiche  andere 
Ortschaften  und  Industrien  bereiten  sich  gleichfalls  auf 
den  Betrieb  mit  Erdgas  vor.  Die  i-eiohen  Natur- 
schätze, deren  Ausbau  uneiineßliche  Summen  verschlun<^en 
hat  und  welche  geeignet  wären,  die  in  der  Entwicklung  Tx;- 
fmdhche  ungarische  Industrie  zu  heben,  befinden  sich  in  Hän- 
den der  Rumänen.  Dagegen  wollen  sich  die  Ungarn  mit  Auf 
bietung  aller  Kräfte  wehren. 


Luxemburg. 


—  Prinz^Heinnch-Bahn.  Nach  einer  Reutenneldung  hat  die 
luxem_burgische  Regierung  den  Vertretern  der  Ententemächte 
eine  Erklärung  übermittelt,  in  •  der  sie  die  Verträge  Luxem- 
burgs ubei-  die  Zugehörigkeit  zum  deutschen  Zollgebiet  und 
Uber  die  Prinz-Heinrich-Bahn  für  nichtig  erklärt  Die  Re- 
gierung hat  schon  vor  einigen  Tagen  in  der  Kammer  mitge- 
teilt daß  sie  die  Verträge  ül>er  die  Prinz-IIeinrich-Bahn  als 
nicht  mehr  gültig  ansieht. 


Fremde  ErdteiTe. 

—  Eisenbahnerheime  der  Atchison,  Topeka  und  Santa  Fe- 
t-isenbahn.  Die  westlichen  nordamerikauischen  Bahnen,  die 
weite  wenig  bevölkerte  Strecken  durchqueren,  wo  ihren  An- 
gestellten jede  Möglichkeit  zu  außerdienstlicher,  behaglicher 
Erholung  fehlt,  haiben  als  bestes  Mittel  zur  Gewinnung  und 
t^rhaltune:  eines  guten  Beamtenstammes  den  Ausbau  von 
J^isenbahnerheimen  und  Lesehallen  mit  großem  Erfolg  ange- 
wendet. Bahnbrechend  hat  die  Atchison,  Topeka  und  Santa 
f6-Lisenbahn  gewirkt,  die  mit  ihren  rund  17  000  km  nicht 
ganz  so  groß  ist  wie  das  italienische  Eisenbahnnetz,  und  ein 
wichtiges  Zwischenglied  der  nach  dem  Stillen  Ozean  durch 
Colorado  Mexiko  und  Arizona  sich  erstreckenden  Überland 
uann  bUdet.  Im  Gegensatz  zu  andei-en  amerikanischen  Ver 
waitungen,  die  die  Betreibung  und  Ausstattung  von  Eisen- 
bahnerheimen  besonderen  Unternehmern  überlassen,  hat  diese 
Bahn  seit  dem  Jahre  1898  solche  Wohlfahrtsunternehniunmen 
vorwiegend  m  eigene  Hand  genommen.  Sie  ist  dabei  in  zahl- 
reicJien  lallen  von  der  sonst  üblichen  einfachen,  zum  Teil 
durttigen,  Foi-in  der  Unterkunftshäuser  abaew-ichen  und  hat 
unter  Aufwendung  erheblicher  Kosten  bisher  26  mit  ge- 
wissem Komfort  ausgestattete  Herme  gebaut.  Die  Zeitschrift 
„Kailway  Age'  gibt  emen  interessanten  Rückblick  auf  die 
^0  ]ahrig^n  Erfahrungen,  die  die  Santa  Fö-Eisenbahn  mit 
diesen  Einrichtungen  gemacht  hat.. 

•  t^^^  T^^"®  l^fli^liot  zu  Unterhaltungszwecken  gebauten 
einlachen  Lesehallen  und  die  sogenannten  Klubhäu- 
f  ®  unterscheiden,  die  außer  der  Lesehalle  noch  Unter- 
kunttsraume  für  die  Eisenbahn  angestellten  enthalten  Die 
VVatil  der  Orte,  wo  derartige  Einrichtungen  getroffen  sind 
richtete  sich  nicht  bloß  nach  der  Bedeutung  der  Stationen  für 
den  iiiisenbahnbetrieb,  sondern  vor  allem  auch  danach  ob  in 
der  betreffenden  Ortschaft  anderweitige  Gelegenheiten  zui 
Unterhaltung  und  Erholung  gegeben  waren.  Die  Heime  sind 
durchweg  nach  einheitlichem -Tvp  gebaut,  haben  zwei  Stock- 


Nr.-  5 


40 


Zeitung  des  Vereins 
JDeatscber  EiseabahuverwaUuiurejL 


werke,  von  denen  cLa»  oberste  je  naoli.  d«r  Oi-ölie  10  bis  30 
Sohlafräum«  das  mitlkre  LesehAll^,  Billarckimmer,  Mu- 
f>ik2;imui'er,  Eauchzimmer  iind  die  Erfrisohun,ffsräum<i  enthält, 
während  in  dem  Untergeschoß  'Badeein^ichtun^fen,  Duischen, 
manchmal  Schwiiambassins,  Kegelbahnen  und  Wirtsohafts- 
rauuie  unter^^iebracht  t-ind.  Diejenigen  Heime,  die  nur  zn 
I  nterhaltnngszweoken  errichtet  sind,  sind  entsprechend  klei- 
ner und  bestehen  im  wesentlichen  au,s  der  Lesehalle  und  dem 
Schreibzimmer.  Eestauratiousbetnieb  ist  auch  nur  in  einem 
Teil  der  Heime,  an  Orten,  wo  ein  BedürfnijS  vorlag,  einge- 
lührt  worden.  Die  Schlafzimmer  wierden  von  dem  Personal 
i-ehr  stark  benutzt,  an  manchen  Oiten  mehrmals  innerhalb 
von  24  Stunden ;  für  die  Benutzmig  sind  25  Cents  zu  zahlen. 
l>)e  Lesehallen  sind  mit  Büchern  isehr  reichlich  ausg-estattet 
Die  Verwaltung  hat  einen  Bestand  von  über  250000  Werken 
unterhaltenden  und  belehrenden  Inhalts,  von  iienen  täglich 
■<*tw"a  oOO  ausgeliehen  sind. 

Ein  besondel^er  Beamter  der  Ge,s^^l]schaft  ha.l  diese  Eisen- 
liahnerheiane  unter  -sich  und  hält  sich  «tändig  über  die  Bedürf- 
nisse und  Wünsche  des  Personals  auf  dem  laufenden.  Er 
sorgt  auch  dafür,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  Unterhaltungsabende 
veranstaltet  werden,  die  )>6SonderÄ  dort,  tto  aia  Orte  keine 
••cndere  Möglichkeit  zur  Unterhaltung  besteht^  g-efördert  wer- 
tlen.  Es  werden  Studenten  zur  Mitwirkung  durch  Vorträge 
und  andere  Darbietungen  gegen  Cre-währung  fp^er  Fahrt  her- 
anse.zogen,  außerdem  werden  Künstler  und  Artisten  zu  Vor 
Stellungen  engagiert,  daneben  werden  Tanzabende  veranstal- 
tet, so  daß  in  manchen  Orten  das  Eisenbahnerhc  Im  den  Jlittel- 
punkt  der  Geselligkeit  bildet.  Die  Heime  erfordern  einen 
starken  Zuschuß  der  Verwaltung,  da  die  Einnttlimen  aus  den 
Übern achtungsgeldem,  Gebühren  der  Leihbibliothek  und  dfem 
Pi-eis  der  Bäder  zur  Deekung  der  Ausgaben  bei  weitem  micht 
ausreichen.  Ohne  die  .bauliche  Unterhaltung  erfordert  die 
Vemaltung  der  Lesehallen  einen  Zus,c,huß  vcm  etwa  60  000 
Dollar  jährlich.  Trotzdem  macht  die  Gssellschaft  durch  ihre 
Eisentvahnerheime  ein  gutes  Geschäft,  und  sie  'beabsichtigt, 
diese  Einrichtungen  noch  weiter  auiszudiehnen,  <ienn  wählend 
es  truher  fast  unmöglich  war,  für  ihre  langen  und  durch  öde 
("egeriden  fuhj^enden  Strecken  seßhaftes  Personal  zu  gewin. 
nen,  hat  seit  der  Einrichtung  der  Bisenbahnerhieime  dieser 
Mangel  sehr  nacligelassen.  Außerdem  sind  die  Arbeitsfreudig, 
keit  und  der  Bildungsgrad  des  Personals,  sohr  zum  Vorteil  der 
Eisenbahnverwaltuug,  gehoben-  worden. 

—  Vollendung:  des  Otiratunnels  auf  NeusceUnd.  Eine  der 
größten  Ingenieurarbeiten  der  südlichen  Halbkugel  ist  in 
Neuseeland  durch  den  Durchstich  des  Otiratunnels  durch  die 
südlichen  Alpen  vollendet  worden.  Über  zehn  Jahre  stän- 
diger Arbeit  wurden  auf  den  über  5  englische  Meilen  langen 
Tunnel  verwandt,  der  eine  Eisenbahnverbindung  zwi.schen 
der  Ost-  und  Westküste  der  südlichen  Insel  herstellen  soll. 
Das  bisherige  Fehlen  solcher  Verbindung  stellte  ein  ernstes 
Flindernis  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Insel  dar. 
Man  erwartet  weittragende  Wii-kungen  auf  die  Entwicklung 
der  natürlichen  Hilfsquellen  und  des  Personenverkehrs.  Die 
Eisenbahn  ward  einige  der  hauptsächlichfiten  Kohlenreviere 
berühren.  Die  jährliche  Kostenersparnis  für  den  Kohlen- 
transport wird  schätzungswiise  80000  £  betragen.  Der  Tun- 
nel   ist    der    sie)>ent  längste    der    Wf.lt.  (Weltwirt'schaft 


Allgemeines. 

Selbsttätige  Lichtschutzzeichen  bei  der  Wiener  elektri- 
schen Straßenbahn,.  Die  Gefahr  des  Zusammenstoßes  der 
Straßenbahn  mit  Fuhi-werk,  da,s  aus  Seitenstraßen  die 
Gleise  überquert,  wird  nunmehr  durch  eine  neue  und  sinn- 
ie.iche  Vorrichiung,  die  selbsttätigen  Lichtzeichen,  verhindert 
werden  können.  Derartige  Zeichen  sind  bereits  versuchs- 
weise an  mehrei-en  gefährlichen  Punkten,  an  denen  sich  schon 
zaMreiche  Unfälle  ereignet  haben,  in  Betrieh  gesetzt  worden. 
An  den  Masten  der  Elektri.schen  in  den  Seitenstraßen  sind 
Leuchttafelu  angebracht.  In  dem  Aug-enblick  da  ein  Straßen- 
bahnzug im  Aurollen  ist,  erscheint  auf  der  Tafel,  die  in  ziem- 
licher Höhe  angebracht  ist,  die  elektrisch  ibeleuchtete  War- 
nung: „Fuhrwerk  Halt!"  Sobald  der  Zug  vorii)>er  ist,  erlischt 
<fie  Ijeuchttafei, 


—  Befürdening  schwerer  Güter.  Zu  den  Kriegslieferaugieu 
(.tT  bekannten  Firma  Armstrong  gehörte  eine  Anzahl 
schwere  Gußstücke  von  60  und  70  i  Gewicht,  ja  sogar  ein 
Stück,  dessen  Gewicht  zu  85  bis  90  t  geschätzt  wurde.  Zur 
Beförderung  der  erstgenannten  Teile  von  der  Gießerei  in 
South-Shields  nach  Elswick  zur  Bearbeitung  standen  Platt- 
tonnwa.gen  der  Nordost'ljahn  von  60  t  Tragfähigkeit  zur  Ver- 
tu »ung,  der  Beanspruchung  durch  das  große  Gußstück  war>eu 
jedoch  die  vorhandenen  Wagen  nicht  g-ewaehsen  Man  half 
sich  daher,  indem  man  vor  und  hinter  dem  Wagen,  auf  dem 
das  Gußstück  verladen  w-ar,  je  einen  weiteren  Plattform  wagen 
einstellte,  auf  diesem  je  einen  Hebel  aus  kräftigen  Balken 
lagerte  und  an  dessen  einem  Ende  das  Gußstück,  am  anderen 
Ende  schweie  Gegengewichte  anhängte.^  So  wurde  das  Guß- 
stuck um  etwa  50  t  erleichtert,  und  ein  40  t-Wagen  war  im- 
stande, das  übrige  Gewicht  zu  tragen.  Um  den  Auflagerdriick 
un  Drehpunkt  der  Hebel  nicht  zu  groß  werden  zu  la^ss-en, 
mußten  die  die  Entlastungsgewichte  tragenden  Anne  sekr  lang 
gemacht  werden,  und  es  mußte  deshalb  unter  jeden  von  ihnen 
noch  ein  Schutzwagen  eingestellt  werden,  sd  daß  im  ganzen 
5  Wa^en  zu  dem  Transport,  benötigt  wurden  Die  Fahrt  wurde 
mit  einer  Geschwindigkeit  von  8  km  in  der  Stunde  zunick-' 
gelegt  und  verlief  zur  Zufriedenheit. 

—  Dampf-Druckluftbetrieb.  Auf  die  Umwandlung  von 
Dampfstrecken  in  solche  mit  elektri.schem  Betriebe  hat  mau 
während  des  Krieges  im  allgemeinen  aus  bekannten  Gründen 
verzichten  müssen.  Für  Fälle,  wo  trotz  der  durch  den  Krieg 
hervorgerufenen  Schwierigkeiten  die  Aufgabe  de«  Dampfbe- 
triebes für  nötig  gehalten  wurde,  also  für  Tunnelstrecken, 
wo  Rauch  und  Dampf  den  Betrieb  erechweren,  für  starke 
Steigungen,  die  mit  hoher  Geschwindigkeit  befahren  werden 
müssen,  endlich  für  Stadt-  und  Vorortstrecken,  ha.t  man  daheV 
in  Frankreich  die  Einführung  eines  vereinigten  Dampf-  und 
Druckluftbetriebes  erwogen,  es  ist  aber  bei  der  schlechten  Ver- 
bindung, die  zurzeit  besteht,  nicht  bekannt  geworden,  daß  diese 
Erwägungen  zur  Einführung  dieser  Betriebsweise,  der  eine 
gewisse  Eigenart  nicht  abzusprechen  ist,  geführt  haben.  E.s 
wird  dabei  aus  einem  Druckluftfbehälter,  der  auf  der  Loko- 
motive oder  dem  Tender  untergebracht  ist,  Druckluft  durch 
den  Dampfkessel  geleitet ;  das  dadurch  entstehende  Luft-  und 
Dampfgemisch  leistet  dann  die  erforderliche  Arbeit,  ohne  daß 
während  einer  gewissen  Zeit  das  Feuer  ergänzt  zu  werden 
braucht.  Es  entiwickelt  sich  also  kein  Rauch,  und  durch  die 
Abkühlung  der  Druckluft  beim  Ausströmen  wiixl  auch  der- 
Dampf  so  weitgehend  in  Wasser  übergeführt,  daß  keine 
Dampfwolken  entstehen.  In  Tunnelstrecken  kann  die  aus- 
puffende Druckluft  sogar  zur  Verbesserung  der  Lüftung  so- 
wohl im  Tunnel  selbst  als  auch  in  den  Personenwagen  be- 
nutzt w;erden,  und  da  sie  sich  beim  Ausblasen  stark  abkühlt, 
kann  sie  in  heißen  Tunneln  sogar  zur  Kühlung  des  Innern 
der  Wagen  benutzt  werden.  Der  Umbau  von  Dampflokomo- 
tiven für  Dampf-Dnickluftbetrieb  soll  keine  besonderen 
Schwierigkeiten  bieten. 

—  Seeverkehr.  Der  Dampferverkehr  zwischen  Ostende 
und  Dover  soll  im  Mai  d.  J.  wieder  aufgenommen  werden 
Die  Compagnie  Generale  Transatlantique  nimmt  den  regel- 
mäßigen Dampferverkehr  zwischen  N  a  n  t  e  s  und  England 
durch  monatlich  je  2  Fahrten,  abwechselnd  nach  Tx)ndon  und 
Liverpool,  auf. 

Zur  Übernahme  der  militärischen  Eisenbahnfähi'boote, 
zwischen  Richborough  bei  Sandwich  und  Dünkirchen,  zwischen 
Dover  und  Calais  und  zwischen  Southampton  und  Dieppx» 
verkehren,  wird  die  Bildung  der  Societe  Centrale  des  Ferry- 
boats  betrieben ;  .sie  soll  den  Dienst  für  Hanilelszwecke  aus- 
gestalten und  besonders  die  Sti'ecke  zwischen  Dover  und 
einem  neuen  Anleg-eplatz  Ijei  Kap  Grisnez  mit  Dampfern  von 
25  000  Br.-Rg.-To.  neu  einrichten. 

Mit  einem  Kapital  von  27  Millionen  Lire  wurde  die  Schift- 
fahrtsge..sellschaft  Lloyd  Atlantioo  für  einen  regel- 
mäßigen Dienst  zwischen  Venedig-  und  dem  Osten  ge- 
gründet. 

Der  regelmäßige  Schiffahrtsdien.st  für  die  Levante  über 
Piräus-Saloniki-^Konstantinopel  wui-de  am  15.  Dezember  1918 
wieder  aufg'enommen. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  t^escihäftsfülirenden  Verwaltung  sind  er- 
lassen worden : 

Nr.  I  7  vom  9.  Januar  d.  J«.  an- die  deüischeu  und  nieder- 
ländischen Vereinsverwaltungen,  betreffend  Anmeldung  zur  - 
\  ereinsabreehnnng    für    die    deutschö.sterreichischen  Staats- 


bahu  direkt  Ionen  nach  Zeitabschnitieu  (abgesandt  am  LI.  .la- 
nuar  d.  J.).  ' 

Nr.  III  3  vom  9.  Januar  d.  J.  au  sämtliche  Vereinsverwai- 
tungen,  betreffend:  Adi-es.senverzeichnis  der  Wag-enverwal- 
lungen  (abgesandt  am  14.  Januar  d.  J.). 


l.fX-  .fahr^ariK 
Ix  Janaar  19ly. 


Nr. 


Amtliehe  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Hgtt  Eisenbahudirektor  Friedrich  Pilz, 

ehemaliger  Vorstand  des  Eisenbahnverkehrsarafs  iu  Ha-en  (Westfalen^  i.t 
ernannt  und  lebte,  seit  1.  Oktober  m/im  USaS'  ^«rkehrsanspektor 


Elberfeld,  den  14  Januar  1919. 

,       ,  Der  Präsident 

and  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


(56) 


2.  Güterverkehr. 


Internationaler  Tarifverband. 
Authebuns:  der  Bestimmungen  über  den 
f-rachtnachlaß     bei     Ausnutzung  des 
Ladegewichts. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Aprü  1919  ab 
treten  die  im  Abschnitt  E,  Seit-e  10—12 
des  Eisenba.hjio^iitertarifs  Teü  I,  \bteil 
lung  B,  für  dea  Verkehr  zwischen  den 
österreichischen  und  ungarischen  Eisen- 
^hnen  einerseits,  den  deutischeu 
Uixembrn-gischen  und  niederländischen 
bilsenbahnen  anderseits  vom  1.  Juli 
r.  J.  enthaltenen  Bestimmun^jen  über 
len  Frachtnachlaß  deutscher  Bahnen 
>ei  Ausnutzung  de,s  Ladegewichts 
iidier  Kraft. 

Berlin/Wien,  14.  Januar  1919.  (59) 
E  ]  senbahndii-ektion . 
Deutschößterreichifiche  Staatsbahnen, 
lamens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Saarkohlenverkehr  mit  der  Prinz 
Heinrichbahn. 

^Der  zum  1.  Januar  1919  angekündi<rte 
achtrag  1  zum  Saarkohlentärif  Nr"  9 
•ird  nicht  ausgegeben. 
Kohlensendungen  nach  der  Prinz 
[■emrichbahn  werden  bis  auf  weiteres 
ul  den  Ubergangsstationen  zur  Eeicbs- 
isenbahn  um  behandelt. 
Saarbrücken,  den  1.  Januar  1919.  (57) 
Eisenbahndirektion. 


Saarkohleuverkelir  nacii  der  Schweiz. 

Es  Wird  am  1.  Januar  1919  kein 
neuer  Kohlentarif  Nr.  12  nach  der 
.Schweiz  heraiLsgegeben.  Vorkommende 
Sendungen  werden  in  Basel  (Eis.)  zu 
den  bisherigen  in  die  Frankenwähruug 
unigewandelten  Frachtsätzen  mnl>ehan- 
delt. 

Saarbrücken,  den  1.  Januar  1919.  (58) 
  Eisenbahndii-ektion. 


Güterverkehr  der  Rhein-  und  Main- 
hafenstationen  mit  Bayern,  rechtsrh 

>etz     (Fiankfurt  usw.-Baverischer 
.  Gütertarif). 

Ptalziseh-Bayerischer  Gütei-\'erkehr 

iir  x  ^»"f  vora  1.  August  1916. 

Mit  soforüger  Gültigkeit  entfaUen  im 
Ausnahmetarif  2  (Eohstofftarif )  die 
tur  einzelne  Waren  noch  enthaltenen 
Einschränkungen  hinsichtlich  des  Gel- 
tungsbereiches. J^ähercs  durch  die 
Dienststellen. 

München  den  8.  Januar  1919.  (53) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Eh. 

Wechselverkehr  Norddeutsehland- 
Wurttemberg  (Tfv.  200)  Heft  6  C  II 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die 
Stationsfracht«ätze  der  Stationen  Enin- 
gen (Achalm),  Gaildorf  Stadt.  Laiohin- 
gen,  Neuffen  Vaihingen  (Enz)  Stallt 
in  den  Ausnahmetarifen  2  a,  5  c  und  15 
erhöht.      Das  alsbaldige  Inkrafttreten 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

r«If^^ j^f*  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
I^k  'S-  k  «äurefrei.  nicht  gesundheits- 

Khadüch,  hat  kernen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betneb  und  Kleidung  .auber.  ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienlicK«.  Kühl- und  Sch^;  


UacJihr.  aaerkaiiate  Spublbtn 
wmI  Berater  m  dm  Kühlfmgm. 


R.  Tfibben  &  Co.,  Duisburg. 


grunzet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  de«  8  6  der  Eis6nba.hn-V6r- 
kehrsordnung  (E.-G.-BI.  1914,  Seite  455) . 
uas  Mahere  ist  aus  dem  nächsten  Tarif- 
anzeiger zu  ersehen.  Auch  gelien  die 
i>eteiligten  Güteral>fer(iguugen  sowie 
das  Auskunftsbüro,  Jücr.  Bahnhof 
Alexanderplatz,  Auskunft, 

Berlin,  den  13.  Januar  1919.  (52) 
 Eisenbahndii-ektion. 

w'i*'*-  ."".'J ,  Privatbahn-Güterverkehr. 

31it  Gultagkeit  vom  16.  Januar  1919 
wird  die  Station  Hamm  (Westf.)  als 
Versandstation  in  den  Ausnahmetarif 
b  b  tur  Steinkohlen  von  Umschlags- 
platzen einbezogen. 

Auskunft   geben  die    beteiligten  Gü- 
tera Fertigungen  sowie  das  Auskunfl.s- 
tier,  Bahnhof  AIexanderi>latz 

Bei'lm,  <k'n  13.  Januar  1919.  (51) 
  Ei.senba  hndi  rekt  ion . 

Württenibergische 
Eisenbahn-Gesellschaft. 

Zu     dem    Tarif    der  Würliem- 
b  «.r  g  l  s  0  h  e  n   N  e  b  e  n  b  a  h  n  e  n  im 
Privatbetrieb  tritt  am  1.  Januar  1919 
Nachtrag    5    und    zu    dem  Binnen- 
rarit     der    elektrischen  Straßenbahn 
Keutlingen  -  Eningen  -  Pful- 
lingen Nachtrag  4  in  Kraft.  Beide 
Nachtrage    enthalten    Erhöhungen  ini 
Güterverkehr   Der  Nachtrag  5  kann  zum 
I  leise  von  20  4,  der  Naclitrag  4  zum 
Preise  von  10  J,  von  unseren  Bahuver- 
waltungen  und   unserer  Verkehrskon- 
trolle bezogen  werden. 
Stuttgart,  den  7.  Januar  1919.  (54) 
Dü-ektion. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

nadisch-Pfälzischer  Personentarif  un.l 
1  ersonentarif  Saarbrucken-Mainz- 
Reichsbahn-Baden 

Die  durchgehende  Abfertigung  von 
Personen  uud  Eeisegepäck  wird  bis 
aut  weiteres  eingestellt. 

Karlsruhe,  den  8.  Januar  1919.  (55) 
«veneraldirektion  der  Bad.  Staatseisenb. 
zugleich 

namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Reg'.-Baumeister, 

erfahren  im  Eisenbahnbetrieb  wie 
Bau,  sucht  gestützt  auf  gute  Zeug- 
nisse geeigneten  Wirkungskreis 

Angebote  unter  Eis.  7007  an  die 
L.esch.-St.  der  Ztg.  erbeten.  [7007J 

Vertrauensposten, 

lug.,  60  j.  in  ungek.  Stellung  über  l->  J 
m  grolit.  Unternehmen  in  Hetr  u  Ver- 
waltung tätig,  energisch.  Organisator 
gerad.  aufriebt.  Charakter,  sucht  leitende 
vertrauensst.  in  Verwaltung,,  ELsonb.  od 
dgl.  Angebote  erbeten  unter  Eis.  7008 
an  die  Geschäftsstelle  dies.  Ztg.  [7ü08j 

Besondere  Kisten 

für  Beförderung  von  Fahrkarten  usw. 

Kein  anderes  Packmaterial  mehr  erforderlioti 

Erhebhche  Ersparnis  an  Arbeitskraft 
Langjährige  Haltbarkeit.    Prospekte  kostentos 

C.  Gluud.  Kistenfabrik,  Bremen, 

Baumstraße.  [7009J 
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Friedensarbeit. 

Uebernehme  für  meine  Abteilungen: 

o  I  liAro  i^A  n   Herstellung    von    Präzisionsmassenartikeln,   Armaturen,    sowie    Teilen  für 
lyiClallWarCn  Elektrotechnik.  Schiffbau,  Waggonbau,  Lokomotivbau  und  Automobilbau; 
A  rvrv 'lf*o4'/>Kail  Massenherstellung  von  Zählerwerken,  Registrier-Apparaten.  Zählern  jeder  Art. 
r\PPcirulCDaU  sowie  Apparate  nach  Modellen  und  Zeichnungen. 

Aussichtsvolle  Patente  und  Gebrauchsmuster  werden  übernommen  bezw.  in  Lizenz  ausgeführt. 
Laboratorium  für  chemische  und  physikalische  Metalluntersuchungen,  sowie  Tischlerei  und  Modell- 
schreinerei vorhanden.  Anträge  geeigneter  Artikel  erbeten  unter  Zeichen  M  16994] 

Deutsche  Munitionsfabrik  M.  Walbinger,  Ober-Ramstadt  bei  Darmstadt. 


\\7  Jk  CClTOOlTf  1^  ¥  ¥T  W  f"»*  Speisewasser  der  Lokomotiven  ■ 
WA30JLI\l\ILlIll\jUni\J  Wasser-Enteisener,  Kies -Filteranlagen  ■ 

A.  L.  G.  DEHNE  ?X1k  HALLE  Ns.  | 


=   ^  ffi 

Vollständige  Gasglühlicht-Beleuchtungseinrichtungen  fürEbcnbahn-  | 

wagen  und  Lokomotiven  | 

Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  allem  Zubehör  | 

Dampfheizungen  aller  Art  für  Personenwagen  und  Lokomotiven  | 

Nieder-  und  Unterdruckdampf heizung  D.R.P.  Neueste  Bauart  | 

Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.  S"Ho"hKÄrfH^^^  | 

Metallfensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein-  | 

11  '•       £»»„A      a._  ^^L.-1^    in  Aluminiumlegiening.  Messing  und  gedichtelera  Ä 

bahnen    sowie    tUr    Automobile    Zink  -  LUftunssrahmen  für  Eisenbahnfahrzeuse  i 

Riemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen  j 

Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckrahmen  D.R.P.  l 

Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas  | 

undOelgas  mit  allem  Zubehör  B 

Gas  -  Preß  -  Anlagen,   Füll  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,    Gas-  I 

beförderungswagen.  | 


'iSIVERSlTY  OF  ILUNOiS  LIBRAiir 


Zeitung  des  Vereins 


AUG  1  3  1919 


Deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

»•B  Di.  t.  Ritter.  Geh.  Oberregieninssrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Juliu»  Sprtnser  tn  Bertin  W  8 

^     Sohriftleitang:  Berlin  W.  0,  Köthener  Str.  28/29. 

Nr.  6. 


Berlin,  den  22.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


,  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Bcitrjsre  sowie  sonstige  -Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
schnftleitun?  Orr  Z-ilung  Oe»  Vereins  Oeulacner  Bi>eaDannverwultun);en, 

amtliche  Bekaiintmachiiniren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Ei»enna.inver*aHunsen,  lieide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  2S/29  einzusenden. 

l'ie  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direliter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  .Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherignn  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  na<;h  siimtlichea  anderen  Staaten  für  di  M 


Einzelne  Nuramern  werden  gegen  rorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Priyatanxcisri-n  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oiler  deren  Raum 
10  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  ErmulJiguu^üü. 
Iteilagreu  werden  nach  Vereinbarung  l)oigefü„'t. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagrsbucnhandlun^  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9,  Liukstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53  Tel.--4.di-.:  Springerbiiuh  l{ficlisbaik-(iirokoutc? 
Deutsche  Bank,  Dep-Kasae  C.  Postscheck-Koulo;  Ueilin  Xf.  IIIOO. 


Die  Ps^icholoo;]©  d€r  Eisenbahnsiocnale 
auf  der  Grundlao;e  des  Versuchs. 

Die  Bedeutun  ■j-  der  technischen  Messen 
in  Leipzig  für  die  deutschen  Eisen- 
bahnverwaltungen. 

Nachrichten. 
Deutschland  :  Tarifverzeichnis. 

—  Kriegsabwicklungsamt  für  das 
Feldeisenbahnwesen.  —  Verkehrs- 
einnahmen  der  preußisch-hessischen 
Ätaatsbahnen.  —  Besoldungsreform 
für  d:e  Eisenbahn beaniten.  —  Be- 
förderung von  Kriegsbeschädigten 

—  Fol  gen  der  Lokomoiivabgaben.  ' 


1  n  h  a  I  1 1 

—  Vergütung  für  den  Bereitschafts- 
dienst des  l'"ahr{>ersonals  bei  den 
bayerischen  Siaatsbahnen.  —  Urlaub 
für  1918  bei  den  ba.yerischen  Staats, 
bahnen.  —  Die  württem bergischen 
Eisenbahnfinanzen.  —  Betriebs-  und 
Verkehrskontrolleure  in  Baden.  — 
Niederschriften  der  ständigen  Tarif- 
kommission der  deutschen  Eisen- 
bahnen. 

^Deutschösterreich:  Südbahn. 

—  Die  Jahreseinnahmen  der  böhmi- 
schen Privalbahnen.  —  Bahnprojekte 
in  Badgasiein.  —  Die  Umwälzung 
in  der  Donausehiffahrt. 


Ungarn  :  Die  Versorgung  Ungarns 
mit  elektrischer  Kraft.  —  Wieder- 
aufnaliiiie  des  AuslanJshandels. 

Übrigecuropäische  Läuder: 
Der  Zustand  der  eagiischcü  Eisen- 
bahnen. —  Einschränkungen  des 
Personenverkehrs  in  England.  — 
Anschluß  (iriecheulands  an  das 
Eisenbahnnetz  Europas. 

Fremde  Erdteile:  Einnahmen 
der  auierikanischen  Eisenbahnen  in 
den  ersten  fünf  Monaten  des  Jahies 
1918. 
Bücheischau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Psychologie  der  Eisenbahnsigiiale  auf  der  Grundlage  des  Versuchs. 


Die  Ps.ychologie  der  Eiseubahnsignale  ist  die  Lehre  von  dem 
Bewußtseinswerte  der  Signalfomen.  Dieser  Bewußtseins- 
wert setzt  sich  aus  verschiedenen  Teilen  zusammen,  von  denen 
Sinneswahrnehmung,  Aufmerksamkeit^  Gedächtnis  und  Wille 
den  Signalfachmann  am  meisten  fesseln;  denn  diese  sollen 
durch  die  Signale  auf  das  nachdrücklichste  beeinflußt  werden. 

Bisher  hat  man  die  Signalformen  lediglich  dem  Urteil  er- 
fahrener Fachleute  unter  Beteiligung  der  Angestellten,  welche 
die  Signale  zu  beachten  haben,  unterworfen.  Dabei  bedient 
man  sich  des  praktischen  Sichtversuchs,  d,  h.  der  Beobachtung 
des  zu  prüfenden  Signals  in  der  Wirklichkeit  als  zurzeit 
besten  Hilfsmittels,  das  ein  nach  allen  Seiten  umfassendes 
Urteil  abzugeben  gestattet.  Daß  jedoch  hierbei  Überlieferung, 
Gewöhnung  an  vorhandene,  eingelebte  Signalformen  das  Ur- 
teil zu  beeinflussen  vermögen,  wird  nicht  bezweifelt  werden. 
Selbst  Massenurteile  auf  Grund  von  Fra/gebogen  bleiben  nicht 
frei  von  solchen  Vorurteilen,  ja  zeigen  oft  erst,  wie  einge- 
wurzelt die  wenn  auch  unbewußte  Anhänglichkeit  an  das  Alt- 
gewohnte ist,  die  natürlich  ein  unbefangenes  Urteil  fälscht. 
Und  letzten  Endes  entscheidet  dann  die  Eigenmeinung  des 
obersten  leitenden  Signalfachmannes. 

Wenn  es  möglich  ist,  an  die  Stelle  des  vielen  Einflüssen 
unterliegenden  persönlichen  Urteils  die  sichere,  auf  genauer 
wissenschaftlicher  Forschung  gegründete  Erkenntnis  zu 
setzen,  so  wird  damit  das  Signalwesen  in  seinem  Fortschritt 
fester  begründet  werden  können.  Eine  solche  Möglichkeit 
liegt  durchaus  vor  und  wird  geboten  in  der  experimentellen 
Psychologie,  die  das  seelische  Erleben  durch  den  Versuch 
mit  Maß  und  Zahl  erforscht.  Die  Erfolge  der  auf  der  Grund- 


lage des  Versuchs  arbeitenden  Seelenkunde  bei  der  Eig-nungs- 
forschung  an  Anwärtern  zum  Militärkraftfahrerdienst,  zum 
Dienst  als  Lokomotivführer  und  Fahrdienstleiter  und  Straßen- 
bahnführer ermuntern  zur  Anwendung  der  experimentellen 
Seelen  künde  bei  der  Prüfung  der  Eiseubahnsignale.  Die 
Technik  derartiger  Untersuchungen  ist  bereits  so  gut  durch- 
gebildet, daß  Schwierigkeiten  -nicht  zu  erwarten  sind,  wenn 
auch  der  Signalfachmann  den  Psychologen  vor  neue  Auf- 
gaben stellt. 

Für  den  Psychologen  liegt  der  Kernpunkt  in  der  Frage: 
Welches  sind  die  psychologischen  Bedingungen  größtmög- 
licher Wirkung  eines  Eisenbahnsignals  auf  den  Signalsichter"? 
Beste  Aufdringlichkeit  in  beliebiger  Umgebung,  Vermeidung 
der  Gefahr  jeglicher  Verwechslung  mit  andern  Signalen,  beste 
Augenblickswirkung  auch  in  Bruchteilen  einer  Sekunde,  beste 
Assoziationswirkung  sind  die  Haupterfordernisse  eines  guten- 
Eisenbahnsignals.  Die  letztgenannte"  Eigenschaft  darf  kurz 
erläutert  werden.  Sie  bedeutet  nichts  geringeres  als  die  For. 
derung,  daß  sich  beim  Erblicken  einer  Signalform  sofort  die 
zugehörige  Bedeutung  des  Signals  beim  Beobachter  einstellt, 
deren  Erkenntnis  sich  nun  unverzüglich  in  vielen  Fällen 
(z.  B.  beim  Lokomotivführer)  in  eine  Willensäußerung  um- 
setzt. Der  Psychologe  wird,  vertraut  mit  den  Bedingungen 
eines  Eisenbahnsignals,  vielleicht  einen  Maßstab  gewinnen, 
um  die  ihm  zur  Prüfung  vorgelegten  Signalformen  psycholo- 
gisch zu  eichen  nach  Maßgabe  des  Ausfalls  der  mit  ihnen 
vorgenommenen  Versuche. 

In  meinen  früheren  Veröffentlichungen  über  Signalwesen 
habe  ich  wiederholt  auf  die  Ähnlichkeit  der  Aufgaben  des 


Nr.  6 


-    54  - 


Zeltunu  des  Vereins 
Deutscher  Eisen Imlin Verwaltungen. 


Signal  WCS«  HS  und  d«.s  Werbewesens  hingewiesen. 
Beiden  ist  die  Forderung  bester  Aufmerksamkeits-Erregung 
und  bester  Hervorhebung  aus  der  sie  umgebenden  Umwelt  ge- 
meinsam.   Die  Mittel,  mit  der  Signalbild  und  Werbeblatt  die 
Lösung  ihrer  Aufgaben  anstreben,  sind  auch  gleich:  Form 
und  Farbe.    Auch  die  Erwägungen,  wo  ein  Werbeblatt  anzu- 
bringen ist,  um  am  besten  ins  Auge  iselbst  des  flüchtigsten 
Beschauers,  des  schnell  dahineilenden  Fußgängers  oder  des 
Reisenden  im  Eisenbahnwagen  zu  fallen,  finden  ihr  Gegen- 
stück in  den  Bemühung->en  um  die  Wahl  des  vorteilhaftesten 
Standorts  eines  Eisenbahnsignals,  damit  es  vom  Lokomotiv- 
führer rechtzeitig  und  deutlich  gesichtet  werden  kann.  Das 
Signal  vermeidet  in  der  Eegel  Worte,  auch  das  Werbeblatt 
wendet  sich  hauptsächlich  durch  ein©  eindrucksvolle  Darstel- 
lung unter  Hinzufügen  eines  kurz-en,  den  anzupreisenden  Ge- 
genstand   bezeichnenden  Stichwortes  an  den  Beschauer;  aber 
das  Signalwesen  kennt  ebenfalls  Buchstaben  oder  Worte  auf 
den  Signalformen,  wofür  die  Langsamfahi'scheiben,  Halt-  und 
Läutetafeln  Beispiele  sind.    Das  Werbewesen,  wie  auch  das 
Signal wesen  auf  rein  praktiseher  Grundlage  entstanden,  ist  der 
psychologischen   Untersuchung   bereits   unterzogen  worden. 
Im  Oktober  v.  J.  wurde  die  Art  und  das  Ergebnis  dieser 
Forschungen  zum  ersten  Mal  in  einem  Hörsaal  in  einer  Eeihe 
von  Vorlesungen  von  Dr.  Moede,  einem  auf  diesem  Gebiete 
bekannten  Fachmann,  in  einer  Reihe  von  Vorlesungen  in  der 
Berliner  Handelshochschule  behandelt.    Man  darf  mit  Recht 
einen  guten  Erfolg  erwarten,  wenn  schwebende  noch  unge- 
klärte Fragen  des  Signal wesens  neben  der  bisher  üblichen 
praktischen  und  theoretischen  Prüfung  auch  dem  psycholo- 
gischen Versuch  unterworfen  werden. 

Als  eine  der  dringenden  Fragen,  die  seit  den  letzten  zehn 
bis  fünfz-ehn  Jahren  zur  Erörterung  stehen  und  bisher;  noch 
nicht  endgültig  entschieden  sind,  ist  der  Entwurf  und  Bau 
eines  dreistelligen  Vorsignals  für  die  deutschen  Eisenbahnen 
zu  bezeichnen.  Die  zahlreichen,  bisher  bekanntgewordenen 
V^orschläge  zu  einem  Vorsignal  mit  drei  Stellungen,  zum 
größten  Teil  in  dieser  Zeitung  der  Fachwelt  bekanntgegeben, 
lassen  sich  in  drei  Gnippen  einteilen : 

a)  Reines  Flügel-Vorsignal; 

b)  Scheiben-Flügel-Vorsignal ; 

c)  Reines  Scheiben-Vorsignal. 

Die  erste  Gruppe  versucht  folgende  Bedingungen  zu  er- 
füllen :  Beste  Sichtwirkung  für  alle  drei  Signalstellungen, 
drei  leichtverständlich©  Signalbilder,  leichter  Antrieb  und 
ünsymmetrie  der  Signalbilder  für  Sichtung  von  Vor-  und 
Rückwärts.  Wesentlich  für  diese  Gruppe  ist  ein  auffälliges, 
mit  dem  Signalflügel  gleichzeitig  und  gleich  gut  zu  sichten- 
des Erkennungszeichen,  das  das  Flügelvorsignal  vom  Flügel- 
Hauptsignal    ohne    G-efahr  der  Verwechslung  unterscheidet. 

Die  zweite  Gruppe  stellt  folgende  Forderungen :  Anlehnung 
an  das  vorhandene  Scheibenvorsignal,  Vermeiden  der  schma- 
len Scheibenkante  als  Signalbild  in  den  Fahrstellungen,  Bei- 
behaltung der  vollen  Scheibenfläohe  als  Signalbild  für  die 
Warnstellung,  Vei-meiden  einer  wagerechten  Flügelstellung 
für  Warnung  (wie  sie  bei  Gruppe  1  in  einigen  Vorschlägen 
sich  findet),  Erleichterung  des  Übergangs  vom  Alten  zum 
Neuen.  Wegen  des  Gemisches  von  Scheibe  und  Flügel  be- 
zeichnet man  die  unter  dies©  Gruppe  fallenden  Vorsignale 
zweckentsprechend  als  Bastard-Vorsignale. 

Di©  dritte  Gruppe  entstand  auf  folgender  Grundlage:  Mög- 
lichste Anlehnung  an  das  Vorhandene,  Vermeiden  von  Flü- 
geln am  Vorsignal  nach  dem  Satz:  ,,Dem  Vorsignal  die 
Scheibe,  dem  Ilauptsignal  der  Flügel". 

Bei  der  Beurteilung  aller  der  zahlreichen  Vorschläge,  von 
denen  natürlich  von  vornherein  eine  große  Zahl  wegen  offen- 
sichtlicher Mängel  ausscheidet,  wird  die  experimentell-ps.y- 
chologisch©  Ermittlung  nicht  umgangen  werden  dürfen.  In 
Würdigung  des  Nutzens,  den  die  experimentelle  Psychologie 
bei  der  schwierigen  Arbeit  der  Schaffung  eines  neuen  drei- 
stelligen Vorsignals  zu  bringen  vermag,  habe  ich  zu  Anfang 


vorigen  Jahres  das  Psychologische  Laboratorium  des  Harn 
burger  Seminars  für  Philosophie  angeregt,  an  der  Ermittlung 
der  besten  Vorsignalform  mit  drei  Stellungen  mitzuarbeiten'f. 
Diese  Anregung  hat  günstige  Aufnahme  gefunden,  so  daß  die 
sichere  Hoffnung  besteht,  daß  die  experimentelle  Psychologie 
zum  ersten  Mal  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn-Signalwesens 
in  Deutschland  praktische  Mitarbeit  leisten  wird. 

Die  Fragen,  welche  sich  der  sicheren  Beurteilung  des  Sig- 
nalfachmanns entziehen,  werden  in  erster  Linie  dem  Psycho- 
logen vorgelegt  werden  müssen;  zu  diesen  gehören  unter 
andern : 

1.  Welche  neuen  Formen  lassen  sich  am  schnellsten  er- 
lernen ? 

2.  Welche  neuen  Formen  bleiben  am  sichersten  im  Gedächt- 
nis haften? 

3.  Bei  welchen  neuen  Formen  besteht  die  geringste  Gefahr 
der  Verwechselung  mit  dem  gegenwärtigen  _  Vorsignal?  ' 

4.  Bei  welchen  neuen  Formen  besteht  die  geringste  Gefahr 
der  Verwechslung  mit  dem  Hauptsignal  ? 

5.  Welch©  neue  Signalform  wird  in  allen  drei  Stellungen 
bei  Augenblicks- Beobachtung  am  sichersten  aufgenommen? 

6.  Welch©  n©u©  Signalform  wirkt  in  allen  drei  Stellungen 
gleich  gut  assoziativ? 

Alle  6  Fragen  sind  auf  die  Tag.  und  Nachtsignalbilder  aus- 
zudehnen. 

Der  Psychologe,  der  sich  diesen  Fragen  widmet,  wird  zu- 
nächst in  das  Wesen     der     Eisenbahnsignale  einzudringen 
haben;  er  wird  auch  Signalbeobachtung  von  der  Lokomotive 
des  fahrenden  Zuges  aus  betreiben  müssen  unter  allen  un- 
günstigen Umständen,  wie  sie  der  Betrieb  und  die  Witterung 
a.lltäglich  ergeben:   Nur  in  engster  Fühlungnahme  mit  den 
Eisenbahnen,  deren  Unterstützung  ihm  sicher  ist,  wird  er  er- 
folgreich bei  den  Signalfragen  mitarbeiten  können.    Über  die 
Persönlichkeit  der  Psychologen,  deren  Beteiligung  an  den 
Signalarbeiten  der  Eisenbahnen  nicht  mehr  zu  entbehren  ist,, 
lassen  sich  nur  allererste  Vorschläge  machen,  ohne  die  Sicher- 
heit, daß  nicht  im  Laufe  der  Zeit  ein  besserer  Weg  gefunden 
werden  könnte.    Naheliegend  ist  die  Beteiligung  der  psycho- 
logischen Institute,  die  schon  heute  der  Berufsberatung  und 
-eignung  große  Anteilnahme  entgegenbringen  und  praktische 
Arbeit  in  ihr  leisten.  Noch  günstiger  wäre  vielleicht  die  Aus- 
bildung von  Bahnärzten,  um  sie  als  Sonderfachleute  zur  Mit. 
arbeit  in  psychologischen  Fragen  zu  befähigen.   Für  den  ArzI 
ist  ja  Seelenkunde  kein  fremdes  Gebiet.  Psychologen-Ärzte 
würden  dann  in  gleicher  Weise  wie  Bahnaugenärzte  als  Son 
derfachärzte  auf  dem  Gebiete  der  Berufseignung  und  -be- 
ratung  für  das  Eisenbahnpersonal  arbeiten  und  die  Begutach- 
tung in  signaltechnischen  Fragen  psychologischer  Art  mit- 
übernehmen.   Ihre  ständige  Berührung  mit   dem  Personal, 
mit  den  leitenden  Beamten  und  ihr©  Reisen  geben  diesen  neu- 
zuschaffenden  Sonderfachärzten  genügend©  Gelegenheit,  um 
sich  ständig  mit  ihrem  besonderen  Arbeitsfelde  in  Fühlung  zu 
halten  und  den  Boden  der  Wirklichkeit  nicht  zu  verlieren. 
Die  zu  den  psychologischen  Prüfungen  erforderlichen  Ein. 
richtungen,  die  für  Eisenbahnzweck©  schon  entwickelt  sind  und 
noch  erdacht  werden,  würden  die  Eisenbahn  Verwaltungen  den 
Ärzten  kostenfrei  zur  Verfügung  zu  stellen  haben.    Die  An- 
zahl dieser  Son  derfachärzte  würde  das  Bedürfnis  nach  ihnen 
bestimmen :   Mit  einem  Arzt  für  einen  Eisenbahndirektions- 
bezirk landläufigen  Umfanges  würde  man  beginnen,  um  übei 
die  von  ihm  entfaltete  Tätigkeit  hinsichtlich  seiner  Inan- 
spruchnahm©  von  ihm  selbst  zu  hören. 

Eingangs  wurd©  kurz  erwähnt,  wie  bisher  allgemein  Sig- 
nalfragen bearbeitet  und  geprüft  werden.  Die  derzeitige 
Art,  Signal©  zu  prüfen,  ist  keineswegs  hinfällior  und  überlebt, 
läßt  sich  aber  sicher  noch  vertiefen  durch  geschickte  Auswahl 
der  mitarbeitenden  Persönlichkeiten  aus  dem  Kreise  der  sach- 


Zu  vergleichen  die  Fußnote  zu  meinem  Aufsatz  ..Probe^nns- 
führung  des  Doppelscheiben  Vorsignals"  in  Nr.  61/1918  d.  Ztg. 
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lieh' Berufenen.  Daß  zu  diesem  Kreise  die  Signaltechniker,  die 
leitenden  Beamten  des  Lokomotivdienstes  und  die  Lokomotiv- 
führer selbst  sowie  die  Betriebstechniker  gehören,  erwähnen 
wir  nur  als  selbstverständliches  nebenbei,  lesen  aber  beson- 
deren Wert  darauf  hervorzuheben,  daß  dem  Urteil  der  Männer 
(leitende  Beamte  im  Maschinenbeiriebsdienst  und  Lokomotiv- 
führer), die  ihr  Beruf  alltäglich  auf  die  Lokomotive  stellt, 
von  der  sie  alle  paar  Minuten  ein  Signal  sichten,  besonderes 
Gewicht  beizumessen  ist.  Aber  noch  ist,  um  hochwertige  Ur- 
teile zu  erlangen,  eine  engere  Auswahl  aus  ihnen  nötig :  I  n 
allen  Berufen  gibt  ©s  Männer,  die  ein  enger 
begrenztes  Gebiet  ihres  Wirkungskreises 
mit  Vorliebe  beackern,  es  als  Steckenpferd 
reiten.  Solche  Keitersind  gerade  dierechten, 
um  junge  Kemonten  in  Schule  zu  nehmen.  Sie 
werden  —  in  unserem  Falle  —  alle  Feinheiten  der  Signal- 
Wirkung  auf  den  Signalempfänger  kennen  und  allen  Neue- 


rungen vorurteilsfrei  und  willig  gegenüberstehen.  Signal- 
und  Stellwerkwesen  werden  immer  in  einem  Atemzuge  ge- 
nannt und  doch  sind  es  zwei  ganz  verschiedene  Dinge  in 
ihrem  innersten  Aufbau.  Zum  Stellwerkswesen  bedarf  man 
des  Eates  der  Lokomotivmänner  weniger,  zum  Signalwesen 
ist  er  unentbehrlich. 

Das  Urteil  des  Psychologen  wird  nicht  allein  ausschlag- 
gebend sein,  aber  es  wird  durch  seine  auf  dem  Versuch 
fußende  rein  sachliche,  unparteiische  Erfassung  der  Bewußt- 
seinswerbe  der  Signalformen  die  Beurteilung  des  Signalfach- 
mannes ergänzen  und  Einflüsse  ausschalten,  die  ungewollt 
nur  zu  leicht  auftreten  und  das  Gesamturteil  zu  trüben  ge- 
eignet sind.  Deswegen  muß  jedes  Hilfsmittel,  das  zur  streng- 
sachlichen Urteilsbildung  die  Hand  bietet,  Verwendung  finden. 
Von  der  experimentell-psychologischen  Prüfung  der  Eisen - 
bahn  Signale  darf  man  viel  erwarten. 

Dr.  Hans  A.  Martens. 


Die  Bedeutung  der  technischen  Messen  in  Leipzig  für  die  deutschen  Eisenbabnverwaltungen. 


Die  Beförderung  der  zahlreichen  Meßgüter  und  das  Zusam- 
menströmen  einer  großen  Menschenmenge  innerhalb  eines 
kurzen  Zeitraums  über  selbstverständlich  einen  merkbaren 
Einfluß  auf  den  Verkehr  und  die  Einnahmen  aller  in  der 
Richtung  nach  Leipzig  führenden  Eisenbahnlinien  während  der 
Meßzeit  aus.  Hiervon  soll  aber  in  den  folgenden  Betrachtun- 
gen nicht  gesprochen  werden,  sondern  von  der  Bedeutung,  die 
die  Leipziger  Messe  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vermittlungs- 
stelle in  dem  Verkehr  zwischen  Erzeuger  und  Verbraucher 
von  Waren  auch  für  die  Verwaltungen  der  Eisenbahnen  und 
zwar  l>esonders  für  deren  technische  Dienststellen  besitzt  und 
in  Zukunft  noch  weiter  erlangen  wird. 

In  technischen  Kreisen  ist  noch  nicht  genügend  bekannt  ge- 
worden, und  es  bedarf  daher  der  weiteren  Verbreitung,  daß 
die  Leipziger  Mustermeissen  auch  wichtige  und  ausgedehnte 
Gebiete  der  Technik  umfassen.  Auf  der  Herbstmesse  im 
August  1918  ist  die  deutsche  Technik  erstmalig  in  geschlosse. 
nem  Eahmen  als  „T  e  c  h  n  i  s  c  h  e  M  e  s  s  e"  für  die  Maschinen. 
Industrie  und  ihr  nahestehende  Gebiete  und  als  „Bau- 
messe"  für  das  Baugewerbe  und  die  Bautechnik  aufgetre- 
ten. Beide  Unternehmungen  haben  einen  bemerkenswerten 
Erfolg  zu  verzeichnen  gehabt,  der  üm  so  beachtlicher  ist,  als 
uur  kurze  Vorbereitungszeit  zur  Verfügung  gestanden  hatte. 
Sie  werden  immer  mehr  an  Bedeutung  gewinnen,  je  weiter 
sich  die  Kenntnis  ihrer  Einrichtungen  in  den  Kreisen  der 
Techniker  und  Ingenieure  ausbreitet,  und  je  mehr  sie  sich  dem 
Ziele  ihrer  Bestimmung  nähern:  der  Brennpunkt  des  Aus- 
tauschverkehrs zwischen  Hersteller  und  Verbraucher  auf  dem 
Gebiete  der  Bau-  und  der  Maschinentechnik  zu  werden. 

Daß  die  technischen  Messen  hierzu  bereits  den  besten  An- 
lauf genommen  haben,  geht  aus  der  außerordentlich  umfang- 
reichen und  vielseitigen  Beschickung  hervor,  die  schon  die 
erste  derartige  Veranstaltung  aufwies,  und  ferner  aus  dem 
großen  Umsatz,  der  auf  ihr  erreicht  wurde;  betrug  er  doch 
mehi-ere  hundert  Millionen  Mark. 

An  Waren  und  Erzeugnissen,  die  für  den  Betrieb,  die  Ver- 
waltung und  die  Unterhaltung  der  Eisenbahnen  von  Bedeu- 
tung sind,  war  schon  auf  dieser  ersten  Technischen  und  Bau- 
Messe  eine  große  Auswahl  zu  finden.  So  wurden  Eoh-  und 
Ersatzstoffe,  Halberzeugnisse  und  deren  Ersatzmittel  für  Ma- 
schinen und  Apparate  aller  Art,  für  Triebwerkteile  usw.  von 
mehr  als  250  Firmen  ansceboten.  Besonders  reichhaltig  war 
der  Werkzeug-  und  Werkzeugmaschinenbau  vertreten:  über 


80  Firmen  aus  diesem  Gebiete  hatten  ihre  Muster  ausgestellt. 
Dazu  kamen  noch  70  Firmen  mit  Meßwerkzeugen  und  Meß- 

feräten,  unter  denen  die  elektrischen  Tachometer  hervorge- 
oben  seien.  Auch  die  überaus  zahlreich  angebotenen  elek- 
trischen Beleuchtungs-  und  Einrichtungsgegenstände  verdien- 
ten das  Interesse  der  Eisenbahnfachleute  ebenso  wie  die 
mancherlei  Hebezeuge  und  Beförderungsmittel  oder  die  Ar- 
beiterschutz-  und  Kontrollvorrichtungen  und  manches  andere. 
Auf  bauteohnischem  Gebiete  erschienen  neben  manchen  neuen 
Bauweisen  vor  allem  die  Anregungen  im  Kleinwohnungsbau 
beachtlich  und  zeitgemäß. 

Bei  dieser  außerordentlichen  Eeichhaltigkeit  und  Vielseitig- 
keit des  Angebotes  haben  —  dies  leuchtet  ohne  weiteres  ein  — 
diejenigen  Abteilungen  der  Eisenbahnverwaltungen,  die  mit 
deip  Einkaufe  der  Baustoffe  für  die  AVerkstätten  und  Strecken 
und  mit  deren  Verarbeitung  zu  tun  haben,  ein  lebhaftes  In- 
teresse daran,  die  technischen  Messen  zu  besuchen.  Ein  der- 
artiger Meßbesuch  hat  zwar  bisher  außerhalb  des  Rahmend g'6- 
legen,  in  dem  sich  die  Tätigkeit  der  Eisenbahnbeamten  be- 
wegte, aber  die  Durchdringung  der  Verwaltungen  mit  kauf- 
männischem Geiste  wird  besonders  unter  dem  Drucke  der 
Verhältnisse  auf  dem  Markte  für  technische  Rohstoffe  und 
Erzeugnisse  die  etwa  bestehenden  Bedenken  rasch  bei  Seite 
räumen  und  wird  dazu  führen,  die  Vorteile,  die  große  in- 
dustrielle Unternehmungen  aus  den  Messen  ziehen,  auch  den 
Eisenbahnverwaltungen  zunutze  zu  machen.  Es  liest  also 
im  eigenen,,  wohlverstandenen  Interesse  der  Eisenbahnen, 
daß  sie,  soweit  sie  dies  nicht  schon  getan  haben,  ge-eignete  Be- 
amte, also  besonders  solche,  die  mit  dem  Einkaufe  und  der  Ver- 
arbeitunsr  der  Baustoffe  betraut  sind,  zum  Besuche  der  tech- 
nischen Messen  in  Leipzig  abordnen.  Der  geringe,  dadurch 
entstehende  Aufwand  wird  sich  durch  günstige  Einkäufe 
reichlich  bezahlt  machen.  Natürlich  gilt  dies  in  gleichei- 
Weise  auch  für  andere  technische  Verwaltungen  in  Staat 
und  Stadt,  z.  B.  für  Werften,  Bergwerke,  Elektrizitätswerke 
u.  a.  Je  mehr  die  Erkenntnis  von  den  Vorteilen  der  Leip- 
ziger Mustermessen  in  die  Kreise  der  Technik  eindringt,  um 
so  mehr  würde  der  Nutzen,  der  bisher  dem  Handel  und  Ge- 
werbe in  so  reichem  Maße  zugeflossen  ist,  auch  der  Technik 
und  den  technischen  Verwaltungen  zugute  kommen  und  damit 
die  technischen  Messen  ihrem  Ziele  näher  bringen. 

Trautmann,  Oberbau  rat,  Leipzig. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Tarifver*z;eiclinis.  Das  im  Eeiohseisenbahnamt  bear- 
beitete, gewöhnlich  im  Januar  erschienene  „Verzeichnis 
sämtlicher  Tarife,  an  denen  die  deutschen  Eisenbahnen  be- 
teiligt sind'',  wird  wegen  der  durch  den  Krieg  geschaffenen 
Verhältnisse  auch  im  Jahre  1919  nicht  neu  herausgegeben. 
Die  Ausgabe  vom  1.  Januar  1914  bleibt  deshalb  mit  den  in- 


zwischen eingetretenen  Änderungen,  die  sich  aus  den  Tarif- 
bekanntmachungen der  Eisenbahnverwaltungen  ergeben,  in 
Geltung. 

—  Kriegsabwicklungsamt  für  das  Feldeisenbahnweson.  Zur 
Abwicklung  aller  das  Feldeisenbahnwesen  betreffenden  Fragen 
ist  das  „Kriegsabwicklungsamt  für  das  Feldeisenbahnwesen'' 
(Kraeis)  eingesetzt  worden.    Es  untersteht  der  Inspektion  der 
Eisenbahntruppen.    Nachrichten    erreichen   Kraeis  zunächst 
unter  der  Adresse:    Inspektion    der   Eis-enbahntruppen  in 
Berlin-Schöneberg.    Die  Abwicklung  aller  auf  dem  Gebiete 
I  des  Schiffahrts Wesens  liegenden  Angelegenheiten  bewirkt  bis 
I  auf  weiteres  die  Schiffahrtsabteilung  beim  Chef  des  Feldeisen- 
I  bahnwesens  in  Berlin  NW 40,  Kronprinzenufer  19. 
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Zeitnnir  des  Verein» 
Deutscher  brisen  Im  Ii  nverwulhmeen. 


—  Vcrkohrscinnahmcn  der  prcußisch-Iicssischcn  Staatsbah- 
nen. D:6  jMonatsaus\\€is'e  der  Eissen bahuverwaltun":  verdienen 
jetzt  die  irröliio  Aufmerksamkeit,  spie^-eln  sie  doch  die  Wir- 
kuno: der  Umwälzunsx  in  Zalilen  wieder.  Die  Einnahmen  der 
Eisenbahnvcr\valtun<i:  betrugen  im  November  1918  gegen- 
über dem  gleichen  iMonat  im  Vorjahre,  bei  gleicher  Anzahl^von 
Werk-  und  Sonnlagen,  aus  dem  P  e  r  s  o  n  e  n  verlcehr  10  485  000 
Mark  mehr,  das  sind  14,88%.  Es  darf  dabei  aber  nicht  vei;- 
gessen  werden,  daß  die  Person entarife  am  1.  April  1918  um 
10%  erhöht  wurden.  Bei  dem  Güterverkehr  wurden  ge"-en- 
über  dem  November  1917  40  9ö0  000  J{  gleich  24,61%  weniger 
als  im  Vorjahre  vereinnahmt  trotz  der  am  1  April  1918  ein- 
geführten Tarif  erhöhuiig  um  15%.  Als  Gesamtbild  ergibt 
sich  demnach  eine  Mindereinnahme  aus  dem  Verkehr 
überhaupt  um  30  4G5f00  Jl  gleich  12,86%.  Aus  sonstigen  Quel- 
len ergab  sich  eine  kleine  Mehreinnahme,  so  daß  das  G-esamt- 
hild  des  Novemb-er  1918  um  27  890  f  00  J{  oder  10,49%  s  o  h  1  e  c  h- 
ter  ist  als  da«  des  November  1917.  Aus  diesen  Zahlen  läßt 
sich  ein  bündiger  Schluß  auf  die  Wirkungen  der  Revolut  on  für 
den  Eisenbahnverkehr  noch  nicht  ziehen.  Es  sind  mit  diesem 
Monatsausweis  erst  zwanzig  Tage  der  Umwälzung  erfaßt. 

—  Besoldunffsrcform  für  die  Eisenbahnbeamten.  Am  11.  Ja- 
nuar d.  J.  fand  unter  dem  Vorsitz  des  Ministers  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  erste  Sitzung  des  neu  gebildeten  Beamten- 
beirats für  die  Eisenbahnabteilungen  des  Ministeriums  der 
öffentlichen  Arbeiten  statt.  Nach  einleitenden  Worten  über 
die  G-esamllage  der  Beamtenschaft  erklärte  der  Herr  Minister, 
daß  seines  Erachtens  die  Neuregelung  der  Besoldungsverhält- 
nisse durch  ein  neues  Besoldungsgesetz  mit  Rückwirkung  vom 
1.  April  1919  erfolgen  und  dies-e  Besoldungsreform  eine  der 
ersten  Aufgaben  der  neu  zu  wählenden  Volksvertretung 
bilden  müsse.  Der  Herr  Minister  sagte  ausdrücklich  zu,  für 
seine  Person  mit  allem  Nachdruck  für  das  Zustandekommen 
der  Besoldungsreform  in  kürzester  Frist  einzutreten.  In  der 
Zwischenzeit  bis  zum  Zustandekommen  der  neuen  Besolduno-s- 
reform,  d.  h.  also  für  den  Rest  des  laufenden  Rechnungsjahres 
1918,  müßten  ebenfalls  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  um 
einen  angemessenen  Ausgleich  zu  schaffen.  Hierfür  käme  in 
erster  Linie  eine  Erhöhung  der  laufenden  Kriegsbeihilfen 
oder  der  laufenden  Kriegsteuerungszulagen  in  Frage  Auf- 
gabe des  Beamtenbeirats  soll  es  nunmehr  jsein,  in  Verbinduno- 
mit  den  Vertretern  des  Herrn  Ministers  dsfs  umfangreiche  Mal 
terial  und  die  vielfachen  gestellten  Anträge  so  zu  sichten  und 
zusammenzustellen,  daß  es  als  Grundlage  für  die  einzubrin- 
genden Vorschläge  dienen  kann. 

—  Beförderung  von  Kriegsbeschädifften.  Der  Verband  wirt- 
schaftlicher Vereinigungen  Kries-sbeschädigter  für  das 
Deutsch«  Reich  hat  die  sofortige  Einführung  von  Sonderab- 
teilen für  Schwer-Kriegsbeschädigte,  insbesondere  für  Bein- 
amputierte und  Kriegsblinde  mit  ihren  Begleitpersonen  in 
allen  Personen-  und  Schnellzügen  zum  Fahrpreise  der  4  Wa- 
genklasse beantragt.  Ein  Versuch,  besondere  Abteile  für 
kriegsverletzte  Arbeiter  freizuhalten,  ist  bei  den  Vorort- 
zus-en  der  Strecke  Berlin  Lehrter  Bahnhof-Spandau-Nauen- 
Wustermark  gemacht.  Im  allgemeinen  hat  sich  die  Einrich- 
tung bewählt,  wenn  auch  beim  Massenandrang  während  des 
stärksten  Berufsverkehrs  die  Freihaltuno-  der  Abtei' e  oroßen 
Schwierigteitcn  begesnet.  Am  leichtesten  läßt  sich  eme  be- 
queme Beförderung  der  kriegsbeschädigten  Arbeiter  in  den 
Eisenbahnzügen  überall  dort  einrichten,  wo  die  in  Frao-e 
kommenden  Fabrikbetriebe  bereit  sind,  für  die  Kriegsbesohä- 
digten  den  Beginn  und  den  Schluß  der  Arb-^'izeit  auf  eine, 
von  der  allgemein  üblichen  abweichende  brunde  zu  legen 
weil  sich  dann  eher  besondere  Abteile  für  sie  freihalten  lassen. 
An  die  Seitenfenster  der  freigehaltenen  Abteile  werden  Zettel 
gek'ebt  mit  (l'^r  Aufschrift:  .,Nur  für  Kriegsverl etzte".  Der 
Antrag  des  Verbandes  betrifft  aber  nicht  nur  die  verletzten 
Arbeiter,  sondern  die  Kriegsbeschädis-ten  allgemein;  es  kommt 
daher  die  Freihaltung  besonderer  Abteile  nicht  allein  im 
Nahverkehr,  sondern  auch  im  Fernverkehr  in  Frag«.  Da  es 
bf  1  der  äußerst  starken  Besetzung  aller  dem  Personenverkehr 
di'Cnenden  Züge  nicht  ane-ängig  ist,  in  jedem  Zuge  Sonder- 
abteile vorzusehen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihre  Besetzuno- 
durch  Kriegsbeschädigte  zu  erwarten  ist  oder  nicht,  so  würde 
es  sich  n^r  darum  handeln  können,  in  den  Zügen  Sonderab- 
teile zu  fuhren,  die  von  Kriegsbeschädigten  regelmäßio-  in 
größerer  Zahl  benutzt  werden. 

Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  die  Eisenbahndirek- 
tionen beauftrao-t,  nach  dieser  Richtung-  hin  Beobachtung«!! 
anzustellen  und  in  den  Fällen,  in  denen  Krie.p-sbeschädio-t«  an- 
getroffen werden,  zu  prüfen,  ob  sich  die  Einrichtung  von 
Sonderabteilen  für  sie  empfiehlt;  gegebenenfalls  sollen  solche 
sofort  eingerichtet  werden. 

—  Folgen  der  Lokomotivabsaben.  Hierzu  schreibt  die 
..D.  Allg.  Ztg.":  In  den  Bezirken  Dan  zig  und  Königs- 


berg sind  in  den  letzten  Ta^e  schwere  Stockungen 
im  Eisenbahnbetrieb  infolge  des  immer  fühlbarer  wer- 
aenden  Lokomotivmangels  eingetieten.  Die  von  der  Ostfront 
und  insbesondere  aus  der  Ukraine  zur  DemobilmacWfno-  heim- 
kehrenden Truppenteile  können  daher  nicht,  wie  geplant 
weiter  «ef uhrt  werden.  Unter  den  schwierigsten  Verhält- 
nissen für  die  Truppen  wie  für  die  Bahn  mußten  die  Züo-e 
entladen  oder  abge>siellt  werden,  zum  größten  Teil  auf  Bahn- 
hoten  des  besetzten  Gebietes,  also  noch  ehe  der  heimatliche 
Boden  erreicht  war.  Nicht  einmal  der  Seeweg  ab  Könio-sbero- 
kann  verwendet  werden,  um  die  Truppen  nach  dem  Weslen  in 
Ihre  Heimatsorte  zu  bringen.  Trotz  vielfachen  Ersuchens  hat 
es  der  Entente  bis  heute  nicht  gefallen,  den  Küstenverkehr 
zuzulassen,  der  in  der  Bewältigung  4es  Gesamtverkehrs 
Deutschlands  stets  eine  große 'Rolle  gespielt  hat.  Aus  der 
durch  die  Presse  mitgeteilten  Absicht,  daß  amerikanische 
iruppen  zum  Schutz  gegen  die  bolschewistische  Gefahr  im 
Usten  herangezogen  werden  sollen,  wird  unter  diesen  Um- 
standen wohl  schwerlich  etwas  werden.  Die  daraus  entstehen- 
aen  l  rarisportleistungen  würden  neue  Schwierigkeiten  brino-en 
und  schließlich  noch  die  dringende  Lebensmittel-  und  Kohlen 
Versorgung  in  Frage  stellen,  wenn  die  Entente  nicht  schleu- 
nigst Lokomotiven  zur  Verfügung  stellt,  um  diese  Transporte 
durchzuführen  Schon  heute  ist  auch  in  den  westlichen  Be- 
zirken der  Lokomotivmangel  so  groß,  daß  Kohlenzüge,  die  im 
Bezirk  Hannover  stehen  und  in  Berlin  dringend  benötigt  sind 
nicht  nach  Berlin  herangebracht  werden  können. 

—  Verffütuns:  für  den  Bereitschaftsdienst  des  Fahrper- 
sonals bei  den  bayerischen  Staatsbahnen.  M  t  Wirkuno-  vom 
1.  Januar  1919  wird  nach  einem'  Erlaß  des  bayerischen  Ver- 
kehrsministers vom  31.  Dezember  1918  dem  Fahrp.ersonal  bei 
Heranziehung  zum  Bereitschaftsdienst  eine  Vergütun»  von 
15  für  die  Stunde  gewährt.  Eine  Erhöhung  dieser'  Ver- 
gütung tritt  nicht  ein,  wenn  während  der  Bereitschaftszeit 
eine  Verwendung  im  Stationsdienste  erfolgt.  Findet  wähtend 
der  Bereitschaftszeit  eine  Heranziehung  zum  Streckendienste 
statt,  so  wird  die  Vergütung  für  den  Bereitschaftsdienst  bis 
zur  fahrplanmäßigen  Abfahrt  des  Zages  gewährt,  während 
von  da  ab  dem  Fahrpersonal  die  regelmäßigen  Fahro-elder  zu- 
stehen, wobei  jedocb  eine  Z-eit  für  Vorarbeit  nicht  mehr  in 
Ansatz  zu  bringen  ist. 

—  Urlaub  für  1918  bei  den  bayerischen  Staatsbahnen.  Der 

bayerische  Verkehrsminister  hat  genehmigt,  daß  die  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1918  nicht  oder  nicht  voll  eingebrachten  Er- 
holungsurlaube für  1918  im  Jahre  1919  nachgeholt  werden  Es 
kann  demnach  im  Jahre  1919  für  das.ienige  Personal,  das  im 
Jahre  1918  keinen  Urlaub  erhalten  konnte,  ein  Jahresurlaub 
in  der  doppelten  Dauer  des  regelmäßigen  Urlaubs  zugestanden 
werden. 

—  Die  wUrttemberffischen  Eisenbahnfinanzen.  Dem  „Staats- 
anzeiger für  Württemberg''  entnehmen  wir:  Trübe  Aus- 
s:chten  für  die  G'&staltung  der  württembergischen  IStaats- 
linanzen  eröffnen  sich  durch  das  neueste  Rechnuno-sero-ebnis 
der  wurttem bergischen  Staatseisenbahnen  für  das  laufende 
Rechnungsjahr  1918/1919,  über  die  Finanzmi  nißter  Lieschiu"' 
in  einer  Versammlung  der  Privatangestellten  nähere  Mit- 
teilung gemacht  hat.  Danach  sind  die  Ausgaben  der  Ei.sen- 
bahnverwaltung  so  stark  angewachsen,  daß,  während  die  Ein- 
nahmen nach  dem  vom  Landtag  genehmigten  Voranschla«-  die 
Ausgaben  um  23  Millionen  Mark  übersteigen  so'lten,  sich"  nun 
kein  Emnahmeübersohuß  erwarten  läßt,  sondern  die  Aus- 
gaben die  Einnahmen  voraussichtlich  noch  um  15  Millionen 
Mark  übersteigen  werden.  Rechnet  mau  die  Ausgaben  für 
die  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  und  für  die  Pensionen 
mit  32  Millionen  Mark  hinzu,  so  ergibt  sich  ein  Fehlbetrao-  von 
47  Millionen  Mark,  wozu  nahezu  das  etatsmäßige  G^samt- 
«rträgnis  der  württembergischen  Einkommenstemer  mit  49 
Millionen  Mark  aufgezehrt  werden  wird.  Finanzm^nisier 
Liesching  meinte,  wir  würden  aus  dieser  schwierigen  Finanz- 
lage nur  herauskommen  können  durch  Rückkehr  zu  inten- 
sivster Arbeit  aller  Volkskräfte  und  durch  äußerste  Spar- 
samkeit in  allen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung. 

—  Betriebs-  und  Verkehrskontrolleure  in  Baden.  Zur  Mit- 
hilfe bei  der  Leitung,  Beaufsichtigung  und  unmittelbaren 
Überwachung  des  Betriebs-  und  Verkehrsdienstes  sowie  der 
einschlägigen  Personalverhältnisse  hat  die  Generaldirektion 
der  'badischen  Staatsbahnen  nach  -dem  Vorgänge  bei  den  preu. 
ßisch-hessischen  Staatsbahnen  die  Einrichtung  von  Betriebs- 
und Verkehrskontrolleuren  geschaffen.  In  gleicher  Weise  sind 
für  den  m  aschinen  technischen  Betriebsdienst  Betriebsmaschi- 
nenkontrolleure bestellt  worden.  Die  KontroUeure  sind  dem 
Betriebs-  bezw.  Verkehrsbureau  der  Generaldirektion  zuge- 
teilt und  erhalten  ihre  Aufträge  von  diesem  oder  unmitielbar 
von  den  Dezernenten  der  Generaldirektion.  Im  übrigen  ist 
ihr  Dienst  ähnlich  geordnet  wie  bei  den  preußisch-hessischen 
Staatsbahnen. 
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—  Niederschriften  der  ständiscn  Tarifkommission  der  deut 
sehen  Eisenbahnen.  Di«  Neubestellunocen  auf  diese  Nieder- 
schriften für  das  Jahr  1919  sind  bis  spätestens  15.  Februar 
d.  J.  beim  Verkehrsbureau  der  Eisenbahndirektion  Berlin  an. 
zumeiden.  Bis  zu  diesem  Tap^e  würde  auch  das  Bestellgeld 
von  20  Jt  an  die  Hauptkasse,  Berlin  W35,  Schöneberger  Ufer 
Nr.  1—4  zu  zahlen  sein.  Die  Zahlunsc  kann  geleistet  werden: 
1.  an  jede  Eeichsbankstelle  auf  das  Girokonte  der  Eisenbahn- 
Hauptkasse  Berlin  unter  /rleichzeitiß[-er  Benachrichtiffung  der 
letzteren:  2.  an  jedes  Postamt  durch  Zahlkarte  oder  an  das 
Postscheckamt  Berlin  durch  Überweisunsr  auf  das  Postscheck- 
konto Berlin  Nr.  2909  der  Eisenbahn-Hauptkasse ;  3.  an  die 
Ei?enbahnhauptkasse  selbst.  Bei  jeder  Zahluns^sweise  ist  zur 
V^ermeidun«:  von  Rückfragen  Name  und  Wohnort  des  Ein- 
zahlers und  der  Grund  der  Zahlung  anzugeben. 


Deutsch  ö  si  e  rrei  ch. 

-  Südbahn.  Der  finanzielle  Direktor  der  tSüdbahn  Dr  Fall 
,we:lt  seit  einigen  Tagen  in  der  Schweiz,  um  mit  den  fränzösi. 
sehen  Priontätenb-esitzem  in  Fühlung  zu  treten  und  mit  ihnen 
die  Zukunft  der  Südbahn  zu  besprechen.  Die  Südbahn  ist 
durch  den  Krieg  in  eine  finanziell  schwierige  Lage  geraten 
und  hat  durch  das  ungünstige  Ergebnis  des  Krieges  und  den 
Zerfall  der  alten  Monarchie  schließlich  die  einheitliche  Ver- 
waltung und  Betriebsführung  des  Gesamtnetzes  der  Bahn  ver- 
loren. Teillinien  der  Südbahn  sind  im  italienischen  Besitz, 
ferner  erstreckt  sich  ihr  Verkehrsgebiet  auf  Deutschösterreich, 
Ungarn  und  den  jugoslawischen  Staat,  der  in  Laibach  eine 
Generaldirektion  errichtet  hat.  Es  ist  bekannt,  welches  Inter- 
esse die  französischen  Prioritätenbesitzer  als  Hauptgläubiger 
an  einer  finanziellen  Konsolidierung  der  Südbahn  haben.  Im 
Kreif-e  der  Verwaltung  ist  nun  naeh  dem  e^genwärtigen  Stande 
1er  Din<re  der  Plan  einer  Internationalisierung  der  Südbahn 
aufgetaucht,  ein  Gedanke,  wie  er  nach  dem  Balkankrieg  hin- 
ächtlich  der  orientalischen  Eisenbahnen  im  Interesse  einer 
Binheitlicheu  Verwaltung  des  Unternehmens  aufgegriffen 
Iber,  wie  bekannt,  nicht  zur  Verwirklichung  gebracht  wurde.' 
In  der  Besprechuna-  mit  den  französischen  Prioritätenbesitzern 
^.11  nun  auch  der  Plan  einer  internationalen  Verwaltunf  der 
5üdbahn,  in  welcher  auch  Italien  vertreten  sein  würde,  in  Er- 
«[ägung  gezogen  und  das  Einvernehmen  mit  den  Haupto-läu- 
ngern  ge^-^ucht  werden.  Das  Ziel  wäre,  wie  schon  erwähnt, 
he  einheitliche  Verwaltrng  und  Betriebsführung  des  Gesamt 
intemehmens  herbeizuführen  und  zu  sichern. 

T"~u^-i®^''^'^''*^*^^""^''™^"  böhmischen  Privatbahnen. 

Maeh  Zeitungsberichten  eraeben  die  Ausweise  der  ibe'den 
rrolkn  böhmischen  Privatbahnen,  der  Buschtiehrader  Bahn 
incl  der  Aussisr-Teplitzer  Bahn,  daß  im  Jahre  1918  geo-en  das 
/onahr  erheblich  mehr  Einnahmen  erzielt  wurden.  Die 
Lanterhohungen  haben  die  Bahnen  in  die  Lage  versetzt,  die 
n  einer  steilen  Kurve  ansteigenden  Aussraben  durch  erhöhte 
fjinnahmen  auszugleichen.  Bezeichnend  ist  die  Zunahme  des 
ersonenverkehrs.  dem  ein  starker  Rückgang  des  Frachten- 
erkehres  gegenübersteht,  der  s=ch  aus  dem  Gütermano-el  im 
ilgemeinen  und  aus  den  abnehmenden  Kohlentransporten  er- 
\^ri.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  bei  der  Buschtiehrader 
ahn  die  endgultisren  Zahlen  erst  bis  Ende  August,  bei  der 
ussig-TeT)litzer  Bahn  erst  bis  Ende  September  feststehen. 
5ei  der  Buschtiehrader-  Bahn  sind  die  Einnahmen 
es  Jahres  1918  von  32,3  auf  42.9  Millionen,  also  um  rund 
3  %  gestiegen.  Bei  der  Aussig-Teplitzer  Bahn 
ind  die  Einnahmen  im  Jahre  1918  auf  26  Millionen,  also  um 
ahezu  49  %,  hinaufgegangen. 

—  Bahnprojekte  in  Badgastein.  Das  Staatsamt  für  Ver- 
ehrswesen  hat  dem  Gutsbesitzer  Johann  Stöckl  in  Böck- 
ein  im  Vereine  mit  dem  Baumeister  Hugo  Dick  in  Böck- 
ein  die  Bewilligung  zu  technischen  Vorarbeiten  a)  für  eine 
Is  Zahnradbahn  herzustellende '  Bahn  niederer  Ordnun«-  von 
mem  geeigneten  Punkte  des  Kurortes  Badgaslein 
IS  zum  Vorplatz  des  Bahnhofes  Badgastein;  b)  für 
ine  Bahn  niederer  Ordnung  vom  Vorplatz  des  Bahnhofes 
ahilertät^    "^'^   Böckstein   auf  die   Dauer  eines 

—Die  Umwälzung  und  die  Donauschiffahrt.  Über  die 
age  der  Donauschiffahrt  wird  aus  Fachkreisen  geschrieben  • 
Bis  zu  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  Entente  auf  der 
ateren  Donau  den  freien  Verkehr  der  Schiffe  behindert  hat, 
^derselbe  genau  so,  wie  es  seit  dem  Freiwerden  der  Donau 
berhaupt  der  Fall  war,  unter  militärischem  Schutz  weiter- 
Jfuhrt  worden  und  die  Schiffahrtsgesellschaften  hatten  den 
lergroßten  Teil  ihrer  Betriebsmittel  an  die  Heeresverwaltung 
ärmiefet.  welche  über  sie  verfügte.  Gleich  nach  dem  Zu" 
eTn ''dir''  S«Pt«inber  1918  sind  Besorgnisse 

€gen  der  Sicherlieit  der  Donaubetriebsmittel  aufgetaucht 


weil  man  bei  den  Schiffahrtsgesellschaften,  wie  sich  später 
gezeigt  hat.  mit  vollem  Rechte,  befürchten  mußte,  daß  die 
Entente  und  auch  die  rumänischen  und  serbischen,  den  Zen- 
tralntächten  feindlichen  Machthaber  auf  die  Donauf  ahrzeuge 
greifen  werden.   Dieser  Befürchtung  gegenüber  wurde  darauf 
hingewiesen,  daß  m  dem  Vertrage  Bulgariens  und  der  En- 
tente ein  Räumungstermin,  welcher  am  26.  Oktober  abläuft, 
festgesetzt  wurde.    Trotzdem  ist  ein  in  Heeresmiete  befind- 
licher Dampfer  von  den  Ententetruppen  bereits  am  22.  Oktober 
beschossen  und  beschlagnahmt  worden.    Von  da  an  haben  s'ch 
zu  verschiedenen  Zeiten  Behinderungen  der  Schiffahrt,  Be- 
schlagnahmen und  Plünderungen  der  Fahrzeuge  auf  der  gan- 
zen Donaustrecke  unterhalb  Budapest  wiederholt.  Insbeson- 
dere haben  die  „Grüne  Garde"  in  Vukovar,  dann  .serbische 
und  jugoslavische  Truppen  an  verschiedenen  Stelten  der  Do- 
nau die  Weiterfahrt  der  Schiffe  verhindert  und  schließlich 
hat  die  Entente  gemeinsam  mit  der  jugoslawischen  Regieruno- 
auf alle  Fahrzeuge  unterhalb  Baja  Besch'ag  gelebt  Auch 
heute  sind  alle  diese  Schiffe,  die  einen  beträchtlichen  Teil  der 
österreichischen  und  ungariscben    Donaubetriebsmittel  dar- 
stellen, in  jenen  Staaten  zurückgehalten  und  werden  von  der 
Entente  für  ihre  eigenen  Zwecke  verwendet.    Es  heißt  soo-ar, 
daß  die  Entente  alle  diese   Betriebsmittel  als    gute  Prise 
ansieht.   Die  Austragung  dieser  Angelegenheit  wird  entweder 
einer  besonderen  Kommission  übertragen  oder  gar  erst  o-e- 
legentlioh  der  Friedensverhandlungen  in  Ordnung  gebracht 
werden  können.    Die  frühere  Zentraltransportleituno-  im  o-e- 
memsamen  Kriegsministerium  hat  am  31.  Oktober  aufgehört, 
Uber  die  Donaubetriebsmittel  zu  verfügen.    Dagegen  ist  An- 
fang November  eine  ungarische  Schiffahrtsleitun»-  errichtet 
worden,  welche  seit  dieser  Zeit  über  die  in  ihrem  Machtbe- 
re:che  schwimmenden  Fahrzeuge  verfügt.  Arbeiterschwierio-- 
keiten  und  Kohlenmangel,  wie  auch  verhältnismäßig  geringe 
Beforderungsguter  und  der  beengte  Geltungsbereich  dieser 
Melle  bringen  e«  mit  sich,  daß  der  von  ihr  abgewickelte  Ver- 
kehr von  nur  geringer  Bedeutun^g  sein  -kann.    Die  Lao-e  der 
Donausohiftahrt  ist  also  derzeit  die,  daß  von  Baja  bis  Sulina 
die  i^ntente  verfugt,  von  Baja  bis  Theben  —  derzeit  noch 
Z^^  eT^^  Tschecho-Slowaken  unbehindert  —  die  ungarische 
öchittahrtsleitung  verfügt,  während  auf    der  deutsch-öster- 
reichischen Donaustrecke  ein  erwähnenswerter  Verkehr  über- 
haupt nicht  vorhanden    ist.      Dem  Vernehmen  nach  sollen 
allenthalben  die  Fahrzeuge  zum  größten  Teil  in  den  Winter- 
hafen geborgen  sein.   Die  auch  sonst  übliche  Winferstandszeit 
wird  sich  voraussichtlich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  o-roße 
Ausbesserungsbedürftigkeit  aller     vorhandenen  Fahrzeuo-e 
selbst  dann  ziemlich  lange  ausdehnen,  wenn  die  Witterunt^s- 
verhaltnisse  dies  nicht  bedingen  würden.   Diese  Zwischenzeit  ' 
wird  dazu  auserenutzt  werden  müssen,  um  in  die  äußerst  ver 
worrenen  Verhältnise  der  Donauschiffahrt  durch  Verhand- 
lungen mit  deo  beteiligten  Staaten  möglichst  Klarheit  zu 
t)ringen." 


Ungarn. 

r.~i  Versorsuns:  Unganis  mit  elektrischer  Kraft.  Mit 

Kucksicht  aut  den  herrschenden  Mangel   an  Brennmaterial 
tritt  in  neuester  Zeit  die  Ausnutzung  der  elektrischen  Kraft 
in  den  Vordergrund.  Der  Denkschrift,  in  der  das  Handel  s- 
m  misten  um  diese  wichtige  Frage  behandelt,  entnehmen 
wir  folgende  Angaben:    Der  Kohlenvorrat  beträo-t  1,7  Mil- 
liarden Doppelzentner,  die  Wasserkräfte  werden  auf  1,7  Mil- 
lionen Pferdekrafte  geschätzt;  außerdem  stehen  72  Milliarden 
Kubikmeter  Erdgas  und  1200  Millionen  Kubikmeter  Torf  als 
Kraftquelle  zur  Verfügung.    Im  Jahre  1913  betruo-  der  Ver- 
brauch an  Kohle  149,1  Mill.  Doppelzentner,  gegenüber  einer 
Kohlenforderung  von  102.7  Mül.  Doppelzentner;  davon  ent- 
tielen  83,9  Millionen  auf  den  Verbrauch  der  Industrie,  von 
denen  58,3  Millionen  Doppelzentner  auf  die  Erzeuguno-  elek- 
trischer Kraft  verwendet  werden  sollen.    Der  Verbrauch  der 
Verkehrsanstalten  belief  sich  auf  41,2  Millionen  Doppelzent- 
ner.   Im  Falle  der  Elektrisierung  ist  eine  erhebliche  Erspar- 
nis auch  dadurch  zu  erwarten,  daß  der  Kraftbedarf  der  In- 
dustrie und  der  Verkehrsanstalten  mit  aus  Kohle  erzeugter 
elektrischer  Kraft  gedeckt  wird.    In  diesem  Falle  könnte  bei 
dem  Bedarf  der  ungarischen  Staatsbahnen  von  0,11  kg  Kohle 
iur  das  Kilometer  ein  Drittel  erspart  werden.    Selbst  wenn 
die  heimische  Kohlenförderung  jetzt  im  höchsten  Maße  ge- 
steigert wird,  kann  die  Einfuhr  ausländischer  Kohle  nur  dann 
vermieden  werden,  wenn    das    uns  zur  Verfüg-ung  stehende 
Brennmaterial  durch  eine  durchgreifende  Elektrisierung  der 
Eisenbahnen  wirtschaftlicher  ausgenutzt  wird.    Die  Versor- 
gung der  Bezirke  mit  elektrischer  Kraft  würde  der  Staat  im 
Verein  mit  den  örtlichen  Intei-essenten  auf  die  Weise  sichern, 
daß  er  eine  Interessengemeinschaft  mit  den  zu  gründenden 
Unternehmungen  bildet.    Gleichzeitig  müßten  einio-e  geeig- 
nete Bergbahnen  auf  elektrischen  Betrieb  umgestaltel  werden 
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In  erster  Linie  kämen  hierbei  in  B-etracht  ,di©  Linien  Salo;6- 
tarjan-ßuttka,  Piski-Petrozscny-Lupcny,  Budapesl-Eszteroom 
anü  Na^vvärad-Kolozsvdr.  Der  erste  Abschnitt  der  Elektri- 
sienino-  setzt  den  Aus,bau  einer  180  000  KW  starken  hydroele.k- 
trischeu  und  einer  150  030  KW  starken  kalorischen  Leistung 
voraus.  Die  Kosten  würden  840  ;Miilionen  Kronen  betragen. 
Der  oegenwärtii;«  Bedarf  Ungarns  an  Kohlen  und  elektrischer 
Kraft  erfordert  gebieterisch,  daß  dieses  Programm  alsbald 
verwirklicht  werde.  Zu  den  erforderlichen  Vorbereitungen 
gehört  die  Schaffung  eines  Elektrizitä.tsg6s.etzes,  die  Auf- 
nahme der  Energiequellen  und  die  Ausarbeitung  eines  Planes 
zur  Versorgung  des  Landes  mit  elektrischer  Kraft.  Unter 
Leitung  einer  Studienkommission  wird  ein  Bureau  sich  mit  der 
Lösung  dieser  wichtigen  Aufgaben  zu  beschäftigen  haben. 

Was  insbesondere  den  Staats  ei  senbahnbetrieb 
anlangt,  hat  der  Präsident  der  Staatsbahnen  dem  Handels- 
minister den  Vorschlag  unterbreitet,  in  dringender  Weise 
Vorarbeiten  für  die  Elektrisierung  des  Staatsbahnbeiriebe.s 
einzuleiten.  Es  handelt  sich  vorläufig  um  Strecken  in  der 
Länge  von  22C0  km,  die  auf  elektrischen  Betrieb  umzuge- 
stalten wären,  wodurch  .iährlich  l'A  Millionen  Tonnen  Kohle 
erspart  werden  könnten.  Mit  der  Ausarbeitung  der  Pläne 
wurden  zwei  bekannte  einheimische  Fachleute,  Ko^^oman 
Kandö  und  Oberingenieur  Ludwig  Verehely,  betraut.  Die  er- 
forderliche Kraft  wird  aus  dem  Abraum  der  .Kohlenwerke, 
namentlich  der  schiefrigen  Kohle,  erzeugt  werden,-  der  auf  den 
Halden  der  Kohlenwerke  lagert  und  sich  zum  Abtransport  nicht 
eignet.  Vorerst  soll  eine  Probestreoke  auf  elektrischen  Be- 
trieb umgestaltet  werden ;  für  später  ist  in  erster  Eeihe  ^lie 
Elektrisierung  der  Linien  Budapest-  Marchegg  und  Budapest- 
Bruck/a.  L.  geplant. 

—  Wiederaufnahme  des  Auslandshandels.  Der  Handels- 
minister hat  anläßlich  der  Neuorganisation  des  Handelsmini- 
steriums behufs  Wiederaufnahme  der  auswärtigen  Handels- 
beziehungen entsprechende  Maßnahmen  getroffen  und  im  Zu- 
sammenhange damit  die  Ausgestaltung  des  ungarischen  Han- 
delsmuseums ver-füsit.  In  der  handelspolitischen  Sektion  wer- 
den derzeit  Beratungen  gepflogen,  in  welchem  Maße  man  die 
Dienste  der  ausländischen  Berichterstatter  des  Handelsmuse- 
uras  in  Anspruch  nehmen  könnte.  Die  in  Budai>est^ befind- 
lichen Berichterstatter  des  Museums  haben  für  das  Ivliniste- 
rium  entsprechende  Vorschläge  hierüber  ausgearbeitet,  die 
das  Ziel  verfolgen,  auf  den  Märkten  des  nahen  Orients,  West- 
europas, Amerikas  und  Ostasiens  die  infolge  des  Krieges 
unterbrochene  geschäftliche  Tätigkeit  wieder  aufzunehmen. 

übrige  europäische  Länder. 

—  Der  Zustand  der  englischen  Eisenbahnen.  Die  Betriebs- 
mittel der  englischen  Eisenbahnen  sind  durch  den  Krieg  so 
heruntergekommen,  daß  der  „Wiederherstellungsminister" 
(Minister  of  Eeconstruotion),  dessen  Tätigkeit  etwa  der  des 
deutschen  Kommissars  für  die  Übergangswirtschaft  ent- 
sprechen mag,  den  Zeitraum  zu  ihrer  Instandsetzung  auf  min- 
destens drei  JaTire  schätzt,  wobei  er  die  Arbeiten  für  die  Do- 
minien, Kolonien  und  Verbündeten  noch  außer  acht  gelassen 
hat.  Dazu  kommen  noch  die  Ansprüche,  die  durch  im  Inter- 
esse namentlich  der  Landwirtschaft  unumgängliche  Erweite- 
rungen des  Eisenbahnnetzes  an  die  Industrie  gestellt  werden 
müssen.  Den  Verkehr  auf  den  Binnenwasserstraßen  zu  heben, 
wie  es  auf  dem  Festlande  geschehen  ist,  hält  der  Minister  nicht 
für  empfehlenswert,  dagegen  befürwortet  er  den  Bau  von 
Föriler-  und  Kleinbahnen  auf  oder  Jieben  dem  Straßenkörper, 
wie  sie  mit  gutem  Erfolg  und  mit  geringen  Kosten  im  Kriege 
in  Frankreich  gebaut  und  betrieben  worden  sind. 

—  Einschränkungen  des  Personenverkehrs  in  England.  Zu 

den  Erschwernissen  und  Einschränkungen  des  Personenver- 
kehrs, zu  denen  der  Krieg  die  englischen  Eisenbahnen  ge- 
zwungen hat,  und  die. eine  Verminderung  der  zu  befördernden 
Reisenden  auf  ein  solches  Maß  bezweckten,  daß  der  Verkehr 
mit  den  verminderten  Kräften  der  Eisenbahnen  noch  bewältigt 
werden  konnte,  gehörte  auch  die  Abschaffung  .von  durchge- 
henden Fahrkarten  auf  größere  Entfernungen  mit  der  Berech- 
tigung, die  Reise  unterwegs  zu  unterbrechen.  Für  solche 
Reisen  mußten  nach  dieser  Beschränkung  getrennte  Fahr- 
karten gelöst  werden,  was  unter  Umständen  eine  erhebliche 
Erschwernis,  namentlich  für  Geschäftsreisende  bedeuten  kann. 
Durch  diese  Maßnahme  wird  aber  den  Eisenbahnverwaitungen 
die  Überwachung  der  Eeisenden  und  die  Beschränkung  der 
Ausgabe  der  Fahrkarten  auf  solche  Reisende,  die  einen  zwin- 
genden Grund  zum  Verreisen  haben,  erleichtert.  Ferner  ist 
die  Geltungsdauer  von  Rückfahrkarten  stark  verkürzt  worden : 
während  früher  solche  Karten  bei  einer  Entfernung  von  12 
bis  20  km  8  Tage,  bei  größeren  Entfernungen  6  Monate  galten, 
ordnete  der  Ei^nbalm-BeitrieJjsau&schuß  (Railway  Executive 


Committee)  kurz  vor  Beendigung  des  Krieges  noch  an,  daß 
Rückfahrkarten  nicht  länger  als  2  Monate  Gültigkeit  besitzen 
sollten.  Die  Reise  muß  sowohl  bei  einfachen  wie  bei  Rück- 
fahrkarten am  Lösungstage  angetreten  werden. 

—  Anschluß  Griechenlands  an  das  Eisenbahnnetz  Europas. 

Griechenland  war  bekanntlich  das  letzte  Land  Europas,  das 
Eisenba-hnen  baute;    seine  erste    Eisen bahnstrecke  Athen- 
Piräus  wurde  erst  1869  eröffnet,  und  es  fehlt  ihm  immer  noch 
eine  Verbindung  mit  dem  Eisenhahnnetz  des  übrigen  Europa. 
Sie  ist  allerdings  schon  seit  längerer  Zeit  geplant  und  war  bei 
Ausbruch  des  Krieges  im  Bau,  der  Krieg  hat  aber  ihre  Fertig- 
stellung verzögert.    Als  Griechenland  sich  der  Entente  an- 
schloß, sah  die  neue  Regierung  eine  ihrer  ersten  Aufgaben 
in  der  Förderung  dieses  Bahnbaus,  und  er  scheint  denn  auch 
während  des  Krieges  wieder  aufgenommen  worden  zu  sein; 
wie  weit  er  aber  gefördert  worden  ist,  geht  aus  den  vor- 
liegenden Berichten  aus  englischer  Quelle  nioht  hervor.  Die 
neue  Verbinduno-  führt  entlang  der  Küste    des  Ägäischen 
Meeres  hin,  an  Platamona,  Katherina  und  Libanovo  vorbei 
und  mündet  in  Platy,  36,5  km  vor  Saloniki,  in  die  Strecke  Moa 
nastir-Saloniki  ein.     Um  für  die  durchgehenden   Züge  von 
Athen  den  Umweg  über  Saloniki  zu  vermeiden,  ist  kurz  vor 
der  Wardarbrücke  eine  Verbindung  mit  der  Strecke  Saloniki- 
Üsküb-Belgrad  vorgesehen,  die,  etwa  3,6  km  lang,  bei  Topsin 
in  die  letztgenannte  Strecke  einmündet.    Die  Schienen  und 
Schwellen  sowie  die  Lokomotiven  und  sonstigen  Betriebs-, 
mittel  für  die  neue  Strecke  sind  zum  größten  Teile  aus  den 
Vereinigten  .Staaten  von  Amerika  geliefert  worden.    Die  In- 
ternationale Schlafwagengesellschaft  hat  die  Verpflichtung 
übernommen,  die  nötigen  Schlaf,  und  Speisewagen  für  die 
durchgehenden  Züge  zu  stellen  sowie  ein  Reisebüro  in  Athen 
zu  gründen  und  durch  Werbearbeit  für  Verkehr  zu  sorgen 
Der  Vertrag  mit  ihr  läuft  30  Jahre,  kann  aber  nach  den  erstenj 
15  Jahren  mit  fünf.iähriger  Frist  gekündigt  werden.  Einige| 
eiserne  Brücken  für  die  Neubaustreoke  waren  in  Frankreich, 
bestellt ;   da  sie  wegen  des  Krieges  nicht  geliefert  werden , 
konnten,  wurden  an  ihrer  Stelle  einstweilen  hölzerne  Trag-* 
^N^erke  eingebaut.  .! 


Fremde  Erdteile. 

—  Einnahmen  der  amerikanischen  Eisenbahnen  in  den  ersten' 
fünf  Monaten  des  Jahres  1918.  Für  die  Monate  Januar  bis  Mai 
1918  bringt  die  Zeitschrift  „Railway'  Age"  über  die  Einnahmen 
der  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  inter- 
essante Zahlen,  aus  denen  sich  ergibt,  daß  trotz  großer  Tarif- 
erhöhungen das  Verhältnis  zwischen  Einnahmen  und  Aus-- 
gaben  sich  für  die  amerikanischen  Eisenbahnen  infolge  ^er 
ungeheuren  Steigerung  der  Löhne,  der  Material-  und  Brenn- 
stoffpreise ständig  verschlechtert  hat.  Während  in  dieser  Zeit 
die  Einnahmen  gegenüber  dem  gleichen  Zeitraum  im  Jahre 
1917  von  1549  Millionen  auf  1690  Millionen,  also  um  141  Mil- 
lionen Dollar  gestiegen  sind,  haben  sich  die  Betriebsausgal>en 
von  1119  auf  1381,  d.  i.  um  262  Mill.  Dollar  vermehrt.  Rechnet 
man  die  auf  diesen  Zeitraum  für  Lohnerhöhungen  mit  rück- 
wirkender, Kraft  entfallenden  weiteren  Ausgaben  in  Höhe  von 
125  Millionen  Dollar  hinzu,  so  beträgt  die  Zunahme  der  Aus- 
gaben in  den  ersten  fünf  Monaten  des  Jahres  1918  sogar 
387  Millionen  Dollar.  Besonders  bezeichnend  waren  die  Aus- 
gaben im  Monat  Mai,  in  dem  der  Verfcehr  so  normal  günstig 
verlaufen  ist,  wie  dies  im  Kriege  nur  möglich  war.  Für  diesen 
Monat  traten  die  15  %  Frachtzuschläge  in  die  Erscheinung- 
die  in  den  östlichen  Gebieten,  auf  denen  fast  die  Hälfte  des 
gesamten  Verkehrs  Nordamerikas  sich  abwickelt,  seit  etwa 
einem  Jahre  eingeführt  worden  sind.  So  haben  denn  auch 
die  Monatseinnahmen  die  bis  dahin  ungekannte  Höhe  von 
378  Milionen  Dollar  (+  32  Millionen)  erreicht,  d'e  Aus?raben 
sind  aber  im  gleichen  Zeitraum  auf  285K>  (+  47)  Millionen, 
gestiegen.  Von  Interesse  ist  nachstehende  Zusammenstellung 
der  Maieinnahmen  und  -ausgaben  der  letzten  vier  Jahre,  auf 


Betriebseinnahmen  .    .  . 
Betriebsausgaben     .    .  - 
Betriebsüberschuß    .    .  . 
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Reineinnahme  .... 
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Zählt  man  für  den  Monat  Mai  noch  die  rückwirkend  zu  ver 
rechnenden  AusQaben  für  Löhne  hinzu,  so  erhöht  sich  die  Be- 
triebszahl auf  über  80  %.  „Railway  Age"  knüpft  als  Orgau 
der  Eisenbahngesel'Ischaften  an  diese  Statistik  die  Bemerkung, 
daß  die  Verfechter  des  Staatssystems  mit  ihrer  Behauptung, 
daß  durch  die  Übernahme  der  Eisenbahnen  durch  den  Staat 
große  Ersparnisse  erzielt  werden  würden,  nicht  recht  behalten 
hätten     Selbst  mit  den  seit  Monat  Juni  eingeführten,  sehr 


1918 

1917 

1916 

1915 

1623 

1492 

1307 

1014 

1225 

1030 

857 

735 

398 

462 

450 

309 

68 

62 

55 

50 

330 

400 

395 

2,59 

75,49 

69.0 

65,5 

70,0 

LifX.  Jahrgang 
22.  Januar  1919. 


-   59  - 


Nr,  '0 


erheblichen  Tanferhohunffen  würden  dio  Gesamtergebnisse 
■  des  Jahres  1918  nicht  sonderlich  günstig  sein,  da  die  Aus- 
gabensteigerung  die  im  Jahre  1917  noch  476  Millionen  Dollar 
betra,i.en  hatte,  für  das  Jahr  1918  auf  mindestens  600  MiMionen 
Dollar  geschätzt  werden  müsse,  selbst  wenn  neue  aligemeime 
Lionnernohungen  zu  vermeiden  seien 

Wenn  die  Zeitschrift  auch  mit  ihren  tatsächlichen  Ano'aben 
recht  hat,  so  kann  ihr  doch  darin  nicht  beigetreten  werden, 
'^"..7«  ungünstigen  Betriebsergebnisse  auf  den  Staatsbetrieb 
zurückzuführen  sind.  Die  unerhörten  Steigerungen  der  sach 
liehen  und  persönlichen  Ausgaben  haben  in  allen  Eisenbahn' 
landein,  mögen  sie  das  Staats-  oder  Privatbahnsyst«m  haben" 
die  gleichen  Jirscheinungen  gezeitigt. 


Bücherschau. 

—  Lokomotivban  und  Lokomotivindustrie  in  Frankreich  mit 
besonderer  Benicksichtiffunff  der  eingeführten  Lokomotiven 

1918  Heff  8-11  Hanomag-Nachrichten 
In  den  vorgenannten  Heften  der  Hanomag-Nachrichten  be- 
handelt Baurat  Metzeltin  an  Hand  zahlreicher  geschichtlicher 
und  technischer  Zahlenangaben  eingehend  den  Lokomotivbau 
nn(l  die  Lokomotivindustrie  in  Frankreich.  Der  ge.schicht- 
hche  Überblick  über  den  Lokomotivbau  bietet  zugleich  ein 
gutes  Bild  der  Entwicklung  des  französischen  Eisenbahn- 
wesens, das  infolge  der  starken  und  langen  Steigungen  in 
Mittel-  und  Sud-Frankreich  und  dank  der  französischen  Vor- 
liebe für  Theorie  und  Versuche  schon  sehr  frühzeitig  eine 
außerordentlich  hohe  Stufe  erreichte.  Waren  doch  die  fran- 
zosischen Eisenbahnen  den  unsrigen  nicht  nur  in  der  Verwen- 
dung schwerer  drei-  und  mehrgekuppelter  Lokomotiven  um 
Jatirzehnte  voraus  sondern  sie  wußten  auch  den  Vorsprung 
durch  frühzeitige  Durchbildung  der  Vierzylinder-Anordnun^ 
und  der  Verbund  Wirkung  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
zu  behaiip ten.  Wahrend  z.  B.  die  Einführung  der  drei-gekup- 
pelten  buterzuglokomotive  bei  uns  erst  um  die  Mitte  der 
bOer  Jahre  begann,  hatten  die  französischen  Bahnen  schon 
un  Jahre  1864  über  1200  C-Lokomotiven  im  Betrieb  Bald 
darauf  ging  die  Paris-Orleans-Bahn   zur   Beschaffung  von 


D-Guterzu^lokoü3otiven  und  E-Tenderlokomotiven  über,  wäh- 
rend die  erste  deutsche  D-Güterzuglokomotive  erst  10  Jahre 
spater,  die  erste  E-Tenderlokomotive  erst  1897  gebaut  wurde 
Die  großen^Vorziige  der  zuerst  von  de  Glehn  und  Henry  e'ml 
geführten  VierZylinder-Verbundlokomotive  verschaffte  die.^er 
Bauart  in  Frankreich  so  schnell  Eingang,  daß  bereits  1905 
Uber  1600,  1914  schon  annähernd  öOOQ  im  Betriebe  waren,  also 
unvergleichlich  viel  mehr  als  damals  in  dem  ganzen  übrio-en 
Luropa  zusammen.  In  der  Ausdehnung  des  Eisenbahnnet'ies 
und  der  Zahl  dep  Lokomotiven  eilte  Deutschland  daoea-«n 
dem  an  Flache  annähernd  gleichen  Frankreich  ganz  bedeutend 
voraus.  Wahrend  1868  die  Zahl  der  Lokomotiven  in  Frank- 
i-eich  rund  4300  betrug  gegen  4600  in  Deutschland,  stellte  sich 
am  Jahre  1914  die  Gesamtzahl  der  Lokomot-ven  in  Frankreich 
schätzungsweise  auf  17  000  gegen  etwa  35  500  in  Deutschland. 

Da,  die  tranzosischen  Lokomotivfabriken  bei  ihren  "■rößten- 
te:ls  veralteten  Einrichtungen  nie  sehr  leistungsfähi«^'  waren 
«aben  sich  die  Bahnverwaltungen,  sobald  der  Bedarf  plötzlich 
zunahm,  auf  die  Einfuhr  angewiesen.  Bis  zum  Jahre  1870  wur- 
den. last  nur  englische  Lokomotiven  eingeführt.  Danach  nahm 
indes  die  deutsche  Einfuhr  so  stark  zu,  daß  bis  Ausbruch  des 
Krieges^  aus  Deutschland  fast  doppelt  soviel  Lokomotiven 
•eingetuhrt  waren  als  von  den  am  Wettbewerb  teilnehmen- 
den Landern,  England,  Österreich,  Belgien  Schweiz  und  Ame- 
rika zusammengenommen,  eine  Tatsache,  die  den  fran/ösi- 
fvi  ui-  .  "T"^^®"""^  natürlich  stark  herausforderte.  In  dem 
Überblick  über  die  Entwicklung  der  verschiedenen  Lokomo 
tiv-Bauanstalten  fesselt  besonders  eine  Zusammenstellnno- 
lürer  Leistungsfähigkeit  gegenüber  einigen  deutschen  AVerken 
Die  Durchschnittsleistung  aller  französischen  Werke  in  den 
Jahren  1900-13  emschli^ßlich  der  am  Lokomotivbau  betei- 
ligten Lisenbahnwerkstätten  betrug  nur  wenig  mehr  als  d"e 
einzjffen  deutschen  Lokomotivfabrik,  der  Firma  Hen- 
sctiel  &  Sohn  In  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  konnten 
allein  5  deutsche  Lokomotivfabriken  mehr  als  das  doppelte 
der  gesamten  französischen  Erzeugung  herstellen.  Der  Auf- 
satz schließt  mit  einer  umfangreichen  ZusammensteHuno-  der 
Hauptabmessungen  ,  aller  Lokomotivarten  der  verschiedenen 
Bahnyerwaltungen  nebst  Quellennachweis  der  betreffenden 
Einzeldarstellungen.   


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  14.  d.  Mts.  verschied  in  Münster,  wo  er  im  Ruhestande  lebte,  der 

Geheime  Re^ierungsrat  Franz  Ditmar 

Obenesierungsrat  a.  D. 
im  eben  vollendeten  7.3.  Lebensjahre. 

6«^H^J"w^'"'^  ^    i^'^.^"^'         Verstorbene  als  Oberregierungsrat  sein  viel- 
seitiges Wissen  und  boino  groß.-n  Erfahrungen  auf  alleti  Gebieten  des  Ei^en 
b.nhnwesens  bei  der  E.s.n.,ahndirektion  Münster  betätigt  umi  si.hd.^^^^^^^^ 
A.-hrung  und  Anerkennung  in  r.  ichen.  Mai.?e -erworb.  n.   S.in  Hehenl  ürdS 
Wesen  und  seine  große  Her/.ensgüte  sichern  ihm  die  Liet"e  und  Ämn- 
seiner  Mitarbtmer  und  der  ihm  uu.erstellten  Beamten  und  A.beker 

m';!^^'!"  w^®'i'^'i'''^  '''^ni'       ""s  in  hohen  Ehren  bleiben. 

Munster  ^Westf.),  den  17.  J.muar  1919.  (66) 

,  ..  Her  Präsident 

und  die  höheren  Beamten  des  Eiseabahndirektionsbezirkes. 


Bayerisch-Sächsischer  Tierverkehr. 
Prcußisch-Hessisch-Sächsischer  Ticr- 
vcrkchr,    Gemein&ames    Heft.  Sächsi- 
scher   Binnen-Ticrtarif    für   die  voll- 

spuriffon  Linien,  Teil  II. 
..jom  20.  März  1919  an  werden  die 
Uberfuhrgebühien  zwischen  Dresden- 
Friedlichstadt  und  Dresden^^Friedrich- 
stadt  (Vieh,  und  Schlachthof)  für  die 
Ladung  auf  3,75  J{  und  für  die  Stück- 
sendung auf  2,70  J{  erhöht. 
Dresden,  am  17.  Januar  1919  (65) 
Gen.-Dir,  d.  Sachs.  Staatsei'senb. 


2.  Güterverkehr. 

Eisern-Siesener  Eisenbahn.  Binnen- 
tarif. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1919 
t)  werden  die  im  Abschnitt  B  2  enthal- 
inen  Bestimmungen  über  den  Fracht- 
acülaß  bei  Ausnutzung  des  Ladea-e- 
lohts  autgehoben.  Das  alsbaldige  In- 
raittrelen  dieser  Tarifmaßnahme  grün- 
!t  sich  auf  die  vorübergehende  Ände-» 
ing  des  §  6  der  Eisen  bahn  verkekrs- 
'unung. 

Auskunft  erteilt  die  unterzeichnete 
ireklion. 

Siegen,  den  17.  Januar  1919.  (75) 
i«ern-Siegener  Eisenbann-Gesellschaf*  ' 
Die  Direktion. 


a)  Ausnahmetarif  für  die  Einfuhr  von 
Lebensmitteln.  Nr.  2  K  13  des  Tarif- 
verzeichnisses. 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
vcrkchr  deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander. Nr.  200  des  Tarifverzeich- 
nisses. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  wird 
der  Ausnahmetarif  2  K 13  aufgehoben 
Vom  gleichen  Tage  ab  gelten  die  Be- 
stimmungen des  Anhanges  II  zum  ge- 
meinsamen Heft  Nr.  200  auch  für  aUe 
Tierverkehre. 

Nähere  Auskunft  geben  die  beteilig- 
ten Güterabfertigungen  sowie  das  Aus 
kiinftsbureau,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

,  Berlin,  den  17.  Januar  1919.  -  (74) 
•  J  ;  .   Eiseubahadire^tiQ,^. ,  . 


Bad.-pfälz.  Güterverkehr. 

Auf  21.  Januar  1919  wird  zum  Tarif 
vom  1.  Juni  06  ein  zeitweiliger  Nach- 
trag ausgegeben.  Er  enthält  die  Tarif- 
entfernungen, die  während  der  Beset- 
zung der  linksrheinischen  Gebiete  für 
die  Frachtberechnung  gelten. 
Verkaufspreis  25  Pf. 

Karlsruhe,  den  16.  Januar  1919.  <71) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 


Tfv.  1100.    Staats-  und  Privatbahn- 
Gütervoi  kehr.     Ausnahnietarif  6  b  für 
Steinkohle  usw.  von  Oberschlesicn. 

Mit  Bezug  auf  die  Bekanntmachung 
der  Eisenbahndirektion  Berlin  vom 
9.  Januar  1919  treten  die  Bestimmungen 
über  die  Gewährung  des  Frachtnach- 
lasses (Punkt  3  der  gemeinsamen  Be- 
stiramunien  —  Seite  5  des  Tarifs,  Seite  2 
des  Nachtrags  III)  mit  Gültigkeit  vom 
1.  Februar  1919  außer  Kraft. 

Kattowitz,  den  16.  Januar  1919.  (77) 
Eisenbahndirektion  Katlowitz 
^apißns  .ider  beteiligten  Verwaltungen. 
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Zoitiinsr  dps  Veroina 
Deutscher  l:;isenbahnvorwaltungen 


Vom  1  F«bruar  1919  ab  werden  mit 
Genehmigung  der  Landesaufsichtsbe- 
hörden unter  Zustimmung  des  Keichs- 
Eis'enbahn-Amts  die  Frachtsätze  für  den 
Binnen-Güterverkehr  der  Arnstadt- 
Ichtershausener,  Buttstädt-Eastenberger, 
Esperstedt-Oldislebener,  Greußen-Ebe- 
leben-Keulaer,  Hohenebra-Ebelebener. 
Ilmenau-Großbreitenbacher,  Neubran- 
denburg-Friedländer. Neuhaidensleber, 
Osterwieck-Wasserlebener,  Ruhlaer, 
Südharz-,  Weimar-Berka-Blankenhainer. 
Weimar-Eastenberger  und  Wenigentaf t- 
öchsener  Eisenbahn,  sowie  die  im 
direkten  Güter-Verkehr  mit  diesen 
Bahnen  zur  Erhebung  kommenden  be- 
sonderen Frachtzuschläge  und  die  Um- 
ladegebühren  der  Südharz-Eisenbahn 
erhöht. 

Näheres  enthält  der  von  der  Eisen- 
bahndirektion Berlin  herausgegebene 
gemeinsame  Tarif-  und  Verkehrsan- 
zeiger für  den  Güter-  und  Tierverkehr, 
auch  erteilen  die  beteiligten  Güterab- 
fertigungen weitere  Auskunft. 

Das  alsbaldige  Inkraftti^ten  dieser 
Tariferhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
EVO.  {E.G.B1.  1914,  Seite  455), 

Berlin  und  Neuhaidensleben,  den 
20.  Januar  1919.  (T6) 
Cenbalverwaltung  für  Sekundärbahnen 

Herrmann  Bachstein. 
Die    Direktion    der  Neuhaldensleber 

E  isen  bahn-Gesellschaf  t. 
Die  Direktion  der  Osterwieck-Wasser- 
lebener  Eis-enbahn-Gesellschaft. 

Binnen.Gütertarif  der  Lausitzer  Eisen- 
bahnen. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Fetbmar  1919 
treten  die  Bestimmungen  über  den 
Frachtnachlaß  bei  Ausnutzung  des 
Ladegewichts  außer  Kraft. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Maßnahme  ist  vom  Eeichsedsenbahnamt 
genehmigt. 

Sommerfeld,  16.  Januar  1919,  (61) 


a)  Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr 

Heft  C  —  Tfv.  5. 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutseher  Eisenbahnen  unter- 
einander —  Tfv.  kOÜ. 

Die  Butzbach-Licher  Eisenbahn  ver- 
zichtet mit  Gültigkeit  vom  20.  Januar 
1919  ab  (d.  i.  vom  Tage  der  Einführung 
eines  Ausnahmetarifs  für  unge- 
waschenen Bauxit  für  ihren  Binnen- 
verkehr) auf  die  Erhebung  der  Zu- 
vschlagsfracht  für  ungewaschenen  Bauxit 
im  Versand  nach  ihren  Stationen. 
Näheres  enthält  die  nächste  Nummer 
des  Tarifanzeigers 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, Mer,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  18.  Januar  1919.  (68) 
'  Eisenbahndirektion. 

Wechsdverkehr    Sachsen  -  Bayern 
(rechtsrh.  Netz)  Tarifheft  7  C. 

Am  25.  Januar  1919  tritt  ün  Aus- 
nahmetarif  7  Abteilung  D  für  Schwef el- 
kiesabbrände  zur  Entzinkung  von  Eaub- 
lino-  nach  Triebes  der  Frachtsatz  von 
78  "-^  für  100  kg  einschließlich  Ver- 
kehrsabgabe und  Kriegszüschlag  in 
Kraft. 

Dresden,  am  18.  Januar  1919.  (69) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen, 
als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Adriatisch-norddeutscher  Verkehr. 
Adriatisch-sächsischer  Verkehr. 
Südösterreichisch  -  ungarisch  -  deutscher 
Verkehr. 

Direkter  österreichischer  und  ungari- 
scher Levanieverkehr  über  Triest 
und  Fiume  seewärts  (nach  Hafen- 
plätzen der  Levante),  Verkehr  mit 
Süddeutschland  und  Sachsen. 

Verkehr  deutscher  Seehäfen  mit  öster- 
reichischen Stationen. 

Deutsch  -  österreichisch  -  südwestrussi- 
scher Grenzverkehr  mit  Nord-  und 
Süddeutschland. 

Norddeutscher  Güterverkehr  mit  Gar- 
lizien  und  der  Bukowina. 

Ostdeutsch-österreichischer  Verkehr. 

Rhein-  und  Mainumschlagsverkehr  mit 
Österreich. 

Sächsisch-österreich i scher  V erkehr. 

Süddeutsch-österreichischer  Verkehr. 

Österreichisch-Lindauer  Verkehr. 

Westdeutsch-österreichischer  Verkehr. 

Norddeutscher  Donauumschlagsverkehi- 
über  Wien. 

Norddeutsch-ungarischer  Verkehr. 

Norddeutscher  Donauumschlagsverkehr 
über  Pozsony. 

Böhmisch-bayerischer  Kohlen  verkehr. 

Böhmisch  -  norddeutscher  Kohlen  ver- 
kehr. 

Böhmisch-sächsischer  Kohlenverkehr. 

Böhm  i sch-süd d eu t sch er   Koh  1  en ve rkehr. 

Mährisch-schlesisch-galizLscher  Kohlen- 
verkehr nach  Preußen. 

Niedersehl esisch  -  österreichischer 
Kohlenverkehr. 

Oberschi  esisch-österreichischer  Kohlen  - 
verkehr. 

Niederschlesisch  -  ungarischer  Kohlen- 
verkehr. 

Oberschlesisch  -  ungarischer  Kohlen- 
verkehr. 

Mit  Ablauf  des  31.  März  1919  treten 
in  den  obengenannten  Verkehren  sämt- 
liche Tarifhefte,  Teile  II  nebst  Nach- 
trägen sowie  sämtliche  zu  diesen  Tari- 
fen  im  Bekanntmachungswe-ge  einge- 
führten Tarifmaßnahmeh  außer  Kraft. 
Berlin,  den  20.  Januar  1919.  (72) 
Eisenbahndirektion  Berlin, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Ausnahmctarlf  für  Magermilch,  Molke 
und  Buttermilch  Nr.  2  K  7  des  Tarif- 
verzeichnisses. 
Mit  Gültigkeit  vom  23.  Januar  1^19 
werden  die  Stationen  Bernau  (Mark), 
Gladbeck  Ost  und  Hordel-Eickel  als 
Empfangsstationen  unter  Abschnitt  b 
des  Geltungsbereichs  aufgenommen. 
Nähere  Auskunft  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  17.  Januar  1919.  (67) 
Eisenbahndirektion. 

Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehi-, 
Teilheft  C  II  a. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  Januar  1919 
werden  die  Stationen  Czymochen,  Prost- 
kergut,  Wielitzken  und  Willkassen  in 
den  Ausnahmetarif  1  (Holztarif)  auf- 
genommen. Näheres  im  Tarif-  und 
Verkehrsanzeiger. 

Berlin,  den  17.  Januar  1919.  (64) 
Eisenbahndirektion. 

Österreichisch-Lindauer  Eisenbahnver- 
band. Eisenbahngütertarif,  Teil  II,  vom 
15.  April  1917. 

Ersti-eckung  von  Tarifmaßnahmen. 
Die  Gültigkeit  d^r  unter  Ziffer  II  ver- 


lautbarten  Frachtsätze  der  Bekannte 
machuna:  (312)  in  der  Nr.  10  dieser  Zei- 
tung vom  6.  Februar  1918,  samt  Berich, 
tigung  (Bekanntmachung  (417)  in  der 
Nr.  16  dieser  Zeitung  vom  27.  Februar 
1918)  und  die  Gültigkeit  der  Bekannt- 
machung (431)  in  der  Nr.  16  dies'er  Zei- 
tung vom  27.  Februar  1918,  samt  Er- 
gänzung (Bekanntmachung  (549)  in  der 
Nr.  22  dieser  Zeitung  vom  20.  März 
1918)  wird  bis  auf  Widerruf,  bezw.  bis 
zur  Durchführung  im  Tarifwege,  läng- 
stens bis  1  Februar  1920  erstreckt. 
Wien,  am  8.  Jänner  1919.  (62) 
Deutschösterreichische  Staatsbahnen 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr.  ^ 

Bayerisch-schweizerischer  Personen- 
und  Gepäcktarif. 

Zum  Tarif  vom  1.  Juni  1908  wird  aul 
1.  Februar  1919  ein  Nachtrag  VIII  aus- 
.^egeb-en,  durch  den  die  schweizerischen 
Gepäckschnittfrachtsätze  erhöht  und 
neue  Schnittfrachtsätze  bis  und  ab  Ba- 
sel eingeführt  werden.  Die  Nichtein- 
haltung der  zweimonatlichen  Ver- 
öffentlichungsfrist ist  genehmigt.  Nä- 
heres durch  unser  Tarifbureau. 

Stuttgart,  den  10.  Januar  1919.  (60) 
Generaldirektion    der    Württ.  Staats 
eisenbahnen 
namens  der  beteiligten  deutschen 
Verwaltungen. 

Norddeutscher  Privatbahn-Personen- 
verkehr. 

Mit  Ende  März  d.  J.  tritt  der  Personen- 
und  G-epäcktarif  Teil  II  außer  Kraft. 
Lübeck,  den  16.  Januar  1919.  (70) 

Die  Direktion 
der  Lübeck-Büchener  Eis^enbahngeis. 


4.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Die  in  Oldenburg  auf  dem  Werk 
stäbtenhofe  und  im  Hauptmagazin  1  la 
gernden  Werkstattsmaterialien,  Abfäll 
aller  Art  sollen  öffentlich  verkauf 
werden. 

Bedingungen  und  Materialverzeichni 
können  von  unserem  Materialienbureau 
hier,  Karlstraße  16,  gegen  porto-  un 
bestellgeldfreie  Einsendung  von  0,50  ^/ 
in  bar,  nicht  in  Briefmarken,  bezöge 
werden. 

Verschlossene  Angebote  müssen  bj 
spätestens  4.  Februar  d.  J.,  vormit 
tags  11  Uhr,  hier  eingehen;  der  Zu 
schlag  erfolgt  bis  12.  Februar  1919. 

Oldenburg,  den  11.  Januar  1919.  (63 
Eisenbahndirektion. 

Verkauf  von  1072  t  alten  Oberbau-  un 
Baustoffen 

bestehend  aus  zu  Eisenbahnzwecke 
nicht  mehr  verwendbaren  240  t  s  t  ä  h 
lernen  Schienen  ( oebogenen  un 
Leitschienen),  74  t  Draht-,  Blech 
und  Eisenschrot,  758  t  Wei 
chenteilen  (Zungenvorrichtunger 
Herzstücken,  Weichenblöckea,  Rai 
lenkern). 

Der  Angebotbo.gen  kann  von  unser« 
Kanzlei  hier  gegen  kostenfreie  EId 
Sendung  von  85  4  bezogen  oder  da 
selbst  eingesehen  werden.  Die  Eröfi 
nung  der  Angebote  wird  am  30.  J 
nuar  1919,  vorm  10  Uhr,  ei'fol.g€n. 

Elberfeld,  den  11.  Januar  1919.  (7( 
Eisen  bahn  direktion. 


Uerau.sgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwattungen 
von  dem  verantwortlichen   Seliriftleiter,   Geh.  Oherregierunpsrat  T>r.   v.   Ritter  in  Uerlm 
Verlag  tou  JuUus  Sprinaer  In  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  8.  Hermann  in  Berlin  aw. 


IINiVERSITY  OF  ILLiNOlS  LIBRARY 

Zeitung  des  Vereins 
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Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

Dr.      Rttfr.  Gell.  ObcrreKien.ngsr«f  m  Berlin,  als  Schriftleiter.  -  Verlag  von  Juliu.  Sprlneer  In  Berto  W.B 

Sohriftleitong:  Berlin  W.  9,  Köthenar  Str.  28/29. 
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Berlin,  den  25.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Bei  träge 


Biese  Zeitung-  ersoheint  Mittwochs  und  Sonnabends 


SthriftreTtVn^'Te'r"  zTtuS^  ^Utoilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

Bi         V"*^  Bekaiintiuai-lninjrPii  an  das  Bureau  de*  Vereins  Deutscher 

D?e  7ei\;r/ k^nn^Tröh '  hI''=  ^"  'J  t  ^ '  V' •  ^  ^S""'?"«^^  S*^-  28/29  einzusenden' 
«rdas'ÄeI&\ezr^'en^tenien ""-^  '^^'^  ^  ^  ^ 

k.^^'i  '^"■5'^*?';  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Vprla<«!hnrh- 
bandlun^  den  Jahrgans  innerhalb  des  deutschen  und  bisher  "hm  österrci^hi^^^^^^^^ 
Migansclen  Postgebietes  für  30  M..  nacii  sämtlichen  anderen  sL^tea  filr  ^ l 


Einzelne  Nummern  werden  gresren  vorherigre  Einsendun?  von  40  Pf.  ahgesebeo. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werdeu  auch 

'n  r'n".  die  einspaltig-e  Petitzeile   oder  deren  Raun» 

lieli'U  M^lTr'u  °-  °     P      n  entsorechende  ErmäUisun^-e™ 

«eiiagren  wenlen  nach  Vereinbarung-  beigefüfft.  "0=" 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  mau  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9.  Liukstraße  23/'?4 
Fernspr  :  Am  t  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Ad.-.:  Springerbuch.  Heichsbar,k.(;irokonto; 
Deutsclie  Bank,  Dep.-kasse  C.  Postscliect-Kouto:  Bei-lin  Jfr.  moa 


"H«  Eeichsumsatzsteuer  und  ihre  Ein- 
wirkuno-«n  auf  di,^  Eisen  bahn  Ver- 
waltung-. 

>ie  künftige  Gestaltuno:  der  deutsch- 
österreichischen  Eisen  bahn  larife. 
JAchrichten, 

Deutschland:  Weitere  Einschrän- 
kung des  Eisenbahnverkehrs.  —  Auf- 
hebung des  Achtstunden-Arl>€its- 
tages  der  Eisenbahner  im  besetz;en 
linksrheinischen  Gebiet.  —  Einfüh- 
rung der  wöchentlichen  Lohnzah- 


■  n  h  H  I  t  I 

lung.  —  Bekam  pfung  der  Eisen bahn- 
diebstähle.  —  Erörterung  de.r  Dienst- 
planentwürfe   mit    Vertretern  des 
ZugpersonaLs.  —  Postverkehr  nach 
dem  nicht  feindlichen  Ausland. 
D  e  u  t  s  0  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Änderung 
in   der    Dienstein leilung  des  d.  ö 
Staatsamtes  für  Verkehrswesen  — 
Der  Lokomotivlief eiungsvertrao-' der 
früheren  Regierung  mit  dem  Skoda- 
werken. —  Wasserkraft-  und  Elek- 
trizitätswirtschaftsamt.    —  Neuge- 
staltung   der    Postverwaltung ? 
Kohlenförderung    und  Kokserzeu- 


gung im  Ostrau-Karwiner  Ge.biet.  - 
Perßonalnaehj  ichten. 
Ungarn:  Beschränkung  der  Höhe 
des  Schad-enersatzes.  —  Erhöhung 
der  Gebühien  für  Ausfertigun»-  von 
Frachtbriefen.  —  Heizung  der  Eisen- 
bahnzüoe.  —  Schwere  Eisenbahn- 
un  falle  auf  den  ungarischen  Staats- 
bahnen. 

F  r  e  m  d  e  E  r  d  t  e  i  1  e :  Fertigstellung 
der  Quebec-Brücke. 
Bücherschau. 

A  m t  lieh e  Biek an n tmachungen . 


Die  Rei.  hsumsatzsteuer  ucd  iüre  Einwirkungen  auf  die  Eisen  bahn  Verwaltung. 


Am  1.  August  1918  ist  das  neue  Beichsumsatzsteuergesetz 
om  26.  Juh  1918  in  Kraft  getreten.  Gleichzeitig  ist  das  Ge- 
etz  Uber  einen  Waienumsatzstempel  vom  26.  Juni  1916  auf- 
ehoben  worden.  Nach  diesem  älteren  Um.-.atzsteuergesetz 
raren  nur  bezahlte  Warenlieferungen  steuer- 
Ihchtig  (Steuersatz  1  v.  T.) ;  die  Steuer  war  durch  Stempel- 
larken  zu  entrichten,  die  auf  dem  Empfangsbekenntnis  über 
le  Zahlung  (Quittung)  aufzukleben  waren.  Der  neuen  Um- 
itzsteuer  unterliegen  die  im  Inland  gegenEntgelt  aus 
«führten  Lieferungen  und  sonstigen 
.«istungen  solcher  Personen,  die  eine  selbständige  ge- 
«rbliche  Tätigkeit  mit  Einschluß  der  Urerzeugung  und  des 
Andels  ausüben,  soweit  die  Lieferungen  und  Leistuncren 
inerhalb  dieser  gewerblichen  Tätigkeit  erfolgen;  ebenso 
nd  steuerpflichtis:  Lieferungen,  die  auf  Grund  e'ner  Ver- 
t«igerung  erfolgen  (§  1  U.  St.  G.).  Der  Steuersatz  be- 
agt  5  V.  T.,  bei  Lieferung  oder  Versteigerung  von  Luxus- 
ägenständen  (in  §  8  U.  St.  6.  aufgezählt)  10  %.  Die  Steuer 
t  jährlich  einmal,  die  Luxusßteuer  allmonatlich,  d^e  Ver- 
eigerungssteuer  bei  jedem  einzelnen  Anfall  in  bar  bei  den 
«uerämtern  zu  entiichten. 

Ausnahmen  von  der  Besteuerung. 
Von  der  Besteuerung  sind  u.  a.  folgende  Vorgänge  aue- 
mommen  (§§  2,  3,  U.  St.  G.) :  «  u« 

Der  Umsatz  von  Weitpapieren  aller  Art- 
Die  Verpachtung  und   Vermietung  von  Grundstücken  mit 
iume  Verpachtung  und  Vermietung  eingerichteter 

Beförderungen  im  Sinne  d-es  Verkehr sßteuergesetzes; 


Versicherungen;  .  . 

Beförderungsunternehmuniren  wegen  Leistungen  für  den 
Post-,  Telegraphen,  und  Fernsprechverkehr; 

Gemeinnützi;,e  und  wohlJäcige  Unternehmungen,  eowei» 
nicht  auf  G-ewinnerzielung  gerichtete  Umsätze  vorkommen. 
Die  Entscheidung,  ob  ein  Unternehmen  hierunter  fällt,  ist  der 
obersten  Landesfinanzbehörde  eines  Bundesstaates  vorbehalten 
Einzelne  steuerpflichtige  Vorgänge  im  Be- 
reich einer   E  i  se  n  b  a  h  n  ve  r  w  a  1 1  u  n  g. 

Eine  erschöpfende  Aufzählung  der  steuerpflichticren  Vor- 
gang« ist  unmöglich.  Als  steuerpflichtige  Vorgänge  sind  aber 
u.  a.  folgende  Vorgänge  anzusprechen: 

Die  Verwertung  von  Altmaterial  und  Abfällen; 

Der  Verkauf  von  Bahnanlagen  und  Fahrzeugen ; 

Die  Verleihung  von  Fahrzeugen  und  Kranen; 

Die  Verwertung  von  einzelnen  Grundstücksnutzungen  (Graa, 
Obst,  Sand)  außerhalb  eine«  Pachtverhältnisses; 

Die  Lagerung  gegen  Entgelt; 

Die  Leistungen  der  Werkstätten  zu  Lasten  fremder  Ver- 
waltungen und  Privater  (Eeparaturen  an  Fremd,  und  Privat- 
wagen) ; 

Entgeltliche  Bauvornahmen  für  Dritte  (Bau  von  Gle-san- 
schlüssen,  Stroman&chlüssen) ; 

Lieferungen  der  Nebenbetriebe  an  dritte  Personen  (Gaa- 
und  StromLieferung  an  Privatanschließer) ; 

Entgeltliche  Zulassung  der  Automaten,  und  Beklamebetriebe, 
sowie  des  Bahnhofhandels  in  den  Bahnhöfen; 

Die  Mieten  der  Bahnhofwirte  (Bahnhofwirtschaften  sind  i« 
der  Eegel  „eingerichtete  Eäume";  also' keine  Steuerbefreiung f 
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rslreitio  ina»  «-in,  ob  üu  oau^^n  vermietete  Lao^erhäuser  mit 
Kraneneinriohtung,  Glcisauscliluß  und  ein.?'ebauten  Maschinen 
(G-etirpidelas-orhäus^'r)  als  „eingerioht'ftte  Räum'p''  aDzuw>h>en 
isind) ; 

Di>6  V'CrstioiÄerim^;-  uuaubi'iuglich<^r  Criitpr  im  Eproicli  iItt 
i  iüter.  und  Gcpäckabf  erti;?unof€n ; 
Die  "V«r&teiÄ'eruni^  von .  Fundsachen. 
(Über  die  i^tonf rpflioht  der  Nehenffcbühicn  s.  initcii.) 
Streitpunkte: 

a)  üio  iSteuerpf licht  der  !)ahncii)en<>u  Kaminen  uu<l  J^ah- 
1  unj^smitteLstellen  hän.o  t  davon  ab,  ob  isie  von  der  obersten 
Landesfinanzbehörde  des  Bundesstaats  a.ls  eemeinnützige  odt>r' 
wohltätio;e  Unternehmuni^en  anerkannt  werden. 

Der  Begriff  der  Gemeinnützi.üki'it  und  Wühltätigkeit  ist 
jn  den  zum  U.  St.  G.  er.n'auuciK'n  Ausfülinmo-isbGstimmuügen 
des  Bund6sra.ts  näher  erläutert.  l^cr  Gesetzü-ebcr  wollte  in 
der  Besteueruno;  des  rmsatzi's  nK).<;lichst  weit  gehen;  isogar 
den  allß^ememen  Versorftungsvei'ljändon  (Landesoetreide-, 
Landesfettstellen,  Kommunalverbänden)  ist  nur  auf  Kriegs- 
da.uer  die  Steuerfreilicit  eingeräumt.  Ob  bei  diesem  Saehstand 
eine  Anerkennuno  der  o-cuannten  Wohlfalirtsieinrichtuugen  als 
i^emeinnützige  odor  wohltätige  Unternehmungen  zn  erlangen 
ist^  erscheint  recht  fraglich'). 

b)  Wie  steht  es  mit  der  StL'uerptlieht  liinsielillicli  des  Selbst- 
verbrauchs der  'Sla.atsl;<'tviel)c? 

Nach  lUnn  .alt(  n  rmsalzstenipidgcselz  war  der  Eigenver- 
brauch v(ui  Gegeiisiiinilcn.  die  im  eigenen  Betrieb  erzeugt 
waren,  steuerfrei.  Nru-h  dem  neuen  rmsatzsteuerge.setz  (§  1, 
Abs.  II-  IT.  St.  (_T.)  wird  <lie  Steuer  aucdi  rin'hoben,  wenn  der 
Betrielxsunternehmer  t ! egenstäiule  aus  di.'iu  icigcneu  Betrieb 
entnimmt,  um  ksie  zu  außerhalb  seiner  gewerblichen  Tätigkeit 
liegenden  Zwecbeu  zu  gebrauchen  oder  zu  verbrauchen.  (Der 
Landwirt,  der  den  wichtigsten  Lebensbedarf  seiner  eigenen 
Erzeugung  entnimmt,  ist  für  diesen  Verbrauch  steuerpflichtig; 
t^teuerpflichtig  ist  aljer  nicht  die  chemische  Fabrik,  die  die 
"selbsterzeugte  S<'hwefelsäure  im  eigenen  Betrieb  wieder  ver- 
braucht.) 

Der  (leset zgel>er  \vill  aber  künftig  in  -der  Resteuerung  noch 
weiter  gehen.  In  §  7  U.  St.  G.,  der  erst  nach  Kriegsende 
(§  43  U.  St.  G.)  in  Kraft  treten  soll,  werden  Umsätze  inner- 
halb eines  •zusammenges'etzten  Betriebs  für  steuerpflichtig 
erklärt,  sofern  die  Liefeningen  eines  Betriebs  .jährlich  mehr 
als  100  OOO  .M  ausmachen. 

Das  "Verhältnis  zwischen  ilem  Eiseubahnbetrieli  und  seiuien 
N^benbetrieben  (Wasser-,  Kraft,  und  Gaswerke,  Schotter- 
werke, Schwellentränkanstalten)  ist  so  gestaltet,  daß  von 
einem  zusamuiengesetzten  Betrieb  gesprochen  werden  darf. 
Bei  der  geschilderten  Hechtslage  sind  heute  Lieferungen  von 
derartigen  Nebenbetrieben  an  den  Eisenbahnbetrieb  steuer- 
frei, nach  Inkrafttreten  <les  §  7  U.  St.  G.  al>er  unter  Umständen 
(bei  einem  Lieferangswert  von  .iährlich  mehr  als  100  000  Jl) 
iSteuerpflichtig.  Ein  st-tiuerpflichtiiger  Eigenverbrauch  eines 
bundesstaatlichen  Betriebs  ist  indes  auch  heute  schon  denkbar, 
wenn  die  der  eigenen  Erzeugung  entnommenen  Gegenstände 
außerhalb  eines  Gewerbebetriebs  verbraucht  wer- 
den (§  1,  Abs.  II  U.  St.  G.). 

Beispiele:  Kohlenlieferungen  einer  staatlichen  Z'cche  für 
Brennzwecke  eines  nur  geselligen  Zwecken  'dienenden  staats- 
eigenen Bergmannsheims;  Brennholzlieferungen  der  staat- 
lichen Forstverwaltung  für  den  Hausbrand  der  Begierungs- 
gebäude.  (Bei  Stromlieferung  der  Eisenbahnverwaltung  an 
die  Inhaber  von  Dienstwohnungen  ist  die  Steuerpflioht  schon 
deshalb  begründet,  weil  hier  kein  Eigenverbrauch  vorliegt.) 

Hier  erhebt  sich  die  Frage,  ob  ein  zusammengesetzter  Be- 
tTieb  im  Sinne  des  §  7  U.  St.  G.  auch  dann  anzunehmen  ist, 
wenn  die  B'etrie)>e  verschiedenen  Fiskalverwaltungen  an  ge- 
koren. 


ri\  Für  den  Bereich  der  preuß.  iStaatsei»enbahnverwaltung 
«oll  bereits  bestimmt  sein."  daß  Eisenbahnküchen  und  Kantinen 
Ton  der  Umsatzsteuer  befreit  sind. 


Beispiel:  Kohlenlieferungen  des  pjcuß.  Bergfiskns  an  die 
]n-euß.  Staatseisenbahnverwaltung.  '  ' 

Im  Eecht&sinn  .sind  hier  allerdings  Lieferer  und  Lieferungs. 
empfänger  die  nämliche  Person,  der  preuß.  St^t,  der  im 
einen  Fall  als  Bergwerksunternehmer,  im  anderen  Fall  als 
Eispnbahnxinternehmer  auftritt.  Gleichwohl  wird  man  abet 
hier  die  wirtschaftliche  und  vermögensrechtliche  Zusammen- 
gehörigkeit der  Unternehmungen  zu  einem  zusammengesetzten' 
Betrieb  im  Sinne  des  §  7  U.  St.  G.  verneinen  müssen.  Di« 
einzelnen  Fiskalverwaltungen  (Fisci)  eines  Bundesstaats  isind 
selbständig  geleitet,  liaben  ihre  'eigene  Fiuanzgebarung  (Etat) 
und  ihre  besonderen  A'"'erwaltung'Sgmndsätze.  Sie  sind  einan- 
der gleichgeordnete  Einrichtungen,  die  in  keinem  Unter- 
orduuugsvcrhältnis  unter  eine  Direktorialgewalt  stehen. '  Das 
Budgptrecht  des  Landtags  kann  als  leine  solche  über  den  ein- 
z(dn-(;u  A^.erwalliMigszweigen  (Fisci)  stehende  und  sie  zur  Ver^ 
waltuugs'.i<  uieinschaft  zusammenfassende  Gewalt  nicht  ange-^ 
sehen  A\('nlen.  Die  wirtschaftlichen  Unternehmungen  einei 
Fiskaherwaltuug  stehen  also  zu  den  Unternehmungen  einer 
anikicn  Fiskalverwaltung  nicht  in  solchen  Gemeinschafts, 
lieziehungen,  daß  vou  einem  zusammengesetzten  Betrieb  im 
Sinne  des  §  7  U.  St.  G.  gesprochen  werden  könnte.  Die  An- 
wendbarkeit des  §  7  lU.  St.  G.  kann  deshalb  bei  Umisätzen 
innerhalb  verschiedener  Fiskalverwaltungen  nicht  in  Frage 
kommen;  diese  Bestiminung  paßt  nur  auf  solche  Umsätae^ 
die  zwischen  Betrieben  der  nämlichen  Fiskalverwaltung  vor- 
kommen. Die  iSteuerrechtliche  Beurteilung  der  Umsätze  inner, 
halb  verschiedener  Fiskalverwaltungen  bleibt  also  auf  die  An- 
wendung des  allgemeinen  §  1  U.  St.  G.  angewiesen.  Im 
v'orst eilenden  wurde  aber  dargetan,  daß  die  einzelnen  Fisoi 
eines  Bundesstaats  als  verwaltungs-  und  vermögensrechtlich 
selliständige  Einrichtungen  anzusehen  sind.  Hieraus  folgt, 
daß  Umsätze  von  einer  Fiskalverwaltung  an  'eine  andere  ald 
Leistungen  oder  Lieferungen  an  'einen  außerhalb  der  liefern-' 
den  Verwaltung  stehenden  Betrieb  zu  gelten  haben.  Derartige 
Leistungen  und  Lieferungen  sind  also  steuerrechtlich  iso  zn 
liehaudelu  Avie  Leistungen  und  Lieferungen  zwischen  zwei 
wirtsidiaftlich  von  einander  unabhängigen  Unternehmungen. 
Iii  II  aus  ergibt  sich  die  Umsatzsteuerpflicht  von  Lieferungen 
einer  Fiskalverwaltung  an  eine  andei-e  Fiskal  Verwaltung^). 

Der  Bundesrat  kann  im  E ahmen  des  §  7  U.  St.  G.  'durch 
Ausfühningsbestimmungen  für  bestimmte  Fälle  Steuerfreiheit 
■einräumen.  M.  E.  wäre  es  angezeigt,  inittels  einer  solchen 
AiisführungslH'stimmung  für  sämtliche  Lieferungen  der  Be- 
triebe eines  Bundesstaats  untereinander  die  Steuerfreiheit 
auszusprechen.  Eine  isolcbe  Regelung  wäre  volkswirtschaft- 
lieh ixnd  staatsrechtlich  durchaus  zu  recht.ferti.gen;  zum  Teil 
käme  einer  solchen  B'e.stimmung  die  Eigenschaft  einer 
authenti'Sehen  Gesetzesinterpretation  zu;  sie  würde  als  solche 
klare  Verhältnisse  schaffen. 

c)  Die  Steuerfreiheit  der  Leistungen  der  Befördemng-s- 
unternehiiiungen  für  d-en  Post-,  T'clegraphen-  und  Fernsprech- 
verkehr' wird  nuT'  füi'  b  e  f  ö  rd'cr  u  n  gsdi  enst'liche 
Leistungen  gelten. 

Für  andere  entgeltliche  Leistun.gen  (Bsp.  Werkstättea- 
leistnngen  füi'  Postwagen-')  wird  Umsatzsteuer  zu  entricht«« 
'»ein. 

d)  D'ei'  Steuerpflicht  uut'erliegen  die  sämtlichen  Nebenge- 
bühren des  Güter-  und  Tiertarifs,  ebenso  die  im  Personen- 
uud    Gepäekverk'ehr    (auch    Expreßgutverkehr)  anfallenden 


-')  Für  den  Bereich  der  preußisch-he-ssdecheu  Staatsbahn- 
verwaltuug  soll  bei-eits  im  gleichen  Sinne  Entscheidung  er- 
gangen sein. 

^)  Dies  ist  nicht  unbestritten.  Bei  d'cr  preußisch -hessische» 
StaatseisenbahnverAvaltung  herrscht  die  Ansicht  vor,  daß  auok 
für  diese  Leistungen  Steuerfreiheit  gilt,  da  sonst  die  Eisen- 
bahnverwaltungen  die  von  der  Post  zu  zahlenden  Kosten  natur 
gemäß  'erhöhen  würden  und  das  Reich  demnach  die  Steuer, 
die  es  von  den  Verwaltungen  für  diese  Einnahmen  erhalt»©« 
würde,  selbst  zahlen  niiißte.    D.  Schriftl. 


LIX.  Jabrgrang 
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N©beiigebühren  (G«bühr  für  ÄufbeTfr^ahrun^  von  Handgepäck, 
Lagergeld). 

Diese  Nebengebühren  unterliegen  nicht  der  Verkehrs- 
steuer; damit  werden  sie  von  der  Umsatzsteuer  ganz  zweifel- 
los betroffen;  denn  ihrer  Erhebung  liegen  entgeltliche 
Leistungen  oder  Lieferungen  der  Eisenbahn  zugrunde. 

e)  .  Die  Eisenbahnen  bedienen  sich  im  Betriebe  der  Ent- 
seuchungsanstalten, im  Umladebetrieb  an  Übergabestellen  der 
"Kleinbahnen  und  an  öffentlichen  Hafenanstalten  vieKach 
eines  Zwischenunternehmers.  Dieser  Zwischenunternehmer 
hat  für  seine  Person  zweifellos  Umsatzsteuer  zu  entrichten ; 
das  schließt  aber  nicht  aus,  daß  die  Eisenbahn  aus  dem 
gleichen  Anlaß  Umsatzsteuer  entrichten  muß.  Es  sind  eben 
hier  zwei  voneinander  unabhängige  Vertragsverhältnisse  ge- 
geben :  der  Werkvertrag  zwischen  Eisenbahn  und  ihrem  Auf- 
traggeber und  der  Werkvertrag  zwischen  Eisenbahn  und 
ihrem  Unternehmer.  Die  Erfüllung  eines  jeden  dieser  Ver- 
träge stellt  eine  umsatzsteuerpflichtige  Leistung  dar.  Die 
Eisenbahn  hat  die  tarifmäßigen  Gebühren,  der  Unter, 
nehmer  die  vertragsmäßige  Entlohnung  zu  ver- 
steuern. 

Es  mag  richtig  .sein,  daß  rein  äußerlich  betrachtet  die  näm- 
liche Leistung  doppelt  besteuert  wird;  rechtlich  besehen 
liegen  aber  zwei  steuerpflichtige  Vorgänge  vor. 

f)  Sehr  streitig  ist  die  Besteuerung  .iener  Umsätze,  die  auf 
Grund  von  älteren,  vor  dem  1.  August  1918  abgeschlossenen 
Verträgen  betätigt  werden. 

Der  hier  einschlägige  §  42,  Abs.  VI  U.  St.  G.  lautet: 
„Sind  für  Leistungen  aus  Verträgen,  die  vor  dem-  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  abgeschlossen  sind,  Entgelte  nach  diesem 
Zeitpunkt  zu  entrichten,"  so  darf  kurz  gesagt  der  Lieferer 
dem  Abnehmer  den  Mehraufwand  an  Steuer  gegenüber  dem 
älteren  Warenumsatzstempelgesetz  aufrechnen. 

Diese  Bestimmung  steht,  streng  wörtlich  ausgelegt,  in 
schroffstem  Gegensatz  zur  Grundbestimmung  des  neuen  Um- 
satzsteuergesetzes, wonach  der  Umsatzsteuer  die  entgeltlichen 
Lieferungen  und  Leistungen,  nicht  aber  die  Entgelte 
als  solche  unterliegen.  Diesen  Grundsatz  muß  man  bei  der 
Auslegung  des  §  42,  Abs.  VI  U.  St.  G.  voran  stellen;  denn 
es  ist  ganz  undenkbar,  daß  der  Gesetzgeber  in  einem  Schluß- 
paragraphen des  Gesetzes  bei  Behandlung  der  Steuerab- 
wälzungsfrage diesen  wichtigsten  Grundsatz  des  Gesetzes 
aufgeben  wollte.  §  42,  Abs.  VI  U.  St.  G.  muß  deshalb  als 
Übergangsbestimmung  so  ausgelegt  werden,  daß  er  in  den 
Rahmen  des  G-esetzes  hineinpaßt.  Und  eine  solche  Auslegung 
ißt  möglich: 

§  42,  Abs.  II  U.  St.  G.  —  ebenfalls  eine  Übergangsbe- 
stimmung —  bestimmt,  daß  mit  dem  Ablauf  des  31.  Juli  1918 
das  alte  Warenumsatzstempelgesetz  außer  Kraft  tritt,  daß 
aber  das  Erhebungsverfahren  nach  dem  alten  G-esetz  auf  die 
bis  31.  Juli  1918  bewirkten  Zahlungen  oder  Lieferungen 
weiter  anzuwenden  ist.  Diesen  §  42,  Abs.  II  U.  St.  G.  muß 
man  zur  Auslegung  des  §  42,  Abs.  VI  unbedingt  heranziehen ; 
dann  aber  ergibt  sich,  daß  für  Lieferungen,  die  auf  Grund 
älterer  Verträge  vor  dem  1.  August  1918  betätigt  wer- 
den, das  Steuererhebungs verfahren  nach  dem  alten  Waren- 
umsatzstempel mit  einem  Steuersatz  von  1  v.  T.  stattzu- 
finden hat,  und  daß  für  Lieferungen,  die  nach  dem 
31.  Juli  1918  betätigt  werden,  das  neue  Umsatzsteuer- 
gesetz anzuwenden  ist.  Für  diesen  letzteren  Fall  gibt  §  32 
Abs.  VI  U.  St.  G.  dem  Lieferer  das  Eecht,  die  Steuer  in  be- 
sonderer Anrechnung  auf  den  Abnehmer  abzuwälzen.  §  42, 
Abs.  VI  will  durchaus  nicht  materielles  Recht  zur  Frage  der 
Steuerpflicht  schaffen;  die  Fragen  der  Steuerpflicht  sind 
am  Eingang  des  Gesetzes  behandelt.  Soweit  Lieferungen 
und  Leistungen  nicht  nach  den  allgemeinen  Eechtsgrund- 
sätzen  (insbes.  nach  §  1  U.  St.  G.)  steuerpflichtig  sind,  werden 
sie  durch  §  42,  Abs.  VI  U.  St.  G.  nicht  berührt.    Eine  Steuer- 


abwälzung ist  nur  denkbar,  wenn  die  Steuer  nach  materiellem 
Eecht  geschuldet  ist. 

Trotz  dieses  durchaus  befriedigenden  Ergebnisses  bleibt  die 
Tatsache  bestehen,  daß  §  42,  Abs.  VI  U.  St.  G.  an  einer  un- 
glücklichen Fassung  leidet*). 

Fragen  des  Steuervollzugs. 

Der  Steuerpflichtige  ist  verpflichtet,  über  die  vereinnahmten 
steuerpflichtigen  Entgelte  Buch  zu  führen.  Staatliche 
Betriebe  dürfen  die  ihnen  bisher  aufgetragene  Art  der  Buch- 
führung beibehalti^n. 

Der  G-esamtbetrag  der  steuerpflichtigen  Entgelte  ist  im 
Monat  Januar  dem  Steueramt  zu  melden.  Vorher  schon  hat  der 
Steuerpflichtige  dem  Steueramt  seinen  Betrieb  als  Steuer. 
Pflichtigen  anzumelden.  Das  Steueramt  setzt  die  zu  entrich- 
tende Steuer  in  einem  Steuerbescheid  fest  und  hebt  die  Steuer 
ein.  Gegen  den  Bescheid  .sind  Eechtsmittel  zulässig.  Be- 
triebe, deren  Gesamtentgelte  mehr  als  200  000  jM  im  Jahr  aus- 
machen, müssen  viertel.iährliche  Abschlagszahlungen  leisten. 

Mit  der  Steuerentrichtung  wird  am  zweckmäßigsten  die 
Hauptkasse  einer  ELsenbahndirektion  zu  beauftragen  sein. 
Dagegen  wird  es  «sich  empfehlen,  die  Versteigerungssteuer 
durch  die  mit  der  Versteigerung  befaßten  äußeren  Dienste 
stellen  abführen  zu  lassen.  (Die  Versteigerungssteuer  muß 
bei  .iedem  Anfall  sogleich  entrichtet  werden.)  Bei  den 
kleinen  Versteigerungserlösen  wird  dann  in  der  Regel  eine 
Steuerentrichtung  wegen  §  6,  Abs.  II  U.  St.  G.  nicht  Platz 
greifen.  (§  6,  Abs.  II  U.  St.G.:  „Die  Steuerbeträge  werden 
auf  volle  Mark  nach  unten  abgerundet."  Diese  Bestimmung 
wird  dahin  auszulegen  sein,  daß  bei  Steueranfällen  unter  1  Jl 
eine  Steuer  nicht  zu  entrichten  ist.  Versteigerungserlöse 
unter  200  Ji  werden  demnach  in  der  Regel  (d.  h.  wenn  kein© 
Versteigerung  von  Luxusgegenständen  vorliegt)  steuerfrei 
bleiben.)  Die  oberste  Landesfinanzbehörde  kann  übrigens 
auch  gestatten,  daß  bei  Versteigerungen  durch  öffentliche  Be- 
amte die  Steuerentrichtung  in  größeren  Zeitabschnitten  zu- 
sammengefaßt erfolgt. 

Die  Steuerabwälzung  in  Form  gesonderter  Anrechnung  ist 
nur  im  oben  besprochenen  Fall  des  §  42,  Abs.  VI  U.  St.  G.  zu- 
lässig. Gleichwohl  entspricht  es  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers, die  Steuer  auf  den  Verbraucher  abzuwälzen.  Dies  ßoU 
durch  Preisaufschlag  geschehen. 

Dieser  Sachverhalt  dürfte  die  Eisenbahnverwaltungen  ver- 
anlassen, die  tarifmäßigen  steuerpflichtigen  Gebühren  einer 
Nachprüfung  wegen  ihrer  Eihöhung  zu  unterziehen,  bei  ver- 
traglichen Lieferungen  außerhalb  einer  tarifmäßigen  Preis- 
bildung einen  Preisaufschlag  vorzunehmen  und  bei  älteren, 
vor  dem  1.  August  1918  abgeschlossenen  Verträgen  mit  Liefe- 
rung nach  dem  Inkrafttreten  des  Ge-setzes  (das  ist  auch  der 
Fall  bei  den  Mieten  der  Bahnhof wirte ;  denn  Miete  ist  fort- 
dauernde Gebrauchsüberlassung,  fortdauernde  Lieferung; 
gesonderte  Anrechnung  der  Steuer  ist  darum  nach  §  42,  Abs.  VI 
Ü.  St.  G.  statthaft)  die  Umsatzsteuer  dem  anderen  Vertrags- 
teil gesondert  in  Rechnung  zu  stellen. 

Burger,  Oberinspektor  b.  d.  Eisenbahndirektion 
Ludwigshafen  a.  Eh. 

*)  Eine  nach  Fertigung  dieser  Abhandlung  ergangene  gut- 
achtliche Äußerung  des  Eeichsfinanzhofes  stellt  sich  auf  den 
Standpunkt,  daß  für  Lieferungen  und  Leistungen,  die  ihrer 
Art  nach  unter  das  neue  Umsatzsteuergesetz  fallen,  aber  vor 
dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  bewirkt  worden  sind, 
die  Umsatzsteuer  nach  dem  neuen  Umsatzsteuergesetz  zu  ent- 
richten ist,  wenn  die  Entgelte  für  die  Leistungen  nach  seinem 
Inkrafttreten  (1.  August  1918)  vereinnahmt  worden  sind.  Wenn 
es  auch  schwer  halten  dürfte,  dieses  den  obenstehenden  Aus- 
führungen widersprechende  Ergebnis  aus  den  Gesetzesbestim. 
mungen  zu  beweisen,  so ,  ist  damit  wenigstens  eine  einheit- 
liche Gesetzesanwendung  verbürgt.  Zweckmäßiger  wäre  es 
gewesen,  das  Gesetz  selbst  zu  ändern ;  denn  der  Mangel  des 
Gesetzes textes  ist  schon  längst  allgemein  besprochen  wordeo. 
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^eltunr  des  Verein« 
Deatscber  EisenlwIinTerwal^ngren. 


Die  künftige  Gestaltung  der  deutschösterreichischen  Eisenbahntarife. 

Von  Emil  Rank. 


Die  neuie  Staatenbildung,  die  als  Folg©  des  langjährigen 
Krieges  vor  sich  geht,  wird  auch  einen  großen  Einfluß  auf 
die  Zukunft  der  Eisenbahnen  Deutschösterreichs  haben. 
Welche  Staaten  sich  auf  dem  Gebiete  der  früheren  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  bilden  werden  und  wie  ihr 
praktisches  und  wirtschaftliches  Verständnis  zueinander  sich 
gestalten  wird,  kann  erst  die  Zukunft  lehi-en.  Es  ist  daher 
zurzeit  noch  nicht  möglich,  diesen  Einfluß  mit  genügender 
Sicherheit  abzuschätzen.  Dies  ist  nur  für  den  einen  Fall 
möglich,  daß  der  Wunsch  der  Deutschösterreicher,  dem 
Deutschen  Eeiche  angegliedert  zu  werden,  Erfüllung  findet. 
Im  folgienden  soll  nun  der  Einfluß,  den  eine  solche  Maßnahme 
auf  die  (deutschösterreichisohen  Eisenibahnen,  insbesondere 
auf  ihr  Tarifwesen,  ausüben  könnte,  in  großen  Zügen  darzu- 
legen versucht  werden.  Es  wird  dabei  davon  ausgegangen,  daß 
Deutschösterreich  dem  Deutschen  Eeiche  als  ein  Bundesstaat 
angefügt  wird,  dessen  Befugnisse  nach  dem  Beispiel  anderer 
deutscher  Bundesstaaten  festgelegt  werden. 

Die  deutschösterreicliischen  Staatsbahnen  würden  dann 
Eigentum  des  deutschösterreichischen  Bundesstaates  bleiben 
können.  Es  ist  nur  die  Frage  zu  lösen,  inwieweit  die 
wünschenswerte  Einheitlichkeit  der  Betriebsverhältnisse  her- 
gestellt werden  soll.  Eine  solche  ist  nun  schon  für  viele 
technische,  Betriebs-  und  Abrechnungsangelegenheiten  durch 
die  Vereinbarungen  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen in  ziemlich  weitgehender  Weise  geschaf- 
fen worden.  Eine  weitere  Ausgestaltung  desselben,  so- 
weit sie  sich  als  notwendig  oder  zweckmäßig  erweist,  dürfte 
Schwierigkeiten  kaum  unterliegen.  Auch  die  deutsche  Ver- 
kehrsordnung enthält  dem  Wesen  nach  die  gleichen  Be- 
stimmungen wie  das  österreichisch-ungarische  Betriebs- 
reg-lenient.  Das  war  zum  größten  Teile  schon  durch  die  Be- 
rücksichtigung der  Bestimmungen  des  Internationalen  Über- 
einkommens über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  bedingt. 

Die  wichtigsten  Änderungen,  die  bei  dem  gedachten  Staats- 
anschluß auf  dem  Gebiete  des  deutschösterreichischen  Eisen- 
bahnwesens eintreten  müßten,  beziehen  sich  auf  die  künftige 
Gestaltung  der  Eisenbahn  t  a  r  i  fe.  Hier  muß  naturgemäß 
ebenfalls  die  Einheitlichkeit  aller  Grundlagen  angestrebt 
werden.  Die  erste  Voraussetzung  für  die  Durchführung  einer 
solchen  Maßnahme  ist  natürlich  die  Einheitlichkeit  der 
Währung.  Sie  kann  nur  dadurch  geschaffen  werden,  daß 
Deutschösterreich  als  natürliche  Folge  des  Anschlusises  an 
Deutschland  die  Markwährung  übernimmt.  Erst  dann  kann 
an  die  Schaffung  einheitlicher  Tarifgrundlagen  gegangen 
werden,  die,  außer  dem  Wegfall  der  Zölle,  die  unentbehrliche 
Grundlage  für  die  ungehemmte  und  rasche  Entwicklung  der 
gegenseitigen  Verkehrsbeziehungen  bildet. 

Bei  den  Personen-  und  Gepäcktarifen  wird  die 
Schaffung  einheitlicher  Bestimmungen  besonderen  Schwierig- 
keiten kaum  begegnen.  Das  Fehlen  der  IV.  Wagenklasse  auf 
den  deutschösteri-eichisohen  Bahnen  kann  wohl  schon  deshalb 
kein  Hindernis  bieten,  weil  diese  Klasse  zeitweise  auch  bei 
anderen  deutschen  Bundesbahnen  fehlte. 

Beim  Gütertarif  wesen  handelt  es  sich  vor  allem 
darum,  ein  einheitliches  Tarifsystem  mit  einheitlichem 
Tarifschema  und  einer  einheitlichen  Güterklassifikation  zu 
schaffen.  Als  passender  Eahmen  kann  dabei  nur  das  be- 
stehende reichsdeutsche  S.ystem  in  Frage  kommen.  Das  bis- 
herige österreichisch -ungarische  hat  zu  viel  Mängel,  die  ins- 
besondere in  der  großen  Zahl  von  Tarifbestimmungen  aller 
Art  und  in  der  Unübersichtlichkeit  der  Tarife  zum  Ausdruck 
kommen.  An  diesem  Umstand  hat  der  Bestand  von  zwei 
Stückgiitklassen  einen  ganz  besonderen  Anteil.  D'e  eine 
deutsche  Stückgutklasse  ist  der  Grundpfeiler  für  den  Aufbau 
einfacher  und  klarer  Gütertarife.  Sie  würde  eine  Änderung 
nur  insofern  vertragen,  als  sie  in  eine  Unterabteiluno-a 
für  besonders  anzuführende  Lebensmittel  und  in  eine  Unter- 
abteilung b  für  alle  anderen  Güter  geteilt  werden  könnte 
Auch  der  deutsche  Grundsatz,  Eilgüter  zum  doppelten  Stück- 
gutsatze abzufertigen,  ist  ein  sehr  gesunder  Er  verhindert 
allzu  hohe  Ei'lgutsätze,  die  die  Benutzung  der  eilgutmäßio-«n 
Betorderung  zum  Nachteil  der  Eisenbahneinnahmen  "  in 
Hohem  Maße  verhindern.  Wenn  dem  deutschen  Tarifschema 
etwas  vorgeworfen  werden  könnte,  so  wäre  es  vielleicht  die 
zu  geringe  Zahl  seiner  Spezialtarife  für  volle  Wagenladuno-en 
Dadurch  wird  der  Sprung  von  einer  Klasse  zur  anderen"  zu 
groß.  Die  Folge  ist  und  war  die  Notwendigkeit  der  Einfüh- 
rung verschiedener  Ausnahmetarife,  die  im  Interesse  der  Ein- 
taohheit    und  Uandlichkeit    der  Gütertarife    tunlichst  ver- 


mieden werden  sollte.  Diesem  Mangel  ließe  sich  aber  un- 
schwer durch  Einschaltung  so  vieler  neuer  Spezialtarife  in 
das  Schema  abhelfen,  daß  zwischen  den  einzelnen  Spezial- 
tarifen nur  mäßige  Satzunterschiede  bestehen.  Das  würde 
ermöglichen,  an  Stelle  der  Einführung  von  Ausnahmetarifen 
die  Versetzung  der  betreffenden  Güter  in  eine  niedriger© 
Klasse  treten  zu  lassen.  Eine  solche  Eeform  würde  sich 
in  der  Zukunft  angnehm  fühlbar  machen. 

Eine  besonders  große  Eolle  würde  bei  der  gedachten  Ver- 
einheitlichung die  Höhe  der  durchzurechnenden 
Frachteinheitssätze  spielen,  da  sie  einen  entschei- 
denden Einfluß  auf  die  Eisenbahneinnahmen  haben.  Hier  be- 
iregnet  die  Schaffung  einer  Einheitlichkeit  insofern  ernsten 
Schwierigkeiten,  als  der  Verkehr  der  meisten  deutschöster- 
reichischen Eisenbahnen,  insbesondere  .jener  der  Staats- 
bahnen, erheblich  schwächer,  ihre  Betriebsausgaben  aber  ver- 
hältnismäßig höher  sind,  aLs  z.  B.  die  der  preußischen  Staats 
bahnen. 

So  entfielen  in  einem  Jahr©  von  den  Gesamtausgaben : 

auf  liitU  Nuiz-   aul  luou  Wagea- 
bei  den  kilometer  achskilometer 

Mark 

preußischen  Staatsbahnen  .   2887  71 

österr.  „         ...   3063  84 

In  dem  gleichen  Jahre  betrugen  die  Gesamtausgaben  in 
Hundertteilen  der  Einnahmen: 

bei  den  preußischen  Staatsbahnen   68,18  % 

bei  den  österr.  „  ....   81,85  % 

Die.se  Zahlen  bezogen  sich  auf  das  gesamte  Gebiet  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen.  Für  die  deutschösterreiohischen 
Bahnlinien  ist  das  Verhältnis  aber  noch  viel  ungünstiger,  weil 
sie  zum  größten  Teil  aus  Gebirgsbahnen  bestehen,  deren 
Betrieb  naturgemäß  erheblich  größere  Kosten  verursacht,  als 
es  bei  den  meisten  preußischen  Eisenbahnstrecken  der  Fall 
ist. 

Würden  nun  die  Frachteinheitssätze,  die  für  die  Mehrzahl  der 
reichsdeutschen  Bahnstrecken  genügen,  auf  die  deutsch- 
österreichischen Linien  ohne  weiteres  übertragen,  dann  ist 
als  sicher  anzunehmen,  daß  die  Einnahmen  aus  denselben 
lange  nicht  ausreichen  würden,  um  im  Vereine  mit  den  son- 
stigen Einnahmen  auch  nur  eine  halbwegs  ausreichende  Ver- 
zinsung und  Tilgung  des  Anlagekapitals  zu  ermöglichen. 

Nun  werden  ja  die  auf  den  reichsdeutschen  Bahnen  in  der 
Vorkriegszeit  bestandenen  Frachtsätze  in  der  kommenden 
Friedenszeit  eine  entsprechende  Erhöhung  erfahren  müssen, 
weil  die  während  der  Kriegszeit  stark  gewachsenen  Betriebs- 
kosten eine  Abnahme  nur  langsam,  und  den  alten  Stand  wohl 
überhaupt  nicht  mehr  erreichen  dürften.  Aber  auch  im  Falle 
der  Erhöhung  der  reichsdeutschen  Frachteinheitssätze  wäre 
eine  glatte  Übertragung  derselben  auf  die  deutsch-österrei- 
chischen Eisenbahnen  kaum  möglich,  denn  die  Zunahme  der 
Betriebskosten  der  reichsdeutschen  Eisenbahnen  ist  durch 
die  der  deutsch-österreichischen  Linien  noch  weit  übertroffen 
worden. 

So  groß  nun  auch  die  Schwierigkeiten  sein  mögen,  die  sich 
einer  Gleichstellung  der  durchzurechnenden  Frachteinheits- 
sätze entgegenstellen,  so  sind  sie  doch  keineswegs  unüber- 
windbar.  Sie  ließen  sich  beseitigen,  wenn  zu  dem  altbewähr- 
ten Mittel  gegriffen  werden  würde,  die  Baukilometer  der 
österreichischen  Bahnstrecken  um  einen  besonders  zu  ver- 
einbarenden Hundertsatz  zu  erhöhen  und  dadurch  Tarifkilo- 
meler  zu  erhalten,  die  einen  Ausgleich  gegen  die  zu  befürchtende 
nachteilige  Wirkang  einer  Übertragung  der  reichsdeutschen 
Frachteinheitssätze  bieten  würden.  Es  würde  vielleicht  ge- 
nügen, diese  künstliche  Erhöhung  der  Tarif  kilometer  auf  die 
Gebirgsstrecken  der  deutsch-österreichischen  Bahnen  zu  be- 
schränken. Dadurch  wäre  es  auch  wesentlich  erleichtert,  die 
noch  vorhandene  große  Privatbahn  Deutschösterreichs,"  die 
Südbahn,  in  die  Einheitlichkeit  der  Tarifgrundlagen  einzu- 
beziehen.  Eine  wesentliche  Erleichterung  der  Schaffung  ge- 
meinsamer Tarife,  deren  Sätze  unter  möglichster  Schonung 
des  Verkehres  festgestellt  werden  sollten,  wäre  auch  ge- 
sichert, wenn  die  in  der  Nummer  der  Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  vom  15.  Maj  1918  unter 
dem  Titel :  ,,Die  künftigen  Gütertarife"  gegebene  Anregung 
Beachtung  fände,  die  Bildung  der  Gütertarife  auf  einer  neuen 
Grundlaee  derart  vorzunehmen,  daß  der  Nah.  und  Mittelverkehr 
unter  gleichzeitiger  ausgiebiger  Entlastung  des  Fernverkehrs 
entsprechend  belastet  wird,  ein  Grundsatz,  der  sich  auch  für 
die  Neugestaltung  der  Personentarif©  empfiehlt. 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Weitere  Einschränkung  des  Eisenbahnverkehrs.  Amtlich, 
wird  unteim  22.  d.  M.  in  Berlin  bekannt  gegeben :  Obwohl  der 
Verkehr  der  Personen-  und  Schnellzüge  schon  bisher  zum 
Nachteile  aller,  die  auf  Benutzung  der  Eisenbahn  angewiesen 
sind,  überaus  stark  eingeschränkt  war,  so  sieht  sich  die  Staats- 
eisenbahnverwaltung doch  gezwungen,  abermals  mit  weitei-en 
empfindlichen  Einschränkungen  im  Personen-  und  Schnellzug, 
verkehr  vorzugehen.  Sie  treten  bereits  am  23.  d.  M.  in  Kraft. 
Von  diesem  Tagte  ab  werden  im  ganzen  Deutschen  Reiche 
kaum  noch  ein  Dutzend  Sohnellzüge  verkehren.  Der  Grund 
dieser  schweren,  für  das  ganze  Wirtschaftsleben  äußerst  nach, 
teiligen  Maßnahme  ist  in  erster  Linie  die  unaufhaltsame  Ab- 
gabe leistungsfähiger  Lokomotiven  an  die  Ententemächte. 
Außerdem  erhöht  sich  die  Zahl  schadhafter  Lokomotiven  in- 
folge geringerer  Arbeitsleistungen  der  Werkstätten  stetig. 
Die  Menge  betriebsfähiger  Lokomotiven  und  Wagen  nimmt 
von  Tag  zu  Tag  in  erschreckender  Weise  ab.  So  sehr  das 
wirtschaftliche  Leben  nach  Besserung  drängt,  sie  ist  nur  mög. 
lieh,  wenn  die  Ententemächte  bei  der  Übernahme  der  Betriebs- 
mittel billige  Rücksicht  walten  lassen  und  wenn  die  Arbeiter- 
schaft in  den  Reparaturwerkstätten  die  Wiederherstellung  der 
schadhaften  Lokomotiven  und  Wagen  mit  allen  Mitteiln  be- 
treibt. 

—  Aufhebung  des  Achtstunden-Arbeitstages  der  Eisenbahner 
im    besetzten    linksrheinischen    Gebiet.    Die   D.  Allg.  Ztg. 

echi-eibt:  „Die  Oberste  Heeresleitung  der  Entente  hat  den 
Eisenbahndirektionen  der  besetzten  linksrheinischen  Gebiete 
befohlen,  den  Achtstunden-Arbeitstag  im  Eisenbahndienst 
wieder  aufzuheben  und  spätestens  bis  zum  20.  d.  M.  die  Arbeits- 
zeit wieder  einzuführen,  die  am  11.  November  v.  J.  bestanden 
hat.  Der  Vorgang  ist  in  doppelter  Beziehung  sehr  lehrreich. 
Einmal  zeigt  er,  welches  Maß  von  Arbeit  unsere  Feinde  im 
Eisenbahndienst  der  besetzten  Gebiete  für  erforderlich  halten, 
damit  die  Eisenbahnen  den  Verkehr  bewältigen  können,  dann 
aber  lehrt  -er  auch,  daß  die  deutschen  Eisenbahnverwaltungen 
alles  daransetzen  müssen,  wenn  sie  weiteren  Forderungen  der 
Entente  bei  den  bevorstehenden  Verhandlungen  über  die 
Waffenstillstandsverlängerung  mit  Erfolg  entgegentreten 
wollen.  Das  ist  aber  nur  möglich,  wenn  das  Eisenbahnpersonal 
in  den  nicht  be&etzten  deutschen  Gebieten  mit  seinen  Forde- 
rungen Maß  hält  und  wenn  es  mit  allen  Kräften  bemüht  ist, 
den  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  die  Erfüllung  der  ohne- 
hin so  überaus  drückenden  Waffenstillstandsbedingungen  zu 
ermöglichen.'' 

—  Einführung  der  wöchentlichen  Lohnzahlung.  Hierüber 
besagt  ein  Erlaß  des  preußischen  Eisenbahnministers  fol- 
gendes: „Vielfachen,  seit  langer  Zeit  aus  den  Krei&en  der 
Arbeiterschaft  geäußerten  Wünschen  entsprechend,  soll  fortan 
an  die  Stelle  des  bisherigen  einmonatigen  Löhnungszeitraums 
der  einwöchige  treten,  soweit  nicht  die  Arbeiter  selbst  wün- 
schen, daß  die  bisherigen  Löhnungszeiträume  beibehalten 
werden.  Der  Übergang  von  dem  alten  zu  dem  neuen  Ver-- 
fahren  soll  mit  Ende  des  im  Monat  Februar  endigenden  Löh- 
nungszeitraums dergestalt  durchgeführt  werden,  daß  für  die 
Arbeiter  der  Haupt-  und  Nebenwerkstätten  und  für  die  Ar- 
beiter des  Betriebes,  deren  Löhnungszeiträume  in  gleicher 
Weise  festgesetzt  sind  —  auch  für  die  Arbeiter,  deren  Löh- 
nungszeiträume vom  10.  des  einen  bis  zum  9.  des  folgenden 
Monats  laufen  — ,  die  Lohnrechnung  zum  letzten  Male  mit  dem 
24.  Februar  d.  J.  und  für  die  Arbeiter,  deren  Löhnungs^it- 
raum  mit  den  Kalendermonaten  sich  deckt,  mit  Ende  Februar 
nach  dem  bisherigen  Verfahren  aufgestellt  wird.  Von  da  ab 
sind  die  Löhne  wöchentlich  zu  berechnen  und  zu  zahlen.  Die 
erste  Lohnwoche  läuft  für  die  Hauptwerkstätten-  usw.  Arbeiter 
vom  25.  Februar  bis  2.  März,  für  die  übrigen  vom  1.  bis 
9.  März.  Sollten  ausnahmsweise  der  Durchführung  zu  diesen 
Zeitpunkten  sich  ganz  besondere  Schwierigkeiten  entgegen- 
stellen, so  bin  ich  zwar  mit  einer  Hinaussohiebung  bis  Ende 
März  d.  J.  einverstanden,  doch  sind  dann  der  Arbeiterschaft 
Abschlagszahlungen  zu  gewähren.  Der  Arbeiterschaft  ist  vom 
Zeitpunkte  der  Einführung  der  wöchentlichen  Lohnzahlung 
alsbald  Kenntnis  zu  geben." 

Im  übrigen  werden  in  dem  Erlasse  u.  a.  nähere  Bestimmun- 
gen über  die  Einrichtung  und  Aufstellung  der  Lohnrechnun- 
gen sowie  die  Einrichtung  von  Lohnzetteln,  die  Lohnzah- 
lungstage und  die  Buchung  der  Beträge  getroffen. 

—Bekämpfung  der  Eisenbahndiebstähle.  Der  preußische 
Eisenbahnaiinißter  hat  an  die  Eisenbalmdixektionen  folgenden 


Erlaß  gerichtet:  Während  teilweise  mit  den  von  den  Ar- 
beiter- und  Soldatenräten  gestellten  Wachposten  gute  Erfah- 
rung^en  gemacht  worden  sind,  haben  sich  diese  Posten  nach 
vorliegenden  Berichten  in  mehreren  Bezirken  als  unzuver- 
lässig erwiesen.  In  zahlreichen  Fällen  haben  sie  sich  selbst 
an  Diebstählen  beteiligt  oder  sie  begünstigt.  Einzelne  Ar- 
beiter- und  Soldatenräte  haben  außerdem  recht  hohe  Beiträge 
zu  den  Kosten  gefordert,  denen  nur  geringe  Erfolge  gegen- 
überstehen. Wenn  sich  derartige  Unzuträglichkeiten  ergeben, 
empfiehlt  es  sich  selbstredend,  auf  die  von  den  A..  und  S.- 
Räten gestellten  Wachen  zu  verzichten  und  eigenes  Pe^rsonal, 
das  .ietzt  wieder  in  reichlicherem  Maße  zur  Verfügung  stehen 
wird,  für  den  Überwachungsdienst  heranzuziehen.  Ein  mög- 
lichst enges  Zusammenarbeiten  mit  den  militärischen  Nach- 
und  Abschubüberwachuügsstellen  mache  ich  den  Eisenbahn- 
direktionen bei  dieser  Gelegenheit  wiederholt  zur  Pflicht. 
Wie  das  Kriegsministerium  mitteilt,  hat  auch  der  sogenannte 
Bahnschutz-Patrouillendienst  (Streif  wachen,  denen  ein 
Eisenbahnbeamter  als  Wegweiser  und  Berater  beigegeben  wer- 
den kann)  seine  durch  die  Ereignisse  unterbrochene  Tätigkeit 
fast  überall  wieder  aufgenommen.  Seine  allgemeine  Durch- 
führung soll  angeordnet  und  den  Bahnschutzpatrouillen  An- 
weisung erteilt  sein,  Güter  des  öffentlichen  Verkehrs  in 
gleicher  Weise  zu  schützen  wie  Heeresgüter. 

—  Erörterung  der  Dienstplanentwürfe  mit  Vertretern  des 
Zugpersonals.  Obwohl  der  preußische  Eisenbahnminister  die 
sorgfältige  Beachtung  der  Ziffer  4  der  Dienstdauer-Vor- 
schriften wiederholt  in  Erinnerung  gebracht  hat,  wird  aus  den 
Kreisen  des  Zugpersonals  noch  immer  darüber  geklagt,  daß 
diese  Vorschrift  nicht  genügend  beachtet  werde.  Um  der- 
artigen Beschwerden  gegenüber  sicherzustellen,  daß  ins- 
besondere dem  Lokomotiv-  und  Zugbegleitpersonal  vor  der 
Einführung  neuer  und  bei  wichtigen  Änderungen  bestehender 
Dienstpläne  ausreichende  Gelegenheit  gegeben  wird,  sich  zu 
den  Entwürfen  zu  äußern  und  Änderungen  anzuregen,  be- 
stimmt der  Minister,  daß  die  Dienstvorsteher  über  .iede  der- 
artige Anhörung  des  Zugpersonals  eine  kurze,  von  den  be- 
teiligten Vertretern  des  Personals  '  mitzuunterzeichnend© 
Niederschrift  in  ein  dafür  bestimmtes  besonderes  Heft  auf- 
zunehmen haben.  Dieses  Heft  —  oder  ein  Auszug  daraus  — 
ist  mit  den  erörterten  Dienstplanentwürfen  dem  Amtsvorstand 
und  der  Eisenbahndirektion  vorzulegen.  Auf  deren  Ent- 
scheidung ist  in  dem'  im  übrigen  bei  der  Dienststelle  aufzu- 
bewahrenden Hefte  kurz  hinzuweisen.  Außerdem  ist  in  den 
Dienstplänen  des  Zugpersonals  der  Tag  der  Erörterung  mit 
dem  Personal  zu  vermerken. 

—  Postverkehr  nach  dem  nicht  feindlichen  Ausland.  Das 

ba.yerische  Staatsministerium  für  Verkehrsangelegenheiten  hat 
die  Vorschriften  für  den  privaten  Postverkehr  nach  dem  nicht 
feindlichen  Ausland  zusammengestellt  und  veröffentlicht,  be- 
merkt aber  ausdrücklich,  daß  die  gegenwärtigen  Bestimmun- 
gen nur  begrenzte  Gültigkeit  haben,  da  die  Verkehrsverhält- 
nisse dauernd  Änderungen  unterworfen  sind.  Die  wichtigsten 
Bestimmungen  sind  folgende:  Nach  den  deutschen  Kolonien 
Neuguinea,  Ostafrika,  Südwestafrika  und  Samoa  sind  nur  ge- 
wöhnliche Briefe  und  Postkarten  an  dort  in  Freiheit  lebende 
Deutsohe  zugelassen.  Nach  den  Ländern  der  früheren  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  ist  ider  Postauftrags-  und 
Nachnahmeverkehr  allgemein  gesperrt.  Abgesehen  von  diesen 
Einschränkungen  ist  der  Postverkehr  allgemein  zugelassen 
nach  Böhmen,  Kärnten.  Mähren,  Nieder,  und  Oberösterreich, 
'Salzburg,  Österreioh.-Schlesien,  Steiermark,  Vorarlberg  und 
Liechtenstein.  Der  Paketverkehr  ist  ausgeschlossen  nach  Un- 
garn, Slavon'en,  Kroatien  und  Dalmatien,  Bosnien-Hercego- 
vina  und  Bukowina.  Ganz  ausgeschlossen  ist  der  Postverkehr 
nach  Fiume,  dem  Küstenland  und  den  südlich  der  in  dem  öster- 
reichischen Waffenstillstandsvertrag  festgesetzten  Scheide- 
linie befindlichen  Teilen  von  Dalmatien,  Krain  und  Tirol. 

Im  übrigen  Europa  ist  der  Postverkehr  ganz  unbeschränkt 
nach  Dänemark,  Luxemburg,  den  Niederlanden  und  der 
Schweiz.  Nach  Schweden  und  Norwegen  findet  kein  Paket- 
verkehr statt;  nach  Finnland.  Litauen  (nördlicher  Teil),  Lett- 
land (Kurland  und  Südlivland),  Polen,  der  Ukraine  und  Spa- 
nien sind  nur  gewöhnliche  Briefe  zugelassen,  naeh  Spanien 
nur  solche  mit  der  Aufschrift:  „Nouvelles  familles". 


Deutschösterreich. 

—  Änderung  in  der  Diensteinteilung  des  d.  ö.  Staatsamtes  für 
Verkehrswesen.  Die  Sektionen  I  a  und  I  b  wurden  zu  einer 
Sektion  für  die  Angelegenheiten  der  Eisenbahngesetzgebung, 
des  Konzessionswesens  und  der  Staatsaufsicht  über  Eisen- 
bahnen sowie  für  die  Eechtsangelegenheiten  unter  der  Leitung 
des  Sektionschefs  Dr.  Hans  von  Dobner  vereinigt 
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—  Der  LoljomotivlieferunffSvertraR  der  fiüheren  Rejä^ierunja; 
mit  den  Skodawerken.  Im  Übergano^  vom  Krieors.  zum  Friedens- 
zustand haben  mehrere  Kriegsindustrieunternehmunscen  ihre 
Anlagen  teilweise  umgestaltet,  um  dem  kommenden  Friedens- 
bedarf dienen  zu  können.  So  haben  die  Skodawerke  in  Pilsen 
an  Stelle  der  Gre-schützerzeugung  teilweise  eine  Lokomotiv- 
fabrik errichtet.  Hierbei  hat  das  Unternehmen  mit  der  seiner- 
z>eitigen  österreichischen  Eegierung  einen  Lieferungsvertrag 
abgeschlossen,  nach  welchem  den  Skodawerken  ein  ansehn- 
licher Teil  der  von  der  Eisenbahnverwaltung  zu  vergebenden 
Lokomotivbestellunoen  zugesichert  wurde.  Dieser  Vertrag 
begegnete  in  den  Kreisen  der  außerhalb  Böhmens  gelegenen, 
so  inisbesondere  auch. der  niederösterreichischen  Lokomotiv- 
fabriken vielfachen  Anfechtungen.  Nunmehr  hat  die  deutsch- 
österreichische Eegierung  die  Erklärung  abgegeben,  daß  sie 
den  Vertrag  mit  Skoda  als  für  sie  nicht  verbindlich  betrachte. 
Dieser  Standpunkt  entspricht,  wie  in  der  deutschösterreiohi- 
schen  Presse  betont  wird,  der  Eechtslage,  da  das  deutsch- 
österreichLsche  Kabinett  ebensowenig  die  Eechtsnachfola'e  der 
früheren  österreichischen  Eegierung  angetreten  hat,  wie  die 
Eegierungen  der  übrigen  auf  dem  Gebiete  Österreichs  ent- 
standenen Nationalstanten.  Es  ist  übris'ens  naheliesrend,  daß  die 
LokoHäotivfabrik  der  Skodawerke  in  Pilsen  vor  allem  berufen 
sein  wird,  den  Lokomotivbedarf  der  im  tschecliischien  Staate 
gelegenen  Bahnen  zu  decken. 

—  Wasserkraft-  und  Elektrizitätswirtschaftsamt.    Zu  der 

Meldung  über  die  Errichtung  eines  dem  Staatsrate  unmittelbar 
unterstellten  Wasserkraft-  und  Elektrizitätswirtschaftsamtes 
(Nr.  4,  ,S.  37  d.  Ztg.)  wird  noch  mitgeteilt: 

„Da  das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  die  Elektrisierung  der 
Bahnen  durchzuführen  hat,  so  wird  eine  dem  Staatsseki-etär 
für  Verkehrswesen  untero^eordnete  Dienststelle  in  diesem 
Staatsamte  einarer'chtet.  Diese  Dienststelle  hat  alle  nötisren 
Vorarbeiten  und  Ansführunsen  zur  Elektrisierung  der  Staats- 
babnen  in  Deutschösterreich  di'rch zuführen.  Das  Staatsamt 
für  Verkehrswesen  übt  auch  Einfluß  auf  die  Erteilung  von 
Konzesionen  an  private  Bewerber  aus  und  hat  auf  die  Auf- 
stellung und  Durchführun<r  eines  Gesamtplans  für  den  Aus- 
bau der  Wasserkräfte  in  Deutschösterreich  und  eines  Haupt- 
verteilungsnetzes  der  aus  diesen  Wasserkräften  gewonnenen 
elektrischen  Energie  unter  BedachtnahTr<e  auf  etwa  schon 
bestehende  und  proiektierte  Kraftwerke  Einfluß  zu  nehmen." 

Die  Errichtunq-  dieses  Wirtscbaftsamtes  ist  nicht  ohne 
Widerspruch  geblieben.  Tn  Graz  kam  gelegentlich  einer  von 
der  Ino-enieurkammer  für  Steiermark  und  Kärnten  zur  Siche- 
rung der  steirischen  Wasserkräfte  einberufenen  Versammlung 
folgende  Entschließunfr  zur  Annahme: 

„Der  Landrat  wird  aufgefordert,  die  steirischen  Wasserkräfte 
für  das  Land  ehestens  sicherzustellen  und  jede  wie  immer 
geartete  Abgabe  an  andei-e  Länder  durch  elektrische  Kraft- 
übertragung m  verhindern.  Die  Versammlung  protestiert  auf 
das  entschiedenste  gegen  den  neuerlichen  Versuch,  im  Wege 
der  Schaffunsr  einer  neuen  Zentrale  fW.  E.  W.  A.)  die  un- 
glückliche Zentral  Wirtschaft  auch  auf  dieses  Gebiet  auszu- 
dehnen und  verwahrt  sich  gegen  .ieden  Versuch,  im  Weg-e  der 
Zentralisieruui?  dem  Lande  seia  kostbarstes  wirtscbaftliches 
Gut  zu  entreißen.'' 

—  Neugestaltung  der  Postverwaltung?  Im  alten  öster- 
reichischen Staate  oblag  die  Oberleitung  des  Post-, 
Telegraphen-  und  Telephonwesens  bekanntlich  dem 
Handelsministerium.  •  Desgleichen  wurde  die  Herausgabe 
des  österreichischen  Kursbuches  durch  d'ese  Stelle  be- 
sorgt. Die  eing-etretenen  ümwälzuneen  haben  an  dieser 
Einteilung  zunächst  noch  nichts  geändert.  Die  dem  b-sherigen 
Eisenbahnministerium  gegebene  neue  Bezeichnung  D.-ö.  Staats- 
amt für  Verkehrswesen  läßt  iedoch  die  Vermutung  zu.  daß 
ihm  späterhin  das  gesamte  Verkehrswesen,  zu  dem  auch  das 
Ppstwesen  s-erechnet  wird,  zup-ewiesen  werden  soll.  Für  diese 
Lösung  wird  in  der  Öffentlichkeit  vielfach  Stimmung  ge- 
macht. Neuerdings  wird  jedoch  auch  für  die  Führung  des 
Postwesens  durch  ein  eisenes  Staatsamt  eingetreten.  In 
diesem  Sinne  wird  aus  Fachkreisen  geschrieben:  „Die  Post 
ist  ein  Verkehrsamt,  eine  Einrichtuno-  zur  Beförderung  von 
Schriften.  Gütern,  Personen,  zur  Vermittluncr  von  G-eldem  und 
Werten;  bis  in  die  entlegensten  Siedelunpen  hat  sie  ihre  Ver- 
bindungen. Ihre  Segnung-en  könnten  größer  sein,  wenn  ihr 
eine  uneingeschränkte  Entwicklung  ermöglicht  würde;  eine 
solche  gibt  es  iedoch  nur  bei  Selbständigkeit.  So  wie  sich  vor 
etwa  zwei  Jahrzehnten  die  Bahnen  vom  Handelsamte  lösten 
und  einen  Aufschwung  nahmen,  wäre  auch  die  Post  vom 
Staatsamte  für  Handel.  Gewerbe  und  Industrie  zu  lösen.  Tat- 
sächlich haben  auch  die  meisten  der  außerösterreichischen 
Postsrebiete  ihr  eigenes  Postministerium,  wie  Eng-land  und 
Frankreich,  und  in  jüngister  Zeit  der  tscheoho-slowakische 
Volksstaat.  Dieser  Selbständigkeit  bedarf  die  Post  mit  Eück- 
flifibt  auf  ihre  internationalen  Aufgaben ;  doch  auch  innerhalb 


der  Staatsgrenzen,  im  Staatshaushalte,  soll  si«  unabhängig  sein. 
Sie  ist  ein  wirtschaftliche«  Ganzes,  ein  in  sich  geschlossener 
Körper,  der  sich  in  einem  wesensfremden  Organismus  einge- 
schachtelt sieht.  Die  Postverwaltung  im  deutschösterreichi- 
schen Staate  soll  vom  Staatsamte  für  Handel,  Gewerbe  und 
Industiie  losgetrennt  und  selbständig  werden.'' 

.—  Kohlenförderung  und  Kokserzeugung  im  Osträu-Kar- 
winer  Gebiet.  Nachstehende  Übersicht  zeigt  den  Umfang  der 
Kohlen-  und  Kokserzeugung  des  Ostrau-Karwiner  Gebietes  in 
den  einzelnen  Monaten  des  Jahres  1918. 


Kohlen  ge  wi  nnung 

Kok&erzeugung 

in  Meterzentnern 

Januar      .    .    .  . 

.     7  642  930 

1  937  996 

Februar     .    .    .  . 

6  658  461 

1  540  251 

März  ..... 

.     8  598  702 

2  09S  835 

8  164  926 

1  998  641 

Mai  .... 

7  184  686 

1  894  866 

7  470 .520 

1  759  393 

Juli  

.     7  752  132 

1  792  945 

August  .... 

.     7  816  016 

1  766  988 

September     .    .  . 

6  400  747 

1  669  864 

7  852  000 

1  540  000 

November     .    .  . 

5  413  400 

1  365  900 

Dezember     .    .  . 

.     5  234  000 

1  353  COO 

Zusammen 

.    86 188  520  ■ 

20  713  679 

Die  Kohlenförderung  des  Gebietes  hat  sonach  in  den  letzten 
zwei  Monaten  neuerlich  um  rund  33  %  abgenommen.  Gegen- 
über der  Jahresförderung  von  1917  (104.2  Millionen  Meterzent- 
ner) hat  sich  die  Kohlen g-ewinnung  des  Gebietes  um  18  Mil- 
lionen Äleterzentner  =  17,3  %  verringert.  Die  Kokserzeugung 
ist  um  4.8  Millionen  Meterzentner  oder  18.8  %  .gesunken.  Im 
letzten  Friedensjahr  1913  hatte  die  Kohlen  g-ewinnung  im 
Ostraii-Karwiner  Gebiet  93.6  Millionen,  die  Kokserzeugung 
24,8  Millionen  Meterzentner  betragen. 

—  Personalnachrichten.  Den  Sektionsräten  im  d.  ö.  Staats- 
amte für  Verkehrswesen  Dr.  Max  H  u  b  e  r  und  Dr.  Eobert 
Lenz  sowie  den  Oberbauräten  im  d.  ö.  Staatsamte  für  Ver- 
kehrswesen Ing.  Edmund  Granzer  und  Ing,  Friedrich 
Kepert  wurde  der  Titel  und  Charakter  eines  Ministerial- 
rates, dem  Ministerial&ekretär  im  d.  ö.  Staatsamte  für  Ver- 
kehrswesen Dr.  Viktor  Hiller  der  Titel  und  Charak+er  eines 
Sektionsrates  und  den  Bauräten  im  d.  ö.  Staatsamte  für  Ver- 
kehrswesen Ing.  Anton  Kraupa  und  Ing.  Franz  Zelisko 
der  Titel  und  Charakter  eines  Oberbaurates  verliehen.  — 
Ministerialrat  Dr.  Otto  Müller-Martini  wurde  zum  Spe- 
zialreferenten  für  die  vorbereitenden  Arbeiten  für  die  Frie- 
densverhandlungen, Hofrat  Dr.  Albert  Eitler  Speil  von 
Ostheim,  Direktor  der  Direktion  für  die  Linien  der  Staats- 
eisenbahnsresellschaft,  zum  Vorstande  des  Departements  für 
die  Angelegenheiten  der  Neuordnung  des  Staatseisenbahn- 
dienstes sowie  für  die  Eeg-elung  des  Eisenbahnfachbilduags- 
und  Prüfungswesens  bestellt. 


Ungarn. 

—  Beschränkung    der    Höhe    des    Schadenersatzes.  Die 

Direktion  der  ungarischen  Staatsbahnen  hat  die  Höh©  des 
Schadensersatzes  durch  folgende  Verfügung-  beschränkt:  Bei 
Verlust,  Mindentug-  (teil weisem  Verlorengehen)  oder  Be- 
schädigung ist  die  E'senbahn  verpflichtet,  den  nachgewiesenen 
Schaden,  jedoch  höchstens  20  K.  für  das  Kilogramm  zu  er- 
setzen. —  Diese  Bestimmunp-en  traten  mit  dem  6.  Dez.  v.J.  in 
Wirksamkeit  und  bleiben  während  der  Dauer  der  derzeit  ob- 
waltenden besonderen  Betriebsverhältnisse  in  Kraft. 

—  Erhöhunar  der  Gebühren  für  Ausfertigung  von  Fracht- 
briefen. Die  Direktion  der  ung-arischen  Staatsbahnen  hat  die 
für  Ausfertigung  eines  Frachtbriefs  oder  eines  Frachtbrief- 
duplikats zu  erhebende  Gebühr  von  bisher  10  auf  30  Heller 
heraufgesetzt. 

—  Heizung  der  Eisenbahnzüge.  Der  Handelsministier  hat 
die  Stationsleiter  der  ung-arischen  Staatsbahnen  angewiesen, 
d'e  Eisenbahnzüge  dem  Kohlenvorrat  angemessen  zu  heizen. 
Wenn  der  KobVnvorrat  nicht  gesteigert  werden  könne,  so 
solle  der  Eisenbahnverkehr  noch  mehr  ein.geschränkt  werden. 

—  Schwere  Eisenbahnunfälle  auf  den  ungarischen  Staats- 
bahnen. In  der  Station  A  s  z  6  d  sind  infolge  einer  Kessel- 
explosion 150  Eeisende  verletzt  worden.  Das  Unglück  er- 
eignete sich  auf  die  Weise,  daß  auf  den  Personenzug  wartende 
Eeisende  in  der  Station  Gödöllö  aus  dem  auf  einem  Neben- 
glei&e  stehenden  Kesselwagen  Benzin  entwendeten,  dieseis  in 
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of.f€D€  Gefä&e  füllten  und  mit  d^en  Gefäßen  d'Cn  Personenzug 
bestiegen.  Während  der  Fahrt  stürzte  eines  dieser  Gefäße  in 
dem  überfüllten  Wagen  um,  und  das  ausgeflossene  Benzin 
entzündete  sich  infolge  We^werfens  eines  brennenden  Streich- 
holzes. —  Ein  ähnlicher  Vorfall  ereignete  sich  auch  in  der 
Station  S  z  o  1  n  o  k.  Dort  stieß  in  einem  Wagen  des  Personen- 
zuges der  Eigentümer  einer  auf  den  Boden  gestellten  mit 
Benzin  gefüllten  Flasche  diese  zufällig  um,  so  daß  ihr  Inhalt 
ausfloß.  Ein  von  einem  Eeisenden  weggeworfenes  Zünd- 
holz brachte  das  Benzin  zur  Entzündung,  und  der  Wagen  ge- 
riet in  Brand.  Sechs  Personen  wurden  erstickt  und  verbrannt, 
sieJ>en  Reisende  erlitten  Brandwunden.  —  Auf  dem  R  ä  k  o  s  e  r 
Rangierbahnhof  entzündete  sich  jüngst  ein  mit  Ekrasit  be- 
ladener  Eisenbahnwagen  aus  bisher  .unbekannten  Ursachen, 
wobei  zahlreiche  in  der  Nähe  befindliche  Wagen  z>ertrümmert 
wurden. 


Fremde  Erdteile. 

—  Fertisstellun«  der  Quebec-Brücke.  Am  22.  August  des 
vergangenen  Jahres  hat  die  Probebelastung  der  Quebec-Brücke 
inter  einem  riesigen  Andrang  von  Zuschauern  stattgefunden. 
Zwei  vollbeladene  Züge  wurden  zu  diesem  Zwecke  auf  die 
Brücke  gefahren.  Es  wird  unseren  Lesern  erinnerlich  sein, 
laß  die.S'es  Bauwerk,  dessen  Bedeutung  für  die  Technik  und 
las  Verkehrswesen  wir  anei'kennen  müssen,  zweimal  während 
ies  Baues  vernichtet  worden  ist:  Am  30.  August  1907  brach 
üne  der  Seitenöffuungen  zusammen  (S.  1045,  lO-jT,  1907),  und 
m  September  1916  stürzte  der  eben  erst  eingehängte  Mittel- 
räger  von  seinen  Lagern  auf  den  Kragifcrmen  herab  (S.  852, 
916).  Der  Bau  ist  seit  1905  im  Gang-e,  seine  Vorgeschichte 
eicht  bis  ziemlich  weit  in  die  neunziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  zurück.  Vermutlich  ist  die  Brücke  nunmehr  dem 
/erkehr  und  damit  ein  bedeutendes  Bauwerk  seiner  Be&tim- 
Qiung  übergeben  worden. 


Bücherschau. 

—   über  nervöse   Erkrankungen  nach  Eisenbahnanfällen, 

iit  besonderer  Berücksichtigung  von  Verlauf  und  Entschädi. 
ungsver fahren.  Eine  klinische  und  begutachtungstechnische 
tudie  von  Dr.  med  Paul  Horn,  Oberarzt  und  Privatdozent 
n  der  Universität  Bonn.  Zweite  Auflage,  174  Seiten, 
ionn  1918.  A.  Älarcus  und  E.  Webers  Verlag.  Preis  geh.  8  M, 
eb.  10,80  M. 

Die  im  Jahre  1913  erschienene  erste  Auflage  dieses  Werkes 
5t  in  dieser  Zeitung  nicht  besprochen  worden  und  hat  an- 
cheinend  auch  sonst  in  der  Fachliteratur  nicht  die  ver- 
iente  Beachtung  gefunden.  Die  Bearbeitung  von  Haft- 
flichtsachen  gilt  mit  Recht  als  eine  der  unerquicklichsten 
ätigkeiten  bei  den  Eisenbahnverwaltungen;  ist  es  doch 
ir^ends  so  schwer  wie  hier,  berechtigte  Ansprüche  von  über- 
■lebenen  oder  betrügerischen  Forderungen  zu  unterscheiden, 
-uch  wird  vielfach  darüber  geklagt,  daß  die  Verwaltungen 
1  ihrem  Suchen  nach  ob/ektiver  Wahrheit  nicht  immer  hin- 
ziehende Unterstützung  bei  den  Gerichten  und  den  behan- 
elnden  Ärzten  fänden;  vor  allem  aber  würden  Zweifel 
ber  die  behaupteten  tat-sächliohen  Vorgänge  und  über  den 
ustand  der  Verletzten  regelmäßig  nur  zu  Gunsten  des 
lagers  ausgelegt,  wodurch  der  prozessuale  Rechtssatz,  daß 
3r  Klager  seine  Behauptungen  beweisen  muß,  im  Haft- 
t  licht  verfahren  vielfach  ins  Gegenteil  verwandelt  werde, 
b  die.se  Behandlung  der  Haftpflichtprozesse  die  Regel  bildet, 
1er  ob  es  sich  dabei  nur  um  Ausnahmeerscheinuno^en  han- 
3lt,  mag  dahingestellt  bleiben.  Sicher  ist,  daß  bei  der 
stzigen  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  die  Eisenbahn- 
aternehmer  oft  gegen  die  finanzielle  Ausbeutung  ganz  harm- 
iser  Vorkommnisse  völlig  machtlos  sind,  und  daß  —  von 
Jr  moralischen  Wirkung  dieses  Verfahrens  abgesehen  — 
ii  staatlichen  Unternehmungen  der  Steuerzahler  letzten 
ndes  darunter  leidet. 

Nach  Einführuno-  des  Haftpflichtgesetzes  vom  7  Juni  1871 
>tzte  ein  erhebliches  Anschwellen  der  Ersatzansprüche  e'n, 
is  zu  der  allgemeinen  Steigerung  des  Verkehrs  in  keinem 
erüaltnis  stand.  Während  z.  B.  bei  den  preußisch-hessischen 
aat-seisenbahnen  in  der  Dekade  von  1903  bis  1912  die  Per- 
'nenkilometer  um  rd.  78  %  stiegen,  wuchsen  gleichzeitig  die 
Dtallentschadigungen  für  verletzte  Reisende  um  168  %  Da- 
!i  ist  die  relative  Zahl  der  Unfälle  nicht  etwa  gest'ieo-en, 
ndern  von  0,11  auf  0,09  für  1  Million  Per.sonenkilometer"ge- 
n  l  .'^■^  Zahlen  geben  zu  denken.  Kein  Wunder  also, 
kß  schon  langst  Bestrebungen  im  Gange  sind,  die  auf  eine 
Qderunff  der  Ilaftpflichtgesetze  oder  wenigstens  des  Ent 
nadigungsverfahrens  zielen.  Das  vorliegende  Buch  bietet 
Den  außerordentlich  wertvollen  Beitrag  zum  Studium  dieser 
äffe,        ist  m  erster  Linie  eine  medizioißch-wisseaischaft- 


liche  Untersuchung,    Si«  stützt  sich  aber  nicht  bloß  auf  ärzt- 
liche   Beobachtungen    und    auf    die    frühere  medizinische 
Literatur,  sondern  beruht  auf  einem  eingehenden  Studium  des 
praktischen  Verlaufs  der  gegen  die  Eisenbahnen  geführten 
Haftpfbchtprozesse.    Der  Verfasser  hat  sich  von  der  Eisen- 
bahndirektion Elberfeld  und  anderen  Eisenbahnbehörden  die 
Haftpflichtakten   erbeten  und  die  darin  behandelten  Fälle 
von  Grund  aus  studiert.    Meist  reichen  aber  die  Akten  nur 
bis  zum  Abschluß  des  eigentlichen  Entschädigungsverfahrens, 
d.  h.  bis  zur  Festsetzung  der  Kapitalabfindung  oder  der 
Rente;  denn  an  der  Beobachtung  des  Zustandes  des  Patienten 
darüber  hinaus  hat  bei  einmaliger  Abfindung  die  Eisenbahn- 
verwaltung überhaupt  kein  Interesse  mehr,  bei  laufenden 
Renten  nur  insofern,  als  eine  Nachprüfung  behufs  erneuter 
Festsetzung  in  Frage  kommt.    Will  man  aber  das  Wesen  und 
die  Heilbarkeit  der  wichtigsten  nervösen  Folgeerscheinung 
von  Eisenbahnunfällen,    der  Unfallneu  rose,    und  den 
Einfluß  des  Entschädigungsverfahrens  auf  den  Kranken  er- 
gründen, so  muß  sich  die  Untersuchung  gerade  auf  den  nach  dem 
Abschluß  dieses  Verfahrens  einsetzenden  Verlauf  der  Krank- 
heit in  gründlicher  Weise  erstrecken.    Es  ist  ein  besonderes 
Verdienst  des  Verfassers,  daß  er  dies  auf  Grund  eines  lang- 
wierigen Schriftwechsels  mit  den  behandelnden  Ärzten  getan 
hat  und  dadurch  in  die  Lage  versetzt  worden  ist,  ein  ziemlich 
zuverlässiges  Bild  der  Heilungsaussichten  dieser  objektiv  so 
schwer  zu  bestimmenden  Krankheit  zu  geben.     Er  kommt 
dabei  zu  wesentlich  anderen  Ergebnissen  als  die  Vertreter 
der  alten  Schule,  deren  Führer  Oppenheim,  von  der  „traumati- 
schen Neurose''  erklärte:     „daß  die  Erfahrungen  bezüglich 
der  Wiederherstellung  keine   günstigen  seien ;     Fälle  von 
Heilung  seien  nur  wenige,  und  nach  langem  Verlauf  bekannt 
geworden''.    Es  ist  menschlich  verständlich,  wenn  unter  der 
Herrschaft  dieser  Lehre  sich  ein  besonders  günstiges  Feld 
für  begehrliche  Leute,  die  sich  auf  Kosten  der  Verwaltungen 
ein  bequemes  Leben  sichern  wollten,  entwickelte,  und  anderer, 
seits  die  Verwaltungen  sich  im  Hinblick  auf  die  Aussichts- 
losigkeit einer  Heilung  zu  unverhältnismäßig  hohen  Abfin- 
dungen bewegen  ließen. 

Der   Verfasser   dagegen    geht   davon   aus,   daß   es  eine 
„traumatische  Neurose''  als  einheitliches,  fest  umschriebenes 
Krankheitsbild.  in  das  ohne  Rücksicht  auf  Entstehun?  und 
Art  .jede  nervös-e  Unfallfolge  einbegriffen  wäre,  überhaupt 
nicht  gibt;    vielmehr  seien  sehr  verschiedene  Sondergruppen 
scharf  zu  unterscheiden  und  in  ihrer  Heilbarkeit  verschieden 
zu  beurteilen.    Er  hat  sie  bei  der  Bearbeitung  des  Materials 
der  E.  D.  Elberfeld  nach  den  „ursächlichen  Bedino'uno-en" 
eingeteilt  und  unterscheidet  unmittelbare  und  mittelbare  "Un- 
falleinwirkungen.    Zu  den  ersteren  gehören  vor  allem  starke 
Gemüt«erschutterungen,   wie  Schreck  und   An^st,  Kopfver- 
letzungen, sonstige  örtliche  Verletzung-en   (Quetschung  der 
Gliedmaßen),    schwere    Allgemeinerschütteruno-en  (Rücken- 
mark)   sowie    Vereiniguns-en    dieser    ursächlichen  Bedin- 
gungen.   Die  m'ttelbaren  Unfalleinwirkuntren  bestehen  u.  a 
m  seelischen   Erreguns>-en,   Befürchtungsvorstellungen,  Be- 
gehrungsvorstelluno-en  (Rentensucht)    und    Aufregungen  im 
Entschädigungsverfahren.    Im  allgemeinen  haben  die"  Unter- 
?lic]>"ns:en  des  Verfassers  zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  die 
Unfallneurosen,  wenn  sie  als  reine  Neurosen,  ohne 
I^^'Jiiplikation  (wie  z.  B.  durch  Verletzungen  von  Glied- 
maßen), auftreten,  regelmäßig  in  kurzer  Zeit  heil- 
bar sind,    wenn  nicht  das  Entschädigunsrsverfahren  hem- 
mend dazwischen  tritt.      Die    Heiluno-serfolge    waren  am 
besten,  wenn  durch  Festsetzunsr  der  Abfindung'  die  seelische 
Spannung  des  Verletzten  und  die  Möglichkeit  der  Erlano-un«- 
weiterer   Vorteile   ihr  Ende   ffefunden   hatten.  Besondere 
kennzeichnend  sind   die  Erfahrunaen.  die  in  drei  Ländern 
gemacht  worden  sind,  wo  die  Gesetzgebung-  im  Eeg-elfall  ein. 
malia-e  oder  -  -  wie  in  Dänemark  —  „zwei/eifVche"  Abfindung 
vorsieht.     Einschläeige  Arbeiten  dortiger  Fachleute  stellen 
lest,  daß  nach  erfolgter  Abfindung  in  Dänemark  93  6  %  in 
der  Schweiz  83  %  und  in  S^-hweden  90  %  aWer  Fälle  bis 'zur 
^rlancfung  voller  Erwerbsfähigke-'t  e-'Pheilt  worden  sind  In 
Deutschland  bildet  nach  dem  Haftpflichto-€.=,ptz  das  Eeriten- 
vertahren    die    Eeo-.dl.     E^nmalio-e   Kapitalabfindun«-  kann 
nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbur-h  von  dem  A^er letzten 
verlangt  werden,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt  Der 
Entschädiffuns-spflichtiare  hat  kein  Recht  auf  H'"n- 
ga^be  von  Kapitalabfindnnfren     Solche  warben  deshalb  bisher 
selten,  weil  «le  von  der  Einwilligung  des  Verletzten  abhäno-io- 
und  mei.st  nur  durch  große  finanzielle  Opfer  zu  erlan<^'en 
waren.    Erst  m  neuerer  Ze't  sind  die  Ei.senbahndirektionen 
mehr  und  mehr  zu  einmalisren  Abfinduno-en  übergeo-ann'en 
Bei  einem  Vers-leich  zwischen  den  Erfolgen  der  Renten- 
und  der  Kapitalabfindun?  hat  der  Verfa.sser  aus  den  von  ihm 
geprüften  Elberfelder  Fällen    ein^  interessantes    Bild  ge- 
wonnen.   Von  diesen  Fällen  waren  durch  laufende  Renten- 
gewahrung 31,    durch  einmalige    Kapitalabfinduno-    136  er^ 
ledifft  worden.    Von  den  31  durch  Renten  Abgefunden«!  er- 
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hielten  jetzt  noch  28  laufende  Eenten  (die  3  übrigen  waren 
durch  Kapitalisieruno^,  Tod  und  Alter  fortgefallen).  Unter 
diesen  waren  nach  der  Eenten f es tsetzung : 

geheilt  oder  wesentlich  gebessert    .....     6,5  % 
unverändert  geblieben  oder  verschlimmert    '   93,5  % 
Anders  bei  den  mit  Kapitalzahlung  Abgefundenen.  Von 
den  136  Fällen  wurden: 

völlig   geheilt   70  %, 

wesentlich  gebessert      .........   16  %, 

nicht  verändert   11,8  %, 

verschlimmert      ............     2,2  %. 

Die  Tendenz  zur  Heilung  zeigt  sich  also  bei  86  %  gegen 
6,5  %  der  Rentenempfänger.  Dabei  lagen  die  Fälle  der  ein- 
malig Abgefundenen  medizinisch  nicht  etwa  leichter. 

Scheidet  man  die  Verletzten  nach  dem  Zeitpunkt  ihrer 
Abfindung,  so  ergeben  sich  über  den  weiteren  Verlauf  der 
Krankheit  folgende  Verschiedenheiten:  von  den  im  ersten 
Jahre  nach  dem  Unfall  ^Abgefundenen  waren  geheilt  oder 
gebessert  90  %,  nach  dem  ersten  Jahre  80  %,  nach  dem 
zweiten  Jahre  70,%,  nacli  dem  dritten  Jahre  55  %.  Eine 
genauere  Prüfung  zeigte,  daß  in  diesen  Fällen,  bis  auf  einen, 
der  Verdacht  von  Übertreibungen  oder  Simulationen  nicht  be- 
stand, und  die  Unfallfolgen  zum  Teil  recht  schwer  waren. 
Sehr  interessant  ist  das  Ergebnis  der  Einzeluntersuchung  der- 
jenigen Fälle,  die  sich  nicht  gebessert  haben.  Es 
handelte  sich  ausschließlich  um  Fälle  mit  besondei-er  Kompli- 
kation oder  anderen  ursächlichen  Einflüssen  (Alkoholismws, 
früheren  Leiden,  Veranlagung  usw.).  Wenn  man  die  19 
unveränderten  oder  verschlimmerten  Fälle,  die  aktenmäßig 
auf  derartigen  Komplikationen  beruhten,  anssohiede,  so 
blieben  von  den  136  Abgefundenen  nur  die  117  Fälle  der  Ge- 
heilten und  Gebesserten  übrig.  Man  kann  mit  dem  Verfasser 
aus  alledem  schließen,  daß  die  ,.nicht  komplizierten  Unfall- 
neurosen" so  gut  wie  ausnahmslos  nach  erfolgter  Abfindung 
einen  günstigen  Verlauf  nehmen,  und  weiter,  daß  .ie  früher 
die  Abfindung  erfolgt,  desto  günstiger  die  Heilungsaussichten 
sind.  Zu  demselben  Ergebnis  führte  den  Verfass'er  die 
Prüfung  von  weiteren,  erst  in  neuerer  Zeit  hinzugekommenen 
40  Fällen  (sämtlich  mit  einmaliger  Abfindung),  von  denen 
90  %  völlig  geheilt  uncl  10  %  wesentlich  gebessert  wurden, 
also  100  %  günstige  Ergebnisse  aufzuweisen  hatten.' 

Es  würde  zu  weit  führen,  dem  Verfassicr  bei  seinen  Unter- 
suchungen weiter  zu  folaren,-  die  sich  auf  den  Verlauf  der  ein- 
zelnen Fälle,  auf  die  Höhe  der  Abfindung,  die  Erfahrungen 
über  Simulation,  die  Auslegungspraxis  der  Gerichte  usw. 
erstrecken ;  e.«  steckt  darin  eine  Fülle  wertvollen,  fleißig 
zusammengestellten  Materials.  Horn  beschränkt  «ich  aber 
nicht  auf  diese  theoretischen  Untersuchungen,  sondern  kommt 
auf  Grund  der  Ergebnisse  zu  praktischen  Leitsät/yen.  von 
denen  nur  diejenigen  hier  hervorgehoben  werden  sollen,  die 
nicht  rein  medizinischer  Art  sind,  sondern  vorwiegend  das 
Entschädigungsverfahren  durch  die  Eisenbahnverwaltungen 
berühren : 


1.  Die  Eisenbahnunfallneurosen  bieten  beim  Fehlen  ernsterei 
Komplikationen  in  der  ßegel  durchaus  günstige  Heilungs- 
aussichten, sofern  die  Entschädigungsansprüche  rasch  und 
endgültig  durch  einmalige  Abfindung  erledigt  werdea 
Eentenzahlung,  langwierige  Verhandlungen  und  Prozesse 
hemmen  die  Heilung.  , 

2.  In  Haftpflichtprozessen  ist,  falls  Abfindung  nicht  mög 
lieh,  dem  Gericht  Festsetzung  einer  zeitlich  begrenzten  fallen, 
den  Eente  vorzuschlagen,  nicht  Dauerrente,  da  die  Erwerb* 
beschränkung  bei  nicht  organisch  komplizierten  Unfall' 
neurosen  stets  nur  eine  vorübergehende  ist.  ; 

3.  Wiederherstellung  voller  ErwerbsfäMgkeit  («ozialx 
Heilung)  erfolgt  bei  einmalig  abgefundenen  Unfallneuj 
rotikern  oft  schon  in  wenigen  Wochen  oder  Monaten,  ii 
schwereren  Fällen  innerhalb  der  ersten  zwei  Jahre,  nur  ü 
besonders  gekennzeichneten  Ausnahmefällen  später. 

4.  Die  günstigsten  Heilungsaussichten  bieten  die  reii 
seelisch  bedingten  Formen,  insbesondere  die  leichtenei 
Schreckneurosen. 

.  5.  Voraussetzung  für  einmalige  Abfindung  eines  Falles  i» 
vollkommene  Klarstellung  der  Diagnose.  Nur  einwandfre 
g'eklärte  Fälle  ohne  ernstere  organische  Komplikationen  6in< 
zur  Abfindung  geeignet. 

6.  Volle   Erwerbsunfähigkeit  besteht  meist  nur   in  deit 
all'Prersten  Wochen  und  nur  bei  einem  beschränkten  Teil  de: 
Fälle;  bei  Eenten  verfahren  ist  Vollrente  nur  in  Ausnahm^ 
fällen  gerechtfertigt,  meifet  reichen  mäßige  Anfangsren 
von  30  bis  60  %  vollkommen  aus. 

7.  In  strittigen  Fällen  empfiehlt  sich  Einberufung  eine] 
dreigliedrigen  Ärztekommission  oder  rechtsverbindliob 
Einigung  auf  das  Gutachten  einer  einzigen,  unparteiisch«] 
Autorität. 

8.  Heilverfahren    bringen    nur    in   besonders  geeigneten 
Fällen  wesentlichen  und  bleibenden  Erfolg.    Aufklärung  des 
Patienten  und  Sviggestionsbehandlung  sind  zu  versuchen.  Daii 
beste  Heilmittel  ist  neben  Erledigung  der  Entschädigung 
frage   Ablenkung   durch   allmähliche   Wiederaufnahme  g 
regelter  Tätigkeit. 

Diesen  Folgeruns-en  und  Forderungen  werden  d'e  meist« 
Haftpflichtdezernenten,  von  denen  keiner  es  versäumen  soUti 
das  Hornsche  Werk  zu  lesen,  gewiß  beipflichten.  Sie  werden 
darin  bestätigt  finden,  was  sie  im  Laufe  ihrer  Tätigkeit 
hänfisr  genug  empfunden  haben,  daß  wir  närnVch  mit  der 
bisherifren  Behandlung  der  Entschädigungsansprüche  infolge 
der  früher  herrschenden  Beurteilung  der  Eisenbahnneurose 
auf  falschem  Wege  waren.  Vor  allem  aber  sollten  auch 
die  Ärzte,  Anwä'te  und  Eichter  an  Hand  des  Werkes  ihre  bis. 
herige  iStellnnffnahme  in  Haftpflichtprozessen  nachprüfen; 
dann  wird  vielleicht  erreicht  werden,  daß  alle  mitwirkenden 
Stellen  gemeinsam  dahin  wirken,  daß  Eisenbahnnenrosen 
durch  eine  schnelle  einmalige  und  bescheidene  Abfindung 
erledigt  werden.  Dabei  würde  nicht  bloß  die  Allgemeinheit 
sondern  auch  der  Verletzte  selbst  am  besten  fahren!  — r. 


Amtliche  Bekanntrnachungen. 


1.  Güterverkehr, 


Ansnahmetarif  für  Milch  —  Tfv.  2  K  6. 

Mit  Gültigkeit  vom  23.  Januar  1919 
werden  die  Stationen  Börnig  und 
HordeKEickel  als  Empfangs- 
stationen in  den  Abschnitt  des  Geltungs- 
bereichs aufgenommen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  20.  Januar  1919.  (87) 
Eisenbahndirektion. 

Pfälzisch-AVtirtt.  Güterverkehr. 

Am  21.  Januar  1919  tritt  zum  badisoh- 
pfälzischen  und  pfä) zisch- württ.  Güter- 
tarif ein  gemeinsamer  zeitweiliger 
Nachtrag  in  Kraft,  der  die  während  der 
Besetzung  des  pfälzischen  Gebiets  für 
die  Frachtberechnung  gültigen  Entfer- 
nungen enthält. 

Stuttgart,  den  20.  Januar  1919.  (90) 
Generaldirektion 
der  Württ.  Staatseisenbahnen. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  d.  J. 
treten  im  Binnen-  und  direkten  Güter- 
verkehr Tariferhöhungen  ein.  Die 
Tariferhöhungen  sind  von  der  Landes- 
auf&ichtisbehörde  auf  Grund  der  Bestim- 


mungen der  E.  V.  0.  s^nehmigt  worden. 
Nähere  Auskunft  erteilen  die  beteiligten 
Dienststellen  oder  die  unterzeichnete 
Direktion. 

Eschershausen,   21.  Januar  1919.  (85) 
.Die  Direktion  der  Vorwohle- 

Emmerthaler-Eisenbahn-Gesellschaft. 
 _i  

Binnentarif  der  Oschersleben-Schönin- 
ger  Eisenbahn. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  d.  J. 
werden  die  bisherigen  I rachtzuschläge 
wie  folgt  erhöht : 
Für  Eil-  und  Frachtstückgut  für 
100  kg   ^ 

a)  für  Steinkohlen,  Koks, 
Braunkohlen  und  Preß- 
kohlen für  100  kg  ....   6  „ 

b)  für  alle  übrigen  Güter  für 

100  kg  ........  6,5  „ 

Oschersleben-Schöninger  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
Der  Vorstand.  (92) 

Ost-mitteldeutsch-sächsischer  Verkehr, 
Heft  1  und  2. 
Mit  Ablauf  des  31.  März  1919  treten 
die  in  den  vorbezeichneten  Tarifheften 
nebst  Nachträgen    enthaltenen  Sta- 
tion s  f  rachtsätze   für   die  Stationen 


Althabendorf,  Einsiedel,  Friedland 
i.  Böhmen,  Easpenau,  Eeichenberg  und 
Tschernhausen  der  österr.  Staatsibahnet 
sowie  für  die  Station  Eeichenberg  der 
Sächsischen  Staatsbahnen  außer  Kraft 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen. 

BerUn,  den  22.  Januar  1919.  (88) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen 


Württ.  Binnen-Gütertarif  (Tfv.  39a). 

Auf  1.  Februar  1919  treten  die  Be- 
stimmungen über  den  Frachtnachlaß  beJ 
Ausnutzung  des  Ladegewichts  außer 
Kraft. 

Stuttgart,  den  17.  Januar  1919.  (79)' 
iGeneraldirektion  derWürtt.  Staatseisenb 

Wechselverkehr  Norddeutschland  — 
Sachsen  (Tfv,  200),  Heft  1  C  II. 

Mit  Ablauf  des  31.  März  1919  treten 
die  im  Ausnahmetarif  S  14  (Baumwolle) 
enthaltenen  S  t.  a  t  i  o  n  s  f  rachtsätze  für 
die  Stationen  Friedland  i.  Böhmen  und 
Easpenau  außer  Kraft. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen. 

Berlin,  den  22.  Januar  1919.  (82) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen 


ti^X  Jahrffang 
25.  Januar  1919. 


—   69  — 


Nr.  7 


Binnen-Gütertarif  für  die  vollspnrigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  1. 

Am  1.  Februar  1919  wird  die  Station 
Loitsch. Hohenleuben  als  Ver- 
sandstation in  die  Ausnahmetarife  5a 
für  Pflastersteine  usw.  und  5b  für  Pack- 
lagesteine and  Stein  ofrus  aufsrcnommen 

Dresden,  am  22.  Januar  1919.  (89) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen. 

a)  Staats-  und  Privatbahn-Gütertarif, 

Teil  II,  Heft  C  1. 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Weehsel- 
vcrkehr  deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander. 

Am  21.  März  1919  tritt  eine  Erhöhung 
der  Überfuhrgebühren  nach  der  Lade- 
stelle Cuxhaven  Hafen  in  Kraft. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Altona,  den  20.  Januar  1919.  (86) 
Eisenbahndirektion. 
^  namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Binnentarif  der  Braunschweig-Schönin. 
ger  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  d.  Js. 
werden  die  bisherigen  Frachtzuschläge 
wie  folgt  erhöht: 

Für  Eil-  und  Frachtstückgut 
für  100  kg  .......  67  4 

für  Wagenladungen 

a)  Steinkolüen,  Koks,  Braun- 
kohlen und  Preßkohlen 
aller  Art  6,2  „ 

b)  für  alle  übrigen  Güter  für 

100  kg  ,   .  6,7  „ 

BraunschweignSchöninger  Eisenbahn" 
Actien^Gesellschaft.  (91) 
Der  Vorstand. 

K.  k.  priv.  Graz-Köflachcr  Eisenbalin. 

Lokalgütertarif;  Berichtigung 
In  der  vom  1.  Jänner  1919  gültio-en 
Neuauflage  des  Lokalgütertarifes 
Teil  II  und  Kilometerzeigers  (vom 
l.  August  15)10)  der  k.  k.  priv  Graz- 
Köflacher  Eisenbahn  ist  auf  Seite  4  im 
Abschnitt  I  unter  „zu  Abschnitt  C  Gü. 
terklassifikation.  Ergänzungen  und  Ab- 
änderungen der  Güterklassifikation"  in 
1er  Spalte  „Aufgabe  in  Mengen  unter 
50OO  kg"  die  Klassifikation  von: 
,A.  T.  I.«  richtig  zu  «teilen  auf: 
»Klasse  A  +  6  h  für  100  k 

Wien,  am  17.  Jänner  1919.    S.B  Zl. 
?32/C.  ex  1919.  (93) 
Die  Generaldirektion  der  k.  k  priv. 
Südbahngesellschaft 
als  betriebführende  Verwaltung. 


2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Brandenburgische  Städtebahn- Aktien- 

gesell  Schärft 
Mit  Gültigkeit    vom    1.  April  If.  Js. 
werden  die  Fahrpreise  und  Frachtsätze 
am   Binnen-    Personen-,   Gepäck,  und 
Güterverkehr  erhöht.    Gl©ichz.eitig  wer- 
den die  Überführungsgebühren  zwischen 
Brandenburg.Altstadt  und  Brandenburg. 
Neustadt  erhöht.  (94) 
iBrandenburg  (Havel),  im  Januar  1919. 
Die  Direktion. 

Thüringische  Nebenbahnen. 

Am  1.  April  1919  erscheint  zum  Bin- 
nen.Personen-  und  Gepäcktarif  (Nr.  2192 
des  Tarifverzeichnisses)  der  Nachtrag  2, 
zum  Binnen-Gütertarif  (Nr.  192  des 
Tarifverzeichnisses)  der  Nachtrag  4  und 
zum  Binnen-Tiertarif  der  Weimar- 
ßastenberger  E.-jenbahu  (Nr  1692  des 
Tarifverzeichnisses)  der  Nachtrag  2, 
mit  welchen  Tariferhöhungen  zur 
Durchführung  kommen. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  beteilig- 
ten Dienststellen. 

Berlin,  den  21.  Januar  1919.  (95) 
Centralverwaltung  für  Sekundärbahnen 
Herrmann  Bachstein. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkefir. 

Rheinisch-SUddeutsch-Ungarischer  Per- 
sonen- und  Gepäckverkehr. 

Auf  den  1.  April  1919  wird  im  vor- 
bezeichneten Verkehr  di©  durchgehende 
Abfertigung  aufgehoben. 

Stuttgart,  den  17.  Januar  1919.  (80) 
Generaldirektion  derWürtt.  Staatseisenb. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn- 
Privatbahn-Personen-  und  Gepäck- 
verkehr. 

Infolge  der  voraussichtlich  am 
1.  April  1919  eintretenden  Erhöhung 
der  Fahrpreise  und  der  Beförderungs- 
gebühren für  Gepäck  und  Expreßgut 
auf  den  deutschen  Eisenbahnen  werden 
die  sämtlichen  Preistafeln  —  Heft  2  bis 
9  —  des  Tarifs  aufgehoben. 

Nähere  Auskunft  erteilt  das  Ver- 
kehrsbüro der  unterzeichneten  Verwal- 
tung. 

Hannover,  den  16.  Januar  1919.  (78) 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch-österreichischer  Personen-  und 
Gepäckverkehr  über  sächsische  und 
preußische  Grenzstationen  und  Preu, 
ßisch-Sächsisch-Österreichischer  Per- 
sonen- und  Gepäckverkehr  über  süd- 
deutsche Grenzstationen. 

Ende  März  d.  J.  treten  die  zurzeit 
geltenden  direkten  Tarifsätze  zwischen 
deutschen  und  österreichischen  Statio- 
nen in  beiden  Eichtungen  außer  Kraft. 

Halle  (Saale),  den  19.  Januar  1919. 

Eisenbahndirektion,  (83) 

namens  beteiligter  Verwaltungen. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  d.  J. 
haftet  die  Vorwohle-Emmerthaler 
Eisenbahn  bei  Verlust,  Minaerung  oder 
Beschädigung  von  Traglasten  nur  uis 
zum  Höchstbetrage  von  50  J{. 

Die  Tarifänderung  nach  den  Bestim- 
mungen der  E.  V.  0.  ist  von  der  Auf- 
ßichtS'behöixie  genehmigt. 

Eschershausen,   21.  Januar  1919.  (84) 

Die  Direktion  der  Vorwohle- 
Emmerthaler  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Bayerisch-schw.eizerisrher  Personcn- 
und  Gepäcktarif. 

Die  durchgehende  Gepäckabfertigung 
auf  Grund  des  vorbezeichneten  Tarifs 
vom  1.  Juni  1908  nebst  Nachträgen  wird 
auf    1.  April    1919    aufgehoben.  Die 
Wiedereinrichtung   durchgehender  Ab. 
fertigung  wird  später  bekanntgemacht. 
Stuttgart,  den.  17.  Januar  1919.  (81) 
Generaldirektion 
der  Württbg.  Staatseisenb. 


4.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Die  in  Oldenburg  auf  dem  Werk- 
stättenhofe und  im  Hauptmagazin  1 
lagernden  Werkstattsmaterialien,  Abfälle 
aller  Art  sollen  öffentlich  verkauft 
werden. 

Bedingungen  und  Materialverzeichnis 
können  von  unserem  Materialienbureau, 
hier,  Karlstraße  16,  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung  von  0,50  A 
in  bar,  nicht  in  Briefmarken,  bezogen 
werden. 

Verschlossene  Angebote  müssen  bis 
spätestens  4.  Februar  d.  J.,  vormit- 
tat^s  11  Uhr,  hier  eingehen;  der  Zu- 
schlag erfolgt  bis  12.  Februar  1919. 

Oldenburg,  den  11.  Januar  1919.  (96) 
Eisenbahndirektion. 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel -Wilhelmshöhe 

Über  45000  Heifldampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 
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im  Betrieb  vind  Bau  befindlicH 


Einbau  erfolgt  durch  die  lijzenzherechtigten  Lokomotivfabriken 


DrucKscKriften  Kostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaaten 
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Zoitunfr  rfps  Vereins 
Deutscher  liiseiilialinvorwiilttinffefl!. 


Elektrische  und  mechanische  Anlagen  für  den 

Eisenbahn-Betrieb 

SQuiie  semiiictie  Ersatzteile  und  uierKzeuge  zu  deren  Unterhaltung 

Telegraphenapparate  «•  Läutewerke  ❖  Gleismelder 
elektrische  Hupe  Registrieruhren  •>>  elektrische 
Uhren  •>  Wasserstandsfernmelder  <>  Feuermelder 
Blitzableiter  Fernsprechapparate  <•  Lautfernsprecher 
Klappenschränke   Kabel   Meßinstrumente  Elementt 


Siemens  &  i-lalske  A.-G. 

■     Wernerwerk  ■ 

Siemensstadt  bei  Berlin  ^'"^ 

Telegramm-Adresso:  ..Wernerwerk  BerSin** 


ferlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W9 


Soeben  erschien: 

Das  Lehrlingswesen  der 

prcuDisch-hessischcn 
Staatseisenbahnverwaltung 

unter  Berücksichtigung  der  Lehr'ingsverhält- 
nisse    in   Handwerks-   und  Fabiikbetrieben 

Ein  Handbuch  von 
Dr.-Ing.  Bruno  ScHwarze, 

Regierungsbaumeister 

Mit  56  Abbildungen.  Preis  gebunden  M.  18  - 

Inhaltsverzeichnis: 
I.  Allgemeines.  II.  Dienstliche  Bestimmungen 
der  preußisch  hessischen  Staatseiseiibahnver- 
waltung  über  da«  Lehrlingswesen.  III  Die 
Annahme  der  Lehrlinge.  IV.  Die  Lehrver 
trajsbestimmungen.  V.  Die  praktische  AuS' 
badung.  VI  D.e  Ausbi  dung  der  Lei  rhnge 
in  Fortbildungs-  und  Wei  kstätienschulen. 
Vil.  Die  Gesellenprüfung.  VIII.  Lohn-  und 
Wohlfahrtswesen.  IX.  Bauliche  u.  Maschinen- 
Anlagen.  Anhang. 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung 
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DEUTSCH-LUXBMBURaiSCHE 
BERGWERKS-üirtJTrEN-AFayöESr 

lABTiDORTMUNDER  U^aO^I| 

DORTMUND 

liefert  schnellstens  GÜterraaoen 
aller  Art.  Ganze 
PendelzU^. 
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Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

7on  Dr.  V.  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 
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Berlin,  den  29.  Januar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


n^it^i^^  Leitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Schrmfelt^un^  dVr"  1°.'.'?  .'fS  iinte.lunsen,  Bücher.  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

n„./l!..i.rVi  Vereins  üeulsclier  e.seabahnverwaltunsen, 

Bi  *  Bekanntinaphunffeii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

Die  7eitnn"  k.fnn"7*"!  ''h"^'  i" ?  '  V'      ^  "Nöthener  Str.  28  29  einzusenden' 

'  Bei  direkter  Zusendung-  unter  Streifband  liefert  die  Vorla^-sbuch- 
handlun?  den  Jahr^anfr  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigeu  östen'erAi^^^^^^^^ 
ungarisclen  Postgebietes  für  30  M.,  nacli  sämtlichen  anderen  Stalten  fiir  äfil 


Einzelne  Nummern  werden  gesen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

.    Au/Ier  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
(n'no"  '^y-'^Jr'!""  ."^'^   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

"  K\->  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsnrechends  Ermaiiiguuguü. 
Ueilasreu  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigea  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  \V.  9,  Liakstraße  23/r>i 
Fernspr.:  Am  t  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbueh.  Keiehsba  nk-(iirokoüto^ 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  U.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Wi«  sah  es  in  Eußland  auf  den  Eii&en- 
bahnen  aus? 

Die  derzeitig«  Lage  der  ßüdbahn. 

Nachrichten. 
Deutschland  :  Nebengehühren 
des  im  Rangierdienste  beschäftigten 
Lokomotivper&onals.  —  Abbeförde, 
rung  von  beschäftigungslosen  Ar- 
beitern. —  Verhaadlungen  über  die 
Entlohnung  der  Staatsei  senbahn- 
arbeiter.  —  Eeis^egepäckversiche- 
ning.  —  Der  Bayerische  Landes- 
eisenbahnrat.  —  Eeiseerlaubn-s- 
ßcheine  in  Württemberg.  —  Beihilfe 


1  n  h  a  1  1 1 

für  neu  in  den  Euhestand  tretende 
Beamte  in  Baden.  Vereinfachtes 
Enteiguungs verfahren  in  \\  üxttem- 
berg.  —  Personalnachrichten. 

Deutschösterreich  :  Die  „Li- 
quidierung" der  Ministerien.  — 
Fortzahlung  der  Erwerbsteuer  der 
deutschösterreichisohen  Staabs- 
bahnen  samt  Zuschlägen.  —  Per- 
sonalnaohrichten. 

Tschecho-slowakisches  Ge. 
ib  i  e  t  :  Einiges  über  die  zukünftige 
Handelspolitik  des  tschecho- 
slowakischen Staates.    —  Ausbau 


des  tschecho-slowakischjen  Eisen- 
bahnnetzes. 

Ungarn  :  Abschaffung  des  Diener- 
titels bei  den  ungarischen  Staats- 
bahnen. —  Erhöhung  der  Lager- 
platzmieten. 

Übrige  europäische  Län- 
der: Schwere  Zagunfälle  in 
Frankreich.  —  Internationales 
Übereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Wie  sah  es  in  Rußland  auf  den  Eisenbahnen  aus  ? 

Von  Dr.  Mertens. 


Wählend  acht  Monate  —  April  bis  Dezember  1918  —  meines 
dienstlichen  Aufenthaltes  im  Baltenlande  habe  ich  oft  G-ele. 
genheit  gehabt,  über  die  Zustände  auf  den  russischen  Eisen- 
bahnen klagen  zu  hören.  Es  waren  sehr  oft  Schauergeschichten, 
von  denen  man,  wenn  man  sie  näher  prüfte,  sagen  mußte  :~Es 
ist  unmöglich,  daß  das  wirklich  stimmen  kann.  Auch  in  der 
Zeitung  des  Vereins  sind  einzelne  solcher  Erzählungen  und 
N achrichten  mitgeteilt  worden,  konnten  auch  mitgeteilt  werden, 
weil  sie  vielfach  von  ganz  verschiedenen  Seiten  her  bestätigt 
wurden,  so  daß  man  das  anfangs  ganz  Unglaubliche  doch 
von  einer  gewissen,  scheinbaren  Wahrheit  und  Tatsächlich- 
keit umgeben  sah.  Es  kamen  dann  auch  in  einzelnen  Fällen 
fachmännische  Berichte  nach  Deutschland,  die  in  vielen 
Punkten  das  für  ganz  unmöglich  G-ehaltene,  mit  einzelnen 
Einschränkungen,  bestätigten.  Und  endlich  hatte  ich  selbst 
Gelegenheit  mit  Vertretern  der  boLschewistischen  Eegierung 
zu  verhandeln,  wobei  dann  von  diesen  Herren  mit  einer  be- 
wunderungswürdigen Offenheit,  die  nichts  zu  wünschen  übrig 
ließ,  über  die  Zustände  auf  den  russischen  Eisenbahnen  ge" 
sprochen  wurde.  Nimmt  man  das  alles  zusammen  und  schal- 
tet dabei  sorgsam  die  offensichtlichen  Uebertreibungen  aus, 
so  bleibt  immerhin  vielerlei  Interessantes  übrig,  das  ein  Licht 
auf  die  Verhältnisse  auf  den  russischen  Bahnen,  während  des 
Krieges  und  der  darauf  folgenden  Revolution,  wirft  und  er- 
kennen läßt,  mit  wie  riesenhaften  Schritten  das  wohlorgani- 
sierte Eisenbahnwesen  Rußlands  in  Scherben  gegangen  ist. 
Und  tatsächlich  war  das  Eisenbahnwesen  Rußlands  wohl- 
organisiert. Es  sollen  dabei  keine  Vergleiche  angestellt  wer- 
den mit  anderen  Staaten  Westeuropa«  und  deren  Eisenbahnen. 


aber  nach  Maßgabe  dessen,  was  man  in  Rußland,  während  des 
Friedens,  geschaffen  hatte,  kann  man  es  Rußland  nicht  ver- 
sagen, sein  Eisenbahnwesen  als  ein  wohlorganisiertes  zu  be- 
zeichnen. Nun  habe  ich  ja  oft  genug  in  der  Zeitung  des  Ver- 
eins darauf  hingewiesen,  daß  zwischen  dem,  was  am  grünen 
Tisch  sorgfältig  erdacht  und  beschlossen  worden  und  den 
Dienststellen  zur  Ausführung  zugegangen  ist,  und  dem,  was 
diese  aus  diesen  Voröchriften  gemacht  haben,  in  der  Regel 
«in  gewaltiger  Unterschied  besteht.  Das  ist  das  Verhängnis 
des  russischen  Eisenbahnwesens  von  jeher  gewesen,  denn  was 
verordnet  wurde,  war  in  der  Regel  gut.  Es  läßt  sich  eben 
nicht  fortleugnen,  daß  Rußland  seine  Organisation  des  Staats- 
bahnwesens in  Anlehnung  an  die  preußisch-hessische  Eisen- 
bahngemeinschaft und  diejenige  der  Privatbahngesellschaften, 
an  die  Organisation  der  französischen  Gesellschaften 
aufgebaut  hat,  natürlich  unter  begründeter  Beachtung  der 
russischen  Verhältnisse.  Im  Frieden  waren  die  Zustände  auch 
in  den  letzten  Jahren  in  Rußland  zweifellos  erheblich  besser 
geworden,  was  auch  im  Kriege  zu  Anfang  noch  deutlich 
«eine  guten  Folgen  zeigte,  so  daß  gegenüber  den  bekannten 
Leistungen  der  Eisenbahnen  im  Kriege  1887/88  Rußland  einen 
ganz  großen  Fortschritt  zu  seinen  Gunsten  buchen  konnte. 
Es  hielt  dieser  Zustand  auch  eine  geraume  Zeit  während  der 
Dauer  des  Krieges  an.  Dann  aber  machten  sich  allmählich 
die  Folgen  der  Lücken  im  Aufbau  der  Eisenbahnen  bemerk- 
bar, namentlich  die  fehlende  Möglichkeit,  das  rollende  Ma- 
terial durch  zeitige  Reparaturen  so  instand  zu  halten,  daß 
es  leistungsfähig  blieb.  Reparaturen  in  größerem  Umfang« 
auszuführen,  darauf  mußte  verzichtet  werden,  weil  nicht  ge- 
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Zeituni;  des  Vereins 
Deutseher  Eisenliahnverwalttiniren- 


Qügend  gut  ausgerästete  Werkstätten  zur  Verfügung  standen. 
Gerade  in  diesem  Punkte  ist  man  in  Rußland,  soweit  lüerüber 
zuverlässige  Nachrichten  vorliegen,  auffallend  zögernd  vor- 
gegangen und  hat  schließlich  im  Verlauf  des  Krieges  bitter 
das  Fehlen  der  Werkstätten  empfinden  miissen.  Trotz  alle- 
dem sind  aber  die  Leistungen  der  Eisenbahnen,  wie  schon 
vorstehend  bemerkt,  viel  bessere  gewes-en  als  in  früheren 
Kriegen  oder  sonstigen  schweren,  das  Land  drückenden  Er- 
eignissen, wie  z.  B.  Hungersnot  usw.  Das  war  alle®  so  wäh- 
rend des  Krieges  und  solange  noch  ein  einheitlicher,  fester 
Wille  die  Verhältnis-e  meisterte.  Dann  kam  aber  der  Zusam- 
menbruch der  militärischen  Macht  und  in  dessen  Folge  die 
Revolution  in  ihren  verschiedenen  Schattierungen,  die  zu  dem 
Zusammenbruch  der  müitärischen  Macht  ein  -völliges  Ver- 
sagen all  und  jeder  Ordnung  im  bürgerlichen  Leben  hinzu- 
fügte. 

Nun  traten  die  Zustände  ein,  die  früher  in  Deutschland 
nicht  ernsten  Glauben  fanden,  denn  jeder,  in  erster  Reihe 
aber  die  zur  bewaffneten  Macht  gehörenden  Personen,  tat, 
was  ihm  gerade  bequem  erschien.  Damit  hörte  die  Disziplin 
auf,  der  Betrieb  wurde  auf  das  empfindlichste  gestört  und 
die  Folgen  waren  unvermeidlich.  Die  Versorgung  der  Be- 
völkerung mit  Nahrungsmitteln  und  Heizmat.eTial  wurde  immer 
schwerer"  und  hörte,  als  die  Bolschewiki  die  Ubermacht  er- 
langten, nicht  gerade  ganz  auf,  sank  aber  auf  einen  Tiefstand, 
bei  dem  die  großen,  volksreichen  Städte  des  Landes  schwere 
Not  leiden  mußten.  Nach  mir  vorliegenden  Mitteilungen 
sank  z.  B.  auf  einer  verkehrsreichen  Station  der  Nordbahnen 
der  Empfang  beladener  Wagen  von  900  auf  80;  die  Station 
Kursk  empfing  von  der  Südbahn  300  statt  1500  Wagen  am 
Tage  usw.  Forscht  mian  etwas  näher  nach  den  Gründen  des 
aUgemeinen  Rückgangs"  der  Güterbewegung,  der  gegenüber 
dem  Zustande  von  1916  bereits  auf  80  %  eingeschätzt  wird, 
so  treten  zwei  Punkte  ganz  besonders  deutlich  hervor,  näm- 
lich es  fehlten :  1.  rollendes  Material  und  2.  Heizmittel 
(Kohlen)  für  die  Lokomotiven. 

Der  Bestand  an  Lokomotiven  ist  auf  den  russischen  Bahnen 
nie  ein  sehr  reichlich  bemessener  gewesen;  wenn  nün  fest- 
gestellt worden  ist,  daß  den  Eis-enbahnen  im  November  1917 
rd.  21 000  Lokomotiven  zur  Verfügung  standen  und  von  diesen 
zu  Anfang  1916  16,5  %,  am  1.  Aprü  1918  gar  38,5  %  dem  Be- 
triebe entzogen  werden  mußten,  weil  sie  ausgebessert  werden 
sollten,  so  ist  das  an  und  für  isich  schon  sehr 
viel.  Aber  es  scheint  mir  damit  noch  lange  nicht 
der  ganze  Mindestbestand  an  Lokomotiven  nachgewiesen 
zu  :sein;  denn  e^s  fehlt  die  Anzahl  derjenigen  Ma- 
schinen, die  in  Feindeshand  gefallen  und  durch  kriegerische 
Ereignisse  gänzlich  betriebsunfähig  geworden  sind,  bei  denen 
also  von  einer  Wiederherstellung  gar  keine  Rede  sein  kann. 
Dazu  kommt,  daß  die  Leistungsfähigkeit  der  verblieibenen 
Lokomotiven  auf  ein  geradezu  bejammernswertes  Mindest- 
maß zusammengeschrumpft  war,  denn  die  Lokomotiven,  die 
noch  im  Winter  1917  rd.  70  Werst  (=  74  km)  in  24  Stunden 
durchschnittlich  leisteten,  vermochten  im  Februar  1918  nur  noch 
etwa  45  Werst  (=  48  km)  zurückzulegen.  Stimmen  diese  An- 
gaben auch  nur  annähernd,  so  geht  aus  ihnen  einwandfrei  her- 
vor, daß  die  Leistungsfähigkeit  der  dem  Betriebe  verbliebenen 
Lokomotiven  auf  ein  überaus  geringes  Maß  herabgesunken 
war.  Berücksichtigt  man  das  alles,  so  ist  es  klar,  daß  dem 
Betriebe  die  bewegende  Kraft  in  sehr  großem  Umfange  fehlte. 
Mit  den  notwendigen  Personen-  und  Güterwagen  wird  es  ver- 
hältnismäßig kaum  besser  im  Jahre  1918  gestanden  haben; 
denn  die  vielen  notwendigen  Reparaturen  an  diesen  bean- 
spruchen leistungsfähige  Werkstätten,  an  denen  es  aber,  wie 
bereits  erwähnt,  in  Rußland  fehlt.  Wie  die  Leistungsfähig- 
keit der  Werkstätten  zu  beurteilen  ist,  mag  aus  folgendem  er- 
sehen werden.  Die  vorhandenen  Lokomotiv-Reparaturwerk- 
stätten  sollen,  wie  veranschlagt  .word>en,  rund  70  mittelgroße 
Reparaturen  im  Monat  ausführen.  Statt  dessen  brachten  sie 
5  Maschinen, .heraus!    überträgt . ipan  diese  Verhältnisse  auf 


den  Wagenpark,  so  kann  es  einem  Eisenbahner  nicht  schwer  < 
fallen,  sich  ein  Bild  von  dem  Zustande  zu  machen,  der  im 
Betriebe  die  Folge  von  alledem  gewesen  isein  muß.  Hinzu- 
treten dann  die  Folgen  des  Mangels  an  Heizmaterial.  Das 
Donezbecken    ist    ja    zurzeit    bekanntlich    die    ergiebigste  \ 
Quelle,  die  gleichzeitig  die  beste  Kohle  liefert;  geht  der  Ver-  < 
sand  aus  diesem  Produktionsgebiete  zurück,  so  wird  damit 
das  gesamte   europäische   Rußland   in   Mitleidenschaft  ge- 
zogen.  Nun  soll  ein  Versand  von  125  Mill.  Pud  (=  2,05  Mül. 
Tonnen)  im  Monat  das  geringste  Maß  der  im  Frieden  geför- 
derten Menge  gewesen  »ein.   Im  März  1918  war  die  geförderte 
Menge  Steinkohlen  .und  Anthrazit  auf  58  MiU.  Pud  (=  950  000  ^ 
Tonnen)  gesunken!    Wie  sehr  dieses  Ergebnis  auf  die  Sicher- 
stellung des  Betriebes  rückwirkt,    mag    daraus  entnommen 
werden,  daß  bei  einem  durchschnittlichen  Verbrauch  von  mo- 
natHch  etwa  40—45  Mill.  Pud  (—  655  200—736  600  t)  die  ver- 
fügbaren Kohlenbestände  auf  den  Bahnen  am  1.  Oktober  1917 
noch  18,5  Mill.  Pud  (=  270  270  t)  betrugen,  aber  am  1.  April  I 
1918  nur  noch  5,4  Mill.  Pud  {—  88  450  t)  aufwiesen.  Aus 
allen  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich  ohne  weiteres,  unter  \ 
wie  schwierigen  Bedingungen  der   Betrieb  geführt  werden  ,  1 
mußte.  >  I 

Dazu  traten  dann  die  Forderungen  der  Beamten  und  Ar- 
beiter, um  Erhöhung  der  Gehälter  und  Löhne,  die  nicht  nur 
ins  Maßlose  gingen,  sondern  von  den  jeweiligen  Machthabem 
in  der  Regierung  auch  erfüllt  wurden.  Aber  wie  bei  allen 
derartigen  Vorgängen '  wachsen  die  Ansprüche  auf  der  einen 
Seite,  sobald  bemerkt  wird,  daß  auf  der  anderen  Seite  Bereit- 
willigkeit zum  Bewilligen  vorhanden  ist.  Nun  muß  ja  wohl 
zunächst  anerkannt  werden,  daß  in  Rußland  die  Löhne,  na- 
mentlich aber  die  Gehälter,  sehr  niedrig  bemessen  waren, 
eine  Erhöhung  daher  nur  als  billig  und  durchaus  gerecht- 
fertigt erscheinen  mußte.  Aber  in  Rußland  gehen  alle  solche 
Dinge  leicht  ins  Ungemessene.  1913  betrugen  die  Ausgaben 
für  Gehälter  und  Löhne  rd.  350  Mill.  Rubel.  Bald  nach  Be- 
ginn des  Krieges  baten  die  Beamten  und  Arbeiter  um  eine 
Erhöhung.  Die  Bitte  Avurde  erfüllt  und  ergab  eine  Belastung 
des  Auagab©budg''ets  im  Jahre  1916  von  650  Mill.  Rubel.  Die 
Revolution  brach  aus.  Nun  forderten  die  Beamten  und  '. 
Arbeiter  mehr.  Unter  ihnen  waren  es  die  Arbeiter,  die  ganz 
besonders  dringlich  ihre  Forderungen  nach  mehr  Lohn, 
gleichzeitig  aber  auch  nach  weniger  Arbeitsstunden  geltend 
zu  machen  wußten.  Und  sie  erreichten  mit  Zuhilfenahme  des 
brutalen  Zwangsmittels,  des  Streiks,  was  sie  wollten.  So  ist 
es  gekommen,  daß  das  Ausgaben-Konto  für  1917  bereits  die 
Summe  von  2300  Mill.  Rubel  für  Gehälter  und  Löhn©  aufweisen 
«oll,  ohne  daß  die  Begehrlichkeit  der  Fordemden  befriedigt  . 
worden  wäre.  Unter  dem  Deckmantel  der  „unerhörten''  Teue- 
rung aller  Lebensbedürfnisse  werden  die  Ansprüche  immer 
weiter  gesteigert.  Es  ist  ja  wohl  nicht  nur  in  Rußland  so,  daß 
die  angeblich  „unerläßlichen  Ausgaben"  durch  höhere  Ein- 
nahmen zu  decken  versucht  werden,  daß  dagegen  das  Mittel, 
diese  sogen,  unerläßlichen  Ausgaben  durch  Einschränkung 
herabzudrücken,  nicht  in  den  Bereich  der  Erwägungen  ge- 
zogen wird.  Warum  auch!  Die  Revolution  hat  ja  in  Ruß- 
land dafür  gesorgt,  daß  es  den  Arbeitern  in  Fleisch  und  Blut 
übergegangen  ist,  daß  allem  zuvor  die  Arbeiter  mit  ihren  An- 
sprüchen voll  befriedigt  werden  müssen,  damit  endlich  Ge- 
rechtigkeit siegt.  Wann  aber  diese  beanspruchte  volle  Be- 
friedigung eingetreten  sein  wird,  darüber  schweigt  die  rus- 
sische Arbeiterschaft  zurzeit  noch  und  zwar  vermutlich  aus 
einem  sehr  einfachen  Grunde:  sie  weiß  es  selbst  noch  nicht. 
Nur  soviel  scheint  festzustehen :  die  Arbeitszeit  m  u  ß  weiter 
gekürzt,  der  Arbeitslohn  muß  weiter  gesteigert  werden. 
Wohin  das  führt,  steht  auf  einem  anderen  Brett,  und  es  ist, 
natürlich  nicht  Sache  der  Fordernden,  darüber  nachzudenken 

Neben  diesen  Vorgängen  ist  dann  ferner  die  sehr  starke 
Erhöhung  der  Beschaffungskosten  der  Steinkohlen  und  sämt- 
lichen Betriebs-  und  Baumaterials  hinzugetreten.  Man  rech- 
net in  Rußland  für  das  Jahr  1918  daher  mit  Ausgabezahlen, 
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die  Mer  gamicht  h^ergiesetzt  werden  soll«!!,  weil  es  ßich  nur 
um  Schätzungswerte  handelt,  die  ja  wohl  zutreffend  sein  kön- 
nen, es  aber  nicht  zu  sein  brauchen,  also  keinen  sicheren  An- 
halt zur  Beurteilung  der  wirklichen,  tatsächlichen  Finanzlage 
der  Eisenbahn  Wirtschaft  liefern.  Aber  die  Ausgaben  betragen 
jedenfaUs  m'ehrere  Milliarden  Eubel,  ja  selbst  der  Fehlbetrag 
der  Einnahmen  gegenüber  den  Ausgaben  beträgt  angeblich 
mehrere  Milliarden.  Im  Jahre  1911,  dem  letzten,  für  das  ein 
amtlicher  Bericht  vorliegt,  betrugen  die  Ausgaben  überhaupt 
rund  700  Mill.  Eubel,  danach  wären  die  Ausgaben  in  den  ver- 
hängnisvollen Jahren  seit  1916  schätzungsweise  ftm  mehr  als 
das  Zehnfache  gestiegen! 

Solcher,  jeder  sachlichen  Berechtigung  sich  entziehenden 
Steigerung  der  Ausgaben  können  natürlich  die  Einnahmen 
nicht  folgen,  um  so  mehr,  als  ja  gerade  die  Quelle,  aus  der 
die  Einnahmen  den  Eisenbahnen  zufließen,  der  Verkehr,  mehr 
und  mehr  versiegen  muß,  weil  diie  Möglichkeit,  ihn  aufrecht 
zu  erhalten,  immer  geringer  wird.  Demgegenüber  können  die 


Tariferhöhungen  unmöglich  einen  wirkungsvollen  Nutzen 
bringen,  selbst  wenn  sie  in  so  unerhörter  Steigerung  wie  in 
Rußland  —  mehr  als  300  %  —  zur  Durchführung  gelangen. 

Ich  habe  auch  den  Eindruck  gewonnen,  daß  selbst  bolsche- 
wistische -Kreise  in  Rußland  sich  der  Erkenntnis 
nicht  mehr  entziehen,  daß  es  mit  der  Steigerung, 
namentlich  der  Löhne,  so  nicht  Imehr  weiter  geht, 
ohne  den  Karren  völlig  /dem  Abgrund  entgegenzu- 
treiben. Ein  bolschewistischer  Regierungskommissar  sagte 
mir  im  Juli  vorigen  Jahres:  es  ist  ja  klar,  daß  der 
Unsinn  nicht  lange  fortgesetzt  werden  kann,  augenblicklich 
aber  müssen  wir  mitmachen!  Dieser  Patriot  hat  von  seinem 
Standpunkte  aus  offenbar  recht,  denn  dort  gilt  die  bekannte 
Regel:  heraus  mit  der  Börse  oder  —  dein  Leben,  ^a  die 
meisten  Menschen  um  letzteres  zärtlich  besorgt  sind,  so  muß 
das  Land  bluten  und  G-efahr  laufen,  zu  verbluten. 

So  sieht  es  in  Rußland  aus! 


Die  derzeitige  Lage  der  Südbahn.* 


Die  Auflösung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und 
die  Bildung  der  Nationalstaaten  auf  deren  ehemaligem  G-e- 
biete  hat  die  Südbahn  mehr  als  jedes  andere  wirtschaftliche 
Unternehmen  in"  Mitleidenschaft  gezogen. 

Was  zunächst  die  territorialen  Verhältnisse  anbelangt,  so 
fallen  die  Strecken  Ala  transit-Brenner  (199  km),  Franzens- 
feste-Toblach  (61  ikm),  Triest-Loitsch  (107  km),  Nabresina- 
Cormons  (50  km)  und  St.  Peter-Fiume  (55  km),  sohin  im  ganzen 
462  km  in  das  von  den  italienischen  Armeen  besetzte  Gebiet. 
Die  Strecken  Loitsch-Spielfeld  (213  km),  Steinbrück-Sissek 
(126  km),  Marburg-Unterdrauburg  (64  km)  und  Pragerhof- 
Kotor=Alsödomboru  (91  km),  demnach  im  ganzen  494  km,  faUen 
derzeit  in  den  Machtbereich  der  Jugoslawen.  Von  dem  Ge- 
samthauptnetz der  Südbahn  von  2234  km  befinden  sich  dem- 
nach derzeit  bloß  ungefähr  56  %  im  Machtbereiche  des  deuttsch- 
österi-eichischen  und  des  ungarischen  iStaates. 

Am  einsohneidendsten  hat  sich  infolge  des  Umsturzes  das 
Verhältnis  der  Südbahngesellschaft  zu  ihren  von  den 
italienischen  Armeen  besetzten  Linien  verändert  Zugleich 
mit  dem  Einmarsch  der  italienischen  Armee  iu  Siidtirol  wur- 
den —  ohne  irgend  welche  vorhergehende  Vereinbarung  mit 
der  Südbahnverwaltung  —  die  Südbahnlinien  samt  Zubehör, 
den  irn  besetzten  Gebiete  befindlichen  Fahrbetriebsmitteln  und 
Materialien  auf  Grund  einer  A^erfügung  des  italienischen 
Armeekommandos  von  Organen  der  italienischen  Heeres,  und 
Staatsbahnverwaltung  in  Besitz  und  Betrieb  genommen.  Der 
Betrieb  wird  für  Rechnung  der  italienischen  Verwaltung  ge- 
führt, die  örtlichen  Südbahnbediensteten  sind  den  italienischen 
Behörden  unterstellt.  Jede  Eiaflußnahme  der  Südbahnver- 
waltung als  solcher  auf  die  Leitung  des  Betriebes  ihrer  be- 
setzten Linien  ist  au.sigeschaltet.  Die  Südbahnlinien  im 
italienisch  besetzten  Gebiete  des  Küstenlande«  und  Krains 
wurden  nach  dem  Einmarsch  der  italienischen  Armeen  zu- 
nächst ia  der  Verwaltung  der  Südbahn  unter  Kontrolle  italieni- 
scher Militäreisenbahnbehörden  belassen.  Späterhin  wurde 
auch  hier  die  Betriebsleitujig  der  Südbahn  völlig-  entzogen  und 
heute  verwalten  die  'italienischen  Eisenbahnbehörden  auch 
diese  Linien  ohne  jede  Mitwirkung  der  Südbahn  auf  eigene 
Rechnung.  In  den  Übergangsstationen  Brenner,  Toblach  und 
Loitsch  ist  ein  Kordon  gezogen.  Ein  Übergang  von  Fahr- 
betriebsmitteln, Personen  und  Gütern  —  vereinzelte  Flücht- 
lings- und,  Repatriantensenxiungen  sowie  Transporte  von 
Truppen  und  deren  Zubehör,  welchje  italienischerseits  über 
die  Grenzpunkte  geleitet  werden,  ausgenommen  —  hat  auf- 
gehört. Der  Südbahn  ist  iu  Südtirol  und  im  besetzten  Krain 
und  Küstenland  eigentlich  dermalen  nichts  als  das  bloße 
Eigentumsrecht  verblieben.  Ihr  fließen  keinerlei  Eiakünfte 
aus  diesem  Teil  des  Netzes  zu ;  andererseits  treffen  sie  rück- 
siohtlich  dieser  Linien  keine  sachlichen  und  Personalaus- 
gaben, da  diese  von  der  italienischen  Verwaltung  getragen 
werden.  Für  die  Überlassung  ihres  Eigentums  während  der 
Besetzungszeit  wird  die  Südbähngesellschaft  seinerzeit  ihre 
in  der  Konzession,  in  der  Haager  Konvention  und  in  den 
sonstigen  Gesetzen  begiündeten  Ansprüche  geltend  machen 
können. 

Im  jugoslawischen  Machtbereich  hat  die  Südbahingesell- 
schaft  den  Betrieb  der  Linien  in  der  Hand  behalten.  Sie 
bestreitet  die  Ausgaben  und  bezieht  die  Einnahmen  in  diesem 

*)  Dieser  Überblick  über  die  derzeitigen,  durch  die  Um- 
wälzungen hervorgerufenen  Verhältnisse  der  Südbahn  ist  dem 
Allgemeinen  Tarifanzeiger  entnommen. 


Gebiete.  Eine  wesentliche  Änderung  ist  nur  insofern  ein- 
getreten, als  für  die  Südbahn  eine  neue,  die  staatlichen 
Hoheitsrechte  geltend  machende  Aufsichtsbehörde  in  der  jugo- 
slawischen bzw.  in  der  serbisch-kroatisch^slowakisohen  Regie- 
rung entstanden  ist.  Im  Zusammenhang-  damit  wurden  die 
im  jugoslawischen  Machtbereich  gelegenen  Strecken  aus  dem 
Wirkungskreis  der  bisherigen  mittleren  Verwaltungsstellen 
(Betriebsinspektorate  Graz,  Triest  und  Klagenfurt)  ausge- 
schieden und  einem  neu  errichteten  Betriebsinspektorat  Lai- 
baoh  unterstellt.  Für  die  bisher  der  Betriebsdirektion  Biid-i- 
pest  zugeteilten,  nunmehr  im  jugoslawischen  Maehtbereich  ge- 
legenen kroatischen  Südbahnlinien  wurde  eine  besondere  \'er- 
waltungsstelle  in  Agram  geschaffen. 

In  finanzieller  Hinsicht  wurde  die  Südbahn  durch  den 
Zusammenbruch  der  Monarchie  und  durch  die  Auflösung  der 
italienischen  Front  empfindlich  berührt.  Bis  dahin  hat  die 
Südbahn  als  wichtigste  Verkeihrsader  für  den  italienischen 
Kriegsschauplatz  namhaftfe  Einnahmen  aus  dem  Militärver- 
kehr geschöpft,  denen  gegenüber  die  Einnahmen  aus  dem  Zivil- 
Personen-  und  Güterverkehr  im  Hintergrunde  standen.  Mit 
dem  sturzbachartig,  über  alle  Erwartung  raschen  Rückfluten 
der  österreichisch-ungarischen  Armee  haben  diese  Einnahmen 
völlig  aufgehört,  während  der  Zivilverkehr  infolge  der  durch 
die  Kohlennot  und  den  Rohstoffmangel  herbeigeführten  all- 
gemeinen Stockung  der  Wirtschaftstätigkeit  nicht  nur  keine 
Belebung  erfahren,  sondern  eine  abwärtsgehende  Richtung 
eingeschlagen  hat.  Eine  Förderung  des  Verkehres  wäre  über- 
dies infolge  der  durch  den  Mangel  an  Betriebskohle  gebotenen 
Einschränkung  des  Zugverkehrs  vorläufig  gar  nicht  möglich. 
Die  ursprünglich  erwarteten  großen  Einnahmen  aus  der  De- 
mobilisierung, insbesondere  aus  der  Sachdemobilisierunff  sind 
infolge  des  bekannten  Verlaufes  der  Ereignisse  nahezu  voll- 
stä,ndig  ausgeblieiben.  Zu  der  ungünstigen  Gestaltung  der  Ein- 
nahmen treten  Nachteile  in  betriebswirtschaft- 
lichem Belange.  Zunä(;hst  hat  sich  bei  wesentlich  gerin- 
gerem Verkehr  der  Personalstand  dadurch  vermehrt,  daß  alle 
früher  der  Heeresverwaltung  zur  Verfügung  gestellten  und  von 
ihr  'herzählten  zahli-eichen  Südbahnbediensteten  wieder  zurück- 
gekehrt sind.  Die  Entfernung  der  Kriegsaushilfskräfte  kann 
dagegen  erst  zu  einem  späteren  Zeitpunkte  erfolgen  und  wird 
auch  dann,  da  es  sich  hierbei  um  wesentlich  billigeres  Per- 
sonal handelt,  keinen  Ausgleich  bilden.  Wenn  auch  die  Kosten 
des  örtlichen  Dienstes  im  italienisch  besetzten  Gebiet  von  der 
italienischen  Verwaltung  getragen  werden,  so  ist  damit  im 
Zentraldienste  und  den  Zwischendienststellen  (Betriebs- 
inspektoraten),  obwohl  es  sich  um  eine  vorläufige  Abgabe  von 
20  %  der  Linien  handelt,  keine  Ersparnis  an  Kosten  einge- 
treten, was  betriebswirtsohaftKch  als  Nachteil  gebucht  wer- 
den muß.  So  wie  für  dte  meisten  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen, brachte  die  dem  Kriegsende  folgende  Zeit  auch 
für  die  Südbahn  einen  starken  Rückgang,  nur  daß  diese  Bahn 
trotz  ihrer  hervorragenden  Beteiligung  an  der  Bewältigung 
der  Kriegsauf  gaben  nicht  wie  die  meisten  übrigen  Unter- 
nehmungen der  Kriegswirtschaft  eine  Zeit  großer  finanzieller 
Erfolge  und  Reserveanhäufungen  hinter  sich  hat.  Die  Süd- 
bahn wird  sohin  die  Ausfälle  aus  der  Übergangszeit  erst  aus 
den  Erträgnissen  decken  können,  die  ihr  der  Wiedereintritt 
gei-egelter  Verhältnisse  bringen  wird.  Wenn  auch  das  frühere 
Wirtschaftsleben  in  nicht  allzulanger  Zeit  wieder  erwachen 
wird,  so  wird  die  Zukunft  des  Unteimehmens  durch  die 
Schwierigkeiten  der  Übergangszeit  jedenfalls  in  nicht  geringer 
Weise  belastet  sein. 
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—  Neben^ebühren  des  im  Rangierdienste  bescbäftigten  Lo- 
komotivpersonals. Einem  von  dem  Lokomotivp.ersonal  mehr- 
fa;cli  geäußerten  Wunsche  entsprechend,  hat  der  Preußische 
Eisenbahnminister  anerkannt,  daß  die  Erwägungen,  die  dafür 
maßgebend  gewesen  sind,  den  Fahrpersonalen  als  Entgelt  für 
die  bis  zur  dienstplanmäßigen  Einführung  des  Achtstunden- 
arbeitstages  noch  beibehaltene  planmäßige  stärkere  In- 
anspruchnahme in  den  Grenzen  der  bisherigen  Höchstleistun- 
gen Zuschläge  zu  dem  Fahrgelde  (Pauschalbetrag)  zu  ge- 
währen, in  gleicher  Stärke  auch  für  den  Rangierdienst  der 
Lokomotivpersonale  zutreffen.  Er  hat  deshalb  genehmigt, 
daß  die  im  Eangierdienste  beschäftigten  Lokomotivbeamten 
dieselben  Zuschläge  erhalten,  wie  die  im  Fahrdienste  beschäf- 
tigten Beamten  ihrer  Dienstklasse,  und  zwar  die  Lokomotiv- 
führer 1,50  Jl  und  die  Lokomotivheizer,  Feuermänner,  Hilfs- 
heizer  und  Hilfsfeuermänner  1,10  Jl.  Die  Nachzahlung  der 
hiernach  dem  Personal  noch  zustehenden  Beträge  wii-d  ver- 
anlaßt. 

—  Abbeförderunj?  von  beschäftigungslosen  Arbeitern.  Auf 

Grund  einer  bevorstehenden  Verordnung  des  Demobil- 
machungsamtes  über  die  Einstellung,  Entla>sisung  und  Ent- 
lohnung von  Arbeitnehmern  während  der  Zeit  der  wirtschaft- 
lichen Demobümachung  isollen  Arbeitnehmer,  die  in  den 
ersten  5  Tagen  nach  erfolgter  Kündigung  nach  ihrem  Plei- 
matsorte  fahren,  für  ihre  Person  und  gegebenenfalls  auch 
für  ihre  Familie  freie  Beförderung  bei  Vorlage  des  polizei- 
lichen Abmeldescheines  und  einer  Bescheinigung  des  Arbeit- 
gebers über  den  Zeitpunkt  der  erfolgten  Kündigung  genießen. 
Die  Kosten  dieser  freien  Beförderung  werden  den  zuständigen 
Eisenbahnverwaltungen  vom  Reiche  erstattet.  Die  Verord- 
nung erstreckt  sich  nicho  nur  auf  Arbeiter  der  sogenannten 
Rüstungsindustrie,  sondern  auf  sämtliche  gewerblichen  Ar- 
beiter im  Sinne  des  Titels  7  der  Gewerbeordnung  und,  soweit 
die  Eisenbahnen  in  Frage  kommen,  auf  die  Arbeiter  der  Werk- 
stätten. Die  freie  Abbeförderung  der  Arbeiter  erfolgt  auf 
Grund  von  Fahrtausweisen,  die  von  den  Ortspolizeistellen 
ausgefertigt  werden.  Der  Kontrollabschnitt  wird  bei  Antritt 
der  Reise  an  der  Bahnsteigsperre  oder  vom  Zugschaffner  ab- 
genommen und  dient  als  Verrechnungsunterlage  für  das  dem 
Reiche  gestundete  Fahrgeld.  Der  Ausweis  selbst  verbleibt 
dem  Reisenden,  ist  auf  Verlangen  den  kontrollierenden  Zug- 
beamten vorzuzeigen  und  wird  nach  beendeter  Fahrt  auf  der 
Zielstation  abgenommen.  Kränklichen  sowie  alten,  gebrech- 
lichen Personen  kann  die  Fahrt  nötigenfalls  ia  3.  AVägenklasse 
gestattet  werden.  In  diesem  Falle  ist  der  Schein  von  der 
Abgangsstation  auf  die  3.  Wa,genklasse  ordnungsmäßig  umzu- 
schreiben. 

—  Verhandlungen  über  die  Entlohnung  der  Staatseisen- 
bahnarbeiter. Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  an  die 
Vorstände  des  Allgemeinen  Eisenbahnerverbandes  (Berlin- 
Friedenau),  der  Gewerkschaft  deutscher  Eisenbahner  und 
Staatsarbeiter  (Elberfeld),  des  Deutschen  Eisenbahnerver- 
bands (Berlin)  und  der  Deutschen  Staats-Handwerker-  und  Ar- 
beitsgemeinschaft (Berlin)  folgendes  Schreiben  gerichtet: 

Die  Häufung  der  meist  in  dringlichster  Form  gehaltenen  Be- 
schwerden über  die  Beseitigung  jeglicher  Unterscheidung  in 
der  Entlohnung  der  verschiedenen  Beschäftigungsarten  der 
Arbeiter  der  Staatseisenbahnverwaltung  und  die  warme  Unter- 
stutzung,  die  die  Vorstände  der  Arbeiterverbände  diesen  Ein- 
gaben haben  zuteil  werden  lassen,  haben  mich  bereits  ver- 
anlaßt, in  einem  an  die  Eisenbahndirektionen  gerichteten 
Erlaß  vom  5.  d.  M.  meine  Geneigtheit  auszusprechen,  in  eine 
baldige  eingehende  Prüfung  einzutreten,  ob  und  unter  welchen 
Gesichtspunkten  es  sich  rechtfertigen  lasse,  einer  unterschied- 
lichen Bewertung  der  einzelnen  Beschäftigungsarten  auch 
durch  Unterschiede  in  der  Lohnhöhe  gerecht  zu  werden.  Diese 
Prüfung  darf  nicht  einzelne  Fragen,  die  mit  besonderem  Nach- 
druck vertreten  worden  sind,  zu  vorzugsweiser  Erledigung 
herausgreifen,  sondern  kann  nur  eine  allgemeine  sein,  die 
die  ganze  Materie  gleichzTcitiger  Beurteilung  und  Ordnung 
unterzieht.  Ich  habe  in  Aussicht  genommen,  die  Angelegen" 
heifc  in  gemeinsamer  Arbeit  mit  den  gewerkschaftlichen  Imd 
anderen  Organisationen,  in  denen  die  Arbeiter  der  Verwal- 
tung hauptsächlich  zusammengeschlossen  sind,  zu  prüfen  und 
zu  regeln,  lege  aber  wegen  der  aus  den  Kreisen  der  Arbeiter- 
schaft mir  unmittelbar  zugegangenen  Wünsche  großen  Wert 
darauf,  auch  eine  weitgehende  Mitarbeit  bei  der  Leitung 
der  Organivsatinnen  nicht  beteiligter  Arbeiter  herbeizuführen. 


Es  wird  dem  verfolgten  Zweck  nicht  abträglich  sein,  wenn 
die  Arbeiten  von  der  nach  vorstehenden  Gesichtspunkten  be- 
reits gebildeten  Lohnkommission  erledigt  werden,  die  aller- 
dings einer  etwas  anderen  Zusammensetzung  bedarf,  nachdem 
ihr  erstes  Zusammentreten  unter  dem  Zeichen  der  unverzüg- 
des  Staates  sofort  durchzuführenden  Aufgaben  gestanden  hat 
liehen  Inangriffnahme  der  im  Anschluß  an  die  Neuordnung 
Gegenuber  der  bisherigen  Zusammensetzung  wird  nament" 
lieh  der  Proviaz  eine  größere  Mitarbeit  zu  sichern  sein,  ich 
halte  aber  auch  eine  etwas  größere  Beteiligung  aus  den  Grup- 
pen des  Betriebs-  und  Fahrdienstes  für  erwünscht,  da  diese 
den  Fortfall  ihrer  bisherigen  zahlreichen  Stellenzulagen 
naturgemäß  am  meisten  empfinden  müssen.  Indem  ich,  um 
eine  bessere  Vertretung  der  verschiedenen  Arbeitergruppen 
innerhalb  eines  noch  verhau dlungsfähig.en  Körpers  zu  er- 
möglichen, die  Zahl  der  von  den  4  Verbandsgruppen  zu  be- 
stellenden Mitglieder  der  Kommission  auf  je  5  erhöhe,  von 
denen  je  eines  ein  der  Eisenbahnverwaltung' nicht  angehören- 
der Angestellter  des  Verbandes  sein  darf,  ersuche  ich  die 
Vorstände  der  Organisationen,  ihre  Vertreter  neu  zu  bestellen 
und  dabei  auf  örtliche  Verteilung  wie  auf  möglichst  weit- 
gehende Beteiligung  der  verschiedenen  Fachrichtungen  Be- 
dacht zu  nehmen.  Dringende  Wünsche  um  Beteiliguno-  sind 
namentlich  von  der  Arbeiterschaft  in  Frankfurt  (Main)  ge- 
äußert worden.  Die  richtige  Zusammensetzung  der  Komnns- 
sion  wird  gefördert  werden,  wenn  die  Verbände  schon  bei  der 
Auswahl  ihrer  Mitglieder  miteinander  Fühlung  nehmen  und 
wenn  nach  Beendigung  ihrer  Erhebungen  die  Vorsitzenden 
oder  ihre  hier  ortsanwesenden  Vertreter  ihre  Vorschläge  unter 
Bereithaltung  einiger  Ersatzmänner  zunächst  dem  Sachrefe- 
renten meines  Ministeriums,  dem  Geheimen  Oberregierungs- 
rat V.  Guerard,  unterbreiten,  der  nötigenfalls  in  einfachster 
Form  eine  gemeinsame  Besprechung  herbeiführen  wird. 

Ich  halte  es  füi  zweckmäßig  und  der  Beruhigung  der  Ar- 
beiterschaft; dienlich,  wenn  die  Verbände  für  rasches  Be- 
kanntwerden der  bevorstehenden  Verhandlungen  Sorge  tragen, 
d  ibei  aber  auch  auf  die  Unmöglichkeit  einer  so  weitgehenden 
Mitarbeit  der  Dienststellen,  wie  sie  "verschiedentlich  ge- 
wünscht worden  ist,  hinweisen  und  ihre  Mitglieder  davon  zu 
überzeugen  suchen  wollten,  daß  alles  geschehe,  um  eine  sach- 
gemäße Zusammensetzung  der  Kommission  herbeizuführen. 

—  Reisegepäckversicherung.  Über  diese  Neueinrichtung  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  haben  wir  bereits  früher,  u  a 
in  Nr.  96,  S.  992,  Jahrg.  1918  berichtet.  Einem  Schreiben  der 
Eisenbahndirektion  Berlin  vom  18.  November  v.  J.  an  die 
Berliner  Handelskammer  entnehmen  wir  über  diese  Einrich- 
tung noch  folgende  umfassende  Darstellung: 

„Die  Policenversicherung  ist  nunmehr  auf  den  preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen  eingeführt  worden.  Die  Policen 
sind  bei  allen  Gepäckabfertigungen  zu  haben  und  werden  in 
der  Weise  ausgegeben,  daß  der  mit  dem  Verkauf  der  Policen 
betraute  Eisenbahnbedienstete  den  Namen  des  Käufers 
(Familienname  allein  genügt  auch)  auf  dem  zur  Police  ge- 
hörendea  Stamm,  der  bei  der  Gepäckabfertigung  verbleibt, 
vermerkt  und  sowohl  den  Stamn^  als  auch  die  Police  an  der 
bezeichneten  Stelle  mit  dem  Tagesstemp.el  der  Gepäckab- 
fertigung versieht.  Damit  ist  der  ganze  Versioherungsvor- 
gang  beendet. 

Die  Versicherungsbedingungen  sind  folgende: 

1.  Versichert  ist  das  gesamte  (Hand-  und  aufgegebene) 
Gepäck  gegen  Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung  für 
Reisen,  Beförderungen  und  Aufenthalte  in  ganz  Europa  ohne 
Rücksicht  darauf,  auf  welche  Art  der  Schaden  entstanden  ist 
(vgl.  jedoch  Ziffer  5).  Einbegriffen  sind  auch  Schäden,  die 
dem  Gepäck  durch  höhere  Gewalt  zugefügt  werden. 

2.  Als  versichert  gelten  die  gesamten  Gegenstände,  die  der 
Versicherte  zu  seinem  eigenen  und  zum  Gebrauche  seiner 
Familienmitglieder,  seiner  Dienerschaft  oder  sonstigen  B.e- 
gleitung  auf  die  Reise  oder  auf  außerhalb  seiner  ständigen 
Wohnung  gelegene  Aufenthaltsorte  mitgenommen  hat.  Ver- 
sichert sind  auch  Lebensmittel  und  andere  Genußmittel,  die 
auf  der  Reise  und  dem  dazugehörigen  Aufenthalte  zum  per- 
sönlichen Gebrauch  des  Versicherten  und  seiner  Begleitung 
bestimmt  sind.  Schmuckgeg-enstände,  echte  Perlen,  Edelsteine, 
Uhren  oder  sonstige  Gold-  und  Silbersachen  sind  bis  zur  Höhe 
von  25  %  der  Gesamtversicherungssunime,  jedoch  nicht  über 
5C00  Jl,  mitversiohert.  Dieser  Höchstbetrag'  kann  auch  durch 
Lösung  mehrerer  Policen  nicht  überschritten  werden.  Bar- 
eid, Banknoten,  Fahrkarten,  Briefmarkensammlungen,  Ur- 
unden  und  Wertpapiere  irgendwelcher  Art  sind  von  der  Ver- 
sicherung ausgeschlossen. 

3.  Die  Versicherung  erstreckt  sich  auch  auf  das  mit  Bahn. 
Schiff  oder  anderen  Fahrzeugen  als  Expreß-,  Eil-  oder  Fracht- 
gut und  mit  der  Post  gegen  Aufnahmeschein  beförderte  Ge- 
päck. 

4.  Während  des  Aufenthaltes  des  Versicherten  außerhalb 
seines  ständigen  Wohnortes  gilt  die  Versicherung  auch  für 


die  Gegenstände,  die  vom  Versicherten  auf  dem  Körper  oder 
in  den  Kleidern  getragen  werden,  gegen  allen  Schaden,  ver- 
ursacht durch  Feuer,  räuberischen  Überfall,  Unfall  des  Be- 
förderungsmittels oder  durch  höhere  Gewalt,  ausgenommen 
Beschädigungen,  die  d,urch  WitterunÄ.s*iiiflüss.e  lentstanden 
sind. 

5.  Die  Gesellschaft  haftet  nicht  : 

(1)  für  Schäden  und  Verluste,  die  mittelbar  oder  unmittel- 
bar durch  kriegerische  Ereignisse,  bürgerliche  Unruhen,  be- 

/ox  »'erfugungen  oder  Streiks  verursacht  worden  sind, 

e-i  '    Y  beiladen,  die  der  Versicherte  vorsätzlich  herbei oe 
fuhrt  oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  ermöglicht  hat,  die  in 
Folge    mangelhafter    Einpackung,  Verpackung,  Zusammen- 
packung   oder    ungenügender    Beschaffenheit    der  Koffer 
Reisetaschen  usw.  herbeigeführt  worden  und  die  durch  Ver- 
lassung  von  in  nicht  zweckmäßigen  Gepäekhüllen  enthaltenen 
gegenständen,  Selbstentzündung,  Auslaufen  von  Flüssiokeiten 
unerhalb    der    versicherten  G-epäckstücke,    natürliche  Ab 
lutzung,  Selbstverderb  und  Mäusefraß  sowie  durch  Seewasser 
^^Qx  °f  -^™T>^°^f^^,.  befindlichen  Kleidern  entstanden  sind 
I  ^  L  J--^  Bruchschaden,  wenn  sie  nicht  durch  einen  Unfall 
les  Beförderungsmittels,  höhere  Gewalt,  Diebstahl,  Einbruch, 
•aul>erischen  Überfall,  Feuer  oder  Feuerlöschung  verursacht 
worden  sind, 

^^''J^l-  Beschädigungen,  die  nicht  durch  ein©  den  Eeisen 
ind  Beförderungen  oder  dem  Aufenthalte  außerhalb  des 
Itandlgen  Wohnortes  eigentümlich©  &efalir  herbeigeführt 
Vörden  sind, 

(5)  für  Abhandenkommen.  Diebstahl  oder  Beschädi^uno-en 
'on  Gegenstanden,  die  der  Versicheife  Wasch-  und  ähSlichen 
i.nstalten  zur  Reinigung  oder  anderen  Gewerbetreibenden  zur 
Ausbesserung  anvertraut  hat, 

,  ^^}.  /ü^.  Li€genlas.;en,  Verlieren  oder  Verlegen  einzelner 
Jepackstucke  oder  Teile  derselben, 
(0   für  Herausfallen  von  Schmuckgegenständen  aus  der 

(8)  für  Diebstahl  oder  Beschädigungen  durch  das  eigene 
*^foiial  des  Versicherten  und  Taschendiebstahl, 

(9)  für  Diebstahl,  Abhandenkommen  oder  Verwechsluno- 
pn  Kleidern  Hüten,  Stöcken.  Schirmen  usw.,  die  der  Vers- 
icherte in  Gasthäusern,  Ka'ffeehäu&ern,  Theatern  und  an- 
eren  otfentl:chen  Räumen  nicht  in  den  Garderoben  hinter- 
;.gt  oder  m  Gasthäusern  behufs  Reinigung  vor  die  Zimmer- 
ire gestellt  hat. 

^^■'*x.^?^^^*^^^^"°'-*^'e^t'  ß'i^t  derjenige  Betraa-,  der  er- 
Drderlioh  ist,  um_  Sachen  gleicher  Art  anzuschaffen  unter 
liger  Berücksichtigung  des  aus  dem  Unterschiede  zwischen 
it  una  neu  sich  ergebenden  Minderwertes 

7.  Der  Versieh erungsabschluß  erfolgt  durch  Lösung  einer 
der  mehrerer  Policen.  ^  ■cxuci 

Die  Versicherungssumme  bezieht  sich  auf  das  gesamte  mit- 

XT^V  ^''■T''         ""''^^  ^^^^  Teil  desselK. 

ans  die  Versicherungssumme  geringer  ist  als  der  Versiche- 
mgswert  der  versicherten  Gegenstände  (Unterversicheruno-) 
at  die  Ge.sellschaft  im  Schadenfalle  nur  eine  verhältnis- 
aßise  Vers-utung  zu  leisten  ndnuib 

8.  Die  Gültigkeitsdauer  der  Policen  ist  60  Tage  vom  Tao-e 
^r  Ausgabe  an  gerechnet  bis  zum  darauf folo-enden  60  Ta'^e 
itternachts  12  Uhr.  Innerhalb  der  Gültigkeitsdauer  der  Ver! 
chernng  kann  der  Versicherte  beliebig  oft  nach  Hause  zu- 
otkehren  wieder  auf  die  Reise  gehen  und  sein  &epäck 
liebig  oft  wechseln.  Die  Versicherung  beginnt  iedermal 
it  dem  Zeitpunkte,  mit  dem  das  Gepäck  die  7ständi<U  Woh- 
ieder  dntSft.  sobald  "es  dort 
L^I^  J^^}'Pf^'(^™I'.S^/^^n  auf  den  Betrag  von  1000  Jl 
erde^              "  Vielfaches  die.^s  Betrages  abgeschlossen 

10  Die  Versicherunosgebühr  beträgt  5  Jt  für  ie  1000  — 
Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Markeiiversioheriino- 

Bherung  für  Verlust,  Minderung  oder  Beschädiguncr  sowie 

ehPn^/''l^*"^*'''^''>^^^*"^^  a~uf  ge- 

rn««iseirepacks  gilt,  sowie  mit  der  Aushändi- 

rt-rv!?  .i""'*  a'^^V^J^''^*^  versehenen  Gepäckscheins  beginnt 
td  mit  der  Auslieferung  des  Gepäcks  endet,  während  bei 
>r  Policenversicherung  das  gesamte  (Hand-  und  auf ^e- 
;bene)  Gepäck  ge.en  Verlust,  Minderung  odefBeSäc^igun. 
7,.I^«isen,  Beförderungen  und  Aufenthalte 
Lf  die  Dauer  von  60  Tagen  versichert  ist/'    ^    ^  «  ^  *  ^     *  « 

„7,.  ^^»"^I^ayeriselic  Landeseiscnbahnrat  ist  auf  den  6  Fe- 

k  f''  1'*'°?'''        ^j^^'^^^  nach  München  einberufen 
<.inrtHn.^t  ''^^^^^  folgende  Beratungs- 

.genstande:  Die  Zuschlage  zu  den  Personenfahrpreisen;  das 
l^l^  eingeführten  und  aufgehobenen 
lenahmetarife;  di©  eisenbahntarifarischen  Kriegsmaßnahmen 
t  dem  Gebiete  des  Guterverkehis;  der  Kriegszußchlag  auf 


die  Guter-  und  Tierfrachten;  die  Bindung  der  Frachtberech- 
nung an  das  Ladegewicht  der  verwendeten  Wagen ;  die  Auf- 
hebung der  Rerexpeditionsbegünstigung  für  Getreide  usw., 
Jjutter-  und  Dungemittel;  die  Hafengebühren  im  neuen  Staats- 
haten  bei  Aschaffenburg  und  schließlich  die  allgemeine  Er- 
örterung des  Personenzugfahrplanes. 

•  —  R®iseerlaubnisscheine  in  Württemberg.  Unserer  Nachricht 
in  JNr  5  Seite  46  haben  wir  nachzutragen,  daß  nach  den  in- 
zwischen gemachten  Erfahrungen  die  Ausgabe  der  Reis-e- 
erlaubnisscheine  zunächst  für  den  Verkehr  der  Stationen  der 
i\  e  ben  bahnen  unter  sich  wieder  eingestellt  wurde  Mit 
oem  ^6.  ü.  M.  sind  die  Bestimmungen  über  die  Ausgabe  der 
Ji-rlaubnisscheine  für  den  ganzen  Bereich  der  württembergi 
sehen  Staatseisenbahn  außer  Kraft  gesetzt  worden.  Von  diesem 
1  ag  ab  werden  Fahrkarten  des  gewöhnlichen  Verkehrs  wieder 
ohne  solche  Scheine  ausgegeben,  soweit  die  Beförderuno-  der 
Reisenden  mit  den  der  Eisenbahnverwaltung  zur  VerfiTo-ung 
stehenden  Beförderungsmitteln  möglich  ist. 

—  Beihilfe  für  neu  in  den  Ruhestand  tretende  Beamte  in 
Baden.  Um  den  alteren  Beamten,  insbesondere  solchen  die 
das  65.  Lebensiahr  vollendet  haben  und  deshalb  ohne  weitere 
^achweise  sich  m  den  Ruhestand  versetzen  lassen  können, 
diesen  Ubertritt  zu  erleichtern  und  damit  zugleich  die  An- 
stellungsverhä:ltni&se  für  die  .iüngeren  Beamten  zu  verbessern, 
hat  d:e  badische  vorläufige  Volksregieruno-  genehmio-t  daß 
den  nach  dem  1.  Januar  1919  in  den  Ruhestand  tretenden  B-e- 
amten  bis  zur  allgemeinen  Neuregelung  der  Bezüo-e  der  Be- 
§™^en  eine  widerrufliche  T  e  u  o  r  u  n  g  s  b  e  i  h  i  1  f  e  zum 
Ruhegehalt  gewährt  wird,  die  aus  den  ihnen  im  Zeitpunkt  des 
Ubertritts  in  den  Ruhestand  bewillioten  fortlaufenden  Teu- 
erungsbezugen  mit  soviel  Hundertteilen  zu  berechnen  ist,  wie 
üas  Ruhegehalt  aus  dem  Einkommen.  Die  Beihilfe  wird  ge- 
gebenenfalls entsprechend  der  Änderung  der  Teuerungsbezüo-e 
der  rm-  Dienste  gebliebenen  Beamten  ermäßigt. 

—  Vereinfachtes   Enteignungsverfahren   in  Württemberg 

Das  wurttembergische  Arbeitsministerium  hat  eine  Verfüo-uno- 
Uber  ein  vei-emfachtes  Enteignung-sverfahren  erla&.sen"  die 
von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  vielen  Notstandsbäuten 
der  wurttembergischen  Staatseisenbahnverwaltuno-  ist.  Hier- 
nach wird,  um  wirtschaftliche  Maßnahmen,  die  zur  Über- 
tuhrung  der  Kriegs-  in  die  Friedenswirtschaft  notwendio^ 
sind,  wie  der  Beschaffung  von  Arbeitsgelegenb&it, 
insbesondere  durch  Vornahme  von  Notstandsarbeiten, 
zu  erleichtern,  die  Zulässigkeit  der  Zwangsenteig- 
nuna:  von  Grundstücken  und  von  Rechten  an  Grund- 
stücken, dl©  von  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts 
/^^^^"^  u  i  ^'e°ommen  werden,  vom  Staatskommissar 
lur  die  Demobilmachung  ausgesprochen.  Der  Staatskommissar 
bestimmt  auch  die  Enteignungsbehörde,  Für  die  Bemessunc^ 
^ro  v^*l*-u*?^  abzutretenden  Grundstücks  oder  Rechts  sind 
die  Verhältnisse  des  Grundstücksmarkts  am  1.  August  1914 
maßgebend;  Wertsteigerungen,  die  auf  die  außerordentlichen 
Verhaltnisse  des  Kriegs  zurückzuführen  sind,  dürfen  also  nicht 

WpwTrii'^A  •T-'^t^''--.  '^^^"^i  ^'^^  am  Stichtage 

bestehende  Möglichkeit  eines  Sp-ekulationsoewinns,  wie  er 
z.  B.  infolge  von  baupolizeilichen  Vorschriften  erwartet  wer- 
den konnte,  nicht  berücksichtigt  werden,  auch  wenn  dieser 
t^ewinn  be;  einem  Verkauf  zu  .ienem  Zeitpunkt  voraussicht- 
lich eingetreten  wäre.  Bei  Erwerbungen  nach  dem  1.  August 
IJ14  ist  lur  die  Bemessung  des  Werts  der  Zeitpunkt  der  Er- 
werbung maßgebend,  wenn  nicht  der  Erwerb  aus  Spekulations- 

Wprf  t'i-''''^rn°T'^^  T^*^^'  -i'^*«^^  «^a^f  iQ  diesem  Fall  der 
E  "^'^f^^l^^  hoher  bemessen  werden  als  di©  sämtlichen 
äÄ"''^  ^'^^  Eigentümers.    Die  Verfahren  zur  Fest- 

stellung des  Plans  und  zur  Feststellung  der  Entschädiguno-s- 
summen  werden  miteinander  verbunden.  Die  anoebotene  Ent- 
schädigungssumme ist  daher  schon  bei  der  öffeSuiclien  Auf- 
ipS'L^^f  •  Binn'en  der  ein  wöchigen  Auf- 

legunosfrist  sind  sowohl  etwaige  Einwendungen  oeo-en  den 
rÄ^f^v^"''^  die  Entschädigungssumme  zii  erheben. 

lYnrinnf  ^^^^«^.odungen  wird  unter  Leitung  e-ines  Kommissars 
und  unter  Zuziehung  eines  oder  mehrerer  Sachverständiger 
T^'ü  Eateignungsbehörde  bestellt  werden,  in  der  <-lei- 
\  f^v 'i^*  verhandelt,  Es  genügt  die  rechtzeitige  Ladun«. 
mlS?^V^^!^'^  ''uJ^'^'P''J^r{^^^i-  eine  öffentliche  Bekannt': 
Knr^^^"  "'J^'S^  «rforderhch.  Ein  Einspruchsrecht  geo-en 
Kommissar  und  Saeh verstand  ige  besteht  nicht  Von  der  Ent- 
eignungsbehorde  werden  sodann  Plan  und  Entschädicrun"s 
summen  gleichzeitig  festgestellt.  Hierbei  werden  nur  die 
gegen  den  Plan  erhobenen  Einwendungen  geprüft;  als  Ent- 
'I  ''1/""''^'^^^™"!?  '^.^^  Unternehmer  angebotene  oder 
der  etwa  in  der  Verhandlung  vor  dem  Kommissar  vereinbarte 
andere  Betrag  festzustellen.  Die  Entscheidung  über  den  Plan 
ist  endgültig ;   gegen  die  Entscheidung  über  die  Entschädf- 

T"ÄrÄf''°''^^^^^rP!H^^?i*°  ^^^^^  Monats  vom 

1  ag  der  Eröffnung  der  Entsoh^dung  der  Enteignungsb^hörde 


Nr.  8 


-    7«  - 


Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbalinverwaltungren. 


das  Schiedsgericht  für  Zwang isenteiÄnung  an- 
rufen. Dieses  entscheidet  unter  Aurs  Schluß  des 
Eechtswegs  endgültig.  Es  besteht  aus  einem  rechtskundi- 
gen Voiisitizenden  und  zwei  Saoh\erständigen,  die  vom  Arbeits- 
ministerium bestellt  werden.  Die  Enteignungshehörde  oder 
der  von  ihr  beauftragte  Kommissar  können  den  Unternehmer 
auf  Antrag  nach  örtlicher  Verhandlung  und  Schadenseimitt- 
lung  vorläufig  in  den  Besitz  eines  Gnindstücks  einweisen,  das 
für  das  Unternehmen  voraussichtlich  nötig  wird.  Für  Akten- 
vorlagen in  dem  vereinfachten  Verfahi-en  &ind  besonders 
kurzie  zweitägige  Fristen  bestimmt.  Soweit  für  das  verein- 
fachte Verfahren  nichts  anderes  vorgesehen  ist,  finden  die 
Vorschriften  des  Geisetzes  über  die  Zwangsenteignung  vom 
20.  Dezemiber  1888  auch  weiterhin  Anwendung. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
bahnverwaltung sind  versetzt  worden :  der  Begierungsassessor 
Dr.  Matthes,  bisher  in  Breslau,  zur  Eisenbahndirektion 
nach  Kattowitz,  der  Begierungs-  und  Baurat  Aug.  Wilh. 
Weber,  bisher  in  Osnabrück,  als  Vorstand  des  Ei&enbahn- 
Masohinenamtis  nach  Ostrowo,  die  Eegierungsbaumeister  des 
Eisenbahnbaufachs  E  i  c  h  e  r  t ,  bisher  in  Worms,  zur  Eisen- 
bahndirektion nach  Mainz  und  K  ü  m  m  e  1 1 ,  bisher  in  Polch, 
ziur  Eisenbahndii-ektion  nach  Cassel,  sowie  der  Eegierungsbau- 
meister des  Maschinenbauf  achs  W  a  1  b  a  u  m  ,  bisher  in 
Ostrowo,  nach  Schneidemühl  als  Vorstand  eines  Werkstätten- 
amts bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  daselbst.  —  Der  Be- 
Oiierungsbaumeister  des  Maschinenhaufaohs  Auigust  C  y  r  o  n 
iist  bei  der  Eisenbahndirektdon  in  Breslau  zur  Beschäftigung 
im  Staatsedsenbahndienste  einberafen. 

Bei  den  würt1>embergischen  Staat&eisenbahnen  wurde  die  er- 
ledigte Stelle  des  Vorstands  der  Eisenbahnbetriebsinspektion 
Heilbronn  mit  der  Dienststellung  eines  Finanzrats  dem  Finanz, 
rat  Hindennach,  Vorstand  der  Hauptmagazinverwaltung 
Eßlingen,  übertragen.  —  Der  Oberbaurat  He h sacker  beider 
Generaldiriektion  ist  gestorben. 


Deutschösterreich. 

—  Die  „Liquidierung"  der  Ministerien.  In  jedem  deutsch- 
österreichoßohen  Staatsamt  'besteht  eine  eigene  Kommission,  in 
der  jeder  Nationalstaat  durch  einen  Beauftragten  vertret>en  ist. 
Aufgabe  dieser  Kommission  ist  es,  die  Vorarbeiten  für  die 
spätere  amtliche  Auseinandersetzung  durchzuführen.  Diese 
Vorarbeiten  bestehen  vorläufig  in  der  Hauptsache  darin,  daß 
die  Aktiven  und  Passiven  jedes  einzelnen  Ministeriums  auf- 
genommen und  auf  dem  laufenden  gehalten  werden.  Auch 
die  laufenden  Angelegenheiten,  soweit  sie  mit  den  Liquidie- 
rungsarbeiten zusammenhängen,  werden  von  diesen  Kom- 
missionen durchgeführt.  Außerdem  tritt  allwöchentlich  in 
Wien  die  Gesandtenkonferenz  zusammen,  die  sich  mit  den 
laufenden  Liquidierungsangelegenheiten  des  alten  öster- 
reichischen Staates  beschäftigt.  Bei  der  endgültigen  Aus- 
einandersetzung wird  der  Vorgang  so  sein,  daß  für  jeden 
Nationalstaat  ein  Generalbevollmäohtigter  ernannt  wird,  der 
dann  im  Verein  mit  der  Gesandtschaft  des  betreffenden  Staates 
die  Ansprüche  seiner  Nation  bei  der  Auseinandersetzung  ver- 
treten wird. 

—  Fortzahlung  der  Erwerbsteuer  der  deutschösterreichischen 
Staatsbahnen  samt  Zusehlägen.  Wie  seinerzeit  das  Finanz- 
ministerium für  die  Jahre  1916  bis  1918,  hat  das  Staatsamt 
der  Finanzen  im  Einvernehmen  mit  dem  Staatsamte  für  Ver- 
kehrswesen auch  für  das  Jahr  1919  die  Fortzahlung  der  Er- 
werbsteuer samt  Zuschlägen  der  deutschösterreichischen 
Staatsbahnen  geregelt.  Die  Begelung  beschränkt  sich  vor- 
läufig auf  die  tatsächlich  in  deutschösterreiohischer  Verwaltung 
stehenden  Strecken.  Danach  wird  im  Jahre  1919  die  vor-, 
läufige  Fortzahlung  der  Erwerbsteuer  )samt  Umlagen  ani- 
nähernd  in  jenem  Ausmaße  erfolgen,  das  der  voraussichtlichen 
künftigen  Steuervorschreibung  für  das  laufende  Jahr  ent- 
spricht. Der  Zweck  dieser  Verfügung  ist.  wie  im  Vorjahre, 
der,  die  Gemeinden  vor  einem  plötzlichen  Entgang  an  Staats- 
bahnumlagen zu  bewahren,  anderseits  aber  auch  wieder  Über- 
zahlungen in  größerem  Ausmaße,  deren  seinerzeitige  Eück- 
forderung  die  G^meindefinanzen  in  Verlegenheit  bringen 
könnte,  zu  veimeiden.  Da  nach  §  5  des  Gesetzes  vom  9.  März 
1870  die  Fortzahlung  der  Steuer  nach  der  letzten  Bemessung 
erfolgen  sollte,  nach  dieser  aber  die  meisten  deutschöster- 
reichischen Gemeinden  keine  Umlagen  erhalten  würden,  be- 
deutet die  Fortzahlung  in  dem  oberwähnten  Ausmaße  ein 
Entgegenkommen,  das  der  Bücksicht  auf  die  großen  Opfer, 
welche  ihnen  vdie  ge.genwärtigen  Verhältnisse  auferlegen, 
entspringt. 


Demelma.yer,  wurde  zum  Direktor  des  Hauptwagenamts 
der  deutschösteri-eichischen  Staatsbahnen  in  der  sechsten 
Eangklasse  der  Staatsbeamten  ernannt  und  ihm  gleichzeitig 
der  Titel  eines  Hofrates  verliehen. 


Tschecho- slowakisches '  Gebiet. 

—  Einiges  über  die  zukünftige  Handelspolitik  des  tschecho- 
slowakischen Staates.  Nach  Zeitungsnachrichten  hat  sich  der 
Sektionschef  des  tschecho  -  slowakischen  Handelsministeriums 
Dr.  Matys  als  Gast  des  Verbandes  der  tschechischen  Indu- 
striellen über  die  Schwierigkeiten  der  Industriepolitik  des 
tschecho -slowakischen  Staates  in  nachstehender  Weise  ge- 
äußert: Die  Ziele  der  tschecho^slowakischen  Handelspolitik 
müßten  nach  einer  wirtschaftspolitischen  Verbindung  mit  den 
Ententeländern  gehen.  Die  ungeheuren  Schwierigkeiten  dieser 
neuen  Orientierung  könnten  nicht  übereehen  werden.  Die 
natürlichen  Verbindungen  mit  dem  Meere  aber  führten  durcb 
Deutschland,  da  der  tsoheoho-slowakxsche  Staat  von  der  Adria 
UDO  km,  von  der  Nordsee  jedoch  nur  600  km  ent- 
fernt sei.  So  wiesicn  schon  die  Transportmöglioh- 
keiten  ausschließlich  nach  Deutschland,  weil  es  selbstver- 
ständlich sei,  daß  die  Transportkosten  die  Industriepreis^i 
wesentlich  beeinflußten. 

—  Ausbau  des  tschecho-slowakischen  Eisenbahnnetzes.  Das 

tsoheoho-slo wakische  Eisenbahnministerium,  an  dessen  Spitze 
der  Prämonstratenserpriester  Dr.  Zahradnik  steht,  der  iseiner 
zeit  dem  Eisenbahnaussohusse  des  österreichischen  Abge 
ordnetenhauses  angehörte,  bereitet  einen  großen  Anlage- 
entwurf vor  für  den  Ausbau  der  Eisenbahnen  und  die  Be- 
hebung der  Betriebsmängel  im  tschecho-slowakischen  Staate 
Es  ist  eine  sehr  lebhafte  Bautätigkeit  zu  erwarten.  Zunächisi 
handelt  es  sich  wohl  um  die  Vollendung  der  ischon  vor  Jahrei 
begonnenen  Bauten.  So  muß  vor  allem  der  Versohubbahnhoj 
in  Wrschowit&Nusle  bei  Prag  und  seine  Verbindung^  mit  den 
Bahnhof  in  Lieben,  weiter  der  Verschubbahnhof  in  Pilsen 
wie  auch  die  Erweiterung  der  Station  in  Bakow  fertiggestell: 
werden.  Sehr  dringend  in  Angriff  zu  nehmen  ist  der  Bau  dea 
zweiten  Gleises  in  den  Strecken  Nepomuk-Pilsen,  Wotitz^Stadt 
Beneschau,  Kralup-Lobositz.  Das  ständige  Anwachsen  de. 
Zahl  und  der  durchschnittlichen  Belastung  der  Personen-  un( 
Lastzüge  auf  der  Strecke  Pil»sen-Eger  erfordert  den  baldiger 
Umbau  der  Haltestelle  Krünnitz.  Dem  fühlbaren  Wagenmange' 
soll  durch  die  rasche  Beendigung  der  im  Bau  befindlicher 
Werkstätten  in  NLmburg,  in  Laun  und  L/eipa,  dem  überhand 
nehmenden  Wohnungsmangel  durch  den  Bau  von  Wohngebäui 
den  in  Nimburg,  Groß=Wosisek  und  Laun  abgeholfen  werdei] 
Der  Bau  neuer  Fahrbetriebsmittel  ist  bereits  im  Gange,  si 
daß  die  Industrie  auf  dies>cm  Gebiete  auch  schon  ziemlich  lel 
haf t  besohäftigt  ist. 

  I 

Ungarn.  ' 

—  Abschaffung  des  Dienertitels  bei  den  ungarischen  Staats 
bahnen.  iBei  den  ungarischen  Staatsbahnen  wurde  der  Dienet 
titel  abgeschafft;  statt  dessen  wurde  der  Titel  „Kanzlei 
Verweser"  bzw.  „Kanzleiverweser-Kandidaf  eingeführt. 

—  Erhöhung  der  Lagerplatzmiete  in  Ungarn.    Die  Direk 

tion  der  Staatsbahnen  hat  die  Miet/einheitspreise  der  vei 
mietbaren  oder  in  Miete  zu  nehmenden  gedeckten  und  offene: 
Lagierplätze,  femer  die  in  gewissen  vorgesehenen  Fällen  au« 
zubedingende  Lagermiete  mit  Beginn  vom  1.  Januar  d.  J.  ui 
20O  %  erhöht.  Die  erhöhten  Lagerplatzmieteinheitspi-eise  ei 
strecken  sich  nicht  auf  die  für  die  Daner  ein^es  Jahres  vei 
mieteten  Lagerplätze.  , 


übrige  europäische  Länder. 

—  Schwere  Zugunfälle  in  Frankreich.  Es  wird  aus  Nano 
gemeldet,  daß  zwischen  Neufchateau  und  Toni  ei 
Proviantzug  und  ein  Güterzug  zusammenstießen.  Nach  d« 
ersten  Berichten  zählte  man  20  Tote  und  50  Verwundete.  - 
Ferner  berichtet  Havas  aus  Bar-le-Duc:  In  der  Nähe  d*| 
Bahnhofs  von  Mauvages  stieß  ein  Sanitätszug  mit  einei 
Zug  von  Urlaubern  zusammen.  Es  wiu'den  16  Tote  und  4 
Verwundete  gemeldet;    etwa  10  Wagen  wurden  zerstört. 


—  Personalnachrichten.  Der  Oberinspektor  der  deutsch- 
ößterreiohisoben      Staatshahnen,      Begierungsrat  Edmiuid 


—  Internationales  Übereinkommen  über  den  Eisenbahn 
frachtverkehr.    Das  Zentralamt  in  Bern  teilt  mit.  daß  durq 


1 


UX.  Jahrg-aiig 
■i.9  Jafluar  1914 
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Nr.  8 


die  KeffLerunfiren  der  französiscli'eii  Bepublik,  des  Königreiclis 
Italien  und  des  Königreichs  Serbien  das  International©  tJber- 
©inkommen  vom  14.  Oktober  1890  zum  31.  Dezember  1919  ge- 
kündigt worden  ist.  - 

Es  würde  verfrüht  isein,  über  die  Folgen  dieses  bedeutsamen 
Schrittes  jetzt  schon  ein  Urteil  fällen  zu  wollen.  Die  Auf- 
lösung des  Internationalen  Übereinkommens,  das  seit  29  Jahren 
den  durchgehenden  europäischen  Güterverkehr  regelt,  und  das 
die  beteiligten  Eegierungen  vor  dem  Kriege  auch  auf  den 
Personenverkehr  auszudehnen  beabsichtigten,  würde  einen  ge- 


waltigen Eücbsohiütt  im  Verkehrsdeben  bedeuten.  Sie  würde 
auch  in  schroffem  Widerspruch  stehen  zu  dem  Wilson  sehen 
Programm  über  einen  Völkerbund,  das  von  der  Entente  ge- 
billigt und  von  den  Mittelmächten  zur  Voraussetzung  und 
Grundlage  des  Waffenstillstandes  erklärt  worden  ist.  Es  liegt 
der  Gedanke  nahe,  daß  die  Regierungen  Frankreichs,  Italiens 
und  Serbiens  sich  durch  die  Kündigung  vorsorglich  die  Mög- 
lichkeit schaffen  woUten,  um  in  das  Übereinkommen  die  Än- 
derungen zu  bringen,  die  demnächst  durch  den  allgemeinen 
Friedensvertrag  vielleicht  notwendig  werden. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung  sind  er- 
lassen worden : 

Nr.  IV  2  vom  18.  Januar  d.  Js.  an  die  Vereinsverwaltungen, 


die  im  IV.  Vierteljahr  1918  zahlpflichtige  Bekanntmachungen 
in  der  Vereinszeitung  erlassen  haben.  (Abgesandt  am  25.  'ja- 
nuar  d.  Js.) 


Amtliehe  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  22.  d.  Mts.  verschied  zu  Stuttgart  im  Alter  von  nicht  ganz  66  Jahren  R 
an  einer  Herzlähmung  das  Mitglied  unserer  Generaldirektion 

Herr  Oberbaurat  Hebsacker. 

In  dem  Verstorbenen  betrauern  wir  einen  tüchtigen,  kenntnisreichen 
Beamten  und  liebenswürdigen  Beruf^gt-nossen. 

Sein  Andenken  wird  bei  uns  stets  in  Ehren  gehalten  werden. 
Stuttgart  den  23.  Januar  1919.  (107) 
Der  Präsident,  die  Mitglipider  nnd  Hilfsarbeiter 
der  Generaldirektion  der  Württ.  Staatseisenbahuen. 


1.  Güterverkehr. 

Deutsch-schweizerische  Gütertarife. 

Auf  1.  Aprü  1919  werden  die  Tarife 
Peil  II  und  die  besonders  eingeführten 
rrachtsätze  für  den  norddeutsch-,  preu- 
iisoh-hessisch-  und  isüdwestdeutsch- 
«hweizerischen  Güterverkehr,  die  Ta- 
ife,  Teil  II,  Basel  S.  B.  B.  und 
it.  Johann-'badische  Staatsbahnen  und 
•axiische  Privatbahnen  sowie  Fried- 
ichshafen (württemb.  Staatsbahn), 
Jasel,  bad.  Stb.-schweiz.  Bundesbahnen 
owie  Schweiz.  Privatbahnen,  femer 
Valdshut,  Schaffhausen,  Singen,  Kon- 
tanz-schweiz.  Bundesbahnen  und 
chweiz.  Privatbahnen  nebst  Anhang 
;u  den  beiden  letzteren  Tarifen  außer 
traft  gesetzt.  Auf  den  gleichen  Zeit- 
punkt werden  außerdem  aufgehoben 
er  Anhang  zu  sämtlichen  deutsch- 
chweizerischen  Eisenbahn-Gütertari- 
en,  Teil  II  und  die  auf  1.  4.  1918  aus- 
legebene  Zuschlagstafel  in  Franken 
nir  Berechnung  der  deutschen  Ver- 
:ehrssteuer  und  des  deutschen  Kriegs- 
uschlages  in  internationalen  Güter- 
erkehren. 

Die  Wiedereinführung  neuer,  in  der 
lauptsacbe  erhöhter  Tarife,  Anhäng© 
nd  Zuschlagstafeln  wird  später  je- 
reils  bekanntgegeben. 

Karlsruhe,  den  17.  Januar  1919.  (114) 
lamens  der  beteiligten  Verwaltungen: 
reneraldirektion  der  Bad.  Staatseisenb. 

tinnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Am  1.  April  1919  werden  die  Tarifr 
ätze  der  in  den  Anhang  aufgenomme- 
en  Stationen  mit  beschränkter  Abfer- 
igung  geändert,  damit  sind  Fracht- 
rhöhungen  verbunden.  Nähere  Aus- 
unft  erteilt  unser  Verkehrsibureau, 
ier,  Wiener  Str.  4,  II. 

Dresden,  am  25.  Januar  1919.  (117) 
nen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen. 


Tfv.  1350.    Kohlenverkehr  von  Sosno- 

wice  W.W.  nach  Österreich-Ungarn. 
Tfv.  1191.  Oberschlesischer  Kohlenver- 
kehr   mit    den    Stationen  Nowosilizy, 
Radziwilow     und     Wolotschisk  zum 

Weiterversande  nach  der  Ukraine. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  Februar  1919 
werden  obige  gegen  Widerruf  einge- 
führte Tarife  ohne  Ersatz  aufgehoben; 
damit  wird  auch  unsere  Bekannt- 
machung vom  7.  Mai  1918  betreffend 
Einführung  des  Hilfsweges  über  Sos- 
nowice  W.  E.  für  Kohlen  polnischer 
Herkunft  nach  Österreich-Ungarn  zum 
10.  Februar  1919  ohne  Ersatz  aufge- 
hoben. 

Kattowitz,  den  21.  Januar  1919.  (III) 
Eisenbahndirektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Binnengütertarif 
der  Rupplner  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1919 
treten  die  Bestimmungen  über  den 
Frachtnachlaß  bei  Ausnutzung  des 
Ladegewichts  außer  Kraft.  Der  Ab- 
schnitt B3  des  Tarifs  ist  daher  zu 
streichen.  Das  alsbaldige  Inkrafttre- 
ten dieser  Maßnahme  ist  vom  Eeichs- 
eisenbahnamt  genehmigt. 

Neuruppin,  im  Januar  1919  (HO) 
Die  Direktion. 

Gemeinsamer  Binnentarif  für  die 
Bregtalbahn,  Kaiserstuhlbahn  und 

Ztfll-Todtnauer  Eisenbahn. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1.  J. 
werden  die  Bestimmungen  auf  Seite  28 
des  Tarifs  und  Seite  2  des  Tarifnach- 
trags II  über  Frachtnachlaß  bei  Aus- 
nutzung des  Ladegewichts  aufgehoben. 

Die  Abweichung  von  §  6  (5)  E.V.O. 
ist  genehmigt. 
Darmstadt,  am  M.  Januar  1919.  (119) 
Süddeutsche  Eisenbahn-GeseUschaft 
Di©  Direktion. 


Direkter  Güterverkehr  zwischen  Sta- 
tionen der  Lokalbahn  Friedland  in 
Böhmen-Hermsdorf  (Böhm.)  einerseits 
und  den  Stationen  der  schmalspurigen 
Eisenbahnen  Zittau-Hermsdorf  (Böhm.) 
und  Zittau.Oybin  anderseits. 

Am  1.  April  1919  tritt  zum  Gütertarif 
Teil  II  der  Nachtrag  I  in  Kraft.  Er 
enthält  Änderungen  der  Besonderen 
Bestimmungen  und  der  Frachtsätze. 
Hierdurch  treten  Erhöhungen  ein.  Der 
Zeitpunkt,  von  dem  an  Abdrücke  des 
Nachtrags  zu  erhalten  sind,  wird  noch 
besonders  bekanntgemacht.  Inzwi- 
schen gibt  unser  Verkehrsbureau,  hier 
Wiener  Straße  '411,  Auskunft. 

Dresden,  am  25,  Januar  1919.  (112) 
Gen.-Dir,  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen. 

Preuß.-Hess.-Schweizerischer  Güter- 
verkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  bis 
31.  März  1919  werden  für  die  frachtgut- 
mäßige Beförderung  von  Elektroden- 
kohlen (gepreßte  Kohlen  in  Stäben, 
Röhren,  Platten  oder  Blöcken)  im  Stück- 
gewicht von  mindestens  3  kg  bei  Fracht. 
Zahlung  für  mindestens  10  t  für  einen 
Wagen  und  Frachtbrief  folgende  Fracht- 
sätze eingeführt: 


Von 


ßati- 
bor  06!» 


Nach 


Rappen  für  100  kg 
einschließlich     deulscher  Ver- 
kehrssteuer, deutscher  Kriegs- 
zuschlag  und  schweizerischer 
Frachtzuhchlag 


*) 

630  937  817 


867  5331975  706  934  953 


*)  Die  Geibühr  für  die  Umladung  in 
Luzem  oder  Chur  wird  nel>en  dem 
Frachtsatz  nach  dem  .Schweiz.  Neben- 
gebührentarif  erhoben. 

Karlsruhe,  den  23.  Januar  1919.  (120) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen 
Generaldirektion  der  bad.  Staatseisenb. 

Gütertarif  Waldshut  usw.-Schweiz. 

Seite  9,  Abschnitt  B,  Lit.  a  wird  ab 
5.  II.  19  die  Mindestfracht  im  Verkehr 
mit  Waldshut  bei  Eilgut  auf  90  Cts., 
bei  Frachtgut  auf  70  Cts.  festgesetzt. 

Karlsruhe  22.  Januar  1919.  (113) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisenb. 


i\r.  ö 


Binnengütertarif 
der  Riippiner  Eisenbahn. 

Zum  1.  April  1919  erscheint  der 
Tarifnachtrag  1,  durch  den  infolge  Err 
höhung  des  allgemeinen  Deutschen 
Kriegszu  Schlages  die  Frachtsätze  er- 
höht werden. 

Neuruppin,  im  Januar  1919.  (108) 
Die  Direktion. 


Verkehr  Graslitz  oberer  Bahnhof- 
Sachsen. 

Mit  Ablauf  des  31.  März  1919  treten 
die  Frachtsätze  der  Abteilung  I  des 
aütertarifs  Teil  II  vom  1.  Oktober  1910 
sowie  der  Anhang  hierzu  vom  1.  April 
1918  außer  Kraft.  Die  Abteilung  II 
bleibt  bestehen,  es  werden  aber  vom 
1.  April  1919  an  der  Frachtberechnung 
die  Allgemeinen  Kilometertariftafeln 
im  Heft  C  I  a  des  Tarifs  Nr.  200  für 
den  Wechselverkehr  deutscher  Eisen- 
bahnen untereinander  zugrande  gelegt. 

Nähere  Auskunft,  auch  über  die  ein- 
tretenden Frachterhöhungen,  erteilt 
unser  Verkehi-sbureau,  hier,  Wiener 
Straße  4,  II. 

Dresden,  am  23.  Januar  1919.  (104) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahn., 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Württembergisch-bayerischer   G  üter- 
verkehr. 

Mit\isofortiger  Gültigkeit  entfallen  die 
im  A.-T  2  (Rohstofftarif)  bei  Ziffer  1  b 
Holzbriketts  und  bei  Ziffer  9  Hobel- 
späne, ferner  die  im  A.-T.  2  und  im 
A.-T.  4  c  (Kalkstein  usw.)  unter  „Gel- 
tungsbereich" enthaltenen  Einschrän- 
kungen. 

München,  den  22.  Januar  1919.  (105) 
Tarifamt  d.  Bayer.  St.-E.  r,  d.  Rh. 


Hildesheim-Peiner  Kreis-Eisenbahn. 

Am  1.  April  1919  erscheint  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde der  Nachtrag  6  zum  Binnen- 
tarif, enthaltend  Tariferhöhungen. 

Hildesheim,  24.  Januar  1919.  (101) 
Die  Direktion. 


Cref eider  Eisenbahn. 

Am  1.  April  1919  erscheinen  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung-  der  Aufsichtsbe- 
hörde Nachträge  zu  den  Binnentarifen, 
enthaltend  Tariferhöhungen 

Crefeld,  den  24.  Januar  1919.  (102) 
Die  Direktion. 


Tfv.  1253.  Oberschlesisch-Österreichi. 
scher    Kohlenverkehr  Eisenbahngüter- 
tarif   Teil    II,    Heft    1,    gültig  vom 
1.  Mai  1918. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1919 
bis  auf  Widerruf,  längstens  bis  31.  De- 
z-ember  1919,  sind  im  Verkehre'  von 
sämtlichen  Versandstationen  nach 
Obrowitz  loco  für  Steinkohlen  und 
Steinkohlenbriketts  (Steinkohlenziegel) 
die  im  obengenannten  Tarif  für  Stein- 
kohlen und  Steinkohlenbriketts  (Stein- 
koblenziegel)  enthaltenen,  gemäß 
Nachtrag  II  zu  ermiltelnden  Frachtsätze 
nach  Brünn  Staatsbahnhof  im  Kartie- 
rungswege  anzuwenden,  denen  6  Heller 
für  100  kg  unverändert  zuzuschlagen 
sind. 

Die  Sendungen  müssen  in  Obrowitz 
loco  mit  Straßenfahrzeug  oder  Sohlepp- 
bahn  abgeführt  werden. 
Kattowitz,  den  21.  Januar  1919.  (99) 
Eisenbahndirektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 
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Teutoburger  Wald-Eisenbahn. 

Am  1.  April  1919  erscheint  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  der  Aufsichtsbe- 
hörde ein  Nachtrag  zum  Binnentarife, 
enthaltend  Tariferhöhungen. 

Gütersloh,  den  24.  Januar  1919.  (100) 
Die  Direktion, 


Tfv.  152.     Binnen-Gütertarif  der  Nie- 
derlausitzer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1919 
treten  die  Bestimmungen  über  den 
Frachtnachlaß  bei  Ausnutzung  des 
Ladegewichts  außer  Kraft. 

Lübben,  den  20.  Januar  1919.  (103) 
Di^.  d.  Nieder  lausitzer  Ei&enbahn-G«s. 


österreichisch-ungarisch-französischer 
Eisenbahnverband. 

(Verkehr  mit  den  französischen 
Ostbahnen) 
österreichisch-ungarisch-französischer 
Eisenbahnverband. 
(Verkehr  mit  der  französischen 
Nordbahn) 
österreichisch-ungarisch-südfranzösi- 
scher Eisenbahnverband. 
Aufhebung    von  Tarifen 
Mit  Ablauf  des  28.  Februar  1919  treten 
die  nachbenannten  Tarife,  deren  An- 
wendung   derz'eit    ausgeschlossen  ist, 
samt  Nachträgen  einschließlich  der  im 
Verfügungswege  difrchgeführten  Tarif, 
maßnahmen  ohne  Ersatz  außer  Kraft: 
Ta,rif,  Teil  I,  Abteilung  A  gültig 
vom  15  Mai  1909 
Im  Verkehre    mit    den  fran. 
z;öisi  sehen    Ostb  ahnen: 
Tarif,  Teil  I,  Abteiluns:  B  gültig 
vom  1.  Januar  1914 
Gemeinschaftliches  Heft  gültig  vom 
1.  März  1900 
Tarif,  Teil  II,  A,  Heft  1  gültig  vom 
1.  Januar  1914 

Tarif,  Teil  II,  A,  Heft  2  gültig  vom 
1.  Januar  1914 

Tarif,    Teil     II,    B,     gültig  vom 
1.  Januar  1914 

Tarif.  Teil  III,  Heft  A  gültig  vom 
1.  Mai  1913 

Tarif,  Teil  III,  Heft  2  gültig  vom 
1.  August  1908 
Tarif,  Teil  IV,  Heft  1  gültig  vom 
•  21.  August  1912 

Tarif,  Teil  IV,  Heft  2  .gültig  vom 
21.  August  1912 

Tarif,  Teil   V,  Heft  1   gültig  vom 
1.  Januar  1907 

Tarif,  Teil  V,  Heft  2  gültig  vom 
1.  Januar  1907 

Tarif,      Teil      VI,      gültig  vom 
15  November  1909 

Tarif,      Teil     VII,     gültig  vom 
1.  August  1911 

Ausnahmetarif  für  die  Beförderung 
von  Leichen  gültig  vom^  1.  Januar  1907 
Im  Verkehre  mit  der  fran- 
zösischen Nord  bahn: 
Tarif,  Teil  II,  Heft  1  gültig  vom 
1.  November  1909 

Tarif,  Teil  II,  Heft  2  gültig  vom 
1.  November  1909 

ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  .s  c  h  -  u  n  .g  a  r  i  s  c  h'  - 
südfranzösischer  Eisenbahn- 
verband : 
Tarif,  Teil)  IL  Heft  1  gültig  vom 
1.  Mai  1914 

Tarif,  Teil  II,  Heft  2  gültig  vom 
1.  Mai  1914 
Wien,  am  18.  Januar  1919  (106) 
Deutschösterpeichische  Staatsbahnen^ 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 
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2.  Personen-  und  Güterverkehr 

Für  den  Personen-,  Güter-  und  Tier- 
verkehr der  Freien  Grunder  Eisenbahn 
treten  am  1.  April  d.  J.  erhöhte  Tarif- 
satze in  Kraft.       Näheres  durch  die 
unterzeichnete  Direktion  (115) 
Frankfurt  (Main),  24.  Januar  1919. 
Freien  Grunder 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft. 
Die  Direktion. 


Der  der  Generaldirektion  der  Sächsi- 
schen Staatseisenbahnen  beigeordnete 
Eisenbahnrat  hielt  am  23.  Januar  1919 
unter  dem  Vorsitz  des  Vizepräsidenten 
der  Generaldirektion,  Herrn  Geheimen 
Finanzrates  Dr.  Mettig,  seine  77.  Sit- 
zung ab.  Er  nahm  Mitteilungen  über 
mehrere  laufende  Angelegenheiten  ent. 
gegen  und  stimmte  der  geplanten  Ein- 
iuhrung  allgemeiner  Tarifzuschläge 
im  Personen-,  Güter-  und  Tierverkehr 
zu.  Die  Aufnahme  verschiedener  Ge- 
müse in  den  Spezialltarif  für  bestimmte 
Ellgüter  wurde  abgelehnt,  die  Be- 
schlußfassung über  Aufhebung  des  all- 
gemeinen Ausnahmetarifs  für  Holz  ver- 
tagt. 

Dresden,  den  23.  Januar  1919.  (97) 
Generaldir.  d.  Sächsischen  Staatsbahnen. 


Am  1.  April  1919  werden  im  Per- 
sonen-, Guter-  und  Tierverkehr  erhöht<3 
Tarifsätze  in  Kraft  treten. 

Näheres  ist  auf  unserem  Verkehrs- 
bureau zu  erfahren. 

Oldenburg,  den  21.  Januar  1919.  (98) 
Eisenbahn  direktion. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Binnenpersonentarif 
der  Ruppiner  Eisenbahn. 
Zum  1.  April  1919  erscheint  der  Nach- 
trag 3,  der  erhöhte  Beförderungspreis« 
enthält. 

Neuruppin,  im  Januar  1919.  (109) 
Die  Direktion. 


Rheinisch-Westfälisch-Hessisch. 
Thüringisch-Östcrrcicluscher  Personen- 
und  Gepäckverkehr. 

Der  vom  1.  Mai  1908  gültige  Tarif 
nebst  Nachträgen  I  bis  V  wird  am 
1.  April  1919  aufgehoben. 

Cöln,  den  24.  Januar  1919.  (118) 
'Eisenbahndirektion, 
zugleich  namens  d.  beteiligten  Verwalt.i 


4.  Offene  Stellen. 

Reglernngsbaumeister   des  Jlaschlnen-i 
baufachcs. 

Die  Stelle  des  Vorstandes  unserer 
Werkstätten  Verwaltung  (Lokomotiv-! 
und  Wagenhauptwerkstätte  mit  etw* 
600  Arbeitern)  ist  alsbald  zu  besetzen.! 
Regierungsbaumeister  des  Maschinen- 
bauiaches  wollen  sich  unter  Vorlegun^p 
von  Zeugnissen  und  eines  ausführ-' 
liehen  Lebenslaufs  sowie  Angabe  ihrer 
Gehaltsforderungen  schriftlich  bei  uns 
bewerben. 

Von  persönlicher  Vorstellung  ist  so- 
lange abzusehen,  bis  Aufforderung  da- 
zu erfolgt. 

Oldenburg  im  Freistaat  Oldenburd 
den  21.  Januar  1919.  (116)1 
Eisenbahndirektion. 
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Das  Verhältnis  von  Wagenbestand  und  Lieeedauer  auf  Bahnhöfen. 

Von  Beg.-Baumeieter  Dr.-Ing.  W.  Baseler,  Erfurt. 


■  öind  ■schon  die  «ogeuaunten  Naturgesetze  nach  neuerer  Auf- 
fassung nichts  anderes  als  möglichst  einfache  und  richtige 
Bilder  des  Naturgeschehens,  so  trifft  diese  Anschauung  in  noch 
weit  höherem  Maße  für  die  zahlreichen  Begriffsentwicklungen 
der  Technik  zu,  und  zwar  um  so  mehr,  je  weniger  einfach  und 
einheitlich  der  durch  das  Ge.setz  zu  umfassende  Tatsachen- 
bestand ist,  .ie  mehr  er  sich  von  der  bündigen  Einfachheit  des- 
jenigen der  Naturgesetze  entfernt. 

So  sehr  man  sich  hiernach  über  die  höchst  'bedingte  Gültig- 
keit vieler  Formen  der  Technik  klar  sein  und  an  ihrer  feineren 
Durchbildung  arbeiten  muß,  so  wenig  kann  und  darf  man 
andererseits  darauf  verzichten  —  immer  in  dem  Bevraßtsein 
der  Grenzen  —  die  Haupttatsachen  in  einfachen  großen  BiL 
dern  darzustellen,  will  man  nicht  l^offnungslos  im  Strome  der 
Einzelheiten  versinken.  Für  den  Umlauf  der  Eisenbahnwagen 
gibt  ein  solches  Bild,  wie  an  anderer  Stelle*)  ausgeführt 
wurde,  der  Vergleich  mit  einer  Flüssigkeitsströmung.  Be- 
sonders nützlich  ist  dieser  Vergleich  zur  Bestimmung  der 
Liegedauer  der  Wagen  auf  den  großen  Verschiebebahnhöfen. 
Diese  Zahl  ist  sehr  wichtig.  Bekanntlich  laufen  unsere  Eisen- 
bahnwagen im  Durchschnitt  nur  etwa  drei  Stunden  am  Tage, 
während  sie  die  übrige  Zeit  stillstehen.  Bei  Betriebsstockungen 
kann  sich  dieses  Mißverhältnis  bis  zum  völligen  Stillstand 
verschlechtern.  Nichts  ist  daher  für,  den  Betriebsleiter  wich- 
tiger, als  den  Uberblick  über  den  Wagenumlauf  zu  behalten. 
Hierzu  sind  in  den  Betriebsmeldungen  gewöhnlich  die  tat- 
sächlichen Fahrzeiten  der  Züg«  von  Knotenpunkt  zu  Knoten- 
punkt aufgeführt,  die  sieh  leicht  ermitteln  lassen  und  die  bei 

*)  Selbsttätig«  Achszähluttg,  Ztg.  d.  V  D  E.-V.  1919,  Heft 
2  und  3. 


Stockungen  gegenüber  den  planmäßigen  Falirzeiteu  wesentlich 
vergrößert  erscheinen.  Diese  geben  nun  zwar  zur  Beurteilung 
des  Lokomotivumlaufs  einen  guten  Anhalt,  über  den  Wagen- 
umlauf sagen  sie  hingegen  so  gut  wie  gar  nichts,  weil  der 
unverhältnismäßig  längere  Aufenthalt  auf  den  Knoten  punkts- 
bahnhöfen  in  ihnen  nicht  zum  Ausdruck  kommt.  Umgekehrt 
ist  diese  Größe  für  sich  allein  schon  ein  völlig  zui-eichender 
Ausdruck  des  Wagenumlauf«  und  daher  eine  der  wichtigsten 
Betriebszahlen,  wenn  nicht  die  wichtigste  überhaupt. 

Zu  ihrer  Feststellung  stehen  bisher  keine  Mittel  zu  Gebote, 
wenn  man  nicht  zu  dem  höchst  umständlichen  und  auf  längere 
Zeit  kaum  durchführbaren  Verfahren  greifen  will,  nicht  nur 
auf  allen  Wagen  beim  Eingang  die  Zeit  anzuschreiben,  son- 
dern diese  auch  im  Augenblick  des  Ausgangs  festzustellen  und 
sodann  aus  den  Einzelbeobächtungen  das  Mittel  zu  bilden.  Mißt 
man  hingegen  Eingang,  Ausgang  und  Bestand  fortlaufend  mit 
einem  Achszähler,  so  läßt  sich  hieraus  der  gesuchte  Wert, 
also  die  durchschnittliche  Liegedauer  einer  Achse-,  leicht  er- 
mitteln. 

Wir  machen  zunächst  die  an  sich  ganz  unzutreffende,  für 
den  gedachten  Zweck  aber  voll  zulässige  Annahme,  daß  alle 
Wagen  den  Bahnhof  in  derselben  Eeihenfolge  verlassen,  wie 
sie  ankommen.  Gehen  also  der  erste,  zweite  usw.  .  .  .  .rute 
Wagen  zu  den  Zeiten  ti,  t2  usw.  .  .  .  tn  ein.  wobei  t^  <  t, 
<  usw.  .  .  .  <  tn  ist,  und  zu  den  Zeiten  t'^,  t'^  usw.  .  .  .  t'  t. 
aus,  so  soll  auch  t'i  <  t'o  <  usw.  .  .  .  <  t'„  sein.  Wir  bilden 
die  mittlere  Liegedauer  L;    diese  ist: 

L  =      (t'l  -  ti)  +  (t'o  -  t,)  -t-  usw.    .    ■    .    -f-  (t'n  -  tn  ) 


_    (t'i -}- t'.2  +  usw. 


+  t'n)  —  (ti  4- ta -f  usw.  .        ■  -^  tr) 
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Di«  t'  in  der  ■ersten  Klammer  können  aiber  beliebig  ver- 
lau&oht  werden,  d.  h.  e^s  kann  den  Wagen  eine  andere  Eeihen- 
folge  beim  Ausgang  zugewiesen  werden,  ohne  daß  «ioli  L  da- 
durch ändert.    Damit  ist  die  Annahme  als  zulässig  erwiesen. 

Ist  a.uf  dem  Balmhof  der  Beharrungszustand  eingetreten,  d.  h. 
halten  sich  Ein-  und  Ausgang  die  Wage  und  gind  ebenso  wie 
der  Bestand  unveränderlich,  so  wird  die  Bestimmung  von  L 
mit  Hilfe  der  eben  gewonnenen  Erkenntnis  sehr  einfach.  Ist 
Q  der  Bestand,  q  der  stündliche  Ein-  oder  Ausgang,  kurzgesagfc 
der  Durchgang,  so  muß  jede  eben  eingegangene  Achse 
^    Stunden  warten,  bis  sie  wieder  in  den  Ausgang  kommt,  d.  h. 

q 

Um  ein  Beispiel  zu  nenjjen : 

Bestand  Q.  r=  3000  Achsen 

Durchgang  q  .    .    ,  =  200  Achsen  in  der  Stunde 

duichsc/hnittliche   Liegedauer   L  '^'""^ 


200 


15  Stunden. 


Der  Beharrungszustand  ist  nun  freilich  die  Ausnahme  auf 
einem  Bahnhofe,  und  die  Schwankungen  sind  die  Eegel.  Um 
auch  über  diesen  Zustand  eine  Übersicht  zu  gewinnen,  be- 
nutzen wir  ein  Diagramm. 

Wir  trafen  (siehe  Abbildung  1)  als  Abszisse  die  Zeit  in 
Stunden  auf,  und  als  Ordinaten  in  fortlaufender  Summierung 
die  Eingänge  einschließlich  des  Anfangsbestandes,  und  ebenso 
die  Ausgänge.  Der  lotrechte  Unterschied  beider  Kurven  ist 
der  jeweilige  Bestand ;  also  die  Sti-eoke  A  B  z,  B.  ist  der  Be- 
istand um  12  Uhr  mittags*).    Der  mittlere  Bestand  wätrend 


einer  gewissen  Zeitspanne  ist  die  mittlere  Höhe  euies 
von  zwei  Lotrechten  begrenzten  Flächen. 
Stückes,  z.  B.  des  Fläohenstückes  C  D  E  F  für  die  Zeit 
von  6—8  Uhr. 

Was  bedeutet  nun  die  wagereohte  Entfernung  beider 
Kairven'?  Stellen  wir  (in  Abbildung  2)  den  Eingang  der 
ersten,  zweiten  usw.  Achse  durch  Abtreppung  der  Kurve  ein- 
zeln dar,  so  bedeutet  die  oben  gemachte  Annahme  der  gleichen 
ßeihenfolge  beim  Ein-  und  Ausgang,  daß  die  in  die  Treppen 
eingeschriebene  Zahlenfotlge  auch  für  den  Ausgang  gilt.  Dann 
ist  aber  die  wagerechte  Entfemuag  1—1  die  Zeit,  die  die  erste 


*)  Herrn  Regierungsbaumeister  Ho  oh  he  im  in  Erfurt 
verdanke  ich  die  Mitteilung,  daß  er  bei  seinen  Studien  eben- 
falls zur  AufsU'lluug  dieser  beiden  Kurven  gelangt  ist  mit  dem 
Zweck,  durch  Feststellung  der  Schwankungen  des  Wagenbe- 
standes den  nötigxin  Oleisrauin  eines  zu  entwerfenden  Bahn- 
hofs zu  bcAstimmen. 


Achse  auf  dem  Bahnhof  liegt,  2—2  die  der  zweiten  Achse  usw. 
Die  mittlere  Liegediauer  einer  Anzahl  Achsen  ist  also  die 
mittlere  Breite  des  entsprechenden,  von  zwei  W a g e - 
rechten  begrenzten  Flächenstückes,  z.  B.  des 
Flächenstückes  G  H  I  K  für  die  30CO.  bis  4O0O.  Achse. 

Ist  die  Gestaltung  der  Kurven  nicht  gar  zu  ungleichmäßig, 
so  darf  als  angenäherter  JMittelwert  der  Liegedauer  zur  gie- 
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gebeueu  Zeit  die  einzelne  Wagei-echte  selbst  genommen  wor- 
den ;  so  ißt  z.  B.  IM  A  gleich  rd.  3  Stunden  die  mittlere  Liege 
dauer  der  gegen  12  Uhr  mittags  ausgegangenen  Achsen. 

'Ks  ist  nicht  schwierig,  den  Achszähler  mit  Selbstaufzeicä- 
uung  zu  versehen,  dergestalt,  daß  er  die  beiden  Kurven  un- 
mittelbar auf  eine  Zeitwalze  aufzeichnet.  Dann  braucht  man 
die  gewünschten  Angaben  nur  abzugreifen. 

Für  einen  größeren,  für  sich  gelegenen  Versohiebebahnhof, 
in  dem  fast  alle  Züge  aufgelöst  werden,  gibt  dieses  Verfahren 
vollständig  dem  Sinn  entsprechende  Zahlen.  Gehen  viele  Züge 
unbehandelt  weiter,  so  wird  die  mittlere  Liegedauer  kleiner, 
ist  ein  Ortsgüterbahnhof  oder  dergleichen  einbegriffen,  so 
wird  sie  größer  werden  als  diejenige  der  Wagen,  die  wirklich 
die  Versohiebegrupi>en  durchlaufen  und  die  man  zunächst 
eigentlich  meint.  Für  den  angesti^bten  Zweck  ist  das  alber 
gleichgültig.  Die  Erfahrung  wird  für  jeden  Bahnhof  eine 
bestimmte  mittlere  Liegedauer  bei  regelmäßiger  Betrieb&lage 
ergeben,  die  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  sehr  ver- 
schieden sein  kann.  Erkennt  man  dann  aus  dem  Zähler,  um 
wie  viel  diese  Zahl  fällt  oder  steigt,  iso  weiß  man  zur  Be- 
urteilung des  Wagendurchlaufs  auf  dem  Bahnhof  genug,  wenn 
man  diesen  auch  nicht  mit  andei'en  schlankweg  vergleichen 
kann. 

Zweiseitige  Verschiebebahnhöfe  mit  scharf  durchgeführter 
Trennung  werden  gestatten,  jede  Fahrriohtung  besonders  » 
messen.    Sehr  durcheinander  gebaute  Anlagen  eignen  sich  im 
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allgemeinen  weniger  zu  dem  Verfahren,  namentlich,  wenn 
Personenverkehr  hineingreift. 

Im  Beharrungszustand  sind  die  beiden  Kurven  gerade,  pa- 
rallele, Ijinien.  (si^he  Abbildung  3).,  Die  Neigung  der  Geraden 
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(tg  «)  ist  proportional  q.  Aus  der  Abbildung  geh«n  ebenso 
wie  aus  der  Gleichung:  L  =  ^  folgende  Sätze  hervor : 

1.  Bei  gleicher  Liegedäuer  ist  der  Bestand  dem  Durchgang 
pi-oportional. 

2.  Bei  gleichem  Bestand  steht  die  Liegedauer  zum  Durch- 
gang im  umgekehi-ten  Verhältnis. 

3.  Bei  gleichem  Durchgang  ist  die  Liegedauer  dem  Bestände 
proportional. 

Das  Ansteigen  des  Wagenbestandes  auf  einem  Bahnhofe  ist 
deshalb  für  sich  allein  keineswegs  ein  ungünstiges  Zeichen 
für  den  Wagenumlauf,  denn  es  kann  sogar  ein  Herabgeban 
der  Liegedauer  damit  verbunden  sein,  nämlich  dann,  wenn  der 
Durchgang  in  noch  gröl$erem  Verhältnis  gewachsen  ist.  Nur 
wenn  dieser  nicht  wenigstens  in  gleichem  Verhältnis  steigt, 


wird  die  Lage  bedenklich.  Übrigens  wird  man  bei  glatter  Be- 
triebslaige  verlangen,  daß  mit  einem  Steigen  des  DurchgangiS 
sogar  ein  Herabgehen  der  Liegedauer  verbunden  ist,  weil 
sich  eher  Wag'en  für  eine  Richtung  zusammenfinden  und  die 
Anschlüsse  dadurch  besser  werden.  Eine  andere  Frage  hin- 
sichtlich des  Bestandes  ist  natürlich,  ob  er  nicht  an  sich  zu 
groß  für  den  Bahnhof  wird;  jeder  Bahnhof  hat  da  .seine  be- 
stimmte Gren2ie,  die  nicht  überschritten  werden  darf,  wenn 
er  bewegungsfähig  bleiben  soll. 

Die  Betrachtung  der  erläuterten  Zusammenhänge  würde 
wenig  mehr  als  statistischen  Wert  haben,  wenn  die  Unterlagen 
nur  durch  mühsame  Berechnungen  nachträglich  zu  erlangen 
wären;  dadurch  jedoch,  daß  der  Zähler  seine  Angaben  sofort 
greifbar  und  im  Augenblick  der  Gültigkeit  liefert,  dürfte  er 
in  vielen  Fällen  zur  Ergreifung  der  richtigen  Betrieb&maß- 
nahmen  eine  wichtige  Hilfe  sein. 


Die  Gotthardlinie  in  Gefahr 


Einer  der  bekanntesten  französischen  Volkswirtschafter, 
Emst  Lemonon,  der  schon  eine  ganze  Anzahl  Schriften 
über  verkehrstechnisohe  Projekte,  mit  denen  sich  die 
Friedenskonferenz  zu  befassen  nahen  wird,  verfaßt  hat,  kommt 
in  seiner  neuesten  Auslassung  auf  die  Gotthai-dfrage  zu 
sprechen.  Es  sei  hier  vorweggenommen,  daß  er  dem  Gotthard 
auf  Kosten  des  Simplons  und  des  Lötschberges  seine  Eigen- 
schaft als  Rückgrat  des  kontinentalen  Nord-Südverkehi*s 
nehmen  will,  wobei  er  jedoch  zu  erwähnen  vergißt,  daß  beim 
■  Simplon  und  beim  Lötschberg  in  der  Hauptsache  französisches 
Kapital  beteiligt  ist,  und  daß  eher  dieses  Moment  als  die  ge- 
suchte verfcehrsteohnische  Begründung  seine  (Schrift  veran- 
laßt hat.  In  der  Schweiz  ist  man  stets  vom  Grundsatze  auvS- 
gegangen,  daß  die  Lötschberg-Simplonlinie  das  dritte  Gleis 
des  Gotthards  ist,  und  daß  die  Gotthardlinie  mit  ihrem  vor- 
bildlichen Unterbau,  und  ihrer  außerordentlich  günstigen 
geographischen  Lage  als  Hauptlinie  im  Nord-Südverkehr 
ohne  Wettbewerb  ist.  Die  ganze  Begründung  Lemonons  hat 
einen  mehr  chauvinistisch-politischen  als  verkehrstechnischen 
Hintergrund,  kann  aber  bei  der  gegenwärtigen  politischen 
Lage  doch  für  die  Schweiz  und  Deutschland  und  gewiß  auch 
für  Italien  gefährlich  werden. 

„Die  deutsche  Politik",  sagt  er,  „ist  darauf  ausgegangen, 
sieh  zwei  transkontinentale  Eisenbahnilinien  zu  schaffen,  eine 
für  den  West-Ostverkehr,  und  eine  andere  für  den  Nord-iSüd- 
verkehr,  jene  bekannt  unter  dem  Namen  Orient-Expreß  als 
wertvolle  Waffe  in  dem  wü-tsohaftlichen  Wettbewerb  mit 
Kußland  und  für  die  wirtschaftliche  Beeinflussung  der  Balkan- 
staaten, diese,  der  Gotthard,  für  den  be&s-eren  Anschluß  an 
Italen  und  ans  Mittelmeerbecken.  Der  Orient-Expreß,  von 
Paris  ausgehend  und  in  Konstantinopel  mündend,  durchfuhr 
nur  410  Kilometer  französischen  Gebietes,  aber  ihm  verdankt 
Deutschland  die  politische  und  kommerzielle  Ausnahme- 
stellung, die  es  vor  dem  Kriege  besaß.  Die  Gotthardlinie 
setzte  es  in  den  Stand,  .seinen  Einfluß  auf  Südeuropa  und 
namentlich  auf  Italien  und  das  Mittelmeenbecken  immer 
weiter  auszudehnen.  ,Er  war  ein  vorzügliches  Beherrschunog- 
mittei,  das  von  Bismarck  bei  der  ersten  Gotthardkonferenz 
sofort  als  solches  erkannt  wurde.  Der  Gotthard  liegt  im 
Herzen  von  Europa  und  mitten  in  der  Schweiz,  seine  End- 
punkte .sind  im  Norden  Luzern  und  Zürich,  im  Süden  Mailand. 
Zürich  Ißt  ein  Verkehrsmittelpunkt  mit  vielfachen  Abzwei- 
gungen nach  ganz  Nordeuropa,  die  es  einerseits  mit  dem  für 
Deutschland  so  wichtigen  Verkehrspunkte  Basel  verbinden, 
wo  nicht  nur  mehrere  französische  Linien  zusammenlaufen, 
sondern  auch  die  rheinischen,  Eisenbahnlinien,  die  Basel  mit 
Holland,  Belgien  und  England  in  Verbindung  setzen,  und  an 
das  anderseits  die  Linien  aus  dem  Osten,  von  Innsbruck  und 
Wien,  .sich  anschließen.  Mailand  als  .südliches  Ende  der  Gott- 
hardlinie  ist  ein  nicht  minder  wichtiger  Verkehrsknotenpunkt 
und  der  Mittelpunkt  des  ganzen  italienischen  Eisenbahn- 
netzes. Mit  Hilfe  des  Gotthard  gewann  Deutschland  den  An- 
ßcüiuß  an  Italien,  und  damit  den  Anschluß  ans  Mittelmeer  und 
an  Afrika.  Des.halb  war  es  auch  stets  bestrebt,  aus  der  wun- 
derbaren lombardis«hen  Stadt  ein  aktives  Zentrum  der 
Germanisierung  zu  machen.  Bis  1882  bestanden  die  Eisen- 
bahnverbindungen init  Italien  in  der  Hauptsache  aus  zwei 
tranzosisohen  Linien,  die  eine  bei  Ventimiglia,  die  andere 
aurch  den  Mont-Cenis ;  nach  dem  Bemer  Abkommen  von  1869 
zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  dem  1871  auch  D.eutschland 
beitrat,  wurde  die  Gotthardlinie  eröffnet.  Diese  Linie  war 
nur  dem  Namen  nach  schweizerisch,  tatsächlich  war  sie  von 
ueutschland  abhängig,  das  dabei  die  bedeutendsten  Vorteüe 


errang,  so  daß  nach  der  Gotthardkonfei'enz  von  1909  alle  an- 
deren schweiz-erischen  Eisenbahnen  unter  die  unmittelbare 
Vormundschaft  Deutschlands  gelangten.'' 

Nach  diesen  Ausführungen  kommt  Lemonon  zum  Vorschlage, 
dem  Orient-Expreß  und  dem  Gotthard  zwei  neue  transkon- 
tinentale Wettbewerbslinien  entgegenzustellen,  eine  ost-west- 
liche,  die  den  Atlantischen  Ozean  mit  Österreich  verlsindet, 
und  eine  nord-südliche,  die  von  England  ausgeht  und  in 
Italien  mündet.  Er  bemerkt  dazu:  „Die  Zentralstaaten  ver- 
dankten ihre  ErfdLge  im  Kriege  hauptsächlich  ihrer  geo- 
graphischen Lage,  die  ihnen  gestattete,  ungehindert  unter 
sich  zu  verkehren,  während  anderseits  die  Ententestaaten  in 
den  Verkehrsschwierigkeiten  das  Haupthindernis  für  die  Ein- 
heit ihrer  militärischen  Operationen  erblicken  mußten.  Es 
ist  daher  Pflicht  der  heutigen  Alliierten,  sich  für  die  Zeit 
nach  dem  Kriege  Eisenbahnverbindungen  zu  schaffen,  die 
auf  keinem  Punkte  das  Gebiet  der  gegenwärtigen  Gegner  be- 
rühren. Und  gleichwie  es  notwendig  ist,  eine  unabhängige 
Wettbewerbslinie  für  den  österreichisch-deutschen  Orient- 
Expreß  zu  schaffen,  so  muß  auch  im  Nord  Südverkehr  an 
Stelle  des  Gotthard  eine  Linie  treten,  die  nicht  der  Kontrolle 
der  Zentralstaaten  unterworfen  ist.  Italien,  Frankreich,  Eng- 
land und  Belgien  brauchen  heute  für  ihren  gegenseitisjen  Ver- 
kehr den  Gotthard,  die  meist  frequentierte  transalpine  Linie, 
welcher  weder  der  Mont-Cenis  noch  der  Simplon  bis  heute 
einen  wirksamen  Wettbewerb  machen  konnten.  Nun  besteht 
aber  noch  die  Lötschberglinie,  welche  bei  DeWe  über  Chaumont 
und  Reims  ihre  Verlängerung  nach  Boulogne  findet,  über 
Nancy  nach  Calais,  über  Metz  nach  Ostende,  Luxemburg  und 
Brüssel.  Das  ist  die  wahre  Linie,  mit  welcher  die  Alliierten 
Itaf.ien  von  dem  deutschen  Druck  befreien  und  teilweise  den 
Verkehr  des  Gotthards  an  sich  ziehen  können.  Diese  Linie 
ist  zudem  für  den  Verkehr  von  Belgien  und  England  nach 
Mailand  und  Genua  kürzer  und  kommt  außerdem  für  Elsaß- 
Lothringen  als  Verlängeruno;  der  linksrheinischen  Bahn  in 
Betracht.  Der  Westen  Europas  gehört  unter  aOlen  Umständen 
zum  Emziehungßgebiet  des  Simplons  und  des  Lötschbergs  und 
der  Gotthard  darf  nur  noch  für  den  Nord-Südvea-kehr  in  Be- 
tracht kommen". 

Das  sind  in  Kürze  die  Gedanken,  die  Lemonon  in  .seiner 
Schrift  darlegt.  Um  den  Umstand,  daß  der  Lötschberg  in  der 
Schweiz  liegt,  und  daß  bei  der  Güterverteilung  auf  die  ein- 
zelnen Linien  auch  die  schweizerischen  Behörden  mitzureden 
haben,  kümmert  er  sich  nicht  viel,  und  ebenso  wenig  um  die 
Frage,  ob  der  Lötschberg-Simplon  überhaupt  fähig  ist,  den 
ihm  zugedachten  Verkehr  zu  übernehmen.  Auf  .jeden  Fall 
wird  sich  die  Schweiz,  die  den  Gotthard  mit  schwerem  Geld 
zurückgekauft  hat,  .sehr  in  acht  nehmen,  seine  Bedeutung  aLs 
transalpine  Linie  irgendwie  beeinträchtigen  zu  lassen.  Aber 
auch  Italien,  das  am  Gotthard  sehr  stark  beteiligt  ist,  dürfte 
an  der  Verwirklichuna-  der  Lemonon'schen  Pläne  keine  son- 
derliche Freude  haben,  soweit  sie  den  Gotthard  betreffen, 
denn  schließlich  wird  Ita^lien  nach  dem  Kriege  seine  Kohlen 
und  sein  Roheisen  zum  größten  Teile  wieder  aus  Deutsch- 
land beziehen  und  wahrscheinlich  auf  dem  Wasserwege  bis 
nach  Basel  wesentlich  billiger  als  auf  der  Eisenbahn,  und 
von  Basel  aus  werden  wohl  wie  bisher  die  meisten  Güter 
über  den  Gotthard  nach  Italien  wandern  und  nicht  über  den 
Lötschberg,  denn  von  Basel  aus  ist  der  Gotthard  der  kürzeste 
Weg  und  auch  technisch  die  günstigste  Linie.  Der  Chauvinis- 
mus als  Vater  von  Verkehrsplänen  hat  noch  keine  großen 
Taten  vollbracht,  und  im  Verkehrswesen  hat  von  jeher  die 
Notwendigkeit  den  Ton  angegeben.   Die  Schrift  Lem'onons  ist 


Zeitiin«?  des  Vereins 

Deiltsolipr  Kispnlüilinvorwnlfiincen. 


SO  voll  IrrtümOT,  Ungenauigkeitea  und  Übertreibung!!,  daß  ! 
♦'S  nicht  der  Müh«  wert  wäre,  näher  auf  sie  einzugehen,  wenn  ] 
<'s  nicht  geschehen  müßte,  um  Volk  und  Behörden  sowie  j 
die  ganze  Interessensphäre  des  Gotthard  auf  die  Gefahr  hin- 
zuweisen.    Ein  Tessiner  Blatt  schreibt  dazu:     Die  Schrift 
vei.bi'eitet  eine  Atmosphäre  voll  von  Feindschaft  gegen  unser 
Land  und  hauptsächlich  gegen  die  Gotthardlinie ;  diese  ist  ) 
(las  Rückgrat  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  des 


Kantons  Tessin.  Glücklicherweise  haben  wir  in  Italien  bei 
der  Verteidigung  des  Gotthards  mächtig«  Verbündete,  denn 
Mailand  und  Genua  werden  niemals  zulassen,  daß  die  große 
Verkehrsarterie,  die  sie  mit  dem  atlantischen  Meere  ver- 
bindet, aus  bloßen  Vorurteilen,  von  denen  man  zur  Zeit  einer 
Völkerbundsidee  überhaupt  nicht  reden  sollte,  irgendwie 
unterbunden  wird. 

J.  R.  F.,  Zürich. 


The  Railway  Gazette  and  Railway  News. 


Die  seit  1864  bestehende  engliisohe  "Wochenschrift:  „The 
Railway  News"  zeigt  in  ihrer  Nummer  vom  30.  November  1918 
an,  daß  sie  sich  mit  der  Zeitschrift  ,,The  Railway  Gazette'' 
zu  einer  Wochenschrift  vereinigen  wird,  die  den  vorstehen- 
den Titel  führt.  Als  Grund  wird  teils  die  Papierknappheit 
angegeben,  teils  der  Umstand,  daß  beide  Zeitschriften  die- 
selben Tendenzen  verfolgt  haben,  es  also  eine  Art  von  Ver- 
schwendung wäre,  in  dieser  Zeit  zwei  große  Fachzeitschriften 
mit  wesentlich  gleichem  Inhalt  herauszugeben.  Die  Redak- 
tionsstäbe der  'beiden  Zeitschriften  werden  vereinigt,  der 
Bezugspi-eis  (2  £  2  sh.  .iährlich)  soll  in  Zukunft  der  gleiche 
für  Inland  und  Ausland  sein,  er  ist  g-eringer  als  der  Bezugs- 
preis der  beiden  bisherigen  Zeitschriften. 

Die  „Railway  News''  teilt  mit,  daß  sie  selbst  auch  aus  der 
'  Vereinigung  mehrerer  älterer  Zeitschriften  hervorgegangen 
ist.  Die  „Railiwa.y  Gazette''  war  ursprünglich  eine  englische 
Ausgabe  der  in  New  York  unter  demselben  Titel  (später  ,,Rajl- 
way  Age  Gazette")  herausgegebenen  Zeitschrift.  Allmählich 
aber  ist  von  ihr  nur  ein  Teil  des  Inhalts  der  amerikanischen 
Zeitschrift  übernommen  worden.  Die  „Railwa.y  Age  Gazette'' 
ist,  was  wir  beiläufig  bemerken,  schon  aus  einer  Verschmel- 
zung der  Zeitschriften  „Railway  Gaz-ette"  (New  York)  und 
„Railwa.y  Age"  (Chicago)  hervorgegangen.  Während  des 
Krieges  hat  sie  ihren  Titel  in  ,,Railwa.y  Age''  verkürzt.  Wir 
werden  also  in  Zukunft  zwei  in  englischer  Sprache  erschei- 
nende große  lEisenbahn-Fachzeitschriften  haben,  ,,Railway 
Gazette  and  Railway  News"  für  England  und  „Railwa.y 
Age"  für  Amerika.  Beide  Zeitschriften  pflegen  in  erster  Linie 
die  nicht  technischen  Zweige  des  Eisenbahnwesens  (Verwal- 
tung, Finanzen,  Tarife,  Personalien,  Betriebsergebnisse, 
Rechtspflege,  Statistik,  allgemeine  Eisenbahnpolitik,  Bericht- 
erstattung über  das  Ausland  usw.),  haben  aber  doch  auch  viele 
technischen  Artikel  hauptsächlich  über  Fragen  von  allgemeiner 
Bedeutung.  Beide  sind  mit  Abbildungen,  Karten,  Bildnissen 
von  Eisenbahnleuten  u.  dergl.  reich  ausgestattet.  Sie  waren 
bisher  sehr  gut  geleitet  und  haben  es  auch  —  „Railwa.y  Age" 
meihr  als  „Railway  News''  —  verstanden,  sich  eine  gewisse  | 


Unabhängigkeit  gegenüber  den  großen,  mächtigen  Privat- 
bahnen  zu  bewahren.  Sie  waren  für  den  Ausländer  die  besteu 
Quellen  zur  Kenntnis  des  Eisenbahnwesens  in  England  und  in 
den  Vei-einigten  Staaten  von  Amerika. 

Die  „Railway  News"  enthält  in  ihrer  letzten  Nummer  eine 
kurze  Lebensgeschichte  des  Blattes.  Eine  ausführlichere  ist 
in  der  von  ihr  im  Januar  1914  veröffentliöhien  Jubiläums- 
nummer zur  Feier  ihres  fünfzig.iährigen  Bestehens  veröffent- 
licht worden.  Die  Geschichte  zerfällt  in  drei  Abschnitte,  um. 
fa«.&end  die  Jahre  1864  bis  1875,  1875  bis  1900  und  19C0  bis  191S. 
Diese  Einteilung  ist  vorgenommen  naeh  den  wichtigeren,  in  die 
einzelnen  Abschnitte  fallenden  Vorgängen  im  englischen  Eisen- 
bahnwesen. Der  erste  Abschnitt  ist  sonach  der  der  ,,finan- 
ziellen  Schwierigkeiten"  der  Eisenbahnen.  Diese  fühnen  zu 
den  ersten  lunfangreichen  Verschmelzungen.  Bis  1878  war  in- 
folg-edessen  die  Zahl  der  Eisenbahnen  von  1000  auf  247  herab- 
gegangen, von  denen  ein  großer  Teil  nur  örtliche  Bedeutung 
hatte.  In  den  ersten  Abschnitt  fällt  der  50.  Geburtstag  der 
englischen  Eisenbahnen,  das  Jubiläum  der  Stockton-Darlington 
Eisenbahn.  Der  zweite  Abschnitt  heißt  der  der  fortge- 
setzten Verschmelzungen  und  der  Tarifreform  (Eisenbahn-  und 
Kanalgesetz  von  1888,  Tarifenqueten  von  1889  bis  1893).  In 
diesen  Abschnitt  fällt  der  Internationale  Eisenbahnkongreß 
von  1895,  die  Pariser  Ausstellung  von  1889,  auf  der  die  eng- 
lischen Eisenbahnen  stark  vertreten  waren,  Ferner  beginnen 
die  Bestrebungen  zur  Verbesserung  des  wirtschaftlichen  .Loses 
der  Eisenbahnbediensteten,  und  die  Frage  der  Verstaatlichung 
der  englischen  Eisenbahnen  erscheint  auf  der  Tagesordnung 
und  wird  lebhafter  erörtert.  In  dem  letzten  Abschnitt  mit 
der  Überschrift:  „Verkehrsentwicklung,  Neugestaltung  des 
Rechnungswesens"  werden  die  vielen  Untersuchungsausschüsse, 
die  sich  mit  diesen  beiden  Fragen  beschäftigen,  kurz  darge- 
stellt, und  er  schließt  mit  der  Tätigkeit  der  Eisenbahnen  im 
Kriege.  Beigefügt  ist  ein  verkleinerter  Faksimile-Abdruck 
einiger  Seiten  der  ersten  Nummer  der  „Railway  News"  vom. 
2.  Januar  1864.  v.  d.  L. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Die  deutschen  Eisenbahner  zu  dem  Zehnstundentag  in  den 
besetzten  Gebieten.  Der  Allgemeine  Eisenbahner- 
verband hat,  wie  die  D.  Allg.  Ztg.  berichtet,  durch  seinen 
Vorsitzenden,  den  bisherigen  Reichstagsabgeordneten  lokler, 
eine  Eingabe  an  die  Reichsregierung  gerichtet,  die  sich  mit 
einer  Beschwerde  über  die  Aufhebung  des  8-Stundentages  im 
besetzten  Gebiet  befaßt.   In  der  Eingabe  wird  gesagt: 

„Auf  unsere  vorgetragenen  Bedenken  im  Eisenbahn- 
ministerium haben  wir  zwar  die  Überzeugung  erhalten,  daß 
seitens  der  staatlichen  Behörden  sowohl  wie  von  der'  Reichs- 
regierung alles  geschehen  ist,  um  den  im  besetzten  Gebiet  be- 
schäftigten Eisenbahnern  die  durch  die  politischen  Umwäl- 
zungen eingeführten  Arbeits-  und  Lohnverbesserungen  zu  er- 
halten. Trotzdem  glauben  wir  verpflichtet  zu  sein,  die  Reichs- 
regierung  auf  die  ernsten  Folgen  dieser  Verfügung  wiederholt 
aufmerksam  zu  machen.  Nach  den  uns  zahlreich  zug-egange- 
nen  Mitteilungen  wird  die  Arbeitslust  der  im  besetzten  Gebiet 
beschäftigten  Eisenbahner  durch  derartige  Anordnungen  be- 
denklich erschüttert,  was  eine  '  abermalige  bedeutende 
Steigerung  des  ungünstigen  Eeparaturstandes  des 
deutschen  Eisenbahnmaterials  zur  Folge  haben  wird. 
In  einer  Zeit,  ~wo  das  rollende  Material  unserer 
Eisenbahnen  in  Rücksicht  auf  die  Beendigung  der  De- 
mobilisation,  die  Ernährungsfrage,  Kohlenbeförderung  usw. 
restlos  erfaßt  werden  muß,  darf  unter  keinen  Umständen  ein 
Teil  der  Bediensteten  daduröh  verbittert  werden,  daß  man  für 
ihn  ungünstigere  Arbeitsbedingungen  festsetzt  als  für  die 
übrige  in  demselben  Verwaltungsbereich  beschäftigte  Mehr- 
heit der  Staatsei  senbahner." 


—  Mecklenburgische  Friedrich-Franz-Eisenbahn.  Nach  dem 
soeben  erschienenen  Verwaltungsbericht  für  das  Betriebs.iahr 
1917/18,  «das  noch  unter  dem  Zeichen  günstdger  Betriebsergeb- 
nisse  stand,  betrug  die  Einnahme  aus  dem  Personen  -  und 
Gepäckverkehr  im  Berichts.iahr6  .13  624120  Jl  gegen 
10  442  524  J(  des  Vor.iahres.  Die  Mehreinnahme  um  rund  30% 
ist  eine  Folge  der  durch  die  Fortdauer  des  Krieges  geschaffe- 
nen Verhältnisse;  sie  ist  auf  den  gesteigerten  Personenver- 
kehr, besonders  auf  die  Massenbeförderung  von  Truppen  und 
den  Urlauberverkehr,  zum  Teil  auch  auf  idie  im  Oktober  1917 
eingeführte  Verdoppelung  der  Schnellzugpreise  und  die  im 
November  1917  in  Wirksamkeit  getretene  Verdoppelung  .dei- 
Gepäokfracht  zuiückzufübren.  Die  Einnahme  aus  dem 
Güterverkehr  belief  sich  im  Berichts.iahr>e  auf  18  307  115 
Mark  'gegen  16  224  085  M  im  Vorjahre.  Auch  hier  ist  eine  er- 
freuliche Zunahme  von  rund  13%  zu  verzeichnen,  die  in  erster 
Linie  in  der  starken  Beförderung  von  Militärgut  begründet- 
ist, 'Wenngleich  auch  die  Heranziehung  und  Ausnutzung  der 
verschiedenartigsten  Rohstoffe  zur  Herstellung  von  Ersatz- 
futtermitteln sowie  die  Ausdehnung  der  Industrie  für  Kriegs- 
zwecke zu  einer  weiteren  günstigen  -Entwicklung  des  Güter- 
verkehrs und  seiner  Einnahmen  nicht  unerheblich  beigetragen 
haben.  Von  wesentlichem  Einfluß  waren  ferner  verschiedene 
schon  dm  Vor.iahre  durchgeführte  Tarifmaßnahmen,  wie  die 
Aufhebung  von  Ausnahmetarifen  und  namentlich  die  Er- 
höhung der  Stückgutfrachtsätze,  der  Wagenstandgelder  und 
der  Wiegegebühren.  < 

Von  den  Ergebnissen  des  Fährbetriebes  ab.^esehen,  erreichte 
die  Gesamt  einnähme  eine  Höhe  von  36167  058  J(,  das 
sind  6,28  Millionen  Mark  mehr  als  im  Vorjahre.  Auf  .iedes 
Kilometer  Betriebslänge  kommt  .hiernach  im  Berichtsjahre 
eine  Einnahme  von  30  715  J{  (im  Vor.iahre  25  381  JC),  hiervon 
entfielen  37,67%  auf  den  Personenverkehr,  50,62%  .auf  den 
Giiterverkehr  und  11,71%  auf  die  übrigen  Einnahmequellen. 
Die  Gesarntausgaben.  die  bereits  im  Vorjahre  .um  mehr 
als  2,5  Milliornen  Mark  gestiegen  waren,  haben  im  Berichte- 
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jähr«  «ine  weitere  Steifferun^  .von  6,8  Millionen  Mark  erfahren; 
s'on  dieser  Mehrausoiabe  entfielen  2,8  Millionen  auf  die  persön- 
lichen und  4  Millionen  auf  die  .sachlichen  Ausio  aben,  und  zwar 
2  626  314  Jl  auf  die  Unterhaltung  und  Ergänzung  der  Aus- 
stattungsgegenstände  und  die  Beschaffung  .der  Betriebsstoffe, 
609 156  M  auf  die  Unterhaltung,  Erneuerung  und  Ergänzung 
der  Betrieibsinittel  und  maschinellen  Anlag-en,  118  798  Ji  .auf 
ÄiiQ  Kosten  der  B.enutzung  fremder  Bahnanlagen  und  für 
.  Dienstleistungen  fremder  Beamten,  63  674  Jl  auf  die  Kosten 
für  Benutzung  fremder  Betriebsmittel  und  751  665  Jl  auf  ver- 
schiedene Ausgaben,  insbesondere  auf  Ersatzleistungen.  Nur 
bei  den  Ausgaben  für  Unterhaltung,  Erneuerung  und  Ergän- 
zung der  baulichen  Anla.gen  ist  infolge  der  fast  vollständig 
ruhenden  Bautätigkeit  eine  Ersparais  von  173  511  Jl  g'Cgen  das 
V^orjahr  eing.etreten.  Mit  27  909  822  Ji  betrugen  die  Gesamt- 
ausgaben 77,17%  (i.  V.  70,61%)  der  Ges-amteinnahm'e.  Setzt 
man  von  der  Ge.samtausgab.6  die  besonderen  Ausgaben  für 
erhebliche  Erweiterungien  und  •Neubeschaffungen,  soweit  es 
sich  nie  Sit  um  Ersatz  handelt,  ab,  iSO  stellt  s  ich  das  Verhältnis 
der  Ausigaben  zu  den  Einnahmen,  .die  sogenan?[ite  B  e.t  r  i  e  b  s  - 
zahl,  auf  74,32%  gegen  68,05%  im  Vorjahre.  Infolge  der 
erheblichen  Mehrausgaben  blieb  der  Betriebsüberschuß 
■im  Ö25  993  Jl  g'ßgen  das  Vorjahr  zurück  und  belief  sich  auf 
S  257  236  Ji,  das  sind  auf  1  km  Betriebslänge  bereohn.et  7013  Jl 
-cegen  7459  Jl  im  Vorjahre.  Das  Anlagekapital  der  im 
Eigentum  des  Landes  befindlichen  Eisenbahnen  betrug  Ende 
-les  Vorjahres  161 915  813  Jl  und  End^e  des  Eerii^htsjahres 
165  298  098  Jl.  Damach  sind  im  B.erichtsjahre  für  Erweite- 
rung und  Verbesserung  der  Bahnanlagen  sowie  zur  .  Ver- 
mehrung der  Fahrzeuo-e  3  382  285  Jl  aufgewendet  worden  Bei 
«inem  clurchschnittlichen  Anlagekapital  von  163.«  Miliion.en 
Mark  ergibt  der  Beti-iebsüberschuß  von  S  362  431  (einschl. 
Fährbetrieb)  eine  Verzinsung  von  5,05%  (i-  V,  5,57%),  die  bei 
Absetzung  der  Beträge  für  erhebliche  Erweiterungeu  und  Neu. 
besohaf fangen  sich  auf  5,68%  erhöht. 

An  Fahrzeugen  wurden  im  Berichtsjahre  neu  'beschafft : 
3  Heißdampf-Güterzuglokomotiven  und  2  '  Tenderlokomotiven, 
:}  Personenwagen,  1  Gepäckwagen,  1  Viehwagen,  10  bed.6ckte 
und  7  offene  Güterwagen.  Der  Gesamtbestand  an  eigenen 
Fahrzeugen  betrug  am  Ende  des  Berichts.jahms  237  Lokomo- 
tiven, 537  Personenwagen  und  5036  Gepäck-  und  Güterwagen. 

—  Errichtung  eines  Beirats  der  württembergischen  Verkehrs- 
beamten. Durch  Verfügung  des  Ministeriums  der  Auswärti- 
i^en  Angelegenheiten,  Verkehrsabteilung  v.  17.  d.  M.  ist  für 
.ien  Bereich  der  württembergischen  Verkehrsanstallen  nach 
Benehmen  mit  den  Vertretern  der  B.earatenschaft,  vorbehalt- 
lich der  endgültigen  Eegelung,  ein  Beirat  der  württembergi- 
schen Verkehrsbeamten  errichtet  worden.  Aus  den  Bestim- 
mungen für  die&en  Beirat  ist  folgendes  hervorzuheben: 
Dem  Beirat  Iregt  die  Vertretung  der  Interessen  der 
Verkehrsbeamten  in  .allen  wirtschaftlichen,  rechtlichen, 
sozialen  und  dienstlichen  Angelegenheiten  gegenüber  der 
Verwaltung  ob;  er  übt  durch  seine  Tätigkeit  das  Mit- 
bestimmungsrecht der  Beamtenschaft  in  den  sie  selbst  betref- 
fenden Angelegenheiten  aus.  Der  Beirat  hat  jederzeit  das 
Recht,  Vorstellungen  zu  erheben  sowie  Vorschläge  und  An- 
regungen für  Verbesserungen  im  Dienstbetrieb  zu  machen; 
er  hat  in  den  die  Beamtensehaft  betreffenden  Angelegenheiten 
das  Eeoht  auf  Auskunftserteilung  seitens  der  Verwaltung  so- 
wie das  Recht  auf  Einsichtnahme  in  den  äußeren  Dienstbetrieb 
der  Verkehrsanstalten.  Das  Ministerium  und  die  General- 
airektion  haben  vor  Entscheidung  über  Disziplinarstrafen 
oder  bei  Entscheidungen  über  solche  im  Beschwerdeweg  und 
bei  Ersatzzuscheidungen  den  Vorstand  de«  Beirats  "unter 
Mitteilung  der  Akten  gutachtlich  zu  hören,  falls  der  zu  Maß- 
regelnde es  beantragt.  Vor  Besetzung  der  Stellen  der  Vor- 
stände von  Ämtern  1.  Klasise  und  von  allen  Ämtern  mit  einem 
Persona'!  von  mehr  als  50  Köpfen  sowie  der  Stellen  der  Bericht 
erstatter  für  das  Personalwesen  und  für  Wohlfahrtseinrich- 
tungen wird  dem.  Vorstand  des  Beirats  Gelegenheit  zur  Stel- 
lungnahme gegeben  werden.  Der  Beirat  wird  gebildet  dvirch 
den  Ausschuß  (32  Mitglieder)  des  „Bundes  der  württembergi- 
schen Verkehrsbeamten".  Die  Verhandlungen  mit  der  Ver- 
waltung werden  durch  den  Vorstand  des  Beirats  .geführt,  der 
zugleich  Bundesvorstand  ist  und  aus  sieben  Mitaliedern  be- 
steht. Bei  den  Bezirks-  und  örtlichen  größeren  Dienststellen, 
sowie  bei  den  Hilfsämtem  der  Generaklirektion  werden  Ver- 
trauensleute gewählt,  deinen  Zahl  nach  der  Stärke  des  Per- 
sonals zwischen  zwei  und  sieben  betragen  kann;  den  Ver- 
trauensleuten liegt  ob  die  Geltendmachung  gemeinsamer 
Wünsche  des  Personals,  die  Überwachuno-  der  Durchführuno- 
der  das  Personal  berührenden  Vorschriften,  die  Schlichtuno- 
von  Streitigl-eiten,  die  Sorge  für  eine  ordentliche  Behandlung 
der  Untergebenen  und  die  Mitwirkung  bei  Aufstellung  von 
Uienstemteilungen  und  der  Gesehäftszuteilung.  Auch  die  Ver- 
waltung kann  Streitigkeit>en  dem  Beirat  zur  Schlichtung  über- 
wessen 


—  Außerordentlicher  Urlaub  bei  der  württembergische  u 
Staatseisenbahnverwaltung.  Das  württembergisohe  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Verkehrsabteilung, 
hat  (wie  dies  auch  in  Bayern  geschehen  ist:  Nr.  6,  S.  56 
d.  Ztg.)  Bestimmungen  über  die  außerordentliche  Beur- 
lairbung  des  vom  Heeresdienst  zurückkehrenden  und  des  be- 
sonders beanspruchten  heimatlichen  Personals  erlassen. 
Hiemach  so31en  Beamte  und  Arbeiter,  die  aus  dem  Heeres- 
dienst und  aus  dem  Dienst  in  den  besetzten  Gebieten  zuiniok- 
kehren,  zur  Besorgiing  von  Familienangelegenheiten  und  zui 
Erholung  außerordentlichen  Urlaub  bis  zur  Dauer  des  ordent- 
lichen Jahresurlaubs  erhalten.  Die  im  heimatlichen  Dienst 
verwendeten  B^eamten  und  Arbeiter,  die  im  Jahr  1918  während 
mindesten  8  Monaten  regelmäßig  über  die  ordentliche  Dienst- 
zeit hinaus  in  Anspruch  genommen  waren,  sollen  einen  nicht 
auf  den  ordentlichen  Jahresurlaub  anzurechnenden  außer- 
ordentlichen Erholungsurlaub  erhalten,  und  zwar  im  Alter  bis 
zu  40  Jahren  die  Hälfte  des  ordentlichen  Jahresurlaubs  und 
im  Alter  von  mehr  als  40  Jahren  bis  zu  -/a  des  ordentlichen 
Jahresurlaubs,  jedoch  nicht  über  14  Tage;  bei  planmäßig 
angestellten  Beamten  und  Unterbeamten  kann  im  Falle  einer 
vom  Amtsvorstand  bescheinigten  besonders  dringlichen  Er- 
holungsbedürftdgkeit  zur  WiederhersteMung  der  Gesundheil 
dieser  Urlaub  bis  zur  vollen  Höhe  des  Jahresurlaubs  erstreckt 
werden.  Als  über  die  ordentliche  Dienstzeit  hinaus  in  An- 
sprach genommen  sind  ohn.e  weiteres  die  Personen  anzu- 
sehen, deren  Diensteinteilung  nach  den  Übergangsbestim- 
mungen zijr  DRV.  gereigelt  war.  Wer  in  der  Heimat  während 
des  Jahres  1918  seinen  ordentlichen  Jahresurlaub  aus  dienst- 
lichen Gründen  nicht  oder  nicht  voU  nehmen  konnte,  kann  den 
fehlenden  Teil  im  Jahre  1919  ohne  Anrechnung  auf  dieses 
Jahr  nachträglich  erhalten. 

—  Änderung  der  Vergebungsbestimmungen  in  Württemberg 

Auf  Anordnung  des  Staatskommissars  für  die  wirtschaftlich  i- 
Demobilmachung  haben  die  Behörden  der  Württembergischl -n 
Staats.eis.enbahnverwaltung  bis  auf  weiteres  bei  der  Ver- 
gebung von  handwerksmäßig  herzustellenden  Arbeiten  und 
Lieferungen  folgende  B>estimmungen  einzuhalt.en :  Die  Ar- 
beiten sind  vorzugsweise  den  Handwerkervereini- 
gungen  durch  Vennittlung  der  Handwerkskammern  oder 
ihrer  Wirtschaftsstellen  zu  vergeben.  Rohbau-  und  Tiefbau 
arbeiten  bis  zu  einem  Kostenbetrag  von  3000  Jl,  andere  Ar- 
beiten und  Liefemngen  bis  zu  einem  solchen  von  800  Jl  können 
in  der  bisher  üblichen  Weise  vergeiben  werden.  Vergibt  eine 
Behörde  Unterhaltungsarbeiten  für  eine  bestimmte  Zeit  iui 
voraus  an  einen  Handwerker,  so  ha,t  sie  dies  der  Handwerks- 
kammer (Wirtschaftsstelle)  .mitzuteilen.  Kommen  für  die 
Ausführung  von  Arbeiten  oder  Lieferungen  neben  Handwerks- 
ibetrieben  auch  nieht  handwerksmäßige  Unternehmung-en  in 
Betracht,  so  können  auch  diese  zur  Ausführung  herangezogen 
werden.  Für  die  Entscheidung  über  die  Vergebung  soll  nichi 
in  erster  Linie  das  Preisangebot  entscheidend  sein,  sondern 
die  Notwendigkeit  einer  tunlichst  gleichmäßigen  Beschäftigung 
der  Betriebe.  Wo  Handwerkervereinigungen  fehlen,  vermitteln 
die  Wirtschaftsßtellen  der  Handwerkskammern  die  Aufträge 
zur  Vergebung  an  die  örtlich  in  Betracht  kommenden  Hand- 
werker. Die  Handwerkervereinigung  hat  die  Aufträge  an  die 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  in  Betracht  kommenden 
Handwerker  ohne  Rücksicht  auf  deren  Zugehörigkeit  zu  der 
Vereinigung  zu  vergeben;  auf  Kriegsteilnehmer  oder  sonst 
durch  den  Krieg  schwer  betroffene  Handwerker  soll  besonders 
Rucksicht  genommen  werden.  Handwerker,  die  die  von  den 
beteiligten  Organisationen  geschlossenen  Vereinharungen  für 
das  Arbeitsverhältnis  nicht  einhalten,  sind  auszuschließen. 
Einwendungen  der  vergebenden  Behörden  gegen  Übertragung 
einer  Arbeit  an  einen  bestimmten  Handwerker  hat  die  rfand- 
werkei-v^reinigung  Rechnung  zu  tragen.  Den  vergebenden 
Be.hörden  sind  Preisberechnungen  für  die  zu  vergebenden  Ar- 
beiten einzureichen,  auf  deren  Grundlage  eine  Verständigung 
über  die  Festsetzung,  der  Preise  für  die  Vergebung  zu  er- 
folgen hat.  Kommt  eine  Verständigung  nicht  zustande,  so  ist 
das  vom  Arbeitsministerium  eingerichtete  Schied  samt  für 
öffentliche  Arbeiten  anzumfen.  Die  Entscheidung 
di.e.ses  Schiedsamts  ist  für  beide  Teile  maßgebend.  Das  Ar- 
beitsministerium  emennt  den  ständigen  Vorsitzenden  dieses 
Schiedsamts  und  bestellt  die  Mitglieder  je  hälftig  aus  den 
Kreisen  der  Staatstechniker  und  der  Handwerker.  Für  die 
hand-werksmäßige  Herstellung  der  Arbeiten  hat  auf  Ver- 
langen der  vergebenden  Behörde  die  Handwerkervereinigung 
und,  wo  eine  solche  fehlt,  die  Wirtschaftsstelle  die  Haftung 
zu  übemehmen.  Soweit  die  Handwerkervei-einigung  oder  die 
Wirtschaftsstelle  haftet,  hat  sie  auch  die  Abrechnung  über  die 
Arbeiten  zu  übemehmen  und  die  Zahlungen  zu  empfangen. 
Die  bisherigen  Vergebungsbestimmungen  bleiben  in  Kraft,  so- 
weit sie  durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  geändert 
sind.    _ 
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K  V?'"  Beamten-  und  Arbeiterinteressen 

bei  den  badischen  Staatsbahnen.  Um  «in  inniges  Vertrau^ns- 
Nt^rhaitnis  zvv:s<!hen  der  Lis«nbahn Verwaltung  und  ihrem  Per- 
sonal zu  erhalten  Lst  von  dem  badischen  Verkehrsmini«-terium 
fu^  vS^rv*;^  Vertretung  der  Beamten-  und  Arbeiterinteressen« 
ivei  der  beneraldirekt^ion  der  Staatsbahnen  eingerichtet  wor- 
la.^'sen^n''^n'r'r'"'  ^^-f"""^  '^'^  t>,schäfte  dieses  Bifro.  eL 
IwuZ^J^  ""''^'l''"^  Ordnung  werden  die  Beamten  dafür  auf 
Urund  einer  von  den  Fachvereinen  vorzulegenden  Vorschla^s- 

un  fAni'i^eir  !^"'p'^''^^';  '^^"^  ^"^1™*^  ^ie  Wünsche 

^^ii^r  '^  -.•^'"'^^''''A^  'entgegen,  bleiben  mit  den  Fach- 

vei-einen  m  ständiger  Fühlung  und  -sind  ^berechtigt,  an  den 

Vor  der  Entscheidung  über  allgemeine  Personalfrac^en  über 
wi^^t.TL7oT''^f'^'''^''  Mai5na,hmen  für  das  PeiC'al  «o- 
^  Beschwerden  gegen  Straferkenntnisse  ist  dem  Büro 
Orelegenheit^zur  Ansichtsäußerung  zu  geben.  Seine  Beamten 
hafcen  das  Recht,  gegen  Entschließungen,  die  Gegenstände  der 
S^i^'^'^i'/i;*  '>^*^'ffen,  bei  der  Gen?raldirektion  Vorstellun- 
Ir.i.u'  "^'^'."^'iin  liierbei  eine  Verständigung  nicht 

erzielt  wird,  die  strittige  Frage  zur  Entscheidung  vor  das  Ver- 
l.ehmininisterium  zu  bringen.  Sie  sind  ferner  zu  den  Sitzuno^n 
des  Kollegiums  der  Generaldirekt :on  beizuzlehen,  soweit  Fra- 
^en  der  vorerwähnten  Art  zur  Beratung  stehen.  In  das  Büro 
Mud  benifen  je  ein  Vertreter  der  mdttLeien  und  unteren  Be- 
amten sowie  der  Arbeiter.  Gleichzeitig  wurde  an-eorl^et  daß 
m  der  GeneraMiiektion  ein  Oberbeamter  die  VertÄg  de? 
Interessen  der  Oberbearaten  z,u  übernehmen  habe. 


r,    X    .^*'*?iPK  <^e»  Vereins 
UentBcher  Kisenhahnverwaltiintren 


Deutschösterreich. 

-  Zum  Intemationalisierunffsplan  der  Südbahn  wird  in  der 
„Neuen  Freien  Presse"  geschrieben:  Das  Internat ionaiisie- 
,^?rti>T-^*\'  .^f^-  '^r^^T  'l^durch  dir  f  nanz  e  le 

er  VoIktw'*1?^'ff  ^  Leistungsfähigkeit  aufrechterhalten! 
der  Volkswirtschaft  der  Teilsta.aten,  insbesondere  auch 
^^Ju.tr^''''%'\'''''}  Wiens,  ein  außerordentlicher  DiensT 
i^ilf  1^*'  i^"^'^  der  sich  längs  der  heutioen 

Sudbahn  befindet,  m  seinen  Interessen  benachteiligt  werden 
wurQ'6. 

foSraufTteuS^         I^t<^™ationalisieiaing  lassen  sich  wie 

^  }•  P^^  n^'u-^?'^  ^ü^bahnnetz  würde  in  dem  Sinne  als  neu 
Rat     1  Gebiet  erklärt  werden,  daß  die  Bahnlinie,  die  festen 
den  Scbff'°'  .^f^'t^  "T-V  Wagenpark  unter 

würden  we^h^  Bürgschaft  sämtlicher  Teilstaaten  gestellt 
wSen.'  "^^^    Südbahn  durchzogea 

2.  Für  die  Südbahn  würde  eine  Kommässion  'o-ebildet 
^Ät?"  V'^^t^-^t^™  -i*?^^-  Teilstaaten  bLeht. Dieser 
gemisohten  Kommassion  würde  nach  einem  womö<rlich  von 
vornherein  die  wichtigsten  Fragen  regelnden  Statu?  die  Inne^ 
terd^^  Ausübung  aller  jener  Hoheitsrechte  üWtra<?en 

werden,  die  sonst  an  einer  Eisenbahnlinie  demienio-en  Staat 

w?V?f  Verwaltung  der  Südbahn  selbst  würde  eine  privat- 
Ir.  t!  V  V  ^  *  ^  V  ^  ^  bleiben,  aber  der  Verwaltun^^srat  Jürde 
fluf?  dp/Sf  '  ^'«i-  T'eilstaaten  zu  verstärken  sein.  Der^^n 
t  uß  des  franzosischen  Komitees  als  Vertreter  der  bereits  be' 
bleS.^°  franzö^sohen  Interessen  ^rÄ<,^^In&l^;. 

sc\?/'/''^  i?t;ernationale  Garantien  und  B  ü  r  <x  . 
Schäften  wurde  festgestellt  werden,  daß  nach  allen  Eich 
Umgen,  nach  Nord.Süd,  Süd-Nord,  Ost-West  und  Weitost  de^ 
Durchgangsverkehr  gesperrter  Güter  vollständig  fn^  vV  Zo  1 
belastung  und  anderen  handelspolitischen  SduitLaßreteln 
der  Emzelstaaten  abgewickelt  Werden  könne  InKondere 
Än?  fen  TeÄllf "        T^^"'^  -wähnten  Staaten  sÄ 

^^ehö^n  'rüT'?r'"°-,"'^*  dem  Hafen  und  Schiff sverkeh? 
<t«o^r  ■  ■'^'^  •emrelnen,  an  der  Südbahn  liegenden  Teil- 
staaten wäre  eine  einheitliche  Betriebs-  und  Tflrifr,nm;v 

?mT'Tr^"r}^i°^"  überaus  LmpLTe'i^^i^'Be  rieZ^ 

Vorteil  1^°^'^'''  ^l'^.  kleineren  Teilstrecken  ein  besonderer 
IlZi  h    ^•^'"t  felbstverständlich  müßte  der  Grundsatz  bei 

^  ssss^^.  -  ^^^^^ 


Bukarest-Paris  über 

in  den  nächsten  Tagen  Tutiien^'w^^^^^        ''''  '--"'■^ 

rufege'ilfilS&ü^^^^^^  ''^^■nfi^rve'''"^'''^"^^''*-»- 

östeneichischerEiieXhnyn  ?n  w der 

sicherten  Personef  bfs  zur  Fu^lTA'"'  Bet^-ebsunfällen  ver- 
gen  ■selbständige  GeneraldirekHon  füi    Po-st     T?if """^^r" 

mmmmm 

graphen-  und  Fernsprechangelegenheiten  zu  bestellen 

Än  S?as  F.lkr"'''''*.^;  l'''^^^^^  Ausfall^on  105  iöo  Wa- 
S'    Im  PiWn Pr«;i-  Minderversand  von  2874  Wa. 

?i  4ich  anf  TÜ^'^^n  f  *f ^°keh lenbecken  war  der  Absatz  46143 

im  Dombrau-Karwmer  Gebiet  220  394  Wa<ren  t-  32  822^  D^r 
Absa  z  des  Ostrau-Karwiner  SteinkohlefeebiLs  stellte  s^ch 

Z  iS^Ä^rlsrSÄif  Ä  ]^.-" 

zurückgetreten.  Staatssekretär  Jufcel  hat  aus  diS^ Anlasse 
ehern  l^f^'r-"*^"^  ^•  ■•^^^^^^  Schreiben  JericS,  1  l^ü 
A^S-ft  f  für  seine  überaus  verdienstvolle  und  von  reiohen 
Arbe^tserfolgen  begleitete  Tätigkeit  den  wärmsten  Dank  und 
aussÄ  ^^«'"^^^^^ung  der  deutschöstei-reichischen  uSeruncv 
ausspricht  und  der  Erwartung  Ausdruck  gibt,  daß  sSktions"- 

älLenw7r  ^"""^  in  den^Sta'atseisenbadt 

Gelegenheit  fanden  werde,  seine  umfas^senden  Kenntnisse  und 
reichen  Erfahrungen  auf  kommerziellem  Gebiete  auch  fern  er- 
zu^'b'Sätigen?"^^        deutschösterreichischen  Eisenbahnwesens 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Verlegung:  der  Direktion  der  Kasehau.Oderberffer  Bahn 

Die  techeoho-slowakasche  Eegierung  hat  die  Direktion  der 
Kaschau-Oderberger  Bahn  aufgefordert,  ihren  Sitz  von  B  u 
a  a  p  e  s  t  nach  K  a  s  c  -h  a  u  zu  verlegen.  In  dieser  Frao-e  führt 
nun  Generaldirektor  Putezky  mit  der  tschecho-slow^SfischeS 
Regierung  seit  einigen  Tagen  Verhandlungen,  die  iedoch  bis- 
tb.roHf  ^'^  ^^r^is  .fff  ührt  haben.  Die  Linien  der  Ka- 
schau-Oderberger Balm  sind  gegenwärtig  von  zwei  Seiten  be- 
setzt. Die  ungarischen  Linien  besetzten  die  Tschechen,  die 
österreichischen  Linien,  die  über  Schlesien  führen,  die  Polen 

nn  Jr-wt^^l^""  "^^^  Ausbruch  der  Revolution  nicht 

unerheblich  zurückgegangen. 


Ungarn. 

^^^^^  außerordentliche  Umstände  verur- 
sachten Guterschaden.  Laut  Erlaß  Z.  380 165/18  der  Direktion 
der  ungarischen  Staatsbahnen  ist  behufs  Feststellunc-  des 
durch  Guterplunderung  entstandenen  Schadens  folgendes  A^er- 
tahren  zu  beobachten:  Auf  'den  Fraohturkunden  der  ge 
plünderten  Güter  ist  anzuführen,  daß  das  Gut  von  einer 
raubenden  Menge  geplündert  wurde.  In  solchen  Fällen  ist 
ein  iatbestandsprotokoU  aufzunehmen,  woria  die  geplün- 
derten Wagen  zahlenmäßig  anzuführen  sind.  Die  Bestim- 
mungsstationen der  Güter  sind   zur  Aufnahme  des  ordent- 
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liehen  Tatbestandsprotokolls  verpflichtet.  Solch«  Protokolle 
sind  na<'h  Tuniichkeit  von  den  örtlichen  Militär-  oder  Zivil- 
oehörden  zu  beglaubio^en.  Bei  Feststelluno^  des  Schadens  ist 
iie  Ursache  des  Schadens,  falls  sie  aus  den  Begleitpapieren 
ier  Sendung  nicht  ersichtlich  und  auch  sofort  bei  Aufnahme, 
ies  Tatbeslandes  nicht,  zu  ermitteln  ist,  durch  entsprechende 
Untersuchung  festzustellen.  Für  infolge  Kaubes  oder  Plünde- 
rung verursachten  Verlust  oder  Beschädigung  von  Gütern  ist 
tein  Schadenersatz  zu  leisten.  Schadenersatzansprüche,  tide 
n  diesen  Fällen  in  den  Wirkungskreis  der  Station  gehören, 
lind  auf  Grund  des  §  84  des  Eisenbahn-Betriebsreglements  als 
löhere  Gewalt  abzuweisen. 

—  Beförderung  von  Lebensmitteln  und  Gewerbeartikeln 
lach  den  durch  die  Serben  besetzten  Gebieten.  Für  diese  Be- 
orderung sind  Transportscheine  erforderlich,  welche  auf  Be. 
■ollmächtigung  der  in  Ujvidek  befindlichen  Nationalregierung 
urch  das  lokale  Verwaltungsamt  ausgestellt  werden.  Diese 
''erordnung  erstreckt  sich  auf  die  innerhalb  der  Demarka- 
tonslinie  der  Bdcsbodfoger,  Torontaler,  Temeser,  Baran.yaer 
nd  Krassöszörcnyer  Komitate  liegenden  Strecken.  Reisende 
ürfen  innerhalb  der  Demarkationslinie  30  kg.  außerhalb  der- 
elben  20  kg  Lebensmittel  als  Handgepäc^k  mit  sich  nehmen. 

—  Beförderun;^  von  Militärpersonen  auf  den  von  den  Serben 
esetzten  Strecken.  Auf  diesen  Strecken  dürfen  aktive  Offi- 
Lere  und  Soldaten  laut  Verordnung  des  serbischen  Oberkom- 
landos  vom  14.  Januar  an  überhaupt  nicht  reisen ;  Zivil- 
ersonen  jedoch  ist  dies  gestattet,  sofern  sie  mit  einem  ord- 
un^sgemäß  ausgestellten  Passierschein,  welcher  durch  das 
ärbische  Oberkommando  ausgestellt  ist,  versehen  sind. 

—  Serbische  Hafenämter   an   ungarischen  Donaustationen. 

ie  Serben  haben  in  den  durch  sie  besetzten  Städten  Ba.ia, 
jvidek,  Vukovär  und  Zemun  Hafenkapitänämter  errichtet, 
ie  dort  noch  vorhandenen  ungarischen  Beamten  sind  zwar 
i  ihrer  früheren  Stellung  geblieben,  doch  läßt  alles  darauf 
abließen,  daß  die  Serben  dieses  ganze  Gebiet  dem  .iugoslavi- 
;hen  Staat  einzuverleiben  trachten. 

—  Julius  V.  Ludvigh  f-  D«r  Präsident  der  Kaschau-Oder- 
>rger  Bahn  und  frühere  Direktionspräsident  der  ungarischen 
aatsbahnen,  Geheimrat  Julius  v.  Ludvigh,  litt  seit  längerer 
Bit  an  hochgradiger  Nervosität  und  Schlaflosigkeit."  Er 
heint  in  diesem  krankhaften  Zustand  durch  Selbstmord 
inem  Leben  ein  Ende  gemächt  zu  haben. 

Ludvigh  wurde  im  Jahre  1841  in  Szepesbela  als  Sohn  des 
irühmten  Publizisten  und  Patrioten  Johann  Ludvigh  ge- 
treu, der  im  Jahre  1848  Eeichstagsabgeordneter  und  Ee- 
erungskoTumissar  war  und  nach  der  Waffenstreckung  von 
ilägos  von  Ha.vnau  zum  Tode  verurteilt   wurde  und  mit 
iner  Familie  nach  dem  Auslände  flüchtete.  Julius  v.  Ludvish 
so]  vierte  seine  Studien  in  Belgien.    Nach  der  Rückkehr  In 
e  Heimat  wurde  er  im  Jahre  1867  Beamter  der  Eisenbahn, 
ntralkanzlei.   Im  Jahre  1881  wurde  er  zum  Leiter  der  tech- 
ächen  Sektion  des  Kommunikationsministeriums,  im  Jahre 
82  zum  Leiter  der  Eisenbahn-  und  Brückensektion  ernannt. 
i  Jahre  1887  wurde  er  zum  Ministerialrat  ernannt  und  zum 
irektionspräsidenten  der  ungarischen  Staatsbahnen  beför- 
rt.    Dies-e  Stelle  bekleidete  er  zwanzig  Jahre  hindurch  Im 
■hre  1907  trat  er  in  den  Ruhestand.    Im  Jahre  1913  wurde  er 
m  Mitglied  des  Ma.gnatenhauses,  im  Jahre  1905  zum  Geheim^ 
te  ernannt.    Nach  seiner  Pensionierunq-  wurde  er  Präsiden'! 
r  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellschaft.     Bis  in  die 
zte  Zeit  hinein  war  er  Mitglied  der  Tarifkommission. 
JJach  Ludvighs  Plane  wurde  die  Sevilla-Portugal  Eisen, 
hn  gebaut ;  er  nahm  regen  Anfeil  an  dem  Ausbau  der  Ver 
idungsbahn  in  Belgien.  Unter  den  ungarischen  Hauptbahnen 
t    er  bei    der  Trassierung    der  Kdrolvväros-Fiumer,  der 
igyvarad-Kolozsmanvär  und  der  Hatvan-ßzolnokerEisenbahn- 
^en  mitgewirkt.    Die  Verbindungren  der  türkischen  Eisen- 
hnen  mit  den  europäischen  Eisenbahnlinien  sind  auf  Grund 
■ner  Studien  festgelegt  worden.    Auch  bei  dem  Austoau  der 
rbischen  und  bosnischen  Eisenbahnen  hat  er  mitgewirkt, 
richtete  d'-e  Kommunikations,  und  Verkehrsabteiluno-  dev 
Jahre  1885  abgehaltenen  Landesausstellung  ein.  Unter 
Ji<ir  ij^Hnncr  als  Direktionspräsident  haben  die  unsrarischen 
lat-sbahnen  eine  besonders  emsis-e  und  ersprießlich«  Tät'g- 
it  entfaltet.    Den  hohen  Anforderungen  des  unter  schwie- 
gen Verhältnissen  übernommenen  Amtes  als  Präsident  der 
sohau-Oderberger  Eisenbahn  ist  er  bei  -seiner  hervorrao-enden 
gabun?  und  unermüdlichen  Pflxhttreue,  ungeachtet  "seiner 
rperlichen  Leiden  stets  in  vorbildlicher  Weise  gerecht  ge- 
"      i.^*''  ^^^'^  Heime-ang  dieses  pflicht^etreuen  und  im 
'sonlichen  Verkehr  liebenswürdigen,  charaktervollen  Fach- 
•nns  bedeutet  für  das  ungarische  Verkehrswesen  einen  sehr  ' 


herben  Verlust.  Sein  Andenken  wird  von  allen  Eisenbahn- 
beamten  und  wirtschaftlichen  Fachmännern  in  hohen  Ehren 
gehalten  werden.  B.  W. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Französisches  Kapital  für  griechische  Bahnbauten.  Naclt 
Meldungen  Athener  Blätter  werden  von  griechischer  Seite 
Verhandlung-en  mit  Pariser  Banken  über  die  Finanzierung 
neuer  Bahnbauten  in  Griechenland  geführt.  In  erster  Linie 
handelt  es  «ich  dabei  um  einen  Bahnbau  Dräma-Cavalla  (Ver- 
bindung der  westöstlich  dui-ch  Mazedonien  führenden  Eisen- 
bahn mit  dem  Meere.) 


Fremde  Erdteile. 

—  Tmppenbeförderung  in  Indien.    Die  Beförderung  von 
Truppen  auf  den  indischen  Eisenbahnen  hat  wegen  der  großen 
Entfernungen,  namentlich  aber  wegen  der  großen  Hitze?  unter 
der  der  europäische  Reisende  sehr  zu  leiden  hat,  von  .iehei 
besondere  Maßnahmen  erfordert.    Die  für  die  Eingeborenen 
bestimmte  III.  Klasse,  die  zunächst  für  den  Truppentransport 
in  Fra.ge  kommt,  ist  sehr  einfach  eingerichtet  und  eia-net  sich 
deshalb  so  wenig  zur  Beförderung  von  Truppen  auf  längeren 
Strecken,  daß  in  den  ersten  Zeiten  des  Eisenbahnwesens  in 
gewissen  Abständen  militärische  Ruhelager  an  den  Eisen- 
bahnen angelegt  wurden;  in  diesen  konnten  die  auf  der  Reise 
befindlichen  Truppen  .ie  eine  oder  zwe:  Nächte  zubringen, 
ehe  sie,  durch  diese  Unterbrechung  der  Fahrt  erfrischt,  die 
Reise  fortsetzten.    Mit  der  zunehmenden  Geschwindigkeit  der 
Ziige  und  ihrer  besseren  Ausstattung  hat  man  diese  Lager 
wieder  eingehen  lassen.    Die  erste  Verbesserung,  die  an  den 
gewöhnlichen  Wagen  angebracht  wurde,  um  sie  für  Truppen- 
transporte geeigneter  zu  machen,  war  die  Anbringung  von 
eisernen  Schienen  im  Innern  zur  Befestigung  von  Häng'e- 
matten,  so  daß  die  Mannschaften  nicht  mehr  auf  dem  Boden 
liegend  zu  schlafen  brauchten.   Neuerdings  hat  man  besondere 
Truppenzüge  eingerichtet,   die   zwar   vor  dem   Kriege  ent- 
vrorfen,  in  ihm  aber  zum  ersten  Maüe  und  gleich  in  .erheb- 
lichem Umfang  in  Gebrauch  genommen  worden  sind.  Eiti 
solcher  Zug  besteht  in  seiner  g-ewöhnlichen  Zusammensetzung 
aus  einer  Anzahl  Mannschaftswagen,  aus  einem  Schlaf-  und 
einem  Speisewagen  für  die  Offiziere  und  einem  Küchenwao-en 
zur  Verpflesrunqr  der  Mannschaften.    Ein  Mannschaftswagen 
faßt  in  11  Abteilen  66  Mann ;  bei  großer  Hitze  werden  hier- 
von aber  nur  44  Plätze  besetzt.   Die  Rücklehne  der  aus  Latten 
bestehenden  Sitzbänke  kann  in  die  Höhe  geklappt  werden,  um 
ein  oberes  Schlaflager  zu  bilden,  und  durch  Herunterklappen 
eines  weiteren  Teiles  von  oben  wird  noch  ein  drittes  Sohlaf- 
lager  über  diesen  beiden  unteren  gewonnen.   Letzteres  bleibt 
frei,  wenn  nur  vier  Plätze  im  Abteil  auseenutzt  werden.  Be- 
sondere Aufhängevorrichtungen  sind  für  die  Tornister  und  son- 
sti";en  Ausrüstungsstücke  vorgesehen.    Am  Ende  des  Wagens 
befinden  sich  .ie  zwei  Aborte  und  ie  e'n  Waschraum,  zu  dessen 
Versorgune  2  cbm  Wasser  mitgeführt  werden.    Der  Wa^-en 
hat  einen  Seitengan^-;  zwischen  den  Abteilen  ist  aber  keine 
Wand,  so  daß  sie  alle  einen  einheitlichen  Raum  bilden  Der 
Küchenwasren  ist  ähnlich  wie  die  anderen  Wagen  gebaut.  Et- 
wa die  Hälfte  wird  von  der  eigentlioben  Küche  eingenommen, 
in  deren  Mitte  ein  großer  Herd  mit  Ölfeueruns-  steht.  Daneben 
ist  ein  Kühlranm  auf  der  einen  Seite,  ein  Ausgaboraiim  auf 
der  anderen.    Die  Mahlzeiten  werden  den  Mannsrhaften  ins 
Abteil  gebracht,  wo  Klapptische  aufgestellt  werden  können 
Der  Zug  fuhrt  Nahrungsmittel  für  die  ganze  Reis.e  mit  sich. 
Die  Wagen  sind  21,65  m  über  die  Buffer  gemessen  laug.  Sie 
werden  von  zwei  DrehgestePen  von  3.05  m  Radstand  a'et'rao-en. 
Sie  habe^i  Gasbeleuchtunor,  daneben  aber  auch  elektrische  Be- 
leuchtung, deren  Strom  auch  die  Lüftungseinrichtung  in  Gan" 
setzt. 

—  Truppentransporte    auf    amerikanischen  Eisenbahnen. 

Welche  Anfordeiungen  der  Krieg  an  die  Eisenbahnen  der  Ver- 
einigten Staaten  gestellt  hat,  geht  schon  allein  aus  der  einen 
Ans-abe  hervor,  daß  ihnen  im  Halbiahr  Januar-Juni  1918  die 
Beförderung  von  3  204  570  Soldaten  zufiel.  Damit  erreichte 
die  Gesamtzahl  der  seit  Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  auf 
den  Eisenbahnen  beförderten  amerikanischen  Tr-uppen  die 
stattliche  Höhe  von  5  355  558  Mann.  Unter  diesen  Zahlen  sind 
Urlauber  und  sonstige  auf  eigene  Kosten  reisende  Soldaten 
nicht  enthalten. 

—  Einnahmen  der  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Die  Roh-  und  Reineinnahmen  der 
nordamerikanisohen     EiseaibahneD     zeigen     in    dem  ersten 
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Halbjahr  1918,   nach   Üb-ernahm«   des   Betriebes   durch  die 
K<>gierung,  im  \  ergleich  mit  früheren  Jahren  folgendes  Bild : 
1.  Halbiahr        Eoheinnahmen  Eeineinnahmen 
in  Millionen  Dollar 
1918  2071  265 

191V  1946  555 

1916  1731  559 

1915  1407  394 

1914  1401  343 

1913  1502  400 

Während  die  Eoheinnahmen  um  6,4%  gegen  das  Voriahr 
stiegen,  nahmen  die  Reineinnahmen  um  52%  ab;  diese' be- 
deutende Abnahme  ist  hauptsächlich  auf  Lohne rhöhun"-en 
zurückzuführen,  die  allein  den  Eis-enbahnbetrieb  mit  475  fiil- 
honen  Dollar  mehr  belasten.  Im  zweiten  Halb.iahr  1918  werden 
sich  die  Einnahmen  voraussichtlich  günstiger  gestalten,  weil 
'iann  die  inzwischen  angeordnete  Erhöhung  der  Güter-  und 
1  erson^ntarif©  von  20  bezw.  25%  in  Erscheinung  treten  wird 


Allgemeines 

—  Internationaler  Luftpostverkehr.  Wie  wir  vor  kurzem 
meldeten  schreibt  die  „D.  Allg.  Ztg.«,  hat  die  Handelskammer 
Leipzig  bei  den  maßgebenden  Stellen  die  Einrichtung  eines 
Luftpos tverkehr«  zwischen  Leipzig  und  Berlin 
beantragt.  Auch  von  anderen  Seiten  sind  Bestrebungen  im 
Gange,  die  Beförderung  von  Reisenden,  Post  und  Fracht  auf 
deni  Luftwege  aufzunehmen.  Im  Reichspostamt  in  Berlin 
bringt  man  den  Bestrebungen  das  größte  Interesse  euto-©cren 
Vorläufig  stehen  aber  trotz  '.ler  während  des  Krieges '^er- 
rungenen großen  Vervollkommnung  im  Flugwes-en  dem  Luft- 
postverkehr große  Schwierigkeiten  entgegen.  —  In  Wien 
hat  sich  neuerdings  eine  Luftverkehrsstudien-Gesellschaft 
m.  h.  H.  mit  einem  Stammkapital  von  3C0  GOO  K  zum  Zwecke 
der  Emrichtung  eines  Luftverkehrs  in  Deutschösterreich  ge- 
bildet. Die  Verhandlungen  mit  den  in  Betracht  kommenden 
.>taatsämtern  sind  noch  im  Gange.  Der  Betrieb  soll  zu- 
uächst  probeweise  aufgenommen  werden.  Geplant  ist  einst- 
weilen nur  die  Beförderung  von  Briefen  und  Paketen.  Die 
Betorderung  von  Personen  würde  nur  ausnahmsweise  durch- 
geführt; werden.  Die  Flugzeuge  werdien  aus  den  militärischen 
Bestanden  erworben  werden,  wiewohl  man  sich  darüber  klar 
ist,  daß  diese  Flugzeuge  keineswegs  das  fbeste  Verkehrsflug- 
zeug darstellen,  da  für  ihren  Bau  rein  militärische  Ges'cbts- 
punkte  maßgebend  waren.  In  jeder  Beziehung  taugliche  Ver- 
kehxsflugzeuge  müßten  erst  getschaffen  werden.     Die  Flug- 


zeugf  uhrerisollen  aus  dem  Stande  der  Militärflieger  genomm« 
werden.  Das  Unternehmen  i-echnet  im  Anfang  mit  keinei 
Gewinn  will  .ledoch  rechtzeitig  am  Platze  sein,  damit  ihi 
n.cht  etwa  der  Rang  durdh  das  Ausland  abgelaufen  wird  - 
In  den  anderen  Ländern  hat  man  sich  gleichfalls  eingehen 
mit  der  Frage  befaßt;  soweit  man  den  Nachrichten  en 
neümen  kann,  handelt  es  sich  aber  auch  dort  vorläufig'  nu 
um  1  rojekte.  Am  weitesten  vorgeschritten  ist  man  scheinbü 
m  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  S 
soll  zunächst  nach  einem  Vorschlage  der  Luftschiffahrtsal 
t-eiiung  des  amerikanischen  Postwesens  ein  Verkehr  zwische 
Chicago,  JMinneapolis  und  St.  Paul  eingerichtet  werden  Ferne 
plant  die  Postverwaltung  die  Einrichtung  von  50  neuen  Luf 
postlinien,  falls  das  Kriegsamt  seine  überzähligen  Fluo-zeuo 
zu  diesem  Zwecke  zur  Verfügung  stellt.  Nach  einer  Meldu^ 
oes  „New  York  Herald'  ist  zwischen  New  York  und  Chicae 
bereits  e:n  regelmäßiger  Luftpostdienst  eröffnet  worden;  wi 
mitgeteilt  wird,  soll  die  Tragfähigkeit  jeden  Apparates  10  00 
Briefe  umfassen.  —  Nach  einem  für  den  französisch« 
Luttpostverkehr  ausgearbeiteten  Plan  werden  etwa  20  Luf 
postlinien  eingerichtet.  .  Diese  werden  von  Paris  auso-ehe 
und  nach  den  großen  französischen  Städten  führen  Auch  de 
Anschluß  an  die  Linien  in  fremden  Ländern  ist  vorgesehei 
Zwishen  Paris  und  London  soll  so  bald  wie  möglich  ei 
Luftreiseverkehr  eingerichtet  werden;  die  Fahrt  dauei« 
y/i  Stunden  und  kostet  400  jfi.  —  In  England  beschäftiij 
sich  der  Ausschuß  des  Luftamtes  für  bürgerlichen  Luftvei 
kehr  mit  der  Möglichkeit  der  Beförderung  von  Reisenden,  Pos 
und  Paketen.  In  einem  Bericht  dieses  Ausschusses  heißt  .es 
„Um  gewinnbringend  zu  arbeiten,  sind  große  G-eschwindiß 
keiten  nötig,  die  zwischen  Orten  mit  direkter  Schnellbahr 
Verbindung  bis  zu  100  engliischen  'Meilen  in  der  Stunde  gehe 
müssen.  Im  allgemeinen  vmrden  Strecken  von  500  Meilen  di 
Grenze  bilden,  doch  werden  sie  so  groß  wie  möglich  sei 
müssen,  und  die  Möglichkeit  von  Nachtflügen  wird  für  de 
Postverkehr  noch  weiter  entwickelt  werden  müssen".  —  Eine: 
Weltflugdienst  planen  die  Whitecraft  World  Airline 
die  bereits  einen  großen  Zentralflugplatz  bei  London  besitze] 
Für  die  Flüge  zwischen  England  und  Amerika  ist  die  Schaf  fun— 
von  zerlegbaren,  schwimmenden  Flugstationen  auf  dem  At 
lantischen  Ozean  vorgeschlagen.  —  Auch  eine  nieder 
1  ä  n  d  i  s  c  h  6  Luftreiseverkehr-  und  Lufttransportgesellsohai 
steht  im  Begriff,  eine  Reihe  von  Luftstationen  für  Post-  un 
Reiseverkehr  über  die  ganze  Welt  einzurichten.  —  In  1 1  a  1  i  e 
hat  eine  Anzahl  Industrieller  der  Flugzeug-  und  Flugmotorer 
Industrie  bei  der  Regierung  die  Konzessionierung  eines  Syi 
dikats  für  Luftpostverkehr  beantragt.  —  In  Barcelona  wurci 
eine  s  pa  n  is  ch  e  Luftschiffahrtgesellschaft  mit  einem  voi 
läufigen  Kapital  von  3  Millionen  Pesetas  gegründet;  si 
soll  sowohl  die  Beförderung  von  Personen  als  auch  vo 
Waren  übernehmen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 


Vom  1.  April  1919  ab  werden  auf 
Grund  der  Ermächtigung  der  preußi- 
schen Regierung  vorbehaltlich  der  Gne- 
aehmigung  durch  die  gesetzgebende 
Körperschaft  die  jetzt  bestehenden 
Frachtsätze  für  den  Güter-  und  Tier- 
verkehr auf  den  Strecken  der  preußisch, 
liessischen  Saatseisenbahnen  um  60  % 
erhöht. 

Berlin,  den  27.  Januar  1919.  (121) 
Eisenbahndirektion. 


Bayerisch-Sächsischer  Tierverkehr. 

Am  1.  April  1919  wird  der  Tarif  neu 
ausgegeben.  Dadurch  treten  iFracht- 
erhöhungen  ein.  Auskunft  erteilt  unser 
Verkehrsbüro,  hier,  Wiener  Straße  4  II. 

Dresden,  am  27.  Januar  1919.  (122) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen, 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Staats,  und  Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1919 
wird  der  Binnen-Güterverkehr  der  auf 
deutschem  G«biet  gelearenen  Stationen 
der  Holländischen  Eisenbahn-Gtesell- 
sohaft  in  den  Staats-  und  Privatbahn- 
i'üterfcarif  aufgenommen.      Neu  aufge- 


nommen werden  die  Stationen  Alstätte 
Grenze  und  Gildehaus  Grenze. 

Näheres  in  der  Sondernummer  zum 
Tarif,  und  Verkehrsanzeiger 

Berlin,  den  27.  Januar  1919.  (128) 
Eisenbahndirektion. 

Ausnahmetarif  für  Magermilch,  Molke 
und  Buttermilch.  —  Tfv.  2  K  7  — . 

Mit  Gültigkeit  vom  3.  Februar  1919 
wird  Wattenscheid  als  Empfangstation 
unter  Abg,ohnitt  b  des  Geltungsbereichs 
aufgenommen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  27.  Januar  1919.  (129) 
Eisenbahndirektion. 

Sächsisch-schweizerischer  Güterverkehr. 

Mit  Wirkung  vom  1.  April  1919  wer- 
den die  Tarife  für  den  sächsisch- 
schweizerischen  Güterverkehr  über  Lin- 
dau, Heft  1,  vom  1.  März  1908  und  für 
den  sächsisch-schweizerischen  Güter, 
verkehr  über  Lindau-Rom anshorn  (Ver- 
kehr mit  Basel  und  Sohaffhausen)  vom 
1.  Juli  1918  aufgehoben.  Nähere  Aus- 
kunft,    auch     über    die  eiDtretenden 


Frachterhöhungen,  eiteilt  unser  Ve 
kehrsbureau,  hier,  Wiener  Str.  4,  I 
Dresden,  am  28.  Januar  1919.  (135 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staätseisenbahnei 
namens  der  beteiligten  Verwaltung«) 

Deutsch-Luxemburgische  Güter- 
verkehre. 

Mit  Wirkung  vom  1,  April  1919  wej 
den  aufgehoben: 

a)  Der  Tarif  für  die  direkte  Beföi 
derung  voh  Gütern  zwisohe 
Stationen  deutscher  Eisenbahne 
einerseitis  und  Stationen  der  Prin 
Heinrichbahn  andererseits,  Teil  I 
Hefte  1—22. 

b)  Ausnahmtarife  für  Steinkohlei 
iSteinkohlenkoks  usw.  von  rhe 
nisoh-westfälischen  Stationen  nac 
Stationen  der  luxem  burgisohe 
Prinz-Heinrichbahn. 

c)  Ausnia'hmetarif  für  frische  S« 
fische  usw.  in  Stückgutsendunge 
zwischen  Stationen  der  deutsche 
Eisenbahnen  einerseits  und  StJ 
tionen  der  Prinz-Heinrichbah 
andererseits. 

Frankfurt  (M.),  20.  Januar  1919.  (130 
Eisenbahndirektion, 
□amens  d   beteiliet.  Eisenhahnverwal 


UA.  Jahtgauii 
Februar  IQl'' 
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Mecklenburg-Schwerinsche  Landes- 
eisenbahn. 

Vom  1,  April  1919  ab  werden  mit  Ge. 
iehmiffua^  der  Meekleniburg-Soliweriii- 
schen  Eegierung-  die  ietzt  bestehenden 
Frachtsätze  für  den  Güter-  und  Tier- 
wrkehr  auf  den  Strecken  der  Mecklen- 
rarg-Schwerinschen  Landeseisenbahn 
im  60  %  erhöht. 

Schwerin,  den  27.  Januar  1919  (132) 
Gen  eral-Eisenbahn  direktion. 

Binnengütertarif  der  Cöln-Bonner 

Eisenbahnen. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  ds.  Js. 
rei-den  die  Bestiinmung-en  über  d'e  Ge 
rährung  des  Frachtnachlasses  bei  Aus- 
lutzung  des  Ladegewichtes  aufgehoben 
^Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
arifmaßnahme  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
iJisenbahn-Verkehrs-Ordnung 
Cöln,  den  25.  Januar  1919.""  (136) 
Direktion 
der  Cöln-Bonner  Eisenbahnen. 

Bayerisch-Schweizerisch-Elsässisch- 
udbadischer  Gütertarif   vom    1  Aoril 
1910. 

Der  Tarif  tritt  mit  dem  31.  März  191S 
iißer  Kraft. 

München,  den  24.  Januar  1919.  (133) 
ranfamt  der  Ba.yer.  St.  E.  B.  r.  d.  Rh. 

Wechselverkehr  Sachsen-Baden, 
Heft  9  B. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  die  T^i*. 
lentfernung  zwischen  Enzberg  und 
eucunnersdorf  (Sa.)  in  689  km  be 
cht  Igt. 

Dresden,  am  28.  Januar  1919  (134) 
en.-Dir.  d.  Sachs.  Staat-seLsenbahnen, 
als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Niederschlesisch-österreichischer 
Kohlenverkehr 
:arifteil  II,  gültig  vom  l!  Juni  1918. 

Die  ermäßigten  Frachtsätze  für 
^^^^^l}^  loco  (vergl  Bekanntmachung 
>m  30.  Oktober  1918)  bleiben  auch 
äiterhin  bis  auf  Widerruf,  längstens 
ä  31.  Dezember  1919  unter  den  gleichen 
gin,gungen  in  Geltung. 
Breslau,  den  23.  Januar  1919.  (140) 

Eisenbahndirektion, 
amens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Binnen-  und  direkter  Verkehr  der 

Sachsischen  Staatseisenbahnen 
Vom  1.  April  1919  an  werden  die 
bestehenden  Frachtsätze  für  den 
iter-  und  Tierverkehr  für  die  Beför- 
rung  auf  den  Strecken  der  .sächsi- 
len  Staatseisenbahnen  um  60  %  ec- 
ht. 

Dresden,  den  28.  Januar  1919  (141) 
n.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen. 

Binnen-Gütertarif  der  Lausitzer 
n  ^'^«^n'^alinffesellschaft. 

Qi  ^^V"  ^"'^^^^  1-  Februar  1919 

1  rfl.  Marz  1919  werden  die  bestehen- 
a  Zuschlage  zu  den  Frachtsätzen  er- 
at.    Nähere    Auskunft    durch  die 
terzeichnete  Direktion. 
Das  al.sbaldige  Inkrafttreten  dieser 
«terhohung  ist  vom  Eeichs-Eisen 
ttn-Amt  genehmigt. 
Sommerfeld,  29.  Januar  1919.  (142) 
r.  d.  Lausitzer  Eisenbahngesellschaft. 

8te  k.  k.  priv.   Donau- Dampf  schiff - 
fahrts-Gesellschaft. 

Lagerhausordnung  und  Gebühren- 
iie  tur  die  Lagerhäuser  der  Ersten 


k.  k  priv.  Donau-Dampfschiffahrts. 
(jpesellschaft  m  Eegensburg  und  Passau 
(Donaulände)  vom  15.  Juli  1902,  be- 
ziefhungs weise  1.  August  1902  Ein- 
führung eines  Nachtrags  IV. 

Am  1.  Februar  1919  wird  ein  Nach- 
trag IV  zu  den  Gebührentarifen  für 
die  Lagerhäuser  der  Ersten  k  k.  priv 
Donau  .  Dampf  seh;  ff  ahrts  -  Gesellschaft 
™  1^^*^®"^^^^  "^"^  Passau  eingeführt, 
welcher  Änderungen  der  Bestimmuno-en 
und  Gebührentarife  enthält 

Dieser  Nachtrag  ist  durch  die  Direk- 
tion  m  Wien,  sowie  dufch  die  Zentral- 
verkaufsstelle für  Tarife  in  Wien  I 
Biberstraße  16  zum  Preise  von  30  i 
lur  das  Stück  zu  beziehen. 

Wien,  am  22.  Januar  1919.  (131) 


Elbe-Umschlagsverband.  Eisenbahn- 
gütertarif, Teil  I  vom  1.  Januar  1911 
Ülbe-Moldau-Umschlagstarif  für  öster- 
T^iu^^S?!' .T*'"  1-  Januar  1914. 

lilbe->Toldau-TTmsrhlagstarif   für  West- 
o^terreich,  Teil  II  vom  1.  Januar  1914. 
Llbe-Umschlagsverkehr  Westösterreich- 
Riesa  Elbkai  und  Riesa  Hafen,  Güter, 
tarif,  Teil  II  vom  1.  Februar  1914. 
Er  Streckung  von  Tarif- 
maßnahmen. 
Die  Gültigkeit 

1.  der  Kundmachung  [3571  in  Nr  24 
dieses  Blattes  vom  22.  März  1916  —  'mit 
Ausnahme  der  in  der  daselbst  ano-e- 
luhrten  Kundmachung  [901  in  Nr"  5 
dieses  Blattes  vom  16.  Januar  1915  unter 
D.  Elbeumschlagstarif  für  Untrarn  ent- 
haltenen Tarif  maßnahmen  — 

2.  der  Kundraachuncr  [14451  in  Nr  90 
dieses  Blattes  vom  15.  November  1916 
—  mit  Ausnahme  der  unter  a)  im  dritten 
Absatz  angeführten  Tarifmaßnahme  be- 
trettend den  Ausnahmetarif  91  (Pe- 
troleum usw.)  ~  wird  bis  auf  Widerruf, 
längstens  bis  1.  Februar  1920  erstreckt 

In  der  unter  1.  angeführten  Kund- 
machuns-  [3571  sind  d'e  daselbst  ano-e- 
tuhrten  TermiriA  ,.l.  Fehmar  1917"  auf 
„1.  Februar  1920"  abzuändern. 
Wien,  am  22.  Januar  1919.  (143) 
Deutschösterreiohische  Staatsbahnen, 
namens  der  beteiligten  Verwaltuno-en 


2.  Personen-  und  Güterverkehr 

Binnen  -  Personen-,    Güter-    nnd  Tier- 
tarife  der   Lausitzer  Eisenbahngesell- 
schaft. 

Am  1.  April  1919  erscheint  zu  iedem 
der  obigen  Tarife  der  Nachtrag  3.  Hier- 
mit gelangen  u.  a.  Erhöhungen  der  Be- 
torderungspreise  und  Frachtsätze  zur 
Durcnführung. 

Sommerfeld,  27.  Januar  1919.  (124) 
Direktion  der  Lausitzer  Eisenbahuges. 

Nordhausen-Wemigeroder  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  d  Js 
werden  die  Fahrpreise  und  Fracht.sätze 
im  B  nnen-Personep-,  Gepäck-,  Ex- 
preßgut-, Leichen-,  Tier,  und  Güterver- 
kehr erhöht. 

Wernigerode,  im  Januar  1919  (125) 
Die  Direktion. 


Niederlausitzer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.   April  1919 
werden  die  Fahrpreise  und  Frachtsätze 
Gepäck-,  Güter- 
und lierverkehr  erhöht 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  Betriebs- 
verwaltung in  Lübben  (Lausitz). 
Berlin,  im  Januar  1919.  (127) 
Die  Direktion. 


Neubrandenburg.Friedländer  Eisen- 
bahn. 

Am  1.  April  1919  erscheint  zum 
Bmnen-Personen-  und  Gepäcktarif  der 
Nachtrag  2  und  zum  Binnen-Gütertarif 
der  Nachtrag  3,  mit  welchen  Tarif- 
erhöhungen zur  Durchführung  kommen. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  be- 
teiligten Dienststellen. 

Berlin,  den  28.  Januar  1919.  (126) 
Centraiverwaltung  für  Sekundärbahnen 
Herrmann  Bachstein. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Tariferhöhungen  im   Personen,  nnd 

Gepäckverkehr. 
(Deutsche  Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäcktarife,  Teile  I  und  II ) 

Auf  Grund  der  Ermächtigung  der 
Regierung  vorbehaltlich  der  Genehmi- 
gung- durch  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften treten  am  1.  April  1919  eine 
±ieiüe  von  Tarifeirhöhungen  ün  Per- 
sonen- und  Gepäckverkehr  der  deut- 
schen Eisenbahnen  ein.  Die  Änderun- 
gen werden  .ie  nach  ihrem  Umfano-e 
teils  im  Verfügungswege,  teils  durch 
Nachtrage  zu  den  Tarifen  oder  durch 
Neuausgabe  der  letzteren  durchgeführt 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Ver- 
kehrsburos  der  obigen  Bahnen 

Berlin,  den  27.  Januar  1919.'  (138) 
Eisenbahndirektion, 
namens  d.  beteiligt.  Eisenbahnverwali. 

Mecklenburg-Preußisch.OIdenburgisch- 
Sachsischer    Staatsbahn-    und  Privat- 
bahn-Verbands-Personen- und  Gepäck- 
tarif,  Teil  II. 

Voraussichtlich  am  1.  April  d.  J  tritt 
eine  Erhöhung  der  Fahrpreise  und  Be- 
förderungsgebühren für  Gepäck  und 
Expreßgut  auf  den  deutschen  Bahnen 
ein. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 
Schwerin,  den  29.  Januar  1919.  (139) 
Greneral-Eisenbahndirektion. 

Sächsischer  Binnen-Personen-  und 
Gepäckverkehr. 
Sächsisch-Bayerischer    Personen,  und 
Gepäckverkehr. 
Vom  1.  April  1919  an  treten  infolge 
_^intuhrunq-   einer  neuen  allgemeinen 
Preisbereohnungstafel  Erhöhuno-en  ein 
Nähere  Auskunft  erteilt  die  Verkehrs- 
kontTolle    I    in    Dresden,  Strehlenei 
Straße  1,  Erdg. 

Dresden,  am  27.  Januar  1919  (123) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenb 


4  Offene  Stellen. 

Regiernngsbaumeister   des  Maschinen 
baufaches. 

Die  Stelle  des  Vorstandes  unserer 
Werkstattenverwaltung  (Lokomotiv-  und 
Wagenhauptwerkstätte  mit  etwa  6C0  Ar- 
beitern) i^t  alsbald  zu  bes^etzen  Re- 
gierungsbaumeister des  Maschinenbau- 
laches  wollen  sich  unter  Vorlegun«-  von 
Zeugnissen  und  eines  ausführlichen  Le- 
benslaufs sowie  Angabe  ihrer  Gelialts- 
t  orderungen  schriftlich  bei  uns  be- 
werben. 

Von  "persönlicher  Vorstellung  ist  so 
lange  abzusehen,  bis  Aufforderuno-  dazu 
erfolgt. 

Oldenburg  im  Freistaat  Oldenburg  den 
21.  Januar  1919.  (137) 
Eisenbahndirektion. 


Nr.  9 


90 


Robert  Latowshi'sche  LäutewerRe 

BRESLAU  XIII. 

Einfachste  KonstraKtion  aller  bestehenden  Systeme. 

"Bisher  über  18ü00  Stück  geliefert.  ==  [6999] 

A.  Dampriäutewerke  mit  Vorwärmer  d.r.p.io8604. 

50 — 70%  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdampf ;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
beiVjAtm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  Luftläutcwerke  mit  PrcOluftbctricb  d.cm.  504356. 

Bei  1  Atm.  arbeitend.  Normale  Schlagzahl  Ton 
100  —  120  p.  Min.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versachsfeld  a.n  der  Techn.Hochschule,  Berlin. 

Za  A  und  B:  Sofortiget  Ansprechen,  anch  bei  streng- 
ster Kälte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gang. 
Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 

—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden.  — " 
— — — —  "Billigste  Preise.  ■ 


Oportet  Tür  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  imd  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl-  und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchtpreis  bedeutend  billiger  al«  eUe  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bobröla,  Riiböle  usw.     4«     Kostenlose  Vorführung. 

:  R.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


Laagjälir.  anerkannte  Spezialisten 
and   Berater  in  der  Kiilüfrag 
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Deutscher  Eisenlialinvprwaltuniren 


Reichswerfl  Wilhelmshaven 


12  000  Arbeiter  und  Angestellte 


Die  Reichswerft  übernimmt 

Neubau  und  f^eparafiur 

von  Fracht-  und  Handelsdampfern, 

Schleppern,  Lokomotiven,  Eisenbahn- 
wagen, Lastkraftwagen,  Rohölmotoren, 
Elektt  omotoren  u  Kleinakkumulatoren. 


Anfertigung  von  Einzelteilen  für  die  gesamte 

Maschinenindustrie. 

Massenanfertigung  von  Kleinteilt  n  nach 
Muster  oder  Zeichnung,  Neufertigung 
und  Instandsetzung  von  Luttdruck- 
bremsatilagen  für  Eisenbahnwagen  usw. 
Temperguss 


Herstellung  von  landwirtschaftlichen  Maschinen 


Holzmöbeln,  Blechmöbeln  für  Krankenhäuser  und  Private. 
Schiffsarmaturen     für    Dampfkessel     und  Elektroanlag^n. 


16998] 


Für  eine  an  ein  großes  industrielles 
Unternehmen  angegliederte  Waggon- 
Reparatur  in  der  Nähe  Berl  ns,  aus 
der  sich  gleichzeitig  der  Neubau  vön 
Waggons  entwickeln  soll,  wird  mög- 
lichst per  sofort  ein  durchaus  erfah- 
rener erstklassiger 

Fachmann  aus  der 
Branche, 

welcher  nachweislich  große  Erfolge  in 
derselben  zu  veizeichnen  hat,  gesucht. 
Auch  muß  derselbe  imstande  sein, 
die  Reparatur  und  die  Neufabrikation 
völlig  selbständig  und  einvvandfrei 
leiten  zu  können,  desgleichen  gewandt 
im  Verkehr  mit  Behörden  sein.  — 
Ausführliche  Bewerbungen  mit  Lehens 
lauf,  Zeugn.-Abschr.,  Referenzen,  Bild, 
Geli.-Anspr.  und  Angabe  des  frühesten 
Eintrittstermins  erb.  unt.  Ets.  7021  an 
die  Anzeigen-Annahme  dieser  Zeitunj.-, 
(Linkstr.  23/24).  [7(»22J 
Falls  eine  von  den  gewünschten 
Bedingungen  nicht  eingereicht  wird, 
erhält  Bctieffender  keine  Antwort. 

Für  eine  Privatbsbn  wird  zur  Unter 
haltung  der  Lokomotiven  u.  Wagen  eiü 

tüchtiger  WcrKmeister 

gesucht,  der  eine  technische  Mitteischulf 
absolviert  hat.  (.i ehalt  wie  bei  der  Staats 
bahn.  Angeb.  unt.  Eis.  7012  an  die  Anz- 
Annahine  ds.  Ztg.  (Linltstr.  23/24).  [70121 

Vertraixensposten. 

Ing,  35  J,  in  ungek.  Stellung  über  12  J. 
in  größt  U'iternehmen  in  Betr.  u.  Ver- 
waltung tätig,  energisch,  Organisator, 
gerad.  aufi-icht  Charakter,  sucht  leitende 
Vertrauensst.  in  Verwaltung,  Cisenb.  od. 
dgl.  Angebote  erbeten  unter  Eis.  7008 
au  die  Geschäftsstelle  dies.  Ztg.  [7008! 


Aufträge  und  Anfragen  sind  zu  richten  an  Reichswerft  Wilhelmshaven  | 


Stanzteile, 

B«acKlä]^e,  VeracKlUss«  «asw. 

aus  Blech  nach  Muster  oder  Zeichniuf 

fertigt  MetallstanzwerK 
C.  Cremer,  G.m.b.II.,  Velbert., 

■V    Schnelle  Lieferant.  1 


Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W9l 

Soeben  erschien: 

Deutschlands  Finanzlage 
und  Steuerpolitik 

Vom 

Staatssekretär  Schiffer 

11.— 20.  Tausend 
Preis  20  PI. 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung 
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Berlin,  den  5.  Februar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Dircp  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträgre  sowie  soustlgo  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  dio 
Schriftleitung:  der  Zeitung  des  Vereins  üeutsclier  Eisenbahnverwaltungen, 

amtliche  BekitniitiuacliDneren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28  29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  SL 
für  .das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

oBei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verla^buch- 
handlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

.   AuUer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
00  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beiiagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liukstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lllOO. 


Zur  ErköhuiiÄ  <i*^s  Persou-en^jeid-Tarif** 
der  d«utsch'en  Eisenbahnen. 

Die  staatliche  Verwertung  der  Wasser- 
kraft© Deutschösterreicks. 

Naelirichten. 

Deutschland  :  Dei-  Zentralrat. 
.)?egen  Eisenbahnei-stroikiS,  — ■  Ver- 
lust von  Lebensmittelsendun^fen  bei 
Beförderung  als  Reis6gepä<?k.  — 
Widerrechtliche     Benutzung  der 


I  n  Ii  a  1  tt 

preußischen  Staatßbahnen.  —  Mo- 
natliche Unterstützungen  an  ZiviL 
supemumerare.  —  Wagenmangel  im 
Ruhrbezirk.  —  Aufbesserung  der 
sächsischen  Ruhegehälter.  —  Neue 
Vorsclu-iften  über  den  Eisenbahn- 
güterverkehr mit  dem  besetzten 
Gebiet.  —  Seetransport  von  Kohle. 
—  Erhöhte  Kohlenlieferungen  für 
Holland.  —  Personalnachrichten. 
De  utschö  st  erreich  :  Vorläu- 


figer deutschösterreichischer  Staats- 
eisenbahnrat.  —  Zur  Elektrisierung 
der  deutschösterreichischen  Staats 
bahnen. 

Ungarn  :  Die  Gültigkeit  der  Zeit- 
karten der  Staat&bahnen.  —  Amt- 
liche Kontrolle  des  Reise-  und 
Handgepäcks.  —  Eiuschränkung  des 
Budapester  Straßenbahnverkehrs. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  Erhöhung  des  Personen geld-Tarifs  der  deutschen  Eisenbahnen,  i) 

Von  R.  Melchior. 


Unter  zwei  Gesichtspunkten  ist  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Personengeld-Tarife  der  deutschen  Eisenbahnen  ein  un- 
abweißliche«  Bedürfnis,  nämlich  einmal,  weil  der  bestehende 
Tarif  (wenn  man  von  den  (behelfsweise  eingeführten  beson- 
deren Schnellzugzuschlägen  absieht)  in  einem  argen  Mißver- 
hältnis zu  den  außerordentlich  gestiegenen  Betriebsunkosten 
steht,  sodann,  weil  die  in  den  Fahrpreisen  entJialtenen  Steuern 
dem  gewaltigen  Geldbedarf  des  Reiches  nicht  gerecht  werden. 

Freilich  läßt  sich  zurzeit  weder  überblicken,  wie  groß  die 
Aasgaben  der  Eisenbahnverwaltung  künftig  sein  werden,  noch 
kennt  man  das  volle  Ausmaß  des  Finanzbedarfs  des  Reichs. 
Das  darf  aber  nicht  verhindern,  sich,  schon  jetzt  grundsätzlich 
darüber  schlüssig  zu  werden,  in  welcher  Weise  den  finanziel. 
len  Anforderungen  der  Eisenbahnen  und  des  Reichs  zweck- 
mäßig zu  entsprechen  sein  wird,  und  zwar  um  so  weniger,  als 
die  aus  den  Tariferhöhungen  zu  gewinnenden  Mehreinnahmen 
auf  jeden  Fall,  wie  hoch  sie  auch  sein  mögen,  gute  Verwen- 
dung finden  werden;  denn  die  Mehrkosten  des  Eisenbahn- 
betriebes rechtfertigen  sicherlich  von  vornherein  jede  prak- 
tisch durchführbare  Tariferhöhung,  während  der  Steuerbedarf 
des  Reichs  so  groß  ist,  daß  das  schärfste  Anziehen  der  Steuer- 
schraube auf  jedem  Gebiet  voraussichtlich  nicht  hinreichen 
wird,  um  ihn  voll  zu  decken^). 


')  Obschon  sich  die  deutschen  Bundesregierungen  über  die 
Grundzüge  der  neusten  Personentarifrieform  bereits  geeinigt 
zu  haben  scheinen  (Ztg.  Nr.  4,  S.  36),  glauben  wir  die  nach- 
.stehenden  Vorschläge,  die  recht  interessante  Geisichtspunkte 
enthalten,  unseren  Lesern  doch  nicht  vorenthalten  zu  sollen. 
D.  Schriftl, 

*)  Der  nach  Abfasstmg  flieses  Aufsatzes  erschienene  Ent- 
wurf der  neuen  Reichsverfa^sung  sieht  in  §  3,  Ziffer  5,  die 


Hieraus  folgt,  daß  der  neue  Personengeld-Tarif  so  ^sta.lt6t 
werden  muß,  daß  er  das  denkbar  höchste  Erträgnis  liefert,  mit 
anderen  Worten,  daß  die  Beförderungspreise  so  hoch  angesetzt 
werden  müssen,  wie  der  Verkehr  sie  zu  tragen  vermag.  Dabei 
muß  man  sich  von  vornherein  darüber  klar  sein,  daß  jede 
Tariferhöhung  eine  gewisse  Hemmung  des  Verkehrs  bedeutet. 
Das  Bedenken,  der  erhöhte  Tarif  werde  dem  Reiseverkehr- 
Abbruch  tun,  darf  demnach  kein  Hindernis  für  seine  Befür- 
wortung sein.  Nur  der  Tarif  ist  zu  verwerfen,  gegen  dessen 
Ergiebigkeit  schlechthin  begründete  Einwendungen  gemacht 
werden  können.  i 

Wo  die  Grenze  der  Tragfähigkeit  des  Verkehrs  liegt,  das 
festzustellen,  ist  bei  der  Bemessung  der  Tarifsätze  die  Auf- 


Übernahme  der  bisherigen  Staatsbahnen  auf  das  Reich  vor. 
Diese  Übernahme  kann  die  in  den  vorliegenden  Entwurf  hin- 
eingearbeitete Reichssteuer  von  den  Staatsbahneinnahmen 
gegenstandslos  machen.  Indessen  ist  eine  säuberliche  Schei- 
dung der  Eisenbahnfinanzen  von  denen  des  Reichs  auch  nach 
der  Übernahme  erwünscht  und  wahrscheinlich.  Aus  der  hier 
vorg-esehenen  Reichssteuer  könnte  dann  ein  nach  dem  Brutto- 
auf kommen  der  bisherigen  Staatsbahnen  berechneter  Beitrag 
zur  Deckung  des  allgemeinen  Finanzbedarfs  des  Reichs  werden. 
Wird  .jedoch  eine  solche  Regelung  nicht  für  zweckmäßig  er- 
achtets'  fällt  also  die  hier  vorgesehene  Eeichssteuer  von  den 
Staatsbahneinnahmen  in  jedem  Sinne  fort,  so  braucht  dies  die 
Tarifgestaltung  in  keiner  Weisse  zu  beeinflussen.  Der  als 
Steuer  gedachte  Anteil  der  Bruttoeinnahme  ist  dann  eben  als 
Vermehrung  der  Eisenbahneinnahme  schlechthin  anzusehen. 
Da  der  Relchsverfassungsentwurf  die  Übernahme  der  bis 
herigen  Privatbahnen  nicht  vorsieht,  bleiben  übrigens  in  Hin- 
sicht auf  diese  die  Ausführungen  dieses  Aufsatzes  durch  den 
Verfassungsentwurf  unberührt. 
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gäbe.  Di«  obere  Grenze  ist  ©rreiolit,  -w^nn  eine  weitere  Er- 
höhung durch  Abschreckung  des  Verkehrs  oder  Ablenkung  in 
niedere  Klassen  da«  Erträgnis  der  Bahn,  statt  zu  vermehren, 
vermindern  würde. 

Allgemeine  Erwägungen. 
Beobachtungen,  die  man  bei  anderen  Verkehrsmitteln  hat 
machen  können,  ferner  die  allgemeine  Preisentwickelung  und 
die  Entwertung  der  deutschen  Valuta  (d.  h.  die  Verschlechte- 
rung des  Wertverhältnisses  zwischen  der  deutschen  Mark  und 
den  Währungen  der  feindlichen  und  neutralen  Länder)  berech, 
tigen  zu  der  Vermutung,  daß  der  Eisenbahnpersonenverkehr 
im  Durchschnitt  eine  reichliche  Verdoppelung  des  Vor- 
kriegstarifs oder  eine  annähernde  Verdoppelung  des  Tarifs 
vom  1.  April  1918  wird  tragen  können.  Man  wird  aber  nicht 
dadurch  zu  dem  ergiebigsten  Tarif  gelangen,  daß  man  die  Sätze 
des  Tarifs  vom  1.  April  1918  durchgängig  um  den  im  ganzen 
für  zulässig  erachteten  Prozentsatz  erhöht.  Vielmehr  er- 
scheint es  erwünscht,  den  Personengeld-Tarif  dergestalt  um- 
zuarbeiten, daß  im  Durchschnitt,  aber  nicht  im  einzel- 
nen, eine  Erhöhung  der  Sätze  vom  1.  April  1918  auf  annähernd 
(las  Doppelte  —  wohlgemerkt  einschließlich  der  ebenfalls  zu 
erhöhenden  Fahrkartensteuer  —  erreicht  wird. 

Man  wird  sich  bei  der  Umgestaltung  aber  auch 
nicht  von  zeitgemäßen  Schlagworten  beeinfluosen  las. 
sen  dürfen,  welche  vor  allem  dahin  gehen,  zu- 
gunsten der  Minderbemittelten  die  Wohlhabenden  mit 
<len  tarif arischen  Neuerungen  möglichst  scharf  zu  treffen.  So- 
weit das  praktischen  Erfolg  verspricht,  ist  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden; aber  man  übersehe  nicht,  daß  gewisse  eherne 
Wirtschaftsgesetze  &ioh  durch  doktrinäre  Maßnahmen  nicht 
unwirksam  machen  lassen.  Schraubt  man  nämlich  die  Sätze 
für  die  oberen  Klassen  höher,  älis  die  Benutzer  dieser  Klassen 
zu  zahlen  fähig  und  gewallt  sind,  so  wird  das  Ergebnis  nicht 
ein  Mehr-,  .sondern  ein  Mindererträgnis  sein,  indem  die  be- 
treffenden Eeisenden  sich  dem  Zugriff  dadurch  entziehen,  daß 
sie  in  einer  billigeren  Klasse  oder  überhaupt  nicht  fahren. 
Die  deutsche  Eepublik  und  die  Eisenbahnverwaltungen  werden 
daher  ibesser  abschneiden,  wenn  ibei  der  Neugestaltung  des 
Tarif  s  mit  nüchternster  Sachlichkeit  vorgegangen  wird. 

Preis Verhältnis  zwischen  den  einzelnen 
Klassen. 

Hiemach  wird  man  es  als  wünschenswert  bezeichnen 
müssen,  daß  die  Preisunterschiede  zwischen  den  einzelnen 
Klassen  nicht  allzu  groß  werden.  Den  bisherigen  Tarifen  lag 
im  wesentlichen  der  Gedanke  zugrunde,  das  Prei&verhältnis 
von  der  IV.  zur  I.  Klasse  so  zu  gestalten,  daß  der  Eeisende 
der  höheren  Klasse  jeweils  den  1>^ fachen  Fahrpreis  der  vor- 
angehenden Klasse  zu  entrichten  hat.  Dem  entspricht  auch 
ungefähr  der  den  Eeisenden  in  den  einzelnen  Klassen  zuge- 
wiesene Raum,  und  man  wird  gut  tun,  die  zwischen  den  ein- 
zelnen Klassen  bestehende  relative  Preisspannung  nicht  zu 
vergrößern,  da  sonst  der  Abwanderung  in  die  unteren  Klassen 
Vorschub  geleistet  wird. 

Staffelung  nach  Entfernungen. 
Geht  man  von  der  Ansicht  aus,  daß  die  Tragfähigkeit  des 
Verkehrs  in  genau  gleichem  Verhältnis  mit  der  Entfernung 
wächst,  so  muß  an  dem  Tarifaufbau  auf  Grund  kilometrisoher 
Einheitssätze  festgehalten  werden.  Mancherlei  spricht  jedoch 
dafür,  daß  der  Verkehr  über  kürzere  Entfernungen  tragfähiger 
ist  als  der  über  längere  Entfernungen;  aLs  sicher  kann  ange- 
nommen werden,  daß  der  Verkehr  über  lange  Entfernungen  für 
die  Eisenbahnverwaltung  einträglicher  ist  als  der  über  kurze 
Entfernungen^).   Ein  Tarif,  welcher  also  zu  Reisen  auf  lange 


^)  Vergleiche  hierzu  den  Aufsatz  „Tariferhöhung  auf  den 
deutschen  Eisenbahnen"  von  C  1  ass  en  in  Nr  91  dieser  Zeitung 
vom  23.  November  1918.  Die  praktischen'  Vorschläge,  die 
Classen  an  seine  im  wesentlichen  zutreffenden  grundsätzlichen 
Ausführungen  knüpft,  bedauere  ich  für  verfehlt  halten  zu 
müssen.   Näheres  hierüber  weiter  unten 


Entfernungen  anreizt,  oder,  vorsichtiger  ausgedrückt,  das 
Reisen  über  lange  Entfernungen  möglichst  schonend  behan- 
delt, muß  daher  vom  eisenbahnfiskalischen  Standpunkt,  aber 
auch  unter  volkswirtschaftUchen  und  politischen  Gesichts- 
punkten begrüßt  werden.  Andererseits  darf  der  Tarif  den 
Nahverkehr  nicht  als  grundsätzUch  unerwünscht  mit  er. 
druckenden  Gebührensätzen  belasten.  Demnach  erscheint  es 
ratsam,  statt  des  bisherigen,  kilometrischen  Einheitstarifs 
einen  Staffeltarif,  jedoch  mit  vorsichtiger  Staffelung,  also  mit 
nicht  allzu  großen  Unterschieden  der  kilometrischen  Gebühren 
zwischen  ganz  kurzen  und  sehr  langen  Entfernungen,  zu 
wählen. 

E  n  t  w  u  r  f  d  e  s  n  e  u  e  n  T  a  r  i  f  s. 

Ein  den  vorstehenden  Gesichtspunkten  Rechnung  tragender. 
Tarif  ist  folgender: 

Entwurf  eines  neue»  deutschen  Personengeldtarifs. 

(Di<^  Sätze  des  Tarifs  vom.  1.  April  1918  sind  zum  Vergleich 
in  Klammern  beigefügt.) 
A.  Grundgebühren: 

1.  Kl.         II.  Kl.       III.  Kl. 
13.6     (9.0)    8.7     (5  7)    5.6  (3.7) 
%     21     (18.8)    18    (12.3)    15  (10.7) 
^     2.86  (1.24)    1.57  (0.70)  0.84(0.40) 


Pfennig  für  1  km 
darin  enthaltene  < 
Reichsteuer  \ 
Daher  steuerfreie 
Grundgebühr 


IV.  Kl. 
36  (2.4 
12  (9.1) 
0.43  (0.22) 


10.74  (7.76)    7.13  (6.00    4.76  (3.30)    3.17  (2.18) 


B. 


Zuschläge  zu  den  Grundgebühren 


Für  die  Entfernungs-  j 
stufen: 


Kl. 


1—  .50  km 
51—150  , 
151—300  „ 
über  300  „ 


30  O/o  (-) 
20  o/o  (-) 
10  o/o  (-) 
0  o/o  (-) 


II.  Kl. 

30  o/o  (-) 
20  o/o  (-) 
10  o/o  (-) 
0  o/o  (-) 


III.  Kl. 

30  o/o  (-) 
20  o/o  (-) 
10  o/o  (-) 
0  o/o  (-) 


IV.  Kl. 

30  o/o  (-; 
20  O/o  (-) 
10  o/o  (-) 
oo/o  (-) 


II.  Kl. 
2.—  (1.—  bzw. 


C.  Schnellzugzuschläge 

Für  Entfernungen    t  tt-i 
von:  ^' 
1—100  km    M  3.20  (1.—  bzw. 

2.  -) 

101—200    .       „  4.80  (2.—  bzw. 

3.  -) 

201—300    „       ,  6.40  (3.—) 
über  300    .       „  8.— (3.- bzw. 

4.  -) 


2-) 

3.  —  (2.—  bzw. 

3.  -) 

4.  -  (3.-) 

5.  —  (8.—  bzw. 

4.  -) 


III.  Kl. 

1.20  (0.50  bzw. 

1-) 
1.80  (1  —  bzw. 

1.50) 
2  40    (1  50) 
3.—  (1.50  bzw. 

2.-) 


Hiernach  ergeben  sich  folgende  Fahrpreise  in  Mark: 


Tarif- 
krn 

be- 
rech- 
nete 

km 

I. 

Kl. 

II.  Kl. 

* 

III. 

Kl. 

IV.  Kl 

Pers.- 
Zug 

Schn.- 

Zug 

Pers.- 
Zug 

Schn.- 
Zug 

Pers.- 
Zug 

1  Schn.- 
Zug 

Pers.- 
Zug 

10 

13 

180 

5.— 

1.20 

3.20 

0.80 

2.— 

0.50 

20 

26 

8.60 

6.80 

2.30 

4.30 

1.50 

2.70 

0.95 

30 

39 

5  40 

8.60 

3.40 

5.40 

2.20 

3.40 

1.45 

50 

65 

8.90 

12.10 

5.70 

7.70 

3.70 

4.90 

2.40 

100 

125 

17.— 

20  20 

10.90 

12.90 

7.— 

820 

450 

150 

185 

25.20 

30.— 

16.10 

19.10 

10.40 

12.20 

6.70 

200 

240 

32.70 

37.60 

20.90 

23.90 

13.50 

15.30 

8.70 

250 

295 

40.20 

46.60 

2570 

29.70 

16  60 

19.- 

10.70 

.3110 

3.50 

47.60 

54.— 

30.50 

34.50 

19.60 

22  — 

12.60 

400 

450 

61.20 

69.20 

39  20 

44.20 

25.20 

28.20 

16.20 

500 

550 

74.80 

82.80 

47.90 

52.90 

30.80 

33.80 

19.80 

600 

650 

88.40 

96.40 

56.60 

61.60 

36.40 

39.40 

23.40 

700 

7.50 

102.— 

110.— 

65.30 

70.30 

42.— 

45.- 

27.— 

800 

850 

115.60 

123.60 

74.— 

79.— 

47.60 

50.60 

30.60 

1000  I 

1060 

142.80 

150.80 

91.40 

96.40 

58.80 

61.80 

37.80 

Auf  das  Kilometer  werden  also  erhoben  in  Pfennig; 

Entfernung 
50  km 
150  „ 
300  , 
600  , 
1000  „ 


17.8 

242 

11.4 

16.4 

7.4 

9.8 

4.8 

16.8 

20.0 

10.7 

12.7 

69 

8.1 

4.5 

15.9 

18.0 

10.2 

11.5 

6.5 

7.3 

4.2 

15.0 

166 

9.6 

10.6 

6.2 

6.8 

4.0 

14.3 

15.1 

9.1 

9.6 

5.9 

6.2 

3.8 

LIX.  Jahrgang 
5.  Februar  1919. 
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Vergleich  des  neuen  Tarifs  mit  dem  Tarif  vom  1.  April  1918 : 


50 

Kilometer 

alter  Tarif  M  ] 

4.50 

5  50 

290 

3.90 

1.90 

2.40 

1.20 

neuer  .  „ 

ö.yu 

Iii.  lU 

5.70 

7.70 

o./U 

4.yu 

Z  4U 

Erhöhung  "/o  ' 

97 

97 

OK 

1  Cid 

150 

Kilometer 

alter  Tarif  Ji 

13.50 

1560 

8.60 

1060 

5.60 

6.60 

3.60 

neuer  ^  - 
n^rDonung  "/o 

öV. — 

16.10 

19.10 

iU.4U 

D.  /u 

Ol 

Ol 

87 

80 

ÖD 

00 

OD 

Kilometer 

alter  Tarif  J6 

27.— 

30.— 

17.10 

20.20 

11.10 

12.70 

7.20 

neuer  _  „ 
iLruonung  "/o 

4 /.DU 

54.— 

80.50 

34.50 

ly.ou 

iSZ. — 

IZ.DU 

7ß 
10 

80 

78 

71 

/  0 

/  0 

500 

Kilometer 

alter  Tarif  J6 

45.— 

[  49.— 

28  50 

32.50 

1850 

20.50 

12  — 

neuer  . 

74.80 

82.80 

47.90 

52.90 

30.80 
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Als  bezeichnende  Merkmale  dieees  Tarifs  seien  folgende 
hervorgehoben : 

Die  kilometrißche  Grundgebühr  IV.  Klasse,  ein- 
schließlich Steuer,  ist  um  50%  höher  ails  nach  dem  geltenden 
Tarif.  Die  Grundgebührensätze  der  übrigen  Klassen  sind  der- 
art gebildet,  daß  sie  für  jede  Klasse  mit  möglichster  Genauig. 
keit  ausschließlich  Steuer  um  50%  höher  sind,  als  die  der  je- 
weils voraufgehenden  Klasse. 

Die  Steuer  selbst  beträgt  von  der  IV.  Ms  zuj^  1.  Klasse 
ansteigend  12,  15,  18,  21%  des  Bruttopreises,  gegen  bisher 
rund  9.1,  10.7,  12.3,  13.8%.  Es  ist  also  von  den  erhöhten  Brutto- 
preisen ein  progiiessiv  erhöhter  Prozentsatz  an  Steuern  abzu- 
führen. 

Die  Staffelung  des  Tarifs  erfolgt  in  der  Weise,  daß  bei 
der  Fahrpreisberechnung  »bei  Entfernungen  bis  zu  50  km  auf 
die  Tarifkilometer  30%,  für  die  Entfernungsstufen  51 — 150  km 
20%,  für  die  Entfemungsstufen  151—300  km  10%  zugeschlagen 
werden.  Es  werden  also  zugeschlagen  für  die  ersten  50  km 
15  km,  für  die  folgenden  100  km  20  km,  für  die  folgenden 
150  km  15  km,  also  insgesamt  50  km  für  Entfernungen  von 
300  km  und  darüber.  Der  Grundtarif  wird  auf  diese  Weise 
überschritten  bei  Entfernungen  bis  50  km  um  30%,  bei  einer 
Entfernung  von  150  km  tun  23.3%,  von  300  km  um  16.7%,  von 
500  km  um  10%,  von  lOOO  km  5%. 

Bei  Schnellzugbenutzung  werden  außerdem,  ebenso  wie  bis- 
her, S  0 hn  e  1 1  z u  g  z  usc  h  1  ä  g e  erhoben,  die  sich  jedoch  in 
ihrer  Bemessung  und  Abstufung  von  den  bestehenden  Schnell- 
zugzuisohlägen  wesentlich  unterscheiden.  Während  jetzt  in 
fler  I.  -und  II.  Klasse  gleiche  Schnellzugzuschläge,  und  zwar 
im  doppelten  Betrag  der  Schnell zugzusohläge  III.  Klasse,  er- 
hoben werden,  sind  hier  für  die  I.  und  II.  Klasse  j'e  besonders 
l>erechn6te  Zuschläge  vorgesehen.  Nach  dem  Tarif  vom 
1.  April  1918  werden  in  der  Zoibe  1  (bis  75  km)  25%  des 
Höchstbetrages  ex-hoben,  der  für  Entfernungen  über  350  km 
gilt;  nach  dem  vorliegenden  Entwurf  hingegen  sind  in  der 
1.  Zone  (bis  100  km)  40%  des  Höchstsatzes  (Zone  4,  über 
SOO  km)  fällig.  Der  Zweck  dieser  Änderung  ist  eine  wirk- 
samere Abwehr  des  Ortsverkehrs  von  den  Schnellzügen,  ver- 
bunden mit  einer  ausgeprägteiien  abfallenden  Staffelung  bei 
wachsender  Entfernung,  indem  in  der  2.,  3.  und  4.  Zone  je 
nur  ein  Zuschlag  von  50%  auf  den  in  Zone  1  erhobenen  Betrag 
uemacht  wird,  geg-en  100%  bei  dem  geltenden  Tarif. 

Die  durch  den  neuen  Tarif  bewirkte  Fahrpreise r h ö  - 
h  u  n  g  beträgt  gegenüber  dem  Tarif  vom  1.  April  1918  (also 
unter  Außerachtlassung  der  seitdem  als  Notbehelf  eingeführ- 
ten besonderen  Schnellzugzuschläge)  durchschnittlich  98%  bei 
Entfernungen  bis  50  km;  bei  150  km  beträgt  die  Erhöhung  im 
Durchschnitt  etwa  86%,  bei  300  km  etwa  75%,  bei  500  km  etwa 
65%,  bei  1000  km  etwa  58%.  Die  Erhöhungen  sind  bei  den 
einzelnen  Klassen  ziemlich  gleichmäßig,  jedoch  führt  die 
andere  Gestaltung  der  Sohnelizugzusohläge  zu  einer  gewissen 


Begünstigung  des  Schnellzugverkehrs  II.  Klasse  und  einer 
entsprechend  stärkeren  Belastung  des  Schnellzugverkehrs 
I.  Klasse. 

Das  absolute  finanzielle  Ergebnis  des  neuen  Tarifs  ist 
schwer  vorauszusehen,  weil  mit  einer  Einnahme  Verringerung 
gegenüber  der  Vorkriegszeit  aus  vier  verschiedenen  Gründen 
zu  rechnen  ist,  nämlich 

1.  wegen  des  Rückganges  der  Bevölkerungs. 
zahl  Deutschlands, 

2.  wegen  des  infolge  des  Krieges  und  der  Eevolution  un- 
vermeidbaren Rückganges  des  Wirtschafts- 
lebens, das  nicht  mehr  in  dem  Maße,  wie  früher,  zu 
Reisen  Veranlassung  bieten  wird, 

3.  wegen  der  durch  den  Krieg  und  die  Revolution  einge- 
tretenen oder  noch  zu  erwartenden  weitgehenden  Ver- 
armung der  Bevölkerung,  die  einerseits  zur  Ab- 
wanderung in  niedrigere  Klassen,  andererseits  zur  Ein- 
schränkung des  Reisens  überhaupt,  insbesondere  zur  Ein- 
schränkung der  Vergnügungsreisen,  führen  wird, 

4.  wegen  der  durch  djen  Tarif  bewirkten  Verteuerung  des 
Reisens. 

Die  Gründe  zu  l^bis  3.  wirken  unabhängig  von  dem  Tarif. 
Das  Ausmaß  ihrer  Wirkung  zahlenmäßig  abzuschätzen,  ist 
kaum  möglich  und  soll  hier  jedenfalls  nicht  versucht  werden. 
Damit  entschwindet  aber  auch  die  Möglichkeit  einer  Ab- 
schätzung des  absoluten  Erträgnisses  unter  dem  neuen 
Tarif.  Die  Schätzung  muß  sich  also  darauf  beschränken,  fest- 
zustellen, um  welchen  relativen  Betrag  die  Einnahmen 
sich  durch  den  neuen  Tarif  werden  steigern  lassen. 

Zunächst  sei  untersucht,  um  wieviel  die  Einnahmen  durch 
Anwendung  des  neuen  Tarifs  steigen  würden,  wenn  der  Ver- 
kehr selbst  keine  Veränderung  erführe.  Da  die  Preiserhöhun. 
gen  infolge  der  Staffelung  des  Tarifs  mit  wachsender  Ent- 
fernung sich  verringern,  muß  zunächst  die  für  den  G^esamt- 
verkehr  typische  Reiselänge  festgestellt  werden.  Für 
die  Gegenwart  fehlt  es  durchaus  an  entsprechenden  Anoraben. 
Wohl  wird  regelmäßig  die  im  Durchschnitt  auf  jeden  Reisen- 
den entfallende  Reiselänge  ermittelt.  Aber  mit  dieser  Angabe 
ist  hier  nichts  anzufangen;  denn  es  handelt  sich  hier  darum, 
zu  erfahren,  »auf  welche  Reiselänge  durchschnittlich  1  M  Ein- 
nahme erzielt  wird  oder,  anders  ausgedrückt,  'bei  welcher 
Reiselänge  gewissermaßen  der  Schwerpunkt  der  G*samtein- 
nahme  des  Personenverkehrs  liegt.  Dazu  bedarf  es  der  An- 
gabe der  in  den  einzelnen  Entfemungsstufen  erzielten  Ein- 
nahmen. Die  letzten  Ermittelungen  hierüber  liegen  um  ein 
volles  Vierteljahrhundert  zurück;  sie  wurden  im  Mai  und 
Juli  1893  im  Bereich  der  preußischen  Staatsbahn  vorgenom: 
men').  Die  damaligen  Feststellungen  umfassen  den  gesamten 
Verkehr  zu  den  normalen  Gebühren  sowie  den  Verkehr  auf 
allgemeine  Zeitkarten.  Nicht  berücksichtigt  sind  Reisen  auf 
Schülerkarten,  auf  Arbeiter-Rückfahr-  und  Wochenkarten,  auf 
Fahrkarten  für  größere  Gesellschaften,  akademische  Ausflüge, 
Schulfahrten  und  Reisen  zu  milden  Zwecken ;  ferner  ist  der  ge- 
samte Verkehr  der  Berliner  Stadt-  und  Ringbahn,  der  Berliner 
Vorortverkehr  und  der  Verkehr  auf  der  Hamburg-Altonaer- 
Verbindungsbahn  außer  Betracht  geblieben ;  m.  a.  W.,  es  fehlt 
im  wesentlichen  der  Verkehr  zu  ermäßigten  Preisen  auf  kurze 
Entfernungen.  Das  bedeutet,  daß  ein  sehr  erheblicher  Prozent- 
satz aller  Reisenden  unberücksichtigt  geblieben  ist.  Die  auf 
diese  Reisenden  entfallende  Einnahme  und  Verkehrsleistung 
stellt  jedoch  einen  verhältnismäßig  kleinen  Teil  der  Gesamt- 
personenverkehrseinnahme dar.  Da  seit  1893  der  Anteil  des 
Schnellzugverkehrs,  also  des  Verkehrs  über  große  Entfernun- 
gen, am  G^amtverkehr  beträchtlich  gestiegen  ist,  so  wird 
man  annehmen  können,  daß  die  für  die  Gegenwart  aus  dem 
Gesamtverkehr  zu  ermittelnde  typische  Reiselänge,  also  unter 
Einschluß  des  bei  der  Zählung  von  1893  nicht  berücksichtigten 
Berliner  und  Hamburger  Stadt-  und  Vorortverkehrs,  des  Ver- 
kehrs auf  Arbeiterkarten  usw.,  nicht  oder  nicht  nennenswert 

*)  VerßL  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1894,  Seite  71  ff. 
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geringer  ist.  als  si«  sich  auf  Grund  d€s  unvollständig«!!  Ma- 
terials von  1893  ermitteln  läßt,  daß  aLso  di«  damaligen  Fest- 
stellungen trotz  ihrer  Unvollständigkeit  noch  für  die  Gegen- 
wart als  ungefähr  maßgebend  betrachtet  werden  können. 

Die  Statistik  von  1893  trennt  den  von  ihr  erfaßten  Verkehr 
uach  Klassen  und  nach  24  Entfernungsstufen.  von  denen  die 
unterste  den  Nahverkehr  bis  5  km,  die  oberste  den  Verkehr 
über  1500  km  umfaßt.  Für  jede  Klasse  und  Entfernungsstufe 
ist  die  Zahl  der  Fährten  und  die  Einnahme  in  Mark  angegeben. 

Di«  Berechnung  der  für  die  Erzielung  der  gesamten  Per- 
isonenverkehrseiunahme  typischen  Eeiselänge  ist  auf  Grund 
diese«  Materials  derart  vorzunehmen,  daß  die  auf  jede  Ent- 
fernungsstufe entfallende  Gesamteinnahme  mit  der  im  Durch- 
schnitt auf  jede  Entfernungsstufe  entfallenden  Reiselänge 
multipliziert  und  die  Summe  der  Produkte  durch  die  Giesamt- 
einnahrrie  dividiert  wird. 

Die  derart  auf  Grund  der  Einnähme  in  den  einzelnen  Ent- 
fernungsstufen festgestellte  typische  Reiselänge  beträgt 
•  225  km. 

Stellt  man  nun  fest,  wieviel  Mehi-einnahme  der  neue  Tarif, 
verglichen  mit  dem  vom  1.  April  1918,  bei  einer  Entfernung 
\on  225  km  liefert,  so  gelangt  man  dadurch  in  roher  Annähe- 
rung zu  dem  vermutlichen  Mehi>erträgnis  des  neuen  Tarifs, 
unter  der  Voraussetzung,  daß  die  erhöhten  Fahrpreise  weder 
zu  einer  Abwanderung  in  niedrigere  Klassen  noch  zu  einer  ab-  i 
soluten  Verkehrsmindeniug  führen.  Das  auf  diese  Weise  er- 
mittelte mutmaßliche  Mehrerträgnis  des  ne.ue.n  Tarifs  beträgt 
etwa  80%'^). 

Schätzt  man.  daß  durch  die  Verkehi^sminderung  und  Ab- 
wanderung in  niedrigere  Klassen  infolge  der  Fahi'preiser höhung 
eine  Einnahmeminderung  um  15%  herbeigeführt  Avird«),  so  ist 
unter  dem  neuen  Tarif  eine  Einnahme  von  85%  von  180%  z= 
153%  der-  unter  dem  alten  Tarif  erzielbaren  Einnahme  zu  er- 
warten. 

Unter  dem  Tarif  vom  1.  April  1918  sind  schätzungisvreise 
10.5%,  dagegen  unter  dem  neuen  Tarif,  unter  Beiücksichtigung 


^)  Für  je  14  km  Abweichung  der  wirklichen  typischen  Reise- 
länge nach  oben  oder  unten  von  der  wie  vorstehend  errechne, 
ten  würde  sich  die  Mehreinnahme  nur  um  etwa  1%  der  Ein- 
nahme unter  dem  alten  Tarif  vermindern  oder  vermehren. 

Es  ist  vielleicht  angebracht,  in  diesem  Zusammenhang 
diarauf  hmzuweis-en,  daß  vor  dem  Krieg  der  billigste  normale 
Beförderungspreis  auf  den  englischen  Bahnen,  der  allerdings 
im  nichtgeschäftlicben  Reis.6verkehr  vielfach  unterschritten 
wurde  (III.  Klasse  Pei-sonen-  oder  Schnellzug),  durchschnitt- 
lich etwas  unter  1  Penny  für  die  englische  Meile  (1  61  km), 
d.  h.  annähernd  5  ^/Kilometer  betrug,  während  nach  dem 
ueuen  Tarif  in  der  IV.  Klasse  einschließlich  Steuer  höchstens 
4.8  S  (im  Nahverkehr  bis  zu  50  km)  zu  bezahlen  sind,  was 
mtoige  der  Entwertung  der  deutschen  Mark  gegenwärtig  nur 
A  Penny  für  die  englische  Meile  ausmacht. 


der  zu  erwartenden  Abwanderung  in  niedrigere  Klassen,  vei  - 
mutlich  14.4%  der  Gesamteinnahme  steuerpflichtig.  Dem- 
nach erhält  der  Steueifiskus  unter  dem  neuen 
Tarif  schätzungsweise  14.4%  von  153%  oder  22.0%  der  unter 
dem  Tarif  vom  1.  April  1918  erzielten  Einnahme,  d.  h.  110  % 
mehr  als  bishe  r"). 

Der  der  Eis-enbahn  verbleil>ende  Betrag  steigt  demnach  im 
Verhältnis  100-10.5  : 153—22.0,  oder  89.5  : 131,  d.  h,  um  46.4%. 
Ohne  die  durch  die  Tariferhöhung  zu  erwartende  Verkehrs- 
minderung und  Abwandeining  wäre  eine  Steigerung  der  eteuer- 
fteien  Eiunahme  im  Verhältnis  89.5  :  (85.3%  von  180)  oder 
89,5  : 153.5%,  d.  h.  um  71.5%  anzunehmen.  Infolge  der  Ver- 
kehrsminderung und  Abwanderung  vermindert  sich  die  durch 
die  Tariferhöhung  erzielte  steuerfreie  Mehieinnahme  also  um 
25.1%  der  unter  dem  Tarif  vom  1.  April  1918  erzielbaren  Ein- 
nahme. Nimmt  man  an,  daß  40%  dieses  Minus  durch  ent- 
sprechende Ausgabenverringemng  ausgeglichen  werden  kann, 
so  ißt  die  bei  verminderten  Ausgaben  unter  dem  neuen  Tarif 
erzielbare  steuerfreie  Mehieinnahme  von  46.4%  einer  bei  un- 
verminderten Betriebsausgaben  erzielbanen  M  e  h  r  e  i  n  - 
nähme  aus  dem  Personenverkehr  von  über  .56% 
gleichzuaohten. 

SelbstverständLiche  Voraussetzung  für  diese  Berechnung  ist, 
daß  die  Tarife  des  Berliner  und  Hamburger  Stadt-  und  Vorort- 
verkehrs sowie  die  Preise  von  Zeitkarten,  Arbeiter-Wochen- 
karten usw.  gleichfalls  eine  angemessene  Heraufsetzung  er- 
fahren. Die  Erhöhung  wird  hierbei  zum  Teil  vorsichtiger 
bemessen  werden  müssen,  zum  Teil  aber  noch  weiter  gehen 
dürfen,  als  bei  den  Preisen  für  gewöhnliche  Fahrkarten. 


')  In  seinem  schon  erwähnten  Aufsatz  hat  Classen  die  Ein- 
führung einer  Eeichssteuer  in  Form  von  festen  Zuschlägen 
von  20,  30,  45  und  70  4  für  Fahrkarten  IV.  bis  I.  Klasse  vor- 
eschlagen.  Classen  schätzt  das  Erträgnis  dieser  Steuer  an- 
and  der  Verkehrszahlen  des  Jahres  1913  auf  250  Millionen  Ji 
jährlich.  Zum  Zweck  der  notwendigen  Vermehrung  der  Eisen- 
bahneinnahmen soll  ziu  der  Eeichssteuer  eine  allgemeine  Tarif- 
erhöhung treten.  Die  festen  Steuerzusohlä.ge  belasten  jedoch 
den  Nahverkehr  derart,  daß  nach  der  Tariferhöhung  die  Fahr- 
preise den  Verkehr  über  ganz  kurze  Entfernungen  geradezu 
erdrücken  müssen.  Dennoch  ist  weder  eine  Verkehr&minde- 
rung  noch  eine  AWandeining:  in  niedere  Klassen,  mit  der,  wie 
schon  erwä/hnt,  ohnehin  zu  rechnen  ist,  bei  der  Ertrag- 
schätzung erkennbar  bemcksiohtigt.  Die  Einnahme  aus  der 
festen  Reichssteuergebühr  muß  daher-  weit  hinter  der  Classen- 
schen  Sohätzuno^  zurückbleiben  und  kann  überhaupt  nur  unter 
schwerer  Schädigung  der  lokalen  Verkehrsinteiessen  erzielt 
werden.  Der  hier  vorgeschlagene ,  Ausbau  der  bestehenden 
Personenverkehrsbesteuerung  bringt  vielleicht  einen  gerin- 
geren Ertrag  als  die  Classensche  Kopfsteuer,  sie  berücksich- 
tigt aber  vollkommen  die  Tragfä-higkeit  des  Verkehi's,  meidet 
also  die  Mängel  der  anderen  Steuerform  und  bleibt  dabei  noch 
entwickelungsfäb  ig. 


Die  staatliche  Verwertung  der  Wasserkräfte  Deutschösterreichs. 


In  einem  Aufsätze  des  „Neuen  Wiener  Tagblattes"  gibt 
Sektionschef  Dr  Robert  Grien  berger  eiaen  Überblick 
Uber  die  Vorarbeiten,  die  im  früheren  Eisenbahnministerium 
?J^^ii"r^®^"*'^'^^"  Wasserkräfte  und  zur  Elektrisierung  der 
V  ollbahnen  geleistet  wurden.  Er  bezieht  sich  hierbei  auf  die 
im  Jahre  1917  erschienenen  Mitteilungen  des  Eisenbahnmini- 
steriums, m  denen  das  Ergebnis  dieser  umfassenden  und  er- 
schöpfenden Arbeit  niedergelegt  ist.  Als  Grund,  warum  es 
bisher  nur  bei  den  vorbereitenden  Arbeiten  geblieben  sei,  «■ibt 
er  m  erster  Lini-e  finanziell  wirtschaftliche  Erwäguno-en  "an 
da  der  Ausbau  großer  Wasserkräfte  nach  den  bisherigen  Er' 
tahrungen  immerhin  ein  gewagtes  Unternehmen  darstellte, 
das  in  der  Regel  nur  eine  sehr  knapp  bemessene  Verzinsung 
bot.  Dazu  kam,  daß  Österreich  damals  noch  über  reiche 
Kohlengebiete  verfügte,  so  daß  sich  der  „kritische  Strompreis'', 
(i.  h.  die  Gleichheit  der  Kosten  der  Erzeugung  des  Stromes 
durch  Wasserkraft  oder  durch  Dampfkraft  zu  Ungunsten  der 
Wasserkraft  berechnete.  Diese  ^günstigen  Voraussetzungen 
tur  ein  vorsichtig  abwagendes  Vorgehen  bei  der  Ausnützuno- 
der  Wasserkräfte  seien  nunmehr  weggefallen  Deutsch" 
usterreioh  »ei  ein  kohlenanuefi  Land  .geworden,  das' seinen  Be- 


darf an  Kohlb  für  seine  Bahnen  kaum  zur  Hälfte  aus  dem 
eigenen  Gebiete  decken  dönne.  Dadurch  sei  die  rasche  und 
zielbewußte  Ausnützung  der  Wasserkräfte  in  den  Vorder- 
grund gerückt  worden.  Wenn  auch  Ra-schheit  geboten  sei,  so 
müsse  doch  jederzeit  flarauf  Bedacht  genommen  werden,  daß 
durch  keine  rechtlichen  oder  technischen  Vorkehrungen  einem 
späteren,  umfassenderen  Ausibau  der  Wasserkräfte  vorgegrif. 
fen  werde.  Man  müsse  schauen,  wo  und  auf  welche  Weise 
am  raschesten  die  Kohle  durch  die  Wasserkraft  ersetzt  werden 
könne.  Daß  womöglich  die  Bahnen  vor  allem  der  durdi 
Wasserkräfte  ermöglichten  Elektrisierung  zugefühi-t  werden, 
isei  bei  dem  Umstände,  daß  sie  der  größte  Kohlenverbraucher 
sind,  selbstverständlich.  Schließlich  sei  es  jedoch  für  das 
Endergebnis  gleichbedeutend,  ob  tUe  Tonne  Kohle  bei  der 
BaJin  oder  bei  einem  andeien  üntemehmen  erspart  wertle, 
denn  jeder  Tag,  an  dem  eine  Wasserkraft  früher  zur  Ver- 
wendung komme,  sei  für  die  Volkswirtschaft  Deutschöster- 
reichs ein  Gewinn. 

Sektionschef  Dr.  Grienberger  fährt  dann  fort :  ..Der  Staat  ist 
es,  der  .letzt  das  allergrößte  Interesse  an  der  ausgiebigen 
Ausnutzung  der  Wasserkräfte,  dieses  gerade  bei  der  '>-Qg«ü- 


l/tX.  Jahrgang 
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wärtiofen  Grestaltung  des  Staates  unendlich  wiertvollen  Na- 
JiQnalvennögens,  hat.  Er  Inuß  daher  unter  allen  Umständen 
die  Hand  auf  alle  Wasserkräfte  legen  und  seinerseits  alles 
(>eitrag'en,  ■«ras  die  rasches;«  Verwertung  der  Wasserkraft«  er- 
möglicht. Ein  Staatsmonopcl  atff  alle  Wasserkräfte  erscheint 
als  ein  Gebot  unserer  Volkswirtschaft,  wobei  die  Ausnützung 
dieses  Monopols  auch  der  privaten  Tätigkeit  auf  beschjänkte 
Z^it  überlassen  werden  kann.  Aber  daß  die  Wasserkräfte  iu 
Deutschösterreich  Eigentum  des  Staates  ««in  müs&en,  an  die. 
^>em  Grundsatze  dürfe  nicht  gerüttelt  werden.  Es  darf  keine 
Landesmonopole  gel>en,  die  schon  mit  Eücksicht  auf  das  In- 
einandergreifen der  Flußgebiete  unrationell  wären,  man  denke 
au  die  Wasserkräfte  des  steirischen  Salzkammergutes,  die  nach 
Oberösterieich  hin  orientiert  sind,  und  an  die  des  Lungau, 
die  zum  Fltißgebiete  der  «teixLschen  Mur  gehöi'en,  und  ähn- 
liche h.vdi'ographische  Verhältnisse.  Daß  sie  möglichst  un- 
abhängig vom  Auslande  werden,  ist  eine  der  Hauptaufga,ben 
unserer  Staatswirtsohaf t ;  um  das  Ziel  zu  erreichen,  müssen 
dem  Staate  auch  die  Mittel  hierfür  zur  Verfügung  stehen,  und 
eines  dieser  Mittel  ist  die  Verfügung  über  die  Wasserki-äfte. 
Hat  der  (Staat  das  Monopol  über  die  Wasserl^räfte  einmal  in 
.Anspruch  genommen,  dann  lassen  sich  die  verschiedenen  For. 
men  der  Ausnützung  dieses  Monopols  leicht  i-egeln.  In  vielen 
Fällen  wird  der  Staat  die  Kraftwerke  selbst  bauen  müssen 
und  den  Strom,  sofern  er  ihn  nioht  für  eigene  Zvrecke  be- 
nötigt, verschleißen,  in  den  meisten  Fällen  wird  es  entweder 
zu  einem  Zusammenarbeiten  mit  autonomen  Körperschaften 
oder  Privaten  oder  ziur  völligen  Überlassung  der  Ausnützung 
an  private  Unternehmungen  kommen,  wobei  über  das  Entgelt 
der  Überlassung  (Wasserzins  —  Gewinnanteil  —  HeimfaU) 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Der  Zenti-alrat  gegen  Eisenbahnerstreiks.  Der  Vollzugs- 
ausschuß aller  Arbeiter-  und  Soldatenräte  des  Reiches,  der 
Zentralrat,  ha,t  am  30.  Januar  d.  J.  folgende  Kundgebung 
an  die  Eisenbahnarbeiter  und  Betriebsamten  im  Eeiche  ver- 
öffentlicht : 

Der  Zentralrat  hat  davon  Kenntnis  erhalten,  daß  in  einig-en 
Gegenden  des  Reiches  Forderungen  ge.stellt  werden,  di^  eine 
geregelte  Durchführung  des  Eisenbahnverkehrs  gefährden.  So 
wichtig  ijn  einzelnen  manche  der  gestellten  Forderungen  sein 
coögen,  so  ist  es  doch  .ietzt  die  einzige  Aufgabe  der  Arbeitet, 
Angestellten  und  Beamten,  den  Verkehr  und  die  Wiederher- 
stellung des  Eisenbahnmaterials  restlos  sicherzustellen.  Vom 
geregelten  Eisenbahnverkehr  ist  die  Volksernährung  ab- 
hängig, die  Versorgung  der  Betriebe  mit  Kohlen  und  damit 
die  einzige  Möglichkeit,  der  Arbeitslosigkeit  entgegenzuwirken 
und  den  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  zu  verhindern ; 
ferner  ist  von  dem  gei-egelten  Eisenbahnverkehr  abhängig 
die  Beleuchtung  und  Heizung  der  Wohnungen,  wodurch  der 
Erkrankung  und  der  Verseuchung  des  Volkes  Einhalt  getan 
werden  kann.  Der  Zentralrat  hat  die  VerpfHchtung,  auf  alle 
diese  für  das  Volk  schwerwiegenden  Folgen  des  ungeregelten 
Eisenbahn^betriebes  hinzuweisen.  Die  Zeit  ist  zu  ernst,  um 
durch  wilde  Streiks  das  Volk  iu  unabsehbare  Sohwierig- 
keiten  zu  bringen.  Vor  allen  Dingen  darf  unter  keinen  Um- 
ständen eine  sofortige  Erfüllung  von  Forderungen  ohne  Ver- 
handlungen durch  Streiks  verlangt  werden,  denn  die  Demo- 
kratie setzt  voraus.  daß  über  alle  Forderungen 
tiach  .ieder  Seite  hin  gei-eoht  geurteilt  wird.  Berechtigten 
Wünschen  muß  natürlich  entgegengekommen  werden,  al>er 
lucht  ohne  vorherige  Beratung.  Die  Ziele  der  Revolution 
sonnen  nur  erreicht  werden,  wenn  aUe  arbeitsfähigen  Men- 
schen ihre  Arbeitskraft  restlos  in  den  Dienst  der  gemein- 
samen Einrichtungen  stellen.  Das  gilt  insbesondere  von  den 
hisenbahnarbeitern.  Augestellten  und  Beamten  Wir  fordern 
rieshalb  alle  auf,  durch  verstärkte  Tätigkeit  dem  Wohle  des 
Volkes  zu  dienen  und  alle  Forderungen  auf  dem  geordneten 

u^f  durch  die  Organisation  oder  die  im  Betriebe  ge- 
schaffenen Einnchtungen  der  Arbeiterausschüsse,  Arl>eiter- 
late  usw.  den  Verwaltungsbehörden  zur  Kenntnis  zu  bringen. 
.Nur  durch  Organisation  und  Einfügen  eines  .ieden  einzelnen 
m  das  große  Ganze  kann  das  Werk  vollendet  werden,  das  im 
November  1918  begonnen  hat. 

—  Verlust  von  Lebensmittelseudungen  bei  Beförderung  als 
Reisegepäck.  Der  pieußisohe  Eisenbahnminister  hat  sich  der 
Auttassung  -angeschlossen,  daß  für  den  Verlust  von  größeien 
Uibensmittelsendungen,  die  als  Reisegepäck  aufgegeben 
worden  sind.  Ersatz  nicht  geleistet  wird.    Diese  Auffassung 


und  die  an  die  Überlassung  zu  knüpfenden  Bedingungen 
(Maximalhöhe  des  Strompreises  und  ähnliches)  in  .iedem  ein- 
zelnen Falle  Veieinbarungen  zu  treffen  sein  werden.  Hier- 
durch und  nicht  durch  eine  allgemein  .geltende  gesetzliche 
Bestimmung  wird  es  möglich  sein,  der  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  Rechnung  zu  tragen. 

Um  aber  die  iVusnützbarkeit  der  Wasserkräfte  für  den  Staat 
in  .jeder  Beziehung  sicherzustellen  und  Klarheit  in  die  Vei'- 
hältuisse  zu  bringen,  wodurch  allein  ein  rascher  Erfolg  dei' 
Aktion  erzielbar  ist,  werden  einige  gCKsetzliche  Vorkehrungen 
zu  treffen  sein.  Zunächst  muß  alles  Gewässer  ails  Staats- 
eigentum erklärt  und  die  wenigen  Pri  vatgewässer,  die,  wie 
einig-e  Seen  (zum  Beispiel  Spüllsee,  Achensee),  meist  Zu- 
fallseigentum Privater  sind,  vom  Staate  .gegen  Entschädigung 
des  gegenwärtigen  Nutzwerte«  in  Anspruch  genommen 
werden.  Für  die  Errichtung  der  Wasserkraftanlagen'  sowie 
für  die  Herstellung  der  elektrischen  Femledtungen  muß  da* 
Expropriationsrecht  festgesetzt  werden,  wodurch  auch  die. 
Stillegung  kleiner  Wasserkraftwerke  auf  eine  gesetzliche, 
Basis  gebracht  werden  wird.  Mit  diesen  gesetzlichen  Bestim- 
mimgen,  wofür  die  Vorlagen  bereits  vorhanden  sind,  vrird 
man  das  Auslangen  finden  können ;  sie  gewähren  vollkommene 
Sicherheit,  daß  die  Ausnützung  der  Wasserkräfte  rasch  und 
ohne  Hemmungen  erfolgen,  sie  lassen  aber  anderseits  .iedeu 
Spieli-aum  für  die  verschiedensten  wirtschaftlichen  Formen, 
in  denen  die  Ausnützung  tatsächlich  erfolgen  kann.  Die 
Hauptsache  ist,  daß  unter  dem  Dinck  eiserner  Notwendigkeil 
möglichst  bald  und  möglichst  viele  der  vorhandenen  Wasser- 
ki>aftpro.iekte  in  Wirklichkeit  umgesetzt  werden,  zum  Hieile 
Deutschösterrfeichs.'' 


Lsi  auch  bei'eits  wiederholt  durch  gerichtliche  Erkenntnisse' 
bestätigt  worden.  Der  Minister  führt  dazu  aus,  daß  es  für  die 
Haftung  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung  imerheblich 
sei,  daß  in  dem  seiner  Entscheidung  vorgelegten  Fall  Beamte 
der  Müitäreisenbahn  die  beiden  Säcke  mit  Lebensmitteln  zur 
Beförderung  als  Reisegepäck  angenommen  hätten,  da  keines- 
wegs feststehe,  daß  die  Beamten  den  unzulässig>en  Inhalt  der 
Säcke  erkannt  hätten,  übrig-ens  aber  auch  durch  die  Handlungs- 
weise eines  einzelnen  Beamten  die  Bestimmungen  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung nicht  außer  Kraft  gesetzt  werden  könn- 
ten. Auch  die  weiteren  Einwendungen,  die  sich  auf  das  Ab- 
handenkommen der  Säcke  infolge  eines  Betriebsunfalls  be- 
zögen, seien  unerheblich,  da  für  aufgegebenes  Gepäck  ledig- 
lich aus  dem  Beförderungs vertrag  gehaftet  werde. 

—  Widen-echtliche  Benutzung  der  preußischen  Staatsbahneli. 

Xoch  immer  laufen  Klagen  und  Beschwerden  darüber  ein,  daß' 
flie  Züge  von  Reisenden  benutzt  werden,  die  sich  im  Besitze 
von  Fiei  fahrt  aus  weisen  der  Arbeiter-  und  Soldatenräte,  na- 
mentlich des  Berliner  Arbeiter,  und  Soldatenrats,  1>efiuden. 
Der  preußische  Eisenbahnminister  weist  die  Eisenbahndirek- 
tionen darauf  hin,  daß  zur  Ausstellung  von  Freifahrtscheineu 
irgendwelcher  Art  die  Arbeiter-  und  Soldatenräte  n  i  c  h  t  be- 
fugt sind.  Derartige  Ausweise  sind  als  Fahrtberechtigungs- 
scheine  nicht  zuzulassen.  Die  Dienststellen  sollen  über  die 
Sachlage  eingehend  belehrt  werden ;  namentlich  sind  die  Bahn- 
steig- und  Zugbeamten  anzuhalten,  l>ei  Prüfung  der  Fahr- 
karten auf  derarti.ge  Freischeine  besonders  zu  achten  und 
Reisende,  die  mit  solchen  Scheinen  ano^etroffen  werden,  von 
der  Fahrt  auszuschließen.  ' 

—  Mouatliche  Unterstützungen  an  Zivilsuperuumerare.  Der 

preußische  Eisenbahnminister  hat  folgendes  bestimmt:  Vom 
1.  Dez.  19(18  können  den  'Eisenbahn-Zivilsupernumeral^en  lau- 
fende monatliche  Unterstützungen  gewährt  werden,  und  zwar: 
a)  den  im  1.  Ausbildungs.iahr  befindlichen  bis  100  M,  b)  den 
iin  2.  Ausibildungsjahr  befindlichen  bis  70  Ji,  c)  den  im  3  Aus- 
lnldungs.iahr  )>efindlichen  bis  10  ,Ä.  Zur  Behebung  aufge- 
tretener Zweifel  wird  l>emerkt,  daß  die  laufenden  Unter, 
Stützungen  kemesweg.s  nur  verheirateten  und  solchen  Zivü- 
supernumeraren,  die  unterstützungsbedürftige  Verwandte 
liaben,  sondern  allen  Zivilsupernumerai-en  zu  bewilligen  sind, 
bei  denen  nach  Lage  ihrer  p-ersönlichen  Verhältnisse  eim' 
Ihlfsbedürftigkeit  anzuerkennen  ist.  Militärrenteu  und  ähn- 
liche Bezüge  sind  auf  die  Unterstützungen  nicht  anzurechnen 
Den.jenigeri  Zivilsupernumerareu,  auf  die  A'orstehende  Vor- 
aussetzung zutrifft,  und  die  bishei-  noch  keine  laufende  Unter- 
stützung erhalten  haljen,  kann  diese  nachträglich  bewilligt 
werden,  und  zwai-  bis  zum  30.  November  v.  Js.  nach  den  bis- 
herigen, von  da  ab  nach  den  neuen  Sätzen;  eine  Naehzahlun"- 
für  die  vor  dem  1.  April  1918  liegende  Zeit  hat  jedoch  nicht  zu 
erfolgen.  Den  Zivilsupemumeraren.  die  für  den  Monat  De- 
/<  mber  v.  Js.  eine  lautende  Unterstützung  erhalten,  ist  daneben 
eine  einmalige  Unterstützung  von  350  Ji  zn  zahlen,  sofern  si*- 
nioht  schon  ein«  solche  erhalten  haben. 
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Zeltunf;  des  V^erein* 
Deutscher  EisenbahnTerwal^ngea 


—  Der  WaeenmanRel  im  Rahrbezirk.   Die  EisenbahndÜrek- 

tion  Es&en  gibt  hierzu  folgende  Erklärung : 

In  den  letzten  Wochen  isind  allein  aus  den  Beständen  des 
Direktionsbezirks  Essen  etwa  24  000  leere  Wagen  den  feind- 
lichen Mächten  vorgeführt  worden.  Da  die  durchschnittliche 
IJmlaufszeit  eines  im  Betrieb  befindlichen  Wagens  etwa  vier 
Tage  beansprucht,  so  bedeutet  das  zurzeit  einen  täglichen  Aus- 
fall von  rund  6000  Wagen.  Ferner  müssen  aus  den  Beständen 
unseres  Bezirks  täglich  1300  Wagen  für  die  Entente  ausge- 
sondert und  abgefahren  werden.  Da  unsere  Gegner  die 
weitestgehenden  Forderungen  in  bezug  auf  die  Beschaffenheit 
stellen,  eo  müssen,  um  die  erforderlichen  einwandsfreien 
Wagen  auszusondern,  täglich  etwa  viermal  soviel  Wagen  dem 
Betrieb  entzogen  werden,  als  zur  Übergabe  vorgesehen  sind. 
Es  müssen  also  im  Bezirk  Essen  täglich  etwa  5200  Wagen  dem 
Betrieb  entzogen  werden,  um  1300  zur  Übergabe  bereitzu- 
stellen. Nach  vorstehenden  Ausführungen  wird  somit  allein 
der  Wagenpark  im  Ruhrbezirk  .jetzt  täglich  um  6000  und  5200 
gleich  11  200  geschädigt.  Da  in  letzter  Zeit  bei  einer  durch- 
schnittlichen Wagenanforderung  für  Kohlen  und  Koks  von 
15  000  bis  21000  Wagen  etwa  9000  bis  10000  rechtzeitig  ge- 
stellt werden  konnten,  so  würden,  wenn  die  11  200  Wagen  nicht 
fehlen  würden,  ßomit  die  .jetzigen  Anforderungen  ohne  jede 
Einschränkung  erfüllt  werden  können. 

Außer  dem  Bezirk  Essen  werden  auch  die  übrigen  Eisen- 
bahndirektionsbezirke in  entsprechendem  Maß-e  mit  der  Ab- 
gabe von  Wagen  an  die  feindlichen  Mächte  .seit  Wochen  in 
Anspruch  genommen.  Auch  ist  die  Zuführung  von  leeren 
Wagen  aus  dem  besetzten  Gebiet,  aus  dem  sonst  ein  erheblicher 
Zulauf  erfolgte,  von  den  Feinden  fast  völlig  unterbunden.  Zu- 
dem machen  sich  die  Folgen,  welche  die  Abgabe  von  5000  Lo- 
komotiven auf  den  Betrieb  ausübt,  von  Tag  zu  Ta^  in  ge- 
steigertem Maße  fühlbar.  Die  Entziehung  einer  ßo  überaus 
großen  Zahl  von  Lokomotiven,  und  zwar  der  besten,  wirkt  auf 
die  gesamte  Betriebsführung  schwer  behindernd.  Wir  sind 
deswegen  auch  zurzeit  häufig  nicht  in  der  Lage,  die  gleich- 
piäßige  Verteilung  des  vorhandenen,  völlig  unzureichenden 
Leermaterials  auf  die  einzelnen  Verbrauchsstellen  durchzu- 
führen. Der  Mangel  an  Lokomotivkraft  behindert  die  Leer- 
wagenbewegung auf  das  empfindlichste  und  zwingt  dazu,  in 
vielen  Fällen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Notlage  einzelner  An- 
lagen, das  Leermaterial  da  zur  Verfügung  ?i\  stellen,  wo  es 
aufkommt. 

—  Aufbesserung  der  sächsischen  Ruhegehälter.  Die  säch- 
sische Regierung  hat,  wie  die  D.  Allg.  Ztg.  meldet,  eine  er- 
hebliche Aufbesserung  der  Bezüge  der  staatlichen  Ruhegehäl- 
ter bescWoss-en.  Die  Teuerungsbeihilfen  werden  auch  denen 
gewährt,  die  sie  bisher  nicht  erhielten.  Außerdem  ist  eine  den 
Teuerungsverhältnissen  entsprechende  Neuregelung  der  Teu- 
erungsbeihilfen in  Aussicht  genommen.  Mit  der  Besoldungs- 
reform soll  eine  Neuregelung  der  Ruheg-'chälter  überhaupt  ins 
Auge  gefaßt  werden. 

—  Neue  Vorschriften  über  den  Eisenbahngütei-verkehr  mit 
dem  besetzten  Gebiet.  Wie  der  Berliner  Handelskammer  so. 
eben  mitgeteilt  wird,  sind  von  nun  an  für  den  Güterverkehr 
nach  dem  besetztien  Gebiet  ohne  Gienehmigung  Lebensmittel 
aller  Art,  Futtermittel,  Saatgut,  alle  Industrie-Rohstoffe  und 
alle  bearbeiteten  Artikel,  deren  die  Industrie  bedarf,  zuge- 
lassen. Andere  Erzeugnisse,  die  für  das  Wirtschaftsleben  der 
Rheinlande  unentbehrlich  sind,  können  mit  besonderer  Ge- 
nehmigung zugelassen  werden.  Der  Güterverkehr  aus  dem 
besetzten  Grebiet  nach  dem  unbesetzten  Deutschland  ist  im 
wesentlichen  nach  wie  vor  gesperrt.  In  gewissen  Ausnahme- 
fällen können  jedoch  von  den  neu  eingerichteten  Wirtschafts- 
abteilungen im  besetzten  Gebiet  Ausnahmen  gewähi-t  werden. 
Weitere  Einzelheiten  isind  im  Verkehrsbüro  der  Handels- 
kammer, Berlin  NW.  7,  Universitätsstraße  3  b.  zu  erfragen. 

—  .Seetransport  von  Kohle.  Die  außerordentliche  Kohlen- 
knappheit im  Osten  Deutschlands  veranlaßte  die  deut- 
sche Waffenstillstandskommission,  an  Admiral  Browning 
folgende  Depesche  zu  richten: 

„Der  vollkommene  Zusammenbruch  der  Eisenbahntransport, 
lagie  im  Osten  Deutschlands,  der,  abgesehen  von  der  Abgabe 
des  Lokomotiv-  und  Waggonmaterials,  auf  Betriebsschwierig- 
keiten, insbesondere  auf  die  Absperrung  von  Bahnstrecken 
durch  die  Polen  zurückzuführen  ist,  macht  es  unmöglich,  die 
Bevölkerung  dieses  Gebiets  auch  nur  mit  dem  notwendigsten 
Bedarf  an  Haujsbrandkohle  zu  versehen.  Es  sind  deshalb 
bei  der  gerade  in  jener  Gegend  weit  mehr  als  im  übrigen 
Deutschland  bestehenden  Frostgefahr  Unruhen  schlimmster 
Art  zu  befürchten,  die  angesichts  der  militärischen  Lage  be- 
(sonders  verhängnisvoll  wären.  Abhilfe  kann  nur  durch 
Kohlentransporte  seewärts  erfolgen.  Als  Abgangshäfen  kom- 
men die  St-ädte  Bremen,  Emden  und  Stattin,  a3«  'B««tiinmunif»- 


häfen  Danzig  und  Königsberg  in  Betracht.  Es  wird  ffebeten, 
für  die  hierfür  in  Frage  kommenden  Kohlentransportdampfer, 
die  laufend  angemeldet  werden  sollen,  Geleitscheine  zu  er- 
teilen. Sofortige  Entscheidung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  dro- 
hende Gefahr  dringend  notwendig." 

—  Erhöhte  Kohlenlieferungen  für  Holland.  Wie  d^r 
„D.  Allg.  Ztg."  mitgeteilt  wird,  konnte  die  Kohlenausfuhr 
nach  Holland  in  den  letzten  Tagen  etwas  verstärkt  werden. 
Während  zunächst  nur  zwei  Züge  täglich  nach  Holland  mit 
Kohlen  fuhren,  passieren  seit  acht  Tagen  täglich  ungefähr 
vier  Züge,  die  durchschnittlich  3000  t  Kohlen  nach  Holland 
befördern.  Die  monatliche  Kohlenausfuhr  nach  Holland 
stellt  sich  zurzeit  auf  75  000  t.  Das  rollende  Material  wird 
nach  wie  vor  von  Holland  gestellt. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
bahnverwaltung sind  folgende  Änderungen  eingetreten :  Der 
Oberbaurat  Johannes  Herr  in  Halle  (Saale)  ist  zum  Präsiden- 
ten der  Eisenbahndirektion  daselbst  ernannt  worden.  —  Ver- 
setzt sind :  die  Regierungsräte  0  r  t  h  m  a  n^n ,  bisher  in  Elber. 
feld,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,  Franz 
Offenberg,  bisher  in  Cassel,  als  Vorstand  (auftrw.)  de-s 
Eisenbahnverkehrsamts  2  nach  Essen  und  Dr.  Gü  1  den- 
en ning,  bisher  in  Bremen,  als  Vorstand  (auftrw.)  des 
isenbahn- Verkehrsamts  nach  Uelzen;  die  Regierungsbau- 
meister des  Eisenbahnbaufaches  Lipkow,  bisher  in  Ahlen- 
(Westf.),  zur  Eisenbahndirektion  nach  Hamnover,  Groh- 
nert,  bisher  in  Münster  (Westf.),  zum  Eisenbahn-Betriebsamt 
nach  Aachen,  F  r  e  y  ß ,  bisher  in  Aachen,  als  Vorstand  der 
Eisenbahn-iBauabteilung  nach  Rheinbach,  Paul  W  i  1  k  e ,  bis- 
her in  Bebra,  als  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabteilung  nach 
Höchst  (Main)  und  Paul  Werner,  bisher  in  Wongrowitz. 
in  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  Kattowitz  und  die  Ee- 
gierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Hentschel. 
bisher  in  Berlin,  als  Abnahme'beamter  nach  Görlitz,  Heinrich 
Schumacher,  bisher  in  Paderborn,  als  Abnahmebeamte! 
nach  Stettin  und  H  o  e  p  n  e  r ,  bisher  in  Hannover,  zur  Eisen- 
bahndirektion nach  Halle  (Saale).  —  Überwiesen  sind:  dei 
Ei.S'eubahndirektor  Herrmann,  Rechnungsdirektor  bei  dei 
Eisenbahndirektion  Berlin,  dem  Eisenbahn-Zentralamt  in  Ber- 
lin unter  Übertragung  der  Stellung  des  Rechnungsdirekton 
bei  dieser  Behörde,  sowie  die  Regierungsbaumeister  d-es  Ma- 
schinenbaufaches Wahren  dorf  bei  der  Eisenbahndirektior 
in  Hannover  dem  Eisenbahn-Zentralamt  als  Abnahmebeamte: 
mit  dem  Wohnsitz  in  Hannover  und  H  e  m  p  e  1 ,  bisher  Ab 
nahmebeamter  in  Hannover,  in  den  Bezirk  der  Eisenbahn 
direktion  Hannover.  —  Der  Regierungsbauraeister  des  Ma 
schinenbaufach-es  Ising  in  Sebaldsbrück  ist  in  den  Ruhestam 
getreten.  —  Dem  Regiei-ungsbaumeister  des  Eisenbahnbau 
f aches  Peter  Klein  in  Bremen  ist  die  nachgesuchte  Ent 
lassung  aus  dem  Staatsdienste  erteilt. 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  ist  dei 
Baurat  Kirsten  vom  Bauamt  Dresden- A.  zum  Entwurfs! 
büro  und  der  Baurat  Zimmer  vom  Bauamt  Pirna  als  Von 
stand  zum  Neubau  am  t  Radeburg  versetzt  worden. 


Deutschösterreich. 

—    Vorläufiger  deutschösterreichischer  Staatseisenbahnrai 

Mancherlei  in  der  Öffentlichkeit  lautgewordene  Wünsche  las 
sen  es  angezeigt  erscheinen,  die  .o^eplante  Neuordnung  der  d.  c 
Staatseisenbahnverwaltung  einer  dem  bisherigen  Staatseisen! 
))ahnrate  ähnlichen  Körperschaft  zur  gutachtlichen  Äußerun, 
vorzulegen.  Durch  eine  demnächst  erscheinende  Vollzugs! 
anweisung  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  wird  ein  voi 
läufiger  deutschösterreichischer  Sta,atseisenbahnrat  zur  Bei 
gutachtung  der  geplanten  Neuordnung  bestellt,  der  auch  zu 
Mitprüfung  anderer  Fragen  des  d.  ö.  ßtaatiseisenbahnwesen 
herangezogen  werden  kann.  Zu  Mitgliedern  (und  Ersata? 
männem)  werden  vom  Staatssekretär  für  Verkehrswesen  di'i 
Mitglieder  (Ersatzmänner)  des  bisherigen  österreichischen 
Staatseisenbahnrates  ernannt.  die  deutschösterreichisch' 
Staatsbürger  sind.  Der  vorläufige  d.  ö.  Staatseisenbahnrat  solj 
solange  im  Amte  bleiben,  bis  die  Bildung  des  neuen  d.  ö.  St^iatv«! 
eisenbahnrates  vollzogen  ist. 

Zur  Elektrisierung  der  deutschösteiTeichischen  Staatsi 
bahnen.  Das  Staatsamt  für  Finanzen  hat  auf  Antrao^  dei 
Staatsaijites  für  Verkehrswesen  als  ersten  Kredit  für  die  Eleki 
trisierung  der  d.  ö.  Staatsbahnen  38  Millionen  Kronen 
willigt.  Für  die  Elektrisierung  kommen  zunächst  die  Streckei 
Landeck-Bludenz,  Attnang.iStainach»Irdning  und  die  Wien« 
Stadtbahn  in  Betracht. 


IX.  Jabrgraug 
Februar  1919- 
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üngarn. 

—  Die  Gültigkeit  der  Zeitkarten  der  Staatsbahnen.    Da  die 

/«rwendbarkeit  der  Zeitkarten  durch  die  Besetzung  einzelner 
Ceile  des  Landes  beschränkt  ißt,  wurden  in  letzter  Zeit  zahl- 
«iche  Eingaben  an  die  Direktion  mit  der  Bitte  um  Eück- 
irstattung  der  Zeitkartengebühr  gerichtet.  Die  Direktion 
nachte  nun  die  Beteiligten  darauf  aufmerksam,  daß  derartige 
Mckerstattungen  nicht  geleistet  werden  können,  und  wies  zu- 
rleich  darauf  hin,  daß  noch  längere  Zeit  mit  der  Beschrän- 
:ung  des  Personenverkehrs  der  Staatsbahnen  zu  rechnen  sei 
ind  daß  für  diese  Beschränkung  auch  in  Zukunft  keinerlei 
iückzahlung  oder  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  der 
'^eitkarten  stattfinden  werde. 

—  Amtliche  Kontrolle  des  Reise-  and  Handgepäcks.  Mit 

lücksicht  darauf,  daß  die  Gepäckkontrolle  an  den  Austritts- 
;renzstationen  erfolgt,  wurde  nach  einem  Ministerialerlaß  die 


Gepäckkontrolle  an  den  Bestimmungsstationen  eingestellt.  Bei 

der  Gepäckaufgabe  erfolgt  die  Kontrolle  bis  auf  weiter©  Ver, 
fügung  an  folgenden  Stationen:  Bruck/Kirälyhida,  Budapest- 
keleti  p.  u.,  Budapest-nyugoti  p.  u.,  Budapest-ferenczväros, 
Budapest-Kelenföld,  Budapest-delivasut,  Csäktornya,  Czell- 
dömölk,  Ersekujvär,  Galänta,  Gyekenyes,  Györ,  Kassa,  Kirä- 
lyhäza,  Komärom,  Körösmezö,  Märamarossziget,  Mezölaborcz. 
Miskolcz.  Munkäcs,  Nagykanizsa,  Pozsony.  Sopron.  Szeged. 
Sz^kesfehervär,  Szombathely. 

—  E^nschi-änkung  des  Budapester  Straßenbahnverkehrs.  Nach 
einer  Verfügung  de«  Eegierungskommissars  für  Kohlenver- 
sorgung wurde  der  Budapester  Straßenbahnverkehr  infolge  der 
Kohlennot  um  25  %  eingeschränkt.  Diese  Einschränkung  be- 
trifft hauptsächlich  die  städtischen  Linien ;  im  Vorortverkehr 
wurde  der  Betrieb  nur  in  geringem  Maße  eingeschränkt. 
Außerdem  wurde  bestimmt,  daß  die  Letzten  Wagen  um  9  Uhr 
abends  abgehen,  sollen. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn.  Am  1.  Fe- 
ruar  d.  Js.  ist  in  der  Halte-  und  Ladestelle  Dobern  der  ge. 
ämte  Personen-  und  Gepäckverkehr  sowie  der  Wagenladungs- 
erkehr  wieder  aufgenommen  worden. 


Eisenbahndirektionsbezirk  Magdeburg.  Am 
17.  Februar  d.  Js.  wird  der  rechts  der  Bahnstrecke,  Frose- 
QuedlinburgStb.  zwischen  den  iStation^^n  Schloß  Ballenstedt  und 
Gernrode  (Harz)  gelegene,  vorübergehend  geschlossen  ge- 
wesene Haltepunkt  Bieder  für  den  Personen-,  Gepäck-  unfl 
Expxeßgutverkehr  wieder  eröffnet  werden. 


Amtliehe  Bekanntmachungen. 


1.  WiedereröfTming  von  Stationen. 

Am  17.  Februar  d.  Js.  wird  der  rechts 
ir  Bahnstrecke  Frose-Quedlinburg  Stb. 
ivischen  den  Stationen  Schloß  Ballen- 
«dt  und  Gernrode  (Harz)  gelegene, 
jrübergehend  geschlossen  gewesene 
altepunkt  Bieder  für  den  Personen-, 
epäck-  und  Expreßgut  verkehr  wieder 
röffnet  werden, 

Magdeburg,  den  29.  Januar  1919.  (145) 
Eisenbahn  direktion. 


2.  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Am  1.  Februar  wird  die  Station 
r  y  n  n  e  k ,  welche  bisher  nur  dem 
'agenladungsverkehr  diente,  auch  für 
e  Abfertigung  von  Stückgut  eröffnet. 
Im  Anhang  4  zu  Nr.  5  und  200  des 
irifverzeichnisses  ist  das  Dienstbe- 
hränkungszeichen  „W"  zu  streichen. 
Kattewitz,  den  29.  Januar  1919.  (155) 
Eisenbahn  direktion. 

3.  Güterverkehr. 

Westdeutsch-südwestdeutscher  Tier- 
verkehr 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919 
erden  •  die  Überfuhrgebühren  für 
•ankfurt  (Main)  Viehhof  von  4,50  Jl 
if  4,80  Ji  und  von  5,60  Ji  auf  5,90  Ji 
V  den  Wagen  erhöht.  Näheres  im 
irifanzeiger  der  preuß.-hess.  Staats- 
hnen  und  bei  den  beteiligten  Dienst- 
ellen. (16U) 
Frankfurt  (Main),  28.  Januar  1919. 
Eisenbahndirektion. 


v.  1100.  Staats-  und  Privatbahn, 
iterverkehr.  Ausnahmetarif  6  b  für 
Steinkohle  usw.  von  Oberschlesien. 

Mit  Bezug  auf  die  Bekanntmachung 
r  Direktion  der  Neuhaldensleber 
senbahn  werden  die  Frachtsätze  nach 
itionen  dieser  Bahn  (auf  den  Seiten  6 
ä  9  des  Nachtrags  III)  mit  Gültigkeit 
m  1.  Februar  1919  um  1,5  Pfennig  für 
D  kg  erhöht. 

Kattowitz,  den  29.  Januar  1919.  (149) 

Eisen  bahn  direktion, 
mens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Staats-  und  Frivatbahn-Güterverkehr  — 
Ausnahmetarif  6  c  für  Steinkohlen  usw. 
von  Niederschlesien. 

Da  vom  1.  Februar  1919  ab  die  Be- 
stimmungen über  den  Frachtnachlaß  bei 
Ausnutzung  de«  Ladegewichts  außer 
Kraft  treten,  ist  auch  der  diesen  Gegen- 
stand behandelnde  Abschnitt  2  auf 
Seite  8  des  oben  erwähnten  Tarifs  zu 
streichen. 

Breslau,  den  24.  Januar  1919.  (158) 
Eisenbahn  direktion. 


Norddeutsch-niederländischer  Güterver- 
kehr. 

Am  (1.  April  1919  tritt  der  nord- 
deutsch-niederländische Gütertarif,  Teil 
II,  Hefte  1 — 9,  und  Gemeinsames  Heft, 
soweit  bisher  noch  gültig,  nebst  Nach- 
trägen außer  Kraft. 

Zum  gleichen  Zeitpunkt  wird  die 
hierzu  besonders  herausgegebene  „Zu- 
.sohlagstafei  für  Eil-  und  Frachtstück- 
gut" aufgehoben. 

Cöln,  den  25.  Januar  1919.  (147) 
E  isenbahn  direktion . 


Deutscher   Seehafenverkehr   mit  Süd- 
deutschland. 

Die  Bekanntmachung  der  Eisenbahn, 
direktion  Berlin  betr.  Verkehr  mit  El- 
saß-Lothringen und  Luxemburg  ist 
durch  Angabe  der  Anstoßentfernungen 
ergänzt.  Näheres  im  Gemeinsamen 
Tarif-  und  Verkehrsanzeiger. 

Hannover,  den  28.  Januar  1919.  (148) 
Eisenbahn  direktion. 


a)  Staats,     und  Privatbahn-Güterver- 

kehr.   Heft  C  I.  —  Tfv.  5. 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander. —  Tfv.  200.  — 

Die  im  Wechsel  verkehr  mit  der  Hans- 
dorf-Priebus-Lichtenberger,  der  Mus- 
kau-Teuplitz-Sommerfelder  und  der 
Eauscha-Frei  waldauer  Eisenbahn  be. 
stehenden  Frachtzuschläge  werden 
vorübergehend  für  den  Zeit- 
raum vom  1.  Februar  1919  bis 
einschließlich  31.  März  1919 
erhöht.  Näheres  enthält  der  Tarif-  und 
Verkehrsanzeiger.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 


sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(BGBl.  1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen -sowie  das  Auskunft« 
büro,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  1.  Februar  1919.  (156) 
Eisenibahndirektion. 


Mit  Gültigkeit  vom  8.  Februar  1919 
werden  die  Umladegebühren  der  Gera- 
Meuselwitz-Wuitzer  Eisenbahn  für  Wa- 
genladungsgüter von  5  auf  7  Pfg.  er- 
höht.   Die  Tariferhöhung  wurde  sei- 
tens der  Aufsichtsbehörde  gemäß  §  6 
der  E.V.O.  genehmigt. 
Berlin,  den  1.  Februar  1919.  (168) 
Gera-Meuselwitz- Wuitzer  Eis-enbahn- 
Aktien  gesellschaf  t. 
Die  Direktion. 


Ausnahmetarif  für  Magermilch,  Molke 
und  Buttermilch.  —  Tfv.  2  K  7.  — 

Mit  Gültigkeit  vom  6.  Februar  1919 
wird  Börnig  als  Empfangsstation  unter 
Abschnitt  b  deß  Geltungsbereichs  auf- 
genommen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter, 
abfertigungen  sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  1.  Februar  1919.  (157) 
Eisenbahndiiektion. 


Binnentarif  der  Bentheimer  Kreisbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Februar  1919 
treten  die  Bestimmungen  auf  Seiten 
15/16  des  Tarifs  über  den  Frachtnach- 
laß bei  Ausnutzung  des  Ladegewichts 
außer  Kraft. 
Bentheim,  den  30,  Januar  1919.  (159) 
Der  Betriebsdirektor: 

BaUhausen.  ' 


Badischer  Gütertarif. 

Auf  1,  Aprü  d.  Js.  werden  im  Bad. 
Gütertarif,  Abt.  1,  die  Bes.  Ausführungs- 
bestimmungen zum  Nebengebühren  tarif 
a,  Ziffer  3  unter  Abschn.  C  zu  Ziffer 
IV  über  die  Vermietung  von  Wagen- 
kranen an  Privateisenbahnen  und  An- 
schlußgleisinhaber gestrichen 

Karlsruhe,  den  30.  Januar  1919.  (167) 
Gen.-Dir.  der  Bad.  Staatseisenbahnen. 
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Zeitung  des  Verein«  >  f 
Deutscher  Eisesbaiiayerwaltaafatt. 


a )  Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr, 

Heft  C  I  —  Tfv.  5.  -. 

b)  (Jemeinsamt's  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen 
untereinander  —  Tfv.  200.  — . 

Dif,  im  Wechselverkehr  mit  der 
Llraunschweiü-Schöninser  und  der 
Osohersleben-SchöninoTer  Eisenbahn  be- 
stehenden l'racht Zuschläge  werden  vor. 
übergehend  für  den  Zeitraum  vom 
1.  Februar  1919  bis  einschl. 
31.  März  1919  erhöht.  Nähei-es  ent- 
hält die  am  3.  Februar  1919  erscheinende 
Nummer  des  Tarifanzeigers.  Da«  als- 
baldige Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
gründet  ßich  auf  die  voiübergehende 
Änderung  des  §  6  der  EisenbaStn-Ver- 
kehrsordSung. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskirnft«- 
büro,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  30.  Januar  1919.  (14fi) 
Eisenbahn  direktion . 


VVürttembergisch-Schweizerischer 
Gütertarif,  Teil  II,  Heft  1. 

Sämtliche    Frachtsätze    werden  auf 
1.  April  1919  aufgehoben.    Wegen  Ein- 
führung erhöhter  Frachtsätze  folgt  Be- 
kanntmachung. 
Stuttgart,  den  25.  Januar  1919.  (löO) 
Generaldirektion 
der  württ.  Staatseisenhahnen. 


K.  k.  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn. 

Lokalgütertarif ;  Berichtigung. 
In  der  vom  1.  Januar  1919  gültigen 
Neuauflage  des  Lokalgüt-ert-arifes,  Teil 
II,  und  Kilometerzeigers  (vom  1.  Aug. 
1910)  der  k.  k.  priv.  Graz-Köflacher 
Eisenbahn  haben  auf  Seite  6  in  der  Ge- 
bühreniberechnungstabeUe  zum  Aus. 
nahmetarif  II  die  Frachtsätze  richtig 
zu  lauten : 


Nach 

Frachtgebühr 

für  100  kg 

Graz 

in  Hellern 

von 

(Ermäßigte 

Klasse  I) 

Deutsch« Landsberg  .    .  . 

225 

197 

KÖflach  

202 

167 

153 

126 

107 

187 

Pölfing"  Brunn  .... 

291 

Preding«  Wieselsdorf    .  . 

163 

Premstätten.  Tobelbad  . 

90 

189 

255 

131 

76 

Voitslberg  ...... 

177 

301 

Wien,  am  25.  Jänner  1919. 
S.  B.  Z.  232/C  ex  19,  (144) 
Die  General-Direktion  der  k.  k.  priv. 
Südbahn-G«sellschaft 
als  betriebführende  Verwaltung. 


4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Dahme.Uckro'er  Eisenbahn. 

Am  1.  April  1919  treten  im  Personen-, 
liüter-  und  Tierverkehr  erhöhte  Tarif- 
sätze in  Kraft. 

Näheres  ist  auf  unserem  Geschäfts- 
zimmer zu  erfahren. 

Dahme  (Mark),  30,  Januar  1919.  (161) 
Di©  Direktion, 


Westfälische  Landes-Eisenbahn. 

Vom  1.  April  1919  ab  werdeu  vorbe 
haltlich  staatlicher  Genehmigung  iin 
Personen-,  Tier-  und  Güterverkehr-  im 
Bereich  der  diesseitigen  Verwaltuu.g 
dieselben  prozentualen  Tariferhöhun- 
gen wie  auf  den  deutschen  Staatseisen- 
bahuen  eingeführt. 

I.ippstadt,  den  29.  Januar  1919.  (162) 
Die  Diiektion. 


Vorbehaltlich  der  Genelmiiguug  durch 
die  Aufsichtsbehörde  tritt  für  den  Bin- 
nentarif ab  1.  März  1919  der  VIII.  Nach- 
trag in  Kraft.  Dersell>e  enthält  Fahr- 
p  r  eiserhöhungen. 

Ab  1.  April  1919  werden  die  .ietzt  be- 
stehenden Frachtsätze  für  den  Güter- 
und Tierverkehr  um  60  v.  H.  erhöht. 
Auskunft  erteilt  das  Verkehrsbüro. 
Berlin,  den  1.  Februar  1919.  (170) 
Beinicken  dorf -Lieben  walde- 
ih  oß  SchöiLebecker  Eisenbahn. 
Die  Dirnktion. 


Eiseru-Siegener  Eisenbahn. 
Binnentarif. 
Zu  dem  Tarife  für  die  Beföixlerung 
von  Personen  und  Gütern  im  Binnen- 
verkehr vom  1.  August  1918  wird  vor- 
behaltlich der  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde am  1.  April  ds.  J«.  der 
Nachtrag  1  eing-eführt,  wodurch  Tarif- 
erhöhungen einti-eten.  Auskunft  er- 
teilt die  Direktion, 

Siegen,  den  30.  Januar  1919.  (152) 
E  ise  rn  nSiegener  Eisenjbahn'-Glesellschaf  t. 
Die  Dii-ektion. 


Cöln-Bonner  Eisenbahnen. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Aprü  1919  tre- 
ten neue  Tarife  für  den  Verkehr  auf 
den  Cöln-Bonner  Eisenbahnen,  ent- 
haltend Erhöhungen  im  Personen-,  Ge- 
päck- und  Expreßgutvei'kehr  einerseits 
und  im  Güterverkehr  anderseits  in 
Kraft. 

Nähere   Auskunft   erteilt   das  Ver- 
behrsbüro  der  Direktion  in  Cöln.  (153) 
Die  Direktion. 


Halberstadt-Blankenburger  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  d.  Js. 
werden  die  Fahrpreise  und  Frachtsätze 
im  Binnen-,  Personen-,  Gepäck-,  Ex- 
preßgut- und  Güterverkehr  erhöht. 
Blankenburg  (Harz),  den  29.  Jan.  1919, 
Die  Direktion.  (154) 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Südwestdeutsch-Österreichiseher  Per- 
sonen- und  Gepäcktarif. 

Mit  Wirkung  vom  1.  April  1919  wird 
der  Tarif  bis  auf  weiteres  aufgeho'ben. 

Karlsruhe,  den  1.  Februar  1919.  (163) 
G6n.-Dir.  der  Bad.  Staatseisenbahnen. 


Tarifverzeichnis  Nr.  95,  Binnentarif  der 
Gernrode-Harzgeroder  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Februar  1919 
werden  die  Fahrpreise  für  den  Per- 
sonenverkehr erhöht. 

Nähere  Auskunft  bei  der  unterzeich- 
neten Direktion  und  den  Fahrkarien- 
ausgabestellen. 

Gernrode  a.  IL,  den  31.  Januar  1919. 
Die  Direktion 
der   Gernrode-Harzgeroder  Eisenbahn. 

Gesellschaft.  (169) 


\*ord«oehäderverkehr.  (Nordfriesischf 
Inseln). 

Am  1.  April  d.  J.  tritt  der  Nachtrag  l< 
zum  1'arif  in  Kraft.  Durch  nhn  werden 
infolge  Erhöhung  der  Fahrgeldanteili  ■ 
aller  am  Verkehi'e  lx;teiligten  Eisen- 
bahn-, Schiffs-  und  Kleinbahnverwal- 
lungen  neue  Fahrpreise  nach  Wester- 
land (S.ylt),  Wittdün  (Amriim)  und  W.yk 
(Föhr)  eingeführt.  Ebenso  erhöhen 
sich  alle  Frachtsätze;  für  Gepäck  und 
Expreßgut. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unsei'  Vej- 
kehrsbüro. 

.Vltona,  den  31.  Januar  1919  (164) 
Eisenbahn  diii-ektion, 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Nordseebäder\'erkehr  (ostfriesische 
Inseln). 

Ziuu  1.  April  1919  wird  der  Nach- 
trag V  zum  Tarife  für  den  Personen- 
undGepäokverkehr  mit  denNordseeinsebi 
Borknm,  Juist,  Langeoog,  Norderne.y. 
Spiekeroog  und  Wangerooge  ausge- 
geben ;  durch  ihn  werden  die  bestehen- 
den Bestimmungen  geändert  und  di.< 
bisherigen  Fahrpreise,  Gepäck-  und 
Expreßgutsätze  aufgehoben.  An  Stelle 
der  bisherigen  treten  neue  teilweisi 
erhöhte  Tarifsätze. 

Nähere  Auskunft  erteilt  auf  Befragen 
unser  Verkehrsbüro. 

Münster  (Westf.),  30.  Jan.  1919.  (165) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen : 
Eisenbahndirektion. 


Badischer  Personentarif,  Heft  A. 

Mit  dem  Tage  der  Wiedereröffnung 
des  hadischen  Bahnhofs  in  Basel,  der 
noch  bekannt  gegeben  wird,  tritt  der 
Nachtxag  V  in  Kraft.  Er  enthält  ge- 
änderte Bestimmungen  über  die  Be- 
zahlung der  Preise  bei  den  auf  Schwei, 
zerischem  Gebiet  gelegenen  Stationen. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Die  geänderten  Bestimmungen  sind 
nach  den  Vorschriften  in  §  2  der  Eisen- 
bahnverkehrsordnung genehmigt. 

Karlsruhe,  28.  I.  1919.  (151) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 


6.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Die  in  dem  Sammellager  in  Gelsen- 
kirchen-Wattenscheid lagernden,  zu 
Eisenbahnzwecken  nicht  mehr  verwend 
baren  Oberbau-  und  Baustoffe  be- 
stehend aus  Schienen,  Schwellen,  Eisen 
und  Gußschrot  usw.  im  (Gesamtgewicht 
von  etwa  700  t,  sollen  verkauft  werden. 
Die  Verdingungsunterlagen  liegen  beim 
Zentralbüro,  hierselbst,  Bismarckplatz  1 , 
zur  Einsicht  offen  und  können,  solang.«' 
der  Vorrat  reicht,  gegen  Einsendung 
von  1,50  M  in  bar  (nicht  in  Brief- 
marken) von  dort  bezogen  werden,  Mii 
der  Aufschrift :  „Gebot  auf  An- 
kauf abgängiger  Oberbau- 
u  n  d  Baustoffe"  versehene  Ange- 
bote sind  bis  zu  dem  am  25.  F e b r u  a  i- 
d.  Js.,  V  ormittags  10  ühr  im  Ver- 
dingungszimmer  der  '  unterzeichneten! 
Direktion  (Bismarckplatz  Nr.  1,  hier- 
.selbst)  'stattfindenden  Eröffnungstei 
mine  einzusenden.  Zuschlagsfrist  nichij 
vor  zwei  Wochen. 

Essen,  den  1.  Februar  1919.         (166 1! 
Eisenbahn  direktion. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.   Oberregierungsrat   Dr.  v.    Ritter  iu  Berlin 
Verl&K  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  8.  HermaDO  in  Berlin  9W. 


UNIVEaS.'TY  OF  ILLINOIS  LIDBÄRy 

Zeitung  des  Vereins  ,,,,3,^^^ 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  v.  Ritter,  Geh.  Oberreo;ierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9l 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 


Nr.  11. 


Berlin,  den  8.  Februar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung'  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Ifelträse  sowie  sonstige  -Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleiiunir  der  Z:;ituni;  Oc»  Vereins  Oeulsciier  6i>eiiDannverwulIui)tcen, 

amtliche  BekaiinlmacItiins'Cn  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Ei»ennaiinver*aliun8:en,  heide  in  Berlin  \V.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
ffir  das  V  lerteljahr  bezogen  werden. 
■Bei  direkterZusendung  unterStreifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
bandliing  den  .Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bislierigt-u  österreichisch- 
unsarischen  Postgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Priyatan/.cisrrn  (Preis  für  die  einspaltige  Petit/.eilo   ojler  deren  Raum 
•^0  Pt.)  angenommen.   Bei  \V  i  e  d  e  r  Ii  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  ErmäUiguuifen- 
Ueilasreu  wenlen  nach  Vereinharung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  unil  Beilagen  wende  mau  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  vun  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liiikstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53  Tel.-Ad'-.:  Springerblich.  IScichsbank-CilrokoutO: 
Deutsohe  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Pustscheck-Kouto:  Berlin  Nr.  liiOfi. 


Dl«  EisenbaJincn  d^r  Vereini^t-en  Staa- 
ten von  Amerika  nach  Friedensschluß. 

DreitAu&endpferdicr«  Einpha&en-Ächnell- 
«ufflokoraotive  auf  der  Schlesischen 
Gebirgsbahn,  Bauart  Bergmann. 
Nachrichten. 
Deutschland:    Erleichterung  in 
der   Ausbildung   und  Verwendung 
der  Bediensteten.  —  Zugleinen.  — 
Verbcisserung  des  Dienstalters  von 
zu    Bahnhofsaufsehern  geeigneten 
Hilfsbeamten.  —  Anhaltende  Besse, 
rung    der    Wagengestellungen.  — 


1  II  Ii  a  I  ti 

Schweizerische  Lokomotiven  für 
die  bayerischen  Staatsbahnen.  — 
Der  Lohnlarif  der  sächsischen 
Staatseisenbahnen.  —  Verkehrs- 
erleichterungen für  Meßbesucher 
aus  dem  besetzten  Gebiet.  —  Eine 
neue  Verordnung  über  Kraftfahr- 
zeugbetrieb. —  Fereonalnachrichten. 
Deutschösterreich  :  Verlän- 
gerung der  Tariferhöhungen.  — 
Überschuß  an  Bedienste.en  bei'  den 
deutÄchösierreichischen  Staatsbah- 
nen.  —  Begünstigte  Anrechnung 
der  Dienstzeit  während  de«  Krie- 


ges für  die  Vorrückung  und  Zeitr- 
beförderung  der  deutschösterreicJür 
sehen  Staatsbahnbedieasteten. 
Ungarn  :  Die  Zelt-  und  Freikarben 
der  Staatsbahnen.  —  Teuerungszu- 
lage für  die  Eisenbahnangesiellten. 
Übi  igeeuropäische  Länder: 
Explosion  eines  Munitionszuges,  — 
Zur  Streikbewegung  in  England, 
insbesondere  auf  den  Londoner 
Untergrund,  und  Stadtbahnen. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staai 

I. 

Seil  dem  1.  Januar  1918  werden  die  Eisenbahnen  der  Ver- 
einigten Staaten  einheitlich  durch  die  Bundesregierung  be- 
trieben. Der  Präsident  Wilson  hat  dieses  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit angeordnet.  Der  Kongreß,  der  über  die  finan- 
ziellen Folgen  dieser  Maßregel  mitzusprechen  hatte,  hat  die 
Anordnung  des  Präsidenten  mit  der  Maßgabe  genehmigt,  daß 
der  Betrieb  durch  den  Bund  nur  während  des  Kriege«  j 
stattfinden  und  spätestens  21  Monate  nach  j 
Friedensschluß  aufhören  solle.  Was  dann  zu  ge-  ' 
«chehen  hat,  ob  die  frühereu  Zustände  einfach  wiederherzu-  ! 
stellen,  oder  ob  und  welche  Änderungen  im  Eisenbahnwesen 
auszuführen  sind,  darüber  schweigt  das  Gesetz.  In  der  Presse 
wurde  diese  Angeleg.enheit  bisher  rein  akademisch  erörtert, 
ei«  war  ja  auch  nicht  gerade  eilig.  Nun  hat  die  Sache  plötz- 
lich ©ine  aktuelle  Bedeutung  bekommen.  Der  vom  Präsidenten 
eingesetzte  Generaldirektor  der  Eisenbahnen,  sein  Schwieger- 
sohn William  Gibbs  M  c.  A  d  o  o,  hat  am  14,  November  v.  J. 
«in  Abschiedsgestich  zum  1.  Januar  1919,  oder,  falls  es  vorher 
gelingt,  einen  Nachfolger  zu  finden,  zu  diesem  früheren  Zeit- 
punkt eingereicht  und  gleichzeitig  um  seine  Entlassung  aus 
d«m  Amte  des  Staatssekretärs  der  Finanzen  gebeten.  Der 
Präsident  hat  das  Gesuch,  am  21.  November  v.  J.  genehmigt 
onter  voller  Anerkennung  der  .,ausgezeiohneten,  uneigen- 
nützigen und  in  jeder  Beziehung  bewunderungswerten 
Dienste",  die  Mc.  Adoo  in  seinen  beiden  Ämtern  dem  Staate 
geleistet  habe.  In  dem  Schreiben  bemerkt  Wilson  u.  a.:  „Ich 
bin  überzeugt,  daß  das  ganze  Land  ebenso  wie  ich,  das  Ge- 
sehick  und  die  Fähigkeit  bewundert,  mit  der  Sie  die  große  und 
verwickelte  Aufgabe  einer  einheitlichen  Verwaltung  der  Eisen- 
hahnen unter  dem  Zwange  des  Kriege«  gelöst  haben  und  daß 


en  von  Amerika  nach  Friedensschluß. 

das  Land  ebenso  wie  ich  schmerzlich  bedauern  wird,  daß  Sie 
Ihr  Amt  niederlegen  in  dem  Augenblick,  in  dem  die  größten 
Schwierigkeiten  überwunden  sind," 

Das  Gesuch,  das  Mc.  Adoo  während  einer  Diensti^eise  plötz- 
lich eingereicht  hat,  hat  alle  Welt  überrascht.  Er  begründete 
es  der  Öffentlichkeit  gegenüber  damit,  daß  er  fast  sechs  Jahre 
lang  unter  dem  Druck  großer  Verantwortlichkeit  gearbeitet 
habe.  Dieee  Tätigkeit  habe  seine  Leistungsfähigkeit  stark 
gemindert,  bei  der  durchaus  ung>enügenden  Vergütung,  die 
den  Staatssekretären  durch  Gesetz  zugebilligt  werde  (ibr 
Gehalt  beträgt  12C00  Dollar  jährlich,  als  Generaldirektor  der 
Eisenbahnen  konnte  Mo.  Adoo  überhaupt  keine  Vergütung  er- 
halten) und  infolge  des  kostspieligen  Lebens  in  Washington 
sei  sein  Privatvermögen  so  stark  vermindert,  daß  er  um  seiner 
Familie  willen  in  das  Privatleben  zurückkehren  und  versuchen 
müsse,  seinen  Vermögenstand  wieder  aufzubessern.  Mc.  Adoo 
war  ein  vielbeschäftigter  Anwalt,  bevor  er  in  den  Staatsdienst 
trat,  stand  auch  in  nahen  geschäftlichen  Beziehungen  zu  dem 
großen  Bankhaus  Pierpont  Morgan. 

Der  amerikanischen  Presse  scheint  diese  Begründung  nicht 
genügend,  sie  sucht  nach  anderen  Gründen.  So  wird  z.  B.  ver. 
mutet,  Mc.  Adoo  wolle  bei  der  nächsten  Präsidentenwahl  kan 
didieren  und  sich  deshalb  vorerst  einige  Zeit  in  das  Privat- 
leben zurückziehen.  Meist  wird  jedoch  das  Entlassungsgesuch 
in  Zusammenhang  mit  den  bisherigen  Ergebnissen  seiner 
Eisenbahntätigkeit  gebracht  und  nunmehr  die  Frage  weiter 
erörtert,  ob  der  Nachfolger  des  Generaldirektors  dieselben 
Wege  gehen  wird,  und  was  aus  den  Eisenbahnen  werden  soll, 
wenn  die  21  Monate  nach  Friedensschluß  zu  Ende  sind.  Dabei 
wird  die  Tätigkeit  von  Mc.  Adoo  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn 
Wesens,  über  die  auch  in  dieser  Zeitung  mehrfach  lieriolitot, 
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word«n  ist'),  nach  allen  Seiten  beleuchtet..  Die  Zeitschrift  Eail- 
"way  Age  beschäftigt  sich  damit  in  ihrer  Nummer  vom  29.  No- 
vember V.  J.,  der  ersteh  nach  dem  Entlassungsgesuch 
Mo.  Adoo's  enschienenen,  in  mehreren  Aufsätz-en. 

Ziemlich  einihellig  wird  anerkannt,  daß  Mo.  Adoo  die  Lei- 
stungen der  Eisenbahnen  für  die  Zwecke  der  Kriegführung 
in  großartiger  Weise  gesteigert  hat.  Bei  Übernahme  ee-ines 
Amtß  waren  die  Verfassung,  der  Zustand  der  Eis-enbahnen 
geradezu  kläglich.  Wagenmangel,  Verkehrsstockungen,  Un- 
sicherheit, Unordnung  dm  Betriebe,  völlige  Unfähigkeit,  Trup- 
pen und  Kriegsmaterial  mit  der  unbedingt  erforderlichen 
Regelmäßigkeit  und  Sicherheit  zu  befördern.  Hier  hab.e  daa 
Eingreifen  de«  neuen,  auf  dem  Eisenbahngebiet  gänzlich  un- 
erfahrenen Greneraldirektors  gründlich  Wandel  geschaffen. 
Um  nur  einige  Punkte  hervorzuheben :  Er  hat  es  durch  eifrige 
Ennahnungen  der  Verfrachter  und  durch  Festsetzung  von  Ord- 
nungsstrafen fertig  gebracht,  daß  die  Wagen  bis  zur  Aus- 
nutzung der  vollen  Tragfähigkeit  ibeladen  wurden,  daß  die 
Be-  xmd  Entladung  der  Wagen  beschleunigt,  die  Eisenbahn- 
wagen nicht  mehr  aks  Lagerräume  für  Güter  benutzt  und 
tagelang  auf  den  Stationen  zurückgehalten  wurden.  So  sind 
bis  zum  16.  November  v.  J.  645  831  mehr  Wagen  mit  Kohlen 
gefahren  worden,  als  in  demselben  Zeitraum  des  Vorjahres. 
Die  Güter  ßind,  soweit  möglich,  auf  dem  kürzesten  We.ge  ge- 
fahren, ohne  Eücksicht  auf  die  Bahnen,  deren  Linien  sie  be- 
nutzten. Viele  überflüsßig-e  Personenzüge  sind  beseitigt.  Alles 
dieses  war  für  die  Kriegführung  von  größtem  Vorteil.  Aber 
Mc.  Adoo  hat  auch  sonst  in  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
rücki&ichtsTos  eingegriffen.  Er  hat,  wie  Railway  Age  am 
13.  Dezember  v.  J.  bemerkt,  „tausend  Dinge  getan,  die  mit  dem 
Kriege  und  der  Verbesserung  des  Beförderungswes-ens  nichts 
zu  f-chaffen  haben,  sondern  auf  eine  völlige  Umgestaltung 
der  Ei&enbahnen  mit  dem  Ziele  der  Verstaatlichung  hinaus- 
gehen". 

Hierher  gehört  z.  B.  die  gänzlich  veränderte  Zusammenlegung 
der  Eisenbahnstrecken  ohne  Rücksicht  auf  die  Eigentumsver- 
hältnisse, die  Umgestaltung  des  gesamten  Personals,  Ab- 
setzung von  bewährten  Eisenbahnfaohmännern,  Neubesetzung 
von  Stellen  durch  Personen,  die  mit  den  Verhältnissen  nicht 
bekannt  waren.  Ferner  die  gewaltige  Steigerung  der  Löhne 
(ler  Arbeiter,  die  Erhöhung  der  Tarife  usw.,  wobei  das  Bundes- 
verkehrsamt ausgeschaltet  wurde.  Das  Bundesverkehrsgesetz 
und  das  Sherman-Gesetz  „habe  Mc.  Adoo  wie  Fetzen  Papier 
behandelt'',  bemerkt  ein©  Neuyorker  Handelszeitung.  —  Auch 
diese  Leistungen  werden  nach  den  in  der  Railway  Age  zu- 
sammengestellten Äußerungen  der  Presse  meist  rühmend  her. 
vorgehoben,  wie  denn  der  Amerikaner  überhaupt  gewöhnt  ist, 
alles  zu  bewundern,  was  wenigsten«  äußerlich  einen  Stich  ins 
Große  hat.  Andererseits  wird  aber  auch  von  den  Eisenbahnen 
entgegnet,  daß  sie  dieselben  günstigen  Erfolge  hätten  erzielen 
können,  wenn  sie  diestelben  Befugnisse,  wie  der  Generaldirek- 
tor, gehabt  hätten,  wenn  ihrer  Tätigkeit  nicht  durch  allerhand 
unpraktische  Gesetze  die  Hände  geibunden  wären. 

II. 

Was  soll  nun  aus  den  Eisenbahnen  werden,  wenn  die  21  Mo- 
nate nach  Friedensschluß  verstrichen  sind?  Während  Mc.  Adoo 
diese  Frage  in  seinem  Abschiedsgesuch  mit  Stillschweigen 
übergeht,  hat  er  dazu  Stellung  genommen  in  einem  Brief  vom 
11.  Dezember  v.  J.,  den  er  gleichzeitig  an  den  Vonsitzenden 
des  Senatsau sschusiS'es  für  zwischenstaatlichen  Verkehr  und 
den  Vorsitzenden  des  Ausschusses  des  Abgeordnetenhauses 
für  den  Verkehr  zwischen  den  Bundesstaaten  und  mit  dem 
Auslande  gerichtet  hat.  Nach  die&em,  in  Railway  Age  vom 
13.  Dezember  v.  J.  abgiedruckten  Briefe  liegen  für  ihn  zwei 


')  Vgl.  die  Aufsätze  des  Jahrgangs  1918,  Nr.  25 :  Verstaat- 
lichung der  nondaimerikanischen  Eisenbahnen'?,  Nr.  62 :  Die 
Neuorganisation  der  Eisenbahnen  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Nr.  71:  Eine  Ansprache  des  Generaldirektors  an  die  Eisen- 
foahnarbeiter,  Nr.  76 — 78:  Die  staatlichen  Betriebe  der  Eisen- 
bahnen in  den  Vei-einigten  Staaten  von  Amerika. 


Möglichkeiten  vor.  Entweder  die  Eisenbahnen  werden  so  bald 
als  möglich  ihren  früheren  Eigentümern  zurückgegeben,  oder 
sie  bleiben  fünf  Jahr-e,  d.  h.  bis  zum  1.  Januar  1924,  unter 
Staatsverwaltung.  Die  in  dem  Gesetz  vom  Januar  1918  vor- 
gesehenen 21  Monate  nach  Friedensschluß  g-enügen  nicht  zu 
einem  'Sicheren  Urteil  über  die  Bewäiimng  des  seit  dem  1.  Ja- 
nuar 1918  eingeführten  Systems,  isowie  zur  Ausarbeitung  ge- 
setzlicher Bestimmungen  über  eine  Beform  des  Privatbahn- 
s.ystems.  Dazu  bedarf  es  längerer  Zeit.  Will  man  diese 
de.r  Regierung  nicht  lassen,  so  ist  es  besser,  die 
früheren  Zustände  sogleich  wiederherzustellen,  als  den 
jetzigen  Zustand  noch  etwa  zwei  Jahre  fortbestehen 
zu  lasKsen  mit  seinen  Unklarheiten  für  die  zukünftige 
Regelung  des  Eisenbahnwesens.  Die  Staatsverwaltung  wäre 
außerstande,  in  iso  kurzer  Zeit  der  Allgemeinheit  Beweise 
über  ihre  wirkliche  Leistungsfähigkeit  zu  geben.  Mc.  Adoo 
bemerkt  ausdrücklich,  es  sei  nicht  seine  Absicht  gewesen,  im 
vergangenen  Jahre  für  oder  gegen  das  Staatsbahnsystem 
zu  wirken,  wie  er  denn  überhaupt  in  keinerlei  theoreti- 
schen Vorurteilen  befangen  sei.  Eine  Verwaltung  von  fünf 
Jahren  werde  dem  amerikanischen  Volk  die  richtige  Antwort 
über  die  Reform  des  Eisenbahnwesens  geben.  „Eine  Unze  Er. 
fahrungen  »ei  mehr  wert  als  eine  Tonne  Theorie."  Mc.  Adoo 
schlägt  vor,  dem  noch  jetzt  tagenden  Kongreß,  dessen  Lauf- 
bahn am  4.  März  1919  zu  Ende' geht,  ein  Gesetz  über  die  Ver- 
längerung des  Staatsbetrieibes  bis  zum  1.  Januar  1924  vorzu- 
legen, da  es  ganz  unsicher  sei,  wie  der  spätere  Kongreß  mit 
seiner  republikanischen  Mehrheit  sich  zu  der  Frage  stellen 
werde.  Übrigens  habe  ihn  Präsident  Wilson  zu  der 
Erklärung  ermächtigt,  daß  er  m it  diese m  Vor- 
s  c  h  1  a  g  e  i  n  V  e  r  ß  t  a  n  d  e  n  sei. 

Dieser  Brief  de«  früheren  Generaldirektors  hat  die  Eisen- 
bahnien  und  ihre  Presse  in  große  Aufregung  versetzt.  Sie 
sehen  darin  eine  ziiemlich  unverblümte  Ankündigung  der  Ver- 
staatlichung, •trotz  aller  Versicherungen  Mo.  Adoo's  und  seine«i 
Schwiegervaters,  daß  ihmen  dieser  Giedank«  ganz  fem  liege. 
Habe  doch  auch  Wilson  noch  nach  Abschluß  des  WaffenstUl- 
stande«  die  Telegraphen,  die  Fernsprecher,  die  Kabelleitungen 
und  die  •  Expreßgesellschaften  in  Staatsbetrieb  übernommen. 
Man  hält  es  für  illoyal,  daß  mit  einer  solchen  Überstürzung 
eine  so  wichtige  Frage  noch  dem^  jetzigen  Kongreß  vorgelegt 
werden  solle,  obgleich  das  Volk  durch  seine  letzten  Wahlen 
die  jetzige  Mehrheit  abgelehnt  habe. 

Die  Eisenbahnen  sind  entschiedene  Gegner  der  Verstaat- 
lichung. Noch  neuerdings  hat  sich  auch  das  Bund esverkehrsamt. 
haben  sich  die  staatlichen  Aufsichtsibeamten,  einzelne  wirt- 
schaftliche Vereine,  z.  B.  die  National  industrial  traffic 
League,  eine  im  Dezember  v.  J.  in  Atlantic  City  tagende  Ver- 
sammlung von  Geschäftsleuten,  letztere  einstimmig,  gegen 
jede  Verstaatlichung  ausgesprochen. 

Bei  aller  Anerkennung  der  wirtschaftlichen  Leistungen 
Mc.  Adoo's  halten  auch  diese  Körperschaften  doch  das  Privat- 
bahnsystem für  die  Vereinigten  Staaten  für  das  allein  richtige. 
Andererseits  scheint  den  Eisenbahnen  aber  auch  die  sofortige 
Wiederherstellung  des  Zustandes  vor  dem  1.  Januar  1918,  die 
Rückgabe  der  Bahnen  in  ihrer  früheren  Gestalt  an  die  früheren 
Eigentümer  nicht  möglich.  Die  Eisenbahnen  seien  in  einem 
so  chaotischen  Zustande,  daß  die  plötzliche 'Rückkehr  zu  den 
früheren  Verhältnissen  zum  ZusammenbrucJi  führen  müsse. 
Die  ganz  überwiegende  Mehrzahl  der  Bahnen  würde  außer- 
stande sein,  den  durch  den  Krieg  und  während  der  Staats- 
verwaltung ihnen  auferleg-ten  Pflichten  nachzukommen,  die 
hohen  Gehälter  (einzelne  der  neu  eingestellten  Bezirksdirek- 
toren beziehen  Gehälter  von  40  bis  50000  Dollar  jährlich)  und 
die  hohen  Löhne  zu  zahlen,  die  Vorschüsse  der  Bundesregi©- 
rung  zu  erstatten.  Auch  würden  sich  die  Reisenden  und  di« 
Verfrachter  die  hohen  Tarife  nicht  mehr  gefallen  lassen,  wenn 
der  Frieden  geschlossen  sei.  Die  Folge  würde  ein  Bankerott 
fast  aller  Bahnen  mit  «einen  unheilvollen  Wirkungen  auf  dae 
wirtschaftliche  Leben,  mit  unermeßlichen  Verlusten  nicht  nur 
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vieler  Privatpersonen,  sondern  auch  öffentliolier  Anstalten, 
Sparkassen  usw.  sein.  Ungeachtet  der  Ersparnisis.e  durch  die 
betrieblichen  Maßnahmen  der  Bundesverwaltung  sowie  der 
Mehreinnahmen  infolge  Erhöhung  der  Tarife  werde  bei  den  im 
Jahre  1918  gewaltig  gesteigerten  Ausgaben  da.s  Jahr  vor- 
aussichtlich mit  einem  rehll>etrag  von  rund  200  Millionen 
Dollars  abschließen. 

Wenn  auch  zugegeben  wird,  daß  die  Überführung  der  Eisen- 
bahnen von  dem  Eriedenszustand  in  den  Kriegszustand  leiahter 
ist,  als  der  umgekehrte  Weg  der  Überführung  von  dem  Kriegs- 
in  den  Fried enszustand,  so  müsse  doch  das  Ziel  der  Wieder- 
einführung des  Privatbahnsy&teanis  fest  im  Auge  behalten 
werden.  Sobald  die  Regierung  sich  über  ihre  weiteren  Ab- 
sichten ausgesprochen  habe  und  damit  die  jetzige  Unsicherheit 
beseitigt  sei,  könne  ein  Übergangszustand  geschaffen  werden, 
ia  dem  allmählich  die  jetzigen  Verhältnisse  aJbgebaut  und  die 
aeuen,  endgültigen  vorbereitet  würden.  Die  im  Gesetz  von 
1918  vorgesehene  Zeit  genüge  dazu  vollkommen,  es  sei  nicht 
ersichtlich,  aus  welchen  Gründen  eine  Verlängerung  auf  fünf 
Jahre  erforderlich  wäre. 

Die  Eisenbahnen  gehen  nun  nicht  so  weit,  daß  sie  eure  un- 
bedingte, unveränderte  Wiederherstellung  ihrer  früheren 
Elechte  beanspruchen.  Sie  isind  bereit,  sich  einer  strengeren, 
svirksamei-en  Staatsaufsicht  zu  unterwerfen,  verlangen  aber 
indererseits  eine  größere  Freiheit  in  der  Bewegung.  Haupt- 
sächlich dadurch,  daß  er  nicht  überall  durch  Gesetze  des  Bun. 
les  und  der  Einzelstaaten  eingeschränkt  gewesen,  habe  Mc. 
4doo  iseine  Erfolge  erreicht.  Im  einzelnen  gehen  die  Wünsche 
ier  Eisenbahnen  dahin,  daß  ihnen  das  Eecht  zugestanden  wird, 
selbständig  Verbandstarife  und  Leitungs Vorschriften  zu  ver- 
Jinbaren.  Zu  diesem  Zweck  müßten  die  Gesetze  gegen  die 
rrusts,  das  Sherman-  und  das  dieses  ergänzende  Clayton-^Gesetz 
lufgehoben  werdien.  Zur  Verbesserung  und  Verschärfung 
ier  Bundesaufsicht  isei  das  Bundesverkehrsgesetz  dahin  zu  än° 
lern,  daß  die  Bundesaufsicht  sich  auch  auf  den  innerstaat- 
Schen  Verkehr  erstrecke,  d.  h.  die  Befugnisse  der  einzelstaat- 
ichen  Aufsichtsbehörd.en  auf  das  Bundesamt  übertragen  wür- 
[en.  Dann  wäi%  der  Mißstand  beseitigt,  unter  dem  vieLe  Eisen- 
»ahnen  besonders  gelitten  haben,  daß  sie  nicht  wußten,  was 
ie  (besonders  bei  Festsetzung  ihrer  Tarife  zu  tun  hatten,  weü 
ich  die  Anordnungen  der  beiden  Behörden  widersprachen. 
)ie  Aufsicht  müßte  ausgedehnt  werden  auf  das  Finanzgeba- 
en  der  Eisenbahuen.  Endlich  müßte  ein  verantwortlicher 
taatssekretär  für  die  Eisenbahnen  oder  für  das  Beförderungs- 
resen  in  das  Kabinett  des  Präsidenten  iberufen  werden.  Der. 
rtige  Gesetze  würden  eine  Gesundung  der  Eisenbahnen,  die 
Beseitigung  der  Mißstände  im  Tarif-  und  Fioanzwesen  herbei- 
uhren.  Wenn  dann  gleichwohl  "ein  ige  Eisenbahnen  ihre 
.ahlungen  einstellen  müßten,  so  wäre  das  erträglich. 

III. 

Die  Vorschläge,  die  hier  gemacht  werden,  sind  keine  neuen 
le  sind  unter  der  Präsidentschaft  Wüsöns  von  verschiedenen 
eiten  gemacht  worden,  wenn  Beschwerden  über  die  '  Eisen- 
ahnen, die  sich  ischon  vor  Ausbruch  des  Krieges  und  in  den 
rsten  Kriegsjahren  iäirer  Aufgabe  kemeswegs  gewachsen 
eigten,  erhoben  und  Beformen  verlangt  wurden.  Auch  die 
■otschaft  des  Präsidenten  Wilson  vom  7.  Dezember  1915  be- 
legt sich  in  einem  ähnlichen  Gedankengang,  und  in  »einem 
riefe  vom  11.  Dezember  denkt  auch  Mc.  Adoo  an  eine  „m. 
alierung«  des  Eisenbahnwesens  nach  dieser  Eichtuno-.  Der 
ifolge  jener  Botschaft  dm  JuH  1916  berufen©  besondere  par- 
imentarische  Untersuchungsausschuß  zur  Prüfung  der  Eisen- 
ihnfrage hatte  in  sein  Programm  gleichfaUs  diese  beiden 
unkte  aufgenommen :  Eeform  der  Aufsicht,  Besedtigunc^  der 
ichtigeren,  die  Freiheit  der  Eisenbahnen  einschränkenden 
e.setze.  Wie  weit  die  Arbeiten  dieses  Auaschusses,  der  spä- 
«tens  am  8.  Januar  1917  seinen  Bericht  vorlegen  „soUte", 
sdiehen  ist,  ist  mir  nicht  bekannt  geworden.  In  den  neueren 
Tißerungen  der  Fachpresse  ist  von  dieser  Untersuchung  über 


haupt  nicht  die  Rede,  so  darf  daher  wohl  angenommen  werden, 
daß  sie  nicht  zu  Ende  geführt  ist.  Daß  der  Bericht  zum 
8.  J anuar  1917  erstattet  werden  könnte,  ist  schon  bei  Einsetzung 
des  Ausschusses  bezweifelt  worden'). 

^  Der  Wunsch  der  Eisenbahnen,  so  ischnell  als  möglich  über 
die  Absichten  der  Regierung,  über  ihre  künftigen  eisenbahn- 
politischen Pläne  Gewißheit  zu  erhalten,  ist  durch  den  im 
Einverständnis  mit  dem  Präsidenten  an  maßgebende  Stellen 
gerichteten  Brief  Mac  Adoo's  in  gewissem  Sinne  erfüllt. 
Sie  wissen  jetzt,  daß  die  Regierung  ihr  früheres  Programm 
geändert  hat.  E®  mag  sein,  daß  man,  wie  Mac  Adoo  durch. 
Wicken  läßt,  damals  eine  so  kurze  Übicrgangszeit  festgesetzt 
hat,  weil  man  an  eine  länge^r'e  Dauer  des  Krieges  dachte. 
Die  g'eplante  Verlängerung  des  Staatsbetriebes  bis  zum 
1.  Januar  1924  läßt  gleiohwohl  ziemlich  deutlich  die  Absicht 
durchblicken,  den  Staatsbetrieb  nicht  wieder  aus  den  Händen 
zu  geben.  Nun  ist  es  in  der  Tat  nicht  einzusehen,  warum  die 
Reformen,  die  übereinstimmend  von  allen  Beteiligten  für 
notwendig  erachtet  werden,  nicht  ebenso  gut  in  zwei  wie  in 
5  J ahren  soweit  vorbereitet  sein  können,  daß  ihre  Einführung 
dann  möglich  ist.  Und  das,  was  Mac  Adoo  in  seinem  Berich" 
zur  Begründung  seines  Vorschlags  weiter  anführt,  daß  näm- 
lich der  bauliche  Zustand  der  Eisenbahnen  verbessert,  der 
Betriebsmittelpark  ergänzt  und  zu  diesem  Zweck  bedeutende 
Geldsummen  (er  spricht  von  jährlich  500  Millionen  Dolüars) 
aufgewendet  werden  müßten,  läßt  sich  auch  durchführen, 
wenn  nach  zwei  Jiahren  der  Privatbetrieb  wieder  beginnt. 
Sehr  verständlich  ist  auch  der  Unwillen  der  Eisenbahnen  dar- 
über, daß  ihnen  sozusagen  die  Pistole  auf  die  Brust  gesetzt 
wird.  Das  ihnen  früher  feierlich  in  einer  Botschaft  und  in 
einem  Ge.&etz  gegebene  Versprechen  wird  nicht  gehalten,  sie 
werden  dagegen  rücksichtslos  vor  die  Wahl  gestellt,  entweder 
m  kürzester  Zeit  in  die  alten  Verhältnisse  zurückzukehren 
—  was  sowohl  die  Eisenbahnen  als  auch  Mac  Adoo  für  nahe- 
zu unmöglich  halten  —  oder  aber  sich  einen  Zustand  ge- 
fallen zu  lassen,  der  mit  beinahe  unfehlbarer  Sicherheit  zum 
Staatsbahnsystem  führen  würde.  Dazu  noch  der  Vorschlag, 
solche  Pläne  durch  den  jetzigen  Kongreß  schleunigst  durch- 
zudrücken, während  der  spätere,  schon  am  4.  März  d.  J.  zu- 
sammentretende Kongreß  den  Eisenbahnen  gegenüber  wahr- 
scheinlich eine  ganz  andere  Stellung  einnehmen  würde. 

Daß  das  neueste  Vorgehen  des  Präsidenten  Wilson  auf  die 
Einführung  des  Staatsbahnsystem.s  und  auf  Beseitigung  der 
in  den  Eisenbahngesellschaften  verkörperten  Macht  hinzielt, 
scheint  mir  kaum  zweifelhaft.  ALs  Professor  und  in  der 
ersten  Zeit  seiner  Präsidentschaft  hat  Wüson  wiederholt  und 
nachdrücklich  die  Bekämpfung  der  Trusts  als  seine  wichtigste 
Aufgabe  verkündet.  Später  hat  seine  SteUung  geschwankt. 
Sie  war  den  Eisenbahnen  freundlich,  als  er  die  ersten  Er- 
höhungen der  Tarife  ihnen  verschaffte.  Sein  nachdrückliches 
Auftreten  für  Verkürzung  der  Arbeitszeit  im  Jahre  1916  war 
gegen  die  Eisenbahn>6n  gerichtet,,  obgleich  er  sie  damals 
seines  Wohlwollens  versicherte  und  ihnen  andere  Zugeständ- 
nisse machte.  Jetzt  scheint  er  entschlossen,  die  letzte  ihm 
sich  noch  darbietende  Gelegenheit  zu  benutzen,  um  die  Macht 
der  Eisenbahnen  völlig  zu  'brechen.  Damit  wäre  ein  neuer 
erbitterter  Kampf  mit  den  Eisenbahnen  und  den  hiater  ihnen 
stehenden  Geldmäohten  eröffnet.  Ob  Wilson  darin  Sieger 
bleiben  wird,  das  wird  wesentlich  von  den  Bedingungen  ab- 
hängen, die  er  für  den  Fall  der  Verstaatlichung  bietet.  Ist 
er  'bereit,  den  Eisenbahnen  und  ihren  Aktionären  einen 
hohen  Kaufpreis  zu  zahlen  (man  spricht  von  etwa  20  Milliarden 
Dollars) ,  so  werden  diese  mit  sich  reden  lassen.  Eine  andere 
Frage  ist,  ob  das  Land  damit  einverstanden  ist.  Gerade  für 
die  Vereinigten  Staaten  hat  das  Staatsbahnsystem  doch  seine 
großen  Bedenken,  über  die  ich  mich  öfter  geäußert  habe.  Ich 
erinnere  jetzt  nur  an  die  iBeamtenfrage.  Eine  Verwaltung 
sowie  ein  Betrieb  der  Eisenbahnen  mit  politischen,  fachlich 
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nicht  ausgobildieten  Beaanten  sobeint  mir  ein  Ding  dier  Un- 
möglichkeit. 

Der  Ge.g-envorscM'ag  cter  Eisenbahnen  läßt  sich  kurz  be- 
zeichnen als  Einführung  des  Privatmonopols 
unter  Staatsaufsicht.  Sie  wollen  volle  Tarif,  und 
Verkehrsfreiheit  unter  Beseitigung  der  Antitrust-  und  Anti- 
poolinggesetze  und  glauben,  daß  einer  mißbräuchlichen  Be- 
nutzung dies-er  Freiheiten  durch  eine  vereinfachte  und  ver- 
schärfte Aufsicht  giesteuert  werden  könne.  Blickt  man  zu- 
rück in  der  Gresohiohte  der  nordamerikanisohen  Eisenbahnen, 
iSo  wird  man  solchen  Anschauungen  recht  skeptisch  gegen- 
überstehen. Der  freie  Wettbewerb,  den  die  Eisenbahnen  auch 
jetzt  wieder  als  das  Allheilimittel  gegen  Mißstände  wünschen, 
hatte  vor  dem  Kriege  längst  seine  Eolle  ausgespielt  und  die 
Gnesetze  gegen  die  pools  und  trusts  haben  zwar  die  Eisen- 
bahnen am  Abschluß  von  oft  recht  nützlichen  Verbänden  ge- 


hindert., aber  statt  dessen  neue  Verschmelzungen  herbeigeführt, 
die ''die  Monopolstellung  der  wenigen  großen,  mächtigen  Ge- 
sellschaften nur  noch  weiter  befestigten.  Nach  den  Er- 
fahrungen auch  anderer  Länder  ist  eitue  noch  so  sti-enge 
Staatsaufsicht  kein  geeignetes  Mittel,  um  die  Eiisenbahnen 
zu  einer  wirklich  igemeinwirtschaftliohen  Tätigkeit  zu 
nötigen.  Es  müßten  säso  schon  andere  Mittel  gefunden  wer- 
den, etwa  eine  Art  Beteiligung  des  Bundes  an  der  Verwal- 
tung und  'dem  Betrieb  der  Eisenbahnen.  Und  hier  könnte 
man  aus  den  Erfahi-ungen  der  Kriegswirtschaft  vielleicht 
einiges  lernen. 

Die  nächsten  Wochen  werden  voraussichtlich  Klarheit  über 
die  zukünftige  (Gestaltung  der  Eisenbaihnen  der  Vereinigten 
Staaten  bringen. 

A.  v.  der  Leyen. 


Dreitausendpferdige  Empbasen-Schnellzuglokomotive  auf  der  Schlesischen  Gebirgsbahn,  Bauart 

Bergmann. 


Eine  von  den  Bergmann-Elektrizitätswerken  in  Berlin  aus- 
gerüstete SOOOpferdige  elektrische  Schnellzuglokomotive  ist 
von  P.  Müller  in  den  Heften  16  und  17  des  Jahrgangs  1918 
der  Zeitschrift  „Elektrische  Kraftbetriebe  und  Bahnen"  aus- 
führlich beschrieben.  Sie  ist  nachstehend  in  ihren  Haupt- 
zugen  erläutert.  Die  Lokomotive,  deren  frestell  von  den 
Lmke-Hofmann-Werken  in  Breslau  geliefert  worden  ist,  ver- 
kehrt seit  Mitte  1918  zwischen  Königszelt  und  Fellhammer 
einer  Teilstrecke  der  bekanntlich  für  den  elektrischen  Be-' 


zeit  und  Fellhammer  tritt  im  SommiBr  der  Reiseverkehr  des 
Eiesengebirges. 

Die  Lokomotive  soll  laut  Bauauftrag  imstande  sein,  auf 
Streckenabschnitten  mit  20  "/oo  Steigung  und  188  m  Krüm- 
mungshalbmesser Schnellzüge  von  400  t,  Personenzüge  von 
360  t  und  Güterzüge  von  440  t  Anhängelast  zu  ziehen;  bei 
gleicher  Steigung  und  375  m  Krümmungshalbmesser  Güter- 
züge von  510  t ;  bei  12  "/oo  Steigung  und  375  m  Krümmungs- 
halbmesser Schnellzüge  von  440  t,  Personenzüge  von  400  t, 
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trieb  bestimmten  rd.  129  km  langen  ftebirgsstrecke  Lauban- 
Königszelt  der  preußischen  Staatsbahnen*).  Die  mittlere 
Haltestellenentfernung  der  Teilstrecke  beträgt  nur  rd.  5  km, 
die  größte  Steigung  1  : 50,  der  kleinste  Krümmungshalb- 
messer 188  m,  die  Höchstgeschwindigkeit  in  der  wagerechten 
G-eraden  90  km^  in  der  Stunde. 

Die  Strecke  ist  mit  den  elektrischen  Einrichtungen  für  Ein- 
phasenstrom  von  15  OCO  Volt  bei  16%  Perioden  versehen.  Zu 
dem  lebhaften  Personen-  und  Güterverkehr  zwischen  Königs- 


*)  Vergleiche  hierzu  den  Leitaufsatz  in  Nr  78  des  Jahr- 
gangs 1913  und  S.  921  des  Jahrgangs  1918  dieser  Zeitung. 


Güterzüge  von  660  t;  bei  10  "/oo  Steigung  und  375  m  Krüm- 
mungshalbmesser Güterzüge  von  780  t,  bei  der  gleichen  Stei- 
gung- und  750  m  Krümmungshalbmesser  Güterzüge  von  980  t. 
Auf  ebener  Strecke  hat  sie  Schnellzüge  von  500  t  mit  90  km 
in  der  Stunde  zu  befördern.  Die  Lokomotive  besitzt  einen 
einzigen  hochliegenden,  für  Stangenantrieb  ausgebildeten 
Motor;  dieser  leistet  rd.  3000  PS  über  eine  Stunde  bei  einer 
Geschwindigkeit  von  55  km  in  der  Stunde  und  etwa  2250  PS 
dauernd  bei  65  km  Stundengeschwindigkeit  und  rd.  1500  PS 
bei  90  km  Ge^schwindigkeit. 

Die  nach  der  Bauart  2  D  1  (2  Lauf  achsen  —  4  Triebachsen 
—  1  Laufachse)  hergestellte  Lokomotive  (Abb.  1  u.  2)  hat 
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ein  G^samtdienstffewicht  von  rd.  108  t.  wovon  auf  den  Kussel 
für  die  Zugheiziuisr  mit  den  dazugehörigen  Vorräten  8,2  t, 
auf  die  elektrisclib  Ausrüstung  44,8  t  und  auf  den  mecha- 
nischen Teil  55,7  t  entfallen.  Der  Triebraddurchme&ser  be- 
trägt 1250  mm,  der  Laufraddurchmesser  1000  mm,  der  Ge- 
eamtradstand  11  250  mm.   Die  Zugkraft  am  Eadkranz  beträgt 


Motors  nur  bei  andauernd  starker  Belastung  und  hoher 
Außentemperatur  erforderlich;  im  übrigen  sollte  die  durch 
den  Motor  iselbst  hervorgerufene  Luftbewegung  vollkommen 
genügen. 

Auch  der  Transformator  wird  durch  Gebläseluft  ge- 
kühlt; er  ist  danach  als  Lufttransformator  nach  dem  Mantel- 


Abb.  2. 

regelrecht  14  000  kg,  beim  Anfahren  mit  vollem  Zugo'ewicht 
in  der  stärksten  Steigung  etwa  20  000  kg.  Von  den  beiden 
Bliadwellen  liegt  die  eine  zwischen  der  ersten  und  zweiten, 
die  andere  zwischen  der  dritten  und  vierten  Triebachse.  Auf 
diese  Wei&e  werden  zwei  s.ymmetrische,  miteinander  gekuppelte 
Antriebgruppen  gebüdet.  Wegen  der  starken  Gleiskrüm- 
mungen sind  die  Achsen  für  seitliche  Bewegung  eingerichtet; 
nur  die  hintere  (vierte)  Kuppelachse  ist  fest  gelagert  Die 
von  der  Ankerwelle  zu  den  beiden  Blindwellen  führenden 
Treibstangen  haben  eine  Länge  von  2,7  m  und  I-förmigen 
Querschnitt;  sie  liegen  gegen  das  Gleis  um  45»  geneigt,  bil- 
den also  miteinander  einen  Winkel  von  90".  Die  von  den 
Blindwellen  ausgehenden  Kuppelstangen  sind  an  die  unteren 
Köpfe  der  Treibstangen  angelenkt;  sämtliche  Treib,  und 
Kuppelstangen  liegen  in  einer  Ebene.  Bei  dieser  neuer- 
dings fast  durchweg  ausgeführten  Anordnung  sollen 
dank  einer  verbesserten  Einstellmethode  schädliche 
Sohwingungserschednungen,  verbundien  mit  Erschütterungen 
des  Lokomotivkörpers,  wie  sie  früher  bei  Maschinen  mit 
Stangenantrieb  beobachtet  wurden,  trotz  der  großen  Massen 
gänzlich  ibe^eitigt  s-ein.  Die  kritiisohe  Gesohwindio-keit 
läge  etwa  bei  40  km  Geschwindigkeit;  bei  einer  Geschwindig- 
keit von  etwa  55  km  und  höher  soll  die  Maschine  auffallend 
ruhig  laufen.  Störungen  irgendwelcher  Art  seien  an 
dem  Gestänge  'bis  zum  heutigen  Tage  nicht  aufge- 
treten. Nebenbei  bemerkt,  besitzt  die  Lokomotive  den 
überhaupt  stärksten  Bahnmotor,  der  bisher  gebaut  wurde. 
Er  hat  bei  einer  Leistung  von  3000  PS  eine  Drehzahl  von 
240  i.  d.  Min.,  also  ein  Drehmoment  von  9000  mkg.  Die 
höchste  Drehzahl  von  380  Umdrehungen  liegt  weit  über  der 
regelrechten ;  auch  bei  dieser  soll  der  Motor  immer  noch  min 
destens  150O  PS  leisten. 

Der  Durchmesser  des  22  t  schweren  Antriebmotors 
(Abb.  3)  beträgt  nicht  weniger  als  3500  mm,  der  Durchmesser 
des  Ankers  2700  mm  und  der  des  Kommutators  2100  mm  Die 
Polzahl  ist  26,  die  Zahl  der  Kohlenbürsten  beträgt  156.  '  Beim 
Anfahren  nimmt  die  Triebmaschine  bis  zu  10  000  Amp.  auf. 
Zwecks  ständiger  Zuführung  frischer  Kühlluft  ist  der  Motor 
mit  einem  Gebläse  ausgerüstet;  dieses  besteht  aus  einem 
auf  dem  Gehäuserücken  des  großen  Bahnmotors  angeordneten 
SOpferdigen  Kommutatormotor,  der  an  .i'eder  Seite  mit  einem 
Windflügel  versehen  ist.  I>ie  Kühlluft  wird  unter  Vermitt- 
lung einer  auf  dem  Dache  angeordneten  Haube  angesaugt, 
deren  Schlitze  mit  doppelten  Drahtsieben  gegen  das  Ein- 
dringen von  Staul>,  Eegen  usw.  geschützt  sind.  Durch  den 
einen  Windflügel  wird  Kühlluft  von  der  Seite  her  in  den 
Ankerstern  getrieben,  von  wo  sie  durch  radiale  Schlitze  in 
den  Eiisenkörpem  vom  Anker  zum  Ständer  läuft,  um  aus 
Offnungen  im  Gehäuserücken  wieder  zu  entweichen;  der 
zweite  Windflügel  drückt  einen  Lüftstrom  in  das  als  Eing- 
kammer  ausgebildete  Bürstenioch  und  von  hier  durch  die 
dusenartig  geformten  Bürstenarme  teils  auf  die  Kommutator- 
tlaohe.  teils  «regen  die  Bürstenhalter.  Nach  den  im  Betriebe 
gemachten  Erfahrungen  wäre  eine  künstliche  Kühlung  des 
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tjp  aiiso«baut.  Lufttrausformatoren  werden  für  Eisenbalm- 
fahrz-eup  nicht  zuletzt  wegen  ihres  leichteren  Gewichtes  den 
Oltraustormatoren  vorgezogen.     Der  hier  verwendete  Luft- 

voT'nir,'"^  ^^Z^"^^  Dauerleistung  em  Gewicht 

von  nui  id.  8  5  t;  seine  Wärmekapazität  soll  trotzdem  auch 
,»/io.li  f'f  ^,^erbeanspruchung  völlig  genügen,  zumal  es 
möglich  ist,  die  Kuhlwirkung  zu  verstärken 

In  iminittelbarer  Nähe  des  Transformators  befinden  sich 
die    Schützen  Schalter      einge-teilt  in  vier  Sätze  von 
je    Mer    Schaltern.    Die    nach    dem  elektropneumatischen 
Sys  em  arteitenden,  leichten  und  kleinen  Schützen  sollen  sich 
leicht  und  beliebig  schnell  steuern  lassen,  und  auch  starke 
Uberstrome  mit  genügender  Sicherheit  zurückhalten.    In  be- 
zug    auf    Betriebsicherheit    soU    die  elektropnenmatische 
Steuerung  der  mechanischen  Steuerung    völlig  gleichwerti»- 
sein    Erwähnenswert  ist,  daß  hier  eine  eigenartige  Schaltung 
in  Verbindung  mit  Schaltdrosselspulen,  sogenannten  Stronf- 
^*l.h'''ir-^^'-  ^^ii^endung  gelangte,  um  die  Zahl  der  Schützen 
nach  Möglichkeit  einzuschränken.       Um  sanft  anzufahren, 
sind  bei  den  vorhandenen  16  Schaltern  11  Schaltstufen  vor- 
^t^^^T\r^,^       Vo^foi-ge  getroffen,  daß  ein  Wiedereinsohal- 
aus  ScSrkanj'""  ^""'^  '''''        '""^  '^'^'^^^  Sohalts^ufe 
Der  Antrieb    des  Führerschalters    ist    mit    dem  für  die 
Burstenverschiebung  zusammengebaut.    In  der  rechtsseitigen 
Ecke  des  Fuhrerstandes  befindet  sich  ein  Bock  mit  zwei  kon- 
zentrischen Handrädern;  das  größere  dient  für  die  Bürsten- 
verschiebung, da*  kleinere  für  den  Fahrschalter.    Das  eine 
ist  gegen  das  andere    und  beide  gemeinsam  wieder  geo-en 
einen  Ordnungsschalter  verriegelt,  der  einen  Lufthahn  für^die 
Stromabnehmer  und  den  ölschalter  betätigt     Der  Handsr  ff 
dieses  Ordnungsschalters  dient  zug-leich  auch  zum  öffnender 
Hochspannungskammer;    beim  Türversohluß  ist  in  üblicher 
Weise  Vorsorge  getroffen,  daß  der  Griff  .sich  nur  bei  ordnuno-f 
maßig  geschlossener  Tür  abziehen  läßt.       Sind  mittefs  dl^s 
Oidnun.gsschalters  zunächst  die  Stromabnehmer  angelegt  und 
Ölschalter  geschlossen,  so  läßt  sich  auch^das  große 
Mandl  ad  auf  die  gewünschte  Fahrrichtung  einstellen;  nun- 
mehr ist  der  Fahrschalter  frei  und  darf  eingeschaltet  werden 
Wenn  die  höchste  Fahrstufe  erreicht  ist,  wird  auch  das  große 
?pWf    ^i'^^ler  entriegelt,  so  daß  die  Bürsten  in  dem  der 
betreffenden  Fahrrichtung  entsprechenden  Sinne  verschoben 
und  somit  die  Fahrgeschwindigkeit  noch  weiter  g-esteio-ert 
wenden  kann.    Die  .ieweilige  Stellung  des  Fahrschaltens  und 
cies  Burstenr^nges  kann  an  einer  über  dem  Steuerbock  liea-en- 
hl^T^    Tfr-TV'^^^^^'Ä  .abgelesen  werden,  deren  Zifferblatt 
bei  1)  inkclheit  durch  kleine,  m  die  Zeiger  eingebaute  Lämp- 
chen  beleuchtet  ist.    Mit  einer  solchen  Einrichtung  sind  a™ch 

Bre'.^i'°/^^'p^^'r™''^,"^^i^^  ^^^"Pt-  Hilfsbehälter  und 

liiemse,  der  Geschwindigkeitszeiger,  der  SpanniHigszeiger  für 


Zeitung:  des  Vereins 
Deutscher  Eiseubahnverwaltungen. 


die  Fahrdrahtspannung,  der  Stromzeiger  für  den  Motorstrom 
eine  lernzeigevorrichtung    für  den  Wasserstand    des  Heiz- 
kesseis und  eine  Signaleinrichtung,    die  in  Tätigkeit  tritt 
wenn  der  unter  Strom,  stehende  Motor  infolge  tfberlastung! 
z  B.  bei  nicht  gelöster  Bremse,  nicht  durchzuziehen  verma?. 
Erwähnt  sei  noch,  daß  an  der  Decke  des  Führerstandes  Hand- 
grit te  zum  Betätigen  der  Druckluftpfeife  und  einer  Motor- 
sirene angebracht  sind.     Ein   Kleiderschrank,  ein  Schreib- 
pult mit^Sitz  für  den  Zugführer  vervollständigen  die  Aus- 
rüstung des  an  der  T  r  a  n  s  f  o  r  m  a  t  o  r  s  e  i  t  e  der  Lokomo- 
tive gelegenen  Fuhrerstandes,  der  u.  a.  auch  eine  Handluft- 
pumpe mit  den  zugehörigen  Bügel-  und  Umschalthähnen  ent- 
halt, mit  deren  Hilfe  die  Stromabnehmer  angehoben  werden 
können   wenn  der  Hauptbehälter  keinen  Druck  mehr  enthal- 
ten «ollte    Der  hintere,  über  der  Bisselachse  liegende  Führer- 
stend enthalt  diese  letzt  aufgeführlen  Gegenstände  und  Ein- 
richtoingen  nicht;  nebenbei  sei  erwähnt,  daß  hier  eine  elek- 
trische Heizplatte  zum  Anwärmen    von  Speisen  vorhanden 
ist.    Auch  der  für  die  Heizung  des  Zuges  bestimmte  Dampf- 
kessel ist  m  diesem  Führerstand  untergebracht;  der  Kessel 
wird  durch  Koks  beheizt.    Unmittelbar  mit  dem  Kessel  ist 
em  Kohlenbunker  für  700  kg  Feuerungsmaterial  verbunden; 
neben  diesem  sind  beiderseits  die  Wasserbehälter,  ano-eordnet 
Beide  Fuhrerstände  sind  mit  einem  elektrischen  Heizkörper! 
einer  Wurfhebelbremse  und  einem  Klappsitz  für  den  Führer 
ausgestattet        Von  dem  Maschinenraum  sind  die  Führer- 
stande durch  Drehtüren  getrennt.    Beide  Führerstände  haben 
Stirn-    und  Seitenfenster,    auch  Türen    mit  herablaßbaren 
Fenstern.    An  der  Außenfläche  der  Stirnwandfenster  beider 
i<uhrerstande  sind  Fensterreiniger  angebracht,  die  von  innen 
aus  mittels  Handgriff  betätigt  werden  können       Der  Ma- 
schinenraum hat  auf  .ieder  Seite  zwei  verglaste'  Fenster  und 
außerdem  drei  Solilitzfenster  (Jalousien),  durch  die  die  er- 
wärmte Luft  aus  dem  Innern  des  Maschinenraumes  entwei- 
chen kann. 

Auf  dem  Lokomotivdache  sind  zwei  Scherenstromabnehmer 
anpbracht.  Die  zwischen  diesen  angeordnete  Haube  ist  ab- 
nehmbar, um  den  darunter  befindlichen  großen  Antriebmotor 
bei  Frutungen  usw.  nach  oben  herausheben  zu  können  Die 
unter  den  Seitengängen  der  Lokomotive  eingebauten  beiden 
Hauptluttbehälter  fassen  zusammen  SCO  1;  hier  hat  man  auch 
einen  ölabscheider  angeordnet  nnd  verschiedene  Werkzeug- 
kasten und  Eaum  für  Schmiermaterial  usw.  geschaffen  Vor 
und  hinter  der  ersten  und  vierten  Triebachse  liegen  die 
Sandbehälter.  Die  Rohre  der  Sandstreuer  sind  so  angebracht, 
daß  im  Bedarfsfalle  der  Sand  unter  alle  Triebräder  gelano-t 

Mach  dem  angezogenen  Berichte  hat  die  Lokomotive  die 
eingangs  erwähnten  Solleistungen  in  bezug  auf  Zugkraft  und 
Ge^soliwindi.q-keit  nicht  nur  erfüllt,  sondern  teilweise  sogar 
erheblich  uberschritten. 
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—  Erleichteriina:  in  der  Ausbildung  und  Verwendunff  der 
Be^dienstetcn.  Die  durch  den  Erlaß  des  preußischen  Eisen- 
bahnministers  vom  15.  September  1916  und  zahlreiche  andere  Er- 
ias.'^e  tur  die  Dauer  des  Krieges  zugelassenen  Erleichte- 
rungen m  der  Ausbildung  und  Verwendung  der  Bediensteten 
treten  zwar  erst  nach  Beendigung  des  Krieges  außer  Kraft, 
fier  .Mmisfer  halt  es  .iedoch  für  ans2-ezeigt,  tunlichst  schon 
jetzt  von  der  Anwendung  der  Ausnahmebestimmungen  abzu- 
sehen, damit  so  bald  wie  möglich  überall  wieder  nach  den 
standigen  Vorschriften  verfahren  werden  kann. 

—  Zugleinen.  Nach  einem  Erlaß  des  preußischen  Eisen- 
bahnmmisters  sind  d-e  bisher  in  den  Packwagen  als  Zu«-- 
gerat  mitgefuhrten  Zugleinen  meistens  in  Verlust  gerate'n 
untl  ^^'aren,  wenn  sie  gebraucht  "wurden,  nicht  zur  Stelle  wo- 
durch Betriebsschwierigkeiten  entstanden  sind.  Nach  den 
Vorschlaoen  .einiger  Eisenbahadirektionen  sind  anstatt  Leinen 
Dralit.seile  benutzt  und  diese  nicht  als  Zuggerät  in  den  Pack- 
wagen, sondern  auf  den  Lokomotiven  untergebracht  worden. 
Uiieses  längere  Zeit  versuchsweise  durchgeführte  Verfahren 
liat  sich,  uach  den  Berichten  der  mit  den  Versuchen  be- 
trauten Eisenl)ahndirektionen,  bewährt.  Entwendungen  der 
Z/Uglemen  sind  nicht  mehr  oder  nur  in  geringer  Anzahl  vor- 
gekommen Die  Eisenbahndirektionen  sind  deshalb  beauf- 
T.ragt  worden,  das  Verfahren  allgemein  eiazuführen  und  alle 


Lokomotiven,  die  für  den  Güterzugdienst  in  Frage  kommen 
mit  einer  15  m  langen  Zugleine  aus  Drahtseil  auszurüsten. 
Uie  in  den  Packwagen  noch  vorhandenen  Zugleinen  sollen 
entnommen  und  für  die  Lokomotivausrüstung  verwendet 
werden. 

—  Verbesseruna:  des  Dienstalters  von  zu  Bahnhofsaufsehern 
^oeigneten  Hilfsbeamten.  Wenn  bei  den  für  die  künfti^-e 
Verwendung  als  Bahnhofsaufseher  geeimeten  und  deshalb 
vorzugsweise  als  Weichensteller  anzustellenden  Hilfs^beamten 
das  Bestehen  der  formlosen  Priifung  und  der  Nachweis  der 
Betahigung  zum  Bahnhofsaufseher  durch  den  Kriec^sdienst 
eine  Verzögerung  erlitten  haben,  so  ist  nach  einem  ^Erlasse 
des  preußischen  Eisenbahnministers  bei  nachträo-licher  Er- 
tuUuna-  der  Vorbedingungen  für  die  beschleunio-tie  planmäßio-e 
Anstellunsr  das  für  diese  maßaebende  Dienstalter  nnd  ge- 
gebenenfalls auch  das  Besoldunssdienstalter  so  zu  verbessern 
daß  eime  dauernde  Benachteiligung  durch  den  Kriegsdienst 
vennieden  wird. 

—  Anhaltende  Besserung  der  Wagengestellungen  Die  Wa- 
gengestellung im  Ruhrgebiet  hat,  wie  der  D.  AU^.  ZW  aus 
Rheinland-Westfalen  gemeldet  wird,  in  den  letzten  Tao-e'n  eine 
weitere  Bessenine-  erfahren.  Während  in  der  vero-ansrenen 
Woche  im  arbeitstäglichen  Durchschnitt  15-  b's  16  000  Wao-en 
gestellt  werden  konnten,  betrug  die  Wasengestelluno-  am  Mon- 
tag, den  3.  Februar.  18  600  Wasen.  Es  fehlten  nur  1796  Wao-en 
Am  Dienstag  wurden  18  122  Wagen  gestellt.  Es  fehlten  1639 
Wagen.  Die  weitere  Biesserung  in  der  Wagenwstelluno-  ist 
darauf  zunickzufühi-en,  daß  die  Hingabe  der  offenen  Wao-en 
an  die  Entente"  beendet  ist.  Die  Aba-abe  der  anderen  Wao-en- 
gattungen  n^mt  ihren  Fortgang.  Die  Eisenbahnverwaltung 
hottt,  daß  die  Besiserung  in  der  Wagengestellung  andauern 
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Wml.  All€rdingis  muß  davor  gewarnt  werden,  ßicli  in  dieser 
Hinsicht  übeo-triebenen  Erwartunoren  hinzugeben,  denn  die 
Lokomotivenknappheit  bildet  weiter  ein  erhebliches  Hindernis 
fiir  die  rechtzeitioe  Zuteilung  der  Wagen  zu  den  einzelnen 
Zechen  und  Hüttenwerken.  Die  Kohlenverfrachtungen  auf 
dem  Ehem-Emskanal  nach  dem  Westen  konnten  'bisher  um 
etwa  10  000  t  täglich  aufrecht  erhalten  werden,  während  die 
Fahrten  nach  dem  Duisburger  Em&kanal  und  weiter  weo-en 
Frost  eingeistellt  werden  mußten.  Die  Zufuhr  von  Kohlen 
durch  die  Eisenbahn  zu  den  Kippern  in  den  Duisburg-Euhr- 
orter  Häfen  bleibt  weiter  ungenügend. 

—  Schweizerische  Lokomotiven  für  die  bayerischen  Staats- 
bahnen. Aus  München  wird  der  D.  Allg.  Ztg.  unterm  1  d  M 
gemeldet:  Die  Schweiz  hat  Bayern  zur  Aufrechterhaltuno^ 
des  Verkehrs  75  Lokomotiven  leihweise  überlassen.  Wie 
die  ,3lunchen-Augsburger  Abendzjeitung"  hört-,  hat  die  Schweiz 
die  Fordern  ng  gestellt^  daß  diese  Lokomotiven  baldmöglichst 
zurückgegeben  werden. 

—  Der  Lohntarif  der  sächsischen  Staatseisenbahnen  Wie 
der  „D.  Allg.  Ztg."  aus  Dresden  gemeldet  wird,  ist  die*  Lohn- 
bewegung bei  den  Angestellten  der  sächsischen  Staatseisen- 
bahnen in  Dresden  abgeschlossen  worden.  Zwischen  Ver- 
tretern der  Generaldirektion  und  den  Arbeiterausschüssen  ist 
■ßui  Lohntanf  zustande  igekommen,  der  von  allen  Seiten  gut- 
geheißen wurde.  Die  veränderten  Lohnsätze  verstehen  sich 
tur  eine  wöchentliche  Arbeitszeit  von  48  Stunden. 

—  Verkehrserleichterungen  für  Meßbesucher  aus  dem  be- 
setzten Gebiet.  Angesichts  der  Schwierigkeiten,  die  durch  die 
Hemmungen  im  Post-  und  Eisenbahnverkehr  im  b6S.etzten 
bebiet  den  Besuchern  der  bevorstehenden  Leipzio-er  Frühiahrs 
messe  entgegenstehen,  hat  das  Meßamt  das  Auswärtige  Amt 
gebeten,  bei  den  Besatzungsbehörden  dahin  zu  wirken,  daß 
1  die  Ausreiseerlaubnis  zum  Besuch  der  Leipziger  Frühjahrs- 
Mustermesse  allgemein  erteilt  wird  und  ebenso  die  Wiederein- 
reiseerlaubnis;  2.  der  Post-  und  Bahn  verkehr  soweit  er- 
leichtert wird,  daß  von  der  Erlaubnis  unter  1.  auch  wirklich 
brebrauch  gemacht  werden  und  namentlich  auch  der  Versand 
1er  Meßmuster  stattfinden  kann ;  3.  die  Sperre  für  die  Ver- 
schickung von  Fertigwaren  aus  dem  besetzten  nach  dem  un- 
besetzten G-ebiet  aufgehoben  wird. 

Das  Auswärtige  Amt  hat  die  deutsche  Waffenstillstands- 
tommission  beauftragt,  die&e  Wünsche  nach  Möglichkeit  zu 
vertreten. 

—  Eine  neue  Verordnung  über  Kraftfahrzeugbetrieb.  Im 

,Keichsanzeiger"  wird  von  der  Keichsregierung  eine  Verord- 
lung  mit  Gesetzeskraft  veröffentlicht,  die  in  ihren  Haupt 
junkten  folgendes  besagt:  Unternehmer  von  Kraftfahrzeno-- 
in:en  bedürfen  zu  ihrem  Betriebe  der  behördlichen  Genehml- 
fung,  wobei  für  Ausrüstung  und  Betrieb  der  Kraftfahrzeuo-. 
inien  die  Landeszentralbehörden  allgemeine  Anordnuno-e"n 
irlassen  können.  Die  Genehmigung  kann  zurückgenommen 
Verden,  wenn  gegen  die  bei  der  Genehmiguno-  festgesetzten 
3edln^ung^en,  ^egen  die  allgemeinen  Anordnungen  oder  gegen 
lie  Uber  den  Verkehr  mit  Kraftfahrzeugen  vom  3  Mai  1909 
srlassenen  Vorschriften  des  Bundesrats  verstoßen  'wird.  Ist 
iie  Genehmigung  nicht  von  der  Landesz>entralbehörde  erteilt 
'0  darf  sie  nur  mit  deren  Zustimmung  zurückgenommen  wer- 
ten. Mit  Geldstrafe  oder  mit  Haft  wird  bestraft,  wer  als 
Jnternehmer  oder  als  Angestellter  einer  Kraftfahrzeuglinie 
orsatzi^h  oder  fahrlässig  den  in  der  Genehmigung  festcr,e- 
iSiu  ^'^f^.'^uii^^ef  oder  allgemeinen  Anordnungen  zuwider- 
landelt  ;  mit  Geldstrafe  bis  zu  5CO0  M  oder  mit  Gefängnis- 
Klf^f  ^^^'l  Monaten  wird  bestraft,  wer  den  Betrieb  einer 
^ratttahrzeughnie  ohne  Genehmigung  unternimmt  oder  ihn 
ortsetzt,  nachdem  lie  Genehmigung  zurückgenommen  oder 
er  Weiterbetneb  untersagt  worden  ist. 

aTrn^^r^t'l'lf^"*'''''-'^''*^"-  ^«i,.<ier  preußisch-hessischen  Staats- 
a,hnverwaltung  smd  planmäßige  Stellen  verliehen :  für  Vor- 
Ä  fßJ'  Eisenbahn-Betriebsämter  dem  Eegierungsbau- 
eister  des  Eisenbahnbaufaehs  Bros  ig  in  Wongrowitz  und 
^iL?itT7°f'^r™'i^^**'?  "^^^  Eegierungsbaumeistern  des 
Ä    °  ^'^1  "  ^i'   in  Danzig    und    Dubois  in 

'fiinLh,.^  Ä  if^  =  ^""^  Eegierungsbaumeister  des 
'  t^nH^'^^"" w'^''^  Bruckmann,  bisher  in  Osnabrück,  zur 
.isenbahndirektion  nach  Münster  (Westf.),  Kleist,  bisher 
L^n.  (S^ale),  als  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabteilung 
Wn£tTi''  Mann,  bisher  in  Senftenberg,  als  Vorstand  de? 
rÄ,^^:  T^v'^""?-  l  naeh  Halle  (Saale),  Metz,  bisher 
Lftp!;K  '  %  I^^'^f'^^^^  Eisenbahn-Bauabteilting  nach 
rcrSglolzÄ*  ^<>-^*-'  :b-l^---  (Han.), 


Deutachösterreich . 

—  Verlängerung  der  Tariferhöhungen.     Die  im  Vorjahre 

aut  allen  Eisenbahnen  im  ehemaligen  Österreich  und  Ungarn 
vertugte  Erhöhung  der  Gütertarife,  deren  Wirksamkeit  bis 
1.  Februar  1919  geplant  war,  wurde  nunmehr  bis  längstens 
1.  Februar  1920  erneuert. 

—  Überschuß  an  Bediensteten  bei  den  deutschösterreichi- 
schen Staatsbahnen.  Die  Umwälzungen  brachten  es  mit  sich, 
daß  Deutschosterreich  gegenwärtig  ungefähr  über  ein  Drittel 
des  Liniennetzes  verfügt,  das  früher  dem  Kaisertum  Öster- 
reich unterstand.  Diese  Verkleinerung  des  Verwaltungs- 
gebietes  muß  naturgemäß  zu  einer  Verringerung  des  Standes 
an  Bediensteten  führen.  In  der  Presse  wird  nun  die  Frage 
der  Abstoßuno-  überzähliger  Bediensteter  vielfach  erörtert. 
Uber  die  Zahlen,  welche  hierbei  ungefähr  in  Betracht 
kommen,  geben  nachstehende,  der  Zeitung  „Die  Zeit"  ent- 
nommeuje  Auisfühi-ungen  einen  Überblick: 

Der  Personalstand  des  vormaligen  Eisenbahnministeriums  und 
seiner  Hilfsämter  (Tariferstellungsbüro,  Generalinspektion 
und  Zentralwagendirigierungsamt)  betrug  im  Jahre  1917/18 
ungefähr  1400  Bedienstete  (1060  Beamte,  340  sonstige  Ange- 
istellte).  Auf  100  km  Betriebslänge  des  Ge^samtnetzes  ent- 
fielen 6,6  bzw.  7,3  Bedienstete  auf  die  gleiche  Einheit  der 
19  381  km  'Staatsbahnen.  Bei  unverändertem  Beibehält  des 
Personalstandes  vnirden  auf  100  km  Betriiebslänge  entfallen: 
16  B-edienstete  unter  Zugrundelegung  des  Liniennetzes  von 
8742  km  (deutschösterreichisches,  deutschböhmisches  und 
sudetehländisches  Netz),  22,9  Bedienstete  unter  Zugrunde- 
legung des  deutschösterreichischen  Liniennetzes  von  6175  km, 
30  Bedienstete  unter  Zugrundelegung  des  d'eutschösterreiohi- 
schen  Staatsbahnnetzes  von  4700  km.  Diese  Personalbestände 
wurden  einer  142  bzw.  247  und  366  %  betragenden  Personal- 
vermehrung entsprechen!  Schon  -diiese  flüchtige  Unter- 
suchung zeigt,  daß  hei  der  künftigen  Neuordnung  eine  min- 
destens 50  bis  60  %  betragende  Personalverminderung  wird 
erfolgen  mü.si.sen,  wobei  noch  immer  8  Bedienstete  auf  100  Be- 
triebskilometer, also  um  etwa  22  %  mehr  als  noi-mal  ent- 
fallen würden. 

Das  sozialpolitisch  unerfreuliche  Bild  wird  noch  un- 
gimstiger,  wenn  man  diie  hei  der  NordweiStbahn  und  bei  der 
Direktion  für-  die  Linien  der  Staatseisenbahngesellsohaft 
eingetretenen  Veränderungen  einer  Betrachtuno-  unterzieht. 
Das  im  Zentraldienst  dies.er  Bahnen  verwendete  Personal  kann 
mit  etwa  3800  Bediensteten  bei  einer  Gesamtstreckenlänge  von 
etwa  4700  km  veranschlagt  werden.  Auf  100  km  entfallen 
hiernach  81  Bedienstete.  Das  derzeiticre  Liniennetz  beträgt 
etwa  738  km.  Würden  die  genannten  Direktionen  zu  einer 
Direktion  vereinigt,  so  würden  hierfür  unter  Zugrundelegung 
von  81  Bediensteten  auf  100  km  Betriebslänge  mnd  60O  Be- 
dienstete erforderlich  und  sohin  3200  Bedienstete  verfügbar 
Würde  das  Linienuetz  der  ibestehenden  Staatsbahndirektion 
Wien  angegliedert,  so  würde  dadurch  deren  Streekenbereich 
von  1055  auf  1793  km  erweitert.  Der  derzeitige  Personal- 
stand von  ungefähr  700  Bediensteten  müßte  dann  um  etwa 
750  vermehrt  werden,  wonach  sich  dann  ein  Überschuß  von 
3050  Bediensteten  ergeben  würde. 

Aus  der  gepflogenen,  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit 
machenden  Untersuchung  ergibt  sich  demnach,  daß  die  Ge- 
samtzahl der  im  Zentraldienst  der  deutschösterreichischen 
Staatsbahnen  verfügbar  werdenden  Bediienstetien  mit  3000  bis 
4CX)0  veranschlaat  werden  kann.  Da  nur  die  wichtigsten  Ver- 
änderungen in  Betracht  gezogen  werden,  dürfte  sich  die  An- 
zahl der  verfügbar  werdenden  Bediensteten  eher  größer  als 
geringer  ergeben.  Das  Staatsamt  für  Verkehrswegen  ist  da- 
mit vor  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  gestellt.  Es  wäre 
wünschenswert,  daß  die  Lösung  unter  möglichster  Schonung 
der  Betroffenen  durchgeführt  wird. 

—  Begünstigte  Anrechnung  der  Dienstzeit  während  des 
Krieges  für  die  Vorrückung  und  Zeitbeförderung  der  deutsch- 
österreichischen  Staatsbahnbediensteten.  Das.  d.  ö  Staatsamt 
für  Verkehrswesen  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  d.  ö.  Staats- 
amt der  Finanzen  verfügt: 

1.  Den  am  1.  Oktober  1918  im.  aktiven  Dienste  gestandenen 
deutsohösterreichischen  Staatsbahnbediensteten  kommt  die  Be- 
günstigung zu,  für  .iedes  der  Kalender.iahre  1914  bis  1918,  in 
dem  sie  durch  wenigstens  6  Monate  im  aktiven  Eisenhahn- 
dnenste  gestanden  oder  während  dieses  Dienstes  aktiven  Miü. 
tärdienst  geleistet  haben,  um  .ie  ein  halbes  Jahr  früher  in 
höhere  als  die  von  ihnen  am  1.  Oktober  1918  genossenen  Be- 
züge fsowohl  im  Wege  der  Vorrückung  als  auch  der  Zeitbe- 
förderung vorzurücken. 

2.  Jener  Teil  dieser  Halb.iahre,  der  fbei  der  ersten  nach  In- 
krafttreten dieser  B.egünstigung  durchzuführenden  Vor- 
rückung oder  Beförderung  etwa  nicht  ■  verbraucht  worden  ist, 
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wird  für  die  lallfäUi^e  wieitere  Vorrückung  oder  Beförderung 
vierwendet. 

3.  Mit  Eüokisicht  auf  die  besonderen  Anforderungen  des 
EisenbahndiensteiS,  die  während  des  Krieges  an  die  phyisisohe 
Leistungsfähigkeit  des  Personals  gestellt  wurden,  wird  bei 
jenen  pensions-  oder  provisionisberechtigten  Bediensteten,  die 
während  der  Kriegsdauer  vor  dem  1.  Oktober  1918  in  den  Rube- 
istand  getreten  oder  gestorben  sind,  auf  ihr  oder  ihrer  Hinter- 
bliebenen Ansuchen  behufs  Neubemessung  des  Ruhe,  oder 
VersorgungiSgenusses  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Oktober  1918 
entsprechend  den  Bestimmungen  des  Punktes  1  vorgegangen. 

4.  Die  den  Bedienisteten  in  Ansiehung  besonders  wichtiger 
Dienstposten  bisher  regelmäßig  gewährten  Beförderungs-  oder 
Vorrückungsbegünstigungen  bleiben  durch  die  Kriegisdienst- 
zeitanrechung  unberührt. 

5.  Bediensteten,  die  bereits  im  Endgehalte  stellen  oder  dieses 
vor  Aufbrauch  der  ilmen  anzurechnenden  Kriegsdienst-iahre 
erreichen,  wird  die  Ausnützung  der  zugestendenen  Be- 
günstigung durch  Zuerkenuuug  einer  in  den  Ruhegen^iß  an- 
rechenbaren Zulage  insoweit  gewährt,  als  Gehaltsstufen  in 
Frage  kommen,  die  nach  dem  (iehaltsschema  der  Zivilstaats- 
bediensteten im  Vorrücliungswege  erreicht  werden,  im  Schema 
der  Staatsbahnbedienisteten  aber  im  Vorrückungswege  nicht 
erreichbar  sind. 

6.  Den  Bediiensteten,  die  die  nächtsthöhere  Gkihaltsstufe  erst 
nach  einer  Vorrückungsfrist  von  fünf  Jahren  erreichen 
können,  wird,  wenn  sie,  soweit  Beamte  in  Betracht  kommen, 
bereits  vier  Jahre,  soweit  es  sich  um  Unterbeamte  handelt, 
drei  Jahre  in  ihrer  Gehaltsstufe  stehen,  im  Falle  ihrer  Ver- 
isetzung  in  den  Ruhestand  der  dem  Zeiträume  von  vier  oder 
drei  Jahren  entsprechende  Teil  des  Vorrückungsbetrageis  in 
die  Ruhegenußbemessunosgrundlage  eingerechnet. 

7.  Die  Wirksamkeit  dieser  Begünstigungen  beginnt  am 
1.  Oktober  1918,  eine  Nacbzahlung  für  die  Zeit  vor  dem 
1.  Oktober  1918  findet  nicht  statt. 

8.  Die  vorstehenden  B-eistimmungen  finden  auf  Manipulan- 
tinnen  und  Arbeiter  sinngemäß  Anwendung.  Den  übrigen 
Hilfsbedienisteten,'  die  am  1.  Oktober  1918  bereits  als  solche 
in  Verwendung  standen  (Beamtenaspiranten,  Volontären,  Aus- 
hilfsunterbeamten und  Au'Shilfsdienern)  wird  die  Kriegszeit- 
anrechnung nach  der  definitiven  Anstellung  gutgebracht 
werden. 


Ungarn. 

—  Die  Zeit-  und  Freikarten  der  Staatsbahnen.  Der  Handels- 
minister hat  die  Gültigkeit  der  für  das  Jahr  1918  ausgestellten 
ermäßigten  Zeit-  und  der  Freikarten  der  Staatsbahnen 
(mit  Einschluß  der  am  31.  Dezember  ablaufenden  zeitweiligen 
Freikarten)  sowie  der  für  Staats-,  Gemeinde-  und  sonstige 
Beamte  und  ihre  Familienangehörigen  ausgestellten,  zur  Lö- 
sung halber  Karten  berechtigenden  Ausweise  bis  zum  31.  Ja- 
nuar 1919  erstreckt.  Diieses  bezieht  sich  nicht  auf  die  Zeit- 
karten zu  gewöhnlichen  Preisen. 


—  Teuerungszulase  für  die  EisenbahnanKestellten.  Der  Fi- 
nanzminister hat  verfügt,  daß  die  Auszahlung  der  für  die  Zeif 
bis  31.  Dezember  v.  J.  bewilligten  Kriegszulage  auch  voih 
1.  Januar  1919  ab  an  die  Eisienbahnbediensteten  erfolgen  so!) 
und  die  Januar-Rate  des  Anschaffungsvorschusses  nicht  iu. 
Abzug  zu  bringen  ist.  Ferner  wurde  eine  besondere  Teu- 
erungszulage für  die  ELsenbahnbeamten  iin  Betrage  von  300  K. 
für  den  Monat  bewilli.gt,  während  die  Familienzulage,  die  auc' 
auf  die  Ehefrau  ausgedehnt  wird,  eine  Erhöhung  um  100% 
erfährt. 


übrige  europaische  Länder. 

—  Explosion  eines  Munitionszuses.  Am  31.  Januar  explo 
dierte  ein  Munitionszug  zwischen  Anhange  und  Longwy 
60  deutsche  Kriegsgefangene,  drei  franzöisische  und  ein  ameri 
kanischer  Soldat  vioirden  getötet,  zahlreiche  Personen  ver 
wundet.  Das  Unglück  ereignete  sich  infolge  der  Unvorsioh 
tigkeit  eines  Soldaten,  der  eine  Granate  fallen  ließ.  ^ 

—  Zur  Streikbewejojunff  in  England,  insbesondere  auf  dei 
Londoner  Unter^und-  und  Stadtbahnen.  Einer  Eeutermelduns 
aus  London  vom  30.  Januar  zufolge  unterzeichneten,  währenc 
weitere  Verhandlungen  noch  schwebten,  die  Eisenbahnerver- 
bände und  der  ausführende  Ausschuß  der  Eisenbahnen  eil 
Übereinkommen  über  den  Grundsatz  des  achtstündigen  Ar 
beitstages,  auf  den  die  Mahlzeiten  nicht  angerechnet  wer 
den  sollen. 

Einer  weiteren  Reut'ermeldung  vom  2.  d.  M.  zufolge  be- 
schlossen .iedoch  die  Maschinisten  der  Londoner  Untergrund 
und  Stadtbahnen,  am  Montag  morgen  als  Protest  gegen  dit 
Weigening  der  Regierung,  in  den  neu  eingeführten  Acht- 
stundentaa:  die  halbstündige  Essenszeit  einzuschließen,  die  Ar 
beit  niederzulegen. 

Der  Sonderberichterstatter  von  „Tidens  Tegn"  in  Londor 
drahtet  am  5.  d.  M.  hierüber  seine.r  Zeitung :  Die  Streikseuch't 
hat  sich  weiter  verbreitiet,  das  Personal  der  Unfergrundbaht 
hat  die  Arbeit  niedergelegt.  Es  verlangt  ein-e  halbe  Stunde 
Tischzeit,  die  in  die  soeben  eingeräumte  achtstündige  Arbeits 
zeit  einberechnet  werden  isoU.  Es  wird  befürchtet,  daß  das 
gesamte  elektrische  Bahnnetz  Londons  stillgelegt  und  das 
ganze  Verkehrs-  und  Geschäftsleben  sowie  die  Industrie  dei 
Weltstadt  gelähmt  werde.  Die  Fachvereine  haben  vom  Streil 
abgeraten.  Wenn  die  Londoner  Abtieilung  des  Verbandes  dej 
Maschinenarbeiter  aus  der  Drohung,  die  Arbeit  am  Donners 
tag  wegen  der  vierzigstündigen  Arbeitswoche  niederzujegeii 
Emst  macht,  würden  etwa  200  000  Arbeiter  von  über  30  Fach 
vereinen  davon  berührt.  Weiter  wird  der  Verein  der  Eisen 
bahnbeamen  morgen  streiken,  wenn  die  Eisenbahnleitung  ihn 
wieiter  die  Anerkennung  als  Vertretung  der  Bahnhofsvorsteber 
Assistenten  und  Kontrolleure  versa.gt. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 

Wagenladungsgütem,  Leichen  und  lebenden  Tieren  wiede: 
eröffnet  werden. 


Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Eisenbahndirektions  bezirk  Magdieburg.  Am 
1.  März  d.  J.  wird  der  links  der  Bahnstrecke  Jerxheim- 
Nienhagen  b.  Halberstadt  zwischen  den  Stationen  Dedelebeh 
und  Badersleben  ^gelegene  Bahnhof  IV.  Klasse  Vogels- 
d  o  r  f   für  die  Abfertigung  von  Eil-  und  Fiachtstückgütern, 


Bezeichnung  von  Stationen. 

Ungarische  S  taa  ts  e  i  s  en  ba  h  n  en.  Die  an  de: 
Strecke  Miskolcz-Szerencs  zwischen  den  Stationen  Miskolcz  um 
Hernädnemieti  gelegeme  Station  Zsolcza  erhielt  die  Bezeich 
nung  Alsözsolcza. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  W\edereröffhung  von  Stationen. 

Am  24.  Februar  1919  wird  der  rechts 
der  Bahnstrecke  Ilsenburg-Bad  Harz- 
burg zwischen  den  Stationen  Ilsenburg 
und  Eckertal  gelegene,  vorübergebend 
geschlossene  Haltepunkt  Stapel- 
b  u  r  g  für  den  Personen-,  Gepäck-  und 
Expreßgutverkehx  wieder  eröffnet 
werden. 

Die  Tarife  und  Stationsverzeichnisse 
sind  mit  entsprechendem  Vermerk  zu 
versehen. 

Magdeburg,  31.  Januar  1919.  (176) 
Eisenbahndirektion. 

Am  1.  März  1919  wird  der  links  der 
Bahnsti^ecke     Jerxheim-Nienhagen  h. 


Halberstadt  zwischen  den  Stationen 
Dedeleben  und  Badersleben  gelegene 
Bahnhof  IV.  Klasse  Vogelsdorf 
für  die  Abfertigung  von  Eil_  und 
Frachtstückgütern,  Wagenladungs- 
gütern, Leichen  und  lebenden  Tieren 
wieder  eröffnet  werden. 
Magdeburg,  den  31.  Januar  1919.  (171) 
Eisenbahn  direktion. 

2.  Güterverkehr. 

Ostdeutsch-  und  mitteldeutsch-südwest- 
deutscher Tierverkehr. 

Vom  10.  Februar  1919  ab  werden  ina 
Verkehr  mit  den  Stationen  der  Löwen- 
beirg-'Lindow-Rheinsberger  Eisenbahn 
außer  den  tarifmäßigen  Frachtsätzen 


noch  besondere  Frachtzuischläge  ei 
hoben.  Näheres  durch  den  preuß.-hesi 
Tarif-  und  Verkehrsanzeiger. 

Erfurt,  den  2.  Febmar  1919.  (181 
Eisenbahndirektion. 

Norddeutsch-niederländischer  Güterver 
kehr. 

Der  am  1.  Januar  1919  herausgegeheu 
Ausnahmet^rif  nebst  Zuschlagfrachi 
Sätzen  für  Steinkohlen  usw.  von  dem: 
sehen  Stationen  nach  Stationen  d« 
niederländischen  Eisenbahnen  und  de 
Station  Coevorden  der  Bentheimf 
Kreisbahn  wird  zum  1.  Aüril  1919  aul 
gehoben, 

Essen,  den  1.  Februar  1919.  (IS: 
Eisenbahndirektion. 


i 
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Binnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Vom  10.  Fefoniar  1919  an  wird  regel- 
mäßiffer  Milch.V'erk'e.hr  auf  d>em 
PersoneiLhialt  epunkt  0  1 1  6  n  d  o  r  f  - 
Okrilla  ziio-elasisien.  Wiegen  der 
Fraclitberechnung  wird  auf  unfern 
V'erkehrsanzeiger  vierwie&en,  auch 
^ben  di'e  Stationen  Auskunft. 

Dresden,  den  5.  Februar  1919.  (180) 
Gen.-Dir.  der  Säcbs.  Staat&eisenbaJinen. 

Tfv.  5.    Staats-  und  Privatbahn-Güter- 
verkehr, Heft  C,  II. 

Mit  Gülti.o-keit  vom  10.  Februar  1919 
ist  die  Station  Altenrlieine  als  Versand- 
station im  Ausnahmetarif  6  b  (Seite  177 
des  Heftes  C,  II)  nachzutraoen. 

Münster  (Westf.),  2.  Febr.  1919.  (177) 
Eisenbahndinektion. 

Binnenffütertarif  der  Zschipkau- 
Finsterwalder  Eisenbahn. 

Vom  1.  April  19il9  ab  werden  die  jetzt 
bestehenden  Frachtsätze  für  den  Güter- 
verkehr um  GO  %  erhöht. 

Finsterwalde,  im  Januar  1919.  (179) 
Die  Direktion 
dier  Zischipkau-Finsterwalder  Eisenbahn. 


Württ.    Binnen-Gütertarif   (Tfv.   39  a). 

Auf  1.  April  1919  werden  die  Fracht- 
sätze um  60  %  erhöht.  Der  bei  diesem- 
Anlaß  lenscheinende  Nachtra»-  IV  zum 
Tarif  enthält  weiterhin  u.  a.  folgende 
mit  Frachtverteuerungen  verbunidene 
Änderungen : 

Erhöhung  verschiedener  über  Mühl- 
acker-Pforzheim gebildeter  Tarifent- 
fernungen um  1  km  und  Neufasisumg 
der  Bestimmungen  über  die  Bahnhof- 
fracht. Näheres  bei  unserem  Tarif- 
büro. 

Stuttgart,  den  28.  Januar  1919.  (178) 
Gen.-Dir.  d.  Württ.  StaatseLsenbahnen. 


Nordwestdeutsch-bayerischer  Güter- 
tarif. 

Zum  1.  April  1919  erscheint  eine 
Neuauflage  des  Tarifs,  dureh  die  die 
Ausgabe  vom  1.  April  1908  nebst  Nach- 
trägen aufgehoben  wird. 

Die  Neuauflage  enthält  neben  mhl- 
redchen  Entfemungskürzungen  auch 
Entfernungserhöhungen  bis  zu  3  km. 

Näheres  bei  den  beteiligten  Dienst- 
stellen. 

Frankfurt  (M.),  31.  Januar  1919.  (173) 
Eisenbahndirektion. 


Nordhausen.Wernigeroder  Eisenbahn- 
Gesellschaft.  «• 
Am  1.  Februar  d.  J«.  gelangen  im 
Binnen-    und    direkten  Güterverkehr 
II«'"«,  Frachtzuschläge  zur  Einführuno-. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  unter- 
zeichnete Direktion. 

Wernigerode,  29.  Januar  1919.  (172) 
 Die  Direktion. 

Staats-  und  Privatbahn,  Gütertarif 
1»^  Heft  c  2. 

j  ,Viiltigkeit  vom  1.  Februar  1919 
wird  die  Station  Unna  als  Empfano-s- 
station  m  die  Ausnahmetarife  19,  Ab- 
tedung  B  und  S  31  für  Rohkupfer  auf- 
ge-nommen. 

Elberfeld,  den  25.  Januar  1919.  (175) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Bentheimer  Kreisbahn. 

Zum  1.  Apnl  1919  erscheint  ein  Nach- 
trag zum  Binnentarife,  Tarif- 
erhöhungen enthaltend. 

Bentheim,  den  1.  Februar  1919  (174) 
Der  Betriebe-Direktor. 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel  -  Wi  Ihelmshöhe 

Uber  45000  Heifldampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 

[7002]  im  Betrieb  und  Bau  befindlicH 

==  Einbau  erfolgt  durch  die  lizenzberechtigten  Lokomotivfabriken  === 


DrucKschriften  Itostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaaten 


eieftrotoertseuge 

cirttrifcöe  3Berrieuomaf(ölnen 


fetäQf  feit  l53af)rea  in  mxbiVCÄ.  :&Qvm\  u. 


ernft  il)eu£>acö  &  ßo.  f:t 

Berlin -SlempelOof  , 


PreisKsten, 
illustr.  Kataloge, 
künstlerisch 
ausgeführte  Plakate 

sowie  jede  Art 

Reklame-Drucksachen 

in  Buch-  and  SteindrncK 

liefert  in  geschmackvoller,  zweck- 
entsprechender Ausstattung  die 

KönigLUniversitätsdruckerei 
H.  Störtz  A.-G.  -  Würzburg 

Buchdruckerei,  lith.  Anstalt, 
Sieindruckerei,  Buchbinderei 
  550  Ancestellte.   
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Deutsche  Eisenbahnsignalwerke 

Aktiengesellschaft 
vorm.  Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer,  Zinrniermann  &  Buchloh. 
Bruchsal  i.  B.  Georgsmarienhütte 

Kr.  Osnabrück. 

Vertretungen  in  Berlin-Borsigwalde  und  Kattowitz  O.  S. 

Mechanische  Stellwerke 

nach  den  preußischen  Einheitsformen  und  nach  den  eigenen  Bauarten 
Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer  und  Zimmermann  &  Buchloh. 

Elektrisch  gesteuerte  Druckluftstellwerke. 
Elektrische  Stellwerke. 

Kohlensäure -Signalantriebe  und  -Kraftanlagen,  Flügelkuppelungen.  Selbst- 
tätig« Zugsicherungen  gegen  das  Überfahren  von  Haltsignalen. 

Wegeschranken. 

Schlag-  oBd  Femzugschranken  nach  den  neuesten  Lieferungsbedingungen. 

DrsJitseile 

fOr  Weichen-  nnd  Signalleitungen,  sowie  Förder-,  Rund-  und  Flaehseile  in 

allen  Abmessungen. 

Eisen-Gießerei 

ffir  Massenherstellung  aller  Arten  von  Graugufl.  Sämtliche  Gußstücke  für 
die  preußischen  Einheitsstellwerke.  —  Maschinenguß.  Kabelmuffen  —  Kabel- 
verteilungsgehäuse —  Kabelmerkzeichen.    Morsetischfüfi«  —  Bremsklötze. 

Eisenkonstruktionen. 

Signalbrficken  und  -Ausleger,  Gittermaste,  Traversen  und  Telegrafenstützen 
für  Mast-,  Wand-  und  Dachbefestigung. 


o 


o 


O   bic  Dic^ßnmaf^ms  /  tote  [iß  fein  fo((  O 


QJcrfangen  öic  5)tU££fa^en  unb  greife  oon  ben  arieinigen  SaSrxfatifctt 


Hebezeug'e 

für  die  Werkstätten 


wie: 


Flaschenzüge, 
Winden, 
Hebeböcke, 
Ketten 


liefert 


G.  Wagner 

mm  s.o. 

Köpenicker  Str.  71 


Für  Verkauf  eisenbahiitechnischer 


Erzeugnisse  em 


Vertreter  gesucht. 

Schriftl.  Bewerbungen  an  H  6635  T 
Haasenstein  &  Vogler,  Berlin  W35, 

erbeten.  [7024] 


llllllllllllllllllllllllllllllllllilllllllllllllllllllllllilllllllllliiHIIIIIIIIII 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W9 


Soeben  erschien: 


Billig  Verladen  und 
Fördern 

Eine  Zusammenstellung  der  maßgebenden 
Gesichtspunkte  für  die  Schaffung  von  Neu- 
anlagen nebst  Beschreibung  und  Beurteilung 
der  bestehenden  Verlade-  und  Fördermittel 
unter  besonderer  Berücksichtigung  ihrer 
Wirtschaftlich  keit 

Von 

Dipl.-Ing.  Oeorg  von  HaiilTstengel 

Berateuder  Ingenieur,  Privatdozent  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Berlin 


Zweite,  verbesserte  Auflage 
Mit  116  Textfiguren 
In  festem  Umschlag  Preis  M.  G.— 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung 

iiiiijiiiiiiriiiniiiiiiiriiiiiiiiiiiiiiniiiiitJitiiitiiiiiiiiiiMiiiMiiiiiiiiiiii! 


mm?.z\n  of  ilunois  umr/ 
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Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  v.  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 
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Berlin,  den  12.  Februar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


..       Diese  Zeitims  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
«s^^fmr^!£^„*T"^  ßuclier,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

Schriftleitun?  der  Zeitil^des  Vereins  Ueutscher  Eisenbahnverwaltuiigen, 
amtlifhe  Bekanntiuaf hnnsren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltuneen  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  2S/29  einzusenden. 
t-A  -^eih'nf  kann  durch  den  Buchliandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

e  k  t  e  r  Z  u  s  e  n  d  u  n  g  u  n  t  e  r  S  t  r  e  i  f  b  a  n  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrsang:  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 
»    Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
nJ»**""**"'»*""  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
•^O  Pt.)  angenommen.   Bei  W  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9-,  Liukstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reich.sbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dap.-Kasse  U.  Postscheck-Koiito:  Berlin  Jfr.  inoa 


Die  Sohiedsocericlite  des  V^r^eins  Deut- 
scher Eiseahahnverwaltunsen. 

BayerLsch.'er  Laiid'es>ei&eii'bahiirat. 

Nachrichten. 
Dieutschland  :  Teuerunffszu- 
lagen  an  invalidisierte  Arbeiter 
Usw.  —  LokomotivibeschädiÄuno^en 
durch  Wa«.sersolila^  in  den  Dampf- 
zylindem.  —  Fahrtbereohtig-unoß- 
ßcheine.  —  Die  neuen  Kraftwerke 
für  die  Berliner  Stadt-,  Eing.  und 


I  n  It  a  I  ti 


Vorortbahnen, 
richten. 


Personalnach- 


D  e  u  t  s  c  h.  ö  IS  t  e  r  r  e  i  c  h.  :  Begün- 
stigte Berechnung  dter  Dienstzeit 
der  deutschösterreichiischen  Sbaats- 
bahnbediensteten  während  des 
Krieges.  —  Liquidierung  der 
Stiaatseisenhahjigesellsch.aft  in  Süd- 
ungarn. 

Ungarn  :  Einfuhrbewilligung  von 
Textilwai^n  aus  Österreicli. 


Luxemburg  :       Prinz  Heinrioh- 
bahn. 

Übrige     europäische  Län- 
der:   Belf  orter  Verkehrsfrag-en. 
—  Zur  Gefährdung  des  Kheins 
Fremde  Erdteile:  Fortscbritt« 
im  chinesischen  Eisenbahnwesen. 
Bücherscliau. 
Itechtspflege. 
'Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Schiedsgerichte  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 

Von  Dr.  G.  v.  Schwarz,  Staatsbahnrat  in  Wien. 


Die  Satzungen  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltun- 
gen^)  sehen  im  §  22  vor,  daß  aUe  Bechtsstreitigkeiten  unter 
Vereinsverwaltungen,  die  aus  den  Vereinsbestimmungen  ent- 
stehen, durch  Schiedsspruch  der  «tändigen  Ausschüsse  zu  ent- 
scheiden sind.  Da  derlei  iSchiedssprüche  nicht  vereinzelt  sind, 
ist  ihre  eingehende  Betrachtung  wohl  angezeigt. 

Es  gibt  Schiedsgerichte,  dte  unmittelbar  durch  das  Gesetz, 
und  solche,  die  durch  den  Parteiwillen  berufen  sind.  Diese 
sind  Schiedsgerichte  im  engeren,  eigentlichen  Sinne,  und  zu 
ihnen  gehören  auch  die  Schiedsgerichte  des  Vereins.  Der 
Schiedsvertrag  ist  eine  Art  Vergleich,  also  ein  privatrecht- 
licher Vertrag-),  wenn  er  auch  die  Entscheidung  eines  Bechts- 
ätreites  bezweckt.  Seine  Wirkung  besteht  darin,  daß  für  die 
im  Schiedsverträge  vorgesehenen  Angelegenheiten  der 
ordentliche  Rechtsweg  ausgeschlossen  ist.  Es  können  alle 
Bechtsstreitigkeiten,  die  durch  Vergleich  beigelegt  werden 
tonnen,  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zugewiesen  werden.  Nur 
»züglich  der  Zwangsvollstreckung  ist  es  im  Geltungsbe- 
reich der  österr.  E  0.=')  ausgeschlossen,  daß  sich  die  Parteien 
iinem  Schiedsrichter  unterwerfen  können.*)  Aber  die  einer 
Anfechtung  nicht  mehr  unterliegenden  Sprüche  von  Schieds- 
ichtem  und  Schiedsgerichten  und  die  vor  diesen  abge- 
schlossenen Vergteicbe  bilden  einen  ExekutionstiteP).  Ein 
5chiedsvertrag  kann  mit  Beziehung  auf  einen  bereits  aus- 

üot'e^  nachfolgenden  ohne  weitere  Kennzeichnung  ange- 

^)  So  auch  Pollak,  System,  S.  680. 
aGB?^"  ~  Exekutionsordnung;    Ges.  v.  27.  Mai  1896,  Nr.  79 


')  Art.  II,  EG.  z.  EO. 
")  ö. 


EO..  §  1,  Z.  16,  §  79. 


gebrochenen  Streitfall  abgeschlossen  werden*);  es  ist  aber 
auch  zulässig'),  für  bestimmte  Rechtsibeziehungen  zu  verein- 
baren, künftig  daraus  entstehende  Streitigkeiten  durch  Schieds- 
richter entscheiden  zu  lassen»).  Das  ist  der  Fall  bezüglich  der 
Streitigkeiten,  die  aus  bestimmten  Eechtsbeziehungen  unter 
den  Mitgliedern  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
entstehen.  Durch  den  Beitritt  zum  Vereine  hat  sich  jedes 
Vereinsmitglied  zur  Annahme  und  Einhaltung  der  Vereins- 
satzungen verpflichtet  und  damit  auch  die  Schiedsgerichts- 
barkeit des  Vei-eins  rechtmäßig  und  gültig  angenommen.  Mit 
Eücksicht  auf  die  zwischenstaatlichen  Beziehungen  des  Eisen- 
bahnverkehrs ist  die  Einsetzung  solcher  Schiedsgerichte  als 
berechtigte  Einrichtung  anzusehen. 

Die  Form  des  Schiedsvertrages  richtet  sich  nach  den  Er- 
fordernissen des  Eeohtes  an  dem  Orte  seines  Abschlusses*). 
Nur  insoweit  ein  Eecht  zwingende  Vorschriften  aufstellt, 
müssen  sie  beobachtet  ^sein,  um  dem  Schtedsspruche  im  Gel- 
tungsbereiche dieses  Eechtes  die  Zwangsdurchsetzung  zu 
sichern.  Eine  Nichtbeachtung  solcher  Vorschriften  des  österr. 
Eechtes  z.  B.  würde  den  Schiedsspruch  für  den  Geltungsbe- 
reich der  österr.  ZPO.^")  unwirksam  machen;  außerhalb 
dieses  Bereiches  aber  bliebe  er  wirksam.  Und  auch  inner- 
halb dieses  Bereiches  vrarde  eine  freiwillige  Erfüllung  keine 


")  Lammasch  nennt  solche  Schiedsgerichte  i,isoliert". 

'j  ö.  ZPO.  §  577,  Abs.  2;  §  1026  d.  ZPO. 

")  Lammasch  nennt  sie  „institutionelle''  Schiedsgerichte. 

")  A.  M.  Pollak,  System,  S.  680,  aber  ohne  überzeugende  Be- 
gründung. Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  für  Schiedsver- 
träge andere  Grundsätze  gelten  solten,  als  für  Verträge  über- 
haupt. 

")  ö.  ZPO.,  §  595. 
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Klag«  auf  Eückfordierung  wegen  Bezahlung  einer  Nichtscliuld 
begründen^^). 

Die  Vereinssatzungen  unterscheiden  zweierlei  Arten  von 
Streitigkeiten,  die  durch  Schiedsspruch  der  Vereinsausschüsse 
entschieden  werden,  nämlich:  1.  solche,  die  durch  einen 
Schiedsspruch  entschieden  werden  müssen  (§  22,  Z.  1)  und 
2.  solche,  die  nur  dann  vor  das  Schiedsgericht  kommen,  wenn 
die  am  Streite  beteiligten  Verwaltungen  einstimmig  darauf 
antragen.    (§  22,  Z.  2.) 

Zwangsweise  (§  22,  1)  unterliegen  der  Schiedsgerichts- 
barkeit alle  RechtiSiStreitigkeiten  unter  Vereinsverwaltungen, 
die  aus  den  Vereinsbestimmungen,  betreffend: 

a)  den  Diensttelegrammverkehr  und  die  Vereinsabrechnungs- 
stelle, 

b)  den  Personenverkehr, 

c)  den  Gepäck-  und  Güterverkehr  (einschließlich  der  Be- 
förderung von  Leichen,  Fahrzeugen  und  lebenden  Tieren), 

d)  die  gegenseitige  Wagenbenutzung 

♦  entstehen.  Eechtsstreitigkeiten,  die  unter  Vereinsverwal- 
tungen aus  anderen  als  diesen  Vereinsbestimmungeh,  die 
erschöpfend  aufgezählt"  sind,  entstehen,  gehören  vor  die 
freiwillige  (§  22,  2)  Schiedsgerichtsbarkeit.  Damit  sind 
die  Eechtsbeziehungen  bestimmt  bezeichnet,  die  bei  künftig 
entstehenden  Streitigkeiten  der  ordentlichen  Eechtsprechung 

■  entzogen  und  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zugewiesen  werden. 
Andere  Streitigkeiten  können  die  Vereinsschiedsgerichte 
nicht  behandeln;  sollten  sie  dennoch  zur  Entscheidung 
einer  solchen  anderen  Streitigkeit  angerufen  werden,  so  haben 
sie  die  Sache  mangels  Zuständigkeit  zurückzuweisen,  ohne 
auf  den  Sachverhalt  einzugehen,  außer  soweit  es  zur  Fest- 
stellung der  Unzuständigkeit  erforderlich  ist. 

Die  Prüfung  der  Zuständigkeit  ist  die  erste 
Pflicht  des  Schiedsg^erichtes,  die  nicht  erst  auf  Antrag  eines 
der  Streitteile,  sondern  von  Amtswegen  wahrzunehmen  ist ;  das 
ergibt  sich  aus  der  Erwägung,  daß  ein  Schiedsgericht,  wenn 
auch  kein  staatliches,  so  doch  immer  ein  Gericht  ist.  Es  ist 
aber  nicht  erforderlich,  daß  die  Zuständigkeit  ausdrücklich  für 
g'egeben  erklärt  werde ;  es  genügt  auch  eine  stillschweigende 
Erklärung,  die  anzunehmen  ist,  wenn  das  Sohiedsgericht  in  der 
Sache  selbst  verhandelt.  Die  Unzuständigkeit  kann  in  jeder 
Lage  des  Verfahrens  geltend  gemacht  werden.  Auch  dieser 
Satz  ergibt  sich  aus  der  Natur  des  Schiedsgerichtes  als  eines 
Gerichtes  einerseits  und  eines  nichtstaatlichen  Gerichtes  an- 
dererseits; nur  bei  staatliclien  Gerichten  kann  man  fordern, 
daß  sie  vor  Eintritt  in  die  Verhandlung  die  Zuständigkeits- 
frage bindend  entscheiden.  Nach  Fällung  des  Schiedsspruches 
kann  aber  das  Schiedsgericht  selbst  nicht  mehr  seine  Unzu- 
ständigkeit aussprechen  und  den  Schiedsspruch  aufheben.  Die 
Aufhebung  eines  solchen  Schiedsspruches  müßte  von  wenig- 
stens einem  der  Streitteüe  bei  -dem  ordentlichen  Gerichte  be- 
gehrt werden. 

Die  Schiedsgerichte  des  Vereines  können  nur  von  Vereins- 
mitgliedern angerufen  werden;  doch  werden  jene  Verwal- 
tungen, die  gemäß  §  6  der  Satzungen  an  den  Verein  ange- 
schlossen sind,  bezüglich  der  Schiedsgerichtsbarkeit  als  Ver- 
einsverwaltungen angesehen.  Das  Schiedsrichteramt  selbst 
aber  kann  nur  von  einer  Verwaltung  ausgeübt  werden,  die 
dem  Verein  angehört.  Nur  bezüglich  der  Angelegenheiten  des 
Personenverkehres  besteht  eine  Ausnahme.  Da  in  diesen  Aus- 
schuß auch  vereinsfremde  Verwaltungen  aufgenommen  wer- 
den können  (§  11,  2),  kann  auch  die  Schiedsgerichtsbarkeit  in 
Streitigkeiten  zwischen  Vereinsmitgliedern  in  diesen  Ange- 
legenheiten von  Nichtmitgliedern  ausg-eübt  werden. 

Die  Schiedsgerichtsbarkeit  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen wird  satzungsgemäß  durch  die  ständigen 
Ausschüsse  des  Vereins  ausgeübt.  Für  die  Zusammensetzung 
des  Schiedsgerichtes  ist  also  die  Bildung  der  ständigen  Aus- 
schüsse (§  10,  1)  entscheidend.  Die  Mitglieder  der  ständigen 
Ausschüsse  werden  auf  Vorschlag  der  geschäftsführenden 


^)  &BGB.,  §  1432. 


Verwaltung  durch  die  Vereinsversammlung  auf  4  Jahr©  g.*-- 
wählt  (§  11,  2).  Es  sind  Verwaltungen,  also  juristische  Pej  - 
sonen.  Es  ist  nach  österr.  Eechte  unzweifelhaft,  daß  auch 
juristische  Personen  zu  Schiedsrichtern  bestellt  werden 
können^^),  wenn  sie  auch  nur  durch  ihre  Vertreter  zu  handeln 
imstande  sind.  „Im  Verhältnisse  gegen  Andere  genießen  er 
laubte  Gesellschaften  in  der  Ee^el  gleiche  Rechte  mit  den 
einzelnen  Personen''"). 

Da    die  Schiedsgerichtsbarkeit    von    den    ständigen  Am 
Schüssen  ausgeübt  wird,  findet  keine  besondere  Bestellun 
von  Schiedsrichtern  statt.    Es  bedarf  aus  demselben  Grund 
weder  einer  Annahme  der  Bestellung,  noch  ist  ein  Rücktritt 
von  der  satzungsmäßigen  Verpflichtung  möglich.     Die  Zu 
Weisung  eines  Streitfalles  an  den  wenigstens  anscheinend  zu 
ständigen  Ausschuß  durch  die  geschäftsführende  Verwaltun 
ist  keine  Bestellung  eines  Schiedsrichteis,  sondern  eine  ein 
fache  Verwaltungstätigkeit.    Die  isachliche  Zuständigkeit  der 
ständigen  Ausschüsse  ist  schon  durch  die  Satzungen  (§  22, 
§  10,  1)  bestimmt;    die  geschäftsführende  Verwaltung  kann 
diese  Zuständigkeit  weder  erweitem  noch  verengern,  hat  aber 
das  Recht  und  die  Pflicht,  eingegangene  Anträge  den  zustän 
diesen  Ausschüssen  zu  überweisen.    (§  7,  3.)    Im  Falle  eine 
Zweifels  müßte   wohl   der  geschäftsführenden  Verwaltun 
das  Recht  zugesprochen  werden,  vorläufig  darüber  zu  ent 
scheiden,  in  welchen  -Kreis  eine  Angelegenheit  gehöre,  un 
dadurch  die  Zuständigkeit  zu  bestimmen.    Damit  ist  aber  der 
Frage,  ob  der  mit  der  Behandlung  der  Aiigelegenheit  betraute 
Ausschuß  als  Schiedsg-erioht  zuständig  ist,  nicht  vorgegriffen 

Das  Schiedsgericht  muß,  bei  sonstiger  Wirkungslosigkeit" 
des  Schiedsspruches,  satzungsgemäß  besetzt  sein.     Da  die 
Schiedsgei^iohtsbarkeit  durch  §  .22,  3   den  ständigen  Au« 
Schüssen  (§  20,  1)  zugewiesen  ist,  so  müssen  diese  Ausschüsse 
satzungsmäßig  gebildet  sein.    Die  ständigen  Ausschüsse  wer 
den  nun  durch  die  Vereinsversammlung  bestimmt,  ihre  Mit 
glieder  auf  Vorschlag  der  geschäftsführenden  Verwaltun 
durch  die  Vereinsversammlung  auf  4  Jahre  gewählt  (§  11,  2 
Nach,  Ablauf  dieser  Frist  ist  ihr  Auftrag  und  ihre  Vollmacht 
durch  Zeitablauf  erloschen    und  kann  weder  durch  die  ge 
schäftsführende  Verwaltung  allein,  noch  durch  die  schrift 
liehe  Willensäußerung  der  einzelnen  Vereinsmitglieder  ver 
längert   werden ;    durch   die   geschäftsführende  Verwaltun 
nicht,  weil  sie  durch  die  Satzungen  hierzu  nicht  bevollmächtig 
und    auch   nicht   befugt   ist,   die   Vereinsversammlung  zu 
ersetzen.    Die  schriftliche  Meinungsäußerung  aber  ergibt  nur 
die  Summe  von  Einzelwillen,  nicht  aber  den  Vereinswillen 
auf  den  es  aber  ankommt,  und  der  sich  nach  den  Satzungen 
und  nach  dem  Wesen  eines  Vereines  nur  aus  der  Vollversamm 
lung  ergeben  kann.    Die  Nichtigkeit  ist  eine  unheilbare,  da 
sonst  die  Umgehung  der  Satzungen  als  des  Vereinsgesetzes 
gefördert  werden  würde. 

Das  Schiedsgericht  ist  ordnungsmäßig  besetzt,  wenn  die  zur 
gültigen  Beschlußfassung  erforderliche  Anzahl  von  Stimmen 
d.  i.  zwei  Drittel  aller  den  Ausschußmitgliedern  zustehenden 
Stimmen  (§  13,  5),  vertreten  ist.  Die  Vertretung  eines  Aus 
Schußmitgliedes  durch  ein  anderes  ist  im  allgemeinen  zulässig 
(§  13,  3) ;  unzulässig  wäre  sie  nur  in  dem  Falle,  daß  dadurch 
eine  von  der  Teilnahme  an  der  Beratung  und  Beschlußfassung 
ausgeschlossene  Verwaltung  in  die  Lage  käme,  den  Schieds 
Spruch  zu  beeinflussen.  Auch  darf  der  Machthaber  dem  Ver 
treter  die  Urteilsfällung  nicht  vorschreiben,  weil  das  Urteil 
auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Streitverhandlung  zu  schöpfen 
ist. 

^-)  So  auch  Pollak,  a.  a.  0.,  S.  681,    A.  M.  Hanausek 

Schiedsvertrag,  Anm.  32 ;  -seine  Begründung,  daß  aus  der  Gleich 
Stellung  der  Schiedsrichter  mit  den  Richtern  bezüglich  ihre 
Ablehnbarkeit  sich  ergebe,  daß  das  Gesetz  nur  an  physisch 
Personen  als  Schiedsrichter  gedacht  habe,  erscheint  mir  nichti 
schlüssig.     Auch  Körperschaften  können  befang-en  sein. 
")  §  26  aBGB.;  ^  74  ö.  IN. 

")  Wenigstens  für  den  Geltungsbereich  der  ö.  ZPO.:  §  59o 
Z.  3;  für  Deutschland  erscheint  es  mir  wegen  §  1041  d.  ZPO 
zweifelhaft. 
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Die  Ausschüsse  fassen  ihre  Beschlüssie  mit  Stimmenmehrheit. 
Nach  deutschem  wie  nach  österreichischem  Rechte  ist,  wenn 
mehr  als  zwei  Schiedsrichter  zur  Entscheidung  berufen  sind, 
der  Schiedsspruch  nach  der  absoluten  Mehrheit  der  Stimmen 
zu  fällen,  d.  i.  mehr  als  die  Hälfte  «ämtlicher  Stimmen*'),  so- 
fern nicht  in  dem  Schiedsverträge  etwas  anderes  bestimmt 
ist*°).  Nach  den  Vereinssatzungen  gibt  bei  Stimmengleichheit 
die  Stimme  der  im  Ausschusse  Vorsitzenden  Verwaltung  den 
Ausschlag  (§  13,  8).  Diese  Bestimmung,  die  nach  deutschem 
wie  nach  österreichischem  Eechte  zulässig  ist*''),  gilt  auch, 
wenn  in  Tarifangelegenheiten  ein  Schiedsspruch  zu  fällen  ist. 
Denn  in  Tarif angelegenheiten  ist  nur  dann  Einstimmigkeit 
erforderlich,  wenn  die  Angelegenheit  von  der  Vereinsversamm- 
lung einem  Ausschusse  zur  endgültigen  Erledigung  über- 
wiesen wurde  j  schiedsrichterliche  Sachen  aber  sind  durch  die 
Satzungen,  nicht  durch  die  Vereinsversammlung  ^den  Aus- 
schüssen zugewiesen. 

In  den  Vereinssatzungen  fehlt  es  an  einer  Bestimmung,  wie 
rorzugehen  ist,  wenn  die  Stimmen  derart  geteilt  sind,  daß 
ieine  Meinung  auch  nur  die  Hälfte  der  abgegebenen  Stimmen 
Ulf  sich  vereinigt.  Dieser  Fall  gehört  aber  zur  Regelung  des 
Verfahrens.  Diesbezüglich  sieht  das  deutsche  wie  das  öster- 
reichische Recht  vor,  daß  dem  Schiedsgerichte  selbst  die  Ent- 
scheidung zusteht:  „In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  der 
Parteien  über  das  Verfahren  wird  dasselbe  von  den  Schieds- 
richtern naeh  freiem  Ermessen  bestimmt"**).     Ebenso  das 

*=)  §  12,  Abs.  1,  ö.  IN. 
•     I  1038  d.  ZPO.,  §  590  ö.  ZPO. 
")  I  1038  d.  ZPO.,  §§  590,  595  Z.  3,  ö.  ZPO. 
")  §  1034,  Abs.  2  d.  ZPO. 


österreichische  Gesetz").  Dieses  Ermessen  greift  aber  natür- 
lich nur  dort  ein,  wo  weder  die  Satzungen  noch  das  Gesetz 
etwas  vorgekehrt  haben. 

Vor  allem  ist  jeder  Partei  das  rechtliche  Gehör  zu  ge- 
währen (§  22,  4)=").  Das  geschieht,  indem  die  am  Streite  be- 
teiligten Verwaltungen  in  dem  Ausschusse  selbst  vor  Beginn 
der  Beratung  des  Streitfalles  ihren  Standpunkt  mündlich 
vertreten.  Damit  ist  für  das  schiedsrichterliche  Verfahren 
im  Bereiche  des  Vereines  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  festgelegt.  Denn 
die  Mündlichkeit,  die  in  den  Satzungen  (§  22,  4)  angeordnet 
ist,  bezweckt  nichts  anderes  als  die  Sicherung  der  Unmittel- 
barkeit. Wenn  auch  durch  die  Mitteilung  des  Berichtes  und 
etwaiger  Mitberichte  (§  13,  2)  die  Schiedsrichter  über  den 
Streitfall  schon  vor  dem  Zusammentritte  des  Ausschusses 
unterrichtet  sind  und  somit  zumeist  schon  in  der  Lage  waren, 
sich  eine  Meinung  zu  bilden,  so  wird  doch  durch  die  Anordnung 
einer  mündlichen  Verhandlung  den  Parteien  die  Gelegenheit 
geboten,  unmittelbar  auf  die  Schiedsrichter  einzuwirken.  Sie 
vernehmen  die  Anträge  der  Berichterstatter^*)  und  deren  Be- 
gründungen und  sind  in  die  Lage  versetzt,  dazu  Stellung  zu 
nehmen  und  ihre  Ansichten  mit  allen  ihnen  zur  Verfügung 
stehenden,  gesetzlich  zulässigen  Mitteln  zu  unt>erstützen. 
(Schluß  folgt.) 

*")  §  587  ö.  ZPO.    So  auch  Hanausek,  a.  a.  0.,  S.  22. 

'«)  §§  1034,  1041  d.  ZPO.,  §  595,  Z.  2  ö.  ZPO. 

")  Diese  Berichte  können  auch  verlesen  werden,  ohne  daß 
der  'Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  dadurch  anfffehohen  wrde; 
im  allgemeinen  aber  müßte  das  Ablesen  schriftlicher  Auf- 
sätze anstatt  mündlichen  Vortrages  für  unzulä&sig  erachtet 
werden;  die  Satzungen  schreiben  mündliche  ■  Verhandlung 
vor.    Vgl.  §  137  d.  ZPO.  und  §  177  ö.  ZPO. 


Bayerischer  Landeseisenbahnrat. 


Die  Sitzung  des  Landeseisenbahnrätes  eröffnete  der  Ver- 
jehrsminister  am  6.  Februar  d.  Js.  mit  naohfolgend.er  Rede- 
jMeme  sehr  verehrten  Herren!  Sie  haben  sich  zu  heutifrer 
raguno-  versammelt,  um  mit  uns  verschiedene,  zum  Teil  sehr 
>edeutsame  Eisenbahnverkehrs,  und  Tariffragen  zu  beraten. 
Jiese  Beratung  findet  statt  unter  dem  trüben  Zeichen  der 
löchsten  Not  unseres  Vaterlandes,  und  vielleicht  hat  diese 
\ot  den  Höhepunkt  noch  gar  nicht  überschritten.  Ein  lano-e 
lauernder  Krieg  hat  uns  militärisch  zu  Boden  igesti-eckt.  Unsere 
^wirtschaftliche  Kraft  ist  gebrochen,  Handel,  Industrie,  Ge- 
v^erbe  liegen  völlig  darnieder.  Die  Finanzen  von  Staat  und 
^memde  bieten  ein  erschreckend  trostloses  Bild.  „Arbeit  und 
lochmals  Arbeit"  ist  das  höchste  Gebot,  wenn  wir  nicht  un- 
«ttbar  in  die  Tiefe  stürzen  isollen.  Wie  soll  aber  eine  ge- 
egelte  Arbeit  in  Gang  kommen  ohne  festgefügte  Ordnung 
nd  Sicherheit  in  unserem  ganzen  öffentlichen  Leben?  Ord^ 
lung:  und  Sicherheit:  Das  ist  ein  förmlicher  Notschrei  unseres 
lanzen  Volkes  —  eine  Handvoll  terroristischer  Elemente  aus- 
:eiiommen,  die  nicht  die  Demokratie,  somdern  irgend  eine 
)iktatur  predigen. 

Vor  drei  Monaten  hat  sich  die  politische  Umwälzung  voll- 
otgen  iSie  war  unvermeidlich.  Eine  Revolution  ist  aber  nur 
ine  Episode  von  kurzer  zeitlicher  Beschränkung  und  kann 
ein  Dauerzustand  sein.  Ihr  muß  soziusagen  auf  dem  Fuß 
ine  neue,  und  zwar  eine  bessere  Ordnung  folgen. 

Es  ist  hoch  an  der  Zeit,  daß  einem  neuen  staatlichen  Leben 
1  ^^^"^  ffelegt  wird.  Die  provisorische  ba.yerische  Reo-ierun«- 
at  daher  die  unabweisbare  Pflicht,  den  neu  gebildeten  Land- 
ig auf  iden  nächst  möglichen  Termin  einzuberufen,  dem  sie 
ann  —  wohl  nach  Erstattung  eines  Rechenschaftsberichts  — 
Isogleich  ihre  Vollmachten  zur  Verfügung  zu  stellen  hat.  Es 
it  zu  hoffen,  daß  der  neue  Landtag  ungestört  seine  Arbeiten 
nvd  beginnen  und  durchführen  können,  und  daß  es  gelingen 
nrd  die  ungeheuerlichen  Anschläge  wider  die  Sicherheit 
er  Landtagsverhandlungon,  die  hier  in  München  gewisse 
ruppen  vorzubereiten  scheinen,  zuschanden  werden  zu  lassen 
-ut  neuer  Verfassungsgnindlage  wird  dann  unser  iso  schwer 
epruttes  Volk  m  neu  sich  belebender  Zuversicht  den  Wieder- 
oilbau  unserer  e:esamten  Wirtschaft  beginnen  können  .geführt 
on  einer  ihrer  Verantwortlichkeit  sich  voll  bewußten  Re- 
lerung,  die  besonders  auch  über  die  ganze  Machtfülle  ver 
Igen  muß,  deren  sie  unbedingt  bediarf. 


Von  den  wichtigsten  Ereignissen  der  letzten  Zeit,  die  für 
die  Eisenbahnverwaltung  von  Bedeutung  waren,  nenpe  ich 
die  militärische  Demobibnachung.  Sie  hatte  sich  zu  vollziehen 
unter  den  denkbar  größten  Schwierigkeiten:  Ungunst  der 
Jahreszeit,  Kohlenknappheit,  un,geheure  Massentransporte  von 
Truppen  und  Heeresgut,  Zusammendrängung  dieser  Massen- 
transporte auf  den  allerkürzesten  Zeitraum,  Erfordernis  der 
gleichzeitigen  Durohfühning  eines,  wenn  auch  noch  so  be- 
scheidenen sonstigen  Eisenbahnverkehrs,  dabei  die  Notwendig- 
keit der  gleichzeitigen  Einhaltung  drückendster  Waffenstill- 
standsbedin Olingen,  nämlich  Abgabe  von  50C0  Lokomotiven 
und  1.50  000  Gepäck-  und  Güterwagen  an  die  Feinde.  Wenn 
die  militärische  Demobihnachung  gleichwohl  in  der  Haupt- 
sache ohne  schwere  Störungen  durchgeführt  werden  konnte, 
so  haben  damit  die  deutschen  Eiseabahnen  Leistuncjen  voll- 
bracht, die  in  der  Geschichte  des  Eisenbahnwesens  einzig  da- 
stehen. Man  wird  nicht  sagen  können,  daß  diese  gewaltia-en 
Leistungen  glatter  und  reibungsloser,  überhaupt  rationeller 
sich  vollzogen  hätten,  wenn  die  deutschen  Eisenbahnen  zu 
einer  Reichseinheit  zusammengeschlossen  gewesen  wären.  Das 
gleiche  dürfte  gelten  von  den  gesamten  I^eistunoen  unserer 
Eisenbahnen  während  des  Krieges.  Und  damit  ergibt  sich  von 
selbst  die  Überleitung  zu  einer  Frage,  die  auch  S'e,  meine  sehr 
verehrten  Herren,  in  den  letzten  Wochen  lebhaft  beschäftigt 
haben  wird,  nämlich  zur  Frage  der  Zusammenfassung  aller 
Eisenbahnen  Deutschlands  zu  einer  Reichseinheit,  oder  mit 
anderen  Worten,  der  Mediatisierung  des  seitherigen  bundes- 
staatliohen  Eisenbahnwesens. 

Nach  dem  viel  erörterten  Reichs verfassun.gsentwurf  soll 
künftig  nicht  nur  die  Eisenbahngesetzgebungi  sondern  auch 
die  Verwaltung  der  deutschen  Eisenbahnen  auf  das  Reich 
übergehen.  Damit  würde  die  Axt  an  die  Wurzel  des  bun ries- 
staatlichen Eisenbahnwesens  g'elegt  werden.  Kein  Zweifel, 
daß  eine  weitergehende  Vereinheitlichung  im  Eisenbahn- 
wesen ihre  Vorzüge  hat.  Diese  Vorzüge  sind  denn  auch  von 
den  deutschen  Bundesstaaten  mit  Eisenbahnbesitz  voll  er- 
kannt worden.  Diese  Bundesstaaten  sind  auf  dem  Wege  freier 
Vereinbarung  im  weitesten  Umfange  sowohl  im  Betrieb  wie 
im  VeAehr,  in  be<zug  a.uf  den  Ausbau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahnen,  das  Signalwesen,  die  Betriebs-  und  Verkehrsordnung, 
das  Rechnungswesen,  das  Tarifwesen,  die  Ausrüstung  und 
gegenseitig^e  Benützung   der  Betriebsmittel,    namentlich  der 


Güterwao>en  und  and'eres  mehr  zu  eiflcr  Viereinbeitlioliunfi-  se- 
ßohritten. 

Das  Wenige,  was  in  dieser  Eichtung  allenfalls  noch  zu 
ret^eln  bleibt  —  ich  denke  hier  an  die  Frage  der  Umleitaingen 
im  Güterverkehr  — ,  kann  leicht  ergänzt  werden  Warum  soll 
nun  der  gegenwärtige  Zustand  der  dem  Förderativcharakter 
der  im  Eeieh  verbundenen  Staaten  entspricht,  verändert, 
warum  soll  Bayern  um  die  uns  durch  feierliche  Verträge  ge- 
währleistete Eisembahnselibständigkeit  gebracht  werden'? 
Welche  greifbaren  Vorteile  für  das  Ganze  brächte  die  Über- 
leitung der  geoenwärtigen  bundesstaatliohen  Einheitlich- 
keit im  Eisenbahnwesen  zur  zentralistischen  Eeichsein- 
he  i  t  ?  Ist  es  staatsklug,  gewissermaßen  nur  mit  einer  Hand- 
bewegung über  das  historisch  Gewordene,  das  sich  nun  einmal 
zu  mnerst  im  Volksempfinden  der  einzelnen  deutschen 
Stämme  gefestigt  hat,  hinweggehen  zu  wollen?  Wir  Bayern 
fühlen  uns  als  Glieder  des  Eeiohs,  und  der  Eeichsgedanke  ist 
bei  uns  in  den  letzten  Jahren  kaum^  geschwächt  worden,  ob- 
ßchon  manche  Kriegserfahrungen,  namentlich  gewisse  Ber- 
liner Zustände,  das  Gefühl  der  EeichszuS'«hörigkeit  nicht  ver- 
stärken konnten.  Ater  wir  sehen  das  Heil  des  Eeiches  und 
auch  unser  Heü,  nicht  in  einem  deutschen  Einheitsstaate,  son- 
dern nach  wie  vor  in  einem  von  dem  Zusammenschluß  der 
deutschen  Einzelstaaten  getragenen  Föderativstaate.  Was 
unbeschadet  dieses  Grundcharakters  dem  Eeich  noch  zuge. 
standen  werden  kann,  soll  ihm  werden,  wenn  es  dem  Ganzen 
nützt.  Einen  solchen  Gemeinnutzen  bringt  es  aber  nicht, 
wenn  wir  der  Selbständigkeit  in  unserem  Eisenbahnwesen  be- 
raubt werden  sollten.  Im  übrigen  scheint  es  mir  nicht  aus- 
geschlossen zu  sein,. daß  mit  der  im  Eeichsverfassiimgsentwurf 
vorgesehenen  Zentralisierung  des  deutschen  Eisenbahnwesens 
sogar  positive  Nachteile  verbunden  wären.  Vielleicht  ist 
es  nicht  unrichtig  zu  sagen,  daß  das  Eisenbahnwesen  nach  der 
Verwaltungsseite  hin  eine  Zentralisierung  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Maße  verträgt.  Ist  ein  Eisenbahnnetz  sehr  groß 
und  der  auf  demselben  sich  entwickelnde  Verkehr  sehr 
intensiv,  so  besteht  für  eine  zentral  geführte  Verwaltun»' 
leicht  die  G-efahr,  daß  ilir  der  Überblick  namentlich  auch  über 
die  so  vielgestaltigen  Verkehrsbedürfnisse  der  einzelnen 
Landesteile  verloren  geht,  daß  sie  an  Beweglichkeit  einbüßt, 
daß  die  unvermeidlich  entstehende  Schwerfälligkeit  lähmend 
auf  die  ganzen  Verwaltungsgeschäfte  wirkt. 

Ich  besorge,  daß  mit  dieser  G>efahr  für  eine  ganz  Deutsch- 
land umfassende  Eisenbahnverwaltungseinheit  emstlich  zu 
rechnen  wäre,  und  dies  um  so  mehr,  wenn  vielleicht  auch  noch 
die  Eisenbahnen  von  Deutschösterreich  in  die  Zentral  Verwal- 
tung einbezogen  werden  sollten.  Zu  denken  gibt  auch,  daß 
nirgends  in  der  Welt  eine  so  weit  greifende  und  weit  ge- 
spannte Zentralisierung  im  Eisenbahnwesen  versucht  worden 
ist.  Auch  die  während  des  Krieges  durchgeführte  Zusammen- 
fassung des  amerikanischen  Eisenbahnwesens  geht  offenbar* 
nicht  bis  an  die  Grenzen  einer  Verwaltungszentralisation 
Die  Zentralisierung  birgt  dann  den  weiteren  Nachteil,  daß 
durch  sie  die  Neigung  eines  gewissen  Teils  der  Bürokratie 
zur  Selbstgenügsamkeit  begünstigt  und  mancher  Fort- 
schritt, der  beim  Wettbewerb  selbständig  neben- 
einander bestehender  Eisenbahnverwaltungen  leicht  und 
rasch  sich  durchsetzt,  aufgehalten  oder  sonstwie 
verkümmert  wird.  Die  bayerische  Eegierung  wird 
sich  daher  auch  weiterhin  mit  allem  Nachdruck 
der  gegenwärtigen   Zentralisierungsbestrebungen  im  Eisen- 


Naehriehten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Teuerungszulagen  an  invalidisierte  Arbeiter  usw  Die 

dem  preußischen  Eisenbahnminister  aus  allen  Teilen  des 
Staatsbahngebiets  zugehenden  zahlreichen  Eingaben  invalidi- 
sierter Arbeiter  und  Hinterbliebener  verstorbener  Staatseisen- 
bahnarbeiter um  Gewährung  laufender  oder  einmaliger  Teu- 
erungszulagen haben  ihm  Veranlassung  gegeben,  darauf  hin- 
zuweisen, daß  er  nach  den  für  alle  Staatsverwaltungen  gelten- 
den G;rundsätzen  zur  Bewilligung  solcher  Zulagen  nicht  er- 
mächtigt ist.  iSoweit  eine  Verbesserung  der  wirtschaftlichen 
Lage  der  beteiligten  Personen  durch  allgemeine  Verwaltungs- 
maßnahmen möglich  war,  ist  sie  durch  die  neuerdings  ein- 
geführten Eentenzuschüsse  (Erlaß  vom  4.  Dez-ember  1918)  er- 
reicht worden,  die  ihnen  neben  den  Zusatzrenten  ans  der  Ab- 
teilung B  der  Arbeiterpensionskasse  eine  weitere  Vergünsti- 
gung gegenüber  den  invaüdiÄierten  Arbeitern  usw.  anderer 


bahnwesen  zu  erwehren  und  für  die  Aufrechberhalbung  der  j 
bLsherigen  bayerischen  Eisenbahnselbständigkeit  einzusetzen  i 
haben.  ' 

Ich  bin  mir  gewiß,  daß  Sie,  meine  sehr,  (geehrten  Herren  vom  j 
bayerischen  Landeseisenlba-hnrat,  diesen  Standpunkt  nach  i 
seiner  vollen  Bedeutung  woirdigien  werden. 

Aus  der  Tagesordnung  möchte  ich  nur  zwei,  allerdings  die 
wichtigsten  Punkte  herausgreifen,  nämlich  die  Frage  der 
weiteren  Erhöhung  der  Personen-,  Tier-,  Gepäck-  und  Güter- 
Tarife. 

Das  Eechnung&jahx  1918  schließt  für  die  bayerische  Staats- 
eisenbahnverwaltung  ab  mit  einem  Defizit  von  über 
90  Millionen  Mark.  Das  Jahr  1919  wird  gegenüber  dem  Haus- 
haltplan  eine  Mehra/uisgabe  bringen,  die  sich  schon  nach  dem 
heutigen  Stande  auf  170  Millionen  Mark  bemißt,  sicherlich  aber 
eine  weitere  bedeutende  Steigerung  erfahren  wird.  Dabei 
Sind  die  Älindereinnahmen,  die  infolge  des  Verkehrsrück- 
ganges zu  gewärtigen  sind,  noch  gar  nicht  in  Eechnung  ge- 
stellt. Die  Gründe  liegen,  ganz  summarisch  ausgedrückt,  in 
der  allgemeinen  Preissteigei-ung.  die  noch  nicht  abnehmen 
will,  sowie  in  den  ganz  ungeheuren  Auisgaiben  für  das  Per- 
sonal. 

Gleich  trostlos  ist  die  finanzielle  Lage  der  übrigen  deut- 
schen Eisenbahnen.  Nicht  weniger  besorgniserregend  is.t 
unsere  allgemeine  Finanzlage,  so  daß  an  irgend  welchen 
Ausgleich  des  vorhandenen  und  noch  zu  erwartenden  Eisen- 
bahndefizits  a  conto  des  all^2;em©inen  Staatshaushaltes  nicht 
zu  denken  ist.  Wir  halben  daher,  wenn  wir  nicht  mit  offenen 
Augen  dem  öffentlichen  Bankerott  zusteuern  sollen,  im  Ver- 
eine mit  den  übrigen  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  uns 
entschließen  müssen,  zu  einer  weiteren  .beträchtlichen  Er- 
höhung der  Personen-,  Tier-,  Gepäck,  und  Gütertarife  zu 
schreiten. 

Vordem  galt  es  als  selbstverständlicher  verkehns- 
pohtischer  Grundsatz,  daß  um  Handel  und  Wandel  zu  beleben 
und  zu  befruchten,  die  Beförderungspreise  der  öffentlichen 
Verkehrsanstalten  so  niedrig  wie  nur  möglich  gehalten  wer- 
den müssen.  In  Befolgung  dieses  Grundsatzes  haben  die 
deutschen  Eisenbahnverwaltungen  seit  Jahrzehnten  bis  zum 
Kriege  die  Fahrpreise  und  Frachten,  trot^z  des  Sinkens  der 
Kaufkraft  des  Geldes  fortgesetzt  ermäßigt.  Diese  Verkehrs- 
pohtik  ist  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  zum  Segen  ge- 
wesen. Nun  isdnd  wir  genötigt,  uns  von  den  bisher  einge- 
haltenen, als  allein  richtig  erkannten  und  richtigen  Grund- 
linien zu  entfernen,  und  es  geschieht  daher  mit  dem  größten 
inneren  Wiflerstreben,  wenn  ich  Ihnen  unsei-e  Vorschläge,  die 
im  Laufe  der  weiteren  Verhandlungen  eingehend  werden  be- 
gründet werden,  zur  Annahme  empfehle.  Es  gibt?  eine  ge- 
wisse Linie,  jenseits  deren  Tariferhöhungen  eine  unmittel- 
bar hemmende  Wirkung  haben.  Ich  hoffe,  daß  mit  den  vor- 
geschlagenen Erhöhungen  diese  Grenzlinie  noch  nicht  über- 
schritten sein  wird.  Gegen  die  beabsichtigte  Maßnahme 
spricht  femer,  daß  damit  der  dringend  gebotenen  allgemeinen 
Preissenkung  nicht  vorgearbeitet,  sondern  entgegengewirkt 
wird.  Wenn  wir  trotz  alledem  unsere  Vorschläge  aufrecht 
erhalten,  so  gehorchen  wir  nur  der  unentrinnbaren  Zwangs- 
lage, in  der  wir  uns  befinden.  Nun  lade  ich  Sie  ein,  sehr  ge- 
ehrte Herren,  in  die  Verhandlungen  einzutreten,  die  Herr 
Staatsrat  v.  Weig-ert  leiten  wird.  Ich  selbst  stünde  noch  zu 
Ihrer  Verfügung,  falls  Ihnen  eine  Diskussion  ziu  meinen  all- 
gemeinen Ausführungen  belieben  sollte." 


Betriebe  sichern.  Außerdem  stehen  zur  Milderung  wirtschaft- 
licher Not  in  Fällen  dieser  Art  die  haushaltlichen  Unter- 
stützungsmittel zur  Verfügung,  aus  denen  auf  Antrag  Zu- 
wendungen nach  dem  bestehenden  Bedürfnis  gemacht  werden. 
Der  Minister  hat  die  Eisenbahndirektionen  beauftragt,  die  be- 
teiligten PersQnen  bei  Anträgen  auf  Bewilligung  von  Teue- 
rungszulagen über  den  Sachverhalt  zu  unterrichten  und  sie 
.le  nach  Lage  der  Umstände  auf  den  Unterstützungsweg  hinzu- 
weisen. An  den  Minister  gerichtete  Anträge  dieser  Art,  die 
den  Eisenbahndirektionen  zur  Verfügung  zugehen,  sollen  ia 
gleicher  Weise  behandelt  werden.  Im  übrigen  erwartet  er, 
daß,  wo  die  Prüfung  der  Anträge  das  Bestehen  einer  Notlage 
erkennen  läßt,  durch  angemessene  Zuwendungen  aus  den 
Unterstützungsmitteln  geholfen  wird* 

—  Lokomotivbeschädigungen  dui'ch  Wasserschlag  in  den 
Dampfzylindern.  Der  preußische  Eisenbahnminister  nimmt 
Anlaß,  im  Anschluß  an  die  Ausfühmngen  in  seinem  Erlaß 
vom  15.  Oktober  v.  J.,  betreffend  Maßnahmen  zur  Verhütung! 
von  Lokomotivschäden  durch  Wasserschlag  in  den  Dampf- 
zylindern, erneut  auf  das  Ausblasen  der  Zylinder,  insbeson- 
dei-e  bei  den  Heißdampflokomotiven,  hinzuweisen. 

Die  bei  längerem  Stehen  der  Lokomotiven  in  den  Über-: 
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hitzerelementen  isich  bildenden  Eostrückständie  mü&sien  sorg- 
fältig ausgeblasen  und  bevor  di«  Lokomotive  Probe  gefahrien 
oder  dem  Betriebe  übero/eben  wird,  aus  den  Zvlinder-ScMamm. 
Ventilen  entfernt  werden.  Dies  ist  ffanz  besonders  nötig 
wenn  a.us  Eost.  und  Ölrückständen  entstandene,  p.echartio'e 
Massen  die  SohlammventiLe  versetzen  und  den  Abfluß  des 
NiederscMagwassers  verhindern.  Auch  ist  auf  die  richtioe 
Ausgestaltung  von  Ventilkegel  bei  den  Schlammventilen  zu 
achten.  Zu  lang  gehaltene  Verstärkungen  der  Kegelfüh- 
rungen, die  beim  Anheben  des  Kegels  den  Ausgang  des  Ven- 
tils verschließen,  müssen  unbedingt  vermieden  we"rden,  weil 
sie  den  Zweck  der  Zylinderschlammventile  auf  beben.  Die 
Werkstärtenämter  sind  anzuweisen,  vor  Inbetriebgabe  der  die 
Werkstatt  verlassenden  Lokomotiven  das  ordnungsmäßige  Ar- 
beiten der  Zylinderschlammventile  besonders  zu  prüfen 

Im  Betriebe  haben  die  Lokomotivführer  auf  das  ordnuno's- 
mäßige  Arbeiten  der  Schlammventile  zu  halten  und  zu  beob- 
achten, daß  die  Eückstände  des  zur  Verwenduno-  iffelano-enden 
teilweise  minderwerdigen  Heißdampfc-:!es  die  Ventilairsoänge 
nicht  verstopfen.  Für  die  sofortige  Abstellung  beobachteter 
Unregelmäßigkeiten  ist  Sorge  zu  tragen,  damit  die  schweren 
Beschädigungen,  die  das  Auftreten  von  Wassersohlägen  in  den 
Ziylinderu  meist  zur  Folge  bat,  vermieden  werden. 

—  Fahrtberechtiffunffsscheine.  Schon  vor  längerer  Zeit 
führten  die  meisten  deutschen  lEisenbahnverwahungen  die 
Prüfung  der  Notwendigkeit  der  Eeisen  ein,  um  den  außer- 
ordentlich gesteigerten  Ansprüchen  gerecht  werden  zu  können. 
Da  alle  an  die  Eei'Senden  ergangenen  Aufforderungen,  weo-en 
des  Lokonaotivmangels  unnötige  Eeisen  zu  unterlassen,  leider 
keinen  li-rfolg  gehabt  haben,  sieht  sich  nun  auch  die  Eisen- 
bahndirektion  Berlin,  die  bei  dem  großen  Durchganos verkehr 
j  'der  Dringlichkeit  der  Eeisen  zunächst  nicht 

durchfahren  konnte,  gezwungen,  Fahrkarten  für  den  Fern- 
verkehr, auch  Monatskarten  für  Femzüge,  seit  10.  d  M.  nur 
noch  anf  Grund  vorgewiesener  Fahrtbeiechtigungsscheine 
auszugeben.  Diese  Scheine  werden  ausgestellt :  von  der  Eeise- 
prutungsstelle,  die  im  Eeisebüro  Berlin,  Potsdamer  Bahnhof 
eingerichtet  worden  ist,  und  zwar  an  Woohentagen  in  der  Zeit 
von  8  Uhr  vormittags  bis  10  Uhr  aibends,  an  Sonn,  und  Fest- 
tagen von  9  Uhr  vormittags  bis  1  Uhr  nachmittags,  ferner  von 
den  Polizeibehörden  sowie  von  den  Handels-.  Landwirtschafts- 
und Handwerkskammem.  Die  Notwendigkeit  der  Eeisen  wird 
im  allgemeinen  anerkannt  bei  Eeisen  im  öffentlichen  Inter 
esse,  insbesondere  im  Interesse  der  VoLksemähruno-,  ibei  be- 
mtliohen  Eeisen,  bei  Todesfällen  oder  schweren  Erkrankun- 
gen der  nächsten  Angebörigen,  wie  Eltern,  Ehemtten  Ge- 
echwister  und  Kinder,  bei  schwerer  Erkrankung  des  Eeisen- 
aen  »elbst.  dae  notwendig  die  Benutzung  der  Eisenbahn  er- 
tordert  und  m  anderen  Fällen,  wo  die  dringende  Notwendio-keit 
der  Eeise  völlig  glaubhaft  nachgewiesen  wird.  Für  Eeisende 
die  mindestens  10  Fahrten  im  Monat  auszuführen  haben 
T^fR-  Pa-U'erausweiise  ausgestellt  werden.  Diese  Rüssen 
ßchnftlioh  bei  der  Eeiseprüfungsstelle  Berlin,  Potsdamer 
ßahnhot,  unter  Beibringung  von  Unterlagen,  z.  B  Bescheini- 
gung der  Handelskammer  usw.,  unter  Beifügung  einer  unauf- 
gezogenen Photographie  beantragt  werden. 

neuen  Kraftwerke  für  die  Berliner  Stadt-,  Rinff-  und 
Vorortbahnen.  Nachdem  nunmehr,  wie  die  Eeichshauptstädti- 
scüe  Lormspondenz  meldet,  vom  preußischen  Eisenbahnmini- 
sterium die  Anordnung  an  die  Eisenbahndiiektion  Berlin  er- 
gangen ist,  die  schon  seit  langer  Zeit  geplante  Einführung  des 
elektrischen  Betriebes  auf  der  BerHner  Vorortstrecke  Berlin- 
Uranienburg  als  Notstandsarbeit  in  Angriff  zu  nehmen,  ist 
mit  der  Ausarbeitung  der  Pläne  für  die  den  zum  Betriebe  not- 
wendigen Strom  liefernden  Kraftwerke  begonnen  worden  Die 
Absicht,  die  Brennstoff  Wirtschaft  völlig  umzugestalten,  er- 
loraert  die  Errichtung  zweier  neuzeitlicher  Kraftwerke,  in 
oeren  Betriebe-keinerlei  Steinkohle  verwendet  werden  soll 
i^J  IP.  eme  Werk  welches  zwischen  Lübbenau  und  Berlin 
errichtet  werden  soU,  ist  die  Ausbeute  der  in  der  Gegend  von 
iiubbenau  gelegenen  eisenbahnfiskalischen  Braunkohlenfelder 
geplant.  Das  andere  Werk  wird  im  Havelländisohen  Luch  er- 
oaut,  auÄ  dessen  Torfbeständen  die  Heizwerte  für  das  Werk 
^zopn  werden  sollen.  Beide  Werke  liefern  hochgespannten 
f1r«hfc  '^'^^      einigen  Abspannwerken  auf  die  Fahr- 

arantspannung  umgeformt  wird.  Sie  werden  als  socenannte 
V^rgasungskraftwerke  durchgebildet,  d.  h.  den  Brennstoffen 
,1^,^^  u^«,^  werden  die  Wertstoffe,  wie  Düngesalz,  Teer 
un<i  damit  öle  bezw.  Schwefel  usw.  zunächst  durch  Vergasuno- 
entzogen  und  das  erzeugte  Gas  zum  Antriebe  der  Strom" 
erzeuger  verbraucht.  Bemerkenswert  ist  noch,  diaß  der  Torf 
Zrrl^n™.  ^^a^?"ändischen  Luch  durch  Abspritzen  gewonnen 
b^hor«'1?^\'  ^^«rfaliien,  durch  welches  ein  landwirtsohaft- 
df«  «^f!  «f^^^/*™'?;^*?  ^«««m  Plane  ist  nun  auch 

ai6  alte  Streitfrage  Gleichstrom  oder  Wechselstrom  entschie- 
aen  worden.    Man  bat  sich  für  letzteren  entsohlosisen,  weü 


er  für  Fernbahnstrecken  die  wirtschaftlicbsfee  Art  des  Be^ 
triebes  darstellt.  Es  muß  die  Möglichkeit  offengehalten  wer- 
den, die  elektrischen  Strecken  lim  Bezirk  HaUe  und  Breslau 
späterhin  mit  dem  Berliner  Netz  verbinden  zu  können. 

Personalnachrichten.  Das  frühere  Mitglied  der  General- 
direktion  der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen,  Begierungs- 
rat Dr.  Meißner,  zuletzt  der  EisenJbahnzentrale  beim  Ober- 
kommando m  Kiew  zugeteilt,  ist  zum  einstweiligen  Ge.schäfts- 
trager  und  Chef  der  Deutschen  Ukraine-Delegation  in  Kiew 
bestellt  worden. 

Bei  den  bayerischen  Staats  eisen  bahnen  wurde 
vom  1.  Februar  ab  verliehen:  der  Titel  und  Eang  eines  Mini- 
sterialrates den  Oberregierungsräten  des  Staatsministeriums 
fuT  Verkehrsangelegenheiten  Konrad  Dasch  und  Ferdinand 
Kappel,  der  Titel  und  Eang  eines  Oberregierungsrates  den 
Eegiei-ungsräten  August  Eeif  und  Josef  Sc  ha  Her  in 
Augsburg,  Jobann  Hertl  und  Valentin  Zehnder  in  Mün- 
chen. —  Befördert,  wurde  im  Staatsministerium  für  Verkehrs- 
angelegenheiten Oberregierungsrat  Theodor  Wand  zum  Mi- 
nisterialrat dieses  Staatsministeriums.  —  Versetzt  wurde  der 
mit  dem  Titel  und  Eang  eines  Eates  bekleidete  Geheime  Se- 
kretär des  Staatsministeriums  für  Verkehrsangelegenheiten 
Leonhard  Pfeiffer  als  Oberbahnverwalter  unter  Be 
lasisung  seines  Titels  und  ■  Eanges  zur  Eisenbahn- 
direktion  WurZburg  lind  zum  Geheimen  Sekretär  des 
Staatsministeriums  für  Verkehrsangelegenheiten  er- 
narmt  der  Oberbahn  Verwalter  dieses  Staatsministeriums 
Eduard  Haßfurter. 


Deutschösterreich. 

—  Begünstigte  Berechnung  der  Dienstzeit  der  deutsch- 
osterreichischen  Staatsbahnbediensteten  während  des  Krieges 
bei  der  Bemessung  des  Ruhegenusses.  Das  d.  ö.  Staatsamt 
iur  Verkehrswesen  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  d.  ö  Staats- 
amt der  Finanzen  verfügt: 

Den  deut&ohösterreichißchen  Staatsbahnbediensteten  (ein- 
schließlich der  Hilfsbediensteten),  die  vor  Erlangung  des  An- 
spruches auf  die  volle  Pension  oder  Provision  auf  Grund  der 
Bestimmungen  der  Dienstordnung  unter  §  130,  Z.  1,  a  und  b, 
Z.  2,  a  und  c,  und  unter  §  131  in  den  dauernden  oder  zeit- 
lichen Euhestand  versetzt  (gekündigt)  wurden  oder  in  Hin- 
kunft versetzt  (gekündigt)  werden,  werden  bezüglich  der  in 
die  Zeit  des  Krieges  fallenden  Kalenderjabre  bei  der  Be- 
messung des  Euhegenusses  folgende  Begünstigungen  gewährt : 
,,.1:  Staatsbahnlbedienisteten,  die,  während  ^des/  Krieges  zur 
Mihtärdienstleistung  eingerückt  oder  bei  der  Armee  im  Felde 
in  Verwendung  gestanden  haben,  wird  bei  der  Bemessung 
der  Pension  oder  Provision  für  j-edes  in  ihre  Fondsteilnahms- 
zeit  lallende  Kalenderjahr,  in  dem  sie  während  des  Krieo-es 
mindestens  drei  Monate  in  aktiver  Militärdienstleistun-o-  stan- 
den, ein  weiteres  Jahr  zu  ihrer  Fondsteilnahmszeit  zugezählt. 
Das  gleiche  gilt  von  einem  Kalenderjahre,  in  dem  zur  Militär- 
dienstleistung  eingerückte  Staatsbahnbedienstete  ohne  Eück- 
sicht  auf  die  Dauer  der  Militärdienstleistung  an  Kämpfen 
teilgenommen,  vor  dem  Feinde  eine  Verwundung  erlitten  haben 
oder  infolge  von  Kriegsstrapazen,  also  auch  epidemischer 
Krankheiten,  dienstuntauglich  geworden  sind, 

2.  St aatsbahnbedien steten,  die  während  des  Krieges  im 
btaatsbahndienste  verblieben  oder  vom  Militärdienste  in  den 
btaatsbahndienst  zurückgekehrt  sind,  wird  für  jedes  in  ihre 
Fondsteilnahmszeit  und  in  die  Zeit  dteis  Krieges' fallende  Ka- 
lenderiahr,  m  dem  sie  durch  mindestens  «echs  Monate  im 
aktiven  Staatsbahndienste  gestanden  haben,  ein  halbes  Jahr 
zii  ihrer  für  die  Bemessung  des  Euhegenusses  anrechenbaren 
Dienstzeit  zugezahlt^  wenn  ihnen  nicht  «chon  auf  Grund  ihrer 
aktiven  Mihtärdienstleistung  oder  weg.en  ihrer  Verwendung 
bei  der  Armee  im  Felde  in  demselben  Kalenderjahre  der  An"- 
ßpruch  auf  Zuzählung  eines  ganzen  Jahres  zusteht 

Die  den  Lokomotiv-,  Zugbegleitungs.  und  Versohubbedien- 
isteten  zugestandene  eineinbalbfacbe  Dienstzeitberechnung 
bleibt  diesen  Bediensteten  beim  Zusammentreffen  mit  der  Zu- 
zählung von  Jahi-en  oder  Halbjahren  aus  Anlaß  des  Krieo-es 
m  der  Weise  ge wahrte  daß  bei  der  Bemessung  des  Euhe- 
genusses zunächst  ohne  Eücksicht  auf  die  erwähnte  Zu- 
zählung die  TeilWhmszeit  (satzungsgemäß  ermittelt  wird  und 
dieser  Teilnabmszeit  sodann  die  Kriegsjahre  oder  Kriegs- 
halb.iabre  zugezahlt  werden.  Bei  der  Ermittluno-  der  satzuno-s- 
maß Igen  Teilnahmszeit  der  zur  Militärdienstleistung  einge- 
rückten Lokomotiv-,  Zugbegleitungs-  und  Verschubbedienste- 
ten  vs^ird  die  Älilitärdienstzeit  nicht  eineinhalbfaoh,  sondern 
nur  einfach  berechnet.  Den  nicht  im  Bezüge  der  vollen 
Pension  oder  Provision  stehenden  Staatßbahnbediensteten 
des  Euhestandes,  die  während  des  Krieges  im  Staatsbahn- 
dienste wieder  verwendet  wurden,  wird  die  Pension  oder  Pro- 
vision auf  jenes  Ausmaß  erhöht,  das  sich  durch  Zuzählung 
der  in  dieiser  Ver-wendung  zugebrachten  Zeit  und  der  für  die 
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Zeitung  des  Vereins  tI 
Deutscher  Eisenhalinverwaltunffen- 


Ruh€genußbem>essuiio:  zuzur€clin'end€ii  Kriegshalibjalire  zu  d^T 
bei  ckr  Beni'e'S.suii.g'  ihres  derzteitigen  ßuhegienuisses  in  An- 
schlaor  gebraehten  Fonclsteilnahmszeit  ergibt.  Die  Zuzählung 
von  Kriegsjahren  und  Kri'eoishalb.iahren  sowie,  di-e  Erhöhung 
des  Euhieg^enusses  aus  Anlaß  der  Wiiederverwendung-  im  Kriege 
■erfolgt  ohne  Eückisicht  auf  die  Fondszugehörigkeit  der  Staats, 
bahnbediensteten.  Fondsbeiträgie  werden  hierfür  nicht  einge- 
hoben. 

Das  Ausmaß  dter  vollen  Pension  oder  Provision  darf  durch 
die  gewährten  Begünstigungen  in  keinem  Falle  übenschritten 
<\'erden. 

Denjenigen  iStaatsbahnbediensteten  des  Euhe&tandes,  die 
im  Falle  ihres  Verbleibens  im  Aktivitätastande  nach  Ab- 
legung des  GelöbnitSiSes  in  den  deutschösterreichisohen  Staats- 
bahndienst übernommen  worden  wären,  werden  die  während 
des  Krieges  zuerkannten  Pensionen  und  Provisionen,  wenn 
sich  deren  Ausmaß  bei  Anwendung  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen höher  gestellt  hätte,  von  amtswegen  mit  rück- 
wirkender Kraft  entsprechend  erhöht. 

—  Liquidierung?  der  Staatseisenbahngesellschaft  in  Süd- 
ungam.  Nach  Zeitungsmeldungen  wurden  die  Anlagen  der 
Österreichischen  'Staatsei&enbahngeeellsehaft,  die  sich  in 
Resiczabanya  und  Anina  in  Südungarn  befinden,  von  den  Be- 
satzungstruppen mit  Beschlag  belegt,  und  da  sich  bein  Käufer 
fand,  wurde  beschlossen,  die  Staatseisenbahngesellschaft  zu 
liquidieren.  Die  Gesellschaft  soll  schon  am  1.  Februar  auf- 
hören zu  bestehen.  Bis  zur  Erledigung  der  Liquidierung 
werden  die  Agenden,  von  der  Österreichischen  Bodenkredit- 
anstalt geleitet  werden.  Die  Maßchinenwerke  werden  vqn 
der  Böhmischen  Textil-A.-G.  übernommen  werden. 


Ungarn. 

—  Einfuhrbewilligung  von  Textilwaren    aus  Österreich. 

Zwischen  der  ungarischen  und  der  deutschösterreiohischen  Ee- 
gierung  ist  eiae  Vereinbarung  zustande  gekommen,  laut  deren 
die  Einfuhr  von  Stoffen,  Herren,  und  Damenkleidern,  Weiß- 
wasche sowie  Strick-  und  Webwaren  in  einem  bestimmten 
Ausmaße  bis  zum  28.  Februar  d.  J.  nach  Ungarn  Ibewilligt 
wurde.  Ansuchen  um  die  Einfuhrbewilligung  nach  Ungarn 
werden  im  Eahmen  der  festgesetzten  Gesamtmenge  beurteilt. 


Luxemburg. 

—  Prinz  Heinrichbahn.  Als  eine  weitere  Folge  der  Haltung 
der  Luxemburgischen  Eegiening  und  der  dortigen  In- 
dustriellen, die  früheren  Beziehungen  zu  Deutschland  abzu- 
brechen oder  sie  einer  Korrektur  im  Sinne  einer  Ver- 
schlechterunor  zu  unterziehen,  sind  nunmehr  von  der  Ver- 
waltung der  Prinz  Heinrichbahn  auch  die  tariflichen 
Vereinbarungen  mit  den  deutschen'  Staatsbahn  Verwal- 
tungen gekündigt  worden,  darunter  aueh  die  Ausnahme- 
tarife für  den  Versand  von  Kohlen,  Koks  usw.  von  Stationen 
des  Euhjrgebiets  nach  Stationen  der  Prinz  Heinrichbahn.  Da- 
zu muß  bemerkt  werden,  daß  von  diesen  Ausnahmetarifen 
nicht  allein  der  Euhrkohlenbergbau,  sondern  in  erheblichem 
Umfange  auch  die  Eilsen,  und  die  ihr  verwandten  Indu- 
strien Luxemburgs  erheiblichen  Nutzen  gezogen  haben. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Belforter  Verkehrsfragen.  Die  Behörden  von  Stadt  und 
Gebiet  Beifort  beschäftigen  sich  schon  heute  stark  mit  aller- 
hand verkehrswirtschaftliohen  und  verkehrstechnischen  Fra- 
gen, die  der  neuen  Lage,  in  der  sich  iStadt  und  Gebiet  nach 
Friedensschluß  befinden  werden,  gerecht  werden  sollen.  So 
wurden  dieser  Tage  vom  Stadtrat  die  Vertreter  des  Handels 
und  der  Industrie,  diejenigen  der  wirtschaftlichen  Verbände, 
der-  Presse,  der  Haus-  und  Landeigentümer  zu  einer  großen 
Versammlung  einberufen,  um  gemeinsam  zu  prüfen,  vC'as  zu 
geschehen  habe,  um  der  Stadt  den  hisherigen  Handel  und  die 
bisherige  industrielle  Tätigkeit  zu  bewahren,  da  Giefahr  vor- 
liegt, daß  das  geographisch  günstiger  liegende  Mülhausen  eine 
ansaugende  Wirkung  ausüben  wird.  Vor  allem  vnirde  hesehlos- 
sen,  die  Stadt  nach  allen  Eichtungen  herauszuputzen  und  zu 
verschönem  unter  strenger  Wahrung  ihrer  Eigentümlich- 
keiten. Ferner  wurde  beschlossen,  auf  einen  Ausbau  der  Vor- 
ortbahnen zu  dringen  und  das  Netz  wesentlich  zu  erweitern. 
Dabei  wurden  erwähnt  die  direkten  Verbindungen  mit  dem 
Elsaß  und  mit  Basel,  die  Verbesserung  der  Schiffahrt  auf  dem 
Ehein-Ehone-Kanal,  die  Vergrößerung  des  Belforter  Bahn- 
hofes und  die  Durchtunnelung  des  Elsässer  Belchens,  d.  h.  die 
Schaffung  einer  Vogesen-Basislinie.  Nam^intlich  wies  der  Ab- 
geordnete Viellard  auf-  die  Notwendigkeit  hin,  direkte  Ver- 


bindungslinien mit  Nancy  und  Colmar  zu  haben.  Jene  er- 
fordere den  Belchendurohstich,  von  dem.  bereits  vor  Ausbruch 
des  Krieges  als  Zufahrtslinie  zum  Lötsohberg  die  Eede  gewesen 
'sei  und  den  schon  früher  die  Handelskammer  und  der  &eneral- 
rat  von  Beifort  zum  Gegenstande  gründlicher  Studien  gemacht 
haben.  Daß  diese  Pläne  im  Pruntruter  Zipfel  der  Schweiz  mit 
Vergnügen  gehört  werden,  ist  begreiflich,  da  man  dort  erstens 
hofft,  daß  eine  neue  Zufahrtslinie  zum  Lötschberg  auch  den 
Pruntruter  Gemeinden  eine  Verkehrsvermehrun^  bringen 
wird,  und  da  man  zweitens  die  stille  Hoffnung  hegt,  daß  sich 
die  Überlandlinie  Pruntrut-Bonfol  über  Eechesy  nach  Beifort 
baldigst  verlängern  lasse  und  so  das  ausländische  Hinterland 
enger  an  das  sonst  etwas  abgelegene  Pruntruter  G»ebiet  an- 
schließe. 

—  Zur  Gefährdung  des  Rheins  wird  suis  Zürich  geschrieben : 
Man  hört  in  der  letzten  Zeit  viel  von  der  Freiheit  und  von  der 
Internationalisierung  des  Eheinstromes  zum  Zwecke  einer 
freien  und  ungehinderten  Schiffahrt  bis  in  die  Schweiz,  die 
ß'elbstverständlich  an  einer  Internationalisierung  das '  größte 
Interesse  hätte.  Damit  kann  aber  die  Schweiz  noch  keines- 
wegs zufrieden  sein,  denn  es  liegt  immer  noch  die  Gefahr 
nahe,  daß  die  seinerzeit  vom  Deutschen  Eeiche  geplanten 
Kraftwerke  auf  der  Strecke  Straßburg-Basel  nun  doch  er- 
stellt werden,  was  sich  tatsächlich  auch  machen  ließe,  ohne 
die  Internationalisierung  zu  beeinträchtigen.  Es  hat  auch 
kürzlich  die  Pariser  „Information"  die  Forderung  aufgestellt, 
daß  nun  Frankreich  an  Stelle  von  Elsaß-Lothringen  als  Teil- 
haber der  Eheinkraftwerke  auftreten  solle  und  daß  deren  Er- 
stellung nicht  mehr  weiter  hinausgeschoben  werde.  Auch 
Dr.  Gugelmeier,  der  frühere  Eeichstagsabgeordnete  und  Bür- 
g^eimeister  von  Lörrach,  hat  dieser  Tage  auf  einer  Wahlver- 
sammlung der  deutschen  demokratischen  Partei  in  Lörrach 
es  als  nicht  ausgeschlossen  •  erklärt,  daß  Frankreich  alle 
Hebel  in  Bewegung  setzen  wird,  damit  der  Ehein  nicht  mehr 
Deutschlands  Strom,  nicht  mehr  Deutschlands  Grenze  sein 
wird,  sondern  ein  französischer  Strom,  dessen  Wasserkräfte 
nur  auf  elsässischer  Seite  ausgenützt  werden  dürfen.  Er  be- 
tonte ferner,  daß  auf  französischer  Seite  auch  der  Plan  Zu- 
stimmung und  immer  mehr  Anhänger  gewinne,  der  darauf  aus- 
gehe, die  Fluten  des  Eheins  zwischen  Straßburg  und  Basel  in 
einen  breiten,  auf  elsässischem  Boden  liegenden  Kanal  zu 
leiten,  auf  dem  (Schiffahrt  betrieben  wird  und  Kraftwerke 
eingerichtet  werden.  Nicht  gerade  gut  meint  es  der  G>eograph 
der  Pariser  Universität,  Vidal  de  Lablache,  mit  der  Schweiz, 
denn  in  seinem  Buche  über  .,La  France  de  l'Est"  stellt  er 
die  Forderung  auf,  daß  die  Eheinschiffahrt  in  Straßburg  für 
ewige  Zeiten  ihren  Schlußpunkt  finde,  denn  Straßburgs  wegen 
habe  sich  das  Interesse  Frankreichs  der  Eheinschiffahrt  wieder 
zugewandt.  Von  einer  Verlängerung  der  Eheinschiffahrt  bis 
Basel  und  weiterhin  bis  zum  Bodensee  will  er  nichts  wissen, 
denn  Straßburg  sei  der  natürliche  Schlußpunkt.  In  Straßburgs 
Häfen  und  an  seinen  Kais  liefen  die  Wasserstraßen  und 
Schienen we.o'e  des  Hinterlandes  zusammen,  und  von  dort  aus 
führe  die  Verkehrslinie  zur  Ehone  hinüber,  nach  Lyon  und 
Marseille;  es  gelte  vielmehr,  die  Kanal  Verbindung,  die  zwi- 
schen Ehein  und  Ehone  schon  be.stehe,  auszubauen,  und  dann 
werde  die  große  Straße,  die  der  Handel  von  Süden  nach  Nor- 
den mehr  als  tauisend  Jahre  lang  gezogen  sei,  mit  nur  ge- 
ringer Abweichung  der  Spur  wieder  hergestellt  sein  und  zu 
neuer  Blüte  gebracht  werden.  Solche  Meinun.gen  und  Stimmen 
gibt  es  in  Frankreich  noch  viele;  es  sei  nur  an  die  Ehein- 
Ehone-Kanal-Interessenten  erinnert,  welche  sich  mit  aller  Ge- 
walt gegen  eine  Ehein-Ehone-Verbindung  durch  die  Schweiz 
sträuben,  und  somit  auch  die  Fortsetzung  der  Eheinschiffahrt 
nach  Basel  bekämpfen  werden,  um  einzusehen,  daß  wir  trotz 
aller  Beteuerung  einer  vollständigen  Internationalisierung 
des  Eheinstromes  heute  noch  nicht  so  ganz  sicher  sind,  daß 
wir  die  ganze  Frage  ruhig  dem  Schicksal  anheimstellen 
können. 


Fremde  Erdteile. 

—  Fortschritte  im  chinesischen  Eisenbahnwesen.    Die  Aus- 

führun,g  der  kurz  nach  der  Errichtung  der  Eepublik  geplanten 
10  OOO  Meilen  Eisenbahnlinien  schreitet  nach  einem  in  der 
„Weltwirtschaft"  abgedruckten  englischen  Bericht  fort.  In- 
folge des  Krieges  mußten  die  Arbeiten  an  einem  Teil  der 
neuen  Linien  vollständig  eingestellt  werden,  an  anderen  Stel- 
len waren  sie  behindert.  Indes  wurden  mehrere  Schienen- 
stränge vollendet,  besonders  der  Abschnitt  der  Kanton-Hankau- 
Linie  zwischen  Wuohang  und  Yochow,  ein  Strang  der  Peking- 
Mukden-Linie  nach  Peitaiho  Beach  und  der  Abschnitt  der 
Szechang-Bahn  (Mandschurei)  zwischen  Szebingchian  und 
Santsiankwo.  Ende  1917  waren  3375  Meilen  der  Staatsbahnen, 
im  Betrieb,  im  ganzen  14  Linien,  von  denen  zehn  einen  Eein- 
g-ewinn  von  4  000  000  bis  5  000  000  Pfund  Sterling  und  vier 
einen  Gesamtverlust  von  125  000  Pfund  Sterling  aufwi^en. 
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Bücherschau. 

—  Kokerei  und  Teerprodukte  der  Steinkohle.  Von  Dr  A. 
Spilk«r;  n^eu  bearbeitet  von  Dr.  0.  Dittmer  und  Dr."  E. 
Woißgerber.  Zweite  verbesserte  und  ergänzte  Auflage! 
Verlag  Wilhelm  Knapp,  Halle  a.  S.  Ladenpreis:  br.  8  Ji, 
geb.  9,50  J(. 

Die  Gewinnung  der  Nebenprodukte  bei  der  Verkokung  der 
Steinkohle,  die  Aufarbeitung  des  dabei  entfallenden  Teers  ist 
bekanntlieh  von  weittragendster  volkswirtschaftlicher  Bedeu. 
tung.  Immer  mehr  hat  es  sich  bestätigt  daß  es  erst  der  Ko- 
keiei  gelungen  ist,  die  Schätze  der  Kohle  in  weitgehendstem 
Maße  nutzbar  zu  machen.  Namentlich  während  des  nunmehr 
hinter  uns  liegenden  Krieges  trat  deutlich  in  die  Erscheinung, 
■  von  welcb  unschätzbai>em  Wert  das  deutsche  Kokereigewerbe 
für  die  deutsche  Landwirtschaft  geworden  ist,  daß  Deutsch- 
lands wirtschaftliche  Selbständigkeit  in  hohem  Maße  dieser  In- 
dustrie zu  verdanken  ist. 

Das  vorliegende  Buch  zerfällt  seinem  Inhalt  naeh  in  drei 
Hauptteile:  Kokerei,  Nebenproduktengewinnung,  Steinkohlen- 
teer (Teerdestillation).  Zahlreiche  schematische  Darstellun- 
gen und  Einzelabbüdungen  tragen  zur  Vervollständigung  der 
klaren  Ausführungen  bei.  Bei  dem  stets  wachsenden  Inter- 
esse für  das  Kokereigewerbe  wird  sich  das  vorliegende  Buch, 
das  den  neuesten  Fortschritten  Rechnung  trägt,  lebhafter 
Nachfrage  zu  erfreuen  haben. 


Rechtspflege. 

—  Brand  einer  offenen  Frachtgutsendung  durch  Funken- 
flug einer  vorbeifahrenden  Lokomotive.  Am  29.  August  1917 
nachmittags  4  Uhr  52  ÄLnuten  verließ  ein  Güterzug  die  Sta- 
tion B.,  in  dem  sich  an  7.  Stelle  ein  offener  Wagen  befand, 
worin  Knickflaehs  verladen  war.  Kurze  Zeit  nachher  ent- 
deckte ein  Beamter  des  Zuges,  daß  der  Wagen  brannte.  Den 
durch  den  Brand  entstandenen  Schaden  von  10  233  M  verlangt 
die  Absenderin  mit  der  vorliegenden  Klage  vom  Eisenbahnf -skus 
ersetzt,  indem  sie  behauptet,  daß  die  Sendung  mit  4  neuen 
tadellosen  imprägnierten  Decken  vorschriftsmäßig  verplant, 
an  den  Seiten  fest  verschnürt  und  gegen  .i  edlen  äußeren  Einfluß 
ebenso  wie  ein  geschlossener  Wagen  g-esichert  gewesen  sei; 
der  Brand  sei  durch  Funkenflug  einer  noch  auf  dem  Gelände 
des  Bahnhofs  B.  an  dem  Güterzuge  vorbeifahrenden  Ma- 
schine verursacht  worden. 

Das  Landgericht  Dresden  und  ebenso  das  Oberlandesgericht 
daselbst  haben  die  Klage  abgewiesen  Das  Eeichs- 
gericht  (hat  diese  Entscheidung  bestätigt,  indem  es 
in  seiner  Urteilsbegiündung  ausführt:  Das  Oberlandesgericht 
halt  die  Klage  m  Anwendung  des  §  86  Absatz  1  Nr.  1  der 
i^isenbahnverkehrsordnung  für  unbegründet.  Eine  dieser 
Vorschrift  entsprechende  Vereinbarung  bestand  im  vorlieo-en 
den  Falle,  weü  nach  dem  Frachtbrief  der  Transport  in  einem' 


offenen  Wagen  mit  Verwendung  von  Decken  des  Absenders 
erfolgte.     Zu  den  mit  dieser  Beförderungsart  verbundenen 
Gefahren  gehört  die  Inbrandsetzung  der  Güter  durch  Funken- 
llug.    Die  Brandursache  ist  zwar  durch  die  Beweisaufnahme 
nicht  aufgeklart.    Das  Oberlandesgericht  nimmt  aber  an,  daß 
i-unkentlug    von    einer   vorüberfahrenden  Lokomotive  das 
nächstliegende  sei,  da  jeder  Anhalt   für  eine   andere  Ent- 
ßtehuugöursache  und  insbesondere  dafür  fehle,  daß  der  Fun- 
kenflug von  dter  Maschine  des  Zuges,  mit  dem  der  Flachs  'be- 
iordert wurde,  hergerührt  habe.    Konnte  hiemach  der  einge- 
tretene Schaden  den  Umständen  nach  durch  Funkenflug  ent- 
stehen, so  greift  die  Vermutung  des  Absatzes  2  des  §  86 
Platz,  daß  der  Schaden  aus  dieser  Gefahr  entstanden  ist. 
Auch  die  Klägerin  hält  dieselbe  Entstehungsursache  für  ge- 
geben.   Sie  will  aber  den  gegen  .lene  Vermutung  zulässigen 
Gegenbeweis  und  zugleich  den   Beweis,  daß  der  Schaden 
^ui'<^^  .V;€rschulden  der  Eisenbahn  entstanden  mi  (Absatz  3 
des  §  86)  durch  den  Nachweis  führen,  daß  die  zum  Schutze 
des  Flachses  verwandten  Decken  nur  durch  Funkenfluo-  von 
ganz  außergewöhnlicher  Größe,  Stärke  und  Meno-e,  wie  er  bei 
einer  Lokomotive  mit  in  Ordnung  befindlichem-  Funkensohutz 
und  AiSchenkasten  unmöglich  sei,  beschädigt  w^orden  wären 
Dies  ßoU  ein  Sachverständiger  aus  der  Beschaffenheit  der 
Decken  entnehmen.    Das  Oberlandesgericht  hat  den  Beweis- 
antritt als  un beachtlich  abgelehnt,  indem  es  erwäo-t-  Es  sei 
nicht  einzusehen,  wie  sich  aus  dem  Umfang  der  Brandlöcher 
die  Große  und  Stärke  der  auf  die  Decken  gefallenen  Funken 
auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  solle  bestimmen  lassen :  der  fort- 
giimmende  Flugaschenteil  zerfresse  allmählich  den  Stoff  der 
Decke  m  immer  weiterer  Ausdehnung,  so  daß  sich  die  Löcher 
allema^l  in   größerem   Umfange   darstellen   würden,   als  die 
aiiltallenden  Funken  (gewesen   wären;      die  Brandwirkung 
konnten  überdies  auch  andere  Umstände,  z.  B.  der  herrschende 
Wind  beeinflußt  haben.    Diese  Begründung  ist  rechtlich  ein- 
wandfrei.   Da  die  Klägerin  selbst  die  Ursache  des  Brandes 
im  1^  unken flug  einer  am  Zuge  vorbeifahrenden  Lokomotive 
erblickt,  hiernach  auch  nach  ihrer  Ansicht  der  Brand  durch 
äußeren  Einfluß  entstanden  ist,  so  bezweckten  jene  Behaup- 
tungen   mir     die  andere    vom  Oberlandesgericht  zurücko-e- 
wiesene  Behauptung  wahrscheinlich  zu  machen,  deren  Ün- 
wahrschemlickeit  aus  zutreffenden  Gründen  (nachgewiesen 
ist.    Jene  Behauptungen  sind  für  sich  aUein  nicht  sohlüssio- 
um  den  der  Klägerin  obliegenden  Beweis,  wenn  sie  die  Be- 
treiung  der  Eisenbahn  von  der  Haftpflicht  beseitio-en  will 
Tr«n?'"''\^'*''''  '^^.^        Sj^haden  den  Umständen  nach^aus  dem' 
nrw  offenem  Wagen  nicht  habe  entstehen  können, 

odei  däß  der  Schaden  durch  Verschulden  der  Eisenbahn  ent 
standen  .sei.  Trotz  der  behaupteten  Verpackung  verblieb 
'^L  1  Beförderungsart  im  offenen  Wagen,  und,  wie  der 

Verlauf  der  Versendung  zeigte,  bei  der  mit  dieser  Beförde- 
rungsart verbundenen  Gefahr.  Der  Schadensersatzanspruch 
T  997rto''^^^™.o  ?o*?^*^  abgewiesen  worden.  (Aktenzeichen: 
1.  ^^ili-ü.  —  4.  12.  18.)  jj^  M.-L. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 

Wiedereröffnune:  von  Stationfn  ^„„xfi>„_ii:.T,^-    ^       ,   ..  ,  .  _ 


Wiedereröffnung  von  Stationen. 

oi^^fh  t'^'''-*^!^'''^*'''^^^^'^  Magdeburg  Am 

-4  Februar  d.  Js.  wird  der  an  der  Bahnstrecke  Ilsenburcr-Bad 
Harzburg  zwischen  den  Stationen  Ilsenburg  und  Eckertal  4 
h Tr""^'  ...vorübergehend    geschlossene  Haltepunkt  S  t  a  p  e"l  - 
eröf fn^r  we~"-'  ""'^  Expre%utverkehr 

r  eVt  ?^  r  '''V-^''-^^   Staatsbahnen  (Di- 

rektion    für     die     Linien    der  Staatse^=;Vn 
bahngesellschaf  t).    Die  m  der  Nr.  20,  Seite Vold  Zto-; 


Tf  o^^'^^i.tl^chte  Emschi-ankung  der  Abfertigungsibefugni,sse 
der  Station  G  o  t  z  e  n  d  o  r  f  L.  B.  ist  aufgehoben  und  die 
Station  mit  den  vor  der  Beschränkung  bestandenen  Abferti- 
gungsbefugniissen  wieder  eröffnet  worden. 

Erweiterung  der  Abfertigungsbefugnisse  von  Stationen. 

Sächsische  S  t  a  a  t  s  ei  se  n  ba  h  n  e  n.  Vom  10  Fe- 
bruar d.  Js.  ab  ist  die  Beförderung  von  Milch  von  und  'nach 
w^de^!'^'"''"  0  1 1  e  n  d  o  r  f  -  0  k  r  i  1 1  a  zuJelasS 


1.  Güterverkehr. 


Amtliehe  Bekanntmachungen. 


Staats-  und  Privatbahn-Gütei-verkehr 
Alit  Gültigkeit  vom  15.  Februar  1919 
^iri  der  Binnen-Güte-rverkehr  der  auf 
eutsohem  Gebiet  geLegenen  Stationen 
ler  Nordbrabant-Deut.schen  Eisenbahn 
n  den  Staats-  und  Frivatbahn-Güter- 
-^liiff^nommen.   Näheres  im  Tarif- 
ind  Verkehrsanzeiger. 
Berlin,  den  5.  Fehruar  1919.  (183) 
Eisenbahndirektion. 


Nlederländisch-No^db^aban^-De^tsche« 
Güterverkehr. 
Mit  Gültigkeit  vom  15.  April  d.  Js. 


treten  für  den  Verkehr  zwischen  Ze- 
yenaar  und  den  Stationen  Goch  N.B.D., 
Labbeck,  Pr.  Uedem  und  Uedemerfeld 
teilweise  erhöhte  Frachtsätze  in  Kraft. 

Nähere  Auskunft  geben  die  beteüio-- 
ten  Dienststellen. 

Gennep,  Februar  1919.  (190) 
Die  Direktion  der  Nordbrabant-Deut- 
schen  EisenbahngeseUschaft,  namens  der 
 beteiligten  Verwaltungen. 

Tfv  1104.    Ausnahmetarif  für  Dienst- 
kohlen- usw.  Sendungen  der  Sächsischen 
Staatseisenbahnen,  gültig  vom  1  Oktober 
1918. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  sind 


die  Frachtsätze  des  oiben  bez-eichneten 
Ausnahmetarifs  gemäß  der  allgemeinen 
B6kanntm.achung  der  Eisenbahndirek- 
tion Berlin  vom  27.  Januar  1919  (vgl. 
Nr.  ^  der  Zeitung  dies  Vereins  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  vom 
1.  Februar  1919  auf  Seite  88)  um  den 
bOprozientigen  Zuschlag  zu  erhöhen. 

Die  eintretenden  Frachterhöhun'oien 
betragen  44  bis  48  Pf.  für  100  kg.  " 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Kattowitz,  den  8.  Februar  1919  (189) 
Eisenbahndirektion  Katt-owitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 
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2.  Nachruf. 


Am  5.  d.  Mts.  wurde  uns  unser  hochverehrter 

Präsident,  Seine  Exzellenz  der  Wirkliche  Geheime  Rat 
Herr  S  e  y  d  e  1 

durch  den  Tod  entrissen. 

Ausgezeichnet  durch  umfassendes  Wissen,  weit  vorausschauenden  prakti- 
schen Blick,  sicheres  Urteil  und  großes  orgauisatorisches  Geschick,  hat  der 
Entschlafene  die  Eisenbahndirektion  Halle  seit  ihrem  Bestellen  in  vorbildlicher 
Weise  geleitet  und  sich  hierbei  hervorragende  Verdienste  um  die  Lösung  der 
der  Eisenbahnverwaltung  im  Krieg  und  Frieden  gestellten  schweren  Aufgaben 
erworben.  In  ihm  verlieren  wir  einen  Vorgesetzten  von  seltener  Herzensgüte 
und  vornehmster  Gesinnung,  unter  dessen  Leitung  zu  arbeiten  unsere  Freude 
und  unser  Stolz  war.  Wir  werden  seiner  stets  in  Dankbarkeit  und  Verehrung 
gedenken. 

Halle  (Saale),  den  6.  Februar  1919.  (187) 
Die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr  (Fortsetzung). 

Holländische  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Durch  di«  Gültigkedt&erklärung  des 
Gütertarifs  für  den  Staats-  und  Privat- 
bahnverkehr  auf  den  Binnenverkehr 
der  auf  deatsohem  Gebiet  gelegenen 
Stationen  der  Holländischen  Eisenbahn 
ist  der  Gütertarif  für  den  Binnenver- 
kehr auf  deutschem  (Gebiete  vom 
1.  Juli  1909  am  1.  Februar  1919  außer 
Kraft  getreten. 

Amsterdam,  5.  Februar  1919.  (198) 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Binnentarif     der  Braunschweig-Schö- 
ninger  Eisenbahn, 
Am  1.  April  d.  Js.  werden  die  Per- 
6onenfahrpreis.e  und  die  Frachtsätze  für 
den  Güter_  und  Tierverkehr  erhöht. 
Braunsohweig,  den  4.  Februar  1919. 
Braumschweig-Schöninger  Eisenbahn- 
Actien-Gesellsohaft 

Der  Vorstand.  (184) 


Binnentarif   der  Oschersleben-Schönin- 
ger  Eisenbahn. 

Am  1.  April  d.  Js.  werden  die  Per- 
sonenfahrpreise  und    die  Frachtsätze 
für  den  Güter-  und  Tierverkehr  erhöht. 
Braunschweig,  den  4.  Februar  1919. 
Oschersleben-iSohöninger  Eisembahn- 
Gesellschaft.  (185) 
"Der  Vorstand. 

Im  Personen-,  Oepäck-,  Tier-  und 
Güterverkehr  mit  Stationen  der  (jrera- 
Meuselwitz-Wuitzter  Eisenbahn  treten 
am  1.  April  d.  Js.  Tariferhöhungen  ein. 
Die  Änderungen  des  Tarifs  isind  gemäß 
§  6  der  E.V.O.  von  der  Aufsichtsbehörde 
genehmigt.  Nähere  Auskunft  erteilt 
die  unterzeichnete  Direktion. 

Berlin,  den  1.  Februar  1919.  (195) 
Gera-Meui&elwitz-Wuitzer  Eisenbahn- 
Aktiengesell  Schaft, 
Die  Direktion. 


Am  1.  April  id.  Js.  treten,  vorbehalt- 
lich der  'Genehmigung  iseitens  der  Auf- 
•sichtslbehörde,  im  Personen-,  Gepäck-, 
Tier-  und  Güterverkehr  der  Vorwohle- 
Emmerthaler  Eis)enbahn  Tariferhöhun- 
gen ein.  Nähere  Auskunft  erteilt  die 
unterz-eichnete  Direktion.  (193) 

Eschershausen,  den  1.  Februar  1919. 
Die  Direktion  der  Vorwohle-Emmer- 
thaler  Eisenbahn-Gesellschaft. 


Am  1.  April  d.  Js.  treten,  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  seitens  der  Auf- 
sichtsbehörde, im  Personen-,  Gepäck-, 
Tier,  und  Güterverkehr  der  Neben- 
bahnen Achern-Ott>enhöfen,  Biberach- 
Oberharmersbach,  Haltingen-Kandern, 
Krozingen -MünstertalHSulz.burg,  Mos- 
bach-Mudau,  Obersohefflenz-Billigheim, 
Ehein-Ettenheimmünster  und  Möck. 
mühl-Dörzbach  Tariferhöhungien  ein. 
Nähere  Auskunft  erteilt  die  unterzeich- 
nete Direktion 

Berlin,  den  i.  Februar  1919.  (191) 
Deutsche  Eisenbahn-Betriiöhs. 
Gesellschaft. 
Aktiengesellschaft. 


Binnen-Personen-,  Gepäck-  und  Güter- 
tarif, Teil  II,  für  die  Lokalbahn  Schaft. 
lach-Gmund-Tegernsee. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  er- 
scheint der  Nachtrag  II,  durch  welchen 
von  der   Aufsicht si>ehörde  genehmigte 
Erhöhungen  eintreten. 
Tegernsee,  den  8.  Februar  1919.  (192) 
Eisenbahn-AktiengeselLschaft 
Schaf  tlach-Gmun  d-Tegernse  e. 
Die  Direktion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Rinteln-Stadthagener  Eisenbahn. 

Vom  15.  Februar  1919  ab  sind  die 
Einheitsprelise  ,für  Arbeitea-f ahrkarten 
auf  2  Pfg.  pro  Kilometer  erhöht.  Die 
Einhaltung  der  vorgeschriebenen  Ver- 
öffentlichungsfrist ist  vom  Reicbseisen- 
bahnamt  (Nr.  310)  nachgelassen. 

Rinteln,  den  5.  Februar  1919.  (186) 
Der  Vorstand. 


5.  Effektenverkehr. 

Aus  früheren  Verlosungen  und  aus 
der  Restkündigung  der  434  zinsigen  Pri- 
oritätsobligationen (1.  Emission)  der 
ehemaligen  Braunschweigischen  Eisen- 
bahngesellschaft sind  verschiedene 
Obligationen  noch  rückständig'  geblie- 
ben. Diese  werden  nachstehend  wieder- 
holt und  mit  dem  Bemerken  aufgerufen, 
daß  ihre  Verzinsung  mit  dem  31.  März 
des  Jahres  ihrer  Verlosung  oder  ihrer 
Kündigung  aufgehört  bat  und  gemäß 
§  7  des  Privilegs  vom  16.  Juli  1874  .ie- 
der  Anspruch  aus  ihnen  erlischt,  wenn 
sie  10  Jahre  lang  alljährlich  einmal 
öffentlich  aufgerufen  und  dessenunge- 
achtet nicht  spätestens  binnen  Jahr^es- 


frist  nach  dem  letzten  öffentlichen  Aul 
nife  zur  Einlösung  vorgelegt  sei 
werden. 

Es  sind  rückständig: 

A  u  s  d  e  r  Kündigung  : 
zum  1.  April  1913  zu  1500  M  Nr. 
2554,  zMm  1.  AprU  1914  zu  1500  Jl 
Nr.  2887,  zum  1.  April  1915  zu 
1500  Jl  Nr.  1575,  1590,  zum  1.  April 
1917  zu  3000  Jt  Nr.  175,  zu  1500  Ji 
Nr.  2022,  zum  1.  April  1918  zu 
1500  M  Nr.  2614,  (Restkündigung) 
zu    300  Jl  Nr.  3914,   3915,  3918, 
3919,  3920,  6305,  7138,  7139,  7141, 
9250,  10213,  10215,  10249,  10250. 
Die   im  Januar   1908   verloste  zäun 
1.     April     1908     zur     baren  Rück- 
zahlung        gekündigte  4>2zinsige 
Prioritäts-Obligation      (I.  Emission) 
der       früheren       Brauns  chweigischien 
Eisenbahngesellschaft  Nr.  10146  zu  300 
Mark,    welche    ungeachtet  alljährlich 
wiederholten  Aufrufs  bis  jetzt  nicht  zur 
Einlösung  eingereicht  worden  list,  ist 
nunmehr  wertlos  gewoi-'den  und  jedier 
Anspruch  aus  ihr  dem  Staate  gegenüber 

^6  r  1   S  C'll'G  II 

Berlin,  "den  31.  Januar  1919.  (191) 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden. 


6.  Verdingungen. 

Die  Anfertigung,  Lieferung  und  Auf- 
st«llung  des  eisernen  Uberbaues  für  die 
Weg^iberführung  auf  Bahnhof  Ams- 
walde  soll  vergehen  werden.  Die  Ver- 
dingungsunterlagen liegen  in  unserem 
technischen  Bureau,  Zimmer  182a,  zur 
Einsichtnahme  aus,  können  auch  giegen 
gebührenfreie  Einsendung  von  5  Jl  in 
bar  von  unserm  Zentralbureau  bezogen 
werden. 

Angebote  sind  spätestens  zur  Er- 
öffnungsstunde  am  28.  Februar  1919, 
vormittags  11  Uhr,  mit  entsprechende! 
Aufschrift  versehen  und  verschlossen 
an  uns  einzureichen, 

Zuschlagsfrist:  3  Wochen. 

Bromberg,  den  8.  Februar  1919.  (196) 
Eisenbahn  dii'ektion. 


7.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

'/a  gekuppelte  Tender-Lokomotive, 
ca.  150  P.S.,  norm    Spurweite,  erstes 
Fabrikat,  Heizfl.  40.8  qm,  Ro.s-tfl.  9.7f 
qm,  Gew.  20  To.,  überdr.  12  Atm.,  Radst 
2500  mm,  Triebradd.  1080  mm-,  Zug'kr 
2300  kg.    Letzte  äußere  Untersuchuuf 
16.  10.  1918,  sofort  zu  verkaufen 
Bergedorf-Geesthachter  Eisenbahn- 
Act.-Ges.  (188; 
Hamburg  37,  Innocentiastr.  21. 


Verkauf  von  ausgemusterten  offener 
Güterwagen  (3  Stück)  und  Güterwagen 
Untergestellen  (10  Stück).  Die  Fahr. 
25enge  sind  lauffähig  und  im  be- 
schränkten leichten  Verkehr  verwend- 
bar. Verkaufsbedinigungen  und  Zeich 
nungen  auf  post  freie  Anfrage  zun 
Preise  von  1  Jl  für  Güterwa^gen  unc 
1  Jl  für  Untergestelle  erhältlich.  Ver- 
sand naoh-auswärts  als  portopflichtig« 
Dienstsache,  gegen  postfreie  Zusendunj 
der  Beträge  mit  5  ^  Bestellgeld  ,  ar 
Stiationskass>e  Hauptwerkstätte  Ka^ls^ 
ruhe.  Angebote  mit  Aufschrift  sine! 
verschlossien,  postfrei  spätestens  bis 
1.  März  1919  einzureichen.  Zuschlag- 
frist 4  Wochen. 

Karlsruhe  i.  B.  im  Febr.  1919.  (1971 
Verwaltung  der  Hauptwerkstätte. 
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Berlin,  den  15.  Februar  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


n^it^M^^  -^'^^^  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
Scbriftreluin^Ter  7°e^?nfS  ^i'"eilungeu,  Büclier,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
J^Vlfi^r  »Ii  1"  Vereins  Deutscher  Eise.ibahnverwaltungen, 

fü?'|a^^"e?t^el^r  bSnt-erl^'S:'''''^"''^'  ^ost'^J%1e^sT.lT1'^. 
'.Bei  dl  rekterZusendungunt  erStreifband  liefert  die  Verlassbuch- 
handlunff  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherig^,/ österre^^^^^^^^ 
unsansclen  Postgel)ietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  fiir  sl  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben 

>.    Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch  > 
Priyatanxeis^'n  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
iJO  it.)  angenommen.  Bei\\  lederholungen  entsprechejide  Ermäßigungen. 
Ueila$;en  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  weode  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9.  Liukstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Oirokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  Uioa 
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banntniachun.oen.     —     Ein  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten 
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{Schluß  aus  Nr.  12.) 


Den  V  orsifz  im  Schiedsgerichte  führt  die  im  betreffenden 
Ausschusse  Vorsitzende  ^'erwaltung.  Ist  d/ieso  vorsitzen.k 
Verwaltung  selb&t  am  Streite  beteiligt,  hat  das  Schiedsgericht 
sich  einen  Vorsitzenden  selbst  zu  wählen.  Die  Ernennun<. 
emes  Stellvertreters  durch  die  Vorsitzende  Verwaltung  muß 
wegen  Wahrung  voller  Unparteilichkeit  für  unstatthaft  an- 
gesehen werden. 

Aus.schußmitglieder,  die  selbst  an  den  Streitigkeiten  be- 
teiligt sind,  sind  von  der  Teilnahme  an  der  Beratung  und  Be- 
schlußfassung anuszuschließen  (§  22,  4).  Diese  Satzunos- 
bestimmung,  die  das  deutsche  und  österreichische  Recht  auf- 
aimmt»2),  ist  eigentlich  selbstverständlich,  weil  Richter  von 
der  Ausübung  des  Richteramtes  in  Sachen,  in  denen  sie  seihst 
Partei  sind,  ihres  Amtes  wegen  ausgeschlossen  sein  müssen. 

ist  auch  bei  Schiedsgerichten  eine  unbedingte  Notwendio-- 
feeit,  die  Unbefangenheit  der  zur  Ausübung  eines  Richter- 
mtes  Berufenen  zweifellos  zu  machen.  Es  ist  dalier  nicht 
bloß  die  unmittelbare  Beteiligung  an  dem  Streite  ein  Aus- 
ichließungsgrund,  sondern  ein  Schiedsrichter  kann  auch  aus 
lenselben  Gründen  abgelehnt  werden,  die  zur  Ablehnuno- 
^.ines  ordentlichen  Richters  berechtigten-»).  Ein  l'er.toß  geg->en 
Uesen  Grundsatz  würde  den  Schiedsspruch  für  den  Geltungs- 
bereich der  österreichischen  Zivilprozeßordnung  unwirksam 
naehen^«),  und  wohl  auch  nach  deutschem  Rechte,  zui-  Xichtig- 
^eitsklage  berechtigen^'). 
Die  Ausschließung  nach  §  22,  4  der  Satzungen  hat  das 

Z]  I  ^}J'  ZPO.:   §§  19,  20  Z.  1,  ö  IN 

"   I  ^K^^K^^      ^^-^'^  '^'»6  o.  ZPO. 

)  p  595  Z.  3  u.  4  o,  ZPO 

'^'i  §  579,  Z.  3  d,  ZPO. 


Schiedsgericht  von  Amts  wagen-»)  vorzuuehmen.  Wenn  eine  zu i 
Ausübung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  berufene  Verwaltung  für 
einen  gegebenen  Streitfall  ihre  Ausschließung  für  recht  hält 
und  dies  der  Vorsitzenden  Verwaltung  anzeigt,  erfolgt  die 
Ausschließung  gleichwohl  von  Amts  wegen.  Eine  Ablehnung 
eines  Schiedsrichters  müßte  aber  wohl  von  Seite  einer  der 
streitenden  Parteien  erfolgen.  Der  Antrag  müßte  auch  be- 
gründet werden.  Das  deutsche  Gesetz")  fordert  die  Glaub- 
haftmachung des  Ablehnungsgrundes,  und  das  österreichische 
Gesetz  bedroht  nur  dann  d«n  Schiedsspruch  mit  Wirkungs- 
losigkeit, wenn  die  Ablehnung  eines  Schiedsrichters  vom 
Schiedsgerichte  ungerechtfertigt  zurückgewiesen  wurde«*) . 
Ungerechtfertigt  kann  aber  eine  Zurückweisung  nur  dann 
sein,  w€nn  Gründe  für  die  Ablehnung  vorgebracht  wurden, 
der  Antrag  aber  ohne  oder  mit  unzulänglicher  Begründung 
abgelehnt  wurde.  Auch  muß  der  ordentliche  Richter,  der  im 
Nichtigkeitsprozesse  urteilen  soll,  die  Gründe  zu  prüfen  im- 
stande sein,  um  feststellen  zu  können,  ob  die  Zurückweisung 
des  Ablehnungsantrages  ungerechtfertigt  war  oder  nicht. 

Das  Schiedsgericht  hat  den  Sachverhalt  zu  ermitteln.  Diesem 
Zwecke  dient  die  Bestellung  eines  Berichterstatters,  allenfalls 
auch  eines  Mitberichterstatters.  Die  Berichterstattung  ist 
zwar  in  den  Satzungen  nicht  ausdrücklich  vorgesehen,  ergibt 
sich  aber  aus  §  13,  Z.  2.  Die  am  Streite  beteiligten  Verwal- 
tungen können,  auch  wenn  sie  nicht  Mitglieder  des  Aus- 
schusses sind,  in  dem  Ausschusse  selbst  vor  Beginn  der  Be- 
ratung des  Streitfalles  ihren  Standpunkt  mündlich  vertreten 

„.  ,  .  sind  .  .  .  auszuschließen". 
§  44,  Abs.  2  d.  ZPO. 
§  595.  4  ö.  ZPO. 
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(§  22,  4).  Damit  ist  den  Parteien  das  rechtliche  Gehör  ge- 
wahrt, wie  es  das  Eecht  in  Deutschland  wie  im  Geltungs- 
bereiche der  öst-erreichischen  Zivilprozeßordnung  fordert. 
Nach  deutschem  Rechte^")  kann  die  Aufhebung  des  Schieds- 
s;pruches  beantragt  werden,  wenn  der  Partei  in  dem  A^er- 
fahren  das  rechtliche  Gehör  nicht  gewährt  wurde,  und  nach 
österreichischem  Recht«  würde  dieser  Mangel  des  Verfahrens 
die  Unwirksamkeit  des  Schiedsspruches  nach  sich  ziehen^"). 
Doch  ist  dieses  Recht  gewahrt,  wenn  die  Partei  rechtzeitig 
von  dem  Verhandlungstage  benachrichtigt  wurde.  Ein  be- 
sonderer Antrag  einer  der  Parteien  ist  trotz  §  22,  4,  vorletzter 
Satz,  uicht  erforderlich;  diese  Satzungsbestimmung  ist,  weil 
dem  Gesetze  zuwiderlaufend,  nichtig.  Die  Beteiligung  der 
Parteien  an  dem  Verfahren  ist  nicht  notwendig.  Wenn  sich 
eine  Partei  in  die  Verhandlung  vor  den  Schiedsrichtern  nicht 
einläßt,  ist  mit  der  anderen  Partei  allein  zu  verhandelnd^). 
ITnd  wenn  keine  der  streitenden  Parteien  zur  Schiedsgerichts- 
verhandlung erscheint,  braucht  deshalb  die  Fällung  des 
Schiedsspruches  nicht  zu  unterbleiben,  obschon  einem  Schieds- 
gerichte nicht  das  Eecht  zu.steht,  gegen  Parteien  Zwangs- 
mittel anzuwenden''^).  Es  kann  also  ein  Vers.äumnisurteil  ge- 
fällt werden'^).  Kann  aber  der  Schiedsspruch  in  Abwesen- 
heit der  Parteien  nicht  gefällt  werden,  weil  ohne  deren  An- 
hörung der  Sachverhalt  nicht  klargestellt  werden  kann,  müßte 
die  Verhandlung  der  Sache  vertagt  werden.  Dem  Schieds- 
gerichte zu  überlassen,  daraus,  daß  die  zwecks  Einvernahme 
geladene  Partei  nicht  erscheint,  einen  Schluß  für  Zwecke  der 
ürteilsbildung  zu  ziehen,  wie  es  dem  ordentlichen  Richter 
zusteht^"),  wäre  nicht  statthaft,  weil  dies  ein  Zwangsmittel 
gegen  die  Partei  wäre,  dessen  Anwendung  eben  gesetzlich 
verboten  ist.  Dadurch  wird  allerdings  die  Schöpfung  eines 
Versäumni&urteils  öfters  unmöglich  weixien.  Das  Schiedsgericht 
ist  auch  befugt.  Zeugen  und  Sachverständige  zu  vernehmen, 
aber  nur  unbeeidet  und  soweit  isie  freiwillig  vor  ihm  er- 
scheinen^^).  Sollte  aber  eine  Beeidigung  oder  eine  andere, 
dem  ordentlichen'  Gerichte,  gesetzlich  vorbehaltene  Prozeß- 
handlung erforderlich  werden,  so  hat  das  Schiedsgericht  das 
zuständige  staatliche  Gericht  durch  ein  Rechtshilfegesuch  da- 
rum anzugehen^®).  Das  zuständige  staatliche  Gericht  ist  ver- 
pflichtet, die  Rechtshilfe  zu  gewähren,  hat  aber  das  Recht  und 
die  Pflicht,  die  Zulässigkeit  des  Antrages  zu  prüfen. 

Die  Erkenntnisquellen,  aus  denen  das  Schiedsgericht  zu 
schöpfen  hat,  sind  zunächst  die  Vereinssatzungen,  Vei^ins- 
bestimmungen  und  Vereinsbeschlüsse.  Soweit  diese  Quellen 
einer  Auslegung  bedürftig  sind,  obliegt  sie  den  Ausschü'Ssen 
(§  12,  2)  nach  den  gesetzlichen  oder  üblichen  Auslegungs- 
legeln.  Dabei  ist  insbesondere  der  Sprachgebrauch  im  Ver- 
einsverkehr und  die  eigentümliche  Bedeutung  einzelner  Fach- 
ausdrücke im  Verkehre  der  Vereinsmitglieder  untereinander 
zu  berücksichtigen.  Reichen  diese  Bestimmungen  nicht  aus, 
so  ist  das  gesamte  geltende  Recht  anzuwenden,  auch  das 
öffentliche;  insbesondere  auch  das  Völkerrecht.  Wenn  ein 
Streitteil  Schadenersatzforderungen  stellt,  so  wird  wohl  zu- 
erst danach  zu  fragen  sein,  ob  der  Streitfall  nach  den  Ver- 
einsbestimmungen allein  erschöpfend  dargestellt  und  beurteilt 
werden  ■  kann.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muß  von  dem  Son- 
derrechte des  Vereins  auf  das  allgemeine  Recht  überg-egangen 
werden.  Das  Schiedsgericht  würde  seine  Aufgabe  verkennen, 
wollte  es  seine  Zuständigkeit  deshalb  ausschließen,  weil  ein 
Streitfall  z.  B.  nur  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 


™)  §  1041,  Z.  4  d.  ZPO.  • 

)  §  595  Z  2  ö  ZPO 
'^■^  8  587  ö."  ZPO.     In  der  d.  ZPO.  fehlt  ■p^m^  solohe  He- 
Stimmung. 

§§  1035,  1036  d.  ZPO.,  §  588  ö.  ZPO. 

§  587,  Abs.  2  ö.  ZPO.  —  So  auch  Hanausek,  a.  a.  0..  S.  23. 
P  330  f.  d.  ZPO.,  §  381  ö.  ZPO 
I  1035  d.  ZPO.,  §  588  ö.  ZPO. 
»)  §  103G  d  ZPO.,  §  589  ö.  ZPO. 


Gesetzbuches  beurteilt  werden  kann,  da  die  Vereinsbestim- 
mungen zur  Entscheidung  nicht  ausreichen. 

Das  Urteil  des  Schiedsgerichtes  muß  schriftlich  niedergelegt 
werden.  Sowohl  die  Abfassung,  wie  die  Ausfertigungen  des 
Schiedsspruches  sind  unter  Angabo  des  Tages  der  Abfassung 
von  den  Schiedsrichtern,  und  zwar  von  allen,  zu  untei- 
schreiben^^) .  Da  das  Schiedsgericht  weder  eine  öffentliche 
Behörde  noch  eine  mit  öffentlichem  Glauben  versehene  Per- 
son ist,  so  sind  seine  Ausfertigungen  keine  öffentlichen  Ur- 
kunden^'),  sondern  einfache  Privaturkunden.  Sie  begründen. 
<sofern  sie  von  den  Schiedsrichtern  unterschrieben  oder  mii 
ihrem  gerichtlich  oder  notariell  Ijeglaubigten  Handzeichen  vei- 
sehen  sind,  vollen  Beweis  dafür,  daß  die  darin  enthaltenen 
Erklärungen  von  den  Ausstellern  herrühren  ^*)"').  Di'e 
Unterschrift  der  Schiedsrichter  ist  ein  wesentliches  Erforder- 
nis der  Wirksamkeit  des  Schiedsspruches.  Der  Schiedsspruch 
bedarf  nach  deutschem  Rechte  einer  Begründung'*).  In  der 
österreichischen  Zivilprozeßordnung  ist  sie  nicht  vorgeschrie- 
ben, hier  ist  also  ein  Schiedsspruch  auch  ohne  Begründung 
wirksam,  da  im  §  595  der  Mangel  von  Urteilsgründen  nicht  als 
einer  der  Gründe  anerkannt  ist,  die  zur  Klage  auf  Auf- 
hebung des  Schiedsspruches  berechtigen. 

Die  von  den  Schiedsrichtern  iinterschriebenen  Ausferti- 
gungen sind  den  Parteien  zuzustellen.  Die  Art  der  Zustellung 
überläßt  das  deutsche  Gesetz*^)  dem  Ermessen  des  Schieds- 
gerichtes. Das  österreichische  Gesetz  schreibt  vor**),  daß  die 
Ausfertigungen,  wenn  die  Parteien  sie  nicht  persönlich  vor 
dem  Schiedsgerichte  in  Empfang  nehmen,  durch  die  Post  oder 
durch  einen  Notar  zuzustellen  sind.  Die  Urschrift  des 
Schiedsspruches  ist  naeh  deutschem  Rechte'^)  auf  der  Gerichte- 
schreiberei des  zuständigen  Gerichtes  niederzulegen.  Nach 
österreichischem  Rechte'^)  kommt  als  Verwahrer  zunächst  die 
im  Schiedsverträge  bezeichnete  Person  in  Betracht;  eine  solche 
ist  in  den  Vereinssatzungen  nicht  genannt.  Fehlt  es  an  einer 
solchen  Vereinbarung,  so  haben  die  Schiedsrichter  die  Art 
der  Verwahrung  zu  bestimmen.  Im  Zweifel  sind  diese 
Schriftstücke  bei  einem  Notar  des  Bezirkes  zu  hinterlegen, 
^in  welchem  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  hatte.  Die  Zu- 
stellung ist  nach  beiden  Gesetzen  zu  beurkunden.  Die  Ur- 
schrift des  Schiedsspruches  und  die  Beurkundung  der  Zustel- 
lung gelten  als  den  Parteien  gemeinschaftliche  Urkunden. 

Die  Schiedssprüche  unterliegen  keinem  Rechtszuge,  sind  älbL 
endgültig,  und  bedürfen  keiner  Bestätigung  durch  die  Vereins^ 
Versammlung  (§  22,  4).  Der  Schiedsspruch  'hat  unter  den 
Parteien  die  Wirkungen  eines  rechtskräftigen  gerichtlicher 
Urteil  es'").  Die  Ausführung  einer  durch  ein  Schiedsgerich 
aufgetragenen  Leistung  ist  von  der  geschäftsführenden  Ver- 
waltung zu  überwachen  (§  21,  2).  Die  Verweigerung  der  Ausi 
führung  kann  zum  Ausschlüsse  aus  dem  Vereine  führea 
Dessenungeachtet  kann  bei  dem  zuständig'en  staatlichen  Ge 
richte  die  Zwangsvollstreckung  beantragt  werden. 

Anm.  d.  Schriftl. :  Die  Ausführungen  dieses  Aufaatzen 
auf  Seite  114  (vorl.  Abs.)  über  die  Rechtswirksamkeit  de 
schriftlichen  Meinungsäußerungen  der  Vereinsmitglieder  ent 
sprechen  nicht  der  vom  Verein  geübten  und  durch  BeschluJ 
der  1874'er  Vereinsversammlung  anerkannten  Paxis,  wonacl 
in  dringenden  Fällen  auf  mündliche  Verhandlung  in  der  Voll' 
Versammlung  des  Vereins  verzichtet  und  die  B^eschlußfassun, 
lediglich  im  Schriftwege  herbeigeführt,  wird.  Auch  sona 
kann  den  Ausführnus^u  des  Verfassers  nicht  lin  allen  Punkte! 
unbedingt  zugestimmt  werden. 

")  S  1039  d.  ZPO.,  §  592,  Abs.  2  ö.  ZPO. 
§  415  d.  ZPO.,  §  292  ö.  ZPO. 

^«1  §  416  d.  ZPO.,  §  294  ö.  ZPO. 

'")  A.  M.  Hanausek,  a.  a.  0.,  S.  25,  aber  mit  Rücksicht  au 
5  292  ö.  ZPO.  wobl  irrig.  Daß  die  Unterschrift  des  Schiedö 
Spruches  wesentlich  und^konstitutiv  ist,  schließt  doch  die  At 
Wendung  des  §  294  ö.  ZPO.  nicht  aus. 

'*)  §  1041  Z.  5  d.  ZPO. 
§  1039  d.  ZPO. 

")  §  592,  Abs.  1  ö  ZPO. 

")  I  1039  d.  ZPO. 

§  593  ö.  ZPO.  r  • 

"')  I  1040  d  ZPO.,  §  594  ö   ZPO.        a  ' 
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Die  Leistungen  und  die  finanzielle  Lage  der  russischen  Eisenbahnen  während  des  Krieges 


D«r  j.Protofis",  die  Vereinigung  der  Industriellen,  der 
Kaufmannschaft  und  der  Banken  in  der  Ukraine  veröffent- 
licht iu  seinen  wirtschaftlichen  Nachrichten  einen  Rückblick 
auf  die  Entwicklung  der  Eisenbahnen  Rußlands  seit  Beginn 
des  Krieges  und  die  finanzielle  Lage  der  russischen  Staats- 
und Piivatbahnen,  aus  dem  folgende  Angaben  auch  für 
deutsche  Fachleute  von  Interesse  sein  dürften : 

Gegen  Ende  des  Jahres  1913  belief  sich  die  Länge  der  im 
Betrieb  befindlichen  russischen  Eisenbahnen  auf  etwa  65  000 
Werst.  Von  diesen  Strecken  waren  zwei  Drittel  in  staat- 
■Hohem,  ein  Drittel  in  privatem  Besitz. 

Die  Bahnen  haben  im  Betriebs.iahr  1913  250  Millionen  Rei- 
sende und  8  Milliarden  Pud  Güter  —  134  Millionen  Tonnen  — 
befördert.  Bei  einer  durchschnittlichen  Einnahme  von  0,82 
Kopeken  für  die  Werst  und  den  Reisenden  und  von  0,02  Ko- 
peken für  .iedes  beförderte  Pud  betrug  der  Rohgewinn  aller 
Eisenbahnen  1172  Millionen  Rubel  oder  abgerundet  18  000  E. 
für  die  Werst.  Die  Betriebs&jsten  bezifferten  sich  auf  705 
Millionen  Rubel  oder  rund  11  000  R.  für  die  Werst.  Der  Be- 
triebsgewinn belief  sich  demzufolge  auf  467  Millionen  Rubel 
oder,  auf  die  Werst  gerechnet,  auf  7200  R.  An  dem  Betriebs- 
gewinn von  467  Millionen  Rubel  waren  die  Staatsbahnen  mit 
310  Millionen,  die  Privatbahnen  mit  157  Millionen  Rubel  be- 
teiligt. 

Die  Baukosten  aller  Bahnen  beliefen  «ich  auf  7591  Mil- 
lionen Rubel,  von  denen  5618  Millionen  auf  die  Staatsbahnen, 
1973  Millionen  auf  die  Privatbahnen  entfielen.  Die  Verzin- 
sung des  Anlagekapitals  nahm  bei  den  Staatsbahnen  242  Mil- 
lionen Rubel,  bei  den  Privatbahnen  annähernd  84  Millionen 
in  Anspruch.  Der  Reingewinn  der  8taatsbahnen  betrug  dem- 
zufolge 68  Millionen  Rubel. 

Für  die  Privatbahnen  verblieben  nach  Abzug  der  Zinsen 
für  das  Anlagekapital  in  Höhe  von  84  Millionen  Rubel  von 
dem  Betriebsgewinn  in  Höhe  von  157  Millionen  noch  73  Mil- 
lionen Rubel.  Hieraus  wurden  21  Millionen  als  Dividende 
auf  das  Aktienkapital,  35  Millionen  als  Zahlungen  an  die 
Reichskasse  als  Gewinnanteil  des  Staates,  9  Millionen  zur  Ab- 
zahlung der  Garantieschulden  und  8  Millionen  zur  Auffüllung 
des  Reservefonds  und  für  andere  Zwecke  verwendet. 

Von  den  Betriebskosten  der  Eisenbahnen  in  Höhe  von 
705  Millionen  Rubel  entfielen  nicht  weniger  als  350  M'llioneu 
mithin  fast  die  Hälfte,  auf  die  Ausgaben  für  Gehälter  und 
Lohne  bei  einer  Zahl  von  insgesamt  850  000  Angestellten, 
Handwerkern  und  Arbeitern. 

Während  der  ersten  drei  Kriegs.iahre  1914, '  1915  und  1916 
mußten  die  Ersenbahnen  unter  wesentlich  veränderten  Ver 
haltnis»en  arbeiten,  eine  Tatsache,  die  auf  die  finanziellen 
Ergebnisse  picht  ohne  Einfluß  war.  Die  Gütermengen,  die 
die  iiisenbahn  zu  bewältigen  hatte,  wuchsen  ständig,  ebenso 
st:eg  die  durchschnittliche  Beförderungsstrecke  für  Reisende 
und  Guter.  Dazu  mußte  ein  großer  Teil  der  Güter  und  Per- 
sonen zu  dem  ermäßigten  Militärtarif  befördert  werden.  In- 
toigedessen  fiel  die  Durchschnittseinnahrae  für  die  W^rst  und 
]€den  Reisenden  von  0,82  Kopeken  im  Jahre  1913  auf  0.50  Ko- 
rJm^V'"  "l^^^^  "^'^  iedes  Pud  von  0.02  Kopeken  auf 
^,017  Kopeken.  Dem  entspricht  auch  das  Fallen  der  Rohein- 
nahmen  in  den  Jahren  1914  und  1915.    Erst  im-  Jahre  1916 


trat  wieder  eine  Steigerung  der  Roheinnahmen  auf  1350  Mil- 
lionen Rubel  ein. 

Mit  der  großen  Steigerung  der  Lohn-  und  Materialpreise 
wuchsen  auch  die  Betriebskosten  von  11  000  R.  für  die  Werst 
im  Jahre  1913  auf  12  500  R.  im  Jahre  1914,  14  50O  im  Jahre 
1915  und  17  000  R.  im  Ja^hre  1910.  In  der  gleichen  Weise  nahm 
der  Reing->ewinn  der  Eisenbahnen  ab,  so  daß  er  im  Jahre  1916 
nur  noch  140  Millionen  Rubel  betrug.  Die  eigentliche  Zer- 
rüttung des  Eisenbahnwesens  setzte  erst  zu  Beginn  des 
Jahres  1917  ein.  In  den  ersten  neun  Monaten  dieses  Jahres 
war  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  im  Vergleich  zu  der 
des  Jahres  1916  um  22  %,  im  Oktober  1917  um  34  %,  im  No- 
vember um  45  %  und  im  Dezember  um  70  %  gefallen.  In 
diesem  Jahre  wurden  überhaupt  nur  550O  Millionen  Pud  Güter 
befördert. 

Der  sich  verschlechternden  finanziellen  Lage  der  Eisen- 
bahnen hatte  man  durch  Tariferhöhungen  Rechnung  zu  tragen 
versucht.  Vom  1.  Januar  1917  ab  waren  die  Tarife  für  Ex- 
preßgut um  20  %,  die  für  Stückgut  um  30  %  erhöht  worden. 
Am  10.  Juni  1917  wurden  die  Tarife  für  den  Personenverkehr 
um  50  %,  die  für  den  Güterverkehr  um  20  %  erhöht.  Am 
18.  November  1918  vsetzte  abermals  eine  Erhöhung  des  am 
1.  Januar  1917  eingeführten  Tarifs  auf  100  %  für  Personen 
und  auf  300  %  für  Gepäck  und  Stückgut  ein.  Auch  wurden 
die  Militärtarife  und  zwar  für  Personenbeförderung  um  100  %, 
für  Güterbeförderung  um  300  %  in  die  Höhe  gesetzt.  Diese 
Tariferhöhungen  bewirkten  naturgemäß  eine  Steigerung  der 
Roheinnahmen  im  Jahre  1917,  die  trotz  der  erheblich  ver- 
ringerten Leistungen  1400  Millionen  betragen. 

Unter  den  Betriebskosten  nehmen  die  Gehälter  für  Beamte 
und  die  Löhne  für  Handwerker  und  Arbeiter  die  erste  Stelle 
ein.  Es  wurde  oben  bereits  gesagt,  daß  im  Jahre,  1913  Löhne 
und  Gehälter  die  Hälfte  sämtlicher  Betriebskosten  ausmach- 
ten. Im  Jahre  1915  und  im  Jahre  1916  wurden  für  die  Ei&en- 
bahnangestellten  Kriegszulagen  eingeführt  und  außerdem'  das 
Personal  nicht  unwesentlich  verstärkt.  Hierdurch  stiegen  die 
Ausgaben  für  Gehälter  und  Löhne  allmählich,  bis  sie  im 
Jahre  1916  die  Summe  von  650  Millionen  Rubel  erreichten.  Im 
Jahre  1917  kam  dann  die  Plichanowski-Teuerungszulage,  die 
eine  monatliche  Mehrausgabe  von  75  Millionen  Rubel  bedingte. 
September  und  Dezember  1917  brachten  weitiere  Verfügun- 
gen über  Lohnerhöhungen  einerseits  und  Verringerang  der 
Arbeitszeit  anderseits,  so  daß  schließlich  im  Jahre  1917  die 
Ausgabe  für  Löhne  und  Gehälter  die  außerordentliche  Höhe 
von  230O  Millionen  Rubel  erreichte. 

Man  kann  annehmen,  daß  die  Preise  für  Heizmaterialien 
und  souisti'ge  Betriebsbedürfnisse  im  Laufe  deis  Jahrtes  1917 
ebenfalls  um  durchschnittlich  200  %  gegenüber  den  Preisen 
des  Jahres  1916  gestiegen  sind,  so  daß  man  diese  Ausgaben 
mit  rund  1  Milliarde  kaum  zu  hoch  annehmen  dürfte.  Dem- 
nach haben  die  gesamten  Betriebskosten  des  Jahres  1917  sich 
auf  3300  Millionen  Rubel  belaufen.  Das  bedeutet  bei  einer 
Roheinnahme  von  1400  Millionen  Rubel  einen  Verlust  von 
1900  Millionen  Rubel. 

Wie  sich  die  Verhältnisse  der  Eisenbahnen  im  einzelnen 
•entwickelt  haben,  geht  aus  folgender  zusammenfassender  Ta- 
belle hervor: 


Die  Ergebnisse  der  russischen  Eisenbahnen  in  den  Jahren  1913—1917. 
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66  700 
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8000 
8200 
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\i  00 
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1210 

3300 
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1155  - 
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18  000 

16  050 

17  000 
19(100 

19  55Q 

1 1  000 

12  500 
14  500 

1       17  000 
46  000 

+  467 
-f  236 
+  175 
+  140 
—  1900 

innn.r-  T  ,n,  o  ■  "T"  ""■«i  .«^^utiii  voranscniag  tur  das  Kecü- 
unpiahr  1918  einzulassen,  ist  müßig,  da  sich  die  früher  ein- 
leitlichen  ini-ssischen  Eisenbahnverhältnisse  infolge  der  Tei- 
ung  dies  russischen  Reiches  in  verschiedene  Einzelstaaten 
V  selbständige  Eisenbalmpolitik  verschieden 

.«staltet  haben  Bei  Beurteilung  der  mutmaßlichen  Gestal- 
ung  der  Lage  kann  man  nur  von  einzelnen  z.  Zt.  gegebenen 
\nnaltspunkien  ausgehen : 

H^^.lif^*^"^  ^^^^-^^  1918  fiel  die  Betriebsleistung  der 
-is-enbahnen  gegenü}>er  der  des  Jahres  1916  um  80  %.  Das 
TOrde,  unter  der  Annahme,  daß  hierin  keine  vollkommene 
Änderung  eintritt,  eine  Jahresleistung  im  laufenden  Jahre 
«u  nur  etwa  2  Milliarden  Pud  im  Güterverkehr  bedeuten 


Dieser  stark  verringerten  Leistung  steht  .jedoch  eine  er- 
hebliche Steigerung  der  Betriebskosten  gegeniiber.  Der  Ver- 
brauch an  Betriebsmaterialien  stieg  e'benso  unaufhaltsam  wie 
die  Ausgaben  für  Gehälter  und  Löhne.  Dazu  kommt  eine 
Steigerung  der  Preise  für  die  notwendigen  Betriebsmateria- 
lien wie  Holz,  Metall,  Kohle,  Öle  usw.,  die  man  mit  400  % 
der  Preise  des  Jahres  1916  kaum  zu  hoch  gegriffen  haben 
dürfte.  Ferner:  Ende  des  Jahres  1917  war  der  Kohlen  ver- 
brauch einer  Lokomotive  auf  100  Werst  Fahrt,  für  den  früher 
110  Pud  als  Norm  galt,  160  Pud. 

Kleinere  Aufbesserungen  an  Lokomotiven  nahmen  trotz 
Überstunden  zwei  Monate  in  Anspruch  gegen  früher  drei 
Wocben.    Eine  gründliche  Aus'^sserung    einer  Lokomotive 
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dauert«  24)0  Tag«  ges€n  früher  60  bis  100  Tage  im  Durch- 
sohnitt.  Die  Folg«  davon  war,  daß  im  Jahre  1917  180O  Loko- 
motiven nicht  durchrepariert  waren,  «in«  Versäumnis,  di«  d«m 
Jahr«  1916  zur  Last  fällt. 

Als  B«ispiel,  wie  di«  neu«n  Löhn«  und  di«  n«u  «ingeführ- 
ten Arb«itsz«it«ü  di«  Betr:«bskost«n  beeiaflußt  haben,  mas 
folgendes  ang«führt  werden : 

Im  Jahr«  1913  arbeiteten  im  Di«nste  der  staatlich«n  und 
privat«n  Bahnen  21 300  TelegTaph«nbeamt«  Ihnen  wurden 
Lohne  im  B«trag«  von  9  862  000  E.  b«zahlt.  Ende  1916  waren 
die  Löhne  b«r«its  infolge  der  Teuerungszulagen  auf  14  Mil- 
lionen Rubel  angewachsen,  bei  «in«r  durchschnittlichen  täg- 
lichen Arbeitszeit  von  9.8  Stunden.  Der  durchschnittlich« 
Jahr«sv«rdienst  des  Tel«graphenb«amten  betrug  somit  im 
Jahre  1916  rd.  650  R.  Durch  Verfügung  vom  11.  Dezember  1917 
wurde  dann  das  durchschnittliche  Jahreseinkommen  eines 
Telegraphenbeamten  auf  4800  R.  und  seine  täglich«  Arbeits- 
zeit auf  6  Stunden  festgesetzt.  Um  den  6  stündigen  Arbeits- 
tag tatsächlich  einführen  zu  könn«n,  hätten  weiter«  12  780 
T«legraphenbeamte  eingestellt  werden  müssen.  Da  dieses 
technisch  nicht  möglich  war.  wurde  die  frühere  Zahl  der 


Telegraphenbeamten  beibehalten  und  wie  früher  beschäftigt 
Si«  «rhi«lten  .i«doch  für  di«  3,3  Üb«rstund«n  täglich  eine 
doppelte  Löhnung-  in  Höhe  von  5,33  R.  für  di«  Stund«  Da 
somit  d«r  Telegraphenbeamt«  alkin  für  Üb«rst-und«n  52l  E 
monatlich  oder  6324  R.  jährlich  erhielt,  beträgt  -sein  iähr- 
iiciies  Einkommen  11124  R.  Die  Ausgabe  der  EiF.enbahnen 
tur  Ihr  Telegraphenpersonail  hat  sich  dadurch  gegenüber  einer 
Ausgabe  von  9,9  Millionen  Rubel  im  Jahr«  1913  und  14  Mil- 
lionen Rubel  im  Jahre  1916  auf  237  Mülionen  im  Jahr«  1918 
gesteigert. 

Zur  Beurteilung  der  gesamten  finanziellen  Verhältnisse  der 
russischen  Eisembahnen  für  das  Jahr  1918  fehlen  z.  Zt.  noch 
die  näheren  Angaben.  Jedenfalls  arbeiten  gegenwärtig  so- 
wohl die  russischen  Staatsbahnen  wi«  die  Privatbahnen  bei 
außerordentlich  geringen  Betriebsleistungen  mit  einer  «rheb- 
lioheri  Unterbi-Ianz,  die  bei  den  sich  ständig  steigernden  Ma- 
terialkosten und  der  großen  Nachgiebigkeit  der  .  Regierung 
gegenüber  den  Forderungen  des  Personals  auf  Lohnerhöhun 
gen  fortgesetzt  im  Wachsen  ist. 

Reg.-Rat  Dr.  Meißner,  Ki«w 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Aufreehterhaltuna;  der  von  niilitärischen  Stellen  zur  Re- 
geluns:  verkehrswirtschaftlicher  Verhältnisse  erlassenen  Be- 
kanntmachungen. Das  Demobilmaehungsamt  macht  unterm 
4.  Februar  1919  folgendes  bekannt:  Alle  B6kanntmachung«n, 
dl«  von  den  deutschen  Kriegsministerien,  dem  Oberkommando 
in  den  Marken,  den  stellvertnetendien  Generalkommandos, 
Gouvernements  und  Kommandanturen  zur  Regelung  verkehrs- 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahn 
erlassen  sind,  bleiben  im  Int«re&se  d«r  wirtschaftlichen  De- 
mobilmaohung  zunächst  insoweit  in  Kraft,  als  si«  betreffen: 

1.  Das  Verbot  falscher  Angaben  b'©züglioh  der  Bezeich- 
nuncr  des  Absenders,  der  Art,  der  Menge  und  des  Gewichts 
des  Gutes,  des  Empfängers  und  der  Verwendung  des  Gutes 
gegenüber  Militär-  und  Eisenbahnbehörden-  sei  es,  daß  sie 
im  Frachtbrief,  auf  Dringlichkeitsvordiucken  oder  derglei- 
chen oder  mündlich  gemacht  werden. 

2.  Dais  Verbot,  Wagen,  die  von  der  Eisenbahnverwaltun.o- 
zur  Beförderung  bestimmter  dringend  benötigi^er  Güter  be- 
vorzugt gestellt  werden,  zu  anderweiten  Zwecken  zu  ver- 
wentlen  und  Wagen,  die-  bei  den  Verkehrstreibenden  beladen 
eingegangen  sind,  nach  Entladung  ohne  Einverständnis  der 
Eisenbahn  wieder  zu  beladen. 

3.  Das  Verbot,  die  zur  Entladung  bestimmten  Eiisenbahn- 
wagen  über  die  Ladefrist  hinaus  unentladen  stehen  zu 
lassen. 

4.  Das  Gebot,  auf  Verlangen  der  Eisenbahnverwaltung 
Eisenbahnwagen  auch  an  ,Sonn_  und  Feiertagen  zu  be-  und 
entladen  .sowie  di«  Verpflichtung  der  Angestellten  und  Ar- 
beiter der  zur  Be-  und  Entladung  angehaltenen  Betriebe, 
auf  deren  Erfordern  Sonn-  und  Feiertag«  zu  arbeiten. 

5.  Das  Gebot  für  Inhalber  kaufmännischer  Finnen,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  Benachrichtigungen  über  Beladen  und 
Entladen  der  Eisenbahnwagen  auch  an  Sonn-  und  Festtao-en 
zu  ihrer  Kenntnis  kommen. 

«.  Die  Ermächtigung  der '  Eisenbahnverwaltung,  bei  Über- 
schreitung der  Entladefrist  .di«  Güter  auf  Kosten  der  Emp- 
fänger nach  Maßgab«  der  von  der  Eisenbahnverwialtuno-  auf 
zu.st«llend«n  B«reohnung  zwan^gsweise  zu  entladen  und  zu- 
zuiuhren. 

7.  Die  Verpflichtung  der  Gemeinden,  Polizei  Verwaltungen 
usw..  sich  unterrichtet  zu  halten,  welche  Beistände  an-  a) 
standig  unbenutzten  Lastwagen  und  Lastkraftwao^en  und 
b)  Zugpferden,  die  nicht  oder  nur  während  eines  Teiles  des 
las*«  beschäftigt  werden,  vorhanden  sind,  sowie  die  Ver- 
pflichtung der  Obengenannten  und  von  Giespannhaltern  oder 
Gespannbesitzern,  ihre  verfügbaren  Pferde-  und  Transport- 
mittel nebst  Führer  und  Mannschaften  der  Eisenbahnver- 
waltung auf  Anfordern  nach  iMaßgalx'  des  Krieo-sleistunos- 
ge^etzes  gegen  Enlgiclt  zur  Be-  und  Entladuno- '"von  Eisen- 
..alinwauen  und  An-  und  Abfuhr  von  Ei.senbahngütern  zur 
\ertuuunor-  zu  stellen. 

^-  Di«  Einrichtung  von  Fuhräm'tern,  uin  di«  volle  und 
zweckmäßige  Ausntftzung  aller  an  einem  Ort«  vorhand«nen 
1  ransportinittel  zu  gewährleisten. 


—  Em  Ministerium  der  öffentlichen  Arbelten  für  Bauern 

f  ordert,  «ine  Entschließung,  die  in  einer  am  9.  Januar  von  dem 
neugegrundeten  Landesverband  Technischer  Verein«  Bavem^s 
in  der  Technischen  Hochschule  in  München  iabg«.baltenen  Ver- 
.sammlung  einstimmig  gutgeheißen  wurde.  In  der  Entschlie- 
ßung heißt  es  u.  a. : 

„Die  zersplitterten  technischejn  Verwaltungßikörper  müssen 
in  ein  Mmiisterium  der  öffentlichen  Arbeiten  zusammeno-efaßl 
werden,  das  insbesondere  nachstehende  Arbeitsgebiete  um- 
iscihließt:  Das  gesarate  Bauwesen  einschließlich  Verkehrs- 
nnd  militärischem  Bauwesen,  und  zwar:  Hochbau,  Tiefhau. 
Eiisenbahn-,  Brücken-,  Straßen-,  Kultur-  imd  WasisJerbau  eia- 
«ohliießlich  Wasserkraftausnutzung,  Waisiservensorguno-  und 
Entwäsisjerung,  Maschinenbau  einschließlich  Elektrizitätsver- 
sorgnng.  Das  gesamte  Verkehi-swesen.  Das  Vermeasunre- 
wesen  und  die  Flurbereinig-ung.  Rohstoffversorgung  «Tn- 
schließlich  Berg-  und  Hüttenwesen.  Teohnisoh-wirtschaftlioh« 
und  wirtschaftliche  Fragen  der  Industrie,  des  Handels  und  des 
Handwerks.  Außerdem  müssen  diesem  Ministerium  der  tech- 
nischen Verwaltung  bisher  entzogene  Gebiete  ano-egliedert 
werden :  Die  Baupolizei,  das  Bezirks-Bauwesen,  die  Denkmal- 
pflege, der  Heimatschutz  usiw.  Einheitlich«  organisatorische 
Z  usammenfassung  drer  technischen  Kräfte.  Regelumo-  der  Per- 
sonenfmgen  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten.  Für  die  An- 
ordnung und  die  Überwachung  des  Vollzuges  rein  technischer 
Aufgaben,  sowie  für  den  Erlaß  technischer  Vorschriften  muß 
das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  ausschließlich  zu- 
standig sein.  Das  ]\Iinisterjam  der  öffentlichen  Arbeiten  kann 
aher  befruchtend  und  -^virt schaftlich  nur  dann  arbeiten,  wenn 
es  sion  m  ständiger  l  ühiinig  mit  der  freien  Technik  und  deren 
Ermng<.nscli«ft«n  hält.  Wir  ford«rn  daher,  diaß  aus  berufenen 
\ertretern  der  organisierten  Technik  ein  Technischer  Rat 
gCfbildet  werde,  dessen  Mitbestimmungsrecht  bei  technischen 
Fragen  von  öffentlicher  Wichtigkeit  gesetzlich  gewährleistet 
ist.  Die  anderen  Ministerien  haben  in  allen  Fragen,  die  tech- 
ni.sche  und  technisch- wirtschaftliche  G-ebiete  berühren,  ihre 
Entschließungen  im  eng.sten  Einv«rnehm«n  mit  d«m  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten  zu  treffen.'" 

—  Exzellenz  Seydel  f.  Am  5.  Februar  1919  ist  der  Präsi- 
dent der  Eisenbahndirektion  in  Halle  (Saale).  Wirkl.  Ge- 
heimer Rat  Seydel,  gestorben.  In  ihm  hat  die  preußische 
Staats-eisenbahnverwaltung  einen  heiworragenden  Fachmann 
und  ausgezeichneten  Verwaltungsbeamten  verloren 

Friedlich  Seydel  ist  am  10.  Juli  1847  als  Sohn  deis  Ober- 
bürg«rmeist«rs  Se.ydel  in  Berlin  geboren.  Nach  Vollendung 
••--einer  Studien  und  seiner  richterlichen  Aus<bildung  wurde  er 
am  16.  Oktober  1874  zum  Gerichtsassessor  ernannt  und  am 
8.  Januar  1876  als  Kreisrichter  in  Havelberg  angestellt.  Am 
1.  März  1878  trat  er  zur  Eisenbahnverwaltung  über.  Er  wurde 
zunächst  der  ^  Eisenbahndirektion  in  Berlin  zugeteüt  und  bei 
dieser  am  25.  Aprü  1879  zum  Regierungsassessor  ernannt. 
Schon  als  .iunger  Assessor  lenkt«  Seydel  durch  seine  Arbei- 
ten, die  sich  durch  Faelikenntnas,  Sorgfalt  und  Gründlichkeit 
auszeichneten  und  von  großer  Befähigung  zeugten,  die  Auf- 
merksamkeit seiner  Vorgesetzten  auf  sich,  und  am  27.  Auo-ust 
1879  berief  ihn  der  Minister  Maybach  als  Hilfsarbeiter  in^das 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  um  sich  .seiner  Ar- 
beit.skraft  bei  der  damals  im  Gange  befindlichen  sToßzügigeE 
Eisenbahnverstaatlichung  zu  Ijedienen.  Sevdel  -fand  beson- 
ders bei  der  Bearbeitung  der  Recht&angelegenheiten  Verwen- 
dung. Er  wurde  hierbei  auch  zu  schriftstellerisclier  Tätigkeit 
ang-eregt.  als  deren  Ergebnis  außer  anderen  Veröffentliöhun- 
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gen  die  von  ihm  h€rausg€ig«benen  Kommentare  zu  dem  Ge^ 
setze  über  die  Enteignung  von  Gnindeigentum  vom  11.  Juni 
1^74  und  zu  dem  Disziplinaxgesetze  für  nichtrichterliche  Be- 
amte vom  21.  Juli  1852  anzusehen  sind.    Diese  Kommentare 
haben  «ioli  für  den  pi'aktischen  Gebrauch  der  Verwaltungs- 
beamten  a.!«    so    vorzüglich.-  geeignet    erwiesen,    daß  sie, 
insbesondere  der  Kommentar  zum  Enteignungsgesetz,  zu  un- 
entbehi'licken,   die   Praxas  geradezu  'beherrschenden  ILandr 
büchern  geworden  .«-ind.    In  seiner  Stellung  im  Ministerium 
blieb  &e.ydel  zunächst  auch  naeh  seiner  Beförderung  zum 
Eisenbahndirektionsmitglied  und  Eisenbahndirektor  und  sei- 
ner im  Dezember  1883  erfolgten  Ernennung  zum  EegieruDigs- 
rat,  bis  ihm  am  1.  März  1884  die  Stellimg  des  Direktors  des 
Eisenbahn-Betriebsamts     (Hannover-Eheine)     in  Hannover 
übertragen  wiuxie.    Jedoch  schon  am  16.  Januar  1890  wui-de 
er  in  das  Miaiste-iium  der  öffentlichen  Arbeiten  sairückberufen 
und  am  2.  Juni  1890  zum  Geheimen  Eegierungsrat  und  vor- 
tragenden Bat  ernannt.    Als  bald  nach  der  Übernahme  des 
Ministeriums  durch  den  Minister  Thirelen  die  Neuordnung  der 
Staatseisen  bahn  Verwaltung    in    Angriff    genommen  wurde, 
wurde  iS-eydel  eiuer  der  wesentlichsten  Mitarbeiter  an  diesem 
schwierigen  und  bedeutsamen  Werke.    Seine  auch  hierbei  an 
den  Tag  gelegten  organisatorischen  Fähigkeiten,  seine  Tat- 
kraft und  Umsicht  lielien  ihn  als  besonders  geeignet  erschei- 
nen, eine  leitende  Stellung  in  der  neugeordneten  Verwaltung 
einzunehmen,  und  so  wurde  er  am  11.  März  1895  zum  Präsi- 
denten der  am  1.  April  1895  errichteten  Eisenbahndirektion 
in  Halle  (Saale)  ernannt.   Fast  24  Jahre  —  ein  Zeitraum,  den 
zu  erreichen  vor  ihm  keinem  Eisenbahndirektionspräsidenten 
vergönnt  war  —  hat  er  an  der  Spitze  dieser  Behörde  ge- 
standen.   Während  dieser  langen  Zeit  hat  er,  wie  in  einem 
ihm  aus  Anlaß  <ler  Vollendung-  der  20-.iährigen  Gesohä-ftsfüh- 
rung  im  "Jahre  1915  zuoegangenen  Danksohreiben  .seines  da- 
maligen  Verwaltungschefs  bekundet  wurde,  „nicht  nur  in 
aufopfernder  Hingebung  an  den  Dienst  und  in  weitsichtigem 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  des  Bezirks  und  der  Verwal- 
tung die  Geschäfte  der  ihm  anvertrauten  Behörde  in  muster- 
gültiger Weise  geführt,  sondern,  auch  außerhalb  des  Krei&es 
semer  Tätigkeit  als  Präsident  der  Eisenbalindii-ektion  Halle 
(Saale)  in  weitgehendem  Maße  bei  der  Bearbeitung  bedeut- 
samer  organisatorischer   Fragen   seine   i-eichen  Kenntnisse 
und  Erfahrungen  in  den  Dienst  der  Verwaltung  gestellf. 
Schon  immer  hat  der  große  Umfang  des  Bezirks  der  Eisen- 
bahndirektion Halle  an  seinen  Leiter  besonders  hohe  Anfor- 
derungen gesteUt.    Auch  haben  die  wichtigen  Beziehungen 
zu  den  angrenzenden  säclisischen  Staatsbahnen  —  es  sei  nur 
an  den  Bau  des  Leipziger  Gemeinschaftsbahnhofs  erinnert  — 
besondere  Pflege  und  Förderung  erheischt.    Überall  und  stets 
hat  Seydel  hierbei  Hervorragendes  geleistet  und  das  Inter- 
esse  des  Staates    und  der    Staatseisenbahnverwaltung  aufs 
rühmlichste  vertreten.    Durchdringender  Verstand,  schnelle 
Entschlußfähigkeit,  eine  gewinnende  Persönlichkeit  und  nicht 
zuletzt  vollendete  Meisterschaft  der  Eede  erleichterten  ihm 
seine  schwierigen  Aufgaben.    Giesteigert  wurden  die  an  ihn 
herantretenden   Anfoitlerungen   noch   wesentlich   durch  die 
wachsende  Bedeutung,  die  der  Bezirk  Halle  durch  den  Krieg 
erfahren  hat.    Abgesehen  davon,  daß  der  inmitten  Preußens 
liegende  Bezirk  durch  die  vielfachen   Venschiebungen  der 
Truppen  zu   außerordentlichen   Beti-iebsleistungen  herange- 
gezogen  wurde,  sind  durch  die  gewaltige  Ausdehnnng,  die 
ue  mitteldeutsche  Industrie  im  Kriege  genommen  hatte,  dem 
Bezirk  Halle  Verkehrsaufgaben  erwachsen,  die  nur  unter  der 
zielbewuTUen  Leitung  eiines  aufopferungsvollen  und  uner- 
müdlichen Präsidenten  bewältigt  werden  konnten.    Hier  seine 
tatkräftige  Persönlichkeit  ohne  Schonung  der  eigenen  Ge- 
sundheit eingesetzt  zu  haben,  ist  das  Verdienst  Seydels  Sein 
>onst  widerstandsfähiger  Körper  war  den  an  ihn  herantreten- 
ien  Anforderungen  auf  die  Dauer  nicht  gewachsen.  Im 
5ommer  1918  mußte  er  sich  in  ärztliche  Behandlung  begeben. 
Wenn  auch  eine  zeitweilige  Bessening  seines  Leidens  ein- 
rat, so  daß  er  hoffen  durfte,  die  Leitung  der  Dienstgeschäfte 
wieder  übernehmen  zu  können,  so  mußte  er  sich  doch  davon 
iberzeugen,  daß  seine  Kräfte  für  sein  verantwortungsvolles 
;^mt  nicht  mehr  ausreichten.   Aber  der  Übertritt  in  den  Euhe- 
>tand  sollte  ihm  nicht  mehr  vergönnt  seim    Eine  Lunwnent- 
lundung  hat  seinem  schweren  Leiden  ein  unerwartet  schnelles, 
ianttes  Ende  bereitet. 

Eeich  war  Seydels  Leben  an  Arbeit,  aber  auch  an  Erfol- 
gen und  Ehrungen.  Noch  am  24.  August  1918  wurde  er  zum 
Wirklichen  Geheimen  Eat  mit  dem  Prädikat  Exzellenz  er- 
lannt,  eine  Auszeichnung,  die  deshalb  besonders  hoeh  bewer- 
et  wuMe,  weil  sie  bis  dahin  noch  keinem  im  Dienste  befind- 
vi^^  Ei&enbahndirektionspräsidenten  zuteü  geworden  war 
i Der  alle  äußeren  Zeichen  der  Anerkennung  verblassen  vor 
lern  dauernden  Denkmal,  das  sich  der  Verstorbene  durch  sein 
yirken  und  Schaffen  gesetzt,  hat.  Sein  Name  wird  in  der 
'csctiichte  der  preußischen  Staatseisenbahnverwaltung  unver- 
gessen bleiben 


Auch  dem  Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  hat 
Seydel  im  Preisaussohuß,  im  Satzungsausschuß  und  in  den 
Vereinsiversammlungen  über  zwei  Jahrzehnte  seine  umfas- 
seuiden  Fachkenntnisse  und  gereiften  Erfahrungen  gewidmet 
und  oftmals  ausschlaggebend  auf  die  Entwicklung  des  Ver- 
eins eingewirkt.  Nicht  zum  wenigsten  veixiankt  der  Verein 
diesem  Wirken  seine  Blüte  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten, 
so  daß  er  ganz  besonders  den  großen  Verlust  empfindet,  der 
ihm  durch  den  Tod»^  dieses  Mannes  erwachsen  ist. 

—  Personalnachrichten.  B^ed  der  preußisch^hessischen 
StaatsbahnverAvaltunig  ist  der  Eegieningsbaumeister  des' 
Masohinenbaufachs  Walter  Wolfframm.  bei  der  Eisen- 
bahndirektion in  Berlin  zur  Beschäftigung  im  Stiaatseisen- 
bahndienste  eanber-ufen  worden.  —  Der  Präisident  der  Eisen- 
hahndirektiion  in  Halle  (Saale)  Wirklicher  Geheimer  Bat, 
Exizellenz  S  e  y  id  e  1  ist  gestorben. 


Deutschösterreicb . 

—  Überaahme  des  gesamten  Verkehrswesens  der  ehe- 
maligen östeiTeichisch-ungarischen  Monarchie  durch  die 
Entente?  Durch  die  Presse  wurde  jüngst  das  Gerücht  ver- 
breitet, daß  für  eine  gewisse  Übergangszeit  die  oberste  Lei- 
tung aller  Eisienbahnen  der  ehemaligen  österreichisch- 
ungarischen  Moaiarohie  von  einer  Kommis&ion  der  Entente 
übernommen  weiiden  sollte.  Dazu  wird  von  gut  unterrichteter 
Seitie  mitgeteilt,  daß  an  zuständiger  Stelle  darüber  nichts  be- 
kannt isit.. 

—  Auseinandersetzung  über  den  Fahrpark  der  Staatsbahnen. 

Während  des  Krieges  haben  die  Wagen  der  österreichischen 
Staatsbahnen  nicht  nur  in  allen  Teilen  Österreichs  und 
Ungarns  in  Benutzung  giestanden,  sie  wurden  auch  in  Polen, 
Eumänien  und  Serbien  verwendet.  Infolge  der  militärischen 
und  politischen  Ereigniss-e  ist  eine  große  AnzaM  von  Fahr- 
betrietosmitteln  in  Verlust  geraten.  Das  Schicksal  mancher 
Wagen  ist  noch  unbekannt,  und  diese  Schwierigkeiten  hab'en 
s;ich  durch  die  A'bschließung  der  neu  entstandenen  National- 
staaten noch  vtermehrt.  Unter  diesen  Umständen  sind  die  Be- 
strebungen, eine  Aufteilung  des  Fahrparkes  der  Staats- 
bahnen zwischen  Dentschösterreich  und  den  anderen  National- 
staaten in  geregelter  Weise  vorzunteihmen,  bisher  ergebnislos 
geblieben.  Es  ist  anzunehmen,  daß  dies  auch  für  diie  Wagen- 
lei'hanstalten  nicht  ohne  Bedeutung  bleiiben  dürfte.  Diese 
haben  ihren  Fahrpark  seinerzeit  an  die  östrerr eichischen  Staats, 
bahnen  vermietet  und  mit  dem  Wegfall  dieses  Vertragsteiles 
fehlt  auch  dae  Person,  die  bisher  die  A^ergütungen  gezahlt  hat. 
Diese  Frage  dürfte  noch  den  Gegenstand  von  weiteren  Ver- 
handlungen bilden. 

—  Stockungen  bei  den  Eisenbahn-  und  Ei-weiterungsbauten 
infolge  Arbeitermangels.  Die  Staatseisenbahnverwaltung  hat 
gegenwärtig  bei  der  Forts-etzung  der  Eisenbahn-  und  Erweite- 
rungsbauten sehr  unter  dem  Mangel  an  Arbeitskräften  und  unter 
Materialschwierigk-eiten  zu  leiden.  Arbeiten,  die  schon  im 
Vorjahre,  solange  noch  mit  den  Kriegsgefangenen  gerechnet 
werden  konnte,  in  Fluß  gebracht  wurden,  sind  völlig  ins  Stok- 
k«n  geraten.  Dies  gilt  vor  allem  für  die  Transitanlagen  im 
iVlarchfeld,  die  für  die  Vereinfachung  und  Verbilliguno-  des 
Venkehrs  für  Wien  von  großer  Bedeutung  sind.  Während  für 
die  Fortisetzung  dieser  Aiibeiten  Huniderte  von  Arbeitern  not- 
wendig sind,  haben  sich  trotz  aller  Bemühungen  nur  60  bis 
70  Arbeiter  gemeldet.  Nicht  besser  liegen  die  Verhältnissre 
bei  dem  Ausbau  der  Strecke  Wien-Bruck  a.  d.  Leitha.  Bei 
ausreichender  Meldung  von  Arbeitskräften  hätte  diese  Strecke 
sohon  im  Sommer  d.  J.  doppelgleisig  befahren  werden  können. 
Auch  die  Fortsetzung  des  Baues  der  Staatsbahnwerkstätte  in 
bt.  Pölten  und  der  Umba^i  des  Linzer  Bahnhofes  und  d.es 
Hauptibalinhofs  in  Innsbruck  sind  wegen  der  herrschenden  Un- 
willigkeit  zur  Arbeit  nahezu  gänzlich  zum  Stillstand  '  ge- 
kommen. 

—  Ein  Staatsvorschuß  an  die  Südbahn.  Infolge  der  außer- 
ordentlichen Beschränkung  des  Eisenbahnverkehrs  sind  die 
Einnahmen  der  Südbahn  .seit  dem  Monat  November  1918  derart 
gesunken,  daß  sie  bei  weitem  nicht  hinreichen,  um  die  für 
den  Betrieb  notwendigen  Ausgaben  zu  decken.  Man  darf 
annehm^ein,  daß  die  reinen  Betriebsausgaben  mehr  als  das  Dop- 
pelte der  Einnahmen  betragen.  Dias  Staatsamt  der  Finanzen 
hat  daher  der  Südbahn  auf  ihr  Ersuchen  auf  Grund  der  noch 
ausständigen  Forderungen  an  das  Kriegsäray  einen  Vorschuß' 
von  fünfzig  Millionen  Kronen  bewilligt. 

—  Zam  Vorschlag  einer  Internationalisierung  der  Süd- 
bahn.    GJegenüber  dem  Vorschlage,  die  Südbahn  zu  inter- 
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nationalisieren  (Nr.  9,  Seite  86  d,  Ztg.),  wird  von  anderer 
Seite  dafür  eing-etreten,  der  Südbalin  im  großen  und  ganzen 
Autonomie  zu  l>ela.ssen.  In  dieser  Beziehung  wird  ausgeführt : 
„Die  Literatur  und  die  Praxis  des  Völkerrechts  i^htfertioep 
die  Annahme,  daß  auch  bei  den  bevorstehenden  Friedens- 
verhandlungen der  Grundsatz  alloemein  anerkannt  werden 
wird,  wonach  gemäß  den  Grundsätzen  der  Sukzession  im 
Staatenwesen  der  ein  Territorium  erwerbende  oder  auf  einem 
Territorium  neu  entstehende  Staat  ii  die  privat-  und  kon- 
zessionsreehtlichen  Verhältnisse  des  früheren  Territorialherru 
eintritt,  folglich,  auf  den  Fall  der  Südbahn  angewandt,  die 
konz.essionsmaßigen  Rechte  der  Privatgesellschaft  aufrecht 
bleiben.  Hiernach  stünde,  ohne  daß  eine  Neubildung  von  der 
Art  einer  internationalen  Kommission  nötig  wäre"  die  be- 
stehende Bahn  nach  wie  vor  und  im  gemeinsamen  Interesse 
aller  beteiligten  Nationalstaaten  für  den  Eeiseverkehr  gleich- 
wie für  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  zur  Verfügung. 

Daß  die  Südbahn,  wenn  sie  nach  dem  völkerrechtlichen 
Staatensukaessions-  oder  sogenannten  Subrogationsprinzip 
unverändert  und  ohne  Internationalisierung  fortbesteht,  viel- 
leicht mit  gewissen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  wird, 
die  aus  dem  Widerstreit  der  Interessen  einzelner  Territorial- 
istaaten  entspringen  können,  ist  unleuobar.  Ob  aber  die  Inter- 
nationalisierung durch  Bildung  einer  Kommission,  deren  Vor- 
bilder in  der  Galatzer  Donaukommission  und  ähnlichen  Ein- 
richtungen zu  suchen  wären,  über  diese  Schwierigkeiten  weg- 
helfen könnte,  ist  zum  mindesten  fraglich,  denn  die  Kom- 
mission müßte  völkerrechtlich  aufgebaut,  die  Ma.iorisieruno- 
eines  Staates  somit  ausgeschlossen  sein;  wenn  daher  Ein""- 
stimmigkeit  nicht  erzielbar  Aväre,  käme  ein  Beschluß  über- 
haupt nicht  zustande ;  es  würden  die  Meinungsverschiedenheiten 
nur  aus  den  Büros  der  Territorialree:ierungen  in  das  Büro  der 
Kommission  verlegt  werden,  .so  sehr  es  an  «ich  zuti^effend 
sein  mag,  daß  die  Kommission  ein  Leichter  beweglicher 
Apparat  als  die  Summe  von  E-egierunosstellen  ist.  Die  Be- 
fürchtung ist  nicht  leicht  von  der  Hand  zu  weisen,  daß  dieser 
Apparat  gerade  dann  versagen  könnte,  wenn  er  die  Probe 
zu  bestehen  hätte,  nämlich  im  Fall  ernster  Meinungsverschie- 
denheiten oder  Interessengegensätze.        '  , 

Im  einzelnen  wäre  zu  erwähnen,  daß  die  Neutralisierun.o- 
des  Bahnkörpers  und  Fahrparks,  die  Durchführbarkeit  voi" 
ausgesetzt,  auch  ohne  internationale  Kommission  denkbar  wäre, 
daß  ferner  der  Eintritt  von  Vertretern  der  neuen  Staaten  in 
den  Verwaltungsköi-per  und  die  Aufrechterhaltung  des 
Pariser  Verwaltungskomitees  nicht  an  die  Internationali- 
sierung durch  Kommissionsbilduncc  gebunden  sind,  und  daß 
die  i-evisions-  und  zollfreie  Durchfuhr  von  Gütern  in  plom- 
bierten Wagen,  die  .ja  keine  völlige  Neuerung  bedeuten  würde, 
ebenfalls  unabhängig:  von  der  Internationalisierung  verein- 
bart werden  könnte. 

Richtig  ist,  daß  bei  allen  die  Südbahn  betreffenden  Neu- 
regelungen auf  die  Prioritätenbe^itzer  Rücksicht  zu  nehmen 
sein  wird.  Ihre  Interessen  sind  aber  auch  dann  gewahrt, 
wenn  die  Sudbahn  unverändert  fortbesteht.  Hierin  sind  die 
deutschösterreichischen  und  die  französischen  Interessen 
gleich.  Je  mehr  Staaten  die  Südbahn  durchzieht,  je  hedenk- 
üohei-  demnach  Regierungseingriffe  zumal  auf  ihr  Tarif- 
wesen, wären,  weil  die  Einigung-,  mag  sie  von  Regierung  zu 
Regierung  oder  von  Kommissionsmitglied  zu  Kommissioms- 
müglDod  herbeigeführt  werdeji  müssen,  bisweilen  schwer  er- 
reichbar sem  könnte,  desto  mehr  drängt  sich  die  Notwendio- 
keit  auf,  der  Gesellschaft  selbst  im^  großen  und  ganzen 
Autonomie  zu  belassen.  Dieses  Selbstbestimmungsreoht,  um 
einen  modernen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  bedeutet  aber  die 
txjste  Garantie  für  die  Besitzer  der  Prioritäten.  In  der  Ver- 
minderung der  Reihungsflächen,  in  der  Möglichkeit  der  freien 
Bewegung  und  Entfaltung,  nicht  aber  in  der  ünterwerfuno- 
unter  eine  Kommission  liegt  die  Gewähr  für  die  Gesellschaft 
und  ihre  Gläubiger." 

—  Italien  und  die  österreichischen  Handelsschiffahrtgesell- 

^r^c^^\  Verhandlungen  ibezüglich  des  Verkaufes  der 

Schiffe  des  österreichischen  Lloyd  an  italienische  Interessen- 
ten durften  sich  der  Entscheidung  nähern  Der  Ausgang  der 
V  erhandlungen  ist  selbstverständlich  davon  abhängio-,  oh 
Triest  der  italienischen  Interessensphäre  einverleibt  wird  oder 
nicht.  Wenn  dias  erstere  der  FaU  sein  sollte,  so  ist  die  Über- 
tragung der  Aktien  des  Llo.yd  an  eine  italienische  Unter- 
nehmergesellsohaft,  die  ihren  Sitz  in  Triest  hat,  mit  Wahr- 
scheinlichkeit lanzunehmen.  Bezüglich  der  Austro-Amerioana 
Sind  die  Verhandlungen  noeh  nicht  so  weit  gediehen.  Vor 
einigen  Wochen  hat  eine  unterrichtende  Besprechung  dieser 
Art  zwischen  einer  Wiener  Bankengruppe  und  dem  Groß- 
reeder Cosulich  stattgefunden. 

^~A  Pf^'^onalnachrichten.  Am  1.  Februar  1919  ist  das  Mit- 
glied der  Nationalversammlung,  Min  ister  ialnart.  Kämillo  Ku- 
r  a  n  d  a  -gestorben,  Ministerialrat  Kuranda  gehörte  dem  Eisen- 


bahnministenum,  in  das  er  .  im  Jaire  1898  aus  dem  Handels- 
ministerium übergetreten  war,  bis  zum  Jahre  1907  an.  Er 
bekleidete  zuletzt  die  Stelle  eines  Vorstandes  de«  Departe- 
ments für  legislative  und  internationale  Angelegenheiten. 


TsctiecJio-alowakisohes  Gebiet. 

—  Die  Aussichten  für  die  Kohlenversorgiing.    Die  Kohlen- 

t  ordern  rg  im  Ostrau-Karwiner  Gebiet  hat  im  Dezember  v.  J. 
nur  5,2  Millionen  Meterz>entner  erreicht,  während  sie  im  Ok- 
tober noch  7,9  Millionen  Metierzentner  betragen  hatte  Die 
höchste  Förderung  im.  Vorjahre  beüef  sich  auf  8,6  Millionen 
Meterzentner  und  fiel  in  den  Monat  März.  Im  Januar  d  J.  ist 
<  ite  Fördening  infolge  fortwährender  Arbeiterausstände  und 
tler  kraegerischen  Ereignisse  im  schlesisohen  Teile  des  Ge- 
Inetes  weiter  gesunlten  und  soU  sich  nach  vorläufigen  An- 
.gaben  auf  nicht  viel  über  3  Millionen  Meterzentner  belaufen. 
Nun  wurde  nach  einer  Pariser  Meldung- eine  Kommission  der 
Alliierten  eingesetzt,  welche  nach  Tesohen  entsendet  wird  und 
die  vorläufige  Verwaltung  des  Kohlengebietes  übernehmen 
soll.  Di6.ser  Kommission  würde  auch  die  Entscheidung  über 
etwaige  Streitfälle  zustehen,  sie  hätte  ferner  die  Ausbeute 
der  Kohlenwerke  zu  verteilen.  Die  vor  kurzem  im  Gebiete 
anwesende  amerikanische  Studienkommission  hat  erhoben,  daß 
die  Möglichkeit  einer  ausgiebigeren  Kohlenversorgung 
Deutschösterreichs  ans  dem  Ostrauer  Kohlengebiete  bestehe. 
Die  Tschechen  verlangen  nun,  daß  aus  Dem tsehöster reich 
Wagen  für  die  nach  Wien  bestimmte  Kohle  beigestellt  werden. 
Die  Versorgung  des  Gebietes  mit  Betrieibsmitteln  hat  sich  er- 
heblioh  gebessert.  Die  Sprengstoffnot  hätte  in  kurzem  zur 
Stillegung  der  Gruben  führen  müssen,  durch  die  Besetzung 
Preßburgs  ist  aber  die  dortige  Sprengmittielfabrik  in  die  Ge- 
walt der  Tschechen  gelangt.,  wodurch  dem  Mangel  an  Spreng- 
mittelu  abgeholfen  erscheint. 


Allgemeines, 


—  Das  Altem  von  Porzellan-Isolatoren  macht  sich  bei 
Hochspannungsleitungen  in  einer  Wfjise  bemerkbar,  die  bei 
Leitungen  .mit  mäßigen  Spannungen  bisher  nicht  heobachtet 
worden  ist.  So  kann,  wie  „Genie  Civil"  vom  18. '  Mai  1918 
berichtet,  von  Jahr  zu  Jahr  eine  Zunahme  der  Anzahl  der 
beschädigten  Isolatoren  festgestellt  werden.  Als  Grund  dieser 
Schwächung  der  Isolierfähigkeit  nennt  P  e  a  s  1  i  e  die  un- 
gleiche Verteilung  der  Sillimanit-(Al2  Si  Os)  Kristalle  im  Por- 
zellanmaterial, was  zu  einer  Kraftlinien-Konzentration  und 
Ermüdung  des  Isolierjaaterials  in  bestimmten  Richtungen 
führt.  Eine  Abhilfe  wäre  in  der  Verwendung  eines  homo- 
genen, amorphen  Materials,  wie  Quarz,  zu  finden.  Die  an- 
fänglichen Schwierigkeiten  in  der  Herstellung  von  Isolatoren 
aus  geschmolzenem  Quarz  seien  überwunden;  doch  wird  viel- 
leicht die  Preisfrage  ein  Hemmnis  zu  deren  allgemeiner  Ein- 
führung sein.  Andere  Ursachen  der  Verschlechterung  des 
Isoliermaterials  sind  in  dessen  mechanischer  Beanspruchung' 
infolge  der  Unterschiede  in  der  Ausdehnung  des  Porzellans, 
der  Armatnren  und  des  Kittes  unter  dem-  Einfluß  der  Wärme, 
sowie  infolge  der  Volumenänderung  des  Kittes  mit  wechseln- 
der  Feuchtigkeit  zu  suchen.  Schließlich  spielt  auc*h  die  Poro- 
sität des  Materials  eine  Rolle,  insofern  als  sie  fär  die  Auf- 
nahme von  Wasser  durch  das  Isoliermaterial  maßgebend  ist. 
Em  von  der  Firma  Jeffery-Dewitt  erstellter  Hänge-Isolator, 
der  diese  Nachteile  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen  sucht,  wird 
kurz  beschriebea, 

—  Eine  Riesenlokomotive.  Die  amerikanischen  Eisenbahnen 
sind  schon  seit  langer  Zeit  dem  dortigen  Zuge  nach  großen 
Abmessungen  gefolgt  und  haben  Lokomotiven  von  besonderer 
Größe  gebaut.  Den  Gipfel  dürfte  .jetzt  die  Norfolk-  und  West- 
bahn mit  ihrer  neuesten  Lokomotive  von  265  t  Gewicht  er- 
reicht haben.  Sie  hat  für  diese  Maschine,  die  eine  Zugkraft 
von  61,6  t  entwickeln  soll,  die  bekannte  und  für  große  Loko- 
motiven in  den  Vereinigten  Staaten  besonders  beliebte  Bau- 
art Mallet  gewählt.  Die  Lokomotive  hat  an  .jedem  Ende  eine 
freie  Achse  mit  Rädern  von  76  cm  Durchmesser  und  2X4 
Triebachsen  mit  Rädern  von  1,42  m  Durchmesser.  Auf  letz- 
teren acht  Achsen  ruht  das  Eeibungsgewicht  von  235  t  Der 
Gesamtradstand  beträgt  17,54  m,  der  feste  Radstand  aber  nur 
4,73  m,  so  daß  die  Lokomotive  Krümmungen  von  100  m  Halb- 
messer befahren  kann.  Der  Kessel  hat  einen  Durchmesser 
von  2,5  m  und  sitzt  so  hoch,  daß  der  Schornstein  und  der  Dom 
fast  verschwinden;  aus  demselben  Grunde  sind  die  Sicher- 
heitsventile liegend  angeordnet,  die  Sandbehälter  in  Form 
ganz  flacher  Kästen  an  der  Seite  des  Kessels  und  das  Läute- 
werk und  die  Druckluftpumpe  für  die  Bremse  an  der  Vorder- 
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^pite  der  Eauchkammer  angebracht.  Die  Peuening  wird 
m«chaiiisc|i  bescliickt.  Der  Tender,  der  auf  zwei  dreiaclisia-en 
Drehgestellen  ruht,  faßt  20  t  Kohlen  und  45  cbm  Wa&ser  bei 
einem  Ge&amtgewicht  von  105  t.  Die  gesamte  Heizfläche 
betragt  oS7  qm,  die  Ü-berhitzerfläohe  140  qm,  die  ilostfläche 
8,9  qm,  der  Damptdruck  im  Kessel  16,2  at. 

an  *  .  * 

—  Eisenbahnfahrzeuge  mit  verschiebbaren  Rädern  für  den 
Durchgangsverkehr  auf  verschiedenen  Spurweiten.    Die  A.b 

weiohuno^  in  den  Spui-weiten  der  «panischen  und  russischen 
Jiasentxahnlinien  von  der  mitteleuropäischen  Vollspur  ist  be 
kannthch  «tet-s  als  ein  wesentliches  Hindernis  in  .der  Abwick- 
lung des  internationalen  Verkehrs  empfunden  worden,  nament 
lioh  mit  Kuckisicht  auf  Transporte  «olcher  Lebensmittel,  die  bei 
längerer  Fahrtunterbrechung  infolge  des  Umiadems  leicht  Scha- 
den erleiden.  Nicht  weniger  nachteilig  sind  diese  Verhältnisse 
für  internationale  Flussigkeitstransporte  oder  für  Güter,  deren 
Umladen  besondere  Einrichtungen  erfordert.  Diese  Schwierio- 
keiten  wurden  bekanntlich  durch  die  Umsatzvorriohtuno-  von 
Breddsprecher  behoben,  die  in  der  französisch-spanischen 
(Grenzstation  Hendaye  und  auf  fünf  Übergängen  an  der 
russischen  Grenze  bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  zur 
aUgemeinen  Zufriedenheit  in  Tätigkeit  war  und  die  Auswech- 
selung der  Eaderpaare  bewirkt. 

Eine  neue  Einrichtung,  die  einen  ähnlichen  Zweck  verfolgt,, 
bildet  jet^t  den  Gegenstand  einer  Erfindung  der  Schweizeri- 
schen Industrie-GeseUsohaft  in  Neuhausen  (Schweiz).  Diese 
Gesellschaft  bringt  für  die  dem  Transportverkehr  di^nencfe^ 
Wagen  eine  besondere  Achsbauart  mit  verschiebbaren 
Indern  in  Vorschlag.  Das  Verstellen  der  Eäder  auf  eine  an^ 
dere  Spurweite  erfolgt  auf  den  Grenzstationen,  beim  Befahren 
eines  kurzen  Üibergangsgleises,  das  «o  verlegt  ist,  daß  die 
ün^eÄ?n"'^  b«den  Spurweiten  nach  und  nach  ohne 
Unterbrechung;  in  einander  ubergehen.  Durch  eine  Zahnstano-e 
ß^.?if^«il>.ef  der  Übergangsstrecke  wird  die  Verse hfe 
bung  der  Eader  wahrend  der  Durchfahrt  meehanisch  bewerk 
ßteli.gt,  wobei  die  Lokomotive,  welche  die  Wa-en  auf  die 
andere  Spur  zu  befördern  hat,  als  treibende  Kraft  für  dal 
rÄ  w°rf  Ln^""^"  benut^^  wird..  Wie  uns  au«  Lui^rn  te- 
wli       '  ^^l'^'^J'  der  in  Vorschla^^  ge 

brachten,  von  Maßgebenden  Fachleuten  befürworteten  Vo?! 

SäTw^rdln""'"  '"^""^"^        ^^^'^  ^"^'-^  Spurweite  eL'- 
^'^^'^    Vorrichtung   in   gleichem   Maß^  wi^ 
ial^rd^ri^^.^'/"^'"  bewähren /ird,  bfeibt  abzuwarfen,  z,^ 
^ehJnZ.       f  meisten  m  Betracht  kommenden  Bahnen 

geltende  Bestimmung  des  §  71  der  Technischen  Vereinbarun- 
^ht  1"'?"'^  Deutscher  Ei..enbahnverwaltungen  m°So.en- 
ÄtiÄ^Li?^^^'*^  unverrückbar  a^if  der  aÄ 

„r  ^^^^  Eisenbahnzug  als  Gasthof.  Die  Einrichtuno-  in 
ahrenden  Eisenbahnzügen  den  Eeisenden  bescJu-änk  ^'Vei- 
)flegung  und  auch  Schlafplätze   für  bescheidene  Ansprüche 

r^IfT"^  ^''L^^^^^^'*      ^^^t^^-       bekanntlich  seit ^än'erer 
Mitfuhrung  von  Speise-  und  Schlafwagen  auf  den 
lauptverkehrslinien  verwirklicht  worden,  daß  aber  ein  auf 
SanÄ^rf  iK"^""^'^"  Eisenbahnzug  für ^^ne  längere 
^i^  von  .Irfi  ^i^""^  Verwendung  findet,  ist  eine  Neuerung, 
re  von  einer  Wohnungsnot  zeugt,  wie  sie  schlimmp,-  T^^oh^ 
:edacht  werden  kann.    Diese  zweifelhafte  AuTga^fö  lt  dS 
'5  fX;Y.?^AT"5  -1°  Weimar''  zu,  über  den^die  D  Allg 
«ßVii  ^fl"?*  Mitteilung  enthält:  Um  Eeisenden,  die  aus  A^ 
aß  der  Nationalversammlung  nach  Weimar  fahren  ohnl  sich 
etnft'T'''^  Unterkunft  gesichert   zu   haben,  ^rüber- 
[auntbalTÄw^'''^^'^'  -^^^  bieten  hat  die  Mtropi  auf  d^ 
auptbahnhof  Weimar  einen  aus  Schlafwagen  und  Speise- 

Sweis?lür^f'''^T'"'^°  ^l"^  aufg>esteUt,  in^  dem  Halbabte  le 
^ilenXn  f;..^  1"^®'  Personen  abgegeben  werden.  Die 

SSh?^^  ÄiT  ^^^^'^^^agen  Gelegenheit,  sich  voU  zu 
on  Al5!?L  Ii«  Wagen  sind  gut  geheizt.  Bestellungen 

^^.Jt^^'^n  werden  von  den  Büros  des  Mitteleuropäischen 
nd  TTnff      ""-T^-  i°  Berlin  (Potsdamer  BaSof 

nd  Unter  den  Linden  57  58  .  Cöln  und  Frankfurt  (Main/ 
^alioTw"'"'''  «ämtlichen  Vertretungen,  so  von  der 
t  on  W.t^.^f^    ''f'^*'"  Anschrift  „Mitropa-Wohnzug 

tation  Weimar"  entgegengenommen. 


Bücherschau. 

^Ta        Kohlenversorgung  Europas.    Von  Ingenieur  A  TT 

eUn-V^'en^9S""  ''''  ^  Abb.^rbanT  SrYenter?; 

y"™.^""*        Buches  sagt  der  Verfasser,  der  fortschrei- 

^Xi  ntTSZ^'V-^^^^^  Werte?  wSe 

uropa  nach  diesem  Kriege  vor  eine  ungeahnte  FüUe  von 


Problemea  stellen,    um    wieder    aufzubauen,    was  zierstört 

Tf^r^  Z7  ^'^^1  t?^r^  ^prüften  MelSh^^U  ^2 
zuiuhren.    Und  an  andei^r  SteUe  wird  -betont,  es  werde  die 

wfnSff^^L'^''^'^'^^  T^lmik  sein,  dks  europäische 
Wiitschaftsleben  in  geregelte  Bahnen  zu  bringen.  „Zwar  sei 
das  Ende  des  großen  Krieges  noch  nicht  abzusehen,  doch  wür- 
den der^i  ,schon  die  Fragen  einer  neuen  Zeit  erörtert,  d^ 
naeh  jahrelangen  schweren  Kämpfen  kommen  müsse" 
wÄt^Är^iiff*\^  sorgenvolle  Frage:  Wie  soll  kch  die 
im<2Äii  o't^^'''T*'''^f^  ^^'^  gestalten?  auch  heute  noch 
wS  3pf  kSJ^^  Einzelstaaten  Europas,  aber  naehdem  die 
mhohfi    af  mit.tierweüe  zu  Ungunsten  der  Mittel- 

Tuf  den^H^  it^T^?*^'  verdoppelter  Schwere 

Österreich  ™  derselben,  anf  Deutschland  und  auf 

fflt^^  ^%^^v''  tragisches  Schicksal  des  Buches  -  habent  sua 
rata  libeiii  welches  un  vorgeiückten  Stadium  des  Welt- 
krieges am  Ende  des  ersten  Quartals  1918  noch  mit  eiaem  be 
neidensweiten  Optimismus  für  die  Sachlage  Deutihl^d?  Cd 
^ines  österreichischen  Verbündeten  gesSbrieben  £t  dSß 
•durch  die  entscheidenden  Wendungen  ^im  dritten  Qnarfal  dS 
höU  ist.'""  P^^'^i'^^^'^ii  Nutzanwendungen  völüg  ülSr- 

«n?'t^rT'^^f^'^^'''''ffP™<^^  hindert  jedoch  nicht,  daß  dem 
,beLn1^^=flr^f' '•  G™^'dlage  aufgebauten  TatsacheUateS 
w1^?fÄr*^  "^'^^^^  Hauptabschnitte,  ein  hober  volks^ 

^ni^vf/*^- f;^''  p'^Ä^Q^arts-  und  Zukunftswert  zukommt,  den 
eine  übersichtliche  Darstellungsform,  deren  der  Verfasser 
sich  bedient,  noch  erhöht.  "    ^^t^^  veiiasser 

Hauptabschnitt  1:     „Kohlenbergbau    und  Wirt- 
s  c  ü  a  1 1  s  p  o  I  i  1 1  k"  behandelt  vorweg  in  einer  Einleituno-  die 
volkswirtschaftliche     Bedeutung  des  Weltreichtums  an  den 
Knhff KraftqueUen:  Erdöle,  EMgase,  Wasserkräfte 
und  1919        ^  Bestandsabsohätzunigen    für  1909 

v}L  ^?^f«^en  Unterabschnitten  wird  der  Kohlenvorrat  der 
Sr  Kohfp  ^i^  def, Verbrauch,  die  Ein-  und  Ausfuhr 
dfi  eÄ;1^  Koksproduktion,  ferner  die  Eisenerzgewinnung, 
tiltf^n  lir^  Stahlerzeugung  Europas,  immer  nach  Ei^.' 
^ri^h-.  1,  '  zwar  für  das  Jahr  1913  (bzw.  1912)  in  geo- 
graphischen Netzkarten  durch  Kreise  veranschaulicht, 
als  KohrnSr^L^/'*''''''?^'^^^  .,England  und  Deutschland 
vor  dem  Kr  ri*''  «/n.  ^e^eres  „der  Weltkonkurrenz 

sehn fil^hi?.  All  ^'«^idniet,  immer  unter  dem  politisch-wirt- 
£o^ä  Hip?  it'if.^'r^^?^^^^  der  Zentralmächte  und  ihrer 
uegner.  Hier  laßt  die  Arbeit  den  zwar  stark  betonten  rpin 
wissenschaftlichen  Standpunkt  etwas  vermtsän  wenn  die 
parteipolitische  Brille  den^erf asser  scheinbar  bewegt  hat,  da! 
tplrif  ^7^''^  "^'^  bodenständigen  Eohstofferzeugu^g  der  Älit- 
telmachte  zu  gunstig  auszudrücken.  Indem  in  dir  verglei- 
chenden Kohlengewinnung  nur  von  Kohle  gesprochen 
iTc'Sn^Nfif '  V  üb«haupt  oder  doch  mit  deÄorder- 
T,ri;?uktS^  vi?''^  bervorzuheben,  daß  die  deutsche  Kohlen- 
produktion  bekanntlich  'A,  die  österreichische  aber  voUends  % 

sSfe^r'BrX''  ^t^r^^'''''^^''  Braunkohle  in  sieb 
scniielit.  Bei  der  Abschätzung  der  Kriegs  Wirkungen  sind  d;<^ 
gewaltigen  Kohlen-  und  Eksenerzförderungen  und  d^  übriin 
reichen  Produktionsmittel  der  VereinigteS  Staaten  gan  "S 
der  Vergleichsbetrachtung  fortgelassen. 

Hauptabschnitt  2:  „Eisenbahn  und  Kohlenberg 
bau  im  Lichte  der  Volkswirtschaft"  ist  nach  eine^ 
allgemeinen  Einleitung  in  die  Unterkapitel  gegliedert -  die 
Koh  enstaaten,  die  Eisenbahnen,  die  Kohlenproduktfon  der 
Kohlenverbrauch  der  Erde,  die  Kohlenausfuhr  England^,  die 
D^rfJJ^'^  der    Vereinigten    Staaten  eine^eits 

Deutschlands  andererseits. 

^Wö"^-'®^^  l  Kapitel  schließt  sich  ein  Abschnitt  über  „die 
obertagigen  Fo  gewirkungen  des  Kohlenabbaues"  (der  Boden- 
senkungen) und  eine  Schlußbetrachtung,  die  in  eine  Verherr- 
iÄ'^f  ^gewaltigen  Schlagkraft  und  der  zähen  Wider- 
Ä^^'.ff*-''^?  Zentralmächte  in  der  systematischen,  tech- 
'^l^}-''%^^\^^i(>Tm(i]^en  Überlegenheit  ausklingt,  auf 
lrp°l^-'°/'-''^?'''^T,^l^  Eückständigkeit  EnglaSds  -  von 
Amerika  ist  in  der  Eeibe  der  Feinde  wieder  "nicht  die  Eede  - 
sich  greller  abheben  zu  lassen.  Dieser  Abschnitt  schließt  mit 
er  zuversichtlichen  Hoffnung:  „Österreich-Ungarn  wird  in 
f^P^K'^*'^^'^^  Vertrauen  auf  seine  eigene  Kraft  na^h 
wTh^  1''"%^^.  ""^^  erblühen,  erstarken  und  gesunden  zum 
wonie  der  Interessen  der  Gesamtheit  seiner  Völker,  welche 
d.e  schwere  Prüfung  dieser  furchtbaren  Kriegszeit  uAg^bSt 
bestehen  werden."  Die  Götter  haben  es  anders  gewollt! 
T  r^T"^  ^^t  wirtschaftlichen  Ur-  Und  Produktivkräfte  eines 
B™v.m  ^'i^^''/'?,'?;?™  ^^^ii  Bestand  an  abbaufähigen 
BraunkoMenfeldern  (Böhmen)  aAioh  noch  andere  Faktoren 
lur  den  neu  zu  belebenden  Gütererz>eugungsproz6ß  zur  Vor- 
aiLsstetzung!  j.    • -^x 

K  o  b^l  /^"""P^^^'^H^^^-  ...d^s     Buehes  behandelt  „Die 

K  o  h  1  e  n  n  o  t  Europas'.    Eine  Einleitung  und  die  Unter- 
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kapifcßl :  Kohl'eniiot  und  KoMenforsciiung,  Kohlennot  und 
Transportnot,  die  KoM^ö  in  dtjr  Volkswirtschaft,  Kohlenberg- 
bau und  Tag  esoberf lache,  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Bergschadensfraige^  Eisenbahn  und  Kohlenbergbau  in  ihren 
rechtlichen  Beziehungen,  -Staats-  und  Privatwirtschaft  im 
Bergbau,  die  Bahnen  der  Wirt-scliaft,  Bodenschätze  und  Welt- 
politik: geben  eine  Vorstellung  von  der  Summte  der  ischwereu 
Probleme,  die  auf  engem  Kaum  abgehandelt  werden  rgolleu. 
„Die  Novelle  zum  österr.  allgemeinen  Berggesetz  vom 
23.  Mai  1854"  beschließt  als  Nachtrag  da-s  Buch.' 

Diese  Stofffülle,  deren  Verarbeitung  unter  statistischen, 
wirtschaftsgeographischen,  volksiwirtsohaftlichen,  technischen, 
politischen,  und  vollends  unter  kriegswirtschaftlichen, Ge- 
sichtspunkten der  Verfass-er  sich  zur  Aufgabe  gestellt  hat, 
erscheiut  als  Titanen  arbeit,  auf  welche  fast  de.s  Faustdichters 
AVorte  pasiscu:  „So  schreitet  in  dem  eng-en  Bretterha.us  den 
ganzen  Kreis  der  Schöpfune  aus,  und  wandelt  mit  bedächfger 
Sohnelle  vom  Himmel  durch  die  Welt  zu  Hölle!"  Vielleicht 
wäre  die  eingehende,  mit  photographischen  Ahbildungen  stark 
durchsetzte  Abhandluno;  über  „Bodensenkungen  infolge  Koh- 
lenbergbaubetriebes'' (nämlich  im  böhmischen  Braunkohlen- 
bergbau) ebenso  wie  der  Nachtrag,  bei  ihrem  durchaus  lokalen 
Interesse,  besser  ganz  fortg-'elassen.  Sie  hätten  ohne  Schaden 
für  die  Hauptabschnitte  des  Werks,  einer  weltwirtischaftlichen 
Statistik  der  Kohle  und  des  Eisens,  entbehrt  werden  können. 

Diese  Hauptabschnitte  aber  bilden,  besonders  infolge  der 
vorteilhaften  graplii sehen  Anordnung  des  Stoffes,  ein  lehr- 
reiches und  anziehendes  Ganze,  dem  auch  die  veränderten 
politisch-wirtschaftlichen  Verhältnisse  ihren  statistischen 
Dauerwert  nicht  zu  rauben  vermögen. 

-  Dr.  Bi  - 

—  Rechentafel  nebst  Sammlung  häufig  gebrauchter  Zahlen- 
werte  von  Dr.-Ing.  Dr.  H.  Zimmermann,  Wirkl.  Geh.  Ober- 
baurat. Achte  Auflage.  Ausgabe  A  mit  ausführlicher  Ge- 
brauchsanweisung und  B  mit  Anhang,  enthaltend  große 
Quadrattafeln.  Berlin  1918.  Verlag  von  Wilhelm  Ernst  & 
Sohn.    Ausgabe  A  geb.  8  M,  Ausgabe  B  geb.  9  M. 

In  vielen  Berufen  gewinnt  das  Rechnen  mit  Zahlen  einen 
immer  größeren  Umfang.  Bei  sorgfältiger  Ausführung  ist  es 
stets  eine  zeitraubende  Arbeit,  die  rege  Aufmerksamkeit  ver- 
langt und  trotz  rein  mechanischer  Ausführung  den  Geist  er- 
müdet. Unter  den  zahlreichen  bekannten  Hilfsmitteln  zur  Er- 
leichterung des  Eechnens  und  zur  Erhöhung  der  Sicherheit 
gegen  Fehler  nimmt  Zimmermanns  Bechentafel  bekanntlich 
einen  besonders  hervorrag^enden  Platz  ein.  Ihre  Haupteigen- 
tümlichkeit gei^enüber  anderen  derartigen  Tafeln  besteht  in 
der  vollständigen,  ungetrennten  Wiedergabe  aller  Tafelwerte  an 
nur  einer  Stelle.  Zimmermann  hat  es  dahei  verstanden,  durch 
zweckmäßie-e  Gesamtanordnung  den  durch  die  Wiederholung 
bedingten  Älehraufwand  an  Raum  vollständig  auszugleichen, 
so  daß  die  Tafeln  trotz  des  vorerwähnten  Vorzuges  nicht 
umfangreicher  geworden  sind  als  die  übrigen  ähnlicher  Art. 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  durch  das  Suchen  an  mehreren 
Srellen  nicht  nur  mehr  Zeit  benötigt  wird,  sondern  auch 
leichter  Irrtümer  unterlaufen  können.  Beide  Nachteile  wer- 
den durch  Vereinigung  des  Gesuchten  an  einer  Stelle  ver- 
mieden. Das  vorzügliche  Werk,  das  in  seiner  Neuauflage 
trotz  der  Schwieria-keiten  der  Kriegswirtschaft  bestrebt  ist, 
wiederum  allen  Anforderungen  gerecht  zu  werden,  ist  infolge 
seiner  vielseitigen  Verwendungsmöglichkeit,  namentlich  auch 
für  technische  Zw'ecke,  zu  einem  unentbehrlichen  Rechnungs- 
hilfsmittel geworden. 


Rechtspflege. 

—  Haftpflicht  der  Eisenbahn  bei  Tötung  eines  im  Traum 
aus  dem  Abteil  s^sprunsenen  Reisenden.  (Entscheidung  des 
Reichsgerichts  vom  4.  November  1918.    VI  149/1918.) 

Der  Ehemann  und  Vater  der  Kläger,  der  Bergmann  Janz, 
ist  in  der  Nacht  vom  19.  auf  20.  Oktober  1915  auf  der  Rück- 
fahrt von  Kowno  nach  Gladbeck  aus  dem  Abteil  eines  fahren- 
den D-Zuges  des  Beklagten,  nachdem  er  die  Fensterscheibe 
eingeschlagen  und  den  Fensterrand  erklettert  hatte,  hinaus- 
gesprungen und  tot  auf  der  Strecke  aufgefunden  worden. 

Die  Schadensfeststellungsklage  der  Kläger  gegen  den  Eisen- 
bahnfiskus als  Beklagten  ist  vom  Landgericht  abgewiesen, 
vom  Oberlandesgericht  zugesprochen  worden. 

Aus  dem  Urteil  des  Oberlandesgerichts: 

Die  Klage  selbst  gründet  sich  auf  §§  1,  3  des  Eeichshaft- 
pfliohtge&etzes.  Der  geltend  gemachte  Anspruch  wird  ohne 
weiteres  dadurch  gerechtfertigt,  daß  der  Bergmann  Janz  in- 
folge eines  Sprunges  aus  dem  Fenster  eines  fahrenden  Zuges 
tödlich  verunglückte,  also  bei  dem  Betriebe  der  Eisenbahn 
seinen  Tod  fand.    Der  Klageanspmch  wird  hinfällig,  wenn 
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der  Beklagt«  beweist,  daß  der  Unfall  durch  höhei-e  Gewah 
oder  idurch  eigenes  Verschulden  des  Getöteten  verursach», 
wurde.  - 

Eigenes  Verschulden  würde  vorliegen,  wenn  .Janz  den 
Sprung  aus  dem  Fenster  m  der  Absicht  getan  hätte,  sich  zu 
töten.  Dafür  liegt  aber  nichts  vor.  Die  sämtlichen  Zeugen 
schildern  Janz  als  einen  i-uhigen,  besonnenen  Mann  und  tüch- 
tigeii  Arbeiter,  an  dem  ihnen  trotz  längei-er  Zusammenarbeil 
und  längeren  Zusammenwohnens  nichts  besonderes  aufge- 
fallen ist.  Irgend  eine  Tatsache,  aus  der  eine  Selbstmordab- 
sicht abgeleitet  werden  könnte,  hat  weder  der  Beklagte  zu 
behaupten  vermocht,  noch  ist  sie  sonst  hervorgetreten.  Auch 
die  Art  der  Tat  spricht  dagegen.  Janz  ging  nicht  durch  den 
Gang  und  von  dort  an  die  Wagentür,  er  nahm  sich  auch  nicht 
einmal  die  Zeit,  das  Abteil fenster  herabzulassen,  sondern 
wählte  als  schnellstes,  aber  unbequemstes  Mittel,  hinauszukom 
men,  die  ZertTÜmmerung  der  Scheibe  und  den  Absprung  durch 
sie.  Die  Tat  ist  so  unüberlegt  und  so  völlig  unverständlich,  daß 
J  anz  überhaupt  nur  in  dem  B  a  n  n  e  u  n  r  i  c  h  t  i  g  e  r  Vor- 
stellungen gehandelt  haben  kann,  die  ihn  in  den  Glauben 
versetzten,  daß  ex:  sich  in  Lebensgefahr  befinde  und  sich  nur 
durch  einen  schnellen  Spiiing  durch  das  Fenster  retten  könne. 
Ein  solcher  Wahn  ist  der  Ausfluß  entweder  einer  Geistes- 
krankheit oder  einer  vorübergehenden  Beeinträchtigung  der 
Geist estätigkeit.  Für  eine  vorhandene  oder  plötzlich  ausge- 
brochene Geisteskrankheit  fehlt  nun  jeder  Anhaltspunkt.  Da- 
gegen sprechen  die  Schildei-ungen  der  Zeugen  über  die  Per- 
sönlichkeit des  Janz.  Dann  bleibt  nur  der  Schluß  übrig  und 
ist  als  erwiesen  zu  erachten,  daß  Janz  vorübergehend  unter 
uiirichtigen  Vorstellungen  seines  zwar  gesunden,  aber  infolge  ^ 
eines  Traumes  zeitweise  irre  denkenden  Gehirnes  stand. 
Ein  hohe  Wahrscheinlichkeit  spricht  femer  dafür,  daß  diese 
unrichtige  Vorstellung-  in  der  Einbildung  bestand,  ein  Be- 
triebsunfall sei  eingetreten  oder  stehe  unmittelbar  bevor 
und  bringe  die  im  Zuge  Bleibenden  in  höchste  Lebensgefahr. 

Es  fragt  sich  nur,  ob  dieser  Zustand  nicht  höhere  Ge- 
walt im  Sinne  des  Reichshaftpflichtgesetzes  darstellt.  Unter 
höherer  Gewalt  im  Sinne  des  Reichshaftpflichtgesetzes  sind 
alle  von  auß-en  (d.  h.  nicht  durch  den  Betrieb  selbst)  entstan- 
denen Naturereignisse  und  Handlungen  zu  verstehen,  die 
nach  menschlicher  Einsicht  nicht  vorauszusehen  und  durch  clie 
äußerste,  den  Umständen  nach  angemessene  Sorgfalt  nicht 
abzuwenden  sind.  Dazu  können  auch  geistige  Erkrankungen 
und  Ohnmachtsanfälle  gehören,  jedoch  begriffsgemäß  nur 
dann,  wenn  sie  nicht  eine  Folge  des  Betriebes  sind.  Im  vor- 
liegenden Falle  spricht  nun  eine  hohe  Wahrscheinlichkeit 
dafür,  daß  die  Störung  des  Janz  durch  den  Betriebsunfall  in 
der  vorhergehenden  Nacht  ausgelöst  wurde.  Wie  die  Zeugen 
Ijekunden  und  wie  auch  unbestritten  ist,  erlitt  der  Zug  da- 
mals einen  Achsenbruch,  infolge  dessen  die  Puffer  zweier 
Wagen  übereinander  geschol>en  und  die  Reisenden  stark 
duroheinandergeschüttelt  wurden.  Zwar  hat  keiner  der  Zeu- 
gen wahrgenommen,  daß  Janz  sich  hierüber  besonders  er- 
legte. Vielm'chr  glauben  die  Zieugen  sämtlich,  daß  dies  nicht 
der  Fall  war.  Trotzdem  aber  hat  sich  höchstwahrscheinlich 
im  Gehirn  des  Janz  gerade  unter  der  Nachwirkung  dieser  ' 
Ereignisse  und  infolge  derselben  eine  besonders  leb- 
hafte und  nachhaltige  Traum  Vorstellung  der  hier  in  Frage 
kommenden  Art  gebildet.  Ursächlich  können  auch  die  son- 
stigen Ereignisse  der  Fahrt  gewesen  sein,  nament- 
lich der  lange  Aufenthalt  des  Janz  im  fahi-enden  Zuge,  die 
Geräusche  des  Betriebies  und  die  Bewegungen  des  Zuges.; 
Wenn  die  Ereignisse  der  letzten  Fahrt  des  Janz  nicht 
ursächlich  wurden,  so  konnte  sich  doch  auch  dann  die  Eiqi- 
bildung,  daß  ein  B  e  t  r  i  e  b  is  u  n  f  a  1 1  eingetreten  sei  oder  be- 
vorstehe, und  daß  allein  ein  schneller  Sprung  durch  das 
Fenster  Rettung  bringe,  überhaupt  nur  bilden  aus  den  zu 
irgend  einer  Zeit  erfolgten  Eindiücken  des  Eisenbahnbetrie- 
bes auf  Janz.  Die  Wahnvorstellung  war  dann  ohne  diese 
Eindrücke  unmöglich  und  infolgedessen  notwendig  eine  Folge 
des  Eisenbahnbetriebes. 

Angesichts  der  Feststellung',  daß  der  verstorbene  Bergmann 
Janz  infolge  einer  vorübergehenden  Beeinträchtigung  der 
Geistestätigkeit  aus  dem  Fenster  sprang,  und  daß  höchstwahr- 
scheinlich diese  Beeinträchtigung  in  der  unrichtigen  Vor- 
stellung bestand,  ein  Eisenbahnunglück  zwinge  zur  schleu- 
nigisten  Leoensrettung  durch  Absprung  aus  dem  Fenster,  und 
(lali  ferner  höchstwahrscheinlich  der  Betriebsunfall  in  dei 
Nacht  .vorher  diese  unrichtige  Vorstellung  auslöste,  hat  der 
Beklagte  den  ihm  obliegenden  Beweis  des  Vorliegens  höherer 
(iewait  nicht  erbracht. 

Die  Schadensersatzpflicht  des  Beklagten  aus   §§  1,  3  des 
Pieichshaftpflichtgesetzes  ist  damit  gegeben. 

Das  Eeicbsgericht  verwarf    die   Revision   aus  folgenden 
Gründen : 

Die  von  der  Revision  bekämpfte  Annahme  des  Landg-erichts. 
daß  Janz  beim  Betriebe,  der  Eisenbahn  getötet  worden  ist,' 
unterliegt  keinem  rechtlichen  Bedenken.    Denn  die  Geschwin- 
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di^:keit.  des  fahrenden  Zuges,  au«  dem  liinauscresprun<^en 

T^Ti^it^'  'f^^'f'rl'  ^'^t^'  'der  Ursachen? die  iiSen 

Tod  herbeigeführt  haben,  betrachtet,  werden 

^^^"^  B^rafungsgericht  hält  für  erwiesen,  daß  Janz  infoJge 
eines  Traumes  yorubergeliend  unter  der  Wahnvorstellung 
Eisenbahnunfall  .ei  eingetr^eten  oder  -stehe  \mS 
telbar  bevor  ximl  brin^ge^  die  im  Zuge  Bleibenden  in  hS" 
Lebensgefahr,  aus  welcher  er  sich  nur  durch  einen  Spruno 
aus  dem  Fenster  retten  könne.  Die  hohe  Wahrscbeinlichtpft 
StnÄf-^'  f  ^  die  Einbildung  des  jlnz  dS  e^^^^^^^^ 
triebsunfall  in  der  vorhergegangenen  Nacht  ausgelöst  worden 
erlitten  dä'pnV^f''''"  befand,  habe  einen"  AchsenbrS 

eilitten  die  Puffer  zwe:er  Wagen  seien  übereinander  gesclio- 
ben  und  die  Eeisenden  stark  durcheinander  geschüttelt  wor- 
den. Höchstwahrscheinlich  habe  sich  im  Gehirn  des  Jan/ 
unter  der  Nachwirkung  dieses  Unfalles  und  infol™  ihrer  eine 
besonders  lebhafte  und  nachteilige  Traumvorstellung  der  h  "r 
fraglichen  Art  gebildet.  Ursächlich  könnten  auch  S  son- 
stigen Ereignisse  der  Fahrt,  gewesen  .sein,  namentli^rfi  der 
lange  Aufenthalt  des  Janz  in  dem  fahrende^  Wao^n  d  e  Ge- 
räusche de«  Betrebes  und  die  Bewegungen  des  Zufef  Jeden- 
falk  habe  sich  die  Einbildung,  daß  ein  Betriebsunfall  einge- 
treten oder  drohe,  und  daß  allein  ein  schneller  Spruno- 
urch  das  Fenster  Eettung  bringen  könne,  überhaupt  nur  bil' 
en  können  aus  den  zu  irgend  einer  Zeit  erfolgten  Eindräcken 
es  Eisenbahnbetnebe..s  auf  Janz.  Die  WahnvorsteDun"  s*  i 
^^1  «r/'''r''^.">.^'°'''/^^-f  d^'^  E:-senbabnbeh-iel.es  gewesen 
imrl  .schließe  höhere  Gewalt  aus,  weil  das  schadenbrino^.ende 
Ei^ignis  durch  den  Betri.eb  ..elbst  entstanden  se  so  daß  es 
'nkomme'.  ^  "vorhersehbarkeit   und    Unabwendbaikeit  nicS 
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niJhf  ^^hl&f  "11;!^  ^^5^f^°§«^f?richts,'  daß  höhere  Gewalt 
tWils  iSi'n'"  ^T^f "  1?*^"  I^^'litspreehung  des  Senat«  in 
Übereinstimmung.    Danach  ist  als  höhere  Gewalt  ein  Er- 

ffnricb^^.n'T^^'^-l?  außei-halb  des  BetriS  oder  seilet" 
träglfZn  f  me7r,''?\r';?'^'"'"^^^^^'  "^'^  wirtschaftlich  er 

dem  Betrie^b  oder  seinen  Einrichtungin  sXt  habe 

Das  Berufungsgericht  nimmt  nun  rein  tatsächrch  an  daß 
d^s  Traumgebilde  und  -cUe  verhängTiisvolLewIhi  vor  Stellung 
des  Janz  auf  den  Eisenbahnbetrieb^zurückzufüS  ^Sn  und 
zwar  entweder  auf  den  Zusammenstoß  der  verflossenen 
Nacht  oder  auf  dae  sonstigen  Ereignisse  der  gan£n  "fSh 

Sed'^t  ScÄ^Frifl^^f^  zusammen  Äi 

11  ,  ^rT  Einwurf  der  Eevision,  daß  der  Bieklao-te 
if<^b;  /i'V'  <len  Zusammenstoß  zu  vertreten  brauche  von  dem 
fnlhi  f  ^""'^^l^^'^v^  '^^..«^  ^i«^  innerhalb  seines  eignen  Be 
tnebes  ereignet  haJbe.  Denn  wenn  dies  auch  nichr  der  Fall" 
war,  so  ha-ben  -sich  die  übrigen  Erei.oni,.sse.  die  nach  der  An 
haJr  ff  Berufungsgerichts  die  Tat  des  Janz  hei'orglruin 
fort?pJt^f''*n'  ^"t.B'etrieb  des  Beklagten  zugetragen  oder 
Tiptif'T  .Einwand  der  höheren  Gewalt  hat  aber  dei 

ei  nisse,  die  allem  oder  zusammen  den  Traum  und  in  seinem 
Gefolge  den  Todessprung  des  Janz     zur     W  rkun°  lehlht 

f&f  ;^J^'^r,?7'  ^t'^^'-^^/  ^^^^^^^'^  diese«  Beweises 

talit  der  Tod  des  Janz  dem  Beklagten  zur  Last. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 


Wechselverkehr  Sachsen-Bayern 

Tarif heft  7  €  (I  und  II). 

Wit.  A\irkung  vom  15.  Aj>ril  1919  Wer- 
zlen sämtiic.h.6  Stationsfrachtsätze  in 
H.el.eni  auf  den  Seiten  4—«  des  Tarif- 
heftes aiufgeho^ben.  An  die  Stelle  des 
Abschnittes  C  I.  Allgemein.e  Tarif- 
Uten  treten  die  von  der  Eivsenlba-hn- 
Jireiktion  Berlin  herausgegebenen  für 
il.Le  deutschen  Wecbselverkehre  irülfi- 
jen  Tarif  hefte  C  la  und  C  Ib.  Das 
ranfheft  7  C  (T  und  II)  erhäJt  die  Be- 
?«ichnunq-  7  C  II.  Auskunft  über  die 
i>:t  der  Miaßnabme  verbun.denen  Fracht 
Erhöhungen  erteilt  umser  Verkehrs- 
rareau,  hier,  Wiener  Straße  4,  II 
^  Dresden;  tam  11.  Febinar  1919  (199) 
jen.-Dir.  kl.   Sachs.  Staatseisenbalm-en 

.als  geschäftsführende  Verwaltuno- 


Tt|>e.rgana-sstation  -'*«  direkten  Lei- 
lungsweires  unter  Anw-endung  der  Eut- 
t.ernun£r  bis  zu  dieser  t^bergangsstation 
abzufertigen.  Nachnahmen  sind  unzu- 
la.'^sig-. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dienst- 
•stellen. 

Breslau,  den  6.  Februar  1919.  (200) 
Eisen  bah  nd  i  i-ekti  on. 
namens  der  heteilio-ten  Verwaltuno-en. 


Vom 


Ostdeutsch-Siidwestdeutseher  Güter- 
verkehr.    Tarifheft  3. 

Infolge  Einführung  der  Fian.ken- 
vahrung  auf  den  elsaß-lothringischeu 
lad  luxemburffi sehen  Eisenbahnen  sind 
16  direkten  Tarife  mit  diesen  Bahnen 
•utgehoben  worden.  Bei  WiederzuLas- 
ung  des  Verkehrs  nach  diesen  Bahnen 
ind  die  Sendungen  iedoch  gebrochen 
Ur  unter  Berechnung  der  Fracht  bis 
u  der  vor  Elsaß-Lothringen  lieo-enden 


rVKa  f  ^'^P         werden  die 

Überfuhrgebuhren  für  die  Bahnhöfe 
m  Bodenbaeh.  Eger,  Eeichenberg, 
letschen  und  Warnsdorf  um  70  %  er- 
höht. 

Dresden,  am  Iz.  Februar  1919  (^OS) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen. 

Böhmisch-Norddeutscher  Kohlen- 
verkehr. 

V  ■■}■  ^^H^  die 

I  lac.htsatze  für  Braunsdorf  (Ober- 
lansit.z),  Frei  Waldau  (Kr.  Sagau),  Groß 
^iirchen       (Kr       Sorau),  Lugknitz, 

nlJJh  ^'■^f'^xlV^'  Tnebel,  Tschöpeln 
Quolsdorf  und  W:esau  (Kr.  Sagau)  um 

nm  \  1  f-'^fnA^'i"'  Glashütte  Eau.sch,a 
uin  3  4  für  100  kg  erhöht. 

Dresden,  am  12.  Februar  1919  ('?02) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenbahnen, 
namens  der  beteiligten  Verwaltuno-en 


Guteitnrif  vom  1.    I)ez«-mber  1909  und 
Jarif  für  die  Beförderung  von  Leichen 
'/qÜ  l®^«^nf^<'n  Tieren  vom  1.  November 
IJU  tur  den  Internationalen  Lokalvor- 
kehr    der    Holländischen  Eisenbahn- 
Gesellschaft 
Vorbehaltlich  der  Genehmiguno-  der 
Aut.s:ohtsbehörde  tritt    am  1  '  Jlaf  19.19 
ein  für  den  Güter-  und  Tiertarif  o-ül- 
t^ger    Anhang     (vierte    Ausgab.e)  in 
Kratt,  durch  den  der  erhöhte  deutsche 
Kriegszuschlag   durcih.aeführt   und  der 
Anhang  vom  1.  Juni  1918.  (dritte  Aus- 
ga.be)  aufg.phoben  vrird.    Nähere  Ans- 
kuntt  ertedt  das  Kommerzielle  Büro  in 
Amisterdam. 
Am«t;erdam,  10.  Febiiiar  1919.  (204) 
Generaldirektion 
der  Holländischen  Eisenbahn.  - 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Binnentarif 
der  Mannheim-Weinheim-Heidelbers- 
Jlannheimer  Eisenbahn. 

Zum  1.  April  1919  treten  Tarifer- 
höhungen im  Personen-  und  Güter- 
verkehr ein. 

Näheres  bei  den  Dienststellen. 

Mannheim.  10.  Februar  1919  (901) 
(Mjerrheinische  Eisenbah,n-G.eseUschaft 
Aktieunesellschaft. 


AVA  S  S  E  R  R  E  I  N  I  G  U  N  G  '"•'^       Speisewasser  der  Lokomotiven 


A  L.  G.  D  E  H  N  E 


Haich.- 
FabriH 


Wasser-Enteisener,  Kies-Filteranlagen 
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Oportet  Tiir  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb   und   Kleidung  sauber,    ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohrole,  Rüböle  usw.     <•      Kostenlose  Vorführung. 

Langjähr,  anerkannte  Spezialisten    ß     T**!«!.^^    0  f\    *    L  _ 

und   Berater   in  der  Kühlfrage.    K.   111011611  OL  lO.,  UU!SDUrg. 


Verlag  von  Julius  Spring' er  in  Berlin  W  Q 


Soeben  erschien: 

Ersatzglieder  und  Arbeitshilfen 

für  Kriegsbeschädigte  und  Unfallverletzte 

Herausgegeben  von  der 

Ständigen  Ausstellung  für  Arbeiterwohlfahrt  (Reichsanstalt) 
in  Berlin-Charlottenburg 

und  der 

Prüfstelle  für  Ersatzglieder  (Gutachterstelle  für  das  Preußische  Kriegs- 
ministerium)  in  Berlin-Charlottenburg 

durch 

Geheimen  Medizinalrat  Professor  Dr.  M.  Borchardt-Berlin,  Senatspräsidenten 
Professor  Dr.-Ing.  Konrad  Hartmann- Berlin ,   Geheimen  Oberregierungsrat 
Dr.  Leymann  -  Berlin  ,    Sanitätsrat   Dr.  Radike  -  Berlin  ,    Professor  Dr.-Ing. 
Schlesinger-Berlin,  Oberstabsarzt  Professor  Dr.  Schwiening-Berlin. 

Mit  1586  Textabbildungen.     Pres   M   28  —;    gebunden  M.  40  — 


Zu  bezieHen  durcH  jede  Buchhan  dlunj 


Für  eine  an  ein  großes  industrielles 
Unternehmen  angegliederte  Waggon- 
Reparatur  in  der  Nähe  Berlins,  aus 
der  sich  gleichzeitig  der  Neubau  von 
Waggons  entwickeln  soll,  wird  mög- 
lichst per  sofort  ein  durchaus  erfah- 
rener erstklassiger 

Fachmann  aus  der 


Branche, 


welcher  nachweislich  große  Erfolge  in 
derselben  zu  verzeichnen  hat,  gesucht. 
Auch  muß  derselbe  imstande  sein, 
die  Reparatur  und  die  Neufabrikation 
völlig  selbständig  und  einwandfrei 
leiten  zu  können,  desgleichen  gewandt 
im  Verkehr  mit  Behörden  sein.  — 
Ausführliche  Bewerbungen  mit  Lebens- 
lauf, Zeugn.-Abschr.,  Referenzen,  Bild, 
Geh.-Anspr.  und  Angabe  des  frühesten 
Eintrittstermins  erb.  unt.  Eis.  7022  an 
die  Anzeigen-Annahme  dieser  Zeitung 
(Linkstr.  23/24).  [7022] 
Falls  eine  von  den  gewünschten 
Bedingungen  nicht  eingereicht  wird, 
erhält  Betreffender  keine  Antwort. 

Bei  einer  Privateisenbahn  Westdeutsch- 
lands ist  die  Stelle  des 

Bürovorsteher 

baldigst  zu  besetzen.  Bewerber  mit 
Erfahrungen  im  Eisenb  -Bürodienst  wo'len 
Bew.-Schreiben  mit  Lebenslauf,  Zeugnis- 
abschritten u.  Ref.  unter  Eis  7038  an  die 
Anz.- Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23  24) 
einsenden.  [7038] 


liefern   in  grossen  Posten 
rasch  und  gut 

[70231 

ArmaturenwerKe 

Blnnbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Stanzteile, 

Beschläge,  Verschlüsse  usw. 

aus  Blecti  nach  Muster  oder  Zeichnung 

fertigt  MetallstanzwerK 

C.  Cremer,  G.  m.  b.  H.,  Velbert. 

Schnelle  Lieferung,  "»o 

Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten -Lock- 
apparat als  Stationsschaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.- Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos,  j 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten.! 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.i  A.  EhnlJ 
Braaaschwcig.  [6791)! 
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Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträgre  sowie  sonstig-e  Witteilungen,  Büclier,  Zeitscliriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleit^n?  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnyerwaltungen, 

amtliche  Bekanntmachnngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwallungen,  beide  in  B  erli  n  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 
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Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

\fc   Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen- 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Ur.  lUOO. 
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hochwertio^e  Güter. 
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Nachrioht>ea. 
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gungen  auf  den  dteutsoben  Eisen- 
bahnen. —  Bromberger  Eisen- 
bahner im  Kampf  ge^^n  die 
PoLen.  . —  Vor  deutsohen  Kohlen- 
lieferung-en  nach  der  Schweis. 
D 1©  u  t  .s  0  £  ö  s  1 6  r  r  '6  i  c  h  :  Sohnell- 
zugverkehr.  —  Lag-erhäusier  der 
Stadt  Wien.  —  Lembea-g-Czerno- 
Avitz  -  Jasisy  -  EisenbahngeseUiSohaft. 
—  Luftverkehr.  —  Vierhandlungen 


über  den  Verkauf  von  Lloydaktien 
an  eine  italienische  Untiernehmer- 
ges>ellsohaft.  —  Die  Zukunft.  Tri- 
ests.  — ■  PersonalnacTirichtjen. 
Prem  d  e  E  r  d  teile  :  Wiederher. 
stellunig  des  sibirischen  Eisenbahn- 
verkehrs. 

Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  VereinlieitlicliuDg  der  deutschen  Eisenbahnen. 

Von  Professor  W.  Cauer,  Geh.  Baurat. 


Der  von  dem  Staatssekretär  Pi-euß  aufgestellte  Entwurf 
für  die  künftige  Eeichsverfassung  führt  im  §  3  unter  „Reichs- 
angelegenheiten, die  ausschließlich  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  des  Reiches  unterliegen",  auf:  ,5)  das  öffentliche 
Verkehrswesen,  und  zwar  die  Ei.senibahnen,  isoweit  sie  bis- 
her Staatsbahuen  waren,  die  Binnensehiffatu't  auf  den 
mehreren  deutschen  Freistaaten  gemeinsamen  Wa.sserstraßen, 
die  Post  und  Telegraphie  und  der  Verkehr  mit  Kraftfahr- 
zeugen zu  Lande  und  in  der  Luft''.  Die  hier  vorgeschlagenen 
Bestimmungen  laufen  in  Anknüpf urg  an  die  ursfprünglichen 
Bismarckschen  Eisenbahnpläne  auf  ein  Reichseisenbahn- 
sy.stem  hinaus,  während  Kirchhoff  in  seinen  von  1911  bis 
1913  veröffentlichten  Druckschriften,  weniger  weit  gehend, 
die  deutschen  Staatsbahnen  zu  einer  Betriebs-  und  Finanz- 
Gemeinschaft  mit  einem  Gemeinschaftsamt  unter  preußi- 
schem Vorsitz  und  einem  besonderen  Eisenbahliparlament  zu- 
sammenschließen wollte.  Neuerdings  hat  er  sich  dann  (1916) 
offen  zur  Durchführung  des  Bismarckschen  Reichseisenbahn- 
gedankeUkS  toekannt. 

An  die  Kirchhoffschen  Vorschläge  hat  ein  lebhafter  Mei- 
nungsaustausch in  den  Volksvertretungen  und  in  der  Presse 
angeknüpft.  Als  Vorteile  der  Vereinheitlichung  wurden 
außer  der  allgemeinen  Fördemng  der  nationalen  Einheit  her- 
vorgehoben :  Die  Verbeisserung  der  Beschaffung  von  Be- 
triebsmitteln und  Materialien,  die  Beseitigung  der  Verkehrs- 
umleitungen  und  der  Wagenübergaben  auf  den  Übergangs- 
bahnhöfen (sowie  auch  der  Fortfall  dieser  teueren  Bahnhöfe), 


die  Verbesserung  der  Fahrpläne,  namentlich  durch  Verbesse- 
rung der  Zuganschlüsse,  die  bessere  Ausnutzung  der  Loko- 
motiven und  Wagen,  die  Einheitliclikeit  im  Verkehr  und  im 
Wagenübergang  dem  Ausland  gegenüber,  der  Fortfall  um- 
fangreicher Abrechnungen,  die  jetzt  zwischen  den  deutschen 
Bahnen  notwendig  sind,  und  schließlich  eine  aus  alledem  sich 
erg-ebende  Geldersparnis,  die  Kirchhoff  selbst  auf  30  Mill.  M. 
veranschlagte.  Demgegenüber  wui-de  in  entgegengesetztem 
Sinne  geltend  gemacht,  daß  die  Kirchhof fscbe  Gemeinischaft 
eine  weitgehende  Beeinträchtigung  der  Hoheifcsr echte  der 
enTzeluen  Staaten  bedeute,  daß  es  den  Staatsregieninigten  und 
A  Olksvertretungen  nicht  mehr  möglich  isein  werde,  die  be- 
sonderen Bedürfnisse  ihrer  Gebiete  an  Bahnbauten,  Zug  Ver- 
bindungen, Tarifänderungen  und  sonstigen  Verkehrsmaß- 
nahmen selbständig  fürsorglich  zu  pflegen,  daß  hinsichtlich 
der  Behandlung  und  Besoldung  des  Personals,  die  jetzt  auf 
den  deutschen  Bahnen*  nicht  übereinstimmt,  sich  Unzuträg- 
lichkeiten ergeben  würden,  daß  besondere  Schwierigkeiten  aus 
der  Notwendigkeit  entstehen  müßten,  die  einzelnen  Staats- 
haushaltspläne mit  den  Festsetzungen  der  Gemeinschaft  in 
Übereinstimmung  zu  bringen,  und  daß  die  aus  der  Neuerung 
(gegenüber  dem  jetzt  schon  im  Vergleich  zu  Artikel  42  der 
Reichsverfassung  erheblich  vollkommeneren  Zustand)  zu  er- 
wartenden Vorteile  nicht  so  bedeutend,  die  Geldersparnisse 
aber  so  geringfügig  'Sieien  (wenn  sie  sich  nicht  gar  in  Mehr- 
ausgaben verwandelten),  daß  man  an  der  Selbständigkeit  der 
einzelnen  Staatsbahnverwaltungen  nicht  rütteln  solle, 
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Es  ist  nicht  meine  Absicht,  im  Sinne  diesies  Meinungs^ms- 
tausohes  zur  Frage  der  Vereinheitlichung  der  deutschen  Eisen, 
bahnen,  sei  es  .auf  Grund  der  früheren  Kii-chhoffschen  oder  der 
Preußschen  Vorschläge,  d.  h.  vom  allgemein  politischen,  vom 
verkehi-spolitischen  und  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus, 
jetzt  erneut  Stellung  zu  aehmen.  Hängt  die  Lösung  der 
deutschen  Eisenbahnfrage  doch  mit  der  Frage  der  Gestaltung 
des  Eeiches  im  ganzen  und  in  seinen  Teilen,  wobei  auch  der 
zu  erwartend«  Anschluß  Deutsch-Österreichs  eine  wichtige 
Eolle  iSpielt,  eng  zusammen;  sie  kann  also  zurzeit,  wo  hier 
noch  alles  im  Fluß  ist,  nicht  erfolgreich  erörtert  werden. 
Dagegen  scheint  es  mir  angezeigt,  auf  einen  Gesichtspunkt 
aufmerksam  zu  machen,  der  merkwürdigerweise  in  den  bis- 
herigen Erörterungen,  soweit  sie  zu  meiner  Kenntnis  gelangt 
sind,  unbeachtet  geblieben  ist»  Es  handelt  sich  um  die  Frage : 
„Wie  wird  eine  Vereinheitlichung  der  deutschen  Bahnen,  sei 
es  zum  reinen  Eeichseisenbahnsystem,  sei  es  zu  einer  Ge- 
meinschaft der  Staatsbahnen,  auf  den  künftigen  technischen 
Fortschritt  wirken*?" 

Die  Eisenbahn^  .als  ein  weite.  Länderstriche  verbindendes 
Verkehrsmittel,  drängt  auf  Vereinheitlichung  der  teclmischen 
Einrichtungen.  In  diesem  Siane  haben  iseit  der  schöpferischen 
Tat  von  Ehades,  der  1846  die  Anregung  zur  Begründung  des 
Vereins  Deutscher  Eisenbaknverwaltungen  gab,  namentli<;h 
die  deutschen  Eisenbahnen  in  hervorragender  Weise  gewirkt 
und  sowohl  wegen  der  zentralen  Lage  Deutischlands,  als  auch 
wegen  der  deutschen  fachmännischen  Tüchtigkeit  einen  über- 
wiegenden Anteil  an  der  weitgeheViden  Vereinhedtlichung  der 
tech^iischen  und  Betriebseinrichtungen  gehabt,  die  den  inter- 
nationalen Verkehr,  wie  er  vor  dem  Kriege  sich  abwickeLte, 
ermöglicht  haben.  Aber  iso.  notwendig  eine  weitgebende  Ver- 
einheitlichung für  die  Eisenbahn  ist,  so  bedeutet  sie  doch 
anderseits  eine  Hemmung  für  den  Fortschritt.  Die  notwendig 
zuerst  einheitlich  festgesetzte  Spurweite  hat  isich  in  der  Folge 
als  unzweckmäßig  eng  erwiesen.  Ebenso  kranken  wir  an 
dem  gleichfalls  in  der  Jugendzeit  unserer  Eisenbahnen  von 
den  engKschen  Eisenbahnen  übernommenen  Kupplungs- 
system, und  esi  ist  noch  nicht  abzusehen,  ob  und  wann  es  ge- 
lingen wird,  die  ungeheuren  Schwierigkeiten,  die  in  dem 
Übergang  zu  einer  zweckmäßigeren  Kupplung  liegen,  zu 
überwinden.  Wenn  in  diesen  und  anderen  Beziehungen,  iso 
z.  B.  auch  hinsichtlich  der  Umgrenzung  der  Betriebsmittel, 
die  Eücksichten  auf  den  europäischen  durchgehenden  Verkehr 
Fortscbritte  unmöglich  oder  nahezu  unmöglich  machen,  so  sind 
doch  auch  minder  große  Eisenbahngebiete,  wie  dasjenige  des 
Deutschen  Eeiches  oder  der  Preußisch-Hessischen  Staats- 
biahnen,  bereits  groß  genug,  um  grunidstürzenden  Ändei-ungen 
die  größten  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  legen.  Gewisse 
Mängel  unserer  an  sich  guten  deutschen  Signalordnung  wer- 
den wir  schwerlich  je  beseitigen  können.  Und  ebenso  kann 
eine  so  große  Verwaltung,  wie  die  der  Preußi&ch-<H.essischen 
Staatsbahnen  mit  Neuerungen  und  Verbeissemngen  nur  sehr 
behutsam  vorgehen.  Und  so  kann  dasjenige,  was  in  dem 
großen  G-ebiete  solcher  Eiesenverwaltung  isich  an  vorwärts 
treibenden  Kräften  findet,  notwendig  nicht  in  gleichem  Maße 
zur  Auswirkung  kommen,  wie  wenn  auf  demiselben  Gebiete 
mehrere  Verwaltungen  tätig  wären.  Man  mag  hiergegen  ein- 
wenden, daß  durch  die  für  die  verschiedenen  Sachgebiete 
bestehenden  Ausschüsse  und  die  von  diesen  und  von  dem 
Eisenbahnzentralamt  geleiteten  Versuche  in  ausgiebigem 
Maße  für  den  Fortschritt  gesorgt  ist,  zumal  die  Versuche  bei 
einer  großen  Verwaltung  in  größerem  Umfange  stattfinden 
können.  Das  ist  zweifellos  richtig.  Zwei  große  Ei-rungen- 
schaften  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  die  Heißdampfloko- 
motive und  die  Verbundbremse,  wären  vielleicht  im  Bereich 
einer  erheblich  kleineren  Verwaltung  nicht  erzielt  worden. 
Aber  es  bleibt  doch  die  Tatsache  bestehen,  daß  die  Endent- 


scheidung bei  einer  Zentralstelle  liegt,  die  notwendig  in 
ihren  Auffassungen  nicht  so  vielseitig  sein  kann,  wie  die 
mehreren  Zentralstellen  einer  Mehrheit  von  Eisenbahn  Ver- 
waltungen.   Einige  Beispiele  mögen  dies  verdeutlichen : 

Schwerlich  wären  in  Sachsen  und  Bayern  die  Verschiebe- 
bahnhöfe mit  durchgehendem  Gefälle  angelegt  und  zu  hoher 
Vollkommenheit  ausgebildet  worden,  wenn  eine  Zentralstelle 
in  Berlin  darüber  zu  entscheiden  gehabt  hätte.  Es  ist  wohl 
kein  Zufall,  daß  unser  neues  Vorsignal  im  Bereiche  der 
Sächsischen  Staat,sbahnien  entstanden  ist,  die  gerade  auf  dem 
Gebiete  des  Eisenbahnsicherungwesens  stets  eine  rührige 
Tätigkeit  entfaltet  haben.  Die'  Bauweisen  d-eis  Eisenschwelleu- 
oberbaues sind  durch  die  Badischen,  die  des  Holzschwellen- 
oberbaues durch  die  Sächsischen  Staatsbahnen  in  eigenartiger 
Weise  gefördert  worden.  Einheitliche  Fahrdienstvorschriften 
besaßen  die  süddeutschen  Eisenbahnen  ischon  lange  Jahre 
hindurch,  während  die  Preußischen  Staatsbahnen  noch  an 
ihrem  weniger  volUcommenen  System  der  in  einzelnen  Dienst- 
anweisungen zersplitterten  Vorschriften  festhielten.  Die 
Zahl  solcher  Beispiele  ließe  sich,  wie  jeder  Fachmann  weiß, 
noch  beträchtlich  vermehren. 

Diese  Äußerungen  werden  hoffentlich  nicht  dahin  mißver- 
standen werden,  als  sollten  die  Leistungen  der  Preußisch- 
Hessischen  Staats,bahnverwaltung  herabgesetzt  werden.  Wenn 
man,  wie  ich,  den  Staatsbetrieb  der  Eisenbahnen  für  eine 
Notwendigkeit  im  Allgemeininteresse  ansieht,  so  braucht  man 
deshalb  nicht  zu  verkennen,  daß  ein  gut  geleiteter  Privat- 
betrieb wirtschaftlich  vorteilhafter  'arbeiten  kann.  Und 
wenn  man  die  Durchführung  des  Staatsbahnsystems  auch  für 
ein  so  großes  Gebiet,  wie  das  der  preußischen  Bahnen,  für 
richtig  hält,  so  geschieht  dies  trotz  mancher  Nachteile,  die, 
mag  dies  auch  gerade  jetzt  von  gewissen  Seiten  bestrittten 
werden,  mit  jeder  Verstaatlichung  großer  wirtschaftlicher 
Unternehmungen  verknüpft  sind.  Und  da  habe  ich  es  immer 
für  einen  besonders  glücklichen  Umstand  angesehen,  daß 
neben  den  ^ausgezeichnet  verwalteten  Pr-eußisch-Hessischen 
Staatsbahnen  eine  Anzahl  kleinerer  gleichfalls  ausgezeichnet 
verwalteter  Staatsbahnsysteme  in  Deutschland  .vorhanden 
sind,  die  dasjenige,  was  im  Bereiche  der  einzelnen  Bahn 
wegen  der  dem  Staatsbahnsystem  notwendig  eigenen  gerin- 
geren Beweglichkeit  an  Fortsckrittsdrang  wenAger  zum  Aus- 
di-uck  kommt,  durch  gegenseitigen  Wetteifer  ersetzen.  Und 
dieser  glückliche  Zustand  vnirde  sein  Ende  finden,  wenn  die 
deutschen  Eisenbahnen,  sei  es  in  Eeichseisenbahnen  verwan- 
delt, sei  es  zu  einer  Betriebs-  und  Finanzgemeinschaft  zu- 
sammengeschlossen würden. 

Man  wende  auch  nicht  tetwa  ein,  daß  ja  nach  Vereinheit- 
lichung der  deutschen  Eisienbahnen  zwischen  ihnen  und  den 
Eisenbahnen  des  Auslandes-  der  Wettbewerb  technischen 
Fortschrittes  bestehen  bliebe.  Die  Wissenschaftlichkeit  und 
Gründlichkeit,  mit  der  in  Deutschland  technische  Fragen  be- 
handelt werden,  muß  auch  im  gegenseitigen  Wettbewerb  zur 
Geltung  kommen,  wenn  nicht  der  Fortschritt  an  empfindlicher 
Stelle  gehemmt  werden  soll. 

Darum  bin  ich  persönlich  ein  Gegner  einer  vollständigen 
Vereinheitlichung  der  deutschen  Eisienbahnen;  ich  würde  es 
begrüßen,  wenn  man  die  von  solcher  erhofften  Vorteile  lieber, 
wie  bisher,  durch  besondere  Vereinbaningen  erstreben  wollte 
und  könnte.  Sollte  man  sich  aber  gleichwohl  zu  einer  voll- 
ständigen Vereinheitlichung  der  deutschen  Bahnen  ent- 
schließen, so  würde  dies  für  den  technischen  Fortschritt  ver- 
hängnisvoll sein,  wenn  es  nicht  gelingen  sollte,  durch  be- 
sondere Einrichtungen  den  Verwaltungsbehörden  der  Teil- 
gebiete eine  so  weitgehende  Selbständigkeit  zu  gewähren,  daß 
sie  wenigstens  annähernd,  wie  bisher,  ihre  Kräfte  entfalten 
könnten. 


JLLX..  Jalirgaiig 
19  Februar  1919. 
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NeuiegeluDg  der  Beförderungsbedingungen  und  Frachtberechnung  für  hocliwertige  Güter. 


Nach  den  d-erzeiti^cn  Tarif bestimmungen  der  deutschen 
Eisen  bahn.en  (§  54  (=)  im  Gütertarif,  Teil  I  A  und  §  19 
der  allgemeinen  Tarifvoischriften  ini  Teil  I  B)  gelten  für 
die  Beförderung  hochwertiger  Güter  (Edelmetalle,  Kostbar- 
keiten usw.),  die  nur  bedingungsweise  zum  Versand  zuge- 
lassen sind,  erschwerende  Vorschriften,  die  in  der  erhöhten 
Haftpflicht  der  Eisenbahn  begründet  sind  und  das  mit  der 
Beföixierung  dieser  Gegenstände  veiibundene  Kiisiko  herab- 
niindern  sollen.  Neben  einer  erhöhten  Fracht  stellt  der  Tarif 
für  Gold,  und  Silberharren,  Piatina,  Geld  und 
Münzen  mit  Geldwert  aus  edlen  Metallen,  Papiere  mit 
Geldwert,  Dokumente,  Edelsteine  und  echte  Perlen 
unter  voller  Ühernahme  der  Haftung  die  Erfüllung  folgender 
Bedingungen:  1.  Aufgabe  als  Eilgut;  2.  Beförderung  in 
besonderem  Wagen  und  mit  bestimm ten  Zügen ;  3.  sichere  Ver- 
packung in  fest  verschlossene  Fässer  oder  Kisten,  die  ein- 
zeln nicht  mehr  als  25  kg  wiegen;  4.  Stellung  eines  Be- 
gleiters für  jeden  Wagen;  5.  Einladen  durch  den  Absender 
und  Ausladen  diu-ch  den  Empfänger;  6.  Verbot,  die  Güter 
bahnlagernd  zu  stellen.  Für  Kostbarkeiten,  namentlich 
Waren  aus  Gold,  Silber  oder  Piatina,  auch  iu  Ver- 
bindung mit  Edelsteinen  oder  echten  Perlen,  neu  oder 
g-ebraucht,  besonders  wertvolle  Spitzen  und  Stickereien, 
ferner  Geld  und  Münzen  mit  Geldwert,  aus  unedlen  Me- 
tallen sowie  K  u  n  s  t  g  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e  ( wie  Gemälde,  Bild- 
werke, Gegenstände  aus  Erzguß  und  Kunstaltertümer)  gelten 
die  gleichen  Vorschriften,  wenn  der  Wert  oder  das  Inter- 
ess-e  an  der  Lieferung  bei  Kunstgegenständen  auf  miehr  als 
500Q  Ji,  bei  Kostbarkreilen  auf  mehr  als  500  Jl  angeg-eiben  ist. 
Ist  die  Wertangabe  bei  Kostbarkeiten  und  Kunstgegenständen 
gänzlich  unterlassen,  so  ist  die  Haftung  der  Eisenbahn  hier- 
für überhaupt  ausgeschlossen  (§  96  der  Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung) . 

Die  aufi-erordentliche  Preissteiigerung  für  gewisse  hoch- 
wertige Güter  während  der  Kriegszeit,  die  zu  der  Wert- 
■steigerung  für  sonstige  Waren  außer  allem  Verhältnis  steht, 
hat  nun  dazu  geführt,  daß  der  Kreis  der  Güter,  die  zu  den 
Kostbarkeiten"  im  obigen  Sinne  zu  zählen  sind,  erheblich 
Aveiter  gezogen  werden  muß  als  vor  dem^  Kriege.  Hierüber 
liegen  zustimmende  gerichtliche  Entscheidungen  bis  zur 
höchsten  Instanz  vor  (s.  u.  a.  Nr.  91,  S.  944,  Jahrgang  1918 
d.  Ztg.).  Der  frachtrechtliche  Begriff  der  ,,K o s t b a r k e i t'' 
—  ungewöhnlich  hoher  Wert  im  Verhältnis  zum  Umfang 
oder  Gewicht  —  birgt  jedoch  eine  große  Unsicherheit  für 
die  Verfrachter  in  sich,  die  schon  mehrfach  Vermögensnach- 
teile für  sie  zur  Folge  hatte.    Aus,  dem  Ki-ei&e  der  Verkehr- 


treibenden sind  daher  letzthin  wiederholt  dringende  Anträge 
ibei  den  Eisenbahnbehörden  gestallt  worden,  den  Begriff  im 
Tarif  den  beutigen  Zeitverhältnissen  entusprechend  fest  zu 
umgrenzen  und  zugleich  auch  die  als  veraltet  anzusprechen- 
den Beförderungsbediagungen  für  Edelmetalle  und  Kostbar- 
keiten neu  zu  i-egeln.  Die  Eisenbahn  konnte  diesen  an  sie 
ergangenen  Wünschen  um  so  eher  Eechnung  tragen,  als  eine 
solche  Neuregelung  auch  in  ihrem  eigenen  Interesse  liegt,  da 
sie  alsdann  uniberechti.gten  Ansprüchen  sicherer  entgegen- 
treten kann  und  somit  Eechtsstreitigkeiten  im  Keime  erstickt 
werden  können.  Unter  Zustimmung  des  Reiohs-Eisenbahn- 
amts  treten  daher  mit  Wirkung  vom^  1.  März  1919  für  obige 
Gegenstände  neue  Vorschriften  in  Kraft,  die  in  der  Haupt- 
sache folgendes  ibesagen : 

1.  Der  Begriff  „K  o  s  t  b  a  r  k  e  i  t"  ist  dahia  festgelegt, 
daß  hierunter  alle  Güter  rechnen,  deren  Wert  150  Jl  für  1  kg 
der  Ware  übersteigt. 

2.  „K  u  n  s  t  g e  g e  n s  t  ä  n  d  e  im  E  i n  z e  1  w e  r  t e  von 
mehr  als  5000  Jä''  sind  als  solche,  die  übrigen  Gegenstände, 
soweit  vorstehend  genannt,  mit  diesen  Namen,  anderenfalls 
mit  ihrer  tarifarischen  oder  handelsülblichen  Benennung,  zu- 
treffendenfalls jedoch  stets  mit  dem  Zusatz  „W  e  r  t  über 
150  ^  f  ü  r  1  kg"  im  Frachtbrief  in  der  Spal1>e  „Inhalt"  zu 
bezeichnen. 

3.  Die  Haftung  der  Eisenbahn  für  diese  Gegenstände  ist 
beschränkt  und  zwar  für  Kunstgegienstände  lauf  höchstens 
5000  Jl  für  den  einzelnen  Gegenstand,  für  die  übrigen  Güter 
auf  höchstens  150  Jl  für  das  KilogTamm.  Bei  Außeracht- 
lassung der  Bestimmungen  der  Ziffer  2  ist  die  Haftung  der 
Eisenbahn  auf  Grand  des  Frachtvertrages  gemäß  §  96  der 
Eisenbahn- Verkehi'sordnung  überhaupt  ausgeschlossen. 

4.  Annahme  als  Stückgoit  (Eilgut  oder  beschleu- 
nigtes Eilgut)  ist  allgemein  z  u  g  e  1  a  s  s  e  n.  Beförderung 
in  besonderem  Wagen  erfolgt  jedoch  nur  auf  ausdrücklichen 
Antrag  des  Absenders,  der  nur  noch  in  diesem  Falle  und  erst 
auf  Verlangen  der  Eisenbahn  Begleitung  zu  istellen  hat.  Die 
Begleiter  haben  künftig  Fahrgeld  zu  entrichten. 

5.  Eine  erhöhte  Fracht  wird  angesichts  der  vermin- 
derten Haftung  der  Eisen/bahn  fortan  hei  Beförderung  im 
Güterwagen  nicht  mehr  erhoben,  es  gelten  vielmehr 
die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Frachtberechnung.  Bei 
Befördernng  in  ibesonders  gestellten  Personenwagen  wird 
daneben  die  (bisherige  Zuschlagsfraoht,  in  eibensolchen  Ge- 
päckwagen eine  isolche  von  1,20  Ji  (bisher  0,90  Jl)  für  den 
Wagen  und  das  Tarifkilometer  erhoben. 


Schnellbahn  en  oder  Schnell« 

In  Heft  47,  Jahig.  1918  der  „Elektrotechnischen  Zeitschrift" 
befindet  sich  eine  Betrachtung  des  Eegierungsbaumeisters 
Przygode  über  Schnellbahnen  oder  Schnell- 
straßenbahnen in  Groß -Berlin,  zu  der  eine  aus- 
führliche Arbeit  des  Oberbeamten  des  Venbandes  Groß-Berlin, 
Professor  Giese,  über  S  c  h  n  e  1 1  s  t  r  a  ß  le  n  b  a  h  n  e  n  den 
Anlaß  gegeben  hat.  Mit  den  in  ihr  vertretenen  Ansichten 
befindet  sich  Przygode  nicht  durchweg  in  Übereinstimmung, 
indem  er  heim  weiteren  Ausbau  der  Verkehrsanlagen  von 
Groß-Berlin  für  eine  Reihe  von  FäUen  den  iSchnellbahnen 
den  Vorzug  vor  'den  Schnellstraßenbahnen  gibt. 

Die  Bevölkerungspolitik  Groß-Berlins  erstrebt  eine  weit- 

fehende  Verteilung  der  Bevölkerung  über  das  Gebiet  von 
rroß-Berlin,  d.  h.  eine  möglichst  umfassende  Hiaausver- 
legung  der  Wohnstellen.  Die  Wohnungsfrage,  ganz  beson- 
ders die  Nachfrage  nach  Kleinwohnungen,  insbesondere  in 
Flachanordnung,  läßt  sich  jedoch  in  dieser  Weise  nur  lösen, 
wenn  in  den  Umgebungen  billiges  Baugelände  zur  Verfügung 
steht.  Dies  ist  aber  nur  mehr  in  großer  Entfernung  vom 
Stadtmittelpunkt  zu  erhalten.  Die  Fra,ge  g^eeig-neter  Ver- 
kehrsverbindungen mit  der  Mitte  der  Stadt  steht  daher  im 
Vordergrunde. 

Professor  Giese  hat  nun  nach  eingehender  Prüfung  der 
Berliner  Verkehrsverhältnisse  in  Vorschlag  gebracht,  an  vor- 
handene Sohnellbahnen  oder  Haltestellen  künftiger  Schnell- 
bahnen sowie  au  Bahnhöfe  der  Eing-  und  Vorortbahnen 
„Schnellstraßenbahnen''  anzuschließen,  die,  nach  amerikani- 
schem Vorbilde  ein  Mittelding  zwischen  Straßen-  und  Schnell- 
bahnen, letzteren  gegenüber  vor  allem  den  Vorzug  gerin- 


in  Groß-Berlin? 


geren  Anlagekapitals  besitzen.  Bei  der  äußersten  Sparsam- 
keit, zu  der  wir  für  lange  Zeit  auf  allen  wirtschaftlichen  Ge- 
bieten gezwungen  sein  werden,  ist  es  von  großer  Bedeutung, 
Verkehrsforderungen  mit  möglichst  geringem^  Kostenaufwand 
l>efriedig-en  zu  können.  Das  ist  natürlich  nicht  gleichbedeu- 
tend damit,  daß  falsche  Sparsamkeit  geübt  und  Anlagen  ge- 
schaffen werden  sollten,  die  den  Verbehrsf orderungen  nicht 
entsprechen. 

Die  große  Entfernung*  neu  zu  schaffender  Wohnstätten 
vom  geschäftlichen  Kern  der  Großstadt  bringt  es  mit  sich, 
daß  dem  zur  Zurücklegung  des  Wegies  zwischen  Arbeits-  und 
Wohnstätte  erforderlichen  Zeitaufwand  ganz  besondere  Be- 
achtung geschenkt  werden  muß.  Giese  geht  in  -seinen  Be- 
trachtungen davon  aus,  daß  die  Eeisegeschwindigkeit  der 
Schnellstraßenbahnen  wesentlich  höher  ist  als  die  der 
Straßenbahnen,  ja  iselbst  höher  sein  könne,  als  die  der 
Schnellbahnen,  die  in  den  Außengebieten  nicht  immer  die 
zweckmäßige  Lösung  zur  Erschließung  der  weiteren  Außen- 
gebiete darstellen.    Przygode  hat  dazu  folgendes  anzuführen. 

Schnellbahnen  als  Hoch-  und  Untergrundbahnen  zu  hauen, 
ist  nur  im  Inneren  von  Städten  erforderlich.  Außerhalb  des 
Stadtkerns,  namentlich  da,  wo  die  Verkehrsmittel  erst  zur 
Geländeerschließung  dienen  sollen,  lassen  sich  Schnellbahnen 
ohne  Schwierigkeit  so  anlegen,  daß  sie  Schnellstraßenbahnen 
auf  eigenem  Bahnkörper  nahezu  gleichen.  Der  Bahnkörper 
kann  dabei  annähernd  in  Straßenhöhe  liegen  oder  auch  tiefer 
gelebt  werden,  wie  es  beispielsweise  bei  der  Einschnittbahu 
der  Gemeinde  Dahlem  geschehen  ist.  Die  Baukosten  isind  da- 
her bei  dierartigen  iSchnell&traßenbahnea  und  Schnellbahnen 
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oft  nur  wcuift-  V'ersolii«den.  A'^erteu^rud  wirkt  bei  den  (Schnell- 
bahnen geg-enüber  den  auf  selbständigem  Bahnkörper  ange- 
legten Schnellstraßenbahnen  die  Anlage  von  Schranken  und 
Signalen. 

Schnellstraßenbahnen  dürfen  in  Deutschland  mit  Höchst- 
geschwindigkeiten bis  zu  35  km  befahren  werden,  während  für 
iSchnellbahneu  bis  zu  50  km  zug>elassen  sind.  Gleich  sind 
bei  beiden  Bauarten  die  in  den  K  r  ü  m  m  u  n  g  e  n  einzu- 
haltenden Höchstgeschwindigkeiten.  Die  Höchstgeschwindig- 
keit ist,  falls  sie  befriedigend  ausgenutzt  werden  kann,  für 
die  Reisegeschwindigkeit  von  auisschlaggebender  Bedeutung. 
Durch  sohnellems  Anfahren  ximl  Bremsen  werden  die  Zeit- 
verlust.e  vermindert.  In  dieser  Beziehung  ist  die  Schnell- 
bahn im  Vorteil.  Weiter  ist  von  Einfluß  auf  die  Eeise- 
gesoh windigkeit  die  Entfernung  der  ?f altestellen  voneinander. 
Je  kleiner  diese  ist,  um  so  geriuger  sind  die  Strecken,  auf 
denen  die  Höclißtgeschwindigkeit  erreicht  werden  kann. 
Griese  hat  eine  Reihe  von  Geschwindigkeitsmessungen  aus- 
geführt, die  in  is-einem  Buch  veröffentlicht  isind.  Daraus 
ergibt  sich,  daß  sich  die  Reisegeschwindigkeit  erhöht,  je  weiter 
sich  die  Schnellbahn  vom  Mittelpunkt  der  iStadt  entfernt,  da 
mit  zunehmender  Entfernung  von  der  Innenstadt  der  Halte- 
stellenabstand größer  und  di'e  Strecke  geradliniger  werden. 
Ein  gutes  Beispiel  für  Geländeaufschlußbahnen  -bietet  die 
schon  erwähnte  Dahlemer  Schnellbahn;  sie  weist  große  Ab- 
stände der  Haltestellen  auf,  zwischen  denen  große  Höchst- 
geschwindigkeiten zur  Anwendung  gebracht  werden  können. 

Für  die  Ermittlung  der  Haltestellenlage  l)ei  derartigen  Ge- 
ländeaufschlußbahnen haben  theoretische  Erwägungen  oder 
Erfahrungen,  wie  sie  sich  bei  laudersaitig'Cn  Verkehrsanlagen 
ergeben,  angesichts  der  besonderen  Verkelmszweicke  einer 
Siedelung-  weniger  Interesse.  Doch  ist  bei  der  Aufstellung 
des  Besiedelungsplanies  auf  die  spätere  Entwicklung  der  Bahn, 
namentlich  was  die  Haltestellenfrage  anlangt,  Rücksicht  zu 
nehmen.  Als  Grundsatz  muß  gelten,  daß  diejenige  Ver- 
kehrsanlage am  besten  dem  iSiedelungsinteresse  dient,  die 
eine  möglichst  schnelle  Verl>indung  mit  der  inneren  »Stadt 
ennöglieht. 

Die  Fahrg.(\schwindigkeit.sme.ssungen  auf  der  Dahlemer 
Bahn  haben  ergeben-  daß  die  Reisegeschwindigkeit  zwischen 
Breitenbachplatz  und  Thielplatz  rd.  32  km/Std.  beträgt.  Die 
Reisegeschwindigkeit  der  Schnellstraßenbahnen  gibt  Giese  zu 
24  km/Std.  an.  An  diesen  Unterschied  knüpft  Przygode  die 
folgende  in  ihrem  Grundgedanken  zweifellos  richtige  Be- 
trachtung :  Um  eine  12  km  lange  Strecke  zurückzulegen, 
braucht  die  Schnellstraßenbahn  30  Min.,  die  Schnellbahn  nur 
22,5  Min.  In  den  gewonnenen  8  Min.  kann  ein  Fußgänger 
fiOO  m  zurücklegen,  d.  h.  l>ei  gleichem  Zeitaufwand  kann  ein 
Reisender  bei  Benutzung  der  Schnellbahn  noch  600  m  von 
der  Haltestelle  entfernt  wohnen.  Sind  nun  die  Haltestellen 
id.  1  km  voneinander  entfernt,  so  ist  die  Umgebung  zwischen 
den  Haltestellen  in  einer  Breite  vou  600  m  zu  l>eiden  Seiten 
der  Bahn  bei  einer  Schnellbahn  verkehrstechniisch  weit 
günstiger  daran  als  bei  einer  Straßenbahn. 

Prz.ygode  führt  weiter  aus,  daß  durch  die  überlegene  Reise. 
gH»schwindigkeit  'd-er  Schnellbahn  der  Siedlungsbereich  stark 
■vergrößert  wird.  In,  30  Min.  Fahrzeit  werden  mit  der  Schnell- 
bahn 16  km,  mit  der  iSchnellstraßenbahn  nur  12  km  zurück- 
gelegt. Bei  gleicher  Fahrzeit  wird  also  der  Halbmesser  des 
Einflußbereiches  um  den  Stadtmittelpunkt  um  4  km  ver- 
größert. Durch  Schnellbahnen  werden  die  Außenbezirke  so 
.aünstig  mit  der  inneren  Stadt  verbunden,  daß  es  für  die 
Bewohner  praktisch  gleich  ist,  ob  sie  16  oder  20  km  vom 
Stadtmittelpunkt  entfernt  wohnen.  Damit  wird  aber  die  Be- 
siedelung  dieses  äußeren  Ringe.^  durch  Schnellbahnen  weit 
schneller  gefördert  als  durch  ISchnellstraßenbahnen.  Die 
dadurch  gewonnene  Fläche  der  Außenbezirke  umfaßt 
11  300  ha.  Rechnet  man  auf  das  Hektar  60  Einwohner,  so 
ergibt  sich  eine  Bevölkerung  von  678  000  Köpfen,  die  für 
<lieses  Gebiet  gewonnen  wird  und  da,rau.s  eine  ganz  erheb- 
liche Steuermehreinnahme  für  die  Gemeinden.  Das  Zustande- 
kommen der  Bahn  wird  auf  die.se  Weise  bedeutend  erleichtert. 
^  AVeiter  kommt  in  Frage:  daß  der  Anschluß  .seitlicher  toter 
Ciebietszwickel  an  verkehrstechnisch  hochwertige  Bahnen 
durch  Schnellstraßenbahnen  wirtschaftlich  erleichtert  wird, 
da  auf  diese  die  Fahrzeit  verwendet  werden  kann,  die  durch 
die  höhere  Reiseg-eschwindigkeit  auf  der  SohneHbahn  einge- 
spart wird.  Für  solche  Zubringerbahnen  ist  natürlich  die 
Schnellstraßenbahn  das  Beste  und  Geeignetste. 

Die  'Erweiterung  Ibestehender  oder  noch  (auszuführender 
Schnellbahnen  durch  Schnellstraßenbahnen  hält  Przygode  in 
solchen  Fällen  mit  Recht  für  unang'öbracht,  in  tlenen  die  Er- 
weiterung als  ein  organischer  iBeßtandteil  des  Stammnetzes 
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anzusehen  ist.  Gegen  eine  Schnellstraßenbahn  spricht  in  | 
solchen  Fällen  auch  die  Unbequemlichkeit  ihrer  betrieblichen  < 
Vereinigung  mit  der  Schnellbahn.  Giese  gibt  eine  Reihe  ij 
von  Ausführungsmöglichkeiten,  von  denen  jedoch  keine  als  !| 
wirklicher  Ersatz  für  diie  Schnellbalhn  angiesehen  werden  •. 
kann. 

Wie  bereits  erwäliut.  wird  als  besonderer  Vorteil  der 
Schnellstraßenbahn  ihr  geringes  Anlagekapital  aufgeführt. 
Die  Baukosten  werden  ohne  Betrieb.smittel,  Stromerzeugung 
und  Betrielbswei>kstätteu  zu  120  000  M  für  das  Kilometer  zwei- 
gleisiger Strecke  angegeben,  gegienüber  den  Baukosten  von 
1/4  Millionen  Mark  für  das  Kilometer  einer  Damm-  oder 
Einschuittbahn  nach  Dahlemer  Muster.  Für  eine  Schnell- 
bahn als  Einscliiiittbahn  einiittelt  Przvgode  als  Anlagiekosten 
440  000  Jl/kni.  Davon  rechnet  er  bei'  1000  m  Haltestellen- 
entfernung für : 

Erdarbeiten,  Gleis-  und  Stromzuführung     .    .  200  000  Jl 

die  Zugisicherung      .......       ...  60  000  Jl 

eine  Haltestelle'                                       ...  20  000  ^ 

.le  500  m  eine  Straßenüberführung  zu  8OCO0  M  160  000  J{ 


zii.sammeu  440  000  Jl. 
Dabei  ist  angenommen,  daß  die  Haltestellen  in  mögliehst 
einfacher  Weise  hergestellt  und  für  die  Zugsicherung  das 
selbsttätige  Signals.ystem  angewendet  werden.  Die  Kosten 
würden  sich  um  4Ö0G0  Jl  vennindern,  wenn  die  Schnellbahn 
möglichst  in  Straßenhöhe  angelegt  Avürde.  Die  Baukosten 
wären  dann  nur  um  280  000  .//l  höher  als  die  der  Sohnell- 
straßeubahn,  erforderten  also  bei  5  %  AVrzinsuug  eine  Ver- 
mehrung des  jährlichen  Zinsendienstes  von  140  000  J{  für 
das  Bahnkilometer. 

Nach  Giese  sind  et  wa  110  km  ■  Schuellstraßenbahnen  zur 
Erschließung  von  Außenberlin  zu  rechnen.  Als  Schnell- 
bahnen ausgeführt,  würden  dafür  jährlich  110140  000  M 
=  1,54  Millionen  Mark  an  Zinsen  mehr  aufzubrimoen  sein, 
während  sich  bei  schnellbahnmäßigem  Ausbau  der  Linien  ein 
(Gewinn  an  steuerzahlenden  Bewohnern  ergibt,  der  sich  auf 
18  Millionen  Mark  für  das  Jahr  veranschlagen  läßt.  Wollte 
man  in  solchen  Fällen  Schnellstraßenbahnen  statt  der  Schnell- 
l)ahnen  bauen,  iso  hieße  tlas,  die  Sparsamkeit  am  falschen 
Platze  anwenden.  Unmittelbare  A^erlängening-en  von  Schnell- 
balmen  müßten  daher  wiederum  als  solche  ausgeführt  wer- 
den. Das  gelte  u,  a.  für  eine  Verlängerung  der  Sohnellbahn 
vom  Stadion  nach  Spandau,  vom  Reichskanzlerplatz  nach 
Pichelsdorf,  für  eine  A^erlängeruno-  der  Schöneberglinie  über 
Station  Hauptstraße  nach  Steglitz,  Licherfelde.  Zehlen- 
dorf usw. 

Die  Betriebskosten  erhöhen  sich  bei  den  SchnellbahnerJ 
gegenüber  den  Schnellstraßenbahnen  im  wesentlichen  um  di» 
Stations-  und  Abfertigungskosten.  Diese  sind  jedoch  bei  der  Ein-j 
fachheit  des  Stationsdienstes  nicht  so  groß,  daß  sie  den  Aus- 
schlag- geben  könnten. 

In  seinen  Ausführungen  spricht  Professor  Giese  von  19 
Straßenschnellbahnen,  die  er  in  Aussicht  nimmt.  Offen  läßt 
er  dabei,  wer  diese  kurzen  Strecken  in  Betrieb  nehmen  soll. 
Wo  es  sich  um  Anschlüsse  an  bestehende  Schnellbahnen  han- 
delt, würde  wohl  denen  Verwaltung  die  Betriebsleitung  mit 
übernehmen.  Anders  aber  liegen  di-e  A^erhältnisse,  wo  die 
Schnellstraßenba;hnen  au  staatliche  Vorortbahnen  anschließen.' 
Da  außerdem  die  Betriebsmittel  der  Schnellbahnen  und; 
Schnellstraßenbahnen  verschieden  sind,  -so  müss-en  für  die 
Schnellstraßenbahnen  noch  besondere  Schuppenanlagen  vor-j^ 
g-esehen  wrden.  Allerdings  läßt  -sich  'diese  Schwierigkeit''  da 
nicht  umgehen,  wo  Nebenlinien  von  den  Hauptlinien  -seit-' 
wärt-s  als  Schnellstraßenbahnen  ausgebaut  werden  sollen. 

Aus  den  gesamten  Ausführungen  Przygodes  ergibt  -sich  der' 
richtige  Grundsatz:  Die  grundlegenden  A^'erkelu'smittel  für 
die  Auf  Schließung  der  .Außenbezirke  müssen  mit  dem  be- 
istehenden St-ammn-eitz  gleichartig  behiandelt  und  möglioh.sit  ' 
unmittelibar  verschmolzen  «.sein,  nicht  al>er  dies<en  als  and-ers- 
artige  Verkehrsmittel  angegliedert  werd-en.  Um  weiter  ent- 
ferntere Gebiete  anzuschließen,  ist  die  Fahrgeschwindi.gkeit 
so  hoch  wie  mögiich  zu  l>em-ess.en.  Dies  gilt  b-esonders  beim 
Aufschluß  einer  ßiedelung,  damit  den  Bewohnern  zum  Be- 
Avußtsein  (oebracht  wiixi,  wie  günstig  ihre  AA''ohnstätte  an  dasf. 
innere  AVirtschaftsgebiet  an^ge.'ichlossen  ist.  Daß  man  dabei 
anfangs  die  Halte-stellen  nur  in  der  unbedingt  nötigen  Zahl 
und  -so  weit  wie  möo'lich  voneinander  entfernt  anlegten,  ihre 
Zahl  aber  erst  -später  entsprechend  der  Entwicklung  ver- 
mehren wird,  verst-e-ht  sich  von  -selbst.  Organische  A^er- 
längerung-en  von  Schnellbahnlinien  sollten  wiederum  als 
Schnellbahnen,  nicht  als  Schnellstraßenbahnen  ausgeführt 
werden.  '  G-h. 


JX.  Jahrgang 
9.  Februar  1919 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

,.~  •^"*'^*a"d*l»eweguuff  auf  den  deutsclien  Eisenbahnen,  über 
ae  Ursachen  und  den  Verlauf  d.er  im  W«st.en  Preußens  einoe- 
eitet^n  Auisstandsbe-n^g-uno-  der  Eiisen^bahnier  ^-ibt  din 
■D.  AlLo-.  zt^."  vom  16.  F^ibruar  folgende  Schilderung  - 
n  den  Eisenbahndirektiousbezii-ken  des  Westens  in.ehren  sich 
lie  Emg-riffe  d>er  Spartakisten  und  der  mit  ihaen  zusainineu- 
:eheuden  Unabhcän.o'igen  in  bedenklichster  Weise.  Jieden  Ta"- 
rerden  ÜI>er^riffe  -spartakistischer  Posten,  Biedrohuno-  von 
us.eubahn)>edi€nsteten  usw.  o^-emeldet.  Daß  «ich  hi-eram^l  .eine 
i-etg-ehende  Erreo-un.o-  der  Eisenbahner  entwickelt  liat,  ist  ver- 
tandhch.  Die  Eisenbahner  hab'en  während  der  oanzeu  Eevo- 
utiou  ohne  Eücksicht  auf  persönliche  Empfindungen  ihren 
)ienst  versehen.  Sie  haben  versucht,  trotz  aller  immer  wie- 
e-r  aus  politischen  Motiven  hervoro-eoanoenen  Störunoen  des 
ii»enbahnbetriebes  ein  geordnetes  Funiktionieren  'de^vselben 
u  erinoolichen.  Jetzt  isoheint  es  aber  mit  der  Geduld  der 
.is.enbahner  zu  Ende  zu  sein.  Es  hat  auch  den  Aii.schein,  als 
■enu  die  Übergriffe    auf    die  Eisenbahn  plan- 

I  aß  1  g  V  o  r  s IC  h  g  e heu,  da  sie  sich  bald  ,an  dein  einen, 
ald  an  dem  andeneu  Breunpunkte  des  Verkehrs  abspielen 
'le  sich  aus  den  Übergriffen  ergebenden  lokalen  Abwehr- 
■reiks  der  Eisenbahner  müssen  in  ihrer  Wirkuno-  versa o-en 
a,  sie  trotz  örtlicher  Zugeständnisse  der  Arbeiter-  und  Sol- 
atenrate.  nicht  hindern,  ilaß  gleich  hinterher  an  anderen 
rten  neue  Übergriffe  inszeniert  werden.  In  den  letzten 
agen  nun  sind  unter  der  Leitung  der  Gewerkschaft 
■eut  scher  Eisenbahner  A^ertrauen.sjuänner  des  Fahr- 
3rsonals,  aus  dem  Rangier,  und  Stelh\erksdienist  sowie  der 
aupt-  und  Betriebswerkstätten  zusammengetreten,  um  zui 
rage  eines  Generalstreiks  der  Eisenbahner  Stelluno-  zu 
Jümen.  Erfreulicherweise  ist  man  sich  in  den  Eisenbaliner- 
■^^t'r'^-.'^f^  ".^i^ebeuren  Wirkung  eines  Generalstreiks' zum 
achtel!  des  öffentlichen  AVohls  bewußt  gewes-en  Die  Ver- 
auensleute  sind  daher  gewillt,  von  dem  Mittel  des  General- 
reiks  nur  im  äußersten  Notfall,  nachdiem  also  alle  übrioen 
Ittel  vereagt  haben,  als  letztem  Notwehrniittel  Gebrauch" zu 
achen.  Vorher  soll  von  der  Regieruuo-  die  Ergreif uno'  der 
lorcterfiohen  Maßnahmen  verlangt  werden,  und  erst  "venu 

ohne  Wirkung  ibleibt.    will   die  Eisenbahnerschaft  der 
irektionäbezifke  Elberfeld,  Essen  und  Münster,  die 
tier  Hauptsache  unter  den  spartaJkistischen  Übero-riffen  lei- 

II  von  einem  zunächst  24stündigen  Generalstreik  Gebrauch 
achen.  Da  sicii  das  Fahr-,  Rangier-  und  Stellwerkspersonal 
Twiegeud  au  der  Bewegung  beteiligt,  wird  ein  v  ollst  äu- 
iges  Stillegen  des  Betriebes  die  Folge  sein 

JJie  Leitung  der  Gewerkschaft  Deutscher  Eisenbahner  hat 
r  Reichsregierung  im  Namen  der  Eisenbahnbeamten  und 
rbcMter  der  oben  genannten  drei  Direktionsliezirke  tele- 
aphisch  folgende  Forderungen  überreicht :  1  Den  be- 
itlneteu  Schutz  der  Bahnhöfe,  den  gesamten  Waohtdienst 
X  den  Rangier-  und  Güterbahnhöfen  und  auf  allen  soustioen 
tnebs wichtigen  Punkten  der  Eisenbahn  üfberuehmen  fortan 
5  Eiseubahuer  bis  zur  Wiederkehr  geregelter  Verhä]tniv,-<.(., 
,  .^«eisnete,  militärisch  ausgebildete  und  zuvetdä-sjoo, 
senbahnbeamte.  und  -arbeiter  werden  in  der  notwen<li"-.on 
izahl  zu  diesem  Zweck  mit  Waffen  versehen.  Die  Wacheu 
r  Soldatenrate  werden  aus  den  Bahnhöfen  wie  aus  allen 
rigen  Retriebspunkten  der  Eisienbahn ver waltun o-  entfernt. 
Das  Betreten  der  Bahnhöfe  -zum  Zweck  der  Durch.su chuu"- 
n  Ziigen  nach  Freiwilligen  für  den  Ostschutz  ist  den  Sof- 
tenraten  iiut  Nachdruck  und  Erfolg  zu  untemagen.  3  Ge- 
it"!?  ,f  °f  Haussuchungen,  wie  sie  bei  den  Eisenba.hnbe- 
iten  und  -arbeitern  m  Haoeu  seitens  der  Oro-ane  der  \r- 
iter-  und  boldatenräte  geplant  sind,  haben  zu  unterbleiben. 
iJ:e  -Schwer-  und  Schw-erstarbeiterzulagen  sind  deu  Ei-sen- 
tolieamteu  und  -arbeitem  nach  wie  vor  weiter  zu  gewähren, 
[nzwi.sohen  hat  sich  eine  Abordnung  der  B-eamten,  Hilfs- 
"an(l^"e*w  •"'^'^  Arbeiter  der  drei  Eisenbahndirek- 
nsl  ezirke  naeh  Weimar  begeben,  um  -dem  Reichs wehr- 
aister  dem  Kriegisminister  und  -dem  Minister  d-er  öffent- 
teu  Arbeiten  die  sie  am  18.  d.  Mts.  empfangen  wollten, 
Iten  ^'^  ^^^^"^  Forderungen  persönlich  Vortrag  zii 

^"vt  ""k  Osten  droht  dem  Ei-&enbahnbetrieib  Gefahr,  weil 
■  Eisenbahnibeamten  des  D  i  r  e  k  t  i  o  n  s  -be  z  i  r  k  -s  B  r  o  m  - 
r  g  we-gen  der  ungenügenden  Abwehr  der  Polen  in  den  ge- 
itL  ^^«^  ^en  Betrieb  einzustellen  beabsichtigen, 
cü  einem  Vortrag  beim  Eisenbahn-  und  Kriegsministerium 


scheinen  die  Vertreter  der  Eisenbahner  sich  entschlossen  zu 
Hab-en,  vorläufig  noch  eine  abwartende  Haltung  einzunehmen. 

Über  den  Ausgang  dieser  StTOikbiewegungen,  die  ^beide  einen 
Druck  aut  die  Regierung  zur  besseren  AVahrung  d.er  Sicherheit 
m  Arbeit  und  Betrieb  zum  Ziele  haben,  werden  wir  später  -be- 
richten. 

Uber  weitere  Aussl;indslKnv-cgung-en  kleineren  Umfano-g  ist 
noch  f  olgendes  zu  meblen  :  In  :\1  a  r  i  e  n  b  u  r  g  ist  es  am  Sonn- 
tag, den  9.  d.  -Mts.,  zu  einem  Streik  der  Eisenbahner  vom  Be- 
triebsamt  gekommen,  so  daß  den-  ganze  Verkehr  auf  den 
strecken  Konigsiberg-Berlui  und  Dir-schau-Marienbur"'- 
Graudenz-Thom  -stillgele-gt  '\\  iude.  Der  Vollzug-.s-au.sschuß  "n 
Marienimrg  hatte  nach  einer  stürmischen  Sitzuno-  beschlossen 
unter  Zuzie-hung  von  Magistratsvertretern  Hau-ssuchunD-eu 
nach  gehamsterten  Nahnmg-.smitteln  und  Kohlen  vornehmen - 
zu  lassen.  Hierdurch  Avurde  -die  Bürgerschaft  stark  erreo-t, 
denn  sie  befürchtel-e  Pl-üuderungien  und  gewaltsames  Vor- 
gehen -der  Spartakisten.  Zum  Protest  haben  di-e  Eis-embahn-er 
und  Beamten  des  Bahnhofs  Mariemburg  -am  S-onntao-  mittao- 
den  Betrieb  eiug-estellt  und  nahm-en  keinen  Zug  mehr  ai" 
Der  am  Sonntao:  a-beud  fällige  D-Zug  König-.sberg-Berliu 
wurde  von  Dirschau  -abgelassen,  und  der  von'  Berlni  nacli 
König.sberg  -abgelas-sene  D-Zug  blieb  vor  Marieuburg  -lieo-.en. 
Erst  am-  11.  d.  Mts.  i-st  d-er  A'erkehr  wieder  aufgenonimeii 
worden. 

Ein  gleichfalls  als  Gegenmaßnahme  gegen  Übergiiffe 
der  zurzeit  herrschenden  »Soldat-eu-  und  Arbeiterräte  durch- 
geführt-er  Ausstand  der  Ei-senbahner  in  H  a  m  b  u  r  g  -  A  1 1 o  n  a 
wird  durch  -den  dortigen  Bund  der  Eisenbahnbeamten,  wie 
folgt,  begründet:  In  Widerlegung  der  unsinnigen  -Gerüchte 
über  di-e  Ur-sachen  d-es  Streiks  -d-er  Ei-sienbahnl>e-amfen  wurde 
m  einer  Besprechung  zwischen  Vertretern  der  Eisenbahn- 
i>eamten  und  -arbeiter  festgestellt,  daß  -der  Streik  nicht  von 
lauger  Hand  vorbereitet  und  beschlossen  i-st,  isondern  -d-ali 
durch  deu  Eingriff  bewaffneter  Truppen  in  -den  Ei-.senbahn- 
betrieb  die  Ei-senbahnbeamten  auf  dem  Hannoversc-hen  Balin- 
hof  und  dann  auf  dem  llauptbahnhof  am  Nachmittage  -des 
4.  d.  ^Its.  infolge  B-edrohung  uiit  Erschießen  usw.  gezwuno-eii 
waren,  ihren  Dienst  zu  verlassen.  Dathirch  wurden  -selbsl- 
yerständlich  auch  die  B-camteu  -auf  -deu  übrigen  Bahnhöfen 
m  Hamburg  und  Altona  veranlaßt,  da  -sie  mit  Recht  Gefahr 
tiir  ihr  .Leben  befurchten  mußten,  ihren  Dienst  niederzulegen. 
Die  weitere  Folge  war  naturgemäß  die  Proklamieruno-  des 
Gesamtstreikes  der  Eiseubahn-beamten  durch  den  Bezirks- 
ausschuß der  Eisenbahnbe-amten  in  Altona  Dadurch  ist 
■erwiesen,  daß  der  Streik  nur  durch  den  Bruch  des  -seinerzeiV 
diesem  Ausschuß  von  dem  Arbeit-er-  und  Soldatenrat  in  aller 
Form  -abgeg-eben-en  A^ersprechen-s,  sich  .i-e-den  g-ewaltsamen  Ein- 
griffs in  den  Eisenbahnbetrieb  zw  enthalten,  entfacht  ist. 
Es  muß  entschi-eden  Verwahrung  dagegen  eingelegt  werden, 
daß  die  -Schuld  -an  die.s.em  Streik  etwa  d-en  Eisenbahnbe-amten 
zugeschoben  wird.  Die  A-erantwortung  tragen  einzio-  und 
allein  die  Instanzen,  die  .ietzt  in  Hamburg  am  Regieren^  sind. 

—  Bromberger  Eisenbahner  im  Kampf  ^effen   die  Polen 
Bei  den  Kämpfen  gegen  die  Polen  in  der  Bromberger  Um- 
gebung haben  sich,  wie  -die  „D.  Allg.  Zt-g."  -schreibt,  .auch  die 
Bromb-erg-er  Eisenbahner  hervorragend  beteiligt.    Weun  sich 
die  Bromberger  Eisenbahner  nicht  am  2.  Januar  so  muster- 
gültig militärisch  organisiert  und  hingeb-end  -der  Vert-eidigung 
der  deutschen   Sache  angenommen  hätten,  hätt-e  Bromberg 
damals  mehr  oder  weui-ger  -.seinen  deutschen  Charakter  ein- 
g'öbüßt.      Die    m-ehrfach-en    Panzerzugunternehmungen  der 
Eisenbahner  aus  -der  Fe-stuiio-  Broniberg    haben    st-ets  -den 
Charakt-er  heldenmütiger,  oft  verwegener  Ausfälle  -gegen  den 
im  -südlichen  Halbkreis  um  -die  Stadt  vert-eilten  Feind  ge- 
habt.   Verluste  in    einem  Panzerzug    wollen    bei  heutigen 
Kampfverhältnisseu  schou  etwas  b-e-deuten.     In  dem  ITut-er- 
uehm-en    nach    Schulnn    zu    hatten    die    Ei-senliabner  ein-pn 
loten  und  einen  Ver-nn.indeten.    Bei  Netzwalde  gino-  die  Be- 
satzung als  Stroßtrupp  bis  Renzdorf  vor.     Verluste:  ein 
Toter,  sechs  Verwuu-dele,  darunter  zwei  Schwei-verwundete 
In   der  letzten   Streife  -entgleiste  der   Panzerzug   vor  dem" 
Bahnhof  N-etzw-ald-e,  w-eil  die  Polen  die  Schien-en  gelockert 
hatten.     Die  Aufglei-sung  wurde  unter  schwerem  Feuer  vor- 
genoinmen  und  ü-b-erdi-es  .i-cd-er  i.olni-sche  Angriff  allgewiesen. 
Rühmliche  Erwähnung  verdi-ent  auch  die  vom  8  bis  10.  d.  Mts 
yorgenommene  Hilfsaktion  dem  bedrängten  Nakel  o-.eo-enüber 
da    das    dortige    Abschnitt-sbataillon    vom    Grenzschutz  zu 
.schwach  war,  um  -den  wiederholten  polnischen  Angriffen'  auf 
■die  D-auer  Widerstand  zu  -1-eisten.    Unter  Führung  von  Leut- 
nant T-eßmann  trafen  am  8.  vormittags  120  Mann  Eisenbahner 
in  Nakel  ein,  übernahmen  die  Stadtsicherung,  be-setzten  diü 
im  Süden  gelegenen  Brückenköpfe,  sicherten  den  Westaus- 
gang  der  -gtadt  nach  Luba-sch  und  zogen  ihre  Feldwachen  im 
-Sudosten  bis  zur  10.  Schleuse  vor.    In  der  Nacht  vom  8.  zum 
.9.  wurde  die  Bahnlinie  bei  Lubasch  von  einer  polnischen  Pa- 
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irouille  gespreuf^t.  So^lcieh  machte  die  doi-t  sicliernde  Ei*eü- 
bahnkonipasn:«  die  Strieoke  frei  und  -ermöglich te  so  die  Wie- 
derherstelluno- des  Gleis-es.  In  der  Nacht  griffen  die  Polen 
von  St'i'inburg'  heraus  die  Feldwachen  der  Eisenbahner  zwei- 
mal an.  Beide  Älale  wurden  sie  mit  sehr  s-tarken  Verlusten 
zurückgeschlao-en,  die  auf  etwa  2C0  bis  300  Mann  geschätzt 
werden ;  unsere  Verluste  }>etraoen  nur  drei  Leichtverwundete. 

In  doijpelter  Hinsicht  sind  so  die  Eisenbahner  auch  die 
Rett-er  von  Nakel  geworden.  Einmal,  indem  sie  durch  Wie- 
derherstellung der  Strecke  Schneidemühl-Nakel  der  Ver- 
'Stärkung  von  Westen  überhaupt  ein  Eintreffen  in  Nakel  ith 
möglichiteu.  und  dann  dadurch,  daß  sie  den  im  isiidlicheL  Hal)>- 
kreis  der  iSta-dt  vorgehenden  Gegner  mit  vollem  Einsatz  der 
Penson  und  unter  ,  taktisch  überleg->ener  Führung'  blutig  ab- 
wiesen. 

—  Vor  deutschen  Kohlenlieferunjäen  nach  der  Schweiz.  Es 

schweben,  wie  die  „D.  Allg.  Ztg.  berichtet,  zurzeit  zwischen 
Deutschland  und  der  Schweiz  Verhandlungen,  die  die  Liefe- 
rung deutscher  Kohle  nach  der  Schweiz  zum  Gegenstand 
haben.  Deutscherseits  ist  der  Schweiz  vorgesolilagen  ^^or- 
den,  uns  Eiserubahnwagen  und  Lokomotiven  in  genügender 
Anzahl  zur  Verfügung  zu  stellen,  um  einen  Pendelverkehr 
zwischen  den  einzelnen  Zechen  im  Ruhrgebiet  und  dem  Hafen 
Ruhrort  in  die  Wege  zu  leiten.  Die  Kohle  soll  dann  weiter 
zu  Schiff  rheinaufwärts  gehen,  und  die^  Schweiz  soll  zwischen 
Mannheim^  und  Basel  weitere  Pendelzüg'>e  stellen,  auf  die  dia 
Kohl©  sodann  verladen  werden  könnte.  Der  deutsche  Vor- 
ischlag  in  ^dieser  AngeLeg''enheit  ist  ibereits  vor  etwa  zwei 
Wochen  abgegangen ;  eine  Antwort  ist  aber  bis  heute,  noch 
nicht  erfolgt.  Die  Kohlenlieferungen  an  die  Schweiz  könnten 
von  uns,  wenn  die  Eidgenossienschaft  das  nötige  rollende  Ma- 
terial liefert,  ohne  weitere-s  hewerkstielligt  werden,  denn  es 
sind  im  Ruhrgebiet  erhebliche  Mengen  an  Kohle  und  Koks 
vorhanden.  Sachverständige  Urteile  schätzen  die  Menge-  dia 
auf  den  Halden  lagert,  auf  800  OOO  t  Koks  und  400  000  t  Kohlen. 
Lediglich  der  Mangel  an  Verkehrsmitteln  hindert  uns,  diese 
Bestände  nutzbringend  zu  verwerten.  —  Ein  ähnliches  ,Ab-< 
kommen,  wie  es  .letzt  der  Schweiz  vorg^esohlagen  wird,  läuffc 
schon  seit  Mitte  Januar  mit  Holland  Die  Niederlande  er- 
halten monatlich  50000  bis  60000  t  Kohle,  die  sie  auf  von 
ihnen  geliefertem  Eisienbahnmaterial  selbst  abfahren.  Im 
Austausch  werden  uns  dafür  eine  Anzahl  von  wichtigen  Pro- 
dukten, wie  Fett,  etwas  Leder,  Hanf  und  Vieh  geliefert. 


Deutschösterreich. 

—  Schnellzugverkehr.  Um  den  Zugverkehr  zwischen  Wien 
und  den  Landeshauptstädten  Linz,  Salzburg,  Innsbruck,  Graz 
und  Klagienfurt  wenigstens  teilweise,- soweit  es  dermalen  mit 
Rücksicht  auf  die  geringfügigen  Kohlenbestände  möglich  ist, 
zu  verbessern,  wird  bis  auf  weiteres  wöchentlich  einmal 
a)  ein  Schnellzug  von  Wien  =  Westbahnhof  nach  Salzburg- 
Innsbruck  und  zurück  sowie  b)  ein  Schnellzug  von  Wien=Süd- 
bahnhof  nach  Graz  und  anschließend  ab  iBruck  an  der  Mur 
über  St.  Michael  nach  Klagenfiut  und  Villach  und  zurück 
geführt  werden.  —  Die  Benützung  dieser  Schnellzüge  ab 
Wien  West.bahnhof  und  Wien  >  Südbahnhof  ist  an  den,  Besitz 
einer  besonderen  Zählkarte  gebunden,  die  gleichzeitig 
bei  der  Ausgabe  der  Fahrkarten  für  diese  Züge  unentgeltlich 
verabfolgt  wird.  Falu-begünstigungsanweisungen  berechtigen 
zwar  zur  Benützung  der  Schnellzüge,  alber  nur  in  be- 
schränktem Umfang  und  gleichfalls  nur  in  Verbindung  mit  je 
einer  Zählkarte  für  .iede  Person. 

• —  Lagerhäuser  der  Stadt  Wien.'  Im  Genieinderate  wurden 
der  Bericht  und  die  Bilanz  der  Lagerhäuser  der  Stadt  Wien 
für  das  Geschäfts.jahr  1917/18  genehmigt.  Im  vierten  Ge- 
schäfts.iahr  der  Kriegszeit  herrschte  ebenso  wie  im  Geschäfts- 
jahr 1916/17  ein  überaus  starker  Verkehr,  dessen  Bewältigung- 
alle  Kräfte  voll  in  Anspruch  nahm.  Die  Lagerhäuser  der 
Stadt  Wien  konnten  trotz  der  Adelfachen  durch  den  Krieg 
hervorgerufenen  Hemmungen  ihre  Leistungsfähigkeit  voll 
entfalten  und  sogar  gegen  das  Vorjahr  noch  steigern,  indem 
sie  ihre  Einrichtungen  und  ihre  Dienstesorganisation  den 
wechselnden  Bedürfnissen  des  V erkehrs  rasch  anpaßten.  So 
wurde  es  möglich  gemacht,  im  Laufe  des  Krieges  immer 
wieder  große  Mengen  Lebensmittel  nach  Wien  zu  bringen, 
aufzuspeichern  und  einzulagern.  Dies  trat  insbesondere  bei 
der  Übernahme  der  uknainisclien  Sendungen  zutage.  Diese 
wurden,  weil  die  Lagerhäuser  der  Stadt  Wien  zur  Abwicklung 
jeder  noch  so  groß-en  Menge  bereit  waren,  fast  ganz,  soweit 
sie  nicht  direkt  in  Mühlen  giingen,  an  die  Lagerhäuser  der 
Stadt  Wien  adressiert.  Der  höchste  Versicherungswert  des 
Warenlagers  wurde  am  28.  Juni  1918  mit  189  944  440  K.  er- 
reicht. Mit  Eisenbahn  langten  3  006  005  dz  (79,80%),  mit 
Straßenfuhrwerk    209  378  dz    (5,56%)     und    mit  Schiffen 


551 471  dz  (14,64  %)  ein.  Mit  Eisenbahnwagen  traten 
2  241  016  dz  (61,61%),  mit  Straßenfuhrwerk  1228  345  di 
(33,78  %)  und  mit  Schiffen  167  710  dz  (4,61  %)  aus.  Der  Ge- 
samtumsatz der  eingelagerten  Waren  der  Menge  nach  stieg 
in  den  vier  Kriegsjahren  gegenüber  den  letzten  vier  Friedens 
jähren  von  12  314  666  dz  auf  26  881  895  dz,  d.  i.  um  118,30% 
der  Umsatz  der  eingelagerten  Waren  dem  Werte  nach  vor 
203  589  090  K.  auf  2  093  547  550  K.,  d.  i.  um  927,86%  jand  du 
Geldumsatz  von  149  030  054  K.  auf  1651930  458  K.,  d.  i.  un 
1008,45  %. 

—  Lemberg-Czernowitz-Jassv-Eisenbahngesellschaf  t.      A  n 

15.  Januar  d.  J.  war  die  auf  die  Linie  Lemberg-Czernowit; 
entfallende  Garantie  rate  von  3  000  000  K.  fällig.  Dm 
Gesellschaft  hat  sich  wegen  der  Beizahlung  dieses  Betrasja 
zunächst  an  dias  deutsohösterreicihisohe  Staatsamt  für  Ver 
ke'hrswesen  in  seiner  Eigenschaft  als  Ti-euhänder  des  altei 
Staates  gewendet,  doch  wurde  die  Flüssigmachung  d-es  obigej 
Betrages  abgelehnt.  Die  Gesellschaft,  die  auf  dem  Stand 
punkte  sieht,  daß  durch  die  Auflösung  des  österreichischei 
Staates  in  die  einzelnen  Nationalstaaten  die  A^erpflichtun^ei 
desselben  nicht  erloschen  sind,  hat  alle  Schritte  unternommien 
um  einerseitis  ihre  Ansprüche  gegen  den  österreiohischKa 
Staat  zur  Geltung  zu  bringen  und  anderseits  die  V^rpflich 
tuno-  der  in  Frage  kommienden  Nationalstaaten  zum  Eintritt/ 
in  die  bestehenden  Verträge  zu  regeln.  Was  die  rumänisch 
Garantie  anbelangt,  so  ist,  da  die  Ratifizierung  des  Buka 
rester.  Friedens  nicht  erfolgte,  die  Geltendmachung  der  rück 
ständig-en  rumänischen  Garantieraten  sowie  die  Regelung  de 
künftigen  Verhältnisses  der  Gesellschaft  zu  Rumänien  noc 
in  Sohwehe.  "  , 

—  Luftverkehr.  Über  die  Entwicklungsmöglichkeit  des  d.  < 
Luftverkehrs  wird  \on  fachkundiger  Seite  in  der  „Zeit"  ,g( 
schrieben:  Die  Frage  des  deutschösterreichischen  Luftvei 
kehrs,  an  dem  weite  Kreise  lebhaft  Anteil  nehmen,  gewin  r 
mit  nahendem  Friedensschluß  an  iBedeutung.  Die  ateit 
raupende  Entwicklung  des  Flugwesiens  im  Kruege  ist  ik 
Grund,  daß  in  der  L  u  f  t  v  e  r  k  e  h  r  s  f  r  a  g  e  zumeist  all  ? 
günstige  Meinungen  herrschen.  Eine  gewissenhafte  fat-1 
männische  Berechnung  führt  zu  dem  Ergebnis,  daß  nur  ei 
wahrhaft  internationaler,  dichtbeflogener  und  über  weitest 
Strecken  führender  Ijuftvei-'kehr  sich  lebensfähig  und  eii 
träo-lich  erweisen  kann.  Jede  Eiarichtung  eines  selbstär 
digen  Luftverkehrs  nur  ün  Rahmen  Deutschösterreichs  odt 
der  ehemaligen  Monarchie  hat  aber  wenig  Aussicht  auf  E" 
folg. 

Der  internationale  Luftverkehr  zeigi.  vorläufig  das  Strebe) 
um  Deutschösterreich  herum  den  Weg  zu  nehmen.  Ein 
solche  Durchführung  würde  dem  Volkswohlstand  zu  empfin< 
Hohem  ^Schaden  gereichen.  Unser  Staat  ist  vermöge  seint 
mittleren  Lage  wie  geschaffen,  den  Luftverkehr  Europf 
und  der  ganzen  Welt  über  sich  zu  lenken.  Sobald  er  es  ve 
steht,  den  Weg  über  Deutschöist  erreich  für  den  Weltluftye 
kehr  als  angenehmiSten  und  ibilligsten  zu  gestalten,  wird  ih 
dies  gelingen.  iDas  geeignetste  Mittel  dazu  wäre,  alle  mil 
tärischen  Flugfelder  als  staatliche  Lufthäfen  zu  erkläre 
in  denen  allen  Verkehrsluftfahrzeugen  für  hillige  Preit 
Unterkünfte,  Betriebsmittel  und  Ausbesserungsmöglichkei 
geboten  werden  könnten.  Die  Anlage  und  Erhaltung  vt 
Flughäfen  bildet  einen  derart  hohen  Ausgabeposten  für  jed« 
Luftverkehrsimiternehmen,  daß  mit  der  namhaften  Verring 
rung  dieser  Auslage  das  Gedeihen  einer  bestimmt'en  Lin 
gewährleistet  erscheint.  Einer  der  kostspieligsten  Zweij 
der  heute  brach  liegenden  Armee  würde  'daibiei  fruchtibringe: 
der  Arbeit  befähigt.  Der  deutschösterreichische  Staat  Ii 
das  Recht  und  die  Pflicht,  -seine  mit  großen  Kosten  aus» 
bildeten  Flieo-er  für  den  Flughafendienst  auszunützen.  I 
es  auf  diese  Art  gelungen,  den  Luftverkehr  über  Deutsc 
österi-eich  zu  lenken,  so  wären  die  staatlichen  Flughafe 
anlagen  staatlichen  oder  zivilen,  auf  Gewinn  gerichtetf 
Unternehmungen  zu  übergeb-en. 

—  Verhandlungen  über  den  Verkauf  der  Lloydaktien  f 
eine  italienische  Unternchmergesellschaft.  Seit  der  Besetzui 
von  Triest  hat  isicJi  die  italiienische  Staatsverwaltung  auch 
den  Besitz  der  österreichischen  Handelsflotte,  insbesonde 
der  Schiffe  des  österi-eichischen  Lloyd  und  des  dieser  <jr 
Seilschaft  in  Triest  gehörenden  Eigentums  gesetzt.  Dies- 
Eingriff  führte  zu  Gegensätzen  zwischen  der  Verwaltung  a- 
Österreichisohen  Lloyd  in  Wien  und  den  Machthiabem  d- 
Schiffparkes  -sowie  des  sonstigen  Eigentmns  des  TTnte 
n-ehmens  in  Triest.  D-en  Beamten  d-es  ö-sterre ichischen  Llo: 
in  D-eutschöst-eri'eich  ist  jede  Einflußnahm-e  auf  di-e  Gteschäft 
führung  des  Lloyd  untersagt.  Es  ist  ihnen  sogar  die  ]\Iöglic 
keit  genommen,  sich  über  den  Stand  der  Verhältnisse  genf 
Kenntnis  zu  verschaffen.  Die  italienische  Lokalverwaltni- 
hat  weiter  da-s  iBegehren  gestellt,  daß  die  gesamten  Bestän-. 
d-es  Lloyd,  insbesondere  seine  wertvollen  Portefeuilleeff-ette 
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unter  den.en  «ich  die  Aktien  anderer  Sohiffahrtsunternehjnun- 
gen  befinden,  nacli  Triest  übertmg-en  werden  Die  Gnegen- 
sätze,  diie  sich  hieraus  ^rebildet  haben,  haben  bei  der  Lloyd- 
verwaltuno-  dm  Überzeugim^  geweckt,  daß  eime  Wei-terf ührün  o- 
de<s  Unternehmens  in  der  bisherigen  Fonn  unter  solchen  Vor~ 
aassetzungen  nicht  möglich  sei.  Auf  Grund  dieiser  Sachlao-e 
wiirden  \  lerhamdkingen  eingeleitet,  um  einen  Besitzwechsel  an 
den  Aktien  des  Lloyd  herbeizuführen.  Hiernach  soll  ein 
Fünftel  des  ganzen  Aktdenkapitals ,  des  Lloyd  (rund  14  000 
Aktien)  an  eine  Vereinigung  italienischer  Intepes^senten  ver- 
kauft werden. 

—  Die  Zukunft  Triests.    In   einem    Aufsätze   des  „Neuen 
Wiener  Tagblatteis''  bespricht  Dr.  Alfred  Schwoner  die 
künftigen  Aussichten  der  deutschösterreichischien  Schiffahrt, 
\vobei  er  für  eine  Internationalisierung  des  Triester  Hafens 
eintritt.  —  Die  Italiener  haben  an  Triest  nur  ein  neo-atives 
Handelsinteresse :  '  daß  es  Genua  und  Venedig  keinen"  Wett- 
bewerb befeite.   Die  Italiener  brauchen  Triest  weder  als  Ein- 
fuhr, noch  als  Ausfuhrhafen,  sie  haben  eher  zu  viel  als  zu 
wenig  Häfen  für  ihren  Verkehr-,  sie  konnten  ihr«  Häfen  bis- 
her nicht  nähren,  und  wienn  ihre  Schiffahrtsgeisellschaften 
auch  während  des  Krieges  ihr  Aktienkapital  noch  'SO  g'ewaltig 
vermehrt  haben,  während  ihr  Schiffpark  zurückgegangen  ist 
wenn  .sie  auch  noch  so  viel  Schiffe  kaufen  und  bauen,  so  wer- 
ben vsie  den  Verkehr  doch  nicht  aus  dem  Boden  stampfen 
können.    Aber  seilbst,  wenn  dies  der  Fall  wäre.,  Triest  ist 
>e.iner  Lage  nach  kein  Hafen  für  Italien.    Italien  kann  und 
svird  den  Triestmer  Verkehr  niemals  unterstützen.   Durch  den 
Anschluß  Triests  an  Italien  wird  überdies  das  ibisherige  Hinter- 
and Triests  wesentlich  verkLeinert  werden.    Die  natürliche 
Anziehungskraft  Triests  reicht  höchstens  biis  .an  die  Donau 
►Venn  bisher  die  tarifarische  W.as&erscheide  zwischen  Triest 
md  Hamburg  bis  weit  nach  Nordböhmen  liinauf  verschobeu 
Verden  konnte,  .so  war  das  nur  infolge  der  Zoll.b.egiüistigunoeu 
aoglich,  die  der  Einfuhr  zur  See  eingeräumt  wurden,  und'in- 
olge  »ehr  bedeutender  Eiisenbahntarifermäßigungen    die  den 
itaatssäckel  schwer  ibelasteten.    Weder    die  D.eut&chöst.er- 
m'^^'^^        Südslawen  werden  zugunsten  eines  italieai- 
Praests  das  g-eringste  Opfer  bringen.    Die  slawischen 
*hitfiahrtsgesellschaft.en    in    Triest  werden  wahrscheinlich 
lach  Daünatien  übersiedeln.    Und  da  solcherart  Triest  nicht 
ehr  lentwicklungisfähig  würde,  hätte  Italien  das  ausschließ - 
iche  Interesse  daran,  auch  den  noch  übrigen  Verkehr  Triests 
-ach  Venedig  oder  &enua  abzuleiten. 

Wenn  dag-egen  die  Internationalität  Triests  durch  inter- 
ationale  Vertrag.6  gesichert  würde,  so  wäre  es  sehr  leicht 
loghch,  daß  die  Schiffahrt  Triests  sich  in  dem  bisherio-en 
Iaß.6  und  darüber  hinaus  entwickelt.  D.enn  dann  könnte"  es 
eschehen,  daß  die  Stadt  Triest,  Deutschösterreich  bzw  das 
>eut.sche  Reich,  der  tschechische  und  der  südslawische  Staat 
ememsam  d:e  Rolle  uibemehmen,  die  bisher  Österreich  aus- 
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fifi'i^L^'^*"  .  Voraussetzung  wäre,  daß  hei  dies.er  Beg^elun"' 
alle  Staaten  iihre  Em-  und  Ausfuhrinteressen  wahren  uSd  deS 

kÄn  'n^^  ^'""^H^  r^  'di*^  Haf^^^'^rwaltung  nehmen 
konnten.    Dann  konnten  die  Seezoll-  und  die  Tarifbec^ünsti 

Sen  fTr'ÄaS^;'^  "^^^  Staaten' zSSrnmen 

wuroien  lur  di^,  Hatenbauten,  die  Ee  se-,  Betrieibs-  und  Bau 
Prämien  nötigenfalls  auch  für  die  Beihilfen  aufkommen  FreT 
tich.  wurde  es  aUem,al  ziemlich  lange  .dauern  iT^in  neue; 
Marinefordenmgsges.e*z  in  all  diesen"  Staaten  zu  Stande  S 
und  ein  neaj.er  Vertrag  über  die  Beihi.Ifen  vereinbart  wlrdT 
Auch  wäre  das  Unglück  nicht  gar  .so  groß,  wenn  letXrrfort ' 
fielen  und  aU,e  Gesellschaften  auf  die  ,,fre^'  Schiffahrt  VeJ^ 
wiesen  wurden.    Freilich  mirden  dann  dfe  Sten  remll 
maßig.en  Linien  von  den.en  .sich  nur  etwa  di^e  n^rAlexandria 
ohue  Zuschuß  bezahlt  macht,  wegfaUen     Abe^Tnit  d^t  T^^f 
wurden  die  in  freier  Schaffahrt  r.eicrgewortnen  gLSscS 
t.eii,  wie  in  deutseben  und  englischen  Häfen,  in  die  LS  kom 
raen,  aus  eigenea-  Kraft,  ohiTe  Staatszuschuß  PaLSrlanim 
eanzunch  en.    Wenn  es  jedoch  zu  dLeser  Lösün-  nicht  komm? 
wenn  Tnest  italienLsch  oder  sloweni.sch  wi^-d,"  dann  Än 
«ch  die  ost^erreichischen  Schiffahrt.sge,sell,schaften  vor  die 
Wahl  gestellt  sehen,  entw.eder  einen  andern  Aus-an<Sifen 
Rotterdam  ocler  Hamburg,  aufzusuchen  o.ler  z^i  limifdiS 
und  ihre  Schiffe  zu  v.erkauf.en.  "quiaieren 

.rrZ^  Pf'rsonalnachrichteii.    Im  d.  ö.  Staatsamte  für  Verkehrs- 
wesen wurde  zum  Zwecke  der  Vorbereituno-  der  Giund S^i 
für  die  in  Gemaßheit  des  Gesetzes  vom  12   November  1918 
durchzuführende  Laquidienmg  der  An.sprüche  X  einLlneii 
Nationalstaaten,  welche  auf  .dem  Gebiete  der  österreSsch 
ungai^scheu  Monarchie  entstanden  sind,  an  das  bestaSSe 
kk.    Eisenbahnministerium    und    das    von    ihm  verwaltete 
Staat,svennog.en  sowie  zum  Zwecke  der  einheitl^chir  Durch 
.iSf^f  T"^    zusammenfassenden  Wa.hrneKng    äler  aiTf 
diese  Austragung-   bezüglichen   Verhandlungen,   eine  Liaui- 
dieaungsstelle  errichtet.  Mit  der  Leitamg  dieser  Liquidienin"s 
stell©  wurde  Sektionsohef  Heinrich  Hirt  .betraut  _  Der  Ws' 
herige    Vorstand    des    Tariferst.ellungs-    und  ibrech^unc^s" 


Fremde  Erdteile. 

n,7  Wiederherstellung    des    sibirischen  Eisenbahnverkehrs 

1)1,8  Eegierung  der  A^e reinigten  Staaten  von  Amerüla  haf 
nach  einer  Meldung  .der  „Tim.es"  formell  den  Vor^hla.^ 
de&ttfnr^Tr'  '^^^birischen  Eisenbahnverkehr  wfe" 
(leineizustellen.  Er  wird  von  einer  mteraUiierten  Kommis- 
Mon  unter  ,  dem  Vorsitz  eiues  Russen  kontrolliert  wSden 
Der  Kommission  .sollen  außer  Rußland  noch  Japan,  Amer  ka 
England,  Frankreich,  Italien  und  China  .angehöi^n  ' 


Amüiehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Erweiterung  der  Abfertiffungsbefuj^nisse  von  Stationen. 

VVurttembergische  8  t  aa  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n.  Am 
).  lebniar  d.  J.  ist  .der  an  der  Strecke  Friedrichshafen- 
adoltzelL  zwischen  den  Stationen  Friedrichshafen  und  Fisch- 


bach  geLe^ene,  bi..sher  nur  .der  Abfertigung  von  Personen 
dienende  Haltepunkt  Manzell   für  die  unbeschränkte 
teitigung  von  Personen,  Reisegepäck,  Expreßgut  und 
Vieh  in  Emzelsendungen  eröffnet  worden 


Ab- 
Klein- 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

sutscher  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  1, 
Abt,  A  und  B. 

(Tfv.  1  a/b.) 
Vom  1.  März  1919  ab  werden  neue 
i-ritbestimmungen  für  die  nach  §  54  (2) 
1  Eisenbahnverkehrsordnung  bedin- 
ngsweise  zur  Beförderung  zugelas- 
sen Gegenstände  (Gold-  und  Silber- 
rren,  Platina,  Geld  und  andere  Kost- 
i-keiten  sowie  Kunstgegenstände)  ein- 
fuhrt. 

A.ls  wesentliche  Änderungen  ,sind  her- 
rzuheben : 

.  Der  Begriff  „Kostbarkeiten«  wird 
dahin  f€etg6l«ift,  daß  hierzu  solche 


Gegenstände  rechnen,  deren  Wert 
150  Jl  für  1  kg  der  Ware  übersteigt. 

2.  Die  Haftpflicht  .der  Eisenbahn  bei 
Verlust,  Minderung  oder  Beschädi- 
gung wird  für  Kunstgegenstände 
auf  höchstens  5000  Ji  für  den  ein- 
zelnen Gegenstand,  für  alle  übrigen 
unter  §  54  (2)  B  1  der  Eisenbahnver- 
kehrsordnung  fallenden  Gegen- 
stände auf  höcihstens  150  M  für  das 
Kilogramm  der  Ware  beschränkt. 

3.  Beförderung  in  .besonderen  Wagen 
erfolgt  nur  noch  auf  Antrag  des 
Absenders  —  Begleitung  braucht 
nur  in  diesem  Falle  und  auch  dann 
nur  auf  Verlangen  der  Eisenbahn 
gestellt  zu  werden. 


4.  Die  Fracht  wird  nur  noch  für  das 
wirklichte  Gewicht  der  ß.endung  be- 
rechnet. 

Der  Wortlaut  .der  neuen  B^estimmun- 
gen  wird  m  der  nächsten  Nummer  des 
preußisch-hessischen  Tarif,  und  Ver- 
kehrsanzeigers für  den  Güter-  uud  Tier- 
verkehr veröffentlicht. 

Die  verkürzte  Veröffentlichungsfrist 
ist  vom  ReichsjEisembähn-Amt  auf 
Grund  der  vorübergelbenden  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahnverkehrsordnung 
(Reichs-Geß-etz-Blatt  1914,  Seite  455) 
genehmigt. 

Berlin,  .den  14.  Februai-  1919.  (207) 
Eisenbahn  direktion 

als  .g©sohäft.sführende  VerwaUuHff 
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Transpoitref>;lement  der  Schweizer. 
Eisenbahnen. 

Gemäß  ischw'eiz'er.  Bundesiat.sbeisohluß 
vom  17.  Januar  1919  dürfen  vom 
15.  Fiebmar  1919  ab  bis  auf  weitere«,  in 
Abweichunof  von  den  Anlao^eu  VI  a 
und  b  zum  «chweiacr  Transi)ort- 
i'BgLem'ent  (Nachtrao-  I  vom  5.  III.  09), 
nur  noch  Frachtbri^efe  im  verkLein-ert'en 
Format  von  17/32  cm  nach  den  dem  o-e- 
nannten  Bundesratisbeschluß  beio-€- 
<;>ebeneu  Mustern  lerstellt  werden.  Di*e 
Fraclitiliriefe'  im  ibishei-ioen  Form.at 
dürfen  bis  zum  Aufibrauch  d«r  vorhan- 
(l-euen  Vorräte  verwendet,  werd-en,  so- 
fern .sie  den  Koutrollstempel  einer 
«chwei  zer.  T  r  anspo  r  In  n  t'e  r  nehmu  u  o- 
tra,ffen.  Infolge  dieser  .Maßnalim-e 
ti-eten  im  §  59  des  Trausportieolemeut.'? 
vorübergehende.   Äiuleruu.ucii  ein. 

Näheres  im  Schweizci-.  Eisenl>a!in- 
amtsblatt  Nr.  6  Verfün-uuu-  <1S  vim  1919. 

Karlsruhe,  13.  Februar  1919.  (21S1 
Gen.-Dir.  der  Bad.  Staatseisenliahnen. 

Niederländisch-bayerischer  Gütertarif 
vom  1.  .Januar  1903. 

Der  vorbezeichnete.  Tarif  nebst 
Nachträgen,  der  zugehörige.  Anhang 
vom  l.  April  1918  und  die  Zuschlags- 
tafel  für  Eil.  und  Frachtstückgut  im 
deutsch-niederländischen  Vrcrkehr  A-oni 
1  November  1918  treten  mit  Ablauf  ttes 
31.  März  1919  außer  Kraft. 

München,  den  7.  Februar  1919.  (215) 
Tarifamt  der  Bayer.  i8t.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  März  1919 
wird  'das  Teilheft  B  II  34  neu  heraus- 
gegeben. 

Hierin  isind  die  Nachträge  1,  2,  3,  4,  5, 
G  und  7  vom  1.  ^September  1916,  vom 
15.  ^^eptember  1910,  vom  1.  Fe!l.)ruar  1917, 
vom  1.  Mai  1917,  vom  1.  April  1918, 
eingearbeitet.  Preis  für  das  Teilh'cft 
3,00  Ji.  Die  Teilhefte  ,sind  durch  die 
beteiligten  Güterabfertigungen  sowie 
das  Auskunftiybüro,  hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz  zu  beziehen. 
^  Berlin,  den  10.  Februar  1919.  (220) 
E  ise  n  bah  n  d  i  r  e  k  t  ion . 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Sachsen  (Tfv.  200),  Heft  1  C  II. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Februar  1919 
wird  die  Station  Loit,sch-llolienleubeii 
als  Versandest ation  in  den  Ausnahme- 
tarif 5  b  einbezogen. 

Auskunft  geben  die  bet-eiligl'en  Güter- 
abfertigungen 

Berlin,  den  10.  Februar  1919.  (208) 
E  i  i.'ie  n  1 1  a  hn  d  i  r  e  k  t  i  o  n , 
namens  der  heteil igten  Verwaltungen. 

Erhöhung  der   Gebühren  für  die  Be- 
nutzung der  städtischen  Anschlußstelle 
Berlin  Zentralmarkthalle. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  ]\Iärz  1919  .ab 
erhält  die  Tarifbestimmuug  für  Ber- 
lin Z  e  n  t  r  a  1  m  a.  r  k  t.  h  a  1 1  e  fol- 
genden Wortlaut: 

Berlin  ZentrabnarktluvUe  OK.  Nur 
für  Sendungen,  die  an  die  Markthallen- 
Verwaltung  oder  au  zur  B'enutznng  dei' 
istädtisohen  Anschlußistelle  Berechligt-e 
gerichtet  .sind  oder  von  ihnen  aufge- 
geben werden. 

N  a  c  h  r  i  c  h  1. 1  i  c  h  :  Für  die  Be- 
nutzung der  Anschlußstelle  werden 
zugunsten  der  Stadtgemeinde  Berlin 
—  und  zwar  stets  nur  dureh  die« 
GüterabfertigungvsiStelLe  iBerlin  Zen- 
tralmarkthalle —  erhoben : 
a)  .bei  Stückgut:    für  .i©  anigefangen« 


50  kg  des  wirklichen  Gewichts  

50  A, 

b)  bei  Wageuladung^en :   für  die  Eisei;. 

bahnwagenachse . . . .  20  M. 
Die  weiteren  für  die  Benutzung  der 
Anschlußstelle    geltenden  Vorschriften 
sind  durch  Aushang  bekanutgemacht. 

Berlin,  den  12.  Februar  1919.  (219) 
 Eisenbahndipektion.  

Wechselverkehr  Sachsen-Baden, 
Heft  9  B. 

Geändert  wird  mit  'Sofortiger  Gültig- 
keit die  Tarif  entfernung  zwisclven 
Neckarelz  und  Gaschwitz  von  537  in 
437  km  und  mit  Gültigkeit  vom  20.  April 
1919  die  Tarifentfernung  zwischen 
Berghausen  (Baden)  und  Pöllwitz  von 
451  in  4G1  km. 

Dresden,  am  15.  Februar  1919.  (221) 
treu. -Dir.  d.  Sachs.  Sta.atseisenbahnen, 

als  gesch ä f tis f ü  h re n de  Ver  w alt u n g .  _ 

Deutsch-luxemburgische  Güterverkehre. 

.Mit  Wirkung  vom-  1.  April  1919  wird 
der  Ausuahmetarif  für  Thomasschlaoken 
und  Thomas.schlackenm'ehl  usw.  und  der 
.Vusnahuietarif  für  m.anganhaltig'6 
Eiiveuschlacken  usw.,  beide  gültig  vom 
1.  Juni  1915,  aufgehoben. 

Frankfurt  (M.);  30.  Januar  1919.  (217) 
Eisenbahndirektion, 
uanvens  d.  bet'eiligt.  Eis'enbahnverwalt. 

Süddeutsche    Donau- Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Zum  Gütertarif,  Teil  I,  Abteilung  B, 
gültig  vom  1.  April  1918,  tritt  am 
1.  März  1919  'd-er  1.  Nachtrag  in  (icltung. 
Der  Nachtrag  i^st  'demnächst  bei  'den 
ges-ellschaftlichen  Dienststellen  er- 
hältlich. 

München,  im  Februar  1919.  (222) 

2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Brolilthal-Eisenbahn. 

Am  1.  April  d.  Jis.  tritt  .ein.e  Erhöhung 
der  Tarife  für  di'C  OB'eförderuug  von 
P'ersoneu,  Eeisegepäck,  Leichen,  leben- 
den Tieren  und  Güt'crn  in  Kraft,  wo- 
rüber das  Nähere  bei  unserer  Bahn\'er- 
waltung  in  Brohl  zu  erfahren  ist. 

Cöln,"  im  Februar  1919.  (206) 
Der  Vorstand. 

Nebenbahn  Waldhof -Sandhofen. 

^Vorbehaltlich  der  Genehmigung  <lurch 
die  Aufsichtsibehörde  tritt  mit  Wirkung 
vom  1.  April  d.  J.  ab  auf  der  N'cben- 
bahn  Waldhof -Sandhofen  eiure  Er- 
höhung der  Beförilerungspreise  im  I'^er- 
'Sonen-,  Güter-  und  Tierverkehr  in 
Kraft. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  Betriebs- 
leitung in  J\rannheim<San.dhofen. 
Mannheim-Waldhof,  13.  Febr.  1919. 
Bahngeselkschaft  Waklhof.  (216) 

vStralsund-Tribseer  Eisenbalm. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  er- 
s-oheint  zum  Bicsondieren  Tarifheft  B  fiir 
den  Binnenvierkehr  un'S'erer  Bahn  'ein 
Nachtrag,  durch  welchen  vorlxihaltlich' 
■der  Gen'ehmigung  der  Aufsichtsbehör- 
den Erhöhungen  im  Güter-  \ind 'Tier- 
vicrkehr  bis  zu  60  V.  H.  und  im  Personen- 
uud  (iepäck verkehr  bis  zu  50  v.  11.  der 
'):iisli'erigeu  Sätze  durchgeführt  W'Crden. 

Stralsund,  den  10.  Februar  1919. 
 Der  Vorsta ud.  (210) 

Greif ^wald-Grimmener  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  er- 
ischieint  zum  Besonderen  Tarifheft  B 
für  den  Binnenverkehr  unserer  Bahn 


ein  Nachtrag,  durch  welchen  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörden Erhöhungen  im  Güt^er-  unc 
Tierverkehr  bis  zu  60  v.  H.  und  im  Pei  - 
sonen-  und  Gepäck  verkehr  bis  zu  50  v.  11. 
der  bisherigen  Sätze  durohgeführl 
werden.  (209) 
(^ii-immen,  den  10.  Februar  1919. 
Direktion. 

Neustadt-Go^oliner  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  er 
scheint  zum  Besonde^ren  Tarifheft  B  fü 
den  Binn'enverikehr  unserer  Bahn  ein 
Nachtrag,  durch  welchen  vorbehaltlicl 
der  G-enehmigung  der  Aufsiohtsibehöi 
den  Erhöhungen  im  Güter-  und  Tierver 
kehr  bis  zu  60  v.  H.  und'  im  Penson-eu 
und  Gepäckverbehr  bis  zu  50  v.  H.  de; 
ibisherigen  Sätze  durchgeführt  werden 

Neustadt  O.-Schl.,  10.  Februar  1919. 

Direktion.  (311 

Liegnitz-Kawitscher  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  ei 
lÄcheint  zum  IBesonderen  Tarifheft  B  fii 
den  Binnenverkehr  unserer'  Bahn  eii 
Nachtrag,  durch  welchen  vorbehaltlicl 
der  'Genehmigung  der  Aufsioht'Sbehörde, 
Erhöhungen  im  Güter-  und  Tierverk'öh 
bis  zu  60  V.  H.  und  im  Personen-  um 
Gepäokverkehr  bis  zu  50  v.  H.  der  bis 
herigen  Sätze  durchgeführt  w^'erden. 

Rawitsch,  den  10   Februar  1919. 

Direktion.  (21- 

Butzbach-Licher  Eisenbahn. 

-Alit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  ei 
'Scheint  zum  Biesonderen  Tarifheft  B  fü 
den  B innen -s-erkehr  unserer  Bahn  ci 
Nachtrag,  durch  welchen  vorbehaltlie 
der  Geivelimigung  'der  Aufsicht'Sbehörde: 
Erhöhungen  im  Güter-  und  Tierverkeh 
))is  zu  60  X.  II.  und  im  Personen-  un 
G'Ciiäckvcrk'ehr  bis  zu  50  v.  H.  der  bis 
herigeu  Sätze  durchgeführt  W'erden. 

Butzbach,  den  10.  Februar  1919. 

Der  Vorstand.  (21^ 

Mühlhausen-Ebelebener  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  e: 
scheint  zum  iBesonderen  Tarifheft  B  fi.' 
den  Binnen  verke'hr  unserer  Bahn  ei 
Nachtrag,  durch  welchen  vorbehaltlie 
der  Genehmigung  der  Auf  sich  t'Sbe-hördt 
Erhöhungen  im  Güter-  und  Tierverket 
bis  zu  60  V.  H.  und  im  Personen-  ui 
Gepäckverkehr  'ns  zu  50  v.  H.  der  bi. 
herigen  Sätze  durchgeführt  wei-d'Cn. 

MüWhau&en/Th.,  den  10.  Februar  1911 
Der  Vorstand.  (21:: 


3.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Verkauf  von  ausgeraiisterteu  offen.f 
Güterwag'Cn  (3  Stück)  und  Güt'erwage 
Untergestellen  (10  Stück).  Di-e  Fall 
zeuge  isind  lauffähig  und  im  beschräu: 
ten  leichten  Verkehr  verwendbar.  V< 
kauf  sbedingungen  und  Zeichnung« 
auf  post  freie  Anfrage  zum  Preii 
von  1  Mark  für  Güterwagen  ui 
1  Mark'  für  Untergestelle  erhältlic 
Versand  nach  auswärts  als  portopflio 
tige  Dienstsache,  gegen  postfiieie  Z 
Sendung  der  Beträge  mit  5  Pf.  Beste! 
geld  an  Stationskasse  Hauptwerkstät 
Karlsruhe.  Angebote  mit  Aufschrift  «ij 
verschlossen,  postfrei  »pätestens  Ij 
1.  März  1919  einzureichen.  Zuschla. 
frist  1  Wochen.  (20 

Karlsjcuhe  i.  B.,  im  Februar  1919. 
Verwaltung  der  Hauptwerkstätte. 
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Die  Gewinnbeteiligung  der  Elsenbalinbedlen.teten  zur  Erzielung  eines  raschen  Wagenlaufes 

und  -Umsatzes.*)  ' 

Von  Ing.  Rudolf  Freiherr  v.  Hart  lieb,  Innsbruck. 


•  ^  ^^^P*''  ^^^^  Anlagekapitals  der  Eisenbahnen  Hegt 
in  den  Fahrbetriehsmitteln  selbst,  und  es  müssen  jährUch  bt 
deutende  Ausgaben  für  die  Bezahlung  der  Leih-  und  Lauf- 
mieten und  als  Verzögerungsgebühren  an  fremde  Bahnver- 
waltungen durchgeführt  werden,  weshalb  die  ibestmögliche 
Ausnutzung  der  Lokomotiven  und  des  Wagenparkes  die 
Grundlage  für  die  wirtschaftliche  Führung  und  für  ein  gün- 
stiges Erträgnis  eines  jeden  Eisenbahnunternehmens  bildet 

Da  nun  der  rasche  Wageniauf  —  abgesehen  von  der  Bahn- 
aulage  als  isolcher  und  den  zur  Verfügung  stehenden  Lade- 
vorrichtungen -  durch  die  möglichst  zweckmäßige  Arbeits- 
(lurchfuhrung  der  Eisenbahnbediensteten  bedingt  wird^  so 
M)Ute  die  Gewinnbeteiligung  der  Eisenbahnbediensteten  in 
Berücksichtigung  gezogen  werden,  indem  durch  deren  gute 
Dienstleistung  die  Beschleunigung  des  Laufes  der  Fahrbe- 
triebsmittel  und  dadurch  die  Verminderung  der  Betriebskosten 
erzielt  wird.  Hierdurch  werden  auch  die  maßgebenden  Be- 
diensteten, insbesondere  die  Stationsvorstandte,  da  sie  am 
Gewinn  oder  an  der  Ersparnis  beteiligt  sind,  angeeifert, 
zweckmäßige  Vorschläge  über  Verbesserung  der  Anlage,  der 
Verschubmoglichkeiten  und  der  Ladeeinrichtungen  sowie  der 
Diensteinteilung  zu  machen,  die  dann  von  der  Bahnverwal- 
tung auf  deren  Wirtschaftlichkeit  überprüft  und  im  FaUe  des 
günstigen  Ergebnisses  zur  Einführung  gebracht  werden 
sonnen. 

Die  Erzielung  eines  raschen  Wagenlaufes  hängt  von  fol- 
genden Bedingungen  ab: 

l«n  i'^^T^  Absätze  angegebenen  Werte  entsprechen 

len  österreichischen  Verhältnissen. 


1.  Mosrhchst  kurze  Stehaeiten  der  Wagen  in  den  Stationen. 

^.  Möglichst  günstige  Wagenanforderung  und  -verteüung 
so  daß  möglichst  viele  beladen  zurollende  Wagen  wieder  be- 
laden auslaufen. 

3.  MögHchste  Kürzung  der  Zugstehzeiten  in  den  Stationen. 

4.  Gleichmäßiges  Fahren  der  Züge  und  Einhaltuno-  mög 
hellst  kurzer  Fahrzeiten  ohne  Übemchreitung  der  Hö^chst-t 
sch  windigkeit. 

Als  Grundlage  für  die  GewinnbeteiUgung  gelten  nun  fol- 
gende Erwägungen: 

a)  Ein  Güterwagen  kostet  im  Mittel  6O0O  K.,  und  dessen 
Lebensdauer  beträgt  durchschnittlich  15  Jahre,  so  daß  sich 
eüue  stündliche  Abschreibung  von  __  Heller 

•ergibt.  Personenwagen  werden  nicht  berücksichtigt.  Diese 
Abschreibung  steUt  gleichzeitig  den  Gewinn  dar,  wenn  der 
Wagen,  statt  leer  zu  stehen,  beladen  oder  wenigstens  für  eine 
Beladung  rascher  weitergeleitet  wird. 

b)  Für  die  Bewertung  der  Zugaufenthalte  ergeben  sich  fol- 
gende Zahlen:  Angenommen,  daß  die  Anzahl  der  bei  jedem 
Guter-  oder  gemischten  Zuge  durchschnittlich  laufenden 
Guterwagen  bei  Verwendung  einer  Lokomotive  15  beträgt, 
steUt  sich  der  G-ewinn  an  Wagenabschreibung  für  jeden  Zu^ 
auf  15  X  4,6  =  69  Heller.  Für  das  Dampfhalten  in  der  Stunde 
kann  ein  Preis  von  4,00  K.  berechnet  werden,  worin  auch  die 
Kosten  der  Lokomotivmannschaft  inbegriffen  sind.  An  Zug- 
begleitmannschaften  kann  ein  Zugführer  mit  drei  Begleitern 
m  Rechnung  gesteUt  werden,  deren  Jahresverdienst  sich  auf 
12  000  K.  beläuft.    Die  stündlichen  Kosten  der  Zugbegleit- 
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mannschaft  ibetragien  daher  imter  Zugrundeliegung  von 
Vi  Dienst-  und  %  Ruhieaeit  3 


12  000 


=  4,11  K.  Daher 


365  .  24 

stellen  sich  die  Kosten  der  stündlichen  Zugaufenthalte  auf 
0,69  +  4,00  +  4,11  K.  —  8,80  K.,  oder  für  die  Miaute  auf 
rund  15  Heller. 

c)  Für  die  Beui-teilung  der  zweckmäßigen  Wagenbewegung 
ist  auch  die  möglichst  umfangreiche  Wiederverwendung  der 
beladen  zurollenden  Wag-en  durch  Rückfracht  oder  sonstige 
Wiedei<beladung  maßgebend.    Wenn  nun  bedeuten: 

Z  b  Zulauf  der  beladenen  Wagen 

Z  1  Zulauf  der  leeren  Wagen 

Ab  Auslauf  der  beladenen  Wagen 

AI  Außlauf  der  leeren  Wagen 
und  zwar  sämtlich  im  Laufe  eines  Monats,  so  ergibt  sich  als 

Verhältniszabl ;  J''°+A^  Diese  Verhältnis- 

ZI  +  Z  b  +  A  1  +  A  b. 

zaW  wird  am  größten  sein,  d.  i.  gleich  1,  wenn  überhaupt 
keiae  leeren,  sondern  nur  beladene  Wagen  zurollen  und  aus- 
laufen, und  die  Deckung  der  Güteraufgabe  einzig  und  allein 
durch  beladen  zurollende  Wagen  erfolgt.  Derart  günstige 
Verhältnisse  werden  sich  nur  in  besonders  günstigen  Aus- 
nahmefällen ergeben.  Am  kleiasten  wird  diese  Verhältnis- 
zahl, wenn  jeder  :beladen  zurollende  Wagen  'leer  ausläuft 
und  für  jede  Beladung  ein  leerer  Wagen  zurollen  muß.  In 
diesem  Falle  stellt  sie  sich  auf  %. 

Nun  kann  zur  Ermittlung  der  Gewinnanteile  übergegangen 
werden.  Als  -Voraussetzung  gilt,  daß  der  Gewinnanteil  zwi- 
schen Bahn  Verwaltung  und  Bediensteten  ungefähr  zur  Hälfte 
zu  teilen  ist,  so  daß  für  jede  ersparte  Wagenstunde  zufolge 
a)  2  Heller  zugunsten  der  Stationsbediensteten  ausgeworfen 
werden  können,  welcher  Betrag  dann  zufolge  c)  noch  mit  der 
Verhältniszahl  zu  vervielfachen  ist,  so  daß  er  im  ungün- 
stigsten Falle  auf  die  Hälfte  herabsinken  wird. 

Die  unter  b)  ausgewiesene  Ersparnis  würde  rund  7,5  Heller 
betragen,  ist  aber  zwischen  den  Stationsbediensteten,  der  Lo- 
komotiv-  und  Zugbegleitmannschaft  zu  teilen.  'Unter  den  im 
obigen  Beispiele  zu  Grunde  gelegten  Betriebsverhältnissen 
könnte  ungefähr  ein  Drittel  auf  jede  der  angeführten  Grup- 
pen von  Bediensteten  ausgeworfen  werden,  so  daß  die  Sta- 
tionsbediensteten für  jede  ersparte  Minute  an  Zugaufenthal- 
len  2,5  Heller  erhalten  müßten. 

Da  die  möglichst  gute  Einhaltung  der  kürzesten  Fahrzeiten 
von  der  guten  Bedienung  und  Instandhaltung  der  LfOkomo- 
tiven  abhängt,  so  sind  an  diesem  Ersparnißanteil,  welcher 
zufolg'e  b)  auch  7,5  Heller  für  die  Zugmiaute  beträgt,  ledig- 
iich  die  Lokomotivmaanschaften  zu  [beteiligen. 

Für  die  richtige  Bewertung  des  Gewinnes  'bezw.  der  Er- 
sparnis ist  nun  die  Festlegung  der  bei  mittelmäßiger  Be- 


triebsführung notwendig-en  Zeiten  erforderlich,  die  sich 
ohne  besondere  Umstände  aus  den  bestehenden  Fahrordnun- 
gen und  den  Wagenaufschreibungen  der  Stationen  ermitteki 
lassen.  Ebenso  lassen  sich  auch  die  tatsächlichen  Erfolg* 
monatsweise  aus  den  Stundenpässen,  Verkehrs-  und  Wagen- 
büchem  ohne  Schwierigkeit  erheben.  Der  Unterschied  zwi-  ^ 
sehen  d^ei  mittleren  Zahl  und  dem  tatsächlichen  Erfolge  er- 
gibt schließlich  den  Gewinnanteil. 

Die  bei  mittelmäßiger  Betriebsführung  sich  ergebend^' 
Grundzahl  wird  natürlich  für  die  einzelnen  Stationen  und 
Strecken  sehr  verschieden  ausfallen,  da  hierbei  die  bestehende 
Anlage  der  Station,  die  Ausrüstung  mit  Ladevorrichtungen, 
das  Vorhandensein,  zweckentsprechender  Verschubmöglioh- 
keiten,  die  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Streckt) 
eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen.  Die  Eimittlung  dieser, 
Grundzahlen  für  Zeit-  und  Aufenthaltsersparnisse  muß  auis 
den  Durchschnitten  vorhergehender  Monate  erfolgen. 

Um  aber  auch  keine  ungebührlich  hohen  Beträge  den  Be 
diensteten  auszuwerfen,  was  sich  infolge  unsicherer  Ermitt- 
lung der  Grundzahlen,  namentlich  in  der  ersten  Zeit,  ergelbeu 
könnte,  muß  für  die  Gewinnanteile  nach  oben  hin  eine 
Höchstgrenze  festgesetzt  werden.  Die  Verteilung  der  Ge- 
winnanteile an  die  einzelnen  Bediensteten  muß  nach  den  ört- 
lichen Verhältnissen  vorgenommen  werden,  ebenso  hat  sich 
die  Auswahl  derjenigen  Bediensteten,  die  zu  beteiligen  sind, 
danach  zu  richten.  In  kleinen  Stationen  wird  der  Stationsvor- 
stand allein  in  Betracht  kommen,  in  mittleren  außer  ihm  die 
Fahrdienstleiter,  Magazinmeister  und  allenfalls  auch  Wei- 
chensteller, und  schließlich  in  großen  Stationen  außerdem  die 
Verschubarbeiter,  Wagensohreiber,  Bezettler,  Revisions- 
schlosser usw. 

Als  Grundsatz  soll  stets  gelten,  daß  eine  allzuweit  gehende 
Beteiligung  verschiedner  Bediensteten  zu  unterbleiben  hat, 
damit  die  Verrechnung  nicht  zu  umfangreich  und  schwer- 
fällig wird  und  auch  die  an  der  Wagenwirtschaft  beteiligten 
maßgebenden  Bedienst^eten  reichlichere  Anteile  erhalten 
können. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifiöl,  daß  die  Einführung  dieser 
Gewinnbeteiligung  manchmal  im  ausübenden  Dieuiste  zu 
Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Bedienistetengruppen 
füKren  wird,  was  aber  in  sachlicher  Weise  ausgetragen  wer- 
den kann  und  wohl  nicht  die  Hintanhaltung  dieser  wirtschaft- 
lichen Maßnahme,  die  dem  Vorteile  der  Bahn  Verwaltung  und 
der  Bediensteten  dient,  zur  Folge  haben  darf.  Der  Kampf 
um  das  Leben  wird  sich  namentlich  'bei  den  Eisenbahnen 
Deutschlands  und  Deutschösterreichs  in  der  Zukunft  sehr 
rege  entwickeln,  und  es  soll  sich  daher  auch  der  gesund« 
Grundgedanke  durchringen,  daß  eiaer  besonderen  Dieni^t- 
leistung  auch  eine  entsprechend  höhere  Bezahlung  gebührt. 


Zum  Umbau  des  Züricher  Hauptbahnhofs.  *) 


Der  im  Jahre  1897  fertiggestellte  Züricher  Haupbbahnhof 
macht  mit  seinem  schönen  Empfangsgebäude  und  seiner 
großen,  durch  prächtige  Schaufenster  geschmückten  Vorhalle 
auf  den  Reisenden  einen  recht  geräumigen  Eindruck.  Er  ist 
aber  betrieblich  schon  längst  nicht  mehr  ausreichend.  Acht 
Eisenbahnlinien  münden  in  Zürich  ein.  Von  iden  mehr  dem 
Nahverkehr  dienenden  Linien  nach  Meilen  (rechtsufrige 
Zürichseebahu)  und  nach  dem  Sihltal  abgesehen,  sind  es  isehr 
stark  durch  Fern-  und  Lokalverkehr  belastete  Strecken.  Je 
zwei  der  großen  Linien  treffen  schon  auf  einer  Station  vor 
Zürich  zusammen,  laufen  also  alls  eine  Doppellinie  in  Zürich 


*)  Gutachten  über  das  Projekt  der  Schweizjerischen 
Bundesbahnen  vom  Juni  1916  zur  (Erweiterung  des  Haupt- 
bahnhofes Zürich.  Erstattet  im  Aprü  1918  im  Auftrage  des 
Regierungsrats  des  Kantons  Zürich  und  des  Stadtrats  von 
Zürich  durch  W.  Cauer,  Dr.-Ing.  C.  0.  Gleim  und  Dr. 
K,  Moser. 


ein.  Von  hier  aus  betrachtet,  ist  das  Netz  in  großen  Zügen 
folgendermaßen  angeordnet.  Richtung  Nordwesten:  Doppel, 
linie  nach  Altstetten-GBrugg,  dann  Teilung  in  die  Linien  nacl 
Bern  und  nach  Basel.  Richtung  Nordosten :  Doppellinie  nach 
örlikon,  dann  Teilung  in  die  Linien  nach  Schaffhausen  unc 
nach  dem  Bodensee.  "Richtung  Süden:  Doppellinie  bis  Thal- 
wil  (Hnksufrige  Zürichseebahn),  dann  Teilung  in  die  Liaies 
nach  dem  Gotthard  (mit  Abzweigung:  nach  Luzern)  und  naol 
dem  EngacMn.  Im  allgemeinen  isind  diese  Strecken  ibetriebliclr 
so  zuJsammeno^efaßt,  daß  die  großen  Zugdurchläufe  sich  in 
drei  Linien  bewegen,  nämlich  Nordsüdliaie :  Schaf fhausen- 
Gotthard,  Südwest-Nordost:  Westschweiz-Ostschweiz  und 
Nordwest-Südost:  Basel-Engadin. 

Von  den  auf  dem     Hauptbahnhof     Zürich  vorhandene 
11  Gleisen  sind  nur  4  voll  betriebsfärhigi.    Vor  allem  mangeli 
es  aber  an  Ab-  und  Aufstellgleisen.    Der  RangierbahnhoJ 
entbehrt  aller  neueren  Eiariohtungen  (Ablaufberge  usw.)  zui 
wirtschaftlichen  Gestaltung  des   Verschiebegeschäftes.  Eil 
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eigentlicher  Postbahnhof  fehlt  »anz.  Mit  bloßer  Flickarbeit 
kann  deu  Mäiioeln  nicht  abgeholfen  ^Yerdeu,  zumal  mit  einer 
weitereu  Entwickluuü'  der  Stadt  Zürich  oerechuet  werden 
muß,  die  in  dem  letzten  Jahrzehnt  die  übrigen  sohweizerischeu 
Großstädte  au  Einwohnerzahl  und  industrieller  Bedeutuns 
ül>erflüg'elt  hat.  8o  hat  isich  die  Verwaltung  der  iSohweizeri- 
scheu  Bundesbahnen  (S.  B.  B.)  eut.schlosseu,  zu  einem  gründ- 
lichen Uml>au  des  Hauptbahnhofes  und  «einer  weiteren  An- 
lagen zu  schreiten,  t^her  den  amtlichen  Entwurf  der  S.  B.  B. 
aus  dem  Jahre  19113  ist  schon  in  unserer  Zeituu"'  kurz  be- 
richtet worden  (Nr.  30  S.  252,  1017).  Er  hat  die  kantonalen 
und  städtischen  Kör[>erschaften  Zürichs  nicht  voll  befriedigt, 
so  daß  der  Eegierungsrat  und  der  (Stadtrat  isich  eutsclilo.s!seu 
haben,  eine  „Expertise"  zu  veranstalten,  d.  h.  von  hervor- 
ragenden Fachleuten  ein  Gutachten  über  den  Entwurf  einzu- 
fordern. DieS'es  Gutaehteu  liegt  jetzt  vor.  Es  ist  ein  statt- 
licher Band  von  100  Seiten  Folio  Text  nebst  einher  Mappe  mit 
zahlreichen  Skizzen,  Karten  und  dergl.  Ein  großer  Teil  der 
•Lesier  di-eser  Zeitung  kennt  Zürich  aus  'eigener  Anschauung  j 
sie  w'issen,  wie  die.««  Stadt  durch  die  Berge,  durch  den  Zü- 
richsee und  die  Flüsse  Sihl  und  Limmut  eingezwängt  ist, 
und  welche  Sehw'ierigkeiten  sich  daher  einer  Umgestaltung 
des  Kopfbahnhofs  'entgegenstellen  müssen.  Das  Gutachten  der 
Sachverständigen  und  die  von  ihnen  empfohlenen  Lösungen 
dürften  daher  allgemeines  Interesse  erwecken.  Die  nachfol- 
gende Schihleruner  soll  auf  die  für  den  nicht  technisch  durch- 
gebildeten Le^&er  weniger  verständlichen  Einzelheiten  nicht 
näher  eingehen  und  sich  im  wesentlichen  auf  die  allgemeinen, 
den  Eeisenden  immittelbar  berührenden  Verhältnisse  be- 
schränken. Dem  Fachmann  kann  aber  ein  Studium  des 
Grutachtens  um  so  mehr  empfohlen  werden,  als  es  gerade  in 
bau-  und  betriebstechnischer  Hinsicht  außerordentlich  .scharf- 
sinnige Ausführungen  enthält,  die  nicht  bloß  für  den  foehan- 
ielten  Sonderfall  Bedeutung  haben,  sondern  auch  im  Hinblick 
luf  andere  Bahnhofsbauten  allgemeinen  und  bleibenden  Wert 
t>esitzen. 

Bei  Aufstellung  ihres  Entwurfs  waren  die  Schweizerischen 
Bundesbahnen  von  dem  Wunsche  geleitet,  das  schöne  Züricher 
Aufnahniegebäude  und  den  Bahnhofsvorplatz  niöglich.st  un- 
rerändert  beizubehalten  und  kostspieligen  Grunderwerb  zu 
renneideu.  Das  Aufnahmegebäude  'sollte  deshalb  nicht  be- 
seitigt, sondern  nur  umgebaut  werden.  Da  die  Breite  des  ver- 
"iigbaren  Raumes  für  die  im  Entwurf  vorgesehenen  22  Gleise 
licht  ausreicht,  müssen  8  Gleise  weiter  nach  rückwärts  (nach 
iVesten)  verschoben  werden,  .so  daß  ihre  „Zungenperrons" 
ingefähr  an  der  Sihl  li^egen  und  von  dem  Qu^erperron  bis  zu 
hnen  12.5  bis  225  m  zurückgelegt  Averden  müssen.  Der  Ran- 
iierbahnhof  soll  in  d'Or  Verlängerung  des  Personenbahnhofs 
ängs  der  Eisenbahnlinie  nach  Alt'Stetten  beibehalten  und  nur 
lurch  Beseitigung  we^^ientliober  Mängel  und  durch  Anlagie  be- 
sonderer Ein-  und  Ausfahrtglei&e  nach  örlikon  und  Meilen  ver- 
»ssert  werden.  W'eiter  sind  in  dem  Entwurf  der  S.  B.  B.  vor- 
resehen:  die  V'erlegunff  und  V'erbesserung  der  linksufrigen 
^ürichseebahn,  die  B.eseitigung  von  S]3itzkehren,  die  Verstär- 
Lung  der  Linie  nach  Örlikon  <lurch  den  Bau  einer  zweiglei- 
igen  Entlastungslini'e  usw. 

Die  Räte  des  Kantons  und  der  Stadt  Zürich  habem  den  Sach- 
^erständiu-en  10  Fragen  vorgelegt,  die  sich  im  wesentlichen 
n  zwei  Haux)tfragen  zusammenfassen  lassen: 

1.  Inwieweit  werden  durch  den  Entwurf  der  S.B.B,  die 
Mäng'el  dres  .ietzigen  Bahnhofs  bes-eitigt  und  die  an  den 
Bahnhof  für  die  Zukunft  zu  stellenden  Anforderungen 
erfüllt! 

2.  Welche  Vorschläge  sind  seitens  der  Experten  zur  Ab- 
änderung des  Projektes  der  S.  B.  B.  zu  machen  ? 

Offenbar  waren  also  die  Behörden  davon  ausgegangen,  daß 
lie  Aufstellung  eines  völlio-  neuen  Pro.jektes,  das  etwa  eine 
Verlegung  des  Bahnhofs  an  eine  andere  Stelle  der  Stadt  -oder 
einen  Umbau  zu  einem  Durchgangsbahn-hof  vorsehen 
:önnte,  nicht  in  Frage  käme.  Trotzdem.  ha.ben  die  .Sachver- 
tändigen  sich  nicht  darauf  beschränkt,  den  Entwurf  der 
>.  B.  B.  einer  Kritik  zu  unterziehen  und  gewisse  Abänderungs- 
orschläge  zu  machen;  der  größte  Teil  ihres  Gutachtens  be- 
t.6ht  vielm.ehr  in  der  Aufstellung  s.elbständiger  n^euer  Ent- 
vürfe.  Der  erste  Teil  l>efaßt  sich  naturgemäß  mit  dem  Bun- 
iesbahnenprojekt.  dem  sie  im  allgemeinen  volle  Anerkennung 
widerfahren  lassen. 

^  Von  den  22  Gleisen  des  Kopfbahnhof.s  .sind  nach  dem  S.  B.  B.- 
^ntwurf,  wie  schon  bemerkt,  nur  14  voll  leistungsfähig ; 
Glei.^  werden  weiter  uach  Westen  zurückgeschoben.  Abge- 
ehen  von  der  Schwierigkeit,  für  diese  nicht  in  gleicher 
lucht  endenden  Gleise  einen  architektonisch  befriedigenden 
>au  auszuführen,  leidet  nach  Ansicht  der  Exy^erten  die  ge- 
wählte Gleisanordnung  infolge  der  zalih'eichen  Überkreu- 
iingen  an  schweren  betrieblichen  Unzulänglichkeiten.  Nach 
em  letzten  normalen  Fahrplan  '(les  Sommers  1914  fanden 
ä'glich  folgende  Übergänge  von  durchgehenden  Zü.geu  oder 


Zugteilen  iu  Zürich  statt:  auf  der  Linie  Basel-Arllx;rg  17, 
auf  der  Linie  Nord-iSüd  13,  auf  der  Linie  Bern-Winterthur  10, 
im  ganzen  also  40.  Nach  dem  Gutachten  der  Experten  würden 
durch  die  im  S.  B.  B. -Entwurf  noch  'enthaltenen  Überkreuzun- 
gen nicht  vi'cl  weniger  als  34  sämtlicher  Zugläufe  betroffen 
werden,  was  als  eiu'C  empfindliche  B'Ceinträchtigung  der 
Leistungsfähigkeit  bezeichnet  wird. 

Eiu'e  weitere  Eigentümlichkeit  des  amtlichen  Entwurfs  bil- 
den die  gruppenweis'e  zwischen  den  Hauptlinien  verteilt'Cn 
Abstellanlagen.  Gegenüber  einem  einheitlichen  Abstellbahn- 
liof  leidet  dies'O  Anordnnug  an  schlechter  Ausnutzun.gsinög- 
lichk-eit.  Da  die  Gruppen  nicht  gleichzeitig  und  gleichmäßig 
benutzt  W'erden  können,  sind  zuzeiten  einzeln'C  Gruppen  über- 
lastet, während  andere  leer  stehen ;  andere  können  wiedenim 
ohn.e  Überkreuzung  von  Hauptgleisen  nicht  benutzt  W'Crden. 
Die  Verlegung  der  Anlagen  für  Eilgut-  und  Postbetri'eb  nach 
Süd'Cn  wird  als  zweckmäßig  anerkannt,  ebenso  die  Verscbie- 
bung  des  Rangierbahnhofs  nach  rückwärts  (westlich). 

Alles  in  allem  sind  die  Sachverständigen  der  Ansicht,  daß 
d'Cr  Entwurf  der  S.B.B,  zwar  manche  \ 'erb'Cs.'^'erung'en  bringt 
und  vortreffliche  Vorschläge  enthält,  (b.ß  er  jedoch  uoci  er- 
heblich verbesserungsfähiff  und  in  .''i'iner  .jelzigcn  Form  nicht 
geeignet  ist,  auf  a-bsehbare  Zeit  hinaus  den  Anforderungen 
des  Züricher  Verkehrs  voll  zu  genügen. 

B-evor  die  Experten  mit  ei.geu'en  Vorschlägen  hervortreten, 
beschäftigen  sie  sich  noch  mit  anderen,  für  den  Bahnhofsum- 
bau  in  Frage  kommenden  und  von  anderen  Seiten  angeregten 
Proj'ekten.  Da'hin  gehört  ein  vor  20  Jahren  von  dem  schwei- 
zerischen Ing'Cnieur  Sommer  vorgele-gter  Entwurf  für  eine 
Ableitung  der  Sihl  am  Fuß  des  ütliberg'es  entlano-  und  für  die 
Ausnutzung  des  Flußbettes  zur  Anlag©  eiu'es  tiefer  s;ele.gt'en 
Durchgangsbahnhofes  in  nordsüdlicher  Richtung,  also  kreuz- 
W'Cise  zu  seiner  jetzigen  La.ge.  Diesem  Gedanken  scheuten 
'die  Sachverständigen  ernste  Beachtung,  können  ihn  aber  aus 
Gründen  des  Betrietoes  und  aus  Rücksicht  auf  die  Verände- 
rung des  Städt'cbildes  zur  Ausführung  nicht  empfehlen.  Eine 
gleiche  Ablehnung  'eifahren  auch  andere  A^ersuche,  den  Bahn- 
hof in  'cine  nordsüdliche  Richtung  zu  Legen.  Schließlich  wen- 
'd'Cn  sich  die  Sachverständigen  auch  gegen  d^en  Gnedanken  einer 
Verlegung  des  Bahnhofs  erheblieh  weiter  nach  Westen  längs 
der  Linie  nach  Altstetten,  w'eil  dabei  das  Aufnahmegebäude 
so  weit  von  seiner  jetzigen  Stelle  zu  stehen  käni'e,  daß  durch 
die  Verlegung  unverantwortliche  Nachteile  für  die  Stadt  ein- 
treten müßten. 

B'Ci  ihren  nunni'ehr  folg'enden  eigenen  Vorschlägen  halben 
die  Sachverständigen  sich  in  eisenbahntechnischer  Beziehung 
den  im  Entwurf  der  S.  B.  B.  befolgten  Grundsätzen  über  die 
Handhabung  des  Dienstes  und  die  Sicherheit  und  Pünktlich- 
keit d'es  Betriebes,  die  sich  auch  mit  den  in  anderen  ent^^^ckel- 
ten  Eisenbahnländern,  z.  B.  in  D>6utsohland,  an  den  Betrieb 
gestellten  Anfordierungen  decken,  angeschlossen.  Dag'egen 
sind  si'6  in  der  Berücksichtigun.g  baukünstlerisoher  Forde- 
run^^en  über  den  amtlichen  Entwurf  hinausg-egangen.  Ihre 
Vorschläg.6  zerfallen  in  zwei  Pro.jekte,  von  denen  jed'es  sein^e 
Vor-  und  Nachteile  hat.  Die  erste  Lösung  sieht  einen  ver- 
besserten Kopfbahnhof,  die  zw'cite  'eiu'en  Durchgangsbahuhof 
vor. 

1.  Das  Pro.jekt  für  einen  verbesserten  Kopf  bahn- 
h  o  f  'Schließt  sich  in  vielen  Punkten  dem  Entwurf  der  S.  B.  B. 
an.  Allerdings  will  es  zur  Behebung  der  bei  letzterem  er- 
kannten betrieblichen  Unzulänglichkeiten  das  alte,  zwiscben. 
Sihl  und  Limmat  stehende  und  mit  «'einem  Kopfende  bis  dicht 
an  die  Limmat  reichende  Aufnahmegebäud'e  aufgeben,  so  daß 
das  neue  Empfangsgebäude  an  dem  um  etwa  20  m  nach  WckSten 
verlegten  rechten  Ufer  der  .S.ihll  zu  stehen  kommt  und  eine 
wenig  b-enierkbare  Drehung  nach  Norden  erfährt.  Diese  Ver- 
legung macht  im  Gegensatz  zum  Entwurf  der  S.  B.  B.  nioht 
unbeträchtlichen  Landerwerb  nötig.  Amlererseit«  wird  zwi- 
:^ohen  der  Zollstraße  und  dem  Bahnhof  wertvolles  Bauland 
frei,  wodurch  ein  'erbeblicher  Teil  der  Kosten  wieder  einge- 
bracht werden  kann.  Für  die  Abfahrt  und  für  die  Ankunft 
der  Reisenden  werden  zwei  getrennte.  Vorplätze  g-eschaffen, 
ersterer  nach  Osten  vor  der  Hauptfassade,  zum  Teil  auf  dem 
Gelände  des  .j'etzigen  Empfangsgebäudes,  zum  Teil  auf  dem 
j'etzigen  iBahiihofsvorplatz,  letzterer  vor  der  Südfront  auf 
einer  Ütoerbrückung  der  Sihl.  Die  größere  Fläche,  die  für  den 
Bahnhof  in  dieser  rückwärtigen  Lage  zur  Verfügung  'Steht, 
emiöglicht  es,  sähitliche  Gleise  bis  an  einen  gemeinsamen 
Querperron  heranzuführen.  Ihre  Zahl  soll  auf  20  beschränkt 
werden,  damit  die  10  von  dem  Querperron  senkrecht  ausge- 
henden Zungenbahnsteig'e  verbreitert  werden  können.  Die 
Halle  erhält  eiu'C  Innenweite  von  190,4  m  (S.  B.  B.-Projekt : 
185  m).  Eine  wesentliche  Änderung  erfährt  der  amtliche 
Entwurf  durch  die  Einrichtung  ein'Cs  einheitlichen  Abstell- 
bahnhofes  nördlich  von  der  jetzt  bestebenden  „Lokomotiv- 
reniis'C".  Nur  einige  klein'c.  Gieisgrup]>en  (Wartegleise)  sind 
zur  vorübergehenden    .\ufuabtne   ber'eit^'Cstelltftr   l^s^e.  ^wi" 
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scheu  eleu  liauptgki&en  angeordii'et.  Bei  dem  Entwurf  des 
Güter- uud  de«  ■\'  ersohiebebaliahüfes  sind  die  Experten  den  Vor- 
whlageu  der  S.iB.  B.  gefolgt,  nur  soll  der  letztere  noch  mein- 
nach  Westen  zurückgeschoben  werden.  Auch  l>ei  der  Ausge- 
staltung der  weiteren  Anlagen  für  die  einmündenden  Strecken 
werden  die  Projekte  der  8.  B.  B.  im  wesentlichen  übernom- 
men. Für  die  schwer  belastete  Sti-ecke  nach  Örlikon  ist  die 
Herstellung  eines  neuen  'Gleispaares  vorgesehen.  Die  Linie 
nach  Meilen  isoll  zur  Erreichung  einer  schienenfreien  Ein- 
mündung umgestaltet  und  von  der  Limmatbrücke  ab  zwei- 
gleisig ausgebaut  werden.  Gegenüber  dem  S.  B.  B.-Projekt 
entstehen  nach  den  Vorschlägen  der  Sachverständigen  Mehr- 
koste'u  111  Höhe  von  etwa  20K>  Millionen  Franken. 

2.  Die  von  den  Sachverständigen  wahlweife  empfohlene 
lorm  eines  D  u  r  c  h  g  a n  g.s  b  a  h  n  h  o  f  s  entfernt  sich  noch 
mehr  als  die  des  verbesserten  Ivopfbahnhofs  von  den  Plänen 
<ler  S.  B.  !B.  und  liegt  deshalb  etwas  außerhalb  des  für  die 
Expertise  gezogenen  Rahmens.  Trotzdem  haben  die  Experten 
mit  ganz  besonderer  Sorgfalt  dieses  Projekt  studiert,  weil 
Durchgangsbahnhöfe  gegenüber  den  Kopfbahnhöfen  bekannt» 
lieh  außerordentliche  betriebliche  Vorteile  bieten.  Daß  der 
Plan  einer  Aveitoren  Hinausleguug  des  Durchg-angsbahnhofs 
m  das  westliche  Weichbild  der  Stadt  und  eine  Anordnung  in 
nordsüdlicher  Eichtung'  nach  den  Sommerschen  Plänen  vor- 
wiegend wegen  der  hierdurch  an  dem  Städtelbild  und  an  dem 
emgcwurz-elten  städtischen  Geschäfts,  und  Straßenverkehr  be- 
wirkten Umwälzungen  verworfen  wird,  ist  oben  schon  aus- 
geführt worden;  es  bleibt  alx'r  die  nächstliegende  Lösung 
übrig,  di.e  Kopfwand  des  Bahnhofs  zu  durchbrechen  und  die 
Bahngleise  über  die  Limmat  hinweg  in  den  Zürichberg  w^ei- 
l'Crzuführen.  Diese  Lösung,  die  von  den  Sachverständigen 
als  die  zweckmäßigste  empfohlen  wird,  hat  den  Vorzug,  daß 
sie  in  die  Lage  des  .Bahnhofs,  der  ungefähr  an  die  gleiche 
htelle  kommen  «oll  wie  der  verbesserte  Kopfbahnhof,  und  in 
sein  Verhältnis  zur  Stadt  um\  zu  ihrem  G-eschäft »verkehr 
wenig  Änderungen  bringt.  Dais.  Aufnahmegebäude  soll  an  der 
Siidseite  des  Bahnhofes  am  Sihlufer  stehen,  -das  Bett  der  §ihl 
muß  auch  bei  diesem  Projekt  um  etwa  40  m  nach  Westen  ver. 
schoben  werden,  was  von  den  Fachleuten  für  leicht  ausführ- 
bar und  unbedenklich  erklärt  worden  ist.  Die  au  der  Zoll- 
straße hegendieu  Uferhäuser  müssen  dann  alleridings  beseitigt 
werden.  Auch  im  Bereich  des  jetzigen  Bahnhofsvorplatzes 
und  de«  Aufnahniegebäudes  und  weiterhin  his  zum  Eintritt 
der  Bahngleise  in  den  Zürichbergtünnel  sind  größere  hauliche 
Veränderungen  nötig.  Sonst  stimmt  die  Gesamtanordnung 
tles  Bahnhofs  mit  der  des  Kopfibahnhofs  im  wesentlichen 
übe  rein.  Das  gilt  von  ider  Höherlegung  und  der  grundsätz- 
lichen Durchbildung  des  Personenbahnhofs,  des  Eilgut-  und 
Postbahnhofs  sowie  des  Abstell-,  Verschiebe-  und  Güterbahn- 
hofs. Zwei  Bahnhofsvorplätze  sind  in  ähnlioh.er  Lage  wie 
beim  Kopfbahnhof  vorgesehen;  der  Abfahrt svorplatz  liegt 
etwas  weiter  südlich  zwischen  der  Schützengasse  und  dem 
j;eli/'.igen  Bahnhofsplätz.  Der  Ankunftsvorplatz  liegt  gleich- 
laHs  südlicher  und  dehnt  sich  auf  einer  Bmcke  über  die  Sihl 
aus.  Beide  Vorplätze  werden  durch  einen  45  m  breiten  Zwi- 
schenplatz verbunden,  der  sich  längs  der  Ostfront  des  Auf- 
iialimegebäudes  hinzieht. 

Die  TTnigestalt.ung  des  Gebietes  östlich  von  den  Bahnhofs- 
vorplätzen i))is  uljer  die  Limmat  hinweg  ist  so  gedacht,  daß 
eine  neue  Bahnhofsbrücke  von  3.5  m  Breite  vom  Leonhard- 
platz (i-echtes  Ufer)  aus  über  die  Limmat  führt,  um  sich  dann 
in  einer  gleich  breiten  Straße  nach  dem  Abfahrtsvorplatz 
iortzu.s.etzen.  Der  Bahnkörper  ist  so  hoch  gelegt,  daß  die 
Uferstraßen  an  der  Limmat  kreuzungsfrei  überschritten  werden 
können.  Die  Eisenbahngleise  laufen  auf  einer  Eisenbahn- 
brucke  mit  drei  Steinbögen  über  die  Limmat  und  münden  sehr 
bald  in  den  Zürichbergtünnel,  der  an  seinem  Eingang  für 
sechs  Gleise  berechnet  ist,  sich  aber  dann  im  Innern  in  drei 
Emzeltunnel  auflöst. 

Der  Durchgangsbahnhof  Jiedarf  bei  der  eihehlich  größeren 
Leistungsfähigkeit  jedes  einzelnen  Gleises  uicht  der '  "-leichen 
Bahnsteiggleisanzahl  wie  der  Kopfll>ahnhof.  Andererseits 
müssen  auIVcr  den  Bahusteiggleisen  Dienstgleise  durchgeführt 
werden,  die  nicht  nur  selbst  Breite  beanspruchen,  sondern 
auch  zu  einer  Zweiteilung  von  Geipäckbahnsteigen  Veran- 
Jassung  geben.  Der  Entwurf  sieht  hiernach  16 '  Bahnsteig- 
a^^^  20  des  verbesserten  Kopfbahnhofes'  uud  22  des 

S.  B.  B.-Entwurfes)  und  3  Dienstgleise  vor.  Zwischen  den 
l^ahnsteiggleisen  liegen  8  Bahnsteige  in  Inselform.  Der 
Bahnhof  erhält  eine  HalLen'breite  von  180,2  m  (gegen  190,4 
des  Kopfbahnhofes),  hat  dabei  aber  eine  erheblich  größere 
Leistungsfähigkeit. 

Die  Anordnung  des  Bahnhofes  gestattet  für  die  Verkehrs- 
richtungen Örlikon-Altstetten,  Örlikon-Thalwil  und  Meilen- 
Altstetten  den  direkten  Durchlauf  der  Züge,  nur  für  die  Rich- 
tung Altstetten-Thalwil  bleibt  eine  Spitzkehre  bestehen.  Diese 
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ist  aber  in  einem  Durchgangsbahnhof  betrieblich  weniger  bu- 
idenklioh,  Aveil  man  an  den  kehrenden  Zug  von  beiden  End^'u 
li^erankommen  kann.  Thalwil  ist  eine  Station  der  liuksufrio-tn 
Zurichseebahn,  über  die  die  Schnellzüge  von  Ba&tl  nach  <?em 
Engadin  laufen.  Für  diese  fallen  die  Nachteile  der  iSpitzkehie 
tort,  wenn  sie  über  tlie  rechte  Uferbahu  unter  entsprechende  r 
Umgestaltung  des  Bahnhofs  Rapperswil  geleitet  wei-aen.  Die 
Sachverständigen  halten  eine  solche  Umleitung  wegen  dei 
Überlastung  ider  an  dem  stark  bevölkerten  linken  Ufer  füh- 
reriden  Bahn  in  a;bsehbarer  Zeit  ohnehin  für  notwendig.  D.ciniii 
schrumpft  aber  die  Bedeutung  der  einzigen  Spitzkehre  do'; 
Ziiricher  Durchgangsbahnhofs  stark  zusammen. 

Die  Einführung  der  M'estlich  in  Zürich  einmündenden  Bah- 
nen gestaltet  sich  im  übrigen  ähnlich  wie  )>eini  Kopfbahnhof 
Anders  die  Strecken  von  Meilen  und  örlikon.  Steilen  liegt  an 
der  rechtsufrigen,  für  den  Durchgangsverkehr  weniger  in  Be- 
tracht kommenden  Uferbahn;  örlikon  ist  Knotenpunkt  fiii 
die  Strecken  nach  Schaffhausen  und  Winterthur  (St.  GaUen 
Ronianshorn),  die  den  gewaltigen  Verkehr  aufzunehmen 
haben,  der  sich  hauptsächlich  nach  Westen  (Bern,  Basel)  und 
Süden  (Gotthard,  Luzern)  fortsetzt.  Für  diesen  Verkehr  ist 
die  Einrichtung  der  durchgehenden  Betriebsfonn  ohne  Spitz- 
kehre besonders  wichtig.  Dafür  haben  die  Sachverständio'eu 
tolgende  Losung  gewählt:  Zwei  Personengleispaare  (für  den 
Verkehr  von  Winterthur  und  Sohaffhausen)  werden  aus  der 
Station  Örlikon  nach  Süden  herausgeführt  und  durch  eine 
größtenteils  m  Tuuneln  liegende  Doppelkrümmung  an  iden 
iunnel  im  Zurichberg  herangelbracht  und  laufen  von  Osten  in 
den  Bahnhof  Zürich  ein.  Außerdem  liegt  in  dem  Tunnel  die 
einstweilen  noch  eingleisig  bleibende  Linie  von  Meilen  Die 
bisher  von  Örlikon  in  den  Hauptbahnhof  führenden  Gleise,  di( 
also  jetzt  von  Westen  in  den  Durchgangsbahnhof  münden  soL 
len.  werden  für  den  Güterverkehr  verbleiben.  ' 

Hiernach  ergeben  sich  folgende  einmündende  Linien :  von 
Westen  drei  zweigleisige  Bahnen  von  Thalwil,  Altstetten  un 
Örlikon  und  von  Ost'-in  zwei  zweigleisige  Linien  von  örli 
kon  und  eine  eingleisige  von  Meilen.  Die  betrieblichen  Vor^ 
teile,  die  durch  diese  Gestaltung  der  Strecke  erreicht  werden 
liegen  auf  der  Hand.  Die  Mehi-kosten  dieses  Durchgangsbahn 
hofs  gegenüber  dem  S.  B.  iB.-Projekt  betragen  nicht  gan;. 
24  Millionen  Franken,  3,4  Millionen  mehr  als  der  verbesserte 
Kopfbahnhof.  Die  beiden  eisenbahntechni sehen  Sächverstän- 
digen  Cauer  und  Gleim  geben  trotz  der  Mehrkosten  dieser  Lö 
sung-  den  Vorzug.  Wesentlich  ist  für  sie  die  Tatsache,  daß 
bei  dem  Durchgangsbahnhof  in  den  wichtigen,  dem  internatio^ 
nalen  Verkehr  dienenden  Linien  Zugdurchläufe  ohne  Rieh 
toingsänderung  stattfinden  können.  Die  dadurch  erzielbar« 
Ersparnis  m  der  Ausnutzung  der  iBetriebsmittel  und  des  Per 
sonals  und  die  Entlastung  des  Bahnhofs  an  Rangierbewegun 
gen  und  Inanspruchnahme  der  Gleise  bildet  ein  reichliohe 
Gegengewicht  gegenüber  den  höheren  Aulagekosten.  Di 
schnelle  Abfertigung  der  Züge,  die  nun  nicht  mehr  nach  An 
kunft  rückwärts  herausgezogen  und  zur  Abfahrt  entgegen 
gesetzt  ihrer  Fahrrichtung  eingesetzt  zu  werden  brauchen 
kürzt  die  Reisedauer  ab.  Die  Züge  brauchen  in  einen  Durch' 
gangsbahnhof  weniger  langsam  einzufahren;  auch  dadurcl 
verkürzt  sich  die  Fahrzeit.  Bei  sonst  gleichen  Verhältnissei 
verringert  sich  die  Zahl  der  Kreuzungen  von  Hauptgleisei 
durch  Rangierbewegungen.  Der  Fahrplan  wird  infolgellessei 
weniger  behindert  und  die  mit  den  Kreuzungen  notwendiger 
weise  verbundenen  Betriebsgefahren  fallen  in  gleichem  Maß« 
fort.  Recht  erheblich  ist  auch  die  Abkürzung  des  Weges  füri 
die  rechtsufrige  Bahn.  Der  Vorzug  des  Kopfbahnhofs  liegt, 
von  den  Minderkosten  abgesehen,  in  der  leichteren  Städtebau 
liehen  Anlage  und  der  besseren  architektonischen  Ausführ 
barkeit  des  Aufnahmegebäudes.  Deshalb  hat  sich  der  Exi>er(i 
Architekt  Moser  von  seinem  Standpunlit  aus  mehr  für  di 
Kopfform  aussprechen  zu  müssen  geglaubt. 

Ob  einer  der  Entwürfe  der  Experten  zur  Ausführung  gelan 
gen  wird,  ist  noch  nicht  entschieden.  Viel  wird  auch  davon 
abhängen,  ob  die  S.B.B.,  die  unter  den  Wirkungen  des  Kriegen 
wie  die  meisten  Verwaltungen  des  europäischen  Festlandei 
gelitten  hal>en,  sich  zu  den  Mehrausgabien  werden  entschliO' 
ßen  können.  Aus  einer  in  der  Schweizerischen  Bauzeitung  ii 
letzter  Zeit  begonnenen  Reihe  von  Aufsätzen,  die  sich  mit 
den  Züricher  Bahnhofsverhältnissen  beschäftigen,  ergibt  sich, 
daß  noch  andere  Entwrfe  und  Vorschläge  der  Prüfung  unter, 
liegen,  und  daß  insbesondere  auch  ein  „Preisgericht  für  dei 
Wettbewerb  Groß^  Zürich"  im  April  1918  einen  Bericht  er- 
stattet hat,  der  auf  eine  gute  Lösung  für  die  Ausgestaltung 
des  Vorortverkehrs  den  entscheidenden  Wert  legt  und  bei  den 
Entschließungen  der  zuständigen  Behörden  vermutlich  ein 
Rolle  ispielen  wird.  —  Über  den  weiteren  Werdegang  und  di' 
Entscheidung  dieser  nicht  nur  für  Zürich,  sondern  auch  fü 
alle  Freunde  der  Schweiz  so  wichtigen  Frage  werden  wi: 
unsere  Leser  auf  dem  laufenden  halten.  — r. 


LiX.  Jahren* 
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Abänderung  des  §  80(6)  des  österreichischen  Eisenbahn-Betriebsreglements. 


Aus  Oesterreich  wml  uns  gesclirieben :  lafolge  d^er  durch 
den  Krieff  geschaffen-en  außerffewöhnlich«n  Verhältnisse 
vrurden  in  Österreich  bereite  im  Jahre  1916  und  auch  neut!^ 
dmgs  wieder  im  Jahre  1918  verschiedene  Vorschriften  des 
Betrieb'-,reglemeuts  oeändert.  Es  sollten  offenbar  ckdurch  für 
die  Eisenbahn  die  notio-  gewordenen  Erleichterungen  0" 
.schatf en  werden  auch  wenn  diese  nur  durch  Erschweruuo-  der 
Befordenuig-.sbedino.ungen  für  die  Parteien  erreicht  werden 

auch  de;  .^So  X.''^^''''f '"^'r^^'^  Paragraphen  befindet  sich 
V  u     ^r.  B«triebsreglements,  der  folgende  Ero-änzuno- 

c*  s  ^0  (b)  EBE.,  berechtigt,  vom  Empfänger  auszuladende 
Cruter  schon  vor  Ablauf  der  Entladefrist  au.szulalin  lu 
&Sn?"'"'  '^'''■''^  '''^  Ausladung  nfcht  er- 

DHse  Änderung  des  §  80  (6)  stellt  iedoch  eine  «roß-e  Er- 
schwerung tur  die  Eisenbahn  und  eine  ganz  unverdiente  Be- 
günstigung der  Parteien  dar.  Sie  ist  daher  völli"  7wei.kwtl^^t 

Td  St  %  G elat"'"  -hr  ?chSi^  luTchlfe' 

1  i  l^   die  Gefahr  in  sich,  Parteilichkeit  zu  bec^ünstiSpTi 
und  daher  zu  Parteibesohwerden  Anlaß  zu  geben.    Ak  kurzer 
B€weis  sei  angeführt:   Infolge  der  Bestimmu™  daß  für  dte 
vorzeitige  Ausladung  k  e  i  n  e  K  o  -s  t  e  n  e  r  h  o  b  ^  n  w  e  r  d  e  n 
dürfen    hat  der  Empfänger  des- Gutes  /^ax  keine  Verania« 
sung,  sich  m,t  der  Wagenentladung  zu  )>ee  ieL    Erkauu  durch 
seine  eigene,  \  erzögerung    nichts     v  e  r  I  i  e  r  e  n  wohl 
a  her  ge  w  1  n  n  e  n.    Wenn  die  Eisenbahn  beTeite  v  o  r  Ab 
auf  der  Entladefrist  den  Wagen  entladet,  ,.0  hat  der  Emnfin" 
ser  nicht  nur  kerne  Ausladegebühr  zu  zahlen,  sondern  "r  eml 
S€ht  auch  dem  Wagenstandgelde,  während  bei  einer  baZ 
seit.gen   Ausladung  nach  Ablauf  der  Entl^SsT  be  i  d  e' 


der^rascitrw^  ^""Tl  ^^"^  Eisenbahn  entweder  im  Interes^ 
aes  raschen  Wag-enlaufes    um     die  Entschädiguno-  für  ihre 

War?i]-^'f^'^''f''v^''^^''  '""ß        Einbringung  ih?^ 

t^n  f^tf^l^V'''^'''-''''  «elbst  zurückhalten  und  vei  liert  dann 

len  Gewinn  der  Wagenausnutzung,  d.  h.  vermehrter  Güter 
beforderung.    Unter  solchen  Umstämlen  ist  es  für  die  Eisen 
LÄderWn'^  ''i'  schwer  zu  entscheiden!  ob  sie  die  Aus- 
ladung der  Wagen,  besonders  bei  dem  herrschenden  Persona I- 

S  daß'ef  nf .  «'^^^  nichr%.  kommt, 

-en  /uÄlh  Jt'''^- J^a*^«""^-  der  maßgebenden  Eestiramuu- 
ft,  '^-'^  kaiin,  ob  die  Eisenbahn  für  <leu  Wagen, 

fH  t  teilwei.se  nach  Ablauf  der  Entllde: 

tust  bahnseitig  entladen  wird,  für  den  nach   V  b  1  a  u  f  der 

Fnf1t.w    .  1  '  auch  die  vor  Ablauf  der 

tust  gel.  uhrenfrei  fortsetzen  muß.  Die  vorzeitioe 
bahnseitige  Entladung  der  Wagen  könnte  außerdem  noch 
unliebsame  Folgen  haben,  wenn  mehrere  Wagen 
dir  V?nr^i;V-  ^"'^^^'^''^^  bereitstehen,  von  denen  bei 

onL  r^T  gesamten    Ausladung  einer 

oder  mehrere  vor  und  einer  oder  mehrere  nach  Vblauf  der 
i^lih  '  .Eiit]a.lung  kommen.    Es  könnte  nämi  di  in 

solchen  FaUen  ein  Teil  der  Empfänger  auf  <]ie  Eisenbahn 
angestellten  einzuwi.keu  versuchen,  damit  ihre  Wagen  wähl 
end  der  Enthidefrist  gebührenfrei     zur  Entladuno- 
kommen.    Die.,enigen  Empfänger,  deren  Wagen  erst  nach  llT- 

werrlPn    wi^S  bahnseits  entladen 

werden,     urclen  daiui  die  vorzeitige  Ausladung  der  übrigen 
^.clit        eine  lievorzugung  der  anderen  Parteien 
Tcih,  Ta  """^'^  und  Beschwerden  zum 

.Nachteil  des  Personals  und  der  Ei&enbahuverwaltung.  Es 
dPn  S  8A  7fif'^r''™i^;^'  /«l^Tchtig  uml  gerecht  erscheinen, 
ändern  Betnebsreglements  folgendermaßen  abzu- 

/cr^i'ijS^'^u'^'^'^^"  -^^^  al)wekhend  von  der  Vorschrift  des  S  80 
(b  EBR.  bereohtio-t,  vom  Empfänger  auszuladende  Güter 
.schon  vor  Ablauf  der  Entlftdetmt  auf  Gefahr  und 
IV  o  s  t  e  n  d  e  s  E  m  p  f  a  n  g  e  r  s  auszuladen.''  Euepp. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

^on  184)  aut  zusammen  96.88  oder  rund  97%  stellt. 

VnTlfd  \"'^"^?r,p,rrT"-,''^»f  ^«  deutschen  Eisenbahnen. 

lunitte,   nmi  '^il  "V  "  Kt^ic  iswehrminister,  dem  Eisenbahn- 

■■hinmiÄa  und         1"°"'*"  Ei.MivbalmlMamie  mit  uZ- 

KPP^  Ä 

^i?l«ich  auHuf/  R^h,  Lf  '^^^'H',f  ^  gesinnte  Soldaten,  die 
uMen  wollten  dä  p  ak^'t"  t'^  Wachdienst  versehen,  nicht 
iiMlen  Osts  -hnts.  nnf  '"^  zur  Werbung  von  Freiwillio.on 

ateSte  an   dt^''v<7^   T^'**^'^-  -        Arbeiter-  und  Sol- 

>taften  seien  zur  wt^r     ^^^1^°  «JJ^ffesetzten  Wachniann- 
it  a£  fSes^ilu^   V""  ^""^  Bahngute,,  notwendig.  Es 
<ioer  testgestellt  worden,  daß  gerade  diese  WaehSiann- 


schafteu  e^  waren,  die  die  füi'  die  Beamten  und  Arbeiter  be- 
stimmten  Lebensmittel  der  Wirtschaftsaussehiis^e  einfach  ibe- 
sciilagnahmten".  ' 

Angesichts  dieser  Vorkommnisse  ist  unter  den  Eisenbahn- 
■bedienstete^  eine  große  Erbitterung  entstanden,  die,  wie  wir 
schon  meldeten  m  einem  allgemeinen  .Streik  sich  Luft,  schaff 
ten  sollte,  falls  von  der  Eegierung  nicht  entsinechende 
Gegenmaßnahmen  getroffen  werden.  Die  Abordnung  über- 
leichle  der  Eeichsrea-ienuio.  im  .\uftiage  einer  in  Ess.p-,  ab- 
gehaltenen Vertreterkonfeienz  der  DiMttionsl>ezirke  Essen, 
Munster  und  Elberfeld  die  bereits  in  Nr.  U  S  13/  ,1  /tu  nnt 
geteilten  vier  Forderungen.  '  ' 

Der  Beiohswehnuinister  Noske  antwortete,  wie  die  Dt.  Allo- 
Ztg.  schreibt,  aiif  diese  Ausführungen,  daß  viel  von  dem  Ge- 
.sagt.en  ihm  nicht  neu  «ei.  Die  Eegiei-ung  habe  sich  bemüht, 
nu^bf'li^'^Von  J"''"!?'  ^^t'herheit  zu  sorgen.  Wenn  dies  noeh 
nicht  im  vollen  Umfange  gelungen  ,sei,  so  hedauere  niemand 
(las  mehr  als  er,  aber  man  dürfe  auch  nicht  die  Schwierio- 
keiten  verkennen,  die  zu  überwältigen  gewesen  wären  Die 
L!nruhen  in  Berlin,  an  der  Wasserkante  und  in  Oberschlesien 
dPn'^nn  Kräf^'"''''}?'^''"^  Ost  Schutzes  hätten  alle  vorhan- 
denen Kräfte  voll  m  Anspruch  genommen  Trotzdem,  seien 
auch  verschiedene  Maßnahmen  für  den  Westen  getroffen  Seit 
bonntag  sei  eine  starke  Abteilung  nach  Münster  in  Marsch 
Aurtere  l  nippen  ständen  im  Sennelager  in  Bereitschaft.  AVei- 
tere  Maßnahmen  wurden  getroffen.  Durch  einen  allgeme'ueu 
Streik  mirde  .iedoch  .eine  Be-sserung  der  Lage  nicht  erzielt 
werden,  sondern  auf  eui  einmütiges  Zusammenarbeiten  mit 
der  Eegierung  käme  e-s  jetzt  besonders  an.  Nach  läncrerer 
Aus,sprache  beschlossen  die  anwesenden  Minister,  te.'leora- 
püisch  an  das  Generalkommando  in  Münster  die  Weisuno" 
richte^,  im  Bereich  des  VII.  A.-K.  den  von  den  Arbeiter-"umi 
feoldatenraten  eingesetzten  Wachdienst  aufzulös^eu  und  ihn 
tur  ungesetzlich  zu  erklären.  Der  Sicherheitsdienst  ,soll  von 
jetzt  an  von  den  Eisenhahnbediensteten  ausgeüilit  Averden  Be- 
schlossen wairde,  daß  ein  Vertrauensmann  der  Eisenbahn- 
bediensteten m  diesen  für  die  öffentliche  Euhe  und  Sicherheit 
so  wichtigen  Fragen  ständig  dem  &eneralkommando  ano-e- 
gliedert  werden  sollen.  Diese  Eegeluuo-  ist,  Zeituuosnach- 
richten  zufolge,  inzwischen  in  Kraft  getreten. 

*  *  » 

Infolge  des  im  Euhrreviers  herrschenden  Terrors  der  Spar- 
takisten sind  an  vielen  Orten  alle  Arbeiter  und  Beamten  zur 
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Nieder!« o-uuo-  tler  Arbeit  gezwungen  worden.  Bo  wurden  m 
Oberhau'sen  die  Werkstätten  der  Staatsibahnen  istiügelegt. 
Jeder  Eisenbahnverkehr  mit  Elberfeld  ist  eangestellt.  Der 
Hauptbahnhof  uad  die  Ei&enbahndirektion  wurden  dort  von 
dten  Spartakisten  genommen,  aber  später  von  BegierungiS- 
truppea  zurückerobert.  . 

—  Fachausschuß  für  Lokomotiven.  Wie  in  Nr.  94,  b.  Vt/y, 
Jahi'g.  191S  d.  Ztg.  mitgeteilt  worden  ist,  hat  der  preuliische 
Eisenbahnniinister,  um  notleidenden  Werken  Arbeit  zu  ver. 
schaffen  und  nach  JMöglichkeit  Arbeitslosigkeit  zu  vterhindern, 
bereits  im  Dezember  1918  angeordnet,  daß  das  Eisenbahn- 
Zentralamt  eine  -sehr  beträchtliehe  Zahl  von  Betriebsmitteln 
mit  größter  Beschleunigung  in  Auftrag  gelbe.  Hiernach  hat 
das  Zentralamt  an  die  Norddeutschen  Lokomotivbauanstalteu 
einen  Not*tandsauftrag  auf  1200  Lokomotiven  erteilt.  Die 
Lokomotivfabriken  sollten,  -soweit  irgend  möglich,  die  Einzel- 
teile als  Notstand-sarbeit«,n  an  notleidende  iBetriebe  weiter- 
»■eiben  Ihre  Verteilung-  ist  vom  Eisenbahn-Zentralamt  lu- 
zwisoben  dem  Fachausschuß  für  Lokomotiven 
übextrao-^en  worden.  Dieser  hat  die  Auftragsregeltung  derart 
dezentralisiert,  daß  die  einzelnen  Lokomotivbauanstalten 
(Borsig,  Hanomag,  Henschel,  Hohenzollern,  Humboldt,  Jung, 
Linke-Hof  mann,  Orensteia  &  Koppel,  Sohwartzkopff,  ümon, 
Vulcan,  Wolf-Hagans)  die  Arbeiten  unmittelbar  und  selbstaji- 
dio-  vergeben;  ihnen  sind  zu  diesem  Zwecke  Versorg-iings- 
bezii-ke  zugeteilt  worden,  die  -sich  mit  den  Eisenbahndireji- 
tionsbezirken  decken.  Auf  Grund  der  vorliegenden  Ertah- 
runo-en  hat  der  Fachausschuß  das  Recht,  einen  Ausgleich 
unter  den  Versorgungsbe-zirken  herbeizuführen.  Die  An- 
■  stalten  melden  dem  Fachausschuß  und  dem  Zentralamt;^  drei- 
mal monatlich  die  von  ihnen  erteilten  Auftrage  aut  Liete- 
runo-  von  Lokomotiveinzelteilen.  Beide  prüfen  die  Ver- 
gäbuno-.en  nach  und  können  sie  beanstanden  oder  für  un- 
o-ültio-''  erklären,  wenn  sie  den  Grundsätzen  gerechter  Ver- 
teiluno- widersprechen.  Die  als  notleidend  anerkannten  Be- 
triebe" werden  in  nachstehender  Reihenfolge  bei  der  Ver- 
gebunc  von  Unteraufträgen  iberücksichtigt : 

a)  die  Betriebe,  die  vor  dem  1.  August  1914  bestanden  haben, 
und  zwar  in  dem  Umfange  der  damaligen  Arbeiterzahl,  so- 
weit hierfür  keine  Friedensarbeit  vorliegt; 

b)  die  gleichen  Betriebe  unter  Zugrundelegung  der  im 
Kriege  erhöhten  Arbeiterzahl;  ,         .  ,  , 

c)  im  Kriege  entstandene  Betrie-be,  die  über  Arbeiter  und 
Einrichtungen  verfügen,  mit  denen  Lokomotiv teile  herge- 
stellt werden  können;  -r^  ,  ■  ,      i-  ^•• 

d)  die  während  des  Krieges  entstandenen  Betriebe,  die  lur 
Lokomotivarbeiten  erst  Einrichtungen  schaffen  müssen. 

Der  Technische  Ausschuß  des  Lokomotivverbandes  hat  mit 
<  ienehmio-un"-  des  Eisenbahn- Zentralamts  eine  Liste  der- 
irni"ipn  feile  aufgestellt,  die  sich  im  allgemeinen  nicht  zur 
llerauso-abe  an  solche  Unterlieferer  eignen,  welche  noch  nicht 
für  Eisenbahnzwecke  gearbeitet  haben.  Ferner  sind  vom  Zen- 
iralamt  für  o-'O wisse  Ausrüstungsteile  an  Lokomotiven  be- 
stimmte, besonders  geeignete  Unterlieferanten  vorgeschrieben 
worden'  Der  FachausschuiJ  für  Lokomotiven  ist  zusammen- 
gesetzt worden  aus  fünf  Vertretern  der  Arbeitgeber  mit  dem 
Geheimrat  Dr-Ing.  Ernst  v.  Borsig  als  Vorsitzendem  und  lunl' 
Vertretern  der  .Ailieitnehmer.  Zur  Bewältigung  der  laufen- 
den Vibeitcii  ist  ein  Büro  des  Fachausschusses  für  Loko- 
motiven unter  Leitung  eines  höheren  maschinentechnischen 
Beamten  bei  d-er  Firma  Borsig  in  Berlin.Tegel  emg-crichtet 
w^ordeh. 

—  Gleichstellung  und  Ancrkcnnuns  der  Diplomprüfungen 
in  Preußen  und  Baden.  Im  Interesse  <ler  Freizügigkeit  der 
Studierenden  der  t-echnischen  Wisitenschaften  ist  zwischen 
der  preußischen  und  der  'l>adischen  Regierung  eine  Verem- 
baruu"-  wegen  gegenseitiger  staatlicher  Gleichstellung  und 
Anerkennung  der  Diplomprüfungen  der  Technischen  lloch- 
sohulen  in  Preußen  und  der  Badischen  Technischen  Hoch- 
schule in  Karlsruhe  getroffen  worden.  Der  auf  der  Techni- 
schen Hochschule  in  Karlsruhe  erl'angte  Grad  eines  Diplom- 
ingenieurs berechtigt  daher  in  Preußen  für  die  Zulassung 
zur  StaatsprüfunK'  im  höheren  Baufache  und  zum  höheren 
Staatsdienste,  wie  auch  der  in  Preußen  erlangte  tirad  eines 
Diplomingenieurs  in  Baden  für  die  Zulassung  zur  Staats- 
prüfung im  höheren  Baufaclic  und  zum  höheren  Staatsdienste 
berechtigt. 

—  Pcrsonalnachrichten.  Bei  der  sächsischen  Staat seicen- 
bahnverwaPung  ist  der  Bauamtiuann  Zetzsche  vom  Neu- 
ttauamt  (Glauchau  zum  Neubanamt  Klingenberg  mit  dem 
Siatioiisoit  Nicd.crschöna  versetzt  worden.  —  Der  (^lierf manz- 
rat  Hollo  Iii  bei  der  Geueraldiiektion  der  Avürttembergischen 
Staatscisciiliahuen  ist  zum  Ministerialrat  und  vortragenden 
Rat  im  wiii tteiiibergischeu  Ministerium  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten,  \'crkehrsabteilung,  -befördert  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Einschränkungen  des  Transportscheinzwanges  in  Deutsch 
Österreich.  Mit  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für 
Kriegs-  und  Übergangswirtschaft  vom  22.  Januar  d.  J.  wird 
die  Tnansportschempf licht  für  lebende  Tauben,  Gl.vcerin,  Klee- 
sainen,  Knoppern,  Eisenmaterialien,  Soda  aller  Art  und  Ätz- 
natron, Kaninchenfelle,  Roh-  und  Altgummi,  Web-,  Wirk-  und 
Strickware'n,  .Schuhwaren,  Leder  und  Lederabfälle,  Leinsamen, 
Torffasern,  Sen&en  und  Sicheln.  Haus-  und  Kochgeschirr, 
Kessel,  Brennesselstengel,  Korkholz  und  Hopfen  aufge- 
hoben. Hierdurch  werden  im  Zusammenhang  mit  der  im  De- 
zember 1918  erlassenen  Einschränkung  der  bisherigen  Aus- 
fuhrverbote W'eitere  Verkehrserleichterungen  geschaffen,  so 
daß  nur  noch  solche  Waren  dem  Transportsoheinzwang  unter- 
worfen bleiben,  biei  denen  derzeit  aus  Gründen  der  inneren 
Bewirtschaftung  noch  nicht  von  der  Transportschempflicht 
Abstand  genommen  werden  kann. 

—  Wiedereinführung  des  tarifmäßigen  Wagenstandgeldes 
bei  den  deutschösterreichischen  Staatsbahnen.  Die  Bestirn- 
mungen,  wonach  bei  tJiber&chreitung  der  standgeldfieien  Fnet 
um  mehr  als  24  Stunden  das  Doppelte  des  tarifmäßigen  Wagen 
istando-eldes  erhoben  wird,  mirden  mit  31.  Januar  d.  J.  auf 
gehoben,  so  daß  seit  1.  Februar  auf  den  d.  ö.  Staatsbahnen 
bei  Überschreitung  der  tarifmäßigen  Ladefristen  nur  das  tapf- 
mäßige  Wagenstandgeld  von  GO  ih  für  den  Wagen  nnd  d;^ 
Stunde  zur  Anrechnung  gelangt. 

—  Schadenersatzprozeß  der  Südbahn.  Die  Verwaltung  de 
Südbahn  hat  gegen  die  ehemalige  österreichische  Fmanzvei 
waltung  einen  Schadeuer^atzprozeß  angestrengt,  der  sich  au. 
§  70  dcT  Eisenbahntoetriebisordnung  vom  Jahre  1851  stützt  und 
lautet:  „Im  Belagerungszustande  sowie  in  Krie.gszeiten  steht 
den  hierzu  berufenen  Militärbehörden  das  Recht  zu,  soweit 
es  istrategische  oder  sonstige  militärische  Rücksichten  gebieten 
gegen  angemessene  EntschädigTing  den  Bahnbietrieb  ganz  odei 
zum  Teil  zu  militärischen  Zwecken  zu  benützen  oder  auch  em 
zustellen."  Unter  iili-escni  sowie  unter  verschiedenen  anderi 
Titeln  macht  die  Südi_>alm  einen  Schadenersatz  von  mehr  al 
200  Millionen  Kronen  geltend. 

—  Die  Eröffnung  des  Expreßzugverkehres  Paris-Bukarest 
Aus  Paris  ging  am  11.  Februar  der  erste  Expreßzug  nacl 
Bukarest  ab,  der  wöchentlich  zweimal  verkehren  wird.  De^ 
Zu.o-  geht  von  Paris  .ieden  Dienstag  und  Freitag  ab,  vor 
Bukarest  .ieden  Montag  und  Donnerstag. '  Er  läuft  über  Basel 
Zürich  Buchs,  Innsbruck,  Salzburg,  Wien,  Marchegg.  Buda 
p-est,  Kronstadt  und  Predeal.  Der  Zug  soll  vorläufig  nu: 
Pers-onen  befördern,  die  sich  als  von  den  Ententeregierungei 
dienstlich  beauftragt  ausweisen  können.  Vor "  April  dürft- 
nach  vorliegenden  Pariser  Meldungen  an  eine  Erweiteruu, 
de'-.  Verkehrs,  von  welcher  Angehörige  der  neutralen  Staate) 
auch  ohne  amtliche  Aufträge  Nutzen  ziehen  können,  nioh 
zri  denken  sein.  . 

Dem  Expreßzug  sind  Schlaf  wagten  Paris- Prag  un 
P  a  r  i  s  -  W  a  r  s  c  h  a  u  angeschlossen.  Die  Fuhrung  de 
Schlaf wao-cn  Paris-Warschau  über  Wien  verursachte  be 
reits  bei  den  ersten  Verhandlungen  IMemungsverschiedei: 
heiten  da  der  Vertreter  der  tschecho-slowakischen  Repirbli 
den  z'uo-  über  Prag  geführt  wissen  wollte.  Es  ward 
iedoch  der  von  Paris  entworfene  Fahrplan  über  Wien  zu 
Grundlage  genommen  uml  idi-e  Entscheidung  der  Fuhrun 
über  Prao-  der  französischen  Regierung  überlassen.  Bevc 
iedoch  die  Entscheidung  -eintreffen  konnte,  wurde  beim  erste 
Zu-"-  der  Warschauer  Schlafwagen  bereits  in  Lmz  abge 
kop"p-elt  und  über  Prao-  nach  Warschau  geleitet.  tWeichzeiti 
wurde  erklärt,  -daß  ein  Schnellzug  von  Wien  mit  dem  Wa: 
-schauer  Schlafwagen  auf  der  kürzesten  Lin;e  über  Lun-dei 
]>uro--Oderberg-Trzebinia  auf  tschechisches  Gebiet  nicht  hmeii 
o-elassen  wird  Der  Zug  muß  al.so  durch  die  tschechisct 
Willkür  Wien  als  -den  Sitz  mehrerer  Missionen  und  der  poln 
-schon  Gesandtschaft  umgehen,  da  die  Tschechen  Wien  ai 
dem  internationalen  Verkehr  mit  Warschau  aussohaltf 
wollen  Geo-en  diese.s  Voroehen  wurde  Ein.-^pruch  erhöbe 
Es  ist 'zu  envarten,  daß  künftig  der  -Schlaf wag-en  pac 
Warschau  auf  der  kürzesten  Linie  s-ein  Ziel  erreichen  wir 

—  \bgabe  von  Betriebsmitteln  an  Italien.  Anläßlich  * 
Erneueriino-  des  Waf  fenstülstauds  verlangt  Italien  v« 
D-entschöst-erreich  die  Übergabe  von  100  Lokomotiven  u^ 
'HHM  Waoen  Auf  die^e  Forderung  antwortete  das  Staat-sar 
für  Heerwesen  im  Einverständnis  mit  dem  Staatsamt  ix 
\uß-eres  wie  ,.Wolffs  Telegraplienbüro"  mitteilt  daß  die  A, 
lief ci  IUI''.-  des  erwähnten  Eisenbahnmaterials  für  Deutsc 
Österreich  d-eshall>  unmöglich  sei,  weil  das  gesamte  Ei-senbaül 
material  o-.eo-.enwärtig  gemeinsames  Eigentum  aller  aut  ne 
Boden  der  Österreichisch-Ungarischen  Monarchie  ent-standcii. 
Nationalstaaten  sei  und  das  Verfügningsrecht  darüber  all« 
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<lies.en  Staaten  §«111.611183111  zustehe.  Dazu  komme  noch,  daß 
,  die  Abheferung:  einer  solchen  Menge  von  Eisembahnmaterial, 
über  die  Deutschösterieich  tatsächlich  gar  nicht  verfüge,  im 
ge«eu\värtigen  Zieitpunkte  der  ärgstten  Betrieibsinittelno't  'eine 
vollständige  Lahmlegung  des  Verkehrs  zur  Folge  hätte,  daß 
ferner  die  Lebensnüttel,  und  Kohlentransporte  nahezu  einoe- 
istellt  -werden  müßten.  Dadurch  würde  eine  wirtschaftliche, 
ah«r  auch  eine  unabwendbare  soziale  Katastrophe  herbeige- 
führt werden.  Die  deutschösterreichische  Eegierung  richtete 
daher  an  die  Königlich  italienischen  (;)kkupationsfconimandos 
die  Bitte,  ihre  Forderungen  an  das  Bevollmächtigtenkollegium 
für  die  Liquidierung  des  Kriegsministeriums  zu  richticn  Diese 
Antwortnote  Avurd«  in  Abschriften  dem  englischen  Militär- 
bevollmächtigten Oberstleutnant  Cuningham,  Professor  Coo- 
ligde  und  den  Gesrandten  der  neuen  Nationalstaaten  sowie  l^u- 
gams  zur  Kenntni.s  ge'bracht. 

—  Eisenbahnunglück  in  Triest.  Am  15  Februar  ereignete 
siih,  wie  aus  Triest  gemeldet  wird,  auf  dem  dortigen  Büd- 
ibahnhofe  em  schwerer  Eisenbahnunfäll..  Auf  dem  Bahnhof 
von  Najbresma  stieß  ein  Zug  auf  eine  Anzahl  leerer  Wao-en, 
die  gegen  sieben  von  italienischen  Soldaten  besetzte  WaTo-eu 
geschleudert  wun^ju.  Infolge  des  Stoßes  kamen  die  (sieben 
Wagen  ms  EolL-u  und  bewegten  sich  mit  stets  steigender 
Geschwindigkeit  gegen  Triest  hinab.  Mit  rasender  Schnellio- 
keit  kamen  sie  auf  dem  Triester  Bahnhof  au  und  stießeli 
hier  mit  einem  leeren  Zug  zusamiuren  Sämtliche  sieben 
Wagen  wurden  vollständig  zertrtimmert.  Es  Avurdeu  zu- 
nächst 150  Tote  und  Verletzte  gezählt.  Einer  späteren  Mel- 
dung zufolge  hat  der  Zusammenstoß  mehr  Opfer  gefordert 
Von  450  Soldaten,  die  «ich  in  den  Wagen  befanden,  soll 
kaum  die  Hälfte  gerettet  worden  sein. 

—  Donauregulierunsskomniission.  Die  Donaurea ulierunos 
komnussion  trat  am  12.  Dezember  1918  unter  denl  Vorsitze  <Tes 
Staat..ssekretars  für  öffentliche  Arbeiten  Johann  Zerdik  zu 
einer  V  ollversammluug  zusammen.  Der  Staatssekretär  he.- 
sprach  m  eingehender  Weise  das  Projekt  der  weiteren  Auso-«- 
staltung  der  D,ou.au  .als  Großschiffahrtswe.g.  Hierin  sei  ein 
heTvorragendes  wirtschaftliches  Bindemittel  mit  dem  Deut- 
scheu Reiche,  dem  westdeutschen  Fluß-  und  Wassicrstraßen- 
gebiet,  endlich  der  Ost.  und  Nordsee  zu  erblicken.  In  der  bal- 
digen Ausgestaltung  dies.er  großen  Handelsstraße  sieht  tler 
fetaatssekretar  eines  der  vornehmsten  Werkzeuge  für  den  wirt- 
isohaftlichen  Wiederaufbau  Deutschösterreichs.  Er  betonte 
(leshalb  die  Notwendigkeit  der  ehesten  Sicherstelluno-  der  tech- 
nischen und  finanziellen  Voraussetzungen  für  diese  weit- 
reichenden Arbeiten,  inslbesondere  atoer  auch  für  die  Verbesse- 
rung der  Hochwasserverhältnisse  bei  Wien.  Auf  Anreouno- 
des  Burgermeisters  von  Wien  wurde  sodann  'beschloss-enf  das 
zur  Beratung  der  Wiener  Angelegenheiten  eingesetzte  Spe- 
zialkomitee  e.hestens  einzuberufen,  das  auch  die  mit  der  Aus- 
gestaltung ,cles  Donaustrome-s  zusammenhängenden  zwischen- 
staatlichen Frag-en  m  den  Rahmen  seiner  Erörteruno-  vorbe- 
ratend  einzubeziehen  haben  wird. 

+^^T  ^n'l'^  '^'t'^  Kohlenförderung  im  Ostiauer  Kohlen- 
gebiet. Im  Ostrau-nKarwiner  Gebiet  ist  im  polnischen  Teile 
wieder  ein  Streds  ausgelirochen,  dem  keine  Lolinforderuu.o-en 
sondern  politische  Anlässe  zugrunde  liegen  Die  Ges^mt- 
rwr\  "»T^^e^^^^te  erreichte  im  laufenden  Jahre  bisher 
durchschnittlich  etwa  zwei  Drittel  jener  des  Vorjahres 
ipcpnfi-  r  ^^^i-^fände  wird  jedoch  'die  Monatsförderung 
wesentlich  herabgedruckt  und  beträgt  nur  ungefähr  die 
mitte  der  I  orderung  in  der  gleichen  Zeit  des  Vorjahres 
Im  Januar  1918  hatte  die  Förderung  des  Kohlengebietel  noch 
7,6,  im  Februar  6,7  Millionen  Tonnen  betragen. 

—  Tngenieur  Karl  Wurth.     Am  1.  Januar  d.  Js.    ist  der 

Gga^'eialmspektor  der  osterr.  Eisenbahnen,,  Ingenieur  Karl 
Wuitl  ,  nach  Vollendung  einer  35jährigeu,  arbeitsreichen 
Lti-ciistzeit  m  den  dauernden  Ruhestand  o-,etreten 
V,  ,,'"'^  ^^"^^  im  Jahre  1860  in  Wien  geboren.  Nach 
A  (dlendung  seiner  Studien  traf  er  als  Bauingenieur  in  den 
hpi.':  r1  i^taatseisenbahnverwaltung  und  wurde  zunächst 
TV^n.ti  /  '^^lb'"Ä'bahn  verwendet.  Nach  einjähriger 
L-tenstleis  ung  dortselbst  kam  er  zur  'damaligen  General- 
direktion  der  osterr.  Staatsbahnen,  um  sich  hier  seinem  Lieb- 
imgstache,  dem  Brückenbau  zuzuwenden.  Im  Jahre  1889 
'-eneralinspektion  der  österr.  Eisenbahnen  zu- 
fnS  :  ^tlu^""  ^'"^"l>iiiS-  für  Brückenbau  und 

F^^tri..  \  "1  ^f?.-^'^''^''^*^*^'-^^  wie  Wasserbau  und 

feier  vfol^lh  ^'T'"  ""^^  '^'""1"  im  Jahre  1904  zum  Vorstände 
Wurth  J^f^Ji^^t^il"'^,^  ernannt.  Als  Brückenfachmann  hat 
vi  , hl  li'"^'orragende.n  Anteil  an  der  Entwicklung  des  öster- 
reK-hischen  Bruckenbaues  im  allgemeinen  und  des  Eiseu- 
bahnbruckenbaues  im  besonderen.  Hierbei  ist  vor  allem 
'J'"™  Zustandekommen  der  ^m  '  jlhre^lS 
erschienenen  Bruckenverordnung  zu  gedenken.  Im  Jahre  1910 
Tvurde  er  zum  Hof  rat  und  Stellvertreter  des  Generalinspek- 


tors  der  österr.  Eisenbahnen  ernannt.  Als  .solcher  nahm  er 
wesentlichen  Einfluß  auf  die  damalige  Neugestaltuno-  der 
Eisenbahnaufsichtsbehörde.  Im  Jahre  1916  wurde  er  in"wür- 
dig-ung  semer  hervorragenden  Verdienste  zum  General- 
mspektor  der  osterr.  Eisenbahnen  ernannt.  Der  Krifu-  st(d]te 
an  diiö  Eisenbahnaufsichtsbehörde  ibesonders  hohe  Aufoi-.le- 
runo.en  Vor  allem  mußte  eine  ganz  neu,e^  von  den  Friedens- 
yerüaltnissen  völlig  abweichende  Ausgestaltung  des  aufsichts- 
'behördlichen  Dienstes  durchgeführt  Averden.  Bei  Aufstelluuo' 
uutl  Uurchtuhrung  des  Arbeitsplanes  für  diese  auf  die  glatti-  Air. 
wicklung  des  Eisenbahnkriegsverkehies  gerichtete  Tätigkeit 
der  Generaldirektion  hat  sich  Geueralinsiiektor  Wurth  (furch 
besondere  Umsicht  und  Tatkraft  ausgezeichnet.  Seine  Loi- 
stungen  fanden  daher  sowohl  bei  den  zivilen  Behörden 
als  auch  bei  den  höchsten  militärischen  Kommandostidli  n 
yollsde  Würdigung  und  Anerkennung.  Mit  G>eneraliiisn,.kl.)i' 
Wurth  scheidet  em  vor'bildlich  pflic.htgetreuer  altöstiTicichi- 
scher  Beamter  aus  dem  Dienste. 

—  Personalnachrichten.  Das  Staatsratsdirektorium  hat  den 
OI>eiibaurat  Ingenieur  Paul  Dittes  zum  Älmisteriailrate  im 
Staatsamte  für  Verkehrswesen  ernannt. 

Übrige  europäiscJie  Länder. 

—  Gründung  der  ersten  Reederei  für  Binnenschiffahrt  in 
der   Schweiz.      Nachdem   die   in   den  Jahren   1913/14  beah- 
sioMigte  Gründung  einer  ,jSchweizer  Rheinschiffahrt  A  -Ii  ■■' 
wobei  55  %  des  Aktienkapitals  in  schW.eizerisehen  Händen 
bleiben  und  45  %   von  der  Reederei  Fendel  in  Mannheim 
übernommen   Verden  sollten,  infolge   des  Kriegsausbruches 
nicht  zustande  kam,  wird  nun  neuerdings  der  ^^ersuch  Avie- 
derholt,  eine  schweizerische  Reederei  ins  Leben  zu  rufen 
Bereits  im  vergangenen  Dezember  trat  in  Beru  ein  Initiativ- 
icomitee  zur  Gründung  einer  „Schweizer  SchiffahrtsoMnios^cn- 
schaft  Rhem-Rhoue''  zusammen  und  [beschloß,  die  Sache  un- 
verzüglich m  die  Hand  zu  nehmen,  .,da  es  auso-esehlossen 
erscheine,  daß  die  deutschen   Reedereien   unter  "den  neuen 
politischen  und  ökonomischen   Verhältnis.s-en  den  Rhe-nver- 
kehr   mit    der  (Schweiz  würden  aufrecht  .erhalten  könii.eu" 
Di.e  konstituierende  Versammlung  der  neuen  Firma  fand  nun 
am  12.  Februar  im  Berner  Großratssaale  statt    unter  dem 
Präsidium  von  Nationaltat  Dr   P.  Speiser,  der  in  s(duer  Er- 
ollnungsrede  auch  mitteilen  konnte,  daß  bereits  44  Personen 
zusammen  357  Anteilscheine  zu  5000  Fr.  im  Gesamtbetrao-e 
von  1  785  000  Fr.  .gezeichnet  hätten,  daß  der  Kanton  Basel- 
stadt sich  mit  emer  halben  Million  Franken  hieteilioien  Averde 
und  daß  die  schweizerischen  Bundesliahnen  gedächten  ihre 
ornAn^n  1?'    '^^^"^         AuvSsicht    genommene    Beteiligung  von 
ZoU  OU'O  Fr.  dem  neuen  Hnternehmen  zuzuAvenden    '  Zu  diesen 
Betragen  wurden  auch  noch  namhafte  Beiträge  der  Groß- 
industrie, der  Banken  und  Kantone  kommen.  '  Von  den  o-^- 
zeichneten  Summen  müßten  vorläufig  nur  20  %  einliezahlt 
Averden  und  der  Rest  nach  Maßgabe  der  Entwickluno-  des 
Unternehmens.      Das    .allgemeine    Referat    hielt  Direktor 
Werner  Stauf facher,   Präsident  des   Vereins  für  die  Schiff- 
tahrt  auf  dem  Oberrhein;    er  wii's  darauf  hin,  daß  man  dar- 
auf verzichtet  habe,  Avi.e  das  erste  Mal  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaft zu  AvahJen,  und  vorgezogen  habe,  die  Sache  in 
der  lorm  emer  Geno.ssenschaft  aufzubauen;    man  habe  hier- 
bei  eher  die   Möglichkeit,  das   Kapital   in  schweizenscheu 
Hantlen  zu  erhalten,  zumal  die  Statuten  Iiestimmten,  daß  die 
Anteilscheine  nur  mit  Genehmigung  des   A'orslaudes  üil>Br- 
tragen  werden  könnten.  Wenn  man  in  den  Tit.el  der  Firma  die 
Bezeichnung  „Rhein-Rhone"' aufgenommen  habe,  so  habe  man 
damit  andeuten   wollen,   daß  sich  die  neue  Genossenschaft 
nicht  auf  die  Rheinscliiffahrt    allein     beschränken  AAerde 
soudern  die    ganze  Schiffahrt    auf    allen  schweizerischen 
Wasserlaufen  und  den  aus  der  SchAveiz  abströmenden  Fluß- 
laufen   m    ihi-6    Interess-ensphäre    aufnehmen    Avolle.  Der 
Rete.rent  glaubt,  daß  die  Genossenschaft  in  der  Lao-.e  Aväie 
im  Laufe  der  nächsten  Monate  durch  Miete  oder-  Ankauf  \oii 
Dampfern  und  Kähnen  eine  Rheinflottille  zu  scliaften  die 
den  ersten  Ansprüchen  genügen  Avürde;     später  könn.e  sie 
alsdann    dazu    ubergehen,    spezielle  Dampfboote    fiir  die 
Strecke  bfraßburg-Basel  bauen  zu  lassen.    In  der  Aussprache 
wurde    /on   Regierungsrat  Tanner    (Baselland)    der  Antrao- 
gestellt,   für  die  Anteilscheine  den  Tvii   von   1000  Fr.  staft 

u  u  wählen,  um  die  Beteiligung  auch  der  kapital- 
schwächeren Industrie  zu  ermöglichen  aber  der  Vntra"- 
Avurde  mit  großer 'Mehrheit  abgelehnt.  Eegierun.o-.srat  Dr  WetT- 
stem  (Zürich)  beschAA^erte  sich  darüber,  daß  man  die  Kantons- 
regierungen einfach  vor  eine  A^ollendete  Tatsache  stelle  ohu" 
daß  man  sie  bei  der  ersten  Sitzung  des  InitiatiA-komitees  be- 
grüßt hätte;  so  seien  die  Kantone,  die  aus  gesetzlichen  Grün- 
rlen  noch  nicht  hätten  zeichnen  können,  heute  nicht  in  der 
Lage,  bei  der  ISfatutenberatung  milzusfimmen.  Der  Präsident 
erwiderte,  daß  sie  sellistverständlich  ib.era.tende  Stimme 
hätten;     die  ganze  Gründung  sei  eiben  von  Handel  und  In- 
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<hist.rie  au&g>eg'au,0'cu,  unil  kautonale  sowi'6  auch  kommunale 
ßehördeu  iseien  tcrst  für  die  kou;stitui>er'end.6  V^emammlung 
ibegrüßt  worden,  worauf  «ich  ür.  Wcttstcin  «ntschloß,  auf 
•eigene  K-echnung  und  Giefahr  für  den  Kanton  Zürich  «inen 
Anteilscbi'in  zu  zeichnen,  um  so  diesem  Kanton  lüp  Möglich- 
keit d'er  .Mitwirkung  Ix'i  der  Statutcnberatung  zu  geihen.  Die 
Verti'eter  der  welscht  u  SchiffalirtsV'erbände  'erhobeu  in  der 
Disku&sion  lebhafti'n  Einspruch  gegen  di>e  Aufnahm«  der 
Ehone  in  d^en  Tit«!  d^er  nennen  (^onosscnschaft ;  die  Rlion«  sei 
■ein«  Sache  für  »sich  und,  um  dw  scliiffbarie  Khone  zu  «r- 
halt'en,  hätten  die  W^elschschweizer  die  .Hilf-o  der  Franzosen 
nötig,  und  si«  müßten  daher  alles  tun,  um  zu^  verhind-ern, 
daß  fa'lsch'6  Schlüsse  g^ezog-en  werden  könnten.  Es  waxrde  be- 
schloss'Cn,  sowohl  Rhein  als  auch  Rhone  AT«gzulas»eü  und 
die  neu«  1  Tnfernehmung  zu  benennen  :  „S  c  h  w  o  i  z  «  r  i  is  c  h  e 
S  c  h  1 «  p  p  s  o  h  i  f  f  a  h  r  t  vS  -  (4  «  n  o  s  «  e  n  s  c  Ii  a  f  t"  mit  Sitz  in 
Basel.  Der  t!«schäftsb«trieb  beschränkt  isic-h  auf  Sclilepp- 
schiff'ahrt  und  l^üterboote,  Avährend  die  Persouenschiffahrt 
ausgeschlossen  ist.  Di«  Genossenschaft  kann  all«  mit  der 
Reederei  zusammenhängenden  Geschäfte  und  den  Transport 
von  Waren  mit  eigenen  oiler  fremden  Booten  auf  den  schwei- 
zerischen und  ausländischen  'Binnengewässern  ibetreiben,  sie 
kann  Schiff«  kaufen,  mieten  und  vermieten,  kann  Liegen- 
schaften. GüterschupiK'u  und  Lagerhäuser,  Getreidespeicher 
usw.  im  In-  und  Auslande  mieten  oder  kaufen. 

Einiges  Befremden  erweckt©  in  der  Erörterimg,  daß  ein 
Genfer  Rechtsanwalt  der  Befürchtung  Ausdruck  galb,  es 
könnten  die  Basler  der  Rhoneschiffahrt  ^bedenklich  ^ichaden, 
wtenn  sie,  wie  man  (Trund  haibe  anzunehmen,  mit  den  Pro- 
jekten einer  besseren  Kanalverbindung  zwischen  dem 
■elsässi sehen  Kanalnetz  und  cler  Saone  und  Rhone  durch  die 
östlichen  Departenif-nts  Frankreichs  liebäugelten  und  damit 
anstrebten,  Basel  zum  Endpunkt  der  Eheinschif fahrt  zu 
machen.  Der  Redner  scheint  hier  auf  völlig  falscher  Fährte 
zu  sein,  denn  in  Basel  denkt  niemand  daran,  für  die  ost- 
französischen Kanalprojekte  auf  Kosten  der  Rheinschiffahrt 
einzutreten,  wohl  aber  hat  man  in  'Basel  und  in  Bern  be- 
recntigie  befuiclitungen,  aaß  den  i^'ranzosen  am  Ausbau  des 
elsässischen  Kaualnetzes  mehr  liegt  als  am  Ausbau  der  Rhein- 
schiffahrt,  und  wahrscheinlich  ihat  auch  mit  Rücksicht  auf 
diese  Befürchtungen  Herr  Natioualrat  Gelpke  in  der  Bundes- 
versammlung dieser  Tage  eine  Interpellation  eingebracht, 
um  zu  erfahren,  was  der  Bundesrat  vorbereite,  um  die  mög- 
lichst tiahlige  AVied'yrautuahme  der  Rheinschiffahrt  zu 
sichern.  Tatfache  ist.  daß  man  heute,  da  die  Franzosen  im 
Elsaß  regieren  und  den  Rhein  in  Beschlag  nahmen,  viel 
weniger  nach  Basel  fahren  kaup  als  irgend  jemals  friibei', 
und  daß  der  Rhein  hermetischer  verschlossen  ist  als  je.  Daß 
die  erwähnten  Befürchtungen  l>prechtigt  sind,  nuig  auch  dar- 
aus hervorg-iehen,  daß  der  Bau  des  Baseler  rechtsrheinischen 
llafenl>eckens,  dei-  im  \ovember  hätte  in  Augriff  genommen 
werden  müssen,  heute  noch  nicht  begonnen  worden  ist,  und 
daß  in  d>er  bereits  erledigt  .giewesenen  Subventionsfrage  durch 
den  'Bund  neuerdings  eine  Stockung  eingetreten  ist.  Also 
nicht  die  St?..dt  Basel  steht  einer  Rhein-Rhone-Wasserstraße 
durch  'die  Schwei-z  im  Wege,  wohl  aber  die  jetzige  Regierung 
im  Elsaß,  die  allem  Anscheine  nach  sogar  nicht  Basel,  son- 
dern Straßburg  zum  Endpunkte  der  Rheinschiffahrt  machen 
möchte,  obwohl  sie  während  des  ganzen  Krieges  in  ihrer 
Presis-e  die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  und  die  Inter- 
nationalisierung  des  Rheinstromes  proklamieren  ließ. 

R.  F..  Zürich. 


Fremde  Erdteile. 

—  Eisenbahnfragen  in  Chile.  Über  das  chilenische  Eisen- 
bahnnetz und  die  Ins  zum  Jahre  1914  unternommenen  Er- 
gänzungsliauten  ist  in  Nr.  S8,  Jahrg.  1918  d.  Ztg.,  berichtet, 
worden.  N'euerdings  macht  der  Ausbau  einer  der  wichtigsten 
(^uerbahnen  des  Landes,  der  T  r  a  n  s  a  n  d  i  u  i  s  c  h  e  n  iB  a  h  n  , 
weitere  Fortschritte.  Der  Bau  des  -.Transandino''  ist  im 
Jahr©  1887  begonnen  Avorden.  Er  ü)>erschreitet  die  Anden 
im  südlichen  Teil  Chiles  und  bildet  das  Schlußstück  der  süd- 
amerikanischen Überlandbahn,  die  Buenos  Aires  mit  Val- 
l),araiso  und  damit  den  Atlantischen  mit  dem  Stillen  Ozean 
vert)indet. 

Nun  ist,  wie.  sich  aus  einem  Bericht  über  die  wirtschaft- 
rudien  A'erhältni.sse  Chiles  in  dem  „W.  N.  D.  Überseedienst" 
ergibt,  ini  Jahre  1918  mit  den  Vorarbeiten  fiir  eine  Bahn 
zwischen  Santiago  und  Los  Andes  (Station  des  Tran.sandino) 
begonnen  :worden.  Die  Hauptstadt  Chiles  wird  damit  in  Los 
Andes  <lipekt  an  die  Transandinische  Bahn  angeschlossea 
wenlen,  während  man  bisher  für  den  tib-ergang  nach 
Argentinien  von  Santiago  aus  erst  den  ümweg  über  Quillota 
oder  Valparaiso  machen  mußte.  Die  neue  Bahn  erhält,  wie 
das  Teilstück  des  Transandino,  an  das  sie  angeschlO'Ssen 
wird,  die  Schmalspur  von  1  m,  was  im  Hinblick  auf  das  ge- 
birgige Gelände  notwendig  ist.     Di©  anderen  Teilstrecken 


haben  andere  Spurweite  (auf  chileniscber  Seite  nac-h  Val- 
paraiso di©  Voll  Ispur,  in  Argentinien  nach  Buenos  Aires 
1,676  m).  Wenn  dies©  Verschiedenheiten  den  Überlandreiisen 
auch  wenig  förderlich  sind,  rechnet  man  trotzdem'  auf  einen 
Aufschwung  des  Durchgangsverkehrs,  der  auf  argentinischer 
Seite  isich  nordöstlich  nach  Cördola  und  weiter  südlich  nach 
Buenos  Aires  gabelt.  iDi©  Z'eitungen  berichten,  daß  Chile  und 
Argentinien  die  beiden  Abschnitte  der  Andenbahn  unter  ihre 
\'ereinigt6  Kontrolle  zu  stellen  beabsichtigen.  Nach  len-folgter 
Einigung  würden  lieide  Regierungen  den  'betriebsführenden 
( iesellschaf ten  für  die  Verbesserung  und  Vergrößerung  <les 
Wagenparks  Vorschüsse  gewähren.  Auch  niuli  die  Bahn,  dw 
bisher  im  Winter  unter  der  Lawinen.gefahr  zu  leiden  hatte, 
so  gesichert  werden,  daß  der  ^'erke'hr  keine  Unterbrechungen 
mehr  erleidet.  Man  hofft,  daß  nach  dem  Kriege  der  Personen- 
veikelir  einen  starken  Aufschwung  n'ehinien  wird,  und  daß 
Europareisende  den  kürzeren  Weg  über  die  Anden  meist 
dem  Schiffahrtsweg©  vorziehen  werden.  Da  der  Schiffsver- 
kehr in  iS'üdamerika  infolge  des  Verlustes  der  an  die  Entente 
veräußerten  Handelsflotte  noch  lange  Zeit  mangelhaft  sein 
wird,  wird  auch  der  Güter austansch  vorwiegend  dren  Schienen- 
weg nehmen  müssen. 

Auf  der  Transiandinischen  Bahn  hat  der  Güterverkehr  im 
Jahre  191.5  18  870  t  betragen,  im  Jahre  1917  hob  er  sich  auf 
40  7ö6  t  und  betrug  in  den  ersten  fünf  Monaten  des  Jahies 
1918  bereits  25  198  t. 

Auch  bei  der  nördlichen  Queiibahn  Chiles,  d'er  Arica-La  Paz. 
Bahn,  d:<e  den  Stillen  Ozean  mit  Bolivien  verbindet,  hat  der 
Vrerkehr  eine  erfreuliche  Zunahme  gezeiigt,  ungeachtet  iler 
Unzulänglichkeit  des  Wagenmaterials,  das  des  Krieges  wegen 
nicht  in  ausreichender  Weise  ergänzt  werden  konnte.  Im 
ersten  Jahre  nach  Eröffnung  der  Bahn  betrug  die  beförderte 
Gütei-menge  47  OOO  t,  im  Izwiten  72  0CO  t.  im  dritten  97O0O  t 
und  im  Jahre  1917  105  000  U  Längs  der  Bahn  liegen  zahl- 
-leiche  Bergwerke,  deren  Ansibeute  sich  in  den  letzten  Jahien 
ganz  außerordentlich  gesteigert  hat. 

■Die  Regi'erung  hat  beschlossen,  das  Teilstück  von  Pintados 
nach  Iquique  (1000  km)  der  chilenischen  LängsMlm  als  Staats- 
bahn zu  bauen,  um  die  Endstation  dieser  wichtigen  Bahn- 
strecke nicht  in  Händen  einer  Privatgesellschaft  zu  lassen. 

Trotz  der  außerordentlichen  Hebung  des  V^erkehrs  hat  die 
Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  im  Jahre  1918  mit  einem 
Verlust  von  beinahe  20  Millionen  Dollar  abgeschlossen  und 
rechnet  für  das  Jahr  1919  auf  etwa  40  ]\Iillionen  Ausfall.  Die 
ITrsache  Ibilden  die  hohen  Preise  für  >Kohle  und  alle  iBetrielbs- 
mat'erialien,  die  zum  «großen  Teile  vom  Ausland  einigefülirt 
werden  müssen.  Außerdem  sind  die  Ausgaben  für  G-ehälter 
und  Löhne  ungem-ein  gestiegen.  Von  einer  Tariferhöhung 
zur  Deckung  des  Fehlbetrag-es  soll  vorläufig  abgeseben  wer- 
den, dagegen  plant  man  zur  A'erringerung  der  Betriebskosten, 
große  Strecken  der  Staatsbahn  für  den  'elektrischen  Betrieb 
einzurichten  Es  ist  berechnet  Avorden,  daß  z.  B.  der  elek- 
trisch© Betrieb  der  Tiltil-Taben-Bahn  nur  250  000  Dollar  be- 
anspruchen wird,  während  der  Dampfbetrieb  jetzt  2  Millionen 
Dollar  kostet.  Der  Generalstab  widerrät  der  Elektrisierung 
aus  militärischen  Gründen,  da  es  im  Kriege,  dem  Feind«  leicht 
sein  würde,  Störungen  des  ^Bahnbetriebs  hervorzurufen.  Um 
Verbesserungen  des  Staatsbahnmaterials  durchzuführen,  hat 
di«  Regierung  den  Kongreß  um  Ennächtigung  zur  Ausgabe 
einer  Anleihe  von  10  Millionen  Pfund  ersucht. 

—  Die  australische  Querbahn  (Australian  Transcontinental 
Railway).  Di©  1700  km  lange  Eisenbahn  von  Kalgoorlie  in 
Westaustralien  nach  Port  Augusta  in  Südaustralien,  die 
wegen  der  Natur  des  von  ihr  durchischnittenen  Geländes  auch 
die^Wüstenbahn  genannt  wird,  ist  bekanntlich  im  Herbst  1917 
dem  Verkehr  ü'l>ergeben  worden.  Wenn  für  den  Entschluß, 
diese  ungewöhnlich  lange  Eisenbahn  durch  un erschlossenes 
Gelände  zu  bauen,  auch  mieihr  politische  als  Verkehr.^gründe 
maßg'-eibend  waren  —  Westaustralien  hatte  den  Anschluß  an 
den  Staatenbund  vom  Bau  dieser  Bahn  alihängig  gemacht  —, 
so  hatte  man  doch  gehofft,  daß  sich  alsbald  ein  lebhafter  \  er- 
kehr auf  der  neuen  Eisenbahn  entwickeln  würde.  Diese  Hoff- 
nung ist  zunächst  enttäuscht  w^orden:  im  erst^en  Vierteljahr 
sin-cf  nicht  nur  di©  Betriebskosten  nicht  gedeckt  worden,  son- 
dern es  h,at  sich  sogar  ein  Fehlbetrag  von  über  400  000  M 
ergeben,  obgleich  der  Krieg  die  Abneigung  vieler  Reisenden 
gegen  Seereisen  wegen  der  mit  ihnen  verknüpften  besonderen 
Gefahren  vergrößert  hat,  und  dadurch  der  Eisen'bahn  viel 
Verkehr  zugewiesen  worden  ist.  der  sonst  «das  Meer  benutzt 
haben  würde.  Die  neu«  Eisenbahn  steUt  das  Schlußglied  in 
d.er  den  ganzen  Süden  von  Australien  durchquerenden  Ost-West- 
A'erbindung  Perth-Brisbane  dar;  freilich  hat  der  wirklich 
durchgehend©  A^erkehr  stark  unter  dem  fünfmaligen  Spur- 
wechsel zwischen  diesen  beiden  Endpunkten  und  dem  dadurch 
bedingten  Zugwechsel  zu  leiden.  Für  gute  Anschlüsse  ist  im. 
Faihrplan  gesorgt  ;  eine  iVerbessemng  der  durchgehenden 
Verbindnno-  ist  zu  erwarten,  wenn  auf  der  neuen  Strecke,  die 
noch  nicht  allenthalben  mit  der  vollen  Geschwindigkeit  be- 
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fahren  M€.rd€ii  kann,  weil  di-e  B^eschotteiaiuff  noch  fehlt,  ein.e 
erhöhte  Fahrgeschwiudic^keit  eino-eführt  wird.  Die  MögiicJi- 
keit,  daß  wirklich,  du  roh  cf  eh  ende  Züge  von  einem  Ende"  zum 
aaiileren  oefahien  wenden  können,  wird  aber  be;  der  Zer- 
rissenheit Australiens  in  hezag  auf  die  Spurfrao-e  nie  erreicht 
werden.  Von  Kalooorlie  bi.s  Port  Au.^nsta  dauert  die  Reise 
jetzt  Stunde.  Sie  wird  in  bequem  auso-estatteten  Züs^en 
mit  feohiaf-,  ,Spei.se.  und  besonderen  Wag-en  für  den  Aufent- 
halt am  Tage  zurückoelegt.  Im  Anfaucf'  yei-kehrten  wöchent- 
lich zwei  Zu.oe,  doch  ist  ihie  Zahl  im  Mai  1918  auf  drei  er- 
höht worden. 

Schon  der  B.a.u  der  EisenbaJin  durch  un-bewohntes  Gelände 
hat  zu  besonderen  iMa(5na:hmeu  oezwunsen :    es  mußte  für  die 
Unterkunft  und  Vexijfleffun.i.-  der  Arl>eiter  und  ®onstio-en  An- 
pstellten  alles  aus  den  besiedelten  Seienden   des  "Landes 
heraiigx>.fordert  werden,  die  Gleisspitze  mußte  der  Bauspitze 
aui  dem  Fuße  folaen,  weil  letztere  sonst  nicht  zu  erreichen 
war,  und  unmittelbar  hinter  der  Gleisspitze  folgte  der  Zug 
mit  den  Diensträumen  der  bauleitenden  Beamten     Auch  im 
Betriebe  kommen,  veranlaßt  durch  die  Eioenart.  des  durch- 
schnittenen Geländes,  Maßnahmen  vor,  die  anderen  Eisen 
bahnen  fremd  sind.  ;  Es  verkehrt  z.  B.  .ietzt  auf  ihr  ein  Vor- 
ratszug  der  die  wenigen  an  der  Strecke  wohnenden  Siedler 
namentlich  die  Angestellten  der  Eisenbahn  sellrst,  mit  Nah- 
rungsmitteln und  allen  Le bens.be dürfnissen  versorot,  also  ein 
fahl-bares  Kaufhaus  darstellt.     Sogar  Schlachtvieh  wird  in 
diesem  Zug  mitgefiuhrt^  und  unterwegs  von  einem  zur  Zuo-be- 
satjsung  gehörenden  Fleischer  geschlachtet  und  zerleort  Die 
dadurch  gebotene  Möglichkeit,  frisches  Fleisch  zu  bekommen 
wird  von  den  \\-enigeu  Anwohnern  besonders  geschätzt  Be- 
sondere Zuge  dienen  zur  Beförderung  von  Vieh  aus  den  weit 
im   Innern  des  Landes  gelegenen   Bezirken,  wo  Viehzucht 
getrieben  wu-d.     Infolge   Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
Querbahn  haben  sich  .schon  an  einigen  Stellen  die  Anfän.oe 
von  Lrzl)ergb,a.n  entwickelt,  namentlich  Manganerze  und  Baiwt 
wei-fleu  getundeu,  und  aus  einem  der  .salzigen  .Seen,  die  in 
grolier  Zahl  A-orkommeu  uuitl  ün  Sommer  austrocknen,  so  daß 
nur  das  balz  zunickbleibt,  werden  erhebliche  Menc^en  Salz 
abgetordert        Infolge  der  flachen  Neigungen  können  di.e 
l.uterzuge  bis  -SO  Wagen  stark  sein ;  es  ist  .also  die  Möglich- 
keit tur  umtangieichen  Verkehr  gegel>en. 


Allgemeines. 

—  Neue  elektrische  Phaseiuimformei-Lokomotive  für  den 
^utei-yerkehr  auf  der  Pennsylvknischen  Bahn.  Hierüber  be- 
richtet die  Elekti-otechnischc  Zeitschrift  in  den  Heften  10  und 
48  des  Jahrgangs  1918  nach  Abhandlungen  in  den  Zeitschriften 
The  Electrician,  Bd.  80,  S.  700;  Le  Genie  Civil,  Bd.  7.1,  S  169 
und  Raihva.y  Journal  vom  9.  Juni  1917.  Die  Lokomotive  wird 
l»Lir  <ui  1  ''''  f  «ktrischon  Betrieb  eingerichteten  60  km 
Ungeu  fetieclio  Altoona-Johnstown  der  Pennsylvanischen 
Bahn  erprobt.  Vorerst  steht  nur  die  eine  Lokomotive  im 
Dienst;  im  regelrechten  Betrieb  werden  später  die  Züge  von 
zwei  an  der  Spitze  und  am  Schluß  d.6s  Zuges  befindlichen 

scharr  rT!''^'^''''^''^-  ^'^^^   Pi-obestxecke  w.ech^ln 

t  ^-l«f  Krümmungen  mit  starken  Steigungen  ab;  u.  a. 
ist  eine  20  km  lange  Steigung  von  1  : 50  zu  überwinden  und 
ein  langer  Tunnel  zu  durchfahren.  Mit  den  doppelt  be- 
spannten  Zügen  sollen  Güterzuglasten  von  39W  t  mit  ein^r 
Fahrpsc|hwindigkeit  von  33  km  i.  d.  St.  über  dl  StLig^n^ 

6S(  n  t  ,fh    T^^^^  '"'^^  Gallitzin  oder  Zuglasten  voS 

6300  t  Uber  die  Steigung  von  1  : 100  zwischen  JohSstown  und 
Gall.tzin  befordert  werden.    Die  Probelokomotive  allein  ,soIl 

IfkTclJl^'^'T-^T-^'-}^^-''^''''  Zuglast  von  3350  t  mit 
km  Geschwindigkeit  m  der  Stunde  bew.egen  können  Die 
^^l^^fffch Windigkeit  erklärt  sich  aus  den  un^^tigen 
Steigungs   und  Krummungs Verhältnissen  der  Bahn. 

darin  •  besteht 

aarin,     daß     ihre    Antriebe    mit  Drehstrom 

mouVe'm'it  V'""^'.^^^^  Strecke  und  die  £oVo"- 
mftVl/.a  ^«■^'''P^^'^^^^*^'»™  ^on  1  1  000  Volt 
mittlerer    Spannung     bei     25     Perioden  oi 

Das  Laufwerk  der  Lokomotive  hat  die  Bmmrt  i  p  -l  n  i 
fe,'"'°J?j'""T  3  Jr»bachse„  +  3  TrfeSU, ''l +La'i/ 
-bfft  '     nti  T"»«'»«'»»«:!'  {'"i  in  einem  Di>ehs4l«Il 
Smm-    fL  -^^i^'f^  lal.e.nen  festen  Achsstond  toi, 

.».1,rei.e  r««mS,ch???ohrwe„?/5 


''^^  Lokomotive  Gleiskrümmungen  bis  zu  85  m 
Jialbm.esser  zu  durchfahren  hat,  war  b^i  den  Triebachsen  für 
genügendes  Sieitensiiiel  zu  -sorgen. 

Die    Lokomotive    ist    mit "  zwei    Paar  Drehstrom-Trieb- 
maschinen  ausgerüstet ;   die  Paare  befinden  .sich  zwischen  der 
Lautaohse  und  der  ersten  Triebachse  iedes  Drehgestells,  eine 
Anordnung,  die  sich  wegen  ihrer  ungünstigen  Gewichtsver- 
teiiung  für  Bahnen  mit  höherer  Fahrgeschwindigkeit  kaum 
eio-nen  durfte.     D.ie  beiden  Motoren  eines  Drehgestells  ar- 
beiten mit  einfacher  iZahnradübersetzuug  1  : 5-14  auf  eine  o-e- 
meinsame    Blindwelle,    von    der    aus    di.e    Zugkraft  mittels 
Kurbel  und  Triebgestänges  in  üblicher  Weise  auf  die  3  Trieb- 
acnsen  des  Drehgestells  übertragen  wird.    Die  großen  Zahn- 
rader   der    Vorgelegeach,5e    besitzen    zwei  nebeneinander 
liegende  Zahnkränze  mit  gemeinsamem  Eadstern.  Zwischen 
den  Stern  und  die  beiden  Zahnkränze  sind  Schraubenfedern 
gesetzt ;    auf  diese  Weise  ist,  ähnlich  wie  bei  der  Lötschber<r- 
lokonaotive,  m  den   Zahnrädern  eine  Federung  hero-esteUt 
Der  dreiphasige  Autnelmiotor  ist  sechspolig;    die  Perioden- 
zahl entspricht  der  größten  Fahrgeschwindigkeit  von  33  km 
m  der  Stunde.     Die  Motoren  arbeiten  im  regelrechten  Be- 
triebe parallel;    beim   Anfahren  und  im  Verschlebedienst 
können  sie  in  Kaskade  geschaltet  Averden ;    dadurch  sinkt  die 
Geschwindigkeit  etwa  auf  die  Hälfte.    In  Gefällstrecken  wird 
durch  elektrische  Abbremsung  Strom  zurückgewonnen.  Der 
Betriebstrom  wird  der  Lokomotive  mit  zwei  scherenförmioen 
Abnehmern  zugeführt.    Der  Oberteil  der  Lokomotive  hat  die 
Kastenform  gewöhnlicher  Triebwagen;     an  .iedem  Ende  be- 
findet sich  ein  Führerstaud. 

Das  G'estell  der  Lokomotive  wurde  in  den  Werkstätten  der 
Penus.ylvanischen  Bahn  gebaut,  die  elektrische  Ausrüstuuo- 
von  der  Westinghouse  Electric  &  Manufacturing  Co.,  Pitts^ 
burgh,  geliefert. 


Rechtspflege. 


rr  ~^^^  Eisenbalinhaftpflicht  gegenüber  den  Begleitern  von 
liertransporten.  Die  Schadenshaftung  der  Eiseu'liahn  ist  zu 
be.iatien,  wenn  den  Timständen  nach  auzunehmen  ist,  daß  der 
lintall  1)1  irgend  einer  Weise  a.uf  einen  Betriebsvorgano-  der 
Bahn  zuruckzutuhren  und  dal5  nicht  lediglich  das  in  der  tieri- 
schen Natur  begründete  Verhalten  des  Tieres  -die  Unfall- 
ursach© war.  I 

Im.  Febimar  1914  begleitete  der  Stallknecht  G.  einen  Trans- 
port, von  3  Beunplerden  im  Viehwagen  auf  der  Eisenbahn- 
faiirt  von  Sp.  nach  Sch.  Als  der  Zug  auf  der  Station  Str. 
tiieit,  stieg  mit  eiu.er  stark  bintendeu  Kopfverletzuno-  aus,' 
di.o  er  dadurch  erhalten  haben  will,  daß  ihm,  als  er  sich  zum 
Schlafen  neben  die  Pferde  niedergelegt  habe,  ein  die  einzelnen 
1  terdeboxen  trennender  Flankierbaum  auf  den  Koi>f  gefallen 
se.i,  .d.eissen  Haken  aus  der  Stirnwand  des  Wa,geus  infolge  eines 
Kangi.erstoßes  auf  .dem  B.ahnhof  .Str.  herausgerissen  worden 
sei.  U.er  Verletzte  nimmt  den  Eisenbahnfiskus  auf  Schadens- 
■ersatz  m  Ansjjrucli. 

Das  Landgericht  I  zu  B.erlin  und  ebenso  zunächst  das 
Kaim;merg.ericht  haben  die  Klage  abgewies.en.  Diese  Ent- 
scheidung hob  das  Reichsgericht  auf  die  Revision  des  Kläc-ers 
auf  und  yerwres  die  Sache  an  das  Kammergericht  zuriick. 
hf vl'l  f  """"^  «rneuter  Verhandlung  der  Sache  dann  den 
beklagten  E  i  se  nba  h  n  f  i  s  k  u  s  verurteilt  dem 
Klager  die  Half  te  des  Schadens  zu  ers.etze'n,  m 
der  andern  Halft^  wi.es  es  den  Kläger  wegen  eigenen  mit- 
w  ikenden  Verschuldens  ab.  Zur  Beigriindung  seiner  Ent- 
scheidung fuhrt  das  Kammergericht  aus:  „Nach  dem  Urteil 
des  Reichsgerichts  ist  zu  prüfen,  ob  irgend  ein  Betriebsvor- 
gang  oder  eine  Betri.ebs.einrichtun,g  .den  Unfall  herbeigeführt 
üat.  El  wiesen  ist  nun,  daß  sich  .ein  derartiger  Betriebsvor- 
gang  entgegen  der  Behauptung  des  Klägers  in  Str.  offSZr 
nicht  er.eig-net  hat;  der  Zug  ist  .dort  nicht  rangiert  worden,  dtj 
Klager  hat  .aber  sofort  nach  Ankunft  des  Zuges  in  Str  den 
Wagen  verletzt  verlassen.  Es  ist  aber  ferner  erwiesen,  daß 
^  frr.w=f°^T''^T  fraglichen   Viehwagen   von  der 

Stirnwand  des  Wagens  abgeris-sen  und  der  Haken,  .an  deui 

Hnri,,.  r  "cS^.^""'  -  ^®^*^*^^™^*^  war.  Da«  Abreißen  muß 
Ffhrtrfchhf^  "V^'°'  -^'^^  Flapkierbaum  mit  Gewalt  in  der 
i!"  io.sgeri.ssen  worden  ist,  worauf  auch  die  Art 
dei  Beschädigung  im  Innern  des  Wagens  schließen  läßt  Das 
Kammergericht  ist  der  Überzeugung,  daß  irgend  .dn  Betriebt 
wÄ^'  jalir^nd  der  Fahrt  kurz  vor  Str.  geschehen  ist!  durch 
^«  .ll^if  ^If^^^ierbaum  von  der  Wand  abgerissen  wurde, 
.s.ei  es,  daß  bei  cler  langsamen  Fahrt  vor  der  Station  Str 
Stockungen  beim  Einfahren  eingetreten  waren,  wodurch  das 
Ät'de'n^T  r'\^«rn  gelen  den  QuerbW^m  gedriickt 
ist  und  .den  Flankierbaum  herausgerissen  hat  .sei  es  daß 
das^  Pferd  bei  dem  langsamen  Pahren .  und  den  Stocküne^en 
wahrend  der  Einfahrt  in  den  Bahnhof  Str.  unSig  ^?woS 
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ist,  ausox'i.sühla.ffeii  und  tla'bei  den  Flan'kierl>^um  abgerissen 
hat.  Vvv  Kläu-er  ist  dann  'entweder  idureh  den  hera.bfallenden 
Flaiiki<'rl)aniii  getroffen  oder  diircb  «inen  Schlaff  de.s  Pferden 
verletzt  \vi)nieu.  DeT  Unfall  steht  hiernach  in  .iedem  Falle 
im  Zusanunenhano'  mit  einem  Betriebsvorgan^  der  Bahn. 
Hieiaus  ergibt  sich  die  Haftung  deis  Beklagten  aus  dem 
Eeicli.sh,aft])flicbtgesetz.  Es  trifft  aber  den  Kläger  auch  der 
Vorwurf  '('iues  2iüit>versehuldeuis,  weil  (er  isich  amimittelbay 
uelM'u  dem  Pferd  in  einen  leeren  ,Stand  zum  Schlafen  nieder- 
geleut  und  sich  dadureh  der  Gefahr,  von  einem  Ausischlagen 
des  Pferd'i'.s  getroffen  zu  werden,  ausgesetzt  hat.  Er  wäre 
nicht  ^-erletzt  woi'den,  wenn  er  «ich  entweder  nicht  zum  Schla- 
fen niedergelegt  hätte  oder  wenn  er  .sich  im  Packwagen  auf- 
gehalten hätte,  wie  es  an  «ich  nach  der  EisenbahnveTke-hrs- 
ordnuug  ricditig  war,  da  iler  zuständige  Eisenbahnbeamte  das 
MitfaluH'u  des  Klägers  im  Viehwagen  nicht  angeordnet  liatte. 
Das  A''cistdiul>den  dets  Klägers  ist  ebenso  hoch  zu  bewerten 
wie  di<'.  Betriebshaftung  des  Beklagten  und  der.  Schaden  des- 
halb gleichmäßig  zu  teilen. 

&egen  diese  Entscheidun,g  legten  beide  Parteien  Revision 
ein.  Das  Reichsgericht  hat  aber  das  Urteil  des 
K  a  m  m  e  r  g  e  r  i  c  h  t  is  b  e  ts  t  ä  t  i  g  t.  (Aktenzeichen  :  VI. 
272/18.  —  Ihteil  des  Reichsgerichts  vom  13.  Februar  1919.) 

K.  M.-L. 


Der  SchriftleituDg  sind  folgende  Bücher 
zus:egaugen : 

Lipmann,  Otto,  Frageliste  zur  psycholo^'.xhen  Charak- 
teristik der  mittleren  (kaufmännischen,  handwerklichen  und 
industriellen)  Berufe.  Aus  dem  Sekretariat  für  Berufs-  und 
Wirtschaftspsychologie.     Berlin,  1918. 

Gutachten  über  das  Projekt  der  Schweizer.  Bundesbahnen  zur 
Erweiterung;  des  Hauptbahnliof s  Zürich  vom  Juni  1916,  er- 
stattet im  April  1918,  im  Auftrage  des  Regierungsrates  des 
Kantons  Zürich  und  des  Stadtrates  von  Zürich  durch  Geh. 
Baurat  W.  Cauer,  Dr.-Ing.  C.  0.  Gleim  und  Prof.  Dr.  K.  Moser! 
Mit  einem  Anlageheft  enthaltend  Karten,  Plänie  und  Entwurfs. 
Skizzen.    Zürich  191S. 

Aus  dem  Seminar  für  soziale  Medizin  der  Universität 
Bonn.  Über  nervöse  Erkrankungen  nach  Eisen- 
bahnunfälben  mit  besonderer  Berücksichti- 
gung von  Verlauf  und  E  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g  «  v  e  r  - 
fahren.  Eine  klinische  und  begutachtungs-technische  Studie. 
Von  Dr.  med.  Paul  Horn,  Oberarzt,  Privatdozent  der  Uni- 
versität Bonn.  Mit  einem  Vorwort  von  Dr.  Th.  Rumpf,  G-eh. 
Med.  Rat  und  Professor  an  der  Universität  Bonn.  Zweit« 
völlig  umgearbeitete  und  erweiterte  Auflage.  Bonn  1918.  A. 
Marcus  und  E.  Webers  Verlag.   Preis  9  Jt,  gebunden  10,80  Jt. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  Geschäftsführeudeu  Verwaltung  sind 
erlassen  worden : 

Nr.  IV  12    vom    15.  Februar  d.   Js.    an    die  Mitglieder 


des  Güterverkehrsausschusses,  betreffend  Antrag  der  Lübeck- 
Büchener  Eisenbahngesellschaft  auf  Änderung  des  Musters  E 
(Monatsübersicht  über  gezahlte  Entschädigungen  usw.)  im 
Ubk.  zum  VBR.  (abgesandt  am  18.  Februar  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Tfv.  125.3  und  126.5.  Oberschlesisch- 
Österreichischer  Kohlenverkehr.  Eiscn- 
bahnsütertarif,  Teil  II,  Heft  1  und  2 
ffültis:  vom  1.  Mai  1918  bzw.  1.  Juni  1918. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  März  1919  wer- 
(len  —  deutscherseits  mit  G-enehmigung 
der  Landesauf sichtsbehörde  und  unter 
Zustimmung  des  Reichseisenbahn- 
amtes —  die  Frachtsätze  für  Kolin 
Lokalbahn  (Heft  2)  und  für  Altstadt 
bei  Freudenthal,  Engelslj.erg-Lichte- 
werilen.  Klein  Mohrau-Karlsdorf, 
Lichte  werden  und  Vogelseifen  (Heft  1) 
ohne  Ersatz  aufgehoben. 

Kattowitz,  18.  Februar  1919.  (224) 
Eisentiahudirektiou  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Die  Entfernung  zwischen  der  bayeri- 
schen Station  Oberstaufen  und  Bremen 
ist  im  Nachtrag  1  (neue  Folge)  von 
821  km  in  831  km  zu  berichtigen. 

Hannover,  19.  Februar  1919.  (228) 
Eisenbahndirektion, 


Direkter  Österreichischer  und  Ungari- 
scher Levante- Verkehr  über  Triest  und 
Fiume    seewärts    (nach  Hafenplätzen 
der  Levante). 

Mit  Ablauf  des  30.  April  1919  tritt 
für  den  GeltungSibereich  der  Tarifhefte 
3  und  4  (Ausfuhr  aus  Sachsen  und  Süd- 
deutschland)  der  Tarif,  Teil  I  vom 
1.  August  1908  nebst  Nachträgen  und 
den  hierzu  im  Biekanntmachuugswege 
eingefülirten  Tarifmaßnahmen  ohne 
Ersatz  außer  Kraft. 

München,  den  15.  Februar  1919.  (220) 
Taiifamt  der  bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Südösterreichisch-Ungarisch-Deutscher 
Güterverkehr. 

Mit  Ablauf  des  30.  April.  1919  tritt 
der  Tarif,  Teil  I  vom  6.  Juli  1909  nebst 
Nachträgen  und  den  hierzu  im  Bekannt- 
machungswege eingeführten  Tarifmaß- 
nahmen ohne  Ersatz  außer  Kraft. 

München,  den  15.  Februar  1919.  (225) 
Tarifamt  der  bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

V om  1.  März  d.  Js.  ab  treten  im  Per- 
sonen-, (jt-epäck-,  Expreßgut-,  Tier- 
und Güterverkehr  Erhöhungen  ein. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dienst- 
stellen. 

Halle  a.  iS.,  14.  Februar  1919.  (227) 
Halle-Hettstedter  Eisenbahn. 


Wegeschranken,  Hand-  und  Drahtzug-Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK-SchinRel 

 nach  dem  neueeten  miBWteiiellen  Erln«ae.  »owie  rtmtliche  Zubehörteile.  

Bremsprellböcke,  Lokomotivtchuppenschoinsteitie,  WelchenvenchjOwe,  Lademafte, 
NeicuDBszeigei,  Leltunsamateiialian,  El«ensieflerei. 
WaUaueafUnng  Srüsseti  Ehranprei§.    WaUamsaftlung  Tnrlni  „Grant  Vrix". 

fialthrh«  AnsUfUnng  MatmSi  KSnigl.  MedaUU.  [6811 '1 
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..       I^iest  Zeitung'  erscheint  Mittwoclis  und  Sonnabenrl«! 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  ab°-eg6ben. 
P«va^lÄn^j^^^;^r-lÄ  deren  Raum 

Vari^Jl^ftl  f^er  Pnvatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
'^ni±'^J^l^^^P^^'^^°'i'^-  TeI.;Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Sonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  niüO. 


Landbeschaffun.ff  für  staatlich«  Neben - 
balmon  in  Sachs-en. 

Die  Gütertarife  der  Kleinbahnen. 
V'achrichten. 

Deutschland  :  Das  Eisenbahn- 
wesen im  deutschen  Verfa&suao-s- 
entwurf.  —  Anläse  C  zur  Eisen- 
bahn-V  erkehrsordnuno-.  —  Einreise 
Wehrfähio-er  iu  das  Eosener  -Vuf- 
>^tandsgebiet.  —  Einstellung  von 
1  'lenstanfänffern. 


D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  1  c  h  :  Abgabe 


I  n  Ii  a  1  t  ] 

von  Betriebsmitteln,  an  Italien.  — 
Der  Staatsvorschuß  des  öster- 
reichischen iLloyd.  —  Genesungs- 
heim für  kriegsverLetzte  Eisen- 
bahner. —  Sektionschef  Eichard 
Brüll. 

Ij  n  0^  a  r  n  :  Ei-senbahnun^flück  im 
Tomoser  Paß.  —  Die  Lage  der 
ungarischen  Eisehbahner  in  den 
von  denFeinden  besetztenGebieten.— 
Eia  neuer  Pei'sonenzug  zwischen 
Budapest  und  Wien.  —  Sicheruno- 
des  Eisenbahnverkehrs.  —  Geän" 
derte  Dienststuuden  bei  den  Staats- 
bahnen. —  Der  ungarische  Eisen- 


bahnerverband an  den  internationa 
len  Sozialistenkongreß  in  Bern  — 
Wi^ederaufnahme  des  Fiumaner 
Schiffsverkehrs.  —  Personalände- 
rung in  der  Leitung  der  Transport- 
und  Reklamationsangeleg^enheiten. 
—  Personalnaohrichtien. 

1/  b  r  i  g  e  europäische  Län- 
der :  Forderungen  französischer 
Eisenbahner. 

Bücherschau. 
Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Landbeschaffung  für  staatliche  Nebenbahnen  in  Sachsen. 

Jn  Sachsen  wiid,  wie  m  anderen  Ländern  (z.  B.  Preußen 
ud  Bayern),  der  Bau  staatlicher  Nebenbahnen,  die  mancrels 
mer  ausreichenden  Eentabilität  der  Allgemeinheit  der  Steuer- 
ahler  meist  heträchtliche  Opfer  auferlegen,  andererseits  aher 
en  örtlichen  Interessenten  erhebliche  wirtschaftliche  Vor- 
^lie  bringen,  bei  der  Bewüligung  der  Baukosten  durch  die 
landeversammlung  in-  der  Eegel  davon  abhängig  gemacht, 
aß  die  Interessenten  dem  Staate  zum  mindesten  den  erforder- 
chen  Grund  und  Boden  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellen 
.s  bestand  jedoch  hisher  keine  Möglichkeit,  diese  Leistuncr  zu 
tzwingen.  Waren  die  Interessenten  zur  Erfüllung  der  Be- 
rgung nicht  gewillt,  so^mußte  der  iBahnbau  unterbleiben 
*i  dieser  Sachlage  haben  sich  in  Sachsen  die  Verhandlun<^cu 
iit  den  Beteiligten  über  die  Arealbeschaffung  fast  immer 
sträubend  und  schwierig  gestaltet.  Auch  ergab  sich'  der 
achteü,  daß  die  Interessenten  häufig  ihre  Bereitwilligkeit 
ir  Landabtretung  von  der  Wahl  einer  ibestimmten  Trasse 
iihaiigig  machten;  dadurch  zogen  sich  die  Erörterungen  über 
16  Linienführung  unter  Bearbeitung  zahlreicher  Varianten 
it  ins  Endlose.  Waren  die  hieraus  entstehenden  Verzögerun 
en  schon  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  bedauerlich,  so 
^wies  sich  daß  Fehlen  jedes  Zwangsmittels  zur  ErfüUuno- 
^r  gesteUten  Bedingung  geradezu  als  verhängnisvoll  wenn 

wie  in  der  gegenwärtigen  Zeit,  darauf  ankommt,  durch  als 
iWige  Inangriffnahme  eines  Eisenbahnbaues  Ar.beitsgele<^en- 
31t  zu  schaffen.  Würde  der  Staat  in  solchen  Fällen,  um  "den 
»lortigen  Baubeginn  zu  ermögüohen,  die  gestellte  Bedin<nm^T 
tuen  lassen  und  die  Kosten  der  Landbeschaffung  selbst  über! 
iümen,  so  könnte  ein  solches  Abweichen  von  den  bestehenden 


Grundsätzen  bedenkliche  Folgen  haben.    Unter  den  geschüder- 
ten  Umständen  sprechen  überwiegende  Gründe  für  die  Ein- 
fuhrung eines  Zwangsverfahrens  wenigstens  beim  Bau  solcher 
Staatseisenbahnen,   die  als  Notstandsarbeit  hergesteUt  werden 
soUen.    Aus  dieser  Erwägung  heraus  hat  das  -sächsische  Ge- 
samtministerium unter  dem  11.  Januar  1919  im  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt  (S.  2)  eine  mit  Gesetzeskraft  ausgestattete 
Verordnung  erlassen,  welche  die  Beschaffung  des  Grund  uml 
Bodens  für  die  Herstellung  von  Staatseisenbahnen  zum  Gegen- 
stande hat.    Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  gelten  je- 
doch nicht  für  alle  Neuibauten  von  Staatseisenbahnen,  sondern 
fmden  nur  dann  Anwendung,  wenn  zur  Linderung  eines  Not- 
standes, insbesondere  zur  Beschäftigung  Arbeitsloser,  die  un 
verzugliche  Herstellung 'einer  überwiegend  dem  ört- 
liehen  Verkehre  dienenden  Eisenbahn  durch  den 
sachsischen  Staat  geboten  ist.    Ob  diese  Voraussetzungen  im 
einzelnen  Falle  vorliegen,  wird  durch  eine  unanfechtbare  Ent- 
scheidung des  Ge&amtministeriums  festgestellt  (§  1),   Bei  den- 
jenigen Bahnen,  für  die  eine  solche  Feststellung  erfolgt  ist, 
ist  nach  §  2  der  Verordnung  dem  Staate  der  gesamte  zum' 
Bau  der  Eisenbahn  und  ihrer  Nebenanlagen  erforderliche 
Grund  und  Boden  unentgeltlich  und  lastenfrei  zu  überweisen, 
und  zwar  der  dauernd  erforderliche  zum  Eigentume,  der  vor- 
übergehend erforderUche  zur  Benutzung  für  die  Zeit  des  Be- 
dürfnisses, oder  es  sind  dem  Staate  die  für  die  Beschaffung  des 
Grund  und  Bodens  im  Wege  der  freien  Vereinbarung  °oder 
der  Enteignung  aufzuwendenden  Kosten,  einschließlich  all«r 
Nebenentschädigungen  für  Wirtschaftserschwernisse  und  son- 
stige Nachteile,  zu  erstatten. 
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Von  wem  das  zum  Bahnbau  erforderlich«  Land  unentgeltlicli 
-6ur  Verfügung-  gestellt  wird,  kann  dem  Staate  an  sich  gleich- 
gültig sein,  wenn  nur  überhaupt  die  geforderte  Leistung  er- 
füllt wird.  Die  einfachste  Lösung  ist  die,  daß  di©  einzelne 
Gremeinde  oder  ein  Gern  ein  de  verband  dem  Staate  gegenüber 
sieh  zur  Ai-ealbeschaffung  oder  zur  Erstattung  der  Land- 
erwerbskosten verpflichtet  und  die  Auseinandersetzung  mit 
den  Grundeigentümern  ohne  Zutun  des  Staates  übernimmt. 
Dieser  Weg  ist  schon  unter  den  bisherigen  Verhältnissen,  wo 
man  lediglich  auf  Verhandlungen  mit  d€n  Interessenten  an- 
gewiesen war,  in  der  Eegel  beschritten  worden;  er  erscheint 
als  der  einzig  gangbare,  wenn  die  Verpflichtung  zur  Areal- 
hergabe gesetzlich  festgelegt  wird.  Denn  der  einzelne  Grund, 
eigciitüiner,  dessen  Besitz  zufällig  von  der  Bahnlinie  betroffen 
wild,  bat  möglicherweise  keinen  oder  nur  einen  sehr  geringen 
V'^orleil  von  der  Bahn.  Ihn  persönlich  zur  unentgeltlichen 
Arcalabtietuug  zu  zwingen,  ist  nicht  angängig.  Daher  be- 
istimmt §  3  der  Verordnung,  daß  zur  unentgeltlichen  Über- 
weisung des  Grund  und  Bodens  oder  zur  Erstattung  der  Er- 
werbskosten die  Gemeinden  und  die  Eigentümer  der  selbstän- 
digen Güter,  deren  Bezirke  von  der  Bahn  betroffen  werden, 
je  für  ihren  Bezirk  verpflichtet  isind.  Wird  diese  Verpflich- 
tung nicht  freiwillig  erfüllt,  so  ist  nach  §  4  der  Verordnung 
für  den  Anspruch  des  Staates  die  Klage  im  Verwaltungsstreit - 
verfahren  nach  §§34  flg.  des  Gesetzes  über  die  Verwaltungs- 
rechtsi^flege  vom  19.  Juli  1900  gegeben. 

Es  ist  selbstverständlich  auch  in  Zukunft  möglich,  daß  der 
Bau  einer  Eisenbahn  noch  von  weiteix;n  Bedingungen  als  von 
der  unentgeltlichen  Arealhergabe  abhängig-  gemacht  wird,  z.  B. 
von  Zuschüssen  zu  den  Baukosten.  Die  Erfüllung  derartiger 
Bedingungen  wird  jedoch  in  der  Verordnung  nicht  behandelt. 
Diese  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  die  den  Eegelfall  bil- 
dende Verpflichtung  zur  kostenlosen  Landüberweisung  zu 
ordnen. 

Der  Aufwand,  der  den  Gemeinden  und  den  Gutseigentümern 
durch  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  erwächst,  entspricht 
nun  aber  nicht  immer  dem  Nutzen,  den  jene  von  der  Her-' 
Stellung  der  Eisenbahn  haben.  Dieser  Nutzen  hängt  in  der 
Regel  nicht  von  dem  Umfange  des  in  der  betreffenden  Ge- 
meinueflur  benötigien  Areals,  sondern  von  ganz  anderen  Um. 
släuden  ab,  z.  B.  davon,  ob  der  Ort  eine  igünstig  gelegene 
Verkehrsstelle  erhält.  §  5  der  Verordnung  regelt  daher  das 
V^erhältniß  der  Beteiligten  zu  einander  —  im  Gegensatz  zu 
ihrem  Verhältnis  gegenüber  dem  Staate  —  in  der  W'eise,  daß 
die  beteiliglcn  Gemeinden  und  Eigentümer  selbständiger  Güter 
den  gesamten  Aufwand,  der  zur  Erfüllung  der  aus  §§  2  und  3 
sich  ergebenden  Verpflichtungen  erforderlich  ist,  nach  Maß- 
gabe der  ihnen  durch  den  Bau  der  Eisenbahn 
entstehenden  Vorteile  anteilig  zu  tragen  haben. 

Können  sich  die  Beteiligten  über  die  Tragung  des  Auf- 
waniles  nicht  einigen,  so  entscheidet  nach  §  G  der  Verordnung 
auf  Antrag  eines  Beteiligten  die  nächste  allen  Beteiligten  ge- 
meinsam übergeordnete  Behörde,  und  zwar  die  Amtshaupt- 
maunschaft  unter  Mitwirkung  des  Bezirksausschusses,  die 
Kreishauptmannschaft  unter  Mitwü-kung  des  Kreisausschusses. 
Gehören  die  beteiligten  Gemeinden  oder  Güter  verschiedenen 
Kreishauptmannschaften  an,  so  beauftragt  das  Ministerium 
des  Innern  eine  von  diesen  mit  der  Entscheidung.  Vor  der 
Entscheidung  sind  sämtliche  Beteiligte  zu  hören.  Gegen  die 
Entscheidung  erster  Instanz  ist,  wenn  sie  von  einer  Amts- 
hauptmannschaft ausgeht,  Bekurs  an  die  vorgesetzte  Kreis- 
hauptmannschaft, im  übrigen  Eekurs  an  das  Ministerium  des 
Innern  zulässig. 

Es  kann  vorkommen,  daß  eine  Gemeinde  von  einer  Eisen- 
bahn gar  keinen  Nutzen  hat,  obwohl  ihr  Bezirk  von  der  Bahn 
betroffen  wird.  Der  Ort  liegt  beispielsweise  weit  ab  von  der 
neuen  L'nie  und  besitzt  bereits  Anschluß  an  eine  andere  Eisen- 
bahn. Für  solche  Fälle  gibt  die  Verordnung  der  enscheiden- 
den  Behörde  die  Befugnis,  die  betreffende  Gemeinde  von  der 
Kostenbeteiligung  ganz  freizulassen.    (Dem  Staate  gegenüber 


bleibt  aber  auch  eine  solche  Gemeinde  nach  §  3  für  ihrti 
Bezirk  zur  Arealbesohaffung  verpflichtet.) 

Umgekehrt  können  auch  solche  Gemeinden,  deren  Gebi  - 
von  der  neuen  Eiisenbahn  nicht  betroffen  wird,  von  diesi  i 
wesentliche  Vorteile  haben.  §  G  der  Verordnung  sieht  de- 
halb  vor,  daß  dann  auch  solche  nicht  unmittelbar  berühr  < 
Gemeinden  zu  Beitragsleist-ungen  herangezogeo  werdi  i 
können. 

Es  könnte  zu  Unbilligkeiten  führen,  wenn  die  Gemeindi  i, 
unbedingt  genötigt  wären,  den  auf  sie  entfallenden  Anteil  an 
den  Arealerwerbskosten  allein  aus  öffentlichen  Mitteln  auf- 
zubringen.   Die  Wirkung  eines  Eisenbahnbaues  auf  die  Ver- 
mögensverhältuisse  der  einzelnen  Gemeindemitglieder  ist  oft 
sehr  verschieden.   Während  manchen  Einwohnern  bedeutend« 
Vorteile  erwachsen,  insbesondei-e  gewerblichen  Unt-ernehmerB 
durch  Verbilligung  de«  Rohstoffbezuges   und   des  Absatzes 
ihrer  Erzeugnisse,  Besitzern  von  Grundstücken  durch  Steigo 
rung  des  Bodenwertes  usw.,  erleiden  andere  Einwohner  mit 
unter  geradezu  Schaden;  z.  B.  verlieren  Handwerker  unc 
Kleinkaufleute  nicht  selten  einen  Teil  ihrer  Kundschaft,  dei 
seine  Bedürfnisse  nach  Erbauung  der  Bahn  in  der  nun  leichtoj 
erreicbbai-en  Großstadt  deckt.    Es  würde  deshalb  häufig  de) 
Sachlage  nicht  entsprechen,  wenn  die  von  der  Gemeinde  zu 
gunsten  des  Bahnbaues  gebrachten  Opfer  ausschli-f^'Jlich  durcl 
allgemeine  Steuern  der  gesamten  Einwohnerschaft  auferleg 
würden.     Es  muß  vielmehr  die  Möglichkeit  bestehen,  die 
jenigen,  die  von  dem  Bahnbau  besonderen  Nutzen  haben,  zu 
besonderen  Beiträgen  heranzuziehen.     Bisher  geschah  di« 
in  der  Weise,  daß  eine  Gemeinde  dem  Staate  gegenüber  ehu 
Verpflichtung  nicht  eher  übernahm,  als  bis  sie  sich  gewisse) 
Beitrag&leistungen   von  selten  der  hauptsächlichsten  Inter 
e&senten  versichert  hatte.    Wird  nun  die  Gemeinde  gesetzücl 
verpflichtet,  für  die  Arealkosten  aufzukommen,  so  fehlt  e; 
ihr  an  einer  Handhabe,  um  auf  die  Interessenten  einen  Druct 
auszuüben;  es  muß  ihr  daher  im  Giesetze  die  Möglichkei 
der  teilweisien  Abwälzung  ihrer  Leistung  gewährt  werden. 
Demgemäß  ist  in  §  7  der  Verordnung  nach  dem  Vorbilde  voi 
§  9  des  preußischen  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Jul 
1893  und  von  §  5  des  preußischen  Kreis-  und  Provinzial 
abgabengesetzes  vom  23.  April  1906  eine  Bestimmung  aufgei 
nommen  worden,  die  den  Gemeinden   das   Recht   gibt,  zu 
Deckung  des  nach  §  5  auf  sie  entfallenden  Aufwandes  voi 
denjenigen  Grundeigentümern  und  &ewerbetreibenden,  denel 
durch  den  Bau  der  Eisenbahn  besondere  wirtschaftliche  Vor 
teile  erwachsen,  Kostenbeiträge  zu  erheben.  Die  Beiträge  sia 
nach  den  Vorteilen  zu  bemessen.   Der  Beschluß  der  Gemeind^^ 
wegen  Erhebung  von  Beiträgen  ist  im  Amtsblatte  mit  dea 
Bemerken  bekannt  zu  machen,  daß  Einwendungen  gegen  dej 
Beschluß  binnen  einer  bestimmt  zu  bezeichnenden  Frist  voj 
höchstens  vier  Wochen  bei  der  Gemeinde '  anzubringen  seien 
Werden  nur  einzelne  Grundeigentümer  oder  Gewerbetreibend' 
betroffen,  so  genügt  an  Stelle  der  Bekanntmachung  eine  Mit 
teilung  an  die  Beteiligten.    Der  Beschluß  der  Gemeinde  be 
darf  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde.    Die  Gemeind> 
hat  deshalb  den  Beschluß  mit  den  dazugehörigen  Vorverhand 
lungen  und  der  Anzeige,  ob  und  welche  Einwendungen  inner 
halb  der  gestellten  Frist  erhoben  worden  sind,  der  Aufsicht« 
bohörde  einzureichen.    Der  Beschluß  der  Aufsichtsbehörd 
ist  in  derselben  Weise  zur  Kenntnis  der  Beteiligten  zu  bringen 
wie  der  Beschluß  der  Gemeinde  bekanntgemacht  worden  waj 
Den  Beteiligten  steht  gegen  den   Beschluß  der  Aufsichta 
behörde  der  Rekurs  an  die  nächsthöhere  Behörde  zu. 

§  7  der  Verordnung  spricht  nur  von  Beiträgen.  Es  ifi 
hiernach  nicht  angängig,  den  Aufwand  der  Gemeinde  in  volle! 
Höhe  auf  einzelne  Grundbesitzer  oder  Gewerbetreibende  abzUi 
wälzen.  Ein  gewisser,  wenn  auch  vielleicht  kleiner  Teil  de 
Aufwandes  wird  immer  aus  öffentlichen  Mitteln  (aus  dei 
Gemeindevermögen  oder  durch  Steuern)  zu  decken  sein.  El 
liegt  auf  der  Hand,  daß  man  eine  gesetzliche  Verpflichtung 
der  Gemeinden,  für  einen  Bahnbau  Opfer  zu  bringen,  nttj 
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dsmn  «inführen  kann,  wenn  den  Gemeinden  hinreichend©  (Je. 
legenheit  geboten  ist,  ihre  Wünsche  wegen  Ausgestaltung  der 
Bahnanlage  in  einem  geordneten  Verfahren  geltend  zu  machen. 
Hierm  bedurfte  es  indessen  keiner  besonderen  Bestimmung 
in  der  vorliegenden  Verordnung.  Denn  bei  der  Herstellung 
einer  neuen  Eisenbahnlinie  muß,  selbst  wenn  ausnahmsweise 
der  gesamte  Grund  und  Boden  freihändig  ^rworben  werden 
sollte,  doch  schon  wegen  der  Ee^gelung  der  Wegeverhältnisse 
und  wegen  der  Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Anlieger  das 
Enteignungsverfahren  eingeschlagen  werden.  In  diesern  Ver- 
fahren aber  sind  die  von  der  Anlage  betroffenen,  zum  Plan- 


feststellungstermine zu  ladenden  Gemeinden  und  Gutseigen- 
tümer in  der  Lage,  ihre  Intei-essen  auch  in  bezug  auf  die 
Linienführung  ausreichend  wahrzunehmen. 

Der  Inhalt  der  sächsischen  Verordnung  ist  im  Vorstehenden 
ausführlich  wiedergegeben  worden,  weil  diese  unseres  Wissens 
den  ersten  Versuch  darstellt,  für  die  unentgeltliche  Über- 
weisung des  Areals  für  staatliche  Nebenbahnen  ein  Zwangs- 
verfahren einzuführen.  Der  in  der  Verordnung  eingeschla^^cne 
Weg  dürfte  jedenfalls  auch  außerhalb  der  sächsischen  Grenzen 
Beachtung  verdienen.  G.  F. 


Die  Gütertarife  der  Kleinbahnen. 

Vom   EiiS-enbahnassistenten  Walter  Köniff,  Berlin. 


Zur  Deckung  der  durch  die  allgemeinen  Preissteigerungen 
und  insbesondere  durch  die  gewaltige  Erhöhung  der  Löhne 
immer  größer  werdenden  Betriebsausgaben  werden  die  deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen  bei  den  bisherigen  Tarif- 
erhöhungen nicht  halt  machen  können,  sondern  auf  weitere 
Steigerung  ihrer  Einnahmen  bedaeht  sein  müssen.  Das  gilt 
in  gleichem  Maße  auch  für  die  Kleinbahnen,  die  dieselbe  Mo- 
nopolstellung innerhalb  ihres  Wirkungsbereiches  einnehmen 
wie  die  Eisenbahnen  und  allgemein  übler  daran  sind  als  ,iene, 
da  die  Verzinsung  ihres  Anlagekapitals  im  Frieden  schon 
nicht  über  VA — 2K  %  hinausgegangen  ist.  Die  Kürze  der  zur 
Verfügung  stehenden  Zeit  und  die  Ungeklärtheit  der  neu- 
geschaffenen Lage  ließen  es  nicht  zu,  eine  Erhöhung  der 
Gütertarife  in  der  Weise  vorzunehmen,  daß  der  Aufschlag 
für  .iedes  Gut  entprechend  seiner  Belastungsmöglichkeit  ein- 
zeln festgesetzt  wurde;  vielmehr  wurden  die  Frachtsätze 
der  einzelnen  Klassen  gewöhnlich  proz^entual  erhöht.  Eine 
solche  rohe  Erhöhung  der  Frachtsätze  bringt  aber  viele 
Härten,  da  Güter,  deren  Handelswert  nur  unbedeutend  ge- 
stiegen ist,  durch  Frachtkosten  stärker  belastet  werden  als 
solche,  deren  Wert  um  das  10-  bis  lOOfache  gestiegen  ist.  Da 
der  Krieg  für  eine  solche  Feinarbeit  nicht  die  Zeit  bietet, 
muß  es  der  Übergangs-  und  der  kommenden  Friedenszeit  vor- 
behalten bleiben,  diese  Unebenheiten  auszugleichen.  Es 
müssen  daneben  auch  neue  Wege  eingeschlagen  werden,  um 
alle  Möglichkeiten,  die  bis  .letzt  wenig  oder  gar  nicht  beachtet, 
wurden,  auszunutzen. 

Im  folgenden  soll  auf  einen  solchen  Punkt  hingewiesen 
werden,  nämlich  auf  das  Verhältnis  der  Kleinbahnfracht  zu 
der  Gesamtfracht  bei  Beförderung  von  Gütern  auf  der  Klein- 
bahn und  der  Staatsbahn.  Die  Kleinbahnfraoht  bildet  in  der 
Regel  nur  einen  bescheidenen  Prozentsatz  der  Gesamtfracht- 
kosten. Bekanntlich  berechnet  die  Staatsbahn  für  ihre  Teil- 
strecke die  volle  Fracht*)  ebenso  wie  die  Kleinbahn,  so  daß 
in  den  Frachtkosten  eine  zweifache  Abfertigungsgebühr  ent- 
halten ist.  Die  Frachtkosten  bei  Beförderung  auf'  der  Staats- 
l)ahn  und  Kleinbahn  stellen  sich  daher  allgemein  teurer.  Ganz 
empfindlich  wird  von  dieser  Verteuerung  aber  der  Nah- 
verkehr betroffen.  Es  ist  auffallend,  einen  wie  hohen 
Prozentsatz  der  Gesamtfracht  die  Kleinbahnfracht  im  Nah- 
verkehr und  einen  wie  geringen  sie  im  Fernverkehr  bildet 
(vgl.  Tabelle  I).  Dieses  Mißverhältnis  ist  eine  der  Haupt- 
fehlerquellen, durch  di«  die  Entwickelung  des  Kleinbahn- 
verkehrs behindert  wird.  Eine  Reform  erscheint  notwendig. 
Tj^en  nachstehenden  Vergleichen  soll  die  Beförderung  von 
10-l-Gut  auf  10  km  der  Kleinbahn  sowie  die  Annahme,  daß 
die  Kleinbahn  die  Staatsbahnfrachtsätze  angenommen  hat, 
zugrunde  .ge'Iegt  werden.  Gewählt  ist  der  Sp-ezialtarif  III. 
Tabelle  I  zeigt,  daß  bei  einer  Beförderungsstrecke  von  .ie 
10  km  auf  der  Klein-  und  der  Staatsbahn  die  Kleinbahnfracht 
o6  %,  also  mehr  als  die  Hälfte  der  Ge?samtfracht  beträo-t- 
wahrend  sie  bei  einer  Beförderung  auf  derselben  Kleinbahn- 
strecke und  über  200  km  auf  der  Staatsbahn  14  %,  über 
oOO  km  Staatsbahn  7  %  und  über  700  km  nur  noch  5  %  der 
tresamtfracht  beträgt.  Dieses  abnehmende  Verhältnis  der 
Kleinbahnfracht  zur  Staatsbahnfracht  ist  rechnerisch  begrün- 
det. Die  gebrochene  Abfertigung  stellt  sich  gegenüber  der 
direkten  Durchrechnung  der  Frachtsätze  auf  die  gleiche  An- 
zahl von  Kilometern  im  Mittel  um  5  teurer,  wobei  zu  be- 
rücksichtigen ist,  daß  von  der  Staatsbahnfracht  bereits  die 


*)  Von  der  Staatsbahn  wird  für  Beförderung  von  Wagen- 
ladungen im  Übergang  nach  und  von  der  Kleinbahn  für  ein- 
zelne Tarifklassen  ein  Nachlaß  von  2  M  für  10  t  dem  Ver-  ! 
frachter  gewährt. 


den  Verfrachtern  gewährten  2  Ji  für  10  t  in  Abzug  gebracht 
worden  sind. 

Wegen  dieser  ungeheuren  Belastung  des  Nahverkehrs  mit 
Prachtkosten  mögen   viele  Sendungen  für  die  Kleinbahnen 


Tabelle  I. 


1 

2       i  3 

4 

5 

6 

Entfernung 
km 

Klein- 
bahu- 
Iracht 

Staats- 
bahn- 
fracht 

,M 

Gesamt- 
fracht 

-  M 

Dia 
direkte 
Fracht 
beträgt 

M 

Dil!  Klb.- 

fracht 
niunnt  % 
der  Ge- 
siiintfr.ein 

10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 

10 
20 
30 
40 
50 
60 
70 
80 
90 
100 
125 
150 
200 
250 
300 
350 
400 
500 
600 
700 

20 
30 
40 
50 
60 
70 
80 
90 
100 
110 
135 
160 
210 
260 
310 
360 
410 
510 
610 
710 

9 

I  9 

i 

I  l 

1  9 
9 

l 

9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 
9 

1 

7 
9 
12 
14 
17 
23 
25 
28 
30 
32 
88 
43 
54 
65 
76 
87 
98 
120 
142 
164 

16 

18 

21 

23 

26 

32 

34 

37 

39 

41 

47 
.  52 

63 

74 

85 

96 
107 
129 
151 

173  , 

11 
14 
16 
19 

25 
27 
30 
32 
34 
36 
42 
47 
58 
69 
80 
91 
102 
124 
146 
lUS 

56% 
5U  0/0 
43  o/o 
39  0/0 
35  o/o- 
28  o/o 
20  o/o 
24  o/p 
■  23% 
22  o/o 
l'jo/o 
170/0 
140/0 
12  0,/o 
11% 

90/0  . 

8  0/0 

7% 

6  0/0 

5% 

a*) 

b*) 

c*) 

1      ;-.    1           !  1 

*)  Entfernung  der  a-Kleinb.-,  b-Staatsb.-,  c-Gesamtstrecke 

verloren  gehen.  Es  ist  einleucbtend,  daß  ein  Landwirt  oder 
Fabrikant,  der  seine  Rohstoffe  aus  der  Nähe  bezieht,  und  um- 
gekehrt seine  Produkte  in  der  Nähe  absetzt,  .es  möglichst  ver. 
meiden  wird,  seine  Sendungen  -irber  eine  Kleinbahn  rollen 
zu  lassen.  Er  wird  vielmehr  versuchen,  einen  Anschluß  an 
die  Staatsbahn  anzulegen.  Die  Kleinbahn  ist  aber  gerade 
dazu  berufen,  den  Nahverkehr  zu  beleben  und  zu  fördern.  Da- 
mit ist  aber  nicht  gesagt,  daß  sie  nur  den  Verkehr  innerhalb 
ihres  eigenen  Verkehrsgebietes  heben  soll;  sie  soll  vielmehr 
auch  versuchen,  den  Nahverkehr  benachbarter  Verkehrs- 
gebiete an  sich  heranzuziehen  und  über  ihre  Strecken  zu 
leiten.  Dazu  ist  aber  unbedingt  erforderlich,  daß  die  Fracht- 
kosten für  den  Nahverkehr  auf  der  Kleinbahn  niedriger  ge- 
halten werden,  und  die  Gesamtfracht  (Kleinbahn f rächt  + 
Staatsbahnf rächt)  möglichst  di.e  Frachthöhe,  die  sich  bei  di-^ 
rekter  Durchrechnung  der  Sätze  ergibt,  nicht  übersteigt. 
Während  auf  fast  allen  Gebieten  des  Kleinbahnwesens 
(Technik,  Verwaltung)  die  Besonderhciteu  der  Kleinbahn 
stets  berücksichtigt  werden,  vermißt  man  in  der  Tariffrage 
ein  vollständiges  Eingehen  auf  ihre  Eigenart.  Gewöhnlich 
hat  man  das  Vorgehen  der  Staatsbahn  in  der  Tarifbildung 
ohne  weiteres  für  die  Kleinb.nhn  übernommen.  Es  ist  aber 
nicht  unbekannt,  daß  gerade  bei  der  Gülerbeförderung  über 
kurze  Strecken  die  Kleinbahn  dem  Wettbewerb  der  Straßen- 
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fuhrwerke  ausgesetzt  ist.  Nur  durch  eine  enge  Anpassung 
des  Tarifsyslenis  an  das  Verkehrsbedürfnis  kann  dieser 
Wettbewerb  ausgeschaltet  und  den  Kleinbahnen  neuer  Ver- 
kehr zugeführt  werden.  Gedacht  ist  dies  in  /1er  Weise,  daß 
die  Frachtkosten  auf  der  Kleinbahn  ermäßigt  werden 
sollen,  wenn  die  Güter  über  kurze  Strecken  der  Staats- 
bahn  weiterbefördert  werden,  während  zum  Ausgleich  für 
den  sich  ergebenden  Einnahmeausfall  die  Frachtkosten  für 
dieselbe  Kleiubahnstrecke  bei  anschließender  Beförderung 
über  weite  Strecken  der  Staatsbahn  erhöht  werden 
sollen.      Der  Güterverkehr  innerhalb  eines  Umkreises  von 

100 —  150  km  ist  der  stärkste,  während  er  mit  weiteren  Ent- 
fernungen abnimmt.  Würde  man  hier  nun  genau  so  viel  zu 
den  be.stehenden  Frachtsätzen  zuschlagen,  wie  man  sie  für 
den  Nahverkehr  ermäßigt,  so  würde  sich  bei  dem  bedeutend 
stärkeren  Nahverkehr  ein  größei^r  Einnahmeausfall  ergeben, 
als  die  Erhöhung  der  Frachtsätze  auf  weiteren  Entfernungen 
wieder  einbringt.  Daraus  folgt,  daß  das  Verhältnis  der  Er- 
mäßigung zu  der  Erhöhung  der  Frachtsätze  so  gestaltet  werden 
muß,  daß  der  Aufschlag  auf  die  Frachtsätze  für  die  weiteren 
Entfernungen  sovielmal  mehr-  beträgt,  wie  der  Verkehr  in 
den  Nahzonen  stärker  ist,  als  in  den  Fernzonen.  Für  die- 
selbe Kleinbahnstrecke  von  10  km  und  eine  beförderte  jähr- 
liche Gütermenge  von  250  OOO  t  des  Spezialtarifs  III  ergibt 
sich  eine  Einnahme  von  225  000  Jl.  Diese  250  000  t  kann 
man  auf  die  einzelnen  Entfernungszonen  wie  folgt  verteilen: 

Im  Umkreise  von : 

1—  50  km  20  g  V.  d.  Gesamtmenge  mit  50  000 1  u.  45  000  M  Fracht 

51—100  „  30„„   „  „  „     75  000„„  67  500,, 

101—  150  „  20„„  ,  r,  „  50  000,  „  45  000,. 
151—200  „  15„„  „  „  „  37  500,,,,  3H  750  , 
201—300  „  10 ,  „  „  „  „  25  000  „  „  22  500  „ 
über  301   „  _5  ,^,_„  „  12  500  „  „  11250  „  „ 

zusammen  100 1  v.  d.  Gesamtmenge  mit  250  000 1  a.  225  000 c/f^ Fracht. 

Der  Frachtsatz  auf  10  km  Kleiubahnstrecke  für  10  t  zum 
Spezialtarif  III  beträgt  9  Jl.  Dieser  Satz  kann  nun  den  ein- 
zelnen Zonen  wie  folgt  angepaßt  werden : 


Tabelle  IL 


Entfernungszone 

Frachtsatz; 

km 

J6 

1—  50 

5 

51—100 

7 

101-150 

9 

151—200 

12 

201—300 

14 

über  301 

-,v  18  . 

Als  Selbstkosten  für  die  Beförderung  von  10  t  Gut  auf 
10  km  kann  man  für  eine  Kleinbahn  10 — 12  Ji  in  Rechnung 
setzen.  Die  Frachtsätze  bei  einer  Beförderung  des  Gutes 
unter  150  km  weisen  eine  außerordentliche  Ermäßigung 
unter  die  Selbstkosten  auf.  Diese  Herabsetzung  kann  .iedoch 
ohne  Bedenken  gewährt  werden,  denn  wie  die  nachstehende 
weitere  Aufstellung  zeigt,     wird  durch  die  Erhöhung  der 


Tabellie  III. 


Entfernungs- 
zone km 

Einnahmeanteil  nach 
dem  Frachtsatz  von  9  Jt 

Einnahmeanteil  nach 
den  Frachtsätzen  der 
Tab.  II 

1—50 

45  000 

25  000 

51—100 

67  500 

52  500 

101—150 

45  000 

45  000 

151—200 

33  750 

45  000 

■  201—300 

22  500 

35  000 

Über  301 

11250 

22  500 

Zus. 

225  000 

225  000 

Frachtsätze  in  den  Zonen  über  150  lim  die  Ermäßigung  voll- 
ständig ausgeglichen,  so  daß  das  Einnahmeergebnis  dasselbe 
ist  wie  bei  Anwendung  des  Frachtsatzes  von  9  M  für  10  t. 
Auch  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Grundf rachtsätze "  der 
übrigen  Klassen  höher  sind  und  auch  selbst  in  den  Nahzonen 
mindestens  die  Selbstkosten  decken.    Aus  Tabelle  TV  ist  die 


Wirkung  der  nach  den  neuen  Frachtsätzen  berechneten 
Frachten  für  10  t  in  den  einzelnen  Zonen  zu  ersehen.  Durch 
diese  Art  der  Tarifbildung  wird  ein  Zonentarif  geschaffen 
der  nicht  auf  der  verschiedenen  Länge  des  Beförderunge- 
weges auf  der  Kleinbahn  beruht,  sondern  —  bei  gleichblei- 
benden Beförderungsstrecken  auf  der  Kleinbahn  —  auf  dei 
verschiedenen  Beförderungslänge  auf  der  Staatsbahn  Dieses 


Tabelle  IV. 


1  " 

"  1 

2 

3  ! 

4 

5 

6 

7  • 

8 

Entfernung 
km 

Klein- 
bahn- 
fracht 

M 

Staats- 
bahn- 
fracht 

M 

Ge- 
samt- 
fracht 

M 

Die 

dir. 
Fracht 

be- 
trägt 

M  . 

Unter- 
schied 
zw. der 
gebr.u. 

dir. 
Abfert. 

Unter- 
schied 

der 
Spalte  4 
gegen- 
(iber 
Spalte  4 

der 
Tab.  I 

DieKlb 
Fracht 
nimmt 
jetzt?«/ 
der  Ge 
samtfr 
ein 

oooooooooooooooooooo 

10 

20 
30 
40 
50 
60 
70 
80 
90 
100 
125 
150 
200 
250 
300 
350 
400 
500 
600 
700 

20 
30 
40 
50 
60 
70 
80 
90 
100 
HO 
135 
160 
210 
260 
310 
360 
410 
510 
610 
710 

5 
5 
5 
5 
5 
7 
7 
7 
7 
7 
9 
9 
12 
14 
14 
18 
18 
18 
18 
18 

7 
9 
12 
14 
17 
23 
25 
28 
30 
32 
38 
43 
54 
65 
76 
87 
98 
120 
142 
164 

1 

12 
14 
17 
19 
22 
30 
32 
35 
37 
39 
47 
52 
66 
79 
90 
105 
116 
138 
160 
182 

11 
14 
16 
19 
25 
27 
30 
32 
34 
36 
42 
47 
58 
69 
80 
91 
102 
124 
146 
168 

1 

-\ 

_ 
_ 

-  1 

-  1 

-  3 

-  3 

-  2 

-  8 

-  3 

-  3 

-  5 

-  5 

-  8 
-10 
-10 
-14 

-  14 
-14 

-  14 

-  14 

_ 

_ 

-4 
-4 
-4 

-4 
-4 
-2 
-2 
-2 
-2 
-2 

-3 
-5 
-5 
-9 
-9 
-9 
-9 
-9 

42  »A 
36% 
29% 
26% 
23% 
28% 
22% 
20% 
19"/, 
18% 
19% 
17  0/, 

18% 
18% 
16% 
17% 
16% 
13% 
11 0/, 
10  0/, 

a*) 

b*) 

c*) 

1  1 

*)  a-Kleinbahn-,  b-Staatsbahn-,  c-Gesamtstrecke. 

Tarifsystem  bedarf  aber  einer  gewissen  Flüssigerhaltung. 
Mit  der  Zeit  könnten  sich  die  Beförderungszonen  der  Güter 
verschieben  und  größere  Einnahmeausfälle  einzutreten 
drohen.  Diesem  gilt  es  durch  ständige  Überprüfung  der  beför- 
derten Tonnen  in  den  einzelnen  Zonen  behufs  etwaiger  Be- 
richtigung der  Frachtsätze  nach  dem  neuen  Beförderungsstanc: 
vorzubeugen.  In  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 
Verwaltungen  ist  in  der  Nr.  37  Jahrg.  1918  der  Vorschlag  ge- 
macht worden,  die  Gütertarife  der  Hauptbahnen  in  den  Nah- 
zonen stärker  mit  Frachtkosten  zu  belasten  und  die  Fern- 
zonen zu  entlasten.  Das  vorbeschjiebene  Zonens.vstem  im 
Übergangsverkehr  mit  der  Staatsbahn  würde  eine  firgänzun« 
dieser  Tarifniaßnahme  bilden.  Verteuert  die  Staatsbahn 
ihrerseits  noch  die  Nahzonen,  so  würden  die  Verkehrsver- 
hältnisse für  die  Kleinbahnen  sich  sehr  ungünstig  gestalten 
Durch  die  Verbilligung  der  Kleinbahnfracht  wäre  dann  doi 
notwendige  Ausgleich  zur  Erhaltung  eines  lebensfähigen 
Nahverkehrs  geschaffen,  während  die  Erhöhung  der  Klein- 
bahnfracht in  den  Fernzonen  bei  der  Verbilligung  der  Staat s- 
bahnfracht  überhaupt  nicht  ins  Gewicht  fiele.  Das  neuf 
Zonensystem  bietet  somit  zwei  Vorteile :  Den  Verfrachtem 
in  den  Nahzoneu  werden  .große  Frachtermäßigungen  gewährt 
gleichzeitig  wird  der  Anreiz  zur  vermehrten  Verfrachtung 
und  als  weitere  Folge  eine  sehr  erwünschte  Einnahme- 
erhöhung gegeben.  Ein  Widerstand  der  Staatseisenbahneii 
.gegen  die  Einführung  eines  derartigen  Tarifs.ystems  dürfte 
nicht  zu  befürchten  sein,  da  diese  ihi'e  Frachten  ungeschmä- 
lert weiter  erhält  und  größere  Frachtenabgänge  nicht  zu  er-; 
warten  sind. 

Für  die  Überleitung  zu  diesem  System  wäre  die  kommendt 
Übergangszeit  der  geeignetste  Zeitpunkt.  Sobald  die  allge 
meine  Wirtschaftslage  es  gestattet,  wird  zum  Abbau  dei 
.1  etzigen  ungewöhnlichen  Tarif f rachtsätze  .geschritten  wer- 
den müssen.  Dann  könnte  das  neue  S.ystem  in  der  Weise  ein- 
geführt werden,  daß  man  für  die  Fernzonen  die  jetziger 
{•'raclitsätzo  bestehen  läßt  und  für  die  Nahzonen  die  Fracht 
Sätze  allmählich  auf  die  Friedenssätze  wieder  herabsetzt! 
Diese  Art  der  Einführung  wäre  die  beste  Gewähr  für  eia<| 
schmerzlose  Loslösung  von  den  althergebrachten  Formen  dei 
Tarifbildung. 


LIX.  Jahrgang 
.'6.  Februar  1919 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutsehland. 

—  Das  Eisenbahnwesen  im  deutschen  Verfassun/scsentwurf. 

Der  neu'e  Entwurf  für  die  Beichsverfassung,  der  gegenwärtig 
der  Beratung  durch  die  Nationalversammlung  in  We'imar 
unterliegt,  enthält  im  VI.  Abschnitt,  das  Verkehrswesen,  fol- 
gende Vorschriften  über  die  Eisenbahnen: 
B.  Die  Eisenbahnen. 
Artikel  89. 

DaiS  Eeioh  hat  die  Gesetzgebung  für  die  Eisenbahnen,  so- 
weit es  sich  um  den  allgemeinen  Vermehr  und  die  Landes- 
verteidigung handelt. 

Die  Eeichsregierung  erläßt  mit  Zustimmung  des  Eeichsrats 
die  \erordnungen,  die  den  Eißenbahnbau,  -Betrieb  und  -Ver- 
kehr regeln  (Bau-  und  Betriebs-,  Verkehrs-.  Signalordnuno- 
u.  dergl.). 

Artikel  90. 

Aufgabe  des  Eeichs  ist  es,  die  dem  allgemeinen  Verkehr 
dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Verwaltung  zu  übernehmen. 
Die  Übernahme  kann  nur  im  Wege  des  Vertrages  gegen  Ent- 
schädigung erfolgen 

Artikel  91. 

Hat  das  Keich  innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes  die  dem 
allgemeinen  Verkehre  dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Ver- 
waltung übernommen,  so  steht  ihm  ianerhalb  dies.es  Gebietes 
die  Enteignungs,befugnis  und  die  Ausübung  der  auf  das 
Eisenbahnwesen  sich  beziehenden  Hoheitsrechte  zu.  über 
den  ümfanor  dieser  Eechte  entscheidet  im  Streitfall  der 
ötaatfigerichtshof. 

Artikel  92. 

Die  EeicJiseisenbahnen  sind  (nach  kaufmännischen  Grund- 
.satzen)  —  ungeachtet  der  Veranschlagung  und  des  Nachweises 
mrer  Einnahmen  und  Ausgaben  und  ihl^6s  Erträgnisses  in 
dem  Haushalt  und  der  liechnung  des  Eeiches  —  als  ein  selb- 
ständiges wirtschaftliches  Unternehmen  zu  verwalten,  das 
»eine  Ausga'jen  einschließlich  Verzinsung  und  Tügun  g  der 
Eisenbahnschuld  selbst  zu  bestreiten  und  eine  Eisenbahnrück- 
lage anzusammeln  hat.  Die  Höhe  der  Tilgung  und  der  Eück- 
lage  sowie  die  Verwendungszwecke  der  Rücklage  sind  durch 
besonderes  Gesetz  zu  regeln. 

Artikel  93. 

Zur  beratenden  Mitwirkung  in  Ei&enbahnverkehrsfrao-en 
werden  bei  den  vom  Reiche  verwalteten  Eisenbahnen  nach 
näherer  Anordnung  des  Eeichsrats  Eisenbahnbeamte  an<"e- 
steilt.  " 

Artikel  94. 

Die  Behörden  und  Ämter  der  Eeichseis-enbahn ver waltun 
tuhren  die  Bezeichnung  des  Gliedstaates,  in  dessen  G^ebieT 
sie- ihren  Sitz  haben.   Die  örtlichen  Dienstsf  ellen  werden  nach 
ueni  Gliedstaat  benannt,  in  dessen  Gebiet  sie  gelegen  sind 

Die  Beamten  und  Arbeiter  der  Eeichseisenbahnverwaltiino 
sin  1  aut  ihMn  Wunsch  im  Gebiet  ihres  Heimatstaates  zu  be" 
scliaftigen,  soweit  eine  Verwendungsmöglichkeit  vorlieo-t  und 
nicht  zwingende .  Eücksiohten  des  Eisenbahnbetriebes  ent- 
gegenstehen. 

Artikel  95. 

Hat  das  Reich  innerhalb  eines  bestimmten  Gebiets  die  dem 
allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Ver- 
waltung übernommen,  so  können'  innerhalb  dieses  Gebiets 
neue,  dem  allgemeinen  Verkehr  dienende  Eisenbahnen 
nur  vom  Reich  oder  mit  seiner  Zustimmung  gebaut  werden. 
Wird  durch  den  Bau  neuer  oder  die  Verändemnff  bestehen- 
der Beiohaei>;enbahnanlagen  der  Geschäftsbereich  der  L-in(!es- 
polizei  berührt,  so  dürfen  die  Entscheidungen  der  Reichs- 
ei&en  bahn  Verwaltung  erst  nach  Anhönmg  der  Landesbehör- 
rten  ergehen. 

.  In  Gebieten,  m  denen  das  Reich  die  Eisenbahnen  noch  nicht 
in  seine  Verwaltung  übernommen  hat,  ist  es  bei-echtigt,  Eisen- 
bahnen, die  für  den  allg^emeinen  Verkehr  oder  für  die  Lan-. 
desverteidiguns:  als  notwendig  erachtet  werden,  kräft  eines 
Keichgesetzes  auch  gegen  den  Widerspruch  der  Gliedstaaten, 
deren  bebiet  durchschnitten  wird,  unbeschadet  der  Landes- 
tiotieitsrechte  für  eigene  Eechte  anzulegen  oder  den  Bau 
einem  anderen  —  nötigenfalls  unter  Verleihung  des  Ent-» 
«ignungsrechts  —  zur  Ausführung  zu  überlassen. 

Jede  Eisenbahnverwaltung  muß  sich  den  Anschluß  anderer 
Bahnen  auf  deren  Kosten  gefallen  lassen 

boweit  das  Reich  Eisenbahnen  baut  oder  betreibt,  hat  es  die 
t^nteignungsbefugnis  und  die  Ausübung  der  sich  auf  das 
Bilsenbahnwesen  beziehenden  Hoheitsreohte  Über  den  Um- 
tang  dieser  Rechte  entscheidet  im  iStreitfall  der  Staatsgerichts- 


Artikel  96. 

Eisenbahnen  des  allgemeinen  Verkehrs,  die  nicht  vom  Reich 
verwaltet  werden,  unterliegen  der  Beaufsichtigung  durch  das 
Reich.  Die  Aufsicht  wird  ausgeübt  durch  den  Ausschuß  des 
Reiohsrats  für  da«  Eisenbahnwesen.  Die  Geschäfte  des  Aus- 
schusses sind  vom  Reichseisenbahnamt  vorzubereiten.  Der 
Ausschuß  kann  die  Ausübung  seiner  Befugnisse  in  bestimm- 
ten Geschäftszweigen  dem  Reichseisenbahnamt  übertragen. 

Artikel  97. 

Die  der  Beichsaufsicht  unterliegenden  Bahnen  sind  nach 
den  gleichen  vom  Reiche  festgesetzten  Grundsätzen  anzu- 
leg-en  und  auszurüsten.  Diese  Bahnen  und  die  vom  Reich 
verwalteten  Bahnen  sind  zur  Förderung  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs wie  ein  eioheitliches  Netz  zu  betreiben. 

Die  Eisenbahnverwaltungen  haben  daher  insbesondere 

1.  den    Verkehr    unter    Ausschaltung  unwirtschaftlichen 
Wettbewerbs  einheitlich  zu  bedienen  und  zu  leiten, 

2.  sich  gegenseitig  wirksame  Betriebsaushilfe  zu  leisten. 

3.  möglichst  übereinstimmende  sachliche  und  persönliche 
Dienstvorschriften  zu  erlassen, 

4.  die  Einheitlichkeit  in  den  technischen  Einrichtungen  zu 
fördern, 

5.  die    Ge&cMftseinrichtungen    möglichst    zu  vereinheit- 
lichen. 

Artikel  98. 

Die  Eisenbahnen  sind  in  betriebssiohei-em  Zustand  zu  er- 
halten und  den  Verkehrsanforderungen  entsprechend  auszu- 
bauen und  auszurüsten.  Der  Personen-  und  Güterverkehr  ist 
dem  Verkehrsbedürfnis  entsprechend  zu  hexiienen  und  auszu- 
gestalten. 

Artikel  99. 

Bei  der  Beaufsichtigunff  des  Tarifwesens  ist  auf  gleich- 
mäßige und  niedrige  Eisenbahntarife  hinzuwirken. 

Bei  Notständen,  insbesondere  bei  ungewöhnlicher  Teuerung 
der  Lebensmittel,  haben  die  Eisenbahnen  für  die  Beförderuno- 
namentlich  von  Getreide,  Mehl,  Hüls.enfrüchten  und  Kartof" 
leln  zeitweise  einen  dem  Bedürfnisse  entsprechenden  niedri- 
gen Ausnahmetarif  einzuführen.  Der  Tarif  wird  vom  Aus- 
schuß des  Eeichsrats  für  das  Eis.enbahnwesen  festgesetzt;  ei 
darf  nicht  unter  den  niedrigsten  auf  der  Bahn  für  Eohstofftt 
geltenden  Satz  hinabgehen. 

Artikel  100. 

Auch  die  dem  nicht  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisen- 
bahnen haben  den  Anfordeiningen  des  Eeiches  auf  Benutzung 
der  Eisenbahnen  zum  Zwecke  der  Landesverteidigung  Folge 
zu  leisten. 

Das  Militär  und  alle  Kriegsbedürfnisse  sind  zu  ermäßigten 
Sätzen  jzu  befördern. 

—  Anlage  C  zur  Eisenbahn-Verkehrsordnung.  Das  Eeiohs- 
Eisenbahnamt  hat  unteim  13.  d.  M.  einige  Änderungen  der 
Nr.  la  in  der  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Verkehrsordnimg  ver- 
fügt. Das  Nähere  geht  aus  der  Bekanntmaohung  in  Nr.  39 
des  Reichsges'etzblattes  vom  17.  d.  Mts.  hervor 

—  Einreise  Wehrfähiger  in  das  Posener  Aufstandsgebiet. 
Infolge .  des  in  der  Provinz  Posen  herrschenden  Kriegszu- 
standes ist  die  Eini-eise  Wehrfähiger  dahin,  außer  bei  beson- 
derer Genehmigung,  nicht  mehr  zuläsisig.  Der  preußische 
Eisenbahnminister  hat  daher  zur  Verhinderung  unnützer 
Bahnbelastung  durch  Versuche  der  Polen,  aus  Mittel-  und 
Westdeutschland  nach  Po.sen  durchzukommen,  die  sich  auf  der 
Cstbahnstrecke  schon  geltend  macht,  angeordnet,  auf  deq 
Hauptbahnhöfen  an  sieht liarer  Stelle,  wie  z.  B.  Schalter. 
Bahnsteigsperre,  Fahrplanaushang,  eine  Bekanntmachung 
tolgenden  Wortlautes  anzubringen:  Die  Einreise  Wehr- 
fähiger, auch  entlassener  Soldaten  in  das  Posener  Aufstands- 
gebiet ohne  besondere  Zureisegenehmigung  ist  nicht  mehr 
zulässig.    Reiseversuche  dorthin  sind  sonach  zwecklos. 

—  Einstellung  von  Dieustaniängcrn.  Nachdem  infolge  dei 
Beendigung  des  Krieges  die  Möglichkeit  besteht,  mit  der  Ein- 
berufung von  Dienstanfängern  wieder  in  vollem  Umfange 
vorzugehen,  hat  der  preußische  Eis-enbahnminister  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  das  Eisembaihn-Zentralamt  und  die 
Eisenbahndirektionen  vorläufig  nicht  an  die  Einhaltung  der 
für  regelmäßige  Verhältnisse  vorgeschriebenen  Höchstzahl 
der  Dienstanfänger  (Personalvorschriften  S.  145)  gebunden 
sind.  Für  «Jie  Bemessung  der  Zahl  der  Dienstanfänger  ist 
vielmehr  bis  auf  weiteres  der  tatsächliche  Bedarf  maßgebend, 
wobei  zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  Annahme  von  Dienst- 
anfängern während  des  Krieges  in  manchen  Dienstzweigieu 
nur  in  beschränktem  Maße  möglich  gewesen  ist,  und  es  des- 
halb eines  nachträglichen  Ausgleichs  durch  Mehreinstellung 
von  Dienstanfäng'ern  bedürfen  wird,  damit  keiis.  Mangel  an 
ausgi©bild)6tem  Beamtenpersonal  eintritt     Mit  Eüokßiohfc  auf 
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die  große  Zahl  der  BeweRber  soll  die  Eiaberufung  der  ein- 
zustellenden Dienstanfän^^er  nach  Möglichkeit  beschleuniget 
werden. 

—  Zur  Ausstandsbeweguns  auf  den  deutschen  Eisenbahnen. 

In  Essen  versammelten  sich  am  21.  d.  Mts.  250  Vertrauens- 
männer der  Eisenbahnbetriebsbeamten  und  -Arbeiticr  der  Ge- 
werkschaft deutscher  Eisenbahner  und  befreundeter  Verbände, 
um  den  Bericht  der  nach  Weimar  g'e-sandten  Kommission  ent- 
ge^^enzunehmen,  (vergl.  Nr.  15,  S.  145  d.  Ztg.).  In  der  Aus- 
sprache wurde  betont,  daß  durch  den  Generalstreik  der  Berg- 
leute für  die  Eisenbahner  eine  neue  Lage  geschaffen  sei  und 
man  jetzt  mit  einem  24stündigen  Proteststreik  den  Sparta- 
kisten nur  in  die  Hand  arbeiten  würde.  Auch  liege  kein  Giaind 
zum  Streiken  vor,  da  die  Eegierung  die  Hauptforderung  der 
Eisenbahner  erfüllt  habe.  Die  Abstimmung  bestätigte  "diese 
Auffassung.  Zur  Durchführung  der  Eiuzelverhandlungen  beim 
Generalkommando  in  Münster  wurde  ein  Vertreter  gewählt. 
In  den  einzelnen  Direktionsbezirken  soll  der  Direktionsbeirat 
mit  einer  -weiteren  Anzahl  von  Vertretern  aus  den  Direktions- 
beamtenausschüssen in  gemeinsamer  Zusammenarbeit  mit 
Linienkommandantur  und  Eisenbahndirektion  die  Durchfüh- 
rung der  Bewaffnuno-  der  Eisenbalmer  in  die  Wege  leiten. 
Der  ^treikausschuß  Ideibt  l-)estehen.  bis  diese«  Verfahren 
durchgeführt  ist. 


Deutschösterreich 

—  Abgabe  von  Betriebsmitteln  än  Italien.  Die  italienische 
Waffenstillstandskommission  hat  nach  einer  Meldung  des 
„Korrespondenzbüros'-  die  in  Nr.  15,  S.  146  d.  Ztg.  er-n-ähnte 
Forderung  auf  Auslieferung  von  2460  Wagen  und  123  Loko- 
motiven aufrecht  erhalten  und,  um  diese  Forderung  wirksam 
zu  machen,  bereits  einen  der  vier  täglichen  Lebensmittelzüge 
eingestellt,  sowie  sich  weitere  schwer-wiegende  Mallnahniicn 
vorbehalten,  falls  nicht  bis  zum  25.  .Februar  ein  verläßlicher 
Anfang  der  Abgälte  der  Betriebsmittel  gemacht  wird.  Die 
deutschöslerreichische  Regierung  hat  .-sofort  neue  Verhand- 
lungen mit  der  italienischen  WaffeustülLstandskommiission  ein- 
geleitet, die  noch  schweben. 

—  Der  Staatsvorschuß  des  österreichischen  Lloyd.  Die  vor- 
malige österreichische  Eegierung  hat  dem  Lloyd"  seit  dem  im 
Jahre  1907  erfolgten  Abschlüsse  des  Subventionsvertrage«  zum 
Zwecke  der  Beschleunigung  des  Schiffsbaues  sowie  zum  An- 
kauf mehrerer  DaLmatiendampfer  A^orschüsse  ausbezahlt. 
Weitere  Vorschüsse  -wurden  dem  Lloyd  wähi-end  des  Krieges 
g-ewährt,  um  ihn  in  die  Lage  zu'setz-en,  die  Beamten gehäfier 
weiter  auszahlen  zu  können.  Die  Eegierunj--  hatte  «ich  auch 
dafür  eingesetzt-  daß  Beamte  nicht  •entlassen  werden  und  auch 
keine  llera-b.setzuug  der  Gehälter  Platz  greife,  wie  dies  bei 
andern  Schiffahrtsgesellschaften  der  Fall  war.  Unter  diesen 
Gesichtspunkien  hat  der  Lloyd  (Tesamtvorschüsse  von  unge- 
fähr 24  Millionen  Kronen  erhalten.  Hierzu  kommen  noch  die 
An.sprücbe  jener  Beamten,  die  mit  \''erträgen  augestellt  waren, 
die  von  dem  italienischen  Zwangsverwalter  gekündigt  worden 
sind.  Wie  wir  erfahren,  hat  nun  die  Begieruni;- .  7lie  Über- 
tragung der  im  Portefeuille  des  Lloyd  befindlichen  Wert- 
papiere nach  Priest  nur  insoweit  gestattet,  als  diese  nicht  zur 
Deckuno-  der  obigen  rechtmäßiocn  Forderungen  notwendi«- 
sind.  Es  handelt  sich  hauptsächlich  um  den  Besitz  des  Lloyd 
an  Aktien  der  Navigazione  Lil)era.  der  Dalmatia  und  anderer 
Gesellschaften. 

—  Genesungsheim  für  kriegsvcrletzte  Eisenbahner.  Der  d.  ö. 

Staatssekretär  für  Verkehrswesen  hat  anläßlich  der  Schluß- 
abrechnung über  das  (:;enesungsheim  folgende  Verlautbarang 
erlassen : 

„An  alle  Eisenbahner!  Das  Genesungsheim  für  kriegsver- 
letzte Eisenbahner  in  Griuzing  wurde  im  April  1918  nach  mehr 
als  dreijährigem  Bestände  und  voller  Erfüllung  seiner  Wid- 
mung als  Kriegerh-eilstälte  ueschlossen,  nachdem  es  620 
Schwerstbeschädigten  Opfern  des  Kriegs-  und  Betriebsdienstes 
—  darunter  247  Amputierten  —  Aufnahme  gewährt  und  den 
meisten  die  Eückkehr  ms  tätige  Leben  ermöglicht  hatte. 

Der  Leitgedanke  bei  Gründung  des  Heimes,  den  Eisen- 
bahner, der  in  Ausübung  seiner  staatsbürgerlichen  oder  be- 
ruflichen Pflicht  schweren  Schaden  an  s-einem  Körper  er- 
lilt-eu  hat.  -wieder  zum  arbeitsfähigen,  schaffenden  Mitgliede 
der  menschlichen  Gesellschaft  zu  machen  und  vor  einem  kärg- 
lichen Eeutnerdasein  zu  bewahren,  wird  den  Bestand  des  Ge- 
nesungsheimes überdauern.  Denn  in  gleicherweise  -wie  bis- 
her in  Grinzing  wird  fortab  im  Eisenbahner-Rekonvaleszenten- 
heim  in  Neuliengbach  die  Krüpp«IfüriSorg«  geübt  -werden 


ZeituiK?  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 


Allen  Eißenbahnern,  die  in  kameradschaftlicher  Opferbereit 
Schaft  gerne  die  Mittel  zur  Verwirklichung  des  Fürsorge 
gedankens  gaben,  isei  hiermit  nochmals  der  herzlichste  Danl 
gesagt." 

Gleichzeitig  mit  dieser  Verlautbarung  -wurde  der  Auswei'- 
über  die  letzte  Gruppe  von  Pfleglingen  des  Genesungsheimes 
sowie  der  Gesamtrechnungsabschluß  de«  Standesfür-sorgefonds 
zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht. 

—  Sektionschef  Richard  Brüll.  Der  ^Allg.  Tarifanzeiger' 
läßt  der  Tätigkeit  des  in  den  Euhestand  getretenen  Direktors 
des  Tariferstellungs-  und  Abrechnungsbüros  im  Staatsamte  für 
Verkehrswesen,  Eichard  Brüll,  folgende  Würdigung  ana^e- 
deihen :  „Sektionschef  Brüll  hat  vom  ersten  Tage  der  Er- 
richtung dieses  Amtes  an  Ibis  jetzt  an  dessen  iSpitze  gestanden 
Mit  allem,  was  im  ehemaligen  Österreich  seit  Jahrzehnten 
Tarifpolitik  und  Tarif erstellung  bedeutete,  ist  der  Name  des 
nun  zurückgetretenen  Direktors  des  Tarif erstellungsbüros 
innig  verknüpft.  In  einem  Alter,  in  welchem  andere  längst 
sich  zur  Euhe  gesetzt  hatten,  hat  er  das  Büro  in  nicht  gemin- 
derter Arbeitsfreude  und  mit  einer  stets  noch  steigenden  Er- 
fahrung, Gewandtheit  und  Behernschung  des  Stoffes  geleitet, 
die  ihn  unter  allen  Wandlungen  der  Älinister  und  Sektions- 
chefs unentbehrlich  machten.  Selbst  angesichts  vollständia-ej 
Neuordnung  aller  Dinge  wird  man  das  Wissen  und  die  Er- 
fahrung des  Sektiouschefs  Brüll  nicht  entbehren  können,  uml 
es  ei-scheint  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  daß  er  auch 
weiterhin  benifen  sein  wird,  seinen  Eat  der  deutschösterreichi- 
schen  Eegierung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Im  großen 
Publikum  wird  der  wirtschaftliche  und  finanzielle  Wert  der 
Tätigkeit  des  Tariferstellung.sbüros  nicht  voll  erfaßt.  Sein 
Titel  schafft  eine  begriffliche  Begrenzung,  die  mit  der  tal- 
sächlicheu  Tätigkeit  dieses  Amte«  nicht  übereinstimmt.  Da^ 
erklärt  sich  aus  dem  Wesen  des  Direktors  de«  Amtes,  der  es 
stets  vermieden  hat,  hervorzutreten  und  mit  seinen  Mitarbei- 
tern der  Sache  allein  zu  dienen  bemüht  war.  In  ausländischen 
Eisenbahnkreisen  gehört  der  Name  Brüll  zu  den  angesehen- 
sten. In  zahllosen  Verhandlungen  mit  den  Eisenbalm  Verwal- 
tungen aller  europäischen  Staaten  hat  sich  Brüll  den  Euf 
eines  ungenieiu  unterrichteten,  äußerst  geschickten  Taktikers 
erworben,  der  es  verstanden  hat,  die  wiiischaf Midien  Inter- 
essen der  österreichischen  Eisenl>ahnen  auch  dort  durohzii- 
setzen.  wo  die  Stellung  der  Staatsbahnen  durch  die  größere 
iVIachtstelltmg  der  fremden  Verwaltungen  und  durch  die 
Schwierigkeiten,  die  durch  die  A^eischiedenen  Interessen  der 
Eisenbahnen  Österreichs  untereinander  und  mit  denen  Ungarns 
hervorgerufen  wurden,  im  Nachteile  schien." 


Ungarn. 

\  —  Eisenbahnunglück  im  Tömöscr  Paß.  In  der  Eisenbahn- 
station Tömös  bei  Bra.ss6  (Kronstadt)  fand  eine  Zugentglei- 
sung statt,  wobei  mehrere  rumänische  Soldaten  ums  Leiben 
kamen  oder  verletzt  wurden.  Der  Lokomotivführer  de«  au* 
B.umänien  kommenden  Zuges,  dem  die  Verkehrsverhältnisse 
namentlich  das  Gefälle  der  Strecke,  unbekannt  waren,  fuhr  mi' 
voller  Geschwindio-keit  und  brachte  auf  diese  Weise  den  Zuf 
zur  Entgleisuno-.  In  der  Meinung,  daß  der  Lokomotivführei 
als  Ungar  den  Unfall  absichtlich  verursacht  hätte,  überfiele! 
ihn  von  den  Überlebenden  mehrere,  die  ihn  mißhandelten.  Ersi 
naohträo-lich  stellte  sich  heraus,  daß  der  Lokomotivführei 
überhaul->t  kein  Unoar,  sondern  ein  Eumäne  sei  und  nicht  der 
ungarischen,  .^ondcru  den  rumänischen  Staatsbahnen  angehöre 

—  Die  Laffc  der  ungarischen  Eisenbahner  in  den  besetzter 
Gebieten.  Das  ungarische  E  is  e  n  b  a h  n  p  e  r  «  o  n  a  1  ir 
Komärom  (Komorn)  hat  unter  dem  Druck  der  von  der 
Tschechen  verübt^en  Gewalttaten  den  Dienst  verlassen,  nach 
dem  e«  dem  Stationsvorstand  erklärt  hat.  daß  es  der  tschechi 
sehen  Eepublik  keine  Dienste  leisten  wolle.  Diese  Eisenbahn 
angestellten  werden  nicht  mehr  in  den  Dienst  aufgenomnaei 
wierden.  An  ihrer  Stelle  wird  tschechisches  Personal  der 
Dienst  versehen.  . 

Die  organisierten  Arbeiter,  Eisenbahner  und  andere  otlent 
liehe  Angestellte  sind  in  den  von  den  Tschechen  besetztei 
n  o  r  d  w  e  s  t  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  n  Gebieten  in  den  Ausstan» 
o-etreten.  Dieser  Streik  hat  weniger  einen  sozialistischen  al 
einen  politischen  Charakter;  die  Ausständigen  bezwecken 
gegen  die  Gewalttätigkeiten  der  Tschechen  Verwahrung  eini 

zulegen.  •  ,     ,  ■     r,  ■  -u 

Am  1  Februar  erhiel ten  die  Eisenbahner  i  n  Sieben! 
bürgen  keine  Gehälter;  somit  hat  die  Aushunserung  de 
siebenbüroener  Eisenbahner  begonnen.  Der  iiimänische  Ee 
o-ieruno-srat  und  frühere  ungarische  Abgeordnete  Juliu 
Maniu  "gestattete  nicht,  aus  den  für  Februar  fälligen  Gehal 
tern  Wohnungsgeldern  und  sonstigen  Gebühren  auch  nu 
einen  Heller  auszuzahlen.   Die  Auszahlung  wird  so  lange  eini 
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geteilt,  biß  sämtlich«  Eisen  bahn€r  einzeln  die  Erklärung 
über  die  freiwillige  Anerkennung:  der  neuen  Machtverhältnisse 
unterfertigt  haben.  Auch  die  Witwen-  und  Waisenrenten  so- 
wie -die  Kuhegehälter  wurden  nicht  ausbezahlt.  Damit  ver- 
folgen die  Eumänen  den  Zweck,  einen  Druck  auf  die  Ei&en- 
bahnei'  auszuüben,  die  die  Unterfertigung  der  Erklärung  ver- 
weigert haben.  Trotzdem  versehen  die  Eis'enbahner  vorläufig 
auch  jetzt  noch  pünktlich  ihren  Dienst,  um  nicht  als  Ordnungs- 
ätörer  zu  gelten.  Die  Eisenbahner  wandten  sich  telegraphisch 
an  die  Direktion  der  ungarischen  Staat&bahnen,  um  Unter- 
stützung; durch  die  ungarische  Eegierung  zu  erwirken.  Die 
Regierung  ibietet  alles  auf,  den  für  ihre  Vaterlandslieb©  not- 
leidenden Eisenbahnern  Hilfe  zu  leisten 

Der  Staatssekretär   und  Chef     der     Eisenbahnsiektion  des 
Xagyszebener  rumänischen  Eegierungsrates  Bohatiel,  der  noch 
vor  kurzem  Sektionsingemeur  der  ungarischen  Staatsbahnen 
war,  hat  an  sämtliche  Eisenbahnbeamte  und  AiLgestellte  des 
von  rumänischen  Truppen  besetzten  Gebietes  eine  Verordnung 
gerichtet,  in  der  ihnen  mitgeteilt  wird,  daß  sämtliche  Bahn- 
strecken bis  zur  Station  Zäm  —  diese  Station  mit  inbegriffen  — 
den  rumänischen  Staatsbahnen  angeschlossen  werden,  und  daß 
in  allen  ihren  Angelegenheiten  in  höchster  Instanz  die  Direk- 
tion der  Staatsbaimen  in  Bukarest  entscheidet.  Gleichzeitig 
erhielten  die  Eisenbahnbeamten  die  Aufforderung,  eine  Er- 
klärung zu  unterschreiben,  in  der  sie  ihren  Eintritt  in  den 
Verband  der  rumänischen  Staatshahnen  anmelden.    Wer  sie 
nicht  unterfertigt,  wird  als  aus  dem  Dienst  ausgetreten  be- 
trachtet.   Die  Beamten  erhielten  zugleich  eine  strenge  Mah- 
nung, die  jene  Eis'enbahner  mit  schwerer  Strafe  bedroht,  die 
ihre  Kollegen  am  Eintritt  in  den  rumänischen  Eisembahu- 
dienst  verhindern  wollen  oder  die  Sicherheit  des  Bahnbetrie- 
bes gefährden.    Trotz  dieser  Aufforderung  haben  nur  sehr 
wenige  ungarische  Eisenbahner  die  Erklärung  unterschrieben. 
Aus  diesem  Grunde  hat  der  Nagyszebener  Kegierungsrat  zu 
den  einzelnen  Stationen  aus  Kumänien  Eisenbahner  versetzt, 
die  den  pienst  übernehmen  sollen,    wenn    die  ungarischen 
Eisenbahner    ihren    Posten    verlassen.    Die  Eisenbahner 
der     von     den     rumänischen     Truppen     besetzten  Eisen- 
bahnlinien   haben    dem    Nagyszebener    ßegierungsrat  eine 
in    vierzehn  Punkten    zusammengefaßte  Denkschrift  vorge- 
legt, in  der  sie  ihre  Beschwerden  und  ihre  Wünsche  auf  Lin- 
derung   ihrer  Leiden  und  Entbehrungen  auseinandersetzen. 
Sollten  ihre  Wünsche  und  Anforderungen  nicht  erfüllt  wer- 
den, so  werden  sie  den  bereits  vor  Einbringung  der  Denk- 
schrift ausgebrochenen  Streik  fortsetzen.    Der  rumänische  Re- 
gierungsrat hatte  sich  )>ereit  erklärt,  die  Verhandlungen  mit 
den  Eisenbahnern  aufzunehmen,  und  sie  ersucht,  bis  dahin 
Wieder  ia  Arbeit  zu  treten.    Das  Exekutivkomitee  hat  hierauf 
das  Zeichen  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit  gegeben,  gleich- 
zeitig aber  eine  Frist  für  die  Erfüllung  der  Wünsche  d-er 
Eisenbahner  gestellt.      Die  von  den  rumänischen  Truppen 
wegen  Ausbruchs  des  Streiks  vorgesehenen  Strafen  blieben  je- 
doch nicht  aus.    Besondere  Entrüstung  rief  die  von  den  Ru- 
mänen eingeführte  Prügelstrafe  hervor.    Oberleutnant  Dimi- 
trescu,  Kommandant  der  Devaer  rumänischen  Truppen,  er- 
teilte u.  a.  dem  Magazinchef  eine  Prügelstrafe.    Einem  Zuo'- 
leiter,  der  den  Zug  auf  Befehl  eines  rumänischen  Feldwebels 
in  Va.idahunyad  nicht  anhalten  wollte,  sondern  ihn  fahrplan- 
mäßig nach  Piski  in  iBewegung  setzte,  wurde  eine  Prügelstrafe 
aulerlegt.    Emern  Schaffner  wurde  eine  Prügelstrafe  zuteil 
weü  er  zwei  Frauen,  die  Getreide  schmuggeln  wollten  vom 
Äuge  gejagt  hatte.    Die  Barbareien  riefen  solche  Erbitteruno- 
hervor,  daß  die  rumänische  Regierung  sich  genötigt  sah,  den 
Oberleutnant  nach  Bessarabien  zu  versetzen. 

—  Ein   neuer  PersonenzHff  zwischen  Budapest  und  Wien. 

ua  üie  Ischechen  .jeglichen  Eisenbahnverkehr  auf  der  von 
Ihnen  besetzten  Eisenbahnstrecke  Parkänyndna-Poz&ony 
(l-reßburg) -Marchegg  hindern,  ist  ein  durchgehender  Zu^-ver- 
sehr  zwischen  Budapest  und  Wien  über  die  Marchego-er  Linie 
>eit  einiger  Zeit  nicht  mehr  möglich.  Verhandlungen  weo-en 
freigäbe  dieser  Linie  für  den  Verkehr  haben  keinen  Erfolg 
?enabt.  Aus  diesem  Grunde  wurde  zwischen  Budapest  (Ost- 
ahnhof) und  Wien  (Ostbahnhof)  in  beiden  Richtungen  ein 
leuer  Personenzug  über  Bruck-Kirälyhida  in  Verkehr  gesetzt, 
^r  Verkehr  auf  der  Budapest-Marchegger  Linie  ist  infolge 
mit  den  Tschechen  ohne  Erfolg  gepflogenen  Verhandlun- 
?eii  noch  immer  eingestellt. 

n7^T-S'?.?"r  ^  «•'t*' J**'''''''>**°^^4:'^<^hrs.  Der  Minister  des 
iii^        1  Schaffung  einer  Eisenbahnsektion  angeordnet, 

ehr?  Sicherung  des  Eisenbahngüter,  und  Personen ver- 


—  Geänderte    Dienststunden    bei   den   Staatsbahnen.  Die 

Direktion  der  Staatsbahnen  hat  nachstehende  Kundmachung 
erlassen:  „Der  stets  wachsende  Kohlenmangel  und  die  hier- 
mit verbundenen  Schwierigkeiten  gebieten  es,  die  Sparmaß- 
nahmen in  der  Beleuchtung  und  Beheizung  zu  verschärfen. 
Zur  Erreichung  dieses  Zieles  sind  Maßnahmen  getroffen,  daß 
vom  19.  Januar  d.  J.  bis  auf  Widerruf  auf  sämtlichen  Buda- 
pester, Köbänyaer  und  Eakoser  Stationen,  ferner  in  Räkos- 
palota-Ujpestdie  Eil.  und  Frachtgutannahme-  und  -ausgabe- 
magazine  und  Kassenräume  an  Wochentagen  von  8  Uhr  früh 
ohne  Unterbrechung  bis  3  Uhr  nachmittags  zur  Verfügung  des 
Publikum«  stehen.  Nach  3  Uhr  nachmittags  können  Eil-  und 
Frachtgüter  zur  Beförderung  nicht  aufgenommen  und  ange- 
langte Güter  den  Empfängern  nicht  ausgefolgt  weixlen.  In- 
dem wir  dies  zur  Kenntnis  bringen,  wird  das  Publikum  er- 
sucht, die  mit  der  Aufgabe  und  Abfuhr  verbundenen  Obliegen- 
heiten in  den  genannten  Stationen  im  Laufe  der  abgeänderten 
Dienststunden  zu  besorgen.  Es  wird  bemerkt,  daß  die  für 
Feiertage  festgesetzten  Dienststunden  aufrecht  bleiben." 

—  Der  ungarische  Eisenbahnerverband  an  den  internationa- 
len Sozialistenkongreß  in  Bern.  Der  vorgenannte  Verband 
sandte  an  die  ungarischen  Teilnehmer  des  internationalen  So- 
zialistenkongresses  folgendes  Telegramm:  „Die  Rumänen  m 
Siebenbürgen  beg-ehen  den  Eisenbahnern  und  Bergleuten,  öf- 
fentlichen Beamten  und  Arbeitern  gegen  über  unerhörte  Ge- 
walttaten. Sie  greifen  unsere  Genoss-en  mit  Stockschlägen  an 
verstümmeln  sie,  bestreuen  die  Wunden  mit  Salz  und  verüben 
die  denkbar  barbarischesten  Grausamkeiten     Sie  achten  die 

V  ersammlungs-  und  Vereinigungsfreiheit  nicht,  und  greifen 
sogar  zu  deren  Unterdrückung  zu  den  Mitteln  des  Standrechles. 
Ini  Namen  des  Landesverbandes  der  Eisenbahner  fordern  wir 
Euch  auf,  in  der  Beratung  des  Kongresses  auf  das  ener- 
gischeste Verwaihrung  einzulegen  und  die  sofortige  Abstellung 
der  Gewalttaten  zu  fordern.'' 

—  Wiederaufnahme  des  Fiumaner  Schiffsverkehrs.  Der  stän 
dige  Schiffsverkehr  zwischen  Fiume  und  Korfu  einerseits  so- 
wie Fiume  und  A'enedig  anderseits  ist  bereits  in  die  Wege  o-'e- 
leitet.  Der  Verkehr  auf  der  Linie  Fiume-Korfu  soll  zweimal 
wöchentlich,  der  auf  der  Linie  Fiume-Venedig  einmal  wöchent- 
lich stattfinden. 

—  Personaländerung  in  der  Leitung  der  Transport-  und  Re- 
klamationsangelegenheiten.    Oberinspektor    Josef  K  a  r  e  n  o  - 

V  1 1  ß  wurde  von  der  Leitung  der  iSektion  F  IV  (Transport-  und 
Reklamationsangelegenheiten)  enthoben  und  an  dessen  Stelle 
Inspektor  Aladär  Philip  ernannt.  Philip  war  bisher  Leiter 
der  R/eklamationsabteüung  und  zugleich  Stellvertreter  des 
Oberinspektors  Karenovits.  Seine  hervorragenden  Fachkennt- 
nisse und  seine  besondere  Arbeitskraft  lassen  erhoffen  daß 
die  vielen  eingelaufenen  Reklamationen  einer  raschen  Erledi- 
gung zugeführt  werden.  Auch  in  der  Leitung  der  ausländi- 
schen Reklamationsabteilung  ist  insofern  eine  Änderuno-  zu 
verzeichnen,  als  an  deren  Spitze  Sekretär  Dr.  Andor  Siedler 
ernannt  wurde.  Siegler  ist  ein  auf  dem  Gebiete  der  Transport- 
tragen hervorragender  und  erfahrener  Fachmann,  von  dessen 
außergewöhnlicher  Arbeitskraft  in  den  zurzeit  herrschenden 
unklaren  Verhältnissen  der  Transport-  und  Reklamationsange 
tegenheiten  ein©  baldig©  Besiserung  zu  gewärtigen  ist. 

—  Personalnachrichten.  Sektionsleiter^Stellvertreter  Ober- 
kontrollor  Emü  Walter  der  Sektion  CV  (Gütertarife  mit 
dem  Auslande)  der  ungarischen  Staatsbaimen  wurde  zum  Sek- 
tionsrat  im  Ministerium  des  Äußern  ernannt.  Walter  hat  sich 
f-eiii«!'  vielseitigen  Fachkenntnisse,  insbesondere  an- 
läßlich der  Facharbeiten  für  den  rumänischen  Güterverkehr 
Verdienste  erworben.  Zum  Nachfolger  wurde  Oberkontrollor 
Aladär  Sommer  ernannt,  der  auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
wesens bisher  schon  besonders  tätig  war.  —  Der  Ministerrat 
ü,at  m  seiner  jungst  albgehaltenen  Sitzung  die  Direktoren- 
btelivertreter  der  Staatsbahnen  Julius  Horänszky  und  Dr 
Markus  Benedikt  unter  Verleihung  des  Titels  von  Mi- 
nisteralraten  zu  Staatsbahndirektoren  ernannt  Beide  sind 
ertahrene  Oberbeamte,  die  sich  außerordentlich  bewährt 
haben. 


Obrige  europäische  Länder. 

—  Forderungen  französischer  Eisenbahner.  „Oeuvre'  be- 
richtet von  einer  Versammlung  von  mehreren  tausend  Eisen- 
bahnern m  Paris.  Die  Eisenbahner  fordern  ein  Anfano-s- 
g-ehalt  von  2400  Franken  ohne  Aufwandsentschädio-uno-  den 
-Achtstundentag,  die  englische  Woche  und  di©  Nationalisierung 
der  Eisenbahnen. 
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Zeitung:  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungren 


Der  Schriftleitung  sind  folgende  Bücher 
zugegangen : 

BcHcmt'older,  Dr.  E.  R.  Die  staatswirtsohaftliche  Veiwer- 
lung  der  Kohle.  Eine  degenschrift  zu  den  vom  Beichsschatz- 
amt  henausse^j-eb-enen  „Technischen  Gutachten  zur  Veroasuug 
und  zur  Nebenprodukteno-ewinnuno".  Carl  Heymanns  Verlag, 
Berlin  1919.   Preis  i  M. 

Sinner,  G.  Dr.-Ing.  Betriebswisseuischaften.  Aus  der  Samm- 
ixmg  „Technisch-lit-erarischeii-  Führer",  herauisgegeben  vom 
Verein  Deutscher  Ingenieure.  Selbstverlag-  des  VeneiniS  D.  I. 
Berlin  1919.    Preis  2,75  Ji. 

Wirminghaus,    Professor   Dr.  Die  Handelspolitische 


Bedeutung  des  Eisenbahn-Güt-ertarifwesens.  Sonderabdrtick 
aus  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
herausgegeben  von  Dr.  Ludwig  Ekt/er,  J^ena. 

Zeitschrift  für  den  internationalen  Eisenbahntransport  in 
Bern.  Inhaltsverzeichnis  der  fünfundzwanzig  ersten  Bändie 
1893-1917. 

Aus  Natur  .und  Geisteswelt.  Sammlung  wissenschaftlich- 
gemeinverständlicher  Darstellungen.  Verlag  von  B.  G.  Teub- 
ner  in  Leipzig  u.  Berlin  1918.  20.  Bändchen.  Das  Eisen- 
hüttenwesen. Von  Dr.  H.  Wedding,  weil.  Geh, 
Bergrat,  Prof.  an  d-ei:  ehem.  Bergakademie  und  der  Techn, 
Hochschule  zu  Berlin.  5.  Auflage,  21.— 2A.  Tausend.  Bear- 
beitet von  F.  W.  Wedding.   Mit  22  Abbildungen.   Preis  1,50  Ji. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 

Der  an  der  Bahnlinie  Cöthen-Kohlfurt  gelegene  Bahnhoil 
4.  Klasse  Schwarzkollm  erhält  vom  1.  April  d.  J.  ab  die  Be- 
zeichnung Schwarzkollm  Lantawerk. 


Änderung  von  Stationsnamen. 

Ei&enbahndirektionsbezirk    Halle  (Saale). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  an  der  Bahnlinie  Göthen-Kohlfurt 
gelegene        Bahnhof        4.  Klasse 
Schwarzkollm  erhält  vom  I.April 
1919  ab  die  Bezeichnung 
..SvO  hwarzkollm     Laiutawer  k". 

.Halle  (Saale),  den  19.  Februar  1919. 

Eisenbahndirektion.  (230) 


2.  Güterverkehr. 

Deutsch-dänischer  Eisenbahnverband. 

Mit  Gültigkeit  vom  2ö.  Februar  1919 
an  wird  ein  gemeinsamer  Nachtrag  zu 
folgenden  Verband.starifen  herausge. 
geben : 

1,  deutsch-dänischer  Gütertarif,  Teil  II 
(Tfv.  580) ; 

2.  deutsch-dänischer     Tiertarif  (Tfv. 
1840)  ; 

deutsch-dänisch-schwedischer  Koh- 
lentarif (Tfv.  1198)  und 
4.  deutsch-schwedisch-uorwegivscher  Gü- 
tertarif, Teil  II  (Tfv.  574). 

Auf  Grund  dieses  Anhanges  werden 
Frachtzuschläge  zugunsten  der  däni- 
schen Bahnen  neben  den  nach  vor- 
stehenden Tarifen  il>erechneten  Frachten 
und  neben  den  im  deutisch-däni&chen 
Tiertarif  und  im  deutsch-schwedisch- 
uorwegischen  Güterverkehr  außerdem 
noch  besonders  berechneten  Zuschlägen, 
enthaltend  den  Kriegszuschlag  der  deut- 
schen Bahnen  und  die  deutsche  Reichs- 
abgabe, erhoben. 

Abdrücke  des  gemeinsamen  Nach- 
trages werden  ibei  den  üblichen  iStellen 
zum  Verkauf  aufgelegt  werden. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dienst- 
stellen. 

Altona,  den  20.  Februar  1919.  (229) 

Eisenbahndirektdon, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Preußischer  Staats-  und  Privatbahn- 
verkehr, Heft  C  1. 

Die  Uiberfuhrgebühr  zwischen 
Liblar  Dorf  und  Liblar  in  Höhe  von 
3  A  bzw.  3,3  S  für  100  kg  wird  mit 
Gültigkeit  vom  16.  April  d.  Js.  ab  auf- 
gehoben. 

Cöln,  den  19.  Februar  1919.  (233) 
Eisenbahndirektion. 

Güterverkehr     zwischen  Deutschland 
einerseits,    Dänemark,    Schweden  und 
Norwegen  andererseits. 

Mit"  Gültigkeit  vom  3.  März  1919  an 
treten  im  Verbau dsgüt>ertarif  Teil  I, 


Abteilung  B,  folgende  Änderungen  ein: 

1.  §  3  (^)  erhält  folgende  Fassung: 
Für  die  in  der  Güterklassifikation,  Ab- 
schnitt „a)  Spezialtarif  für  bestimmte 
Eilgüter'"  (Seite  33)  aufgeführten  Ar- 
tikel wird  die  Fracht,  soweit  nichts  Be- 
sonderes bestimmt  ist,  bei  Aufgabe  als 
Stückgut  nach  den  Sätzen  der  Fracht- 
stückgutkla^sse  I,  bei  Aufgabe  als  Wa- 
g-enladung  nach  Abschnitt  B  für  Fracht, 
gut  berechnet. 

2.  §  41  (^)  nebst  Anmerkung  wird  ge- 
strichen. Die  Ziffern  C")  bis  (^)  er- 
halten die  Ziffern  (')  bis  («)  ■ 

Altona,  den  22.  Februar  1919.  (234) 

Ei,*enbahndirektiön. 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Obersehlosisch-Üsterreicliischer  Kolilen- 
verkehr. 

Eisenbahngütertarife,   Teil  II,   Heft  1 
und  3,  gültig  vom  1.  Mai  1918,  Heft  2, 
gültig   vom    1.  Juni  1918    und   Heft  4, 
gültig  vom  1.  Juli  1918. 
Niederschlesisch-Österreichischer 
Kohlenverkehr. 
Eisenbahngütertarif,  Teil  II,  gültig  vom 
1.  Juni  1918. 
Einführung  eines  Kurs- 
zuschlages. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  März  1919  bis 
auf  Widerruf  werden  sämtliche  derzeit 
geltenden    Frachtsätze   in    den  oben- 
bezeiohneten-   Tarifen    im    Sinne  der 
Tarifbestimmung    unter  III,  B,  1  (ver- 
gleiche Nachträge  II  der  genannten  Tar 
ri  f o)  um  einen  einheitlichen  festen 
Zuschlag    von    7  Heller       ü  r 
100  kg  erhöht. 
Wien,/Breslau,/Kattowitz,  15.  Febr.  19, 
Deutschösterreichiisohe  (231) 
Staatsbahnen  —  Eisenbahndirektionen 

Breslau  und  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Der  oberste  polnische  Volksrat  ver- 
hindert durch  Zahlungsverbot,  daß 
Staatseinnahmen  in  dem  Aufstandsge-' 
biet  dem  preußischen  Fiskus  zufallen. 
Es  wird  daher,  soweit  überhaupt  noeh 
Güter-  und  Gepäckverkehr  mit  Sta- 
tionen, die  von  den  polnischen  Auf- 
ständischen innerhalb  der  Provinz 
Posen  besetzt  sind,  zu.gelassen  ist,  für 
Sendungen  von  diesen  Stationen  nach 
allen  außerhalb  des  Zernierungsgürtels 
gelegenen  Stationen  in  allen  Fällen  die 
Fracht,  auch  wenn  sie  bereits  auf  der 


von  den  Polen  besetzten  Versandstation 
gezahlt  ist,  für  die  Strecke  von  dei 
Übergangsstation,  d.  h.  von  Wronke  au 
bis  zur  Bestunmung;istation  auf  der 
letzteren  erhoben.  Für  sämtliche  Sen- 
dungen nach  den  von  den  Polen  be- 
setzten Stationen  wird  die  Fracht  usw. 
ohne  Ausnahme  bereits  in  voller  Höho 
auf  der  Versandstation  ein- 
gehoben. Mit  Nachnahme  belastet(} 
Sendungen  nach  dem  von  den  Polen  'be- 
setzten Gebiet  werden  nicht  an- 
genommen. 

Von  den  im  polnischen  Zernierungs- 
gürtel  gelegenen  Stationen  nach 
außerhalb  gelegenen  Stationen  ausge- 
gebene Fahrkarten  werden  auf  den 
nicht  besetzten  Strecken  nicht  anei- 
kannt.  Auf  der  Ubergangsstation  oder 
der  nächsten  geeigneten  größeren  Sta- 
tion ist  daher  eine  Fahrkarte  von  der 
Übergangsstation  Wronke  nach  der 
Zielstation  nachzulösen.  Fahrkarten 
nach  den  polnisch  besetzten  Stationen 
werden  dagegen  nach  wie  vor  ausge- 
geben. Es  empfiehlt  sich  .iedoch,  solchei 
nur  bis  zur  Übergangsstation  Wronke 
zu  lösen,  da  von  hier  ab  nochmalige 
Lösung  einer  Fahrkarte  polnischerseits 
verlangt  wird. 

Die  im  Aufruhrgebiet  liegenden  Sta- 
tionen sind  bei  den,  Fährkartenaus- 
gaben- und  Abfertigungsstellen  zu  er-: 
fahren.  — 

Das  sofortige  Inkrafttreten  dieseri 
Maßnahmen  gründet  sich  auf  die  vor-i 
überg«hende  Änderung  des  §  6  deii 
Eisenbahn  Verkehrsordnung  (R.  G.  Bl. 
1914  S  455) 

Bromberg,' den  20.  Februar  1919.  (23:i) 
Eisen  bahndirektion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Binnentarif  der  Brauhschweig- 
Schöninger  Eisenbahn. 
Mit  Wirkung  vom  1.  März  d.  Js.  kom- 
men die  Rückfahrkarten  in  WegfaM. 
Braunschweig,  den  22.  Februar  1919] 
Braunschweig-Schöninger  Eisenbahn- ' 
Actien-Gesellschaft. 

Der  Vorstand.  (232) 

Meppen-Haselünner  Eisenbahn. 

Am  1.  April  ds.  Js.  treten  Erhöhungen 
der  Sätze  im  Personen-  und  Gepäckver 
kehr  ein.  Nähere  Auskunft  erteilen  di« 
Dienststellen. 

Meppen,  den  20.  Februar  1919.  (223; 
Der  Betriebs-Direktor. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutsciier  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.  Oberregierungsrat  Dr.   v.   Eitter  in  Berlin 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W    —  nnir.k  von  H.  8.  Hermann  In  Berlin  HW. 
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Berlin,  den  1.  März  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitimq-  erscheint  Mitt^vochs  und  RonnnbenJs. 
«  ^''A^r'f"*  ^o^^'ie  sonstige  Jlitteilungeu,  Bücher.  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftleitun?  der  Zeit^g-^es  Vereins  Ueutscher  Eisenbahaverwaltungren, 

amtliche  Bekanntmachniifren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
^'A'"^,"'?"^^''"'*"""^^"'  ^^^^^  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  2a'29  einzusenden. 

Die  /eitiin?  kann  durch  den  Buchliandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

•»Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  uad  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  K 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  Torlierige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben, 
Aufier  deu  a  m  1 1  i  cli  e  ii  Bekanntmachungen  werden  auch 

Priyatanzeig-en  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 

"^•0  Pt.)  augenominevi.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 

Beilagen  werden  nacli  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigcn  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 

Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 

Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reich.sbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  1H0((. 


t>er  preußische  ELsenbahnminister  übei 
■>  die  Eisenbahnfraffe  in  der  Eeichs- 
<  Verfassung. 

Die  ältesten  Stimmen  über  die  militari 
sehe    Bedeutung:    der  Eisenbahnen 
•  1833—1842. 

Di©  Fahrgeschwindigkeiten  der  engli- 
.  sehen  Eisenbahnen  im  Kriege. 

Nachrichten. 

Deutschland  ;  Ausbesserung  von 
Lokomotiven  in  Privatwerken.  — 
Einkommen  besteuerung  der  im 
Eisenbahnbetrieb  beschäftigten 
Arbeiter,  —  Beförderung  von 
Kriegsbeschädigten.  —  Zur  Au&- 
standsbewegung  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen.  —  Eisenbahnunfälle. 
—  Staatssekretär  Eüdlin.  —  Eisen- 
bahndirektionspräsident Schweringt. 
^  Personalnachrichten. 


■  n  Ii  a  1  i  t 

Oeutsohöster reich  :  Auf- 
hebung der  direkten  Güter-  und 
Kohlentarife  mit  Deutschland.  — 
Rechtsnachfolge  dei-  ehemaligen 
österreichischen  Staatsbahnen.  — 
Kündigung  der  direkten  Eisenibahn- 
tarife  durch  die  südslavische  Ee- 
Hiermig.  —  Eisenbahnverkehr  in 
Süd-Steiermark.  —  Personalnach- 
lichten. 

L'  n  g  a  r  n  :  Verlängerung  der  Tarif- 
'  Erhöhungen.  —  Maßnahmen  über 
angehaltene  Eisen  bahnsendungen. 
—  Schadenersatz  für  Eisen bahndieb. 
.•^ähle.  —  Erhöhung  der  ,  Versiche- 
rungsprämien für  Reisegepäck  und 
Expreßgut.  —  Regelung  des  beim 
Verkauf  von  verderblichen  Gütern 
zu  befolgenden  Verfahrens.  —  Ein- 
stellung der  Untersuchung  des  Ge- 
päcks,  —   Schweies  Explosionsuu- 


glück  lü  Siebenbürgen.  Ungarns 
.  .\ns-pruch  auf  den  Finmaner  Hafen. 
—     Zui   luternationali.-iierung  der 
Donau. 

S  ü  d  s  1  a  V  1  s  c  h  e  s  G  e  b  i  e  t;.  Ver^ 
kehr  der  kroatischen  Eisenbahnen 

f'brige  europäische  Län- 
der: (Teheimnisvolles  Eisenbahn- 
unglück in  Frankreich.  —  Inter- 
nationales Übereinkommen  über  den 
Ei.senbalinfrachtverkehr.  —  Vor- 
übeigeheude  Einführung  eines  ver- 
kleinerten Frachtbriefformulars  in 
der  Schweiz. 

1'  r  e  m  d  e  E  r  d  t  e  i  1  e  :  A  ufsicht  über 
die  sibirischen  Eisenbahnen.  —  Eine 
neue  Eisenbahn] iiiit^  in  Kanada.  — 
Kanadische  Pacii'icbahn.  —  Die 
Eisen  bahnen  Col  umbiens. 

Rechtsprech  ung. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Der  preußische  Eisenbahnmioister  über  die  Eisenbahnfrage  in  der  ReichsverlassuDg. 


Der  preußische  EisenlKihnminister  empfing  am  25.  Februar 
den  Direktor  der  „Deutschen  Allgemeinen  Zeitung"  Stollberg 
zu  einer  Unterredung  über  die  Frage  der  einheitlichen  Ver- 
kehrsregelung im  Eahmen  der  neuen  Reichsverfassnng.  Auf 
die  Frage,  ob  die  Eeicbsverfassung  in  dem  bekannt  gegebenen 
Entwurf  zu  Fortschritten  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Verkehrswesens  führen  wird,  führte  der  Minister  aus:  Ich 
kanü  darauf  mit  voller  Überzeugung  mit  einem  bestimmten 
„Ja'  antworten  und  ebenso  zuversichtlich  hinzufügen,  daß 
diese  Fortschritte  erheblich  sein  werden.  Der  erste  "  Fort- 
schritt ist  die  ausdrückliche  und  feierliche  Erklärung  im  Ar- 
tikel 89,  daß  es  Aufgabe  des  Eeiches  ist,  die  dem 
allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen 
in  seine  Verwaltung  zu  übernehmen.  Das  ist 
das  von  weitesten  Volkskreisen  gewünschte  Eeichseisenbahn- 
programm,  dessen  Durchführung  die  deutsche  Eepublik  in  den 
Besitz  und  Betrieb  aller  Eisenbahnen  bringt,  seien  es  Staats- 
eisenbahnen oder  Privateisenbahnen.  Natürlich  kann  die&er 
Übergang  nicht  durch  einen  Federstrich  herbeigeführt  werden ; 
es  bedarf  der  Vereinbarung  zwischen  dem  Eeich  und  den 
gegenwärtigen  Besitzern.  Dabei  handelt  es  sich  um  unge- 
heuer große  Vermögensobjekte,  für  deren  zahlenmäßige  Be- 
wertung es  sowohl  dem  Eeiche  als  auch  den  beteiligten  Glied- 
staaten und  Unternehmungen  augenblicklich  an  jeder  auch 
nur  einigermaßen  zuverlässigen  Grundlage  fehlt.  Der  Welt- 
krieg mit  seinem  unglücklichen  Ausgange  hat  die  Finanzen 
anserer  Eißenbahnunternehmungen  in  Unordnung  gebracht, 
und  erst  der  Wiederaufbau  unseres  Wirtschaftslebens  wird 


zeigen,  in  welchem  Maße  eine  Gesundung  der  Finanzen  der 
einzelnen  VerkehrÄanstalten  zu  erwarten  ist. 

IHe  Durchführung  des  Eeichseisenbahnprogramms  darf 
aber  nicht  ad  oalenda.s  graecas  vertagt  werden.  Pas  soll  ins- 
besondere der  Artikel  97  verhüten,  der  die  Mittel  und  Wege 
einer  föi-dersainen  Vorbereitung  der  vollkommensten  Verein- 
heitlichung des  Eisenbahnwesens  klar  und  bestimmt  bezeich- 
net. Durch  diesen  Artikel  werden  die  Eisen  bahn  Verwaltungen 
zur  EinfühiTing  bedeutsamer  einheitlicher  Ein- 
richtungen und  Maßnahmen  auf  allen  wich- 
tigen Gebieten  des  Verkehrs,  d'es  Betriebes 
des  Baues  und  d«r  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen verpflichtet.  Der  gute  Wille,  dieser  Verpflichtung 
na<;hzukommen,  ist,  wie  angesichts  der  erfreulichen  Überein- 
stimmung der  Vertreter  aller  beteiligten  Gliedstaaten  bei  den 
Verhandlungen  im  Staatenausschusse  in  Weimar  außer  Zwei, 
fiij  steht,  überall  vorhanden.  Um  so  eher  kann  mit  der  Ein- 
führung dieser  bedeutsamen  Beformen  gerechnet  werden,  als 
die  grundlegenden  Verabredungen  größtenteils  bereits  unter 
meinem  Aintsvorgänger  auf  meine  Anregung  und  mein  un- 
ablässiges Betreiben  kräftig  vorbereitet  und  nahezu  zum  Ab- 
schluß gebracht  sind.  Zur  Lösung  von  besonders  sohwieri,gen 
Fragen  namentlich  '^ur  Vorbereitung  der  Einführung  des 
Zweiklassensystems  im  Eisenbahnpersonenverkehr  sind  Kom- 
mi.sisionen  eingesetzt,  denen  die  tüchtigsten  Sachverständigen 
aller  beteiligten  Fachrichtungen  angehören.  Die  ins  Aug« 
gefaßten  Eeformen  räumen  mit  althergebrachten  Vorurteilen 
und  Verkehrsbeschränkungen  auf  und   isclraffen  eine  breit* 
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ZeitUQ«;  des  Vereins 
Deutscher  EisenbahnTerwultUBgen. 


'Trandlaü'e  für  lanojst  anÄ'f^s^i^bte  Vert^esisoruu'j'eu  aiviu«atUoh 
(fi-es  iDurohffanpfisvHjrkiehrs,  zai^lieiob.  *ber  auoh  für  die  ©o  drin- 
srend  notw©ndio;>e  Ifebunsr  d«i>s  Wirtschaffc&ergiebnLas*«  unserer 
(n  schwerer  Finaaznot  l>efiiidlichen  Eigiettbalinen. 

D<^r  lintt-e  Forteohritt,  dier  im  Falle  der  Aiinahm«  des  Ver- 
t:'a&suiigs>eiit.\v  uii\-i  ^'vr.ieh  wird,  Lst  die  Einheitlichkeit 
d  e  I-  R  e  1  (>  h  «  a  II  f  s  i  c  b  t  ütx'-r  die  Eisenbahnen,  <>olanA"e  sie 
ttooh  nicht  vom  Kelche  verwaltet  werden.  Es  ffibt  keine 
Reservate  mehr,  auch  keine  bayerischen.  Alle  Eisen- 
bahnverwaltungen  unterlies^en  sleicherweise  der  Tieichsaiif- 
teichfe,  ein  Vorzug,  der  ebenfalls  zur  Durchfiihruna:  eines  ein- 
heitlich .ifearteten  Eiisenbahnverkehr^i  wesentlich  beitragen 
und  den  Ül>eiig'anjf  der  Eissen babijen  in  die  Keichsverwaltiuis 
zweifellos  1)eÄt!hleuni.in<>ji  wird. 

Wird  danel)en  auch  die  V'erfolffung- des  weit>eren  Pi  osraninivs 
dier  ÜlMMnahm^'  der  dem  allgemeinen  Verkehr  <lienenden 
B  1  n  n    II  w  ;i,  s  s  o  r  s  i  i-  ,i  R    u    und   dei-   S  «  e  w  h  s    c  r  >  t  r  ;i  - 


ßen  auch  tmeerer  Nord-  und  Ostseehäfen  auf  das  Reich 
mäß  Artikel  102  und  103  des  Verfassungsentwurfs  im  Auge 
behalten,  &o  wird  man  darin  eine  großzügige  Auffassung  un- 
serer der  neuen  Republik  zufallenden  Verkehrsauf  gaben  er- 
blickeu  können.  Wenn  die  Eisenbahn-  und  Wasserstraßen - 
Verwaltungen  die  ihnen  in  der  Verfassung  vorgezeicbneteii 
Ziele  einmütig  verfolgen,  so  wird  die  Bedienung  de^s  öffent- 
lichen Verkehrs  bedeut-same  Fort«ohritte  erfahren,  die  Lei- 
stungsfähigkeit des  Betriebsapparats  erhöht  und  die  Finanz- 
lage der  Verkehrsan-stalten  gesainden ;  alles  Voraueßetzungen 
dafür,  daß  das  große  Ziel  der  Zusammenfassung  aller  dieser 
Verkehrsanstalten  unter  der  Verwaltung  des  Eeiches  ohni- 
gefahi-i^oUe  Erschütterungen  /um  Segen  von  Reich  und  Volk 
in  naher  Zeit  verwirklicht  wird. 

^>ache  der  Reichsregierung  ist  es.  die»e  m  der  Verfa*isunü 
klar  umschi'iobene  Verkehrspolitik  mit  .saohkundigei  zielbe- 
wußter Kraft  m  einem  g-uten  Ende  zu  führten. 


Die  ältesten  Stimmen  über  die  militärische 

In  den  Letalen  Jakron  ^<md  dp  Fach.-  und  Tageszeitungen 
Wiederholt  Aiigia;ben  aufgetaucht,  wann  und  durch  wen  zuerst 
die  Bedeutung  der  Eisenbahnen  für  die  Kriegfühiung  er- 
kannt worden  sei,  Angaben,  die  sioli  bei  genauerer  Nach- 
forscliung  z.  T.  nicht  als  ßtichlialtig  erweisen.  Dem  Ent- 
»»tehen  und  der  Entwickelung  des  Gedankens  von  der  militäri- 
schen Bedeutung  der  Eisenbahnen  genau  nachzugehen,  bildet 
aber  sicher  einen  inteiH^ssanten  Abschnitt  der  ersten  Eisen- 
bahngesohiclite.  Bernhard  Meinke  kommt  in  seinem  unter 
obiger  Üt>erschrift  erschienenen  Aufsatz  zu  dem  üben-aschen- 
den  Ergebnis,  daß  die  militärische  Bedeutung  trotz  einzelner 
gegenteiliger  Stimmen  schon  in  den  Jahren  1833 — 1842  theore- 
tisch fast  in  allen  Einzelheiten  erikannt  'gewesen  ist,  ja,  daß 
irOgar  manoliom  weitblickenden,  für  jene  Zeit  noeli  verfrühten 
(Tedaukei!  ei«t  <lie  Erfalirungen  des  heutigen  Weltkrieges  in 
vollem  Uuifange  recht  gegeben  haben. 

Wir  müssen  uns  au  dieser  Stelle  darauf  bescliränken.  die 
rfiimmen  über  diesen  Gegenstand  und  die  dabei  beteiligten 
Namen,  soweit  sie  bekannt  sind,  kurz  anzuführen.  Als  erste 
Deut<sohe  haben  Friedrich  Harkoii.  im  März  1833  und  der 
rlieinische  Wirtsoliaftspolitiker  Ludolf  Camphausen  im  August 

1833  neben  den  wii'tsohaftlichen  Wirkimgen  auch  den  bedeut- 
-samen  Einfluß  des  'neuen  Verkehr.smitteLs    in  militärischier 

Beziehung  vorau-sgesehen.  AIkt  während  sie  nur  wenige  Worte 
alligemeinei-  Art  darüber  zu  sagen  hatten,  hat  Friedrioh  List 

1834  und  1836  im  Eiisenbalin-Journal  und  in  der  AUig.  Mil.-Ztg. 
den  Gegenstand  erstmalig  etwas  ausführlicher  behandelt  und 
«eine  Ansichten  näher  zu  iKigränden  versucht.  Sodann  hat 
1839  der  lange  als  eisenibahnfeindlich  verschrien  gewesene 
(3eneralpostmeister  v.  Nagler  ibei  seiner  iBefürwortung  einer 
Eisenbahn  von  Berlin  nach  dem  Khein  wiederholt  die  militäri- 
sche Bedeutung  dieser  Linie  betont.  In»  weiteren  sind  haupt_ 
säeMich  inTlitärrsche  Stimmen  anzuführen.  Schon  1834  hat 
(Seneral  v.  Krauseneek  vom  preußischen  Generalstab  ein  »leider 
nicht  mehr  aufzufindendes  Gutachten  abgegeben,  aus  dem 
nur  bekannt  ist,  daß  er  neben  den  in  Aussicht  genommenen 
Bahnen  den  Bau  von  Chau.sseen  nicht  beeinträcbtigt  wissen 
wollte.  Wesentlich  günstiger  urteilte  schon  zur  iselben  Zeit 
Hauptmann  v.  Prittwitz  in  seiner  Schrift  über  eine  von  ihm 
erbaute  schwebende  Eisenbalm  'bei  Posen.  183.5  liat  dann 
Fr.  List  in  Berlin  .wieder  füi  das  Eisenbahnwesen  gewirkt 
und  dabei  Ijesonderts  auf  den  militärischen  Vorteil  eines  lEisen- 
bahn Uetzes  hingewiesen,  Ireilich  ohne  merklichen  Erfolg. 
Weniger  zui-ückhallend  zeigte  man  sich  in  jener  Zeit  in  Süd- 
<leutsohland,  wo  die  Pitesse  auch  den  Standpunkt  der  Regienin- 
^en  iK-einflnßt  zu  haben  scheint.  Eine  l>e.sonders  interessante 
Stimme  ist  aus  öslerrr'i<;h  mitzuteilen.  In  der  östen-.  milit. 
Zeitschr.  veröffentliclile  der  Oberleutnant  Anton  Marx  im' 
November  183.5  ,.  nemenkungen  üW  den  EinfluB  der  Eisen- 
bahnen auf  Kl  icgsoperationen".  Seine  Ausführ-ungen  ähneln 
in  einigen  Punkten  dem  Ged an ke.ii gange  Lists,  dessen  Auf- 
sätzf*  er  oftv>nbar  gekannt  hat-  (rUMchwohl  hat  er  sieh  ein 
«elbstämUges  Urteil  gebildet  und  neue,,  eigene  Gedanken,  hin- 
/Ai'^-'fugt;  tosonders  ilvemerkeuswert  ist  dt.r  hier  überhaupt 
■i  rstmalig  auftretende  Vorschlag  zur  Bildung  l>e.sonderer 
Eisen  bahiitru  i)|>en. 

Im  Jahre  1836  mehren  sich  die  militärLs<vhen  Stimmen  ganz 
'»Hleiutend.    Im  Februar  und  März  erschien  in  der  AUg,  Mil.- 


)  Die  nachfolgenden  Mitteilungen  sind  einem  Aufsatz  von 
Bernhard  Meinke  iim  Arohiv  für  Eisenbahnwesen,  Heft  6/1918 
und  1/1919  en  tn  om  mea . 


Bedeutung  der  Eisenbahnen.   1833^  1842.*) 

Ztg.  (Dannstadt)  eine  weitschauende  Abhandlunig  eines  aa- 
genannten  Verfasisers :  „Über  die  Eisenbahn  in  Beziehung  auf 
den  Krieg",  der  den  Eisenbahnen  eine  große  Wichtigkeit  für 
die  Kriegführung  beilegta  Ähnlich,  wenn  auch  nicht  ganz  so 
günstig,  äußerte  sich  sodann  Major  du  Vignau  in  einem  im 
Marz  1836  verfaßten  Aufsätze:  „Über  die  Anwendbarkeit  der 
Eisenbahnen  mit  Lokomotivmaschinen  zu  militärischen 
Zwecken",  der  im  1.  Heft  1837  der  Zeitschrift  für  Kunst. 
Wissenschaft  und  Geschichte  des  Krieges  erschienen  ist.  In 
das  2.  Vierteljahr  1836  fallen  femer  die  Arbeiten  einer  am»,- 
iiohen  Kommission  in  Preußen.  Diese  erstattete  einen  vom 
4.  Juli  datierten  Bericht,  überschrieben:  „Unvorgreifliche 
Ansichten  über  die  Benutzung  der  Eisenbahnen  zu  müitäri 
sehen  Zwecken  in  techniscJier  Beziehung",  und  kam  darin  zu 
dem  Schlüsse,  daß  es  von  Wichtigkeit  sei,  „der  .jetzt  allge- 
meiner werdenden  Neigung  zu  dergl.  Anlagen  durch  Privat- 
unternehmungen eine  Richtung  zu  gelben,  <lie  neben  dem  kom- 
merziellen Bedürfnis  auch  dem  militärischen  möglichst  an- 
passend ist".  Eine  ebenso  eingehende  Erörterung  dieser  Frage 
scheint  zu  gleicher  Zeit  in  tBayem  erfolgt,  ziu  sein.  Dort  ist 
Generalmajor  v.  Bauer  im  Frühjahr  1836  mit  der  Besichtioiun« 
der  Nürnberg-FürtJier  Eisenbahn  beauftragt  gewesen  unf  hal 
ein  Gutachten  über  die  ELsienbahnen  in  strategischer  Hinsicht 
abgeben  sollen.  Leider  ist  dieses  Gutachten- nioht  mehr  auf- 
zufinden. In  einer  weiteren  anonymen  Stimme  der  AUg.  Mü.- 
Ztg.  ist  sodann  nicht  nur  die  Benutzung,  sondern  sogar  die 
Hersteülung  der  Eisenbahnen  durch  Militär  tie  für  wertet  w^or- 
den,  ein  Gedanke,  den  übrigens  Fr,  List  schon  angedeutet 
hatte.  Alle  diese  Stimmen  hatten  sich,  wenn  auch  mit  ge- 
wissen Einschränkungen,  für  den  Nutzen  der  Eisenibahnen  zu 
militä.rischeu  Zwecken  ausgesprochen.  Ende  1836  erschien 
jedoch  eine  vom  7.  Mai  datierte  kleine  Schrift:  „Über  die 
militärische  Benutzung  der  Eisenbahneri''  von  einem  unge- 
nannten, ZAveifellos  militärischen  Verfasser,  der  starke  Zwei 
f  ei  vorbringen  zu  müssen  glaubte,  ja  der  auf  Grund  peinlichst 
genauer  Berechnungen  zu  <leni  sonderbaren  Schlüsse  kam,  daß 
Truppen  unter  gewissen  ITmständen  zu  F\iß  schneller  voi-wärt« 
kämen  als  mit  der  Ei-sienbahii. 

Nach  1836  sind  die  militärischen  Stimmen  mit  eitern  Male 
verstummt  und  auch  sonst  ist  einige  Jahre  wenig  ü'ber  den 
Gegenstand  nachweisbar.  Nur  <lie  .befürwortende  Äußerung 
des  Grafen  Eadetzky  ans  dem  Ghitaehten  über  die  projektierte 
Eisenbahn  Venedig-Mailand  1839  i.st  zu  ei-wähnen  Auch  in 
Preußen  wurde  in  .jener  Zeit  bei  einzelnen  Bahnpröjekfen  dei 
Generalstab  gehört, 

1838  erschien  das  preußische  Eisenbahngesetz,  das  be 
fciinntöich  nach  §  i;^  bei  Kriegsbeschädigungen  und  De- 
molierungen Ersatz  vom  Staate  versagte.  Dagegen  wollte' 
David  Hansemann  in  seiner-  Kritik  dieses  C4esetzes  (End+- 
1840)  die  Vergütung  von  Kriegsschäden  in  lieschränktem  Maße 
zugestanden  wissen.  Außerdem  verlangte  er  für  die  Militär- 
macht die  Befördernngspf  l  ich  t,  und  zwar  zu  ermäßigten, 
wenn  auch  ziemlich  hohen  Sätzen  (%  der  .normalen  Sätze) 
Eine  weitere  anonyme,  sich  an  List  anlehnende  Stimme  von 
IS40  spraeh  den  Eisenbahnen  ebenfalls  gixjßen  militärischen 
Nutzen  zu.  Sodann  erschien  1841  eine  zweite  Schrift  des  Ver- 
fassers, der  sich  1836  so  skeptisch  ausgesprochen  hatte.  Ei 
hatte  zwar  seine  früheren  .insicliten  wesentlich  berichtigt, 
aber  von  gewissen  engherzigen  Bedenken  kam  er  auch  diesmal 
nicht  los.  Dies©  beiden  anonymen  Schriften  von  1836  und  1841  i 
sind  nun  in  der  Fachliteratm'  wiederholt  dem  «pateren  Ge-  j 
neralfeldm^r.'uihall  von  Moltke  /cugesehrieben  worden.  Aber 
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es  wird  naclioiewiesen,  daß  Moltke,  «o  b'ßdcutsam  seiiiie  späteiie 
■  Tätigkeit  auf  ,dem  Gebiete  des  Militär-  und  Freldeiseabahn- 
wesens  g->eword€n  ist,  -sieh  in  jenen  frühen  Jabren  noch  nicht 
ausführlich  über  die&en  Gegenstand  geäußert  hat.  Vielmehr 
wird  die  A'ermutung  ausgesprochen,  daß  beide  Schriften  von 
dem  )>ei.  der  preußischen  Kommission  von  1836  beteiligten 
Hauptmann  I  Lscher  stammen. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Entwickelung  des  behandel- 
leu  &egenstandes  wurde  das  Jahr  1842.  Erstens  war  nunmehr 
<lie  Lebensfähigkeit  der  Eiseubalinen  erwiesen  und  vor  a.llem 
faßte  die  preußische  Kabinettsorder  vom  22.  November  1842 
die  preußischien  Bahnen  zu  einem  organischen  Ganz-en  zu- 
sammen, wonach  die  Haupt-  und  Eesidenzstadt  mit  den  Provin. 
zen,  diese  unter  sich  und  mit  dem  angrenzenden  Auslande  in 
Verbindung  zu  bringen  waren.  Solche  wohldurchdachten  Pläne 
verhießen  in  naher  Zukunft  die  Verwirklichung  eines  Eisen- 
bahn «  y  s  i  e  m  s  ,  wie  es  als  Vorbedingung  für  die  Wirksam- 
keit in  militärischer  Beziehung  mehrfach  alls  erforderlich  be- 
zeichnet worden  war.  Ferner  wurden  1842  die  ersten  prak- 
tischen Versuche  mit  Militärtransporten  auf  der  Berlin-Pots- 
damer Bahn  angestellt.    Auf  dieser  Bahn  hatte  übrigens  der 


König  von  Preußen  schon  am  28.  Septemher  1839  —  aliso  kaum 
ein  Jahr  nach  ihrer  Eröffnung  —  8000  Mann  Gardeinfanterie, 
um  ihnen  nach  dem  beschwerlichen  Lager,  und  Manöverdienste 
den  Enckmarsch  zu  erleichtern,  auf  seine  Kosten  durch  Lo- 
komotive von  Potsdam  nach  Berlin  bringen  lassen.  Dieser 
friedliche  Militärtransport  durch  königliche  Gnade  dürfte  d  i  e 
erste  T  r  u  p  p  e  n  b  e  f  ö  r  d  e  r  u  n  g  auf  deutschen  Eisen- 
bahnen, .ja  auf  denen  des  Festlandes  darstellen.  Schließlich 
ei-schien  1842  die  erete  sy-stiematische  iSchrift  über  diesen 
Gegenstand  von  dem  sächsischen  Haiuptmann  und  Lehrer  am 
Kadettenhause  zu  Dresden,  Karl  Eduard  Pönitz,  betitelt:  „Die 
Eisenbahnen  als  militärische  Operationslinien  betrachtet  und 
durch  Beispiele  erläutert.  Nebst  Entwurf  zu  einem  militäri- 
schen Ersen bahns.vstem  für  Deutschland."  In  der  ersten  Ab- 
teilung seines  auch  heute  noch  lesenswerten  Buches  behandelt 
Pönitz  mit  militärwiß-senschaftlicher  Gründlichkeit  die  Eis>en- 
bahnen  als  militärische  Operationslinien  an  der  Hand  ausführ- 
licher Beispiele,  während  er  in  der  zweiten  Abteilung  ein  voll- 
ständiges militärisches  Eiisenbahnnetz  entwirft,  ähnlich,  aber 
noch  viel  eingehender  als  es  List  in  seinem  oben  genannten 
Aufsatz  von  1836  getan  hatte. 


Die  Fahrgeschwindigkeit  der  englischen  Eiserbahnen  im  Kriege. 

Von  Professor  Dr.  A.  Kuntzemüller. 


Zweierlei  hat  den  Personenzugfahrplan  der  englischen 
Eisenbahnen  von  .ieher  vor  allen  übrigen  Eisenbahnen  der 
VVelt  ausgezeichnet:  die  hohe  Fahrgeschwindigkeit  der 
Schnellzuge  und  die  Länge  aufenthaltslos  durchfahrener 
»trecken.  Nur  wenige  fe.stländische  Eisenbahn verwaltunoen 
konnten  ähnlich  hohe  Fahrgeschwindigkeiten  aufweisen,  und 
mit  den  unzähligen  langen  aufenthaltslo.sen  Fahrten  der  Eno-- 
länJer  durften  sie  erst  recht  nicht-  in  Wetthewerb  treten.  Wie 
l>ekannt,  haben  unscTO  deutschen  8taatseiseubahnverwal- 
tungen  ihren  Personenzugfahrplan  im  Lauf  des  Weltkrieo-es 
wesentlich  einschränken  müssen;  die  Anzahl  der  Züge  hat 
abgenommen,  ihre  Fahrgeschwindigkeit  ist  vermindert  wor- 
den, von  langen  durchfahrenen  Strecken  gar  ist  nichts  mehr 
zu  .sehen.  Da  wird  es  für  uns  von  dopp.eltem  Interesse  sein, 
zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  der  Krieg  auch  den  Per- 
sonenzugfahrplan .ienseits  ^des  Kanals  ung-unstig  zu  beein- 
flussen imstande  gtewe.sien  ist. 

Um  ein  genaues  Bild  zu  bekommen,  wird  es  nötio-  sein 
die  brit-ischen  F  a  h  r  p  1  a  n  ve  r  h  ä  It  n  i«  se  voi"  dem 
Krieg  hier  kurz  darzulegen.  Wenn  ich  zunächst  von  der 
Fahrgeschwindigkeit  der  Schnellzüge  -spreche,  so  ge- 
nügt es  nicht,  einzelne  besonldiers  hohe  lEekordzahlen  zu 
nennen.  Das  wurde  ein  völlig  schiefes  Bild  ergeben.  Denn 
gerade  dann  liegt  .ja  der  Hauptvorzug  des  britischen  Per- 
sonenzugfahi-plaus  im  Frieden,  daß  es  sich  nicht  tun  einzelne 
schneilfahi-ende  Züge  handelt,  die  nach  amerikanischem 
.uuster  .lede  Eeklamebroschüre  zu  schmücken  hätten,  -sondern 
tlaß  die  Geschwindigkeit  der  Schnellzüge  allgemein  eine 
außei-ordenthch  hohe  ist.  Die  hriti-schen  Expreßzüge  auf  den 
Hauptstrecken  fuhren  durchschnittlich  mit  Geschwindiokeiten 
zwischen  50  und  60  Meilen  in  der  Stunde,  kamen  also  einer 
Keisegeschwindigkeit  von  90  und  100  km/Stunde  sehr  nahe 

*7  ■'"iil«-a-mmute-trains«    (Züge  mit  60  Meilen  oder 

rund  bb  km  Stundeng'e-schwindigkelt)  waren  keine  Seltenheit 
Ua  nun  zur  Schnelligkeit  der  Züge  noch  eine  große  Ver- 
kehrsdichte^ uüd  rege  Zugfolge  ka-m,  so  ging  die  Anzahl  der 
täglich  gefahreuen  Züge  mit  85,  90  und  95  km  Stunden  o-e- 
schwindigkeit  in  die  Hunderte.  Die  schnellsten  Zü«-.©  GrSß- 
Dritanniens  Lefen  zwischen  Darlington  und  York  mit  9934 
und  London  und  Bath  mit  953^  km/Stunde 

Mit  dieser  hohen  Fahrgeschwindigkeit  .hielt  iedoch  die 
Lange  aufenthaltslos  durchfahrener  Strecken  stand.  In 
letzterer  Hm-sicht  gebührt  Großbritannien  zweifellos  der 
Vorrang  unter  allen  Eisen-bahnländern  der  Erde.  Bknu  kein 
i^and  wies  soviel  fahrplanmäßige  lange  aufenthalts- 
IrJ'^  ^  «^.Hn^.*  *^^  Großbritannien.    Die  Gründe  für 

fliese  auffällige  Tatsache  hier  näher  zu  untersuchen,  würde 
zu  weit  fuhren ;  vieUeicht  darf  ich  nur  kurz  als  eine  der 
Ursachen  den  scharfen  Wettbewerb  zwischen  den  einzelnen 
Eisenbahnge-sellschaften  nennen,  der  auf  die  allgemeine 
tahrplangestaltung  dort  .seit  Jahrzehnten  von  gro-ßeih  Ein- 
tiuß  gewesen  ist.  An  langen  aufenthaltslos  durchfahrenen 
strecken  von  -über  300  km  Länge  wies  der  letzte  Friedens- 
lanrplan  auf : 


Strecke : 
London-Plymouth 
London-Leeds 
London-Liverpool 
Wigan-WilLesden 
London-Exeter 


Entfernuno- : 

363.2  km  . 
.   316,8  km 

309,0  km  . 

303.3  km 
302,0  km 


Zahl  der 
Fahrten : 
.    2    .  . 
.    .    1  . 
.    2    .  . 
.    1  . 
.    4  . 


Gesohw. : 

88,2  km/Std. 
•    8-4.2  „ 

89,0  „ 

81,6  „ 

91.4  „ 


Dazu  kamen  nicht  weniger  als  22  weitere  Zugfahr-ten  über 
250  km  Länge.  Zum  Vergleich  -sei  bemerkt,  daß  die  deutschen 
Eisenbahnen  vor  dem  Krieg  keine  einzige  aufenthalt-slo-se 
Fahrt  über  3C0  km-  Länge  aufzuweisen  hatten,  da  die  einzige 
hier  m  Betracht  kommende  Strecke  Halle-Nürnberg  (313,8  km 
lang)  nur  dem  öffentlichen  Fahrplan  nach  aufenthaltslos 
durchfahren,  in  Wirklichkeit  .iedoch  .ieweils  von  einem  B-e- 
triebsaufenthalt  unterbrochen  wurde.  'Uibrig-ens  war  die  oben 
angeführte  längste  englische  Strecke  London-Plymouth  vor 
Inb-etriebnahme  der  Abkürzung-sstrec-ke  Lavington-.Siomerton 
(eröffnet  am  2.  Juli  1906).  sogar  396  km  lang  und  wurde  als 
solche  ebenfalls  ohne  .jeden  Zwischenhalt  mit  89,6  km/Std. 
durchfahren. 

Wie  hat  nun  der  W^'Cltikrieg  auf  die  hohen  Fahrgeschwindig- 
keiten der  Schnellzüge  und  ihre  langen  aufenthaltslosien 
Fahrten  eingewirkt?  Heute,  wo  wir  uns  dem  Schluß  des 
furchtbaren  Krieges  nähern,  darf  man  wohl  sagen,  daß  er 
den  britischen  Eisenbahnbetrieb  und  Verkehr  in  nicht  min- 
derem Maß  ungünstig  b-eemflußt  hat  als  beispielsweise  den 
deutschen.  Aus  den  Sommerfahrplänen  des  Jahres  1917,  den 
neuesten,  die  mir  vorliegen,  kann  man  dies  unschwer  ent- 
nehmen. „Eevolutionary  changes  were  made  in  the  passenger 
traffic''  heißt  es  im  „Daily  Mail  Year  Book"  für  1918  nicht 
mit  Unrecht.  Die  Fahrpläne  der  Haupteisenbahuen  erfuhren 
außerordentliche  Einschränkungen;  eine  groß-e  Anzahl  der 
Expreßzüge  ging  ein,  und  die  E»eis-ege-sch windigkeit  der 
übrigen  wurde  wesentlich  herabgemindert,  bisweilen  um 
10  Meilen/Std.  =  16  km/Std.  Dazu  kamen  eine  Reihe  anderei' 
einschränkender  Maßnahmen:  Die  sog.  Slip- Wagen, 
eine  besondere  englische  Einrichtung,  die  wohl  als  bekannt 
vorausgesetzt  werden  darf,  wurden  ganz  abgeschafft,  -so  daß 
die  betreffenden  Schnellzüge  weitere  Zwischenhalte  bekamen, 
jedoch  ebenfalls  nur  zum  Aussteigen.  Die  vor  dem  Krieg 
oft  beliebte  Führung  von  Kurswagen  In  den  Schnellzügen 
wurde  nicht  mehr  fortgesetzt  und  die  Überleitung  solcher 
Wagen  von  Haupt-  auf  Nebenstrecken  fast  ganz  eingestellt. 
Dazu  kam  eine  Erhöhung  der  Per-sonentarife  um  50  %,  von 
der  nur  die  Arbeiter-,  Zeit-  und  Netzkarten  sowie  die  Tarife 
der  Londoner  Untergrundbahnen  ausgenommen  blle-ben,  eine 
Maßregel,  die  freilich  einen  Sturm  der  Entrüstung  „bis  ins 
Parlament  hinein"  wachrief.  Ihr  Zweck,  Einschränkung  des 
Eeiseverkehrs,  wurde  immerhin  erreicht,  und  man  konnte 
daher  von  einer  Einführung  von  Rei&eerlaubnisscheinen,  die 
eibenfalls  erwogen  wurde,  absehen.  Endlich  durfte  kein 
Reisender  mehr  als  100  Pfund  Gepäck  auf  -seine  Karte  auf- 
geben. 

Besonders  verheerend  war  nun  aber  die  Wirkung  des 
Krieges  auf  die  langen  aufenthaltslosen  Ei-senbahnfahrten. 
Die  berühmtesten  „non-stop-runs"  fielen  ihm  zum  Opfer,  so 
die  Fahrten  London-Plymouth  (363,2  km),  London-Liverpool 
(309,0  km),  London-Exeter  (302,0  km.  später  279,0^  km), 
Wakefield-London  (282,8  km),  London-Sheffield  -  (254.9  km) 
u.  a.  m.  Überall  wurden  nicht  nur  Zwischenhalte  eingeführt, 
sondern  auch  die  Fahrgeschwindigkeit  selbst  wesentlich  ver- 
mindert. Nach  den  mir  vorliegenden  Fahrplänien  scheint 
dies  bei  der  Midland  Railwav,  im  Frieden  einer  der  fort- 
schrittlichst verwalteten  Gesellschaften,  am  meisten  der  Fall 
gewesen  zu  sein.  Sie  hat  beispielsweise  die  Fahrzeiten  ihrer 
schnellsten  Züge  auf  der  Hauptbahn  London-Bradford  von 
50  auf  kaum  38  Meilen/Std.-G'eschwindigkeit  vermindert  (d.  h. 
von  80  auf  60  kfli/Std.).    Andere  Eisenbahnverwaltungen,  wie 
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dl«  Great  Central  oder  Great  Western  Railway,  sind  nicht 
«oweit  geganoen  und  haben  für  ihre  schnellsten  Züo-e  die 
jO  Meilen/S;td.-Gi>enze  nicht  unterschritten.  Eine  Ermäßi^ng 
der  Fahi-o-esohwandigkeit  (oder  „war  deceleration".  wie  daa 
oben  angeführte  „Daily  Mail  Year  Book"  für  1918  recht 
treffend  bemerkt)    hat  aber  auch  hier  stattgefunden 

Im  einzelnen  stellen  -sich  die  Einwirkungen  des  Krieges 
auf  die  Fahrgeschwindigkeit  und  die  langen  aufenthalt^losen 
bahrten  wie  folgt  (den  Sommerfahrplan  1914  mit  dem  Sommer- 
tahrplan  1917  verglichen) : 

Schnellste  Re  i,se  ve  r  ib  i  n  d  u  n  g  en  zwischen  Lon- 
don und   den   unten   bezeiclineten  Städten: 

ET)tfer-  Geschwin- 
nuuff  digkeit 
""""^    1914  1917 
n  .        X  ^™     km/Std.  km/Std. 

Bath.  .  .  .  Great  Western  Railway.  rn,i  055  ^9.^ 
Leii-ester  .  Great  Central  Railway  .  i64,8  9u,7  867 
Exeter  .  .  .  Great  Western  Railway.  S'H.O  9-Z5  826 
Doncaster  .  Great  Northern  Railway  249,6  90,7  795 
liOik....         ^  ^  ^     "     301.2       84  0  76'8 

Edinburgh.    East  Coast  Route       .  .     628,0       8o'8  68^5 


^  ,  ZeitiuMf  des  Ver«lM 
Uantsoher  EisenbahpyerwaUungan- 


Stadt 


Gesellschaft 


Stadt 

Aberdeen 
Penzance 
Sheffield  . 
Bradford  . 


Gesellschaft 


Entfer-  ^««^1/win- 

nung  ,  digkeit 

^  1914  1917 
n     .  T.                             km  Std.  km  Std. 

East  Coast  Route    .  .  .     8^7  6  75,'>        64  0 

Great  Western  Railway .    491,0  74  1       6  >'9 

Great  Northern  Railwav    254,9  872  62'7 

Midland  Railway  .  .  .       334,0  78^9  6ü'6 

Kpf^  v,'^®''  .Rücksicht  auf  die  Betriebsmittel  hat 

ri^L^r,  r*""  G-^schwindigkeitsermäßigungen  zweifellos  die 
Übernahme,  der  britischen  Privateisenlahnen  durch  den  Staat 
die  zu  Be-inn  des  Krieges  erfolgte,  entscheidend  mita^sp'elt  ' 
w^r  doch  ^amit  der  «tarke  Wettbewerb  zwischen  den  eiSlnen 
Linien  fast  ganz  ausgeschaltet  worden  und  der  iahrelaSS 
„Mm  Uten  krieg"  aus  dem  ibritischen  EirenbahnbeS 
Ie'^?«  uir'^?-i  Wie  -sich  die  Verhältnisse  nach  dem  Kr  eg 
gestalten  werden,  ob  die  glänzenden  Fahr--  und  Betriebs- 
feistungen  des  Friedens  ^ederhergestellt  werden,  und  ob 
thnJt  iT""^  verewigende  Hand  auf  den  britischen  Eisen- 
bahnen belassen  wird,  darüber  ein  Urteil  zu  fällem  geht 
neute  nocn  nicht  an. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Ausbesserung  von  Lokomotiven  in  Privatwerken.  Um 

noch  weitere  leistungsfähige  Privatwerke  für  die  Üibernahme 
von  Lokomotivausbesßerung.s.arbeiten  zu  gewinnen  und  nm 
die  damit  bereits  beschäftigten  Werke  zu  erhöhten  Lei&tuno^en 
anzuspornen,  sind  die  preußischen  Ei&en,bahndirektionen  er- 
mächtigt worden,  den  hierfür  besonders  geeigneten  Privat- 
werken —  ausschließlich  der  Fahrzeugbau 
anstalten  —  und  notleidenden  Staatsbetrieben  die  Über- 
tragung von  Ausbesserungsarbeiten  an  vollständigen  Loko- 
motiven und  Kesseln  für  einen  längeren  Üborgangszeitranm 
etwa  tur  die  Dauer  von  1  bis  VA  Jahren,  in  Aussicht  zu 
stellen,  falls  die  Leistungen  der  Werke  den  Anforderuno-ender 
preußischen  .Staatsbahnverwaltung  entsprechen  und  die  Preis- 
torderungen  angemessen  sind.  Damit  die  Privatwerk^e 
künftig  mit  we.&entlich  größereon  Erfolge  als  bisher  nutzbar 
gemacht  werd^eu,  sollen  die  Ei.«enbahndirektionen  auch  ihrer- 
seits mit  allen  geeigneten  Mitteln,  wie  rechtzeitige  Zuführuno- 
•einer  reichlichen  Anzahl  AuvS.besserungsfahrzeuge,  möo-lichsi 
gleicher  Gattung,  sorgfältige  Überwachung-  der  Arbeiten, 
schnelle  Hilfeleistungen  beim  Abdi.ehen  von  Achsen  Aus- 
gießen von  Lagera,  Liefern  von  Ersatzstücken  Uisw.,  auf  eine 
Erhöhung  der  Leistungen  der  Privatwerke  hinwirken.  Es 
wird  dabei  angenommen,  daß  Mangel  an  eisenbahn&eitig  zu 
stelLendem  Aufsichtspersonal  kein  wesentlicher  Grund  gegen 
die  Heranziehung  weit.erer  Privatwerke  zur  Fahrzeugaus- 
besseruno:  ist,  nachdem  die  bisher  bereits  beschäftigten  Werke 
sich  mehr  und  mehr  eingearbeitet  haben  und  in  geringerem 
Umfange  das  Aufsichtspersonal  der  Eisenbahn  Werkstätten  be- 
notigen. 

~„,^'^°'^<*™™®n'>ß**t6uerune.  der  im  Eisenbahnbeüieb  be- 
fichattigten  Arbeiter.  Es  ist  darüber  Klage  geführt  worden, 
daß  den  im  Eisenhahnbetrieb  und  bei  der  Wass-erbau Verwal- 
tung beschäftigten  Arbeitern  bei  der  Einkommensteuerveran- 
lagung  lur  den  die  persönlichen  Bedürfnisse  bei  Ausübuno- 
ihrer  beruflichen  Tätigkeit  überschreitenden  Aufwand  für 
Kleidung  und  Schuhwerk  kein  Abzug  gewährt  werde,  wie  er 
Arbeitern  in  anderen  -Betrieben,  beispielsweise  den  Berg- 
leuten zugebiUigt  sei.  Auf  Vorstellung-  des  preußischen 
J^isenbahnministers  ihat  das  Finanzministerium  darauf  hino-e- 
wiesen,  daß  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  VorschrifFen 
und  ihrer  Auslegung  durch  die  Rechtsprechung  sowie  nach 
den  allgemeinen  von  der  Finanzverwaltung  erteüten  Wei- 
sungen bei  den  Steuerbehörden  kein  Zweifel  darüber  be- 
stehen könne,  daß  auch  bei  den  im  Eisenbahnbetrieb  und  bei 
der  Wasserbauverwaltung  beschäftigten  Arbeitern  Ab- 
setzungen für  etwaige  Abnutzung  der  Arbeitskleiduno-  zu  den 
m  Abzug  zuzulassenden  Werbungskosten  zu  rechnen  »eien. 
Wenn  dagegen  von  einzelnen  Steuerbehöixlen  verstoßen  wer- 
den sollte,  so  würde  im  Rechtsmittelverfahren  Abhilfe  zu 
suahen  gegebenenfalls  auch  unter  Bezeichnung  besonderer 
t  alle  Anzeige  zu  erstatten  sein. 

v~~  Beförderung:  von  Kriegsbeschädigten.  Der  preußische 
Eisenbahnmiuister  hat  aus  den  auf  den  Erlaß  vom  7  Januar 
d.  J.  (vergl.  Nr.  6,  S.  56,  d.  Ztg.)  erstatteten  Berichten  mit  Be 


friedigung  er&ehen,  .daß  überall  da,  wo  für  die  Vorhaltuno-  be- 
TJr^iT  ■^I'Y^  für  Kriegsbeschädigte  ein  ßedürfSis  hervS- 
getreten  ist,  diesem  besonders  auch  im  Nahverkehr-  der  Groß- 
^i'®  %^.t*Pi^ochen  worden  ist,  soweit  es  die  Platzverhältnis&e 

n  den  Zügen  irgend  gestatten.  Soweit  für  diesen  Zweck  keine 
besonderen  Abteile  fi^dgehalten  werden,  also  namentlich  1^! 
den  Fernzügen,  hat  er  angeordnet,  das  Zugbegleitpersonal 
beSf '''''  ^'"^  Unterbringung  der  KriegsbeschädiS 

nTv,  V  f  't'"'  durch  Anweisung  eines  Sitzplatzes  Sder 

I  n  Ol  -'^"^?^a^me  einzelner  Personen  in  das  Dienstabteil.  Die 
Angelegenheit  soll  dauernd  im  Auge  behalten  werden,  damit 
die  angemessene  Unterbringung  der  Kriegsbeschädio-ten  so- 
weit dies  irgend  angängig,  gesichert  ist. 

—         Ausstandsbewegung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen 

VV.ahrend  im  Ruhrrevier  die  Streikbewegung-en  äbgeflaut  sind 
und  der  Eisenbahnverkehr  sich  wieder  normal  gestaltet  hat' 
steht,  seit  einigen  Tagen  ganz  Mitteldeutschland  im  Zeichen 
«?s  beneralstreifcs.  Ihren  Ausgang  nahm  die  Beweguno-  ini 
bezirk  Halle  a./S.,  wo  am  24.  Februar  im  mitteldeutschen 
ti'ergbau  der  Generalstreik  ausbrach,  und  «ämtliche  Kohlen- 
Lind  Kaliwerke  stillgelegt  wurden.  Am  gleichen  Tao-e 
■schlössen  sich  alle  Fabriken  nnd  die  Eisenbahnarbeiter  an  In 
Magdeburg  wurde  am  26.  Februar  im  Anschluß  an  eine  Ar- 
beitslosenversammlung von  bolschewistischer  Seite  zum  Ge- 
neralstreik und  zur  Bildung  einer  Räteregierung  aufgefor- 
dert. Die  Lokomotiv-  und  Eisenbahnai'beiter  ischlossen  sich 
vf™  ^^U'S'Stanide  an.  Aus  «en  vor  den  Zügen  bereitstehenden 
Maschinen  wurde  die  i'euerung  herausgerissen;  seitdem  ist 
Magtleburg  von  .jedem  Eisenbahnverkehi-  völlig  abgeschnitten. 
Auch  m  Leipzig  wurde  der  Generalstreik  für  den  27.  Februar 
verkündet,  und  der  Eisenbahnverkehr  zum  Teil  lahmgeLeo-t. 
Auch  aus  Halle,  Bitterfeld,  Delitzsch,  Nordhausen,  toro-au 
wird  gemeldet,  daß  der  Eisenbahnbetrieb  völlig  ruht.  Die 
Zugverbindung  zwischen  Weimar  und  Halle  ist  ab.geschnitten ; 
die  Parlamentszüge  konnten  bisher  noch  über  Corbetha-Leip- 
zig  g^el6itet  werden.  Von  dem  Verlauf  der  Beweguno-  in  Leip 
zig  wird  es  abhängen,  ob  die  Verbindung  Weimars  mit  Berlin 
überhaupt  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Diese  überall  auf- 
ti-etenden  Ausstandsbewegungen  haben  alle  das  Zieh  die  .ietzige 
Regierung  zu  istürzen  und  eine  bolschewistisch-anarchistische 
Herrschaft  aufzurichtien.  Zum  Protest  gegen  diese  unerträo-- 
lichen  Störungen  der  öffentlichen  Ruhe  und  des  Verkehrs 
haben  in  Halle  und  anderen  Orten  nun  auch  die  Behörden  und 
die  Ärzte  ihi-e  Tätigkeit  eingestellt.  Die  Regierung  soll  ent- 
schlossen sein,  die  Ordnung  unter  allen  Umständen  wieder- 
herzustellen. Es  sind  .bereits  Truppen  zu  diesem  Zweck  aus- 
gerückt. 

Nach  den  neuesten  Pressenachrichten  hat  sich  die  Lage 
in  Magdeburg  gebessert.  Der  Zugverkehr  Berlin-Magdeburg 
vollzieht  isich  ohne  Störung.  Auch  zwischen  Berlin  und 
Dresden  hat  sich  ein  regelmäßiger  Betrieb  aufrecht  erhalten 
lassen.  Dagegen  stockt  der  Verkehr  nach  Süddeutschland 
last  vollständig.  Die  Streikenden  haben  allerdings  die 
durchgehenden  Züge  Berlin-München  durch  Leipzig  (ohne 
Aufenthalt)  bisher  durchfahren  Lassen.  Der  Parlamentsver- 
kehr mit  Weimar  mußte  über  eine  freigebliebene  Strecke 
umgeleitet  werden. 

—  Eisonbahnunfälle.  Am  21.  Februar,  abendJs  7  Uhr,  fuhr  der 
von  Annaberg  kommende  Personenzug  1351  infolge  irrtüm- 
licher Freigabe  der  Einfahrt  auf  Bahnhof  Wi  lisch  thal 
auf  den  in  Abfahrt  befindlichen  Güterzug  7277.  Durch  den 
Zusammenstoß  wurden  28  Personen-  und  Güterwagen  stark  be- 
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schädig',  ©ine  Hilfszugschaffnerin  des  Güt^erzuoes  g'etötet  und 
«ine  Anzahl  Eei&ender  verletzt,  davon  sieben  schwer.  Die  ver- 
letzten Reisenden  erhielten  durch  sofort  herbeigerufene  Ärzte 
aus  Zschopau  und  Scharfenstein  die  erste  Hilfe.  Die  Schwer- 
verletzten wurden  mit  Sonderzug  dem  Chemnitzer  städtischen 
Krankenhaus  zugeführt.  Der  Verkehr  auf  der  Linie  konnte 
aufrecht  erhalten  werden. 

Am  23.  Februar,  abends  8  ühr  ,26  Minuten,  entgleisten  in 
Kilometer  293,9  der  Strecke  Belgard-Stolp,  etwa  2C0  m  vom 
Bahnhof  T  h  u  n  o  w  entfernt,  von  dem  Güterzug  mit  Personen- 
beförderung 6196  vier  Personenwagen  und  eiu  Pferdewagen. 
22  Personen  wurden  hierbei  leicht  verletzt.  Die  Strecke  war 
bis  24.  Februar,  früh  7  Uhr,  gesperrt.  Die  Ursache  des  Un- 
falles ist  auf  das  Lösen  und  Hemnterfallen  des  Gaskesselft 
vom  Paekwagen,  der  die  Personenwagen  zur  Entgleisung 
brachte,  zurückzuführen. 

Der  Personenzug  333  Stendal-Berlin  fuhr  am  26  Februar 
früh  gegen  4  Uhr  auf  Station  Groß-Behnitz  auf  einen 
haltenden  Güterzug.  Ein  Schaffner  wairde  getötet,  zwei 
Schaffner  und  zwei  Postbeamte  wurden  verletzt.  Der  Sach- 
schaden ist  'sekr  erheblich.  Der  Verkehr  wurde  eingleisig 
au  f  rechterhalben. 

—  Staatssekretär  Rüdlin.  Der  allverehrte  frühere  Präsident 
der  Eisenbahndirektion  Berlin,  Exzellenz  Rüdlin,  ist  infolge 
des  nach  politischen  Gesichtspunkten  erfolgten  Neuaufbaus 
der  Regierungsgewalt  aus  seinem  Amt  als  Staatesekretär  des 
Eeichspostamt  nach  lJ^.iähriger  Tätigkeit  geschieden  und  hat 
sich  am  19.  Febriiar  von  seinen  B^eamten  und  Mitarbeitern  ver- 
abschiedet. In  seiner  Abschiedsrede  hat  er  mit  Befriedig-ung 
des  vortrefflichen  Zusammenarbeitens  mit  seinen  Unter- 
gebenen und  des  reibungslosen  Verkehrs  mit  den  anderen 
Ressorts  der  bisherigen  Regierung  gedacht  und  in  ernst t^r. 
warm  empfundener  Mahnung  die  Angehörigen  der  Reichspost- 
verwaltung aufgefordert,  auch  fernerhin  in  schweren  Zeiten 
ihre  Pflicht  zu  tun. 

Die  Vertreter  der  Beamtenschaft  haben  dem  scheidenden 
t?taats&ekrotär  ungemein  anerkennende  Worte  des  Dankes  ge- 
widmet. Es  wurde  nicht  bloß  auf  die  ülseraus  ersprießliijhe 
dienstliche  Tätigkeit  Rüdlins  und  die  vielen,  trotz  der  kurzen 
Zeit  !seiner  Leitung  ihm  zu  verdankenden  Fortschritte  im 
Postverwaltungsdienst  hingewiesen,  sondern  auch  vor  allem 
sein  großes  "N'erständnis  für  die  Beschwerden  und  Wünsuho 
des  gewaltigen  Heeres  der  Postangestellten  und  sein  warmes 
soziales  Empfinden  hervorgehoben.  „Wir  hatten  im  Kolle- 
üiium'',  ISO  äußerte  der  älteste  Direktor  im  Reichspostamt  u.  a., 
.■nicht  das  iGefühl,  als  ob  Euie  Exzellenz  aus  einer  fremden 
\  erwaltung  zu  uns  gekommen  wären,  im  Gegenteil,  wir  hatten 
das  Empfinden,  als  ob  Sie  mit  uns  in  unserer  Verwaltung 
selbst  herangewaehsen  seien.  Infolgedessen  herrschte  im 
Kollegium  ein  schönes  harmonisches  Zusammenarbeiten,  das 
seine  befruchtenden  Wirkungen  auf  die  Büros  und  die  Ober- 
Postdirektionen  und  das  ganze  Eeichspostgebiet  ausstrahlte." 

Welche  Stellung  er  sich  in  den  Herzen  seiner  Untergebeuen 
m  eroberu  -g-'ewußt  hat,  wird  der  Staatssekretär  mit  Genug- 
tuung vor  allem  auch  aus  den  Worten  des  A^ertreters  der  mi*.t- 
leren  Postbeamten  ersehen  haben,  als  dieser  zum  Schluß  seiner 
Ansprache  sagte;  ,,Wie  oft  ist  in  diesen  letzten  Tag-en  bei  mir 
gefragt  worden:  Können  wir  uns  imsem  Staatssekretär  nicht 
durch  eine  Willensknudgebuug  der  gesamten  Beamtenschaft, 
erhalten?'  Es  wird  so  viel  gesprochen  von  dem  Selbstbestim- 
mungsrecht  der  kleinen  Nationen.  Gewährte  man  uns  das 
S6lbst'bestimmungsl^echt,  wir  hätten  unsern  bewährten  Führer 
testgehalten  und  ständen  heute  nicht  hier,  um  von  Ihnen  Ab- 
schied zu  nehmen.  —  So  entledige  ich  mich  des  Auftrags, 
Eurer  Exzellenz  namens  der  gesamten  Beamtenschaft  uvd 
Lohnangestellten  des  Reiohspostamts  für  alle  Beweise  der 
Güte  zu  danken,  für  da-'^  i-eiche  Maß  der  Fürsorge,  das  Sie  be 
tätigt  haben,  der  Not  in  unsern  Kreisen  zu  steuern.  Wir  be- 
klagen aufrichtig,  daß  Sie  .letzt,  wo  Sie  am  Werke  waren,  die 
Personalverhältnisse  nach  einer  besseren  Richtung  auszubil- 
'len,  von  diesem  Werke  'scheiden  müssen.  Vieles  hatten  wü 
von  Ihnen  erhofft,  viele  Wünsche  bleiben  unerfüllt  Eure 
Exzellenz  stehen  noch  in  der  besten  Kraft  der  Jahre.  Wir 
können  Ihnen  daher  noch  keinen  ruhigen  ,Lebeudsabend' 
wünschen.  Das  deutsche  Vaterland  in  seiner  Not  wird  bald 
'vieder  .iener  großen  Männer  bedürfen,  die  in  hervorragender 
Stellung  die  frühere  Machtstellung  Deutschlands  aufgebaut  und 
>  rhalten  haben.  So  können  wir  Ihnen  nur  eine  Zeit  ges^egne- 
I-  Ruhe,  will's  Gott  bis  zur  neuen  verdienten  Tätigkeit,  wiiu- 
'  hen."  —  Diesen  Wünschen  möoht>e  sich  auch  die  Vereiuc- 
z-eituüo-  anschlief3en,  die  des  lang.iährigen  Präsidenten  der  ge- 
schättsführenden  Verwaltung  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen in  Dankbarkeit  gedenkt. 

—  Eisenbahndirektionspräsident  Schwering  f.  Der  frühere 
lang.iährige  Präsident  der  Ei.s^enbahndirektion  Saarbrücken, 
wirkliche  Geheime  Oberbaurat  Schwering,  ist  in  sieiner  Vater- 
stadt Hannover,  wo  er  seit  dem  1.  Januar  1914  im  Ruhestande  ' 


I  lebte,  im  Alter  von  73  Jahren  gestorben.  Im  Jahre  1846  ge- 
!  boren,  hat  Schwering  seine  bau  technischen  Studien  1868  voll- 
endet; 1872  bestand  er  das  Baumeisterexamen  und  wurde  im 
Jahre  1883  Bauinsp^ektor  bei  der  Königlichen  Eiseabahndirek- 
tion  Hannover.  Der  Minister  von  Thielen,  der  als  Präsident 
von  Hannover  auf  Schw.  aufmerksam  geworden  war,  berief 
ihn  1893  ins  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  wo  er  bald 
zum  Vortragenden  Rat  ernannt  wurde.  Seit  1898  hat  Schw. 
an  der  Spitze  der  Eisenbahndiiektion  Saarbrücken  gestanden, 
wo  er  sich  bald  durch  seine  Tüchtigkeit,  seine  unenriüdliche 
Arbeitskraft  und  seine  vortrefflichen  persönlichen  Eigen- 
schaften eine  allgemein  anerkannte,  hervorragende  Stellung 
zu  verschaffen  wußte.  Es  wurde  ihm  nachgerühmt,  daß  er  es 
wie  wenige  verstanden  hat,  sich  auch  in  die  Arbeitsgebiete, 
die  seiner  Vorbildung  ferner  lagen,  so  giiindlioh  einzuarbei- 
ten, daß  er  alle  Zweige  der  Verwaltung  in  mustergültiger 
Weise  beherrschte.  Ganz  besonders  hat  er  als  Präsident, 
unterstützt  von  seiner  Gemahlin,  auf  dem  Gebiete  der  sozialen 
Fürsorge  und  der  vaterländischen  Bestrebungen  segensreich 
gewirkt.  Hatte  schon  sein  Scheiden  aus  dem  Dienst  unter 
seinen  Untergebenen  und  Mitarbeitern,  deren  Vertrauen  er  in 
hohem  Maße  genoß,  großes  Bedauern  hervorgerufen,  so  wird 
sein  Tod  von  den  zahlreichen  Fi-eunden  und  Verehrern,  die 
er  in  den  Kreisen  seiner  Berufsgeno.sisen  besaß,  sehr  schmerz- 
lich empfunden  werden. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
bahnverwaltung sind  versetzt  worden :  die  Regierungs.  und 
Bauräte  W  a  1 1  b  a  u  m,  bisher  in  Hannover,  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Berlin  und  Aug.  Wilh.  Weber,  bis- 
her in  Ostrowo,  nach  Schneidemühl  als  Vorstand  eines  Werk- 
stättenamts bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  1  daselbst,  die 
Regierungsbaumeister  d'Cs  Eisenbahnbaufachs  Blanck,  bis- 
her in  Hannover,  nach  Salzwedel  als  Vorstand  der  daselbst 
neu  errichteten  Bauabteilung  und  Zachow,  bisher  in  Kiel, 
zum  Eisenbahn-Betriebsamt  nach  Harburg,  sowie  die  Re- 
gierungsbaumeister des  Ma-sohiuenbaufachs  Schieb,  bisher 
in  Breslau,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Halle  (Saale),  Paul 
Wagner,  bisher  in  Dortmund,  zum  Eisenbahn-Zentralamt 
nach  Berlin  und  W  a  1  b  a  u  m,  bisher  in  Schneidemühl,  als 
Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Ostrowo.  dei 
Hessische  Regiierungsassessor  W  i  1 1  m  e  r  ,  bisher*  in  Frank- 
furt (Main),  zur  Eisenbahndii'ektion  nach  Mainz,  der  Regie- 
rungsassessor  L  a  g  a  t  z,  bisher  in  Cöln,  zur  Eisenbahndirek- 
tion  nach  Saarbrücken  und  der  Eiseubahn-Rechnungsdirektor, 
Rechnungsr  it  Jung,  bisher  in  Danzig,  als  Rechnungsdirektor 
der  Eisenbahndirektion  nach  Berlin.  —  Der  Regierungsbau- 
meister  des  Masohinenbaufachs  Erich  S  c  h  u  1  z  e,  bisher  beim 
Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin,  ist  dem  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  zur  Beschäftigung  bei  den  Eisenbahn- 
abteilungen überwiesen  und  der  seitherige  Gerichtsass'e<&sor 
Otto  Zippel  in  Königsberg  (Pr.),  bisher  in  Berlin,  zur 
Siaatseisenbahnvei'waltung  dauernd  übernommen  und  znm  Re- 
gierungsassessor ernannt  woixien. 

Bei  der  Sächsischen  Staats»eisenbahnverwaltung  ist  der  Ober-' 
baurat  Richter,  Vorstand  des  Bauamtes  Altenburg  I,  ge- 
storben. 


Deutschösterreicb. 

—  .\uf Hebung  der  direkten  Güter-  und  Kohlentarife  mit 
Deutschland.  Durch  eine  KundmachurLg  im  Verordnungs- 
'blatte  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  vom  30.  Januar  sind 
sämtliche  direkten  Güter-  und  Kohlentarife,  Teil  II,  für  die 
deutschösterreichi'Schen  und  deutschuugarischeu  Verkehre  mit 
Ablauf  des  31.  März  d.  Js.  aufgehoben.  Die  Veranlassung 
hierfür  war  die  in  Deutschland  zum  1.  April  d.  Js.  geplante 
Tariferhöhung.,  deren  Ausmaß  noch  nicht  feststeht,  mutmaß- 
lich aber  60  %  des  heutigen  Standes  betrasen  dürfte.  In 
den  derzeitigen  deutschösterreichischen  Verbandstarifen  ist 
die  letzte  österreichischers'eits  vorgenommene  Tariferhöhung 
von-  70  %  unter  Berücksichtigung  des  Standes  der  österreichi- 
schen Valuta  zumeist  in  Form  von  Zuschlagstafeln  durch- 
geführt worden.  Dies  hat  zur  Folgie,  daß  eine  einfache 
Form  der  Durchführung  der  bevorstehienden  deutschen  Tarif- 
erhöhung mittels  Zuschlagstafeln  nicht  angängig  ist,  weil 
hierunter  die  Übersichtlichkeit  und  Brauchbarkeit  der  direk- 
ten Tarife  zu  sehr  leiden  würde.  Der  zweite  mögliche  Weg, 
die  direkten  Tarife  neu  zu  berechnen,  ist  deshalb  nicht  gang- 
bar, weil  —  abgesehen  von  der  für  die  Herausgabe  neuer 
Tarife  erforderlichen  sehr  beträchtlichen  Zeit  —  die  Grund- 
lagen hierfür  auf  Seite  der  außerdeutschen  Ei.s-enbahnen  nicht 
feststehen,  und  die  derzeitigen  Valutaverhältuisse  die  Er- 
stellung direkter  Frachtsätze,  in  einheitlicher  Wähning  sehr 
erschweren.  Es  blieb  also  nur  —  schreibt  das  „Eiisenbahn- 
blatt"  —  die  Möglichkeit,  vom  1.  April  d.  i  Js.  ab  vorläufig 
einen  tariflosen  Zustand  eintreten  zu  lassen.    Eine  Benach- 
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teihgung  der  Verfrachter  findet  hierdurch  jedoch  nicht  statt,  da 
jetzt  und  wohl  auch  in  den  nächsten  Monaten  von  einem 
namhaften  Guterverkehre  mit  Deutschland  nicht  gesprochen 
werden  kann  und  die  heute  für  den  Verkehr  mit  Deutsch- 
land bestehenden  direkten  Tarife  infolge  der  seit  ihrer  Aus- 
gabe 1.  Oktob«r  1918)  eingetretenen  weiteren  Verschlechte- 
rung der  osteri-eichischen  Valuta  gegenüber  der  Tarif-(Mark) 
VVahrang  ihre  Anwendbarkeit  größtenteils  eingebüßt  haben. 

—  Rechtsnachfolge  der  ehemaligen  östeiTcichischen  Staats- 
bahnen In  «^loem  Aufsatze  des  „Neuen  Wiener  Tagblattes" 
bespricht  iSektionschef  d.  E.  Dr.  Karl  Schreiber  die  Fra<^e 
der  Rechtsnachfolge  der  auf  dem  Boden  Öserreichs  entstan- 
Wenn  J^^*^onalstaaten  gegenüber  dem  früheren  Gesamtstaate. 
Wenn  an  btelle  eines  Staates  mehrei-e  neue  Staaten  entstehen, 
so  sind,  nach  seiner  Ansicht,  unzweifelhaft  diese  neuen  Staa- 
SLJr^n""''  Univemalrechtsnachfolger  des  bestandenen 
Maa,tes.  Demgemäß  ist  auch  Deutschösterreich  nicht  für  sich 
allein,  sondern  nur  zusammen  mit  den  übrigen  Nationalstaaten 
üniversalrechtsnachfolger  des  früheren  GSsamtstaates 

Bezüglich  der  Eisenbahnen  äußert  er  sich  in  diesem  Zu- 
sammenhange wie  folgt :  Die  Aufteilung  des  unbewe<xlichen 
J-taatseigentums,  eanschließlich  des  Bahnkörpers  der  Staats- 
bahnen, ergibt  .sich  von  selbst  auf  Grund  des  Territorial- 
prinzips Schwieriger  ist  die  gerechte  Aufteilung  des  Fahr, 
parkes  der  fetaatsbahnen ;  geeignete  Anhaltspunkte  dürfte 
die  Statistik  Uber  .  die  Verkehrsdichtigkeit  der  einzelnen 
Stationen  bieten ;  vielleicht  werden  die  mittleren  Ergebnisse 
verschiedener  möglicher  Teilungam^thoden  zu  -bei^cksich- 
ijf«?,  ^1°^..  Für  die  Rechte  und  Pflichten  aus  Verträgen  und 
Rechtsverha  tnissen,  die  privat-  und  öffentlich-rechtliche 
Elemente  'erlialten,  bildet  den  Ausgangspunkt  dei  aSal^nte 
Grundsatz,  daß  bei  jeder  Universalrechtsnachfolge  die  wohl- 
'Fr^r^tl^""  Rechte  dritter  Personen  gewahrt  bleiben  müssen 
1  ^^^'^^^  '^^^  Privatbahnen  aus  den  be- 

steüenden  Eisenbahnkonzessionen  unbedingt  gewahrt  und  auf- 
FrSn^f^^^"''  ^T^le^;  ^ur  dürften  die  Nationalstaaten  die 
Eiricntung  von  ,b6sonderen  Betriebsleitungen  für  die  auf 
Ihrem  Gebiete  gelegenen  Teilstrecken  verlangen.  Da?  Heim- 
tallsrecht  wird  .ledem  einzelnen  Staate  rücksichtlich  der  auf 
Semem  Gebiete  gelegenen  Teilstrecken  zustehen.  Hinsicht- 
lich der  bereits  verstaatlichten  vormaligen  Piivatbahnen  (zum 
?nSf ^  •  N.^^^bahn,  Nordwestbahn,  Staatseis.enbahnges.ell- 
schaft)  wird  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  vereinbarten 
Renten  zwischen  jenen  Staaten  aufzuteilen  isein,  in  deren  G-e- 
bie  die  einzelnen  Teilstrecken  gelegen  sind;  als  Teiluna-s 
Mihlussel  durfte  das  Verhältnis  der  Roheinnahmen  der  be- 
trettenden  Teilstrecken  maßgebend  sein;  in  manchen  Fällen 
durfte  es  notwendig  werden,  das  Verhältnis  der  Reinein- 
nahmen zu  erinitteln  und  zugrunde  zu  legen.  Wenn  eine 
üahn  nur  auf  dem  Ge^biete  eines  einzigen  neuen  Staates  ffe- 
legen  ist,  wird  nur  dieser  Staat  allein  für  die  Rente  aufzu- 
kommen haben  zum  Beispiel  der  polnische  Staat  für  die 
Rente  der  Lemberg-Czernowitzer  Eisenbahn  oder  der  Karl- 
Ludwig-Bahn  Das  Territorialprinzip  wird  auch  für  die 
weitere  Erfüllung  von  Sonderübereinkommen  (zum  Beispiel 
auch  mit  der  Aussig-Teplitzer  und  Buschtiehrader  Bahn) 
maßgebend  sein,  welche  die  vormalige  Regierung  mit  ein- 
zelnen Privatbahnverwaltungen  abgeschlossen  hat.  Der  Ver- 
tasser  be^zeichuet  es  -schließlich  als  unaufschiehbar,  daß  das 
Einvernehmen  mit  den  einzelnen  Nationalstaaten  wirklich 
gepflog^en  und  nötigenfalls  das  Material  für  dte  schiedsge- 
iichtliche  Entscheidung  gehörig  vorbereitet  werde,  damit; 
nicht  ein  unabsehbarer  und  unwiederbringlicher  Schaden  für 
alle  Beteiligten  eintrete. 

—  Kündiffuns;  der  direkten  Eisenbahntarife  durch  die  süd- 
slawische Regierunff.  Das  Verkehrsministerium  in  .Belorad 
das  m  letzter  Zeit  auch  die  aufsichtsbehördlichen  Befu«--' 
nisse  der  Nationalregierungen  von  Laibach  und  Agram  £n 
sich  zog,  hat,  wie  wir  erfahren,  an  alle  beteiligten  Eis-en- 
bahnverwaltungen  die  Mitteilung  ergehen  lassen,  daß  es  mit 
Wirksamkeit  vom  1.  April  an  die  direkten  Tarife  rücksicht- 
lich^  aller  m  ahrem  Machtbereich  liegenden  Eisenbahnlinien 
liundigt.  Diese  Kündigung,  die  sich  auf  den  Verkehr  mit 
den  Eisenbahnen  in  Serbien,  Kroatien  und  Slawonien 
Bosnien  und  der  Herzegowina  sgwie  auf  die  sonstigen  in  der 
ehemaligen  Monarchie  besetzten  Eisenbalinliuieu  bezieht  be- 
deutet eine  neue  Gefahr  für  den  ohnehin  schon  lahmgeleoteu 
Verkehr  zwischen  den  Nationalstaaten,  da  die  Berechnuno 
der  Frachtsätze  in  Zukunft  auf  Grund  der  fortwährend 
*°^^;^?feiiden  Lokaltarife  wird  erfolgen  müssen,  wodurch 
der  (^uterverkehr  sehr  erschwert,  ja  vielfach  unmöglich  o«- 
macnt  wird.  Die  Grunde,  welche  die  südslawische  Reo^c- 
rung  zu  da.esiem  wichtigen  Schi-itte  veranlaßt  haljeu,  dürften 
vor  allem  dann  zu  suchen  s-ein,  daß  sie  für  ihre  Eiseubahn- 
limen  einen  eigenen  Lokaltarif  festzusetzen  beabsichtigt, 
T\odurch  die  brsJier  lür  den  Verkehr  zwischen  den  National- 
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dl^T^  f  ""^H  "^IV  ^Y^™  aufrechtgebliebene  Einheitlichkeit) 
Jfn.T.1oi  \  w''^''™^^'^^  J'^^-  ^^^te  der  südslawische  Staa 
eine  eigene  Wahrunjr  einfuhren,  so  würden  die  neuen  Tarife 
selbstverständlich  auch  in  dieser  Währung  erstellt  werden' 
Wenn  es  sich  bestätigen  sollte,  daß  sowohl  in  Prao-  wie 
Warschau  eigene  Lokaltarife  für  die  tschecho-slow"akischen 
und  polnischen  Staatsbahnen  vorbereitet  werden  —  für  die 
Ifrfri  T''  H^y^^^e  b'esetzten  österreichischen  Eisenbahnlinien 
sind  die  Gütertarife  m  tetzter  Zeit  bedeutend  erhöht  wor- 
t  °-  T'  f^.  "wurden  bei  iev  voraussichtlichen  Höhe  der  neuen 
Ei&enbahntarife  im  Verkehre  zwischen  den  Nationalstaaten 
hemmende  Zustande  geschaffen  werden,  dte  durch  zol£ 
politische  Maßnahmen  kaum  mehr  überboten  werden  können. 

S«d-Steiermark.  Das  derzeit  in  Wien 
PnlS' p  d'er  amerikanischen  Ernährungskommission 

a  ^         tat,  wie  wir  dem  Verordnungsblatt  f.  Eis  und 

bcbitlahrt  entnehmen,  die  Forderano-  erhoben,  daß  für  die 
nf^TT  f  '  I^^".eiifmit1;elsendungen  nach  dem  südslavischen 
K?lf  feutschosterreichischen  Gebtete  der  zerstörte  Rosen- 
bachtunnel  der  Karawankenbahn    wteder    hergestellt  werde. 

voUendete  7976  km  lange,  meist  Karawan. 
kentunnel  P-enannte  zweigleisige  Alpendurchstich  durchbricht 
zwischen  Bosenbach  (Kärnten)  auf  der  Nordseite  und  Birn- 
baum oberhalb  Aßling  (Krain)  auf  der  Südseite  dte  Karawan- 
ken und  ver Inndet  als  Glied  der  Karawankenbahn  die  ehemals 
österreichische  Staatsibahnlinte  von  Klagenfurt  einerseits  und 
V  Illach  anderseits  mit  Triest. 

Wpnf''^7"''^°T^''*'??''*®?-  ^"^^  'f^^  Staatsbahnen  wurden 
t^estellt :  Zum  Direktor  des  E  1  e  k  t  r  i  s  i  e  r  u  n  g  s  a  m  t  e  s  der 
Ministerialrat  Ing.  Paul  Dittes,  zum  Vorstande  der  Ab- 
teilung I  dieses  Amtes  der  Sektionsrat  Dr.  Gustav  Huber 
unter  gleichzeitiger  Betrauung  mit  der  Stellvertretung  des 
Direktors  hinsichtlich  des  administrativen  Dienstes,  ziun  Vor- 
stände der  Abteüuns  II  der  Oberstaatsbahnrat  Ing  Justus 
Schu  bert,  zum  Vorstande  der  Abteilung  III  der  Ob4rbaurat 
Dr.  techn  Ing.  Artur  Hruschka  unter  gleichzeitiger  Betrau 
ung  mit  der  Stellvertretung  des  Direktors  hinsichtlich  des  tech- 
nischen Dienstes.  Zu  Dezernenten :  der  Sektionsrat  Dr.  Kari 
Allgau  er  für  Rechtsangelegenheiten,  der  Obeixstaatsbahn- 
rat  mg  Max  S  in  ger  für  Geologie  und  besondere  Angeleo-en- 
heilen  des  Wasserbaues  und  der  Oberstaatsbahnrat  Dr  techn 
ing.  Kudolf  Sanzin  für  die  Konstruktion  und  Beschaffuni 
■elektrischer  Triebfahrzeuge.  -  Der  Diiektorstellvertreter  beim 
i  arit  erstellungs-  und  A  b  r  e  c  h  n  u  n  gsbü  r  o  ,  Sek- 
tionsrat  Dr.  Paul  Hentschel  wunde  bis  auf  weitere«  mit 
der  Leitung  dieses  Amtes  betraut. 


Ungarn. 

—  Verlängerung  der  Tariferhöhungen.  Die  Gültio-keits- 
dauer  der  mit  1.  September  1918  auf  den  .ungarischen  Eisen- 
bahnen im  Lokal-  und  Verbandverkehr  in  Kraft  getretenen 
Tariferhöhungen  von  40  %  für  Kohle,  und  von  70  %  für  alle 
übrigen  Guter  wurde  bis  1.  Fe^bruar  1920  verlängert. 

—  Maßnahmen  über  angehaltene  Eisenbahnsendungen  Nach 
einem  Ministerialerlaß  müssen  Güter,  die  nach  außerhalb 
Ungarns  nnd  nach  außerhalb  der  Demarkation.'^linie  o-,eleo-,e- 
n.en  Stationen  aufgegeben  wurden,  ferner  Durchfuhro-iiter 
angehalten  werden,  wenn  der  Beförderungssohein  vor'  dem 

November  1918  ausgestellt  wurde.  Ferner  müs.sen  Sendun- 
gen, deren  Beförderung-  an  keinen"  Beförderunoisschein  ge- 
bunden ist,  angehalten  werden,  wenn  idem  Frachtbriefe  eine 
vom  Finanzministerium  ausgestellte  Bewilligung  nicht  ano-e- 
sohlossen  war.  Solche  angehaltenen  Güter  dürfen  für  all- 
gememe  Bedarfszweoke  in  Anspruch  genommen  werden 
Nach  einem  neuen  Erlaß  hat  der  Handelsminister  ver- 
lugt,  daß  diejenigen  angehaltenen  Güter,  die  im  Sinn« 
truherer  ^terordnung  von  irgend  einer  Zentralstelle  in  ■\^er- 
kehr  gesetzt  werden,  den  betreffenden  Zentralstellen  anzu- 
melden sind.  Sollten  je<doch  letztere  über  die  Übernahiue  der 
Guter  nicht  verfügen,  steht  der  Eisenbahn  das  Recht  zu,  diese 
zu  verwerten.  Da  die  gesamten  Kohlen-,  Koks-,  Holzkohlen^ 
und  Brüvettsendungen  vom  Haudelsminister  als  allgemeine 
Bedarfsgegenstände  erklärt  wurden,  müssen  diese  den  unga- 
irschen  ßtaatsbahnen  übergeben  werden. 

—  Schadenersatz  für  Eisenbahndiebstählc  Infolo«  der  nach 
der  Revolution  im  großen  Maße  Ijegauaeneu  Eisenhahndieb-  • 
Stahle,  Plünderungen.  Beraubuugeu  usw.,  die  den  Eisenbahn« 
verkehr  lahmlegten,  erlitt  das  verfrachtende  Publikum  einen 
ungeheuren  Schaden.  Da  die  Eisenbahnverwaltungen  der- 
artige ohne  "^Verschulden  des  verfrachtenden  Publikums  ent- 
standene Diebstähle  im  allgemeinen  als  höhere  Gewalt  be- 
trachten, werden  Ansprüche  der  Parteien  auf  Schadenersatz 
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um  größten  Teil  abschlägig  bescM^den.  Die  Budapester 
landels-  und  Gewerbekammer  bat  aus  diesem  Grunde  an  die 
tegierung  da«  Ersuchen  gestellt,  die  Haftung  auch  hinsicht- 
ich  der  geplünderten  Bahnsendungen  ohne  Ausnahme  zu 
bemehmen.  Bis  jetzt  ist  von  der  Eegierung  noch  keine  Ent. 
cheidung  getroffen  worden. 

—  Erhöhuns:  der  Versicherungsprämien  für  Reisegepäck 
nd  Expreßgut.  S-eit  1.  J anuar  d.  J.  beträgt  die  Versioherungs- 
rämie  des  bei  der  Europäischen  Güter-  und  Gepäckversiche- 
iings-A.-G.  versicherten  Gepäcks  und  Expreßgut«  —  ohne 
:ücksicht  auf  die  zurückgelegte  Entfernung  —  für  je  1000  K. 
/ert  3  K.  Die  bisherigen  Versicherungsbedingungen  bleiben 
ach  fernerhin  bestehen. 

—  Regelung  des  beim  Verkauf  von  verderblichen  Gütern  zu 
äfolgenden  Verfahrens.  Nach  einer  Verordnung  der  Direk- 
on  der  ungarischen  Staatsbahnen  ist  auf  die  Protokolle  über 
?räußerte  verderbliche  Güter  folgende  Warnung  zu  setzen: 
l'erderbliche  Güter  werden  unter  der  Bedingung  verkauft, 
iß  die  Eisenbahn  das  Gut,  falls  der  Käufer  es  —  den  Kauf- 
g  nicht  mitgerechnet  —  binnen  24  Stunden,  an  den  Buda- 
>ster  Bahnhöfen  ausnahmsweise  innerhalb  48  Stunden,  voni 
ager  oder  Wagen  nicht  abführt,  entweder  vernichtet  oder 
lentgeltlich  dem  öffentlichen  Gebrauche  übergibt.  Der  Feil- 
etungskaufpreis  bleibt  Eigentum  der  Eisenbahn."  Diese 
arnung  ist  durch  zwei  Zeug-en  zu  unterfertigen.  Hierdurch 
absichtigt  die  Eisenbahn  eine  Güterstauung'  zu  vermeiden. 

—  Einstellung  der  Untersuchung  des  Gepäcks.  Es  wieder- 
ilten  sich  Fälle,  wo  die  Eisenbahnkontroll-  und  die  mobilen 
senbahnpatrouillen  das  Gepäck  der  Reisenden  untersuchen, 
i  wurden  nun  von  zuständiger  Stelle  Maßnahmen  getroffen. 
1  die  Untersuchung  des  Gepäcks  einzustellen  und  zu  verhin- 
rn,  daß  in  Zukunft  Kleidungsstücke,  Waffen,  Geld  oder 
bensmittel  beschlagnahmt  werden.  Sollte  irgendeine  Pa- 
»uille  dennoch  Beschlagnahmen  vornehmen  wollen,  hat  das 
blikum  ihren  Anforderungen  keine  Folge  zu  leisten  und 
an  im  gegebenen  Falle  gesetzlichen  Schutz  gegen  sie  in  An 
ruch  nehmen. 

-Schweres    Explosionsunglück    in    Siebenbürgen  Am 

Februar  ist,  wie  die  D,  Allg.  Ztg.  meWet,  das  Eisenbahn- 
)aude  der  Station  Dees  in  Siebenbürgen  infolo-e  einer 
rasit-Explosion  in  die  Luft  geflogen.  Die  Esplo"sion  for- 
•te  mehr  als  30  Tote  und  80  Schwerverwundete.  Allem  An- 
ein  nach  handelt  es  sich  hier  um  ein  Attentat.  Das  Ecrasit 
r  m  EiS'enbahnwagen  eingeladen. 

—  Ungarns  Anspruch  auf  den  Fiumancr  Hafen  Im  Auftrage 
Ungarischen  Adriavereins  ist  von  »einem  Präsidenten 

la  Gonda  eine  Aufsehen  erregende  Denkschrift  über  Un- 
" t  .fPl^*''^  auf  den  Fiumaner  Hafen  und  das  Küstengebiet 
otfenthcht  worden.  Der  Verfa-s&er  führt  aus,  daß  Un- 
n  nie  einem  Friedensvertrag  zustimmen  wird,  der  ibci 
len  einzigen  Seehafen  entzieht  und  es  vom  Adriatischen 
A  abschneidet  mit  dem  das  Land  durch  ein  mehr  als  aoht-> 
dertjahriges  Band  verknüpft  ist.  Die  im  Jahre  1881  be- 
ndete  „Adria  -  Ungarische  Seeschiffahitsgesellschaft"  hat 
'  ^^J}:f'  Abwicklung  d^es  Verkehrs  mit  den  westeuropäi- 
UA-T  mächtigen  Unternehmung  entwickelt 

:h  die  Levante-.Schilfahrt.sgesellischaft  hat  sich  um  dieselben 
TOssen  verdient  g>emacht,  indem  sie  einen  regen  Verkehr 
scHen  Jiume  und  der  Levante  abwickelte  Zu  diesen  o>e- 
te  sieb  die  Atlantika  mit  einem  Parke  von  11  Schiffen 
fam  welches  hier  eine  wirtschaftliche  und  kulturelle  Ar- 

geleistet  hat,  hat  somit  einen  geschichtlichen  und  einen 
sehen  Anspruch  auf  Fiumc.  TTngarn  kann  —  i?o  meint  der 
tasser  -  ohne  Fiume  nicht  fortbestehen  und  sowohl  Italien 

aucü  ibudsiawien  konnten  den  Be.sitz  von  Fiume  nie  in 
lln^^'^'t  I^ünftigen. Streitigkeiten  vorzubeugen,  ist  die 
pechterhaltung  dies  .letzigen  Besitezustandes  der  einzio-e 


den  nächsten  Tagen  werden  über  die.^  so  wichtigen  Fra- 
m  Budapest  Besprechungen  stattfinden.    Ans  diesem  An- 
eme  italienische  Sonderkommis-sion  dort  eingetroffen, 

S^Vv^-h^^ti''^''"**'''-,'^''^^  Republik  und  dem  Handels- 
stei  Veihaiidlungen  über  die  Adria-  und  Hafenfrage  be- 
en  wird.  Es  verlautet,  daß  Ungarn  bei  den  Friedeusver- 
'^i?«!!, Meinen  Streifen  an  der  Adria  erhalten  und 
Ihm  der  Handelsverkehr  über  die  Adria  und  das  Adriati- 
Meer  gesichert  wird.  Die  Beträge,  die  der  ungarische 
'in  J^iume  autgewendet  hat,  werden  abgelöst  werden  Die 
iranische  und  die  englische  Souderkommission  hat  in 
^pe^t  die  Vortrage  der  ungarischen  Fachmänner  über  die 
atrao«  eing-ehend  geprüft  und  kam  zur  Erkenntnis  daß 

mJÄ^r'*'^^-.^^*^'^'^^^^^  Ungarns  ei^e  Äs^^ 
mg  unbedingt  notig  ist. 


—  Zur  Internationalisierung  der  Donau.  Ein  in  Bu  dapest 
angelangtes  internationales,  aus  Mlitär-  und  Zivilpersonen 
bestehendes  Komitee  hat  mit  dem  ungarischen  Regierungs- 
kommissar Verhandlungen  gepflogen,  welche  das  Ziel  ver- 
folgen, die  in  Deutschland,  Deutschösterreich  und  Ungarn  be- 
findlichen rumänischen,  serbischen  und  russischen  Kriegsge.t 
fangenen  in  die  Heimat  zu  befördern.  Diese  Beförderung 
wird  hauptsächlich  auf  der  Donau  erfolgen.  Der  allgemein 
verbreiteten  Nachricht  gegenüber,  wonach  "die  Donauschiff- 
fahrt demnächst  unter  Heranziehung  amerikanischen  Kapitals 
internationalisiert  werden  soll,  erklärte  Emil  Zerkowitz,  Re- 
gierungskommis,sar  für  Schiffahrten,  daß  dieser  Plan  undurch- 
führbar und  nicht  wünschenswert  sei,  weil  dies  der  Ausliefe.' 
rung  der  nationalen  imgarischen  Flußschiffahrt  und  der  un.- 
gaiischen  Interessen  an  einien  in  Wien  befind.enden  Trust 
gleich  käme.  Ein  derartig^er  Tnist  würfe  zunächst  die  ge- 
schäftlichen Interess>en  einseitig  verfolgten,  die  ungarische 
Schiffahrt  jedoch  fremden  Zielen  ausliefern  und  aller  Frei-» 
heit  berauben. 


Südslavi'ches  Gebiet. 

—  Verkehr  der  kroatischen  Eisenbahnen.    Die  Zagreber 
kroatische  Eisenbahndirektion  veröffentlicht  nach  einem  Be- 
richt des  „Eisenb.-,  Tarif-  und  Verkehrsanzeigers"  eine  Kund- 
machung, wonach  der  Transport  von  Personen,  Gepäck  und 
lebenden  Tieren  begonnen  hat.    Der  Verwaltung  der  Zagreber 
Direktion  unterstehen  die  folgenden  ehemaligen  unu?rischen 
Staatsbahnlinien :  Borovo-Vukovär,  Bröd-Boszna-Bröd,  Dälja- 
Eszek,    Indija-Petervärad,    Ogulin-Vrhovina,  Ruma-Vrdnik, 
Sziszek-Zimony,    Sztrzivojne-Vrpolje-Samac,  Sunja-Doberlin, 
Vinkovce-Erdöd,  Zägräb  ällamvasuti  p.  u.-Fiume,  Zägräb  ällam- 
vasuti  p.  u.-Drn.ie,  Zägräb  ällamvasuti  p.  u.-Zägräb  deli  v.  p.  u., 
femer  die  gesamten  bisher  im  Betriebe    der  ungarischen 
Staatsbahnen  gestandenen   Lokalbahnen.     Auf  alleu  diesen 
Linien  sowie    auf    den  Linien    der    Südbahn,    dier  Barcs- 
Pakraczer   Lokalbahn,    der   slavonischen    Drautalbahn,  der 
Samoborer  Lokalbahn  und  der  südkrainischen  Linien  der  ehe- 
maligen österreichischen  Staatsbahnen,  ferner  der  Linie  Ban- 
jaluka-Doberlin,  der  Militärbahn  und  der  bosnisch-hercegovi- 
nischen  Staatseisenbahn-Linie  können  Personen,  Gepäck  und 
le'bende  Tiere  direkt  befördert  werden.    Der  bisher  in  Kraft 
gewesene  Personen-  und  Gütertarif  wird,  infolge  eingetretener 
Änderungen,  außer  Wirksamkeit  gesetzt.    Ferner  sind  die 
einen  ungarischen  Namen    fühLrenden   Stationen  kroatisiert 
worden. 


übrige  europäische  Länder. 


—  Geheimnisvolles  Eisenbahnunglück  in  Frankreich.  Als 

der  Zug  47  Paris-Metz  isich  am  5.  Februar  d.  Js.  g->egen  10  Uhr 
abends  dem  bei  der  Station  Nauteuil  gelegenen  Tunnel  näherte, 
bemerkten  die  Insassen  zweier  in  der  Mitte  des  Zuges  laufen- 
der Wagen  III.  Klasse  eine  plötzliche  Hitzewellei,  die  ihnen 
ohne  erkennbare  Ursache  entgiegenströmte  und  bald  so  un- 
erträglich wurde,  daß  die  Fenster  schleunigst  geöffnet  oder 
zerschlagen  werden  mußten  und  die  Notbremi.s.e  gezogen  wurde. 
Der  Zug  kam  erst  innerhalb  (b's  Tunnels,  etwa  200  m  vor 
seinem  Ausgang,  zum  Halten  und  alle  Eeis-endeu  versuchten 
nun,  die  überfüllten  Wagen  m  Eile  zu  verlassen,  zumal  sich 
inzwischen  unter  den  Bänken  kleine  Flammen  gezeigt  hatten, 
die  durch  den  Luftzutritt  immer  stärker  belebt  wurden.  Als 
die  Reisenden  in  wildem  Gedränge  aus  dem  Zuge  auf  da.s 
Nebengleis  sprangen,  fuhr  ihnen  gerade  ein  von  (]er  Front 
m  entgegenoi'seizicr  Richtung  kommender  Urlauberzug  ent- 
gegen, der  niehi  i'i  ('  von  ihnen  erfaßte.  5  Tote  und  16  Ver- 
wundete, von  denen  einer  noch  inzwischen  gestorben  ist,  wur- 
den Opfer  dieses  Unfalles.  Die  Wagen  konnten  )>ald  ausge- 
setzt werden  und  sind  völlig  verbrannt. 

Die  Ursache  dies  Brandes  ist  noch  nicht  geklärt.  Naturgemäß 
dachte  man  zunächst  an  eine  Explosion  des  Leuchtgases  oder 
an  -eine  Entzündung  durch  Heißlaufen  oder  infolge  Beschädi- 
gung <ler  Heizeinrichtuug.  Die  Untersuchung  scheint  aber 
ergebeu^zu  haben,  daß  keine,  dieser  Ursachen  in  Fiage  kommen 
kann.  Großes  Aufsehen  erregte  es,  als  dal>ei  durch  einen  In- 
spektor der  Ostbahn  unter  dem  Trittbrett  eines  der  Wagen 
ein  halb  verbrannter  Ajijiarat  gefunden  wurde,  der  mit  der 
Explosion  in  Verbindung  gelu-acht  wird  Diese  „Höllen- 
maschine" .sieht  einem  GaszählfM-  ähnlich  und  enthält  ein  Uhr- 
werk von  12  cm  Länge,  12  cm  Br.eite  und  6  cm  Stärke.  Dieses 
ist  an  einem  Rade  mit  einem  Durchmesser  von  25  cm  und 
8  Speichen  befestigt,  das  sicli  frei  um  eine  Achse  bewegt. 
Soweit  festgestellt  werden  konnte,  schien  es  sehr  wohl  mxTg- 
lich,  daß  durch  diese  Maschine  eine  Explosion  hervorgerufen 
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worden  ist,  zumal  «ich  an  ihr  Spuren  von  Phosphor  gefunden 
haben,  die  von  den  Ärzten  o;Leichfalls  an  den  Kleidungsstücken 
der  verletzten  Personen  entdeckt  wordeii  sind. 

Die  Boulevardpresse  mit  dem  chauvinistischen  „Matin"  an 
der  Spitze  hat  diese  Gelegenheit  nicht  vorübergehen  la&seii 
können,  ohne  das  Un.^Iück  den  verhaßten  Deutschen  in  die 
Schuhe  zu  schieben.  Schon  vor  Entdeckung  der  Höllen- 
maschine wurde  darauf  hingewiesen,  daß  die  beiden  ver- 
brannten Wagen  deutsche  Wagen  sind,  die  auf  Grund  der 
WatfenstillstandSbeding-ungen  an  die  .Entente  ausgeliefert 
worden  waren.  Die  Mangelhaftigkeit  der  Wagen  und  ihrer 
Einrichtungen  war  also  zn-eifellos  an  dem  Unfall  schuld. 
Nachdem  der  Beweis  geliefert  zu  »ein  .schien,  daß  die  Höllen- 
maschine die  Explosion  hervorgerufen  hatte,  wurde  das  Un- 
glück auf  einen  von  deutscher  Seile  geschickt  vorbereiteten 
Anschlao-  zurückgeführt.  Der  ganze  Zug  einschließlich  der 
■beiden  Wagen  hatte  zwei  Tase  vorher  die  Fahrt  von  Metz 
nach  Paris  zurückgelegt.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  daß 
in  Metz  zahlreiche  deutsche  Eisenbahnbeamte  Dienst  tun  und 
sogar  deusche  Pleizer  auf  den  Maschinen  mitfahren.  Was  la^' 
also  näher,  als  daß  diese  aus  Haß  gegen  den  Erbfeind  das 
Verbrechen  begangen  hatten.  Es  sind  Kommissare  nach 
Metz  geschickt  worden,  um  die  dort  beschäftigten  deutschen 
Bisenbahner  einer  strengen  Untersuchung  zu  unterziehen.  Die 
Unsinnio'keit,  ein  solches  Verbrechen  in  einem  beliebigen 
Wagen  III.  Klasse  zu  begehen,  und  die  Schwierigkeit,  eine 
Höllenmaschine  herzustellen,  die  erst  nach  mehr  als  zwei 
Tagen  in  Wirksamkeit  zu  treten  bestimmt  war.  vermochten 
nicht,  die  Presse  von  diesen  törichten  Anschuldiiiungen  ab- 
zuhalten. Allerdings  mußte  der  „Malin''  in  einem  neueren 
Artikel  etwas  kleinlaut  eingestehen,  daß  es  nach  An- 
sicht des  Untersuchungsrichters  kaum  möglich  sei,  daß  ein 
Mordwerkzeuo-  von  solchem  Umfange  bei  der  letzten  Unter- 
suchung und  Reinigung  der  Wagen  in  Paris  nach  Beendigung 
der  letzten  Eeise  nicht  hätte  gefunden  werden  sollen  und  daß 
eine  große  Wahrscheinlichkeit  dafür  spreche,  daß  es  erst  in 
Paris  kurz  vor  der  Abfahrt  hei'angeschafft  worden  sei.  Das 
hinderte  die  Zeitungen  aber  nicht,  an  ihren  Verdächtigungen 
weiter  festzuhalten. 

Nach  den  letzten  Nachrichten  hat  sich  inzwischen  heraus- 
gestellt, daß  die  „Höllenmaschine"  nichts  anderes  war  als  die 
Uberreste  eines  Granmiophons.  Diese  Feststelluno-  ist  zwar 
eine  gründliche  Blamage  für  die  Blätter  vom  Schlage  des 
„Matin".  Sie  bringt  aber  immer  noch  keine  Aufklärung  ü)>er 
die  Ursache  des  Unglücksfalles! 

—  Intemationalps  tJbereinkommen  über  den  Eisenbalm- 
frachtverkehr. Das  Zentraiamt  in  Bern  teilt  mit,  daß  durch 
die  Eegierung  des  Könio)-eichs  Belgien  das  Internationale 
Übei-einkommen  vom  14.  Oktober  1890  über  den  Eisenbahnfracht. 
verkehr  zum  31.  Deziember  1919  gekündigt  worden  ist.  Belgien 
hat  sich  idamit  dem  Vorgehen  Frankreichs,  Italiens  und  Ser- 
biens angeschlossen  (vgl.  Nr.  8,  Seitf  78  d.  Ztg.). 

—  Vorübergehende  Einführung  eines  'verkleinerten  Fracht- 
brief formiilars  in  der  Schweiz.  Em  liL'^,chluß  des  schweize- 
rischen Bundesrates  vom  17.  Januar  1919  bestimmt,  daß  vom 
15.  Februar  1919  an  bis  auf  weiteres  die  Frachtbriefe  für  die 
Beförderung  in  Eil-  und  gewöhnlicher  Fracht  ausschließlich 
nur  im  verkleinerten  Format  von  17/32  on  erstellt  werden 
dürfen.  Frachtbriefe  nach  dem  alten  Muster  müssen  den 
TransportuuterDehmuugen  bis  spätestens  am  1.  März  1919  zur 
vorgeschriebenen  Anbringung  des  Kontrollstempels  einge- 
reicht ^Verden.  Sie  düi-feu  bis  zum  Auf bra.uch  der  vorhandenen 
A'orräte  verwendet  werden. 

Nach  einer  in  den  §  59  des  Schweiz.  Trausijortreglenients 
neu  aufa-ienomnienen  Bestimm iniü'  hat  der  Absender,  wenn  der 
im  Frachtbrief  für  die  Biezeiclmung  des  Gutes  vorgesiehene 
Raum  für  die  Aufnahme  alter  Angaben  unaenügeud  ist,  dem 
I'^rarblbrief  die  erfoiderlicbe  Anzahl  licsouderer  Blätter  von 
der  (?.röße  des  Frachtl>riefes  fest  anzuheften.  Die  Angaben 
fül"  die  e-inzelneu  Güter  sind  auf  dieseu  Blättern  zu  machen. 
In  den^  Frachtbrief  ist  nur  das  Gesamtgewicht  der  Sendung 
einzutragen.  Die  beigehefteten  Blätter  sind  vom  Absender 
zu  unterzeichnen  und  von  der  V.er^audstation  abzustempeln. 

Der  Bundesrat  wird  den  Zeitpunkt,  'bestimmen,  an  welchem 
diese  Vorschriften  wieder  aulk'i-  Kraft  treten. 


Fremde  E  i  d  i  e  i  i  o. 

—  Aufsicht  über  die  sibirischen  Eisenbahnen.  Beuter  meldet 
aus  Peking,  daß  ein  Abkommen  für  Errichtung  einer  beson- 
deren Aufsieht.skommission  der  Verbündeten  auf  den  sibirisch- 
chinesischen  Osthahnen  in  d^er  Gegend,  wo  die  Verbündeten 
vordringen  und  ihre  Operationen  durchführen,  abgeschlossen 
wurde.   Das  Abkommen  tritt  mit  der  Zuj'üokziehung  der  Trup- 


pea  wieder  außer  Kraft.  Amerika  hat  Japan  mitgeteilt,  da 
es  nicht  die  Absicht  habe,  sich  Interessen  an  die.sen  Bahn« 
zu  sichern. 


—  Eine  neue  Eisenbahnlinie  in  Kanada.  Eine  englLscl 
Finanzgruppe  hat  die  Absicht,  nach  Meldung  der  .,Acrea( 
Economique  et  Financiere",  eine  Eisenbahn  in  einer  Län; 
von  700  englischen  Meilen  zur  Verbindung  des  St.-Lorea: 
Stromes  mit  der  Hudsonbai  zu  hauen. 

—  Kanadische  Pacificbahn.  Die  seit  zwei  Jahren  sohw' 
benden  Verhandlungen  zwischen  der  kanadischen  Pv/egierur 
und  den  kanadischen  Eisenbahnen  in  der  Verstaatlichung 
frage  sind,  wie  die  „Berl.  Börs.en-Ztg."  mitteilt,  nunmel 
zum  Abschluß  gekommen.  Die  Canadian  Pacific  Bailwa.y  ui 
die  Grand  Trunk  Eailwa.y  werden  weiterhin  selbständ 
arbeiten,  dagegen  werden  folgende  vier  Bahnen  verstaatlic 
werden:  die .  Canadian  North  Eaihva.y,  die  Intercolonif 
Eailwa.y,  die  Temiscene  Eailway  und  die  Northern  Ontar 
Railway.  Diese  Gesellschaften  werden  als  eine  einheitlicl 
Staatsbahnoesellschaft  weitergeführt. 

In  kanadischen  Eegierungs-  und  Geschäftskreisen  wird,  w 
der  „Seedienst''  mitteilt,  der  Plan  erörtert,  eine  staatlicl 
Dampferverbindung  für  die  Seen  und  nach  Uber&ee  nach  de 
Vorbild  der  Kanadischen  Pacificbahn,  die  eine  Verbindui 
zwischen  Schiffahrtslinien  und  Dampferlinien  geschaffen  ui 
damit  zur  Erschließung  des  Landes  hauptsächlich  mit  beig 
tragen  hat,  einzurichten.  Die  übrigen  Bahnen  konnten  n 
der  Kanadischen  Pacificbahn  nicht  in  Wettbewerb  treten,  i 
sie  keine  direkte  Verbindung  zu  Schiffahrtszwecken  halt« 
obwohl  einige  Ansätze  hierzu  vorhanden  waren,  so  bei  d 
Grand  Trunk,  die  einen  A'ertrag  jnit  der  White  ßtar-Lin 
hatte  und  der  Canadian  Northern,  die  in  A^erbinduug  mit  d 
Uranium  Sieamship  Co.  in  Rotterdam  und  der  Royal  Lin 
lentslanden  sind.  Hinter  der  Royal  Linie  stand  die  Cunar 
Gesellschaft.  Die  Cunard-Linie  wird  auch  weiterhin  ih 
Verbindungen  mit  den  staatlichen  Eisenbahnen  in  Kanaj 
.fetzt  aufrecht  erhalten.  Es  verlautet,  daß  auf  der  Pacificsei 
die  Vertretung  die  .japanische  Reederei  Tokyo  Kisen  Kais] 
übernommen  hat.  Damit  würde  der  Anfang  einer  riesi»- 
Entwicklung  der  Cunard-Linie  im  Stillen  Ozean  g€.geben  &ei 

—  Die  Eisenbahnen  Columbiens.  Columbien  ist  i>emül 
sieine  Verbindungsstraßen  und  namentlich  siein  Eisenbahnne 
zur  industriellen  und  wirtschaftlichen  Hebung  des  Landi 
haldigst  weiter  auszubauen.  Die  Anlage  der  Bahnen  seil 
stößt  auf  keine  großen  Schwierigkeiten,  da  die  Hauptfragt 
die  sich  aus  der  bergigen  Natur  des  Landes  ergeben,  gelc 
und  die  schwierigsten  Eisenbahnen  bereit«  gebaut  sind, 
handelt  sich  .ietzt  nur  noch  darum,  das  erforderliche  Kapit 
für  die  Ausführ-ung  der  neugeplauten  Bahnlinien  zu  erhalw 
deren  Bau  bei  den  augenblicklichen  Verhältnissen  ziemli 
laugsam  vor  sich  ix-egangen  ist.  Die  D.  Allg.  Ztg.  gibt  f< 
geude  Üibersicht  über  die  Haupteisenbahnen  in  Columbia 
die  man  im  allg-'emeinen  nur  als  Zweige  eines  noch  ausz' 
führenden,  umfassenden  Eisenbahnpro.iektes  ansehen  kai! 
Die  P  a  z  i  f  i  c  b  a  h  n  ,  die  vom  Hafen  von  B  u  e  n  a  v  e  n  t  u :, 
am  Stillen  Ozean  ausgeht  und  nach  Durchquerung  des  We 
rückens  der  Anden  nach  der  Stadt  C  a  1  i  im  Bezirk  El  Va" 
führt,  ist  Staatseigentum.  Sie  wiird^e  durch  eine  columbiai 
sehe  Gesellschaft  gebaut,  die  sich  verpflichtet  hat,  weitere  3 
Kiloni'eter  zu  bauen,  die  bald  fertiggestellt  werden  dürft< 
Ihr  Hauptzweck  ist,  die  Eisenbahnverbindung  zwischen  E 
gotä,  der  Hauptstadt  der  Republik,  und  dem  Stillen  Ozean  Im 
zustellen.  Die  durchquert.e  Gegend  i-st  sehr  reich  an  Kohk 
bergwerken.  Viehherden  und  land-u-irtschaftlichen- -Erzeu 
uis.sen.  An  diese  Hauptliuie  könnten  mehrere  Zweitrbahn-i 
ang'efügt  werden,  besonders  solche,  die  'die  .Städte  Palnih 
Kavtago,  Buga,  Bopayan,  Pasto  und  die  Grenze  von  Ecuad 
erreichen.  In  Girardot  beginnt  die  c-o  1  u  m"b  i  a  u  iscf 
N  a  t  i o  n  al  b  a  h n  ,  die  zurzeit  eine  der  wichtigsten  Eise 
bahnen  in  Columbien  ist.  Sie  steigt  lauf  dem  Osthang  der  A 
den  bis  zu  einer  Höhe  von  7000  Fuß  an  und  ist  die  Bahnlir 
für  den  Transport  aller  aus.  und  eingeführten  Waren,  c 
durch  das  Tal  von  Bogota  kommen,  ein  ausgedehntes  u 
dichtbevölkertes  Land  miit  verschiiedeneu  Eisenbahnlinie 
Der  Sabana-  odrer  Westbahn,  der  Südbahn  und  der  Nordbai 
Man  trä.gt  sich  mit  dem  Plan,  die  Westbahu  nach  ein«' 
anderen,  tiefer  als  Girardot  gelegenen  Hafen  am  Magdalea-e 
fluß  weiterzufühi'en.  Die  Ausführung  ist  l>encits  durch  o 
Regierung  <be.schlossen  und  angeordnet  worden.  Die  Nor 
bahn,  die  62  km  lang  ist,  isoll  bis  zu  einigen  weiter  nördli 
gelegenen  Städten  verlängeit  werden,  auch  sollen,  ei' 
sprechend  der  wirtschaftlichen  und  industriellen  Bedeu'u: 
der  angrenzenden  Plätze,  einige  Zweigbahnen  erl)aut  wertM 
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Rechtspflege. 

T  .^*'^T.X®/i^.''"'°2  der  Eisenbahnliachtzusehläffe  für  un- 
chtiffe  Deklarierunff.    (Urteil  des  Eeichsff.eriohts  vom  22.  2. 

^  T  ^-J^^'^-K  -^^"^'^  international«!!  Übereinkommen 
>er  den  i-isenbahnfrachtverkehr  können  bei  unrichtio-er  Be- 
'ichnuna:  oder  uuvorsehriftsmäßis^er  Verpackuno-  von  Fi'acht- 
it  die  am  Transport  beteili<rten  Bahnen  vom  Verfrachter  des 
ates  besondere  Fr  acht  zu, schlag- e  vcrlano-en.  Die  4n 
.ruche  auf  dies-e  Zuschläge  verjähren  nach  Artikel  1 
bs.  b,  des  Übereinkommens  in  einem  Jahre  nach  Zah- 
ns der  Fracht.  Das  Eeichso-ericht  hatte  nun  kürzlich  die 
schtsfrase  zu  entscheiden,  ob  durch  die  deutschen 
riegs  Verordnungen  über  die  Verlängeruno-  der  Ver- 
hrung.slristen  auch  bezüglich  der  gedachten  Frachtzuschlä-e 
e  ein.iahrige  Veriährungsfrist  verlängert  worden  iSt 
IS  ist  verneint  worden,  weü  auf  diese  Frachtzusch1äo-e 
6  ti-agl!cheii  Kriegsverordnungen  nicht  anwendbar  «eien. 
3r  Entscheidung  lag  folgender  Rechtsstreit  zuo-runde- 

^''!*'T?^''^'^?^h  Transport-  und  Speditionsgesellschaft  G. 

B.  hat  Ende  1913  und  Anfang  1914  an  ihre  Zweignieder- 
isung  m  E.  (bachsen)  eine  Anzahl  von  italienischen  Bahnen 
ernommene  Waggons  mir  in  Ballen  gepackten  Waren  be- 
rdem  lassen  und  hierfür  am  6.  April  1914  die  Fracht  be- 
m.  Hur  diese  Sendungen  verlangte  die  Sächsische  Staats- 
t  Transport  beteiligte  Ei&enbahn  später 

jebhche  Fracht^uschläge,  weil  das  Frachtgut  unrichtiV  be- 
'Tfiic"°K".?''^*  vorschriftsmäßig  verpackt  gewesen" sei- 
»Ballen  ha  ten  namhch  Putzwolle  enthalten,  während  se 

;  lür^P^ufitu'^-''^'''^  ^^■'•^"^^t  ^^^d  '^-^  seien  nicht 

itZ  P"^|T^olle  wegen  deren  Feuergefährlichkeit  voroe- 
iriebenen  Sicherheitsbestimmungen  bei  der  Verpackuno-  be 
^htet  worden.  Mit  der  vorliegenden,  ersf  iin  März  m?  er 
t>enen  Klage  verlangt  der  S  ä  c  h  s  i  s  c  h  e  S  t  a  a  t  s  f  i^s  k  u  s 
a  der  Firma  G.  zunäehst  5C00  M  als  Teilbetrao-  lei  vei^ 
knen  Fi^achtzuschlage.  Gegenüber  dem  Einwände  dir  Be- 
gen,  daß  die  Forderung  längst  verjährt  sei,  beiief  sieh  der 

^''''''r-^''^'™™^'^^^^^'™  über  die  Veriän"e- 
ig  der  \  eiMahrungsfristen  vom  22.  Dezember  1914  und  4  De- 

?endbar  seSai.'"''^        '^'^         fraglichen  Frachtzuschläg'e 


DreIden^hfh^n''?L^''H*-'^'^ir"?'^  Oberlandes.gericht 
de?  A  n  s^^^?P fr  1  ^  e  K 1  a  g  e  wegen  Verjährung 
t^f^^^^^'^,^'^'^  Fiskus  abgewiesen  In  seineS 
K?l^?*'^^r'"f^^-^t^  ^ührt  das  Oberlandesgerich?"aus  Der 
^ÄachtSt'br ^'^^  Ansprache  auf  ZahCg 
^eseS^  iL  - ^^"^''v™- ..Internationalen  Übereinkommen  vor" 
fn^t  int T-^'^K^f^  Ver.iahrungsfrist  zur  Zeit  der  Kla -Erhe- 
bung langst  abgelaufen  war.  Er  meint  aber,  daß  durch  dt 
Bundesratsverordnungen  vom  22.  Dezember  1914  und  4  D^^ 
Ten  sei ''dp^'^  fniährige  Ver.ährunJsS  verläujerf  wo?! 
üen  isei.    Dem  xst  nicht  zuzustimmen,  die  o-edachten  Verord 

aus'äXw^^fJl^^^^^^  anTefdbar.'^IXn" 
aus  aem  Wortlaut  ^ler  Verordnung  von  1914  ero-ibt  «ich  daß 
nur  die  in  den  §|  196,  197  BGB.  bezeichneten  Ansprüche  von 
der  Verordnung  l-etroffen  werden  sollten,  d  h  dil  dorf  au t^ 
f  f  ^9^ ?9?  B^TT^fo-itn  f^rliohen  Lebens,  die^den  ?n  Ten 
§S  lyb,  ly^  BbrB.  festgesetzten  Ver.iahrungsfristen  von  zwei 
und  vier  Jahren  unterl  egen,  nicht  aber  diejenigen  AnsSrifche 
.f.?  M^^'  '™  ^«.^i^-egenden  Falle,  auf 'Grund  atdeTweiter 
?f-''  ,70^'schriften  kürzere  VerjährungsfristeT  be- 
stehen. Die  Verordnung  von  1915  drückt  sich  allerdino-s  etwas 
anders  aus  Dort  ist  im  Schlußsatz  bestimmt,  daß  d'e  Ver- 
längerung der  Verwahrung  auch  insoweit  gilt,  als  für  die  A^ 
Spruche  di,e  Verjährungsfrist  durch  andere  reichs^ese  zliche' 
Vorschriften  als  die  der  §§  196,  197  BGB.  geregeft  1  In- 
fo Igedes.sen  gilt  die  Fristverlängerung  der  VerSrdnunö-  von 
191o  grundsätzlich  auch  für  Fraohtzuschläge,  aber  nur  sofirn 
Pi  nifr^'r'^''''"  M Verordnung  nicht  noch  aus  einem  anderen 
Irruude  ausgeschlossen  ist.  Em  solcher  Grund  ist  hier  aus 
ntl?  fternatioiialen  Charakter  des  Ubereinkommens  zu  ent- 

m  Sei  7'%?r-r^f"''f  f^""^-^"'^         '^'^  FrachtzuschS 
t^^^tikel  7,  Abs  b,  des  Internationalen  Übereinkommens  er- 
schöpfend geregelt.   Die  dort  festgesetzte  kurze  Verjährun*^ 
^'o\^^''\r'''?^^  ^'^^^teil  des  Verpflichteten  verläno-frt 

«  erden  Weiter  war  aber  auch,  da  die  Verordnung  von  1914 
naoli  obigen  Ausführungen  auf  die  hier  fraglichen  Frachtzu! 
vo^/''f9K''r  i«tv»>ei.Inkrafttreten"  der  Verordnung 

xoü  1915  die  Vei-iahrung  bereits  abgelaufen.  Eine  be!^eits 
emgetretene  Veriahrung  kann  aber  jedenfalls  nicht  wieder 
rückgängig  gemacht  werden  wieu^ci 

Das  Reichsgericht  hat  dieses  Urteil  bestätio-t 
  K.M.-L7 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Verkehrswiederaufnahme. 

n'^    V^t^atlicheu      Wassern  m.';chl;ia- 
lien  Maltsch  Hafen   und  PöpelwU? 
üschlag)  werden  am  28.  d.  Mts.  wie- 
eröffnet. 

!re.slau,  im  Februar  1919.  (240) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

snahmetarif  2  K  17  für  Ammoniak, 
welelsaures  usw.  zur  Düngung  (Er- 
nährung)  künstlicher  Hefe 

'er  Ausnahmetarif  tritt  mit  dem 
lai  1919  außer  Kraft.    Auskunft  ge- 

die  beteilioten  Güterabfertio-uno-en 
^16  das  Auskunftsbureau,  hier,  Bahn 

Alexanderplatz.  (241) 
«rlin,  den  24.  Februar  1919. 
Eisenbahndirektion. 


its-  und   Privatbahn  -  Gütei-verkehr, 
Teilheft  C  I,  Tf v.  5. 

it  Gültigkeit  vom  1.  Mai  1919  ab 
rvu 94  im  Abschnitt 
Uber!  uhrgebühren     usw."  an- 
ebea-en  Überfuhrgebühren  zwischen 
■  -t^ahnhofen  Berlin  Anhalter  Gbf. 
1«  Berlin  Hamb,  und  Lehrt.  Bf  und 
zugehorenden     Ladestellen  um 
97  r  i^'^^öht.    Näheres  enthält  die 
,  Februar  1919  erscheinende  Num- 
cles  Tarifanzeigers.    Auskunft  ge 
auch  die  beteiligten  Güterabferti- 
.  Auskunftsbureau, 
,  liahnhof  Alexanderplatz, 
erün,  den  24.  Februar  1919.  (242) 
Ei&enbahndir-öktion. 


Wecliselverkelir  Sachsen-Baden.  Tarif- 
heft 9  C 

Am  1.  Mai  1919  tritt 'eine  Beschrän- 
icung  des  Geltungsbereichs  der  Aus- 
uahmetarife  2  (Rohstofftarif)  und  -i 
(Dungekalktarif)  im  Verkehr  mit  der 
Station  Basel  Bad.  Stb.  ein.  Nähere  Aus- 
|unit  auch  über  die  eintretenden 
*  rachterhohungen,  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbureau, hier,  Wienerstr.  4,  II 

Dresden,  am  26.  Fehrsar  1919  (243) 
G-en -Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb., 

als  g-eschäftsführende  Verwaltung. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif  Teill 
Abt.  B.    (Tfv.  Ib.)  ' 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  in  den 
topezialtarif  IIL  in  den  Stückgutspezial- 
taiit  und  in  das  Verz-eichnis  II  aufo-e- 
nommen :  " 

„Ammon  Salpeter  zum  Dün- 
gen.   (Gemisch  von  Ammonsalpe- 
ter  mit  mineralischen  Stoffen.)" 
Berlin,  den  22.  Februar  1919.  (236) 
Ei&enbahndirektion, 
namens  der  beteiligteiiVerwaltungen. 

Tf-v  110.8  Oberschlesisch  -  Sächsischer 
Kohlenverkehr,    gültig  vom  1.  Oktober 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  wer 
den  im  Verkehr  mit  Reichenberg  Sächs" 
Stb  und  Reichenberg  k.  k.  St.  B  die 
nach  der  im  Nachtrag  II,  der  'zum 
L  April  1919  erscheint,  enthaltenen 
Kilometertariftafel  sich  ergebenden 
lu-achtsatze  (infolge  der  SOproz  deut- 
schen Erhöhung)  nicht  mehr  um  1  5  Pf 
sondern  um  2,3  P  f.  für  100  kg  erhöht 
(vgl.  die  allgemeine  Bekannimachunc 
der  Eisenbahndirektion  Berlin  vom 
27.  J anuar  1919  in  Nr.  9  der  Zeitung  des 


\  ereins  Deutscher  Eiseubahnverwaltun- 
gen  vom  1.  Februar  1919  auf  Seite  88). 
Katton-itz,  den  25.  Februar  1919.  (237) 
Eisenbahndiiektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltuno-en. 

rfv.  1273.    Oberschlesisch  -  ungarischer 
Kohlcnverkehr, 

Eisenbahn  gütertarif,  Teil  IL  Hefte  Ibis 

S'ultig  vom  1.  Oktober  J918. 
Itv.  1282.  Niederschlesisch-ungarischer 
Kohlcnverkehr. 

Eisenbahngütertarif,  Teil  II,  gültio-  vom 

'  1.  Oktober  1918. 

Einfuhrung    eines  Kurszu- 
'Schlages. 
Mu  Gültigkeit  vom  1.  März  1919  bis 
aul  Widerinif  wird  in  den  obenbezeich- 
neten laufen  im  Sinne  der  Tarifbestim., 
mung  unter  III  1,  Seite  6,  zu  den  jetzio-en 
1'  rachtsatzen  ein  fester  Z  u  s'c  h  1  a  «- 
vo  n  7  H©  1  le  r  f  ü  r  100'  k  o-  einoeführ-r 
Breslau,/Kattowitz,  den  24.  Febr.  1919 
Eisenbahndirektionen  Breslau  und 
Kattowitz,  (238) 
uamens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Niederschlesisch-Sächsischer  Kohlen- 
verkohr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Mai  1919  wer- 
den die  bei  den  Versandstationen  Mit- 
tel.'Jteine,  Rubeugrube  und  Wenzeslaus- 
grube  auf  Seite  11  des  Tarifs  angege- 
benen Ortsentfernungen  gestrichen. " 

Die  Entfernungen  von  diesen  Gru- 
'ben  bilden  sich  von  dem  genannten 
Zeitpunkte  ab  nach  allen  Stationen 
durch  Anstoß  an  die  Entfernungen  der 
Kilomeiertafe]  IL 

Breslau,  den  26.  Februar  1919  (245) 
Eisenbahndirektion 

namens  der  Verbandsverwaltungen. 
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(Fortsetzung 
der  amtlichen  Bekanntmachnngen  ) 

3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Am  1.  April  d.  J.  treten  zum  Binneu- 
Personen-  und  Binnen-Gütertarif  der 
Vorwohle-Enimerthal-er  Eisenbahn  die 
Nachträge  3  in  Kraft.  Hierdurch  wer- 
den l'ariferhöhungen  eingeführt.  Die 
Einführung  der  Nachträge  ist  gemäß 
§  G  der  'Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung 
von  der  Aufsichtsbehörde  genehmigt 
worden.  Nähere  Auskunft  erteilt  die 
unterzeichnete  Direktion. 

Eschersihausen,  den  27.  Februar  1919, 
Die  Direktion  '  (244) 
der  Yorwohle-Emmerthaler  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 


4,  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Löwenbers-Lindow-R  heinsberger  Eisen- 
bahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  triti 
zu  unserem  Personen-  und  Gepäcktarif, 
Teil  II,  der  Nachtrag  III,  enthaltend  Er- 
höhungen der  Beförderungspreise,  in 
Kraft.  Nähere  Auskunft  erteilt  die  Di. 
lektion  in  Eheinsberg  (Mark). 

Rheinsberg  (Mark),  den  13.  Febr.  1919. 

Direktion.  (239^ 


5.  Generalversammlungen. 

Ludwiffs-Eiseubahn-Gescllschat't. 

Die  diesjährige  ordentliche  (General- 
versammlung findet  am 
Donnerstag,  den  13.  März  d.  J., 

vormittags.  10  >4  Thr, 
im  Saale  des  hiesigen  Stationsgebäudes 
statt. 

Die  geehrten  llerr<'U  Aktionäi'e  wer- 
den hierzu  gemäß  art.  Vlll  der  Statu- 
ten unter  dem  Präjudiz  eingeladen,  tiaß 
die  AusIdeibendon  si'di  dem  unterwer- 
fen, was  die  Mehi  iieit  der  Erschieneui  ii 
\('rfassungsmäi>ig    bc^chl  icßt. 

Die  Bilanz,  (lewiun-  und  Verlu.st- 
rechnung  uelist  4  Neben-Kechnuugcn. 
sowie  der  den  Vermögenssiaud  und  di<' 
Verhältnisse  der  Ge,-ellschafl  ent- 
wickelnde Bericht  mit  den  Bemerkun- 
gen des  Gesellsclialisausscluisses  lie- 
gen vom  26.  Februar  d.  J,  ab  in  dem 
Geschäftsräume  der  Gesellschaft  zrir 
Einsichtnahme  auf. 

Zweck  der  Generalversammlung  ist 
Beschlußfassung  über  die  Genehmigung 
der  Jahresbilanz,  der  Betriebs-  und  Ne- 
benrechnungen, der  Gewinnverteilung 
und  über  die  Entlastung  der  Verwal- 
tungskörper, endlich  Vornahme  der 
statutenmäßigen  Ersatzwahl  mit  even- 
tueller Beßchlußfassung  nach  §  236  Ab- 
satz 1  des  Handelsgesetzbuches. 

Zur  Abgabe  der  Legitimationskarten 
gegen  Vorzeigung  der  Originalaktien 
oder  eines  Hinterlegungsscheines  der- 
selben ist  Termin  auf 

Dienstag,  den  11.  März  d.  J. 
angesetzt  und  zwar 

vormittags  von  10  bis  11  Kühr  im  Kas- 
senzimmer in  Fürth,  nachmittags  von 
3—4  Uhr  im  Saale  des  hiesigen  Sta- 
tionsgebäudes. Jede  Aktie  gewährt  das 
Stimmrecht  (§  252  Handel&ge.sietzbuch). 
Nürnberg,  den  25.  Februar  1919. 

Das  Direktorium.  (246) 


Spart  Scimiieriiiiitei! 

Verwendet  Boscholer  an  jeder 

Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs -Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzelschmierstellen  versorgen I 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem« 
bergischen  Staats«  u.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Verkaufsbüro  Stuttgart  [6950] 
Verfcaufsbüro  Chartottenburg 
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LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scbrlftleitung:  der  ZeitiSig  des  Vereins  Deutscher  Blsenbahnverwaltungen, 

amtliche  BeltanntmachiiiiKen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbahn  Verwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

ÄBei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ongariscben  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriTatanzeisren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilasren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  UlOOt 


Zur  Bewertung'  voa  G-lcis€ntwickluaiscn. 
Bereithaltung  der  Signalmitt«!  ^ur  Zug- 
deckung. 
Nachricht-ea. 

Deutschland  :  iSammelladungs- 
vertehr.  —  Mitfühiung  von  &eld 
bei  Reisen  ins  neutrale  Ausland.  — 
Fahrpreisermäßigung  zur  Unter- 
bringung hilfsbedürftigerStadtkinder 
auf  dem  Lande.  —  Lebensmittelver- 
sorgung für  die  Eisenbahner  der  ibe_ 
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setzten  Geibiete.  —  Zur  Ausstandsbe- 
wegung auf  den  deutschen  Eisen- 
ibannen.  —  Zugeinschxänkungen  und 
Reiseausweis  in  Bayern.  —  Per- 
isonalnachrichten. 
Deutschö'Sterreich  :  Errich- 
tung eines  Elektrisierungsamtes 
(E.  A.)  der  d.  ö.  Staatsbahnen.  — 
Aufhebung  des  ermäßigten  Fracht- 
satzes der  Aussig-Teplitzer  Eisen- 
bahn/für  iBraunkohle.  —  Die  Koh- 
lenverhandlungen in  Berlin. 


Ungarn  :  Regelung  der  im  Aus- 
land zurückgehaltenen  Eisembahn- 
und  Postsendungen.  —  Ungarns 
rschif f bare  "W  asserstraßen. 

Übrige  europäische  Länder: 
Eine  Nachsubventionierung  der  Ber- 
ner Alpenbahn  (Lötschbergbahn). 
—  Zur  Elektrisierung  der  schwei- 
zerischen Bundesbahnen. 

Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  Bewertung  von  Gleisentwicklungen. 

Von  Regierungsbaumeister  Dr.-Ing.  Bäseler. 


Den  Übergang  zwischen  Strecke  und  Bahnhof  büden  die 
Gleisentwicklungen.  Je  mehr  von  den  hierbei  auftretenden 
Kreuzungen  schienenfrei  gemacht  werden,  desto  größer  ist 
die  betriebliche  Freiheit.  Die  verschiedenen  Möglichkeiten 
der  Anordnung  sind  häufig  recht  zahlreich  ujid  gehen  in  den 
an  sich  schon  sehr  hohen  Kosten  bedeutend  aujseinander. 
Oft  gewinnt  man  mit  einer  kleinen  Änderung  viel,  oft  mit 
großem  Mehraufwand  nur  wenig.  Bs  ist  daher  äußerst  wichtig, 
sich  darüber  klar  zu  werden,  bei  welcher  Lösung  die  Kosten 
zu  den  erreichten  Vorteilen  am  meisten  im  Verhältnis  stehen. 
Dazu  gehört  ein  sorgfältiges  Abwägen  aller  betrieblichen  Vor. 
und  Nachteile.  Durch  eine  bloße  Betrachtung  des  Entwurfs  ist 
dies  sehr  schwer  zu  erreichen,  da  dieser  meist  ein  verwickeltes 
Bild  bietet.  Schon  um  zu  erkennen,  wie  die  Gleise  eigent- 
lich laufen,  muß  man  sie  mit  dem  Bleistift  nachfahren.  Dann 
erkennt  man  wohl,  daß  etwa  diese  schienengleiche  Kreuzung 
sehr  stört,  daß  jene  schienenfreie  zur  Verminderung  der 
Kosten  allenfalls  schienengleich  werden  darf;  aber  zu  einem 
emstlichen  gleichzieitigen  Einschätzen  aller  dieser  Um- 
stände gelangt  man  in  den  seltensten  Fällen. 

Um  das  wirklich  zu  können,  muß  man  versuchen,  alle  Vor- 
und  Nachteile  einer  Anordnung  in  vergleichbaren  Zahlen 
auszudrücken,  sie  isoznsagen  auf  einen  Nenner  zu  bringen. 
Wir  werden  sehen,  daß  sich  hierfür  ein  Verfahren  finden 
läßt,  das  in  Anbetracht  der  »sehr  verwickelten  und  ungleich- 
artigen Aufgaben  recht  einfach  und  zuverläsisig  ist. 

Beim  Entwerfen  einer  Gleisentwioklung  liegt  eowohl  die 
gegeneeitige  Lage  der  Streckengleise  als  auch  der  Bahnhofs- 


gleise  fest.  Zwischen  diesen  sind  die  nötigen  Verbindungen 
zu  isohaffen.  Hierbei  entsteht  eine  unveränderliche  Anzahl 
„notwendiger''  Kreuzungen,  außerdem  eine  je  nach  der  ge- 
wählten Lösimg  veränderliche  Anaahl  „überflüssiger"  Kreu- 
zungen. 

Abbildung  1    zeigt   eine    einfache    Gleisentwioklung  mit 


Abb.  1 


Abb. 


einer  notwendigen  Kreuzung,  Abbildung  2  eine  andere  Lö- 
sung derselben  Aufgabe  mit  einer  notwendigen  und  einer 
überflüssigen  Kreuzung. 

Die  überflüssigen  Kreuzungen  können  bei  einer  richtig  an- 
gelegten Gleisentwioklung  immer  nur  schienenfrei  sein.  Dies 
wird  im  folgenden  stets  vorausgesetzt.  Da  sie  an  sich  nicht 
nötig,  sondern  nur  durch  die  Art  der  gewählten  Lösung  bedingt 
sind,  werden  sie  überhaupt  außer  Betracht  gelassen.  Hin- 
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gegen  zählen  „verkappte"  Kreuzungen  nach  Abbildung  3  na- 
türlich mit,  nicht  jedoch  „Berührungen"  nach  Abbildung  4, 


Gesamtzahl  di©r 


Abb.  3  J 


Abb.  4 

da  sie  sich  stets  durch  Anlage  eines  zweiten  Gleises  vermeiden 
'Lassen. 

Von  den  notwendigen  Kreuzungen  ist  ein  Teil  «chienenfrei, 
ein  Teil  schienengleich.  Wül  man  2  Lösungen  derselben 
Aufgabe  mit  einander  vergleichen,  so  dient  dazu  am  einfach- 

Linfahrben 
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Abb.  5 


Zahl  der  schienengleichen,  k  —  f  +  g  fUe 

Kreuzungen,  so  sind  diese  Werte  -  und  ^- 

k  k  ■ 

Das  Abzählen  der  Kreuzungen  geschieht  am  besten  in  Form 
einer  Tafel  nach  Abbildung  5.  Das  Beispiel  gehört  zu  der 
Gleisentwicklung  in  Abbildung  6.  Man  macht  so  viele  senk- 
recht.e  und  wagereohte  Spalten  wie  Fahrstraßen  da  sind,  und 
sieht  zu,  welche  sich  notwendig  kreuzen.  Eine  schienen- 
freie Kreuzung  ist  durch  einen  Diagonalstrich,  eine  schienen, 
gleiche  durch  ein  liegendes  Kreuz  gekennzeichnet.  In  dein 
dargestellten  Fall  ergibt  sich,  daß  15  eohienenfreie  und 
6  ßchienengleiche  Kreuzungen  vorhanden  sind.   Mithin  wird: 

k~21~  7  '  k~2l~"7"' 

71%   schienenfrei   und    zu  ^  oder 


Man  wird  also  sagen; 


Die  Gleisent- 

2 


Wicklung  ist  zuy  oder 

29  %  schienengleich.  Für  eine  andere  Lösung  derselben  Auf. 
gäbe  wird  man  es  ebenso  machen  und  sie  je  nach  dem  Ergeb- 
nis entspi-echend  höher  oder  geringer  bewerten. 

Die  Bedeutung  einer  Gleiskreuzung  häng-t  wesentlich  davon 
ab,  wie  viele  Züge  auf  den  sich  kreuzenden  Gleisen  verkehren. 
Ein  genauerer  Ansatz  muß  auch  dies  berücksichtigen.  Die 
täglichen  Zugzahlen  seien  zi  und  za  einschließlich  Lokomotiv- 
und  Triebwagen  fahrten.  Die  Kernfrage  ist  jetzt,  in  welcher 
Form  diese  anzusetzen  sind.  Dazu  führt  folgende  Überlegung. 

Treffen  an  einer  schienengl eichen  Kreuzung  zwei  Züge  zu- 
sammen, so  muß  der  eine  warten,  bis  der  andere  vorbeige- 
fahren ist.  Das  bedeutet  eine  Betriebshemmung,  die  an  sich 
nicht  weiter  gefährlich  ist,  aber  um  so  störender  wirkt,  je 
öfter  sie  eintritt.  Die  wahrscheinliche  Zahl  solcher  Zusam- 
mentreffen während  eines  Tages  ist  also   das  Maß  für  die 
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Abb  7 

sten  das  Verhältnis  der  beiden  Arten  von  Kreuzungen  zu 
ihner  Gesamtzahl.    Ist  f  die  Zahl  der  schienenfreien,  g  die 


Abb.  6 

durch  die  Kreuzung  verursachte  Störung.  Um  diese  Zahl  zu 
ermitteln,  muß  man  annehmen,  daß  die  Züge  ganz  beliebig 
kommen ;  denn  bei  Einhaltung  des  Fahrplanes,  wenn  er  nach 
den  wirklichen  Fahrmöglichkeiten  aufgestellt  ist,  kann  ein 
Zusammentreffen  gar  nicht  vorkommen.  Dieselbe  Annahme 
muß  man  aber  auch  machen,  wenn  man  glaubt,  mit  Einhal- 
tung des  Fahrplanes  rechnen  zu  können,  denn  die  Hemmungen 
zeigen  sich  dann  eben  schon  bei  der  Aufstellung  des  Fahr- 
planes. 

Ist  Z  die  Zahl  der  während  eines  Tagesabschnittes  theo- 
retisch überhaupt  auf  einem  Gleise  möglichen  Zugfahrten 
(z.  B.  bei  einer  angenommenen  kürzesten  Zugfolgezeit  an  dtr 

Kreuzung  von  12  Min.  5 .  24  =  120),  so  ist  ^  =  Wj  der  Ausdruck  der 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  innerhalb  eines  Zugfolge- 
zeitraumes auf  dem  Gleise  i  ein  Zug  kommt,  ebenso  'i^  =  w.i 

Z 

für  Gleis  2.  Die  Wahrscheinlichkeit,  daß  2  Züge  gleichzeitig 
kommen,  ist 


Wi  ■  W2  : 


Z2 

Z 


Z1Z2 

Z2 


UX.  Jahrgang 
j.  März  191S» 
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Beispiel : 

Zi  =  30,  Zo  -   40 ; 


W,  •  Wo  =  —  = 


■  120  ~  4  '       ~  120  ~  T  ' 

^  JL  — J_ 

3  ■  4"~  12' 

d.  k.  durchÄoilDittlicli  m  j^dem  12.  Zugfolg-ezeitraum  treffen 
zwei  Züg«  zuisammen.   Die  wahrsoh^inlich'e  Zahl  solcher  Zu- 

zammentreffen  wäJipeiid  eines  Tagies  ist  Z  •  w^  •  w,  =  im 


betrachteten  Falle 


10. 


30-  40 
120 

Die  theoretisch  richtige  Bestimmung  der  Zahl  Z,  die  hier 
nur  g«>sohätzt  wurde,  ist  schwierig;  jedenfall«  muß  dies  einer 
besonderen  Betrachtung  vorbehalten  bleiben.  Da  aber  Z  ia 
allen  Fällen  als  gleich  angenommen  werden  kann  und  der 
Zwe€k  der  ganzen  Untersuchung  nur  ein  vergleichender  i«t, 
so  kann  man  den  Nenner  überall  fortlassen  und  mit  zi  zs 
selbst  rechnen.    "Wir  stellen  hiernacli  fest: 

Die .  wahrscheinliche  Zahl  der  Zusammentreffen  zweier 
Züge  an  einer  Kreuzung  ist  bis  auf  einen  festen  Beiwert 
gleich  dem  Produkt  der  Zugzahlen. 

Kreuzt  ein  Gleis  mit  der  Zugzahl  zo  mehrere  Gleise  mit  den 
Zugzahlen  z^,  Z2  .  .  .  z^,  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  daß 
während  eines  Zugfolgezeitraumes  auf  einem  der  Gleise  1 
bis  m  ein  Zug  verkehrt,  zj  +  _|_  •  •  •  •  _|_  Zm,  und  di« 
wahrscheinliche  Zahl  der  Zusammentreffen  mit  einem  Zuge 
les  kreuzenden  Gleises  zq  (z^  -f  zo  +  .  .  .  +  Zm)  =  zq 

f  Zo  Zo  +  .  .  .  .  4-  Zq  Zm. 

Der  betriebliche  Wert  einer  Gleisentwicklung  läßt  sich 
hiermit  schon  bedeutend  besser  bestimmen.  Ist  die  Summe 
der  Produkte  der  Zugzahlen  für  alle  schienenfreien  Kreu- 
zungen 2f  (zi  zk)  =  F',  für  alle  ischienengl eichen  Kreuzungen 
Sg  (zi  Zk)   =:  G',  und  K'  =  F'  +  G'   die  Gesamtsumme,  ßo 

?ebea  in  zweiter  Annäherung 

teil  die  der  Gleißientwicklung  innewohnenden  Hemmungen 
äurch  Schienenfreiheit  beseitigt  und  zu  welchem  sie  noch  vor. 
tianden  sind. 

In  Abbildung  7  ist  dies  für  die  oben  gegebene  Gleisent- 
wicklung ausgeführt.  In  die  genau  .  der  Abbildung  5  ent- 
sprechende Kreuzungistafel  sind  in  dem  Kopf  der  Spalten  die 
Zugzahlen  eingetragen;  die  in  den  Kreuzungsfeldern  stehen- 
len  oberen  Zahlen  sind  deren  Produkte.  Daß  die  Kreuzungs- 
tafel  noch  einmal  gezeichnet  wurde,  geschah  hier  der  Deut- 
lichkeit halber;  im  allgemeinen  wird  man  die  Zahlen  un- 
mittelbar in  die  Felder  der  Abbildung  5  eintragen. 


K' 


G' 

und  g7  an,  zu  welchem  An- 


Es  ergibt  sich :  F'  =  6950 
G'  =  2700 
K'  =  9650 

F'  _ 

g-,  —  72  §  ; 


G' 
K' 
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Um  den  Ansatz  zu  einem  vollständigen  Büd  der  Wirklich- 
keit zu  machen,  bedarf  es  noch  eines  letzten  Schrittes,  näm- 
lich der  Einführung  von  Wertziffern,  die  die  Bedeutung  der 
auf  dem  Gleis  verkehrenden  Züge  zum  Ausdruck  bringen  und 
nach  dem  persönlichen  Ermessen  und  der  Lage  de®  Falles 
festzusetzen  .sind.  Diese  Ziffern  sind  als  Gewichte  p  der 
Zugza,hlen  z  einzuführen,  so  daß  also  statt  zi,  Z2  usw.  die  Werte 
pi  zi,  p2  Z2  UjSW.  in  den  Ansatz  eingehen.  Der  Ausdruck  p  z 
soll  als  „Bewertete  Zugzahl"  bezeichnet  werden.  Man  wird 
etwa  p  für  Güterzüge  —  1,  für  Personenzüge  =  1,5  nehmen. 
Dann  erhält  eine  Kreuzung  zwischen  einem  Personenzug  und 
einem  Güterzug  die  1,5-fache,  eine  solche  zwischen  zwei  Per- 
sonenzügen die  1,5^  =  2,25-fache  Bedeutung  wie  eine  Kreu- 
zung zwischen  zwei  Güterzügen,  wa«  wohl  angemessen  ist. 
Verkehren  auf  einem  Gleis  Züge  verschiedener  Gattung,  so 
muß  für  p  ein  Mittelwert  gewählt  werden.  In  p  kann  man 
auch  die  Bedeutung  der  ganzen  Strecke  ausdrücken.  Endlich 
kann  man  in  jedem  einzelnen  Falle  noch  darauf  Rücksicht 
nehmen,  ob  die  Kreuzung  stumpf  oder  spitz  ist,  weil  letztere 
gefährlicher  ist,  u.  a.  mehr;  es  hat  aber  keinen  Wert,  sich 
hier  mit  übergroßen  Feinheiten  abzugeben.  Bilden  wir  wieder 
die  oben  aufgestellten  Ausdrücke  in  der  geänderten  Form, 
also : 

^■f  (Pi  Zi  •  Pk  Zk)  =  F,      (pi  Zi  •  pk  Zk)  =  G,  und  K  =  F  -f-  G, 
F  G 

so  werden  =r-  und  ^  ein  Bild  von  dem  betrieblichen  Wert  der 
K  K 

Entwicklung  geben,  das  weitgehenden  Ansprüchen  genügt.  Daß 
man  bei  Beurteilung  einer  Entwicklung  auch  rein  betrieblich 
noch  andere  Gesichtspunkte  walten  läßt,  z.  B.  ob  sie  über- 
sichtlich ist,  ob  die  Züge  nicht  in  Steigungen  halten  müssen 
usw.,  ist  selbstverständlich;  aber  gerade  für  den  in  den 
Kreuzungen  liegenden,  so  undurchsichtigen  Hauptteil  der 
Hemmungen  geben  die  Formeln  wichtige  Aufschlüsse. 

Auch  diese  Werte  wurden  in  der  Abbildung  7  gebildet;  es 
sind  die  in  den  Feldern  untenstehenden  Zahlen.  Dm  Ergeb- 
nis ißt: 

F       9775  „      G       3750  „ 


K 


9775^-7.21/  a. 
13525  -      /4  if , 


13525 


(Schluß  folgt.) 


Bereithaltung  der  Signalmittel  zur  Zugdeckung. 


Zu  den  in  Nr.  5  d.  Ztg.  unter  vorstehender  Überschrift  gemach- 
ten Vorschlägen  sind  folgende  Gegenäußerungen  eingegangen, 
lie  wir  zum  Abdruck  bringen.  Die  Erörterung  dieses  Gegen- 
standes soll  damit  abgeschlossen  werden. 

1.  Der  Eisenbahn-Werkstättenvorsteher  Behnke  in  Berlin 
schreibt : 

Die  Signalmittel  isollen  in  der  beschriebenen  Weise  behandelt 
lind  in  der  angegebenen  Zahl  mitgeführt  werden,  leider  sind 
lieselben  aber  nicht  zur  Stelle,  wenn  sie  benutzt  werden  sollen. 
Es  ist  Tatsache,  daß  z.  Zt.  selten  in  einem  Packwagen  die 
iignalmittel  vollzählig  vorhanden  sind.  Die  fortwährenden 
Beraubungen  .an  Eisenbahngütern  haben  auch  vor  den  Signal- 
mitteln nicht  Halt  gemacht.  Hauptsächlich  werden  die  Hand- 
iaternen,  Lichtpatronen  und  Knallkapseln  entwendet.  Ersatz 
ist  vielfach  schwer  sofort  zu  beschaffen  und  die  Folge  ist, 
laß  der  Zug  ohne  vollständige  'Signalmittelausrüstung  den 
Bahnhof  verlassen  muß.  Eine  Änderung  der  bestehenden 
Bestimmunff  über  die  Signalmittel  ist  dringend  erforderlieh, 
lamit  im  Bedarfsfalle  die  wirklich  notwendigen  Signale  ge- 
jeben  werden  können.  Ob  der  Vorschlag  des  Bahnhofsvor- 
stehers Ahlstädter  der  richtige  Weg  ist,  möchte  ich  bezweifeln. 
Es  sprechen  mehrere  Gründe  gegen  den  Vorschlag.  Zunächst 
lie  Menge  der  erforderlichen  SignalmitteLkast.eu.  Bei  einer 
j^sam-tlänge  von  etwa  45  000  km  der  preußisch-hessischen 


Eisenbahnstreoken  würden  nach  dem  Vorschlage  des  B.-V.  A. 
rund  32  OOO  Garnituren  Signalmittel  erforderlicli  werden.  Im 
Jahre  1913  waren  13  200  Packwagen  vorhanden,  die  vorhandene 
Anzahl  Signalmittel  reicht  also  nicht  aus;  es  müssen  noch 
20000  Garnituren  beschafft  werden.  Ist  die  Deckung-  von 
zwei  Gleisen  erforderlich,  was  bei  größeren  Unfällen  auf 
freier  Strecke  fast  stets  der  Fall  isein  wird,  muß  auch  der  in 
entgegengesetzter  Richtung  befindliche  Kasten  benutzt  werden. 
Die  Kästen  mit  den  Signalmitteln  sind  auf  freier  Strecke 
noch  mehr  der  Beraubung  ausgesetzt.,  als  die  in  den  Pack- 
wagen befindlichen,  außerdem  werden  Witterungseinflüsse 
gegen  das  Anbringen  auf  freier  Strecke  sprechen.  Bei  starkem 
Regen  oder  Schneefall  wird  .die  Erreichung  der  iSignaknittel 
sehr  erschwert,  unter  ungünstigen  Umständen  kaum  möglich 
sein.  Um  eine  Gewähr  dafür  zu  haben,  daß  die  Signalmittel 
auch  dann,  wenn  sie  gebraucht  werden,  zur  Stelle  sind,  empfehle 
ich  folgendes  Verfahren : 

Vorweg  wird  hemerkt,  daß  zur  Zugdeckung  nicht  alle  im 
Signalmittelkasten  vorhandenen  Gegenstände  mitgeführt  wer- 
den brauchen.  Es  können  die  zwei  Handlaternen,  12  Licht- 
patronen und  sechs  Knallkapseln  entbehrt  werden.  Die  Hand- 
laternen und  Lichtpatronen  sind  übrig,  weil  .ieder  Zug- 
bedienstete eine  Handlaterne  zum  Dienstgebrauch  mit  sich 
führen  muß,  die  gegebenen  Falls  zur  Zugdeckung  benutzt  wer- 
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de^.  kann.  Sechs  Knallkap&eln  sind  überfliiasig,  weil  bo. 
stimmungsg«mäß  ein  Zug  nach  jeder  Eichtun^:  durch  drei 
KnalLkapsieln  zu  decken  ist,  mithin  igenügen  ßeohs  Stück. 

Die  erforderlichen  Signalmittel,  aLso  drei  Fackeln,  Sturm- 
ßtreichhölz-er,  6  Knallkapseln  und  zwei  Fahnen  lassen  sich 
bequem  zu  einem  Pack  vereinigen.  Auf  die  Faokelbüchse 
wird  ein  Behälter  für  die  Knallkapseln  aufgelötet,  die  Fahnen 
werden  mit  dem  Kasten  in  leicht  lösbarer  Weise  verbunden, 
ein  Handgriff  an  der  ischmalen  Langseite  des  Fackelkastens 
dient  zum  leichten  Transport. 

Die  Abwicklung  der  Übergabe  bzw.  Übernahme  regelt  sich 
in  folgender  Weis>e.  In  dem  Wiagenmeister-Aufenthaltsraum 
wird  ein  Gestell  hergerichtet,  in  welchem  die  für  den  Zugdienst 
erforderlichen  Signalmittel  untergebracht  sind.  Die  einzelnen 
Fächer  des  Gestells  werden  mit  den  Zugnummern  bezeichnet, 
dadurch  kann  sofort  übersehen  werden,  ob  die  betr.  Signal- 
mittel bereits  abgeholt  sind.  Die  Übergabe  und  Übernahme 
erfolgt  gegen  gegenseitige  Quittung.  Für  Vor-  und  Nachzüge 
oder  besondere  Bedarfszüge  ist  eine  entsprechende  Eeserve 
vorrätig  zu  halten. 

Durch  die  Vereinigung  der  Signalmittel  zu  einem  Paek 
und  durch  .iedesmalige  Ab-  und  Übergabe  an  das  Zugpersonal 
wird  erreicht,  daß  die  Signalmittel  stets  gebrauchsfähig  sind, 
Entwendungen  nicht  mehr  vorkommen  können  und  dadurch 
die  Betriebssicherheit  gefördert  und  große  Ersparnisse  erzielt 
werden.  Der  zurzeit  vorhandene  Bestand  an  Signalmitteln, 
hauptsä,chlioh  der  Fackelbüchsen,  vrärde  vollauf  genügen,  um 
den  erforderlichen  Bedarf  zu  decken.  Die  Umänderung  der 
Fackelbüchsen  ist  ohne  große  Kosten  leicht  zu  erreichen.  Der 
geringen  Mehrbelastung  des  Zugbegleitpersonals  durch  das 
Abholen  und  Abgeben  der  Signalmittel  steht  als  großer  Vor- 
teil die  Betriebssicherheit,  wenn  die  Signalmittel  gebraucht 
werden  sollen,  und  die  große  Ersparnis  an  Signalmittela 
gegenüber. 

2.  Der  Bahnhofsvorsteher  Schlotzhauer  in  Sanger- 
hausen glaubt  dagegen,  daß  die  .jetzigen  Vorschriften  im  all- 
gemeinen ausreichend  sind.    Er  führt  dazu  folgendes  aus: 

Ganz  abgesehen  von  den  nicht  unbedeutenden  Kosten,  die 
durch  Anbrinffuns:  besonderer  Signalmittelkasten  an  den  Tele- 
graphenstangen der  freien  Strecke  entstehen  würden,  selbst 
dann,  wenn  man  nur  Hauptbahnstrecken  ausrüsten  wollte,  wür- 
den diese  Kasten  bei  Dunkelheit  oder  unsichtigem  Wetter  trotz 
Wegweii&er  nur  schwer  zu  finden,  im  übrigen  aber  gewaltsamer 
Zerstörung  leicht  ausgesetzt  sein,  ganz  ungeachtet  des  sich 
hieraus  unter  Umständen  ergebenden  Signalmittel-Mißbrauchs. 


Wollte  man  schon  unabhängig  von  den  Packwagen-Signal- 
mitteln die  Möglichkeit  schaffen,  einen  Zug  oder  Zugteil  noch 
schneller  zu  decken,  als  durch  Inanspruchnahme  der  nächsten 
besetzten  Wärterbude,  so  könnte  man  dazu  übergehen, 
auch  die  unbesetzten  Femsprechbuden  mit  iSignalmitteln 
auszurüsten.  Hierdurch  würde  im  allgemeinen  die  Möglich- 
keit gegeben,  die  erforderlichen  Signalmittel  höchstens  2  km 
weit  herbeizuholen. 

Die  Ersetzung  des  Fackelkastens  durch  eine  Karbidlateme 
ist  bedenklich  aus  folgenden  Gründen :  Die  Laterne  mag  so 
zweckmäßig  eingerichtet  sein  wie  sie  will,  zu  ihrer  Unter- 
haltung ist  stets  Wasser  erforderlich.  Auch  wenn  der  ver- 
antwortliche Zugbeamte  vor  Antritt  der  Fahrt  die  Füllung 
des  Wasserbehälters  nicht  versäumt  hat,  so  kann  da/S  wenig© 
Wasser  in  der  Laterne  bei  Kälte  leicht  einfrieren,  und  die  Ver- 
wendung der  Laterne  ist  im  gegebenen  Falle  ausgeschlossen; 
vergißt  der  Zugbedienstete  sogar,  den  Wasserbehälter  zu  fül- 
len, so  ist  das  Übel  noch  größer.  Unerläßlich  aber  ist  für  die 
betriebstüchtige  Verwendbarkeit  .jeder  Karbidlateme  ihre 
sorgfältige  Unterhaltung,  die  nicht  ohne  weiteres  ge- 
währleistet erscheint. 

Die  zurzeit  bestehenden  Sicherheitseinrichtungen  und  die  er- 
lassenen Sicherheitsvorschriften  genügen  vollkommen,  wenn 
sie  nur  beachtet  werden.  Die  Packwagen-Signalmittel  haben 
in  der  Eegel  nur  auf  Nebenbahnen  ohne  Bahnbewachung  prak- 
tische Bedeutung,  weil  hier  nicht  die  Möglichkeit  besteht, 
schnell  Signalmittel  herbeizuschaffen ;  auf  Hauptbahnen  wer- 
den Züge  fast  ausnahmislos  von  den  Wärterbuden  aus  gedeckt, 
die  ia  zur  Meldung  von  bedeutsamen  Unregelmäßigkeiten  im 
Zuglauf  ohnehin  aufgesucht  werden  müssen.  —  Das  charakte- 
ristische Licht  einer  Magnesiumfackel,  das  weithin  sichtbare 
und  eine  Gefahr  verkündende  Fanal  des  jSchlußbremsers,  kann 
durch  eine  rot  geblendete  Karbidlateme  nicht  ersetzt  werden; 
würde  man  die  drei  Sohlußlaternen  in  Gestalt  eines  Dreiecks, 
dessen  Basis  die  beiden  Oberwagenlaternen  bilden,  zusammen- 
stellen, so  hätte  man  auch  ein  großes  rotstrahlendes  Licht- 
feld geschaffen,  das  einer  Karbidlaterne  entsprechen, 
aber  ebensowenig  der  Wirkung  einer  Älagnesiumfackel  gleich- 
kommen würde.  Zieht  man  nun  noch  in  Betracht,  daß  jede 
Fackelbücbse  3  Magnesiumfackeln  enthält,  so  ergibt  sich,  daß 
der  Schlußbremser  in  der  Lage  ist,  etwa  3X8  Minuten  laug 
(Brenndauer  einer  Fackel)  einen  Zug  vorläufig  zu  decken. 
In  etwa  einer  halben  Stunde  können  aber  von  dem  nächsten' 
Bahnwärter,  die  zur  Zugdeekung  vorgeschriebenen  Signal- 
mittel beigeoracht  und  ausgestellt  sein. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Sammelladungsverkehr.  Auf  eine  Eingabe  des  Vereins 
deutscher  Spediteure,  die  eine  Besserung  der  Wagen gestellung 
für  Sammelladungen  zum  Ziele  hatte,  hat  der  preußische 
Eisenbahnminister  erwidert  :  Nach  w^ie  vor  teile  ich  dein 
Standpunkt,  daß  der  Sammelladungsverkehr  der  Spediteure 
wegen  der  bei  ihm  erreichbaren  guten  Ausnutzung'  des 
Frachtraumes  —  auch  zur  Entlastung  der  Eisenbahnen  —  zu 
fördern  ist.  Seiner  Förderung  durch  vorzugsweise  Bestellung 
aller  (benötigten  Wagen  stehen  jedoch  unter  den  augenblick- 
lichen schwierigen  Verhältnissen  schwerwiegende  Bedenken 
entgegen.  Die  Leistungsfähigkeit  der  Eisenbahnen  ist  durch 
die  Abgabe  zahlreicher  Lokomotiven  an  die  Entente  außer- 
ordentlich vermindert.  Mit  den  verbliebenen  betriebsfähigen 
Lokomotiven  kann  nicht  einmal  der  allerdringlichste  Ver- 
kehr zur  Aufrechterhaltung  der  Volksemähmng  und  des 
Wirtschaftslebens  bedient  werden.  Um  einerseits  alle  nicht 
unbedingt  nötigen  Transporte  auszuschalten  und  andererseits 
die  Zulassung  der  am  dringendsten  benötigten  Güter  zu  g-e* 
währleisten,  muß  die  Gestellung  von  Wagen  im  allgemeinen 
von  der  Genehmigung  der  Eisenbahndirektionen  abhängig  ge- 
macht werden.  Diese  können  nur  so  viele  Sendungen  nach 
der  Keihenfolge  ihrer  Dringlichkeit  zulassen,  als  die  je- 
weilige Betriebslage  und  die  Wagenbestände  es  g-estatten. 
Unter  diesen  zwingenden  Verhältnissen  muß,  solange  die  Be- 
triebslage nicht  eine  Entspannung  erfahren  hat,  nötig'enfalls 
auch  der  Sammelladungisverkehr  Einschränkungen  durch  Ver- 
sagen der  Wagengestellungen  unterworfen  werden. 

—  Mitführung  von  Geld  bei  Reisen  ins  neutrale  Ausland. 

Die  Bestimmungen  der  Bekanntmachung  vom  18.  (Dezember 
1918.  wonach  ohne  Genehmiguns:  der  Beichsbank  deutsche 
iTeldsorten  und  Banknoten  bis  auf  weiteres  nur  im  Betrage 
von  50  M  täglich  und    bis   zum  Höchstbetrage    von  ,150  M 


monatlich  über  die  Grenze  ins  Ausland  mitgenommien  werden 
dürfen,  sind  den  Belsen  den,  die  ins  neutrale  Ausland  gehen 
wollen,  vielfach  noch  unbekannt.  Diese  Beisenden  versäumen 
daher  nicht  selten  die  rechtzeitige  Beschaffung  von  aus- 
ländischem Geld  oder  die  Einholung  der  Genehmigung  der 
Beichsbank  zvir  Mitnahme  größerer  Beträge  von  deutschem 
Geld.  Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  daher  angie- 
ordnet,  das  reisende  Publikum  auf  die  in  Betracht  kommenden 
Vorschriften  durch  Anschlag  auf  den  wichtigeren  Bahnhöfen 
aufmerksam  zu  machen. 

—  Fahrpreisermäßigung  zur  Unterbringung  hilfsbedürftiger 
Stadtkinder  auf  dem  Lande.  Auch  für  dieses  Jahr  werden 
auf  den  preußisch-hessischen  Staatsbahnen  hilfsbedürftig© 
Stadtkinder,  die  zu  einem  Landaufenthalt  von  mindestens 
4  Wochen  planmäßig  ausgeschickt  werden,  in  der  3.  Klasse 
ziir  Hälfte  des  Fahrpreises  4.  Klasse  befördert-  werden.  Diese 
Vergünstiguns:  ist  auf  eine  Mindestzahl  von  Teilnehmern 
nicht  mehr  beschränkt.  Für  mindestens  4  Kinder  genießt  ein 
Begleiter  die  gleiche  Vergünstigung  imd.  bei  größerer  Teil- 
nehmerzahl, für  je  eine  Gruppe  bis  zu  10  Kindern  ein  weiterer 
Begleiter.  Die  Entsendung  der  Kinder  muß  von  Stadtgemein- 
den, Kreisbehörden  oder  Wohlfahrts vereinen  ausgehen  und 
im  Interesse  der  bessei-en  Ernähmng  stattfinden.  Als  Stadt- 
kinder gelten  auch  Kinder  solcher  Gemeinden,  in.sbesondere 
Industriegemeinden,  die  in  bezug'  auf  die  Schwierigkeit  ihi-er 
Ernähmngsverhältnisse  städtischen  Charakter  tragen.  Der 
Antrag  muß  unter  Befürwortung  des  Vereins  .,Landaufenthalt 
für  Stadtkinder"  in  Berlin  im  allgemeinen  spätestens  7  Tage 
vor  dem  Beisetage  erfolgen.  Die  Ei-mäßigung  wird  nicht  für 
Schnellzüge  gewährt.  Die  Eisenbahnverwaltung  kann  die 
Teilnehmer  auf  bestimmte  iZüge  verweisen. 

—  Lebensmittelversorgung  für  die  Eisenbahner  der  be- 
setzten (iebiete.  Die  Entente  hat  für  die  deutschen  Eisen- 
bahnangestellten,  die  in  den  von  ihr  besetzten  Gebieten 
Dienst  tun,  die  Belieferunff  mit  Lebensmitteln  übernommen. 
Im  Bezirk  der  Eisenbahndirektiou  Saarbrücken  soll  sie  in 
den  nächsten  Tageai  beginnen.  Die  Sti^ecken  sind  in  einen 
amerikanischen  und  einen  französischen  Belieferungsbezirk 
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geteilt.  Di«  für  beid«  Bezirk©  bi«  auf  weiteres  fest.gesetzte 
Menge  für  Kopf  und  Woche  besteht  aus  500  g  Fleisch  (frisch 
oder  in  Büchsen),  250  g  Fett,  500  g  Brot  (oder  statt  dessen 
250  fr  Eeis).  Der  Preis  ist  schwankend,  wird  aiber  für  die 
Gesamtmenge  der  Wochenlieferung  6,50  M  bis  7  Jl  für  den 
Kopf  betragen.  Die  Eisenbahner  müssen  diese  (Kosten  selbst 
tragen,  können  aber  auf  die  Belieferung  verzichteoi. 

—  Zur  Ausstandsbewep^img;  auf  den  deutschen  Eisenbahnen. 

Die  durch  die  Ausstandsbewegung  in  Mitteldeutschland  ge- 
schaffene Lage  ist  noch  nicht  geklärt.  Der  Einzug  der  Ee- 
gierungstruppen  in  Halle  hat  zwar  im  dortigen  Bezirk 
einige  Verbesserungen  für  die  Verkehrslage  gebracht,  doch 
ist  andererseits  der  Betrieb  in  Halle  .selbst  durch  die  sinn- 
lose Zerstörung  sämtlicher  Weichen  des  Bahnhofs  durch  die 
Spartakisten  auf  längere  Zeit  unmöglich  gemaeht  worden.  Die 
Züge  können  nur  bis  zu  den  vor  Halle  liegenden  Stationen 
vordringen.  Die  Bahnverbindung  zwischen  Nord-  und  Süd- 
deutschland  und  zwischen  Berlin  und  Weimar  konnte  bisher 
durch  Umleitungen  aufrecht  erhalten  werden,  allerdings  sind 
Verspätungen  von  vielen  Stunden  unvermeidlich  gewesen. 
Aus  anderen  Teilen  Deutschlands  werden  kleinere  Ausstände 
von  Eisenbahnern  gemeldet,  die  teils  Lohnverbesserungen 
zum  Ziele  haben,  teils  einen  Protest  gegen  Ausschreitungen 
ier  Terroristen  zum  Ausdruck  bringen  sollen. 

—  Zugeinschränkungen  und  Reiseausweis  in  Bayern.  Die 
mmer  mehr  abnehmende  Kohlenzufuhr,  und  der  täglich  ge- 
ringer werdende  Vorrat  der  bayerischen  Eisenbahnverwaltung 
m  Kohle  haben,  obwohl  die  Zugleistungen  aus  diesem  Grunde 
;chon  stark  abgemindert  wurden,  dazu  gezwungen,  den  Zug- 
verkehr seit  1.  März  noch  weiter  stark  einzuschränken  und 
'ür  Schnellzüge  den  Eeise  aus  weis  einzuführen. 
Die  Eisenbahnverwaltung  ist  zugunsten  des  Wirtschaftslebens 
md  der  Volk&ernährung  mit  allen  Mitteln  bestx-ebt,  der  mit 
Ier  zunehmenden  Kohlennot  drohenden  weiteren  Einstellung 
lies  Verkehrs  insbesondere  an  Sonnabenden  und  Sonntagen 
lerr  zu  werden.  Die  Eisenbahndirektionen  vsind  angewiesen, 
lie  seit  1.  März  ausgefallenen  Züge  und  die  etwaigen 
■onstigen  Änderungen  bekannt  zu  geben.  Damit  sich  das 
eisende  Publikum  über  die  noch  verbleibenden  und  zum  Teil 
-^erlegten  Züge  unterrichten  kann,  wird  die  bayerische  Staats- 
jahnverwaltung außerdem  das  amtliche  Kursbuch  und  den 
lu.shangfahrplan  demnächst  neu  herausgeben. 

—  Personalnachrichten.  Bei  den  b  a  y  e  r  i  s  c  h  e  n  S  t  a  a  t  s  - 
isenbahnen  wurden  ab  1.  März  1919  der  Obermaschinen- 
Qspektor  der  Maschineninspektion  Eosenheim  Georg  Eau 
n  die  Eisenbahndirektion  München  und  der  Eisenbahn- 
ssessor  und  Vorstand  der  Betriebswerkstätte  Nürnberg-  Hbf. 
•tto  Michel  an  die  lEisenbahndirektion  Nürnberg  berufen. 


Deutschösterreich. 

—^Errichtung  eines  Elektrisierungsamtes  (E.  A.)  der  d  ö 
taatsbahnen.  Mit  Erlaß  des  d.  ö.  Staatssekretärs  für  Ver- 
enrswesen  wurde  verfügt: 

Die  Wirksamkeit  der  mit  Erlaß  des  Eisenbahnministers  vom 
.  Oktober  1901  errichteten  Eisenbahmbaudirektion  wird  für 
eendet  und  diese  DienststeUe  mit  28.  Februar  1919  für  auf- 
elost  erklärt. 

Gemäß  den  Beschlüssen  des  d.  ö.  Staatsrate«  vom  3  und 
3.  Januar  1919  wird  im  iStaatsamte  für  Verkehrswesen' eine 
em  vStaatssekretär  unmittelbar  untergeordnete  Dienststelle 
nichtet,  welche  die  Bezeichnung  „Elektrisierungsamt  (E  A  )< 
er  d  .0.  Staatsbahnen"  ziii  führen  hat.  Diesem  Amte  oblieoen 
nter  grundsatzlicher  Einhaltung  der  von  dem  Wasserkraft- 
nd  Elektrizitätis-Wirtschaftsamte  (W.  E.  W.  A.)  in  den  allo-e 
lernen  Fragen  der  Wasserkraft-  und  Elektrizitätswirtschafi 
ewiesenen  Eichtlinien  alle  zur  Einführung  der  elektrischen 
.ugtorderung  auf  den  d.  ö.  iStaatsbahnen  und  den  vom  Staate 
etnebenen  Privatbahnen  nötigen  Vorarbeiten  und  Ausfüh- 
angen,  ein.schließlich  des  Ausbaues  der  etwa  hierfür  allein, 
aer  auch  zu  anderen  Verbrauchszwecken  erforderlichea 
Wasserkräfte,  die  dem  Staatsamte  für  Verkehrswesen  nach  den 
eltenden  Vorschriften  und  Erlas.sen  zukommende  Einfluß- 
anme  auf  die  Erteilung  von  wasserrechtlichen  Konzessionen 
16  Mitwirkung ^bei  der  Aufstellung  und  Durchfülirung  eines 
^mtplanes  für  den  Ausbau  der  Wasserkräfte  Deutsch-i 
sterreichs  und  des  Hauptnetzes  für  ,die  Verteilung  der  aus 
lesen  Was.serkraften  gewonnenen  elektrischen  Enero-ie 
j^ur  Losung  dieser  Aufgaben  werden  dem  Elektrisieruuo-s- 
mie  aus  dem  Wirkungskreise  des  Staatsamtes  für  Verkehrs- 
esen  und  der  bestandenen  Eisenbahnbaudirektion  sämtlioht* 
e.scüatte  zur  selbständigen  Besorgung  überwiesen,  die  —  in 
eicner  ionn  und  Art  immer  —  dem  gleichen  Zwecke  ^e- 
lomet  waren.  be.sonders: 


1.  die  bisher  von  d«r  Eiaenbahnbaudiriektion  besorgten  «lek- 
trotechnischen  Angelegenheiten ; 

2.  die  Einleitung  aller  mit  der  Sicherstellung  und  dem  Aus- 
bau von  Wasserkräften,  dem  Bau  von  elektrischen  Starkstrom- 
leitungen und  der  Elektrisierung  von  Staatsbahnlinien  und 
der  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen  zusammenhängen- 
den kommissioneilen  Amtshandlungen  und  die  Vertretung  der 
Staatseisenbahn  Verwaltung  bei  die.sen  Amtshandlungen ; 

3.  die  Abschließung  der  auf  den  Bau  von  Wasserkraftan- 
lagen und  auf  die  Elektrisierung  von  Bahnlinien  bezüglichen 
Verträge,  mit  Ausnahme  der  in  der  Eegel  von  den  Staatsbahn- 
direktionen zu  ibesorgenden  Grundeinlösung&geschäf te ; 

4.  die  Behandlung  und  Erledigung  aller  mit  der  Sicher- 
stellung und  dem  Ausbau  von  Wasserkräften,  dem  Bau  von 
elektrischen  Starkstromleitungen  und  der  Elektrisierung  von 
Staatsbahnlinien  und  der  vom  iStaate  ibetriebenen  Privat- 
bahuen  zusammenhängenden  .iuristisch-administrativen  Ange- 
legenheiten, mit  Ausnahme  der  aufsichtsbehördlichen  Be- 
willigungen und  Entscheidungen,  vor  deren  Fällung  di©  zu- 
ständigen Departements  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen 
das  fachliche  Gutachten  des  Elektrisierungsamtes  einzuholen 
haben ; 

5.  die  Vereinbarungen  mit  anderen  staatlichen  Verwaltungs- 
zweigen, öffentlichen  Körperschaften,  Verkehrsunternehmun^- 
gen  und  Privatpersonen,  Behandlung-  von  Lieferungs.  und 
Kautionssachen  und  der  gdbührenreehtliohen  Angelegenheiten ; 
die  Vertretung  der  Staatseisenbahnverwaltung  vor  den  Ge- 
richtshöfen des  öffentlichen  Eechtes,  soweit  die«  nicht  der 
Finanzprokuratur  vorbehalten  ist; 

6.  die  Konstruktion  und  die  Beschaffung  der  für  Kraft- 
werke und  die  übrigen  Anlagen  zur  elektri.sohen  Zugförde- 
rung nötigen  maschinellen  Einrichtungen  von  elektrischen 
Lokomotiven  und  Triebwagen; 

7.  die  Erstattung  von  fachlichen  Gutachten  über  die  bei  der 
Elektrisierung  von  Privatbahnen  der  aufsichtsbehördlichen 
(Genehmigung  und  Entscheidung  unterliegenden  Bauentwürfe 
und  Pläne  für  Wasserkraftwerke  (über  .die  Angelegenheiten 
der  Elektrisierung  von  nicht  im  Staatsbetriebe  stehenden  Pri- 
vatbahnen ist  das  Elektrisierungsamt  von  der  zuständigen 
Dienststelle  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  durch  Akten- 
vorschreibung  im  laufenden  zu  erhalten)  ; 

8.  idas  Studium  aller  von  fremden  Verwaltungen  und  in 
fremden  Staaten  ausgeführten  oder  geplanten  Einrichtungen 
zur  Elektrisierung  von  Eisenbahnen. 

Femer  obliegt  dem  Elektrisierungsamte  die  Mitwirkung 
bei  den  legislativen  Angelegenheiten  auf  dem  Gebiete  des 
Wasserrechtes  und  des  Elektrizitätswesens  sowie  die  Mitwir- 
kung bei  den  für  die  elektrische  Zugförderung  erforderlichen 
l>©sonderen  Werkstättenanlagen,  endlich  die  Bearbeitung  der 
m  seinen  Wirkungskreis  fallenden  Angelegenheiten  für  den 
Staatseisenbahnrat.  Die  Besorgung  des  Eeehnungsdienstes 
obliegt  vorläufig  den  Eeohnungsdepartements,  jene  des  Kas- 
sendienstes der  Hauptkasse  der  d.  ö.  Staatsbahnen  nach  den 
geltenden  Verrechnungs-  und  Kassenvorsohriften. 

Das  Elektrisierungsamt  wird  zur  Besorgung  der  ihm  ob- 
liegenden Geschäfte  in  drei  Abteilungen  gegliedert;  außer- 
dem werden  einige  Dezernenten  bestellt,  die  unmittelbar  dem 
Vorstande  des  Amtes  unterstehen.  Der  Abteilung  I  werden 
die  administrativen,  finanziellen  und  Personalangelegienheiten 
zugewiesen,  ihr  untersteht  das  Hilfsamt.  Die  Abteilung  II 
hat  die  Wasserkraftangelegenheiten,  die  Abteilung  III  die 
elektro-  und  maschinentechnischen  Angelegenheiten  zu  be- 
sorgen. Dezernenten  werden  vorläufig  für  Eechtsangelegen- 
heiten,  für  Geologie  und  besondere  Angelegenheiten  des  Was- 
serbaues, ferner  für  die  Konstruktion  und  Beschaff uno-  elek- 
trischer Triebfahrzeuge  bestellt.  Die  Unterteilung  der  Alv 
teilungen  in  besondere  Geschäftsgruppen  wird  vom  Vorstande 
des  Amtes  nach  Erfordernis  verfügt. 

Das  Elektrisierungsamt  wird  von  einem  technisch  vorgebilde- 
ten Beamten  als  Direktor  geleitet.  Der  Direktor  hat  das  Amt 
nach  außen  zu  verti-eten  und  den  gesamten  Dienst  unter  eige- 
ner Verantwortung  zu  leiten.  In  Personalangelegenheiten 
stehen  ihm  rücksichtlich  der  Bediensteten  der  ihm  unter- 
stehenden Außendienststellen  die  den  Staatsbahndirektoren 
eingeräumten  Befugnisse  zu.  Am  Schlüsse  .i.edes  Verwaltungs- 
.lahres  hat  der  Direktor  dem  Staatssekretär  einen  kurz  ge- 
faßten Bericht  über  die  Wirksamkeit  des  Amtes  vorzulegen, 
Mit  den  Dienststellen  der  Staatseisenbahnverwaltung,  die  dem 
Llektrisierungsamte  mittelbar  oder  unmittelbar  unterstehen, 
verkehrt  es  mittels  Erlässen;  mit  den  Sektionen  und  Depar- 
tenients  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesien,  sofern  nicht  un- 
mittelbare Aussprache  oder  Fernspruch  möglich  ist,  durch 
Aktenvorschreibung,  mit  anderen  Behörden  und  Ämtern  durch 
Akten  vorschreibung  oder  Zuschriften;  mit  fremden  Verkehrs- 
iinternelimungen  sowie  Privatparteien  mittels  Zuschriften 

Das  Elektrisierungsamt  hat  seine  Wirksamkeit  mit  1.  März 
1919  zu  beginnen. 
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Zeltnng  des  Ttreins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltunjen.     i  < 


—  Aufhebung  des  ermäßigten  Frachtsatzes  der  Aussig-Tep- 
litzer  Eisenbahn  für  Bahnkohle.  Di©  Aussig -T€plitz.er  Eisen- 
bahn, hatte  mit  den  vomialiften  österreichischen  Staatsbahnen 
ein  Übereinkommen  abgeschlossen,  wonach  sie  verpflichtet 
war,  die  Dienstkohle  der  Staatisbahnen  zu  einem  besonders  er. 
mäßigten  Frachtsatz  zu  befördern.  Laut  Zeitungisnachrichten 
hat  im  Laufe  der  Zeit  die  Beförderung  der  Dienstkohle  mehr 
als  die  Hälfte  der  gesamten  von  der  Au&sig-Teplitz>er  Eisen- 
balm beförderten  Kohlenmeuge  erreicht,  was  aaif  die  Betriebs- 
ergebnisse diesier  Bahn  äußerst  ungünstig  einwirkte.  Letztere 
hat  die  Ändterung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  zum  An- 
laß genommen,  um  der  Generaldirektion  der  tschecho-slowaki. 
sehen  Eisenbalmen  mitzuteilen,  daß  sie  sich  an _  das  mit  den 
vormaligen  österreichischen  Staatsbalunen  getroffene  Überein- 
kommen nicht  mehr  gebunden  erachte  und  in  der  Folge  die 
normalen  Fracht(Sätz>e  für  Dien&tkohle  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Bestimmung,  also  auch  für  die  deutschösterreichi^cheu 
Staatsbahnen,  berechnen  werde.  Die  aus  dieser  Tarifmaß- 
uahme  sich  ergebende  Mehreinnahme  bereehnet  die  Aussig- 
Teplitzer  Eisenbahn  auf  etwa  drei  Millionen  Kronen  .iährlicli. 

-t  Die  Kohlenverhandlungen  in  Berlin.  Durch  die  Ver- 
handlungen, welche  zwischen  den  Vertretern  der  deutsch- 
österreichischen  Regierung  und  dem  deutschen  Kohlen- 
kommissar in  Berlin  geführt  wurden,  ist  eine  Vereinbarung 
über  das  Ausmaß  der  Lieferungen  deutscher  Kohle  zustande 
gekommen.  Biisher  ließ  der  deutscbe  Kohlenkommissar 
Kohlensendungren  nach  Deutschösterreich  nur  nach  Tunlich- 
keit  abgehen,  ohne  sich  jedoch  zahlenmäßig  zu  binden.  Nun- 
mehr ist  eine  Vereinbarung  dahin  getroffen  worden,  daß 
bei  einer  Miude.S'taus'beute  im  oberschlesischen  Reviere  von 
3000  Wagen  im  Tage  eine  Quote  von  etwa  300  Wagen  Kohle 
täglich  nach  Dieutschösterieich  zu  g'elangen  habe.  Bs  ist  an- 
zunehmen, daß  nach  Ablauf  eines  gewisisen  Zeitraumes  die 
Verhandlungen  in  Berlin  eine  Überprüfung  erfahren  wer- 
den. Es  wird  isich  nach  ein  oder  zwei  Monaten  zeigen,  ob 
die  Kohlenförderung  in  Oberschlesien  iund  Westfalen  die 
erwartete  Steigerung  erfahren  hat  und  damit  die  Möglichkeit 
einer  vermehrten  Lieferung  von  Kohle  nach  Deutschöster- 
reich gegeben  ist.  Die  Kohlenzuschübe  aus  Deutschland, 
dürften  in  Deutschösterreich  in  erster  Line  dazu  dienen,  die 
gesunkenen  Vorräte  der  Bahnen  aufzufüllen.  Wenn  dies  ge- 
schehen ist  und  die  Zuschübe  aus  dem  tscheoho-islowakischen 
Gebiet  eine  Besserung  erfahren  haben,  dann  dürfte  auch  an 
einen  Abbau  der  Sparmaßnahmen  bei  der  Licht-  und  Kraft- 
abgabe sowie  an  eine  Verstärkung  des  Eisienbahn Verkehrs 
geschritten  werden. 


Ungarn. 

—  Rej2;elunj2;  der  im  Auslande  zurückgehaltenen  Eisenbahn- 
und  Postsendungen.  Die  Budapester  Handels,  und  Gewerbe- 
kammer  hat  .iene  Interessenten,  die  im  Auslande  und  in  den 
vom  Lande  getrennten  oder  unter  fremder  Bes-etzung  stieben- 
den Gebieten  infolge  der  Revolution  zurückgehaltene  Eisen- 
bahn- oder  Postsendungen  häben,  aufgefordert,  diese  bei  ihr 
anzumelden,  damit  für  sie  zur  baldigsten  Einfuhr  und  Erledi- 
gung die  erforderlichen  Schritte  unverzüglich  eingeleitet 
werden  können.  Die  im  Auslande  bereits  gekauften,  jedoch 
noch  nicht  beförderten  Güter  sind  auch  anzumelden. 

—  Ungarns  schiffbare  Wasserstraßen.  Die  Ungarische 
Landeswasserbaudirektion  hat  eine  Denkschrift  veröffent- 
licht, der  wir  über  die  ungarischen  Wasserstraßien  folgende 
wichtige  Angaben  entnehmen.  Unter  den  Wassierstraßen 
kommen  in  erster  Reihe  in  Betracht  die  Donau  und  ihre  Neben- 
arme 1170  km,  die  Theiß  bis  Tiszaujlak  694  km,  die  Drau 
ibis  Gyekenves  196  km,  die  Sa.ve  bis  Caprag  598  km,  der 
Platteiasee  '80  km,  die  I\Iaros  bis  Piski  343  'km,  die  Kulpa 
bis  Karlstadt  135  km,  di^e  Vag  bis  Tornöc  68  km,  die  Temes 
bis  Botos  87  km,  die  Szamos  bis  Szatmär  85  km,  die  Sa.jö  bis 
Bänreve  115  km,  die  Körös  bis  Bekesgyula  140  km,  die  Siö 
bis  zum  Plattensee  110  km  und  die  Bega  bis  Kistopoly  156  km, 
zusammen  4022  km.  Unter  diesen  Wasserstraßen  sind  .iedoch 
nur  etwa  2CO0  km  schiffbar.  Über  den  in  letzter  Zeit  er- 
folgten Ausbau  der  ungarischen  Wasserstraßen  berichtet  die 
Denkschrift,  daß  auf  der  Donaustrecke  oberhalb  Budapest 
bis  Dunaradvän.y  Regulierungsarbeiten  vorgenonunen  und 
auf  der  Strecke  von  Gönyü  bis  Deveny  große  Fortschritt-e  ge- 
macht wurden.  Südlich  von  I5udapest  bis  Baja  sind  die  Rv- 
gulieruugsarbeiten  zum  größten  Teil  beendet.  Bei  der  Theiß- 
mündung konnten  die  bereits  vergebenen  Arbeiten  während 
des  Krieges  nicht  aufgenommen  wenlen.  Auf  der  Theiß 
wurden  von  Tiszafüred  bis  Väsärosuanieny  Eegulierungs- 
arbeiteu  in  Angriff  genommen.  Die  Härmas-Körös  als  Ne- 
benfluß d+>r  Theiß  ist  auf  der  30  km  langen  Strecke  bis 
?*z»rva«  .schiffbar  .yicmacht.    Die  Kaualisierung  der  Bega  ist 


bis  Temeevär  auf    der    115  km  langen  Strecke    bereits  im  , 

Jahre  1917  beendet  worden.  Nach  Friedensabschluß  werden  die  i 

in  Angriff  genommenen  Arbeiten  der  Wa&sierstraßen  wieder  ; 
fortgesetzt  werden. 


übrige  europäische  Länder. 

—    Eine    Nachsubventionierung    der    Berner  Alpenbahn 
(Lötsehbergbahn).    Man  schreibt  uns  a\is  Zürich:  Eine  bisher 
noch  nie  dagewesene  Zumutung  ist  von  Frankreich  soeben  in 
Form  einer  Note  au  den  schweizerischen  Bundesrat  gerichtet 
worden.    Frankreich  verlangt  vom  Bundesrat  nichts  mehr  und 
nichts  weniger,  als  daß  er  der  Berner  Ali>enbahn  eine  weitere 
Nachisubvention  von  8  Millionen  Franken  gewähre,  und  mischt 
sich  mit  diesem  ganz  ungewöhnlichen  Vorgehen  in  schweizie- 
rische  innere  Angelegenheiten  ein,  die  einzig  und  allein  laut 
Verfassung  Sache  der  Bundesversammlung  sind.  Bekanntlich 
kann  die  Lötschbergbahn  infolge  des  Krieges  den  Prioritäte- 
akionären  keine  Dividenden  entrichten  und  auch  die  Obliga- 
tionen nicht  verzinsen.    Einzig  die  Obligationenbesiti»er  des 
Anleihens  von  42  Millionen  erhalten  die  Zinsen,  weil  der  Kan- 
ton Bern  für  dieses  Anleihen  Zinsgarantie  geleistet  hat.  Der 
Bund  hat  seinerseits  verlangt,  daß  der  Lötschbergtunnel  mit 
Doppelspur  ausgebaut  werde,  und  hat  für  die  Mehrkosten  eine 
Subvention  von  8  Mill.  versprochen,  wovon  ler  bereits  6  MiU. 
bezahlt  hat.    In  seiner  neuesten  Note  fordert  nun  Frankreich, 
daß  ider  Bund  wesentlich  mehr  leiste  als  die  noch  übrig  blei- 
benden 2  Millionen,  indem  es  auch  seinerseits  verspricht,  eine 
Subvention  zu  leist.en.    Der  Wortlaut  der  Note  ijst  allerdings 
noch  nicht  bekannt,  wenn  sie  aber  auch  in  Form  eines  Wun- 
sches gehalten  ist,  was  man  unter  allen  Umständen  annehmen 
muß,  so  weiß  man  doch,  iwie  heute  die  Wünsche  der  Entente 
aufzufassen  sind.    Erfüllt  man  sie  nicht,  so  erfolgen  die  üb- 
lichen Repressalien,  und  das  ist  wohl  auch  in  dietsem  Falle 
zu  erwarten.  Bedenkt)  man,  unter  welchen  Umständen  die  Lötsjch- 
'bergbahn  überhaupt  zustande  kam,  daß  sie  ein  großer  Teil  der 
Schweiz  nur  mit  Widerwillen  entgegennahm,  weil  sie  als  starke 
Wettbewerbung  der  iGotthardlinie  zu  betrachten  war.  daß  sie 
ferner  im  Güterverkehr  absichtlich  als  das  dritte  Gleis  zum 
Gotthard  bezeichnet  wurde,  so  wird  man  ermessen  können,  mit 
welcher  Freudigkeit  sich  der  Bundesrat  an  eine  weitere  Sub- 
ventiouierung  machen  wird  in  einem  Zeitpunkte,    wo  diö 
Bundesbahnen  selber  Subvention-en  nötiger  haben  als  je.  Be? 
denkt  man  ferner,  daß  die  LötiSchbergbahn  in  der  Hauptsach« 
mit  französischem  Kapital  erbaut  vrorde,  daß  französisch« 
Interessen  dabei  mehr  als  schweizerische  verfolgt  wurden  — 
wenn  man  von  den  besonderen  Interessen  des  Kantons  Berni 
absehen  will  — ,  so  weiß  man,  wie  die  Wünsche  Frankreichs 
einzuschätzen    sind :    Die  Schweiz  soll  gewiss>ermaßen  ge- 
zwungen werden,  französisches  Kapital  verzinsen  zu  helf^ni 
das  ihr  nicht  einmal  nützt,  sondern  schadet. 

Eine  eigentümliche  Rolle  ispielt  dabei  die  Berner- Alpenbalub 
Ge&ellschaft,  der  die  Lötschbergbahn  gehört;  sie  behaupte! 
zwar,  von  der  französischen  Note  keine  Kenntniis  zu  haben, 
abfer  es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  Frankreich  aus  eigenem 
Antrieb  zu  seiner  Forderung  gekommen  ist.  Daß  Verhand- 
lungen der  Gesellschaft  mit  iden  französischen  Interessentei 
stattgefunden  haben,  leugnet  die  Gesellschaft  nicht,  und  «i< 
verspricht  dem  Bundesrate,  über  diese  Verhandlungen  wahr- 
heitsgetreu Rede  und  Antwort  zu  stehen.  Sie  hat  der  Pr©&.s<i 
eine  Mitteilung  zukommen  lassen,  in  der  sie  u.  a.  sagt:  , 
„Die  Lötschbergbahn  ist  seinerzeit  durch  den  Bund  verhal 
ten  worden,  nicht  nur  den  großen  Tunnel  doppelspurig  zu  er- 
stellen, sondern  auch  die  Rampentunnel  wie  ül>erhaupt  all« 
Kunstobiekte  im  Unterbau  auf  Doppelspur  vorzubereiten.  Di* 
aus  diesier  Maßnahme  resultierenden  Mehrkosten  für  Bau 
arbeiten  für  die  Doppelspur  belaufen  sich  auf  rund  28  Mil 
liouen  Franken,  oder  nach  Abzug  der  erstmalig  erhaltenoi 
Nachsübvention  von  6  Millionen  auf  eine  Restanz  von  22  Mil 
lionen  Franken.  Diese  Summe  belastet  unser  Unteinehmei 
mit  Zinsen,  ohne  daß  wir,  mit  Ausnahme  des  großen  Tunnel« 
aus  diesen  Anlagen  Vorteile  ziehen.  Vielmehr  werden  die* 
Vorteile  erst  bei  völligem  Ausbau  auf  Doppels^uir  in  Wirk 
sanikeit  treten.  Aus  diesem  Grund'O  hat  di.e  Beru-Lötschberg 
Simplon-Bahn  je  und  je  den  Standpunkt  vertreten,  der  Buu 
habe  die  Pflicht,  eineu  T.eil  dieser  ihr  auferlegten  Mehrkostei 
zu  tragen,  und  es  sind  Verhandlungen  l>ereits  im  Jahre  191 
mit  (lern  damaligen  Chef  des  Eisenbahndepartements  gepflogei 
worden.  Wer  voi-urteilsfrei  die  Lage  der  Beruer  Al]>enbah] 
prüft,  wird  mit  uns  anerkennen  müssen,  daß  eine  Nachsubven 
tion  durchaus  begründet  ist.  Eine  Eingabe,  in  welcher  di 
Ausrichtung  einer  Nachsübvention  des  näheren  begründ« 
wild,  liegt  seit  dem  Jahre  1917  bei  der  Berner  R« 
gierung  und  ist  nur  mit  Rücksicht  auf  die  derzeita 
"gen,  durch  den  Weltkrieg  verursachten  außeroi-deut 
liehen   Verhältnisse   zurückbehalten    worden.   Nachdem  de 
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W«ltkrieff  nun  -seinem  Ende  entKe>?«n«e]it.,  maß  auch  die  Ber- 
ner Alpenbahn  an  eine  durchsrreifende  finanzielle  Sanierung 
herantreten,  wofür  ihr  eine  wiesentliche  finanzielle  Unlei" 
ßtützung  der  französischen  Beg'ierang-  zugesagt  ist,  unter  der 
Bedingung,  daß  auch  der  Bund  -seinerseits  eine  entsprechende 
Nachsubvention  bewillige,  dies  besonders  im  Hinblick  a.uf  die 
durch  das  Bundesibegehi^en  notwendig  gewordenen  Mehr- 
kosten. Daß  Frankreich  ein  wesentliches  Interesse  an  der 
Imanziellen  Eekonstruktion  der  Bemer  Alpenbahn  hat,  liegt 
auf  der  Hand,  und  daß  es  der  Berner  Alpenbahn  nicht  möo-lich 
ist,  die  durch  die  Kriegs.iahre  erwachsene  Schuldenlast 
ohne  Heranziehung  fremder  Mittel  zu  tilgen,  ist  für  jedermann 
verständlich.  Wir  sind  in  dieser  Beziehung  nicht  be-sser,>  aber 
auch  nicht  schlimmer  daran,  als  andere  Transportunternehmun- 
gen,  z.  B.  die  schweizerischen  Bundesbahnen,  deren  durch  den 
Krieg  entstandenes  Defizit  ja  auch  ^«tilgt  werden  muß,  was 
ohne  Bundeshilfe  kaum  möglich  sein  wird/' 

Man  kann  es  g'ewiß  der  Berner  Alpenbahn  nicht  veraro-eu 
wenn  sie  ihren  persönlichen  Standpunkt  vertritt,  aber  es  gibt 
für  die  Schweiz  auch  noch  einen  anderen  Standpunkt,  und 
dieser  verlangt,  daß  vor  allem  die  Bundesbahnen  unterstützt 
werden,  und  daß  gerade  deshalb  der  Gotthard  so  wenig  als 
möglich  durch  Wettbewerbslinien  geschädigt  wird.  Allem  An 
scheine  nach  beabsichtigt  man  in  Frankreich,  die  Lötschberg- 
Simplon-Linie  verkehrstechnisch  zu  begünstigen,  was  nur  auf 
Kosten  des  Gotthards  geschehen  kann.  Darum  (dürfte  die  neue 
Subventionsfrage  doch  noch  auf  Schwierig-keiteu  stoßen. 

—  Zur  Elektrisierung;  der  schweizerischen  Bundesbahnen. 

Bei  Anlaß  einer  Interpellation  in  der  soeben  zu  Ende  ge- 
gan^nen  Tagung  der  Bundesversammlung  hat  sich  Bundes- 
rat Dr.  Haa,b  auch  über  die  geplante  Elektrisierung  der 
Bundesbahnen  eingebend  ausgesprochen.  Er  führte  u.  a  aus 
X?/  dem  Kriege  die  Umbaukosten  des  ganzen  Bahnnetzes 
aut  5U0  Millionen  Franken  geschätzt  wurden,  daß  man  al»r 
heute  bei  Einrechjiung  der  elektrischen  Lokomotiven  mit  einer 
Milliarde  zu  rechnen  habe.  Die  Generaldirektion  glaubte, 
jährlich  für  dae  Elektrisierung  nicht  mehr  als  25  Millionen 
aufwenden  zu  können.  Von  dieser  Annahme  auso'ehend  «e- 
langte  sie  zu  der  dw3ißigjährig.en  Dauer.  Die  Generald'iiek- 
tion  hat  m  der  Begründung  zu  ihi-em  Elektrisieruno-s-Pro- 
granim  aber  iselbst  ausgeführt,  daß  einer  schneUei-en"  Elek- 
trisierung nichts  entgegenstehe,  wenn  man  es  ihr  ermögliche, 
in  die  jährlichen  Bau  Voranschläge  höhere  Summen  einzu- 
stellen. 

Man  darf  aber  nicht  übersehen,  daß  die  Bundesbahnen  neben 
dieser  Autgabe  für  den'  Bau  neuer  Linien,  für  Ergänzuno-s- 
öauten,  für  Rollmatenal  usw.  in  den  nächsten  zehn  Jahien 
ohne  die  Elektrisierung  jährlich  65  Millionen  ibedür'fen.  Bei 
kürzerer  Elektrisierungsfrist  werden  auch  Kraftquellen  vor 
zeitig  erschlossen  werden  müssen,  was  wiederum  eine  ver- 


stärkte Geldauf  Wendung  l>edingt.  Dauer  der  ElektrisierungK- 
zeit  und  Ftaanzierungsfrage  stehen  also  im  engsten  Zusam- 
menhang. Was  die  für  -die  Elektrisierung  notwendige  Be- 
schaffung von  Kraft  anbelangt,  sind  150  000  PS.  von  den  er- 
forderlichen 200  000  PS.  auf  Grund  der  Konzessionen  bereits 
vorhanden,  wa^  für  drei  Viertel  des  Bahnnetzes  genügt,  Zu 
dem  oft  gehörten  Vorwurf,  die  Bunde«ibahnen  hätten  es  nicht 
verstanden,  die  Wasserkräfte  am  Etzel  und  an  der  Aare  früher 
nutzbar  zu  machen,  bemerkte  Bundesrat  Haab,  daß  trotz  des 
Umstände  s,  daß  nach  dem  urspi-ünglichen  Elektrisierung>splan 
die  Kräfte  aus  den  Wasserwerken  an  der  E-euß  und  am  Tessin 
lur  eine  Eeihe  von  Jahren  genügt  hätten  und  isomit  eine 
Überstürzung  im  Erwerb  neuer  Konzessionen  keineswegs  er- 
forderlich war,  man  schon  seit  Jahren  mit  den  Sihl-  und  Aare- 
Kantonen  in  Verbindung  getreten  seL  Ende  1909  übermittelte 
die  Generaldirektion  den  Kantonen  Zürich,  Schwyz  und  Zug 
eia  das  Etzelwerk  -betreffende-s  Konzessionsgesüch,  das  im 
Juni  1915  (!)  dahin  b-eantwortet  wurde,  die  Prüfung  über  den 
Vertragsentwurf  -sei  noch  nicht  abgeschlossen.  Im  Jahre  191(i 
ließen  sie  dier  Generaldirektion  einen  Gegenentwurf  zukom- 
men. -Seitdem  halben  -die  Unterhandlungen  nicht  melir  geruht 
und  befinden  sich  heut-e  glücklicherweise  vor  dem  Abschluß. 

Bundesrat  Haab  betonte  sodann,  es  gehe  nicht  an,  daß  die 
Bundesbahnen  Elektrizitätswerke  im  Vorrat  erstellten  und 
die  inzwischen  überschüssige  Kraft  an  Private  verpachten, 
und  daß  diese  Abonnenten  hinausgeworfen  würden,  sobald 
die  Bahn  die  Kraft  selbst  bedürfe.  Die  Bundesbahnen  könn- 
ten nicht  mehr  -Kraftwerke  bauen,  als  für  ihre  iBedürfni-ssti 
notwendig  seien,  denn  es  wäre  nicht  möglich,  für  die  Z^eit  bia 
zum  eigenen  Gebrauch  einigermaßen  eine  Verzinsung  undi 
Tilgung  der  vorzeitig  erstellten  Werke  zu  gewährleisten.  Zum 
Schlüsse  wies  der  Sprecher  des  Bundesrates  auch  den  Vorwurf 
die  Bundesbahnen  hätten  'die  Angelegenheit  verzögert-,  zurück! 
Die  phantastischen  Preiserhöhungen  während  des  Krieges, 
sagte  Dr.  Haab,  mahnten  zur  Vorsicht.  Eine  Lokomotive,  die 
un  Jahre  1913  mit  etwa  200  OOO  Fr.  zu  Rechnung  stand,  kommt 
heut-e  auf  850  000  Fr.  zu  stehen.  Vor  dem  Kriege  kostete  eine 
schwel^e  Gotthard-Dampflokomotive  100  000  bis  120  000  Fr 
also  etwa  7O0  OCO  Fr.  weniger  als  heute  ein-e  elektrische  Loko.1 
motive.  Mit  Maschinen  al>e.r,  deren  jede  gegen  eine  Million 
kostet,  läßt  sich  keine  Bahn  ibetreiben,  es  sei  denn,  daß  unser 
Land  ewig  die  Last  hoher  Tarife  tragen  wolle.  Der  Redner 
schloß  mit  der  nochmaligen  Versicherung,  daß  die  Frao-e  der 
Beschleunigung  der  Elektrisierung  von  allen  Instanzen  neuer- 
dings geprüft  werden  soU,  mit  dem  Appell  an  die  Kantone, 
Gememden  und  Privat-en,  mit  aller  Energie  von  sich  aus  an 
den  weiteren  AusTiau  der  Wasserkräfte  zu  schreiten  und  mit 
der  Mahnung,  bei  den  zu  fassenden  Entschlüssen  die  Sorge  für 
die  finanzielle  Gesundheit  der  Bundesbahnen,  mit  welcher  der 
gesamte  Landeskredit  aufs  engste  verbunden  ist,  walten  zu 
lass<>n.  J.R.r.,  Zürich. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


.  Bezeichnung  von  Stationen 

Eisenbahndirektionsbezirk  Essen.  Vom 
1.  April  d.  Js.  ab  wird  der  Name  der  an  der  Strecke  Hamm- 


Duisburg  Hbf.  -gelegenen  Station  Bochum  -Süd  in  Bochum 
H  b  I.  geändert  werden. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Vom  1.  April  d.  J.  ab  wind  der  Name 
1er  in  unserem  Bezirk  gelegenen  Sta- 
tion 1.  Klasse  Bochum  Süd  in  „Bo- 
chum Hbf."  geändert. 

Essen,  den  18.  Februar  1919.  (248) 
Eisen  bahndirektion . 

2.  Güterverkehr. 

^^u'i  Oberschlesisch-Sächsischer 
Kohlenverkehr,  sültig  vom  1.  Oktober 
1917. 

Mit  Ablauf  des  30.  April  1919  sind 
Ii«  in  der  Kilometertafel  I  auf  den 
>«iten  5 — 18  des  obenbezeichneten  Ta- 
•ifes  (Nachtrag  I,  Seite  3)  in  den  Spal- 
«n  3  namentlich  aufgeführten  sächsi- 
schen Empfangsstationen  und  die  in  den 
'palten  4  enthaltenen  besonderen  und 
rekürzten  Gesamtentfemungen  nach 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Adorf  (Vogtl.),  Bad  Elster,  Brambach, 
Eger  Sächs.  Stb.,  Erlbach,  Fleißen, 
Franzensbad  Sachs.  Stb.,  Klingenthal, 
Markneukirchen,  Markneukirchen-Sie- 
benbrunn, Reitzenhain,  Voitersreuth  und 
Zwotental  zu  streichen.  Die  dann  noch 
in  den  Spalten  3  verbleibenden  Worte: 
„den  übrigen.  Stationen:  usw."  sind  ab- 
zuändern in:   „allen  Stationen:  usw." 

Die  eintretenden  Mehrentfemungen 
betragen  12  bis  42  km. 

Kattowitz,  den  27.  Februar  1919.  (253) 
Eisenbahndirektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Tfv.   86.    Binnentarif    der  Elmshom- 
Barmstadt-Oldesloer  Eisenbahn,  Teil  II, 
für  Güter. 

Am  1.  -März  1919  ,gelangt  der  Nach- 
trag 3  zum  Gütertarif  für  den  Binnen- 
verkehr vom  2.  Januar  1917  zur  Ein- 
fnhruns'.    Derselbe  enthält  «ine  Kilo- 


metertarif tabelle,   durch  welche  sämt- 
liche Frachtsätze  Erhöhungen  erfahren. 
Nähere  Auskunft  erteilt  die  unter- 
zeichnete Direktion. 

Elmshorn,  den  28.  Februar  1919 

Die  Direktion  "  (258) 

der  Elm&horn-iBarm-stedt-Oldesloer 
Eisenbahn. 


Deutsch-dänischer  Gütertarif,  Teil  II 
(Tfv.  580). 
Deutsch-schwedisch-norwegischer 
Gütertarif. 

Infolge  Einführung  der  Franken- 
währung auf  den  Elsaß-Lothringischen 
und  Luxemburgischen  Eisenbahnen  gel- 
ten die  zwischen  den  Stationen  di-eser 
Bahnen  und  den  nordischen  Ländern 
bestehenden  Frachtsätze  als  aufgehoben. 

Altona,  den  1.  März  1919.  (259) 
Eisenbahndirektion, 

namens  der  Verband&verwaltungen. 
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Zeitung:  des  Vereina 
Dentacher  Eisenbahnverwaltungea 


3.  Nachrufe. 


Am  18.  Februar  verstarb  nach  kurzer  schwerer  Krankheit 

Herr  Regierungsbaumeister  Hermann  Dörffer. 

Der  Verstorbene  hat  sich  während  seiner  Zugehörigkeit  zur  Eeichs- 
eisenbahnverwaltune  durch  seine  hervorragenden  Geistes-  und  Charakter- 
eigenschaften die  allgemeine  Wertschätzung  erworben. 

Wir  werden  ihm  stets  ein  ehrendes  Andenken  bewahren. 
Straßburg,  den  24.  Februar  1919.  <256' 
Präsident,  Mitglieder  und  Hilfsarbeiter 
der  Generaldirektion  der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen. 


Am  25.  d.  Mts.  verschied  in  Stettin  an  den  Folgen  einer  Operation  der 

Eisenbahn-Rechnungsdirektor  Herr  Hermann  Jaeckel 

im  50.  Lebensjahre.  l 

Wir  betrauern  in  dem  so  jäh  Dahingeschiedeneo,  dem  es  nur  kurze  Zeit 
vergönüt  war,  in  unserer  Mitte  zu  wirken,  einen  pflichttreuen  Mitarbeiter,  dem 
wir  ein  ehrendes  Andenken  bewahren  werden. 

Stettin,  den  27.  Februar  1919.  (.247) 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr  (Fortsetzung). 

Tv.  1273.  Oberschlesisch-ungarischer 
Kohlenverkehr. 

Eisenbahngütiertarif  Teil  II,  Hefte  1  bis 

4,  giütier  vom  1.  Oktober  1918. 
Tv.   1282.  Niederschlesisch-ungarischer 
Kohlenverkehr. 
Eisenbahngütertarif  Teil  II,  gültig 
vom  1.  Oktober  1918. 
Einführung     eiaes  Kurszu- 
ßchlages. 
Unsere  Bekanntmachung  vom  24.  Fe- 
bruar 1919  ist  dahin  zu  berichtigen,  daß 
der  feste  Zuschlag  von  7  Heller  für 
100  kg    erst    mit    Gültigkeit  vom 
15.  M  ä  r  z  1919  —  nicht  1.  März  1919  — 
eingeführt  wird. 

Breslau  Kattowitz,    den  28.  Februar 
1919.  (252) 
Eisenbahndirektionen  Breslau  u.  Katto- 
witz   namens  der  beteiligten  Verwal- 
tungen. 


Elbe-Moldau-Umschlägstarif  für  Öster- 
reich. Elbe-Moldau-Umschlagstarif  für 
Westösterreich.  Elbumschlagsverkehr 
Westösterreich  —  Riesa  Elbufer  und 
Riesa  Hafen. 
Infolge  Einführung  eines  weiteren 
Tarifzuschlages  in  Hohe  von  60  %  auf 
den  deutschen  Strecken  werden  mit 
Gültigkeit  vom  1.  April  1919  die  An- 
hänge vom  1.  April  1918  und  die  Zu- 
schlagßtafel  zur  Berechnung  der  deut- 
schen Reichsabgabe  und  des  deutschen 
Kriegszuschlages  (D,  R.  A.  und  K.  Z.) 
in  den  internationalen  Güterverkehren 
mit  Markwährung  vom  1.  April  1918 
durch  Neuausigaben  ersetzt.  Die  neuen 
Anhänge  enthalten  die  Bestimmnngen 
über  die  Berechnung  der  deutschen 
Verkehrssteuer  und  der  deutschen 
Kriegszuschläge  von  15  und  60  %,  die 
an  der  Hand  der  neuen  Zuschlagstafel 
zusammen  mit  der  Verkehrssteuer  und 
in  gleicher  Weise  wie  seither  berechnet 
werden.  Von  welchem  Tage  an  Ab- 
drucke der  Anhänge  und  der  Zuschlags 


tafel  zu  erhalten  sind,  wird  noch  l>e- 
sonders  bekannt  gemacht. 
Dresden,  am  28.  Februar  1919.  (250) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 

Tfv.  1103.     Oberschlesisch  -  Sächsischer 
Kohlenverkehr,  gültig  vom  1.  Oktober 
1917. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  tritt 
in  dem  oben  bezeichneten  Kohlenver- 
kehr ein  Nachtrag  II  in  Kraft. 

Er  enthält  die  bereits  im  Verfügung&- 
wege  erlassenen  Bekanntmachungen  so- 
wie eine  neue  Kilometertariftafel,  in 
deren  Frachtsätze  der  neue  deutsche 
Kriegszuschlag  von  60  %  gemäß  der 
allgemeinen  Bekanntmachung  der 
Eisenbahndirektion  Berlin  vom  27.  Ja- 
nuar 1919  (vgl.  Nr.  9  der  Zeitung  d^es 
Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltun- 
gen vom  1.  Februar  1919  auf  Seite  88) 
bereits  eingerechnet  ist.  Die  eintreten- 
den Frachterhöhungen  betragen  bis 
95  Pf.  für  100  kg. 

Der  Preis  dieses  Nachtrages  II  be- 
trägt 0,15  Jl  für  das  Stück. 

Kattowitz,  den  3.  März  1919.  (255) 
Bisenbahndirektion  Kattovritz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Binnentarif  für  die  Hessischen  Neben- 
bahnen im  Privatbetrieb. 
Am  1.  Aprü  1919  tritt  Nachtrag  IV  m 
Kraft,  der  Tariferhöhungen  im  Per- 
sonen-, Gepäck-,  Tier-  und  Güterverkehr 
enthält.  Die  Abweichung  von  §  6  (5) 
E.  V.  0.  ist  genehmigt.  Nähere  Aus- 
kunft erteilt  die  unterzeichnete  Direk- 
tion. 

Darmstadt,  am  24.  Februar  1919. 
Süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Die  Direktion.  (254) 

5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Aus  Anlaß  der  bevorstehenden  Per- 
sonentariferhöhung sowie  mit  Rücksicht 
darauf,    daß    der  Vereinsreiseverkehr 


unter  den  gegenwärtigen  Verhältniesea 
keine  besondere  Bedeutung  mehr  hat, 
wird  die  Ausgabe  von  zusammenstell- 
baren Fahrscheinheften  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  vom 
1.  April  1919  ab  bis  auf  weiteres  ein- 
gestellt. 

Berlin,  den  28.  Februar  1919.  (251) 
Eisenbahndirektion. 

Badischer  Personentarif,  Heft  A. 

Die  Tarifbestimmung,  wonach  für 
mehrere  aufeinanderfolgende  Monate 
des  gleichen  Kalenderjahres  Monatskar- 
ten im  voraus  gelöst  werden  können, 
wird  mit  sofortiger  Wirkung  bis  auf 
^weiteres  aufgehoben.  Die  Änderung 
ist  gemäß  %  2  der  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung genehmigt  worden. 

Karlsruhe  den  27.  Februar  1919.  (257) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen 
bahnen. 


6.  Verdingungen. 

Verdingung  von  Arbeiten. 

Die  Ausführung  der  Erd-,  Beton-  undi 
Maurerarbeiten  der  Stützmauer  von  km 
50,1  +  37  bis  50,7  +  50  der  Strecke 
Bingerbrück-Saarbrücken  umfasseiid 
rund  13  900  cbm  Beton-  und  Bruchstein- 
mauerwerk, sowie  zugehörige  Neben- 
arbeiten soll  einschließlich  Lieferung 
der  Baustoffe  vergeben  werden. 

Zeichnungen  und  Bedingungen  liegen 
vom  18.  Februar  1919  im  Zimmer  Nr.  315 
des  Direktionsgebäudes    zur  Einsicht 

aus.  j  r,  •  u 

Abdrucke  der  Bedingungen  und  Zeacü- 
nungen  können  gegen  p  o  r  t  o  -  und  b  e- 
Stellgelfreie  Einsendung  von  1  M 
(mit  Zeichnungen  ^  M)  in  bar  (nich1 
in  Briefmarken)  nur  durch  das 
Hauptbüro  der  EisenbahndirektioL 
Saarbrücken  bezog«^-  werden. 

Ange'bote  sind  versiegelt  unter  de] 
Aufschrift:  „Angebot  auf  HersteUmt 
einer  Stützmauer  am  Johannisberg  be 
Kim"  bis  zum  17.  März  1919,  mittag« 
12  Uhr,  dem  Zeitpunkte  der  Eröffnuni 
derselben  auf  Zimmer  Nr.  242,  porto 
und  bestellgeldfrei  an  uns  euii 
zusenden.  ' 

Die  Bedingungen  für  die  Bewerbuii;, 
um  Arbeiten  und  Lieferungen  und  di- 
allgemeinen  Vertragsbedingungen  sin' 
in  der  ersten  Beilage  vom  Deutschei 
Reichsanzeiger  und  Königlich  preußj 
sehen  Staatsanzeiger  Nr.  105  voi 
4.  M.ai  1918  abgedruckt.  Vertragserlu-i 
lung  12  Monate.  Zuschlagsfrist  1  Mona 

Saarbrücken,  17.  Februar  1919.  (24« 
Eisenbalmdirektion. 


7.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Etwa  40  000  kg  zum  Einstampf« 
(Einkochen)  bestimmte  gebrauchte  un 
ungültige  Fahrkarten  und  Fahrschein' 
Naohw  eisungen  und  Kontrolls  treife 
von  Druckmaschinen  sollen  in  emei 
Lose  verkauft  werden.  Angebotboge 
und  Bedingungen  können  in  unser: 
Zentralbüro,  Fürstenstr.  1—10,  eing» 
isehen,  auch  von  dort  gegen  portofre 
Einsendung  von  75  Pfg.  in  bar  (mc 
in  Briefmarken)  bezogen  werden.  1> 
an  uns  einzusendenden  Angebote  w€ 
den  am  27.  März  1919,  vormittaf 
11  Uhr,  im  Verwaltungsgebäude,  Ij 
stenstraße  1-^0,  eröffnet.  D'er  Z 
ischlag  erfolgt  bis  zum  15.  April  1919-! 

Magdeburg,  den  26.  Februar  1919; 

Eifienbahndirektion.  (26 
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Berlin,  den  12.  März  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


n^:^u„^  Zeitung  erscheint  Mittwocüs  und  Sonnabends. 

S^rifUtita  J  der  7°Ä5  Mitteilungen,  Bücher.  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
«™*lfj^\lT  nll  o  l  ^  1^*  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
amtliche  Bekanntmachnniren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

^nt  7^A':.n!rT"''""/''"i.'^5'"'*«i°  ^ut^^'>  ^-  9-  Nöthener  Str.  28/29  einzusondoti^ 
ffi  V-  i^r''u°K'*"'''=''  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  o  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden.  ijciae  vuu  o  m. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlaesbuch- 

Si^ien  PoÄiefeffÄ^M'*"'  bisffien  lsl'iS?fchisch- 

ungariscnen  i-ostgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherigre  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
ri-iTatanzeigren  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Kaum 
«iil-U«^"  ' 1  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g e  n  entsprechende  Krmäßigiu^e" 

ueilagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  mau  sieb  an  die 
Verlagrsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9.  Liukstraße 
Fernspr.:  Am t Kurfürst  6050-^.  Tel.^Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Giroko'nto- 
Deutsche  Bank.  Dep.-Kasse  0.  Postscheck-Konto:  Berlin  Ifr.  moa 


Ziu-  iiewertuiii;  von 
gen.    (Schluß.)  - 


aUt  isjen  twicklu  n- 


Zm-  N^uordnuno-  der  dieubschöäi/eriieichi- 

echen  Staafcsbahnvprwaltuno'. 
Nachrichten. 
Deutschland  :  Entla^ssungs«*- 
euch  des  Ministem  Hoff.  —  Ei&en- 
baJimverkehrsoixhumg  (Aufhebung 
der  Oe  Wichtsbeschränkung-  für  Ge. 
pack).  —  Aufhebune  der  Militär- 
tahrscheine.    -     Einstellung  land- 


1  D  Ii  a  1  1 1 

\\  uiÄchaf tlicher  Arbeiter.  —  Zur 
-Vu.sstandsbewegung  auf  den  deut- 
.schen  Eisenbahnen.  —  Fürst- 
Ijeopold-Akademie  für  Vervfral- 
tungswis-senschaften  in  Detmold, 
—  Personalnachrichten 
I  >  6  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h" :  Sperrung 
(ler  tsohec-ho-slowakischen  Grenze 
♦  für  den  Bahn  verkehr-.  —  Leistungen 
des  Eisenbahnpersonals  während 
des  Rückzugs  der  Truppen  vom 
Italienischen  Kriegsscha.uplatze.  — 


Weiler bezug  der  Provision  im  Falle 
der  Verehelichung  eines  weiblichen 
Mitgliedes  des  Provisionsinstitutes 

—  Der  Verkauf  von  Schiffahrts-' 
aktien  nach  Italien.  -  Personal- 
nachrichten. 

l^brige     europäische  L/än- 
der  :    Piisenbalinunglück  in  Paris 

—  Arbeiterbewegung  in  England! 
Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  ßekanntmaohungeij. 


egen  des  Ausstand.-s  im  Bucbdruckgewerbe  konnte  die  am  8.  d.  Mts.  fällige  Numinnr  d.  Ztg.  nie 


icht  erscheinen. 


Zur  Bewertung  von  Gleisentwicklungen. 

Von   Kegiei-ungsbaumeister  Dr.-Ing.  Baseler. 
(Schluß  an.s  Nr.  18.) 


Sind  die  im  bisherigen  abgeleiteten  Formeln  zur  Vergleichung  , 
Weier  Lösungen  derselben  Aufgabe  wohl  geeignet,  so  ist  es  l 
och  erwünscht,  über  eine  vorgele^,  Entwicklung  ein  un-  1 
nttelbare«  Urteü  abgeben  zu  können.     Dazu   braucht  man 
inen  von  der  besonderen  Art    der    Aufgabe  unabhängigen  I 
laastab.    Den  gewinnt  man  durch  Betrachtung  der  auf  eine 
'ahn  entfallenden  Hemmungen.       Die  Ableitung  ist  wie. 
emm  in  den  drei  Annäherungisstufen  möglich;  wir  besohrän- 
«n  uns  hier  auf  die  genaueste  dritte. 

Kieuzt  ein  Gleis  0  schienengleich  die  Gleise  1  bis  m,  .so 
rti  die  Zahl  der  Hemmungen  unter  Berücksichtigung  des  Wer- 
fe der  Züge  po  Zq  (p,  zi  -f  P2  z^  -f  .  .  .  +  p„,  Auf  die 
rnzelne  Fahrt  im  Gleise  0  entfällt  hiervon  der 
>zo-t6  Teü,  als  pi  zi  -f  p2  Z2  +  ....  -f  pm  z^.  Durch  Abgehen 
er  Spalten  der  Kreuzungstafel  ist  leicht  zu  ermitteln,  für 
«eiche  Fahrt  dieser  Ausdruck  am  größten  oder  ungewöhn- 
ch  hoch  wird.  Wir  wollen  ihn  den  Störungsgrad  einer  *>in- 
Blnen  Fahrt  nennen  und  mit  E  bezeichnen.   Es  ist  also: 

-  ro  gp  (Pl  Zi  +  P2  Zj,  -f  .  .  .      p,„  Zm) 

Pq  7q  —  Pl  Zi  +  P2  Zo  +  •  ■   •  Pm  y.m. 

Um  auf  dem  gleichen  Wege  ein  Bild  von  der  ganzen  Ent- 
icklung  zu  bekommen,  müssen  wir  den  Durchschnitt  bilden, 
ie  Gesamtzahl  aller  Hemmungen  ist  2  •  Vg  (pj  zj  .  2^) 
:  2  G,  wobei  der  Beiwert  2  deshalb  beigefü^  werden  muß. 
■eil  jede  Hemmung  auf  2  Fahrten  wirkt,  also  doppelt  zu 

ihlen  ist.  Der  Durchschnitt  ist^,  woN=  2  (p  z)  die  Summe 

1 

ller  bewerteten  Zugzahlen  und  n  die  Zahl  der  Fahrstraßen 


S 


ist.    Wir  wbUeu  den  gebundenen  Wert  als!Störungsgra,d 
der  ganzen  Entwicklung  S  bezeichnen  und  erhalten 
2G 
N  ■ 

S  ist,  nebenbei  bemerkt,  der  Mittelwert  aller  E.  wie  ja 
auch  sein  muß.  also 

D 

2  (E-pz) 

S=  ±^  

2  (pz) 

1 

Fnv  Abbildung  7  ergibt  sich: 

Emax  =:  E4  =  Eg  =:  10  -(-  45  =  55, 

3750 


;  2- 


310 


=  24,2- 


(»ffenbar  darf  der  Stöningsgrad  der  ganzen  Entwicklung 
^inen  bestimmten  Höchstwert  nicht  überschreiten,  wenn  ein 
auisreichend  flotter  Betrieb  möglich  sein  soll.  Dieser  Höchst- 
wert läßt  sich  theoretisch  bestimmen,  wenn  die  Zahl  Z  be- 
kannt ist;  man  wird  ihn  aber  besser  aus  der  Erfahrung  fest- 
setzen. Er  ist  nicht  von  der  Art  der  Entwicklung  abhängig, 
sondern  unveränderlich,  und  die  Bestimmung  des  Störungs- 
grades erlaubt  daher  ohne  weiteres  die  Beurteilung-,  ob  eine 
vorgelegte  Gleisentwicklung  betrieblich  ausreichend  ist  oder 
nicht.  Man  wird  außerdem  noch  Wert  darauf  legen  müssen, 
daß  die  Hemmungen  nicht  gar  zu  ungleich  auf  die  einzelnen 
Fahrten  verteüt  sind;  die  Bestimmung  der  E  läßt  dies  ja 
leicht  erkennen.    Allzu  ängstlich  braucht  man  hier  aber  auch 
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uu'ht  zu  s>eh\;  wun  'eriieiclil  ist,  daß  dm  Störung'eu  im  Durclv- 
ischiult  uiflit  zu  zahlreich,  .siucl.  ,su  tut^ies  nichts,  weiui  sie 
hauptsächlich  bestiuimt-e  Ziiii'C  Ivetveff en soh'he  EiuiS'iMti.u- 
lu'iteu  rut'eu  <lio  Ziifälligkcilcii  des  FahrplauiS  doch  hervor. 

Die  bisherig'en  Ahleituugeu  setzen  voraus,  daß,  Av^euii  <'iu 
Gleis  luehrere  andere  kreuzt,  die  iu  den  hinteren  Gleisen  auf- 
tpcteuilen  Henininugen  als  gleichzeitig  mit  denken  in  den  vor- 
deren zu  lii'U-achten  sind,  also  so,  daß  die  Fahrt  im  Kreuz- 
gkis  gar  nieht  begonm-n  W'Crden  darf,  weuu  die  durchschnit- 
t'en-en  GLeise  nicht  bis  zum  allerlei zl^en  ti'i'i  sind.  Da/S  be- 
deutet, daß  ■sämtliche  Gleise  'einen  einzigen  Knotenpunkt  bil- 
lUiw.  Avie  e.s  iu  Abldklung  Ii  auch  tatsächlich  der  i''al1  ist.  So- 
liaid  di'C  Ki'cuzung<'n  aber  so  weit  auseiiia udi'il n'ii-cn.  daß 
■cm  Zug  dazAvisch'Cn  Platz  hat,  und  man  die  Zwisclicnsi  i ecke 
zur  Blockstrecke  macht,  was  bekanntlicli  höchst  zwcckiuäßig 
ist.  so  stimmen  die  Ansätze  niclit  mehr  und  bedürfen  einer 
Erweiterung. 

Die  Entwicklung  erscheint  in  diesem  Falle  in  mehrere 
Knotenpunkte  I,  11.  Hl  nsw.  aufgeteilt,  di.c  jeder  für  si(di  zu 
betrachten  sind.  Der  gesamte  Stoiiiugsgvad  muß  merklich  ge- 
ringer werden.  Man  kann  grundsätzii(di  sagen,  daß  die  Tei- 
lung in  mehrere  Knotenpunkte  ehcnso  gut  ein  Mittel  zur  Ent- 
•spannnng  a'oii  ( Üei.scut  wickluugcu  ist  wie  schieuonfreie  Kreu- 
znngen.,  und  es  läßt  sich  vorstellen,  daß  unter  außergewöhn- 
lichen riiistäuden  —  ii'chmcn  wir  etwa  an,  daß  der  Gruiid- 
wasserstaiid  ein  Tiefb'geu.  (iiiinde  der  Rayonf reiheit  ein 
nnchlegcii  von  Gleisen  \-crl.uelen  —  eine  ganze  Entwicklung 
mcht  .schiin  z.war.  aber  betrieldich  ausreichend  allein  durch 
Teilnng  gelöst  wird. 

Sobdie  Zwischengleise  sollen  allgemein  Anfnahmegleise 
heißen;  iler  .\usilriick  Wartegleisc  scliciiil  mir  weniger  ge- 
eiguei.  da  ilas  Warten  gar  nicht  not  weiidii;-  zu  ihi-em. 
Zweck  geh<)rt;  der  vorliegemle-  zunächst  -esiierrte  Knoten- 
]iunkl  kann  ,ia  frei  werden,  während  der  Zug  in  das  Anf- 
nahiuegb'is  einfährt, 

des  ersten  Knotenpunktes  sei   S   =  ~ 


Der  SKiruugsgrad 
der  des  zweiten 


Sil  = 


Für  die  ü'anze  Entwick- 


■2  ('  1 

lung  wird  der  Durchschnitt  zu  bilden     .sein,    wobei  jedes  ,S 
multijdiziert  mit  der  Zahl  der  in  ihm  vertretenen  b<'werteten 
Zugzahlen     einzusetzen    ist.     Es    ist   demnach  der  mittlere 
Störiinusoiad  einer  geteilten  Entwicklung 
_  S,  N,  +  Sj| 
■  'N,+Nii+ usw. 

_„<-'!  +  Gl  I  +_usw. 
■^N,  +  usw. 

Der  Zähler  rsi,  aber  ni<dits  anderes  als  das  G  der  nnge- 
terllen  Entwicklung,  da  jede  Kreuzung  nur  einmal  vorkom- 
men kann.  Der  Nenner  enthält  jede  bewertete  Zugzahl  -so 
vielmal,  als  sie  in  Knotenpunkten  vorkommt.  Wir  erhalten 
demnach 

Weun  wir  diesen  Ausdruck  mit  dem  Störungsgrad  der  un- 
geteilten Entwndvlung  vergleichen,  so  zeigt  sich,  daß  die 
Zähler  in  beiden  Fällen  übereinstimmen,  während  der  Nenner 


Abb.  s 

bei  der  geteilten  Entwicklung  notwendig  größer,  ihr  mittlerer 
Störungsgrad  mithin  in  allen  Fällen  kleiner  wird,  wie  es  ja 


auch  sein  muß.  Wir  wollen  ilas  sogleich  an  einem  Zahlea- 
beispiel  zeigen.  Eine  eingleisige  Stnecke  schneide  schienen- 
gleich eine  Viergl  eisige  Bahn,  einmal  ungeteilt  nach  Abbil- 
dung 8  und  einmal  geteilt  nach  .Abbildung  9. 


2  ••  30,  pn.o 

2 '90,p: 


Abb.  9 


Dies  ist  die  Zahl  tlei-  im  Durchschnitt  auf  eine 


Im  ersten  Fall  entsteht  nur  ein  Knotenpunkt  I,  im  zweiten 
zwei  solche  1  und  II.  ,  Die  Beispiele  sind  so  einfach,  daß  man 
den  Störungsgrad  ohne'  Kreuiiuugstafeln  bilden  kann.  Es  er- 
gibt .sich: 

_  g  1,2- 20(1.5-  20  +Jl,5  -JO  +  HtJ-fao)^ 
"  1,2  •  20 -1-1,5  •  20 +1,5  ■  20 -h  30  +  30 

-2  Iii -40. 

(Um  uns,  nel>enbei  bemerkt,  ein  Bild  zu  machen,  was  diese 
Zahl  ung'.efähr  Ijedeutet,  sehen  wir  für  einen  Augenblick  von 
den  p  al),  uehnien  also  au,  daß  auf  den  Personengleisen 
l,.") .  20  =z  30;  auf  der  eingleisigen  Strecke  1,2.20  — 24  und  auf 
den  Gütergleisen  30  Züge  verkehren,  erinnern  uns  ferner, 
daß  wir  das  Ergebnis  noch  durch  die  Za.hl  Z  teilen  müsseD, 
die  wieder  zu  120  genommen  Averden  soll,  und  erhalten 
40  1 
120  ^  3 

Zugfahrt  entfallenden  Hemmungen,  oder,  anders  ausgedrückt: 
Jeder  dritte  Zug  trifft  mit  einem  anderen  zusammen;  oder: 
jeder  sechste  muß  warten.)  ' 
Bei  geteilter  Entwicklung  ergibt  sich: 

'     ~  2  ^1^2  •  20  +  1,5  •  20  +  1,5  •  20)  +  (1.2  •  20  4^30  + BOf 

Der  gesamte  Störungsgratl  ist  also  merklich  geringer.  Der 
Störungsgrad  der  einzelnen  Fahrt  im  Kreuzgleis  sinkt  noch 
weit  mehr;  er  ist  im  ersten  Falle  E  =  1,5  •  20 -)-  1,5 -.20  +  30 
+  30  —  120,  im  zweiten  Fall,  -wo  man  ihn  auch  als  Mittelwert  i 

20  +  1,5  j^O)i^+  (.SO  +  30) 
2 

genau  die  Hälfte.  Man  kann  der  Formel  auch  das  lehrreiche 
Ergebnis  entnehmen,  daß  die  Teilung  viel  nützt,  wenn  auf 
der  eingleisigen  Strecke  der  Zugverkehr  stark  ist  im  Ver- 
hältnis zu  der  Hauj)tsti>ecke,  hingegen  wenig  bei  geringem 
Yerkehr.  liei  dem  allerdingis  der  Störungsgrad  an  und  für 
sich  viel  geringer  ist. 


bilden  muß, 


r-im  —  


=  60,  also 


F  G 
Die  Ausdrücke  =-  und 

K  K 


lassen  sich  nicht  auf  geteihe 


u  ,  *  V- 

Abb.  10 

Entwicklungen  ausdehnen,  ohne  daß  man  in  begriffliche 
Schwieriu'keiten  gerät,  wenn  man  den  Einfluß  der  Teiliuig 
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biftfücksiohtigt'U  will;  dfc  Bestimmimg  des  Störungsgrades 
ist  dah«r  in  allea  Fällea  d^r  zuverlässige!'«  Weg. 

Man  muß  auch  sonst  wohl  darauf  achten,  die  Begriffe  rein 
zu  halten.  Läuft  z.  B.  unmittelbar  neben  einer  Gleisentwick- 
lung eine  ein-  oder  mehrgleisige  Bahn,  die  mit  den  Gleisen  der 
Entwicklung  gar  keine  Verbindung  ihat,  so  wird  man  zwar 
nicht  leicht  darauf  verfallen,  diese  mit  einzurechnen,  wo- 
durch der  Störungsgrad,  der  ja  auf  -, einer  Durohs&hmitts- 
bildung  beruht,  ganz  ungerechtfertigt  herabgedräckt  werden 
würde.  Hingegen  könnte  man  schon  eher  versucht  sein,  bei 
der  in  Abb.  10  dargestellten  Entwicklung  den  Knotenpunkt  1 


so  abziigrenzcu.  wi'C  die  punktierte  Linie  ergil>t,  wähiM'ud  die 
ausgezogene  Linie  die  richtige  ist. 

Ohne  Zweifel  läßt  sich  die  gegebene  Betrachtungsweise 
auch  auf  jenen  häufigen  Fall  ausdehnen,  daß  die  Fahrten 
Eangierbewefungen  einschließen,  und  ferner,  daß  die  Hem- 
mungen z.  T.  nicht  notwendig,  sondern  an  sich  vermeidbar 
und  nur  aus  Ersparnisgründien  in  Kauf  genommen  sind.  Ohne 
weitere  Hilfsannahmen  wird  man  hierbei  nicht  immer  aus- 
kommen. Man  darf  annehmen,  daß  damit  für  all  die  kriti- 
schen Punkte  großer  'Bahnhöfe  ein  zuverlässiger  Maßstab  zur 
Beurteilung  gewonnen  werden  kann 


Zur  Neuordnung  der  deutschösterreichischen  Staatsbahnverwaltung. 

\'ortrag,  gehalten  in  der  Vollversammlung  des  Ingenieur-  und  Arohitekten-Veneins  in  Wien  am  21.  Deziember  1918  von 
Unterstaatssekretär  im  Staatsamte   für  Verkehrswesen  Ing-  Bruno  R.  v.  Enderes. 


Hochansehnliche  Versammlung ! 

Ich  habe  für  meinen  Vortrag  den  Titel  gewählt  „Zur  Neu- 
ordnung der  deutschö.sterreichischen  Staatsbahnen''.  Mit  dieser 
iiigemeinen  Bezeichnung  wollte  ich  schon  andeuten,  daß  e> 
^ich  hier  nicht  nur  um  die  engere  Frage  der  „Keorganisation", 
sondern  um  ein  ganzes  Knäuel  von  Fragen  handelt,  um  eine 
Art  Bauprogramm  für  den  künftigen  Neubau.  Seit  vielen 
Jahren  ist  die  Frage  der  Organisation  unserer  S  taats  eisen  bahn - 
k-erwaltunff  nicht  von  der  Tagesordnung  der  öffentlichen  Er- 
irtening  abgesetzt,  und  es  ist  viel  wertvolle  Vorarbeit  ge- 
leistet worden,  ja,  wiederholt  standen  wir  scheinbar  an  der 
wirklichen  Durchführung.  Die  für  die  Lösung  dieser  Auf- 
gabe maßgebenden  Voraussetzungen  haben  sich  aber  nunmehr 
vollkommen  und  in  so  wesentlichen  Punkten  verändert,  daß 
einerseits  ein  wahrer  Berg  von  Schwierigkeiten  über^vunden, 
iine  ganze  Eeihe  von  Vorfragen  gelöst  werden  muß,  bevor 
ivir  an  die  Lösung  der  Hauptfrage  herantreten  können.  Der 
mgeheure  Umsturz  hat  andei-erseits  so  große  Veränderungen 
n  der  Weltstellung  und  in  den  inneren  Verhältnissen  unseres 
mgeren  Vaterlandes  geschaffen,  daß  eine  schleunigste  und 
gründliche  Durchführung  dieser  Neuordnung  unabweislich 
lötiff  wird.  Da  die  Voraussetzungen  und  Grundlagen  für  die 
cünftige  Neugestaltung  noch  ganz  unsicher  sind,  so  kann  die 
'igentliche  Arbeit  erst  in  einigen  Monaten,  wahrscheinlich 
TSt  nach  Abschluß  der  Friedenskonferenz  geleistet  werden. 

Ich  muß  Ihnen  zunächst  ein  fdüchtiges  Bild  der  Entwicklung 
:eben,  die  die  k.  k.  österreichische  .Staatseisenbahnverwaltung 
eit  der  Geburtsstunde  des  selbständigen  k.  k.  Eisenbahn- 
uinisteriums  genommen  hat.  Im  großen  und  ganzen  stammt 
lie  Organisation  der  österi-eichischeu  Staatseisenbahnverwal- 
ung,  die  vor  dem  Zusammenbnich  in  Geltung  war,  aus  dem 
ahre  1896.  Damals  hat  man  das  Dreiinistanzensystem  (Dii'ek- 
ion,  Generaldirektion,  Handelsministerium)  fallen  gelassen 
lud  ebenso  wie  die  preußische  Staatsbahnverwaltung  das 
'weiinstanzens.Ystem  angenommen.  Wir  hatten  also  Staats- 
lahndirektionen,  die  unmittelbar  der  obersten  Verwaltungs- 
ehörde,  nämlich  dem  Eisenbahnministerium,  unterstellt 
vaien.  Das  Organisationsstatut  vom  Jahre  1896  gab  den 
)irektionen  weitgehende  Befugnisse,  ähnlich  wie  in  Preußen. 
\üT  Behanddung  gewisser  gemeinsamer  Angelegenheiten  b-e- 
tanden  Hilfsstellen  des  Eisenbahnministeriums,  und  zwar  das 
'ariferstellungs-  und  Abrechnungsbureau  für  die  Vorberei- 
!ing  und  Durchführung  der  tarifarischen  und  kommerziellen 
laßnahmen  des  Ei.senbahnministeriums,  das  Zientralwagen- 
irigierungsamt  für  die  einheitliche  Verfügung-  und  Abrech- 
ung  über  den  Wagenpark  der  österreichischen  Staatsbahnen 
nd  seit  dem  Jahre  1901  auch  die  Eisenbahnbaudirektion,  die 
ie  zeitweise  außerordentlich  reiche  Neubautätigkeit  im  Auf- 
rage und  namens  des  Eisenbahnministeriums  zu  leiten  hatte, 
außerdem  bestand  — •  und  zwar  im  Gegensatz  zu  den  bisher 
ufgezählten  Hilfsstellen,  die  im  Verordnungswege  errichtet 
.'Orden  waren,  auf  Grundlage  eines  Gesetzes  —  die  General- 
ispektion  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

Di«  theoretisch  allen  Anforderungen  der  damaligen  Zeit 
ntsprechende  Organisation  von  1896  hat  ibald  zu  lebhaften 
-lagen  in  vielerlei  Hinsicht  Anlaß  gegeben.  Diese  Klagen 
rstreckten  sich  hauptsächlich  auf  Schwerfälligkeit  des  Ge- 
chäftsganges,  unter  dem  vornehmlich  die  Geschäftswelt,  aber 
uch  der  Dien. st  betrieb  selbst  zu  leiden  hatten,  und  auf  Kost^ 
piehgkeit  der  Verwaltung,  die  den  Steuerträgern  schmerz- 
ich  lühilbar  war. 

Alle  Eisenbahnminister  der  letzten  Jahre,  die  ja  zu  den 
rsten  deutschen  Fachmännern  gehören,  hatten  in  voller  Er- 


kenntnis der  Sachlage  die  ehrliche  Absicht,  die  notwendige 
Neuordnung  herbeizuführen.  Stärker  als  sie  aber  und  als  ihr 
Wille  waren  zuerst  die  österreichischen  Verhältnivsse  und 
dann  der  unselige  Krieg,  der  auch  diese  Bestrebungen  unter 
einem'  iBerg  von  Geröll  verschwinden  ließ.  Die  Berechtigung 
der  Klagen  hat  auch  die  k.  k.  Regierung  rückhaltlos  anei" 
kaiint.  Schon  im  Jahre  1906  hat  der  damalige  Ministerpräsi- 
dent Baron  Gautsch  im  Abgeordnetenhause  erklärt,  daß  eine 
den  vielgestaltigen  Bedürfnissen  des  Verkehrs  in  freieren 
Formen  Rechnung  tragende  Reorganisation  der  Staatsbahnver. 
waltung  in  Aussicht  genommen  sei.  Im  Jahre  1908  hat  Dr. 
V.  Derschatta  sowohl  im  Abgeordnetenhause  wie  auch  im 
Staatseisenbahnrate  die  Inangriffnahme  der  Reform  der 
Staatsbahnen  angekündigt  und  hierbei  eine  Verbilligung  der 
Verwaltung  unter  gleichzeitiger  Vereinfachung  und  Beschleu- 
nigung des  CJe^schäftsganges  in  Aussicht  gestellt.  Die  Frucht 
der  eifrig  (betriebenen  Studien  war  eine  Vorläge,  di«  dem 
Staatseisenbahnrat  im  Jahre  1909  unterbreitet  und  von  diesem 
im  Jahre  1911  begutachtet  wurde.  Auch  die  Minister  Wrba 
und  Baron  Forster  und  Baron  Röll  als  Leiter  des  Eisenbahn- 
manisteriums  haben  sich  eifrig  mit  dieser  Frage  beschäftigt, 
und  auch  der  'letzte  k.  k.  Eisenbahnminister  Baron  Banhans 
hat  sie  noch  am  Anfang  des  Jahres  1918  im  Schoß  des  Mini- 
steriums neu  aufgerollt.  Alle  diese  Männer  haben  also  das 
Ziel  stets  vor  Augen  gehabt  und  sich  bemüht,  ihm  näher  zu 
kommen.  Aber  alles  scheiterte,  u.  zw.  hauptsächlich  an  den 
nationalen  und  politischen  Verhältnissen  Österreichs.  Mit 
großer  Zähigkeit  haben  sie  den  Weg  verfolgt,  den  ihnen  nicht 
nur  ihre  beschworene  Pflicht,  sondern  auch  die  damalige  Auf. 
lasßung  des  weitaus  überwiegenden  Teiles  unseres  deutsch- 
österl^eichi sehen  Volkes  gewiesen  hat:  den  Weg  der  Ver- 
t^eidigung  des  Gesamtnetzes  gegen  die  andrängenden  Gelüst-e 
der  nichtdeutschen  Völker. 

Die  politische  Frage,  ob  diese  Auffassung  unserem  Volke 
zum  Heil  gedient  hat  oder  nicht,  wollen  wir  ganz  aus  dem 
Spiel  lassen,  weil  sie  mit  umserer  Aufgabe  nichts  zu  tun  hat. 
Immerhin  müssen  wir  feststellen,  daß  die  Deutsohösterre icher 
selbst  dem  ehemaligen  Eisenbahnministerium  wegen  jedes 
noch  so  geringen,  durch  die  Verhältnisse  erzwungenen  Zu^ 
rückweichens  von  der  Linie  der  Verteidigung'  des  Deutsch- 
tums und  der  sogenannten  gesamtstaatlichen  Bedürfnisse 
heftigste  Vorwürfe  gemacht  haben. 

Wie  weit  es  im  alten  Östereich  gelungen  ist,  die  Fordeningeu 
der  Deutschen  und  der  Wehrmacht,  nach  Erhaltung  des  Zu- 
sammenhanges, u.  zw.  insbesondere  bei  den  Staatsbahnen,  die 
gteich  dem.  Heere  überall,  auch  in  Galizien,  die  deutsch.0 
Dienstsprache  hatten,  zu  erfüllen,  darüber  gingen  damals  dia 
Meinungen  weit  auseinander.  Als  B.ewe.is  dafür,  daß  in 
Wahrheit  bei  der  Verteidigung  des  Reichsgiedankens  und  da- 
mit des  deutschen  Einflusses  im  Eisenbahnwesen  große  An- 
strengungen gemacht  und  tatsächlich  die  überragende  Stellung 
des  Deutschtums  gewahrt  wurde,  mag  Ihnen  die  Fest- 
stellung genügen,  daß  die  gleichzeitige  Entfernung  aller 
deutschen  Beamten,  Unterbeamten  und  Diener  des 
ELs>enbahnwesen  mancher  der  nichtdeutschen  National- 
staaten für  einige  Zeit  geradezu  lähmen  .würde. 
Unsere  deutschösterreichischen  Staatsbahnen  umfassen  —  j-u 
nachdem  die  gesetzlich  festgelegten  Grenzen  Deutschöster- 
reichs von  der  Friedenskonferenz  voll  anerkannt  oder  auf 
das  äußerst  denkbare  Mindestmaß  eingeschränkt  werden  — 
rund  37  oder  26  %  des  alten  k.  k.  Netzes.  D.emgegenüber  ist 
der  Anteil  der  Deutschen  unter  den  Beamten  des  früheren 
k.  k.  Netzes  auf  rund  63  %  und  der  der  Unterbeamten  und 
Diener  auf  rund  50  %  zu  veranschlagen. 
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Zeltunir  des  Vereins 
Deutscher  Kisenbafanverwaltunfen 


DLe  durch  die  Auffassung  der  damaligien  Zeit  geoebenc 
Notwendi.tjk'eit,  di©  Eisenbahnen,  als  militärißoh-politisches 
Machtmittel  des  österreichischen  Gp6samtstaate.s  zu  erhalten, 
hat  aber  leider  auf  die  Bestrebuncjen  nach  einer  nur  auf  fach- 
liche Erwägungen  gestützten  Neuordnung  lähmend  gewirkt; 
denn  jede  solche  Ee^fonn  hätte  eine  Erweiterung:  der  Macht- 
befugnisse der  Direktionen  bringen  müssen,  jede  Änderung 
hätte  das  zentralistische  Gefüge  2:elockert,  die  deutsche  Dienst- 
isprachc  und  damit  den  militärischen  Wert  der  Staatsbahnen 
gefährdet  und  die  Bestrebungen  nach  Verländerung  oder 
Nationalisierung  der  Eisenbahiien  gekräftigt. 

Die  Gründe,  warum  eine  theoretisch  richtige  Organisation 
in  der  Praxis  in  so  hohem  Maße  versagte,  waren  sehr  ver- 
schiedener Natur.  Noch  unter  der  alten  Regierung  des  Ge- 
samtstaates wurden  als  solche  Gründe  angegeben:  die  vor- 
zeitige Auflösung  der  Generaldirektion.  Dadurch  gelangten 
ins  Eisenbahnminißterium  von  vornherein  auch  eine  Menge 
von  Angeleaenheiten.  die  eigentlich  nach  der  Organisation 
zu  den  Staatsbahndirektionen  gehört  hätten. 

Weiterhin  hat  man  schon  damals  öffentlich  die  Schwie- 
rigkeiten angeführt,  die  aus  der  nationalen  Zusammensetzung 
Östeireichs  sich  ergebien  haben. 

Femer  wies  man  auf  das  Anwachsen  des  österreichischen 
Staatsbahnnetzes  hin.  Schon  im  Jahre  1906,  als  das  öster- 
i-eichische  Staatsbahunetz  ungefähr  den  doppelten  Umfang 
wie  189G  erreicht  hatte,  zeig'te  «ich,  daß  die  Organisation  von 
1896,  so  wie  sie  tatsächlich  durchgeführt  w^ar,  auf  diesen  Um- 
fang nicht  mehr  passe.  Die  großen  Verstaatlichungen  der 
Jahre  1906  bis  1909  verschärften  diesen  Zustand  ganz  außer- 
ordentlich. Das  Netz  schwoll  auf  nahezu  20  000  km  an,  die 
neu  eingegliederten  Direktionen  mußten  zum  Teil  aus  po- 
litischen Gründen,  zum  Teil,  weil  die  Ändei-ung  ihrer  Or- 
ganisation ohne  gleichzeitige  Neuorganisation  des  gesamten 
Staatsbahnnetzes  untunlich  schien,  ungefähr  so  übernommen 
werden,  wie  sie  bei  den  Privatibahnen  bestanden  hatten.  Die 
Folge  davon  war  eine  große  Ungleichheit  im  Umfange  der 
Oirektionsbezirke,  der  von  392  bis  1893  km  schAvankte;  es 
bestanden  Eichtungsdirektionen  für  die  großen  verstaat- 
lichten Privatbahnen,  Gebietsdirektionen  für  das  übrige  Netz. 
Die  Eichtungsdirektionen  hatten  Zwischenstellen,  Inspek- 
tionen oder  Inspektorate,  die  die  übrigen  Direktionen  nicht 
kannten,  kurz,  es  bestand  größte  Verschiedenheit  der  Ein- 
richtungen, wo  Einheitlichkeit  am  Platze  gewesen  wäre. 

Dazu  kamen  noch  andere  Gründe,  die  die  Organisationen 
von  1896  unhaltbar  machten. 

Der  hauptsächlichste  dieser  Gründe-  war  die  Gefahr,  daß 
jede  Erweiterung  der  Direktionsbefugnisse  Folgen  nach  sich 
ziehen  mußte,  die  der  damaligen  — _ich  betone  scharf,  der 
damaligen  —  Auffassung  des  österreichischen  Staatsge- 
dankens schnurstracks  zuwiderliefen.  Es  war  nicht  möglich, 
allen  Direktionen  deutsche  Leitung  zu  geben ;  in  Galizien 
war  dies  von  vornherein  ausgeschlossen,  und  dort  hat  denn 
auch  die  polnische  Auffassung  der  Pflichten  der  k.  k.  Staats- 
heamten  gegen  den  Staat  sonderbar;/  Blüten  getrieben.  Der 
Einfluß  der  Politiker  und  der  vennögenden  Volksgenossen 
hat  dort  eine  .,westlliche"  Verwaltung  geradezu  unmöglich  ge- 
macht. Die  Folge  davon  war  ein  Verzweiflungskampf,  in 
dem  das  Ministerium,  um  die  Zerfaserung  und  Verländerung 
der  k.  k.  Staatsbahnen  .,via  facti",  wie  ein  hübscher  öster- 
reichischer Fachausdruck  dies  nennt,  zu  verhindern,  fort- 
während Angelegenheiten  an  sich  zog,  die  eigentlich  den 
Direktionen  hätten  obliegen  sollen.  Den  Schlußpunkt  auf 
diese  Entwicklung  setzte  der  .Krieg.  Die  Erscheinungen,  die 
sich  beim  Beginn  des  Krieges  in  Galizien  zeigten  und  die  aus 
zahllosen  unt.er  Diensteid  abgegebenen  Aussagen  einwandfrei 
erweisbar  sind,  fühi-ten  schließlich  dazu,  daß  die  eigentllichen 
Betriebsabteilungen  des  Eisenbahnministeriums,  insbesondere 
diejenigen  für  Verkehr  und  Zugförderung,  tatsächlich  die 
Wirksamkeit  einer  Generaldirektion  ausübten,  ein  Zustand, 
der,  abgesehen  von  der  furchtbaren  Überlastung  der  be- 
troffenen Beamten,  auch  sonst  unerträglich  war. 

Aber  noch  ein  anderer  Umstand  fraß  am  Körper  der  Staats. 
Verwaltung  wie  ein  Krebsgeschwür,  u.  zw.  nicht  nur  bei  den 
Staatsbalmen,  sondern  bei  der  gesamten  österreichischen  Ver- 
waltung; es  war  dies  die  alles  Maß  überschreitende,  dem 
Geist  der  Verfassung  —  wie  so  vieles  im  alten  Österreich  — 
schnurstracks  zuwiderlaufende  Einmischung  der  Volksver. 
tretung  in  die  Verwaltung.  Die  Zeiten,  in  denen  der  ^selige 
Eeichsrat  versammelt  war,  waren  eine  wahre  Marter  für  die 
Ministerien.  Nicht  die  berechtigte  Kritik  und  die  verfassungs- 
mäßige Überwachung  der  Volksvertreter  hatten  die  Staats- 
beamten zu  fürchten,  wohl  aber  jene  Zettel,  die  täglich  zu 
Dutzenden  ins  Haus  flogen  und  die  Wünsche  der  einzelnen 
Abgeordneten  bekanntgaben. 

Da  wollte  dier  eine  einen  Zug  um  Mitternacht  auf  einer 
Lokalbahn  haben,  die  schon  tagsüber  fast  überflüssig  war, 
u.  zw.  in  Wirklichkeit  nur  zu  d<em  Zweck,  daß  er  damit  ein 
paarmal  im  Jahre  den  bequemsten  Anschluß  an  den  Schnell- 


zug der  Hauptbahn  fand.  Seilibstverständlich  wäre  es  viel 
billiger  gekommen,  dem  ibetreffenden  Herrn  für  jede,  solche 
Fahrt  einen  Sonderzug  zur  Verfügung  zu  stellen ;  das  abej 
wollte  und  konnte  er  aus  naheliegenden  Gründen  nicht  vei- 
langen,  und  so  sollten,  scheinbar  im  öffentlichen  Interesse, 
viele  Tausende  von  Zugkilom^etern  zvir  Bequemlichkeit  eiueü 
Einzelnen  g'cfahren  werden.  Aber  derartige  Dinge  waren 
noch  nicht  das  Schlimmste.  Vieil  l>edenklicher  schon  war  die 
Einmischung  in  die  Beförderungs-  und  Vorrückungsverhält- 
nisse  der  Bediensteten  aller  Zweige  der  Staatsverwaltung 
und  in  sonstige  rein  dienstliche  Verfügungen,  die  Verhinder 
rung  vieler  die  Disziplin  sichernden  Maßnahmen,  wobei 
immer  und  immer  wieder  die  nationale  Würde  und  ähnlich« 
Schlagwörter  herhalten  mußten.  Und  schließlich  gab  ^es  auch 
Abgeordnetie,  die  für  ihre  Söhne,  Neffen,  Schwiegersöhne  und 
Patenkinder  ganz  kleine  Wünsche  hatten,  ganz  kleine  un- 
scheinbare Wünsche,  die  aber  das  Vertrauen  der  Bediensteten 
in  eine  gerechte  von  „Protektion''  unberührte  Personalwirt- 
schaft und  damit  die  g>esamte  Moral  des  Beamtentums  aufs 
schwerste  zu  gefährden  drohten.  Ein  ganz  dunkles  Kapitel 
betrifft  jene  Fälle,  in  denen  Volksvertreter  für  politische 
Dienste  durch  Stellen  in  verschiedenen  Staatsdienstzweigen 
belohnt  wierden  mußten,  die  sie  auf  dem  geraden  Wege  •ein- 
wandfreier Dienstleistung  nie  oder  sicher  nicht  so  rasch  er- 
reicht hätten.  Daß  unter  diesen  Verhältnissen  die  Verwal- 
tung mit  der  gewiß  nicht  im  Sinne  der  ursprünglichen  Ab- 
sichten und  unvollkommen  durchgeführten  Organisation  von 
1896  trotz  des  Anwachsens  des  Netzes  und  Eingliederung  der 
großen  Privatbahnen  in  der  Lage  war,  mehr  als  vier  Jahre 
lang  die  Erfordernisse  des  Krieges  zu  befriedigen,  eines 
Eisenbahnkrieges  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes,  daß  man 
mit  einem  vollkommen  herabgekommenen  Fahrpark,  mit 
einem  unteremährten  und  mangellhaft  bekleideten  Personal, 
das  infolge  übermäßiger  Abgaben  zum  Militärdienst  auch 
noch  mit  minderwertigen  Auishilfskräften  reichlich  durch- 
setzt war,  noch  die  ganz  und  gar  regellose  Demobilisierung 
bewältigen  konnte,  und  daß  man  heute  sozusagen  ohne  Kohle 
überhaupt  noch  fährt,  ist  ein  Beweis  dafür,  daß  die  leitenden 
Männer  der  letzten  Jahre  trotz  schier  unüberwindlicher 
Schwierigkeiten  in  bezug  auf  Erziehung  des  Personals  und 
Leitung  der  Verwaltung  Bewunderungswürdiges  geleistet 
haben.  Freilich  muß  man  hier  aber  auch  noch  einer  anderen 
Tatsache  gedenken :  AU  diese  Mühe  wäre  umsonst  gewesen, 
wenn  nicht  in  unserem  Personal,  besonders  im  deutschen, 
das  ja  in  den  westlichen  Kronländern  weitaus  überwog  und 
in  Deutsohösterreich  fast  allein  in  Betracht  kommt,  wenn  nicht, 
in  diesem  Personale  ein,  unerschöpflicher  Schatz  von  guter 
Anlage,  Intelligenz,  Pflichttreue  und  —  Genügsamkeit  zur 
Verfügung  gestanden  hätte.  Dies  muß  ich  schon  darum  er- 
wähnen, weil  unsere  braven  Eisenbahner  es  waren,  die  im 
Augenblicke  der  höchsten  G^efahr,  im  Augenblicke  der  Auf- 
lösunsf  des  alten  Staatswesens  und  der  ganzen  Wehrmacht, 
unbeirrt  durch  die  Ereignisse  des  Tages  und  durch  die  quälen- 
den Entbehrungen,  die  Sintflut  der  aufgelösten  Armeen  vei  - 
hältnismäßig  ungefährilich  an  uns  vorübergeleitet  haben  und 
ihnen  schon  dafür  der  wärmste  Dank  der  Bevölkerung  ge- 
bührt. 

Nun  will  ich  andeuten,  inwieweit  die  Voraussetzungen,  dit» 
zur  Organisation  von  1896  geführt  haben  und  diejenigen,  die 
ihre  Verwirklichung  erschwerten  und  sie  schließlich  als 
höchst  a.bänderungsbedürftig  erscheinen  ließen,  sich  heut  « 
wesentlich  geändert  haben.  Dabei  müssen  wir  Leider  fest- 
stellen, daß  eine  Eeihe  von  Voraussetzungen  für  die  künftig« 
Neuordnung  der  gesamten  deutschösterreichischen  Eisenbahn- 
verwaltung  noch  nicht  genügend  geklärt  ist,  um  der  Lösun.; 
dieser  Fragte  zugrunde  gielegt  werden  zw  können. 

Vor  allem  fehlt  uns  noch,  zwar  nicht  rechtlich,  ab'cr  tatsäcL. 
lieh  die  Bestimmung  der  Grenzen  unseres  Staates  und  damit 
auch  des  von  der  deutschösterreichischen  Eisenbahnverwal- 
tung zu  verwaltenden  und  aufsiohtsbehördlich  zu  überwachen- 
den Eisenbahnnetzes.  Der  Umfang  des  deutschösterreichischen 
Staatsbahnnetzes  ist  g-egenüber  demjenigen  der  k.  k.  Staats- 
bahnen auf  rund  37  %  gesunken  und  würde  sogar  nur  26  % 
betragen,  wenn,  entgegen  allem  Selbstbestimmun2srecht,  alle 
strittigen  Gebiete  an  unseren  Grenzen  von  der  Friedenskon- 
ferenz den  nichtdeutschen  Nationalstaaten  zugesprochen  wür- 
den. Während  die  k.  k.  Staatsbahnen  vor  dem  Umsturz 
19  472  km  umfaßten,  werden  die  deutschösterreichischen. 
Staatsbahnen  und  im  Staatsbetriebe  stehenden  Privatbahneu 
nur  7185  km  und  ohne  Deutschböhmen  und  Sudetenland  nur 
5062  km  Betriebslänge  aufweisen.  Damit  sind  wir  also  auf 
einen  Umfang  gekommen,  der  der  Organisation  von  1896  zu- 
grunde gelegen  hatte.  ,  , 

Dagegen  werden  wir  nicht  mehr  mit  den  sprachlrcheo 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben,  die  Aufrechterhaltuug 
der  Dienstsprache  ist  eine  Selbstverständilickeit,  Zweifel  an 
der  Staatstreue  der  Bediensteten  und  nationale  Reibungen  m 
der  Verwaltung  erscheinen  ausgeschloissen.  ; 
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Wir  wissen  noch  nicht,  wie  «ich  rii^e  au&erpolitischen  Ver- 
hältnisse anlassen  werden.  Wir  wissen  nicht,  ob  die  vom 
nationalen  Standpunkt  aus  richtigste  und  erstrebenswerteste 
Entwickluncr,  <rer  Anschluß  Deutschösterreichs  an  das  deut- 
sche Gesamtvolk,  mößflich  sein  wird.  In  diesem  Falle  würden 
uns  selbstverständlich  in  den  Körper  des  reichsdeutschen 
Eisenbahnwesens  eingliedern  müssen;  wir  würden  alll  der 
Vorteile  teilhaftisr,  die  die  deutschen  Eisenbahnen,  fast  durch- 
weg: Staatsbahnnetze,  sich  trotz  aller  kleinstaatliohen  Strö- 
mungen schon  zur  Zeit  der  bisherißren,  meist  monarchischen, 
in  vieler  Beziehung  auf  ihre  Eigenart  eifersüchtigen  deut- 
schen Bundesst^aaten  unter  dem  Zwange  der  wiiischaftlichen 
Notwendigkeit  gegenseitig  dadurch  verschafft  haben,  daß  sie, 
immer  weiter  fortschreitend,  wenn  auch  nicht  zu  einer  Eisen- 
hahngemeinschaft,  so  doch  zu  Einrichtungen  gekommen  sind^ 
die  einen  weit  engeren  Zusammenschluß  bedeuten,  als  er  etwa 
bloß  im  Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  gegeben 
war.  Ich  erinnere  an  die  deutsche  Güterwagengemeinsohaft 
und  an  die  in  den  letzten  .Jahren  vor  dem  Kriege  so  sehr 
ausgebildete  tarifarische  Einheit  des  Deutschen  Reiches 
Kommt  das  Deutsche  Eeich  nach  all  den  Kämpfen  der  G-egen- 
^K^'r^^  neuerlicher  ruhiger  Entwicklung,  so  werden  die  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  wohl  noch  weit  mächtiger  als  vor- 
her sein  und  Beste  der  alten  Kleinstaaterei,  die  nicht  nur  in 
„Fahnen  und  Emblemen",  deren  verhängnisvolle  Bedeutung 
uns  allerdings  in  -schmerzlicher  Erinnerung  steht,  sondern  in 
greifbaren  wirtschaftlichen  Nachteilen  bestehen,  in  kürzester 
Zeit  siegreich  überwinden. 

■   Wir  wissen  heute  noch  nicht,  bis  zu  welchem  Maße  die  für 
jeden    volkswirtschaftlich    denkenden    Techniker  geradezu 
schrecken  erregen  de  Saat  des  Hasses  zwischen  den  ehemals 
österreichischen  Nationalstaaten  aufgehen,  .blühen  und  Früchte» 
tragen  wird.  So  wie  vor  der  Wahlreform  von  1907  eine  Menge 
kmdhcher  Gemüter  daran  geglaubt  oder  sich  mindestens  den 
Anschein  gegeben  haben,  daran  zu  glauben,  daß  das  allgemeine 
Wahlrecht  den  Nationalitätenkampf  mildern  werde  daß  die 
wachsende  Macht  der  Arbeiterschaft  den  angeblich  nur  von 
den  bürgerlichen  Parteien  geschürten  Nationalhaß  aus  dem 
politischen  Debec.  Österreichs,  wenn  nicht  ausschalten,  so 
doch  unschädlich  machen  wird,  geradeso  gibt  es  auch  iezt 
viele,  die  glauben,  daß  der  Nationalhaß  zwischen  den  nun- 
mehr voneinander  unabhängig  gewordenen  Vöilkern  der  o-eo-en- 
eeitigen  Duldung  weichen  und  unter  dem  Eindruck  der  wirt- 
schaftlichen Not  zu  einem  erträglichen  Verhältnis  sich  um- 
gestalten wird.      Diesen  Vertrauensseligen  sei  entgegenge- 
halten, daß  die  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  innerhalb 
eines  einzigen  Zollgebietes  mit  all  seinen  politischen,  mili- 
tärischen und  Verwaltungsgemeinschaften  gewiß  besser  ge- 
schützt  waren  als  jetzt,   wo   das  „suum  cuique''   in  a,llen 
Sprachen  der  einstigen  Monarchie  erschallen  und  die  wirt- 
schaftliche Eigenbrödelei  die  grellfarbigsten  Blüten  treiben 
wird.     Man  erinnere  sich  nur  an  die  Behandlung  des  Ge- 
dankens einer  Zollunion  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Österreich  .seit  dem  Jahre  1840,  ganz  -besonders  aber  in  der 
ersten  Kriegszeit,  und  man  kann  sich  vorstellen,  wie  lebhaft 
jeder  Einzelne  für  «ich  den  Zollschutz  und  die  Absperrung 
der  fi-emden  Einfuhr  verlangen,  und  daß  die  schwerfäJllio-e 
-Hasse  der  Verbraucher  wie  stets  und  überall,  so  auch  hier 
(ler  ruhngen  Wühlarbeit  des  einzelnen  Gütererzeugers  o^egen- 
uber  un  Nachteil  sein  wird.  Dazu  kommt,  daß  die  wirtschaft- 
liche  Eigenart  der  Tieuen  Nationalstaaten  gegenüber  den- 
jenigen des  alten  Gesamtstaates  sehr  verschieden  ist.  Wären 
das    ukrainische    Ostgalizien.    das    polnische  Westgalizien. 
l^schechien,   Deutschosterreich   und   Slowenien   ;Länder  von 
gleicher  Kulturstufe,  in  denen  Industrie  und  Ackerbau,  Kohle 
und  Erze,  Walder  und  Weiden,  Ebenen  und  Gebirge,  schiff- 
l^are  Flusse  und  verkehrszugängliche  Täler  derart  verteilt 
*^in(l,  daß  jeder  der  Nationalstaaten  dem  anderen  für  die  Be- 
deckung isemer  eigenen  Bedürfnisse  auch  wieder  etwas  Gleich- 
wertiges zu  bieten  hätte,  wären  der  Durchschnitt  der  Volks- 
t>Udung,  die   durchschnittliche  Verteilung   der  Bevölkerung 
aut  die  einzelnen  Berufszweige,  der  Höchststand  und  der  Tief- 
stand der  Bildung    in    den    einzelnen  Gesellschaftsklassen 
dieser  .Staaten  annähernd  gleich,  dann  bestände  eine  gewisse 
uoitnung  darauf,  daß  diese  Länder,  auf  innigen  Tauschver- 
Keür  untereinander  angewiesen  und  eigentlich  nur  durch  die 
1  mgangssprache  der  Mehrheit  ihrer  Bewohner  voneinander 
geschieden,  über  dieses  einzig  trennende  Merkmal  verhältnis- 
mäßig Jeicht  hinwegkämen.   In  Wirklichkeit  liegen  aber  diese 
\oraussetzungen  eben  nicht  vor,  und  aus  den  tatsächlichen 
politischen  und  mrtschaftlichen  Verhältnissen  muß  sich  eine 
^-anze  Reihe   von   Reibungsgelegenheiten  ergeben,   die  be- 
stimmt auch  auf  das  Giebiet  des  Verkehrswesens  übergreifen 
werden.   Aber  noch  ein  anderer  Umstand  ist  da  zu  bedenken, 
"er  mir   bisher  vielfach  zu   wenig'   gewürdigt  zu  werden 


scheint.  Das  ist  der  Umstand,  daß  nur  Deutschosterreich  (so- 
lange es  nicht  init  dem  Deutschen  Reich  vereint  ist)  sowie 
Madjarien  und  Tschechien  wirkliche  Selbständigkeit  besitzen 
werden,  daß  dagegen  die  anderen  Wirtschaftsgebiete,  nämlich 
Slowenien,  Polnisch-Westgalizien  und  Ukrainisoh-Ostgalizien 
und  die  abgesprengten  Teile  Ungarns  wahrscheinlich  aus 
der  österreichischen  und  der  ungarischen  politiscben  Gemein- 
schaft in  andere  große  politische  Gemeinschaften,  in  die  de» 
polnischen,  ukraini&cben  (oder  russischen) ,  des  rumänischen  und 
des  südslawischen  Groß-  oder  Mittelstaates  übergehen  werden. 
Dadurch  gewinnen  sie  einen  politischen  und  wirtschaftlichen 
Rückhalt,  der  sie  den  Zusammenbruch  Österreichs-Ungams  und 
die  Zerreißung  der  alten  wirtschaftlichen  Bande  in  vieler 
Beziehung  verschmerzen  lassen  wird.  Sie  werden  für  ihren 
Teil  in  dieselbe  Lage  kommen,  in  die  Deutschösterreich  in 
dem  Augenblick  kommen  wird,  wo  der  etwaige  Widerstand 
des  Vielverbandes  gegen  die  endliche  wirklich-e  Vereinio-uno- 
des  deutschen  Volkes,  durch  innerpolitische  Wirren  "oder 
außerpohtische  Verwicklungen  gelähmt,  die  Verwirklichung 
unseres  alten  Traumes  nicht  mehr  hindern  kann.  Sind  also 
gegenüber  dem  durch  die  Slowakei  vergrößerten  Tschechien 
und  dem.  zusammengeschrumpften  Madjarien  vielleicht  auch 
noch  die  alten  Beziehungen  zu  beleben,  so  ist  dies  gegenüber 
Südslawien  und  Galizien  kaum  mehr  der  Fall. 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  für  die  Gestaltung  unserer 
Eisenbahnverkehrsverhältnisse  aber  wird  sein,  M-elchte  Be- 
ziehungen sich  zwischen  Deutschösterreich  und  Italien  her- 
stellen werden.  Wird  die  Stadt  Triest  etwa  als  rein  italieni- 
scher Besitz  aus  nationalen  und  politischen  Gründen  von  ihrem 
gesamten  Hinterlande  abgeschnitten,  so  droht  ihr  das  -Schick- 
sal Venedigs,  von  dem  -sich  das  ihre  vielleicht  dadurch  unter- 
scheiden wird,  daß  unter  den  150  000  Einwohnern  zwar  nichd 
die  75  0I0O  Bettler  Venedigs,  möglicherweise  aber  die  75  000 
Nichtbettler  fehlen  werden.  Will  Italien  dieses  Schicksal 
Triests  verhindern,  dann  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als 
innigste  Beziehungen  mit  Südslawien  und  Deutschösterreich 
und  über  diese  Gebiete  hinaus  zugunsten  von  Triest  zu 
sichern. 

Von  dem  Maß,  in  dem  Reibungen  die  Beziehungen  Deutsch- 
osterreichs  zu  den  übrigen  Nationalstaaten  erschweren,  oder 
in  dem  sie  durch  die  wirtsohaftQicben  Notw-endigkeiten  bei- 
ß-eite  geschoben  werden,  wobei  als  äußerster  —  gewiß  nicht 
eintretender  —  Grenzfall  eine  volle  -Eisenbahngemeinschaft 
aller  beteiligten  Länder  ins  Auge  zu  fass-en  wäre,  wird  be- 
züglich der  Organisation  des  Eisenbahnwesens  in  Deutsch- 
osterreich gar  vieles  abhängen. 

Wenn  wir  auch  den  soeben  angedeuteten,  im  Sinne  der 
reinen  Betriebswirtschaft  günstigsten  Fall  -einer  vollen  Eisen- 
bahngemeinschaft ganz  außer  Betracht  lassen,  und  nur  daran 
denken,  daß  vielleicht  wenigst-ens  weitg-ehend-e  Vereinbarun- 
gen hinsichtlich  gewisser  Betriebszweige  zustande  kommen 
konnten,  so  würde  beispieHsweise  die  Organisation  unserer 
gesamten  Wagenwirtsohaft,  ja  unt-er  Umständen  sogar  unsere 
I  ahrzeugbeschaf fung  eine  gründlich  andere  s-ein,  als  w-enn 
jeder  der  Nationalstaaten  -sein  Eisenbahnwe&en  sozusao-en 
hinter  em-er  Chinesischen  Mauer  abschließt.  Ähnliches  Alt 
wenn  die  NationaLstaat-en  sich  zur  Aufrechterhaltung  einer 
vollen  Tarifgem-einschaft  entschließen  sollten,  bezüglich  des 
iarildienstes  und  des  Abreohnungsdienstes. 

Wir  wissen  nicht,  wie  sich  künftig  der  Verein  Deutscher 
Eisen  bahn  Verwaltungen  gestalten  wird.  Wir  wissen  nicht 
^1.  '®^i,T^-^^"-*'V^®^'  bisherigen  Form  weiter  best-ehen,  welch-e 
aiten  Mitglieder  er  verli-eren.  welche  neuen  er  vielleicht  g-e- 
VFinnen  wird;  wir  wis.sen  nicht,  ob  die  Vereinseinrichtuno-en 
einen  Abbau  oder  einen  Ausbau  -erfahren  werden. 

Eine  andere  Frage  von  großer  Bedeutung,  die  aber  vor- 
läufig noch  ganz  im  dunklen  Schoß  -der  Zeiten  lieo't, 
ist  die,  ob  die  bisherigen  Verkehrsrichtungen  und  Verkehrs- 
dichten erhalten  bleiben,  oder  ob  andere  Verk-ehrs'beziehungen 
ihire  Stelle  treten;  wir  haben  noch  keine  Ahnun<^  davon, 
welcher  Art  die  handelspolitischen  und  im  engsten  Zusammen- 
hange damit  die  verkehrspolitischen  Friedensbedino-unD-en 
sein  werden;  wir  wissen  nicht,  ob  unser©  natürliche  Laoei 
ä-ls  Durchzugsland  von  Westen  nach  Osten  und  von  Norden 
nach  Süden  und  umgekehrt  in  den  künftigen  Verkehrsver- 
haltnissen  sich  ausdrücken  wird  oder  ob  handels-  und  vei-- 
kehrspolitische  Maßnahmen  etwa  in  der  einen  od-er  in  der 
anderen  Richtung  uns  vom  Verkehr  mehr  oder  weniger  ab- 
sperren werden.  Wir  wissen  nicht,  wie  unsere  eigene  VoUks.- 
Wirtschaft  sich  gestalten  wird.  Lauter  Fragen,  deren  tat- 
-sächhche  Lösung  von  größter  B-edeutung  für  die  Entwick- 
lung unseres  Eisenbahnverkehres  und  in  gewissem  Maße  auch 
lur  die  künftige  Organisation  -sein  werden. 

(Fortisetzung  folgt.) 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet, 
Deutschland. 

—  Entlassungsgesuch  des  Ministers  Hoff.  D^r  preußische 
Minister  der  öffentlicben  Arbeiten,  Hoff,  hat,  nachdem  diii 
Einberufung  der  Landesversammlung  über  den  ursprünglich 
in  Aussicht  genommenen  Zeitpunkt  vertagt  werden  mußte, 
.sieine  Entlassung  erbeten,  sich  .iedoch  auf  Wunsch  der  preußi. 
■sehen  Eegierung  bereitgefunden,  die  Geschäfte  des 
Ministeriums  noch  für  kurze  Zeit  wahrzunehmen. 

—  Eisenbahn-Verkehrsordnung  (Aufhebung  der  Oewichts- 
beschränkung  für  Gepäck).  Die  dm  §  30  Abs.  (1)  der 
Eisenbahn- Verkehrßordnung  seit  dem  15.  November  1917  vor- 
geschriebene Beschränkung  des  Gewichts  eines  Gepäckstücks 
auf  50  kg  ist  durch  eine  Bekanntmachung  des  Eeichseisen- 
bahnamtes  vom^  1.  d.  Mts.  (Eeichs-Ge&etzbl.  Nr.  ö2)  aufge- 
hoben worden.  Die  Vorschrift  ist  nicht  mehr  nötig,  weil  die 
weiblichen  Hilfskräfte,  die  schwere  Gepäckstücke  nicht  be-< 
wältigen  konnten,  .ietzt  durch  männliche  Kräfte  wieder  er- 
setzt sind.  Hierzu  ist  noch  folgendes  erläuternd  mitzuteilee : 
Zwecks  Einschränkung  des  Gepäckverkehrs,  der  seinerzeit  mit 
den  re^lmäßigen  Betriebsmitteln  und  dem  vorhandenen  Per- 
'sonal  nicht  mehr  bewältigt  werden  konnte,  war  seit  dem  15.  No- 
vember 1917  durch  Verfügung  dee  Eeichseisenbahnamts  der 
§  30  (1)  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  vorübergehend  dahin 
ergänzt  worden,  daß  —  unbeschadet  von  Ausnahmen,  die  im 
Tarif  festgesetzt  sind  (Ausführungsbestimmung  ,4  zu  §  30 
EVO.)  —  das  Gewicht  des  einzelnen  Gepäckstückes  50  kg 
nicht  übersteigen  darf  (s.  Nachtrag  VI  zum  Deutschen  Eisen- 
bahn-Personen- und  Gepäoktarif,  Teil  I).  Diese  durch  die 
Kriegsverhältnisse  veranlaßten  Sondervorschriften  sind  nun. 
mehr,  nachdem  die  Demobilmachung  beendet  ist  und  das  Per- 
sonal der  Eisenbahnen  wieder  vervollständigt  und  ergänzt 
werden  konnte,  vom  Eeicbseisenbahnamt  mit  Wirkung  vom 
1.  März  1919  außer  Kraft  gesetzt  worden.  Im  Epreßgutver- 
kehr,  für  den  iseit  längerer  Zeit  die  gleiche  Gewichtsbe- 
schränkung gilt  (s.  Ausführungsbestimmung  2  zu  §  40  EVO.), 
verbleibt  es  dagegen  bei  dieser  Bestimmung,  da  die  außer- 
ordentliche Zunahme  des  Expreßgutverkehrs  auf  Kosten  dea 
Eilstückgutverkehrs  und  die  sich  hieraus  ergebenden  Be-» 
triebssohwierigkeiten  dazu  zwingen. 

—  Aufhebung  der  Militärfahrscheine.  Nach  einem  Erlaß 
des  Kriegsministeriums  sind  mit  dem  6.  März  d.  J.  die  bis- 
herigen vereinfachten  Militärfahrscheine  außer  Kraft  ge- 
treten. Ausnahmen  bilden  die  Militärfahrscheine  nach  An- 
lage IV  der  Militärtransportordnung  für  Transporte  von  über 
30  Mann  und  v>ereinfachte  Militärfahrscheine  für  einzel- 
reisende Militärpersonen  aus  dem  besetzten  Gebiet  östlich  der 
Eeichsgrenze  nach  der  Heimat.  Die  Fahrtausweise  für  Mi- 
litärpersonen des  Großen  Hauptquartiers  sind  fortgefallen. 
Hiemach  haben  iSeit  6.  März  Offiziere  und  Mannschaften  bei 
Benutzung  der  Eisenbahn  Fahrkarten  gegen  isofortige  Be- 
zahlung zu  lösen.  Wenn  es  isich  um  Dienstreisen  handelt,  für 
die  Reisegebührnisse  gewährt  werden,  sind  Fahrkarten  des 
öffentlichen  Verkehrs  zu  lösen.  In  allen  anderen  Fällen 
sind  gegen  besondere  Ausweise  der  zuständigen  Militärbehörde 
(vom  Bataillon  an  aufwärts  —  Soldatenräte  sind  zur  Erteilung 
nicht  befugt  — )  Fahrkarten  mit  folgenden  Vergünstigungen 
zu  lösen : 

Personenzug:  Schnellzug: 

A.  Für  III.  Wagenklasse : 

Bei  U  r  1  a  u  b  s  r  e  i  s  e  n. 
1  Militärfahrkarte.  a)  1  Militärfahrkai-te. 

b)  Schnellzugzuschlagkarte. 
Bei  Dienstreisen. 
1  Militärfahrkarte.  a)  Fahrkarte  III.  Klasse  nach 

dem  Tarif  des  öffentlichen 
VerkeJhrs  für  Persotnenzüge; 
b)  Schnellzugzuschüagkarte. 
Ergänzungs25uschlagkarte 
ist  nicht  zu  lösen. 

B.  Für  II.  Wagenklasse: 

Bei  Urlaubs-  und  Dienstreisen. 
,3  Militärfahrkarten.  a)  Fahrkarte  II.  Klasse  nach 

dem  Tarif  des  öffentlichen 
Verkehrs  für  Personenzüge, 
b)  iSehnellzugzuschlajgkarte. 
Er  gänzungszJuschlagk  a  rte 
ist  nicht  zu  lösen. 


C.  Für  I.  Wagenklasse: 
Fahrkarte  I.  Klasse  nach  dem    Fahrkarte  1.  Klasse  nach  deni 
Tarif  des  öffentlichen  Ver-      Tarif  des  öffentlichen  Ver- 
kehrs für  Personenzüge.  kehrs  für  PSrsonenzüge  und 

Schnellzugzuschlagkarte. 
E  rgänzun  gszuschlagkarte 
ikst  nicht  zu  lösen. 

Bei  der  Bekanntgabe  dieses  Erlasses  an  die  Eisenbahn- 
direktionen hat  der  piieußische  Eisenbahnmtnister  die  Er- 
wartung ausg-esprochen,  daß  die  Militärpei«onen,  die  hiemach 
ohne  Lösung  von  Fahrkarten  zur  Eeise  nicht  mehr  zugelassen 
werden  dürfen,  den  Eisenbahnbediensteten  an  den  Schaltern, 
an  den  Sperren  und  in  den  Zügen  ihren  an  sich  schon  schweren 
Dienst  nicht  durch  Widersetzlichkeit  noch  weiter  er- 
schweren. Personen,  die  ohne  gültige  Fahrtausweise  unter- 
wegs angetroffen  würden,  würden  ausge.setzt  und  den  militä.ri. 
sehen  Ordnungswaohen  oder  der  Polizei  übergeben  werden. 

—  Einstellung  landwirtschaftlicher  Arbeiter.  Der  preußi- 
sche Eisenbahnmüiister  hat  folgenden  Erlaß  an  die  Eisen- 
bahndirektionen und  das  Eisenbahn- Zentralamt  gerichtet :  Am 
allen  Teilen  des  preußischen  Staats  sind  wiederholt  Beschwer- 
den darüber  bei  mir  eingegangen,  daß  die  Eisenbahnverwal- 
tung durch  Einstellung  landwirtschaftlicher  Arbeiter  dazu  bei- 
trage, die  Arbeitemot  auf  dem  Lande  zu  verstärken.  Ich  kann 
mich  der  Berechtigung  solcher  Beschwerden  nicht  verschlie- 
ßen, wenn  ich  auch  nicht  verkenne,  daß  die  Eisenbahndirek- 
tionen (das  Eisenbahn-Zentralamt)  bei  dem  Bestreben,  das 
Wirtschaftsleben  durch  möglichst  schnelle  und  umfangreiche 
Einstellung  von  Arbeitslosen  zu  erleichtem,  nicht  immer  in 
der  Lage  waren,  auf  derartige  besondere  Bedürfnisse^  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Die  Notwendigkeit  der  Aufi-echterhaltung 
der  Landwirtschaft  verbietet  .iedoch,  sie  durch  Entziehung  ge- 
eigneter Arbeitskräfte  zu  schädigen,  erfordert  vielmehr  drin- 
gend, die  Maßnahmen  der  Staatsregierung  auf  Zuführung  von 
Arbeitskräften  zu  unterstützen.  Aus  diesem  Grunde  sind  in 
Zukunft  Arbeitskräfte  nicht  mehr  einzustellen,  die  bei  Aus- 
bmch  oder  während  des  Krieges  in  der  Land-  oder  Forstw;irt- 
schaft  tätig  gewesen  sind,  es  sei  denn,  daß  sie  von  einem  nicht 
gewerbsmäßigen  Arbeitisnaohweise  trotz  Kenntnis  ihrer  Eigen- 
schaft als  landwirtschaftliche  Arbeiter  zur  Einstellung  zuge- 
wiesen sind.  Auf  die  Unternehmer  ist  einzuwirken,  gleich- 
falls von  der  Annahme  landwirtschaftlicher  Arbeiter  abzsu- 
'sehen. 

—  Zur  Ausstandsbewegung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen. 

Der  in  Berlin  und  Mitteldeutschland  entbrannte  politische 
Generalstreik  hat  auf  den  Eisenbahnbetrieb  starke  Rück- 
wirkungen gehabt,  wenn  auch  die  Eisenbahnbeamten  und  die 
im  Allgemeinen  Eisenbahnerverband  organisietrten  Eisen- 
bahnarbeiter ihre  Beteiligung  abgelehnt  haben.  Die  Arbeits^- 
willigen  wurdien,  zum  Teil  durch  kleine  Minderheiten,  untei 
Androhung  von  Gewalttätigkeiten  zur  Erustellung  der  Arbeil 
gezwungen.  Allgemein  ^A^arde  in  den  Haupt-  und  Betriebs- 
werkstätten gestreikt,  ferner  auf  vielen  Rangierbahnhöfen 
auch  in  den  meisten  kleineren  Dienststellen  ist  eia  TeU  dei 
Arbeiter  in  den  Ausstand  geti-eten.  Vielfach  versahen  dw 
Beamten  Arbeiterdienst,  damit  der  Verkehr  in  eingeschränk 
tem  Maße  aufrecht  erhalten  werden  konnte.  Für  die  Reich* 
hauptstadt,  deren  große  Entfernung^en  eimeu  wesentlichen  Jei 
der  Einwohner  zu  langen  Fahrten  von  und  nach  der  Arbeits 
Stätte  zwingen,  war  die  durch  den  Streik  erforderlich  ge 
wordene  Einschränkuno:  des  Ringbahn-  und  Vorortverkehrs 
umso  verhängnisvoller,  als  auch  die  übrigen  städtischen  Ver 
kehrsuntemehmungen  versagten.  Die  Große  Berliner  Straßen 
bahn  mußte  am  4.  März  den  Betrieb  aufgeben,  da  die  Berlin«: 
Elektrizitätswerke  wegen  des  Ausstandes  den  Strom  aus 
schalteten.  Zu  diesen  zwingenden  Gründen  scheinen  noo. 
Lohnstreitigkeiten  geti-eten  zu  sein,  obwohl  die  Angestellte; 
der  Großen  [Berliner  Straßenbahn  schon  vor  kurzem  bedeu 
tende  Lohnerhöhungen  erreicht  haben.  Die  Hoch-  und  Unter 
grundbahn  hat  gleichfalls  bis  zum  8.  März  den  Betrieb  ein 
gestellt.  Die  ^seit  kurz-em  ebenfalls  i-eichlich  aufg-'ebe&serte 
Beamten  wollten  den  Streik  nicht,  was  durch  eine  geheim 
Abstimmung  festgestellt  vrarde,  bei  der  sich  nur  350  Ang< 
stellte  für  und  1350  gegen  den  Streik  aussprachen.  Die  Hoch 
und  Untergmndbahn  hat  ein  eigenes  Kraftwerk  und  ist  def 
halb  von  anderen  Elektrizitätswerken  unabhängig.  Trotzdei 
mußte  der  Betrieb  einige  Tage  ausgesetzt  werden,  weil  Kon 
munisten  den  Bahnhof  Nordring  be.setzten  und  das  Auslaufe 
der  Züge  mit  Gewalt  verhindern  wollten.  Auch  an  andere 
Stellen  wurden  Gewalttätigkeiten  befürchtet.  Aus  ähnliche 
Gründen  wurde  der  Omnibusverkehr  eingestellt.  Infolge 
Ausfalls  dieser  Verkehrsmittel  stünnte  der  gesamte  Berlin* 
Verkehr  auf  die  Ring,  und  Vorortbahn  eüi.  Der  Stad 
bahnverkehr  ruht  schon  wegen  Man.gels  an  Lokomotiven  se 
längerer  Zeit,  seine  Wiederaufnahme,  die  für  den  10.  d.  Mt 
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aDo^kundigt,  wurde,  hat  noch  nicht  «rfol^^n  können.  So  ver- 
kehrten nur  die  Vorort-  und  Einffbahnzüge,  yon  denen  eüi 
Teil  soo-ar  Ulf olffe  der  Kampfe  z)eitwe.ise  ausscheiden  mußte, 
^■A  11  ^orortluaien  nach  (Grünau  und  Nieder=Schöne^ 
rZiV^  Ruigverke.hr  zwischen  Potsdamer  Bahnhof  und 
Treptow.  Die  elektrisch  betriebene  Vorort«trecke  Potsdamer 
f  -^K  "^"ß^  ^^««^  StrommangeirS 

I  '^^''^"f^  Ä^nommen  werden.    Dort,  wo   Züge  vei- 

inffln;  ^'7^''"«*''.?!*  'i^?,  Äesteifferten  Anforderungen  nicht. 

■  ^T'"w^  Überfullun^^n,  die  Benutzung  von  Tritt- 
brettern und  Wagendachem  zur  Fahrt  wurden  zur  ständigen 
Erscheinung,  trotzdem  mußte  ein  großer  Teil  der  Eei&enden 

S^'^^^'Y  lange^Fußmärsche  Ode?  auf  die 

Benutzung  der  schnell  eangerichteten  Fnhrwerksverbindungen 
angewiesen     Auf  verschiedenen  Berliner  Bahnhöfen  S 
»chAvere    Ausschreitungen    vorgekommen.    So     wurde  ^m 
4.  Marz  der  Gorlitzer  Bahnhof  durch  sti^ikende  A^teiter  a^^ 
ge-nffen.  Sie  versuchten,  die  Gleise  aufzureißen,  um  die  aus 
fahrenden  Zuge  an  der  Weiterfahrt  zu  hindern    In  Nenkölln 
versuchten   bewaffnete  Banden  auf  dem   Güterbahnhof  die 
tf^tr^         I^bensmitteln  zu  stören.    Am  9.  S  wurd^ 
der  Bahnhof  Lichtenberg  von  Spartakisten  besetzt  die  gS 
anlag^en  ^rstort  und  der  Güterbahnhof    völlig  aus^raubt 
Große  Vorräte  von  Lebensmitteln  sind  den  Verbrechl^  in 
die  Hände  gefallen,  die  hierauf  die  Schnppen  Ls  GüteShn^ 
hofs  in  Brand  gesteckt  haben.   Der  Personenvei4hr  von  und 
nach  Berbn  konnte  in  beschränktem  Umfange  aufrecht  er- 
hal  en  werden    hi  Mitteldeutschland  hat  sich  der  EiSJal^ 
verkehr  gleichzeitig  mit  der  allgemeinen  Streiklag^  weS 
lieh  gebes^rt,  obwohl  hm  und  wieder  ein^lne  {iScMeS 
rangen  eingetreten  sind,  Avie  z.  B.  die  Unterbrechunfder  Ver 
SwL°"t?  ""Z*  Erfirt  infolge  der  gewaltsamen  Zerstörung  de^ 
strecke  Neudietendorf- Vieselbach  ■ci>i<^iuug  uer 

D,|.e  vorstehend  geschilderten  unerträglichen  Verhältnisse 
im  Verkehrswe.^en,  die  infolge  der  spärlich  füeßeXn  und 
einander  widersprechenden  Nachrichten  noch  nichrvöUig  zu 
SrrBawTJfn.  l'rf "  ^r^*-"'  -ehernen  alLÄ Tn 
E  A    und  S  Etf.f   ""l*"?-  gemeinsamen  Sitzung" 

tu  il'  ^  'i^^  f^^i"  Betriebsausschüsse  in  LeinziS 

Än'am'Tl  ^^^K^it  in  al^n'^^S 

rieften  am  11.  Marz  wieder  aufzunehmen.    Ähnliche  Meldi,r 

Crinh^  r°n-^^^^*°  Gegenden  MitteldeutsohlanSs  for  In 
1    V-*""  I^H^ektionsarbeitsrat  und  die  Bezirksleitung  des 

stnr'der''FÄ«t'^"^^  '^^'^  StreikkorSnJi^! 
sionen  der  Lisenbahner  bekannt  gegeben,  daß  die  Arbeit 
wieder  aufgenommen  werden  solle.  Art>e.it 

;mne  ,md  fachlich,  Ausl.ildimg  z„  «Vm  ftol  ™  e?öffMt  fm 

mmmmm 

l->=i    )/     n-  I  T  Sommeiisemester    1919  betrae-en 


Deutschösterreich. 


«'„n\*     fi""^^        techeoho-slo wakischen  Regierung  wur- 

und  S^k  "e?.S^n^°n^^\°  ^  ^^^^  Grenzstationen 

hrnar  aK^  5  Durch  diese  Sperre,  die  vom  25.  Fe- 

,«+  Reihe  von  Tagen  hinduVch  aufrecht  geb  iebei, 

ist.  wurde  .leder  geschäftliche  Verkehr,  sow^t  Vi  durch  Pe. 
sonen  vermittelt  wird,  unterbunden. 

—  Leistungen  des  Eisenbahnpersonals  während  des  Fiii^.1.- 

l'ift'  terErCb'7;'^"'^*'^".  Krie^sÄuplat;.  W^e 

b^ar  d    T    t  kl  if  .«■.ntnehmen,  führte  am   18.  Fe^ 

fl^l  K    "^-.'"^  ^^^'^^^  österreichischer  Eisenbahn-  und  Schifft 
fahrtsbeamten  anschließend  an  einen  VorfrardesXsenbahn' 
ministers  i.  R.    Exzellenz  Dr.  [Ritter  v   wfttek    d^r  Unte.- 
Staatssekretär  für  Verkehrswesen  v.   En  de  res  ergänzend 
aiis   daß  es  einzig  und  allein  der  g^radelrmustSKu 

?erÄn  '^i^Ä«  EisenbahSSna^ 
xtjruanKen  sei,  daß  das  Zurückströmen  des  aufgelösten  Afil 
konenheei^s  ohne  noch  größeres  Unheil  durcSi  hS  -urde 
Diese  Helden  des  geflügelten  Rades  haben  zwSn  bi4nne, 
den,  ausgeraubten  Personalküchen  und  den  siSlosen  &S' 
ßereien  der  halbtoll  gewonienen  Soldaten  Mt  heroSer  Auf 
Opferung  ihrer  Person  und  ihres  Lebens  ihren  geradS  niör" 
fSs'iJeFotr^Är-  derS^BScfde; 

langen  Erziehung  und  Schulung  durch  die  leitSn  Minne," 
des  früheren  Regunes  von  der  höchsten  Stell^^  an  bl  zu  un 
mittelbaren  Leitern  der  verschiedenen  Dienst^stellen  zu  ver 
danken,    Der  gegenwärtig  so  viel  verlästerte  und ^escl^näht; 
lShl"^Ffytt^  Bürokratismus  habe  sich  dWch  d°esS  uneÄ 
liehe  Erziehungsarbeit,  die  natürlich  ihren  nihiiwollen  Er 
Szfeten  J^onnr^"      ^^lüg^u.  t«uen  und  begaCrPerlonS,. 
erzielen  konnte,  wie  es  uns  eben  glücklicherweise  zur  Vpr 
fugung  steht,  unumgängliche  A  erdienste  erworS 

Tin»  ^'®\**,':''®2"ffjer  Provision  im  Falle  der  Verehelichun- 

s  fm  nunSn'  d?.  ^^t^*^"««»««        Provisionsinstitutes  D^^Be: 
Stimmungen   des   Provisionsstatutes   für  Diener   und  Hilf* 
bedienste  der  österreichischen  StaatstohLu,  wonaer^ii  Fafc 
der   Verehehchung  eines  weiblichen  Mitglildes  dei   Pro  i 

ImtetT,   vi°f  ^r^"^^  "^"^«li  Erlaß  des  d.  ö.  Staars- 

aÜnlfSrlÄ        W'*»"''««    vom    1  Februar  1919 


reichaschen  L.  oyd.  der  Austro-AmericanaZTder  ^ 
Libera,  an  italienische  Intei-essenten  verkauft  w.prrlp^  ™:?  ^ 

eiSSn  TeTroffeif  ^^''''''1  1^^*"'  o^^"  Prälimina?übe  '- 
gifo-S  Zahlu/cr  d//^^^^  wonach  dieses  Syndikat  die  Stücke 
Sirnmt  T)^,^^  v  ..Kaufpreises  m  italienischen  Lire  ü-ber- 
^7  000  ÄW^         ^;^raußerung  gelangende  Betrao-  umfaßt  etwn 

AktJlk^lT^l  tf;^^^^^^^  V^^''^  während  dä  Vanl'' 

über  df«  irl^v^^^^^^  72  000  S  uck  besteht,  so  daß  das  Syndikat 

fow'^iS'^T'',^^^-^^^^^^^^!^*  ^^-«-fl^^     Die  ^räußeiuno- 
Äc^**''  w'"  ll^'edmgung,  daß  die  Interes.sen  Deutschöstei 
reichs  gewahrt  werden  und  daß  die  Flotte  dieser  S^hiffahrU 
gesellschaft  ihnen  dienstbar  eemacht   Wri  i  • 
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Zeitun»?  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbalmverwaltungen. 


—  PersonalnachrichtCB.    Dem  iSektdonftiat«  im  il.  ö.  St.  A.  V. 

Dr.  Otto  d©  Martin  wurde  der  Titel  und  Charakter  «iB«? 
Ministerialrats,  d«m  Oberstaatsbalinrate  Friiedrich  Gauster 
dier  Titiel  eines  Regierun^rsrates  ■s'erlielien.  —  Ernannt  wurden: 
Dei-  Miuisterialsekretär  Dr.  Gustav  H  u  b  e  r  zum  Sektionsrate 
im  d.  ö.  St.  A.  V.,  die  Inspektionsräte  Bertold  T  i  1 1  i  n  g  e  i 
und  Ingenieur  Stanislaus  Ii  u  s  n  i  k  zu  Oberinßpektionsrftten 
bei  der  GeneralinsT>^tion  der  d.  ö.  Eisenbahnen. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnunglück  in  Paris.  Als  am  16.  Februar  der 
Marseiller  Vormittaffsschnellzug-  auf  dem  Lyoner  Bahnhof 
in  Paris  einfuhr,  konnte  ihn  der  Führer  wegen  der  Glätte 
der  iSehienen  nicht  rechtz^eitio-  zum  Halten  hringen.  Er  fuhr 
fast  mit  voller  Geschwindigkeit  in  die  Halle  ein,  durchstieß 
den  Prellbock,  kletterte  auf  den  'Bahnsteig  und  maehte  erst 
bei  der  Terrasse  der  Bahnhofswirtschaft  Halt.  Der  durch 
dieses  Unglück  verarsachte  Schaden  ßcheint  nicht  erheblich 
7A\  sein. 

—  Arbeiterbewep^ung  in  England.  Infolge  der  großen  Zu- 
rückhaltung der  englischen  Presse  und  strenger  Zensurmaß- 


nahmen iM:  Über  die  Arbeiterbewegung  in  England  wenig  be- 
kannt geworden.  Wie  in  Frankreich  (vergl.  Nr.  16,  S.  159 
d.  Ztg.),  scheint  es  dort  auch  unter  den  Eisenbahn'^m  zu 
gären.  Eine  zur  „Anbahnung  der  sozialen  Versöhnung'"  von 
der  Eegierung  einberufene  große  Arbeitskonfereni;  ist  der 
Dt.  Alig.  Ztg.  zufolge  Ende  Februar  in  Westminster  unt^jt 
Vorsitz  des  Arbeitsministers  Sir  Robert  Hörne  und  im  Bei- 
ßedn  des  Premienninisters,  des  Präsidenten  des  Handelsamtes 
und  des  Leben&mittelkontrolleurs  mit  über  800  Vertretern  er- 
öffnet worden.  Nach  Erörterung:  wichtiger  Fragen,  betr.  die 
Arbeitslosigkeit,  die  Debensmittelpreise  und  die  Beteiligung 
der  Arbeiter  an  der  Überwachung  der  Industrie  legte  der 
Generalsekretär  des  nationalen  Verbandes  der  Eisenbahner, 
Thomas,  im  Namen  des  industriellen  Dreibundes  der  Berg- 
arbeiter, Eisenbahner  und  Trans])ortarbeiter  eine  Denkschrift 
vor,  in  der  die  Forderung  nach  A'erstaatlichung  der  Bergwerk'*, 
Eisenbahnen  und  inländisch>eu  und  Küstentransportmittel 
a,ls  unabänderlicher  Beschluß  d^er  beteiligten  Arbeiter  bezeich, 
net  wird.  Die  Verhandlungen,  an  denen  sich  Lloyd  Georg« 
persönlich  beteiligt  hat,  endeten  damit-,  daß  die  Bergarbeiter- 
konferenz beschloß,  die  geplante  Arbeiterkundgebung-  zum 
Zwecke  des  Eintritts  in  den  Streik  um  eine  Woche  hinauszu- 
schieben. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 

Rundschreiben  der  Geschäfts  führenden  Verwaltung  sind  er-  Nr.  VI  4  vom  1.  März  d.  J.s.  an  säuitiiche  am  Übereinkommen 

lassen  worden :  über  den  Diensttelegrammverkehr  )>eteiligten  VereinsverwaT-' 

Nr.  I  33  vom  3.  3Iärz  d.  Js.  au  die  außerdeutschen,  z.  Zt.  am  tujngeu,  (betreffend  'das   Übereliukommen  über   den  Dienst^ 

Vereinsreiseverkehr  beteiligten  Verwaltungen  betreffend  Ver-  telegrammverkehr  (abgesandt  am  7.  März  d.  ,Js.). 
einsreiseverkehr  (abgesandt  am  5.  März  d.  J.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  21.  Februar  1919  verschied  in  seiner  Vaterstadt  Hannover,  wohin  er 
sich  nach  (^bertritt  in  den  verdienten  Ruhestand  begeben  hatte,  der 

Wirkliche  Geheime  Oberbaurat 
Herr  I^ndwig  Schwering, 

Eisenbahndirektionspräsident  a.  D. 

Der  Verstorbene,  der  15  Jahre  lang  als  Präsident  an  der  Spitze  der  Eisen- 
bahndirektion Saarbrücken  gestanden  und  sich  um  ihre  Entwickelung  und  das 
Wohl  der  Beamten  und  Arbeiter  besonders  hohe  Verdienste  erworben  hat,  wird 
unvergessen  bleiben.  Der  Name  des  ausgezeichneten  Mannes  wird  stets  mit 
Dankbarkeit  ehrend  genannt  werden.  Um  ihn  als  einen  der  Besten  trauert  die 
preußische  Staatseisenbahnvcrwaltung 

Saarbrücken,  den  3.  März  1919.  (273) 

Der  Präsident 
nnd  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


2.  Verkehrsstörung. 

Infolge  Besetzung-  durch  fremdländi- 
sche Militärtruppen  und  teilweise  Zer- 
störung der  Eisenbahnstrecken  wnrde 
durch  die  Direktion  der  ungarischen 
Staatsbahnen  auf  ihren  südlichen,  öst- 
lichen, nördlichen  und  zum  Teil  auch 
westlichen  Linien  ab  1.  November  1918 
der  Verkehr  eingestellt.  —  Die  voraus- 
sichtliche Dauer  des  Hindernisses  kann 
derzeit,  seihst  auch  nur  annähernd, 
nicht  bekannt  gegeben  werden. 

Budapest,  den  19.  Februar  1919.  (261) 
Dde  Direktion 

der  ungaiischen  Staatseisenbahneu. 
Der  Direktor  der  Verkehrshauptsektiou. 


Die  aus  Anlaß  der  Notenabstempe- 
lung  eingetretene  Grenzsperre  wird  ge. 
maß  §  11,  Abs.  3,  des  Vereinswagen- 
übei'eJinkommens  betr.  Befreiung  von 
\' erzöueinnasüebühr  al»  B«tri*b«'b«hin- 


demng  infolge  höherer  Gewalt  geltend 
gemacht.  Die  Behinderung  dauert,  vom 
36.  Februar  bis  voraussichtlich  9.  ]\Iärz. 

Generaldirektion  (268) 
der  Buschtiehrader  Eisenbahn. 
P  o  k  o  r  n  v. 


3.  Güterverkehr. 

a)  Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr, 
Heft  CT.  —  Tfv.  5. 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen  un- 
tereinander. —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  6.  März  1919  ab 
werden  die  Gebühren  für  die  in  Geru- 
i'ode  (Harz),  Nordhausen  oder  Weniige- 
rode  erfoi'dcrliiche  Umladung  von  Wa- 
genladungsgütern  aus  den  Vollspur- 
wagen Hl  die  Schmalspurwaoe-n  oder 
umgekehrt  erhöht.  Näheres  enthält  die 
»m  6.  Mär;«  1919  ersehe ineude  Nummer 


des  Tarif anzeigers.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl.  1914,  Seite  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter, 
abfertignugen  sow-ie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexander  platz. 

Berlin,  den  4.  März  1919.  (266) 
Eisenbahndirektion. 

Binnen-dtütertarif  für  die  vollspurigeii 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Vom  10.  März  1919  an  wird  reael- 
niäßig"'6r  Milchverkehi*  auf  dem  Per- 
soneuhaltepunkt  I  r  f  e  r  s  g  r  ü  n  zuge- 
lassen. Wegen  der  Frachtberechnuns 
wird  auf  unsern  Verkehrsanzeiger  ver- 
wiesen, auch  geben  die  Stationen  Au.^- 
kunft.  '  (269) 

Dresden,  am  6.  März  1919. 
Gener.-Dir.  d.  Sächsischen  Staat  seisenb. 

Brandenburgische  Städtebahn- Aktien- 
Gesellschaft. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Aprü.  1919  ge- 
langt der  Nachtrag  3  zum  diesseitigen 
Binnen  -  Gütertarif  ztur  Emf  ühi-una:. 
Durch  diesen  Nachtrag  werden  die 
Frachtsätze,  Balmhofsfrachten  und 
Überführungsgebühren  um  60  v.  H.  er- 
höht. Außerdem  gelangen  gleich zeiti^r 
folgende  Fracht  zuschlage  zur  Ein- 
führung : 

Die  Frachtsätze  der  ord  entliehen  i 
Tarifklassen  und  der  Ausnahmetarif'e, 
werden  im  A^erkehr  mit  allen  Stationen 
für  je  angefangene  100  leg  erhöht 

1.  bei  Eilst iickgut  um    .    .    .  '  .    65  .5 

2.  bei  Frachtstückgut  um  .    .    .    43  ., 

3.  boi  Wagenladungen : 

a)  für    Steiukohlen-  Braun- 
kohlen,   Koks    und  Pi-eß- 
kohlen  aller  Art  um  ...     8  „ 
Ii)  für  alle  übrigen  Güter  um     9  „ 
(jienehinigung  gemäß  §  2  der  Eisenbahn- 
A'erkehrsordnung  ist  eiieilt. 

Brandenburg  (Havel),  Februar  1919.j 
Die  Direktion.  (264) 


L2.  ilärz  191'» 
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Löwejibcrff-Liiidow-Rheiiisberi2;er 
Eisenbahn. 

Mit  Gülticrkeit  vom  1.  April  1919  Mie- 
ten im  Binnen,  und  direkten  Güter-  und 
Tierverkehr  Erhöhuu,£feu  n^ch  den 
Sätze-n  der  Pieußischen  Staat&bahu  ein 
Nähere  Auskunft  erteiilt  die  Dipektion 
in  Rheinsbero-.  ^72) 

Rheinsberir-  (Mark),  den  5.  Mäi/.  1919. 
Die  Dii'ektion. 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer  Verkehr 
Heft  1  imd  2; 
Westdeutsch-sächsischer  Verkehr 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Mai  1919  treten 
für  eine  Anzahl  von  Sfationsverbindun- 
gen  Entfernungs/erhöhuno-eneiu.  Gleich 
aeitiff  werden  die  Stationsfrachtsätz-e 
für  den  "\''erkehr  zwischen  den  Sta- 
tionen Bodenbach,  Großschönaii,  Heine- 
walde, Tetschen  und  Warndorf  einer- 
seits und  einigen  Stationen  des  Eis-en- 
bahndirektionsbeziirfcs  Erfurt  anderer 
seits  aufß:ehobeu.  Nähere  Auskunft  er- 
teilen bis  zum  Erscheinen  der  Taiüf- 
uaehträf^e  das  Tarifbüro  der  Eiis^eu- 
bahndirektion  in  BerHn  und  das  Ver- 
kehrsbüro bei  der  Generaldirektion  der 
Sächsascheu  Staatseisenbahnen  in 
Dresden. 

Berlin,  den  26.  Februar  1919,  (2ti5) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltunoen. 

a)  Staats- und  Privatbahn-Güterverkehr 

Heft  C  1.  —  Tfv.  5. 
I))  Oemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen  un- 
tereinander. —  Tfv.  200. 
Mit  Gültio-keit  vom  20.  März  1919 
ib  werden  die  im  Verkehr  mit  den  8ta- 
lonen   der  B  r  a  n  d  e  n  b  u  r  g  i  is  c  h  e  n 
S  t  a  d  t  e  b  a  h  n   bestehenden  Frachtza- 
ichlage  erhöht.   Näheres  enthält  die  am 
).  März  1919  ersch-oiueude  Xuniilier  des 
rarifanzei,s>ei\s.  —  Die  Abkürzuncr  der 
/eroffenthchunÄsfrist  gründet  sich  auf 
16  vorübergehende  Änderung  des  §  (! 
ler  Eis.enbahn-Verkehrsordnuno-  (R-G  - 
i\,  1914,  Seite  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
;btertagungen    «owie    das  Auskunfts- 
mro,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz 
Berlin,  den  4..  März  1919.  (270) 
Eisenbahndirektion. 

'*v.  5.    Staats-  und  Privatbahn-Güter- 
verkehr, Heft  C  1. 

Mit  Gültigkeit    vom    1.   April  1919 
7iTd  die  Bestimmung     auf    Seite  78 
ntx'r  3  a  wie  folgt  geändert : 
3  a.  Brandenburgische 
Städtebahn. 
Die  Frachtsätze  der  ordentlichien  Ta- 
itklassen    und     der  Ausnahmetarife 
■erden  im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfen 
er  Brandenburgischen  Städtebahn  für 
JO  kg  erhöht: 
bei  EiliStückgütern  um    .    .    .    05  4 
bei  Frachtgütern  um  ....  43 
hei  Wagenladungen :       '  " 

a)  für  Steinkohlen,  Braun- 
kohlen, Kok«  und  Preß- 
kohlen aller  Art  um    .    .     8  ,. 

b)  für  alle  übrigen  Güter  um  9 
Ausnahmen  :     Dies-e  Zuschläge 
■erden  nicht  erhoben  im  Vej'kehr  mit ' 

u^^  Brand.  St.  B.,  Brandenburg.Alt- 
adt,  BrandenburgrNeustadt,,  g^eustadt 
Josse)  Brand.  St.  B.,  Rathenow 
rand.  St.  B.  und  Treuenbrietzen 
rand.  St.  B. 

Genehmigung  gemäß  §  2  der  Eisen- 
i.ttn- Verkehrsordnung  ist  erteilt 
brandenburg   (Havel),  Februar  1919. 

Die  Direktion.  (268) 


I^achtzuschlaff  bei  Sendungen  von  und 
nach  der  Schweiz,  den  nordischen  Län- 
dern und  den  Niederlanden. 

Mit  Gültigkeit  vom  10  März  1919  an 
wird  der  Frachtzuschlag  (siehe  An- 
hang II  und  III  im  Tarif  200)  von  110 
auf  130  V.  II.  erhöht.  Die  Maßnahme 
gilt  für  alle  deutschen  Binnen-  und 
Weohselverkehre,  m  denen  bisher  der 
Zuschlag  von  110  v.  H.  galt 

Berlin,  den  5.  März  1919.  (267) 
Eisenbahndirektion. 

a)  Staats-  und  Privatbahngüterverkehr 
Heft  C  1  —  Tfv.  5,  besondere  Tarif- 
hefte, enthaltend  die  Ausnahmetarife 
6  a  und  6  d  ~~  Tfv.  Nr.  1132  und 
1180  — ,  I  ' 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen  un- 
tereinander —  Tfv.  200, 

c)  Staats-  und  Privatbahn-Tierverkehr 
—  Tfv.  1504  — , 

d)  PreußiSch-Hessisch-SächsischerTier- 
verkehr  —  Tfv.  1725  — , 

e)  Westdeutsch-Südwestdeutscher  Tier- 
verkehr —  Tfv.  1745  — . 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  März  1919  wer- 
den im  Weebselverkehr  mit  der  Elms- 
horn-Barmstedt-Oldesloer  Eisenbahn  die 
bestehenden  Frachtzuschläge  im  Güter 
und  Tierverkehr  erhöht. 

Näheres  enthält  der  Tarif-  und  Ver- 
kehrsanzeiger. Das  sofortige  Inkraft- 
treten der  Erhöhungen  gründet  sich  auf 
die  vorübergehende  Änderung  des  §  6 
der  E.V.O. 

Auskunft  geben  die  beteili.gten  Güter- 


abfertigungen-   sowie    das  Anskuuft.'<- 
i^uro.  Berlin.  Bhf.  Alexauderplatz 
Elmshorn,  den  1.  März  1919.  (262) 

Die  Direktion 
I  le  r    E 1  mshor  n-Ba  rm  st^ed  t  -0 1  ( I  e  .s  1  oe  r 
Eisenbahn. 

4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Dahnie-Uckro'er  Eisenbahn. 

Am  1.  April  1919  ti-eten  Nachtrag  III 
zum  diesseitigen  Binnentanif  für  di« 
Beförderung  von  Personen,  Retisege^ 
paek,  Expreßgut  und  Leichen  sowie 
Nachtrag  I  zum  Binnen^Güter-Tarif  der 
diesseitigen  Bahn  in  Kraft.  Sie  ent- 
halten ÄndeiTingpen  der  Ausführungs- 
l>estimmungen  zur  Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung nebst  lErhöhungen  der  Fahr- 
preise und  Frachtsätze.  Nähere  Aus- 
kunft erteilen  unsere  Stationen. 

Dahme  (Mark),  den  6.  März  1919. 

Die  Direktion.  (271) 

5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn- 
Privatbahn-Personen-  und  Gepäck- 
verkehr. 

Vom  1.  April  d.  Js.  ab  Avird  für  die 
iTberladung  des  Reisegepäcks  von« 
Staatsbahnhof  zum  Kleinbahnhof  in 
P  u  t  b  u  s  eine  Überführungsgebühr 
von  0  4  für  .iedes  Gepäckstück  er- 
hobe-n. 

Hannover,  den  3.  Jlärz  1919.  (274) 
Eisenbahndirektion 
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Berlin,  den  !5.  März  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


„        .       Diese  Zeitiini?  t-rscheint  Mittwoclis  und  Sonnabends, 
c.  sonstige  iMitteilungen,  Bücber,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

»cunnieitun?  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  eisenbahnverwaltungen, 

amtlicJie  Bekanntiuaclmnireii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
"A'"  v"'?!!**'''?'""""/*",'  H^*^^     Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

üie  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
ffir  das  Vierteljahr  bezogen  werden.  ' 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
Uandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ongariBchen  Postgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtliehen  Bekanntmachungen  werden  auch 
^"J^^'^nr.eigen  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Rawra 
^  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagren  wenlen  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

"Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  at»  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/34 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  TeJ.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kaese  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  ilr.  11100. 
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lionen Verlust.  —  Forderungen  dei 
italienischen  Eisenliahner. 
Eine  neue  elektri«<;he  Nordsüdbahn 
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Achtstuaden  arb  eitsta  g 


.  Dl«  alte  For<lerung  8  Stunden  Arbeit,  8  Stunden  Erholung, 
8  Stunden  Schlaf  hat  ia  der  Eegierungsanordnung  vom 
23.  November  1918,  Ziffer  II  ihren  gesetzlichen  Ausdruck 
dahin  gefunden,  daß  für  gewerbliche  Arbeiter  (auch  in  Staat«, 
betrieben)  „die  regelmäßige  tägliche  Arbeitszeit  ausschließ- 
lich Pausen  die  Dauer  von  8  Stunden  nicht  überschreiten 
darf''.  Die  Vorschrift  gilt  an  sich  nur  für  Arbeiter,  prak- 
tisch aber,  da  beider  Dienst  sich  nicht  voneinander  trennen 
läßt,  auch  für  Beamte  der  Eisenbahnverwaltung.  Ihre  Be- 
folgung, in  rein  fabrikmäßigen  Dienstzweigen  einfach,  stößt 
regelmäßig  dort  auf  Schwierigkeiten,  wo  die  Gestaltung  der 
Arbeitszeit  und  des  Arl>eitsmaße8  nicht  von  dem  freien 
Willen  der  Verwaltung,  sondern  von  dem  Zwange  de«  Be- 
triebes mit  vseinem  unvenneidlichen  und  oft  unregelmäßigen 
Wechsel  von  starker  und  schwacher  Inanspruchnahme,  von 
Höchstleistungen  und  völliger  Dienstbefreiung  abhängt.  Die 
Anpassung  dieser  Dienste  an  die  achtstündige  Schicht  ist 
m  einigen  Fällen  fast  unmöglich  (Dienst  bei  Fernzügen),  in 
anderen  Beschäftigungen  an  sich  zwar  erreichbar,  jedoch  in- 
folge ungleicher  Verteilung  der  Arbeitslast  nicht  immer 
zweckentsprechend,  so  daß  sie  zu  Unbilligkeiten  und  ibeiech- 
tigten  Berufungen  der  gleichmäßig  entlohnten  Bediensteten 
fuhren  kann.  Bislang  wurde  die  Dauer  einer  Dienstschicht 
,4iach  dem  Grade  der  an  die  einzelnen  Bediensteten  gestellten 
Anforderungen  und  nach  der  Länge  und  Zahl  der  in  die 
Dienstschichten  fallenden  Pausen  bemessen«  (D.  D.  V.  Ziff.  57) 
•der,  negativ  ausgedrückt,  „die  Dienstschichten  wurden  den  tat- 
sächlichen Verhältnis.sen  angepaßt  und  um  so  kürz-er  be- 
"«»^n.   if   anstrengender  eine  Be.sohäftigung   war  uiid  .ie 


weniger  sie  durch  ausgiebige  Pausen  unterbrochen  wurde- 
(Ziffer  IX.  a.  a.  O.).  Pausen,  die  hier  erst  an  zweiier  Stelle 
genannt  werden  und  die  sowohl  bei  leichtem  als  auch  bei 
schwerem  Dienste  vorkommen,  bilden  somit  keineswegs  das 
alleinige  oder  regelmäßig  ausschlaggebende  Unterscheidungs. 
merkmal  zwischen  starker  und  schwacher  Inaaspnichnahme. 
Die  Beantwortung  dieser  Frage  richtet  eich  vielmehr  außer- 
dem danach,  „ob  und  inwieweit  der  Dienst  ständig  oder  doch 
mit  einer  gewissen  Eegelmäßigkeit  in  die.selben  Tages- 
stunden fällt  oder  häufiger  Wechsel  zwischen  Tag-  un« 
Nachtdienst,  Früh-  und  Spätdienst  usw.  stattfindet,  ob  viel 
Nachtdienst  zu  leisten  ist,  ob  die  wahrzunehmenden  Dienst- 
verriohtungen  mehr  mechanischer  Art,  sind  oder  ob  sie  an 
die  Umsicht  und  Entschlußfähigkeit  des  Beamten  besondere 
Anforderungen  stellen,  ob  mit  dem  Dienst  erhöhte  Verant^ 
wortlichkeit  oder  (Gefahr  verbunden  ist,  ob  der  Dienst  unimter- 
brochen  anstrengend  oder  zeitweise  schwächer  ist,  ob  er 
überwiegend  im  Freien  oder  in  geschlossenen  Bäumen  statte 
findet,  ob  er  besondere  körperliche  Kraftanstri'ngung  erfor- 
dert, ob  weite  oder  schwer  gangibare  Wege  zu  und  von  der 
Dienststelle  zurückzulegen  sind  usw."  (D.  D.  V.  Ziffer  23.) 
Auch  die  Zulänglichkeit  und  Übersichtlichkeit  der  Bahnhofs- 
anlagen spielen  eine  große  Bolle. 

Abgesehen  von  den  Pausen,  können  nun  nach  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  alle  diese  Unterschiede  in  der  Beanspruchung 
des  Personals  durch  längei-e  oder  kürzere  Be,me.ssung  der 
Dienstzeit  nicht  mehr  ausgeglichen  werden.  Das  hat  den 
Nachbeil,  daß  allmählich  die  leichteren  Dienste  vor  den 
schwereren  vom  Personal  erstrebt  werden,  und  dadurch  der 


N'r.  v(i 


Vcrwalliiui:'  -eratitf  Vcrleoenteitien  tiateu^h-fta  köuam,  w-can 
luoht.  Aiif  MüiiciH-  W>e-i«<>  ein  Ausiitoich  u-ftsoliaff^^n  wirrt.  Di« 
Möiflichkrii  ali^i.  die  DienstscMcht  iiiu  dif.  Dauer  -einer 
I^aiifse  -/AI  \  prläui>HTn.  bietet  keine  ausreieheude  Ifaudliabe  xii 
einer  solchen  ,!^leiehmäßi,a;eu  A^'erteilung  der  Arbeitslast.  Im 
i.Te»x>nteil.  ein  pechb  großer  Teil,  vvenu  nifht  die  meisten 
l<'äJle  von  Unelwnheiteo,  bleib)  bestehen. 

,?>oweit  iiidefi.seu  die  Pausen  aius  <ler  reiu;cu  Arlwiiszeit  au«>- 
ire>w,hie.d.eii  werden  können,  kommt  es  noch  wesentlich  darauf 
an.  was  dai-unter  im  Hinne  des  Gesetzes  zu  verstehen  ist. 
l>as  Osetz  liat  offenbar  eine  einheitliche  Reffeluu«'  boal>- 
si<;hlig1.  Denn  es  seht  "rundsätzlich  nicht  an.  Arl>eitsunter- 
i-:eciiuu<ieii  in  verschiedeneu  Betrieben  ver-sohieden  zu  ibe- 
liaudelu.  Di^e  Bestimmungen  der  Dienst<lauervorsehriften 
ülxM-  Pausen  j?«lteu  deshalb  nur  noch,  soweit  .sie  mit  dem  In- 
halt d-es.  (Tesetzes  übereinstimmen.  Nun  besa.ucn  .jene  unter 
7At'i\  11,  <laß  Pausen  von  jeder  dienstlichen  Inanspruchnahme 
irfizulialten  iseien.  Hiermit  sind  aber  wohl  Arbeiten, 
iIh'  mir  ausuahiu.s weise  voriyenomnieu  werdcu,  uulii  iienieiut. 
|)al>  diesr  Vomdirift  kein  solches  Veri)^  enthiilU  son<l('rTi 
vielmehr  nur-  tleu  Charakt-er  einer  Kiohllinie.  einer  Au- 
weifiuucf  an  die  mii  der  Aufstellung  der  Dnustidane  be- 
iraulen  '»Stellen  trägl,  ergibt  sich  schon  daraus.  dal>  Pausen 
aeuiäß  Abs.  2  a.a.O.  >e  uach  <len  Anfordcriuioen  des  Dienstes 
verlebt  und  ein^reschiänkt  werden  können.  Dies  ist  auch 
^uchl.  iinbillis,  weiiu  fiii'  die  aiilk'r|)lanmäüi,i>-e  luanspruch- 
nahnii'.  Ix-i  idichsh-r  (rele^enheit  ^k-ichwerti.He  Dienster- 
l<'iclil(  I  iiiiiivii  unwahrl  werden.  Hiernach  würden  au  isioh 
1  >i^■llsl  riis<'ha.ft(Mi.  in  dienen  nur  ausnahmsweise  Arbeiten 
/II  \ci  I  lelii  eil  siiel.  zu  ih'u  dieiistverliin<ii'i'udeii  l'auseu  zu 
zählen  'Simh.  Sötern  dies  bislaue-  nicht  überall  aiisdificklich 
iJ-eschehen  seiii  sollte,  iiiuli  J)e.iclit('t  werden,  daß  vor  der  Ein- 
t'übriiUü-  lies  Achtstiuulenarbeilslane.s  auch  ohm-  die  besondere 
IferausschiilüUi;-  der  Pausen  aus  den  Diensten  all-e  (Irenz- 
fälle  zwischen  vöUixer  DieiKstbcfi'eiunü-  und  "eriniyer  Inan- 
.>pruoh.unu'  Ivei  fiM'ier  1  >iensti>e.st;iltun>!,-sniö>ilic]ikeit  iuiierhalb 
eines  weiini  Kahineiis  hinlän li'lich  bewertet  un<l  jedier  IJnter- 
><:hied  zw  ischen  leichtem  und  sohw<'rc'm  Dienst  voll  ausi>e- 
u liehen  wfrilen  konnte.  Heute  aber,  wo  die  Pause  die  einziu; 
ziiiassiLie  \'ni-aiiss'etziiiiu-  für  die  Erstreckunu-  einer  Dienst- 
.-i-hiehi  iiber  aidit  S1  linden  hinaus  bildet,  ist  ihre  Bedeutunt: 
uegca  t'riiher  ir  dieser  Hinsicht,  n'estieffen  und  ihre  Aus- 
sniiileiniiesnu),:;li(dikeii  mehr  als  l)isher  zu  l>eachten. 

\\  le  ^)ch  das  (k'.si'tz  liierzu  stellt,  ist  mangels  bestnumtei 
Aiilialls|)iiiikl:e  nicht  zweifelsfrei.  Indem  es  .i!,'anz  auf  den 
regM^lmätU^ieii  i'^abrikljet rieb  zuu'eschnitteD  ist.  fragt  es  sich, 
ob  es  ilie  ausnahmsweise  Heranziehunii,-  zur  .\rbeit  wiihrend 
der  Pause  für  zulä^is  erachtet  l)zw.  .las  Vorliesicn  \<>ii 
Pausen  in  solchen  Fällen  nicht  verneuK-n  will.  In  liie.ser 
Hinsudit  ist  zunächst,  die  Ziffer  VlU  dii.sidbst  zu  IjMr'aehteu. 
wouaeh  dieo-inn  und  Ende  der  Pau.se  vom  ArlM-itn-eber  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Arbeitnehmer  fK.'stzusetzen  und  durch 
.ViisliaiiM  ■'-II  veröffentlichen  sind.  Diese  Bestimmung-  ist  in 
den  KiiUen  liinderli<-h,  in  denen  zwar  tä>i,li<di  Pausen  statt- 
finden- diese  inf()l;ie^  der  I 'nreii'elmäßi'i'keil  des  ISeti  i  i'bes  sich 
at^'].  ol'i  \'eis(dn.el;.eii.  Sollen  sobdie  Arbeitsunterbre(diuu.i;'en 
aus  mein    lorinalen  (uiinde-n  uäuzlich  ausscheiden"? 

l'^ir  eine  freier-e  .\ iislexuii u'  des  <!esetzes  spri<dit  iiiiii  der 
liinsiaiid.  dal)  iiacii  .Vnsichr  der  r).<d'iirwort.e.r  des  A<ditstundea. 
tages  dundi  die  erstrei)t-e  Regidunii  das  Arbeitsergelinis  nioht 
gescduniiliTi  werden  soll,  .ja  daß  es  sich  inl^dge  dersell>en 
vielfach  ii<>eir.steii>-ern  hisse.  Diese  Ansicht,  für  lein  fabrik- 
mäßio'e  Hetriebe  unter  Umständen  zutieffend.  wenn  auch 
lii^ei  besondere  \'erhällnisse  im  Augenblick  ung-ünsti.a,-  ein- 
wirken, läßt  sieh  m  tlen  gestreckten  Eisenbahndiensten  jeden- 
falLs  dann  nicht  aufi-echt.  erhalten,  wenn  zur  i-einen  Ar- 
beitszeit künftig  auch  solche  Zeilten  gerechnet  werden  müssen, 
liei  denen  da^s  Gebnndensein  an  die  Dienststelle  den  Haupt- 
inhalt des  Dienstes  ausmacht.  Hier  tritt  die  Unmöglichkeit, 
in  acht  Stunden  das  gleiche  zu  schaffen,  was  sonst  in  10  oder 
]•_'  Siiindiai  g.(deist'(  1   wui'de.  klar  zutage'. 


Zeitiin«  des  Vereins 
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T5iuer  solchen  freieren  Auslegung:  steht  nicht  entgegen,  daß 
durch  den  Achtstundentag  voraehmLich  ein  frühzeitiger  Ver- 
brauch <ler  Kräfte  verhütet  werden  soll.  Dem  winl  ent- 
vsprooheu,  wenn  in  Übereinstimmung  mit  dem  Inhalt  der  Ziff. 
11  der  D Lenstdauervorschrif ben  innerhalb  der  Pause  Gelegen- 
heit zur  'Erholung  von  den  Anstrengungen  des  Dienstes  ge- 
geben ist  Dieser  Grundsatz  bleibt  aber  dann  .gänzlich 
oder  zum  mindesten  teilweise  gewahrt,  wenn  der  Bedienstet*e 
nur  ausnahmsweise  zu  Diensten  herange2«)gen  wird,  wie  dies 
beispielsweise  in  dem  Falle  geschieht,  in  dem  ein  Schranken- 
wärter in  einem  durch  mehrstündige  Pausen  unterbrochenen 
Dienste  etwa  nur  einmal  im  Monatsdurchschnitt  mit  dem 
Verkehren  eines  Sonderzuges  zu  i^eohnen  hat. 

Auf  der  andern  Seite  spricht  die  Forderung  nach  einer  uu- 
iiuterbrocheneu  Erholun.gszeit  gegen  eine  weitere  Auslegung 
des  Begriffes.  Denn  wenn  auch  in  den  vorgenannten  Fällen 
die  Erholung  während  der  Dienstschicht  als  vorweg  ge- 
nommen gelten  kann,  so  ist  damit  den  in  dieser  Eich'tung  geltend 
gemachten  Forderungen  nach  der  Ungeteiltheit  dieser  Ver- 
günstigung nicht  völlig  Rechnung  getragen.  Es  ist  ,  ein  oft 
geäußert^er  Wunsch  auch  der  Eisenbahnbediensteben,  diese 
Zeit  als  unverkürztes  Ganzes  zur  Ermöglichung  der  Weiter- 
bildung, Familieufürsorge,  Kindererziehung  und  Betätigung 
im  öffentlichen  lieben,  in  staatlichen  und  Geme  in  dean  gelegen - 
heiten  zur  fixjien  Verfügung  zu  haben.  Demgegenübei 
läßt  sich  anführen,  daß  die«e  Forderung  einen  bestiüamten 
Ausdruck  im  Oesetze  nicht  gefunden  hat,  .ia  darin  beim  Vor- 
liegen von  Pausen  die- zeitUche  Inanspruchnahme  eines  Be- 
diensteten uach  oben  hin  allgemein  nicht  festgelegt  wurde. 
Inde^ssen  ist  die  Forderung  doch  zu  oft  betont,  als  daß  man 
ohne  weiteres  darül>er  hingehen  könnte.  Nun  darf  aber  nicht 
unl>erücks.ichtigt  bleilH'ii,  daß  auf  kleinen  Stationen  in  länd- 
lichen Gegenden  auch  während  de«  Dienstes  zeitweise  der 
erstrel)te  Zustand  erreicht  wird,  wenn  der  Bedienstete  un- 
mittelbar am  Balmliofe  Wohnung,  Garten  und  Ackerland  lie- 
sitzt  und  hier  in  den  oft  recht  ausgiebigen  Pausen  Gelegen- 
heit zum  \'erkehr  mit  seiner  Familie,  jzur  Überwachung  der 
Schularlwiteii  der  Kinder,  zur  Besorgung  häuslicher  Arbeit/en 
uud  Bestellung  von  Garten  und  Acker  hat.  Sollten  diese  Fälle 
(thue  weiteres  großstädtischen  Verhältnissen  gleichgestellt 
wenb'ii.  in  ib'iien  die  Gelegenheit  zu  ähnlicher  Betäti.gnns 
•(Hitfällt 

Zu  diesen  Z wei feifragen  treten  noch  verwaltungstechni- 
sclie  Schwierigkeiten  in  <ler  Ausführung  der  Anrechnung. 

Um  einer  uferlosen  Auslegungsmöglichkeit  der  seTir  zahl- 
reichen in  Frage  konmienden  Stellen  zu  begegnen,  ist  es  not- 
wendig, einen  gewis<&en  Durchschnitt  als  zeitliche  Mindest- 
maß fiir  die  Anrechnungsmöglichkeit  einer  Arbeitsnnter- 
l)i'e(diung  als  Paus.e-  aufzustellen,  wie  dies  in  Preußen  in  dei 
Festsetzuug  einer  Z-eit  von  „mehr  als  15  Minuten'''  .geschehen 
ist.  Ist  dies(>,  Zeit  für  schweren  und  langen  Dienst  unter  T'm- 
stäuden  knapp  zur  Erholung  ausreichend,  so  erscheint  bei 
kurzen,  leichten  und  häufig  unterbrochenen  Arbeitsverrich- 
tungen,  iu  ilenen  von  einer  Ennüdun,g  kaum  die  Eede  ist,  aucli 
eiue  kürzere  Unterbrechung  oft  ausreichend.  Gleichwohl  kann 
der  letztgenannte  Dienst  nicht  über  acht  Stunden  hinaue  er- 
streckt werden,  wählend  im  ersten  Falle  di'ese  Beschränkunii; 
(>ntfällt. 

Eine  Verschärfung  der  Sohwaerigkeuen  ergibt  sich  zudem 
noch  aus  der  Regelung  der  Entlohnung  bei  Arbeitern.  Nach 
Wegfall  der  durchgehenden  Löhnung  wii-d  grundsätzlich  nur 
<iie  iwirklich  geleistete  Arbeit  bezahlt.  Während  nun  der 
Bedienstete  mit  schwei-em  Dienst  in  der  Woche  nur  sechsmal 
arbeiten  und  entlohnt  wenden  kann,  da  .sonst  die  reine  Ai- 
l>eitszeit  von  48  Stunden  überschritten  werden  würde,  kann 
in  dem  mit  Pausen  durchsetzten  Dienste  seines  Kollegen 
noch  eine  Schicht  da^-über  hinaus  geleistet  werden,  ohne  jene 
Grenze  zii  verletzen.  Dadurch,  daß  der  Bedienstete  mit 
leichtem  Dienst  eine  größere  Einnahme  als  der  schwer  ai-; 
beitende  Kollege  liat.  erregt  er  dessen  berechtigte  Unzufrie- 
denheit.    Hierbei  ist   allerdings   vorausges^etzt,   daß  es  zu- 
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Mässi.o-  sei-  um  die  Dauer  d«r  Pau&eu  nicht  nui'  die  ainzelne 
Schicht  zu  überschreiten,  .sondern  die  Verlängerung'ismöglich- 
keit  auch  auf  eine  -spätere  Zeit  zu  ü}>ertragen  und  auf  dieso 
Weise  eine  siebente  ScMcbt  (Sonntagsschicht)  einzulegen, 
sofern  nur  tlas  Höchstmaß  von  48  Stunden  peiner  Arbeits- 
zeit eingehalten  wird. 

Aus  'alledem  ergibt  sich,  daß  die  Begriffsbestiuuuung  und 
Behandlung  der  Pausen  nach  den  neuen  Bestimmungen 
viele  schwierige  Fragen  veranlaßt,  daß  es  sich  im  Grunde 
nicht  rechtfertigen  läßt,  die  Paus?e,  die  nicht  einmal  stets  das 
hervorstechendste   Kennzeichen    dafür   bildet,   al-s  alleiniges 


TTnterscheidungsnierkmal  zwisch'(i)  leichtem  und  «schwerem 
Dienst  gelten  und  alle  andern  unbeachtet  zu  lassen,  und  daß 
daraus  die  Notwendigkeil  erwächst,  die  so  entstehenden  Un- 
ebenheiten auszugleichen.  Ist  die  bisherige  Freiheit  der 
Dienstgestaltung,  wenn  auch  unter  zeitgemäßer  Änderung, 
etwa  ähnlich  wie  dies  in  Bayern  inzwischen  geschehen  ist, 
nicht  erreichbar,  so  muJ^  auf  andere  Weise,  etwa  durch  Geld- 
entschädigung, geholfen  werden.  Erwünscht  wäre  es.  wenn 
zur  Vermeidung  von  Unzufriedenheiten  alsbald  in  Übereinstim- 
mung mit  den  Wünschen  des  Personals  eine  befriedigende 
Lösung  gefunden  werden  könnte.  —  st  — 


IZur  Neuordnung  der  deutschösterreichischen  Staatsbahnverwaltung. 

(Fortsetzung  aus  Xr.  19.) 


-ibg-e-seheu  von  die>fj-  größtenteils  außenpoliti.schen  Un- 
klarheit, deren  Lö.NUug  wir  nicht  abwarten  können,  haben  wir 
aber  auch  im  Innern  einige  Fra.gen  zu  klären,  bevor  wir  an 
die  endgültige  Neuordnung  unseres  Eisenbahnwesens  ■schr-eiten 
können. 

Als  erste  und  wichtigste  ist  flie  Pi'age  zu  nennen,  wie 
unsere  gründende  Nationalversammiuno-  die  politische  Neu-« 
Ordnung  Deutschösterreichs  anfassen  wird.  Wird  in  gewissen 
Belangen,  darunter  vor  allem  liei  Ei.sen'bahnen,  Post  u.  dgl., 
ein  straffer  Zentralismus  angenommen  oder  werden  die  Uu- 
abhängigkeit.S'bestrebungen  mancher  Parteien  in  den  heutigen 
Kronländern  so  mächtig  Averden,  daß  selbst  derartige  Ein- 
richtungen in  den  Eahni'dn  einer  Kantönliwirtschaft  hinein- 
gepreßt werden?  Daß  eine  solche  wenigstens  bei  den  Ei.scn- 
bahnen  auf  die  Dauer  unhaltbar  wäre,  l>eweist  uns  die  Ent- 
wicklung des  Ei.s.enbahnw('sens  aller  Länder,  insbesondere 
aber  die  Geschichte  der  sch\viMzori.>.chen  Eisenbahnen  und  ent- 
spricht dem  unausrottbaren  Zug  in  der  Eut  \vieklungsge-< 
schichte  der  ikn.schen  nach  Vergrößerung;-  dei  Wirtschafs- 
gebiete. A)>er  die  (Teschichte  lehrt  un.'<  auch,  daß  die  traurig-, 
sten  Kückfälle  die.se  Entwieklun«-  oft  uuterbrocheu  haben 
und  infolgedes.-^en  können  wir  nicht  mit  voller  Sicherheit 
auf  den  Sieg  des  einzig  vernünftigen  Gedank-ens  rechnen, 
daß  der  Parteigeist  nicht  zur  Zersijlitterung  des  National- 
staates führen  dürfte. 

Eine  weitere  noch  ungeklärte,  für  die  Wahl  der  künf- 
tigen Gestalt  und  (Jliederung  des  deut.s<'hösterreichiseheu 
St  aatse  i  sen  bahn  \veseu  s  a'  le  r  gei'ad  czu  aussch !  asgel  wn  de 
Frage  ist  die,  ob  die  Nationalversammlung,  die  aus  dem  alten 
.,k.  k.  Ei.s<-nbahnmiuisterium"  ein  ,.deut.scliösleriH'icliisches 
St.-iat,samt.  für  \'erkehrswe..seu''  geschaffen  hat,  ihie  «chon 
durch  die  Wahl  dieses  Namens  gekennzeichnete  .\l)siehl 
auch  in  die  Tat  umsetzen  wird!  Geschieht  dies,  dann 
kann  die  eigeullich-e  Betriebsführumg  der  Eis^enbalinen  elienso. 
wenig  wie  .iene  der  Post-  und  Telei^raplienverwaltuns-  vom 
Staatsamte  sell>st  besorgt  werden.  Sollte  abei-  die  Eiiigliede- 
runo'  des  gesamten  Verkehrswe.si'ns  iji  das  nach  ihm  genannte 
Staatsamt  wider  Erwarten  nicht  erfolgen,  so  sind  di,e  Voraus- 
setzungen für  die  künftig«  Organisation  des  Eisenbahn- 
wes.ens  natürlich  wieder  ganz  andere. 

Wie  Sie  sehen,  ist--  die  Zahl  der  feststehenden  Voraus- 
setzungen für  die  Neuordnung  der  staatlichen  Ei.senbahnver- 
waltung  recht  gering,  geringer  als  die  Zahl  der  Vorfras>en, 
deren  Lösung  notwendig  ist.  ehe  wir  an  den  Umliau  unseres 
H.ause,s  schreiten.  Dageg.en  können  wir  sclion  jetzt  grand- 
satzhch  festlegen,  welch*}  Zwecke  wir  bei  dem  Umbau  er- 
reichen wollen.  Sie  ergeben  sich  teilwieise  aus  den  alten, 
noch  heute  gültigen  Klagen  und  Beschwerden  der  Öffent- 
lichkeit und  den  Bedürfniissen  iles  Dienstes,  die  schon  früher 
<-me  Änderung  erwüu.scht  erscheinen  ließen,  teilweisie  aber 
auch  aus  der  .iüngsten  Änderung  un,s.erer  staatlichen  A^'erhält-' 
tiisse.  Öhne  eine  volHiständige  Aufzählung  anzustreben,  will 
ich  wenigstens  die  wichtigsten  Zwecke  anfühwn,  die  wir 
bei  der  Neuordnung  anstrehen  müssen: 

Anpas.sung  an  die  Verkleinerung  des  Netzes; 

Befriedigung  der  Wünsche  der  Öffentlichkeit  bezüglich  der 
He..schleunigung  des  Ge>schäf tsgange.s ; 

Anpa.ssung  an  die  wirtschaftliche  Lage  der  Republik  durch 
t^intuhrune:  größter  Sparsainkeit ; 

Berücksichtigung  aller  Forderungen  einer  vernünftigen  So 
zialpolitik  bezüglich  der  IBehandluug  des  Personales; 

teicherstellung  des  Einflusi-^cs  der  Öffentlichkeit  auf  die  Ge- 
schattsgebarung  der  Staat-seisenbahnverwaltung. 

was  die  Notwendigkeit  der  Anpassung  an  die  Verkleine- 
niu.sj  de.s  Netzes  und  das  Streben  nach  einem  möglichst 
raschen  Geschäftsgans:  betrifft,  so  ist  darüber  wohl  kaum 
eiwa.s  zu  bemerken. 


Dagegen  möchte  ich  bezüglich  der  Sparsamkeit  m  der  Ver- 
«  altung  schon  darum  einige  Worte  verlieren,  weil  diese  Forde- 
i'uiig  mit  der  nächsten  von  mir  aufg>ezählten,  nämlich  mit  einer 
sozialpolitisch  richtigen  Fürsorge  für  das  Personal,  auf  den 
ernten  Blick  in  Widerspruch  zu  stehen  scheint  und  weil  dieser 
scheinbare  Widerspruch  t)ereits  zu  erregten  Auseinander- 
setzungen vor  ziemlich  Jneiter  öffenttichkeit  geführt  hat. 
Bald  nach  unserem  AmtSiautritte  haben  -sowohl  der  Herr 
Staals.iekretär  als  auch  ich  diesbezügliche  Fragen  der  Presse 
dahin  beantwortet,  daß  wir  gezwungen  sein  werden,  äußerste 
Sparsamkeit  walten  zu  lassen,  daß  wir  aber  trotz  dieser  das 
Wohl  des  Personals  im  Auge  behalten  und  daher  den  kauf- 
männisch und  sozialpolitisch  einzig  einwandfreien  Grund- 
.gedanken  zur  tieltung  bringen  und  den  Dienst  mit  möglichst 
wenig-en.  aber  möglichst  gut  bezalilien  Bediensteten  ver- 
sehen wollen.  Und  da  stoßen  wir  softui  auf  Schwierigkeiten. 
Es  ist  bekannt  und  oft  iiachgewie.s.en  worden,  daß  die  k.  k. 
Staatsei.s-enhahnverwaHtung  auf  ihrem  Liniennetze  verhältnis- 
mäßig mehr  Personal  verwendete-  als  in  einem  rein  kauf- 
männisch geleiteten  Betriebe  erforderlich  wäre.  Wir  haben 
uns  somit  srhon  Idsher  in  bezug  auf  die  Personalkosten  mehr 
geleistet,  als  rein  kaufmännisch  zu  rechtfertigen  war.  Auch 
wenn  Gesamtösterieieh  unter  den  Schlägen  des  KriegeiS  nicht 
zusammengebrochen  wäre,  so  hätte  die  k.  k.  St aatsbahii Ver- 
waltung unter  tiem  Druck  der  waeb.-endcn  Steuerlasten 
früher  oder  später  unbedingt  auch  ohne  Verkleinerung  de>i 
Netzes  nach  einer  Verminderung  ilires  Peisouabs  streben 
müs.s^'n  ;  <li,eses  Streben  wäre  ohne  sclunerzhafte  Krämpfe  zu 
erfüllen  gewe.-en,  da  man  einfach  die  durch  Tod  und  Dienst- 
iinfähigkeit  au.sscheidenden  Bediensteten  einige  Zeitlang 
nicht  zu  ersetzen  gebraucht  hätte,  um  in  verhältnismäßig 
kurzer  Zeit  auf  den  'sozialpolitisch  und  betriebstechnisch  zu- 
lässigen i\Iindeststan(l  zu  koniiucu.  A ndeierseits  würde  diu 
Verkleinerung  unsens  Liiijicnncizcs  in  dieser  Beziehung 
keine  Schwierigkeilen  lirin>;en,  wenn  nicht  einige  besondere 
Umstände  schwer  in  die  Wagschale  fielen,  nämlich  das  Vor- 
wiegen de>s  deutschen  Elementes  unter  den  Bediensteten  der 
allen  k.  k.  Sta.at-sbahn,  die  Rückkehr  \'ieler  Hediensleten  zum 
Dienst,  dem  sie  im  Kriege  entzogen  waren,  die  aus  so- 
zialpol iiischeu  Rücksichten  während  des  ganzen  Krieges 
g<'übte  Zurückhaltung  bezüglich  der  Versetzungen 
m  den  Ruhestand  unil  die  Gefahr  der  Ver- 
größerunn-  d-er  unzählbaren  Scharen  der  Arbeitslosen.  Dies.e 
Umstände  macheu  ein  engherziges  Vorgehen  unmögiich  und 
schaffen  jeder  Maßnahme  zur  Erzieüuug  größter  Spaivsamkeit 
.sch were  Hindernisse. 

AVollen  wir  dazu  kommen,  daß  einerseits  der  einzelne 
aktive  liedienstcfe  eine  möglichst  auskömmliche  Besoldung  be- 
ziehe und  andererseits  nicht  uu.sere  schwer  t>elast6te  Be- 
völkeruno- von  den  Steuern  erdrückt  werde,  so  müssen  wir  an- 
gesichts des  von  Haus  aus  vorhandenen  Ülierschus.ses  an  Be- 
diensteten aus  der  alten  k.  k.  Verwaltung  und  aus  der  Kriegs- 
zeil, die  zur  Einstellung  von  Aushilfsbediensteteu  nötigte,  un<l 
angesichts  des  Rückströmens  vieler  deutscher  Bediensteten 
aus  uichtdeulsclii'ii  Ländern,  unter  dem  Zwan.o-  der  Verhält- 
uis.se.  den  Personalstand  künstlich  verringern;  um  diese  Wahr- 
heit kommen  wir  nicht  herum,  alüe  Verschleierung-  hilft  nichts 
und  führt  lediglich  zu  Enttäuschungen.  Findet  man  nicht 
den  Mut,  eine  solche  Operation  rechtzeitig,  \'t>rsichtig  und 
wohldurchdacht  zu  vollziehen,  so  können  sich  aus  der  lange 
daiH'indeu  Beibehaltung  eines  ül>ermäßig  zahlreichen  Per- 
sonals nur  zwei  Folgen  ergeben :  entweder  der  einzelne  Be- 
dienstete wird  schlecht  bezahlt.  Leistet  wenig,  ist  unzufrieden 
und  .jederzeit  zur  Auflehnung  gegen  einen  geordneten  Dienst- 
betrieb geneigt ;  dauert  ein  solcher  Zustand  llängere  Zeit  an, 
so  werden  die  schauderhaften  Verhältnisse,  die  in  bezug  auf 
Sicherheit  des  Eigentums  und  Regelmäßigkeit  des  Verkehrs 
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durch  den  Krieg  herbeigeführt  worden  aind,  sozusagen  zu 
einer  als  unabänderlich  anerkannten  Einrichtung  werden,  die 
für  die  Bediensteten  wie  für  die  Bevölkerung  gleich  uner- 
träglich werden  wird.  Oder  wir  bezahlen  die  Lieute  menschen- 
würdig, dann  ergeben  sich  solche  Lasten  für  die  Steuerträner 
oder  in  Form  überspannter  Tarife  für  die  Verfrachter  und 
Empfänger,  daß  in  kürzester  Zeit  unter  dem  Druck  der  öffent- 
lichen iieinung  ein  Zusammenbruch  eines  solchen  Verwal- 
tungssystems erfolgen  muß.  Die  Augen  verschließen  und  der 
Wahrheit  nicht  ins  Gesicht  sehen,  oder  die  Wahrheit  sehen 
und  die  notwendigen  Entschlüsse  hinausschieben,  bedeutet 
eine  Unauf rieht igkeit  gegen  die  Bevölkerung  und  gegen  die 
Bediensteten.  Aus  dem  Zwiespalt  zwischen  der  Forderung 
nach  Sparsamkeit  und  aus  der  sozialpolitisch  gebotenen 
Schonung  der  Einzelexistenz  gibt  es  meiner  Meinung  nach 
nur  einen  Ausweg:  daß  man  einesteils  alle  jene  Bediensteten 
so  rasch  wie  ohne  ihren  Euin  herbeizuführen  möglich  ist', 
aus  dem  Dienste  entfernt,  die  entweder  vermöge  ihrer 
Jugend  noch  in  der  Lage  sind,  sich  eine  neue  Existenz  zu 
gründen  oder  die  infolge  ihres  Alters  schon  auf  Ruhegenüsse 
Anspruch  haben,  die  ihnen  ein  ertägliches  Auskommen  ge- 
währleisten. Bleiben  dann  noch  immer  überzählige  Bedien- 
stete, so  müssen  die  Neuaufnahmen  so  lange  gesperrt  werden, 
bis  der  natürliche  AbfaDl  wieder  Luft  geschaffen  hat.  Es 
iSit  mir  olme  Aveiteres  klar,  daß  aus  diesen  Darlegungen  AVaffcn 
gegen  ..personalfeindliche"  Beamte,  besonders  gegen  mich 
S'elbst,  werden  geschmiedet  werden.  Aber  diese  Befürchtung 
kann  mich  nicht  einen  Augenblick  abhalten,  die  Wahrheit  zu 
sagen.  Es  hat  keinen  Zweck,  derartige  Dinge  versciileiem  zu 
wollen,  und  e<  wäre  ein  Eückfall  in  das  bei  uns  seinerzeit 
beliebt'p  System,  bei  dem  man  glaubte,  eine  Schwierigkeit  aus 
tlem  Wi'ix  geräumt  zu  haben,  wenn  mau  sie  lecht  sorgfältig 
vertu.seht  hatte.  Wahrscheinlich  wird  geraile  über  diese  Frage, 
deren  lichlige  Lösung  überaus  schwierig  ist.  und  die  dank- 
baren Stoff  zur  Agitation  bietet,  manch  einer  stürzen.  Mögen 
sich  innner  .Männer  finden,  die  lieber  stürzen,  alkS  eiuei' 
falschen,  das  Wii  tschai'tsleben  unseres  unglücklichen  Vater- 
landes .schwer  gefährdenden  Lösung  zustimmen.' 

Nun  fragt  sich,  wie  können  die  angedeuteten  Zwecke  bei 
der  Eeorganisation  erreicht  werden?  Auch  da  muß  ich  mich 
auf  Andeutungen  in  großen  Umri.ssen  ibeschränken ;  denn 
diejenigen  unter  Ihnen,  die  der  Sache  besondere  Aufmerk- 
simüceit  geselienkt  haben  und  schenken,  kennen  o-,ewiiß  die 
zahlreichen,  bisher  über  diesen  Gegenstand  veröffentlichten 
.\rbeiti  n,  von  denen  ich  als  öffentlich  zugänglich  nur  einige 
erwiihueu  will:  Die  Exnersche  Studie  aus  dem  Jahre  1906,  die 
Vorlagen  des  Eisenbahnministeriums  an  den  Staatsei.senbahn. 
rat  von  1909.  den  Bericht  des  Staatsei.senbaliiirates  hierüber, 
sowie  die  Gutachten  dazu  von  Exner,  Günther,  Völckcr  und 
Hoff  und  das  Buch  von  Baron  Buschman.  Ich  willl  hier  nur 
flüchtig  erwähnen,  daß  man  für  die  Verwaltung  der  k.  k. 
Staatsbahnen  recht  mannigfaltige  Vorschläge  gemacht  hat, 
die  nun  auch  für  die  deutschösterreichische  Verwaltung  in 
Frage  komnien,  wobei  sich  Zweifel  erüelieu  werden,  ob  nicht 
die  eine  oder  die  andere  seinerzeit  für  das  20C00  km-Netz  als 
geeignet  befundene  Form  heute  ungeeignet  ist  und  um,gekehrt, 
und  inwieweit  die  Änderung  des  staatlichen  Gefüges  auch 
grundsätzliche  Versehiedenheiten  in  der  Beurteilung  der  zahl- 
reichen bisher  getirachten  Vorschläge  begründet. 

Über  einen  Punkt  dürfte  wohl  auch  jetzt  kein  Zweifel 
herrschen,  d.  i.  wenigstens  für  die  gesamte  Eisenbahnverwal- 
tung als  solche,  die  Beibehailtung  zweier  Instanzen  und  die 
Verwerfung  dreier  Instanzten. 

Ob  wir  aber  die  oberste  Leitung  des  gesamten  Eisenbahn- 
wesens im  Verkehrsamte  zu  behalten  haben,  oder  ob  diesem 
nur  die  iStaatshoheits.  und  aufsichtsbehördlichen  Befugnis&e 
zu  ubertragen,  die  gesamte  eigentliche  Verwaltung  aber  in 
einer  Generaldirektion  zu  vereinigen  wäre,  hängt  haupt- 
sächlich davon  ab,  ob  das  Verkehrsamt,  is-einem  Namen  ent- 
sprechend, außer  den  Eisenbahnen  auch  noch  Post,  Tele- 
graphen. Fernspreeher,  Schiffahrt,  Luftfahrt,  Kraftwesen,  die 
Elektrizität s Wirtschaft  und  den  Fremdenverkehr  verwalten 
oder  m  seiner  jetzigen  Rumpfgestalt  verbledben  soll 

Richer  ist,  daß  jetzt,  wo  nationales  Mißtrauen  wegfällt  und 
unbedingte  Staatsti-^eue  als  selbstverständlich  bei  jedem  Be- 
amten vorausgesetzt  werden  kann,  die  Befugnisse  und  die 
V  erantworthchkeit  möglichst  nach  unten  verlegt,  d  h.  den 
künftigen  Direktionen  in  denkbar  weitestem  Umfang  einge- 
räumt werden  mü.ssen. 

Sicher  ist  ferner,  daß. gewisse  Geschäfte  der  Dii-ektionen 
zentralisiert  werden  müssen ;  ich  erwähne  da  nur  Einnahmen- 
kontrolle. Bes(  haffung  und  Verwaltung  von  Bau.  und  Be- 
triebsstoffen und  Einrichtungsstücken  usw.  Zweifelhaft  da- 
gegen ist  unter  den  jetzigen  gründlich  geänderten  Verhält- 
niss-en  wieder,  ob  die  hierfür  zu  schaffenden  Zentralstellen 
ins  Verkehrsamt  oder  in  die  Generalldirektion  verleo-t  oder 
als  mehr  oder  weniger  seihständige  Hilfsstellen  angegliedert 
oder  ob  einzelne  Direktionen  mit  der  gemeinsamen  Geschäfts- 


führung tur  derartige  Dienstzweig«  betraut  werden  sollen 
Demnach  wird  die  künftige  Einrichtung  eines  Hauptwagen- 
amtes, eines  Tarifamtes  und  des  nun  schon  im  Hinblick  auf  die 
„Ersatz' -Wirtschaft  dringend  nötigen  Materialprüfungsamtes, 
vielleicht  auch  eines  Bauamtes,  auf  das  ich  besonders  zu- 
rückkommen muß,  besonderer  Erwägung  bedürfen  Weiter 
verweise  ich  auf  die  heutige  Generalinspektion,  die  in  dieser 
l\orm  in  Hinkunft  wohl  nicht  mehr  weiter  bestehen  kann, 
vielleicht  aber  den  Kern  bietet  für  eine  vernünftige  Auso^e- 
staltung  unseres'  heute  unsinnig  zersplitterten  Kontroll- 
wesens, bei  dem  es  nicht  ausgeschlossien  ist,  daß  in  ■pin  und 
derselben  Station  gleichzeitig  mehrere  Kontrollbeamte  er- 
schein.en,  die  für  ganz  verwandte  Dienstzweige  bestellt  sind. 
Die  Bestellung  so  vieler  Sp-ezialkontrollore  führt  zur  Er- 
teilung von  Aufträgen,  die  sich  teilweise  widersprechen,  so 
daß  die  Kontrolle  nicht  nur  nicht  aufklärend  und  fördernd 
sondern  verwirrend  und  hindernd  wirken  kann.  Die  ümo-e- 
staltung  der  Generalinspektion  im  Sinne  einer  fachlich  und 
wirtschaftlich  tätigen  Kontrolleinrichtung  des  Verkehrsamtes 
diirfte  eine  Möglichkeit  bieten,  um  den  Kontrolldienst  der 
Direktionen  von  möglichst  wenigen,  dafür  aber  in  mehreren 
Dienstzweigen  vollkommen  bewanderten  Beamten  der  obersten 
Verwaltungsstelle  uberwachen,  schulen  und  weiter  bilden  zu 
lassen  und  zur  Heranbildung  von  Anwärtern  für  höhere 
Stellen  eane  ausgezeichnete  Schule  zu  schaffen. 

Wie  schon  erwähnt,  muß  ich  auf  die  überragende  Bedeu- 
tung aufmerksam  machen,  die  ein  besonderer  Zweig  des  Bau- 
dienstas  m  nächster  Zeit  gewinnen  wird.    Das  schmerzlichste 
an  unserer  schmerzlichen  Lage  ist  unsere  heutige  Kohlennot 
Leider  werden  wir  in  aller  Ewigkeit  in  Deutschösterreich 
nicht  genügend  Kohle  erbohreu,  um  unseren  Bedarf  auch  nur 
annähernd  zu  decken.    Dafür  aber  h^at  der  Himmel  uns  einen 
Schatz  beschert,  den  wir  in  kindlichem  Leichtisinne  bis  jetzt 
ungehoben  ließ.en ;    ich    meine    uns.ere  Wasserkräfte.    '  Ich 
.glaube,  unter  den  dringeuilsien  Aufgaben,  die  unsere  Regieruno- 
bat,  ist  vielleicht  eine  der  allerdringendsten  die  Verwan.d'^ 
lung  des  letzten  brauchbaren  Kubikmet.ers  Wasser  in  elek- 
Imsche  Energie.    Wollen  wir  diese  Aufgabe  richtig  erfüllen 
da,nn  müssen  wir  nach  einem  einheitlichen  Plan  vorgehen, 
wir  müssen  die  Verländerung  und  damit  die  Verschwendung 
der  Wasserkräfte  verhindern,    wir   uiüssen  trachten,  diesen 
iSchatz  der  Allgemeinheit  möglichst  lestlos  nutzbar  zu  machen, 
wir  müssen  sobald  als  irgend  möglich,  wenn  Tirol  den  Be- 
strebungen nach  Kantönliwirtschaft  nicht  zum  Opfer  fällt, 
die  tirolischen  Bahnen  zum  elektrischen  Betrieb  überleiten 
Wir  müssen  sobald  als  irgend  möglich  unserer  Vaterstadt 
Wien  den  elektrischen  Betrieb  der  Stadtbahn  und  womöglich 
auch  der  hier  einmündenden  Ei'^enlialiulinien  vei\schaffen"und 
nn  weiteren  Ausbau  danach  trachlien,  den  Ungeheuren  Kohlen- 
bedarf der  Eisenbahnen   durch  lelektrischen  Strom  zu  ver- 
drängen.   Tun  wir  dies  nicht,  so  bleiben  wir  dem  Auslande 
zmspflichtig,  einem  Auslande,  da.s  sich  durch  Gemütspeo-un.gen 
sicher  nicht  abhalten  lassen  wird,  den  Kohlenkorb  und  so- 
mit den  Brotkorb  so  hoch  zu  hängen  wie  möglich.  Werden 
unsere  Nachbarn  aiber  erst  gar  eigene  Währung  haben,  dann 
wehe^ unserer  Volkswirtschaft,  wenn  wir  nicht  von  der  frein- 
lien  Kohle  so  weit  wie  möglich  loskommen!    Darum  betrachte 
ich  unsere  jetzige  Kohlennot  in  gewissem  Sinne  als  einen 
Glücksfall.     Sie  hat  uns  Anhängern  der  Elektrisierung  die 
stärkste  Waffe  in  die  Hand  gedrückt,  die  un.s  das  Schicksal 
bescheren  konnte;  jeder  Wagen  Kohle,  den  man  uns  vorent- 
hält, .jede  Feierschicht,  die  ein  Arbeiter  wegen  Kohlenmano-els 
über  sich  ergehen  lassen  muß,  jedes  kalte  Zimmer,  in  dem 
unsere  Bevölkerung  friert,  ist  ein  neuer  Grund  für  den  Ruf 
„Heraus  mit  der  Elektrisierung,  heraus  mit  der  Elektrisierung 
um  jeden  Preis,  heraus  mit  der  Elektrisierung  im  größten 
Maßstabe,  heraus  mit  der  Elektrisierung    lieber    heute  als 
morgen!"    Schon  bisher  hat  das  k.  k.  Eisenbahnministerium 
—  und  auch  das  iVIinisterium  für  öffentliche'  Arbeiten  — 
umfangreiche  Vorarbeiten  für  diese  Zwecke  geleistet.  Nicht 
bürokratische  Machtgier  ist  es,  wenn  ich  die  Forderung  er- 
hebe,  daß  dem  Verkekrsamt  mindestens  bis  zu   dem  Zeit- 
punkte, wo  der  dringendste  Strombedarf  der  Eisenbahnen  ge- 
sichert sein  wird,  eine  führende  Rolle  bei  der  Elektrisieruuy 
zugeteilt  oder  diese  ganz  in  seine  Hand  gelegt  werden  soll; 
nein,  es  ist  die  Erkenntnis,  die  zum  Teil  während  des  Kriege.s 
zu  voller  Reife  gekommen  ist,  daß  das  Eisenbahnwesen  das 
Ruckgrat  unseres  Wirtschaftslebens  ist,  daß  dieser  Organis- 
mus zuerst  leben  und  in  seinem  Leben  gegen  alle  Gefahren 
unbedingt  geschützt  werden  muß,  wenn  der  Staatskörper  nicht 
erkranken  und  dahinsiechen  soll.    Und  möge  es  nun  kommen 
wie  es  wolle,  ob  das  Verkehrsamt  selbst  zu  der  ehrenvollen 
Aufgabe  berufen  wird,  unserem  Vaterlande  eine  moderne 
Elektrizitätswirtschaft  zu  verschaffen,  oder  ob  es  nur  zur 
Mitarbeit  herangezogen  wird,  in  jedem  dieser  beiden  Fälle 
wird  da«  Verkehrsamt   eine   um    so    schwierigere  Aufgabe 
haben,  als  die  gebotene  Eile  die  Intensität  der  Arbeit  ver- 
doppeln und  verdreifachen  wird.      Darum,  miein©  Herren, 


16.  Harz  1919 


197 


Nr.  20 


wird  gerade  die  Organisation  des  Baudienstes  von  ganz  be- 
sonderer Wichtigkeit  sein  und  besonderer  Sorgfalt  bedürfen. 

Ein  w-ichtiger  Teil  der  Personalfürsorge  wird  die  Aus- 
gestaltung jener  Einrichtung-en  sein,  die  dazu  dienen,  der 
Verwaltung  die  Wünsche  des  Personals  in  möglichst  ver- 
läßlicher Form  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  dem  Personal 
eine  möglichst  eingehende  Vertretung  dieser  Wünsche  zu 
sichern.  Schon  unter  der  alten  Eegierung  ist  die  Schaffung 
derartiger  Einrichtungen  angebahnt  worden.  In  Zukunft 
müssen  wir  sie  auf«  sorgfältigste  auszuigestalten  trachten. 
Freilich  werden  wir  in  der  Übergangszeit  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten zu  überwinden  haben,  so  insbesondere  die  mangelnde 
politische  Schulung  eines  Großteils  unserer  Bevölkerung. 
Der  Staat  ist  eine  Willensorganisation,  er  ist  die  Form,  iu 
der  der  vereinigte  Wille  seiner  Bürger  zur  G-eltung  kommen 
soll.  Die  Eegierungsform  ändert  nichts  au  dem  Gebote,  dali 
der  im  Staatsoberhaupte,  mag  dieses  ein  Monarch  oder  ein 
Präsident,  oder  deren  mehrei-e  sein,  verkörperte  Volkswille 
sich  nach  unten  kräftig  in  Verwaltung  um.  und  durchsetze 
Von  dieser  Spitze  nach  unten  muß  der  Staatswille  sich  in 
der  Eepublik  genau  so  kräftig  durchsetzen  wie  in  einer  ab' 
soluten  Monarchie;  ja,  der  republikanische  Gedanke  stützt 
sich  geradezu  auf  die  Überzeugung,  daß  der  in  der  Person  tles 
Präsidenten  verköri>erte  Staatswille  des  Volkes  eine  ergie- 
bigere Machtquelle  sei  als  die  absolute  oder  konstitutionelli 
Monarchie.  In  einfachste  Form  gekleidet  heißt  das,  daß  auch 
eine  Eepublik  ohne  Manneszucht  in  Verwaltung  und  Ileei 
nicht  liestehen  kann.  In  der  autokratischen  Monarchie  frei- 
lich kauu  ein  freies  mannhaftes  Wort  gegenüber  einem  Yoi-' 
gesetzten  zu  Kei-ker  und  Verbannung  fühi'en.  manchmal  zum 
Scliafott ;  iu  der  Eepublik  sind  wir  nicht  so  mimo&enhaft  emp. 
fmdlich  und  können  in  dieser  Beziehuno-  einen  Puff  ver-' 
tragen ;  wer  (Ins  nicht  früher  gelernt  hat.  konnte  es  wenigstens 
in  den  letzten  Wochen  lernen.  Eines  aber  ist  sicher,  daß  die 
Kritik  der  Untergebenen  an  den  Vorgesetzten  in  der  auf  alleu 
Gebieten  eiucs  g-'eordneten  staatlichen  Lebens  unerläßlichen 
Disziplin  ihre  Grenze  hat  und  nicht  dazu  führen  darf,  daß 
<lie  Beauftragten  des  Staates  nur  deswegen  von  ihren  Posten 
entfernt  werden,  weil  sie  den  Untergebenen  aus  irgendeinem 
Grund  nicht  passen.  Auch  eine  Maasenabstimmung  kann  m 
solchen  Fragen  keinen  Wert  haben,  da  die  Abstimmenden  in 


einer  großen  Verwaltung  gar  nicht  wissen  können,  warum  sie 
so  oder  so  stimmen  sollen  und  weil  nicht  die  geringste  Ge- 
währ dafür  besteht,  daß  sie  nicht  für  persönliche  Zwecke 
mißbraucht  werden.  Wenn  z.  B.  bei  einigen  Direktionen  dw 
Bediensteten  kurzerhand  die  Entfernung  zahlreicher  Vor- 
gesetzter, und  zwar  meist  all  derer,  in  deren  Hand  die  Sorge 
tur  eine  ordentliche  Dienstführung  liegt,  verlangt  haben,  so 
bewist  das  nicht,  daß  die  Angefeindeten  ihre  Posten  nicht) 
ausfüllen,  sondern  zunächst  nur,  daß  die  Unterzeichner  der- 
artiger Schaiiftstücke  sich  iüber  die  Verteilung  politi^scher 
Eechte  und  Pflichten,  über  da«  Verhältnis  zwischen  Dienst- 
pt  licht  und  Wahlrecht  und  ähnliche  grundlegende  Begriffe  im 
linklaren  sind.  Alles,  was  ich  hier  angedeutet  habe,  sowie 
auch  die  gänzliche,  womöglich  gesetzliche  Ausschaltung  des 
Uliberechtigten  Einflusses  der  Legislative  und  besonders  des 
einzelnen  Parlamentariers  auf  die  eigentliche  Verwaltung  gilt 
übrigens  für  die  Staatseisenbahnverwaltung  nicht  in  höherem 
Jlaße  als  für  alle  übrigen  Verwaltungszweige  und  ist  für 
unseren  Staat  geradezu  eine  Lebensbedingung 

Als  zu  erstrebendes  Ziel  möchte  ich  die  Schaffung  einer 
wohlgegründeteu  Vertretung  des  Personals  bezeichnen,  einer 
\  ertretung,  die  sich  auf  eine  wahrhaft  demokratische  Wahl 
stutzt  und  dadurch  den  gewählten  Vertretern  die  nötio-e 
Sicherheit  und  Euhe  bietet  und  andererseits  den  Wählern  die 
Gewähr  einer  wirklichen  Vertretung  ihrer  eigenen  Interessen 
Unbedingt  notwendig  ist,  daß  diese  Vertretung  des  Personals 
ebenso  wie  das  Staatsamt  für  Veikehr  genau  wissen,  welche 
Eechte  und  Pflichten  dieser  A-ertietung  zustehen,  welche  An- 
gelegenheiten sie  zu  behandeln  berechtigt  und  verpflichtet  ist 
und  in  welchen  Formen  sich  ihre  Mitwirkung  abzusiiielen  hat. 
Unbedingt  festzuhalten  hierbei  ist,  daß  ilie.se  Vertietimg  des 
Personals  nur  in  allgemeinen  Augelegenheit<'u  zur  Beurtei- 
lung, allenfalls  zu  einem  Einspruchsrecht  iu  gewissen  Fällen, 
berufen  sein  kann,  daß  aber  alle  die  rein  administrative 
Durchführung  bestehender  Gesetze.  Vollzugsanweisungen  und 
sonstiger  bindender  Vorschriften  l)etref feuden  Verwaltungs- 
niaßnahmen  sich  der  Einflußnahm.e  de.s  Personalbeirates  ent- 
ziehen müssen;  sonst  ist  von  einer  gedeihlichen,  raschen  und 
gleichmäßigen  Behandlung  der  Personalgeschäfte  keine  Eede 
mehr. 

(Schluß  folgt.) 


Zur  Frage  der  Intern ationalisierung  der  Stidbahn. 


Nachstehende  Erörterunu  über  die  Frage  der  Internatio- 
nalisierung  der  Südbahn  (Nr.  6,  S.  56,  Nr.  9,  S.  86  und  Nr.  13, 
b.  126  d.  Ztg.)  ist  dem  „Neuen  Wiener  Tagblatf  entnommen. 
Diese  Erörterung  .spricht  sich  gegen  die  Internationalisieruno- 
der  budbahu  aus  und  tritt  für  die  Verstaatlichung  dieser 
Privatbahn,  sowie  für  die  luternatioualisierung  der  Häfen 
von  Triest  und  Fiume  ein. 

C^i'iiiclzüge  der  beabsichtigten  Intemationalisierung  der 
budbahn  beschianken  sich  nicht  auf  Bürgschaften  für  den 
Durehganffsverkehr.  sondern  die  Nationalstaaten,  welche  die 
biidbahn  durchzieht,  sollen  an  eine  ad  hoc  einzusetzende  Kom- 
mis.sion  die  Ausübung  aller  Hoheitsrechte  übertragen,  insbe- 
sondere die  Tarifhoheit  und  die  Bahnpolizei.  Die  einzelnen 
Nationalstaaten  und  somit  auch  Deutschösterreich  sollen  sich 
damit  des  Eechtes  begeben,  die  Interessen  ihrer  eigenen  Er- 
zeugnisse, insbesondere  die  Förderung  der  Ausfuhr  und  die 
Erleichterung  des  Bezuges  von  Eohstoffen  selbständig-  wahr- 
zunehmen. 

Die  Intemationalisierung  einer  Eisenbahn  m  diesem  Sinne 
^vunte  etwas  ganz  Neues  bedeuten,  weil  kein  Staat  einen 
soicüen  Eingnff  in  seine  Hoheitsrechte  bisher  zugegeben  hat 
bs  gehört  zu  den  obersten  Pflichten  eines  Staates,  sein  Ho, 
Heitsrecht  über  alle  in  seinem  Machtl>ereich  geleoenen  Ei>eu- 
i>ahnen  uneingeschränkt  zu  wahren,  und  Deutschösterreicb 
wäre  m  ^seiner  Lebensfähigkeit  ernstlich  bedroht,  wenn  es 
aut  eines  der  Avichtigsten  Machtmittel,  das  der  Staat  in  seinem 
hintluß  auf  die  Verkehrswege  besitzt,  verzichten  müßte 
i-»eutschosterreich  ist  ganz  besonders  darauf  angewiesen,  sei- 
nen bintluß  auf  die  Privatbahnen  zu  erhalten,  weil  diese  iu 
Ueutschosterreich  eine  größere  Eolle  spielen  als  in  der  alten 
Monarchie.  Während  dort  90%  Staatsbahnen  10%  Privat- 
Dalmen  gegenüberstanden,  ^st  in  Deutschösterreich  mehr  als 
ein  Drittel  der  Ei.senbahnen  im  Privatbetriebe.  Unter  den 
letzteren  nimmt  die  Südbahn  eine  besondere  SteUun«-  ein 
aeren  verkehrspolitische  Bedeutung  \;-esentlich  gestieo-eu  ist 
•veitdem  die  Revolution  alle  jene  Zusammenhänge  gelöst  hat' 
welche  dem  ungari.schen  Staate  die  Möglichkeit  gegeben  haben' 
vermöge  des  Charakters  der  Südbahn  als  einer  gemeinsamen 
Bahn  auch  aut  die  österreichischen  Linien  der  Südbahn  seinen 
Eiintluß  geltend  zu  machen. 

Die  Lösung  dieser  Zusammenhänge  legt  auch  die  Frao-e 
nahe,  ob  vielleicht  nicht  jetzt  der  richtig©  Zeitpunkt  versäumt 


o-^Iu'^i.  ^^^'^  Deutschösterreich  befindlichen  Linien  der 

Sudbahn  —  für  welche  das  konzessionsmäßige  Einlösuno-s- 
recht  bei-eits  mit  1.  Januar  1896  eingetreten  ist  —  nicht  ver- 
staatlicht würden,  da  die  Schwierigkeiten,  welche  die  un,o-ari- 
sche  Eegierung  bisher  diesem  Plane  bereitet  hat,  nicht  mehr 
m  Betracht  kommen,  die  österreichische  Eegierung  überhaupt 
nach  .jeder  Eichtun g  die  volle  Freiheit  ihrer  Entsehließuno- 
\yieder  erlangt  hat.  und  alle  Gründe,  welche  für  die  Verstaat" 
lichung  der  Eisenbahnen  im  allgemeinen  sprechen,  bei  dem 
m  seinen  Machtmitteln  sehr  beschränkten  Deutschösterreich 
111  verstärktem  Maße  vorhanden  sind.  Wenn  man  berück- 
sichtigt, daß  das  Staatsbahnnetz  Deutschösterreichs  auf  den 
vierten  Teil  des  vormaligen  Staatsbahnnetzes  zusammencre- 
schrumpft  ist,  während  die  andern  Nationalstaaten,  namentlich 
der  tschecho-«.lowakische  Staat,  alle  wichtigen  A^erkehrslinien 
in  ihrer  Hand  vereinigt  haben,  so  kommt  man  zu  dem  Schlüsse, 
daß  aüch  der  deutschösterreichische  Staat,  um  seine  Lebens- 
tahigkeit  zu  behaupten,  auf  den  unbeschränkten  Besitz  aller 
m  Sjeinem  Machtbereich©  liegenden  Hauplbahnlinien  nicht  wird 
vemchten  können  und  daher  zur  Verstaatlichung  der  Haupt- 
bahnen, in  erster  Linie  aber  der  Südbahn,  wird  schreiten 
müssen.  Denn  nur  wer  die  Bahnen  eines  Landes  besitzt,  ist 
auch  der  Herr  des  Landes. 

Für  die  Intemationalisierung  der  Südbahn  wird  hauptsäch- 
lich die  Sicherung  der  Wegefreiheit  nach  Triest  ano-eführt 
AJiuliche  Fragen  sind  schon  früher  aufgetreten,  aber  es  be- 
durfte hierzu  nicht  so  tiefer  Eingriffe  in  das  Hoheitsrecht 
eines  Staates.  Im  wesentlichen  handelt  es  sich  dabei  doch 
uur  um  die  Sicherung  des  Durchgan arsverkehrs.  Es  ist  aber 
ein  Irrtum,  zu  glauben,  daß  dieser  Verkehr  nur  dann  als  ge- 
sichert anzusehen  sei,  wenn  die  Staatsgebiete,  über  welche 
die  Bahn  zu  den  Häfen  zieht,  der  unumschränkten  Verkehrs- 
üoheit  der  betreffenden  Staaten  entzogen  werden.  Wenn  das 
richtig  wäre,  dann  müßten  auch  die  Linien  der  Ferdinands- 
Nordbahu.  die  für  Deutschösterreich  ungleich  wichtioer  sind 
als  der  Weg  nach  Triest,  und  die  .jetzt  auch  unter  drei"^  Staaten 
aufgeteilt  sind,  einer  internationalen  Kommission  unterstellt 
werden.  Die  Sicherung  des  internationalen  Verkehrs  ist  viel- 
mehr längst  erfolat  durch  das  Internationale  Übereinkommen 
ülier  den  Eisenbahnfrachtverkehr,  das  sogenannte  Berner 
Übereinkommen  vom  Jahre  1893,  welches  für  nicht  wenio-er 
als  259  499  km.  Eisenbahnen  gilt  und  isich  nach  jeder  Eichtun <>• 
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l)«währt  bat.  Aufgabe  der  Friedenskonferenz  wird  es  isein,  die 
AiifrechterhaltuDff  des  iiu  Dezember  v.  J.  von  Frankreich  und 
Italien  »'ekündioten  Internationalen  Übereinkommens  seitens 
der  bisherio-en  Yertragsstaaten  anzuerkennen  und  die  neu 
entstandenen  Staaten  zu  ver|)fliohton,  dem  {'ber^einkomuien 
Iieizuti'eten. 

Daneben  wiid  es.  an^-'esiclit-s  des  Um,stande.s,  daß  durch  di« 
erfol.üte  T'nnvälzuno'  viele  ueue  Staaten  an  diesem  Verkehr 
Iw'teiii.s-t  sind.  '^<'\vi P»  erwünscht  sein,  für  gewisse  internatio- 
nale A'erkcliie,  wie  zum  Beisinel  für  den  AX'rkehr  nach 
Triest  und  Fiume,  bezüglich  der  Transitsti-eckeu  der 
Südhahn  zwischen  den  beteilig'teiL  Eisenbahnverwaltunyen 
taiifarische  A'ereinbarun.t^-en  zu  treffen,  wie  sie  zum  Beispiel 
im  Ausuieich  mit  I"uo-arn  für  den  A'erkehr  nach  dem  Westen 
uud  nacli  Eumäuien  und  deui  B-alkau  oder  auf  Grund  der 
„Convention  ä  quati-e"'  mit  den  Balkaustaaten  festuelent  wor. 
den  sind.  Auch  für  die  Förderung-  des  Verkehres  mit  Triest- 
Fiume  sowie  für  den  die  Südbahn  bevorzüjjenden  Verkehr 


Üeut'schösterreiohs  nach  den  Balkanstaaten  werden,  da  die 
Wegefreiheit  durch  die  Anerkennung  des  Internationalen 
l"rljereinkommens  über  das  Eisenbahnf  rächt  recht  ausreichend 
gevsichert  werden  kann,  bahnseitige  Y'ereinbarungen  anzu- 
streben isein,  deren  Zustraudekommen  anoesichts  des  gemein- 
samen Intei-esses  aller  an  diesem  Verkehr  l>6teiligten  Staaten 
wohl  außer  Frage  steht.  Eine  Voraussetzung-  für  den  Erfolg 
der  über  den  Überseeverkehr  zu  treffenden  bahnseitigen 
\''ei'einbarung-en  bildet  allerdings  die  Erfüllung  der  Forde- 
rung nach  Internationalisierimg  der  an  den  Endpunkten  der 
Südbahn  liegenden  Häfen  Triest  und  Fiume.  Hiei-in  wird  der 
Schwerpunkt  der  d.  ö.  Verkehrspolitik  zu  suchen  .sein.  Die 
Lage  Deutschöisteiieichs  wäre  in  dieser  Hinsicht  eine  aus- 
siehtsvollere  gewesen,  wenn  wir  den  maßgebenden  Einfluß, 
der  uns  in  iN-zng  auf  die  großen  Schiffahrtsgesellschaften,  auf 
den  Lloyd  uud  auf  die  Austro-Americaua,  zu  C4ebote  stand, 
nicht  vorzeitig-  preisgeg-'eben  hüllen.  Dieses  Versäumnis  wdrd 
schwer  gutzumachen  sein." 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Die  Finanzlage  Preußens  iiiul  der  preußisclien  Staats- 
bahnen. Die  Einnahmen  des  iireußischeu  Staates  iM-mlitcn 
vor  dem  Kriege  zu  einem  nicht  unwesentlichen  Teil  auf  den 
Eisenbahnüberschüssen.  Es  konnten  aus  den  Eisenl)ahnül>er- 
schüssen.  nach  Deckung  ties  gesamten  eigenen  .\usgabe- 
bedarfs  dei'  Eiseiibahnverwallung  und  der  Verzinsung"  (].er 
Kis('nhalinka])italschiild.  im  Durchschnitt  der  bMzten  Friedens- 
jahre für  audew  Staalszwccke  li'_'(t  .Millionen  .Mark  zur  Ver- 
t'ü.gung  gestellt  w^'i'den.  .\uch  während  des  Kriegen  war  dies, 
wenn  auch  in  \\<'il  grringciem  rmfange,  möglich,  l'iii'  da- 
Kechuung.sjahr  IHIS  konnte  soi^ar  mit  cineT'  l'x'ssiMung-  de/ 
A'erhältnisse  geiechnei  werden.  Für  allgemeine  Staatszweckc 
konnte  ein  Reiniiherschuß  von  124.;!  .Millionen  ^lark  in  .\us-. 
sieht  genommen  Mei-d^cji.  der  allerdings  lünter  dei-  durch  da-i 
Eiseubahuahkünimeu  von  1910  festgesetzten  Grenze  von  2.10",/ 
lies  statistischen  Anla,geka|.itals  um  159  Millionen  .Mark  zu- 
lückblieb.  Die  Wirklichkeit  Jiat  sudi  v<')llig  anders  gestaltet. 
Im  Eisenbahiihaiishalt  devs  laufenden  Jahres  ist  mit  einem 
Fehlbetrag  von  1K>  Milliarden  Alark  zu  rechnen,  wovon,  wie 
die  -.Berl.  Pol.  Nachr."  erfahren,  rund  1  Milliarde  au.s  reinen 
laufenden  betrieblichen  Mehrausgaben  gegenüber  den  laufen- 
den Betriebseinnahmen  besieht.  l>cr  Noraussiehniche  Be- 
triebsüberschuß verschlechtert  sudi  gegenüber  dem  Voran- 
schlag von  731  Millionen  Mark  um  rund  1%  Milliaideu  Mark. 

Auch  für  das  E  e  c  h  n  u  u  g  s  J  a  h  r  1919  muß  mit  einem 
hohen  Fehlljetrag  gerechnet  werden.  Ihn  auf  ein  erträgliches 
Maß  zu  vermindern,  sind  die  am  1.  A|)ril  d.  ,1.  in  Kraft  treten, 
den  Tariferhöhungen  im  IVrsoueu-  und  (iülerverkehr  be- 
stimmt, von  denen  eine  Mehi'iMniiMhmi'  von  rund  1 ,15  Millin  rib'ii 
erwartet  wird.  Alier  auch  bei  Finre(dinung  der  durch  die 
Tariferhöhuuo-  entstehenden  .Mehreinnahmen  werden,  soweit 
zu  übersehen,  die  Betriebsausgaben  durch  die.  Hetrieb.sein- 
nahmen  nicht  gedeckt  werden  kcinnen,  so  dall  niil  'einem  F>hl-. 
betrag  zu  rechnen  ist  und  Av-ed+T  ein.e  A'eiziusung  noch  eine 
Tilgung  der  ^^i.■^(■nb;|||ns(dln Idcn  für  das  Jahr  1919  in  Frage 
kommen  kann,  geschweige-  di-mi  (dne  .Vbgal>e  vim  Übei-- 
sehiissen  l'ür  allg'Cnndnc  Staats/ weck'C.  üemcikenswert  ist, 
daß  die  \'ers(dile(dileriing  (b-s  HetrielisülK-i sidiussvs  im  laufen- 
den Jahre  zum  allcigrößten  Teil  s.eit  der  politischen  Km- 
wiilzuug  eingetreten  ist  und  mit  ihr  in  engem  Zusammen- 
hange stedit.  ! »le  .Mehraufwendungen  von  rund  1  ]4  ^tilliarden 
■Mark  gegenüber  dem  \'oranschlag  .sind  m  der  Mauiitsache 
erst  .seil.  November  19i.s  .er\A  aclisen.  Fs  sind  darunter  an- 
uälK'rnd  r^i  .Milliaiden  Mehrausgalieu  liir  iiersönliche  l'n-< 
kosten.  Die,  t^rölb'  dieves  Betrages  zeigt,  daß  auch  ein  be- 
währter Staatsbetrieb  wie  dei'  der  preußischen  Staatsbahnen, 
der  normalerwer.se  mit  t'bers(diiis.-eii  arbeiten  mußte,  duroli 
die  fortgesetzten  Pieis.  und  Lohustei.gerungen  der  letzten  !Mo- 
nate  finanziell  ruiniert  Averden  muß.  Wenn  zur  Aufrecht- 
erhaltuug  des  L'nteruehmeus  Zuschüsse  aus  allgemeinen 
Staatsmitteln  notwendig  werden,  so  müs.sen  diese  letzten  Eudes 
ilurch  Steuern  aufgebracht  werden,  die  das  preutiische  \'olk 
l>ci  dem  gewaltigen  SteiKM'Wedarf  (tes  Reiche  überaus  schw<M 
treffen  weixlen. 

—  Fachprüfunff  1.  Klasse.  L'm  mehrfach  geäußerten 
Wünschen  zu  entsprechen,  hat  der  preußische  Eisenbahn- 
minister  be.stimmt,  daß  für  die  aus  Militiirauwärtern  hervor- 
gegangeuen  Beamten  die  Airsschlußfrist  für  die  Meldung  zur 
l-'achprüfuüg  1  Klasse  um  zwei  Jahre  verlängert  Avird,  so 
daß    diese  Beamten  den  Antrag    a.uf  Zulassung    zur  Fach- 


prüfuug  nach  Ablauf  des  zweiten  Dienstjahies  s^eit  dem  Be- 
ginn ihrer  Anwartschaft  zum  Eisen bahnassistenten  binnen 
fünf  Jahren  izu  stellen  haben.  Die  Verlängerung  der 
Meldefrist  kommt  auch  den.ienigen  Beamten  zugute,  bei  denen 
die  seither  geltende  Ausschlußfrist  von  drei  Jahren  bereits 
abgelaufen  ist.  Die  durch  die  Erlasse  \'om  14.  Mai  1918  und 
vom  Iii.  NoAXunlier  191S,  Ziffer  7,  den  Beamten  mit  Rücksicht 
auf  die  Kriegsverhällnisse  ausnahmsweise  zuge^standene  Ver. 
längei-ung  der  Meldefrist  bleilit  danel)en  bestehen.  Die  Ab- 
änderung der  Prüfungsordnung  wird  zu  gelegener  Zeit  er- 
folgen. 

Nach  Zusatz  27  zur  Prüfungsordnung  (Personalvorschriften 
S.  118)  sind  die  Mililärauwärter  und  Betriel)suntei-beamten 
zur  Vorbereitung-  auf  die  F^achprüfung  1,  Klasse  auf  ihren 
.\ntrag  im  IBürodienst  zu  be.schäft igen.  Nachdem  die  sich 
aus  dem  Kriegszustande  ergebenden  Schwierigkeiten  für  die 
Frledignng  derartigei'  Anträge  nunmehr  in  der  Hauptsache 
ii-csedtigt  isind,  macht  der  Minister  es  den  Eisen bahndirektiouen 
unter  Hinweis  auf  die  frühereu  Erlass^e  vom  22.  Mai  1905 
und  vom  31.  Mai  191*1  erneut  zur  Pflicht,  dafür  zu  sorgen, 
dal)  für  die  Folge  den  ..Anlrägen  der  Beamttm  auf  Beschäfti- 
gung im  Bürodienst  alsbald  entsprochen  und  ihre  Verwen- 
dung dort  so  geregeK  wird,  daß  sie  gute  Gelegenheit  erhalten, 
den  Bürodlienst  in  dem  für  di<^  Prüfung  erforderlichen  TJm- 
raiige  kennen  zu  lernen. 

—  Wiederaiifualimo  des  Berliner  Stadt-  und  Ringbahnver- 
kehrs. l>'cr  Stadl  bahn  \' erkehr,  der  inf  olge  LokomotiAmiaugels 
seit  Monaten,  j'uht,  w  ird  \  oraussichtlich  in  der  nächsten  Woche 
wieder  in  Gang  geselzi  werden;  der  EingbahnA'erkehr,  der  seit 
etAva  10  Tagen  wegen  der  F''nruhen  im  Osten  Berlins  auf 
(■iuig<'n  .\bselinitten  unierbrochen  war,  ist  am  14.  d.  Mts.  wie- 
der aufgenommen  wdrdeii.  .\uch  iter  ZugA'ei'kehr  auf  der  Ost- 
liahnstrecke  nacli  S  I  r  a^  ti  s  b  e  r  g  und  K  a  u  1  s  d  o  r  f  dürfte  in 
i'iiiigeii  Tagen  \\  i^eder  möglich  sein.  Die  Bahnstrecke  ist 
inilit;iris(di  stark  gesichert  worden,  um  die  Heranbringung  a'od 
LelKusmitt'eln-  die  bisher  nur  bis  Strausberg  erfolgen  kann, 
sieherzustelleu. 

—  Zur  .Vusstaiidsbewegang  auf  den  deutsehen  Eisenbahnen. 

Mit  der  A'on  uns  bereits  in  A'origer  NumuK'r  gemeldeten 
Wiedel  aufnähme  des  FisenliahiiAerkehrs  am  10.  d.  Mts.  A'on 
luid  na(di  Leiiizig  konnte  der  Eisenbahuerstreik  in  Mittel-  uud 
Norddeutschland  als  beendet  betrachtet  werden.  Nun  ist  ein 
solcher  in  Schlesien  ausgebrochen.  Wie  der  .,B.  B.  Ztg.'"  ans 
Öls  unlerm  12.  d.  Mts.  gemeldet  Avird-  legten  die  Angestellten 
und  Arbeiter  der  dortigen  EiseubahuAverkstätten  die  Arlieit 
nieder,  da  ihnen  die  Gleichstellung  mit  den  Bi-eslauer  Ange- 
stellten nicht  bcAvilligt  wurde.  Das  Faliri>ersonal  schloß  sich 
dei-  genannten  Quelle  zufolge  dem  Streik  an,  so  daß  01*; 
\()m  Verkehr  abge.scdinitten  ist. 

—  Deaiobilniacliungszulage  in  Wiirttember«;,  Nach  einem 
Erlaß  des  Ministeriums  der  auswärtigen  An.gele.genheiten. 
Verkelirsabteiluug.  soll  für  außerordentliche  inanspruch- 
uahme  durch  die  Demobilmachuu"-  dem  Eisenbalin1>etriebs- 
t>ersonal  des  äußeren  Dienstes  "eine  einmalige  Demobil- 
machungszulage  gewährt  AAerdeu.  Die  Zulage  ist  bestimmt 
für  die  im  Betriebs-,  Abfertigungs-.  Zugförderuu.gs-,  Zug- 
begleit-  und  Bewachun.gsdienst  l>ei  den  äußeren  Dienststellen 
verwendeten  männlichen  und  Aveildichen  planmäßigen  und 
nichtplanmäßigen  Beamten.  Die  in  diesen  Dienstzwei.ü;en  A'er- 
wendeten  .Arbeiter  erhalten  die  Zulage,  soAAeit  sie  nicht  für 
Überzeitarbeit  eine  besondrere  A^ergütung  erhalten  haben.  Vor- 
aus.setzung  für  die  Gewährung  der  Zula.ge  ist  Dienstleistung 
in  der  Zeit  vom  12.  November  biß  31.  Dezember  1918.   Si«  be- 
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trägt  für  das  männliche  Personal  über  16  Jahne  bei  Ver- 
wendung 

a)  im  Betriebs-,  Abfertigimgis-,  Zugförderungs-  und  Zug- 
^  begleitdienst  auf  den  Hauptbahnen  und  den  Nebenbahnen 
B  Reutlingen-^Schelklingen,  Metzingen-Urach  und  Eottweil- 
W    Villingen  100  .^Ä 

b)  in  diesen  Dienstzweigen  auf  den  andern  Neben- 
bahnen  75  ,, 

0)  im  BahnbewachungiSdien&t  auf  allen  Bahnen  .  .  50  ,• 
Blockwärter  erhalten  die  Zulage  nach  dem  unter  a)  ang-'C- 
gebenen  Satz.  Für  das  weibliche  Personal  über  18  Jahre  be- 
trägt die  Zulag-e  in  allen  Dienstzweigen  50  J{.  Jugendliche 
Personen,  und  zwar  männliche  bis  zum  vollendeten  16.  Lebens, 
jähr,  weibliche  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr,  erhalten 
die  Hälfte  der  Sätze.  Die  Zulage,  für  deren  Berechnung  noch 
nähere  Allsführungsvorschriften  gegeben  werden,  soll  mi* 
möglichster  Beschleunigung  ausgezahlt  werden. 

—  Zollabfertiffunff  der  Sendungen  nach  und  von  Elsaß= 
Lothringen  und  darüber  hinaus.  Wie  der  Berliner  Handels- 
kammer mitgeteilt  wird,  sind  auf  den  Bahnhöfen  Lauterburo-, 
Weißenburg,  Saargemünd,  Forbach,  Hargarten,  Busendorf, 
Sierck,  Diedenhofen,  Deutschoth  und  Banzenheim  Eisenbahn- 
zollstellen errichtet  worden.  Die^e  Zollstellen  erheben  die 
Zölle 

a)  nach  dem  französischen  Zolltarif  für  Güter  aus  (l.en  be- 
setzten Gebieten,  aus  Luxemburg  oder  durch  die>se  Gebiete 
nach  Frankreich,  Elsaß  oder  Lothringen. 
Iii  nach  dem  deutschen  Zolltarif  für  Güter  au.s  Frankreich, 
Elsaß  odei-  Lothringen  nach  Luxemburg,  den  besetzten  Ge- 
i>ieten  oder  dariilx-r  hinaus. 
Die  Zölle  M'erden  auf  Grund  der  vom  Absender  in  dreifacher 
Ausfertigung  ausgestellten  Zollerklärung  erhol>en.  Die  An- 
gal>en  in  den  Erklärungen  müssen  peinlich  genau  -sein.  An- 
dernfalls wird  erhöhter  Zoll  erhoben.  Strafe  weoen  Zoll- 
hinterzieliuugeu  auferlegt  und  künftig  keine  Ausfuhrl>ewi]li- 
guug  mehr  erteilt.  Der  Zolllx'trag  und  die  Zollgebühren  der 
Ei^enl>ahn  weiden  ausschließlich  auf  die  Versandstation  aach- 
genommen und  vom  Absender  eingezogen.  Die  demnaeli  vom 
Abs-ender  zu  bezahlenden  französischen  Einfuhrzölle  in  Elsaß- 
Lothringen  werden  in  Franken  berechnet  und  bei  der  Rück- 
reehuung  zum  Tageskurse  in  die  Währung  des  Versandlandes 
umgerechnet.  Die  von  den  elsaßJothringischen  oder  franzö- 
sischen Absendern  zu  bezahlenden  deutschen  Einfuhrzölle 
werden  zum  Kurs  von  1,2.5  Fr.  für  1  .4  in  die  Frankenwähruno- 
umgerechnet.  Weitere  Auskunft  gilM  das  Verkehrsbüi'o  der 
Handelskammer.  Berlin  NW.  7,  Fniversitätstr.  3  b.  Gleich- 
zeitig weist  die  Handeliskammer  die  l>eteiligteu  Firmen  aus- 
drücklich darauf  hin,  daß  Sendungen  nach  Elsaß.  Lothrinoen 
uud  Luxemburg-  nur  nach  vorlieriger  Genehniiguuo  durch  die 
Kommission  des  derogatioiis  in  Straßburg,  Ministere  Est. 
Bureau  214/15  zur  Beförderung  Ihm  den  Eiseui>ahndienststellen 
angenommen  werden,  wemi  sie  uiclit  ohne  weiteres  zur  Ein- 
tulir  zugelassen  *iind. 

-  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
.Naatsbahnvei-waltung  ist  der  Regieriuigsbaumeister  des 
Maschineubaufachs  V  e  r  b  ü  c  h  e  1  u  ,  bisher  in  Dortmund  ak 
A bnahraeljeamter  nach  Essen  versetzt  word^eu  —  Der  Re- 
gie rungsbaumeister  des  Maschineubaufachs  Ruter  und  Edler 
von  Keßler,  .bisher  bei  der  Eisenliahudiiektion  in  Posen 
isi  dem  -Almisterium  der  öffentlichen  .\rbeitien  zur  Beschäfti- 
gung bei  den  Ei€en1>ahnabteiluugen  überwiesen  worden 

Böi  der  wurttembergischen  Slaatsbahn\erwaltung  ist  dem 
Direktor  Dr  Sigel.  Vorstand  der  Verwaltungsabteiluuo- 
der  Generaldire,ktiou.  die  DirektorsteJle  im  Ministerium  der 
au.swartigcn  Angelegenheiten,  Verkehrsabteiluno-,  übertrao-€u 
uud  ihm  au«  diesem  Anlaß  der  Titel  eines  Ministerialdirektors 
vei-liehen  worden.  —  Befördert  wurden:  der  tit.  Direktor 
V.  Knapp  bei  der  Genera Idirektiou  der  Staaiseiseubahnen 
und  der  iMinisterialrat  Weber  im  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  ^'erkehrsabteiluug.  zu  Direktoren 

1)  ei  der  (Generaldirektion  der  Staatsbahneu  sowie  der  tit 
Oberbaurat  Straßer  bei  dieser  Behörde  zum  Oberbaurat, 
ferner  der  tit.  Eisenbah-ibaiünsT>ektor  »ScheUing,  Vor- 
stand der  Eisenbahnbausektion  Pforzheim,  zum  Eisenbahn- 
Dauinspektor  des  äußeren  Dienstes  auf  seiner  .jetzigen  Stelle 
und  der  tit.  Eisenbahnbauinspektor  Böckeier  bei  der 
vverkstattenmspektion  Eßlingen  zum  Eisenbahnbauinspektor 
•les  inneren  masohineutechnischen  Dieustcs  bei  ,der  General- 
'iirektion  der  -Staatseisenbahnen.  —  Übertragen  wurde  dem 
t-Lsenbahnbauinspektor  Baumann  bei  der  Generaldirekt ion 

er  Staatseisenbahnen  die  Stelle  des  Vorstandes  der  Eisen- 
bahnbausektion  Eßlingen  mit  der  Dienststellung  eines  Eisen- 
oahnbauinspektors  des  äußeren  Dienstes 


Deutschösterreich. 

Der  Kohlenabsatz  im  Januar.  Im  Januar  d.  J.  hatte  der 
Bahnversand  der  Kohlengebiete,  in  Wagen  I)erechnet,  folgen-' 
den  Umfang: 

gegen  Jan. 

XT    j  •    ,  1918 

>J ordwestbohmisches  Braunkohleugebict  .    69  253    7  092 

Pilsener  Kohlengebiet  '     4163       +  -9 

Buschtdehrad-Kladnoer  Gebiet  .    .    .    .    .     5  018    2  06.5 

Rossitzer  Gebiet    ..........     1  264       —  527 

Ostrauer  Gebiet  26  071       —  12379 

Dombrau-Karwiner  Gebiet     ......     8158       —  3644 

Der  Absatz  des  nordwestböhmischen  Braunkohlengebietes 
liat  sich  um  9.3%.  jener  des  Ostrau-Karwiner  G.ebietes  dagegen 
um  32%  verringert. 


Tschecho-slo wakisches  Gebiet. 

—  Die  Absatzverhältnisse  in  der  böhmischen  Brauukohleu- 
industrie.  Aus  Faolikreisen  wird  berichtet :  Die  Förderungen 
in  den  böhmischen  Braunkohlengebieten  zeigen  noch  immer 
nicht  die  Bess>ening,  die  erwartet  wurde,  mewohl  an  einzel- 
nen Tagen  eine  erhöhte  Förderung  verzeichnet  weiden  kann. 
Im  großen  und  ganzen  ist  noch  immer  die  Frage  der  Er- 
nährung au. 'ischlaggebend,  und  wenn  darin  Stockungen  ein- 
treten, sind  teilweivse  Ausstände  die  Folge.  Sonst  kommen 
begreiflicherweise  auch  maschinelle  Störungen  vor,  die  nicht, 
wie  in  Friedenszeiten,  rasch  behoben  werden  können-  hier 
und  da  wirkt  der  Zustand  der  Lokomoti^-en,  deren  Leistunos- 
fähigkeit am  Ende  angelangt  ist,  auf  di-c  .Vlibctörderuno-  Jer 
Kohle  ungiiuistig  ein,  .so  daß  der  Gesaiuhcisaud  kaum'über 
b0%  jener  Menge,  die  vor  dem  Kriege  gesdiaffi  \\-urdo  be- 
trägt. Die  Kohle  wird  hauptisächlich  in  das  Gebiet  '  des 
t-^olLecho=slowakischeu  Staatefc  geliefert,  und  nur  annähernd 
10  %  gelangen  nach  Deutschösterreich.  Der  Auslands  verkeim 
war  bisher  für  die  Ausfuhr  liölimisclier  Braunkohle  g-es]>eri-t 
und  soll  .jetzt  mit  monatlich  45  000  t  wieder  eröffnet  werden 
Diese  Menge  bedeutet  kaum  8%  der  Ausfuhr  in  Friedensaeiten 
und  kann  naturgemäß  nui-  wenigen  auf  das  böhmische  Braun- 
kohlengebiet  angewiesenen  Kundschaften  zur  Verfüo-uno-  o-«-. 

T^^'fle^-  ^'oi  Ki-iege  bezog  das  Ausland  annähernd 
I  Millionen  Tonneu  böhmische  Braunkohlen  im  Jahr.  Die 
Prea.se  haben  m  letzter  Zeit,  hervorgerufen  durch  die  großen 
sozialen  Lasten-  eine  nennenswerte  Erhöhung  erfahren,  isind 
aljer  nach  Ansieht  der  Gewerken  noch  nicht  auf  dem  Höh^e- 
punkt  angelangt,  falls  die  Gestehungskosten  der  Gruben  die 
bisherige  Neigung  zum  St-eio-.en  weiter  verfolgen  würden  Die 
Kolüeukuappheit  ist  zumeist  nicht  gewichen,  und  selbst  Orte 
und  Städte,  die  in  der  nächsten  Nähe  des  Kohlengebietes  te- 
legen sind,  entl>ehi-en  der  Kohle. 


Ungarn. 

—  Betriebsergcbuisse  der  ungarischen  Staatseisenbahnen  im 
Jahre  1916/17.  Nach  dem  Jahresberichte  gestalten  sich  di-e 
Einnahmen  und  Ausgaben  dos  Eetriel>es  der  Staatseisenbahnen 
im  Jahre  ]9K;/"!7,  in  Tausend  Kronen  ausgedrückt,  wie  folgl  : 

E  i  n  u  a  h  m  e  n. 

„                   ,    ,                             1916/17  gegen  1915/ Ki 

Personen,  und  Opäckverkehr  .    .    278  940  -f     8  676 

Ell-  und  Fracht  gut  verkehr     .  .    .    302  063  —  41330 

Zu.saiiuueu :    581  COS        —    32  660 
Aus  sonsligcii  Quellen    .....     69481         +  4105 

lusgesamf:  650  4S7  —    28  555 

Ausgaben  : 

Betriebsausgaben   473  320  112  828 

Umg-estaltungen      .......  1990  —     2  482 

Zusammen:    478  311        +  110  346 
\'erschiedene  nicht  eigeutlichc  Be- 
fri-ebsausgabeu    41  683        +     7  218 

Ingesamt:    519  994        +  117  564 
B  e  t  r  1  e  b  s  ü  b  e  r  s  c  h  u  ß      .    .    .    130  493        —  146  1 20 

Es  erhellt  hieraus,  daß  sich  die  Einnalnueu  des  Persouen- 
iind  Gepäckverkelms  gegen  das  Vorjahr  um  3,2  %  steio-erten 
hingegen  jene  des  Eil-  und  Frachtgutverkehrs  um  rd."l2  % 
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abualiinen,  somit  die  G-esamtverkehrseinnahmen  um  5.3  %  ab- 
fielen. Die  aus  sonstigen  Quellen  ^'geflossenen  Einnahmen 
erhöhten  eich  um  nahezu  6,3  %,  .so  daß  die  Gesamteinnahmen 
«■inen  Ausfall  von  4,2  %  erlitten.  Die  eioentlichen  Bctriebs- 
■a.usgal>en  zeigen  demgegenüber  eine  ungemein  starke,  31,3  % 
ausmacheudo  Vermehrung,  während  die  Ausgaben  für  Um- 
g-estaltungen  um  33,2  %  abnahmen;  die  Betriebsausgaben  er- 
höhten sich  -somit  um  rd.  30  %.  Rechnen  wir  nun  aueh 
die  verschiedeneu,  nicht  eigentlichen  Betriebsausgaben  mit, 
die  um  beinahe  21  %  zunahmen,  so  lieträgt  die  Steigerung 
der  (ies-amtausgaben  29,2  %.  Unter  diesen  ITm.ständen  zieigt 
der  Betrie'bsüljerschuß  des  Jahres  191G/17  gegen  das  Vorjahr 
einen  Ausfall  von  52,8  %,  und  die  Betriebszahl  verschlech- 
terte sich  um  weitere  20,7  %.  da  sie  von  59.26  auf  79-99  % 
emporschnellte. 

Aus  den  augeführten  Bahlen  geht  deutlieli  hervor,  daß  die 
Wirkungen  des  Weltkrieges  auf  d-en  üetiiicb  der  ungarischen 
Staatsl)ahnen  eineu  ungeheueren  Druck  arsühieu.  D.as  war 
wohl  im  Vorjahre  auch  der  Fall ;  jedoch  schlugen  die  ver- 
hältnismäßig günstigeren  Ergebnisse  die-sies  Jahres  im  Be- 
I  iclitsjahre  vollständig  um,  d.  h.  die  Einnahmen  fielen  ab,  die 
.Uisgabeu  aber  verfolgten  ihre  steigende  Richtung  ohne 
f^^chrauken  in  ischwimlelndie  Höhen. 

In  den  obigen  Erge-bui-sseu  sind  ilie  durch  die  in  der  'Ver- 
waltung der  ungarischen  ;sta;itscis.enl)ahuen  befindlichen 
Lokalbahnen  gezahlten  Selbstkostenersätze  und  Wagenmiet- 
l>6träge  mitenthalten  und  zwar  einesteils  in  dem  Betrage  der 
aus  sonstigen  Quellen  gefloss-eneu  Einnahmen,  audernteils 
aber  in  den  Betriebs.eigebuissen  (und  ümgcstallungen).  und 
in  den  verschiedenen  Ausgaben  eingei eclinet.  — 

Fassen  wir  also  nur  die  Ergebnisse  des  eigenen  Netzes  der 
ungarischen  Staatseiseubahnen  ins  Auge,  so  stellt  sieb  das 
Bild  in  Tausendkioneu  lizw.  in  Prozienten  wie  folgt: 


Einnahmen: 

Verkehr.seinnahmen 
Ans  sonstigen  Quellen 


Insgesamt :    609  659 


1916/17  gegenl915/16 

581  -  32 660    (  5,3  %) 

2S656  +     3  043    (11,9  %) 

-  29  617    (  4,6  %) 


A  u  s  g  a  b  e  n  : 
Betriebsausgal>en 
Hmgestaltungen 


433  377  +  111  909    (34,S  %) 

1718  -     2  60-8    (35,6  %) 


Zusammen :    438  095 

A'erschiedene  nicht  eigentliche 

Betriebsausigaben     .    .    .  41071 

Insgesamt:  179166 


+  109  301    (33,2  %,) 


+ 


202    (21,3  %) 


+  116  503    (32,1  %) 

Der  Betriebsüberschuß  ändert  sich  somit  nicht,  weil  von  den 
.Ausgabeu  mi  ganzen  nur  «ojriel  abgeschlagen  wenleu,  wie 
die  Lokallialinen  als  iS.elli■^tkosteu  ers-etzten,  die  iMehrkosten 
somit  die  Eechuuug  d-es  eigenen  Netzes  belasteten. 

Erwähnenswert  ist  noch  iler  l'mstnnd.  daß  die  nuf  (Iruud 
\(iu  besonderen  f  vesetzai  1  ikeln  iiu  Jabiii  19ir)/l(i  üe/ahlten 
1 'nterstützungeu  im  Betrau-c  von  3  222  DOO  K  m  d-i'u  (ibiL;.(.'n 
Ausgaben  nichl  ix-riicksichtigt  sind.  Mr. 

Regelung  der  Hczalihing  von  Nachnalmien.  Xaeli  emeiu 
Erlass-e  der  ungarischen  Staalsbalmen  dürfen  diejenigen  nach 
Kmgang  zu  bezahlenden  Nachnabnien.  die  außerhalb  der 
l.renzcii  rngarns  liegende  Stationen  oder  in  den  durch 
treiuile  Trupiicu  besiMztcn  Ci  bieten  gelegene  uiigarisehe  Sta- 
tionen als  einuegauuni  iM-sliitigen  und  .'ivisieren,  an  di'C  Pai- 
teien  nicht  a.usuezalili  werden.  Eine  A  u -nähme  liiiei-voirbilden 
dievon  eiiieiAVieinr,Si;Ui()ii  als  eingegangen  avisierten  Nach- 
nabmeii,  die  anslnndshis  Uc/.alilt    weiden  nnissen. 


übrige  europäische  Länder. 

—  Die  schwedischen  Staatseisenbahuen  im  Jahr  1918.  60  Mil- 
lionen Verlust.  Nach  dem  jetzt  vorliegenden  Eechnungs- 
abschluß  beträgt  der  \Vrlus1  im  Sl aatslvahnbetriebe  für  das 
.Fahr  1918  nicht  we-niger  als  (it>,;!  Millionen  Kronen.  Einnaliinen 
lind  Ausgaben  isowie  Überschuß  bzw.  A'erlust  ergeben  für  die 
letizten  drei  Jahre  folgende«  Bild : 

t^berschuß  bzw. 
Einnahmen    Ausgaben  Verlust 

1916  .    .    150,17  Min.    125,25  Mill.    +  24,62  Mill.  Kronen 

1917  .    .    162,44    „       155,18    „       +    7,26  „ 

1918  .    .    255,42    ,.       315,72    ,.       -  50,30  ., 

Das  ungünstige  Ergebnis  für  1918  beruht  vor  allem  auf  den 
erhöhten  Kosten  für  Lokomotivbrennstoffe.    Die  Brennstoffe 


kosteten  nämlich  nicht  weniger  als  109  Millionen  Kronen 
gegen  nur  52,3  Millionen  im  Jahre  1916.  Auch  die  Personal- 
unkosten sind  unerhört  gestiegen.  Die  Ausgaben  für  Kriegs- 
und Teuerungszulagen  sind  auf  68,36  Millionen  Kronen  ange- 
wachsen, wovon  aiber  11,39  Millionen  noch  auf  Ausbezahlun- 
gen im  Jalir  1917  treffen.  Im  letzten  Teile  des  Jahres  ist  auch 
der  Betrieb  zurückgegangen.  Zugkilometer  wurden  1918  ge- 
fahren 25,22  Millionen  gegen  28,28  im  Vorjahr,  WagenachskÜo- 
meter  1054,15  gegen  1195,47  geleistet.  Die  Zugkiloraeter  sind  also 
um  10,8%,  die  Wagenachskilometer  um  11,8%  zurückgegangen. 
Die  Güterwagenachskilometer  von  belasteten  Wagen  betrugen 
1918  514,91  Millionen,  die  von  leeren  Wagen  118,17  Millionen. 
Dite  betreffenden  Zahlen  für  1917  waren  612,74  und  137,00. 
Im  Durchschnitt  des  ganzen  Jahres  ist  der  Personenverkehr 
etwas  gestiegen,  der  Güterverkehr  gefallen.  Die  Anzahl  der 
Reisen  war  31,37  Millionen  gegen  31,35  im  Vorjahr.  Die 
Tonnenzahl  für  Paket-,  Eil-  und  Frachtgut  betrug'  12,66  Mil- 
lionen oegen  13,88  im  Jahr  1917.  An  Lapplandserz  ATOrden 
3,4  Millionen  Tonnen  befördert  gegen  3,C9  im  Vorjahre.  I)ie 
Dampffährenverbindung  Trälleborg-Saßnitz  weist  112Ö  ein- 
fache Fahrten  von  und  nach  Schwe  len  auf  gegen  1666  im  Vor- 
jahre. Die  , Anzahl  der  Reisenden  ist  von  19  295  auf  16  4GS 
heruntergegangen,  die  überführte  Uütermeng<,'  von  191466 
auf  92  135  Tonnen.  Auf  der  Verbindung  Malmö-Kopenhageu 
ist  die  Anzahl  der  Fahrten  von  2158  auf  2304  gestiegen,  die 
Anzahl  der  Reisenden  dagegen  von  68  051  auf  41  808  gefallen, 
wogegen  die  Tonnenzahl  sich  von  209  307  auf  223194  hob. 
Außer  durch  den  niedergehenden  Verk:ehr  wurden  die  Ein- 
nahmen natürlich  auch  dadnieh  ungünstig  heeinflußt,  daß  ein 
wes'entl irlier  Teil  von  Beförderungen  zu  Unterpreisen  au.sge- 
führt  wei'dcn  mußte.  Es  gilt  dies  für  Lapplanderz  und  für 
Post-  und  Militärverkehr.  Lapi)lauderz  wird  zum  größten  Teil 
noch  zu  Frachtsätzen  liefördert,  <lenen  der  im  Jahre  1907 
zwischen  Staat  und  Grul>engcsellschaft  abgeschlossene  Ver- 
trag zugrunde  liegt  und  die  infolgedessen  nicht  erhöht  werden 
l^onnten.  Dr.  S. 

—  Forderungen  riei-  italienischen  Eisenbahner.  Aus  Basel, 
10.  d.  Mts.,  wird  der  „D.  Allg.  Ztg."  gedrahtet:  Die  Eisen- 
bahner und  Transiiortangeslcllten-Gewerkschaften  in  Mailand 
haben  :der  Regdenuiü-  folgende  ,Forderungen  als  Ergebnis 
dreitägiger  Verhandlungen  unterbreitet :  Achtstundentag, 
bezahlte  wöchentliche  Ruhezeit,  (Gehaltserhöhung  von  100  Lire 
im  ^lonat  unter  Aufrechterhaltung  der  Teuerungszuschüs.se 
und  der  Prämien,  sowie  100  %  Zuschlag  bei  außerordent- 
lichem Dienst.  Das  Ruhegehalt  muß  zwei  Drittel  des  letzten 
Monatsgehalts  betiag^en.  Ferner  wird  die  Errichtung  von 
Diensträten,  verlaugt,  die  paritätisch  zusammengesetzt  sein 
niüs.sen. 

—  Eine  neue  elektrische  Nordsüdbahu  durch  Spanien.  Der 

spanische  Senat  istimmte  einer  Regierungsvorlage  zu  Avegen 
Erbauung  einer  elektrisch  zu  lietreibenden  zweigleisigen 
Hauptbahn  in  europäischer  Vollspur  (1,435  m)*)  von  der 
französischen  Grenze  über  Madrid  nach  Algeciravs.  Die 
neue  Linie  soll  au  die  französische  Eisenbahn  Bordeaux- 
Dax  ansebließ'en,  die  in  gerader  Richtung  bis  zur  Grenze  auf 
Pam])lüna  hin  A'eilängert  werden  soll.  Der  Nordabsohnitt 
soll  ülx-r  Pamplona.  Caste.jon,  Soria  nach  Madrid  führen,  der 
Sü:lal)sehnitt  von  da  ütier  Toledo,  C'iudad  Real  und  Cordoba 
narh  Algeciras.  .Bestehende  Bahnen  sollen  nach  Möglichkeit 
benutzt  erden.  Die  Bahn  soll  im  wesentlichen  internationa- 
len- politischen  Zwecken  dienen,  die  Verbindung  ihrer  beiden 
Endpunkt-!'  auf  kürzestem  Wege  soll  die  Hauptsache  sein, 
während  die  örtlichen  Interessen  völlig  in  den  Hintergrund 
treten.  Die  ri-esanitkosten  Averden  auf  600  bis  700  Millionen 
Peseten  geschätzt  ;  zu  ihrer  Deckung  sollen  die  Kapitalien 
verwendet  ^^■erden.  die  ans  den  an  Frankreich  und  Nord- 
amerika gewährten  Anleihen  zurückfließen  werden.  Die  Re- 
gierung Avies  im  Senat  auf  die  große  iwlitische  Bedeutung  des 
Planes  hin,  der  Spanien  zu  einem  Durchgangsland  für  den 
euroiiäischeu  Verkehr  nach  NordAAestafrika  bis  Dakar  und 
weiter  nach  Pernambuco  machen  und  der  der  Interessen- 
gemeinschaft mit  Frankreich  und  England  besonders  dienen 
werde.  In  der  ententefreundlichen  Finesse  wird  für  die  Ver- 
wirklichung dieses  Planes"' eifrigst  Stimmung  gemacht,  seine 
wirtschaftliche  Seite  aber  nur  oberflächlich  und  mit  allzu 
.großem  Oi)timisnius  beurteilt.  In  Fachki-eisen  bezweifelt  mau 
sogar  die  Möglichkeit  des  elektrischen  Betriebes  und  spricht 
dem  Unternehmen  nur  eine  beschränkte  Rentabilität  zu.  Dei 
\^orleil  der  geringen  Zeitersparnis,  die  mit  der  Bahnfahrt 
Ceuta-Dakar  A"erbundeu  sein  wüitle,  dürfte  gegenüber  den 
.Vnnehmlichkeiten  der  Seefahrt  kaum  imstand-e  sein,  den 
internationalen  Verkehr  A'on  Europa  naeh  Südamerika  Aon 
seinem  l)isherigen  We.ge  über  Lissabon  .abzulenken.  Der 
Hauptuulzeu  der  neuen  Bahn  wird  daher  Frankieich  in  stra-  . 


Spanien  hat 'im  übrigen  die  bi-eite  Spurweite  von  1,676  m. 
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^e>;■lschel■  Hinsicht  und  für  seinen  Verkehr  nacli  Westafrika 
und  durch  den  Verkehr  Englands  nach  Ruinen  westafrikani- 
sot'Cn  Kolonien  zufallen.  B. 

Gibraltartuimel.  Wie  di«  Tagespresse  meldet,  sollen 
die  Vorarbeiten  für  den  Tunnel  nach  einer  königlichen  Ver- 
, Ordnung  in  Spanien  in  Angriff  genommen  werden  Geo-eu- 
über  dem  früheren  Plane  eines  Tunnels  zwischen  Gibraltar 
und  Ceuta  will  Spanien  um  seiner  Marokkopolitik  willen  den 
Tunnel  von  Tarifa,  also  von  spanischem  Gebiet,  in  einer  Ent- 
fernung von  22  km  von  Gibraltar,  aus  bauen.  Das  Meer  i*t 
von  der  bei  Tarifa  -südlich  ins  Meer  hinausragenden  Punto 
Marroqui  bis  zum  nächsten  Punkte  des  afrikanischen  Fest- 
landes nur  etwa  13  km  breit-  aber  über  300  m  tief  Die 
technischen  Schwierigkeiten  sind  jedenfalls  nicht  gerinn 
Schwierig  wird  es  auch  -sein,  für  dias  mit  250  Mill.  Franken 
veranschlagte  Anlagekapital  den  entsprechenden  Nutzung«-. 
wert  zu  finden,  zumal  wenn  sich  Frankreich  und  England  mi.« 
Rücksicht  auf  ihre  besonderen  Interessen  zurückhaltend 
stellen  würden. 


Bücherschau 

—  Technisch-literarischer  Führer ;  B  e  t  r  i  e  b  s  w  i  s  s  e  u  - 
Schäften.  Zusammengestellt  von  Dr.-Iug.  Georg  S  i  n  n  e  r ; 
herau.sgegel>en  vom  Verein  deutscher  Ingenieure.  Berlin  1919 
Selbstverlag.   Preis  2,75  Ji, 

Mit  als  eine  Kriegserscheinung  ünd  -folge  ist  zu  betrachten, 
daß  betriebswis-senschaftliche  Fragen  ibedeutend  in  den  Vor- 
( ergrund  getreten  -sind.  Zahlreiche  Betriebe  mußten  während 
des  Krieges  zur  Fertigung  von  Heeresgerät  oder  von  der  Her- 
stellung zahlreicher  Einzelerzeugnisse  zur  Eeihen-  und 
Massenfertigung  übergehcu.  also  nicht  nur  die  Art  der  Er- 
zeugnisse, -sondern  auch  die  Herstellungsverfahren  und  damit 
die  ganze  Organisation  ihrer  Betriebe  umgestalten.  Dazu 
kommt,  daß  vielfach  mit  einer  verringerten  Anzahl  von 
Ingenieuren  und  -sonstigen  Beamten  und  mit  erst  neu  ance- 
lemten  Arbeitskräften  gearbeitet  werden  mußte 

Wahrend  bei  andeien  Wissenschaften  Forschungsarbeiten 
in         T..h^-f  niedergelegt  werden,  finden  sie 

n  dei  Technik  mfolge  der  rasch  fortschreitenden  Entwick- 
lung in  erster  Linie  in  f\achzeitschriften  Verbreitung.  Für 
den  mit  der  Z-eit  fortschreitenden  Ingenieur  ist  es  ,a-ber  von 
au.sschlaggebender  Bedeutung,  daß  er  -sich  alle  Fortschritte 
w'st  OS  zu  eigen  macht  um  in  seinem  Betrieb  mii  bestem 
Wirkungsgrad  zu  a-rbeifen 


Der  vorliegende  betriebs wissenschaftliche  Führer  stellt  den 
versuch  dar,  dem  Ingenieur  ein  Nachschlagwerk  zu  geben,  in 
dem  er  die  wichtigsten,  während  der  Jahre  1908  bis  1918  er- 
schienenen Werk-e  und  Aufsätze  in  in-  und  ausländischen 
l^achzeitungen  verzeichnet  findet.  Die  Anordnung  ist  in  der 
Weise  getroffen,  daß  unter  etwa  60  Schlagworten  die  ein- 
zelnen Arbeiten  nach  Verfasser,  Titel,  Jahr,  Verlag,  Umfano 
zusammengestellt  und  mit  einer  gedrängten  Inhaltsano'abe 
versehen  sind.  Entsprechend  der  Zeit,  in  der  das  Werkchen 
geschrieben  wurde  sind  naturgemäß  G.ebiete,  die  im  Mittel- 
punkt der  Aufmerksamkeit  standen,  wie  Lehrlin'^s-  und  Ar- 
beit-erausbildung,  Normung,  Spezialisierung,  wissenschaftliche 
Betriebsfuhrung,  ausführlicher  behandelt. 

Das  Werkchen  wird  den  Fabrikmgenieuren,  den  Fabrik- 
verwaltungen und  kaufmännischen  Großunternehmungen  eine 
K-eihe  wertvoller  Anregungen  geben  und  kann  wärmstens 
empfohlen  werden. 


Der  SchriftleituDg  sind  folgende  Bücher 
zugegangen : 

V.  Hanfs  tengel,  Dipl-Iug. :  Billig  verladen  und  för- 
dern G-esichtspunkte  für  die  Schaffung  von  Neuanlagen 
neöst  Beschreibung  und  iBeurteiluno-  der  bestehenden  Ver- 
lade- und  Fördermittel  unter  besonderer  Berücksichtioun"- 
ihrer  Wirtschaftlichkeit.  2.  Auflage  \"erlao-  von  "juf 
s>prmger,  Berlin  1919.    Preis  6  Jl.        '  " 

E  Sax.  Dr.:  Die  Verkehrsmittel  m  Volks-  und  Staats- 
vxut^chatt.  I.  Band:  Allgemeine  Verkehrslehre.  2.  Auflao-e 
Verlag  von  Jul.  -Springer,  Berlin  1918.     Preis  10  M. 

A.  Hawranek,  Dr.-Ing. :    Nebcnspaunangcn  von  Eisen- 
betGu-Bogenbrucken.    mit    besonderer    Beriicksichtio-nno-  der 
beiechnung  bei  raiimlichem  Kraftan)a-nff  mittels  Ejutlußfinien 
V"  M~  '''^^  Wilhelm  Ern.st  &  -Sohn.  Herlin  1919.     Preis  geh. 

0.  Blum.  Dr.-Ing.:  Der  Wiederaufbau  unseres  Verkehr.-^- 
wesen.s  (mit  Ausnahme  des  -Seeverkehrs).  3.  Heft  der  von 
Conrad  Haußmann  herausgegebenen  Scliriftenfolo-e  Dei- 
Autbau-.  D-eutsche  Verlagsaiistalt  Stuttgart  und  Berlin  1919 
Preis  1  'JL 

F.  Meyeuberg.  Dipl.-ln.g.:    Einführung  in   die  Oroani- 
sation  von  Ma-.schinenfabrjkeu,  unter  besonderer  Berücksicli- 
igung  der  belbstkostenberechmmo-     2.  Aufla-'-e  (di-p  1  Vuf 
läge  ist  in  Nr.  U  d.  J,ahrgs.  1914  d.  Ztg.  besprochen).'  Ver- 
lag von  Jul.  Springer.  Berlin,  1919.    Preis  aeb   10  II 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Bczeiehnuns    von  .Stationen. 

liniV'h';l;''''u\' '^^^^^nc"-'  Der  an  de- 
Uiiu'  l^eipzig-Ilof  g.elegene.  den  Ausgangspunkt  der  Linien 
bchonberg^bchleiz  und  Schönbcrg-Hir,schb?rg  bildende  Bahn- 
(Vog  UO  ^■^^^^icli""'!.^'  ^  c  h  ö  nbe  r  g 

Emeiterun-  der  Abferti^yungsbefugnisse  von  Stationen. 

Sächsische   St-aatseisenbahnen.     Vom  10.  März 


von  und  nach  dem 


d.  Js.  ab  ^v^rd  die  Beförderung  von  Alibdi 
P-ersoneuhaltepunkt  Irfersgrün  zii-cl; 

W  ü  r  1 1  -e  m  b  e  v.  g  i  s  che  S  t  a  a  t  .s  i  s  e  n  h  a  Ii  n  e  n  Di-c 
au  der  &treelce  Stuttgart  Hbf.-Eutiuuen  zwischen  der  Station 
Stuttgart  Hbf.  una  dem  Haltepunkt  Wildpark  gelegene  Station 
M-u  ttgart.  West  dient  fortan,  auch  d-em  Verkehr  mit 
Gegenständen,  zu  deren  Verladung  oder  Entladung  eine  Kopf 
rainpe  erforderlich  ist.      *  i  - 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Verkehrswiederaufnahme. 


1.  April  1919  ab  wird  auf  dem 
Haltepunkte  Burgen  der  Bahnstrecke 
I  oblenz-Ehrang  der  gesamte  Verkehr 
vne  er  bis  zum  15.  April  1917  -bestan- 
leu  hat,  wieder  eröffnet.  Die  Tarife 
iiM  Stationsverzeichni-sse  sind  zu  be- 
richtigen. (283) 
Saarbrücken  8.  IV«  v.  11.  März  1919. 
Eisenbahndiiektion. 


2.  Güterverkehr. 

Preußisch  -  Hessisch  -  Sächsischer  Tier- 
...  verkehr.    Gemeinsames  Heft 
Mit  Gültigkeit    vom    1.  April  1919 

Verden      die      Anstoßfrachten  für 


bchweiusburg  und  Zeulenroda  ob.  Bf 
geändert.    Feraer  werden  die  örtlichen 
B-e.stimmungen  für  einige  Bahnhöfe  o-e- 
andert  od-er  ergänzt.    Näheres  ist  aus 
dem   larif-  und  Verkehr-sanzeiger  der 
Preußisch-Hessischen  .Staatseisenbahnen 
und  aus  unserem  Verkehrsanzeiger  zu 
•ersehen,  auch  geben  die  Stationen  Aus- 
kunft. (275) 
Dresden,  am  10,  März  1919 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 
als  geschäftsf ührend-e  Verwaltung. 

Ausnalimetarif  2  K  25   für  landwirt- 
schatthehe    Geräte  usw.    nach  Elsaß- 
Lothringen. 

Der  Ausnahmetarif  tritt  mit  1  April 
1919  -außer  Kraft.  Die  alsbaldioe  Auf- 
hebung gründet  sich  a^uf  die  vorüber- 


gehende Änderung  des  §  fi  der  Ei-seu- 
bahn-Verkehrsordnuno-  (R.  G  Bl  1914 
Seite  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
ablertigungen  sowie  das  Auskunft.sbüro, 
hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  10.  März  1919.  (281) 
Eisenbahndirektion,' 

Säclisisch-Schweizeriseher  Güterver- 
k«lhr   über    Lindau-Romanshorn  (Vei'<- 
kehr   mit   Basel   und  Schaffhausen). 

Der  im  Anhang  II  zum  Gütertarif 
unter  B  3  festgesetzte  Frachtzuschlao- 
von  110  %  wird  vom  23.  März  1919  an 
auf  130%  erhöht, 

Dresden.'  am  12.  März  1919.  (282) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenbahnen, 

als  geschäftsfühpende  V«rwaltung. 
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Güterverkehr  (Fortaetzang). 

Badischer  Gütertarif,  Wechseltarife  mit 
den  übrigen  deutschen  Bahnen. 

Vom  1.  April  1919  ab  werden  die  jetzt 
besteben  den  Frachtsiilze  für  d>en  Güter, 
und  TiiTverkehr  nm  60  v.  H.  erhöht. 
Gleichzeitig  wird  der  Ba/dische  Binneu- 
gütertarif,  Teil  II.  Abt.  1,  neu  heraus- 
gegeben.  Er  t'uthält  unter  C  teilweise 
geänderte  Bestimmungen  zum  Neben- 
gebührentarif,  unter  D  neue  Bestim- 
mungen örtlicher  Art,  insbesondere  iVbei- 
die  Berechnung  von  Bahnhof f rächt,  von 
Stell-  und  Umstellgebühr eu,  von  Ge- 
bühren für  )>es.  Verschubleislungen  so- 
wie erhöhte  Ül>erfuhrgebühreu.  Ferner 
erscheint  auf  1.  April  1919  zum  Teil  II, 
Abt.  2,  des  Tarifs  der  Nachtrag  III  mit 
Kntfernungen  für  die  seit  Herausgalie 
des  letzten  Nachtrags  neu  in  den  Tarif 
aufgenommenen  Stationen,  sowie  für 
einige  Stationen  teilweise  geänderte 
Entfernungen.  Nähere  Auskunft  erteilt 
unser  Yerkehrsministeriuni.  (27H) 

Karlsruhe,  den  9.  März  191.9. 
Geiieraldirektion 
der  Badiscbeu  Sta.atseisenb. 


Staats-   und    Privatbahu  -  (TÜtervcrkehr. 
Tfv.  .5. 

-Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  wird 
der  Binnen-Giiteriaiif  der  Priguitzer 
Kiseubahu  und  der  Witteuberge-Peile- 
berger  Eisenbahn  in  den  Staats,  und 
Pri^•atballngi^t■ertarif  aufgenommen.  Nä- 
heies in  einer  der  uächsteu  Nummeiii 
des  GemeinsauK  U  Tarif-  und  Veikehrs. 
anzeigers.  (277) 

Berlin,  den  8.  -März  1919. 

EiS'enbahnd  i  rektion . 

Ausnahmetarif   für    Düngemittel  usa\. 
(Tfv.  2). 

-Mit  Gültigkeit  vom  15.  März  1919  ab 
wird  in  den  Altsrhnitt  1.  1  A  iles  Tarifs 
aufgenommen : 

.,Amm  o  11  s    1  p  r  i  c  r    z  ii  iii     D  ii  ii  - 
gen  (Gemi.sch  von  Aiuuiousalpetcv 
mit  iuinerali»schen  Stoffen).'' 
llerlin,  10.  i\lärz  1919.  (276) 
Ei.senba  hii  d  i  rekt  iou. 

Pfälzi^ch-^^  iirtt.  >  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  an 
werden  die  Fiaiditsätze  um  60%  ei- 
höht.  Näheres  bei  den  Dienststellen  iiml 
in  unserem  Tarifauzeiger. 

Stuttgart,  den  6.  März  1919.  (280) 
Generaldirekt,  der  Württ.  StaatsS^eis-enb. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Erhöhung  der  Tarife  für  Personen,  Ge- 
päck und  Expreßgut. 

Am  1.  April  1919  tieten  in  den  Tarifen 
für  Personen  und  Gepäck  im  Binnen- 
verkehr der  badischen  Staats^eisen- 
hahnen  und  der  badiseheu  Strecke  der 
Main-Neckarbahn,  ferner  im  Wechsel- 
verkehr dies-er  iBahnen  mit  den  übrigen 
deutschen  Eisenbahnen  Erhöhungen 
ein.  Ebenso  wird  die  Expreßgutfracht 
l)eim  direkten  Vei'kehr  mit  anderen 
Rahnen  erhöht.  Die  Erhöhung  beträgt 
bei  deu  Fahrkarten  I.  iKlasse  lOO  v.  H.. 
im  übrigen  20  bis  50  v.  H.  Auf  den 
gleichen  Zeitpunkt  fallen  die  seither 
bei  der  Benützung  von  Schnellzügen 
erhobenen  Eigänzungsgiebühren  weg. 
Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Karlsruhe,  11.  März  1919.  (279) 
'(Jeneraldirektion 
der  Badißchen  Staatseisenb. 


Span  Scimiieriiiiiiei! 


Verwendet  Boschöler  an  jed 

Lokomotive ! 


er 


Die  schwerste  Güterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstei  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzelschmierstellen  versorgen! 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alte  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem« 
bergischen  Staats»  u.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Verkaufsbiiro  Stuttgart 
Verkaufsbüro  ghartotVeSburg 
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Berlin,  den  19.  März  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitun?  erscheint  Mittwochs  uucl  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteiluug-en,  Bücher.  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftleitungr  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 

amtliclie  Bekanntniachnngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  BerlinW.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung-  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei_  dir  ekterZusendung  unterStreifband  liefert  die  Verla?sbuch- 
naudliHu 
uugarii 


ung-  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
isi-heu  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  geg^en  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeig-en  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäfiigungeu. 
Beilagen  worden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

%    Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  dio 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reiehsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Steti^fkeit     od«r     B*weo;lic'hk'pit  der 
Gütertarif«? 

Zur  N'euordmmo-  tkr  diCut-schöst^rreichi- 
schen  Staatsbahnverwaltung.  (Sehluß.) 

Nachricht-en. 

D  <^  u  t  js  c  h  1  a  u  d  :  Gesetz  betr.  Tarif- 
•erhöhun.oen  im  Ei-senbahnvcrkehr. 
—  Bedarf  an  B^ewerbern  für  den 
t«elmischen  Büro  dien  st.  —  Die 
Wiederaiifnalmi.e  des  Berlinier  Stadt- 
bahnverkekDs.  —  Zugzuisamm'enstoß 
unw-eit  Bitterfeld.  —  Vorschriftien 
iiber  Urlaubs-  und  Dienstl>efr'eiiuno- 
in  Bayern.  —  Tieuerungsbeihilfie  der 
sächsischen  Ruhegehalt&empfänger. 


1  n  Ii  n  I  t  s 

—  Fi-eifahrt  zur  Landbestellung  für 
Eisenbahnbedienstete.  —  Einmalioe 
Teuerungszulage  in  Baden, 
ü  e  u  t  is  c  Ii  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Keine 
Eis-enbahnsperre  in  Deutsohöster-« 
reich  für  die  Dauer  der  Abstempe- 
lung der  Banknoten.  —  Verhand- 
lungen zwischen  Vertretern  des 
deutsohösterreichischen  und  des 
tschechoslowakischen  Staats  über 
Verk'ehrsfragen.  —  Hauptwagen- 
amt der  ^deutschösterreiohischen 
.Staatsbahnen.  —  Der  Preßburger 
Korridor  und  die  Internationalisie- 
rung  der  Südbahn.  —  Be.soldungs- 
leform  der  Ei.senbahner. 


Ungarn:  Die  Lage  der  Privat- 
bahnen. —  Eisenbahnerstreik  in 
Nordungarn.  —  Explosion  auf  dem 
Bahnhofe  in   Des  (Siebenbürgen). 

S  ü  d  s  1  a  V  i  s  c  h  e  .s  Gebiet  :  Eisen- 
bahner streik  auf  den  durch  di.6  Ser- 
ben besetzten  Gebieten. 

Übrige  europäische  Länder: 
Jahresbericht  der  norwegischen 
Eisenbahnen  für  1916/17.  —  Die 
Forderungen  der  französischen 
Eisenbahner. 

Amtliohe  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachunsien. 


Stetigkeit  oder  Beweglichkeit  der  Gütertarife? 

Von  E  ni  i  1  R  a  n  k. 


Der  hoffentlich  bald  erfolgende  Anschluß  Deutschöster- 
leichs  an  das  Deutsche  Eeich  läßt  die  Vereinbarung  gleicher 
Gütertarifgi-unülagen  für  das  ganze  Gebiet  im  Interess-e  dei 
künftigen  gedeihlichen  Entwicklung  des  gegenseitigen  Ver- 
kehres als  unerläßlich  erscheinen.  Diese  Maßnahme  würde 
ihre  segensreiche  Wirkung  aber  erst  dann  voll  zur  Geltung 
bringen  können,  wenn  auf  dem  ganzien  erweit.erten  Gebiet 
auch  hiasichtlich  eines  besonders  wichtigen  Teiles  der  Tarif- 
politik ein  einheitliches  Vorgehen  gesichert  werden  könnte.' 
Es  bezieht  sich  dies  auf  die  bisherige  Verschiedenheit 
der  Grundsätze  für  die  Behandlung  von  An- 
suchen um  Frachtermäßigung.  Im  Deutschen 
Reiche  ist  bisher  im  großen  und  ganzen  nach  dem  Grundsatze 
verfahren  worden,  daß  Frachtnachläss.e  nur  dann  zu  gewähren 
sind,  ^\■enn  wichtioe  gemein  wirtschaftliche  Interessen  dies  er- 
forderlich machen.  Das  Hauptgewicht  AVurde  auf  die  gleich- 
mäßige Behandlung  aller  und  auf  tunlichste  S  tet  i  gkeit  der 
Gütertarife  gelegt.  Daß  dieses  Verfahren  bedeutende  Erfolge 
erzielt  hat,  ist  bekannt.  In  Österreich  ist  dagegen  bisher  die 
■Ansicht  die  herrschende  gewesen,  daß  die  Aufgabe  einer 
Staatsbahnverwaltung  auch  darin  bestehe,  die  Interessen  der 
Einzelwirtschaften  »o  viel  wie  möglich  zu  berücfcsicbtigen,  so 
daß  Fraohtermäßigungen  nicht  nur  dann  zu  gewähren  waren, 
wenn  volkswirt.schaftliche  Interess.en  dafür  sprachen,  sondern 
auch  dann,  wenn  ein  als  berechtigt  erkanntes  Einzelinteresse 
der  Bahn  oder  der  Verfrachter  in  Betracht  kam. 

Wird  nun  Deut.schösterreich  mit  dem  Deutschen  Reiche  ver- 
bunden, dann  dürfte  es  wohl  notwendig  se-in,  auch  in  dieser 
Richtung  einen  einheitlichen  Vorgang  zu  vereinbaren.  Denn 


die  Beibehaltung  zweier  verschiedener  Systeme  innerhalb  des 
Gebietes  eines  und  desselben  Reiches  müßte  notwendig>erweise 
zu  schwer  haltbaren  Zuständen  führen. 

Das  Gebiet  des  Eisenbahn-Tarifwesens  eignet  sich  eben 
nicht  für  die  in  anderen  Richtungen  wünschenswerte  Selb- 
ständigkeit der  Bundesstaaten. 

Es  fragt  sich  nun,  welchem  der  angedeuteten  Vorgänge  der 
Vorzug  gebührt.  Im  Folgenden  soU  versucht  werdten,  die 
Vorteile  -und  Nachteile  derselben  objektiv  gegeneinander  ab- 
zuwägten.  ,  i  • 

Der  bisherige  ö  sterre  ichische  Beweglichkeits- 
grundsatz hat  nun  etwas  außerordentlich  Beste  .liliches. 
In  der  Tat  würde  er  es  in  drem  Falle,  daß  seine  klaglose  Durch- 
führung möglich  wäi-e,  gestatten,  viele  in  der  Höhe  der  Fracht 
liegende  Hindemiss>e  des  Güteraustausches  zu  beseitigen,  ohn<j 
die  Einnahme  aus  jenen  Sendungen  nachteilig  zu  beeinflussen, 
die  die  normale  Fracht  vertragen.  Leider  hat  aber  die  Praxis 
gezeigt,  daß  die  Durchführung  dies>es  Grundsatzes  außer- 
ordentlichen Schwierigkeiten  beg->egnet,  so  >daß  die  angestrebten 
Vorteile  nur  in  einem  recht  bescheidenen  Maße  erreicht  wer- 
den konnten.  Das  ist  auch  leicht  begreiflich.  Denn  die  Ver- 
hältnissie,  die  den  Güteraustausch  ibeeinflussen,  sind  nicht  nui 
außerordentlich  verschieden,  sondern  auch  örtlich  und  zeitlich 
stetem  Wechsel  unterworfen.  Ihre  genaue  Kenntnis  ist  daher 
in  der  Regiel  auf  den  Kreis  jener  beschränkt,  die  sich  berufs- 
mäßig mit  den  einzelnen  Geschäften  befassen.  In  den  weit- 
aus meistren  Fällen  entziehen  sich  diese  Verhältnisse  deV 
Kenntnis  der  Eisenbahnverwaltung.  Diese  ist  daher  auch  in 
der  weit  überwiegenden  Zahl  der  Fälle  nicht  in  der  Lage, 
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mit  yiclierli'Cit  iK'iirl.eil-cu  zu  kouiRui,  ob  die  .gewüuschl'e  Fracht, 
•ormäßiguiig-  wii'klich  notwi'ndig  oder  ■entbehrlich  ist.  Si«  ist 
dadurch  häufig  der  G'Cfahr  aasgesetzt,  Frachtuac'hläss.o  zu  ge- 
währen, di'C  nicht  notwndig  waren,  daher  nur  di.e  ßahuein- 
uahm-eu  schädigen.  Eine  isolcbe  Schädigung  muß  aber  in  Zu- 
kunft aus  nabelieg-cnden  Gründen  tunlichst  vermieden  werden. 
Noch  seltener  ist  aber  die  Ei&eribahnverwaltung  in  der  Lage, 
im  Einzelfalle  beurteilen  zu  können,  ob  durch  Gewährung 
der  Frachtermäßigimg  nicht  ebenso  bereohtiigte  Interessen 
Dritter  geschädigt  werden.  Denn  gewöhnlich  liegt  ei-n  Wett- 
bewerb vor,  dess-cn  Einzelheiten  der  Bahuver\valtung  nicht 
bekannt  sind.  Der  Gesuchsteller  pflegt  isich  aber  auf  die  An- 
gabe: nur  jeuer  Wettbewerber  zu  beschränken,  <leren  Erfolg 
nicht  im  Intere&se  der  Eiisenbahu  liegt.  Es  sind  aber  oft  noch 
andere  Wettbewerber  vorhanden,  deren  Berücksichtigung  das 
Interesse  des  Gemeinwohles  oder  der  Eisenbahn  in  höherem 
Maße  befriedigen  würde,  als  es  beim  Gesuohsteller  der  Fall 
ist.  Fast  jede  Frachtsatzänderung  pflegt  ja  die  Wirkung  zu 
haben,  dai5  sie  die  luteres.^en  des  einen  fördert,  jene  eines 
anderen  aber  «schädigt. 

Es  kommt  nun  noch  ein  Umstand  in  Frage,  der  die  Durch- 
führung des  erwähnten  Beweglichkeitsgrundsatzes  erheblich 
erschwert.  Er  liegt  in  der  Notwendigkeit,  die  gewährten 
Fraohtnachlässe  vor  iluer  Einführung  gehörig  kundzumaohenj 
Das  kostet  aber  Zeit.  Diese  spielt  eine  umso  größere  Eolle, 
als  die  Zeit  dazu  kommt,  die  die  aktenmäßige  Voranter- 
L'^uchung  iu  Ausjjruch  zu  neihmen  pflegt.  Da  aber  die  Ent- 
scheidung über  den  Geschäftsabschluß  in  der  Eegel  rasch  er- 
folgen muß,  entzieht  sich  der  größte  Teil  der  einschlägigen 
Fälle  d'Cm  Einfluß  der  Hahuverwaltung  von  iselbst.  In  der 
verhältnismäßig  g'cnugen  Zahl  von  Fällen,  die  Zeit  haben, 
ereignet  es  sich  aber  ebenfalls  oft  genug,  daß  die  gewährte 
Frachtermäßigung  zu  ispät  kommt.  Das  erklärt  es,  daß  eine 
nicht  nubedeutende  Zahl  von  Frachtermäßigungen  entweder 
gar  nicht  oder  doch  nur  iu  einem  so  geringen  Maße  in  An- 
spnich  genommen  worden  ist,  daß  ihre  Nichtgewährung  ge-, 
rechtfertigt  gewesen  wäre.  Wenn  nun  noch  hinzugereehnet 
wird,  daß  der  Grundsatz  der  Bewegilichkeit  der  Gütertarife 
die  politischen  und  sonstigen  Einflüsse  auf 
die  E  i  s  e  n  b  a  h  u  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  zugunsten  der  G  e  . 
Währung  entbehrlicher  F  r  a  c  h  t  n  aoli  1  ä  isse  in 
w  e  n  i  g  w  ü  n  s  c  h  e  n  s  w  e  r  t  e  r  Weise  verstärkt,  dann 
treten  die  Schwierigkeiten,  di^e  seiner  klaglown  Durcliführung 
entgegenstehen,  noch  mehr  he'rvoi'. 

Wenn  nun  auch  anerkannt  werden  muß,  daß  der  Grundsatz 
der  Beweglichkeit  der  Tarife  manche  gute  Wirkung  erzielte, 
so  ist  doch  der  erreichte  Erfolg,  am  Gesamtbilde  des  Wirt- 
schaftsLeibens  gemessen,  ein  recht  bescheidener  geblieben.  Ei 
tritt  in  seiner  Bedeutung  wesentlich  gegen  die  Nachteile  zu- 
rück, die  seine  Durchführung  nicht  nur  für  die  Staatsbahn- 
verwaltung,  sondern  auch  für  die  Allgemeinwirtschaft  unver- 
meidlich im  Gefolge  hat.  Sie  beziehen  sich  namentlich  auf 
eine  Erschwerunijc  der  Frachtermittlung  und  der  Betriebs- 
führung- und  auf  eine  recht  bedeutende  Erhöhung  der  Ver- 
waltung's-  und  BetrieJjskosten.  Die  auf  einem  größereu  Eisen-' 
lJahuge^biete  entstehende  b'edeuteude  Zahl  von  Frachtermäßi- 
gung'cn,  idie  bei  Durchführung  des*  Beweglichkeitsgrundsatzes 
außerhalb  der  gedinckteu  Tarife  gewährt  werden,  erschwert' 
zunächst  die  Feststellung  der  zu  zahlenden  Fracht  nicht  nur 
für  die  Verfrachter,  sondern  auch  für  die  Stationsbeamteu 
und  die  Rechnuugskontrolleu.  Die  (erschwerte  Fraohtberech- 
nuuig  macht  «ich  zunächst  im  Geschäftsverkehr  störend  fühl- 
bar, führt  aber  auch  zu  zahlreichen  Fehlgriffen  in  der  Fracht- 
beiechnung,  namentlich  dann,  wenn  für  die  Beförderuug' 
mehrere  Wege  in  Frage  kommen  können.  Eine  große  Zahl 
von  ßonderbegüustigungen,  die  nur  für  eine  kurze  Zeit  zu 
gelten  pflegen,  vermehrt  die  Arbeit  der  iStations-  und  Kontroll- 
beamten, die  die  erhab'Cne  Fracht  'zu  prüfen  und  die  Mängel 
zu  beanstanden  haben,  erheblich.  Die  einzelnen  Begünstigun- 
gen müssen  vorgemerkt  und  die  Vermerke  in  Ordnung  gehal- 


ten AN'crden.  Die  Güterabfertigung  wird  ckirch  die  erschwerte 
Frachtiechnung  verzögert.  Die  Lieferung  zahlreicher  sta- 
tistischer Angalwn  und  Auskünfte,  die  von  den  Zentralsfellen 
vor  der  Erledi^mg  der  Fracht  begünstiguugsansuchen  verlangt 
zu  werden  pflegen,  stellt  ebenfalls  eine  wesentliche  Belavstung 
'der  Sfationsbeamten  dar.  Das  verursacht  Kosten,  die  sich  in 
ihrem  wirklichen  Betrage  nicht  leicht  feststellen  lassen.  Da- 
g-egen  lassen  sich  die  Kosten  leichter  ennitteln,  die  die  Durch- 
führung des  Grundsatzes  der  Beweglichkeit  der  Gütertarife 
bei  deu  Verwaltungsstellen  •venirsacht.  Sie  entstehen  zunächst 
durch  die  Notwendigkeit,  die  eingehenden  Gesuche  um  Fracht- 
ermäßigung  zu  prüfen,  mehr  oder  weniger  'zeitraul)ende  Vor- 
erhebungen zu  itflegen,  gegebenenfalls  die  Veröffentlichung 
der  Frachtl)egünstigung  vorzunehmen  und  den  Gesuchsteller  so- 
wie die  beteiligten  Bahuämter  von  der  getroffenen  Entschei- 
dung zu  verständigen.  Schon  die  Kosten  der  Veröffentlichung 
und  des  Druckes  der  notwendigen  Anweisungen  der  Dienst- 
stellen pflegen  einen  hohen  Betrag  zu  erreichen.  Noch  höhei' 
sind  natürlich  die  Kosten,  die  durch  die  erforderliche  Ver- 
stärkung des  Personals  der  Tarif-  und  Kontrollämter  ent-' 
stellen.  Der  unerquicklichste,  aber  leider  nicht  vermeidbare 
Teil  der  Schwierigkeiten,  die  die  Diirchführung  des  gedachten 
Beweglichkeitsgrumlsatzes  im  Gefolge  hat,  ist  durch  die  Ent- 
stehung außerordentlich  zahlreicher  Frachterstattungs- 
ajisuchen  gegeben.  Ihre  Zahl  war  schon  vor  dem  Kriege 
derart  hoch,  ,daß  ihre  Erledigung  trotz  starker  Vermehrung 
des  Personales  der  Eüokvergütungsämter  kaum  noch  möglich 
war. 

treg(  iwiber  den  kurz  geschilderten,  gewiß  nicht  leicht  wie- 
genden Folgen  des  Beweglichkeitsgrundsatzes  hat  nun  der  bis- 
her von  den  reichsdeutschen  Bahnen  hochgehaltene  Grund- 
satz, (Ii  e  G  ü  t  e  r  t  a  r  i  f  e  möglichst  ^s  t  e  t  i  g  zu  hal- 
ten und  Fraohtermäßigungen  nur  dann  zu  gewähren,  wenn 
wiehtige  volkswirtschaftliche  Interessen  dies  erfordern,  wesent' 
liehe  Vorzüge.  Zunächst  entlastet  er  die  Eisenbahnen  von  dem 
größten  Teil  der  geschilderten  starken  Auslagen  und  befreit 
^sowohl  'die  Verwaltungs-  als  auch  die  Stationsdienststellen 
von  zahlreichen  zeitraubenden  Arbeiten.  Er  würde  ohne 
weiteres  vorzuziehen  sein,  wenn  feststände,  daß  er  auch  ded 
berechtigten  Ansprüchen  des  Güteraustausches  in  genügendem 
Maße  Eechnung  trägt.  Die  Erfahrungen,  die  in  dieser  Sich- 
tung in  Deutschland  gemacht  worden  sind,  lassen  nun  den 
igchluß  zu,  daß  die  Stetigkeit  von  Gütertarifen  angemessen ei' 
Höhe  die  Entwicklung  des  Güteraustausches  nicht  nur  nicht 
gehindert,  sondern  sogar  iu  hohem  Grade  begünstigt  hat.  Das 
könnte  auffällig  erscheinen.  Denn  es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  Frachtsätze,  die  lange  Zeit  unverändert  blei- 
ben, gar  manchen  Güteraustausch  behindert  haben.  Das  war 
auch  gewiß  der  Fall.  Darin  liegt  aber  kein  entscheidender 
Gesichtispunkt.  Denn  jeder  Gütertarif,  auch  ein  solcher  von 
bescheidener  Höhe,  hat  die  EigeiLschaft,  manche  Güteraus- 
tausche immöglich  zu  machen.  Die  gute  Wirkung  der  Stetig- 
keit der  Gütertarife  und  die  'damit  verbundene  Leichtigkeit! 
und  Sicherheit  der  Frachtermittlung  scheint  vielmehr  darin 
begründet  z)u  sein,  daß  sie  dem  Verkehr  einie  gleichbleibende 
und  sichei-e  Grundlage  für  die  geschäftliche  Kostenrechnung 
bietet  und  den  Wettbewerb  «von  einem  Moment  der  Unsicher- 
heit befreit.  Das  'scheint  ein  HauptbedürfnLs  des  Verk'chres 
zu  S'ein.  Die  guten  Wirkung-en  eines  stetigen  Gütertarifes 
werden  noch  durch  seine  Einfachheit  und  Klarheit  verstärkt, 
wie  sie  iu  Deutschland  ebenfalls  gesichert  waren.  Es  dürfte 
daher  auch  als  sicher  angenommen  werden  können,  daß  die 
groß-6  Mehrheit  der  Frachtgeber  den  Bestand  st'ctiger  Güter- 
tarife 'der  Wandelbarkeit  der  Fracht-sätze  vorzieht.  Letztere 
wind  in  der  Tat  nur  von  der  zwar  nicht  großen,  aber  umso 
rührigeren  uml  einflußreichereu  Zahl  von  G^eschäftsleuten 
vorgezogen,  die  in  der  Lage  zu  'Sein  glauben,  sich  Sondervor- 
teile verschaffen  zu  können. 

Wenn  nun  auch  der  bisher  in  Österreich  übliche  Grundsatz, 
den  Güteraustausch  durch  Son.der)>egünistigungen  der  Staats- 
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bahnen  auch  im  einzelnen  zu  beben,  manches  für  sich  hat,  so 
dürfte  €S  «ich  angesichtiS  der  Unmögliclikeit,  ihn  klaglos 
und  ohn«  schwerwieg'ende.  Nachteile  durchzuführen,  docit 
■empfehlen,  ihn  anläßlich  der  Vereinigung  Deutsohösterreichs 
mit  dem  Deutschen  Eeiche  zugunsten  des  bewährten  Grund- 
satz'es  möglichst  «tetiger  Gütertarife  aufzugeben.  Der  Ent-- 
Schluß  hierzu  wird  dadurch  wesentlich  erleichtert,  daß  die 
Notwendigikeit,  die  Staatsbahneinnahmen  möglichst  zu  schonen 


und  die  Ausgaben  zu  verringern,  ohneliin  eine  starke  Ein- 
schränkung der  Frachtermäßigungen  und  damit  naturgemäl! 
auch  eine  starke  iiinderung  der  guten  Wirkungen  des  Grund- 
satzes beweglicher  Gütertarife  zur  Folge  haben  muß.  Die 
Einheitlichkeit,  die  dann  auf  einem  wichtigen  Gebiete  dei' 
Eisenbahntarifpolitik  im  ganzen  neuen  Deutschen  Eeicho 
hergestellt  wäre,  würde  gewiß  von  segensreichen  Folgen  be- 
gleitet ßein. 


Zur  NeuordnuDg  der  deutschösteireic bischen  Staatsbahnverwaltung 

(Schiaß  aus  Nr.  19  u.  20.) 


Neben  derartigen  großen  Fragen,  die  das  Herz  de-s  Tech- 
nikers höher  schlagen  machen  uu<l  die  trotz  alles  L-eids  und 
aller  Not  der  Zeit  den  richtigen  Ingenieur  frohlocken  lassen, 
sich  vor  die  Mitwirkung  an  solchen  Aufgaben  gestellt  zu 
*ehen,  treten  andere  Erfordernisse  mehr  in  den  Hintergrund. 
Immerhin  möchte  ich  noch  einige  davon  wcuigistens  mit  eini- 
gen Worten  bedenken. 

Eine  solche  Frage  ist  der  Einfluß  der  Geschäftswelt  auf 
<lie  künftige  Gebarung  der  deutschösterreichischen  Staats- 
balinen.  Durch  den  Zerfall  Österreichs  ist  der  iStaatseisen- 
bahnrat  zertrümmert  worden.  Wir  müs.sen  nun  an  seine  Stello 
eine  Körperschaft  setzen,  'die  ■ —  in  verbe.sis>erter  Form  —  die 
Aufgal>en  des  alten  Staatsei.senbahurates  in  Deutschösterreich 
übernimmt.  Diese  Körperschaft  kann  erst  dann  endgültig  ge- 
schaffen werden,  wenn  die  Frage  des  gesamten  Wiederauf- 
baues unserer  Staatseisenbahn  Verwaltung  gelöst  wird ;  -so 
lange  aber  können  wir  nicht  warten,  da  wir  schon  bei  der 
Neuordnung-  der  Verwaltung  selbst  uns  auf  das  Gut-achten 
einer  .solchen  Körper.schaft  -stützen  wollen.  Das  A-^erkehivsamt 
AA'ird  daher  demnächst  einen  vorläufigen  St.aatseiS'enbahnrat 
schaffen,  der  dann  bei  der  endgültigen  Eegelung  auch  seine 
endgültige  Gestalt  bekommen  wird. 

Zu  entscheiden  wird  ferner  .sein,  ob  nach  dem  Mus-ter  an- 
derer Staatsbahnverwaltungen  die  Wirksamkeit  des  Staats- 
eisenbahnrats  durch  die  Schaffung  von  Landes-,  Kreis-  oder 
Bezirks-Eisenbahnräten  oder  ähnlichen  auf  den  Direktions- 
umfang  2aigeschnittenen  Körperschaften  ergänzt  werden  soll. 
Sicher  könnte  dadurch  eine  Entlastung'  des  Staatseisenbahn- 
rates von  allen  jenen  Angelegenheiten  einti-eten,  die  nur  fiw. 
ein  kleines  Gebiet  von  Bedeutung  sind,  wodurch  umgekehrt 
dem  Staatseisenbahnrat  wieder  mehr  Muße  und  Zeit  für  wirk- 
liche deutschösterreichische  Gesamtstaatsinteressen  verbliebe. 

Eine  Frage,  die  in  unserer  alten  monarchischen  Staatsform 
keine  besondere  Aufmerksamkeit  fand,  wäre  aber  heute  in  der 
Republik  wieder  etwas  näher  zu  untersuchen.  Das  ist  dio 
Frage-  ob  die  Staatseisenbahn  Verwaltung  als  solche  dem  Ver- 
kehrsamte  in  jeder  Beziehung  unterstehen  und  sich  demnach 
in  die  übrige  Staatsverwaltung,  wie  alle  anderen  staatlichen 
Betriebe,  lückenlos  einfügen  soll.  Dadurch  würden  alle  An- 
gelelgenheiten  bei  geschickter  politischer  lAusbeutung  ihre 
unter  Um.ständen  erschütternde  Wirkung  in  letizter  Linie  bis» 
zum  Kabinetts-  und  Staatsrat,  ja  bis  zum  Präsidenten  der  Re- 
publik hinauf  äußern  und  zu  politischen  Krisen  führen  kön- 
nen, und  zwar  insofern,  als  irgendeine  beliebige  Verwaltungs- 
augelegenheit infolge  ihrer  Rückwirkung  auf  die  Öffentlich- 
keit zum  Wechsel  in  der  Person  des  Staatssekretärs  für  Ver- 
kehrswesen,  zu  einer  Kabinettskrise  und  unter  ITniständ-en  zu 
einer  Präsidentenkrise  sich  auswachsen  kann.  Ich  denke  da- 
bei insbesondere  an  Fälle,  wie  sie  sich  in  Italien  ereigneten, 
wo  der  Konflikt  zwischen  dem  Ei.senbahnerparlament  und  dem 
damaligen  Generaldirektor  Bianchi  Formen  annahm,  dio 
-schließlich  für  -das  ganze  Staatswesen  eine  Gefahr  be-deute- 
ten.  Es  wäre  zu  untersuchen,  ob  nicht  bei  unserer  republika-i 
nischen  Staatsform  eine  Ablenkung  für  'derartige  Fälle  er- 
wünscht sein  könnte,  wob-ei  ich  -an  das  Muster  der  Schweize- 
rischen Bundesbahnen  denke,  deren  oberste  Leitung  einem 
Verwaltungsrate  obliegt,  dessen  Mitglieder  vom  Bundesrat, 
von  -den  Kantonen  und  Halbkantonen  und  von  den  Kreiseisen- 
bahnräten gewählt  werden.  lEine  solche  Einrichtung  böte 
vielleicht  auch  den  Vorteil,  daß  die  eigentliche  Greschäfts- 
gebarung  der  Staatsbahneu  'den  politischen  Einflüssen  mehr 
entrückt  wäre,  als  wenn  die  Verwaltung,  praktisch  genommen, 
in  allen  Belangen  von  der  politisch  minder  unljefa-ngene-n  Re-' 
gierung  abhängig  ist. 

Im  Zuge  unseres  Neubaues,  und  zwar  sowohl  der  eigent- 
lichen Neuordnung  un.serer  Verwaltung  als  auch  der  neben- 
herlaufenden Bestrebungen  nach  größerer  AVirtschaftlichkeiff 
des  Betriebes  und  nach  gröfierer  Raschheit  der  Geschäfts- 
gebaruug  wiixl  sich  noch  eine  ganze  Menge  von  Änderungen 
«rge})en.  Wir  werden  nach  außen  bin  trachten  müssen,  das 
Verhältnis  der  Eisenbahaverwaltung  zur  Finauzverwaltnog  im 


Sinne  einer  größeren  Freiheit  der  er-sleren  -auszugestalten, 
selbstverständlich  zwar  innerhalb  der  durcli  eiiie  geordnete 
Gesamtwirtschaft  gezogeneu  Grenzen,  inunerliiii  aber  in  dem 
Sinne,  daß  eine  fachliche  .Überwachung  des  A'erkehrsamtes 
durch  eine  fachlich  dazu  nicht  geeignete  Stelle  unmöglich  ge-  • 
macht  wird.  Nach  innen  werden  wir  —  wenn  nicht  überhau]U 
eine  Generaldirektion  geschaffen  wird  —  -abgesehen  von  der 
Entlastuno-  des  A^erkehrsamtes  durch  Überlassung  möglichst 
vieler  Geschäfte  an  die  Direktionen,  eine  vollständige  Neu- 
einteilung d-er  Geschäfte  im  A'^erkehrs-amt(^  .sedbst  anstreben 
und  die  beistehenden  Hilf-.sstellen  den  geänd-erten  Verhält- 
nissen anpassen  müs-?en.  Die  Behandlung  der  Geschäfts- 
stücke muß  durch  eine  neue  Vorschrift  vereinfacht  werden. 

Die  Direktionen  sind  n-eu  -abzugrenzen,  ihr  Wirkungskrois 
einerseits  zu  er\v-eitern,  andererseits  durch  Zentralisierung 
gewisser  Geschäft-e  zu  verringern. 

Wir  mü-s-sen  unser  g-esamtes  KontroUwe.sen  und  das  Fach- 
bildungiswesen  den  geänderten  AVirhältnissen  entsprechend 
neu  regeln,  d-as  Instruktionswesen  vereinfachen 

-Schwierig  wird  di-e  Frage  d-es  Materi-albeschaffuugs.  und  In- 
ventarw-e-siens  sein.  Einerseits  müssen  Avir  -es  vermeiden, 
Riesenwerte  in  großen  Vorräten  aufzustapeln,  Zin-sen-  und 
Materialverlußte  zu  erleiden,  -andere-r-seits  ab-er  hat  ums  der 
Krieg  g'elehrt,  welche  Gefahren  hier  drohen.  • 

Weiter  werden  wir  in  der  P-ersonalwirt-schaft  trachten 
mü.ssen,  gewisse  -eingelebte  Übelstände,  wie  z.  B.  die  fort- 
währenden Versetzungen,  zu  vermeiden.  Freilich  spielt  daü 
schon  wieder  -auf  -das  G-ebiet  der  für  -alle  Sta-ats-verwaltungs> 
zweige  gleichen  Grundsätze  hinaus,  die  wir  wolü  nicht  ein- 
seitig ändern  können.  Jedenfalls  sollte  aber  eine  starro 
Systemisierung  vennieden  werden. 

Ferner  möcht-e  ich  noch  erwähnen,  daß  wir  uns  b-e-stieben 
müssen,  nicht  überwertige  Kräft-e  zu  verwenden.  Wir  hal>en 
entschieden  zu  viel  Hochschüler  und  zu  viel  Alittelschüler  und 
müssien  da.s  in  Zukunft,  selbstverständlich  mit  -Schonung  er- 
worbener Rechte,  verbessern.  Daß  ich  als  Ingenieur,  tiei 
vollster  Anerkennung-  und  -herzlichster  Freundschaft  für  meine 
juristisch  gebildete-n  Alilarbeifer  und  Kollegen,  -selbstver- 
ständlich trachten  werde,  überall  dort-,  wo  -die  1-echnische  Vor- 
bildung für  die  Verwaltung  Nutzen  bringt,  auch  wirklich 
Techniker  zu  verwenden,  ist  selb.stverständlich.  Und  daß  wir 
für  die  Kriegsteilnehmer,  besonders  für  die  Verwundeten  luid 
Invaliden,  tun  Aver-den.  was  wir  können,  ebenso. 

Und  nun  nähern  wir  uns  dem  Schluß. 

In  welcher  Weise  soll  die  künftige  Form  der  Verw-altung 
mit  allem,  Avas  -drum  und  dran  hängt,  endgültig  festg-estellli 
werden?    Da  schwebt  mir  folgender  Weg  vor: 

Die  -b-erufenen  Körperschaften  mögen  (tem  Vei'kehrsamt  -so 
ra-sch  als  möglich  und  in  so  gedrängter  Form  als  möglich  ihr-g 
Wünsche  und,  soAveit  si-e  sich  dazu  berufen  fühlen,  auch 
greifbare  A^orschläge  vorlegen.  Unter  diesen  b-erufenen 
Körperschaften  möchte  ich,  ohne  im  geringsten  ein  A^ollstän- 
-dig-es  A^erzeichnis  geben  zu  Avollen,  etwa  folgend-e  -anführen: 

Den  Österr.  Ingenieur-  und  Architekte-n-A^erein, 

den  Reichsverband  der  Industriellen, 

-die  Hand-els-  und  G-ewerbekammern, 

den  österreichischen  Verkehrsrat, 

den  zu  berufenden  vorläufigen  St-aat.sei-senbahnrat 
und  endlich  insbesondere  hinsichtlich  der  künftigen  Gestal- 
tung der  Pe-rsonalwirt-scbaft  den  Personalbeirat  d-es  deutsch- 
österreichischen St-aat-srate-s. 

Das  Sta-at-samt  für  AVikehrsAve.'-'en  Avird  mit  fortschreitender 
Klärung  der  A^erhältni-sse  einen  EntAvurf  der  Neuordnung  auf. 
stellen  und  dabei  die  eingereichten  Gutachten  und  AVün-sche  so 
weit  -als  irgend  möglich  lierücksichtigen ;  dieses  ganze  Ala- 
t-erial  wäre-  dann  ein-em  Ausschuß  von  ganz  w-enigen  aiisge- 
zeichnten  und  nach  jeder  Richtung  hin  vollständig  unabhän-' 
gigen  deutschöslerreichiscdi-cn  Eisenbahnfachleuteu  zur  end- 
gültigen -Begutachtung  vorzulegen.  Das  -so  zuslande  kom- 
mende Statut  Aväie  von  d-er  NationalA'-ersammlung  zum  Ge- 
setze zu  erheben.    Eine  .gesetzliche  Behandlung  der  ganzen 
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AngeLegeuheit  ist  nämlich  schou  deswegcu  vou  voinheiein 
nicht  auszuschli'Cl5en,  weil  die  Gemeralinspektion  auf  Grund 
eines  Gesetze«  besteht  und  daber  nur  durch  ein  Gesetz  auf- 
gelöst oder  wesentlich  umgestaltet  werden  kann. 

Die  grölMe  Gefahr  für  das  Werk,  das  wir  unteruelunen,  ist 
die  der  Verschleppung;  darum  wird  der  Herr  Staatsisekretär 
für  das  Verk'chrs weisen  sich  vorbehalten  müssen,  seine  Ent- 
scheidungen auch  unabhängig  von  den  Meinungen  der  ,begut- 
achtenden  Stellen  zu  treffen  und  der  Regierung  seine  An- 
träge zu  unterbreiten,  wenn  sich  herausstellen  isoUte,  daß  viele 
Köche  die  Supp-e  versalzen,  und  daß  die  zur  Mitarbeit  berufenen 
oder  eingeladenen,  oder  vielleicht  auch  einzelne  nicht  be^ 
rufene  und  nicht  eingeladene  Körperschaften  das  Werk  dnrcb 
ihre  Mitarbeit  nicht  fördern,  sondern  hemmen. 

Ich  habe  wiederholt  betont,  daß  die  Neuorganisation  über- 
aus dringlich  ist,  habe  aber  auch  wiederholt  darauf  hingewie- 
sen, welche  Hindernisse  ihrer  sofortig^en  Durchführung  im 
Wege  stehen.  Wir  sind  am  Beginne  eines  Ubergangszustan-' 
des,  der  für  die  Bevölkerung  nicht  mit  überflüssigen  Lasten 
verbunden  sein  darf.  Daraus  ergibt  sich  für  das  Staatsamt 
für  Verkehrswesen  die  Pflicht,  den  Forderungen  der  Spar- 
samkeit in  der  Übergangszeit  wenigstens  in  der  Form  Bech-i 
nung  zu  tragen,  daß  der  Sehrum pfung^s Vorgang,  der  unseren 
Staatsbahnkörper  ergriffen  hat,  auf  d>em  (Gebiete  der  Eisen- 
bahnverwaltung nach  Möglichkeit  gefördert  werde;  es  werden 
also  unter  anderm  auch  wichtige  Stellen  nach  ihrer  Erledi-« 
giing  in  der  Eegel  vor  Schaffung  des  endgültigen  Zustande;« 
nicht  mehr  neu  besetzt  werden,  sondern  wir  dürfen  nur  Pro- 
visorien schaffen,  die  die  Fortführung  der  Geschäfte  giewähr. 
leisten.  i 

Wir  leben  in  einer  traurigen  Zeit.  Vor  dem  Kriege  und 
auch  noch  während  des  Krieges  haben  wir  hochfliegende 
Pläne,  verfolgt ;  ihre  Ausführung  sollte  unser  Eisenbahnwesen 
zu  großer  Höhe  emporheben,  wir  haben  an  einer  großzügigen 
Ausg'Gstaltung  des  Fern-Güterzugwesens  gearbeit/et,  an  einiem 


Bauprogramm,  das  unsere  Durchzugslinien  nach  dem  Balkan 
zu  Weltverkehrsadern  ersten  Banges  erbeben  sollte;  die  Er- 
weiterung und  Ausgestaltung  unserer  Werkstätten  mit  den 
neuesten  Errungenschaften  soUie  sie  zu  höchster  Leistungs- 
fähigkeit befähigen;  wir  hatten  den  ersten  Entwurf  für  einen 
großzügigen,  ganz  Österreich  umspannendeu,  der  Bevölkerung 
die  bequemsten  Beiseverbindungen  bietenden  Pen^oneufahi" 
plan  aufgestellt  und  hofften  bald  nach  Friedensschluß  diese<i 
große  Werk  vollenden  zu  können;  wir  dachten  an  die  mo- 
dernste Ausgestaltung  unserer  Fahrbetriebsmitel,  an  di<i 
Elektrisierung  des  Staatsbahnnetzes,  insbesondere  in  Deutsch-* 
Österreich,  und  hofften  Wien  recht  ibald  eine  Lösung  der  bren- 
nenden Stadtbahnfrage  und  der  Frage  der  frruppenbahnhöfe 
zu  bieten.  Em  rauher  Nordwind  hat  diesen  Blütentraum  zer- 
stört ;  in  den  öden  Fensterhöhlen  wohnt  das  Grauen ;  wir  abei 
wollen  es  halten,  wie  es  uns  unser  Dichterfürst  vorgez>eichuel! 
hat : 

„Einen  Blick 

nach  dem  Grabe 

seiner  Habe 

wirft  er  noch  zurück, 

greift  fröhlich  dann  zum  Wauderstabe'', 

wohlgemerkt:  „fröhlich"!  Nicht  gebrochenen  Mutes  ins  Elend 
wollen  wir  wandern;  nein,  wir  wollen  erhobenen  Hauptes 
ausziehen,  um  wieder  emporzusteigen  in  die  lichte  Höhe  einer 
schöneren  Zukunft. 

Das  wollen  wir  tun!  ,- Vorwärts  und  auf  wärt.s !"  das  se.« 
unser  Leitspruch  und  wir  Ingenieure  wollen  uns  an  die  Spitze 
dieser  Bewegung  stellen.  Wir  sind  berufen,  die  Volkswirt- 
schaft und  damit  das  Leben  unsere«  Staates  wieder  zu  sichern 
für  eine  glücklichere  Zukunft.  Ich  schließe  mit  der  Bitte: 
Stellen  Sie  Ihre  reichen  Kräfte,  Ihre  Kenntnis  und  Erfahrung 
in  unsere  Dienste  und  seien  Sie  uns  stets  herzlich  willkommen 
als  verläßliche  sachkundige  Berater ! 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Gesetz  betr.  Tariferhöhungen  im  Eisenbahnverkehr.  Die 

preußische  Regierung  veröffentlicht  unterm  9.  d.  M.  folaende 
Verordnung  über  die  Erhebung  von  Zusehlägen  im  Güter- 
und Tierverkehr  der  preußiscb-heissischen  Staats  eisen  bahnen. 
Die  preußische  Regierung  verordnet  mit  Gesetzeskraft,  was 
folgt :  §  1.  Die  Staat&eisenbahnverwaltuno-  wird  ermächtigt,, 
vom  1.  April  1919  ab  auf  den  preußisch-hessischen  Staats- 
eisenbahnen im  Güter-  und  Tierverkehr  zu  den  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  20.  März  1918  (Gesetzsamml.  S.  19)  um  15  v.  H. 
erhöhten  Frachtsätzen  einen  Zuschlag  bis  zu  60  v.  H.  zu  er- 
heben. §  2.  Der  Zuschlag  tritt  außer  Kraft  mit  Ablauf  des 
z^yeiten  Wirtschaftsjahres,  das  auf  den  Abschluß  des  Friedens 
mit  der  letzten  mit  Deutschland  im  Kriege  stehenden  europäi- 
schen Großmacht  folgt. 

—  Bedarf  an  Bewerbern  für  den  technischen  Bürodienst. 

Bei  der  preußisch  -  hessischen  Eisenbahn  Verwaltung  liegt  zur- 
zeit Bedarf  an  Bewerbern  für  die  Laufbahn  der  luaschinen- 
technischen  und  bantechnischen  Eisenbahuisekretäre.  vor. 
Haupterfordemisse  'sind  für  die  Dienstanfänger  das  Zeugnis 
für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst,  ferner  für  die 
niaschinentechnischen  Dienstanfänger  das  Reifezeugnis  einer 
vom  Alinister  der  öffentlichen  Arbeiten  als  genüg^end  aner-' 
kannten  höheren  Maschinenbauschule  sowie  di<i  mindestens 
zweijährige  praktische  Tätigkeit  in  einem  Masohinenbauhand- 
werk  oder  in  einer  Eisenbahnhauptwerkstätte.  Die  bantech- 
nischen Dienstanfänger  müssen  das  Reifezeugnis  der  Tief- 
bauabteilung einer  anerkannten  Biaugiewerfcschule  besitz(in 
und  mindestens  zwei  volle  Jahre  in  einem  Bauhandwerk 
]iraktisch  und  mit  gutem  Erfolge  gearbeitet  haben.  Bewer- 
bungsgesuche  sind  an  das  Eisenbahn-Zentralamt,  Berlin  SW  11, 
zu  richten. 

—  Die  Wiederaufnahme  des  Berliner  Stadtbahnverkehrs,  die 

durch  die  Kummunistenunruhen  und  durch  den  Gieneralstreik 
\'erzögert  wurde,  ist  nunmehr  am  17.  März  erfolgt.  Die  Vor- 
ortzüge, die  l)is  zum  6.  Januar  d.  Js.  verkehrten,  laufen  in 
gli'icbeni  rnifange  wieder  über  die  Stadtbahn  zwischen  den 
Sfadonen  Charlottenburg  und  Schlesischer  BaJinhof.  Ledig- 
lich der  Verkelir  der  Nord-  und  Südringzüge  über  die  Stadt- 
bahn ist  eingestellt;  an  ihrer  Stelle  verkehren  Vollring- 
züge vom   Potsdamer  BaJmhof  über  Stralau  Bummelsburg- 


Weißensee-Westend  nach  Potsdamer  Bahnhof  und  vom  Pots- 
damer Bahnhof  übör  Halensee-Westend-Weißensee-Stralau- 
Eummelsburg  nach  Potsdamer  Bahnhof.  Der  Verkehr  von 
den  Nord-  bzw.  Südringstationen,  nach  den  Stadtbahnstationen 
wird  durch  Umsteigen  in  Westend;,  Halensee,  Stralau- 
BummeLsburg  und  Treptow  ermöglicht.  Die  durch  den  Weg- 
fall der  Nord-  und  Südringzüge  auf  der  Stadtbahn  entstehen- 
den Zugpausen  Averden  durch  Pendelzüge  ausgefüllt,  die 
zwischen  Halensee  und  Stralau-Riunmelsburg  bzw.  zwischen 
Grunewald-Westend  und  Lichtenberg  verkehren. 

—  Zugzusammenstoß  unweit  Bitterfeld.     Am  11.  d.  Mts. 

gegen  9  Uhr  vormittags  stieß  zwischen  den  Bahnhöfen  Tanne- 
pols  und  Sandersdorf  in  Kilometer  6,9  der  Strecke  Bitterfeld- 
Stumsdorf  der  von  Stumsdorf  kommende  Personenzug  21S1 
mit  einer  ihm  von  Sandersdorf  entgegengesandtien  Hilfs- 
lokomotive zusammen.  Hierbei  wurden  ein  Bahnarbeiter  und 
eine  Arbeiterin  getötet,  10  Reisende  schwer  und  sieben  leicht 
verletzt,  die  beiden  Lokomotiven  und  drei  Wagen  beschädigt. 
Eine  Untersuchung  ist  eingeleitet. 

—  Vorschriften  über  Urlaubs-  und  Dienstbefreiung  in 
Bayern.  Nach  einem  Erlaß  des  Staatsministeriums  für  Ver- 
kehrsangelegenheiten ist  dem  etatsmäßigen  und  nichtetats- 
mäßigen  Personal  der  Staatsbahn  Verwaltung,  dessen  regel- 
mäßiger Jahresurlaub  nicht  bereits  4  Wochen  beträgt,  für 
das  Jahr  1919  neben  dem  i-egelmäßigen  Urlaub  ein  außer- 
ordentlicher Urlaub  von  14  Tagen  mit  der  Maßgabe  zu  ge- 
währen, daß  regelmäßiger  und  außerordentlicher  Urlaub  zu- 
sammen die  Dauer  von  4  Wochen  nicht  überschreiten  dürfen. 
Dem  im  Taglohnverhältnisse  Ijeschäftigten  Personal,  das  nach 
den  bestehenden  Bestimmungen  einen  regelmäßigen  Urlaub 
erhalten  kann,  wird  für  das  Jahr  1919  neben  dem  regelmäßigen 
Urlaub  lein  außerordentlicher  Urlaub  von  14  Tagen  gewährt. 
Das  Taglohnpersonal,  bei  dem  die  Voraussetzungen  für  Ge- 
wäbrung  leines  regelmäßigen  Urlaubs  nicht  erfüllt  sind,  er- 
hält für  das  Jahr  1919  einen  außerordentlichen  Urlaub  von 
14  Tagen,  wenn  es  eine  ununterbrochene  Beschäftigungszeit 
von  mindestens,  6  Monaten  im  Dienste  der  Staatsbahn  Verwal- 
tung zurückgelegt  hat.  Den  Arbeitern  wird  für  die  Dauei 
de,s  laußerordentlichen  Urlaubs  der  regelmäßige  f  e  i  1 1 
Taglohn  belassen,  sohiu  den  Arbeitern  mit  dureh-< 
gehender  Entlohnung  für  jeden  in  die  Ürlaubszeit  fallenden 
Tag-  und  den  übrigen  Arbeitern  für  die  in  die  Urlaubszeit  fal- 
lenden Arl>eitstage.  Dem  Personal,  dem  schon  nach  der  Rück, 
kehr  aus  dem  Heeres-  oder  Kolonnendienst  ein  über  den  i^gel- 
mäßigen  Urlaub  hinausgehender  üriaui?  gewährt  wui-de,  ist 
die  über  den  regelmäßigen  Urlaub  hinausgehende  Dauer  diese.i 
Urlaubs  auf  den  nach  gegenwärtiger  Voisdirift  zu  gewähren- 
den außeix)rdentlichen  Urlaub  anzurechnen. 
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—  Teuerunffsbeihilfe  der  sächsischen  Ruliegehaltsempfänfier. 

Dio  .letzt  bestehende    erhebliche  S^paunimo:    zwischen  den 
Dienstbezuo-en  der  aktiven  Staatsbeamten  (Gehalt,  Wohnimos 
g^i'??",schuß  und  Teuerungszulagen)  und  dem  Ruhegehalt  .ein- 
«chheßlich  der  Teuerungsbeihüfen  der  Pensioncäre  erschwert 
bei  der  bestehenden  Teuerung  vielfach  den  an  sich  zum  über- 
\?.  n      -K'Uhestand  berechtigten  Beamten  wesentlich  den 
Entschluß,  um  ihre  Versetzung  in  den  Eaihestaud  nachzu- 
suchen, die  sie  sonst  unter  anderen  Verhältnissen  unbedenk- 
lich erbitten  wurden.     Dadurch  wird  aber  nicht  nur  einer 
großen  Anzahl  in  lang.icähriger  Treue  bewährter  Staatsbe- 
amter, die  durch  aufopferungsvolles  Aushalten  während  der 
Knegszeit  dem  Staate  ihre  Kräfte  in  besonders  dankeus- 
wertem  Umfange  gewidmet  haben,  die  Verwirklichuuo-  eines 
wohlverdienten  Ruhestandes  beeinträchtigt,  soudem  eTs  kann 
auf  diese  Weise  auch  dem  Staatsinteresse  insofern  Eintrao' 
geschehen,  als  nicht  mehr  vollwertige  Arbeitskräfte  zum  Teil 
m  verantwortungsvollen  SteUen  verbleiben.    'Gerade  in  der 
gepnwartigen  Zeit  aber  müss-en  nicht  nur  an  die  Beamteu- 
schatt  im  allgemeinen   bei   dem  ständigen   Anwachsen  der 
Dienstgeschafte  erhöhte  Anforderungen  m   der  Erledioun"- 
der  laufenden  Aufgaben  gestellt  werden,  „sondern  der  Staat 
bedart  bei  der  iSeuordnung  der  staatlichen  Verhältnisse  der 
verantwortungsfreudigen  Jlitarbeit  und  der  vollen  Schaffens- 
kratt  ledes  einzelnen  seiner  Beamten.   Die  schwierioen,  ieder 
einzelnen   Staatsverwaltung   bevorstehenden  Fraoeu  können 
nur  von  einem  voll  leistungsfähigen  Beamtenkörper  gelöst 
werden  m  dem  sich  Tatkraft  und  Erfahrung  zu  dem  o-.eniein- 
samen  Ziele  vereinigen,  auf  dem  Boden  der  tatsächlichen  Ver- 
haltniss.e  stehend,  die  Interes.sen  des  Staatsganzen  zu  fördern 
l'nter  diesen  Gesichtspunkten  erscheint  es  geboten,  bis  zu 
üer  m  Aussicht  genommenen  allgemeinen  Neureoeluno-  der 
Kuhegelder  den  an  sich  zum  Übertritt  in  den  Ruhestand  be- 
rechtigten, nicht  mehr  voll  arbeitsfähigen  Beamten  den  Ent- 
scüluß  zum  Ausscheiden  aus  dem  aktiven  Dienste  dadurch 
zu  erleichiei-n,  daß  durch  Gewähruns-  entsprechender  Teue- 
rungsbeihilfen  die  jetzige  Spannung  zwischen  dem  Dienst- 
iind  dem  Ruhegehaltsemkomnien  gemindert  M  ird.    lus  Billio- 
keitsgninden  soll  diese  Regelung  nicht  a-uf  die  erst' künftfo' 
■n  den  Ruhestand  tretenden  Beamten  beschränkt,  somleru  ihw 
V  ergunstigung  auch  denjenigen  Beamten  zuteil  werden,  die 
im  letzten  Jahre,  und  zwar  in  der  Zeit  vom  1.  April  191S 
ib,  bereits  m  den  Ruhestand  getreten  sind.    Es  wird  deshalb 
In  I-™fr   ^^P"   ^^^J  Ruhestand  getretenen  und 

A  1  lo^n"", ''f''  Ruhestand  tretenden  Staatsdienern  vom 
-^Pril  1919  ab  bis  auf  weiteres,  längstens  aber  bis  zu  der 
n  Aussicht  genommenen  Neuregelung  der  Ruhegehälter,  neben 
em  Ruhegehalle  von  den  ruhegehaltsfähigen  Dienstbezügen 
1er  für  den  Ruhegejialt  maßgebende  Hundertleil  von  den  zu- 
etzt  bezogenen  laufenden  Teuerungszulagen  und  besonderen 
vriegsteuerungszulagen  als  T  e  u  e  r  u  n  g  s  b  e  i  h  i  1  f  e  oe 
■^i''^^:  *™  höherer  Betrag  an  Teuerungs- 
eihilfe  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  für  Beamte  Im 
Ruhestand  usw.  zusteht.  Der  Berechnung  der  Teuerunos- 
eihilfe  ist  der  zwölt fache  Betrag  der  laufenden  Teuerunos- 
ezuge  zugrunde  zu  legen,  die  der  Beamte  im  letzten  MonSte 
^^^nH'^*'V^'J^''^**-*u'''""'^ll^^  l>ezogen  hat,  doch  bleiben  Zu- 
ngen für  Kinder  über  18  Jahre  auß-er  Betracht.  Kinder 
iml  vieiniehr  nur  insoweit  zu  berücksichtigen,  als  für  sie 
^ai^engeld  au.s  der  Staatskasse  zu  zahlen  wäre,  wenn  der 
ater  nicht  mehr  lebte. 

Bei  Beamten,  die  zum  Heere  u^w.  einbenifen  gewesen  sind 
nd  daher  nur  einen  Teil  der  laufenden  Teueruno-sbezi -e 
tL  ■'^o  Ohe  Uberhaupt  nicht  erhalten  haben,  ist  derienbe 
■etrag  der  Teuerungsbezüge  maßgebend,  den  sie  bezogen 
Heben 'IväJ'n'  ""^""^  l^«™atlichen   Zivildienste  ge, 

Für  die  Gewährung  der  nach  liundertteilen  der  laufenden 
€uerung.sbezuge  zu  bemessenden  Teuerungsbeihilfen  iM 
P'-l''-^^^J,^^ommen  belanglos;  im  übrigen  finden  die 
^schlagenden  Bestimmungen  iibcr  die  bisherigen  laufenden 
S^SiS.  '^•'^^"'■^    -  Bnhestand    i.s.v. '^^^ 

Die  Bestimmung  im  §  38,  Abs.  1  des  Zivilstaatsdiener- 
T""'  -^""^  l^^^'^  ^i^^  I'^^'^ion  nach  demieni^^^^^ 
lensteinkommen  zu  berechnen  ist,  das  der  Staatscldener  vor 
.'^'"H^-  ^^'^^^"^■ch  wirklich  beigen  hat, 
t  auf  die  nach  liundertteilen  der  laufenden  TeuewinD-X- 
:ge  zu  bemesa«.nde  Teuerungsbeihilfe  nicht  anzuwe  iden 
Sttrl'^'''"  '^■'''^  .^-^-^f'!'^  1918  in  den  Ruhestand  getretenen 
aatsdiener  und  die  Hinte  Aliebenen  der  Beamten  erhaUen 
"lu'^^en"^'  «-^-hilfen  nach  den 'Shen^e^  Re- 


if .£''"'"111  ""k   Landbestellung  für  Eisenbahnbodienstete 

c  feS  un^'a'^^^  Staatseisenbahiien  kann  Beamten: 
ueir>eamten  iiml  Arbeitern,  sowie  ihren  Ehefrauen  imH 
imlern  ul.er  10  Jahren  bis  zum  30.  Novenfb^r  mo  freie 


Fahrt  nach  einem  außerhalb  ihres  Wohn-  oder  Dienstortes 
gelegenen  Ort  gewährt  werden,  an  dem  sie  nachweislich 
Giuudstucke  besitzen  oder  gepachtet  haben,  die  sie  selb  s  1 
bebauen.  Für  größere  Entfernungen  als  50  km  soll  freie 
i-ahrt  m  der  Regel  nicht  gewährt  werden.  Zur  Selbstbemrt- 
schattuug  von  Grundstücken  iu  entfernter  gelegenen  Orten, 
deren  Erieiohung  einen  größereu  Zeitaufwand  erfordert,  so- 
wie zur  Mithälfe  m  Feld-  und  Gartenarbeiten  bei  Eltern  Ge- 
schwistern oder  Schme-gereltern  können,  sofern  hierfür  nach- 
weislich cm  Bedürfnis  vorliegt,  den  vorbezeichneten  Personen 
jährlich  drei  Freischeme  (drei  für  sich  und  drei  für  die  An- 
gehörigen zusammen)  zur  einmaligen  Hm-  und  Rückfahrt  und 
in  besonders  drmgendeu  Fällen  bis  zu  .ie  fünf  Freischeinen 
ohne.  Anrechnung  gewahrt  werdeu.  Die  Richtigkeit  der  \n- 
g^aben  in  den  Freischeingesuohen  über  den  Besitz  von  Grund- 
stücken oder  deren  Pachtung,  über  die  tatsächliche  Selbsi- 
beiiauuuo-  oder  die  Notwendigkeit  der  Mithilfe  ist  dureh 
schriftliche  Bestätigung  des  Ortsvorsteliers  nachzuweisen 
Diese  Freafahrvergunstigung  bleibt  auf  die  Personenzü<-c 
und  die  vierte  Wagenklasse  beschränkt.  Auf  der  Vordeisene 
der  Freifahrausweise  ist  der  Vermerk  „zu  Feld-  und  Garten- 
bau  anzubringen.  Zuständig  zu  Bewilligung  und  Ausstelhmcr 
cler  lueifahrausweise  sind  die  Beziiksstellen  und  die  Hilfst 
amter  der  Geiieraldirektion. 

—    Einmalige   Teuerungszulage    in    Baden.     Wie  bei   (b  i 

allgemeinen  Staatsverwaltung  haben  auch  die  Beamten. 
Bediensteten  und  Arbeiter  der  l,ndischen  Staatsbahnen,  auf 
Mit  e  Marzeiiie  zweite eiinnial ige,  INMirrungszulaue  erhalten  Die 
erste  solche  Zulage  wurde  im  September  v.  Js.  ..e währt  In 
der  Zwischenzeit  waren  bis  .jetzt  nur  die  fortlautViideu  f  euc- 
rungsbeiJiilfen  um  .le  60  Jl  für  den  Kopf  und  Monat  erhölit 
worden.  i-mujn 

Die  einmalige  Zulage  beträgt  a)  für  Verheiratete  500  ,f( 

S'^abrer^l^  ^^''M^       v^'^  solche  unf^' 

18  Jahien  1(0  Wenn  die  ständige  Jahresvergütuno-  einc< 
vertragsmäßigen  Bediensteten  wemiger  als  9C0  /(  beträ-i 
wird  nur  die  Hälfte  der  Sätze  bewilligt.  Aushelfer  und  die 
unständigen,  aber  voll  Jieschäftigten  Arbeiter  erhalten  die 
volle  Zulage  wenn  sie  mindestens  ein  Jahr  mi  staatlichen 
Dienst  beschäftigt  waren,  amlenifalls  je  Vi.  für  leden  Tollei 
Monat  der  \  erwendung.  Die  beim  Heere  stehenden  und  die 
in  Militareisenbahndienst  Iwschäftigten  Beamten  und  Ar- 
verwiebene  Teuerungszulage  wie  die  im  Heimatdienst 


Deutsch  Österreich. 

—  Keine  Eisenbahusperre  in  Dcutschösterrcich  für  die 
Uauer  der  Abstempelung  der  Banknoten.  Während  dci 
tschecho-slowakische  Staat  anläßlich  der  Notenabstempelun- 
eine  Eisenbahnsperre  durchgeführt  hat,  die  durch  mehr  als 
Verfü§-n,^'*  em.schließlich  9.  März  anhielt,  ist  eine  derartige 
Verfügung  in  Deutsohosterreich  nicht  in  Aussicht 
uommen.  Es  wird  vielmehr  vom  12.  bis  24.  März  ledio-lkh 
eine  strenge  Grenzievision  Platz  greifen.  -ictii^iuii 

—  Verhandlungen  zwischen   Vertretern   des  deutschöster-" 
L-oÄ  f*''  tschecho-slowakischen  Staats  über  Ver- 
kehisfragen.    Zeitungsnachrichten  zufolge  hahen  beim  Unter- 
Staatssekretär  des  iStaatsamtes  für  V.erkolns^-esen  E  n  rl  e  r  e  s 
Stt^^cf  i  hp^'^r    V^'    ^'•"■tffteru    des  tschecho-slowakischen 
.^taate-s  Uber  die  Frage  stattgefunden,  auf  welchem  Wege  die 
w^li  f  ■  Lf  "der  an  F  a  h  r  b  e  t  r  i  e  b  s  m  i  1 1  e  1  n  gemildert 
auf  ^fi^  ^r,°*'-K.^  '"  «mgte  sich  hierbei  dahin,  nachhaltig 
dpf  Jt!>,ST?  "t^  1'"  außerhall>  Deutschösterreichs  und 
d6.s  tschecho-slowakischen   Staates    hefindlichen  ehcmalio-en 
wnwi  o^^'^rreichischen  Fahrbetriebsmittel  hinzuwirken.  Dann 
wurden  Verabredi^ngen  hinsichtlich  der  beiderseits  m  Ai  s- 
LueSnL    T^f  ^'"^f-^'  'den  Direktionen  des  anderen  Staates 
zugehörigen  Lokomotiven  getroffen.    Ferner  ist  die  Frage  der 
1^  o  h  1  e  n  V  e  r  s  o  r  g  u  n  g  der  deutschösterreichischen  Staats- 
bahnen, soweit  sie  aus  dem  tschecho-slowakisehcii  (4,ebiete  er- 
tolgt,  einer  Erörterung  unterzogen  worden.  Die  tschechischen 
Vertreter  erklarten  sich  bereit,     das    möglichste  Ento-eo-ieu- 
kommen  nacli  xMaßgabe  der  Förderleistung' der  Kohleno'e.biete 
zu  zeigen.    Sie  versprachen  ferner,  dafiir  zu  sorgen,  tfaß  die 
tur  Deutschosterreich  bestimmte  oberschlesischc  Kohle  möo-- 
iichst  sicher  und  rasch  durchgeführt  werde. 


—  Hauptwagenamt  der  deutscliösterreicliischen  Staatsbahnen 

vjTc.  Hauptwagenamt  der  deutscliösterreichischen  Staatsbahnen, 
Wien,  7.  Bezirk,  Neubaugürtel  Nr.  14  bis  IG  (früher  k.  k.  Zen- 
fci-alwagendirigierungsanit  der  österreichischen  Staatsbahnen) . 
hat  mit  10.  Marz  d.  Js.  auch  die  Durchführung  des  deutscli- 
österreichischen Wagendirigierungsdienstes  übernommen  P's 
werden  nunmehr  die  'Geschäfte  der  allgemeinen  Wa^enxei'- 
waltung  in  Deutschösterreich,  die  während  des  Krieo"es  von 
der  Zentraltransporlleituug  und  hinsichtlich  der  Bedürfnisse 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen- 


(los  bürü-cilifh'cn  A'erki'lus  auch  vom  k.  k.  EiSiCiihaliii- 
niiiiisteiiniii  und  daun  vom  Staatsamt  für  Vcikclii'swes'Cn  be- 
soi-iit  wurden,  nuumelir  auiS.schließlLch  von  der  hierzu  be- 
rufenen Stelle  des  Haupt wa^;-enamtes  geführt. 

  Doi-  l*rol5biuser  Korridor  und  die  Internationalisioriins 

der  Siidbalin.  Über  diesen  (ie.ii-enstand  wird  im  „Neuen  Wie- 
ner Taü'blatf-  Ä'e^chrielien :  „Während  das  Projekt,  der  Inter- 
nat lonalisieruno-  der  Siidl)ahu  an  di^e  bestehende'  Ver\valtun>;.s- 
einheit  des  Südbahnnetzes  anknüpft  und  diese  für  das  (;esi>"if'G 
VerkehrsmeVuet  der  Südbahn  unucaelitet  der  i)olitischen  Tieu- 
nuno-  der'"neuen  Xal itinalstaaten  auf reehtzuerlialten  sucht,  soll 
mit  "deui  Projekl  ile>  i'i  (d'(bur'i;er  Korridors  anscheinend  nur 
eine  der  Einwirkunu'  einer  dritteu  Staatshoheit  eutzo.uene 
^^erkehrs-  und  p:iseul)ahnverbindun»-  zwischen  dem  tschecho- 
slowakischen Staate  und  Jugoslawien  u'eschaffeu  wenlen.  Nach 
den  ersten  Nachrichten  über  die  den  Preßburser  Korridor 
betreffenden  Wünsche  hätte  ein  (.;c))ietsstreifen,  der  von  Prel5- 
Inirn'  südlieh  bis  in  <las  südslawiscdie  Gelnet  gedacht  war,  aus 
deiir  (iebicl  des  un.sari'schen  Nationalstaates  durch  den 
tscheeho-slowakis(  heil  bzw.  südslawischen  Staat  behufs  "\  er- 
bindnnu-  dieser  b.eideii  Staaten  erworlien  werden  «ollen.  Diese 
territoriale  Lösnnu-  der  Preßburger  Korridorf rage  scheint  aber 
fallen  <;(das.>-eu  und  nur  an  die  Internal ional isierunu-  einer 
iibei'  Preßliuru'  führenden  Eisenbahuverbindun.u'  zur  Adria  im 
Wcu'-c  •eines  Slaals\-ci  iraue^  ^-odacht  zu  sein. 

ifei  der  ncraiizrehinm'  der  S  li  d  b  a  h  n  zum  zwischenstaat- 
lich  nesicherleu   int ei nal ionalen   Verkehr  handelt     es  «i(di 
nicht   um  eiuT   iieu-e  Schöpfuno-,  soudeiii  um  die  Erhaltuui;- 
eines  l)ereits  l]esiehenden  A'erkehrswe.ues  und  um  dessen  Au- 
])assunH'  an  die  neuen   Verhältnisse.    Sollte,  was  alleTdiUMS 
kaum  auznnehnieu  ist,  bei   liiteruati()iialisierun<j,'    des  Nord- 
Süd-A'eik(dires  über  Picllbniu  daran    ^eilaeht     werden,  die 
llaui)tliiiie   der  Siidlialin    auszus(dialt'en   mid  etwa    an  deren 
Stelle  die   koinbinierfe  Linie   von    Lumleubur.i;'   über  Jokut- 
Preßburö'-Zalaszentivau-Zakauy-Zaureli-Fiume  zu    setzen,  so 
würtlen  —  a'iucsehen  von  d.er  kilonietrischeu  Melirentfernun.ü; 
auf  dieser  Linie  —  dabei  liamlerte  Kilometer  lanue  Strecken 
heran.o-ezouen  w^erden,  die  derzeit  nur  P.ahneu  zweiten  Eanu-es, 
null  in  ihrer  heutio'en  Verfassuui.-    zur     Abwicklunu'  eines 
:Masseiiveikehrs   uar   nicht.   ,(i,-eei,ü,-ne(    sind.     Sollte  PießbuiK, 
wie  dies  lH'al)si(ditiul    ist,  zu   einem  hervorra.i;-endeu  Donau- 
rmsehlauidatz   fiir  'den   tschecho-slowakischeu    Staat  aus,i;e- 
staltet  werden,  so  wird  der  Umbau  der  üahn  zwischen  Luuden- 
Imrg-  und  Preßburi;-  zu  .ein-er  leistuuo'sfähio-en  Hauptbahn  nnfer 
allen  ümständen '  erfolgen  müssen.    Die   Auso-^staltuno-  der 
^A"rbilldulla■  südlich  Preßbur.üs  zur  Abwickluni.-    des  inter- 
nationalen Verkehrs,  iiisliesonilere  des  Verkehrs  mit  den  See- 
häfen,  wintli'  mit  Kücksicht  auf  die  erforderlich  werdende 
vollständiü,e.  \'er)iesserun<;-  iles  rnt.erl)aues,  des  ()l)erl)aues,  der 
ISrürkiMi,  St at ioiisanlai;-en  iisw.   mit  einem  uno'eheuren  Auf- 
wand verbunden  sein.    Es  wäre'  kaum  zu  rechtfertigen,  daß 
■eiire  nudit   uieinnetc  Bahnlinie  mit  einem  nn<;ehenren  Auf- 
wand fi\r  den  .uedaiditen  Zweck  erst  ausgestaltet  werden  soll, 
wiihrend  eine  hervorragend   leistungsfäliige   liahn-  wie  dies 
die  Siidbalm  ist,  durch  Abschluß  internationaler  Verträge  zur 
Erreichung  des  gleichen  Zieles    sofort,  bereitgestellt,  werden 
kann.    Vo"i-  allem  ab.er  ist  wohl  nicht  außer  acht  zu  lassen, 
daß  die  internationalisierte  iSüdl)ahn  (b'iii  iiacli  Friedensschluß 
zu  erhoffenden  le))hafte^n  Güteraustausch     sofort    zur  Ver- 
fügung stünde,    während  die   Ausge-slaltung     jeder  andern 
P>ahnverliinilung  zwischen  Preßburg  und  dem  ^Meere  zu  eiirem 
leistuiigsfähigeiL  \'K'rk'elirswe'go  .jedenfalls  Jahre  in  Aiis))ruch 
nehmen  '\^iild.e  und  üb.erdies  nur  dem  \'e)lvehr  zwiscdien  den 
Seehäl'vn   und   .1  ugoshi  wi(.'n  .einerseit.s  und   and-er.-eits  einem 
'l^eile.    der    'rsclie(di<i  -  Slo\\  akei   und    darübier    hinaus  ilieueu 
könnte;    selbst    f\\r    das     westliehe    Gebjel     der  Tschecho- 
slowakei    käme     die     Preßburger     l^iuie     gegenüber  den 
we'stliclrer         gelegieneii         Nord  -  Süd  -  Linien  lietriebs- 
ökouomisch  nicht  in  Betracht.    Was  immer  das  Schicksal  der 
Adriahäfeii  >eiii    wird,  es  wird  für  deren   Entwicklung  von 
allergrblde'i-  Pedentang  sein,  daß  sie  samt  ihrem  Anziehung.s' 
gebiet  mit  einem  einheitlich  geleitet-en  und  betriebenen  ISalm- 
nelz   in   Verbindung   bleiben  und   daß    ihr  Wirkungs))eieieh 
ilurch  einheitlich  gedachte  und  au.sgef iihrte  'i'arifmalUiahmen 
i'rlialten  und  aiisgedidint  w-er(k'."  —  Wesentlndi  ist   in  diesem 
Zusaninienhang.e  die  F-eslstelluiig,  daß  der  d.  «).  Staatskanzler 
l>r.  Peiincr  einem  \'.ert  ii'le'r  (ter  i^eichsdeutseheii  Presse  ueL;eii' 
iib.er  Ifci   IVesprechiing     (b'r     pol  it  is(dien   Lage  liervorgehobcm 
hat.  „daß  die  All>euländer  im  ganzen   unniilt(dbar     an  <lie 
Ilaliener  grenzen  und  den  Zugang  zur  Adria  offen  haben  wol- 
len.    Aiil'x'iilem  S'ci  -es  ein  A'crk.ehrspol it is(dies  Int.eix'sse'  der 
1  )euts(  Iren,   daß    die    Eis^enbahnlinie  Marbui g-Toblatdi  nicht 
durch  die  Siaalsgieiize  aligeschnitten  oder  z^ersehnitten  werde.'- 

—  licsolduujtsreform  der  Eisenbahner.  Nach  Zeitungs- 
berichten vsoU  an  einer  Besoldungsreform  gearlieitet  werden, 
die  eine  B'esserstellnng  aller  Angestellten  vom  Arbeiter  bis 


zum  höchsten  Beamten  in  «ich  schließen  wird.  Ilic'rbei  soll 
es  sich  in  erster  Linie  nm  eine  wesentliche  Erhöhung  de? 
Grundgehaltes  und  der  Ginndlöhnie  und  eine  eutsprechcjid'C 
\npassung  an  die  gegenwärtigen  Teiier.ungsverhältniS'Se  ban- 
deln. —  Es  wird  damit  gerechnet,  daß  di'Cse  Reform  bis  August 
(t.  J«.  (durchgeführt  «ein  «oll. 


Ungarn. 

—  Die  La^c  der  Privatbalinen.  Die  ungarischen  Privat 
bahnen  sind  zufolge  der  neuen  A^erhältni«se  und  der  B^eset 
zun"-  einzelner  Läuderstricbe  durch  fremde  Truppen  m  ■eino 
schwere  Lage  geraten.  Die  Besatzungstruppen  verursach^u 
allerlei  Personal-  und  Betriebsschwierigkeiten,  so  daß  «elbs* 
der  —  zufolge  des  Kohlenmangels  sehr  beschränkte  —  V^er 
kehr  nur  mit  der  größten  moralischen  Kraftanstrengung  de. 
Personals  laufrechterhalteu  -werden  kann. 

Die  ihren  Sitz  in  Budapest  habenden  Direktionen  konn.cn 
mit  den  auf  dem  besetzten  Gebiete  befindlichen  Linien  un' 
mit  ihrem  Streckeupersonal  teils  nur  mit  den  größten  »Schww 
rio-keiten,  teils  überhaupt  nicht  verkehren.  Dabei  sind  die 
B'Ctriebs-  und  hauptsäclilich  die  Personalausgaben  m  'eine-i! 
nie  vorausgesehenen  Weise  gestiegen,  da  die  Privatbahnen 
für  die  Angestellten  diosellien  Teuerungs-,  Familien-  und 
soustio-en  Zulagen  auszahlen  müssen,  wre  sie  der  Staat  m  der 
letzten  Zeit  für  die  öffentlichen  und  Staatsbahnangestelltea 
—  unter  dem  Druck  der  verschiedenen  Verbände  und  A  er- 
einigungen  —  zubewulligen  bemüßigt  war.  Allem  die  auf  'cm 
Jahr  umgerechneten  neuen  Personalausgaben  stellen  sich  b'  - 
einzelnen  Bahnen  höher,  als  die  Eoheinnahmen  des  '  bi 
lierigen  besten  Geseliäftsjahres  waren!  ■  , 

Pnter  dem  'Druck  dieser,  die  finanzielle  Lage  der  1  rn^at 
bahnen  vollständig  untergrabenden  Personalzulagen  und  de: 
in  kurzer  Frist  sprungweise  gestiegenen  Kohlenpreise  waren 
die.  Privatliahuen  gezwungen,  sich  an  die  'Regiening  zu  weu- 
(leu  und  eine  staatliche  Unterstützung  behufs  Aus^zahlun«, 
der  neuen  Personalzulagen  zu  erreichen,  doch  hat  drf 
Reo-ierune-  die  Erfüllung  des  Ansuchens  nur  m  Form  ein«! 
iii  "erster" Reihe  zurückzuzahlenden  'Vorschusses  m  Aussicht 

gestellt.  ,       ,.      ' ,     •    ,  •, 

'  Es  muß  hier  l>euierkt  werden,  daß  die  s.  b.  s.  (.lugoslawische) 
Re^-ierung  diejenigen,  bisher  ungarischen  Privat  bahngesell 
Schäften,"  deren  Linien  in  Kroatien-Slowoniien  liegen,  £«■ 
zwungen  hat,  ihren  Sitz  schon  jetzt  nach  Zagreb  zu  verlegen 

—  Eisenbahnerstreik  in  Nordungarn.  In  Kassa  (Kascliau] 
liali.en  die  Eiseubahnangestellten  der  .Sta,at«bahn.en  der 
Tschechen  gegenüber  das  passive  Verhalten  beschlossen 
Einen  ähnlichen  Beschluß  haben  auch  die  Arbeiter  und  Le 
ainten  der  Kaschau-Oderberger  Ba.hn  gefaßt.  Di-&  Eisen 
bahner  nahmen  auch  mit  den  übrigen  Betrieben  luhiuiig 
Das  Ero-ebnis  war,  daß  jede  Arbeit  aufhörte.  Die  Eixsenbahiij 
die  Post,  der  Telegraph,  die  elektrische  Beleuchtung,  (h- 
Wasserleitung,  sämtliche  öffeutliclieu  und  Privatbetrieb'! 
-vurden  eing-estellt  und  in  den  Komitats-,  Stadt-  und  Staat* 
ämt'ern  ruhte  jede  Tätiigbeit  Trotzdem  che  Tscbechen  mi 
der  Interniernug  aller,  die  zur  Wiederaufnabme  der  Arb^ei 
nicht  geueio-t  seien,  drohten,  ließen  die  Verkehrsbeamten  di! 
Maßnahmen"  der  Tscheclieu  unbeachtet  und  blickten  dem  ihre ^ 
harrenden  unsicliern  Schicksal  tapfer  ms  Auge.  Da^iii  über 
uuo-arn  jeder  Verkehr  aufhörte,  wodurch  die  Zufuhr  vo} 
Leb'ensmitteln  unmöglich  war,  sehen  die  Besatzungstruppe 
den  Ereignissen  mit  der  'größten  Aufregung  entgegen.  L 
diesem  Übelstande  g-.esellte  sich  noch  der  Umstand,  daß  <h 
Tsebechen  kein©  Verstärkungen  aus  Bölmren  infolge  des  g'f 
drossedteu  Verkehrs  erhalten  können',  um  den  Generalstrei 
durch  Waffengewalt  niederzuringen. 

—  Explosion  auf  dem   Bahnhofe  in   Des  (Siebenbüisen 

Laut  einer  M^elduno-  aus  KolozÄvär  (Klaufiienburg)  blieb  ar 
läßlich  des  Abzuges  dier  deutschen  Truppen  auf  dem  Baln 
bofe  m  Des  ein  mit  Sprengstoffen  beladener  Wagen  zurucl 
der  l)isber  vom  iMilitärkominando  in  D(?s  streng  bewacr 
wurde.  Kürzlich  wurde  eine  technische  Truppe  nach  dei 
Pahnhofo  entsendet,  um  die  Ladung  auf  ihre  \  erwenabarke 
zu  untersuchen.  Da  festgestellt  wurde,  daß  die  Spreugstotl 
völlio-  durchnäßt  und  sonach  unbrauchbar  Avaren.  wurde  d' 
ganze.  Ladung  an  das  Szamosufer  gebracht,  um  es  in  <leii /l" 
zu  versenken.  Ein  Unteroffizier  zündete  auf  Befehl  ü^, 
Zündschnur  zweier  iSprengpatroneu  an,  die  jedoch  nici 
explodierten.  Beim  Anzünden  der  dritt-en  Sprengpatrone  i>i 
-'■aim  die  Zündschnur  zu  brennen,  worauf  der  Unteroftui" 
Tierart  erschrak,  daß  er  die  Patroae  in  i&einer  Angst  sta, 
in  den  Fluß  auf  die  ang-ebäufte  Sprengmunition  s('h  eudert 
Die  Folge  war,  daß  <lie  ganze  Ladung  sich  entzündete  ui 
explodierte.  Auf  der  Station  stand  in  der  Nähe  des  Scha 
Platzes  der  Explosion  ein  Zug  zaiiu  Weitertransport  «m- 
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1  u II lau lachen.  lufanteik'rc.^inii'ules  Ix^reil.  Säiiiüicli.e  Feivslcr- 
scheiljeu  der  Wa.a:*!!  \vurd<?u  iufülo.e  (kr  Explosion  zei-' 
tnuimK^rt.  Vier  IVrson.eu  wurden  hi<?rbei  o-etötet,  mehrere 
verletzt,  darimt'er  t'in  riuiiäuischer  Major  und  dessen  Frau. 
Per  Knall  war  so  stiark.  (daß  er  auch  in  S2aniosuiv;lr  o,ehört' 
wurde.  (Danach  hat  das>  Uuolück  nicht  die  in  Nr  17  8  Ifi? 
^•eschilderten  furchtbaren  Fole:en  ;>-ezeitio-t.  Ebensoweni"- 
infft  die  dortio-e  Annahme,  daß  es  sieh  um  ein  Attentat 
liaiidelt,  zu.   Die  iSchriftl.) 


Südslavisches  Gebiet. 

—  Eisenbahiierstreik  auf  den  durch  die  Serben  besetzten 

.ebieten.  Auf  dem  ganzen  durch  die  S-erhen  besetzten  C^e- 
)iete  ist  c  er  Eisenhahuemtreik  ausgebrochen  und  der  Eiseu- 
)ahnverkehr  stockt  -seitdem  auf  allen  Strecken.  Die  Serben 
etzen  zwar  alles  daran,  um  das  Ei&enbalinpersonal  durch 
[error  zur  Aufnahme  der  Arbeit  zu  zwingen,  doch  waren  ihre 
iemuhiingen  bisher  verge'ben«.  Die>  Serlx^i  M.eudet.en  allerlei 
vewalttaten  an,  um  <lie  Widerstandskraft  der  Eisenbahner  zu 
>reoüen  So  schlugen  isie  in  Zsombolya  das  ganze  Personal 
er  Station  blutig,  weil  dieses  einen  serbischen  Militärzuo- 
.iciit  weiterleiten  wollte.  Sämtliche  Eiseu)>ahner  in 
aaristelep  sind  von  den  Serben  verhaftet  und  weo-geschlemit 
pater  ledoch  freigelassen  worden.  In  rfszesed^ stürzte  .lei' 
leusthabeude  serbische  Olierleutnant  m  die  Verkehrskanzlei 
ud  prügelte  die  dort  befindlichen  drei  Eisenbahner  nut  eine, 
[andpeitsche  durch.  Auch  in  i\ag.vszentmiklös,  Zenta  und 
zabadka  stockt  jeder  Eisenbahnverkehr.  Die  Aufreo-un«  in 
föhep^ml-T"'^™  ^1'^'^  E,,senbahnern"  ihren 


Übrige  europäische  Länder. 

-  Jahresbericht  der  uorwegische,,  Eisenbaluien  für  1916  17 

ur  das  vom  1.  Juh  191G  bis  30.  Juni  1917  dauernde  BetTiebs: 


ÄHnie^bL'lT'  """'i^'r  J^«-«-''t  <'i-«chioneu.    Die  gesamte 
44    ,i    -V  IK  '^/''VvV;'''''        /;';Cj^->'eb«.ialn-<'..  3179  km,  wovon 
iJ4i  1  it   \  oll.s pur,  11.^0  „iit  ],(Hi7  m  Scinnalspur     Der  Rest 

iah  es         '  ,f  iV'i        '  Scbhlß  des  I^^ri^bi 

.aiiMs  \^.^en  9o9  km   reine  Sumtsbahneu,  1714  .soo-  Staats- 
.almia  c.H.s.0,1.  der  Mr.t  m  km  Pnvatbähn.  S    Eim  ahmen 
m   Aiisg,  „,i  „n  ganzen  und  auf  1  km  Bahnlänge  o^crechnet 
Mie  auch  der  Uberschuß  auf  1  km  Bahnlänge  betrao-eii 


191.5/lG 
1916/17 


im  ganzen 

Einnahmen  |  Ausgaben 

46,11.3  Mill.  Kr.|38,731  Mill.  Kr 
57,074  MllI.;Kr.  51,655  Mill.  Kr 


auf  1  km  Bahn- 
läage 
Ein-    !  Aus- 
nahmen I  gaben 

14  478Kr.il216'  Kr. 
17  908Kr.l  l6-i(i8  Kr. 


auf  1  km 

rber- 
scliuß 

2317  Kr. 
1700  Kr. 

ungleich"  we;';';!^"'''^'  ^^'"'^  Einnahmen  verhältnismäßig 

ungleich  weniger  zugenommen  als  die  Ausoabeu.  Von  deS 
einzeluen  Bahnen  hat  im  Betriebsiahr  19iü/17  wiede?  die 
Ofotenbahn  mit  ihrem  .sdnvedischen  Erztran^',.ort  den  alten 
Euhm,  den  größten  Eeinübcrschuß  abzuwerfen  in  Besitz  "e^ 
nommen,  nachdem  ,sie  ausnahmsweise  im  A'orialire  diesen 
Ruhm  der  Kongsvingerl,,ah„  liatte  a].tie(en  miissen.  Gefahren 
lTs-}r\r'-ir  ^^'ill'onen  Zu.kilouietei  ?e'eu 

l.i,3<i  Millionen  im  \  orrahre.    Befördert  wurden  25,983  Alil- 

Uhr^l^l^  V-'-r  f^'^'^'/"'  '^^'l^^-  1915/16  und  1S,709  im 
i^Jf  t}     '    ■  E3»na'i'i"wi  fielen  im  Betriebsiahr  41% 

auf  Personenverkehr,  57%  auf  Güterverkehr,  die  übr  cr.eu  '>% 

fm  YolSf  I  '  ^'"■'■^il^^^Ä-  ^^^t  ^^-e^au  die  gleiche  wie 

Dr.  S. 

T-tT  PI''  Forderungen,  der  französiselien  Eisenbahner.  Wie 

,,H,avaß'  aus  Pan.s  berichtet,  nahm  der  A^erband.sausschuß  der 
Eisenbahner  eine  lagesordnung  an.  in  der  erklärt  wird  daß 
s^tf"l  }^^'\         ^^"^vendung  der  ne.ien  Belddun 's- 

Fi^^Kir  Ac^/tstiuidentag  und  die  Nationalivsieruno-  .aller 
Eisenbahnen  durchgeführt  sein  müsse. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Dent!t?ra=t'"  ^''f.*^'«8«nff?.b«f«gnisse  von  .Stationen. 

i>  e  u  t!  'S.  e  h  o  s  t  e  r  r  e  1  c  h  1 »  c  h  e  Staat  s  Ib  a  Ii  n  e  u 

.  t  a  a  t  s  bahn  d  i  r  e  k  1 1  o  n  AM  11  a  c  h.)    Die  Abfei^i  nn  o-^I 

fugnis.*e  der  LadesteUe  öraz  Kar  lau  «ind  auf  de 
HPertiguug   von    Wagenladungsgütern   für  die   Puchwe  le 


erweitert  worden.  Eine  Eiulagcruno-  findet  niclit  statt  — 
Das  Aer-  und  Ausladen  hat  die  Paifei  selbst  zu  besorgen. 

^  .         ,     ,      Bezeichnung  von  Stationen 

E  1 «  e  n  b  a  h  u  d  1  r  e  k  1 1  o  n  s  1>  e  z  i  r  k  Erfurt  Der  an 
der  Bahnstrecke  Georgeuihal-Taiubach  -eleoene  Babnlio^ 
lanibach  erhielt  die  Bezeiclinuiin'  T  a  m  b' a  c  h  ,  D  i  e  t  h  a  r  z 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Vom  1.  März  1919  ab  erhält  der  an 
r  Bahnstrecke  Georgenthal-Tambach 
legene  Bahnhof  Tambach  die  Be- 
.chnung : 

„Tain  bach-Dietharz." 
liirturt,  den  26.  Febiiiar  1919.  (285) 
Eisenbahnd'irektion. 

l.  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

i-m  1  April  1919  wird  der  an  der 
ecke  Itzeho-e-Heide  rechts  der  Bahn 
?ende  Haltepunkt  Wind  her  gen, 
bisher  nur  dem  Personenverkehr 
ate,  Hl  .einen  Bahnhof  4.  Klasse  um- 
™?  1  t  ^^"^^  tliesem  Tage  an  wird 
iiahnhof  für  den  Gepäck-,  Expreß- 
-,  Guter-  und  Tierverkehr  eröffnet 
l  liV-  Abfertiguuff  von  und 

ß  Windbergen  bleiben  Sprengstoffe 
1  solche  Gegenstände  ausgeschlossen 
(leren  Verladung  eine  Kopf-  oder 
^en-Rampe  erforderlich  ist.  Eine 
rbare  Laderampe  zum  Ent-  und  Ver- 
2n  von  Groß-  und  Kleinvieh  in  «e- 
inliche  (e  i  n  bödige)  AVagen  ist  Vör- 
den. 

leichzeitig  wird  Windbergen  einbe- 


zogen in  den  Staats-  und  Privatbahn- 
Gutertarif,  m  die  Kohlenausnahme- 
tarife  6  a  bis  6d  (Tfv.  1132,  1100,  1100 
und  1180),  in  den  AVestdeutsch-,Sächsi- 
schen  Gütertarif  sowie  in  den  Staats- 
und Privatbahn-Tiertarif. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  .Güter- 
aldertigungen  und  das  Verkehrsbüro 
der  Eisenbahndirektion  Altona. 

Altona,  im  März  1919.  (293) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Güterverltelir. 

Niederschlesisch  -  Sächsischer  Kohleu- 

verkehr.  — 
Ausnahmetarif    für  Dienstkohlenscn- 
dungen  der  Sächsischen  Staatsbahnen. 

Gemäß  der  von  der  Eisenbahndirek- 
tion Berlin  erlassenen  allgemeinen  Be- 
kanntmachung über  Durchfühiimg  einer 
bOproz.  Fraohterhöhung  wird  der  oben- 
genannte Tarif  am  1.  April  1919  neu 
heraus-gegeben.  Näheres  im  Gemein- 
samen Tarif-  und  A^erkehrsanzeioer  der 
Preuß.  Staatsbahnen 

j-  Erhöhungen  betragen  bis  24  A 
I.  100  kg. 

Breslau,  den  12.  März  1919.  (304) 

Eisenbahndirektion. 


Mit  Gültigkeit  vom  10.  Alärz  werden 
dm  iStationeu  Altenessen  (Rh.),  Horst 
(Emsclier)  Nord,  Frintrop,  Bottrop, Süd 
lind  Rotthausen  (Kreis  Essen)  als 
Schlackeuversaiutstationen  m  den  Ans- 
nahmetarif  5  b  unter  die  Ziffer  II  des 
Gedtungshereiches  aufgenommen. 

Essen,  den  7.  März  1919.  (288) 
Ei  senbahnd  i  rektion. 


Mit  dem  1.  April  1919  tritt  der  Aus- 
nahuietarif  la  für  Rundhölzer  zu  (Jru- 
lieiizweckeu  außer  Kraft.  Aus  den  Aus- 
iiahmetarifen  2,  2,a,  4  und  5  scheidet 
(  le  Station  Basel,  ■B.ad.  .Stb.,  aus.  In 
I  en  Ausnahmetarifen  2  a  und  5  a  fallen 
die  elsaß-lothringischeu  -Scliniltiiiinktc 
Roschwoog,  Straßburg  Hbf.,  Neubrei- 
sach Bahnhof,  Banzenlieim  und  Basel 
torr.  Bei  dem  Ausnahmetarif  5  c  wer- 
den die  iStafionsfrachtsätze  für  Offen- 
burg  gestrichen.  Die  als.l)aldige  Auf- 
hebuno'  gründet  sich,  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
liahnverkehrsordnung  ( veruleiche  uäcli- 
ste  Nummer  des  Tarifanzeigers)  Auch 
geben  die  beteiligten  Güterabfertio.uu- 
geu  sowie  das  Auskunftsbüro,  hier 
Bahnhof  Alexanderplatz,  Auskunft 
Berlin,  den  12.  März  1919.  (286) 
Eisenlmhud  irektion. 


Zeitung  des  Verein» 
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Till-  alle  Soiiilnuuicii,  (Ik  in  8 <>  hm  t  z 
nach  der  liichluiiff  Nit'der-Eiiisi'ed.el 
aulV'effeb'On  weixlcii  odei'  aus.  dücser 
Eichtuno-  iein<i''olifn,  wordon  vom 
1  April  1919  an  rUcruan  i;-s<>''cbührpn 
i'rhobeu,  die  l>pi  Kilslückunt  40  1>ei 
rmchlistüc'ko'ut  20  ,^ ,  uiiud.cst.Pii.s  40  *^ 
für  (li'i'  ScmlnnK,  und  I>ci  Wa,s>-eiiladmio;s- 
"■ut  12  ,s  für  100  kü-  betrafffn. 
"  Dresden,  am  15.  März  1919.  (299) 
Cven.-Pir.   d.  ,Sächs.  Stiaat.'*ei»enl)ahn'en. 

Wechselvorkehr  Sachsen-Bayern  (pfälz. 
Netz),  Baden  und  AA  iirttemherg,  Tarif- 
hefte 8.  9,  11  C  (I  u.  II). 

Wit  Wirkuno-  vom  1.  April  1919  ir.ctcn 
an  Slellc  des  Absolinitk'-s  (M  All,o-e- 
uR-iue  Tariftaf(dn  <li-e  von  der  Eisen- 

I  >alind  1  r'ekt  i on  B e rl i u  Iver au s o;.e o-ebencu , 
liir  alle.  deutsclMMi  Weclis.elverkehr.e 
"iiltio-ren  Taiinicflc  ('  1  a  uud  C  1  b. 

Tarifberi-c  9  uud  11  C  (I  u.  11) 
erhalten    die    Be/xMehnun«;-    8,    9  und 

I I  C  II. 

I)rf.s4en,  am  15.  :\laiz  1919.  (29S) 
(J'en.-Dir.  d.  i>äch.s.  J^tJial.^ei.senbaUnen, 
■     als  geschäftsfülii'ende  N'eiwaltuuK. 

Frachtzusclilag;  bei  Sendungen  von  und 
nach  der  Schweiz,  den  nordischen  Län- 
dern und  den  Niederlanden. 

Mit  CriiltiÄk'eit  vom  17.  März  1919  an 
Avird  d€r  Frachtzu^dilaj;'  (siehe  An- 
hang II  und  III  im  Tarif  200)  von  130 
auf  IT)!)  V.  II.  'erhölit.  Die  «Maßnahme 
üilt  für  alle  deutschen  Binn-en-  uud 
W'echselverkelU'e.  in  deueu  )iish>er  der 
/uschkui-  von  130  v.  H.  galt- 

lleilin,  den  13.  -März  1919.  (294) 
Eis^nbahndirektion. 

Westdeutsch-südwestdeutseher  Tier- 
verkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
zwischen  Mannheim  und  Frankfurt  (M.) 
clii-'ekte  Fnachtsätzie  über  d-eu  AVeg 
Friedrichsfeld  -  Darmstatit  -  Dieburg - 
Öffenbach  (M.)  eingeführt.  Näheres;  im 
Tarifanzeiger  der  preuß.-hess.  Staats- 
l.»ahnen  und  bei  den  beteiligten  Dienst- 
istellen  (305) 

Frankfurt.  (M.),  den  8.  März  1919. 

Eisenbahndireilition^  

Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr 
(Tfv.  5). 

Mit  dem  1.  April  1919  treten  die  m 
de,m  Ausuahmetarif  7  für  Eiseurerz  für 
Oderberg  enthaltenen  Stationsfiacht- 
«ätze  außer  Kraft. 

Das  alsbaldige  Außerkrafttreten 
gründet  isich  auf  die  vorübergehende 
Änderung-  des  §  0  <lei-  Eisenbahnver- 
kehrsordnung.  Auskunft  gelum  die  be- 
teiligten Oüterabfertiguügen  isowie  dats 
Auskunftsbiiro,  hier,  liahnhof  Alexan- 
derplatz. (303) 

Berlin,  den  14.  :\lärz  1919. 

Eisenl>ahndiiektion.  

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr.  — 
Ausnahmetarif  6  c  für  Steinkohle  usw. 
von  Niederschlesien. 

Infolge  Einreelinung  des  deutschen 
Krii'gszuschlages  von  60%  gemäß  der 
\'()n  (b'r  Eisienl)ahn<lirektion  Boilin  <'i- 
lass e ne n  .all g e n i e i ne n  B ek an n t m a e Ii u n g 
vom  27.  .lauiiar  1919  wird  der  oben  ge- 
nannte Tarif  zum  1.  April  1919  neu 
herausgegeben. 

Der  Preis  des  neuen  Tarifs,  der 
durch  A'ermittluug  der  belciligtcii 
DienststeUen  zu  ]>eziehen  ist,  beträgt 
1.25  .//. 

Hivsiaii,  dfu  13.  März  1919.  (296) 
ILisenbahndirektion. 


Niederschlesisch  -  Sächsischer  Kohlen- 
vorkehr, ftülti;;-  vom  1.   Dezember  1917. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  tritt 
ein  Nachtrag  II  zu  dem  oben  g>enannten 
Tarif  in  Kraft. 

Er  enthält  die  bereits  im  \"erfügungs- 
\\-.eg.e  erlasseuen  lleicannlmachungen  so- 
wiie  neue  Kilometer-  und  iStationstarif- 
taliellen,  iji  denen  der  OOproz.  deutsche 
Kriegszuschlag  gemäß  der  von  der 
Eisenbahndirektion  Bierlin  erdassenen 
allgemeinen  Bekanntmachung  vom  27. 
.Tanuar  1919  eingerechnet  ist.  Die  ein- 
tretenden Erhöhungen  betragen  bis 
8:!  ,s .    Preis  des  Nachtrags  25  4 . 

Breshiu,  den  12.  März  1919.  (295) 
Eisenbahndirektion. 


Staats-  und  Privatbahn-Gütertarif. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  die 
Station  Misburg  =  Hafen  als  Versand- 
station in  den  Ausnahmetarif  4  b  für 
^iero-el  zum  Düngen  aufgenommen. 

Hannover,  den  12.  März  1919.  (297) 
E 1  S'enbahndirektion. 


Staats-  und  Privatbahn  -  Güterverkehr, 
Heft  A,  Anhang  4  (Stationstarif). 
Tfv.  5. 

:\[it  Gültigkeit  vom  1.  -\pril  1919  ab 
erscheint  der  Nachtrag  4.  Verkaufs- 
lireis  40  Pfennig.  Der  Naohtnag  ent- 
hält, neben  den  )>ereitis  durch  den  Tarif- 
uud  A-erkehrsanzeiger  A'eröffent lichten 
Änderungen  und  Ergänzungen  u.  a.  ein 
\'erz6ichnis  sämtlieher  Stationen,  im 
\'ei-kehr  mit  denen  Fracht  Zuschläge  er- 
lioben  werden,  unter  Angabe  der  lau- 
fenden Nummer,  unter  der  die  Fracht- 
zuschläge im  Abschnitt  ,.II.  Zuschlags- 
und Anstoßfrachten'"  des  ebenfall«  am 
1.  April  1919  in  Kraft  tretenden  Heftes 
('.  I.  b  (Nr.  5  des  Tarifverzeichnisses) 
enthalten  sind. 

Auskunft  g''e.)>en  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
bureau!, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  13.  März  1919.  (287) 
Eisenbahndirektion . 


Für  den  Stüokgutverkehr  mit  Sta- 
tionen der  Kleinbahn  Bremen-Theding- 
hausen —  Nr.  312  des  Tarifverzeich- 
nisses —  treten  am  1.  April  1919  er- 
höhte T.arif Sätze  in  Kraft. 

Nähepes  ist  bei  den  beteiligten  Ab- 
fertigungsstellen zu  erfahnen.  (289) 

(llilenburg,  den  11.  März  1919. 
E  i  s-en )  1  ahn  d  i  r  ek  t  i  0  n . 


Staats-  und  Privatbahn-Tiertarif. 
Tfv.  1504. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  ist 
im  Abschnitt  „D.  Örtliche  Bestimmun- 
gen" nachzutragen : 

Ilagen-Eckesey  fEfd.l. 
Elberfeld,  den  7.  März  1919.  (281) 
Ei  senbahn  di  i>ek  tion . 


4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Nouhaldensleber  Eisenbahn. 

Mit  Genehmigung  der  Landesauf- 
si(  litsb(diörde  unter  Zustimmung  des 
\\v  i(dis-Eis.cn1)ahn--A,mts  erscheint  am 
1.  -\i:)ril  d.  Js.  zum  Binnen-Personen- 
und  G-epäcktarif  der  Nachtrag  II  und 
zum  Binnen-Gütertarif  ein  Ergänzungs- 
blatt,  mit  welchen  Tariferhöhungen  zur 
Durchführung  kommen.  Nähere  Aus- 
kunft lerteilen  die  beteiligten  Dienst- 
stellen. 

Das     alsbaldige     Inkrafttreten  der 


Tariferhöhungen  giiindet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  dei 
E.-V.-O.  (E.-'G.-Bl.  1914,  S.  455). 
Neuhaidensieben,  il7.  März  1919.  (300) 
Die  Direktion  der 
Neuhaidensleber  Eisenbahn-Gesellscl!. 


Haiborstadt  -  Blankenburser  Eisenbahn. 

-\m  1.  April  1919  treten  Nachttiag  5 
zum  Binnen-Personen-Tarif  und  Nach- 
trag 2  zum  Binnen-Güter-Tarif  in 
Kraft.  Die  Nachträge  enthalten  Tarif- 
erhöhungen. 

Die  Abweichung  von  §  6  (5)  E.A^'.O. 
ist  genehmigt.  Nähere  Aiiskunft  erteil i 
die  unterzeichnete  Direktion. 

Blankenburg  (Harz),  9.  März  1919. 

Direktion  (302) 
der  Halberstadt  -  Blankenburger  Eisen- 
bahn-Gesellschaft 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Personen-  und  Gopäcktarif,  Teil  II,  fiii' 
den  Preußisch-Hossisch-Oldenburgischeii 
Personenverkehr. 

Am  1.  April  1919  treten  Nachtrag 
XIII  zum  Tarifheft  2  und  Nachtrag  Xll 
zum  Tarifheft  3  in  Kraft. 

Oldenburg,  den  12.  März_  1919.  (291) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Nordwestdeutsch-rheinisch-schAveizeri- 
scher  Personen-  und  Gepäcktarif. 
Am  1.  Juni  d.  Js.  tritt  der  Nachtrag  X 
in  Kraft,  durch  den  die  &epäckfraeht- 
sätze  für  die  schweizerischen  Strecken 
erhöht  und  eine  Mindestfracht  von  0,80 
Frs.  erholben  wird. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
k-ehrsbüro  '  (290) 

Mainz,  den  10.  März  1919. 
Preußische  und  Hessische  Eisenbahn- 
direktion. 


6.  EfFektenverkehr. 

Ludwiss-Eisenbahn-G  esellschaf  t. 

Durch  Beschluß  der  heute  abgehal 
tenen  G-eneralver&ammlung  der  -\ktic 
näre  der  LudwigiS-Eisenbahn-Cresell^ 
schall;  mrrde  die  Dividende  für  das  Jahi 
1918  auf  33^%,  d.  i.  6  Jl  für  jede  Aktii 
festgesetzt. 

Dieselbe  kann  bei  der  Bayerische, 
Staatsbank  Nürnberg  gegen  Abgabe  <lf 
Anweisung  (Kupon)  pro  1918  erholvei 
werden.  i^^^^ 

Nürnberg,  13.  März  1919. 

Das  Direktorium. 


7.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

25  gebrauchte  eiserne  Brückenübei 
bauten  und  1  ungebrauchter  Uberba 
von  etwa  2—13  m  Stützweite,  2  DrdI 
scheibenträger,  7  gußeiserne  Säuk 
mit  Konsolen,  1  Schiebebühne,  7 
lang,  ,6  Gleiswagen  mit  Gleisunte 
brechung  —  an  verschiedenen  Sbell< 
lagernd  —  sollen  losweis-e  verkau 
werden.  Verdingungsunterlagen  w 
(ien  gegen  Einsiendung  von  1,50  M  v( 
unserer  Ranzlei  abgegeben.  jVngehot 
verschloss'en  und  mit  der  Aufschril 
„Angelx>t  ajuf  Brückenüberbauten  usw 
versehen,  sind  bis  zum  8.  April  P'l! 
mittags  12  Uhr,  an  uns  einzureichen. 

Schwerui  (Meckl.),  den  7.  März  m 
General-Eisenbahndirekt] on.  (29 
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Berlin,  den  22.  März  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


_  Diesf?  Zeitiin«-  frsclieiiit  Miftwocljs  iiml  Roiinabcnds. 

c  u^'Atf^F®  sonstige  Mitteilungen,  Ilüclier.  Zeitschriliea  usw.  sind  :iii  die 

bchriftlertung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

anitlifhe  Bekanntinaehiiiigen  an  da^  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  Berti  n  AV.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

/CMtung  kann  durch  den  Buchhandel  und  d.ie  Post  zum  Preise  von  o  M. 
lur  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  d  i  r  e  k  t  e  r  Z  u  s  e  n  d  u  11  g  u  11 1  e  r  S  t  r  0  i  f  b  a  n  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  .laiiigang  innerhalb  des  deutschen  und  bislierigpn  österreichiscli- 
ungaris<-hen  Postgebietes  für  HO  M.,  nach  sämtliclien  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Xummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 
Außer  den  aintliclien  Bekanntmachungen  werden  auch 

<i'''t'is  für  einspaltige  Petitzeile    oder  deren' Raum 

«0  1_U  iuigenomiiien.  Bei  \\  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  o  a  entsprechende  Kniiiißigungen. 
Be-lag'en  werden  nach  \  ereinliarung  l}eigefiigt. 

Wegen  der  Privatauzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liukstraße  23/24. 
Fernspr.t  Amt  Kurf ürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reiclisbank-(;irokonto- 
Deutsche  Hank,  Dep.-Kasse  0.   Postscheck-Konto:  Berlin  Xr.  lllOa 


Dit  Seehafen  pohtik  der  deul.-^eliea 
Eisenbahnen  nnd  die  Rohstoff  ver- 
süi'o'uno". 

Erhöhuno-  der  <leut,scheu  Persoiieiiiarife. 

IV'r  (Generalstreik  in  I^ipzio-. 

Nach  rieh  teil. 

Deutschland:  ISeibehallmii;-  aiit 
Krieo-sdaner  eiuuef  ülui^i  Tarif- 
iiiaßnaiiinen  für  <lie  ÜI>ersi'ano\sZ'eit 
nach  dem  Kriege.  —  Erweiternn.i;- 
d-er  Reiuicken'lorf-Liebeuwalde- 
Groß  Sehöncbecker  Tiahn.    -  Neuer 


I  II  Ii  a  I  t : 

FahriiLaii  der  ba.V't'rLscheii  Staat.— 
bahnen.  —  Taguno-  der  wiirtteniber- 
H-ischen  Eisenbahjierverbände.  — 
Persona.Inaohiicliten. 

Deut«  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  ich  :  Die  Eu- 
lenle  und  der  Eisenbahnverkehr  iu 
den  Territorialstaaten.  —  Eiii- 
schräukuno'  <les  Pei-sonenzugver- 
kehres  wegen  Kohleinnauoels.  — 
Per.soiialuaehrichteu. 

'P  s  e  Ii  e  (>  h  o  -  s  I  o  \\-  a  k  i  s  c  h  e  «  i^  e- 
b  i  (■  t  :  Xeuc  S.laatsbahiidir'ektioiicn. 


I'er     i  )oiiaü\  erkehr     iiiid     di  r 
isclH'chu-sIowaki.sche  Siaal. 

l'u^aru:  Die  BetrieliseiunaliMicii 
der  Kaschau-Oderbeii^er  Eisenlialm. 

t'  b  r  i  e  e  ii  r  o  p  <ä  i  s  c  h  e  L  ii  n  d  e  r  : 
Der  „Akiopolisc.xprer)".  —  Die  Zu- 
kunft der  eu>;li seilen  Ei.senbahueii. 

F  r  e'm  d  e    Erdteile:  Nord-Sati- 
Paulo-Eisenbahn  (Brasilien), 
lüichenschaii. 

Aiiitl  iidie    Hekaiiiil  mal  liiiiiueii. 


Die  Seehafenpolitik  der  deutschen  Eisenbahnen  und  die  Rohstoffversorgung.  *) 


Die  Waff-en.stilistaud.sv€rhau<lluua'eu  haben  erkennen  las.seu, 
laß  unserer  Feinde  Plan  dahin  xeht,  unsere  gesamte  kschwim- 
iiende  und  auf  Kiel  liegende  Plandelsflotte  unter  ihre  wirt- 
-chaftliclie  Botmäßigkeit  zu  'biingen  und  uns  damit  unseres 
<'tzten  eifolgr-eichen  ^Uttels  zu  Ijerauben,  unsern  Anspruch 
Ulf  Weltwii-tÄchaft  zur  Geltuno'  zu  bringen.  Viel  Hoffnung, 
laß  dieser  Plan  zuschanden  wLrd,  bleibt  uns  in  dieser  Zeit 
ler  Tvirkimg-slosen  Pi^oteste  nicht,  und  wir-  werden  uns  wohl 
»it  dem  (iedanken  abfinden  miis»en,  daß  unsene  (beiden  Welt- 
eeplätze  noch  nicht  auf  den  Tiefstand  gelangt  sind,  den  ihnen 
•ia  widrio-,e«  Gesoliick  beistimmt  hat.  Hat  es  bei  solcher  Lage 
iberhaupt  Zweck,  .sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  welche 
.arifpolitik  die  deutschen  Eisenbahnen  zu  ihr^n  Seeplätzen 
u  treiben  haben  werdend  Die  Frage 'ist  unbedingt  zu  lie- 
ahen,  denn  die  Seehafentarife  isollen  nicht  nur  den  Inter<;ssen 
er  Eeedereien  dienen,  sondern  ganz  allgemein  das  deut  sch- 
ationale  Wirtschaf t-sleben  stützen  und  fördern-  ein  Ge- 
anke,  der  in  der  Zeit  der  Blüte  Dent.sclüands  bei  den  parti- 
ularistLschen  Strömungen  nie  klar  genug  erbannt  und  zur 
;eltung  gebracht  ist.  Deshalb  ist  das  Veixlienst,  das  sich  von 
ieckerath  mit  seinem  Werke  erworben  hat,  nicht  hoch  .genug 
n  verauscihlagen.  Es  «ei  vorweg  genommen,  daß  Avir  hier 
ine  Arbeit  vor  uns  haben,  die  die  Vorzüge  strenger  wssen- 
chaftlicher  Forschung,  praktischer  Erfahrungen  und  einer 
Iwrsichl liehen  und  anschaulichen  DarsleHung  in  gleich  hohem 


*)  Dr.-  Erwin  \.  Beckerath:  Die  Seehafeupolitik  der  deut- 
(.üeu  Eisenbahnen  und  die  Rohstoffversorgung.  Berlin 
erlag  von  Julius  Springer.    Prei.s;  geheftet  11  .11. 


.Maße^  iu  sich  vereinigt.  Der  A'olkswirlschaftlei-.  der  Eiseu- 
bahnfachmann,  der  Reeder,  tler  Kaufmann,  der  Spediteur  und 
jeder,  der  am  Seeplatz  Interesse  nimmt,  hat  reichen  CJewinn 
von  diesem  Buche,  und  auf  keines  die.ser  Beteiliglen  Arbeits- 
tische sollte  es  fehlen. 

V.  Beckerath  legt  in  den  beiden  ersten  Kapiteln  seines 
Werkes  die  Zusammenhänge  zx^ischen  unserer  Rohstoffver- 
sorgung- und  der  Frachtpolitik  der  deutschen  Eisenbahnen  von 
•  irund  aus  dar.  Deutschland  ist  für  seine  Rohstoffbezüge  auf 
fremde  Einfuhrhäfen  angewiesen.  Üherali  treten  als  "preis- 
liildende  Faktoren  die  Beförderungskosten  auf,  die  in  die  See- 
frachten, in  die  Kosten  für  die  Beförderung  vom  Seeschiff 
in  die  binnenläiidi-scheu  Beförderungsmittel  und  in  die  Fluß- 
i:nd  Eisenbahiifrachteu  zerfallen. 

Der  Verfasser  untersucht  zunächst  die  Seefrachten,  ins- 
besondere den  auf  Angebot  und  Nachfrag©  begründeten 
Frachtenmarkt  der  Tramp-Reederei,  und  weist  dann  auf  das 
»Charakteristikum  der  Seefrachten  in  der  Linienschiffahrt  hin. 
wonach  diese  nach  den  nordwestdeutschen  Häfen  infolge  der 
Preispolitik  der  Verbände  «tets  gleich  hoch  gehalten  wurden, 
also  die  Streckeneinheiten  nicht  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung sind.  Der  gebundene  Markt  der  Linienreederei  iu 
V<'rbinduug  mit  der  Tatsache,  daß  in  Deutschland  fast  aus- 
schließlich dieser  Zweig  der  Seeschiffahrt  betrieben  wurde, 
läßt  die  große  Bedeutung  der  Seehafentarife  erkennen,  ilenu 
zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  konnten  die  Seefrachten  meist 
nicht  sonderlich  beitragen.  Das  wird  wohl  auch  in  der  Zu- 
kunft nicht  viel  anders  werden.  Darauf  vfendet  sich  v.  Becke- 
lath  den  eigentlichen  Hafeugeliiiliren  zu,  die  ein  Bild  großer 


Nr.  22 


4 


ZoiluiiK  dts  V  ereiuB 
Deutscher  Eisenbahnverwaltangen 


■M.auaigfaltigk..eil,  (lai-Uirl-cn.  Hegriiudet  ist  di>ose  \'''CrS'ülii<xl'en- 
heit.  in  der  histoi  isclii'n  EnUvicklmi^j  der  einzelnen  Häfen  und 
ilird.s  Vcikeln-is  und  in  (k'r  llaf'eniiolitik,  die  der  Staat  oder 
der  kommunale.  Hafen  platz  jeweiJs  zu  tetreibeu  für  richti<> 
kielten.  Diese  C.ebiiliren  gevvünnreu,  wie  v.  Beckerath  j-iohti,s 
ausführt,  einen  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Wahl  des 
BeföiuIeruugswe^i.'e'S.  Sie  sollten  deshalb  meines  Dafürlialleus 
g>6nau'er  geprüft  werden  und  aueh  mehr  berücksichtigt  werden, 
als  flie>s  bislang  bei  der  Schaffung  von  vSeehafentarifen  gi'- 
«ehehen  ist.  Es  möchte  sogar  der  Uut'crsuchung  wert  sein,  ob 
nicht  die  preußischen  Bahnen  ihre  ääeeliafentarifpolitik  auf 
dieses  Sondergebiet  ausdehnten  und  hier  den  deutsöhen  Häfeii 
ünferstützuug,  aber  auch  wirklich  wirksame,  »ei  es  bctrielv 
licher,  si  i  i's  i'C^iu  taiifarischer  Art,  fUxrböten.  Nach  dicAS-en 
Darli'gunL;^'!!  luilcisucht  v.  lleckerath,  davon  ausgehend,  daß 
Frnclileriii;') liigiain'  gegeiiiiber  <l(;r  normalen  Tarifl)iblung 
kini>i  ücho  laitt'cM  niiiig.sN'Crkiu-zung,  gewiiSsei'uialicii  rine 
Korn'kiidu  der  Landkarte,  danstellt,  die  Befördeiungskosin-ii 
/,\v is(  h(  II  Si'C[)latz  und  Binnenland  innerhalb  des  kilomelri- 
.^(•in  ii  \"<u /,ugsg<'hi.('te»  Antwerpens  und  Eotterdams  den  deut- 
sch tu  Ndrilseciiäffi!  gegenülKM',  denn  die  volkswirtschaftlich 
\viclitii;cii  Teile  DfHitschlands,  die  zu  diesem  Gebiete  gehören, 
hilil<-ii  \ (ii-ucliiiilieb  den  Gegenstand  der  deutschen  S^eehafen- 
tn.r-if|K)lilik.  Man  mu(i  v.  Beckerath  Recht  geben,  dati  die 
Kenntnis  der  Se.chafentarife  ans  dc'iii  Güleitarif  .--cllier  infolge 
«einer  historisch  begründeten  llnülM-rsichtUchkeit  zu  erlan- 
gen ischwierig  i*st.  Hier  hat  das  vor  uns  liegende  Werk  das 
'Verständnis  zweifellos  erleiclitert,  denn  die  duneren  Zusam- 
menhänge der  einz'elnen  Tarife  werden  lückenlos  dargelegt, 
indem  v.  Beckerath  die  S^eehafentarife  auf  ihre  Bedeutung 
zivm  Seehafen  und  zur  Industrie  als  i-eine  Wettl>e worbs-  und 
VVirtschaftstarifo  hin  untersucht.  Darauf  behandelt  er  ein- 
gfdienii  die  Ausfuhrtarife,  <li<',  dem  Wesen  des  Solidarschutz- 
zollsystems eutsppechiend,  naturgemäß  alle  Zweige  un.eerei-; 
Wirtschaftslebens,  an  erster  Stelle  die  Erzeugnisse  unserer 
Schwerindustrie,  erfassen.  Die  Entwicklung  Deutschlands 
zum  Industriestaat  braoht/e  es  mit  sich,  daß  »eine  Ausfuhr  sich 
hauptsäcblich,  abgesehen  von  der  Kohle,  auf  Halb,  und  Gauz- 
fabrikate  erstreckte.  Der  Stückgutversand  spielte  hier  eine 
ganz  ■besoudeiH?'  Rolle  und  wurde  durch  den  äußerst  wichtigen 
Ausfuhrstüükguttarif  (1913:  Versand  102  651  t  mit  einem 
Frachtaufkommen  von  2  704  925  Ji)  tarifarisch  ibegünstigt.  Die 
große  Verkehrsbedeutung  dieses  Tarifs  liegt  nach  der  zu- 
treffenden Ansicht  des  Verfassers  darin,  daß  er  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  Ausfuhrindustrie  und  den  Ausfuhr- 
häfen enger  gestaltete,  zumal  noch  durch  betriebliche  Maß- 
nahmen, insbesondere  durch  die  Einrichtung  von  Kurswagen 
mit  festen  Fahrplänen,  eine  für  die  Ausreise  der  Linien- 
«jhiffe  sichere  und  pünktliche  Befördening  des  Ausfuhrg-utes 
'geschaffen  wurde. 

Die  Einfuhrtarife  charakterisieren  sich  nach  v.  Beckeraüi 
im  wesentlichen  als  spezifische  Wettbewerbstarife,  die  darauf 
zugeschnitten  sind,  den  Verkehr  über  die  deutschen  Seehäfen 
zu  ziehen;  sie  begünstigen  ganz  überwiegend  nur  solche  Ein- 
fuhrgüter, die  entweder  zollfrei  eingehen,  oder  denen  kein 
konkurrierendes  inländisches  Produktionsinteresse  gegenüber- 
steht. Da  wir  es  hier  im  wesentlichen  mit  Massengütern  zu 
tun  haben,  so  liegt  der  Gedanke  nahe,  in  dieser  Verkehrs- 
richtung im  Gegensatz  zur  Ausfuhr  den  Sammelladuugs- 
verkehr  zu  fördern.  Die  Tarif politik  hat  sich  auf  diesem 
Gebiete  eigentlich  nur  versucht,  denn  die  Elbhäfen  brachten 
1913  nur  3,2%,  die  Weserhäfen  nur  0,4%  des  Einfuhrvereandes 
auf  der  Schiene  in  Form  von  iSammelladungen  zum  Versand. 
V.  Beckerath  hält  daher  den  weiteren  Ausbau  dieser  Tarifart 
im  Interesse  der  großen  Seehäfen  liegend  und  ist  der  Mei- 
nung, daß  es  sich  hier  a;ber  nicht  um  eine  Systemänderung, 
sondern  um  eine  Verbessening  des  Tarifaufbaus,  um  eine 
Vereinheitlichung  und  Erweiterung  des  GüterverzeichnisS'es 
handeln  kann.  Wir  möchten  einen  Schritt  weitergehen  und 
ähnlich  dem  Stückgutausfubrtarif  einen  einheitlichen  La- 
dungseinfuhrtarif mit  gewissen  Einschränkungen    auf  be- 


stimmte Güter  ohne  Rücksicht  auf  die  Emjjfangsplätze  eingcv 
f ührt  sehen. 

Die  Bedeutung  der  Seehafen tarife  erblickt  v.  Beokerath 
auch  darin,  daß  sie  e«  waren,  die  die  ohne  Zweifel  sehr  groß<>, 
Wirkung  des  sog.  Transitbaremes,  durch  das  der  Unterschied 
zwischen  Stückgut  und  Wagenladungsfracht  so  gut  wie  voll- 
kommen verwischt  wird,  abschwächten.  Diese  Untersuchua- 
gen  v.  Beokeratlis  (S.  13ö — 147)  sind  sehr  lehrreich  und  füi 
si)ätero  Tarif bildungen  von  großem  Nutzten. 

Besonders  wertvoll  sind  diie  Ausführungen  des  Veifassers 
über  das  Marktgut,  das  Speditionsgut  und  das  ihm  wesens- 
verwandte  Stapelgut.  Wieder  wird  uns  ein  lebenswahres  Bild 
des  größten  Warenhandelsplatzes  der  Welt,  Londons,  geboten, 
dessen  a.bfjolute  Stellung  lim  internationalen  Handel  v.  iBeoke,- 
rath  im  Konsignationsgeschäft  und  im  Kapitalexport  erblickt. 
Aber  mit  dem  Augenblick,  in  dem  der  unmittedbare  Bezug 
der  Seegüfer  (,,cif-Geschäft'')  den  mittelbaren  abzulösen  be- 
gann, liel)  auch  die  Warenabhängigkeit  des  deutscheu  Ver- 
brauchs von  London  und  den  anderen  ausländischen  Märkten 
nacli.  V.  Beckerath  weist  dies  schlagend  an  den  spezifischen 
Londoner  Auktionsgegenständen  Wolle  und  Kautschuk  nach, 
und  diese  Fingerzeige  sollten  nicht  unbeachtet  bleiben,  wenn 
wir  die  Übergangszeit  von  der  Kriegs-  zur  Friedenswirtschaft 
hinter  uns  haben.  Die  Marktbildung  in  Deutschland  muß 
Gegenstand  wirksamer  Fürsorge  de«  Reiches  werden  und  da- 
mit auch  in  das  Programm  der  deutschen  Seehafenpolitik  auf- 
genommen werden,  wenn  wir  wirtschaftlich  bes.s-er  gegen  die 
Barbawi  einer  willkürlichen  Blockade  gerüstet  sein,  und  die 
Wunden  heilen  wollen,  die  uns  der  Krieg  ■  geschlagen  hat. 
„Denn  die  Rohstoff  markte",  führt  v.  Beckerath  mit  vollem 
Rechte  aus.  „erfüllen  ihre  Daueraufgabe  nicht  in  der  Kriegs-, 
sondern  in  der  Friedenswirtschaft.  Ihre  Bedeutung  liegt  ■ein- 
mal darin,  daß  an  sie  einkomm cnbilden de  Vorgänge  an- 
knüpfen, aus  denen  sich  Reederei-,  Handelsgewinne  und  Vei-- 
mittlungsspesen  aller  Art  ergeben:  G^ewinne,  die  sonst  ver- 
loren gehen.  Weiter  bewirken  sie  eine  Zusammenfassung  dei 
deutschen  Nachfrage,  wodurch  bei  geschicktem  Vorgehen  di> 
Erzeugungsgebiete  zu  Pi-eisnachlässen  genötigt  werden  könn- 
ten. Und  endlich  hängen  mit  ihnen  die  Interessen  der  über- 
seeische Rohstoffe  verbrauchenden  Mittel-  und  Kleinindustricn 
eng  zusammen,  soweit  die.se  keine  j^elbstäudigen  Beziehungen 
zu  den  Produktionsländern  anknüpfen  können." 

Vorbildlich  hierfür  ist  der  Bremer  Baiunwollmarkt,  dem 
von  Beckexath,  seine  hohe  handelspolitische  Bedeutung  er- 
kennend, ein  besonderes  Kapitel  widmet.  Dieser  Abschnitt 
des  Buches  ist  ausgezeichnet  [behandelt.  Ausgehejid  vom 
Liverpooler  Baum  wollmarkt,  schildert  der  Verfasser  die 
Gründung'  des  Bremer  Baumwollmarktes  und  giibt  dann  eine 
historisch  wie  in  den  Zusammenhängen  gleich  zutreffende 
Darstellung  der  sehr  verwickelten,  ineinander  greifenden  deut, 
'  sehen  Baumwolltarife.  Das  Ergebnis  dieser  seiner  Unter- 
suchungen faßt  von  Beckerath  ganz  aUgemein  dahin  z-usam- 
men,  „daß  Einfuhrtarife  an  sich  nicht  in  der  Lage  sind,  Roh- 
stoff markte  zu  begründen,  wo  die  Bedingungen  für  sie  fehleu. 
.Sind  aber  die  Voraussetzungen  gege'ben-  dann  bilden  die  Tarif  >> 
eine  notwendige  Ergänzung,  da  die  spezifischen  Markteigcn- 
schaften  allein  nicht  ausreichen,  den  Einfuhrweg  gegenüber 
einem  anderen  besser  gestellten  Hafen  dauernd  zu  bestimmeu, 
denn  der  Markt  darf  in  der  Gesamtheit  seiner  Verkehrebezif- 
hungen  sowie  in  besonders  wichtigen  Einzelverbindungen 
nicht  schlechter  dastehen,  als  der  Wettbewerbshafen,  der  in 
das  gleiche  Hinterland  einzudringen  vermag.''  Dieeer  Ge- 
fahr ist  auch  der  Bremer  Baiunwollmarkt  ausgesetzt,  wenn  die 
staatliche  Fürsorge  auf  dem  Geriete  der  S-eehafenUrife  nach- 
lassen sollte.  Diese  Lehre  muß  auch  Geltung  ibehalten,  wenu 
die  deutschen  Bahnen  .ietzt  genötigt  werden,  ihre  Tarife  stark 
zu  erhöhen,  und  das  deutsche  Wirtschaftsleben  würde  weitereu 
Erschüttei-ungen  ausgesetzt,  wenn  die  Eisenbahnen  an  der 
Richtigkeit  dieser  Lehre  um  augenblicklicher  Frachtvorteile 
willen  vorbeigehen  würden,  von  Beckerath  hat  recht,  wenn 
er  die  durch  die  Erfahrung  bestätigte  Tatsache  ainte-nstreicht. 
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daß  die  Ware  die  Ware  nach  sich  zieht,  und  dies«  auch  zu- 
letzt den  Handel.  Deshalb  können  wir  v.  .Bickerath  durch- 
weg zustimmen,  wenn  .er  für  die  als  Stapel,  und  Marktgut 
zu  bezeichnenden  Einfuhrwaren  (Wolle,  Kautschuk,  Kaffee, 
Felle  und  Häute  usw.)  fordert,  daß  in  die  ihnen  dienenden 
Einfuhrta,rife  nach  dem  Vorbilde  der  BaumwolLe  sämtliche 
m  B-etracht  kommend-en  Teile  Deutschlands  als  Empfangs- 
plätze aufgenommen  werden. 

Im  4.  Kapitel  behandelt  der  Verfasser  den  Ausbau  der  See- 
hafentarife  im  Eahmen  der  allgemeinen  Verkehrspolitik.  Sein 
Werk  ist  zu  einer  Zeit  abgeschlossen,  als  Deutschland  mit 
Kecht  einen  günstigen  Ausgang  des  Krieges  erwarten  durfte. 
Unter  den  veränderten  Verhältnissen  werden  sich  «eine  Vor- 
schläge nicht  sämtlich  praktisch  durchführen  lassen.  Aber 
der  Grundgedanke,  der  ihn  geleitet  hat,  wird  doch  Gel- 
tung  behalten  dürfen,  daß  die  Seehafentarifpolitik,  deren 
Aufgabe  es  ist,  das  deutsche  Seehafengebiet  den  einheimischen 
Nordseehäfen  wie  bisher  zu  erhalten,  in  ihrem  heutigen  Auf- 
bau nicht  ausreichend  war,  diesem  Zwecke  in  erster  Linie 
zu  dienen.  /  Auf  die  Mitarbeit  Süddeutschlands  kann  hier 
nicht  verzichtet  werden.  Bei  dieser  Gelegenheit  sei  auch 
darauf  hingewiesen,  daß  Bayern  sich  ün  allgemeinen  bis- 
her der  von  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung  betrie- 
benen Politik  nicht  versagt  hat,  und  daß  die  von  bayerischer 
Seite  den  deutschen  Häfen  gewährte  Unterstützung  nicht 
unterschätzt  werden  soll.  Wirksamer  wäre  allerdings  diese 
Hilfe  oft  gewesen,  das  wird  nicht  bestritten  werden  "können, 
wenn  die  von  Bayern  stets  betonte  „Offenhaltung  aller  in 
Frage  kommenden  Verkehrswege"  nicht  die  partikularistische 
Auslegung  gefunden  hätte,  die  schließlich  die  im  national- 
deutschen Interesse  liegende  Bevorzugung  der  deutschen 
Häfen  durch  Tarif  maßnahmen  naeh  den  Ehein-  und  Main- 
umschlagplätzen Jn  ihrer  Wirksamkeit  einschränken  mußte. 
V.  Beckerath  widmet  gerade  diesem  Gebiet  eine  sehr  sorg- 
fältige Prüfung  (S.  152  ff.),  deren  objektives  Ergebnis  nicht 
beanstandet  werden  kann. 

Die  deutschen  Eisenbahnen  haben  bei  ihrer  im  Kriege  in 
die  Wege  geleiteten  Tarifreform  die  Neuerungsbedürftigkeit 


der  Seehafentarife  zwar  erkannt,  die  wichtigsten  Wettbewerb^ 
tarife  aber  im  wohlverstandenen  Interesse  für  unsere  deut- 
schen Seehäfen  unberührt  gelassen.  Die  Z-eit  wird  nicht  mehr 
fem  sein,  yvo  die  Neugestaltung  auch  dieser  Tarifgruppe  in 
Angriff  genommen  werden  muß,  zumal  die  Baseler  Tarif- 
bildung durch  den  Verlust  von  Elsaß-Lothringen  hinfällig  ge- 
worden ist  und  die  Oberhausener  Tarifbildung  nicht  mehr 
als  genügend  für  Bremen  und  Hamburg  anerkannt  werden 
kann.  Eichtlinien  ischon  heute  zu  geben,  scheint  verfrüht 
Der  verlorene  Krieg,  die  Unkenntnis  unserer  Lage  nach  dem 
endgültigen  Frieden,  vor  allem  die  staatliche  Umwälzung 
mit  ihren  verheerenden  Wirkungen  auf  dem  Gebiete  des  Ar- 
beitsmarktes und  der  Finanzen  hüllen  unser  Wirtschafts- 
leben zurzeit  noch  in  tiefstes  Dunkel.  Niemand  ahnt  auch 
nur,  geschweige  denn  weiß,  wo  der  Anfang  zum  Wiederauf- 
bau gemacht  werden  kann.  Die  Seehafentarife  sind  ein  Aus- 
fluß unserer  Weltwirtschaft  gewesen;  wenn  das  deutsch« 
Volk  leben  will,  darf  es  nicht  zum  Agrarstaat  zurückkehren, 
sondern  muß  seine  Flagge  zum  Meere  hinaustragen  und  im 
Auslande  den  durch  systematische  Verhetzung  und  Lüge  be- 
schimpften deutschen  Namen  wieder  zu  Ehren  bringen.  Di© 
Aufgaben,  die  diese  veränderten  Zustände  der  Eisenbahn- 
tarifpolitik stellen,  werden  schwierige  und  große  sein.  Die 
deutschen  Bahnen  sollten  sich  bei  diesen  Arbeiten  die 
Mitarbeit  eines  so  tüchtigen  Volkswirtschaftlers  wie  des 
Herrn  von  Beckerath  nicht  entgehen  lassen  und  ihn  zu  ihren 
Beratungen  bei  der  Neuordnung  der  Seehafen  tarife  zuziehen. 
Dies  könnte  den  Arbeiten  nur  zum  Vorteil  dienen. 

Zwei  Vorschläge  sollen  dem  Verfas.ser  zur  Berücksichti- 
gung empfohlen  werden.  Sein  Werk  würde  für  den  täglichen 
Gebrauch  noch  geeigneter  sein,  wenn  es  ein  recht  ausführ- 
'liches  Sachverzeichnis  und  eine  Zusammenstellung  aller  be- 
nutzten Quellen  enthielte,  was  sich  ,bei  der  Neuauf  gäbe  leicht 
nachholen  läßt.  Und  femer  sollte  vom  3.  Kapitel:  „Der 
Bremer  Baum  wollmarkt  und  die  Baumwolltarife"  ein  Sonder- 
abdrack  dem  ausgezeichneten  Werke  von  Oppel  —  „Die  Baum- 
wolle" —  (Leipzig,  Verlag  von  Duncker  &  Humblot)  bei  dessen 
Neuauflage  -beigefügt  werden.  E.  Grunow. 


ErüöhuDg  der  deutschen  Personentarife. 


I.  Ebenso  ;wie  im  Güterverkehr  tritt  am  1.  April  d.  J.,  ver- 
anlaßt durch  die  anhaltende  außerordentliche  Steigeruno-  der 
Personal-  und  Materialkosten,  auch  im  Personenverkehr''eine 
nochma;.ig©  Erhöhung  der  Tarife  der  deutschen  Eisenbahnen 
«m.  Die  Tariferhöhung  wird  im  allgemeinen  in  Form  von 
prozentualen  Zuschlägen  zu  den  bisherio-en  Fahr- 
«^ßoben.  Die  Zuschläge  sind  nach  Wagenklassen  cre- 
fitaffelt  und  betrag>en  in  1.  Klasee  100%,  in  2.  Kla&se  40%, 
in  3.  Klasse  80  %  und  in  4.  Klasse  25  %.  ' 

Im  Schnellzugverkehr  fällt  mit  obieem  Zeitpunkte 
me  ^rbebung  der  besonderen  Ergänzungsgebühren  fort.  Für 
die  Benutzung  der  zuschlagpflichtigen  Schnel  lzüge  sind  als- 
aann  —  wie  vor  dem  Kriege  —  neben  dem  tarifmäßigen  Per- 
M)nenzugpreis  Schnellzugzuschläge  zu  entrichten,  die  betrao-en : 
7        it'-  n}~l-^^^  ^  Klasse  und  1  M  in  3.  Klasse, 

7^""^  i}}  '■  i-^  Klasse  und  2      in  3.  Klasse 

iione  III :  über  150  km  6  ^  in  1.— 2.  Klasse  und  3     in  3.  Klasse. 

im  iNahverkehr  wird  die  Schnellzug benutzung-  in  Preußen, 
Bayern  r.d.  Eh.  und  Sachsen  weiter  von  der  Bezahluno-  eines 
Alindestfahrpreises  abhängig  gemacht,  der  bei  den  einzelnen 
ßatmen  verschieden  hoch  ist ;  er  beträgt  bei  den  preußisch- 
Hes.si,ächen  Staatsbahnen  1.7  J(  in  1.  Klasse,  10  M  in  2.  K'  asse, 
v;;\^?>  "^v/SlasE-e.  bei  den  bayerischen  Staats'bahnen  (rechtsrh. 
^«tz  9  4  in  1.  Klass-e,  5  in  2.  Klasse,  3  Ji  m  3.  Klasse  und 
bei  den  sachsischen  Staatsbahnen  11  Jt  m  1.  Klas.^e,  6  Ji  in 

Klasie,  3,50  J{m  3.  Klasse.  Diese  Neuerung  soll  wesentlich 
beftra^en  schnellen  Züge  (D-Züge)  vom  Nahverkehr 

vil"i  Gepäck  verkehr  tritt  an  die  Stelle  der  heutigen 
verdoppeluns-  der .  Frachten  die  Erhebung  eines  50proz  Zu- 
»cn.a^es  zu  den  bisherio en  Sätzen ;  gleichzeitig  kommt  die  Be- 
•Ä°'^^°^.des  eines  Stückes  auf  50  kg  in 

1  orttall.  Für  Hunde  beträgt  der  Zuschlag  25  %,  Im  M  i  1  i  - 
^'^J^.y^^^.o^^^l^erk-ehi  wird  zu  den  bisherigen  Fahr- 
preisen ein  Zuschlag  von  20%  erhoben. 


Im  Arbeiter-,  Schüler-  und  Z  e  i  t  k  a  r  te  n  v  e  r - 
kehr,  für  den  bei  den  einzelnen  Bahnen  verschiedene  Ein- 
heitssätze gelten,  ist  auch  die  Erhöhung  verschieden  hoch  be- 
messen ;  Pieußen  läßt  diesen  Verkehr  z.  B-  von  der  Erhöhung 
frei,  in  Bayern  (rechtsrh.  Netz)  beträgt  sie  20  %  Das  Gleiche 
fAi'^*^^- d-er  z.  B.  in  Preußen  um 

ui-  "^^^^^  .ieglicher  Erhöhung  abgesehen  wird 

schließlich  zur  Unterstützung  der  großstädtischen  Siedlungs- 
b6strebun^,en  im  Berliner  und  Hamburger  Stadt-,  Ein«- 
und  Vorortverkehr. 

Soweit  sich  ein  Neudruck  der  Fahrkarten  bis  zu  obi/pem 
Zeitpunkte  nicht  ermöglichen  Cäßt,  was  häufig  der  Fall  «ein 
wird,  werden  die  .letzt  aufliegenden  Fahrkarten  handschrift- 
lich oder  durch  Stempelaufdruck  auf  die  neuen  Preis« 
berichtigt. 

II.  Im  Besonderen  sind  noöh  folg'ende  Einzelheiten  zu  er- 
wähnen: 1.  Die  Beförderungsgebühren  für  Sonderzüge 
tur  Linzel  best  eller  (Ausführungsbestimmung  A  I  a) 
zu  6  12  im  Deutschen  Eisenbahn-Personen  und  Gepäcktarif, 
ieil  1)  werden  durchweg  um  33V3  %  erhöht,  mindestens  wer- 
den 8  Ji  (bisher  6  Ji)  für  das  Tarifkilometer  und  200  M  (bis- 
ber  150  JI)  im  ganzen  erhoben.  2.  Für  G  ese  Ilse  h  a  f  ts - 
sonderzüge  (Ausführungsbestimmung  Alb)  zu  §  12 
a-.a.  0.)  gelten  künftig  folgende  Sätze:  12  4  in  1.  Klasae 
(bisher  6  ^),  5,5  ^  in  2.  Klasse  (bisher  4  ^)  und  3.5  ^  in 
der  3.  Klasse  (bisher  2,5  ^).  Zur  Deckung  der  Mindest- 
einnahme,  die  ebenso  wie  bei  Sonderzügen  für  Einzelbesteller 
auf  rnindestens  200  M  festgesetzt  wird,  sind  fortan  mindestens 
jb ahrkarten  zu  lösen:  in  1.  Klasse  70  Stück  (bisher  100),  in 
2.  Klasse  150  Stück  (bisher  150)  und  in  3  Klasse 
230  Stück  (bisher  240).  3.  Für  F  e  r  i  e  n  s  o  n  d  e  r - 
zuge  (Ausführungshestimmung  A.  II  zu  §  12  a.  a  0 )  be- 
tragen die  neuen  Einheitssätze  13  ^  in  2.  Klasse  (bisher 
9,2  ^)  und  8  m  3.  Klasse  (bisher  6  .^).  4.  Soweit  bei 
Fahrpreisermäßigungen   .letzt   Sehne  l'lzugbenutzung 
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gegen  Zahlung  des  tarifmäßigen  Zuschlages  (statthaft  iist 
(Ausfühiunffsbestimmungen  C.  VII,  VIII,  X,  XI  und  XIII  zu 
§  12  a.a.O.),  fällt  künftig  bei  Benutzung  von  Schnellzügen 
die  Fahrpreisermäßigung  im  Nahverkehr  fort,  wenn  nach  den 
Tarifteilen  II  der  .Mindestfahrpreis  für  Schnellzüge  zu  entrich- 
ten ist.  5.  Das  Lagergeld  für  Bei*egepäck  und  Expreßgut 
wird  von  20  ^  tauf  30  ^  für  das  Stück  erhöht,  um  unnötig 
langer  Lagerung  der  Gepäckstücke  und  infolgedessen  ein- 
tretender Uberfüllung  der  Lagerräume  entgegenzuwirken. 
6.  Die  M  ach  w  ä  g  b  g  e  b  ü  h  r  für  Gepäck  wird  von  5  ^  auf 
10  ^  für  je  auch  nur  angefangene  lOU  kg  erhöht.  7.  Die 
A  u  f  b  e  w  a  h  r  u  n  g  s  g  e  h  ü  h  r  für  Gepäck  beträgt  fortan 
für  jßdes  Stück  für  die  beiden  ersten  Tage  zusamme-n  20  4, 
für  jeden  folgenden  Tag  weiter«  20  4  ;  für  Motorfahrräder 
je  1  Jl.     Der  Tag  der  Übergabe  und  iZurÜGknahme  wird  je 


für  einen  voHen  Tag  gerechnet.  8.  Die  Beförderungsgebühreii 
für  Leichen  sind  einheitlich  für  das  Tarifkilometer  au!' 
80  t'^  (bisher  50  ^ )  bei  Beförderung  in  Personenzügen  uni 
1,20  Jt  (bisher  80  ^)  bei  Beförderung  mit  Eil-  oder  Schnell- 
zügen festgesetzt,  in  beiden  Fällen  unter  Zuschlag  einer  Ab- 
fertigungsgebühr von  12  Ji  (bisher  9  M)  für  den  Wagen.  Bei 
Beförderung  teils  mit  Personenzügen,  teils  mit  Schnellzügen 
werden  für  jedes  Kilometer  der  Schnellzugstrecke  40  *3  (bis- 
her 30  ^ )  zum  PerNSouenzugsatze  zugeschlagen. 

• 

Die  Beschlüsse  unter  I.  beruhen,  soweit  sie  allgemein  gelten, 
auf  Vereinbarungen  der  beteiligten  Eegierungen,  ■  die  Ände- 
rungen unter  II.  entsprechen  den  Vorschlägen  eine.s  Unter- 
ausschusses der  ständigen  Tarifkommission  der  deutschen 
Eisenbahnen,  der  am  20.  Februar  d.  Js.  in  Dresden  tagte. 


Der  Generalstreik  in  Leipzig 


Der  Ausschuß  der  arbeitis  willigen  Eisen- 
bahner in  Leipzig  gibt  über  die  Vorgänge,  die  sich 
im  Beirieb  der  Eisenbahn  wählend  des  Generalstreiks  in 
Leipzig  abspieiieu,  tü'.t;rude  Darstellung: 

Nacliaem  in  Wahlen  ijeiciis  aui  2'6.  2.  19  der  Eisenbahner- 
stieik  aus  polnischen  Gründen  durch  eine  kleine  Minderheit 
im  „Birk<n>ch.ölKhen  '  in  \\  aluen  beschlossen  war,  wurde 
noch  an  Liem.-elln u  Ta.ue  uachuiittaus  im  Schloß  Drachen- 
fels für  d.«  Leipziger  pieußiscken  Eisenbahner  der  Eintritt 
in  den  Geueial.^ii eik  Le.sdilos.^en.  Um  welche  Minderheit  es 
■sich  hauaeli,  zeixe  die  Tatsache,  daß  der  Bahnhof  Wahren 
run.l  2i.,U0  Beuiensiete  zählt,  wovon  000  Personen  in  der  be- 
schlu  lieudeu  \  ei  sammlung  waien,  die  den  Streik  mit -/'a  Mehr- 
he.t  billii;te.  Ebenso  war  es  eine  Minderheit  des  Eisenbahn- 
persoua  kS,  die  in  den  „Drei  Liuiten"  am  2ü.  Februar  19  für 
die  sächsischen  Eisenbahner  den  Eintritt  in  den  Generalstieik 
erklärte. 

Es  ist  rechtswidrig,  wenn  die  für  die  Abstimmune:  verant- 
woiilichen  Personen  im  Is'amen  der  Gesamtheit  der  Eisen- 
bahner gesproch'en  haben.  Der  Mehrheit  der  Eisenbahn-er 
kam  der  polj tische  Streik  überraschend,  und  sie  war  empört, 
daß  die  Lokalblätter  am  26.  und  Februar  verkündeten, 
fieitens  der  uesaniien  Eisenbahuei  sei  der  Eintritt  in  den 
Generalstreik  einstimmig  beschlossen  worden,  was  doch  nicht 
.der  Fall  war.  Die  ^iindeiheit  des  Eisenbahnpersonals  streikte 
aus  politischen  Gründen,  um  durch  Stillegung  des  Eisenbahnbe- 
triebes die  Regierung  Ebert-Scheidemann  zu  stürzen.  Diese 
Mmilerheii  hat  die  aibeitswilligen  Ei.senbahner,  zum  Teil 
uuiiT  Anwendung  miliitärischer  Gewalt,  von  ihren-  Arbeit^ 
siänen  entfernt  und  zwar  in  Wahren  schon  am  26.  und  in 
Leii.)Zi;;  am  27.  Februar.  Die  .Mehiheit  des  Eisen bahnpersonals 
mußte  sich  der  militärischen  Gewalt  fügen.  Um  dagegen 
Stellung  zu  nehmen,  herief  der  Preußische  Eisenbahnbeamten- 
bund für  Donnerstag,  am  '2^.  Februar,  nachm.  3  Uhr,  nach 
Schloß  Diachenfels  eine  Protestversammluncr  ein,  au  der  auch 
säeh.sisehe  Eisenbahnbeamte  und  Arbeiter  teilnahmen.  In 
der  Veisammlun^-  berichteten  die  Herren  Pietsch  und  Vogfel 
für  die  piei.ßischen  und  für  die  sächsischen  Eisenbahner. 
In  der  nachfoli;enden  Besprechung  kam  besonders  die  Empö- 
rung über  die  gewaltsame  Feinhaltung  der  arbeitswilligen 
Eisenbahner  von  ihren  Arbeitsstätten  zum  Ausdruck.  Die 
Ausepiaehen  der  Redner  und  die  Stimmung  der  Versammlung 
wurden  in  folgender  einmütigen  Entschließung  zusammenge- 
faßt: 

,.Die  am  27.  Februar  1919  im  Schloß  Drachenfels  tagende 
Versammlung,  w'eiche  von  weit  über  2000  Mitgliedern  des 
preußischen  Eisenbahnbeamtenbundes  und  von  'Sächsischen 
Eisenbahnbeamten  und  Betriebsarbeitern  besucht  war,  stellt 
fest,  ,  daß  ihre  Mitglieder  nicht  freiwillig,  sondern  durch 
Waffengewalt  gezwun;;en,  ihre  Tätiskeit  einstellen  mußten. 
Die  Versammlung  fordert  die  sofortige  Zurückziehung  der 
iUilitärischen  Besetzung  der  Eisenbahnanla.Hen  und  erklärt 
in  einmütiger  Entschließung,  keinerlei  Dienstverrichtungen 
zu  übernehmen,  solange  diese  Forderuuff  nicht  restlos  er- 
füllt ist.'' 

Da  in  der  Versammlung  zum  einmütigen  Zusammengehen 
aller  arbeitswilligen  Eisenbahner  aufgefordert  wurde,  ist  ein 
„Aibeitsausschuß  der  arbeitswilligen  Eisenbahner"  zur  Er- 
ledigung der  für  die  baldige  Wiederaufaufnahme  des  Eisen- 
bahnbetiiebes  erforderlichen  Arbeiten  gewählt  worden. 

Der  Arbeitsausschuß  verhandelte  sodann  offiziell  am  28.  Fe- 
bruar mit  der  Eisenbahnerstreikleitung,  wobei  sich  ergab,  daß 
die  den  Streik  veranlassende  Arbeiterschaft  sich  nicht  die 
stärkste  Waffe,  das  ist  die  Stillegung  der  Eisenbahn,  aus  der 
Hand  nehmen  lassen  wolle,  um  die  Sozialisierung  und  den 
Sturz  Ebert-Scheidemann  zu  erzwingen.  Die  Streikleitung 
forderte   —  obwohl  sie  durch  Gewalt  den  Eisenbahnbetrieb 


stillgelegt  hatte  —  die  Herbeischaffung  von  Milch-  und 
NahrungsmitteS'ZÜgen ;  die  Zufuhr  von-  Kohlen  und  die  B*- 
förderunn-  von  Personen  le'hnte  die  Streikleitung  jedoch  mit 
der  Begründung  ab,  daß  sie  nichts  zugestehen  könne,  was 
geeignet  sei,  den  Enderfolg  des  Generalstreiks  zu  gefährden. 
Die  arbeitswilligen  Eisenbahner  lehnten  es  jedoch  ab,  sich 
von  der  Streikleitung  Anordnungen  geben  zu  lassen;  sie  for- 
derten vielmehr  volle  Aufnahme  des  Betriebes.  Erf r>ou- 
licherweise  ergab  sich  für  diesen  Grundsatz  eine  über* 
raschende  Einmütigkeit,  so  daß  nach  Bekanntgabe  der  vor- 
stehenden Entschließung  vom  27.  Februar  die  Weiterarbeit 
•auch  bei  den  Dienststellen  abgel'.ehnt  wurde,  wo  die  Streik- 
leitung die  Arbeit  zugelassen  hatte  oder  wo  eine  militärisoh-e 
Besetzung  nicht  vorhanden  war;  denn  jede  Weiterarbeit  hätte 
bedeutet,  daß  man  sich  der  Streikleitung  zur  Verfügung  stelle, 
oder  daß  man  sich  für  die  den  Streik  veranstaltende  politische 
Partei  verschrieben  habe. 

Die  Erklärung  der  Eisenbahnerstreikleitung-  ist  den  am 
1.  März  im  Schloß  Drachenfels  in  Leipzig  versammelten 
ICOO  Mitgliedern  des  preußischen  Eisenbahnl>eamtenbundes, 
der  sächsischen  Eisenbahnbeamten  und  Betriebsarbeiter  sowie 
des  Allgemeinen  Eisenbahnerverbandes  bekanntgegeben  wor- 
den.   Die  Versammelten  erklärten  einmütig: 

„Wir  stellen  nach  wie  vor  die  Forderung,  den  Dienst  nui 
dann  aufnehmen  zu  können,  wenn  der  Betrieb  voll  aufge- 
nommen und  die  militärische  Besetzung  der  Bahnanlagei 
zurückgezogen  ist.'' 

Sonntag,  den  2.  März,  fand  eine  Versammlung  der  arbeits- 
willigen Eisenbahner  im  größten  Lokale  Leipzigs,  der  Albert- 
halle  des  Kristall palastes,  statt.  Dichtgedrängt  hörten  dor 
die  Anwesenden  —  weit  über  5C00  Personen  —  ein  Eefera 
über  die  Streiklag-e  an.  Es  wurde  hier  noch  besonders  fest 
gestellt,  und  auch,  von  den  erschienenen  Herren  der  Zentral 
Streikleitung  bestätigt,  daß  es  sich  nur  um  einen  politisohei 
Streik  handele.  In  der  eingehnden  und  z.  T.  stürmischen  Aus 
spräche  führte  ein  Redner  der  Arbeitswilligen  aus,  daß  di( 
Eisenbahner  es  ablehnen  müßten,  sich  zum  Werkzeug  eine: 
politischen  Partei  machen  zu  lassen.  Hierauf  erwiderte 
Zentralstreikleitung,  daß  in  dem  jetzigen  Kampf  der  Arbeiter 
Schaft  diese  auf  die  kleinlichen  Interessen  der  Ei&enbahne: 
nicht  Rücksicht  nehmen  könnte.  Wenn  die  Arbeiterschaft  di* 
Eisenbahn  weiter  arbeiten  lasse,  dann  wären  anderentag> 
Nosketruppen  in  Leipzig.  Auch  in  dieser  Versammlung  er 
gab  sich,  daß  man  für  sofortige  Wiederaufnahme  des  vollei 
Betriebes  sei. 

Eine  zweite  offizielle  Versammlung  zwischen  der  Eisien 
bahnerstreikleitung  und  dem  Arbeitsausschuß  der  arbeits 
willigen  Eisenbahner  erfolgte  Dienstag,  den  4.  März.  Auel 
hier  war  eine  Einigung  nicht;  zu  erzielen.  Auf  die  Frag« 
eines  Vertreters  des  Arbeitsausschusses,  ob  der  Stieik  dam 
beendigt  wäre,  wenn  die  Forderungen  der  stieikenden  Eisen 
bahner  bewilligt  seien,  wurde  erwidert,  daß  man  den  Betrie' 
nur  in  d.em  Umfange  aufnehmen  könne,  den  die  streikend- 
Arbeiterschaft  der  Streikleitung  zubillige ;  Nosketruppei 
werde  man  keinesfalls  befördern.  Weitere  A'ersammlungei 
der  Arbeitswilligen,  in  denen  die  augenblickliche  Lage  be 
sijroch-en  wurde,  fanden  in  überfüllten  Sälen  in  SchloJ 
Drachenfels  am -5.  und  6.  März  statt.  Eine  Parallelversamm 
lung  mit  gleichzeitiger  Nebenversammlune;  wurde  außerder 
am  6.  März  im  „Excelsior"  abgehalten.  In  der  Versammluir 
am  5.  März  war  das  Ergebnis  der  Aussprache  in  folgend 
Richtung  gebende  Entschließung  gefaßt  worden : 

„Es  ist  festgestellt,  daß  die  Eisenbahnerstreikleitung  auß 
bei  Erfüllung  ihrer-  Streikforderungen  nicht  gewillt  und  auc. 
nicht  in  der  Lage  ist,  unserer  Entschließung  vom  1.  Mär 
dahingehend,  den  Dienst  nur  dann  aufzunehmea.  wenn  de 
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Betrieb  voll  aufg€nomm«n  und  die  Besetzung  der  Bahnan^ 
laffcn  (Bewaffnung)  zurückgezogen  wird,  Folge  geben  zu 
können.  Die  arbeitswilligen  Eisenbahner  erachten  ein 
weiteres  Verhandeln  mit  der  Eisenbahnerstreikleitung  solange 
als  zweC'klosS,  als  sie  nicht  mit  ausreichenden  Vollmachten 
zum  Verhandeln  von  der  Zentralstreikleitung  ausgestattet  ist. 
Wir  behalten  uns  vielmehr  vollkommene  Entschließungsfrei- 
heit vor.'' 

Der  politische  Generalstreik  ist,  weil  er  sich  hauptsäch- 
lich nur  auf  G-ewalt  stützte,  zusammengebrochen.  Unter  den 
Gewaltmaßnahmen  litten  auch  die  Arbeitswilligen.  So  wur- 
den z.  B.  von  einem  Beauftragten  des  A.-  und  S.-Rates  unter 
dem  Schutze  zweier  bewaffneter  Soldaten  die  an  den  Fenstern 


unserer  Geschäftsstelle  aushängenden  Anschläge  und  Be- 
kanntmachungen, trotz  unseies  Widerspruchs,  abgerissen. 
Außerdem  soUten  wir  nur  nach  vorheriger  Genehmigung  des 
A.-  und  S.-Rates  Flugblätter  verteilen.  Einzielne  unserer 
Flugblattverteiler  wurden  verhaftet.  Der  Streik  hat  uner- 
meßlichen Schaden  angerichtet.  Immerhin  bewirkte  die  »-e- 
meinsame  Not  den  Zusammenschluß  aller  arbeitswilligen 
Eisenbahner.  Der  Gedanke  des  Zusammenschlusses  ist  durch 
alle  diese  Vorgänge  wesentlich  gefördert  worden.  In  der 
breiten  Öffentlichkeit  ist  aber  auch  bei  dieser  Gelegenheit 
die  Bedeutung  der  gesamten  Beamten  und  Staatsarbeiter,  be- 
sonders soweit  die  Eisenbahn  in  Frage  kommt,  in  vollem  Maße 
in  Erscheinung  getreten. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Beibehaltuna;  auf  Kriegsdauer  eingeführter  Tarifmaß- 
nahmen für  die  Übergansszeit  nach  dem  Kriege.  Während  des 
Krieges  sind  in  iden  deutschen  Ei.senbahntarifen,  Teil  I,  eine 
Reihe  von  Tarifänderungen  durchgeführt,  die  durch  die  be- 
•sonderen  kriegswirtschaftlichen  Verhältni.=<se  veranlaßt  wur- 
den und  teils  Verkehrsersch-nemisse,  teils  weitgehende  Er- 
leichterungen der  Beförderuugsbedinoungen  darstellen  oder 
die  Frachtberechnung  und  Nebengebühi'>en  betreffen  und  ihrer 
Natur  nach  nur  von  vorübergehender  Dauer  sein  können.  Sie 
sind  je  nach  der  mutmaßlichen  Dauer  ihrer  Notwendigkeit 
teils  ,,bis  auf  weiteres",  teils  „auf  Kriegsdauer" 
eingeführt  worden. 

Während  die  meisten  der  letzteren  Tarifmaßnahmen  ohne 
Bedenken  mit  Ablauf  ihrer  Geltungsdauer,  d.  h.  mit  Beendi- 
gung des  Krieges,  wieder  außer  Kraft  treten  können,  muß  eine 
Anzahl  auch  noch  während  der  Übergangszeit  beibehalten  wer- 
den, bis  die  Verhälinissse,  die  Anlaß  zu  ihrer  Einführung  ge- 
geben haben,  sich  wieder  geändert  haben  Die  hiernach  in 
Betracht  kommenden  Maßnahmen  sind  kürzlich  unter  Zustim- 
mung des  Reich.st-Eisenbahnamts  auisdrücklich  „bis  a.u,f 
Widerruf"  verlängert  worden.  Es  handelt  sich  um  fol- 
gende Bestimmungen:  1.  Erleichterung  der  Beförderungs- 
bedingungen für  bestimmte  leicht  f  e  u  e  r  f  a  n  g  e  n  d  e 
G-uter  (s.  Ziffer  10  der  Anlage  II  sowie  §§  4  und  26  der 
Anlage  III  im  Deutschen  Ei-senbahn-Gütertarif,  Teil  I  A)  und 
zwar  mit  der  Maßgabe,  daß  Holzwolle.  Fleu  und  Stroh  minde- 
stens in  gleicher  Weise  wie  Hanf-  und  Flaohssenduno-en  — 
oben  und  an  den  Stirnwänden  (also  nicht  auch  an  den  -Seiten- 
wanden)  —  bedeckt  isein  müssen.  2.  Ladefertioe  Be- 
zetteln n  g  d  e  r  S  t  ü  c  k  g  ü  t  e  r  (s.  Ausf ührun gsbeiTtimmun- 
T  §      ^™  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif, 

leil  1  A)  3.  Beschränkung  m  der  Auszahlung  und  Behand- 
lung der  Nachnahmen  (s.  Ausführungsbestimmuno-  II  (^) 
zu  §  72  im  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  "a)  4 
Frachtermaßigung  für  Chlorat-  und  Perchlorat^ 
fP.i;«^^?f-,tof f.e  (s.  §  17  n  im  Deutschen  Eisenbahn-Güter- 
tarit  leii  LH).  5.  Zulassung  von  Ausnahmen  vom  Verzeich- 
(iis  Vi  Izur  Beförderung  in  P  r  i  va  t g  ü  te  r  w  a ge n  zuo-e- 
la.s.sene  Guterl  («.  §  51  (")  und  Anmerkung  zu  obio-em  Ver- 
zeichnis im  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B)  6  Zu- 
assung  der  B.cförderung  von  Milch  in  Privatkesselwagen 
(s.  /,itter  32a  des  Verzeichnisses  V  im  Deutschen  Eisenbahn- 
brutertarif,  Teü  I  B). 

Die  mit  Gültigkeit  „bis  auf  weiteres''  eingeführten 
laritmaßnahmen  bleiben  bis  zu  ihrer  ausdrücklichen  Auf- 
Hebung  oder  Änderung  bestehen.  Dies  sind :  1.  Die  Übergano-s- 
>6stimmungen  betr.  Beförderung  der  Güter  im  o  f  f  e  n  e  n  .  b  e  - 
leckten  oder  offenen  Wagen  mit  Decke  (s.  §§  43 
MS  48  im  Deutschen  ELsenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B)  2'  \uf- 
lebung  der  Frachtermäßigung  für  g  e  b  r  a  u  c  h  t  e  P  a^c  k - 
nittel  bei  Aufgabe  als  Stückgut  (s.  §§  30  und  31  im  Deut- 
f,^f  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B).  3.  Aufhebung  der 
riJ!,L        '^-^^u  (Tarif stellen  „Alaune  usw.''  ira 

LJeutschen  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B).   4.  Erhöhuno-  eini- 
ter  JN  eben  gebühren  im  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif, 
B  (Staridgelder,    Preise    für    Vordrucke    und  Lade- 
rebuhren)  und  o.  Aufhebung  der  F  a  h  r  p  r  e  i  s  e  r  m  ä  ß  i  g  u  n  - 
* 'Ehrten  zu  wissenschaftlichen    und  belehrenden 
:^wecken  und  zur  -Jugendpflege  («.  Ausführungsbestimmungen 
V.    ^  §  12  im  Deutschen  Eisenbahn-Personen- 

'nd  rT.epacktarif,  Teil  I). 

.h-  Erweiterung  der  Reinickendorf-Liebenwalde-Groß= 
>cnonebecker  Bahn.  Diese  im  Kreise  Niederbarnim  gelegene 
iahn  beabsichtigt  ihr  Unternehmen  erheblich  zu  erweitern, 
iw«m  sie  auf  der  einen  Seite  als  SchneUbahn  vom  Endpunkt 


der  AEG-Schnellbahn  bis  zum  Bahnhof  Reinickendorf- 
Roseuthal  und  auf  der  anderen  Seite  über  Liebenwalde  hinaus 
bis  Zehdenick  (Neuhof)  bis  zum  Anschluß  an  die  Staatsbahn- 
linie  Löwenberg-Prenzlau  fortgeführt  werden  soll.  Die  oe- 
plante  Schn<>llbahn  soll,  wie  die  „B.  B.  Ztg.''  berichtet,  an  der 
Grenze  von  Reinickendorf  im  Endpunkt  der  AEG-Schnellbahn 
an  der  Christianiastraße  beginnen,  durch  Reinickendorf  im 
Zuge  der  Residenzstraße  bis  zum  Bahnhof  Reinickendorf» 
Rosenthal  geführt  werden,  und  zwar  in  ihrem  ersten  Teil  als 
Hochbahn,  in  der  weiteren  Strecke  als  Geländebahn  Der 
Bahnhof  Remickendorf-Rosenlhal  soll  derart  au.sgebaiit  wer- 
den, daß  zunächst  ein  bequemer  Personenübergaug  von  der 
Stammbahn  auf  die  neue  Schnellbahn  ermöglicht  wird,  später- 
hin aber  der  Schnellbahnbetrieb  selbst  auf  die  Stamm.strecke 
übergeleitet  werden  kann.  Infolge  der  Steigerung  der  Löhne 
und  Baust  off  preise  sind  die  Gesamtkosten  dieser  Erweite- 
rung jetzt  auf  16  Jlillionen  Mark  anzuschlagen.  Die  Ge- 
meinde Reinickendorf  bat  sich  bereits  mit  3  Millionen  die 
Gemeinde  Rosenthal  mit  500  000  Ji  an  dem  Unternehmen  be- 
teiligt. Jetzt  erbittet  die  Gesellschaft  von  dem  Staat,  der 
Provinz  Brandenburg  und  dem  Kreise  Niederbarnim  die  Über- 
nahme von  Aktien  in  Höhe  von  je  2  Millionen  Mark  Der 
Niederbarnimer  Kreisaussrhuß  empfiehlt  infolg-'e  der  '  alL  e- 
meinen  Vorteile  dieser  Bahnerweiterung  für  den  ganzen  Kreis 
dem  Kreistage  die  Bewilligung  der  2  ]\IiIlionen  Mark.  Auch 
an  den  Kosten  der  13  km  befindenden  Verlängerun''-  der  Bahn 
bis  Zehdenick,  die  auf  3.5  ^iillionen  Mark  berechnet  sind 
will  sich  der  Kreis  Nieder))irnim  mit  375  000  .//  beteilio-.en! 
Durch  diese  Bahnverlängenmg  soPen  die  großen  Tonlao-er 
bei  Zehdenick  erschlossen  werden. 

—  Neuer  Fahrplan  der  bayerischen  Staatsbahnen.    Das  vom 

16.  März  gültige  neue  Kursbuch  des  rechtsrheinischen  Bayern 
legt  auf  längere  Zeit  einen  Personenfabrplan  fest,  der  die 
größten  Zugeinschränkungen  seit  Kriegsbeginn  enthält  Die 
schwere  Kohlennot.  die  infolge  der  fortdauernden  Streiks 
nicht  behoben  werden  kann,  zwingt  die  Staat.seisenbahnver- 
waltung  dazu,  an  einem  stark  eingeschränkten  Fahrplan  )än- 
"■ere  Zeit  festzuhalten,  der  in  der  Tat  den  Anforderuno.en  des 
Verkehrs  an  sich  nicht  entspricht.  Gleichwohl  hat  die^Staats- 
eisenbahnverwaltung  —  abcesehen  von  den  Schnellzüo-en  und 
den  Linien  über  Holzkirchen  —  von  der  Einführung  eines 
allgemeinen  Reiseausweises  für  Personenzü"e  bisher 
Abstand  genommen,  da  sie  es  im  Interesse  des  Wirtschafts- 
lebens für  richtiger  hält,  überfüllte  Züge  zu  fahren,  als  den 
Reiseverkehr  und  damit  eine  der  Ilauptadern  des  Wirtschafts- 
lebens zu  lähmen.  Vor  Beginn  des  Sommerfahrplans,  der 
keinesfalls  vor  1.  Juni  eingeführt  wird,  ist  deshalb  mit  einer 
irgend  beträchtlichen  Vermehrung  der  Züge  nicht  zu  rechnen. 

Auf  den  Strecken  München-Nürnberg-Ber'in  und  Jlünchen- 
Regensburg-Hof  verkehrt  täglich  je  ein  Schnellzunpaar.  An 


Lindau  und  München-Ulm  verkehrt  ein  Schnellzu."paar  je  an 
7.wei  Tagen  in  der  Woche.  Die  neuen  Verkehrstage  sind  dem 
Kursbuch  zu  entnehmen.  Die  Schnellzüge  der  vorgenannten 
drei  Strecken  haben  schnellzugniäßigen  Anschluß  nach  und 
von  Wien  bzw.  Zürich  und  seit  20.  d.  M.  auch  nach  und  von  Stutt- 
gart. Außer  diesen  Zügen  verkehren  in  Bavern  zurze't  noch 
.Schnellzuge  zwischen  Stuttgart  und  Nürnberg  über  Crailsheim 
sowie  ^  Karlsruhe-Stuttgart-Würzhuirg-We  imar.  dlie  iheide  je- 
doch nicht  von  der  ba.yerischen  VcrM-altung  gefahren  werden 
Auf  der  Jlehrzahl  der  Haui^tbahnstrecken  verkphren  ledio-lich 
noch  zwei  Personenzugpaare;  sie  aufrechtzuerhalten,  ist  im 
Interesse  des  Lebensmittel-  und  Postverkehrs  dringend  ge- 
boten. Auf  möglichst  zahlreiche  Fahrgelegenheiten"  für  den 
Arbeiter-  und  Schülerverkehr  wurde  weitgehende  Rücksicht 
"■enommen.  Es  ist  aber  für  jeden  Einsichtigen  klar,  daß  nicht 
für  kleine  Gruppen  von  Arbeitern  und  Schülern  besondere 
Fahrgelegenheiten  vorge.sehen  werden  können,  die  nur  auf 
Kosten  und  zum  Schaden  des  allgemeinen  Verkehrs  und.  des 
gesamten  reisenden  Publikums  beständen.  ■ 
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—  Tagung   der  wiirttembergischen  Eisenbahnerverbände. 

Der  Alt«  und  der  Neue  Eisenbahnerv; -erband 
hielten  am  8.  und  9.  März  in  Stuttgart  eine  außerördentliche 
Haupt versammluns:  ab.  Es  waren  Vertreter  der  Eegierunji  und 
der  Generaldirektion  anwesend.  Außerdem  hatte  der  Gresamt- 
verbaiid  der  christlicih-nationakn  '&e werkschaften  und  die 
Hirsch-Dunckerschen  &ewerkvereine  sowie  der  badische  und 
bayerische  Eis.enbahnerverband  je  einen  Vertreter  entsandt- 
In  der  Begrüßungsansprache  dankte  Unterstaa,tE,sekretär 
Hitzler  den  Eiseübahnangestellten  im  Namen  der  Eegie- 
rung  für  die  treue  Hingabe  in  der  letzten  schweren  Zeit.  Er 
betonte  unter  lebhaftem  Beifall,  die  Eegierung  lege  großen 
Wert  darauf,  nur  organisierte  Leute  im  Betrieb  zu  haben.  Der 
von  Verbandssekretär  Groß  erstattete  Bericht  über  die  Ver- 
bandsarbeit ließ  erkennen,  welch  umfangreiche  erfolgreiche 
Arbeiten  die  beiden  Verbände  für  ihre  Mitglieder  geleistet 
haben.  Mit  Genugtuung  wurde  festgestellt,  daß  das  aufge- 
stellte Kevolutionsprogramm  mit  den  Forderungen  für  die  Ari- 
gestellten  und  Arbeiter  mit  einer  kleinen  Ausnahme  restlos 
erfüllt  ist.  Die  satzungsgemäße  Beschlußfassung  über  die 
Vereinigung  der  beiden  Verbände  zu  einem  württembergischen 
Eisenbahnerverband  erfolgte  einnrütig;  ebenso  wurde  die  neue 
Satzung  gutgeheißen.  Die  Mitgliederzahl  ist  auf  über  12  000 
gestiegen.  Der  Verband  ist  die  größte  Organisation  unter  den 
württembergischen  Staatsangestellten.  Zu  einer  umfange 
reichen  Aussprache  führte  der  Antra?,  den  Verband  dem  Ge- 
samtverband Christlicher  Gewerkschaften  anzuschließen.  Der 
Anschluß  wurde  mit  großer  Mehrheit  unter  lebhaftem  Beifaül 
vollzosen.  Bei  der  Beratung  der  gestellten  Anträge  kamen 
die  Wünsche  und  Beschwerden  der  Angestellten  und  Arbeiter 
eingehend  zur  Beratung.  Das  Ergebnis  wurde  in  mehreren 
Entschließungen  und  in  einem  umfangreichen  neuen  Arbeits- 
programm niedergelegt.  In  der  Frage  der  Eeichseisenbahnen 
wurde  die  Verbandsleitung  beauftragt,  dahin  zu  wirken,  daß 
unter  allen  Umständen  eine  besondere  Unterabteilung  für  das 
Verkehrswesen  in  Württemberg  geschaffen  wird,  und  daß  für 
die  Behandlung  der  Personalfragen  die  württembergische  Ee- 
gierung  und  der  Landtag  zuständig  bleiben. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staats'bahn Verwaltung  ist  der  Eegierungsbaumeister  des  Eisen- 
bahnbaufachs  Oberbörsch,  bigiher  in  Essen,  als  Vorstand 
der  Eisenbahn-Bauabteilung  nach  Duisburg  versetzt.  —  Der 
Eegierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  L  i  p  k  o  w  bei 
der  Eisenbalyidirektion  in  Hannover  ist  gestorben. 

Bei  den  bayerischen  Staatseisenbahnen  wurde  vom  1.  April 
d.  Js.  ab  der  Eisenbahngeometer  (mit  dem  Titel  Obergeometer) 
der  Eisenbahndirektion  Ludwigshafen  a.  Eh.  Johann  Eeuß 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  in  den  Euhestand  versetzt  und 
der  Obermaschineninspektor  der  Eisenbahndirektion  Augs- 
burg Friedricih  Petting  er  als  Direktionsrat  an  .die  Ma- 
schineninspektion Augsburg  als  deren  Vorstand  berufen. 

Bei  den  württembergischen  Staatseisenbahnen  wurden  dem 
Direktor  v.  Knapp  die  Verrichtungen  des  Vorstands  der 
Betriebsabteilung  und  dem  Direktor  Weber  die  Verrich- 
tungen des  Vorstands  der  Verwaltungsabteilung  der  General- 
direktion übertragen.  —  Der  Hilfsreferent,  Eigenbahnbetriebs- 
inspektor Flaig  bei  der  Generardirektion  wurde  unter  Be- 
auftragung mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Vorstands 
des  Grundbuchbüros  zum  Finanzrat  befördert.  —  Dem  tit.  Ober- 
baurat Scherff,  Vorstand  der  Eisenbahn-Werkstätten- 
inspektion Cannstatt,  wurde  die  Stelle  des  Vorstands  der 
Eisenbahn-Hauptmagazinverwaltung  Eßlingen  übertragen. 


Deutschösterreich, 

—  Die  Entente  und  der  Eisenbahnverkehr  in  den  Territorial- 
staaten. Nach  den  Bestimmungen  des  Waffenstillstandes  hat 
die  Entente  das  Eecht,  die  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der 
ehemaligen  österreichisch-ungarischen  Monarchie  zu  benützen, 
was  auch  geschehen  ist.  Wenn  die  alliierten  Staaten  Wünsche 
äußerten,  so  wurden  von  Deutschösterreioh  aus  die  Anforde- 
rungen in  einer  befriedigenden  Wei.se  geordnet.  Hingegen 
haben  sich  an  der  südslawisch-italienischen  Grenze  wieder- 
holt Schwierigkeiten  ergeben,  die  in  den  politischen  Streit- 
fragen dieser  Staaten  ihren  Ursprung  ihatten.  Diese  Streit- 
fragen haben  vielfach  Unterbrechungen  im  Eisenbahnverkehr 
verursacht,  wodurch  der  glatten  Durchführung  der  Transporte, 
insbesondere  auch  der  Beförderung  von  Lebensmitteln  nach 
Deutschösterreich  und  dem  tschecho^slowakischen  Staat  Hin- 
dernisse bereitet  wurden.  So  mußten  Triester  Transporte  statt 
auf  dem  kürzesten  Wege  über  Laibach  auf  Umwegen,  teils 
über  den  Brenner,  teils  über  Tarvis  heraufgeführt  werden. 
Die  amerikanische  Kommission  unter  Führung  des  Wirt- 
ßchaftskommissars  Oberst  Causey  ist  bemüht,  in  diesen  an  der 
«üdslawischeu  QjsmzQ  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  Wan- 
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del  zu  schaffen.  Es  haben  daher  Besprechungen  stattgefun- 
den wegen  der  Durchführung  der  von  Triest  heraufrollen- 
den Transporte  und  wegen  Sicherstellung  des  Durchlaufes  in 
den  südlichen  Gebieten.  Zu  diesem  Zwecke  wird  eine  Organi- 
sation der  von  den  Amerikanern  geplanten  Lebensmitte'iZu- 
sohübe  unter  ihrer  Führung  für  erforderlich  gehalten.  Jeden- 
falls scheint  sich  die  Entente  einen  bestimmten  Einfluß  auf 
den  Eisenbahnbetrieb  der  Nationalstaaten  wahren  zu  wollen. 
Von  der  Absicht  einer  förmlichen  Ersetzung  des  von  den 
Nationalstaaten  bisher  verwalteten  Eisenbahnbetriebs  de.r 
früheren  Monarchie  durch  die  Entente,  wofür  die  Pariser 
Meldung  des  Ungarischen  Telegraphen-Korrespondenzbüros 
bestimmte  Anhaltspunkte  bot,  ist  den  Wiener  Stellen  bisher 
keine  amtuiche  Mitteilung  zugegangen. 

—  Einschränkung  des  Personenzugvei-kehres  wegen  Kohlen- 
mangels. Die  Zufuhr  von  Eisenbahnbetriebskohlle  hat  in  den 
letzten  Tagen  fast  gänzlich  aufgehört,  und  für  die  aller- 
»nächste  Zeit  ist  auch  kaum  eine  Besserung  der  Kohlenver- 
sorgung zu  erhoffen.  Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  ha» 
sich  deshalb  gezwungen  gesehen,  eine  neuerliche  einschnei- 
dende Drosselung  des  Personenzugverikehr'es  zu  verfügen,  die 
am  8.  März  d.  Js.  begonnen  hat  und  nach  Maßgabe  des  Kohlen- 
einlaufes wieder  aufgehoben  wird.  Diese  Verkehrseinschrän- 
kung wird  im  allgemeinen  derart  durchgeführt,  daß  auf  den 
meisten  Hauptlinien  die  bisher  noch  täglich  verkehrender^ 
Fernpersonenzüge  nur  mehr  an  zwei  Tagen  der 
Woche  geführt  werden.  Im  Wiener  Nahverkehr  der  Franz 
Josef-Bahn  und  Nordwestbalin  sowie  auf  der  Vorortelinie  der 
Wi  euer  Stadtbahn  sind  einige  Personenzüge  gänzlich  eingf}' 
ste'"'lt,  im  übrigen  wird  aber  der  bisherige  tägliche  Verkehr 
aufrechterhalten.  Der  Nahverkehr  zwischen  Wien  Westbahn- 
hof und  Neulengbach  hat  keine  weitere  Einschränkung  er- 
fahren, und  auch  zwischen  Wien  Westbahnhof  und  St.  Pölten 
ist  ein  Personenzugpaar  täglich  beibehalten.  Soweit  es  ohne 
gänzliche  Unterbindung  der  Verkehrsmöglichkeit  angängig  ist. 
mußte  ai'-ch  auf  den  meisten  Lokalbahnstrecken  der  Zugver- 
kehr nooh  weiter  eingeschränkt  werden.  Die  Paris-Bukarester 
Schnellzüge  bleiben  gemäß  den  mit  der  französischen  Heeres- 
verwaltung icietroffenen  Vereinbaningen  im  bisherigen  Aus- 
maße zweimal  in  der  Woche  im  Verkehre. 

—  Persona^nachrichten.  Beim  deutschösterreichischen 
Staatsamt  für  Verkehrswesen  wurde  Ministerialrat  Dr.  Franz 
Eitter  v.  Glanz  zum  Vorstande  des  Departements  für  die 
Angelegenheiten  der  Eisenbahnstatistik  (Depart.  12)  bestellt. 
Den  ]\linisterialsekretären  im  Staatsamt  für  Verkehrswesen 
Dr.  Viktor  Eitter  v.  Kraus,  Dr.  Karl  Ritter  v.  Hardt- 
iStremayr  ind  Dr.  Arnold  Minibeck  wurde  der  TiteT 
und  Charakter  eines  Sekfionsrates,  den  Bauräten  im  Staats- 
amt für  Verkehrswesen  Ing.  Josef  Hiller,  Dr.  Techn.  Ing. 
Alfred  W  i  r  t  h ,  Ing.  Friedrich  E  o  t  h ,  Ing.  A^inzenz 
Krupicka,  Ing.  A'exander  W i e  1  e m  a n s  Edlen  y.  Monte- 
forte  und  Ing.  Viktor  S  c  h  ü  t  ze  n  h  o  fe  r  der  Titel  und 
Charakter  eines  Oberbaurates  verliehen. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Neue  Staatshahndirektionen.  „Närodni  Listy''  vom 
9.  Februar  d.  J.  melden :  Mit  Zustimmung  des  Herrn 
Präsidenten  der  Eepublik  wurden  neue  Staatsbahndirektionen 
-  in  K  ö  n  i  g  g  r  ä  t  z ,  Brünn,  P  r  e  ß  b  r  g  und  K  a  s  c  h  a  u 
errichtet.  Die  Begrenzung  ihres  Wirkungskreises  wird 
später  bekanntgegeben.  Nach  Durchführung  dieser  Organi- 
sation werden  in  Böhmen  drei  Staatsbahndirektionen,  und 
zwar  in  Prag,  Pilsen  und  Königgrätz  bestehen.  In  Mähren 
werden  zwei  Direktionen  errichl^et,  und  zwar  in  Brünn  und 
Olmütz  und  in  der  Slowakei  ebenfalls  zwei  Direktionen  in 
Preßburg  rnd  Kaschau.  Zum  Staatsbahn  direkter  in  Prag 
wurde  der  bisherige  Vorstand  des  Bau  depart  ements  Ing.  Leo- 
pold Smilauer,  zum  Staatsbahndirektor  in  Pilsen  der  bis- 
herige Prager  Direktor-^Stellvertreter  und  zuletzt  Verwalter 
der  Böhmisch'en  Nordbahndirektion  Ing.  Emil  Kabes,  zum 
Direktor  in  Königgrätz  der  bisherige  Direktor-Stellyertreter 
in  Triest  Dr.  Ottokar  A  u  r  e  d  n  i  c  e  k,  zum  Direktor  in  Brünn 
der  ehemalis'e  Direktor-Stellvertreter  der  Nordwestbahn  in 
Wien  Ing.  Wenzel  Pokorny,  zum  Direktor  in  Olmütz  der 
bisherige  Leiter  dieser  Direktion  Josef  Kolacek  ernannt. 
Mit  der  einstweiligen  Führung  der  Staatsbahndirektion  in 
Preßburg  wurde  der  bisherige  Stellvertreter  des  Inspektorat? 
der  Nordwestbahn  in  Prag  Ing.  Anton  Srb  und  mit  der  einst- 
weiligen Führung  der  Staatsbahndirektion  in  Kaschau  der 
Inspektiousrat  Ing.  Franz  Krizek  betraut.  Die  bisherigen 
Staatsbahndirektoren  Dr.  techn.  Johann  Basta  in  Prag  und 
Emil  Kepka  in  Pijsen  haben  die  Führung  der  Direktionen 
ihren  Nachfolgern  übergeben  und  inzwischen  ihre  ndaen 
Ämter  als  Seiktionschefa  im  Eisenbalmministerium  angetreten. 


LitX-  Jahrtvna- 

22.  Marz  1919  — 

—  Der  Donauverkehr  und  der  tschecho-slowakische  Staat. 
VVie  dem  „N.  'Wiener  Tao'bl."  aiis  Pra^  berichtet  wird,  hat 
die  tschecho-slowakische  Re^i-eruno-  .einen  Ausschuß  'eino-e- 
»etzt,  d.er  di-e  Aufgabe  hat,  über  die  künftige  Gestaltung  der 
Donauschiffahrt  \  orschlä^  zu  erstatten-  Der  tschecho- 
slowakische Staat  ^strebt  eine  unmittelbare  Verbinduno-  mit 
der  Donau  zwecks  eines  unbehinderten  Handelsverkehres  mit 
Rumänien  und  dem  Balkan  an.  Daher  erklärt  sich  sein  Inter- 
esse an  der  Inteinationalisieiiung:  der  Donau  sowie  der  Vor- 
stoß nach  Preßburor,  das  zum  Donau'hafen  des  tschechischen 
Staates  ausersehen  ist.  In  der  nächsten  Zeit  dürfte  er  mit  der 
leutschcsteneichischen  Eegierun^  Fühluno-  nehmen,  um  wo- 
noarhch  gemeinsame  Schritt.e  bezüglich  der  Süddeut.^chen 
Donau-Dampfschiffahrt.sge.se'.lsohaft  he^beizufüh^^en,  der«i 
\ktien  Eio:.entum  der  neuoebildeten  Nationalstaaten  sind  Bei 
liejer  Gelegenheit  dürfte  auch  der  Frag«  nähergetreten  wer- 
ten, ob  das  mit  der  vormaligen  Monarchie  und  der  Donau- 
Jampf  schiff  ahrtsgesellschaft  bestehende  Vertrao-sverhältnis 
uifrcch (erhalten  werden  soll.  —  Die  Aktien  der  Süddeiutschen 
lonau-D.ampfsehiffahrtsgese.llschaft  wurden  durch  die  öster- 
eichische  Eegierung  unter  Vermittlung  der  Niederösterreichi- 
e-hen  J^skomptegesellschaft  im  Jahre  1910  um  4,6  Mil"ion.°n 
fronen  •erworben.  Die  Flotte  der  Süddeutschen  Donar - 
Mmpfschiffahrtsgesellschaft  besteht  geo-enwärtio-  aus  11 
)ampfern,  5  Motorfrachtschiffen  und  110  eisernen  SchleBD- 
;annen.  ' 


Ungarn. 

—  Die  Betriebseinnahmen  der  Kaschau-Oderbergrer  Eisen- 
ahn stellten  ^sich  im  Januar  d.  Js.  nach  der  vorläufio^en  Er- 
uttlimg  gegen  das  Vorjahr  wie  folgt: 

TT       •   1,    T  ■  ■  ^919  ^'^sen  1918 

üngarische  Linien  ...  942  917  K.  —  1  O^o  947  K 
Osterreichische  Linien  .    .      598  318  K.      —  1  390 133  k" 
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1  541  235  K.      —  3  311  C80  K. 


^i^...Pj"o^€pt«\ 'ausgedruckt  machen  diese  ungemein  großen 
.usfalle  6.,l  tezw.  69,9,  im  Durchschnitt  6872  %  aus  und 
.Igen  deutlich  Uie  ungeheure  Wirkung,  welclie  die  gevvali- 
ime  Beietzung  des  ungarischen  und  österreichischen  Län  ler- 
3Djetes,  wo  die  Linien  der  Eisenbahn  Hegen,  auf  den  Ver- 
ehr ausgeübt  hat.  . 
Bei  den  im  Betriebe  der  Kascbau-Oderberger  Ei.senbahn  ver- 
alteten 11  Lokalbahnen  (die  Tdtralomnitzer  war  auß^r  Be- 
leb gesetzt)  stellen  sich  die  Gesamteinnahmen  auf  198  934  K 
elcher  Betrag  gegen  ienen  des  Vorjahres  um  55  277  K  d  1" 
,7  /0  zurücksteht.  Die  gewaltsame  Besetzung  hat  somit 
üen  Verkehr  der  Lokal bahaen  weniger  verheerend  ein- 
-gntten. 


Hbrige  europäische  Länder. 

b;r."v..'h^^f''^?"!-?'^'P^-^^"-    ^'^"^l*  «i»^^™  Bericht  der  engli-- 
hen  Fachzeitschrift  „Economisf"  vom  11.  Januar  wird  in 
ankreich  zurzeit  der  Plan  eines  „AkropoLisexpreß"-Zuges 
tinä  t'^^u'  Sa']J^^t''>'ndung,  die  Paris  (und  London) 

^'olo'T"*^*'^^^■'"•^^1^^^'^^'"'lff  ^t^ien  bringen  soll. 
%  <-Tetlaiike  verdient  allerdings  lebhaYtes  Interesse,  wenn 
ch  die  V  erwirklichung  zum  mindesten  noch  nicht  in  naher 
ikunft  erwartet  werden  kann,  aus  Gründen,  die  «o-leieh 
eh  zu  bespreehen  sem  werden.  y^^^vcix^u 
Die  räumlich  kürzeste  Verbindung  zwischen  Paris  und 
i^^on^'n'.th^r^'T'*  Uber  B,elf ort  Bern,  den  Lötschberg  und 
l.T.  ^^^^"^^  "^'fi  ^'«^  ^^oi-t  über  Mestie  vor 

.neJ  g,  Triest,  Fiume,  Agram,  Belgrad,  Nisch,  Üsküb 
►p.chm  und  Larissa  nach  Athen  verlaufen.    Diese  Strecke 

rähPen'^f^rT':  ''•T  "''^'^  "^""^  deutschen  Schwel;^ 

rühren,  und  es  ist  nun  bezeichnend  für  den  in  Frankreich 
mer    noch    herrschenden    pathologischen  Geisteszas4nd 
ier  aber  für  die  geographische  Unkenntnis?),  daß  man  deü  ' 
hfl  lT^r"^  ^^'"i  ^f^"^  Berührung  mit  deutschsprachio  gm 
biet  bewahren  und  daher  nicht  über  Bern  und  den  Lötsch: 

f  \wJ'w  ^ac^  Mailand  seSden  wi  l 

Li    t  ''''^''^^  ^'J^^  ^^^ar  die  zu  bewältigende  Ent i 

r7e1t  1/'pT,'^  T  l^^'.aher  anscheinend  will  San 
Lrob  in  di^'l'^'^'''^'''\^t™-^^,  ^^^"f  nehmen,  wenn  man 
U^ri      *  ^'«^■'■'•etzt  wird,  das  Gebiet  der  Barbaren 

bnenVf     unangenehm  sauberen  und  pünktlich  fahrenden 

bewelp?  H^:?"''  """i?  ""^l'^^^  ^t"^  ^»^^  ^-^f  Ententeboden 
bedhi4  lPbh?f,?''*'T°  abgesehen  aber  verdient  der  Gedanke 
^^ß?^'  Interesse.    Wurde  doeh  der  „Akropolis-- 

»«ß'   gewissermußeü    eine  Neuauflage,  des  ebenSigS» 


Orientexpreß  sein,  der  freilich  durch  österreichisch- 
ungarisches Land  führte  und  daher  für  einen  echten  Fran- 
zosen bis  zur  bevorstehenden  Ernüchterung  zunächst  noeli 
nicht  wieder  m  Frage  kommt.  Ja,  man  glaubt  sogar,  einen 
neuen  Orientexpreß  mit  ä>em  neuen  Akropolisexpreß  ver- 
einigen zu  können,  wenn  man  von  dem  Knotenpunkt  Topschin 
einen  Zu»-,  statt  nach  Süden  in  der  Richtung  auf  Larissa,  ost- 
wart.s  Uber.  Saloniki  nach  Konstantinopel  laufen  läßt. 

Auf  dem  Papier  sieht  der  neue  Plan  bestechend  genug  aus. 
Es  ist  allerdings  anzunehmen,  daß  mit  der  Wiederkehr  der  Ver- 
nuntt  auch  die  alte  Orientexpreßlinie  über  die  vorgeschlagene 
.letzige  den  Sieg  davontragen  wird.  Sie  hatte  einige  nicht 
unbeträchtliche  Vorzuge,  die  man  erst  ganz  wahrnimmt,  wenn 
man  den  Plan  des  neuen  Akropolisexpreß  etwas  näher  prüft. 

'™  Eis-enbahnveikehr  die  mathematische  Weis- 
heit, daß  die  auf  der  Landkarte  grade  Linie  die  kürzeste  ist, 
keinesweo-s  zutreffend,  und  eine  Bahnverbindung,  die  zur 
Hohe  des  Lötschberg-  und  Simplontunnels  aufsteigt  und  später 
weite  1  eile  des  Balkan o.ebirges  überwinden  muß;  kann  nicht 
als  gleichwertig  betrachtet  werden  mit  der  Linie  des  alter. 
Orientexprel.,  die  überwiegend  im  Flachlande  verlief  und  nur 
kleinere  Erhebungen  zu  bezwingen  hatte.  Außerdem  aber 
ist  eine  Reihe  von  Strecken,  die  der  Akropolisexpreß  benutzen 
soll,  von  sehr  f?eringer  Güte  der  Ausführung  und  in  keiner 
Weis-e  für  die  Abwicklung  eines  Schnellverkehrs  geeignet. 
Es  gilt  dies  vor  allem  für  die  schwierige  Linie  von  Fiume 
nach  Agram  aber  auch  für  die  sonstigen  bosnischen  Bahnen 
t.erner  für  die  gesamte  iStrecke  südlich  Topschin  his  nach 
Atiien.  Es  wurde  .la  schon  lange  vor  dem  Krieg  hervor- 
gehoben, daß  die  Pläne,  einen  internationalen  europäischen 
Schnellverkehr  nach  Griechenland  ins  Leben  zu  rufen  und 
womöglich  S;ar  den  Hafen  Piräus  zum  Ausgangspunkt  eines 
neuen  Orientschnellverkehrs  nach  Alexandrien  und  Port  Said 
und  zum  erfolgreichen  Wettbewerber  Brindisis  zu  machen 
nur  dann  Aussicht  auf  Verwirklichung  haben  könnten,  wenn 
der  wenig  gute  Unterbau  der  griechischen  Bahnen  auf  der 
ötrecRe  l^anssa-Athen  entsprechend  verbessert  würde  Seit- 
her scheint  aber  in  dieser  Hinsicht  wenig  geschehen  zu  sein 
nne  J'^a'^n  ^"""^   l"^""  Jahrzehnten  ersehnte  Eisenbahn^ 

anschluß  Griechenlands  an  das  übrige  Mitteleuropa,  nach  der 
Einverleibung  der  ehemals  türkischen  Grenzgebiete  ine 
griechisf.b.o  Königreich,  seit  dem  23.  Mai  1916  durSh  die  Linie 
Laiis.sa-ropschin  verwirklicht  worden  ist,  so  waren  doch  die 
kl  legen  sehen  Ereignisse  der  letzten  Jahre,  die  diesen  Eisen- 
baBnansclihiß  bis  Ende  1918  ohnehin  wertlos  machten,  w^°g 

Sinne  eines  bald  aufzu^ 
fördern    °  «^^^ellverkehrs  Aon  Mitteleuropa  nach  Athen  zu 

Unter  diesem  Sachverhalt  werden  sogar  die  an  sich  sonst 
entschieden  nnt  Freude  zu  begrüßenden  Bestrebungen  leiden 
anf  dem  altgewohnten  Wege  über  Wien  einen  mitteleuropäi 
sehen  Eisenbahm-erkehr  nach  Athen  aufzunehmen.     Es  ist 
aber  wohl  zu  hoffen,  daß  nach  Konsolidierung  der  durch  den 

Mirn1=.^'''°hS^M-J?^°r.'^;'^°  europäischen  Eisenbahnver- 
üaltnisse    bald  Mittel  und  Wege    gefunden    werden  einen 

A^ii^den  in  S'L  p""!?'^*  ^"rf  europäischen  Eeisebetrieb 

i^ß  I  -^1.     -^t,       ^^^^^  «'^'"^^  wenn  man  berücksichtigt 

L-pL'i'^^*^'  ^l^^  Griechenlands  ausschließlich  auf  dem 

^fw:ff--'ß.^"?^"^''^^  Griechenland  selbst  hat  ja  das 

allergrößte  Interesse  daran,    seine  Bauptbahnlinie    so  lei- 

w  iklth  P^n'^itn"'^"^-'^^  zu  machen,  denn  wenn  dereinsf 
wuklich  ein  vollwertiger  „Akropolisexpreß"  verkehrt,  der 
einen  gewaltigen  Strom  von  Reisenden  auf  griechischen 
Boden  lenken  konnte,  werden  die  Absichten,  Europas  Beise- 
yrrkehr  nach  dem  nahen  und  fernen  Orient  großenteiLs 
Uber  .clen  Piräus  statt  über  Brindisi,  Neapel,  Venedig,  Genua 
oder  Marseille  zu  leiten,  auf  ihre  Verwirklichuno-  .schwerlich 
noch  lange  zu  warten  haben.  Die  daraus  erwachsenden  Vor- 
teile wurden  für  die  Kulturmittelpunkte  Europas  um  so 
XT  i5  l^u  Gewicht  fallen,  ie  weiter  östlich  sie  gelegen  «ind. 
Nach  fechwenngs  schon  1894  angestellten  Berechnuno-en  würde 
hei  emera  vollwertigen  Verkehr  über  Piräus  die  Reise  nach 
Port  !5aid  gegenüber  Brindisi  abgekürzt  für: 

Paris     .  .  um   5  Stunden       Wien  .  .  .  um  24  Stunden 
Oalais    ...     8        „  Warbclau     „  26 

München  .    ,    18        ,  Pftcrshurg    ,  27 

Brü  se]  .  .    .    u        .  Moskau  ...  27 

Herlui  .    20        .  Budapest  .  , 

HR  VC. 

D:eso  Zeitgevnnne  würden  sich  heute  sogar  vielleicht  noch  er- 
liohen  lassen  bicher  hat  es  bei  der  heutigen  Lage  der  Dino-e 
m  ledem  Fall  noch  gute  Weile,  bis  der  Piräus  ein  WeTt- 
tiaten  im  mteinatioualen  Reiseverkehr  werden  kann  An 
aer  hchattung  eines  guten  „Akropolisexpreß«  sind  jedoch 
ntJ.8  euiojyaischen  Kulturländer,  mit  Ausnahm.e  von  Italien, 
bpanien  und  Portugal,  mehr  oder  weniger  beteiligt 

Dr.  H. 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnvorwaltunjen. 


—  Die  Zukunft  der  englischen  Eisenbahnen.  Die  Frag:«, 
ob  di«  «nglischen  Eisenbahnen  auch  in  Zukunft  wie  während 
des  Krieges  in  staatlicher  Verwaltung  bleiben  oder  den  Eisen- 
bahngesellschaften rüoküberwiesen  werden  solLen,  hat  schon 
während  des  Krieges  die  öffentliche  Meinung  in  England 
stark  l>esohäftdgt,  und  das  Interesse  wird  um  so  größ-er,  .ie 
näher  der  Zeitpunkt  rückte  zu  dem  die  Kriegsmaßnahmen  wie- 
der abgebaut  werden  müssen.  Leider  ist  der  Verkehr  zwischen 
Deutschland  und  den  feindlichen  Ländern  noch  nicht  wieder 
in  solche  Bahnen  geleitet,  daß  wir  über  den  augenblicklichen 
Stand  dieser  Frage  unterrichtet  wären.  Die  neuesten  Nach- 
richten beziehen  sich  auf  einen  Bericht,  den  der  Transport- 
ausschuß (Select  Committee  on  Transport)  erstattet  hat;  da 
ihm  die  Gegner  der  von  diesem  Ausschuß  vertretenen  An- 
sicht vorwerfen,  er  sei  abgefaßt,  um  für  die  Parlamentswahlen 
Stimmung  zu  ma,chen,  muß  er  etwa  aus  dem  vergangenen 
Herbst  stammen.  Der  Ausschuß  vnirde  erst  im  August  1918 
eingesetzt,  und  seine  Gegner  machen  ihm  schon  einen  Vor- 
Avurf  daraus,  daß  er  nach  so  kurzer  Frist  überhaupt  in  der 
Lage  war,  zu  einer  abschließenden  Meinung  zu  kommen  und 
einen  Bericht  abzufassen.  Dieser  gipfelt  in  dnei  Fest- 
stellungen, die  allerdings  '»ehr  allgemein  gehalten  sind  und  das 
bestehende  ablehnen,  ohne  recht  zu  sagen,  was  an  dessen 
Stelle  treten  soll.  Sie  behaupten,  1.  daß  die  Verkehrsein- 
richtungen des  Landes  und  namentlich  die  Eisenbahnen  nicht 
wieder  zu  dem  Zustande  vor  dem  Kriege  zurückkehren  dürfen, 
2.  daß  die  Maßnahmen  zur  Leitung  der  Eisenbahnen  und 
Kanäle  während  des  Krieges  nicht  geeignet  seien,  eine 
dauernde  Einrichtung  zu  werden,  und  3.  daß  eine  Verein- 
heitlichung der  Eisenbahnen  unter  gewissen  Vorbehalten  er- 
wünscht ist,  mögen  sie  nun  in  öffentlichem  oder  in  Privat- 
besitz sein.  Zur  Durchführung  dieser  Forderungen  sind 
mehrere  Wege  möglich,  entweder  Fortführung  der  Bestre- 
bungen zum  Zusammenschluß  der  verschiedenen  G^eseil- 
schaften  unter  Beibehaltung  des  Eigentums  durch  diese  oder 
vollständige  Vereinheitlichung  aller  Eisenbahnen  durch  Über- 
gang in  das  Staatseigentum.  In  letzterem  Falle  müßte  ein 
Ministerium  zur  Beaufsichtigung  und  eine  Behörde  zur  Lei- 
tung des  Eisenbahnwesens  gegründet  und  die  Eisenbahnen 
zum  Betriebe  an  eine  oder  mehrere  Unternehmungen  ver- 
pachtet werden.  Den  Gedanken,  die  Eis-enbahnen  durch  staat- 
liche Behörden  zu  betreiben,  wollen  also  augenscheinlich  auch 
die  Anhäng-er  der  Verstaatlichung  sich  nicht  zu  eigen  machen. 
D'er  Ausschuß  spricht  sich  in  seinem  Bericht  des  weiteren 
dahin  aus.  daß  die  Übernahme  der  Eisenbahnen  durch  den 
Staat  bei  Ausbruch  des  Krieges  keine  so  einschneidende  Ände- 
rung im  englischen  Eisenbahnwesen  bedeutet  hat,  wie  all- 
gemein angenommen  wird.  Die  Einrichtung-'en  der  einzelnep 
Gesellschaften  seien  da;Von  kaum  berührt  worden,  ihre  Lei- 
tungen seien  nach  wie  vor  für  den  Betrieb  aiuf  ihren  Netzen 
verantwortlich  gewesen.  Die  Kriegsleistungien  der  Eisen- 
bahnen beweisen,  daß  ihre  Vorbereitungen  für  einen  solchen 
Fall  ausreichend  und  daß  nachträglich  nur  geringe 
Änderungen  vorzunehmen  waren,  obgleich  der  Verkehr,  s'o- 
wohl  derjenige  für  Eegierungszwecke,  als  auch  der  Privat- 
verkehr stark  zugenommen  hatte,  obgleich  mit  ungeübtem 
Personal  gearbeitet  werden  mußte  und  den  Eisenbahnen  außer 
dem  Personal  viele  Betriebsmittel  entzogen  wurden,  um  im 
Auslande  im  Heeresdienst  verwendet  zu  werden. 

Die  Aussichten  der  Eisenbahnaktionäre  bei  Beendigung  des 
.ietzigen  Zustandes  hält  der  Bericht  für  sehr  unsicher.  Wenn 
die  jetzigen  hohen  Löhne  liesteheu  bleiben  und  der  Verkehr 
auf  das  Maß  vor  dem  Kriege  zurückgeht,  können  Dividenden 
m  der  früheren  Höhe  nur  ausgeschüttet  werden,  wenn  ent- 
weder die  Tarife  stark  erhöht  oder  große  Ersparnisse  er- 
zielt werden.  Ersterer  Ausweg  wird  allgemeine  Verbitterung 
hervorrufen  und  nicht  dem  Besten  der  Allgemeinheit  dienen'. 
Große  Ersparnisse  zu  erzielen  wird  aber  andererseits  nur  bei 
grundlegenden  Änderungen  möglich  sein,  und  diese  wiederum 
werden  nur  möglich  sein,  wenn  die  einzelnen  selbständigen  Ge- 
sellschaften aufhören  zu  bestehen.  Die  Zeitschrift  „The 
Railway  Engineer",  der  wir  die  vorstehenden  Darlegungen 
entnehmen  und  die  deutlich  den  Sonderstandpunkt  der  Eisen- 
bahngesellschaften vertritt,  hält  es  nicht  für  möglich,  daß 
durch  Zusammenfassung  der  englischen  Eisenbahnen  in  der 
Hand  des  Sta,ates  nennenswerte  Ersparni.sse  erzielt  werden 
können,  sondern  erwartet  im  Gegenteil,  daß  ihr  Betrieb  mit 
großen  Verlusten  für  den  Staat  verbunden  sein  wird.  Sie 
sieht  den  Hauptgrund  für  Mißstände,  die  vor  dem  Krieoe 
vorhanden  gewesen  sein  mögen,  obgleich  sie  das  englische 
Eisenbahnwesen  für  vorbildlich  erklärt,  darin,  daß  das  Par- 
lament durch  seine  Eisenbahnpolitik  einen  unsinnigen  Wett- 
bewerb der  Ge.sellschaften  untereinander  groß  gezogen  habe; 
wenn  die  Gesellschaften  einen  Zusammenschluß  erstrebten, 
wie  im  Falle  der  Nord-,  der  Central-  und  der  Ostbahn,  habe 
das  Parlament  eine  solche  Maßnahme  nicht  zugela.ssen.  (son- 
dern die  Gesellschaften  gezwungen,  sich  mit  Betriebsverträgen 
zu  Iwvgii-ügen.   Ob  es  unter  <lou  jetzigen  Verhältnissen  möglich 


sein  wird,  all©  die  Annehmlichkeiten  wieder  einzuführen,  die 
die  englischen  Eisenbahnen  vor  dem  Kriege  geboten  hal>en, 
scheint  unserer  Quelle  sehr  zweifelhaft. 

Eine  Verstaatlichung  der  englischen  Eisenbahnen 
wäre  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ein  verlustbringendes 
Geschäft.  Laut  Bestimmungen  des  Eisenbahngesetzes  von 
1844  ist  für  den  Fall  '  der  Verstaatlichung  die  Zahlung 
des  fünfundzwanzigfachen  Betrages  des  3jährigen  Er- 
tragsdurchschnittes vorgesehen.  Fachmännischen  Berech- 
nungen zufolge  sind  nach  einer  in  der  ,,  Welt  Wirtschaft" 
wie  der  gegebenen  Mitteilung  der  „Financial  Times"  zur  Über- 
nahme der  Bahnen  1174  301000  Pfund  Sterling  Staatspapiere 
nötig,  die  zu  5  %  eine  Verzinsung  von  58  715  000  Pfund  Ster- 
ling erfordern  würden.  Das  Eeineinkommen  aller  englischen 
Eis-enbahnlinien  im  letzten  Friedensjahr  1913  betrug  aber  nur 
52 131 OOO  Pfund  Sterling,  so  daß  sich  ein  Beinverlust  von 
6  584  OCO  Pfund  Sterling  jährlich  für  den  tStaat  ergeben  würde. 
Die  ungeheure  Steigerung  der  Unkosten  läßt  aber  erwarten, 
daß  sich  noch  ein  viel  schwererer  als  der  oben  berechnete 
Verlust  aus  einem  Staatsbetrieb  der  Eis'enbahnen  ergeben 
wird. 


FremdeErdteile. 

—  Nord-Sao-Paulo-Eisenbahn  (Brasilien).  Einer  Londonei 
Meldung  vom  13.  März  zufolge  ermächtigte  die  brasilianischo 
Föderalregierung  den  Staat  Sao  Paulo,  die  Nord-Sao-Paulo- 
Eisenbahn  zu  beschlagnahmen  und  in  eigene  Verwaltung  zu 
übernehmen. 


Bücharscliau. 

—  Wärme  —  Kraft  —  Licht,  eine  dringend  nötige  Reform 
von  Dr.  Wilh.  A.  D.yes.  Carl  He.ymanns  Verlag,  Berlin, 
Ladenpreis  3,60  Jl. 

Andere  Zeit'en  sind  angebrochen,  und  wir  stehen  vor  Neu- 
organisationen und  Beformen  auf'  fast  allen  wirtschaftlichen 
Grebieten.  Für  unS'Cr  Deutschland  ist  eine  Zeit  der  Zwang- 
sparsamkeit  gekommen,  ein  Neuaufbau  unserer  ganzen  Wirt- 
schaft muß  einsetzen;  noch  mehr  als  im  Kriege  müssen  wir 
mit  allen  Eohstoffen  so  sparsam  wie  möglich  umgehen.  Die 
Fragen  der  Kohlenvergeudung,  der  besseren  Ausnutzung  der 
Brennstoffe,  der  Verringerung  ihres  Bedarfes  bei  der  Erzeu- 
gung und  Verwendung  von  Wärme,  Kraft  und  Licht  sind  für 
uns  Deutsch'6  von  ganz  besonderem  Interesse ;  denn  bei  jeder 
unzweckmäßigen  Ausnutzung  unserer  Bodenschätze  handelt 
i&s  sich  um  eine  Kapitalverschwendung,  um  eine  Verringerung 
unseres  Volksvermögens.  Eine  Verschwiendung  unserer  Güter 
bedeutet  daher  namentlich  jetzt  eine  Eiesengefahr  und  ver- 
hindert den  dringend  nötigen  Neuaufbau  unserer  Volkswirt- 
schaft. 

Das  vor'liegende  Werkchen  mit  seinen  reichhaltigen  Aue- 
führungen, die  vor  allem  auch  zahlreiche-  ausländische  Auf- 
fassungen bringen,  ist  in  hohem  Maße  geeignet,  durch  seinem 
sachlicne  Kritik  zu  einer  Umstellung  in  der  Brennstoff  Ver- 
wertung im  Interesse  der  Al'Igemeinheit  anzuregen.  Von  Be-i 
urteilungen  im  In-  und  Ausland  ausgehend,  werden  neue 
deutsche  und  ausländische  Einrichtungen  und  ^Maßnahmen  be- 
sprocheu.  Ein  Vorschlag  für  die  Übernahme  neuer  Verfahren 
durch  die  Begierung  gipfelt  darin,  daß  sich  bei  solchen  Er- 
finder und  G-ewerbe  der  Eeichsleitung  im  Interesse  des  Ge- 
meinwohles zur  Verfügung  stellen  sol'lten!  In  den  folgenden 
Abschnitten  seien  im  einzelnen  hervorgehoben  die  Ausfüh- 
rungen über  Eohsteinkohle,  Bohbraunkohle,  Verkokung,  Ver- 
gasung, Gasindiistrie,  Treib-  und  Heizöle,  Spiritus,  Holz,  Torf, 
yerdichtete  Gase,  Hausbrand,  Kesselheizung,  Abwärme,  Ent-| 
rußung,  Wasserkräfte,  Elektrizität,  flüssige  Brennstoffe  für! 
Handels-  und  Kriegsschiffe.  Der  Frage  billiger  Versorgung 
unserer  Landwirtschaft  mit  Kraft  und  den  Dieselmotoren  wii^ 
gleichfalls  in  kurzen  Abschnitten  nähergetreten.  Die  Schluß- 
fölgerungen  des  Werkchens  gipfeln  m  den  folgenden,  nament- 
lich in  der  jetzigen  Zeit  zu  beherzigenden  •Sätzen :  Wahw 
Volkswirtschaft  muß  das  Gesamtinteresse  der  Nation  im  Auge 
haben,  sie  bedeutet  Nationalwirtschaft  und  sucht  der  Zukunft 
nicht  für  wenige  Jahre,  sondern  für  Jahrzehnte  ins  Auge  zu 
schauen.  Ihr  entgegen  steht  Sonderinteressenwirtschaft,  die 
häufig  parteipolitischen  Strömungen  unterliegt.  Beratungen 
durch  unparteiische  Sachverständige,  Gründung  einer  Reichs- 
deutschen Wirtschaftszentrale  für  Brennstoffe  sollen  für  sach-, 
gemäße  Ausnutzung  der  Brennstoffe  sorgen.  Die  interessante 
Schrift  ist  überaus  zeitgemäß  und  sollte  fleißig  gelesen  und 
verbreitet  werden,  um  den  darin  entwickelten  Gedanken  in  deni 
weitesten  Kreisen  Eingang  zu  verschaffen. 
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Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Eröffnung  des  Personenbahnhofs 
Kosenearten  (Kr.  Lebus)  für  den  Ge- 
päck- und  Expreßffutverkehr. 

Am  1.  April  1919  wird  die  zwischeu 
d«n  Stationen  Frankfurt  (Od^er)  imd 
Pillgram  rechts  der  Bahnstrecke  Frank- 
furt (Od€r)-Berlin  ffeLeaene  Station  Ko- 
senearten (Kr.  Lebus),  welche  bislier 
nur  dem  Personenverkehr  diente,  auch 
für  die  Abfertifjung'  von  &epäck-  und 
Expreßgut  eröffnet  werden. 

Po&en,  den  12.  März  1919.  (313) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkelir. 

Staats-   und    Privatbahn  -  Güterverkehr 
Teilheft  CIL 

In  den  Abschnitt  II  des  Ausnahme- 
Jarifs  5  b  ist  als  neue  Versandstation 
nit  Wirkung-  vom  1.5.  März  1919  ab  die 
Station  Preußen  aufo^enommen 

Essen,  den  15.  3.  1919.  (321) 
Eisenbahndirektion. 


Tfv.  1100.    Staats-  und  Privatbahn- 
Güterverkehr. 
Vusnahnietarif  6  b  für  Steinkohlen  usw. 
on  Obersclilesien.  .Tültie;  vom  1.  Juli 
1917. 

Mit  Gültigkeit  vom  ].  April  1919  tritt 
n  dem  obenoenann'.en  Kohlenverkehr 
im  Nachtrag  IV  in  Kraft.  Er  enthält 
lie  bereits  im  Verfügunsswege  erlas- 
enen  Bekanntmachunaen,  sowie  neue 
ulometertariftafeln  und  Slationsfracht- 
ätze,  in  denen  der  BOprozenüge  Krieo-.s- 
iuschlag  gemäß  der  allgemeinen  Be- 
kanntmachung der  Eisenbabndirektion 
serlin  vom  27.  Januar  1919  (vgl.  Nr.  9 
er  Zeitung  des  Vereins  Deutscher 
asenbahn Verwaltungen  vom  1.  Febiiiar 
919)  eingerechnet  ist. 

Der  Preis  für  den  Nachtrao-  IV  be- 
rägt,  0,50  Jl.  "  (325) 

'Kattomtz.  den  18.  März  1919. 

Eisenbahndirekt  ion, 
amens  der  beteilioften  Verwaltungen. 

Deutseh-niederländi^ehcr  Eisenbahn- 
verband. 

Mit  Gültigkeil  vom  1.  Juni  1919  wird 
er  Spezialtarif  für  be- 
1 1  m  m  t  .8  Eilgüter  im  Verbands- 
inf.  Teil  I,  Abteilung  B,  vom  1.  12.  IS 
ufgehoben.  Demgemäß  treten  mit 
bigcDi  Zeitpunkte  die  diesen  Spezial- 
irit  betreffenden  Bestimmen o-,en  und 
ngaben  auf  Seite  3  —  §§  3  und  4  — 
eite  7  -  §  31  — ,  Seite  2a'  —  Güterein- 
'ilung:  a)  Spezialtarif  für  bestimmte 
ihruter,  Ziffer  1  bis  10  -  und  Seiten 
Vlli  —  d)  Spezialtarife  Uvsw.  —  des 
anfs  außer  Kraft.  Auf  Seite  3  wird 
*  neue  Fußnote  nachgetragen: 
„Die  Frachtberechnung  bis  und  von 
>r  deutsch-niederländischen  Grenzsta- 
on  ergibt  für  die  in  Deutschland  dem 
)ezialtarif  für  bestimmte  Eilgüter  zu- 
!Wiesenen  Güter  unter  Umständen  eine 
ledrigere  Fracht  als  der  direkte 
arit.  Erstere  Berechnung  kann  .iedoch 
ir  dann  beansprucht  werden,  wenn  sie 
)m  Absender  im  Frachtbrief  voro-e- 
hneben  ist." 

Nähere  Auskunft  geben  die  beteilig- 
n  Verwaltungen  und  Abfertiguno-en. 
toln,  den  18.  März  1919.  (323) 
Ei&en  bahn  dir  ektion. 


Vf.      ,  •  ,   .  ^»"^<l«"^^<^'i-nie<le>'Jändiscber  Güterverkehr 


kiln^i  etern  und  -Frachtsätzen  aufgenommen: 


B  I  A  -^  1 


Ii  il 


3a 


2b : 3b  4 


Wunstorf     |  12  I  G 
Cöln,  den  18.  März  1919. 


5  I  4  I  4  ■  3  I  2  j  2. 
Pfennig  für  luO  kg. 

Eisenbahndirektion. 


2  i  2 


Norddeutsch-niederländischer  Güter- 
verkehr. 

Un-sere  Bekanntmachuno-  vom  2.5  1 
1919-  Nr.  8/407  IV  3208,  betreffend  die 
Authebung  des  norddeutsch-niederlän- 
dischen Gütertarifs,  Teil  II,  zum  1.  April 
1919  wird  hiermit  zurückgezogen  Die 
Frachtsä^tze  -  Hefte  1—9  und  Gemein- 
sames Heft  —  bleiben  hiernach  bis  auf 
weiteres  in  dem  i  e  t  z  i  g  e  n  Umfano- 
Uber  den  1.  Aprü  191,9  hinaus  in  Kraft" 
Jedoch  treten  an  Stelle  der  für  die  deut- 
schen Beförderungsstrecken  zu  'berech- 
nenden Zuschläge  zu  den  direkten 
I-rachtsätzen  .mit  dem  gleichen  Zeit- 
punkt neue  Zuschläge,  die  für 
Wagenladungen  auf  Grund  einer  vom 
1.  April  1919  ab  geltenden  allgemeinen 
Züsch!  ag.stafel  zur  Beiechnuno-  der 
deutschen  Eeichsabgabe  und  des  deut- 
schen Kriegszuschlags  in  den  inter- 
nationalen Güterverkehren  mit  Mark- 
vrahrung,  für  Eil-  und  Fr  acht - 
.stuckgut  aber  auf  Grund  einer 
neuen  besonderen  Zuschlagstafel  für 
den  deutsch-niederländischen  Güterver- 
kehr erhoben  werden. 

Ferner  wird  infolge  Zusammeuschlus- 
S'es  der  niederländischen  Eisenbahnen 
die  Doppelleitung  im  Verkehr 
mit  den  früheren  niederländischen  Ge- 
ineinschaftsstationen  beseitigt,  so  daß 
fortan  direkte  Abfertigung  nur  noch 
Uber  einen,  im  Tarif  festgesetzten 
Weg  zugelassen  ist. 
Cöln,  den  17.  März  1919.  (321) 

 Eisenbahn  direkt  ion. 

Anstelle  des  Tarifs  Nr.  2168  füT^ie 
l>et  orderung    von    Personen,  Reise- 
gepäck, Expreßgut  und  Leichen  auf  der 
Witten  berge-Perleberger      und  Prio-- 
nitzer  Eisenhahn,  gültig  vom  1  April 
1914  tritt  am  1   April  d.  Js.  ein  neuer 
Tarif  Nr.  2197  für  die  gleiche  Beförde- 
rung auf  der  Wittenberge-Perlebero-er 
Eisenbahn  in  Kraft.    Er  enthält  Er- 
höhungen  im    gleichen  Umfange  wie 
aut  den  Preußi-schen  Staatfeisenbahnen. 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  >o-e- 
maß  §  2  der  E.V.O.  ist  erteilt.  Nähere 
Auskunft  erteilt  der  unterzeichnete  Be- 
triebsvorstand. (309) 
Perleberg,  den  14.  März  1919. 
Betriebs-Vorstand 
der  Wittenberge-Perle  berger  Eisenbahn. 
Ausnahmetarif   für    Düngemittel  usw. 
(Sächsische  Ausgabe). 
Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  4.m- 
mousalpeter  zum  Düngen  (Gemisch  von 
Ammonsalpeter  mit  mineralischen  Stof- 
fen) m  Abschnitt  I,  1  A  des  Ausnahrae- 
tarits  autgenommen.  (311) 
Dresden,  den  17.  März  1919. 
Gd.  d.  Säehs.  Staatseisenb. 


Tfv.  86.    Binnentarif    der  Elmshorn 
Barmstedt-Oldesloer  Eisenbahn 
Teil   II   für  Güter. 
Am  1.  April  d.  Js.  gelangt  der  Naoh- 
trag  IV  zum  Gütertarif  für  den  Binnen- 
verkehr vom  2.  Januar  1917  zur  Ein- 
tuhrung.    Derselbe  enthält  eine  KL'o- 
metertariftabelle,    durch   welche  sämt- 
liche Frachtsätze  Erhöhungen  erfahren 
Nähere  Auskunft  erteilt  die  unter- 
zeichnete Direktion.   Das  alsbaldio«  In- 
kratttreten    der    Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
^«s  §  6  der  E.V.O.  (310" 
Elmshorn,  den  15.  März  1919. 

Die  Direktion 
der  Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer 
Eisenbahn. 


rtv    1103.    Oberschlesisch  -  Sächsischer 
Kohlenverkehr,  gültig:  vom  1.  Oktober 
1917. 

Mit  Ablauf  des  31.  Mai  1919  wird  1111 
oben  bezeichneten  Tarifö  die  Versand- 
station Sosnowice  W.  W.  mit  allen  An- 
gaben gestrichen.  (31  §) 

Kattowitz,  den  17.  März  1919. 
Eisenbahndirektion  Kattowitz, 
uameas  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Wechselverkehr  deutscher  Eisenbahnen 
untereinander,  Staats-  und  Privatbalin- 
Gutervcrkehr  sowie  Binnenverkehr  ein- 
zelner  deutscher   Staats-   und  Privat- 
Eisenbahnen. 
3Iit  dem  1.  April  19)19  gelangt  ein 
neues  gemeinsames  Heft  Tfv.  20O  C  I  a 
zur  Ausgabe,  das  die  für  den  Wechsel- 
verkehr deutscher  Eisenbahnen  unterein- 
ander und  den  Staats-  und  Privatbahn- 
Guterverkehr     gültigen  allgemeinen 
Kilometertariftafeln  enthält.    Im  Wei- 
teren gilt  es  auch  für  die  Bijinenver- 
kehre  einzelner  deutscher  Staats-  und 
Piuvatbahnen.    Für   Entfernungen  bi,s 
lOo  oder  117  gelten  verschiedene  Tafeln, 
ab  lOo  eine  gemeinsame  Tafel.  Die  Ki- 
lometertarif tafel  zum  Umbehandlungs- 
tarif  und  der  preußisch-hessischen  und 
oldenburgischen  Staat&eisenbahnen  wird 
als  besonderer  Anhang  zu  diesem  Hefte 
herausgegeben.    In  die  Frachtsätze  isi 
die  durch  uns-ere  iBekanntmachung  vom 
27    J anuar  1919  vorbehaltlich  der  Ge- 
nehmigung   durch    die  gesetzgebende 
Korperschaft    für    die    Strecken  der 
preußisch-hessischen  Staatsbahnen  be- 
kanntgegebene Erhöhung  um  60  v.  H. 
allgemein    eingerechnet    worden.  Die 
Genelimigung    ist    durch  Verordnung 
vom  9.  März  1919  (Preußische  Gesetz- 
sammlung von  1919,  Nr.  15,  Seite  50)  er- 
teilt worden.  Aufgehoben  werden  durch 
dieses  Heft  die  allgemeinen  Küometer- 
lanftafeln  des  Heftes  CI  (Tfv.  6),  die 
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m  einzelnien  deufscli.en  Werhs-eltarifen 
enthalten-en  oder  in  besonderer  Aus- 
f^ab«  h^rauä^.-eÄ'cben'en  Kilonvetertarif- 
tafeln  sowie  diejenig'ren  einz'eln'er  deut- 
sch'er  Staats-  und  Privateisenbahnen. 
Abzüge  des  Heftes  C  I  a  sowie  des  An- 
liangs  sind  zum  Preise  von  1,20  M  und 
10  4  durch  die  beteiligten  Güterabferti- 
gungen sowie  das  Auskunftsbüro,  hier, 
Bahnhof  ALexanderplatz,  zu  beziehen. 
Auch  erteilen  unsere  Dienststellen  wei- 
tere Auskunft.  (306) 
BerUn,  den  15.  März  1919. 

Eisenhahndirektion. 


Badischer  Tiertarif,  Wechseltarife  mit 
den  übrigen  deutschen  Bahnen. 

Vom  1.  April  1919  ab  werden  die  jetzt 
bestehenden  Sätze  für  den  Tierverkehr 
um  60  v.  H.  erhöht.  Nähere  Auskunft 
erteilt  unser  Verkehrsbureau. 

Karlsruhe,  den  18.  März  1919.  (320) 
General  direkt  ion 
der  Bad.  Staatseisenbahnen. 


Allgemeine  Kilometertariftafel.  Am 
1.  Aprdl  1919  wird  die  isächsische  Aus- 
gabe der  allgemeinen  Kilometertarif- 
lafel  vom  1.  April  1918  aufgehoben. 
Von  dieS'em  Tage  an  wird  die  Fracht  für 
Güter  der  ordentlichen  Tarifklassen 
und  der  Ausnalimetarife  1  bis  5  nach 
den  Sätzen  der  im  Deutschen  Eisen- 
bahn-Gütertarif. Teil  II,  Tfv.  2C0, 
Heft  C  I  a  enthaltenen  Kilometertafeln 
\  erechnet.  Das  bezeichnete  Tarifheft 
kann  durch  unsere  Wirtschaftshaupt- 
\  erwaltung  und  durch  die  Stationen  be- 
zogen werden.  (312) 

Dresden,  am  17.  März  1919. 

Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenb. 


Staats-    und    Privatbahn  -  Güterverkehr 
(Tfv.  5),  Heft  CIL 
Wechselverkehr  Noa-ddeutschland- 
Sachsen  (Tfv.  200),  Heft  ICH. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  März  1919  wird 
die  Station  Eckernförde  als  Versand- 
station in  den  Ausnahmetarif,  S.  18,  ein- 
bezogen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  14.  März  1919.  (319) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Westdeutsch  -  südwestdeutscher  Güter- 
verkehr. 

Mit  (Sofortiger  Gültigkeit  werden  für 
Bendungen  zwischen  pfälzisehen  und 
preußisch-hessischen  Stationen,  die  an- 
stelle dea  seitherigen  Weges  über  Saar- 
ffemünd  von  jetzt  an  über  Scheidt  oder 
Neunkirchen  zu  leiten  sind,  neue  Ent- 
fernungen  über   Scheidt   Grenze  und 


Xeunklrchen  Grenze  eingeführt.  Nä- 
heres bei  d'cn  bctoi'.igten  Abfertigungen 
imd  in  der  nächsten  Nr.  des  gemein- 
samen Tarif-  und  Verkehrsanzeigers. 
Frankfurt  (Main),  d-en  9.  Marz  1919. 

Eiseubahndireklion.  (316) 

Tfv.   1273.  Oberschlesisch-unffarischer 
Kohlenverkehr,  Eisenbahn gütertarif. 
Teil  II,  Hefte  1  bis  4.  gültig  vom 
1.  Oktober  1918. 
Tfv.  1282.   Niedersehl  esisch-un^arischer 
Kohlen  verkehr,  Ei&enbahngütertarif, 
Teil  II,  gültig  vom  1.  Oktober  1918. 

K  u  r  s  z  u  s  c  h  1  a  g. 
Unsere  Bekanntmachungen    vom  24. 
und   28.  Februar  1919  (Veveinszeitung 
1919,  Nr.  17,  Seite  169  xmd  Nr.  18,  Seite 
]80)  betreffend  Einführung  eines  festen 
Kurszuschlages  von  7  Heller  für  ICO  kg 
werden  aufgehoben.    Der  Kurszuschlag 
wird  aiuch  zum  15.  März  1919  nicht  ein- 
geführt. (317) 
Broslau/Kattowitz,  den  14.  März  1919. 
Eisenbahndirektionen  Breslau  und 
Kattowit'Z, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

östeireichisch-uns;arisch- 

schweizerischer  Bisenbahnverband. 

Tarif,  Teil  II,  Heft  A  (Verkehr  mit 
Österreich),  vom  1.  Juli  1911. 

Tarif,  Teil  II,  Heft  B  (Verkehr  mit 
Ungarn),  vom  1.  April  1914. 

Ausnahm  etarif  für  Getreide  usw., 
Teil  III,  Heft  A  (Verkehr  mit  Öster- 
reich), vom  1.  Juni  1913. 

Ausnahmetarif  für  Spiritus  (Sprit), 
Teil  V,  vom  1.  September  1910. 

Ausnahmetarif  für  mineralische  Koh- 
len und  Koks,  Tieil  VI,  vom  1.  Januar 
1905. 

Ausnahmetarif  für  Metalle  und  Me- 
tallwaren, Teil  VIII  (Verkehr  mit 
Österreich),  vom  1.  Juli  1911. 

Ausnahmetarif  für  Hornvieh,  Kälber, 
Borstenvieh,  Schafe  und  Ziegen,  TeilX, 
Heft  1,  vom  1.  Mai  1910. 

Ausnahmetarif  für  Wein  und  leere 
FäsiS'er,  Teü  XI,  Heft  A,  vom  1.  Januar 
1911. 

Ausnahmetarif  für  Wein  und  leere 
Fässer,  Teil  XI,  Heft  B,  vom  1.  Dezem- 
ber 1911. 

Aufhebung  von  Tarifen  und 
Frachtsätzen. 

Mit  Wirksamkeit  vom  1.  April  1919 
werden  die  obenbezeichneten  Tarife 
samt  Nachträgen  beziehungsweis-e  die 
derzeit  noch  in  Geltung  stehenden 
Frachtsätze  derselben  •Jiinschließlich 
der  im  Verfügungswege  durchgeführten 
Maßnahmen  c^hne  Ersatz ^%ufigehoben, 

Wien,  am  30.  Januar  1919.  (307J 
Deutischdsterreichi&che  Staatsbahnen, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Württembergische  Nebenbahnen, 
Aktiengesellschaft  zu  Stuttgart. 

Am  i.  April  d.  J«.  werden  bei  der 
Filderbahn,  Härtsfeldbahn,  Eeutlin- 
gen-Gönninger  Bahn  und  Strohgäubahn 
die  Personenfahrpreise  sowie  die  Be- 
förlerungsprei.se  im  Gütier-  und  Tier- 
verkehr erhöht.  Die  Abkürzung  der 
.  Veröffentlicliungsfrist  ist  vom  Eedchi- 
eisenbahnamt  genehmigt  worden. 

Über  die  Tariferhöhungen  gibt  di'« 
unterz'eichnete  Direktion  Auskunft. 

Stuttgart,  den  13.  März  1919.  (308) 
Direktion 

der    Württembergischen  Nebenbahneii. 

Mecklenbui'gische    Friedrich  Wilhelm- 
Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  ei- 
«cheint  zum  Binnen-Personentarif  der 
Nachtrag  1,  der  Erhöhungen  enthält.  Ira 
Güterverkehr  kommt  zu  den  bisherigen 
Frachtsätzen  ein  Zuschlag  von  60  v.  iH 
zur  Erhebung. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  «nter- 
zei ebnete  Direktion. 

Das  a'sbaldige  Inkratttreten  gründet 
sich  aaf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnun» 
{R.G.Bl.  1914,  S.  455).  (314) 

Neustrelitz,  den  13.  März  1919. 
Die  Direktion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Bayerisch  -  schweizerischer  Personen 
und  Gepäcktarif. 

Vom  1.  April  1919  an  wird  der  Ge- 
päckfrachtberechnung   auf   Grund  des 
vorbezeichneten    Tarifs    nebst  Nach- 
trägen der  neue  deutsche  Gepäcktaril 
zugrunde  gelegt.  (315^ 
Stuttgart,  den  16.  März  1919. 
Generaldirektion  der  würtL 
Staatseis>enb. 

Binnen-Personen-  und  Gepäcktarif  dei 
Zschipkau-Finsterwalder  Eisenbahn. 

Mit  Genehmigung  der  Landesauf 
Sichtsbehörde  iinter  Zustimmung  de^ 
Reichs-Eifenbahn-Amts  ersobeint  an 
1.  April  1919  der  Nachtrag  2,  mit  wel 
chem  Tarif-Erhöhungen  und  -Ermäßii 
guncen  zur  Durchführung  kommen.  Da 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Tarif 
erhöbangen  gründet  sich  auf  die  vor 
übergebende  Änderung  des  §  6  dei 
E.V.O.  (R.G.B1.  1914,  S.  455). 

Die  zusätzlichen  iBestimmungen  eii 
gemäß  den.  Vorschriften  unter  I.  § 
der  E.V.O.  genehmigt. 

Finsterwalde,  den  18.  März  1919. 

Die  Direktion  (326' 
der  Zschipkau-Finist'erwaldeir  Eisenbaba 
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Die  Zukunft  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen. 


Vou  Dr.  Eudolf 

Die  durch  den  Weltkrieg  hervorgerufenen  gewaltigen  poli- 
tischen Umwälzungen  können  für  den  Fortbestand  des  Ver- 
eins Deutscher  Ei.s.pnbahnverwaltungen  nicht  ohne  Bedeutung 
bleiben.  N\u  Staaten  sind  auf  den  Trümm«rn  zerfallener 
Reiche  entstanden  auch  in  dem  Gebiete,  da^s  der  Verein  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltnngen  umfaßt.  Durch  den  Zerfall 
der  Donaumonarchie  wurde  das  Netz  der  vormaligen  öster- 
t^Mchkschen  und  ungarischen  Staatsbahnen  in  mehrere  Teile 
zerschnitten,  deren  .ieder  seinen  eigenen  Weg  gehen  wird. 
Andererseits  sind  Gebiete  zur  staatlichen  Einheit  zusammen- 
gefaßt worden,  die  früher  unter  verschiedener  Staatshoheit 
standen,  und  so  weite  Strecken  Vereinsverwaltungen  hinzu- 
gewachsen, die  nicht  zu  den  Vereinsstrecken  gehörten.  Wer- 
'len  die  neugegründeten  nicht-deutschen  Nationalstaaten  mit 
ihren  Eisenbahnlinien,  die  vordem  Vereinsstrecken  war-en, 
dem  Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltnngen  weiter  ange- 
hören, werden  sie  ihr  erweitertes  Netz  mit  eijoibringen  oder 
die  frühere  Gemeinsamkeit  lösen  und  sich  zu  einer  anderen 
zusammenfinden'? 

Der  Verein  steht  vor  einem  Wendepunkt'  seiner  Entwick- 
lung, er  kann  als  „Vei-ein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen" 
»eine  frühere  Bedeutung  nicht  behaupten,  wenn  er  sich  nicht 
seines  nationalen  Charakters  entkleidet,  und  ist  gezwungen, 
sich  zu  einer  internationalen  mitteleuropäischen  Verkehrs- 
gemeinsohaft  umzugestalten  oder  sich  auf  deutsche  Gebiete 
zu  beschränken,  hätte  aber  dann  im  Falle  des  voraussicht- 
lichen Anschlusses  von  Deutschösterreioh  an  Deutschland 
kaum  noch  irgend  welche  Berechtigung  als  zwischenstaatliche 
■Organisation,  sondern  würde  bald  eine  innerstaatliche  Ein- 


Felber  (Innsbruck). 

riohtung  werden.  Kann  das  das  Endziel  eines  /a\  .so  großen 
Hoffnungen  bereohtigenden,  einstmals  über  ganz  Mitteleuropa 
sich  erstieckendcn  Verkehrsbundes  sein?  Das  Streben  naeh 
Erweiteruni;-  des  Vereinsgebietes  und  Vermehrang  seiner  Mit- 
gliederzahl liegt  im  Wesen  des  Vereiuszweckes,  der  seiner 
Aufgalie  um  so  ibesser  dient,  .je  weiter  die  Vereinheitlichung 
des  Verkehrswesens  fortschi'eitet.  Die  staatliclicii  Grenzen 
haben  «ich  hierbei  als  zu  eng  erwiesen.  Die  Regelung  der 
Verkehrsbeziehungen  von  in  regem  gegenseitigen  Verkehre, 
stehenden  Nachbarstaaten'ist  weder  der  einseitigen  staatlichen' 
Verfügungsgewalt  möglich,  noch  können  zwischenstaatliche 
VereinbaiTingen  (Eisenbahnkonventionen)  die  tausendfältigen 
Beziehungen  zwischen  den  Verkehrtreibenden  und  den  den 
Verkehr  vermittelnden  Eisenbahnverwaltungen  "ebührend  be- 
rücksichtigen. Diesen  Zweck  vermag  nur  eine  Organisation 
wie  die  des  Vereins  Deutscher  lEisenbahnverwaitiingen  zu  er. 
i'eichen.  Soll  also  der  Verkehr  zwischen  den  bisherigen  Ver- 
ein&verwaltungen  nur  in  dem  früheren  Umfange  erhalten 
.bleiben  und  sich  nur  soweit  entwickeln,  daß  jene  Gebiete  ein- 
bezogen werden,  die  vermöge  ihres  Anschlusses  an  die  alten 
Vereinsländer  einer  natürlichen  Verkehrsentwicklung  mit 
diesen  entgegensehen,  so  ist  die  Notwendigkeit  einer  Neu- 
orientierung für  den  Verein  gegeben.  Diese  gewiß  eng  .ge- 
zogenen Grenzen  einer  Einrichtung,  die"  ja  ilirem  Wesen  nach 
nicht  bei  dem  längst  Erreichten  stehen  bleiben  ^sollte,  sondern 
berufen  wäre,  im  .Sinne  einer  modernen  Fortentwicklung  dee 
Verkehrswesens  zu  wirken,  werden  auch  dann  noch  nicht  über- 
schritten, wenn  sie  ihrer  neuen  Aufgabe  gerecht  oeworden  ifit, 
einen  Ersatz  zu  «chaffen  für  den  Verlust,  den  die  Aufrieb- 
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ZttitUQff  des  Vereiua 
Deatscfaer  Eisealjahaverwaltuu^eii. 


inng  von  »etien  Staat  licli€n  Gi>en2»n  zwisc'h'en  früher  unter 
e  i  n «  c  staatlichen  Verwaltua<j  betriebenen  Bahniini-en  für 
die  Verkehr&entwickluafjf  auf  diesen  Strecken  bedeutet.  Cns 
Deutschö&oerreichern  liest  diese  Frafje  naturgemäß  am  näch- 
sten. Wir,  die  wir  gewohnt  waren,  von  Wien  nach  Prag,  nach 
Triest,  Laibach,  Lemberg  und  C25ernowitz  auf  untreren  eigenen 
Staatsbahnlinien  zu  fahren  und  zu  verfrachten,  können  uns 
mit  Verkehrserschwerungeh  in  diesen  Richtungen  nicht  so 
leichten  Herzens  abfinden.  Ich  fühTO  hier  die  Worte  Dr. 
Wilhelm  Köwarz'  in  der  Österreichischen  Eisenbahnzeitung 
{1.  Heft  1919)  in  seinem  Aufsatze  „Die  Zukunft  des  deutsch- 
österieichlschen  Verkehrswesens"  an:  „Der  traurige  .^usgaTi;^ 
des  Krieges  hat  im  Verkehrswesen  Österreichs  einen  gänz- 
lichen Umschwung  hervorgerufen.  Das  Greripi>e  des  Eisen- 
bahnnetzfos,  als  ein  ganzes  g^edacht  und  gebildet,  wurde  durch 
die  zufällige  Grenze  der  Sprache  zertrümmert,  und  hilflos 
ragen  die  Eeste  der  einzelnen  Streeken  an  die  Grenze  de« 
eingeengten  deutschösterreichischen  Staates.  Wie  sich  die 
Zukunft  die.se-s  Verkehr.swesens  hinsichtlich  der  direkten 
Tarife,  der  direkten  Züge  und  Fahrpläne  entwickeln  wird, 
soll  heute  nur  inisofern  gestreift  werden,  als  wir  der  Ansicht 
Ausdruck  geben,  daß  eine  gedeihliche  Entwicklung  in  dem 
neuen  Staate  nur  dann  Platz  greifen  kann,  wenn  der  Verein 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  nach  wie  vor  seine  Tätig- 
keit in  allen  Geibieten  des  gewesenen  Reiches  Österreich- 
Ungarn  entfalten  kann,  und  wenn  ihm  auch  die  nengebildeten 
Staaten  beitreten,  mag  er  dann  auch  einen  neuen  Naraien  er- 
halten." 

Nocli  besteht-  .ja  eiue  gewis.se  Einheitlichkeit  zwischen  den 
ehemals  zu  Österreich-Ungarn  gehörenden  Liindern  in  der 
Behandlung  der  ^'^i  ikvlu  sf  ragen,  da  die  geltenden  Tai  ife*)  und 
Eisenbahndienstvorstb  ritten  bis  zu  ihrer  Neuaufstellung 
weiter  gehandhabt  werden,  noch  haben  wir  ein  gemeins^ames 
Wag'enamt.  Aber  wie  lauge  1  Die  auf  Wahrung  ihrer  ßtaat:- 
iichen  Hoheitsrechte  ängstliclT  bedachten  Nationalstaaten  wer- 
den sich  die  Eegelung  des  öffentlichen  Verkehrs  nach  ihrem 
eigenen  Ermessen  durch  die  Eücksicht  auf  die  frühere  ver- 
haßte politische  Gemeinsamkeit  nicht  langte  verwehren  la/Sisen, 
und  nur  eine  selbst  erkannte  Zweckmäßigkeit  wird  sie  zur 
BeibehaltuDg  einheitlicher  Normen  bestimmen  können,  die 
aber  beileii>e  nicht  an  k.  k.  Instruktionen  oder  Erlas-se  er- 
inne.i  1(.  f'.n,  soiuJern  aus  freiem  Entschlüsse  angenommen 
m.in 

Aut  (iri  i  ;..>ii..'i!  (1er  S.'itzuugen  und  Vorschriften  des  Vei'eins 
würden  ■-•.i  U  'Im  Jungen  Staaten  wohl  finden,  wenn  sie  darin 
keinerlei  Bevonnuudung  von  selten  der  im  Verein  stärker 
vertreieneu  Vei  waltungen  erblicken  müßten.  Es  muß  also 
auch  der  Seliein  'eines  Übergewichtes  im  Verein  vermieden 
wei'deu.  Er  dürf  nur  vollkommen  gleichberechtigte  Mit- 
gli<'.de[  zalileji.  !>;izu  wäre  nicht  nur  eine  Namensänderung 
(etwa  „Verein  dei'  niitt'eleuropäi.ichen  P]i.scnbahnv'erwaltun- 
gen-')  erwün.scht.  soiülein  m.  E.  vielleicht  auch  die  V"<'rschie- 
bung  seines  Hilles  von  Iverliu  in  eine  mehr  zentral  gelegene 
Stadt.  Das  sind  , jeiloidi  mehr  Äußerlichkeiten.  Da^s  Wesent- 
liche der  neuen  Organisation  ist  der  Ausbau  der  Gleich- 
bererlitiavuiir  unter  den  Mitglit-d'ern,  von  denen  jedem  Sitz 
titul  bei   den  Konferenzen  und  eine  ständige  Ver- 

treliiii,;  !,••!  der  permanenten  Geschäftsstelle  des  Vereins  ein- 
geräumt \verden  muß.  Nötigenfalls  wäK  n  auch  Vertietungen 
der  Staatsgewalten,  denen  die  Vereins-strecken  angehören,  zu- 
zulas.-^en.  Zu  einem  Zugeständnis  hinsichtlich  der  Beibehal- 
tung der  deutschen  Verhandlung-s-siiraehe  wird  sich  die  nume- 
riscdie  Minderheit  der  fiemdspi adligen  Mitglieder  wohl  her- 
beilasseu  müssen.  Vielleicht  ließe  sich  aber  im  Intere.sse 
d'Cj  jenigen  Mitglieder,  die  der  deutschen  Sprache  nicht  voll, 
fcomnien  mächtig  sijid,  zug'-estehen,  daß  die  Protokolle  und 

*)  Die  südslawischen  Staatsbahnen  sind  inzwischen  aus 
dem  Tarifverbande  der  ehemaligen  österieichischen  Staats- 
bahnen ausgetreten  (vergl  die  Mitteilung  auf  S.  232  dieser 
Nummer).    Die  SehriffX 


Veröffentlichungen  de«  Vereins  mehrsprachig  verfaßt  wer- 
den. Ein  solch  weitgehendes  Entgegenkominei^  würde  dem 
V^erein  den  Kreis  der  Mitglieder  sichern,  der^n  4t  bedarf,  um 
seiner  kulturellen  Aufgabe  gerecht  zu  werden. 

Mag  es  mit  einiger  Selbstverleugnung  verbunden  sein, 
ebnet  den  Weg  für  ein  viel  weiteres  Entgegenkommen  von 
der  anderen  Seite.  Ist  nur  erst  jeder  Vorwand  hinweg- 
geräumt, der  den  fi'emdsprachigen  Mitgliedern  das  Verbleiben 
im  Verein  bzw.  den  Beitritt  unerwünscht  erscheinen  lassen 
könnte,  und  isdnd  isie  für  ihn  gewonnen,  so  kann  nichts  in  der 
Welt  diese  Gemeinschaft  mehr  stören,  weil  sie  zu  einem 
bebensbedürfnis  für  die  Mitglieder  werden  wird.  Eine  Kultur- 
gemeinschaft ist  die  'Selbstverständliche  Folge  der  einheit- 
lichen Eegelung  der  Verkehrsfragen ;  für  die  deutsche  Kultur 
gewinnen  wir  eine  Reihe  von  Staaten,  die  in  Verkennung 
ihres  eig-enen  Lebensinteresses  im  Begriffe  sind,  sich  von  der 
deutschen  ab  und  der  „westlichen''  Kultur  zuzuwenden ;  daa 
ist  ein  weit  .größerer  Gewinn  als  die  Betonung  des  deutschen 
Charakters  unseres  Vereins,  Man  wende  nicht  ein,  daß  bei 
so  vielen  jetzt  noch  auseinanderstrebenden  Meinungen  ein« 
Einigung  innerhalb  des  obenbezeichneten  Kreises  von  Ver- 
einsmitgiiedern  schwer  zu  erzielen  sein  wird,  wenn  jed« 
Minderheit  in  der  Lage  ist,  den  Beschlüssen  der  Mehrheit 
entgegenzuti'eteu.  0  nein,  nur  auf  den  Entschluß  zum  Bei- 
tritt kann  es  ankommen,  ist  dieser  von  allen  einhellig  gefaßt, 
so  wird  der  einzelne  sich  hüten,  der  Mehrheit  zu  opponieren, 
da  er  sich  damit  selbst  außerhalb  der  Verkehrsgemeinschaft 
setzen  würde;  denn  die  Geschäftsordnung  kann  nur  so  ge- 
dacht werden,  daß,  wer  sieh  den  Mehrheitsheschlüssen  nicht 
fügt,  ausscheidet,  damit  aber  eines  seiner  wichtigsten  Lebens- 
interessen preisgibt.  Das  ist  ein  gar  mächtiges  Zwangsmittel, 
und  man  spreche  nicht  von  Verträgen,  die  nur  solange  Geltung 
haben,  als  sie  gehalten  werden.  Darin  liegt  die  Exekutiv- 
gewalt unseres  Vereins,  die  ihn  in  stand  setzt,  im  Ralimen 
seiner  Betätigung  selbst  eine  Staatsgewalt  zu  ersetzen;  dar- 
aiif  gründen  wir  Deutschösterreicher  unsere  Hoffnung,  seit- 
dem die  völkerverbindende  Macht  des  Hauses  Habsburg  aöt- 
brochen  ist. 

Soll  der  Verein  aber  seiner  neuen  Aufgabe  g'Crecht  werden, 
das  Bindeglied  zwischen  den  auseinandeivstrebenden  Völkern 
Mitteleuropas  zu  sein  und  sie  durch  die  Gestaltung^  reger  Ver- 
kehrsbeziehungen wieder  zu  einer  Kulturgemeinschaft  zu 
einigen,  so  müssen  ihm  alle  Hilfsmittel  an  die  Hand  gegeben 
werden,  di'6  er  dazu  benötigt.  Nicht  in  letzter  Linie  gehört 
Geld  dazu,  denn  mit  dem  guten  Willen  allein  ist  nichts  getau. 
Die  Vei'einsverwaltungen,  die  längst  die  Wohltat  seine« 
B'Gstehens  empfinden,  werden  gern  aus  ihren  Einnahmen  ein 
Schärf]  ei u  tveitragen,  dient  es  ja' doch  nur  ihrem  eigenen 
Interesse,  wenn  durch  eine  rege,  sinnbewußte  Vereinstätigkeil 
der  Verkehr  belebt  und  gefördert  wird.  Ebenso  interessiert 
sind  die  von  d-en  Vereinsstrecken  durchzogenen  Staaten,  di« 
der  Entwicklung  des  Verkehrs  nicht  gleichgültig  gegenübet- 
stehen  können  und  ihrerseits  die  Ziele  des  Vereins  zu  fördern 
bereit  sein  werden.  Diese  Mittel  braucht  der  Vei'ein,  um 
eine  den  Charakter  einer  internationalen  Behörde  besitzende 
ständige  Organisation  erhalten  zu  können,  weil  zu  den  laufen- 
den Verwaltnnusoeschäften  die  Pflicht  der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit  lünzukommt,  welche  mit  der  Mündigkeitserklä- 
luug  der  u iehtdeutschen  Mitglieder  zu  einer  Hauptaufgabe 
heranwächst :  ein  internationaler  Verwaltungsgerichtshof,  zu. 
sammengesetzt  aus  den  fachlichen  Größen  der  heteiligten  Na- 
tionen, dem  die  Rechtsprechung  in  allen  aus  der  Anwenduu» 
der  Vereinsbeschlüsse  sich  ergebenden  Streitfällen  obliegen 
würde,  weil  nicht  für  jeden  einzelnen  Fall  eine  Mitglieder- 
konferenz berufen  werden  kann. 

Zu  einer  solchen  zeitgemäßen  Ausgestaltung  des  Verein«« 
ist  eine  rastlose  Werbetätigkeit  erforderlich,  die  in  der  Facli- 
und  Tagespi^esse  betrieben  werden  muß.  Damit  den  Anfang 
gemacht  zu  haben,  ist  vielleicht  das  bescheidene  Verdienst 
dieser  Arbeit.    Der  Erfolg  hängt  von  dem  Durchdringen  der 
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Überz'Cüsuirs:  ab,  daß  die  «no^en  wirtschaf tlich'en  Beziehün.sC'eii, 
welch«  die  Länder  MitteLeuropas  vor  und  während  des- Krie- 
ges verbunden  haben,  mit  d-em  Ausgange  desselben  nicht  ab- 
gebrochen werden  dürfen,  sondern  im  G-egenteil  weiter  auszu- 
gestalten sind,  dem  Grundsatze  folgend,  daß  zunächst  die  zu 
einer  natürlichen  Wirtschaftsgemeinschaft  zusammeng'ewach- 
isenen  Gebiete"  untereinander  alle  Vorteile  der  besseren  Ver- 
kehrsTerhältnisse  ausnützen  müss-en,  bevor  mit  größeren 
Opfern  vorteilhafte  Verbindungen  mit  weiter  abgelegenen 
wirtschaftlichen   Verkehrsmittelpinkten  angeknüpft  werden. 

Ai  -dieser  Stelle  sei  noch  der  treffenden  Worte  des  Hof- 
rates Prof.  Birk  (Prag)  zum  Gegenstände  gedacht,  die  gelegent- 
lich der  Meldung  über  das  Verbleiben  der  deutschosterreichi- 
schen  Strecken  im  Verband  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 


verwaltungen  in  der  Vereinszeitung  angeführt  wurden.  Sie 
sind  mir  erst  nach  Abschluß  dieser  Arbeit  zur  Kenntnis  ge- 
kommen und  gleich  den  oben  erwähnten  Ausführungen  Dr. 
Kowarz'  ein  Bekenntnis  zu  dem  Gedanken,  daß  eine  weitere 
Wirksamkeit  des  Vereins  mindestens  in  dem  bisherigen  Um- 
fange ein  dringendes  iErfordernis  der  kommenden  Zeit  ist. 
Ich  glaube  aber,  es  liegt  näher,  zunächst  auf  den  bereits  be- 
stehenden Grundlagen  weiter  zu  bauen,  bevor  ein  so  weit- 
schauender Plan  wie  der  der  Bildung  eines  großen  •europäi- 
schen Vereins  für  die  gemeinsamen  Fragen  des  Eisenbahn- 
verkehrs von  ganz  Europa  ins  Auge  gefaßt  wird.  Es  könnte 
sonst  bei  einer  Fortspinnung  des  (Gedankens,  die  zu  einem 
Weltverein  führen  müßte,  leicht  das  Näherliegende  und  prak- 
tisch Erreichbare  verabsäumt  werden. 


Der  Stand  der  Reichseisenbahnfrage. 


Wie  unsern  Lesern  bekannt  ist,  waren  im  Laufe  des  Jahres 
1918  die  deutschen  Staatseisenbahnverwaltungen  auf  Anre- 
gung Preuß-ens  in  Verhandlungen  über  Vereinheitlichungen 
im  gesamten  deutschen  Eisenbahnwesen  eingetreten,  die  unter 
Aufrechterhaltung  der  Selbständigkeit  der  einzelstaatlichen 
Verkehrsuuternelrmen  dazu  führen  sollten,  daß  tatsächlich 
der  Betrieb  aller  deutschen  Bahnen  wie  ein  einheitliches 
Netz  erfolgte.  Bei  den  Schwieiigkeiten,  die  sich  vor  dem 
Kriege  der  Durchführung  des  seit  der  Bismarckschen  Zeit 
slets  wieder  betonten  Keichseiseubahn^edankens  entgegen- 
stellten und  an  dessen  Erfüllung  naturgemäß  während  des 
Kriegeis  nicht  zu  denken  war,  konnte  man  hoffen,  durch  diese 
großzügig  angelegte  Vereinheitlichung  im  Eisenbahnwesen, 
als  deren  geistiger  Urheber  der  jetzige  preußische  Eisenbahn- 
minister  Exceilenz  Hoff  anzusehen  ist,  dem  Lüeal  der  Eeiclis- 
cisenbahnen  bedeutend  näher  zu  kommen.  Der  unglückliche 
Krieg&ausgang  und.  die  Wiiren  der  Eevolution  machten  den 
Bestrebungen  zunächst  ein  Ende.  Es  war  aber  selbstver- 
ständlich, daß  unter  den  Eichtlinien,  die  man  für  den  Neu- 
lufbau  des  Deutschen  Eeiches  aufstellte,  auch  das  Programm 
ier  Eeichseisenbahnen  eine  wichtige  Stelle  einnahm.  Der 
Entwurf  der  Eeichsveifassung  sieht  in  der  Fassung,  in  der 
er  der  Nationalversammlung  nach  der  Durchberatung  im 
Staatenausschusse  vorgelegt  wurde,  im  Abschnitt  VI  die  Ee- 
jelung  des  Verkehrswesens  vor;  in  vier  Unterabschnitten 
werden  behandelt:  a)  die  Post,  die  Telegraphie  und  das  Fern- 
jprechwesen,  b)  die  Eisenbahnen,  c)  die  Wasserstraßen  und 
i)  das  Kraftfahrwesen.  Die  Beratungen  des  Staatenaus- 
äehusses,  an  denen  die  Vertreter  der  bundesstaatlichen  Eisen- 
mhnverwaltungen  teilnahmen,  zeigten  das  höchst  erfreuliche 
Ergebnis,  daß  alle  Bundesstaaten  mit  Staatebahnbesitz  das 
L>rogramm  der  Eeichseisenbahnea  auei kannten.  Diese  Über- 
iinstimmung  konimt  in  dem  Art.  90  de-s  Verfassungsentwurfs 
!um  Ausdruck,  der  besagt :  „Aufgabe  d  e  s  E  e  i  c  h  s  ist 
)s,  die  dem  allgemeinen  Verkelir  dienenden  Eisenbahnen 
n  seine  Verwaltung  zu  übernehmen.  Die  Übernahme  kann 
lur  im  Wege  des  Vertrags  gegen  Entschädigung  erfolgen." 
jleichzeitig  ist  in  dem  Verfassungsentwurf  zi'm  Aus.druck 
gebracht,  daß  der  oben  erwähnte  Vereinheitlichungsgedanko 
)is  zur  tatsächlichen  Übertragung  der  Eisenbahnen  auf  das 
Seich  weiter  fortgebildet  werden  soll.  Der  Art.  97  besagt 
lämlich: 

Die  der  Eeichsauf sieht  unterliegenden  Bahnen  sind  nach 
den  gleichen,  vom  Eeiche  festgelegten  Grundsätzen  anzu- 
legen rnd  auszurüsten.  Dies  eBahnen  und  die  vom  Eeiche 
verwalteten  Bahnen  sind  zur  Förderung  des  allgemeinen 
Verkehrs  wie  ein  einheitliches  Netz  zu  betreiben. 

Die  Eiscnbahnverwaltungen    haben  daher  insbesondere 

1.  den  Verkehr  unter  Ausschaltung  unwirtschaftlichen 
"     Wettbewerbs  einheitlich  zu  bedienen  und  zu  leiten, 

2.  «ich  gegenseitig  wirksame  Betriebsaushdlfe  zu  leisten, 


3.  möglichst  übereinstimmende  sachliche  und  persönliche 
Dienstvorschriften  zu  erlassen, 

4.  die  Einheitlichkeit  in  den  technischen  Einrichtungen  zu 
fördern, 

5.  die  Geschäftseinrichtungen  möglichst  zu  vereinfachen. 

Bei  der  ersten  Lesung  des  Verfassungsentwurfs  in  der  Na- 
tionalversammlung wurde  von  mehreren  Eednern,  insbeson- 
dere aus  den  Eeihen  der  Mehrheitssozialisten,  der  demokrati- 
schen Volkspartei  und  der  deutschen  Volkspartei  die  vorge- 
sehene Eegelung  als  ungenügend  bezeichnet  und  die  Forde- 
rung auf  baldige  Durchführung  des  Eeichseisenbahngedankens 
erhoben.  Der  von  der  Nationalversammlung  zur  Durchbe- 
ratung des  Entwurfs  eingesetzte  Verfassungsausschuß  wird 
in  allernächster  Zeit  Gelegenheit  haben,  sich  eingehend  mit 
den  Verkehrsfragen  zu  beschäftigen  und  Änderungen  und 
Ergänzungen,  die  ihm  nötig  erscheinen,  zu  beschließen. 

Die  Eeichsregieiung  hat  aber  inzwischen,  ohne  das  Ergeb- 
nis dieser  Beratungen  abzuwarten,  beschlossen,  die  bal- 
dige Verwirklichung  des  Eeichseisenbahn- 
programms  zu  betreiben,  und  hat  zu  diesem  Zweck  einen 
aus  den  drei  Eeichsministeru  Dr.  Pieuß,  Landsberg  und  Erz- 
berger  bestehenden  Ausschuß  eingesetzt,  der  inzwischen  mit 
verschiedenen  Staatsbahnverwaltungen,  vor  allem  der  preu-- 
ßischen,  die  vorläufigen  Verhandlungen  aufgenommen  ha|i. 
Nachdem  am  10.  März  eine  einleitende  Besprechung  der 
Eeichsminister  mit  der  Preußischen  Eisenbahnverwaltung 
stattgefunden  hatte,  hat  das  Preußische  Staatsministerium 
zur  Fortsetzung  der  Veihandlungen  zwischen  dem  Eeich  und 
Preußen  gleichfalls  einen  Ausschuß  von  drei  Staatsministern 
bestellt,  der  aus  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Hoff, 
dem  Finanzminister  Dr.  Südekum  und  dem  Handelsminister 
Dr.  Fischbeck  besteht.  Zwischen  den  beiden  Ministerau»- 
schüssen  haben  am  15.  und  20.  d.  M.  eingehende  Beratungen 
stattgefunden.  Über  das  Ergebnis  verlautet  bisher  nur  so- 
viel, daß  die  Eeichsregierung  in  der  jetzigen  Fassung  des 
Art.  90  des  Verfassungsentwurfs  keine  genügende  Sicherung 
für  die  Durchführung  des  Eeichseisenbahnprograinms  er- 
blickt und  daß  sie  deshalb  sowohl  die  sofortige  Einleitung 
von  Verhandlungen  über  die  ,,Verreichlichung"  mit  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  vrünscht,  als  auch  eine  verfassungs- 
mäßige Sicherung  dafür  beansprucht,  daß  beim  Widerstreben 
eiuzelner  Bundesstaaten  an  die  Stelle  der  Vereinbarung  die* 
Entscheidung  durch  das  Eeich  treten  soll.  Wie  der 
preußische  Finanzminister  Dr.  Südekum  am  20.  März  in  der 
preußischen  Landesversammlung  ausführte,  ist  in  Aussicht 
genommen,  daß  die  vertragliche  Übereignung,  an  der  auch 
die  Eeichsregierung  zunächst  festhält,  bis  zu  irgendeinem 
noch  zu  bestimmenden  Termin  durchzuführen  ist.  Wird  bis 
zu  diesem  Termin  eine  Vereinbarung  nicht  getroffen,  so 
werden  im  Wego  der  Eeichsgesetzgebung  die  Bedingungen 
der  Übernahme  festgestellt,  wobei  die  finanziellen  Teile  der 
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Frago  «inem  unparteiisch  zusammengesetzten  Schiedsgericht 
übertragen  werden  sollen.  Wie  die  „Vossische  Zeitung"  vom 
21.  Mäiz  (Nr.  148)  zu  berichten  weiß,  hat  die  Eeichsregierung 
die  Durchführung  der  ,,V€rreichlichung"  bereits  zum  1.  April 
1921  vorgesehen. 

Am  18.  d.  M.  hat  ferner  in  der  Angelegenheit  unter  Leitung 
des  preußischen  Eisenbahnministers,  der  auch  bei  den  Ver- 
handlungen zwischen  der  preußischen  und  der  Eeichsregie- 
rung den  Vorsitz  führt,  eine  eingehende  Erörterung  zwischen 
den  deutschen  Bundcsiegierungen  mit  Staat&bahnbe&itz  statt^'e- 
funden.  Die  Veihandlunsen  trugen  unverbindlichen  Charakier, 
da  die  Vertreter  der  Eisenbahnverwaltungen  zum  Teil  nicht 
durch  bevollmächtigte  Minister,  sondern  durch  Kommissare 
vertreten  waren  und  erst  die  Entscheidungen  ihrer  Eegierun- 
gen  einholen  müssen.  Die  bayerische  Staatsregierung  nimmt 
in  der  Bayerischen  Staatszeitung  vom  22.  März  gegen  die  ßo- 
fortige  Durchfühiung  der  ,>V«riei<.hlichung''  und  gegen  die 
Absicht  der  Eeichsregierung,  nach  Ablauf  der  für  die  Ver- 
ständigung vorgesehenen  Frist  die  Entscheidung  durch  Eeichs- 
gesetz  tieffen  zu  lassen,  Stellung:  Die  offizielle  Mitteilung 
der  bayerischen  Eegierung  lautet: 

„Die  Eeichsregierung  hat  schon  vor  einiger  Zeit  Verhand- 
lungen mit  einzelnen  Bundesregierungen  über  die  Frage  der 
Ubeiführung  der  deutschen  Staat seisenhahnen  in  das  Eigentum 
und  den  Betrieb  des  Eeiches  eingeleitet.  Über  diese  Frage 
hat  am  18.  März  in  Berlin  eine  Aussprache  zwischen  sämtlichen 
deutschen  Bundesregierungen  mit  Staatsbahnbesitz  unter  Be- 
teiligung von  Vertretern  der  zuständigen  Eeichsministerien 


stattgefunden.  Dabei  wurde  insbesondere  die  Frag«  behan* 
delt,  die  Übereignung  bis  zu  einem  noch  zu  bestimmenden 
Termin  durchzuführen;  komme  bis  zu  diesem  Termin  eine 
Vereinigung  nicht  zustande,  dann  sollte  im  Wege  der  Eeichs- 
gesetzgebung  die  Übereignung  festgestellt  werden,  wobei  die 
Festsetzung  der  Bedingungen  einem  unparteiischen  Schieds- 
richter übertragen  werden  soll.  Die  bayerische  Eegierung 
hat  bei  diesen  Verhandlungen  in  Übereinstimmung  mit  dem 
von  der  preußischen  Eegierung  noch  im  vorigen  Monat  bei 
den  Verhandlungen  über  den  gegenwärtigen  Entwurf  der 
Eeichsverfassung  eingenommenen  Standpunkt  mit  aller  Ent- 
schiedenheit daran  festgehalten,  daß  die  Übertragung  der 
bayerischen  Staatseisenbahnen  auf  das  Eeich  zurzeit  aus  fi-. 
nanziellen  und  persönlichen  Gründen  ausgeschlossen  sei 
Auch  könne  die  Übertragung  der  bayerischen  Staatseisen- 
bahnen auf  das  Eeich  nur  im  Wege  des  freien  Vertrags  mit 
Bayern  erfolgen,  der  vom  bayerischen  Landtag  genehmigt 
werden  müsse.  Die  Absicht,  eine  bestimmte  Frist  festzu- 
setzen, nach  deren  Ablauf  die  bayerischen  Staatseisenbahnen 
durch  Eeichsges-etz  eiileignet  würden,  wäre  eine  Vergewal- 
tigung Bayerns  unter  Mißachtung  seiner  verbrieften  Eechte.'* 
Man  wird  nunmelir  die  Beratungen  des  Verfassungsaus- 
schusses in  Weimar  abwarten  müssen.  Wir  werden  über  die 
weitere  Entwicklung  der  für  das  deutsche  Verkehrswesen 
bei  dem  hoffentlich  er  folgenden  Anschluß  Deutsch-Österreichs 
an  das  Deutsche  Eeich  besonders  wichtigen  Frage  demnächst 
weitere  Mitteilung  maf  hen. 


Die  Notstand  sauf  träge  des  EisenbahozeEtralamt?. 


Unter  der  Überschrift  „Der  alte  Bürokratismus  — 
Eisenbahnzentralamt  und  De  mobil  machung  s- 
a  m  t"  war  in  dem  Handelsteil  , des  „Berliner  Tageblatts"  vom 
11.  Februar  1919  die  Tätigkeit  de«  Eisenbahnzentralamts  einet 
abfälugen  Kritik  rnlerzogen  worden,  die  in  der  übrigen 
Presse  zum  Teil  wiedergec^eben  und  weitergesponnen  worden 
ist.  Die  ,,Deutsche  Allgemeine  Zeitung"  veröffentlicht  nun- 
mehr eine  Entgegnung,  deren  wichtigste  Punkte  zur  Auf- 
klärung des  Sachverhalts  nachstehend  wiedergegeben  werden 
sollen. 

..Um  was  handelt  es  sich?  Der  preußische  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  hat  bekanntlich  unmittelbar  nach  Ab- 
schluß des  Waffenstillstandes,  der  einen  ganz  außerordent- 
lichen Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  in  Deutschland  voraus« 
sehen  ließ,  gewaltige  Bau-  und  Lieferungsaufträge  im  Werte 
von  mehreren  Milliarden  Mark  herausgegeben.  Unter  dies-en 
befindet  auch  ein  solcher  von  1200  Lokomotiven  und  mehr 
als  22  000  Wasen  im  Werte  von  rd.  550  Millionen  Mark,  deren 
Bau  die  Fahrzeugfabriken  voraussichtlich  bis  tief  in  den 
nächsten  Winter  hinein  beschäftigen  wird.  In  Ansehuna:  des 
besonderen  Zweckes,  mit  diesen  Aufträgen  die  augenblick- 
liche Arbeitsnot  in  möglichst  weiten  Kreisen  der  Industrie 
zu  mildern,  hat  der  Arbeitsminister  das  Eisenbahnzentralamt 
beauftragt,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Lokomotiv-  und  Wagen- 
fabriken, denen  die  Lieferung  der  fertigen  Fahrzeuge  über- 
trafen ist,  an  geeignete  notleidende  Werke  einmalige  Unter- 
aufträge auf  die  Lieferung  von  Einzelteilen  in  größtmög- 
lichem Umfange  abgeben.  Hierzu  bedient  das  Eisenbahn- 
zerrtralamt  sich  der  unter  Mitwirkung  des  Eeichsamtcs  für 
die  wirtschaftliche  Demobilmachung  eingesetzten  Fachaus- 
schüsse, die  für  eine  sach^iemäße  und  gerechte  Verteilung 
der  Unteraufträee  verantwortlich  ,sind  und  ihrerseits  den 
Fahrzeuobauanstalten  die  Herausgabe  der  Einzelaufträge 
ülertragen  haben,  indem  sie  jeder  Bauanstalt  einen  be- 
stimmten Industriebezirk  zuteilen.  Selbstverständlich  handelt 
das  Eisenbahnzentral' amt  dabei  im  steten  Einvernehmen  mit 
dem  Eeichsministerium  für  die  wirtschaftliche  Demobil- 
mach ung. 

Der  Gewährsmann  des  .,B.  T."  meint  nun,  daß  das  Eisen- 
bahnzentralamt  eine  Preispolitik  treibe,  die  der  Durchfüh- 
run:i-  der  so  wohlgemeinten  Maßnahme  abträglich  sei,  ja  die 
Erreichung  der  anucstrebten  Zwecke  völlig  illusorisch  ge- 
ninclit  lia'ie.  Infolgedessen  blieben  die  an  Arbeit  Mangel 
leiden  len  Werke  ohne  Beschäftigun"',  so  daß  sie  Ar-beiter  hätten 
enila^sen  müssen,  die  der  Fürsorge  zur  Last  fielen.  Die  hierbei 
vom  Eeiche  auf zowendeten  iMittel  sollten  lieber  zur  Er- 
höhung der  I^ieferpreise  bcnrrtzt  werden..  Der  Kritiker  im 
„B.  T.''  fürchtet  aber,  daß  das  Ei^nbahuzentraloiut  als  ein.« 


i-ein  bürokratische  Behörde,  die  sich  kaum  um  große  wirt- 
schaftliche Gesichtsi)unkte,  geschweige  denn  um  politische 
kümmere,  einer  Zahlung  von  Preiserhöhrngen  aus  Mitteln 
des  preußischen  Staates  widerstreben  werde,  und  regt  das 
genannte  Eeichsministeriunx  an,  dem  preußischen  Fiskus  aus 
der  Eeichskasse  einen  Teil  der  Beträoe,  die  für  die  Arbeits- 
losenunterstützung sowieso  aufgewendet  werden  müßten, 
als  Zuschüsse  für  die  Fahrmaterialbestellungen  zu  gewähren. 

Hierzu  ist  folgendes  zu  sagen.  Falsch  ist  die  Annahme, 
daß  die  Verordnung  des  Arbeitsministeriums  über  die  Heraus- 
gabe von  Arbeiten  an  notleidende  Werke  im  wesentlichen 
auf  dem  Papier  stehen  geblieben  sei.  Das  Endergebnis  kann 
vorläufig  noch  gar  nicht  beurteilt  werden.  Denn  selbstver- 
ständlich erforderte  die  Organisation  des  «ehr  schwierigen 
Geschäftes  unter  den  erschwerenden  Umständen  der  Gegen- 
wart und  die  Ijösnng  zahlreicher  Zweifelsfragen  eine  g-e- 
wisse  Zeit.  Deshalb  konnte  dies-es  Geschäft  —  im  Gegen-' 
satz  zu  dem  viel  einfacheren  der  unniiitelbaren  Herausgabe 
anderer  Notstandsarbeiten  vom  Eisenbahnzentra^amt  an  not- 
leidende Werke  —  naturgemäß  nur  nach  und  nach  in  Fluß 
kommen,  ist  aber  jetzt  mitten  im  Gange.  Damit  fallen  die 
Angaben  im  .,B.  T.''  über  ungünstige  Wirkungen  des  Vor- 
gehens des  Eisenbahnzentralamts,  wie  Vergebung  der  Einzel- 
teile an  die  alten  Lieferer  in  Eheinland-Westfalen,  unnütze 
Belastung  der  Transportmittel.  Verzögerung  in  der  Fertig- 
stellung der  Lokomotiven  in  eich  zusammen,  und  wir  können 
dem  Leser  ersparen,  eingehender  dabei  zu  verweilen.  Dagegen 
wollen  wir  uns  mit  der  Preispolitik  etwas  genauer  be- 
schäftigen. —  Daß  es  Unternehmer  gibt,  und  vielleicht  in 
großer  Zahl,  deren  Hoffnungen  auf  Notstandsaufträge  des 
Eisenbahnzentralamts  sich  a,ls  trügeri.«ich  erwiesen  haben, 
kann  niemand  überraschen,  der  die  Verhältniss-e  einiger- 
maßen kennt.  Abgesehen  davon,  daß  die  Aufträge  der  Eisen- 
bahnverwaltung, so  groß  sie  an  sich  sind,  den  Arbeitsbedarf 
nicht  im  entferntesten  befriedigen,  also  auch  große  Arbeiter- 
entlassungen nicht  verhüten  können,  weil  der  Arbeitsbedarf 
ein  hohes  Vielfaches  jener  Aufträge  ist,  verfügt  nur  ein  ver* 
hältnismäßig  kleiner  Bruchteil  aller  tler  Tavsende  von  not- 
leidenden Werken  über  Einrichtungen  Tind  Arbeitsmethoden, 
die  sie  befähigen,  sich  an  Arbeiten  gerade  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Art  mit  Erfolg  zu  beieiligen  und  sie  ohne 
Verzug  zu  beginnen.  Trotzdem  machen  aber  auch  viel« 
andere,  durch  die  Not  gedrängt,  den  Versuch  dazu.  Für  sie 
ergeben  sich  dann  Selbstkosten,  die  ein  Mehrfaches  der  Preise 
sind,  die  vernünftigerweise  zugestanden  werden  können.  Sie 
bilden  den  Chor  der  Unzufriedenen,  die  ihrem  Unmut  geg<;n 
die  Eisenbahnverwaltnni^  in  ganz  unberechtigten  Klagen  Lnft 
machen.    D«im  «s  muß  bei  der  ungeheuren  fiaaaziclleii  Not- 
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läge  Deutschlands  als  ganz  ausgeschlossen  sielten,  für  die 
Fahrzeuge,  die  ohnehin  jetzt  rd.  dreimal  so  teuer  sind  als 
vor  dem  Kriege.  Pieise  zu  zahlen,  die  die  jetzigep  um  das 
Doppelte  und  noch  viel  mehr  übertreffen. 

Sehen  wir  uns  doch  beispielsweise  den  FaU  näher  an, 
der  in  der  Abendausgabe  des  ..B.  T."  vom  24.  v.  jMl.>.  behandelt 
ist.  Der  Preis  einer  Schraubenkupplung  betrug  vor  der  am 
13.  V.  Mts.  erfolgten  neuen  Pieiferhöhung  für  Halbzeug 
3C',10  Jl.  Dieser  ist  von  zahlreichen  Werken  —  darunter 
auch  solchen  mit  hohen  Löhnen  —  als  durchaus  angemesseii 
anerkannt  worden,  was  daraus  folgt,  daß  bisher  insgesamt 
173  000  Stück  an  etwa  30  notleidende  Firmen  vergeben  wor- 
den sind.  Leider  führt  der  Einsender  nicht  d't'n  Preis  an, 
den  die  hier  in  Betracht  kommende  Finna  für  eine  Schrauben- 
kupplung gefordert  hat.  Er  beträgt  111.29  Ji,  das  ist  das 
3.6fache.  Für  die  Pufferstange,  deren  Preis  vor  dem  13.  Fe- 
bruar d.  Js.  32,50  J{  betrug,  zu  dem  bisher  187  0f>'>  Stück  v-^r- 
geben  sind,  fordert  die  Firma  79,67  J(,  d.  i.  das  2,4fache.  Wir 
dürfen  es  dem  Urteil  der  Leser  überlassen,  ob  es  anhängig 
ist,  solche  Pieise  zu  zahlen.  Bei  der  gegenwärtigen  Finanz- 
lage würden  wir  das  nicht  nur  für  unwirtschaftlich,  sondern 
geradezu  für  verbrecherisch  halten. 

Aber  es  bleiben  noch  weitere  Einwendungen  gegen  das 
Vorgehen  des  Eisenbahnzentralamts  übrig,  die  wir  kurz  er- 
örtern müssen.  Sie  gehen  von  solchen  Unternehmungen  aus, 
deren  Werkeinrichtungen  und  Arbeitsmethoden  zwar  zur  Her- 
stellung der  Fahrzeugteile  geeignet  sind,  die  aber  infolge 
mangelnder  Übung  wenigstens  anfänglich  nicht  ganz  so 
billig  arbeiten  wie  die  alten  Lieferwerke.  Ihnen  gegenüber 
muß  vor  allem  daran  erinnert  werden,  daß  es  »sich  hier  in 
der  Tat  um  einmalige  Notstandsarbeiten  handelt, 
lediglich  bestimmt,  die  Arbeitslosigkeit  in  der  Ubergangs- 
zeit bis  zur  Wiederaufrichtung  der  Friedenswirtschaft  zu 
mi' dern.  Als  solche  sollen  und  dürfen  sie  aber 
für  die  W  e  rke.  denen  Arbeit  zugeführt  wer- 
densoll, nicht  Gegenstand  gewinnbringender 
Geschäftsabschlüsse  sein.  Vielmehr  muß  im  Hin- 
blick auf  die  furchtbare  Notlage  der  deutschen  Staats-  und 
Reichsfina-nzwirtschaft  erwartet  werden,  daß  die  Unternehmer 
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bereit  sind,  dem  vaterländischen  Zwecke  in  gewissen  Grenzen 
Opfer  zu  bringen. 

Es  wurde  bereits  erwähnt,  daß  das  Eiscnbahnzentralamt 
selbst  Notstandsaufträge  —  für  den  Bedarf  der  Eisenbahn- 
werkstätlen  —  unmittelbar  an  notlei Jeucle  Werke  heraus- 
gibt. Dabei  werden  die  um  den  GewinnzuschJag  gekürzton 
gegenwärtigen  Preise  der  alten  Lieferer  gezahlt.  Für  die 
Brauchbarkeit  dieses  Grundsatzes  spricht,  daß  damit  bisher 
äußerst  befriedigende  Erfolge  erzielt  sind,  da  bereits  Auf- 
träge im  Werte  von  rd.  42  Millionen  Mark  er- 
teilt werden  konnten.  Zu  den  Fahrzeugbauamtalten  darf  man 
das  Vertrauen  haben,  daß  es  ihnen  gelingen  wrd,  bei  An- 
wendimg des  gleichen  Grundsatz-es  gleich  günstige  Erfolge 
herbeizuführen,  und  zwar  arch  bei  der  Vergebung  der  Fahr- 
zeugteile, für  die  sie  die  Preise  nach  ihren  eisenen  ge'en- 
wärlijen  Selbstkosten  —  einschließlich  der  ganzen  Betriebs; 
and  Handlungsunkosten  —  erst  zu  ermitteln  haben.  Das 
hat  zur  Vorauf.setznno'.  daß  de^n  W^Mi^'^he  de,?  Ei^enb'^bn- 
zentralamts  entsprechend  dabei  ohne  Engherzigkeit  und  ohn« 
Rücksicht  auf  etwaige  eigene  Nachteile  von  den  Fahrzeug- 
bauanstalten verfahren  wird,  woran  wir  nicht  zweifeln.  Die 
Lokomotiv-  und  Wagenfabriken  haben  hierbei  mit  einer 
hohen  Aufgabe  eine  große  Verantwortung  ai'f  sich  renommen, 
die  ihnen  aber  einigermaßen  erleichtert  wird  durch  das  Be- 
schwerderecht der  Unierlieferer  beim  Eisenbahnzentralamt 
und  weiter  bei  den  Demobilmachungskommissaren  und  dem 
Reichsministerium  für  die  wirtschaftliche  Demobilmachung 
als  Berufungsinstanzen.  Wie  die  notleidenden  Unternehmun- 
gen, so  M'erden  auch  di'6  Fahrzeugfabriken  sich  den  Dank 
des  Vaterlandes  erwerben.  W'Pnn  sie  dns  ünte- nehni.en  so 
durchführen,  wie  die  schwere  Not  der  Zeit  es  erheischt. 

Wenn  wir  hiernach  der  .Überzeucung  sind,  daß  das  Aus- 
kunftsmittel der  Gewährung  von  Beihilfen  aus  der  Reichs- 
kasse sich  im  ganzen  als  entbehrlich  erweisen  wird,  so  soll 
damit  nicht  gesagt  sein,  daß  nicht  ganz  besonders  liegende 
Fälle,  auf  die  hier  einzugehen  zu  weit  führen  würde,  denkbar 
sind,  in  denen  eine  s-olche  Beihilfe  immerhin  am  Platze  sein 
kann." 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Wechsel  im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten.  Der  von  uns  bereits  angekündigte  Rücktritt  des 
preußischen  Eisenbahnministers  Hoff  hat  sich  anläßlich  der 
Umbildung  des  preußischen  Staatsministeriums  verwirklicht. 
Air  seine  Stelle  tritt,  wie  die  „D.  AUg.  Ztg.''  meldet,  das  Mit- 
glied der  preußischen  Landesversammlung,  Abg.  Oeser. 
Wir  behalten  uns  vor,  auf  den  Lebensgang  und  die  Verdienstte 
des  scheidenden  Ministers  Hoff  zurückzukommen. 

—  Eisenbahn-VerkehrsordnunK.  Auf  Grund  des  §  2  Abs.  (4) 
der  Eisenbahn-Veikehrgordnung  hat  das  Reichseisenbahnamt 
unterm  13.  d.  Mts.  mit  Gültip-keit  bis  auf  weiteres  folgende 
Änderung  des  §  63  (1)  der  Eis-enbahn- Verkehrsordnung  ver- 
fügt: „Die  Eisenbahn  ist  nur  insoweit  verpflichtet,  Güter  zur 
Beförderung  anzunehmen,  als  die  Beförderung  sofort  erfolg-en 
lann.  Sofern  zwingende  Gründe  des  Betriebes  oder  das  öffent- 
iche  Intei'esse  es  erfordern,  ist  die  Eisenbahn  berechtigt,  die 
Annahme  von  Sendungen  ganz  oder  zum  Teil  einzustellen  oder 
die  Reihenfolge  in  der  Annahme  und  Beförderung  der  Güter 
zu  bestimmen."  Die  Maßnahme  ist  erforderlich,  um  bei  dem 
jetzig,en  Znstande  des  Verkehrswesens  noch  für  eine  Uber- 
gangszeit den  Verkehr  entsprechend  der  Drinerlichkeit  der  Be- 
durfnisse des  Wirtschaftslebens  regeln  zu  können. 

Durch  Änderungen  und  Ergänzungen  der  §§  56  (6),  58  (3) 
und  77  (2)  ist  ferner  den  Eisenbahnen  zur  Vermeidung  von 
Störungen  des  Betriebes  das  Recht  eingeräumt  worden,"  eine 
beantragte  Gew^ichtsfeststellung  auch  aus  B-etriebsrücksichten, 
und  zwar  sowohl  bei  Stückgütern  als  auch  bei  Wagenladuno-en, 


Ladungen  säumisen  Empfängern  zwangsweise  unter  Kosten- 
beiechnung  zuzufühT>en.  Schließlich  hat  das  Reichs-eisenbahn- 
amt  verfugt,  daß  der  ursprünglich  nur  für  die  Dauer  des 
K.ri€ges  vorgesehene  Zusatz  bei  §  62  (8)  über  die  ladefertioe 
ß-ezettelung  der  Stückgüter  noch  bis  auf  weitere«  a,ufrNecht 
erhalteri  bleibt.  Dagegen  sind  die  für  die  Dauer  des  Krieges 
eiageführten,  schärferen  Bestimmungn  über  die  Erhebung  von 


Standgeld  an  Sonn-  und  Feisttaren  (Zusätze  zu  den  63  (6V 
und  (7)  und  ~80  (4),  (5)  und  (6)  wegen  der  veränderten  Ar- 
beitsverhältnisse aufgehoben  worden.  Die  Verfügung  ist  in 
Nr.  60  des  Reichs-Ge.'etzblatts  vom  19.  d.  Mts.  veröffentlicht. 

—  Bedarf  an  Eisenbahnern  für  den  Osten.  Zur  Ablösung 
der  seit  langer  Zeit  im  Osten  im  Fe'ldeisenbahndienst  tätigen 
Bediensteten  ist  eine  größere  Zahl  von  Beamten,  Hilfsbe- 
diensteten und  Arbeitern  erforderlich,  die  durch  freiwillige 
Melduno^en  gewonnen  werden  sollen.  Zu  diesem  Zwecke  sind 
die  Linienkommandanturen  beauftragt  worden,  einen  Aufruf 
an  alle  Eis-enbahner  zu  erlassen  und  die  sich  meldenden  Be- 
diensteten mit  größter  Beschleunigung  nach  Maßgabe  des  Be- 
darfs in  Marsch  zu  setzen. 

—  Bau  und  Ausbesserung;  von  Personenwagen.  Der  preußi- 
sche Eisenbahnminister  hat  an  die  deutschen  Waa'enbauan- 
stalten  folgendes  Schreiben  gerichtet:  „Die  Durchführung 
des  Personenverkehrs  selbst  in  einem  unter  Berücksichtigung 
der  derzeitigen  Verhältnisse  wesentlich  eingeschränkten  Um- 
fansre  wird  in  der  nächsten  Zeit  auf  die  größten  Schwierig- 
keiten stoßen,  weil  es  an  der  erforderlichen  Zahl  von  be- 
triebsfähigen Personenwagen  fehlt.  Es  hat  sich  nicht  nur 
der  Gesamtbestand  an  Wag^n  dieser  Gattung  durch  Verluste 
im  Kriege  und  durch  Abtrabe  an  die  Feinde  wesentlich  ver- 
ring^ert,  sondern  es  ist  auch  die  Zahl  der  wegen  Schäden  nicht 
betriebsfähigen  Wag->en  unter  den  Einwirkungen  des  Kriegs- 
betriebes mehr  und  mehr  über  den  Stand  vor  dem  Kriege  ge- 
stiegen. Die  Schäden  sind  zudem  bei  einer  Reihe  von  Wagen 
sehr  erheblich,  so  daß  ihre  BeseitiTun'^-  läu'^.p'-e  Zeit  er- 
fordert und  die  Werkstätten  außerordentlich  belastet. 

Währ>end  es  unter  diesen  Verhältnissen  dringend  geboten 
wäre,  die  Fertigstellung  neuer  Wagen  aufs  äußerste  zu  be- 
schleunigen, hat  leider  die  Ablieferung  der  in  Auftrag  ge- 
gebenen Personenwagen  sich  sehr  ungünstig  gestaltet.  Die 
Rückstände  nehmen  immer  mehr  zu  und  betraoen  zurfeeit 
insgesamt  mehr  als  700  Wagen.  Wenn  ich  auch  nicht  ver- 
kenne, daß  die  Fertigstellung  der  Wagen  dnrch  Umstände 
erschwert  worden  ist,  denen  gegenüber  die  Lieferwerke  bis 
zu  einem  g-e wissen  Grade  machtlos  waren,  so  muß  ich  in  An- 
betracht des  Ernstes  der  Lage  doch  der  Erwartung  Ausdruck 
geben,  daß  die  Wagenbauanstalten  mit  allen  Mitteln  danach 
streben  werden,  die  Rückstände  an  Personenwagen  aufzu- 
arbeiten und  die  für  die  Sommerlieferung  vereinbarten  Liefer- 
termine soweit  irgend  möglich  noch  abzukürzen.  Um  dies 
zu  erreichen,  würde  ich  gegebenenfalls  nichts  dagegen  einzu- 
wenden haben,  wenn  der  Bau  der  Güterwagen  bis  zu  einem 
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ffewis&en  Grade  zuorunsten  der  Person'enwasen  zurückt^estellt 
wiird-e.  Was  vorKSl^ebend  für  Person-en wagen  »esagt  istrsiU  in 
gLeicher  W€i.--.e  auch  für  Gepäckwagen. 

Ich  «rsuche  'ergebenst,  dem  Eisenbahn-Z-entralamt  umgehend 
mitzuteilen,  in  welcher  Weise  die  Fertigstellung  der  auf 
Grund  der  bisherigen  Bestellungen  noch  abzuliefernden  Per- 
sonen- und  Gepäckwagen  beschleunigt  werden  kann.  A^on  der 
demnächstigen  tatsächlichen  Ablieferung  wird  die  Verteiluno- 
der  nächsten  Aufträge  abhängig  gemacht  werden  müssen. 

Neben  der  Fertigstellung  der  neuen  Wagen  muß  aber  auch 
die  Instandsetzung  der  schadhaften  Personenwao-e n  be- 
schleunigt werden.  Da  die  Eisenbahnwerkstätten  noch  läno-ere 
Zeit  durch  dae  Herrichtuug  der  an  die  Feinde  abzu<^ebenden 
Personenwagen  stark  in  Anspruch  genommen  sind,  ist  es 
dringend  erwünscht,  daß  derartige  Wagenbauanstalten,  die 
schon  .letzt  Personenwagen  ausbessern,  dies  künftio-  in  ver- 
mehrtem Umfange  tun,  und  daß  auch  andere  Werkel  die  dies 
bisher  noch  nicht  getan  haben,  sich  hierfür  zur  Verfü^uno- 
stellen.  Soweit  sich  übersehen  läßt,  wird  es  möglich  sein,"  den 
Wagenbauanstalten  solche  Arbeiten  noch  mindestens  ein  Jahr 
lang  zuzuweisen.  Die  Eiisenbahndirektionen  werden  von  mir 
angewiesen  werden,  mit  den  Wagenbauaastälten  hierüber  er- 
neut zu  verhandeln  und  ihnen  beschädigte  Wagen  zur  Instand- 
setzung zuzuführen." 

Bei  Übersendung  dieses  Schreibens  an  die  Eisenbahndirek- 
tionen hat  der  Minister  noch  folgendes  ausgeführt :  „Nach  den 
mir  erstatteten  Berichten  waren  am  16.  Februar  1919  bereits 
16  Wagenbauanstalten  und  7  notleidende  Werke  mit  der  Aus- 
besserung von  Personenwagen  beschäftigt.  Der  Reparatur- 
bestand hei  diesen  Werken  betrag  indessen  an  Aam  genannten 
Tage  nur  insgesamt  291  Personenwagen.  Bei  dem  großen 
Mangel  an  betriebsfähigen  Personenwagen  ist  es  erforderlich, 
die  Privatindustrie  in  wesentlich  erweitertem  Umfange  und 
während  einer  längeren  Zeit  —  mindestens  von  der  "Dauer 
eines  Jahres  —  zur  Ausbesserung  von  Personenwagen  aller 
Art  heranzuziehen.  Die  Eisenbahndirektionen  wollen  alsbald 
mit  den  im  dortigen  Bezirk  gelegenen  Wagenhauanstalten 
wegen  Übernahme  von  PersonenAvagen  mit  größeren  Aus- 
besiserungsarbeiten  verhande'n  und  ihnen  unverzüglich  so 
viel  Personenwagen  zuführen,  wie  sie  wünschen  und  nach 
Maßgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  ausbessern  können.  In 
gleicher  Weise  sind  weitere  hierfür  geeignete  notleidende 
Privatwerke  und  Staatsbetriebe  zur  Personenw^agenausbesse- 
rung  heranzuziehen.  Für  die  Ausbesserung  in  Privat  werken 
und  notleidenden  Staatsbetrieben  kommen  ausschließlich 
Wagen  mit  größeren  Schäden  in  Frage.  Bei  der  Zuführung 
der  Personenwagen  ist  darauf  zu  achten,  daß  die  einzelnen 
Werke  nach  Möglichkeit  nur  Wagen  von  gleichen  Gattungen 
und  zwar  solcher  Gattungen,  für  deren  Ausbesserung-  "die 
Werke  am  besten  eingerichtet  sind,  erhalten.  Erforderlicben- 
falls  hat  die  Eisenbahndirektion  sich  hierüber  mit  den  Nach- 
bardirektionen ins  Benehmen  zu  setzen.  Bis  zum  15.  April 
d.  Js.  Thrill  ich  einem  Bericht  darüber  entgeg>ensehen,  welche 
Wagenbauanstalten  und  notleidenden  Werke  mit  Personen- 
wagenaus'besserungen  bieschäftigt  werden  und  in  welchem 
Umfange  den  einzelnen  Werken  Persanenwag>en  der  ver- 
schiedenen Gattungen    zugeführt  sind.'' 

—  Zuziehuna;  von  mittleren  und  unteren  Beamten  sowie 
Arbeitern  zu  den  ständigen  Fachausschüssen  der  preußischen 
Staatsbahnverwaltung.  Der  preußische  Eisenbahnminister  hat 
unterm  19.  d.  Mts.  folgenden  Erlaß  an  das  Eisenbahn-Zentral- 
amt  und  nachrichtlich  an  die  Eisenbahndiiektionen  gerichtet- 
Durch  Erlaß  vom  21.  Oktober  1918  —  E.-V.-Bl.  S.  233  —  habe 
ich  angeordnet,  daß  zu  allen  Beratungen  über  die  Eegelung 
der  praktischen  Dienstausübung  sowie  über  Vervollkomm" 
mungen  der  teehnischen  Einrichtungen  geeiignete  Be- 
amte der  berührten  Dienstzweige  heranzuziehen  sieien, 
damit  sie  sich  auf  Grund  ihrer  praktischen  Erfah- 
iTiugen  gutachtlich  zu  den  geplanten  Maßnahmen  äußern 
können.  Um  sicherzustellen,  daß  der  mit  dieser  Anordnung 
beabsichtigte  Zweck  bald  und  voll  erreicht  wird,  und  um  zu- 
gleich ein  weiteres  Zeichen  meiner  Anerkennung  für  die 
Tätigkeit  der  Beamten  und  Arbeiter  der  Staatsei&enbahnver- 
waltung  zu  geben,  bestimme  ich  hiemiit,  daß  —  unbeschadet 
der  weiteren  Geltung  des  Erlasses  vom  21.  Oktober  1918  über 
die  gutachtliche  Anhörung  von  Beamten  bei  den  für  ihre 
Dienstausübung  zu  treffenden  wichtigen  Maßnahmen  —  zu 
den  Verhandlungen  der  für  die  Vorbeieitung  allgemeiner  An- 
gelegenheiten bestichenden  ständigen  Ausschüsse,  in  denen 
die  Geschäftsführuno-  dem  Eisenbahn-Zentralamt  übertragen 
ist,  Beamte  und  Arbeiter  als  Mitglieder  o-,emäß  nachstehender 
Weisung  hinzuzuziehen  sind. 

Als  ständige  Mitglieder  werde  ich  einberufen:  1.  zum-Ober- 
bauausschuß  je  einen  Oberbaukontrolleur,  Bahnmeister  und 
Rottenführer,  2.  zum  Block-  und  Stellwerksausschuß  je  einen 
Bahnmeister,  Bahnhofsvorsteher  und  Weichensteller  (Stell- 
werks wärter),  3.  zum  Fahrdienstausschuß  je  ein-en  Eisen- 


bahnassistenten,  Lokomotivführer,  Zugführer  und  Rangier- 
meister, 4.  zum  Lokomotivausschuß  je  einen  Betriebs- 
niaschinenkonti  oUeur.  Werkstätten  Werkmeister  und  Lokomotiv- 
führer, 5..  zum  Personenwagenausschuß  je  einen  Werkstätten- 
weikmeister,  Wagenaufseher  und  Schaffner,  6.  zum  Güter- 
wagenausschuß jie  einen  Wagenmeister,  Lademeister  und 
Schaffner  (Bremser  für  Güterzüge),  7.  zum  Bremsausschuß 
je  einen  Lokomotivführer",  Wagenmeister  und  üangierarbeiter, 
8.  zum  Werkstättenausschuß  je  einen  Werkstältenwerkmeister 
und  -Werkführer  sowie  zwei  Werkstättenhandwerker,  von 
deneii  mindestens  einer  ein  Metallarbeiter  sein  muß,  9.  zum 
Finanzausschuß  einen  Verkehrskontrolleur  und  einen  Kassen- 
vorsteher. 10.  zum  Materialien-  und  Geräteausschuß  je  einen 
Materialienverwalter,  Werkstättenwerkmeister  und  Magazin- 
arbeiter, 11.  zum  Verkehrskontrollausschuß  einen  Vorsteher 
einer  großen  Kontrolle  und  einen  Gütervorsteher,  12.  zum 
Wohlfahrtsausschuß  je  einen  Eisenbahnassistenten,  Unter- 
assistenten, Bahnwärter  und  Lokomotivheizer  sowie  je  einen 
Werkstätten-  und  Betriebsarbeiter. 

Zu  den  Beratungen  des  Dienstanweisungs-  und  des  Persona- 
lienau&schusses  wird  der  Ausschuß  jeweils  Vertreter  derjenigen 
Beamtenklassen  als  Mitglieder  hinzuziehen,  deren  Dienst^-' 
anweisungen  oder  Personalangelegenheiten  den  Gegenstand 
der  Besprechung  bilden  sollen. 

Die  geeigneten  Beamt^en  vorzuschlagen,  wird  den  für  die 
einzelnen  Beamtenklassen  bestehenden  Fachverbänden  über- 
lassen, die  mir  ihre  Vorschläge  durch  den  Eisenbahn-Beamten- 
beirat in  meinem  Ministerium  zuleiten.  Das  Ersuchen  hierzu 
an  die  Faehverbände  wird  von  dem  Eisenbahn-Beamtenbeirat 
ausgehen,  mit  d.em  ich  mich  hierüber  verständigt  habe.  Wegen 
der  zu  den  Ausschüssen  einzuberufenden  Arbeiter  folgt  wei- 
tere Weisung. 

—  Erleichterungen  für  Umzüge  auf  der  Eisenbahn.  Zur 

Förderung  des  Umzugsverkehrs  aus  den  großen  Städten  ist 
trotz  der  noch  immer  andauernden  Betriebsschwierigkeit  im 
Güterverkehr  von  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung  für 
den  nahenden  Umzugsterpiin  mit  sofortiger  Gültigkeit  nach- 
gelassen worden,  daß  Güterwagen  für  Umzugsgut  unmittelbar 
bei  den  Güterabfertigungen  ohne  die  bisher  erforderliche  be- 
sondere Genehmiguno-  der  Eisenbahndirektion  bestellt  werden 
können.  Es  empfiehlt  sieh,  bei  der  Wagenbestellung  der  in 
Frage  kommenden  Güterabfertigung  einen  Ausweis  über  den 
Umzug  vorzulegen,  weil  diese  darüber  wachen  muß,  ob  tat- 
sächlich Umzugsgut  in  Betracht  kommt. 

—  Voreinheitlichun»  des  deutschen  Verkehrswesens.  Der 

Deutsche  Verband  technisch-wissenschaftlicher  "\^ereine,  dem 
18  der  größten  technisch-wissenschaftlichen  Vereine  mit  über 
70C00  Mitgliedern  angehören,  hat  in  seinen  letzten  Sitzungen 
sich  mit  der  Frage  der  Vereinheitlichung  des  deutschen  Ver- 
kehrswesens beschäftigt.  Als  Ergebnis  dieser  Beratungen  hat 
der  Deutsche  Verband  eine  Entschließung  gefaßt,  die  folgen- 
dermaßen lautet: 

„Der  Wiederaufbau  unseres  Wirtschaftslebens  verlangt 
straffste  Zusammenfassung'  aller  Kräfte  und  Ausschaltung 
jeder  vermeidbaien  Reibungsarbeit  zur  wirtschaftücheien  Ge- 
staltung der  Güterherstellung  und  der  Güterverleilung.  Die 
Vereinheitlichung  auf  dem  Gebiete  der  Güterherstellung,  die 
auf  verschiedenen  Gebieten  bereits  durchgeführt  ist,  auf  an- 
deren durchgeführt  werden  wird,  verspricht  reichsten  Erfolg. 
Sie  wird  aber  eine  halbe  Maßnahme  bleiben,  wenn  daneben 
nicht  auch  die  Güterverteilung  der  Not  der  Zeit  entsprechend 
ebenfalls  in  wirtschaftlicherer  Weise  geregelt  wird.  Die  Ver- 
einheitlichung des  Verkehrswesens  führt  zweifeUos  zu  ganz 
bedeutenden  Ersparnissen  bei  den  Verkehrs  Verwaltungen 
selbst,  die  ihrerseits  wieder  durch  Herabsetzung  der  Tarife  zu 
einer  Befruchtung  der  gesamten  V Olkswirtschaft  und  zur  Er- 
höhung der  volkswirtschaftlichen  Eentabilität  der  Verkehrs- 
unternehmungen führen  können.  Schließlich  ist  die  Verein- 
heitlichung auch  von  größter  politischer  Bedeutung,  weil  im 
Innern  dem  Gegeneinanderarbeiten  der  Verkehrsverwaltungen 
der  Gliedstaaten  ein  Ende  gemacht  wird,  und  weil  die  Stellung 
des  Reiches  nach  außen  durch  das  geschlossene  Auftreten  einer 
vereinheitlichten  Reichs- Verkehrsverwaltung  bei  den  zahl- 
reichen zwischenstaatlichen  Verhandlungen  auf  dem  Gebiete 
des  Verkehrs  bedeutend  gestärkt  wird.  Der  Deutsehe  Verband 
t'ecliuisch-wissenschaftlicher  Vereine  steht  auf  dem  Stand- 
]jjukte,  daß  das  hohe  Ziel  der  Vereinheitlichung  der  Verkehrs- 
!)iittel  am  besten  erreicht  wird  durch  den  Ubergang  der 
Haupt->  und  wichtigeren  Nebeneisenbahnen  sowie  der  wich- 
tigeren Wasserstraßen  in  das  Eigentum  und  in  die  Verwaltung 
des  Reiches  und  durch  die  Übertragung  der  Oberaufsicht  über 
das  übrige* Verkehrswesen  an  das  Reich.  Der  Verband  wendet 
sich  daher  an  die  Regierungen,  an  den  Präsidenten  und  die 
Mitglieder  der  Nationalversammlung,  an  die  Landesversamm-  ■ 
lungen  der  Gliedstaaten  und  au  alle  Deutschen,  die  die  Be- 
deutung dies<er  Fragß  lür  di-e  gesamt^.  Volkswirtschaft  erkaaat 
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haben,  mit  der  Bitte,  nach  Kräften  für  di«  V.eröinh€itlichun» 
.des  deutschen  V^rk^ehrswe&ens  «inzutreten." 

—  Einheitliche  Bcnennnne;  der  Lokomotivteile.  Der  Engere 
Lökomotiv-Normen-Ausschuß  (Elna)  hat  unter  Führung'  d^er 
Hanomaor  sich  der  verdi-ensQich.en  Aufgabe  unt€rzoo-enr.ein'e 
einheitliche  Benennung  für  die  bisher  verschieden  bez'eich- 
neten  LokomotivteiLe  festzukgen.  Diese  erste  „Normenar- 
beit'*' des  Elna  hat  sich  als  notwendig  bei  ausgestellt,  weil 
bisher  in  der  Bezeichnung  der  Lokomotivteüe  eine  ziemliche 
Willkür  herrschte.  Für  einzelne  Teile  waren  bis  zu  15  ver- 
schiedene Ausdrücke  im  Gebrauch.  Andere  Ausdrücke  wurden 
gleichzeitig  für  verschiedene  Teile  angewendet,  ■so  daß  bei 
der  Bezeichnung  gewisser  Begriffe  große  Verwirruno- 
herrschte.  Als  Drucksache  Nr.  4  gibt  die  Elna  eine  Zu- 
sammenstellung der  nunmehr  festzulegenden  Bezeichnun-^en 
heraus.  Sie  ist  in  drei  Abschnitte:  a)  Allgemeines;  b)  Loko- 
motive; c)  Tender  eingeteilt;  die  Abschnitte  b)  und  c)  zer- 
fallen wieder  m  43  Gruppen.  Die  Benennunsen  sind,  soweit 
nötig,  mit  Erläuterungen  und  bildlichen  Darstellungen  ver- 
sehen. Maßgebend  für  die  Auswahl  der  Benennungen  war 
der  Sprachgebrauch  der  deutschen  Behörden  und  der  amt- 
lichen Vorschriften  (Lieferungsbedingungen  der  Staatsbahnen, 
Technische  Vereinbarunffen,  Eisenbahnbau-  und  Betriebs- 
ordnun?, .  Vereinswagenübereinkommen  usw.).  Auf  einen 
möglichst  kurzen,  klaren  und  eindeutigen  Ausdruck  ist  größter 
Wert  gelegt  worden,  Fremdwörter  wurden  vermieden;  wo 
gute  Verdeutschungen  fehlten,  sind  Vorschläge  für  Ver- 
deutschungen ceinacht  worden. 

Die  Zusammenstellung  wird  nunmehr  dem  Allgemeinen 
Lokomotiv-Normen-Ausschuß  vorgelegt  und  .=oll  "dem  ge- 
samten in  Betracht  kommenden  Interessentenkreis  zur  Durch- 
sicht und  Äußerung  etwaiger  Wünsche  zugehen.  Es  ist 
wünschenswert,  daß  sich  möglichst  weite  Kreise  an  der  Mit- 
arbeit beteiligen.  Etwaige  Änderungsvorschläge  und  Wünsche 
können  bis  Mitte  April  der  Honomag  mitceteilt  werden,  die 
auch  auf  Anfordern,  ^^oweit  der  Vorrat  reicht,  Stücke'  der 
Drucksache  Nr.  4  zur  Verfügung  stellt. 

—  Die  Deutsche  Eisenbahnzeitunc  (Zeitung  für  deutsche 
Lokomotivführer)  wird  infolge  des  neuesten  Zusammen- 
schlusses der  deutschen  Eisenbahnbeamten  demnächst  in 
neuem  Gewände  erscheinen.  Sie  kündigt  dies  ihren  Lehern 
mit  folsenden  Worten  an:  ..Die  „Deut'^che  Eisenbahn-Zeituna"' 
erscheint  vom  1.  April  1919  ab  als  Z  e  n  t  r  a  1  -  0  r  g  a  n  der 
deutschen  E  i  vse  n  b  a  h  n  b  e  a  m  t  e  n.  Bei  der  dann  ein- 
setzenden Vertretung  der  wirtschaftlichen  und  S  t  a  n  - 
ü  6  s  1  n  te  resse  n  der  gesamten  deutschen  Eisen- 
bahnbeamten  wird  die  ,.D.  E.-Zts-."  auch  in  enero-ischer 
rni  zielbewußter  Weise  für  die  Wünsche  der  Lokomotivbeam- 
tfn  eintiTten,  wie  sie  es  nunmehr  30  Jahre  lang  oetan  hat,  und 
die  Arbeiten  der  Organisationen  tatkräftig  weiter  fördern, 
t.me  Reihe  hervorragender  Mitarbeiter  ars  allen  Kreiden  der 
Ji,i?enbahnbeamten  wird  für  die  ..D.  E.-Ztg.''  tätio-  ^ein  und 
alle  Zeit-  und  Streitfragen  der  Eisenbahnbeamtenschaft  er- 
örtern. Die  „D.  E.-Ztg."  wird  ferner  infolge  ihrer  o-uten  Be-- 
ziehiingen  m  der  Lage  sein,  eingehend  über  al'e  Elsenbahn- 
betriebs-, \  erkehrs-  und  Verwaltunosansielegenheiten  zu  unter- 
richten, die  auch  für  die  Lokomotivbeamten  von  o-roßem  Werte 
sind.  Auch  ein  Unterhaltungsteil,  der  besonders  den  Frauen 
gewidmet  ist.  soll  wieder  erscheinen.  In  der  Abteilrn"--  Für 
Ji-eamtenfrauen'  werden  sie  viele  gute  Eatschläge  finden  die 
innen  über  die  schweren  Zeiten  hinweghelfen'' 


Deutschösterreich. 

M~u  P^'Htschösterreiehisches  Staatsarat    für  Verkehrswesen. 

J»lach  dem  von  der  konstituierenden  National versammluno-  am 
14.  Marz  d.  Js.  beschlossenen  Gesetze,  betr.  die  Oro-anisation 
aer  btaatsregierung  bleibt  das  Staatsamt  für  Verkehrswegen 
öis  zur  Erlass.ung  der  die  Teilnahme  Deutschösterieichs  an 
üer  Ge.^etzgebuno-  und  Verwaltung  der  deutschen  Eepublik 
regelnden  besonderen  Gesetze  unter  der  Leitung  eines  Staats- 
sekretars aufrecht.  Seine  Zuständigkeit  wird  durch  die  Schiff- 
tahrtsangelegenheiten  sowie  die  Post-,  Telegraphen-  und 
terasprechangelegenheiten  erweitert.  Zum  deutschöster- 
reichischen Staatssekretär  für  das  Verkehrswesen  wurde  von 
Oer  konstituierenden  Nationalversammlung  Exzellenz  Ludwi»- 
Paul  gewählt. 

-  Stellenausschreibungen.    Das  d.  6.  Staatsamt  für  Ver-  I 
Ke^hrswesen  hat  folgenden  Erlaß  an  alle  deutschösterreichi-  I 
I^Knen  htaatsbahnrhrektionen  -gerichtet:  Mit  Bün.ksicht  auf  d-e  ' 
Desondere  Bedeutung,  die  der  Besetzung  erledigter  Beamten- 
•>i'eiten  bei  den  gegenwärtigen  durch  die  staatsrechtiicben  Um-  ' 
vvaizungen  in  einschneidender  Weise  beeinflußten  Personal-  i 
■-tanaesverhaltnissen  zukommt,  sind  bis  auf  weiteres  zur  Er- 
ledigung gelangende  Stellen  grundsätzlich  zur  Bewerbung 
a-uszttiächi»eiben:.  -  Sofern  -wichtige  di^astliejie  Gründe-eine  Aus- 


nahme von  dieiser  Eegel  erfordern-  sollten,  ist  hierüber  unter 

Darleguna-  dieser  Gründe  zu  berichten.  Gleichzeitig:  wird  in 
zeitweiliger  Erweiterung  der  Bestimmungen  des  Erlasses  des 
vormaligen  k.  k.  Eisenbahnministeriums-vom  24.  Januar  1912 
angeordnet,  daß  bis  auf  weiteres  die  Ausschreibungen  auch 
jener  Beamtenstellen,  deren  Bes^etzung  in  den  eigenen  Wir- 
kungskreis der  Direktionen  fällt,  grundsätzlich  auch  im"  Amts- 
blatte des  Staatsamtes  für  Verkehrswei?en  zur  Verlautbarung 
zu  bringen  sind.  Für  die  Entscheidung  übicr  die  eingelansten 
Bewerbungsaesuche  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß  jene 
ehemals^  österreichischen  Staatsei^enbahnbedienstelen  deut- 
scher Volkszugehörigkeit  aus  außerhall)  Deuischösterreichs 
gelegenen  Gebielen,  die  nach  ihrer  durch  fremde  National- 
regierungen verfügten  Enthebung  von  ihren  bisherisen 
Dienstposten  bei  deutschösterieichiscben  Staatsbahndiiek- 
tionen  in  Verwendung  genommen  wurden  odier  für  eine  solche 
Inverwendungnahme  in  Betracht  kommen,  bei  entsprechender 
persönlicher  und  fachlicher  Eignung  die  edeiche  Berücksich- 
tiaungswürdigkeit  wie  die  bereits  in  den  Dienst  der  deutsch- 
ö^tprreichiscben  Staatsbahnen  übernommenen  Bediensteten  ge- 
nießen. 

—  Die  Ablief erang  von  Lokomotiven  und  Güterwagren  an 
Italien,  Die  Ablieferung  von  Güterwa'-en  und  Lokomotiv.°n 
an  die  italienische  Eegiening  geht  einer  Meldung  vom  4.  d.  M. 
zufolge  planmäßig  vor  sich.  Die  Italiener  haben  die  Über- 
gabe von  zwei  Maschinen  und  viei'zig  Wagen  täglich  verlangt. 
Die  Ablieferung  dürfte  in  diesem  Umfange  inzwischen  voll- 
zogen worden  sein. 

—  Der  Dampfschif.Jahrtsverkehr  Ruf  der  Donau.  Die  Donau 
ist,  was  die  Nationalisieruner  des  Verkehrs  anbelangt,  gesen- 
wärtig  in  drei  Stücke  geteilt.  Sie  zerfällt  in  die  deutsche 
Strecke,  welche  von  den  deutschösterreichischen  und  von  den 
deutschen  Schiffahrtsgesellschaften  bedient  wird.  Daran 
schli.eßt  sich  das  tschecho-slowakische  Interessengebiet, 
v*elches  nach  den  letzten  Abmachungen  mit  der  Entente  von 
Preßburs-  bis  Ba.ja  ausgedehnt  ist.  Die  dritte  Strecke  der 
Donau  fällt  in  den  Machtbereich  der  Transportl'eitun?  in  Bel- 
grad, an  deren  Spitze  der  englisclie  Admiral  Troubi^dge  stett, 
Ihm  obliegt  der  Bslkanveikr hr  für  die  Entente  auf  der  Donau. 
Wie  in  Schiffahnskreisen  verlaufet,  beabsichtigt  die  Entente 
zur  Eegelung  des  Verkehrs  von  Ee^ensburg  bis  Sulina  eir^im 
Abgesandten  nach  Deutschösterreich  zu  entsenden,  der  ein 
Einvernehmen  zwischen  den  jetzt  bestehenden  drei  Inter- 
ess.f ntengruppen  herbeiführen  soll. 

Die  Verhandlunoen  zwischen  der  t s  c  h e  c  h  o -sl  o  w  a  k  i - 
s  eben  Eegierung  und  der  Donau-Dampfschiff- 
f  a  h  r  t  g e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  haben  zu  einer  Vereinbarung  ge- 
führt, nach  der  die  Gesell.=chaf t  dem  tschecho-slowakischen 
Staat  die  Benutzung-  einer  Anzahl  von  Schleppern  gegen  eine 
zahlenmäßisr  festge-etzfe  Entschädigung-  bis  zum  Fried>i'na- 
fohluß  überläßt.  Als  Grundlage  der  Entschädigung-  dienen 
die  von  der  ehemaligen  österreichisch-ungarischen  Kriegsver- 
waltunz  festgesetzten  Sätze.  Die  Donau-Dampfsehiffahrt- 
gesellschaft  wird  auch  -während  der  Übergansszeit  in  der 
Lage  sein,  ihren  Geschäftsbetrieb  auf  der  g-anzen  Donau 
weiterzuführen.  Unter  Berücksichtigung-  der  von  der  Un- 
garischen Fluß-  und  Seeschiffahrtgesellschaft  gemieteten 
Schiffe  dürfte  der  tschecho-slowakische  Staat  vorläufig  mit 
etwa  55  Schleppern  die  Schiffahrt  auf  der  Donau  aufnehmen 
und  hierbei  das  Personal  der  Schiffahrtsgesellschaften  ver- 
wenden. 

—  Hofrat  Dr.  Wagner  von  Freynsheim.  Am  31.  März  d.  Js. 
tritt  der  Direktorstellvertreter  der  deutschösterreichi  sehen 
Nordbahndirektion  in  Wien,  Herr  Hofrat  Dr.  Bruno  Wagner 
von  Fre-ynsheim,  nach  einer  fast  40iähri?en  Tätigkeit  im 
Eisenbabndienst  in  den  dauernden  Euhestand. 

Herr  Hofrat  Wagner,  der  sich  während  dieser  langiährioren 
Tätigkeit  hervorragende  Verdienste  um  das  Eisenbahn we-en 
seines  Vaterlandes  erworben  hat,  im  Verein  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen als  langjähriges  Mitglieil  verschiedener  Aus- 
schüsse eine  große  Rolle  spieltie  und  auch  an  zahlreichen 
internationalen  Konferenzen  in  führender  Stellung  teilge^ 
rornmen  hat,  war  ursprüng-lich  Hof-  und  Gerichtsadvokat  in 
Wien  und  trat  im  Jahre  1881  zunächst  als  Eechtskonsulent- 
Stellvertreter  in  den  Dienst  der  damaligen  österreichisoh- 
ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft.  Bei  dieser  Bahn, 
zu  deren  Eechtskonsulenten  und  Geueralsekretär-Ste'lvertrete.r 
er  bald  vorrückte,  nahm  er  in  verautwortunasreicher  Stellung 
an  allen  großen  Aktionen  der  Gesel]s(diaft  teil,  insbesondene 
an  der  Ausarbeitung  des  im  Jahre  1891  mit  der  ungaHschen  , 
Eegderung  abgeschlossenen  Vertrages  ütier  die  Einlösimg  der 
ungarischen  Linien,  an  den  sch-n'ierigsten  finanziellen  "Ver- 
handlungen und  endlich  auch  als  Vertreter  der  G-eseUschaft 
an  den  Verliandlunaen  über  die  Einlösung  der  österreichischen 
Linien,  die  im  Jahre  1909  durch  die  Verstaatlichung  ihren 
Abschluß  fanden.     Anläßlich '  der  Verstaatüchung  mit  d^m 
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Titel  eines  E€Ofieninssrat'es  ansorezeichnet,  wnrde  Wa«:n«r  zur 
Dienstleistuns:  in  das  Eisenbahnministerium  einberufen,  wo 
er  zwei  Jahre  wiikte  und  zum  Generalinspektor  der  Staats- 
eisenbahnoesellscliaft  betordeit  wurde.  Im  Herbst  1911  wurde 
Wagner  mit  der  Siellvertretuno'  des  Nordbahndirektors  für 
den  Ä-esamten  kommerziellen  Dienst  betraut.  Auf  diesem 
Posten  entfaltete  er  eine  rn,2'emein  reiche  ,und  viels-eitiff« 
Tätinkeit,  die  wesentlich  dazu  beitrug,  der  Nordbahndirektion 
als  der  kommerziell  wichtio'sten  Linie  der  daiftalie-en  öster- 
reichischen Staatsbahnen  die  ihr  gebührende  Stelluno-  zu 
sichern.  Unter  noch  schwierigeren  Verhältnissen  setzte 
Wagner  während  der  Kriegs.iahre.  die  an  die  Nordbahndirek- 
tion die  größten  Anforderungen  stellten,  seine  Tätigkeit  mit 
unermüdlichem  Eifer  und  patriotischer  Aufopferung  fort,  was 
a^uch  durch  VerleibunT  des  Titels  eines  Hofrates  und  des 
Kriegskreu/es  für  Zivilverdienste  anerkannt  wurde. 

Wie  so  viele  hohe  Eisenbahnbeamte,  die  den  Übergang  in 
eine  neue  Zeit  nicht  mehr  mitmachen  wollen,  tritt  nun  Hofrat 
Wagner,  hochgeschätzt  von  seinen  Vorcresetzten  rnd  Kollegen, 
verehrt  von  seinen  Untergebenen,  die  dem  gerechten  und 
wohlwollenden  Vorgesetzten  die  größte  Anhänglichkeit  be- 
wiesen, nach  einem  arbeitsreichen  Leben  mit  ungebrochener 
Lebensfreude  in  den  Ruhestand. 


ünprarn. 

—  Durchfuhr  von  Lebensmittelsen(lunj2;en  für  die  Tschechen. 

In  den  jüngsten  Tagen  traf  in  Budapest  aus  den  von  den  Ser- 
ben besetzten  G-ebieten  Südungarns  ein  aus  15  Wagen  bestehen- 
der Zug  ein,  der  mit  für  die  Tschechen  bestimmtem  F'eisch 
und  Fett  beladen  war.  Da  die  ungarische  Regierung  die  Ab- 
lassung des  Zuaes  nicht  gestattete,  wurden  zwischen  ihr  und 
der  Waffenstillstandskommission  Verhandlungen  eingeleitet, 
die  za  dem  Errebnis  führten,  daß  in  Zukunft  solche  Trans- 
porte nicht  mehr  stattfinden  sollten.  Kurz  darauf  traf  auf 
dem  Franzstädter  Bahnhof  abermals  ein  Zug  mit  fünf  Wagen 
Fleisch  und  drei  Wagen  Fett  ein.  Die  Lebensmittelsendungen 
begleiteten  französische  Soldaten.  In  dem  unararischen  Mi- 
nisterrat unterbreitete  der  Volksernährungsminister  die  Mit- 
teilung, daß  die  tschechische  Ernährungskommission  in  Buda- 
pest für  das  tschechisch-slowakische  Vo'ksernährungsmini- 
sterium  in  Prag  30  Wagen  Fett  und  fünf  Wagen  Schweine- 
hälften verfrachtet  habe.  Dagegen  hat  die  ungarische  Re- 
gierung bei  der  Militärmission  der  verbündeten  Heere  Ver- 
wahrung eingelegt.  Diese  hat  sich  auf  den  Punkt  des  Waffen- 
stillstandsvertrages berufen,  der  der  Entente  das  Recht  sichert, 
die  ungarischen  Eisenbahnen  unbeschränkt  zu  benutzen  und 
auf  den  ungarischen  Eisenbahnen  zu  militärischen  Zwecken 
zu  beliebiger  Zeit  beliebige  Güter  zu  versenden.  Da  die  Mis- 
sion auf  dieser  Gi-undlage  die  Durchlassung  de>  Transportes 
forderte,  widrigenfalls  die  serbischen  Truppen  die  Demarkations- 
linie überschreiten  und  nötigenfalls  sogar  Budapest  selbst  be- 
setzen würden,  hat  die  ungarische  Reo'ierung  unter  wieder- 
holten nachdrücklichsten  Protesten  der  Weiterbeförderuna'  des 
Transportes  keine  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt,  wobei  je- 
doch die  Eegierunof  betonte,  daß  der  Waf fenstillstandsv>ertr'ag 
die  Zuständigkeit  der  ungarischen  Behörden  in  bezug  auf  die 
Eisenbahnverwaltung  unberührt  gelassen  habe. 

—  Verffewaltiuung  ungarischer  Eisenbahner  durch  die  Ru- 
mänen (vgl.  auch  Nr.  16,  S.  158/159  d.  Ztg.).  Die  Nagyszebener 
Zentraleisenbahndirektion  hat  im  Einvernehmeu  mit  der  ru- 
mänischen Heeresleitung  beschlosisen,  von  den  auf  dem  be- 
setzten G-ebiete  befindlichen  Eisenbahnern  die  Unterfertigung 
des  Treugelöbnisses  zu  erzwingen.  Es  wurden  diesen  gegen- 
über neue  Gewalttätigkeiten  beganaen.  Das  Personal  der 
Eisenbahnstationen  Lupeny  und  Vulkäny  wurde  vom  rumäni- 
schen Militär  umzingelt  und  unter  Androhung  von  Internierung 
und  Prügelstrafe  zur  Unterfertigung  der  Erklärung  gezwun- 
gen. Der  Stationschef  in  Lupeny  wurde  im  kranken  Zustand 
in  Petrozseny  gefangen  gehalten  und  mißhandelt.  Der  Vul- 
känver  Stationschef  ist  durch  wiederholte  Mißhandlung-en 
gleichfalls  erkrankt.  Die  Rumänen  gestatten  die  Aus/zahlung 
der  &ehälter  an  das  Personal  der  Staatsbahnen  auf  den  be- 
setzten G-ebieten  so  lang>e  nicht,  bis  es  die  gewünschte  Er- 
klärung unterfertigt  hat. 

—  Zollbehandlung  der  für  die  fremden  Truppen  im  besetz- 
ten Gebiet  bestimmten  Güter.  Nach  einer  Verordnung  der  Di- 
rektion der  ungarischen  Staatsbahnen  sind  Güter,  welche  von 
außerhalb  des  ehemaligen  österreichisch-ungarischen  Ver- 
tragszollgeluetcs  gelegenen  ausländischen  Staaten  für  die 
durch  fremde  Trui)i>en  besetzten  Gebiete  des  ungarischen  Staa- . 
tes  bestimmt  und  zur  Verzollung  an  Zollämter  auf  besetztem 
Gebiete  angewiesen  sind,  behufs  Verzollung  dem  Budapester 
oder  aber  einem  der  Bestimmun asstation  nächstgelegenen,  auf 
d^  unbesetzten  ■Gebiet'ö  befindlicheo  Zollaante  zuzufüliBeiu 


—  Jlinisterialrat  v.  Neugebauer  f.  Der  pensionierte  Direk- 
tor der  ungarischen  Staatsbahnen,  Ministerialrat  Viktor 
V.  Neugebauer,  ehemaliger  Betriebsdirektor  der  Donau- 
dampfschiffahrtgettellschaf t,  ist  am  8.  Februar  im  66.  Lebens- 
jahre gestorben. 


Südslavi-ches  Gebiet. 

—  Austritt  der  südslawischen  Staatsbahnen  aus  dem  Tarif- 
verbande der  ehemaligen  österreichischen  Staatsbahncn.  Laut 

Zeitungsnachrichten  hat  das  Belgrader  Verkehrsministerium 
die  Eisenbahnverwaltungen  der  andiern  Nationalstaalen  ver- 
ständigt, daß  die  südslawischen  Staatsbahnen  mit  sofortiger 
Wiiksamkeit  die  einheitliche  Berechnung  der  Gütertarife 
im  Verkehre  mit  den  übrigen  Nationalstaaten,  die  sogenannte 
Durchrechnung  der  Tarife,  aufheben,  so  daß  nunmehr  dar  Tarif 
der  ehemaligen  österreichischen  Staatsbahnen  rücksichtlich 
der  südslawischen  Bahnen  besonders  berechnet  wird.  Nach 
der  kürzlich  erfolgten  Kündigung  der  direkten  Tarife  war 
vorauszusehen,  daß  die  südslawischen  Bahnen  auch  die  Vor- 
aussetzungen für  eine  selbständige  Tarifpolitik  schaffen  wer- 
den, was  durch'  die  Aufhebung  der  materiellen  Tarifeinheit 
nunmehr  geschehen  ist. 


Obrige  europäische  Länder. 

—  Zur  Ausstandsbewegung  auf  den  französischen  und  eng- 
lischen Eisenbahnen,  über  die  in  Nr.  16  und  19  d.  Ztg.  be- 
richtet worden  ist,  wird  aus  Zürich  gemeldet:  Die  franzö- 
sischen Eisenbahnerverbände  waren  dieser  Tage  in  Paris, 
um  ihre  Forderungen,  deren  Durchführung  sie  von  der  Re- 
gierung bis  zum  15.  März  gefordert  hatten,  nochmals  zu  be- 
sprechen. Nach  längeren  Auseinandersetzungen  wurde  be- 
schlossen, an  der  Einfuhrunir  des  j'^rlitstunderit"'"'«  uu''  e'"'>s 
neuen  Lohntarif  s  mit  einem  Mindestlohn  von  2400  Fr.  jährlich 
sowie  an  der  Abänderung  des  l'eisonalstatuts  und  auch  an  der 
Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  festzuhalten  und  der  Re- 
gierung bis  zum  1.  Mai  eine  letzte  Frist  ein:^u''äumen.  Die 
„Victoire"  deutet  an,  daß  die  Eisenbahner  in  den  G-eneralstreik 
eintreten  würden,  falls  die  Regierung  bis  dahin  ihre  i* orde- 
rungen nicht  erfüllt  habe.  Inzwischen  nimmt  die  Bewegung 
für  den  Achtstundentag  in  Frankreich  immer  weiteren 
Umfang  an,  wobei  die  Begründung  eine  Hauptrolle  spielt,  daß 
Frankreich  bei  der  Verwirklichung  sozialpolitischer  Forderun- 
g>en  nicht  länaer  hinter  dem  Ausland,  besonders  nicht  hinter 
früher  monarchisch  regierten  Ländern,  zurückbleiben  dürfe. 

Auch  in  England  ist  eine  Einigung  noch  nicht  erzielt 
worden.  Nach  einer  Meldung  des  Korrespondenten  der  „Daily 
News"  läßt  die  Haltung  der  Besitzer  der  Kohlengruben  und 
der  Eisenbahnverwaltungen  nicht  auf  die  Absicht-  schließen, 
irgendein  Zugeständnis  zu  machen,  das  als  Bewilligung  der 
Forderunge-n  der  Bergarbeiter  oder  Eisenbahnanuesieliten  be- 
trachtet werden  könnte.  Andicrerseits  habe  die  Abneigung 
unter  den  Bergarbeitern  gegen  eine  Re.g^lung  zugenommen. 
Auch  die  Eisenbahnangestellten  wollten  keine  ihrer  Forde- 
rungen fallen  lassen.  Es  sei  unwahrscheinlich,  daß  die  Mit- 
glieder der  Kohlenkommission  zu  einer  Einigung  gelangen 
würden.  Nererdings  ist  in  einer  Konferenz  des  isogenannten 
Dreibundes,  bestehend  aus  den  Gewerkschaften  der  Bergleute, 
Eisenbahnarbeiter  und  Transportarbeiter,  die  die  Fraa-e  des 
nationalen  Streiks  der  drei  Vereinigungen  erwog,  beschlossen 
worden,  einem  Unterausschuß  aufzutragen,  gemeinsam  mit 
dem  Komitee  der  Eisenbahnarbeiter  an  di,e  Regierung  heran,- 
zu treten,  damit  die  Verhandlungen  zwischen  dem  Bund  der 
Eisenbahnarbeiter  und  dem  Ausschuß  der  Eisenbahn a-esell- 
schaften  wieder  aufgenommen  werden  können.  Die  Eisen- 
bahnarbeiter sollen  in  Abwartung  weiterer  Beschlüsse  an  d«r 
Arbeit  bleiben. 

Wie  Londoner  Nachrichten  besagen.  hat  die  Be- 
unruhigung des  Publikums  wegen  des  drohenden  General- 
streiks der  Minen-.  Eisenbahn-  und  Transportarbeiter  den 
höchsten  Grad  erreicht.  Die  Londoner  Blätter  sind,  wie  der 
Korrespondent  des  „Secolo"  meldet,  mit  düsteren  B^etrachtun- 
gen  über  die  Lag^e  gefüllt,  von  der  niemand  sagen  könne,  wie 
sie  sich  innerhalb  der  nächsten  48  Stunden  g'estalten  werde. 
Wähi-end  einzelne  Anzeichen  die  Hoffnung  auf  eine  Verstän- 
digung in  letzter  Stunde  aufkommen  lassen,  bleibt  die  Un- 
gewißheit über  den  Gemütsziustand  der  Massen  raoh  wie  vor 
bestehen.  Thomas,  der  Generalsekretär  der  Eisenbahner,  i 
ist  von  einer  zur  Besprechung  mit  Lloyd  George 
unternommenen  Reise  nach  Paris  zurückgekehrt  und  hat  ül>er 
seine  Unterrx^dung  mit  Lloyd  Georae  verlauten  lassen,  daß  der 
Minister  der  Forderuuo-  der  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen  zugestimmt  hat  und  die  Ausführung  in  die' 
Wege  leiten  wird,  sobald  das  nötig-e  gesetzliche  Material  dazu 
S'eordnet  sein  wird.  Thomas  hat  in  dex  Sitzun/j  des  Exekijtiv- 
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ausschusses  der  Eisenbahner,  der  auch  di-e  Minister  des  Han- 
d-els  und  der  Arbeit  beiwohnten,  Bericht  erstattet.  Gnenaueres 
liegt  noch  nicht  vor.  Man  glaubt,  daß  die  drei  Generalsekre- 
täre, Thomas  für  die  Eisenbahner,  Smillie  für  die  Minen- 
arbeiter  vnd  Goslins:  für  die  Transportarbeiter,  in  der  allge- 
meinen  und  entscheidenden  Deleoiertenversammluno;  alle  ihre 
Kräfte  aufbieten  werden^  um  die  Delegierten  von  äußersten 
Entschlüssen  abzuhalten.  „Daily  Mail-'  hält  die  Lage  bezüg- 
lich der  Eisenbahnen  für  gebessert  und  glanbt,  daß  die  Ber?- 
werksbesitzer  große  Zugeständnisse  machen  werden,  hält 
aber  für  sehr  ungewiß,  ob  die  Mnenaibeiter  sich  damit  be- 
gnügen werden. 

—  Schweizerische  Bundesbahnen.  In  der  Sitzung  vom  2G.'27. 
Februar  hat  der  Verwaltungsrat  der  Bundesbahnen  be- 
schlossen, in  Erwartung  der  beschlossen^en  Neuorganisation 
der  Verwaltung  die  durch  den  Tod  von  Direktor  Viktor 
Duboux  erledigte  Stelle  in  der  Kreisdirektion  I  zunäcbst  nicht 
wieder  zu  besetzen.  Während  dieser  Zeit  hat  er  Herrn 
Paschoud,  Obering'enieur  des  Krei^res,  als  stellvertretendes 
Mitglied  d^er  Kreisdiiektion  bezeichnet  und  ihm  in  dieser 
Eigenschaft  die  Leitung  des  Baudepartement«  übertragen.  — 
In  der  gleichen  Sitzung  wurden  die  Verträge  genehmigt  über 
Lieferung  von  zwei  Drehstromlokomotiven  für  die  Strecke 
Brig-bitten  im  Betrage  von  1310000  Fr.  mit  Brown,  Boveri 
&  Cie.  in  Baden  und  der  Lokomotivfabrik  Winterthur,  ferner 
von  260  Guterwagen  mit  der  Industriegesellschaft  Neuhausen 
und  von  240  Giiterwagen  mit  der  Wagenfabrik  Schlieren.  - 
Uie  Plane  für  die  Erweiterung  des  Bahnhofes  Lenzburo-  mit 
einem  Kostenvoranschläg  von  139OC0O  Fr.  und  den  Umbau 
d.er  Reußbrucke  jn  der  Fluhmühle  bei  Luzern  mit  einem 
solchen  von  790 OCO  Fr.  wurden  ebenfalls  gutoeheißen 


Fremde  Erdteile. 

—  Anatolische  Eisenbahneesellschaft.  Wie  aus  Konstanti- 
lopel  gerne  det  wird,  haben  die  Engländer  nicht  nur  die  ge- 
samte Direktion  abgesetzt,  sondern  auch  das  deutsche  und 
Bineu  ieil  des  deutsch-schweizerischen  Personals  dieses 
Privatunternehmens  entlassen.  Die  Auszahlung  der  von  der 
^eneraittirektion  den  aus£ewie£enen  Beamten  auso-esetzten 
'il  ^'"'"'l?-  y«^^iii*ert'  die  gesamten  Kassenbestände 
>eschlaonahmt.  Nicht  nur  die  Bahnlinien,  sondern  auch  die 
^schaftsiaume.  Bücher,  Akten  und  Schriftstücke .  der  Gesell- 
^chatt  sind  von  englischen  iMilitärkommissaien  der  Verfügung 
1er  Gesellschaft  gewaltsam  entzogen  worden. 

Bücherschau 

ohlf?'^  Eisenbahntarife  und  die  Finanzwirt- 

n  n  r«.  i'?"'*^,'*''"'-  7^",  R6Äi«rungsrat  R.  Q  u  a  a  t  z 
Q10  l^'  (Sont!erabdruck  aus  der  Zeitschrift  „Stahl  und  Eisen" 
.JIJ,  i\i  4.)  Dieser  Aufsatz  bebandelt  eine  Frage,  die  geoeu- 
"  den  Gegenstand  einster  und  schwieriger  Verha^dlun- 
^en  im  .AVeimarer  Parlam<;nt  und  zwischen  den  Reokrun  "en 


der  deutschen  Bundesstaaten  bildet.  Wie  die  künftige  Giestal- 
tung  des  deutschen  Eisenbahnwesens  ausfallen  wird,  is*  an- 
scheinend noch  ungewiß,  jedenfalls  ist  die  Entscheiduno-  noch 
nicht  bekannt  geworden.  Es  ist  deshalb  zu  begrüßen,  wenn 
auch  die  amtlich  nicht  beteiligien  Kenner  der  vielseitio'en  bei 
der  Losung  der  Eisenbahnfrage  mitsprechenden  Probleme 
durch  die  Presse  m  die  Erörterung  cingieifen.  Der  Verfasser 
üer  schon  aus  einer  Reihe  viel  beachteter  Aufsätze  über  die 
Wirt&chattstuhrung  der  preußischen  Staatsbahnen  rähmlichst 
bekannt  ist,  behandelt  zunächst  die  durch  die  neuesten  Be- 
schlüsse festgelegten  Tariferhöhungen  im  Güter-  und  Per- 
sonenverkehr und  unsere  zu  solchem  Vorgehen  zwingende 
l^inanzlage.  Über  die  Gründe  des  Zusammenbruchs  der  früher 
so  testgelugt.en  Eisenbahnfinanzen  bringt  er  interessf^nte  Zah- 
len namentlich  über  die  Steigerung  der  Selbstkosten  uurch  die 
Lrhohung  der  Preis.e  für  alle  Betriebsmittel  und  Materialien 
und  der  Arbeitslohne.  Und  dabei  ist  ein  Ende  nicht  abzusehen, 
da  die  Beamtengehälter  nicht  auf  dem  jetzigen  Staude  stehen 
bleiben  können  Jetzt  verdient  in  dem  Bezirk,  den  Quaatz 
seiner  Untersuchung  zugrunde  legt,  ein  27iähriger  Eis,enbahn- 
handwerker  so  viel  wie  ein  4O-50.iährig->es  Direktion-smitglied, 
ein  ISjahriger  Rottenarbeiter  mehr  als  ein  doppelt  so  alter 
Regierungsbaumeister.  So  entsteht  eine  Schraube  ohne  Ende 
die  lun  so  bedenklicher  ist,  als  bei  fortschreitender  Erhöhuna- 
der  Eisen bahntarife  die  zur  Hebung  unserer  Volkswirtschaft 
notwendige  billige  Erzeugung  immer  schwerer  denkbar  wird. 

^ü^s  wird  ungeheuer  schwer  sein,  aus  dieser  Lage  heraus- 
zukommen. Bei  den  unausbleiblichen  Reformen  des  preußi- 
scHen  biaatshaushalts  wird  nach  Ansicht  des  Verfassers  in 
erster  Linie  auch  m  der  Staatseisenbähnverwaltung  der  Hebel 
anzusetzen  sein.  In  einem  interessanten-  Rückblick  auf  die 
tetelluno-^  des  Eisenbahnetats  innerhalb  des  Staatshaushaltsetats 
im  Laiute  seiner  Entwicklung  bis  zu  dem  bekannten  Finanz- 
abkommen von  1910,  in  dem  endlich  erreicht  wurde,  einen  Aus- 
gleichstonds  zu  schaffen,  weist  Quaatz  auf  das  Uno-esunde  der 
bisherigen  \  erquickung  zwischen  Eisenbahn-  und  Staatshaus- 
halt hm.  Diese  habe  keineswegs  nur  die  Bedeutuno-  einer 
J-orm;  sie  sichere  vielmehr  dem  preußischen  Pinanzminister 
einen  ins  einzelne  gehenden  Einfluß  in  die  Wirtschaftso-eba- 
run^  der  Staatseisenbähnverwaltung,  Q.  fordert,  daß  in  Zu- 
kunft die  \^irtschaftsfuhrung  der  Staatseiseubahnverwaltuno-, 
soweit  ihr  Verhältnis  zum  Staatshaushalt  in  Betracht  komme, 
nicht  mehr  auf  dem  Brutto  prinzip,  sondern  auf  dem  Netto- 
prinzip  beruhen  solle,  d.  h.,  daß  der  Staatshaushalt  nur  an  dem 
Reinertrage  der  Eisenbahn  Wirtschaft  zu  beteilioen  sei  Nur 
dieser  hatte  im  Staatshaushaltsetat  zu  erscheinen.  Ferner 
wünscht  Q.,  daß  der  Zugriff  auf  die  Eisenbahnüberschüs&e 
^vlrksan^er  beschrankt  werde  als  bisher.  Die  Bemessuno- 
einer  Rente  des  Staates  nach  Verhältniszahlen  des  An'ao-e" 
kapitals  sei  nicht  haltbar,  weil  sie  alsdann  selbsttätig  ohne 
Rucksicht  auf  die  Erträge  des  Kapitals  wachse.  Nach  Ab- 
tindung  des  Staates  solle  die  Wirtschaftsführuno-  unabhäno-io- 
sein  und  nach  kaufmännischen  Gesichtspunkten ""erfolo-eu  ?sie 
müsse  sich  also  nach  den  Bedürfnissen  und  Verhältnissen 
ncliten.  Es  müsse  die  Verantwortung  und  wirtschaftliche 
i^eitung  durch  die  neugeordnete  Eisenbahnverwaltuno-  allein 
übernommen  und  die  bisherige  Zweiteilung  (Mitwirkuno-  des 
l'inanzministers^  beseitigt  werden. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


F  iT«.?"j;  A'jfertigun-sbefugnisse  von  Stationen. 

AT^ri'l  1  T .  ^  \  '7  k  1 1  o  n  s  b  e  z  i  r  k  Alton  a.  Am 
[.en  ^  aiirnin  Z'^a/V'  1*"'  ^'""'^K  It^-etoe-Heide  zwischen 
i:en  Stationen  St.  Michaelisdonn  und  Meldorf  rechts  der  Bahn 
■egcnJe  Ha  tepunkt  Windbergen,  der  bisher   nur  dem 

ÄS?' Vo'^^'r^^""'"V^"  '""'^'^  4:'Klasre"umtr- 
^f^^K  1  T.^^^  diesem  Tage  an  wird  der  Bahnhof  für  den 
iT   YonTflVr  "^'^  Tierverkehr  eröffnet wer- 

L;V.  o°  "  Abfeitigung  von  und  nach  Windbero'.en 
a  dZn^Tri''^^''  und  solche  Gegenstände  ausgeschlossen^ 
-u  deien  Verladung  eine  Kopf-  oder  Seitenrampe  erforderlich 
roß  ünrl  fffrbare  Laderampe  zum  Ent-  und  Verladen  von 
Änd-en.  gewöhnliche  (einbödige)  Wagen  ist 

Eisenbahndirektionsbezirk  Posen  Am 
■Apni  wird  die  zwischen  den  Stationen  Frankfurt  (Oder) 


und  Pillgram  rechts  der  Bahnstrecke  Frankfurt  (Oder) -Berlin 
g-elegene  Station  Rosengarten  (Kr.  Lebus),  welche 
Oisher  nur  dem  Personenverkehr  diente,  auch  für  die  Ab- 
tertigung  von  Gepäek-  und  Expreßgut  eröffnet  werden. 

EcschränkunK  der  Abfertisungsbefu^nisse  von  Stationen. 

Ungarische  S  t  a  a  t  s  b  a  h  n  e  n.  Die  an  der  Lokal- 
bahnstiecke  Versecz-Torontdlszecsäny  gelegene  Station 
yerseczr^t  ist  seit  dem  16.  Februar  d.  Js.  nur  noch  für 
den  Personen-  und  &epäckverkehr  eröffnet.  Der  Güterver- 
kehr sowie  der  Telegraphendienst  ist  eingestellt  worden. 

Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltuno-  sind 
erlassen  worden: 

Nr.  II  50  vorn  17.  März  d.  Js.  an  sämtliche  Vereinsver- 
waltungen, betreffend  Technisches  Vereiasorgan  (abgesandt 
am  21.  Marz  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


I.  Verkehrsstörung. 

Durch  die  aus  Anlaß  der  Noten- 
temi:>€lung  im  Gebiete  der  tscheeho- 
lowakischen  Republik  verfügte  Grenz- 
perre  ist  auf  den  hierseitigen  Linien 
er  regelmäßige  Verkehr  mit  den  säch- 


&;schen  und  bayerischen  Bahnen  und 
darüber  hinaus  vom  25.  Februar  bis 
voraussichtlich  den  9.  März  1.  Js.  unter- 
bunden. 

Die  Buschtehrader  Eisenbahn  muß 
diese  als  „höhere  Gewalt"  zu  be- 
trachtende   Eegierungsniaßnahmen  bei 


allen,  infolge  der  Grenzsperre  im 
Laufe  l'chinderten  Wagen  auf  Grund 
des  V.  W.  Ü.  §  11,  Abs.  3d  für  die  Be- 
ireiung  von  Verzögerungsgebülir  o-^-x- 
tend  machen.  " 
Prag,  am  1.  März  1919.  (S52) 
Die  General-Direktion. 
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Zeftnnir  de«  V«r«fnt 

Dent*clier  (sisoDliHljnverwHltnnmk 


2.  Güterverkehr. 


a)  Staats-  und  Privatbahn-Gütei-verkehr.. 

Heft  C.  I.  Tfv.  5. 

b)  Gemci.nsaincs  Heft  für  den  Wechsel- 
verkchr  Deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander. —   Tfv.  200. 

Mit.  sofortis'er  'Gültigkeit,  sind  im 
Verkehr  mit  d^en  ,Ptation-en  d-er  G.ern- 
rod-e-Harzceroiler  Eisenbahn  auch  für 
Eil-  un  1  FrachtstürküutS'enLluno-'en. 
Frachtzu  soll]  äffe  ein2,''eführt  worrlen. 
Näberes  enthält  die  am  24.  März  1919 
erseheinenJ.e  Numm^er  des  Tarif-  und 
V  e  rke  h  r  s  a  n  ze  i  «;€  r  s. 

Das  alsbaldise  Inkraft treten  der  Er- 
höhunsC'en  gründet  sich  auf  di-e  vorüber- 
gebeufLe  Änd-eruno-  des  §  6  der  Eisrn- 
bahn-Verkehrsordnuu?  (E.G.Bl.  1914, 
Seite  455). 

Auskunft  geben  die  beteili.srten  Güter- 
abfertiaunc.en  sowie  das  Auiskunfbs- 
büro,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  •den  2'^.  März  1919.  (332) 
Eisenbahüdirektion. 


Wechse^verkehr  Norddeu^sch^and- 
Saoh-en  (Tfv.  209).  —  Heft  1  C  TT. 

Mit  Gültiskeit  von  1.  April  1919 
werden  im  Ausnahmetarif  1  (Holztarif) 
für  eine  Anzahl  sächsischer  Stationen 
neue  Schnittsätze  eine-eführt. 

Auskunft  ceben  die  beteiligten  Güter- 
abfertiffuncren  sowie  da«  Auskunfts- 
büro, hier.  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  20.  März  1919.  (337) 
Eisenbahn  direkt  ion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Ost-mitteldeutsch-sächsiseher  Verkehr, 
Heft  '? 

Mit  Gültigkeit  vom  25.  Mai  1919  wer- 
den die  Stationsfrachtsätze  für  Fleisch, 
Fleisch-  und  Wurstwaren  von  Eo=tock 
nach  Warnemünde,  nach  Bodenbach 
und  Tet.schen  —  vergL  Nachtrag  12 
zum  Tarifheft  2,  Seite  26  —  aufge- 
hoben. Nähere  Auskunft  erteilen  die 
beteiligten  Güterabfertigungen. 

Berlin,  den  20.  März  1919.  (346) 
Eisenbahndirekt  i^m. 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Staats-  und  Privatbahngüterverkehr, 
Ostdeutsch-Bayerischer  und  Ostmittel- 
deutsch-Sächsischer Verkehr.  Beson- 
deres Tarifheft,  enthaltend  Ausnahnie- 
frachtsätze  für  Eisenerz  und  Manganerz 
(Braunstein)  zum  Hochofenbetriebe  in 
Oberschlesien  nach  oberschlesischon 
Empfano-sstationen  (Tfv.  Nr.  33). 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  d.  Js. 
treten  an  Stelle  der  Tariftabellen  1  und 
2  des  oben  bezeichneten  „Besonderen 
Tarif heftes''  neue  Tarif tabelLen  1  und  2 
in  Kraft,  in  drenen  die  60pToz.  Erhöhung 
miteingerechnet  ist.  Die  erhöhten  Satz« 
werd'en  im  ,.Gem€insamen  Tarif-  und 
Verkehrsanzeiger  für  den  Güter-  und 
Tierverkehr  im  Bereich  dier  pieußisch- 
he  ssi  s  ch  en  S  t  aat  se  i  sen  bahn  Verwaltung", 
im  „Verkehrsanzeiger  der  Bayerischen 
Stiaatseisenbahnverwal'tung"  und  im 
., Verkehrsanzeiger  der  Generaldirek- 
tion der  Sächsischen  Staatseisen- 
bahnen"  bekannt  gegebnen.  Nähere  Aus- 
kunft erteilen  die  beteiligten  Güterab- 
fertigungen .sowie  unser  Verkehrs- 
büro in  Kattowitz. 

Kattowitz,  den  21.  März  1919.  (347) 
Eisenbahüdirektion. 


Direktor  Güterverkehr  zwischen  Sta- 
tionen der  Lokalbahn  Friedland  in 
Eöhmcn-Hermsdorf  (Böhm.)  einerseits 
und  den  Stationen  der  schmalspurij^en 
Eisenbahnen  Zittau-Hermsdorf  (Böhim.) 
und  Zittau-Ovbin  anderseits. 

Der  in  unserer  Bekanntmachung  vom 
25.  Januar  1919  erwähnte  Nachtrag  1 
zum  Tarif  Teil  II  kann  von  den  betei- 
ligten Verwaltungen  und  Stationen  be- 
zogen werden. 

Dies  len.  am  22.  März  1919.  (345) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatsb. 

Gütertarif      Bayern-Basel.  Konstanz, 
Schaffhausen  und  Sin-ren  (Hohentwiel) 
vom  1.  April  1919. 

Der  Tarif,  der  den  mit  Ablauf  des 
3.  März  1919  außer  Kraft  tretenden 
Bayeiisch-Schweizerrsch-Elsässisch-Süil- 
badischen  Gütertarif  vom  1.  April  1910 
ers.etzt,  wird  am  1.  April  1919  ausge- 
g-elen  werd-en. 

München,  den  20.  März  1919.  (350) 
Tarifamt  der  Bayerischen  Staatseieen- 
bahnen  rechts  des  Rheins. 

Einnengütertarif  der  Mecklenburg- 
Schwerinsrhen  Lamleseisenbahn. 
Der  Binnengütertarif  vom  15.  Sep- 
tember 1911  nebst  Nachträgen 1 — 11 
wird  vom  1.  April  1919  durch  eine  Neu- 
ausgabe ersetzt.  Durch  diese  wird  die 
unterm  27.  Januar  d.  Js.  bekanntge- 
gebene Erhöhung  der  Tarifsätze  um 
60  %  durchgeführt.  Ferner  wird  mit 
Genehmigung  der  Landesaufsichtsbe- 
hörde vom  1.  April  1919  ab 

a)  die  Umladegebühr  für  Wagen- 
ladungsgüter, die  in  Doberan  auf 
die  Schmalspurbahn  Doberan-Heili- 
gendamm oder  von  dieser  auf  die 
Eisenbahn  übergehen,  von  5  auf 
10  ^  für  10'^  kg  erhöht ; 

b)  die  eilgutmäßige  Beförderung  von 
Bier  in  Fässern  bei  Aufgabe  als 
Frachtgut  und 

c)  der  Ausnahmetarif  7  für  getrocknete 
Kartoffeln  zu  Futterzwecken  auf- 
gehoben, 

d)  ein  neuer  Ausnahm«tarif  3  a  für 
rohe  Kalisalze  von  Malliß  nach 
Lübtheen  eingeführt. 

In  Wegfall  kommen 

e)  die  zum  Nebengebührentarif  beson- 
ders festgesetzten  Ladegebühren  und 
Wagenstandgelder.  Es  gelten  vom 
1.  April  1919  lediglich  die  im  Nfben- 
gebührentarif,  Teil  I.  B,  festge- 
setzten Gebühren. 

Der  reue  Tarif  ist  durch  die  Güter- 
abfertigungen zurii  Preise  vou  2  M  zu 
beziehen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen zu  a,  b,  c  gründet  sich  auf 
die  vorübergehende  Änderung  des  §  6 
der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  (R.  G. 
Bl.  1914,  Seite  455). 

Schwerin,  den.  21.  März  1919  (341) 
General-Eisenbahndiiektion. 

Gütertarif     zwischen     Stationen  der 
Eisenbahnen    im    deutschen  3Iilitärbo- 
trieb  des  besetzten  östlichen  Gebiets  und 
deutschen  Stationen. 

■  Die  in  den  deutschen  Verkehren  am 
1.  April  1919  in  Kraft  tretende  Er- 
höhung der  Frachtsätze  um  60  %  gilt 
auch  für  den  obisen  Gütertarif  im 
Ausnahme tarif  für  Holz  und  Ausnähm'eT 
tarif  2  für  frisches  Obst.  Der  Aus- 
nahmetiarif  3  für  Steinkohlen  tritt  vom 
1.  April  1919  ab  bis  auf  weiteres  außer 
Kraft. 

Bromberg,  den  20.  März  1919.  (348) 
Eisenbahndirektion  als  geschäfts- 
fühxend-e  Verwaltung. 


Wechselyei»kehr  deutscher  Eisenbahnen 

untereinander. 
Staats-   und  /Privatbahn  -  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  l.  April  1919  wird 
ein  neues  gemeinschaftliches  Heft  Gib 
ausgegeben,  das  für  die  Wechselver- 
ke'hf©  deutscher  Eisenbahnen  unter- 
einander sowie  für  d-en  Staats-  und 
Privatbahn-Güterverkehr  gilt.  Es  ent- 
häU  Sfationstarifbafeln  für  einzelne 
Stationen,  Zuschlags-  und  Anstoß- 
frachten sowie  Überfuhrgebühren.  In 
die.Frachtsätze  sind  die  Erhöhungen  um 
60  %  eingerechnet.  (Vergl.  Bekannt- 
machung vom  15.  März  über  die  Aus- 
gabe de.i  Heftes  C  I  a.)  Aufgehoben 
werden  durch  dies^e«  Heft  die  Abschnitte 
Stationstariftafeln,  Zuschlags-  und  An- 
stoßfrachten und  Überfuhrgebühr-en  des 
Heftes  C  I  des.  Staats-  und  Privatbahn- 
Güterverkehrs,  die  im  Gemein^-amen 
Heft  Tfv.  200  enthaltenen  Zuschlaga- 
unl  Anstoßf  rächten  sowie  idie  Be- 
.Stimmungen  im  Abschnitt  D  7  des 
letztsT  nannten  Tarifs,  soweit  dieser 
Überfuhrgebühren  enthält.  Durch  die 
Neuausgatie  des  Heftes  CI  a  und 
C  Ib  treten  auch  einise  Änderun- 
gen formeller  Natur  in  dem  G'&- 
m.einsam.en  Heft  für  den  Wcchs-el- 
verkehr  deutscher  Bahnen  unterein- 
.auder  (Tfv.  200),  im  Heft  A  zum 
Tarif  Tfv.  5,  in  den  sonstigen  Wech- 
.?eltarifen  deutscher  Eisenbahnen  ein. 
(Vergl.  den  nächsten  Tarif anzeiger.) 
Abzüge  des  Heftes  Gib  sind  zum 
Preise  von  1,50  jH  durch  die  beteiligten 
Gütera.bferti.ffuneen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro Berlin,  Alexanderplatz,  zu 
beziehen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  einzel- 
ner Erhöhungen  gründet  sich  auf  di« 
vorüberrehende  Änderung  .des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung. 

Berlin,  den  18.  März  1919.  (331) 
Eisenbahndirektion. 


Tfv.  1269.  Oberschlesisch-öster- 
reichischer  Kohlenverkehr. 

Eisenbahn gütertarif  Teil  II.  Heft  4 
gültig  vom  1.  Juli  1918. 
D  r  u  c  k  f  e  h  1  e  r  b  e  r  i  c  h  t  i  g  u  n  g  e  n. 

Die  nachstehenden  Frachtsätze  der 
Zeile  A  werden  wie  folgt  berichtigt: 
Heller  für  100  kg 
Seite    53,    von    Versandstation  lfd. 
Nr.  57  nach  Iwanie  Puste  von  2C2 
auf  302, 

Seite  54,  von  Versandstation  lfd. 
Nr.  57  nach  Lukawetz  a.  S.  vou  198 
auf  298, 

Seite  63,  von  Versandstation  lfd. 
Nr.  10  nach  Lisko  Lukawica  von 
199  auf  202. 

Auf  den  Seiten  40  bis  43  sind  die 
Frachtsätze  der  Zeile  A  nach 
Radvmno  von  den  Versandstationen 
lfd.  Nr.  1  bis  43  und  45  bis  48 
vm  3  Heller,  vou  Versandstation  lfd. 
Nr.  49  um  1  Heller  für  ICO  kg  zu 
kürzen. 

Kattowitz,  den  20.  März  1919.  (339) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungeo. 


Sächsisch-Schweizeriseher  Güter\'erkehr 
über  Lindau-Ronianshorn  (Verkehr  mit 
Basel  und  Schaffhausen). 

Der  im  Anhang  II  zum  Gütertarif 
unter  B  3  festgesetzte  Frachtzuschlag 
von  130  %  wird  vom  5.  April  1919  an 
auf  150  %  erhöht. 

Dresden,  am  21.  März  1919.  (336) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staat &eisenbahn€n, 

als  geschäftsfühxend-e  Verwaltung. 


26.  Jä»rz  l'Jlv 
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Dentsch-sohweizprisehe  öütervprkehro. 

Die  nüii  ßükanntm3CMiri{<  vom  17.  Januar  1.  Js.  auf  1.  4. 19'9  außer  Kraft  g^esetztea 
Tarife,  Teile  H,  einschließlich  der  Tarife  Basel  S.  B-  B.  —  Baden,  Basel  üad.  Stb., 
sowie  Waldshut,  Schaffhauseo,  Singen,  Kon-^tanz  —  Schweiz.  Bundeshahn^n  und 
ichweiz.  Privathahnen  nebst  Anhang  dazu,  bleiben  im  seltherigei.Umlanee  vorbehaltlich 
joderzeitigen  Widt*rrufs  ü'  er  diesen  Zeltpuni<t  hinaus  bestehen  mit  folgenden  Ausnahmen: 

1.  Die  Frachtsätze  des  Spezialtarift  lllb  f'ind  für  Düngemittel  und  Ton  sowie 
für  Braunkohlen,  Steinkohlen,  Koks  (auch  Gaskoks)  und  Preßkohlen  nicht  mehr 
anwendbar,  soweit  dafür  in  den  auf  I.April  1.  Js.  anszogebanden  Tarifhefien  10  direkte 
Frachtsätze  vorgesehen  .'•ind ; 

'2  die  in  den  nordd  n.  preußisch^hessisch-achweizerischen  Tarifhefcen  '2  und  3 
fiir  die  Stafjf^nen  Call,  Bellenthal.  Jünkerath,  Mslmeriy  und  Schleiden  (Eiffl)  des 
Direktionsbezirkes  Cöln,  ferner  die  im  Tarifhefc  6  für  Stationen  des  Dlrektionsbezirkes 
Saarbrücken  enthaltenen  Frachtsätze  treten  außer  Krafc ; 

3.  im  südwestdeutsch  schweizerischen  Verkehr  werden  ohne  Ersatz  aufgehoben 
das  Tarifheft  4  nebst  Nachträgen  und  die  in  den  Tarifheften  1,  ?,  5  ß,  7,  H,  9  und  16 
nebst  Nachträgen  enthaltenen  Entfernungeo  und  Frachts-ätz«  für  S'ationen  der  Eisen- 
bahnen in  Eisaß-Lothrinsren,  der  Wilh»-lm-Luxemburg-  und  Prinz  Heinrich-Pahn,  der 
Direktiensbezirke  Saarbrücken  und  Ludwigshafen  (Rhein),  ausgeno-i.men  jedoch  die 
in  Geltung  bleibenden  Sätze  für  die  Stationen  BoheDheim.  Flomersheim,  t'rankental 
Hbf.,  Ludwigshafen  (Rhein)  Hbf,  Ludwigshafen^Giuliniwerk  und  Oggersheim  des 
letzteren  Bezirks. 

Die  Frachtsätze  für  den  Verkehr  m<t  der  Bregtalbahn  und  der  Kaiserstuhlbahn 
werden  für  Eilgut  um  27.  für  Frachtstückgut  um  14  und  für  Wagenladungen  um 
4  Rappen  für  lOu  kg  erhöht 

Im  südweitd.-schweiz  Verkehr  werden  auf  1  April  die  Tarifhefte  10  (für  Brenn- 
stoffe, Düngemittel  und  Ton)  und  17  ("ür  Kalziumkarbid)  mit  Frachtsätzen  für 
Stationen  der  Badischeo  Staatsbahnen  und  des  Dlrektionsbezirkes  Ludwigshafen(Rhein) 
neu  ausgegeben  und  die  besiehenden  Frachtsätze  für  Steine  ab  Laufen,  Rümikon^ 
llftilikoo  und  Zwingen  nach  Wyhlen  erhöht 

Zum  Tarif  Basel  S  B.  B.  —  Baden  wird  a'if  L  April  der  l.  Nachtrag  ausgegeben. 

Im  prenß=hessisch-schweiz  Verkehr  werden  mit  Gül'iarke't  vom  i.  April 'an  die 
Tarife  Teil  II,  Heft  9  (Kalzium karbid)  und  Hefe  1'»  Steinkohlen  usw.  (Holzkohlen  und 
Ton)  neu  ausgegeben  sowie  folgende,  die  deutsche  Verkehrssteuer,  den  deutschen 
Kriegszuschlag  und  den  schweizerischen  Taxzuschlag  enthaltende  Frachtsätze  für 
^Wagenladungen  von  mindestens  10  t  oder  bei  Frachtzahlung  für  dieses  Gewicht  neu 
eingeführt- 

für  Aluminiuinoxyd 
nach  "  von 

Deutsch=Li«sa 
Rappen  für  jQu  kg 
hierre  (Siders)  2028 
für  Elektrodenkohlpn  (gepreßte  Kohlen  in  Stäben,  Röhren,  Platten  oder  Blöcken)  im 
>tuckgewicht  von  mindesten«»  U». 
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*)  Neben  dem  Frachtsatz  wird  die  Gebühr  für  die  Um'ladung' in  Luzern  oder 
nach  dem  s'  hweiz.  Nehenget.ührentarif  erhoben. 
Durch  die  Tarifändorungea  treten  vielfach  Erhöhungen  ein. 
Nähere  Axiskunft  gehen  die  beteiligten  Verwaltungen  und  unser  Verkehrsbureau. 
Karlsruhe,  den  19.  März  1919. 

Nameiis  der  beteiligten  Verwaltungen 
Generaldirektion  der  Badischen  Staatseisenbahnen. 


Tfv.  1.  a/b.    Deutscher  Eisen- 
bahn-Gütertarif, Teil  I. 

Infolge  der  Notwendigkeit,  «in«  Reibe 
.'oa  Tarifmaßnabmen,  dl«  „auf  Krieas- 
lauer"  getroffen  wurden,  auch  für  die 
Jl>ergangsz«it  nach  dem  Kri«g«  l>eizu- 
«halten,  sind  mit  Gültigkeit  „bis  auf 
rt^ifl^rruf«  folgend«  Änderungen  durch- 
rafuhren : 

I    B  e.  u  t  s  c  h  «  r    E  i  s  «  n  b  a  h  u  - 

Güfc«rtarif,    Teil  I  A- 
'S.  100  {a.  auch  Nachtr.  IV,  S.  4) :  In 
ler  «rsf«a  Z-eile  d«r  Tarifanm«rkung 
Ziffer  10  d«r  Anlagen  ßind  die 
nortj^)  „längstens  für  die  Dauer  des 


Kriege«"  z\i  streichen.  Gleichzeitig 
sind  in  Absatz  a)  ebenda  die  Güter 
-„Holzwolle"  und  „Heu  und  Stroh  —  lose 
oder  in  gepreßten  Ballen  — mit  Rück- 
sicht, lauf  diie  vorgekommenen  mehr- 
fachen Brände  zu  streichen  und  mit  dem- 
selben Wortlaut  unter  b)  der  Anmer- 
kung nachzutraben.  Zukünftig  müs.sen 
daher  diese  Sendungen  ebenso  wie 
Flaehs-  und  Hanfsendungen  mindestens 
oben  lind  an  den  Stirnwänden  (aLso 
nicht  auch  an  den  Seitenwänden)  be- 
deckt sein. 

S.  20:  Zu  den  Ausfühnin£c«be.stim- 
mungen   V  und   VI  ,  (l)    zu  §  62  der 


Eisenbahn- Verkehrsordnung  i/st  folgen- 
de AnmerkunEf  aufzunehmen:  *)„iGrül-^ 
tig  bis  auf  Widerruf". 

S.  27  (s.  auch.  Nachtrag  IV,  S.  2): 
In  der  Anmerki'ng  zur  Ausführungs- 
bestimmunsr  II  (2)  zu  §  72  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnimg  sind  die  Worte 
„Für  die  Dauer  des  Kriese.s''  zu  er- 
setzen durch:    „Bis  auf  Widerruf". 

II.     Deutscher  Eisenbahn- 
Gütertarif,  Teil    I  B. 

S.  11  :  In  der  Anmerkung  *♦)  zn 
§  17  (1)  ATV.  sind  die  Worte  „für  die 
Dauer  des  Kriege.s''  zu  ersetzen  durch 
„Bi.s  auf  Widerruf".  — 

S.  35  (s.  auch  Naehtrag  1.  S.  2) :  In 
der  Anmerkuntr  zur  Ziffer  32a  des  Ver- 
zeichnisi-es  V  «ind  die  Worte  „längstens 
für  die  Dauer  des  Krieges"  zu  streichen. 

S.  .36:  In  der  Anmerkung  zum  Ver- 
zeichnis VI  sind  die  Worte  „Für  die 
Dauer  des  "Krieges"  zu  ersetzen  durch 
„Bis  auf  Wideruf".  — 

Hiernach  nicht  ausdrücklich  verlän- 
gerte Kriegsmaßnahmen  treten  mit 
Unterzeichnunof  des  Vorfriedensver- 
tras-es  außer  Kraft. 

Die  beschleunigte  Durchführung 
obiger  Maßnahmen  gründet  sich  auf  die 
vorühero-ehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnunff  (R.G.Bl 
1914,  S.  155). 

Berlin,  den  19.  IMärz  1919.  (327) 
Eis>en>bahndi  rektion. 


Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  I  (Tfv.  1). 
Beibehaltung  oincr  Reihe  von  Tarif- 
maßnahmen, die  auf  Kriegsdaiier  ein- 
geführt sind,  für  die  Übergangszeit. 
Nachstehende  auf  Krieg.sdauer  ein- 
geführte Tarifiiiaßuahmen  werden  hier- 
mit „bis  auf  Widerruf  für  die  Über- 
gangszeit nach  dem  Kriege  verlängert: 

1.  Erleichterunoj  der  Beförderungs- 
bedinsungen  für  bestimmte  leicht 
feuerfangende  Güter  (s.  Ziffei-  10 
der  Anlage  II  sowie  §§  4  und  26 
der  Anlage  III  im  Deutschen  Eisen- 
bahn-Gütertarif, Teil  I  A).  und  zwar 
mit  der  Maßstäbe,  daß  Heu,  Stroh 
und  Holzwolle  im  Absatz  a)  der 
Tarif  anmerfcung     gestrichen  und 

'       fortan  dem  Ab.sata  b)  a.  a.  0.  zu- 
gewiesen werden. 

2.  Ladefertige  Bezettelung  der  Stück- 
güter (s.  Ausführung-sbestimmun- 
sen  V  und  VI  (1)  zu  §  62  im 
Deu  tschen  Eisen  bahn-G  ü  tertarif , 
Teil  I  A). 

3.  Beschränkung  in  der  Auszahlung 
und  Behandlung  der  Nachnahmen 
(s.  Ausfühnmg.sbestimmung  II  (2) 
zu  §  72  im  Deutschen  Eisenbahn- 
Gütertarif.  Teil  I). 

4.  Frachtermtißignng  für  Chlorat-  und 
Perchlorat svifiigstoffe  (s.  §  17  (1) 
im  l)eul.<fljpa  Eisenbahn-Güter- 
tarif, Teil  I  B). 

5.  Zulassung  von  Ausnahmen  vom 
Verzeichnis  VI  (zur  Beförderung 
in  Privatgüterwagen  zugelassene 
Güter)  (s.  §  51  (4)  und  Anmerkung 
zu  obigem  Verzeichni.s  im  Deut- 
schen Eisenbahn-Gütertarif,  Teil 
I  B). 

6.  Betörderung  von  Milch  in  Privat- 
kcsselwagpn  (s.  Ziffer  .32  a  des 
Verzei<^hni.-sc=;  V  im  Deut'^chen 
Ei.^enbahn-Gütertarif,  Teil  I  B). 

Di.o  beschleunigte  Durchführang  der 
Maßnrihni.f  griiuiiet  sich  auf  die  vor- 
übergehen i'.n  Änilernug  des  §  6  der 
Ei.'-renbnlni-Veikehrsordnung  "  (R.G.131 
1914,  S.  455). 

Berlin,  den  19.  März  1919.  (328^ 
Ei'senbahndirektion, 

als   gesßliäftsführende  Verwaltung. 
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Z«ltnnK        V  ereinit 
Deutscher  EisenbabnVerwa'frv^irM 


ücutschPi;  Scohafoiivi'rkolir  mit  Süd- 
(leiitscliland. 

'  Mii,  Gültigkeit  vom  1.  Apiil  1919  ist 
bt'i  den  in  den  Tai'it'  initV'Cnomm'en^n 
Stetion'en  d^er  Bn'!j;t alhahn  und  Kai<j«r- 
.stuhlbahn  (SiiddcutsclK'  Kiscnbahn- 
( resellsc'haft)  das  \'-('r\V'('isuii,t;.sz'eicb«u 
„Zu"  naclizntras'fn. 
Hannover,  den  20.  Warz  1919.  (338) 
Eist'nbahndiixiktion. 

Staats-  und   Privatsütertarif.   Teil  II, 
Heft  C,  1. 
(Nr.  5  des  Tarifverzeichnisses.) 

Mit  Giiltiok>eit  vom  1.  April  d.  Js.  ab 
\v<'rdc-u  dif^-  ( ;'el>ülire.n  für  die  Über- 
führung- ^'on  Wa.uenladun.aren  zwischen 
d'Cm  Haupt-  und  Ostbahnhofe  in  Bra.un- 
«ehweic;  und  <1en  zu  den  Tiahnhöfen 
Maj.ffdeburfr-Alle  Nieustadl,  ]\[ao-deburs,- 
Elbbahnhof  und  Ma^deburtj-Sudenburg- 
gehörimen  öffeutlifhen  Ladestellen  und 
diesen  Bahnhöfen  .sowie  für  Sendungen, 
ilie  nach  der  zollamtlichen  Behandlung 
in  Magdeburg  Elbbalmhof  nach  einem 
anderen  Bahnhofe  in  Magdebiu'g 
zweefcs  Abnahme  überführt  weitlen, 
um  60  %  erhöht.  Auskunft  über  die 
Höhe  der  neuen  Gebühren  erteilen  die 
beteiligten  (rüterabfert igungen. 

Magdeburg,  den  17.  .März  1919.  (340) 
E  isien  bah  ndi  r  e  k  t  io  n . 

Tfv.  1267.  Obersehlesisch-öster- 
reichischer  Kohlenverkehr. 

Eisenbahngütertarif  Teil  11,  Heft  3, 
gültig  vom  1.  ^lai  1918. 
D  r  II  c  k.  {  e  h,  1  e  r  b  e  i-  i  c  h  t  i  g  u  n  g  e  n. 

Nachstehende  Frachtsätze,  der  Zeile  A 
sind  wie  folgt  zu   b-crichtigen  (Heller 
für  100  kg) : 
Seite    13,    von    Gml>e   Nr.    2S  nach 
Amstetten  von  200  auf  202, 
.■>eite    20,    von    Gntl>e    Nr.    3  nach 

Bi>egenz  von  204  auf  26.3. 
."^eite   20,    von    Grube    Nr.    4  nach 

Bregenz  von  204  auf  263, 
Seite   23,    von    Grube  Nr.    57  nach 

Blindenmarkt  von  144  auf  184, 
Seite    53,    von    Grube   Nr.    22  nach 
Judenau-Sieuhartskircli'en   v<in  2S1 
auf  181, 

Seite  54,  von  Giiibc  Nr.  33  nach 
Kapfenlierg  Südbalmliof  von  230, 
auf  280, 

Seite  54.  von  tirube  Nr.  35  nach 
Inzersdorf  Lokalbahnhof  von  303 
auf  20.3. 

•Seite  59,  von  Grube  Ni-.  51  nach 
Kienbergrtianiing-  von  294  auf 
194, 

Seite   71-    von    (ii-ube    Nr.    52  nach 

Maria  .Saal  von  227  auf  267, 
Seite   71.    von    Grube   Nr.    54  nach 

Maria  Saal  von  224  auf  264, 
Seite   74,    von    Grube   Nr.    34  nach 

Mitterndorf-ZaucAen   von   2,39  auf 

237, 

Seite    96,    von    Grube/    Nr.    9  nach 

Rottenmann  von  222  auf  232, 
Seite   99,    von    Grube   Nr.   55  nach 

St.  Lambrecht  von  241  auf  246, 
Seite   109,   von  Grube  Nr.   29  nach. 

Spital  a.  Pyhrn  von  335  auf  235, 
Seite  131,    von   Grube  Nr.   50  nach 

Vösendorf-Siebenhirten  von  193  auf 

192. 

Ferner  Lst  iiu  Nachtra.ge  II,  gültig 
vom  1.  November  1918,  auf  Seite  10  die 
Station  Wien  Aspangbahnhof  loko  zu 
8t.reichen. 

Kattowitz,  den  20.  März  1919.  (344) 
Eißenbahndirektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltun.gen. 


Deutseh-sch-weizerisf  he     Eisenbahn',  er- 
bände. 

Mit  Gültigkeit  vom-  1.  April  !l919  wer- 
den -dei-  auf  1.  jVpril  v.  Js.  au-sgeg ebene 
..Anlianc  zu  den  deutsch^schweizeri sehen 
( Jütcrtaril'<'u,  Teil  II"'  isowie  die  ,. Zu- 
tsch lag  st  afcl  m  Franken  zur  Berechnung 
der  deutschen  Verkelir&steuer  und  des 
deutschen  Kriegszuschlages  in,  den 
internationalen  Güterverkehixin''  durch 
Neuaußgaben  er.setzt. 

Die  Be.slimmungeu  über  die  Bereeh- 
uung  des  Zuschlag«  bleiben  in  der 
Hauptsache  unverändert,  die  Zuschläge 
dagegen  sind  wesentlich  erhöht.  So- 
weit der  Zuschla.g  in  direkte  Tarife 
eingerechnet  ist,  wird  dies  im  Kopf 
der  Tariftafeln  oder  bei  Bekanntgabe 
neuer  Frachtsätze  angegeben. 

Zu  den  Tarifen  für  den  bayerisch- 
und  den  sächsisch-schweizerischen  Ver- 
kehr sind  besondere  Anhänge  ausge- 
g^eben. 

Abdrucke  des  Anhanges  und  der  Zti- 
scMag'Stafel  in  Franken  können  dtuch 
Vermittlung  der  Dienststellen  käuflich 
liezogen  w-erden. 

Karlsruhe,  <ien  12.  ]\lärz  1919.  (.530) 
namens  der  l>cteiligten  Verwaltungen. 
Gen.-Dir.  tler  bad.  Staat.seisenbahnen, 

Elsaß-lothrinfciseh-luxemburgisch- 
bayerischer  GüterA-erkehr. 

Soweit  der  Verkehr  von  recht srheini- 
sclien  bayerischen  Stationen  nach  elsaß- 
lotlirin.gischen  und  luxembiirgischen 
Stationen  zugelassen  ist,  können  die 
Sendungen  wegen  Sperrung  l>est  inimtei' 
Kheinülwrgänge  nur  über  Kekl  Mitte 
Rhein  oder  über  Mannheim-Lndwigs- 
hafen  (Rhein)  befördert  werden.  Die 
Sendun.gen  werden  gebrochen  nnter  Be- 
rechnung der  Fracht  bis  zu  dei-  vor 
Elsaß-Lothringen  lie.genden.  geeigneten 
frbergang.sstation  abgeferti.gt. 

Näheren  Aufschluß  erteilen  die  Iv- 
teil igten  Dienststellen. 

München.  19.  ^lärz  1919.  (329) 
Tarifamt  der  Bayei-.  St.-E.  r.  d.  Rh. 

Hafenordnung  für  die  Wasscrumschlag- 
stelle  Cosel  Hafen   (Deutscher  Eisen- 
bahn-Gütertarif     Teil     I.      Abt.  B, 
Abschn.  B). 

Vom  1.  April  d.  Js.  ab  werden  die  seit 
dem  1.   Juli  1918  gülti.gen  Gebühren- 
sätze für  den  TTmschlag 
an  den  Kränen  und  Rut-schen  um  100  % 
.,     „    Kippern  um  140  % 
,,    „    Dampferkohlenrntschen  um  200% 
erhöht.  Nähere  Auskunft  erteilen  unser 
Verkehrsbüro  und  die  Güterabfertigun- 
gen.    Das  vorzeitige  Inkrafttreten  der 
Erhöhung   gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende    Änderung     der  E.V.O. 
(R.G.B1.  1914,  S.  455). 
Kattowitz.  den  19.  März  1919.  (333) 
Ei.senbahndirektion. 


Gütertarif  vom  1.  Dezember  1909  und 
Tarif  für  die  Befördernng;  von  Leichen 
und  lebenden  Tieren  vom  1.  November 
1911  für  den  internationalen  Lokalver- 
kehr der  Holländischen  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 

Der  imtenn  10.  Februar  1919  zum 
1.  Mai  1919  veröffentlichte  Anhang 
(4.  Ausgabe)  tritt  schon  am  1.  April 
1919  in  Kraft. 

Der  Nichtinnehaltung  der  Veröffent- 
Liohungsfrist  (§  6  (5)  E.V.O.)  hat  das 
Reicbs-Eisenbahn-Amt  zugestimmt. 

Amsterdam,  3.  März  1919.  (351) 
Gen.-Dir.  der  Holländisch.  Eisenbahn. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Süddeutsche  Kiscnbahn-Gescllschaft. 

i;emeinsamer  Binnentarif  der  Bregtal 
'»ahn,   Kaiserstuhlbalin  und  Zell-Todt- 
nauer Eisen  balin. 

Am  1.  April  d.  Js.  tritt  Nachtrag  Vi 
in  Kraft,  der  Tariferhöhungen  im  Per- 
■•<onen-,  G^^päck-,  Expreßgut-,  Tier-  unc. 
(;füter\-erkehr  enthält.  Die  Abweichunp 
von  §  G  (5)  E.V.O.  ist  genehmigt. 

Darmstadt,  am  12.  Mäiz  1919.  (3.35- 
Die  Direktion. 

4,  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Anstelle  des  Tariifs  Nr.  2168  für  di*:^ 
Beförderung  von  Personen,  Reisege- 
päck. Expreßgut  und  Leichen  auf  d«i 
Wittenberge-Perleberger  und  Prig- 
nitzer  Eisenbahn  vom  1.  April  1914 
nebst  Nachträgen  tritt  am  1.  April  1919- 
ein  neuer  Tarif  Nr.  2168  für  den 
gleichen  Verkehr  auf  der  Prignitzer 
Eisenbahn. 

Er  enthält  Tariferhöhungen  in  glei- 
chem Umfange  wie  auf  den  Preußi- 
.schen  Staat.sei.senbahnen. 

Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
.gemäß  §  2  der  Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnun.g  ist  erteilt.  Das  alsbaldige  In- 
krafttreten dieser  Tarifmaßnahm« 
.E^ründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (Reichs-Gre.setzblatt  1914, 
S.  455). 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  nntei- 
zeichnete  Direktion.  f' 

Perleberg,  den  18.  März  1919.  (342) 
Direkt,  d.  Prignitz.  Eisenbahnge.^ellscli. 

Badisch-Württemhergischer  Personen- 
tarif. 

:\Iit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  «r 
scheint  zu  Heft  A  der  Nachtrag  I.  Er 
enthält  die  durch  die  Erhöhung  de 
Personentarife  nötig  werdenden  Änd» 
rungen  der  l>e.sonderen  Ausführungisbe 
Stimmungen,  die  gemäß  §  2  Eisenbahn 
Verkehrs-Ordnung  genehmigt  .sin<l 
Nähere  Au.skunft  erteilt  unser  Vei 
kehrsbüro. 

Karlsruhe,  den  19,  März  1919.  (348) 
Gen.-Dir.  d.  bad. 'Staatseisenbahn.,  zugL 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen 

Mecklenburg- Preußisch-Oldenburgisch- 
Sächsiscber  Staatsbahn- und  Privatbahn- 
Personen-  und  Oepäckverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  d.  Js.  er- 
scheint zum  Tarif  Teil  II,  Heft  1,  „Be- 
sondere Auvsführungsbestimmungen  zui 
Eisenbahn- Verkehrsordnung  für  die  Be- 
förderung von  Personen,  Reisegepäck 
Expreßgut  und  Leichen"  der  einigni 
Änderungen  enthaltende  Nachtrag  1. 

Nähere  Aiiskunft  erteilt  unser  Ver' 
kehrsbüro. 

Schwerin,  den  20.  März  1919.  (334' 
General-Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen 

5.  Verdingunqen. 

Für  die  dänischen  Staats -i 
bahnen  soll  die  Lieferung  von 
Bolzen,  Schwellensckrauben  m.  w.  ver 
geben  werden. 

Die  Bedingungen  nebst  Zeichnungei 
sind  .ge.gen  portofreie  Einsendung  vor 
5  Rmk.  von  ,,Banekontoret",  Gl.  Koni 
geve.i  1  E.  Kopenhagen  B,  erhältlich' 

Bietun.gstermin  am  24.  April  nacht 
mittags  um  3  T^hr.  (353 

Kopenhagen,  den  21.  März  1919. 
Gen.-Dir.  der  Dänischen  Staatsbahnen 
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LIX.  Jahrgang. 


„  .     ..       Diese  Zeitline:  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
«;^!^.Ir".'^*'  ^^^^'^  sonstige  Mitteillingen,  iliklier,  /t  iiM  tu  iften  iis>v.  sind  an  die 
Schiiftleiuing  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen, 

amtliche  Bekaimtmachnncren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
^"»^/'?"^«'"r"'«''"pn;  ''('irf-  inBerlinAV.9.  Köthener  Str.  2S  L>9  einzusenden 
t~A  -^«"'f""?  ,lf\nn  ''"'■ch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  l'ieise  von  o  M 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  d  i  r  e  k  t  e  r  Z  u  s  6  n  d  u  n  g  u  n  t  e  r  S  t  r  c  i  f  b  a  n  .1  liefert  die  Verlagsliu.  h- 
bandlung  den  .Jahrgang  inrierhak)  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtliclien  andn-cu  .St;uiten  für  6i,  AI 


Einzelne  Xniiinipni  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 
_      AuiJer  den  a  in  1 1  i  c  h  e  n  Kekanntinachungeu  werden  auch 

(i;""'')«  (;iir  die  einspaltige  Petitieile  oder  deren  Raum 
40  l_t  )  angenommen.  P.i'i  )\  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  ErmäßiguugeB. 
Ite-Ia$:ei>  werden  nach  ^  rreinliaruiig  brigeliigt. 

Wegen  der  l'rivatanzcigen  und  PeiUigen  weude  man  sich-an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23'''4 
Fernspr  r  Amt  Kurfürst  60f.0-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Eeichsbank-tiirokonto- 
Deuisflie  Naiik.  Dep-Kasse  C.   Postscbeck-Konto:  Berlin  Nr.  lllOft 
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an  Schmleriniltel! 


Verwendet 


Boschöler  an  jeder 


Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzeischmierstellen  versorgen I 

Mehr  als  40000  fipparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem- 
beraiscKen  Staats-  u.  Webenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 


Verkaufsbüro  Stuttgart 
Verkaufsbüro  chartetteSburg 


GroUe  ^[aschinenfabi ik  sucht  für  den 
Vertrieb  v  o  n  SchiebebiiKnen, 
DreHscheiben  und  Rangier- 
winden  etc. 

Vertreter. 

Gute  Patente  und  Sonderk.on8truktioneii 
sind  vorliauden. 

V,s  Ivoniuien  nur  Herren  in  Frage,  die 
\  (irzugsweise  bei  der  ;Eisenbabii  und 
miiglichst  auch  bei  der  Industrie  '^nt  ein- 
gelulirt  sind.  Ang-ebot  unter  Eis.  7070 
an  die,  Anzeigen-Aunalnne  dieser  Zeitung 
fLinkstr.  [7070] 

Emarmig'eü! 

können  mittels  Ehnl's  FahrKart«n*Leck- 
apparat  als  Stationsschaflner  al 

gestellt  werden.   D.  R.- Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zn  beziehen  von  dem  .Fabrikanten 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehnl, 
Braanschweig.  [7045 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 


Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
vonLokomotiv- 
armaturen 

[7039] 

Reparaturen  billigstl 


Iropföler 

liefern   in  grossen  Posten 
rasch  und  gut 

[70231 

AnnaturenwerRe 

Blanbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Hebezeug'e 

für  die  WerKstStten 
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Hehehöcke, 
Ketten 


liefert 


G,  Wagner 

BERUN  S.O. 
Kfipeaicker  Str.71 


Zeitung  des  Vereins 
Deutseher  Eisenbahn  Verwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

Fon  Dr.  V  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  -  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9. 
  Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 


Nr.  2,4. 


Berlin,  den  29.  März  19 1 9. 


LIX.  Jahrf^ang. 


Staatsminister  Hoff. 

Die    Ei&enbahnen    im     Entwurf  d«» 
preußischen  Staatshaushaltsplans  für 
1919. 
Gepäckladelisten. 
Nachrichten. 
Deutschland  :  Eisenbahnminisler 
Oeser.  —  Errichtung:  eines  Deut- 
schen Reiseverkehrsrates.    —  An- 
res:unor  einer  Neuordnung  der  Wirt- 
schaftsstatistik des  Eeiches. 


I  n  Ii  a  1  1 1 

D  e  u  t  ,s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Staats- 
sekretär für  Verkehrswes-en  Ludwig 
Paul.  —  Die  Generalinspektion  der 
Eisenbahnen.  —  Strafnachsicht.  — 
Neue  Bestimmungen  über  die  Beför- 
derung von  Reisegepäck.  —  Wie- 
derbelebung des  Fremdenverkehrs 
in  Deutschösterreich.  —  Uber 
Deutschösterreichs  Wasserwirt- 
schaft. 

Tschec  ho  - slowakisches  Ge- 


biet: Kündigung  der  tschecho-slo- 
wakischen  Eisenbahnlarife  im  Ver- 
kehr mit  Deutschösterieich.  —  Die 
tschccho-slowakische  Regierung 
und  die  Kaschau-Oderberger  Bahn. 
Übrige  europäische  Län- 
der :  Explosion  auf  den  belgi- 
schen Staatsbahnen.  —  Zur  Aus- 
.standsbewegung  auf  den  englischen 
Eisenbahnen. 
Amtlicbe  Bekanntmachungen. 


Staatsmin  ister  Holf. 


Der  preußische  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  Ex- 
zellenz Hoff,  hat,  nachdem  er  schon  anfangs  März  der 
preußischen  Regiemng  &ein  Portefeiulle  zur  Verfügung  ge- 
stellt, hatte,  nunmehr  seinen  Aibsehied  als  preußischer  Eisen- 
bahnminister erhalten.  Mit  ihm  verliert  die  Preußische 
Ei.senbahnverwaltung  einen  Führer,  der,  während  eines 
Menschenalters  mit  ihr  verwachsen,  ihie  Blütezeit  mit  vor- 
bereitet und  erlebt,  sie  in  verantwortungsvoller  Stellung  in 
den  Kriegsjahren  leistungsfähig  erhalten  und  sie  nach  Aus- 
bruch der  Revolution,  als  er  mit  starker  Hand  die  Leitung 
übernommen  hatte,  in  ihrer  kritischen  Stunde  vor  dem 
Zusammenbruch   bewahrt  hat. 

Staatsminister  Hoff  M-urde  am  21.  August  1851  als  Kind 
der  Rothen  Erde  geboren.  Nach  Vollendung  seiner  Gym- 
nasialstudien  widmete  er  sich  dem  praktisch'en  Eisenbahn- 
dienst  bei  der  ehemaligen  Bergisch-Märkischen  Eisen-bahn. 
Die  \  erstaathchung  dieses  zu  den  bedeutendsten  Privat- 
bahnen gehörenden  Eis.enbahnunternehmens  brachte  ihn  in 
das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  wo  er  alsbald  seine 
praktischen  Erfahrungen  und  sein  schon  von  dem  damaligen 
Minister  erkanntes  Organisationstalent  bei  der  Verefn- 
h.eitlichung  des  P  e  r  s  o  n  a  1  we  se  ns  und  »bei  der 
Durchführung  großer  sozialpolitischer 
Maßnahmen  verwenden  konnte.  Die  Aufgabe  war  bei 
der  Buntscheckigkeit  der  Personalverhältnisse  der  verstaat- 
lichten Privatbakaen  äußerst  schwierig.  Sie  mußte  anderer- 
seits den  strebsamen  jungen  Beamten  besonders  reizen,  weil 
sie  ihn  mitten  in  die  Sorgen  und  Schmerzen  des  Personals 
hineinführte  und  ihm  schon  damals  die  Wege  vorz.eichnete, 
auf  denen  er  später  in  leitender  Stellung  eine  dem  Wohl 
der  Beamten  und  Arbeiter  dienende  Personalpolitik  durch- 
führen sollte.  Schon  im  Jahre  1883  wurde  auf  seinen  Vor- 
schlag die  Gehaltsregelung  nach  Dienstalters- 
stufen  für  mehrere  Gruppen  von  Unterbeamten  eingeführt 
und  in  den  folgenden  Jahren  auf  weitere  Beamtenklassen 
ausgedehnt,  bis  sie  im  Jahre  1892  allgemein  durchgeführt 
wurde.  Die  folgenden  Jahre  zeigen  uns  Hoff  aLs  Mita^rbeiter 
an  einer  neuen  gewaltigen  Aufgabe,  den  Vor- 
arbeiten für  die  Verwaltungsreform  der  preußischen 
Staat>eisenbahnen.  Das  groß  angelegte  Werk,  das  in  der 
Verwaltungsordnung   der    preußischen    Staatsbahnen  ^seinen 


Niederschlag  fand,  schuf  eine  durch  Einheitlichkeit  und  Ver- 
einfachung bemerkenswerte  neue  Organisation  der  preußi- 
schen Eisenbahnbehörden  und  atmet  einen  von  den  herge- 
brachten bürokratischen  Geschäftsformen  scharf  abstechen- 
den freien  Geist.  Nachdem  Hoff  im  Jahre  1895  mit  seiner 
r^rnennung  zum  Eisenbahndirektor  das  allgemeine  Verwal- 
tungsreferat übernommen  hatte,  nahm  er  mit  der  ihm  eigenen 
Energie  die  Durchfühining  und  weitere  A  usge  s  t  a  1  t^u  n  g 
der  Verwaltungsordnung  in  die  Hand.  Daneben 
wirkte  er  hervorragend  an  der  Neuordnung  der  Eisenbahn- 
finanzverhältnisse  mit,  die  in  der  großzügig  angelegten 
Fmanzordn.ung  ihren  Ausdruck  fand.  Die  in  dieser 
festgelegten  Giiindsätze  sind  im  Laufe  der  Jahi^e  für  fast 
alle  deutschen  und  viele  fremden  Verwaltungen  vorbildlich 
g-eworden.  Die  langjährige  Leitung  des  Finanzaus- 
schusses durch  Hoff,  der  inzwischen  im  Jahre  1897  zum 
Vortragenden  Rat  ernannt  worden  war,  erscheint  deshalb  als 
natürlich.  Bei  der  Gründung  der  P  r e  u  ß  is  c  h -He s si - 
sehen  E  ise  n  ba  hn  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  t  wirkte  er  ent- 
scheidend mit,  und  der  Staatsvertrag  über  die  xMain-Neekar- 
Bahn  wurde  von  ihm  bieaibeitet.  In  vielen  Ausschüssen  war 
er  die  treibende  und  organisierende  Kraft. 

Daß  Männer  mit  einem  derartig  schöpferischen  G.eist  die 
Gefahren  der  bürokratischen  Geschäftsbehandlung  „vom 
grünen  Tisch''  besonders  klar  erkennen,  liegt  auf  der  Hand. 
Und  so  ist  es  denn  eines  der  hervorstechendsten  Merkmale 
der  Hoff'schen  Arbeit&art,  daß  er  die  Durchführbarkeit  seiner 
großen  Pläne  erst  bei  Reisen  zu  den  Direktionen 
und  Dienststellen  erproibte,  bevor  er  sie  in  die  Tat 
umsetzte.  Die  Mitberatung  an  den  Aufgaben  der  Verwal- 
tung, die  heute  die  Beamten-  und  Arbeiterschaft  beansprucht, 
hat  Minister  Hoff  für  seine  Person  stets  praktisch  gehand- 
habt, nicht  aus  dem  äußeren  Zwang  der  Verhältnisse  heraus, 
sondern  in  der  klaren  Erkenntnis  der  inneren  Zweck- 
mäßigkeit einer  derartigen  Mitarbeit  und  ihres  Segens 
für  das  Allgemeinwohl.  Auf  eine  solche  Natur  mußten  "des- 
halb auch  die  mehrfachen  Reisen  besonders  befruchtend 
wirken,  die  er  im  Auftrage  des  Ministers  Budde  zum  Studium 
ausländischer  Bahnen  übernahm.  Im  Jahre  1904  be- 
suchte er  die  Weltausstellung  von  St.  Louis  und  bereiste  die 
Größeren   Eisenbahnnetze  der    Vereinigten  Staaten 
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von  Amerika;  sein«  Erfahrungen  sind  in  dem  von  ihm 
g'emonsam  mit  tlem^  Geheimen  Regierungsrat  Schwabach  h€r- 
iausg>egöben«n  Buch  „Nordamerikanisohe  Ei&enbahncn,  ihr« 
Verwaltung^  und  Wirtschaftsfühiiing"  veröffentlichte,  einem 
Buche,  da>s  eine  wertvoll©  und  anregende  Vergleichung  der 
nordamerikanischen  und  deutschen  Eisenbahnverhältnisse 
enthält.  Auf  einer  Reise  nach  England  lernte  Hoff  auch  das 
englische   Eisenbahnwesen  gründlich  kennen. 

Im  Jalipe  19Ö7  übernahm  Hoff  das  auf  seine  Anregung  neu 
geschaffene  Eisenbahn-Zentralamt,  als  dessen 
erster  Präsident  er  aufs  neue  »seine  große  Verwal- 
tungskunst und  kaufmännische  Begabung  meisterhaft  be- 
weisen konnte.  Welch  wichtige  Aufgaben  dem  Amt  über- 
tragen sind,  und  wie  e,s  sich  immer  mehr  zu  einem  Hilfs- 
amt größt'en  Stils  für  das  Ministerium  auf  weiten  Gebieten 
entwickelt  hat,  ist  allgemein  bekannt.  Und  wenn  es  sich 
während  der  Kriegszeit  zu  einem  geradezu  unentbehr- 
lichen Werkzeug  der  Krieg  sführung  erweisen 
konnte,  indem  es  das  Reservoir  abgab,  aus  dem  das  weit- 
verzweigte Feldeisenbahnwesen  neben  den  heimatlichen 
Eisenbahnverwaltungen  ohne  Schwierigkeiten  gespeist  wer- 
den konnte,  so  hat  seia  erster  Präsident  den  Grundstein 
für  diese  Kriegsarbeit  gelegt. 

Am  11.  Dezember  1912  wurde  Hoff  als  Ministerialdirektor 
mit  der  Leitung  der  Verwaltung  sabteilung 
des  Eisenbahnministeriums  betraut.  In  dieser  Stellung  konnte 
er  ßo  recht  seinen  Drang  nach  Ausbau  und  Moderni- 
sierung der  Verwaltungseinrichtungen  betätigen.  Außer 
zahlreichen  Verbesserungen  der  Dienst-  und  Einkommensver- 
hältnisse des  Personals  ist  besonders  die  Neuregelung  des 
gesamten  Lohnwesens  der  Eisenbahnarbeitersohaft  her- 
vorzuheben, die  ein  Beweis  für  das  sozialpolitische  Ver- 
ständnis und  die  menschenfreundliche  Gesinnung  seines  Ur- 
hebers ist.  Politisch  bedeutsam'  war  für  das  Verhältnis  zum 
Personal  die  Einrichtung  einer  Wochenschrift,  durch 
die  das  Ministerium  die  Beamten-  und  Arbeiterschaft  über 
Zweck  und  Bedeutung  seiner  Maßnahmen  fortlaufend  unter- 
richtete. Außer  der  gewaltigen  Kleinarbeit,  die  unter  der 
Leitung  Hoff's  von  der  Verwaltungsabteilung  des  Mini- 
steriums geleistet  wurde,  fällt  in  diese  Zeit  auch  die  für  die 
Verbesserung  des  Eisenbahnbetriebes  so  bedeutsame  Ein- 
richtung der  Z  u  g  le  i  t  u  n  gss  te  1  len  ,  zu  denen  der  Mi- 
nister bei  den  train  dispatchers  der  nordamerikanischen 
Eisenbahnen  und  ähnlichen  Einrichtungen  in  England  ein 
Vorbild  gefunden  hatte.  Sie  leisteten,  verbunden  mit  anderen 
Verwaltungsmaßnahmen,  in  den  Zeiten  besonders  starken  Ver- 
kehrsandrangs und  gefährlicher  Betriebsstörungen  vortreff- 
liche Dienstie. 

Der  Weltkrieg  stellte  an  die  Beamten-  und  Ar- 
beiterpolitik der  Eis-enbahnverwaltung  Anforderungen 
schwierigster  Art.  Sie  sind  so  vollständig  gelöst  worden, 
daß  es  zu  betriebsstörenden  Vorgängen  während  des  Krieges 
nicht  gekommen  ist.  Ungemein  rührig  war  Hoff  auf  fast 
allen  Gebieten  der  freiwilligen  Fürsorge  für  Krieger 
und  ihre  Familien.  Die  »einer  Anregung  entsprun- 
gene, großzügig  angelegte  „K  r  i  e  g  s  s  a  m  m  1  u  n  g  der 
Eisenbahn''  hat  weit  über  5  Millionen  Mark  ergeben  und 
außer  vielen  anderen  guten  Werken  eine  K  r  ie g  sbe sc  h  ä - 
d  i  g  t  e  n  f  ü  r  s  o  r  g  6  bei  der  Eisenbahn  ermöglicht,  die  auch 
über  den  Bereich  der  Eisenbahnverwaltung  hinaus  als  vor- 
bildlich anerkannt  worden  ist.  Dazu  trat  eine  ebenfalls 
segensreich  wirkende  Kriegsknaben-  und  Kriegs- 
m  ä  d  c  h  e  n  f  ü  r  s  o  r  g  e.  Auch  die  Siedlungs-und  Er- 
nähr ungspolitik  wurde  mit  allem  Nachdruck  gefördert. 

Dem  Organisationsdrang  des  jetzt  scheidenden  Ministers 
waien  durch  die  Verhältnisse  des  Krieges  gewisse  Schranken 
gesetzt.  Aber  seinem  klaren  Blick  blieb  es  nicht  verborgen, 
daß  gerade  der  Krieg,  mochte  nun  sein  Ergebnis  günstig  oder 
ungünstig  sein,  einen  engeren  Zusammenschluß  aller  deut- 
schen Bahnen  gebieterisch  forderte.  Die  Verkehrs-  und  Be- 
triebsnot, die  zeitweise  die  glatte  Fortführung  der  Kriegs- 


j  Wirtschaft  in  höchstem  Maße  zu  gefährden  drohte,  rief  ihn 
auf  den  Plan.  Durch  die  Organisation  der  Generalbe- 
triebsleitungen, sowie  später  der  im  -Preußischen 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  eingerichteten,  aus 
Vertretern  aller  deutischen  Staatsei&enbahnverwaltungen  be- 
stehenden Kriegsbetriebsleitung,  schließlich  des 
Generalverkehrsamts  gelang  es,  die  Schwierigkeiten 
zu  beheben  und  die  Betriebsführung  der  deutschen  Bahnen 
einheitlich  zu  gestalten.  Der  von  Hoff  auf  Grund  nament- 
lich der  Kriegserfahrungen  und  für  den  zukünftigen  FriedeuB- 
verkehr  geplante  Bund  der  deutschen  Staats- 
eisenbahnen wurde  in  schwierigen  Verhandlungen 
zwischen  den  einzelnen  Verwaltungen  im  Jahne  1918  vorbe- 
reitet. Um  dieses  hochbedeutsame  Werk  zum  Abschluß  zu 
bringen,  ließ  sich  Hoff,  der  inzwischen  zum  Wirklichen  Ge- 
heimen Rat  mit  dem  Prädikat  Exzellenz'  ernannt  war,  von 
dem  Staatsminister  von  Breitenbach  bewegen,  seinen  Ent- 
schluß, zum  1.  Oktober  1918  aus  dem  Staatsdienst  zu  scheiden, 
aufzugeben  und  der  Verwaltung  bis  zum  1.  April  1919  weiter 
seine  unschätzbaren  Dienste  zu  widmen.  Der  unglückliche 
Ausgang  des  Krieges  machte  den  weiteren  Vereinheitlichungs- 
plänen zunächst  ein  Ende.  Mitte  November,  wenfge 
Tage  nach  der  staatlichen  Umwälzung  und  dem  Abschluß  des 
Waffenstillstandes,  übernahm  dann  Exzellenz  Hoff  auf  aus- 
drückliches Anraten  seines  Amtsvorgängers,  des  Staats- 
ministers von  Breitenbach,  die  Leitung  des  Ministe- 
riums der  öffentlichen  Ar'beiten  und  des  Reichs- 
amts für  die  Verwaltung  der  Reichseisenhahnen.  Die  Eisen- 
bahnverwaltung stand  zu  dieser  Zeit  vor  Aufgaben  von 
einer  Größe  und  Schwierigkeit  sonder- 
gleichen. Der  wohlvorbereitete  Plan  der  geordneten 
Rückführung  des  Heeres  war  durch  die  außen-  und 
innerpolitischen  Ereignisse  vollständig  üiber  den  Haufen  ge- 
worfen. Ein  nach  Millionen  zählendes  Heer  mit  ungeheurem 
Kriegsmaterial  mußte  auf  den  Eisenbahnen,  überhastet,  zu- 
rüokbefördert  werden,  verfolgt  vom  Gegner,  der  auf  den  kurz 
gestellten  Fristen  zur  Räumung  der  linksrheinischen  Gebiete 
rücksichtslos  bestand.  Daneben  mußte  die  Winterver- 
sorgung des  Volkes  unter  den  denkbar  ungünstigsten 
Beförderungsverhältnißsen  sichergestellt  werden.  Die  von 
den  nötigsten  Rohstoffen  entblößte  Industrie  mußte  mit 
Rohstoffen,  insbesondere  mit  Kohle  versehen  wer- 
den. Dazu  kam  die  Abgabe  des  leistungsfähigsten  Teiles 
des  Fuhrparks  an  den  Gegner  in  eiaem  solchen  Umfange, 
daß  die  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  fast  unmöglich 
schien.  Das  während  des  Krieges  über  alles  Maß  in  An- 
spruch genommene  Personal  drängte  auf  Dienster- 
leichterungen, die  unmöglich  versagt  werden  konnten. 
Dazu  kam  das  Verlangen  nach  Eiukommensver- 
besserung,  das  zusammen  mit  der  politischen  Unruhe  der 
Arbeiterschaft  auf  Betriebseinstellungen  drängte,  die  nur 
mit  Mühe  von  Fall  zu  Fall  zu  beseitigen  waren. 

Man  darf  wohl  heute  schon  sagen,  daß  die  Anforderungen, 
die  der  schwere,  jahrelange  Krieg  an  die  deutschen  Eisen- 
bahnverwaltungen und  insbesondere  die  preußische  als  die 
größte  deutsche  Betriebsverwaltung  stellte,  verschwin- 
den hinter  den  Leistungen,  die  von  der  preußischen  Eisen- 
bahnverwaltung in  den  vier  ersten  Monaten  nach  der 
Staatsumwälzung  gefordert  worden  sind.  Es  waren 
Aufgaben,  die  selbst  beherzten  Fachmännern  zunächst  unüber- 
windbar  erschienen  sind.  Und  es  darf  heute,  nachdem  der 
Berg  erklommen  ist,  ausgesprochen,  werden,  daß  die  Eisen- 
bahnverwaltung mehr  als  einmal  unmittelbar  vor  dem 
völligen  Zusammenbruch  stand.  Daß  es  nicht 
dazu  g  e  k  o  m,  m  e  n  ist,  und  daß  iheute  wieder  ruhigere 
Zeiten  für  die  Eisenbahnverwaltung  eingetreten  sind  —  wenn 
man  in  den  Wirrnissen  der  heutigen  Tage  überhaupt  noch 
von  Ruhe  sprechen  darf  — ,  das  ist  hauptsächlich  das  un- 
zweifelhafte Verdienst  des  jetzt  soheiden- 
denMinisters. 


LIX.  Jahrgang 
29.  März  1919- 
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Mit  zäher  Ausdauer  zu  jeder  Stunde  des  Tages  und  der 
Nacht  aufreeht  am  Steuer  stehend, .  mit  klarem  Blick  jedes 
Hilfsmittel  erspähend,  mit  rascher  Entschlußkraft  alle  vor- 
handenen Kräfte  weise  abwägend  und  sie  an  der  -richtigen 
Stelle  einsetzend,  entstehende  Hindernisse  und  politische 
Schwierigkeiten  klug  und  reibungslos  wegräumend  —  so  hat 
Exzellenz  Hoff  das  fast  unmöglich  Scheinende  möglich  ge- 
macht. Der  öffentliche  Verkehr  wurde  trotz  aller  Hemm- 
nisse ohne  Unterbrechung  aufrechterhalten,  und  zu 
dem  befürchteten  Zusammenbruch  ist  es  nicht  gekommen. 

Geschwächt,  aber  nicht  entkräftet  tritt  die 
Eisenhahn  Verwaltung  an  die  Friedemsarbeit  heran. 


Nach  einer  tTbergangszeit  allergrößter  Gefahren,  Mühen 
und  Sorgen  übergibt  Staatsminister  Hoff  seinem  Nachfolger 
den  Eisenbahnapparat  als  einen  im  Kern  gesund  erhaltenen, 
der  noch  immer  stark  genug  ist,  um  hoffentlich  schon  bald  in 
wieder  geordnetem  Staatsleben  als  leistungsfähiges  Verkehrs- 
untemehmen  zu  einstiger  Blüte  zu  gelangen. 

Über  die  in  die  letzte  Zeit  der  Ministertätigkeit  fallende 
führende  Mitarbeit  des  Ministers  Hoff  bei  der  Ausgestaltung 
der  Eeichsverfassung  zur  Verwirklichung  der  Eeichseinhei" 
auf  dem  Gebiet  der  Verkehrspolitik  wird  eine  spät>ere  Zeit 
zu  urteilen  berufen  ©ein.  « 


Die  Eisenbahnen  im  Entwurf  des  preuflischen  Staatshaushaltsplans  für  1919. 


In  der  Mtzung  vom  25.  März  d.  J.  hat  der  Fiuanzminister 
vr  !>udekum  der  preußischen  Laudesversammlung  den 
Entwurf  einlas  Gesetzes  über  die  vorläufige  Regelung  des 
b  aatshaushalts  für  da.s  Eechnungsjahr  1919  vorgeleo-t  Der 
Staatshaushaltsplan    schließt    mit'  9  633  761  956        ab.'  Die 

~  A™k1'°''"*  Q^e?^^i-f^'J'e^*f  Vorjahr  in  Einnahme,  und 

Au.>gab6  um  3  086^^5  678  Ji.  Zur  Herstellung  des  Gleich- 
gewichts smd  unter  Kapitel  24  Titel  17  des  Haushalts  der  all- 
gemein-ea  I- inanzverwaltung  786  U8  743  Jl  als  außerordent- 
licJie^Emnahme  eingestellt,  die  im  Wege  der  Anleihe  zu  be- 
schaffen ist.  Sie  deokt  sich  mit  dem  im  Haushalt  der  Eise-n- 
bahn Verwaltung  enthaltenen  Fehlbeträge.  Der  Fehlbetrag  im 
Haushalt  der  Eisenbahnverwaltung  ergibt  sich,  nachdeni  be- 
reits aus  einer  neuen  Erhöhung  der  Personen-  und  Gütertarife* 
emeMehreinnahme  von  U36Mill.Mark  eingestellt,  worden  ist 
Die  Ausga Isen  der  Eis-enbahn Verwaltung  haben  sich  im  Ordi- 
naTiam  um  1  994  191  708  .Ä,  im  Extraordinamiim  um  3  6O0OCO  // 
erhöht.  Die  Auso-abesteigerung  im  Ordinarium  verteilt  sich 
I  J^  zu  gleichen  Teilen  auf  persönliche  und  sächliche  Aus- 
fnvfi^".   V""  V-^^  ^or,  auf  den  uns  zurzeit  noch  nicht 

voihegendea  Eiseubahnetat  ausführlicher  zurückzukommen, 
mochten  aber  die  Rede,  mit  der  der  Finanzminister  die  all-t 
meme  Finanzlag-e  bei  Überreichung  des  Etats  erläuterte  so 
weit  aus  dem  im  Eeichsanzeiger  veröffentlichten  Text  aus- 
zugsweise mitteilen,  wie  sie  mit  dem  Eisenbahnwesen  im  Zu- 
sammenhange steht. 

nnhfvfi^'^T  '^ll  ^'inanzminister  ausgeführt  hatte,  daß  die  Ein- 
nahmen d-es  Staats  nicht  mehr  ausreichten,  um  auch  nur  diu 
La,utendeii  Staatsau  »gaben  zu  decken,  und  daß  die  Folee  davou 
ein  rasches  Anschwellen  der  Schatzanweisungsschuld  und  de. 
Rpfru  t^'^'^'i",-  '^"^'f  ''  schwebenden  Schuld  aufzubringenden 
B-etiage  sei,  fuhr  er  fort:  „Aber  das  i.st  nicht  das  gefährlichste 
Die  schwebende  Schuld  kann  konsolidiert  werdeS;  sie  S'^ 
tZt,  ^^^,1^«^^^  ff:\"i«^ts;  ihr  können  vielleicht  auf  1.?r 
R^t-  1  «rhel)liche  Gegenwerte  gegenül>erstehen.  Was 
zu  Befurchtungeu  Anlaß  gibt,  das  ist  die  Tatsache,  daß  das 
bedeutendste  wirtschaftliche  Unternehmen,  welches  wir  in 
Preußen,  in  Deutschland  haben,  ja,  welche.s  in  seiner  Ait 
S'^.nH'r^'^'  .i«t  -nämlich  das  preußische  Snbahn- 
sinSngSchrisr"'  vollkommen  zeri-üttet,  zu- 

Wir  haben  in  die&em  Jahre  einzelne  Verwaltuufren  darunter 
besonders  die  Steuen-erwaltung,  die  nicht  unerhebliche  Älehr- 
betrage  ergeben  haben.  .  .  .  Aber  diesen  Lichtpunkten  Seht 
aun  di,e  dunkle  Tatsache  der  Venschle.diterungS  anderen 
Gebie  en  entgegen.  Wir  habe-n  bei  den  Bergwerken  mit  eüier 
tlfwi'"^^'";"''"  2^  Millionen  Mark,  bei  den  E   sTn - 

i  o  n  .  n""  Af ^^'^'^  e  r  s  c  h  1  e  c  h  t  e  r  u  n  g  V  o  n  1776  M  i^  - 
nlJhoh  1  \  i^echnen.  Nimmt  man  dazu,  daß  wir  na- 
s^-^.i  S  T.euerungszulagen  ^bei  den  allgemeineii 

S^at^verwaltungsau.sgabcn  eine  Verschlechterung  von  Xr 
£nfi^  ~  ^.^^.^'^[.^^^«h'^^n. haben  daß  war  für  die  Erwerbs- 
en  H^fV^°*  "^^^  .Millionen  m  runden  Zahlen  ausgeben  müs- 
im  'Jaht  IQlS''  ,ynd  laufenden  Teuerungszulao^-n 

L^lvr  n    ,1^  1^18 ,  ™  «anzen  1050  Millionen  Mark  ausoegeSeii 
Pos  t'i^^.T^^  Berücksichtigung  aller  diese 

I  a  r  k  ^  f  ^  ■ "  *  \\^'  6 1  r  a  g  a  u  f  2409  Million  e  i 
^m-J(Lr£  %  A>>scliluß,-  wie  er  in  der  (beschichte  der 

'S  mSne  Xu^'f'^T  ""^'"'^^l]^^  ^^och  nicht  dagewe<.en  ist.  Es 
Sehen       i  ;'"''°i'  P'^*"  ^^-^^  '^^^«li  ^och  kurz  die 

\bÄsJi  l^.V^''''''"''^^^'^^  -  "^^lite  ich  es  nennen  - 
»i^scniusses  aarzulegen.  .  . 

ül,oT  3  \i'l'l^,rt?\r?f*  ^«fl"?-^-'«^'  ^l'"-  d'en  Ausgaben 
Inf  .1     p-   Mi^Varden  Mark  gesteig-ert  ist.    Davon  entfallen 

?zu  mmi^w'^i^^"''^";^  2  Milliarden  Mark!  und  zwar 
^rkr  an  itr-t  M^T-'^'T^'^'r''  T"^  sachliche  Ausgaben. 
Pfaf  1  andern  M  lliaixie.  die  dann  noch  als  ErhöhuSo-  im 
Etat  erscheint,  sind  nur  etwa  300  Älüldonen  durcEufend^ 


JrSf  f^^',  l^ommen  also  für  uns  nicht  weiter  in  Frage;  bleiben 
*00  Millionen,  von  denen  134  Millionen  auf  die  Bern-verwal- 
tung,  100  Millionen  Mark  für  die  Wohnungsfürsorge  gerechnet 
.sind,  75  Millionen  Mark  auf  öffentliche  Schuld  außer  der 
Lisenbahnschuld  und  der  Rest  in  der  Hauptsache  auf  Staats- 
verwaltungsausgaben, darunter  allein  359  Millionen  Mark 
Mehrausgabe  für  die  Teuerungszulagen,  die,  wie  ich  Ihnen 
schon  sagte,  1100  Millionen  Mark  übersteigen.  Zur  Deckung 
dieser  Mehrausgaben  reichen  die  vorhandenen  Einnahmen 
nicht  aus;  das  ist  ganz  ausgeschlossen.  Es  war  unsere  Auf- 
gabe, nach  neuen  Einnahmen  Umschau  zu  halten;  und  wenn 
auch  eine  Reihe  von  Betriebsverwaltungen  erheblich  höhere 
Einnahmen  m  Aussicht  stellen,  so  mußte  doch  auf  zwei  Ge- 
bieten zugegriffen  werden,  nämlich  bei  den  Eisenbahnen 
Kjli. vorhin  sehon  bei  der  Besprechuncr  des  Notetats 
ausführte,  bei  den  Steuern. 

Bei  den  Eisenbahnen!    Meine  Herren,  ich  stehe  auf  dem 
Standpunkt,  c.er  hoffentlich  von  der  überwältigenden  Mehrheit 
dies.es  hohen  Hauses  geteilt  wird,  daß  die  Betriebsverwaltun- 
gen des  Staates,  wenn  sie  schon  nicht  Überschüsse  brino-en 
doch  zum  mindesten  sich  selbst  erhalten  müssen.    Es  ?eht 
nicht  an  daß  ich  allgemeine  Mittel  aus  den  Steuereinnahmen 
ües  Staates  zur  V^erfügung  stelle,  damit  sich  der  Staat  den 
Luxus  eigener  Betriebsverwaltunsen  leisten  könnte.  Würde 
ich  auf  diese  Brücke  treten,  würde  ich  als  einen  dauernden 
Z,ustand  auch  nur  die  Möglichkeit  erkennen,  daß  ich  alloe- 
meiae  Staatsinittel  einzelner  Betriebsverwaltungen  zur  Dek- 
kung  ihrer  Fehlbeträge  zur  Verfügung  stellte,  so  würde  ich 
(las  Grab  einer  vernünftigen  Finanzverwaltung  damit  graben. 
Es  blieb  uns  deshalb  nichts  anderes  übrig,  als  bei  den  Eisen- 
.  ,  Kr'i:^°^°&k^'^'  '^^'^  '^i  clen  Personentarifen, 
erhebliche  Erhöhungen  eintreten  zu  lassen,  die  alles  in  allem 
rund  1436  Millionen  Mark  bringen  sollen,  -  bringen  so  1  l  eu  i 
Verehrte  Abgeordnete,  ob  sie  das  -bringen  werden,  das  ent- 
zieht sich  meiner  Kenntnis;  ich  muß  mich  bei  dieser  Schätzun<r 
^^^•2\l..fler  Fachmänner  auch  dann  stützen,  wenn  ich 
selbst  den  Schätzungen  skeptisch  gegenüberstehe.    Mir  wäre 
es  viel  lieber,  ich  könnte  die  Tariferhöhungen  auf  dieienic-eu 
Leute  legen,  die  heute  zwar  Eisenbahn  fahren  wollen,  al>er 
nicht  können  wegen  der  Einschränkungen  des  Betriebes,  als 
aut  die  wenigen,  die  wir  noch  in  unseren  Zügen  sehen.  Min- 
fT  T""  cT'^''?  1       Aussicht,  auf  diese  Weise  größere  Beträc^e  ' 
nhL^o    f  ^Ä^^**^      'Pizi'el«n,  größer  als  die  Aussicht,  durch 
eme  Tai  iferhohunsr  bei  den  geschwächten  Tarifen  so  erheb- 
liche Betrage  neu  für  uns  zu  erwerlien.   Da  der  Fehlbetrao-  bei 
den  Eisenbahnen  —  er  ist  recht  Leicht  zu  merken  -  .schätzuno-.s- 
weis«  2222  ÄIill  Mark  beträgt,  da  wir  rund  1400  Mill.  Mark 
durch  die  Tariferhöhungen  herausholen   wollen,  so  bleiben 
doch  immerhin  noch  786  Mill.  Mark  ungedeckt.  Meine  verehrten 
Anwesenden,  da  bleibt  mm  angesichts  der  Zustände  nichts 
anderes  übrig,  als  die.seu  Fehlbetrag  durch  eine  E  r  o-  ä  n  - 
z  u  II  gsan  leihe  aufzubringen.    Ich  habe  mich  zu  dTe*sem 
Ausweg  nur  schweren   Herzens  eutschlos.«.en.     Ich  beziehe 
micji  auf  die  Bemerkungen,  die  ich  vorhin  über  meine  orund- 
satzficiie  Stellung  zu  der  Finanjzgebarung    der  Betriebsver- 
walt^ingen  machte.    Wenn  ich  eine  Ergänzungsanleihe  in  die- 
ser Hohe  ausbringe,  um  damit  namentlich  Defizits  der  Eisen- 
bahnen zu  decken,  so  muß  ich  die  Erwartung  aussprechen 
daß  das  nur  ein  vorgetragener  De)j';:tposten  in  der  Bilanz  der 
f^ii&enbahnen  ist,  der  über  kurz  oder  lang  von  den  Eisen- 
bahnen und  aus  den  Eis-enbahnen  heraus  wieder  abo-etraox'u 
werden  muß.    Das  winl  auch  zu  berücksichtigen  sein  wenn 
da.s,  was  ich  neulich  schon  berührte,  Wirklichkeit  wird,  näm- 
Loh  die  Übertragung  der  preußischen  Staatsbahnen  auf  <las 
Reich.   Wir  i&elbst,  die  preußische  Staatsregieruno-,  die  Finanz- 
venvaltoing  und  die   Eis;enba.hnvcrwaltung    üu  besondere-n 
nehmen  darauf  Bedacht,  daß  der  Wert  der'  preußischen  Eisen- 
bahnen, der  na  nur  jetzt  eine  Weüe  untrer  dem  Schutt  des  Zu- 
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sammenbruchs  verschwunden  zu  sein  scheint,  auch  für  Preu- 
ßen in  dem  Falle  erhalten  bleibt,  daß  die  Eisenbahnen  mit 
ihrer  Vei wall unii'  selbst,  auf  das  Eeich  übertrafen  werden, 
-eu  \  I  .1111  Eeuh  ve-i'Cn  \\as  des  Reiches  is^  oewjß 
fi  eii,li.i,'eu  Heizens  -  «o  dürfen  wir  niemals  auf  der  anJeiu 
^eii^e  (las  aus  tier  Hand  .aeben,  was  Preußens  VolLe  gebührt 
und  worauf  es  ein  legitimes  Anrecht  hat.  .  .  . 

Wenn  ich  1919  nach  un?erem  Voranschlag:,  in  einzelnen 
Punkten  wenio'stens,  mit  1914  vergleiche,  dann  ergibt  sich 
lieispielsweise  bei  den  Eisenbahnen  eine  Verschlechterung  von 
über  1100  Millionen  Mark,  nämlich  im  Jahre  1914  ein  Rein- 
ertrag von  324  Millionen  Mark  —  glücklicher  Finanzminister 
von  damals,  der  aus  den  Eisenbahnen  324  Millionen  Mark 
Beinertrag  für  sich  buchen  konnte,  während  ich  jetzt  vor  der 
Tatsache  ein^s  Fehlbetrages  von,  wie  ich  schon  sagte,  786 
Millionen  Mark  stehe!  Wenn  ich  nun  dabei  in  Rechnung 
setze,  daß  die  bei  uns  bisher  übliche  Verzinsung  de«  statisti-. 
sehen  Anlagekapitals  der  Eisenbahnen  mit  2,1  %  wegen  Man- 
giels  an  Mattein  ausfällt,  so  ergibt  sich  eine  Gresamtver- 
schlechterung  für  den  allgemeinen  Staatshaußhalt  von  1919, 


verglichen  mit  dem  von  1914,  daraus  allein  im  Betrage  von 
1076  Millionen  Mark.    Dazu  kommen  nun  aber  noch  alle  die 

Kiie  .-tei  erungszulagen.  die  eihöhten  Aufwendun  en  für  die 
»liVn.L.hf  -  ha.  I.  -li'e  e_  hvjh;en  Au.  ,  a'en  fü;  iie  a  Lernte  n^n 
.-■iaai.sa  sgaben.  Das  alles  ergibt  also  eine  außerordentlich 
hohe  Verschlechterung,  der  allerdings  Mehreinnahmen  auf 
der  andern  .Seite  entgegenstehen.  Diese  Mehreinnahmen  be- 
trafen beispielsweise,  bei  den  direkten  Steuern  von  1919,  ver- 
glichen mit  1914,  nicht  weniger  als  910  Millionen  Mark.  Sie 
werden  zugestehen  müssen,  daß  das  eine  starke  Anspannung 
der  Steuerkraft  des  Volkes  ist,  namentlich  wenn  man  berück- 
sichtigt, daß  auch  die  Gemeinden  aus  denselben  Quellen  zapfen 
und  daß  auch  das  Reich  jetzt  dabei  ist,  auf  dieselben  Steuer- 
quellen Hand  zu  legen,  aus  denen  wir  bisher  am  reichlichsteh 
schöpfen  konnten.  Insgesamt  kommt  bei  einem  Vergleich  von 
1919  mit  1914  eine  Verschlecht ening  von  beinahe  800  Millionen 
in.  Frage.  Ein  armes  Volk  sind  wir  geworden,  und  Preußen 
wird  sich  wieder  einmal  oder  noch  einmal,  wie  es  schon 
früher  gekonnt  und  getan  hat,  „emporhungem''  müssen"  .  .  . 


Gepäckladelisten. 


Zu  Zeiten  starken  Reise-  und  Gepäckverkehrs,  wie 
beim  Schul-  und  Ferienschluß,  kann  eine  Kontrolle  über 
die  richtige  Ankunft  des  Gepäcks  am  Zuge  nicht  stattfinden; 
denn  der  Ladebeamte  ist  nicht  in  der  Lage,  eine  Verglei- 
chung  mit  den  Packmeisterkarten  vorzunehmen,  da  es  un- 
möglich ist^,  die  große  Zahl  Packmeisierkarten  so  zu  ordnen, 
daß  jedes  Gepäckstück  auf  der  Paekmeisterkarte  angestrichen 
werden  kann.  Die  Entladung  muß  auch  möglichst  rasch  er- 
folgen; einesteils,  um  die  sofortige  Auslieferung  des  Ge- 
päcks zu  ermöglichen,  das  namentlich  auf  Ladestationen  mit- 
tels planmäßig  verkehrender  Fuhrwerke  und  Dampfschiffe 
weitergehen  soll,  andererseits  um  auf  Zugendstationen  das 
Verschiebegeschäft  nicht  durch  das  Ladegeschäft  aufzuhalten. 
Für  das  Ermittelung.sverfahren  ist  es  aber  von  großer  Wich- 
tigkeit, einwandfrei  festzustellen,  ob  und  mit  welchem  Zuge 
das  Gepäck  eingetroffen  ist,  welches  Personal  es  an.brachte 
und  welche  Lademannschaften  beim  Ausladen  tätig  waren. 
Es  ist  die  Einrichtung  getroffen  Avorden-  daß  die  Zugnummer 
und  der  Tag  .auf  der  Rückseite  der  Packmeisterkarten  vom 
Zugpersonal  zu  vermerken  sind.  Ein  Beweis,  daß  sich  das  Ge- 
päck tatsächlich  im  Packwagen  befand,  ist  aber  damit  nicht 
erbracht,  denn  in  den  seltensten  Fällen  wird  der  Zugbeamte 
in  der  Lage  sein,  eine  Vergleichung  im  Packwagen  vorzu- 
nehmen, da  die  Packwagen  voll  ausgenützt,  vielfach  auch  noch 
Gepäckbeiwagen  eing€.stellt  werden. 

Während  meiner  Tätigkeit  auf  einer  größeren  Seebade- 
station  mit  umfangreichem  Gepäckverkehr  habe  ich  folgendes 
Verfahi-en  mit  gutem  Erfolgie  angewandt.  Vor  Eintreffen  des 
Zuges  hatte  ich  eine  Ladeliste  nach  folgendem  Muster  vor- 
dre itet  : 

Tr  den  .19 

Zug-Nr   Zf. : 

Lademannschaft : 


u 

X! 


Verschiedene 
Stationen!  Nr. 


Expreßgut 
Station  I  Nr. 


Die  mir  vom  Zugführer  übergiebenen  Packmeisterkarten 
ließ  ich  am  Zuge  unberücksichtigt.  Die  Lademannsohaft 
hatte  jedes  Gepäckstück  laut  aufzurufen;  z.  B.  „Berlin  55'', 


worauf  unter  Spalte  Berlin  die  Zahl  „55"  eingetragen  wurde. 
D  lese  Zahl  mußte  in  der  Ladeliste  so  oft  erscheinen,  wie  Ge- 
päckstücke „Berlin  55"  entladen  wurden.  Eine  Störung  des 
Ladegeschäfts  trat  hierdurch  nicht  ein;  denn  ich  war  mit  den 
Anschreibungen  immer  im  voraus.  Nach  IJeendigung  des 
Ladegeschäfts  verglich  ich  im  Dienstzünmer  die  Ladelist« 
mit  den  Paokmeisterkarten,  indem  auf  der  Ladeliste  die  Ge- 
päckzahl durchstrichen*),  auf  der  Paokmeisterkarte  die 
Stückzahl  angestrichen  wurde.  Die  Ladeliste  hatte  dann  fol- 
gendes Aussehen : 


d 

u 

0) 
-O 

S 

eme 

'S 

® 

_d 

:0 

:Ö 

cq 

O 

>— J 

(55) 

(18) 

(55) 

!SH 

19 

(23) 

(54) 

.117) 

•'8) 

(24) 

51) 

(55) 

c 

5 

ci 


Verschiedene 
Stationen  1  Nr 


Expreßgut 
Station    ]  Nr. 


Stendal 
Nauen 
Spandau 


J8 
15 
14 


Lübe<k 
Bremen 


Nach  den  Paekmeisterkarten  sollten  entladen  werden : 
55  Berlin  4  Stück, 

18  Cöln     3  „ 

Es  fehlten  demn.ach':  55  Berlin  1  Stück, 

18  Cöln     2  „ 
Dag'eg^en  waren  überzählig: 
53  Berlin  1  Stück, 

19  Cöln     1  „ 

Das  Vergleichen  der  Ladeliste  mit  den  Packmeisterkarten 
nahm  iiur  kurze  Zeit  in  Anspruch.  Dieses  Verfahren  ließe 
sich  vielleicht  noch  vervollkommnen,  indem  die  Ladeliste 
vom  Zugführer  während  der  Fahrt  durch  Eintragen  der  Ge- 
päckuummern  nach  den  vorhandenen  Paekmeisterkarten  an- 
■gefertigi.  wird  und  beim  Entladen  die  Nummern  angestrichen 
werden.  Der  Zugführer  wird  bei  Durchgangszügen  mit  nur 
wenig  Haltestationen  hierzu  sehr  wohl  in  der  Lage  sein. 
Diese  Züge  kommen  aber  hauptsächlich  in  Frage.  Ein  Ver- 
such dürfte  sich  jedenfalls  empfehlen. 

Klose,  Oberbahnassistent. 

*)  Die  durchstrichenen  Zahlen  sind  in  der  -folgenden  Ta- 
belle durch  eingeklammerte  Ziffern  dargestellt. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Eiscnbahuminister  Oeser.  Der  neue  Chef  der  pi'eußisch- 
hessischeu  St.aat.seisenbahnverwaltung,  Staat&niinister  und  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten  O.e.ser  hat  am  26.  März  d.  J. 
sein  Amt  angetieten  uiul  sieh  den  iin  Sitzuug.ssaale  des  Ministe- 
riums versa.uimeltcn  Beamten  vorgestellt.   In  einer  Ansprache 


wies  er  auf  die  schweren  Zeiten  hin,  die  die  Eisenbahnver- 
waltuiig  durchgemacht  habe,  und  die  Anstrengungen,  dei^n  es 
bedürfen  würde,  um  'die  Ei-s^enl^ahnen  wieder  zu  ihi-er  vollen 
Leistuugsfähigkeit  zu  briugeu  und  dem  pi-eußischen  Ver- 
kclirswe.s.en  zu  seinem  alten  Ansehen  und  zu  seiner  Muster- 
gültigkeit zu  verhelfen.  Er  forderte  die  Beamten  zur  kräf- 
tigen Mitarbeit  bei  diesen  schweie.n  Aufgaben  auf. 

Rudolf  Oe.ser  ist  am  13.  November  1858  zu  Coswig  (Anhalt) 
geboren  und  hat  auf  der  Universität  Berlin  Philosophie  und  | 
Nationalökonomie  studiert.    Als  Mit^lie'd  des  pre'ißisclien  Ab-'l 
geordnetenhauses  vertrat  er  den  Wahlbezii-k  Wiesbaden  11 
(Frankfurt-Main  fSt-l).    Mitglied  des  Reichstag-es  ist  er  von 
1907  bis  Dezember  1911  gewes>en. 
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—  Errichtung:  eines  Deutschen  Reiseverkehrsrates.  Zurz«it 
geht  eine  Eiii  jab-e  des  V  e  r  b  a  n  d e  s  d  e  r  H  o  t  e  1  b  e  s  i  t  z  -e  r- 
V ereine  Deutschlands  durch  die  Presse,  der  sich  we- 
-in  .e  ■  Wie  e. aui'uchiun.  un.i  Forueiun.^  de»  Fremdenv'ei-' 
kehrs  durch  Unterstützung  der  Behörden  an  das  Auswärtige 
Amt,  das  Keichswiitschattsamt,  das  ßeiclisamt  des  Innern  und 
die  Nationalversammlung  gewandt  hat.  In  dieser  Eingabe,  in 
der  auf  die  gleichartigen  erfolgreichen  Bestrebungen  in 
Frankreich,  Italien  und  in  der  Schweiz  hingewiesen  wird, 
tritt  der  A'erband  der  Hotelbesitzervereine  für  die  bereits  vom 
Bund  Deutscher  Verkehrs  vereine  geforderte  untl 
jingehend  begründete  Errichtung  eines  Deutschen  Eeisever- 
i«hrsrates  ein.  Zu  dem  vom  Hotelbesitzerverband  ausg^e- 
äprochenen  Wunsche,  daß  der  Beiseverkehrsrat  unverzüglich 
iiLs  Leben  gerufen  werden  möchte,  erfahren  wir  von  unter- 
richteter Seite,  daß  diese  Bestrebungen  bereits  die  grundsätz- 
iche  Zustimmung  der  deutschen  Bundesregierungen  gefunden 
laben.  Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  kurz  vor  Aus- 
)ruch  der  Kevolution  die  in  Betracht  kommenden  Reichs-  und 
Staatsbehörden  sowie  die  großen  wirtschaftlichen  Verbände 
m  Sinne  einer  vom  Bund  Deutscher  Verkehrsvereine  einge- 
reichten Denkschrift  „Die  Ausgestaltung  der  deutschen  Ver- 
Lehrswerbung  nach  dem  Kriege''  zur  Jlitarbeit  an  dem  ge- 
»lanten  Deutschen  Eeiseverkehrsrat  aufgefordert.  Die  Vor- 
bereitungen zur  endgültigen  Gründung  dieser  für  die  ein- 
leitliche  deutsche  Verkehrswerbung  überaus  wichtigen  Ein- 
ichtung  haben  naturgemäß  durch  den  Ausbruch  derEevolu- 
ion  eine  Verzögerung  erfahren.  Die  Verhandlungen  ^An^den 
-ber  nicht  unterbrochen,  sondern  schweben  zurzeit  noch.  Das 
tarke  Interevs.se  der  behördlichen  Stellen  an  dieser  Werbe- 
rbeit  läßt  erwarten,  daß  der  Deutsche  Reiseverkehrsrat  bald 
as  Leben  treten  wird. 

—  Anregung  einer  Neuordnung  der  Wirtschaftsstatistik  des 
reiches.  Der  D  e  u  t  s  c  h  e  V  e  r  b  a  n  d  T  e  c  h  n  i  s  c  h  - 
Hssen  schaftlicher  Vereine  hat  in  einer  Eingabe 
ie  Nationalversammlung  gebeten,  „im  Interesse  der  Stär- 
ung  des  Reichsgedankens  gegenüber  den  Einzelstaaten  und 
n  Interesse  einer  gedeihlichen  wirtschaftlichen  Ent- 
ricklung  Deutschlands  dafür  eintreten  zu  wollen,  daß  be- 
Bits ia  der  Verfassnngsurkunde  des  Reiches  zum  Ausdruck 
ebracht  wird,  daß  die  gesamte  deutsche  Wirtschaftsstatistik 
nd  ihre  Organisation  Sache  des  Reiches  sei".  Der  Verband 
egründet  diesen  Antrag  wie  folgt: 

Der  Krieg  hat  gezeigt,  daß  eine  ausreichende  und  zuverläs- 
ige  technisch-wirtschaftliche  Statistik  un- 
Qtbehrlich  ist.  Eine  solcLe  Statistik  ist  für  die  Frieden  s- 
arschaft  ein  unbedingtes  Erfordernis.  Je  mehr  die  Ent- 
■icklung  in  Deutschland  zu  einer  planmäßigen  Gesamtwirt- 
5haft  innerhalb  des  Staates  drängt,  um  so  notwendioer  wird 
ü6  einheitliche  statistische  Erfassung  aller  Erscheinuno-.en 
äs  Wirtschaftslebens.  In  .den  bisherigen  statistischen  Ar- 
äiten  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  ist  die  technische 
idustrie  teils  gar  nicht,  teils  nur  in  geringem  Umfano^e  be- 
indelt  worden.  Die  seltenen  statistischen  Erhebunoen,  die 
^i'ß  Technik  bekannt  gegeben  wurden,  sind  vielfach  un- 
Jllständis:,  ja  teilweise  irreführend.  Nur  bei  gut  oroaui- 
ertem,  planmäßigem  Zusammenarbeiten  aller  Faktoren  unter 
inbeziehung  angesehener  Fachleute  und  Fachverbände  ist 
it  einem  Mindestmaß  vov.  Arbeit  nnd  Geld  die  £>esamte 
cünische  Wirtschaftsentwickhing  statistisch  ausreichend  zu 
•lassen.  Em  planmäßiges  Zusammenarbeiten  des  statisti- 
üen  Roichsamtes  und  der  statistischeu  Landesämter  wird 
)er  nur  dana  gesichert,  werden,  wenn  die  Landesämter 
r  g  a  n  e  des  Reich  s  a  m  t  e  s  werden. 


Deutschösterreich. 

—  Staatssekretär  für  Verkehrswesen  Ludwig  Paul    Der  vor 

mgen  Tagen  ernannte  neue  Staatssekretär  wurde  1864  in 
len  geboren,  besuchte  die  juristasche  Fakultät  der  Wiener 
uversitat  und  trat  1890  als  Verkehrsdiumist  in  den  Dienst 
V  (^neraldirektion  der  österreichischen  Staatsbahnen.  Im 
i-nro  lyoi  m  das  Eisenbahnministerium  berufen,  wurde  er 
■T  -bauduektiou  als  administrativer  und  Peronalreferent  zu- 
stellt, sodann  1905  m  das  Personal departement  zur  Mithilfe 
1  der  Ausarbeitung  der  neuen  Personalnormeu  versetzt,  uud 
^tte  insbesondere  im  Jahre  1907  die  Vermittluno-  z'nas'cheii 
n  Bediensteten  der  ö.jterreichischen  Privatbahneu  und  deren 
irektionen  anläßlich  .der  neuerlich  ausgebroohenen  Reisistenz- 
wegiing  zu  fuhren.  Bei  Verstaatlichung  der  Österreichiseh- 
jganschen  Staatseitenbahngesellschaft  wurde  er  im  Jahre 
zum  Direktorstell  Vertreter  bei  der  Direktion  für  die 
nien  der  fetaatseisenbahngesellschaft  ernannt,  welchen 
)steu  er  bis  zu  seiner  Ernennung  zum  Präsidenten  des  Amtes 
r  \  olksei  nah  rung  im  Februar  1918  einnahm. 


Bei  seinem  Amtsantritt  hat  Staatssekretär  Ludwig  Paul 
folgenden  Begrüß ungs-erlaß  an  alle  Bediensteten  gerichtet: 

„Das  Vertraven  der  Nationalversammlung  hat  mich  auf  den 
Po^.en  des  Staalssekixitärs  für  Verkehrswesen  berufen.  Bei 
Anaut,  meine..b  Amtes  ^ebe  ich  zunächst  meiner  Fieude  Aus- 
druck, daß  ich  wietler  zu  jenem  Dienste  zurückkehren  darf, 
dem  ich  den  größten  Teil  meiner  Berufstätigkeit  £;ewidmet 
habe,  und  begrüßte  alle  meine  ehemaligen  Kameraden  auf  das 
wäi-mste.  Meine  Begrüßung  gilt  aber  auch  dem  großen  Per- 
sonalkorper  der  Schiffahrt«-,  Post-,  Telegraphen-  und  Tele- 
phonangestellt.en,  deren  Angliederung  an  das  Staatsamt  für 
Verkehrswesen  bevorsteht.  Ich  rufe  das  gesamte  mir  unter- 
stellte Personal  zu  werktätiger  Mitarbeit  an  den  unser  harren- 
den großen  und  wichtigen  Aufgaben  eindringlichst  auf  und 
zähle  bei  der  Führung  der  mir  anvertrauten  Amtsgeschäfte 
auf  die  verständnisvolle  Mitwirkung  aller  Bediensteten  und 
ihrer  berufenen  Vertretungen,  die  mit  ihrer  Arbeitskraft  und 
Arbeitslust  nicht  mir,  sondern  dem  schwerbedrängten  deutsch- 
österreichischen  Vaterlande  zu  dienen  berufen  sind.  Ich 
ineinerseits  versichere  jeden  einzelnen,  daß  er  mit  .»einen 
dienstlichen  Anliegen  und-  persönlichen  Wünschen  bei  mir 
jederzeit  Gehör  finden  wird." 

—    Die    Generalinspektion    der    Eisenbahnen.      Der  vor 

kurzem  ia  den  Ruhestand  getretene  Vorstand  der  nunmehri- 
gen deutschösterreichischen  Generalinspektion  Ing.  Karl 
Wurth  nimmt  zu  der  gegen wärtio-  vi^elfach  erörtert'en  Frage, 
was  nach  den  eingetretenen  Umwälzungen  mit  der  bisherigen 
Generalinsi>ektion  der  österreichischen  Staatsbahnen  g<;- 
schehen  soll,  in  der  Tag^eszeitung  „Die  Zeit"  in  foloender 
Weise  Stellung :  „Die  Bevölkerung  des  Staatses  verlangt  mit 
vollem  Rechte  einen  sicheren  und  ungestörten  Eisenbahn- 
betrieb, der  allen  iin  Interesse  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
des  Bergbaues,  der  Industri.e  und  des  Handels,  der  Versor- 
gung der  Industriemittelpuukte  und  großen  städtischen  Sied- 
lungen sowie  des  reisenilen  Publikums  zu  stellenden  Anfor- 
derungen allzeit  entspricht,  also  auch  in  der  Lage  ist,  für 
gewisse  Zeiten  ülx>r  das  gewöhnliche  Maß  erhöhte  Trans- 
portleistungen  klaglos  zu  bewältigen.  Um  die.^.en  .\nforde- 
runo-,en  entsprechen  zu  können,  müssen  l>estimmte  Voraus- 
setzungen erfüllt  sein,  die  einerseits  die  bauliche  Anlage  und 
Ausgestaltunor  der  Bahnstrecken  und  Stationen,  das  rollende 
Materiall  samt  Zubehör,  die  Ausrüstung  des  oanzen  Bahn- 
netzes usw.,  andererseits  aber  das  Eisenhahupersonal  he- 
ti-effen. 

Aufgabe  der  Zentralstelle  für  das  Eisenbahnwesen  (Ei.s-en- 
bahnministerium,  Verkehrsamt)  muß  es  sein,  in  g.eeigneter 
Weis-e  für  die  Schaffung  dieser  Voraussetzungen  zu  so^o^en 
Da  zeigt  sich  aber  sofort  eine  gewisse  Schwierigkeit  wr- 
ursacht  durch  den   Umstand,   daß  diese   Zentralstelle  nicht 
nur  oberste   Eisenbahnbehörde,  sondern     gleichzeitig  auch 
oberste  Verwaltungsstelle  der  StaatseLseubahnen  ist.    Es  wird 
gewiß  niemand  in  Zweifel  ziehen  wollen,  daß  die  Zentral- 
stelle den  besten  Willen  zur  Verwirklichung  der  erwähnten 
Voraussetzungen  besitzt.     Dieses  Wollen  genügt  aber  nicht, 
da  der  Zentralstelle  die  Mittel  zur  Erreichung  ihrer  Ziele 
vou  einer  anderen  Zentralstelle  bewilligt  werden  und  diese 
sich  in  erster  Linie  von  der  Rücksichtnahme  auf  den  Staats- 
voranschlag leiten  läßt,  ohne  über  die  erforderliche  Eisen- 
bahnsachkenntnis zu  verfügen  und  ohne  den  innigen  Zusam- 
menhang des  Eisenbahnbetriebes  mit  dem  allgemeinen  Volks- 
wohlstand, also  mit  den  Einnahmequellen  des  Staates,  an  ge- 
bührende Erwägung  zu  ziehen.    Das  Verkehrsamt  ist  daber 
ebensowenig   wie  fiüher  das   Eisenbahnministerium   in  der 
Lage,  die  mehrerwähnten  Voraussetzungen  im  erforderlichen 
Umfano-  zu  schaffen,  muß  sich  vielmehr  auf  das  für  den 
Aug^enblick  unbedinot  Notwendige^  ja    mitunter    auf  noch 
weniger  beschränken,  kann  also  um  so  weniger  künftigen 
Verkehrsanforderungen  vorarbeiten,  weil  ihm  die  Mittel  für 
o-roßzügige  Aktionen  bei  den  Staatsbahneu  verweigert  wer- 
den.   Es  kann  daher  auch  gegenüber  den  Privatbahnen  nieht 
in  der  erforderlichen  Weise  vorgehen,  und  wollte  es  dies 
auch,  so  würden  die  Privatbahnverwaltungen  unter  Hinweis 
auf  die  Rückständigkeit  der  Staatsbahnen  den  erteilten  Auf- 
trägen auch  nicht  nachkommen.      Es    wird    also  „forto-e- 
wurschtelt".     Es  bedarf  sohin  einer  Behörde,  die  —  durch 
keinerlei  Rücksichten  auf  den  Staatsvoranschlag  gebunden,  nur 
das  Allgemeinwohl  und  damit  das  wirkliche  Interesse  des 
Staates  im  Auge  behaltend  —  darüber  wacht,  daß  die  mekr- 
erwähnten  Voraussetzungen  für  einen  befriedisenden  Eisen- 
bahnverkehr tatsächlich  eingehalten  werden.    Die.se  Behörde 
ist  die  Generalinspektiou  der  deutschösterreichischen  Eisen- 
bahnen, die  aber  zur  Erfüllung  ihrer  verantwortuugsvolleu 
Aufgabe  vollkommen  unabhängig  gemacht,  also  aus  d^em  Ver- 
biand  jetles  Staat&amt.es  losgeschält  werden  müßte,  da  ihre 
Einkleiduuü-  in  den  Rahmen  eines  solchen  sie  nur  hemmen 
würde.    Eine  solcherart    gestellte  Generalinspektion,  deren 
Kuudgebungeu  mangels  jedes    eigenen  B ahn besitzes,  also 
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mangels  jedes  Eigeninteresses,  Ton  vornherein  der  Stempel 
der  vollen  Unparteilichkeit  und  reinsten  Sachlichkeit  aufge- 
prägt wäre,  könnte  auch  das  Verkehrsamt  in  iseinen  Anforde- 
nmgen  gegenüber  dem  Finanzamt  wesentlich  und  mit  Erfolg 
unterstutzen,  wie  dies  schon  vor  Jahren  in  lenen  allerdings 
wenigen  Fällen  möglich  war,  in  denen  das  Finanzministerium 
die  Generalmspektion  gleiichsam  als  Bchiedsrichter  aufge- 
rufen hatte. 

Wenn  also  dermalen  wieder  einmal,  wie  schon  vor  Jahren, 
von  der  Auflösung  der  Generalinspektion  oder  von  ihrer  Ein- 
gliederung in  den  S-ektionsverband  des  Verkehrsamtes  ge- 
sprochen wird,  so  kann  dies  nur  als  eine  weitgehende  Kück- 
sichtnahme  auf  das  Au-sgabenkonto  des  Verkehrsamtes  oder 
auf  eine  nicht  richtige  Erfassimg  der  wahren,  volkswirt- 
schaftlichen und  somit  hervorragend  staatlichen  -Bedeutung 
der  Generalinspektdon  angesehen  werden.  Hoffen  wir,  daß 
dies'B  Absicht  auch  diesmal  eben  iso  wenig  zur  Tatsache  wird 
wie  bisher,  dank  der  Einsicht  hervorragender  Eisenbahnfach- 
männer," r 

—  Strafnachsicht,  ©er  d.  ö.  Staatsseki-etär  für  Verkehrs- 
wesen hat  nachstehenden  Erlaß  an  alle  d.  ö.  Staatsbahndirek- 
tionen  gerichtet: 

Aus  Anlaß  des  Zusammentrittes  der  konstituierenden  Na- 
tionalversammlung finde  ich  jenen  in  den  Dienst  der  d.  ö. 
Staatsbahnen  übernommenen  Bediensteten,  die  wegen  eines  in 
der  Zeit  vom  1.  August  191-i  bis  zum  heutigen  Tage  began- 
genen Dienstvergeh.ens  zu  einer  Disziplinarstrafe  rechts- 
kräftig verurteilt  worden  «sind,  die  zuerkannten  Disziplinar- 
strafen, soweit  sie  bisher  noch  nicht  vollzogen  wurden,  so- 
wie deren  Eechtsfolgen  nadizu!>(  hon.  Ausgenommen  von 
dieser  Nachsicht  sind  solche  Dienstvergehen,  die  lechtskräjftig 
mit  Dienst esentlasisung  bestraft  und  solche,  die  aus  verächt- 
licher G-esinnung  oder  in  gewinnsüchtiger  Absicht  begangen 
worden  sind.  In  den  Fällen,  in  denen  die  Disziplinarstrafen 
bereits  vollzogen  sind,  erstreckt  sich  die  Nachsicht  lediglich 
auf  die  Rechtsfolgen  und  die  Löschimg  der  Strafen  in  den 
Dienst-  und  Staudesausweisen.  Der  Nachsicht  der  Rechts- 
folgen,  mögen  sie  schon  abgelaufen  sein  oder  nicht,  kommt 
riickwirkende  Kraft  zu,  derart,  als  ob  die  Disziplinarstrafe 
nicht  verhängt  worden  wäre.  Ferner  verfüge  ich,  daß  wegen 
der  in  der  angegebeneu  Zeit  l>egangenen  Dienstvergehen,  *die 
nicht  aus  verächtlicher  Gesinnung  oder  gewinnsüchtiger  Ab- 
sicht begangen  worden  sind,  das  Disziplinarverfahren  nicht 
eingeleitet  oder  das  eingeleitete.  Verfahren  -  mit  Ausnahme 
der  zufolge  roch  nicht  rechtskräftiger  auf  Dienstesentlassung 
lautender  Erkenntnisse  der  Disziplinarkammer  behängenden 
Fälle  —  eingestellt  werde.  Die  zur  Durchführung  dieser  An- 
ordnungen not-n-endigen  weiteren  Verfügungen  sind  ehestens 
zu  treffen.  Es  wird  zugleich  den  Vorständen  der  Staatsbahn- 
d'irektio.nen  anheimg>eistellt,  gleichartig-e  Verfügungen  hin- 
sichtlich der  Ordnungsstrafen  im  eigenen  Wii'kungiskreis.6  zu 
treffen. 

—  Neue  Bestimmimsen  über  die  Beförderung  von  Reise- 
gepäck. Durch  eine  Vollzugsanweisung  des  Staats^mtes  für 
Verkehrswesen  werden  vorübergehend  folgende  Änderungen 
der  Vorschriften  des  Eisenl)ahnbetriebsreglements  verfifgt: 
Jedes  Gepäckstück  muß  die  genaue  und  dauerhaft  befestigte 
Adresse  des  Reisenden  (Name,  Wohnort,  Wohnung)  sowie  d'en 
Namen  der  Aufgal>e-  und  Bestimmungsstation  tragen.  Nicht 
derartig  gekennzeichnetes  Gepäck  kann  zuriickgewiesen  wer- 
den. Bei  Sendungen  von  Eeisegepäck  und  Expreßgut  bat  der 
InbaW  des  Gepäckscheiues  erst  48  Stunden  nach  der 
Ankunft  des  Zuges,  zu  dem  das  Gepäck  aufgeg-ieben 
war,  A  n  s  p  r  u  c  h  a  u  f  A  u  s  1  i  e  f  e  r  u  n  g.  Es  beginnen  da- 
her auch  die  nach  dem  Eisenbahuljetriebsreglement  von  der 
Ankunft  des  Zuges  laufenden  Fristen  erst  mit  dem  Ablaufe 
der  hiermit  festcnes.ftzten  Frist  von  48  «Stunden.  Unter  Ab- 
weichung von  der  A'orschrift  des  §  76,  Absatz  3,  kann  das  Gut 
statt  in  der  vom  Absender  l>ezeichneten  Best  immun  o'sstafion 
m  einer  anderen,  i  n  dem  sei  be  n  0  r  te  befindlichen  Station 
al>mehefert  werd-en ;  es  darf  jedoch  keine  höhere  Fracht  er- 
hoben werden,  als  bei  Ablieferung  in  der  vom  Abs-ender  be- 
z-eichneten  Station  zu  zahlen  wäre. 

Wiederbelebung  des  Fremdenverkehrs  in  Deutsehöster- 
reich.  Der  Landesverband  für  Fremdenverkehr  in  Wien  und 
Niederöslcnroich  hielt  dieser  Tage  eine  Besi)rechuug  ab,  um 
<lie  für  die  Wiederaufrichhuig  des  Fienukuveikehrs  im  d.  ö. 
Staatsgebiete  einzuleitenden  Schritte  zu  beraten.  Es  wurde 
beschlossen,  P'achreferenteu  für  eine  „Enquete'"  zu  bestellen, 
die  den  Weg  zu  einer  einheitlichen  und  zweckdienlichen  Be- 
handhing  aller  Frenuleuverkehrsfrageu  zu  suchen  und  sicher- 
zustellen hätte.  Den  Refeixmteu  wuiule  anheimgegieben,  ent- 
^veder  selbständig  oder  unter  Mitwirkung  von  unter  ihz^eiu  Vor- 
sitz zu  bildenden  Sonderausschüssen  die  ihnen  zumewieseuen 
Sonderg->ebiete  zu  bearbeiten  und  über  das  Ergebnis  ihrer  Ar- 
beit an  die  Enquete  zu  berichten.   Es  wurden  Eefei^enten  für 


nachstehende  Gebiet©  bestellt:  Volkswirtschaftliche  Beden 
tung  des  Fremdenverkehrs,  Behörden  und  Gesetzgebung,  Bil 
dungswesen,  Sanitätspflege,  Verkehr,  Bauwesen  und  Regu 
Uerungsfragen,  Heimatschutz,  Kunst  und  Musik,  Gewerbe 
Handel  und  Industrie,  Propaganda,  Sport,  Touristik,  Alpinis 
mus,  Heilbäder,  Sommerfrischen,  Unterkunfts-  und  Verpfleg? 
wesen.  An  der  Beratung  nahmen  auch  Vertreter  der  G< 
meinde  Wien  und  der  Staatsämter  für  Verkehrswesen  un 
öffentliche  Arbeiten  teil. 

—  über  Deutschösterreichs  Wasserwirtschaft  ispraoh  ii 
Niederösterreichischen  Gewerbeverein  der  Professor  d-e 
Wasserbaues  an  der  Technischen  Hochschule  in  Wieni  Ohe 
baurat  Halter,  der  u.  a.  es  als  unbedingt  nötig  erklärt 
daß  für  die  wieitestgehende  Ausnützung  der  heimische 
Wasserkräfte  ein  G-eneralwirtschaftsplan  aufgestellt  werd 
und  die  Frage  mehr  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunk 
als  von  jenem  der  Höhe  der  Verzinsung  des  angelegte 
Kapitals  aufgefaßt  werde.  So  reich  auch  Deutsch 
Österreich  an  Wasserkräften  ist,  so  reichen  sie  nicht  hin,  de 
Staat  vom  Kohlenbeziug  aus  d-ern  Auslande  völlig  unabhäng 
zu  machen,  um  so  mehr  ist  daher  jeder  Tropfen  auszunütze 
Da  Bahnverwaltung^en,  Industrie,  Landwirtschaft  und  Stadt 
Verwaltungen  um  die  elektrische  Kraft  ringen,  wird  der  Sta_ 
^•on  höherem  Standpunkte  ans  in  dem  GeneralwirtschaftsTplan 
die  Richtlinien  vorzuzeichnem  haben.  Von  den  Was&erkräfti 
entfällt  der  größte  Teil  auf  die  eigentlichen  Gebirgslände, 
()lier-  und  Niederösterreich  mit  ihrem  großen  Kraft'bedarf 
sind,  wenn  man  von  der  Donau  absieht,  wasserkraftärmer 
Ijänder.  Für  diese  beiden  Länder  wird  daher  die  Ausnützun 
<ler  Donauwasserkräfte  zu  einer  brennenden  Frage.  Ungi 
achtet  der  durch  den  Geschiel>er6ichtum  der  Donau  bedingt* 
Schwierigkeiten,  die  sich  der  großzügigen  Ausnützung  ihre 
Wasserkräfte  entgegenstellen,  ist  die  Aufgabe  doch  lö.sba 
ohne  daß  die  Intere-ssen  der  Landeskultur,  des  Hochwasse 
Schutzes  und  der  Großschiffahrt  geschädigt  werden.  Wen 
auch  dieser  Plan  noch  ohne  Vorbild  ist,  so  werden  ih 
Deutschösterreichs  Ingenieure  ebenso  zum  Nutzen  desVatei 
Landes  erledigen,  wie  es  vseinerzeit  Österreichs  Ingenieur 
waren,  die  mit  dem  Bau  der  Semmeringbahn  riohtungg>eiben 
für  die  Entwicklung  des  Gebirgsbahnbaues  gewesen  sind 


I 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Kündigung  der  tschecho-slowakischen  Eisenbahntarif 
im  Verkehr  mit  Deutschösterreich.  Nach  Zeitungsnachrichte 
hat  die  Generaldirektion  der  tschecho-slowakischen  Staat 
bahnen  das  deutschösterreichische  Staatsamt  für  Verkehr 
wesen  verständigt,  daß  die  gegenwärtig  bestehenden  Pei 
sonen-  und  Gütertarife  im  Verkehr  mit  Deutschösterreich  ni 
1.  April  giekündigt  werden.  Bisher  hat  im  Verkehr  der  beid 
Staaten  der  Lokaltarif  der  vormaligen  österreichischen  Staatf 
l)ahnen  Anwendung  gefunden,  wobei  bei  der  Bei^echnun^  de 
Tarife  die  Eisenbahnen  ate  ein  einheitliches  Ganzes  ängc 
sehen  wurden.  Vom  1.  April  ab  wird  die  Berechnung  de 
Tarife  getrennt  erfolgen,  was  insbesondere  im  Güterverkeh 
■eine,  wesentliche  Erhöhung  der  Tarife  zur  Folge  haben  win 
Diese  Kündigung  ist  als  erster  Schritt  zu  einer  selbständi^-e 
Tarifpolitik  des  tschecho-slowakischen  Staates  anziisehei 
denn  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  der  tschecho-slowak; 
sehe  Staat  an  Stelle  der  bisherigen  einheitlichen  Tarifgrand 
lagen  einen  seinen  Bedürfnissen  entsprechenden  Tarif  ein 
fühlen  will  und  diesem  auch  die  neue  Währung  zujgninrl 
legen  vdxd. 

—  Die  tscheclio-slowakische  Regierung  und  die  Kaschau 
Oderberger  Bahn.  Nach  Zeitungsnachrichten  hat  die  tschech» 
slowakische  Regierung  an  die  Direktion  der  Kaschau-Odei 
berger  Bahn  das  Ultimatum  gerichtet,  die  Direktion  möge  bi 
spätestens  1.  April  ihren  Sitz  von  Budapest  nach  Kaschau  ver 
leg->en.  Falls  tlieier  Aufforderung  nicht  Folge,  g'teleistet  würde 
werde  die  tschecho-slowakische  Regienins  das  ganze  Direk 
tionspersonal  seinem  Schicksale  überlassnen.  —  Es  ist  dies  be 
reits  das  zweite  Ultimatum,  das  in  dieser  Angelegenheit  ai 
die  Direktion  gerichtet  wurde.  Das  erste  war  mit  1.  Mär 
abgelaufen,  ohne  daß  ihm  Folg^  gegeben  worden  wäre. 


übrige  europäisclie  Ländei. 

—  Ex^ilosion  auf  den  belgischen  Staatsbahnen.  Nach  eine 
Havas-Eeuter-Meldung  fand  am  Bahnhof  von  Grimd6  l>e 
Tienen  (Tirlemont)  eine  Explosion  statt.  Wie  verlautet,  be 
fanden  sich  dort  150  Wagen  mit  Schießbedarf.  Es  ist  unmög 
licli,  sich  dem  Ort  des  Unglücks  zu  nähern.  Bis  Tienen  sim 
die  Fensterscheiben  zertiümmert. 

—  Zur  Ausstaixdsbewegung  auf  den  englischen  Eisenbahner 
(vgl.  Nr.  23,  S.  232  d.  Ztg.).    In  einer  Konferenz  der  Ver- 


X«  Jahrgang 
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et-er  d«r  Eis«nbaliner^w«rkschaften  mit  der  Regierun'^ 
urde  eine  Eini^ocr  über  die  Ausleguno-  der  von  der  Ee" 
erun?  angebotenen  Bedingungen  erzielt.  Di^se  Bedino-un- 
■n  erhalten  .letzt  die  Eatifikation  durch  die  Eisenbahner- 
'Werkschaften.    Dann  «oll  alsbald    über    die  rechtlichen 


Punkte  m  den  Programmen  der  Ang^tellten  weiter  verhan- 
t}i  Z'''^^''- ,  Regierung  will  Slles  aufbieten,  um  efne 
fifh^Ä  ''h'^  .lösche  Eec^elung  herbeizuführen.  '  HiernS 
zn  «i^i  ^^"^  drohende  Eisenbahnerstreik  vorläufig  abgewendet 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  25.  d.  Mts.  verschied  der  Eisenbahndirektor 

Herr  Hermann  8ehöd1er, 

Vorstand  des  Eisenbahnverkehrsamts  1  in  Stettin, 
Am.  66.  Lebensjahre. 

^^^'^^"emiadpm Dahingeschiedenen  einen  langjährigen,  pflichttreuen 
Mitarbeiter,  der  sich  in  d  r  Erfüllung  der  wichtigen  Aufglhen  sei  h4  Am  es  be- 
Zernd  bllah^^n!'  '"^'^  ^'''^'^  ehrendes  An'denUen 


Stettin,  den  26.  März  1919. 

und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


(384) 


2.  Güterverkehr. 

Deutsch-schwedisch-norwegischer 

Gütertarif;  Teil  II. 
eatsch-dänischer  Gütertarif,  Teil  II 
bands-Gütertarif  zwischen  Deutsch- 
'  einerseits,  Dänemark,  Schweden 
Norwegen  andererseits,  Teil  I,  Ab- 
teilung B. 
ater  Aufhebung  des  Gemeinsamen 
vom  1.  April  1918  tritt  zur 
chfuhrung  der  GOproz.  Frachter- 
ing  auf  den  deutschen  Bahnen  am 
.pnl  1919  em  Gemeinsamer  Anhano- 
ol>en  genannten  Gütertarifen  in 
ft,  enthaltend  Bestimmungen  über 
äbun^  der  deutschen  Eeichsabo-abe 
der  deutschen  Kriegszuschläo-e. 
[tona,  den  26.  März  1919.       "  (371) 

ELsenbahndirektion, 
mens  der  Verbandsverwaltun gen. 

)eutsch-schwedisch-norwegischer 
Gütertarif,  Teil  II, 
vom  1.  November  1913. 

^  1919  tritt  zu  der  „Zu- 

ig&tafel  II  zur  Berechnuno-  der 
sehen  Eeichsabgabe  und  der  deut- 
1  Knegszuschläo-e  (D  R  A  und  K  Z) 
en  internationalen  Güterverkehren 
Markwahrun^''  ein  nur  für  den 
ichnschwedisch-norwegischen  Güter- 
6hr  gültiger  Anhang  zu  dieser 
magst afel  in  Kraft, 
enthält  die  deutschen  Zuschläo^e 
n  diesem  Verkehr  für  Eilstückgut 
3 1  u  e  n  Richtungen  und  für  Fracht- 
.gut  in  der  Richtung  nach 
schiand  an  Stelle  der  in  der  Zu- 
gstafel II  genannten  Beträge  an- 
nuen  sind. 

liere   Au.skunft   erteilen   die  Ab- 
rungsstellen. 

ona,  den  26.  März  1919.  (873) 

Eisenbahndirektion, 
aen^  der  Verbandsverwaltungen, 

'ch  -  dänisch  -  schwedischer  Aus- 
hmetarif  für  Steinkohlen  usw 
1  1.  April  1919  tritt  Nachtrao-  V  in 
\  Er  enthält  neue  Frachtsätze,  in 
eben  den  am  25.  II.  19  in  Kraft  ge- 
i«n  dapschen  Frachtzuschlägen  die 
.  April  d.  J.  in  Kraft  tretende  all- 
me  deutsche  GOproz.  Frachter- 
ig eingerechnet  ist.  In  dem  ge- 
kamen Nachtrag  zu  den  deutsoh- 
ächen      Verbandstarifea  treten 


gleichzeitig  die  auf  den  deutseh- 
däni'sch-sehwedischen  KohLentarif  be- 
züglichen Bestimmungen  (Ziffer  3  des 
Titelblattes  und  Ziffer  2  auf  Seite  9) 
außer  Kraft  und  sind  zu  streichen.  Auf 
dem  Titelblatt  erhält  Nummer  3  die 
Nummer  4. 

Altona,  den  26.  März  1919.  (372) 
Eiisenbahndirektion, 

namena  der  Verbandsverwaltungen. 

Yerbandsffütertarif   zwischen  Deutsch- 
land   einerseits,    Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen  andererseits. 
Teil  I,  Abteilung  B. 

Mit  Wirkung  vom  1.  April  1919  an 
treten  folgende  Änderungen  in  Kraft- 

1.  die  Schutzwagengebühr  (§  38  fll) 
wird  auf  20  ^  für  das  Tarifkilo- 
meter erhöht ; 

2.  das  Fahrgeld  für  Begleiter  von 
Fischsendungen  (§  41  [41  1)  wird 
auf  3  ^  für  das  TarifkUomet  er  er- 
höht. 

Altona,  den  26.  März  1919.  (374) 

Eijsenbahndirektion, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 


Deutsch-dänischer  Tiertarif. 

Unter  Aufhebung  des  Anhanges  vom 
\-  -^vril  1918  tritt  am  1.  April  1919  ein 
Anhang  m  Kraft,  enthaltend  Bestim- 
mungen über  die  Erhebung  der  deut- 
schen Reichsabgabe  und  der  deut- 
schen Kriegszuschläge.  Der  Anhano- 
enthält  die  durch  den  GOproz.  Frachr- 
Zuschlag  auf  den  deutschen  .Bahnen  'be- 
dingten Tariferhöhungen. 

Altona,  den  26.  März  1919.  (375) 
Eisenbahn  direktion, 

namens  der  VerbandsverwaMungen. 

Binnen-Gütertarif  Tür  die  vollspurigen 
Linien    der    Sächsischen  Staatseisen- 
bahnen, Teil  II,  Heft  2 
,  1-  .April  1919    tritt    der  Nach- 

trag XII  in  Kraft.  Er  enthält  ausge- 
rechnete Entfernungen  für  die  Stationen 
Gleisberg- Marbach  und  Leipzig*  Stünz 
sowie  teilweise  geänderte  Tarifsätze 
lur  die  m  den  Anhang  zum  Tarif  auf- 
genommenen Stationen  mit  beschränk- 
ter Abfertigung.  Eingeführt  werden 
durch  ihn  die  im  Nachtrag  X  enthal- 
tenen neuen  Entfernungen  für  die  Sta- 
tionen Bannewitz,  Gittersee,  Hänichen. 
<i-oIdene  Hohe  und  Possendorf  Den 


Tarifsätzen  sind  die  Verkehrssteuer 
und  der  gesamte  Kriegszuschlag  ein- 
gerechnet Der  Nachtrag  kann  durch 
unsere  Wirtschaftshauptverwaltung  in 
Dresden^Neust.  und  durch  die  Stationen 
bezogien  werden. 

Dresden,  am  26.  März  1919.  (367) 
 Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staat&eisenb. 

Elbe-Moldau-Umschlagstarif  für  öster- 
üi.  reich. 
Elbe-Moldau-UmschJagsfarif  für  West- 
Österreich. 
Llbumschlagsverkehr  Westösterreich- 
Riesa  Elbufer  und  Riesa  Hafen. 

-  o^iiSn^""-,  1^  ^'^'-^^  Blattes  vom 
-\  ■  •  9  erlassene  Bekanntmachung 
Uber  Linfuhrung  neuer  Anhänge  am 
1.  April  1919  wird  hiermit  zurück- 
gezogen. 

Dresden,  am  26.  März  1919,  (366) 
__Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb. 

Anhang  zu  den  bad.  Gütertarifen 
Aul  1   April  1.  J.  wird  Nachtrag  I 
aiKso-egeben.    Er  enthält  die  um  60  % 
10  !i    °  Frachtsätze.  Verkaufspreis 

Karlsruhe,  den  23.  März  1919.  (364) 
Generaldirektion 
der  Badischen  Staatseisenbahnen. 

Westdeutsch-südwestdeutscher  Tier-  ~ 
verkehr. 

Mit  sofortisrer  Gültigkeit  werden 
direkte  Frachtsätze  für  die  Klassen  L  2 
und  _L  3  zwischen  Ulm  einerseits  und 
/w  ^l.a^ioiien  Dortmund  Hafen.  Hao-en 
(Westf.)  und  Präsident  andererseits 
Uber  den  Weg  Bretten-Mannheim- 
-Heppenheim  -  Babenhausen  -  Hanau  - 
Gießen-DilLenburg  eingeführt.  Näheres 
"^l  l^arifanzeiger  der  preußisch-hessi- 
schen btaatsbahnen  und  bei  den  betei- 
ligten Dienststellen. 

Frankfui-t  (M.),  25.  März  1919.  (382) 
Eisenbahndii-ektion. 

Deutsch-schwedischer  Tierveikehr  vom 
1.  Februar  1913. 

„.Am  1  April  1919  tritt  der  Nachtrag 
l  y  m  Kraft.  Er  enthält  neue  Fracht- 
satze, in  die  der  am  1.  April  d.  Js.  ein- 
tretende erhöhte  deutsche  Kriegszu- 
schlag und  die  deutsche  Reichsabgabe 
eingerechnet  sind. 

Nähere  Auskunft  ert-eilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Altona,  den  23.  März  1919.  (376) 
Eisenbahndirektion, 

namens  der  Verbandsverwaltun  gen , 

Binnen-Gütertarif,  Teil  II,  Heft  1  und 
Binnen-Tiertarif,  Teil  II,  für  die  voU- 
spurigen  Linien  der  Sächsischen  Staats- 
eisenbahnen. 

Am   1.  April  1919  werden  überein- 
stimmend mit  den  Änderungen  im  Deut- 
schen Personen-  und  Gepäclitarif,  Teil  I, 
infolge     Einrechnung     de.9  erhöhten 
Frachtzuschlags   die   bestehenden  Ge- 
bührensätze für  Sonderzüge  und  für  &e- 
stellung  von  Tierbegleitem  durch  die 
Eisenbahn,   das  Besrleiterfahrgeld  und 
die  Stücksätze  für  lebende  Tiere  durch 
neue  Sätze  ersetzt.      Näheres  ist  aus 
unserm  Verkehrsanzeiger   zu  ersehen 
auch  geben  die  Stationen  Auskunft 
Dresden,  am  26.  März  1919.  (368) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb. 
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Tfv.  1103.  Oberschlesisch-Sächsischt'T 
Kohlenverkehr,  gültig  vom  1.  Okt.  1917. 

:  Mit    Gültigkeit    vom    1.    April  1919 
treten  die.  auf  den  S-eiten  18,  20  und  22 
des  •oBen  bezeichneten  Tarifes  für  die 
Stationen  Banuewitz,  Gitter&ee  (früher 
Oberuittersee),  Hänichen  Golden«  Höhe 
und  Poss-endorf   vorffeseh'enen  Entfer- 
nungen in  Kraft. 
Kattowitz,  den  26.  März  1919.  (377) 
■    Eiscnbahndirektion  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Verkehr  Gera=Meusehvitz=Wuitzcr 
Eisenbahn-Sächsii-che  Staatseisenbahnen. 

Am  1.  April  1919  treten  die  im  Nach- 
trag 2  zum  Gütertarif  für  die  Stationen 
Bannewitz,  Gittersee.  Hänichen.  Gol- 
dene Höhe  und  Possendorf  vorgesehe- 
nen Entfernungen  in  Kraft. 

Dresden,  am  24.  März  1919.  (3^9) 
&en.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb. 


Badischer  Binnenverkehr  und  Wechsel- 
verkehr deutscher  Bahnen. 

Am  1.  April  1919  trit  das  Teilheft 
C  I  a  in  Kraft,  enthalt-end  die  allge- 
meine Kilometertariftafel  für  den  badi- 
schen Binnenverkehr  und  die  deutschen 
"VVechselverkehre,  durch  welche  die 
vom  genannten  Zeitpunkte  ab  gültigen 
Tariferhöhungen  durchgeführt  werden. 
Die  Kilometertariftafel  enthält  abwei- 
chend gegen  bisher  Frachtsätze  auf  alle 
Entfernungen;  für  Entfernungen  von 
1 — 105  km  bestehen  für  die  einzelnen 
Verkehre  verschiedene  Tariftafeln,  das 
Nähere  hierüber  ist  aus  den  in  das  Teil- 
heft C  I  a  aufgenommenen  Vorliemer- 
kungen  zu  entnehmen.  Verkaufspreis 
120  4. 

Karlsruhe,  den  22.  März  1919.  (355) 
Generaldirektion  der  Staatseisenbahnen. 


Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Am  1.  April  1919  treten  die  im  Nach- 
trag XVI  zum  Gütertarif  für  die 
Stationen  Bannewitz,  GitterS'e'e, 
Hänichen. Goldene  Höhe  und  Possen- 
durf  vorge&ehen'en  Entfernungen  in 
Kraft.  '  ,  1 

Dresden,  am  24.  März  1919.  (358) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb., 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif  Teil  II, 
Heft  C  II. 

Die  Stationsfrachtsätze  des  Aus- 
nahmetarif s  Nr.  7  c  für  Eisenerz  usw. 
von  den  Wasserumschlagstellen  Cosel 
Hafen  und  Oppeln  Hafen  nach  Ober- 
schlesien werden  mit  Gültigkeit  vom 
1.  April  1919  berichtigt  und  neu  festge- 
setzt. Die  bisher  in  die  Frachtsätze 
von  Oppeln  Hafen  eingerechnete  Kran- 
gebühr ist  auf  1,00  M  für  1000  kg  er- 
höht worden,  wird  aber  für  die  Folge 
besonders  berechnet.  Nähere  Auskunft 
erteilen  unser  Verkehrsbüro  und  die 
Güterabfertigungen. 

Das  vorzeitige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhung gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (E.-G.-Bl.  1914, 
S.  455). 

Kattowitz,  den  22.  März  1919.  (361) 
Eisenbahndirektion. 


Braunschweigische  Landeseisenbahn. 

Zum  1.  April  d.  J.  erscheint  ein  neuer 
Binnengütertarif.  Die  in  demselben 
enthaltenen  Ausführungsbestimmungen 
zur  Eisenbahnverkehrsordnung  sind  ge- 
mäß EVO.  §  2  genehmigt.  Der  Tarif 
kann  zum  Preise  von  1  M  bezogen  wer- 
den. (368) 


—  2^6  - 


.Nördwestdeutsch-Bayerischer  Güter- 
verkehr. 

Die  zum  1.  April  1919  angekündigte. 
Neuauflage  des  Tarifs  erscheint  vor- 
erst nicht.  Der  Einführungstag  der 
Neuausgabe  wird  besonders  bekannt- 
gegeben. 

Die  Ausgabe  vom  1.  April  1908  bleibt 
bis  auf  weiteres  noch  in  Kraft. 

Frankfurt  a.  M.,  22.  März  1919.  (362) 
Eisenbahndirektion. 


Wechselverkehre  Sachsen-Bayern 
(rechtsrh.  Netz),  -Bayern  (pfälz.  Netz), 
-Baden   und   -Württemberg,  Tarifhefte 
7B,  SB,  9B  und  IIB. 

Am  1.  April  1919  werden  die  Statio- 
nen Bannewitz,  Gittersee  (bisher  Ober- 
gittersee), Hänichen  Goldene  Höhe  und 
Possendorf  der  Sächs.  Staatseisen- 
bahnen iii  den  direkten  Verkehr  einbe- 
zogen. Die  Entfernungen  sind  in  den 
Tarifen  bereits  enthalten.  Das  bei  die- 
sen Stationen  angebrachte  Zeichen  § 
und  die  zugehörige  Fußanmerkung  wer- 
den gestrichen. 

Dresden,  am  25.  März  1919.  (369) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb., 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Kriegszuschlag  im  Güter-  und  Tier- 
verkehr. 

Soweit  der  am  1.  April  1919  im  Güter- 
und Tierverkehr  der  deutschen  Eisen- 
bahnen in  Kraft  tretende  neue  Krie<TS- 
zuschlag  von  60  %  (zu  vgl.  uns-ere  Be- 
lianntmachung  vom  27.  Januar  1919), 
dessen  Geinehuiigung  durch  Verordnung 
vom  9.  März  1919  (preuß.  Ge&etzsamml. 
1919,  Nr.  15,  Seite  50)  erteilt  worden  ist 
in  die  Tarife  oder  Tarifnachträge  bis 
zum  Einführungstage  noch  nicht  einsre- 
rechnet  ist,  weixlen  in  den  deutschen 
A^erkehren  die  Frachtsätze  mit  Hilfe  be- 
sonderer Tafeln  erhöht,  die  als  Ein- 
.lechnungstafeln  I,  II  und  III  ausge- 
geben werden.  In  den.  am  1.  April  1919 
noch  bestehenden  Auslandsverkehren 
gelten  besondere  Bestimmunsren.  die  in 
Anhän.gen  zu  den  einzelnen  Tarifen  ent- 
haltem  sind,  und  dite  gleichfalls  neu 
auszugebenden  Zuschlagstafeln  1  und  IL 

Berlin,  den  24.  März  1919.  (379) 
Eisenbahndirektion. 


Badischer  Gütertarif. 

In  der  'l>ekanntgesce1>enien  Neuausgabe 
des  badischen  Gütertarifs.  Abteilung  1, 
sind  nur  noch  Stationsfrachtsätze  für 
Weinheim  mit  Mannheim  und  Eberbach 
enthalten.  Durch  den  Wegfall  der 
übrigen  Stationsf rächt sätze  ergeben  sich 
zum  Teil  Frachterhöhungen,  die  auf 
1.  April  1919  in  Kraft  treten. 

Auf  den  gleichen  Zeitpunkt  wird  der 
Zuschlag  für  die  Bodenseestationen  im 
Badischen  Gütertarif  auf  16  4  für 
100  kg  erhöht. 

Karlsruhe,  den  24.  März  1919.  (380) 
'Gen.-Dir.  der  Bad.  Staat.s>eisenbahnen. 

Sächsisch-Schweizerischer  Güterverkehr 
über  Lindau-Romanshorn  (Verkehr  mit 
Basel  und  Schaffhausen). 

Der  nach  der  Bekanntmachung  vom 
28.  Januar  1919  am  1.  April  1919  außer 
Kraft  tretende  Tarif  vom  1.  Juli  1918 
bleibt  noch  bis  auf  weiteres  in  Geltung. 
Ein  Nachtrag  I  zu  diesem  Tarif  tritt  am 
1.  April  1919  in  Kraft.  Der  Nachtrag 
enthält  außer  den  bereits  durch  Be- 
kanntmachung eingeführten  Änderun- 
gtn  namentlich  noch  anderweite,  um  den 
devtscheu  Kriegszuschlag  erhöhte 
Frachtsätze  sowie  neue  Frachtsätze  für 
die  Station  Leipzig  Stünz.  Eine  mit 
einer  Fracht erhöhung  verbundene  Än- 
derung des  Ausnahmetarifs  2  (Eohstoff- 


Zeitnne  des  Veretnii  . 
Dentscher  Eisenhahrn'erveftUuaife 


tarif)  tritt  erst  am  1.  Mai  1919  in  Kraf 
Abdrücke  des  Nachtrags  sind  durch  d 
beteiligten  Stationen  zu  erlangen. 

Dresden,  am  26.  März  1919.  (38: 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  StaaLseisenhahne 

als  ge&chäftsführende  Verwaltung. 


3.  Personen-  urvd  Gepäckvcrkehr. 

Personen-  und  Gepäcktarif,  Teil  II,  fi 
den  Preußisch-Hessisch-Oldenburgi- 
schen Personenverkehr. 
Am  1.  April  1919  wird  zu  dem  Heft 
enthaltend  besondere  Ausführungsb 
Stimmungen  zur  Eisenbahn- Verkehr 
Ordnung  sowie  Preistafeln,  gültig  vo 
1.  April  1918,  der  Nachtrag  I  heran 
gegeben.  Der  Nachtrag  enthält  Än<J 
rungen  der  besonderen  Ausführun.a 
):estimmun2,en  und  der  Preistafeln.  D 
am  1.  November  1917  eingeführten  t 
sonderen  Monatskarten  für  Schnellzü 
unter  Einrechnung  eines  Zuschlags 
den  tarifmäßigen.  Preisen  und  die  vc 
20.  November  1917  eina-eführte  Verde 
pelung  der  Expreßgutfrachten  komm 
am,l.  April  1919  in  Wegfall.  Näht 
Auskunft,  auch  über  die  eintretend 
Erhöhungen,    erteilen    die  beteiligt 

Fahrkartenausgaben,     

Oldenburg,  den  21.  März  1919.  (Sr 
Eisenbahndirektion. 


Personen-  und  Gepäckverkehr  mit  0 
seebadeorten  und  Bornholm. 

Am  1.  Juni  1919  tritt  ein- Nachtrag 
zum  Ostseebädertarif  vom  1.  Juni  11 
in  Kraft.  In  ihm  wird  die  neue  Tar 
erhöhung  der  deutschen  Eisenbahn 
und  der  beteiligten  Verwaltung- 
Reedereien  usw.  durchgeführt. 

In  den  Nachtrag  werden  nur  die  V 
kehrsbeziehungen  aufgenommen,  dei 
Wege  mit  Rücksicht  auf  die  durch  r 
Krieg  geschaffenen  Verhältnisse  geg< 
wärtig  bedient  werden  können  und 
einen  größeren  Verkehr  aufweise 
Von  der  Erhöhung  werden  alle  V 
bindungen  betroffen. 

Nähere  Auskunft  erleilt  unser  V 
kehnsbüro. 

Stettin,  den  25.  März  1919.  (3 
Die  Eisenbahndirektion, 
zugleich  namens  d.  bet.  Verwaltun.»; 


Personen-  und  Gepäcktarif,  Teil  II 
preußisch-hessischen  Staatseisenbahn 

Am  1.  April  d.  J.  wird  der  Nachtra 
ausgegeben.  Er  enthält  neben  eü 
Reihe  von  Erhöhungen  von  Gebühr 
Sätzen  insbesondere  noch  eine  Än 
rung  der  Vorschriften  über  Benutzt 
von  Schnellzügen  mit  Monatskarten 
Nahverkehr. 

Die    besondei^n  Monatskarten 
Schnellzüge,  ebenso  die  Verdoppeil 
der  Expreßgutfracht    fallen    mit  d 
1.  April  d.  J.  fort. 

Nähere  Auskunft  erteilt  das  Mes 
Verkehrsbüro. 

Erfurt,  den  22.  März  1919.  (3 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  preuß.-hess.  Staatseisei 

Am  1.  April  1919  erscheint  ein  Na 
trag  XXIII  zum  Peisonen-  und  Gepä 
tarif  der  Sächsischen  Staatseisenbann 
Teil  II,  vom  1.  Mai  1912,  der  Ander 
gen  und  Ergänzungen  der  AusführuE 
bestimmunsen  zur  Eisenbahn-V 
kehrsordnung  und  der  Anlagen  enth) 
Der  Nachtrag  liegt  auf  .  allen  Statiol 
des  sächsischen  Eisenbahnnetzes 
und  kann  durch  die  Fahrkartenausgai 
bezogen  werden.  , 

Dresden,  den  24.  März  1919.  (S 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb. 


fX.  .Tahraraiiff 
9.  JUrz  \9W 


Noid-Hrabant-Doutj^che  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 

Dk  auf  deu  preußi.scli-hei>sisch«o 
taatsei.-eubaliueu  am  1.  April  d.  J.  ia 
raft  tr-eteudea  Erhöhuno-en  der  Fahr- 
reise und  ( lepäc'kfrachtsätzp  oelanoen 
ni  ijkicheu  Tage  auch  für  den  Verk<>hr 
irischen  unseren  auf  deutschem  G«- 
iete  o-eleoeneu  Stationen  zur  Einfüh- 
ing'. 

Ciennei..  den  13.  März  1919.  (ÜGO) 
Die  Direktion. 

Badischer  Peisonentarif.  Heft  A. 

Mit  (üiltiokeit  vom  1.  April  1919  er- 
heiut  der  \achtrao-  VI.  Er  enthält 
aderuni;en  und  Ergänzungen  der  be- 
rnde.ren  A  u.<f  ührungsbe^^timmungeu 
id  Prei.stafeln  sowie  neue  Bestimmun- 
•n  ülvn-  die  i?-ezahluug  der  Preise  bei 
n  auf  schweizerischem  Gebiet  sowie 

1  einigen  an  der  schweizerischen 
^enze  gelegenen  Stationen.  Über  die 
itretenden  Tariferhöhung^en  erteilt 
.scr  Verkehrsbiiro  nähere  Auskunft, 
e  in  dem  Nachtrag  enthaltenen  An- 
rungen  sind  nach  den  Vorschriften  in 

2  der  Ei.senbahnverkehrsordnuug'  ge- 
hmigt. 

[Varlsruhe,  den  23.  März  1919.  (36;")) 

Generaldirekt  iou 
der  BadLsclien  Staatseiseubahnen. 

Freußisch-Hayeiischer  E.xpreßsut- 
verkehr. 

Vom  1.  April  d.  Js.  tritt  zmu  Tant 
den  oben  bezeichneten  Verkehr  vom 

Mai  190s  der  Nachtrag  II  in  Kraft, 
enthält    die    l>e.sondereu  Bestim- 

ugen  zur  Eisen bahnverkehT\sordnung 

■  die  Befcirderung  von  Expreßgut,  so" 
9  Bestijiunungen  über  die  Anwendung 

■  Entfernungstafeln  und  lierech"  I 
igsbeispicle.  j 
)ie.  in  den  Nachtrag  aufgenoninH'uen  I 
onderen  Ausführungsbestimraunuen 

d  gemäß  §  2  der  Eisenbahn verkehrs- 
nuug  genehmigt. 

-rfurt.  den  -25.  März  1919.  (38,-,) 

Eisenbahndirektion, 
.men.■^  der  l>et.eiligteu  Verwaltungen. 
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4.  Verdingungen. 


u  Kohlen,  Koks  und  Brikett.s  werden 

der    Sächsischen  Staatseisenbahn- 
waltuug  für  die,   Zeit  \x>ni   1.  Juni 
^.bw  31.  Mai  1920  gebraucht: 
l)  700  392      Tonnen  em-schließlich- 

30  000   'I'onnen  Hraunkohlen-Bri- 
■   ketts  zur  Lokomotivheizimg, 
))  183 10t»  Tonnen  für  WerkfiFätten. 

Dienst  räume,  Elektrizitätswerke 

usw., 

:)  50  0(J0    Tonnen  Hausbrandstoff« 

für  Eisenbahn-Bedienstete, 
ngebote  sind  bis  14.  April  1919  au- 

einzusendeu.  Zu.schlagsfrist  bis 
Mai  1919.  LieferungsbedingTingen 

die  zu  den  Angeboten  ausischließ- 
zu  benutzenden  Vordrucke  sind 
.  Maschinenbetriebsbureau  in  Dres- 
■A..  Wiener  Str.  411,  Zimmer  479, 
>n  postgeldfreie  Erstattung  der 
stellung.skosten  von  7,5  Pfennig  für 
n  Satz  zu  Ijeziehen.  (370) 
;en.-l)ir.  der  Sachs.  Staatseisenb. 

d  1  (-  dänischen  Staats- 
^  "  ■''"u^  Lieferung  von  Bolze.n. 
srellensihrauben  usw.  vergeben  wer- 

le  IJedinguugen  nebst  Zeichnungen 
ff«gen  portofreie  Einsendun»-  von 
^  i"  J^^  MBanekontoret"  Gl.  Koa- 
^  1  t.  Kopenhagen  B,  erhältlich. 
«tungst<^rmin-  am  24.  April  naoh- 
a«s  um  3  Uhr. 

Jpeohagen,  den  21.  März  1919.  (37S) 
»•-l'ir.  der  Däni.-^hen  Staatsbahnen. 


Robert  Latowshi'sche  LäutewerRe 

BRESLAU  XIII. 

Einfachste  KonitruKtion  aller  bestehenden  Systeme 
=    Bisßer  über  ISMO  Stück  geliefert.  =  ((j^ggj 

A.  Dampfläutcwerkc  mit  Vorwärmer  d.r.p.io«604 

50 -70  o/o  Dampf ersparnis. 

FriTrhSl™         Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdampf;  unerreicht  und  einzig  dastehend  Noch 
bei  1/2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache^  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  Luftläutewerkc  mit  PrcQluftbctricb  d.  cm.  504355 

l«0-12o'r  Mi«''*H^"'*  Schlagzahl  tob 

I          u   P- bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min 
Geprüft  vom  Versuchsfeld  3Ln  der  Techn.  Hochschule,  BerUn. 
I^Lt  SSw?'  Soforti«,  Antprechen,  aach  bei  streng. 
Ä^J.Ä''' n                Spielend  leichter  Gai!J. 
Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 
—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden.  — 
-  billigste  Preise.  —  


NAHTLOS  ^ 
GESCHWE19STEPL, 
^  PATENTIERTER.  METALL^ 
SCHLAUCH, ABSOLUT  DICHT ^ 
VON  GROSSER  BEWEGLICHKEIT. 

'FÜR  DAMPF. OEL>VASSEr1 
:  PETROLEUM  ,  GASE  -  ETC." 
;FÜR  DRUCK&8AUGEZWICKEJ 

^  lerallschlauch  Fabrik/ 
Pforzheim 

VORM. 

i.witzenmanngmbi 

PFORZHEIM - 

IN  BADEN. 


.HCH 


[70711 


Verlag  von    Julius  Springer   in    Berlin  W  9. 


Soeben  erschien 

Das  Lehrlingswesen  der  preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnverwaltung 

unter  Berücksichtigung  der  Lehrlingsverhäknisse  in  Handwerks-  und  Fabrikbetrieben 
E.n  Handbuch  von  Dr.-Ing.  Bruno  ScKwarZe.  Regierungsbaumeister 
Mit  56  Abbildungen.    Preis  gebunden  M.  18.— 

'"'hesXr^'sff  ■  K  t^'^^^r^-  Dienstliche  ßestinrn^ungen  der  preußisch- 
hess.  chen  Staatse.senbahnverwaltung  über  das  Lehrhngswesen.  III.  Die  Annahme 
tTo^  frid  D-  L,^*;— ^^bestimnrungen.  V.  Die  praktische  Aulbn^u; 
VI.  D  e  Ausbildung  der  Lehrhnge  in  Fortbildungs-  und  Werks.ättenschulen.  VII.  D.e 
Gesellenprüfung.  VIII.  Lohn-  und  Wohlfahrtswesen.  IX.  Bauliche  und  Maschinen 
  Anlagen.  Anhang. 


Zu    beziehen    durch    jede  Buchhandlun?. 
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Zeltung  des  Vereins 
Deutscher  EisenbahnTerwaltungcn. 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl-  und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchtpreis  bedeutend  bQliger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.  Kostenlose  Vorführung. 

R.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


Langjähr.  anerkannte  Spezialisten 
und   Berater   in   der  Kühlfrage. 


liefert  schnell  und  in  ersf- 
klossigerQuali^äHie 

DEUTSCHE  KROMHOUT- 
MOTORENFABRIK.BRAKEi.O. 
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iDoeDi 


Hirschberg  -  Schi. 

ABTEILUNG  IV: 

Entwürfe  für  Haup 
u.  Nebenbahnen. 
Anschlussgleise. 

Bauleitung- 
Abrechnungen. 

Schlussvermessungen. 

ABTEILUNG  V: 

Wasserleitung,  Klär- 
anlagen, Kanalisation. 

Eigene  t^rmi 
Zementwarenfabrik. 

30  jähr.  Praxi» 
Beste  Empfehlungen. 

Ingenieorbesnch  Kostenlos. 
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Deutseher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  V  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  -  Verlag  von  Julius  Snrin?er  in  Berlin  W.9. 
'  Sehriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28,29. 
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Berlin,  den  2.  April  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


_       ,.       Diese  Zeitung- erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
c^*i«r        ^"i* sonstige  Mitteilungeu,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Sehriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  BIsenbalinverwaltungen, 

amtliclie  Beknnntmachniieen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

l'eide  in  Berlin  W.9.  Köthener  Str.  28'29  einzusenden. 

Uie  /.eitungr  kann  diir<  li  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M 
Für  das  V  lerteljalir  Viezoffi  ti  werden. 

Bei  direk  ter  Zusen  .1  u  II  ff  u  n  ter  S  trei  f  Ii  u  n  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
landlune  den  Jahrg-ans  luaci-lialu  de.-  deutschen  und  bislierigcn  östcrrcichisch- 
.msanschen  Postgebietes  lür  3ü  M.,  nach  sämtliclien  anderen  Staaten  für  M  \L. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

^     Außer  den  a  i/i  1 1  i  c  h  e  n  Bekanntmachungen  werden  auch 
,  „Vmm**"'"'*''"*"  '^,'!'''.'^,'/■^'■  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

^  -t.!.)  angenommen.  Bei  \\  i  e  .1  e  r  Ii  o  1 «  n  g  e  n  entsprechende  Ermäßiyungeu. 
Beilag-en  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  SJ^  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  ''3/24 
l  enuvpi-  :  Amt  Kurfürst  hOSO-.-Ä  Tel.-.\dr. :  SpriMgerlmch.  Peichsbank-(iirokÖuto' 
JJeuische  Lank,  Ufp.-Ka,-.se  C.   Pobt^clieck-lvouto:  Berlin  Nr.  IIKX). 


ll£iiu>iialt  der  pieiiiiiscli-fu  Staat.<- 
IjahnTt-rwaltaui;-  für  das  R('chnun<'<- 
.iahr  1919. 

ist  •e.^  zuv/jt-a  möulich,  die  Zii<;- 
l-ei.-ituny-eii  in  das  richtio<>  Wirhält nT.s 
XU  d-cn  vorhandenen  Lokninotivon  /ii 

lailirichien. 
De  u  I  sc  h  1  an  d  :  Wechsel  in  der 
l.eitun.ü'  der  Oeneraldirekiion  dei 
-achsi.schen  Staat  seLscn  bahnen. 
Aulao-e  (;  zur  ELscnliahn- Verkehr— 
ordnnno-.  —  Cber  die  ZuknnCi  des 
deulsehen     Ei-MMibahn  verkfli  r>..  — 


I  n  Ii  a  I  1 1 

\  erwertuno-  dej-  Breun-sloffrück- 
stände  aus  dem  Lokomotiv'>etriebo. 
—  Zulassuno-  von  lechniseheu  Büro- 
as.si.stenten  zur  Prüfung  zum  iecli- 
nischou  Eisenhahns-pkretär.  —  Per- 
son a  1  n  ac  h  r  i  c  h  t  e  n . 

1 )  e  u  t  s  c  h  ö  (S  t  e  r  !■  e  i  e  Ii  :  Ej.sen- 
bahneraiiR.stand.  —  Deiilvschöster- 
reieh  inul  der  Zu,i>an<>-  zur  .\dria.  — 
l'ej-sdnalnach  rieht  rn. 


e  (•  h  ()  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  ( ;  e 
I  :  Her  (.liit^-rverkehr  iiaeh  Sia- 


tiouen.    tles  isehee 
Staates. 
I  ■  b  i-  i  u-  e  e  u  r  o  ])  ii  i  s 
\'erliesscrnno'  der 
hältnisse   m  Frank 
Xeuoriranijsal  ion  d 
sehen  J5nndeshahn< 
V  r  e  m  d  e  E  v  di  eil 
des  letzten  Tunnel 
bahn.    —  Französ 
eisenbahnen.    —  If 
nordanierikanisrhc 

Anilliche  ;\lilteiinnuen. 

Amtliehe  nekaniilmachi 


h()-sl(i  wakisehen 

c  h  e  L  ä  n  d  'C  i- : 
Seh  if  fahrlÄver- 
rei(il.     —  Ztir 
lei-  Sehweize.ri- 
n. 

e  :  Durchbrueh 
s  der-  Bao'dad- 
isehe  Kolonial- 
ilfssyndikat  für 
Eisenbahnen. 

innen. 


Der  Haushalt  der  preußischen  Staatsbahnverwaltung  für  das  Rechnungsjahr  1919. 


IHt  in  der  Siizuu--  vom  20.  März  d.  .Is.  der  i.eeulii.selH  ii 
an»k*ver>.animlunci-  vorgelegU-  Haushalt  der  Ei.senbahn vei-- 
aliuno-  für  das  Jahr  1919  bietet  ffe.o-euüber  den  .slolzen  Etais 
iiherer  Jahre,  die  die  lilühende  wirtschaftliche  La-o-e  Preu- 
Pns  und  seines  größten  1  ■nternehmen.s  wiederspicgedten,  eiit 
auj-iigies  Bild.  Es  i-echtfeiiigt  die  ernsten  Worte,  mit  denen 
mauzminister  Südekum  xlie  Vorlage  begleitet  hat  (vgl.  Nr.  21. 

241  fi.  Ztg.).  Während  in  dem  vorjährigen  Haii.shalt  noch 
11  einem  Elcinüberschuß  von  124  2^4  905  gerechnet  werdeji 
irfle,  ergibt  der  Etat  für  1919  einen  Fehlbetrag  von 
«i  l48  74:{  dei- ,.sieh  bei  Alizug  von  2,10  %  de.s  .statistischen 
nlagekaFiitals  der  preuß.  Staatsbahnen  ( 1 3  SOI  801  00<}  J(), 
c  nach  dem  Finanzabkommen  von  1910  für  allgemeine 
a^atszweolce  abzuführen  sind,  um  2S9  900000  .//,  d.  i.  aul' 
D76048  743  Jl  erhöht.  Das  ( k'.samtergebnis  isi  für  1919  um 
Tr):i:1708  Jt  .schlechter,  als  im  Jahre  191S,  und  dabei  ist 
H-h  nicht  einmal  «icher.  ob  nicht  die  tatsächlichen  Ergebni.sse 
■s  Rechnnng.sjahres  hei  tleii  immer  von  neuem  an  die  A'ei- 
alfung  herantretenden  Ausgabevermehinxngen  h:ntei-  dem 
orauschlag  im  Etat  noch  erhelilieh  zui-nckbleiben  werden. 
Die  B  r  i  e  b  s  1  ä  n  g  e  des  preußischen  Sf  aAt.seisenbahn- 
'tzes  lieträut  um  .Anfang  des  Rechnung.sjahres  1919 
'132.01  km  \'olltiahnen  und  248,12  km  .Schmalspurbahnen. 
1  im  Laufe  des  Rechnung.sjahre^s  voraussichtlich  113.50  km 
idlsp\u-bahnen  dem  Betrieb  übergeben  werden,  so'  wird  die 
■■inehsiänge  am  Schlüsse  des  Jahres  auf  40  245,51  km  A'oll- 
"rliahiien  und  248,12  km  Schmalspurbahnen  .steigen.  Die  fii, 
e  Auf.siellung  de.^  Etats  vorzugswei.se  in  Betracht  kommende 
Jtneb.slänge  im  mittleren  Jahre.sdnrchschnitt  belänft  eich 


;iut  40;i2;{,0;5  km  voll-  und  248,12  km  schmalspuriger  Bahnen 

(ge.genü)>er  dem   Voijahi-  +  77,4ti  und  —  3.7r,  km). 
Die  Ei.senbahnverM-altnng  hat  ihre  Erläuiernunen  zu  ihrem 

\  oran&chlage  für  die  Einnahmen  ttnd  Ausgaben  mii  fol.ren.len 
Sätzen  «ingeleitet :  ,.,Bei  der  Veran.schlagnng  der  \'eilcehrs- 
emnahmen  i«t  iu  der  Voraussetzung,  daß  der  m  den  letzten- 
-Monaten  d-es  Rechnung.sjahres  1918  eingcireiene  Verkehr.-;- 
rückgang  nur  ein  vorübergehender  ist  und  im  Rechnungs- 
.jahre  1919  im  allgemeinen  wieder  dem  normalen  Zustand  an- 
genäiherte  VerhältuLsse  vorliegen  werden,  eine  iSleigernm; 
des  bürgerlichen  Verkehr.s  im  Personenverkehr  tun  ß  %  und 
im  Güterverkehr  um  2  %  gegenüber  den  Ergebni&»en  des 
B-eohunngsjahiM^s  1917  angenommen  woi-den.  Infolge  Be- 
■endigung  des  Krieges  werden  bis  zum  Schlüsse  -de.s"  Rech- 
nungsjahres 191S  die  .Alilitärlran.sporte  sowohl  von  Per.sonen 
wie  t-Jülerii  in  der  Hauptsache  ausgeführt  vs-ein,  so  daß  auf 
Einnahmen  aus  dem  :\lilitärverkehr  im  Rechnungsjahre  1919 
nur  noch  iu  geringerem  Umfang,  im  besonderen  aius  noch 
rückständigen  Abrechnungen  aus  dem  \'orjahre  gerechnet 
werden  kann.  Ebenso  werden  I>ei  den  sonstigen  Betrieb-s-eiu- 
nahmen  die  bisher  von  der  Militärverwallung  gezahlten  Ver- 
gütungen für  Überlassung  von  Fahrzeugen,  Aligabe  ■  von 
Materialien  aller  Art  u.  a.  )n.s  auf  noch  ausstehende  Rückstände 
ganz  wegfallen.  Hierdurch  ergüit  sich  l>ei  den  Betriebsein- 
nahmen eine  erheldiche  \'erminderung  gegenüber  dem 
Rechnungsjahre  1917. 

Bei  der  Veranschlagung  d(>r  ilaiiernden  Ausgal>en  für  (bis 
Rechnaug-.sjahr  1919  mußt,,  sowohl  bei  den  persönlichen  wie 
f>ei  den  .sächlichen  Ausgaben  durch  die  Einführung  des  Acht- 
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sl  II  I  iiri  I  >l  a^r?,    luui    i 'II  I  s  pi  ( ■(■  Ii  i  ■  1 1 1 1    den    ( 1  (' l/X'!  I  i  >iH!ll  Liillli- 

iiiiil  ricisvciliii  Ii  II  KvM'ii  CHIC  niillci  (iiilciilliclic  Sleiiiciiiiii;' 
U'OU'Cii  11117  voi'.ucM'hfii  wcidcii.  niese  Aiisünlicsi^iM^iciiinu'  ist 
s(t   liocli.  liolz  ilcr  am   1.    Api  il    lüls  rcicivfu 

liöhuLiu'  ilcr  Taritc  im  l'efMiiicmcii^chr  um  clwa  lH  "ii  iiiel 
im  (iiilcivf'i'kelir  um  1")  "<i  sowie  irnl/  <ler  aiiuciKimincncn 
\'crk'phr»steig'('i'uiii;'  iiin  Ii  und  2  %  im  liiirncrliclicii  l'ersciiici;- 
iirid  niiN-rvorkidir  das  .MiUverhällii is  zw  is(dicii  iMiiiialimcn  im  I 
Aus(>al>pn  tiichl  aiiso'.polivboii  wird.  Es  isi  dali'Ci  ciji' 
A\ciiere  crli'i'bl  i(dic  Rrhöhiino'  der  l'ei  sdiieiiiaiafc  sow  ie  df  r 
(iiilerlarife.  lel/.lcicr  inw  IK)  %.  dui(dl  'eine  besondere  lle- 
sPtZrpsvoila oe  vom  1.  April  liU!)  al)  in  Aiissiclil  ueiiommeii 
I  )ip.  li-eicils  •eiii.i>'cl  rclcne  1'jrliohuni;'  dci'  Sülze  dc>  Miiitärlanrs 
fiir  die  Eiseiiliahiieii  um  1(>  "i,  und  die  l)ealisi(dil  i^le  w  eitere 
Erhöhuiio-  iseimT  .SüIäc  im  reisoncincikelir  um  121)  %  auf 
80  P/o  \ui(l  aller  audenni  ISätze  um  l(t  %  auf  .">(•  %  wird  mit 
Rücksicht  auf  d^eu  mir  iioch  uclinueu  .Militä rverkidir  von 
k'Piupr  bcvsondereu  Bedeuluii^-  für  die  Einiialimen  sein.  Hei 
der  V'i'ranschla,<inn;i'  der  Einuahiueu  für  'litlH  ans  d-eui  l'er- 
soneu-  lind  ( ÜUcrverkehr  ist  mit  deu  Mein  einnahmen  ans 
diesen  iu  Aussicht  g'enommeneu  Tariferliölmnoen  schon  iu 
\  () lle n I  r m f a u g- e •  g' p re c Ime t . 

Im  einzelneu  ist  zw  den  Abscliuilt'Cn  des  llansliallspian> 
folgendes  zu  bemcrk'Pu  : 

J.   Ordciitluhe  Kiniiahineii  uiiil  ilaueriule  Ausnalieu. 
Betriebseiiinahiueii  (Kaj).  10). 

Für  die  Yeranschlaguug  der  npiriebseinnahmeu  is|  di^c  \'er- 
walluiio-  \-on  den  tal  siiidil  itdien  l'.ruebn  isseu  des  lelzten  ab- 
i;cs(dil()ssencn  Reidinungsjalires  IIHT  ansgegang'en. 

Hie  l>innahmeu  aus  dem  I' e  i- s  o  n  e  n  -  nud  I !  e  p  ä  e  k  \' e  r - 
U  (1  h  I-  (Tilcl  I)  l)eliugcn  im  Jalire  U)17  id.  1  OSli  I^IC)  000  .Ii. 
Davon  Pulfirlen  7.">S  0;-;9  (KXt  auf     den     biirgerli(dieii  und 

;{,"')(;  000  .//  auf  den  Mililärveikclir.  Für  iUmi  lelzteren  wer- 
den l'ür  HHO  wpg'Pu  d'ps  Allbans  der  mililiirisidren  und  ki'i^egs- 
w  iilsehaflli(dien  'rransporte  mir  llOOOOono  ,//  vcrnnsidilagl, 
also  21S  0(10  ,//  weniger  als  im  .lalire  1017.  Im  l)ürger- 
li(dien  \'erkehr  wird  wgen  der  zum  '1.  April  lOlS  und  zum 
1.  A[iiil  1010  eing<d'ü]irteii  'i'ariterliöliungen  und  wegen  d-er 
erwarleien  Oproz.  allgemeinen  \'erkiehrsslcigerung  auf  eine 
Mehreinnahme  von  id.  20(iOOO(IO()  , //  gere(dinci.  Einige  kleine 
\'ers(diielniiigen  w  erden  aiudi  dnrcdi  'ilic  I iibel  ri ebsei ziing  neuer 
Sirecdvpii,  durch  den  in  da.>  Etalsjahr  fallenden  Sclialltag  und 
durch  den  l'mstand  eiul  i  ei  ini,  dad  iu  das  Jahr  1017  zw-ei 
Oslerfesle  fielen,  in  das  ,lalir  1010  dagegen  nur  eins.  Alles 
iu  allem  wird  hjernach  ans  ibMii  Personen-  und  (!ep;i(d^- 
\  erkehr  eine  ( lesauileimialime  von  1  L'O.')  4:iO  001 )  ,//  eiwarlet, 
das  sind  :!24  4'JO  000  .//  mehr  als  im  1  laushallsplau  für  lOlS. 

Im  < ;  ii  t  <■  r  V  e  r  k  e  h  r  ('i'itel  2)  wurden  im  Hecdmungs- 
jahre  1017  rd.  2  OS:!  t;i;37  OOO  .//  ciziell,  und  zwar  1  001  2S(;0U0  .// 
Uli  iMirgi'ilichen  und  :;02  401  ODO  v/i'  hu  .Mililärverkehr. 
Letzlcrer  wird  fiir  1010  mil  2:52  401  000  .//  weniger,  also  mit 
100  0110  000  ,///  veranschlagt.  l  >ie  Mchrcinuahuie  infidge  Er- 
öffnung neuer  Strecken  soll  1  0:57  OOO  ,//  betragi'U.  (licieui-e 
am  Scdialtta^-  1020  :^  1000fH)  .//.  (iroße  Miduci n na liiiien  wer- 
den ans  den  Tariferh()hniigeii  erwartet,  nämlich  2.")S  1100  000  .Ii 
ans  d'em  am  1.  April  lOls  .(Miigieführten  Kriegsteuerungszu- 
scdilagc  und  1  14O(MIOO0O  . //  aus  der  Erhöhung  des  ( iütci-tarif s. 
die  am  1.  Ajiril  1010  in  Kraft  iritt.  Außerdem  werden  dnndi 
die.  s-eit  1917  eingeführteu  liesonderen  1'ari fniaßnalimeu  (Auf- 
hebung von  Ausnahmetarifen,  Änderung  iler  St recken.siit ze 
iu  den  Eil-  und  Fraiditstückgutkla.ssen,  X'puordiiuug  des  Xeben- 
gehühieutarif-  usw.)  liOOOOOOO  .//  ."MohreiunaliiiH'n  erwarici. 
rnt'Cr  lierücksudit  igung  einer  allgciiwiiien  Verkohrszuualimc 
von  2  %  (.1  %  jährli(di)  ergibt  siidi  eine  < iesamtpinnahmc 
vcui  :i  331  200  (  00  ,,//.  odei'  S(;7  170  000  .//  mehr  aks  im  Haus- 
halt für  lOllf^. 

Die   Eiuuahiiien    aus    T  b  e  r  1  a  s  s  u  n  g    v  o  ii    H  a  Ii  n  a  n  - 
'  1  a  g  'p  n  u  u  d  L  e  i  s  t  u  n  g  e  u  z  u  g  u  n  s  t  e  n  D  r  i  I  t  c  r  (Tit.  3) 
haben  im  Rechnungsjahr  101 7  .")S  S21  000  .//  b-et  raucn.   Sie  wer- 
den sieh   im  Jahre  1010  insofern  \-ersch ie-beu.  a  Ls  einerseits 


die  \ergiilnngen.  die  \(iii  der  ,M  il  itTii  Verwaltung  bisher  für 
Dienst  leistungcn  \(iii  lleamlen  ii,-,w.  uczalili  wurden,  ur<>i'>t*'n- 
leils  wegfallen  und  ainlercr-eits  mil  Itiud^sielil  auf  die  ein- 
Ireleiide  erilohle  1  Sa  11 1 iit  igke i I  die  \'eri; ii 1 11  n.u'  der  X eu iiail Ver- 
waltung au  allgemeinen  \' er  w  a  1 1  ii  ug.-kosicn  um  rd.  lOOOOO(M) 
Mark  lüdier  aiigesctzl  werden  konnte.  Die  ans  dicseiii  'i'it'cl 
crwarlete  ( lesa  nilc  i  ii  ua  liiiie  belrägi  somit  07  040  000  . //,  d.  s. 
1,")  OSO  000  .//  mehr  aU  im  Haushalt  für  lOlS. 

i>ie  ( iesamleiniialiineii  ans  l"'  b  e  i' 1  a  s  s  ii  n  g  \' o  ii  l'Va  h  i  - 
/engen  (4'ilcl  4)  sind  mii  nur  310000(10  .//  veranschlagt, 
gegenüber  den  wiikli<dieii  F.  rgebn  isscn  im  JaluH^  1017  Ulli 
00310000  .//.  gegenüber  d<'ni  Haushalt  fiir  lOlS  mn  89()0OO(K) 
Mark  niedriger.  J)ieser  .\nsfall  ist  dundi  die  Beendigung  des 
Krieges  begründet,  da  iuf olg'etb'sscu  die  N'^crgütiingcn  W'Pg- 
falleii,  die  von  der  M i I i I ä rvcr wal tmig,  \on  anderen  dcutseheii 
Eisenbahnen  und  \dn  x'ci  bü ud'Cteu  Slaaleii  fiir  die  ('■bt'r- 
lassung  von  Lokomoti\'eii  und  W'agcni  iu  den  letzten  Reidi,- 
uungsjahrcii  gezahlt  worden  ^sind. 

B'Ci  deu  E  r  t  r  ä  g  e  n  aus  \'  e  r  ä  u  ß  e  r  n  u  g  e  n  ('rit>(d  5), 
die  im  Jalire  1017  112  501  000  .11  betrugen,  sind  rd.  ."lO  001  OOO 
Mark  weiiig^cr  vorgeseh'pu  (geg-^eu  lOlS:  — 30  .")(iO  (tOO  ,//),  W'cil 
die  ^■on  der  ^lilitärverwallung  gezahlten  \'ergütungen  für 
Aligabin  v(ui  Stoffen  aller  .Vit  größtenteils  fortfallen. 

I  )ie    \' !('  r  seht  e  d  P  n  'C  u     Ej  i  n  n  a  h  m  e  n     'C  i  ii  s  e  h  I  i  c  ß  - 

1  i  c  h  d  e  r  E>  i  ii  n  a  Ii  iii  e  ii  aus  St  a  a  t  s  n  •('  b  e  ii  f  o  u  d  s 
zu  W  o  h  1  f  a  h  r  1  s  z  w  e  e  k  c  11  (Titel  (i)  (wirkliehe  Ein- 
nahmen 1017:  20.')J7  0OO  .H)  sind  mil  27  :!.")0  (it)()  ,//.  d.  h.  um 

2  107  000  ,//  niedriger  \'eranschlagt  worden;  gegen  101>: 
—  41()000  .//. 

/n  ib'u  geuaunleu  üetriebseinnalimeii  aus  Kap.  lo.  Tirel  1 
bis  Ii  des  Etats  treten  mxdi  der  Zus(dinß  von  liadeu  zu  den 
lieiriebskosleii  der  .Ma i u-Xecka rba hu  (39s  000  .//),  der  Anleil 
Hessens  an  ilen  Ergebnisn'u  aus  dem  preußiscdi-hessisidieii 
Eisenbahnbcsilz  (030  000  .//),  der  ]>r.euI5isch('  Anleil  aus  Er- 
trägnissen rrivatciseubahneu  (120000  ,//)  und  Sonsiige 
Einnahmeii  (2  OOO  OOO  Jl).  Die  S  n  m  m  e  il  e  r  o  i  d  e  ii  I  - 
liehen  Einnahmen  beträgt  souiil  481HS74(M)0  .//  »■e-iTii 
11)18  (3  730  771  000  .//)  HtSSKCUlOO  .//  melir. 

Betiiel)saiisgabeii  (Kap.  l'i). 
F  ü  r  H  e  sohl  n  n  g  e  n  ,  \\  o  h  u  ii  n  g  s  g  e  I  d  z  ii  s  e  ii  ü  s  s  <' . 
\  r  g  ü  t  u  11  g  f  ü  r  Ii  i  1  f  s  a  r  1)  ei  1  p  r  .  L  ö  Ii  u  e  ,  St  e  1  I  e  u  - 
z  u  1  a  g  e  II  ,  Di  11  is  1  k  1  e  i  d  u  n  g  s  z  u  s  <■  Ii  ü  s  s  e  usw. 
(Tilel  1,  2  und  3)  sind  im  Rechnnng.sjahre  1017  030  041  0.j7  .// 
Ausgaben  entstanden.  Der  Haushalt  für  1010  sielit  dafür 
1  340  S(;4  001) .//  vor,  das  sind  410  222  043  .//  mehr  als  1017.  Die.se 
hohe  .M'fdiransgabe  erklärt  sicdi  zum  Teil  dadurcdi,  daß  in 
den  Ausgaben  für  1017  die  von  der  Alilitä rvetrwaltiiiig  getra- 
genen Hesoldnngcn  der  /um  Epldeis.pnbahndienst  t>iugp- 
zogeucn.  iiicdilmiliiänlienstpflichtigen  Beaml'en  und  d«r  auf 
die  .Mililärbezüge  angerechnete  Teil  des  Dieusbeinkomnieii* 
der  als  Offiziere  und  obere  .M i  1  itä rb<'amte  eingezogeneu  He- 
anileii  11  i'c  h  1  enthalten  waren-währcnd  dicise  Beträge  nach  Eut- 
lassnug  der  Beamten  ans  dem  Eeldeisenbahndienst  im  Jahre 
1910  von  der  Eisenbahnverwa Itung  wi'cder  zu  überuehnK'u 
sind.  Daraus  ergibt  sich  ein  A usgaheuzuwa(dis  von  7.")00(KM» 
:^laik.  Die  verbleibende  :\Iehrausgal>e  von  111  723(100  Jl  wild 
teils  diireh  Mehreiiistelluug  von  lltedlenstelen.  I.eils  durch 
Steigerung  der  Bezüge  herbei «■■pführt.  Es  ist  für  1919  die 
:\lehreinstellung  von  39  2.")9  Beamten,  Ililf.sbedien.steteii  und 
Arbeitern  vorgesehen,  voraus  sich  <dne  Mehrau.sgabe  von 
so  772  000  'ergibt.  Die  ( i  ehalt  sauf  bes.serungen  infolge  il*- 
zunehmenden  Dienstalters  ]il,aiimäßig'er  B'Camten  .ergeben 
einen  M^'hraufwand  von  4  500  000  y//.  Di*  iilanmäßigen 
SIellen  Averdeu  um  11  700  vermehrt.  Die  Erhöhung  des  diircli- 
schuittlichen  Lohueiukommens  der  unteren  Hilfsbedieusieieu 
und  Betriebsarbeiter  .erfordert  326  375  000  .//.  Für  Stellen- 
zulagen .erwaidist  eine  Mehrausgabe  voii  202  G(X)  .//,  für 
Diensikleidnngszusidiüsse  an  rnterbeamte  und  llilf*untei- 
l.ieamtc  <'in.r  solche  von  575  (M)0  .//. 
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I  A  11  s  i;-  a  I)  ■(■  n  f  ii  r  ,  R  .c  i  s  e  -  )i  ii  il  ü  iii  z  ii  s  k  o  s  1  e  n 
>  i>  w  i  f  auilcri'  X  e  l>  c  ii  b  .e  z  ü  u- (Tiliel  4)  stellen  sich 
im  .n'anzeii  auf  ICOl.-jöOüO  J(  oder  21  192  000  J{  mehr  als  die 
wiiklicheu  ..Ausi-abeu  im  Kecliuiiunsjalir  1SU7.  Für  Reisekosi cn 
sind  ;il.")T00O  iiielir  ii\e<  im  Jalii<-  U)17  voloes.elieii  infolge 
Erhölinnu-  der  Sätze  air^i  Aulaß  der  'rciicruim-.  Eine  .Arehi- 
anso-abe  von  19  490  0C0  Jl  au  Fahr-.  Stunden-  und  Nachtg.eldei'n 
l>eruht  auf  der  VeriiRdirnnii'  der  für  den  Lokomotiv-  und 
Zus'dienst  veransidila,i>t-eiL  üciliiMisleten  und  vor  allem  auf 
■einer  Erhöhniii;-  di-esier  Hezü^e.  Im  ijauzen  sind  für  llllü 
1U540OO0  ,f(  dafür  ein^iestellt. 

F  ü  r  A  11  ß  .e  r  o  r  d  e  n  t  1  i  c  Ii  c  Vr  i  ü  t  u  n  e  u  n  n  d 
1  11  1 -e  r  s  I  ü  I  z  u  n  ii'  e  11  (Tilcd  •"))  mußt'eu  iiifolu-.e  des  wirt- 
s(diafllicheu  Notslandes  s.ehr  eiheblielK'  Beträgt  (iusbesoudeic 
für  Kri<\<;sl'eiicruuu;sziilai;'en)  \orof.s.elren  weiileu. 

Filter  di<'  S  o  n  s  t  i  .i;- e  ii  |)  e  r  s  ö  n  1  i  e  Ii  e  ii  Ausualien 
(■|'it(d  0)  falfeu  die  Kosten  für  den  bahnärztlicheu  Dienst, 
die  ZuseliÜAse.  zu  den  Kranken-  und  Pensiouskas,Keii,  A'w 
l\'riit-eu  uud  einmaligen  Zahliiugeu  auf  Crund  der 'rufallvei  - 
.siidieniiigs-  und  rnfallfiirsorgegestze  und  sou-stig^u  Aus- 
gaben für  VVohTfah  11  sz wecke,  vor  allem  aber  auch  die  Euhe- 
.sehiilier  und  Witwen-  und  Waiseilgelder.  Dieser  Titel  ist 
auf  1  r)(i  500  00(>  Jl  veranschlagt,  was  g^egeuüber  dem  A'orjalu 
eine  Mehrausgabe  von  IT-öGS  COO  ./(.  bedeutet. 
.  Für  die  F  ii  t  e  r  halt  u  n  g  u  ii  d  E  r  g  ä  n  z  u  ii  g  d  er  ( i  e  - 
r  ii  t  e  s  u  w  i  e  B  -e  s  e  h  a  f  f  u  u  g  der  B  e  t  r  i  e  b  s  .s  t  o  f  f  e 
(Titel  7)  sind  718  100  000  das's'ind  IST  590  000  Jl  mehr  als 
im  Jahri'  19ls  veranschlagt  wordeu.  Diese  ilelirausgabe  be- 
luht.  \(in  dem  Zugang  neuer  Strecken  und  dem  erwarteten 
\  erkehrszu wachs  aligesehen,  auf  den  höheren  Aufwendungen 
infolge  Steigerung  der  Arlieitslöhn.e  und  der  Stoffpreise. 
1"  ber  di<«  Kolileupreise  wird  in  der  Erläuterung  l)emerkt,  ilall 
auf  1000  Lokomotivkilometer  ly,14  i  zum  Wert  vou  726,19  .// 
gegenüber  1S,14  t  zum  Wert  von  434,24  .//  im  Jahre  1917  ent- 
fallen. Die  Ausgaben  fiii-  Kohlen,  Kok.s  uud  Brikett,s  be- 
liiufen  >ich  liieinatdi  auf  :)!)O290  00O  .//.  •  ' 

I  lie  F  11 1  e  r  h  a  1  t  u  ii  g  ,  Fj  r  ii  e  u  e  r  u  u  g  u  ii  d  E  r  g  ä  n  - 
/.  n  n  g  d  e  r  ba  ii  1  i  e  h  e  ii  A  n  1  a  g  e  ii  (Titid  wird 
7(>s  HL'I  IjoO  .//  oder  282O20O0<l  .//  mehr  als  im  .lalir  U)lS  .er- 
fni(h'rii.  Dieses  Mehr  lier-uht  zum  Tedl  auf  einei'  \'eMn(diiuiig 
der  vorgesehenen  Arbeitskräfte  und  auf  der  Erhöhung  des 
durchschnittlichen  Lohiieinkomiueus,  zum  ,'Feil  auf  der  uu- 
geheuren  Steigerung  der  PreitHi  für  alle  Baumaterialien. 
Wie  groß  diese  Steigerung  ist,  ei'gibt  >ich  aus  folgendfi 
.Schätzung  fiir  ili>e  w  icliligsten  <  >bei  bauniateritili'eii.  fieg'Cii- 
über  den  wirkliehen  Ausgaben  für  11)17  stellen  sich  du- 
M  e  h  r  a  ii  s  g  a  b  e  n 

a)  für  Schienen  auf  rd  .")5  S84  000  . // 

b)  für  Kleineisen   auf   nl  :-t7  !)7S  OCO  . // 

c)  für  Weichen  auf  rd  I(;(;t;4o00  ,// 

d)  für  Schwellen  auf  id  OOO-UOOO  Jl 

iniihin   gegen    1917   mehr:    .  17(>.V)7  0(K)  .//. 


Die,  größte  Steigerung  der  Ausgaben  entfälJt  auf  den 
Titel  9,  Fn  Iv  r  h  a  I  t  u  n  g  ,  Erneuerung  iiu<l  Er- 
gänzung der  Fahrzeuge  und  der  maschi- 
nellen A  n  1  a  g  ii  n.  1  )io  Cesanilausgaben  für  diese  Zwecke 
betrafen  1121  000  000  jfl,  also  mehr  als  das  (l()]jpelte  d.e.s  für 
1918  Yorges'eli.eneu  Betrages   (520  318  000  Auf  die  ge- 

wöhnliche Fnterhaltung  enifalleu  S54  000  ODO  .//.  Außerdem 
sind  für  Neuanschaffungen  folgemle  l'oslen  vorgesehen:  Für 
565  Lokomotiven  Uli  so(}  OOO  für  780  Personenwagen 
39  200C00  Jl  und  für  G5S5  (ieJ)äld^-  uml  (iülerwagen  81CO0ÜOU 
Mark.  Endlich  'Sind  für  ilie  1!  e  nutz  u  n  g  f  r  e  in  d  e  r  A  n  - 
lagen  u-w.  (Titel  ;10)  l;!  425  000  Jl  (gegen  1918:  +  2070000 
Mark) ,  fiir  B  e  n  u  t  z  n  n  g  f  r  e  ni  d  e  r  F  a  h  r  z  e  u  g  e  (Titel  11 ) 
17500000  .//  (—  2  S(_HM:00  ./O  und  für  Verschiedene  Auß- 
g  a  b  e  n  (Titel  12)  S2  090  500  .//  (+  -38  MS  000  Jl)  veranschlagt. 

Die  gesamten  Betriebsausgaben  (Kapitel  2;^)  stellen  sich 
somit  auf  4  86.3  6.3.5  000  .d  oder  1  866  879  000  Ji  mehr  als  im 
•Tahre  1918. 

II.   Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben  uud 
Einnalimeu. 

Das  statistische  Anlagekapital  der  ]ireußiselien  Slaal-s- 
bahuen  l)etrug  Ende  des  Rechnungsjahres  1917=l:!sui  SOI  OOG 
Mark,  so  daß  sieh  die  Höhe  der  einmaligen  und  außeronUmt- 
lichen  Ausgaben  für  den  Ilau.shalt  1919  (nach  dem  Satze  von 
1,15  %)  auf  rd.  158  800  000  Jl  berechnet.  Xueh  den  Erläute- 
rungen zum  Etat  hat  die  Eisenbahnverwaltung  unter  dem 
Druck  der  Zeit  Verhältnisse  die  Befriedigung  der  neu  hervor- 
getretenen Bedürfnisse  zum  größereu.  Teile  weiterhin  ver- 
tagen müssen.  (ileichwohl  iibersteigl  die  Zahl  der  neuen 
Forderungen  dieses  Haushalts  diejenigen  der  letzten  Jahre, 
«eil  die  Fiiziilänglichkeit  der  Bahnanlagen  vielfach  dazu 
zwingt,  mit  den  zurückgestellten  Bauten  nunmehr  vorzu- 
gehen. Außeidem  tritt  die  Aufgal)e  an  die  Staalsbahuvei - 
waltung  heran,  für  die  aus  dem  Fehle  entlassenen  und  aus 
der  Hilstungsindustrie  frei  gewordenen  Kräfte  Arbeits- 
gelegenheit zu  schaffen.  Der  l!esanilausgab.c  fiir  1919  slidieu 
au  Einnahnwii  gegenüber:  a)  Beiträge  Driller  585  000  Jl  ■ 
h)  p:rlöse  aus  dem  Verkauf  von  Staatseiseubalingrundstiicken 
1500  0CO  Jl-  so  daß  sndi  die  Ausgaben  dadurch  auf  150  715  000 
i\lark  ermäßigen.  Sie  überschreiten  den  Haushalt  vou  1918 
um  1  :i45  ono  .//. 

Auljer  die.sen  einmaligen  und  aiirierordenl  li(dien  Ausgaben 
des  Haushalts  ist  noch  eiire  weileie  aul'.erordeiitli(die  l^eld- 
besehaffung  erfontcrl  i(di  für  die  Herstellung  des  :i.  und  4. 
»Ueises  auf  der  Strecke  Berlin-Eueken  wähle  und  zur  Be- 
.schaffung  von  Eahrzieugeii  zweck*  Vergrößerung  des  Fuhr- 
parks der  iStaatsbahneu.  Die  ( ;esamtaiif weiidung  hierfiir,  die 
jedenfalls  beträchtlich  sein  wird,  läßt  sich  zahlenmäßig  zur- 
zeit noch  nicht  augeben. 


Wie  ist  es  zurzeit  möglich,  die  Zugleistungen  in  das  richtige  Verhältnis  zu  den  vorhandenen 

Lokomotiven  zu  setzen? 


^Nach  S  11  der  l)ieust\-orsclirift  für  die,  Zugleistungen 
(E.  N.  HL  1918,  ,S.  77)  ist durch  die  Airsführnugsbestimmungen 
der  Dii'ektion  die  Anzahl  der  in  jedem  Streckeuabschuitt  zu- 
lässigen Züge  festzulegen.  iBei  dem  ibestehenden  Lokomotiv- 
uiaugel  hängt  die  ■Streckei;il>elegung  allein  vou  der  Eeistungs- 
fähigkcii  der  Betriebswerkstätlen  ab.  Diesen  ist  es  bei  dem 
schwankenden  Ltdvomotivbestande,  der  wilden  Besetzung  und 
der  oft  woelienlangeu  Aufhebung  der  Dieiisteinteiluiigen 
meistens  nicht  mögliidi.  lM\stinimt(-  Angaben  zu  nuichen.  "Es 
soll  daher  in.  folgeiKb'ui  versucht  werden,  aiudi  unter  (b'n 
gegenwärtigen  Verhältiiis.sen  die  Leisiiini;sf;iluülveii  der  Be- 
irieliswerkstälten  in  für  die  Stre(d<eii Ixde- ung  brauelil)aien 
Zahlen  zu  ermitteln. 

-Us  vergleiidisfähiger  Wert  \\  ird  das  auf  eine  liestimnile 
Eokomotivgatlung  als  Eiuheitszugkraft  ziirürkgeführte  Ziiu- 
kilomeler  vorgeschlagen.     Hat  man  für  die  einzelnen  Werk- 


stätten diese  Ziigkibinieter  errechnet,  so  kann  die  richtiue 
\  erteilung  der  Maschinen  nach  den  nefmderteu  Ziu'- 
eistungen  liberwarht    und  die  Zugzahl  mit  dem  Lokonioti'v- 

besl.aiule   in   rbereiiisl  iinmnng    geliraclit  werden. 

Wie  findei  man  die  auf  die  Einheitszngkraft  ziirück"'e- 
lithrten  Ziigkilometer? 

1.  Bei  jeder  Betr.ieijswerkstätte  sind  die  für  den  Zu^dieust 
verfügbaren  .Maschinen  fesi ziist «dien,  Ihre  Zahl  ergibt  «ich 
aus  der  C-esamlsumme  der  iiberwiesenen  Lokomotiven  ab- 
ziigludi  d.cr 

i/i  'l'-i'  Haiiptwerkstätte  bef mdlielieu  oder  auf  Abruf 
dorthin  w  artenden  .Maxdi inen  ; 

b)  der  Hangiermas(diineii  ; 

c)  der  aiiswas(diendeii  .Masch i neu  ;  i 

d)  der   .Masidiinen    fiir  die    l"'l)ei  t  iihi  nngszü'-e. 
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Die  Zali'l  ilt'i-  für  den  Zii;;(lii'iist  bleibeiuleii  Lokoiiiol  i  vcn 
^■i  -  A. 

2.  Jede  dieser  A  -  Loküiuulivi'u  Ici.sU'l  tätlich  mir  'ciui'  b<'- 
siimiiite  ^tuud'eiizahl  wirklich  Zii.>>'di'eu.st.  UiiR'r  Zu^dipust 
sei  die;  Zeit  von  der  Abfahrt  von  der  H-einialstatiuu  bis  zum 
WieelcriMutreffeu  auf  derselben  A-ervStaudeii.  also  eiaschließ- 
lich  der  Wf'nd'ez'eit  auf  frt'uuk'n  Stationen.  Die  durehselinitt- 
lieh'O  tä.i;iieho  Zu,u'di<Mistzeit  für  .i'ed<>,  Lokoiuolive  'eri;'ibt  sich 
aus  d'Cr  Differenz  von  24  Stunden  und  d<Mii  (hu'chschnitt- 
licheu  Aufenthalte  auf  der  Ileimatstation.  l*er  durchschnitt- 
liclio  Aufenthalt'  wird  durch  niehrtäs'ise  Beobachtuui^-eu  fest- 
.u-eiit.ellt.  J<;de  Lokomotive  verinerkl  nreiirer^'  l'a.ü-e  hinl-er- 
eiuaud'er  auf  besonderiMn  Zettel  Abfahrt  und  Eiutr'effeu.  Ist 
der  durchschnittliche  Aufenthalt  auf  d'cr  Ileimatstation  i>-leich 
a.  !-o  is|  L'4  —  a=b  <lie  durchschnittliche,  tä-n-liche  Lokomotiv- 
ilieustzeit  .jeiler  .Maschine.  » 

Es  emijfrehlt  sich,  di«  Ermilteluuü'  von  a  von  Zeil  zu  Zeit 
zu  wiederholen.  Das  Anwachsen  von  a  lälit  auf  den  Zustand 
der  Lokomotiven  schlielSeu  tmd  luiu.ut  den  Einfluß  leine-s 
höheren  Eeparaturstandes  auf  die  Leistunusfiihi.ü'keil  der  Be- 
triebswerkstatt  zahlenniäl)i,ü-  zum  Ausdruck*). 

*)  Bei  einer  M'rolk'n  Bet  ricbsw  (.-rks-tatl  eines  östlichen 
Ivmileni'.uiiktes  wurde  der  Wert  a)  im  Fiühjalir  191S  /j\ 
!)  Stnnden  im  llevbst  zu  10  Stunden  eri-eehuet.  Bei  S9  Loko- 
motiven ,i;al.>  dies  also  einen  l\'erlusi  \  ou  S9  Lokoiiu.)t  i\  stuuden 
in  einem  halben  Jahi'e  o(ler  iinuelalir  '>  .Mas(diiiien  für  den 
Zu.sMÜeust . 


3.  Der  Bestand  A  au  3Iaschineü  wird  mit  Hilf«  de,r  Ver- 
hiiltniszahlen  im  Anliauu-  zum  Fahrplanbuch  auf  eine  lif- 
stimmto  (iattunK  —  'Ctwa  (i?  —  zurnckffefülirt.  Di'C  .so  er- 
mittelte Zahl  sei  Ae.  .  . 

A'O .  b  ist  dann  die  \'ou  der  Betri€bswei kstatt  uel<'isiet<: 
Summe  der  Lokomolivstundeu  einei'  Einheitszugkiaft. 

1.  ^'ach  den  ErfahruuKeu  .ieder  Betriebswerkstalt  i»!  zu 
schätzen,  wie  viele  Lokomotivkilometer  auf  eiu-e  Lokoinotiv- 
stunde  zu  rechnen  sind.  Angenommen,  betraS'en  e,  so  isl 
Ae .  b .  o  die  Summe  der  Lokomotivkilonieter  einer  Einheilsi- 
zii.ii'ki-aft. 

.').  Nach  den  Ei'fahrunxen  jeder  Betriebis\\erksiatt  ist  zu 
scliälzen,  wie  viel  Prozent  der  .n'efabreuen  Lokomoti vkilomei<;i 
Zuü,'kilometer  sind..  Angenommen,  sie.  betragen  d  %.  so  i.<t 
Ao.b.c.d  die  gesuchte  Summe  der  gel^eisteten  Zugkilomeier 
der  vollen  Zugkraft. 

Sind  ausieichemle  Unterlagen  für  die  Schätzun.o-  zu  4.  und  5. 
niclit  vorhanden,  so  müssen  sie  durch  ,\ufschrei>bung'eu  wi« 
l>ei  2.  gewonnen  werden. 

Die  erhaltenen  Zahlen  werden  fiii'  die  Praxis  gKmügeu,  wm 
■sich  stäudiii-  ülier  die  Leisiun.gsfähi.ii-keit  der  B<'ti'iehswerk- 
stiitte  auf  dem  laufeuden  zu  erhalten  und  <lie,  Zugzahl  mit 
d.em  Lokomotivhestande  in  Übereiustinimiuiü-  zu  bringieu. 

Wie  oben  erwähnt,  ist  hier  nur  ein  Ver.such  gemacht,  die 
Frage  zu  lö.seu.  Der  Zweck  der  Zeilen  ist  eiTeicht,  wenn 
sie  den  maschinenlechnischen  Kollegen  die  Anregun.<i-  .üclveu, 
eine  liessere  Lösun,!)-  zu  finden." 

S I •  h a  e  I M ■ .  lie.u  i  er u Ii .u'S ba  0 ni i sst !•  r. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland 

—  \\  eclisel  in  der  Leitun-!;  der  (Jeneraldirektion  der  säclisi- 
sclieu  iStaatseisenbaluien.  Am  1.  April  ist  der  Präsident  tltr. 
(.ieueraldirektion  der  sächsischen  Slaatseiseubahnen  in  Dres- 
ilen,  Dr.  in.i;-.  h.  c.  |iliil.  r]l>riclit  in  den  Ruhestand  ge- 
treten. Zu  seinem  Nachfolger  wurde  der  bisherii^e  Vize- 
l)räsident  dieser  Behörde  Dr.      e  1 1  i  g  ernannt. 

Anläßlich  seines  -\ u.sscheidens  hat  Präsident  Ulbricht  fol- 
gende. Ab.schiedsworte  an  die  Eisenbahuljeamten  und  -arbeiter 
.i;eriGhtet : 

die  .i;'esainte  Beamten-  und  .Arbeiterschaft  der  Staats- 
eisenbahuen.  .Mit  (ieuehmiii'un.ü  des  Finanzministeriums  trete 
ich  am  1.  ..April  d.  Js.  in  den  Euhestand.  Es  war  mein  leb- 
iiai'ter  Wunsch,  auch  die  letzten  .Monate  meiner  .Amtszeit  noch 
in  gemeinsamem  Wirken  mit  meinen  laug.iährigeu  Mit- 
arljeitern  ve'rbi  in.uen  und  mit  den  verschiedenen  G-ruppeu  der 
lieamli'ii-  und  .Vrlieiterschaft  Ins  zuletzt  in  jK.'rsöulicher  Füh- 
luu.i;'  lileib'eu  zu  können.  l>nr<di  eine  schwere  Erkrankun.a' 
wurde  di<  s  unmöglich  i;einaeht;  uiul  so  muß  ich  mich  ilarauf 
l)eschiänkeii,  vou  dem  gesamten  Personal  dei-  nur  an\er- 
trauten  \'ei  \\  altun,«;-.  mit  dem  mich  die  Eriunerun.H'  an  treues, 
N'crtraueusvulle.s  und  oid'erwilli.ges  Zusammenarbeiten  in 
guten  und  schlimmen  Jahren  dauernd  eng  verbindet,  auf 
diesem  We.uc  Abschieil  zu  nehmen. 

Ich  tue  liies,  indem  ich  .Vlleu,  <lie  mir  wwia  .Vmt  durch  hin- 
gebende. Pflichfeifüllun.i;-  eiii.'ichti'rt  und  das  erhebende  Be- 
wußtsein verschafft  haben,  einer  ausgezeichneten  Köri>er- 
schaft  \(irzusielien.  meinen  aufriehtigsten   Dank  ausspreche. 

.Mögi;  der  alle  nute  (mmsi.  der  das  ,ü('ie<-hlfertii;te  ^Ansehen 
unserer  sächsischen  StaatsliahiH'n  b-«>i;iiindete.  si(di  auch  unter 
ilen  n<'u,üestalteten  \''erhällnissen  l)ewähreu  und  mit  die  We.ue 
wei.sen,  ilie  zum  wahren  Wohl  ims-eres  .s(diw<'r  heimi^-esuchfen 
\'aterlandes  führen! 

Besondei-<>  (ienuntnung  gewährt  es  mir,  UK.iii  .Vmt  in  die 
Hände  meines  hochge'schätzten  St'ellveiiret^'is,  des  Herrn  \'ize- 
präsident  Dr.  .Mettin',  über.»'eh'en  zu  sehen,  dei-  schon  in  seiner 
bisherigen  Tätigkeit  hat  ei-kenneu  lassen,  daß  er  neuen  Strö- 
mung<'n  gerecdit  zu  werd'Cn  \'erniai;.  idine  die  unerläßlichen" 
( Iruudla.ui'n  iles  für  die  .\  1 1 u  enieiii Ii ei i  >(>  wichtigen  A'ei- 
kehisinstiluies  |>reiszui;ebcii.  .\l()!j,c  .^i  im-i  .\ ml sf ührun,»'  der 
beste  Erfol.n'  Iteschieden  sein!'' 

Der  sächsis(die  Finanzminister  Nitz. sc  he  hat  dem  l'rri- 
denten  Ulbrudit  foloendi-s  Schreibe-'u  zu.aehen  lassen: 

„Iloclizm-ci  ehrender  Herr  Präsident!  Nach  langer  und  'i-i- 
l'oigrei(dier  4"atii;keii  nn  Di'enste,  des  Staates  haben  Sie  sj(di 
'entschlossen,  miiunehr  m  den  wohlverdienten  Ruhestand  zu 
ti;et'en.  Das  Finanzministerium  möchte  <liese  ()elei;enheit 
nicht  ^■orüll■er,l;(•llen  lassen,  ohne  Ihnen  eini,u'e  Wolle  waiiiier 
Anei-kennuiii;  zu   widmen,     Sie     iiaben     es    Neisiand^en.  die 


S;i(disische  Sia;itseisenliahn\ci  w  altung  mit  llireni  <,ieiste  zu 
durchdriu.ii'en  und  -sie  •sowohl  auf  technischem  (l-eliiete  wi« 
im  Verwaltuii,!4swi'seu  auf  eine  hohe  Stufe  zu  biingen.  W<dt 
über  die.  tireuzeu  Sachsens  hinaus  hat  Ihr  Name  nuter  Eisen- 
l>ahnfachmännern  einen  uiiten  Klan.i;',  uiul  das  Aiisehou,  das 
Sic  überall  genießen,  hat  sieh  auf  unsere  heinuitliche  Eiscu- 
bahuverwaltun»-  übertrageu.  Nicht  nur  in  Zeiten  .niänszendtu" 
l'^utwicklun.u',  sondern  auch  in  den  überaus  schweren  .Jahren 
tler  letzten  \'ergangenlieil  ist  es  Ihnen  .^ekingen,  die  für  die 
\'olkswirtschaft  so  wichti.üc'  Eisenbahn  Verwaltung-  ihren 
Zwecken  voll  und  .ü;anz  dienstbar  zu  machen.  Daf'ür  weiß 
IhU'en-daH  Vaterland  Dank,  und  das  i^^inanzministerium  fühlt 
sich  berufen,  dies  Ihnen,  dem  im  Frieden  wi«  im  Krle.ue 
gleichermaßen  bewährten  Manne,  hierdurch  zum  herzlichen 
.\nsdruck  zu  biin,gen.  Nach  .uetaner  Arbeit  ist  sint  ruhn:  mö.u'« 
Ihnen  ein   i't iclio-esegneter  Lcliensabend  beschieden  .■■■<iin." 

—  .Vnlase  ('  zui-  Eisenbalin-N  erkehrsordiiuiig.  l>as  Reichs- 
eiseul.>alinaint  hal  unterm  21.  März  'einige  ..Änderungen  der 
Nummern  Li  und  III  in  Anlage  C'  zur  Ei,s•enbahn-^'erkei^rs- 
ordnuno-  verfü.ut.  Das  Näliere  seht  aus  der  Bekanntmachung 
in  Nr.  bb  des  liei(,-hs-(ies'etzblalt'es  vom  25.  .März  lierYor. 

Über  die  Zukunft  des  deiitseheu  Eisenbahnverkelirs  äußert* 
sich  dei-  preußische  Eisen-bahnminLster  l'^off.  wie  <lie. 
„D.  Verk.  Bl."  berichten-  folgendermaßer. :  „Alein  bestem 
Streben,  die  Eisenbahnen  im  lAienstic  dtes  Vaterlandes  lei- 
stungsfähig zu  erhalten,  scheitert  au  d'Cr  Ungunst  der  A'er- 
hältnisse.  Mich  haben  sie  aus  einem  ^'erke■hrsminist'er  nafre- 
zu  zu  'Ciuem  Minister  ."euen  den  Verkehr  »''emaoht.  Wohin  ist 
unser  islolzer  Eisenbahnfuhrpark  gekommen"?  Unser  besi'CS 
Material  mußte  ich  xiu  die  Enteute  abliei^rn,  unil  infolge 'Stoff- 
mange'l.s  und  Werkstättenstreiks  ist  an  d'Cr  Ergänzung  der 
Lücken  zu  weni.ii'  .i;'e arbeitet  wordeu.  Wir  haben  iiroße  Auf- 
träg© zum  Bau  von  Lokomotiven  an  alle  in  Betracht  kommen- 
den Wei-ke  veigeben.  Wenn  diese  Aufträge  ]:)rompt  «ifüllt 
werden,  wird  der  alleruötigste  A^'orrai  vielleicht  eben  noch 
Irerbeigeschafft  werden  können.  Leider  kann  ich  a';>er  bc^ 
leits  jetrt  beobachten,  daß  die  Lieferuu^stermine  niclit  pünkt- 
lich innegehalten  Averden.  (rüterwagen.  werden  wir-  nicht  annä- 
hei  nd  so  viel  )>enötigen,  wie  vor  dem  Krie.n'e,  weil  Handel  uud 
Industrie-,  lan.ü'e,  lange  Zeit  brauchen  werden.  n.in  «c-h  von  den 
schweren  Sclilä.ifen  zu  erholen,  um  den  früheren  Stand  audi 
nur  annähernd  zu  eri'eicdien.  Da  sich  ziulem  tlie  t-!iiterAvageri 
schneller  und  leichter  l>aueu  lassen,  ist  zu  hoff«n,  <laß  wii- 
mit  der  Zeit  deu  Bedarf  von  Industrie,  Handel  nnd  vor  allem 
auch  der  Lebensmittelzufuhr  aecht  und  schlecht  decken 
kcinnen.  Allerdings  wird  ein  großer  T'cil  der  Oüieiwa.ü'en 
für  Personeul>e!förderunii-  verwendet  werden  müssen.  Dal>ci 
komme  ich  auf  den  wundesten  Punkt,  den  >;eradezu  furcht- 
baren Maugel  an  Personen wa.geu.  Uusk'ih'.  immer  wied-ei'  an- 
.iicsiellten  Erhebungen  haben  •er.üeben.  daß  mehr  als  20 ODO 
Personenwagen  aus  unseren  militärisclren  ())»erations^iebict('ii 
in  aller  W'rlt  uiclii  ni'ehr  zui'ückij'ekcdirl  .■»ind.  Wo  sind  sii' 
uebli'i'bcn ','     Imu   Teil    \  on    ihnen   mau'   in  FciuilesJand 
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VVoliubarackeuVrerwt-jQduuo-,  uefuudeu  haheu.    Die  uiußf  Melii- 
/.ahl  der  P'Crsoü'euwaKeu  kouute  uichi  mehr  reclitzeitif  aboc- 
rolU  werden.    Da.s  reisende  Publüuuu  liat.  daher  Leider  damit 
zu  rechiiiMu  daß  €in.e  «jlir  üroUe  Zalil  von  LUitev-  und  Vieh- 
w;a.^eu  als  P^ri^ouenwaoeu   wird  eiiioe.ste.lit   werden  niü^^sen. 
Si(<   wurden  allerdiuo-s   vorzin>s weise   auf  klein-ereu  Entf'ei- 
iiuu^^eu   \erwenduni;-     finden     und     selbstverständlicii  niit- 
Kanken^  vers^'h^n    werden.      W^enn   mau   sieh   eiinnert.  ilall 
unsere  1  ruppen  wahrend  des  Krie^e.s  in  -solchen  Wao-eji  oft 
viele  lai;e  lancr  eni;-  zn,saiuni.eno'epfercht  \erbrint>en  inußteu 
wird  man  die.'ve  Unbe<|ueniliehkeit  leichteren  Herzens  in  Kauf 
uelimen.     Die  EisHinbahuveiwaliuni;-  wird  j-edenlalLs  auf  das 
eitrigste  lienuiht  .s«jin,  d-er  uuKeni-ein  Michtiffen  Aufgabe  ihres 
Betriebes  w.eit.orhiu  oereeht  zu   werden   und  rechnet  auf  di<^ 
latLo-e  -Mitarbeit,  aller  ihrer  Ivrüfle  im  Diensie  ihri'r  schwcr- 
Si'prüiten  Heiniat.'-     Der  .Minister  erwähnte  noch  beiläufj.. 
von  auslandificher  iS^'eiie  erfahren  zu  haben,  dali  die  abo"- 
hetert^'u  sehwereii  deut.sclien  Maschinen  und  Wayen  fiij'  die 
trauzosi,sehon  Schienen    nud  Überführungen     sich     als  zu 
.schwer  er w*i»s*n.  so  daß  ohne  Ver.stiirkun^-  der  Bahnanlagen 
Ulli  (.elahwu   für  ilie«'.  zu    leehuen   ist.     Ferner   wird  l)c- 
kamil.  daß  die  Fraiizü.sen   mit   un.seren   Lokomotiven  nichts 
iuizutaiiMeu  wi.s^en.    Da  we  die  letzten  und  inii  (ien  neuesten 
hrruni/enschalten  der  Teelmik  ausueriistetin  iiasihinen  \or- 
aiig^teu,  machten  f^io  zur  Bediii>;un;i-,  daß  ihnen  für  die 
eruuuc.-  ihre.s  Per.^onals  deut.sche  Lokoiaotnführer  für  drei 
.Vüuate  zur  Vertüonno-  oesteilt  würden.    Nachdem  diese  Zeit 
<xt)j;eiaut<'ii    ist  und  die  deutschen   Lokoinoiivfülirer  zurück- 
gekehrt sind,  müssen  die  Frauzo.seu  die  Maschinen  .selbstän- 
dio'  bedienen   .sind  dazu  aber  nielil   m  der  La-e.  so  <laß  ein 
i,'rüßer   leil  .h-r  Ma-schinen  infol-e  der  fehlerhaften  Bedie- 
uun.cc    bereits    leparaturbedürfti«    und    für  Frankreich  un- 
brauchbar , geworden   ist,  denn  die  französische  Industrie  ist 
melit  <.enuffend  fortfieschritten.  nm  die  Tleparatnien  anszu- 


Honen   aufrercirdem  hch  unjjleichmaßi;^-  oeschehe.     AL*  Grund 
wurde  anseoel>£.u.  ,iaß  ,iie  Vorschrift  im  §  1  (9)  d.er  Prüfuu»s- 
ordnun.o-,  wonacii   nur  leehni.sche  Rüroas.sistenten  u,%w.  „mit 
hervorraoeuder   Helaii i.uun,?'-  zur    Ausbildung-  lieranxezoo.ci, 
werden  und  die  Auswalil  ..lediiilich  von  Amts  weKen"  erfolgen 
.soUe  verschieden  auso.de-t  werde,    «o  käme  e.s,  daß  die  Zahl 
<ter  Zuo-.ela.ss4.n.e,,i  nach  emer  für  die  letzten  .Tahre  voraeuoni- 
uieueu    Pestsi.dlun-  .in    einzelnen    Bezirken  i.-rfreulicJi  hoch, 
'^.f.'i'^'''':«!^  da,ueo-eii  (besonders  in  Berlin  und  !l\oni"sbe]-"  J  aiit- 
alUo-  medrio-  cfewesen  sei.    Zar  E!e,-eii  iun„j,-         Verseh lecU'ii- 
^^''^^'•-l'-'         Autbelmu»-  die.ser  \'()i.m  |i nft  -cbeien 
Wie  der  Minister  in  einem  Erlali  (bMi  i'.iM  ni.ahndjrekiiocicn 
bekannt  .sibt   kann  er  sieh  der  Berechi  1-1,,,^  dieses  Wunsches 
nicht  yers<;di heften.    Er  hat  deshalb  bestjunnt.  daß  die  Worte- 
.,mit    liervorrapmder  Befähi-ii na-    und    .1):,.    Auswahl  ,soli 
lediglich.^  von  Amt-s  we.een  erfoloen-  im      1  (9)  Z.ei],e  <)  und  ]\ 
der  Prntuu.usorduuuo-  Kestricheu  werden.    Danach  i.si,  es  den 
lechni.schen  Buroassistenten  künftio-  nulj.enommen.  s^dbst  <\n- 
trage  aut  /nlas.sun.o-  zur  .\usbilduni;-  und  Piiitnu.'-  zu  slellen 
\v;emi  auch  die  .^telluni;  eines  Antra.n'cs  nielu.  \'7)rbedino-un.'" 
lur  die  flerauzjehnnir  ist.    Die  faidiscduilmäßi.;-  vor-^ebi Idet.en 
hea.mten  -sind    nnf    d^en   Antra.^  zur  Ausbildung'  /u/n la.^scn 
wenn  sre  die  ihnen  uberiraoeuen  Arbeiten  :bi.sher  zur  xolfiMi" 
/ufnedenheit  ans^e führt  haben.     Bei  Niehtfachstdnifeiu  ,si 
'IJ'B  Eio'nuni;-  außerdem  duieh  .\biiahiue  einer  \'.)ri3rüfun'.-  fesi- 
ziistellen. 

~  Persojialaachricliteu.  Das  bi,slierii;e  Miioli,.,|  d,.,.  ■(.,.- 
leraldirektioii  der  Ei.s^'nbaJuieu  in  Elsaß-Lothrin.-eu,  He.,j,e- 
lung-srat  Dr.  Otto  .Meißner,  zuletzt  dents.dier"' nescliä?ls- 
irager  in  Kiew,  ist  zum  Geheimen  KeKieruimsrai.  und  ~\'or- 
tiaRMMKb'n  r.at  beim   Reichspräsideni eii  ernanni  worden 


-  \erwertuiiÄ  der  Breinistoffrückstände  aus  dein  Loko- 
ino  ivbctriebe.  Auf  .ein  (Jesuoli  um  Absähe  von  Brenustoff- 
|uclistamleu.  de  im  Lokoiuotivbetriebe  gewonnen  werden  an 
Vm™  , '1  •  f'  Eisenbalmminister  nachstebende 

Vn  vort,  e,.HMlt:  Di.-  Verwertuno-  der  ans  dem  Lokomotn 
letiiebc  .i-ewonuenen  Brenn.sloffrückstämle  wie  Kolilen- 
osche  usw.  im  eiÄ-enen  djetriebe  der  Eiseubahnverwaltuu"- 
•st  \ün  nur  wi-ederholt  aii^feordnet  worden.  Wenn  dies  vei- 
•inzelt  noch  nicht  in  dem  Maße  -Aesfhiehl,  wie  e.s  untei-  B- 
r.cksichtiguua;  der  «rolk-n  Knappheit  nnd  der  hohen  Preise 
-ei  ßrennstolieu  aller  Art  driu-end  o<,boten  erscheint  .so  la" 
;ies  au  der  U  nmo  ohchkeit  der  Sclmffnnu-  xeeioneter  In  In.  en 

"rieof  r!^^'^'  ,Brennstoffrückstände   wäLend  des 

aui.es..    I);.,  nach   Beendioun.o-  aes  Krieges  die  Schwier.i"-- 
e^ten  m  dei-  Beschaffung-  .soleheV  Anlagen  nicht  nwd, 
äl.  '.1  ""p"       ''[•^t"^^-  Lüne  die  Verwertun.o-  der  E.icks  ände 
i  rch  die  Eu-en  jaJinverM-altuiio-  »elbst  in  Frage.     ^-on  der 

■W    wi'^f'  '»'f^'^i^ '"if  noch  ■lauten,l<.\-..r- 

age,  -wiinI  deshalb  abgesehen. 

Im  An.schlnß  hieran"  hat  .der  Mmisier  besummi    daß  bei 

£cher\':i"^"'^?r  i'^'^  E.>.enbahn,l,rektHn^  u 

teithei  Wcnsie  vet-tahren    wird.     Die  aus  dem  Lokomofiv 
etnehe  gewonneneii  Eückstände  sind  luöo  ln-hst    ,  estdos 
^enbahneigen^n  Anlagen  zu  ^^erwerten.    Ii   F  i  lei    m  iknen 
^ignete  Anlagen   für  die  Rnokstämlex.erwe;    n^'  "ä  reu 

tzt  ^^^rP.t ^llfi  f'"'?'^''"'^^  "'^«'<^i'-  komiiem  sind  M 

iz    heizuslellen        Aneli  nach  den    neueren  Erfahruuo-en 

Saifi^.^'^'^'^^r^    nmerwindfeuerungen     an     o  Äen 
Lsse  anlagen  tur  die  Verwertung  fler  aus  dem  Lokomotiv- 
toebe  gewonnenen  mind.er,v-erti,o.e„   Bi^^nnsto ff,  besZd'r: 
Lt.     An  vielen  vSi eilen  erfolgt  in   jünoßter  7.dt  .Ii,    \ ',i 
mkrung  der  Rückstände,   insbesc^uie  ^  de  •  Jn  eifeimS; 

_ßeio  deutlichen  Knappheit  an  Brennstoffen    je.diehe  ■  Vi 
eh,  rf?*'"^!"-,  ""^  l>f-^ondewr  Sorgfali   -rfolT-ei    n  iillt 
^et^Ü  Ii  ^'''^  '"^^  Vorhamlen..ein  erheld.ebei  ^  7  .'  e  eh 
il  d  r  7wfr"  ß^^^'li^^toftes  m  <len  für  Anseh„t,un,en   ,  , 
F  n,  ..i"'''  -    ^'•^■'■^.^■'■üdeteu    Rü.-ksiand.en  -ers,    den    Aul  I 
Ein^-alxiu  wegen   t.'berlassuuo-  der  Rückstände  Der 
mm'f  Erlaß  vom  22.  Attgis/   917    v'i  ' 

I  ni-^  heM'    Pi      -'■•'^''"•i"    wc'len,  .laß   die  Zulassnnc.  von 
t   •  1,  -  ,f^"";':':*^'--I<'i|f''"    ^nv    Ansbil.hiim-    nnd    PidUu  1 
^"Innschen  Eise„bahn>.ekre,är  vm,  den  einzelne, 


Deutschösterreich. 

-  Eiseubahnerausstuud  Em  in  den  lel/K^n  Marzlagen  aal 
ler  Midha.hn  ausgebrochener  Eisen  baliuer.streik  hat  sieh 
"i^n  /i'"^^'"-  i'alJuii'ßize  Deufsehösierreiciis  ans- 

.i^edehut.  Die  Ursache  Avaien  Lohnfordin-ungen.  Die  .Streiken- 
'ten  aller  Bahnen  ha.ben  von  vornherein  versieh ert.  ' daß  die 
Leben,snutl,el-  un.l  Kohleiiiranspoite.  n.sl.e.M.ndere  zui  Ver- 
sorgung  A\  ien,s^uicht  gefährdet  werden  s„|J,eu.  Die  von  dem 
Maat.skanzler  Ren  ne.r .  dem  Slaaissekr.  tär  für  das  Ik..er- 
wes^'u  D  c  u  t  s  (!  h  und  dem  A  l.geoidnelen  Tom  seh  ik  mit 
den  Vertrauensmännern  der  Eisenl)ahiier.  die  ,,.inen  aehl- 
koptigen  Au.s.sehnß  wählten,  gepf lo^t-nen  \'ei  handlua^MMi 
labeu  schnell  zii  einer  WrstiiudiguiiL;  gcduhrt,  mj  daß  die  ' A ,. 
beifc  in  vollem  1.  infang.e   wieder  aiilVeiuHnrnrn    \v..rden  ist. 

Die  den   Kiseubahnern   geniaehten   Zugcständoisse   sind'  ßd- 
j-eoüe:  1)  Erhöhung  der  Eeben.smittelratioii.  2)  (  lewährnoo-  eines 
Heitrages  von  100  Kronen  an  alle  Bediensteten  und  je  -JtJ  Kronen 
lurjedes  Familienmitglied  monatlich  vom  I.April  bi.s  ['  Aiioaist  I9ni 
eiiischließlieh.  unter  Aufree.hterhaliung. ler  bisherigen  Teueiiin-s- 
A^^ir  "J''*  Anschaffupgsboiträge.   :])  lOrlassun-  e^n.'r  AmncsTie 
und  Wiedeiaufnuhine  der  seit  dem   l.  Auiiusc  1914  strafweise 
entlassenen  Bediensteten.    4)  Tu ver/iigliehe  Vcria-e  eines  Ge- 
setzes, das  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Personals  und  zu 
dessen  geoKlneter  Mitwirkung  an  der  Verwaltung-  in  allen  das 
ersonal   berührenden   Angelegeuheiten    eine   allgemeine  Per- 
soualvt-rtretung  vorsieht,  unter  deren  Alitwirkung  bis  31  \uoiist 
eiiie  Bcsoldungsreform  erfolgen   srdi     r,"   Einwirkung  auf^die 
l  nvatbahneii  wegtui  Gewnhrifng -leielier  Zuaestiiiidniss(!.  C)  Nou- 
"i-ganisation  der  Staatsbahaen.    7)  Bekäini)fui!g  des  Sehleiele 
handels   unter  Eleranziehung  der  Arbeiter^  und  Soldatenräie . 

\*,,  Zugang  zur  Adria.    In  der 

,  Aeuen  Fi-ei-eu   Presse'-   wrrd   g-eschriel>en :     Die  Fra.o'e,  der 
reien  unmittelba.en  zwi.schen  Deutsehoslerreieli 

und  Italien  verdient  heute  um  so  mehr  die  größt-e  Beaehtun- 
als  immer  mehr  das  scharf..,  nnd  rücksichtslo.se  Streben  <kr 
I  i'nt'^Ä  Nationalstaaten  hervorr-nlf.  alle  AVrbindnngslmien 
ntscl  o,stei.eic  IS  mi    dem  Westen   un.l  Osten,  .lern  '  Noitlen 
s  e"  »"'l       il'"'"  «■unsien  zu  mouopoli- 

z  -,.T  V  'V'^'V  ^'»'l^fh'ilnne  besitzt  D.-ut.sehost.M-reich  nu , 
K.?hn  "r^-"  T\  Pontebba- 

IW.ÜU  und  .li.e  Laueinbalui.    iS.dlien  dre  F,,rderang..u  der  .Sii-d- 

fem<r'!.i^-  "i"^'''l   "'M'   ^i'^'V"  ^venlen,  dann  würde 

.  ich  nn^  T  ^.V^'^l"'"'"'"'"  ^^vlseheu  Deutschos.ter- 

■       1     'l  -'n''T*  ''"^  sndslawisehem   Einfluß  frei  ,s,dn,  denn 

IVB    mife'     1'^"',  "''»fr''«'-  "'■''•l"'^-  lieträchtlicln-r 

F^I  miUen  .  ur.di   su.lsla Nns.-io  s  (;el„ei    läuft,  würd.H,  aii.-h 
!.'«    Jauembahn    und  die   Pon  1  el.ba  l,a  hn     .lureh     .Siiilsj.,  wien 
uhi>en,  wenn  als  (iren/lime  de,   Lauf  ,1er  Gail  vo  1  de       i m 
duivu-  der<,a.il,tz  nnd  .le,-  l.anf  d.-,;-  Dran  von  der  Alnndnie   .  ., 
•■aü  zwi,,s<die„    Denise,hosierre,,.|,    ,u,d   .sndslaw i.ni  aD.-rkaniii 
^^'■"'l-n  soll.  da,M,^^ohl    \mn|.|Me,„  a|.  A  ßl ,  ng.'  d  „    K, 'oll.  ,! 


Zeituuj?  des  Verein* 
Deutschor  EisenbahnTervrnUuDKen. 


|Mllikt.r   ili'l-  liriilcil    r.lllmrll.    iui   slllwisclH'll   (Iclihet    \\V^'VU  Wlll- 

lim  in  ilci  Icl/irii  /cu  dieser  Zuslaiul  nllenliiiu-s 
,|;i,lui  rli  -eine  1 1-ei' I e Ii I  i u'ii  1  m'  crraliicii.  dal)  die  iSlawf'ii  aus 
Anioldsiciii,  \'illncli  und  K la»cii t'urt  ziiriickKedraiioi  Avurdon, 
>u  dal')  u'eu'eiiwarl  iu-  di'i'se  Linie  vom  ilalieni.selH'ii  (^eltiet'C 
uniiiitl'(dha.r  auf  d-eiilseh-es  (:.(d)ict  iiliiei->;'idil .  a.lwM-  <'-s  isl  klar, 
daß  'flie  r  o  u  I 'e  1)  b  a  1)  a  Ii  u  als  ^'el•k(dl^sa(^er  zw  isiduin 
l  >pnts(diös1oi  reieh  und  Tri+'sl  di-e  mi  umisl  i^si  e  ist,  da  lU'.n 
hiliiicii  l'iiiwe-  iiher-  l'diiii-  liediiii;!.  Dies^'  Linie  wiil'dic  o'i'Wll') 
dein  Vei  keine  /wiselMii  I  >'eul-(d  i(  i.-l'C  rie  ich  und  iler  Adria  in 
keiner  ^Veisc  ucuiiu-eii.  i>ic  T  a  II 'C  r  II  i)  a  Ii  n  tiUirt  nur  ■euve 
kiir/e  Siieeke.'  von'  I' o d  b  r  d  n  I)  i  /.  u  i'  i'rau.  anf  >iul- 
^la  w  iselieiii  ( n'lii'Ote.  ndicr  vielnielir  auf  dem  »l'Obwde,  welelW'^ 
Min  di'ii  Siid>la  wvii  lM'an>prii(dit  wird.  Tai  NaeliLudi  isi  dies-e.- 
Dieieck,  ilivs-en  Sinix-e  iiiiuelalir  i\vr  l'redil  Uildei.  x'On  _  euKM 
r.e\  olkel  IUI"-  k-ewolllil.  die  /.Ulli  uridieii  TiOile  d  eul --e' Ii  (!r  '/lurt^e 
i-t.  und  WirlMdiafI  uii  I  Ihind-fl  >ind  fa>i  aii-.-eliliel'>lieli  m  d<'.n 
llainleii  der  heu  I  sidi  eii.  I^>  w  ii  i  e  dalier  villi  iedein  (ie^iidlts- 
|innk)i'  ans  \  (iii  ^i'roHler  Wudil  i^l^eil,  dali  bei  ilen  Ki  i (.'den.- v<-r- 
liaielliumen  der  Vtriiel-er  1  >cut  Mdiostci  reieli-  iii  der  I  atk  i:i  t'l  lü- 
ften Wei.-e  dafür  eiiitrill.  dal)  dieM'»  L>leieek  /.II  l>eiil>eb- 
iislerreiell  i;elu)ren  ^oU.  Lies'e  Fdideriiila-  i>l  Lllibedinol  iiot- 
w  eiidii;-,  dannl  di  e  l'.a  Ii u  ve  rl ii inlii  n  -  zw  i>elie'n  I  »eiil -elibsl  ei  i  i  ieb 
uiiil  iTälien  ziiLiunsleii  beider  Siaali'ii  eure  ii  inii  1 1 1  elba  i  e  sei 
inid  .eine  Mi  iii(i|k)1  i  >.  i  i'l'U  ii  >;  duiidl  eine  diiHe  ?ila(dlt  au>,u''C- 
selibissen  isl.  Denn  sollle  1  )en  l,seli;)sl  eil  e  ndl  -es  ilieli  I  _4'r- 
reiilieii  kunneii,  dall  die  Freilieil  der  'l'a  ii-ern  I  i  ii  i-e,  dieser  \  ■e!'- 
k<dli>.ad'er.  deren  Hau  niil  sn  vielen  (  >|iferu  \  ()ii  d<  r  ileiil -elieii 
IVeADlkeriiiiü,-  Östeneiidis  /.ustanilei;ebraclit  wurde,  .erwirkl 
wird,  ilaiiii  wiiidie  niisier  Land  wirklieh  nnil  'endmillii;-  m)Mi 
l'reirn  /iii;aiii;-  zur  Adria  ans.ü'eselild^s-en  lileilicn.  A\as  für 
.i.ine  i"id-e  die>  Li  r  die  Lii  I  w  ick  1  ii  ii  u  de>  Handels  und  der 
Iniluslrie  Ilaben  k()nule,  nioyen  die  Mrinnei  bedenken-  webdle 
lilier  das  l'j'obleni  zu  b.piateu  lialien  \\crd'en. 

-  l'ersonaliiacliricliteii.  Der  lluliai  l>i.  Albcrl  Hiiiei 
j^licil  ^•.  Osllieiin  isl  Hill  der  Leitiuif;'  lies  1 '  ra  s  id  ia  H  lii  ros 
iinlei'  WcilerbidasMin,;;-  -anf  seinem  l'n.-l'eu  als  \'(irstand  (les 
I  >e|iai  leiiients  ITir  die  X'eiKii'dniiiiu'  d+'r  Staaiseisenbalinvcrw  al- 
liinu'  lietraul  worden. 


Tschecho-slowakisclies  Gebiet. 

Dci  (iiitcrvci  kclir  iiacii  StatioiKMi  des  Isi  licclio-slow  aki- 
sehen  Staates  und  der  1  »iireliua ii.usve rkeh r  durell  diesen  i,st 
iia(di  <  iiier  <lei  llandidskammrr  zu  lierlin  Vdi  l  K'^endcii  anil- 
lielicu  Milleiliiiiu-  \iin  jrlzi  ab  amdl  Wieder  auf  den  liaveri- 
selieii   I"  lieiuannsslatKineii  a  iif  <;eiiiimmi-ii  worden. 

Zwiselien  der  ( : eniciii -idiafl  der  deut-scdieii  Lisenlialiineu 
lind  dem  deni-(dieii  Sl au I seis+.Miba Im w  a ucii \erbaiid  eiuer-idls 
lind  der  LciK'raldireklion  dier  Liseiiliahmui  fnr  .Böhmen, 
Mriliren  und  ^(dilesn  n  in  Prae-  anderseits  isl  hiiisnditl  i(di  der 
\V  a  u- e  11  b  e  II  II  1  z  II  II  u'  vorbehall  li<di  der  '/iisLiiiiiiuiii:  der 
Aiifs"ie|iUb<dioi  den  eine  N  eridnliai  luiji'  ^idrofLui  wonfeii.  Aul' 
lien  e-e-enseil  i-cn  Wafienveik«  In  fimb't,  das  X'ereinswauen- 
ii bercdiikduiineii  An  w  enduiii;. 


übrige  europäische  Länder 

\'«'rliessei  iiiiü:  ilcr  Scliil't'alii  tsverluiltiiisse  in  l'iaiikrficli. 

\'iim  fi  aiizosi-i  lien  \'erki  lirsmiiii>leniiiii  ist,  w  !<■  die  „Hidiw  eiz. 
r.aiizm-.'-  milieill,  ein  unil  a.ss.eiiiler  \'orselilau'  zur  V'ci  besse- 
i  niiu'  'der  Seliiffahi  is\ erba  Ii  iiis-e  in  iM  anki  eieh  ausoearbeilet 
WdiTleii.  So  sind  uiiifannreielie  \  erliesserunusarbeiten  an  der 
Sein.e  in  AusskIh  -enomiiien,  darmiler  der  Lau  \hh-  iieirer 
Widire  mil  Selib  usen  N'on  -'(>()  m  Lanue.  Die  Wassert.iefe  soll 
auf  III  .i;elialleii  werden,  lim  dief/iifaliri  \  o)i  KIO  i-Muß- 
sidiiffeii  und  \(in  L^t'b  I-Seesehi Ifen  bis  mudi  l'arr-  zu  eriiiou- 
liclieii.  Kür  die  liiiiekeii  erfordert  dies  da>  Linlialleji  einer 
lieliieii  Duridifalirlliblie  \  oii  Ii  in  liber  lloeliw  asser.  [>ie  \i- 
bidleu  an  elerm  bed  Kriei;'sbei;inii  im  J!aii  I  wfi  iid  I  ieben  ('anal  du 
Noi'd,  dei-  >eiui'  VerliiLidiiiii:'  des  mirdliehen  Kolilensebieties 
inil  d'Cr  llaii|U>ladl  bilden  wild,  sollen  sofori  ^\  ledei'  aut'ii'e- 
uoiiiiuen  W'Crden-  iinler  l-'.r  w-ei  le  iii  iiu  des  bi^lK'ri^i'ii  l'rofil> 
für  den  Din-(dilar)  von  fiOO  l-S(dliffeii.  Der  seinerzeil  für  l.'idl- 
,Sclile|jiikaline  erslollle  Rlie i ii-l! In iiie-i\ a nal  .soll  für  ,-obdie  von 
:iU(»  |,  faliibar  -eiiiaidit  as  erden:  zwisidieii  lliiuuieen  luid  Mül- 
liauscii  sind  die  lM'ZÜ,üli(dieii  Aibidten  bci^eits  in  An^iaff  u'e- 
uoiiiuieii  worden.  Selilielil  led)  soll  aiudi  diiKdi  Nerseliiedene 
\'erli'esseruu.usaibeileii  dii'  S<diiffaliri  auf  der  LoU'e  xiwie 
auf  ib'iii  ('anal  du  Midi  niid  dem  ('anal  labdal  de  hi  (iaroiiiie 
ui  l'(irderi  \V'(-rdeii. 

Zur  NcMioiiiaiiisatioii  der  Selm ('i/ciiseiieii  lJuudesbaliiieii. 

tjbrr  die  Au^iibiuie  der    \iifsi(dil  ilberdie  I um ib-sba Ii iien  -ind. 


wie  die  ..Sidiweiz.   l'.a ii/.t .ü."   meldeb  neue  ( i riindsätze.  aufge-i 
sfidli  worden,  die  eine  sehr  erheblicdie  \'ereinf'ae!umK- des  bi> 
heilten   \eifahieiis  bezwecdven.    15iiS  heule  ist  die  Koniroll 
iibeTdie  Buüilesliahnen  im  allijenM'iaieu  in  üleieher  Weise  aus- 
>!,eübt  worden    wie  über  die  Pri vafbabiieu,  <ia  man  lieini  (Miei- 
Jan«;'  /.Ulli  Staalsfiahnlxdrieb  das  Ver'.iiiltnis  /.um  Ki.S'cnbalm 
depai  te.menl.  in  diuu  die  verslaal  lichlen   l"nlernehmiin,i;eii  al 
Pri\ alo;|.sellschaft(Mi    .uesiaiideii     baticii.    einfaeli^  foiidauei 
liel'i.    "Eine  derarliue'  u'ründlicdie  und  .sländi.üe  Pberwaidiiiu 
oiiier  in  sieh  selbst  schon  h,ierar(dijseh  ueifliederlen  sra-al lieheii 
AiislaU  diiieh  eine  andere  slaatliehe  Insiaiiz  ist  eine  verfV'hllc 
KiiirielUuim'  und  führt  nur  zu  einem  scdileppeuden  (icsehäfls- 
i;an"  und  zu  einer  in  vielen   Fällen  .uansc  überf lüssio-en.  den 
daiini    \ei'biiiideüeii    Kosteiuulf  wand     nieht  r.eehU'erti,iieiulen 
Düppelurbeii.     Das    Li  seil  I  lahndepaileiiieul    hat   daher  darauf 
Hedaehl  uenomnieii,  die  Kontrolle  über  die  Ibmdesba.hneu  au 
das  Mal)  des  wirklieh  Nolweudiucn  einzu>^eliriinken.  wobei  r 
sudi   von  der  Erwä^uun-  leittui   li(d».  dal)  eine  \'ereiiifaehi.i]i!;- 
vor  allem  iiberall  da  ain  Piaize'  sei,  wo  die -bisherioe  Koniroll 
lediglich  III  der  \'erluUuni;  ii ui^eset zl ieheii  \'erlia Ifens  be;;i-iiii 
ib'l  Vai-.     Diese-,   \'or,i;eh'en   kann   imi   so  weiiiner  B.i'denk,"ii 
'l)e>;-e^ueii,  als.  w  ir  iieule  über  eine  fiald   z^\  a uzi,üjä h ri.ne  K 
faiirnuM'   iui    Slaa I  sbalm ln;l  riel)   verfügen.     Dien    Pj'i  vallialiin 
,<;eiienüber,  die  der  Xaliir  iler  Sache   nach   uiifer  l'iiistaiuli 
Inferessen   zu   veilrclen    haben,   die  iiiil   den   öffentlielieu  iii 
Widerslreil    i>eialeii   koiiiieii,    niul)    die  Kontrolle    selbst  ver 
stäuiirndi    111  ihrem  liisiiermen   l'mfan.ü-e   bei bidialteii  weiden 
Die  Noiuesehene  Neuerimi:-  wird  iiiidit  nur  <Miie  erheblielie  Ei 
lei(diieruiiu'  <les  (iesidiafts-au.u'es  liewirkeu-  isonderii  auch  ein* 
wirklielie    Lrspariiis  an   /eii    und  L 
vei  sliiildl  i(dl    handelt   es   sirli  ' 
nähme,  die  s|i;iler  .!<■  iiaeh  den 


e.rmoul  iidien.  Siidli 
Inibiei.  um  eine  \x>rlän f ijic  ^lali- 
bei  der  Duie.lif üh rimu'  yeiiiaeh- 
ten   Lrfalirimiien   naeh  der  einen   oder  andern  Hiehliiuu- 
ändert,  werden  kann.    Die  neuen  \'orsehrillen  sollen  im  Laiifi 
dieses  .lahres  in  Kraft   ucselzt  werden. 


Fremde  Erdteile. 

-  Durehbnuh  des  letzten    liiniiels  der  BaKdadbalui.  De 

letzte,  ;379.")  m  lani;'e  'l'unntd  diindi  den  Taurus  ist.  wie  da 
,.()r<ian  für  <lie  Fortsidirille  des  F^isenliabn  Wesens"-  benehtpi 
imnniehr  dnirlisehlaüen  worden.  Die  Verbindniiü'  der  benMl 
1'eiiiuen  Stieekeii  stidil  nahe  l»evor.  '"^e  'Streeke  dnreh.da 
'l'aunusuebirüc  ist  die  sidiwieriusle  der  l:la,ü-dadbaUii.  Sie  wa 
daher  noeh  iiielil  vollendet,  als  vor  imd  hinler  ihr  der 
Irieli  stdiou  anfuenoiiiiiien    werden  koimU'. 

Nach  enulisidien  '/eiiiin->beri(diten  \t'erdeu  ^-e.aen  wärt  i.^■ 
H  :i  ii  a  r  b  e  i  I  e  ii  an  iler  Ibi.udadlhalm  kräfliK  lietordert. 
dal')  mit  der  Fei  1 1 i;sl  (dl im i;'  der  diuTh|,i;ehendeii  T^i!-enl)ahiivei 
biiidiiii,i;'  vom  l'.os|ioriis  lus  zum  Peiisis(dien  (-lolf  auf  .Mitte  ile 
uäehslen  .Jahres  i^ereelinet  wird. 

—  Franzosiseho  Kolonialeiseiibalineri.  Xa(h  dem  „Joiuiif 
oifieie.l-  vom  14.  Dez.  l'.Hs  lielanfen  sndi  die  .Betriebsläii^e 
der  französisidieu  Kolon ialei.sen bahnen  am  1.  Juh  1918  im 
ihre,  Rohemiiahmen  im  eisleii  JlaDi.jahr  19LS  und  Wli  m 
die  in  der  naidisleheuden  Znsa.miiiens1(dliinj>-  angetulirtei 
Zahlen  : 


Betriebs- 
liiiige 


K  o  h  e  i  n  n  ä  Ii  in  e 

I   im  1.  Halbjahr 
1918    I  1017 
für  das  Kilomete 
Fr. 


im  y'anzeu 


Indochina 

Französ.  *Westafrika 

MadagaBkar 

Rc Union 

Somaliküste 

N'eukalüdonien 

Französ.  Indien 

Suniine 


km 

Fr. 

Fr. 

■_>  ()():•> 

10  4S5  000 

5  OS'i  1 

•_>  liöC) 

.  10  149  000 

;5  8-2i 

:19(> 

!  1)15  ()(XJ 

4  078 

1  -if) 

5SU11Ü0 

4(;0:i 

7()-2 

■2  430'OÜÜ 

3  1t<9 

•29 

so  000 

•2  75S 

30 

SO  000 

•2  (3(i7 

(i  U()-2 

^^5  419  ODO 

4  I9:i 

Daiiaeli  ist  Uli  .laliie 
zösiseh-Westafrika  eine  bemerk« 
einnahnieu  .sietieu  da^-  \'or.iahr  e 


191S  auf  den  Lisenbahuen  von  Frai 
nswerie  Siei.i>ernn,u'  der  Roi 
i  11. üe  treten. 


—   Hilt'ssyndikat  für  iioidauie 

a.iis  L(mdon,  IH.  Miiiz-  >;enieldet 
in  Newvork  uiiilaufenden  (leriii 
lLlfss.vndikats  für  Lis<'nliahuen 
Dollar  unter  Fübnine-  .des  Hanl 
Firma,  daß  eine  solelie  Lnierne 
die    prinzipielle   Kni sidie iihni.i;-  d 


•ikauisehe   Liseiibaluieu.  \) 

wird,  erkliiri  oeoeuübor 
Ilten   von  der   lülduii';-  '  i" 
in   Mölie  von  fiOl»  .Milliou, 
;hause.s  Mor.u-aa  die  .ueiiauiv 
limim.i;  wohl  erfolu'l  i»b 
iriilie'r  bisher  no(di  aussf<' 


il.V.  .latiriraiis: 
A;>ril  l-'i" 


25f 


Nr.  25 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Rezoichniiiiü:  von  StatioinMi. 

als  (■  h  i,  s  i.f  r  V .(-.  i  c  Ii  i  s  c  Ii  o  S  i  a  ai  s  I» 
■■ekiioQ  tili-  ilu,  Ljjik'h  (k'v  >taals.(-i.'seuhaluio-,f>,~„(. 


I> 


1  Ii  n  (•  u 
llscliafl ). 


(Hi- 
ll i-e 


iMshf'riuie  iVeztMclinuüü-  ijoi  au  <U'i  \ 
Ifaiiiliiir«-  M'C'le.s'.cuoü  Siatioii  Haiiil 
'I.  'i.  J'ouan  ahü-eändcrt  woi-d«>ji. 


>ka 


Ualiti 


Iii  uck 
II    II  a 


(i.  L.- 

1)  u  1-  ,_r 


1.  Güterverkehr. 


Amtliche  Bekanntmachmi 


iittr-  uiul  Tiertaiif  für  die  sthmalspu- 
i/t<-ii    Linien    der   Sächsisrhen  Staats- 
eisenbalinon. 

Am  1.  Jnni  19U)  weitk^n  o.pjhideiN' 
laclitsätze  füi-  d^-n  A'cikcdir  auf  clor 
jiiii'  Eciclieuhac.il  (\oull.)  mit.  llf.- 
lH-rh<'in»doit'  ciiiociiihrt.  Damit  sind 
ir  ihm  Wa^iMiladiiu-'svcrkch.T  Fiaolil- 
■bolniu^4<  ri  vöriumdcii.  Nähere.-;  ist  au,-~ 
iscicrn  Vcikrdiisauz<d ü-er  zu  ersplieii. 
ich  K^beii  di*;  .Sfationcn  .-V iiskunf't. 
Drfsdeu.  am  29.  März  1919.  (UH) 
eii.-Dir.  d.   Säclis.  Siaat.-^ci.vcnbahiu'n 


Ba>ei-is<li-SäclisiscIioi-  Tiorverkclir. 

Der  Taiif  vom  1.  März  1912,  dcs.s.  u 
f^aU  durch  liiie  .Xouausoalie  7uiii 
.Vpiil  1919  uiitciiii  27.  Januar  I9]ii 
kaiuit}iC;ü'olR^u  wotxicu  ist,  l)Ieihi  ikk  h 
s  Kude  .Mai  1919  in  Krafl. 
l>icsd-eii.  am  29.  .März  1919.  (414) 
'ii.-i)ir,  d.  8ä(h.v.  Siaalwi.M-nbaliiH'u 
Fils         liaftsführeudc  Vcrwaituiiu-, 


der 
'  11  !■  y 

t'i  a  li- 
ra  iis- 


2  d<'i 
miüi. 
(4<l.")) 


(Jiitcrvei-kolir  mit  Xord(>rno>. 

Am  1.  .V|>rj]  d.  .).  irelcn  aiii 
rocke  .\  (I  1(1  (I  ei  c  Ii  -  N  i-d  e  i 
liöhie  l-"rachfsät/.^!  in  Krat'). 
Vnhore  .\ii.skuiift  **rlcilen  dio(iiii 
■tiu'iini>oii  sofl  ic  ilic  liicsiu,.  Ciit,. 
Jli't. SS  teile. 

We  Tarifmaliuahifie  i.sl  oemäli 
soulialin  v<-rke]irsordiinnu-  <r,^iYcA\ 
iliinster  (Wo.slf.).  21.  März"l9l9 
Kisenl.ahudiroktioii. 

'aiiii  Gütertarif  für  dem  Vei kein  iiiii 
mxeMwse  Bf.  ÜIhm'  ( 'aroiineihsi(  1,  so- 
3-  mit  (^ee.stemiinde  Fähre  ulier 
■xou,  Dedesdorf  über  Kk'iiieiksicd  und 
tioneu  der  Kleinbahn  Bremeu-The- 
.äüauson  u.sw,  —  Nr.  :il2  des  Tv/.  — 
r  :im  1.  April  1919  der  Nacdilra-  l"  in 
Irl.  eulhaKeiid  orluihte  Tarifsätze, 
.ahores  isi  bei  den  belciliüien  Diciivi- 
lloii  zu  orfaliien. 

'Idoiibnru-,  den  27.  :\lärz  1919.  (KIC) 
Ei.s'enbahiKlirek(i<>u. 


I  rc 


«he 


iiclei- 


adisch-bavorischer  Gütoivoikelir 

n  Au.-<iialimefarif  ()  b  für  Steinkoli- 
usw.  haben  die  Ladeü't"\vKdit,<bp<liii- 
Ä<'ii  oiiie  ^^»äuderle  Fas.siino-  erhal- 

äheKT  Aufsehlull 
ou  l)jonsl.'<telleu. 
iincheu.  27.  März  1919  (407) 
antamt  <ier  Ba.ver.  Si.-F.  r.  d.  Rh. 

tißiscli  -  Hpssiscli  -  SäihsisfluT,.  Ti.-r 
vorkohr.    (Jemoinsanios  Heft 

itoliic  der  am  1.  April  1919  em- 
'/iKk-ii  hrhöhnuKen  de^  Fraohl.sälze 
I  erverkelire  ,nn  tiO  %  nete,,  am 
<•!  o.„  la.ue  neue  Siüoksätze  in  Krafi. 
chzeitin-  worden,  der  E-eooluno  im 
•■^1.         ':^i-''u''ahn-Per.süneu-  und 

rd..  h'   -J'''^'  "»  neatsc-hen 

ribahn- freriarif,  Teil  I.  enl- 
••houd  (las  ftealenerfahrsceld,  die 
l^'^-t-ebnlu.  tiir  Hondorzi.ffo,  «owio 
J.ahnbewachunKsu-obühi-  erhöhl 
ler  werden  <lie  r-^talionen  lla-^cu' 
if^V  T*':""','"'*"  ^^'iiJ'^^>e^oen 
1  'X!'^  ■<'iu'*Z')o'<>n.  Näheres  i8t 
Mm  Tarü--  und  Yerkehrsan/eioer 


der  ]'reu(li.-;ch-lW,MMdieii  ^Itariisoiseu- 
bahiien  luld  ans  nnsereni  \'erlvelir<- 
aiiz(;mer  zu  ei.sehen.  auch  oebcn  die 
Maiioiieii  An.<kimfi. 

l>rosden,  am  2.i.  :\läiz  1919,  (;i99) 
("'en.-Dir.  der  Sachs.  .^;taat,j.'ei.-.enb.." 
.ü'eschäftsliihrcnde  \"er wa  1 1 iiui>'. 


gen. 


Hinnen-iitertarif  de,-  Uittenber-e- 
I  erlebeio-er  und  Prio-nitze,.  Kisenbahii 
Tfv.  IBS. 

-)er  ISinnontiiiteiiarif  vom  1  4  Filo 
nebst.  Nachtrau'  wird  am  1.  4.  1919  aiif- 
Ajohobou.  Für  dio.-eii  \erkelir  -ilt  vom 
iionaunten  Ta^-e  ab  der  Staats-  und 
I  rivatbahn-Cülertanr  -  Tarif vorzondi- 
'"■■^  (4(i;!) 

Perleber«;-,  im  März  1919 
1)10    Direktion    der    l'ri«uilzor  Kisen- 
i>alin-  Je.'jelkschafI,  zu^-L(>i^di  uaiuen.s  der 

\\  ittenbor.u-e-Porleborgor  Kisenbahn. 

Kisouhahugiitertarif    für   den  lOlbenm- 
soh  a;jsvorband    Teil   r,  vom  1.  .Januar 
HUI.     KlbP-MoIdau-l  nisehlaff.^itarif  für 
Osterreuli  vom   1.  .lanuar   1014  Elbo- 
Moldan-i:msohias:.starif   für  estöster 
reieh  vom  1.  .Januar  1914.  J^lbnmsciilaüs- 
verkeir    Wcstösterreiol,-R  iesa  JOlbufor 
und  I{iesa  Hafen  M.m  1.  Februar  J914 
FlbnmsfhlaRstarif  für  (iaiizien  und  die 
l5iiko>Mna  vom   1.  Februar  hm 
Mii   .Vblauf  des         Minz  1919  ir<-ien 
die  .ü-oiiannten  Tarife  ne'bsi,  Na(di i  rä  ■  cn 
sowie  .samilKdr,.  zu  diesen  Tanten  ""im 
I  .Oka  n  ni  mach  11  u,c.\sweo,..       ,,.in  ue  i  r,  |, 
I  ai  ifmaßnahmea  aiinor  Kraft 
Dresden,  am  27.  .März  1919.    ■  (H'is) 
i(;eii.-l)ir.  d.  Sachs.  ,Sta,ai..s*iseiib., 
niuuvus  der  betei  1  iuT,.,,  \'erwalUin<.oi, 


Haverischer  Lokalbalin-.Selinittarif  vom 
1-  April  U)1<). 

•Mit  A\  irk.s,amkeii  \  (uii  I.  .\pi  i|  p)]'! 
wird  der  Ka.veri.solie  Lokalbahii-S(dinifl- 
larif  HÖH  an.sffeoebcn.  Der  u]«i,di- 
iiamioe  Tarif  vom  1.  jNFai  19i:rneb..( 
.Nachlraocu  wird  Incrmil  aufuehobeii 
lind  ersolzl, 

l>a,s  Inkrafttreten  der  Tarilci  liohmi- 
ü;on  ab  1  April  1919  i.sl  .staatsanfsidK- 
iich  oenohmi^i. 

I'rois  de.s  Tai  ifes:  so  . 

MiiiKdion,  27.  .März  1919.  (4os) 

Tarifamt  der  Bayer.  Sl.-E.  r.  d  Kh 


(iüte 


U  iii  ttemberiiiseh-sehwoizerisehe 
tarif,  Teil   [J.  Heft  1. 

hntiicoon  der  Bekannimadiiiuo.  vom 
.Januar  1919.  wonach  .sämlli.die 
i'nichl.satzeunf  I.April  11919  aiif-ehoben 
werden,  bleib-ei,  die  z.  Zl.  noch  <;iilti..en 
!•  raclitsaize  mit  iiacdiloloead,,.,!  K,,,. 
s(diranknn.o:en  und  .Vnsnahmen  bis  ant 
woiieros  Iw.'^Kdiien.  \oiii  1.  .\,,|||  jiiiM 
iiii  sind  die.se  Frachlsätze  nur  anvvend- 
i.ar  Iii  \or))induno-  nm,  dem  auf  die.sen 
/.oitpiinkl  ers(dieinendcn  neuen  .Uihan- 
zu  den  deiitsdi-scli weizer.  l.uiiertarifen 
lind  (ler  neuen  erh<>liien  Zu.scdilaosta fei 
m  branken.  die  an  Sielfe  d-.^r'  anf 
1.  -\pril  191.S  ans<>e>i'el>enen  treten.  I)|,,. 
1-  raclit.salz(.  zwischen  Friedrudi.vha.fen 
lind  Romanshoiii,  di<.  Eil-  und  Fraidii- 
stiK^ksnlsatzo  zwis,dien  Friedriclishafoii 
und  RoiMdiach,  .sowie  die  Schniltfraehr- 
satzo  tur  E(5nian,shorn  und  Ror- 
schach  in  iei  Sehnittafel  b  der  Abi  A 


•l'-s  .\iisiialim.elarir.^  Nr.  20  eelfen  iin- 
veran.bTl  bi,.  zi,  ii,,.,^.  Aiifhebimu'  mir 
Ablaiil  des  ;;().  \|,|,|  i<i|,,.  |,,,,.  Aii.s- 
imhineianf  Xr.  n  iv.i-  K  a  Izi  n  nikarbnl 
•'•r-MdHMnt  auf  1.  April  liijii  „oii.  Nähere^* 
''ci  unseren  Dieiot.sddleii  (dm) 
Stulli;arl,  den  2(;.  März  1919. 

l'eneialdireklKin 
der  will  II.  Siaalsei.-enbahnen. 


Ansnabmetarif  für  Düni-emittel  hs>> 
(Tfv.  2.) 

Mi(  <iiiltinkeil  vom  1.  April  1019  ab 
wird  der  bos(ni(l.ei.(.  Zii.s.dila"-  ib'r 
hlm.^lidi  11,  -  r.ai  lu.stiMll  -Oldcsbier  "^Kivi-n- 
'':ihn  (1.:I2  ,^   tiir  loii  k-)  auf-idiobeii. 

Herl  in,  den  2(1.  .März  1919.  (:;i)7) 
Fi.-eiibaliiidiroki  KMi. 

Staats-  und  Pri>  atbabn-Tiei  ^  crkehr. 
Ni'.    l.>04   des  4\nrilA-crzei(dinis.se> 
,  1-    April    1919    Irin     cm  neuer 

Maat.--  und  l'ri  vaibalin-d'ierhirif  m 
Kralt,  dui-cli  ib'u  der  ^Icndinamio.e  4-a- 
nt  vom  1.  .Mai  191;;  an I  uidiolien  wird 

Neben  Anderunuci,  i,,  'd,.:,  r,s||Hdieii 
iMilternnuycn  wenb'u  ,dui,di  (b'i,  n.eiien 
an  liaupr-aclilKdi  die  Änderung. .m 
'  un.li.uetuhil,  di.e  mf„|u,.  ,|ei-  iuiKmii, 
-(.  .laiiiiar  iiiid  ]:,.  Müiz  1919  lie^^ondeis 
iM-kanni  -euciieuen  Krhidi ii ijo-  der  Kra(di- 
icii^  um   (i(>  "„   eilll  relen. 

Nähere  All.sklllifl  -ebe,,  dl,.  lM.|eil|..- 
lou  (;nleraldeil,i.nii-.en  M,wie  das  .\,,s- 
kiin;fi.O,i,ro.    hier.    Kadiiilnd'  .Mexandei- 

(:;9,M 

üerlin,  den  2.").  .Marz  1919. 

Ki.s.eubahndir(dii  iuii. 


Bad.-Wiirtt.    t;  liteiverkelir 

Auf  1.  Aiu  il  191!l  wird  zum  'farif  der 
Xachlraii:  XI  aus^e^eli-en.  Er  enfhält 
iMliohunoon  säniiliclier  Fra(dll^sätze 
auch  solche  wooen  des  We-falls  von' 
>lali(ms(ra(dilsätzeii,  nnd  im  \'orkelir 
mit  den  t^talionen  der  Ka  iseisi  nhl-  nud 
'ler  Itren-ralbahn  Kiholiiii,o-.en  iiirol,..e 
llinziihi,u-mio'  de.  \erweisnii-.szei(diens 
All.  I  >ie  Frlioliuiiucn  tieleii  am  1.  A  pi  il 
;  .  ..Fs.  in  Kral'l.  mil  .Virsnalmie  .emer 
' K'iiiiii-  einiovr  Frachrsälze  de-; 
.\iisiialiuioianls  T)  ,•  für  Sie'in-ni..  di<. 
'■isl  ab  1 .  ,1  IUI  1  d.  ,1  <,■,!(, 

Der  Xacdilra-  kann  durch  die  Dionst- 
sKdlen  bezogen  wcidon.    Preis  •'() 

KarlMalre.  2,').  .Marz  1919         "  (S')-') 
«ieneraldiiekluMi   der   Bad.  Staaisoisen- 
ba hnen. 


Bayerisch-Säch.sisciicr    und  Säclisisdi- 
Sudwestdoiitscher  Tierverkelir 

\  Olli  1.  April  4919  an  wird  das  Fahr- 
geld, Inr  Tierheiideiter  auf  :i,0  ,s  für 
l'orson  und  ila.^s  Kibmieier  eiiiohl. 

I  »resden,  am  2s.  März  1919.  ( |oo) 

<'OU.-Dir.  d.  sSiiclis.  .~<iaatseis.eiib.. 

als  «osidiä tisfülirende  \'orwaliuuö'. 

(iiiter-  und   Tiertarif    für    die  sehnial- 
^'••»»•iften  Linien. 

V  Olli  1.  April  1919  an  erhält  der  Bahii- 
lol  X  1  ed  e  r  Ii  |  t  I  u  i  t  z  vidio  Vb- 
lertiuiin-sb(dni>nisM'.  Dre  l,isberioen 
\  erU(dirslws(diränkiiiiu.en  -  zu  y<r\  l,.,- 
.soudere  Allsl^lhrllll^sl)e^,||lumnlr.■en  zu 
S  •>..  rAsenl,ahii-\'erkelirsordiiiiuc- 
lallioii  weo-.  "(liH  i 

Dre.-^deu,  am  2S.  Jdärz  1919 
Geu.-Dir.  d,  Sächs.  Siaat-seisenb. 


Nr.  2b 


25() 


Ilfiit; 


/liitlllll,'  (los  V>:l( 

i  lior  IwisoiibiiluiverwAltuiH!.' 


IMiiI/.  (iülci  v  (  rkclir, 

\iir  1.  A|>i-il  IM!)  wini  /\iiu  vin 
i    Juni  der  Nachtrnii'  Till  im>i:i'- 

"■rbeii.  Kr  i'iiiliiilt. 'ili<'  niu  <'.()%  itIiöIiIcii 
Fi-nchisai/T.    V(!rkiiiilVpr.fis  20  ,S. 

KarUnilir.  <ki)  2."..  Mürz  UIHl.  (;!'.>:i) 
( icii^raiairrktiuii  *t  Stniitsois+MilialimMi. 

(;iit«M\ crUclir    (l<'r    IJiK'in-    iiiul  Main- 
liatoiistalioiit'ii  mit   IJayci'n,  lochls- 
I  lioiiiiSflK's   Ni  tz   ( Kiankfurt  usw.- 
Ba vcrisclier  (iiitortarif ). 

MjI  ( ;iil1i,i,dvrii.  \<>iu  1.  .luni  Ulli*  i-i- 
liohcii  Mrli  iIm-  l-liii  IVi  iiiiiiiii'n  villi  Ivaii- 
HCMVii-iizoltiii  Jiacii  iMaiikfun  iMaiii' 
Usl  iiinl  O^tluifcn  v.Hi  SD  alit 
,  nach  riankl'iii  1  (Main  i  Wrslli; 
itS  auf  100  kui. 

Müuclwn,  den  24.  M;i:z  101!). 
Tarifamt.  der  ISay-er.  Sl.  K.  !'>. 


Ol  loa. 
\iin 
(;!!U  ) 

,  (l.  i:h. 


WoNtdeutscii-SiiclisiscliiM-  Vcikclir. 

Am  LAynil  ünii  wird  die  Sialion  Wunl- 
l)cro-eii  in  d-en  'i'arul'  aiil  urnoiiiinru.  Na- 
lifi-C-s  ist  ans  nn-i  Vi  lli  \' cikidirsauz^itf'er 
uud  ans  driu  t  W'iuriii-aniiai  Tai  it'-  und 
\'('rk'ehi  siuiZ'ei  w.rp  il.  r  in ciil'nsuh-li.cssi- 
'-rlx;-!!  Siaais.eis.cnbahnrn  zu  frs.eben. 

Onsi  1(11.  am  2>t.  Marz  1019.  (402) 
(;cn.-[)ir.  ik   Särlis.  Sl aatisid.vi'ub.. 
iiaiii'Ciis   ik-r   hiMidliulrn    \' i'rwall  auufn. 


Staats-  uihI    Privatbahii-(;üt('r>  fikclir 
(Ttv.  'i).  Heft  (  II. 
Wechselvcrkohr  Nordclotitsohlanil  -Sach- 

son  (Tfv.  200),  Hoft  l  ('  II. 
\\  (>(hs("lvorkehi  Xord(loiits(  hlan<i-Ila>  Ol  li 

(Tfv.  200).  Heft  2(^11. 
M  i'flisi-lvorkPhr  ly'orddontscliland-Pfalz 

(  Tfv.  200).  lieft  :j  (  '  II. 
W  <'('lisolv(M  kclir  N<>rdd(Mits(  U]aiid-Had«'ii 

(Tfv.  200).  Hfft  4  (•  II. 
^^  cclisi  lvi  1  kolu-  NorddfMitschland-^^  ürt- 
tpiiilXMü  (Tfv.  2001.  Heft  ßCII. 
Mit  Cdlüukcit  vcui  1.  April  101!)  vviid 
di<i  ^latvon  ih'liniMilini  ~i  als  Km id'an;^-.— 
.«.lation  111  die  Al>1.dlmi.-  1  ( A'crktdir  naidi 
■<fewcrrt.(Mi )  lies  A ii^na hin i'la n t s  0  a  liii' 
Sidiil'i'>'liaiM'is.i'ii  «'iidii-zn!J,rn  and  als 
Knipfangsst;,!  lun  ju  di-r  A  Iii  fi  hiiiL^  1  ui'- 
slrifdiiMi. 

Auskunfi  ^vhi'u  dii'  lirlidli.üK'ii  dulcr- 
nldf-rrmuiiui-n  sowi'i'  das  Aus^kunfis- 
i.iiro    hirr,  üahiihor  Al(>xandrr|.la1z. 

[Vf'rliii.  den  24.  ^Miirz  1910.  (SSd) 
Kiscii  UalmdiiHd^tioii. 


Norddoiitschor  Douaii-lnischlaiiverkclir 
über  Rosoiisbursr  usw. 
Tarif  Teil  II.  v.  V5.  1.  11. 

lliiisichtlifdi  diT  Kiholiniiff  drr  \;i'r- 
ktdirs-tciKM-  und  dor  Krie.a-znschlaÄ'C 
\(ini  1.  .April  1919  al>  -di  dir  Ihr  dif 
.li'iitsi  licti  (Mitor-  und  'l'icrtai  ilr;^  aiis- 
M cmelioiKi  Einifehriiinsswi fid  III.  fViini 
ii-(Ttcii  dio  sdiisliurii  für  dii-  i  li-nl  srli  cii 
Vvrk-idir..-    I  I  his.-i'ni  ii  lU-^tiiiiinnngiMi. 

Cr.  slan,  den  27.  Marz  1910.  Ciss) 
l-'.iscnlialiiidirrkl  ion. 

nanicns  der  X'i  i-liandsv^'i  waliiur.ä-i'u. 


Säolisisch-Scliw  t'izei  i seile r  (iüler verkehr 
über   Lindau.     Tarif   Teil   II.   1.  Heft. 

Der  nacdi  dci'  i'.i'kaiinlniaidinnu'  \'mii 
•JS.  .laniiar  I91!i  am  1.  April  ÜMO  anlW-i 
kraft  IrcM'inlc  Taiif  vom  1.  Miirz  lOos 
Ideibl.  noidi  Iiis  auf  \veit<?re.s  an  ikdlniii;'. 
l':s  triti,  alii'r  an  rifell'p  d'iAS  Anhanges  zu 
(li.rs.ciii  Taiific  vom  ü.  April  191^  ain 
1  Ayiiil  1019  r\n  neuer  Anh.auK  iniKrali- 
i|.er  T'.TsliiiininnoM'Q  iil>er  die  ErhfOuu.a' 
ilci.  iIiMUsrlii  ii  \"<'rkelirssteiH!r  uiul  de.s 
ili  iilsrlieu  K  riri;-.<zii.-..(dilaus  K?iilliält.  Fer- 
ii,,.).  ii  rM'u  mii  liiill  iokcit  vom  1.  April 
11119  uuler  VorUehull  jc.derÄeili.U'en 
Widt-rriifH's   o-eanderte    l''ra<;htRätz<>  <ler 


\u.snal)nH.Mnre  H»  (ival/.iumk.'i  rl  n  d 
1;'>B.  Ablfihinu  Ml  i 'l'otnvai'Cn  allrr 
Ar1.|.  2:J  (Ton)  und  24  (Kaolin)  in 
Kräfl.  Nähen*,  aiioli  über  iHe  em- 
liOt.endon  Fraehlei'hohunuMMl.  ist  aius  un- 
serem \'eilvehrs.ai)wio'er  zu  •erwdien. 
aiicli  u-e'«''!  die  Sialionen  Aus-kiiiifl.  \  on 
ilicisen  sind  Sbiliiirkv  di-  Anhann'.-  zu 
rriair-en.  _  (^''^''^ 

klresdiMl.  am  2i.  A;tärz  1910. 
(ieii.-I>n'.   d.   S:i(dl$.  iSfaal  M^i  slMlb., 
immens  der   Im'ieili.n-ten  A'crwalliiniien. 


Wnelisel  verkehrt  orddeiitseliland-Uayerii 
Seehafen  -  Ausnahnudarife. 
Heft  22  (  IL. 

Mil  (Hiltiukeit  vom  1.  .Vpril  üHii  .cr- 
halteii  in  <leu  Ausnahmtarifen  s  1.  s  :.. 
>  4a.  s  s  !>■  s  11.  s  11,  s  15,  s  IS.  s  IS  li. 
s  19.*  s  24  und  s  Iii' im  Alisidiuilt  Fraelii- 
lier'eViinun,^'  unler  .Viisnalimen  die 
Wolle: 

StatHimeii  mit  /u  1  usw. 

Siehe  die  B'est imiiiuuK'en  nnfer  /ai  1 
11  sw . 

folii'end>e  FaSkSun.i;' : 
,^ltat  loU'eii  mit  */iU  1  usw. 
iSiehc  die   IV'si  immunii'en  unter  Au  1 
nsw  im  Alisehnilt  II  des  IFe.ftes  Tfv.  200 

•'11'-  ,„    ...     ■    1  • 

Auf  dem  Tilellilatt  des  l  anfs  sind  iii- 
fid'iie  di-.s  erlKillleil  Kri'i'o'>zusidlla  ii>es  die 
"\  ermerke    über    di.e   Eiiiiie(dinun,u-  der 
\'evkelirsabüa:be  und  des  Kriessziisehla- 
"f.s  zu  streiehcn   und  dafür  zu  ,.setzen: 
Für  dieses  ll(-fi  ist  die  Ein reeliiiu nus- 
iafe!  I  anzuwnden.  (-^^'^ 
Ifauuover.  dfli  27.  März  1919. 
EisC'ubahndiri'ktion. 


Rhein-  und  Main-IImsehlaa,starif  v<.ni 
1  Januar  lftl2.  Verkehr  zwiseluMi  ()stei- 
reicli  und  Helsien-Honand. 

Die  Fraeht, Sätze  des  Speziallanl s  II 
liir  ilie  ,iStaiioiren  Ascli  und  E<;-cr  Jdei- 
l.ea  aueh  naeh  dem  ül.  MärzUMO  bis  aul 
weiteres  in  lieliuug.  ,„        •  , 

Die  r>.(  kanntmae.huiio'  (721  in  der 
\r.  i;  dieser  Zeitung  vom  22.  .lanuar 
1919  isi  hiernaeli  zu  )>eriehti<j;en. 

Mnuehen.  den  24.  März  1919.  40!)) 
Tarifami  der  Eaver.  Staafseisenbaliuen 
reelits  des  T^liein.^. 


n'ürtt     Bilinen-Giitertarif    (Tfv.  30a). 

Am  1.  April  1919  treten  mit  dem 
Xaclilra-'  IV  außer  den  liereit*;  ^er- 
nffenllieliten  Fraeliterliöhiuigeii  foloenile 
weitere  TarifiThöhiingV'n  und  Emsehran- 
kiinuin  in  Kraft: 

1.  Ver.seliiedene  Nel>en,ü,-eliuhren  wer- 
den üeändert.  ,        .    ,  .  ,  i 

0  [m  A^'ikebr  mit  !•  nedriclishaten 
\\erden  die  Slai iojisi'raehlsätze  lur-  Lil- 
uiif  und  <lie  Allo-enieine  Stiickgutklas-se 
;i  iif^^-eholien. 

3'  Die  Tarifbildunü'  fiir  die  Boden.s.ee- 
.^lationen  Kreiibronn  nml  Langenar^iien 
Dampfiiootslation  wird  .ueändert  j  die 
bisherigen  .siati.ms-  und  A nstotU raelit- 
sätzr  flu-  diese  Sialionen  treten  auber 
Kraft  Xaeb  und  von  Ki-pßbronn  kann 
nur  iioeh  Fal-  und  "Fraeht.stiiek,i>ut  ol'.S''- 

'''ä',T^.,^Irt:d:^  2S.  März  191!..  (410, 
(Umeraldirektion  der  AVüWt.  Staalseiseu- 
1  »ahnen. 


Staats-  uud  Privatbahn-Oiiterverkel.r. 
Teilheft,  (1,  Gemeinsames  Hett  tur  Ueii 
Weehsclverkehr  deutsehor  Kisenbahiien. 
Binnen-Gütertarif  der  Westfälischen 
Landeseiseubahn.  , 
Die  in  den  Tarifen  für  die  Übeyfu o- 
run«-    You  \Va^Piila.(lungen    und  btuck- 


L;uiscnduni;<'ii  von  niiiidcsfnns  2000  Uff 
in  einem  Wagen  zwisclien  den  Uahu- 
höfen  in  Münster  eiuer>pits  und  dem 
Kaualliafen  aiider.seit«  vor.ues(dieneu 
C  eliühren  werden  mit  sofortiger  t  will  i^'- 
keil  auf  K.'iO  .'/<  bei  ."^leinkohlen,  r.raun- 
kolileu.  Ivdks  und  rreßkohlen  aller  Art. 
auf  1,70  bi'i  allen  üUri.uM'u  Cittern  lur 
den  Wayen  erlidht. 

Minister  (\Ves.ff.).l.  Aiiri]  1919.  (411) 
E i seil ba h n<l i re k t i o n  Mü n s t e r 
naiiien.s  d<'r   lieleilisteu  Venvallun^'en. 

2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Binnentarif 
der   StraBburaer  StraBenbahn-tiesell- 
scbaft  vom  1.  ölai 
Weehsoltarif 
Nebenbahnen  der  Straßbur«er  Stral'.en- 
bahn-(iiesellsehaft     und  der  Nebenbahn 
H  hein-Lahr-Seelbach 
vom  1.  Oktober  1914. 
\m  ].  April  1!»19  treten  im  Personen-, 
(iepäek-.  Tier-  uud  Güterverkehr  auf  un- 
seren  badi.sidieii   Xebeubahuen  Tarifer- 
höhunüen  ein.       Die  AlweiehuUÄ  von 
Ä  i;  (■')  der  Eisen)>a,hii-Yerkehrsoi-dnun}r 
ist   o-eiielmiiot.      Weitere  .Vnskunft  er- 
leilt'das  A'erkidir.sbüro. 

Kehl,  den  2h.  März  1919.  (412 
SiiaBliuroer  ,Stralk'nbahn-Ge.sells(diall. 
Abteilung  f-iaden. 

3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Deutseher     Eisenbahn  -  Personen-  "ud 
Gepäektarif,  Teil  1  (Tfv.  2t»00). 

Am  1.  April  1919  tritt  der  Nachtras  IX 
in  Kraft.  Er  enihäl.i  Anderimiien  und 
Kr£!,änzua£;en  (b'r  Eisen bahn-Verkehi^- 
orifuunu-  ueb.st  .\usfiilu'un«-.sliesirmmun- 
i.en  insb<'.sondere  mit  unserer  P>ekanut- 
niaelniiu'  vom  27.  .lauuar  1919  anii-ekfm- 
diote  Tari('erhöhuii,i;eu,  -sowie  Aiuie- 
runo-en  und  Erijänzunii;en  der  Anlasen 
des  "Tarif  s.  .  , 

Die  Ausfiihriiuir.sbeÄhmmnimen  sind 
'•emäß  §  2  a.  a.  0.  laenehniiut.  Druek- 
abzüge  '  der  Naehträiie  können  vom 
:'>1.  März  an  von  den  deutschen  Eisen- 
bahnverwaliuuiien.  in  llerlin  von  dem 
\nskuiifl,sl>üro  (Bahnhof  Alexandei- 
iilatz)    känflieh  bezogen  werden. 

Ib  rliii.  den  2,5.  März  1919.  (:«)fd 
.8 1  aa  t  seM  s  e  1 1  b  ah  n  d  i  ix'k  t.  i  o  n . 

als  ..-esphäft.sführende   Verwalt uns, 


Personen-  und  Gepäektarif-  Teil  II.  Im' 
den  Binnenverkehr. 

Mit  Gültidoeil  vom  1.  April  1919  :d 
iriit  der  Narhtra.u-  1  zum  lieft  1  m  Krati. 
enthaltend  Änderungen  der  liesondereii 
Ausführnngslie.stimmuusen  und  'I  ai  il- 
.sätze.  Anstelle  de.^i  Ffefte«  ;1  tiiti  am 
uleiohen  Taae  ein  neues  Heft.  Xahen^s- 
Tsi  auf  den  Bahnhöfen  am  Sehalter  z^i 
erfahren.  (^•'^* 

( tldenbnru',  den  2.).  Marz  1919. 
Ei>H'üba.hndirektion. 

Badiseh-Bayerisoher  Expreßffuttnrif. 

Mit.  (iültigkeit  vmu  1.  April  1919  win 
zum  )>adi,seh-bayeri.seheu  ExpreßinOtanl 
vom  1.2.19  der  Nachtrag  I  ansije.gebeii. 
enthaltend  Erhöhungen  <ler  Emheitsi 
säl/e  und  der  Alindestf rächt.  .Ändernaja 
der  Aliruriduus  und  .Aufhebun.s  tiei 
Fraiditverdoppehms.  N ähene  -Vi^™} 
.erteilt  unsver  Vevkehr.sbiiro.  (.i.'HH 

Karlsruhe,  'den  26.  März  1!»19. 
(;eneraldiI^ekti<)n  der  Badisohcn  Staats 
eiseubahuen. 
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_       ..       ^''e?''  Zeitungr  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
«irhrtrtr.^,^.'^i°^-',''  f'fl^'Se  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschrüten  usw.  sind  au  die 
Schriftleitunir  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltuneen, 

amtliche  Bekanntiuacliiinsren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

n!r7'A"''*T"'""/'"l.''S''^'=i"  BerliuW.9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden, 
f.i,  Vi  f  1-  u".,'*'''"''''  '^^'^  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
lur  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

uR^S.tl'^^^  t  e  r  Z  u  s  e  n  d  u  n  g  u  n  t  e  r  S  t  r  e  i  f  b  a  n  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
^^Wc,^.£  pfff*""^""?  '°?.?'''!;i'^.''es  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungans'then  Postgebictes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Hummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegebea 

_     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeieren  (Preis  fiir  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 
n«ivi  ""genommen.  Bei  W  i  e  d  e  r h  o  1  u  n  g e  n  entsprechende  Ermäßigungen. 
BeMagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  «t  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-^.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  0.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOa 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

C  a  s  8  e  1 -Wi  1  h  e  1  m  8  h  ö  h  e 

Über  45000  Heifldampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltungen 

'^^^-^l  im  Betrieb  und  Bau  befindlich 

Einbau  erfolgt  durch  die  Uzenzberechtigten  Lokomotivfabriken  == 


DrucKscKriften  Rostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaat 


er» 


nillUllfllHIinillllMIIIIIIIIIIIIIIIHUMIIIIHIIIfflUIIUIIIIIIIHIIUIIini 

Hebeböcke  •  Winden 

Flaschenziige 
Laufkatzen  •  Ketten 


liefert  als  Sonderheiten 

G.Wagner,  Berlin  SQ.  16 

Köpenickerstp.  71. 
iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiHiiiiiiiiimiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 
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KN0RR-BREMSE  Ä 

Berlin- Liclitenberf^»  Netie  Bahnhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Grofier  Preis.  =  Brfissel  1910:  EhreDdipiom.  =  Tnrin  1911: 2  GroBc  Preise. 
Abteilung  I  für  VoUbaKnen. 

Liftdruckbremaen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Sohnellbrenisen  f. Personen- a. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzuge.  Elnkammer- 
bremsen  felektr.  Lokomotiven  u.THebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.  elektr.TrIebwagen. 

Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrlohtungen.  PreBluftsandstreuer  fUr  Vollbahnen. 

Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge-  u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u.  -Buchsen  f.  HeiBdampf  • 

lokomotiven.  Aufziehvorrtchtung  für  Kolbenschieberringe.   Spelsewasserpumpen  und  Vorwärmer. 

Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Sohlammabsohelder.  DnicUuft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  KleinbaKnen. 

^Früher  KoDtinenUl«  BremteD  ■  Getcllichaft  ■.  k.  H.,  Krtiaiitc  Ckriitcuen-  ud  BöiKrkrNUM). 
Lgftdruckbremsen  für  StraSen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen. 

Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen. 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
tteuerung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druokluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Elnstellvorrichtungen.  TürschlieBvorrIchtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wiokelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluflwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [70oi] 


2  Eisenbahnassistenten 

zum  möglichst  baldigen  Eintritt  gesucht. 
Bewerber,  die  im  gesamten  Stations-  und 
Abfertiarungsdienst  gründlich  ausgebildet 
sind  und  bei  einer  Haupt-  oder  Neben 
eisenbahn  längere  Zeit  selbständig  im 
Betriebs-  u.  Abfertigungsdienst  beschäf- 
tigt waren,  wollen  Bewerbungsschreiben 
mit  Lebenslauf,  Zeugnisabschriften  und 
Gehaltsansprüchen  sofort  einreichen. 
Bewerber,  welche  die  Prüfung  zum  Eisen- 
bahnassistenten  bestanden  haben,  erhalten 
den  Vorzug.  Es  wird  nur  auf  erste  Kräfte 
reflektiert.  [7072] 
BetriebsdireKtion 
der  Gernrode-Harzgeroder  Eisenbahn 
Gernrode  a.  H. 


Große  Maschinenfabrik  sucht  für  den 
Vertrieb  von  ScHiebebUbnen. 
DreKscHeiben  und  Rangier» 
winden  etc. 

Vertreter. 

Gute  Patente  und  Sonderkonstruktiout'i; 
sind  vorhanden. 

Es  kommen  nur  Herren  in  Frage,  die 
vorzugsweise  bei  der  ;Eisenbahn  und 
möglichst  auch  bei  der  Industrie  gut  ein 
geführt  sind.  Angebot  unter  Eis.  7070 
an  die  Anzeigen-Annahme  dieser  Zeitung 
(Linkstr.  23/24).  [7070] 


Besondere  Kisten 

für  den  FabrKartenversand  liefen 

C.  Glutid»  Bremen 


Baumstraße. 


[707.^ 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 


Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
vonLokomotiv- 
armaturen 

[70391 

Reparaturen  billlgstl 


Zropföier 


liefern  in  grossen  Poeten 
rasch  und  gut 

[702Hi 

Armaturenwerke 

Blonbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 


ohne  J  nd  iKal-or  als 

Da  uerinstrumenl- 

K  ö  m  b  i  n  i  e  r f  m  i)  J  n  d  i  Ka   r  a  I  s 

Konlrollinstrumcnt 


LEHMANN&MICHELS^ 

Caledonia-Haus 

Mönckebergslr.S 


G  M.B.H. 
HAMBURG  1  Caledonia-Haus 
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n^^tra^htunÄ'«!!  über  die  Bfdeutuu.ü'  der 
angewandten  Psycholcoi«  für  das 
Ei&en  bahn  w€S  en . 

Zur  Wiedereröffnung-  de*  Badi.scheu 
Bahnhof .s  in  Basel. 

Nachrichten. 
D  e  11 1  s  c  h  1  a  n  d.  FahrerlaubnLs- 
.scheine.  —  Fahrpreisermäßigung' 
zur  Förderung  der  Frühjahrs- 
bestellung. —  Verlängerung  der 
Dahine-Uckroer  Eisenbahn.  — 
Spartakistische  Eisenbahn  räuber. 
—    Bayern    und    die  Beichseisen- 


I  n  Ii  a  1  ( i 

bahnfrage.  —  Die  Gewerkschaften 
an  die  deutschen  Eisenbahner.  — 
Oberbaurat  Suadicani.  —  Persoual- 
nachriohtien. 

D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  Neuei 
Vor.schuß  an  die  Südbahn.  —  Ver- 
legung des  Fahi'weges  des  Expreß- 
zuges Paris-Bukarest.  —  Lemberg- 
Czerno witzer  Bahn.  —  Der  Faht- 
paik  der  Wagenleihanstalt eu.  — 
Bevorstehende  Erhöhung  der  Koh- 
leupreise.  —  Personalnachrichteu. 

T  s  c  h  e  c  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  .s 
Gebiet.     Die    tschecho  -  «lowa- 


kische  Eepublik    als  «elbständiges 
Zollgebiet.  —   Helbständige  Eisen- 
hahntarife      im     tschecho  -  slowa- 
kischen Staate. 
S  ü  d  s  1  a  V  i  s  c  h  e  iS  G  e  b  i  e  t.  Y^i- 

k  e  h  rse  r  sc  h  we  ru  ng  en . 
( '  b  r  i  g  e  e  u  r  o  p  ä  i  s  che  Län- 
der. Die  Transportnot  in  Frank- 
reich. —  Ein  schweizerisch-fran- 
zösischer Kongreß  für  das  Pro.iekt 
Schweiz-Ozean.  —  Streikbewegung 
in  Italien.  —  Einstellung  des  l'ei- 
sonenverkehrs  in  Rußland. 
A ni t liehe  Bekanntmachungen. 


Betrachtungen  über  die  Bedeutung  der  angewandten  Psychologie  für  das  Eisenbahnwesen. 

Von  Bauinspektor  Otto  Strack  in  Mannheim. 


In  seinem  Aufsatz  über  die  Psychologie  der  Eisenbahu- 
signale  auf  der  Grundlage  de«i  Versuchs  in  Nr.  6  diesier  Zei- 
tung hat  Dr.  Hans  Ä.  Martens  in  überzeugenden  Worten  auf 
di«  Bedeutung  der  experimentellen  Psychologie  für  das  Eisen- 
bahnsignalwesen hingewiesen.  Es  ist  .sehr  zu  )>egrüssen,  dass 
einmal  von  einem  erfahrenen  Signalfachmann  mit  aller  Deut- 
lichkeit darauf  aufmerksam  gemacht  wird,  dass  die  Lösung 
der  Signalfragen  nicht  mehr  an  Hand  der  vielerlei  mehr  oder 
weniger  am  Gelehrtentisch  gemachten  Vorschläge,  sondern 
nur  auf  Grimd  iseihr  eingehender  Versuche  mit  i>s.vohologischeu 
Methoden  gewonnen  werden  kann. 

Zweifelhaft  erscheint  .nur,  ob  die  Vornahme  solcher  Ver- 
suche an  einer  völlig  ausserhalb  jeder  Beziehung  zum  Eisen- 
bahnwesen stehenden  Anstalt  zum  richtigen  Ziele  führen  wird, 
auch  wenn  ein  erfahrener  Eisenbahnfachmann  sich  an  den 
nntersuchungen  beteiligt.  Das  hindert  natürlich  nicht,  dass 
die  von  dem  Psychologischen  Laboratorium  des  Seminars  für 
Philosophie  in  Hamburg  vorgenommenen  Versuche  an  den 
1")  Vorschlägen  für  ein  Vorsignal  äusserst  dankenswert  sind, 
zumal  bis  jetzt  noch  nicht  auf  psychologische  Erfahrungen 
aufgebaut  werden  kann,  die  in  geregeltem  Dienstbetrieb  ge- 
wonnen worden  sind.  Die  gegebene  Stelle  für  solche  umfas- 
.>ienden  wissenschaftlichen  Arbeiten  wäre  aber  ohne  Zweifel 
ein  Foischungsinstitut  für  das  Eisenbahnwesen,  zu  dem  das 
von  Falk  in  Nr.  19/1918  angeregte  Forschungsinstitut  für  Ver- 
kehrswesen sich  wohl  ausgestalten  lies.se,  das  man  sich  aber 
sehr  wohl  auch  in  Verbindung  mit  einer  Eisenbahnfakultät 
(nach  Blum)  an  einer  Hoch.schule  denken  kann,  in  der  doch 
die  wissenschaftliche  Behandlung  nicht  nur  von  Betriebs-  und 
Verkehrsfragen,  sondern  des  gesamten  Eisenbahnwesens  ihre 
Stätte  finden  wird.  Die  Frage  berührt  sich  innig  auch  mit 
der  Forderung,  dass  die  bis  jetzt  so  scharf  eingehaltene  Tren- 
nung von  Universität  und  technischer  Hochschule  als  nicht 
mehr  zeitgemäß  verschwinde.  Hat  doch  die  Ämg^tlichkeit, 
mit  der  die  Vertreter  der  alten  Geisteswissenschaften  darauf 
hielten,  sich  die  technischen  und  wirtschaftlichen  Fächer  fern- 


zuhalten und  tliie  alten  Fakultäten  sich  allein  vorzubehalten, 
dazu  gefühlt,  dass  die  Universität  immer  weniger  eine  univer- 
sitas  litterarum  darstellte.  Es  »ei  hier  daran  erinnert,  dass 
auch  der  Deutsche  Ausschuss  für  Technisches  Schulwesen  die 
Forderung  nach  grösseaer  Zusammenarbeit  der  beiden  Hoch- 
schulen erhebt  und  daß  in  Dresden  bereits  die  Angliederung 
von  Universitätsfakultäteu  an  die  Technische  Hochschule  ins 
Auge  gefasst  wurde.  Eine  solche  erweiterte  Anstalt  würde 
zweifellos  der  günstigste  Boden  für  eine  Forschertätigkeit 
sein,  die  mit  Hilfe  von  psychologischen  Disziplinen  Aufgaben 
des  Eisenbahnwesens  zu  lösen  sucht.  Als  selbstverständlich 
muss  dabei  vorausgesetzt  »ein,  da.ss  die  Hochschule  in  leben- 
diger Fühlung  mit  dem  praktischen  Leben  bleibt. 

So  werden  sich  sicherlich  aus  der  Wechselwirkung  der  wis- 
.senschaftlichen  Methoden  des  geschulten  Psychologen  und  dei- 
piaktischen  Erfahrung  des  Fachmannes  mit  der  Zeit  wertvolle 
Er.gebnisse  zum  Beispiel  für  unser  Eisenbahnsignalwesen 
zeitigen.  Von  einer  Wechselwirkung  kann  tatsächlich  die 
Eede  sein,  insofern  als  einerseits  die  angewandte  Psychologie 
die  Art  und  Stärke  der  Einwirkung  der  vorhandenen  Signal- 
formen auf  die  Sinne  und  die  Seelenvorgänge  des  Beobachters 
zum  Gegenstand  ihrer  Forschungen  nimmt  und  aus  der  Ver- 
schiedenheit dieser  Einwirkung  auf  die  grössere  oder  gerin- 
gere Geeignetheit  des  Beobachters  für  den  Dienst  als  Bahn- 
beamter schlies.s-en  kann,  andei-erseits  al>er  auf  Grund  einer 
grossen  Anzahl  solcher  Beobachtungen  auf  die  Merkmale  an 
den  vorhandenen  Signalbildern  geschlossen  werden  kann,  die 
beim  normalen  Beobachter  den  laschesten  und  eindeutigsten 
Eindruck  hervorbringen  und  am  sichersten  die  richtige  Eeak- 
tion  gewährleisten.  Al)er  nicht  allein  das  Signalwesen  inner- 
halb des  Eisenbahnwesens  drängt  zur  Behandlung  mit  psycho- 
logischen Methoden.  Es  ist  kein  Zufall,  dass  sich  bis  zum 
Jahre  1914  die  augewandte  Psychologie  vielfach  die  Lenker 
schnellfahrender  Fahrzeuge  wie  der  Strassenbahnen  und 
Autos  zum  Gegen-stand  ihi-er  Forschungen  nahm,  da  ein  Inter- 
es.se  der  Allgemeinheit  vorlag,  durch  Auswahl  der  geeigneten 
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Personen  zu  diesen  Diensten  gegen  Unfälle  einigermassen  ge- 
schützt zu  werden.    Es  «ei  hier  auf  die  Untersuchungen  von 
Taylor,  Münsterberg,  Piorkowsky  ii.  ,a.  verwiesen.  Während 
des  Krieges  ha))en  die  dringenden  Bedürfnisse  des  Augen- 
blicks dazu  geführt,  dass  die  experimentelle  P,syohologie  ihre 
.Methoden  immer  mehr  der  Heeresverwaltung  zur  Prüfung  der 
Anwärter  für  den  Dienst  als  Kraftfahrer,  Flieger  usw.  zur 
\"erfügung  stellte   und  naturgemäss   liierbei   ihre  Methoden 
weiter  ausbildete.    Die  Amerikaner  sind,  wie  wir  aus  neu- 
iralen  Blättern  wissen,  sogar  soweit  gegang-en,  die  Leute  auf 
die  allgemeinen  Eigenschaften  des  Soldaten  wie  Mut,  Selbst- 
beherrschung usw.  zu  untersuchen.   Ebenfalls  durch  den  Krieg 
veranlaßt  ist  die  Anwendung  ex]>6riinenteli-psyohologiseher 
Methoden  zur  Prüfung  Schwerverletzter  auf  die  ihnen  noch 
innewohnenden  Geistes-  und  Körperkräfte.    Für  die  Prüfung 
von  Kopfschussverletzten  wurden  die  Methoden  insbesondere 
\on  Dr.  Poppelreuther  in  Cöln  ausgebaut.    Bei-eits  in  den 
Jahren  1916/17  hat  auch  Dr.  Moede,  der  damals  an  der  Handels- 
hochschule Mannheim  Vorlesungen  aus  dem  (^ebiet  der  ange- 
wandten  Psychologie   hielt,   auf  Anregung   des  Verfassers 
Kopf  schussverletzte,  frühere  Bahnbedien.';tet«,  auf  die  Möglich- 
keit ihrer  Beibehaltung  im  Eiseubahnbetriebsdienst  im  Labo- 
ratorium für  exi>erimen teile  Psychologie  geprüft.    Nun  nach 
Beendigung  des  Krieges  wird  es  nicht  nur  aus  wissenschaft- 
lichem Interesse  naheliegen,  die  durch  den  Krieg  unterbro- 
chenen Untersuchungen  auf  die  Eignungsprüfung  der  Anwär- 
ter für  den  staatlichen  und  privaten  Eisenbahndienst  aus- 
zudehnen, sondern  ^s  wird  ein  Bedürfnis  der  Eisenbahnver- 
waltungen sein,  die  inzwischen  vervollkommneten  Methoden 
der  angewandten  Psychologie  zur  Beurteilung  der  für  den 
Eisenbahnbetriebsdienst  im  weiteren  Sinne  Geeigneten  sich 
zunuHze  zu  machen.      Da«  wird  um&omehr  erforderlich,  als 
unter  dem  Drucke  der  Zeit  mit  der  allgemein  geforderten  ver- 
mehrten Schonung   des  i\lenschenm'aterials   eine  intensivere 
Ausnutzung  der  vorhandenen  Kräfte  Hand  in  Hand  gehen 
muss.    Es  wird  das  naturnotwendig  )>ei  allen  Eisen bahnver- 
waltungen  zu  Einrichtungen  führen,  wie  sie  bereits  auf  An- 
regung des  Präsidenten  der  Generaldirektion  der  Sächsischen. 
Staatseisenbahnverwaltuug,  Dr.  Ing.  Dr.  Ulbricht,  in  dem  Prüf- 
laboratorium für  Berufseignung  zu  Dresden  geschaffen  wurde. 
Ich  verweise  auf  die  ausführliche  Beschreibung  dieses  Prüf- 
laboratoriums ia  dem  eia4chlägigen  Aufsatze  desFdn,anz-  und 
Baurats  Dr.  Ing.  A.  Schreiber  in  der  Zeitschrift  des  Vereins 
<le.utscher  Ingenieure,  Jahrgang  1918,  S.  446  ff. 

Wenn  auch  durch  die  bundesrätlichen  Bestimmungen  die 
Is-enntnisse  festgelegt  sind,  die  ein  Betiiebsbeamter  nachge- 
wiesen haben  muss,  bevor  ihm  eine  bestimmte  Stellung  über- 
tragen werden  darf,  so  stellt  doch  z.  B.  der  Dienst  eines  Lo- 
komotivführers eines  .schnellfahrenden  Zuges  ebenso  wie  der 
Dienst  eines  Weichenstellers  oder  Rangierleiters  auf  einem- 
't>etriebsreichen  Bahnhof  solche  Anforderungen  an  die  Ver- 
anlagung eines  Menschen,  dass  es  allgemein  einleuchten  wird, 
dass  solche  Posten  nur  Leuten  mit  besonders  günstigen  An- 
lagen und  Fähigkeiten  übertragen  werden  sollten.  Es  rst 
.jedem  höheix;n  Eisenbahnbeamten,  der  mit  der  Untersuchung 
von  Unfällen  und  Betriebsgefährdungeu  zu  tun  hatte,  schon 
\orgekommen,  dass  er  sich  fragen  musste,  ob  der  Schuldigbe- 
lundene  wirklich  verantwortlich  gemacht  werden  könne,  ob 
I  I-  imstande  war,  die  Folgen  seiner  Handlungen  zu  übersehen 
n.  dergl.,  ob  er  der  rechte  Mann  an  dem  betreffenden  Posten 
war.  Die  Auswahl  der  Leute  für  die  einzelnen  Stellen  ge-, 
schah  aber  bis  jetzt  wohl  meist  auf  Grund  des  allgemeinen 
Eindrucks  des  nächsten  Vorgesetzten  und  war  daher  auch  bei 
gewissenhaftester  Prüfung  in  weitem  Masse  menschlichem 
Irren  unterworfen.  Das  Urteil  des  Vorgesetzten  ist  so  mancher- 
lei Zufälligkeiten  unterworfen  und  zum  Teil  von  Umständen 
abhängig,  die  von  dem  Willen  des  zu  Beurteilenden  beeinflusst 


werden  können,  dass  es  nicht  ausge;schlü..ss6n  ist,  dass  die  ge- 
ringere Eignung  eines  Bediensteten  erst  nach  längerer  Zeil, 
bemerkt  oder  erst  .anläßlich  eines  Vorfalfls  offenbar  wiixi. 
der-  vielleicht  scJhon  eine  Betriebsgefährdung  danstellt.  Dem' 
wird  vorgebeugt,  wenn  eine  zuverlässige  Vorprüfung  der 
menschlichen  Anlag-en  und  Fähigkeiten  vorliegt.  Auch  das  in 
der  Verminderung  der  Einübe-  und  Probezeiten  liegende  wirt- 
schaftliche Moment  wird  nicht  zu  unterschätzen  sein. 

Welche  Untersuchungen  im  einzelnen  Ixii  der  Eignung.-^- 
prüfuug  für  den  Eiseubahnbetriebsdienst  in  Frage  kommen, 
ist  offenbar  schon  vor  der  Einrichtung  des  Prüflabaratoriums 
in  Dresden  eingehend  erwogen  worden  und  in  dem  oben  er- 
wähnten Aufsatz  von  Schreiber  des  weiteren  ausgeführt.  Die 
Erfahrung  wird  lehren,  inwieweit  die  ge.schilderten  Prüf- 
methoden vielleicht  noch  vereinfacht  oder  den  besonderen 
Bedürfnissen  des  Ersenbahndienstes  noch  angepaßt  werden 
können.  Unter  anderem  erscheint  es  wünschenswert,  sowohl 
bei  der  Prüfung  der  Lokomotivführer  als  auch  der  Stations- 
bediensteten der  Erkennung  der  geltenden  Weichen  Signale 
einig-e  Bedeutung  beizumessen.  Ob  dies  durch  Änderung  der 
in  Dl^esden  eingeführten.  Signaltafel  oder  durch  eine  zweite 
Signaltafel  für  den  Stationsdienst  geschieht,  ist  eine  prak- 
tische Unterfrage,  deren  Lösung  vorerst  den  einzelnen  An- 
istaltsleitera  überlassen  werden  kann.  Auf  Grund  der  dabei 
gemachten  Erfahrungen  muß  wieder  geprüft  werden,  ob  die 
jetzt  eingeführten  Weichensignale  allen  Anforderungen  ent- 
sprechen. Jedenfalls  genügen  die  bei  den  meisten  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen  eingeführten  Signale  für  die  Kreu- 
zungsweichen nicht  der  Forderung  rascher,  eindeutiger  Er- 
kennbarkeit, insbesondere  sind  die  in  einem  großen  Bahnhof 
bei  einer  Weichenstraße  von  doppelten  Kreuzungsweichen 
sich  ergebenden  Signalbilder  m.  E.  anfechtbar. 

Wir  finden  in  dem  gewählten  Beispiel  wieder  die  oben  er- 
wähnte Wechselwirkung  zwischen  den  Erfahrungen  bei  der 
Pi'üfimg  der  Anwärter  vor  gegebenen  Signalen  und  der  Aus- 
gestaltung dievser  Signale  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrun- 
gen. Die  Aus^verlung  der  Erfahrungen  gehört  in  das  Arbeits- 
gebiet eines  Forschungsinstituts.  ALs  solches  soll  sich  schließ- 
lich auch  die  Eisenbahnfakultät  darstellen.  Zur  Sammlung 
der  Einzelerfahrungen  sind  die  Prüflaboratorien  der  Eisen- 
bahnverwaltungen berufen.  Wir  nehmen  mit  Dr.  Marten.s  fiii 
das  Gebiet  etwa  einer  preußischen  Eisenbahndirektion  «-in 
Prüflaboratorium  an. 

Die  Forscherarl>eit  liegt  naturgemäß  den  geschulten  Psy- 
chologen ob,  mit  Unterstützung  der  technischen  Eisenbahri- 
spezialisten.  Ob  für  die  Arbeit  in  den  Prüflaboratorien  der 
Eisenbahnverwaltungen  psychologisch  ausgebildete  Ärzte  zu 
erhalten  und  am  Platze  sind,  erscheint  bei  der  zurzeit  noch 
vielfach  zu  beobachtenden  Abneigung  der  Mediziner  gegen 
experimenteU-psychologische  Methoden  ungewiß.  Möglich  er- 
scheint es,  wie  auch  in  Dresden  vorgegangen  ^vurde.  die  A"or- 
nahme  der  Prüfungen  unter  Leitung  eines  Oberbeamten  einem 
für  psychologische  Methoden  interessierten  und  besonders 
ausgebildeten  mittleren  technischen  Beamten  zu  übertragen. 
Die  Einrichtung  der  Prüflaboratorien  wird  allgemein  nur 
unter  der  Leitung  geschulter  Psychologen  erfolgen  können, 
die  auch  zu  gelegentlicher  Mtarbeit  schon  wegen  der  Ver- 
arl>eitung  der  gemachten  Erfahrungen  leicht  zu  gewinnen 
sein  werden. 

Die  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  dieser  Laboratorien 
wird  eine  geeignete  Grundlage  für  die  wissenschaftliche  Be- 
handlung auch  des  Signalwesens  sein  und  mit  der  vervoll- 
kommneten Ausgestaltung  der  Eisenbahnsignale,  wie  es  das 
Ziel  all  unserer  Bestrebungen  ist,  zur  Verminderung  der  Be- 
triebsunfälle und  damit  zum  Wohle  der  All.gemeijrheil 
beitragen. 
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Zur  Wiederer Öffnung  des  Badischen  Bahnhofs  in  Basel. 

*  Von  Prof.    Dr.  A.  Kiintzemüller. 


I  ><_n-  ji>rülke  Baluihof  (kj-  sanzeu  Schweiz,  der  neue  Badischt 
Hahnhof  zu  Bas-el,  wüxl  dieser  Ta-oe  seine  Tor^  wieder  öffnen 
und  aus  dem  Dornröschensoihlaf  erwachen,  den  er  fast  fünf 
Jahre  lan«;,  von  schweizei-ischen  Wachtposten  sors-sam  ge- 
hütet, oiesclüafen  hat.  Nur  dreiviertel  Jahie.  hatte  (lei' 
prächtio-e  53-Millionen-Bau  dem  internationalen  Verkehr 
di<»nen  können :  In  der  Nacht  vom  13.  auf  14.  September  1913 
war  er  dem  Betrieb  übergeben  worden  —  und  am  Abend  des 
31.  Juli  1914  schon  .schlössen  sich  seine  Tore  wieder.  Mit 
einem  Schlag  war  der  breite  Strom  internationaler  Eeisien- 
den  versiegt;  kein  einziger  Zug  fuhr  mehr,  kein  aufregender 
Betrieb,  kein  Aus-  und  Eingehen  von  Menschen  aller  Na- 
tionen war  übrig'  geblieben,  vielleicht  hin  nnd  wieder  ein 
par  Güterzüge,  die  Nachtwächterdieuste  leisteten  und  den 
Schweizern  Kartoffeln  und  Kohlen  vermitteltem.  Sonst  Lag 
er  öde  und  verlassen  da,  totes  Kapital  im  wahren  Sinn  des 
Wortes. 

Wie  ein  Roman  lesen  sich  heute  die  Ei-eigni-sse  jenei 
schwülen  Sommertage  des  Jahres  1914.  .  Zwar  hatten  weder 
das  Attentat  zu  Serajewo  noch  auch  das  österreichisch- 
ungarische lUtimatum  an  Serbien  dem  badisch^schweizserischen 
Eisenbahnverkehr  fühlbaren  Abbruch  getan;  bis  zum  25.  Juli 
war  der  ganze  Fahrplan  noch  völlig  un'}>ehelligt  geblieben. 
>ls  aber  dann  in  der  Nacht  vom  29.  auf  30.  Juli  der  Personen- 
uud  Grüterverkehr  in  ÖiSteiTeioh-Ungam  eingestellt  wurd'O- 
zeigten  sich  die  Folgen  gar  bald :  Unbestellbare  Güter  häuften 
«ich  an  der  Grenze  an,  und  Basel,  das  giöidene  Eingangstor 
der  Schweiz,  sah  einen  ungewöhnlich  starken  Eückstrom  aus 
der  Sommerfrisohe  heimkehrender  Eei-sender.  Selten  noch 
war  die  Schweiz  so  übervoll  von  Fremden  gewesen  wie 
damals. 

Die  Mitteilung  von  der  Erklärung  deiS  Kriegszu- 
standes in  Deutschland  traf  im  Badischen  Bahnhof  zu 
Basel  am  31.  Juli  nachmittags  3  Uhr-  ein.  Damit  war  ieg- 
lichem  badisch-schweizerisohen  Eisenbahnverkehr  das  Todes- 
urteil gesprochen.  Als  letzte  Züge  aius  Deutschland  waren 
^■er  D-Zug  94  Frankfurt-Basel  um  2.53  Uhr  und  ein  Vorort- 
zug aus  Zell  im  Wiesetal  um  3.05  Uhr  eing-elaufen.  Um 
3..10  I  hr  ging  sog^ar  noch  ein  letzter  Personenzug  naöh  Frei- 
burg ab.  Dann  begannen  die  Räumungsarbeiten.  iBefehls- 
gemäß  waren  .sämtliche  Maschinen  und  Wagen  über  die 
Grenze  abzuschieben  und  der  Sitz  der  Bezirksstellen  nocli 
gleichen  Tages  nach  Lörrach  zu  verlegen.  Die  Abbeförderuno 
der  Stellen  fand  mit  einem  Sonderzug  um  8.20  Uhr  abend*« 
statt,  der  die  Beamten,  die  Einrichtungen  der  Dienstzimmer 
und  die  Akten  und  Plansammlungen  derselben  enthielt.  Nach 
Abgang  dies-es  Zuges  befand  sich  kein  Fahr^zeug  mehr  im 
Bahnhof.  Aller  Zugverkehr  über  die  Grenze  hatte.  aufg->e- 
hort;  au  die  Stelle  des  Badischen  Bahnhofs  zu  Basel  wai/ 
als  südlicher  Endpunkt  der  badischen  Staatsbahn  der  nicht 
minder  modern  ausgebaute  Bahnhof  zu  Wei  1 -  Leopol ds- 
hohe  getreten,  die  letzte  auf  deufeschem  Gebiet,  4  km  nörd-^ 
lieh  von  Basel  gelegene  Station.  Hier  begannen  und  endeten 
«)u  nun  an  alle  Schnell-  und  Personenzüge  tler  badischen 
Hauptbahn.  Daß  es  hierbei  am  Vormittag  des  1.  August  zu 
großen  Verspätungen  kam,  liegt  auf  der  Hand.  Sie  wären 
noch  größer,  ja  der  ganze  Umschlagsverkehr  überhaupt  un- 
möglich gewesen,  wenn  die  Station  Weil-Leopoldshöhe  nichti 
tur  diesen  Krieg.^all  vorgesehen  gewesen  wäre.  Der  Umbau 
u«r  Mation  war  mit  dem  Neubau  des  Basler  Bahnhofs  Hand 
m  Hand  gegangen ;  im  November  1911  hatte  man  ihre  aus- 
gedehnten Anlagen  (vier  geräumige  Bahnsteige,  umfan-^- 
leiche  Rangiergleise)  dem  Betrieb  übergeben.  Und  sie 
sollten  sich  auch  vollauf  bewä/hren. 

Mittlerweile.  (1.  August  mittags),  hatte  deutscher  Landsturm 
üae  Grenze  l>esetzt,  der  das  vom  Basler  Bahnhof  nach  den 
Grenzstationen  Weil-Leopoldshöhe,  Lörrach  und  Grenzach  ab- 
i>etohlene  Personal  ohne  Passierschein  nicht  mehr  durch- 
ließ. Das  war  um  so  unangenehmer,  als  ohne  dieses  abge- 
ffeiHjue  Personal  der  gesteigerte  Verköhr  auf  den  genannten 
Stationen  nicht  gut  abgewickelt  werden  konnte.  Große 
-Mengen  Reisegepäck  wurden  teils  mit  den  Eäumungszügeu, 
teils  später,  als  der  Güterverkehr  wieder  'l>eschränkt  oino- 
ID.  Guterwagen  verladen,  nach  Weil-Leopoldshöhe  gebrach! 
■Nach  und  nach  hat  alles  den  Eigentümern  zugeführt  werden 
können. 

Noch  am  1.  August  wurde,  wie  bekannt,  der  Befehl  zur 
aeutschen  Mobilmachung  erlassen.  Daraufhin  besetzte  am 
iß  -"^^'Sl^^r   Landsturm     den  Badisoheu 

Bahn  hol  Die  militärische  Besetzuag  dauerte  beinahe 
ununterbrochen  bis  zum  6.  Januar  1919  fort;  an  diesem  Tag 
verließ  das  Freiburger  Bataülon  14  den  Bahnhof;  An  der 
fW'-.'iptziing  habtui,  nnt  Ausnahme  von  Tessin.  Wallis  Waadt 


und  Neuenbürg,  TruiJ|>eu  aller  Kantone  teilgenommen.  Das 
Verhältnis  zwischen  Bahnhofsleitung  und  Truppe  war  immei 
ein  sehr  gutes;  nennenswerter  Schaden  ist  wählend  der  Be- 
setzung nicht,  entstanden.  Der  Unterbringung  der  Truppen 
dienten  die-  geräumigen  Wartesäle  und  Zollballen;  in  ein- 
zelnen Dienstzimmern  des  Erdgeschosses  waren  die  Büros 
des  Stabes  und  der  Kompagnien  eingerichtet. 

Zugleich  mit  dem  Badischen  Bahnhof  ward  auch  die 
4Jf  km  lange,  in  badisch-schweizerischem  Gemeinschaftsbi- 
trieb  befindlich  gewesene  Verbindungsbahn  zum 
Schweizer  Bundesbahnhof  Basel  (Basel  S.  B.  B.)  außer  Be- 
trieb gesetzt.  Als  dann  am  8.  August  in  der  Schweiz  der 
MilitärfahrplJan  eingeführt  wurde,  gehörte  auch  diese  Bahn 
zu  den  militärisch  organisierten  Stpecken.  Mit  ^»lilitärtrans- 
porten  wurde  sie  .iedoch  nicht  belegt,  sondern  diente  zunächst, 
nur  zur  Abbeförderung  der  großen  Mengen  von  Gütern  aller 
Art,  u.  a.  von  Getreide  und  sonstigen  Lebensmitteln,  die  in 
den  Lagerhäusern  des  badischen  Güterbahnhofs  lagerten. 
Erst  vom  22.  August  au,  als  der  Güterverkehr  auf  den  deut- 
schen ELsieubahnen  wieder  aufgenommen  wurde,  erhielt  sie 
wieder  regelmäßige  Zufuhren,  die  sich  im  Laufe  des  Win- 
ters 1914/15  unausgiesetzt  steigerten.  Kurz  vor  dem  Eintritt 
Italiens  in  den  Krieg  (Mai  1915)  erreichten  sie  ihien  Höhe- 
punkt. So  kam  es  auch,  daß  der  Verkehr  im  badischen  Gütei- 
bahnhof  Basel  nie  g(anz  .geruht  liat;  vom  Rangierbahnhof 
waren  die  auf  badischem  Gebiet  liegenden  Anlagen  ständig 
in  vollem  Betriel^  sie  dienten  auch  vielfach  militärischen. 
Zwecken. 

Ganz  allmählich  hob  sich  auch  der  Personenverkehr 
wieder.  Der  Fahrplan  vom  2.  November  11914  wies  bei-eits 
6  Schnellzugspaare  auf  der  badisohen  Hauptbahn  auf  (im 
letzten  Friedensfahrplan  waren  es  13  gewesen),  die  zwischen 
Mannheim  oder  Heidelberg  und  Weil-Leopoldshöhe  durch- 
liefen. Aber  diese  Vermehrung  der  Fahrg-elegenheiten  könnt*' 
über  idie  Unannehmlichkeiten  an  der  Grenze,  die  Unter- 
brechung der  Bahnfahrt  ins  Ausland,  nicht  hinwegtäuschen. 
Es  blieb  eine  mehrere  Kilometer  breite  eisenbaihnlose  Lück-e 
zwischen  den  beiderseitigen  Grenzstationen  bestehen.  Die  Lücke 
WTirde  —  und  zwar  »erst  allmählich  —  schlecht  und  lechl 
durch  allerhand  Beförderungsmittel  wie  Fuhrwerke,  Omni- 
busse und  Kraftwagen  ausgefüllt.  Vom  Bahnhof  Weil-Leo- 
poldshöhe, wo  der  Reisende  den  badischen  Zug  verließ,  hatte 
er  bis  zum  Grenzübergang  am  Otterbaoh  20  Minuten  zu  gehen ; 
bei  dem  Mangel  an  Pferden  bestand  hier  kaum  Fahrgelegen- 
heit, Frauen  und  Kinder  der  rnnldegenden  Orte  befaßten  sich 
mit  Gepäcktragen.  Vom  Otterbach  zum  Bahnhof  der  Bundes- 
bahn beträgt  die  Entfernung  noch  4  km,  und  hier  standen 
meist  Fuhrwerke,  die  zu  amtlich  .genehmigten  Preisen  fuhieu. 
zur  Verfügung.  Die  Grenze  konnte  jederzeit,  d.  -h.  zu  allen 
in  Weil-Leopoldshöhe  ankommenden  und  abfahrenden  Zügen 
überschritten  werden.  Für  den  Übergang  einschließlich  <ler 
Zoll-  und  Paßabfertigung  an  der  Grenze  wurden  jedoch  je 
nach  Andrang  und  Gepäckmenge  mindestens  eine  bis  drei 
Stunden  benötigt.  Unter  diesen  Verhältnissen  war  die  Ein- 
richtung unmittelbarer  Anschlüsse  zwischen  den  Zügen 
in  Weil-Leopoldshöhe  und  Basel  S.B.B,  unmöglich,  da  die 
Umschlags  dauer  von  gänzlich  unkontrollierbaren  Um- 
ständen abhing.  Ebensowenig  konnte  die  Aufnahme 
eines  direkten  deutsch-schweizerischen  und  schweizerisch- 
deutschen Personenverkehrs,  wie  er  sich  durch  Aus- 
gabe direkter  Fahrkarten  und  direkte  Abfertigung 
des  Reisegepäcks  hätte  äußern  müssen,  in  die  Tat 
umgesetzt  werden.  Der  Verkehr  mußte  vielmehr  im  Weg  ge- 
brochener Abfertigung  bemeistert  werden. 

Neben  dem  badischen  Staat  war  die  Stadt  Basel  am 
schwersten  geschädigt.  Basel  verlor  nämlich  so  nicht 
nur  jeden  direkten  Eisenbahnverkehr  mit  Deutschland,  son- 
dern mußte  wegen  dieses  Verlustes  auch  auf  verschiedene 
gute  Sohnellzugsverbinduugen  mit  der  übrigen  Schweiz  ver- 
zichten, eine  selbstverständliche  Spaimaßnahme  der  schwei- 
zerischen Bundesbahnen,  die  —  schon  mit  Rücksicht  auf  die 
finanzielle  La.ge  der  Verwaltung  —  keinen  Grund  hatten,  der 
Basler  Sackgasse-  Verkehr  zuzuführen.  „Mit  einer  gewissen 
Wehmut  —  heißt  es  in  einer  Basler  Auslassung  von  damals  — 
betrachten  die  Schweizer  und  vornehmlich  die  Basler  die 
fünf  badischen  Schnellzüge,  welche  ausgezeichnete  .direkte 
Verbindungen  zwischen  Weil-Leopoldshöhe  und  Berlin,  Ham- 
burg, Leipzig  usw.  vermitteln,  für  sie  aber  sozusagen  in 
der  Luft  liegen." 

Von  den  für-  das  Personal  sich  ergebenden  Schwierig- 
keiten zu  Beginn  des  Krieges  war  weiter  oben  bereits  kurz 
die  Bede.  Da  im  Frieden  viele  hundert  badische  Eisenbahner 
mit  ihren  Familien  ihren  Wolm-  und  Amtssitz  in  Ba«el  hatten, 
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.Hill)  es  aiH'h  tVrnfrhiii  manche  Uiiannehinlichkeiteu  zu  be- 
steheu.  Beim  Dienstantritt  und  nach  B-e^eucligiiuo:  des  Dienstes 
mußte  zaihlreiches  Personal  die  Landesoreuze  i-egelmäßig 
überschreiten  (beim  Zollhaus  am  Otterbach:  l>ei  Grenzacher- 
horn  und  l>ei  Lörrach-Stetten),  wobei  es  .jeweils  der  Zoll-  und 
Faßkontrolle  unterlau;.  Die  Vorschriften  für  den  Grenzüber- 
uan.ü,"  haben  im  Lauf  der  Ivries's.iahre  mehrfach  ue^vechselt 
und  damit  jedesmal  auch  die  Form  der  Personalausweise,  was 
offenbar  mit  dem  öfteren  Wechsel  im  Komniiaudo  der  deutschen 
Grc'uzschutztruppe  zusammenhino'.  Beim  schweizerischen 
( irenzschutzdienst  hat  man  stet-s  EntKeo'enkomnien  oefuuden. 

Nur  ganz  selten  isi  ib'v  Badische  Bahnhof  aus  j-ciner  jahre- 
langen Kuhe  autVew  ickt  \A  ordeu;'  gino-en  doch  all  die  uin- 
fanoreichen  Gefan.£;eueu-  und  Invalidenauistauschzüge  zwi- 
schen Deutschland  und  Frankreich  nicht  über  Basel,  sondern 
übex  Konstanz.  Am  13.  Mäiz  d917  führ  der  erste  direkte 
Z 11  o-  seil  'Krieii'sbco iiiii  übea'  Basell,  iBad.  Bahnhof,  nach 
Deiitschlaud  hinein;  rs  war  ein  Sonderzuji'  mit  Schweizer 
(Tasten,  die  zur  Eröffnung;'  eiuci-  Ausstelluno'  von  Arbeiten 
dei-  in  der  Schweiz  interniert cu  deut scheu  Soldaten  nach 
Fj-ankfurt  a.  iL  eiuuc laden  waren.  Im  Herbst  1918  kamen 
•fiuise  Züge  mit  deutschen  Ferienkindem  durch,  denen  die 
Kapelle  tles  den  Bahnhof  besetzt  lialtenden  schweizeri- 
schen Bataillons  eini  ii  Willkommoruß  spiello.  Erst  vom  Ok- 
tober 1918  au  fuhren  ikuiii  einzelne  Evakuiertentnansporte  aus 
Nordfraukreich  durch,  die  ütier  die  Schweiz  nach  Südfrank- 
reich befördert  wurden,  nach  dem  Aljschluß  des  Waffenstill- 
standes endlich  auch  Züjic  mit  französischen  und  italienischen 
Gcfan.£;enen,  die  über  di^'  Schweiz  lieimbefördert  woirden. 

Anläßlich  jenes  eisten  Zuses  im  ;\lärz  1917  hatte  eine 
Mannheimer  Zeituno-  den  AN'unsch  ausoesprochen,  es  möchte 
ba'ld  wieder  „der  r  e  e  1  m  ä  ß  i  ^j- e  Bahuverkehr  mit  unserem 
südlichen  Nachbarland  aufücnommen  wer(Ten,  zu  denen  das 
stammverwandte  badische  Land  seit  Jahrhunderten  in  reoem 
Austausch  von  ideellen  und  materiellen  Gütern  aller  Art  ge- 
standen". Der  Wunsch  sollte,  wie  die  Ereignisse  gezeigt 
haben,  nicht  in  Erfüllung  gehen.  Und  doch  setzten  die  Be- 
ul ü  h  u  n  g  e  n  z  u  r  W  i  e  d  e  r  r  ö  f  f  n  u  n  g  des  Bahn- 
hofes bereits  im  llerlist  1914  ein.  Es  versteht  sich  von 
^selbst,  daß  die  Stadt  Basel-  die  wie  kaum  eine  andere  Stadl 
der  Schweiz  ainter  dem  Krieg  g(ditten  hatte,  hieran  das 
größte  Interesse  hatte  und  alle  A'orgänge,  die  auf  eine  ba-1- 
dige,  Wiederaufnahme  des  Betriebes  schließen  ließen,  mit 
Aufmerksamkeit  verfolgte.  ludes.  alle  A'eisuche,  die  Ver- 
kehrssperne  zu  mildei'n  und  den  llahnhof  wenigistens  unter 
gewissen  Einschränkungen  wieder  freizugeben,  scheiterten- 
Vollends  als  Italien  auf  Seiten  unserer  Gegner  in  den  Krieg 
getreten  war,  mußte  das  Eiugangstor  zur  Scliweiz  fest  ge- 
schlossen bleiben :  dii«  Spionengefahr  in  der  nahe  der  französi- 
schen Grenze  gelegenen  Großstadt  war  zu  drohend,  als  daß 
einer  Milderung  oder  gar  Aufheljung  iler  'Sperre  hier  noch 
weiter  das  Wort  g'i'redet  werden  konnte.  Und  doch  ruhten 
die  Bestrebungen,  Ijesonders  von  Basler  Seite,  nicht.  Ver- 
sdhiedene  Male  wähnte  man  den  Zeiti)unkt  für  die  Wieder- 
aufnahme des  Betriebes  gekommen,  und  im  Winter  1916/17 
sollten  diese  Bemühungen  erstmals  greifbarei-e  'Gestalt  an- 
nehmen. Man  versuchte,  einen  Pendelverkehr  zwiscln'u 
Weil-Leopoldshöhe  und  Basel  S.  B.  B.  einzurichten,  wodurch 
auch  der  Badische  Bahnhof  wieder  in  den  Vierkehr  einbezogen 
worden  wäre.  Auf  diese  Weise  hätte  sich  wenigstens  die 
lästige  Eii-enbalinlücke  beseitigen  lassen.  Allein,  obwohl  sich 
das  Betrielisprogramm  im  bescheidensten  Eahjneu  gehalten 
hatte,  mußten  die  Basier  Zeitungen  Anfang  März  1917  melden, 
ilaß  aus  der  ganzen  Sache  nichts  weiden  könne,  da  die  Militäi- 
behörden  ihre  Genehmigung  dazu  versagt  hätten.  Ob  die.ser 
Widerstand  auf  deutscher  oder  schweizerischer  S-eite  oder 
auf  lieiden  Seiten  gek-geii-  steht  daliin.    Jedenfalls  war  er 


stark  genug,  auch  weiterhin  jeglichen  Fortschritt  in  dieser 
Hinsicht  hintanzuhalten. 

Der  unselige  Krieg  ging  zu  Ende,  der  WaffenstilLstand  kam 
und  damit  endlich  auch  die  Möglichkeit,  den  schönen  Bahnhof 
seiner  ursprünglichen  Bestimmung  wiederzugeben.  Hatte  es 
sich  zuvor  immer  nur  um  die  Wiederaufnahme  eines  Teils  des 
Betriebes  gehandelt,  so  trat  jetzt  die  Frage  einer  Aufnahme 
des  gesamten  Betriebes  in  den  Vordergrund.  Anfang  Dezem- 
ber 1918  fanden  die  ersten  unverbindlichen  Besprechungen 
statt  und  a  m  7.  J  a  n  u  a  r  1919  alsdann  die  entscheidende 
Beratung  der  l>eteiligten  schweizerischen  und  badischen 
Eisenbahnverwaltuugen  sowie  der  lieideiseitigen  Zoll-  und 
Militär]>ehörden.  ,,Die  beteiligten  Behöiden  —  hieß  es  in 
dem  amtlichen  badischen  Bericht  vom  8.  Januar  —  haben  sich 
grundsätzlich  darüber  geeinigt,  daß  der  Verkehr  naeli  Basel 
Bad.  Stb.  sowie  über  die  Verbindungsbahn  nacli  und  von 
Basel  S.  B.  B.  vorbehaltlich  der  von  den  zuständigien  Reiöhs- 
und  Laude>s)>ehördeu  noch  zu  genehmigenden  besondel^en  Ver- 
einbarungen über  die  Durchführung  der  AuvSfuhrverlK)te  usw. 
wieder  auf  genommen  werden  soll.  Der  Zeitpunkt  der  Wieder- 
aufnahme des  Verkehrs  kann  noch  nicht  bestimmt  werden,  da 
er  von  dem  Eingang  der  Zustimmung  durch  die  in  Betracht 
kommenden  Behörden  abhängig  ist.'' 

Es  hat  sich  bei  den  Besprechungen  ergeben,  daß  man  sich 
z.  Zt.  völlig  veränderten  Verhältnissen  gegenüber  befindet. 
So  war  z.  B.  vor  dem  Krieg  für  die  Zollverwaltungen  die  Ein- 
fuhr in  das  eigene  Land  hauptsächlich  von  Bedeutung;  im 
Gegensatz  dazu  liegt  das  Interesse  jetzt  bei  der  Ausfuhr,  und 
die  Handhabung-  der  A^oi\schriften  ülx?r  die  Ausfuhrverbote 
bildet  heute  einen  Hauptbestandteil  zöllnerischer  Tätigkeit. 
Dazu  kommt  als  früher  nicht  gekanntes  Hemmnis  des  Reise- 
verkehrs der  immer  noch  bestehende  Paßzwang,  der  besondere 
Vorkehrungen  erheischt.  Alle  zoll-  und  grenzpolizeilichen 
^Maßnahmen  müssen  im  Badischen  Bahnhof  selbst  (also  nicht 
an  der  Grenze  )>ei  WeiLLeopoldshöhe)  vorgenommen  werden 
können,  wenn  ein  befriedigender  Zustand  geschaffen  -werden 
soll.  Dies  aber  erfordert  eingehende  Verhandlungen,  die  alle 
Einzelheiten  zu  umfassen  haben,  ein  Umstand,  dem  zweifellos 
auch  die  weitere  Hinauszögerung  der  Wiederaiufnahme  des 
Verkehrs  zuzuschreiben  ist.  Nach  Biättermeldungen  von  Mitte 
Januar  1919  sollte  diese  am  1.  Februar  erfolgen.  Da  die  Ver- 
handlungen indessen  Mitte  Februar  noch  niöht  abgeschlossen 
waren,  mußte  der  vorgesehene  Zeitpunkt  weiter  hinausgerückt 
werden.  Es  steht  jedoch  zu  hoffen,  daß  auch  diese  Schwierig- 
keiten bald  überwunden  sein  werden.*) 

Mancherlei  Mißgeschick  hat  den  'Badischen  Bahnhof  von  je- 
her verfolgt:  Beim  Bau  war  die  nahezu  fertigge-stellte  Schal- 
terhalle im  August  1911  durch  einen  Brand  fast  völlig  zer- 
stört worden,  und  der  Krieg  setzte  den  kaum  eröffneten 
Bahnhof  auf  Jahre  hinaus  wieder  ganz  außer  Betrieb.  Möge 
nach  all  diesen  Fährlichkeiten  der  gewaltige  Bau  endlich 
seiner  eigentlichen  Aufgabe  dienen  können,  die  Exzellenz 
Roth,  weiland  Generaldirektor  der  Badischen  Staatseisen- 
bahnen,  bei  seiner  Eröffnung  in  die  schönen  Woi-te  gekleidet 
hat:  „die  fieundnachbarlichen  Beziehungen  des  Deutschen 
Eeichies  und  Badens  zur  Schweiz  fördern  und  der  altehrwürdi- 
gen, aber  immer  in  neuer  'Kraft  und  Schönheit  sich  verjüngen- 
den Stadt  Basel  zum  Nutzen  und  zur  Freude  gereichen." 


*)  In  der  Sitzung  der  verfassunggebenden  badischen  Natio- 
ualvei'sanunlung  vom  28.  März  ex'klärte  Verkehiismi  niste  r 
Rückert,  die  neuen  Fahrpläne  seien  bereits  fertiggestellt  und 
Zoil-  und  Militärbehörden  hätten  ikre  Vorkehiaingeu  ge- 
troffen; es  stehe  nur  noch  die  Zusage  der  schweizeris<dien 
Regierung  aus.  ' 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland 

Fahrerlaubnisscluvine.  Auf  du'  von  den  Eisen t)ahnilirek- 
tiouen  ■eistattetcn  Berichte  über  die  mit  den  Fahiterlaubnis- 
s<-h('iu('n  gemachten  Erfahrungen  liat  der  jneußische  Eiseu- 
tiahnmiuistei-  folgendes  verfügt:  Die  immer  noch  ungünstige 
Hetriebslage  zwingt  dazu,  bis  auf  weiteres  den  Nachw'eis  der 
Notwendigkeit  und  Dringlichkeit  d<i  Reisen  beizubehalten. 
Nur  dadur<'h  kann  verhütet  werden,  dass  eilige  und  wichtige 
Reisen  niiterldeiben  müsseu,  weil  die  verfügbaren  Plätze  durch 
nicht  dringliche  Reisen  in  Anspruch  genommen  werden.  Die 
l>ereits  bei  Einfühlung  des  Verfaluens  vorausgesehenen  und 
IUI veruieidMclven  X,'i('hteil<i  müssen  d-emgegeuübei-  in  Kauf  u'e- 


nummen  werden.  Sie  werden  aber  teilweise  durch  weiter 
unten  ncxdi  zu  erörternde  Massnahmen  gemildert  werden  kön- 
nen. Wo  eine  Bes.serung  der  Betriebs-  und  A^erkehrslage  be- 
reits eingeti-eten  ist  oder  in  nächster  Zeit  eintreten  wird,  wird 
dies  eine  willkommene  Gelegenheit  bieten,  vor  allem  die  Aus- 
tilhrung  \on  Bei-ufsi eisen,  insbesondere  der  Kaufleute  und 
Gewei betreibenden,  zu  erleichtern,  da  in  diesen  Kreisen  die 
Beschränkung  der  Keisetätigkeit  uaturgemäss  besondci-s 
schwer  enipfunden  wird.  Für  den  Vergnügungsreiseverkehi 
ist  auch  jetzt  noch  kein  Raum.  Der  Hamsterveikehx,  gegen 
den  nach  Mitteilung  der  beteiligten  Stellen  der  allgemeinen 
Verwaltung  aus  letzter  Zeit  vielfach  nicht  oder  nicht  nieh. 
mit  der  erforderlichen  Strenge  eingeschritten  wird,  ist  rüi-'  - 
sichtslos  durch  Verweigerung  der  Reiseerlaubnis  zu  'w- 
kämpfen. 

Im  übrigen  sehe  ich  ebenso  wie  bei  Eriass  der  Auorduiuij; 
auch  heute  davon  ab.  die  Fälle  aufzuzählen,  in  denen  ein« 
Reise  als  dringlicli  und   notwendig  anzusehen  ist.    Wie  idi 
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(k'u  Berichten  der  Direktioueu  ersehen  habe,  hat  die  über- 
»iegende  Mehrzahl  in  der  Hauptsache  den  Erlass  beti-effend 
)iin)flichkeitsnachweise  für  Keiseude  im  Schlafwagen,  den 
Anweisungen  für  die  prüfenden  Stellen  zugrunde  gjelegt,  so 
ass  eine  gewis^se  Einheitlichkeit  in  der  Handhabuno-  (>ereii- 
ingetreten  und  weiter  die  Mögliclikeit  gegeben  ist.  der  Eigen- 
rt  örtlicher  Verhältnisse  durch  Zulassung  oder  Versaguug 
er  Reiseerlaubnis  bei  .mderen  Reif-.ezwecken  Rechnung  zu 
lagen.  Gleiches  trifft  für  die  Frage  zu,  welche  Nachweise 
ntl  Bescheinigungen  als  Unterlage  für  die  Prüfung  anzuer- 
enuen  sind.  Ich  beschränke  mich  daher  zur  Erzielung  einci 
rösseren  Einheitliclikeit  des  ^'erfah^ens  auf  folgende  Be- 
timniungeu : 

1)  Die  Entscheuluug  über  die  Molwendigkeit  und  Driugiich- 
eit  von  Reisen  muss  ausschliesslich  in  den  Här- 
en de  I-  ( )  1  g  a  n  e  d  e  i-  Ei  s  e  n  b  a  h  u  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g 
iegen;  nur  diese  daif  Fahlerlaubnisscheine  ausstellen,  da 
iir  sie  in  der  Lage  ist;  die  Möglichkeil  der  Beförderung  zu 
bersehen  und  danach  das  Verfahren  stienger  odei-  weniger 
tiM^ng  zu  hantlhaben. 

2)  Für  jede  als  driuglich  und  uoiweudig  anerkauute  Reise 
ein  besonderer  Erlaubnisschein  auszufertigen,  also  aucJi 

ir  die  Rückreise.  Die  Entnalune  von  Faihrkailen  ist  nur 
egen  Vorzeigung  eines  Erlaubnisscheines  zulässig.  Der 
chein  nuiss  Namen  und  Wohnnit  des  Berechtigten,  den  Ort 
Reiseantritts  und  das  Reiseziel,  den  Reisetag,  die  Anzalil 
er  benötigten  Fahrkarten  und  den  Ort  und  Tag  der  Ausstel- 
ing  enthalten.  Er  ist  mit  dem  St6mi>el  der  prüfenden  Stelh' 
ad  mit  Naniensunter-schrift  des  Prüfungsljeaniten  zu  versehen, 
s  empfiehlt  sich,  auf  ihni  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dass  ei 
L'iuen  Anspruch  auf  Beförderung  giljt.  Der  Falu-erlaubnif^- 
'hein  ist,  um  auch  unterwegs  eine  Nachprüfung  zu  ermöu- 
cheu;  zweckmä.ssig  den  Rei.*euden  zu  l>elassen,  beim  Durch- 
•hreiteu  der  Sperre  zu  lochen  und  nach  Beendigung  der  Fahrt 
it  der  Fahrkarte  abzugeben.  Einzelne  dien-stliche  Reisen 
>n  Staats-  und  Komniunalbeamteu  können,  ohne  dass  es  der 
usfertigung  eines  be.sondereu  Erlaubnisscheines  bedarf,  ge- 
?n  Bescheinigung  der  Notwendigkeit  der  Rei.sc  durch  die  vor- 
;«.etzte  Dienstbehöide  zugelassen  werden.  Diese  Bescheini- 
ing  ist  dem  Reisenden  zu  bela.ssen.  Ob  auch  die  Ausgabe 
)n  Zeitkarten  von  der  A'orlage  eines  Fahi'erlaubnisscheines 
>hängig  zu  machen  ist,  ist  je  nach  den  örtlichen  Verhält- 
ssen,  insl>esondere  naeh  etwa  eingetretenen  Misständen.  zu 
mrteileu. 

3)  Die  im  Bezirk  emei  Ei.-enbahndirektiou  ausgestellten 
ihrerlaübnisscheine  (einzelne  oder  Dauerscheine,  auch  für 
e  Rückreise)  sind  in  allen  übrigen  Direktionsl>e'Zirken  anzu- 
kennen.  ebenso  die  Erlaubui.sscheine  fremder  Verwaltungeu. 

4)  An  Reisende,  die  nachweislich  beiufsmässig  häufig  Rei- 
n  auszuführen  hatx-n.  insbesondeie  also  an  Beamte,  Kauf- 
ute und  Gewerbetreibende,  können  atisnahmsweise  Dauer- 
laubni«.scheine  auf  Grund  einer  Danen eisebescheinigung  der 
»rgesetzten  Behörde,  der  Handels-  und  Gewerbekammeru  oder 
si  Vorlage  de.s  Wiandergew  erbeschein  es  ausgefertigt  werden, 
ir  Sicherung  gegen  Missbrauch  empfiehlt  es  sich,  die  Dauer- 
laubnisscheine  auf  Zeit  zu  stellen  (2 — 3  Monate),  sie  mit 
■m  abgestempelten  Xiichtbild  des  Inhal>ers  und  des&en  Unter- 
hnft  versehen  zu  lassen  und  für  eine  be-stimmte  Zahl  von 
sisen  duich  Einteilung  in  Felder  einzurichten,  die  1>ei  Eeise- 
itritt  abgestempelt  oder  durchlocht  werden. 

-  Fahrpreisermässisunff  zur  Förderung  der  Frühjahisbestel- 

ng.  Infolge  eines  Antrages  der  Land'wirt..schaftskammer  in 
anuover  hat  der  preussische  Eisenbahnniinister  zur  Förde- 
ng  der  diesjährigen  Frühjahi\sl>estellung  und  der  Erntearbei- 
a  der  gleichen  Fahrpreise rniässigung  wie  im  vorigen  Jahre 
igestimmt.  Demgemäss  wird  auf  den  pieussisch-hessischeu 
aatseisenbahnen  Arbeitern,  denen  zur  Frühjahrsbestellung 
id  zur  Einbringung  der  Ernte  eine  auswärtige  Arbeitsstelle 
u-ch  einen  der  dem  Verbände  deut.scher  Arbeitsnachweise  au- 
fhörenden öffentlichen  oder  gemeinnützigen  Arlieitsnach- 
eise.  einen  Arbeitsnachweis  der  Landwirtschaftskammern 
ler  der  deutschen  Arbeiterzentrale  in  Berlin  vermittelt  wor- 
n  ist,  die  einmalige  Fahrt  nach  der  Arbeitsstelle  und  zurück 
ährend  der  Zeit  bis  zum  15.  Dezem)>er  d  Js.  in  der  4  Wa- 
mklasse  zum  halben  Fahrpreis  gewährt  werden.  Die  Er- 
ässigung  ist  wie  bisher  bei  den  Fahrkartenausgaben  unter 
orlage  eines  von  den  vorbezeichneten  Arbeitsnachweisen  für 
e.  Hin-  und  für  die  Rückfahrt  je  besonders  auszustellenden 
usweises  zu  beantragen.  Als  Ausweise  dienen  wiederum  die 
Öldrucke  zur  Erlangung  der  tarifmässigen  Fahi-pieisermässi- 
ing  zum  Zwecke  der  Arbeitsvemiittlung  nach  entsprechender 
banderung  des  Wortlauts.  Den  übrigen  deutschen  Staats- 
1(1  Privateisenbahnen  ist  von  der  Massregel  mit  dem  Au- 
simstellen  Mitteilung  gemacht  worden,  '  sich  ihr  anzu- 
nlie.ssen,  auch  sind  die  Eisenbahnkommissare  ersucht  wor- 
in, den  Privatbahnen  ihres  Aufsichtsbezirks  die  Gewährung 
ner  gleichen  Vergünstigung  nahezulegen. 


—  A'erläugerung  der  Dahmc-Uckroer  Eisenbahn.  Der  Ge- 
sellschaft ist  die  Erlaubnis  zur  Vornahme  allge- 
meiner Vorarbeiten  für  eine  volLspurige  Verlänge- 
luug  der  Nebeueisenbahn  Dahme-Uckro  von  Dalnue  üIkt 
Schönewalde.  Holzdorf,  Schweinitz  nach  Jessen  (Elster)  er- 
teilt worden. 

—  Spartakistischc  Eiseubahnräuber.  Auf  einzelneu  Bahu- 
strecken  im  Eifelgebiet  nimmt  die  Unsicherheit  für  Reisende 
immer  mehr  zu.  Nach  Au.ssagen  von  Augenzeugen  bestiegen 
etwa  200  junge  Burschen  im  Alter  von  18  bis  25  Jahren  einen 
von  Euskirchen  nach  Liblar  fahrenden  Personenzug  und  ver- 
teilten sich  auf  die  einzelnen  Wagen,  Während  der  Fahrt 
drangen  sie  in  die  einzelnen  Abteile  und  zwangen  unter 
Drohen  mit  Dolchen  und  andern  Mordwaffen  die  Reisenden 
zur  Herausgabe  vou  Le)>ensmittelii  und  Wertsachen.  Ob- 
gleich die  Notbremse  gezogen  wurde,  fuhr  der  Zug  mit  be- 
schleunigter Schnelligkeit  weiter.  inuIUe  aber  wegen  Ach- 
senbrandes  in  Derkum  halten.  Dort  brachten  die  Ueberfalle- 
aen  sich  in  Sicherheit,  da  ihnen  Schutz  nicht  gewährt  werden 
Konnte,  während  die  Räuber  entkamen.  Die  Ortspresse  ver- 
Jangt  in  einem  ,.Spartakus  auf  der  Bahn"  überschriebeneu 
Artikel  sofortiges,  energisches  Eingreifen  der  Behörden. 

—  Ba.vern  und  die  Reicliseisenbahnfrage.  Der  bayerische 
Landeseisenbahnrat  beschäftigte  sich  in  seiner  letzten 
Tagung  mit  der  Frage  der  Vereinheitlichung  der  deutschen 
Eisenbahnen.  In  der  Aussprache  wandten  sich  alle  Redner 
gegen  eine  Vergewaltigungspolitik  bei  der  Abgabe  der  ba.ve- 
lischen  Bahnen.  Verkehrsminister  v.  Frauendorfer  betonte, 
riaß  Ba.vern  bereit  sei,  den  Reichseinheitsgedanken  zu  stär- 
ken; aber  auf  der  Weimarer  Grundlage  sei  dies  nicht  mög- 
lich. Keinesfalls  dürfe  Ba.vern  zur  Abgabe  der  Bahnen  ge- 
ZAvungeu  werden.  Zum  Schluß  nahm  der  Eisenbahnrat  mit 
überwältig^ender  Mehrheit  folgende  Entschließung  an :  Der 
ba.verische  Landeseisenbahnrat  ist  durchaus  damit  einver- 
standen, daß  die  Einrichtungen  der  deutschen  Eisenbahnen 
durch  weitere  Vereinbai-ungen  tunlichst  einheitlich  ausgebaut 
werden,  daß  zu  diesem  Zwecke  die  Reichsaufsicht  über  da« 
Eisenbahnwesen  gestärkt  wird.  Der  Eisenbahnrat  steht  mit 
Entschiedenheit  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Uebernahme 
der  bayerischen  Staatsbahnen  auf  das  Reich  nur  im  We.ge  des 
freien  Vertrages  mit  Zustimmung  der  ba.yerischen  Volksver- 
tretung erfol;;jen  kann.  Er  hält  den  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
wegen  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Wirren  nicht  fü-. 
geeignet,  eine  so  weittragende  Frage  zu  einem  allezeit  be- 
friedigenden Austrag  zu  bringen. 

—  Die  Gewerkschaften  an  die  deutsehen  Eisenbahner.  Vor- 
stand und  Bezirksleiter  des  Deut  s  c  h  e  n  E  i  s  e  u  b  a  h  u  e  r- 
verbandes  richten  in  der  neuesten  Nummer  ihi-es  Ver- 
bandsorgans nachstehende  eindringliche  ^lahnuug  au  ihie 
^litglieder : 

„Kollegen!  In  ernster  Stunde  wenden  wir  uns  an  Euch! 
l'u.ser  gesamtes  Wirtschaftsleben  ist  erschüttert,  der  lang- 
.jährige  Krieg  hat  es  in  Trümmer  .geschlagen;  uns  droht  völ- 
liger Zusammenbruch.  Dazu  darf  es  nicht  kommen,  neu  muss 
unser  Wirtschaf tslel>en  befruchtet  werden.  An  dem  Wiedei- 
aufbau  unserer  VolksM'irtschaft  mitzuarbeiten  ist  unser«' 
Pflicht.  Daran  mitzuarbeiten  sind  die  gewerkschaftlichen 
Organisationen,  vor  allem  auch  unser  Verband  berufen. 
Planlose  Aktionen  wirken  nicht  aufbauend,  sondern  zerstö- 
rend. Die  bald  lüer  bald  dort  auftauchenden  wilden  Arbeits- 
einstellungen hindern  die  zielbewusste,  auf  den  Wiederaufbau 
des  Wirtschaftslebens  gerichtete  Gewerkschaftsarbeit.  Ohne 
eine  blühende  Volkswirtschaft  können  wir  aber  nicht  existie- 
ren. Was  nutzen  uns  alle  sozialen  Forderungen,  wenn  Handel 
und  Industrie  darniederliegen  und  der  A'erkehr  stockt?  Des- 
halb erkennt  die  Gefahr!  Wenn  wir  von  Arbeitseinstellungen 
in  der  gegenwärtigen  Stunde  abraten,  so  handelt  es  sich  um 
die  wirkliche  Sicherstellung  der  Errungenschaften  der  lUno- 
lution.  Es  gilt:  die  politische  Freiheit  zu  erhalten.  Deshalb 
arbeitet  mit,  helft  und  unterstützt  uns!  Folgt  und  verlraul 
den  Führern  des  Verbandes!  Alle  Aktionen  mit  und  durch 
die-  Organisation!  Arbeitseinstellungen  können  nur  Erfolg 
haben,  wenn  sie  vou  der  Organisation  vorbereitet  und  geführt 
werdeu.  Dehnt  darum  die  Beteiligung  an  den  wilden  Streiks 
ab,  sie  fiihren  zum  Zusaiuiuenlirucli  und  kräftigen  die  Reak- 
tion. Wir  vertiauen  auf  den  gesunden  Sinn  unserer  Mit- 
glieder und  appellieren  an  sie,  dass  sie  unsere  Mahnung  be- 
folgen. Es  gilt  die  schwere  Not  der  Zeit  zu  beseitigen,  unri 
dazu  liedarf  es  gemeinschaftlicher  Arlieit.  Kollegen!  Laßt 
diese  eindringliche  Mahnung  nicht  ungehört  verhallen  ai- 
beitet  mit  uns  gemeinschaftlich  in  KoUegialität  und  Treue. 
Wenn  dies  .geschieht,  ist  uns  eine  bessere,  glücklichere  Zu- 
kunft gesichert.'- 

—  Oberbanrat  Suadicaui.  Der  Ober-  und  Geheime  Bauiat 
Suadicani,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Berlin,  ist  am 
1.  April  im  Alter  von  72  Jahren  in  den  Ruhestand  getreten. 
Mit  ihm  verliert  die  preußische  Eisenbahnvei-waltung  einen 
ihrer  hervorragendsten  Baubeamten,  der  ein  Menschenalter 
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hindiii^h  an  der  baulichen  Foiteutwickeluu^-  des  Eisenbaha- 
iiic'tz(vs  ([•er  ReidliKsliauptistadt  tätig  a,'ewe«.ea  ist  uud  siob.  dabei 
iiiiftewöhnlich'e  Verdienste  «rworben  hat. 

Suadicani  wurde  am  10.  Jauuar  1847  in  Schleswig"  s*J'Joren. 
Seine  Tätigkeit  im  Bauwesen  beoanu  er  als  Baueleve  am 
I.  April  !!<()!).  wurde  aber  .schon  im  Jahre  darauf  zu  den 
Kahn-en  oerut'en,  um  sich  an  dem  Feldzuge  gegen  Frankieieh 
t)eteiligeu.  Er  machte  n.  a.  di'O  Schlacht  bei  Gravelotte, 
wo  er  verwundet  wurde,  sowie  dio  Belagerung  von  Paris  mit. 
Nach  Ablegung  der  Baumeistieiprüfnng  im  Juni  1879  wuvd>e 
er  am  7.  12.  1886  zum  Königl.  Eegierungsbaumeister,  am 
1.  4.  1889  zum  Eiseubahuhan-  uml  Bctviebs-Inspektor,  am  11.3. 
1895  zum  Eegieining«-  uud  Baui  al,  aiu  8.  '2.  1904  zum  Geheimen 
Baurat.  und  am  17.  9.  19(>.'i  zum  Olx  rhaurat  ernannt. 

Mil  .\usuahm6  der  Jahre  ISO,")  l>is  189^.  \\o  «r  Vorstand  der 
Ik'tiiebsinspektion  3  in  Stettin  Avar,  hat  S.  wählend  des  lOjäh- 
rigeu  Zeitraums  vom  Juli  1879  bis  zu  seinem  Übertritt  in  den 
Ruhestand  dem  Direktiü>nsbezirk  Berlin  augehorl.  Der 
Schwerpunkt  seiner  Begabung  uud  seiner  Neiguugru  lag  auf 
dem  Gebiete  des  Xeubaus.  Als  langjiihiigei-  Xinibaudezernent 
der  Direktion  Berlin  ist  er  die  Iritemle  und  treibende  Kraft 
bei  der  Weiterentwiekelung  des  (jtross-Berliner  Verkehrs- 
wesens, das  er  bis  in  alle  Einzelheiten  kannte  und  be- 
lierrschte,  gewesen.  Aus  den  großen  .Vufgcit>€u,  die  ihm  ol> 
lagen,  seien  hervorgehoben:  der  Ausbau  der  Stadt liahn,  ins- 
besondere des  Schlesi'schen  Bahnhofs  und  der  Bahnhöfe  Zoo- 
logischer Garten  und  Tiergarten,  der  viergleisige  Ausbau  der 
Ringbahn,  der  umfassende  Ausbau  der  nördlichen  Bahnen  bis 
Schöuholz  und  Pankow  und  der  östlichen  Bahnen  l)is  Erkner 
und  Gh'ünau,  der  Bau  der  Bahn  Tieueubrretzcu — ^^Nauen  und 
die  Anlage  der  im  Entstehen  beoriffeueu  l'uigehuugsbahn  um 
ganz  Berlin  mit  ihren  großen  Verschiebebalinliöfen. 

Seit  seiner  Ernennung  zum  Oberbaurat  im  Jahie  190.5  obl.' 
S.  die  allg^emeine  obere  Leitung  aller  größeren'  -Bauaufg-aben 
des  Bezirks  uud  seiner  Fortent Wickelung  in  baulicher  Hin- 
sicht. Manche  grundlegendeir  Arljeiteu,  die  er  hinterläßt, 
werden  seinen  Nachfolgern  zugute  kommeu,  so  die  Atisarbei- 
lungen  der  für  die  Elektrisieiung  der  Stadl-,  Ring-  und  Voi- 
ortbahnen  erforderlichen  bauliilieu  Anlagen.  Der  Ruf  Suadi- 
eauis  ist  auch  weit  über  die  Grenzen  seiner  engeren  Heimat 
hinaus  gedrungen,  wie  unter  anderem  sein«  Zuziehung  zur 
Begutachtung  der  Entwürfts  für  den  Umbau  der  gesamten 
Bahnanlagen  in  uud  bei  Stuttgart  (1907/8),  und  der  iEnl  würfe 
eines  großen  Verschiebebahnhofes  l>ei  Komwestheim  in 
Württeml)erg  (1909)  beweist.  Im  Nebenamt  war  Suadicani 
.Mitglied  des  technischen  OberpTÜfungsamts,  der-  Akademie  des 
'B:auwesen.s  und  des  Architektenaar.sschuisS'eis  Groß-Bieriin. 
Vielfaeh  ist  er  bei  der  Aufstellung  tler  all.iälu-Lichen  Aufgaben 
für  den  Schinkelpieis  uud  der  Beurteilung  ihrer  Lösungen 
mit  tätig  gewesen. 

Für  die  Eisen))ahudirektiou  Berlin  ist  Suadicanis  Austritt 
von  tief  eingreifender  Bedeutung.  Seit  langen  Jalu-en  war 
er  hier  der  uneingeschränkt  anei kannte  Führer  auf  bauteeli- 
niscbem  Gebietic.  Die  gi'oßeu  T,"^mbautien  uml  J2rnieu'erung,s- 
baiiten,  die  durch  das  unausgesetzte  Anwachsen  der  Reichs- 
hauptstadt und  der  A'ororte  nötig  wurden,  tragen  fast  alle 
den  Stempel  des  schcideuden  Mauurs  Alit  unermüdlichem 
Fleiße  durehfors(.'ht<'  er  die  Verliältuisse  des  Berdiner  Eisen- 
bahn verkehis  und  foimte  danach  Balmliöfc  und  Bauten.  Für 
alle,  die  mit  ihm  und  nel)en  ihm  arli<  itetrn,  Mar  er  ein  Vor- 
bild der  sorgfältigen  Abwägung  der  Notwendigkeiten,  und 
die  Vielen,  die  unter  ilmi  gestanden  und  bei  ihm  gelernt 
haben,  die  nahmen  mit  sich  die  Kenntnis,  wie  eingehend  und 
sorgsam  ein  Meister  seines  Faches  prüfte  nntl  erwng,  was  im 
einzelnen  Falle  uötig  und  am  zweckmäßig.sten  war.  Noch 
auf  lange  Jahre  hinaus  werden  die  Berliner  Eisenbahnl)aulen 
\on  Suaidicauis  Tätigkeit  künden.  Den  Scheidenden  aber  be- 
gleiten Freundschaft  und  Verehrung  aller  derer,  die  mit  ihm 
geraeinsam  g-earbeitct  hatten  und  die  jetzt  aus  ihrem  Kreise 
den  Altmeister  verlieren  der  in  seiner  stillen,  ruhigen  schles- 
wig-holsteinischen Art  so  lange  mit  ihnen  vorbildHch  gewirkt 
hat.  Die  vielen  aber,  die  unter  ihm  gearbeitet  und  gelernt 
haben,  werden  dankbar  ihres  einstigen  Ijchrers  und  Beraters 
sich  -erinnern.  Mit  Suadicani  scheidet  eju  ^lann  li(ilieii  '\^^is- 
■sens,  eisernen  Fleiß<?s,  unzei-störbar-ei-  Herzensgüt©  und  steter 
Hilfsbereitschaft  aus  dem  Drenst  des  A'aterlandes,  für  dessen 
Größe  er  einst  in  der  Jugend  stolz  kämpfte  und  tiessen  Er- 
niedrigung sein  ti-eii  deutsches  Herz  jetzt  schwer  bedrückt. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staatsbahnverwaltung  ist  der  Regierungsrat  Bruno  Moel- 
1  er,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Cassel,  zum  Ge- 
heijnen  Regieiungsi  ai.  und  vortragenden  Rat  in  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten  ernannt  worden. 

Versetzt  sind :  die  Regierungsräte  Eduard  G  r  u  n  o  w  , 
bisher  in  Hannover,  nach  Kattowitz  als  Obernegierungsrat 
(auftrw.)  bei  der  Eisenbahndirektion  daiselbst,  Hövel,  bis- 
hea-  in  Münster  (Weistf.),  a.ls  Mitglied  der  Eisenbahndirektion 
nach  Oassel.  Dr.  Witte,  bi'She)'  in  BerOin,  als  Mitglied  der 


Eis'Onl)ahndirektion  nach  Elberfeld,  Dr.  Goudefroy,  bis- 
her in  Hamburg,  als  Mitglied  dk.>r  Eisenbahnainektion  nach 
Frankfurt.   (Main),  Dr.   Barkhausen,  bisher  in  Braun- 
schweig,  al«  Mitglied  dei'  Eisenbalindirektion  nach  Hannovei, 
llellwig,  bisher  in  Altona,  als  Mitglied  der  Ei).senbahu-. 
direktion  mach  Kattowitz,  Kurt  Lü,  dicke,  bivsher  in  Mün- 
ster (W<'stf.),  zur  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt  (Main), 
Dr.  Fritze,  bisher  in  Frankfurt  (Main),  zur  Elsienbahndirelv- 
lion  imch  Erfurt  und  Fleck,  bisher  in  Frankfurt  (Main), 
zur  Eisenbahndirektion  nach  Bromberg;  —  die  Reg-iening.s- 
asses-soiH-n  Dr.  Johannes  Schultz,   bisher  in   Erfurt,  als 
Vorstand  (auftrw.)  des  Ei'sienbahn- Verkehrsamts  uach  Ham- 
burg und  Hoff,  bisher  in  Berlin,  zur  Eisenbahndirektion 
uach  Münster  (Westf.)  ;  —  der  Oberbanrat  Max  Büttner, 
bisher  in  Essen,  als  Gberbaurat  zur  Eisenbahnilirektiou  ua<  Ii 
Berlin;  —  die  Regierungs-  und  Bauräte  Zoohe,  bisher  in 
Breslau,   als  Gberbaurat   (auftrw.)    zur  Eisonbahndiiektioii 
nach  Essen,  Julius  Dorpmüller,  bi.sher  in  Siaarbiiickeu. 
als  MitgliiMl  der  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,  Heimaiiu 
M'e.y  e  1-,  hrsher  in  Cassel,  als  Oberbaurat  (auftrw.)  der  Eiseii- 
liahudirektiou  nach  Halle  (Saale),  Klotz,  bisher  in  FranJx-j 
furt  (Main),  als  ^litglied  der  Ei.senbahudixektion  nach  Bres- 
lau, E  r  n  s  t .  bisher  in  Essen,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirek- 
fioü  nach  Cass^el,  Weltmann,  bisher  in  Kattowdtz,  als  Mii: 
glied  der  Eis'cnbahndirektion  nach  Berlin,  H  a  1  le n  .s le  b  eu, 
l)ishe,r  iji  Magde'jurg.  als  Mitglied  der  Eisienbahndirektion  nach 
Cassel,  Konrad  Metzel,  bisher  in  Düsseldorf,  als  Vorstand 
des  Eisentiahn-Betriebsamts  1  nach  iStendal,  Ludwig  Schri)- 
dier,  bisher  in  Könitz,  afls  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts 4  nach  Magtieburg,  Paul  Lehmann,  bisher  in  Wongro- 
\\  itz,  als  Vorstand  des  Eisen biahn-Betriehsamts  nach  König 
liero'  (Neum.),  Johlen,  bisher  in  Königsberg  (Neum.),  alj- 
Mitglied   (auftrw.)    der  Eis>enbahndir>ektion  nach  Kattowitz. 
H  6  r  w  i  g  ,  bisher  in  Stendal,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisieu- 
bahudirektion  nach  Münster  (Westf.),  Falk,  biislier  in  Duis- 
burg, als  Mitglied  (anftrw.)    der   Eisenbahndirektion  na<H 
Frankfurt   (Main),  P  leg  er.  bisher  in  Lyck,  als  Mitglin^f! 
(auft'rw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Breslau,  Haack,  bis- 
her in  Dirschau,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion 
nach  Es.sen,  Gentz,  bischer  in  Osterode  (Ostpr.),  nach  Wit- 
tenberge aiks  Vorstand  eines  Werkstätten amts  bei  der  Eii.s€ii- 
bahn-Hauptwerkstätte  daselbst,  Giertz,  bisher  in  Breslau 
und  Veite,  bisher  in  Düsseldorf,  als  Mitglieder  (auftrw.)  der 
ELsenbahndirektion  nach  Danzig,  Gaedke,  bisher  in  Wit- 
tenberge, alis  Vorstand  des  Eisenbahn-Masohinenamts  nad 
Stolp,  Weil,  bisher  in  Betzdorf  (iSieg),  als  Vorstand  de-- 
Ei.senbahn-Werkstättenamts    nach    Osterode     (Ostpr.)  uu( 
Fillie,  bisher  in  Lauban.  als  Vorstand  des  Eiisenbahn-Wejk- 
Stättenamts  3  nach  Breslau ;  —  die  Regiemn.gsbanmeister 
Eis.enbahnbaufaches    .Schönborn,    bisher    in  Frankfur 
(Oder),  als  ^^o^stand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1  nach  Ko 
uitz,  ,Scotland,  ibislier  in  Königsbera:  (Pr.),  als  Vorstam 
(aufti  w.)  des  Ersenbahn-Betriebsamts  nach  Gotha,  Irmer 
bisher  in  Bionibeig,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahui 
I3etrieb.sa.mts  3  nach  Bssien,  ß  a  m  m  e  t ,  bisheir  in  Duisburg 
als  Vorstand  des  Eisenbalm-Betriebsamts  1  nach  Dimohau 
Franz  Hartmann,  bisher  in  Olpe,  als  Vorstand  (auftrw. 
des  Eisenbahn-Betriebsamts  3  nach  Duisburg,  Schachert 
bisher  in  Bochum,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eis>enbahn-I'>e 
triebsamts  8  nach  Berlin,  Dr.-Ing.  Risch,  bisher  in  BerliD 
als  Vorstand  (aufta'w.)     des    Eisenbahn-Brettdebsamts  nac! 
Minden  (Westf.),  Jaeger,  bisher  in  Coblenz,  zur  Eisenbalni 
direktion  nach  Cöln,  Johannes  >S  c  h  r  ö  d  e  r ,  bisher  in  Kattö 
witz,  zur  Eisenbahndirektion  ' nach  Breslau,  Rothmann 
luisher  in  Cassel,  .als  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabteiluir 
nach  Göttingen,  Karl  Pirath,  bisher  in  Görlitz,  nach  Miiu 
ster  (Westf.)  als  Vorstand  der  daselbst  neu  errichteten  Ei&en 
liahn-Bauabteilung,    B  r  a  u  m  a  n  n ,    bisher    in    Posen,  ziu 
Eisenbahn- Zentralamt  nach  Berlin  und  Wilhelm  Richard 
bisher  in  .Essen,  als  Vorstand  der  Eieenbahn-Bauabteilun 
nach  Rotenburg  (Han.) ;  —  die  Regierungsbaumeister  des  51a 
schinenl>aufachies  L  a  u  ben  hei m  e r ,    bisher,   iü  Arnsber 
(Westf.),  a.ls  ^-orstaud  des  Eisenbahn-Maschinenamts  1  nac- 
Es.sen,  Viktor  N  i  e  m  a  n  n  ,  bissher  in  Hannover,  nach  Ülze 
als  Vorstand  (auftrw.)  des  daselbst  neu  errichteten  EisenbaliE 
Masohinenamts,  Artur  Exner,  bisher  in  vStolp,  als  Vorstau 
des     Eisenbahn-Werfestättenaints    nach    Lauban,  Hemian 
Schmidt,  bisher  in  Essen,  nach  Osnabrück   als  Vors  tan 
■eines  Werkstättenamts  Ix'i  der  Eisenbahn-HLauptwerksta.tt  dai 
selbst,  Deppen,  bisher  in  Berlin,  als  Vorstand  (auftrw. 
des  Eisenbahn-Werkstättenamtis  nach  Betzdorf  (Sieg).  .So  dei 
bisher  in  Nied,  nach  Neumünster  als  Voi\stand  eines  Wei4i 
stätt'onamts  bei  der  Eisenbahn-Hauptwea-kstatt  daselbst.  Wen 
ner  Bergmann,  bisher  in  Frankfurt  (Main),  als  Vorstan. 
(auftrw.)  des  Eisenbahn-Werkistättenamts    nach    Nied  uni 
llappel,  bisher  in  Bromherg,  zum  Eisenbahn- Zentralamt  al 
Abnaihmebeamter  nach  Lübeck,  sowie   der  Eisenbahn-Vei 
kehrsinspektor  Strege,  bi.sher  in  .Stettin>  als  Vorstand  , 
Eis<Mi bahn -Verkehrsamts  1  nach  Magdeburg.  i 
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Neuer  Vorschuß  an  die  Südbahu.  Die  Südbalm  liaC  "mi 
''"J"ar  auf  Grund  vou  Foixiei-ungen,  die  sie  zu  ßtellen  hatte, 
ii^ir  1?'^™"°^  ^'^^  Kriegsminist'eiiuins  einen  Vorschuß  vou 
)0  Millionen  Kronen  erhalten  (versfl.  Nr.  13,  S.  125  d.  Zto- ) 
k  or  kurzem  hat  dte  Gksells^haft,  gMchfalls  auf  Grund  von 
iamhaft<?n  Forderungen  an  di©  Kriegsverwaltuns-,  di«  aus 
Lransport-  und  andern  Betriebsteistungen  vmd  Bauher&tellun- 
:en  wähz-end  d€r  Krie^szeit  stammen,  einen  neuerlichen  Vor- 
chuß  erbeten,  ohne  welchen  es  ihr  angesichts  ihrer  finan- 
lellen  Lage  unmöglich  gewesen  wäre,  bis  zur  endgültigen 
tegelung,  die  wohl  erst  in  der  Friedenskonferenz  wird  ' er- 
oigen können,  kassenmäßig  durchzuhalten.  Nunmehr  ist  ihr 
uf  ihre  Ansprüche,  die  «i«  mit  einem  weit  höheren  Betrage 
eziffert  hatte,  ein  Vorschuß  von  36  Millionen  Kronen  o"e- 
»-ähi-t  worden.  Mit  die.^em  dürfte  isie  fiii-  längere  Zeit  aus- 
ommen. 

—  Verlegung  de.s  Fahrweges  des  Expreßzuges  Paris-Buka- 
est.  l>er  Expreßzug  PariR-Bukarest,  dessen  weiterer  '  Ver- 
ehr von  Wien  naeh  Bukarest  wegen  des  Umsturzes  in 
ngarn  in  Frage  gestellt  Avar,  wird  in  der  Weis-e  aufrccht- 
rhalten  bleiben,  daß  eine  Verlegung  des  Fahrweges  vor- 
enommen  wird.  Während  der  Zug  bisher  von  Wien  über 
udapest  geleitet  wurde,  wird  er  nunmekt  über  südslawisches 
ebiei,  und  durch  den  von  rumänischen  Trup]x-u  besetzten 
eil  Siebenbürgens  nach  Bukarest  weitergeführt  werden  Die 
3ue  Lmie  fuhrt  von  Wien  über  Graz, '  Steinbrück,  4graiu, 
jabadka  Szegedin,  Temesvar,  Lugos,  Marosilia,  Piseki, 
6V1S  und  Predeai  nach  Bukarest.  Die  Fahrtdauer  wird  durch 
ese  Wegyerlegung  um  etwa  acht  Stunden  verlängert.  lu  doy 
bfahrtzeiten  des  Expreßzuges  vou  Bukarest  und  Paris  triii 
;ine  Veränderung  ein. 

Lemberg-Czernowitzer  Bahn.  Die  Verwaltung  dieser 
ahn  hat  sich  im  Hinblick  auf  die  Besetzung  ihre?  Linien 
i  die  verschiedenen  Nationalsta,aten  mit  dem  Ersuchen  o,e- 
endet,  ihr  die  Einnahmen  aus  den  nunmehr  von  ihnen  be- 
igeben en. Strecken  zur  Verfügung  zu  stellen.  Zugleich  hat 
La  I^««|it«anspruche  geltend  gemacht.  Solche  Eingaben 
urden  an  die  polnische  und  an  die  ukrainische  Regierung 
irichtet.  Die  Gesellschaft  liat  sich  auch  an  die  deutsch- 
terierchische  Eegierung  gcAvendet  und  darauf  verwiesen- 
,ß  zumindest  bis  zum  28.  Oktober  1918  die  Einnahmen  aus 
.^.i^    ■       ^^r-  ^^"^  gemeinsamen  Staatskassen  ge- 

ssen  sind.  Wie  verlautet,  steht  die  deutschösterieichische 
Jgierung  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Linien  der  Lemberg- 
ernowitzer  Bahn  außerhalb  ihres  Gebietes  g-elegen  sind  und 
}  daher  nicht  imstande  i&ei,  rüok.ständige  Zahlungen  für 
:chnung  der  neu  entstandenen  Staaten  zu  leisten.  Auch  die 
baf?""  f  V  *""  .™™äjii;^clien  Eegierung  sind  an  die  Gesell- 
iiati  bisi>ei'  nicht  flussig  gemacht  worden. 

-  Der  Fahrpark  der  Wagenleihanstalten.  An  der  Aus- 
landersetzung  zwi^ichen  der  deutsohösterreichischen  Eegie- 
ag  und  den  Nationalstaaten  wegen  Aufteilung  des  Fahr- 
un KrTt^?*?-  Staatsbahnen  sind  die  Wagenleihan- 
^if^iif  ^'^^  beteiligt.  Ihr  Fahi-park  ist  über  die  ganze 
Bmalige  Monarchie  zerstreut,  und  die  Bemühung-en,  die  Ver- 
n^t  wii^?'"  ^^l  «rlangen,  waren  bisher  ergebnislos.  Dies 
Q^t  wohl  auch  da.mit  zusammen,  daß  infolge  des  Verlano-ens 
o-pn  ,';^'li''T       Eegierung,  eine  größere  Anzahl  von  Güter- 

Be.^SJ^  2™?*''^*''  auszuliefern,  sich  in  allen  Staaten 
If^n  ^^^1  ^'4*'  y«rfugbaren  Güterwagen  zurückzu- 
t^n  p^""*  Wagenleihge.^eU.schaften  haben  «ich  infolge- 
ZhiJ^l^  Eingaben  an  die  deutschösterreichische  und  die 
^Äciiiedenen  Nationalregierungen  gewendet  und  ersucht 
^n  mitzuteilen,  ob  sie  bereit  sind,  in  die  MietveJtrfiie  ein- 
reten,  welche  seinerzeit  mit  den  österreiohi^schen  Staats- 
men  abgeschlossen  wurden,  oder  ob  hinsichtlich  der  Wagen 
ere  Absichten  bestunden.  Vorläufis-  hat  sich  nur  die 
SSeft  ^^lärt.  etwa  30  %  der 

^T\vl  österreichischen  Staatsbahnen  angemie- 

fn  l^^T'^^^""  beha  ten.  Von  dem  tschecho.sWki- 
^Ir^t  'f'^V-^         südslawischen  Staate  ist  bis- 

eine  Antwort  nicht  eing-elangt. 

-  Bevorstehende  Erhöhung  der  Kohlcnureise  Nach 
Ä^r^*^^  ^^'>l^litigen  die  KÄfirmen,  vom 
tTL  t         erhebliche  Erhöhung  der  Kohlenpreise  ein- 

A      fassen,  und  zwar  un  Ausmaße  von  etwa  1  K  50  H 
len  mi^^lw^T^'^k  -^/-^  Verteuerung    wird    im  wesent-' 
«5^00+      Tarifkundigung  seitens  der  tscheeho-slo wa- 
chen Staatsbahnen  begründet.  Überdies  haben  dde  Rohlen- 
eitei-  nunmehr  den  Achtstundentag  dui'ch^esetzt 


—    Persoualnachrichten       Dd     Präsident     der  Naiinnai 
^iei^s'^auf  set'^X  S^'^^--^^'^-  In^^B^u^io  E^ltei^^^En: 
ikktä^rs      für     v^-fT*"^"  ^"i*^  Unterstaats- 

.^ckibtars      tui     Verkehrswesen     enthoben.  Sektionschef 
V  on  Enderes  wurde   nunmehr  vom  Staatssekretär  für  Ve?- 
kehiswesen    zum    Vorstande   der   Sektionen   für  Verkehrs 
angelegenherten   und  für  maschinentechSe  Verwtltun^t 
nngelegenheiten  Iwstellt,  ^»uim  u«    v  erwairungs- 


Tschecho-Blowakisches  Gebiet. 

gebiet  mit  Giiltrgkeit  des  autonCfn  ZolltaSfä  Vom 
Tage  der  Gültigkeit  dieses  Gesetzes,  d.  i.  vom  8  März  d  l 
werden  alle  Waren,  die  in  das  Gebiet  der  techecho-sWV" 
die  .',ff  ^f^^'^^T^^™'^^^^  ^^^«^        f^*"  Gebieten  uncl  sSareu" 
iZJ^  r?^T  1«-^  gewesenen  Österreich-Ungarn  enN 

Tarffes  'Tn1eilt&''-''7onr^'  ''''  ^^^"^"^  ^^^"^^^  autonomen 
lairies    unteiwoiten.     Zollbetreiungen   und  Ermäßia-unwn 

'  .M^^n.o.'"  Weitere  zeitweise  Befre^ngVn  °S 

Grundlage  dieses  Gesetzes  werden  m  der  nächsten  Zeit  ver 

autbart.  werden     Für  die  Zollabfertigung  gefter?  vorläiTfi: 
die   gleichen    Vorschriften    wie   rm    g-ew^senen    öltS  ch 
Inf^^-^  -st^nieniand  g.enö<.gl   die  ZolldeklaS.trSrdeu  sch 

liehen  Teite  Bolunens  uud  Mährens  an  den  Grenzen  Deuttcl, 
Österreichs  freigegeben  weiden.    Diese  StSlen  werden  öS" 
Irch  kundgemacht   werden.    Die   übrie-en  Grenyt^nl 
.'uich  weiterhin  bewacht  werden  und  efn  übSaS  an^nen 

'^t^c&'%S'T^r'  ■^t-i'^V,  Eisenbahnlranspm^.   auf  der 

streck«:    Gmund-Weseli.Mezimosti    mit    der  ZoUabfertiß-,nio- 

:"i^fre-g^'j^?.:;^..'"^"^'^"^^^  WeseliXimäHt^^^d^r. 

sehen  Staatsamt  für  vSVswesen         die  Fr^^''"** 
f^%':^.tT'^^^^^^  Eil^ntÄÄ7auf 

äif  iSS^^-g^l^^^S^  ^ 
Südslawisches  Gebiet. 

Kroaten.  Slowenen)  verfügt:^^^^^^^^^ 

.  ichen  Auslande  (Deutschland,  Deutschösterre  ch  Türkei 
Lngarn  und  Bulgarien)  einzusteUen,  dass Tele  Ausfuhr  nJc  i 
Italien  und  Einfuhr  aus  Italien  sowie  ieder  Durcheancrili; 
kehl-  für  dieses  Land  über  südslawisches  Set  ^terlaStTseV 
desgleichen  ^«der  Durchgangsverkehr  ü bei  die  Wtiten  Ge 
Ä  °DTe  Sulf^  auf  die  Bestimmung  oder  Skunft  de," 
>va,P6.    L)ie  Errrtuhr  aus  den  besetzten  Gebiet>en  und  di^  ^^J 

W.^.""^"^/'''"  'r^tf*^  Gebieten  rst  dann  gSttet  wetn  df<" 
Ware  nachweisbar  dortiger  Herkunft  oder  nacl^welTbaT  fi 
die  Versorgung  der  dortigen  Bevölkerung  be.slinml  ' 


Übrige  europäische  Länder. 

u  ~"  Transportnot  in  Frankreich.     Auch  in  Fiank-i>ei^>li 

herx^ht  gegenwärtig  eine  große  Transportnot,  die  sS  ^i5 
weZ  ^^«'f.i»^-^^^^!!, Gebietes  durch  die  deutschet  TrSpS 
InneiL  L  T^^^^^^^^  ''"'^  Ä'roßeren  Entfernung  der  Front  vom 
ak  diTnäm»  If'^'^f  T""^  wsentlidli  vermelirt  hat.  Mehr 
fu.  w.?o  ^^+''4*','  Lokomotiven  sind  ausbesaeningsbedürftio- 
das  Wagenmaterial  ist  in  einem  bedauernswerten  Zustan*.' 
denn  Scherben,  Türen  und  Polster  sind  schwer  heroenomme^^ 
ein^"'J^.,^T  Bahnge.^ellschaft.  die  it  iSÄSu 

fmTaln^  IQ^ "^«eföhr  3  Hektar  ScJieiben  hatte,  biSie 
im  JaJii-6  191  ^  allein  17  Hektar.  Dazu  kommt  daß  dnc  Pr.iV 
ma  erral  z*r  Ausbesserung  zum  Teilbar  S  Shä  tltch^il' 
KobÄ^^  namentlich  die  Beruf  sarl>eiter  fehlen  d^  fem  er  ^e 
SwT'*.  ^"'i^  andauert,  und  daß  es  r  nter  den  Eisen! 

wt  ÜWalf  ■  höK  "-ä-en  anfängt,  weü^e, 

UngSi  verminderte  Arbeitezeit  ver- 

Mkn  versucht  nun  dem  Übel  auf  alle  mögliche  An  zi. 
steuern:    So  haben  einzelne  Ba.hnge.^ll.^.]iaften  in  dir  letzten 
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ZeitiiTi«;  de»  Vereins 
Deutscher  Eiseubalinverwaltuait« 


/■oit  dk'  (imudiiux  vou  privaLini  Beparatiirwei-kstälHni  s«.hr 
beg'ünstigt,  indem  sie  »ie  mit  ö-rößeren  Aufträgieu  l>evor- 
zui>-t-e'ri,  wähiiend  Äich  bisber  die  privat-e  ludustrie  in  Frank- 
liHch  uur  weni«-  mit  der  Aivsbeisserans  des  Eisenbahn- 
material«  befaßte  uud  die  Ki'oßen  Werkstätten  nicht  mit  den 
nötigen  Einiichtungieu,  wie  Kollbriicken  usw.,  ausfferii»tet 
waren  Man  hofft  nun,  daß  durch  solches  \'orffeheu  einer- 
seits und  ihirch  di^  Küokkehr  von  Faeharbeitem  anderer- 
«•c^tis  die  Transuortnot  alsbald  wenigstens  eiaiffernia,ßein  be- 
hoben werden  kann.  Zudem  isteheu  noeh  über  600  Loko- 
motiven aus  Amerilca  aus,  die  noch  nicht  einoetroffen  siad, 
und  etwa  1000  sollen  in  den  franzö^s^ischen  Werkstätten  bis 
End«  1920  fertiggestellt  Wicrden,  teils  im  Auftrag  des  Staats, 
teils  im  Auftrage  der  Bahng-e&ellschaften.  Alles  das  -aber 
reicht  noch  laage  nicht  hin,  damit  bald  der  nonnale  Verkehr 
wieder  aufgenommen  wird.  Der  Pariser  „Temps"  fra^t  mit 
Eeeht,  was  nun  in  einigen  Monaten  g->eisdhehen  ksoII,  -wenn  der 
amerikanische  Fremdenverkehr  aufgenommen  wird,  denn  bei 
einer  einziigen  engiliscben  ,Sclhiffahrtiage.sellschaft  'Sind  bel- 
i-eits  über  60  000  Fahrkarten  für  die  Fahrt  von  Amerika  naeh 
Firankreioh  ibestellt.  .  . 

Was  dien  Personalmangel  anbetrifft,  so  ist  ihm  einiger- 
maßen  durch  die  Einstelljung  von  sogen.  Freiwilligen  aibge- 
holfen  worden,  aber  wenn  soziale  Schwierigkeiten  sich  ein- 
stellen solltien,  so  wäre  von  der  Aufuahino  des  normalen 
Betriebes  noch  keine  Kede.  Dem  Peitsonal  isind  allerdings 
Zuwendungen  in  l>eträchtlioher  Höhe  igemacht  worden,  die 
■<dner  einzigiea  Bahn.gesellschaift  im  JaJhre  1918  auf  über 
lOO  Millionen  zu  stehen  kamen..  Aber  heute  handelt  ©s  «ich 
nm  Forderungen  allgemeiner  Natur:  die  Arbeiter  ver- 
langen den  Achtstundentag,  Vewinheitlichung  der  B«e.sol- 
dungserhöhungeu  und  die  Verstaatlichung  der  Bahnien.  Hier- 
zu .bemerkt  das  erwähnte  Blatt:  „Dieste  Fordenmgen  müssen 
mit  der  nötigen  Euhe  -und  dean  nötigen  Eeohtsigefühl  beider- 
s^eits  erwogen  werden ;  'es  ist  auf  jeden  Fall  nicht  angängig, 
daß  die  Wülüarbeit  einer  iMindteilheit  das  Werk  der  Wieder- 
herstellung beeinträchtigt.  Wenn  der  normale  Verkehr  wie- 
der hergestellt  werden  vsoll,  dann  iiulsisien  sich  vor  allem  die 
Militärt:ransporte  vermindern,  denn  davon  kann  gar  keine  Eede 
sein,  daß  der  Waffenstillstand  eine  Erleichteiung  gebi^acht 
hätte.  Die  Versorgung  der  Tnippen  auf  eine  Entfernung, 
die  mindestens  300  km  größer  ist  als  )>ei  der  früheien  Fi'ont, 
der  ümistand,  daß  sie  über  eiiu  völlig  zerstörtes  Netz  statt- 
fiiiden  muß,  femer  der  Rücktransport  der  Kriegsgefanigenen 
und  die  Demobüisation  haben  nene  Schwierigkeiten  gebracht, 
obwohl  die  Versorgung  der  Besatzungstiuppen  auf  dem 
Rheinwege  in  den  letzten  Tagen  Fortschritte  gemacht,  hat. 
Noch  immer  sind  30  %  der  beladenen  Eisenbahnwagen  für 
die  Truppen  bestimmt  gegen  70  %  im  letzten  Jahre.  Dazu 
kommt  erschwerend  die  nationale  Versorgung  uud  die 
VViederheiistelluna-  der  l>eiS(etzJt.  gewesenen  Gebiete,  dann  die 
IVesonderen  Tranispoi-terlaubnissr©  zur  Aufrechterhaltung  des 
Betriel>eis  in  einzelnen  Fabriken,  mit  denen  allerdinigs  sehr 
haushälterisch  umgegangen  wird.  (So  muß  tsioh  der  Handel 
mit  dem  Material  begnügien,  das  übrig  bleibt,  wenn  alle  diese 
nötwendigen  Transporte  gesichert  isiad.  Die  Verkehrs- 
stockungen, die  in  letzter  Zeit  nannentlich  in  der  Umgeibung 
\'on  Paris  vorgekommen  sind,  sind  weniger  auf  die  Eisien- 


liahnen  zurückzuführeu  als  auf  die  Unmöglichkeit,  ju  welch« 
sich  die  Empfänger  befinden,  ihre  Güter  abzuladen,  isei 
wegen  Arbeiter-,  sei  es  wegen  Pfei-demangels.  Wohl  sii 
zahlreiche  PiferdebeLstände  von  der  Ainiee  fwigegeben  wo 
den,  aber  niemand  kauft,  sie,  weil  der  ^Mangel  an  Futti^ 
nütteln  nach  wie  vor  herrscht.  Sollte  dieser  Zustand  au( 
weiterhin  andauem,  äo  wären  die  Bahnen  genötigt,  die  Hf: 
delstransporte  mit  der  Bestimmung  nach  dem  Innern  ' 
Landes  wesentlich  zu  v.erlan,gisamen."  , 
Im  Personenverkehr  sind  die  Schwierigkeiten  noch  groß< 
aber  man  beabsichtigt,  in  nächster  Zeit  die  Zahl  der  Zii 
etwas  zu  vennehren ;  immerhin  soll  gemäß  den  Anweiisung> 
der  liandielskanmiern  vorderhand  inoch  das  iSchwei-gewi"' 
der  Bemühungen  auf  den  Güterverkehr  gelegt  werden,  «o  < 
die  Bahnen  im  kommenden  Herbst  in  der-  Lage  sein  werd( 
den  Ernteverkehr  zu  bewältigen  und  die  Brennstoffe  zu  > 
fördern.  -T-  R-  F.-Zürich 

—  Ein  schweizerisch-französischer  Kongreß  für  das  Proj 
Schweiz-Ozean.    Auf  ein«  von  Rochefort  ausgegangenen 
regung  soll  um  die  Zeit    des    diesjährigen  Pfingstfestets 
eiuem  heute  noch  nicht  bestimmten  Hafenorte  der  franzö 
■sehen  atlantischen  Küste  ein  KongTOß  der  Bürgermeister  ( 
französischen  Weststädte  stattfinden,  zu  welchem  auch  za. 
reiche  Vertreter  auis  der  SchM-eiz  eingeladen  werden,  da 
diesem  Anlasse  nicht  nur  Vorträge  und  ein  Meinungsaustau 
über  die  l>össere  Verbindung  zwischen  dem  Atlantischen  Ozf 
und  der  Schweiz  istattfinden,  isondern  auch  eine  genneiasch 
liehe  Besichtigung  der  französischen  Westhäfen  vorge.m 
men  werden  soll.    Die  Pressie  von  Rochcfort-^sur-^ler  sohl 
als  Kongreßort  die  Stadt  Nantes  vor.     Bekanntlich  hat 
einiger    Zeit   auf    Einladung    der    Gesellschaft  „La  L 
Navigable"  Nationalrat  iSigg  i(Genf)   die  wiesttmnzöisisc _ 
Häfen  bereist  und  hat  dabei  Vortxäige  gehalten,  die  seitd 
zur  Grtindung  des  „Comite  Suisse-Ocean"  geführt  haben  ■ 
zu  dem  Besuch  französiiscSher  Delegierter  in  Genf,  von 
aus  eine  Vertretung  nach  Bern  ging,  um  sich  mit  den  B 
desräten  Ador  und  Calonder  über  das  Projekt  Schw.eiz-Oz 
zu  unterhalten. 

—  Streikbewegung  in  Italien.  „Avanti-  rechnet  mit  eiii] 
allgemeinen  Ausstand  der  italienischen  Eisenbahn  an 
stellten.  Auch  die  Staatsarbeiter  in  Pavia  sollen  sich 
den  Hafenarbeitern  von  Genua  solidarisch  erklärt  hab 
„Secolo"  berichtet  über  eine  Bewegung  unter  den  Angestt 
ten  der  italienischen  Kleinbahnen  für  den  Achtstund 
tag.  „Perseveranza"  teilt  mit.  dass  die  Industriellen  von  g! 
Italien  eine  Zusammenkunft  am  2.  April  vorhaben,  die  s 
hauptsächlich  mit  der  Monopolfrage  der  Rohstoff  beschaffe 
und  Arbeiterproblemen  beschäftigen  soll. 

—  Einstellunsc  des  Personenverkehrs  in  Russland.  Wie 

Heteingfors  (16.  März)  mitgeteilt  mrd,  ist  Meldungen  der  r 
sisoheu  Preis&e  zufolge  'im  Sowjetrussland  dier  Personen^ 
kehl  auf  den  Eisenbahnen  volktäudig  eingestellt  worc 
Die  Transportkrise  hat  sich  so  verschärft,  dass  die  Elf 
bahnen  für  die  nächste  Zeit  ausschliesslich  für  den  Transi 
\on  Lebensmitteln  und  Kohlen  zur  Verfügung  stehen  müsi 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Verkehrswiederaufnahme. 


Vom  15.  April  1919  ab  wird  auf  dem 
au  der  Strecke  Irrel-Igel  zwi.schen  den 
Stationen  Wintersdorf  (Kr.  Trier)  und 
Mesenich  gelegenen  Bahnhof  IV.  Klasse 
M  e  t  z  d  o  r  f  der  gesamte  Verkehr,  wie 
er  bis  zum  15.  April  1917  bestanden  hat, 
wieder  eröffnet.  Die  Tarif-  und  Sta- 
tionsverzeichnisse  sind  zu  berichtigen. 

Saarbriicken,  den  26.  März  1919.  (419) 
Eisenba  hndirektion . 


2.  Güterverkehr. 

N<»nhleut8ch-niedcrläudischer  Güterver- 
\  kehr. 

Infolge  der  am  1.  April  1919  auf  den 
deutschen  Bahnen  eintretenden  Tarif- 
erhöhungen tritt  mit  dem  gleichen  Ta^e 
an  Stelle  des  Ausn ahmet ardfs  für  die 
Beförderung:  von  Steinkohlen  usw.  von 
deutschen  Stationen  nach  Stationen  der 


Xiedeiländischen  Eisenbahnen  vom 
1.  Januar  1919  ein  neuer  Ausnahmetarif 
in  Kraft,  dessen  Sätze  gegen  die  .seit- 
herigen bedeutend  erhöht  sind.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Tarifer- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  ^  6  der  Eisen- 
bahnverkehrsordnung. Preis  des  Tarifs 
0,30  M. 

Essen,  den  27.  Jlärz  1919.  (417) 
E  i  s  e  n  bahnd  ii-e  ktion . 

Deutsch-schwedisch-noi'wegischer 
Gütertarif,  Teil  II,  vom  1.  Nov.  1913. 

Infolge  EuQistellung  der  Fahilen  auf 
der  Dam])fschiffsstrecke  Frederiks- 
havn-Göteborg  werden  die  Frachtsätze 
mit  der  Dampfschiffsalrfertigungsstelle 
Göteborg,  (Gothenburg)  Seite  111—120 
des  Tarifs,  mit  Gültigkeit  vom  1.  April 
1919  an  g-estrichen. 

Altona,  den  31.  März  1919.  (422) 
Eisenbahndirektion 

namens  der  Verbandsverwaliungeji. 


Staats-    und  Privatbahu-Güterverkc 
besonderes    Tarifheft  enthaltend 
Ausnahmetarif  6d 
für  Braunkohlen  usw. 

Am  1.  April  d.  J.  erscheint  eine  >i 
ausgäbe  des  Taiifhefts'  unter  ß 
hebung  des  vom  1.  Juli  1917  m 
Nachträgen  I  und  II.  In  den  T; 
sind  sämtliche  Kriegszuschläge 
gerechnet.  Es  wird  bemerkt,  daß 
Zuschläge  nach  Heft  C  Ib  des  Sta 
und  Privatbahngüterverkehis  in 
Frachtsätzen  des  neuen  Tarifs  iij 
■enthalten  sind  uud  besonders  erhc 
^verden. 

Halle  (Saale),  31.  März  1919.  ( 
Eisenbalindirektion. 

Vom    1.  April  ab    kommen  die  j 
fernungsznschl*g-e    der  Stationen 
Farge-vegesacker  Eiisenbahn  in 
fall. 

Hannover,  den  29.  März  1919. 
Eisenbabudii'ektioii. 


jIS..  JahrgMig 
5.  April  1919 
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Cfv  1103.  Obcrschlesisch-Sächsischei 
Kohlenverkehr, 
gültig:  vom  1.  Oktober  1917. 
Im  Anschluß  an  die  Bekanntmachim^ 
i«r  Eis«nbaluidirektion  Bierlin  vom 
!6.  Februar  1919  in  d«r  Nr.  19  der  Zei- 
.\mg  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 
rerwaltimgen  vom  12.  März  1919  (Seite 
89)  wird  unsere  Bekanntmachung  vom 
!7.  Februar  1919  in  der  Nr.  18  der  vor- 
^nannten  Zeitung  vom  5.  März  1919 
Seite  179)  dahin  ergänzt,  daß  mit 
TÜltigkeit  vom  1.  Mai  1919  die 
Entfernungen  in  der  Kilometertafel  II 
les  obenbezeichneten  Tai'ifes  abzuärU- 
era  sind  bei 

Rodenbach    .    .    .    von  134  auf  162  km 
Brambach      .    .    .     „   356   „   364  „ 
iger  Sächs.  Stb.    .     „   339        389  „ 

'leißen   353   „   368  ., 

S-anzensbad  Säehs. 

Sfaat&b.      ...     ,.   338  382 

aingenthal    339   .,   341  ., 

'etschen  ....  „  134  162  ,. 
''oitersreuth     .    .     .,   346   „   374  „ 

Die  eintretenden  Mehi-entfernungen 
etragen  2  bis  50  km. 

Kattowitz,  den  1.  Aprü  1919.  (418) 

Eisenbahndirektion  Kattowitz, 
amens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Am  1.  April  d.  J.  tritt  der  Nachtrag  IV 
1  Kraft.  Nähere  Auskunft  erteilt  unser 
''erkehrsbüro. 

Mainz,  den  24.  März  1919.  (421) 
'reußische  und  Hessische  Eisenbahn- 
dii'ektion. 

►irekter  östeiTeichischer  und  Unga- 
ischer  Levanteverkehr  über  Triest 
nd  Fiume  seewärts  (nach  Hafen- 
lätzen der  Levante).  Tarif.  Teil  II, 
[eft  1  (Export  aus  östei-reich)  sowie 
.  und  2.  Anhang  zu  den  Heften  1 
bis  4  des  Tarife»  Teil  II.  ^ 

Mit  Ablauf  des  15.  Aprü  1919  treten 
er  Tarif.  Teil  II,  Heft  1  (Export  aus 
sterreich)  mit  Nachtrag  I  sowie  der 

und  2.  Anhang  zu  den  Heften  1  bis 
des  Tarifes,  Teil  II,  samt  Nach- 
•ägen  I  (bzw.  Beilage)  ohne  Ersatz 
ißer  Kraft. 

Die  Aufhebung  des  Tarifes,  Teil  I 
SS  vorbezeichneten  Verkehres  ist  be- 
'its  verlautbart  worden.  (Siehfp  Nr.  15 
ieses  Blattes  vom  22.  Februar  1919, 
Site  150,  Kundmaehung  Nr  226) 
Wien,  am  28.  März  1919.  (423) 

Südbahn-Gese]  1  scha  f  t 
imens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

3.  Personen-  und  Güterverkehr 

Binnenverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  tritt 
ne  Erhöhung  der  gewöhnlichen  Fahr- 
•eise,  der  Fahrpreise  für  Militär-,  Mo- 
its-  und  Arbeiterwochenkarten,  der 
iterfrachten,  der  Umladegebühren, 
berführungsgebühren  von  und  nach 
m  Brohler  Hafen,  sowie  der  Orts- 
achten in  Kraft.  —  Ferner  wird  füi- 
n  Binnenverkehr  ein  Fracht  Zuschlag 
Qgeführt.  Näheres  ist  auf  der  Bahn- 
irwaltung  in  "Brohl  zu.  erfahren. 
Köln,  den  24.  März  1919.  (415) 

Brohlthal-Eisenbahn-Ge&ellsohaft. 

 Der  Vorstand. 

4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badischer  Personentarif.    Heft  B. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  ist 
•r  Nachtrag  4  erschienen.  Er  enthält 
Jßer  einigen  Änderungen  der  Aus- 
hrungsbestimmungen  die  iafolge  der 
inferhöhung  ab  1.  Aprü  1919  eintre- 
aden  Änderungen. 

Karlsruhe,  den  31.  März  1919.  (420) 
ineraldirektion  der  Staatsedsenbahnen. 


El 

Bl 
El 


O.  R.  P. 

Sicberheitsgleise  etc. 


Ratciesche  'Brems- Prellböcke. 

FUr  jede«  Stumpfgleis  für  Rangier-  und  Petsonenbahnhöfe, 
schiedenen  GröQen  lieferbar. 
Vom  K.E;,Z.  A.  und  anderen  E.  Bahn  -Verwalt.  geprüft,  im  Betriebe  im  In-  u.  Auslände  bewährt. 

Uetahrloses  Auflaufen  der  Personen-  und  Güterzüge  und  einzelnen  Wagen. 
Weltansstttlung  •Brüssei:  Ehrenpreis.  fVeltanssteHang  Turin:  Grand  Prix. 

baltische  Aasjtellung  MalmS;  KönigX.  Medaille.  [7074] 

A,  RAWIE,  Osnabrtich  •Schinhel. 


El 
El 
El 
El 
El 


Elsässer  deutscher  Abstammung,  sehr  energisch  und  strebsam, 
40  Jahre  alt,  Praktiker,  im  Eisenbahn-  u.  Straßenbahnbetrieb  erfahren, 
zuletzt  14  Jahre  bei  größerer  Straßenbahn  in  Els.-Lothr.  als  Betriebs- 
ingenieur  tätig,  infolge  seiner  deutschen  Abstammung  zum  1.4.  19 
gekündigt,  sucht  selbständige  Stellung  bei  Straßen-  oder  Kleinbahn  im 
Bahnbau,  Betrieb,  Werkstätte  oder  Materialienverwaltung.  Gefl.  Offerte 
unter  Eis.  7078  an  die  Anzeigen-Annahme  dieser  Zeitung  (Link- 
straße 23/24)  erbeten.  ly^^^g. 


Deutsche  Eisenbahnsignalwerke 

Aktiengesellschaft 
vorm.  Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer,  Zimmermann  &  Buchloh. 
Bruchsal  i.  ß.  Georgsmarienhütte 

Kr.  Osnabrück. 

Vertretungen  in  Berlin -Borsigwalde  und  Kattowitz  O.  S. 

Mechanische  Stellwerke 

nach  den  preußischen  Einheitsformen  und  nach  den  eigenen  Bauarten 
Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer  und  Zimmermann  &  Buchloh. 

Elektrisch  gesteuerte  Druckluftstellwerke. 
Elektrische  Stellwerke. 

Kohlensäure-Signalantriebe  und  -Kraftanlagen,  Flügelkuppelungen.  Selbst- 
tätige Zugsicherungen  gegen  das  Überfahren  von  Haltsignalen. 

Wegeschranken. 

Schlag-  und  Fernzugschranken  nach  den  neuesten  Lieferungsbedingungen. 

Drahtseile 

für  Weichen-  und  Signalleitungen,  sowie  Förder-,  Rund-  und  Flachseile  in 

allen  Abmessungen. 

Eisen -Gießerei 

fiir  Massenherstellung  aller  Arten  von  Grauguß.  Sämtliche  Gußstücke  für 
die  preußischen  Einheitsstellwerke.  —  Maschinenguß.  Kabelmuffen  —  Kabel- 
verteilungsgehäuse —  Kabelmerkzeichen.    Morsetischfüße  —  Bremsklötze. 

Eisenkonstruktionen. 

Signalbrücken  und  -Ausleger,  Gittermaste,  Traversen  und  Teiegrafenstützen 
für  Mast-,  Wand-  und  Dachbefestigung. 
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BisenbaHntectiniKer 

guter  Zeichner,  für  Büro-  und  Außendienst,  zum  mög- 
lichst baldigen  Antritt  gesucht.    Bewerbungsschreiben  mit 
Zeugnisabschriften,  Lichtbild  und  Angabe  der  Gehalts- 
ansprüche an 

Badische  Anilin-  u.  Sodafabrik 

AmoniaRwerk  Merseburg  (Bautechnische  Abteilung) 
Leuna- Wer Ke,  Kreis  Merseburg. 


iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiniiii 
Verlas  von  Julias  Springer  in  Berlin  W9 

Soeben  erschien: 

Wahl  und  Aufgaben 

der 

Arbeiter-  u.  Angestellten- 
ausschfisse 

Gemeinverständliche  Erläuterung 
der  Verordnung 
vom  23.  Dezember  1918  und  der  dazu 
erlassenen  Ausführungsbestimmungen 

von 

Dr.  Hermann  Schulz 


Geheimer  Regierungsrat 
Ständiges  Mitglied  d.  Reichsversicherungsanit 

Zweite,  umgearbeitete  Auflage 

Preis  M.  2.80 

(4-  10%  Teuerungszuschlag  gem.  den 
Bestimmungen   des  Börsenvereins  der 
deutschen  Bachhändler) 

Einarmige  III 

können  mittels  Khnt'i  Fahrlartra-Lccko 
apparat  als  StationsscKaflaer  ao 

gestellt  werden.  D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikantei 
Osfar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.t  A.  Elul, 
Braonschweig.  [70451 
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Nr- 27.  Berlin,  den  9.  April  1919.  LIX.  Jahrgang. 

Scbriftleltunir  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltuneen  .     Aiil.er  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 

amtliche  Bekanutmachnniren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher  J,'!''   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Kaiim 

Eisenbaiinverwaltungen,  beide  in  ßerlinW.  9.  KöthenerStr  28/29  einzusenden       ^  ^l-)  «"Senommen.   Bei  W  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  Kmiäßisrun^eu 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Pt)st  /.um  Preis*  von  <>  Jl'  I  «erden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

tur  das  Vierteljahr  bezogen  werden.  |  Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  «an  sieb  an  die 

honHi..„V"lJ'T'i,  ""u^.^'i*^^  liefert  die  Verlagsbu^^^^^  j   Verlagrsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.o  Linkstraße  23/M 


jtiis  R-fich  nml  die  EifW'ubahii'en. 

F'iäsidenl    Dr.   ph.   Dr.-lnK-  i'Ihricht. 

Nachrichten. 

I )  ^  u  t  s €  h  I  i)  u  (1 :  .Schutz  der  Arbeits- 
willigen. .Ä.nd'Crung-  in  den  Fahr- 
pr<^iseu  für  Eilzüge.  —  Die  Polo- 
ui.si'prung-  |  io.«.enscher  Eisen  ha  hnsta- 


I  n  Ii  a  I  1 1 

ijou-en.  -  Eröffnung  dei  Bahn- 
.strecke  Merseburg-Rössen.  —  Amts- 
antritt de.s  neuen  Pi'äsidenten  dei 
Generaldirektion  der  Sächsiischen 
Staatshahnen.  Pensionalnaehrich- 
len.  ^ 
I  >  e  n  t  'S  c  h  ö  s  t  e  i  reich:  V^erein  der 
recht'sknndigeii     Verwa  ltiing.«T>eam- 


leu  dci-  deulschösterreiciii.-^chen' 
Zentraläniler.  —  Der  Geschäftsgang 
der  Lokonio) ivfahriken. 

l'ngarn:  Regelung  der  Bezahlung 
von  Nachnalunen.  —  <  >rgani.si(>mnu 
des  Warenanstanschverkehrs 

. \ I n I Ii c he   B e k a n  11 1 ni n c h u n ge n 


Das  Reich  und  die  Eisenbahnen. 


\'<)u  Reigi^^iMiugsial 

I  u.--eic  iiiucic  l'ulilik  wird  ui  Zukunft  vorwiegend  wiri- 
■Mliaftlich  l>esiimnu,  sein.  Der  wirt.schaf fliehe  Wiederaufbau 
^le'ho  Ii,  (iiei-  vordersten  Keibe  aller  Atifga.l>en.  \' or  hedin - 
gung  für  den.  Wiederaufbau  unsere«  yVirt- 
s<haf  tslebens  aber  ist  der  Wiederanfban 
uns  e  r  e  s  \'  e  r  k  e  h  r  s  w  le  .s  e  n  is.  Gelingt  eis  nicit,  das 
Veikehrswesen,  namentlich  unseren  Eisenbahnbetrieb,  wieder 
iü  vollen  Gang  zu  bringen,  so  werden  alle  Versuche,  uns 
Wirt-schaftlich  wieder  aufzurichten,  scheitern. 

Die-  GrölJe  dieser  Aufgabe  kann  ein  Nichtf achmann  kaum 
vollkommen  würdigen.  Unser  Eisenbahnwesen  ist  wirt- 
schaftlich so  gut  wie  ruinieii,  der  Betrieb  .ist  aus  äußeren 
find  .inneren  Ursachen  in  I^nordnung  gestürzt,  der  mecha- 
iiLsche  Appamt  heruntergewiirtschaftet.  ScMiinHner  als  alles 
<ia.s  al>e.r  ist,  daß  uns  von  un.serem  reichen  Fulirpad^k  nur  die 
weniger  wertvollen  Teile,  und  diese  meist  in  einem  traurigen 
Zustand,  übrig  geblieben  sind. 

Eine  Aufgabe  von  diresier  Größe  und  dieser  .Schwierigkeit 
läßt  sich  nur  lösen,  wenn  die  Zersplitterung  unseres  Eiseu- 
bahnsy.sieniis,  ein  Ül>erbleibsel  unserer  politischen  Zersplit- 
lerung,  beseitigt  wiid.  Dazu  drängen  schon  die  finanziellen 
.Aufwendungen,  die  erforderlich  sein  werden.  Den  Kräfte- 
verbrauch, den  die  Vielköpfigkeit  der  deutschen  Eisenbahn- 
verMaltung  und  die  einander  gegenüberstehenden  eisenbahn- 
wirtschaftlichen und  eisenbahnpolitischeu  Interessen,  sowie 
dit)  damit  notwendigerweise  verbundenen  Reibungen  in  Ver- 
waltung und   Betrieb  mit  sich   brachten,   diesen  Kräftever- 


I      u  !i  a  t  z  in  Cölii. 

brauch  konnte  sich  -eiu  reiches  und  mächtiges  l)viil.s(  lilaml 
allenfalls  leisten  -  das  Deutschland,  wie  es  ans  deui  Kiieg. 
hervorgeht,  kann  das  nicht.  Die  erste  Forderung  also  für 
einen  Wiederaufbau  unseres  \'erkehrswesens  muC.  di^-  Ver- 
einigung aller  S  laa  tse  i  se  n  b  a  h  n  e  n  in  il  <•  r  Hand 
d  «  s  E  e  i  c  h  e  is  sein. 

Der  Gedanke,  daß  d  i  e  E  i  s  e,  u  h  a.  Ii  u  e  u  '  d  e  lu 
Reiche  gebühren,  i*t  iso  alt  wie  das  Reich  vselb.si. 
Sdhon  wenige  Jahre  nach  der  Reiohsgrüüdung  uiitcriialMn  es 
Bismarck,  ihn  in  die  Tat  umzusetzen.  DiM-i  Schwierigkeiten 
waren  es  im  wesentlichen,  die  ibiisher  der  \'ereiniigliiig  aller 
tleiitsoheu  Eiisenbahnen  entgeg-en.s fanden  : 

An  dem  m  i  1 1  e  1  s  t  a  a  1 1  i  c  h  e  n  P  a  r  t  i  k  u  1  a  r  i  s  m  u  s 
scheiterten  die  Pläne  Bismarcks,  ein  eiinheitiliches  deutisches 
Reichs^Lsenbannetz  zu  -schaffen.  Rücksichten  auf  die 
lloheitisreohte  der  einzelnen  Bundesstaaten,  früher  wohl  auch 
Rücksichten  dynastischer  Natur,  sind  die  schwersten  Hemm- 
nisse für  einen  vollen  Sieg  des  nationalen  (ledankens  im 
deutschen  VeiikehTSwesen  gewesen. 

Ähnliche  Rücksichten  bestanden  m  Preußen.  Zwar  l>i>s- 
rnarck  hatte  .si«  überwunden.  Als  jedoch  sein  Reichseisen- 
bahnplan  an  dem  Widerstande  der  AI itteltstaaten  gescheitert 
war,  lebte  auch  der  p  r  e  u  ß  i  s  c  Ii  e  P  a  r  t  i  k  u  1  a  r  i  s  m  ii  s 
wieder  auf.  Das  hatte  seinen  inneren  Giund  in  der  außer- 
ordentlichen Bedeutung,  die  die  Reinüberschüsse  der  Eisen- 
baihnen  für  den  preußischen  S  t  a  a  t is  h a  u  sh  a  ]  1 
hatten.    In  Preußen  bestand  und  besteht  eine  enge  sachliche- 
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iincl  foniiale  \'orkoppeluüig-  der  Eiiseoibahnwirtechaft  mit  diev 
Staatswirtischaft.  Emnailim-e-n  imd  AusgaJben  der  Sta.at&eiisen- 
bahnen  vensch\viind>eii  in  den  allgiemein'en  Siaateeinnakmeu 
lind  -aiijSg'aben,  von  denen  die  Bisenbalmposft'en  im  Staats- 
haushalt weit  mehr  als  die  Hälfte  ausmachten.  Materiell 


konnte  der  Finanzmiuistcr  nicht  ohne  die  i eichen  Überschü^si- 
der  Eisenbahnen  auskommen,  wenn  er  nicht  zu  namhiaften 
Steuereiihöhungen  greifen  wölke.  In  welchem  Maß-e  die  Kein- 
erträge  der  Eisenbahnen  Beiträge  zur  allgemeinen  Staatskasse 
geliefert  haben,  ergibt  sich  aus  der  Anlage  T. 

A.  n  1  a  g  e  1 


Ubersicht  über  die  finanziellen  Ergebnisse  der  preußischen  Staatseisenbahnen  vom  Etalsjahre  1900  ab 
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Mill.  M. 

«'o 

Millionen  Mark 

Millionen  Mark 

1900 

1392,3 

849,5 

61,02 

542,8 

6,87 

7  741,0 

5791,7 

527,9 

198,5 

79,3 

381,4 

146,5 

1901 

1353,7 

860,4 

63,56 

493,3 

6,11 

7  912,4 

5956,4 

479,3 

193,7 

94,7 

330,0 

149,3 

1902 

1400,5 

886,1 

03,27 

514  4 

6,22 

8  092,4 

5925,4  ' 

+99,7 

202,3 

89,3 

344,3 



155,4 

1803 

1519,8 

938,1 

61,72 

581,7 

6,77 

8  420,5 

6064,9 

570,2 

.  206,1 

80,3 

338,9 

49,2 

182,1 

1904 

1599.9 

1000,0 

62,50 

599.9 

6,80 

8  629,8 

0103,7 

■581,9 

204,5 

110,9 

383,8 

0,6 

197,5 

1906 

1729  2 

1083,7 

62,67 

645,5 

7,13 

8  863  5 

0073,6 

626,0 

207,4 

123,2 

398,4 

10,2 

211,4 

1906 

1867,9 

1207,8 

64,60 

66U,1 

7,07 

9  183,0 

6168,2 

640,5 

206,5 

197,9 

472,7 

167,8 

1907 

1954,0 

1361,6 

09,68 

592,4 

6,10 

9  590,9 

0402  4 

577,7 

207,2 

164,7 

413,9 

163,1^ 

1908 

1910,2 

1425,4 

74,62 

484,8 

4,78 

10  013,0 

6808,5 

472,4 

228.8 

102,8 

373,2 

99,2 

1909 

2029,6 

1400,3 

08,99 

629,3 

5,94 

10  464  3 

7023,1 

013,0 

239,4 

147,2 

430,1 

183,5 

1910 

2171,1 

1460,4 

07,27 

710,7 

6,48 

10  799,2 

7166,1 

692,6 

250,9 

1 14,8 

411,1 

71,2 

210,3 

1911 

2.347,3 

1531,0 

65,23 

816,3 

7,20 

11143,8 

7186,7 

798,3 

254,9 

•  115,3 

410,2 

162,3 

219,8 

1912 

2501,5 

1658,4 

66,30 

'  843,1 

7,17 

11633,4 

7427,5 

823,9 

264,1 

113,0 

42.3.6 

173,5 

220,8 

1913 

2557,3 

1769,8 

()9,2I 

7,i7,5 

6,39 

12  244,7 

7731,2 

772,0 

270.7 

122.4 

440,9 

91.0 

234,1 

V  e  r  m  ö  g  e  n  s  r  e  c  h  n  u  n  g  der  p 
Aktiv  a 


Anlage  II 

■  c  u  ß  i  s  c  h  e  u  S  t  a  a  t  s  e  i  s  c  n  b  a  h  ii  e  n  a  m  E  n  il  e  des  He  c  h  n  u  n  g  s  j  a  h  r  s  1913 

I  Passiva 


I 


II 

III 

IV 

V 


Anlagekapital  der  preußisch- 
hessischen Staatsbahnen: 

a)  Grunderwerb  

b)  Bahnkörper  nebst  Zubehör  (Ein- 
friediffungen,  Wegübergängc, 
Durchlässe,   Brücken,  Tunnel) 

c)  Oberbau   

d)  Stationen,  Sichcrhoitsanlagen  . 

e)  Werkstätten   

f)  Fahrzeuge  nebst  Zubehör     .  . 

g)  Sonstiges  (Schmalspurbahnen, 
Bahnen  für  den  nicht  öffentlichen 

'  Verkehr  usw.)  

/.usamnion 

Davon  ist  abzusetzen: 

Das  Anlagekapital  der  hessischen 
Staatsbahnen  und  das  Anlagekapi- 
tal des  badischen  Anteils  an  der 
Main-Neckarbahn  

Bleibt  Anlagekapital  der  preußi- 
schen Staatseisenbahnen  oder 
Bahnanlagekonto   

Neubaitkonto  der  noch  im  Bau  be- 
findlichen preußischen  Staats- 
eisenbahnen   

Wilhelmshaven-Oldi  nljurger  Eisen- 
bahn, Bahnanlasrekonto  

Beteiligung  an  Privathahnen  usw. 

Guthaben  bei  der  Generalstaats- 
kasse *)  .  :  

Summe 


JL 

1  150  709  300 

2  965  651  308 
2  710  961  077 
2  021  584  697 
283  306  576 
2  933  315  937 

557  060  001 

12  022  588  902 

387  626  012., 

12  234  962  950 

97  041  804 

9  777  293 
7  277  000 

627  528  956 

12  977  188  003 

I 


11 
III 


IV 


7  731  179  99t; 


Anteil  der  Eisenbahnverwaltung  an  ! 
den  gesamten  preußischen  Staats- 
schulden   

Abt^chreibungskonto   4618  479  051 

Ausgleichsfonds : 

a)  Bestand    aus  den 
Vorjahren   317  379  124.// 

b)  Zugang  in  1913 

(91  043  806  oft.  —  14  993  974  o(6  =) 
76  049  832  Ji 


Reingewinn  nach  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnnng  .  .   


193  428  95(1 
>U  100  000 


Summe!  12977  188003 


*)    Diese  Zahl  ergibt  sich  aus  dem  Reingewinn  und  dem  Bestände  des  Ausgleichsfonds 


Die  dritte  Hauptisohwierigkeit  lag  in  der  finanziellen 
.V  u  s  e  i  n  a  u  d  0  r  is  e  t  z  u  n  g.  Die  St  aat seisenbahnen  be- 
deuteten  für  den  Staatshaushalt  etwas  ganz  anderes  inPreußen 
als  z.  B.  in  Saehsen  und  in  den  süddeutschen  Staaten.  Nach- 


stehende Übersicht  ze<igt,  wie  i>ich  in  dies-en  Staaten  da*  iü 
den  Eisenbahnen  angelegte  Kapital  vor  dem  Kriege  seit  190(i 
verzinst  hat. 


LlX  Jalirgaug 
9.  April  1919 
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B  1  .s  o  n  b  a  h  11  r  e  n  t  e      der      g-  r  o  ß  €  r  e  ai      d  e  u  t  s  c  h  e  ii 
S  t  la  a  l  s  e  i  s  le  n  b  a  h  n  16  n. 


im 
•lahre 

in 
Hessen 

in 
Bayern 

in 

Sachsen 

in 

Württem- 
berg 

in 
Baden 

in 

Preußen 

mit 
Pen- 
sionen 

ohne 
Pen- 
sionen 

mit 
Pen- 
sionen 

mit  einem 
Zuschuß 
zur  Pen- 
sionskasse 

mit 
Pen- 
sionen 

mit 
Pen- 
sionen 

1900 
1901 
190-2 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
19iJ9 
1910 
1911 
1912 
1913 

4,11 
3,60 
3,65 
4,07 
4,09 
4,32 
4,32 
3,74 
2,89 
-  3,931) 
4,431) 
4,971) 
5,071) 
4,64') 

3,38 
2,57 
3,19 
3,30 
3,25 
3,58 
3,71 
3,58 
3,30 
3,22 
4,68 
5,19 
4,45 
4,-22 

3,87 
3,18 
3,86 
4,55 
4,80 
4,84 
5,39 
5,09 
3,87 
3,99 
4,75 
5,68 
4,65 
4,60 

2,91 
2,60 
2,83 
3,22 
3,23 
3,34 
3,37 
■2,37 
-2,36 
3,06 
3,-53 
3,4! 
3,38 
3,04 

3,27 
2,51 
2,36 
3,63 
4,16 
3,82 
4,18 
3,90 
1,87 
3,03 
3,69 
4,17 
4,09 
4,09 

6,87 
6,11 
(),22 
6,77 
(),80 
7,13 
7,0(i 
6,10 
4,78 

5,9(; 

6,49 
7,-22 
7,111 
6,41 

Uäliri^d  in  manch'eu  Bundesstaaten  mit  Eiseubahnbesilz 
ilif  Erträge  der  Staatshahneu  nicht  hinreichten,  um  die  Auf- 
wendimgeu  für  A'erzinsung-  und  Tilgung  der  Eiseubahnschul- 
den  zu  declien.  lionnte  die  pi^ußische  Staatsbahnverwaltung 
nach  Anlage  1  ziu  allgeiueineu  Staatskasse  vou  1900  bi.<  19113 
2547,5  Millionen  Mark  abführen  und  daneben  für  Eisenbahn- 
zwecke sehr  erhebliche  Summen  au  aufterordentlichen  Aus- 
gaben leisten,  die  andernfalls  als  nachträgliche  Kapitalauf- 
wendungen aus  Anleihen  zu  decken  gewesen  wären.  Diese 
Summen  slellten  sonach,  kaufmännisch  gesprochen,  Abschrei- 
buugien  dar-)  und  konnten  demgemäß  aucli  in  der  iBdlau^c 
der  preußischen  Staatseisenbahnen  (Anlage  II)  erscheinen. 
Nach  der  Bilanz  vom  Jahre  1913  hatten  nach  ihr  die  preußi- 
schen Staatsbalmen  vou  einem  Gesanitaulagekapital  von  etwa 
12%  Milliarden  Mark  nicht  weniger  als  etwa  4,6  Milliarden 
Mark,  also  mehr  als  ein  Drittel,  abgeschrieben. 

Übernahm  das  Reich  also  die  Eisenbahnen  mit  Aktiven  uml 
Passiven-  >so  nahm  es  einigen  Bundesstaaten  eine  finan- 
zielle Laist  ab,  wälu'eud  Preußen  eine  der  besten 
"Ü  b  e  r  <s  c  h  u  ß  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  e  n  verloren  hätte.  Auch  ist 
nicht  ohue  iSchwieriglveit  festzustellen,  welche  Staat  s- 
schuldenheträge  in  deu  Einz.elstaaten  als  Eisenbahuschuldeu 
anzusehen  sind.  Übernahm  aber  das  Eeich  etwa  die  Eisen- 
bahnen ohne  die  Schulden,  »o  wurde  die  Lösimg  der  Frage 
hierdurch  keineswegs  einfacher:  Wenn  das  Eeich  nämlich  die 
Einzelstaaten  für  ihre  Eisenbahnen  nach  deren  Ertragswert  ab- 
fand, so  mußten  einzelne  Bundeisstaaten  auf  einem  nicht 
umerheblicheu  Be-trage  ungedeckter  Eisenbalinschuilden  isitzen 
bleiben.  Dies  zusammengeliialteu  mit  der  Tatsache,  daß  sie 
.gleichzeitig  rhre  Eisenbahnhoheit  verloren,  konnte  uatüilich 
nicht  dazu  l>eitragie.n,  in  diesen  BundeSiStaaten  die  Über- 
tragung der  Ei.^eubahnen  auf  das  Reich  volkstümlich  zu 
machen. 

In  allen  drei  Punkleu  sind  die  V^'erhältnisse  jetzt  andere, 
wenn  auch  die  Schwieiigkeiten  nicht  behoben,  sondern  nur 
verändert  sind : 

Der  einzelstaatliche  Partikularismus  ist  keineswegs  tot, 
-cheinbar  fast  lebendiger  als  im  alten  Eeich.  Indessen  sind 
nationalpolitische  Erörterungen  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen. 
•  ienug,  wenn  hier  Wunsch  und  Hoffnung  Ausdruck  finden 
daß  der  nationale  Gedanke  und  der  nationale 
Wille  auch  auf  diesem  Gebiete  einer  Erneue- 
rung e  r  f  a  h  r  e  n  w  i  r  d. 

Zu  den  bereits  angedeuteten  sachlichen  Schwierigkeiten 
der  Auseinandersetzung  ist  aber  eine  neue  Tatsache  hinzu- 
getreten, die  eine  Würdig-ung  fordert :    Das  ist  der  R  ü  c  k  - 

')  Ermittelt  auf  Grund  der  „Gescliäftlichen  Nachrichten,  dei 
l'i  eußisch-Hessischen  Staatsbahnen.". 

')  Vergleichle  die  einigehende  Eförtemng  i  hiember  im 
...\rchiv  für  Eis-eubahnw^sen"  1910.  Seite  1143.   Heft  5. 


g  a  n  g  der  Eisen  Ij  a  h  u  e  r  t  r  ä  g  c.  D  h  s  V  e  i'  h  ä  1 1  n  i  s 
der  E  i«e  n  ba  hn  w  i  r  t«  ch  a  f  t  zum  S  taatis  hauis - 
halt  hat  d'amit  in  allen  E  i  ,se  n  b  a  hn  is  t  a  a  te  u 
eine  gründliche  Wendung  z  u  m  S  c  h  1  i  m  m  e  u 
e  r  f  a  h  r  e  n.  A  u  cli  in  P  r  e  u  ß  e  n  :  Das  Eeehnung^s- 
jahr  1918  *>chließt  füi-  die  preußischen  Staatsbalmen  mit 
einem  Milliardendefizit.  Auf  die  Gründe  dieses  finauzielleu 
Absturzes  bei  einem  der  bestfundierten  Unternehmen  <l«r 
AVeit,  auf  die  Frage,  oh  diese  Katastrophe  vorauszusehen 
und  bei  richtiger  Ausmitzung  der  allgemeinen  Lage  in  ^^olk.s- 
wirtschaft  und  iStaatswirtschaft  abzuwenden  war  —  auf  alle 
die.se  Fragen  gehe  ich  nicht  ein ;  denn  jetzt  g  i  It^  e  s  n  i  c  h  t, 
S  c  h  u  1  d  f  r  a g e  n  zu  e- 1  ö  r  t  e  r  n  ,  s  o  n  d  e  r  n  a  u  1' 
Grund  gegebener  Tatsachen  ein  e  r  d  ii  n  k  1  e  u 
Z  u  k  u  n  f  t  t  a  t  e  n  b  e  r  e  i  t  e  n  t  g  e  g  e  n  z  u  g  e  heu. 

Da  ist  es  nun  klar,  daß  sich  die  Unterlagen  für 
die  finanzielle  Auseinandersetzung  bei 
Übernahme  der  Eisenbahnen  auf  das  R  ei  c  Ji 
\'  e  r  s  c  hob  e  n  h  a  b  e  n.  Auf  irgendwie  erhebliche  Rein- 
erträge kann  das  Reich  in  naher  Zukunft  aus  keiniem  der 
zu  übemehmenden  Eisen'iahnnetze  rechneu.  Vielmehr  ist 
die  eiste  A  u  f  g  a  b  e  ,  vor  d  e  r  d  a  s  d  e  u  t  s  c  h  e  e  r  - 
k  6  h  r  s  w  e  s  e  n  s  t  e  h  t,  eine  d  u  i-  c  h  g  r  e  i  f  e  n  d  e  Sani  e- 
r  u  n  g  s  e  i  n  e  r  E  i  s  e  n  b  a  h  n  e  u. 

Die  Tarifpolitik  der  deutschen  Eisenbahnen  ist  der  überaus 
raschen  Geldentwertung,  dem  damit  verbundenen  Sinken  des 
wirkliclieii  Wertes  der  Einnahmen  und  dem  rasend  schnellen 
Steigen  aller  Ausgaben  nicht  gefolgt.  Dazu  kamen  außer- 
ordentliche Kriegsverluste  der  deutschen  Eisenbahnen,  na- 
mentlich die  Abgabe  der  besten  Teile  des  Fuhrparks  an  die 
Feinde.  Das  alles  fordeit  umfassende  nachträgliche  Kapital- 
aufwendungen. Diese  Kapitalaufwendungen  sind  natürlich  in 
gleichem  Maße,  ja  voraussichtlich  in  höherem  Maße  notwen- 
dig, wenn  die  Eisenbahnen  nicht  in  das  Eigentum  des  Reiches 
übergehen  mirden.  Sie  erschweren  a)>er  die  Auseinander- 
setzung insofern,  als  der  gesunkene  Geldwert  hier  ganz  er- 
hebliche Verschiebungen  gebracht  hat.  Wuixie  z.  B.  der  Bau 
einer  Bahnlinie  vor  dem  Kriege  etwa  für  10  Millionen  Mark 
hergestellt,  so  wird  er  jetzt  mindestens  das  Doppelte  kosten. 
Eine  moderne  Güterzuglokomotive  kostete  vor  dem  Kriege 
vielleicht  90  0C0  J{,  jetzt  etwa- 200  000  J(.  Dieser  Erhöhung 
der  Anlagewerte  aber  werden  die  Einnahmen  auch  nach  der 
zum  1.  April  angekündigten  Tariferhöhung  nicht  gefolgt  sein. 
Der  Ei-ta'agiswert  der  nach  dem  Kriege  vorgenommenen  Bau- 
ten und  Beschaffungen  ist  damit  erheblicli  herabgedrückt.  Er 
wird  zum  Ertiagswert  der  alten  Anlagen  usw.  in  einem  ähn- 
lichen Verhältnis  stehen,  wie  der  Ertragswert  eines  jetzt  zu 
bauenden  Hauses  zum  Erti-agswerte  eines  Hauses  aus  Vor- 
kriegszeiten. 

Ein  Teil  dieses  neuen  Kapitals,  das  zur  Wiederherstellung 
der  Eisenbahnen  erforderlich  ist,  wird  allerdings  zu  Lasten 
des  Reiches  als  verlorener  Zuisohuß  giebuoht  weixieu 
können.  Das  ist  zunächst  unzweifelhaft  bezüglich  der 
Kosten  für  die  Wiederauffüllung  des  Fuhrparks,  soweit  er 
durch  die  Abga^be  von  üGOO  Maschinjeu  und  etwa  170000 
Wagen  an  die  Alliierten  eine  Einbuße  im  Geldwerte  von 
Milliarden  erfahren  hat.  Das  ■nürde  aber  auch  auszudehnen 
sein  auf  die  Verluste  am  Fuhrpark,  die  im  übrigen  durch 
Kriegsereignisse  entistan'den  sind.  Alle  Aufwendungen  füi- 
Wiederherstellung  des  Fuhrparks  könnte  also  das  Reich  den 
Eisenbahnen  a  1  s  K  r  i  e  g  s  v  e  r  1  u  «  t  ersetzen.  Schwieriger 
liegt  es  bezüglich  der  Wiedierherstellung  und  Eraeuei-ung 
dier  Bahnanlagen.  Hier  Jassen  sich  unmittelbare  Kriegs- 
schäden selten  genau  feststellen.  Im  übrigen  aber  werden 
sich  diese  wie  alle  sonstigen  Sanierungsaufwendiungen  wohl 
einigermaßen  gleichmäßig  auf  die  Eisenbahnnetze  verteilen, 
Versohiebungien  im  Ertra^swert  also  kaum  herbeiführen. 

Wie  die  weitere  Zukunft  der  Finanzwii-tschaf t  dei' 
Eisenbahnen  sich  gestalten  -wird,  hängt  in  erster  Reihe  vou 
unserer  politischen  und  wirtschnftlichen  Zukunft  übei'haupt 
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lih.  Unsere  Stellung  auf  d€m  Weitmarkt,  di^e  Eutw  lokluug  von 
tiewtul«'.  Landmrtschaft  uud  Haud«!  iru  Inland,  Arbeitsmarkt 
lind  Lohnpolitik,  Stand  und  Kaufkraft  unseiier  AVährung,  kurz 
;ilU>i  in  unserem  Wirtschaftsleben  gestaltend  tätigen  Kräfte  fin- 
den in  (k'ui  Ei.senbahnhaushalt,  auf  der  Einnahme-  wie  auf 
der   .\ti;~gn beseite,    ilir    gelrfues  Spiegi'l))ild.     Ist   doch  die 


K  1  s  e.  u  b  a  h  u  w  1  r  t  ^>  c  h  a  t  1  ■ein  M  i  k  r  o  k  o  &  m  u  s  d  e  i 
\  o  1  k  s  w  i  r  t,  .s  ü  h  a  f  t .  Solaugx^  jen«  iaUgemeinen  Kräf t-e 
und  ihre  Entwicklung  in  d^ei-  Zakunft.  noch  in  D-unkel  ge- 
hüllt, skid,  wäre  •es  ülso  \'eni)iek%S'en,  «twavs  über  die  Zukunft 
d'cr  deutseheu  Risenbaiineufinanzeii  vorauSiSagTn  zu  wollen. 
(Schluß  folgt.) 


Fräsideot  Dr.  pli. 

Mit  dem  1  April  d.  J  ist,  wie  bereits  m  Nr.  25  S.  252  d.  Ztg. 
IxTirlitet.  der  Präsident  der  (ieueraldirektioii  der  sächsii&chen 
>t;i;it^(  isenbahnen,  Dr-pli.  Dr.  Ing.  h.  c.  THbricht  iu  den  ßiihe- 
siiiud  übergetreten.  Damit  ist  einer  der  hei  vorrageudsten  Be- 
amten Saeliseiis  aus  dem  Staatsdienste  geschieden. 

Kieliard  Ulbricht.  1849  in  Dresden  geboren,  studierte  am 
l'ul.vtechnikum  seiner  Vaterstadt  die  Ingenieurwis.sen,schaften 
lind  bei  tat,  nachdem  er  im  Hinblick  auf  eine  spätere  Dozenten- 
tätigkeit in  Jena  seine  Doktorprüfung  abgelegt  hatte,  im 
Herbst  1S7(>  die  nraktische  Ingenieurlaufbahn.  Nach  melu- 
iährigej-  Beschäftigung  im  Straßeu-,  Brücken-  und  Eisenbahn- 
liaii  unil  naeh  Ableguug  der  höheren  technischen  Staatsprü- 
timg  tiat  ei-  am  1.  Januar  1875  in  den  Dienst  der  sächsischen 
Staatsbahneu.  wo  ilun  zunächst  vertretungsweise  die  Verwal- 
tung der  Ing<'nieur-.\bteiluug  Zwickau  und  der  Umbau  des 
Bahnhofes  Keiehenl)acli  i.  \'.  nblagen.  1878  wurde  er  zur 
Ueitung  des  rMseubahn-Teiegraidienweseus  nach  Dresden  l>e- 
iiifen  und  widmete  sich  nun  besonders  dem  Sicherungswesen, 
das  ihm  wertvolle  Förderung  verdankt,  und  der  sicli  immer 
stärker  e'iii wickelnden  Eisenbalm-Elektrotechuik. 

18!t2  wurile  ihm  das  Amt  eines  Tvegierungskommissai s  für 
elekliiselie  Bahnen  nl^eitragen,  flem  er  17  Jahre  vorgestanden 
lial.  .\ni  I.  .lauiiar  187'^  (rat  er  in  die  ( leneraldirektiou  der 
Staalsbaliuen  ein.  der  er  vier  Jahre  augehört  hat.  Am 
1.  .lannar  1902  wtirck'  er  ^■ol tragendei-  Ital  im  Fiuanzministe- 
I  iiim,  zunächst,  für  elektiof echüische,  später  auch  für  maschi- 
iientechnisclic  Eisenbahn-Angelegenheiten.  .\ls  Kommissar 
.-eiiiej-  Kegieiniig  hat  ei-  an  verschiedenen  für  das  deutsche 
Ei>eiilialin Wesen  wichtigen  l'ragen  mitgearbeitet,  insbesondere 
,111  der  Bearlieituug  der  deutschen  Eisenbahn-Bau-  und  Be- 
tt leb.sordnung,  des  Signalbuehes  und  der  deutschen  Fahrdiensl- 
\  «irschrifteii ;  feiner  an  den  Beratungen  über  die  früher  ge- 
|daute  deutselu'  Betrie)>.smittelgemeinschaft  sowie  an  der 
Seluiffiijig  des  neu  in  Kiaft  getretenen  Staatsbahn  wagen  ver- 
li;in(ie.'~. 

Neben  seiner  liauiitamtliclien  'latigkeil  wirkte  er  seit  188:J 
.ils  Dozent  für  Eisenbahnsignalwesen  und  Telegraphie  an  der 
r^'clinischen  ITocliscbule.  an  der  er  1890  zum'  Professoi-  er- 
iiaiinl.  wurde.    Seit  1^97  war  er  Mitglied  des  staatlichen  (»l.ei-- 


Dr.-Ing.  Ulbricht. 

Prüfuugsamtes.  Der  technischen  Praxis  hat  er  nach  verschie- 
denen Kichtungeu  wertvolle  Anregungen  gegeben.  \^on  ihm 
slauunl  li.  a.  das  System  dei-  Bloct-Zustimmungskontakte, 
ferner  das  neue  deutsche  Vorsignal,  der  Kohleblitzableitei 
und  das  in  der  elektrotechnischen  Industrie  und  für  techni«ch- 
Misseirschaftliche  üntersüchungeuv  viel  angewendete  Kugel- 
photometer. 

Zahlreiche  Studieurei.s'.en  machten  ilui  mit  den  Eisenbahn- 
verhältuisseu  anderer  Staaten  bekannt.  1893  war  er  Mitglierl 
der  Jury  in  der  elektrotechnischen  Abteilung  der  Weltau.s- 
stellung  in  Chicago,  von  1899  an  Mitglied  der  Studiengesell- 
schaft füi'  elektri-sche  Schnellbahnen,  1896  und  1897  Vorsitzeu- 
der des  Sächsischen  Ingenieur-  und  Architekten- Vei^eius,  1902 
bis  19C4  ^'orsitzeuder  des  Verbandes  Deutscher  Elektrotecli- 
niker.  1908  wurde  er  zum  a.  o.  Mitglied  der  Preußischen  Aka- 
demie des  Bauwesens  und  1910  von  der  Technischen  Hoch- 
schule zu  Diesdeu  Ixnm  Scheiden  aus  seiner  Lehrtätigkeit 
zum  Doktor-Ingenieur  ehrenhalber  ernannt.  Am  1.  Oktober 
IVÜO  trat  er  das  Amt  des  Präsidenten  der  Generaldirektiou 
der  Staatseis<'nbalmen  an.  Nur  vier  Jahre  seiner  8/4jährigeii 
Tätigkeit  iu  dieser  führenden  Stellung  fielen  noch  in  die 
Friedenszeit.  Er  widmete  sie  neben  der  allgemeinen  Leitung 
A'ervollkouimnungeu  des  vielgestaltigen  dienstlichen  Moder- 
nismus, feiner  auch  der  Förderung  der  Hilfsbereitschaft  bei 
l'nfälleii  uud  ganz  ))es(>uders  der  eingehenden  A'orbcreituug 
einer  Elektrisierung  des  A^)rot  iverkehres.  Dann  kamen  die 
schweren  Kriegsjahre,  die  autVerordeutliclie  Leistungen  zur 
Durchführung  (les  Betriebes  verlangten.  Oleichwohl  <'rmög- 
lichte  er  e.^  in  dieser  Zeit  noch,  den  Plan  einer  zuverlässigen 
Auslese  des  für  sicherheitlich  wichtige  Dienste  zu  verweii- 
deiideii  l'ersonals  zu  entwickeln  und  ein  Prüflaboratoiiuin 
für  Berufseignung  zu  schaffen,  das  von  berufenen  Stellen  al*^ 
vorbildlich  anerkannt  worden  ist. 

Seine  hervorragenden  A'erdienste  sichei  n   ihm  i  juc  ehren- 
volle Stellung  in  der  Geschichte  der  Eisenbahnen.    Seine  vor- 
züglichen menschlichen  Eigenschaften  halten  ihm  aber  aiu-li 
die  aufrichtige  A^erehrung  aller  derer  erworben,  denen 
vergönnt  war.  zu  ihm  iu  ein  näheres  A'erhältuis  zu  treten. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

S(.hut/  der  .\rbeits>>  illigeu.  Auf  t.ruuti  des  S  9  des  (  ic- 
-etzes  übei-  den  Belagerungszustand  hat  der  Reichswehr- 
mmister  folgendes  verordnet:  Wer  einem  in  Ausübung  seines 
Dienstes  iKd'indlicdieii  Au<»eslellteu  einer  Eisenbahn,  Hoch- 
nnd  Unteigrundl)a.hu  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit 
«M'wah.  AViderstaud  leistet  oder  einen  solchen  wähi-end  der 
\usübun.g  seines  Dienstes  tätlich  angreift  oder  es  nnter- 
iiunmt,  einen  Angestellten  einer  Eisenbahn,  Hoch-  und  Unter- 
grundbahn durch  (iewalt  oder  Drohung  zur  A'oruahme  oder 
zur  Unterlassung  einei  Diensthandlung  zu  nötigen,  wird, 
wenn  die  bestehenden  (iesetze  keine  höher-e  Freiheitsstrafe 
lK!stimmcn,  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Gleich- 
/.eiitig  wird  bekanntgegeben,  daß  .jede  Beschädigung  der 
\yagen.  der  (xleise.  der  Leitungen,  der  Bahnhöfe  und  isonstigen 
l'Ugentuins  der  Eisenbahn  und  Hoch-  und  Unterginindbahnen 
;iuf  Giuud  der  maßgebenden  »iesetze  auf  das  schäifste  ge- 
.ilindet  werden  wiril. 

.Viidcruiij;  in  den  Fahrpreisen  für  Eilzüge.  Nach  einem 
1-i  laß  des  preußischen  Eigenbahuministers  .gelten  die  Eilzüge 
>eit  U  d.  M.  in  tarifarischer  Hinsicht  nicht  mehr  als  zuschlag- 
Pflichtige  Schnell zü.se.  sondern  wieder,  wie  früher,  als  Zu- 
schlag frei  e  Personenzüge.  Da  ferner  für  die  Benutzung  der 
Sehneil-  und  Eilzüge  seit  l.  d.  M.  die  Ergänzungsgebühi-  nicht 
mehr  erhoben  wii'd,  ist  aiudi  die  durch  Erlaß  des  preußischen 


Eisenbahummisleis  \oiu  Js.  .Iiili  l'.Us  aiigeiu  iluet  e  Keuij/eieli- 
nung  der  Eilzüge  durch  eine  ininktierte  Linie  an  der  linken 
Seite  der  Zu.aspalte  nicht  mehr  erforderlich.  Die  Eilzüge 
werden  daher  beim  nächsten  Neudruck  der  für  die  Öffentlich- 
keil bestimmteu  Fahrpläne  wieder  wie  früher  nur  durrh 
fetten  Druck  dai gestellt  werden. 

—  Die  Polonisierung  poseuscher  Eisenbaiinstatiunen.  Dei 

Oberste  ijolnische  Volksrat  in  Posen  gibt  l>ekannt:  I)ie  .Vi- 
beiteu  der  A'erkehrssektion  zur  Polonisierung  der  Eisenbahn- 
stationen und  Postanstalteu  sind  .jetzt  beendet.  In  den 
nächsten  Tagen  Aviid  die  Wiedereinführung  der  polnischen 
Namen  auf  den  Postanstalten  und  Eisenbahnstationen  der 
Linien  nach  Inowrazlaw,  Schildber.g,  Stralkowo,  Lissa,  Beui- 
.schen,  Kreuz,  Schneidemühl  sowie  der  Strecken  Lissa-Skal- 
uiierzyce  und  Gneseu-Krotoschin  erfolaeui  Wegen  Mangel- 
an  Farben  können  die  Arbeiten  für  die  Änderung  d<^r  Namen-- 
inschriflen  nur  lan.gsam  fortschi'eitcn. 

Eröt'fnunc    der    Bahnstrecke    Merseburg-llösseJi.  .Vm 

28.  April  d.  J.  wird  im  Eisenbahndirektiousbezirk  Hall*' 
(Saale)  die  vollspurige  Bahnstrecke  Merseburg-Rössen  aU 
Nebenbahn  mit  dem  Bahnhof  4.  Klasse  Rössen  für  den  Pei- 
soueu-,  Gepäck-  und  Expreßgutverkelu-  eröffnet.  .Vusgeschlc— 
sen  ist  auf  der  Station  Rössen  die  Annahme  und  .Ausiiefeninu' 
von  Privattele.grammen. 

—  .\nitsantritt  des  neuen  Präsidenten  der  Ciencraldircktiun 
der   Sächsischen    Staatsbahneu.    Der  ueuernannte  Präsident 
Dr.  Mettig  hat  bei  seinem  Amtsantritt  folgenden  Erlaß  .'siii 
das    gesamte   Personal   der   Staatseisenbahnverwaltimg  ge- 
richtet: ..Unter  schwieri.aen  Verhältnis.sen  trete  ich  das  von 
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-lei  staatsregieruüg  mir  übertragene  Amt  de^  Piasräenteu  der 
beneraldirektioii  an.  rretgeliende  oro-anisatorische  Änderun- 
i?eu  namentlich  auf  dem  Gebiet  des  Personalweseus  sind  im 
I  lusse.  Dre  Betriebslao-e  i^t  noch  immer  äußerst  unsünstio- 
Xn    das    gesamte  Personal  richte  ich  deshalb  die  Bitte.' 

Pf/'"K*r^*^''''°'^''*'=  ^^ä^t«  alter  bewährter 

Pllichttreue  und  m  vertrauensvoller  Zusammenarbeit  zu  hel- 
len, daß  die  sächsischen  Staatseisenbahnen  die  frühere  hohe 
Leistung*lahigkeit  bald  ^^-ieder  erreichen  und  dadurch  in  den 
>tÄnd  gesetzt  werden,  au  ihrem  Teile  zur  Behebung  der  wüt- 
schaft liehen  ^ot  unseres  Vaterlandes  wirksam  beizutragen.« 

^f^Z.■  K!t*^""**^"^'^'"'' ,  ^"^^  preußisoh-hessischen 
:?taa  tsbahn Verwaltung  mmi  h  e  a  u  f  t  r  a  g  t  :  tüe  -  Eeeie- 
img^  und  Bauräte  Senst  in  Halle  ^(Saale)  mir  der 
Walu-uehmung  der  Geschäfte  eines  Oberbaurats  bei  der 
hisenbahndii^ktiou  da.selbst  und  Willi  Behrens  in  Berlin 
mit  der  Wahrnehmung-  der  Geschäfte  eines  Mitglieds  des 
Risenbahn-Zentralamte  daselbst;  -  die  Eegierungsbaunierster 
les  Eisenbahnbaufaches  Friedrich  Fölsino-  fn  Frankfur 
Oder)  mit  der  Walunehmung  der  Geschäfte -^de  ^Wandi. 
les  Ei.^nbahn-Betriebsamtes  daselbst  und  Hans  Schulz 
ü  H-ankfurt  (Oder)  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des 
Vorstands  der  Eienbahn-Bauabteilung  daselbst 

Iber  ragen  ].<t :  dem  Regierungßbaumei.sier  des  £is.eu- 
>almbaufac.hes  Paul  Schröder,  Vorstand  des  EiseXhn 
ietnebs^mt-s  3  m  Duisburg,  die  SteUung  des  förslamler  tes 
usenbahn-Betriebsamts  1  da,selbst,  dem  Ee<iimm^tbau 
iieister  des  Eisenbahnbaufaches  Fri'tzen  in . DüsSorf  ^^^^ 
Ä  "dir  l«':''^^'^^^'^^  '^'^^  Eisenbahn-Betriebsamts  2  da! 
!  r^  u  TVrf^T"Ä"™*'1^''^*  Eisenbahnbaufache« 

J^iri^ii^^^l^^Är'^"""^  cles  Vorstands  des  Ei.enb.hn- 

Die  nachgesuchte  Entla-^sung-  aus  dem  Staatsdienste  und 
war  den  .beideii  ersten  mit  Euhegehalt,  ist  ertS  dein  01^" - 

Id  dr  I-  ■  I*.  ^,t^^t>rungs-  und  Baurat  ü  eitel.  Vor- 
an.! dc^  Ersenl)alin-AVei-kstätteuamt.s  in  Eatibor  und  dem 
egierunff.s-baiuueister     de.s     Eise.nba.hnbaufa?he.s     C  h  r  i Tt  ! 

rl    /l'  ^orstand  des  Eis-enbahu-BetrieUsamts  Fulda. 

(res  torbeu   sind:   der   Eissen  bahndirektor  Sichödlnr 

."^         •^*^Ersenbahn-VerkehrsamUs  1  in  BtettiV  und  de." 

Ifn  TS"i'''*"K''''°-^"^<-^^"-  E    i  Dl  a  n  n.  A^o.vstS  des  Ei.sen 
ihn-Betriebsoebenamts  in  Süumern 

^ei  den   b  a  y  e  r  i  s  c  h  e  n    S  t  a  A  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  '  wui  - 

r'  Tarl   Et's'^^/r  clie  Eisenbahnas^essoren  .■ 

^^  oi  i.  •       i1 ^         ^  Eisenbahndirektion  Nürnber«- 

T,. ,  1  Kisenbahndirektion,    Anton  Ee  i"- 

er  der  ErsenbahndiiM^ktion  München  und  Lorenz  I  I  Ii no-  des 
erkehrsamt«  der  Staatseisenbahnen  r.  d  Eh  in  Müiichen  zn 
^rmspekfomi  der  Ei^nbahndirektion  '  daselbst   f^rne^^^  f n  > 

f'n^l^.t^}^''''^^^^^^^^^  Kaufbeui^Z  imd  Henrich 

a  t  h  fi^   ri;...    1? ■     T*P^^t?en      Eechtspraktikanten  Peter 
B  l  e,    dp?    Eisenbahndirektion   München  und  Dr.  Karl 
siiei    der   Eisenbahndirektion  Nürnbero-   dann  hVa  ^o 
^ügsbaumeister  Leonhard  Schmidt    dTr  Betriebs  ^nH 
uinsnektion    Hnf     k-q..i     w-i  i        .       .  JsetiieDS-  und 

Sir  ^Äg^fM-"p 

D  r  kÄonsrat  ""In^ll  ^'f%Ei«*nbahkdirekt'i^n'München 
rpl^oi/Ai-r        ■  °  Staatsministerium  für  Verkehrs- 

Gustav  '^r,  Oberi^spektor^en  Leonhard  Zöllner 

Biberg,  sämtlich  al*  Iwtf^  an  die  Betriebsmspektion 
mannten  InJpekt  onen   ,£  .'^^^"^^«^at.e   und^  Vorstände  der 

r ^Sä^- 


nH",ltt„  v.-^f''?^*'''''?f''*^°"  Plattling  als  Direktionsrai 
■^t  dt,  Fi?. -  .V'ei-'setzt  wurde  der  Eegierungs- 
lat  der  Eisenbahndirektion  Ludwigshafen  (Ehein)  Dr. 
1  i_scher  an  die  Eisenbalindiiektion  Eegensburg. 

f '    '*a«lisischen   Staatseisenbahn  Verwaltung  ist  dem 
Presidenten    der   Generaldirektion    Dr.  Ing.    und    Dr.  phil! 
I>ewnii'o-^^/nH  .f.''f  ¥*'*''''*'H'-^'^''**^^""S-  :ü  den  Euhestand 
n^rn,^S,     AT    ^^''''''''■'"'-  ^  izepräsident  der.  Generaldirek- 
Tn  '''^  ""r'"  ^'ae-lifolger  ernannt  worden 

T  Euhestand  getreten  sind  ferner:  der  Vorstand 

cle^  Maschmentechnischen  Büros  Oberbaurat   Lindnerf  der 
Vorstand  des  Werkstatt  enamt  es  Engelsdorf  Oberbaurat  De - 
gen  er  und  der  Vorstand  des  Bauamtes  Leipzio-  H  Oberbau 
rat  M  e  n  z  n  e  r.  -  V  e  r  ,s  e  t  z  t  wurden :  <ler  Ba'urat  P  f  eTf  f  e 
von  der  Betriebsdirektion  Leipzig  II  als  Vorstand  yum  Bau 
amt  Leipzig  II.  der  Baurat  Fi\sc\er  vom  Bauam   Lelpz^f  [ 
R  ?.nX,f  ""'^  ^^^%^:«"bauamt  Würzen  und  der  Baiiamtmani 
Wur/dr    """"^  ""i''  Oberbaubüro  zum  Neubauami 


Deutschösterreich. 


.1«^  \  "'T'"  ^'^L'"  ';Pchtskundigen  Vorwaltungsbeamten  der 
deutsehosterreichischen  Zentralämter.    Die  Vollvei"ammlun.t 

zur  Gründung  dieses  Vereins,  dem  «ch  auch  d?  iSht^^ 
kundigen  Verwa  tungsbeamlen  ^des  deutschSerreichSen 
St;aatsanites  für  Verkehrswesen  angeschlossen  haben  ffn 
Mitte.  Marz  ,statt  Zweck  des  Vereins"  der  ,sein.ea  Sitz  in  Wie 
thaffllSr  Walirung  und  Förderung  der  -Standes-  und  wirt- 
M^hafthchen  Intere.s.seu  seiner  Mitglieder,  insbesondere  deren 
bchutz  bei  Neuoiulnung  der  Zentralämtor  sowL  S  H^bunö 
and  Pflege  des  Gemeingeistes.  Der  A'erein  irfoiof  Se 
ÄSe"  1)^  Mit^";  Erreichnng  seii.  ..  ZieLf  dSn^  k^! 

esondere:  Dre  Mitwirkung  des  \  ereins  bei  der  Vorlvereituno- 
.md  Durchführung  gesetzlicher  und  adnninstnm  B 
-lähmen,  durch  welclu^  die  rechtliche  ui,.l  w  s  1 /dt  che 
Teilung  von  \ eremsmitgliedem  berührt  ^^. erden  kam  E 
Wirkung  und  Schaffung  wirtschaftlicher  und  t^nieXützio^e.' 
lursorgeeiüiuchtuügen  für  .seine  Mit«Tiede.  :  A^eXsXo  '^^^^^^^ 
Wrtretung  von  Eingaben  und  Deiik^ehriften  WcM§ß 

<ne  bereits  gegründete  Gewerkschaft  der  reclitskundis-en  Be 

sowie  an  ^  nrSf's'cbafrT"^-^^"'^'^'^^^-  Beut,Sr?ei?hs 
■.ebilde^en   llfnn^  ^^''/''^.i^^u^'^^^''*^^      a"«^-  akademisch 

Ir^l  ■  ,  öffentlichen  Diensten;  Hinausoabe 

änfteJ^"''""^  I^^"'''-.'^«'^^  von  r>eriodisohen  Di^ic.k- 

—  Der  Geschäftsgang  der  Lokomoüvlabriken     1),,.  Wohv 
fn?  infn/"  V^u^fhösteiTeich  befindlichen  T.okomot  fab-iken 
^ebrfnS"''  ^^"^  I^ohlenmaugels  die  Betriebe  innnev  ruph,  ein- 
v.ff       I     r^n^*',  Fabriken  verfügen  aber  ül>er  einen 
Auftragsbestand,    der  ihnen  für  dieses  Jahr  BesSii' 
zusichern    wurde.    Sie  konnten  iedoch  vo^  diSti   Be  rn  b. 
|noglichkeit  infolge  des   KohleniUngels   llher   keinen  Oe^ 
brauch   machen.    Nach  Auflösung  der  Monarchie  habe1,  du" 
deutschosterreichischen  Slaatsbahnen  erkläTdaß  «e  von  <  en 
Vnt^^r-K  Lokomotivbestellungen   nur   einen  quotenmäßiS 
Anteil  ubernehmen  wür.len-    während  für  die  Abnahme  dtr 
tT^l.tf  7^^««J^^^'len^"  Natumalstaaten  aufzukomn  en  ht^- 
len.    Infolgedessen    haben    auch    einzelne    F^biiL'.«.!  fv.-.M, 
fertiggestellte   Lokomotiven    in    ihren  Anla'e^ste  en^^;^^^^ 
"-egen  ihres  Verkaufes  Angebote  an  da..  \n.\Z\  Ü^^ü 


Ungarn. 

i^riv^fe -^'l  als  eli^eJangJn  be! 

ÄÄfÄS-"'^'''"  '''t'  f---ahlef  w^shÄ 
.vacnnamnen  den  Aujgebei-n  nicht  als  emgeganoen  zai  avisier., 

^^«^^«lli.aften  Fällen  ist  ein  Bescheid  ^n  der  D 
l  ektion  der  ungarischen  Staatsbahnen  einzuholen 

uisl^r^d?r¥T°^  Warenaustausehverkehrs.     Der  Mi- 
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Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 


Ausnahmetarif    für    Düngemittel  us^^. 

(Sächsische  AusKabe.)  I 

.Mit    sofort icH'i-   (iültiok€it    wird    der  ^ 
hesondere   Zusclilao-  von  1,32  Pf-    für  1 
100  kft-  dci  Klmshoni-ljaniistedf-Odlos- 
loer  Eiseubalm  autVeholK'ii. 

Di-etsden.  am  3.  April  1919.  (427) 
Gi>u.-Dir.  der  8äcbs.  Staatseiscubahucu. 

<)st-iuittcldeiitsch-siichsiseher  Verkehr, 
Heft  1  »1.  2. 

Mit  sofortioer  Gülti.iik'-il  \\t-'i\ien  di(> 
im  Nachtrag  zum  li''ft  ^  '^"'^  ^-^cl'^ 
ira.ft-  11  zum  Ik-ft.  2  für  <1ip  Sfalaon-eii 
Bannewitz,  tlittersK'e,  Hänichen=Gol- 
dene  Höhe  und  ros..s,endorf  vors'e&ebo- 
nvn  Eutf-criii!U'i!Mi  in  Kraft  ü-esetzt. 
NälK're  Auskunft  ;Tt!>ileu  dir  licMuliu-ten 
(Uiferiabfeiti.n'uuscu. 

B.erlin,  den  (i.  Ainil  1919.  (438) 
Ei'S-tii  1  )ahiudirektiou, 
nanwuis  der  hotciligten  Verwalluiiacu. 

FrachtzHschlaa:  bei  Sciiduiijsen  von  luul 
nach  der  Schweiz,  den  nordischen  Lan- 
dern  und  den  Niederlanden. 

.Mit  GültiS'keif  vom  7.  Aind  1919  an 
wird  der  Fi  achtzusc  lüaff  («sielic  Aiihau;; 
II  und  III  im  Tarif  2C0)  von  150  aui 
170  V.  II.  erhöhl.  Die  :Maßnahme  ffilt 
für  alle  deutschen  Binnen-  uiul  A\  eeh- 
i^'elverkehre,  in  denen  luslier  <l'ei-  Zu- 
sfhlaa-  von  l.")0  v.  II.  K-alt. 

Berlin,  den  3.  April  1919.  (129) 
.  Eisen !.)iahn  d  i  lekti ou . 


Süddeutscher  Donauumschlassverkehr 
über  Regensburs,   Dessendorf  und 
l'assau   Douaulände  transit.  Tarif, 
Teil  II  vom  1.  Januar  1911. 

\'om  1.  April  1919  i\h  ist  für  die  Er- 
hehunu'  '!er  .leutseh*u  Verlvehr.s.steuei- 
uud  der  Krieu>zu.sehlä.<>'6  die  für  die 
drut.sch*n  \'.erkehre  ausoegeibeae  ■£  i  n  - 
reo.  h  n  u  n  g  s  1  a.  fei    III   ma  ß  oM?ben  d. 

München,  den  1.  April  1919.  (432) 
■J^arifamt  der  bayer.  Slaatscisenbahnen 
nechtis  des  Kh>euis. 


Deutscher    Seehafenverkehr    mit  Snd- 
deutschland. 

Mit  «ofort  10-er  Gülti.okeit  kommt  der 
I'^ntfernuiift^zuschlao-  von  4  lun  für  die 
Station  Blumenthal  der  Farge-Veo;«- 
sacker  Eis^eubahu  in  Wegfall. 

Hannover,  .len  3.  April  1919.  (4,50) 
E  i  ;s  e  n  I  >a  h  n  d  i  lek  tiou . 


Badischer  Tiertarif.  Deutsche  nechsel- 
tiertarife. 

Auf  1.  April  1919  wird  infolge  dei' 
entepnecbenden  Änderung  des  Tier- 
tarifs,  Teil  1,  das  Begleiterfahi-geld  von 
2,4  auf  3  ^  erhöht.  Ncähere«  m  un- 
sierem  Tanifanzeigier.  (437) 

Karlsruhe,  den  4.  April  1919. 
( Jeneraldirektion  der  Bad.  -Staatiseusen- 
bahneu. 


Badisch-baverisclier  Güterverkehi-. 

Ab  1.  jMai  1919  werden  die  Stationw- 
fracbtsätze  für  Allensbach,  :\Larkelfin- 
o-en,  Petershauisen  i.  Baden,  KadollzieU 
und  Reicbenau  i.  Baden  aiufgeboben. 

Die  Abweichung  von  der  m  §..6^  der 
E.    V.    0.  vorgesehenen 
licbungisfrist   is^t  von  den 
vsicht.sbebörden  genebmigf. 

Müncben,  28.  März  1919. 
Tarifamt  der  Bayer.  St.  E 


ferner  nicht  mehr  als  Inland.  NäbeiM> 
im  Tarif-  i4nd  Verkebnsanzeiger  der 
Preußischen  Staatsbabnen. 

Breslau,  den  5.  April  1919.  (440) 
EiiS'enibabnjd  ij-ektion , 
namens  der  beteiligten  Verw^alt ungeip 


st 


nnter  Zustimmung  de«  Reicbseisen- 
babnamts  jnit  sofortiger  Gültigkeit  au*- 
sebließlicb  bei  A'erwendung  der  Koble 
im  Inlande,  nicht  —  wie  bisber  —  auch 
in  Österneicb-Ungam  gewäbi-t. 

Das  Großherzogtum  Luxembmg  gilt 

Südhahn-Gesellschaft. 
Wien -Pottendorf— Wiener  Neustädter  Bahn. 

*  und  Fl  um  e. 

Mit  Gültigkeit  von  i«aem.,  später  zur  ^^eröffeutllobuug    gelangenden  Tage  al 

Tirifp  für  den  Verkebr  mit  Triebt  und  Emme,  laugkstens  abei    bis       ,Y'^^f?™^f ' 
i  cn9   eeUen  i^i  Rahmen  des  ^•orb6zeicbIleten  Lokalgütertarifes  nicksicbtlich  d 
\4'rUre?  mi7TS"uml  Fiume  die  -ebstehendm  Ergan^^^^^^ 
gen  der  Güterklassifikaition  des  EffeubabnguterW 

Klassifikation  i 


Veröffeut- 
Laudeisauf- 

(431) 
,  r.  d.  Rh. 


Staats-  und  Privatbahn-Güteiverkehr. — 
Ausnahmetarif  6c  für  Steinkohle  usw. 
von  Niederschlesien. 

Die  Frachtsätze  des  o.ben  gteniannteoi 
Kohlemausnabmetarif s  werden  mit  G*e- 
nehmigimg  der  Landesaufsiehtsbebörde 


Artike 


bei  Fracbtzahlung  für  ; 
mindestens  | 

5000  kg  |ioooo kg 

1  des  ver- 1 
für  den  wende- 
Frachtbrief  ten 
und  Wagen  Wagens 


Besondere 
Bedingungen 


a)  Voi.  oder  nach  Triest  oder  Fiume 


Frachtgüter  aller 
Art  (so  weit  im  G.  T.  I B 
oder  im  Lokalgütertarif, 
Teil  11,  oder  im  Nach- 
stehenden eine  günsti- 
gere Tarifierung  nicht 
vorgesehen  ist)  auch  in 
Sammelladungen, 
einschließlich  der  sper- 
rigen Güter,  jedoch  aus- 
genommen      Leichen,  i 
lebende  Tiere  sowie  alle 
Gegenstände,  für  welche 
im  G.  T.  I  B,  Abschnitt 
B  einebesondereFracbt- 
berechnnng  festgesetzt  , 
ist  i 


A.  T  3  a 
weniger 

20  0/0 


A.T.  3b  I 
weniger  |  — 
20% 


b)  Nach  Triest  oder  Fiume 


Eisen  und  Stahl 
Eisen-    und  Stahl- 
waren 


E  i  s  e  n  (R  o  h  -) 


Glas 
Hohlglasware  II 

Mineralwasser 
Möbel 
Papier  und  Papier- 
w  a  r  c  n 


Papier  und  Papier- 
waren mit  Ausnahme 
von  Druckschriften  (ge- 
falzt oder  ungefalzt  oder 
in  Büchern,  Broschüren 
oder  TSlocks) 

P  a  p  p  e 


Streichhölzer  (Zünd- 
holz c  h  e  n)  auch  aus  Kar- 
ton (Kartonzünder) 
T  a  1  k 


E-4,  lit  a, 
b  und  d 

E-4,  Iii  c 

E-.5 

E-r. 


G-9,  lit  a 
H-11 

M-17 
M-18 
P-1,  lit 
a  und  c 

P-1,  lit  b 


aus  P-l- 
lit  d 


P-4,  Iii  a 
P  4,  Iii  b 

r-.S,  lit  a 


A  J 
weniger  i 
20  o/o  ! 

B  *)  : 

weniger  ! 
20% 

A  ! 
weniger 
.  20«/o 

A 

A 


A 

weniger 
■20  o/o 


A 

weniger 

20  0/0  I 
A 


^)  Für  Eisen  (Ro 
aller  Art  in  Ki 
sein  (Broten) 
Prismen,  Fe 
mangan,  Ferroi 
zium    und  Fe 
mangansilizitt 
nur    bei  Fra 
Zahlung  für 
Ladegewicht 
verwendeten 
gens 


9.  April  1919 
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Artikel 

P»st 
der 
Güter- 
klassifi- 
kation 
des 
G.  T.  I  B 

Klassifikation 

bei^t'rachtzahlnng  für 
mindestens 

5000  kg 

10000  kg 

dasLade- 
gewichi 
des  ver- 
wende- 
ten 
Wagens 

für  den 
Frachtbrief 
und  Wagen 

Zucker  und  zwar: 
Kandiszucker 

Zucker 

aus  Z-12,  1  > 
lita  !l 
Z-12,      1  f  - 
lit  c  und  d  i  ^ 

A 

weniger 
20% 

Besondere 
Bedingungen 


Von  Triest  oder  Fiume 


Baumwolle,  rohe,  ost- 
idi-<cher  u.  levantinischer 
igyptischer,  türkischer) 
Herkunft 

Linters,  rohe 


aus  B- 


a  u  m  w  o  1 1  e ,  rohe,  ame- 
rikanischer Herkunft 


iaumwoUab  fälle 
;döldestillate  und 
^rdölrückstände 

u.  zw. 
Petroleuno,  raffiniert 
.Mineralschroieröle 


r  b  h  ö  1  z  e  r  und  deren 
irzeln  sowie  Farb- 
irzeln,  alle  diese  in 
icken  oder  Stücken, 
ih  geraspelt  und  zer- 
kleinert 
tte  zu  technischen 

ecken  und  zwar 
kosnußöljungereinigtes 
ttonstearin  (Kottonöl 
tes),  Palmkeraöl,  unge- 
)igtes  Palmöl,  s  äm  t  - 
iche  in  Fässern 

sch-  und  Robbentran 


g,  vegetabilische  (auch 
tvraöl  und  Sheanußöl) 

tterkarobbe  nur 
:eroahlen  in  Säcken 


aus  B-7 


A 

wenig-er 


aus  B-7 


E-23,  lit  b 
F:-2H,  lit  o 


aus  F-7, 
lit  c 

aus  F-7, 
lit  c 


aus  F-7. 
lit  d 


A 
A 

weniger 

20  ;; 


A 

Sp.  T.  1 


*)  Fracht- 
zahlung für 
mindestens 
7000  kg  für 
den  Fracht- 
brief und 

einen 
gedeckt 
gebauten 
Wagen 
Anforde- 
i  rung  eines 
offenen 
Wagens 
durch  den 
Absender, 
überdies 
Beistellung 
von  Decken 
durch  den 
Absender 
oder  Ent- 
richtung 
der  tarif- 
mäßigen 
Decken- 
miete im 
Falle  der 
Beistellung 
bahn- 
eigener 
Decken. 

Beförde- 
rung auf 
Ent- 
1  fernungen 
j  von  mehr 
als  250  km 
von  Triest 
oder  Fiume 


o  ©  c 
-a  xJ  ® 

5S.S 

«'S  3 
Ui  o 

^ 

.2^  =^ 
^  ca 

<o  .  - 
6d2  3 

p^  S 
*^-p 

^   ^  CO 

£  s 

^<  3 
■-,  '-' 

o  I  S2 
■  o 
a  > 

^  CS  03 

-Sa 

P:3-g 

4)  03  cS 
^  tn  Vi 

S  ="  c 

®  «  es 

>  p  a 
«-°-p 

QcqcQ 


Beförderung  auf 
Entfernungen  von 
mehr  als  580  km 
von  Triest  oder 
Fiume 


Gemeinschaftliches  Heft  C  1  b  (Stations- 
tariftafeln usw.).  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  7.  April  1919  ab 
'svterd^u  im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfea 
der  Meppen-Ha«elünner  Eisenbahn  die 
Zu^cülagisf rächten  erhöht.  Näheres,  ent- 
halt die  am  7.  April  1919  erscheinen.*, 
Nummer  das  Tarif-  umd  Verkehrsanzei- 
gens  Da.s  akibaldige  Inkrafttreten 

der  Jirhohungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verfcehr.siordniinig  (ß.-G.-Bl 
1914  (Seite  455).  —  Auskunft  geben  die 
beteiligten  Gütenabfertigungen  isowie 
das  Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz.  (4.2g) 

Berlin,  den  3.  April  1919. 
  Eisenbahnidirektion. 

Transittarif   für  den  süddeutschen 
(j-iiterverkchr  nach  den  unteren  Donau- 
landern, Teil  II,  vom  1.  Februar  1907 

Für  die  Erhebung  der  deutschen  Ver- 
kehrss.teuer    und    der  Kriegszuschlägc 
findet  vom  1.  April  1919  ab  die  für  dif 
deutschen     Verke-hre  hei-ausigegebene 
Emrechnungstiafel  III  Anwenduno- 
München,  den  1.  April  1919.  (433) 
Tarif amt  der  B.  Stiaatseisen  bahn  en 
rechts  des  Eheinis. 


Tfv.  1104.    Ausnahmetarif  für  Dienst- 
kohlen- usw.  Sendungen  der  Sächsischen 
otaatseisenbahnen,  gültig;  vom 
I.Oktober  1918. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  -^Verden  — 
mit  Genehmigung-  der  Lamdesaufsichts- 
behorde  nach  Zustimmung  des  Eeichs- 
Lisenbahn-Amtes  —  die  Anwe!ndung.s- 
bedingungen  auf  iSeite  2  des  Tarifes 
'iiit*!'  I-  3)  dahin  aboieändert,  daß  die 
1  racht.sätze-  des  oben  l>enianiiten  Tarifes 
nur  bei  Verwendung  der  Sendung-en  im 
Inlande,  nicht  auch  in  Österreich-Un- 
garn, gewährt  werden.  Als  Inland  gilt 
terner  nur  noch  d-a«  Gebiet  des  Deut- 
schen Reiches. 

Näheres  hierüber  .siiehe  in  dem*  ge- 
memsamen  Tarif-  und  Verkehrsanzeisier 
tur  den  Güter-  und  Tierverkehr. 

Kattowitz,  den  5.  April  1919.  (434) 
Eiseubah  u  ( 1  i  rc  k  ( i  o  a   K  a-tto  witz 
iiaanens  der  hclcili.oteu  ^'erwaltuno■ell. 

Tfv.  1100.    Oberschlesischer  Staats-  und 
l  rivatbahn-Kohlenverkehr,  Ausnahme- 
tarif 6b. 

iMit  (Sofortiger  Gültigkeit  werden  mil 
Gienehmigunia:  der  Landiesaufsiohts- 
behorde  nach  Zustimmung  des  Reichs- 
eisenbahnamts  die  Anwendungsbedin- 
gungen  der  Abteilung  A  dahin  abgeän- 
dert, daß  die  Frachtsätze  die.^r  Ab- 
teilung nur  bei  Verwendung  der  Sen- 
dungen im  Inlande,  nicht  auch  in 
Österreich-Ungarn,  gewährt  werden. 
Als  Inland  gilt  ferner  nur  noch  dais  Ge- 
biet des  Deutschen  Reiches. 

Näheres  hierül>er  siehe  in  dem  Ge- 
meinsamen Tarif-  und  Verkehrsanze.i- 
ger  für  den  Güter-  und  Tiei-v^erkehr 

Kattowitz,  den  5.  April  1919.  (435) 
Eis  enbahndii-ektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Binnenverkehr.  —  Staats-  und  Privat- 
bahn-Güterverkehr. Gemeinsames  Heft 
für    die    Wechselverkehre  deutscher 
Eisenbahnen  untereinander 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  April  1919 
tritt  eine  Erhöhung  der  gewöhnlichen 
Fahrpreise  für  Monats-  und  Arbeiter- 
wochenkarten, der  Güterfrachten  der 
ümladegebühren,  Überfühningsgebüh- 
ren  von  und  nach  dem  Brohler  Hafen 
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sowie  der  Ortsfrachten  in  Kraft,  l'er- 
uer  wird  für  d^en  Binnenverkehr  ein 
Frachtzuschlag  eingeführt.  Näheres 
ist  auf  der  Bahnverwaltunff  in  Brohl 
7U  erfahren. 

Die    Tariferhöhungen    werden  mn 
Genehmigung     der  Landesaufsichts- 
behörde  und  unter    Zustimmung  des 
Reichs-Eisenbahn-Amtes  eingeführt. 
Köln,  den  29.  März  1919.  (426) 
B  roh  1 1  ha  1-Eisenbahn-G  es^e  1 1  so  h  a  f  t . 
Der  Vorstand. 
Ziisleich  Liamens  der  l>eteiligten  Kiseii- 
bahn-Verwaltnugcn. 


3.  Verdingungen. 

Dif.  Erd-.  Böschungs-,  Weigebefeisti- 
iiung-  und  b'leiueren  Nebenarbeiten 
/wischen  den  Tcilpimkten  80  und:  178 
der  südlichen  Um.g<hungsbahn  sollen  in 
•'  Losen  öffentlich  verdungen  weixien. 

Los  I  von  Tedlpimkt  SO  Iiis  Teilpnnkt 
i:iO  umfaßt: 

257  000  cbm  ßodenbewegung, 
76  000  qni  Böschungsarbeiten. 
Loa  II  von  Tedlpunkt  130  bis  Teilr 
paukt  178  umfaßt: 
190  000  cbm  Bodenbeweguug, 

78  000  qm  Böschungsarbeiteu. 

Kugebotshefte,  beide  Lose  enthaltend. 

ohne  Bedingungen  und  Zeichnimgieu 

.sind,  soweit  der  Vorrat  i-eicht,  geg-en 
portofreie  Emsendung  von  5  Ji  aufl 
.-)  ,3  Bestellgeld  in  bar  (nacht  m 
Ijriefniiirken)  von  der  unterzeichneten 
Bauallteilung  zu  beziehen.  Falls  Zu- 
sendung durcli  die  Post  ge wünsch  I. 
wird,  sind  2.5  4  BestcUgekl  mit  einzu- 
senden. Die  Pläne,  Querprofile,  Bedin- 
gungen und:  isou.stigen  Verdingamgs- 
auterlageu  können  nicht>  mit  abgegeben 
werden.  Sie  liegen  im  Büro  der  hiesi- 
gen BauabteiluDg  zur  Einsicht  aus, 
"  Bewerber-  haben  ihre  Angi'bote  \'or- 
sclu'iftsmäßig  ausgefüllt  bis  Mittwoch, 
den  23.  April  1919,  vorndttags  lO.^-i  Uhr 
portofi-ei.  veT.siegelt'  und  nul  entspre- 
chemder  Aufschrift  versehen,  an_  die 
1 1  ute^rzeichuete  Eisenbahnbaua  bteilung 
m  Michendorf,  Bahastraße  1.  einzurei- 
.•heu.  Das  Öffnen  der  Angel)ote  findet 
am  11  Uhr''  voimittags  in  G«egenwart 
der  etwa:  erschieueu'eu  Bewerber  statt. 
Angebote  können  .siowohl  auf  beide 
Lose,  als  auch  auf  jedeiS  Lo.s  für  sich 
abgegeben  werden.  Auskünfte,  übiei' 
Lage  und  Zugänglichkeit  der  Baustelle 
erteilt  der  Vorstand  der  unterzeichne t)en 
Bauabteilung.  Für  den  Verding  sind 
die  für-  die  B-ewerbang  um  Arhedten 
]\m\  Lieferungen  gelt'ciudeu  Vorschril- 
iviu,  die  zuletzt  in  Nr.  70  dies  Deutschen 
li/cichs-  und  Preußischen  Staatsanzei- 
"MM.s  vom  ol.  März  1913  veröffentlicht 
Tvoixljeii  sind,  maßgebend.  ^ 

Zuschlagsfrist  4  Wochen. 

Michendorf  i.  Mark,  den  8.  April  1919. 
Eisen  bahnbauabteilung.  (439) 


4.  Offene  Stellen. 

Zum  möglictet  baldigen  Dienstanl  riti 
wird  ein 

Bahnmeister 

'■esucht.  Bewerbungsgesiuche  mit  Le- 
benslauf und  begl.  Zeugniisabsohriftien 
sind  unter  Angabe  der  Gehaltsaii- 
sprüche  einzureichen.  (-i'M'u 

Brandenburg,  deu  4.  April  1919. 
Der  Betiriebsdinektor 

der  •Branden'burgisehien  Stadleibahn. 
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)  l'iachlzahlunj; 

lür  mindesten!- 
fjoiX)   kl-    lür  den 
Frachlbriel'  um 
Wagen 
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Schwefel  I  S--2.5 

Das  Verladen  obliegt  dem  Absender,  das  Awladten.  dem  Empfäu^ger 
Soweit  voi^stehend  Tarifklaasen  oder  Ausuahmetarife  Y?*"^';*!^^™  rr,ic 
perzeTituellen    Nachlässen    angegeben    sind,   werden  4)ei  ^"■^'^'^'^^^^^'^.^^l 
sat^e  auf  Grund  der  zuo.ostandenea  |>erzentiiellen    Kürzung     im  EndeIoebnl^M 
entfall.en.de  iBruohteik.,  auf  ganze  Keller  aufgerundet.  Ppf^rrlpnino-  .If. 

^^orstehende  Detarif Lerungxjn  gelten  ohne  Ausnalime  nur  bei  tefoideiuiig  e 
(;ütei  Jin  ununterbrochenen  Durchlauf  über  die  zusammenhang^enden  Linien  dei 
Siüu/ahm^sellschaft  und  der  Wien-Pottendorf-Wiener  Neustadt^r  Bahn  b,.,s  hy^^ 

^l^ÄÄieiS^n  nur  für  Entfernungen  von  mehr  als  260^580^ 
von  Triest  odet-  Fiume  festo-eisetzt  .sind,  haben  dieselben  nur  für  .Sendungen  t"-' 
kmg,  d^  dS  Enläfernungen  von  Triest  oder  Fiume  über  zusatnnronhnngen.l^ 
Linien  der  Südbahn  oline  Untexbnechung  dnrchianten. 

Die  isich  auf  Grund  .solcher  Detarifierungen  für  Entfernungen  von  ^^1  b/« 
581  km  von  Ti-ie.st  oder  Fiume  ergebenden  Frachtsatze  ^.^^Ui '^"^^-d  Wi^  PoH 
oder  Fiume  im  ununterbrochenen  Diu-ohlauf  iiber  die  iSudbahn  und  \\  len-Pot , 
dorf-mener  Nmstädter  Bahn  ^i^r  f^legene  ^Stationen  der  ^^^^^^^^ 
l'e.ttendorf-Waener  Neustädter  Bahn  insoweit  Ge  tung,  als  sicli  ^üi  dii^^e  StaUoua 
die  tarifmäßig-  vorgesehene  FracMbem^hnung  ^^^'^/f ''[^■'^t^r  '^i*^^^^^  l-,"  n  di." 
für  iene  Strecken,  für  die  die  ungarische  Ti  nusportsteuer  in  Betiarlit  U..innit.  m 
den  Frachtsätzen  gesondert  zuzureclinen. 

Wien,  am  28'.  März  1919,  . 
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_       ..       Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
«.5f»tri.^*  ^^H'^^  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
»cbrlftleitune  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltunzen, 

amtJiclie  Bekanntmachaiiseii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

n?r  y"o^"''*"■T"*""/'"L         i°  B  e  r  1  i  n  W.  o.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

iJie  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

d  i  r  ek  t  e  r  Z  u  s  e  n  d  u  n  g  u  nterStreifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriTatanzeigren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
wj  Pt  )  angenomnien.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßitningen. 
Belagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraßa  23/94 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reiohsbank-Girokonto- 
Ueutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheek-Konto:  Berlin  Nr.  lUOa 
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Verwendet  Boschöler  an  jeder 
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Robert  Bosch  A.  G. 
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Einarmig'ell! 
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Berlin,  den  12  April  1919. 
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Das  Eeich  und  di«  Eisenbahnen 
(Schluß). 

Zusammenwirken  der  Bevölkerung-  und 
der  Staats«isenbahn Verwaltung. 

Nachricht-en. 

Deutschland: 

Ausstandsbeweguni,''  auf  den 
deutisch.  Eisenbahnen.—  ^'erkehrs- 


I  n  h  a  I  tt 

lao«  in  Bayern.  —  Fahrpreisermäßi- 
.  gung  für  die  T<?iLnehin«r  der  Früh- 

jahrs-Mustermes&e  in  Leipzig. 
Deutschösterreich: 

Bewilligung  von  Diensterleichte- 
rungen und  Bezugsaufbesserungen 
für  die  Staal^bahnbediensteten.  — 
Außerkraft'&elzung  der  adriatiischen 
Tarife.  —  Neue  Schnellzugverbin- 


dung^en.  —  Lebensmitteltransp  H-te 
für  Österreich. 
Ungarn: 
Wechsel  in  der  Leitung  des  ungari- 
schen Eisenbahnwesens.  —  Eine 
ungaiisohe  Stimme  über  die  Zu- 
kunft des  Berner  Übereinkommens. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Das  Reich  und 

(Schluß 

Zwei  Punkte  aber  seien  hier  erw^ähnt,  die  auch  im  gün- 
stigsten Falle  die  Eis-enbahnfinanzwirtschaft  hindern  werden, 
einer  Erholung  der  Volkswirtschaft,  einer  etwa  wieder  auf- 
strebenden Konjunktur  zu  folgen.    Das  ist  eine  doppelle  Bin- 
dung: auf  der  Ausgabeseite  der  Löhne  an  politische  Eück- 
sichten,  auf  der  Einnahmeseite  der  Tarifpolitik  an  die  geo- 
graphischen Verhältnisse,  unter  denen  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft aibeitet.    Je  demokratischer  unser  staatliches  Le- 
ben wird,  desto  größer  werden  die  Eücksichten  werden,  die 
auf  die  Wünsche  und  Forderungen  der  Angestelltenmässen 
der  Staatsbahnen  genommen  werden.    Auf  der  anderen  Seite 
ist  unsere  Lage  zum  Weltmarkt,  unsere  Arbeitsteiluno-  im  In- 
land und  die  Verteilung  der  Standorte  unserer  Gewerbe  der 
Art,  daß  sie  einer  Tariferhöhung  gewisse  Grenzen  ziehen 
wenn  wir  wettbeweibsfähig  bleiben  sollen.    Man  darf  sagen' 
daß^  in    DeutschHand    billi:ge    Erzeugung  bei 
hohen    Eisenbahntarif  en    nicht    mö,g:lich  ist 
Es  kann  daher  zweifelhaft  sein,  ob  über  di^e  jet^zt  in  Kraft 
getretenen  Tariferhöhung,en,  die  bis  zu  ICO  %  geben,  weisent- 
lich  wird  hinausgcigangten  werden  können.    Betrachten  wir 
diese  La-e  der  Dinge  und  die  Schwierigkeiten  der  Aus- 
einan::ersetzung  noch  einmal  rückschauend,  so  er<^eben  sich 
zwei  Weige  der  Lösung  : 

Auf  dem  einen  Wege  würde  man  die  bestehenden  Verhält- 
nisse soweit  als  möglich  schonen  und  zu  einer  Lösung  ge- 
langen, die  manche  Ä.hnlickeit  mit  der  Betriebs-  und  Finanz- 
.gemeinschaft  hätte,  die  Pieußen  und  Hes.sen  bezüglich  ihrer 
Li.«enbahnen  im  Jahre  1896  geschlossen  haben.  Ein  geson- 
deiles  Finanzinteresse  der  Bundesstaaten  an  der  Verwaltuno- 
ihrer  Eisenbahnen  wird  auch  in  diesem  Falle  beseitigt.  Dal 
lÄt  die  Vorbedingung  jeder  gesunden  Lösung;  denn  dies 
getrennt«  F  i  n.an  z  in  t  e  r  es  se  ist  der  innere 
Grund  unserer  Zersplitterung  im  Eisen- 
bahnwesen. Dagegen  bliebe  die  Eisenbahnhoheit  in- 
soweit gewahrt,  als  die  Verwaltung  nicht  auf  das  Keioh  als 
«)lches,  sondern  auf  eine  deutsche  Eisenbahn- 
gem^inschaft  überginge.  Die  G  em  e  i  n  s  c  h  a  f  t  s  ve  r - 
w  a  1 1  u  n  g  würde  aber  nicht,  wie  bei  der  preußisch-hessischen 
t.onieinschaft  der  Führung  eines  Teilhabers  unterstellt  wer- 
den, .sondeni  in  vollem  Umfange  auf  das  Eeich  über- 
gehen. 


die  Eisenbahnen. 

aus  Nr.  27) 

Der  Nachteil  dieser  Lösung  liegt  darin,  daß  die  Ausein- 
andersetzung keineswegs  leichter  sein  würde,  als  bei  einem 
Übergang  auch  des  Eigentums  an  das  Eeich,  also  bei  Schaf- 
fung wirklicher  Eeichseisenbahnen.  Es  wird  das  in  weiterem 
Zusammenhange  weiter  unten  sogleich  nachzuweisen  sein. 
Sodann  aber  gibt  die  Belassung  des  Eigentums  dem  einzel- 
staathchen  Partikularismus  einen  starken  Anhalt  und  läßt 
störende  Auseinanderßetzungen  über  die  widerstreitenden 
Interessen  auch  in  Zukunft  erwarten. 

Das  würde  vennieden  durch  die  Übernahme  der 
Eisenbahnen  durch  das  Eeich  zu  vollem 
Eigentum.  Hiergeg^en  könnten  Bedenken  in  zwei  Eich- 
tungen erhoben  werden:  Einmal  könnte  gefüich'-et  wei'den, 
daß  die  Eeiohsverwaltung  die  örtlichen  Interessen  d.es  Ver- 
kehrs nicht  mit  der  gleichen  iSohmiegsamkeit  und  Sorgfalt 
pflegen  wüide,  wie  es  die  einzelstaatlichen  Verwaltunoen 
getan  haben.  Auf  der  anderen  Seite  hätte  die  Eeiohsverwal- 
tung Ansprüche  an  den  Ausbau  der  örtlichen  Bahnuotze,  den 
Fa,hrplan  usw.  in  weit  höherem  Maße  zu  erwarten,  wenA  die 
Eucksioht  auf  die  Finanzen  der  Einzelsitaaten  nicht  mehr 
mäßigend  wirkt,  sondern  die  geforderten  Ausgaben  zu 
Lasten  des  Eeiches  geben. 

Diese  Erwägungen,  auch  wenn  sie  mehr  auf  psychologi- 
schen als  auf  tatsächlichen  Grundlagen  beruhen,  werden  bei 
der  Frage  der  Organisation  von  Bedeutung  sein,  auf  die  später 
näher  einzugehen  ist. 

Es  bleibt  hier  'dlie  Grundlage   der  finanziellen 
Auseinandersetzung  zwischen  dem   Eeich  und  den 
Bundesstaaten    bei  '  der    Übemalrme    der    Eisenbahnen  zu 
erörtern.    In  jedem  FaUe,  ob  nun  das  Eigentum  der  Eis.en- 
bahnen  an  das  Eeich  übergeht  oder  den  Bundesstaaten  ver- 
bleibt, ist  eine  Bewertung  des  E  i  s  e  n  ba  h  n  b  es  i  t  zes 
der     vertragschließenden      Teile  erforderlich. 
Das  ist  unumgänglich,  wenn  das  Eisiko  auf  die  Eeichsver- 
waltung  übergeht.    Eine  solche  Bewertung  hat  denn  auch  bei 
der  Begründung  der  preußisch-hessischen  Eisenbahngemein- 
schaft stattgefunden.    Sie  stieß  damals  auf  besondere  Schwie- 
rigkeiten,  weil  sie  mit  der  Verstaatlichung   der  hessischen 
Eisenbahnen    zusammenfiel    und    ein    brauchbarer  Verglei- 
chungsmaßstab in  der  Buchführung  bicider  Netze,  des  preußi- 
schen  und  des  hessischen,  fehlte. 
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Das  liegt  jetzt  bei  «iuer  Auseinaudensetzung  zwischen 
lleicli  und  Buudesstaaten  andors.  Sie  würde  ihre  Giundlagc 
in  d'tMii  Er  t  r  ags  w<e  r  t  e  der  iE  is^en  bah  non  finden 
können.  Die  Buchführung  der  deutscheu  Staatsbahnen  isl 
nach  leinihieitlicheui  Muster,  dem  sogen.  „Nomialbuchungs- 
schema''  des  Eeichseisenbahnaniits  gefü'hrt.  Die  in  der  Sta- 
tistik dieses  Amts  gegiehenen  Zahlen  wie  die  übrigen 
Buehung-.sz.aWeu  geben  lalso  einen  doirchaus  hrauohbaren 
-Maßstab  der  Veirgleiclumig.  Der  Ertragswert  läßt  sich,  schon 
ans  'den  oben  lieiieits  erwähnten  Renten,  d.  h.  aus  dem  Ver- 
hältnis der  Betriebsüberschüisise  zum  .Anlagekapital  über- 
blicikeu,  und  für  lein  weitereis  Eindringen  wäa^en  überall  die 
Grundlagen  g'egieben.  Dieser  Ertnagswert  der  Verigangten- 
heit  isit  aber  ferner  auch,  wie  wir  sahen,  durch  den  gewal- 
tigen iS^urz  der  Krieigszeit  zwar  überall  zurückgegangen,  je- 
doch —  soweit  jetzt  beurteilt  werden  kann  —  nirgends  in 
eineim  besonders  starken  oder  schwachen  Maße.  Es  kann 
vielmehr  langenommen  werden,  daß  dieser  Rückgang  überall 
dem  Grade  nach  denselbe  war  und  die  Vergleichsfähigkeit 
dier  iErtiaigszahlen  ans  'der  Vergangenheit  nicht  geminden  hat. 

Freilich  ist  es  möglich,  daß  die  preußischen  Eisenbahnen 
dank  der  Gunst  ihrer  natürlichen  Verhältnisse,  dank  der  Bo- 
demschätze  Preußens,  seiner  Eisenindustrie  —  denn  Kohle 
und  Eisen  liefern  den  größten  Teil  aller 
E  i  s  e  n  b  a  h  n  f  r  a  c  h  t  e  n  —  und  dank  der  Lage  der 
meisten  ihrer  Linien  im  Flachlande  sich  schneller  erholen, 
als  andere  Bahnnetze.  Indessen  wird  man  von  der 
Bewe-rtung  solcher  Aussichten  .  bei  einer  großzügigen 
Auffassung  wohl  absehen.  Ja  Preußen  könnte  vielleicht 
noch  einen  großen  Schritt'  weiter  g-ehen  und  im  deutschen 
Interesse  ein  wieit  (größeres  Opfer  bringen. 

Es  wäre  nämlich  ein  Weg  der  Aniseinandersetzung  'dlenk- 
bar,  der  von  einem  Vergleiche  der  Ertrags  werte 
überhaupt  absieht.  Indem  nämlich  das  Reich  die- 
jenigen EiS'tüliahnnetze,  die  eine  volle  Verzinsung  und 
Tilgimg  nicht  gebracht  haben,  mit  Aktiiven  iind_  Passiven 
übernimmt  und  lediglich  diejenigen  Staaten,  die  aus  ihrem 
Eisienbahnbesitz  über  die  Kosten  für  Verzinsung  und  Til- 
gung hinaus  noch  Reinerträge  erwirtschaftiet  habien,  für  die 
der  iStaatiSkasse  aus  den  Eisembahnerträgen  zugefloeisenen 
Reingewinne  nach  billigem  Übereinkommen  entisehädigt. 

Freilich  ließe  man  hierbei  die  offenen  Reserven 
ganz  außer  Betracht,  die  Preußen  niamentlich  durch  stein 
Extraordinarium  angesammelt  hat.  üie  treten  bilanzmäßig 
in  der  iiereits  erwähnten  Form  der  Abschreibung  zutage 
(Anlage  II).  Ein  solches  Vorgehen  wäre  natürlich  rein 
kaufmännisch  biCtrachtet  nicht  haltbar.  Keine  Aktiengesell- 
schaft ließe  es  sich  bei  Ankauf  oder  Verschmelzung  gefallen, 
ihre  Aulagi'weite  diL(S\\'iegeu  geringer  bewertet  zu  sehen,  weil 
sie  eine  vorsichtige  Divideudeupolitik  getrieben  und  namhafte 
Teile  ihrer  Betriebsgewinne  in  Form  von  Abschreibungen  oder 
in  anderer  Weise  wieder  in  ihr  Unternehmen  hineingesteckt 
hat,  statt  sie  auszuschütten.  Scheidet  man  aber  derartigte  rein 
finanzielle  Gesichtspunkte  aus  und  läßt  lediglich  die 
s  t  a  a  t  s  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  Rücksicht  auf  den  H  a  u  s  - 
halt  des  E  i  n  ze  1  h  a  u  s  h  a  l.t  s  gelten,  so  könnte  man 
sagen,  daß  diese  RücksiLdit  g.t  wahrt  ist,  wenn  der  iStaats- 
haushalt  für  das  eine  billige  Entschädigung  empfängt,  w'as 
er  aus  den  Eisenbahnerträgen  für  allgemeine  ßtaatszwecke 
früher  tempfangen  hat.  Die  Vermögenswerte,  die 
dier  Einzelstaat  hierbei  verlieren  würde,  blieben  dabei  ganz 
autk'i-  Berechnung.  Das  könntte  mit  Rücksicht  darauf  be- 
(b'uklicb  eiisclveiuen,  daß  der  Staatsbesitz  kein  unwesent- 
liches f  U'geugewicht  gegen  die  Staatsschulden  darstellt.  Bei 
Weggabe  der  Eisenbahnen  würde  z.  B.  in  Preußen  ein  ver- 
hältnismäßig weit  größerer  Teil  der  Staatsschulden  ungedeckt 
sein,  als  Iriilu  i.  Auf  der  anderen  Seite  könnte  dem  folgendes 
■entgeg'enhalteu  werden:  Aus  dem  Kriege  geht  das  Reich 
alßiSchuldenträger  größten  Umfanges  hervor. 
Dieser  Belastung  stehen  nenneniswerte  A^ermögen  nicht  gegen- 


ubei'.  Schließlich  ist  aber  das  Reich  nur  die  (Summe  Idler  Bundes- 
vslaaten.  Es  erscheint  nicht  })illig,  dem  Reiche  allein  Schul- 
den aufzubürden,  die  zu  Nutz  und  Frommen  d(!r  Bundesstaaten 
gemacht  sind,  dagegen  das  Vennögen  den  Bundesstaaten  vor- 
zubehalten. Denkbar  wäre  gewiesen,  (laJß  diie  "Bundesstaaten 
einen  Teil  der  Schulden  des  Reichs  auf  ihre  'Schultern  über- 
nehmen. Es  ist  wohl  auch  früher  leinmal  terwogen,  aber  nicht 
beliebt  worden.  Wird  nun  die  Folgierung  in  der  umgtektehrlen 
Richtung  giezogen.  nämlich  den  Scihuldenträger  auch  in 
größerem  'Umfange  als  bisher  zum  Vermögiensinhaber  zu 
machen,  iso  würde  tein  gewisses  Gleichgewicht  sowohl  im 
Haushalt  des  Reiches  wie  dier  Einzelistaaten  hergestellt. 

Endlich  ein  ganz  kurzes  Wort  zum  Entwürfe  der  Reichs- 
verfassung : 

Bei  Auseinandersetzungen  von  solcher  Bedeutung  ist  die 
Energie  des  W  ii  lens  zur  Lösung  von  en  ts  c  h e i  - 
d  le  n  d  e  r  Bedeutung.  In  dieser  Beziehung  erschednen 
die  Fassungen  des  Entwurfs  der  Reichs  Ver- 
fassung ewas  ziaghaft. 

So  sieht  die  Reichsverfassung'  in  dem  Entwurf  der  Regie- 
rung eine  allmähliche,  stückweise  Übernahme  der  Eisen- 
bahnen durch  das  Reich  vor.  Diese  Regelung  hätte  zweierlei 
Bedenken.  Schon  bei  den  eisten  Schritten  würden  die  grund- 
sätzlichen Fragen  genau  so  zu  regeln  isein,  wie  wenn  sofort 
die  Übernahme  in  Bausch  und  Bogen  erfolgt.  Sodann  aber 
würde  eine  lange  Zeit  des  Übergangs  und  der  Unruhe  in  unser 
Verkehrswesen  gebiacht,  die  wir  heute  weniger  als  je  ver- 
tragen können.  Mit  der  Übte  rn  ahme  der  Eisen- 
bahnen durch  das  Reich  wird  dahter  sofort 
und  in  vollem  Umfange  Ernst  gemacht  wer- 
den müssen.  Allerdiugis  wird  die  endgültige  finanzielle 
Auseiniandensetzung  nicht  leicht  i&ein. 

Geht  man  von  diesen  Voraussetzungen  aus,  so  ist  das  G-e- 
schäft,  das  das  Reich  mit  der  Übernahme  der  Eisenbahnen 
macht,  rein  kaufmännisch  gesprochen,  kein  besonders  locken- 
des: Sicher  sind  starke  Aufwendungen,  unsicher  die  Gewinn- 
aussiebten.  Um  so  dringender  aber  wterden,  vom  Standpunkt 
des  allgemeinen  Wohls  betrachtet,  die  Gründe  für  die  Über- 
tragung an  das  Reich.  Sind  die'  Aussichten  des  Unternehmens 
unsicher,  so  muß  der  Träger  um  so  stärker  sein.  Je  geringer 
der  Gewinn  ist,  mit  dem  gerechnet  werden  darf,  desto  uner- 
bittlicher sind  alle  Rücksichten  bei  Seite  zu 
schieben,  di'e  einer  Anspannung  aller 
Kräfte  im  deutschen  Verkiehrs wesen  mit  dem 
ZieLe  höchster  Nutzwirkung  noch  entgegen- 
stehen. Da  darf  es  k  te  in  en  L  u  x  u  s  de  r  Ge  f  ü  h  le 
und  keine  Furcht  vor  Schwierigkeiten  geben. 

Vielleicht  würde  es  diie  endgültige  Auseinandersetzung 
erleichtern,  wenn  sef  ort  s  ä  m  1 1  i  c  h  e  deutschen  E  i  is  e  n- 
bahnen,  z  u  n  ä  c  h  is  t  für  Rechnung  der  Eigen- 
tümer, in  ähnlicher  Art  durch  das  Reich 
betrieben  werden,  wie  es  durch  Preußen 
bei  der  Verstaatlichung  einiger  großen 
Privat  bahnen  geschehen  ist.  Hierbei  könnten 
die  Balmnetze  mit  Personal  und  Inventar,  wie  alles 
steht  und  liegt,  übernoiumen  werden,  und  die  für  den 
deutschen  Verkehr  und  die  deutsche  Wirtschaft  brennend 
gewordene  Lösung  würde  durch  die  inneren  Auseinander- 
setzungen der  Landes-Fisci  nicht  aufgehalten  werden.  End- 
lich würde  die  Reicbsverwaltung  auch  genauen  und  unpartei- 
ischen Einblick  in  die  Einzelverwaltungen  erlangen,  was 
einem  gerechten  und  billigen  Ausgleich  nur  förderlich  wäre. 

Im  knappen  Rahmen  dieser  Betrachtung  ist  es  unmöglich, 
diese  wichtigen  Fragen  erschöpfend  zu  behandeln.  Was  hier 
zu  g't'ben  versucht  wurde,  sollen  auch  nicht  l>ereits  fertige 
\"orschläge  sein,  als  vielmehr  Ani-egungen  darstellen,  dem 
Verständnis  auch  in  weiteren  Kreisen  den  Weg  ebnen  und 
rnaoh weisen,  daß  auch  hier  gilt :  Wo  ein  Wille  i s  t ,  d  a 
ist  ein  Weg. 
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Zusammenwirken  der  Bevölkerung  und  der  Staatseisenbahnverwaltung. 


(Vortrag-  des  d.  ö.  Sektiomscliefis  v.  End« res.) 


Unter   diesem    Titel    hat    Sektionschef    In«;.  Bruno  R.  v 
Enderes    in    der   vom    Verein  „Kommunikation"  anläßlich 
seines   2D.iähri^;en    Bestandes    herauso-ege  benen  Denkscmif 
e^ne  Abhandlanff   veröffentlicht,  der   nachstehende  Auffüh- 
rungen entnommen  sind. 

„Die  Zusammenarbeit  der  Bevölkeruno-  und  der  Eisenbahn- 
verwaltuujr  wird  im  o-rossen  und  ganzen  alle  jene  Belau oe 
umlangen,  m  denen  die  Eisenbahn  in  Beziehung  zu  ihreu 
Kunden  tritt.  Ausgeschaltet  bleiben  muss  aber  die  eigent- 
liche innere  Verwaltung,  in  die  die  Eisenbahn  sich  von  Un- 
berufenen ebensowenig  hineinreden  lassen  kann,  wie  ein 
tjchuster  oder  Schneider  in  seine  Faeharbeit. 

Für  das  Publikum  ist  zunächst  der  Ort  von  Bedeutung  an 
dem  ihm  die  Leistung  der  Eisenbahn  geboten  wird.  Die  'Be- 
völkerung ha,t  daher  ein  übrig.ens  schon  durch  die  Eiseu- 
bahngesetzgebung  gewährleistetes  Recht,  ihr  Interesse  be- 
züglich der  örtlichen  Anlage  der  Bahnlinien,  der  Stationen 
usw  zur  Geltung  zu  bringen.  Uber  den  Rahmen  der  durch 
das  Gesetz  festgestellten  Formen  hinaus  tut  die  Eisenbahn 
gut,  «ich  insbesondere  bei  baulichen  Veränderungen,  bei  Neu- 
und  Erganzung^sbauten,  über  die  Wünsche  der  betroffenen  Be- 
m.  volkerungskreise  zu  unterrichten. 

Besonders  wichtig  für  das  Publikum  ist  auch  die  Art  und 
Weise,  in  der  die  von  der  Eisenbahn  verlangte  Leistung  o-e- 
boten,  d  h.  wie  der  Veikehr  abgewickelt  wird,  welche  Reise- 
imd  Vertrachtungsgelegenheiten  zur  Verfügung  stehen.  1). 
-baüriUan  der  Personen-  und  mancher  Güterzüge  muss  im  Ein- 
veinehmen  mit  den  Benützprn  festgestellt  werden.  Die  Zahl 
und  Fahrgeschwindigkeit  der  Personenzüge,  ihre  Abfahrts- 
und Ankunftszeiten,  die  Zahl  und  Auswahl  der  Haltestellen 
sollen  die  Wun.sche  der  Bevölkerung  möglichst  decken. 

Weiterhin  ist  es  für  Reisende  und  Verfrachter  von  grosser 
Bedeutung,  was  ihnen  für  die  verlangte  Leistung  als  Zah- 
lung angerechnet  wird,  welche  Tarife  festgesetzt  isind.  Einer- 
seits wird  die  Bevölkerung,  soweit  sie  die  Eisenbahn  benützt 
stets  möglichst  niediige  Tarife  wünschen,  andererseits  aber 
möglichst  bequeme  Reise-  und  Verfrachtungsgeleo-cnheiten 
Die  Eisenbahn  wird  gut  tun.  sich  mit  den  B.enützern  aus- 
emanderzuisetzen,  um  zu  erfahren,  ob  man  für  eine  erhöhte 
Leistung  auch  erhöhte  Tarife  in  Kauf  nehmen  oder  sich  mit 
geringeren  Leistungen  bei  geringeren  Tarifen  begnügen  will 

Abfertigungs.  und  Tarif  dienst  es 
^^  erden  aLso  fortwahrend  Berührungen  mit  Handel,  Gewerbe 
Lanclwirtschait  usw.  nötig  sein. 

ALs  nächste  Frage  tritt  an  uns  heran:  Wie  ist  dieses  Ein- 
vernehmen möglichst  einfach  und  wirkungsvoll,  also  möo-- 
lichst  nutzbringend  zu  gestalten?  Die  einfachste  Form  i%t 
die,  dass  .leder  seine  Wünsche  der  Eisenbahnverwaltuno-  be- 
kann gibt;  dies  fuhrt  aber  zu  gar  keinem  brauchbaren  Ero-eb- 
nis  denn  die  Wunsche  der  Einzelnen  sind  von  deren  peisön- 
hchen  Verhaltnissen  derart  beeinflusst  und  auch  noch  daz, 
haut  lg  derart,  dass  sie  die  Eisenbahn  beim  besten  Wilku 
nicht  erfüllen  kann.  Selbst  wenn  solche  Wünsche  nicht  vo 
einzelnen  Personen,  sondern  von  einzelnen  kleineren  Inter- 
ess^mtenkreisen  ausgehen  stehen  ihrer  Erfüllung  doch  höhere 
.  Jbucksichten  entgegen.    Sehr  häufig  stehen  sich  in  sol^b-, 

■  S,fvP,3in^^'''^  ff'^^  Parteien  gegenüber,  und  die  Eisen- 
bdhuveivval  ung  zieht  sich  die  heftigsten  Vorwüife  iener 
Partei. zu,  der  sie  nicht  zu  Willen  ist. 

yJfoi^^.vJ''''  ffioßen  Schwierigkeit,  die  Wünsche  der  Ein- 
^ntS.n  f^"""]  ^"^"^'^  Eingaben>  Zeitungs- 

baWrw.i?^'^^^^^^  ^^ffeordneten  usw.  an  die  Eis?n- 

nn^  ?v.  ?  ^f"  herantreten,  gegeneinander  abzuwägen  und 
nach  ihrer  Dringlichkeit  und  Berechtigung  zu  ordnen  und 
'en  Arbeitslast,  die  aus  fruchtlosen  Erhebun- 

vemu  In  bS*;'^'™  ""l^''  ^vergleichen  Anliegen  erwächst,  zu 
AciTOtiden,  hat  man  schon  lange  versucht,  Ordnuno-  in  diese 

Man  s.dnff'"t/l7'''^^'^"  Publikum  und  Eisenbahn  zu  bringem 
"  ^pfuvo?»    V  ?^''?*''  ""^^^  ^r*^<^°i  Ermessen  der  Regierung, 
.  teilwei.se,  infolge  Antrages  gewisser  am  Verkehr  interessierte; 
&"FispS'^'7  Körperschaften,  die  als  berateS  Organe 
dci   Eisenbahn  das  Einvernehmen  mit  der  Bevölkeruno^  c'- 
.  ui^u'^n^'r-  J.^  ö,sterreich  kam  diese  Auflabe  ^1t  den 

.  SOei  Jahren  dem  Staatseisenbahnrat  zu.  Der  Ausbau  dieser 
Einrichtung  durch  Bezirkseisenbahnräte  war  wohl  in  Aus- 

Di"!u°'""*^?'  I"'*  ^^,*r  ^i^^t  zustande  gekommen. 
clSsch^S?'^ft™■^^'^K^l*^*  zertrümmerte  ö^sterrei- 
cuische  Staatseisenbahnrat  hat  gewiss  sehr  viete 
epspnessliche  Arbeit  geleistet.    Aber  es  mu^  offen  au^Ä 
«prochen  werden,  dass  er  bei  Behandlung  nicht  w"n?ge?  F?a- 


gen  sich  nicht  allem  von  sachlichen,  sondern  mitunter  auch 
von  politischen  und  nationalen  Beweggründen,  ja  manchmal 
leider  auch  geradezu  von  Rücksichten  des  Eigennutzes  und 
parteimassiger  Widerstandslust  leiten  oder  doch  beeinflussen 
liess  Auch  zeigen  die  Protokolle,  dass  in  den  Sitzungen  des 
tetaatseiisenbahniates  viele  Fragen  von  nein  örtliiher  und 
untergeordneter  Bedeutung  zum  Schaden  wichtigerer  Ano-e- 
legenheiten  und  gemeinnütziger  Einrichtungen  "einen  aüzu 
breiten  Raum  einnahmen,  und  daß  einzelne  Mito-li«der  bei 
Ausübung  ihres  Ehrenamtes  (b'u  A'orleil  der  von  Ihnen  ver- 
tieteneu  Wjrtschaft.sgruppe  stark  belnntcn,  zum  Nachteile 
der  aut  Vereinfachung,  Erleichterung  und  Verljillio-un"-  des 
Betriebes,  auf  Hebung  des  Erträgnisses  gerichteten  Bestre- 
bungen. Auch  liess  die  persönliche  Befätigiin«-  und  Teil- 
nahme ausserhalb  eines  gewi.s.seu  Interes>ciiki  ci'es  mitunter 
bei  manchen  Mitgliedern  zu  wünschen  übrig.  Zur  Schaffunö- 
a  , ^  ?■  z  i  '«  «  1  s  e  n  b  a  h  u  r  ä  t  e.  die  zum  Vsrteile  orosser 
Ziele  hatten  entlastend  wirken  können,  und  bei  denen  eine 
Betrachtung  mit  öitlicher  Kurzsichtigkeit  weniger  schädlich 
wirkte,  ist  es  —  wie  erwähnt  —  leider  nicht  gekommen. 

Anderseits  muss  wohl  zugegeben  werden,  da.'^s  die  Staats- 
eisen bahn  Verwaltung  dem  Staatseisenbahnrate  gegenüber  es 
nie  und  da  an  der  entsprechenden  OeiadVpit  nn7l  Klarheit 
fehlen  liess,  dass  zu  weitgehende  Rücksichtnahme  auf  di" 
Antragsteller  m  manchen  iällen  die  Verwaltung  abhielt  gut 
gemeinte,  aber  von  vornherein  ungeeignete,  tatsächlich'  uu- 
durchfuhrbarc  Anträge  offen  als  solche  zu  bezeichnen  ein 
entschiedenes  Nein  zu  sagen,  statt  unfruchlbare  Studien  und 
unnötige  Erhebungen  in  Aussicht  zu  stellen.  In  mancher 
Beziehung  hemmend  und  schädigend  wirkte  die  grosse  Mit- 
gliederzahl  des  Staatseisenbahnrates.  In  der  letzten  Zeit 
Avurde  em  Weg  beschritten,  der  sich  als  ausserordentlich 
zweckdienlich  erwiesen  hat  uud  wohl  auch  richtunggebend 
lur  die  Zukunft  sein  könnte:  die  Einsetzung  eines  ständi- 
gen zwanziggliedrigen  Sonderausschusses 
des  S  t  a  a  t  s  e  1  s  e  n  b  a  h  n  r  a  t  e  s  für  t  a  r  i  f  a  r  i  s  c  h  e 
un  d  reglem  ent arische  Angelegenheiten  der 
.sich  gut  bewahi-te.  Die  Beratungen  dieses  Ausschusses,  die 
m  Uberaus  sachlicher  und  gründlicher  Weise  durcho-eführt 
wurden,  haben  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die^Tarif- 
politik  geübt  und  auch  sonst  aufklärend  und  mildernd  o-e- 
wirkt.  Überhaupt  haben  kleinere  Sonderausschüsse,  die  Be- 
ratungen Uber  wichtige  Fragen  der  Eisenbahn  Verwaltungen 
durchfühlten,  sehr  ersprie.ssliche  Abeit  geleistet. 

Was  sonst  die  Heranziehung  des  Laienelement."s  zur  Be- 
t^atigung  bei  der  Staatsbahnverwaltung  anbelangt,  ist  die  gut«'» 
Absicht,  dies  in  tunlichst  grossem   Ausmasse  zu  bewirken 
gewiss  vorhanden.    Aber  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache 
dass  .1«  nach  dem  Gegenstande  Beschränkungen,  ja  auch  völ- 
lige Ausschaltungen  unvermeidlich  sind;   auch 'würde  eine 
zu  weitgehende  Einflussnahme    ausseustehender  Kräfte  — 
wenn  bei  deren  Auswahl  nicht  streng  darauf  gesehen  wird, 
dass  wirklich  nur  „Berufeue"  auserwählt  werden  —  auf  die 
eigene  Entschiiessung,  auf  die  Schaffenskraft  und  den  Ar- 
beitseifer gerade  der  tüchtigsten  Beamten  kaum  fördernd  ein- 
wirken.   Es  ist  zu  begrüsseu.  wenn  den  Vertretern  der  luter- 
essentengruppen  in  höherem  Mas.se  als  bisher  Gelegenheit  o-..- 
boten  Avird.  ihr  besonderes,  im  Leben  erprobtes  Fachwissen 
und  Ihre  reichen  Erfahrungen  in  den  Dienst  der  Verwaltuu"- 
zu  stellen  und  unter  Umständen  richtunggebend  in  das  Rad 
der  Verwaltung  einzugreifen;   al>er  der  .erhöhten  Einfluss- 
na-üme  musste  ein  höheres  i\Ia.ss  von  Verantwortuno-  für  die 
erhobenen   Einwendungen    sowie    für    die  Durclüührbarkeit 
und  den  Erfolg  eingebrachter  Vorschläge  die  Wagschalc  hal- 
ten.   E.S  sei  darauf  hingewiesen,  welche  Verwirrung  erwach- 
sen, welche  Schädigung  entstehen  kann,  wenn  Pläne  der  Zu- 
kunft   durch    vorzeitige    Äußerungen    zur    Kenntnis  unbe- 
rufener Kreise    gelangen,    bahnbrechende    Grundsätze  oder 
Neues  .schaffende  S.vsteme  zu  unrechter  Zeit  oder  in  unrich- 
tiger Darstellung  öffentlich  bekannt  werden,  wenn  wichtige 
Neuerungen,  bevor  sie  amtlich  klar  durchdacht  und  er.schöi)- 
fend  erläutert  sind,  verlauten  und  dann  uuzweckmässige,  un- 
berechtigte Gegenunternehmungen  einsetzen,  unsachliclie  Be- 
strebungen ausgelöst  werden  und  eine  Fülle  vnn  Arbeit  un- 
fruchtbar vergeudet  ist.    Jedenfalls  müssen  bei  allen  Bei- 
räten —  mö.gen  sie  noch  so  vielköpfig  sein  —  weite  Kreise 
der  Bevölkerung  und  viele  Wirtschaftsgruppen  nnvertrcten 
daher  ungehort  bleiben,  weil  sonst  ein  vollkommen  unmö"-- 
liches  Gebilde  zustande  käme.    Diese  Lücke  kann  vollstäudro- 
geschlossen  werden,  wenn  sich  die  am  öffentlichen  A'erkcdu-T- 
lebea  beteiligten  Kreise  entweder  in  der  Form  von  jeoel- 
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Zeitung  des  Vereint 
Deutscher  EisenbahnverwaltUDf^en. 


rechten  Verein«!!  odei  fallwei&e  zu  Vereinigunp^en  zusamnieu- 
schlicissen  und  ihre  Wünsche  und  Fordeiiingen  nach  Bcratuno; 
und  Beschlussfassunff  als  Wünsche  und  Forderungen  der  Ve 
einio^uuo-  selbst,  also  nicht  als  Einzel\\'ün&che  erheben  und 
der  Verkehl  «Verwaltung'  gesenüber  vert!'eten.  Diesem  Ge- 
danken scheint  der  Aufbau  jener  Körperschaft  zu  ent- 
'^]>rechen,  die  sich  unter  Führung  des  Vereins  „Konünuni- 
katiou''  aus  zahlreichen  a!n  "N^erkehrsleben  interessierten 
Körperschaften  unter  dem  Namen  „D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i- 
c  h  i  s  c  h  e  r  V  <■  r  k  c  h  r  s  r  a  t"  gebildet  hat.  Diese  Körpei  - 
•Schaft  wird  ein  höchst  wertvolles  Glied  in  der  Kette  der  Ein- 
richtungen «ein,  die  der  Eisenbahnverwaltung  die  Fühlung 


mit  der  Öffentlichkeit  bieten  «ollen.  Sie  wird  vor  allem  in 
solchen  Fragen,  die  der  Staatseisenbahnrat  nicht  behandelt 
hat,  oder  in  denen  sich  für  weitere  Kreise  der  Verkehrsinter- 
essenten vielleicht  noch  andere  Gesichtspunkte  al«  i!U  Staats- 
eisenbahnrat bieten,  ergänzende  Mitarbeit  von  hohem  Wert 
für  die  Verwaltung  und  die  Verkehrstreibenden  leisten  kön- 
nen. Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dass  der 
Öffentlichkeit  schließlich  ein  weiteres  sehr  wirksames  Mit- 
tel zur  Vei  tretung  ihrer  Wünsche  in  der  Nationalversamm- 
lung, in  den  Landtagen  und  Handelskammern  zur  Verfügung 
steht,  deren  Mitglieder  derartige  öffentliche  Angelegenheiten 
mit  grösstem  Nachdruck  zu  vertreten  in  der  Lage  sind." 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—   Ausstandsbewegungen  auf  den  deutschen  Bisonbahnen. 

Seit  Anfang  des  Monats  April  haben  sich  in  verschiedenen 
Gegenden  Deutschlands  wieder  stärkere  Ausstandsbewegun- 
gen geltend  gemacht,  die  sich  der  Androhung  der  äußersten 
!ievolutionären  Parteien  gemäß  zu  einem  allgemeinen  General- 
streik verdichten  sollten.  Bisher  ist  es  gelungen,  diese  Be- 
wegungen örtlich  zu  begi'enzen;  sie  haben  jedoch  an  vielen 
Stellen  auch  auf  das  Eisenbahnwesen  übergegriffen  und  da- 
durch den  gesamten  deutschen  Verkehr  ischwer  geschädigt. 
Bei  den  Eisenbahnern  waren  für  den  Streik  teil«  Lohn-  und 
Gehaltsfragen,  teils  politische  Gründe,  maßgebend.  Eine  voni 
3.  bis  5.  April  in  Frankfurt  a.  M.  abgehaltene  Sitzung  der 
deutschen  Eisenbahnarbeiterräte  hat  zur  Verschärfung  der 
Kampfstimmung  nicht  unwesentlich  beigetragen.  —  In  S  t  u  1 1- 
g  a  r  t  hat  am  5.  April  der  Eisenbahnverkehr  in  beschränk- 
tem Umfange  und  am  6.  April  vollständig  geruht  infolge 
eines  von  der  Beamtenschaft  zum  Protest  gegen  den  Terioris- 
mus  der  radikalen  Elemente  durchgeführten  Gegenstreiks. 
Als  die  württembergische  Regierung  wieder  Herrin  der  Lage 
geworden  war,  ist  auch  der  Eisenbahnverkehr  am  7.  April 
wieder  vollständig  aufgenommen  worden.  —  In  Sachsen 
konnte  bisher  der  Eisenbahnverkehr  trotz  des  allgemeinen 
Ausstandes  in  Zwickau  und  in  dem  Lugau-Ölsnitzer  Kohlen- 
revier aufrecht  erhalten  werden.  —  In  Baden  siud  von  der 
PLegieiung  tatkräftige  Maßnahmen  getroffen  worden,  um  ein 
Übergreifen  der  bolschewistischen  Bewegung  auf  badisches 
Gebiet  zu  verhindern.  Den  von  den  Eisenbahnarbeitern  er- 
hobenen Lohnforderungen  hat  die  Eegierung  zugestimmt.  Sie 
beschloß,  die  Erhöhung  der  Bezüge  auch  auf  die  unteren 
Eisenbahnbeamten  auszudehnen.  Da  die  Aufwendungen  hier- 
für aus  den  Eisenbahneinnahmen  nicht  mehr  bestritten  wei- 
den können,  werden  isie  auf  die  allgemeine  Staatskasse  übe 
nonunen  werden  müssen.  —  Über  die  Einwirkung  der  jüngsten 
Umwälzung  in  Ba.vern  auf  den  dortigen  Eisenbahnverkehr 
läßt  sich  aus  Mangel  an  zuverlässigen  Nachrichten  kein  Ur- 
teil gewinnen.  —  In  P  r  e  u  ß  e  ii  ist  auch  unter  den  Eisenbahnern 
in  mehreren  Gebieten  der  Streik  ausg-ebrochen.  So  am  8.  April 
in  der  Eisenbahnhauptwerkstätte  D  a  n  z  i  g  ;  von  abends 
6'A  Uhr  an  wurde  die  Einstellung  des  gesamten  Vorort-  und 
Fernverkehr«  von  den  Ausständigen  erzwungen,  der  Ber- 
liner Nachtzug  konnte  nicht  abgelassen  werden.  Der  Aus- 
stand hat  auf  Dir  schau,  Marienburg,  Graudenz 
und  S  t  o  1  p  übergegriffen.  An  dem  in  M  ä  g  d  e  b  u  r  g  be- 
gonnenen, inzwischen  im  wesentlichen  wieder  beigelegten 
Generalstreik  haben  sich  auch  die  Eisenbahnarbeiter  beteiligt. 
Der  Verkehr  konnte  jedoch  dadurch  aufrecht  erhalten  werden, 
daß  Beamte  den  sonst  von  den  Arbeitern  versehenen  Dienst 
übernahmen.  In  Mülheim  (Ruhr)  sind  am  8.  April  die 
Eisenbahn  Werkstätten  geschlossen  worden.  Auch  in  Essen 
j'uht  der  Eisenbahnverkehr.  Bei  dem  in  Braun  schweig 
am  9.  April  ausgebrochenen  politischen  Generaltreik  ist 
gleichfalls  der  Eisenbahnverkehr  stillgelegt  worden,  nur 
wenige  Züge  wurden  abgelassen,  um  die  weiter iieisenden  Per- 
sonen fortzuschaffen.  Alle«  in  allem  scheint  sich  in  den  letz- 
ten Tagen  die  allgemeine  Lage  eher  gebe«se!-t  zu  haben;  es 
Avird  aber  von  bolschewistischen  Elementen  immer  noch  der 
Versuch  gemacht,  die  gesamte  deutsche  Eisenbahnerschaft  füi' 
einen  Generalstreik  zu  gewinnen. 

Auch  unter  den  E  i  s  e  n  b  a  h  n  b  e  a  m  t  e  n  macht  sich  eine 
Bewegung  .geltend,  die  die  Erhöhung  der  Bezüge  und  voj 
allem  ihre  Anpassung  an  die  in  der  letzten  Zeit  bewilligteu 
erhöhten  Löhne  der  Arbeiter  zum  Ziele  hat.  Eine  Versamm- 
lung von  mehr  als  2000  mittleien  und  unteren  Eisenliahn- 
beamten  des  Direktiomsbeziiks  Frankfurt  a.  M.  hat  die  Ein- 
stellung des  Betri6l>es  beschlossen,  wenn  ihre  Forderungen 
nicht  bis  zu!u  27.  April  erfüllt  würden;  andere  Gruppen  haben 


bereits  für  einen  früheren  Termin  mit  dem  Streik  gedroht. 
Die  preußische  Re.gierung  hat  sich  zu  nachstehender  Kund- 
machung vom  7.  April  veranlaßt  gesehen,  in  der  isie  auch  zu 
dem  Streikrecht  der  Beamten  Stellung  nimmt: 

,>Es  sind  zurzeit  unter  den  Eii^enbahnbeamten  Bestrebungen 
im  Gange,  zur  Durchführung  einseitiger  Gehaltsforderungen 
gegebenenfalls  auch  in  einen  Streik  einzutreten.  Die  Staats- 
regierung stimmt  mit  großen  Beamtenverbänden  in  der  Auf- 
fassung überein,  daß  der  festen  Anstellung  der  Beamten  und 
der  staatlichen  Garantie  ihrer  besondei^en  Rechte  ihre  Ge- 
bundenheit an  den  Dienstvertrag,  den  sie  einseitig  nicht  lösen 
können,  entspricht.  Auch  das  Koalitionsrecht  rechtfei-tigt 
keinen  Kontraktbruch.  Jede  nicht  genehmigte  Dienstverwei- 
gerung stellt  sich  daher  als  Dienstvergehen  dar,  das  die  ge- 
setzlichen Folgen  nach  sich  zieht. 

Die  Regierung  würde  der  Volksge<samtheit  .gegenüber  ge- 
wissenlos handeln,  wenn  sie  den  Beamten  die  Befugnis  ein- 
räumen wollte,  Staatsbetriebe  wie  die  Eisenbahn  stillzulegen 
und  dadurch  der  Volksgesamtheit,  deren  Interesse  der  Be- 
amte dienen  soll,  unendlichien  Schaden  zuzufügen. 

Dies  gilt  umsomehr ,  als  der  schwer  bedi'ängte  Staat  in 
.seiner  Fürsoi'ge  für  die  Beamten  durch  Milliardenaufwendung 
bis  an  die  äußersten  Grenzen  seiner  Leistungsfähigkeit  jetzt 
gegangen  ist  und  als  zahLreiche  Volksgenossen,  von  denen  die 
Mittel  für  Befriedigung  der  neuen  Forderungen  der  Eisen- 
bahnbeamten aufgebracht  werden  mußten,  in  ihrer  Stellung 
weniger  gesichert  und  geringer  entlohnt  sind  wie  eben  die.  . 
Eisenbahnbeamten. 

Ja,  die  Regierung  müßte  solchen  Streik  zu  einer  Zeit,  in 
der  das  Vaterland  noch  fortgesetzt  durch  äußere  Gefahren 
und  durch  den  Mangel  an  Nahningsmitteln  und  Rohstoffen 
schwer  bedroht  ist,  geradezu  al«  ein  Verbrechen  am  gesam- 
ten Volke  betrachten.  Hungersnot  und  Stillstand  der  ge- 
samten Wirtschaft  würden  die  unausbleiblichen  Folgen  des 
Versagen«  der  Verkehrsmittel  sein^  und  die  Beamten  würden 
dadurch  —  neben  der  Gefährdung  ihrer  Lebensstellung  — 
für  sich  selbst,  für  ihre  Frauen  und  Kinder  und  für  alle 
Volksgenossen  namenloses  Elend  heraufbesclrwören. 

Die  Regiening  weiß,  daß  weitaus  die  Mehrzahl  aller  Be- 
amten ihre  Ansicht  teilt.  Diese  können  sich  darauf  verlassen, 
daß  die  Regierung  auch  alle  ihr  zu  Gebote  stehenden  Macht- 
mittel anwenden  wird,  um  Dienstwillige  vor  dem  Terror 
einzelner  zu  schützen. 

Sie  ist  überzeugt,  daß  es  nur  dieser  Darlegung  bedarf,  um 
die  Beamten,  die  dem  Vaterlande  ihre  Treue  in  den  Zeiten 
härtester  Prüfung  und  Not  unverbrüchlich  bewiesen  habeii, 
von  einem  verderblichen  Kampfe  gegen  die  Volksgesamtheit 
Hfbzuhalten." 

Daß  ein  sehr  großer  Teil  der  Eisenbahnbeamten  diese  An- 
sicht durchaus  teilt,  beweist  ein  Rundschreiben,  das  einiae 
große  und  angesehene  Eisenbahnfachverbände,  noch  bevor  die 
preußische  Regierung  ihre  Kundmachung  erlassen  hatte,  an 
ihre  Mitglieder  versandt  haben  und  in  dem  auf  da«  ein- 
dringlichste vor  einer  Arbeitsniederlegung  gewarnt  wird.  In 
diesem  Rundschi-eiben,  das  tiefste«  Verständnis  für  den  Ernst 
der  Zeit  an  den  Tag  legt,  heißt  es  unter  anderem : 

„In  einem  Augenblicke,  wo  die  äußere  und  innere  poli- 
tische Lage  so  außerordentlich  gespannt  ist  wie  jetzt  an- 
gesichts der  Polengefahr,  des  Ansturms  der  Bolschewisten, 
der  Bergarbeiterstreiks  und  des  drohenden  Abbruchs  des  Waf- 
fenstillstandes, mit  einem  Eisenibahn-Beamtenstreik  zu  droheu 
oder  gar  in  einen  solchen  einzutreten,  halten  wir  für  unver- 
antwortlich und  für  ein  Verbi-echen  am  Vaterlande." 

„Man  muß  sich  doch  al«  objektiv  denkender  Mensch  die 
Frage  vorlegen,  woher  denn  in  aller  Welt  die  zur  Bewilligung 
der  Forderung  der  Bieamten  notwendigen  Mittel  kommen  sol- 
len. Gevnß,  man  kann  «ich  auf  den  Staudpunkt  stellen,  daß, 
wo  Geld  zur  Bewilligun.g  der  hohen  Löhne  der  Staatsarbeiter 
vorhanden  ist.  auch  die  Mittel  vei  fügbar  oder  doch  zu  be- 
schaffen sein  müssen,  um  den  A'iel  weniger  zahlreichen 
Staatsbeamten  ein  ähnliches  Einkommen  zu  bewilligen;  man 
kann  auch  der  Ansicht  sein :  Der  Staatsbankerott  kommt  doch, 
ob  er  nun  etwas  früher  odei'  später  kommt,  kann  uns  einer- 
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kl  sein,  wir  können  ihn  nicht  aufhalten;  aber  in  der  Zwi- 
schenzeit wollen  wir  noch  möglichst  viel  für  uns  heraus- 
zuschlao-en  suchen.  Un&eres  Erachtens  begibt  man  sich  als 
Staatsbeamter  bei  Einnahme  eines  .solchen  Standpunktes  auf 
einen  falschen  Weg!  Man  sollte  doch  erst  einmal  warten, 
bis  sich  die  finanziellen  Verhältnisse .  einigermaßen  geklärt 
haben,  bevor  man  so  «chweies  Geschütz,  wie  eine  Streik- 
audrohung  es  ist,  auffahren  läßt!" 

„Und  weiter,  die  volkswirt«chaftlicheu  Folgen!  Ist  isich 
wohl  jeder  einzeln?  Beamte  darüber  klar,  was  ein  solcher 
Streik  für  unser  ganze«  Volk,  für  unsei-'e  Angehörigen,  für 
unsere  Frauen  und  Kinder,  für  einen  jeden  einzelnen  unter 
uns  zu  bedeuten  hat"?  Zu  welchen  Zuständen  es  führen  mul5. 
wenn  infolge  des  Streiks  die  ohnehin  knappe  Lebensmittel- 
zufuhr ins  Stocken  gerät,  wenn  die  von  der  Entente  uns  zu- 
gesagten Lebensmittel  nicht  den  Veibrauchsstellen  zugeführt 
werden  können,  wenn  Kranke  und  Schwache.  Säuglinge  uun 
alte  gebrechliche  Leute  auch  nur  kurze  Zeit  der  Nahrung  ent- 
behren müssen"?  Hat  man  bedacht,  daß  bei  einem  Streik  der 
Eisenbahnbeamten  sofort  die  ganze  Industrie  zum  Erliegen 
kommt,  daß  die  ohnehin  schon  äußerst  große  Arbeitslosigkeit 
ins  ü'ngemes&ene  vermehrt  wird  und  Uni-uhen,  Plünderung, 
Kaub  usw.  überhand  nehmen  werden?" 

„In  demselben  Augenblick,  in  dem  die  Beamtenschaft  alle 
Hebel  in  Bewegung  setzt,  um  zu  eri  eichen,  daß  ihre  wohl- 
erworbenen Rechte  (le)t>enslängliche  Anstellung.  Anspmch 
auf  Gehalt.  Pension.  Hinterbliebenenversorgung"  und  dergl. 
mehr)  in  der  neuen  Verfa.ssung  klipp  und  klar  festgcle^gt 
werden,  geht  die  Beamtenschaft  hin  und  dioht  mit  Streik, 
falls  nicht  gewisse  Forderungen  von  der  Regierung  bewilligt 
werden.  Unseres  Erachtens  verträgt  sich  die  Forderung  der 
verfassungsmäßigen  Festlegung  der  Beamtenrechte  keiues- 
fall.-;  mit  einer  Streikandrohung  oder  einem  Streik  selbst." 

Verschiedene  Eisenbahndirektionspräsidenteu  haben  teils 
mündlich,  teils  durch  Amlsblattverfügungeu  auf  ihre  Be- 
amtenschaft aufklärend  und  beruhigend  zu  Avirken  versucht, 
und  es  steht  zu  hoffen,  daß  das  deutsche  Verkehrswesen  vor 
den  neuen  großen  Gefahren  bewahrt  werden  wird. 

—  Verkehrslase  in  Bayern  (Ende  März).  Der  Eisen- 
bahnverkehr bat  m  Bayern  etwas  zugenommen,  wobei  sich 
Betriebsstockungen  nicht  ergaJjen.  Auch  ist  der  Lokomotiv- 
reparatur.stand  zurückgegangen,  so  daß  die  sämtlichen  Güter- 
spe-rren  in  Bayern  sowie  die  Annahmesperre  in,  nach  und 
durch  die  Diiektionsbezirke  Nürnberg,  Regensburg  und  Würz- 
biirg  seit  31.  März  versudhsweise  aufgehoben  werden  konnten. 

Mit  der  Beendigung  der  Abgabe  der  Lokomotiven  an  die 
tntente  wurden  auch  die  Leistungen  in  den  Repanaturwerk- 
stätten,  die  vordiem  sehr  gehemmt  waren,  verbessert,  so  daß  der 
Beparaturstand  der  Lokomotiven  von  38  auf  37,1  %  gesunken 
ist.  A.uf  eine  Besserung  des  Wirtschaftslebens  läßt  vor  allem 
das  Steigen  der  Wagenianforderungen  schließen.  In  der 
Woche  vom  23.  bis  30.  März  vrurden  im  ganzen  22  2GÖ  o-^deckte 
und  36  591  offene  Wa,gen  'bestellt,  während  in  der  Vorwoche 
5>o  n,.n  gedeckten  Wagen  21 131  und  an  offenen 

66  9b9  betrug.  Von  den  l>estellten  Wagen  konnten  9-8  %  der- 
g^edeokten  und  81  %  der  offenen  Wagen  —  gegen  3  bzw.  69  % 
m  der  Vorwoche  —  nicht  rechtzeitio-  gestellt  werden  Be- 
sonders besteht  ein  großer  Mangel  an  gewöhnlichen  offenen 
Wagen  und  an  'Spezialwagen  für  Bretter-  und'  Laugholz- 
transporte. 

—  Fahrpreisermässiffung    für    die   Teilnehmer    der  Früh- 
ahrs-3Iustermesse  in  Leipzig.    Die  deutschen  Eisenbahnver- 
vaitungen  haben  der  Ermä.ssigung  des  Fahrpreises  für  die. 
Iirekte  Fahrt  nach  Leipzig  und  zurück  um  die  Hälfte  gnmd- 
atzlich  zugestimmt,  sich  aber  die  endgültige  Entscheiduu" 
m  Hinblick  auf  die  gegenwärtigen  Betriebsverhältnisse  teif- 
reise  noch  vorl>eJtialten.    Die  Gewährung  der  Fahrpreiser- 
lassiguug  erfolgt  unter  folgenden  Bedingungen:  Die  Hin- 
eii.se  muf^s  in  der  Zeit  vom  17.  April  bis  2.  Mai  vor  sich  gehen 
le  Rückreise  am  9.  Mai  um  Mitternacht  beendet  sein  Die 
erg^msti.guug  gilt  für  Geschäftsiuhal>er,  Angestellte  und  im 
geschalt  tatige  Familienangehörige,  die  sich  durch  eine  vom 
lessamt   ausgestellte   Bescheinigung  als  Messbesucher  aus- 
-eisen     Besucher  der  alten  Leder-,  Rauchwaren-  (Kürscli- 
er-  ,  Borsten-  Textilmesse  und  der  Buden-  und  Schaumesse, 
If  Jahren  sowie  Per.sonen,  die  nicht  im  Ge- 
ihatt  tatig  sind,  bleiben  von  der  Vergünstigung  ausge.schlos- 
;n,  leder  Missbrauch  wird  nach  dem  Gesetz  verfolgt  Die 
e.scheinigung  ist  ausschliesslich  auf  dem  der  Einladuno-  bei- 
egeuden  Bogen  zu  beautiagen.    Anträge,  die  später  als" zwei 
ochen  vor  Beginn  der  Mustermesse  eingehen,  können  niclil 
J?icßeilieit  berücksichtigt  werden.  Rei.seerlaubnisscheino 

rZ.M,'^f.i  f °'  'T.'^  ""^l  allgemeinen  Personenverkehr 
>rge8chi leben  sind,  brauchen  von  den  Besuchern  der  Must^r- 
esse  nicht  mit  vorgelegt  zu  werden. 


Deutschösterreich. 

—  Bewilligung  von  Diensterleichterungen  und  Bozugsauf- 
besserungen  für  die  Staatsbahnbediensteten.,  Der  d.  ö.  Staats- 
sekretär für  Verikeihrswesen  hat  nächst elhemdie  Verfüio'uno-  er- 
lasisen : 

*  Id.- Erfüllung  einiger  vom  Personale  wiederholt  vorgebrach- 
ter Wunsche  werden  vorbehaltlich  der  in  Aussicht  genomme- 
nen 'Besoldungisre formen  im  Eiuveruehmeai  mit  {lern  Ei,sen- 
'bahnbeirate  und  mit  Zustimmung  nies  d.  ö.  .Staatisiamtes  der 
i* mauzen  vorläufig  nachstehende  V'Crfüo-uno-en  getroffen- 

1.  Die  Vorschriften  über  die  Dienst-  und  Ruhe/iPiten  in  den 
yersehiedenen  Dienstzweigen  dler  d.  ö.  vStaatseiseii  bahn  Verwal- 
tung sind  der  un  'Gesetze  vom  19.  ,De2ember  191S,  iSt.  G.  Bl 
Nr.  138,  für  fabrikmäßige  Betriebe  vorgesehenen  achtstündi- 
gen Arbeitszeit  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Ver- 
'haitnustse  der  einz-elnen  Dienstzweiige  und  mit  derselben  zeit- 
lichen Befristung  anzupassen. 

2.  Die  für  die  Beamten  der  obersten  Dienstklasseu  Inshcr 
vorgesehenen  5.iahrigen  Vorrückungsfristen  werden  auf  vier 
Jiahre  gekürzt.    (Mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  1919  ) 

3.  In  das  geltende  'Ge^halt,sscbema  der  lStaat.s)>ahnbeamt-en 
werden  unter  Beib-c-haltung  der  in  der  vorletzten  Gehalt.*stnfe 
der  einzelnen  Dienstklaissen  für  -die  Beamten  des  .betreffenden 
btatuts  vorgesehenen  Vorrückungsfristen  nachst-ehende  Ge- 
haltsstuien  eingefügt: 

in  der  IV.,Dienstklassie  die  Gehaltsstufe  von  14O00  K 
^  ^j«^     J-  "  "  „  „      8  800  „ 

in  der    VI.  „  „  „  „     6  400  , 

1°        ,  VII.  „  „  „  4  soo  , 

in  der  VIII.  „  „  „  3  400 

.     ,  un-d  360O  K. 

^  I^.  „  „  2  800  „ 

in  der      X.  „  „  2  200  ' 

(Mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  1919.) 

4.  Die  >Beforderungsfrist  in  der  IX,  Dienstklasse  des  Siatut 
III  mrd  von  9  auf  7  Jahre  berabge.setzt.  (Mit  Wirksamkeit 
vom  1.  Januar  1919.) 

5.  Die  Vorrüokungsfrist  in  der  Gehaltsstufe  von  2400  K 
\^]'-  Beamte  des  Status  III  wird  von  3  auf  2  Jahre  heraboesetzt 
(Mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  1919.) 

6.  Die  für  Unterbeamte  in  dien  obersten  Gehaltsistufen  vor- 
.gesehenen  5- (4-). jährigen  Vorrückungsfristen  wierden  auf  4  ,(3) 
Jahre  hera^bgesetzt.  .  (Mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  1919  ) 

7.  Die  derzeitigen  2K jährigen  Vorrückungsfristen  für  die 
Diener  werien  auf  2  Jahre  gekürzt.  (Mit  Wirksamkeit  vom 
1.  Januar  1919.) 

8.  Die  den  Bahnwärtern,  Wächtern  und  Hilfsbediensteten  mit 
Erlaß  des  Eisenbahnministeriums  vom  19.  Juni  1917  Z  18  342 
bewTJligte  Nachtdienstzulage  von  50  Hellern  wird'  auf  1  k' 
erhöht.    (Mit  Wukisamkeit  vom  1.  Januar  191^.) 

9.  Die  Kategorie  der  Oherverschieber  wird  aufgelassen.  Die 
derzeit  m  dieiser  Kategorie  befindlichen  Bediensteten  werdien 
zu  \i«>rschu bau f Siehe rn  ernannt.  (Mit  Wirksamkeit  vom  1.  Ja- 
nuar 1919.) 

*  iiälieren  Durchführungsvorschriften  zu  den  vorgenann- 
ten Maßna'hiiien  eb'enso  wie  zu  der  in  Ausisicht  gienommeneu 
Ausgestaltung  der  Ernennungen  von  Uuterbeamten  (B-ahn- 
offiziantmnen)  zu  Staatsbahnbeamten  des  Status  III,  zu  den 
werter  in  Aussicht  genommenen  B-ezugsaufb.esiseruno-.eu  für 
das  Zugbegleitungspersonal  sowie  für  daiS  Werkstätten  personal 
und  für  alle  übrigen  Arbeiter  werdien  in  aUiernächster  Zeit 
liinausigegabien  iwerden. 

Außerkraftsetzung  der  adriatischen   Tarife.    Die  Südbahn 
versendet  folgende  Mitteilung:  „Infol.ge  der  Kündigung  der 
Verbandstarite  durch  die  südslawische  sowie  die  tschechoslo- 
wakische btaatsbahnverwaltung  sind  so  wesentliche  Teile  der 
derzeit  noch  gültigen  direkten  Tarife  für  die  Verkehre  mit 
und  Uber  Tuest  und  Fiume  gegenstandslos  geworden,  daß  der 
restliche    leil    derselben   nur  mehr  einen  schwer  zu  hand- 
habenden Tariftorso  bildet.    Da  diese  Tarife  zudem  als  durch 
die    geänderten  Wert-,   Währungs-,   Konkurrenz-  und  A\ 
iSC'haftsverhältnisso  gänzlich  überholt  anzusehen  sind  und  da- 
her den  künftigen  Bedüifnisseu  in  keinem  Falle  Rechnunu- 
tragen    wurden,  überdies  derzeit  ohnehin   nicht  anwendbar 
sind,  ist  die  gänzliche  Aufhebung  dieser  Tarife  in  Aussicht 
genommen   und  dürfte   in  den  allernächsten  Tagen  bereits 
yerlautbart  werden.    Da  es  unter  den  gegenwärtig  noch  nach 
.leder  Richtung  ungeklärten  Verhältnissen  nicht  möo-lich  sein 
wird,  an  Stelle  dieser  Verbandstarife  schon  für  die  nächste 
Zeit   neue    treten  zu  lasi.seu,    beabsichtigt  die  Südbahn,  die 
auch  in  Zukunft  das  größte  Interesse  an  der  Förderuno-  des 
Verkehres  über  Triest  und  Fiume  hat.  Ins  zur  Ausgabe  ueuei' 
adriatischer   Tarife   im    Verkehie  mit  den  Adriahäfen  für 
■eine  Reihe  der  wichtigsten  Ausfuhr-  und  Einfuhrgüter  sowie 
tur   den   Sammel verkehr   Detarifieiungen  im  Rahmen  ihres 
Lokalverkehres  vorzunehmen." 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  EiEenbahnTer>Taltungren. 


—  Neue  Schnellzugverbindungcn.  Am  4.  d.  M.  wurde  ein 
Schnellzug-  von  Wi€n  Westbahnhof  über  Salzburg,  Inns^ 
brück  nach  Bre^enz  abgelass-en.  Die  Rückfahrt  n;i  i 
Wien  erfolgte  in  Bregenz  am  7.  d.  M.  Die  Züge  führten 
durchlaufende  Wagen  1.,  2.  und  3.  Klasse  Wien-Innsbruck  und 
Wien-Bregcuz,  ferner  einen  Schlafwagen  Wien-iunsbruck 
und  einen  8|)eisewag'eu  Innisbruck-Bregeuz.  Von  Wien  ab 
war  die  Benützung  der  Züge  nur  gegen  Vorweisung  einer 
Zählkarte  zulässig.  Bei  andauernd  günstiger  Kohleneiu- 
lieferung;  «ollen  diese  Sohnellzüge  in  Zukunft  einmal,  mög- 
ljcherweii.se  auch  zweimal  in  der  Woche  verkehren. 

Die  Schnellzüge  Wien  Franz  Josef  -  Balmhof  -  P  ra  g 
Wilson-Bahnhof  und  zurück  (Abfahrt  von  Wien  3  Uhr  30  Min. 
nachmittags,  Ankunft  in  Prag  10  Uhr  45  Min.  abends,  und 
Abfahrt  von  Prag  t»  Uhr  früh,  Ankunft  in  Wien  12  Uhr 
55  Min.  nachmittags)  werden  nunmehr  bis  auf  weiteres  drei- 
mal wöchentlich,  und  zwar  ab  Wien  jeden  Samstag,  Dienstag 
und  Donnerstag,  und  ab  Prag  jeden  Montag,  Mittwoch  und 
Fpeitag  verkehren.  Die  Benützung  dieser,  alle  drei  Wagen- 
klasseu  führenden  Schnellzüge  ist  auf  die  Anzahl  der  vor- 
handenen Sitzplätze  besclu'änkt  und  ab  Wien  an  den  Besitz 
einer  besonderen  Zählkarte  gebunden. 

Die  Vertreter  der  deutsch-österreichischen  Regierung,  die 
kürzlich  in  Berlin  weilten,  haben  sich  bemüht,  eine  Schnell- 
zugverbindung zwisclicir  W  i  n  und  Berlin  über  Par- 
sau zustande  zu  biingen.  Die  Züge  sollen  in  beiden  Rich- 
tungen mindestens  zw-eimal  in  der  Woche  geführt  werden  und 
eine  Reisedauer  von  etwa  19  Stunden  in  Anspruch  nehmen. 
Eine  tsolche  Verbindung  wäre  gerade  jetzt  mit  Rücksicht  auf 
die  zahlreichen  Verhandlungen,  die  zwischen  Deutsch-Öster- 
reich und  Deutschland  laufen,  von  A'oiteil.  Durch  die  er- 
wähnte Schnellzugvei  biiidung  soll  der  Münchner  Verkehr 
keineswegs  beeinträchtig!  werden,  da  die  heutige  Verbindung 
über  München  insofeiii  \xil)cs.^.ert  weiden  soll,  als  der  Arr- 
ßchluli  in  München  (Sicherer  gestaltet  werilcn  würde.  Nach 
neueren  Piessenachrichten  soll  die  Schnellzugverbindung  in 
zmschen  bereits  zustande  gekommen  sein. 

—  Lebeiismitteltiansporte  für  Österreich.  Der  Chef  der 
Eisenbahnmi.ssiou  der  Alliierten,  Oberst  Cansey,  überbrachte 
kürzlich,  wie  die  D.  Allg.  Ztg.  berichtet,  dem  Staatssekretär  fu. 
ÄulJeres  einen  Brief  ües  Geu;  i-aldiiektors  für  Ernährungs- 
weserr  Hoover.  wonneli  zur  Ermöglichrrng  und  Erleichterung 
der  Lebensmittelbilti'  für  die  neuen  Volksstaaten  Österreichs 
rollendes  Eiseuliahrimateüal  der  Eiseirbalurmission  der  Alli- 
ierten zur  Verfügung  gcsf^ellt  -werden  solle.  Sänrtliche  Natio- 
nalstaaierr  einschlielUicdr  der  \<jn  den  Italienern  besetzten 
trebiete  am  Adriatisclitu  Meer  worden  solches  Eisenbahn- 
nialerial  zur  Verfügung  zu  .^iclirir  haben.  Hoover  spricht 
die  lloffruing  aus,  daß  in  Anbetracht  der  Wichtigltert  dieser 
Angel'Cgenbcit,  die  mit  einer  bcsscr-en  \''er.sorgung  Deutsch- 
Östeneich^  iii  eugciii  Zusaiiiiiiruhaug  steht,  die  deutsch-öster- 
reichische Regierung  der-  JMscubahnniissiorr  der  Alliierten 
jede  Unterstützung  zirteil  werden  lassen  wird.  Es  soll  ein 
i-egelmäßiger  Zugverkehr  für  die  Eimöglichung  des  Nah- 
rungsmitteltrans])oi tfiS  für  die  verschiedenen  Länder  eirr- 
geführt  wei'deu,  (tei  icdrin  amleren  Verkehr,  ausgenommen 
dem  militärischen,  ^'Ol■geh('rr  soll.  Eisenbahner  aller  Volks- 
'staaten  könnerr  auf  allen  tJe bieten  des  alten  Österreichs  ohne 
Rücksicht  auf  Na.tionalität  und  politische  Grenzen  zum  Dienst 
her'angczogen  werderr.  Keine  Regierung  der  Alliierten  wird 
im  al Igeiiieinen  Forderungen,  die  Eisenbahnmaterial  be- 
trettciL,  stellen,  ehe  nicht  dieser  Dienst  Vollkommen  aus- 
gcslaltet  ist. 


üngarn. 

—  Wechsel  in  der  Leitung  des  ungarischen  Eisenbahn- 
wesens. Seit  den  neuesten  politischen  Umwälzurrgen  in  ün- 
garn ist  die  A"crbiii;bmg  mit  unserenr  regelmäßigen  Budia- 
pester  Kerndilei  stiati  er  urrtiCrbroehen  worden,  so  daß  wir  für 
die  Bein  tciihiug  der  Einwirkungen  des  Regierungswechsels 
auf  dir  imgarischen  iStaatstiahneu  auf  'die  Pressenachrichten 
auigewi'i'Srcn  sind.  Aus  eirrer  j\Iitteilung  des  Budlapester  Tarif- 
uuil  Veikcdinsauzeigers  entnehmen  wir,  daß  die  bisherio-.e 
Eisrnlwünsektion  des  Handelsministeriums  der  Leitung  dies 
Vülkskommissäiis  für  Inneres,  Dr.  Eugen  Landler,  unter- 
stell! worden  ist.  Der  Grund  für  diese  Änderung  scheint  in 
der  Persönlichkeit  des  Dr.  Landler  zu  liegen,  der,  wie  fiiiher 
schon  berichtet  (Nr.  98,  -Seite  1011/1012,  Jahrg.  1918  d.  Ztg.), 
bei  der  Führung  der  Eisenbahner  währenrl  der  Revolution  eine 
große  Rolle  gespielt,  hat.  Der  Präsident  der  Direktion  der 
St aiatusbaihineu ,  p]ugien  Väzsoir.yi,  behält  seinen  bisherigen 
1'ost.err;  ihm  zur  SSeile  wird  aber  ein  dreigliedriges,  zum  Teil 
auis  Arbeit'Oin  ll>esteheiules  ninektorium  gestellt,  das  in  wich- 
tigen AngeleigK'nheiteu  Rat  und  Stimme  liesitzt. 


—  Eine  ungarische  Stimme  über  die  Zukunft  des-  Berner 
Übereinkommens.  Die  Schi'iftleitung  des  Eisenbahn-Tarif- 
und  Verkehrsanzeigers  (Budapest)  beschäftigt  sich  mit  einem 
Aufsatz,  den  der  bisherige  Chef  der  Eisenbahnsektion  des 
ungarischen  Handelsministeriums,  Dr.  Karl  v.  Neumann  im 
Pester  Lloyd  über  die  durch  die  Kündigung  des  Internatio- 
nalen Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfraohtverkehr 
durch  Frankreich,  Italien  und  Serbien  (neuerdings  auch  Bel- 
gien. D.  Schriftl.)  geschaffene  Lage  veröffentlicht  hat.  Sie 
sagt  dazu  u.  a. : 

„Bei  Behandlung  der  Frage  muß  davon  ausgegangen  wer- 
den, daß  Fi-ankreich  und  seine  Frerrnde  die  Staaten  der  ge- 
wesenen Zentralmäehte  von  dem  den  Weltfrieden  sichernden 
internationalen  Völkerbund  airsschließen,  mit  ihnen  kein  wie 
immer  geartetes  politisches  oder  wirtschaftliches  Zusammen- 
wirken und  durch  die  Kündigung  des  Berner  Übereinkommens 
auch  den  EisenbahnfrachtA^erkehr  zwischen  den  Entente-Staa- 
ten und  den  Zentralmächten  erschweren  wollen.  Wir  halten 
es  demzufolge  für  unrichtig,  uns  dieser  offenkundigen  Ab- 
sicht verschließend,  der  Hoffnung  Nahrrrng  zu  geben,  als  ob 
Frankiieich,  Italien  undi  ßerbiiien  geneigt  wären,  anstatt  des 
gekündigten  Berner  Übereinkommens  ein  geändertes  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  'mit  uns  zu 
schließen.  Wäre  das  ihr  Ziel  gewesen,  so  hätten  sie  keines- 
wegs das  Übereinkommen  kündigen,  sondern  einfach  die  Ein- 
berufung der  bereits  seit  fünf  Jahren  fälligen  Revisionskon- 
ferenz im  Wege  des  Zentralarntes  in  Bern  irrgieren  müssen. 
Das  Zentralamt  w^äre  in  der  Lage  gewesen,  diese  Revisioni>- 
konferenz  in  einem  solchen  Zeitpunkte  nach  Friedensschiuli 
festzusetzen,  wo  die  neuen  Staate-nliildungen,  indem  sie  im 
vorhinein  ihren  Beitritt  zum  Übereinkommen  regelrecht  an- 
meldeten, an  der  Konferenz  als  gleichberechtigte  Mitglieder 
hätten  teilnehmen  können.  In  dieser  Revisionskonferenz 
hätte  alsdann  Frankreich  als  Führer  der  Mehrheit  der  euro- 
päisoben  Staaten  Gelegemhieit  gehabt,  iseiine  eigenen  Wünsch«' 
im  neuen  Texte  des  Übereinkommens  zur  Geltung  zu  bringen. 

Frankreich  hat  jedoch  bei  Kündligung  dies  Übereinkommens 
rricht  daran  gedacht,  die  bestehenden  Fraohtirechtsnormein  im 
gerrreinschaftlichen  Interesse  der  europäischen  Staaten  zu  vci- 
beisisiern,  sondenn  bloß  diaran,  daß  es  unsere  wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten  auf  jede  mögliche  Art  vei  .größere.  Im  Be- 
wußtsein dieser  offenkundigen  Tatsache  können  Avir  un-; 
selbst  mit  den  schönsten  geschichtlichen  Reminiszenzen  nicht 
helfen,  sondern  müssen  uns  zu  eni  s(  heidenden  Taten  auf- 
raffen! Ungarn  figuriert  im  Ber-ner  f'liereinkommen  als  selb- 
ständi.ger  Kontrahent  und  seine  Sonderstellung  ist,  wenn  sie 
auch  bei  der  Entstehung  des  Übereinkommens  nicht  zu  voller 
Geltung  gelan.gte,  bei  den  späteren  Revisionen  offenkundig 
geworden.  Ungarn  ist  diaher  in  der  Lage,  Vorkiehningen  zu 
treffen,  damit  die  gewesenen  Zentralmächte,  die  neutralen 
Staaten  rrnd  eventuell  auch  die  aus  Rußland  entstandene« 
neuen  Staat cubildun.gen  nach  Bern  einberufen  werden,  um 
mit  Beginn  vorn  1.  Januar  1920  das  Berner  Übereinkomme ir 
einstweilen  in  seinem  derzeit  gültigen  Texte  im  wechselsei- 
tigen Verkehre  aufrechtzuerhalten. 

Dadurch  wäre  die  Gültigkeit  der  auf  den  Eisenbahnf rachi - 
verkehr  bezüglichen  internationalen  Rechtsnorrrren  nicht  nur 
gegen  Westen,  sondern  auch  gegen  Osten  .gesichert.  Unsere 
südlichen  und  nöixllichen  Nachbarn,  die  in  ihrem  wechsel- 
seitigen Verkehre  unserer  unbedin.gt  bedürfen,  werden  es  sich 
wohlweislich  überlegen,  ihr-en  gegenseitigen  Verkehr  —  vou 
dem  Verkehre  mit  uns  ganz  zrr  schwei.gen  —  künstlich  zu  ei- 
schweren.  Das  können  sie  heute,  wo  irnter  dem  Namen  Wat- 
fenstillstand  der  ischrecklichste  wart  schaftliche  und  poliüsclic 
Krieg  wütet,  noch  tun,  doch  bald  folgt  .jene  Zeit,  wo  an  Stelle 
des  Hasses  die  Notwendi.gkeit  wechselsciti.ger  Befriediguiiit 
der  wir-tschaftüchen  Interessen  tritt,  und  dann  werden  auch 
diese  Nachbarn  sicherlich  gezwun.gen  sein,  sich  dem  neuen 
Übereinkommen  anzrrschließen.  Falls  sich  Frankreich  mid 
Italien  auch  hinsichtlich  des  Eiseubahuverketrs  von  uns  iso- 
Ireren,  wäiie  das  für  unsere  wirtschaftliche  Existenz  kein  so 
harter  Schlag,  als  wenn  wir  mit  den  neutialen  Staaten,  mit 
Deutschland,  Rußland  und  den  aus  der  .gewesenen  Monarchie 
entstandenen  neuen  Staatenbildun.gen  behufs  neuer  frachtrechi- 
licher  Übereinkünfte  gesonderte  Verhandlungen  pflegeu 
müßten,  wo  doch  das  mit  Gewalt  lunzubringen  beabsichtigte, 
aber  noch  zu  erweckende  Berner  Internationale  Übereinkom- 
men für  den  Eisenbalmfrachtverkehr  da  ist  und  besteht!" 

Diese  Anregung  zum  Zusanrmenschluß  der  Mittelmächte  ast 
sehr  beachten sAvert.  Es  könnte  aber  dasselbe  Ziel  durch  cineu 
Ausbau  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  ein- 
facher und  gründlicher  erreicht  Areideir  (A'ergl.  den  .Vufsatz  in 
Nr.  23,  S.  225  d.  Ztg.). 


HX.  Jalii-saiif? 
12.  April  1919 
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Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


■KuudsfJireibeii  ih-v  (k\scliäf(«füliiciuk'ii  Verwaltung'  sind  ei- 
la&son  word'cn: 

Nr  I  6ö  vom  5.  April  d.  J«.  an  sämtlicbe  V^reiusverwialtun- 
üeti-etfend  Bet.ejliouno-  d*«  tscbechoslowakisch.en  Eisen- 


|>aJuinijiii;steiHu.i;j;  nn  .k-r  A>i.,M.i.s;.l,r.cliinu);is.s|.dl,.  {al>-cs,iin.ll 
aui  y.  April  d.  Jis.). 

],aW^7  iP^'l      J^-  an  alle  y'erein«.verwaltuno.e.n, 

o-^ w  n  L  ^^^^-^  P''-  Handbuch  für  den  Eis.enbahn- 

gut^^r verkehr  (abo-.esanili  am  9.  April  d.  Js.). 


1.  Eröffnung  von  Strecken. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Am  28.  April  1919  wird  die  uormal- 
spurio« .  Bahnst i^cke 

6 1  s  e  b  u  r  o-  —  E  ö  s  is  e  n 
als  Nebenbahn  mit  dem  Bahnhof  4  Kl. 
Röss-en  für  den  Person-en-,  Gepäck-  und 
Expreßgut  verkehr  ■eröffnet. 

Auso-e-schlossen  ist  auf  der  Station 
Rössen  die  Annahm«  und  Auslieferung 
Fon  Privattel-eorammen. 

Die  Züge  werden  nach  den  besonders 
reröff entlichten  Fahrplänen  verkehren. 

Für  die  neue  Bahnstrecke  haben  Gül- 
iffkeit:  die  Eisenbahn-Bau-  und  Be- 
riebsordnung-  vom  4.  November  1904 
md  die  Eisenbahn-Y  erkehrsordnung 
rom  2.3.  Dezember  1908. 

Über  die  Höhe  der  Tarifsätze  geben 
lie  Dienststellen  Auskunft 
Halle  (Saale),  d.  1.  April  1919.  (452) 
Eisenbahndirektdon. 

2.  Verkehrswiederaufnahme. 

tavfrischer   Lloyd   Schiffahrts- Aktien- 
gesellschaft. 

Verkehrseröffnung. 

Wir  geben  hiermit  bekannt,  daß  wir 
lie  (rüterannahme  im  Verkehre  zwi- 
ßhen  den  Stationen  Eegensburg.  Pas- 
au,  Linz  und  Wien  untereinander  am 
5.  April  1919  eröffnen. 

Die  Abwickelung  der  Transporte 
ängt  von  der  Gestaltung  der  jeweili- 
en  allgemeinen  Verhältnisse, '  sowie 
isbesondere  auch  von  der  Anlieferung 
sr  benötigten  Betriebskohlen  ab. 

Regensburg,  den  10.  April  1919.  (453) 


3.  Güterverkehr. 

ayeriseher  Lloyd,  Schiffahrts-Aktien- 
gesellschaft, 
ätertarif  Teil  II  vom  1.  April  1918. 
usnahmetarif  für  die  Beförderung  von 

Getreide  usw.  vom  1.  Mai  1918. 
asnahmetarif  für  die  Beförderung  von 

Holz  usw.  vom  1.  Juni  1918. 
Mit  Gültigkeit  vom  15.4.1919  weiden 
e  Frachtsätze  obiger  Tarife  mit  einem 
i&chlage  je  in  der  Höhe  des  Fracht- 
tzes,  bezw.  Anstoßsatze«  angewendet. 
Regensburg,  am  10.  April  1919.  (454) 

üddeutsche    Donau- Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Zu  den  im  Abschnitt  IV  (2)  des  Gü- 
•tarifs,  Teil  II,  vom  1.  April  1918  ent- 
Itenen  Frachtsätzen  wird  ab  15.  April 
19  ein  Zuschlag  von  der  gleichen 
•he  des  Frachtsatzes  erhoben 
München,  den  10.  April  1919.  (456) 


aats-     und  Privatbahn-Güterverkehr 
Teilheft  C  II. 

In  den  Abschnitt  II  des  Ausnahme- 
rifs  5b  sind  als  neue  Versand- 
et lonen  mit  Wirkung  vom  15.  April 
19  ab  die  Stationen  Witten  Ost  und 
itteii  West  aufgenommen 
EK.sen,  3  April  1919.  (443) 
Eisen  bahndirektion. 


Süddeutsche    Donau-  Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Ausnahmetarif  für  die  Beförderuno- 
von  Holz,  gültig  vom  1.  Juni  1918.  Ab 
15.  April  1919  wird  zu  den  im  Abschnitt 
IV  (4)  des  Tarifs  enthaltenen  Fracht- 
sätzen ein  Zuschlag  in  der  gleichen 
Höhe  des  Frachtsatzes  erhoben.  Mit 
gleichem  Zeitpunkt  kommt  statt  des  im 
Abschnitt  V  Ziffer  3  des  Tarifs  fest- 
gesetzten Waitegeldes  das  durch  den 
1.  Nachtrag  zum  Gütertarif,  Teü  I,  Ab- 
teilung B  zur  Einfühi-ung  o•elang^ende 
W^artegeld  zur  Erhebung. 

München,  den  10.  April  1919.  (457) 


Süddeutsche    Donau-  Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 
Der  für  den  1.  März  1919  angekündigt 
gewesene   1.   Nachtrag   zu    dem  vom 
l.April  1918  gültigen  Gütertarif,  Teil  1, 
Abteiluno-  B.  tritt    erst   am  15.  April 
1919  in  Geltung-.    Preis  50  ileller. 
München,  den  10.  April  1919.  (455) 


Tfv.  1100.  Staats-  und  Privatbahn-Güter- 
verkehr. 

Ausnahmetarif  6b  für  Steinkohlen  usw. 
von  Oberschlesien. 

Mit  sofoiti.ger  Gültigkeit  werden  — 
mit  Genehmigung  der  Landesaufsichts- 
behörde nach  Zustimmung  des  Eeichs- 
eisenbahnamts  —  die  Anwendungsbe- 
dingungeu  auf  Seite  7  des  Tarifs  wie 
folgt  ergänzt. 

„1)  Für  Sendungen  nach  den  Grenz- 
stationen mit  der  vormaligen  Öster- 
reich-Ungarischen Monarchie  müssen 
die  Fracht  bis  zur  in  Frage  kommenden 
Übergangsstation  sowohl  im  Orts-  als 
auch  im  Übergangsverkehr,  ferner  die 
Barausla.gen  und  deutschen  Nebenge- 
bühren aller  Art  bei  der  Aufgabe  be- 
zahlt (frankiert)  werden. 

2)  Bei  den  unter  1)  bezeichneten 
Sendungen  ist  Nachnahmebelastung  aus- 
geschlossen. 

3)  Für  Sendungen,  die  nach  außer- 
deutschen Stationen  (d.  s.  St,ationen  der 
voi-malig  österreichischen"  und  ungari- 
schen Bahnen)  aufgegeben  werden, "sind 
Ganzfrankaturen  ausgeschlossen." 

Kattowitz,  den  9.  April  1919.  (458) 
Eis-enbahndirektion     Kattowitz,  na- 
mens der  beteiligten  Verw^altungen. 


Staats-    und    Privatbahn  -  Gütei-verkehr 
(Tfv.  5),  Heft  CIL 

Mit  dem  15.  Juni  1919  tritt  der  im 
Anhang  zum  Heft  C  II  enthaltene  Aus- 
nahmetarif  5X  für  Grubensand  zu 
Kunstbauten  außer  Kraft,  falls  er  nicht 
durch  den  Friedlemsschluß  von  s.elbst 
fortfällt.  B.ei  dem  Ausnahmetarif  2  f 
für  Sand  entfällt  spätestens  mit  dem 
gleichen  Zeitpunkte  die  Anwendbarkeit 
dies  Ausnahmetiarifs  für  iSamd  ziun  Bau 
unil  zur  Untexihaltuug  von  Flugischiff- 
plätzen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  7.  April  1919.  (446) 
Eiisenbahnjdirektiion. 


A   ^  .r  ßa«'-I>fälz.  Verkehr. 

Aul  15.  Juni  1919  werden  die  Fraeht- 
sat^ze  Eisenbei-o-,  Hettenleidelheün- 
Jlannheim  im  A.  T.  2  i  (;Saad)  um  1  Pf. 
erhöht.  (45^) 

Karlsruhe,  7.  April  1919. 
Generaldiiektion  der  iStaatseiscnbahnen. 


Staats-  und   Privatbahn  -  Güterverkehr, 
Ausnahmetarif  6  c  für  Steinkohle  usw. 
von  Niederschlesien. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  mit 
Genehmigimg  der  Landesau  fsichts- 
behorde  unter  Zustimmung  des  Eeichs- 
eisienbahnamtes  die  Änwendungs-bedin- 
gungen  auf  .Seite  5  d&s  Tarifs,  wie  folgt 
ergänzt.:  ,  ' 

1.  Für  ßendun,g.&n  nach  den  Grenz- 
'Station.en  mit  dem  vormaligen  Öster- 
reich-ünig  am  müsisem  die  Fracht  bis  zur 
in  Irage  kommenden  Übergangsstation 
sowohl  im  Orts-  als  auch  im  Über^o-aao-s- 
yerkehr,  ferner  die  Barauslagen  und 
die  de<utsohen  Nebengebiihren  aller  Art 
bei  der  Aufgabe  bezahlt  (frankiert) 
Wienden. 

2.  Bei  den  voi-steheud  unter  1.  be- 
zeichneten 'Semlungen  ist  Nachnahnie- 
belastung  ausgeschlossen, 

3  Für  iS'emlungen,  die  nach  außer- 
deutseben  Stationen  (d.  s.  Stationen  der 
vormalig  österi  eichisch  -  ungarischen 
Bahnen)  laufgeigebea  werden,  sind 
(janztrankaturen  ausgeschlossen. 

Breslau,  den  8.  April  1919.  (450) 
Eisenbahndirektion. 


Tfv  11.32.    Ausnahmetarif  6  a  für  Stein- 
kohlen usw.  vom  Ruhrgebiet  U3w.  nach 
Staats-    und    Privatbahnstationen  vom 
1.  April  1919. 

Die  Anwenduugsbedingungen  der  Ab- 
teilung A  sind  mit  sofortiger  Gültig- 
keit dahin  geändert  Avorden,  daß  die 
Frachtsätze  cEes>er  Abteilung  hur  für 
die  im  Inlande  verbrauchten  Sendtmgeu 
gewährt  werden. 

Auf  Seite  6  des  neuen  Tarifs  sind'  da- 
her m  der  3.,  5.  und  9.  Zeile  .des  Ab- 
satzes „Anwendungsbediingiingen"  die 
Worte  „oder  in  Öisterreioh-Ungam" 
bzw.  „oder  zur  Verwendung  in  Öster- 
reich-Ungarn" zu  streichen. 

Das  sofortige  Inknafttreten  dies.er 
lanterhöhung  gründet  sich  auf  die 
\'o ruber aehend.e  Ämilerung  des  §  6  dter 
Eisenbahn-Verkehrsordnung 

Essen,  den  5.  April  1919.'  (448) 
Eis.einbahiiidirektiou. 

Erhöhung  der  Umschlaggebühren  von 
MaltscU  Hafen  und  Pöpelwitz 
(Umschlag). 

■  ^XT*  sofortiger  Gültigkeit  werdien  die 
mi  Nachtrag  1  zu  den  Hafenorduuno^u 
iur  die  Wa.st?erumschlagst  eilen  Maltisch 
Hafen  und  Pöpelwitiz  (Umschlag)  ent- 
hialtenen  Gebührensätze  wie  folgt  er- 
höht: für  den  Umschlag  an  den  Kränen 
und  Rutschen  um  100  v.  H.,  für  den 
Umschlag  an  den  Kippern  um  140  v.  H. 
Über  die  Höhe  der  Gebühren  geben  die 
Umschlagstellen  Auskunft. 
Breslau,  im  April  1919.  (449) 
Eisenbahn  direktion. 
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Kriegsausnahmetarif  2  K  9  für  Futter- 
mittel. 

Mit  G-ültift-k-eät  vom  10.  .\pril  1919 
wird  der  Ausnalmif larif  2  K  9  für 
Spreumtdil  auch  bei  Aufgabe  au  I^oiii- 
muualverbändo  oewähit.  —  Er  s'il' 
vom  ijleich«u  Taoe  ab  für  Si)reumeiil 
auch  auf  den  Strecken  der  bayeriscbeu 
Staatseiseubahuen. 

Bcrliu,  den  7.  Aprü  1919.  (445) 
Eis'enbahndirektion. 

M  ecliselverkchr  Norddeutschland-Bay- 
oni     usw.,    Seehafou  -  Ausnalimetarife. 
Heft  22  V.  II. 

Mit  Gültiokeit  vom  10.  April  1919 
wird  die  Btatiou  Enzbei^?  (Badeu)  in 
den  Ausnahmetarif  S  20a  für  Alizariu 
usw.  auf o'enommen. 

Näheres  im  Gemeinsamen  Tarif-  iind 
A^erliehi'sanzeio'er. 

Hannover.  4.  April  1919.  (442) 
Eiseubahndirektion. 

.Viisnahnietarif  2  K  19  für  Perocid  usw. 

Mit  Cülti.u-keit  vom  15.  Juni  191^  tritt 
fkn-  Aii-nabmetarif  für  P.erocid  außer 
Kraft,  falls  er  nicht  durch  den  Friedens- 
isutuuii  tiuher  foitfällt. 

Auskuuft  ^i'ebien  di'B  »beteilio'ten  Güter- 
Pibiferti  .'un x-en  isowie  dais  Auskumftis- 
büro,  hier  Bahnhof  Alexandcrplatz. 

Berlin,  den  i.  April  1919.  (447) 
Eiiseubiahndirektion. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib  (Stations- 
tariftafeln usw.)  Tfv.  200. 

Am  1.  April  1919  sind  ilie  im  Ver- 
kehr mit  den  Bahnhöfen  der  Nord- 
hauseu-Weruiii'eroder  Eisenbahn  zu  'er- 


hebenden Fraohtzuschläge  erhöht  wor- 
den. Näheres  enthält  die  am  3.  April 
1919  erschienene  Nummer  des  Tarif- 
anz«if>'eis.  —  Das  sofortige  lukrafl- 
t  rieten  der  Erhöhungen  (■ründict  sich 
auf  di^e.  vorül>ergehend'e  Änd^erun.!;'  des 
S  G  der  Eisenbahn  verkehrsor(biuiii;'. 
Auskunft  geben  die  beteiligt>en  Güter- 
abferti<iuno-en  sowie  das  Auskunfts- 
büro, liiei-,  Bahnhof  Alexanderplatz. 
Berlin,  (ien  3.  April  1919.  (444) 
Eisenbahndirektion. 


4.  OfTene  Stellen. 

Zum  möglichst  baldigen  Dienst - 
antrittt  wird  «in 

Bahnmeister 

gesucht.  Bewerbungsge-suche  mit  L/C- 
benslauf  und  l>egl.  Zeugnisabschriften 
sind  unter  Angabe  der  (iehalts- 
ausprüche  einzureichen. 

Brandenburg,  4.  April  1919.  (441) 
Der  I5etrieV>sdirektor 

der  Brandenburgischen  Städtebahn. 


Elsässer  deutscher  Abstammung,  sehr  energisch  und  strebsam, 
40  Jahre  alt,  Praktiker,  im  Eisenbahn-  u.  Straßenbahnbetrieb  erfahren, 
zuletzt  14  Jahre  bei  größerer  Straßenbahn  in  Els.-Lothr.  als  Betriebs- 
in^enietir  tätig,  infolge  seiner  deutschen  Abstammung  zum  1.4.  19 
gekündigt,  sucht  selbständige  Stellung  bei  Straßen-  oder  Kleinbahn  im 
Bahnbau,  Betrieb,  Werkstätte  oder  Materialienverwaltung.  Gef  1.  Offerte 
unter  Cis.  7078  an  die  An  zeigen- Annahme  dieser  Zeitung  (Link- 
straße 23/24)  erbeten.  [7078] 


IjeferKschnellundinersK 
kldsiigerduali^äNie 

DEUTSCHE  KROMHOÜT- 

MOTORENFABRIK.BRAKEi.O. 


m 
m 


Vollständige  Gasglühlicht-Beleuchtungseinrichtungen  für  Eisenbahn- 
wagen und  Lokomotiven 

Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  allem  Zubehör 

Dampfheizungen  aller  Art  für  Personenwagen  und  Lokomotiven 
Nieder-  und  Unterdruckdampf heizung  D.R.P.  Neueste  Bauart 
Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.  ra^Ho"hdÄT.^^^^^^^^^ 
Metallfensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein- 

l_  _  l_  „  A  -- J.  L  -I  —     in  Aluminiumlegierung,   Messing  und  gedichtetem 

bannen    sowie    rUr    Automobile    Zink  -  Lüftungsrahmen  für  Eisenbahnfahrzeuge 

Riemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen 
Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckrahmen  D.R.P. 
Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

und  Oelgas  mit  allem  Zubehör 

Gas  -  Preß  -  Anlagen,   Füll  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,  Gas- 
beförderungswagen. 
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Berlin,  den  16.  April  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


ito.-^..u„<>     '^^'^  Zeitung:  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
^»x^f^Tr^l^l^r  Mitteilunffen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

„.^  »Uli  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 

ci?  Bekanntmachnngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

7p;ZfT'"'""P"!  Köthener  Str.  28/29  einzusender^ 

ffirlPvVilf.nT". Buchliandel  und  die  Post  zum  Preise  voq  6  M. 
lur  (las  V  lerteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusend  ungunterStreifband  liefert  die  Verlassbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österrSsc}^^ 
tinganschen  Postgel>ietes  für  30  iL,  nach  sämtlichen  anderen  Staateii  fürs!  M. 


Einzelne  ^ummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben 
»„»„„f-"''^''  i**^"  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Priyatanzeig-,.n  (Preis  tiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
»L^riä«!.' ^PV^  1  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechen.ie  ErmälJiguugen. 
Ueilasreu  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt  =,uu=,dii. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  mau  sieb  art  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linhstraße  "^zm 
I  ernspr.:  Amt  Kurfürst  fi050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichshank-(iirokÖnto- 
Deutsohe  Bank.  Dep-Kasse  C.   Postscheuk-Kouto:  Berlin  Nr  111<W 


Zur    Entwicklnnffsgie.schichtf  (k'i 

.-■elb.'ittätiif'eu       Einrieb  iiuiucn 

läumhchi;  Zuo^deckun.n. 
Vim  pfenlio-e  Wech.s«l,<;troailokoniot 

für    die    Preußi.schf'  Staatshahn 

waltuag-. 

Nachrichten. 

Deut  .s  c  h  1  ;i  ii  d.     Soinni:erzeil . 
Allgom-ein^^  ß'ediuguno«ij 
l)i'enßiischf-n  Staat. sbaWu  für 
Zula.s.snnj;-    von  Privatanschlüi^ 


rem 
fiii 


iveu 


tler 
die 
.^en. 


1  II  Ii  a  I  1 1 

—  L/<'ipzi^cr  Frühjahr.smesse. 
Vorlesungen  über  Eiseubahurechl. 
^  Lübeck-Biicbemer  Eisenbahn. 
Luftpostbef  ordern  UM'.  —  Vorlesun- 
Kcu  der  Berlin^f  Handelshoch- 
.schule.  —  V«rein  für  Eis-enbahü- 
kuude  zu  Berlin.  —  Personalnach- 
richteu. 

I )  le  n  t  s  c  h  ö  .s  t  le  r  ■e  i  <j  h.  Bieginn  de  i- 
Sommerzeit.  —  Kohleupi^ei.s«  uurl 
'Koklentarif«.  —  Südbahu.  ~  Zu- 
sammenleguno-   der  „Filialwai'-'en- 


dirio-iciuni^eu"  der  Staatsbahnen  in 
Wien. 

I'iigarn.  Bildung  eines  Eisicnbahu- 
iljrektorium.s.  —  W-ecb.sel  in  der 
Leitung  d«r  komm.erziielLen  Haupt- 
sekfion  der  Staatsbahndirektiou. 
tTbrige  europäische  Läu- 
d  e  r.  Die  Elektrisierung  der  Ehä- 
tiscben  Bahn,  —  Verfall  des  rus- 
si.schen  Eisenbahn we.sens. 

.Vuitlicbe  Mitteilungen. 

A  mtl iche  Bekanntmachungen . 


Der  0^te.ieie.l»a;e  ..esen  fällt  die  a,H  33.  «I.  Wt^.  iäll.se  "W.„„.uer  der  Zeituns  aus. 

Zur  Entwicklungsgeschichte  der  rein  selbsttätigen  Einrichtungen  für  räumliche  Zugdeckung. 

Von  L.  Kohlfürst*). 


'/uvoi-dersi  dai f  e«  als  ein  ebenso  tiberra.schender  wie  be- 
merkenswerter Umstand  betrachtet  werden,    daß    für  die 
raumliche  Zugdeckung  selbsttätige  Einrichtungen  weit 
früher  in  Au.ssicht  genommen  und  angestrebt  worden  waren 
als  hand  bediente  ständige  Biock-sigualanlagen.    Die  be- 
treffenden  Vorschläge  und  Versuche  fielen  nämlich  der  Zeit 
nach  schon  mit  der  ersten  Nutzbarmachung  der  elektrischen  \ 
lelegraphie   im    Eisenbahnbetriebe   zusammen.    Nacli  einem  ' 
•englischen  Patent  vom  21.  Dezember  1841    hatten    bereits  ' 
A    Bain  und  Th.  Wright  die  Idee  zu  einer  elektrisch  ' 
selbsttätigen    Zngdeokungsvorrichtung    angegeben,    und    im  ' 
Jahre  18.^).3  wurde  auch  schon  die  erste  derartige,  von  Fer- 
nando   Castro    erdachte    Blocfcsignalanordnung  auf  der 
neuerbauten    Bahnlinie  Madrid-Aranjuez    einem,  allerdino-,.^ 
vergebhchen  praktischen  Versuch©  unterzogen. 

Im  Jahre  18C1  fanden  auf  der  Strecke  Florenz-Arezzo  Er- 
probungen einer  ganz  älmlichen,  von  Vinzenzi  verbe.sser- 
ten  Einrichtung  statt,  die,  wie  ihw  Vorläufer,  von  dem 
«  .i  iindgedanken  ausging,  eine  ins  Gleis  gelegte  dritte  Schiene  . 


7     i:  -P^ 'Ilster",  dem  Organ    des    Deutscheu  r^<^^^J 
Me'iL'^^ie  llM^n^  Böhmen' "eUeumfanJr^/cL" 

^tri^^%r&}}t^^r'-  /f  ^"^^^^  derVchrSeSg 
en  nach  steh;  a  dankenswerterweise  übernommen, 

o-^n  Auszug  Uber  die  selbsttätigen  Anordnun- 

Äiten  Vereins^üung   in  be- 
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derart  als  Leiter  eines  elektrischen  Stromes  anzuordnen,  daß 
durch  ihre  Vermittlung  Warnungssiguale  a,uf  den  Züoen  aus- 
gelost werden,  sobald  diese  in  gefährliche  Nähe  von  ein- 
ander gelangen.  Diese  ältesten,  mit  Schwachstrom  betriebenen 
±.iurichtuugen  erwiesen  sieb  .ebensowenig  als  l^ebensfähic^ 
wie  alle  übrigen,  späteren  -  Naoh,a,hinungen,  von  denen  etwa 
noeh  eane   11893    von   den    preußischen   Militärbahnen  ver- 
suchte Zugsacherung  von  Per Is  oder  die  189«  auf  der  spa- 
nischen Bahnstrecke  Villena-Yecla  und  auf  den  französi- 
schen Staats'bahnen  kurze  Zeit  verwandte  von  Basanta  v 
Baqu6  hervorzubeben  sind.    Die  Durchfübrungsscbwierig- 
keiteu,  die  sich  bei  allen  bliesen  Anordnungen  trotz  des  reich- 
lichsten Aufwandes  von  Scharfsinn,  Mühen  und  Kosten  ni.e 
so  weit  bekämpfen  ließen,  um  eine  durchaus  einwandfreie 
Eriu  lung  ihrer  Aufgabe  zu  erzielen,  kennzeichneben  diese 
Art  der  unmittelbar  von  Zug  zu  Zug  zu  bewerkstelligen- 
den Kaumdeokung  als  ein  mehr  oder  minder  aussiobtsloses 
unternehmen.    Dessenungeachtet  ist  es  zwei  einschlägigen 
Einrichtungen  -   allerdings    erst     durch  Ausuützung  vou 
Starkströmen  und  ,Gleisstrom..schaltungen  -  in  Amerika  ge- 
lungen, sich  als  praktisch  verwendbar  durchzusetzen  Es 
sind  dies  die  selbsttätigen  Blocksignale    von  Puntnanl 
Webster  und  von  Miller.    ^Ersteres,    das  bereits 
1880  erdacht,  1882  u.  a.  auch  auf  der  österreichiscben  Staats- 
bahnstrecke Penzing-Hetzendorf  versucht    und    in  seinem 
Mutterlande  bis  1892  wesentlich  verbessert  worden  ist,  zeigt 
die  Einfahrt  m  einen  bes^etzten  Blockabsohnitt  durch  Aus- 
losen der  Lokomotivpfeife,  eines  beigeordneten  Werkes  und 
überdies  durch  Wirksanimachung  der   Zugbremse  an  Da« 
zweite  System,  mit  dem  u.  a.  die  35  km  lange  Strecke  Dolton* 
Momenoe  der  Chicago  and  Eastern-Illinois-ßailroad  eingerichtet 
ist    mit  dem   1903  auch  in   Emopa    auf    der  schottischen 
leilstreoke  Wüodhead-Dei'byshire  Versuche  angesteUt  wo-- 


Nr.  29 


-   290  - 


Zeltunir  des  Vereins 
Dentscner  EisenbahuTerwaUunffeiL 


den  sind,  erleilt  da.s  Gefahrsignal  diircli  lein«  Lo'komot•iv^ 
klinge!,  jedoch  iu  Verbindung  mit  roten  Glülilichtzeioli€Q» 
mit  od't'r  olino  gleickz'eilige  Bremscnauslösimg. 

D.en  betrachteten  Zugsicherungen  stehen,  was  die  unmittel- 
bare Warpmg  von  Zug  zu  Zug  anbelangt,  auch  diejenigen 
Anordnungen  nahe,  'bei  denen  die  räumlicbe  Auseinander- 
haltung einfach  mit  Hilfe  von  Telegraphen  oder  Fern- 
spnecberu  geschehen  soll,  wie  beispielsweise  ibei  einer  voii 
Th.  du  Monoel  bereits  1854  angegebenen  und  im  folgenden 
Jahre  auf  der  Pariser  Weltausstellung  gezeigten  Anordnung. 
Diese  und  alle  «ähnlichen  älteren  Einrichtungen  sind  ergeb- 
nislos geblicbien,  'Spätere  in  Amerika,  Mitte  der  achtziger 
Jahre  von  P  h  e  1  p  s ,  dann  von  Edison,  Gilliland. 
Patcherol,  William  Wilay  Smith  u.  a.  vorgenom- 
mene Versuche  haben  jedoch,  wenigstens  in  theoretischer 
Beziehung,  überrascbende  Erfolge  erzielt,  weil  sie  zu  ganz 
neuen  Erfahrungen  über  die  Möglichkeit  einer  unmittelbaren., 
lediglich  im  Wege  der  elektrischen  Induktion  durchführbaren 
Zeichengebung  führten,  so  daß  diese  von  der  amerikaniscben 
Each-  wie  Tagespresse  mit  gleich  großer  Begeisterung  auf- 
genommen wurden,  weil  sie  in  der  Tat  als  die  ersten  prak- 
tischen Beispiele  einer  drahtlosen  Telegraphie  gelten 
durften.  Die  erhoffte  Nützlichkeit  für  <lie  Zugsicherung 
hatte  «ich  jedoch  damals  nicht  erg.eben.  Trotzdem  sind  diese, 
inzwischen  fast  eingeschlafenen  Bestrebungen  neutsstens  itt 
England  vrieder  erwacht,  wo  Züge  z.  B.  auf  der  ELsenbahn- 
1  inie  Strat f ord-on-Avou  mit  dem  K  r  a  in  e  r  -  K  a  p  p  s  c  h  e  n 
R  e  i  1  o  |j  h  o  n  ausgerüstet  worden  sind,  das  sich  laut  Mit- 
teiluugen  der  britischen  Fachpreiss-e  als  ein  von  den  fahren- 
den Zügen  mitgeführtes,  lidhliges  Blocksignal  bewähren 
soll  (?).  Ebenfalls  nach  Grundlagen  der  drahtlosen  Tele- 
graphie  augeoiduet.e-  Zugsicherungsanlagen  wurden  auch  von 
audeiieu  euuliseheu  Bahnen  und  desgleichen,  kurz  vor  dem 
Kriege,  in  Bayern  nach  Baurat  Wirths  Angaben  versucht 
sowie  in  ernsterer  Verfolgung  in  Amerika  auf  der  Delaware- 
Lackawanua-  und  Westeru-Eisenbahn  probeweise  iu  Betrieb 
geuoutmen. 

Richtunggebend  für  die  geschilderte  Gattung  von  Zug- 
deckungseinrichtungen war  vornehmlich  auch  die  Anschau- 
ung vieler  namhafter  Eisenbahnmänner,  daß  die  große  An- 
zahl der  ständigen  Deckungssignale  auf  den  Strecken  und 
Statioueu  die  glatte  Zugfahrt  erschweren  könnte,  weshalb 
es  wünschenswert  erscheine,  sie  durch  iSignale  auf  den 
Zügen  überflüssig  zu  machen.  Eine  zweite,  mehr-  dem  Er- 
reichbaren als  dem  Begehrenswerten  nachstrebende  Reihe 
von  Er-findern  steckte  «ich  hingegen  das  bescheidene  Ziel, 
die  gewohnten  standfesten  Signale  auf  der  laufenden  Bahn 
zu  belassen,  jedoch  derart  einzurichten,  daß  sie  ihre  Auf- 
gabe ohne  Beihilfe  von  Wächtern  rein  selbsttätig  vollziehen. 
Naeh  dieser  Richtung  wurden  die  ersten  Erfolge  auf  ameri- 
kanischen Bahnen  erreicht,  denen  ja  das  Sparen  mit  Men- 
sohenkräfteu  schon  in  Anbetracht  der  -sozialen  Sonderver- 
liältnisse  Amerikas  als  wichtig  galt. 

Das  älteste  nach  diesen  Gesichtspunkten  entstandene,  rein 
selbsttätige  Streokeublocksigual  rührt  von  Thomas 
J.  Hall  her  und  fand  1871  auf  der  Boston-Maine-Eisenbahn 
die  erste,  1878  auf  mehreren  ueuenglisohen  Bahnen  erweiterte 
.\uwendung.  Zu  Beginn  des  laufenden  Jahrhunderts  waren 
jedoch  bereits  etwa  üO€0  km.  amrerikani scher  Bahnen  mit  Hall- 
Signalen,  die  allerdings  inzwischen  mannigfache  Verbesse- 
rung erfahren  hatten,  ausgestattet.  Ursprünglich  wendete 
Hall  —  gerade  so  wie  alle  anderen  zeitgenössischen  Erfin- 
der verwandter  Richtung,  wie  z.  B.  David  Rousseau, 
dessen  Blocksignal  187i  auf  einer  Strecke  der  Newyorker 
Zentralbahn  zur  Probe  und  kurz  danach  auf  einer  240  km 
laugen  Liaie  der  Philadelphia-Wilmingtou-Eisenbahn  blei- 
bend eingerichtet  worden  war  —  als  Streokensignale  kleine, 
iiiitlels  G-ewichts  angetriebene  Wendesclieiben  oder  elektro- 
magnetisch bewegte  Blendscheiben  an,  die  von  den  Zügen 
durch  Befahren  von  iStr>eckenstrorrr6chließern  elektrisch  aus- 


gelost bzw.  g-eslellt  wurden.  Diese  Streckenstromschließer 
(Kontaktschbeuen,  Kontaktheibel,  Pedalkontakte,  oder  wie 
immer  sie  genannt  werden  mochten)  ei  wieisen  sich  bald  als 
der  Teil  der  Einrichtung,  von  dem  der  zuverlässige  Betriei) 
der  iselbsttätigen  Anlagen  vorwiegend  abhängt,  weil  sie  in- 
folge der  gewaltsamen  Inanspruchnahme  beim  Befahren 
durch  die  Züge  leicht  beschädigt  werden  können  und  über- 
haupt einer  vorzeitigen  Abnutzung  unterwoi<fen  sind.  Um 
dieser  Schwierigkeit  auszuweichen,  verfiel  Frank  L.  Pope 
auf  den  Gedanken,  die  Schienenstränge  de.s  Fahrgleises  vselbst 
als  Stromleitungen  auszunutzen;  seine  im  Jahre  1872  paten- 
tierte, sogenannte  Gleisstromleitung  wurde  gegen 
Ende  der  siebziger  Jahre  durch  Oiskar  Gasse tt  verbes.sert 
und  im  Jahre  1878  zum  erstenmal  auf  der  Fitchburg-Bisen- 
bahn  zur  Verwendung  gebracht.  Sie  hat  bekanntlich  später- 
hin, d.  i.  seit  dem  Aufschwung  der  elektriisch  l>etriebenen 
Eisenbahnen  in  Amerika,  eine  kaum  geahnte  Wichtigkeit  und 
Verallgemeinerung  erlangt. 

Einen  höchst  wertvollen  Fortschrilt  bildete  die  Heran- 
ziehung fern  wirkender  Hilfskräfte,  die  geeignek  waren,  die 
Schwachstromanordnung  in  der  Weise  zu  unterstützen,  daß  es 
möglich  wurde,  anstatt  der  ursprünglich  nur  kleinen,  hin- 
sichtlich ihrer  Wahrnehmbarkeit  viel  zu  wünsclien  lassen<ien 
StreckensigTaale  —  wie  sie  Hall  n.  a.  benutzt  hatten  —  grö- 
ßere Signalvorrichtungen,  nämlich  ein-  oder  mehrflügelige 
Armisignale  anzuwenden;  man  bewerkstelligte  nur  noch  <iie 
Signalsteuerung  mittels  Schwächst i-öraen,  das  Stellen'  der  Sig- 
nale erfolgte  hingegen  durch  die  hierbei  tätig  gemachte 
Hilfskraft.  Solche  Anordnungen  wurden  zuerst  durch  G  e 
org  Westinghouse  eürgeführt,  iler  auf  Grund  der  treff- 
lichen Erfahrungen,  die  er  bei  den  Zugbrem.sen  mit  Preß- 
luft gemacht  hatte,  damit  vorging,  sie  auch  zum  Signal- 
stellen auszunutzen.  Die  ersten  iu  dieser  Art  ausgeführten 
Blooksig-nalanlagen  wurden  1883  auf  der  Fitchburg-  und  1884 
auf  der  Pennsylvania-Eisenbahn,  in  beiden  Fällen  unter  An- 
wendung der  Gass  et  tschen  Gleis.stromschaltung,  in  Betrieb 
gesetzt.  Im  Jahre  11895  standen  aber  -bereits  1410  solcher 
Weßtinghouse-Blocksignale  auf  amerikanischen  Bah- 
nen im  Dienst,  eine  Zahl,  die  sich  seitdem  längst  verzehn- 
facht hat.  Auch  die  liall-ßignal-Comp.  be<.liente  sich 
von  dieser  Zeit  an  der  G  Heiss  t  r  o  m  le i  tu n  g  und  er- 
setzte wenige  Jahre  später,  als  nämlich  zufolge  der  forlge.- 
schrittenen  Starkstromtechnik  der  elektromotorische 
Betrieb  größerer  iSignalmittel  keine  Schwierigkeit  mehr  bot, 
ihre  einstigen  kleinen.  Scheiben  sign  ale  durch  größere  oder 
durch  Flügelsignale.  Nach  den  von  Hall  und  Westing- 
house geschaffenen  Mustern  hat  sich  auch  noch  eine  Reihe 
anderweitiger  verwandter  Anordnungen  in  Nordamerika  aus- 
gebildet, wo  im  Jahre  1912  bereits  32  536  km  Eisenbahnen  mit 
rein  selbsttätigen  Blocksignalen  ausgestattet  war-en. 

Während  der  Eutwickelungsjahre  dieser  amerikanischen 
Einrichtungen,  und  auch  noch  späterhin,  standen  den  europäi- 
schen Bahnen  istets  verhältnismäßig  billige,  durchaus  verläß- 
liche Signalwärter  reichlich  zur  Verfügung,  wäkrend  sich  auch 
die  Zugfolge,  selbst  auf  den  ibefahrensten  Strecken,  noch  lange 
nicht  so  verstärkt  hatte,  daß  sich  hinsichtlich  des  für  die  Hand, 
bedienung  der  Blooksignale  ei-forderlichen  Zeitaufwandes 
Schwierigkeiten  geboten  hätten.  Hieraus  erklärt  es  sich  deuu 
auch,  daß  in  Europa  eine  ernstliche  Verwertung  selbsttätiger 
Blocksignalanlagen  unter  Anwendung  standfester  Strecken- 
siguale  nicht  zustande  gekommen  war.  Lediglich  da.« 
Hipp  sehe  sogenannte  „  J  a  1  o  u  s  i  e  s  i  g  n  a  1''  war  schon  zu 
Ende  der  siebziger  Jahre  zur  selbsttätigen  Blockung  des 
Tunnels  bei  Örlikon  und  auf  der  Strecke  01ten= Aarburg  der 
Schweizerischen  Zentralhahn  eingerichtet.  Zehn  bis  zwanzig 
J ahre  später  fand  man  allerdings  auch  anderweitig;  in  Europa, 
und  zwar  namentlich  iu  Österreich-Ungarn,  Intere^sse  für 
selbsttätig  iwirkende  Deckungssignale,  demzufolge  hier  und 
da  einschlägige  Einrichtungen  entworfen,  versucht  oder  auch 
auf  kurzen  Bahnlinien  zur  Anwendung    gebracht  wurden. 


Hierh'er  gehört  beispielsweise  »ein  K  r  ä  m  e  r  isohes  elektriiscli.es 
selbsttätiges  .Scheibensignal,  das  1880  auf  der  österi-eiohischeu 
I'^ranz-J osef-Bahn  zurTunneldeokimg  verwendet  wurde,  und  eine 
ähnliclie  von  P  o  1 1  i  t  ze  r  für  die  Linien  der  Österroichisclien 
Siiiatseisenbahu-GeseUscliaft  entworfene  Anordnung,  die  als 
-'.u-euanuter  I  n  t e r  im  s -B  1  o  c k  jeweilig  zur  Deckung  von 
Ailieit.sstellen  der  laufenden   Bahn  benutzt  werden  isollte, 
t<ruer  ein  von  Neu  mann  1899  auf  der  Ungarischen  Süd- 
l';ihu  eingeführtes,  dann  ein  von  Kriczik  190i2    auf  der 
'»sfeiTCiichisehen  Staatsbahnliaie  Eothneusiedl-Ober-Laa  und 
Mii  von  A. Österreicher  auf  der  österreichischen  Südbahn- 
recke  R o  d  a  u  u  - K  a  1  ten  1  e  u  t  geben  A^ersuchtes  Block- 
sig-nal.    Unter  diesen  europäischen  Anordnungen,  von  denen 
nur  die  Neumann. sehe  über  die  vorübergehende,  probe- 
weise Benützung  hinausgekommen  iwar,    hatte    sich  keine 
,  aufiei gewöhnliche  oder  richtunggebende  befunden,  bis  1896 
S  i  e  m  e  n  s  &  H  a  1 6  ik  e  auf  der  Buda]>eßt  er  elektrischen  Unter- 
grund bahn  eine  selbsttätige  Blooksignalanlage  herstellten,  in 
der  ansnalimsw'eise  und,  wie  es  scheint,  damals  zum  erstenmal 
nur  Glühlichtsignale  Verwendung  fanden.    Bedeutsamer  ist 
jedoch  die  erste  in  Deutschland  gegen  Ende  des  verflossenen 
Jahrhunderts,    auf    der    elektrisch  betriebenen  Schwebebahn 
Ba  rmen-Elberf eld-Vohwinkel  errichtete  -selbsttätig'e  Strecken- 
blockeiurichtung,  die  von  der  Nürnberger  Elektrizität«. 
Aktiengesellschaft  vormals  Schuckert  u.  Co. 
nach  den  Entwürfen  von  F.  Natalis  ausgefühi-t  wurde,  und 
die  insofern  als  ganz  neu  und  eigenartig  g-elten  durfte,  als 
bei  ihr  sowohl  die  das  Gleis  bildende  Fahrschien«  als  auch 
die  Leitung  des  .Betriebsstromes  sowie  der  letztere  .selbst  für 
die  Sig-nalgebung  herangezogen  sind.    Desgleichen  kann  sie 
in  eisenbahn-signaltechnißcher  Beziehung  als  bahnbl^echend 
bc zeichnet  werden,  weü    sie    die  erste  oberirdische  Anlage 
Huer  Art  ist,  in  der  auch  bei  Tag  keine  Fonn-,  sondern 
uuL-  Lichtsignale  benutzt  werden,  eine  Anordnung,  die  be- 
kanntlich erst  etwa  1.5  Jahl^6  später  in  Amerika  mit  lebhaft'em 
Eifer  aufgenommen  Avurde  und  in  jüngster  Zeit  viele' fach- 
männische Anhänger  und  Verfechter  gewonnen  und  auf  elek- 
Irisehen  Bahnen  bereits  eine  nennenswerte  Verbreituno-  ge- 
funden hat.  " 

Von  den  beiden  auf  amerikanischen  Vollbahnen,  und  zwar 
.-uwohl  auf  dampf  betriebenen  als  a«ch  auf  elektrisch  betrie- 
l>eneu  Linien,  vorwiegend  verwendeten  Anordnungen,  nämlich 
der  Hall  sehen  und  der  W  e s  t  i  n  g  h  o  u  s  e  sehen,  hat  die 
I  rsteie.  im  Jahre  1800  auch  nach  dem  europäischen  Kontinent 
ihi'en  Weg  gefunden,  |wo  sie  —  mit  Gleisstromleitung  —  auf 
der  15  km  langen  Htreoke  Laroche  (Yonue)-rjravant  der  Paris- 
Lyon-Mittelnieerbahn  versuchsweise  und  —  ohne  Gleich - 
.stromschaltnng  —  auf  der  Pariser  Untergrundbahn  endgültig 
eiug-eführt  und  einige  Jahi«  später  für  die  sogenannte  abs  o'^ 
I  u  t  e  Blockung  (regelrechte  Euhelage  der  .Streckensignale  : 
„h  a  1 1")  verbessert  worden,  ist.  Ebenso  gelangte  die  zweite 
Einrichtungsart  nach  Europa,  und  zwar  zunächst  nach  Eng- 
land, wo  sie  .seit  Jahi-en  auf  den  Londom'r  Untergrundbahnen 
l>is(i  ikibahu  und  Röh]M>nbahuen  —  erfolgreich  in  Vei- 
adung  steht.  .Seit  1913  wurde  .das  We-s  t  i  n  g  h  o u  seische 
selbsttätige  Blocksignal  aber  auch  durch  Geh.  Baurat  Dr.' 
Kemmann  nach  Deutschland  verpflanzt  und  in  einer  von 
dem  leitenden  Ingenieur  Brown  der  Firma  Mac  Kenzi.e, 
Holla  ml.  und  W  es  t  i  n  g  h  o  us  e  verbesserten,  rein  elek- 
lii^chlwilriebenen  Form  auf  der  Berliner  Hoch- und  Unteigrund- 
bahji  .cijigcfülui.  In  Berlin  hat  dj6se.Signale.inrichtuuo-  weitere 
wertvolle  Ausgestaltungen  erfahren,  die  zunächst  dahin  gin- 
gen, l>ci  nicht  zu  langten  (Gleisabschnitten  die  Mittelspei- 
sung  d.er  Absclinitte  zu  Ix-^seitigen  und  durchweg  nur  die 
Endspeisung  durchzuführen,  so  daß  .eine  vordem  nötig 
ge\ves.ene  Relaisgruppe  ganz  entbehrlich  geworden  ist.  Außer- 
dem erkannte  man  .es  als  möglich  und  zweckmäßig,  auch  die 
früher  behufs  Steuerung  der  Signallichter  im  Tunnel  erforder- 
lichen Relais  wegzubringen,  indem  sie  d^rch  kleine  Trans- 
formatoren ers.etzt  werden,  tlie  in  den  .Sign all ater neu 
Platz  erhalten.   Ferner  wiid  versucht,  die  an  den  Treffpunk- 


ten der  Blockabschnitte  vorhandenen  D  r  o  s  s  e  1  s  t  ö  ß  e  zu 
verl>essern,  und  zurzeit  (1918)  arbeitet  <:üe  Hochbahngesell- 
schaft daran,  an  den  bisher  im  Freien  verwendeten  Flügel- 
signalen in  ähnlicher  Weise  wie  anf  den  iSignalstellen  der 
Untergrundsti-ecken  auch  während  der  Tagesstunden  ledig- 
lich L  i  o  h  t  s  i  g  n  a  1  e  zu  benutzen.  Dann  wird  in  den  Block- 
signalanlagen  der  freien  iStrecke    innerhalb    jedes  Blockab- 
•schnittes  an  beweglichen  Teilen  nur  noch  ein  Rel  ais,  näm- 
lich das  sogenannte  S  t  r  e  c ken r  e la  is  für  den  Gleisstrom- 
kreis imd  ein  einziger  Antrieb,  nämlich  der  für  die 
Fahrsperre,  vorbanden  sein,  was  sowohl  hinsichtlich  .der 
Erhöhung  .der  Betriebssicherheit,  als  auch  der  leichteren,  billi- 
geren Unterhaltung  eine  .ebenso  wesentliche  wie  wertvolle 
Vervollkommnung  ^bedeutet.    Nach  dem  veibesserten  Muster 
der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn  wird  auch  die  Ber- 
liner Nordsüdbahn  eingerichtet.    Es  darf  übrigens  nicht  ver- 
säumt werden,  hier  anschließend  noch  hervorzuheben,  daß  die 
Einführung  dieses  Blocksignalsystems  in  Den  t  s  c  h  1  a  n  d  , 
vom  eisenbahn-  und  signaltechnischen  Standpunkt  betrachter, 
an  sich  geradezu  als  eine  sieghafte  Tat  gelten  kann,  zu  einer 
Zeit,  wo  daselbst  in  den  Fachkreisen  vielfach  noch  ein  stark 
ablehnendes  Mißtrauen  gegen  .»elbsttätige  Sigiraleinrichtungen 
herrschte.    Die  altgewohnte  Gepflogenheit,  an  jedem  wich- 
tigen Signalpunkt  einen  Wärt.er  als  verantworflichen  Leit.er 
aufzustellen,  war  zumeist  so  tief  in  die  Anschauungen  einge- 
drungen, überdies  durch  die  beteiligte  Industrie  in  Wort  un;! 
Schrift  andauernd  als  das  einzig  Richtige  hingestellt  worden, 
daß  sich  das  l>e.sagte  Vorurteil  vielfach  bis  zur  „pflicht- 
gemäßen" Abneigung  verdichtet  hatte.    Die  ganz  streng 
konservativen  Fachmänner  machten  es  wie  der  Vogel  Strauß 
und  übersahen  den  Umstand,    daß    das    sich  fortschreitend 
weiterentwiokelnd.6  Eisenbahnwesen  fallweise  bei  FornBcn  an- 
gelangt war,  wo  die  bisher  als  allein  für  vertrauenswürdig 
g-.eltenden  handbedi.enten  Signaleinrichtungen  überhaupt 
nicht  mehr  .ausreichten.    Es  war  mithin  in  Deutschland  auf 
der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn  —  abge.s.6hen  von  der 
Schwebebahn  Bannen-Elberf eld-Vohwinkel,  die  ihrer  von  ilen 
.Spurbahnen  ganz  abw.e.ichenden  Veranlagung    wegen  eben 
auch  nur  als  unmaßgebliche  AuiSnahm.e  betrachtet  wurde  — 
das  erste  Mal,  daß  der  orthodoxe  Glaubenssatz,  .es  .seien  schon 
aus  Rücksicht  für  die  Einheitlichk.eit  allerwärts  ausschließ- 
Uch  nur  handbediente  Blocksignale  zulässig,  dank  der  Zu- 
stimmung   vorurteilsfreier    Überwachungsbehörden,  durch- 
brochen wurde;  zudem  mit  glänzendem  Erfolg. 

Die  für  den  Betrieb  selbsttätiger  Zugdeckungssignale  er- 
forderlichen .elektrischen  Ströme  weiden  in  d.er  Regel  dui-ch 
staudfeste  oder  durch  solche  Elektrizitätsquellen  geli.efert, 
welche  die  Züge  mit  sich  fühi-en.  Als  Besonderheiten  kommen 
aber  auchAnordnungen  vor,  bei  denen  die  fahrenden  Züge  die 
nötigen  Ström.e  erst  an  der  Signalstelle  erzeugen  sollen.  Unter 
mancherlei  derartigen,  zumeist  schon  von  vornherein  totge- 
liorenen  Entwürfen  brachte  es  lediglich  eine  Vorrichtung  der 
G  e  b  r  ü  d  .e  r  D  u  c  o  u  s  s  o  in  Paris  zu  pi  akti.-<cheu  Erpro- 
bungen auf  der  Paris-Lyon-Mitt.elmeer-Ei,senbahn  sowohl,  al.-^ 
später  auch  auf  der  Französischen  Nordbahn.  Die  Eisen- 
massen der  Radgestelle  sollten  durch  magnet-elektrische'  In- 
duktion die  zur  Signalsteuerung  erforderlichen  Ströme  hervor- 
rufen. Diese.  Versuche  machten  1883  großes  Aufsehen,  führ- 
ten jedoch  zu  keinem  Erfolg.  Hingegen  liefert  die  P  e  n  n  - 
sylvani.a  Steel  Company  etwa  seit  1888  eine  von 
Long  erdachte  Anordnung,  bei  der  die  .Streckensignale,  und 
zwar  kleingebaute  Flügelsignale,  durch  Wechselströme  ge- 
stellt werden,  welche  die  Züge  beim  Befahren  ein.es  ins  Gleis 
gebauten  Anlaufbebels  erzeugen,  indem  hierdurch  die  Anker- 
achse  eines  neben  dem  Gleis  aufgestellten  größeren  S  i  e  - 
m  6  n  .g  sehen  Magnetinduktors  angetrieben  w^ird.  Diese  bislang 
allerdings  nur  auf  einigen  amerikanischen  Schm.alspurbahnen 
verwendete  Long  sehe  Einrichtung  ist  die  einzige  ihrer  Art, 
die  sich  als  praktisch  benutzbar  erwiesen  hat  und  sich  über- 
dies angeblich  ganz  gut  bewährt,. 


Nr.  29 


—    2V2  — 


Zeltung  des  Vereins 
DeutBcher  EiseubabnTerwaltungen. 


Endlich  fehlt  es  auch  nicht,  an  1  bs  1 1  ä  t  i  ge n  Block- 
s  i  g  n  a  1  -e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  'e  n  ,  Iwi  denken  d  ie  Gef  ahrzeich en 
nicht  bloß  vermittekt  istandfester  Streckeu- 
isignal©,  sondern  gleichzeitig  auch  durch  Loko- 
motiv-  bzw.  Zugsignalie  zur  Darst-ellung  ge- 
bracht werden.  Alkin  di©  (Anzahl  isolcher  Anordnungen  ist 
verhältnismäßig  recht  gering,  und  nur  zw>ei  davon  brachten  es 
bisher  zu  einer  vorübergehenden  Erprobung,  und  zwei  weitere 
zu  einer  bleibenden  Anwendung.  Zu  den  beiden  letzteren 
gehörten  ein  auf  der  New  Yorker  Zentralbahn  1900  in  Betrieb 
gesetzte«  verbessertes  Mille r&ch&s  Blooksignal  und  eine 
durch  Georg  Schreiber  1901  auf  der  vollspurigen  In- 
dustriebahn Muttershauseu-Neuschmelz-Lindel  (Elsaß)  einge- 
richtete elektrische  Zugsicherungsanlage.  Weshalb  es  foei  den, 
ein©  zweifache  iSignalgebung  vorsehenden  Einrichtungen,  ob- 
wohl sie  theoretisch  als  die  vollkommensten  gelten  müßten, 
gegenüber  den  beiden  vorher  betrachteten  Gattungen  zu  einer 
so  auffällig  geringeren  Zahl  von  Vorschlägen,  Versuchen  und 
Anwendungen  gekommen  ist,  erklärt  Ksich  großenteils  durcli 
den  Umstand,  daß  die  entwickelteren  und  zugleich  verbreitet- 
.steu  Anordnungen,  die,  wie  die  HalLscheu  oder  die 
Westin  ghousescheu,  auch  nur  Sti-eckensignale  vor.sehen, 
dieselbe  Vollkommenheit  erzielen,  indem  sie  durch  mechanische 
oder  elektrische,  mittels  der  Streckeusignale  tätig  g-emacht-er 


Nebenvorrichtungen,  die  sogenannten  Fahrsperren*)  er. 
gäuzt  sind,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Auslösung  von  Signaleu 
am  Zuge  oder  außerdem  die  der  Zugsbremse  zu  bewirken, 
falls  das  haltzeigende  Streokensignal  überfahi-en  würde. 

Als  Abschluß  des  vorstehenden  Rückblickes  könnte  mau 
in  Anbetracht  der  heutigen  Sachlage  etwa  noch  folgende  Er- 
wägung hinzufügen :  Wenn  auch  die  Eisenbahnen  Mittel, 
europas  vielleicht  Jahre  brauchen  mögen,  um  den  fortschritt- 
lichen Hochstand,  den  ihre  Leistungen  vor  dem  Weltkrieg 
eingenommen  hatten,  wieder  zu  erreichen,  wird  dann  die  Ent- 
wicklung zweifelsohne  um  so  steiler  aufstreben.  Dann 
drängt  sieh  naturgemäß  auch  die  Frage  der  selbst- 
tätigen Signalanlagen  weder  in  den  Vordergrund, 
schon  dadurch  lebhaft  g-efördert,  daß  sich  die 
Schwierigkeit  der  Vermehrung  von  Fahrgleisen,  die  zur 
Bewältigung  der  Zugdichte  in  der  Nähe  der  wichtigsten  Mittel- 
punkte des  Verkehrs  nötig  sein  vmrden,  voraussichtlich  bis 
dahin  gegen  heute  —  insbesondere  innerhalb  des  Weichbildes 
großer  Städte  —  noch  wesentlich  erhöhen  wird.  Außerdem 
dürften  selbst  die  im  allgemeinen  geänderten  sozialen  Verhält- 
nisse auch  in  Europa  —  so  wie  seinerzeit  in  Amerika  —  einen 
der  Einführung  von  selbist tätigen  Einrichtungen  vor- 
schubleistenden  Einfluß  üben. 


*)  A^ergl,•  Jahrg.  19 Jü,  Heft  15  und  16. 


1200  pferdige  Wechselstromlokomotiven  für  die  Preußische  StaatsbahnverwaltuDg. 


Bauart,  der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesellschaft. 


Nach  einem  vom  Ee-gierungsbaumeister  Königshagen  in  den  i  bereits  für  die  gleiche  Anlage  gelieferten  vor  allem  dadurch, 

^;           .'^ilii/ffen"  wiedergege^           ;B'ericht  hat  die  Ge-  |  daß  die  Umsetzung  der  elektrischen  Energie  in  mechanische 

selischatt   lur   den   Güterverkehr   auf   der   mit    Einiihasen-  '  ' 
Wechselstrom    von    18.500    Volt,    16  2/3   Perioden  gespeisten 


in  zwei  durch  eine  Kurzkupplung  verbundeneu  Triebgestelleu 
erfolgt.     Der  den  Kastenaufbau  tragende  Oberrahmen  wird 


Abb.  1. 

Einphaseu-Wechselstromlokomotive,  Bauart  B  +  B. 


Strecke  Magdeburg-Leipzig-Halle  der  Preußischen  Staats- 
eisenbahn-Verwaltuno:  27  Wechselstromlokomotiven,  Bauart 
B-l-B,  in  Auftrag  erhalten.  Die  Maschinen  (Abb.  1)  sind  mit 
,1«  zwei  Motoren  ausgerüstet  und  unterscheiden  sich  von  den 


durch  die  Zugkraft  nicht  beansprucht,    er    ruht    auf  Gleit- 
pfannen und  ist  mit  den  Triebgestellen  nur  durch  die  Dreh- 
zapfen verbunden. 
Besondere  Erwähnung  verdient,  daß  der  TriebgiestePrahmeu 


LIX.  Jahrgang: 

16.  April  1919     

und  cüe  untere  Hälfte  d«s  Motorgehäuse.^  aus  eiMni  o-enveiu- 
*am.en  btahlgußstuck  her  oesteilt  «ind.  Dk-s  hat  den  Vorzu  o-  daß 
besondere  V<>rbiudun,ost.eil6  in  Fortfall  kommen,  wodurch 
einerseits  iornianderunsen,  tfie  zu  B.eschä;dii.uuo-.eu  des  Trieb- 
werks fahren  können,  Aennieden  werden  und  andeperseitÄ 
eine  wesentliche  Gewichtsei-spamis  erzielt  wird 

Jetler  Motor  arbeitet  mit  beiderseitig  auffeordneten  Zahn- 
mleru  au t  eine  zwischen  den  beiden  Kuppelachsen  des  Trieb- 
^?estelles  lieoende  Blmdwelle  (Abb.  2),  die  mit  Kurbeln  und 
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Abb.  2. 

St.ahl«uJ}-Trieboeislellrahjnen  mit  eiutfcbaulein  Molor 
und  Blindwelle-. 

feu4h,V'!lT'''  v'*T'^V  die  Achsen  anlieibl.  Diese  Ancrdnuu- 
noTl  Iii  i''''*'''^'  i"an  den  Motor  in  den  aboofe-lerleC 
reil  verleoeu  karin.  Da  die  Versohiebbarkeit  des  Steiues  im 
iuppelstanoensohlitz  eine  VerschiebunÄ-  zwischen  Bliudwelle 
md  Achten  ermoolichl,  wird  das  Federspiel  auso-eglichen;  um 
eine  Müderung  der  für  Fahrzeug  und  Oberbau  in  gleicher 
iVeise  unangenehmen  Stöße  herbeizuführen  ^i^icnei 
Die    durch    besonderen    Luftslrom    i-ekühlten  Kollektor 

PS 't,^^So'T'r''^'"^^  ^^'"■'^  ^"^^^  Stundlnleiihm^^^^^^^^ 
e  bw  fb  bei  bOO  Aukerumdpehungen   in  der  Minute,  ent- 


^lirechend  34  km  in  der  Stunde  Fahrgeschwindigkeit.  Sie  sind 
dauerud  hintereinander  geschaltet  und  laufen  mit  kurzge- 
schlossenom  Auker  (Eepulsionssehaltung)  an.  Das  Um- 
-Ni halten  von  Anfahi-  auf  Dauerschaltung  geschieht  selbst- 
tätig mit  Hilfe  eine«  Fliehkraftschalters. 

Die  Regelung  .der  Geschwindigkeit  erfolgt  durch  Änderung 
(U'r  den  Motoren  zugefuhrten  Spannung.  Zu  diesem  Zweck  ist 
me  Niederspannungsseite  des  Transformators  mit  einer  Eeihe 
]'r'no  "^."^apfungen  versehen,  an  denen  Spannungen  von  280  bis 
ibZi)  V  oft  abgenommen  werden  können.  Geschaltet  werden  <Ue 
\-erschiedenen  bpannungsstufen  durch  Schütze  —  elektro- 
magnetisch betätigte  Schalter  -  die  von  den  Führerständen 
aus  durch  die  Fahrschalter  g.esteiiert  werden.  In  der  gleichen 
Werse  wird  auch  die  Drehrichtung  der  Motoren  und  hierdurch 
ilie  rahrtrichtuug  der  Lokomotive  geändert. 

Um  Fehlschaltungea  zu  verhindern,  sind  die  Schüt/x>  unter- 
i'inaudcr  und  mit  dem  Fahrtwender  durch  Hilfskoufakte  in 
Abhauo-igkeit  gebracht.  Der  zur  Betätigung  der  Schütze  er- 
lorderhche  Steuerstrom  wird  ebenfalls  dem  Transformator 
entnommen. 

.fi?f-  '^i'ausfonnatoröl  wird  durch  eine  Kreiselpuni]>e  in 
stetem  Umlauf  erhalten  und  durch  seitlich  an  der  Lokomotive 
angebrach  e  Rippenrohrkühler  gedrückt.  Diese  werden 
wahrend  der  Faiirt  von  der  Luft  kräftig  um-spült  und  sollen 
eine  gute  Abkühlung  des  Öles  ibewirken.  Durch  diese  An- 
ordnung ist  eine  Herabsetzung  des  Transformatorgewichtes 
erreicht  worden. 

Zur  Stromlosmachuug  der  gesamten  elektrischen  Ansrnstuu'- 
ilient^ein  mit  Höchst  ström  au  slösuug  versehener  Ölschalter  der 
A-on  beiden  Fuhrer.ständeu  aus  durch  ein  Gestänge  von  Han<l 
ein-  und  ausgeschaltet  und  außerdem  durch  Dnickknöpfe 
elektrisch  ausgelost  werden  kann. 

-Bremse,  Stroinabuehmer,  Sandstreuer  und  Signalpfeifen  wei- 
den durch  Preßluft  betätigt,  die  ein  in  einem  iler  beiden  Trieb- 
gestelle uutergclirachter  Motorkom]iressor  liefert. 

Es  sind  zurzeit  drei  Lokomotiven  im  Betrieb;'  die  Ilaupl- 
an.gaben  diesei-^Maschin.en  .sind  folgende:  Länge  ülier  Puffer 
U  200  mm;  Treibraddurchmesser  13.50  mm;  Gewicht  des 
mechanischen  Teiles  80,5  t;  Gewicht  der  elektrischen  Aus- 
lustung  34,5  t;  Adhasionsgewicht  =  Gesamtgewicht  C,.-.  0  t  • 
Zugkraft  berm  Anf^ahreu  bis  20,0  t;  Stundenleistung  der  bei- 
SOO^?  W-^^T,^^!^^  rS;  Dauerlei.stung  der  beiden  Motoren 
^00  PS;  Hochstges.chwindigkeit  50  km/Std, 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

-  SoiiiinerzoU.    Ein  der  Nationalversammlung  vorgelegt.', 

■eil  vnn  '';}L  v""''';-  ,^.'>iyS'il<^.^-uii.^-  '1er  Slun-b.u  - während  der 
.eil.  \oni   >K  April  bis  15.  Sei)fomber  1919   hat  bei  der  Ab- 

aln'c'uri'.d'''l  """r  Mehrheit^  nicht  gefunden.  In  diesem 
due  wird  demnach  von  der  Einführung  d^r  Sommerzeit  in 
'eut.sctiland  abgesehen  werden 

lir.li^'  yr.V"''"''  A,'r  pieußis.  lion  Staatsbahiicn 

III  «he  Zu  asstiiig  vo.i  Privatanschlüssen.  Die  in  den  Mb-e- 
icinen  beding'nuu^^.u  für  die  Zulassung  von  Piivatanschiüs.Cen 
s  gelegten  yergulnngs.sälzc  für  die  B-ewachung,  BeihVnun:' 
n  l  I  nterhaltimg  der  (ilersan.schlnßan lagen  und  für  die  B.C 

Vn'^M'  n   V-  i  Y""  "^"■•^  ''ei'  An.schluBgleisen 

.AnNchluBgebnhren)  bestehen  m  der  gegen wärtioen  IL-dir' 
ler  m.l  lucht  wesentlichen  \\nänderungen  I,ereits  seit  den 
.  ifhi.'.  lär"  -^loiiwen  .Jahrhunderts  un.l  sind  zulelzl 
LiHi  1.  l  '■  ^'"«^udelegung  der  damaligen  durch- 
hmtt  heben  Selbsfko.slen  der  Eisenbahn  Verwaltung  fest-e- 
;T  ''f^"  inzwischen  ciuHetretencn 

^  eirnfi,.'  "'f'^^^"""'";^-  I>^'<'k^'"^^  'ter  Selbstkr>sten  .e 
eilen,  nn-hl  mehr  aus.  Die  preußische  Staatsbahnverwallun..' 

Ll\t^^^n'''^t^^^  Erwägungen  und  zur  V<  ,■- 

eidung  von  Berufungen  der  übrigen  Verkehrstreibcndeu  -c- 
n  if^TsilH"i:  ''r  '"'"^fi'f"., Bedingungen  zu  ändern,  Si^. 
u  mit  (rultigkeit  vom  1.  Apiil  an  neue  „Alloemeiue  Bedin- 
mgen  für  die  Zulassung  von  Privatanschlü,s.s,en"  bekannt o^^^ 
^^ditfll^^^^liä""^""^  Anschlüsse  allgemein  zu- 

In  den  neuen  Allgemeinen  An.schlußbedingungen  isiud  einer- 
its  die  Vergutungssätze  für  die  Bewachung,  Bedienung  und 
aterhaltung  der  Anschlußanlage  sowie  für  die  Beförderun-. 
'LZ^^IT^''  ^i?""  "^^'^  Anschhis.se  (Anschlußo,r. 

hlU  «^i^tpi-echend  den  gesteigerten  Selbstkosten  der  Eisen- 
•hnverwaltung  erhöht  worden;   andererseits  ist   auch  den 


Wünschen  der  An.schhißmhaber  auf  eine  entgegenkommen- 
dere Gestaltung  der  Bedingungen,  namentlich  hinsichtlich  (b'i 
Kostentragung  bei   Auderuiigcn  und  Erweilcninofu  iler  Vn- 

age  und  hmsichthch  der  Kostenihereclmuug  für  die  Unter- 
tiaitung  usw.  der  Abzweiguugsweiche  nach  Möo-lichkeit  Kci  '  - 
iiuug  getragen  worden. 

—  Leipziger  Prühlahrsniosse.    Wie  der  preußische  Ei.^en- 
Uahnminister  in  einem  Schreiben    an    das  Meßamt    für  die 
-•lustermes.sen  in  Leipzig  erklärt  hat.,  wir.l  die  Eiscnbahnver- 
walt.ung  auch  in  diesem  Jahre  mit  allen  :\Iitteln  benruht  sein, 
Men  aus  Anlaß  der  I  ruh.iahr.snies.se  in  Leipzig  aufkoiumeuden 
\  er  kehr  zu  bewältigen.    Da  indes  -bei  d-er  starken  Inairspruch- 
uahme  des  äußerst  geringen  Bestand.es  an  leistungsfähigen 
l.okomohven  und  Wagen  zurzeit  noch  nioht  zu  übersehen  ist 
<.!>  die  zur  Einrrchtiiug  der  gesvünschten  Verbindungen  nöti-en' 
hetriebsmittel  ni  ausreichender   Zahl  zur  Verfüouu"'  sKdien 
weKteu,  kann  audh  eine  Gewähr  dafür,  dal',  die  von  den  Eisen- 
.ahudirektioneii  für  die  hearitraglen  \'ei  inudnugen  anif ..esleU- 
len  _bahr|daue  durchgeführt  werden,  zurzeit  leider  iiiehl  übe-- 
uommen  werden.     Die  Eisenbahndireklionen  sind  iedoch  an- 
gewitwn,  soweit  irgend  möglich,  die  hedienung  des  Verkehrs 
zur  Messe  zu  fordern  und  an  erster  Stelle  darauf  Bedacht  zu 
nehmen,  daß  die  fui'  den  \^erkehr  des  Auslan.les  nölb^eu  Zu 
\ei  bin  düngen  geschaffen  werden. 

—  Vorlesunffeii  über  Eisenbähiuc,  Iit.  Im  niK  h.sien  Som- 
nierualb.iahre  wird  der  Wirkliche  (Geheime  Kai,  oi deutliche 
ilonorarprofessor  Dr.  v.  der  Le.veu  au  der  Berliner  Univer- 
sität VorJesuugen  uIxm-  deutsches  und  internationales  Ei.seu- 
l>alinverkehrsrechl  halten,  und  zwar  Dienstag  Donnersta"- 
und  bonnabend  vou  10—11  Uhr  im  llöisal  57.  i;e">inu  der  Voi" 
lesungen  am  29.  April  1919. 

iT  Lübeck-Bücheuer  Eiseiibaliii.  Der  Ausschuß  der  Ge- 
.sellschaft  hat  beschlossen,  die  Dividende  der  Aktien  für  - 
.  ahr  1918-  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Bilanz  durch 
die  Generalversammlung  auf  6%  festzusetzen. 

—  Lut'tpostbeförderunj»:.  Wie  der  Handelskammer  zu  Ber- 
lin mitgeteilt  wird,  hat  «ich  auf  den  bestehenden  Luftposl- 
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linien  Berlin — Leipzig — Weimar  uud  Bi-rliu — Hamburg'  «choii 
ein  i-«cht  i->eger  Beförderungsveik^lir  von  Paketen  und  Pei- 
souen  entwickelt,  so  daß  in  Aussicht  genommen  ist,  Mitte 
Ajiril  eine  weitere  Luftpostliuie  Berlin — Hannover — Gelscn- 
kircheu  einzurichten,  die  für  das  rheinisch-westfälische  lu- 
(histrie.yebiet  von  o-auz  besonderer  Bedeutung'  sein  wird. 

—  Voi-lesunf;:en  der  Berlinei-  Handelshochschule.  Die  Handels- 
liochsclnile  Berlin  hat  isoeben  das  Verz^eichnis  ihrer  einstiin- 
(li,i><u  jVbendvorlesungeu  für  das  Sonimersieinester  (28.  April 
bis  Anfang  August)  1919  herausgegeben.  Diese  Vorlesungen, 
die  von  6 — 7,  von  7 — 8  oder  von  8 — 9  Uhr  gehalten  weitlen, 
sind  jedermann  zugänglich,  während  zu  den  mehrstündigen 
V^oi'lesung-en  nur  Studierende  uud  Hospitanten  niit  bestimmter 
"Wnl)ildung  zugelassen  isiud.  Sie  sind  sogar  gerade  auf  solche 
Hörer  aller  Berufsarten  zugeschnitten,  die  außerhalb  ihres 
Dienstes  ihre  Gesamtbildung  erweitein  und  sich  über  wichtige 
Zweige  der  Handelswissenschaften  im  weitesten  Sinne  in  an- 
regender Form  unterrichten  wollen.  In  dem  umfangreichen 
\'oT-lesungsplan  ist  u.  a.  auch  eine  Vorlesung  über  Eisenbahn- 
\-erkehrs-  und  Tarif  wesen  (lAlittAvoch  v.  8 — 9)  und  eine  solche 
über  Bprufseignung  und  Berufsberatung  (Dienstag  von  8 — 9) 
aufgeführl,  die  sich  mit  der  auch  in  dieser  Zeitung  mehrfach 
bes))i()chenen  ex]>erimentellen  Eignungsprüfung  für  Loko- 
motivführej',  Telephonisleu  usw.  befaßt.  Die  Hörgebühr  für 
jede  Vorlesuug  .beträgt  10  .//. 

—  Verein  für  Eiseuhahnkunde  zu  Berlin.  Am  8.  April  d.  Js. 
liielt  iler  Geheime  OlK'rbaurat  Ba.  Itzer  vom  Keicbskolonial- 
amt  ein»en  Vortrag  ü))er  die  Eisenbahnen  (und  Wasser- 
stralW'u)  d  e  r  b  e  1  g  i  s  c  ]i  e  n  K  o  n  g  o  k  o  1  o  n  i  e.  Nach  einer 
Kinleitung  iib^er  (irößc,  Bevölkerung.  Klima,  geographischen 
.\ufl»aTi  und  diie  finanzielle  und  wirlischaftiiohe  Lage  <ler 
KongokolouLt'  Iwliandelte  er  die  allgemeinen  Aufga.be.n  der- 
koDg(>leisis<'heu  Eis.eui'>ahnpolitik  amd  ging  dann  auf  die 
K  o  u  g  o  -Ei  vs  n  b  ahn  Matadi-Leopoldsville  näher  ein,  eine 
Hahn  zur  Umgehung  der  unteien  Kongoschnellen  und  zur  Yei- 
bin(hing  des  Öberkongo  mit  dem  Weltmeere,  die,  seit  1898  im 
Befi  i-e/b'r,  \iv\i'  Jaiire  lang,  bis  zu  dem  großen  Pieisstnrz  des 
Kautschuks  auf  dem  Weltmarkt^e,  glänzende  Dividenden  ab- 
warf. 'p]ntis(ehung  und  Ausführung  dieser  bei'vorragenden 
Koloniialbahnunternehnning,  ihre  Bau-  und  Betrie'bs,sch\vierig- 
keiten  \\  ui  (l>eu  eingehend  erörtert  und  <las  Wirtschaftsbiid  der 
I-iahu  durrli  zeichnerische  Darstellungen  erläutert.  Nächstdem 
bespr.a.cli  Redner  die  als  Kleinbahn  anzusehende  Mayumbe- 
Bahn  und  die  drei  0  b e  r  -  K  o  n  go  b  a  h  n  e  n  ,  welche  die 
Sf roniischnelleu  tles  Lualaba  und  des  Lukuga-^Strpms  un)gehen. 
I>ie  dritte  dieser  Bahnen,  die  ■erst  im  Krieg  vollendete  Lu- 
k  II  <x  II  1)  0,  hn,  ist  iur  uns  A'on  besondener  Bedeiutung-,  weil  sie 
die  wi'sf liehe  FortSK'tzung  der  deutschen  Taugan.jika-B-ahu 
|)arcssal;iiii-Kig()iua  uud  ihren  Aus(dilul5  an  das  kongolesische 
Eis.cubahu-  unnl  Wasserslraßeunel z  Jiildet.  .Sodann  ging  der 
Voi  i i  :)giriMk' auf  ilie  Eiiseuliahueu  zur  Erschließung  des  wegen 
seiner  .Mineraistluitze  iilieiauis  wertvollen  Ra  t  a  n  g  a - 
b.e  /,  i  rk  s  über  und  eröi  I  eil''  die  Jetzigen  und  künftigen  Aus- 
sichten d'cr  K  la  t  ;i  ii  g  a.  •<■.  r  s  c  Ii  l  i  e  ß  u  n  g  nach  dem  Indischen 
wie  nach  dem  Athuitischicn  ( tzean  unlei'  I'»ciiu'ksifhtigung  der 
im  Bau  liegt  iftVni'ii  l'>  c  n  g  ii  e  Ul  a  -  B  a  h  ii  und  anderer  schvre- 
bendei-  Eisen b.ahnpläne.  Eine  Anzahl  sorgfältig  ;iu,s,gewähl(er 
Liclitbilfler  eigiinzte  die  Darlegungen  'des  Eieduers. 

—  Personalnachrlchten.  Biei  der  preußisch-hessischen 
Staat sbahnverMHltiing  sind  planmäßige  Stellen  veiliehen:  für 
Mitglieib'r  der  Ei.seubahndirektion'en  dcti  Regier ung\sräten  Dr. 
K  1  e  s  (■  Ii  k  e.  in  l>erliu,  Kurt  L  ii  d  i  c  k  e  in  Frankfurt  (Main), 
Dr.  Fritze  in  Erfurt,  Scheele  in  Da.nzig  und  Dr.  Wol- 
t  e  r  i  n  o-  in  Münster  (West  f.),  dem  Biaairat,  F  « -e  1 1  n  ■(■  r  in  Trie^' 
sowie  den  Regieinngs-  und  Bair-iiten  Johlen  in  Kaltowitz, 
Willy  L<'hmanu  in  l>iiiru,  Siebels  in  Crefeld,  H  e  r  w  i  g 
lu  Münster  (Wi'sU'.),  ( ',  i  ic  r  i  ./,  in  Danzig  und  Ernst  Acker- 
mann in  Berlin;  -  Ciii-  \'()is(ändc  der  Eiscnbaihii-Betriebs- 
ämter  den  Regi'crungsbiuiiii'cistevn  des  Eiscirbahnbaiifaches 
Scotland  in  (iotha,  ticittncr  in  .\ ug-erburg,  Iriii^cr  in 
Essen,  Franz  H  a.  r  t  ni  a  n  n  in  Duisburg,  iS  c  Ii  a  r  Ii  c  r  t>  in 
i->erlin,  Endres  in  Ilötdist  (Main),  Erich  Lehmann  in 
.^lagde)m^■g  und  Dr.-lng.  Biscb  in  Minden  (Westf.)  ;  —  für 
\'urslände  der  Eis<'nbaliii-MiiscJiiii(  n;ii)il('r  'den  Regierungsl)au- 
iiieistern  des  .Mascli  in.cnbaiitacbcs  Wilhelm  Heyden  in  Halle 
(Saale)  null  \'iktor  \  i  •(■  ni -a.  ii  ji  in  l'dzeu  ;  —  für  Vorstände  der 
E i senbahn-W<'rkst ät tenän 1 1.( ■  r  d cn  Regi e rung-sbaume i-st ern  des 
MascJnnenbaufaches  R  u  p  p  in  Danzig,  Deppen  in  Betzdorf 
(Sieg)  und  Werner  Bergmann  in  Nied;  —  für  Re>gierungs- 
bainneist'Cr  den  Regierungsbaumeisteru  des  Ei»6nbahnbau- 
t'iwlws  Paul  Hoff  mann  in  Hambuiig,  Braumann  in  Ber- 
lin, W  e  h  1  i  n  g  in  Essen,  Hein  e  c  k  in  Posen,  Reuleaux 
in  Biesla.u,  Abels  in  Münster  (W*stf.),  Engels  in  Cöln, 
M  e  y  'C  nh  o  ff  in  Berlin,  B  o  e  t  z  k  e  ,s  in  Fi'iemersheim, 
S  V.  h  1  e  n  k  e  in  Essen,  B  r  e  t  s  o  h  n  e  i  d  e  i'  in  Stettin,  V  o  ß 
in  Werne,  Grevel  in  iBremen,  Schanze  in  Danzig,  Dauh 


in  Mainz,  I  echter  in  Cöln,  Vi  braus  in  Halle  (Saale). 
Derikartz  in  Jülich,  Gersten  b  er  g  in  Berlin. 
Schütte  in  Meiningen,  Pa.ntel  in  Mors,  Altenherg  in 
Hannover,  Bischof  iu  Vacha,  Pohlaud  in  Goslar  und 
Rudolf  Schubert  iu  Osnabrück;  —  den  Regierungsba,u- 
meistern  des  Maschinenbaufiaches  Hickmaun  in  Weimar 
( Tihür.) ,  Rudolf  H  e  i  n  e  m  a  n  n  in  Leipzig,  W  a  g  e  u  k  u  e  c  h  1 
in  Bneslau,  Gygas  in  Hannover,  iDulitz  in  Ca.si<el  und 
De,  tte  in  Dortmund.  —  Der  Rechnu ngsrevi.sor  Hermann 
St  rei  tz,  bisher  in  Stettin,  ist  nnter  Vens^etzung  nach  Berlin 
und  tTbertragnng  der  Stellung  des  Rcchnungsdirektors  'bei  der 
Eise-nbahndirektion  daselbst  zum  Eisen'bahn-Rec.hnungs<lii'ek- 
tor  ernannt.  —  Der  Eks^enhajin- Verkehrsinspektor  Wehner. 
A'orstiand  des  Eis'enbahn-Verkehi-samts  in  Schneidemühl,  ist 
gestorben. 


Deutschösterreich 

—  Bcfrijin  der  Sommerzeit.  Der  d.  ö.  Kabine tt.srat  Iw.schloß. 
die  Einfühlung  der  Sommerzeit  mit  Rücksicht  auf  die  füi 
einen  späteren  Zeitpunkt  in  Aussicht  genonmiene  Einfühi-uug 
in  Deutschland  auf  den  28.  d.  M.  zu  vierlegen  (vergl.  jedocfi 
die  in  Deutschland  inzwischen  erfolgte  Ablehnung  —  S.  2[Y6 
d.  Ztg.). 

—  Kohlonpreise  und  Kohlentarife.  Die  Verbandstarife  wur- 
den für  den  Güterverkehr  von  den  neugegiiindeten  National- 
staaten mit  1.  April  d.  J.  gekündigt.  Im  Vordergrunde  df's 
Interesses  steht  die  Friage  der  Kohlentiarife.  Bisher  beslan<lKMi 
diiekte.  Tarife  für  die  Ausfuhr  österi-eichischer  Kohlen  iiacli 
(kuu  Auslände.  Die  Frachtsätze  für  deutscbe  Kohle  naivli 
Österieich  ^\aren  in  Hellern  erstellt.  Zufolge  der  Kündigung 
diei.*er  Tarife  werden  nun  die  Frachtsätze  wie  folgt  gebildet": 
Deutsohe  A'oi-fraoht  in  Pfennig  bis  izur  tehemaligen  Reichs- 
gj-enze.  Von  Oderberg  "v^ird,  falls  die  Kohle  nicht  etwa  über 
eime  ehemalige  igalizische  G^renzstation  zur  Einfuhr  gelangt, 
bis  zur  den tschösterrc ichischen  LaadesgrenÄe  der  Fraclitsat/, 
nicht  mehr  in  deutsöhösterreichi sehen,  sondern  in  tschecho- 
slowakischen Kronen,  die  loekianntlioh  ein  hohes  Agio  haben, 
erhoben.  Von  der  deutschöst'eri eichischen  Land^esgrcnze  ab 
tritt  schließlich  der  Tarif  der  d'eutschösterLDeichi sehen  'Staats- 
Ijahnen  iu  deutschösterreichischer  Währung  in  Kraft. 

Die  hauptsächlichste  A^erteuerung  der  Frachtsätze  ergibt  sicli 
<lurch  (die  Tatsache,  daß  nicht  mehr  diuchgerechnet,  sondern 
die  Kohle  im  gebroobenen  Vorkehi-e  verf nachtet  wird.  Deji 
g->eringist'en  Anteil  .an  'der  erbeblichen  Erhöhung  halben,  <lin 
deutsohöst'erreichischen  iStaat-sbahnen,  idie  .auch  vermöge  der 
kuizen  .Strecke,  die  die  Kohle  auf  deutschösterieichischen 
Linien  durchläuft,  üfberhanpt  nicht  in  .der  Lage  wänen,  irgend 
einen  inenuensv\erten  Teil  der  Erhöhumg  für  die  Vorfraclii 
Tiis  zur  Lamdesgrenze  wettzumachen.  Insgesamt  verteuert  sicli 
die  Kohle  durch  die  Abferti.guug  im  gebrocheneu  Verkehre 
und  den  Kursunterschied  um  ungefäfhr  190  bis  240  K.  für  den 
zehn  tonn  igen  Wagen.  Zu  'dies>er  Verteuerung  tritt  noch  die| 
Erhöliung  hinzu,  welche  vom  1.  April  d.  J.  ab  von  den  i.schle- 
sischen  iSteinkohlenwerken  beschlossen  vsairde  imd  <lie  ein- 
schließlich deutscher  Reichskohlem.'iteuer  144  M  für  10  t  bc-! 
trägt ;  umgerechnet  ziun  derzeitigen  Kurs-e  von  206  Hellicr  er-| 
gibt  dies  eine  Erhöhung  von  insgesamt  29ß-64  +  190,00  K. 
486,64  K.  oder  rund  490  K.  füi'  den  Doppetoenlner. 

Diese  Bclastuuir  wii'd  ueneidin^gs  sowohl  die  industriellen 
Betiiebe  als  auch  die  privaten  Verbnauoher    .sehr  schwer: 
treffen.    Aber  auch  die  d.  ö.  Staatsbahnen  weiden  durch  die 
Aufhebung  der  direkten  Tarife  stark  in  Mitleidensobaft 
zogien  werden. 

—  Südbahn.  Dem  \'erwaltuugsrat  der  Südbalin  ist  uninitlc!- 
bar  vor  seiner  Beschlußfassung  über  die  Eiulösimg  d'CS 
April-Coupons  der  Sprozentigen  Gbligationen.  Serie  X,  eiu 
Schreil>en  des  Office  National  in  Paris  an  dessen  \"ertreti'r 
in  der  Schweiz  zugekommen,  aus  dem  zum  ersten- 
mal zur  Kenntnis  der  Südbahn  Verwaltung  gelangt 
ist,  daß  das  Office  National,  das  die  weita,us  l>edeutendsie 
Gruppe  der  Südbahu-Obligationäre  vei-tritt,  dagegen  Protest 
erhebt,  daß  im  Krieg  und  sogar  während  des  Waffenstill- 
standes die  Südbahn-Coupons  nur  zugunsten  von  neutralen  uinl 
den  den  Mittelmächten  angehörenden  Besitzern  von  Südbahu- 
ol)ligatiimen  eingelöst  werden.  Angesichts  dieser  Stelluug- 
nahme  des  Office  hat  es  im  Hinblick  auf  <lie  schwierige 
finanzielle  Lage  der  Gesellschaft  der  Verwaltungsrat  tu ii 
notwendig  erachtet,  seine  Beschlußfa.ssung  über  die  Ein- 
lösung des  April-Coupons  zu  verschieben  und  mit  dem  Offii  t? 
National  zwecks  Kläiung  der  durch  diesen  Protest  aufgewor- 
fenen Frage  in  Fühlung  zu  treten. 

—  Zusammenlegung  der  „Filiahvageudirigierungen*'  der 
Staatsbahnen  in  Wien.  Das  Staats-amt  für  Veiikehrswesen  hat 
aus  wirtschaftlichen  Gi-ünden  die  Veixiiniigung  der,  bisherig^'n 
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Fikalwaseudirigieruns-  d'er  Nordfeahiidir€kliou. 
I     K  für  di<>  LmK-n  der  Steat.seisenbahiiÄHisell Schaft 

d<T  ISorchTOsttolmdii-ektion  und  d^r  Staatslba-hadiiÄtiou  Wren 
zu  <?m€r  einzio^en  Grupix^  mit  der  B.ezeichnun,o-  „Gruppe  für 
Stf,!n'"r'''^^\^;'  ,7^^fügt..    ALS  Zeitpunkt    für"  "di^  ^Duroh- 
fuliruiio^  dieser  Maßnahme  wnirde  der  1.  April  1919  festoe&etzt 
Dre^enannte  Gruppe  hat  ihnen  Site  »>ei  der  Staatsbahndimk?ion 


Ungarn. 

-  Bildung  eines  Eisenbahndirektoriums.  Der  uno-aii.sche 
\  (dkskommissar  für  Inneres  Dr.  Z  a  n  d  1  e  r  (vo-1  Nr  28  S  2S4 
(.  ZtÄ.)  hat  tolo-ende  Verordnuno-  erlassen:  l.  Sämtliche  mit. 
il  Verwaltung:  der  unter  die  Oberhoheit  der  ungarischen 
KaterepublJi  g-ehorenden  Eisenbahnen  mit  Dampfbetrieb  ver- 
•^"Ä''^'  Pflichten  werden  provisorisch  auf  Ss 

^Zfn^^^^'f^''''''^.- übertragen.  2.  Das  Direktorium  ist 
unmittelbar  dem  zustandigen  Volkskommissariat  unterstellt. 
3.  Die  Mitglieder  des  Direktoriums  erhalten  von  dem  zustän- 
digen Volksbeauftragten  ihre  Betrauung.  4.  Jedem  Betrteb 
und  .leder  selbständigen  Werkstätte  ilt  ein  aus  drei  Mit- 
gliedern bestehender  „Eisenbahnerrat"  an  die  Seite  zu  stel- 
len. Der  an  de  S-eite  einer  Betriebsleitung  zu  stellende 
„Kis.enbahnerrat"  wird  von  den  an  dem  Sitze  der  Betriebs- 
leitung befindlichen  Ortsgruppen  (mit  Ausnahme  der  Orts- 
gnippe  der  Werkstatte),  der  Werkstätten-Eisenbahnerrat  aber 
ausscMießhch  von  der  Ortsgruppe  der  Werkstätte  gewählt 
Den  Wirkungski-eis  dieser  Eisenbahuerräte  wird  das  Direk- 
onum  bestimmen.  5.  Der  Eechtskreis  des  Oberins|>ektorats 
lur  Eis<.nbahnen  und  Schiffahrt  und  jeder  anderen  Behörde 
erlischt  lunsichthch  der  Verwaltung  der  Dampfeisenbalmen. 

Uas  Direktorium  ist  verpflichtet,  in  ieder  wichtio-eren- 
grundsätzlichen  und  Personalfrage  die  Vorherio-e  Zu^tim- 
muug  des  ungarländischen  Eisenbahnerverbandes  einzuholen 
Zu  Mitgliedern  des  Direktoriums  sind  Jolianu  P  i  n  t  e  r! 
Jubus  Garlathy  un<l  Alexhuder  Bernhard  ernannt 
worden.  -ciuanui 


*  Tl'ü'^w.*'*'^*""'^  kommerziellen  Haiiptsektion 
der  .staatsbahndirektion.  Nach  40jähriger  Tätigkeit  ist  der 
bei  er  der  kommerziellen  Haupt.sektion  der  Direktion  <ler 
blaaUsbahnen  Antos  Pasterczyk  in  den  Ruhestand  getreten.  Zu 
seinem  Naelifolger  ist  der  bisherige  Chef  der  Transport-  und 
1  anfgmppe  der  .lunstischen  Sektion  Dr.  Martin  K  ö^r  ö  -s  be- 
stellt worden. 


Übrige  europäische  Länder. 

|.^nw«r^',^tt?'^''xf*''iT''"^,*^*"'\.'^''^^*'''''''<'"  ß'*^^"  ™acbt  rüstige 
l'oitschritte^  Nachdem  die  V^eisuchsfahrleu  Ende  März  <rüu- 
stig  verlaufen  sind,  soll  der  durcligeheiuh^  elektrische  '^^er- 
ketir  von  Beyers  bis  nach  Filisnr,  und  damit  auf  der  c-anzen 
Bergstrecke  (mit  Sb^/m  Steigung)  der  Albulahahu  am  19"  April 
aufgenomuien  werden.  Auch  die  Elektrisieruugsarbeiteu  der 
Strecke  Davos-Filisur-Thnsis  machen  gute  Fortschritte,  so- 
cial} die  Direktion  hofft,  auch  diese  Strecke  Ende  1919  elek- 
trisch betreiben  zu  können. 

—  Verfall  des  russischen  Eisenbahnwesens.  Nach  einei 
1  etersbnrger  Meldung  der  Nordischen  Pressezeutrale  o-ab  der 
bolschewistische  Koinuiissar  für  das  Verkehrswesen  vor  dem 
lioöh.sten  Sowjetkoinitee  für  Volkswirtschaft  eine  sehr  be- 
nuruhigende  Außenuig  über  die  Lage  bei  den  Ei.senbahner 
in  Kußland  ab  Danach  rsi,  es  absolut  uusdeitig,  daß  nach 
\  erlaut  von  2  Monaten  die  russischen  Eiseuliahnen  vou  einer 
<a  Igemeinen  Lähmung  betroffen  sein  werden,  da  sie  augen- 
blicklich nicht  ulier  mehr  als  40Ü0  Lokomotiven  in  brauch- 
barem Zustand  verfugen,  während  die  weiter  vorhandenen  4000 
nicht  verwendungsfahig  sind.  Es  liegt  jedoch  nur  2  Monate 
zurück,  daß  die  Sowjetregierung  über  20  000  Lokomotiven 
verfug  e  von  denen  die  Hälfte  sich  in  gebi  nuclisfähigem  Zu- 
stand befand.  Wenn  es  iu  dieser  Weise  weitero-fh"  ist  e- 
vollkommen  klar,  daß  Rußland  noch  vor  Mitte  "April  ohne 
alle  inneren  A^erkehrsniitlel  sein  wird 


Amtliehe  MitteUungen  der  Gesehäflsführenden  Verwaltung. 


■iiiul 


Rundschreiben  der  Qeschäflsführendeu  Verwaltuuo 
erlassen  worden :  " 

Nr.  III  32  vom  27.  März  d.  Js.  an  die  Mitglieder  des  Aus- 
schusses für  Angelegenheiteu  der  gegenseitigen  Wagenbe- 
antzung  und  an  die  Halberstadt-Blankenburger  Eisenbahu. 
Afn^t.   «f    ■f/n''^  schied.sgerichtliche   Entscheidung  m 

F?«!^?hA''*'*^l"f  zwischen  der  Halberstadt-Blanken  burger 
Eisenbahn  und  der  Eisenbahndirektion  Magdeburg  we^-en  Be- 
rechnung und  Erstattung  der  Ersatz-  und  Wiederheist?lluno-l 


kosten  fiir  fehlende  oder  be-schädigle  Bremssehlauchkunn- 
Inngen  (abgesandt  am  5.  April  d.  Js.).  uKiipp 

-  Wiedereröffmuiff  von  Stationen. 

Deutsc  hösterreichisohe      iS  taa  t,  s  bn  h  n  n 
Staatsbahndirektion  Villach.    Die  PeasonenÄ 
Stele  Cacilia  brücke  der  Linie  Unzmarkt-Seradorf 
velche  vonlberg^ehend  ab  1.  November  v.  J.  gesclib,..^eu  w  mle 
wurde  am  15.  April  d.  J.  wieder  eröffnet 


Amtliche  Bekamitmachungen. 


1.  Nachruf. 

Herr  Regieruugsbaumeister  Heinrich  Eppei-H 

31  J^h^Tgesiorbtn       ^^^^  ''''        Diphtheritis  plötzlich  im  Alter  von 

Kr  ist  uns  stets  ein  treuer  und  lieber  Mitarbeiter  gewesen  beschäftigt. 

Shi rll'T^^i'        ,^°^enken  dauernd  in  Ehren  halten. 

Elberfeld,  den  9.  April  1919.  ^^^^^ 

...    ,  Der  Präsident 

und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


2.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Vom  1  Mai  1919  ab  erhält  der  an 
ler  Bahnstrecke  Neudietendorf-Rit- 
jchenhausen  telegene  Bahnhof  Zella 
t  i^r^"  fl»«  Bezeichnung  „Zella- 
f    \    C  ^'♦^i"    an    der  Bahn- 

■trecke  Wernshausen-Zella  St.  Blasii 
ielegene  Bahnhof  Mehlis  die  Bezeich- 


n uug  „  Z  e  1 1  a  >  M  e  h  1  i  s  W  e  .s  t-' 
Erfurt,  den  8.  April  1919.         '  (4ß4) 
Eisenbahndiiektion. 

3.  Verkehrswiederaufnahme. 

Süddeutsche    Donau  -  Dampfschiffahrt- 
(xesellsehaft. 

Am  15.  April  wird  in  den  Stationen 
Regensburg  Deggendorf,  Passau,  Linz 
und  Wien-Zwisohenbrücken  die  Güier- 


annalime  für  den  Verkehr  dieser  S'?- 
tioneu  untereinander  eröffnet  Die 
Durchführung  der  Beförderung  hän^t 
ledoch  von  der  jeweiligen  Gesiahuu"- 
der  allgemeinen  Verhältnisse  und  ins- 
liesondere  von  der  Anlieferung  der  für 
Dampfer  erforderlichen  ileiz- 
stoffe  ab. 

München,  den  10.  April  1919.  (174) 


4.  Güterverkehr. 

Staats-     und  Privatbahngüterverkehr. 
n  «'stdeutsch-Südw  estdeutscher  Oiiter- 
verkehr,  Tarif  hefte  5,  6  und  8. 

Wegen  Sperrung  verschiedener 
Khembrucken  treten  mit  Gültio-keit 
vom  15  April  1919  an  Vorschriften  für 
'/.^.^  Abfertigung  von  Gütersendungen 
tur  den  Verkehr: 

a)  zwischen  östlichen  (rechtsrheini- 
schen) Stationen  des  Direktionsbezirks 
Mainz  und  emzeLuen  südlichen  Sta- 
tionen des  Direktionsbezirks  Frank- 
furt (Main)  einerseits  und  den  Statio- 
nen der  baver.  Staatseiseubahnen,  pfäl- 
zisches Netz,  sowie  rheinhessischen 
und  Saanstationen  andererseits. 
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b)  zwischen  badischen  und  württem- 
l>ors;ischen  Stationen  einerseits  und 
I  inksrheini  schon  sowie  verschiedi'uen 
lechtsiheiuisclieu  preußisch-hessischen 
Stationen  andm.seits  in  Kraft,  welche 
neue  Entfernungen  enthalten,  die  über 
di'e  offenen  Eheinbrücken  Mannheim- 
Ludwigshafeu  und  Biebrich-Mainz, 
;:ura  Teil  auch  ausschließlich  über 
rechtsrheinische  Strecken  bei-echne(. 
sind. 

Die  neuen  Entfernungen  eulhallen 
gegenüber  den  bisherigen  Entfernun- 
gen, die  bis  auf  weitere,s  als  aufgeho- 
ben gelten,  gewisse  Erhöhungen. 

Näheres  bei  den  beteiligten  Abfer- 
tigungen 

Frankfurt  (Main),  den  2.  April  1919. 
E  i  sen  I  )a  h  n  d  i  rek  ti  on .          (46.'') ) 


Sächsisch  -  Schweizerischer  Güterver- 
kehr   über    Lindau-K  oinanshoi'n  (\'er- 
keln-  nii<  lias(d  luid  Seltatfhaiiseu ). 

Der  im  Anhang  II  zum  (Jütcriarif 
unter  B  '.i  festgesetzte  Fraehtzu^^rhla.g 
von  150  V.  11.  wird  vom  2().  April  l'.Hit 
an  auf  170  v.  H.  erhöht. 

Dresden,  am  10.  April  1919.  (4G:!) 
( l't'u.-r>ir.    d.   Sachs    Staatseisciil)alin<  n 

als  gcscliii l'isl'iiliieudc  \'cr\valt\ing. 


Staats-     lind  Privatbahn-Giiterverkohr 
(Tfv.  .5)  Heft  C  IL 

Wechsel-, cikelir  Norddeiitsclilaiid- 

Sachseii  (Tfv.  200)  Heft  1  CIL 

Wechsel  verkeil  i<   Norddeutsch  land- 
Pfalz  (Tfv.  200)  Heft  S  CIL 

Wechsel  verkehr  Noiddeiitschland- 
Baden  (Tfv.  200)   Heft  4  CIL 

Wechsel  verkehr  Norddeutschland- 
Wiirtteinherft^    (Tfv.  200)    Heft  6  C  II. 

.Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die 
AnweudungslxMlingun.gon  der  Aus- 
nahnietaiife  2  für  tJaskoks-  15  für 
Steinkohlen  usw.  und  (ib  für  Stein- 
kohlen von  Um^sflila.gsplätzen  dahin 
eingeschränkt,  daß  die  Frachtsätze 
nicht  mehr  l)ei  Verwendung  m  Öster- 
I  ei ch-U n.gar n  gel t^en. 

Das  sofort igii  Inkrafttreten  dieser 
Maßnahme  giündet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Andernu.g  des  §  6  der 
Eisenbahnverkehrsorduung,  Auskunft 
.ü'eben  die  beteiligten  Güterabfertigun- 
,gen  sowie  das  Auskunftsbüro,  hier, 
Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin-Wien.  10.  April  1919.  (4G2) 
Eisenbahndii'ckt  ion- 
K.    K.    ()s>l>('rreicliiiscl)>('  StaQ.lsbahnen, 
namens  (Um-  beteili.Si'en  \'erwaltun.gen. 

Süddeutsche       Donau- Dampfschiffahrt- 
Oesellschaft. 

Ansnahmetarif  füi'  die  Beförderung 
von  Getreide,  Hülsenfrüchten  usw.  gül- 
tig vom  1.  Mai  191S. 

Ab  15.  April  1919  konnnt  zu  den  im 
Abschnitt  XIV  dos  Tarifs  (Tariftafel 
1,  2,  3,  4)  enthalt onon  Frachtsätzen  ein 
Zuschlag  in  der  Höhe  des  Frachtsatzes 
zur  Erhebung. 

Vom  gleichen  Zeitpunkt  ab  wird  statt 
des  im  Abschnitt  XV,  Ziffer  7,  des 
Tarifs  festgesetzten  Warto.geides  das 
durch  den  1.  Nachtrag  zum  Gütertarif, 
Teil  I.  Abteilung  B,  zur  Einführun.g 
gelan.genile  Wartegeld  erhoben 

München,  den  10.  April  1919^  (4(i9) 

Staats-  und  Privatbahnsüterverkehr : 
besonderes  Tarifheft  für  den  Aus- 
üahinetarif  6d  (für  Braunkohlen  usw.). 

1.  Ab  10.  d.  Mts.  sind  unter  II  (Ge- 
Hioiiisanie  Best imnumgen  für  die  Ab- 
irilungen  A  und  B).  ' Ziffer  3  im  Ab- 
satz a)  die  Worte:  „oder  zur  Verwen- 


dung in  österreich-TIngaru"  und  im  Ab- 
satz b)  die  Worte:  „oder  in  ö.sterreich- 
l'ngarn"  zu  streichen.  Die  Anmer- 
kung *)  erhält  die  Fassung:  „Als  In- 
land gilt  das  Gebiet  des  Deutschen 
Beiches". 

2.  Druckfehlerberichtigung,  gültig 
vom  Tage  der  Einführung  des  Tarifs : 
Im  ^'erzeichnis  der  Vei\saudstat  ioneu 
ist  anf  Seite  5  unter  Werraiirghotf  als 
Aliteilun.gszu.gehörigkeit  ein  „B"  nach- 
zutra.gen. 

Halle  (Saale),  10.  April  1919.  (40S) 
Eisenbahndirektion. 


AVechselverkehr  Sachsen-Bayeni  (pfälz. 
Netz),  Baden  und  Württemberg,  Tarif- 
hefte 8,  9  und  11  C  II. 

Mit  soforti.ger  Gültigkeit  wird  auf 
dem  Titt'lblatt  der  V<'rmerk  ül>er  die 
Finrechuuu.g  ('er  Verkchi sabgabe  und 
des  Kriegszusclilags  .gestrichen  und  da- 
fiir  gesetzt  :  „Für  dieses  Heft  ist  die 
Kiniechnun.gstaf(d  I  anzuwenden." 
I''oi  ii'0r  Ol  halten  in  den  Ausnahni'C- 
tai  if'eu  1.  2,  3,  4,  !),  5  a-  ">  c,  (i  und  7  im 
Abschniil  Fraehtivereehnung  unter  7\.u«- 
iiahmou  die  Bcstiinmnngon  hinter  ,, Sta- 
tionen mit  Zu  1  usw."  folgende  Fas- 
sun.g:  „Siehe  die  Bestimmungon  unter 
Zu  1  usw.  im  Abschnitt  II  des  Heftes 
Tfv.  200  C  Ib". 

Dresden,  am  12.  April  1919.  (470) 
(ieu.-Dii.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 

als  ges(diäftsfühi-eude  Verwaltun.g. 


Wechsel  verkehr  Sachsen-Bayern 
rechtsrh.  Netz.  Tarifheft  7  C  II. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  ist  auf  dem 
Titelblatt  an  Stelle  des  Vermeilvs  -,(110 
\"erkehi-sab,gal>e  und  der  Krie.gszu- 
schlag  sind  den  Frachtsätzen  dieses  Ta- 
rifs ein.gorechnet"  zu  setzen:  „Für 
dieses  Heft  ist  die  Einrechnungstafel  I 
anzuwenden".  Ferner  erhalteir  in  den 
Ausnahmetarifen  1,  2,  3,  4,  0  und  8  im 
Abschnitt  Frachtberechnun.g  die  Be- 
stimmungen unter  Ausnahmen  folgende 
Fassung  „Stationen  mit  Zu  1  usw. 
.  .  .  Siehe  die  Bestimmuu.gen  unter  Zu  1 
usW'.  im  Abschnitt  II  des  Heftes  Tfv. 
2C0  C  Ib". 

Dresden,  am  12.  April  1919.  (471) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 

als  gesohäftsführende  Verwaltung. 


Preuß.-Hess. -Schweiz.  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  IG.  April  1919 
treten,  jederzeiti^n  Widerruf  vorbe- 
halten, für  die  frachtgutmäßige  Beför- 
doruii.g  von  Elektioderrkohlen  (gepreß- 
ten Kohlen  in  Stäben.  Eöhien,  Platten 
oder  Blöcken)  im  Stückgewicht  von 
mindestens  3  kg  l>ei  Frachtzahlung  für 
mindestens  10  t  für  einen  Wagen  und 
Frachtbrief  folgende  Fraohtsätz-e  in 
Kraft : 

von  nach 

Winterthur 
Centimes  für  100  kg 
Lichtenberg'  Friechuchsf  elde  781 

Ratibor  95G 

Die  deut.sche  Veikehrssteirer,  der 
deutsche  Kriegszuschlag  und  der 
Schweiz.  Taxzuschla.g  sind  in  diesen 
Frachtsätzen  enthalten. 

Karlsruhe,  den  11.  April  1919.  (472) 
Namens  cloi-  beteiligten  Vei'waltungon : 
Generaldirektiou  der  Staatseisenbahnen. 


Westdeutsch-Südwestdeutscher  Ver- 
kehr ;  Nordwestdeutsch-Baj'erischcr 
Verkehr. 

Mit  «oforti.ger  Gültigkeit  w'erden  die 
Entfernuu.gen  der  Stationen  Fai.ge  um 


9  km,  Hamnrersteck  um  2  km  und 
Ivöunebcck  um  7  km.  ermäßigt. 

Nähepos  ))ei  den  l)eteiligten  Abferti- 
gungen. 

Frankfurt  ä.M.,  5.  April  1919.  (473) 
Eisenbahndirektiou. 


Bayerischer  Lloyd, 
KSchiffahrts- Aktiengesellschaft. 

G  ü  t  e.  r  t  a  r  i  f. 

1.  Einführung  eine«  Nach- 
t  1  a  g  e  «     I       z  ir  m      Gut  e  r  t  a  r  i  f 

Teil  I,  Abteilung  iB. 

Mit  Gültigkeit  vom  If).  Aprrl  1919 
wird  zum  Gütertarif  Teil  I,  Abteilung 
B,  ein  Nachtrag  I  eingeführt,  welcher 
Änderungen,  Ergänzungen  und  Berich- 
tigungen enthält. 

Dieser  Nachtrag  ist  du  ich-  Veimitt- 
lung  det  .gesell. schaftlichen  Stationen 
zum  Preise  vorr  fA)  Pfenni.g  für  das 
Stück  zu  beziehen. 

2.  Prämie     für    die  Verwah- 

r  u  n  g    d  e  r   (_i  ü  t  e  v. 

Die  laut  der  Kundmachung  vom  De- 
zember 191S  oingeführte  l%ige  Prämii 
vom  Werte  der  Güter  wird  für  uaeli 
dem  14.  April  1919  zur  Auflieferung 
kommende  Güter  auf  des  Werten'- 

der  Guter  herabgekS.otzt.  Sie  wird  ohm; 
Unterschied,  ob  die  Güter  eingelagei-i 
oder  ohne  vorherige  Einla.geiung  aul- 
gegeben  werden,  erhoben.  Nähere 
Auskunft  erteilen  <lie  gesellschaftlich*' 
Direktion  in  Regen  sbuig  sowie  dir 
Dienststellen. 

Regen.sburg,  10.  Apiil   1919.  (4r)9) 

Staats-     und  Privatbahn-Güterverkehr 
Heft  A. 

(«emeinsaines  Heft    für    den  Wechsel- 
verkehr Deutscher  Eisenbahnen. 

Mit  sofortiger  Gülti.gkeit  ti'eten  dii' 
a.m  1.  April  1918  eingeführten  Bestim- 
mungen über  Kohlen  nach  üsteirei<'li 
und  Un.garn  (Ab.schnitt  Big)  aiißei' 
Kmft. 

Die  sofortige  Aufhebung  .grüudtl 
sich  auf  die  vorül>er.gehende  Änderung 
des  §  G  der  Eisenbahn-Verkehrw- 
ordnung. 

Auskunft  .geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aius- 
kunftsbüro.  hier.  Bahnhof  Alexauder- 
platz. 

Berlin,  den  11.  April  1919.  (40(;) 
Ei.senbalindirektion. 


Staats-    und  Privatbahn-tJüterv-' 
Heft  C  II. 

Für  die  an  der  preußischen  ( 
umbehandelten  Eisenerz.s.enduu.ge 
L  o  th  li  n  ge  u  -  Lu  s  emburg     wo  r<len , 
fern    die    Tarifentfernung    der  E. 
fangsstation  von  dem  Grenzumbeha, 
lungspuirkte  mehr  als  100  km  betiä 
und   die  Anwendun.gsbediugungen  di 
Ausnahmetarifs    7    erfüllt    sind,  mit 
Gültigkeit  vom  15.  April  1919  die  Sätze 
der    Kilometer tariftafel    1    des  ,  Aus- 
nahmetarifs 7  (Eiseirerz  usw.  an  zoll- 
inländische Hochöfen  usw.)  um  7  Pf. 
für  100  kg  gekürzt. 

Es.-von,  den  7.   April  1919.  ( 
Eisenliahntlirektiou. 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Mit  sofortiger  Gülti.gkeit  werden  die 
Sätze  im  Personentarif  der  Kerk<  i- 
bachbahu  erhöht. 

Näheres  bei  den  Dienststellen. 

Kerker bach,  5.  April  1919.  (4(;!) 
Kerkerbachbalm  Aktien  -  Ge-sellschafl. 
Der  Vorstand. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins   Deutscher  Eisenbalinverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.   Oberregierungsrat  Dr.  v.   Ritter  in  Berlin 
Verlag  von  .Tulins  Springer  in  Berlin  W.  —  Druclc  von   H.  8    Hermann  in  Berlin  SW 


Zeitung  des  Vereijit?  17,3,3 
Deutseher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

«■on  Dr.  V.  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  &: 

Sehriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29« 


Nr  30. 


Berlin,  den  19.  April  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


„„. .  ..       Diese  Zeitiinf?  erscheint  Mittwochs  iiud  Sonnabends. 
.  ««^.'.traee  sowie  sonstige  Mittejjuugen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 


0^*1-  V  «  1  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
amtliche  Bekaiintinaehnnaren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

nT,"  7eihr/r"""/*"!  '-fde  inBerIi^n  W.9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden 
'■•V  ,?.?  V-  "f  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 

"r  das  A  lerteljalir  bezogen  werden.  • 

1, .  M  ihm/ ^"^«9'l'i»ff,""terStreifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
iMudluug  den  Jahrgan?  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österrefchisch- 
..i;iaris<-Tien  PostgcTiietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staatpnt^  r  "!^^^^ 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorlierigo  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

_     Außer  den  amtlichen  Bekaiintmaclning-eii  werden  auch 
Privatanzeiscn  (Pi-eis  lur   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pt.)  angenommen.  Bei  W  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  euts.>rechende  Ermäßigungen. 
Be>lagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt.  buu^ou 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerhuch.  Reichsbank-Girokonfo- 
JJeutsohe  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  B.'!-!ln  \r.  nioa 
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Saarbrücken 

Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Wasserturme  .  Silos  .  bergbaul.  Anlagen 
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Wegeschranken,  Hand-  und  'Drahtzug-Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK-Schinliel 

Mch  dem  ne^jeaien  mini»terlellep  Erlttaae    «owie  »amtliche  ZubehtSrtelle. 


Btemsprellböcke,  Lokomotiv»chappon»ctjofnsteine.  WeichtaveischlQsee.  Lademttfle 
tVtltaBttttllnag  ^rOsfli  Ehrinprti:    Wltauaattttnng  Tufini  ..Granä  Prix 


170741 


B 
B 


iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiMiiiiiiiiiriiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

Hebezeuge 

fUr  die  Werkstätten 


wie: 

Flaschenzüge, 
m  Winden, 
Hebeböcke, 
Ketten 


liefert 


G.  Wagner 


BERUM  S.O. 
Köpenicker  Str.  71 
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Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  Falirliarten-Loch- 
apparat  als  Stationsschaffner  an- 
gestellt werden.    L).  R.-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeäer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Brannschweig.    -  [70451 
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Eintausenfl  Mark  BelohnuDB 

für  Angaben,  die  zur  Wiedererlangung  von  uns  gehörenden  Maschinen- 
teilen führen,  welche  im  November  1918  im  Wagen  „Breslau  41  606" 
Abgangsstation  Trith— St.  Leger  (Nordlrankreich)  bislang  nicht  eingingen. 
In  dem  Wagen  befanden  sich  zu  einem  Löffelbagger,  Fahr  Nr.  6423, 
Menck  &  Hambrock  gehörig:  der  Unterwagen  mit  4  Laufrollen,  1  Wasser- 
kasten, 1  Seiltrommel,  1  Verbindungsträger,  ferner  1  Zweikettengreiter, 
1  cbm  Inhalt,  gleicher  Fabrik,  Nr.  7384.  Der  zugehörige  Wagen  mit  den 
Hauptteilen  und  gleicher  Versandanschrift  Grün  &  Bilfinger  A.-G., 
Mannheim  (Industriehafen)  ist  angekommen. 

Weiter  fehlen  von  der  Abgangsstation  Martinsfuhren  bezw.  Remers- 
dael  bei  Aachen  die  Wagen: 

Augsburg  Nr.  63  101,  Bromberg  Nr.  42  645,  Kattowitz  Nr.  31  175, 
Hannover  Nr.  65  972,  Essen  Nr.  291  775,  Elberfeld  Nr.  52  599, 
je  mit  Rollbahnschienen  etwa  115  mm  hoch,  ferner: 
Frankfurt  Nr.  40  576,  mit  Schienen  und  hölzernen  Rollwagen, 
Bromberg  Nr.  32  432,  Hannover  Nr.  39  362,  mit  Bauhüttenteilen. 

Für  Angaben,  die  zur  Wiedererlangung  dieser  Wagen  führen,  zahlen 
wir  für  jeden  Wagen  Mk.  300.  -. 

Grün  ®  Bilfinger  A.-G.,  Mannheim. 

Akademiestr.  418  [7083] 


Erfahrener  internationaler 

Tari  feur  -  ifiped  iteur 

sucht  für  Groß-Berlin  und  Vororte  geeig- 
nete Stellung,  bezw.  richtet  mit  seinem 
eigenen  Material  industriellen  Häusern 
Tarif-  und  Verkehrsbüro  ein  und  über- 
nimmt die  Leitung.  Gefl.  Zuschriften 
erb.  unt.  Eis.  7085  an  die  Anz. -Annahme 
ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24).  [70851 


Cropföler 

liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

ArmaturenwerKe 

Blonhe  &  Rost 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 

Chemnitz, 


empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[7039] 

Reparaturen  billigstl 


Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Wahl,  Projektierung  und 
Betrieb  von  Kraftanlagen 

Ein  Hilfsbuch  für 
Ingenieure,  Betriebsleiter,  Fabrikbesitzer 

Von 

Friedrich  Barth 

Oberingenieur  au   der  Bayerischen  [iaiules- 
gewerbeanstalt  in  Nürnberg 

Zweite,  omgearbeitete  und  erweiterte 
Auflage 

Mit  133  Figuren  im  Text  und  auf  3  Tafeln 

Gebunden  Preis  M.  22. — 

1+  10  %  Teuerungszuschlag  gem.  den 
Bestimmungen    des    Börsenver  ins  der 
deutschen  Buchhändler) 


Dampf  pfeifen 
Spedalschmierapparate 
Schmierpressen 
üler 

LEHÜUNN&MICHELS 


HAMBURG  1 


G.M.B.H. 

Caledonia-Haus 
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Berlin,  den  19.  April  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Beiträo-f.  zur  Frachtbriefrefonii. 

Finanzielle  Eifol.oe  <?ini^er  Kolonial 
« eisenbahnen. 

Nachrichleu. 

I)  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d.  Zur  Ausstancls- 
beweguuo-  auf  den  deutschen 
i^isenbahnen.  —  Durchoehende 
Arbeitszeit  in  der  Bahuunt<?r- 
haltuuo-.  —  Unterbringung'  deut- 
scher I^iud^r  in  d€r  Schweiz.  — 


I  n  Ii  a  I  1 1 

Stand  der  Elektrisieruno-  der 
preußischen  Staatsbahnen  Anfang 
-März  1919.  —  Die  Rechte  der  würt- 
temberoiscben  Staatseisenbahner. 
—  Eine  Erkläruno-  des  Eisenbahn- 
beamtenbundes. —  Automobil- 
Schnellverbiuduuff  Berlin-Leipzi.o-. 
D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  6  i  c  h.  Die  Aus- 
«esfaltuno;  d-er  Wiener  Stadtbahn. 
~~  Beheferuno-  Deutschösterreichs 
mit  deutscher  Kohle.  —  Die  Ver-: 


haudluno-eu  der  österreichischen 
hceschiffahrfs^.e.-^ell.schafteii  mit 
Italien. 

Tschecho  sie  wakisches  Ge- 
biet. Neuirahsierun,^-  des  Ostrau- 
Kai winer  Gebietes. 
Obrio-e     europäische  Län- 
d  e  r.    La  Li^>ne  du  45.  Parallele. 
Bücherschau. 
Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachunaen. 


Beiträge  zur  Frachtbriefreform. 

Von  Eüo-eu  Bender,  Mannheim. 


Die  Vorschläo-e  über  die  Beschaffenheit  und  Form  des  zu- 
Lunftigen  Frachtbriefs  haben  mit  der  Einführung  des  verklei- 
terten  Musters  größere  Bedeutung  erlangt.    Mit  der  Beseiti- 
rung-  dieses  Notbehelfs  wird  die  Frage  entstehen,  ob  der  alte 
Frachtbrief  erhalten  oder  durch  einen  neuen  ersetzt  werden 
oll.    Dieser  könnte  entweder  aus  der  alten  Form  mit  den 
ds   notwendig   erkannten  Verbesserungen   entwickelt  oder 
uf  Grund  der  zahlreich  vorhandenen  Mustervorschläge  neu 
e.schaffeu  werden,  wobei  die  mit  dem  Kriegsfrachtbrief  oe- 
»achten  Erfahrungen  und  die  in  der  Fachpiesse  veröffent- 
chten  Anregungen,  soweit  brauchbar,    zu    verwenden  sein 
nirden.     Für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  wäre  vor  allem 
ollste  Zweckmäßigkeit  der  neuen  Ui künde  in  bezuo-  auf  alle 
lensthcheu  Bediirfni.s.se,  nicht  nur  für  die  jetzt  geg^ebeuen 
erhaltni.sse,  sondern  auch  für  eine -etwa  künftige  Weiter- 
liwicklunsr  des  Abfertigungsverfahrens  ins  Auge  zu  fassen, 
lerher  gehoien  hauptsächlich  die  Bestrebun^?en  auf  Einfüh- 
ing    einer    F  r  a  c  h  t  b  r  i  e  f  k  a  r  t  e,    die    vom  Absender 
leichzeitig  mit  dem  Frachtbrief  zu  liefern  wäre,  der  Veisand- 
ation  als  Rechnungsbeleg  dienen  und  alle  Vorzüo.e  einer 
Jremfachteu  und  beschleunigten  Abfertigung  ))ieten  würde 
ie.se  Einrichtung,  die  in  allen   Zweigen  des  Güterdienstes 
ne  Menge  blinden  Schreibweiks  beseitigen,  darüber  hinaus 
>er  auch  finanzielle  Bedeutung  erlangen  könnte,  da  sie  als 
rundlage  der  Frachtprüfung  anstelle  der  oft  ungenügenden 
ler  entstellten  Inhalt^bezeichnun^en  der  Versandbücher  die 
■schriftlichen  Frachtbriefangaben  des  Versenders  setzt,  ent- 
Tachfi  der  aus  den  Zeitergebnissen  erwachsenen  Notwendig- 
iit,  neben  einer  größeren  Vereinfachung  der  Abfertiguno-s- 
■rga^nge  und  ohne  Abbau  des  Tarifsystems  alle  Einnahnren 
s  dem  Fi  achtvertrag   nötigenfalls   auch   mit  Hilfe  eines 
Inder  ge.schulten   Abfertigungspersonals  aufs  schärfste  zu 
lassen.    Die  Verwirklichung  dieser  Anregung  setzt  einen 
uen.  eins-eitigen  Frachtbrief  mit  abtrennbarer  Fracht- 
let karte  voraus,  die  hinsichtlich  der  vom  Versender  zu  fer- 
:«nden   EintraffunRen    sowohl   einzeln,   unabhän>?ig  vom 


Frachtbuef,  als  auch  gleichzeitig  mit  diesem  im  Durchschi^eih- 
verfahren  ausfüllbar  sein  muß,  während  die  bahnseitigeu  Ein- 
tragungen   aus.schließlich   zu  liauseu  sind.    Letzt.eras  würde 
der  zweiseitig-  bedruckte  Frachtbrief,  der  mit  der  gleichlau- 
tenden   Frachtbriefkarte  Bogenform    erhalten    müßte,  nichi 
ohne  die  Mängel  des  .ietzigeu   Kriegsfrachtbriefs  gestatten, 
deren  hauptsächlichst ei,  die  Unübersichtlichkeit,  noch  auf  die 
Frachtbrief  karte  übertragen   würde.     Die  alten  Frachtbrief- 
tormen  hätten  daher  auszuscheiden,  da  sie  keine  Fortbildung 
in  der  angedeuteten  Richtung  zulassen.    Aber  selbst  wenn 
das  neue  Abfertigungsverfahren  noch  einige  Zeil  zurückge- 
stellt oder  überhaupt  nicht  durchgeführt  werden  sollte,  müßte 
der  neue  einseitige  Frachtbrief  aus  den  hini eichend  erörter- 
ten Gründen  der  Papieiersparnis  und  besseren  Eignung  für 
den  Abfertigungs-,  Lade-  und  Ziigdienst  eingeführt  werden, 
vorausgesetzt,  daß  es  gelingt,  den  Inhalt  des  Frachtbrief  Vor- 
drucks nicht  nur    auf    einer  S.eite    des  Reichspapierformats 
unterzubringen,  sondern  alle  dienstlichen   Zwecke  erfüllen  1 
zu  ordnen  und  in  einer  auch  beim  Publikum  Anklang  finden- 
den AVeise  zu  gestalten. 

lu  Nr.  60,  Jahrgang  1916  dieser  Zeitung  -sind  nun  Vor- 
schläge für  einen  Frachtbrief  Vordruck  veiöff  entlieht  \\orden, 
während  das  neue  Abfertiguu.gsverfaluen,  auf  dessen  Einzel- 
heiten hier  nicht  eingegangen  werden  soll,  in  Nr.  ]t)2  des 
gleichen  Jahrgangs  ausführlich  behandelt  ist.  Eng  verknüpft 
mit  diesen  Vorschlägen  sind  die  Anregungen  einer  Änderung 
des  Nachnahmeverfahrens  durch  Verwendung  besonderer 
Nachnahmefrachtbriefe  (Nr.  18  u.  38,  1916  u.  Nr.  100.  1917) 
sowie  die  Einfühi-ung  besonderer  Frachtbriefe  für  Stückgut 
und  Wagenladungen  (Nr.  8/1918). 

Der  Gedanke,  die  Versendernachnahmen  aus  der  Rech- 
nungs-  und  Kassenführung  der  Eisenbahn  femzuhalten  und 
sie,  zur  Beschleunigung  des  Geldumlaufs,  durch  die  Post, 
möglichst  bargeldlos,  auszuzahlen,  hat  ohne  Zweifel  etwas 
Bestechendes;  seine  Durchführung  für  das  ganze  deutsche 
Verkehrsgebiet  dürfte  .iedoch  großen  Schwierigkeiten  organi- 
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Kontroll- 
Stempel 

Einge- 
druckte 
Steuer- 
Marke 


Stückgut- 
Frachtbrief. 

Für  den  Fracht- 
vertrag gelten  die 
EVO  und  die  Tarife 


Der  stark  umrahmte  Teil  ist  vom  Absender  auszufüllen.    Zoll  (Steuer-)Äbfertigung  in 


Abgefertigt  nach 


Ladevorschrift 


Wagennunim.  Eig. -Merkmal 


Platz  Nr. 


Ladenununer: 


Kurswagen  Nr. 


An_ 


Zulässige  oder  vorgeschrie- 
bene Erklärungen  wie  bahn- 
lagernd, Zoll-  u.  Steuerabf., 
mit  Kleinbahn  weiter  nach 


 Bestimmungs- 

station  (Bahnhof). 


Freivermerk 


Der  Frachtstücke 
Zeichen  Nummer 


Interesse  an  der 
Lieferung  (ia  Worten) 


Aufnahmeschein  beantragt? 


An- 
zahl 


Art  der  Ver- 
packung 


Inhalt 


Wirkliches 
Rohgewicht 
kg 


Aufnahmeschein 
Stempel 


Wägestempel 


Nachnahme  :  Gesamtbetrag  (die  Mark  in  Worten).   Einzclnachweis  s.  Rückseite. 


Zahlungs- 
nachricht 
beantragt? 


liereclinetes 
Gewicht 


Ort,  Wohnung,  den      19-  — 

Unterschrift   des  Absenders. 


Gesamtbetrag  in  Zahlen 


Nach  Eingang 


Barvorschuß 


Vom  Empf. 
zu  erheben 


km 


Taril- 
klasse 


Fracht-  Voni  Absender 
bezahlt 
satz  ^ 


Markenabf  Nr. 


Nachnahmegebühr 


Gebühr  f  Interesse  an  der  Lieferung 


Fracht  bis 


Versandnummer 


Stempel  d.  Versandstation 


Stempel  d.  Umbehandlungsstation     Stempel  d.  Empfangsstation 
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Koutroll- 
jStempel 


Wagenladungs- 
Frachtbrief. 

Für  dea  Fracht- 
vertrag gelten  die 
EVO  und  die  Tarife 


Der  stark  umrahmte  Teil  i>t  vom  Absender  auszufüllen.  Zoll-  (Steuer-)  Abfertigung  in 
Abgefertigt  nach 


über 


Aq. 


Freivermerk 


|Zuläisige  oder  vorgeschriebene 


Bestimmungj- 
station  (Bahnhof- 


Erklärungen:    Bahnlagernd,  Zollabf.,  Entladestelle,  mit 

Klei nl»  ihn  weiter      (.._ 


Interesse  an  der  Lieferung  in  (Worten) 


Gat- 
tung 

Lade-  1  Eigen- 

gewiclit 
Fläche  f  (uni) 

• 

Des  Wagen? 
Nummer  j  Eig.  M. 


Inhalt 


Wirkliches 
Robgewicht 
kg 


Aufnahmeschein 
beantragt?  

Aufnahmeschein 
Stempel 


Wägestempel 


Der  nicht  ausgeführte  Teil  dieser  Hälfte 
wie  beim  Stückgiitfrachtbiief. 


Frachturkundeu-  l^e- 
Stempelmarken     (iewicht  l 


Tarif-  Fradif-j  Vom  Ah- 
II    I       .     seniler  be 


Versandnummer: 


Verkleinertes  Schema  der  Rückseite: 


Raum  für  Ergänzungen 


der  Inlialtspalten 


der  Rechnungsspalten 


Vermerke  ohne  Verbindlichkeit  f.  d.  Eisenb. 
auch  etwaiger  Eiozelnachweis  der  Nachnahme. 


Stempel  der  Umlade-  u.  Unterwegsstationen 
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satoriscber  Art  be^e^nen.  Die  in  Nr.  100/1917  firrüncUicli 
crörtrerten  Voizü.£?e  und  Nachteile  des  vorgeschlagenen  Ver- 
fahrcn.s  sollen  hier  nicht  wieder  aufgezählt  werden.  Bicden- 
ken  Ix'stehcn  gcgon  die  Abwickelung  der  auf  zugerollten  Seu- 
(hmgeu  luhenden  Nachnahmen  durch  d'cn  Bestatter  in  eigener 
V'Cranl worfung  isowio  gegen  des^sen  Überwachung  (hirch  die 
ohnehin  stark  belastet«  Empfangsstation.  Technisch  immög- 
lich al)er  wäre  es,  besondere  Nachnahniefrachtbriefe  in  das 
neue  Abfertigungsverfahreii  einzuordnen,  sodaß  die  Vor- 
schlägf^  nur  verwiiklicht  werden  könnten,  Avenn  dessen  Ein- 
führung scheitern  sollte. 

Anilcrs  verhält  es  -sich  dagegen  mit  der  Fiage.  ob  besoudere 
Fracht briefV  für  Stückgut  und  Wagenladungen  eingeführt 
werden  solh-n.  Ein  dahingehender  Autrag  liegt  z.  Zt.  der 
ständigiii  Tarifkommission  vor.  Mit  Bezug  darauf  weiden 
liieimit  entsprechende  Fraehtbriefmuster  vorgeführt,*)  die  dem 
Format  der  Zeitung  entsprechend  verkleinert,  aber  im  rich- 
tigen A'erhältnis  dargestellt  sind;  ihre  natürliche  Größe  soll 
33:21  cm  betragen.  Die  Entwürfe  wollen  das  am  Frachtbrief 
Crewoknte  und  bisher  Oe wordene  in  zweckmäßiger  Weise  mit 
dem  Neuen  verbind  I  II  und  dabei  das  Granze  so  klar  und  ein- 
i  rägsaui  wie  möglich  gcstaltei;.  Das  chaiakteristische  Fracht- 
briefbild wurde  durch  die  Anoiibiung  der  zum  Teil  über  die 
ganze  BL'ittbi-cilc  gezogcni'u  Adrett-  und  Inhaltspalten  im 
allgemeinen  beibehalten.  Die  Siialten  für  die  äußeren  Abferti- 
gungszustäude  sind  im  ob.eren,  füi-  die  inneren  im  unteren 
Teil  des  Musters  veiciuigt  und  jm  übrigen  nach  ihrer  prak- 
tischen Beziehung  zueinander  geordnet.  Der  Frachtbrief 
kann  genau  in  der  Mitte  gefaltet  und  die  Eechnungshälfte  für 
den  Lade-  und  Beförib'iniig.sdicnst  aligeschiedeu  werden,  wo- 
durch er  hieifür  recdil  liandlich  wird.  Das  Falten  schützt 
auch  die  Anlagen  und  eihölil  infolge  der  kleineren  Fläche 
mehr  als  l)eim  fiiiheren  Iwachtbrief  die  Widerstandsfähigkeit, 
sodali  slärkei  l'apiei.  da.s  vielleichl  das  Pansen  erschweren 
würde,  nicht  verwendet  zu  werden  braucht.  Die  Fuhrleute 
können  den  Frachtbrief  ebenfalls  falten,  wie  sie  es  schon  mit 


*)  Aus  den  voiiiegeudeu  getrcniiteu  Mii.stern  für  Ütückgut- 
seudungen  und  Waueuladuugen  (bnfte  sich  ohne  Zwang  auch 
ein  gemeinsames  :\lustci  für  beide  Fälle  ableiten  lassen. 


dem  doppelten  taten.  Für  die  absichtlich  im  Kopf  des  Fracht- 
briefs belas.sene  Spalte  „Abgefertigt  nach"  sowie  für  die, 
Wege-  und  Ladevorschrift  wurde  reichlich  Kaum  vorgesehen 
und  über  die  Adießzeile  eine  wc'itere  Linie  gelegt  für  Ände- 
rungen durch  nachtiägliche  Verfügungen.  Das  Nebenein- 
ander von  Nachnahme  und  Interessedeklaration  ist  vermieden. 
Wenn  auf  den  Kontrollstempel  nicht  verzichtet  und  die 
Druckerlaubnis  nicht  wie  für  Postvordrucke  freigegeben  M^er- 
den  kann,  müßte  er  im  Kopf  des  Frachtbriefs  in  der  linken 
Ecke  noch  untergebracht  werden.  Die  Stempel  der  Umlade- 
und  üntei wegsstationen  können  unbedenklich  auf  die  Rück- 
seite verwiesen  werden,  weil  der  Frachtbrief  durch  die' vielen 
Stempel  unruhig  wirkt  und  bei  der  flüchtigen  Art.  in  der  sie 
aufgedrückt  zu  werden  pflegen,  au  wichtigen  Stellen  leicht 
unlesbar  und  beschmutzt  werden  kann,  insbesonder'?  wenn 
fett-  oder  teerhaltige  Farben  verwendet  werden.  Auf  der 
Rückseite  wui-de  ferner  Raum  vorgesehen  für  Ergänzung  der 
Inhalt-  und  Rechnungsspalten.  Emzifferung  der  Nachnahme 
sowie  für  die  Eisenbahn  unverbindliche  Vermerke  des  A))- 
senders. 

Die  F  r  ac  h  t  b  r  i  e  f  k  a  r  t  e  ist  in  der  vollen  Breite  des 
Frachtbriefformats  gedacht,  weil  durch  die  seitliche  AbT 
schmäleruug.  wie  sie  der  Entwurf  in  Nr.  G0/191Ü  vorsieht, 
die.  Adreß-  und  luhaltspalten  beeinträchtigt  werden,  die  mög- 
lichst breit  und  bequem  sein  sollen;  denn  wenn  der  Veascn- 
der  zur  Mitarbeit  bei  der  Abfertigung  gewonnen  werden  soll, 
darf  er  liier  nicht  beengt  werden.  Es  darf  auch  nicht  übei- 
s:.ehen  werden,  daß  die  Inhaltspalte  mancherlei  Erklärungen 
des  Absenders  und  Beurknndungen  der  .  Eisenbahn  Raum 
bieten  muß.  Um  Verwechslungen  mit  dem  Frachtbrief  zu 
vermeiden,  wird  die  Frachtbiief karte  derart  verkleinert,  daß 
der  den  Stempelspalten  des  Frachtbriefs  bntspi  echende  Raum 
am  unteren  Rande  wegfällt,  sodaß  sie  am  Schlüsse  der  Rech- 
nung in  gerader  Linie  endigt.  Die  im  übrigen  freibleibenden 
Stelleu  können  dienstlichen  Vermerken  dienen.  Die  Rück- 
seite bleibt  unbedruckt. 

Bevor  die  Frachtbrief-Frage  in  diesem  Sinne  gelöst  werden 
kann,  müßte  die  entsprechende  Änderun.g  der  Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung  und  der  Allgemeinen  Tarifvorschriften  be- 
schlossen und  durchgeführt  weiden. 


Finanzielle  Erfolge  einiger  Kolonialeisenbahnen. 


_  i  nter  dir.-er  l'l.crschiiti  l)riiigt  die  „Deutsche  Straßen-  und 
K  leiii.bahn-Zeilnng^'  in  ilirer  Nr.  8  (vom  22.  Februar)  eine 
eindringliche  ^lahuuii^'  an  unsere  Feinde,     dem  deutschen 

\  <dke  aus  Kechtsgrnudcn  seinen  bescheideneu  bisherigeu  Be- 
sitz an  lilierseeisehen  Kolonien  zurückzugeben,  und  führt 
daran  anknin)t'ei!(l  ■einige  Kolouialbahnen  auf,  deren  Wirt- 
schaft.sliilit  als  Seliullieispi.el  dafür  gelten  darf,  daß  auch 
Kub)uialei.senbaliirei!  m  uhcrs.  tischen  Kolonien  von  Anfang 
■an  ein  glänzendes  kautinäiniisehes  Geschäft  sein  können, 
\\-eiin  ihnen  die  Gunst  der  Verhältnisse  zustatten  kommt 
^\  ir  eiitneliuien  diesen  .Mitteilungen  die  nachstehenden  Au.s- 
tühi'ungen. 

In  der  belgischen  Koiio'okolonie  entwickelte  sich  die 
Kongo  bahn  M  a  t  a  d  i  -  L  e  o  p  o  1  d  v  i  1 1  e  ,  in  der  Spur- 
weite von  7(i5  nun  niii  4(iu  km  Gesamtlänge  erbaut  und  am 
1.  Juli  1S9S^  dem  Betricli  iiliergeiien,  dank  ihres  unbe- 
seliraiikl^en  A'eikelirsmonoiidls  zu  einem  glänzenden  Geschäfts- 
uuteriiehmen ;  in  den  .lahi-en  von  1S98  bi.s  1912  schwankten 
die  Betriebisüberscbüsse  zwischen  .5.«  und  9,li  3Iill.  Franken 
und  verzinsten  das  Anlauekaijital  \ou  rd.  S2  :Mill.  Franken 
—  161 OCO  Mlkm  —  durchschnittlich  mit  9,7  %.  Dement- 
sprechend konnte  die  Ge-xdlschaft  für  diese  Zeiten  auf  ihre 
,gewolnili(dien  Aktien,  mit  Ausnahme  des  Jahres  1903-  durch- 
weg inehi'  als  Ifi  %  Di\-idende  verteilen;  diese  betru»'  191'? 
sogar  223{.  %.  19l;S  no(di  19  %.  Erst  der  Prei.-.sturz  des  Kaut- 
schuks auf  dem  Well  markte  und  der  Weltkrieg  führten  zu- 
gleich mit  wicilerludten  scharfen  Tarif herabsetzuugen  zu 
•einer  wesentlichen  V<'mii i uileruug  der  Einiiahureu  unTl  ühvv- 
^.  V'-^w,';.^  ^i*^''^"  i^'i  Ilo.diststaud  von  1911/12,  Roheiuuahme 
Ul;)(>9O0  Ivr..  Betriel.siihpmchuß  9  608  515  Fr.,  zeigt  das 
.lahr  1914/15  eine  RobeiiuKilune  von  4  G72  869  Fr  und  einen 
lTlior.s(diuß  von  nur  uoeli  94:!  S69  Fr.,  also  ein  Rückgang  inner- 


halb dreier  Jahre  auf  etwas  weniger  als  'a  und  Viu'  J^i'<' 
Güterbeförderung  fiel  von  79  318  t  im  Jahre  1913/14  auf 
40  447  t  im  Jahre  191J/15,  die  entsinechende  Einnahme  von 
9  813  260  auf  3  939  051  Fr.  Alier  schon  die  folgenden  Jahre 
'  brachten  eine  kräftige  Erholung  und  im  Jahre  1916/17  s.ehen 
wir  den  Güterverkehr  mit  81 061  t  das  letzte  Jahr  vor  den» 
Kriege  (1913/14  79  318  t)  .sogar  übertreffen.  Insbesondeie 
zeigt  neuerdings  der  Talverkehr  der  Bahn  (Richtung  nach 
der  Küste)  in  den  Jahren  1913/14  bis  1916/17  eine  ziemlich 
stetige  Steigerun a:  von  15  520  auf  53  873  t,  also  auf  reichlich 
das  Dreifache.  Diese  Ent  n'icklung,  die  auf  der  starken  Zu- 
nahme der  Ausfuhr  von  Palmkernen,  Palinöl  und  Kopal  be- 
ruht, dürfte  die  Bahn  ihrem  wirtschaftlichen  ■  Gleichgewicht 
bald  wieder  zuführen.  Das  fortgeschriel>ene  Anlagekapital 
beträgt  heute  94  Millionen  Franken;  e.s  wurde  durch  den 
Betriebsüberschul5  verzinst :  ^ 
1913/14  mit  5,75  %  1915/16  mit  3.27  %  1 
1914/15  mit  1,004  %  1916/17  mit  4,01  %.  ^ 
^  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  das  Wirtschaftsbild  der 
Kongobahn  neuerdings  erheblich  von  seinem  früheren  Glänze 
eingebüßt  hat,  insbesondere  schwebt  über  der  Bahn  das 
Damoklesschweit  des  kostspieligen  Umbaues  in  Kap- 
spur, der  wegen  ihrer  durch  die  Sclmialspur  und  die  »sehr 
ungünstigen  iSteigungsverhältnisse  ,(ITöchiststeignn,g  45 
stark  eingeschränkten  Leistungsfähigkeit  früher  oder  später 
uotwe-ndig  werden  dürfte,  sobald  der  Verkehr  etwa  200  000  t 
.jährlich  für  .iede  Richtung  überschritten  hal>en  wird.  Die 
Kosten  des  Umbaues  wurden  vor  dem  Kriege  auf  75  Millionen 
l^ranken  geschätzt.  Sie  werden  das  Anlagekapital  stark 
s.teigern  und  die  Rente  der  Bahn  entsprechend  herabdrücken: 
anderseits  werden  sich  die  Betriebskosten  der  Bahn  nach  dem 
T'iubau  stark  ermäßigen.     Mit  einer  starken  Steigerung  des 
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r.nhnl  Zukunft  um  so  sicherer 

Vel^fi^J^KT'  f'*  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  dl' 
lli/I^"'''',,^'',^^'^''^^*^?  mit  ihi^r  Aus-  und  Einfuhr  bis  auf 
weiter, s  sanitlidi  auf  da«  einziffe  Ausfalktor  des  Beckens 
c-Wn  dl-,.  Bahn  Matadi-L-eopoldville,  angewiesen  -sind.  Auch 
feichert*"         Zukunft  des  Unternehmens  erscheint  daher  ge- 

I)ie  p-elaAoa-Bahn  Laurenze  M  a  r  k  e  s  -  a  a  r  c  i  a 
in  Por  uo-i^sisch-Mosambik,  ak  portugiesische  Stlatsbahn  mit 
einer  Gesamtlänge  von  89  km  in  Kapspur  heroesteUt  und  am 
verkehr  vnS  tff  ^'«rkehr.  übergeben,  konnte  ihren  Güter- 
Terkell^  ^on  Anfang  an  glänzend  entwickeln,  da  sie  deu 
natürlichen  Hafen  von  Transvaal,  Laurenze  Mark^l  am 
Indischen  Ozean,  auf  kürzestem  Wege  mit  dem  aussieht^ 
reichen  südafrikanischen  Hinterland  verbindet  und  sehr  bald 
bah n.^r^'  Ent.stehung  die  wichtigen  Anschliis«e  an  das  EiSn- 
bahnnetz  ^xiü  Sudatrika,  insbesondere    nach  Pretoria  und 

AÄr'^^^-rr'^''^'"^^-  steigenden  Eiu  und 

Ausfuhr  von  Transvaal  waren  demnach  die  günstio-sten  Be- 

äe^fTr^e  sich  Yn  itr  ^'^^^^^'^^^^  ^--^-eben.     Ihre  BeTeutung 

l&fS^i^tf^i?ol  t,-^l^ft^S^r '  ''-'^ 

in^T^L^'^'t"'''^^'''^^'^'  ßaiin  .stieg  schön  innerhalb  der  ersten 
10  Betriebsiahre  auf  sechsstellige  Zahlen.     An  GütertouneS 

mf  nahezu  L^^^^  ^'«^  Jahren 

am  naliezn  das  Sechsfache.   Die  Rohe  nnahmen  und  Betriebe 

Zahle?:"'''  ^""^  ^^^"^  ^=  ^"^^  -^0  zei^Sn  folgende 

'  T>  u  ■      u  J:  1908  190!t 

Roheinnahme  58-'  500     1  172  528     1  405  342     1  804  880 

^  Betriebsuberschuß    257  040       4S,3  203       758  038       937  203 
Wenn  nian  das  kilometrische  Anlao-ekaintal  von  ^^^CK^  ///l-„. 

zugrunde   legt,  (Gesamtbetrag    1  ßsÄSels*)     so  e^^V 

iian  eme  Ka,-,ital Verzinsung  für  die  angegelienen  Jahre  von 

38,6  44,9        .     55,47  % 

>emunt,  den  Erwerb  dieser  Goldgrube  durchzusetzen  odpr 
IrgewinS!"'""  ^'^^'''^  <He>erwaltungTe;'ESnbahn 

Die    britische   Tganda-Bahn    wurde    in  Britisch 
>stafrika  von  Mombasa  nach  Port  Florence  mit  940  kn  Ge 
lan.tlange  m  der  1  m-Spur  erbaut  und  am  1.  mL4  19o"  .  e^^^ 
Jetneb  ubei-geben.      Die  Bahn    überschreitet    zwei  oroß 
Va..serscheiden  auf  Paßhöhen  von  2340  und  2545  m  und  ha 

a  n''   Olnvof[°v*"  l""'^         .(^^harakter  einer  Hochjeb  rös- 
laliu     Ob\\ohl  sie  auf  Aveiter  Strecke  anfano-s  o-äuzlich  unW 
ledelte.  zuni  Teil  sogar  unfruchtbare  GeWe^^lurc1^zieht  und 
ich  ihren  Verkehr  erst  selbst  schaffen  mußte   hat  sie  ihr 
^ntschaft..bild  m  überra-schend  kurzer  Zei    o  änS  zu  o-e 
jal  en  vermocht.  Das  feeruht  im  wesentlichen  aurder  rSchen 
-rK-hheßung  des  reichen  Hinterlandes  am  Viktorii4e  K 
un  h    den    dem  Unternehmen    ano-^.-li,ederten    D  Vnwff  r  , 
.le  nst  der  -Bahn  alsbald  sehr  mnfangS  e  Frach-en  zu" 
•Jitw^ckUmg:  '''^"'"■''""^"    '""'-'^    die  foÄ'staSe 


bcfVirderte  Reisende 
Gütertonnen 


1905 
218  032 
39  057 


]i)(i8 
2K4S7] 
57  22c 


1910  191-^ 
403  -224     500  304 
77  478      J  72  094 


.S;li,)n  vom  Jahre  190.1  also  dem  4.  Betri-ebsiahre  an  er 
leRe  die  Balm  Betriebsüberschüsse,  die  s  ch  von  5G  679  f 
"hi  1917'^^  "'^^  ,^        '^^'»'^  1912,  auf  3?1^5  f^m 

^i't-tPn  '  m'^-'f  P  '''"f  i^ichlich  das  .Sechsfache 

«  g-o  ten.    Das  infolge  der  großen  Bau-  und  Geländeschwi 
fll'lT  1  i^^'^t.^^^i^-^kapital  der  Bahn  f^ii. 

uid-  durch  S  l??f,.^)   "  fü^'  'J*^«  Kilometer) 

)1^     m  H  S  59  r^' 101^  ''"^  verzinst  1905  mit  0,99  % 

riui-  n'  '  191'  "i^t'  5,98  %.  Dieses  Ergebnis  beruht 
ri  n  ^•'^  'r-''"-"  ^""\Teil  noch  auf  den  Kriegsei eCniss^u 
dem  nicht  weniger  als  41  %  der  Roheiunahme  noch  von 
an  s  arken  Mil.tarverkehr  der  Bahn  üerrühreu:!  Januar  I9T7 
ar  'liese  wieder  in  die  Hände  der  Zivilv-erwa  tuno  zurück 

n'r&ltünJ  und  Ern.^"^°^-t^'^'^.^\  ^^^^  4  g-ewöhn  Se 
n  ernattung  und  Erneuerung  der  Bahn  sowie  der  Damnfer- 
oit.lu,  in  den  Ivn-egs.iahi  en  stark  vernachlä.ssist  wurde  und 
her  in  der  nächsten  Zeit  erhebliche  fteldnii  teT  in  An- 
ruch  n-ehmen  werde;  für  die  Zukunft  muß  daher  mit  ein-er 
h^'vf.'n'^Ai'  'l'ei-    Betriebsausgaben    und    e  Ser 

W-en  Abnahme  der  Betriebsüberschüsse  gerechnerwerden 

*)   Mit  einer  allmählichen  Erhöhung  des  AnlamekanitaU 

ürden"  'fV*''  T""'  f  '^^"^  für  die  KaÄfrSfxn" 
aulen  sH  b  dementsprechend -etwas  ermäßigen.  '"  ""^ 


Gleichwohl  darf  das  Wirtschaftsbild  der  Bahn,  deren  Tarife 
bemerkenswert  niedrig  sind,  als  ülx^raus  günstig  bezeichnet 

Auch  die  Bahn-en  in  cter  englischen  Kolonie  G  o  1  d  k  ü  s  t  e 
Fin^ ^^^«l^^.f '  ^^l^-^^  in  tl€r  raschen  Entwickluno-  ihrer 
D  ^9^?  w  Überschu.sse  -.m  glänzendes  Wirtschaftsbild. 
Die  2 <0  km  lange  Strecke  Sekondi-Kumasi  gelan-te  im  Seo- 
tember  1903  zur  Vollendung.  ,H-e  Zweigbahn  Tarkwa-Pres^-ea- 
Broomassi,  32  km,  wurde  1911  dem  Betriel,  übero-ebeu  Femer 
wurde  -eine  zweite  Stichbahn  von  Accra  über  Manooa-si  und 

daß  Sr  f9lf  ^'^R^f'-^i  1^°^'  ini  November  Wlo  ClIeude 
so  daß  tur  1916  due  Betri-ebslange  der  f-esamten  P.ihn.or,  ^\r.\l 

^mnaWn:  ^^^^^-heml  die'  EntSdliÄE"l' 


1904  148  096  £ 

1905  132  752  „ 
1900  171  231  , 

1907  160  250  „ 

1908  151  423  , 

1909  185  410  . 


1910  253  329  £ 

1911  285  917  „ 
.1912  315  372  „ 

1913  300  5<)2  „ 

1914  383  008  „ 
191. 'S  447  295  „ 
1910  489  912  „ 


m  12  Jalu-en  also  eine  Sieigerung  auf  das  3,3fachc  Die  über- 
'ä8f7%^',nT?  168529  £,  .1915  263488        und  1910 

-9^847  i  und  erge-ben  eine  Verzin'sung  des  Anlaoekanitals 
'^^ttl'^^^'^f.'^^^^  ""Jahre  1915  aSf  3  170^50  fi  Jahv 
1916  steigerte,  für  die.e  beiden  Jahre  von  8-54  auf  9  24% 
Hierbei  dart  man  indes  nicht  verkennen,  dal5  di«  -.starken  Ein - 

m.?^'hoheTT  S  ""'1?™  '''''  ''^""'^  aüt-er,arif.;rte'?uhen. 
ffn^^in,  Ir       ,  au.sgesprochencMnaPK-ri  als  Ersatz 

ui  eine  Eingeboreuensteuer  wirken,  die  uls  solche  in  d  -et  r 
Ivoloni-e  nicht  zur  Erhebung  gelangt.  Audi  .rVerkeh^s- 
föide"en'''  '   bedeutend;  es  betrug  die  Zahl  !un'  bc- 

.      j  191Ö  1916 

Keisenden  854  541  888  442 
Gütertonnen       269  922         898  593 

You  besondeieni  TTmfange  ist  die  Kakaoverfraciiluuo- •  su- 
sleagerte  sich  von  28  209  t  im  Jahne  1913  auf  41  (^^2  im ':tWu4 
1915.    -Seit  September  1916  kommt  auch  <lie  Vei-.chiffun  von 
Manganezv,u    Braunstem)  in  Betracht,  die  sich  v^au^ich 
Uch  bald  beträchtlich  steigern  wird.  \oraussicnt- 

Jedenfalls  darf  eine  Kapitalverzinsuno-  von  i  oi<  lili,-li '  9% 
für  eine  Kolonialbahn  nach  nur  12iähriger  Bet,  eb  '1 1  -uk 

lfi/^^T  Y'-'""';^^*^*'^  Ergebnis  bez-'u-lm!'t  ™  m 
m  60  t\}  J"'  Otavibahn  in  Deulsch-Sndwes  afrika 

m  60  cm  Spurweite  erbaut  und  Novpmb-cr  190Ü  er-'iff  1-1  ^, 

einem  fc"  ^^"*^^''''i  Huein  7.  Bei    ebsia  ,r. 

-er  einem  Personenverkehr  \  on  47  3,-)3  Reisenden  v-nd  eiu  ,, 
m  -erverkehr  von  106  994  t  -(-ine  R-olieinnalinte  von  5  :  il  K  -f/ 
und  einen  Betriebsuberschuß  von  2  960  6.30  //    \n  /ler  K  H-i', 
nähme  ist.  der  Güt-erverkehr  mit  87 beteiligt.    1  ,    1  ahn  v  ■  " 

|Äh£Ä^^ 

a    der  Bahn   1  -'"a'"'"'  "■"^"-T         anderseits  die  Tatsache, 
nau  fier  Bahn  die  Auweuduim-  hoher  Tarife  vortraolich  yno-o 
Stauden  ist  und  daß  .sie  si,-h  l,,-rvorvau,-i,d      1  " i^:^' ■  Lm -eu 
und  VerkehrsverhäKuis-se  ...rfivn- :  nu.t^^„...  ..-u!  e  Pk^V-'^fr  ■  " 
timgen  etwa  60%  der  beförderten  Culer,  weii  i  in    -  -s .s 

uS"llie"l^''"''^^^ '^^T"^  die  ganze  Bahn  zli/ KüstT  fK-t^i^^  ^  ' 
und  die  G^egeuzuge  bringen  m   uroß-em  T^nifan>-c  Emfnb. 
frachten  und  wichtige  Bedarf sgegeSstäud-,^  f .   &  Iri ' -w -^^^ 
be  rieb   so  daß  die  Züge  vorteilhaft  aU  dastet,    1  Lec;^: 
aufe  der  Guterwagen  stark  eingeschränkt  '  sind     AlU  einer 

^SrsS^sSlJ^^--'-^'" 

ghmzende  WirtschatWntwickluni  ihrer  E^eiXd  u  -n  de  "n 
Sfe  ut>™egend  m  Kapspur  b-ergesfelli.  hat  eineu' iH-trächt- 
Pn'^'ly^f f^"-  -'2;is  k„,  Slaais),ahu  und  2(2  km 

S^of'''^^'''  zusammea  2500  km,  :las  Mud  1,9  km  auf  100  q 
(gegen  den  Durchschnitt    der    afi ikaniselien    Schutzo-eb  .te 

9-5Ä99T.-  ^^-T  '''.^1  P«-son-en verkehr  von 

-J,iibü22  K-ei-senueu  und  einem  ( iutci  verkehr  von  2  0-23  797  t 
tmen  Betriebsuberschuß  von  7  497  241'  fl.,  durch  den  das  "An- 
lagekapital (98  714  11.  für  das  Kilometer)  'eme  Verzinsung  ^ö  , 
6-12%  erzielt.  Noch  günstiger  st-(di.!-n  die'  östlichen  sTaats- 
hahn-en  (989  km),  die  bei  etwas  s.-hw.,  h,-r,-ni  PersoSvn kel  r 
ai>ei-  bei  em-Mii  Gütorveikehr  von  2  iiiis  syo  t  ein-en  Betnebs-" 
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üIhmscIuiI')  von  S  81(5  553  fl  icrzioltcu.  Das  'erj^ab  1914  für  (las 
«t  wns  ii  ir.li'io-,er.e  Anla«H'kapiliil  von  S(l  068  128  fl,  d.  s.  87  026  fl 
fiu-  (Ins  KiloiU'ek'r,  di«  höbe  Veizinsimo^  von  10,2%.  Die  Zahlen 
der  A'orjahric;  halten  .sich  auf  ungefähr  o-leicher  Höbe,  llici- 
bei  ist  alJerding's  zu  'berüoksichtig'eu,  daI5  die  Eiseuliahueii 
vou  Java  eine  iäns'Cre  Vcikehi«'entvvicklun.<i-  hint-er  .sich  habe n. 


Die  vorsk'hend  'Ciörterten  Kolouialbahnen  'erzielen  also, 
von  der  noch  »ünstiger  gestellten  Del.ao;oabahn  abgesehen, 
neben.  ihj>er  weitgehenden  mittelbaren  Eente  eine  unmittel- 
bare Eente,  schwankend  zwischen  5,98  und  11,77%,  ein  Er- 
gebnis, mit  dem  gewiß  jeder  Geschäftsmann  zufrieden  sein 
darf.  ■   ■  B. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Zur  .Vusstandsbeweftung  auf  den  deiitsthoii  Eisenbahnen. 

Nachdem  es  eine  Zeitlang  .schien,  als  ob  rs  dci  liayerisclicn 
Eegierung  gelingen  würde,  <lie  Ordnung  und  Huhc  in  M  ii  n- 
chen  wieib'rhf'iznsliclb  n.  hat  isich  in  dm  letzten  Tagen  die 
Lage  dort  (ladiuch  ^■(•^s.l•lllinll^.ort,  dali  es  der  licsatzung  des 
Hauptbahnhofs  mvhi  gelungen  ist.  sich  gcgi  niilicr  den  wieder- 
holten Angriffen  der  .Viiarcliislni  zu  luillcn.  Am  14.  und  IT), 
d.  Mti.s.  hat  dort  eine  ricblige  Schlacht.  gctol)t.  di<>  mit  der 
Einnahme  des  üaliiibofs  geemlel  hat.  Ihimit  war  auch  das 
Schicksal  der  Stadl  eiils(;liiei!eii.  Hie  .Vnarchisl cii  haben  das 
Innere  des  lialmiicfs  ge|tliiiiib>i  t  und  vei  w  iistel.  aiudi  seine 
nähere  ümgeliuug  w  eisi  ,-tarke  Zei  shn  iingen  auf.  l.'>(>  Tote 
und  Verwiuiiletc  siml  gezahlt  worden.  Nach  den  siiärlicheii 
aus  .Miiiudien  i'ingegangciien  Xacliruditeii  scdieint  dort  \'r)lligie 
Anarchici  zu  liensclien.  I>ic  Siaiit  war  zeitweilig  ^■on  jedem 
Eisenbahnverkelu  aligcM  lmitten,  es  scheint  indessen  gelimgeji 
zu  isein,  einige  \'ei  biinlungei)  zur  1  )ur<diführung  der  LcIxuls- 
mittelzufiibr  aiif'ieclit  zu  erhalten.  Die  aus  dem  Norden  kom- 
7ueiiden  Ziige  wiirdeu  nui'  bis  Pasing  abgefertigt.  Aiudi  im 
Eiseubahndii  ektuuisbeziik  Wiirz))urg  ruhte  zeitweilig  der 
Verkehr  x  ullsläiidig.  —  .\iicli  1!  r  a  n  u  s  c  h  w  e  i  g  ist  mehrere 
Tage  liindnicli  m  einem  rnikreis  \-on  50  km.  von  jedem  Eiseu- 
l)ahnvei  keln  al iges(  Im  it  I  !'ii  gewesen.  Der  von  der  brauu- 
sohweigis(di<ai  Hegiei  nug  angem  (biet  e  ( ieneralstreik.  der  auidi 
den  Eisenbahnern  aufgrzw  uiigeu  \vei  <len  sollte,  ist  vou  diicsen 
als  „das  größte  Ver.brecdien  an  der  .Vllgenieinbeit"  in  verschie- 
denen Entsch!i(  ßiiiigen  aiits  sdiiiifsle  verurteilt  worden. 
Eisenbalniervei  sauimlnngi'U  haben  beschlossen,  der  'erzwun- 
genen .\  i  lieilsuiederleLiuug  den  Proteststreik  eufgegenzu- 
setzen,  und  geb>bi,  so  lange  in  dem  Streik  zu  verharren,  bis 
der  letzte  l'x'waffnete  das  [Sahngebiet  ^•eliassen  hat.  Die  vnu 
der  Hegieruiig  zui  Wiei!erhersielluiig  iler  Ordnung  nach 
Brauus(diweig  entsandten  Trui:iieii  vunlen  am  14.  d.  ilts.  vou 
Peine,  Fallersleben  und  Itarzburg  aus  in  Peudelziigeu  au  die 
(irenze  Braunschv^'eigs  g<d'ührt.  .\m  15.  April  lieschloß  der 
1  evolutionäre  Aktionsauss(diur>.  den  t  u'iieralstreik  abzu- 
brechen, wenn  die  P>eamlciis(d)af t  \-orlier  den  Dienst  wieder- 
aufnähme. Diese  P)ediugiiiig  ist  in  einei  allgemeinen  liieaiu- 
tenversanimlung  abgelehnt  woiilen,  vielnicdir  Ix'sehlol^)  die  Vi  - 
amtensehaft,  den  Streik  ni(dit  (dier  abzubrechen,  als  bis  die 
Arbeiterschaft  den  (ieneralstreik  bedingungslos  anfgi))t  und 
Sicherheit  bietet,  dall  der  Eisenliahu-  und  Post \-erk<dir  nicht 
mehr  verhinderl  \^irll.  Her  Ausgang  dieses  Kanii)fes  der 
beiden  Gi'upiien  ist.  bisher  noch  nicht  eul s(diieileii  —  Im 
Enhrgel)iet  ist  trotz  des  Hiickganges  des  Streiks  die  Lage 
noch  inmier  trostlos.  Die  F()rdening  hat  einen  sobdien  JUick- 
gang  •erfahren,  dali  gegen  2:!(M)o;:  t  in  den  normalen  Kriegs- 
nionalen  jetzt  täglich  nur  iincli  ;)5  00(_)  t  Kohlen  gefsirdert  sind, 
am  10.  April  sogai  nur  12  0(10  i.  Lie  .Vnforderung  von  Wagen 
is.t  von  25  000  auf  :>5(l(>  zurückgegangen.  Die  ]vohleu\-orräte 
der  Eisenbahn  sind  inuli  Zei1uiigsiiaclni(diteii  so  zusamiuen- 
gestdinudzi  11.  dal')  sie  nur  noili  wenige  Tage  ausreiidieu  kön- 
nen. Es  \\ird  iufolgeilessen  auf  einigen  preußisclien  Staals- 
liahnsl  recken  nur  noch  ein  liescdii  äuki  ei-  Pei  soneuzugvei  kelir 
aufretdii  erhalten,  und  es  muß  aus  dem  gleiihen  (irnnde  und 
wegen  des  knai)i)en  Bestandes  an  bei lielisfähigen  Lokomo- 
tiven und  Wagen  auch  von  jeder  Soudeileisiung  aus  .Vulal) 
des  Osterverkehrs  abgesehen  werden.  —  Im  nanzigei 
(Tebiet  ist  seit  dem  14.  April  Hie  .Vrlieit  in  allen  Petriebeu 
uüil  insbesoiii'ei  (•  auch  in  den  Eisenbaliinverl;^iät  i  cn  wieder 
a.ufgeiK'nimen  \\nMleii.  Aucli  in  Graudenz.  .M^iinnburg  und 
Dirscdiau  w  ird  w  ieder  gearbeitet.  Der  Zug\  (  rkelir  ist  <lort 
normal. 

—  Durchgehende  .\rbeitszeit  in  der  Bahnunterhaltung.  Auf 

den  Anti'ag  des  Ar))eiterrats  einei-  Ei.senbahndiiektion  auf  all- 
genudne  Einführung  der  durelig»  henden  Arbeitszeit  für  alle 
Bahnunterhaltung.sarbcitei'  des  Direkt inusbezirks  hat  der  pren-' 
ßischo  Eisenbahnniinisfer  entschieden,  daß  die  Frage,  ob  durch- 
gehende oder  geteilte  Arbeitszeit  einzurichten  sei,  nicht  all- 
gemein, sondern  von  Fall  zu  Fall  —  soweit  erforderlieh  — 
im  Benehmen  mit  der  unmittelbar  beteiligten  \v- 
beitersehafl  oder  ihi^er  beriifeuen  Vertretung  zu  regeln  s(i. 


Nach  Auffassung  der  ELseubahnbehörden  ist  die  durchgehende 
Halinunt  erhaltungsarbeit  aus  dienstlichen  Gründen  uner- 
wiins(  ht ;  sie  stellt  besonders  in  der  heißen  Jahreszeit  an  die 
Widerstandsfähigkeit  des  Personals  Anforderungen,  denen  die"- 
älteren  wie  die  jugendlichen  Arbeiter  kaum  gewachsen  sein 
\\erd'en.  Mit  Kücksicht  hierauf  sollen  die  Ari>eiter,  die  auf 
die  Einführung  der  durchgehenden  Arbeitszeit  drängen,  in  an- 
gemessener Weise  auf  die  Nachteile  aufmerksam  gemacht  wer- 
den, denen  sie  sich  bei  durchgehender  Arbeitszeit  aussetzen. 

—  Unterbringung  deutscher  Kinder  in  der  Schweiz.  Das 

.schweizerische  politische  Departement  hat  die  Bewilligung 
zur  Unterbi  ingung  von  mehrenen  tausend  unterernährten  deut- 
schen Kindern  in  der  Schweiz  ohne  jede  Gegenleistung  deut- 
scherseits erteilt.  Die  Kindertransporte  werden  daher  i>eieits 
binnen  kurzem  wieder  aufgenommen  werden  können.  Es  kann 
damit  gerechnet-  werden,  daß  insgesamt  etwa  3000  Kinder  füc 
je  etwa  10  Wochen  oder  6000  Kinder  für  je  etwa  5  Wochen 
o  d  e  r  1200  Kinder  bei  etwa  öwöchentlichem  Austausch  für 
insgesamt  6  Monate  nach  der  Schweiz  verbracht  werden  kön- 
nen. Nach  den  aus  der  Schweiz  hierher  gelangten  Nachrich- 
ten ist  es  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  daß  eine  noch  wesent- 
lich größere  Zahl  im  Laufe  des  Söramers  nach  der  Schweiz 
entsan<lt  werden  kann. 

Für  das  tielingeu  dieses  großzügigen  Fürsorgewerkes  ist, 
wi(»  bei  der  Arbeit  in  den  Vorjahren,  eine  zweckentsprechende 
und  straffe  Eegelung  der  Transportfrage  von  entscheidender 
Reileutung.  In  den  letzten  Jahien  waren  auf  Anregung  der 
deutscheu  Gesandtschaft  in  Bern  von  dem  Chef  des  Feldeisen- 
bahnweseus  die  Linieukommandanturen  mit  der  Durchführung 
der  Transporte  beauftragt,  und  demgemäß  wurden  die  Trans- 
IKU'te  wie  i\lilitärti ansporte  liehandelt.  Mit  der  allgemetnen 
Geschäftsfühiimg  war  die  Linienkonimandantur  F  in  Karls- 
ruhe betraut  worden,  bei  der  die  Kinder  von  der  „Zentralstelle 
für  die  Unt-erbringung  erholungsbedürftiger  deut.scber  Kindel 
in  der  Schweiz"  in  Männedorf  b.  Zürich  abgerufen  wurden. 
In  diesem  Jahre  ist  'die  Durchführung  in  dieser  Weise  nicht 
mehr  möglich.  Die  Vertreter  der  beteiligten  Regierungen  in 
der  Kriegsbetriebsleituug  haben  deshalb  vereinbart,  daß  die 
Geschäftsführung  für  alle  die  Kinderbeförderung  nach  der 
Schweiz  betreffenden  allgemeinen  Fragen  und  für  die  Bear- 
beitung aller  über  Basel  und  Konstanz  zu  leitenden  Kinder- 
tran.sporte  von  der  Generaldirektion  der  badischen  Staatseisen- 
bahnen  in  Karlsruhe  übernommen  werden-  während  die  Ge- 
schäftsführung für  die  Bearbeitung  der  über  Lindau  zu  fahi-en- 
den  Ti  ansporte  vom  Verkehrsamt  in  München  übernommen 
werden  soll.  Für  die  preußische  Staatseisenbahnverwaltung 
wird  die  Eisenbahndirektiou  in  Frankfurt  (Main)  die  Vermitt- 
lung aller  di^e  Kiuderbeförderung  nach  der  Schweiz  betref- 
fenden allgemeinen  Fragen  übernehmen. 

—  Stand  der  Elektrisierung  der  preußischen  Staatsbahnen 
Anfang  März  1919.  (Nach  den  in  der  Deutschen  Verkehrß- 
zeitung  abgedruckten  Mitteilungen  des  Gebeimrats  Wittfehl 
vom  Ministerium  der  öffentl.  Arbeiten.)  Die  preußische 
Staatsl)ahnverwaltung  bat  sieb  seit  etwa  20  Jahren  mit  der 
elektrischen  Zugbeförderung  beschäftigt.  Sie  erkannte  darin 
von  vornherein  eine  Betriebsform,^  die  grundsätzlich  ge- 
eignet erschien,  durch  ihre  Vorzüge  —  gute  Ausnutzung  der 
Brennstoffe.  Verwendbarkeit  beiztecbnisch  minderwertiger 
Brennstoffe"  (aschenreiche  Steinkohle,  Braunkohle,  Torf,  Ah- 
fallbi-'ennstoffe)  und  der  Wasserkräfte  zur  Zugbeförderung. 
Ersparnis  an  Unterhaltungskosten  und  per.sönlichen  Au*;- 
gabeu,  Erhöhung  der  Jahresleistung,  der  Triebfahrzeuge, 
praktisch  uubeg;renzte  Leistungsfähigkeit  der  Triebfahrzeuge 
—  mit  der  Zeit  den  Dampfbetrieb  zu  ersetzen.  Zunächst 
wurde  nach  der  am  meisten  zweckmäßigen  Form  des  Be- 
triebstroms gesucht.  Nach  sorgfältigen  Vorarbeiten,  u.  a. : 
Einrichtung  elektrischen  Betiiebes  auf  der  Anhalter  Vorort- 
bahn und  auf  der  Strecke  Johannisthal-Spindlersfeld  (vor- 
ül>ergeheud),  Blankenese-Ohlsdorf,  Dessau-Bitterfeld,  wuixle 
dafür  endgültig  einfacher  Wechselstrom  mit  46%  Perioden 
bei  15  000  Volt  Leerlauf  Spannung  im  Fahrdraht  gewähli. 
Mit  Ausnahme  Italiens  sind  alle  europäischen  Länder,  die 
elektrische  Zugbeförderuug  in  größerem  Umfan.ge  planen, 
hierin  gefolgt.  A^or  etwa  acht  Jahren  wurde  zwischen  den 
Staatseisienbahnverwaltungeu  von  Preußen,  Bayern  und 
Baden  ein  verbindliches  Abkommen  geschlossen,  worin  dieso 
und  noch  andere  wichtige  Einzelheiten  ein  für  allemal  fest- 
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gelegt,  worden  .siud.    Sacliseu  und  auch  die  übrigen  Einzei- 
staat-en  werden   sich  diesem  Abkommen  ohne  Zweifel  an- 
schließen, wenn  sie  dazu  angeregt    werden;  die  Grundlage 
für    die    Yereinigung    der    zukünftigen    elektrischen  Bahn- 
netze Deutschlands  wäre  dadurch  geschaffen.  Bekanntlicli 
hat  dann  die  preußische  Eisenbalmverwaltung  die  Einrich- 
tung elektrischer    Zugbeförderung  auf  der   Strecke  Magde- 
burg-Leipzig-Halle  und  der  schlesischen  Gebiigsbahn  (Lau- 
ban-Königszelt  mit  -südlichen  Abzweigungen)  in  Angriff  ge- 
.iiommen.    Der  Krieg  hat  diese  Arbeit  unterbrochen."  Sie  ist 
im  November  vorigen  Jahres  wieder  aufgenommen  worden 
und    soll  so  geföidert  werden,    daß  der  Betrieb  auf  beiden 
Strecken   etwa    Mitte  1920    in   dem  ursprünglich  geplanten- 
Umfange  möglich  isein  wird.     Eine  bei  Kriegsausbruch  be- 
reits   vollendete    Teilstrecke   der   schlesischen  Gebirgsbahn 
konnte  die  ganze  Krieg'szeit  hindurch  betrieben  werden,  wo- 
durch es  möglich  wurde,  die  Einrichtungen  zur  Erzeugung 
und    Verteilung    der    elektrischen  Arbei"t  —  darunter  "eine 
Fernleitung   mit    80  00O    Volt   Leerlauf  Spannung    und  eine 
.Vnzahl  neuer   Lokomotivformen   von   imgewöhnlich  hoher 
Leistung   bis   zu  3000  PS.  —  gründlich  zu  erproben.  Schon 
bei  den  vorerwähnten  beiden  Strecken  ist  daran  gedacht  wor- 
den, aus  den  Brennstoffen  Düngesalze  und  Teererzeugnisse 
herauszuholen  und  die  Kraftwerke,  dre  durch  den  Eisenbahn- 
betrreb  allem  nur  mäßig  ausgenutzt  werden,  durch  Abgabe 
elektrischer   Arbeit   für  andere  Zwecke  (Landesversorgung. 
Herstellung  chemischer  und  metallurgischer  Erzeugnisse  in 
angeghedeiten    Nebenbetrieben)     auf    hohe  Jahresbetriebs- 
stunden   zu   bringen.    Daraals  waren  die  Hilfsmittel  hierzu 
noch  zu  wenig  entwickelt.    In  der  Kriegszeit  ist  dies  nach- 
geholt worden,  sodaß  die  Verwirklichuug    jener  Gedanken 
heute  möglich  ist.    Dies  soll  unter  Nutzung  der  neuesten  Er- 
fahrungen   (Uiteererzeugung)    erstmalig    bei  dem  zunächst 
auszuführenden  elektrischen  Betrieb  auf  den  Berliner  Stadt-. 
Eing-  und  Vorortbahnen  geschehen,  zu  dessen  Vorbereitung  der 
frühere  Landta,g  seinerzeit  25  Millionen  Mark  bewilligt  hatte 
Bei  den  elektrischen  Lokomotiven  wird  gegenwärtig  mit  Er- 
folg daran  gearbeitet,  die  Anzahl  der  Grundfoiinen  auf  einige 
wenige  (3  bis  4)  zu  vei mindern  und  die.'i?  so  zu  gestalten, 
daß  «16  geringe  Unter  haltungiskosten.  einfache  Wirtschafts- 
einrichtungen und  große  Jahresleistungen  ergeben.    Um  die 
Betriebskcsten  der  Kraftwerke  zu  vermindern,  wird  geplant, 
auf  den  elektrischen    Strecken    eine  Anzahl  für  die  Kraft- 
werksbelastung ungünstig  liegender  Züge  mit  Öllokomotiven 
(Diesellokomotiven  oder  dergl.)  zu  befördern,  die  das  bei  der 
Vergasung  fallende  Treiböl  verarbeiten.    Militärisch  ist  dies 
bedeutsam,  werl  dadurch  für  einen  erheblichen  Teil  (etwa 
K)  des  gesamten  Lokomotivbestandes  Freizügigkeit  gewahret 
bleibt.    Die  Schwierigkeiten,  die  anfänglich  der  Landesver- 
sorgung aus    Ei.scnbahnkraft werken   wegen  der  besonderen 
btromform    des  Bahnbetriebes  entgegenstanden    «ind  iffzwi- 
schen  beseitigt  worden   (Gleichrichter,  Bergmänn-Einanker- 
umfoimer).    Auch  ist  es  gelungen,  gegen  Störung   und  Ge- 
tahrdung  der  Telegraphenleitungen  Abhilfe  zu  finden.  Der 
allgemeinen  Einführang  der  elektrischen  Zugfördening  bietet 
äich  heute  kein  technisches  Hindernis  mehr.  Wirtschaftlich 
würde  sie  außerordentliche  Vorteile  bringen  und  in  nicht 
geringem    Maße    zur    Milderung  der  wirtschaftlichen  Nöte 
Deutschlands  beitragen. 

~  .I^ie  Rechte  der  württembersischen  Staatseisenbahner. 

m  J<  manzamsschuß  der  württembergischen  Landesversamm- 
ung  M^urde,  wie  wir  dem  Schwab.  Merkur  entnehmen,  die 
Lbemahme  der  württembergischen  Eis-enbahnen  durch  das 
Keich  erörtert;  dazu  MTirde  ein  Antrag  angenommen,  wonach 
voü  der  Staatsregieioing  erwartet  wird,  daß  sie  bei  Überfüh- 
ung  der  wurttembergischen  Verkehrsanstalten  in  die  Ver- 
ivaltung  des  Eeiches  dahin  wirken  werde,  daß  nicht  nur  die 
JFirtschafthchen  und  finanziellen  Interessen  des  Landes,  son- 
lern  auch  die  wohlerworbenen  Eechte  der  zu  übernehmenden 
Beamten  und- Arbeiter,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Ein- 
commens  und  Ruhegehalts,  gewahrt  würden. 

~~  1?'"®.  Erklärung:  des  Eisenbahnbeamtenbundes.    Auf  der 

Tom  12.  bis  14.  April  1919  in  Berlin  abgehaltenen  außerordent- 
ichen  lagung  der  bevollmächtigten  Vertreter  aller  Eisen- 
>ahnbeamt€ngruppen  aus  allen  Teilen  Preußens  wurde  eine 
Entschließung  einstimmig  angenommen,  in  der  es  heißt-  Die 
)reußische  Regierang  hat  durch  die  Tagespresse  in  einer  Er- 
♦.f'^°f^7T      "^J?"^  S.  282  d.  Ztg.)  mit  «chäif- 

1  Maßnahmen  für  den  Fall  eines  Eisenbahnbeamtenstreiks 
.edroht  Gegen  diese  Erklärung  erhebt  der  Eisenbahnbeam- 
enrmnd  schärfsten  Einspruch,  denn  es  war  für  diese  Erklä- 
nng  kein  Grund  vorhanden,  weil  von  der  Organisation  keine 
«treikdrohung  ausgesprochen  worden  war.  Der  Eisenbahn- 
•eamtenbund  erklart  weiter,  daß  er  sich  vorbehält,  selbst  zu 
:ntscheiden,  ob  und  wann  er  das  Mittel  des  Streiks  zur  Durch- 
etzung  .seiner  Forderungen  anw-enden  will 


—  Aiitomobil-Schne!lvt'rbindung-  Berlin-Leipzig.  Der  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten  hat,  wie  die  Herl.  Börs.-Ztg. 
mitteilt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Sächsischen  Ministerium 
des  Innern  dem  Eeiseburcaii  des  Allgemeinen  Deutschen 
Automobrl-Clubs  die  Genehmigung  erteilt,  zur  Befördening 
von  Personen  eine  Kiaftfahr-z.eug-Linie  Berlin— Leipzig  wäh- 
rend der  Zeit  vom  15.  April  bis  15.  Mai  1919  zu  betreiben. 
Dieser  Auto-Schnell-Verkehr  soll  mittels  sechssitzige]  offener 
und  ge.schlossener  Tourenwagen  durchgeführt  werden;  die 
Fahrt  wird  etwa  5  Stunden  betragen. 


Deutschösterreich. 

—  Die  Ausgestaltung  der  Wiener  Stadtbahn.  .Schon  vor  dem 
Kriege  wurden  A^erliandlungeu  über  den  Plan  gejiflogen,  den 
Fernbahn  verkehr  durch  die  Errichtung  eines  Haupt  !>ahnhof  es 
in  Wien  zu.^anniieuzufassien.  Diese  Benatungen  sciiernen  kein 
Ergebnrs  gezeitrgt  zu  -haben,  wobei  auch  die  Platzfrage  für 
den  zu.  errichtenden  Hauptbalmhof  eine  Rolle  gesjnelt  haben 
dürfte.  Im  letzten  Teil  der  '\"erhandliinyeii  ist  7laher  von  der 
Errichtung  eines  llauptbahnhofes  Abstand  genoniineu  worden. 
Die  Staatsbahndirektion  beabsichtio-t  -dafür,  \vi<-  verlautet,  die 
Wrener  Stadlbahn  auszugestalten.  Die  Gürtel-  und  die  Wieu- 
tallmie  «ollen  viergleisig  ausgebaut  werden,  und  auch  die 
Elektrisierung  «oll  ib.oschlos-sene  Sache  is-ein.  Ob  auch  die 
V^erbinduugsbahn  und  die  Vorortelinie  der  Stadtbahn  bei  (li;'>er 
Ausgestaltung  in  Betracht  kommen,  sieht  noch  nwht  fest.  Auch 
bezüglrch  des  Baues  der  Uulergrarndbahn  ist  kein  weiterer 
Fortschritt  zu  verzeichnen. 

—  Belieferung  Deutschösterreichs  mit  deutscher  Kohle  Die 

Verhandlungen  der  d.  ö.  Abgesandterr  mit  dem  Beichskohlen- 
kommissar  Geheimrat  Stutz  wegen  Steigerung  der  Beliefeiuno- 
Deutschösterreichs  mit  deutscher  Kohle  sind  sofort  auf genom"'- 
men  worden,  fülu-ten  aber  zunächst  für  DtHitschösterreich  zu 
keinem  befriedigenden  Ergebnis.  Die  d.  ö.  Abge-san(Uen  be- 
."•aben  sich  isodann  nach  W.eiinar  iiutl  führt.ea  'dort  die  Ver- 
handlungen mit  dem  Reichspräsidenten  Ebert,  dem  ?»liuister- 
präsidenteu  Scheidemiann  und  d-em  Reichsminister'  Erzberger 
tort.  iSowohl  der  Reichspräsident  als  auch  die  Ei'ichsininister 
erkannten  die  «chwierig-e  Lage  Deutscliosteireichs  hmsicht- 
lich  der  Kohlenversorgung  an  amil  stellten  eine  verstärkte  Be- 
lieferung mit  deutscher  Kohle  in  Au&sicht. 

N 

—  Die  ^'erhandIungen  der  österreichischen  Seeschiff ahrts- 
gesellschaften  mit  Italien.  Nach  der  Umwälzung  hat  Italien 
seme  Hand  auf  die  Österreich!  .clicu  Seeschiffahrtsgesellschaf- 
ten  gelegt.  Es  ist  bereits  ber  iebiei,  worden,  daß  eine  italieni- 
sche Unt 

ernehmei:gesell.schaf t  die  Mehrheit  der  Llovdaktien 
erworben  hat.  Die  anilerien  Seeschiffahrtisgesellschafteu  sind 
nicht  m  der  gleichen  Lage  wie  der  Llo\-d,  da  bei  ihnen  kein 
königlicher  Kommissär  eingesetzt  ist>  und  sie  im  Rahmen  der 
Weisungen  des  italienischen  Armeeoberkommando«  ihre  Ge- 
schäfte frei  betreiben  könmeu.  Die  Navigazioue  Libera  hat 
ihre  Schiffe  an  die  italieuisclie  Regierung' verpachtet,  zur  lEr- 
werbung  neuer  Fahrzeuge  22  500  Aktien  ausgegeben  und  bei 
einer  italienischen  Gei^ellschaft  untergebracht.  Die  Naviga- 
zione  Libera  hat  Unterhandiuu'geu  .eing.clciti't,  um  die  im  Bau 
befindlichen  12  Schiffe,  die  einen  Oesamliorinengehalt  von 
116  000  haben,  an  eine  neue  (iesellschaft  zu  uljertragen,  welche 
diese  Schiffe  nach  ihrer  Fertigstellung  übernmaut  imd  au  die 
italienische  Regierung  zrr  ein-eni  Preise  A'erchartert,  der  es 
ermöoiicht,  die  Tonne  luugefähr  auf  ein  Fünftel  des  An- 
schaffunigiswertes  binnen  zwei  Jabren.  heninten-zutilgen.  Die 
Austro-Americana  hat  Avie  die  anderen  öisterreichiseiien  S^ee- 
schiffahrt'.soesellschaften  ihre-  ,Schiffe  an  die  itali-eniscbe  Re- 
gierung zu  20  Lire  für  die  Tonne  Tragfähigkeil  und  (hm 
Monat  verpachtet. 


Tschecho-slowakisohes  Gebiet. 

—  Neutralisierung  des  Ostrau-Karwiner  Gebietes.  Seit 
längerer  Zeit  wird  der  Gedanke  erörtert,  das  Kohlengebiet 
unter  zwischenstaatliche  Verwaltung  zu  stellen,  und  die 
gegenwärtig  in  Teschen  tagende  Enteut(.'k()mmission  hat  dies 
kürzlich  der  Friedenskonferenz  in  Versailles  vorgeschlagen, 
um  den  im  Revier  wohnenden  drei  Natronalitälen  (Deutschen, 
Tschechen  und  Polen)  in  gleicher  Weise  geiecht  zu  werden 
und  den  bestehenden  Arbeiterunruhen  wenigstens  die  natio- 
nalen Ursachen  zu  entziehen.  Sie  erwartet  hiervon  eine 
Hebung  der  Kohlenförderung  ruid  gbichmäßigere  Verteiluni;- 
an  die  einzelnen  Nationalstaaten.  Die  Internationalisierung 
de«  Gebietes  hätte  aber,  auch  die  weitere  l^olge,  daß  die  V'ei- 
waltung  der  Kohlenwerke  in  der  Lage  wäre,  ihren  Betrieb 
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:ni.sschlicßlich  iiacli  kaufinäuuischoii  Uriiiulsälzi  n  zu  t'iiliiL'u 
l'ic  Kohk'.  wüici'C  dann  nicht.  iiM'lir  als  ein  -Mauhi n'iitft_'l  oder 
als  ein  Kompeusat  ioiisobjckt  bohaad'Olt  wfidcn,  soodmu 
k<Minlc  ailcii  Slaat'in  je  nncli  dei-  (Jrößc  ihre.s  Bedarfes  n-lcieh- 
iii.-iHiii  zimiilr  koiniuen. 


übrige  europäische  Länder. 

—  La  Lift-iio  du  45.  Parallele.  Eine  französisch-italieuusc  Ire 
W'reiniiJ'uns;'  lietreibl.  sciiou  ..--.eit  einigen  Jaliren  die  N'^erbesse- 
ning-  U'er  A  ci  bunluiin'  zwr^cdieu  Bordieaax  und  Oberitalien  und 
liat,  ihre  B(  si  i cbuiiij.vn  au(di  während  des  Kriege.s  nicht  ruhen 
las.s-en.  Wahj scheiulich  hat  so^ar  der  Krieg  nnt  der  durch 
ihn  veraulaßten  Aunähernug  von  llalien  an  Frankreich  uml 
d.as  ßestrel)t'n,  d-eu  Verkelir  zwischen  dem  Atlarilrscheu  Ozeau 
null  lialu'ii  deu  w^eil-r   loniludi  gelegenen  A'erbmdungvn, 

die.  d(  ulxdies  G«biet  beriiln  en,  abzulenken,  den  Gedanken, 
(•iiic  iKMie  Veibiudimg  durch  J'^raukreich  herzustellen,  ge- 
to'ih'K.  Da  der  Ausgang  uuilMh'i-  Endpunkt  d.ci  neuen  Ver- 
bindung, Bordeaux  und  Turin-  ungefähr  auf  dem  4.'j.  Längen- 
grad Legen,  v-eifului  dw  Vereuiiguug.  die  früliei  unter' der 
Lc'sung  ..Sniss^c-' ;( can"  arljeiteic,  ilire  Best)  el)uuu"U  jetzt  uu- 
U'i  dem  Schlagwort  „La  Ligne  du  4r>,  Parallele-''.  liie-e  Be- 
zeichnung gi  wihui  noch  (kulaich  au  Bierecht igung,  dati  auch 
dii'  üstHche  rcrt-clzung  ju  der  Richtung  auf  Venedig  zu 
dic-^em  Läugeugraii  folgt.  J)ie  neue  \'erbinilung  soll,  wie 
schon  gesagt,  von  Bordeaux  ausg(dii'u  und  zunächst  die  be- 
stelreuden  Strecken  ih  r  ( >rleaus-Bahu  über  Libourue.  Coutra-s. 
r'erigueux  bis  luuuiges  beuufzeu.  Von  dort  bis  Ganuat,  eine 
Entfernung  von  'etwa  l4(>  km  ui  der  Luftlinie,  soll  eine '  neue 
Balm  über  Sl.  Suliuce  les  Ghamjjs  und  Auzances  gebaut  wer- 
den, um  den  Weg,  der  ohne  einen  solchen  Neul)au  iiber  dre  für 
deu  durchgehenden  \'eikehr  weni.i;-  gi'ciojiete  Strecke  .Mout- 
lu(,-(ui  und  Commeutry  oder  über  Clei  numi  Ferraud  und'  Eiom 
führeu  würde,  abzukurzeu.  \'on  «ianuat  wurde  der  Weg  weiter 
iib-er  St.  Germam  de.s  Fosses,  La  Pacaudiere  und  'Eoanues 
nach  Lyon  fuhren,  doch  werden  auch  andere  Möglichkeiten 
eiorti  il,  z.  B.  der  Bau  einer  neuen  Bahn,  die  bei  La  Pacau- 
diei,^.  abzweigen  und  eine  unmittelbare  A^eibindung  mit  der 
Kis.enbahu  Paray  Je  -AIouial-Kuaunus  der  Paris-Lyon-Mittel- 
lueicrbahn  herstelleu  soll.  Ilieidurcli  wüide  zwar  die  Ent- 
ternung  um  14  km  \-erläugerl,  dafür  aljer  eine  verlorene 
Steigung  von  4li  ni  vermiedeu.  Wegen  der  genannten  Neubau- 
strecdvcn  kommt  auch  in  luage,  die  Ix'steheuden  Bahnen  so 
auszubauen,  dali  sir  sich  tiesser  als  in,ihiem  jetzigen  Zustande 
iuj-  einen  ikirchg(diendeu  Schnellzugverkehr  iCigucu  Von 
Lyon  aus  wurden  dauu  die  Ij-est-elieuden  Verbinduuge.n  mit 
Italien  Uber  die  Schweiz  —  Bourg  oder  Culoz.  Belleo'arde 
(.eilt,  Lausanne  und  deu  Simplon  —  oder  über  Chambeiv. 
-Mottane.  deu  .Mout  Genis  nach  Turin  benutzt  werden.  Die  Ver- 
euiiguug zur  Forderuug  der  vorstehend  beschriebenen  fran- 
zosisdi-italienischeu  Verbindung  hat  sich  neuerdings  an  die 
tranzosisclie  Eegierung  mit  dem  Antrag  gewendet  ihr  Unter- 
nehmen zu  unterstützen. 


Bücherschau. 

—  Prof.  Dl  J.  Steij!,er:  Die  .Schweizerischen  Bundesbahnen : 
iure  lintwickluiiü,-  und  ihre  Leistungen.  Bern  1919.  Verla"- 
von  stampfli      (o.  " 

Diese  Denkschrift  ist  ein  Auszug  aus  einem 
im  Aul  trag  der  koufeienz  der  kantonaieu  Finanzdirek- 
loren  nach  Darstellungen  des  eidgenössischen  statisti- 
s(^heu  Büros  und  d«r  Schweizei isclien  Bundesbahnen  heraus- 
gegebenen Werke  „Der  Finanzhaushalt  der  Schweiz".  Sie  will 
■oiuru  ,  bcrbhok  ui)or  den  AVerdegang  der  Schweizerischen 
Bundesbahnen  (nB.B.)  seil.  Beginn  des  Verstaatlichuno-s- 
werks  Ins  in  die  neueste  Zeil,  gehon  und  zeigen  wie  si(di  der 
l'useubahnbetrieb  und  die  lusenliahufinanzen  unter  der  Bun- 
uesiieihiug  entwickelt  haben. 

Auf  Gruml  der  Botschaft  des  Bundesrats  vom  25.  März  1897 
letr.  deu  Ii  u  c  k  k  a  u  f  d  e  r  s  c  h  w  e  i  z  e  r  i  s  c  h  e  n  II  a  u  p  t- 
'»a- h  ue.  II  sind  im  Jahre  ]9(«  zunächst  die  Jura-Simplon-  die 
AeuL-albahu,  die  Nordostbahu  und  die  Vereini"ten  Schweizer- 
,  verstaatlicht  worden.    Sechs  Jahre  später  kam  die 

'miliardbalm  hinzu,  im  Jahre  1912  eine  auf  Genfer  Gebiet 
hegende  Grenzstreeke,  im  Jahre  1913  die  Neuenburger  Jura- 
ba  iu  und  am  1.  Oktöber  19LS  zw^ei  kleine,  ün  Kanton  Zürich 
gelegene  Bahnen.  d:e  Tösstal-  und  die  Wald-Rüti-Bahn.  Da- 
mit haben  die  S.B.B,  eine  Baulänge  von  2829  km  (davon  72  km 
schmal spnrio-l  erreidit.  Y<^<^  fil.-  den  Rünkknuf  auf '--.PTvendete 
Kapital  behef  sich  auf  1207  Millionen  Frauken.  Steic^er  ist 
der  Ansicht,  daß  dieser  Kaufpreis  im  allgemeinen  den  berech- 
tigten Ansprüchen  d©s  Bundes  und  der  Eisenbahngesellschaf- 


teil  entsprochen*  hat.  Allerdings  mußteu  die  S.B.B,  in  den  seit 
Be.ginu  des  Verstaatlichungswerks  vei\strichenen  15  Jahren 
gr'^ßo  AutM'euduugeu  zur  Ergänzung  und  Verbesse- 
r  u  n  g  d  e  s  Netz  e  s  machen.  Es  handelte  sich  dabei  Aveniger 
um  (leu  l>au  neuer  Strecken,  als  um  die  Herstellung  zweiter 
•  rieise,.  besseier  Signalanlagen,  Bahnunterführungen,  Erwei- 
terung von  Stationsanlagen,  Abkürzung  unwirtschaftlichet 
Sti^ecken  (Hauenstem-Basistunnel !)  usw.  Auch  der  B  e- 
triebsmittelpark  mußte  durch  die  Beschaffung  stär- 
kerer Lokomotivarten,  bequemer-er  und  mehrachsiger  Per- 
sonenwagen und  von  Güterwagen  mit  größerem  'Fassuno-s- 
yermogen  ausgestaltet  werden.  Der  Fahrplan  ist  dui"ch 
Lintiihiung  eines  großzügigen  Ai heiter-  unu  Lokalverkehrs 
Ull  i  durch  Schaffung  durchgehender  Personenzüge  und  zahl- 
.^eicher  Speise-  und  Schlafwagenkurse  verbessert  worden 
Die  Botschaft  betr.  den  Rückkauf  der  Hauptbahnen  bestimmte, 
daß  die  aut  den  Privatbahnen  geltenden  niedrigsten  Tarife 
auf  dem  ganzen  Bundesbahnnetz  Anwendung  finden  sollten. 
Dadurch  ist  der  S.B.B,  eine  große  Belastung  auferlegt  worden. 
Die  Tarife.  \oi  allem  die  der  Rückfahrkarten,  entsprachen 
nicht  den  billigen  Anforderungen  des  Unternehmens  weun 
die  außerordentlich  hohen  Betriel>skosten,  die  in  der  Schweiz 
wc.geu  ('er  Geländeschwierigkeiten  und  des  Mangels  an  eigener 
Kohle  erwachsen,  in  Betracht  gezogen  Averden.  Jedeiifall.- 
haben  die  Eiseubahuübersehiisi-e  nicht  gestattet  neben  <ler 
Bereitstellung  von  Mitteln  für  laufende  Bedürfnisse  noch  Re- 
serven anzusammeln,  die  genügt  hätten,  dem  l^nternehmen 
über  so  schwere  Zeiten,  wie  sie  der  Krieg  auch  für  die 
Schweiz  gebracht  hat.  hinwegzuhelfen.  Steiger  brinof  ein 
sehr  umfangreiches  und  interessantes  statist'isches  Material 
für  die  Jahre  1903  bis  191(i,  aus  dem  sich  ergrbt,  uau  uei 
schöne  Aufschwnng,  den  die  Betriebsleistungen  der 
S.B.B,  seit  der  Verstaatlichung  in  einer  nur  durch  gerin.o-e 
Schwankungen  unterbrocheneu'  steigenden  Bewegung  genom- 
men hatten,  mit  dem  August  1914  eiu  jähes  Ende  gefunden  hat. 
Der  Verkehrsrüo.kgaug,  der  durch  das  Ausbleiben  des  Frem- 
denverkehres und  deu  Abbruch  des  mtoi nationalen  Güterver- 
kehrs gleich  nach  Kriegsausbruch  einsetzte,  erreichte  im  Jahre 
1915,  als  Italien  in  den  Kii^g  eiutrat,  seinen  Höhepunkt.  Im 
Jahie  1916  begann  dann  wieder  eine  leichte  Besserung,  Ui< 
vor  allem  im  Güterverkehr  weiter  zugenommen  hat.  Die 
Zahl  der  Tonnenkilometer  und  vor  allem  der  von  einer  Güter- 
tonne duichschnittUch  zurückgelegten  Kilometer  ist  einmal 
durch  das  Hinzutreten  der  Gotthardbahn  mit  ihren  langen 
Durchgangsstrecken  uud  dauu  auch  infolge  der  Verkehrsver- 
ischiebuugeu  im  Kiiege  erlieblich  gewachsen,  weil  die  aus- 
ländischen jMasseugüter  nur  noch  über  wenige  Grenzpunkte 
(Basel  für  Eisen  uud  Kohlen  unil  Genf  für '  Getr-eide,  Mehl. 
Fett,  Zucker,  Futtermittel  usw.)  in  die  Schweiz  eintraten  und 
von  dort  aus  lango  Bundesbahnsti  ecken  zurückzulegen  hatten. 

Die  finanziellen  Ergebuisise  der  Kriegsjahr-e  sind 
sehr  unerfreulich.  Den  von  der  S.B.B.-Verwaltung  eingeführten 
Tarifmaßnahmen  (Kriegszuschläge,  Beseitigung  von  Aus- 
nahmetarifen usw.)  standen  noch  weit  erheblichere  Kriegs- 
o  p  f  e  r  gegenüber.  Dahin  gehören  die  gewaltigen  Leistim- 
gen  für  die  Militärverwaltung.  Die  Befördeiung  von  390  Mil- 
lionen Personenkilometern  für  Militärtransporte  des  Grenz- 
bewachungsdienstes  mußte  zu  1,35  Cts.  ausgeführt  werden 
gegen  7,&  Cts.  Selbstkosten.  Der  Ausfall  betrug  rund  14  Mil- 
lionen Francs.  Aus  der  Befördeiung  von  anderen  Kriegs- 
transporten  (Vieh,  Materialien)  unter  Selbstkostenpreis  ent- 
stand ein  Aasfall  von  20  Mill.  Frs.  Dazu  kamen  Tarif begün- 
Stiguugen  für  tlie  kriegführenden  Staaten  bei  Beförderung 
von  Kriegsgefangenen,  Sanitätspersouen,  Ki  ankenschwestern 
usw.  in  Höhe  von  2  Mill.  Frs.  Viel  schwerer  Avogen  aber  die 
gewaltig  angewachsenen  A  u  s  g  a  b  e  n.  Im  Anfang  des 
Krieges  versuchte  man  mit  Erfolg,  die  Ausgaben  durch  Nicht- 
besetzung  frei  gewordener  Stelleu,  Einschränkung  unrentabler 
Züge  usw.  eiuzudämmen.  Die  allgemeine  Aut warcsueweguuu- 
der  Löhne  und  der  Kosten  für  alle  Materialien  hat  aber  die 
Schweiz  ebenso  zu  spüren  gehabt,  wie  die  übrigen  europäi- 
schen Länder.  So  kam  es,  daß  die  S.B.B.'  schon  im  Jahre  1914 
ein  P  a  sisi  visald  o  von  rund  9  Millionen  Frs.  auf  das  fol-, 
gende  Jahr  übertragen  mußten  und  sich  dieses  im  Jahre  l»Li 
auf  25,S,  im  Jahr^e  1916  auf  44,5  Mill.  Frs.  erhöhte.  Aus  d^i 
Gewinn-  und  Verlustrechuungen  ergaben  sich  ua(  h  Bei  iiek 
sichtigung  der  Aufwendungen  für  Verzinsung  der  Anleihen 
Tilgung  des  Anlagekapitals,  Einzahlungen  in  die  Spezial- 
fonds usw.  in  den  Kriegsjahreu  1914—1919  Ausgabenübe^- 
■schüsse.  die  sich  in  runden  Zahlen  auf  9.  26.  45,  74.  125  und 
(nach  Voranschlag)  197  Millionen  Frs.  gestellt  haben.  Diese 
Fehlbeträge  müs.sen  wiedeuim  verzinst  und  getilgt  werdeij, 
Wenn  man  auch  hoffen  kann,  daß  mit  Beendigung  des  Kri'Cgts 
allmählich  gesundere  Verhältuisse  eintreten  weiden,  so  wird 
die  Bundesbahnverwaltung  doch  noch  auf  lauge  Zeit  hiuaus  m 
ihrer  Tarif-,  Verkehrs-  und  Finanzpolitik  grol5e  Vorsicht  uwl 
Zurückhaltung-  üben  müssen.  —  i 
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Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Bezeichnung  von  Stationen. 

Eiis^nbahndir-ektionsbezirk  Erfurt  Vom 
1.  Mai  d.  J.  ab  erhält  der  an  der  Bahnstrecke  Neudietendorf— 
Ritschenhausen  belegene  Bahnhof  Zella  St.  Blasii  die  Be- 
zeichnung Zella»  Mehlis  und  der  an  der  Bahnstrecke 
Wernshausen— Zella  St.  Blasii  belegene  Bahnhof  Mehlis  di(^ 
Bezeichnung  Zella  =  Mehlis  West. 


Sächsische  Staatseisenbahnen.  Der  an  der 
hchmalspurlmie  Mügeln  b.  Pirna— Geising=  Altenberg  gelegene 
Bahnhof  Glashütte  hat  die  Bezeichnung  Glashütte  (Sa) 
und  der  an  derselben  Linie  gelegene  Bahnhof  Bärenstein  bei 
Glashütte  dementsprechend  die  Bezeichnung  Bärenstein 
b.  G 1  a  s  h  ü  1 1  e  (Sa.)  erhalten. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 

1.  Nachrufe. 


Am  30.  März  d.  J.  verstarb  in  Loschwitz  bei  Dresden,  seinem  nach  Aus- 
scheiden aus  dem  Staatsdieuste  gewählten  Ruhesitz,  nach  kurzer  Krankheit 
der  Eisenbahndirektionspräsident  a.  D  Wirkliche  Geheime  Oberregierungsrat 

Herr  Johannes  8chnlze-:N^ickel 

im  71.  Lebensjahre. 

Der  Verstorbene,  der  am  1.  Mai  1879  als  Gerichtsassessor  in  den  Dienst 
der  btaatseisenbahnverwaltung  eintrat,  war  v«m  1.  Mai  1905  bis  31.  Oktober  1913 
Präsident  der  Eisenbahndirekiion  in  Posen 

Ausgestattet  mit  den  vornehmsten  Charaktereigeni'chafteD  und  beseelt 
von  dem  Bestreben  wohlwollendster  Fürsorge  für  das  gesamte  Personal  hat 
der  Verstorbene  sich  der  Wertf-chätzung  und  HochachtUDg  bei  Mitbeamten  wie 
bei  Untergebenen  in  hohem  Maße  zu  erfreuen  gt  habt. 

Seine  allseitig  geschätzte,  verdienstvolle  Wirksamkeit  sichert  ihm  unser 
ehrendes  Gedenken  auch  über  das  Grab  hinaus. 


Posen,  den  7.  April  1919. 

Der  Präsident, 
die  Mitglieder  und  Hilfsarbeiter  der  Eisenbahndirektion. 


(475) 


Am  5.  April  1919  verschied  im  54.  Lebensjahr  der  Eisenbahn -Verkehrs- 
inspektor 

Herr  Paul  Wehner  in  Schneidemühl. 

Der  Verstorbene  gehörte  über  32  Jahre  der  Staatsei,enbahnverwaltung 
an  und  war  seit  dem  l.  Juni  1910  als  Vorstand  des  Eisenbahnverkehrsamtes 
m  bchneidemuhl  tätig. 

rp"  u  y^}^  <^^™  zu  früh  Dahingeschiedenen  einen  durch  fachliche 

luchtigkeit,  Pflichttreue  und  persönliche  Liebenswürdigkeit  ausgezeichneten 
Mitarbeiter,  dem  wir  dauernd  ein  ehrendes  Andenken  bewahren  werden 

Bromberg,  den  13.  Apnl  1919.  '  (477^ 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 


Binnen  -  Gütertarif     der  Sächsischen 
Staatseisenbahnen. 

Vom  20.  April  1919  an  gelten  die 
Frachtsätze  der  Ausnahmetarife  2 
( Rohstoff t-arif)  für  Gaskoks,  von  Gas- 
anstalten versendet,  6a  für  Stein- 
kohlen usw.  und  6b  für  Braunkohlen 
usw.  nur  bei  Verwendung  der  Sendun- 
gen im  Inlande,  nicht  auch  in  Öster- 
reich-Ungarn. Als  Inland  gilt  femer 
nur  noch  das  Gebiet  des  Deutschen 
Reiches.  Das  sofortige  Inkrafttreten 
der  Maßnahme  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  6  G 
EVO.  (RGBl.  1914,  S.  455). 

Dresden,  am  15.  April  1919.  (479) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen. 

Preußisch-Hessisch-Bajerischer 
Tierverkehr. 

Vom  20.  April  d.  J.  ab  treten  im 
Verkehr  der  Station  Farge  geringe 
Kürzungen  der  Entfernungen  und  Er- 
mäßigungen der  Frachtsätze  in  Kraft. 

Erfurt,  den  14.  April  1919.  (478) 
Eisenbahndir  ektion. 

Süddeutsche      Donau-  Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Der  durch  Ausschreiben  in  der  Zei- 
tung des  Vei^ins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen Nr.  3  vom  11.  Jan. 
1919  eingeführte  Zuschlag  vom  Wert 
für  die  Verwahrung  von  Gütern  wird 
für  Güter,  die  ab  15.  April  1919  zur 
Auflieferung  kommen,  auf  k%  er- 
mäßigt. Der  Zuschlag  wird  ohne 
Rücksicht  darauf  erhoben,  ob  die  Güter 
mit  oder  ohne  vorherige  Lagerung 
zur  Beförderung  gelangen. 

München,  den  10.  April  1919.  (476) 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  in.b.H. 

Cassel-Wilhelmsh  öhe 

Über  45000  Heifidampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 

f^^*^'  im  Betrieb  und  Bau  befindlicK 

Einbau  erfolgt  durch  die  lizenzberechtigten  Lokomotivfabriken  == 


DrucKscHriften  Kostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaaten 
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Stauungen    und  Zugaufistellgleise 

1  Kri«Ä'sbetri«ll>e. 

tferhöhungen   b^ei  der  Entente. 

tLrichten. 

eutschland.  Ausstandsbewe- 
ffung  und  Eis'enbalinV'erkehr.  — 
Abfahrt  des  ersten  Sonderzuges 
nach  Versailles.  —  Der  Eisen- 
bahnverkehr am  1.  Mai.  —  Auf- 
enthalte nur  zum  Ein-  oder  Aus- 
steigen von  Beisenden.  —  Ent- 
schädigung bei  Nichtausfühi'bar- 
keit  des  Umzugs  nach  ausgespio- 


1  n  h  a  1  tt 

chener  Versetzung.  —  Eisenbahn- 
unglück in  Groß  Strehlitz  (Schle- 
sien). —  Das  bayerische  Staats- 
ministerium für  Verkehrsangele- 
genheiteu.  —  Versetzung  der 
ältei-en  Beaonten  in  den  Ruhestand 
in  Sachsen.  —  Ausbau  der  Wasser- 
straßen. —  Personalnachrichten. 
Deutschösterreich.  Verbes- 
serung des  Eisenbahnverkehrs.  — 
Die  Durchrechnung  der  Staats- 
bahntarife  aufgehoben.  —  Zvfi- 
schenstaatliche      Zählungen  des 


Fahrparkes.  —  Ausbau  der  W'Bst- 
bahn.  —  Einnahmen,  der  Aussig- 
Tepiitzer  und  der  Buschtieluader 
Eisenbahn  im  ersten  Viertel.ialir 
1919.  —  Südbahn. 

Übrige  europäische  Län- 
d  e  r.  Der  Aufmarsch  des  eng- 
lischen Heeres. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zugstauungen  und  Zugaufstellgleise  im  Kriegsbetriebe. 


ie  betriebliche  Behandlung  der  Stauungserscheinungen 
ihlossener  Zugbewegungen,  wie  isie  besonders  im  Kriegs- 
iebe vorgekommen  sind,  vpird  einen  breiten  Raum  in  den 

erwartenden  Darstellungen  und  Zergliederungen  des 
egsbetriebes  der  Eisenbahnen  einnehmen.    In  den  folgen- 

Zeilen  mögen  zunächst  kurz  die  Einzelheiten  einer  der- 
gen  Stauung  verfolgt  und  sodann  an  einem  Beispiel  die 
eutung  einer  reichlichen  Zahl  von  Zugaufstellgleisen  dar- 
in werden. 

nter  „Aufstellung"  eines  Zugesi  wird  die  Zurückhaltung 
'S  Güter-  oder  Militärzuges  auf  unbestimmte  Zeit  auf 
>m  Bahnhof  mit  besonders  dazu  eingerichteten  Gleisen, 
Aufstellgleisen,  verstanden.  Sie  wird  vorgenommen,  um 
Hauptgleise  von  in  der  Zugrichtung  vorwärts  liegenden 
nhöfen  vor  Übierfüllung  zu  ischützen.  Lokomotive  und 
personal  werden  von  dem  aufgestellten  Zuge  f ortgenom- 
i.  Hieraus  geht  hervor,  daß  Güterüberholungsgleise  nie- 
ä  als  Zugaufstellungsgleise  in  Rechnung  gestellt  werden 
'en,  da  sie  zur  Durchführung  des  planmäßigen  Betriebes 
g  sind  und  die  Regelmäßigkeit  dieses  Betriebes  gerade 
ih  Aufstellgleise  gesichert  werden  soll, 
ir  Erläuterung  einer  Betriebslage,  welche  zur  Zugaufstel- 
:  führt,  diene  Abb.  1.    Der  Bahnhof  A  (Umschlagpunkt) 

 3         I  — I  1  h- 

^  E>  C    C,      D  E 

Abb  1. 

las  Ziel  einer  Zugbewegung,  der€n  Rückstrom  (in  den 
iten  Fällen  Leerwagen),  um  das  Beispiel  einfach  zu  ger 
euj  ebenfalls  die  Strecke  A — E  benutzen  möge.  Unter 


dem  Bahnhof  A  kann  man  sich  einen  Spitzenbahnhof  einer 
Kriegsbahn,  einen  Spurwechsel-(Umlade-)bahnhof,  Hafen- 
bahnhof  mit  Massengüterumschlag  oder  auch  den  Sammel- 
bahnhof eines  Zechengebietes  vorstellen.  Jedenfalls  muß  er 
die  Bedingung  erfüllen,  daß  auf  oder  hinter  ihm  keine  Auf- 
stellmöglichkeit für  Züge  der  betrachteten  Bewegung  mehr 
vorhanden  ist,  also  der  tägliche  Zustrom  an  Zügen  in  Rich^ 
tung  BA  gleich  dem  Rückstrom  in  Richtung  AB  sein  muß. 
B,  C,  D  seien  Bahnhöfe  mit  Aufstellmöglichkeit,  zugleich 
Lokomotiv-  und  Personalstationen.  Die  tägliche  Durch- 
schnittsumschlagleistung von  A  sei  c  Züge  täglich.  Hierauf 
sei  auch  der  Tageszulauf  in  E  mit  c  Zügen  täglich  eingestellt. 
Sinkt  nun  die  Leistung  von  A  (etwa  durch  Wagenmangel  der 
Anschlußbahn,  Versagen  der  Umladeeinrichtungen,  Schiffs- 
raummangel, Betriebsstockungen  im  Zechengebiet)  auf  b  Züge 
täglich,  ohne  daß  der  Zulauf  von  täglich  c  Zügen  in  E  ver- 
ändert werden  kann,  so  werden  nach  n  Tagen 
(c— b)  n  =  Z 

Züge  auf  den  Bahnhöfen  B,  C,  D  aufgestellt  sein.  Der  Rück- 
strom während  dieser  Zeit  beträgt  b  Züge  täglich,  die  Zahl 
der  Leerfahrten  von  Lokomotiven  und  Personal  von  D  nach 
E  also  täglich  c — b,  nach  n  Tagen  ebenfalls  (c — b)  n  =  Z. 
Daraus  ergibt  sich  folgender  Satz:  Beim  Aufbau  einer  Stau- 
welle werden  in  jedem  Streckenabschnitt  soviel  Lokomotiv- 
und  Personalleerfahi'ten  verbraucht,  wie  die  Gesamtzahl  der 
zwischen  diesem  Streckenabschnitt  und  dem  Umschlagbahn- 
(  ■  .Tut'.yeslellten  Züge  beträgt. 

Der  Abbau  der  Stauwelle  geschehe  nach  Verlauf  von  n  Ta- 
gen dadurch,  daß  unter  Beibehaltung  des  täglichen  Zulaufs 
c  in  E  die  Tagesleistung  von  A  auf  a  Züge  gesteigert  werde, 
wobei  a>o,  aber  innerhalb  der  Leistungsfähigkeit  der  Strecke 
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A — E  sei.   Die  Anzahl  der  in  dieisem  Zeitpunkt  aufgestellten 
Züg'O  ist  Z.   Die  Stauwelle  ist  dann  abgebaut  nach  m  Tagen, 
wobei  m  sich  ergibt  aus  der  Beziehung: 
(a — c)  m  =  Z. 

Während  dieser  Zeit  beträgt  der  Hinstrom  auf  Strecke  ED: 
c  Züge  täglich,  der  Eückstrom  a  Züge,  es  sind  also  im 
Streckenabschnitt  ED  wiederum  (a— c)  m  =  Z  Lokomotiv- 
and  Personalleerfahrten  erforderlich.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  beim  Abbau  der  Stauwelle  nochmals  die  gleiche  Anzahl 
an  Lokomotiv-  und  Personalleerfahrten,  diesmpJ  in  entgegen- 
gesetzter Richtung,  verbraucht  wird,  wie  beim  Aufbau,  im 
ganzen  also  2  Z.  Dieses  gilt  auch,  wenn  man  nicht  b,  son- 
dern c  oder  beide  Größen  veränderlich  annimmt. 

Liegen  die  Aufstellgleise  auf  einem  nicht  mit  Lokomotiv- 
und  Personalstation  versehenen  Bahnhof  Ci,  zwischen  C  und 
D,  so  entstehen  für  jeden  in  Ci  aufgestellten  Zug  die  in 
Abb.  2  angegebenen  Leerfahrten,  falls  die  Strecke  C— D  nur 
von  D  aus  bedient  wird.    Die  Fahiten  2  und  3  stellen  eine 


5  ^  Ii  C       C.  D 


^uföau 
der 

•\  ^ 

Aufbau 
der 
Stauwelle 

3  

der 
Staw^eiie 

der 
Siauwe/le 

——.  Vollfahiten.   Lokomr>tiv-Leerfahrtcn. 

>bb.  2.  Abb.  3. 


Vermehrung  der  unwirtschaftlichen  Leistungen  gegenüber 
der  Anordnung  von  Aufstellgleisen  auf  Bahnhöfen  mit  Loko- 
motiv- und  Personalstation  dar.  —  Bringt  man  jedoch  nach 
Abb.  3  den  aufzustellenden  Zug  beim  Aufbau  der  Stauwelle 
durch  Lokomotive  und  Personal  von  D  nach  Ci,  und  holt  ihn 
beim  Abbau  der  Stauwelle  mit  Lokomotive  und  Personal  der 
Station  C  von  Ci  nach  C,  so  tritt  keine  Vermehrung  der  Leer- 
läufe gegenüber  dem  Fall  der  Aufstellgleise  auf  Lokomotiv- 
und  Personalstation  ein.  —  Diese  Betriebsführung  erfordert 
jedoch,  falls  Ci  nicht  planmäßige  Lokomotiv-Wechselstation 
ohne  stationierte  Lokomotiven  ist  —  ein  Fall,  der  in  Deutsch- 
land selten  ist  —  besondere  Aufmerksamkeit  der  Zugleitung, 
die  man  nicht  immer  ^'oraussetzen  kann. 

Die  Anordnung  von  Zugaufstellgleisen  am  Orte  der  Loko- 
motiv- und  Personalstationen  ist  daher  jeder  Anordnung  sol- 
cher Gleise  auf  Zwischenstationen  vorzuziehen. 

Die  unwirtschaftlichen  Aufwendungen  für  eine  Stauwelle 
setzen  sich  im  wesentlichen  aus  fünf  Faktoren  zusammen: 

1)  Entziehung  des  aufgestellten  Wagenmaterials  aus  dem 
normalen  Umlauf, 

2)  Aufwendungen  für  die  oben  abgeleiteten  Leerfahrten 
der  Lokomotiven  und  Personale, 

3)  Unterhaltung  und  Verzinsung  der  baulichen  Anlagen  für 
die  Aufstellgleise, 

4)  Eisiko  des  Verlustes  und  der  Beschädigung  des  Inhal  Is 
der  Güter  während  der  Aufstellzeit, 

5)  Verzinsung  des  Wertes  der  Güter  während  der  Aufstell- 
zeit. 

Die  Vermeidung  jeder  Stauwelle  liegt  also  im  dringenden 
Intereaste  der  Eisenbahnverwaltung,  in  der  die  Welle  auftritt. 
Sie  ist  aber  nur  möglich,  wenn  der  Zulauf  zu  den  Umschlag- 
punkten von  weit  her  der  augenblicklichen  Leistungsfähig- 
keit dieser  Punkte  angepaßt  wird,  wobei  oft  eine  Abstoppung 
des  Zulaufs  bis  an  die  weitverzweigten  Ursprungsorte  des 
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Verkehrs,  also  Versandsperren  in  den  Werken  oder  Verlade 
sperren  bei  den  Truppenteilen,  nötig  wird.  Hierfür  sind  abei 
zuverlässige  Nachrichtenmittel  und  eine  straff  arbeitendi 
„Behördendisziplin"  Voraussetzung.  Gerade  im  Kiiegsbe 
triebe  fehlten  aber  diese  Voraussetzungen  oft.  Gehören  di< 
anschließenden  Bahnen  noch  dazu  Verwaltungen,  die  von  dei 
betroffenen  Bahn  eine  gewisse  Unabhängigkeit  haben,  so  is 
mit  einer  straffen  Durchführung  von  Sperr-  und  Abrufver 
fahren  kaum  zu  rechnen.  Dann  ist  die  Anlage  einer  mög 
liehst  reichlichen  Zahl  von  Aufstellgleisen  an  den  Zufahi- 
strecken  zu  den  Umschlagpunkten  A  (Abb.  1)  das  einzig« 
Mittel,  um  auch  unvorhergesehene  Stauwellen  elastisch  auf 
zufangen,  ohne  daß  der  normale  Betrieb  der  Strecke  durcl 
Besetzung  der  Überholungs-  oder  gar  der  Hauptglei«>e  gefähr 
det  wird.  Die  Entfernung  der  Bahnhöfe  mit  Aufstellgleisei 
vom  Punkte  A  ist  gleichgültig,  falls  nur  die  Strecke  bis  zun 
weitest  gelegenen  Aufstellgleis  unter  der  wirksamen  Kon 
trolle  einer  Zugleitung  steht,  welche  die  Besetzung  und  Räu 
mung  der  AufsteDgleise  nach  den  Bedürfnissen  des  Bahnhof. 
A  regelt.  Solche  Zugleitungen  sind  als  Folge  der  Anforde 
rangen  des  Kriegsbetriebes  bei  den  preußisch-hessischer 
Staatsbahnen  und  im  Feldeisenbahnnetz  überall  eingeführt. 

Ein  Beispiel  für  den  außerordentlichen  Nutzen  von  Zug 
aufstellgleisen  gebe  die  folgende  Einzelheit  aus  dem  Ab' 
marsch  der  deutschen  Trappen  aus  der  Ukraine  (November 
1918  bis  Januar  1919). 

Die  s.  Zt.  unter  der  Aufsicht  der  deutschen  Betriebskom- 
mission  Gomel  stehende,  von  der  Verwaltung  der  polessischen 
Eisenbahnen  (russische  Staatsbahn)  betriebene  Strecke  Bach- 
matsch—Gomel— Pinsk  (Spurwechselbahnhof)  bildete  die 
nördlichste  der  drei  Abmarschlinien  des  deutschen  Be- 
satzungsheeres (Abb.  4)  der  Ukraine.    Die  Strecke  ist  von 


Abb.  4. 


Bachmatsch  bis  Luninez  zweigleisig,  von  Luninez  bis  Pinsk 
war  das  zweite  Gleis  von  den  Russen  während  des  Krieges 
zur  Gewinnung  von  Material  für  andere  Bahnen  aufgenom- 
men. Die  Kampffront  verlief  von  Ende  1915  bis  Anfang  1918 
in  engem  Bogen  östlich  Pinsk ;  die  Strecke  ist  von  den  Russen, 
z.  T.  erst  während  des  Krieges  planmäßig  als  Hauptetappen- 
linie ausgebaut  worden. 

Eine  große  Menge  von  Wasserstationen  in  Entfernungen 
bis  auf  11  km  herab,  ausgedehnte  Holzlagerplätze  —  die  Lo- 
komotiven wurden  während  des  Krieges  mit  reiner  Holzfeue- 
rung gefahren  — ,  weiträumige  Proviantämter  und  Kriegsver- 
pflegungsanstalten und  nicht  zum  letzten  eine  auffallend 
große  Zahl  von  Zugaufstellungsgleisen,  von  Bachmatsch  bis 
Pinsk  54,  machten  die  Strecke  für  den  russischen  Kriegsbe- 
Irieb  hervorragend  brauchbar.  Wie  die  Erfahrungen  in  jäh- 
riger Zusammenarbeit  mit  den  russischen  Eisenbahnverwal- 
tungen gelehrt  haben,  rechnete  der  russische  Ki'iegsbetriel) 
von  vornherein  mit  lockerer  Ausnutzung  weiträumiger  und 
reichlicher  Betriebsanlagen  und  Betriebsmittel  im  Gegensatz 
zum  deutschen  Kriegsbetrieb,  welcher  den  Heeresanforde- 
rangen  mit  angespannter  Ausnutzung  beschränkter  Anlagen 
und  Betriebsmittel  durch  straffe  Betriebsführung  gerecht  zu 
werden  versuchte. 


-   326  - 


LIi-  Jahrgans 
30.  April  1019 


—    327  — 


Nr.  32 


Die  in  Luninez,  Kalenkowitschi  und  Gomel  eiomündenden 
S€itenstrecken  waren  wälirend  des  größten  Teils  des  Ab- 
marsches teils  von  aufständischen  Banden,  teils  von  Truppen 
der  großrussischen  Räteregierung  besetzt  und  nicht  betriebs- 
fähig, der  Eücklauf  des  Deermaterials  also  bis  Bachmatsch 
an  die  Stammstrecke  gebunden.  Die  Betriebsverhältnisse 
glichen  dem  Beispiel  in  Abb.  1.  Kalenkowitschi  ist  plan- 
mäßige Lokomotivwechselstation  ohne  stationierte  Lokomo- 
tiven und  Personale,  entsprechend  der  Station  Ci  in  Abb.  3. 

Bei  Beginn  der  Bewegung  Mitte  November  1918  war  eine 
Umfadung  von  zwei  Transportzügen  täglich  in  Pinsk  voraus- 
gesehen. Der  Zulauf  von  Eichtung  Charkow  in  Bachmatsch 
betrug  dementsprechend  ebenfalls  zwei  Züge  täglich.  Die 
T^mladeleistung  in  Pinsk  blieb  nun  dauernd  hinter  der  ge- 
nannten Zahl  zurück,  da  dem  Bahnhof  nicht  genügend  deut- 
sches Leermaterial  zugeführt  werden  konnte.  Sie  betrug  bis 
Ende  Dezember  1918  (40  Tage  lang)  durchschnittlich  täglich 
nur  1,4  Züge.  Es  hatte  sich  zu  diesem  Zeitpunkt  eine  Stau- 
welle von  25  aufgestellten  Zügen  gebildet.  Da  die  Aufstell- 
möglichkeit der  ganzen  Strecke  54  Züge  beträgt,  lag  hierin 
noch  keine  Verstopfungsgefahi-.  Eine  Regelung  des  Zu- 
flusses von  Transportzügen  in  Bachmatsch  war  inzwischen 
praktisch  unmöglich  geworden,  da  die  telegraphische  Verbin- 
dung mit  den  Nachbarverwaltungen  oft  tagelang,  später  ganz 
versagte  und  diese  Dienststellen  auch  nicht  mehr  in  der  Lage 
waren,  bei  dem  stürmischen  Drang  der  Truppen  zur  Heimat 
einmal  verladene  Transportzüge  planmäßig  zurückzuhalten. 

Von  der  Betriebskommission  Gomel  wurde  auch  gamicht 
der  Versuch  gemacht,  den  Zufluß  nach  Bachmatsch  zu  ver- 
ringern, da  sich  inzwischen  die  Aufstellung  von  Transport- 
zügen auf  den  vrichtigeren  Bahnhöfen  als  beträchtlicher  mili- 
tärischer Vorteil  herausgestellt  hatte.  Die  Transportzüge 
waren  sämtlich  mit  roher  Verpflegung  für  30  Tage  und  mit 
Kocheinrichtungen  versehen,  daher  unabhängig  von  Kriegs- 
verpflegungsanstalten. Während  nun  der  planmäßige  Bahn- 
schutz mehr  und  mehr  versagte,  reichte  der  Zusammenhalt 
der  Truppen  noch  zur  Selbstverteidigung  etwa  bis  .zum  Batail- 
lonsverbande herauf  aus.  Die  verladenen  Truppen,  diien 
T] ansportzüge  z.  T.  behelfsmäßig  als  Kampf züge  eingerichtet 
waren,  bildeten  so  selbsttätig  einen  Schutz  der  wichtigen 
Bahnhöfe  und  Lokomotivdepots  gegen  Angriffe  vod  Banden 
und  regulären  Truppen,  auch  nachdem  jeder  ortsfeste  Schutz 
sich  bereits  aufgelöst  hatte.  Es  wurden  sogar  die  vorüber- 
gehend in  die  Hand  von  großrussischen  Sowjettruppen  gefal- 
lenen Bahnhöfe  Snowskaja,  Kalenkowit.schi  und  Luninez  von 
solchen  Transportzügen"  wiedergenommen,  darunter  Kalenko- 
witschi zweiaial,  und  durch  Aufstellung  mehrerer  Züge  in 


den  Aufstellgleisen  gesichert.  Ferner  wurden  zwei  böswil- 
lige Streckensperrungen  zwischen  Bachmatsch  und  Gomel 
teils  mit,  teils  ohne  Unterstützung  der  örtlichen  Eisenbahn- 
organe  beseitigt  und  die  Strecke  wieder  fahrbar  gemacht. 

Mit  Ende  des  Jahres  1918  setzte  ein  reichlicherer  Leer- 
wagenzufluß von  deutscher  Seite  nach  Pinsk  ein,  die  Leistung 
der  Strecke  Bachmatsch-Pinsk  konnte  jedoch  zunächst  nicht 
über  zwei  Züge  täglich  gesteigert  werden,  da  inzwischen 
ein  von  der  großrussischen  Regierung  organisierter  politi- 
scher Streik  den  Eisenbahnbetrieb  lähmte.  Ein  geringer  Be- 
trieb wurde  mit  deutschem  freiwilligem,  überwiegend  unge- 
übtem Personal  aufrecht  erhalten. 

Nach  Beilegung  des  Streik«  am  5.  Januar  d.  J.  schnellte 
die  Leistung  der  Strecke  auf  5—6  Züge  täglich  hinauf;  da 
auch  Pinsk  infolge  erweiterter  Umladeanlagen  und  guten 
Wagenzulaufs  diese  Umladeleistung  erreichte,  konnte  die  ge- 
samte Transportaufgabe,  zunächst  durch  Abbau  der  Stau- 
welle und  endlich  durch  Nachziehen  versprengter  in  Bach- 
matsch eintreffender  Transport  züge,  bis  21.  Januar  erfüllt 
werden. 

Die  Durchführung  der  Transportbewegung  in  der  geschil- 
derten Weise  ist  zum  guten  Teil  durch  das  Vorhandensein 
einer  reichlichen  Zahl  von  Aufstellgleiseu  ermöglicht  worden. 
Ihr  Fehlen  hätte  bei  dem  elementaren,  durch  keine  Betriebs- 
maßnahmen einzudämmenden  Nachdringen  von  Transport- 
zügen schon  in  den  ersten  Tagen  der  Bewegung  zu  Verstop- 
fungen der  Hauptgleise  und  damit  zur  Lahmlegung  der 
Strecke  geführt. 

Das  Schicksal  der  Armee  Napoleons  1812  ist  demnach  einem 
großen  Teil  unserer  Truppen  durch  weitsichtige  Baumaßnah- 
men der  russischen  Eisenbahnverwaltung,  die  der  russischen 
Betriebsführung  und  der  Möglichkeit  von  Unregelmäßigkeiten 
Rechnung  trugen,  erspart  geblieben. 

Allgemein  läßt  sich  sagen:  Im  geregelten  Betriebe  müssen 
Stau  wellen  wegen  ihrer  wirtschaftlichen  Folgen  durch  guten 
Nachrichtendienst,  straffe  Betriebs-  und  Verkehrsdisziplin 
auf  der  ganzen  Länge  der  Zufahrtstrecken  zu  Umschlagbahn- 
höfen zu  vermeiden  gesucht  werden;  ist  jedoch  auch  nur  mit 
der  Möglichkeit  einer  Lockerung  in  der  Nachrichtenübermitte- 
lung oder  der  Betriebsführung  zu  rechnen,  so  gibt  eine  aus- 
reichende Zahl  von  Zugaufstellgleisen,  möglichst  am  Orte 
der  Lokomotivstationen,  der  Zufahrtstrecke  eine  Elastizität, 
welche  vor  weiteren  Betriebserschwerungen  und  der  Gefahr 
der  Lahmlegung  der  Strecke  durch  Verstopfen  der  Haupt- 
gleise schützt. 

Hannover,  April  1919. 

Dempwolff,  Reg.-Baumeister. 


Tariferhöhunecen  bei  der  Entente. 


Die  Entwertung:  des  Geldes  hat  die  Eisenbahnen  allenthalben 
gezwuns'en,  ihre  Tarife  zu  lerhöhen ;  die  Leser  dieser  Zeitung 
sind  hierüber,  soweit  die  Mittelmächte  in  Frage  kom- 
men, eins-ehend  untenichtet  worden.  Auch  aus  den  Ländern 
der  Entente  sind  Nachrichten  über  die  Erhöhung  der  Eisen- 
bahntarife zu  uns  gelangt ;  wir  wissen,  daß  auch  dort  der 
Verkehr  hierdurch  stark  belastet  worden  ist.  Zu  der  Ent- 
wertung des  Geldes  trat  als  Grund  für  diese  Erhöhung  noch 
der  Umstand,  daß  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  durch  den 
Mangel  an  Arbeitskräften,  Betriebsmitteln,  Kohlen  usw.  so  er- 
schwert wurde,  daß  es  nötig  war,  durch  hohe  Tarife  ab- 
.«chreckend  auf  Reisende  und  Verfrachter  zu  wirken  und  so 
den  Umfancr  des  Verkehrs  niedrig  zu  halten.  Das  Amtsblatt 
des  enfflischen  Handelsministeriums  veröffentlicht  eine  Vh<-r- 
«icht  über  die  Erhöhungen,  und  wir  entnehmen  diesem  Be- 
richt die  folgenden  Angaben  über  die  Tarifmaßnahmen  in  den 
Ländern  der  Entente.  Unsere  Quelle  reicht  bis  zum  August 
des  vong-en  Jahres.  Bis  dahin  waren  in  England  die 
Gütertarife  allgemein  noch  unverändert  geblieben,  während 
dl«  Personen  fahrpreise  vom  1.  Januar  1917  an  um  50% 
erhöht  worden  waren.  Dann  wurde  die  Auseabe  von  Dauer- 
karten eingeschränkt  und  deren  Preise  um  10  bis  20%,  .je  nach 
der  Entfernung,  erhöht;  die  Preisermäßigungen  für  Neben- 


karten, mit  Ausnahrae  derjenigen  für  Schülerkarten,  wurden 
ganz  aufgehoben  Durch  die  unveränderte  Beibehaltung  der 
Gütertarife  unterscheidet  sich  Enejland  wesentlich  von  den 
anderen  Ländern,  namentlich  auch  von  den  Vereinigten 
Staaten.  Über  die  beträchtlichen  Erhöhungen  der  amerika- 
nischen Gütertarife  ist  wiederholt  berichtet  worden,  der  Voll- 
ständigkeit halber  seien  sie  aber  auch  hier  mit  erwähnt.  Im 
Herbst  1917  traten  die  amerikanischen  Eisenbahnsresellschaf- 
ten  an  das  Bundesverkehrsamt  mit  dem  Antrage  heran,  ihre 
Tarife  verdoppeln  zu  dürfen.  Vorher  war  schon  zwischen  den 
Eisenbahngesellschaften  und  den  großen  Verfrachtern  Ein- 
verständnis darüber  erzielt  worden,  daß  die  Wagenstande-elder 
verdoppelt  werden  sollten.  Bei  der  Übernahme  der  Eisen- 
bahnen durch  den  Staat  am  1.  Januar  1918  wurden  die  Eisen-' 
bahngesellschaften  ermächtigt,  alle  Gebühren  für  den  durch- 
gehenden Verkehr  von  der  Küste  des  Atlantischen  nach  der 
des  Stillen  Ozeans  bis  zu  dem  Betrage  zu  erhöhen,  der  für 
den  Zwischenverkehr  bereits  bestand.  Die  Eisenbahngesell- 
schaften des  Ostens  erhöhten  im  März  ihre  Tarife  um  15% ; 
im  Juni  folgte  eine  allgemeine  Erhöhung  um  weitere  25%. 
Im  Personenverkehr  wurde  der  Einheitspreis  auf  3  Cents  für 
die  Meile  (rd.  8  ^/km)  festgesetzt.  Dauerkarten  wurden  10%, 
Schlaf  wagenkarten  16,66%  teurer.  Auf  alle  Fahrkarten  wurde 
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ein«  Krieffss teuer  von  8%,  auf  die  Pullman-Karten  eine  solche 
von  2ü%  «rhoben.  Die  durch  diese  Maßnahmen  bedingten  Er- 
höhuuften  betrugen  in  einzelnen  Verkehrsbeziehuneen  50  bis 
100%. 

In  Kanada  blieben  die  Eisenbahntarife  (abgesehen  von 
geringfügigen  Erhöhungen  um  1  bis  6%  Mitte  1916)  bis  Ende 
1917  im  wesentlichen  unverändert.  Ende  1917  genehmigte 
das  Eisenbahnamt  eine  Erhöhung  der  Gütertarife  um  15%  im 
Osten  und  10%  im  Westen  des  Landes,  die  am  1.  Februar  1918 
in  Kraft  getreten  ist.  Die  Fahrkarten  wurden  15%  teurer, 
außer  in  Britisch-Kolumbien,  wo  bereits  der  erhöhte  Fahr- 
preis von  8  ^Ikm  bestand.  Kurz  danach  wurde  eine  allge- 
meine Erhöhung  der  Frachten  um  lö  %  genehmigt;  ihr  folgte 
bald  eine  Erhöhung  auf  40%. 

Sehr  bedeutend  war  die  Verteuerung  de®  Verkehrs  in 
Ägypten.  Schon  1915  wurde  der  Personenverkehr  ein- 
schließlich der  Zeitkarten  mit  10%  belastet.  Wiederholte  Er- 
höhungen beliiefen  sich  im  ganzen  auf  den  vollen  Betrag  der 
Fahrpreise  vor  dem  Kriege,  und  nur  im  Vorortverkehr-  be- 
gnügte man  sich  mit  einer  Erhöhung  um  50%.  Mit  der  Er- 
höhung  der  Frachtsätze,  und  zwar  um  40%,  wurde  am  1.  Ja- 
nuar 1918  begonnen,  weitere  Erhöhungen  folgten  im  Laufe 
dies  Jahres;  sie  beliefen  sich  schließlich  auf  50  bis  150% 
der  vor  dem  Kriege  gültigen  Sätze.  Nur  Kohle  wurde  weniger 
belastet:  hier  betrug  die  Erhöhung  nur  20%.  Die  Noben- 
gebühren  sind  in  Ägypten  verdoppelt  worden. 

In  Frankreich  wurden  die  Güter-  und  Personentarife 
am  15.  April  1918  um  25%  erhöht;  am  1.  Juli  folgte  eine 
weitere  Erhöhung  um  10%  der  bestehenden  Sätze,  also  um 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

"~  Ausstandsbewegunff  und  Eisenbahnverkehr.  Das  Ab- 
flauen der  Ausstandsbewegungen  in  Deutschland  dauert  an 
bis  auf  einen  neuen,  in  Oberschlesien  entfachten  Streik  zahl- 
reicher Elektrizität s-  und  Wasserwerke.  Er  hat  auch  andere 
Betriebe  m  Mitleidenschaft  gezogen;  in  Gleiwitz  haben 
sich  di4  Eisenbahnwerkstätten  angeschlossen.  Der  Stiaßen- 
bahnverkebr  m  Oberschlesien  ist  lahmgelegt.  —  Die  Besse- 
rung m  der  Kohlenförderung  hat  leider  ihre  Wirkung  auf 
den  Eisenbahnverkehr  noch  nicht  in  genügender  Weise  aus- 
geübt; zwar  konnten  einige  Züge,  die  wegen  Kohlenmangels 
eingestellt  worden  waren,  wieder  gefahren  werden,  so  z.  B. 
der  sogenannte  Parlamentszug  zwischen  Berlin  und  Weimar; 
dafür  mußten  aber  in  anderen  Bezirken,  so  z.  B.  in  Düssel- 
dorf und  Württemberg,  weitere  Zugeinschränkungen  erfolgen 
Die  Verbindung  mit  München  ist  noch  immer  vollständi"" 
unterbunden. 

—  Abfahrt  des  ersten  Sonderzu^es  nach  Versailles.  Am 

ZT.  April,  3  Uhr  32  nachm.,  verließ  der  erste  Sonderzug,  der 
die  deutsche  Friedensdelegation  nach  Paris  bringen  soll,  den 
Potsdamer  Bahnhof  in  Berlin.  Er  ist  über  Magdeburo-, 
Braunschweig  und  Hannover  nach  Cöln  geleitet  worden  wo 
er  nachts  um  3  Uhr  eintieften  und  von  den  Vertretern  der 
französischen  Regierung  übernommen  werden  sollte  Er 
sollte  dann  über  Brüssel,  Maubeuge  nach  Versailles  weiter- 
fahren. Der  Zug  bestand  aus  drei  D-Zugwagen,  zwei  Schlaf- 
wagen, einem  Speisewagen  und  einem  Gepäckwagen. 

—  Der  Eisenbahnverkehr  am  1.  Mai.  Entgegen  den  in 
der  lagesprcsse  aufgetauchten  Gerüchten,  wonach  der 
Eisenbahnverkehr  am  1.  Mai  ruhen  soll,  wird  jetzt  bekannt- 
gegeben, daß  der  Personenzugverkehr  in  vollem  Umfange 
autrecbterhalten,  im  Güterverkehr  im  allgemeinen  Sonntao-s- 
ruhe  herrschen  wird;  es  sollen  im  wesentlichen  nur  Zifo-e 
mit  Lebensmitteln  und  Kohlen  gefahren  werden. 

Aufenthalte  nur  zum  Ein-  oder  Aussteigen  von  Reisen- 

,®  Gestaltung  der  neuen  Peisonentarife  läßt  eine 
erhebliche  Entlastung  der  Schnellzüge  im  Nahverkehr  er- 
Avarteu,  sodaß  eine  Beschränkung  der  Benutzung  fahrplan- 
mäßiger Autenthalte  dieser  Züge  nur  zum  Aussteigen  oder 
nur  zum  Emst  eigen  im  allgemeinen  entbehrlich  sein  wird. 
Dei-  preußische  Eiseubahnminister  hat  deshalb  die  Eisen- 
bahudirektioucu  ermächtigt,  die  hiernach  nötigen  Änderungen 
des  Fahrplans  beim  nächsten  Fa.hrplanwechsel,  wenn  auch 
zunächst  nur  versuchsweise,  durchzuführen.  Sollten  in  ein- 
zelnen Fällen  gegen  die  Aufhebung  der  bezeichneten  Be- 
schiaiiKungen  Bedenken  vorliegen,  so  haben  die  Dii-ektionen 
iU'eruber  bald  zu  berichten. 


insgesamt  37,5%  gegenüber  den  Friedenssätzen.  Nur  für  land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse  als  Eilgut,  Kohlen  und  Erze 
Dungemittel  u  dergl.  als  gewöhnliches  Frachtgut  blieb  die 
letztgenannte  Erhöhung  auf  5%  beschränkt,  so  daß  die  Ge- 
samterhohung  31,25%  der  Friedenssätze  ausmachte.  Die  Sätze 
für  Eei-sende  Gepäck,  Hunde,  Wertpakete  usw.  ^Tirden  im 
ganzen  um  39,25%  erhöht. 

i  Italien  begann  die  Verteuei-ung  des  Eisenbahnver- 
kehrs damit,  daß  im  Januar  1917  viele  Fahrkarten  zu  ermäßio'- 
ten  Preisen  aufgehoben  wurden.  Davon  wurden  namentlich 
die  Ruckfahrkarten  betroffen.  Soweit  Dauerkarten  nicht  ab- 
geschafft wurden  wurden  sie  um  10  bis  15%  teuerer,  ebenso 
Austlugkarten.  Die  übrigen  Perssonensätze  wurden  um  20% 
erhöht.  Spater  wurden  die  Preise  der  Fahrkarten  1  und 
2^  Klasse  um  50%,  die  der  3.  Klasse  um  30%  erhöht. '  Aul 
Wagenladungsgüter  wurde  eine  Kriegssteuer  von  5  und  2  Lire 
für  die  Wagenladung  erhoben ;  die  Erhöhung  der  Güterfrach- 
ten, die  bis  dahin  10%  betragen  hatte,  wurde  weiter  auf  30% 
vermehrt.  Für  Reisegepäck  und  Hunde  wurde  ein  Zuschlag 
von  30%  erhoben  Anfang  1918  wurden  auch  die  Militär- 
tarite  um  30%  erhöht. 

Aus  diesen  wenigen  Angaben,  die  auf  Vollständigkeit  keinen 
Anspruch  erheben  können,  ist  jedenfalls  soviel  zu  ersehen,  daß 
m  den  Tariferhöhungen  im  allgemeinen  kein  rechtes  System 
la^,  daß  man  vielmehr  immer  nur  bestrebt  war,  ein  augen- 
blickliches Mißverhältnis  auszugleichen  und  daß  man,  wenn 
sich  herausstellte,  daß  dies  nicht  gelingen  Avollte.  auf  dem 
einmal  betretenen  Wege,  der  Tariferhöhung  weiter  vorwärt' 
gegangen  ist. 


—  Entschädigung  bei  Nichtausführbarkeit  des  Umzugs  nach 
ausKesprochener  Versetzung.  Im  Hinblick  auf  die  gegenwär- 
tigen Verhaltnisse  hat  der  preußische  Eisenbahnminister  die 
Eisen bahndirektionen  und  das  Eisenbahn- Zentralamt  ermäch- 
tigt, m  denjenigen  Fällen,  in  denen  versetzte.  Beamte  bis  zum 
Versetzungstermin  am  neuen  Dienstorte  wegen  Wohnun^-snot 
eine  Wohnung  nicht  haben  finden  oder  wegen  der  Trans"por+- 
mittelknappheit  den  Umzug  nicht  haben  ausführen  können 
die  Versetzung  zuiückzunehmen  und  die  Beamten  alsdann, 
solange  sie  nachweislich  nicht  imstande  sind,  den  Umzuo-  aus- 
zuführen, der  neuen  Dienststelle  vorläufig  zur  kommissari- 
schen Beschäftigung  gegen  Gewährung  von  Tagegeldern  zu 
uberweisen. 

—  Eisenbahnunglück  in  Groß  Strehlitz  (Schlesien).  Amt- 

lic^  wird  unterm  22.  April  gemeldet:  Heute  früh  3K  Uh-- 
fuhr  der  Güterzug  6323,  anscheinend  infolge  Überfahren« 
des  Haltesignals,  auf  die  Rangierabteilung  am  Bahnhof 
Groß  Strehlitz  auf.  Vierzehn  Wagen  entgleisten  und 
wurden  teilweise  zertrümmert.  Beide  Hauptgleise  der  Strecke 
Beuthen-Groß  Strehlitz  sind  voraussichtlich  für  sechs  Stun- 
den gesperrt.  Getötet  wurden  der  Schaffner  Fischer  und  der 
Hiif.sschaffner  Kamka,  verletzt  der  Zugführer  Motzko  und 
der  Heizer  Schieda,  sämtlich  aus  Oppeln.  Der  Personenver- 
kehr wird  durch  Umsteigen  aufrechterhalten. 

—  Das  bayerische  Staatsministerium  für  Verkehrsan- 
ffelegenheiten  hat  «einen  Sitz  nach  Bamberg  verlegt 
Die  Regierung  in  Bamberg  ist  die  aUein  rechtmäßig.e  Re- 
gieriing  un  Freistaat  Bayern  und  das  Verkehrsministerium 
m  Bamberg  ausschließlich  berechtigt,  Anordnungen  für  den 
Bereich  der  Verkehrsverwaltung  und  der  dieser  angeglieder- 
ten Straßen-  und  Flußbauverwaltung  zu  treffen.  Anordnun- 
gen und  Erklärungen  des  Volksbeauftragten  für  Verkehrs- 
angelegenheiten  in  München  und  der  Rätereo-ierun«-  dort- 
selbst  besitzen  keine  verbindliche  Kraft  und  sind  ohne 
rechtliche  Wirkung  für  die  Verkehrsverwaltuno-  und 
für  den  Freistaat  Bayern.  Bis  auf  weiteres  werden  die 
laufenden  Geschäfte  für  den  Bereich  der  Staatseisenbahn  Ver- 
waltung —  in  ständiger  Vertretung  des  Verkehr.^ministe- 
riums  —  durch  den  Präsidenten  der  Eisenbahndirektiou 
N  ü  r  n  b  e  r  g  erledigt.  Angelegenheiten  von  gi-undsätzlicher 
oder  allgemein  politischer  Bedeutung  sind  dem  Ministerium 
in  Bamberg  zur  Entscheidung  vorzulegen.  Die  Eisenbahn- 
dii-ektion  Nürnberg  übernimmt  auf  dem  Gebiete  des  Kassen-. 
Rechnungs-  und  Geldwesens  sowohl  die  zentralen  Aufgaben 
der  Direktion  München  und  ihres  Rechnungsbüros  als  auch 
diejenigen  des  Verkehrsniinisteriums  und  seiner  Eisenbahn- 
buchhaltung.  Geldablieferungen  dürfen  an  die  Eisenbahn- 
direktiou München  und  ihr  Rechnungsbüro  wie  auch  an  das 
Verkehrsministerium  und  seine  Eisenbahnbuchhaltung,  sowie 
an  die  im  Gebiete  der  bayerischen  Rätei-epublik  liegeudeu 
Stellen  der  bayerischen  Staatsbank  nicht  mehr  erfolgen  Alle 
bayerischen  Eisenbahndirektioneu  rechnen  mit  der  Direk- 
tion Nürnberg  ab.  Die  bayerischen  Eisenbahn-Dienststelleu  , 
der  nicht  zur  Räterepublik  übergetretenen  Orte  an  den  Liuien  i 
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östlich  von  München  werden  der  Eisenbahn  direktion 
Reg«nsburg-.  jene  an  der  Linie  München  Hbf.-Treuchtlinsen 
der  Eisenbahndirektion  Nürnberg  und  jene  an  den  Linien 
westlich  von  München  der  Eisenbahndir'ektion  Augsburg  zu- 
geteilt. 

—  Versetzung  der  älteren  Beamten  in  den  Ruhestand  in 
Sachsen.  Das  Gtesamtministerium  hat  folgenden  Beschluß  ge- 
faßt: Mit  Eücksicht  auf  die  Einziehung  einer  großen  Zahl 
von  Beamten  zum  Heeresdienst  bei  gleichzeitigem  starken  Au- 
«wachsen  der  Geschäfte  haben  sich  mehrere  Beamte,  die  auf 
Grund  der  bestehenden  Bestimmungen  in  den  Kuhestand  hät- 
ten treten  können,  bereit  gefunden,  ihre  Kräfte  in  aufopfe- 
rungsvoller Weise  während  der  Kriegszeit  dem  Staate  weiter 
zu  widmen.  Nach  der  tatsächlichen  Beendigung  des  Krieges 
ist  dieser  Grund  weggefallen.  Die  neuen  Verhältnisse,  die 
seit  dem  November  1918  eingetreten  sind,  machen  es  zur 
Pflicht,  soweit  es  irgend  möglich  ist,  auf  cüe  volle  Leistungs- 
fähigkeit der  diensttuenden  Beamten  besonderes  Gewicht  zu 
legen.  Es  wird  daher  unter  Bezugnahme  auf  §  7  des  Gesetzes 
vom  3.  Juni  1876  und  auf  §  18  Abs.  4a  des  Gesetzes  vom 
7.  März  1835  denjenigen  Beamten,  die  das  65.  Lebensjahr  er- 
reicht oder  eine  40jährige  Dienstzeit  erfüllt  haben,  nahege- 
legt, ihre  Pensionierung  zu  beantrag-'en.  Vor  allem  ist  auch 
darauf  zu  halten,  daß  die  im  Euhestande  befindlichen  Beam- 
ten, die  aushilfsweise  wieder  in  den  Dienst  getreten  sind,  nun- 
mehr, soweit  dies~nicht  schon  geschehen  ist.  entlassen  werden. 
Soweit  einzelne  Beamte  wegen  der  allgemeinen  Teuerung 
aus  persönlichen  durchaus  verständlichen  Gründen  den  über- 
tritt in  den  Ruhestand  ohne  Eücksicht  auf  die  Abnahme  ihrer 
Kräfte  hinausgeschoben  haben,  ist  durch  die  bewilligten  Teue- 
rung\szulagen  und  die  Verordnung  vom  12.  Februar  191  ö, 
Nr.  1779  I,  nachdem  die  laufenden  Teuerungsbezüge  bei  der 
Festsetzung  des  Euhegehaltes  berücksichtigt  werden,  die  bt- 
rechtigte  Sorge  um  die  Existenz  wesentlich  gemildert  und  der 
Entschluß,  die  Pensionierung  zu  beantragen,  erleichtert.  Die 
Ministerien  behalten  sich  für  Fälle,  in  denen  die  Versetzung 
in  den  Euhestand  zurzeit  eine  besondere  Härte  wäre,  die  Ent- 
schließun.g  vor. 

—  Ausbsiu  der  Wasserstraßen.  Der  Bremer  Kanal- 
verein  hat  in  seiner  Jahresversammlung  am  31.  März  eine 
Entschließung  gefaßt,  in  der  nachstehende  Forderungen  ge- 
stellt werden :  1)  Schaffung  eines  einheitlichen  dentschOT; 
Wasserstraßennetzes  für  den  Verkehr  mit  1000-Tonnen-Schif- 
fen  durch  Ausbau  der  Wasserstraßen  sowie  durch  die  Anlage 
von  bauwürdigen  Kanälen.  2)  Bau  des  Kanals  Bramsche- 
Bremen — Stade — Hamburg,  um  die  kürzeste  und  wirtschaft- 
lichste Verbindung  zwischen  dem  rheinisch-westfälischen  In- 
dustriegebiet und  den  deutschen  Nordseehäfen  herzustellen. 

3)  Vollendung  des  Mittellandkanals  durch  Verlängerung  des 
Ehein-Weserkanals  zur  Elbe,  und  zwar  im  Zuge  der  Südlinie, 
um  wirtschaftlich  wertvolle  Gegenden  für  den  Wasserv" 
kehr  zu  erschließen.  4)  Bau  von  weiteren  Talsperren  im 
Quellgebiet  der  Weser  und  Schaffung  einer  Verbindung  zwi- 
schen Weser  und  Donau  durch  den  Werra — Mainkanal,  Über- 
nahme der  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Binnenwas- 
serstraßen in  die  Verwaltung  des  Eeiches, 

—  Persoualnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
htaatsbahnverwaltung  sind  versetzt  worden :  der  Eegie- 
rungs-  und  Baurat  Verlohr,  bisher  in  Schneidemühl,  als 
Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Fulda  und  der 
Eegiei-ungsbaumeister  des  Eisenbahnba.uf achs  August  Sauer, 
bisher  in  Hannover,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn- 
Betriebsamf s  1  nach  Dirschau.  —  Gestorben  sind :  der 
Eegierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Heinrich  E  p- 
pers  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Elberfeld  und  der  Eech- 
nungsrat  Schröder,  Eechnungsdirektor  der  Eisenbahndirek- 
tion in  Frankfurt  (Main). 


Deutschösterreich. 

Verbesserun^i:  des  Eisenbahnverkehrs.  Vorläufig  ist  es 
gelungen,  die  Leistungsfähigkeit  der  Eisenrbahnwerkstätten 
soweit  zu  heben,  daß  an  den  zahlreichen  beschädigten  Loko- 
motiven und  Wagen  Ausibes&erungen  vorgenommen  werden 
können.  So  werden  bereits  die  Lokomotivkessel  ausgetauscht, 
>e.schädigte  Wagen  instand  gesetzt  und  dergleichen  mehr.  Ge- 
lingt es,  diese  Arbeiten  entsprechend  fortzuführen,  so  ist  für 
Jinde  Mai  eine  Verbesserung  des  Verkehres  möglich.  Danu 
soll  die  Zahl  der  Lokalzüge  und  der  beschleunio-ten  Per- 
sonenzuge vermehrt  und  auch  deren  Fahrzeit  abgekürzt  wer- 
aen  Dagegen  werden  ^sich  Verb.esserungen  im  Schnellzuo-- 
verkehr  erst  in  späterer  Zeit  möglich  erweisen.   Die  Wieder- 


herstellung des  hierfür  notwendigen  Oberbaues,  der  im  Kriege 
stark  gelitten  hat,  wird  noch  geraume  Zeit  in  Anspruch 
nehmen.  Desgleichen  müssen  die  Eisenbahnbrücken  und 
lunnel  uberpräft  werden. 

Durchrechnung    der  Staatsbahntarife  aufgehoben. 

Der  Allgemeine  Tarifanzeiger  schreibt  hierzu:  „Mit  Wirksam- 
keit vom  1.  April  rst  von  der  tschecho-slowakischen  Ee- 
gierung  die  Durchrechnung  zwischen  ihren  Strecken  und 
jenen  der  Staatsbahnen  aller  übrigen  Nationen  gekündigt 
worden,  somit  ist  in  allen  Verkehren,  in  welchen  neben 
Strecken  der  d.-ö.  Staatsbahnen  auch  Strecken  der  tschecho- 
.  slowakischen  oder  auch  der  polnischen  Staatsbahnen  beteiligt 
smd,  die  Fracht  nicht  mehr  auf  Grund  der  kilometrischen 
Gesamt entfernung  durchzurechnen,  sondern  stets  bis  und  von 
den  Übergangsstationen  zwischen  den  Strecken  der  vor- 
genannten Bahnen  zu  berechnen.  Damit  ist  das  letzte  wirt- 
schaftliche Band,  das  die  im  ehemaligen  Österreich  vereinig- 
ten Landesteile  noch  verbunden  hat,  durchschnitten  dTc 
S.  K.  S. -Staatsbahnen  haben  die  gleiche  Verfügung  schon  mit 
Gültigkeit  vom  1.  März  d..  J.  .getroff eu,  uud  nun  haben  auch 
die  tschecho-slowakischen  Bahnen  sieh  von  der  Gemeinsam- 
keit des  Tarife«  der  k.  k.  österreichischen  Staatsliahnen  im 
Norden  (Polen)  und  im  Süden  (Deiitschösterieich)  losgemacht, 
was  auch  die  tarifarische  Treiiming  zwi.sclicii  Polen  uud 
Deutschösterreich  zur  Folge  ha));  n  inuljto.  Daß  dieses  Er- 
eignis sehr  bald  eintreten  würtie.  war  nach  der  nationalen 
Scheidung  der  Valuta  mit  Sicherheit  anzunehmen.  Da  der 
Tarif  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  in  Kronen 
lautet,  ist  durch  die  Notensti  iiiiK'liui.g  im  S.  K.  S.-Eeiche, 
welches  mit  dieser  Maßregel  v()r;iij,ucgangen  ist,  in  der  tsche- 
cho-.slowakischen  Eepublik  und  in  Deutschösterreich  die  .\u- 
wendung  .jeries  Tarifes  unmöglich  geworden.  Zwar  ist 
ehemals  gemeinsame  Lokalgütertarif  der  k.  k.  österreichi- 
schen Staatsbahnen  auch  vom  1.  April  angefangen  als  L  <> - 
k  a  1  g  ü  t  e  r  t  a  r  i  f  in  jedem  der  Nationalstaaten  gültig,  aber 
er  kommt  nicht  mehr  als  gemeinsamer  Tarif  in  Frage,  son- 
dern ist  als  gesonderter  Tarif  der  Staatsbahnen  für 
.jeden  der  Nationalstaaten  anzusehen.  Auch  das  ist  nur  ein 
Übergangszustand.  Sowohl  im  tschechischen  als  im  S.  K.  S.- 
Staate Avird  au  der  Ausgabe  eines  eigenen  Lokalgütertarifes 
gearbeitet  und  dann  ist  die  wirtschaf ts])olitische  Trennung 
des  Staatsbahnnetzes,  die  materiell  durch  die  vorbesprochene 
Maßnahme  scbon  vollzogen  ist.  auch  formell  durchgeführt. 
Als  nächste  Wirkung  des  Aufhöiens  der  Durchrechnung  ist 
eine  bedeutende  Erhöhung  der  Tarife  im  Verkehr  zwi.schen 
Stationen,  die  in  verschiedenen  Nationalstaaten  liegen,  zu 
verzeichnen.  Die  Wirkung  des  Staffeltarifen,  dessen  Weseu 
darin  besteht,  daß  die  Einheitssätze  mit  zurehmender  Ent- 
fernung fallen  und  daß  die  Abfertignugsirebühr  für  die  Ge- 
samtentfernung nur  einmal  gerechnet  wiiil,  ist  unterbrochen, 
wenn  an  den  Greüzüber,gangsstatioiieu  di-.-  Fi-achtberechnuug 
von  neuem  beginnt  und  somit  v,ieder  die  höheren  Einheits- 
sätze der  ersten  Staffeln  in  die  Erscdieinuug  treten  und  über- 
dies die  Abfertigungs.gebülir  für  jede  Stiecko  gesondert  be- 
rechnet wird.  Durch  die  sich  häufenden  und  übereilten  Maß- 
regeln der  nichtdeutschen  Nationalstaaten  ist  die  Feststellung 
eines  ehemals  ganz  einfachen  Frachtsatzes  zu  einer  uii^ 
geheuerlichen  Schwierigkeit  gCAvordeu.  Das  wäre  verusie- 
den  worden  und  zu  vermeiden  gewesen,  Aveiin  der  nationale 
Eifer  vor  den  Bedürfnissen  des  wirtschaftlichen  Lebens 
wenigstens  bis  zu  einer  einveruehmlichen  und  .gleichzeitigen 
Trennun.g  der  Tarife  Halt  gemacht  hätte." 

—  Zwischenstaatliche  Zähhingen  des  Fahrparkes.  Infolge 
der  militärischen  Erf>ionisse  uud  der  iniieriiolitischen  Ura- 
wälzuno'en  haben  sich  pewaltige  Verschiebuno en  im  Fahr- 
parke der  ehenialia-eu  Staat^liahneu  erQ-c1>eu.  <r>  daß  bis  zur 
Stunde  ein  Überblick  fehlt,  wie  viel  Waren  ül)orhaupt  vor- 
handen sind  und  wo  sich  diese  befinrlen.  Auch  Privatunter- 
nehmungen, die  ülier  eigene  Wao-en  verfüe.en.  sind  vielfach 
nicht  in  der  Lage,  über  den  Aufenthalt  ihrer  Fahrbetriebs- 
mittel Aufschluß  zu  erlangen.  Aus  diesem  Grunde  ist  im 
Einvernehmen  mit  allen  Natiouial Staaten  eine  Bestandsauf- 
nahme aller  Wagen  .geplant.  Vorläufig  v.-nnle  nur  die  Ver- 
zeichnung der  Ke'-selwagen  durchseführt.  Naeh  den  lummehr 
abo-eschlossenen  Erhebungen  befanden  sich  am  4,  Januar  im 
Gebiete  der  ehemaliaen  ö.sterreiebisrh-uu'-'arischen  Monarchie 
9885  Kesselwa'--eu.  Hiervon  entf^'e^eu  auf  Deutscliösferreich 
1836,  auf  das  tschecho-slowakisphe  Gebiet  T43.  auf  Polen  1782, 
auf  das  isüdslawische  Gebiet  483  uud  auf  Ungarn  4041  Wagen. 

—  Ausbau  der  Westbahn.  In  einem  im  Niederösteri-e ichi- 
schen Gewe!rbeverein  kürzlich  .gehaltenen  Vortrag  wurde  dar- 
auf hingewiesen,  daß  die  Westbahn  infolge  ihrer  verfehlteir 
Anla.ge  derzeit  als  eine  Massengüterbahn  nicht  in  Betracht 
kommen  könne.  Denn  sie  erreicht  von  Wien  aus  erst  bei  Melk 
das  Donautal;  bis  dahin  durchzieht  sie  den  Wienerwald  unter 
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ungunstig-en  Steigungsverhältnis&en.  Schon  vor  ein-er  Reihe 
von  Jahren  -sind  zahii^iche  Vorschläge  erstattet  und  verschie- 
dmartig«  Plane  ausgearbeitet  worueu,  um  dem  beklagten 
Übelstand  abzuheilen.  Das  Bedürfnis,  die  Strecke  von  Wien 
nach  bt.  Poiten  und  die  Wiener  Verbindungsbahn  vom  Güter- 
verkeiir  zu  entiasien,  war  in  den  letzen  Jaüren  vor  Ausbruch 
de«  Krieges  dringend,  wieil  auf  der  ersterwähnten  Strecke  dei 
Verkehr  der  Lolsalzüge  und  besonders  der  Schnellzüge  auf 
der  Wiener  Verbindungsbahn  aber  der  dichte  Persouenzuo- 
A'erkehi-  durch  Güterzüge  stark  behindert  wurde  Deshalb 
ir.ußten  die  Güterzüge  über  die  Strecke  Tulln-Donau=  Ufer- 
bahn abgelenkt  weiüen.  Über  diese  Linie  ist  auch  der  Ver- 
kehr- an  leeren  Kohlenwagen  aus  dem  Südwesten  nach  dem 
böhmischen  Kohlengebiet  abgelenkt  worden.  Eingleisio-  o-.e- 
nugt  .ledoch  diese  Strecke  nicht  mehr  den  Anforderunoen"  Der 
zweigleisige  Ausbau  ist  daher  ein  ilerart  dringendes  Bedürfnis 
(  es  Umleitungsiverkehi  es,  daß  er  nicht  länger  verzögert  wer- 
(len  darf.  Dadurch  wird  nicht  nur  die  Strecke  von  Wien  bis 
St.  I  ölten  entlastet,  sondern  überdies  auch  durch  Ausschal- 
tung des  Kekawinkler  Berges  bei  der  Führung  der  Güteizüge 
von  und  nach  Wien  eine  nicht  unwesentliche  V  erm  mderung 
der  Betriebskosten  erzielt  werden.  Mit  diesen  Arbeiten  wäre 
daher  sofort  zu  beginnen.  Bei  keinem  Bau  werden  sich  die 
volkswirtschaftlich  wohltätigen  Wirkungen  des  Arbeitseroeb- 
insses  früher  erweisen.  Solange  Österreich-Ungarn  bestand, 
so  lange  wurde  mit  Recht  auf  den  Ausbau  der  Nordbahn  zu 
einer  Massengut  er  bahn  das  Hauptgewicht  gelegt.  Jetzt  ist 
<he  Sache  anders.  Jetzt  ist  verkehrspolitisch  der  Schwerpunkt 
Deutschösterreichs  nach  dem  Westen  verlegt,  und  ist  es 
Hauptaufgabe,  eine  gute  und  leistungsfähige  Verbindung  zwi- 
schen Wien  und  dem  Deutschen  Reiche  herzustellen.  Von 
allen  staatlichen  Direktionen  ist  nur  der  Staatsbahndirektion 
V\ien  ihr  voller  Liuienbesitzstand  übrig  geblieben  und  sie 
muß  technisch  durch  Ausbau  ihres  Netzes  befähigt  werden, 
ihren  überaus  schwierigen  und  verautwortungsreichen  Auf- 
gaben nachzukommen.  Die  Ausgestaltung  der  Westbahn  zu 
einer  Massenguterbahn  ist  eine  Lebensfrage  für  Deutschöstei- 
reich  und  für  Wien. 

Kinuahmen  der  Aussig-Teplitzer  und  der  Buschtioh- 
radcr  I^^isenbahn  im  ersten  Vierteljahr  1919.  Diese  beiden 
Prival^bahnen  haben  im  ersten  Viertel  dieses  Jahres  beträcht- 
liche .Vehreinnahmen  erzielt,  die  jedoch  nicht  ausreichen  lun 
die  gleichzeitig  eingetretene  Steigeiniug  der  Ausgaben  zu  dek- 
keu  Die  A  u  s  s  i  g  -  T  e  p  1  i  t  z  e  r  Bahn  weist  für  das  Ge- 
samtunternehmen eine  Erhöhung  der  Einnahmen  um  rund 
zweieinhalb  Millionen  Kronen  aus,  die  vorwiegend  auf  die 
durchgeführten  Tarifmaßualuuen  zurückzuführen  sind  Dem 
an  und  für  sich  namhaften  Mehr  an  Einuahmen  steht  jedoch 
eiDc  ganz  unverhältnismäßig  hohe  Steigeriuiij  der  Auso-aben 
gegenüber,  die  im  ersten  Vierteljahr  im  A'crgieich  zu"  der- 
selben Zeit  des  Jahres  1918  insgesamt  etwa  dreieinhalb  Mil- 
lionen Kronen  beträ.ol.  Vor  allem  haben  die  Personalaus- 
gabeu  eine  ganz  bedeuteude  Erhöhung  erfahren,  die  einen 
Mehraufwand  von  rund  600  000  K.  erheischten. 

Die  Entwicklung  der  Ein-  und  Ausgaben  bei  der  Busch- 
tiehrader  Bahn  vollzog  sich  ähnlich  wie  bei  der  Aussio-- 
lephtzer  Bahn.  Trotz  eines  etwa  20  %  betragenden  Rück- 
f '.V'^T'ii  Guterverkehres  wurden  im  ersten  Vierteljahr  rund 
1,J  Mill.  Kronen  mehr  eingenommen  als  im  Vorjahre,  vou 
(tenen  eine  Million  auf  den  Personenverkehr  entfällt  der 
trotz  aller  Widrigkeiten  eine  fortoesetzt  steigende  Bewe'o-uno- 
aiüweist.  Die  Personenbewegung  hat  sich  im  ersten  Vierte" 
.lahr  um  ungefähr  20  %  gesteigert,  dagegen  erlitt  der  Güter- 
verkehr einen  Ausfall  von  etAva  19  %  oder  337  000  t  davon 
im  Marz  allem  um  145  000  t.  Wenn  trotzdem  die  Einnahmen 
aus  dem  Prachtgutverkehr  um  ungefähr  934  000  K  m.ehr  er- 
brachten als  im  Vorjahre,  so  ist  dies  den  Tariferhöhuno-cn 
zuzuschreiben.  Von  den  Mehreinnahmen  des  .ersten  VievT^-1- 
jahres  entfallen  auf  das  Netz  A  0,72  Millionen  Kronen  und 
aul  das  Netz  B  1,22  Millionen  Kronen. 

—  Südbahn.  In  der  letzten  A'.erwaltungsratsitzuno-  wurde 
(  le,  Frag,e  erörtert,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
(lie  Sud:l)ahn  die  Maßnahmen  übernehmen  kaun,  welche  die 
Staafsbahnen  für  ihr  Personal  getroffen  haben.  Bei  der  ,Süd- 
bahu  wurde  diese  Eeoelunu'  zugunsten  der  Auo-.estellten  und 
Arbeiter  natürlich  \iele  I\Iillionen  erfordern.  "  Wie  in  der 
Sitzuuo-  Ijericht.et  worden  ist,  will  die  Regieruno-  der  v^iüdbahn 
lariterhohungen  bewillio-eu,  die  jedoch  nur  eiueu  kleinen 
1  eil  der  der  Gesellschaff  aus  den  erwähnten  Maßnahmen  er- 
M^achsenden  Mehrlasten  decken  Avürdeu.  Die  Südbahu  fordert 
vom  Staat  weitere  A^orschüsse  und  hat  hierüber  Verhand- 
lungen gefühi't,  in  denen  noch  verschiedene  Fräsen  zu  ordnen 
«md. 


Übrige  europäische  Länder. 

—    Der  Aufmarsch  des  englischen  Heeres.    Bei  Ausbruch 

des  Krieges  ist  das  ganze  englische  Feldheer  (Expeditionarv 
l'orce)  Uber  Southampton  nach  Franki^eich  abbefördert 
worden.  Da  alle  Elsenbahnanlagen  und  auch  der  Hafen  von 
Southampton  der  London-  und  Südwestbahn  gehören,  mußten 
alle  Transporte  über  deren  Netz  gehen,  und  ihre  Strecken 
waren  mfolgedessen  während  des  Aufmarsches  stark  be- 
lastet. Eine  Erleichterung,  ohne  die  sie  wahrscheinlich  den 
ari  sie  gestellten  Anforderungen  gar  nicht  hätte  entsprechen 
können,  bedeutete  allerdings  die  Anordnung,  daß  alle  Auf- 
marschzüge von  der  Lokomotive,  mit  der  sie  am  Ausgangs- 
punkte m  Bewegung  gesetzt  worden  waren,  bis  an  ihr  Ziel 
durchgeführt  wurden.  Die  Südwestbahn  brauchte  also  nur 
die  Lokomotiven  für  die  von  ihrem  Netz  ausgehenden  Züge 
zu  stellen,  während  alle  anderen  Züge  mit  Lokomotiven  der 
Gesellschaft,  aus  deren  Netz  sie  stammten,  bis  in  den  Hafen 
durchgrugen.  Diese  Eisenbahnen,  von  denen  besonders  die 
Große  Ostbahn,  die  Große  Nordbahn,  die  London-  und  Nord- 
westbahn, die  Midiandbahn,  die  Große  Zentralbahn,  die  Süd- 
ost- und  Chathambahn.  die  Große  Westbahn,  die  London-, 
Bnghton-  und  Südküstenbahn  in  Frage  kamen,'  münden  teils 
m  London,  teils  zwischen  London  und  Southampton,  zum  Teil 
auch  an  mehreren  Stellen  in  das  Netz  der  Südwestbahn  ein. 
Zum  Teil  bedürfen  sie  dazu  der  Vermittelung  einer  Strecke 
einer  anderen  Gesellschaft,  jedenfalls  konnten  aber  alfe 
Pruppenzuge  ohne  Umladung  nach  Southampton  gelangen 
Die  Verschiedenheit  der  Betriebseinrichtungen  auf  den  ver- 
schiedeneu Nietzen  mag  namentlich  bei  der  mano-elnden 
Streck eukundigkeit  der  Lokomotivführer  manche  Sch'wierig- 
keiten  verursacht  haben.  Andere  Schwierigkeiten,  die  der 
uliergang  von  einem  Eisenbahnnetz  zum  anderen  mit  sich 
bringt,  sind  durch  die  Übernahme  der  Eisenbahnen  durch 
den  Staat,  eine  der  ersten  Maßnahmen  bei  Kriegsausbruch, 
wenn  auch  nicht  beseitigt,  so  doch  auf  ein  erträgliches  Maß 
zu riiokg ef ü hr t  ■^^  or den . 

Die  Aufmarschtransporte  setzten  am  10.  August  ein  und 
dauerten  bis  zum  31.  August.  Der  verkehrsreichste  Tag 
dieses  Zeitraums  war  der  22.  August:  an  ihm  berührten  den 
Stadtbahnhof  Southampton  73  Truppenzüge  auf  ihrem  We«- 
nach  dem  Hafen.  Zum  Teil  folgten  sie  einander  in  zwölf 
Minuten  Abstand.  So  verkehi^ten  z.  B.  zwischen  6  Uhr 
12  Mm.  und  7  Uhr  36  Min.  und  ebenso  zwischen  12  Uhr 
12  Mm.  und  1  Uhr  36  Min.  je  8  Züge  und  in  den  4  Stunden 
zwischen  2  Vhx  12  Min.  und  6  Uhr  12  Min.  21  Züge.  Da  die 
in  Frage  kommenden  Bahnen  alle  in  London  einmünden, 
hatten  alle  aus  dem  Osten  und  Norden  kommenden  Züge  die 
Eisenbahnsti ecken  der  Hauptstadt  berührt  und  dort  manche 
Verkehrsstörungen  verursacht.  Namentlich  der  Fernverkehr 
hatte  dai-unter  zu  leiden;  um  ihn  nicht  zu  sehr  beeinträchti- 
gen zu  müssen,  legte  man  in  die  Pausen  der  Militärzüge  ein- 
zelne Zuge  für  den  öffentlichen  Verkehr  ein.  Von  den  Vor- 
ortstrecken Avurden  namentlich  die  Nordlondoner  Bahn  die 
die  äußeren  m  London  einmündenden  Strecken  miteinander 
verbindet,  und  die  Stiecfce  der  Nordwestbahn  nach  Hamp- 
stead  von  den  Störungen  betroffen.  Der  Verkehr  auf  der 
Nordlondoner  Bahn  mußte  tageweise  ganz  eingestellt  wer- 
den, was  für  deren  regelmäßige  Benutzer  natürlich  .sehr 
lastig  war.  Beide  Strecken  erwiesen  sich  aber  für  die 
Heerestransporte  als  sehr  nützlich.  Sehr  zu  statten  kam  den 
Aufmaischzugen  der  Umstand,  daß  die  Strecke  von  London 
bis  Basinstoke  viergleisig  ist.  Die  Bahn-  und  Hafenanlagen 
von  Southampton  mußten  bis  an  die  äußerste  Grenze  ihrer 
Leistungsfähigkeit  in  Anspruch  genommen  werden,  haben 
sich  aber  als  ausreichend  erwiesen.  Sie  hatten  schon  im 
Burenkrieg  den  Endpunkt  der  Bahntransporte  zur  Beförde- 
rung des  Heeres  nach  Übersee  gebildet,  und  auch  in  dem 
Zeitraum  zwischen  dem  Burenkrieo-  und  1914  waren  dort  aus 
Anlaß  von  Truppenübungen  große  Heereskörper  verladen 
worden,  sodaß  alle  Beteiligten  für  ihre  Aufgabe  bei  solchen 
Vorkomnmissen  vorbereitet  waren. 

An  dem  schon  genannten,  verkehrsstärksten  Tag  wurden  in 
Sonthampton  537  Offiziere,  16  268  Mann.  4586  Pferde,  72  Ge- 
schütze. 309  Fahrzeuge  mit  Protzen.  187  vierrädrige  und  202 
zweirädrige  Fahrzeuge,  275  Krafträder  imd  1503  t'  Güter  von 
Bahn  zu  Schiff  übergeladen.  Das  Gesamtgewicht  betrug  4067 1. 
Die  Gleisanlagen  ermöglichten  es,  alle  Züge  unmittelbar  an 
die  Liegestellen  der  Schiffe  heranzuführen,  und  zwar  ohne  daß 
ein  Umsetzen  der  Lokomotiven  nötig  .gewesen  wäre.  In  man- 
chen Fällen  wurden  die  Geschütze  auf  anderen  Schiffen  ver- 
laden als  die  mit  ihnen  eintreffenden  Mannschaften.  Dabei 
wurden  die  Züge  an  die  Liegestelle  des  für  die  Geschütze  be- 
strmmten  Schiffes  geführt;  diese  Avurden  dort  entladen  und 
auf  das  Schiff  .gebracht,  und  die  Mannschaften  marschierten 
dann  nach  dem  zu  ihier  Befördening  dienenden  Schiff. 

Insgesamt   wurden   zwischen  dem  10.  und  31.  August  in 
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Southamptoii^mg;«s<5lufft:  5006  Offizier«.  125171  Mann,  38  S75 
io,o  ^  Geschütze.  1574  andere  Fahrzeug«  mit  Protzen 
4313  vierrädrig©  und  1039  zweirädrige  Fahrzeuge,  277  Kraft- 
wagen, 1802  Kiafträd«r  und  6406  t  Güter.  711  Züoe  hatten 
diese  Massen transporte  im  Gewicht  von  18  064  t  na«h  South- 
hampton ^gebracht.  Hierin  hatte  sich  aber  der  Militärverkehr 
noch  nicht  erschöpft;  es  waren  neben  die.sen  Züo-en  wähxend 
des  genannten  Zeitraums  noch  andeie  auf  dem  von  ihnen  be- 
rührten Netz  zur  Versammlung  und  Verlegung  von  Truppen 
und  lur  ähnliche  Zwecke  gefahren  worden. 

Mit  diesen  Aufmarschzügen  war  natürlich  die  Inanspruch- 
nahme von  Southampton  für  Heereszwecte  noch  nicht  beendet  • 
es  hat  wahiea(2  des  ganzen  Krieges  den  Ausgangspunkt  tu 
Transporte  nach  dem  J^estlanüe  geuüdet,  wenn  -sie  auch  nicht 
mehr  ausschließlich  von  dort  abfuhren,  sondern  andere  Häfeu 
^^Xn  V^'^^^f  der  H^ix^stransporte  auf  sich  nehmen 
f  Ausbruch  des  Krieges  bis  zum  Waffenstillstand 
SÄ^nnJf-'^''  Heerestransporte  Southampton  berührt: 
b  952  4o0  Offizrere  und  Mannschaften,  821  034  Pferde  12  772  Ge 
.schütze,  darunter  solche  der  ischwersten  Gattungen  154144 
^i^S^"^^'  £a^'f>ani«n  iioch  3  232  052  Post.^äcke  für  das  Heer 
^ZtfT  ^^"Vli«  London-  und  Südwestbahn  mit  ihien  eiuem  u 
Dampfern  noch  einen  sehr  erheblichen  Aus-  und  Einfuhrvei- 
kehi-  von  und  nach  Le  Havre,  Malo,  Honfleur  und  den  Klnal- 
^In.  von  Southampton  ausgehend  oder  dort  endigend  zu  be- 
wältigen.   Er  umfaßte  z.  B.   im  Au.sgang  1  021  .SOs"  Bii'efsäcke 

Heer  fernfrt465fi?  J'f*^^^'  1  306l6irBriefsäckr  fir'das 
ileer,  lerner  546  966  Postsacke  mit  Paketen  für  den  öffent- 

^5^7?3  m^Ss.r^^''^,^^^  Paketsäcke  für  die  Feld po^  , 
Ii  ^    militärische  Emzelreisende.    Im  Eingano-  waren  die 

Ä^^^'^t?!'?^^'^^/'^'^'  Brie^säcke  für  den-^öffentlachen 
verkehr.  227  313  Briefsacke  mit  Feldpost,  46  295  Säcke  mif 
Paketen  im  öffentlichen  und  211343  Säcke  mit  Paketen 
New  ^^^^05  Ein^elreisende 


Bücherschau. 

hal°  de^'^VerW     -^^^""^      ^^1^.     ^'■'^«hrenenen  Ausgabe 

wie  umLnJiÄn  Band'des  (vf't  "'f"^°  wertvollen' 
 '"""^^i^nen  i5and  des    Gesamtweikes  zum  Abschluß 


gebracht  Die  Vorzüge  tüeser  eigenartigen,  aber  ,»ehr  nrak- 
tischen  Wor  erbucher  sind  bereits  durch  die  m  der  Vereins- 

Se^'bekSnt''''rfi'  ^«^"r^^^^u«'^"  ''"^'^  herausgegebener 
rei^hLuto  }''\^^^  "^•^•"^'•^  -Bandes  ist  Jeraitig 

fpH^v  M  J'^Hiieordnet  und  zweckmäßig,  daß  er  sich  in 
Än?p,  i  {^"^'^^^r-^^itig  den  früheren  Bänden  anschliel 
Besonders  verdient  .ue  Sorgfalt  hervorgehoben  zu  werden 
die  trotz  der  großen,  durch  den  Krieg  bedingten  Schwierig- 
keiten der  fremdsprachlichen  Beaibeitung  glwidmet  wrde 
Gerade  bei  dem  vorliegenden  Bande  tritt  lo  reX  d^iüich 
n  die  Erscheinung  wie  überaus  zweckmäßig,  la  notwendig 
die  Beigabe  von  Abbildungen  und  Skizzen  ist!  ohne  d  e  vief- 
leicht  in  vielen  Fallen  eindeutige  Begriffsbestimmungen  ge-' 
radezu  unmöglich  wären.  Vielleicht  wüi  de  es  ,s  ch  emnflhl 
len,  manche  der  Abbildungen,  wie  z.  B.  die  der  verschSnen 
Ol-  und  Luftpumpen  noch  schematischer  zu  gestalten  um  ^ede 
Begriffsverwechslung  vollends  unmöglich  zu  macheA  V  ist 
ein  großes  Verdienst  der  Bearbeitei.llaß  jede  WeShwe'fi'- 
keit  vermieden  und  trotzdem  alles  Notwendige,  was  dei  Tech 
niker  und  Praktiker  braucht,  gebracht  ist  AuszuSzen  dürfte 
au  diesem  Band  iiichts  .^m.  Als  überaus  glücklich  rSuß  bet 
zeichnet  werden  , laß  aus  Sprach-  und  Wörterbuch-technischen 
Gründen  eine  Trennung  m  Wassel-  und  Lufttechnik  voi- 
genommen  wurde,  obgleich  diese  beiden  Gebiete   da  sie  auf 

i  r  Bauart eTTht?"W"^r  ""'^^^'^^r  -^fb-uen  iinrauch 
die  liauaiten  ihrer  Maschinen  emanier  gleichen,  zu  zusam- 

e^fo-Tw'^'f'  B'^f^beitung  verleiten  könnten.  Daß  hieaXrch 
einige  AViederho  ungen  nötig  geworden  sind,  kann  bei  der 
weisen  Beschrankung  auf  die  Fälle,  in  denen  der  Benutzer 
das  Fehlen  einzelner  Wörter  empfinden  würde,  als  kein  Nach- 
teil angeiechnet  werden.  Wie  der  Verfasser  im  Vnrwr.rt 
selbst  andeutet,  dürfte  vielleicht  nodi  von  nSncheT  Seüe  cUe 
Anregung  erfo  gen,  die  Kältetechnik  als  Anhang  zu  den  m 
lassen  D?tf.t"*H  thermischen  Ma.schmen  erscheinen  zu 
lassen.    Da  sich  jedoch  che  Kältemaschinen  in  ihrem  Aufbau 

täLn^  so'^;Ä?  Tl  P^'^^^^f  V^««li<^n  Maschinen  zusammen- 
setzen, so  erscheint  trotz  solchen  Einwurfes  die  wählte 
Losung,  die  Kältetechnik  den  wasser-  und  lufttechnkchen 
Maschinen  anzugliedein,  als  die  glücklichere.  Kä  teingeSure 
•Ll?e?'  der  .  Praxis  mit  thermischen  Masch  nen  ^  ar! 

b<yiten  haben,  seien  auf  Band  3:  Dampf kesisel  Damnf 
rhe^P^l  Dampfturbinen  hingewie^n  S  Ä 
licher  Gedanke  kann  ferner  bezeichnet  werden,  daß  dem 
B^ptn?'"'^,?^  Teil  ein  Abschnitt  ,,Wasserrerht«  ?ngefü>t  kT 
^'^  '"^'^'r^/'^^^,^^^  ^^^^^«^  ^«^rdient  auch:  daß  die 
großen  Sch^jaerigkeiten,,  die  die  Windkraftmaschinen  in  der 
fiM^mdsprachlichen  Bearbeitung  boten,  überaus  geschieh  b^ 
hoben  wurden.     Wrecerum  haben  die  Bearbeiter  ihre  Aufl 

d^u  rl^hirT''"'^"^ '"''"f-  /  "i^d  eine  Lücke  auf 

dem  Gebiet  der  internationalen  Verständigung  im  Ino-enieur- 
wesen  vorzüglich  ausgefüllt.  Das  Werk  verdient  gfech  sei- 
nen Vorgangern  die  wärmste  Empfehlung  und  wfrd  sicher- 
lich m  den  einschlägigen  technischen  Kreisen,  die  mit  dim 
HüStelT^Ser'^^-  ™™'^  unen'tbeh^lichen 


Amtliche  Mitteüungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Die' am"  28  T''\  ^^''^^''^  Vereinsbahnsüecken 
so^enveXhr  -die^nende-  iilÄ^  Ale'""  f  ^»^1-1^^-  Per- 

eins  Dauns  trecken,  zugerechnet  worden 
DeTis'cT  ^'\%^^;*«'-«^"n?^«'>elu^nisse  von  Stationen. 

«teile  (jießenbach  wird  am  1  Mai  ri  t  ,"ane 
schränkten  Stückgutverkehr  f^röffn^t         i'    "^^t  ^""^  '^^^ 


und  Sprengmittel  und  Munition  (Anlage  C  zum  E  B  E  Ab- 

we^.e  zur  %fff,T  nur  bedingungs- 

fi^L-  ^•^1^^*''''?.^:  zug€la.ssenen  Gegenstände,  lebende 
lier.e  (Kleinvieh  m  Korben,  Kisten  oder  Steic^en  ist  iedoch 
zugelassen)  sowie  Güter,  zu  deien  Verladen  o^kr  Ausladen 
besondere  Ladevoriichtungen  erforderlich  sind.  ^^^«^^den 

lal'seS'wS ^^'^««^äf^^führenden  Verwaltung  sind  er- 

tun<^';n"lJSjfTJi^-  ^"^4  'S*^-  .«ämtliche  Vereinsverwal- 
aÄ'Aprüd  J.l'  ^adstandsverzeichnis  (U.V.)  (abgesandt 

Nr.  IV  25  vom  15  April  d.  J.  an  die  Vereinsverwaltuno-en 
in  d^  V-pJ'^^'^^^r^^'  zahlpflichtige  BekanntShun^n' 

R«ta  yeremszeitung  erlassen  haben,  betreffend  Kosten  für 
ä  A^?ü  d'jY^'''         '^^^   Vereinszeitung    (abgesandt  am 


1.  Güterverkehr. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Deutsch-dänischer  Gütertarif 

Druckfehler- 
berichtigungen  : 
von.  9«?  o  ^^   Gemeinsamen  Nachtrag 
vom  25.  2.  19,  enthaltend  Bestimmun- 


^r«n  Uber  die  Erhebung  eines  Fracht- 
zuschlages infolge  Frachterhöhungen 
nnf  lanischeu   Eisenbahnen  ist 

a^if  |«itf  3  der  Frachtzuschlag  für 
die  Stuckgutklasse  III  auf  eine  Ent- 
fernung von  40  km  von  9  auf  19  öre 
abzuändern. 


^ÄT  iA^^.^'^^^''        f'*"'*  Tarifes  ist  bei 
Wilhelnisdjurg    der    Satz    des  Spezial- 
Schnittpunkt  I  von  125 
aut  126  zu  erhöhen. 
Altona,  den  24.  April  1919.  (501) 

Eisenbahndirektion 
namens  der  Verband.sverwaltungen 


Nr.  'Sl 


—   3.'^2  — 


Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen- 


Gemeinschaftliches    Heft    C  Ib  (Sta- 
tlonstariftafeln  usw.)    Tfv.  200. 

Mit  (iülljirkeit  vom  1.  Mail919  ab  wer- 
den die  in  den  Be'Stininiuno'en  für 
Frankfurt  (Main)  Osthafen  und 
Frankfurt  (Main)  W'Csthafen  an- 
.HX'o-ebenen,  zu^^nnstou  der  Stadt  Frank- 
furt (Main)  zu  li-e  rechnen  den  Ansloii- 
frachtsälze  auf  das  Doppelte  erhöht. 
Näheres  enthält  di<;  am  28.  April  1919 
erscheineudo  Numnver  des  Tarif- 
anzeiifers. 

Auskunft  o'eben  die  beteiligten 
tJüt'eralifeiti.ii'Lmn.en  sowie  das  Aus- 
,kuuftsl)ureau«,  hier,  Bahnhof  Alexan- 
derplatz 

Berlin,  den  23.  April  1919.  (,500) 
Eisenbahndirektion. 


Staats-    »ind  Privatbahnffüterverkelir. 

]\lit  sofort  io-er  Gültigkeit  w^erden  die 
Stationen  Ermelinghof  und  Hervest- 
Dorsten  in  den  Ausnahmetaiif  5b  als 
Versandstationen  für  die  unter  Ziffer  4 
des  Warenverzieichnisi-j'es  «'euannt'en 
Güter  aufii'enommeu.  Näbere  Auskunft 
durch  die  Abfertio-nn^'sstell-en. 

Münster  (Westf  ),  15.  April  1919. 

Eis>enbahndir>ektion,  (503) 


Staats-    und    Pi  ivatbahn-Güterverkehr, 
Teilheft  C  II. 

In  den  Abschnitt  II  des  Ausnahme- 
tarifs 5b  ist  als  neue  Versandstation 
mit  Wirkung  vom  1.  5.  1919  ab  die 
Station    O  b  e  r  e  v  i  n  g    auf  o  enommen. 

Essen,  den  22.  April  1919'.  (502) 
Eisienbahndirektion. 

Krioü,sausnahnietarife. 
Ausnahnietarif    für    Düngemittel  und 
Rohmaterialien       zur  Kunstdünger- 

fabrikation  (Tfv.  2). 
Staats-    uud  Privatbabn-Güterverkehr 

(Tfv.  5)  Heft  C  II. 
Wechselverkehr  Norddeutschland-Sach- 
sen (Tfv.  200)  Heft  1  C  II. 
Wechseiverkehr  Norddeutschland-Bay- 
ern (Tfv.  200)  Heft  2  C  II. 
Wechseiverkehr  Norddeutschland-Pfalz 
(Tfv.  200)  Heft  .3  C  II. 
Wechseiverkehr  Norddeutschland- 
Baden  (Tfv.  200)  Heft  4  C  II. 
Wechseiverkehr  Norddeutschland- 
Württemberg  (Tfv.  200)  Heft  6  C  II. 

Das  Großlierzogtum  Luxemburg  ge- 
hört nicht  mehr  zum  deutschen  Zoll- 
gebiet. Die  an  den  Verbrauch  im  In- 
land© geknüpften  Ausnahnietarif e  sind 
<laher  mit  sofortiger  (uiltigkeit  für 
Sendungen  nach  diesem  Gebiet  nicht 
mehr  anzuwenden.  Das  alsbaldige  In- 
krafttreten dieser  Maßnahme  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Ände- 
rung des  §  6  der  EVO.  Näheres 
siehe  im  nächsten  Tarif anzeiger.  auch 
geben  die  beteiligten  Güterabfertigun- 
gen sowie  das  j\uskunftisl>üio,  liier, 
Bahnhof  Alexanderyjlatz  Auskunft. 
Berlin,  den  24.  April  1919.  (499) 
Eisenbahndii^ektion. 

Westdeutsch-südwestdeutscher  Tierver- 
verkehr. 

Die  am  1.  April  1919  in  den  Binnen- 
tarifen der  beteiligten  Bahnen  vorge- 
nommene Erhöhung  der  Frachtsätze  um 
00  %  wird  auch  in  diesem  Wechselver- 
kehr durchgeführt.  Das  Begleiterfahr- 
geld wird  auf  3  Pf.  für  das  Kilometer 
erhöht. 

Frankfurt  (Main).   25.  4.  1919.  (507) 
Eisenbahndirektion. 


Badiseher  Binnen-  und  Wechselgüter- 
tarif. 

Mit  sofortiger  Wirkung  wird  die 
Fracht  für  Kohlen-,  Koks-  u.  Brikett- 
senihingen,  tlic  zum  Verbrauch  in 
österieich  und  Hngarn  oder  in  Luxem- 
burg bestimmt  sind,  nach  den  Be- 
stimmungen und  Frachfsätz.en  der  or- 
dentliidi-cu  Tarifklass-en  berechnet. 
Näheies  in  unserem  Tarifauzeiger. 

Karlsruhe,  den  24.  4.  1919.  '  (508) 
Generaldii ektion  der  Badischen  Staats- 
eisenbahnen. 

Binnengütertarif  der  Mecklenburg- 
Schwerinschen  Landeseisenbahn. 

Die  Abschnitte  F.  a  und  F.  b  erhalten 
eine  andere  Fassung,  lüe  bestimmter 
zum  Ausdruck  biingt,  daß  die  Fracht 
für  die  ordentlichen  Tarifklassen  und 
die  Ausnalimelarife  1,  2.  3,  4  und  5  bei 
Entfernungen  von  1  bis  105  km  nach 
der  Kilometertariftafel  B  im  Ab- 
schnitt I  und  bei  Entfernungen  über 
105  km  nach  der  Kilometertariftafel  im 
Abschnitt  II  des  Heftes  C  I  a  (Tfv.  200) 
zu  beiechnen  ist. 

Schwerin,  den  24.  April  1919.  (504) 
General-Eisenbahndirektion. 

Deutsch- Dänischer  Gütertarif. 

In  Ergänzung  der  Bestimmungen  über 
die  Berechnung  der  deutschen  Keicbs- 
abgabe  und  der  deutschen  Kriegszu- 
schläge im  Gemeinsamen  Nachtrage  zu 
den  deutsch-nordischen  Gütertarifen 
vom  1.  April  1919  treten  mit  sofortiger 
Gültigkeit  die  diesen  Bestimmungen 
entsprechenden  Zuschläge  für  den  Ver- 
kehr mit  der  Station  Hvidding  des  Di- 
rektionsbezirks Altona  in  Kraft. 

Außerdem  wird  in  Ausnahmetarif  7 
ein  Frachtsatz  für  Hvidding  aufgenom- 
men. 

Da  das  Großherzogtum  Luxemburg 
nicht  mehr  zum  deutscheu  Zollgebiet 
gehört,  gilt  Ausnahmetarif  7  für  Heide- 
kraut nicht  mehr  für  Sendungen,  die 
zur  Verwendung  im  Großherzogtum 
Luxemburg  bestimmt  sind. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Altona,  den  25.  April  1919.  (505) 
Bisenbahndii^ektion 

namens  der  Veibandsverwaltungen. 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Kilometerzeiger    für    den  Personen- 
verkehr der  Bad.  Staatsbahnen. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  erscheint 
der  Nachtrag  XXVI.  Die  darin  ent- 
haltenen Entfernungen  für  die  Halte- 
stelle Zähringen  sind  nur  für  die  Ab- 
fertigung von   Expreßgut  anwendbar. 

Karlsruhe,  den  23.  April  1919.  (509) 
Generaldirektion  der  Staatseisen- 
bakaen. 


3.  Generalversammlungen. 

Lübeck-Büchener  Eisenbahn-Gesell- 
schaft. 

Die  69.  regelmäßige  Generalver- 
sammlung wird  am  3.  Juni  d  J. 
mittags  12K  Uhr  zuLübeckim  Hause 
der  Gesellschaft  zur  Beförderung  ge- 
meinnütziger Tätigkeit,  Königstraße  5, 
abgehalt-en  werden. 

Zum  Zwecke  der  Teilnahme  an  der 
Generalversammlung  haben  die  Aktio- 
näre ihre  Aktien  bis  zum  27.  Mai  d  J. 
mittags  12  Uhr  bei  einer  der  nachste- 


hend bezeichneten  Stellen  gegen  Aus- 
händigung einer  Bescheinigung  über 
die  Zahl  der  hinterlegten  Aktien  und 
einer  Eintrittskarte  zu  hinteilegen: 
1  n  L  ü  )j  6  c  k  :  bei  der  Hauptkasse  der 
(jle.Siellschaf  t ; 

in  Berlin:  l>ei  der  Berliner  Haudek- 
geseUschaft,  der  Deutschen  Bank,  dem 
Bankhau.s-e  Mendelssohn  Go.,  der 
Bank  für  Handel  und  Industrie"  oder 
dem  Bankhau&e  F.  W.  Krause  &  Co.; 
m  Hamburg:  l>ei  der  Norddeutschen 
,  Bank,  der  Deutschen  Bank  Filiale  Ham- 
burg, der  Bank  für  Handel  un.d  Indu- 
strie FiLial-e  Hamburg  oder  dem  Bank- 
hause M.  M.  Warburg  &  Co.; 
in  Frankfurt  (Main):  bei  der 
Deutschen  Effekten-  und  Wechselbank 
oder  der  Deutschen  Bank  Filiale  Frank- 
furt am  Main. 

Die  Hinterlegungsbescheinigungen 
und  die  Eintrittskarten  sind  dem  am 
3:  Juni  d.  J.  von  IVA  Uhr  ab  im  Ver- 
sammlungsräume anwesenden  Notar 
unter  Abgabe  etwaiger  Vollmachten 
zur  Eintragung  der  Stimmenzahl  und 
Aushändigung  der  Stimmziettel  vorzu- 
legen. 

Die  Aktionäre  können  auch  ihre  Ak- 
tien selbst  dem  Notar  am  3.  Juni  d.  J. 
von  WA  bis  12  Uhr  zur  Eilangung  der 
Eintrittskarten  vorlegen. 

Anstelle  der  Aktien  können  auch 
Hinterlegungsscheine  der  Reichsbank 
oder  der  Bank  des  Berliner  Kassenver- 
eins über  dort  ruhende  Aktien  hinter- 
le.gt  oder  dem  Notar  vorgelegt  werden. 

Die  Rückgabe  der  hinterlegten  Ak- 
tien erfolgt  vom  4.  Juni  d.  J.  ab  gegen 
Empfangsbescheinigung. 

Tagesordnung  für  die 
Generalversammlung. 

1.  Vorlage  des  Hauptrechnungsab- 
schlusses  für  1918  nebst  Gewinn-  und 
Verlustrechnung ;  Jahi>esbericht  der  Di- 
rektion sowie  Bemerkungen  des  Aus- 
schusses hierzu ;  Genehmigung  des 
Hauptrechnungsabschlusses  und  der  Ge- 
winnverteilung. 

2.  Entlastung  der  Direktion  und  des 
Ausschusses. 

3.  Wahl  von  Ausschußmitgliedern. 
Hauptrechnungsabschluß,  Gewinn- 

und  Verlugtrechnung,  Jahresbericht  und 
Bemerkungen  des  Ausschusses  dazu 
können  von  den  Aktionären  vom  20.  Mai 
d.  J.  ab  in  unserem  Verwaltungsbüro 
eingesehen  werden. 

Lübeck,  den  25.  April  1919.  (506) 
Der    Ausschuß    der  Lübeck-Büchener 
Eisenbahn-Gesellschaft. 


4.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Im  Bezirk  der  Eisenbahndirektion 
Berlin  sollen  380  t  alte  Oberbau-  und 
Baustoffe,  bestehend  aus  Blechschrot, 
Eisenschrot,  Stahlschrot,  Stahlschienen, 
Zinkschrot  usw.  öffentlich  verkauft 
werden.  Kaufangebote  sind  postfrei 
und  versiegelt,  mit  entsprechender 
Aufschrift  versehen,  an  das  Zentral- 
büro der  Eisenbahndirektion  Berlin, 
Schöneberger  Ufer  1/4  bis  aum 
14.  Juni  1919,  vormittags  11  Uhr,  ein- 
zureichen. 

Kauflustige  können  Bedingungen 
und  Angebotbogen  im  Zentralbüro, 
.Zimmer  234,  einsehen  oder  von  dort 
gegen  Einsendung  von  1  M  und  Be- 
st«llgeld  (nur  Bargeld)  bezieken 

Zuschlagsfrist  bis  zum  5.  Juli  1919. 

Berlin,  den  10,  April  1919.  (510) 
Eisenbahndirektion. 
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KNORR'BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Netie  B&Hnhofstr.  9/17. 

Iiflud  1906:  Grofier  Preit.  =  Briuel  1910:  Ehrendiplom.  >—  ToriB  1911:  2  Gro6c  Prein. 
Abteilung  I  Hir  VollbttKnon. 

Lirtdruckbremtsn  für  Vellbahnen:  Selbsttätige  Elnkamner-Sohnellbremsen  f.  Personen- a. 
Sohnellzüoe.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Sohnellzüge.  Elnkammer- 
bremsen  f.  elektr.  Lokomotiven  u.TrIebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.  elektr.TrIebwagen. 

Duipfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremselnrlohtungen.  PreBluftsandstreuer  fUr  Vollbahnen. 

Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge- u.Druokausgleiohventile,  Kolbensehleber  u.  -Buchsen  f.  HelBdampf- 

lokemotiven.  Aufilehvorrlchtung  für  Kolbensohleberringe.   Speisewasserpumpen  und  Vorwirmer. 

Vorwärmerarmatoren  u.  Zubehörteile.  Sohlammabscheloer.  Druoklnfl-LHutewerke  für  LokomotIveiL 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  KleinbaKnen. 

(Frtter   KutiicBlaU  fireBsen  -  Geselltchaft  a.  k.  H.,   itrtiiigte  CkrifteaiM-  mi  BskerkrcBiM). 
Liftdruokbremsen  für  StraBen- u.  Ktelnbahneii:  Direkte  Bremsen.  Zwelkammerbremsen. 

Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisoh  und  dureh  Druckluft  gesteuerte  Bremsen. 
Aohs-  u.  Aohsbucbskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schleber- 
•tenerung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  fUr  Metorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  StraBen-  u.  Kleinbahnen.  Draokluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Dnstellvorrlohtungen.  TürschlleBverrIchtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wlokelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  fUr  Druokluftwerkzeuge,  Relnigting 
•Iflktrisoner  iWaschlnen  und  anderer  Segenstände.  [7001] 


FürWellenunrersu(hungen 

Aufzeichnung  des  Ungleichförmig- 
keitsgrades  (Winkelabweidiung) 
und  von  Erschütterungen 

LEHMANN&MICHEIS 


G.M.B.H. 


HAMBURG  1 


Caledonia-Haus 

Mönckebergsfr.5 


Technische  Hochschule  Danzig. 

Die  Einschreibungen  für  das  Sommer- 
halbjahr finden  v  15.  April  bis  31.  Mai  1919 
statt.  Beginn  der  Vorlesungen  gegen  den 
23  April.  Das  Programm  wird  vom  Ge- 
schäftszimmer gegen  Einsendung  v.  65Pfg. 
versandt.  (Ausland  1.—  M.)  Notwendige 
Programmänderungen  werden  am  An- 
schlagbrett d.Hnchschule  belcanntgegeben. 

Der  Rektor.  [7087J 


Eisenbahn-Assi  Stent  der  Staatsb.  sucht,  um 
sich  z.  verbess  , b. Privat- o  Hafenb.Stellung 
als  Kontrolleur,  Bahnhofsvorsteher  oder 
sonstige  Stellung.  Falls  Betriebsdienst  in 
Frage  kommt, nur  mögl.  umfangr.  Betrieb. 
Letzt,  war  bisher  2  J.b.  einer  Privatb.u  17  J. 
im  Staatsd.  Fachpr.  erst.  Kl.best.  u.7J.i. Büro- 
dienstbesch.gew., a.m.sämtl. Oberbauarbeit, 
vertr.  Olf.  unter  Eis.  7089  an  die  Anz.-An- 
nahme  dies.  Zeitung  (Linkstr.23/24).  [7089] 


Besondere  Kisten 

für  den  FaKrKartenversandl  liefert 

C.  Gliiiid,  Bremen 

Baumstraße.  [7073] 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 

Chemnitz, 

empfiehlt  steh 
zur  Lieferung 
vonLol<omotiv- 
armaturen 

[70891 

Reparaturen  billigstl 

Verlag  vod  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Billig  Verladen  und 
Fördern 

Eine  Zusammenstellung  der  maßgebenden 
Gesichtspunkte  für  die  Schaffung  von  Neu- 
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Bei  den  norddeutschen  Staatsbahnen  lag  die  Beaufsichti- 
gung des  Verkehrsdienstes  bis  anfangs  der  achtziger  Jahre 
<ies  vorigen  Jahrhunderts  in  den  Händen  von  Obergüterver- 
^  waltern,  die  ihr  Amt  am  Sitze  der  Zentralbehörden  führten. 
Sie  waren  die  unmittelbaren  Vorgesetzten  aller  Abfertigungs- 
beamten, regelten  den  Boden-  und  Abf-ertigungsdienst, 
prüften  die  Kas.sen  und  sorgten  im  Einvernehmen  mit  den 
betriebsleitenden  Stellen  für  die  reohtzeitge  Ab-  und  Zufuhr 
der  Güter.  Zur  Seite  standen  ihnen  Bahnkontrolleure,  die 
Kich  vornehmlich  mit  der  Prüfung  der  Kassen  befaßten.  Die 
Kontrollen  waren  ihnen  nicht  unterstellt.  Die  Haft- 
pflichtverbindlichkeiten an.^  dem  Personen-  und  Güter- 
verkehr wurden  meistens  von  sogenannten  Reklamations- 
büros bearbeitet,  die  den  Zentralbehörden  angegliedert  waren. 
Die  Aufsicht  über  den  Wagenpark  lag  den  betriebsleitenden 
Stellen  ob.  Die  Tätigkeit  des  Obergüterverwalters  be- 
schränkt© sich  somit  auf  die  Beaufsichtigung  und  Ingang- 
haltung des  formalen  Abfertigungsdienstes  im  eigensten 
Interesse  der  Verwaltung,  Wie  .iede  Zentralisation  hatte  auch 
diese  den  großen  Nachteil,  daß  den  örtlichen  Interessen  zu 
wenig  Rechnung  getragen  wurde  und  daß  der  Gneschäfts- 
gang  infolge  der  geringen  Zuständigkeiten  der  unteren 
Dienststellen  ein  überaus  schleppender  war. 

Diese  Nachteile  zuerst  erkannt  zu  haben,  ist  das  Verdienst 
des  Geheimen  Oberregierungsrates  Mebes,  der  anfangs  der 
si'obziger  Jahre  mit  der  Leitung  der  Reichseisenbahnen  in 
El.saß-Lothringen  betraut  wurde.  Während  er  bei  der  Ein- 
richtung der  Verwaltung  im  allgemeinen  dem  Vorbilde  der 
preußischen  Staatsbahiven  folgte,  schaltete  er  den  Obergüter- 
verwalter aus  und  errichtete  am  Sitze  jeder  Betriebsinspek- 
tion eine  Güterinspektion,  der  im  Bezirke  die  ,s.elbständige 
Leitung  des  gesamten  Abfertigungs-  und  Kassendienstes  und 
die  selbständige  Erledigung  der  Schadensersatzforderungen 
bis  zum  Betrage  von  200  Jl  übertragen  wurde.  Als  vor- 
nehmste Pflicht  der  Güterinspektionen  galt  jedoch  die 
dauernde  Aufrechtertaltung  einer  lebendigen  Verbindung 
zwischen  der  Eisenbahnverwaltung  und  den  Verkehrsinter- 
fessenten.  Die  Einheitlichkeit  der  Geschäftsführung  wurde 
durch  die  Generaldirektion  gewahrt,  die  in  steter  Fühlung  mit 


den  Inspektionsvorständen  die  Abfertigungs-,  Kas.sien-  und 
Beförderungsvorschriften  aufstellte  und  weiterentwickelte. 

Die  Vorzüge  dieser  neuen  Einrichtung  machten  sich  sehr 
bald  bemerklich.  Die  Erledigung  der  llaftverbindlirhki-iti'n 
aus  dem  Güter-  und  Personenverkehr  wurde  nicht  nur  durcli 
die  Verteilung  auf  die  zuiständigeu  Inspektionen,  sondern 
auch  dadurch  erleichtert,  daß  es  den  entscheidenden  Inspek- 
tionsvorständen leicht  möglich  war,  sich  im  direkten  Be- 
nehmen mit  den  Abfertigungsstellen  und,  wenn  nötig,  aucli 
mit  dem  Publikum  ein  sicheres  Urteil  über  die  iBerechtigung 
einer  Forderung  zu  bilden.  Ebenso  konnte  der  Inspektions- 
vorstand bei  seiner  Kenntnis  der  örtlichen  Verhältnisse  viel 
sicherer  als  ein  am  Sitze  der  Zentralbehörde  befindliches 
Reklamationsbüro  darüber  entscheiden,  ob  eine  zweifelhafte 
Forderung  aujS  g'eschäftlicher  Wohlanständigkeit  eine  Be- 
rücksichtigung verdiene  oder  nicht.  Diese  Möglichkeiten  be- 
schleunigten die  Erledigung  wesentlich.  Die  Beschleunigung 
der  Entscheidung  lag  aber  nicht  nur  im  Intere.sse  der  Ver- 
waltung, sondern  auch  in  dem  des  handeltreibenden  Publikums, 
das  die  Vorzüge  der  Neueinrichtung  sehr  bald  erkannte  und 
schätzte. 

Sehr  schnell  gelang  auch  der  Aufbau  eines  leistungsfähigen 
Güterzugfahrplanes,  der,  in  steter  Fühlung  mit  den  Güter- 
inspektionen erstellt,  nicht  nur  den  betriebstechnischen 
Interessenten  im  allgemeinen,  sondern  auch  den  lokalen 
Interessen  der  einzelnen  Bezirke  in  glücklichster  Weise 
Rechnung  trug.  Besonders  gefördert  wurde  der  Stückgut- 
verkehr durch  die  Einlage  reiner  Ausladezüge,  die  die  Traus- 
portfrist der  Stückgüter  abkürzten  und  die  Güterböden  auch 
bei  stärkstem  Verkehr  vor  Überfüllung  bewahrten.  Ein 
gleiches  Interesse  schenkte  man  dem  Fernverkehr  über  die 
Grenzen  Elsaß-Lothringens  hinaus,  so  daß  bald  eine  Regel- 
mäßigkeit der  Beförderung  eintrat,  die  wenig  zu  wünschen 
übrig  ließ. 

Auf  den  Abfertigungs.  und  Kassendienst  wirkte  besonders 
der  Umstand  fördernd  ein,  daß  sich  der  Güterinspektor  über 
die  Leistungisfähigkeit  und  Verwendbarkeit  der  Beamten  des 
Abfertiguugsdienstes  und  über  die  Zweckmäßigkeit  der  ört- 
lichen Einrichtungen  auf  den  einzelnen  Stationen  seines  Be- 
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zirkes  <^iii  weit  sicboros  ürloil  zu  bilden  vei mochte  als  flor 
fi'üh'er«  Obierg'iitiTverwalt'er,  (Ver  ili'e  'einzelrven  Dienst'Stell'eii 
(loch  nur  Sieltou  In'suchen  konnte.  Die  Folge  ili>eser  o-.est'ci- 
^■erten  Aufsicht  war  eine  «rhöhte  Wirtscbaftlichk-eit  in  d«r 
Au.snntzuuo-  der  vorhandenea  Kräfte  und  ■eine  zweckdienliche, 
deu  örtlichen  Verhältnissen  an.gepaßte  Eeoelun»'  des  Bodeu- 
u  ad  Bef ördierungisdienstes. 

Kandels-  und  Gewerbestand  gewöhnten  sich  sehr  bald  daran- 
ihre  Wünsche  in  erster  Linie  mündlieh  oder  schr-iftlich  den 
(Uiterinspektionen  zu  unterVireiten.  In  den  meisten  Fällen 
waren  letztei-e  direkt  zuständig.  Lag  die  -Gewährung  vor- 
getragener Wünsche  nicht  in  4eu  Grenzten  ihrer  Zuständig- 
keit, so  leiteten  die  Inspektionen  die  Anträge  an  die  General- 
dir'ektiou  weiter,  die  gewöhnlich  ohne  Rückfragen  anf  Grund 
der  Begleitberichte  endgültig  entscheiden  konnte.  Ver- 
schleppungen infolge  wiederholter  Rückfragen  seitens  der 
Generaldirekt  ion  und  Entscheidungen,  die  den  örtlichen 
^^crhältnLSseu  nicht  genügend  Rechnung  trugen,  wurden 
immer  seltener  vind  hörten  im  Laufe  der  Zeit  ganz  auf. 

Diese  enge  Verbindung  zwischen  Handelsstand  und  \'er- 
kehrsinspektionen  zeitigte  den  weiteren  ."\ ''orteil,  daß  die 
V'^orstände  der  Ämter  über  die.  Verhältniisse  ihres"  Bezirkea 
bald  so  unterrichtet  waren,  daß  die  Verkehrsinspektionen 
auch  in  kommerziellen  Fragen,  die  auf  die  Tarifbildung  Ein- 
fluß hatten,  s-eitens  der  Generaldiriektion  als  sichere  Aus- 
kunftsstellen  .angesprochen  werden  konnten.  V on  besonderer 
Wichtigkeit  in  dieser  Beziehung  waren  die,  vongesehriebenen 
vierteljährlichen  Verkehrsberichte,  die  auf  Grund  st9,tistischer 
Unterlagen  nicht  nur  über  den  Umfang  des  Verkehrs,  son- 
dern auch  über  die  kommerziellen  und  industriellen  Ver- 
hältnisse des  (Bezirkes  Aufschluß  zu  geben  hatten.  Da  es 
im  eigensten  Interesse  der  Amtsvorstände  la.g,  diesen  Be- 
richten besondere  Sorgfalt  zu  widmen,  erhielt  die  General- 
direktion Unterlagen,  die  zusammengefaßt  ein  wertvolles 
Bild  über  die  Gesamtverkehrslage  ergaben. 

Nachdem  die  Verstaatlichung  dier  großen  preußischen 
Staatsbahnen  durchgeführt  war,  zeigte  sich  bei  der  starken 
Verkehrszunahme,  die  das  Aufblühen  von  Handel  und  Ge- 
werbe zur  Folge  hatte-  bald,  daß  die  bisherige  Zentralisation 
des  Verkehrs-  und  Betriebsdienstes  am  Sitze  der  Eisenbahn- 
direktionen.  deren  Verwaltungsgebiete  sehr  aus.gedehnt  waren, 
auf  die  Dauer  nicht  aufrecht  erhalten  werden  konnte.  Man 
entschloß  sich  daher,  als  Organe  der  Eisenbahndirektionen 
Betriebsämter  zu  errichten,  denen  in  betriebs-  und  verkehrs- 
technischer Bieziehung  eine  große  Selbständigkeit  einge- 
räumt wurde.  An  der  Spitze  des  Betriebsamtes  stand  ein 
höherer  Verwaltungsbeamter,  dem  höhere  administrative  und 
technische  Beamte  als  Hilfsarbeiter  heigegeben  waren.  Als 
Fachleute  für  den  Abfertigungsdienst  amteten  Kontrolleure, 
die  dem  Vorstande  oder  einem  Hilfsarbeiter  unterstellt  waren 
und  daher  nu(r  eine  beschränkte  Selbständigkeit  besiaßen. 
Die  Einrichtung  entsprach  den  Erwartungen  nicht.  Die  Be- 
zirke waren  zu  groß  und  die  Verwaltung  zu  bürokratisch,  in- 
folgedessen die  Betriebsämter  eher  hemmend  als  fördernd 
auf  die  Geschäftsleitung  einwirkten.  Eine  abermalige  Or- 
ganisationsänderung erschien  unvermeidlich,  die  denn  auch 
im  Jahre  1895  nach  sorgfältigen  Vorarbeiten  zur  Durch- 
führung gelangte.  Die  neue  Organisation  bestand  im  großen 
und  ganzen  darin,  daß  man  die  Direktionen  verdoppelte  und 
diesen  als  ausführende  Organe  Betriebs-,  Verkehrs-, 
Maschinen-  und  Werkstättenämter  unterstellte.  Ob  auf  diese 
Änderung  die  bewährte  \'erwaltuu.gsorduung  der  Reiohs- 
e isenbahnen  einen  ausschlaggebenden  Einfluß  ausgeübt  hat, 
entzieht  sich  meiner  Beurteilung.  Jedenfalls  bedurfte  es  aber 
bei  den  Reichseisenbahnen  nur  ganz  geringer  Änderungen 
im  Verwaltungskörper,  um  die  Verwaltung  der  Reichseisen- 
bahnen dem  neuen  Verwaltungss.ystem  der  preußischen 
Staatsbahnen  -anzupassen.  Sicher  ist  dagegen,  daß  die  elsaß- 
lothi'ingischen  Verkehrsinspektionen  bei  der  Errichtung  der 
preußischen   Vierkehrsämter,  die   im   allgemeinen  mit  den- 
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s.el))en  Zuständagkeilen  wi'C  die  elsaß-lothringischen  Ver- 
kehrsinspeklionen  ausgerüstet  wurden,  als  Voibild  gedieui 
haben.  Eine  nennenswerte  .\bweiehung  von  den  Zuständig- 
keiten der  elsaß-lothringischen  Inspektionen  bestellt  nur  in- 
sofern, als  die  letzteren  auch  Haftverbindlichkeiten  aus  den 
internationalen  "\'erkehren  in  den  Grenzen  ihrer  Zuständig- 
keiten selbständig  erledigen,  während  in  Preußen  die  Rege- 
lung derartiger  Forderungen  den  Direktionen  vorbehalten  ist. 

Die  Zweckmäßigkeit  der  Trennung  zwischen  Verkehr  und 
Betrieb  wird  auch  noch  vielfach  angezweifelt.  Eine  ent- 
schiedene Abneigung  .gegen  die  Trennung  besteht  bei  den 
süddeutschen  Bahnen,  die  den  Vorständen  der  »Betriebs- 
inspektionen auch  die  Leitung  des  Verkehrsdienstes  über- 
tragen haben.  Richtig  ist  es  .ia,  daß  sich  Verkehr  und  Betrieb 
in  steter  Berührung  l>efindeu,  und  daß  vielleicht  manche 
Eeil>ungen  vermieden  werden,  Avenn  der  Vorstand  des  Amt'f.-; 
nicht  nur  die  Interessen  des  Betriebes,  sondern  auch  die  des 
Verkehrs  zu  wahren  hat.  Anerkannt  soll  auch  werden,  daß 
die  Leiter  der  süddeutschen  Betriebsinspektionen,  bevor  sie 
in  ihr  Amt  koninKii,  meistens  .iahrelang  im  Betriebs-  und  zum 
Teil  auch  im  Verkehrsdienst  praktisch  tätig  gewesen  sind 
und  daher  für  die  Gesamtleitung  besonders  geeignet  er- 
scheinen. Tatsache  ist  aber,  daß  auch  die  Vorstände  der  süd- 
deutschen Betriebsinspektionen  das  Schwergewicht  ihrei 
Tätigkeit  grundsätzlich  auf  den  eigentlichen  Betriebsdienst 
legen,  so  daß  für  den  Verkehrsdienst  nur  ein  kleiner  Teil 
ihr-er  Arl>eitskraft  verbleibt.  Die  Leitung  des  A^-erk-ehrs- 
dienstes  in  seiner  heutigen  Entwicklung  bedarf  aber.  Avenn  sie 
den  wirtschaftlichen  Anforderungen  der  Verwaltung  und  den 
berechtigten  Ansprüchen  des  Publikums  in  vollem  ümfan.ge 
Rechnung  tragen  soll,  einer  ungeschmälerten  Arbeitskraft- 
die  nicht  nur  mit  der  nötigen  Energie,  sondern  auch  mit  der 
erford.erlicheu  Selbständigkeit  -ausgerüstet  sein  muß.  Dali 
die  Zusammenlegung  von  Betrieb  und  Verkehr  auf  die  größten 
Schwierigkeiten  stößt,  geht  schon  daraus  hervor,  daß  es  trotz 
aller  Versuche  bisher  nicht  gelungen  ist,  die  Leitung  des  Be. 
triebs-  und  Verkehrsdienstes  einer  größeren  Sta.tion  in  einer 
Hand  zu  vereinigen.  Was  sich  ,aber  bei  kleineren  Verhält- 
nissen als  untunlich  erwiesen,  paßt  für  größere  erst  recht 
nicht.  tianz  untunlich  erscheint  die  A-ereinigung  überall 
dort,  wo  die  Betriebsinspektionen  oder  Betriebsämter  von 
bautechnischen  Beamten  geleitet  werden,  die  gleichzeitig  mit 
der  baulichen  Unterhaltung  der  Strecken  betraut  sind'.  Ganz 
abgesehen  davon,  daß  solche  V erstände  schon  ein  vollge- 
rütt-eltes  Maß  von  Verantwortung  tragen,  fehlt  es  ihnen  vor 
allem  an  ausreichendem  A^erständnis  für  den  eigentlichen 
Verkehrsdienst,  über  den  sie  im  günstigsten  Falle  doch  nur 
theoretisch  unterrichtet  is>ein  können. 

Der  Verkehrsdiens-t  hat  einen  ausgesprochen  kaufmänni- 
schen Charakter,  -der  schon  dadurch  zum  Ausdruck  kommt, 
d-aß  die  rechtlichen  Grundlagen  für  den  Güter,  und  Personen- 
verkehr im-  Handelsgesetzbuch  festgelegt  sind.  Das  ganze 
Beförderungsgeschäft  ist  also  ein  von  der  Bahn  betriebenes 
großes  Handelsgeschäft,  das  sich  von  den  Geschäften  der 
allgemeinen  Verwaltung  ganz  wesentlich  unterscheidet  und 
daher  auch  eine  besondere  Ausbildung  des  mit  der  Ausfüh- 
rung dieses  Dienstes  betrauten  Personals  erfordert.  Für  die 
Leitung  -der  Verkehrisämter  können  demnach  folgerichtig 
auch  nur  Beamte  in  Frage  kommen,  die  neben  persönlicher 
Eignung  für  die  Stelle  eines  Oberbeamteu  ein  solches  Maß 
praktischer  Erfahrung  im  A'erkehrsdienst  besitzen,  daß  jsie 
auch  in  den  schwierigsten  La.gen  den  Untergebenen  einen 
sicheren  Halt  zu  bieten  vermögen.  Endlich  -darf  nicht  ver- 
gessen werden,  daß  auch  die  Eignung  für  den  Umgang  mit 
dem  handelstreibenden  Publikum  einer  Entwicklung  bedarf, 
die  am  sichersten  in  der  Praxis  erreicht  wird.  "  . 

Nach  Lage  der  Verhältnisse  werden  die  Leiter  der  VerkehiSr 
ämter  in  der  Hauptsache  aus  den  mittleren  Beamten  genommen 
werden  müssen.  Daß  es  unter  diesen  an  geeigneten  Bewer- 
bern nicht  fehlt,  wird  kaum  bezweifelt  werden.   Im  Interesse 
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(kr  \"c'i  waltimff  ischeiut  es  aber  drino'end  «rwünscht,  daß  man 
gwioti'ete  Beamte  tuulichst  frülizeilis'  erk«unt  und  sich  ihr« 
AusMldiiui--  besonders  au:o-.eleÄ<?u  Bein.  läßt.  Als  unerläßliche 
VorlKHlinguno-  für  die  Eionuno-  käm.o  in  Betracht,  daß  der 
Kandidat  im  äußeren  Stationsdienst  und  in  der  Personen- 
abfertiofuno-  längere  Zeit  praktisch  tätioj  gewesen  ist,  daß  er 
mindestens  ein  Jahr  eine  größere  Güterkasse  und  mindestens 
zwei  Jahre  eine  größere  oder  mittlere  Güterabfertigung  mit 
gutem  lErfolge  selbständig  verwaltet  hat.  Alsdann  sollte 
ihm  durch  Beschäftigung  bei  der  Direktion  Gelegenheit  ge- 
geben werden,  sich  über  die  grundsätzlichen  Bestimmungen 
der  Tarifbildung  und  über  die  ^Behandlung  tariftechnischer 
Fragen  so  zu  unterrichten,  daß  er  später  bei  einem  Verkehrs- 
amt die  betreffenden  Fragen  mit  ausreichendem  Verständnis 
für  das  Gesamtinteresse  der  Verwaltung  zu  bearbeiten  ver- 
mag. Diese  Tätigkeit  bei  der  Direktion  darf  aber  nicht  zu 
lauge  ausgedehnt  werden,  da  der  Kandidat  sonst  zu  leicht  die 
Fühlung  mit  dem  praktischen  Verkehrsdienst  verliert.  Nach 
Erfüllung  aller  dieser  Bedingungen  sollte  der  Kandidat  tun- 
lichst bald  zum  Verkehrskontrolleur  ernannt  werden.  Erst 
wenn  er  isich  auch  in  dieser  Stellung  als  Vertreter  de«  Amts- 
vorstandes durchaus  bewährt  hat,  kann  ihm  die  Befähigung 
zum  Verkehrsinspektor  unbedenklich  zugesprochen  werden. 
Ob  ausnahmsweise  im  einzelnen  von  den  vorerwähnten  Be- 
dingungen abgewichen  werden  kann,  hängt  von  der  beson- 
deren Befähigung  der  in  Erage  kommenden  Persönlichkeit 
ab.  Unerläßlich  ist  aber  auch  in  einem  solchen  Falle  eine 
längere  und  lerfolgreiche  Bewährung-  in  ider  Stelle  eines 
Verkehrskoutrolleurs. 

Von  dem  Verkehrsinspektor  wird  verlangt,  daß  er  nicht 
nur  den  Abfertigungsdienst  und  Beförderungsdienst,  sondern 
auch  die  kommerziellen  Verhältnisse  seines  Bezirkes  voll- 
ständig übersieht.  Dies  bedingt,  daß  er  mit  den  ihm  unter- 
stellten Abfertigungsstellen  und  dem  handeltreibenden  Pu- 
blikum in  steter  persönlicher  Fühlung  bleibt,  und  daß  er  auf 
dem  Amt  in  allen  grundsätzlichen  und  persönlichen  Fragen 
allein  ausschlaggebend  ist.  Daß  diese  Anforderungen  den 
größten  Teil  seiner  Arbeitskraft  heanspruchen,  leuchtet  ohne 
weiteres  ein.  Der  Verkehrsinspektor  darf  daher  in  Bezirken 
mit  hochentwickelter  Industrie  oder  bedeutendem  Handel  mit 
speziellen  Eevi&ionen  im  Kassen-  und  Wagendienst  nur  inso- 
weit befaßt  werden,  als  dadurch  seine  Übersicht  über  den  Ge- 
samtdienst nicht  nachteilig  beeinflußt  wird.  Geschieht  dies 
nicht,  .so  wird  hierunter  in  erster  Linie  die  lebendige  Ver- 
bindung zwischen  Eisenbahnverwaltung  und  Verkehrsinter- 
essenten leiden,  die  mit  Recht  als  die  vornehmste  Aufgabe 
des  Ver'kehrsinspektors  gedacht  ist,  und  ohne  die  er  nicht  nur 


das  Vertrauen  der  llandelswelt,  sondern  auch  die  Voraus- 
sicht kommender  Bedürfnisse  sehr  bald  verlieren  würde.  Im 
Zusammenhange  hiermit  isei  endlich  noch  erwähnt,  daß  es  den 
Verkehrsämtern  fast  durchweg  an  dem  nötigen  Tarifmaterial 
fehlt,  um  mündliche  oder  schriftliche  Anfra^geu  des  Publikums 
sofort  einwandfrei  zu  beantworten.     Im  Interesse  des  An- 
sehens der  Ämter  und  der  Verwaltung  und  besonders  im 
Interesse  des  Publikums  empfiehlt  es  sich  daher  dringend, 
diesem  Übelstande  zum  mindesten  in  allen  den.ienigen  Amts- 
bezirken abzuhelfen,  die  einen  lebhaften  lokalen  und  inter- 
nationalen Verkehr  vermiltehi,  also  in  allen  Bezirken  mit 
bedeutender  Industrie  oder  bedeutendem  Handel.  Allerdings 
handelt  es  sich  hierbei  nicht  nur  um.  die  Überweisung  von 
Tarifen  an  das  betreffende  Amt,  sondern  auch  um  die  Ord- 
nung und  Instandhaltung  dieser  Tarife.  Letzteres  beansprucht 
bei  der  heutigen  Ausdehnung  des  Tarifwesens  nahezu  eino 
volle  Arbeitskraft,  die  aber  keineswegs  als  unwirtschaftlich 
betrachtet  werden  kann,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  durch 
eine  solche  mit  dem  AVrkehrsamt  verbundene  Auskunftstelle 
nicht  nur  eine  wesentliche  Verminderung  des  ßchreibwerkes, 
sondern  auch  eine  sehr  nennenswerte  Entlastung  der  großen 
Güterabfertigungsstellen  erzielt  werden  kann,  welch  letztere 
heute  vielfach  als  Tarifauskunftsstiellen  angesprochen  wer- 
den, gewöhnlich  aber  dann  versagen,  wenn  es  sich  um  die  Er- 
mittlung von   Frachtsätizen   fremder   Verwaltungen  handelt. 
Gerade  die  Schwierigkeiten,  die  heute  bei  den  Ämtern  und 
Abfertigungs&tellen    hinsichtlich   einer    einwandfreien  Aus- 
kunfterteilung bestehen,  leiten  Wasser  auf  die  Mühlen  der 
Spediteure,  die  als  Spezialisten   einzelner  Verkehrseinrich- 
tungen meistens  besser  über  die  in  Frag-'C  kommenden  Frachten 
unterrichtet  sind  als  die  nächsten  Auskunftsstellen  der  Bahn- 
verwaltung.   Entschlösse  man  sich,  Auskunftsstellen  im  Sinno 
der  vorstehenden  Ausführungen  bei  den  Ämtiem  mit  bedeu- 
tendem Verkehr  zu  errichten,   so  müßte  auch  der  Vorbehalt 
betreffs  Richtigkeit    der    erteilten  Auskünfte    in  Wegfall 
kommen,  der  das  Publikum  von  .ieher  befremdete  und  das  Ver- 
trauen   zur    Auskunfterteilung    der    amliohen    Stellen  ab- 
schwä/chte. 

Daß  die  Wiederaufrichtuug  unseres  AVirtschaftslebens  auch 
an  die  Verkehrsämter  hohe  Anforderungen  stellen  wird,  be- 
darf bei  den  Stönangen,  die  unsere  direkt'en  Verbindungen 
erfahren  haben,  wohl  kaum  einer  näheren  Begründung.  Es 
liegt  daher  durchaus  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  die 
Ämter  in  .ieder  Beziehung  so  auszurüstien,  daß  sie  auch  den 
erhöhten  Anforderungen  voll  zu  entsprechen  vermögen. 

Pitsch,  Eisenbahndirektor. 


Die  bisherige  und  zukünftige  ErschließuDg  Mittelafrikas  durch  Eisenbahnen. 


Von  Geh.  Oberbaurat  F.  Baltzer  in  Berlin. 


.  Das  Ländergebiet  von  Mittelafrika  wird  nach-  der  heute  üb- 
ichen  Bezeichnungsweise  in  folgender  Art  hegrenzt:  Im 
forden  durch  die  Südgrenze  der  Sahara,  also  durch  eine 
Unie  dicht  nordlich  des  unteren  Sienegal,  über  den  Scheitel 
tes  S'i'oßen  Nigerbogens,  zum  Tschadsee,  über  die  Nordgrenze 
.;on  Wadai  nach  Darfur,  über  die  Wasserscheide  zwischen  dem 
Ml  und  Kongo,  bis  zum  Albertsee,  nördlich  um  die  Land- 
.chatt  Uganda  zum  Tanafluß,  diesem  folgend  bis  zum  Indi- 
•chen  Ozean.  Die  Südgrenze  verläuft  in  der  Kunene^Sambesi- 
Unie,  so  daß  Betsohuanaland  und  ßüdrhodesien  als  zu  Süd- 
itrika  gehörig  betrachtet  werden.  Mittelafrika  umfaßt  hier- 
lach  —  vergl.  die  Kartenskizze  —  von  Nordwest  nach  Südost 
ortschieitend,  folgende  Länder:  Französisch-Westafrika,  und 
swar  etwa  die  südliche  Hälfte  von  Mauritanien,  Senegal, 
>l>ersenegal  und  Niger,  das  Militär-Gebiet  des  Niger, 
^ranzosisch-Gumea,  Elfenbeinküste  und  Dahome;  ferner' die 
>ritisf;hen  Besitzungen  Ganilna,  Sierra  Leone,  Goldküste  und 
Mgenen;  Portugiesisoh-Guinea  und  die  Republik  Liberia; 
Logo  und  Kamerun;  Französisch-Äquatorialafrika,  die 
'eigischc  Kongokolonie,  An.gola,  Nordwestrhodesien,  Uganda, 
jritisch-  und  Deutsch-Ostafrika,  Britisch-Nvassaland  und 
■losambik  (nördlich  des  Sambesi). 


Das  ganze  Gebiet  zerfällt  geographisch  in  die  di^i  Ab- 
schnitte des  Nordwestens,  des  Westens  und  des 
Ostens  von  Mittelafrika.  Der  Nordwesten  scheidet  sich 
vom  Westen  etwa  in  der  Westgrenze  von  Kamerun ;  der 
Westen  vom  Osten  in  der  östlichen  Grenze  der  belgischen 
Kongokolonie,  wobei  diese  Grenze  südlich  des  sogenannten 
Katanga-zipfels  bis  zum  Sambesi  verlängert  zu  denken  ist. 

Bei  den  folgenden  Betrachtungen  werden  die  politischen 
Ländergrenzen  vielfach  völlig  in  den  Hintergrund  zu  treten 
haben. 

I.  Der  N  o,  i  d  w  e  s  1  e  u. 
Die  Vorbedingungen  für  die  Verkehrserschließung  des 
N  o  r  d  Westen  s  sind  im  allgenieinien  günstig :  das  Land  ist 
vorwiegend  eben,  bietet  eine  Anzahl  guter  Häfen  (Dakar, 
BaJthurst,  Bissao,  Bolama,  Konakry,  Freetown,  Monrovia, 
Abidjean,  Sekondi,  Accra,  Lome,  Kotonu,  Lagos,  Forcados, 
Calabar,  Port  Harcourt),  günstige  klimatische,  gesundheit- 
liche und  Vegetationsverhältnisse,  und  hat  eine  nach  afrika- 
nischem Maßstab  ziemlich  dichte,  arl>eitsame,  kräftige  und 
bewegliche  Bevölkerung,  die  für  die  Aufgaben  der  Verkehrs- 
•erschließung  brauchbar  und  zur  Erlernung  der  erforderlichen 
Handfertigkeiten  befä/higt  erscheint ;  nach  ihrer  Avirtschaft- 
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llclieu  V'eranlaguiio'  läßt  si«  die  Entwickluns:  «ines  aus. 
rcichenck'ii  P'er.sonen-  und  Güterv-erkehriS  «rwart/en  und  weist 
für  Bahn-  und  iStra&enbau  genügende  Arb^itergebiete  auf,  eo 
(laß  die  ( !(\st<?nuu^f  der  «rford'erlichen  Ai'beit erzählen  s^esichert 
•ersch'pint.  In  dünner  b^isi-edeltten  Gre'bieten  würde  ein  Au'S- 
.H'leich  (Uli eil  ileranziehunfj  von  Arbeitern  aus  andern  Landes- 
teilen niö,>;iich  isein.  Der  all^cemeine  Entwicklungsstand  des 
LandcsS  mit  seinem  beträchtlichen  Außenhandel  und  lebhaften 
Binnenhandel  ist  iini'  größten  Teil  des  Grebiets  verhältnismäßig 
weit  fortgeschritten,  so  daß  die  entstandenen  Bahnen  überall 
ein  für  den  Anfang  durchaus  befriedigendes  Wirtschaftsbild 
z«igen. 

B  i  is  h  e.  r  i  g  e  E  r  s  c  h  1  i  e  ß  u  n  g  durch  Eisenbahnen. 
In  Senegal  besteht  die  von  einer  Gesellschaft  erbaute  und  be- 
triebfne  Eisenbahn  Dakar-St.  Louis,  264  km,  die  recht  be- 
fri'tMligciido.  Betriebsüberschüsse  erzielt;  das  Anlagekapital, 
rd.  17  -Millionen  Franken,  vnirde  mit  ihnen  z.  B.  für  da«  Jahr 
1916  mit  5,5  v.  H.  verzinst ;  ferner  die  Staatsbahn  Thies-Kayes 
nebst  der  22  km  langen  Stichbahn  Guinguineo-Kaolak.  im 
Ganzen  677  km,  von  denen  1916  noch  182  km  im  Bau  rück- 
ständig waren.  Die  seit  1910  im  Betriebe  stehende  östliche 
Endstrecke  Ambidedi-iKayes.  44  km,  die  bereits  im  Schutz- 
gebiet r)bersenegal  und  Niger  liegt,  führt  am  Senegal  zu  dem 
Punkte,  Ambidedi,  bis  zu  dem  die  größeren  Seedampfer  den 
Strom  von  der  Mündung  aus  befahren  können;  der  Dampfer- 
verkehr bis  Kayeis  ist  nur  ausnahmsweise  möglich.  Die  Strecke 
Ambidedi-Kayes  findet  nach  Osten  hin  ihre  FortS'etzuno:  in 
der  1905  vollendeten,  555  km  langen  Erschließungsbahn  Kayes- 
Kulikoro,  die  den  iSenegal  mit  dem  Niger  verbindet.  —  In 
Französisch-Guinea  wurde  die  589  km  lange  Stammbahn  Ko- 
nakry-Kurussa  in  östlicher  Richtung  bis  Kankan,  Gesamt- 
länge 662  km,  weitergeführt  und  die  letzte  Baustrecke  Kurusisa- 
Kankan  im  August  1914  dem  Betriebe  übergeben.  In  Elfen- 
beinküste ist  die  JLinie  Abidjean  (Bingerville)-Buake  mit 
316  km  Läng'>e  vollendet,  dagegen  der  in  nördlicher  Richtung 
nach  Kong  begonnene  Weiterbau  durch  den  Krieg  zum  Still- 
stande gelangt.  In  Dahome  besteht  die  dem  Gouvernement  ge- 
hörige, von  der  Dahome-Eisenbalmge&ellschaft  betriebene 
Stammbahn  Kotonu-^Save,  261  km,  nebst  der  Zweigbahn  Paku- 
Segborove,  32,4  km;  ferner  die  der  Kolonie  gehörige  und  von 
ihr  auch  bietriebene  östliche  Grenzbahn  Porto  Novo-Pobe, 
SO  km.  —  Die  gesamte  Betriebslänge  der  französisch-west- 
af  1  ikanischen  Eisenbahnen,  die  sämtlich  die  1  m-Spur  haben, 
beläuft  isich  (für  1916)  auf  2659  km,  das  Anlagekapital  auf 
rund  239  Millionen  Franken,  der  BetriebsüberiSchuß  auf 
3  215  538  Franken,  so  daß  die  durclisohnittliche  Kapitalver- 
zinsung nur  1,34  v.  H.  beträgt.  Mit  Ausnahme  der  Bahn  Dakar- 
St.  Louis  und  der  Dahomebahn  Kotonu-iSave  stehen  alle 
Bahnen  von  Franzöisisch-Westafrika  im  Besitz  der  Kolonial- 
ve-rwaltung,  die  auch  den  Betrieb  führt.  Die  Rente  aller 
dieser  Bahnen,  abgesehen  von  der  wesentlich  älteren,  bereits 
1885  vollendeten  Bahn  Dakar-St.  Louis,  ist  noch  sehr  gering, 
da  sich  die  (Bahnen  zum  Teil  noch  im  Bau  befinden  und  ihr 
Verkehr  noch  ganz  im  Anfang  der  Entwicklung  steht. 

Da*  Militärgebiet  des  Niger,  Britisch-Gambien, '  Portugie- 
sisch-Guinea  und  die  Negerpepublik  Liberia  haben  noch  keine 
Eisenbahnen.  —  In  Sierra  Leone  besteht  die  1908  vollendete 
Hauptstrecke  Freetown-Pendeanibu,  366  km,  nebst  der  9  km 
langen  Bergbahn  Freetown-Hill  Station;  ferner  die  Zweig- 
bahn von  Baia  nach  dem  Nordosten,  zunächst  bis  Kamabai, 
167  km,  vollendet.  Die  Bahnen  zeigen  ein  befriedigendes 
Wirtschaftsbild:  1913  betrug  die  Kapitalverzinsung  5,8  v.  H. 
—  wenn  auch  ihre  Leistungsfähigkeit  durch  die  iSchinalspur 
von  nur  214  Fuß  englisch  =  0,76  m  stark  beschränkt  er- 
ischeint  und  künftigen  großen  V erkehrssteigerungen  ischwer- 
lich  gewachsien  »ein  dürfte. 

Goldküste  besitzt  400  km  'Eisenbahneu  in  Kapspur  (1,067  m), 
nämlich  die  Linie  Sekondi-iKumasi  nebst  der  Zweigbahn 
Tarkwa-Prestea,  zusammen  306  km,  und  weiter  östlich  die 
Linie  von  Aocra  nach  Jumapo,  95  km.  Das  Anlagekapital, 
rund  63,4  Millionen  Ji,  wurde  1913  durch  den  Betriebsüber- 
schuß mit  8,3  v.'H.  verzinst,  so  daß  das  Wirtschaftisbild  der 
Bahnen  als  glänzend  bezeichnet  werden  darf.  —  Auch  in  Ni- 
gerien  sind  die  Eisenbahnen  gut  entwickelt:  Die  Hauptbahn 
Lagos-Kano  mit  1150  km,  die  Zweigbahn  Minna-Baro  mit 
173  km.  beide  in  Ivapspur,  und  die  schmalspurige  (0,76  m) 
ZweigstMcke  Saria-Bauchi  in  das  Zinngebiet  mit  228  km  sind 
\-ollendet  und  zeigen  lebhaften  Verkehr;  das  Anlagekapital 
von  im  ganzen  133,1  Millionen  Mark  wurde  1913  bereits  mit 
5,4  V.  H.  verzinst.  Ferner  ist  im  Bau  die  Ostbahn  von  Port 
Ilarcourt  am  Bonnyfluß  über  Udi  nach  Kaduna;  die  ersten 
243  km  bis  Udi  «ind  bewits  im  Betriebe.  Die  Bahn  zeigt 
gleichfalls  die  Kapspur.  Die  vorgenannten  Bahnen  der  drei 
•englischen  Schutzg'>ebiiete  von  Westafrika  stehen  -sämtlich  im 
Besitz  und  Betrieb  der  britischen  Kolonialverwaltungen. 

In  Togo  be.standeu  bei  Kriegsausbnich  die  diei  der  Kolonie 
gehörigen  Eisenhahnen:  die  Küstenbahn  Lome-Anecho,  die 
Inlandhahn  Lome-Palime  un<|,die  Hinterlaudbahn  Lome-Atak- 


pam^e,  zusammen  330  km,  deren  Betrieb  zugleich  mit  dem 
Lösch-  und  Ladebetrieb  der  Landungsbrücke  voü  Lome  an 
die  Baugesellschaft  verpachtet  war,  welche  die  Mehrzahl  der 
Bahnen  erbaut  hatte.  Die  iBahnen  sind  einheitlich  in  der  l-  m- 
Spur  hergestellt  und  zeigten  eine  recht  erfreuliche  Verkehis- 
entwicklung.  Das  Gesamtanlagekapital  für  1913,  rund  18,69 
Millionen  J(,  wurde  in  diesem  Jahr  durch  einen  Betriebsüber- 
schuß von  886  190  M,  also  bereits  mit  2,07  v.  H.  verzinst,  ob- 
gleich dieses  Jahr  wegen  der  sinkenden  Preise  des  Produk- 
tenmarktes für  das  Land  im  allgemeinen  «ehr  ungünstig,  zu- 
dem 'für  die  Bahn  Lome-Atakpame  das  erste  Betriebs.iahr 
war. 

Bei  den  bisherigen  Erschließungen  macht  sich  die  politische 
Zersplitterung  des  Nordwestens  insofern  etwas  ungünstig  gel- 
tend, als  benachbarte  Gebiete  vielfach  ohn.e  Rücksicht  auf  na- 
türliche oder  wirtschaftliche  Abgrenzung  verschiedenen  Ko- 
lonialmächten zugefallen  sind.  Hierauf  beruht  .es  z.  B.,  wenu 
sich  auf  die  Küstenstrecke  von  Sekondi  bis  Lagos  auf  nur 
600  km  Länge  die  fünf  Häfen  Sekondi,  Accra,  Lome,  Kotonu 
und  Lagos  von  drei  verschiedenen  Ländern  zusammendrän- 
gen, während  für  die  Erschließung  des  Hinterlandes  wirt- 
schaftlich wohl  ein  einziger  leistungsfähiger  Hafen  g-'C- 
nügt  haben  würde. 

Die  kleinen  Schutzgebiete :  Gambien,  halb  so  groß  Avie 
Schleswig-Holstein ,  Portugiesisch-Guinea,  kleiner  als  Ost- 
preußen ,  Sierra  Leone,  etwas  größer  als  Ba.vern,  auch  Togo 
und  Dahome  werden  wegen  ihrer  beschränkten  Ausdehnung, 
zum  Teil  auch  wegen  ihres  besonders  unglücklichen  geogra- 
phischen Zuschnitts,  in  dem  Ausbau  und  der  Entwicklung  ihrer 
Verkehrslinien  immer  stark  behindert,  bleiben,  weil  sie  sich 
hierbei  ihren  engen  Grenzen,  ihren  beschränkten  Mitteln  und 
Bedürfnissen  . anpassen  müssen;  gut  rentierende  Hochstraßen 
eines  großen  durchgehenden  Massenverkehrs  werden  sich  hiei 
niemals  entwickeln  lassen,  solange  die  politischen  Grenzen 
unverändert  bleiben.  Gleichwohl  muß  onan  anerkennen,  dal5 
die  küstennahen  Gebiete  mit  Ausnahme  des  Südwestens  von 
Senegal,  von  Portugiesisch-Guinea,  Liberia  und  des  Westens 
von  Elfenbieinküste  durch  Stichbahnen  im  allgemeinen  ge- 
nügend erschlossen  sind.  Nach  einem  einheitlichen,  von  Zeit 
zu  Zeit  erweiterten  Eisenbahnprogramm  haben  in  den  küsten- 
nahen Gebieten  ihrer  Kolonien  und  zur  Erschließung  des  Su- 
dans die  Franzosen  und  mit  großem  wirtschaftlichen  Erfolge 
in  Nigerien  die  Engländer  gearbeitet.  Die  Franzosen  haben 
durch  die  Eisenbahn  von  Ka.yes  zum  Niger  dessen  Mittellauf 
mit  dem  Senegal  und  den  Häfen  St.  Louis  und  Dakar  ver- 
bunden ;  damit  ist  eine  durchgehende  Verkehrslinie  von  der 
Westküste  in  das  Herz  des  westlichen  Sudans  geschaffen ; 
sie  soll  durch  den  in  absehbarer  Zeit  zu  vollendenden  Ausbau 
der  Bahn  von  Thies  nach  Ka.yes  noch  verbessert  werden. 
Weiter  ist  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  von  Konakr.y  über 
Kurussa  nach  Kankan  Französisch-Guinea  und  auch  der  Ober- 
lauf des  Niger  dem  Weltverkehr  erschlossen.  —  Die  Engländer 
haben  Nigerien  durch  die  ältere  Stammbahn  Lagos-Kano  mit 
ihren  Zweigstrecken  von  Minna  nach  Baro  und  von  Saria 
in  das  Zinngebiet  von  Bauchi,  ferner  durch  die  große  Ostbahn 
von  Port  Harcourt  über  Udi  nach  Kaduna  erfolgreich  aufge- 
schlossen. Die  Vollendung  der  noch  rückständigen  etwa 
700  km  von  Udi  bis  Kaduna  dürfte  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein. 

Was  nun  die  weiteren  Er schließungs möglich, 
k  e  i  t  e  n  anbelangt,  so  lassen  sich  zunächst  die  vorhandenen 
Stichbahnen  leicht  durch  Q  u  e  r  b  a  h  n  e  n  untereinander  ver- 
binden. Diese  Querbahnen  werden  auch  als  Zubringer  für 
den  Verkehr  der  Stammbahnen  und  für  die  Entwicklung  der 
Verkehrsbeziehungen  zwischen  den  leinzelnen  Teilen  des 
„Nordwestens"  wertvolle  Dienst'e  leisten. 

Für  die  Erschließung  des  Hinterlandes,  insbesondere  der 
ausgedehnten  Gebiete  des  W  e  s  t  s  u  d  a  n  s ,  kommen  die  bei- 
den Wasserstraßen  des  iS-enegal  und  Niger  als  besonders  wert- 
voll in  Betracht;  dabei  gestattet  der  Verlauf  der  Küstenlinie 
die  Auswahl  der  guten  Häfen  von  Dakar  bis  Freetpwn  als 
Ausgangspunkte  der  Erschließung,  ohne  daß  dabei  eine  er- 
hebliche Verlängerung  bei  der  Linienführung  in  den  Kauf  zu 
nehmen  wär>e.  Der  wertvollste  TiCil  des  westlichen  Hinter- 
landes, das  Überschwemmungsgebiet  des  Niger 
südwestlich  Timbuktu,  wird  am  kürzesten  in  südwestlicher 
Richtung  mit  Benutzuno-  der  Schiffahrtstraße  des  Niger,! 
stromaufwärts  bis  Kulikoro  und  von  da  aus  durch  eine  Eisen- 1 
bahn  nach  rreeto-\ATi  oder  Konakry  erschlossen.  Bei  Erschlie- 
ßung von  Konakry  aus  würde  mau  die  vorhandene  Guinea- 
bahn Konakr.y -Kurussa  auf  weite  Strecken  benutzen  könneu,, 
bei  Erschließung  von  Freetown  aus  müßte  man  die  höheren 
Kosten  der  längeren  Bahn  Kulikoro-Fi-e-etown  in  den  Kauf 
nehmen,  würde  aber  den  A^orteil  des  bess^eren  Hafens  Freetown 
gewinnen.  Eine  Erschließung  von  Bissao  oder  Bolama  aus^ 
würde  mit  dem  Vorteil  verbunden  sein,  daß  die  allerdings; 
etwas  längere  Eisenbahnlinie  wesentlich  e'ljeneres  G^elände  zu 
durchschneiden  hätte  als  die  Bahn  nach  Konakry  oder  Freetown. 
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Dio  Erscliließiiu^;'  wüixle  .ietloufalls  auf  m>ehrereu  auch  wirt- 
Kcliaftlich  wertvoll«!!  Liiii>en  möglich  min.  DLe  Eiseubahu 
Kulikoro-Konafcry  oder  Kulikoro-Freetown  kauu  au  Lauge 
wes-entlich  eiugeschräukt  werden,  wenn  es  sich  als  au,sführ- 
Dar  erweist,  di«  Ni^jerstrecbe  von  Knlikoro  bis  Kurussa 
—  100  km  Läno^e  mit  70  lUi  iGefälle  —  zu  'einer  leistungs- 
ffihig-'eu  Wasserstraß>e  auszubauen,  —  Danoben  bietet  sich 
Jioch  'der  wesentlich  weiter«  AVeg-  uach  Dakar  über  die  vor- 
handene Bahu  Kulikoro-Kayes.  den  Senegal  bis  8t.  Louis  Tiud 
die  Bahn  8t.  Louis-Dakar,  oder  die  —  heute  noch  nicht 
f eitige  —  Bahn  Kayes-Thies ;  diesen  Weg  zur  Erschließnn.a, 
des  Übersohwemmungsgfebietes  des  Niger  zu  benutzen,  liegen 
jedenfalls  wirtschaftlich  zwingende  Gründe  nicht  vor. 

Das  Land  südlich  des  Gambiaflusses  bis  an  das  Hochland 
\'on  Futa  Djallou  wüide  durch  eine  nach  Osten  gerichtete 
Stjclil)ahn  von  Bissao  aus  aufzuschließen  sein;  das  Vorland 
des  liberianischen  Schiefergebirges  durch  östliche  Verlänge- 
rung der  Stammhahn  von  Sierra  Leone  oder  durch  eine  in 
einem  -g-eeigneten  iKüstenpunkt  von  Liberia  entspring'ende 
KStichbahn ;  das  Gebiet  der  oberen  Voltaflüsse  endlich  durch 
eine  nördliche  Fortführuug-  der  Bahuen  von  Goldküste 
(Sekondi-Kumasi)  und  Togo  (Lome-Atakpame  oder  -Palime). 

Nordadamaua  und  das  Tschadseegebiet  könnte  durch  eine 
von  der  ostingerischen  Bahn  in  Eichtuuig  Garua  abzweigende 
Bahnlinie  leicht  erschlossen  werden.  Wegen  der  gewaltigen 
Gebirgsschranke  A'on  Südadamaua  ist  also  der  g'ünßtigste  Er- 
»ohließungshafen  für  Nordadamaua  und  die  Tschadseeländer 
nicht  Duala,  sondern  Port  Harcourt,  obgleich  die  Eutfernuni;' 
iu  vier  Luftlinie  nach  Duala  etwa  110  km  kürzer  ist. 

Es  fragt  sich  noch,  ol)  für  den  „Nordwesten"  die  Schaffung 
von  inneren  V  e  r  k  e' h  i' s  1  i  n  i  e  u  nach  verwaltungs- 
technischeu  und  militärischen  Gesichtspunkten  in  der  Weiso 
mögiich  und  angezeigt  ist,  daß  diese  Bahnen  auch  wirtschaft-i 
lieh  Avertvoll  sein  und  eine  Beute  versprechen  würden.  Für 
die  Verwaltung  ist  es  Avichtig,  daß  die  einz-elnen  Teile  eines 
so  umfangreichen  Ge'l)iets  unter  sich  und  mit  dem  Hauptsitz 
der  A'erwaltung  des  Landes  verbunden  sind.     A'om  militäri- 


«clwu  Standpunkt  i.st  es  gleichfalls  wertvoll,  innerhalb  des 
Gcsamtgebiets  Verkehrslinien  izu  schaffen,  die  auch  dann 
benutzbar  bleiben,  wenn  die  Grenzen  bedroht  und  die  Küsten 
gesperrt  sind.  Solche  Verkehrslinien  las.s^en  sich  nun  für  den 
Nordwesten  tatsächlich  auch  in  wirtschaftlich  nützlichem 
Weise  anlegen,  da  sie  überwiegend  durch  gut  bevölkerte  Be- 
zirke geführt  werden  können  und  im  ganzen  westlichen  Sudan 
einem  lebhaften  Binnenhandel  begiegnen.  der  ihnen  Frachten 
und  Keisende  zuführt.  Diesen  Gesichtspunkten  etwa  ent- 
spricht der  französische  Plan  der  T  r  a  n  s  s  u  d  a  n  b  a  h  ii 
(le  Transsoudanais),  der  durch  Schaffung  von  zwei  Haupi- 
linien  die  politische  und  wirtschaftliche  Zusammenschweißung 
des  französischen  iKolonialreichs  von  Westafrika  bezweckt. 
Dabei  werd^en  die  schiffbaren  iStromstrecken  des  Senegal  und 
Niger  verwertet  und  von  den  wichtigsten  Häfen  aus  Eisen- 
l)ahnen  naeh  den  beiden  Hauptlinien  vorgetrieben.  Neben 
der  fast  vollendeten  Nordlinie  Dakar-Ka.yes-'Kulikoro  und 
Nigerstrom  von  Kulikoro  bis  Ansongo  isoU  zwischen  dieser  und 
der  Küste,  von  der  Eisenbahn  Konakry-Kurussa-Kankan  aus- 
gehend, eine  Mittellinie  g>eschaffen  werden,  die  nach  Osten 
vordringend  über  Bugfuni,  Bobo-Diulasso,  Boromo  und 
Wagadugu  mit  Gabelung  einerseits  im  Norden  Ansongo  am 
Niger,  andererseits  im  Südosten  D.iugu  in  Dahonie  erreichen 
soll.  Nord-  und  Mittellinie  sollen  durch  eine  Bahn  von 
Bamako  nach  Buguni,  und  die  Mittellinie  .soll  mit  der  Elfen- 
beinküste und  der  Küste  von  Dahome  -durch  An  Schlußstrecken 
an  die  Stichbahnen  Abid.iean-Buake  und  Kotonu-^Save  ver- 
bunden -werden.  Hier  würde  es  nur  noch  des  geeigneten  Aus- 
baus dieser  Bahnen  nach  Nigerien  hinein  bedürfen,  um  ein« 
geschlossene  innere  Verkehrslinie  durch  den  ganzen  ., Nord- 
westen" zu  ischaffen ;  diese  auch  im  Frieden  wirtschaftlich 
wertvolle  Ei.seubahnverbindung  würde  es  ermöglichen,  den 
A^erkehr  zwischen  wichtigen  militärischen  Stützpunkten  de?! 
Landes,  wie  Dakar  und  Lagos,  im  Falle  einer  Blockade  auf- 
rechtzuerhalten und  heispielsweise  Kohlen  aus  den  Gruben 
von  Udi,  Öl  aus  Nigerien  mit  der  Bahn  über  das  Land  zu 
verteilen.  '  (Forts,  folgt.) 


Nachrichten. 
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Deutschland. 

—  Erholungsurlaub.  Den  B  e  a  m  t  e  u  und  technischen 
Hilfskräften  .soll  bei  den  preußisch-hessischen  Staats- 
cisenbahnen  im  laufenden  Eechnungs.iahre  wieder  Erholungs- 
urlaub von  der  im  Frieden  üblichen  Dauer  bewilligt  werden. 
Da  .jedoch  infolge  der  Anstrengüngeu  und  Entbehrungen  der 
Kriegszeit  vielfach  ein  gcst'cigcrtes  Erholungsbedürfnis  be- 
steht, so  hat  der  preuß.  Eiseultahuminister  die  Präsidenten 
der  Eisenbahudirektiouen  einiächtigt,  den  Beamten  und  tech- 
nischen Hilfskräften  im  laufenden  Kechnungs.iahre  neben  dem 
regelmäßigen  Erholungsurlaub  einen  außerordentlichen  Zu- 
satzurlaub von  14  Tagen  mit  der  Maßgabe  zu  bewilligen,  daß 
durch  Zusatzurlaub  der  Gesamtui'lau)>  die  Dauer  von  4  Wochen 
nicht  überschi-eiten  soll.  Für  die  Verteilung  des  verlänger- 
ten Erholungsurlaubs  auf  die  ganze  Dauer  des  Rechnungs- 
.iahres  usw.  sowie  wegen  Gewährung  freier  Fahrt  gelten  auch 
für  dieses  Jahr  die  vor.iährigen  Bestimmungen.  Bei  der  län- 
geren Dauer  des  Uilaul>s  wird  eine  Teilung  namentlich  dann 
zweckmäßig  sein,  wenn  eine  ununterbrochene  Vertretung  auf 
Schwierigkeiten  stößt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  außerordentliche  Inanspruchnahme 
des  Personals  infolge  des  Krieges  hat  sich  der  Eisenbahn- 
minister  bereit  erklärt,  auch  den  H  i  1  f  s  u  u  t  e  r  b  e  a  m  t  e  n 
und  Arbeitern  wie  den  Beamten  in  diesem  Jahr  eine 
längere  Erholungsmöglichkeit  durch  Zuschläge  gegenüber  der 
bisherigen  Urlaubsregelun.g  zu  gewähien.  Der  Zuschla,*  soll 
betragen  nach  l.iähriger  Beschäftigung  6  Werktage,  1  nach  5 jäh- 
riger Beschäftigung  8  Werktage,  nach  lOjähriger  Beschäfti- 
gung 12  Werktage  mit  der  Maßgabe,  daß  Personen  unter 
18  Jahren  im  ganzen  nicht  mehr  als  G  Werktage  erhalten  und 
ferner  der  Urlaub  —  der  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter 
zu  gewähren  ist  —  insgesamt  18  Werktage  nicht  übersteigen 
darf. 

—  Freie  Fahrt    für    MMtriebcno   Elsaß-Lothrinffcr.  Der 

lireußische  Eisenbalinministei-  hat  die  Eisenbahudirektionen 
■ermächtigt,  vertriebenen  mittellosen  Elsaß-Lothringern,  die 
sich  durch  eine  Bescheinigung  des  „Hilfsbundes  für  die  Elsaß- 
Lothringer  im  Reich"  oder  einer  seiner  Ortsgruijpen  aus- 
weisen, bis  Endo  September  1919  einmalig  zum  Autritt 


einer  neuen  Stellung  freie  Fahrt  auf  den  preußiseh-hessischen 
Staatseisenbahnen  für  die  ei.gene  Person  und  die  Mitglieder 
(,lcs  Hausstandes  iu  der  dritten  Wagenklasse  der  Personen- 
■züge  zu  gewähren. 

—  Zulagen  an  Empfänger  von  Renten  aus  der  Invaliden- 
versicherung. Nachdem  die  durch  Bekanntmachung  des 
Eeichskanzlers  vom  3.  Januar  1918  (vergl.  Nr.  20,  S.  201 
Jahrg.  1918)  für  die  Invaliden-  und  Witwen-Rentenempfän'ger 
eingeführte  Rentenzulage  von  8  bzw.  4  M  monatlich  über  den 
ursprünglich  festgesetzten  Zeitpunkt  hinaus  auch  für  das 
Kalenderjahr  1919  zu  zahlen  ist  (Nr.  97.  S.  1000,  Jahrg.  1918). 
hat  der  preußische  Eisenbahnminister  die  Eisenbahndirek- 
tionen an.gewiesen,  auch  die  .gleichen  Zulagen  aus  Mitteln 
der  Eisenbahnverwaltung  bis  31.  Dezember  1919  weiter  zu 
zahlen.  Es  erhalten  demnach  die  Empfänger  einer  Invaliden- 
oder Krankenrente  neben  der  von  der  Post  gezahlten  Zulage 
eine  weitere  Zulage  von  8  Ji  und  die  Empfänger  einer  Wit- 
wen- (Witwer-)  oder  Witwenkrankenrente  eine  Zulage  von 
i4  Ji.  Die  Zulagen  werden,  wie  bisher,  von  den  StatioÄs- 
kassen  der  Eisenbahnverwaltun.g  .gezahlt.  : 

—  Die  nebenbahnähnlichen  Kleinbahnen  in  Preußen  19t7 
bis  1918.  Der  preuß.  Landesversammlung  ist  eine  "Denkschrift 
über  die  Entwicklung  der  nebenbahnähnlichen  Kleinbahnen 
in  Preußen  und  die  Förderung  des  Kleinbahnwesens  durch  die 
Provinzen,  die  Kreise  und  den  Staat  im  Rechnungsjahre  vom 
1.  April  1917  bis  31.  März  1918  zur  Kenntnisnahme  zu.ge- 
gangen  t^genüber  dem  Stande  am  Schlüsse  des  Vorjahres, 
der  nach  der  Denkschrift  für  1916/17  in  Nr.  39  des  „Reichs- 
und Staatsanzei.gers"  vom  14.  Februar  1918  kurz  dargestellt 
worden  ist,  sind  wesentliche  Veiänderun.gen  —  abgesehen  von 
den  finanziellen  Ergebnissen,  die  aber  noch  nicht  ermittelt 
worden  sind  —  nicht  eingetreten,  da  der  Krieg  auf  den  Aus- 
bau des  Kleinbahnwesens  äußerst  hemmend  eingewirkt  hat 
Die  Neubewilli.gung  staatlicher  Unterstützungen  hat  sich  auch 
im  letzten  Berichtsjahre  in  bescheidenen  Grenzen  .gehalten. 
Bis  zum  31.  Dezember  1917  waren  an  Staatsbeihilfen  füi  den 
Bau  von  Kleinbahnen  132 117  471  Jl  bewilligt ;  im  Kalender- 
jahre 1918  wurden  1149121  Jl  neu  bewilligt;  das  sind  zusam- 
men 133  266  592  M.  Außerdem  wurden  für  4  Bahnen  Unter- 
stützungen im  Gesamtbetra.ge  von  729  000  Jl  in  Aussicht  ge- 
stellt. Wenn  man  von  den  zum  Bau  und  Betriebe  von  drei 
Straßenbahnen  gewährten  Staatsbeihilfen  in  Höhe  von  697  231 
Mark  absieht,  verteilen  sich  die  bewilligten  und  in  Aussicht 
gestellten  Staatsbeihilfen  auf  137  vollspurige  (4G29,SS  kni) 
und  74  schmalspurig-'e  (5043,70  km),  zusammen  211  vornehm- 
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I"'  der  Landwiilscliaft,  bestiiuiiilü  ncNcnliahn 

iUmliclif  KleiiihahiwMi  von  iHiT.i.OL'  km  Läiiüx-    das  sind  s{)  s 
(Uli  \oi.iahr(;  Sl,2)  %  des  Ocsaniinctzcs  der  i^■eüfdlIllio■teu  Bali 
iH'ii.     Auf   (Ih-   b<;\villi.i;-ltii   Staatishcihilfen  ■  sind   s:ezahU  Iiis 
0--1  128  1:^7  175  Jt,  im  Kakuderiahre^  191s 

14412<1  J(.  im  ganz«!  his  zum  31.  l>ezember  1918  129  57S  44.(1 
Jfaik. 


—  Westfälische  Kleinbahnen.  Der  Eegierungspräsident  zu 
Anisbero-  hat  zur  Herstellung;-  und  zum  Betriebe  fler  Fort- 
setzuüu-  d€r  u-ebenbalmähnlichen  Kleinbahn  Westio-Ihinert 
uach  Altena  mit  Abzweigungen  nach  den  Springen  und  nach 
Uahl«  d.er  A.-G.  Westfäliscbe  Keinbahu^n  zu  Letmathe  im 
Kinvernehmen  mit  der  Eisenbahndirektion  Elberfeld  vor- 
behaltlich der  Rechte  Dritter  auf  die  Dauer  von  61  Jahren 
von  Inbetriebnahme  der  ersten  Strecke  Ihmert-Altena  ab  die 
benehmigung  erteilt.  Diese  Bahn  soll  dem  Personen-  und 
iTUterverkehr  dienen  und  elektrisch  l>etriel>en  werden. 

-  Haushalt  der  ^  erwaltung  der  Reichsbahnen  in  Elsaß- 
J.othiinsen  für  das  Rechnungsjahr  1919.  Nach  dem  vor  kur- 
zem verollenthchteu  Haushaltspläne  wird  die  Gesamt  be- 
trieb.* lange  des  Netzes  dei  Reichsbahnen  für  das  Bech- 
auugsiahr  1919  nach  Inbetriebnahme  der  Neubaustrecke  Ber- 
chem— otrmgen  und  der  A'erbiudungskui  ve  bei  Feutingeu  iin 
purohschnitt  rund  2187  km  gegen  2173  im  Rechnuugsiahr  1918 
beliacreu  Hiervon  entfallen  45,4  km  auf  Schmalspurbahnen 
iiuu  rund  210  km  aut  die  Strecken  der  Wilhelm-Luxemburo- 
Ki.s.;nbahngeselLschaft.  Der  \'oianschlag  für  das  Rechnungs- 
jahr i919  bringt  folgenden  Abschluß: 

b  oi  (dauernde  Au.sgaben  (Kap.  87)    188  867  080  Ji 

Luimalige  Ausgaben  (Kap.  11 )  _ 38  723  471  Jl    227  590  551  .i^ 

,  Fehlbetrag  ......     51  804  ÖSrjt 

Der  yeran.schlagie  Fehlbetrag  von   annähernd  52  Millionen 
übersteigt  den  für  das  Rechnungsjahr  1918  veranschlagten 
lehlbetrag  um  rd.  26,9  Millionen.    Nach  der  Wirklichkeit  des 
fr^u  \  abgeschlossenen  Rechnung.s.iahrs  1917  ergab  sich  ein 
Jehl  betrag  von  rd    7,5  Millionen  Mark.    Die  Ausgaben  des 
außerorden  hohen  Haushalts  (Kap.  5)  sind  mit  3,6  MiUionen 
gegen  8  Mdlionen  Mark  im  Rechnung.sjahr  1918  veranschlagt. 
Als  \oraussichtliches  Ergebnis  der  im  Personen-  und  Gepäck- 
verkehr durchgetuhrten  Tariferhöhungen  und  der  Erhöhuuo- 
des  Kriegszuschlags  zu  den  Fiachtsätzen  tles  (Uiter-  und  Tiei- 
verkehr.s  ist  bei  den  Einnahmen  des  ordentlichen  Haushalts 
eine  Mehreinnahme  von  13,54  Millionen  Maik  veranschlagt 
Tvorden.    Bei  den  ordentlichen  Ausgaben  ist  gegenüber  dem 
Rechnungslahr  1918  ein  Mehrbetrag  von  rd.  31,63  Millionen 
Jn''!       9^/ M  u'-''''"  '^'T  f  '-  5  Millionen  auf  die  persönlichen 
und  id.  26,6  Millionen  Mark  auf  die  sächlichen  Ausgaben  ent- 
fallen.    Die  \  erm  ehi  ung    der   planmäßigen  Be- 
amte n  s  teil  e  n  beträgt  gegenüber  dem  Rechnungsiahr  1918 
im  ganzen  473  oder  rd.  3,5  %.    Neu  hinzu  treten  3  Stillen  fiir 
maschinentechnische  Betriebsingeuieure.  7  Stellen  für  Ober- 
bahnmeister  24  für  Weikmeister,  150  für  Lokomotivführer, 
f„^i^\fugf uhrer  33  für  Weikführer.  80  für  Lokomotivheizer 
/  lur  Magazmaufseher  und  119  für  Schaffuei.    Daneben  sind 
auch  wieder  durch  Stellenumwandlungen  Beförderungsmöo- 
ichkeilen  geschaffen  worden.    Die  Löhne  der  Betriebsarbei- 
ter sind  um  rd.  2,8  Älilhonen  Mark  höhei  veranschlagt  worden 
aLs  im  Rechnungsjahr  1918.    Die  Au.sgaben  für  Wohlfahrts- 
zwecke sind  um  rd.  1,31  Millionen  Mark  höher  bemessen.  Bei 
den  sachlichen  Ausgaben  ist  der  in  den  Haushaltsplan  für  1919 
emgestellte  Mehrbetrag  hauptsächlich  durch  die  Steigeiuno-  der 
Kosten  für  Beschaffung  der  Betriebsstoffe,  die  Erhöhun^^  der 
Lohne  der  Bahnunterhaltungs-  und  Werkstättenarbeiter  und 
aie  Neubeschaffungen  anstelle  ausgemusterter  Fahrzeu"-e  be- 
imgt.   Der  Durchschnittspreis  einer  Tonne  Kohlen  stellte  sich 
im  Rechnungsjahr  1917  auf  27,87  M-  für  1918  war  er  zu  28  93 
Mark  angenommen,  für  1919  ist  ein  Einheitspreis  von  34,06  Jl 
ingesetzt     Entsprechend  den  im  Jahre  1919  voi  aussichtlioh 
lurchzufuhrenden  Ausmusterungen  ist  die  Be.schaffung  von 
etwa  43  Lokomotiven,  82  Personen-  23  Gepäck-  und  583  Güter- 
n'agen  vorgesehen. 

Bei  den  einmaligen  Ausgaben  ist  u.  a.  für  die  Er- 
weiterung des  Bahnhofs  Sablon  sowie  Be.seitiguno-  verschie- 
W.lfh A^'^w"*?! ^chienenhöhe  und  die  Eiwerterung  des 
Umstellbahnhofs  Hausbergen  .je  ein  Folgebetrag  und  für  Aus- 
oistung  vorhandener  Güterzugfahrzeuge  mit  der  Kunze 
Knorr-Bremse"  ein  erstmaliger  Teilbetrag  vorgesehen  Die 
^esamtkosten  für  die  Durchführung  dieses  neuen  Güterzu- 
r<i9^'^nr°'*  '^'^r  Pr«is<?n  d'es  Jahres  1915  auf  etw°i 

5,32  Milbonen  Mark  l>erechnet.    Zur   Vermehrum^  der 

LLm  '^^^^«^  ™   Rechnungsiahr  1919  be- 

^hafft  werden:  69  Lokomotiven,  86  Personen-,  16  Gepäck-  und 
:t\i  ^"t«rwagen;  die  Oesamtkosten  hierfür  sind  mit  34  86 
Millionen  Mark  veranschlagt  worden.  ' 


,  J'"  aiif^.P'  ordentlichen  Haushalt  sind  Folgebc- 
liage  tur  die  llerstellnug  einer  llauptAverkstätte  m  der  Nähe 
von  Uiedenhoten,  fui-  den  Uau  einer  vollspurigen  Nebenbalm 
von  hettsdort  ub<'i-  Eudorf  und  Waldwiese  nach  .Merzi»-  für 
h^rweiterung  und  Umgestaltung  der  Balmanlagen  bei  'Dic- 
denhoten  und  in  den  benachbarten  Teilen  des  lothrmgischen 
ii^rzbezirks  und  für  den  Bau  einer  zweigleisigen  Bahn  von 
Berchem  nach  Otringen  sowie  Herstellung  eines  dritten  und 
vierten  Gleises  von  Bettemburg  nach  Luxemburg  und  einer 
eingleisigen  Verbmdun.gsbahn  zwischen  beiden  Strecken  ein- 
.gestellt. 

—  Ein  neues  Eisenbahn-Erholungsheim  im  Thürinarer 
Walde.  Der  Verband  der  Eisenbahn  vereine  im  Direktions- 
bezirk Erfurt  hat  vor  kurzem  das  in  Oberhof  gelegene  Pen- 
sionshaus  Weißer  Hirsch"  (früher  „Bürgerhof")  angekauft 
una  als  Eisenbahn-Erholungsheim  eingerichtet.  Das  Heim 
hegt  lumitten  des  Ortes,  in  der  Nähe  des  Schloßhotels,  ist  im 
Jahre  1912  neu  erbaut,  neuzeitlich  eingerichtet  und  auf  das 
beste  ausgestattet,  hat  elektrisches  Licht  in  allen  Räumen  Was- 
serspülung. Zentralheizung,  Bad.  Das  Heim  enthält  18  o-,,.. 
raumige  Zimmer  mit  je  zwei  Betten,  davon  15  Zimmer  mit 
großen,  gescdilos.senen  Balkons,  und  zwei  Touristenzimmer 
mit  je  zwei  Betten.  Der  Ort  Oberhof  hegt  3,6  km  vom  Bahn- 
hot entfernt  Am  Bahnhol  stehen  .stets  Omnibusse  und  Miets- 
wagen zur  Verf ü.gung.  Für  Fußgänger  ist  das  Heim  auf  gut 
gangbaren  und  schattigen  Waldwegen  bequem  in  %  Stunde 
zu  erreichen  Die  hervorragende  Bedeutung  Oberhofs  für 
Somnier-  und  Winterkureu,  die  prächtige  Höhenlage  (810  m) 
mit  ihrer  klaren,  frischen  und  staubfreien  Luft,  die  herrliche 
Umgeljuüg^  mit  dichten  Tannenhochwäkleru  wird  iedem  die 
gesuchte  Erholung,  Genesung  und  Ruhe  bieten.  Das  Heim 
wird  von  Anfang  Mai  bis  Ende  Oktober  und  voraussichtl'ndi 
auch  wählend  der  Wintersportzeit  (Dezember  bis  Februar) 


Deutschösterreich. 

n.V..c?Ki''*'t*""f^  Ausschüssen  für  die  Überprüfung  von 

sekr^fa    r-^'"v*'","^.*'"-  ilfutschösterieichische  '^Haals- 

sekretar  für  Verkehrswesen  hat  verfügt:    Die  Bestimmino-eii 
Uber  die  Dieustbeschreibung  werden  in  Ausehuifo 
Schreibungen,  mit  denen  eine  Hemmung  m  der"  Vorrückim- 
oder  Beförderung  verbunden  ist,  vorbehaltlich  einer  oTun  i 
feSn'f  vS.?/''"^^^"  '^■t  R'^'^'"^  Dieustbeschreibun^^^^-e  - 
Toi^^i     ^r^"^"^',       nachstehender  Weise  abgeändert- 
Jede  die  Vorruckung  oder  Beförderung  hemmende  Beschrei 
bung  ist  ausnahmslos,  ohne  daß  es  eines  EinSreitlns  de^ 
be  roff^nen  Bediensteten  bedarf,  durch  besondere  AuSiisse 
einer  eingehenden  und  gewissenhaften  Überprüfuno-  zu  un  ert 
ziehen;  diese  hat  unmittelbar  auf  die  erste  BescWußfassun- 
der  zustandigen  Lienstbeschreibungskonimission  Terf öligen 
sich  jedoch  nur  auf  jene  Noten  zu  erstrecken   die  Se  Vor^ 
ruckung  oder  Beförderung  hemmen.     Die  üb^r  lüfuno-saus- 
•schusse  werden  m  der  gleichen  Weise  gebildet,  wie  de^  Dis- 
ziplinarausschuß zu  'büden  wäre,   wenn  ge- en   den  zu  be 

fuSrwtre'''''f^'*f"".  Di«-Pl-arwrhTnd?ung  durch- 

zutunren  wäre.  Lediglich  der  vorgesetzte  Abteiluno-svorstand 
hat,  wenn  er  als  Mitglied  in  der  Dienst:b,e,schreibu3on^^^ 
mission  bereits  mitgewirkt  hat,  m  den  überprSungsauÄß 

stehvertr'e'^e',*^''''^^''  '  der  Abteilungsvorstand- 

stellvertreter  Zum  Vorsitzenden  dieses  Überpriifuno-saus- 
besümmt  ^^^  .^«-«aehlich  zuständige  DirektorsSwrlrer,^- 
nll^f^  J'eder  Bedienstete,  der  nach  dem  Ausspruch  der 
Dienstbeschreibungskommission  eine  die  Vorrückun-  oder  Be- 
förderung hemmende  Beschreibung  erhalten  soll  ist  hiervon 
mird^n  BeJfü^l"^-'  "r^ttelbSr  vorgesetzt^' ülen'SsLTe 
Zeh  T,  rnl^^/''  Kenntnis  zu  setzen,  daß  dieser  Ausspruch 
nml  d^ ß  Überprüfung  durch  einen  Sonderausschuß  unterliegt, 
und  daß  er  binnen  8  Tagen  nach  erfolgter  Verständio-uno-  der 
vorgesetzten  Staatsbahndirektion  in  emer  scC-  ftl  chen^MeT- 
rlung  alle  jene  Umstände  und  Zeugen  aLufXen  hX  S 
schreibir"  ^^^«^'^'^^^.di'e  Unstichhaftigkeit  der  erhaltenen  B^- 
scnieibung  zu  erwei.s-en  geeignet  sind.  Unterläßt  der  he- 
treffende.  Bedienstete  eine  solche  Meldung,  so  hat  nichts- 
destowemo.er  von  amtswegen  die  überprüt\ing  der  Beschrei- 
bung aiif  Grund  der  amtlichen  Unterlagen  zu  erfolgen. 
chUJT  ^«^'.'Fhehunff  über  die  von  den  beteiligten  Be- 
Kon^ii  V  ^'\  '^^f^  Gunsten  .angeführten  Umstände  ist  ein 
7nSi  ,  """v^"'  ,Al3teil"iiA-  I  zu  betrauen.  Zeugen  di^rfe^ 
AK  IPn'^T  ^'orerhebung  nicht  einvernommen  werden  Nach 
denf  Vniif''''*^  ^'orerhehung  ist  das  gesamte  Aktenmaterial 
til]J''T^'^''H^''  ^«t  Überprüf ungsausschusses  zu  über- 
'       '  *°^n?  weitei-e  ergänzende  Erhebungen  not- 

T^^ndig  sein  sollten  die  mündliche  Verhandluno-  anberaumt 
Sgln  ^SaÄ.^"  Bedienstet.e-n  sowTe  der 
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l)i^  iinuKlliclic  \'.erlia.ii(llmiK  \vit<l  vom  VorsilzondiMi  K'L'- 
l^cilcl,  der  ileii  v()rffpla(l.em'n  Herli'eustet'en  .sowk'  die  ZciiM-en 
cinvf'niiiiiiiil  und  allfalUs:e  sonst i.O'O  Hcwoisc  (lurchfiilwt  ;  biM 
iWi  X^crliandlunu'  sind  auch  ilic  -Mit>;lieilcr  der  I )i('ust beschrei- 
Itiiimskoiimiissiou,  die  au  dei'  urs))iüiiMlichoii  Beschreibung 
luit^cwii  k;  haben,  iiiier  d'w  E;  \\  ä,uun<;cn,  di-e  «ie  zu  ihitm 
AusCspi-iK  i  vcranhilit  haben,  .cjnzu vein-ehnven.  Nach  Schluß 
der  W'ih.'indluuK  erfolgt  .die  Abst ininiuno-.  Über  di.e  Yer- 
lianiUunu-  und  tiie  lieiatuuK  ist  ■eine  Niederschrift  zu  ver- 
fassi-n,  die  vou  .säaitlicben  .sieben  stininil>eruchtiM't'en  Mit- 
uliedein  und  dem  Schrift führer  zu  unlerzeichuen  ist. 

Sollte  der  Beschluß  des  Überprüf  unusansschusses  auf  Noten 
■erkennen,  durch  die  der  B^eschreibunji'  die  bemm-eud'e  Wirkung 
"■enoiimu  1)  wird,  so  imt-erlieot  dieser  Beschluß  der  Bestäti- 
gung dunh  d^eu  Staatsbahndirektor.  Dieser  rst  1>erechtigt  dre 
Besrätio-uii^'-  zu  -erteilen  oder  aber,  wenn  er  nach  der  Akten- 
lage  den  Beschluß  für  ungerechtfertigt  hält,  die  Bestätigung 
zu  versaii-en.  In  ))eiden  Fällen  isowie  auch  daun,  wenn  der 
tMjeritrüfungsaiisschuß  d'cni  Be'sclüusse  der  l)ienstli;eschrei- 
linngskoinnnssion  beitritt,  sind  ileni  Bediensteten  sämtliche 
Noten  der  nunmehr  in  erster  Inslanz  abgeschlosseneu  Be- 
schieibuu"-  liekauulzugelien,  woliei  ledoch  in  der  Si)alte  „An- 
merkung" auf  die  Beischlußfassuug  des  l'lierprufungsaus- 
sehusses  und  gegebenenfalls  des  ytaatsliahndueklors  beson- 
ders zu  verweisen  ist.  Uleichz'eitig  ist  ihm  zu  bedeuten,  daß 
er  gegen  diese  Bi'schreibung  biuneii  einer  uuüberschreit- 
bareu  Frist  von  s  Tagen,  vom  Tage  der  Bekanntgabe  an  ge- 
rechnet, Einsiirache  beim  Staatsamt  für  \'erkehrswesen  er- 
heben kann.  Das  Staatsamt  für  Verkehi  s  weseii  entscheidet 
ül)er  solche  Einsprachen  ohne  vorgängiges  Requalif ikatious- 
verfahien  endgültio-  auf  (h-und  des  vorhanileneii  Akten- 
materiales.  Richtet  «ich  die  Einsprache  des  Beihenstet.en 
auch  geg'cn  Noten,  die  die  Beförderung  oder  \  orruckung 
nicht  hemmen,  so  ist  die  über  diesen  Teil  der  Einsprache 
'  einzuholende  selirif tliche  Äulierung  der  .Mitglieder  der  Dienst- 
beschreibungsskommission  dem  Vorlag<'berichte  'beizuschließen. 

Diese    Bestimmungen,  die  eine  vorläufige   Ergänzung  des 
"■elt  enden    ftiensttieschreibiings  Verfahrens    darstellen,  treten 
sofort  iu  Kraft;    bezüglich  der  übrigen  Beschieil)uugen  Ideibt^ 
drv  bisherige  A'organg  unverändert. 

-  Ein  Tunnel  durch  die  Stubalpe.  Es  ist  seit  einiger  Zeit 
ein  Bahubau  geplant,  der  Köflach  mit  Knittelfeld  verbiudeu 
■soll  und  daher  den  Wall  der  Stul)ali!e  überwinden  mul).  Dws 
soll  durch  einen  Tunnel  gesehehen,  der  in  dem  gegen  den 
Ofnerkogel  und  Scherzb'crg  fiihrenden  ( haben  in  den  Berg 
eirtiitt  und  im  Lol)minggraben  Avieiler  zutage  kommt.  Uas 
eru-ibt  eine  Tunnelstrecke  von  b  Ins  7  km  in  einher  durch- 
schnittlichen Höhenlage  von  9Ü()  m.  Dre  Ausfuhrung  der 
Bahn  wäie  vor  altem  vom  wirtschaftlichen,  sodann  aber  auch 
v(.m  touristischen  Standpunkte  sehr  zu  begrüßen,  da  sie  t;e- 
liicl'e  eischließen  würde,  die  zu  den  schöusten  der  Steiermark 
zählen. 

—  Der  Verkauf  des  Achensees.  Laut  Zeitungsnachrichten 
lieschäftigte  vsich  die  Tiroler  Laudesversammkmg  m  einer 
ihrer  letzten  Sitzungen  mit  dem  Plane,  den  Achen.see  aus  dem 
Besitze  des  Stift-es  Fiecht  zu  erwerlten,  um  das  Wasser  des 
Sees  zu  industriellen  Zwecken  auszunützen.  Der  Plan  gekt 
dahin,  dem  Achen.see  eine  das  ganze  Jahr  hindurch  verfüg- 
bare Wassermeuge  von  2,8  cbm  iu  der  Sekunde  zu  entueh- 
men  uud  hieraus  unter  Ausuützung  des  -etwas  über  40O  m 
messenden  Gefälkis  vom  Seeabflus.se  .gegen  das  Inntal  zu  bis 
hinab  zum  Inn  eine  stimdige  Kiaft  von  63  000  000  Kilowatt- 
stunden zu  gewinnen.  Der  Ausbau  des  Wasserwerkes  samt 
der  Kraftanlage  wird  mit  s  Millioueu  Krouen  veranschlagt. 
'Bechni-sche  Vorerhebungen  haben  ergeben,  daß  die  Zuflüsse 
in  den  Acheusee  0,0  bis  3  cbm  in  der  Sekunde  betragen,  aus 
welchen  durch  Ableiluiig  \\Uvr  'die  Cetällstufe  zum  Inn 
2400  bis  12  000  PS.  gewonnen  wertlen  können.  Durch  eine 
ent.spix'cheude  Stauung  des  Stes  können  ihm  jedoch  stetig 
2,8  cbm  in  der  Sekunde  ■entnommen  und  hieraus  während  des 
ganzen  Jalrres  11  200  PS.  gewonnen  werden.  Es  liegt  aber 
auch  noch,  die  Möglichkeit  vor,  dem  See  uocli  größere  Wasser- 
meugen  zu  entnehmen  und  diese  duich  entspr-echende  Aus- 
gestaltung deis  Kraftwerkes  zu  verarbeiten.  Man  schätzt  diese 
Kräfte  höchsten  Falles  auf  40  000  PS.,  die  zur  wasserarmen 
Zeit  au  andere,  öffentlichen  Zwecken  dienende  Werke  ab- 
-cgelien  we'rdeu  könnten.  Durch  die  A'erl>indung  -solcher  mit 
ilrni  AidK'iiseewerke  könnte  die  -ständige  Leistungsfähigkeit 
di'r  ersteren  bedeutend  gehoben  uud  auch  das  Achenseewerk 
durch  Rückgabe  überschüssiger  Kraft  zur  wasserreichen  Zeit 
ständig  leistungsfähiger  gestaltet  werden.  Unter  Berücksich- 
tigung des  heutigen  Geldwertes  werden  <lie  Herstellungs- 
kosten de«  geplanten  großen  Wasserwerkes  am  Achensee  ein- 
schließlich des  Ankaufes  der  Wasserkraft'  auf  14  Millionen 
Kronen  bewertet.  Durch  Verkauf  der  gewonnenen  Kraft 
(11200  PS.  zu  3  Heller  die  Kilowattstunde)  würde  eine  Ein- 
nahme von  1  890  000  K.,  mithin  eine  135  prozentige  Verzin- 
sung erreicht  werden  können. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Eisciibahnbrückc  über  den  Oreälv  in  Schweden.  Durch 
den  neulich  fertig  gewordenen  Bau  der  neuen  Eisenbahn- 
brücke über  den  Örefluß  ist  da,s  letzte  Hindernis,  die  -schweren 
Staatsei.^^enbahnlokomotiven  lit.  B  bis  Vännäs  durchzuführen, 
iib-erwnnd-en.  Die  nördliche  .Stammbahn  kreuzt  den  Örefluil 
ungefähr  4  km  nördlich  der  Station  Nyäker.  Hier  wurde  1891 
die  alte  Brücke  mit  Eiseuüberbau  in  Form  hängender  Parabeln 
geliaut.  Der  ruterb-au  dieser  alten  Brücke  war  aber  nur  auf 
ungefähr  i>'>%  der  Bela-stung  berechnet,  die  für  neue  Eisen- 
liriicken  der  Staat-sbahneu  nunmehr  zugrunde  gelegt  wird.  Da 
auch  im  übiigeu  die  alte  Brücke  im  -einzelnen  nicht  völlig 
entsprechend  ausgebildet  war,  konnte  sie  bisher  nur  mit 
Lokomotiven  von  12,5  t  Achstiruck  bei  20  km  Stundengeschwin- 
digkeit befahren  werden.  Die  neue  Brücke  ist  für  20  t  Achs- 
druck und  ICO  km  G-eschwindigkeit  berechnet.  Da  eine  Ver- 
stärkung der  alten  Baustelle  bei  ( )ffenhaltung  des  Verkehrs 
größten  Schwierigkeiten  begegnete-  entschloß  man  sich,  die 
neue  Brücke  ungefähr  140  ni  unterhalb  der  alten  anzulegen, 
durch  gleichzeitige  Umlegung  der  Strecke  auf  etwa  2000  in 
VerbeS'serungen  anzubringen  und  die  Kurven-  und  N-eigungs- 
verhältnisse  auszurichten.  Hierdurch  wurden  die  Betriebs- 
kosten dauernd  vermindert  uud  eine  Erhöhung  der  (Geschwin- 
digkeit ohne  Betriebsgefährduug  ermöglicht.  Schon  1911 
zeigte  sich  bei  der  Veranschlagung  eine  Eisenbeton  brück  t 
einer  Eisenbrücke  wirtschaftlich  überlegen,  insbesonden 
auch  in  Berücksichtigung  der  Unterhaltungskosten  und  der 
.Möglichkeit  eines  späteren  Anwacluseiis  der  Verkehrslasten 
Die  durch  den  Krieg  veranlaßt-en  Preisverhältnisse  haben  die 
Wettbewerbsfähigkeit  der  Eiseubetonbrücke  weiter  erhöht. 

Die  neue  Öreflußbrüoke  ist  besonders  insofern  von  lutei- 
esse,  als  sie  mit  ihrer  Spannweite  von  90,7  m  des  großen  tii- 
wölbebogeus  über  den  Fluß  d  i  e  g  r  ö  ß  t  e  v  o  1 1  s  p  u  r  i  g  o 
E  i  s  e  n  l)  a  h  n  b  r  ü  c  k  e  d  e  r  Welt  ist.  Bisher  nahm  diese 
Stelle  die  österreichische,  mit  -85  m  über  den  Isonzo  gewölbte 
Brücke  bei  Görz  ein.  Diese  Brücke  wurde  aber  von  deiil 
Italienern  während  des  Krieges  gesprengt.  Die  überhaujit 
größte  bis  jetzt  ausgeführte  gewölbte  Eis-enbahubiücke  ist  .1 
schweizerische  mit.  96  m  üb-er  d.as  Plessurtal  bei  Langwies  iin 
Kanton  Graubünden  an  der  schmalspurigen  Ei.senbahn  Chur- 
Arosa.  Wenn  man  von  den  auch  für  neuzeitliche  Verhält- 
niss-e  erstaunenswerten  und  großartigen  Arbeiten  mittelalt-er- 
licher  Brückenbauer  absieht,'  die  zwischen  1370  und  1377  -ein 
72  ni  weit  ges])auntes  Gewölbe  über  die  Adda  bei  Trezzo  er- 
bauten (gesprengt  im  Kriegsjahr  1416),  so  Avurden  bis  190(1 
Brücken  über  etwa  67  m  Spannweite  nicht  gebaut.  Zwischen 
1900  und  1913  wurden  außer  der  vorgenannten  Isonzobriickc 
verschiedene  große  gewölbte  Straßenbrückeu  gebaut  wie  di< 
85  m  weit  gewölbte  in  Luxemluirg,  die  90  m  weit  gewölbte  ii 
Plauen  im  ^^ogtland  (Sachsen),  die  97,5  m  weit  gewölbte  dei 
Grafton  Bridge  in  Auckland  auf  Neu  S-eeland  und  die  100  ii 
weit  gewölbte  Eisenbetonstraßenbrücke  Ponte  dei  Risorgimentt 
über  den  Tiber  in  Rom,  welch  letztere  überhaupt  die  größt< 
g-ewölbte  Brücke  der  Welt  aus  St-einmaterial  ist. 

Die  Kosten  waren  Anfang  1914  auf  850  000  Kr.  v-cjran 
.schlagt.  Auf  Grund  der  Steigerung  der  Baustoffpreise,  uui 
Arbeitslöhne  werden  sich  die  wirklichen  Kosten  auf  etw; 
2100000  Kr.  belaufen.  Der  Entwurf  stammt  von  def  In- 
genieurfirma H.  iKreüger  und  G.  Linton.  Der  in  Schgpede, 
schon  -seit  vielen  Jahren  beobachtete  Grundsatz,  bei  Brücken 
■bauten  ungehinderten  Wettbewerb  der  Baustoffe  zuzulassen  nn 
nicht  von  vornherein  bei  weitgespannten  Brücken  Eisen  zi 
bevorzugen  (siehe  Z.  d.  V,  D.  E.  1912,  S.  176).  hat  damit  dai 
Zustandekommen  einer  großartigen,  allen  ästhetisch-eu  An 
Sprüchen  genügenden  gew^ölbten  Eisenbetonbrück-e  ermöglich 

Dr.  S. 

--   Französisch-italienische    Eisenbahnverbindungen.  l'i 

französischen  und  italienischen  Interesseuten  au  einer  neue 
Eis-eubahuverbinduug  zwischen  Frankreich  uud  Italien  kam« 
dieser  Tage  zu  einem  Kongreß  in  Lyon  zusammen.  In  Bezu, 
auf  die  französisch-italienischen  Bahnverbindungen  durch  di 
Schweiz  wurde  beschlossen,  an  die  alliierten  Regierungen  da 
Gesuch  zu  st-ellen,  sie  möchten  die  nötigen  Maßnahmen  ei 
greifen,  um  einen"  regelmäßi.gen  Betiieo  der  Zufahrtslimc 
zum  Simplou,  namentlich  der  Lötschbergbahn,  zu  sichern,  üt 
Kongreß  gab  dem  Wunsche  Ausdruck,  daß  die  alliierten  K< 
giernugen  die  \'erhandlun.geu  mit  dem  schweizerischen  Bui 
desrat  energi.sch  foitsetzen  zwecks  Kündigung  de-sGot 
hard  Vertrages  vom  13.  Gkto.ber  1909,  der  zwischen 
Schweiz.  Deutschland  uud  Italien  in  Kraft  besteht.  Fern* 
hat  der  "Kongreß  beschlossen,  ■es  seien  die  französische  ui 
die  italienische  Regieumg  zu  ersuchen,  sie  möchten  ohne  \  d 
zuo-  die  nötigen  Maßnaluuen  ergreifen  für  die  Ausfuhiuu 
der  Abkürzuugsstr-ecke  Oulx-BriauQon  und  unverzüglich  (L 
Mont-Cenis-Bahu  auf  das  Höchstmaß  ihrer  Leistungsfähigk-ei 
brino-en  durch  die  Erstellung  dei  26  km  umfassenden  Doppe 
spur  von  Bussoleno  bis  Salbertrand,  welche  Strecke  noch  eii 
spurig  sei.    Ferner  solle  auf  der  französischen  und  Italien 
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sehen  Seit*  des  Mont-C^euis  dit  Ekktiisieiuuo-  möKlickst  lasch 
durcho-eführt  uud  der  internationale  Bahnhof  Modane  vervoll- 
kommnet W'erd-eu.  Endlich  hi^elt  d'er  Kono^reß  dafür,  daß  zur 
Verb^sseruno-  des  italienisch-französischen  Verkehrs  in  Vcr- 
binduno-  mit  der  internationalen  Linie  Bordeanx-Odessa  isich 
ein  neuer  Alpendurchstich  aufdränge  und  daß  hierfür  ein 
Tunnel  durch  den  Kleinen  St.  Bernhaid  wegen  seiner  oerin.üen 
Jlöhc  und  vorteilhaften  Zufahrten  die  günstigsten  Aussichlen 
biet'f.  Bei  verhält nisniäßi"-  gerinoen  Kosten  uewähre  dieser 
Durchstich  die  o-rößten  Vorteile,  namentlich  im  (TÜterverkehr. 


Fremde  Erdteile. 

—  Elektrische  Zuä>förderunff  auf  der  ArKentinischen  Zeji- 
tralbahn.  Auf  der  rund  30  km  langeu  Vorortstrecke  von 
Buenos-Aires  nach  Betiro,  läns's  des  Eio  de  la  Plata,,  hat  die 
Argentinische  Zentralbahn,  wie  wir-  der  „Schweiz.  Bauzto-.- 
entnehmen,  im  Sommer  il916  den  elektrischen  Betrieb  mittels 
Motorwaaenzügen  für  800  Volt  Gleichstrom  mit  Stromzuführuno 
:hirch  dhe  so«?,  dritte  Schiene  aufgenommen.  Während  das 
mud  53(X)  km  lange  Netz  dieser  Bahnverwaltunt;-  im  Jahre 
1914  nur  laind  23  Millionen  Beisende  aufwies,  wurde  die  er- 
wähnte A'orortstrecke  damals  durch  iiind  16  Millionen  Eeisen- 
:le  benutzt,  so  daß  sie  damit  in  der  Tat  für  die  Einführung 
1er  elektrischen  Zugförderung  geeignet  scheinen  mußte.  r)ie 
Betiiebskraft  wird  einem  Dampf luaft werk  am  Einlaiif  iles 
Rio  Lujan  m  den  Rio  de  la  Plata  entnommen,  das  mit  vier 
Parsons-Dampfturbinen  und  zugehörigen  Drehstrom-Genera- 
oreu  zu  je  4000  PS  betrieben  wird ;  in  drei  Unterwerken  wird 
ier  in  untenrdiscben  Kabeln  mit  20  000  Volt  zugeführte  Dreh- 
itroni  in  Gleich.strom  von  800  A^olt  umgeformt.  "Der  Fahrpark 
»steht  aus  52  Motorwagen  und  37  Anhängern  für  'die  Reisen- 
len  erster  Klasse,  sowie  aus  15  Motorwagen  und  13  \n- 
längem  für  die  Eeis<enden  zweiter  Klasse.  Die  Motorwaoeu 
veisen  zwei  Drehg-estelle  auf,  die  ie  mit  einem  Gleichstroni- 
uotor  von  250  PS  ausgerüstet  sind. 

Bücherschau. 

—  Grenzgebiete  der  Deutschen  Republik.    1.  Sudetenländer 
Alpenländer.     Maßstab  1:900  000.     Verlag    von  Dietrich 

leimer  (Ernst  Vohsen)  in  Berlin.    Preis  je  1  Jl 


Diese  von  der  d  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  he  n  Mit- 
tels teile  herausgegebenen  Landkarten  sollen  den  Beweis 
tuhien,  daß  Deutschösterreich  durch  die  Begehrlichkeit  sei- 
ner Nachbarn  um  wichtige  Teile  des  d.  ö.  Sprach- und  Stanimes- 
gebiets  gebracht  werden  soll.  Nach  dem  Ergebnis  der  letzten 
Volkszahlungien  sind  die  einzelnen  Sprachgebiete  durch  ver- 
schiedene Farben  kenntlich  gemacht.  Außerdem  sind  die 
bisherige  ostei reichische  Grenze,  die  beim  Waffenstillstand 
testgesetzte  vorläufige  Grenze  und  die  von  den  Nachbarn  ge- 
forfbM'ten  Lan<lesteile  bezeichnet. 

A  US  de !■  e  r  s  t  e  n  Karte  (S  u  d  e  t  e  n  1  ä  u  d  e  r  )  ergibt 
sich,  daß  die  von  den  Tschechen  beanspruchte  tirenze  weit 
in  lem  deutsche  Gebiete  von  Südböhmen.  Südmähren,  Nord- 
mähren und  Österreichisch-Schlesien,  einschließlich  dier  preu- 
ßischen Grafschaft  Glatz  hineinragt.  So  sollen  Karlsbad, 
Teplitz,  Komotau,  Reichenberg,  Glatz,  Budweis,  Zuaim  tsche- 
chisch werden.  Außerdem  sind  die  großen  deutschen  Spra- 
cheninseln  Iglau,  Brünn.  Olmütz  usw.  nicht  berücksichtigt. 
Insgesamt  gibt  es  in  Böhmen,  Mähren  und  Österreichisch- 
Schlesien  eine  starke  deutsche  Minderheit  von  37,2X  und  44  %, 
während  in  Deutsch-Böhmen  nur  6%  Tschechen  wohnen  !  Die 
z  w  e  i  t  e  K  a  r  I  e  ( A  1  p  e  n  1  ä  n  d  e  r)  läI5t  erkennen,  daß  rein 
deutsche  Gebiete  in  Südtirol,  Kärnten  und  Steiermark  von 
den  Italienern  und  Südslawen  beansprucht  werden.  Italien 
will  neuerdings  bis  an  den  Brenner  herankommen,  also  die 
deutschen  Städte  Bozen,  Meran,  Brixen,  Sterzing  unil  Fran- 
zensfeste erwerben.  Die  Südslaveu  wollen  die  Drau  und  die 
Mur  zur  Grenze  haben,  die  innerhalb  anerkannt  deutscher 
Gebiete  liegen.  Im  Osten  wird  Preßburg,  wo  37  000  Deutschi- 
und  keine  Tschechen  wohn  in,  von  den  Tschechen  v<'ilang-. 
Wenn  alle  dieise  Forderungen  durchgeführt,  werden,  würden 
1  Million  Deutsche  und  deutschgesinnte  Ladiner  und  Nonl- 
sh)venen  vergewaltigtr werden. 

Wenn  es  der  Entente  mit  dem  früher  mit  so  volltönenden 
Worten  geprieisenen  und  geforderten  Selbstbestinunungsrecht 
der  Völker  und  der  Anerkennung  der  Stammeszugehörigkeit 
ernst  ist,  so  wird  sich  die  Landkarte  in  den  Friedensverhand- 
lungen ganz  anders  gestalten  müssen,  als  es  .ietzt  den  An- 
schein hat.  Die  beiden  Karten  sind  in  dieser  Hinsicht  sehr 
lehneich  und  könnten  bei  den  Besprechungen  von  Nutzen 
sein,  —  p 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Güterverkehr. 


Wechselveikehr  Sachseu-Bavern 
rochtsrh.  Netz),  Bayern  (pfälz.  Netz), 
faden  und  Württembere,  Tarifhefte  7, 
8,  9  und  11  C  II. 

Vom  1.  :\lai  1919  an  gelten  die  Fracht- 
ätze des  Ausnahmetarifs  2  (RohvStoff- 
irif)  für  t^askoks.  von  Gasanstalten 
ersandt  u.  6.  Abteilung  B,  für  Stein- 
ohlen  usw.  nur  noch  bei  V erwendung 
er  Sendungen  im  lulande,  nicht  aber 
uch  in  Österreich-Ungarn.  Als  Inland 
ilt  femer  nur  noch  das  Gebiet  des 
»eutschen  Reiches.    Auskunft  über  d;e 


dadurch  eintretenden  Fracht ei  höhungen 
erteilt  unser  Verkehrsbüro,  hier, 
Wiener  Str   4,  II. 

Dresden,  am  28.  April  1919.  (513) 
Gen.  Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Frachtzuschlag  bei  Sendun2;en  von  und 
nacli  der  Schweiz,  den  nordischen  Län- 
dern und  den  Niederlanden. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Mai  1919  an 
wird  der  Frachtzuschlag  (siehe  Anhang 
II  und  III  im  Tarif  200)  von  200  auf 
220  V.  IT.  erhöht.  Die  Maßnahme  gilt 
für  alle  deutschen  Binnen-  nnd  Wech- 


Zu- 


sidverkehre,  in  denen  bisher  der 
schlag  von  200  v.  H.  galt. 

Berlin,  den  26.  April  1919.  (511) 
Eisenbahndirekt  ioii. 

Sächsisch-Schweizerischer  Güterverkehr 
über  Lindau-Ronianshorn  (Verkehr  mit 
[iasel  und  .Schaffhausen). 

Der  im  Anhang  II  zum  Gütertarif 
unter  B  3  festgesetzte  Frachtzuschlag 
von  170  V.  11.  wird  vom  12.  .Mai  1919  an 
auf  200  V.  H.  erhöht. 

Di^esden.  am  27.  Apiil  1919.  (512) 
Gen.  Dir.  d.  Sächs.  Staatsei-senbahneu 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Großes  Lager 

  in 

Saug-uDruckschläuchen 

für  Diaphragma -Pumpen 
in  guter  Gummi-Qualität 
in  Ersatzstoffen  u.  in  Hanf 

A.  H.  Hammelrath,  G.  m.  b.  H. 

Köln-LindentKal.  ttossi 


[ropföler 

liefern   in   großen  Posten 


rasch  und  gut 


[7023] 


Armaturenwerke 

Blonke  &  Rast, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 
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H ehezeuge 
für  Eisenbahn- 
werkstätten 


wie 


Winden 
Hebeböcke 
Krane 


[6989] 


liefert  sofort 


G.  Wagner 

Berlin  S0.16 

Köpenickerstr.  71 


Reparaturen  an 
allen  Hebezeugen 


Ratüiesche  Brems 'Trellböcke.    2).  R.  P. 

FUr  jedes  Stumpfgleis  fUr  Rangier-  und  Peisonenbahnhöfo,  Sicherheitsgleiee  etc.  in  ver- 
schiedenen Größen  lieferbar. 
Vom  K.E.Z.  A.  und  anderen  E.  Bahn  -Verwalt.  geprüft,  im  Betriebe  im  In-  u.  Auslande  bewährt. 

Gefahrloses  Auflaufen  der  Personen-  und  Guterzügt  und  emzelnen  Wagen. 
fVeltavssteHang  Brüssel :   Ehrenpreis.  Wettausstetlang  Tarin:  Grani  Prix. 

"Baltische  Aasstellung  Maimo:  KontgU  MedatUe.  17074] 

A.  RAWIE,  Osuabrüch-SchinheL 


El 
El 
EI 
El 
El 


Einarmige!!! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Lodi-i 
apparat  als  StationsscKafiTner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  SchaeSTer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschweig.  [7045° 


Vollständige  Gasglühlicht-Beleuchtungseinrichtungen  für  Eisenbahn- 

wagen  und  Lokomotiven 

Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  allem  Zubehör 

Dampfheizungen  aller  Art  für  Personenwagen  und  Lokomotiven 

Nieder-  und  Unterdruckdampf heizung  D.R.P.  Neueste  Bauart 
Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.  fo^H^TcLdmädam^^^ 
Metallfensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein- 

II  •        C»»         Km.  l_*l^in  Aluminiumlegierung,  Messing  und  gedichtetem 

bahnen    sowie    rUr    Automobile    Zink  -  Lüftungirahmen  für  Eisenbahnfahrzeuge 

Riemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen 
Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckrahmen  D.RJ^. 
Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

und  OelgaS  mit  allem  Zubehör 

Gas  -  Preß  -  Anlagen,   Füll  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,  Gas- 
beförderungswagen. 


I 


Herausgegeben  im   Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.   Oberregierungsrat  Dr.  v.   Ritter  in  Berlin. 
Verlag  von  .hilius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  S.  Hermann  in  Berlin  SW. 
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Berlin,  den  7.  Mai  1919. 
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„        ..       ^iese  Zeituner  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
sSrirtre'?t^^<r^°dPr  l'^^?."^"  -^'«eilungen,  iiüclier,  Zeitschriften  us^v.  sind  an  die 
^chriftleltun^de^  Zeitung:  des  Vereins  Deutscher  B/senbahnverwaltuneen. 

amtliche  Bekanntmachungen  an  das  Bureau  des  Veretns  Deutscher 

nte  7p;tir/T        /'"t.  ?  '  l"?'^-  h  Nöthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
fnr  das  V  lerteljahr  bezog-en  werden. 

I,  -^^'i  ^  ""^ '  ?  1'^  "  ^  "  '"!  ^„""]  *  S  *  i  f n  <•  'i<^fert  die  Verhi -sbuch- 
liandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österrefchisoli- 
migarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  AI 


Einzelne  Nummern  werden  g-e^en  vorherige  Einsendun?  von  40  Pf.  abgegeben. 

Aulier  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
^  pn  ,<lie  ^einspaltige  Petitzeila   oder  deren  Raum 

«0  Pf.)  angenommen.  Bei  W  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  Ermäßi-uusen 
Bcilag-eu  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt.  i-rmai.i^uugcn. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  mau  sich  ju»  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9,  Liukstraße  23/24 
Fernspr  •  Amt  Kurfürst  6050-^.  Tel.-Ädr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto" 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Kouto:  Berlin  Nr.  11100 


Der  Sieg  des  Eeichseisenbahngedankens. 
Die  bisherige  und  zukünftige  Erschlie- 
ßung Mittelafrikas  durch  Eisenbahnen. 
!^aehrichten. 
Deutschland.    Änderung   in  der 
Verwaltung  des  Eisenbahndirektions- 
bezirks Posen. 


I  n  Ii  a  I  ti 

Deutschösterreich.  Wechsel  in 
der  Leitung  der  Generaldirektian  der 
Südbahn.  —  Das  Regieruogsüberein- 
kommen  mit  der  Südbahngesellschaft. 

Übrige  europäische  Länder. 
Die  neuen  schweizerischen  elektri- 
schen Lokomotiven.  —  Eine  Ausge- 


staltung der  schweizerischen  Eisen- 
bahnlinie Basel-SchafiPhausen. 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Der  Sieg  des  Reichseisenbalingedankens. 

Von  Begierungsrat  Dr.  Adolf  S arter,  Berlin. 


Am  30.  April  d.  Js.  hat  der  V  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  a  u  s  s  c  h  u  ß 
1er  Nationalversammlung  in  Weimar  mit  Zustimmung  fast 
liier  deutschen  Bundesstaaten  mit  Staatsbahnbesifz  eine  Be- 
;tinmiung  der  Eeichsverfassung  in  erster  Lesuug  angenom- 
nen,  nach  der  die  deutschen  S  t  a  a  tise  is  e  n  b  ah  n  e  n 
»is  zum  1.  April  1921    in    das    Eigentum  und 
n    die    Verwaltung    des     Reichs  übergehen. 
)a,  wie  bekannt,  die  baldige  Durchführung  des  Reichseisen- 
ahnprogramms   von  der  Nationalversammlung  bei  der  Bc- 
atung    des  seiner  Zeit  vom   Staatenausschuß  genehmigten 
rsten    Verfassungsentvnirfs    besonders    lebhaft  gefordert 
rarde,  ist  an  der  demnächstigen  Annahme  dieser  Bestim- 
mng  durch  die  verfassungsmäßig  berufenen  Körperschaften 
icht  zu    zweifeln.    Und    da    man   trotz   der  bestehenden 
chwierigkeiten  auf  die  Vereinigung  Deutsch-Österreichs  mit 
em  Deutschen  Reiche  hoffen  darf,  so  werden  vielleicht  auch 
ie  Eisenbahnen  Deut  sch-Ö  st  erreich. s    in  ver- 
ältnismäßig  kurzer  Zeit  mit  der  Giesamtheit  der  deutschen 
ahnen  zu  einer  Verkehrs einheit  verschmolzen  sein. 
Wenn  von  den  Vorkämpfern  des  Reichseisenbahngedankens 
3it  der  Bismarckschen  Zeit   die  wirtschaftliche  Be- 
3utung    der   Verkehrseinheit   in  ■  den  Vordergrund  gestellt 
urde,  so  gibt  heute  für  die  Lösung  des  Problems  in  erster 
mie  die   politische   Seite   der  Frage   den  Ausschlag, 
as  Deutsche  Reich,  durch  einen  unglücklichen  Krieg  um 
!ine  Weltmachtstellung  gebracht  und  infolge  fortwährender 
nerer  Wirren  aufs  tiefste  erschüttert,  bedarf  eines  starken 
achtzuwachses,  damit  es  vor  dem  inneren  Zerfall  bewahrt 
erde.  Aus  dieser  Erkenntnis  heraus  hat  die  Reichsregierung 
it     Recht     die     Übertragung     der  Verkehrs- 
ohe it  auf    das    Reich  zu  einer    ihrer  wichtigsten 
0 1  i  t  i  s  c  h  e  n  Forderungen  erhoben. 

Die  deutschen  Bundesstaaten  mit  Staatsbahnbesitz,  von 
nen  Preußen,  Bayern  und  Sachsen  vor  dem  Kriege  aus  poli- 
ächen  Gründen  nicht  auf  ihre  Eisenbahnhoheit  verzichten 
Gilten,  während  Württemberg  und  Baden  dem  Vereinheit- 
Jhungsgedanken  zugeneigt  waren,  stellten  sich  nach  der 
'litischen  Umwälzung  in  richtiger  Erkenntnis  der  veränder- 
ti  Sachlage  geschlossen  auf  den  Boden  der  Reichsverkehrs- 


einheit.   Allerdings  glaubte  man  sich  zunächst  mit  der  Auf- 
stellung des  Reichseisenbahn  p  r  o  g  r  a  m  m  s  in  der  Verfas- 
sung begnügen  und  seine  Durchführung  der  Verständi- 
gung zwischen  dem  Reich  und  den  einzelnen  Bundesstaaten 
in  einer  spateren  Zeit  überlassen  zu  sollen.    Man  darf  bei 
Würdigung  dieses  hauptsächlich  von  Preußen,  Bayern  und 
Saehsen  vertretenen  Standpunktes  nicht  verkennen,  daß  die 
augenblickliche  Zerrüttung  des  Eis.enbahnwesenß,  die  durch 
den  langjährigen  Krieg  hervorgerufen,  durch  die  schweren 
H  affenstillstandsbedingungen  vergrößert  und  die  andauem- 
'len    und  allerorts  von  neuem  aufflaekernden  Revolutions- 
wirren ins  unerträgliche  gesteigert  ist,  femer  die  starke  Er- 
regung des  Personals,  und  nicht  zuletzt  die  Ungewißheit  über 
die  Friedensbedingungen  einer  überhasteten  Umbildung 
und  Zusammenlegung  entschieden  widerrieten.   Es  mußte  auch 
vom  Standpunkte   der  Bundesstaaten   bedenklich  erscheinen 
dem  Reich  in  der  kritischen  Lage  der  nächsten  Jahre  neue 
Aufgaben  und  zu  seinen  erdrückenden  geldlichen  Verpflich- 
tungen neue  Lasten  aufzubürden;  denn  bei  aller  Zuversicht 
m  die  finanziellen  Ersparnisse,  die  man  von  der  Vereinheit- 
lichung  der  bundesstaatlichen   Eisenbahnen  erhofft,  werden 
die  Eisenbahnen  bei  ihrer  augenblickUchen  Unterbilanz  auf 
längere    Zeit    zu    den     Z  u  s  c  h  u  ß  v  e  r  w  a  1 1  u n  ge  n  des 
Reiches  gehören.    Es  kam  darauf  an,  ob  man  diese  ^Gesichts- 
punkte für  ausschlaggebend  halten  mußte,  oder  ob  sie  gegen- 
über  dem    höheren   politischen  Standpunkte  zurückzutreten 
hatten.    Die  Reichsregierung  glaubte  das  letztere  und  leitete 
(leshalb,  nachdem  die  Nationalversammlung  den  Verfassungs- 
entwurf  dem    Verfassungsausschuß    überwiesen  hatte,  Ver- 
handlungen mit  den  Bundesstaaten  ein,  um  vor  den  Beratun- 
gen des  Verfassungsausschusses  eine  Verständigung  zu  er- 
zielen.   Gleichzeitig  l>eanspruchte  sie  eine  verfassungsmäßige 
rficheiung  dafür,   daß  beim  Widerstreben  einzelner  Bundes- 
staaten an  die  Stelle  der  Vereinbarung  die  Entscheidung 
durch  das  Reich  treten  sollte.    ALs  Z  eitpunkt  der  Durch- 
führung der  Verreichlichung  schlug  sie  den  1.  April  1921 
vor.    In  einer  Anzahl  von   Verhandlungen  zwischen  einem 
.\usschuß  von  drei  Reichsministern  und  einem  solchen  von 
drei  preußischen  Staatsministern  wurden  alle  Schwierigkeiten 
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crorUni,  uud  melirero  Hespi.ochimgxiu  der  Buu(ksrcgienuii;x^T. 
mit  Slaalsbaluibesitz  gaben  allea  Eiseubalmvei  waltungeu 
Oel-eg-eulieit  zu  einer  freimütigen  und  offenen  Aussprache.;' 
Als  Ergebnis  konnte  der  Staatsministor  und  preußische 
Minister"  der  öffentlichen  Arbeiter  Oeser  bei  den  Beratungen 
des  Yerfassuugsausschusseis  am  29.  April  die  Erklärung  a))ge- 
ben,  daß  sich  Preußen,  Sachsen,  Württemberg.  Baden,  Oldenburg 
und  Mecklenburg  mit  den  Vorschlägen  der  E  e  i  c  h  s  - 
r  e  g  i  e  r  u  n  g  ,  iusbcsondei  e  d  e  ni  Zeit  p  u  n  k  t  d  e  s 
1.  April  1921,  einverstanden  erklärten.  Der  Minister 
wies  erneut  auf  die  großen  Schwierigkeiten  hin.  die  luil  der  ' 
^'ereinigung  des  ii))er  1  Million  Köpfe  starken  Tersonals  in 
einem  Augenblick  verbumlen  sei,  wo  dieses  T-rsonal  gror'e 
Unruhe  zeige  uud  ganz  verschiedene  Forderungen  stelle.  Aai.h 
betonte  er  die  Erschütterung  des  G-eldniarkts,  die  so  gewaltige 
finanzielle  Yersehiebungeu  im  Gefolge  haben  könnten.  Auf 
tier  andern  Seite  wies  er  darauf  hin,  daß  die  baldige  A^ereun- 
heitlichung  des  deutschen  Verkehrswesens  vom  Standpunkt 
lies  internationalen  Verkehrs,  der  hoffentlich  hald  wieder 
einsetzen  werde,  dringend  wünschenswert  sei,  und  daß  man 
die  S  ohnsuoht  d  es  Volkes  nach  der  Verwii-klichung' 
der  Verkobrs'cinheit   nicht    enttäuschen  dürfe. 

Die  l>a,vri  i>rhc  Eegierung,  die  mit  den  übrigen  Eisenbahn- 
verwaltungeu  auf  dem  Boden  des  Eeichseisenliahuprogramms 
steht,  hat  der  weitergehenden  Fordeiung  der  Eeichsregieruug 
nicht  zugestimmt,  abgesehen  von  den  Bedenken  gegen  die 
augenblickliche  Durchführung  der  Verreichlichuug 
lietont  sie,  daß  die  Übernahme  der  Eisenbahnen  auf  das  Eeich 
nur  im  Wege  des  V  e  r  t  r  a  g  e  s  erfolgen  könne,  und 
daß  die  vorgesehene  Entscheidung  durch  das  Eeich 
<lie  Kechte  der  Bundesstaaten  verletze. 

Außer  dem  Eeichsminister  Dr.  Pi-euß  und  dem  Eeichs- 
finanzminister  Dr.  Dernburg  wurde  die  Notwendigkeit  der 
lialdigeu  Verreichlichung  insbesondere  von  dem  bayerischen 
Abgeordneten  Weiß,  (Dem.),  den  Abgeordneten  Steinkopf  und 
Katzc-ustein    (Soz.),   dem   Abgeordneten  Staatsmiuister  a.  D. 

Delbrück  (D.  uat.)  und  dem  Abgeordneten  Oberbürger- 
meister Koch  (Dem.)  hervorgehoben. 

Nach  den  Beschlüssen  des  Verfassungsausschusses  vom 
;30.  April  d.  J.  sollen  also  die  gesamten  S  t  a  a  t  is  e  i  s  e  n  - 
bahnen  bis  zum  1.  April  1921  im  Wege  der  Ver- 
ständigung vom  Eeiche  übernommen  weiden.  Für  die- 
jenigen Verwaltungen,  mit  denen  bis  zum  1.  Oktober  1920 
eine  Einigung  nicht  erzielt  ist,  trifft  ein  Eeichsgesetz 
die  Entscheidung  über  die  Bedingungen  der  Über- 
nahme, wobei  die  Höhe  der  Entschädigung  durch  ein 
Schiedsgericht  festgestellt  wird.  Hiernach  ist,  wenn  die  Be- 
schlüsse des  Verfassungsausschusses  demnächst  zum  Gesetz 
erhoben  werden,  die  v  e  r  f  a  .s  s  u  n  g  s  m  ä  ß  i  g  e  Ver- 
pflichtung des  Eeich  es  festgelegt,  zum 
1.  April  1921,  also  in  einem  Zeitraum  von  weniger  als 
zwei  Jahr-en,  ein  aus  a  1  le  n -S  t  a  a  t  sei  s  e  n ba  h  n  e n  be- 
stehendes einheitliches  deutsches  Eisenbahn- 
netz z,u  schaffen.  Es  ist  zu  hoffen,  und  nach  der  bis- 
herigen Entwicklung  der  Dinge  anzunehmen,  daß  es  zu  der 
z  w  a  n  g  s  w  e  i  s  e  n  Verreichlichung  bundesstaatlicher  Eisen- 
Ijahnen  nicht  erst  kommen,  sondern  daß  der  im  Interesse  des 
Eeichs  wie  der  Bundesstaaten  liegende  Weg  der  Verständi- 
gung bei  allseitigem  guten  Willen  zum  Ziele  führen  wird. 
In  dieser  Hinsicht  sind  auch  unter  Berücksichtigung  des  heute 
noch  ablehnenden  bayerischen  Standpunktes  die  Ausführun- 
gen von  besonderem  Wert,  die  der  preußische  Staatsmini.ster 
Oeser  bei  den  letzten  Weimarer  B>eratungen  über  den  Fort- 
gang der  bereits  eingeleiteten  Verhandlungen  zwischen  Eeich 
und  Bundesstaaten  g-'emacht  hat.  Er  teilte  mit,  daß  bereits 
für  den  13.  Mai  d.  J.  ein  Ausschuß  aus  Vertretern  der  bun- 
desstaatlichen Eiseubahnverwaltungen  auf  .seine  Einladung- 
hin  in  Weimar  zusamipentreten  werde,  um  die  Bedingungen 
der  Übernahme  gemeinsam  mit  Vertretein  des  Reichs  zu  er- 
örtern und  die  baldig'e  Verständigung  über  die  schwierigen 


Fragen,  die  besonders  auf  dem  G<^biet  der  Finanzen  der 
Bundesstaaten  vorhanden  sind,  voi zubereiten.  Auch  werden 
die  Bundesstaaten  bei  der  Kür2iö,  der  für  das  Werk  noch  zur 
Verfügung  stehenden  Zeit  die  Frage  der  zweckmäßigsten 
Überleitung  ihrer  Netze  in  das  neue  Unternehmen  besondeis 
eingehend  zu  prüfen  haben.  Denn  es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache  uud  entspricht  Gründen  der  Zvveckmäßigkeit,  (laß  sich 
diejenigen  selbst  da.'  Haus  bauen,  die  da*  Bau- 
material in  Händen  liaben  und  die  denmächst  das  Haus  ver- 
walten sollen.  Und  man  darf  es  als  gutes  Voizeichen  für- 
eirro  Verständig  u  n  g  alle  r  ansehen,  daß  auch  •  dk' 
bayerische  StaatseisenbahuYerwaltung  an  den  weiteren  Be- 
ratungen der  A^erwaltungen  mit  dem  Eeiche  teilnimmt.  Die 
Anschauungen  in  Bayern  sind,  wie  man  aus  Presseäußeruu- 
gen  und  Beschlüssen  von  Handelskammern  entnehmen  kann 
und  wie  sich  aus  den  Ausführungen  des  bayeiischen  Ab- 
geordeten  AVeiß  im  AVrfassuugsausschuß  unzweifelhaft  er- 
gibt, iu  der  Frage  geteilt,  und  man  wird  hoffen  dürfen,  daß. 
wenn  mair  'erst  einmal  an  die  praktische  Lösung  herangeht, 
auch  die  maßgebenden  bayerischen  Stellen  keine  unüberwind- 
lichen '  Schwierigkeiten  bei  der  Durchführung  mehr  sehen 
werden.  Allerdings  wird  man  sich,  was  im  Eahmen  dieser 
Darstellung  nur  angedeutet  werden  kann,  bei  dei"  Neu- 
gestaltung der  E  i  s  e  n  b  a  h  n  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  vor 
einem  doppelten  hüten  müssen.  Das  Verkehrswesen  veilangi 
eine  Eegelung  auf  unitarischer  Grundlage,  und  wenn 
bei  der  Größe  des  Unternehmens  eine  starke  Dezeutralisation 
der  A^erwaltnng  eintreten  muß,  so  darf  die  Abgrenzung  dei' 
Bezirke  nicht  nach  den  Grenzen  der  Bundesstaaten,  sondern 
nur  iiach  verkehrswirtschaftlichen  nnd  eisenbahntechnischen 
Gesiclitspunkten  erfolgen;  man  wird  insbesondere  vermeiden 
iini.^seii,  durch  Einschaltung  der  Gliedstaaten  in  die  Organisa- 
tion .selbst  wieder  die  Kleinstaaterei  hervorzurufen,  die  man 
soelN?n  erst  glücklich  überwunden  hat.  Durch  ihre  AVrtre- 
tung  im  Eeichsi-at  —  dem  früheren  Bundesrat  —  und  in  dem 
aus  .seiner  Mitte  zu  bildenden  Ausschuß  des  Eeichsrats  für 
das  Eisen))ahnwesen  ist  deir  Bundesstaaten  die  Geltend- 
n)achung  ihrer  A'erkehrsinter essen  hinreichend  gewährleistet. 
.Vuf  der  andern  Seite  wird  man  sich  hüten  müssen,  alles  bis- 
herige auf  den  Kopf  zu  stellen  und  in  einer  vielleicht  glän- 
zend ausgearbeiteten  uud  durchdachten,  vielleicht  auch  prak- 
tisch brauchbaren  völligen  Neuorganisation  <las 
Heil  zu  suchen.  Solche  Experimente  würde  heute  das 
Verkehrsleben  nicht  vertragen;  wie  solche  Gewaltkuren  wir- 
ken, hat  das  Wirtschaftsleben  im  Verlauf  der  letzten  Monati- 
hinreichend  eifahr-en  müs.sen  und  erfährt  es  noch  täglich. 
Man  wird  vielmehr,  ohne  im  geringsten  verkehrswirtschaft- 
liche Kleinstaaterei  zu  treiben,  von  dem  bei  den  einzelnen 
Bundesstaaten  Gegebenen  auszugehen  haben  und  die 
filierleitung  unter  Anpassung  an  bisher  Bewährtes  durch- 
fühlen müssen.  An  eine  völlige  Umgestaltung  der  Organi- 
sation, der  in  letzter  Zeit  mehrfach  das  Wort  geredet  wirl. 
wird  man  erst  denken  können,  wenn  das  neue  Gebäude  der 
Kerchseiseubahnen  fest  gefügt  ist,  und  wenn  seine  verschiede- 
nen Bewohner  sich  kennen  gelernt,  aneinander  gewöhni 
haben  .  und  zu  einer  einzigen  Familie  zusammen- 
geschmolzen sind.  Zu  umstürzlerischen  Neubildungen  ist  di( 
Zeit  von  weniger  als  zwei  Jahren  zu  kurz,  sind  die  Zeitver- 
hältni.sse  zu  verworren  und  ist  die  Zukunft  zu  unklar. 

Daß  man  andererseits  bei  der  Umbildung  alle  Erspar- 
nisse, die  durch  den  Zusammenschluß  zu  erzielen  sindi 
uud  zwar  auf  allen  Gebieten  des  Eisenbahnwesens,  sofort  zr 
erreichen  strebt,  ist  selbstverständlich  und  schon  durch  ,  du; 
überaus  traurige  augenblickliche  Lage  der  Eisenbahnfinan 
zen  und  der  Eeichsfinanzen  dringend  geboten.  .  ■ 

Neben    der    Organisation    wird    die    Art   der  Wirt 
Schaftsführung  der  zukünftigen  Eeich.seisenbahnen  von 
größter  Bedeutung  nicht  nur  für  ihre  eigne  Fortentwicklung 
sondern  für  das  Wirtschaftsleben  überhaupt  isein.    Es  frag! 
I   sich,    ob  man  die    Abhängigkeit    der  Eiseribahü| 
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(luanzeii  vou  den  a  1 1  g  €  m  e  i  n  i- u  S  t  a  a  t  s  f  i  n  a  n  z  e  n, 
(leiten  Grad  heute  bei  den  «inzelii'cn  Verwaltungen  ver- 
schieden ist,  Terstärken,  abschwächen  oder  gänz- 
lich beseitigen  soll.  Der  Berichterstatter  Dr.  Zöphel 
.stellte  im  Yeifassung5au.sschuß  den  Antrag  auf  Aufnahme 
folgender  Bestimmung  in  die  A'erfassung: 

„Die  Eeichseisenbahnen  bilden  ein  Soudervermögen  des 
Reichs  und  sind  als  selbständiges  wiit. schaftliches  Unter- 
nehmen zu  verwalten,  das  seine  Ausgaben  einschließlich 
\'erzinsung  nud  Tilgung  der  Eisenbahnschuld  'selbst  zu  be- 
streiten und  eine  Eis^eubahnrücklage  anzn.sammeln  hat."' 

Die  in  diesem  Antrag  liegende  Loslösung  der  Eisenbahn- 
finanzen von  den  Staatsfinanzen  konnte  vom  Standpunkt  der 
A'erkehrs  Unternehmungen  selbst  aus  nur  warm  be- 
grüßt weiden,  wie  sich  denn  auch  die  Eisenbahnverwaltungcn 
bei  den  Besprechungen  für  ieine  möglichst  u  n  -  • 
1)e  s  c  h  r  ä  n  k  t  e  Selbständigkeit  ihier  Finanz-  und  Wirt- 
schaf tsgebaruug  au.sgesprochen  ha)>en.  Der  Reichsfinanz- 
miuister  Dr.  Dernburg  wies  jedoch  auf  die  übeiaus  schwierige 
.  Finanzlage  des  Reiches  hin  und  erklärte,  daß  die  Reich.s- 
finanzverwaltuug  auf  diese  Einnahmequelle  nicht  verzichten 
könne.  Die  Kreditverwaltung  des  Reiches  müsse  einheitlich 
sein,  und\über  die  Eisenbahnüberschüsse  müsse  nicht  nur  der 
Eisenbahilminister,  sondern  die  ganze  Reichsregierung  zu  be- 
stimmen haben.  Die  Aussonderung  der  Eisenbahnen  aus  dem 
übrigen  Reichsvermögen  sei  ebenso  wenig  möglich,  wie  bei 
der  Postverwaltuug  und  der  Reichsbank,  da  die  Einheit  der 
Reichsverwaltung  auf  diesen  großen  Gebieten  nicht  zerris.sen 
werden  dürfe.  Bei  einer  anderen  Gelegenheit  Ijetoute  da- 
gegen der  Reichsfinanzmiuister,  daß  die  Eisenbahnen  gerade 
dazu  bestimmt  seien,  am  Ausbau  der  Wirtschaft  zu  helfen, 
und  daß  man  ihnen  auch  vom  Finanzstandpunkt  aus  alle 
Freiheit  lassen  müsse,  die  «ie  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
brauchten.  —  Diese  Ausführungen  dürften  den  Weg  weisen,  auf 
dem  eine  Neuregelung  des  Verhältnisses  der  Eisenbahnfinau- 
zen  zu  den  allgemeinen  Slaatsfinanzen,  und  damit  die  Be- 
-  grenzung  des  Einflusses  der  Finanzverwaltung  auf  den  Eiseu- 
bahnhaushalt  zu  suchen  ist.  Solange  man  nicht  nach  dem 
Vorbild  der  schweizerischen  Bundesbahnen  die  Eisenbahnen 
als  völlig  selbständiges  Unternehmen  aus  den  allgemeinen 
Staatsfinanzen  ausscheiden  kann  —  und  das  ist  nach  den 
Erklärungen  des  Beichsfinanzministers  für  lange  Zeit  nicht 
möglich  —  wird  man  eine  Beeinflussung  des  Eisenbahnhans- 
halts durch  die  Finanzverwaltung  nicht  völlig  beseitig  en 
können.  Aber  dieser  Einfluß  wird  auf  ein  möglichst 
geringes  Maß  zu  beschränken  und  sein  Umfang  so 
festzulegen  sein,  daß  er  nicht  zu  einem  Hemmnis  in 
der  Durchführung  wirtschaftlich  notwendiger  und  Norteil- 
hiftei  Maßnahmen  werden  kann.  Insbesondere  wird  irolz  der 
großen  Finanznöte  des  Reichs  keine  kurzsichtige  Politik  der 
Sparsamkeit  getrieben  werden  dürfen,  die,  kurz  gesagt,  die 
Ausnützung  der  Konjunktur  unmöglich  macht  und  letzten 
Endes  das  Verkehrs-  und  Wirtschaftsleben  behindert  und 
schädigt.  Es  kann  zweifelhaft  sein,  was  auch  von  mehreren 
^litgliedern  des  Verfassungsausschusses  betont  wrde,  ob  es 
sich  überhaupt  empfiehlt,  Bestimmungen  über  die  Wirtschafts- 
führung der  Reichseisenbahnen  in  die  Verfassung  aufzu- 
nehmen. Der  vorgesehene  Art.  92*)  gibt  —  und  darauf  wurd:' 
bei  den  Beratungen  besonderer  Wert  gelegt  —  jedenfalls 
breiten  Spielraum  für  die  verwaltungsmäßige  Festlegung 
einer  Selbständigkeit  der  Eisenbahnverwaltung,  soweit  sie  mit 
den  Reichsfinanzen  nur  irgendwie  vereinbar  ist.  Von  be- 
sonderer Bedeutung  ist  die  in  Art.  92  vorgeschriebene  An- 
sammlung einer  Rücklage,  deren  Verwendungszwecke  durch 
liesonderes  Gesetz  zu  regeln  sind.  Es  wiid  darauf  ankom- 
men, diesen  Reservefonds  möglichst  reichlich 
und  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  zu  ge- 
stalten und  seine  Verwendung  unter  Festlegung  bestimmter 
Richtlinien    der    völlig    freien     Verfügung  der 


Eisenbahnverwaltung  —  unter  Verantwortlichkeit 
des  E  i  s  e  n  b  a  h  n  m  i  n  i  s  t  e  r  s,  nicht  des  Finanz- 
m  in  isters,  gegenüber  dem  Parlament  ~  zu  überlassen. 

Die  hier  nui'  angedeuteten  Probleme  ergeben  sich  aus  den 
Beratungen  des  Verfassungsausschusses  und  aus  der  durch 
seine  Beschlußfassung  hervorgegangenen  neuen  Lage.  Sie 
sind  nicht  die  einzigsten,  aber  solche,  von  deren  Lösung  das 
Gedeihen  der  demnächstigen  Reichseisenbahnen  wesentlich 
abhäng-ig  sein  wird. 

Was  im  übrigen  die  zum  Teil  sehr  wichtigen  Beschlüsse 
des  Verfassungsausschusses  angeht,  so  erübrigt  sich  ihie  ein- 
gehende Darstellung  schon  deshalb,  weil  sie  mit  Rücksicht 
auf  die  in  Aussicht  stehende  zweite  Lesung  und  die  dem- 
uächstige  Beschlußfassung  der  Nationalversammlung  nicht 
als  endgültig  feststehende  anzusehen  sind.  Die  durch  diese 
Beschlüsse  zustande  gekommene  Fassung  des  Entwurfs  der 
Reichsveifassung  ist  aus  der  nachstehenden  Zusammenstel- 
lung zu  ersehen,  die  auch  die  Abweichungen  gegenüber  den 
beiden  früheien  Fassungen  und  die  Entwicklung  der  Beichs- 
eisenbahnfrage  selbst  zeigt.  Wählend  sich  der  erste  Ent- 
wurf —  entsprechend  der  erst  für  spätere  Zeit  in  Aussicht 
genommenen  Verreichlichung  —  nur  in  2  Artikeln  mit  dem 
„Reichscisenbahnprinzip'-  beschäftigt,  treten  im  zweiten  Ent- 
wurf 4  neue  Artikel  hinzu,  während  der  neueste  Entwurf  in 
Art.  90  das  Beichse  isenbahn  p  r  o  g  r  a  m  m  durch  die  kurz- 
fristige Verreichlichung  selbst  ersetzt.  Anderer- 
seits sind  die  ausführlichen  Bestimmungen  der  beiden  ersten 
Entwürfe  betr.  die  R  e  i  c  h  s  a  u  f  s  i  c  h  t  über  die  nicht  in 
der  Verwaltung  des  Reichs  stehenden  Eisenbahnen,  ins- 
besondere das  in  Art.  92,  Abs.  2  des  ersten  und  Art.  97- 
Abs.  2  des  zweiten  Entwurfs  vorgestehene  sogenannte 
Heidelberger  Programm  (Vereinheitlichung 
der  Staatseisenbahnen  nach  den  im  Jahre  1918  von  dem  frühe- 
ren preußischen  Staat-sminister  Hoff  aufgestellten  Richt- 
linien) in  den  neuesten  Entwurf  nicht  mehr  aufgenommen, 
da  sie  nach  dem  1.  April  1921  nur  noch  auf  die  Privat- 
eisenbahnen  Bezug  haben  würden.  Alle  Fragen  der  Auf- 
sicht sollen  aber  ebenso  wie  die  Anforde;  uugcn  der  Landes- 
verteidigung (vgl.  den  gleichfalls  gestrichenen  Art.  100  des 
2.  Entwurfs)  in  einem  besonderen  Eisenbahn- 
gesetz geregelt  werden. 

Die  Übernahme  der  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden 
Privateisenbahnen  (worunter  für  Preußen  die  unter 
das  Gesetz  von  1838  fallenden  Privatbnhnen  zu  verstehen  sind) 
ist  nach  Art.  90  des  neuesten  Entwurfs  gleichfalls  eine  „Auf- 
gabe des  Reiches".  Für  ihren  Erwerb  ist  jedoch  eine  Frist 
nicht  vorgesehen;  es  ist  nur  bestimmt,  daß  die  An- 
kaufsrechte der  Länder  ~  aufgrund  der  Landesgreuze  und 
der  Konzessionsurkunden  —  auf  Verlangen,  das  heißt  sobald 
das  Reich  ihrem  Ankauf  näher  treten  will,  auf  das  Reich  zu 
übertragen  sind. 

Auf  die  nicht  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden 
Eisenbahnen  (worunter  in  Preußen  die  aufgrund  des  Gesetzes 
Tiber  die  Kleinbahnen  und  Privatauschhißbahnen  genehmigten 
Bahnen  fallen)  beziehen  sich  die  Bestimmungen  des  Ver- 
fassungsent-wurfs  nicht;  sie  verbleiben  nach  wie  vor  in  der 
Zuständigkeit  der  Bundesstaaten.  Welche  Bahnen  als  dem 
„Allgemeinen  Verkehr  dienend"  anzusehen  sind,  wird  durch 
das  geplante  Reichseisenbahngesetz  zu  bestimmen  sein. 

Wenn  die  deutschen  Bundesstaaten  in  der 'schwersten  Stunde 
des  deutschen  Volke«  auf  ihre  Verkehrshoheit  zur  Stärkung 
der  Beichsmacht  freimütig  verzichtet  haben,  so  darf  man  darin 
das  treue  Bekenntnis  zum  Reich  und  den  Schimmer  einer 
Hoffnung  auf  bessere  Tage  erblicken.  Die  bundesstaatlichen 
Eisenbahnverwaltungen  sind  jetzt  über  das  Programm 
hinaus  zur  Tat  übergegangen.  Sie  werden,  wie  der  preu- 
ßische Eisenbahnminister  Oe.«er  in  Weimar  ausführte,  nun- 
mehr mit  aller  Kraft  an  ihre  Arbeit  gehen,  die 
Reichseisenbahnen    zu  schaffen. 


*)  Vergl.  S.  349. 
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Vorlage  dos  Eieichsministeriums  dos  Innorn  an  den  Staaton- 

ausschuß. 
(1.  Gesctzgiebuiig.) 
Artikel  88. 

Das  Eeich  hat  die  Gesotzgebung  für  die  Eis-enbahnon,  so- 
weit es  sieh  uiii  den  allg^emeineii  V'-erkehr  und  die  LantU'svor- 
teidigung'  handelt. 

Die  Keiriisi  egierung  orläßt  nüt  Zustimmung  des  Reichsials 
dire  Verordnungen,  die  den  Eisonbabnbau,  -Betrieb  und  -A-'ei- 
kehr  regeln  (Bau-  und  Betriebs-,  Verkehrs-.  Signal-Ordnung 
u.  doigl.) 

(II.    Eeichseisenbahnprinzip    und    V-erwaltung    der  Eeiehs- 
eis-enbahnen.) 
Artikel  89. 

Aufgabe  des  Reichs  ist  es,  dire  dem  allgemeinen  Veikehr 
dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Verwaltung  zu  übernehmen. 
Die  Übelnähme  kann  nur  im  Wege  des  Vertrags  gegen  Eut- 
schädigug  erfolgen. 


VI.  y\  b  - 

Das    V  0  r  - 

B.  D  i  e  Eisen 
Fassung  nacli  den  Beschlüssen  des  Slaatenausschussos. 

(I.  Gesetzgebung.) 
Artikel  89. 

Das  Reich  hat  die  Gesetzgebung  übei-  die  Eisenbahnen,  so- 
'weit  es  isich  um  den  allgemeinen  Verkehr  und  di«  Lande.s- 
verteidigung  handelt. 

Die  Reichregierung  eiläßt  mit  Zustimmung  des  Reichsrat-; 
die  Verordnungen,  die  den  Eisenbahnbau,  -Betrieb,  und  \^ei- 
kehr  regeln  (Bau-  und  Betriebs-,  ^'erkehrs-,  Signal-Oidnnng 
u.  dergl.) 

(II.  Reich.se isenbahnprinzip  und  \'e) waltung  der  Eeichsei.^'cn- 
f  bahnen.) 

Artikel  91. 

Aufgabe  des  Reichs  ist  es,  die  dem  allgemeinen  Verkehr 
dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Verwaltung  zu  übernehmen. 
Die  Übernahme  kann  nur  im  Wege  des  Vertrags  gegen  Ent- 
schädigung erfolgen. 


Artikel  90. 

Das  Reich  ist  berechtigt,  Eisenbahnen,  die  für  den  all- 
.gemeinen  Verkehr  oder  für  die  Landesverteidigung  als  not- 
wendig erachtet  werden,  kraft  eines  Eeichsses'ftzos  auch 
.gegen  den  Wideispruch  der  Gliedstaaten,  dcicii  (!ehu>t  (hircli- 
.schnittcn  wird,  unbeschadet  der  Lanik'sholiciisrechte  für 
eigene  Eechuung  anzulegen  oder  den  Bau  einem  anderen  — 
nötigenfalls  unter  Verleihung  des  Entei.gnungsrechts  —  zur 
Ausführung  zu  überlassen. 

Hat  das  Reich  innerhalb  eines  bestimmten  Gebiets  die  dem 
all.gemeinen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Ver- 
waltung übernommen,  so  können  innerhalli  dieses  Gel)i<'ls 
neue,  dem  allgemeinen  Verkehr  dienende  Eisenbahnen  nur 
vom  Eeich  oder  mit  >seiner  Zustimmun.g  .gebaut  werden.  Su- 


,*)  Der  Unterabschnitt  B  (Eisenbahnen)  enthält  keine 
weitere  Einteilun.g.  Der  Übersichtlichkeit  halber  ist  in  der 
Zusammenstellung  eine  Gliederung  des  rnterabschnitteis  vor- 
genommen; die  Stichworte  sind  eingeklammert. 


Artikel  91. 

'  Hat  das  Eeich  iuneihalb  eines  bestimmten  Gebiets  die  dem 
all.gemeinen  Verkehre  dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Ver- 
waltung übernommen,  so  steht  ihm  innerhalb  dieses  Gebiets 
fdie  Enteignnngsbefugnis  und  die  Ausübung  der  auf  das 
Eisenl>ahuweseu  sich  beziehenden  Iloheitsrecht©  zu.  Ü(>er  den 
Umfang  dieser  Eechte  entscheidet  im  Streitfall  der  Staats- 
gerichtshof. 

Artikel  92. 

Die  Reich&eiisenbahnen  sind  (liach  kaufmännischen  Grund- 
sätzen) —  ungeachtet  der  Veranschlagung  und  des  Nach- 
weises ihrer  Einnahmen  und  Ausgaben  und  ihres  Erträgnis- 
ses in  dem  Haushalt  und  der  Eechuung  des  Eeichs  —  als  ein 
selbständiges,  wirtschaftliches  Unternehmen  zu  verwalten, 
das  seine  Aus.gaben  ein.schließlich  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Eisenbahnschuld  «elbt  zu  besreiten  und  eine,  Eisenbahn- 
rückla.ge  anzusammeln  hat.  Die  Höhe  der  Tilgung  und  der 
Rücklage  sowie  die  Verwendungszwecke  der  Eücklage  sind 
durch  besonderes  Gesetz  zu  regeln. 

Artikel  93. 

Zur  beratenden  Mitwirkung  in  Eisienbahnverkehrsfrageu 
werden  bei  den  vom  Reiche  verwalteten  Eisenbahnen^ach 
näherer  Anordnung  des  Reichsrats  Eisenbahnbeiräte  errichtet. 

Artikel  94 

Di©  Behörden  und  Ämter  der  Eeichseisenbahnverwaltung 
führen  die  Bezeichnung  des  Gliedstaate«,  in  des.sen  Gebiet  sie 
ihren  Sitz  haben.  Die  öitlichen  Dienststellen  werden  nach 
dem  Gliedstaat  benannt  und  in  dessen  Gebiet  sie  gelegen  siml. 

Die  Beamten  und  Arbeiter  der  Eeichseisenbahnverwaltung 
sind  auf  ihren  Wunsch  im  Gebiet  ihres  Heimatstaate«  zu  be- 
schäftigen, soweit  eine  Verwendun.gsmöglichkeit  vorliegt 
lind  nicht  zwingende  Eücksichten  des  Eisenbahnbetriel>es  ent- 
,-gegenstehen. 

Artikel  95. 

Hat  das  Reich  innerhalb  eines  bestimmten  Gebiets  die  dem 
allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Ver- 
waltung übernommen,  so  können  innerhalb  dieses  Gebiets 
neue  dem  allgemeinen  Verkehr  dienende  Eisenbahnen  nur 
vom  Reiche  oder  mit  seiner  Zustimmung  gebaut  werden.  Wird 
durch  den  Bau  neuer  oder  die  Veränderung  bestehender 
Reichseisenbahnanlagen  der  Geschäftsbereich  der  Landes- 
polizei berührt,  so  dürfen  die  Entscheidungen  der  Eeichs- 
eisenbahnverwaltung erst  nach  Anhöiiing  der  Land-esbehönlen 
ergehen  ,     •  i ^ 

In  Gebieten,  in  denen  das  Reich  die  Eisenbahnen  noch  nicht 
in  seine  Verwaltung  übernommen  hat,  ist  es  berechtigt,  Eisen- 
bahnen, die  für  den  all.gemeinen  Verkehr  oiler  für  die  Laii- 
desvert'eidigirng  als  notwendig  erachtet  werden,  kraft  eines 


IjIX.  Jalirgaug 
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schnitt.*) 
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l'assuno-  uach  (1-en  B.6scMü.ss.e]i  d-es  V-erfassimo-sausscliiivsses  der 
Nationalv'Crsaiiimhm.i'-  iu  1.  Lesimn-. 
(I.  Ge.setzo;.ebuno-.) 
Artak«!  S9. 

Das  Reich  hat  die  -Gesetzgehuus;-  über  die  Eiseuhahnen,  .so- 
«•eit  es  isich  um  den  .aHßf.em.einen  AVrkehr  und  di.c  Landesvei- 
tcidiouno-  handelt. 

Die  Reichsregierunff  erläßt  mit  Zustinunuuo-  des  Reiohsrats 
die  \  erordnun^en,  die  den  Eivsenlrahnbau,  Betrieb  und  Verkehr 
leo'cln. 


Berne  rkunK't'  u  zu  den  durch  die  -Besohlüs&e  des  Ver- 
taasungsauisschusseis  heiibeiffeführteu  Änderun.^en. 

Zu  Artikel  89. 

Die  Abänderung'  durch  den  Verfassun^sausschuß  ist  un- 
wmentlioh  Die  am  :8chlusse  des  Abs.  2  Ixdspiels weise  an- 
ffctuhi-teu  Verordnungen  sind,  als  nicht  in  die  Verfassung  ge- 
hörend, gestrichen. 


(II.  Eeich.'^eisenliahnpriuzip  und  Verwaltung  der  Eeichs- 
t  "  ei&enbahnen.) 
'        .  Artikel  90. 

Aufgal>e  des  Eeic-hs  ist  es,  die  dem  allgemeineü  Verkehr 
liieueu  Eisenbahnen  in  sein  Eigentum  zu  '  übernehmen  und 
a.ls  einheitliche  V  e  r  k  e  h  r  s  a  n  s  ta  1 1  zu  ver- 
w  a  1 1  e  n. 

Die  Übernahme  der  «-e  samten  S  t  aa  t,se  is  e  n - 
bahnen  erfolgt  im  Wege  der  V  e  ns  t  ä  n  d  i  g-u  n  o- 
aon''"'"  1-  -f  Pi-il  1921.  Soweit  fci,s  zum  1.  Oktober 
iy.;!0  eine  Verständigung-  noch  nicht  herbei- 
getuhrt  ist,  wird  die  Entscheidung;  über  die 
bedingung;en  der  Übernahme  durch  Reich.s- 
gesetz  vorgesehen  und  Igretroffen.  Das  Ge- 
setz Uber  tragt  die  Festsetzung  der  Höhe  der 
y^n  t  s  c  Ii  cä  d  1  g  u  n  ,g  einem  S  c  h  i  e  d  is  g-  e  r  i  c  h  t 

Ankaufsrechte  der  Länder  auf  Priväteisen- 
i>ahnen  sind  auf  Verlangen  auf  das  Reich  zu 
u  b  e  r  trag  e  n. 

Artikel  91. 

Mit  dem  Überg-ang  der  Eisenibahnen  iil)erniin,mt  das  Rcicli 
die  Enteignungsbefugnis  und  die  staatlichen  lloheitsreehte 
<  1©  sich  auf  <las  Eisenbahnwesen  bezieben.  Über  den  Umfan»- 
dieser  Rechte  entscheiilct  im  Streitfall  der  Staatsgericihtshof 


Zu  Artikel  90. 

Abs.  1  stellt  die  Übernahme  der  dem  allgemeinen  Verkehr 
dienenden  Eisenbahnen  als  Aufgabe  des  Reichs  hin 
Abs.  2  reigelt  die  Üb^ernahme  der  Staatseisenbahnen. 
Abs.  3  regelt  die  ("Übernahme  der  Privateiseubahnen 


Zu  Artikel  91. 

Die,  Änderung  istdurc  h  die  m  Art.  90,  Abs.  2  ausgesprochene 
t bertragung  der  Eisenbahnen  auf  das  Reich  bis  zum  I.April 
19.il  veranlaßt. 


^  .    ^  .  Artikel  92. 

Die  Reichse.isenbahiien  sind  —  ungeachtet  der  E  i  u  o- 1  i ,,. - 
derung  ihres  Haushalts  und  ihrer  RechSuu- 
in  den  alLgememeu  illaushalt  und  die  alloel 
!v,r/Tf^^'''^^°T?''.^  Reichs  -  als  ein  selbständiges 
\Mitschaftliches  Unternehmen  zu  verwalten,  das  seine  \u.s- 
.uaJ>eu  einschließlich  Verzinsung  und  Tilgung  der  Eise-nbahu- 
M-hubt  selbst  zu  .bestreiten  und  eine  Eiseiibahnriicklaoe  anzu- 
sammeln hat  Die  Höhe  der  Tilgung  und  der  Rücklage  sowie 
yerweudungszwecke  der  Rücklage  sind  durch  besonderes 
I  "Csetz  zu  regeln. 

Artikel  93. 

licratendeu  Mitwirkung  in  '  Eisenbahnverkehi-s-  und 
Jarit  tragen  werden  für  die  Reickseisenhahnen  nach  Be- 
stimmung der  Reichsreg- ieruug  mit  Zustim- 
muni;- des  Reichsrats  Eisen l>ahnräte  errichtet 

Artikel  94. 


I)ie  Beamten  und  Arbeiter  (k>r  Reich.-eiseubahnverwaltuug 
sind  aut  ihren  Wunsch  im  Heimat  gebiet  zu  beschäftigen 
soweit  eine  Verwendungsmöglichkeit  vorliegt  und  Rück- 
sicht en  a  u  f  i  h  r  e  Ausbildung  oder  Erfordernisse 
des  Betriebs  nicht  entgegenstehen. 


Zu  Artikel  92. 

Die  Worte  „nach  kaufmännischen  Gmudsätzeu"  sind  o^e- 
st  riehen. 

AT-Hii^  Fas.sungsänderung  in  dem  eingieschalteten  Satz  soll  die 
Mog'iichkeit  einer  größeTCn  Unabhängiglceit  der  Eisentohn- 
verwaltung  von  der  Finanzverwaltung  igeben. 


,  Zu  Artikel  93. 

iSeben  den  A  erkehrsfragen  sind  die  Tariffragen  besonders 
erwähnt. 

Die  Errichtung  der  Eisen liahubeiräte  wird  nicht,  wie  früher 
vorgesehen,  von  dem  Reichs  r  a  t ,  sondern  von  der  R  e  i  c  h  s- 
regierung,  mit  Zustimmung  des  Reichsrats,  feesitimmt 
Zu  Artikel  94. 

.  Abs.  1  ist  giestriclien,  weil  diie  Benennung  der  Behörden  und 
Amter  nach  den  Gliedstaaten  nach  dem  iWegfall  der  Dynastien 
keine  Bereohtig-ung  mehr  liat. 

In  Abs.  2  ist  au  Stelle  des  „Heimat  s  t  a  a  t  s"  sdas  „Heimat- 
gebiet" gesetzt  was  für  die  verschiedenen  Landesteile  des 
Ge-saratstaats  Preußen  Bedeutung  hat.  Unter  den  Hindeiungs- 
grunden  für  die  Verwendung  im  Heimatgebiet  sind  neben  den 
Betriebserfordernissen  auch  Ausbildung  s  rücksichten  er- 
wähnt. 


'nverändert. 


Artikel  95 


zu  Artikel  95. 

Der  Belieht  erstatter  des  Verfassungsausschusses  beantragte 
Streichung  des  ganzen  Art.  95.  Der  Antrag  wurde  auf  Grund 
von  Ausführungen  des  Preußischen  Eisenbahnmüiisters  und 
des  Präsidenten  des  Eeichseisenbahnamts  abgelehnt. 

Abs.  1  enthält  das  Monopolrecht  des  Reichs  für  Neubauten. 
■  Abs.  2  hat  nur  bis  zum  1.  April  1921  Bedeutung,  er  deckt 
sich  inhaltlich  mit  Art.  41.  Abs.  1  der  Eeichsverfassung  vom 
Jahre  1871. 

Abs.  3  deckt  sich  inhaltlich  mit  Art.  41,  A.bs.  2  der  Reichs- 
verfassung  von  1871.  Er  hat  vom  1.  April  1921  ab  ab  nur 
uüch  für  das  Verhältnis  der  eRichseisenbahnen  zu  Privat- 
bahnen Bedeutung. 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltunj?en- 


-weit  das  Ecich  Eisenbahnen  baut  ockr  betreibt,  hat  es  die 
Enteigmmgsbcfuonis  und  die  Ausübung  der  sich  auf  das 
Liscnbahnwcsen  beziehenden  Hoheitsrechte.  Über  den  T^m- 
iaug-  dies'Cr  Rechte  entschi'idet  im  Streitfall  der  Staatsgeriehts- 
hof"  Wird  durch  den  Bau  neuer  oder  durch  die  Veränderung 
iMjstehender  Reichsfisenbahnanlagen  der  Geschcäftsbereich  der 
Landespolizei  berührt,  so  dürfen  die  Entscheidungen  der 
Iteichseisenbahnverwaltung  ei-st  nach  Anhörung  der  Landes- 
behörden  ergehen. 

Jede  Eis'cnbahnverwaltung  muß  sich  den  Anschluß  anderer 
Bahnen  auf  Kosten  der  Unternehmer  gefallen  lassen. 


Eeichsgesetz'Cs  auch  gegen  den  Widerspruch  der  Gliedstaaten, 
deren  Gebiet  durchschnitten  wird,  unbeschadet  der  Landes- 
hoheitsrechte für  eigene  Kechnung  anzulegen  oder  dem  Bau 
einem  anderen  —  nötigenfalls  unter  Verleihung  des  Ent- 
eignungsrechts —  zur  Ausführung  zu  überlassen, 

Jede' Eisenbahnverwaltung  muß  sich  den  Anschluß  audeier 
Bahnen  auf  deren  Kosten  gefallen  lassen. 


(III.    Reichsauf sieht   über  die  nicht  vom  Eeich  erworbenen 
Eisenbahnen.) 
Artikel  9L 

Eisenbahnen  des  allgemeinen  Verkehrs,  die  nicht  vom  Eeicli 
verwaltet    werden,    unterliegen    der  Beaufsichtigung  durch 

das  Reich.  ,   „  ,     -r.  •  i. 

Die  Aufsicht  wird  ausgeübt  durch  den  Ausschuß  des  Eeichs- 
rats  für  das  Eisenbahnwesen.  Die  Geschäfte  des  Ausschlusses 
sind  vom  Reichseisenbahnamt  vorzubereiten.  Der  Ausschuß 
kann  die  Ausübung  seiner  Befugnisse  in  bestimmten  Ge- 
schäftszweigen dem  Reichseisenbahnamt  übertragen. 

Artikel  92. 

Die  der  Reichsaufsicht  unterliegenden  Bahnen  sind  nach 
den  gleichen  vom  Reiche  festgesetzten  Giundsätzen  anzulegen 
und  auszurüsten.  Diese  Bahnen  und  die  vom  Reich  verwal- 
teten Bahnen  sind  zur  Förderung  des  allgemeinen  Verkehrs 
wie  ein  einheitliches  Netz  zu  betreiben. 

Die  Eisenbahnverwallungen  haben  daher  insbesondere 

1.  den  Verkehr  unter  Ausschaltung  unwütschaftlichen 
We'ttbew^erbs  einheitlich  zu  bedienen  und  zu  leiten, 

2.  sich  gegenseitig  wirksame  Betriebsaushilfe  zu  leisten. 

3.  möglichst  übereinstimmende  sachliche  und  persönliche 
Dienstvorschriften  zu  erlassen. 

4.  die  Einheitlichkeit  in  den  technischen  Emi  ichtungen  zu 
fördern,  •  , 

5  die  Geschäftseinrichtungen  mögliehst  zu  vereinheitlichen, 
Artikel  93. 

Die  Eisenbahnen  sind  in  betriebssicherem  Zustand  zu  er- 
halten und  den  Verkehrsanforderungen  entsprechend  auszu- 
hauen und  auszurüsten. 

Der  Personen-  und  Giiiei  verkehr  dein  Verkehrshedürfuis 
•entsprechend  zu  bedienen  uml  auszugestalten. 

Arlikel  94. 

Bei  der  Beaufsichtigung  th'<  Tarifwesens  ist  auf  gleich- 
mäßige und  niedrige  Eiseti]ia)nilarife  hinzuwirken. 

Bei  Not.'^tänden.  insbi  sondere  bei  ungewöhnlicher  Teuerung 
der  Lebensmittel,"  haben  die  Eisonbahuen  für  die  Beförderung 
namentlich  von  Getreide,  Mehl,  [lülseufiüchten  und  Kartof- 
feln zeilw^eise  einen  dem  Bedürfnisse  entsprechenden  niedri- 
gen Ausnabnielarif  einzuführen.  Dir  Tarif  wird  vom  Aus- 
schuß des  Heieh.sials  fiir  das  Eisenbahnwesen  festgesetzt:  4-r 
darf  nicht  unter  den  niedrigsten  auf  der  Bahn  für  Rohstoffe 
geltenden  Satz  hinai)g'elien. 

(IV.  Anforderungen  der  Landesverteidigung.) 
Artikel  9.5. 

Auch  die  dem  nicht  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Ei>:en- 
balmen  haben  den  Anfordeuin,gen  des  Reichs  auf  Benutzung 
der  Eisenbahnen  zum  Zwecke  der  Landesverteidigung  Folge 
zu  leisten. 

Das  Militär  und  alle  Kriegsbedürfnisse  sind  zu  ermäßigten 
Sätzen  zu  befördern 


(III.  Reichsaufsicht  über  die  nicht  vom  Reich  erworbenen 
Eisenbahnen.) 
Artikel  9G. 

Eisenbahnen  des  allgemeinen  Verkehrs,  die  nicht  vom 
Reiche  verwaltet  werden,  unterliegen  der  Beaufsichtigung 
durch  das  Reich. 

Die  Aufsicht  wird  ausgeübt  duieh  den  Ausschuß  des  Rcrchs- 
rats  für  das  Eisenbahnwesen.  Die  Geschäfte  des  Ausschusses 
sind  vom  Reichseisenbahnamt  vorzubereiten.  Der  Ausschuß 
kann  die  Ausübung  seiner  Befugnisse  in  bestimmten  Ge- 
schäftszweigen dem  Reichseisenbahnamt  übertragen. 

Artikel  97. 

Die  der  Reichsaufsicht  unterliegenden  Bahnen  sind  nach 
den  gleichen  vom  Reiche  festgesetzten  Grundsätzen  anzu- 
legen und  auszurüsten.  Diese  Bahnen  und  die  vom  Reiche 
verwalteten  Ralinen  sind  zur  Förderung  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs wie  ein  einheitliches  Netz  zu  betreiben. 

Die  Eisenbahnverwaltungen  haben  daher  insl>esondere 

1.  den  A^erkehr  unter  Ausschaltung  unwirtschaftlichen  Wett- 
bewerbs einheitlich  zu  bedienen  und  zu  leiten, 

2  sich  gegenseitig  wirksame  Betriebsaushilfe  zu  leisten. 

3!  möglichst  ül>ereinstiminend6  sachliche  und  persönliche 
Dienstvorschriften  zu  erlassen.) 

4.  die  Einheitlichkeit  in  den  technischen  Einrichtungen  zvi 

fördern,  .  1   -.t  v 

5.  die  Geschäftseinrichtungen  möglichst  zu  vereinheitlichen. 

Artikel  98. 

Die  Eisenbahnen  sind  in  betriebssicherem  Zustand  zu  erhal- 
ten und  den  Verkehrsanforderungen  entsprechend  auszubauen 
und  auszurüsten.  Der  Personen-  und  Güterverkehr  ist  dem 
Verkehrsbedürfnis  entsprechend  zu  bedienen  und  auszuge- 
stalten. 

Artikel  99, 

Bei  der  Beaufsichtigung  des  Tarif wesens  ist  auf  gleich- 
mäßige und  niedrige  Eisenbahntarife  hinzuwirken. 

Bei  Notständen,  insbesondere  bei  ungewöhnlicher  Teuerung 
der  Lebensmittel,  haben  die  Eisenbahnen  für  die  Beförderung 
namentlich  von  Getieide-  Mehl,  Hülsenfrüchten  und  Kartoffeln 
zeitweise  einen  dem  Bedürfnis  entsprechenden  niedrigen  Aus- 
nahmetarif einzuführen.  Der  Tarif  wird  vom  Ausschuß  des 
Reichsrats  für  das  Eisenbahnwesen  f est.gesetzt ;  er  darf  nicht 
unter  den  niedrigsten  auf  der  Bahn  für  Rohstoffe  geltenden 
Satz  hinab.gehen. 

(IV    Anforderungen  der  Landc^^verteidigung.) 
Artikel  100, 

''luch  die  dem  nicht  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisen- 
l)ahnen  haben  den  Anforderungen  des  Reichs  auf  Benutzung 
der  Eisenbahn(-n  zum  Zwecke  der  Landesverl eidigung  Folge 
zu  leisten.  „  .        .   ,  -n-  i 

Das  Militär  und  alle  Ki ie.gslredtirfnisse  sind  zu  ermaiiigten 
Sätzen  zu  befördern. 


Die  bisherige  und  zukünftige  Erschließung  Mittelafrikas  durch  Eisenbahnen. 


(Fortsetzung  aus  Nr.  33.) 


II.  Der  AVesten. 

Die  allgeuiieiuen  Vorbedingungen  für  di'O  Verkehr.~ei- 
'schließung  des  Westens  sind  nicht  «ehr  günstig;  es  be- 
steht zwar  eine  Anzahl  guter  Häfen  (Duala.  Libreville,  Kap 
Lopez,  Banana,  Boma,  Matadi,  Ambriz.  S.  Paulo  de  Loanda, 
Lobitobucht,  Mossamedes,  Port  Alexandre)  und  ein  besonders 
wertvolles  Netz  von  Wasserst  1  aßen,  .iedoch  ist  (las  Vor- 
drin.gen  der  Eisenliahnen  von  der  Küste  her  durch  die  steilen 
Rand.gebirge  und  durch  die  ausgeilehnten  Urwaldflächen  sehr 
erschwert.  Die  zahlr'cichen  und  hefti.gen  Niederschläge  im 
Küsten-  und  Urwaldgebiet  erschweren  und  ^•erteuern  die  Ar- 
lieilen  der  Verkehrserscliließunff  und  deren  l'uternehmun.gen 
werden  in  großen  Teilen  des  Kongobeckens  und  von  Nord- 
angola durch  die  iSchlafkrankheit  emiifindlich  gehindert.  Auch 
die  Bevölkerungsveihältnisse  sind  im  allgemeinen  nicht 
günstig,  weil  die  Bevölkerung  zu  dünn-  wirtschaftlich  fasi 
überall  noch  wenig  entwickelt  und  der  Arbeit  unter  europäi- 


scher Anleituuo'  A-ielfaeli  abgeneigt  ist.  Die  Arbeibergeslel- 
lunn-  und  -erhallung  begegnet  daher  beim  Bahn-  und  Wege- 
l)au"  oft  iSchwicri,gkeiten.  '  Der  Außenhandel  des  Landes  ist 
noch  wenig  entwickelt. 

Bisherige  E  r  s  c  h 1  i  e  ß  u  n  g  d  u  r  c  h  E  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n : 
Kamerun  besitzt  erst  zwei  kurze  Eisenbahnen,  beide  in 
der  1  m-Spur  hergestellt ;  die  160  km  lange  Maneugubabahu 
der  Kameruner  Eisenbahn-Gesellschaft  von  Bonaberi  (gegen- 
über Duala)  nach  Nkong.samba,  deren  Betriebsüberschuß  im 
Jahre  1913  433  530  J(.  infolge  ihrer  günstioen  Verkehrs- 
entwicklung das  Anlagekapital  von  lö.Ofi  Alillionen  Mark 
bereits  mit' 2,71  %  verzinste;  ferner  die  «taatliche  Kameruner 
Mitlellandbalin,  von  Duala  über  Edea  nach  dem  N.iong,  283  km. 
zunächst  vollendet  bis  N.iog,  km  ISO.  zum  Fußinuikt  der 
sehwieriaen  Afalumeaufstiegstrecke ;  die  Bahn  ist  gedacht  als 
Stammbahn  und  Rückgrat  für  die  künftige  lEisenbahn- 
ersohließuno-  des  Schutzgebietes.     Die  Bauarbeiten' konnten 
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III.    E.oich>.;iiifsiclU  über  die  nicht  vom  R<eich  crworbcmm 
Eis«n,bahtteii.) 
Artik*!  96. 

Ejseubahii'en  des.  allo'Cni'einen  V^cikehrs,  dio  nicht  vom 
feiche  verwaltet  werden,  unt-erliegen  der  Beaufsichtionne- 
□  ich  (las  Reich.  ° 


Fällt  w-e^-. 


Artikel  97. 


Zu  Arlili.(d  9(;. 

In  Art.  96,  Abs.  1  ist  dem  Eeich  das  Auft^ichti^recht  idwr  all« 
nicht  vom  Reich  verwalt-eten  Eisenbahnen  des  allgemeinen 
Verkehrs  ühertragen,  was  vom  1.  April  1921  ah  nur  "noch  für 
die  Privabbahnen  Bedeutimi;:  hat-  Alle  weiteren  Eestimmun- 
den  über  die  Reichsaufoicht,  Avie  sie  in  den  früheren  Fassun- 
iren vorgesehen  waren,  .«ind  gestrichen.  Sie  sollen,  soweit 
sie  nicht  durch  die  Durchführung  der  Verreichlichung  an  sich 
überflüsig  w^erden,  in  ein  be^sonderes  Eeichseis'fnbahngesetz 
aufgenommen  werden. 

Zu  Artikel  97. 

Abs.  1  ent-spricht  dem  Art.  42  der  Eeichsverfassung  vom 
Jahre  1871. 

Abs.  2  enthält  das  sog.  Heidelberger  Programm,  das  eine 
Vereinheitlichung  der  deiitschen  Eisenbahnen  unter 
Aufrechterhaltung  ihrer  .Selbständigkeit  anl>ahueii  sollle.  Die 
Durchführung  unterblieb,  weil  die  Beratungen  der  Bundes- 
regierungen durch  die  Einleitung  der  Waffenstillstandsver- 
handlungen und  den  Zusanimenl)ruch  iinteiiirochen  wurden. 


Fällt  weg. 


Artikel  98. 


Zu  Artikel  98. 

Entsprach  dem  Art.  42,  vSatz  2  und  dem  Art.  44  der  Keichs- 
verfassung  von  1871. 


Fällt  weg. 


Artikel  99. 


Zu  Artikel  99. 
Abs.  1  entspricht  dem  Art.  4,5,  Abs.  1,  Ziffer  2. 
Abs.  2  dem  Art.  46,  Abs.  6  der  Keich.'ivci  fassun'u-  vom  .lalii  e 
1871. 


Gestrichen,  weil  die  Regelung  durch  Gesetz  getroffen  \v(;rden 
soll.  Der  in  dem  früheren  Entwurf  vorgesehene  Artikel  100 
bezog  sich  auf  alle  Eisenbahnen,  also  auch  die  „Klein- 
bahnen" i.  S.  der  preußischen  Gesetzgebung. 


Ausbruch  des  Krieges  anfangs  noch  fortgesetzt  werden 
angten  aber  im  Mai  1915  völlig  zum  Stillstand 
n  F  r  a  n  z  o  s  i  s  c  h  -  Ä  q  u  a  t  o  r  i  a  1  -  A  f  r  i  k  a  besteht  nur 
Ä?X'n?ni  ^-'''^  m)  Privatbahn  der  Compagnie  Mi^rilre 
M^mnli  if^i  1  ISiazzaville  nach  den  Kupfergruben 

Almdu  I,  164  km  lang,  die  den  Charakter  einer  Kleinbahn 
'  d.JilV nnrf  ^?r"v^">^  fErsehließungsbahn.^n  «ind  die  Pltne 
;  Fnf\5  ^fi  •  l''  '^'^''^''^'^'^^'^^^  ^o^^h  "i«ht  hmausgekommeu. 
.  Ent^Turfe  sind  au.sgearbeitet  für  folgende  zwei  Strecken  n 

^^^""^J  "x?^^^  Kand.iama,  310  km,  mit  40  Mil- 
lidlionen  ^""l!^'  ^""^1^  Brazzaville,  583  km,  mit 

JUüioneu      veranschlagt;  ferner  in  der  60  cm-Spur  für  die 
ceke  Bangi-Fort,  Sibut-Fort  Crampel,  348  km,  m  t  12  M  I- 
^""^  ^'i^'^i  Linien  sollet  Fortsetzun- 
schiffbarer  Strom.slrecken  bilden,    nämlieh    die  lIu?« 

'^^'^  P^T^-  ^-^^  Nd.iole  bis  zu  ß.'iner 
let  /i,,  TT^^fP  poi>ez;  dio  Linie  Pointe  Noire-Brazzaville 
JnfHrA.  ..<lurcli  den  Kongostrom  mit  iseinen 

►enfbLssen.  .stromaufwärts  bis  Stanleyville,  und  die  Strecke 


Bano-i-Fort  Crampel  würde  die  Verlängerung  des  Ubaugi,  dci 
machtigen  Nebenflusses  ties  Kongo,  bilden  und  durch  den 
Sehari  und  Logone  eine  Verbindung  zwischen  Kougobecken 
und  Isohadise-e  herstellen. 

In  der  b  e  1  g  i  ,s  c  h  e  n  K  o  n  g  o  k  o  1  o  n  i  e  bestehen  zunächst 
die  drei  Umgehungsbahnen  für  die  iScdmellenstrecken  des 
Kongo :  Matadi-L-eoiwldvine,  400  km,  189S  eröffnet,  Privatbahn 
mit  belgischer  Kapitalbeteiligung,  S|)urweito  0,765  m,  weo-«n 
ilieser  und  der  ungünstigen  Steiguug.s Verhältnisse  (o-rößte 
Steigung  4o  a.  T.)  in  ihrer  Lci.stungsfähigkeit  gegenüber  <len 
heutigen  gesteigerten  Verkehrsansijrüchen  stark  '  beschränkt ; 
bei  sehr  hohen,  neuerdings  mehrfach  ermäßigl-en  Tarifen  hatte 
Sie  bis  zum  Kriege  glänzcnd.e  Finanzergebnisse  erzielt,  die 
\  erzmsung  des  Anlagekapitals  \on  rund  75  Millionen  Ji  be- 
trug vor  dem  Kriege  1913/14  noch  5,75  v.  H.;  dem  Umbau  in 
Kapspur,  dessen  Kosten  auf  75  Millionen  Franben  geschätzt 
werden,  wird  man  m  absehlKuer  Zeit  näher  treten  müssen 

femer  bestehen  die  Stroeken  Stanle.yvüle-PonthLierville 
127  km,  und  Kmdn-Kongolo,  ;i55  km,  beide  in  der  1  m-Spur  als 
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l'iivulhaluiGU   der    Oberküu.t>obalin-    (Grands  Lacs-)  Gesell- 
schaft mit  Ziusl)iir>;sfhaffc  der  KolouLe  «rbaut  uud  belricbeu 
von  (1er  Efe^^i-erunu'  für  E>echuuno-  der  Ci'esiellschaft ;  A^rei'kclir 
iinii  TU'tri'e'bsübersehü'SiSe  isind  noch  recht  "erina:  und  da.s  Wirt- 
schaftshild  d'Cr  Bahnen  wenii;'  sünstio-.   l>ers'elben  Gesellschaft 
.gehört  die  gleichfall«  in  der  1  in-Spnr  herg'estellt'e.  währeud 
des  Krieges    im    Jahre   1915    volleudete  Luku«-abahn, 
1^71  km,  von  Kiiliah)  am  Lnalaba  nach  Altertvill-e  am  Tangan- 
jikasee,  durcdi  welche  die  deutsche  Tanganjikabahn  von  Dares- 
«alam  nach  Kigoma  über  den  See  hinweg  udue  \vestliche  Fort- 
setzung und  Änschlufi  an  das  Bahn-  und  Waase rstraßennetz 
der  belgis(dicu  Kongokolonie  erhalten  hat.    Uas  Anlagekapital 
(1er  drei  ^•()rgenannten   Stiecken  der  Obenkongobahn-Gesell - 
Schaft  betrug  1914  71,2  Millionen  Jl\  von  einer  Kapitalverzin- 
sung ist  hier  noch  keine  Kede.  —  Von  besonderer  Bedeutung^ 
für  die  Erschließung  des  w'ichtigen  Katangabeziiks  ist  die  am  22. 
Mai  1918  bisBukama  vollendete  K  a  t  a  n  g  a  b  a  h  n,  einschließ- 
lich der  Zweigistrecken  im  ganzen  786  km,  dereu  8taunubahn 
yakania-Bukania  das  nördliche  Endstück  der  südlichen  Haupt- 
■strecke  der  Kap-Kairobahn  Kapstadt-Bukama  liildet ;  die  Iva- 
tangabahn  hat,  wie  die  ge.samte  Südstrecke  der  Kai>Kairo- 
liahu,  die  Kapspur  (l,0'o7  m)  und  ist  als  Privatbahn  von  der 
Katanga-Eisenbahngesellschaft     mit     weit  überwiegender 
staatlicher      Kapitalbeteiligung-      und      Älitwirkung  der 
Eisenbahngeisellschaft      du      Bas      Congo      au  Katauga 
(B.  C.  K.)      hergestellt      worden.        Das  Anlagekapital 
l>eläuft  sich  bisher  auf  etwa  84  Millionen  Mark.    Die  Bahn 
erreicht  in  üukama  den  schiffbaren  Lualaba,  erschließt  Ka- 
tanga  und  verbindet  es  mit  dem  rhodesiKSchen  Bahunetz  und 
mittels  der  Strecke  Sakania-Brokeuhill-Liviugstoue-Bulawayo- 
Salisburg-Beira  mit  dem  portugnesischen  Verschiffungshafen 
Beira.    Diese.  Strecke  wird  durch  den  in  Aussicht  .genom- 
menen, aber  w'egen  der  Geländeverhältnisse,  .sehr  schwierigen 
und    kostspielig>en  Bau    der    AbkürzungSistrecke  Salisbirry- 
Ayrshire-Kafue   um    etw^a    970  km    verkürzt    werden.  In- 
folge der  Ausfuhr  der  wertvollen  Bergerzeugussien  des  Ka- 
tangabezirks  hat  sich  der  Verkehr  der  Kataugabahu  gut  ent- 
wickelt, wenn  auch  ihre  Kapitalverzinsung  noch  zu  wünschen 
läßt:  (1916:  0,71,  1917:  0,59  v.  II.  —  Endlich  ist  hier  noch  die 
Mayumbebahn  zu  nennen,  eine  Kleiuljalm.  die  in  der  Spur- 
weite von  0,615  m  von  einer  Gesellschaft  von  Borna  in  nörd- 
licher Richtung  ins  Hinterland  erbaut  (SO  km)  und  später  von 
der  Eegierung  auf  weitere  57  km  verlängert  wurde ;  die  Ver- 
staatlichung der  Privatbahnstrecke  ist  in  Aussicht  genommen 
und  eingeleitet.    Das.  Anlagekav>ital  der  Bahn,  7  224  0f)0  M, 
verzinste  sich  1913  mit  2,18  v.  H.  ^ 

Wie  man  sieht,  überwi^egeu  in  der  belgischen  Kougokolonie 
die  Privatljahnen,  wenn  sich  d'er  Staat  auch  das  Eecht  weit- 
gehender Einwirkung  auf  Bau  und  Beti'ieb  'g.esicbert  hat.  Wie 
das  Bild  der  Spurweiten  zeigt  (100;  1,067;  0-7G5  uml  0,615  m). 
lassen '  die  Bahnen  hier  die  wünschensw^erte  Einheitlichkeit 
.^ehr  Vin'missen. 

In  A  n  g  o  1  a.  ist  di.e  Erschlietiiuig  durch  Eisenbahnen  infolge 
Versagiiug  der  erfoiderliclieu  Geldmittel  stark  zurückgeblie- 
ben, uud  infolge  schlechter  Verwaltung  zeigen  seine  Bahnen 
bisher  idn  wenig  befriedigendes  Wirtschaftsl>ild.  Die  Eisen' 
bahn  Loanda-^Malange  ist  auf  364  km  bis  Ambaka  erliaut  und 
betrieben  von  der  Eis.enbahn-G esellschaft  „Atravd-s",  in  der 
Reststrecke  bis  ^lalangc,  140  km,  von  der  Koloni-e;  die  Spur- 
weite l>eträ.gt  1  m.  Dir  U.i'giei  uiig  hat  für  die  1 ' i  i  vatliahn 
eine  Oproz.  Zins))ürgscliatt  iilieruommen.  Die  60  ciu-spurige 
Mossamedes-Bahu,  240  km,  ist  als  Staatsbalm  gebaut  .und  mit 
171  km  im  Betriebe;  die  Ausführung  der  Schlußstiiecke  stößt 
auf  gr(die  Schwierigkeiten.  Von  größerer  Bedeutung  ist  die 
drittle  Eisenbahn  von  Angola,  die  B  e  n  g  u  e  1 1  a  -  oder  Lobito- 
bahn,  die  der  Erschließung  Katangas  von  Westen  Irer  dienen 
soll.  Auf  Grund  eiucr  im  Jahre  1902  erteilten  Konzession 
wurde  der  Bau  der  liabn,  deren  Aktienkapital  von  3  Millionen 
Pfd.  St.  sich  ülK'rwiegend  in  .englischen  Händen  befindet,  von 
R.  Williams  von  LobitobuclU  au.s  in  Kaps])ui-  begonnen  und 
nach  mehrfachen  Unterbrechungen  wähwud  des  Krieges  im 
Oktober  1915  bis  Bihe,  Kilometer  631,  gefördert.  Im  Betriebe 
stehen  .ietzt  519  km  mit  einem  Anlagekapital  von  rund  84  ]\Iil- 
lionen  J{,  das  durch  den  Betrieltsiilier.schuß  im  Jahre  191G  mit 
1,30  V.  II.  verzinst  wurde.  Die  Bahn  soll  bis  zur  (»stgreuzo 
von  Angola  eine  Gesamtlänge  von  1270  km  erhallen  und  bei 
Kaugombe '  endigen,  um  von  da  auf  Kongolesischem  tiebiet 
durch  dio  Bahustreeko  Kangandjc-Buwc-Tshilongo,  rd.  630  km. 
bis  zum  Anscliluß  an  die  Katangabahn  fortgeführt  zu  werden. 
Durch  den  Krieg  erscheint  die  -Vollendung  der  Bengiiellabahn 
<dw.as  in  die  Ferne  gerückt,  so  daß  sie  ihr  verhoißuugsvolles 
Ziel,  die  Erschließung  des  Katangabezirks  auf  kürzestem 
Wege,  einstweilen  noch  nieht  sobald  erreicheu  wird.  Die  (Irei 
Eisenbalmen  .Vngolas  zeigen  nicht  weniger  als  drei  ver- 
scliiedeno  Spurweiten  und  sind  aucdi  in  ihrer  Verwaltungsform 
durchaus  verscliiedi'U.  — 

N  o  r  d  we  s  t  r  h o  d e s ie  u  wird  nahe  seiuer  Ostgrenze  vou 
der  in  Kapspur  helgestellten  Bahnstrecke  LivingstonenKafue- 


Brokenhill-iSakania  durchschnitten,  die  in  der  vorerwähnteu 
Katangabahn  ihre  nördliche  Fortsetzung  findet,  entbehrt  abe 
noch  der  Erschließung  bis  zur  Westgrenze.    Die  Bahn,  im 
ganzen  814  km,  wurde  von  der  rhodesischen  Eisenbahn  un 
der  Ehodesia-Katanga-Anschluß-Gesenschaft  erbaut,  wird  iia 
Zusamm-eidiange  mit  dem  südrhodesischen  Bahnnetz  von  de 
Maschonaland  -  Eisenbahugesellschaft    betrieben    und    bildi  t 
einen  wichtigen  Teil  des  südliehen  Abschnitts  der  Kap^Kaire 
Ijahn  von  Kapstadt  bis  Bukama.  — 

W  e  i  t  e  r  e    ,E  r  s  c  h  1  i  e  ß  u  n  g     d  e  s    W  e  s  t  e  n  «     x  o 
Mittelafrika:   Das  Gebiet,  dessen  Tiefe  von  der  Küste 
gerechnet   in  außerordentlich  weiten  Grenzen  schwankt,  ist 
abgesehen  von  den  durch  den  Aufbau  des  Landes  'bedingt'fii 
Schwierigkeiten,  durch  Eisenbahnen  schwer  zu  erschließen 
weil  diese  eine  sehr  große  Länge  erhalten  müßten  und  b' 
ihrer  Lage  in  dünn  bevölkerten,  wirtschaftlich  wenig  ent 
wickluu'gsfähigen,  gesundheitlich  zum  Teil  sehr  nngünstigiii 
Bezirken  im  allgemeinen  nur  eine  niedrige  Rente  in  Aussicht 
stellen.  Andererseits  sind  das  ausgedehnte,  sehr  brauchbaix 
Netz  von  Wasserstraßen  im  Kongohecken    und    die  dein 
Tschadsee  zufließenden  Wasserläufe  des  Schari  und  Logoi 
vou  großem  AVeii  für  die  Ersclüießung  des  Landes,  teils  at 
selbständige  A^erkehrslinien  mit  den  die  Lücken  der  Schnellen 
strecken  ausfüllenden  Umgehungsbahnen,  teils  als  Zubringe 
für  die  Eise.nl)ahnlinien. 

Die  Erschli<'ßung  des  Gebiets  nördlich  des  Hochlands  v<>i 
Südadamaua  muß  sich,  wie  schon  früher  angedeutet,  nach  de 
IJenue  und  dem  Tschadsee  zu  richten  und  wird  demnach  dun 
eine  östliche  Zweigbahn  aus  der  ostnigerischen  Bahn  nail 
dem  Hafen  Port  Harcourt  zu  bewirken  sein ;  .ebenso  für  d<: 
Bezirk  von  Schari  und  Tschad  südlich  his  etwa  zum  For 
Crampel.  Ganz  Mittfdkamerun  fällt  dagegen  dem  Hafen  Dual 
zu;  ein  Breiteniiarallel,  der  im  .gleichen  Abstände  zwdschen  de: 
Forts  Cramitel  und  Possei  verläuft,  hildet  hier  für  das  Hint 
land  von  Kamerun  eine  Verkehrsscheide  nach  Süden;  südlic 
■dieser  Soheid.e  wird  das  Land  zugleich  mit  der  .gesamt^en  grc 
ßen  Fläche  des  Kongobeckens  durch  die  Wasserstraßen  d<> 
Ssanga,  Ubangi.  Kongo,  ferner  des  Kasai  und  Sankuru  nac 
dem  Stanleypool  und  von  da  mittels  der  Bahn  Leopold vilb 
Matadi  nach  Boma  und  zum  atlantischen  Weltmeer  er.schlossi 
Der  nördliche  Teil  des  küstennahen  Gebiets  von  Gabun  fäl 
den  Häfen  Libreville  und  Kap  Lopez,  der  südliche  Teil  dei 
Hafen  Pointe  Noire  zu ;  die  Erschließungsaufgabe  liegt  hie 
den  oben  erwähnten,  in  Vorlbereitung  begriffenen  Eisenbahn^ 
Ndjole-Kand.iama  und  Pointe  Noire^Brazzaville  mit  den  ai 
schließenden  iStromstrecken  ob.  Das  übri.ge  Gebiet  südlic 
des  Kongobeckens  bis  zu  den  Südgreuzen  von  Angola  lui 
Nordwestrhodosien  wird  nach  Westen  zu  den  Häfen  von  Ai 
gola,  in  seinen  östlitdien  Teilen  nach  den  Häfen  des  Indische 
Ozeans  von  Daiessalam  l)is  Beira  zu  erschließen  .sein.  D 
Verkehrsscheule  zwi-^cheu  den  Häfen  des  Atlantischen  iii 
Indischen  Ozeans,  insbesondere  zwischen  Boma  und  Momba 
oder  Daressalam,  sowie  zwischen  Lolbitobuchi  \nv\  Beira,  nae 
der  Luftlinien.entfernung  bemessen,  verläuft  hier  .als 
brochene  Linie  von  Nord  nach  Süd,  etwa  100  km  östlich  But 
östlich  Ponthierville  und  Kindu,  westlich  Bukama,  schneid' 
clie  südliche  Kougogrenze  etwa  170  km  östUch  der  Ostgiea 
von  Angola  und  die  Südgrenze  von  Nordwiostrhodesien  wee 
lieh  vou  Liviugstone.  Der  Streifen  östlich  dieser  Verkelu 
scheide,  der  also  dem  Verkehrsgebiet  der  Häfen  des  Indisch* 
Ozeans  zuneigt,  hat  noch'  eine  durchschnittliche  Breite  v< 
etwa  350  km. 

Das  an  Mineralschätzen  reiche  Katanga.gebiet  hat  Verbi 
dnug  nach  dem  Indischen  Ozean,  und  zwar  nach  Beira  dur 
die  rhodesische  Balm,  nach  Daressalaui  durch  die  Lukugabal 
und  die  deutsche  Tanganiikabahn ;  ferner  in  südlicher  Rif 
tung  nach  den  Kaphäfen.  Die  rückständige  Verbindung 
w-estlicher  Richtung  mit  dem  Atlantischen  Ozean  Avird  ihn 
die  von  ihrer  "\'ollendung  allerdings  noch  weit  entfein 
Benguellabahn  hergestelit  werdien,  die  '.gute  wirtsohafthc 
Erfolge  aus  der  Kupferverfrachtung  verspricht.  Sobald  ab 
in  (Siidrhodesien  die  oben  erwähnte  Abkürzungsstreeke 
Salisbury  nach  Kafue  ausgebaut  sein  wird,  wird  der  \< 
schiffimgsweg  von  Elisabethville  nach  iBeira  kürzer  als  fl 
nach  Lobitobucht,  so  daß  der  wirtschaftliche  Vorsprung  d 
Benguallabahn  dann  hinfällig  sein  würde.  Übrigens  war 
eine"  von  Daressalam  ans  in  südwestlicher  Richtung  dui 
Nordrhodesien  auf  Elisabethville  .durchzuführende  Eisenl'a 
voraussichtlich  selbst  den  aligedvürzten  Weg  Elisabethvil 
Beira  aa  Kürze  uoch  übertreffen.  Um  dem  Kataagaverke 
auch  eine  Ableitung  nach  Nordwesten  zur  Kongomuudung 
schaffen,  ist  die  kongolesische  Bahn  Bukama-Leopoldvil 
1850  km,  geplant  und  durch  ein.gehende  Trassieiiing  für  < 
Ausführung'  bereits  vorbereitet;  sie  gilt  zugleich  der  Ersc  U 
ßuuo-  des  südlichen  Kongobeckens.  Demselben  Zwecke  di«- 
ferner  die  gleichfalls  .geplante  Eisenbahn  Kabalo-Pania 
tombo-Lnsanibo,  450  km,  die  eine  Verbindung  zwischen 
Lualaba  und  dein  Sankuru  herstellen  soll  und  damit  den 
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vehr  erhebhch  abkurzon  würde  "  '  ^  r 

Da  (li;6  ausa-«delinten  Wasserstra/k>ii  des  Kono-o  und  «.eino. 

jeck^nt,  schon  .ietzt.  nach  isem-em  ^-inzigen  Ausfallstor  7ipv 
Jin,?.^hun.osbahn  Leo,>okh  ilk-Mafa,di  und  (l-em  iSon  Bo  n . 
u«amm*üdran^reu,        wird  die  künftige  wcntere    Auf^h  i  ' 
kiHÄ-  der  «udlichen  und  mdöstlichen   ^Mnetf  Konoo: 
Rekens  leicht  .^ii  einer  Ü«>erla.stunc.  der  an  ,^ic     «chon  fe - 

onnin  Abhüfe.  hier^effen  sowie  auch  oegen  das  viel  be- 
.,laste  Tarif raonopol  dieser  Bahn  würde    sTch     lurcli  eine 

dI^         von  Brazzaville  nach  Borna  schaffen  iSen. 

Die  Erschließuno-  des  am  Nordosten  der  telo-i sehen  Koi.oo- 
o  onie  .^ele^renen  Itni:!>ezirk.s  mit  den  ^TertA  olLen  Sld 'laS^^ 
l.fH   l""  ''"t  '4*^  l^^uachbarteu  out  bevölkerten  und"  wir 
ohaftbcli,  .verheißungsvollen  Landschaften  w-itlicli  Ä 
extsees  wird  von  Stanley ville  durch  eine  E  sSbaL  von  cH 
ber  Boga  ziun  Albertsee,  etwa  900  km  lan«-,  oder  vom  Kai-eS 
US  (Ruandabahn)  zu  bewirken  «ein.    Für"  IrrkhTsta^rev 
Ii  e-Maha^i  (an  der  Nordspitze  des  Alibertsees)  hM  die  Pe' 
^^^haft  <kr  Oberkonc^o-Eisenbahnen  noch  efne  ällexj  Kon-" 

Zieht  man  auch  für  das  Gebiet  de«  „Westens''  von  Mitfpi 

i^l^rhat^li  L.n  Wew^^^^^^  miteinander  zu  verbinden,  die  auch 
insriiattiutien  Wert  haben  sollen,  .so  sieht  man,  daß  der  An- 
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SbenfiS^r  ^i:?'den"'^f;^'?f  ":t!f  ^l"^ 

Kisenbalmei    dei   beÄh^  KnT?  ^""'t  ff^Plan1>e.n 

l»ahn  und  die  anseliheßende  kouo7,lo,  ^l"*'  ^'^  ^en^fu^Ha- 
Kombe-Tshilonffo)  ihr  En  ziel  s^i  1^  /  oi  l«-tzun.i?  (Kan- 
liaben.  Dieser  W'O'"  von  Ozea,  yu  a.L  ^^a'^noabahn  erreicht 
zusammensetzen  :  "^^^  ''^"''''"^  ''"'^^  "  '"^  fol^^t 

Eisenbahn:  Loliitobucht-Kanoombe,  1270'  kiu 

•lisen  n  m  :  ^^^^""^'--«T--TshilönK<;"(i!lo ' k„, 
J^^iscnDahn  :  1  shilong'o-'Bukama,  229  km 
Wasserweg  :     Bukania-Kabalo  (Lualaba)   (UO  ku, 


Nachrichten. 

V  e  rc'ei  n  s  g  e  b  i  e  t. 
Deutschland. 

|ÄÄ-eT^rhtd  i^Ä;  "giÄST^'^r 

ü-iebsamter  Frankfurt  (Oder),  Gifben  .^wie  d  e  dfem  le  z 
S,.f""*^^'^^l  «^,, -strecken  des  Betnebsamts  Woll.^eüi  das" 
rkehis-  und  Masch  ine  na  nit  Guben,  «OM-eit  deren    BeVi  1  e 
J       {1-?^  Bezirken  <ler  vorgen-annten  Betr  ebSter  SSn 


Deutschösterreicii 


1919;  3.  die  üSrnahSrd.5  i^^,^- 
1  mahnen  durchzuführenden  Erhöhuno-  <t.      ti^Jf' /'"^ 


übrige  europäische  Länder. 

I  )iesei^Tao"e''"srnd''?/i'J'l'"r'*'^'?  .«elektrischen  Lokomotive«. 

Än.iV*"^^^''  *nig-eleg-t,  während  auf  der  schweizt-rähen 
laiallellmie  kein  einziger  fuhr    Li  der  Erwartung  dnft,ii 
oadischen  Bahnen  wegen  des  ge^renwäitio-^n  KohleS-  unJ  ^1 
triebsmit^elmanffcls    auf    ihre?   Strecke    wahrXinlich  nn," 
<'inen  sehr  beschränkten  Fahrplan  durchführet  wei-den  .v 
hew.'h  t''  'l''"  <^-elegeiiheit  benützen,        einen  We 

bewerb  durch  die  schweizerische  Rhemlinie  zu  vcn^nstal^ 
Schon  heute,  da  man  in  der  Schweiz  immer  nnnh  nif„     ■  ' 
bedenklichen  Kohlenmangel  I^ul^  bS'man^n^lJ'L™ 


Nr.  34 


354  - 


Zoituug  des  Vereins 
Deutseber  Eisenlialiii Verwaltungen. 


,uf  der  eAvähuten  Linde  einen  besseren  Fab.. heust  e.uzu- 
lichten,  um  den  früher  der  Schweiz  entA-anK<;n^n  Verk-ehr  ^mc- 

der  schwei^enscbcn  Kh.e.nhni.e  wird  m  Basd  ; 
u-anz  besonders  angestrebt,  we.l  sie  eme  direkte  ^  \>    ;  "  ^ 
F.asel.s  mit  St.  Uaik'ii,  dieni  ostsehweizenseheu  Aiwtnlnniil.el- 
inmkt.  seliaffen  win  (U>n. 


Rechtspflege. 

_  Höl.ere  (iewalt  im  Sinne  des  §  1  «leg  '1;^,'**;!^^ 
o-esetzes.  (TrU-il  d-es  Beichs-enehts  v.  :^ü.  1  1919,  A  1  24I/191S,) 
Am  14  Oktober  1912  sollie  auf  dem  l'lugplatw  U  tx/i  A.  <'iu 
von  dem  Fluovepeiu  ni  N.  zu  veraustalt-endes  RToß'es  Sehau- 
meoeu  stattfinden,  für  das  in  den  Zeituiio-eu  c-ine  umfang- 
reiche Werbetiili-lveit  entfallet  wurde.  Bs  ßtiomte  denn  aucti 
eine  nach  Tause-udeu  ziililende  Menschenmenoe  '  Vlo^T 

der  am  West^eude  des  Flu.tf].latze',s  befmdliclieu  Ilalte-tadle  B. 
die  Eückrei.se  auzulieteu  hatte.  Zur  Bewältisuuo-  des  zu  er- 
Avartendeu  AV>rkehrs  halte  die  Bahnverwalf un.o-  umfassende 
Maßnahmen  ^-etrof feu,  msbesondeie  waren  S  bouderzu.o-i)aare 
mit  ie  9  rer.suneinvat;eu  eiuoele>rt  und  die  rei-soueiiwasen  der 
fahrplaumäßi^ien  Zu-e  \on  4  auf  9  vermehit  worden ;  auch 
das  Zugbeol<^it-  und  das  Stationsper.sonal  war  verstärkt  wor- 
den. Am  Nachmittag  des  14.  üktoher  kurz  nach  \l^hi-  wurde 
-auf  dem  Flugidatze  bekannt  gegeben,  daß  das  Wet  fliegen 
weg^en  des  nebeligen  Wetters  nicht  stattfinden  könne.  Darauf- 
hin , strömte  eine  auf  miudesteas  1500  Personen  geschätzte 
Menschenmenge  der  mit  Bahnsperr©  nicht  versehenen  Haite- 
stelLe  L.  zu,  um  den  4  Uhr  4:.  :\Iin.  dort  abgehenden  ersten 
Sonderzug  zur  Eückfahrt  na«di  N.  zu  ermichen.  Beim  Bin- 
fahren  dieses  Zn-es  «türmte  die  Menge  derart  auf  den  nocti 
m  BeweiTuug  ibef uidlichen  Zug  los,  daß  7  Personen  unter  den 
Zuo-  gei-reten,  darunter  die  Ehefrau  des  Klägers,  die  tot  vom 
Platze  getragen  wurde.  ®ie  Schaden-sersatzanspruche  des  Bhe- 
inanns  wurden  vom  Landgericht  anerkannt,  vom  Oberlandas- 
c.ericht  wegen  höherer  Gewalt  abgewioseu.  Das  Eeichsgericht 
hob  das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  auf  und  verwiies  die 
Sache  an  das  Beruf ungsgeric'ht  zurück,  indem  e,s  a,usfuhrte: 

„Daran,  daß  die  Ehefrau  des  Klägers  bei  dem  Betriebe  einer 
Eisenbahn  verunglückte,  kann  kein  Zweifel  sem.    Bei  Pru- 
funo-  der  Frace,  ob  der  Unfall  „durch  höhere  Gewalt"  ver- 
ursacht eei,  g"cht  das  Berufungsgericht  davon  aus,  daB  das 
ordnuno-swidrige  Verhalten  der  JMenge,  die  m  unvernunftigem 
Andräng->en  den  einfahrenden  Zug  gestürmt  ha'l>e,  für  die  Bahn- 
verwaltuno- nach  iSachlage  nicht  vorher.sehbar   gewesen  isei. 
Zunächst  isei  die  Veranstaltung  eines  Fliegtages  in  dortiger 
Gegend  etwas  ganz  Neuartiges  gewesen,  so  daß  die  Bahn  ein- 
schlägige Erfahrungen  vorher  nicht    habe    -sammeln  können. 
Sodann  habe  isich  infolge  der  unvermuteven  Absage  der  Ver- 
anstaltung der  Flugplatz  ganz  plötzlich  entleert  und  sei  eine 
unverhältnismäßig  große  Menschenmenge  dem  Bahnhof  L.  zu- 
geströmt.   Mit  solchen  Zufälligkeiten  habe  die  Bahnverwal- 
tung  nicht  rechnen  können,  zumal  noch  keinerlei  Erfahrun- 
gen auf  dem  G'ebiete  der  Fliegerveranstaltungen  sie  darauf 
aufmerksam  ge^macht  hätten,  wde  sehr  derartige  Veranstaltun- 
gen vom  Wetter  abhängig  seien.    Unter  solchen  Umständen 
sei  der  Tod  der  Ehefrau  des  Klägers  durch  einen  „äußeren 
Zufall"  her) lei geführt  worden.  —  Der  erkennende  Senat  ver- 
mag dieser  Auffas.suug  nicht  beizutreten.    Die  Bahnverwal- 
tung wußte  von  vornheneiu,  daß   am  14.  Oktober  1912  ein 
außergewöhnlich  starker  Eisenbahnverkehr,  auch  zur  Eück- 
fahrt von  L.  nach  N.,  stattfinden  würde;  in  dieser  Annahme 
hat  sie  auch  umfassende  Vorkehrungen  getroffen.    Ob  der 
Zustrom    nach    -dem  Bahnhofe  L.  infolge  der  Absage  des 
Schaufliegens  in  nennenswertem  Maße  stärker  geworden  ist, 
ob  er  nicht  vielniehr  —  nur  mit-  einiger  Verschiebung  in  der 
Zeit  —  gleich  stark  oder  annähernd  gleich  stark  gewe.sen  wäre 
bei  planmäßiger  Abwicklung  der  "Wn-anstaltung,  kann  dahin- 
stehen.  Jedenfalls  mußte  die  Bahnverwaltuug,  zumal  im  Hin- 
blick auf  das  unmittelbare  Anstoßen  des  Idugplatzes  an  das 
Bahnhofg-'elände  L.,  die  Möglichkeit,  dal)  aus  irgend  welchem 
(irunde  unvemiutet  ein  ganz  besonders  starker  Andrang  von 
Menschen  vom  Flugplatze  her  stattfinden  könnte,  als  etwas 
l)ei    derartigen    :\Iassenansammlungen    nicht  Außergewöhn- 
liches in  Bechnuiig  nehmen.   Besondere  Erfahrungen  auf  dem 
Gebiete  d»es  Schaufingwesens  sind  hierzu  nicht  erforderlich. 
l>anüt  aber,  daß  eine  \om  Flugplatze  herbeigeströmte,  auf  der 
Station  das  Einfahren  des  Zuges  nach  N.  erwartende  größere 
Menschenmenge  im  allgemeinen  Euhe  und  Ordnung  halten  und 
ihr  Benehmen  den  Gefahren  des  Betriebes  anpassen  werde, 
durfte  die  Bahnverwaltung  nicht  rechnen.    Die  geg-'enteilige 
Erwägung  eiitsi)richt  der  Erfahrung.    Der  Umstand,  daß  es 
.siidi  vorireg--enil  niclit,  wie  bei  der  in  Seuff.  Arch.  48,  Nr.  245. 


abgedruckten  Ent.scheidung,  um  einen  in  regelmäßigen 
Zwischenräumea  wiederkehrenden  Anlaß,  sondern  um  eine  lui 
die  fra "-liehe  Gegend  neue  Veranstaltung  handelte,  fä,llt  nicht 
eutscheTdend  ins  Gewicht.  Maßgebend  ist  nur,  ob  die  Bahn- 
N-erwaltung  nach  den,  was  ihr  über  die  Veranstaltung  vor  dem 
14  Oktober  1912  bekannt  war,  mit  den  besprochenen  Moglicli- 
k-citK'u  rechnen  konnte  und  mußte.  Dies  ist  aber  zu  bejahen 
Demnach  stand  die  Bahn  Verwaltung  am  Nachmittage  des  14 
()ktol)er  1912  nicht  einem  außerhalb  aller  Berechnung  liegenden 
\on  außerhalb  des  Eisenbahnbetriebes  und  seiner  Einrichtuu 
gen  wirkenden  Ereignis  gegenü-l>cr;  dieses  Ereignis  (das  uu 
vernünftige  Ciebaren  der  ?»Ienge)  stand  vielmehr  mit  dem  B' 
Iri-elw  und  seinen  Einrichtungen  im  Zusammenhang.  Der  B 
klaine  hat  aber  auch  nicht  dargetan,  daß  alles,  was  bei  Aji 
Wendung  dier  erforderlichen  Vorsicht  geschehen  konnte,  vor 
oekehrt  worden  eei,  um  einen  Erfolg,  wie  den  eiugetreteneu 
zu  vermeiden.  l>ie  Zuzi-ohung  von  Abspcrruugsmanuschafteii 
wie  sie  zum  Abgang  des  zweiten  ^5onderzuges  geschah,  wäi'( 
—  um  ein  IS-cispi-id  zu  ucnuen  — -  auch  schon  zum  ersten  ZugK 
•vvohl  iuö"lich  gewesen.  Auch<lie  Anordnung  über  die  Herste  1 
luii"-  ■einer  Verbindung  zwischen  dem  Ix)komotivführer  und  deu 
weiter  hinten  befindlichen  Beamten  kann  hier  in  Frage  koni 
Bei  dieser  Sachlage    hat    die  Bahnverwaltung 


,di. 


äulVerste  von  ihr  noch  zu  verlaugende  Sorgfalt"  (wie  es  ^ 
Berufnugsurteile  heißt)  nicht  angewendet,  und  es  liegt  auci 
nichts  vor  für  die  Annahme,  daß  der  eingetretene  Unfall  auc- 
durch  das  äußerste  Maß  von  Sorgfalt  nicht  abwendbar  gc 
Wiesen  wäre  Yoa.  entscheidender  Bedeutung  muß  sem,  da. 
das  Einsteigen  in  die  Ei.senbahnzüge  von  der  Bahnverwaltun, 
durch  sachfiche  Einrichtungen  und  durch  geeignete  Ver-wen 
duno-  und  T Tuterweisung  ihper  Augestellten  zu  regeln  ist,  da. 
diese  zur  Sicherung  des  Publikums  gebotene  Eegelung  m  de 
Gefährlichkeit  des  Ei-senbahnunternehmens  ihren  Anlaß  fmd< 
und  daß,  wenn  infolge  ungenügender  Vorkehrungen  Persone 
beim  Einsteigen  oder  beim  Versuch  dazu  unter  einen  Zu 
geraten,  ihre'  A'erletzung  auf  den  Eisenbahnbetrieb  selbst  a. 
die  unmittelbare  Ursache  zurückzuführen  ist.  Im  vorlieget 
den  Falle  handelt  es  sich  daher  nicht  um  ein  von  außerhal 
des  Betriebsuuternehmens  wirkendes  Ereignis.  Die  Ai 
uahni-e  h()herer  Gewalt  ist  -sonach  nicht  begründet."  ^ 

Dr.  Eeindi. 

—  Begiiff  der  „Kostbarkeit"  bei  Versendung  als  Fi-achts« 

Über  die  Frage,  ob  Kisten  mit  Eohseide  als  Kos-tbarkeitt 
im  Smne  des  §  54  EVO.  (vergl.  auch  Nr.  44/1918  d.  Ztg.)  a 
zusehen  sind  hat  das  Oberlandesgericht  Dresden  ßi( 
kürzlich,  wie  folgt,  ausgesprochen:  Kostbarkeiten  am  Sim 
des  §  54  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  sind  solche  Gute 
die  nach  ihrem  Umfang  und  G-e^dcht  einen  ungewohnü« 
hohen  Wert  halien.  Das  trifft  hier  zu.  Der  Meinung  d- 
Klägerin  daß  für  eine  Kiste  von  annähernd  1  cbm  Umtai 
und  100  kg  Gewicht  ein  Wert  von  19  000  M  gewohnU^ 
sei  kann  nicht  beigetreten  werden.  Vielmehr-  liegt  hier  ei 
Mißverhältnis  zwischen  Umfang  und  Gewicht  des  iracn 
istücks  auf  der  einen  Seite  und  seinem  Wert  auf  der  ande 
Seite  vor.  Daß  vor  dem  Kriege  und  noch  m  den  er.^l- 
Krieo-s jähren  Eohseide  nicht  als  Kostbarkeit  in  frachl-recr 
lichem'  Sinne  gegolten  hat,  ist  anzuerkennen.  Aber  ispaber 
infolge  des  Kiieges  eine  erhebliche  Preissteigerung  iur  K( 
seide  eingetreten.  Deshalb  muß  bei  Berücksichtigung  die. 
Preises  zur  Zeit  der  Versendung  der  Seide  diese  als  Ko^ 
barkeit  angesehen  werden.  Daß  das  Frachtgut  im  Erac- 
brief  als  Seide  bezeichnet  war,  genügte  nicht.  Vielnie 
-war  es  Pflicht  der  Absenderin.  mit  Eucksicht  aiu  die  v 
änderten  Wertverhältnisse  infolge  des  Krieges  Vorschritt 
über  die  Versendung  von  Kostbarkeiten  einzuhalten.  JJa  ai 
nicht  geschehen  ist;  haftet  der  Fiskus  nicht  für  den  Aerl 
des  Frachtgutes.  ^        . ,  ,       ^  ■■  l  ■ 

Uas  Eeichsgericht  hat  dieses  Urteil  be  statt: 
(Aktenzeichen:  I.  241/18.  -  Urteil  des  Eeichsgerichts  y 
10.  April  1919.)  ^1--^- 


Bücherschau. 


—  Nebenspannungen  von  Eiseubeton-Bosenbruckcii  mit 

sonderer  Berücksichtigung  der  Berechnting  ber  laumlaci 
Kraftangriff  mittels  Einflußlinien.  Von  Pi'-Ijf;.  A": 
Ilawranek  o.  ö.  Professor  der  Deutschen  Jechn 
Hochschule  in  Brünn.  Berbn  1919  A  erlag  ;j^>°^  Wilb 
Emst  &  Sohn.  VI  n.  134  S.  in  Gr  .-Oktav  mit  86  TextabbilC 
gen.    Preis  geh.  12  Jl.  .    ,   .  i  vi^aA 

■  Bei  den  Bogenbrücken  in  Eisenbeton,  wie  bei  den  i^^isei 
tonbauten  überhaupt,  sind  die  einzelnen  Glieder  steit  veri 
den   sodaß  sich  die  Belastungen  und  Formänderungen  € 
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Teiles  bis  zu  eiutr  gewissen  Grenze  auf  die  übnoeu  Teile  <les 
Bauwerks  ul>ertrao-*ii  und   hier  Nebenspannuni^en  erzeu^'-eu 
i)ui-cli  diese  Eigenart  der  Eisenbetonbauweise  sind  neue  sta- 
tische Aufgaben  zu  lösen,   da  di«.  A^oraussetzuno-eu  für  die 
■statisclie  Bereclinuno-  der  Ausbilduno-  des  Bauwerks  entspre- 
ebsn  musK.en;  es  «roieben  sicH  mehrfaeh  statisch  unbestimmte 
byst-eme,  deren  Berechnuno-  sieh  meist  sehr  umfauo-ieich  >■( 
f^lt'St.    Die  neue-reu  Boo-enbrückeu  iu  Eisenbeton  sind  viii 
.  ■  lach  den  Eiseubiiickeu  nachgebildet.    Bei  den  letzteieu  sim 
..jedoch  die  Verbindungen  «lastisch,   auch   lassen   sich  ohn. 
Schwieriokeiten  fast  überall  Gelenke  einfügen,  wenn  die  )iau 
liehen  Verhaltnisse  die«  erheisch-en.    Bei  d«n  Eis.eubetou))rü- 
ken  ist  die  Ausführung  von  Gelenken  oft  mit  Schwiei igkciteu 
verbunden,  auch  wurde  der  Einbau  -einer  größeren  Zahl  von 
Gelenken  J^lie  Wirtschaftlichkeit  des  Bauwerks  in  Frao-e  stel- 
len; endlich  wurden  die  Voi-teile  des  Massivbaues  in  oe^iss.er 
Beziehung  wieder  veiloren  gehen.    Während  also  in  vielen 
halleu  die  A  ebenspaunungen  im  Eisenbau  nur  geriuo-  sind  und 
daher  vernachlässigt  werden  können,  sind  sie  im  Eisenbeton- 
oau  oft  beträchtlich  und  erfordern  deshalb  eingehende  Beach- 
,  I^.^t  Auftreten  von  Nebenspanuungen  hat  sich  liei  den 
Betoubrucken  ohne  und  mit  Elseneinlagen  durch  Auflret"n 
von  Kissen  an  bestunmteu  Stellen  gezeigt.    Um  diese  möo-lichst 
-auszuschalten,  wurden  später  Bewegungsfugen,  z.  B   in  den 
Anschlußstellen  des  Bogens  an  die  Widerlager,  in  der  Fahr- 
.bahnlafel  u.  dergl.,  angeordnet,  in  welchen  den  Überbauten 
Gelegenheit  gegeben  ist,  natürliche  Bewegungen  auszuführen 
solche  können  erforderlich  werden  beim  Ausrüsten  des  Bo- 
geus.  bei  Fundamentsetzungen,  liei  AVäimeändemngen  und  bei 
»cüwiuderscheinungen  des  Betons.    Es  ist  möglich,  die  genann- 
ten 1  rsacheu  schon  z.  T.  durch  die  Art  der  Bauausfühnmo- 
-  Avie  V  orbelastung  des  Lehrgerüstes.  Betonierung  in  einzelnen 
Abschnitten,  aufzuheben.    Diese  Maßnahmen  reichen  iedoch 
msbesondcre  bei  größeren  Bogenbiückon.  nicht  immer  aus  um" 
die.  .Nebenspaunimgen  vollkommen  auszuschalten.    Die  Bau 
teile  müssen  vielmehr  so  bemessen  werden,  daß  sie  die  Beau 
.«pnichuugen  infolge  aller  auftretenden  Belastuno-en  und  Vr 
Sachen  aufzuuehiiKu  imstande  sind. 

Im  vorliegenden  Werk,  welches  einen  bedeutend  erweiterten 
>->onderdiuck  einer  Reihe  in  der  Zeitschrift  ,;Beton  und  Eisen' 
1918  erschienener  Abhandlungen  darstellt,  beschäftigt  sich  dei 
.  Verfasser  mit  den  augedeuteten  Fragen,  indem  er  die  Berech- 
nung- der  Bogenbrucken  unter  Berücksichtiguuo-  d'^r  steii'eu 
Anschlüsse  verschiedener  Bauteile,  wie  Zugbänder,  Stütz-  und 
riangepfosten,  zeigt  und  femer  die  Größe  der  Nebenspannun- 
'^en  selbst  ermittelt.    Außer  den  Nebenspanuungen,  die  durch 
Belastungen  111  der  Ebene  der  Tragwände  auftreten,  werden 
auch  solche  berücksichtigt,  die  durch  Kiäfte  senkrecht  zu  letz- 
terer hervorgerufen  werden.    Es  wird  zunächst  nur  der  Boo-en 
-selbst  und  zwar  über  einer  Öffnung  untersucht,  während  die 
m  d-er  Fahrbahntafel  auftretenden  Nebenspannungen  gemeiji- 
schafthch  mit  den  Balkenbrücken,  elienso  auch  die  Nebenspan- 
nuugeu  für  den  durchgehenden  Bogen,  später  veröffentlicht 
werden  sollen.    Zuerst  wird  der  Zweio^elenkbogen  mit  steif 
ange.schlosscnein  Zugband,  einem  festen  und  einem  beweo- 
lichen  Auflager,  behandelt.    Er  ist  dreifach  statisch  unte- 
stimmt,  denn  der  über  dem  Zugband  liegende  Bogenteil  bildet 
mit  ersterem  einen  geschlossenen  Ring.    Zu  seiner  Berech- 
nung ist  das  übliche  Verfahren  gewählt,  die  drei  statisch  un- 
)e.stmimten  Großen  m  einem  besonders  gewählten  Punkt  O 
{Schwerpunkt  der  elastLschen   Gewichte  d  w  =  dw)  anzu- 
bringen   der  deu  Koordinatenanfang  eines  pätrallel  verscho- 
lienen  Achsenkreuzes  darstellt.    Dann  ergibt  sich  bekanntlich 
zur  Ermittlung  der  drei  statisch  nicht  bestimmbaren  Größen 
>e  eine  Gleichung  mit  einer  Unbekannten.  Anschließend 
neran^wird  ein  Naheningsverfahien,  für  den  Bogen  mit  para- 
bolischer Achse,  angegeben  und  ferner  der  Unterschied  in  den 
auf  tretenden  Momenten  bei  gelenkigem  und  steifem  Anschluß 
ues  Zugbandes  bestrmmt.    Auch  vsdrd  der  Einfluß  der  Hänoe- 
.stangeu,  der  zunach,st  unberücksichtigt  gelassen  worden  ist, 
angenähert  ermittelt.    Als  zweites  Svstem  wird  der  Zweio-e- 
enkbogen  mit  steifem  Anschluß  des  Zugbandes  und  des  mitt- 
leren Hangepfostens  untersucht.    Äußerlich  ist  der  Boo-en  wie 
vorher  statisch  liest  immt,  da  er  ein  fast  es  und  ein  bewegliches 
Aqitlager  besitzt.    Innerlich  ist  das  Tragwerk  sechsfach  sta- 
isch  unbestimmt.    Zwecks  Berechnung  der  sechs  statisch  un- 
^stmimten  Großen  wird  ein  dreifach  statisch  unbestimmtes 
tlaupt-system  (Bogen  mit  steif  angeschlossenem  Zugband  ohne 
iiangept Osten),  dessen  Lösung  vorher  gezeigt  ist  eino-eführt 
-Auch  hier  wird  eine  Näj^erungsberechnung  für  den  Bogen  mit 
parabolischer  Achse  angegeben.    Als  weitere  S.ysteme  werden 
terner  untersucht:  Der  Zweigelenkbogen  mit  steif  angeschlos- 
■senem  Zugband  und  gelenkig  befestigter  mittlerer  Hängesäule 
(vierfach  statisch  unbestimmt),  der  beiderseits  eingespannte 
bogen  mit  steif  ange-sehlossenem  Zugband  (sechsfach  statisch 
unbestimmt),  desgleichen  mit  gelenkig  angeschlossenem  Zug- 
Dand  (vierfach  statisch  unbestimmt),  der  Zweigelenkbogen  mit 
testen  Gelenken  und  steif  angeschlossen»m  Zugband  (vierfach 


und  Z^-«iÄ«Ienkbogeii  mit  feisten  Gelenken 

and  ftwefeif'''^  Kämpfern  gelenkig  angeschlossenem  Zug- 
i.  Ik^      ^''^  statisch  unbestimmt)  und  endlich  der  Zweige- 
SÄ."''*  f  -'^f  angeschlossenen,  Zugband  und  über  d4 
Ä  .  K^'^''^''  (i'jdenkeu  (einfach  statisch  unbestünmt). 

F  nänl  ^  welches  im  Eisenbetonbau  aus  baulichen  Gründen 
^ri^^P  .^^T^'^''  -^^y     JJje  Berechnung    der  genannten 
^.v  Sterne  ist  al  gemein  bis  zu  den  Elastizitätsgleichunoen  für 
die  statisch  unbestimmten  Gröl'>eu  .hirch.gefühi^  deren  LöLun'- 
tur  b.estimmte  Beiastnu-sfäUe  '-'eyei^ri  „7j,,l   .  ^■'uu^ 
Im  folgenden  Abschnill  wird 'die  nuttelbaiV  Bela.stuu"-  durch 
die  Fahrbahnstutzen  und  llängepfo.steii  luifTsueht     I)]<  letz- 
eren  erzeugen  infolge  des  steifen  Ansehlusses  außer  den  als 
bekannt  vorau.sgesetzten  lotrechten  und  wag.^rechten  Be  a,st,!n- 
Äen    infolge    A  erkehr,    Biemskräfteu,    AVind-,    AVärme-  Zd 
fechwmdwirkungeu  noch  Momente.     Der   Kinfluß  diesei-  Afo 
mente  auf  die  Stützen  widerstände  und  statisch  unbestiiun.'i 
Großen  ist  für  den  Dreigelenk-,  Zw.,^HndJH,g,.;;  „I.d  iS'^^^^ 
seits  eingespannten  Bogen  nachge\\  i<v-,.n.    Ein   \)>sclinitt  isi 
den  m  neuerer  Zeit  liesondeie  Aufmerksan,keit  zuge wndet ei 
Nebenspanuungen  infolge  Schwindens  des   Betons  o-^ widmet 
b.^  wild  luiler.sehieden  zwischen  den  Schwindspaiiiiuiigen  di.,' 
im  stati-sch  bcstuumten  und  solchen,  die  im  stalisch  uub.i'stimm- 
teii  S.\  stein  auftreten.    Die  ersteren  werikui  als  u  n  b  e  d  i  n    t  e 
Schwindspanuuugen  bezeiclmet.    Die  letzteren  werden  wieder 
unterscbiedeu  m  die  u  n  be  ding  t  e  n  SchwindspaimuuoMMi  (He 
im  statisch  bestimmten  Ilauidsvsteiu  auftieteu,    und  "n,  '  di,. 
bedingten  Sehwmdsv.aunungeu,  die  erzeugt  werden  (hirch 
die  statisch  unbestimmten  Größen.  w<dehc.  iu.  statis.di  bestimiii- 
.eu  Hau plsy stein  infolge  der  Schwindel stdiemuiig.Mi  hervoru,- 
ruteu  wenU-n.    Diese  tiiößeii  w.'rdeu  erniillelt  für  .ieu  beider- 
seits eingespaiiuten  Bogen   (bei  Symiiirtne  für  Schw  iiidwu- 
kungen  zweifaeh  statisch  unbestimmt),  für  den  beiderseits  ein- 
gespannten  Bogen  mit  steif  angeschlo.s.senem   Zugband  (für 
Scliwindwiikungen  vierfach  stati.sch  unbestimmt)  und  fiir  den 
statisch  bestimmt  gelagerten  Zweigelenkliogen  mit  steif  aii- 
g;eschlos,senem  Zugband  (für  Schwmdwirkuiigeu  zweifaeh  sta- 
tisch unbestimmt).    Einen  größeren  Raum  nimmt  die  Berech- 
nung von  Bogenbrucken  bei  räumlichem  Kraftangriff  ein  -  den 
l mei^^uchimgen  ist  der   beiderseits  eingespannte  Boo-en  zu 
Grunde  gelegt.    In  Fiage  kommen  hierbei  quer  oder  parallel 
zur  Bogenebene   wirkende   Kräfte  und   zwar  Wind-  Flieh- 
Brem.skratte.  Seitenschwankungen  der  Fahrzeuge,  emseitioe 
Verkehrsdasten   und  Wärmeänderungen.     Die  ausführlichen 
l'ntei  suchungen  sind  wieder  allgemein  durchgeführt  und  zwar 
sind  die  statisch  unbestimmten  Größen  durch  Einflußlinieii 
dargestellt,  deren  Ermittlung  rechnerisch  und  zeichnerisch  o-o 
zeigt  wird.    Ebenso  sind  die  A'erschiebungen  und  A'erdrehuu- 
gen  des  Bogens  infolge  von  Querlasten,  heriührend  von  dei- 
Übertragung  derselben  von  d<'r  Fahrbahn  auf  den  Bogen  durch 
Eintlublinien  dargestellt.    Die  zunächst  allgemein  hergeleite- 
ten Ergebui.sse  .sind  an  einem  praktischen  Beispiel,  der  Gmün- 
( ertobelbrucke  bei  Teufen,    zahlenmäßig   ausgewertet  Für 
diese  Brücke  ist  die  Berechnung  mittels  Einflußlinien  durch- 
getuhrt  und  die  Größtspanuungen  aus  den  verschiedenen  Bf- 
lastungeu,  wie  sie  vorher  angedeutet  sind,  ennittelt 

Ferner  ist  hingewiesen  auf  die  besonderen  Beanspruchuno-en 
der  ma.ssiven  Eisenbahnbrücken.  Bei  diesen  kommen  iu  Be- 
tracht die  Nebenspannungen  infolge  Befahrens  eines  Gleises 
(bei  Straßenbrucken  der  halben  Brückenbreite),  infolge  d<-r 
lUiehkräfte,  der  Seiteu-schwankungen  der  Fahrzeuo-e  uud 
schließlich  infolge  der  Bremski äfte.  AVeiter  wird  die.  Span- 
uungserniittlung  für  den  unbcwehrten  und  bewehrten  Beton- 
quersohnitt  bei  Beanspruchung  durch  Drehmomente  behandelt 
die  bei  den  vorher  angegebenen  Belastungen  auftreten. 

Ferner  A\ärd  die  Berechnung  des  Rahmens  für  Tu  einskräfte 
senkrecht  zur  Rahmenebene,  Avie  sie  bei  Brücken  wirken  kön- 
nen, erläutert  und  zwar  für  den  Rahmen  mit  einem  bezw  zwei 
Querriegeln.  Auch  die  Seitensteifigkeit  oI>en  offener  Bo<^en- 
brucken  unter  Berücksichtig-ung ' von  Verkehrs-  und  AVindlic- 
lastung  wird  erörtert  und  am  Schlüsse  wird  ülier  Messuno-  von 
Nebenspannungen,  A^erschiebungen  und  Verdrehungen  nritlei 
entsprechender  Apparate  einiges  gesagt. 

Soweit  die  allgemeinen  Erörteiningen  ülier  Bogenbrücken  in 
Frage  kommen,  gelten  sie  natürlich  auch  für  eiserne  Tra«-- 
werke.  Der  Statiker  findet  in  der  Druckschrift  gute  Anhalts- 
punkte zur  Aufstellung  der  Elastizitätsgleichungeii  für  die 
meist  voi  kommenden  statisch  unbestimmten  Svsteme  und  denen 
Auswertung  zur  Konstruktion  von  Einflnßlinien.  Das  Gleiche 
gilt  bezüglich  der  Bestimmung  der  Nebenspannungen,  für 
welche  genaue  und  angenäherte  Berechnungswege  gegeben 
werden.  Das  Buch  stellt  somit  eine  wertvolle  Ergänzung  zu 
den  vorhandenen  Werken  über  Statik  der  Baukonstruktioneii 
dar  und  wird  von  dem  im  Brückenbau  tätigen  Ingenieur  o-eru 
benutzt  weiden. 
Berlin.  D  r.  G  es  t  e  s  c  h  i. 
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ZeltunRT  de«  VerMna 
Daatscher  Ei8enbahnTerwaH'''n^en. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 

Rundschreiben    der    tk>schäftsführenden    V«rwaltuag   «ind  1  öst-err viehischen  Staat.sbalmdirektionen,  )>etreff«nd  die  Ändt- 

•erlia«seu  worden-  I  ^^^^^  ^^'^^  Fahrsc-hemverz'eiohnis<*'e  des  VRV. ;  EinsMlung  d«r 

Nr  1 77  vom  25.  April  <1.  J.  an  die  am  VereiasreLseverkehr  ]  Amssabe  von  Südbahnfahrscheinen,  Eeihe  4081— 41  (K)  (abs:^- 

«elbstiindiff    beteilisfen     Verwaltungen     und    die    deutsch-  |  sandt  am  2.  Mai  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  17.  April  1919  verstarb  unerwartet  der 

Regieriiitjs;»-  und  Baurat 

Herr  Albert  Menzel  aus  Hohensalza. 

Der  Verstorbene  hat  seit  dem  9.  November  1885  der  Staatseisenbahnver 
waltuns  angehört  und  war  seit  dem  1.  Juli  1908  Vorstand  den  Betriebsamtes 
Hohensalza.  Seit  längerer  Zeit  schwer  herzleidend,  hatte  er  sich  den  durch 
den  Polenaufstand  verursachten  erhöhten  Anforderungen  des  Dienstes  nicht 
mehr  gewachsen  gefühlt  und  vor  dem  eindringenden  Feinde  seinen  Stationsort 
verlassen  müssen,  um  in  Bad  Nauheim  Heilung  von  seinem  Leiden  zu  suchen. 
Ein  tragisches  Geschick  setzte  hier  seinem  Leben  ein  vorzeitiges  Ziel. 

Seine  vornehmen  Charaktereigenschaften  sowie  sein  anspruchloses  und 
liebenswürdiges  Wesen  sichern  ihm  bei  Mitbeamten  und  Untergebenen  ein 
ehrendes  und  freundliches  Andenken. 

Bromberg,  deu  ±  Mai  1919.  \  (519) 

Der  Präsident 

und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion  Bromberg. 


2.  Güterverkehr. 

rreuß.-Hessisch-Schweizerischcr  Güter- 
verkehr. 

Die  gemäß  Veröffentlichung  vom 
19.  v.  Mts.  auf  1.  April  1919  eingeführ- 
ten Frachtsätze,  für  Elektrodenkohlen 
ab  Ratibor  werden  im  Verkehr  mit 
uaehstehenden  Stationen  auf  folgende 
Betläge  ermäßigt: 


N  a  c  Ii 


Von 


N 

c  — 

53  > 


.2 


Rappen  für  lon  kg 
Verkehrssteuer,  Kriegs- 
zuschlag u.  Schweiz  Tax- 
Zuschlag  eingerechnet 


Ratibor.  .  |  1256i  n33|  1189|  1294|  1253|  128i 
Karlsruhe,  den  28.  April  1919.  (515) 
Xamens  der  beteiligten  Vci  waltungcii : 
(ieneraldiiektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 


tieraeinschaftliches  Heft  C  I  b  (Stations- 
tarittafeln  usw.)  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Mai  1919  ab 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Liegnitz-Rawitschcr  Eisen- 
bahn zu  erhebenden  Fracht  zuschlage 
erhöht.  Näheres  enthält  die  nächste 
Nummer  de«;  Tarif anzeigers.  —  Das  als- 
\)aldi,ge  Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
giiinclet  sich  auf  die  vorübergehende 


Änderung  des  §  G  der  Ei-senhahnver- 
kehrsordnung.  Auskunft  geben  die  be- 
teiligten Güterabfertigungen  sowie  das 
Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexan- 
derplatz. 

Berlin,  den  .30.  April  1919.  (514) 
Eisenbahndirektion. 


Württ.  Binnen-Gütertarif  (Tfv.  39a). 

Mit  Gültigkeit  vom  'S.  Mai  1919  wird 
der  Ausnahmetarif  6  a  für  alle  Güter, 
der  Ausnahmetarif  2  für  Gaskofcs  auf 
Sendungen  beschränkt,  die  im  Inlande 
verbraucht  werden. 

Näheres  bei  den  Dienststellen  und  in 
unserem  Tarifanzeiger. 

Stuttgart,,  den  30.  April  1919.  (520) 
Generaldii-ektion  der  Württ.  Staatseisen- 
bahnen. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif.  Teil  I 
Abt.  A.  (Tfv.  la). 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  erhält  die 
Ausführungsbestinimimg  II  (2)  zu  §  54 
Abs.  (2)  B  1  der  Eisenbahnverkehrsord- 
iiung  folgende  Fassiing : 

.,(2)  Die  unter  (1)  genannten  Gegen- 
stände werden  nur  als  Eilgut  oder  als 
beschleunigtes  Eilgut  zur  Beförderung 
angenommen  und  dürfen  nicht  bahn- 
lagernd gestellt  werden.  Wenn  sie 
nicht  in  fest  verschlossenen  Fässern 
oder  Kisten  gut  verpackt  sind,  muß  der 
Absender  das  Fehlen  oder  die  Mängel 
der  Verpackung  gemäß  §  62  (2)  aner- 
kennen. In  keinem  Falle  darf  das  ein- 
zelne Stück  weniger  als  25  kg  wiegen." 

Berlin,  den  3.  Mai  1919.  (522) 
Eisenbahndirektion 
namens  der  ijeteiligten  Verwaltungen. 


Mit  Gültigkeit  vom  21.  April  d.  J--^. 
sind  die  Frachtzuschläge  der  Kerkei- 
hachbahn-  erhöht  worden. 

Auskunft  erteilen  die  Güterabferti- 
gungen. 

Kerkerbach,  den  29.  April  1919.  (518) 
Kerkerbachbahn  Aktien-Gesellschaft. 
Der  Vorstand. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I 
Abt.  B  (Tfv.  Ib). 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden: 

a)  Torffasser,  rohe  imd  Torffa.serab- 
fälle  in  den  Spezialtarif  III,  in  den 
Stückgutspezialtarif  und  in  das  Ver- 
zeichnis (IV)  der  zur  Beförderung  in 
großräumigen  offenen  Wagen  zugelas- 
senen Güter, 

b)  Torffaser,  gereinigt,  auch  aufge- 
schlossen, iü  den  Spezialtarif  1,  in  das 
Verzeichnis  (II)  der  zuschlagfrei  be- 
deckt zu  beföixiernden  Güter  sowie  in 
das  Verzeichnis  (IV)  der  zur  Beför- 
derung in  großräumigen  offenen  Wagen 
zugelassenen  Güter  aufgenommen. 

Berlin,  den  1.  Mai  1919.  (517) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Südbahn-Gesellschaft. 
Erhöhung  der  Lokalgütertarife  auf  den 
im   jugoslavischen   Bereich  gelegenen 
Strecken. 

Mit  Gültigkeit  vom  18.  April  1919  bis 
auf  Widerruff  bzw.  his  zur  Durchf ühruntg 
im  Tarifwege,  längstens  bis  Ende  De- 
zember 1919,  wurden  die  Frachtsätze  auf 
den  im  jugoslavi  sehen  Bereich 
gelegenen  Strecken  der  Südbahn,  dann 
der  Lokalgütertarife,  Teü  II.  der  Lo- 
kalbahnen Spielfeld-Eadkersburg  und 
Radkerslmrg-Luttenberg,  des  Tarifes. 
Teil  II,  im  diiekten  Verkehre  zwischen 
den  Stationen  der  Lokalbahn  -  Radkers- 
burg-Luttenbcrg  einerseits  und  den  Sta- 
tionen der  Lokalbahn  Spielfeld-Ead- 
kersburg und  darüber  hinaus  anderseits 
und  des  Lokalgütertarifes,  Teil  II,  dei 
Barcs-Pakracer  Eisenbahn  um  200  % 
erhöht. 

Wien,  am  28.  April  1919.  (ol6) 

3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badisch-Pfälzischer  Expreßguttarif . 

Auf  1.  Aprü  1919  ist  der  Nachtrag  I 
erschienen.  Er  enthält  außer  Änderun- 
gen der  Ausführungsbestimmungen  in- 
folge Erhöhung  des  Einheitssatzes  Än- 
derungen und  Ergänzungen  der  Schnitt- 
entfernungen. Änderung  ist  gemäß  §  - 
E.V.O.  genehmigt. 

Karlsruhe,  den  29.  April  1919.  (»21) 
Generaldirektiou  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 
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Berlin,  den  10.  Mai  1919. 


LIX.  Jahrgang 


»  Zeitung:  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

S^fMTJlf.^^^°Z'^  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

Jl^  «-«V  «  1  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 
B.f^K  V*^  *  Bekanntmachnngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

ntr  7eirnt''r''""P"!.^'5''^''i°  Köthener  Str.  28/29  einzusenden 

h.^n^d.ii1i'/d%V.?ahi^.L^^atr1.flb"d^ 

ungans-len  Postgelietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  St^^ten  für  afM. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

_     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werdou  auch 
Friyatanj-.eigen  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
^  1  f .)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigun  'en. 
Be-Iasren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  ''3/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  0.  Postscheck-Konto:  Berlin  Xr.  uioa 


WASSERREINIGUNG 

A.  L.  G.  D  E  H  N  E  HALLE 


für  das  Speisewasser  der  Lokomotiven 
Wasser-Enteisener,  Kies- Filteranlagen 

*/s. 


ro"h  \ind  imprägniert 


RUDOLF 


Charlottenburg  9 

Fernsprecher: 
Wilhelm  1895, 1948, 7174 
Telearämm-AdresSG-- 
^chwellenf ör5f  e  r 
Berlin 
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/eltuuK  <les  Veruiiis 
Deutgeher  Eisen  bahn  verwaltunifea, 


Span  schiiiieriiiittei! 

Verwendet  Boscholer  an  jeder 

Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs- LoKomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzelschmierstellen  versorgen! 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem- 
bergischen Staats«  M.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Vertriebsstellen:  [6960] 

Vericaufsbüro  Stuttgart 
Vericaufsbüro  Beriin-Chariottenburg  4 
Verkauffsbüro  Franicfurt  a.  Main 


Eisenbahn-Assistent  der  Staatsb  sucht,  um 
sichz  verbess  ,b. Privat- 0  Hafenb. Stellung 
als  Kontrolleur,  Bahnhofsvorsteher  oder 
sonstige  Stellung.  Falls  Betriebsdienst  in 
Frage  kommt, nur  rnögl  umfangr.  Betrieb. 
Letzt,  war  bisher  2  J.b.  einer  Privatb.u  17  J. 
imStaatsd.Fachpr.  erst.  Kl.best.  u.VJ.i  Büro- 
diensibesch.gew.,a.m.sämtl. Ober  bauarbeit, 
vei  tr.  Ofif.  unter  Eis.  7089  an  die  Anz -An- 
nahme dies.  Zeitung  (Linkstr.23/24).  [7089] 


Einarmig'e ! ! ! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch« 
apparat  als  StationsscHaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos.  ^ 
Nur  zu  bezichen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  SchaefTer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehnl, 
Braunschweig.  1 704i>i 


Armaturenfabrik 
0.  F.  Pilz. 


Chemnitz, 

empfiehlt  steh 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[70891 

Reparaturen  biHigstl 


Iropfüler 


liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

ArmaturenwerKe 

Blonbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Hebezeuge 

für  die  WerKstatten 


Flaschenzüge, 
Winden, 
Hebeböcke, 
Ketten 


liefert 


G.  Wagner 

_       BERLIN  S.O. 
KöpeDicker  Str.  71 
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Berlin,  den  10.  Mai  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Die  Lieferfrist«!!  im  Güt«i  v-erkellr. 

Die  bisherige  !ind  zukünftige  Erschlie- 
ßung Mittelafrikas  durch  Eisen- 
bahnen. (Schluß.) 

Xachrichten. 

Deutschland:  Anlage  C  zur 
Eisenbahn-Verkehrsordnung.  —  Die 
V^erhandlungen  mit  den  preußischen 
Eisen  bahn  arbeiten! .  —  Die  Eisen- 


I  II  Ii  a  1  1 1 

bahner  gegen  den  Streik.  -  Gegen 
den  Eisenbahn-Beamtenstreik.  — 
Schnellzug  Verbindung  Berlin-Wien. 
—  Die  preußische  Eisenbahndirek- 
tion in  Posen.  —  Ungültigkeit  der 
Anordnungen  der  bayerischen 
Eäteregierung.  —  Betriebsräte  in 
Bayern.  —  Personalnachrichten. 

Deutschösterreich:  Dienst- 
vorschrift über  die  Errichtung  von 


V€rtr€tungskör}>ern  des  Personals 
der  D.  ö.  Staatsbahnen. 

Übrigeeuropäische  Länder: 
Die  Kanalfähre.  —  Der  Verfall  der 
russischen  Bahnen. 

Allgemeines. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Lieferfristen  im  Güterverkehr. 

Von  Oberfinanzrat  K  e  p  p  1  e  r. 


Die  Lieferfristen  der  Eiseubalm-Verkehrsordnung  sind  zwar 
im  Kriege  außer  Kraft  gesetzt  worden  und  werden  wohl  auch 
jetzt,  nachdem  der  Krieg  beendigt  ist,  noch  für  einige  Zeit  un- 
wirksam bleiben  müssen.  Gleichwohl  dürfte  es  nicht  unan- 
,!?ebracht  sein,  sich  heute  mit  ihnen  zu  beschäftigen,  weil  wir 
die  feste  Zuversicht  haben,  daß  deutsche  Tatkraft  die  gegen- 
wärtigen unerhörten  SchAvierigkeiten  unserer  Eisenbahnen 
nach  und  inach  überwinden  und  die  Einhaltung  von  Liefer- 
i'iisten  wieder  möglich  machen  wird. 

Die  nach.stehenden  Ausführungen  gründen  sich  auf  die  Fi- 
fahrungen,  die  vom  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  neuen 
A'erkehi'sordnung,  dem  1.  April  1909,  bis  zum  Ausbruch  des 
AVeltkrieges  gesammelt  Avurden,  und  befassen  sich  nur  mit  deu 
Bestimmungen  für  den  Güterverkehr,  wie  sie  in  §  75  der 
Ei.senbahn-Verkehrsordnung  enthalten  sind.  Es  soll  unter- 
sucht werden,  inwieweit  diese  Bestimmungen  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  im  Güterbeförderungsdienst  Eechnung  getragen 
haben,  imd  ob  nicht  die  gemachten  Erfahrungen  Anlaß  zur 
Änderung  der  Bestimmungen  g'ßben. 

Wenden  wir  uns  zunächst  den  Beförderungsverhältnissen 
beim  Frachtgut  zu. 

Wie  bekannt,  sind  die  Güterzugfahrpläne  in  langjähriger 
Friedensarbeit  immer  mehr  vervollkommnet  worden.  Insbe- 
sondere wnirde  auf  gute  Anschlüsse  der  Nahzüge  an  die  Fern- 
züge und  der  Fernzüge  unter  einander  sowie  auf  rasche  Durch- 
fühi-ung  der  Fernzüge  unablässig  hingearbeitet.  Die  plan- 
mäßige Beförderung  der  Güterwagen  wnrde  häufig  geprüft. 
A''erzögerungen  wurden  untersucht,  die  Ursachen,  soweit  irgend 
möglich,  beseitigt. 

Der  Erfolg  war,  daß  eine  rasche  und  planmäßige  Beförde- 
rung der  Güterwagen  in  weitem  Umfange  erreicht  wurde. 
Aber  doch  blieb  immer  noch  eine  große  Zahl  von  Fällen,  in 
ilenen  bei  der  Beförderung  des  einzelnen  Wagens  vom  Plan 
abgewichen  und  die  planmäßige  Beförderungsdauer  überschrit- 
ten wurde. 

Die  Ursachen  liegen,  abgesehen  von  den  nie  ganz  auszurot- 
tenden Fehlern  und  Verstößen  des  Personals  und  den  Einwir- 
kungen der  Sonntagsmhe  im  Güterverkehr,  in  der  Natur  des 


Eisenbahnbetriebs.  Beispielsweise  sind  hier  anzuführen :  Zeit- 
verluste durch  Stehenbleiben  von  Wagen  auf  der  Versand- 
station oder  auf  einer  Übergang-  (Rangier-)  Station  wegen 
voller  Belastung  des  für  die  Beförderung  oder  Weiterbeförde- 
rung bestimmten  Zugs,  durch  Abstellen  von  Wagen  auf  Zwi- 
.schenstationen  wegen  Warmlaufens  oder  sonstiger  Beschädi- 
,gung  oder  zur  Verminderung  der  Zugbelastung  am  Anfangs- 
punkt einer  stärkeren  Steigung,  besonders  beim  Eintritt  un- 
günstiger Witterung  oder  bei  Schadhaftwerden  der  Lokomo- 
tive, Verfehlen  von  Anschlü.ssen  infolge  von  Zug  Verspätungen. 
Mit  solchen  Verzögeningen  muß,  weil  sie  in  der  Natur  des 
Eisenbahnbetriebs  liegen,  für  alle  Zukunft  gerechnet  werden., 
In  Anbetracht  dieser  zahlreichen  nicht  vermeidbaren  Übei- 
.■^chreitungen  der  planmäßigen  Beförderungsdauer  ist  ohne 
weiteres  klar,  daß  die  Lieferfrist  nicht  gleich  der  planmäßi- 
gen Befördeningsdauer  sein  darf,  sondern  entsprechend  größer 
sein  muß. 

Dabei  ist  zu  beachten,  daß  schon  die  planmäßige  Beförde- 
ruugsdauer  bei  mehreren  Beförderungswegen  von  gleicher 
Länge  sehr  verschieden  ist,  je  nachdem  die  als  Beförderungs- 
wege in  Betracht  kommenden  Bahnstrecken  starken  Verkehr 
haben  und  daher  viele  Züge,  insbesondei^e  auch  die  auf  weite 
Entfernungen  ohne  Halt  durchgeführten,  also  günstige  Beför- 
derungsgelegenheit bietenden  Fernzüge  aufweisen,  oder  aber 
\crkehrsarm  sind  und  nur  von  wenigen  Nahzügen  mit  zahl- 
leichen  Halten  befahren  werden. 

Dem  Umfang  des  Verkehrs  auf  dem  einzelnen  Beförderungs- 
weg entspricht  im  allgemeinen  auch  die  Zahl  der  Umstellun- 
gen von  Zug  zu  /Zug.  Diese  Umstellungen  sind  von  großem 
Einfluß  auf  die  planmäßige  Beförderungsdauer,  da  jede  der- 
selben je  nach  deu  Anschlußverhältnissen  einen  größeren  oder 
kleineren  Zeitverlust  bedeutet.  Einige  Beispiele  mögen  zur 
Erläuterung  dienen.  Ein  von  Mannheim  nach  Cöln  oder  von 
Berlin  nach  Frankfurt  (Main)  bestimmter  Wagen  läuft  im 
Fernzug  Mannheim-Cöln  ohne  Umstellung  von  der  Abgangs- 
station bis  zur  Zielstation  durch.  Ein  von  Heidelberg  nach 
Düsseldorf  bestimmter  Wagen  wird  nur  zweimal  (in  Mann- 
heim und  Cöln)  umgestellt,  den  größten  Teil  des  Weges  legt  er  in 
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(k'iii  iiisch  fahl  cndeu  Fernzug  Mannlioim-Cöln  zurück.  Dagegen 
muß  ein  von  Friedrich.shaf'en  (Botlensee)  nach  Cassel  bestimm- 
ter Wagen  auf  dem  Weg«  über  Ulm,  Crailsheim,  Mergenthe.im. 
Lauda,  Würzburg.  Bebra  etwa  sechsmal  umgestellt  werden ; 
weg'en  des  geringen  V.eikehrs  auf  dies^em  Wege  sind  mehr  oder 
weniger  lange  Liegezeiten  auf  den  Umstellstationen  bis  zum 
Abgang  des  nächsten  Ciüterzugs  nicht  zu  vermeiden. 

Die  großen  Unterschiede  in  der  i)lanmäßigen  Beförderungs- 
dauer auf  verschiedenen  Beförderungswegen  von  gleicher 
Länge  müssen  ebenso  wie  die  in  dei  Natur  des  Eisenbahnbe- 
triebs liegenden  Überschreitungen  der  planmäßigen  Beförde- 
rungsdauer bei  der  Festsetzung  der  Lieferfristen  berücksich- 
tigt werden.  Da  es  praktisch  undtiichführbar  wäre,  diese  ver- 
schiedenen, die  Beförderungsdauer  ungünstig  beeinflussenden 
Umstände  durch  Zuschläge  zu  den  Lieferfristen  im  einzel- 
nen Falle  auszugleichen,  sind  die  Lieferfristen  ein  für 
al Lomal  so  zu  bemessen,  daß  sie  auch  für  Strecken  mit  ge- 
ringem Veikehr  genügen  und  außerdem  für  die  in  der  Natur 
des  Eisenbahnbetriebs  liegenden  Verzögerungen  eine  ausrei- 
chende Zeitreserve  (Zuschlag  zur  planmäßigen  Beförde- 
rungsdauer) enthalten.  Die  so  gewonnenen  Lieferfristen  sol- 
len im  allgemeinen  auch  für  das  häufig  voikommende  Zusam- 
mentreffen von  mehreren  dieser  ungünstigen  Umstände  bei 
einer  und  derselben  Sendung  ausreichen,  z.  B.  Verfehlen  eines 
Zuganschlusses  auf  einer  XJmstellstation  an  einer  verkehi's- 
annen  Stiecke  mit  ohnehin  ungünstigen  Befördemngsverhält- 
nlssen  oder  wiederholtes  Stehenbleiben  von  Wagen  auf  Um- 
fetellstationen  wegen  voller  Belastung  des  für  die  planmäßige 
Weiterbeförderung  in  Betracht  kommenden  Zugs  oder  wieder- 
holtes Abstellen  von  Wagen  auf  Zwischensfalionen  wegen 
Eintretens  ungünstiger  Witterung  und  daduich  nötig  werden- 
der Verminderung  der  Zugbelastung. 

Daß  Fehler  und  Verstöße  des  Personals  vom  Frachtführer 
zu  verlieten  sind  und  daher  die  durch  sie  hervorgerufenen 
Zeitverluste  in  den  Lieferfristen  keine  Berücksichtigung-  fin- 
den dürfen,  bedarf  wohl  kaum  der  Erwähnung. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedürfen  die  Verzögemngcu 
durch  die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr.  Der 
Einflufi  der  Sonntagsruhe  muß  zwar  ebenfalls  durch  entspre- 
chende Verlängei'ung  der  Ijieferfristen  berücksichtigt  werden, 
zutnal  da  es  sich  hier  um  recht  erhebliche  Verzögei  ungen  han- 
delt. Doch  ist  hier  ein  anderes  Verfahren  als  bei  den  bisher 
ei'örterten  Verzögerungen  am  Platz. 

Die  Sonntagsiuhe  im  Güterverkehr  ist  schon  im  Jahre  189,') 
eingeführt  worden  und  längst  als  eine  bewährte  Einrichtung 
anzusehen.  Jeder  Sonn-  und  Festtag,  an  dem  der  Güterver- 
kehr auf  den  deutschen  Eisenbahnen  ruht,  verlängert,  wenn 
er  in  die  Befördeiungszeit  fällt,  diese  im  allgemeinen  um 
1  Tag  (etwa  24  Stunden).  Sind  es  zwei  oder  mehr  'Solcher 
Tage-  so  beträgt  die  Verlängerung  zwei,  drei  usw.  Tage.  Eiue 
Sendung,  die  von  A  nach  B  normal  3  Tage  braucht,  benötigt, 
wenn  sie  am  Gründonnerstag  aufgeliefeit  wird,  6  Tage,  weil 
am  Karfreitag,  Osterfest  und  Ostermontag  je  ein  Tag  für  die 
Beförderung  verloren  geht.  Daß  es  bei  solchen  Verschieden- 
heilen nicht  möglich  ist,  die  Zeitverluste  infolge  dei  Sonntags- 
ruhe durch  Aufnahme  einer  stets  gleichbleibenden  Zeitreserve 
in  die  Lieferfrist  in  zutreffender  Weise  ein  für  allemal  zu  be- 
rücksichtigen, liegt  auf  der  Hand.  Eine  Zeitieserve  von  bei- 
spielsweise 1  Tag  wäre  in  den  meisten  Fällen,  und  zwar  stets 
dann,  wenn  die  Befördernng  bis  zur  Bestimmungsstation  an 
mekrei-en  unmittelbar  aufeinander  folgenden  Werktagen  aus- 
geführt wild,  zu  groß,  bei  Unterbrechung  der  Beförderung 
durch  zwei  oder  mehr  Tage  mit  Sonntagsruhe  aber  zu  klein. 
Es  besteht  übrigens  auch  kein  Bedürfnis,  eine  solche  Zeitre- 
.serve  in  die  Lieferfrist  aufzunehmen,  da  ja  die  Fälle,  in  denen 
die  Beförderungsdauer  durch  Sonn-  und  Festtage  verlängert 
worden  ist,  mit  Hilfe  des  Kalenders  auf  Grund  des  Stempel- 
abdrucks der  Versandstation  auf  dem  Frachtbrief  und  der  Be- 
.scheinigung  über  die  Ablieferunfr  des  Guts  leicht  zu  ermitteln 
sind,  so  dnß  iLeln  Bedenken  besteht,  die  Verlängerung  der  Lie- 


ferfrist nur  insoweit  zuzugestehen,  als  tatsächlich  Tage  mit 
Sonntagsruhe  im  einzelnen  Falle  in  Betracht  kommen.  Die 
Verlängerung  hätte  für  jeden  in  die  Lieferfrist  fallenden 
Sonn-  und  Festtag  einen  Tag  zu  betragen. 

Das  bisher  Gesagte  gilt  sowohl  für  Frachtgut-Wagenladun- 
gen als  auch  für  Fracht-Stückgut,  denn  die  Beförderung  der 
mit  Stückgut  beladenen  Wagen  erfolgt  im  allgemeinen  mit  den- 
selben Güterzügen  (Nahzügen,  Durchgangszügen  und  Fern- 
zügen) wie  die  der  Wagenladungen.  Wagenladungen  und 
Stückgüter  werden  zunächst  durch  die  Nahgüterzüge  gesam- 
melt und  den  Eangierbahnhöfen  und  Stückgutumladestellen 
(Versandsammelstellen)  zugeführt.  Alsdann  gehen  die  Wa- 
genladungen ebenso  wie  die  geschlossenen  Stückgutladuugen 
auf  Fern-  und  Durchgangsgüte izüge  über.  Nach  ihrem  Ein- 
treffen im  Empfangsgebiet  werden  sie  von  den  dortigen  Ilan- 
gierbahuhöfen  und  Stückgutumladestellen  (Empfangsammel- 
stellen) in  Nahzügen  nach  den  Bestimmungsstationen  weiter 
befördert. 

Beim  F  r  a  c  h  t  -  S  t  ü  c  k  g  u  t  treten  aber  im  Unterschied 
von  den  Frachtgut-Wagenladungen  noch  einige  die  Beförde- 
rung verzögernde  Einflüsse  hinzu.  Zunächst  ist  anzuführen, 
daß  das  Frachtstückgut  grundsätzlich  nur  einmal  innerhalb 
2-i  Stunden  verladen  und  befördert  wird  (vergl.  Bef.  V.  Teil  I. 
§  19,  Ziffer  3),  während  sich  für  Wagenladungen  meist  mehr- 
mals täglich  Bieförd'erungsgelegenheit  bietet.  Noch  weit  .stär- 
ker wird  aber  die  Beförderung  des  Fracht-Stückguts  dadurch 
verlan.gsamt,  daß  es  bei  den  Umladungen  auf  den  Versand- 
nnd  Empfangsammelstellen  und  sonstigen  Umladestationen  je 
etwa  24  Stunden  Stillager  erleidet. 

Die  planmäßige  Beföiderungsdauer  ist  demnach  beim 
Fracht-Stückgut  wesentlich  größer  als  bei  den  Frachtgut-Wa- 
genladungen. Der  Umstand,  daß  trotz  dieser  wesentlichen  Ver- 
längerung der  planmäßigen  Beförderungsdauer  des  Frachtstück- 
guts für  dieses  in  der  Verkehrsorduung  keine  größere  Lieferfrist 
als  für  dio  Wagenladungen  vorgesehen  worden  ist,  hat  zu  sehr 
zahlreichen  Lieferfristüberschreitungen  geführt.  Private  Ee- 
klamationsbüi  OS  machten  sich  dies  zunutze,  indem  sie  sich 
Stückgutfrachtljriefe  in  gioßer  Zahl  von  den  Empfängern  ver- 
schafften und  in  allen  Fällen  von  Lieferfristüberschreitung 
Forderungen  an  die  Eisenbahn  stellten.  Diese  große  Vermeh- 
rung der  Eeklamationen  aus  Lief erfristübei  schreitung  bei 
Frachtstückgut  hat  den  Eisenbahn  Verwaltungen  die  hier  be- 
.stehende  Lücke,  in  den  Lieferfristbestimmungen  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnuug  in  empfindlicher  Weise  zum  Bewußt- 
sein gebracht. 

Noch  ungünstiger  als  bei  den  gewöhnlichen  Frachtstück- 
gütern gestaltet  sich  die  Beförderung  der  feuergefährlichen 
(Anlage  C  zur  E.V.O.)  und  der  unhandlichen  (G.B.V.  Heft  1, 
§  16 ")  Frachtstückgüter.  Die  ersteren  dürfen  nicht  mit  den 
anderen  Stückgütern  in  die  gewöhnlichen  Stückgutwagen  ver- 
la.den  werden,  sondern  sind  in  besonderen  Feuergutwagen  zu 
befördern,  die  wegen  des  geringen  Anfalls  an  solchen  Gütern 
weniger  oft  (meist  nur  an  einzelnen  Tagen  der  Woche)  abge- 
fertigt werden  und  zur  Ermöglichung  des  Aus-  und  Einladens 
auf  den  Unterwegsstationen  vielfach  nicht  wie  die  direkten 
Stückgutladungen  auf  große  Entfernungen  in  Ferngüterzügen 
befördert  werden  können,  sondein  fast  durchweg  in  Nahgüter- 
zügen (Stückgüterzügen)  mit  geringer  Eeisegeschwindigkeit 
laufen  müssen.  Bei  den  unhandlichen  Gütern  verbietet  sich 
—  in  der  Eegel  wegen  ihrer  Länge  —  das  Zusammenladen  mit 
den  gewöhnlichen  Stückgütern;  sie  werden  teils  in  den  weni- 
.ger  staik  beladenen  Feuergutwagen,  teils  in  besonders  für  sie 
abgerichteten  Wagen  von  Umladesteile  zu  I^mladestelle  beför- 
dert. Sowohl  die  feuergefährlichen  als  auch  die  unhandlichen 
Güter  bedürfen  daher  einer  noch  längeren  Lieferfrist  als  die 
gewöhnlichen  Frachtstückgüter. 

Beim  Eilgut  liegen  die  Verhältnisse  wesentlich  einfacher. 
Die  Beförderung  erfolgt  mit  Eilgüter-  und  Personenzügen, 
teilweise  auch  mit  Ferngüterzügen.  Die  oben  beim  Frachtgut 
angeführten,   in  der  Natur   des  Eisenbahnbetriebs  liegenden 
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Vcrzögerungsursacheu  sind  beim  Eilgut  weniger  wirksam. 
Die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  hat  hier  nur  einen  geringen 
Einfluß,  da  die  Eilgüter-  und  Personenzüge  an  Sonn-  und 
Festtagen  im  allgemeinen  in  gleicher  Weise  wie  an  Werk- 
lagen durchgeführt  werden. 

Ein  Unterschied  zwischen  der  Beförderungsdauer  der  Wa- 
genladungen und  der  des  Stückguts,  wie  er  oben  beim  Fracht- 
gut festgestellt  ■wurde,  besteht  beim  Eilgut  nur  in  geringfügi- 
gem Maße.  Wenn  aber  die  Zunahme  des  Eilstückgut  Verkehrs 
in  der  Zukunft  die  schon  bisher  auf  wichtigen  Eisenbahnkno- 
tenpunkten beim  Umladen  der  Eilstückgüter  zutage  getiete- 
nen  Schwierigkeiten  vermehren  und  in  der  Folge  dazu  nötigen 
wird,  das  System  der  Sammlung  zum  Zweck,  der  Bildung  mög- 
lichst vieler  Wagen,  die  auf  größere  Entfernungen  geschlos- 
sen durchlaufen  können,  nach  dem  Vorgang  beim  Frächtstück- 
güterverkehr  mehr  und  mehr  auch  beim  Eilstückgutverkehr 
zur  Anwendung  zu  bringen,  wird  auch  für  das  Eilstückgut  ein 
größerer  Zeitverlust  durch  das  Umladen  auf  den  Sammelstel- 
len eintreten. 

Im  ganzen  sind  bis  auf  weiteres  die  Voraussetzungen  für  die 
Einhaltung  einer  ziemlich  gleich  bleibenden  Reisegeschwin- 
iligkeit  beim  Eilgut  erheblich  günstiger  als  beim  Frachtgut. 

Wie  verhält  es  sich  nun  mit  den  Bestimmungen  des  §  75  der 
Eiseubahu-Verkehrsoidnungf  Haben  sie  die  geschilderten 
Verhältnisse  im  Beförderuugsdienst  durchweg  angemessen 
berücksichtigt?  Entsprechen  die  Lieferfristen  der  tatsäch- 
lichen Beförderungsdauer,  wenn  man  unter  Beförderungsdauer 
die  planmäßig  (auch  im  ungün-stigen  Falle)  erforderliche  Zeit 
zuzüglich  der  für  die  unvermeidlichen  Verzögerungen  erfor- 
derlichen Zeitieserve  versteht? 

Auf  Grund  der  vor  dem  Kriege  gesammelten  Erfahrungen 
darf  gesagt  werden,  daß  sich  die  Lieferfristen  gerade  in  dem 
wichtigsten  Teil  des  Verkehrs,  nämlich  im  Frachtgut-W  a- 
g  e  n  1  a  d  u  n  g  s  verkehr,  im  allgerheinen  als  angemessen  er- 
wiesen haben.  Die  Überschreitungen  waren  nicht  besonders 
zahlreich  j  sie  sind  in  der  Hauptsache  entstanden  durch  die  in 
S  75  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  nicht  genügend  berück- 
sichtigte Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  oder  durch  außeror- 
dentliche Häufung  der  sonstigen  unverureidlichen  Verzögerun- 
gen der  Befördei-ung,  öfters  in  Verbindung  mit  einzelnen  A^er- 
fitößen  oder  Nachlässigkeiten  des  Eisenbahnpersonal.s. 

AVeniger  günstig  lagen  die  Verhältnisse  beim  Fracht- 
Stück  g  u  t  verkehr.  Wie  bereits  angeführt,  kamen  hier  zu 
den  auch  beim  Frachtgut-Wagenladungsverkehr  wirksamen 
Verzögerungen  noch  verschiedene  Zeitverluste,  bei  den  feuer- 
gefährlichen und  den  unhandlichen  Stückgütern  außerdem  noch 
die  oben  erwähnten  weiteren  Verzögerungen  hinzu. 

Beim  Eilgut  (Wagenladungen  und  Stückgut)  traten  Über- 
schreitungen der  Lieferfristen  verhältnismäßig  selten  ein;  die 
Lieferfristen  können  hier  vorläufig  als  angemessen  bezeichnet 
werden.   Dassel|:e  gilt  für  das  beschleunigte  Eilgut. 


Die  geschilderten  Verhältnisse  im  Beförderungsdienst  und 
die  Erfahrungen  hinsichtlich  der  Beförderungsdauer  führen  zu 
nachtehenden  Folgerungen : 

1)  Die  längeie  Dauer  der  planmäßigen  Beförderung  auf 
Strecken  mit  geringem  Verkehr  und  die  in  der  Natur  des 
Eisenbahnbetriebs  liegenden  Überschreitungen  der  planmäßi- 
gen Befördeiiingsdarrer  sind  in  den  Lieferfristen  nach  §  75  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  genügend  berücksichtigt. 

2)  Dagegen  muß  den  Besonderheiten  bei  der  Beförderung 
des  Fracht  s  t  ü  c  k  guts  im  Unterschied  vom  Wagenladungsgut 
durch  Festsetzung  größerer  Lieferfristen  für  das  Frachtstück- 
girt  in  §  75  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  noch  Eechnung 
getragen  werden.  Auch  ist  für  das  Stückgut  die  Unterschei- 
dung zwischen  vormittags  und  nachmittags  aufgelieferten  Gü- 
tern zu  beseitigen,  da  —  wie  schon  oben  ausgeführt  —  Fracht- 
stückgut gemäf5  den  Beförderungsvorschriften  Teil  I,  §  19, 
Ziffer  3.  grundsätzlich  nur  einma^innerhalb  24  Stunden  be- 
fördert wird.  * 

Die  in  §  75  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  für  Frachtgut 
bestimmte  Abfeitigungsfrist  von  zwei  Tagen  wäre  beizube- 
halten. Dagegen  wäre  die  Beförderungsfrist  für  das  Fracht- 
stückgut etwa  wie  folgt  festzusetzen: 

bei  einer  Entfernung 

bis  zu  100  Tarifkilometern  1  Tag 
„    •,  200  .,  2  Tage 

„       SOG  „  3  Tage, 

bei  größeren  Entfernungen  für  weitere  angefangene  je  150 
Taril'kilometer  1  Tag. 

Bezüglich  der  feuergefährlichen  und  der  unhandlichen  Stück- 
güter wäre  von  der  Festsetzung  von  Lieferfristen  ganz  abzu- 
sehen. Die  Verladung  und  Beförderung  dieser  Güter  verur- 
sacht der  Eisenbahn  so  außerordentlich  große  Mühe  und 
Ko.stcn  (besonders  wegen  der  sehr  geringen  Ausnützung  der 
Ladefähigkeit  der'  verwendeten  Wagen),  daß  die  Frachtein- 
nahme hierfür  eine  ganz  uuzuxeichende  Entschädigung  bildet. 
Wollte  man  dennoch  Lieferfristen  festsetzen,  so  müßten  sie 
etwa  das  zweifache  der  oben  vorgeschlagenen  Lieferfristen 
für  gewöhnliches  Frachtstückgut  betragen. 

3)  Die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  wäre  im  §  75  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  mehr  als  bisher  zu  berücksichti- 
gen durch  die  Bestimmung,  daß  die  Lieferfrist  für  Frachtgut 
(Wagenladungen  und  Stückgüter)  durch  jeden  in  sie  fallenden 
Sonn-  und  Festtag  um  1  Tag  verlängert  wird. 

Auch  beim  Eilgut  die  Sonntagsruhe  zu  berücksichtigen,  liegt 
A^oiläufig  kein  Bedüifnis  vor,  weil  sie  beim  Eilgut  von  erheb- 
licli  geringerem  Einfluß  ist  als  beim  Frachtgut. 

Diese  Vorschläge  .'etzen  voraus,  daß  der  Güterverkehr  an- 
nähernd wieder  den  Umfang  erreichen  werde,  den  er  vor  dem 
Kriege  hatte,  da  andernfalls  dem  wesentlich  geringeren  Ver- 
kehr  eine   entsprechend   verminderte    Zugzahl   entsprechen  * 
würde;  eine  Verlangsamuug  der  Beförderung  wäre  dann  nicht  , 
zu  vermeiden. 


Die  bisherige  und  zukünftige  Erschließung  Mittelafrikas  durch  Eisenbahnen. 

(Schluß  aus  Nr.  33  u  34) 


III.  Der  Osten, 

Die  allgemernen  Vorbedingungen  für  die  Verk^'hrserschlie- 
mxng  des  Osten. s  srnd  wegen  des  zwar  vielfach  >iPbiroio-,en, 
alj.er  nicht  besonders  schwierigen  Geländes  im  alUem'einen 
gunstig;  auch  die  gut  e-eo'liederte  Entwickluno-  der  Küste  die 
eine  Anzahl  guter  Häfen  —  Mombasa-Kilindini,  Tano-a, 
uare.ssalam,  Kilwa-Kissrwani,  Mikindani,  Port  Amelia,  Mo- 
sa,mbik,  Beira  —  darbietet,  und  die  oroßen  Binnenseen  be- 
gunstrgen  die  Verkehrs-erschließung ;  üir  kommt  es  zu^-ute, 
ciab  die  Tiefe  des  Hinterlandes  von  der  Küste  gerechnet" nur 
von  etwa  1300  km  im  Norden  bis  auf  lOOO  km  im  Süden 
schwankt.  Die  Bevölkerungsverhältnisse  sind  gleichfalls  im 
ganzen  günstig ;  &ie  ist  im  Norden  und  in  der  Mitte  für  afrika- 
nischen Maßstab  ziemlich  dicht,  nimmt  nach  Süden  in  Nord- 


ostrhodesien und  Mosambik  ab,  während  Nyassaland  wieder 
stärker  bevölkert  ist.  Die  Bevölkerang  ist  kräftig,  arbeitsam, 
anstellig  und  geschickt  zur  Arbeit  unter  europäischer  An- 
leitung. In  Nordostrhodesien  ist  die  Arbeitero-estellung 
schwierig.  Während  die  Schlafkrankheit  nur  vei-einzelt  auf- 
tritt, macht  die  weite  Verbreitung  der  Tset&e  in  großen  Teilen 
des  G-ebiets  die  Verwendung  von  Zugtieren  im.  Betriebe  der 
Straßen  unmöglich.  — 

Bisherige  Erschließung  durch  Eisenbahnen: 
In  Britisoh-Ostaf rika  ist  der  südliche,  stärker  be- 
völkerte Teil  des  Landes  durch  die  Ugandabahn  erschlossen. 
Sie  wurde  als  Staats'bahn  in  der  1  m-Spur  mit  943  km  Gesamt- 
länge von  Mombasa  nach  Port  Florence  am  Viktoriasee  herge- 
stellt und  1903  vollendet.    Das  vom  Mutterlande  gespendete 
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Aolagekapital  ll>eläuft  sich  einschliießlioh  d«r  Kosten  für  nacli- 
t  räglich'e  Um-  und  Ergänzungsbau t-en  (.iedoch  ohne  die  Hafen- 
anlagfn  und  Flottill«  ■cks  Viktoriaeees)  bis  Anfang  1914  aAif 
rund  120  Millionen  Jl,  das  sind  127  000  M  für  das  Kilometer. 
Die  Bahn  hat  auch  Deutsch  -  Ostafrika  durch  Erschließung  des 
<leut&chen  Hinterlandes  am  See  wertvolle  Dienste  geleistet. 
Der  <ler  Eisenbahn  ang^egliederte  Schiffahrtsdienst  auf  dem 
See  arbeitet  als  Zubringer  für  die  Bahn  äußerst  erfolgreich. 
Die  Verzinsung  des  Aulagekapitals  betrug  vor  dem  Kriege 

1913  3,4  V.  H. ;  im  Jahre  1917,  nachdem  die  Bahn  wieder  in  die 
Hände  der  Zivilverwaltung  übergegangen  war,  'bereits  5,981 
V.  H.,  wobei  allerdings  der  starke  Militärverkehr  noch  41  v.  H. 
der  Betriebseinnahmen  erbrachte.  Trotz  der  steigenden  Ver- 
kehrsziffern ist  mit  einer  ansehnlichen  Steigening  der  Be- 
triebsausgaben und  Abnahme  des  BetriebiSÜberschus-ses  wegen 
de.s  künftig  •Laforderlichen  Unterhaltungs-  und  Erneuerungs- 
a.uf  waudes  zu  rechnen.  In  gleicher  Spurweite  bestehen  feiner 
die  beiden  Zweigtoahnen,  die  staatliche  Thika-Bahn,  von  Nai- 
robi nach  Norden,  51  km,  und  die  private  Magadibahn,  150  km, 
von  der  Magadi  -  Soda  -  Gesellschaft  von  Kilometer  454  zum 
Magadisee,  behufs  Ausbeutung  der  dortigen  Natronfelder  er- 
baut; beide  Zweigbahnen  erwe-isen  sich  als  wichtige  Zu- 
bringer der  Hauptbahn.  Im  Kriege  haben  die  Engländer  aus 
militärischen  Gründen  die  Verbindung  mit  der  Usambarabahn 
von  Yoi  in  westlicher  Richtung  «iidlich  des  Kilimandjaro- 
gebiets  über  Taveta  nach  Neumoschi,  etwa  170  Itm,  hergestellt. 

In  U  g"  a  n  d  a  bestehen  die  gleichfalls  in  der  1  m-Spur  er- 
bauten Staatsbahnen :  die  Busogabahn  von  Jinja  nach  Na- 
masagali,  98  km,  und  die  nur  11  km  lange  iStrecke  Kampala- 
Port  Bell ;  beide  sind  wertvolle  Zubringer  der  Ugandabahn 
und  z-eigen  gute  Verkehr&entwicklung. 

In  D  e  u  t  s  c  h  -  0  s  t  a  f  r  i  k  a  hat  die  Usambara'bahn  das 
Hochland  von  Usambara  und  den  Südabhang  de«  Küimandjaro 
er-schloss-en.  Die  Bahn  wurde  1891  von  Tanga  aus  als  Privat- 
bahn begonnen,  aber  nach  Unterbi-echungen,  in  ihrer  .ietzigen 
Ausdehnung  bis  Moschi,  352  km,  als  iStaatsbahn  erst  1912  voll- 
endet. Der  Verkehr  hat  sich  seitdem  befriedigend  entwickelt, 
so  daß  die  Bahn  ihr  Anlagekapital,  rd.  25  620  OOO  Jl,  vor  dem 
Kriege  im  Jahre  1913  mit  1,77  v.  H.  vei'zinsen  konnte.  Bei 
Kriegsausbruch  war  der  Neubau  der  Strecke  Moschi- Aruscha. 
80  km,  bereits  ilbegonnen  und  der  geplante  Um'bau  der  Stamm- 
strecke insbesondere  durch  Beseitigung  der  Spitzkehre  bei 
Ngomeni  eingeleitet,  deren  Betrieb  mit  gewissen  Gefahren 
und  Schwierigkeiten  verbunden  war.  —  Die  Tanganjikaeisen- 
l>ahn,  von  Diaressalam  über  Morogoro  und  Kilossa  nach  Tabore 
uud  Kigoma,  1252  km  lang,  und  wie  die  Usambarabahn  in  der 
1  ra-Spur  hergestellt,  hat  die  Mitte  des  Schutzgebietis  bis  zum 
Tanganjikasee  erschlossen,  der  in  seiner  nordsüdlichen  Aus- 
dehnung eine  weitere  wertvolle  Verkehrsstraße  von  rund 
1300  km  Länge  darstellt.  Die  Gleisspitze  gelangte  am  1.  Fe- 
bruar 1914  an  den  See,  die  überraschend  schnelle  Bauausfüh' 
rung  erregte  berechtigtes  Aufsehen,  und  seit  dem  1.  Juli  1914 
stand  die  neue  Überlandbahn  in  vollem  Betriebe;  sie  ist  nur 
noch  der  Form  nach  eine  Privatbahn,  nachdem  der  Schutz- 
gebietsfiskus ^"/si  der  Anteilscheine  der  Eigentümerin,  der 
Ost  afrikanischen  Eisenbahn-Gesellschaft,  erwor'ben  hat.  Der 
erste  Dampfer  für  den  Tanganjikasee  „Goetzen"  von  rund 
2O0O  t  Wasserverdrängung  wurde  auf  dem  neuen  Helling  in 
Kigoma  zusammengebaut  und  konnte  noch  im  Kriege,  Mitt'CJ 
1915,  zu  Wasser  gelassen  und  in  Betrieb  genommen  werden. 
—  Einen  besonders  wirksamen  Verkehrszubringer  erhält  die 
Tanganjikabahn  durch  die  1914  bewilligte  Ruandabahn,  die 
den  gutbevölkei-tien  Nordwesten  des  Schutzgebiets,  die  Land- 
•sohaften  Ruanda  und  Unmdi  erschließen  soU.  Der  Bau  der 
Ruaudabahn,  481  km,  gleichfalls  in  der  1  m-Spur,  war  im  Juli 

1914  an  die  Baugesellschaft  von  Phil.  Holzmann  &  Co.  in 
Frankfurt  a./Main  vergeben  und  die  Bauarbeiten  waren  bei 
Kriegsausbruch  bereits  begonnen  worden;  die  ersten  80  km 
der  Bahn  konnten  bis  Ende  1914  noch  fertiggestellt  werden. 
Südlich  der  Tangau.iifcabahn  fehlt  es  gänzlich  an  einer  Er- 
schließung größerer  Art.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  Bri- 
lisch-Nyassalaud,  das  durch  die  private  Schire-Hochlandbahn 
von  Blantyre  nach  Port  Herald,  181  km,  »eit  1908  im  Betriebe, 


und  durch  die  gleichfalls  private  Zentralafrikanische  Eisen-' 
bahn  von  Port  Herald  zum  Sambesi  nach  Chindio,  98  km, 
beide  in  Kapspur  erbaut,  mit  dem  unteren  Sambesi  verbunden 
ist.  Auch  in  Poitugiesisch-Mosambik,  nördlich  des  Sam- 
besi, fehlt  noch  jede  Eisenbahnverbindung. 

Weitere  Erschließung  des  Ostens  von  Mitte  1- 
a  f  r  i  k  a :  Uganda  läßt  sich  in  seinen  ebenen  Gebieten  vom 
V'iktoriasee  aus  olm'O  Schwierigkeiten  erschließen,  soweit  dies 
nicht  schon  gteschehen  ist.  Die  .südlich  angi-enzenden  i-eichen, 
dicht  bevölkerten  Landschaften  von  Ruanda  und  Urundi  sol- 
leu  durch  die  Ruanda-(Kagera-)Bahn  nach  Täbora  hin  er- 
schlossen werden.  Der  Süden  von  Deutsch-O.stafrika  bedarf 
der  Erschließung  durchs  eine  etwa  in  Kilossa.  aus  der  Tan- 
ganjikabahn in  südwestlicher  Richtung  abzweigende  Flügel-' 
bahn;  diese  könnte  zugleich  die  Verbindung  von  Daressalam 
niit  der  Nordspitze  des  Nyassiasees  herstellen.  Die  Fortführung 
einer  solchen  Bahn  durch  Nordostrhodesien  hindurch  bis  in 
den  Katangabezirk  nach  Elisabethville  mirde  eine  neue,  noixl- 
östliche  Erschließung  dieses  Bezirks  nach  Daressalam  ermög-« 
liehen ;  diese  Erschließung  könnte  für  die  Kupferverfrachtun- 
gen mit  dem  Weg  uaeh  Beira  erfolgreich  in  Wettbewerb  tre- 
ten,  falls  es  gelingts  die  Linienverhältnisse  der  neuen  Bahu- 
sti^ecke  mindestens  nicht  ungünstiger  zu  g&stalten,  als  <lie  des 
abgekürzten  Weges  Elisabethville-Brokenhill-Kafue-Salis- 
bury-Beira.  Britisch  Nyassaland  läßt  sich  in  seinem  nördlichen 
Teil  von  Daressalam,  im  übrigen  von  Port  Amelia  oder  dem 
Hafen  Mosambik  oder  Quelimane  aus  erschließen.  Eine  Ver-« 
längerung  der  Eisenbahn  Chindio-Port  Herald-Blantyre  bis 
zur  Südspitze  des  Nyassasee-s  nach  Fort  Johnston  ist  geplant, 
die  Ausführung  aber  noch  nicht  begonnen. 

Das  portugiesisch©  Mosambik  (nördlich  des  Sambesi)  läßt 
sich  mit  seinem  südlichen  Teil  einschließlich  des  Tetebezirks 
von  Quelimane  aus  erschließen ;  der  mittlere  Teil  vom  Hafen 
Mosambik  aus,  der  nördliche  Teil  von  Port  Amelia  aus;  der 
Hafen  Mosambik  hat  (geringere  erschließende  Wii-kung  als 
Port  Amelia,  weil  er  an  einer  ausspringenden  'Ecke  der 
Küstenlinie  liegt.  Für  einen  Bahnbau  Port  Amelia-Nyassa- 
see,  840  km,  sind  Vorarbeiten  gemacht;  auch  ist  ein  Bähnbau 
von  Quelimane  nach  Chindio  geplant,  doch  fehlt  es  an  zuver" 
lässigen  Mitteilungen  über  seine  Verwirklichung.  Der  Plan, 
die  Bahn  .Blantyre-Chindio  südlich  über  den  Sambesi  hina/u9 
auf  portugiesischem  Gebiet  als  englische  oder  belgische  Bahn 
bis  (Beira  fortzuführen,  sei  hier  envähnt,  obgleich  dieser 
Bähnbau,  da  er  »üdlieh  des  Sambesi  liegt,  strenggenommen 
über  den  hier  gezogenen  Rahmen  von  Mittelafrika  hinaus- 
fällt. 

Das  dünn  bevölkerte  Nordostrhodesien  gehört  mit  seiner  süd- 
lichen Hälfte  zum  lEinflußgebiet  der  Mosiambikhäfen,  mi* 
seiner  nördlichen  Hälfte  zu  dem  von  Daressalam;  die  theore- 
tische Verkehrsscheide  zwischen  den  Mosambikhäfen  und 
Daressalam  verläuft  ungefähr  parallel  der  Nordostgrenze  von 
Nordrhodesien  mitten  durch  den  See  von  Bangwelo. 

Außer  den  im  vorstehenden  erörterten  Erschließungsbahnen, 
die  Mittelafrika-Ost  zunächst  ausreichend  nach  der  Küste  hin 
aufschließen,  bedarf  es  zur  Erschließung  des  Hinterlandes 
noch  einiger  küstenferner,  also  innerer  Querbahnen,  die  zu- 
gleich verwaltungstechnischen  und  militärischen  Zwecken 
dienen.  In  dieser  Beziehung  kommen  in  Betracht:  eine  Ver- 
bindung zwischen  der  Uganda-  und  der  Usambambahn,  wie 
sie  von  den  Engländern  zu  Kriegszwecken  von  Voi  über  Ta- 
veta nach  Neumoschi  angelegt  ist ;  femer  eine  solche  von  der 
Usambarabahn  zur  Tanganjikabahn,  etwa  zwischen  Korogwe 
und  Kilossa-  wie  sie  während  des  Krieges  teilw'eise  behelfs- 
mäßig zur  Ausfühi'ung  gelangt  ist,  sowie  eine  Bahn  von 
Muansa  in  südlicher  Richtung  nach  einem  Punkte  der  Ruanda- 
bahn nördlich  Tabora,  etwa  Kahama ;  endlich  eine  Verbindung 
der  Tauganjikabahn  mit  dem  Nyassas'ee,  die  durch  die  oben 
erwähnte  Flügelbahn  von  Kilossa  oder  durch  eine  von  Tabora 
in  südlicher  Richtung  abgehende  Linie  hergestellt  werden 
könnte.  Diese  Querbahnen  würden  eine  küstenferne  wertvolle 
Querverbindung  zwischen  den  drei  großen  ostafrikanischen 
Seen  und  sämtlichen  Haupteisenbahnen  des  Gebiets  herstellen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Vei-kehrsordnung.  Das  Reichs- 
eisenbahnamt, hat  unterm  24.  April  d.  Js.  einige  Änderungen 
der  Nunmvern  I  a  und  I  d  in  Anlage  C  zur  Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung verfügt.  Das  Nähere  geht  aus  der  Bekannt- 
machung m  Nr.  92  des  Reichs-Gesetizblatts  vom  30.  v.  Mts. 
hervor. 


—  Die  Verhandlungen  mit  den  preußischen  Eiseubahn- 
arbeitern.  Im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten fand,  wie  wir  der  „Dt.  Allg.  Ztg."  entnehmen,  am 
6.  Mai  eine  Besprechung  mit  den  vier  großen  Eisenbahn-Ar- 
beiterorganisationen statt,  an  der  außer  dem  Eisenbahnminis- 
ter auch  der  Finanzmiuister  und  der  Wohlfahiisminister  teil- 
nahmen. Gegenstand  der  Erörterung  war  die  Forderung  der 
Berliner  Eisenbahnar)>eiterschaft,  entweder  eine  Ermäßigung 
der  Lebensmittelpreise  herbeizufühi-en  oder  weitgehende 
Lohnerhöhung  zu  bewilligen.  Die  zweite  Forderung  konnte 
nach  der  Lage  der  Staatsfinanzen  nicht  erfüllt  werden.  Dar 
gegen  wird  der  an  erster  Stelle  gemachte  Vorschlag  der  Ber- 
liner Eisenbahnarbeiter  tatkräftig  verfolgt  werden. 
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Bei  den  Erörterungen  ließen  di«  Minister  keinen  Zweifel 
larüber.  daß  die  Durchf ührung  der  Lohnerhöhung  nicht 
Qur  mit  den  Staatsf inanz>en  durchaus  unvereinbar  sei, 
sondern  auch  «ine  schwere  Schädigung  des  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Lebens  zur  Folge  haben  würde.  Aber  selbst  bei 
1er  Erfiülung  der  Forderung  würde  die  Ursache  der  Notlaoe 
aicht  beseitigt  werden,  weil  die  Lebensmittelmengen  dadurch 
nicht  vermehrt  wiirden.  Im  Gegenteil  werde  die  Laoe  ver- 
schärft werden,  weil  weitere  Arbeitskrcäfte  der  Landwirt- 
schaft entzogen  werden,  und  die  Ernte  daher  im  nächsten 
Jahre  noch  schlechter  ausfallen  werde.  Lediglich  ein  bc- 
v-orzugter  Teü  der  Ar1>eiterschaft  werde  daher  vielleicht  in 
Läse  versetzt  werden,  unter  Ausnützung  des  Schleich- 
landels  sich  besser  zu  versorgen.  Die  übrige  Bevölkf^run" 
lagegen  werde  noch  mehr  darben  müssen.  Außerdem  werde 
he  Beschaffung  der  zur  Durchfühiung  der  Lohnerhöhung' 
^rtordeilichen  mehreren  Milliarden  sich  umsetzen  in  eine 
'ehr  starke  Steuerlast,  sodaß  die  gesamte  Bevölkeruni-  Opfer 
)rmgen  mußte,  um  einem  beschränkten  Kreise  von  Arbeitern 
Mne  Besserung  der  Lebenshaltung  zu  ermöglichen.  Hierbei 
lurfte  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  daß  schon  letzt  an- 
lahernd  90  von  100  Arbeitern  geringere  Löhne  beiögen  als 
he  Lisenbahnarbeiter.  Bei  dieser  ganzen  Sachlage  gäbe  es 
vie  alle  drei  Minister  übereinstimmend  darlegten  nur  einen 
\eg,  der  Besserung  verspreche,  und  der  sei  möglichste 
■ord^jrung  der  Einfuhr  von  Lebensmitteln 
le  den  Kuckgang  des  unerfreulichen  Schleichhandels  und 
lamit  die  Senkung  der  Lebensmittelpreise  zur  Folge  haben 
nirde.  Diese  Frage  hat  bereits  in  einer  tags  zuvor  abo-ehal- 
enen  Besprechung  zwischen  Eeichs-  und  Staatsbehörden  eine 
jmgehende  Erörterung  gefunden.  Als  ein  erstes  Ercrebnis 
lieser  Besprechung  könne  die  bereits  in  der  Presse  o-^nTeldete 
iestellung  eines  Staatskommissars  bezeichnet  werden,  dessen 
Betätigung  aber  nicht  allein  in  der  Erhöhung  der  Warenau.«- 
uhr,  sondern  vor  allen  Dingen  auch  in  der  kräftigen  Stei"-e- 
ung  der  Lebensmitteleinfuhr  zu  suchen  sein  werde.  Die 
rei  Minister  ließen  keinen  Zweifel  darüber,  daß  die  preu- 
lische  Eegiexung  mit  aller  ihr  zu  Gebote  stehenden  Macht 
ich  ihrerseits  dieser  dringendsten  Frage  annehmen  würde 
renn  die  Organisation  des  Reiches  keinen  baldio-en  Erfolo- 
>rkennen  lasse.  Habe  auch  die  Lohnforderung  keine  Erfüf- 
ung  finden  können,  so  dürfe  doch  die  Arbeiterschaft  die  Be- 
nedigung  haben,  daß  sie  durch  ihren  Antrag  zur  Förderum^ 
leser  augenblicklich  wichtigsten  Frage  wesentlich  \>ei- 
etragen  habe  wie  .ia  von  ihr  selbst  in  ihrer  ersten  Eino-ab. 
argelegt  worden  sei,  daß  (^ie  Lohnforderung  erst  dann"  o-^. 
m  lurv^'^'T.  ^hrer  Meinung  nach  die  Bemühungen 

m  die.  Verbesserung  der  Lebensmittelbedingungen  keiSen 
efnedigenden  Erfolg  versprochen  hätten  "  "  " 
Gegenuber  diesen  Ausführungen,  deren  Gewichtigkeit  sich 
e  Arbeiteryertreter  nicht  verschließen  konnten,  vaivde  es 
n  rltl^T'^/'  erachtet,  zunächst  in  einem  kleineren  Kmise'. 
älen  J?"''/"  ^"'^  Eisenbahnorgani-sationen  teilnehmen 
Pn    0-™    w-™-  der  Arbeiterschaft  unter 

en^^gegen wartigen    \  crhältnissen    noch    weiter  geschehen 

—   Die   Eisenbahner  aoffen  den  Streik.    Der  Alloemeine 

m  L  otsdame  Bahnhof  in  Berlin  eine  Sitzung  ab  die  von 
S     Herr  Werkstätten   Groß-Berlins  -beschickt 

il  K^t  '^<^^i:"PPe  gab  einen  ausführlichen  Bericht  über 
10  Konferenz  im  Ministerium  am  6.  d.  M.  (siehe  die  vor 
.ehende  Mitteilung)  der  von  der  Versammlung  sehr  SeifäUio" 
ufgenommen  wurde.  In  der  sehr  lebhafFen  Erörterun- 
;urde  flas  Treiben  des  Deutschen  Eisenbahner-vSl  amfes 
?ß  ?;p^'1r1fh^'^*-  ^^^\^^]'  der  Empörung  darüber  Auscfnick' 
pT^™"?^  '^''^  Verbandes  nicht  verschmähe,  den  radi- 
Kfpn  iJr^"^''"  ^^^«rhalb  des  Verbandes  diewahnsiu- 
S  f  i^**^'*^^*^?  machen,  was  jetzt  wieder  die  Mil- 
aidenforderangen  bewiesen.  Zum  Schluß  nahm  die  Ver- 
imnüung  folgende  Entschließung  an- 

.,-Die  am  7.  Mai  im  Potsdamer  Bahnhof  in  Berlin  tao-ende 
ertrauensmanner-Versammlung  des  Allgemeinen  Eisen- 
iöner-\  erbandes  spricht  der  Leitung  des  A.E -V  für  ihr 
iH^wIr  ]f^«^^T'f  Eintreten  für  die  )>eruflichen '  und 
•hrÄI  v^'J  Interessen  der  Eisenbahner  ihr  uneinge- 
ürankt-es  Vertrauen  aus.  Die  Versammlung  lehnt  das  Ein- 
ffcto>,'°  f'°*°  Eisenbahnerstreik  in  Hinsicht  auf  die  daraus 
itstehenden  außerordentlichen  Schäden  der  Allgemeinheit  in 
fr.  ^xlu^^^^  entschieden  ab.  In  gegenwärtiger  Zeit  ist 
ntd  V  Artikel  des  täglichen  Bedarfs  das 

otwendigste  für  die  Arbeiterschaft.  Ein  derartiger  Preis- 
)bau  bringt,  der  Arbeiterschaft  wirtschaftliche  Vorteile, 
ine  weitere  Lohnsteigerung  würde  nur  eine  abermalioe  Ent- 

^<JhX  t*-^  ^^^''^  l"""; J-"^,^*^  ^^r'^*"  der  Arbeiterschaft 
^üalb  keine  wirtschaftlichen  Vorteile  bringen.    Die  Ver- 


sammlung fordert  daher  mit  aller  Entschiedenheit  den  schnel- 
len Abbau  der  Lebensmittel-  und  Bedarfsartikelpreise  Eine 
nachdrückliche  und  entschiedene  Bekämpfung  des  Schleich- 
handels unter  eingehender  Kontrolle  der  Arbeiterschaft  wird 
hierzu  ebenfalls  für  dringend  erforderlich  erachtet. 

—  Ge^en  den  Eisenbahn-Beamtenstieik.  In  einer  am  9  April 
abgehaltenen  Versammlung  der  im  Eisenbahndirektionsbezirk 
Coln  ansässigen  Vertreter  der  Eisenbahn-Fachvereine  und 
deren  Ort-sgruppen  ist  Einspruch  erhoben  worden  gc-en  die 
am  25.  März  d.  Js.  von  Beamtenvertretern  in  Halle  (Saale)  ge- 
faßte Entschließung  über  den  Eintritt  in  einen  Streik  der 
Eisenbahnl>eamten  für  den  Fall,  daß  die  erhobenen  Forderun- 
gen nicht  bis  zum  10.  April  1919  bewilligt  seien.  Die  Ver- 
sammlung brachte  zum  Ausdruck,  daß  bei  einem  Eisenbahn- 
Beamtenstreik  im  gegenwärtigen  Augeublick  der  völlige  Zu- 
sammenbruch unseres  ohnehin  zerrütteten  Wirtschaftslebens 
zu  befürchten  sei.  Sie  erklärte  sich  bereit,  die  Regierung  bei 
den  ihr  obliegenden  schweren  Aufgaben  weiterhin  zu  unter- 
stützen. 

—  Schnellzu^verbinduuft-  Berlin-Wien.  Zwischen  die.seu 
beiden  Hauptstädten  wird  nunmehr  wieder  eine  Schuellz'ig- 
verbindung  eingerichtet.  Die  zunächst  zweimal  in  der  Woche 
verkehienden  Schnellzüge  werden  neben  den  Wagen  erster 
bis  dritter  Klasse  auch  einen  Schlafwagen  Berlin-Wien  und 
zurück  führen.  Die  Abfahrt  des  von  Berlin  ausgehenden 
Schnellzuges  D  26  erfolgt  Dienstags  und  Sonnabends  vom 
Anhalter  Bahnhof  aus  um  9-20  abends.  Der  Zug  fährt  über 
Regensburg,  Passau  und  trifft  Mittwochs  und  Sonntags  mittag 
in  Wien  ein.  Sein  Ge.genzug  D  21  verläßt  Wien  Mittwochs 
und  Sonnabends  mittag  und  trifft  am  Mouta.g  und  Donners- 
tag in  Berlin  (an  Anhalter  Bahnhof  7,57  vorm.)  ein. 

—  Die  preußische  Eiseubahndirektion  in  Posen.    Wie  die 

„Eeichshauptstädtische  Kori-espondenz"  mitteilt,  ist  im  Bezirke 
der  Eisenbahndii-ektion  Po.sen  der  Zugverkehr  nur  noch  sehr 
unregelmäßig  und  schwach.  Infolge  des  Fehlens  des  Ver- 
kehrs mit  Industrie-  und  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  ist 
kein  Bedarf  an  gestei.gertem  Zugverkehr,  auch  würde  diesen 
der  äußerst  starke  Kohlenmangel  nicht  zulassen.  Zur  Behebung 
der  Geldknappheit  und  zur  Abstellung  der  Unzufriedenheit 
der  Gutsbesitzer  in  der  Provinz  Po.sen  ist  dieser  Ta.ge  ver- 
sucht worden,  Kartoffeln  nach  Deutschland  auszuführen.  Die 
schlechte  Behandlung,  die  die  Polen  jedoch  den  deutschen 
Lokomotivführern  haben  zuteil  werden  lassen,  machten  die 
Ausfuhr  unmöglich.  Von  Wronke  kommende  Händler  be- 
richten, daß  die  Polen  mehrere  Hundert  Eisenbahnwagen  voll 
Kartoffeln  südlich  von  Wronke  bereitgesteiit  haben,  doch  ist 
aus  dem  Abtransport  bisher  nichts  geworden.  Die  Direktion 
wird  jetzt,  nachdem  der  bisherige  Präsident  Schulze  vor 
einigen  Tagen  von  den  Polen  abgesetzt  worden  ist,  von  einem 
Polen,  Eutkowski,  einem  bisher  in  preußischen  Diensten 
stehenden  Eegierungs-  und  Baurat,  geleitet.  Er  war  bisher 
Vorstand  des  Werkstättenamtes  in  Stargard  und  scheint  einem 
„Rufe"  der  Polen  Folge  geleistet  zu  haben.  Er  erhielt  seine 
Verabschiedung  aus  preußischen  Diensten  vor  wenigen 
Wochen  auf  eigenen  Wunsch  (vergl.  die  Personal nachricliten 
auf  S.  364).  Von  den  etwa  zwanzig  Dezernaten  sind  drei 
ebenfalls  von  den  Polen  besetzt  worden,  wählend  die  Herren 
Oberregierungsrat  Kairies  und  Regierungsrat  Schumann  fest- 
gesetzt worden  sind  und  in  einer  Schule  in  Posen  gefangen 
gehalten  werden. 

—  üngültiffkeit  der  Anordnuujä;en  der  bayerischen  Räte- 
reffierung.  Der  bayerische  Verkehrsminister  hat  am  3.  Mai 
mit  Kreistelegramm  verfügt:  Die  Räteregierung  in  München 
ist  gestürzt.  Alle  Anordnungen.  Verträge  und  Zusicherungen 
der  bisherig-en  Machthal>er  in  München  sind  null  und  nichtig. 
Die  rechtmäßige  Regieiaing  behält  sich  vor.  einzelne  dieser 
A^erfügungen  nach  besondei-er  Prüfung  von  sich  aus  in  Kraft 
zu  setzen. 

—  Betriebsräte  in  Bayern.  Die  Regierung  des  Volksstaates 
Ba.yern  erließ  am  22.  April  d.  J.  neue  Bestimmungen  über  die 
Errichtung  von  Betriebsräten,  die  von  demokratischem  Geiste 
durchdrungen  sind  und  auf  der  Grundlage  der  unmittelbaren 
geheimen  Wahl  stehen.  §  1  dieser  Bestimmungen  lautet:  In 
allen  Betrieben,  Verwaltungen  und  Büros,  in  denen  in  der 
Regel  mindestens  10  Arbeiter  und  Angestellte  im  Sinne  der 
Verordnung  über  Tarifverträge,  Arbeiter-  und  Angestellten- 
ausschüsse vom  23.  Dezember  1918  (R.G.Bl.  S.  1456)  beschäf- 
tigt werden,  sind  Betriebsräte  zu  bilden.  Dasselbe  gilt  für 
Betriebe,  in  denen  regelmäßig  zu  gewissen  Zeiten  des  Jakres 
bei  vermehrtem  Aibeitsbedürfnis  mindestens  10  Arbeiter  und 
Angestellte  beschäftigt  werden.  Für  Betriebe  mit  weniger  als 
10  Arbeitern  erfolgt  besondere  Regelung. 
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Zeitung  des  Tereint 
Deutscher  Eisenbahnverwaltunsren. 


Der  Betriebsrat  hat  folgende  Aufgaben'  und  Befugnisse: 
1.  mitbestimmend  mitzuwiiken  beim  Erlaß  und  bei  der  Ände- 
rung der  Arbeitis-  und  Betriebsordnungen,  die  zu  ihrer  ^Virk.- 
samkeil  der  Gegenzeichnung  des  Ausschusses  des  Betriebs- 
rates bedürfen;  2.  mitzuwirken  bei  der  Durchführung  aller 
gesetzlichen  und  verorduungsmäßigen  Vorschriften  .sowie  aller 
vertraglichen  Vereinbarungen  über  Arbeits-  und  Lohnverhält- 
nisse ;  3.  sonstige  Fragen  über  Löhne,  Akkorde,  Gehälter  und 
Arbeitszeit  der  vom  Betriebsrat  Vertretenen  im  Benehmen 
mit  dem  Arbeitgeber  zu  prüfen,  zu  begutachten  und  gemern- 
«am  mit  den  Berufsvereinigungen  zu  lösen;  4.  mitzuwirken 
bei  der  Einstellung  und  Entlassung  von  Arbeitern  und  Ange- 
stellten nach  Maßgabe  der  reichsgesetzlichen  Regelung  zwr- 
schen  den  Berufsvereinigungeu  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer; 5.  bei  der  Regelung  des  Lehiiing&wesens  mitzuwirken 
und  die  Ausführung  zu  überwachen;  6.  den  Vollzug  aller  Be- 
stimmungen über  Arbeiter-  und  Angestelltenschutz  zu  uber- 
wachen, Anregungen  zu  besserem  Schutze  zu  geben  und  die 
Beamten  der  Gewerbeaufsicht  auf  Mißstände  aufmerksam  zu 
machen;  7.  bei  der  Gründung,  Leitung  und  Kontrolle  aller  Ein- 
richtungen für  Wohnung,  Siedelung,  Ernährung  und  sonstige 
soziale  und  Fürsorgeangelegenheiten  der  Arbeiter  und  Ang-e- 
stellten  des  Betriebes  mitzuwirken,  soweit  nicht  gesetzliche 
Bestimmungen  entgegenstehen;  8.  die  Arbeitsbeschaffung  für 
den  Betrieb  zur  Behebung  der  Arbeitslosigkeit  zu  fördern; 
9.  mit  der  Betriebsleitung  bei  der  Prüfung  von  Produktions- 
miethoden, Maschinen,  Werkzeugen,  Eoh-  und  Hilfsstoffen  zu- 
sammenzuwirken;  10.  die  Betriebsleitung  bei  Aufrechterhal- 
tung der  Ordnung  und  Disziplin  zu  unterstützen. 

Bei  der  Wahrnehmung  dieser  Aufgaben  haben  die  Betriebs- 
räte dahin  zu  wirken,  daß  von  beiden  Seiten  Forderungen  und 
Maßnahmen  unterlassen  werden,  die  das  Gememinteresse  schä- 
digen. Der  Betriebsrat  bespricht  sein  Arbeitsprogramm  und 
seine  Tätigkeit  in  festen  Zeitabständen  gemeinsam  init  der 
Betriebsleitung.  Die  Ausführung  der  gemeinsam  mit^der  Be- 
triebsleitung gefaßten  Beschlüsse  erfolgt  durch  die  Betriebs- 
leitung. Ein  Eingriff  in  die  Betriebsführung  durch  selbstän- 
dige Anordnung- steht  dem  Betriebsrat  nicht  zu. 

Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  alle  staatlichen,  mili- 
tärischen und  gemeindlichen  Betriebe  und  finden  sinngemäß 
auf  die  Beamtenausschüsse  Anwendung. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessiscben 
Staatsbahnverwaltung  sind  die  Eegierungsassessoien  Dr.  Jo- 
hannes Schultz  in  Hamburg,  Ger  lach  m  Halle  (Saale), 
Dr  Busch  in  Cöln,  Walther  Fischer  in  Berlin.  Maren- 
bach in  Essen,  Dr.  S  c  h  u  n  c  k  in  Mainz  und  0  p  p  e  r  m  a  n  n 
in  Berlin  sowie  der  hessische  Eegierungsassessor  Wittmer 
in  Frankfurt  (Main)  zu  Eegierungsräten  ernannt.  —  Versetzt 
sind:  die  Oberregierungsräte  Windscheid,  bisher  m  Ber- 
lin als  Oberregierungsrat  zur  Eisenbahndii-ektion  nach  Altona 
und  Pütter,  bisher  in  Altona,  als  Oberregierungsrat  zum 
Eisenbahn-Zentralamt  nach  Berlin,  die  Eegierungs-  und  Bau- 
räte Graebert.  bisher  in  Danzig,  als  Mrtghed  der  Eisen- 
bahndirektion nach  Essen,  Voegler,  bisher  in  Coblenz,  als 
Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Berlin  und  Huber.  bis- 
her in  Euskirchen,  nach  Crefeld  als  Vorstand  eines  Werk- 
stättenamts bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  Crefekl  Oppum, 
die  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  E  a  n  a- 
fier,  bisher  in  Nienburg  (Weser),  nach  Wormditt  als  Vor- 
stand der  daselbst  neu  errichteten  Eisenbahn-Bauabteilung, 
Span  aus,  bisher  in  Bremen,  als  Vorstand  der  Eisenbahn- 
Bauabteilung  2  nach  Czersk,  Dr.-Ing.  Eemy,  bisher  m 
Königsberg  (Pr.),  nach  Pr.  Eylau  als  Vorstand  der  daselbst 
neu  errichteten  Eisenbahn-Bauabteilung  und  Karl  Fröhlich, 
bisher  in  Czersk,  in  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  Halle 
(Saale) ;  —  die  Eegierungsbaumeister  des  Masohinenbaufaches 
Dr.-Ing.  Heu  mann,  bisher  in  Berlin,  nach  Stargard  (Pom.) 
als  Vorstand  (auftrw.)  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisen- 
bahn-Hauptwerkstätte daselb.st,  Heinr.  E  g  g  e  r  s,  bisher  in  Metz, 
als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Eus- 
kirchen, Grahl,  bisher  in  Berlin,  nach  Charlottenburg  zur 
Vertretung  des  Vorstandes  eines  Werkstättenamts  bei  der 
Eisenbahn-Hauptwerkstätte  Berlin^  Grunewald,  Streuber, 
bisher  in  Cöln,  nach  Elberfeld  zur  Vertretung  des  Vorstandes 
des  Eisenbahn-Maschinenamts  daselbst.  Heilbronn,  bisher 
in  Beuthen  (01>erschles.),  nach  Altona  zur  Vertretung  des  Vor- 
standes des  Eisenbahn-Maschinenamts  daselbst,  Hanebuth, 
bisher  in  Magdeburg,  in  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion 
Kattow^itz  und  Klinke,  bisher  in  Braunschweig,  in  den  Be- 
zirk der  Ei&enbahndirektion  Cassel.  —  Die  nachgesuchte  Ent- 
lassung aus  dem  Staatsdienste  ist  erteilt:  dem  Geheimen  Bau- 
rat S  o  m  m  e  r  f  e  1  d  t,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  3 
ia  Essen,  und  dem  Eegierungs-  und  Baurat  B  r  o  s  i  u  s,  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Werkstättenamts  b  Crefeld  Oppum.  — 
Der  Eegierungs-  und  Baurat  Eutkowski,  Vorstand  des 
Eisenbahn-Werkstättenamts  a  in  Stargard  (Pom.),  ist  aus  dem 
St aatsdienst e  ausge schieden. 


Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  sind  zu 
Bauräten  ernannt  worden :  die  Bauamtmänner  Wünsche 
beim  Neubauamt  Meißen,  Edler  v.  Littrow  beim  maschi- 
nentechnischen Büro  und  Welte  beim  Bauamt  Dresden. N.  — 
Vers.etzt  sind:  die  Bauräte  Fischer  vom  Neubauamt  Wür- 
zen zur  Betiiebsdirektion  Leipzig  II,  J  u  n  g  e  vom  Neubauamt 
Plauen  (Vgtl.)  zur  Betriebsdirektion  Leipzig  I,  Krüger  vom 
Neubauamt  Ebersbach  zur  Betriebsdirektion  Chemnitz, 
Welte  vom  Bauamt  DresdenN.  zum  Neubauamt  Schmiede- 
berg, die  Finanzamtmänner  Dr...tur.  Müller  bei  der  Betriebs- 
direktion Chemnitz  und  Dr.-jur.  Eeinige  bei  der  Betriebs- 
direktion Zwickau  zur  Generaldirektion,  die  Bauamtmänner 
Eisner  beim  Bauamt  Schwarzenberg  als  Vorstand  zum  Neu- 
bauamt Glauchau,  Nicolai  beim  Bauamt  Altenburg  I  zur 
Betriebsdiiektion  Dresden  N.,  Seibt  beim  Bauamt  Dresden- 
Fr.  zur  Betriebsdirektion  Zwickau,  Zetzsche  beim  Neubau- 
amt Klingenberg  zur  Betriebsdirektion  Dre.sden  A.,  der  Fi- 
nanzassessor Dr.-iur.  Lehmann  von  der  Generaldirektion 
zur  Betriebsdirektion  Chemnitz  und  der  Regierungsbaumeister 
Klötzer  vom  Bauamt  Pirna  zum  Bauamt  Dresden-Fr. 


Deutschösterreich. 

—  Dienstvorschi  itt  über  die  Errichtung  von  Vertretungs- 
körpern des  Personals  der  d.  ö.  Staatsbahnen.  Diese  Dienst- 
vorschrift, die  im  Einvernehmen  mit  dem  Eisenbahnbeirate 
ausgearbeitet  und  sodann  vom  Staatssekretär  für  Verkehrs- 
wesen im  Erlaßwege  verlautbart  winde,  wird  in  der  Natio- 
nalversammlung als  Gesetzesvorlage  eingebracht  werden. 
Nach  der  Dienstvorschrift  sind  zur  Wahrung  der  Intei  essen 
des  Personales  und  der  im  Euliestande  befindlichen  Be- 
diensteten und  Arbeiter  alle  Personalangelegenheiten,  die  das 
gesamte  Personal  oder  einzelne  Kategorien  betreffen,  ferner 
alle  Dienst-  und  Verdienstangelegenheiten,  die  einzelne  Be- 
dienstete betreffen,  .iedoch  den  Charakter  grundsätzlicher 
Verfügungen  tragen,  nur  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
zwischen  der  die  Verfügung  erlassenden  Dienststelle  und  der 
vom  Personal  auf  Grand  dieser  Dienstvorschrift  gewählten 
Vertretung  zu  regeln.  Diese  Vertretung  ist  auch  berufen,  bei 
.lenen  Dienststelleu,  für  deren  Personal  sie  eingesetzt  ist, 
die  Vermittlung  in  dienstlichen  Angelegenheiten  eines  ein- 
zelnen Angestellten  auf  dessen  Verlangen  zu  übernelimen 
Die  vom  Personal  zu  wählenden  Vertretungskörper  werden 
nach  drei  Sektionen  getrennt  eriichtet,  nämlich  einer  Sek 
t  i  0  n  für  Beamte,  einer  Sektion  für  Unter- 
beamte und  Diener  und  einer  Sektion  für  Ar- 
beiter. Diese  drei  Sektionen  weiden  nach  den  verschiede- 
nen Dienstzweigen  in  Diensjtgruppeu  und  T.Tntergrappen  ein- 
geteilt. Für  jede  der  drei  Sektionen  sind  folgende  Vertre- 
tungskörper zu  errichten:  A.  Veitrauensuiäunerausschüs.se, 
und"  zwar  für  das  Personal  1.  des  Staatsamtes  für  Verkehr.s- 
wesen  (einschließlich  der  Generalinspektion  und  des  Elek- 
trisierungsamtes), 2.  des  Hauptwagenamtes.  3.  des  Tarif- 
erstellungs-  und  Abrechnungsbüros.  4.  .jeder  Staatsbahn- 
direktion (ausschließlich  der  Exekutivdienststellen),  5.  der 
Dienststellen  der  Exekutive.  Bei  den  genannten  Ämtern  und 
Dienststellen  ist  für  jede  DieustgrupT>e  oder  deren  Unter- 
gruppen bei  einer  Anzahl  von  20  bis  einschließlich  50  Be- 
schäftigten der  betreffenden  Dieustgruppe  (Untergruppe)  je 
ein  Vertrauensmann,  von  51  bis  einschließlich  100  je  zwei 
und  für  jedes  angefangene  weitere  Hundert  um  einen  Ver- 
trauensmann mehr  bis  höchstens  zwölf  Mitglieder  und  die- 
selbe Anzahl  Ersatzmänner  zu  wählen.  Diensterupp-en  oder 
deren  Untergruppen,  die  weniger  als  20  Beschäftigte  zähleii, 
sind  der  nächstgrößeren  gleichaitigen  Dienststelle  anzuglie- 
dern- oder  es  sind  mehrere  solche  Dienststellen  zu  einem  Be- 
reich zusammenzufassen.  In  letzterem  Falle  ist  der  Vertrau- 
ensmännerausschuß bei  jener  Dienststelle  zu  eriichten,  welche 
den  größten  Personalstand  hat.  B.  Personalausschüsse.  Am 
Sitze  und  für  den  Amtsbereich  einer  jeden  Direktion. 
C.  Zentralausschüsse.  Beim  Staatsamte  für  Verkehrswesen 
Die  Zahl  der  Vertreter  in  den  Personal-  sowie  in  den  Zeu- 
tralausschüssen  l>eträgt  für  jede  Sektion  je  20  und  ebensovieU 
Ersatzmänner.  i   Tir  p 

Die  Sitzungen  der  Personalvertretung  werden  nach  Mab 
gäbe  des  vorhandenen  Beratungsstoffes  vom  Vorsitzender 
einberufen ;  es  ist  gleichzeitig  hiervon  der  Vorstand  jene) 
Dienststelle  in  Kenntnis  zu  setzen,  bei  welcher  der  betref 
fende  Ausschuß  errichtet  ist.  Auf  Verlangen  der  Hälfte  de: 
Mitglieder  hat  der  Vorsitzende  jederzeit  binnen  acht  Tasei 
eine  Sitzung  einzuberufen.  In  der  Regel  sind  alle  Mitgliedo: 
des  Ausschusses  zu  den  Sitzungen  einzuladen.  Je  nach  den 
Beratungsgegenstande  können  jedoch  auch  mehrere  Sektio 
neu  oder  nur  die  Mitglieder,  welche  den  an  den  'Beratungs 
gegenständen  beteiligten  Dieuslgruppen  angehören,  zu  ge 
meinsamen    Sitzun.gen   einberufen   werden.    Auf  Einladun« 
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u^hmen  auch  die  Amtsvorstände  und  die  Bef«r-enten,  -welche 
die  in   Yerhandluno-  steh€nden  Gegenständ«  amtlich  zu  be- 

h.andeln  haben,  mit  beratender  Stimme  teil. 

Die  in  d€n  Sitzungen  der  Ausschüsse  gefaßten  Beschlüsse 
«ind,  sofern  gegen  sie  von  der  zuständigen  Dienststelle  kein 
Einwand  erhoben  wird,  von  der  Verwaltung  in  kürzestem 
Wege  durchzuführen.  Falls  die  zuständige  Dienststelle  gegen 
Beschlüsse  des  Veitrauensmänner-  oder  Personalausschusses 
einen  Einwand  erhebt,  oder  einer  dieser  beider  Ausschüsse 
mit  der  amtlichen  Durchführung  seiner  Beschlüsse  nicht  ein- 
verstanden ist  und  ein  Einvernehmen  nicht  erzielt  werden 
kann,  so  ist  die  stiittige  Angelegenheit,  sofern  es  sich  um 
die  V  ertrauensmänneraus.schüsse  A  4  und  5  handelt,  dem  be- 
treffenden Pei  sonalausschusse  bei  der  Direktion,  sofern  es 
sich  um  die  Vertrauensmännerausschüsse  A  1,  2,  3  oder  die 
Personalausschüss<.  handelt,  dem  betreffenden  Zentralaus- 
schusse zur  Entscheidung  zu  übermitteln.  Den  Zentralaus- 
schussen  beim  Staatsamte  für  Verkekrswesen  sind  alle  das 
Personal  betreffenden  Erlasse  und  Veifügungen  allgemeiner 
Natur  vor  der  Hmausgabe  vorzulegen.  Falls  ein  Einver- 
uehmen  zwischen  dem  Staatsamte  und  dem  Ausschusse  nicht 
erzielt  wird,  hat  das  Staatsamt  die  Entscheidunc  des  Ka- 
bmettsiates  anzurufen.  Der  Verkehrsausschuß  der  National- 
vereammlung  kann  sich  .iedoch  im  einzelnen  Falle  selbst  diese 
tintscheidung  vorbehalten. 

Die  Mitglieder  derAusschüsse  können  wegen  Äußerungen  und 
landlungen  m  Ausübung  ihrer  Funktion,  falls  sie  nicht  o-eo-en 
3estehende  Gesetze  oder  Verordnungen  verstoßen  nicht  zur 
Veiantwortung  gezogen  werden.  Zur  Teilnahme  an  den  Sit- 
5ungen  und  zur  Ausfühmng  der  Obliegenheiten  ihrer  Funk- 
ion ist  ihnen  die  erforderliche  Zeit  und  bei  Entfernun-^e. 
rom  Dienstorte  die  freie  Fahrt  zu  gewähren.  Für  diese  Zeit 
*  Taglohne  oder  Akkordverdienste  stehenden 

Ausschußmitglieder  den  laufenden  Durchschnittsverdien-^t 
'ur  ciie  leilnahme  an  Sitzungen  außerhalb  des  Wohnorts 
ver(  en  unter  den  m  den  geltenden  Gebührenvorschriften  vor- 
:esehenen  Voraussetzungen  den  Ausschußmitgliedern  Diäten 
'der  Zehrgelder  in  einer  mit  dem  Staatsamte  für  Verkehrs- 
wesen zu  vereinbarenden  Höhe  gewährt. 

Die  Wahlen  in  die  Pei  sonalvertretungskörper  finden  o-,e- 
rennt  nach  Dienstgruppen  und  Untergruppen  nach  dem 
Grundsätze  des  Verhältniswahlrechtes  statt 


Übrige  europäische  Länder. 

-  Die  Kanalfähre.  Der  Gedanke,  den  Verkehr  zwischen 
'^^hf^  ™f  dem  Festlande  durch  eine  Eisenbahnfähre  zu  er- 
Ach  em,  ist  vor  dem  Kriege  gewiß  oft  erwogen,  seine  Duroh- 
rfiS  tr  y^-ifev  beiseite  gestellt   worden,  aus 

r  f  sicli'er  sehr  beachtlich  waren.  Die  krieoerische 
otwendigkeit  hat  aber  dazu  gezwungen,  ül>er  die  Bedenken 
e  der  Überfuhrung  von  Eisenbahnfahrzeugen  auf  Fähr- 
-üitten  z^-ischen  England  und  Frankreich  entgeo-enstanden 
.mwegzusehenj  die  Engländer  haben  denn  auch"  zur  übe": 
^lcht?t^n•A"'"'■t;'^f'^^^*^  über  den  Kanal  ein- 

fsin?lw;S  r  "^  Verbindung  besteht  zwischen  Richborough 
id  r^l  Jf.^i  fTr^-^""  Dover  und  Eamsgate)  auf  englischem 
ntLifr^f.  franzosischem  Gebiet  und  die  andere  zwischen 
uthamptou  und  Le  Havre.  Die  Fährschiffe  -haben  zwei 
eise  auf  denen  5i  Güterwagen  der  in  En-land  iiblichen 
auart  oder  die  entsprechende  Zahl  Lokomoti^^n  und  andere 
ihiz,eug6  befordert  werden  können  Sie  waren  mit  Ge- 
hutzen  bewaffnet,  haben  .iedoch  nur  ^iinmal  von  ihre?  Waffe 
brauch  machen  müssen.  Wegen  ihres  geringen  Tiefganoe.s 
dten  sie  als  verhältnismäßig  wenia-  gefährdet  durch  Unter 
ÄnT/'".  K^f  Geschützen:  Munition 'und  sonSUen 
Äc'.  1*  mit  Hilfe  der  Fahren  unmittelbar  von  der  Fabrik 

Jrde^  sind  1,Th7''r^''?-^r-'^'*^^^'^u  Frankreich  befördert 
Jrden  sind,  haben  die  Fahren  auch  zum  Transport  von  Ver- 
indeten  gedient.    Die  Verwundeten  in  den  so  beförderten 

der  Front  bis  zur  Einlief erung  m  ein  Lazarett  in  England 
d  d^ylitT  "^n^  ^„outhampton  nur  36  Stunden  unterwegs, 
s4iutzf  wtln^']s^'''''AK.'''i°^^  ■'^^'^"^^  ^o^^  für  Operationen 
17^1  L^fflt^  •  Abfahren  eines  ankommenden  Zuges 

mmen  Än!  b^lT  T"'^?  l""^^'^  ^^^"^^'e  gewöhnlich  ^- 
^anf %A^in  Stunde;  doch  ist  es  gelungen,  diese  Zeit 
ch  zL  Sü^X^^^  herabzudrucken.  Die  Zugfähren  weiden 
rwenfFe?^,n  f  io'"""  "^^«V'^fli'en  Kriegsgeräts  aus  Frankreich 
K  bkbehauln  leTdeS*'        "'^  ^'^'^^ 

~rus<fiLj?n  ^p"  ;"^^i-^«hen  Bahnen.  Über  die  Zustände 
russiscüen  Eisenbahnwesen  hatten  wir  erst  in  Nr.  29  S  295 
fe  w1f.hS  '''^^^''^^'1  Meldung  der  Nordischen  Pressezen- 
Hß  berichtet.    Nunmehr  geht  der  „D.  Allg    Ztg "  von  be- 
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i-ufener  Seite  weiteres  Material  zu.  das  wir  nach  die&er  Zei- 
tung hier  wiedergeben: 

Das  russische  Eisenbahn  Verkehrswesen  befindet  sich  zurzeit 
in  einem  Zustande  gänzlichen  Verfalls.   Seit  zaristischer  Zeit 

s'I^daß  df/F^'''h\^\°''^"''^^"  Reparatur  unterworfen 

sodaß  der  Eiseubahukorper  nicht  mehr  betriebssicher  ist.  Di,e 
btationsgebaude  sind  größtenteils  nicht  mehr  bewohnt  die  Gü- 
erschuppen  sind  verfallen,  die  Zentralweichen  und  Signalan- 
lagen versagen  durchweg,  da  sie  aus  Mangel  an  Ersatzte  len 
nicht  ausgebessert  weiden  können.  Moderne  (elektrische  und 
automatische)  Signaleinrichtungen  sowie  praktische  Verlad^^^^ 

.?n  vLlf^'a^cf  dXm^^^^^  BahnwerksTitten  muß- 

ten vielfach  Drehbänke  und  Bearbeitungsmaschinen  an  krie^s- 
ludustrielle  Werke  abgeben,  ohne  daß  bfsher  Ersatz  erschaffen 
wurde.    Insbesondere  macht  sich  ein  völliger  Äge?  an  Be- 
arbeitungsmaschinen  und   Instrumenten   m    den  Lokomotiv- 
werkstatten  bemerkbar.    Im  März  1916  belief  sich  di^  7ahl  rW 
reparaturbediirftigen  Lokomotaven  auf  17  3  %     Im  Mirjam? 
war  diese  Zahl  auf  23,0  %,  im  März  1918  auf  35,3  %  SieSn 
und  im  Marz  1919  betrug  sie  schon  52,4  %.   Die  Zahl  der  reoa 
raturbedurftigen  Wagen  betrug  im  ^ 
März  1916  3,4  %      März  1918   9 1  % 
1917  5,4  %         „     1919  18,8  % 

isf^^^lffv^'^f  n  ^iedergang  des  Lokomotiv-  und  Wagenparks 
ist  der  Verfall  der  Brucken  und  die  Zerstörung  des  Bahn- 
korpers  in  den  vom  Bürgerkriege  berührten  Gegenden  ver- 
hängnisvoll. Von  den  zahlreichen  Unglücksfällen  durch 
Entgleisungen  gelangt  meist  nichts  in  die  Presse.    Die  Aus- 

itl^Zl^''^'^'!^''  ^'l^H'^  '^"^«^  passiven  Widerstand  der 
Eisenbahnarbeiter  verhindert,  unter  denen  sich  viele  Ge^nl  ■ 
des  kommunistischen  Eegimes  befinden.  Aus  Man-el  an 
Metallmateiral  mußte  schon  im  vorigen  Jahre  de?  Neubau 
fm  JaÄlT."  .""'^'^'^l^  eingeschränkt  werden  Während 
heroä^u  wl  h'^  russischen  Fabriken  noch  520  Lokomotiven 
Tqi"flf  werden  konnten,  lieferten  sie  im  Jahre  1918  nur 
191  Lokomo  iven.  davon  152  für  den  Güter  und  39  für  den 
Personenverkehr  Seit  Eroberung  des  Urals  durch  die  Trun^ 
fZ.Z'^  Koltschak  hat  die  Eoheisengewinnung  und  somü  die 
Herstellung  von  Schienenmaterial  für  die  Bahnen  Sowie^ 
üSbar  \nÄ  B.  «ehren enmangel  ist  außerordenXh 

schränkV  tui  ■       "  mußte  bedeutend  einge- 

vonTem'Ve^^^^^^^^  eingestellt  werden.    Ein  klares  Büd 

rl«R  ,  ■  ^?  Verkehrswesens  gibt  auch  die  Tatsache 

daß,  wahrend  im  Januar  1916  noch  72  743  Wagen  und  im 
Januar  1917  noch  70118  Wagen  in  täglichem  UmlTuf  ware^ 
?S'rauf  iVlVwa^r  ''''  Y  Ißß't*  Wag^n  und  im  jTnuar 
4rbeitsleilfunl  7j^T  i*^"^'^^'^.  ^^r.  Ahnlich  ist  auch  die 
.-^-roeiiaieistung  der  Lokomotiven  gesunken  deren  tä o- 
hche  Leistung  im  Jahre  1918  nur  noch  52  Werst  belrug  Un- 
ter diesen  Umstanden  ist  naturgemäß  das  finanzLlle  Ei-eb- 
■ab  d?e  B^^""  unbefriedigend.  Bis  einschlieS  1916^2 - 
Jahre  191?  ""^'^  v^^.*"-  pberschuß  der  Einnahmen.  Im 

Jaliie  1917  dagegen  belief  sich  der  Fehlbetrag  auf  19  Mühar 
en  und  im  Jahre  1918  schon  auf  8  Millianlen  Rubel  Zur" 
Von^fl       ,y-^/l^^li^— tandes  möge  Toljender  FaH 
T  ^       Mitte  Januar  aus  Astrachan  mit  dringlichen 

Lebensmitteln  naeh  Petersburg  abgesandten  Waoen  kamen 
Ende  Marz,  also  nach  2}i  Monaten,  nur  14  Wagln  an  iE 
Bestimmungsort  an.  Unterwegs  mußten  die  Laduno  en  au^ 
t/.T'"  .^'"^'^''^         Schlitten  verfrachtet   und  nach  einem 

?n  Kt  sTXÄ"^^  '^"^n         «ff^^«^  Streck? 

in  oereit  stehende  Zuge  verladen  werden     Ähnliche  FäILp 

kommen  zahlreich  vor.    Die  von  der  Sowietre^eruno  o-etSf 

ne^Cf i'ir'er  Eis'ärr  ''''  'w^fr  voSescS" 

tritt  ßJ,  3-        Eiseiibahnen  nicht  mehr  aufhalten.    Mit  Ein- 

B^Ui^n.   rLTT/'^'T"*^t.^°^f*  iu«*>f«''n  auf  eini?<^ 

•^r  cHe  Fl nferT/^''?''^^''^.^'^''^^^"^^««-   als  es  dann  möglich 
Lt.  die  Flußschiffahrt  als  Transportmittel  hinzuzuziehen 


Allgemeines. 

he^ti^n  ^*;h,rIrT,°<f'^^'*'"^''*        Bahnsfeigkanten.    Bei  der 

Sänkunp^  .^f  ?i  Sparsamkeit   )>edingten  Lichtein- 

bcuianKung    aut    den   Bahnhofen    sei   auf   ein   Mittel  hin 

mö^Lhst  lÄlln  machen  und  dadurch 

flrhi  7^  ■  N  r  ^^oi'zub'eugen.  Dieser  mit  eiufaeher  Kalk- 
tarbe  (Tünche)  hergestellte  Warnungsanstrich  ist  vom  Ge- 
heirnen  Baurat  Hoefer  in .  Cöln  auf  dem  dortigen  Hau^bahn- 
liote  schon  kurz  vor  Kriegsbeginn  angewendet  worden,  als 
nach  dem  grade  voUendefcen  Bahnhofsumbau  infolge  der 
hohen  Bahnsteige  auffallend  viel  Unfälle  eingetreten  waren 
die  man,  obgleich  sie  keineswegs  allein  abends  oder  nachts 
vorkamen,  anfänglich  meistens  auf  ungenügende  Beleuchtung 
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zurückfühiien  wollte     Aber  trotz  deren  wesentlicher  Ver- 
besserung blieben  die  Unfälle  nicht  ans,  und  man  gewann 
.so'^ar  den  Eindruck,  daß  durch  zu  viel  und  zu  helles  Licht 
Eeisendo  und   Bahnhofsbedienstete  niehi-  oder  weniger  ge- 
l>lendet  und  erst  recht  Gefahren  ausgesetzt  wurden.    Der  als 
beste  Abhilfe  gefundene   weiße  Warnungsanstrich  war  da- 
gegen noch  iin  Halbdunkel  und  grade  dann  besonders  auf- 
failcnd    zu   erkennen.    Die  Unfälle  ließen  nach,  obgleich 
späterhin   der  Bahnhof   wegen  der  Fliegergefahr  stark  ab- 
gedunkelt werden  mußte.    Die  Hauptgefahr  lag  in  den  star- 
ken Krümmungen  der  südlichen  Bahnsteigenden  (Übergang 
zur  Rheinbrücke,  die  von  Osten  nach  Westen  verläuft)  und 
hier  wurde    besonders  auf  häufige  Erneuerung  des  Kalk- 
anstrichs gehalten,  nachdem  Versuche  mit  weißen  und  hell- 
roten Kantenplatten  gänzlich  erfolglos  geblieben  waren.  Um 
die  Anstrichskosten  wesentlich  zu  vermmüem,  hat  Geneimrat 
Hoefer  ein  besonderes  Anstrichmaschinchen  herstellen  lassen, 
das  im  langsamen  Schritt  an  der  Bahnsteigkante,  die  zugleich 
als  Führung  dient,  entlang  gefahren  wird  und  dabei,  wenn 
a.uch  nicht  ganz  so  gleichmäßig  wie  der  Handpinsel,  einen 
15  cm  breiten  Kantenanstrich  herstellt.    Inzwischen  ist  auch 
auf  anderen  Bahnhöfen  der  Warnungsanstrich  der  Bahnsteig- 
kanten hergestellt  worden,  .iedoch  scheint  dies  noch  ziemlich 
kostspielig  mit  der  Hand  zu  geschehen.    Auch  auf  die  kleine 
Anstrichmaschine  sei  daher  hiermit  noch  ganz  besonders  auf- 
merksam gemacht. 

Bücherschau. 

—  Aus  Natur  und  Gieisteswelt ;  E.  Haimovici,  Der  Eisen- 
betonbau;  zweite  Auflage.    Verlag  B.  G.  Teubner,  Leipzig- 

Berlin.  Preis  geheftet  1,20  M;  gebunden  1,50  M;  Teuerung*,- 
zuschläge  30%. 

Die  zahlreichen  Anwendungsmöglichkeiten  des  Eisenbetons 
für  Bauwerke  aller  Art  sind  bekannt.  Für  den  Eisenbahn- 
fachmann 'sei  auf  die  wähi-end  des  Krieges  vollendete  Eisen- 
beton-Querbahnsteighalle  des  Hauptbahnhofes  Leipzig  hin- 
gewiesen. Die  großen  Vorzüge  des  Eisenbetons,  namentlich 
die  schnelle  Ausführungsmöglichkeit,  Billigkeit,  Dauerhaftig- 
keit, vor  allem  auch  sein  leichtes  Anpassungsvermögen  hin- 
sichtlich der  Formgebung  und  nicht  zum  letzten  seine  un- 
bedingte Feuersicherheit  werden  ihm  in  Zukunft  vorams- 
sichtlich  einen  immer  noch  wachsenden  Verwendungkreis 
sichern. 

Das  vorliegende  Büchlein  trägt  im  Aufbau  und  in  der  Aus- 
:wahl  des  Stoffes  in  erster  Linie  den  Anforderungen  des 
Nichtfachmanns  Rechnung,  bietet  aber  auch  dem  Fachmann 
ein  gedrängtes  zuverlässiges  Ubersichtsbild.  Was  den  Inhalt 
anlangt,  so  gibt  die  Einleitung  eine  kurze  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Eisenbetonbaues.  Der  erste  Teil  befaßt  siel 
mit  den  im  Eisenbetonbau  verwendeten  Baustoffen,  seiner 
wichtigsten  Grundformen,  mit  der  Ausführung  der  Bauten 
den  wichtigsten  Bauweisen  sowie  ihrem  Anwendungsbereiche 
Der  zweite  Teil  behandelt  das  elastische  Verhalten  der  Bau 
Stoffe,  Eisen,  Beton  und  Eisenbeton  und  die  zulässigei 
Beanspruchungen,  die  Ginndzüge  der  statischen  BerecL 
uung  und  bringt  eine  größere  Anzahl  von  Eechnungs 
beis'pielen.  Die  Neuauflage  herücksichtigt  die  neuesten  amt 
liehen  Bestimmungen  und  Vorschriften  ans  den  Jahren  191 
und  16,  bringt  gegenüber  der  ersten  Auflage  eine  Eeihe  voj 
Abbildungen  neuzeitiger  Ausführungen  und  ergänzt  eine: 
Teil  der  früheren  zeichnerischen  Abbildungen.  Sie  schließ 
sich  den  übrigen  Bändchen  der  Sammlung  recht  gut  au. 

Amtliche  Mitteilungen  der  Ge 

Änderungen  in  der  Mitgliedschaft. 

Die     Linien     der    Niederländischen  Central- 
lE  is  en  b  ahn  ge  Seilschaft  sind  am  1.  Mai  d.  J.  in  den 
Betrieo  der  ueseiiscnait  lur  neu  jjeuieu  \<ju  leuoj-icij-i 
di sehen  Staatseisenbahnen  übergegangen.  Infolge- 
dessen ist  die  Mitgliedschaft  der  Niederländischen  Central- 
Eisenbahngesellschaft  zum  Verein  Deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen  vom  genannten  Zeitpunkt  ab  erloschen.    Ihie  Be- 
triebsstrecken sind   gemäß  §  5,  Absatz  6  der  Satzungen  den 

isehäftsführenden  Verwaltung. 

Vereinsbahnstrecken  der  Gesellschaft  für  den  B( 
Strich  von  N  i  e  d  .e  r  1  a  n  d  i  s  c  h  e  n  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e 
izugerechnet  worden. 

Rundschreiben  der  Geschäftsführendeu  Verwaltung  sind  ■e: 
lassen  worden: 

Nr.  III  43  vom  29.  April  d.  J.  an  sämtliche  \ereinsverwa 
tungen,  betreffend  Ausscheiden  eines  Mitgliedes  aus  dei 
Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  (abgesandt  ai 
6.  Mai  d  J.) 

Am 

Güterverkehr. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b  (Stations- 
tarittafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  8.  Mai  ab  werden 
ilie  im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfen 
der  Kreis  Altenaer  Schmalspur-Eisen- 
bahnen zu  erhebenden  Frachtzuschlägc 
erhöht,  Näheres  enthält  die  am  8.  Mai 
1919  erscheinende  Nummer  des  Tarif- 
anzeigers. —  Das  alsbaldige  Inkraft- 
tieten  der  Erhöhungen  gründet  sich 
auf  die  vorübergehende  Ändei-ung  des 
!?  G  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.G.B1.  1914,  Seite  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Gü- 
terabfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  5.  Mai  1919.  (525) 
Eisenbahndirektion. 

Ltliche  Bekanntmachungen. 

Frachtzuschlag    bei     Sendungen    von       nen    Achkarren.   Bahlingen  (Baden 
und  nach  der  Schweiz,  den  nordischen       Bötzingen.      Breisach.      Burkheim  ü 
Ländern  und  den  Niedei-landen.            schoffingen,     Eichstetten,  Endin»* 

Mit  Gültigkeit  vom  8.  Mai  1919   an       (Baden),   Jechtingen,  Königschaffha 
wird    der  Frachtzuschlag     (siehe  An-       sen,    Nimburg    (Baden),  Oberrotwe 
hang  II  und  III  im  Tarif  2O0)  von  220       Eiegel  Ort  und  Sasbach  (Rhein)  d< 
auf   170%  ermäßigt.    Die   Maßnahme       Zusatz  „Zu  42  a". 
o-ilt  für  alle  deutschen  Binnen-    und          Dresden,  am  5.  Mai  1919.  (o^i 
Wechselverkehre,  in  denen  bisher  der       Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahm 
Zuschlag  von  220%  galt.                            als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Berlin,  den  5.  Mai  1919.            (523)                                              .  . 

Eisenbahndirektion                       Ausnahmetanf  für  ^le  Weiterbeiord 

 '■                       rung  von  Mais  ab  bajerischen  Lage 

Wechselverkehr  Sachsen-Baden.  Tarif-       häusern  nach  Stationen  der  Bayerisch. 

heft  9  B                               Staatseisenbahnen    (rechts  des  KheiD 

Mit    sofortiger    Gültigkeit    erhalten                    vom  1.  Oktober  1907. 
in  der  Kilometertafel  I  die  Stationen          Der  Tarif  tritt  am  1.  Juli  1919  oh 
Biäunlingen,    Furtwangen.     Hammer-       Ersatz  außer  Kraft, 
eisenbach,    Schönenbach,    Vöhrenbach,          München,  den  9.  April  1919.  [o^ 
Wolterdingen  (Baden)  und  Zindelstein       Tarifamt  der   bayerischen  Staatseist 
den  Zusatz  „Zu  IIa"  und  die  Statin-   1            bahnen  rechts  des  Rheins. 

Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr 
Tfv.  5,  Heft  C  II. 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Württemberg    Tfv.  200,    Heft  6   C  II. 

Mit  dem  10.  Juli  1919  treten  die  in 
den  Anhängen  zum  Heft  C  II  und  zum 
Heft  6  C  II    enthaltenen  Ausnahme- 
tarife 7  g  und  7  1  für  Schwefelkies- 
abbrände  in  Kupferhütten  außer  Kraft, 
falls    sie    nicht  durch  den  Friedens- 
schluß von  selbst  wegfallen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Gü- 
terabfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier.  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  5.  Mai  1919.  (524) 
Eisenbahndirektion. 

Die  Patentrechte 

in  Deutschland,  Oesterreich  u.  Ungarn  werden  abgegebe: 

über  eine  mit  Erfolg  angewandte  Einrichtung  an  Fahrzeugen  von 
Zahnradbahnen,  sov^rie  gemischten  Zahnrad- u.  Adhäsionsbahnen  zum 
Einstellen  bezw.  Regulieren  des  Zahneingriffes  der  Bremszahnräder  [7C 

Schweiz.  Industriegesellschaft,  Neuhausen  (Schwe 
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Die  Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei  den  künftigen  Reiohseisenbahnen 


Von  Regierung-srat  Q  u  a  a  t  z  in  Cöln. 


Die  l-rage  der  Neugestaltung  der  Betriebsverwaltungen 
ard  schon  durch  den  Übergang  der  Eisenbahnen  auf  das 
•eich  und  die  Schaffung  einer  Reichseisenbahnverwaltuu- 
eottnet.  Es  würde  nicht  angehen,  die  Organisation  einer 
inzelstaatlichen  Verwaltung,  etwa  der  preußi,schen,  auf  die 
mhseisenbahnen  zu  übertragen.  Dem  .stände  vieles 
itgegen : 

Drängt  auf  der  einen  Seite  alles  zur  Herstellung  einer  Ein- 
ölt im  deutschen  Verkehrswesen,  so  erfordert  auf  der  an- 
dren Seite  gerade  die  steigende  Größe  der  G^samtverwal- 
ng  eme  weitgehende  Dezentralisation.  Die.se  wird  bei  dem 
öergange  der  einzelstaatlichen  Ei.^enbahn Verwaltungen  auf 
^  Keich  ferner  auch  um  deswillen  zur  Notwendigkeit,  weil 
J^ri^  ''*^.^f°^^*^'  "^^^  bisher  eigene  Eisenbahnverwal- 
T  liatten,  Rücksichten  fordert.  Die  Neugestaltung  muß 
^0  nach  2  Richtlinien  geschehen:  Einheit  und  Zu- 
name n  f  a  s  s  u  n  g  auf  der  einen  Seite,  Dezentrali- 
.t^>on     und    Selbstverwaltung    auf    der  anderen 

Aber  auch  praktische  und  fachtechnische  Erfahruncren 
J-JZl    T  ^^S'.    Schon  jetzt  ist%ei 

tS^r  n  '^^^f --^-bahnen  die  Zentralisation  viel  zu 
itgeheud.  Der  Minister  ist  tatsächlich  nicht,  wie  er  es 
,an^,ationsmaßig  sein  sollte,  nur  Aufsichtsbehörde,  son- 
gleichzeitig  oberster  Betriebsleiter.  Der  Krieg  hat  die 
h  f?  ^-»---fällig  gemacht.    Die  Versuche  zur 

"'te,    z.  B.    durch    Einrichtungen    der  Generalbetriebs- 


<^itungen  der  Kriegsl>etriebsleitung  u.  s.  f.,  blieben  ohne 
durchgreifenden  Erfolg  und  mußten  das  bleiben,  weil  sie  den 
Kernpunkt  unberührt  ließen:  Das  ist  die  für  die  Gegenwai' 
nicht  mehr  passende  Organisation  der  Betiieb.verwalfcungen. 

IL 

.Verden  die.er  Dinge  muß  etwas  weiter  ausgeholt 

Treffend   nennt  man  die  Verkehr-sstraßen  unseres  Landes 

1  w  ?JY''"  '^^''^  ^^^^  lebensnotwendige  Or- 
.uane  des  Wirtschaftskörpers.  Geht  man  allem  von  gebunden 
n^tz'e^ne  ^Gesichtspunkten  aus,  so  ist  das  Verkehr" 

i-etz  eines  i^andes  ein  organisches  Ganzes  und  so  weni-  teil- 
bar oder  trennbar  wie  das  Netz  der  Adern  im  Men:chen- 
1.  be.      Einem    einheitlichen    W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  k  ö  r - 

Verkehrsnetz 

Jt'^J^v'  -^^i^'™  natürlichen 

Lebensbedingungen  ist  Deutschland  ein  einheitlicher  Wirt- 

^md i^S-r'^T'  ^^.'^'"^  Bundesstaaten 

.iiid  pohtiscbe,  keine  wirtschaftlichen  Grenzlinien.  Die  wirt- 
schaftliche Einigung,  der  Zollverein,  war  sogar  der  Vor- 
laufer der  politischen  Einigung. 

Anders  aber  war  .das  Schicksal  des  deutschen  Verkehrs- 
netzes. Bis  in  das  Ende  der  70er  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, also  noch  Jahi-e  nach  der  Eeichsgi  ündung,  war  es 
völlig  zersplittert.  Ja  es  herrschte  damals  eine  Art  Eisen- 
b  a  h  n  a  n  a  r  c  h  1  e.  Es  ist  eins  der  unsterblichen  VerJiensie 
Bismarcks  um  sein  Land,  hier  eingegriffen  zu  haben.  Frei! 


Nr.  36 


-    370  - 


Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen. 


lieh  .s«in  weitblick<?n(kr  Plan,  Beich&eisenbalinen  zu  schaf- 
4  scheiterte.  Er  scheiterte  an  d^m  PartikularK^us  d-ei 
orößeron  Bundes,staat*n.  Jeder  baute  für  sich  mnerhalb 
Liner  Glänzen  «ein  Eisenbahnnetz  aus,  durchaus  nicht  mmei 
"  fieundna.hbarlichen  Benehmen.  Die  Verheißung  er 
keichsverfa^sung,  die  ein  „einheitliches  Netz"  der  deutschen 
ifsenbahnen  wollte,  blieb  unerfüllt.  Die  PO^^-cnen  Gren- 
zen der  Bundesstaaten  schneiden  quer  durch  die  gioßen  Vei- 

kehrsadern  Deutschlands.  ,    ,  Wr.tcni,nft^ 

Die  gewaltige  Entwicklung,  die  das  deutsche  Wirtschafts- 
leben von  1890  bis  1914  erfuhr,  wie  di«  furchtbaren  Erfahrun- 
gen des  Weltkrieges  machen  diesen  Druck,  diese  Einschnürun- 
gen immer  empfindlicher,  ja  sie  drohen  leben.- 
o-efährlich   zu  werden. 

"  Daß  das  nicht  jedermann  zum  Bewußtsein  kommt,  hegt  dai-an 
daß  wir  der  Eegel  nach  die  Eisenbahn  nur  als  ^eisemi  lel 
für  Personen  kennen  lernen  und  würdigen.  Für  unser  Wirt- 
schaftsleben wichtiger  aber  ist  der  Güterverkehr  auf  der 
Eisenbahn.    Durch  die  Eisenbahn  vollzieht  f  .^^^^  ^^^^^ 

in    kurzen    Worten     sagen,    unser  wirtschaftlicher 
Blut  um  lau  f.    Dieser  hat  gewisse  Zentralpunkte,  das  sinn 
,Ue  großen  Erzeugungsgebiete  und  die  großen  Mittelpunkte 
des   Bedarfs.     Diese  Z  u  s  a  m  m  e  n  d  r  ä  n  g  u  n  g   v  o  n  E  r- 
zeugung   und    Bedarf     ist    kennzeichnend    für  die 
moderne     Wirtschaft,    Millionenstädte  wie  Großberlin  nut 
seinem  Ries^nbedarf  an  Gütern  aller  Art,  namentlich  Eoh- 
stoffen  und  Lebensmitteln,  sem^m  gewaltigen  Versand  an 
Gütern,  mit  dem  nach  vielen  Millionen  zählenden  Zustrom 
und  Abstrom  an  Eeisenden  kannte  man  früher  nicht  Solche 
Mas5.*npunkte   konnten   sich   erst   bilden  im  Zeitalter  der 
Eisenbahnen.   Nicht  viel  anders  sind  die  Lebensbedingungen 
der  großen  Industriezentren,  namentlich  des  rheinisch-west- 
fälischen.   Von  Dortmund  bis  Düsseldorf  reiht  sich  Stadt  an 
Stadt  Schlot  an  Schlot,  fast  Haus  an  Haus.    Man  kann  vc,n 
einer'  einzigen  Riesenstadt  reden.    Berlin  ist  das  nichtigste 
Verbrauchs-,    das    Ruhrrevier   das   wichtigste  Er^ugungs- 
zentrum  Deutschlands.   Nicht  so  eng  zusammengedrängt  sind 
die  großen  Menschenansammlungen  im  Hüttenbezirk  ües  loth- 
ringisch-luxemburgischen    Grenzgebietes     und     m  Uber- 
schlesien deren  erste  sich  auf  die  Erzvorräte,  die  zv,  cite  auf 
die  Kohle  gründet.   Damit  ist  aber  der  Kreis  der  \  ciurauchs- 
und  Erzeugungszentren  keineswegs  um.schritten.    Alle  Groß- 
städte und  Hafenplätze  gehören  hierzu,  wie  Leipzig,  Mün- 
chen, Mannheim,  Cöln,  Hamburg  usw. 

Denkt  man  sich   die  Güter-  und  P^rsonenbewegung  zwi- 
schen diesen  Brennpunkten  des  Veikehrs  bildlich  dargestellt, 
so  ergibt  sich  ein  kreuzweis  durcheinandergehendes  Netz  an 
Verkehrsströmen  verschiedener  Stärke.     Der    Verkehr  auf 
diesen      Linien,      Strecken,      Bahnhöfe,      Fuhrpark  und 
Personal      alles      ist      darauf     berechnet,  eingerichtet, 
abgemes.sen     und     geschult,     daß     der     Betrieb  un- 
unterbrochen    läuft,     gleichsam     wie    eine  Kette 
ohne     Ende.      Im     regelmäßigen    Pulsschlag  vollziehen 
sich  Zulauf  und  Ablauf  der  leeren  und  beladenen  Guter- 
wagen, laufen  die  Personenzüge  hin  und  her.    Alles   ist  m 
kunstvollen  Fahrplan  Systemen  geordnet.    Stockt  der  Betrieb 
an  einem  Punkte,  so  ist  der  Schaden,  der  dem  Ganzen  zu- 
gefügt wird,  ähnlich  zu  beurteilen  wie  der  Stoß,   den  der 
menschliche  Körper  durch  Stockungen  des  BlutumTauts  er- 
fährt    Seine  natürliche  Elastizität  befähigt  ihn,  eine  Reibe 
solcher  Stöße  auszuhalten;   werden   sie   zu   häufig  oder  zu 
stark,  überschreiten  sie  die  Elastizitätsgrenze,  so  sind  Schwä- 
chungen   die    Folge,    die    schließlich  zum  Zusammeul)ruch 

führen.  ,   ..  „.  t>  +  -,1.^ 

Organisationsmängel  treten  bei  regelmäßigem  Be  riebe 
.^Iten  hervor.  Sie  werden  meist  erst  akut,  wenn  der  Oiga- 
nismus  besonders  beansprucht  wird.  Daher  sind  Verwal- 
tung s  re  f  o  r  m  e  n    fast    immer  Kinder   der  Not. 

Das  o-ilt  in  besonderem  Maße  von  der  Eisenbahn.  Der 
Eisenbahnverkehr  verläuft  an  sich  schon  nicht  völlig  gleich- 


mäßig Er  unterliegt  vielmehr  einmal  Schwankungen,  die 
mit  einer  gewissen  Regelmäßigkeit,  wenn  auch  in  verschie- 
dener Stärke,  wiederkehren,  wie  dem  Ansteigen  des  Verkehrs 
im  Herbst  wenn  der  Ernteverkehr  mit  der  gesieigeiten 
Brennstoff  zufuhr  zusammeufäUt,  sodann  den  großen  Kon- 
junkturschwankungen des  Wiit Schaftslebens;  denn  der  Eisen- 
bahnverkehr ist  ein  Spiegelbild  des  Wirtschaftslebens.  Wir 
haben  also  regelmäßig  wiederkehrende  und 
Konjunkturschwankungen. 

Wie  Eisenbahnverkehr  und  Wii  tschaf tsleben  nicht  nm 
etwa  ■  ursächlich,  sondern  unmittelbar  und  körperlich  zu- 
sammenhängen, zeigt  am  besten  der  K  o hl  en  ve  r  ke  h  r , 
der  weitaus  gewichtigste  Teil  des  Güterverkehrs.  Ihm  sei 
daher  ein  kurzer  Blick  geschenkt. 

Der  Kohlenverkehr  strahlt,  wenn  man  von  den  ^venigei- 
wichtigen  kleineren  Bezirken  namentlich  der  Braunkohle  r.b- 
sieht,  in  der  Hauptsache  von  den  beiden  großen  Kohlen- 
bezirken der  Ruhr  und  Oberschlesiens  aus.  Die  Ruhr  ubei- 
wieo-t  hierbei,  versandte  sie  doch  in  den  letzten  Friedensjahren 
auf  "der  Eisenbahn  allein  etwa  90  Millionen  Tonnen  jährlich 
Das  macht  eine  tägliche  Wagengestellung  von  etwa  30000 
Wagen  aus. 

Wie  ist  eiue  derartige  Leistung  bei  einem  Bestände  von  noch 
nicht  einer  halben  Million  offenen  Güterwagen  in  Deutsch 
land  (im  Jahre  1913)  möglich?    Sie  beruht  auf  einem  em 
heitlichen    System    des     Zulaufs    der   Leerwagen   und  de 
Wao-enveiteilung,   das  hier  nicht  näher  geschildert  werden 
kann  sowie  auf  dem  System  der  Güterzugfahrpläne,  das  den 
Lauf'  der  Züge  regelt.    Der  Betrieb  der  Kohlengruben  nun 
ist  auf  den  ununterbrochenen  Zulauf  der  Leerwagen  und  Ah 
lauf  der  Kohlenwagen  derart  eingestellt,  daß  die  gefordert. 
Kohle  sofort   in   die   Eisenbahnwagen   geschüttet   und  ah 
oefahren  wird.    Auf  eine  Zwischenlagerung  des  Gutes  ist 
weder  der  Gruben-  und  Kokereibetrieb  eingerichtet,  noch  ist 
auf  den  Zechen  hierfür  in  der  Regel  ausreichender  Raum 
vorhanden.    Als    es    im    Kriege    infolge    von  Transport- 
schwierigkeiten nötig  wurde,  2-3  Millionen  Tonnen  Kohk 
und  Koks,  also  eine  im  Verhältnis  zur  Gesamtforderung  ge. 
rino-e  Menoe,  auf  die  Halden  zu  stürzen,  wurde  das  allgeme.r 
als^Kalamität  empfunden.   Jede  schwere  Stockung  des  Eisen 
bahnbetriebes    stört  also  die  Förderung.     Umgekehrt  ubei 
erhebliche  plötzliche  Schwankungen  der  Förderung  auf  dei 
Eisenbahnbetrieb  empfindliche  Stöße  aus.    Schnellt  die  For 
derung  stark  herauf,  so  fehlt  es  an  Wagen,  oder  die  Bahn 
höfe  und  Strecken  werden  überlastet;  geht  sie  scharf  zurucl 
etwa  infolge  Streiks,  so  stauen  sich  die  Leerwagen,  ih 
Zulauf    muß  gehemmt  und   abgelenkt  werden.  VerkehK 
Stockungen  sind  in  allen  diesen  Fällen  die  Folge. 

Im  kleineren  Maße  treten  sie  im  Herbst  häufig,  fast  rege 
mäßig,  auf,  in  der  Regel  im  Gefolge  des  Wagenmangels.  I 
manchen  Jahren,  wie  z.  B.  im  Jahre  1912,  wurden  dieö 
Herbststockungen  gefahrdrohend.  Im  Kriege  endlic 
wurden  sie  fast  zu  Lebensfragen.  Indessen  sei  hier  darar 
nicht  näher  eingegangen. 

Jeder  Vergleich  hinkt.  Ungleich,  den  Funktionen  * 
menschlichen  Körpers,  läßt  der  Eisenbahnbetrieb  bis  zu  ein* 
ziemlich  weiten  Grenze  sich  willkürlich  regeln  und  b 
stimmen.  Das  ist  die  Aufgabe  der  B  e  t  r  ie  b slei  tu  n 
Sie  muß  einmal  den  Verkehr  und  seine  Bedürfnisse  kenn, 
und  Üb6r,schauen,  d.  h.  mit  anderen  Worten:  sie  muß  volk 
Überblick  über  die  Aufgabe  haben,  die  der  Betrieb  zu  los. 
hat.  Sodann  aber  muß  sie  ebenso  genau  die  Mittel  kenao 
die  ihr  für  die  Lösung  zu  Gebote  stehen,  endlich  aber  in 
vor  allem  volle  Herrschaft  über  diese  Mittel,  d.  h.  die  ^ 
taiebsmittel  im  weitesten  Sinne  haben. 

Dem  Fachmann  sind  das  Selbstveiständlichkeiten.  Atm 
Selbstverständlichkeiten   verstehen    sich   nicht   immer  v 
selbst  wenigstens  nicht  in  der  Welt  der  Tatsachen. 

Wie  steht  es  in  Wirklichkeit  gegenüber  dem  schembar 
selbstverständlichen  Ideal  einer  Betriebsleitung  1  Wohi 
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der  deutsche  Wirtechaft-skörper  seit  den  Tagen  von  Motz  und 
Maaßen,  seit  der  Gründung  des  Zollvereins,  eine  Einheit. 
Von  einer  Einheit  im  deutschen  Eisenbahnwesen,  wie  sie 
der  geniale  Ei&enbahnf achmann  Friedrich  List  —  dem  das 
normale  Schicksal  deutscher  Vorkämpfer  für  vaterländische 
Interessen  die  Pistole  in  die  Hand  drückte  —  erträumte,  von 
solcher  Einheit  sind  wir  noch  weit  entfernt.  Im  Eisenbahn- 
verkehr zerfällt  Deutschland  fast  noch  wie  in  den  Tagen 
List's  in  eine  preußisch-hessische,  sächsische,  bayerische, 
württembergische,  badische,  elsaß-lothringische.  oldenbur- 
gische, mecklenburgische  Provinz.  Eine  Zehtralleitung,  die 
in  der  Lage  wäre,  von  einem  Punkte  aus  den  Betrieb  der 
großen  durchgehenden  Linien  zu  regeln,  fehlt.  Ja  sie  fehlt 
zum  Teil  sogar  innerhalb  der  genannten  Eisenbahnprovinzen, 
vor  allem  in  Preußen. 

In  Preußen  verwalten  nebeneinander  21  Direktionen,  deren 
Bezirke  größtenteils  ohne  Eücksicht  auf  die  Be- 
triebsführung abgegrenzt  sind.  Sie  sind  auf  Verstän- 
digung untereinander  angewiesen.  Über  ihnen  steht  nur 
das  Ministerium.  Nach  der  Organisation  ist  dieses  Aufsicht«-, 
nicht  Betriebsbehörde.  Es  ist  also  seiner  ganzen  Einrichtung 
nach  zu  einem  regelmäßigen  Eingreifen  in  den  Betrieb  nicht 
geeignet.  Auch  steht  es  der  örtlichen  Betriebslage  zu  fern, 
als  daß  es  sich  anders,  als  durch  gelegentliche  Eingriffe  be- 
tätigen könnte.  Mit  solchen  ist  man  aus  triftigen  Gründen 
vorsichtig.  Ein  Anlaß  wird  in  der  Eegel  durch  Anrufen  der 
Verwaltungen  gegeben.  Das  stellt  eine  Beschwerde  dar,  ist 
deswegen  auf  keiner  Seite  gern  gesehen  und  hat  die  un- 
erwünschtesten Folgen  für  ein  künftiges  Zusammenarbeiten. 

In  Bayern,  wo  die  Direktionsbezirke  noch  kleiner  und 
betrieblich  daher  noch  weniger  leistungsiähig  sind,  sind  die 
übelstände  entsprechend  größer,  in  den  übrigen  Verwaltun- 
gen, die  Greneraldirektionsverfassung  haben,  geringer;  in- 
dessen macht  sich  bei  diesen  kleineren  Verwaltungen  natur- 
gemäß wieder  der  geringe  räumliche  Umfang  des  Gesamt- 
nctzes  in  der  Betriebsfühi'ung  störend  bemerkbar. 

III. 

Aus  den  hier  in  knappen  Zügen  angedeuteten  Erfahiun- 
gen  ergeben  sich  etwa  folgende  Vorschläge  : 

Bei  der  Neuordnung  wäre  die  Zentralverwaltung 
auf  die  Geschäfte  zu  beschränken,  die  unbedingt  für  das  ge- 
samte Eeichsgebiet  von  einer  Stelle  aus  geleitet  werden  müs- 
sen. Das  wäre  im  wesentlichen  vor  allem  die  Finanzwirt- 
schaft, allgemeine  Eegelungen  und  Vorschriften  in  Verwal- 
tung, Betrieb  sowie  in  den  technischen  Dienstzweigen,  end- 
lich Herstellung  des  Einvernehmens  in  Einzelfällen. 

Die  Betriebsverwaltung  wäre  zu  "  d  e  z  e  n  f  r  a  - 
liisieren.  Hierbei  ist  ein  Übergang  von  Geschäften  der 
Zentralstelle  etwa  an  Direktionen  der  heutigen  'preußischen 
Art  nicht  tunlich,  wenigstens  nicht  in  größerem  Umfange. 
Dafür  wäre  dei->en  Umfang  zu  klein.  Vielmehr  ist  es  an  der 
Zeit,  die  Wirtschaftsgebiete,  die  sich  im 
deutschen  Verkehr sieben  deutlich  abzeich- 
nen, auch  zu  entsprechenden  Verwaltungs- 
bezirken zusammenzufassen.  Ein  Beispiel  wäre 
das  rheinisch-westfälische  Wirtschaftsgebiet  einschließlich 
der  Saar  und  des  Verkehrs  mit  dem  veilorenen  Erzgebiet  in 
Lothringen  (des  sogen.  Euhr-Mosel-Verkehrs). 

Für  je  ein  solches  Wirtschaftsgebiet  wäi-e  eine  General- 
direktion  zu  bilden.  Ihr  läge  die  Eegelung  des  Betriebes 
sowie  die  Disposition  über  Personal  und  Material  im  großen 
ob.  Sehr  wichtig  ist  auch  die  Forderung,  diese  groileu  Außen- 
verwaltungen in  der  Feststellung  von  Bauplänen  und  in  der 
Wirtschaftsführung  möglichst  selbständig  zu  stellen.  Auf 
Jie.sem  Wege  würden  die  ^schweren  Mißstände  vermieden, 
daß  Baupläne,  so  viele  Instanzen  zu  durchlaufen  haben,  daß 
sie  veraltet  sind',  bevor  der  erste  Spatenstich  getan  ist,  ge- 
schweige denn  das  erste  Wagenrad  über  die  Strecke  rollt. 
Ersparte  Mittel  würden  der  Generaldirektion  zu  fi-eier  Ver- 


fügung bleiben,  damit  nicht  vermeidbare  Ausgaben  geleistet 
werden,  nur  weil  sie  einmal  bewilligt  sind.  Darüber  hinaus 
würde  die  Generaldirektion  über  bedeutende  Dispositions- 
fonds verfügen,  damit  sich  die  Wirtschaftsführung  den  je- 
weiligen Verkehrsbedürfnissen  und  der  Verkehnslage  an- 
passen kann.  Man  kann  nur  dann  wirtschaft- 
lich arbeiten,  wenn  man  unter  eigener  Ver- 
antwortung handelt.  In  der  Generaldirektion  würde 
auch  die  praktische  Handhabung  der  Tarifpolitik  zu- 
sammengefaßt, bezüglich  deren  sie  eine  eigene  selbständige 
Verantwortung  in  beistimmten  Grenzen  erhält.  Damit  würde 
der  jetzige  durch  vielköpfige  Konferenzen  und  umständliche 
Berichterstattung  erschwerte  Geschäftsgang  wesentlich  ver- 
einfacht. Das  wird  namentlich  für  die  schweren  Wirtschafts- 
kämpfe, die  uns  bevorstehen,  von  Bedeutung  sein.  In  Per- 
sonal- und  Besch  Werdesachen  wird  die  Generaldirektion  der 
Eegel  nach  die  letzte  Instanz  sein  können.  Wir  werden  uns 
in  Deutschland  wie  so  vieles  auch  den  I  n  s  t  a  u  z  e  n  1  u  x  u  s 
endlich  abgewöhnen  müssen. 

Die  Zuständigkeit  der  Ge  n  e  r  a  1  d  i  r  e  k  t  i  o  n  e  n 
wäre  etwa  folgendermaßen  zu  denken: 

A.  P  e  r  s  o  n  a  1  h  a  u  s  h  a  1 1. 

Personal-Disposition  in  besonderien  Fällen,  Ernennung  und 
Entlassung  von  Beamten  in  besondeis  wichtigen  und  verant- 
wortlichen Stellen,  Lohnwesen,  Angelegenheiten  der  Beam- 
ten- und  Arbeiter- Vertretungen,  Allgemeine  Dienstvor- 
schriften, soweit  sie  nicht  zu  anderen  Abteilungen  gehören 
oder  von  der  Zentralstelle  erlassen  sind. 

Zu  A.  Die  Bezirke  der  Generaldirektionen  sind  als  ab- 
geschlossene Verwaltungsbezirke  gedacht.  Versetzungen  aus 
einem  in  den  andern  Bezirk  sollten  nur  als  Ausnahmen  vor- 
kommen. Das  wird  schon  die  Eücksicht  auf  die  Lebens- 
gewohnheiten des  Personals  verlangen. 

Bei  den  Generaldirektionen  sind  auch  D  isziplinar- 
kammern  zu  bilden.  Deren  Leiter  ist  auf  Lebenszeit  zu 
Ijestellen  und  muß  Eichtereigenschaft  haben.  Die  Besetzung 
der  Disziplinarkammern  muß  derart  sein,  daß  der  Angeschul- 
•digte  unter  iseinen  Eichtern  auch  Standesgenosisen  findet. 
Eine  Reform  des  materiellen  und  formellen  Disziplinarrechts 
wird  hierbei  vorausgesetzt. 

B.   Finanz-  und   W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  w  e  s  e  n. 

Zu  B.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftsverwaltung 
muß  eine  weitgehende  Dezentralisation  eintreten. 
Zu  diesem  Zwecke  werden  in  dem  Spezialhaushalt  jeder  Ge- 
neraldirektion kleinere  Ausführungen  zu  Sammelposten  zu- 
sammengefaßt, innerhalb  deren  die  Generaldirektion  freie 
Verfügung  hat.  Ersparte  Mitt>el  bleiben  zur  Verfügung  der 
Generaldirektion.  Diese  verfügt  ferner  über  einen  eigenen 
Dispositionsfonds,  der  so  hoch  bemessen  sein  muß, 
daß  auch  größere  Ausgaben,  deren  Notwendigkeit  plötzlich 
hervortritt,  a,us  ihm  bestritten  werden  können.  Die  Wirt- 
schaftsführung muß  sich  der  jeweiligen 
Wirtschaftslage   anpassen  Jtönnen. 

C.    Tarifwesen   und  Einnahmekontrolle< 

Zu  C.  Durch  die  Zusammenziehung  des  Tarifwesems  eines 
ganzen  Wirtschaftsgebiets  in  der  Generaldirektion  wird  Dop- 
pelarbeit in  sehr  großem  Umfange  erspart  werden.  Zurzeit 
werden  die  verschiedensten  Aufgaben  gleichzeitig  von  den 
Tarif-Dezernenten  der  verschiedenen  Direktionen  und  deren 
Büros  bearbeitet.  Die  naturgemäß  hervortretenden  Meinungs- 
verschiedenheiten erfordern  umständlichen  mündlichen  und 
schriftlichen  Meinungsaustausch,  nötigenfalls  eingehende  Be- 
richterstattung an  die  Zentralstelle.  Einheitliche  Behandlung 
des  Tarifwesens  in  demselben  Wirtschaftsgebiet  erleichtert 
die  Arbeit,  beschleunigt  den  Geschäftsgang,  sichert  am  ersten 
zutreffende  Entscheidungen  und  gibt  auch  die  Möglichkeit,  die 
Zentralstelle  in  weitem  Umfange  zu  entlasten.  Die  Einnahme- 
kontroUe  (bisher.  „Verkehxskontrollen  I  und  IV  genannt) 
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muß  mit  (km  Tarifwes€n  in  engeren  Zusammenhang  gebracht 
werden  und  ist  daher  derselben  Abteilung  zuzuweisen. 

D.  Allgemeine  Eegelung  und  Leitung  des  Betriebes 
einschließlich  des  Betriebs-j\laschinen-DiensteiS  und  de.s  P'ahi- 
plan Wesens  im  durchgehenden  Güter-  und  Persoueu- 
verkehr.  Allgemeine  Leitung  des  Beförderungsdienstes 
WagenauiSgleieh. 

Zu  D.  In  der  Betriebsabteilung  müssen  sämtliche  Ge- 
schäfte, die  den  Betrieb  auf  durchgehenden  Linien  angehen, 
vereinigt  werdien.  Auf  Einheitlichkeit  der  Leitung  ist^größ- 
tes  Ge^wicht  zu  legen. 

Die  Zuständig-keiten  der  G^neraldirektionen  auf  dem  Gebi^M  c 
des  Betriebes  sind  etwa  in  dem  Umfange  des  Tätigkeitshi- 
leichs  der  jetzigen  Generalbetriebsleitung  gedacht,  jedoch 
mit  dem  grundlegenden  TTnterschied,  daß  die  Generaldirektion 
selbstver-^tändlich  Befehl&gewalt  erhält.  Hierzu  träte  dann 
das  Fahrplanwesen.  Die  Arbeit  der  Generaldirektion  be- 
schränkt sich  hierbei  grundsätzlich  auf  die  obere  Leitung 
und  die  grundlegenden  Arbeiten.  Das  ist  auf  dem  Gebiete  des 
Fahrplans  z.  B.  in  der  Art  möglich,  daß  die  GeneraldiM4itiou 
nach  den  Weisungen  der  Zentralstelle  liezüglich  der  Zahl  der 
Züge  usw.  die  Fahrpläne  der  maßgebenden  Ilauptzüge  (z.  B. 
der  durchgehenden  SchneUzüge),  nötigenfalls  im  Be- 
nehmen mit  den  Nachbar-Generaldirektiouen,  festliegt,  -wäh- 
rend die  Ausarbeitung  der  Fahrpläne  wie  bisher  bei  den  (Be- 
triebs-) Direktionen  erfolgt.  Es  würde  also  an  die  Stelle  der 
Verhandlungen  zahlreicher  Verwaltungen  (Fahrplan- 
konferenzen) die  Entscheidung  der  Generaldirektion 
treten,  natürlich  soweit  nötig  nach  Anhörung  der  Betriebs- 
direktionen. Auch  die  Zentralstelle  würde  damit  im  Fahr- 
planwesea  weisentlich  entlastet. 

Zur  Zuständigkeit  der  Generaldii  ektionen  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Betriebe  hätten  ferner  Programme  zur  Ent- 
wicklung und  Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes  (Bau  Pro- 
gramm e)  zu  gehören,  soweit  Veikehr,  Betrieb  und  Finanz- 
wirtschaft in  Frage  kommen.  Die  Aufstellung  solcher  Bau- 
programme und  deren  ständige  Fortentwicklung  nach  der  je- 
weiligen Lage  ist  von  der  größten  Wichtigkeit  einmal  für  <lie 
Bewältigung  der  Betiiebsaufgaben,  sodann  aber  auch  in  Eück- 
sicht  auf  die  sparsame  und  zweckentsprechende  Verwendung 
der  Geldmittel.  Für  den  Wagen  dien  st  ist  der  Gencraf- 
direktion  ein  W  a  g  e  n  a  m  t  für  die  W  a  g  e  n  v  e  r  t  e  i  1  u  u  g 
anzugliedern.  Die  Zentral-Wagen Verteilung  wird  wie  bisher 
durch  ein  H  a u  p  t  -  W  a  g  e  n  am  t  zu  erfolgen  haben. 

E.  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n  wese  n.  Verteilung  der  Fahrzeuge 
auf  die  Werkstätten.  Beschaffung  von  Fahrzeugen  und 
Oberbaumaterialien  nach  einem  besonderen  Beschaffungsplan. 
Technisches  Versuchs  w  e  s  e  n . 

Zu  E.  Für  die  Beschaffung  der  Fahrzeuge  -nird  a'od  dei' 
Zentralst-elle  ein  Beschaffungsplan  zu  bestimmen  sem,  der  di-,' 
Beschaffimg-  bestimmter  Mengen  den  einzeilnen  Generaldirek- 
tionen  unter  Bezeichnung  der  Lieferwerke  zuweist.  Füi-  die 
eisernen  Oberbaustoffe  sowi^e  für  die  Ilolzsehwellen  werden 
bestimmte  Beschaffungsdirektionen  zu  bezeichnen  sein.  Im 
übrigen  ist  eia«  zu  weit  gehende  Zentralisation 
aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  zu  ver- 
meiden, da  sie  stets  zur  Ausschaltung  kleinei-er  Unter- 
nehmer führt.  Die  örtlichen  Gewerbe  haben  meines  Erach- 
■tens  einen  Anspruch  auf  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  ört- 
lichen Behörden. 

Die  technische  Fortbildung  der  Konstruktionen  wird  wie 
bisiher  durch  Ausschüsse  erfolgen  können.  Diese  Aus- 
schüsse werden  auf  die  eiazelnen  G-eneraldinektionen  verteilt. 

Sehr  wichtig  ist,  daß  der  technische  Fortschritt 
nicht  durch  übermäßige  Zentralisation  g  e  - 
hemmt  wird.    In  diesier  Beziehung  könnte  der  Wegfall 


der  Einzelverwaltungen  Bedenken  erregen  (vergleiche  den 
Aufsatz  des  Prof.  Cauer  in  Nr.  14,  1919  d.  Ztg.).  Man  wird 
daher  für  den  Wegfall  dieser  Stellen,  die  bisher  selbständig 
Neuerungen  erproben  und  einführen  konnten,  Ersatz  schat- 
fen  müssen.  Das  wäre  möglich  dadurch,  daß  den  einzelneu 
Generaldirektionen,  bei  denen  technische  Ausschüsse  be- 
.*tehen,  erlieblichefe  Mittel  überwiesen  wenden,  die  praktisclie 
Versuche  ermöglichen.  Auch  auf  änderte  Mittel  wäre  Bedaclit 
zu  nehmen,  um  Erfindungen  zu  ermuntern:  Prämien,  Gewinn- 
anteile u.  dergl. 

Was  die  Geschäftsführung  betrifft,  so  müssen  die 
leitenden  Beamten  grundsätzlich  von  allen  Geschäften  des 
laufenden  Dienstes  befreit  werden.  Dieser  laufende  Dienst, 
der  laufende  Schriftw^gchsel,  Konferenzen  in  Sachen  nicht  giuml- 
sätzlicher  Bedeutung,  Angelegenheiten,  in  denen  die  Genera  1- 
ilirektion  nicht  die  Geschäftsführung  hat,  usw.  usw.,  sind  von 
Oberbeamten  zu  erledigen.  Diese  rechnen  zu  den  höheren 
Beamten  im  bisherigen  iSinne  und  sind  entsprechend  zu  be- 
zahlen. Sie  sind  gleichzeitig  die  Vertreter  der  leitenden  Be- 
amten. Die  Stellung  ist  ähnlich  gedacht  wie  die  der  Pro- 
k  u  r  i  s  t  'e  n  in  großen  Privatunternelrmungen.  Ihnen  unter- 
steht tunlichst  je  ein  besonderes  Bureau.  Die  leitenden  Beam- 
ten (Direktoren)  können  sich  hiernach  auf  die  allgemeine  Lei- 
tung und  die  Geschäfte  von  grundsätzlicher  und  aUgemeiuer 
Bedeutung  beschränken  und  erhalten  die  Möglichkeit  zu  wirk- 
lich schöpferischei  Arbeit.  Es  wird  erreicht  werden  können, 
in  jeder  Al)teilung  tunlichst  nur  einen  solchen  leitenden  ■ 
Beamten  (Direktor)  zu  haben.  Wo  die  Natur  Oer  Ge-' 
Schäfte  dies  unabweislich  fordert,  können  diesen  Leitenden 
Beamten  noch  1—2  Referenten  zugeordnet  werden,  die  be- 
stimmte Unterabteilungen  leiten. 

.Auf  diese  Weise  wird  es  möglich  sein,  kleine  und  leicht 
übersehbare  Kollegien  zu  schaffen,  deren  Mitglieder  in  der 
Lage  sind,  Fühlung  miteinander  und  Übersicht  über  das 
Ganze  zu  behalten. 

Dem  Präsidenten  der  Generaklirektion  wird,  wie  dem  bis- 
lierigen  Direktionspräsidenten,  die  endgültige  Entscheidung 
nuticr  eigener  Verantwortung  zu  belassen  sein.  Indessen  be° 
darf  es  der  Prüfung,  ob  nicht  die  nach  obigem  reorganisierteu 
Kollegien  erweiterte  Befugnis^se,  namentlich  in  grundsätzlich 
wichtigen  Angelegenheiten,  erhalten  sollten.  Es  sind  das  Fra- 
gen, die  auch  bei  Privatunt'ernehmungeni  eine  Eolle  spielen 
(vergl.  den  Gegensatz  zmschen  Direktionsverfassung  und 
Leitung  durch  einen  Gieneraldirektor). 

Bei  jeder  Generaldirektion  wäre  ein  Landes  eisen- 
bahnrat zu  bilden.  Er  wird  sich  zweckmäßig  zusam- 
mensetzen : 

a)  aus  den  Veriretiern  der  Handelskammern  unid  der  Wirt- 
Schaftsverbände,  wie  sie  bisher  zu  den  Bezü-kseisenbahn- 
räten  wahlberechtigt  waren, 

b)  aus  Vertretern  der  Kommunalverbände  des  Bezirks 
(etwa  der  preußischen  Provinzen  bzw.  der  Bundesstaaten 
des  Bezirks), 

c)  aus  Vertretern  der  Angesitellten. 

Die  Beteiligung  der  Angestellten  ist  eine  Neue- 
rung. Sie  entspricht  meiaem  Vorschlage,  den  Angestellten 
ein.6  Vertretung  im  Verwaltungsrat  der  Eeicheisenbahnge^sell- 
schaft  zu  gewähren.  Die  Vertreter  der  Angestellten  wären 
von  Verbänden  zu  wählen,  denen  auch  bei  einer  später  zu  er- 
örternden Reform  der  Gehalts-  und  Lohnpolitik  l>esondere 
Aufgaben  zugewiesen  werden  könnten.  Das  Ziel  muß  sein, 
in  den  Angestellten  das  Gefühl  der  Gemeinschaftlichkeit  der 
Interessen  und  der  Zusammengehörigkeit  mit  der  Verwaltung 
neu  zu  beleben.  Zu  diesem  Ende  wird  vielleicht  die  Mitarbeit 
bei  allgemeinen  Angelegenheiten  und  fortlaufender  Ein- 
blick in  die  allgemeine  Lage  und  die  Bedürfnisse  der  Eisen- 
balinverwaltung  helfen  können.  (Schluß  folgt.) 
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^chtstundentaS^lowre  der  Wahf  von^*^^  Durchführuno-  des 
mten-  und  Arbeiterschaf  ^«+^1  T  ^^itretungen  der  Be- 
ücksetzuno-  dem  Pci  tm.  ^^"^^  Eisenbahnern  als  Zu- 
'«Pfunden"  wo?de?   Xfch  dir""''," ^'^''^  S^S-^nüber 

ÄntStJSl^ÄSf^  STn  feSa?^: 


Abmilff™  sozialen  Gesetze,  und  sie  bittet  erneut  um 
itesetz^en"  r^h^l'°  Verkehr  zwischen  dem  besetzten  und 
n^n^t^li^  «mschraukenden     Bestimmunoen.  Dre 

EisenShn&ifi™''"  mit   daß  alle  in  Frage  kommenden 

Eisenbahndirektionen  entsprechend  verständigt  worden  sind 
Die  Deutsche  Regierung  müßte  jedoch,  wenn  gegenüber  de  n' 
btmimungen  im  Ersenbahnpersonal  die  Einwirkungen  der  Vor 
fr^ndeVÄ  vr'*f^'^.  '^""^f'^'  ^^^^  Ausbruch  des  Strerks 
den  Ä  änfdL  w"^""'^^  "^'Ti  deutschen  Eisenbahnbehör- 
len  üatur  aut  das  bestimmteste  ablehnen  und  dageoen  prote^- 
InZl-  f'''*^''  vorgesetzte  Beamte  durch  Verhaftung  zu?  Ver- 
antwortung gezogen  würden."  " 

—  Das  bayerische  Verkehrsmlnisterium  hat  am  7  Ma\  an 

"Ä*'-  ^'"^ügung,  wonach  seine  la^fenckn  Ge- 

schafte  so^it  sie  nicht  von  grundsätzlicher  oder  allgemein 
politischer  Bedeutung  sind,  in  ständiger  Vertretung  des  Ve  - 
kehrsminrs  eriums  von  der  Ersenbahndirektion  Nürnbero-  er- 
ledigt werden,  außer  Kraft  tritt.  Die  Abteilungen  des  Ver- 
kehrsministeriums rn  München  sind  wieder  ermächtigt  d  e 
laufenden  Geschäfte  zu  erledigen.  Der  gesamte  Einla  f  sT 
wieder  an  das  Verkehrsmrnist^rium  m  München  zu  liclen 
de^  .'nlT'  ""t^"^*!-^  '^T  Verkehrsminister  selbst  gerichtet  we?: 
BamWg.  Regierung  bleibt  bis  auf  weiteres  m 

—  Erhöhung  der  Aufwandsentschädigungen  bei  Vi.nsahmo 
auswärtiger  Dienstgeschäfte  in  Bavern.  Durch  Bekauni- 
machung  der  Zivilstaatsmiuisterien  vom  6.  Mäiz  1919  ist  auf 
!fA,v,  i'^"^''!  «Wwärtigen  Kriegsteuerung  den  Beamten 
17    Tni    i'qVT  r       i'""  ^         Verordnung  vom 

1/    Juli  1915  bestimmten  Aufwandsentschädigungen  ein  Zu- 

n  ml  n  i^"^  EntschädiguSgsklassen  I 

8^%  betSgf'  ^'  V:  60  %,  VI:  70  %  und  VIT: 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
bahnverwaltung  sind  folgemle  Ändeumgen  eingetreten  Es 

irmnst'e^-"        ^^T^'^^iT'^-  •  ^'^'^  ''''''^'^  '^^^'^  S  a  r  i  a  z  r  n 
Hallr  fqf Zoche  rn  Essen,  Hermann  Meyer  in 
Halle   (Saale)    Ber  nsau  in  Mimster   (Westf.)   und  G  u  t - 
brod   in  Coln  zu  Oberbauräten   mit  dein  Range  der  Ober- 
regi^rungsrate.  -  Es  sind  verliehen  planmäßige  Stellen  für 
Mitglieder  der  Eisenbahndirektionen:  dem  Regierung!- '  und 
Baurat   Veite  in  Danzig  un<l  dem  Hessischen  Regierun^L 
und  Baurat  Sieben   m  Saarbrücken;  -  für  Vomände  der 
Ersenbahn-Betriebsämter:    den     Regieumgsbaumeistem  es 
Eisenbahnbaufachs  August  Sauer  m  Dmschau  und  itra! 
el'"        '"'^ '  ~  ^"^Vorstände  der  Eisenl)ahn-MaschinenänUer  • 
ich   /T:r'T''^'^^''T'f^'\   ^^^^    Maschinenbaufachs  Hein: 
uch  Eggers    m  Euskirchen  und    dem  Hessischen  Re^  e 
rungsbaumerster  des  Maschinenbaufachs  Robert  Wag  n  er  m 
Gottingen;  -  für  Vorstände  der  Eisenbahn-Werkstättenämter 

?ieu^fn™^-'^^«r"^*'l™..^'*'^  Maschinenbaufach  Dr^lno- 
u  r  J'u  '^  IQ  Stargard  Pomm.)  und  Walter  K  ö  n  i  o-  i n 
Berlm-Schoneherg;  -  für  Regierungsbaumeister:  den  Reo-ie- 
i^gsbaumeistern  des  Eisenbahnbaut'achs  Joseph  M  ü  1 1  e  r  fn 
Düsseldorf.  G  e  i  e  r  und  F  rank  e  über  g  in  Elberfe  d  und 

LVchi'nen'lia!'f  "'t'^"T^"'  "'"''''^  E'^Ä'^erani^sbaime  Ser  dei 

Maschmenbaufachs  Hempel  m  Hannover  —  Versetzt  sind- 
er Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Riemann 
Ä        ^^°f  ^'^111  .^len  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  nacdi' 
Karl   V  o  i  t     bi^h^'f  '''^'^  Eisenbahnbauf  ach 

nach  Breslau        n/r  V.  f";,  Eisenbahndirektion 

l  P  1  f    i~"  ,E>«r  Regierungs-  und  Baurat  Albert  M  e  n  - 

gestorbem  Eisenbahn-Betriebsamts  Hohensalza,  Tst 


Deutschösterreich. 


auernde  Abschnürung  des^  besetVten  "  rXl "i*^  i?"" 
briffen  Deutschland  die  i^ümmu nT.flTii  ^^V'^t^'s  von  dem 
iit  auch  der  Eisenbahnan-e^t^pfÄ  der  Bevölkerung  und  da- 
nflußt.  Die  Deutsche  ■Rp*-''-^^*'^'^  "^^^^  ^^.s  ungünstigste  be- 
"ngendste   hre  FÄruno"^^^^^^^  ^^^^^^  das 

^^sAchtstundentagJV^ri^ifdei^^on^tS"^^^^^^^^^^^^ 


,1^77^      If  Einfuhrung  der  Sommcrzoit.    Der  Widerstand  in 
er  Bevölkerung  gegen  die  Einführung  der  Sou  iiie.  A  "  hat 
die  Regierung-  veranlaßt,  die  am  15.  April  erganoenrVol  L  t 
anweisung  über  Einführung  der  SoiLierzeit  "wieder  au  2^^^^ 


1         Wahlordnung  für  die  Vertretungskörner  des  Per*n..ni. 

Wahl  in  (Siehe  Nr.  35,  S  ±  ^^'  me 

Wahl  in  die  A^ei  tretungen  ist  allgemein,  geheim  und"  lircdit 
denTn  n'^"^  '^"^  Grundsatz  des  Proporzes  ge  .eun  nach 
den  m  der  Dienstvorschrift  angeführten  Dienst o-ruppen  bzw 
I  ntergruppen  für  die  drei  Au."schüsse.  Wahlbe"rechtS  sfml 
alle  männlichen  und  werblichen  Personen  im  Alter  von  i  ber 
Tace  Jem^h^'  '"T'h  mindestens  90  Tage  Z  dem 
keh?«wl  1  Wahlausschreibung  durch  das  Staatsamt  fiir  Ve^ 
kehiswesen  im  Dienste  der  Staat^bahnverwaltung  g(itanden 
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hab«ii  und  jener  Dienstgruppe  angehören,  für  welche  die 
Wahl  vorzunehmen  ist.  Wählbar  ist  jeder  Wahlberechtigte, 
iler  am  Tage  der  Wahl  24  Jahre  alt  ist,  mindestens  ein  Jahr 
bereits  im  "Dienste  der  Staatsbahnverwaltung  steht  und  jener 
Dienstgruppe  (Unteigi-uppe)  angehört,  für  welche  die  Wahl 
vorzunehmen  ist. 

—  Wiedereröffnung  des  Fi-achtverkehrs    mit  Triest.  Die 

italienische  Waffeustillstandskommission  ist  bestrebt,  die  Wie- 
dereröffnung des  freien  Verkehrs  mit  Triest  anzubahnen. 
Hierbei  wird  beabsichtigt,  eine  unmittelbare  Bahnverbindung 
zwischen  Italien  und  Deutschösterreich  mit  Umgehung  der 
südslawischen  Strecke  teinzuleiten.  Wegen  Aufnahme  eines 
ixjgelmäßigen  Frachtverkehrs  mit  Triest  haben  in  den  letzten 
Tagen  bereits  Verhandlungen  mit  den  zuständigen  Stellen 
stattgefunden.  In  diesen  Beratungen  gelangten  die  eisenbahn- 
technischen Voraussetzungen  zur  Besprechung,  um  die  Wieder- 
eröffnung des  Güterverkehrs  baldmöglichst  durchzuführen. 

—  Der  Rechnungsabschluß  der  Südbahu.  Die  Südbahn  ver- 
öffentlicht ihre  Gewinn-  und  Verlustrechnung  für  das  Jahr 
1918  die  mit  einem  Gebarungsabgang  von  12 159  615  Kr.  ab- 
schließt. 

Erträgnisse:  1918     gegen  1917 

Kronen 

Betriebseinnahmen   379  438  068     +132  636  804 

ab  • 

Betriebsausgaben   319  743  093     +126  322  309 

Besondeie  Ausgaben,  u.  zw.: 

Wohlfahrtsauslagen   16  742  496     +    3  620  916 

.    Realsteuern,  Gebührenäquivalent 

usw.     .   608  923     —        62  04C 

Österr.    Erwerbsteiier    samt  Zu- 
schlägen für  den  Bahnbetrieb  .       4145  753     —    1  154  37o 

Ungar.    Erwerbsteuer    samt  Zu- 
schlägen für  den  Bahnbetrieb  .   902^359 

342  142  624     —      380  513 

daher  Eeinertrag  der  Hauptbahnen  37  295  444     +    4  290  513 
und    unter    Berücksichtigung  der 
Ergebnisse  aus  dem  Betriebe  der 

Lokal-    und    Pachtbahnen    mit  or,r.nro 

einem  Verlustsaldo  von  ...    .  4  410  4j]9     +       872  053 


verbleiben    .  . 
hierzu  die  Erträgnisse  des  Grazer 
Walzwerkes,     der    Fabrik  für 
Sicherungsaulagen  und  der  Hotel- 
anlagen am  Semmering  .... 

Summe  der  Erträgnisse  

Lasten: 
Erfordernis  für  die  Verzinsung  der 


32  885  035     +    3  418  460 


892  518 


278  690 


33  777  553     +    3 139  770 


47  351 


Anlehen  ..........     57  207  794 

ab : 

Beitragsleistung  der  Staatsverwal- 
tung zur  Verzinsung  und  Tilgung 

des  5proz6ntigen  Anlehens  ...  1  524  095  unverändert 
Jahresrente  für  den  /li-Anteil  an 

der  Wiener   Verbindungsbahn  .  <)6  000  „ 

Jahresrente  der  ungar.  Eegierung  571  429  „ 
Jahresrente  der  Italien.  Eegierung     28  158  163_  ■, 

30  319  687 

verbleiben    .  . 

Kote-  und  Stempelgebühren  für 
Aktien  und  Obligationen    .    .  . 

den  Bahnbetrieb  nicht  betreffende 
Zentralleitungskosten  .... 

Bezüge  des  Verwaltungsrates  .  . 

Saldo  der  Zinsen  und  verschiedene 
Abrechnungen  usw  

Wertabschieibungen  von  den  An- 
lagekosten   .   12  511623     +       497  030 

Summe  der  Lasten  


26  888  107  —  47  351 
1  851  936     —         2  824 


1  009  269 
117  600 

3  558  633 


+  172  381 
unverändert 

+     1  372  339 


45  937  168     +    1  991  575 


noch  um  126,3  Millionen  Kronen  über  das  Ausmaß  des  Jahres 
1917  hinaus  gewachsen,  insbesondere  die  durch  die  allgemeine 
Teuerung  bedingten  erhöhten  Personalauslagen  und  Material- 
beschaffungskosten. Die  Auslagen  für  Kohle,  die  schon  im 
Jahre  1917  einen  Aufwand  von  rund  35  Millionen  Kronen  er- 
foi  dert  hatten,  sind  im  Berichtsjahre  auf  mehr  als  80  Millionen 
Kronen  gestiegen.  •   ,   ,•     *  i 

Unter  den  besonderen  Auslagen  sind  die  Auslagen- 
für Wohlfahrtseinrichtungen  um  rund  3,6  Millionen  Kronen 
gestiegen,  dagegen  ist  der  Aufwanu  an  Steuern  zuruckge- 

"  Die  Ergebnisse  im  Betriebe  d^r  Lokalbahnen  haben 
'sich  etwas  gebessert,  dagegen  haben  sich  .jene  im  Betriebe  der 
Pacht  bahnen  infolge  der  Petriebskostenteüung  neuerlich 
sehr  erheblich  verschlechtert.  ■  j  j- 

Die  gesellschaftlichen  Industrien,  das  sind  die 
Südbahn  werke  m  Wien  und  Graz,  hatten  unter  dem  Mangel  au 
Eohstoffen  und  Betriebsmaterialien,  insbesondere  an  Koüle, 
empfindlich  zu  leiden.  ^  i       c  ™  „ 

Der  Geschäftsgang  der  H  o  t  e  1  a n  la  g  e n  auf  dem  Semme- 
rino- litt  noch  mehr  als  in  den  Vor.iahren  durch  die  Einschrän- 
kungen des  Eeiseverkehres  und  insbesondere  auch  durch  die 
wachsenden  Schwierigkeiten  der  Lebensmittelbeschaffung. 

—  Einffliederung  des  Luftfahrtwesens  in  das  Staatsamt 
für  Verkehrswesen.  Mit  Vollzugsanweisung  der  Staats- 
reo-ieruuo-  vom  15.  April  1919  wurde  die  künftige  Gestaltung 
und  Entwicklung  des  Luftfahrtwesens  in  Deutschösterreich 
der  Obsorge  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  ubertragen. 
Zur  Vorbereitung  der  Durchführung  dieser  Vollzugsanwei- 
sung hat  der  Staatssekretär  für  Verkehrswesen  das  zur  stan- 
dio-en  Vertretung  sämtlicher  Fach-  und  Interessentenkreise 
des  Luftfahrtwesens  bestehende  „Komitee  für  das  deutsch- 
österreichische Luftfahrtwesen"  zu  einer  geDaeinsamen  Be- 
rn tun  o-  eino-eladen.  Bei  dieser  Avurde  festgestellt,  daß  eine 
gedeihliche"  staatliche  Verwaltung  der  Luftfahrtangelegen- 
heiten nur  in  einem  engen  Zusammenarbeiten  mit  den  her- 
vorragenden Fachleuten  auf  dem  Gebiete  des  Luftfahrtwesens 
erblickt  werden  könne.  In  der  Sache  selbst  wurde  hervor- 
o-ehoben,  daß,  abgesehen  von  dem  militärischen  Flugwesen, 
heute  keinerlei  Grundlagen  für  einen  geregelten  Betrieb 
dieses  Verkekrezweiges  bestehen.  Diese  Grundlage  m  emem 
Gesetze,  das  die  allgemein  gültigen  Normen  für  den  Lutt- 
fahrtbetrieb festlegt,  sofort  zu  schaffen,  sei  die  erste  Auf- 
o-abe  die  dem  Staatsamte  für  Verkehrswesen  zufallt.  Die 
nächste  Aufgabe  werde  es  sein,  Vereinbarungen  mit  den  aus- 
wärtigen Staaten  für  den  zwischenstaatlichen  Luftverkehr  zu 
treffen. 

_  Personalnachrichten.  Die  Oberinspektionsräte  Ing.  Adolf 
Lobmeyr  und  Ing.  Hermann  Baravalle  wurden  zu 
Hofräten  bei  der  Generalinspektion  der  Eisenbahnen  in  der 
fünften  Eangklasse  der  Staatsbeamten  ernannt  —  ver- 
Ueh  en  wu^de  mit  Nachsicht  der  Taxe  dem  Oberbaura  e  im 
Staatsamt.rfür  Verkehrswesen  Ing.  Karl  Alter  der  Titel  und 
SSi  eines  Ministerialrates  dem  mit  dem  Titel  emes  Sek- 
tif.Tic;rat#s  bekleideten  Obermspektionsrate  Otto  Sarntheim. 
deTmiTdem  Titel  efnes  Oberbaurates  bekleideten  Oberinspek- 

i^sSe  Ing.  Eugen  Austin,  den  Oberinspektionsraten  Ing. 
Karl  Soyka  und  Ing.  Hugo  Luithlen  sowie  dem  mit  dem 
Titel  eines  Oberbaurates  bekleideten  Obermspektionsrate  Ing. 

idalbert  Stieglitz  der  Titel  und  Charakter  eines  Hofrate, 
und  schließlich  dem  mit  dem  Titel  eines  Eegierungsrates  be- 
kkideten  Obermspektionsrate  Dr.  med.  Siegmund  Fried  der 

Titel  eines  Hofrates. 


Gebarungsabgang  ..  .  12159  615  —  1  148195 
Die  B  e  t.  r  i  e  b  s  e  i  n  n  a  h  m  c  n.  die  im  J ahre  1917  gegenüber 
1916  eine  Steigerung  um  rund  53,1  Millionen  Kronen  erfahren 
liatten,  zeigen  im  Bei  icht-sjahre  bei  einer  schätzungsweise  un- 
gefähr gleichen  Betriebsweise  eiue  neuerliche  Zunahme  um' 
nmd  132,6  Millionen  Kronen.  Diese  Zunahme  ist  vor  allem 
auf  Tarifmaßnahmen  zurückzufühi-en,  die  nicht  nur  den  Zivil- 
personen- und  Zivilgüterverkehr,  sondern  auch  den  Militär- 
vorkehr umfaßten. 

Die  Betriebskosten,  die  im  Jahre  1917  um  53,4  Milli- 
onen Kronen  höher  waren  als  im  vorangegangeneu  Jahre,  sind 


Tschecho-slowakisohes  Gebiet. 

—  Schiffsmaterialankauf  durch  die  tschecho-slowakische 
ResrierunÄ.  Aus  Prag  wird  gemeldet,  daß  die  techecho-slowa- 
Msche  Eegierung  Schiffsmaterial  im  Werte  von  fünf  Millionen 
Kronen  fiir  die  Elbeschiffahrt  von  der  sächsischen  Eegierung 
angekauft  habe. 


Südslawisches  Gebiet. 

_  Erhöhung  der  Frachttarife  bei  den  S.K.S  Staatsbahne^ 

Wie  aus  Laibach  gemeldet  wird,  beabsichtigt  1*""° 
der  südslawischen  Staatsbahnen,  schon  m  .^«r  nächsten  A<it 
,eine  wesentliche  Erhöhung  der  Frachtentarife  durchzuführen^ 
Die  Vorarbeiten  sind  bereits  beendet.  Man  nimmt  an.  daß  ciie 
Erhöhungen  bis  zu  200  %  li>etrageu  werden. 
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—  Prinz  Heinrich-Eisenbahn.  Obolekh  die  Geueralvei- 
sammlung-  des  Unternehmens  bereits  am  27.  v.  Mts  stattoeluu- 
d«n  hat.  werden  erst  jetzt  die  AbsohlußzahLen  bekannt.  Da- 
nach bleibt  die  Gesellschaft  wieder  dividendenlos.  Der  Vor- 
stand weist  darauf  hin.  daß  sich  das  Verjiältnis  von  Betriebs- 
auso-aben  zu  Betriebseinnahmen,  das  von  Januar  bis  August 
von  118  %  auf  78  %  zurückoeoangen  war,  in  den  letzten  Mo- 
naten wieder  dauernd  erhöht  hat,  so  daß  es  schließlich  170  % 
betrug.  Der  Verkehr  hat  sich  seit  Abschluß  des  Waffenstill- 
standes nicht  gebessert.  Der  Bahnbetrieb  hat  nur  einen  Über- 
schuß von  744  567  Fr.  gegen  1,832  Mülionen  Franken  im  Vor- 
jahre erbracht.  Da  dem  Personal  eine  Sonderzulage  von  3,701 
Mill.  Franken  gewährt  werden  mußte,  ergab  'Sich  ein  Verlust  von 
3-641  Millionen  Franken,  wovon  1,039  Millionen  Franken  aus 
der  gesetzlichen  Eücklage  gedeckt  und  der  Eest  von  2,601  Mil- 
lionen Franken  vorgetragen  wird.  Im  vorigen  Jahre  war  noch 
ein  Gewinn  von  357  236  Fr.  erzielt  worden. 

Die  Verhandlungen  wegen  der  von  der  deutschen  Eegierung 
zu  leistenden  Entschädigung  sind  noch  nicht  abgeschlossen. 
Emstweilen  wurde  ein  Betrag  von  187  500  Fr.  unter  Vorbehalt 
von  der  Gesellschaft  entgegengenommen. 


übrige  europäische  Länder. 

—  2000  V.  Gleichstrombahn  Nvon-La  Cure.  Eine  27  km 
lauge  elektrische  Überlandbahn  ist  zur  Verbindung  des  Gen- 
ter Sees  mit  den  .ienseits  des  Jura  gelegenen  französischen 
Ortschaften  m  Betrieb  gesetzt  worden.  Die  Strecke  hat  1  m- 
Spurweite,  607oo  größte  Steigung  und  '  50  m  kleinsten  Krüm- 
mungshalbmesser. Nach  Mitteilung  der  Zeitschi  ift  „Elektro- 
technik und  Maschinenbau'-  iiberwindet  «ie  824  m  Höhen- 
unterschied. Unter-  und  Oberbau  .sind  für  10  t  Achsdruck 
bemessen.  Der  Strom  wird  aus  einem  mit  3  Motorumformern 
ausgerüsteten  Nebenwerk  von  GOO  kW  Leistung  bezogen.  Das 
Umformerwerk  wird  mit  Drehstrom  von  11 500  V  gespeist. 
Die  Gleichstromspannung  wird  durch  Schnellregler  von 
Brown.  Bovert  &  Cie.  geregelt;  diese  Fiima  hat  auch  die 
sonstige  elektrische  Ausrüstung  der  Bahn  geliefert.  Die 
Fahrleitung  besteht  aus  Profilkupferdraht  von  80  qmm  Quer- 
schnitt und  ist  mit  einfacher  Aufhängung  und  doppelter  Iso- 
lierung an  Holzmasten  mit  35  m  mittlerem  Mastenabstand  be- 
festigt. Als  Speiseleitung  dienen  zwei  Kupferdrähte  voi 
9  mm  Durchmesser.  Diese  reichliche  Bemessung  ist  erfor- 
derlich, weil  bei  der  Bergfahrt  von  zwei  66  t  schwereu 
Zügen  der  Spannungsabfall  25%  nicht  überschreiten  darf. 
Zum  Betriebe  mit  täglich  sieben  Zügen  in  jeder  Richtung 
dienen  drei  30  t  schwere  vierachsige  Personenmotorwagen, 
zwei  Motorwagen  für  Personen-,  Gepäck-  und  Postverkehr 
sowie  mehrere  Anhängewagen.  Die  Motorwagen  sind  mit 
vier  lOOpferdigen  Motoren  ausgestattet,  von  denen  je  zwei 
bei  2000  bis  2200  V  Fahrdrahtspannung  ständig  in  Reihe  ge 
schaltet  sind.  Die  mittlere  Reisegeschwindigkeit  der  Ziige 
beträgt  24,5  km/St,  die  Höchstgeschwindigkeit  48  km/St. 

—  Organisation   des   Militärtransportwesens    in  England. 

Wegen  der  großen  Verschwiegenheit,  die  in  England  über  die 
Organisation  und  die  Leistungen  des  Militärtransportwesens 
beobachtet  worden  ist,  ist  bi.-her  verhältnismäßig  wenig  übei 
diese  interessante  Seite  der  englischen  Kriegsführung  bekannt 
geworden.  Die  nachfolgen d.en  Angaben  sind  einem  Artikel 
der  Times  entnommen. 

Ein  Ergebnis  der  Reise,  die  Sir  Eric  Geddes  im  August  1916 
zur  Erörterung  wichtiger  Veikehrsfragen  nach  Frankreich 
unternahm,  war,  daß  an  Stelle  des  von  einem  Hauptmann  ge- 
leiteten Stabes  des  Kriegsministeriums,  der  sich  bis  dahin  mit 
der  Bearbeitung  der  militärischen  Transportfragen  befaßt 
hatte,  eine  neue  Organisation  durch  die  Bildung  der  G  e- 
neraldirektion  für  Transporte  und  Eisenbah 
nen  (Directo  r-G  eneral  of  Movement  s  and  Rai! 
ways)  geschaffen  wurde.  An  der  Spitze  dieser  großen  Ab- 
teüung  des  Kriegsministeriums  steht  als  Director-General  Sir 
Sam  Fay.  Ihm  unterstehen  drei  Abteilungen  unter  Leitung 
je  eines  Brigadegenerals,  nämlich:  eine  Bauabteilung  (Eisen- 
bahiien,  Feldbahnen  und  sonstige  Anlagen),  eine  Transport- 
abteilung und  eine  Abteilung  für  Wasserwege.  Die  Bau- 
abteilung zerfällt  wieder  in  Unterabteilungen  für  Politik-, 
Material-  und  Personalangelegenheiten;  sie  ist  es,  der  die 
•^hnelle  Durchführung  von  Sendungen  nach  den  verschiedenen 
Kriegsschauplätzen  oblag,  um  das  Gleichgewicht  unter  den 
Verbündeten  herzustellen.  Die  Beschaffung  von  Material  ist 
während  des  Krieges  immer  mehr  gewachsen.  Die  Times  be- 
rechnet die  Beschaffung  auf  8990  Meilen  Gleise.  3401  Loko- 
motiven und  Triebwagen  und  72  796  Wagen.    Seit  dem  Tage 


ihrer  Gründung,  im  Sept.  1916,  entsandte  die  Abteilung  1291 
Beamte,  41900  britische  und  21087  koloniale  Eisenbahuange- 
«tellte  über  See.  Ihre  Ausbildung  erfolgte  auf  einem  großen 
Übungsplatz  m  Longmoor.  Von  großer  Bedeutung  war  auch 
die  Ausbildung  und  Vei Sendung  von  Ei.senbahutruppen  aus 
den  britischen  Kolonien.  Australien  und  Kanada,  Südafrika 
und  Neu-Seeland  haben  solche  Truppen  hergegeben;  von  den 
in  Frankreich  beschäftigten  Eiseubahntruppen  hat  Kanada 
Uber  50  %  gestellt.  Das  Mateiial  nii(i  Personal  für  Ostafrika 
und  Mesopotamien  kam  aus  Indien,  das  auch  eine  beträchtliche 
Menge  von  Schienen  nach  Ägypten  und  Saloniki  sandte,  in 
Mesopotamien  sind  lund  um  Bagdad  neue  Ei.senbahnlinien  an- 
gelegt worden,  eine  von  ihnen  soll  die  Verbindung  durch 
Nordwest-Persien  herstellen.  Bei  Bagdad  und  Basra  laufen 
Eisenbahnen  zusammen,  die  einen  Umsatz  vou  wöchentlich 
33C00  t  (Oktober  1918)  vermitteln.  Bekannt  sind  die  dichten 
und  weitverzweigten  Eisenbahnanlagen,  die  mit  Hilfe  der 
Engländer  an  der  frauzu.^ischen  ricm  gebaut  worden  sind. 
Auch  die  Wiederaufnahme  und  Steigerung  der  Kohlenförde- 
rung im  Pas-de-Calais  und  im  Lens-Disirikt  ist  zum  großen 
Teil  der  Hilfe  der  Engländer  zu  verdanken.  An  der  Durch- 
führung hat  die  Bauabteilung  wesentlich  mitgewirkt  Sie  hat 
dort  umfangreiche  Betriebsanlaüen  ti-e-clialfen.  'Als  dü» 
Schiffahrtslage  infolge  des  U-ßootkrieges.  insbesondere  im 
Miitelraeer,  bedrohlich  war,  mußte  die  englische  Kriegsleitung 
möglichst  viel  Transporte  auf  den  Landweg  verweTsen.  Es 
wurde  deshalb  ein  neuer  Hafen  bei  Taranto  gebaut,  von  wo 
aus  die  von  Frankreich  oder  Italien  abgesandten  Truppen  ver- 
laden wurden.  Baracken  und  Lager  für  die  Unterbringung 
von  mehreren  tausend  Soldaten,  ausgedehnte  Hafenanlagen 
wurden  mit  britischer  Hilfe  hergestellt. 

Die  T  r  a  n  s  p  o  r  t  a  b  t  e  i  1  u  n  g  hatte  die  Beförderung  von 
Mannschaften,  Tieren,  Munition  und  Vorräten  aller  Art  nach 
allen  Kriegsschauplätzen  zu  bearbeiten.  In  den  ersten  9  Mo- 
naten 1917  wurden  insgesamt  befördert:  Mannschaften: 
4  863  096,  Vieh:  310154,  Munition,  Materialien  usw.  7  335  370  t. 

Die  Abteilung  für  Wasserwege  und  Docks  über- 
wachte nicht  nur  die  Wassei  transporle  des  Inlandes,  sondern 
auch  den  Bedarf  an  Material  und  Personal  für  die  übersee- 
ischen Docks  und  den  Bau  verschiedener  Häfen.  Von  dem 
von  ihr  eingerichteten  Betrieb  mit  Kanalfähr  booten  ist  in  der 
Presse  viel  berichtet  worden. 

Außer  diesen  drei  Hauptabteilungen  haben  an  dem  Militär- 
transportwesen noch  ver.schiedene  Stellen  mitgewirkt,  so  die 
Beschaffungsstelle  für  Eiseubahnbedarf,  der  ausführentle 
Eisen bahnausschuß,  der  das  ganze  Personal  aus  den  biitischen 
Eisenbahnen  herausgezogen  und  nach  sorgfältiger  Auswahl 
zusammengestellt  hat;  ferner  eine  Abteilung  für  Lazarettzüge 
u.  a.  m.  Alles  in  allem  ist  die  Times  der  Ansicht,  daß  sich 
das  englische  Feldeisenbahnwesen  im  Kriege  vorzüglich  be- 
währt hat. 


Bücherschau. 

—  Dr.-Ing.  Otto  Blum.  ord.  Professor  an  der  Technischen 
Hochschule  in  Hannover:  Der  Wiederaufbau  unseres  Ver- 
kehrswesens (mit  Ausnahme  des  Seeverkehrs).  Deutsche 
Verlags-Anstalt  Stuttgart  und  Berlin  1919.    Geh.  1  M. 

Conrad  Haußmann  hat  unter  dem  gemeinsamen  Titel  „Der 
Aufbau''  eine  Flugschriftensammlung  herausgegeben,  die  der 
Wiederaufrichtung  uns'Cres  Staats-,  Wirtschaft«-  und  Kultur- 
lebens dienen  soll.  In  dem  vorliegenden  3.  Heft  dieser  Samm- 
lung behandelt  Prof.  Blum  eine  unserer  wichtigsten  Zukunfts- 
fragen, deren  richtige  Lösung  zur  Gesundung  unseres  Wirt- 
schaftslebens wesentlich  beitragen  kann.  In  einer  an  das 
große  Publikum  gerichteten  Schrift  von  etwa  30  Druckseiten 
kann  und  will  er  nicht  in  die  Tiefen  der  einzelnen  Aufgaben 
dringen,  die  zur  Durchführung  des  Wiederaufbaus  mitwirken 
sollen.  Er  muß  sich  vielmehr  darauf  beschränken,  sie  in 
groben  Zügen  anzudeuten. 

Blum  ist  kein  Optimist.  Er  verkennt  die  durch  den  Krieg  und 
die  Revolution  geschaffene  Lage  des  Verkehrswesens  und  die 
Gefahren  nicht,  die  uns-ere  Zukunft  durch  den  Fanatismus  dei 
Entente  einerseits  und  den  Niederbruch  unserer  wirtschaftlichen 
Quellen  andererseits  bedrohen.  Trotzdem  glaubt  er  aber  an 
die  Möglichkeit  eines  Neuaufbaus.  Vor  allem  baut  er  auf 
die  unzerstörbaren  Vorteile  der  verkehrsgeoo-raphischen 
Lage  unseres  Vaterlandes  als  Durchgangslandes  für  die 
wichtigsten  Verkehrsbeziehungen  Europas,  auf  die  Bedeutung 
Berlins  als  Sammelpunkts  des  Eisenbahnverkehrs  von  Ost- 
europa und  avf  die  Rolle,  die  der  Rhein  für  den  Güterverkehr 
nach  wie  vor  wird  spielen  müssen.  lEr  rechnet  auf  eine 
Verringerung  des  Verkehrs  mit  dem  Westen  und  auch  auf 
mancherlei  Einbuße  im  inländischen  Verkehr.  Dagegen 
glaubt  er,  daß  der  Durchfuhrverkehr  hochwertiger  und  leicht 
verderblicher  Güter  Deutschland  wird  bleiben  müssen,  und 
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(la(5  auch  üii  BinU'envcrk'Chi-  'ciii  Aufschwuno:  auf  manchen 
ik'bi'etcu,  uanicullich  für  dLo  Hcförderunii'  der  zum  Wieder- 
aufbau •erforderlichen  Kohstoffe,  M't'rkz'euoe  uud  t^eräte  sich 
•eutwicbelu  wird.  AUerdino-A  wird  auf  vieles  verzichtet  wer- 
den müssen,  was  vor  dem  Krie.o'e  unerliililich  erschi^en :  auf 
di'C  hohen  i\ihr2e«chwiudi.ok'eil'en  der  Schnellzüo'C,  auf  Luxu-s- 
und  KnrswaK'en,  auf  tlas  A^i'er-KlasS'en-Sy.st'em,  auf  ko»st- 
■spreli.n-e  Bauten  usw.  Auch  maucbe  Einrichtunseu.  die  we^en 
der  holien  Fahrweschwindio-keit  betrieblich  notweudij»-  waren 
(gewisse  Unterführunoeu,  Bahnhofserweiterungen,  höchst- 
wertige Signaleinrichtungen)  würden  dadurch  ganz  entbehrt 
oder  eingeschränkt  werden  können.  Ferner  empfiehlt  Blum 
eine  reichlichere  Vei Wendung  unserer  natürlichen  Kohstoffe, 
Stein  uud  Holz,  zum  Ersatz  von  Eisen  beim  (.Tleis-,  Brücken- 
und  Hochbau.  Auch  durch  eine  Vereinheitlichung  und  Ver- 
einfachung der  Beschaffung  von  Betriebsmitteln  glaubt  er, 
große  Ersparnisse  erreichen  zu  können.  Wenn  an  Stelle  der 
bisherigen  Sonderkoustruktionen  nur  wenige  Standai  d-Typen 
träten,  so  werde  sich  die  Herstellung  der  Betriebsmittel  oder 
dei  einzelnen  Teile  verbilligen. 

Auch  auf  die  Frage  der  Re  i c  h  se  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  geht 
Blum  ein.  Er  ist  der  Auffasisung,  daß  die  frühereu  Bedenken 
gegen  die  Vereinheii'lichung  durch  ilie  Neugestaltung  der 
l>olitischen  uud  wirtschaftlichen  \'erl(ältnis*e  viel  an  Be- 
deutuuig  verloren  haben,  uud  daß  auch  die  Schwierigkeiten 
einer  finanziellen  Auseinandersetzung  zwischen  den  einzelnen 
Bahn\erwaltungen  kein  Hinderni.s  mehr  bilden  sollten,  da 
die  ängstliche  Abwägung  einiger  Millionen  gegenülier  den 
für  den  Wiederaufbau  notwendigen  IMiMiarden  keine  Rolle 
spiele.  Dagegen  sieht  er  in  der  Schaffung  von  Reichsbahnen 
ein  gewaltiges  Mittel,  das  dem  deutschen  Volksstaat  gegebeü 
würde,  um  den  Gedanken  deutscher  Einheit  nach  innen  und 
außen  kraftvoll  zu  verwirklichen  und  nach  einer  Reihe  von 
Jahren  wieder  Einnahmen  dem  Reiche  zuzuführen.  Blum  be- 
fürwortet zur  Leitung  der  Reichsbahnen  nicht  bloß  ein  Reichs- 
bahnamt, sondern  ein  „Reichsverkehrsamt",  d.  h.  eine  Be- 
hörde, die  alle  Fragen  des  Verkehrswesens  im  weitesten 
Sinne  umfa.ssen  «oll.  Das  Amt  soll  da-s  Eigentum  und  den  Be- 
trieb  aller  Verkehrsanstalten  übernehmen,  die   dem  durch- 


gehenden Verkehr  dienen,  d.  h.  Post,  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechwesen, Vollbaliuen  uud  die  großen  Binnenwasser- 
straßen. Klein-  und  Straßenbahuen  kSoUen  dagegen  im  Privat- 
betrieb oder  im  Betriebe  öffentlicher  Körperschaften  ver- 
Ideiben.  Als  besondere  Abteilungen  des  Reichsverkehrsamts 
möchte  Blum  eine  Kleinbahnabteilung  und  ferner  eine  Zen- 
tralstelle eingerichtet  wissen,  die  alle  A'erkehrs fragen  im 
Hinblick  auf  die  I^andesverteidigung  einheitlich  bearbeiten 
und  mit  erprobten  Fachleuten,  die  im  Kriege  das  Eisenbahn- 
wesen geleitet  'haben,  besetzt  werden  müßte.  Er  glaubt,  <laß 
dadurch  eine  Einschränkung  der  Eisenbahnabteilung"  des 
Generalstabes  und  der  Eisenbahntruppe  erzielt  werden  könnte. 


Der  SchriftleituDg  sind  folgende  Bücher 
zugegangen: 

Lüttke,  Dr.:  Die  Vernichtung  unseres  Wirtschaftslebens 
durch  die  Sozialisierung.  Verlag  Ernst  8.  Mittler  &  ,Sohn, 
Berlin  1919,  Kochstr.  68/71.  Broschüre. 

Arbeitseber-Fra^en  und  -Gedanken  zum  SozialisierunÄS- 
ircsetz.  Verlag  „Tischlergewerk",  Essen  1919.  Broschiert 
50  ^  (bei  Massenbestellung  Pieiisermäßigung). 

Güldners  Kalender  für  Betriel)sleitung  und  piaktischeu 
Maschinenbau  1919.  Hand-  und  Hilfstouch  für  Besitzer  und 
Leiter  maschineller  Anlagen,  Betriebsbeamte,  Technikerv 
Monteure  usw.  Begründet  von  H.  Gülduer,  herausgegeben  von 
Pr9f.  A.  Freund.  2  Teile.  Verlag  H.  A.  Ludwig  Degener, 
Leipzig  1919.    Preis  5        zuzüglich  25  'tö  TeuerungszuscMag. 

Essich,  Dr.-In^-. :  Die  Ölfeuei-ungstechnik.  Verlag  von 
Julius  Springer,  Berlin  1919.    Preis  geh.  .s  M. 

Der  Eisenbetonbau,  von  Dipl.-lng.  H.  Haimovici.  2.  Auf- 
lage. 275.  Band  der  Sammlung:  Aus  Natur  und  Geisteswelt. 
Verlag  B.  G.  Teubner,  Leipzig  u.  Berlin  1918.  Pieis  geb. 
1-50  M.,  Teueningszuschlag  30  %. 

Der  Waffenstillstand.  Sonderheft  der  Europäischen  Staats- 
und Wirtschafts-Zeitung,  Verlag  von  Dr.  A.  Hofiichter, 
Berlin.    Preis  3  Jl 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Rundsehreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltung  sind 
e  r  1  a  s  m-  u  w  o  r  de  n  : 

Nr.  V  72  vom  3.  Mai  d.  J.  an  sämtliche  Vereins- 
verwaltuntjen  mit  Ausnahme  <ler  preuß.-hess.  Eisenbahndirek- 
tionen, der  Generaldirektion  der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Loth- 
ringen und  der  preul)ischen  Jlilitärbahn,  betreffend  Austausch 


der  Geschäftsberichte  der  V ereiusverwaltungen  (abgesandt 
am  9.  Mai  d.  J.) 

Einschränkung    der  Abfertigungsbefusnisse    von  Stationen. 

Sächsische  Staats  ei  senbahnen.  Der  an  der 
Linie  Frohburg-Kohreu  gelegene  Bahnhof  Frohburg 
Schützenhaus  ist  infolge  cles  Abbruchs  aller  Nebengleise 
und  Weichen  in  einen  Haltepunkt  umgewandelt  worden. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Binnentarif  der  Braunschweig-Schönin- 
ft-er  Eisenbahn. 

Mit  Wirkung  vom  20.  d.  Mts.  werden 
für  die  Station  Wittmar  folgende 
Frachtzuschläge  eingeführt : 

a)  für  Eil-  und  Frachtstückgut 

für  100  kg  24  Pf. 

b)  für  Wagei^ladungen 

1.  für  Steinkohlen.  Koks, 
Braunkohlen  u.  Preßkoh- 
len aller  Art  für  100  kg.    2,2  „ 

2.  für   alle    übiigen  Güter 

für  100  kg  2,4,. 

Braunschweig,  den  9.  Mai  1919.  (529) 
Braunschweig-Schöninger  Eisenbahn- 
Atitien-Ge  Seilschaft. 
Der  Vorstand. 


Sächsischer  Binnen-Gütt  rverkehr . 

Vom  15.  Mai  1919  an  wird  auf  dem 
Halte])unkt  B  e  d  e  r  w  i  t  z  beschränkter 
Eil-  und  Frachtstückgutverkehr  zuge- 
lassen. Näheres  über  die  Fiachtber-'ech- 
nung  ist  aus  unserem  Verkehrsanzeigei' 


zu  ersehen,  auch  geben  die  Abferti- 
gungsstellen  Auskunft 

Dr-esden,  am  8.  Mai  1919.  (528) 
Gen. -Dir,  der  Sächs.  Staatseisenbahnen. 


Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr 
(Tfv.  5)  Heft  C  II. 

Mit  dem  15.  Juli  1919  tritt  der  im  An- 
hang enthalten©  Ausnahmetarif  7  h  für 
Roteisenstein  außer  Kiaft,  falls  er  nicht 
durch  den  Friedensschluß  von  selbst 
wegfällt. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier.  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  7.  Mai  1919.  (533) 
Eisenbahndirektion. 


Binnentiertarif  der  Mecklenburg-Schwe- 
rinschen  Landeseisenbahn. 

Der  Binnentiertarif.  Teil  11^  vom 
15.  Juni  1909  wird  vom  1.  Juni  1919 
durch  eine  Neuausgabe  ersetzt.  Der 
neue  Tarif  ist  durch  die  Güterabferti- 
üungen  zum  Preise  von  75  Pf.  zu  be- 
ziehen. 

Schwerin,  den  7.  Mai  1919.  (530) 
General-Eisenbahndii-ektion. 


Sächsisch-Schweizerischer  Güter A^erkehr 
über  Lindau-Ronianshorn  (Verkehr  mit 
Basel  und  Schaffhausen). 

Die  Bekanntmachung  vom  27.  April 
1919,  betreffend  die  Erhöhung  de^ 
Frachtzuschlag«  von  170  v.  H.  auf  200 
V.  H..  wird  aufgehoben. 

Dresden,  am  9.  Mai  1919.  (531) 
Gen. -Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahutn. 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Deutscher     Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäcktarif  Teil  I.    (Tfv.  2000.) 

Voraussichtlich  zum  15.  Juli  1919 
wird  der  Tarif  neu  ausgegeben.  Die 
Neuausgabe,  durch  die  der  gleichnamige 
Tarif  A'om  1.  ]\Iai  1916  nebst  Nachträgen 
I.  IX.  aufgehoben  wird,  enthält  unter 
anderem  Änderungen  und  Ergänzun.geu 
der  Ausführungsbestimmungen  zur 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  sowie  der 
Anlagen  des  Tarifs,  insbesondere  Er- 
höhungen von  Überführgebühreu. 

Berlin,  den  8.  Mai  1919.  (532) 
Eisenbahndirektion. 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Herausgegeben   im    .Auftrage   des   Vereins   Deutsclier  Ei.senbatinverwaltiingen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.  Oberregierungsrat  Dr.   v.   Ritter  in  Berlin. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  S.  Hermann  &  Co,  in  Berlin  SW. 
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Die  Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei  den  künftigen  Reichseisenbahnen. 

(Schluß  aus  Nr.  36.) 


IV. 

Alle  die  Geschäfte,  die  vorstehend  nicht  den  General- 
dii^ektionen  zugewiesen  sind,  würden  wie  bisher  von  den 
Betriebsdirektionen  zu  leisten  sein.  Ihre  Aufgabe 
wäi^e  also  die  Bewältigung  des  laufenden 
Dienstes  und  die  Aufsicht  über  die  ört- 
lichen, Dienststellen. 

Auch  hier  wird  eine  möglichst  große  Selbstän- 
digkeit anzustreben  sein.  Eine  Eeihe  von  Entscheidun- 
gen, die  bisher  in  der  Zentralinstanz  getroffen  wurden,  und 
zwar  in  allen  Dienstzweigen,  werden  auf  die  Betriebsdirek- 
tionen übertragen  werden  können,  z.  B.  die  Feststellung 
kleinerer  Entwürfe,  die  jetzt  in  übergroßer  Anzahl  in  der 
Zentralstelle  vorgelegt  werden  müssen  und  dort  sachlich  nicht 
geprüft  werden  können.  Bewilligung  kleinerer  Ausgaben  aus 
einem  auch  bei  den  Betriebsdirektionen  zu  bildenden 
kleinen  Dispositionsfonds,  Verwendung  ersparter 
-Mittel,  Entscheidung  in  Personalangelegenheiten  sowie  im 
Lohnwesen  usw.  Das  Verhältnis  der  Betriebs- 
direktionen zu  den  Generaldirektionen  wäre  so 
zu  ordnen,  daß  jene  diesen  nur  in  denjenigen  Geschäftssachen 
untergeordnet  sind,  die  von  der  Zuständigkeit  der  General- 
direktionen umfaßt  werden.  .  In  allen  übrigen  Sachen  würden 
die  Betriebsdirektionen  unmittelbarmit  der  Zentral- 
stelle verkehien.  Die  Zentralstelle  würde  insbesondere 
auch  die  allgemeine  Dienstaufsicht  unmittelbar  ohne  Vermitt- 
lung der  Generaldirektionen  ausüben. 

Die  Bezirke  der  Betrieb sdirektionen  hätten 
sich  möglichst  an  die  bestehenden  Verwaltungsbezirke  anzu- 
lehnen, indessen  wären  in  allen  Teilen  des  Eeiches  möglichst 
gleichg-ewichtige  Bezirke  zu  schaffen.  Diese  müßten  einen 
fjnifang  haben,  der  die  Einschaltung  von  Zwischeninstanzen, 
wie  sie  in  den  preußischen  Betriebs-,  Verkehrs-,  Maschinen-, 
Werkstättenämtern  bestehen,  unnötig  macht.  Dies  wird  da- 
durch erleichtert,  daß  auch  den  äußeren  Dienststellen  eine 
wesentlich  größeie  Selbständigkeit  gegeben  wird  (s.  unten). 
In  Preußen  wären  die  größeren  Direktionsbezirke  zu 
verkleinern,  indem  neue  Direktionen  mit  dem  Sitze 
an    Mittelpunkten    des    Verkehrs    in    die    bisherige  Be- 


zirkseinteilung eingeschoben  werden.  Auf  diese  Weise  könn- 
ten namentlich  die  großen  westlichen  Direktionsbezirke 
,  Frankfurt,  Cöln,  Elberfeld,  Essen  "und  Hannover  entlastet 
werden.  Umgekehrt  würde  in  Bayern  der  wiederholt  er- 
wogene Gredanke  ausgeführt  werden  können,  einzelne  Direk- 
tionen zusammenzulegen. 

Durch  die  Übertragung  wichtiger  Diensfgeschäfte,  nament- 
lich solcher,  die  früher  zeitraubenden  Meinungsaustansch 
und  Meinungsausgleich  erforderten,  auf  die  Generaldu'ektio- 
nen,  femer  durch  die  Übertragung  von  Entscheidungen  der 
Zentralstelle,  die  früher  umständliche  Berichte  nötig  mach- 
ten, auch  auf  die  Betriebsdirektionen  selbst,  weiter  durch  die 
Erweiterung  der  Zuständigkeit  der  Dienststellen,  endlich  durch 
die  bereits  erwähnte  Einrichtung  der  Oberbeamten  würde 
auch  bei  den  Betriebsdirektionen  ein  leicht  übersehbai-e.s 
Kollegium  von  wenigen  Köpfen  geschaffen  und  eine  straffe 
Leitung  des  äußeren  Dienstes  erreicht  werden. 

Der  gleiche  Grundsatz  straffer  Zusammen- 
fassung auf  der  einen  Seite  und  weitgehender 
Selbständigkeit  auf  der  anderen  Seite  wird  für 
die  Einrichtung  der  äußeren  Dienststellen 
gelten  müssen.  Daß  auf  einem  Bahnhofe  für  jeden  Dienst- 
zweig nebeneinander  völlig  selbständige  Dienststellen  tätig 
sind,  die  ihrerseits  wieder  nach  Fachrichtungen  getrennt,  be- 
sonderen Ämtern  als  Zwischeninstanz  unter  den  Direktionen 
unterstellt  sind,  ist  schon  für  den  Laien  wenig  verständlich. 
Bezüglich  des  Personals  liegt  es  nicht  viel  anders. 
Die  verwickelte  Gliederung  der  Ämter  ist  dem  einfachen  Ar- 
beiter und  Unterbeamten  nicht  leicht  verständlich  und  noch 
heute  nicht  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen. 
Es  ist  bezeichnend,  daß  diese  „Ämter"  nach  mehr  als  zwei 
Jahrzehnten  ihres  Bestehens  im  großen  Publikum  so  gut  wie 
unbekannt  sind.  Wasi  sich  aber  im  Volksbewußt- 
sein  nicht  einprägt  und  durchsetzt,  pflegt  an 
inneren  Mängeln  zu  kranken. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedürfen  N  e  u  b  a  u  v  e  r- 
w  a  1 1  u  n  g  und  Werkstättenwesen: 

Umfangreiche  Neubauten,  namentlich  solche,  die  über  den 
Bezirk  einer  Betriebsdii-ektion  hinausgehen,  werden  zweck- 
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mäßig  nicht  in  <lie  Geueraldirektionen  hiuüberg'ezogen,  sou- 
(lern  von  örtlicbcu  Stellen  erledigt,  dienen  wied«!'  eine  weit- 
i;-€h€ade  Selbständigkeit  zuzuerkennen  sein  Wird.  Am  zweck- 
mäßigsten ist  für  Ausführungen  von  so  großem  Umfange  die 
iJildung  besonderer  Baudirektionen.  Als  Vorbild 
hierfür  könnte  die  bereits  bestehende  Neubauabteilung  in 
Coblenz  gelten.  Jedoch  wären  diese  Neubaudirektionen  den 
Hetriebsdirektionen  geschäftsordnungsmäßig  gleich  zu  stellen. 

Im  Bereiche  der  W  e r  kis t  ä  1 1  e  n  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  gehöi-'en 
die  Betriebswerkstätten  zum  Betriebsmaschinendienst  und 
wären  demgemäß  überall  den  Betriebsdirektionen  zu  unter- 
stellen; dagegen  bedürfen  die  ilauptwerkstätten  einer  beson- 
deren Organisation.  Sie  unterstehen  zurzeit  in  Preußen  in 
der  Eegel  mehreren  gleichgeordneten  „Werkstättenämtern" 
und  entbehren  der  einheitlichen  Spitze,  die  -sie  als  Fabrik- 
betrieb brauchen.  Künftig  wäie  jede  Hauptwerkstätte  einer 
einheitlichen  Leitung  (Direktor)  zu  unterstellen.  Die  Haupt- 
werkstätten eines  Generaldirektionsbezirks  wären  der  Gene- 
raldirektion unmittelbar  unterzuordnen,  um  eine  planmäßige 
und  der  jeweiligen  Betriebslage  sich  anpassende  Verteilung 
der  Reparaturfahrzeuge  zu  erreichen.  Auch  den  Hauptwerk- 
stätten  wäre  eine  weitgehende  eigene  Selbständigkeit,  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  des  Versuchswesens  einzuräumen. 

V. 

Dieselben  Grundsätze,  dio  die  bisher  gemachten  Vorschläge 
durchziehen,  führen  auch  zu  einer  Änderung  der  Stellung  der 
Zuständigkeit  der  äußeren  Dienststellen.  Bei  dem 
/um  Teil  noch  immer  vorzüglichen  Beamtenstande,  den  die 
ilout.schen  Staaten  hei  angebildet  haben,  ist  zunächst  eine 
u  !■  ö  ß  e  r  e  Selbständigkeit  der  Dienststellen 
;ingäugig  und  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  wie  der  Einsicht. 
Auf  die  einzelnen  Punkte,  in  denen  die  Zuständigkeit  der 
Dienststellen  erweitert  werden  kann,  soll  hier  nicht  einge- 
gangen, sondern  nur  hei  vorgeholjcn  werden,  welche  Vorteile 
auch  für  das  Publikum  und  sein  Verhältnis  zur  Eisenbahn- 
\crwaltung  es  hat,  wenn  die  örtlichen  Dienststellen  in  grö- 
ßerem Umfange  selbst  Entscheidungen  treffen  können,  l^aß 
das  natürlich  nur  möglich  ist  ))ei  den  alltäglichen  Vorfällen 
des  kleinen  Dienstes,  ist  sell)stverständlich ;  aber  gerade  diese 
Kegelfälle  des  täglichen  Lebens  sind  es,  die  für  das  Publikum 
die  größte,  Bedeutung  haben. 

Auch  die  Organisation  der  Dienststellen  bedarf 
einer  Änderung.  Hier  besteht  zurzeit  eine  recht  weit- 
gehende Zersplitterung.  Auf  den  größeien  Bahnhöfen 
liestehen  für  die  verscliiedenen  Dienstzweige  gesonderte 
Dienststellen:  z.  B.  der  Bahnhof,  die  Güterabfertigung,  die 
I'^ahrkartenausgabe,  die  Stationskasse,  die  Eilgutabfertigung, 
die  Betriebswelkst ätte  usw.  usw.  Auf  großen  Bahnhöfen 
vervielfältigen  sich  diese  Dienststellen  noch  je  nach  dem 
Umfang  der  Dienst geschäfte.  Sie  unterstehen  wieder  je  nach 
ihrer  Fachrichtung  dem  Betrielisamt,  Verkehrsamt,  Maschinen- 
amt usw.  Eine  einheitliche  Spitze  der  Dienststellen  eines 
Ortes  oder  eines  Bahnhofs  fehlt.  Dies  im  Zusammenhang 
mit  der  Vielköpfigkeit  diT  Aufsichtsinstanz  trägt  dazu  bei, 
das  Personal  mehr  und  mehr  die  enge  Fühlung  mit  den  oberen 
Stellen  verlieren  zu  lassen. 

Daß  die  Ämter  der  bisherigen  Verfassung  nicht  voll  in  dci 
Ijage  gewesen  sind,  diese  Fühlung  herzustellen  und  zu  er- 
lialteu,  ergibt  sich  daraus,  daß  in  immer  weiter  steigendem 
Umfange  bei  den  Direktionen  die  Einrichtung  der  „Kon- 
trolleure", und  zwar  für  fast  alle  Fachrichtungen,  sich 
eingeführt  hat.  Man  sieht  daraus,  in  welch  wachsendem 
Maße  die  Direktion  das  Bedürfnis  empfunden  hat,  in  unmittel- 
i)äre  Fühlung  mit  den  Dienststellen  zu  gelangen.  Wenn  man 
sich  also  entschließt,  die  Ämter  überhaupt  zu  beseitigen  und 
die  Direktion  in  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  Dienststellen 
zu  bringen,  so  tut  man  lediglich  einen  Schritt,  der  sich  in  der 
liisheiigen  Entwicklung  deutlich  erkennbar  vorbeieitet  hat. 

Das  erfordert  gleichzeitig  einen  weiteren  Schritt,  nämlich 


die  Dienststellen  sozusagen  aljtionsfähig  zu  machen.  Dazu 
ist  es  erforderlich,  die  dienstlich  oder  örtlich  z  u- 
s  a.  m  m  e  n  h  ä  n  g  e  u  d  e  n  .  D  i  ©  n  s  t  s  t  o  1 1  e  n  auch  v  e  r- 
w  a  1  tu  n  g  K  te  c  h  n  i  s  c  h  zu  einc-r  Einheit  zusam- 
menzufassen und  ihnen  eine  einheitliche 
Spitze  zu  geben.  Das  wäre  etwa  in  der  Art  zu  denken, 
daß  die  so  zusammengehörenden  Dienststellen  ein  Bahn- 
amt bilden.  Es  würden  beispielsweise  dann  die  Dienststellen 
des  Bahnhofs  Stendal  zusammengefaßt  Averden  zu  einem 
Bahnamt  Stendal.  Nach  außen  würde  das  zum  Ausdruck 
kommen  durch  die  Bezeichnung :  Bahna.mt  Stendal,  Abt.  Güter- 
abfertigung usw.  Kleinere  Dienststellen  würden  mit  einer 
nahegelegenen  größeren  zu  einem  Bahnamt  zu  vereinigen 
sein,  das  sonach  aus  einer  Mutterstation  mit  einigen  Tochter- 
stationen bestehen  würde.  Nebenbalrüstrecken  mit  geringem 
A^erkehr,  namentlich  ohne  durchgehenden  Verkehr  könnten 
dem  Vorsteher  der  wichtigsten  Dienststelle  auch  dieser  Strek- 
ken  unterstellt  werden.  Die  ganze  Strecke  würde  sonach  ein 
Bahnamt  bilden,  dessen  Leitung  mit  der  Leitung  der  wichtig- 
stien  Dienststelle  zusammenfiele.  Diese  Balmämter  von  ge- 
ringerer Bedeutung  wären  als  Bahnämter  II.  Klai.sse,  die 
übrigen  als  Bahnämter  I.  Klasse  zu  bezeichnen.  Diese  Bahn- 
ämter I.  Klasse  wären  mit  Oberbeamten  zu  besetzen,  die 
den  „Oberbeamten"  der  Direktionen  gleichstehen.  Damit 
würde  zugleich  die  mit  der  Einrichtung  der  „Oberbeamten" 
geschaffene  und  dringend  nötige  Möglichkeit  des  Aufsteigens 
fähiger  Beamter  des  mittleren  Dienstes  in  obere  Stellen  er^ 
A\eitert  und  eine  gewisse  Gleichstellung  mit  den  Aussichten 
in  der  Post-  und  in  der  Steuerverwaltung  geschaffen. 

Das  Bahnamt  ist  keine  Instanz,  sondern  sozu- 
sagen eine  G  e  s  a  m  t  d  i  e  n  s  t  s  t  e  1 1  e  .  deren  Abteilungan 
(Bahnhof,  Fahrkartenausgabe  usw.)  ihren  laufenden  Dienst 
nicht  nur  selbständig  wie  biisher,  sondern  mit  betiächtlich 
erweiterter  Zuständigkeit  erledigen.  Der  Bahnamtsvorstaud 
hat  lediglich  die  Aufgabe,  den  Dienst  zu  beaufsichtigen,  die 
notwendige  Einheit  herzustellen,  gegenseitige  Aushilfen  an- 
zuordnen usw.  Um  seine  Aufgabe  voll  erfüllen  zu  können, 
wird  es  eine  gewisse  Freiheit  über  die  Verwendung  »eines 
Personals  erhalten  müssen,  auch  wenn  dadurch  Koisten  ent- 
stehen. 

Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Personalwesens  könnte  das 
Bahnamt  große  Wichtigkeit  für  die  HersteUung  eines  guten 
Verhältnisses  zwischen  der  Verwaltung  und  dem  Personal  ge- 
winnen. Es  wäre  ihm  nicht  nur  die  Entscheidung  über  die 
Verwendung  des  Personals  innerhalb  des  Bahnamtsbezirks  zu- 
zuweisen, sondern  es  käme  auch  in  Frage,  ihm  die  Strafbefug- 
nisse zu  übertiagen,  die  bisher  den  Dienstvorstehern  zustan- 
den. Auf  diese  Weise  würde  es  vermieden,  daß  diejenige 
Stelle,  welche  die  dienstlichen  Anforderungen  dem  Angestell- 
ten gegenüber  unmittelbar  vertritt,  bei  Verstößen  und  Nach- 
lässigkeiten selbst  straft;  es  Avürde  vielmehr  die  Strafe  ven 
einem  nicht  unmittelbar  beteiligten  Beamten  ausgesprochen 
werden,  der  über  den  Sachverhalt  ein  objektivere»  Urteil  haben 
wird.  Wenn  in  Zukuiift  Bestrafungen  u.  dergl.  an  die  Zu- 
stimmung einer  Vertretung  der  Angestellten  (Beamten-  und 
Arbeiterausschüsse)  geknüpft  wird,  so  ergäbe  es  sich  von 
selbst,  diese  Vertretung  der  Angestellten  dem  Bahnamt  anzu- 
gliedern. 

Damit  würde  das  Bahnamt  nicht  nur  eine  Zusammenfassung 
und  einheitliche  Spitze  der  öitlichen  Dienststellen  und  ein 
Organ  der  Direktion,  sondern  gleichzeitig  auch  eine  Vertre- 
tung der  Angestellten  werden. 

Von  der  Zuständigkeit  der  Bahnämter  auszunehmen  wäre 
meines  Erachtens  lediglich  die  Bahnumterhaltung. 
Diese  könnte  vom  Bahnamt  nur  in  ganz  einfachen  Verhält- 
uLssen  mit  vei  waltet  werden,  z.  B.  auf  den  oben  erwähnten 
Nebenstrecken  mit  geringem  Verkehr;  hier  könnte  und 
müßte  das  Bahuamt  den  Gesamtdienst  umfassen.  Eine  ähn- 
liche Organisation  bestand  früher  auf  manchen  pr-eußiischen 
Stwcken  in  der  Einrichtung  der  sogen.  Bahn  Verwalter. 
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Im  übrigen  wäre  di«  Bahnunterhaltuug  längei'^r  Str€ck«u 
einem  Bauamt  zu  unterstellen,  das  j«  nach  seiner  Bedeu- 
tung «inem  Oberbeamten  mit  voller  akademischer  Ausbildung 
(Begieirungsbaumeister)    oder  '  einem   erfahrenen  Praktiker 
mittlerer  Bildung  (Ingenieur)  zu  übertragen  wäre.    Die  Bau- 
ämter  wüiden    etwa  Strecken  wie  Cöln  ausschließlich  bis 
C'oblenz  einschließlich  umfassen.  Dieser  Streckenbezirk  wäre 
m  größere  Bahnmeistereien  unterzuteilen.     Etwa  je 
2 — 3  der  heutigen  Bahnmeistereien  wären  zusammenzulegen 
und  ie  einem„Oberbahnmeister"  zu  unterstellen.  Diesem  wären 
die  nötigen  Hilfskräfte  beizug-eben,  ferner  eine  Hilfskraft  für 
die  Sehl'  umfangreichen  schi-iftlichen  Geschäfte  (Lohnwesen, 
Liegenschaftsvei'sValtung).    Zurzeit   bestehen    an  größereu 
Orten  häufig  mehrere  Bahnmeistereien  nebeneinander,  deren 
Zusammenfassung  unter  einer  Leitung  zweckmäßig  erscheint, 
um  bessere  Einteilung  der  Arbeiten  und  wirtschaftlichere  Ver- 
wendung der  Kräfte  und  Mittel   zu  erreichen,   ferner  auch 
zwecks  Vereinfachung  der  Verwaltungsarbeiten.   Gleiche  Vor- 
teile sind  m.  E.  von  der  Zusammenfassung  der  Streckenbahn- 
meistereien zu  erwarten. 

Diese  Neugliederung  würde  endlich  auch  dem  mittleren  tech- 
nischen Personal  bessere  Aussichten  gewähren  und  dem  so  wich- 
tigen Dienstzweige  der  Bahnunterhaltung  ein  erhöhtes  Inter- 
esse sichern.  Zurzeit  tritt  auch  in  Fachkreisen  die  volle  Er- 
kenntnis der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Bahnunterhal- 
tung, der  Konstiuktionsformen  des  Oberbaus,  der  Arbeits- 
methoden usw.  nicht  überall  zutage. 

Überblickt  man  die  hier  vorg-eschlagene  Neugliederung  und 
ihre  Unterschiede  von  dem  bisher  in  Preußen  geltenden  Zu- 
stande, so  ergibt  sich  folgendes: 

a)  Die  Zentralstelle  ist  auf  die  wirklich  zentralen 
(ieschäfte  beschränkt  und  von  «den  Geschäften  des  laufenden 
Dienstes  entlastet. 

b)  Ein  wesentlicher  Teil  ihrer  Aufgaben  geht  auf  die  G  e- 
ucraldirektionen  über.  Diese  umfasisen  je  ein  Wirt- 
schaftsg-ebiet  und  bearbeiten  besonders  den  Betrieb  auf  den 
(lurchgehenden  Linien,  die  Verwaltung  der  Hauptwerkstätteu 
und  das  gesamte  Tarifwesen. 

c)  Die  B  c  t  r  ie  b s  d  i  r  e k  t  i  o  n  e  n  entsprechen  den  klei- 
neren der  heutigen  preußischen  Direktionen.  Sie  haben  etwa 
die  Zuständigkeit  der  heutigen  preußischen  Direktionen,  ver- 
mindert um  die  an  die  Generaldirektionen  einei'seits,  an  die 
Dienststellen  andererseits  abzugebenden  Geschäfte,  vermehrt 
duröh  die  Übertragung  von  Befugnissen  der  Zentralstelle.  Sie 
unterstehen  der  Generaldirektion  in  deren  Geschäftsbereich, 
im  übrigen  der  Zentralstelle. 

(1)  Den  Betriebsdirektiouen  untergeordnet  sind  die  Dienst- 
stellen: Bahnämter  und  Bauämter  mit  erweiterter  Zustän- 
digkeit und  demgemäß  wesentlich  gehobener  Stellung. 

e)  Zwischeninstanzen  fallenfort.  Die  Betriebs-, 
Verkehrs-,  Maschinen-,  Werkstättenämter  sowie  die  damit  zu- 
sammenhängende Zersplitterung  der  Dienststellen  nach  Fach- 
richtungen werden  beseitigt.  Der  Grrrnds'atz  der  zwei 
In. tanzen  wird  streng  durchgeführt : 

1)  Im  laufenden  Kleindienst:  Dienststelle  und  Betriebs- 
dii-ektion. 

2)  Im  Geschäftsbereich  der  Generaldirektion  (Betrieb, 
Tarife,  Werkstätten)  arbeitet  diese  unmittelbar  mit  den 
Dienststellen  (Tarif wesen)  oder  den  Hauptwerfcstätten  oder 
mit  den  Betriebsdirektionen  (Betrieb). 

3)  Im  übrigen  geht  der  Instanzenzug  von  der  Betriebs- 
diiektion  an  die  Zentralstelle  (z,  B.  in  Bau-  und  Finanz- 
sachen). 

Überall  wird  ferner  eine  ki äf tige  Abwälzung  von  Zu- 
ständigkeiten nach  unten  vorgenommen. 

Meines  Erachtens  ist  hierdurch  eine  so  klare  und  übersicht- 
liche Gliederung  zu  schaffen,  wie  sie  in  einem  großen  Be- 
triebsunternehmen, das  zu  den  verwickeltsten  der  Welt  gehört, 
überhaupt  möglich  ist. 
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Der  innere  Dienst  bedarf  weitgehender  Umgestaltung 
im  Sinne  größerer  Beweglichkeit  und  Schlagkraft.  Überall 
wäre  der  Giundsatz  durchzuführen,  die  leitenden  Köpfe 
von  der  laufenden  Arbeit  zu  befreien  und  ihre 
Zahl  auf  ein  Mindestmaß  zu  beschränken.  Da- 
zu soll  vor  allem  die  bereits  mehrfach  erwähnte  Einrichtung 
der  „Obelbeamten"  dienen.  Sie  stellen  eine  wesentliche  Er- 
weiterung der  bestehenden  Klasse  der  „Verkehrsinspektoren''' 
dar,  die  sich  vorzüglich  bewährt  hat.  Ihre  Stellung 
in  den  Direktionen  läßt  sich  am  besten  mit  der  Stelluu;'; 
der  „Prokuristerr"  in  großen  Industiieu  und  Banken  ver- 
gleichen. Eine  ähnliche  Einrichtung  besaßen  früher  auch  di<' 
großen  Privatbahnen,  dereir  Verwaltungsgrundsätze  über- 
haupt auch  heute  noch  manche  Nutzanwenduirg  zulassen 
würden. 

Dies'6  Oberbeamten  hätten  namens  und  nach  Anweisung  des 
leitenden  Beamten  den  laufenden  Dienst  zrr  erledigen  und  den 
Bürodienst  zu  beaufsichtigen.  Gleichzeitig  wäre  die  über- 
kommene E  i  ir  t  e  i  1  rr  ir  g  der  Bürobeamten  in 
wenige  große  Büros  zrr  beseitigen.  Diesie  haben 
sich  teilweise  zu  Eiesenkörpern  mit  Hrrnderten  von  Beamten 
ausgewachsen  und  sind  von  den  Vorständen  um  so  schwerer 
zu  übersehen  und  zu  leiten,  als  diesen  die  ihnen  gebührende 
gehobene  Stellung  bisher  versagt  geblieben  ist.  Künftig 
würde  jedem  Oberbeamten  ein  bestimmt  abgegrenzteis  Büro 
zuzuteilen  sein,  zu  dessen  besonderer  Leitung  ihm  wieder  ein 
A''ertreter  in  gehobener  Stellung  (Bürovorstand)  beizuordnen 
M'äre. 

Mit  dieser  Kegelung  würden  Vorteile  in  mehrfacher  Be- 
ziehung erreicht:  Die  Behörde  würde  wieder  ein  einheitlicher 
und  geschloss-ener  Körper,  der  leicht  übersehen  und  gelenkt 
werden  kann.  Der  Zusairrmenhang  und  das  Zusammenarbei- 
ten der  Mitglieder  werden  wieder  iuniger,  ja  eigentlich  erst 
wieder  ermöglicht.  Ferner  werden  die  Mitglieder  von  der 
Last  dos  laufenden  Kleindienstes  befreit  irud  sind  in  der  Lage, 
sich  den  giößeren  Aufgaben  mit  voller  Kraft  und  innerer 
Anteilnahme  zu  witlmeu,  statt  ihnen  mit  der  Besorgnis  vor 
Überlastung  und  dem  Bestreben  entgegen  zu  sehen,  sie  durch 
geeignete  ressortmäßige  Behandlung  entweder  von  sich  „ab- 
zuschieben" oder  formell  zu  „erledigen"  —  was  die  notwendige 
Folge  jeder  Überhäufung  mit  Kleinarbeit  ist. 

Hier  sei  eine  kurze  Betrachtung  eingeschaltet:  Welche  tief- 
greiferrden    seelischen  Wirkungen    organisatorische  Mängel 
haben  können,  kann  irur  der  A^ollkommen  verstehen,  der  an 
vielen  Orten  höhere  Staatsbeamte  der  verschiedensten  Stellen 
in  ihrem  Wirken  und  ihrer  Lebensauffassung  beobachtet  hat. 
Voll  von  Tatenlust  und  Verantwortungsfreude,  erlahmeir  sie 
vielfach  in  ganz  überrascherrd  krrrzer  Zeit  und  geben  sich 
einer  mehr  oder  weniger  ausgesprochenen  Resignation  hin. 
Gewiß  liegt  die  Ursache  zrrm  Teil  in  der  überlaugen  Vor- 
bereitirngs-  und  Wartezeit.    Dieser  Grund  allein  reicht  aber 
nicht  aus.    Es    wäre  auch  fehlgehend,   die   Gründe  dieser 
traurigen  Erscheinung  etwa  nur  in  dem  Mangel  an  äußerer 
und  innerer  Bewertung  zu  srrchen,  der  maricbes,  aber  nicht 
alles  erklärt;  denn  Staategesinnung  und  Selbstbewußtsein  der 
Beamten  hätte  ihnen   darüber   doch   wohl  hinwegg->eholfen. 
Die  Gründe  liegen  vielmehr  zu  einem  großen  Teil  in  der  Ait 
der  Verwendung    der    akademisch    gebildeten  Fachbearrrten. 
Diese  hat  unter  der  Übertragung  dei"  Geschäftsmethoden  ge- 
litten, die  in  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  und  im  Ge- 
richtswesen   durch    die  Bedeutung    der  Einzelentscheiduug 
schon  nicht  überall  gerechtfertigt,  in  einer  B'etriebsverwaltung 
aber  verhängnisvoll  sind.    Allerdings  wär'e  es  rrngerecht,  zu 
verkennen,  daß  dieser  Übelstand  nicht  etwa  auf  die  Eisenbahir- 
verwaltung  beschränkt  ist.    Gerade  hier  ist  im  Großen  und 
Ganzen  stets  das  Bestreben  erkennbar  gewesen,  "den  Beamten 
ialler  Grade  möglichste  Schaffensfreiheit  zu  sichern.  Daß 
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dies  nicht  gelungen  ist,  lag  nicht  an  dem  gut^en  Willen,  son- 
dern an  der  Übertragung  d^r  Einrichtungen  des  Staatsbe- 
amtentums. Die  Folgen  lassen  sich  durch  das  bekannt«  Ju- 
Ti/st'Cn-Scherzwort  bezeichnen,  nach  dem  das  Leihen  ein  ,-per- 
petuierlicher,  aber  gänzlich  erfolgloser  Kampf  mit  dem 
A  k  t  e  n  b  o  c  k"  i  s  t.  Es  -würde  zu  weit  führen,  hier  im  ein- 
zelnen die  Unmasse  ständig  sich  wiederholender,  geistige  An- 
strengung nicht  erfordernder  Entscheidungen  aufzuzählen, 
die  jetzt  einen  großen  Teil  der  Tagesleistung  der  höheren 
Beamten  aller  Fachrichtungen  ausmachen.  Dies^es  Übel  muß 
an  der  Wurzel  gefaßt  und  alles  das,  was  der  leitende  Beamte 
nicht  unbedingt  machen  muß,  auf  seinen  Vertreter  und  Ge- 
hilfen abgewälzt  werden. 

Damit  würde  viel  Segensreiches  ei reicht:  Eine  Wurzel  des 
., Bürokratismus"  würde  zerschnitten,  zwischen  höheren'  und 
mittlei-en  Beamten  würde  ein  jetzt  vielfach  fehlender  enger 
Zusammenhang  geschaffen.  Endlich  aber  würde  der  Klasse 
der  mittleren  Beamten,  die  man  geradezu  als  das  Eückgrat 
der  preußischen  Verwaltung  bezeichnen  darf,  die  Möglichkeit 
eines  Aufstieges  gegeben.  Zuizeit  liegt  es  so,  daß  der  Büro- 
hcamte  normaler  Weise  Mitte,  bei  ungünstigen  Verhältnissen 
Ende  der  zwanziger  Jahre,  spätestens  im  Anfange  der  Drei- 
ßiger in  die  Stelle  als  Sekretär  oder  Vorsteher  oder  eine 
Stelle  gleichen  Eanges  (iSOgen.  Stellen  I.  Klas&e  nach  der 
bisherigen  Ordnung)  einrückt,  um  in  ihr  zeitlebens  zu  ver- 
bleiben, falls  ihm  nicht  eine  Ausnahmefügung  einen  Posten 
als  Ministerialsekretär,  Rechnungsdirektor  oder  Verkehrsin- 
spektor  usw.  beschert.  Hat  er  nicht  außer  Befähigung  und 
Geschick  auch  recht  viel  Glück,  so  stehen  ihm  weitere  Aus- 
sichten nicht  mehr  offen.  Daß  solche  Lage  trotz  der  Pflicht- 
treue, die  gerade  diese  vielverkannte  Beamtenklasse  aus- 
zeichnet, nicht  geeignet  ist,  besonders  hohe  Leistungen  zu  er- 
zielen, ist  klar.  Solche  erfordern  einen  gewissen  inneren 
Schwung,  der  ohne  einen  ständigen  Anreiz  nun  einmal  der 
menschlichen  Natur,  wie  sie  die  Eegel  ist,  nicht  gegeben  ist. 
Man  soll  aber  Einrichtungen  nur  auf  Menschen  berechnen,  wie 
sie  wirklich  sind. 

So  könnte  sich  auch  im  inneren  Dienst  von  Stufe 
zu  Stufe  eine  umfassende  Abwälzung  von  Zu- 
ständigkeiten nach  unten  vollziehen.  Sie 
würde  oben  eine  Entlastung  bringen,  die  wirk- 
lich schöpferischer  Arbeit  zugute  käme.  Unten  würde  sie 
die  vielbeschriene  ., Dienstfreudigkeit"  heben,  der  man  weit 
wenigei'  mit  freundlichen  Redewendungen  als  durch  kraft- 
volles Vertrauen  an  den  Leib  kommt. 

Auch  in  den  Arbeitsmethoden  läßt  sich  noch  sehr 
vieles  vereinfachen.  Zwar  sind  Fernsprecher  und  Schreib- 
maschine auch  in  den  staatlichen  Büros  nicht  mehr  unbekannt ; 
aber  es  wird  von  ihnen  nicht  immer  der  zweckentsprechende 
Gebrauch  gemacht.  Vor  allem  aber  arbeiten  noch  heute  der 
Regel  nach  „Dezernenten",  Expedienten",  „Registratur"  und 
„Kanzlei",  kurz  alle  die  Faktoren  des  behördlichen  Geschäfts- 
gangs, die  fast  zu  jeder  Geschäftshandlung  zusammenwirken 
müssen,  räumlich  und  organisatorisch  völlig  getx-ennt  vonein- 
ander. Der  Verkehr  zwischen  ihnen  ist  daher  in  der  Regel 
schriftlich;  das  ergeben  schon  die  äußeren  Verhältnisse. 

Künftig  wären  Dezernent,  Bürobeamter,  Schreibkraft, 
Schreibmaschine  usw.  in  die  engste  Verbindung  zu  bringen 
Die  Zerschlagung  der  Riejsenbüros  öffnet  den  Weg  hierzu. 
Für  Geschäfte  einfacher  Art  müßten  auch  den  Bürobeamten 
Hilfskräfte  zur  Verfügung  stehen.  In  der  Zuteilung  von 
Fernsprechern  und  modernen  Bürohilfsmitteln  wäre  weither- 
ziger als  bisher  zu  verfahren,  wo  die  Fürsorge  der  Oberrech- 
nungskammer die  Lieferung  von  Tintenlöschern  und  Akten- 
schwänzen noch  beanstandet.  Es  muß  überall  die  Erkenntnis 
durchdringen,  daß  Ersparnisse  an  lebendiger  Ar- 
beit d  i  e  wirtschaftlichsten  sind  u  n d  d i *  Aus- 
gaben für  mechanische  Hilfsmitt  "1  weit  auf- 
wiegen. 
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In  gleicher  Richtung  wie  die  bisherigen  Vorschläge  könnte 
letzten  Endes  eine  e  r  ä  n  d  e  r  t  e  G  e  h  a  1 1  .s  -  und  Lohn- 
politik wirken.  Ein  schwerwiegender  Übelstand  <ler 
Staatsbetriebe  in  der  herkömmlichen  Form  ist  es,  daß  der 
Beamte  an  den  wirtschaftlichen  Ergebnissen  seiner  Verwal- 
tung nicht  im  mindesten  mit  dem  eigenen  Geldbeutel  inter- 
essiert ist.  Hoch  anzuerkennen  ist,  daß  der  gesunde  Staats- 
geist der  Überliefeiung  eine  sehr  größe  Zahl  der  Beamten  so 
eifrig  über  das  Interesse  ihrer  Verwaltung  wachen  läßt,  als 
wäre  es  ihr  eigenes.  Aber  man  verkenne  nicht,  daß  dieser 
ül>erlieferte  Geist  schon  heute  nicht  mehr  die  Kraft  hat  wie 
früher.  Die  zügellose  Selbstsucht  der  Kriegszeit  und  Nach- 
kriegszeit vsdrd  weiter  zersetzend  wirken.  Davor  die  Augen 
verschließen  zu  wollen,  wäre  zwecklos.  Vielmehr  sollte  man 
auf  Gegenmittel  sinnen. 

In  der  preußischen  Bergwerks  Verwaltung  hat  man 
auf  Grund  der  Ergebnisse  einer  eingehenden  parlamentari- 
schen Untersuchung  Maßnahmen  getroffen,  die  brauchbare 
Anhaltspunkte  geben  können.  Man  hat  den  leitenden  Beamten 
der  Betriebsverwaltung  Gewinnanteile,  anderen  Be- 
amtengruppen Prämien  gewährt.   Ich  möchte  weiter  gehen. 

Namentlich  an  den  leitenden  Stellen  kommt  es  darauf  an, 
Männer  von  starker  Leistung  und  hochgespanntem  Verant- 
wortungsgefühl zu  haben.  Das  ist  mit  dem  heutigen  System 
nicht  zu  erreichen.  Der  höhere  Beamte  wird  heute 
nicht  mit  Gegeiiwarts  werten,  sondern  mit 
Aussichten  bezahlt.  Tüchtige  Leistungen  in  jüngeren 
Jahren  werden  durch  „Qualifikation"  entgolten,  das  heißt 
durch  die  Aussicht,  im  Alter  in  hohe  Stellungen  einzurücken. 
Das  Gefühl,  durch  weiteres  Hervortreten  und  tatkräftiges 
Handeln  etwa  Anstoß  zu  erregen  und  die  einmal  errungenen 
Aussichten  zu  gefährden,  wirkt  auch  auf  tatkräftige  Naturen 
lähmend.  Denn  wie  leicht  wird  der  tatkräftig  Handelnde  un- 
bequem ! 

In  diesen  —  ich  möchte  sagen,  gesetzmäßigen  —  Zusammen- 
hängen kann  man  nur  durch  grundsätzliche  Änderungen  des 
Systems  Wandel  schaffen.  Man  muß  die  leitenden  Männer 
von  der  Sorge  um  ihre  Zukunft  befreien,  sie  mit 
Gegenwart  «werten  bezahlen  und  ihr  Interesse 
demgemäß  auf  das  von  ihnen  verwaltete  Amt  zusammen- 
drängen. Da®  geschieht  meines  Erachtens  am  besten  durch 
zweierlei :  Man  stelle  sie  wie  die  Bürgermei- 
ster hur  auf  beschränkte  Zeit  an.  auf  etwa 
10 — 12  Jahre.  Dann  ist  der,  dessen  Leistungen  ent- 
täuschen, nicht  ein  unabwendbares  Schicksal  für  seine  Ver- 
waltung, das  hingenommen  werden  muß,  sondern  kann  in  ab- 
sehbarer Zeit  durch  schmerzlosen  Eingriff  entfernt  werden. 
Sodann  gewähre  man  den  leitenden  Beamten  eine  namhafte 
Gewinnbeteiligung. 

Anders  liegt  es  bei  den  übrigen  Beamtenklassen.  Für  sie 
wird  der  Eisenbahn  dien  st  der  Lebens- 
beruf  sein  und  bleiben  müssen.  Vorzeitige  Pen- 
sionierung würde  wei  tlose  Existenzen  in  großer  Zahl  schaf- 
fen und  für  die  Verwaltung  zu  teuer  werden.  Hier  ließe 
sich  aber  meines  Erachtens  ähnliches  durch  ein  korpora- 
tives P  r  ä  m  i  e  n  s  y  s  t  e  m  erreichen.  Das  ist  folgender- 
maßen zu  denken. 

Im  Eisenbahnhaushalt  wird  neben  den  Gehältern  ein  be- 
stimmter Prozentsatz  der  Betriebseinnah- 
men als  Anteil  der  Angestellten  eingestellt. 
Dieser  wird  etwa  iso  hoch  bemessen,  wie  der  Aufwand  für 
eine  doch  nicht  mehr  länger  aufzuschiebende  gerechte  und 
billige  Refoim  der  Dienstbezüge,  sich  belaufen  würde.  Oder 
mit  anderen  Worten :  Die  ohnedies  dringende  Ge- 
halt s  r  e  f  o  r  m  wird  bei  der  R  e  i  c  h  s  e  i  s  e  n  b  a  Ii  n  - 
g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  in  P  r  ä  m  i  e  n  f  o  r  m  durchgeführt. 
Damit  wäre  ein  Problem  gelöst,  das  in  letzter  Zeit  gerade 
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yehr  viel  erörtert  worden  ist,  nämlich  ^as  der  gleiclimäßio.en 
und  fortlaufenden  Anpassung  dfer  Gehälter  "an 
iie  Preisentwicklung.  Denn  es  kann  als  feststehend 
ingenommen  werden,  daß  in  Friedenszeiten,  denen  wir  doch 
loffentlich  entgegengehen,  die  Preise  in  Zeiten  der  Hochkon- 
junktur steigen.  Mit  dieser  aber  wachsen  auch  Verkehr  und 
v'ei  kehrseinnalinien.  Es  würde  also  steigender 
r  6  r  k  e  h  r  selbsttätig  Gehaltserhöhungen 
)  r  i  n  g  e  n. 

Auch  die  Verteilung  dieser  Eiunalmieanteile  könnte  nach 
;anz  neuen  Gesicht  spunkten  «geschehen.  Es  ist  möglich,  hier 
n  die  Gehalts-  und  Lohnpolitik  eine  ger 
Visse  Selbstverwaltung  hineinzubringen. 
)iese  Einnahmeanteile  würden  nämlich  durch  die  Verwaltung 
licht  unmittelbar  an  den  Einzelnen  ausgezahlt,  sondern  mit 
lilfe  eines  nach  Kopfzahl  und  Höhe  des  Gehalts  gebildeten 
«hlüssels  auf  die  einzelnen  Beamten-  und  Arbeitergruppen 
erteilt.  Jede  dieser  durch  den  ganzen  Bereich  der^eichs- 
ahnen  hindurchgehenden  Gruppen  verwaltet  selbständig  eine 
Lasse,  an  deren  Verwaltung  die  Eeichsbahnen  nur  im  Auf- 
ichtswege   beteiligt  sind.    Diese  Verbandskassen  verteilen 


die  Einnalmie  au  teile  nach  einem  eigenen  Statut,  durch  das  sie 
in  der  Lage  sind,  selbständig  Gehalts-  bzw.  Wohlfahrtspolitik 
zu  betreiben.  Die  Vorstände  dieser  Kassen  wären  gleichzeitig 
die  gewiesenen  Vertreter  der  Angestellten  im  Verwaltungs- 
rat. Hier  würden  sie  fortlaufend  Einblick  in  die  Lage  der 
Gesamtverwaltung  tun  und  an  deren  Schicksal  handelnd  mit- 
wirken. Sie  würden  dieser  nicht  mehr  lediglich  als  For- 
dernde, sondern  mit  dem  Gefühl  gegenüberstehen,  daß  die 
Sache  des  Ganzen  auch  ihre  Sache  ist.  Das  wird  auf  die 
Dauer  kaum  ohne  günstige  Rückwirkung  auf  die  Gesinnung 
in  den  breiten  Massen  der  Angestellten  bleiben  können.  Es 
kann  erwartet  werden,  daß  sich  hier  in  dem  Gefühl  der  Zu- 
sammengehörigkeit eine  gewisse  Überlieferung  bildet.  D  a  - 
mit  wäre  ein  wichtiges  Ziel  jeder  gesu  n- 
dren  Politik  erreicht,  nämlich  die  Eigen- 
liebe des  Einzelnen  in  die  Richtung  des 
allgemein  en  Wohls  einzustellen.*) 

*)  Vorstehende  Ausführungen  enthalten  Aureouugen,  die 
m  Fachkreisen  erörtert  worden  sind.  Sie  weiden  in  einer 
demnächst  im  Verlage  von  Jul.  Springer  enscheinenden  Arbeit 
näher  erläutert  werden. 


Bevorstehende  Ausführung  der  württembergischen  Kanalpläne. 


Es  ist  die  bemerkenswerte  Tatsache  festzustellen,  daß  die 
analplane  Württembergs  durch  die  neueren  politischen  Er- 
Snisse  keine  Hemmung  erfahren  haben ;  eher  könnte  man 
-s  Gegenteil  behaupten;  insofern  nämlich,  als  die  infolge 
r  Zeitverhaltni&.se  natürlich  auch  in  Württemberg  eino-etre- 
ne  starke  Arbeitslosigkeit  den  Anlaß  für  die  Beteilia-ten  bot 
in  erst  recht  mit  besonderem  Ernste  an  die  Kanalpläne  her- 
.zutreteu,  indem  man  sich  sagt,  hier  sei  eine  gute  Gelegen- 
»it,  um  größere  Massen  von  Arbeitern  alsbald  zu  beschaf- 
fen. Diesem  Gedanken  wurde  bereits  im  Januar  d.  J  Raum 
igel>en,  indem  sich  eine  Vorstandssitzung  des  „Südwestdeut- 
ten  Kanalvei-eins«  (Sitz  Stuttgart)  mit  verschiedenen  Vor- 
lagen beschäftigte,  welche  darauf  hinausliefen,  zunächst 
r  den  geplanten  Neckar-Kanal,  der  einen  Teil  des  Rhein- 
!ckar-Donau-Kanals  bildet,  möglichst  bald  gewisse  Arbeiten 
Angriff  zu  nehmen.  Ganz  abgesehen  von  der  tatsächlich 
rhandenen  Arbeitslosigkeit  sagte  man  sich  in  den  Kreisen 

■  ^anal Vereins,  daß  es  eine  unbestreitbare  Notwendigkeit 
1,  flas  Geschaftslebeu  des  gesamten  Landes  wieder  in  Gano- 

bringen  was  durch  die  Inangriffnahme  öffentlicher  Arbef- 
1  von  all.gememem  Nutzen  am  sichersten  und  rachesten  zu 
reichen  sei.  Auch  die  derzeitige  württembergisohe  Begieruno- 

te  sich  zur  selben  Zeit  bereits  in  diesem  Sinne  ausgespro" 
-n  und  dabei  insbesondere  den  Neckarkanal  ins  Auge  gefaßt 
lern  gleich  bei  der  Eröffnung  der  gesetzgebenden  Versamm- 
h^^/^  !"  ""W'^  T'''^  ''^''^"f  bezügliche  Erklärung  vom 
SÄP't!"  •Pr-,,^'''''''™^r  abgegeben  wurde.  Danach 
irde  die  Bereitste  hing  großer  Mittel  in  Aussicht  gestellt, 
U  von  dem  Kanal,  „als  einem  produktiven  Werke  o-raßen 

rf;<.h«fnflf  ^'t?  T-  '^^^  "^""^^  Zutrauen  der  Industrie  zur 
rtscüattlichen  Kraft  unseres  \olkes  gehoben  werde"  —  Der 
f.  f."Jf  jt^"'^^-  de.^  Kanalvereins,  welche  am  8.  Januar  d.  J 
btiit  gart  stattfand,  wohnte  der  Minister  bei,  und  er  nahm 
'  Gelegenheit  wahr,  um  ausdrücklich  den  Standpunkt  der 
gienmg  zu  betonen,  die  fest  entschlossen  sei,  den  Kanal  aus- 
uüien,  und  zwar  so  bald  als  nur  möglich,  um  die  günstige 
mmung  die  gegenwärtig  für  das  Unternehlnen  herrscht,  be^- 
.^  u  auszunutzen.  —  Auch  die  Regierungen  von 
den  und  Hessen  bekundeten  ihren  Anteil  an  der  baldio-en 
sfuhiung  des  Kanals  durch  Entsendung  von  Vertretern  S 

■  Hauptsache,  herrschte  somit  völlige  Einheit.  N^r  waren 
Meinungen  über  das  weitere  Vorgehen  geteilt   was  vor 

dann  seine  Gründe  hatte,  daß  d^r  Plan  für  den  llalal 

Zn^^ZT^'^-T^-'"^''-  -^^'^^^^^^  eingehenden 
üt«en  «mgte  man  sich  aber  zu  entscheidenden  Be- 

Prnfn^'    ^i^^f*^^  «oll  Kanalentwurf  das  1200  t-Schiff 

Bi^W^  r^""?,^  ^^rden  damit  an  dem  Durchgangskanal  vom 
K«f.i  ^''''f"  festgehalten  werden  kann.  Für  die  mit 
1  Kanal  zu  verbindenden  Wasserkraftanlagen  —  worüber 
^^ew^h^lf' ^  ''f''^  geteilt  waren  -  soll  eine  Ausführangs 
räbrW  T^*?.'  ''v^  größtmögliche  Krafterzeugung 
rfe  rW  t-  '''^■n^''  Kanal  verein  veranlaßten '  Ent- 

rfo  der  Firma  Grun.&  Bilfinger  in  Mannheim  von  denieni- 


gen  der  Regierung  nicht  unwesentlich  abweichen,  sollen  die 
ersteren  erst  geprüft  werden,  bevor  über  die  Ausführung  end- 
gültig beschlossen  wird.  Die  Inangriffnahme  der  Arbeiten 
als  „Notstandsarbeiten"  soll  damit  keineswegs  behindert  wer- 
den, indem  dazu  Stellen  ausgesucht  werden,  wo  beide  Arten 
von  Entwürfen  sich  leicht  vereinigen  lassen.  —  Um  eine  fer- 
nere Zusammenarbeit  aller  Beteiligten  zu  sichern,  würde  be- 
schlossen, bei  den  drei  beteiligten  Regierungen  den  Antrag 
zu  stellen.  Vertreter  des  Kanalvereins  in  die  ständige  „Tech- 
nische Kommission"'  der  drei  Uferstaaten  aufzunehmen. 

Inzwischen  sind  noch  zwei  weitere  Umstände  eingetreten, 
die  geeignet  sind,   das  Unternehmen    zu    fördern     T^as  ist 
einmal  die  Tatsache,    daß  Frankreich  offensichtlich  darauf 
ausgeht,  den  Verkehr  auf  dem  Oberrhein  möglichst  an  sich 
zu  ziehen  und   für  die  deutschen  Uferstaaten   alles  zu  er- 
schweren;   Straßburg  soll  der  Endpunkt  des  durch oehenden 
Rheinverkehrs    werden,   und    von   da   ab  soll  der  Verkehr 
nach  Süden  über  Frankreich  gehen  —  Bestrebungen,  welche 
den  ischwersten  Schaden  für  ganz  Südwestdeutschland  in  sich 
tragen,    gegen  welche  aber  der  Rhein-Neckar-Donau-Kanal 
ein  wirksames  Mittel  abgeben  würde,  namentlich,  wenn  zu- 
gleich die   Verbindung  der   Donau    m  i  t  d  c  m    B  o  d  e  n  - 
see  hergestellt  würde.    Der  andere,  den  Plan  wesentlich  för- 
dernde Umstand  ist   darin  zu  erblicken,  daß  inzwischen  in 
Württemberg  wie  in  Baden  der  Gedanke  aufgetaucht  ist  und 
seitdem  mit  aller  Entschiedenheit  vertreten  wird,  beide  Staa- 
ten zu  vereinigen.   Der  Neckarkanal  würde  damit  ein  gemein- 
sames Unternehmen  abgeben,  das  bei  richtiger  Ausführuno-  in 
ganz  besonderem  Grade  geeignet  ist,  alle  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen beider  Länder  gegeneinander  auszugleichen,  um  sie 
dann  zusammenzufassen,  so  daß  das  geeinigte  Land'  um  so 
kraftvoller  allen  schädlichen  Bestrebungen,   die  von  außen 
kommen  können,  entgegenwirken  kann.    Bei  aller  Gunst  der 
Verhältni.sse  bietet  aber  eine  Frage  zu  Bedenken  Anlaß": 
die  Geldfrage,  die  in  den  geschilderten  Verhandlungen 
auffallendei  weise  überganaen  wurde.    Die  Kosten  für  den  vol- 
len Ausbau  der  Großschiffahrtsstraße  Mannlieini-Plnchinoen- 
Ulm  wurden  vor  dem  Kriege  auf  rund  200  ]\rilIionen  :\raik 
geschätzt.    Nach  den  jetzigen  Preisen  müssen  sie  auf  min- 
destens 300  Millionen  angenommen  werden.  selli..<t  wenn  der 
billigste  der  verschiedenen  in  Betiacht  kommenden  Wege  ge- 
wählt wird:  von  der  Tunnellinie  duich  die  Baue  Alb'^ka'iin 
nun  gar  nicht  die  Rede  .sein.    Nimmt  man  an.  dal"»  auf  die 
Arbeiten,  wie  sie  jetzt  in  Ano-riff  oenommeu  werden  sfdlen, 
em  Drittel  entfällt,  so  wären  dann  immer  noch  200  :\tillionen 
Maik  aufzubringen,  um  das  Unloincliinfn  vollständio-  durch- 
zuführen.   Diesen    Betraa-    soll    dann    wohl  das  Reich  Wi- 
steuern.    So  liegt  es  im  Plane  Württembergs.    Man  gibt  sich 
dort  der  Hoffnuna-  hin.  daß  da^  Reich,  nachdem  eiiimal  der 
Anfang  mit  dem  Neckar-Kanal  aemacht  worden  ist.  nicht  gut 
umhin  kommen  wird,  für  die  Vollendung  des  Durcho-an'ö-s- 
kanals  zu  sorgen.  y.  W-W 
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Zeitnnir  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltunffen 


Nachrichten. 

Vereins  gebiet. 
Deutschland. 

—  Verpackunffsvorsehriften  für  hochwertiRe  Güter.  Kost- 
harkeiten,  d.  s.  GeoM^nstäude,  bei  (kiiou  der  Wert  der  Ware 
150. .//  für  1  kg  ül>erstcist,  und  Kunst  u-eu-enslände  müssen  nach 
den  Taiifb<;dini;uuuen  m  fest  verschlosseneu  Fässern  oder 
Kisten,  die  einzeln  nicht  unter  25  k.ü'  wic.iien  dürfen,  K"t  ver- 
l)ac.kt  s-eiu.  Hierdurch  soll  Beraubuiiuen  und  Beschadio-uu- 
u-en  dieser  hoch\vertii;eii  (iüter  nach  MÖKhehkeit  vor^ebeuR't 
werden  Für  gewisse  Gütei'  ist  iedoch  eine  andere  Verpak-- 
kuuu'sart  handelsüblich  (z.  B.  I^a!lenveri>ackun,ü-  bei  Seuie), 
(leren  Zulassung.'  von  den  beteiligten  Kreisen  erstrebt  wird. 
Um  diesen  Wünschen  Kechuuui;-  zu  traK^'n,  ist  mit  Gultiskeit 
vom  3.  Mai  d  Js.  nachgelassen,  daß  die  oenannten  Ge.oon- 
stände  auch  anderweit  verpackt  oder  (z.  B.  Silberbarren)  ijn- 
vcri)a(  kt  sein  dürren  jedoch  ist  in  diesem  Falle  das  i  ehleu 
oder  der  Maiisel  der  Yeiiiackun«'  ?eniäß  S  (12  (2)  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnunü,-  ausdiücklich  nn  Frachtbrief  anzuer- 
kennen. In  keinem  Fall  darf  das  einzelne  Stuck  weniger  als 
25  wiegen. 

—  Frachtborcchnuiiff  für  Torffasern  und  Torffaserabfälle. 

Infolo-e  dei  A bsporrunt;-  Deutschlands  vom  Weltmarkt  wäh- 
rend "des  Kriei-os  herrscht  hier  .seit  lauterer  Zeit  ein  großer 
Alauo-el  an  S]unnsioffen.  Dieser  Mangel  an  unentbehrlichen 
Rohstoffen  konnte  dadurch  z.  Teil  oemildeit  werden,  daß  es 
nach  lauiiwierioen  Veisuclien  in  einem  gewissen  Umfange 
"■elaug,  Ersatzs'Foffe  aus  einheimischen  Rohstoffen  zu  erzeu- 
'"•en.  "So  ist  es  z.  B.  jetzt  möglich,  einen  brauchbaren  Spinn- 
stoff aus  der  Torffaser  zu  erzeugen,  der  etwa  mit  Kunst  wolle 
oder  Jute  vergleichbar  ist.  Aus  der  Torffaser  wird  Watte 
und  Filz,  bei  entsiirechender  [Mischung  mit  Kunstwolle  auch 
ein  wollähnliches  Strick-  und  Wcbgarn  hergestellt.  Ertrag- 
reiche Gewinnungsgebiete  für  Torffasern  isind  iedoch  nur 
solche  Toifmooie.  in  denen  das  vertorfte  Wollgras  (erioph9- 
rum  vaginatum)  in  erheblichem  Umfange  vorkommt.  Die 
Torffaser  unterliegt  z.  Zt.  noch  der  öffentlichen  Bewirtscbaf- 

LTm  das  neue  Erzeugnis  versandfähig  und  wettbewerbfähig 
zu  erhalten,  ist  kürzlich  die  Tarifierung  dieses  Eohstoffes  ge-~ 
regelt  worden.  Es  tarifieren  fortan  die  rohe  Torf faser  und 
die  in  erheblichen  Mengen  entstehenden  Torffaser  a  b  f  ä  1  l  e 
zum  Spczialtarif  III  und  Stückgutspezialtarif,  die  gerei- 
nigte, auch  aufgeschlossene,  Torffa.ser  zum  Spezial- 
tarif  I,"  Großräumige  offene  Wagen  werden  für  sämtliche 
genannten  Güter,  bedeckte  Wagen  nur  für  die  gereinigte,  auch 
aufgeschlossene,  Toi  f faser  gestellt, 

—  Beförderung  von  Heu-  und  Strohsendungen.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  h.äufiger  vorgekommenen  Brände  von  unbedeckt 
Ix'förderten  Heu-  und  Strohsendungen  und  die  fortschreitende 
Besserung  der  Deckengestellung  mußten  diese  Ladungen  seit 
dem  19,  März  d  Js.  mindestens  oben  und  .an  den  StirnAvänden 
(also  nicht  auch  an  den  Seitenwänden)  bedeckt  werden.  In- 
z-\\dschen  hat  ^sich  jedoch  der  Mangel  an  Decken  wieder  ver- 
vschärft.  so  daß  mehrfach  Sendungen  mangels  Decken  nicht 
rechtzeitig  abbefördert  weiden  konnten.  Zur  Vermeidung 
eines  wirtschaftlichen  Xolsfandes  in  den  Bedarfsgebieten  ist 
deshalb  mit,  Gültigkeit  aoiu  15.  Mai  d.  Js.  auch  die  Annahme 
unbedeckter  Heu-  und  Strohscndunffen  gegen  Anerkenntnis  des 
Fehlens  der  Verpackung  f.2  (G)  der  Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung)  bis  auf  weiteres  wieder  zugelassen  worden. 

—  Ausnutzung:  des  Bahngeländes  für  Lebensmittelerzeu- 
gung. Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  an  die  Eisen- 
liahndirektionen  folgend'^n  Erlaß  gerichtet:  Immer  wi'Cder  ist 
die  Beobachtung  gemacht  worden,  daß  die  in  der  Eisenbahn- 
verwaltung vorhandenen  reichen  Möglichkeiten  zur  Steige- 
rung der  Erzeugung  von  Nahrungsmitteln  nicht  ausgenutzt 
werTlen.  Insbesondere  sind  die  Weisungen  des  Erlasses  vom 
5,  Oktober  1918,  nach  dem  nicht  mehr  lediglich  die  Zahl  der 
Selbstversorger  vermehrt,  sondern  wesentlich  auch  auf  Ver- 
sorgung zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  und  auf 
Einbeziehung  .oerade  auch  der  ländlichen  Streckengebiete  Be- 
dacht genommen  werden  soll,  noch  nicht  durchgedrungen. 
.Vuuesichts  der  voraussichtlich  noch  längere  Zeit  ungünsti.g 
bleilicnden  Ernährungsverhältnisse  haben  deshall)  die  Eisen- 
bahiidiiektionen  das  deswegen  noch  Erforderliche  nunmehr 
alsbald  und  mit  Nachdruck  zu  veranlassen.  Da  dies  Ziel,  wor- 
auf elnnifalls  wiederholt  hingewiesen  ist.  ohne  eifrige  I\Iit- 
wirkung  der  Bahnmeister  und  Betriebsamtsvorstände  nicht  ei- 
reicht  weiden  kann,  so  ist  die.sen  die  Bedeutung  ihrer  Mit- 
arbeit l>esonders  eindringlich  vor  Augen  zu  führen. 


—  Freie  Eisenbahnfahrt  für  aus  China  zurückkehrend 
Deutsehe.  Die  preußisch-hessischen  Staatseisenbahnen  sin^ 
ermächtigt  worden,  unter  sinngemäßer  Anwendung  der  übe 
die  freie  Eiseubahnbeförderuug  mittelloser  deutscher  Flucht 
linge  getroffenen  Anordnungen  auch  den  demnächst  aus  Chin 
vorair.ssichtlich  über  Hamburg  und  Bremen  heimkehi-ende. 
hilfsbedürftigen  Deutschen  fieie  Fahrt  nach  ihren  Untexbrin 
gungsorten  zu  gewähren.  Zugleich  ist  den  außerpreußischei 
Bundesregierungen  und  den  Privatbahnen  anheimgestellt  wer 
den,  sich  für  ihren  Bahnbereich  der  Maßregel  anzuschließen 

—  Freie  Fahrt  für  die  von  den  Polen  vertriebenen  Deutsche». 

In  Würdigung  der  vorliegenden  besonderen  Umstände  hat  .sich 
der  preußische  Eisen Ijahnministel"  bereiterklärt,  den  aus  dem 
von  den  Polen  besetzten  deutschen  Gebiet  vertriebenen  Beam- 
ten und  Lehrern  für  die  eigene  Person  und  die  Mitglieder 
ihres  Hau.sstandes  freie  Eisenbahnfahrt  auf  den  preußi.sch- 
hessischen  Staatsbahneu  in  der  (bitten  Wagenklasse  der  Pei-- 
sonenzüge  und  freie  Beförderung  ihres  Hausrats  bis  Ende 
September  1919  zu  gewähren,  dergestalt,  daß  die  Freifahrtver- 
günstigung  in  Auspiuch  genommen  werden  darf  auf  Grupc 
einer  entsprechenden  Bescheinigung  des  staatlichen  Koinmi's 
sais  an  (1er  Übergangsstation  oder  der  zuständigen  Aufsichts- 
behörde für  eine' einmalige  Reise  sämtlicher  Angehörigen  des 
Hausstandes  nach  dem  vorläufigen  Unterkunftsort  und  vor 
hier  bei  der  Übersiedlung  nach  dem  neuen  Wohnort,  um 
außerdem  für  eine  einmalige  Reise  des  Beamten  oder  Lehrer* 
zur  Bewirkung  des  Umzugs  nach  dem  Orte  der  Einlageruns 
des  Plausrats  und  von  dort  nach  dem  neuen  Wohnorte.  Di 
Frachtfreiheit  erstreckt  sich  sowohl  auf  die  Beförderung  de* 
Umzugsguts  nach  dem  neuen  Wohnort,  als  auch  nach  dem  Ort( 
der  etwaigen  vorläufigen  Unterstellung  des  Hausrats. 

—  Eisenbahnunfälle   bei    Lüneburg  und  Eggerbeck.  Ai 

11  d  M  früh  10  Uhr  entgleiste  zwischen  den  Stationen  Bett 
mer  uncl  Mülbeck  der  Kleinbahn  Lüneburg-Soltau  ein  Zu>i 
Der  Lokomotivführer  und  acht  Fahrgäste  wurden  getötet  im( 
elf  Personen  schwer  vei  letzt.  Die  Zugentgleisung  ist  allei 
Wahrscheinlichkeit  nach  durch  Schienenverwerfung  hervor 
gerufen  Zwei  Wagen  wurden  völlig  zerquetscht  und  zwe 
Kohlenwagen  wurden  zeitrümmert.  Der  Sachschaden  ist  sein 
erheblich.  .  ,  . .  ... 

Am  13.  d  M.  früh  2  Uhi'  35  Minuten  ist  der  Eilguterzu.j 
6093  auf  Bahnhof  Eggerb  eck  über  das  auf  Halt  stehend* 
Einfahrsignal  gefährden  und  mit  einer  Rangierabteilung  zu 
sammengestoßen.  Beide  Hauptgleise  wurden  dadurch  vor 
übero-ehend  cesperrt,  und  mußten  die  Reisenden  an  der  Im 
fallstelle  umsteigen.  Bei  dem  Zusammenstoß  wurden  zwe 
Zugbeamte  und  ein  Viehbegleiter  getötet  und  drei  Zugbeamt. 
uu(T  ein  Viehbegleiter  verletzt. 


Deutschösterrelcb . 

—  Staatssekretär  Paul  über  die  Neuordnung  der  Staats 
bahnen.  Das  Verkehrsamt  kann  den  berufenen  Vertretungei 
und  Interessentenkreisen  den  Entwurf  einer  Neuordnung  de 
Staatseisenbahnverwaltung  erst  vorlegen,  wenn  eine  Reih 
von  Vorfragen  wie :  Abgrenzung  des  Staatsgebietes.  Anschlui 
an  Deutschland.  Verstaatlichung  oder  Internationalisiemu; 
der  Südbahn  u.  a.  m.  der  Lösung  zugeführt  oder  zumintjes 
nähergebracht  sind.  Seit  jedoch  wenigstens  feststeht,  daß  üei 
Staatsamte  für  Verkehr-  außer  der  staatlichen  Eisenbahnvei 
waltung  auch  die  Verwaltung  des  Post-,  Telegraphen-  un 
FernsjH-echwesens,  der  Schiffahrt  und  des  Kraftfahrwesens  zu 
kommt  und  ihm  weiter  die  fühlende  Behandlung  des  Luttlaüi 
Wesens  und  aller  Fremdenverkehrsangelegenheiten  oblieg 
konnten  die  Notarbeiten  für  einen  Neuordnungsentwurt  be 
reits  ziemlich  weit  durchgeführt  werden.  Vor  allem  ziele 
diese  Arbeiten  auf  eine  möglichste  Ausgestaltung  «es 
kuno-skreises  der  Staatsbahndirektionen  und  auf  die  tunlichst 
Entfastung  des  Staatsamtes  von  den  laufenden  Verwaltung^ 
geschäften  ab.  Für  gewisse  Geschäftszweige,  die  vorteilhatte 
für  den  »anzen  Bereich  der  Staatsbahnen  in  einer  Stelle  zi 
^sammengefaßt  werden,  sollen  Hauptämter  errichtet  O''«^ 
schon  bestehende  derartige  Ämter  ausgestaltet  werden.  H 
ist  selbstverständlich,  daß  es  fast  wie  ein  Schlagwort  klinsc 
wenn  als  ein  Hauptziel  die  tunlichste  Vereinfachung  und  B( 
schleunigung  des  Geschäftsganges  bezeichnet  wird  und  l)o] 
pelarbeiten.  wo  immer  möglich,  vermieden  werden  sollei 
Eine  natürliche  Grenze  wird  dieser  Grundsatz  allerding«  doi 
finden  wo  es  sich  um  die  .scharfe  Scheidung  der  aus  df 
Staatshoheit  und  Staatsaufsicht  fließenden  Gei-echtsame_  vo 
der  ol)ersten  Verwaltung  der  Staatsbahnen  handelt.  Mit  Keoir 
wurde  in  der  Öffentlichkeit  der  bestehenden  Einrichtung 
dieser  Richtung  der  Vorwurf  der  Unklarheit  und  der  V  ermei 
o-uno-  beider  Arten  von  Tätigkeit  in  einer  Dienststelle  gemacf 
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so  daß  diese  oft  als  Kichter  in  «igener  Sache  erscheint.  Für 
das  deutschösterreichische  Eisenbahnnetz,  welche*  l>esteafalls 
10000  km  l>etragen  wird,  erscheint  eine  eigene  Aufsichts- 
behörde, die  ffegenwärti^e  CieneraIins|>6ktion  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen,  zu  kostspielig-,  und  ihre  Arbeiten 
werden  einer  technischen  Aufsichtsgruppe  im  Staatsamte  zu 
übertragen  sein.  Die  drei  Eumpfdirektionen  für  die  Linien 
der  ehemaligen  Nordbahn,  Staatseisenbahngesellschaft  und 
und  Jsordwestbahn  werden  in  eine  Staatsbahndirektion, 
Wien -Nor  dost,  vereinigt  werden,  die  etwa  700  km  um- 
fassen ward.  Läßt  sich  aus  den  eingangs  angeführten  Erwä- 
gungen auch  im  Augenblicke  noch  nicht  bestimmen,  wann  der 
genaue  Zeitpunkt  für  die  Durchführung  der  gedachten  Maß- 
nahmen gegeben  ist.  so  kann  doch  aller  Voraussicht  nach  die 
Zusammenlegung  der  drei  genannten  Direktionen  im  Laufe 
des  Sommers  erfolgen  und  die  allgemeine  Neugestaltung  der 
staatlichen  Eisenbahnverwaltung  im  Herbst  dieses  Jahres  be- 
gonnen werden.  Im  engen  Zusammenhange  mit  der  Neuord- 
nung steht  die  Frage  der  Errichtung  und  Zusammensetzuno- 
eines neuen  Staatseisenbahnrates,  dessen  Bestand  eine  unbe- 
dingte Notwendigkeit  darstellt,  da  der  Grundsatz  der  Mitwir- 
kung weitester  Interessentenkreise  an  der  Staatseisenbahnver- 
waltung  wohl  keinem  Zweifel  unterliegt. 

VT  ~u       ^«rkehrsnot  in  Deutschösterreich  und  ihre  Ursachen 

Nachstehende  Ausfuhrungen  sind  einem  Aufsatze  des  Neuen 
Wiener  Tagblattes"  entnommen :  „Die  drei  Hauptursachen  des 
V  erkehl  seiendes    unsrer    Eisenbahnen    sind  Kohlenmangel. 
Vlangei  an  rollendem  Material  und  die  Kleinstaaterei.  Die 
erste  der  Ursachen,  den  Mangel  an  B  e  t  r  i  e  b  s  k  o  h  1  e,  zu 
lieseitigen,  liegt  nicht  in  der  Macht  der  Eisenbahnverwaltun - 
^en.    Das  brauchbare  rollende  Material  ist  durch  den 
Krieg  auf  einen  erschreckend   niedrigen  Teil  des  früheren 
Standes  gesunken.    Ungezählte  Lokomotiven  und  Wagen  sind 
n  leindeshand  geraten,  andre  wieder  gänzlich  vernichtet,  und 
1er  noch  gerettete  Rest  ist  im  Hinterlande  m  rohester  Weise 
rerwustet  worden.    Wer  die  sogenannten  „Waggonfriedhöfe" 
gesehen  hat,  deien  jede  Bahn  einige  hat,  wo  Hunderte  von 
blassen-.  Guter-  und  Bord  wagen  seit  Monaten  und  Jahren  als 
ttuiiien  stehen,  kann  ermessen,  wieviel  Betriebsmittel  dem 
►Vagenpark  aut  lange  Zeit  entzogen  worden  sind.  Iro-endein 
■vegen  eines  vielleicht  nicht  allzu  großen  Gebrechens  nicht 
uehr  laut  fähiger  Wagen  wird  zur  Ausbesserung  abgestellt 
iis  er  in  die  Werkstatte  kommt,  steht  er  auf  dem  „Friedhof" 
ina  erst  dort  nimmt  die  richtige  Verwüstung  ihren  Anfano- 
.^derbezuge  Polsteiungen,  Fenster,  alle  brauchbaren  MetalT- 
eile  sogar  die  Gepäcknetze  werden  gestohlen  und  in  der  Zeit 
les  Kohlenmangels  maehten  die  Plünderer  auch  vor  den  Holz- 
ranken  nicht  halt.    Die  Bahnen  stellten  Wachen  auf,  alles 
•ergebens;  die  Wachen  mußten  zurückgezogen  werden  weil 
le  von  den  m  Trupps  auftretenden  Plünderern  am  Leben  be- 
roht  wurden.   Das  Mittel,  den  Fahrpark  wieder  zu  vermehren 
^aben  wir  m  der  Hand.   Al>er  es  wirkt  sehr  langsam.    In  den 
{eparaturwerkstätten  der  Eisenbahnen  wird  gearbeitet  Wa- 
en-  und  Lokomotivfabriken  schaffen,  was  sie  bei  den  gerin- 
en Kohlenbezugen  vermögen.    JRepaiatur  und  Neubau  stoßen 
reilich  wieder  auf  nicht  geringe  Schwierigkeiten  bei  der  Be- 
chattjing  des  notwendigen  Materials.    Messing,  Leder,  Stoffe 
nd  besonders  Glas  sind  selten  und  teuer.  ,     u  it- 

Die  letzte  Ursache  unsrer  Verkehrsnot  geht  auf  Klein- 

nth^^tL*^?'  ^^""i  leider  fast  keine 

.nsatze  zum  Bessern,  im  Gegenteil,  wir  haben  es  hierin  schon 

en  un/n  "l-*^^^  Verkehrshemmungen  nicht  nur  bei 

nLuToc?  ^leundhch  gesinnten  angrenzenden  Na- 

p^,f*?i  f^f''^'i'^.  «*^«ar  innerhalb  der  deutsehösterreichi- 
.hen  Republik,  bei  einzelnen  Ländern,  zu  suchen  sind.  Allen 

OTdS^'sHi.Tpn   V    ii'^'^^r*'"'^^  östlichen,  nördlichen  und 

ordwestlichen  \  ollbahnlinien  ist  eine  vorzeitige  nationale 

^^^^  Ehrenhausen! 
üs^n  «I?f^^  Spielfeld  liegt.    In  Ehrenhausen 

Kn  nÜh?^^  if  m'','^'''',^''^'  lassen  und  sich  zu  Fuß  oder 
^agen  naeh  bpielfeld  )>egeben,  von  wo  die  südslawische  Bahn- 
f  de  ."itfr'''''^'^1f  laufen  läßt.    Aber  auch  diese  finden 

riä  dfl   i«rl'"j.  ^iT'^^v^^"  ^1*^^  ^lort  führt  bis 

riest  die  italienische  tetaatsbahuverwaltung  die  Züo-e  Also 
.ue  Bahn  m  di-ei  Abschnitten,  in  drei  Staaten.    Ähnffch  steht 

awen  *von'Tir\^r''"T^"^--  .^^^  T^"^«^  herrschen  die  Süd- 
icW,f'l.,c        Illach  bis  Innichen  die  Südhahn  und  von  In- 
T  ''^^  Italiener.    Auch  die  Linie  Inns- 

ratebAn?,^  '  kIT  I^^l'^'i«'^  Betrieb  der  italienischen 

ber  ÄTh-n.  'w'''"  l*^iltümmelt  ist  die  Ost  bahn, 
menif,?  1  ^  ^''^^  ''l''^  Ungarn  nur  ein  einziger  Per- 
Esch; T^'^.^^-''^f^'^-  überhaupt  keiner,  Vd  dre 
'5s  nii'v"'  '■fif^l'^'i^*  ''V*^  Grenzen  Deutschöster- 
ler  fi««  1^*  Nord  bahn  hat  ihre  Schranke  her  Lundenburg, 
Zn  L^ZT  fl^TT^'K^  überhaupt  keine  Karten  ausge- 
e'>en  werden.    Ähnlich  ist  es  bei  der  Nordwestbahn 


Einen  kleinen  Vorzug  genießt  die  Franz  J  o  s  e  f «  -  B  a  h  n, 
rlie  tur  den  dreimal  wöchentlich  nach  Prag  verkehrenden 
hohnellzug  direkte  Karten  bis  Prag  ausgibt,  allerdings  gegen 
ein  Autgeld  auf  die  tschechische  Krone.  Das  ist  geoenwärti»- 
der  einzige  Fall  eines  Übei  Weisungsverkehrs.  Un verkümmert 
hat  sich  die  West  bahn  ihre  Linien  erhalten,  hier  gibt  es 
keinen  hindernden  Nationalstaat,  dafür  al>er  deutschösteri-ei- 
chische  Lander,  die  Schranken  aufgerichtet  haben.  Oberöster- 
xeich  hat  ein  Einreiseverbot  erlassen,  das  am  15.  April  in 
Kratt  trat,  Iirol  ebenso.  Nunmehr  hat  auch  Steiermark  die 
Einreise  au  eine  Bewilligung  gebunden.  Jedermann  kann  sich 
vorstellen,  wie  sehr  diese  Grenz.schranken  den  glatten  Y-pv- 
kehr  behmdeiu  und  daß  sie  mit  ihren  notpeinlichen  Paß-  und 
Gepackprufungen  die  Ursache  der  großen  Zugverspätungeu 
und  verpaßten  Anschlüsse  sind.  Hoffentlich  wird  wenio-stens 
auf  diesem  Gebiete  bald  Wandel  geschaffen. 

—  Der  Reiseverkehr  in  Deutschösterreich.  In  einer  Voll- 
zugsanweisung  der  Staatsiegierung.  die  am  20.  Mai  in  Kraft 
tritt,  wird  der  Reise-  und  Somnierverkehr  einer  Regelung 
unterzogen,  wodurch  die  von  den  einzelnen  Landesregieruno-en 
verfügten  Beschränkungen  der  Freizügigkeit  (siehe  die  Mit- 
teilung über  die  Verkehrsnot  in  dieser  Nummer)  zum  Teil  auf- 
gehoben werden.  Es  werden  insbesondere  genaue  Bestimmun- 
gen über  den  Besuch  von  Sommerfrischen  und  Kurorten  ge- 
troffen, der  unter  gewissen  Beschränkungen  freigegeben  wird. 

—  Erhöhung  der  Gütertarife.  Die  S  ü  d  b  a  h  n  g  e  s  e  1 1- 
schaft  hat  von  der  südslawischen  Regierung  die  Bewilli- 
gung erhalten,  die  Personen-  und  Gütertarife  "auf  ihren  im 
S.K.S.  Staate  befindlichen  Linien  um  200  %  zu  erhöhen  das 
ist  m  demselben  Ausmaße,  m  welchem  die  S.K.S.  Staatsbahnen 
ihre  eigenen  Tarife  eihöht  haben.  Die  Tariferhöhuno-  tritt 
sof  Ol  t  m  Wirksamkeit.  Auch  auf  den  t  s  c  h  e  c  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i- 
schen  Staats  bah  neu  wird  bereits  in  nächster  Zeit  eine 
allgemeine  Erhöhung  der  Tarife  eintreten.  Im  A'erkehr  mV 
Deutschösterreich  haben  schon  bisher  zwei  Umstände  eine  be- 
deutende Erhöhung  der  Gütertarife  verursacht.  Erstens  die 
Authebung  der  Durchrechnung  der  Tarife  und  dann  das  Auf- 
geld der  tschecho-slowakischen  Krone.  Wenngleich  die  direk- 
ten Tarife  zwischen  Deutschösterreich  und  dem  tschecho-slo- 
'^yf'yscpen  Staat  aufgehoben  sind,  so  findet  doch  eine  direkte 
Abtertigunü:  der  Guter  statt,  wobei  die  deutschösterreichischen 
btaatsbahnen  nach  einer  jüngst  erfolgten  Verlautbaruno-  für 
den  tschecho-slowakischen  Dieustanteil  112  deutschösterreichi- 
sche Kronen  für  ICO  tschecho-slowakische  einheben.  Der 
I  nterschied  gegenüber  dem  tatsächlichen  Kurs  wird  vorläufio- 
wenigstens  von  den  deutsch-österreichischen  Staatsbahnen  o^e- 
ragen.  Vor  kurzem  haben  die  tschecho-slowakischen  Staats- 
bahnen eine  Reihe  von  Ausnahmetarifen  aufgehoben  darunter 
auch  aie  Begünstigung,  welche  bisher  für  die  Beförderuno- 
von  Bahnkohle  für  die  deutschösterreichischen  Staatsbahnen 
bestariden  hat.  Hierdurch  erwächst  den  letzteren  eine  iähr- 
hche  Mehrausgabe  von  8  bis  9  Millionen  Kronen. 

Aufnahme  des  Güterverkehrs   mit    Triest  über  Tarvis 

Uiö  „Staatskori-espondenz"'  meldet:  Das  Staatsamt  für  Ver- 
kehrswesen hat  mit  der  italienischen  Waffenstillstand&kom- 
mission  in  Wien  Vereinbarungen  getroffen,  die  die  Auf- 
nahme eines  unmittelbaren  Güterverkehrs  mit  Triest  auf  dem 
VVege  Uber  Taryis  ermöglichten.  Zu  diesem  Zwecke  ist  vom 
12.  Alai  ab  täglich  ein  Güterzug  zwischen  Wien-We.stbahnhof 
"11,^  Triest  Uber  die  Strecke  Amstetten-Selztal-Villach-Tarvis- 
l  dme  in  , beiden  Richtungen  in  Verkehr  ge.^.etzt.  Die  Aufgabe 
von  Sendungen  zur  Beförderung  über  Tarvis  nach  oder  von 
iriest  kann  nunmehr  ohne  Beschränkung  auf  einzelne  Güter 
unter  der  Voraussetzung  erfolgen,  daß  die  für  den  Grenz- 
u bertritt  bei  l'arvis  erforderlichen  Ein-,  Aus-  oder  Durcli- 
tuhrbewilligungen  'beigebracht  weiden.  Die  Seuiduno-en  sind 
mit  internationalen  Frachtbriefen  aufzuliefern.  Die"  bis  zur 
Grenze  auflaufenden  Frachtgebühien  sind  vom  Ab.s.ender  zu 
erlegen.  Barvorschü.ssp  und  Nachnahmen  nach  Emo-an«-  sind 
a  usgeschlossen.  "  ^ 

.Die  Kohlenversorgung.  Nach  einem  amtlichen  Bericht 
liat  die  Entente  nunmehr  auch  die  Kohlenversorguno-  der  ehe- 
mals österreichischen  Länder  und  Polens  in  die  Hand  genom- 
men und  die  Durchführung  der  Maßnahmen  zur  Steigerung 
der  Kohlenföiderung  und  die  Kohlenverteilung  der  Leituno- 
Hoovers  anvertraut.  Für  Deutschösterreich  dürfte  sich  hiei" 
durch  m  absehbarer  Zeit  eine  günstigeie  Kohlenversorguno- 
ergeben.  Gegen  wärt  ig  werden  A^-eder  vom  tschechischen  Staal- 
noch  auch  von  den  Polen  die  vertragsmäßig  vereinbarten  Koh- 
lenmengen nach  Inneröst er  reich  geliefert,  obwohl  die  Förde- 
rung in  den  nördlichen  Gebieten  im  Steigen  beo-nffen  ist  In 
Deutschösterreich  ist  die  Kohlenförderung  gleix'hfalls  im"  An- 
steigen. ^  i± 


Nr.  37 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwallungen 


—  Hofrat  Viktor  Reiher.  Das  Eiisex^bahnblatt  läßt  der  Ta-tajg. 
k-eit  rk's  ui  d^u  Ruhcstaud  setr.ct^n'ea  Hofrates.  Reilber  folgend« 
Würdi-^imff  auo-edeiheu :  Der  Kabiu.ettsrat  hat  dem  Ilotrat  uud 
G«neialm,spektor  Viktor  Reiber,  der  vor  einiger  Zeit  in  d€n 
liuht'staud  getreten  i»>t,  den  Titel  eaues  Sektioaschels  vei- 
liehe-u  Durch  diese  Auszeichnung  wurden  die  Verdienste 
eines  Mannes  um  den  Staat  gewürdigt,  der  durch  last  tun! 
Jahrzehnte  im  Eisenbahudienste  mit  voller  Hingebung  seiner 
Person  gewirkt  hat,  .     ,      ^.  , 

Sekliuu.sihet  Keiber  ist  im  Jahre  1871  in  den  Dwnst  der 
Staatseiseubahuges-ellschaft  getieten.  Im  Jahre  1883  zum 
Chef  der  llauptbuchhaltung  für  die  ungarischen  Linien  der 
Staatseiseubahugeselkschaft  in  Budapest  ernannt,  hat  «r  in 
die.-er  Stellung  den  finanziellen  Dienst  eingerichtet  und' 
der  Verstaatlichung  der  ungarischen  Linien  der  GeselLschait 
im  Jahre  1892  in  hervoriagendcr  Weise  mitgewirkt;  die  finan- 
zielle Auseinandersetzung  zwischen  dem  ungarischen  Staate 
und  der  Bahngesellschaft  i.st  unter  «einer  Leitung  in  einer 
l)eide  Teile  zufriedenstellenden  Weise  durchgeführt  worden. 
1S91  als  Chef  der  Hauptbuchhaltung  des  österreichischen  Eisen- 
bahnnetzes der  Gesellschaft  nach  Wien  berufen,  hat  Reiher 
s-einen  Dien&tzweig  in  einer  allgemein  als  mustei-gültig  er- 
klärten Weise  eingerichtet.  Bei  den  im  Jahre  1908  etngelea- 
teten  Verhandlungen  über  die  Verstaatlichung  der  öster- 
reichischen Linien  hat  er  auf  Seiten  der  Gesellschaft  mitge- 
wirkt. Seine  eingehende  Sachkenntnisi  und  nicht  minder 
die  offene,  ehrliche  Art,  in  der  er  damals  die  Interessen  der 


Gesellschaft  dem  Staate  gegenüber  vertreten  hat,  bestimmter 
die  StaJits'bahnverwalung  nach  Abschluß  der  VerstaaÜichuu; 
ihn  für  die  Übernahme  in  den  Staat.sdienst  zu  gewinnen.  Bei 
her  hat  sich  ti'otz  anderweitiger  günstiger  Angebote  für  das 
Verbleiben  im  Eisenbahndienste  entschieden  und  bei  der  da 
nials  errichteten  Direktion  für  die  Linien  der  Staatseisenbahu 
gesellschaft  die  Stelle  eines  Direkt orste  11  verreters  für  d*! 
fiuanzieilen  Dienst  übernommen.  Hier  hatte  er  in  einer  v€i 
hältnismäßig  kurzen  Zeit  die  bei  den  österreichischen  Staal.^ 
bahnen  bestehenden  Einrichtungen  der  finanziellen Verwaltunj 
bei- der  neu  errichteten  Direktion  einzuführen.  Im  Jahre  191: 
erfolgte  die  Berufung  Eeibers  in  das  Eisenbahnministeriuii 
als  Vorstand  des  Departements  für  allgemeine  finanzielle  Au 
gelegenheiten.  Auch  hier  hat  er  eine  isehr  erfolgreiche  Täti.ir 
keit  entfaltet  und  sich  große  Verdienste  um  eine  den  neuzei 
liehen  Anforderungen  Rechnung  tragende  Fortentwicklung  die 
.■^es  Dienistzweiges  erwoi-ben.  Die  Ausführung  seines  beredt 
in  den  Einzelheiten  durchgeai'ibeiteten  Planes,  das  Zahlungs 
wesen  im  Bereiche  der  österreichischen  Staatsbahnen  edae 
dm  chgreif enden  Neuregelung  zu  unterziehen,  durch  die  de 
Grundsatz  des  bargeldlosen  Verkehres  nach  Möglichkeit  vei 
Mdrklicht  werden  sollte,  hat  der  Ausbruch  des  Weltkrieg* 
leider  verhindert.  Er  konnte  nur  einen  Teil  dieses  Werkei 
die  Anweisung  der  Rübe-  und  Versorgun^sgenüsße  im  Weg 
des  Postsparkassen verkehi-es  von  einer  Stelle  aus,  ins  Lebe 
treten  sehen.  Mit  ihm  ist  eine  heivor&teehende  Persönlichkei 
des  staatlichen  Eisenbahnwesens  aus  dem  Dienste  geschiedei 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  Geschäftsfühitnden  Verwaltung  sind  er- 
lassen worden: 

Nr  I  82  vom  8.  Mai  d.  Js.  an  die  z.  Zt.  am  Vereins- 
rc iseverkehr  selbständig  beteiligten  \' er  waltungen  und  die 
deulsch-osterreiehisehen      Staat  sbahuduektionen,  betreffend 


Änderung  der  Fahrscheinverzeichnisse  (abgesandt  ai 
14.  Mai  d.  Js.). 

Nr.  IX  340  vom  10.  Mai  d.  Js.  an' sämtliche  Vereinsverwa 
tungen  und  die  am  Veieinsreiseverkehr  beteiligten  vereiiu 
fremden  Bahnen,  betreffend  die  statistischen  Nachrichten  üb< 
die  Tätigkeit  der  Abrechnungsstelle  in  der  Zeit  vom  1.  Apr 
1918  bis  31.  März  1919  (abgesandt  am  14.  Mai  d.  Js.). 


Amtiiche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 


351    AVechsel  verkehr  Norddeutschland- 

Bayeru.    Heft  2  C  II. 
Bayerisch-Württembergischer  Güter- 
verkehr.  Tarif  vom  1.  Juni  1907. 
Badisch  -  Bayerischer  Güterverkehr. 

Tarif  vom  1.  Dezember  1909. 
Pfälzisch  -  Bayerischer  Güterverkehr. 

Tarif  vom  1.  August  19 Ki. 
Güterverkehr    der    Rhein-    und  Main- 
hafenstationen    mit    Bayern,  rechts- 
rheinisches   Netz    (Frankfurt  usw.  — 
Bayerischer  Gütertarif)  v.  1.  Juni  1911. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  in 
den  oben  genannten  Wechselgüter  ver- 
kehren die  Anwendungsbedingungen 
der  Ausnahmetarife  2  zu  Ziffer  la) 
Gaskoks,  Avenn  von  Gasanstalten  ver- 
sandt, und  (5,  Abteilung  A  und  B.  sowie 
üb  dahin  abgeändert,  daß  die  Fracht- 
sätze dieser  Ausuahmetarife  künftig 
nur  mehr  bei  Verwendung  der  Sen- 
dungen im  Inlande  gewährt  werden. 
Als  Inland  gilt  das  Gebiet  des  Deut- 
schen Reiches. 

Hiernach  erhalten  die  einschlägigen 
Anwendungsbediugungen  folgende 
neue  Fassung: 

a)  bei    dem    Ausnahmetarif  2  (für 
Gaskoks,  wenn  von  Gasanstalten 
versandt)  : 
Für  Gaskoks,  wenn  von  Gasanstalten 
versandt,  werden  die  Frachtsätze  nur 
gewählt  für  Sendungen,  die  im  Inlande 
verbraucht  werden  und  zwar: 

a)  .sogleich  bei  der  Abfertigung, 
wenn  der  Frachtbrief  den  Ver- 
merk „zur  Verwendung  im  In- 
land" trägt  oder 

b)  nachträglich  im  Erstattungswege, 
wenn  der  Empfänger  innerhalb 
diei  Monaten  nach  Ablauf  des 
Versandmonats  die  Verwendung 
im  Inlande  nachw©if. 


Die  Eisenbahn  behält  sich  das  Recht 
vor,  einen  Nachweis  über  den  Verbleib 
der  Sendungen  zu  fordern : 

b)  Bei  den  Ausuahmetarifen  6  sowie 
dem  Ausnahmetarif  6b  für  Stein- 
kohlen von  Umschlagsplätzen: 
Die     Frachtsätze    werden    nur  ge- 
währt für  Sendungen,  die  im  Inlande 
vei braucht  werden,  und  zwar: 

a)  sogleich  bei  der  Abfertigung, 
wenn  der  Frachtbrief  den  Ver- 
merk „zur  Verwendung  im  In- 
lande" trägt 

oder 

b)  nachträglich  im  Erstattungswege, 

wenn  der    Empfänger  innerhalb 
3  Monaten  nach  Ablauf  des  Ver- 
sandmonats die  Verwendung  im 
Inlande  nachweist. 
Die  Eisenbahn  behält  sich  das  Recht 
vor,  einen  Nachweis  über  den  Verbleib 
der  Steinkohlen  usw.  zu  fordern. 

Die  Ausnahmefrachtsätze  für  Gas- 
koks und  Kohlen  gelten  also  nicht 
mehr 

1.  für  Sendungen,  die  nach  östei- 
leich-Ungarn  weiterabgefertigt  werden 
sollen, 

2.  im  Ortsverkehr  nach  den  in  Oster- 
reich gelegenen  Grenzstationen  Ruf- 
st ein,  Salzburg,  Eger,  Franzensbad, 
Haslau  und  Asch. 

Das  sofortige  Inkrafttreten  dieser 
Tariferhöhung  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahnverkehrsordnung. 

München,  28.  April  1919.  (540) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Rheinisch-Bayerischer  Güterverkehr. 

An  Stelle  des  Vortrages  unter  C.  I. 
Allgemeine  Tariftabellen  (Seite  140 
des  Tarifs)  ist  zu  setzen: 

„Ab  1.  April  1919  finden  die  im  Heft' 
200  C I  a  enthaltenen  Allgemeinen  Ki- 


lometertariftafeln Anwendung 
zwar  gelten  für  Entfernungen 
voh  1—105  km  die  Kilometertariftaf 

I  D  (Seite  14—15), 
und  von  IGü  km  an  die  Kilometertari 
tafel  II  (Seite  26—57)." 
München,  den  25.  April  1919.  (54 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  B 

Tarif  für  die  Beförderung  von  Eise 
bahnfahrzeugen  als  Frachtgut  v« 
Norddeutschland  nach  den  östen( 
chisch-ungarisch-rumänischen  Gren 
Stationen  Itzkany.  Predeal  und  Orso" 
Landesgrenze  vom  1.  Juni  1900. 
Verkehr  zwischen  Rumänien  ein« 
seits  und  Österreich,  Ungarn 
Deutschland  anderseits,  Teil  I,  Abt« 
lungen  A  und  B. 
Die  Tarife  mit  ihren  Nachträg 
sind  aufgehoben.  Nach  der  unter  dt 
7.  Oktober  1916  in  dieser  Zeitung 
lassenen  Bekanntmachung  waren, 
bereits  seit  .iener  Zeit  nicht 
wendbar. 

Breslau,  den  10.  Mai  1919.  (54 
Eisenbahndirektion 
namens  der  beteiligten  Verwaltun;^ 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Mai  1919  wi 
die  Station  Derne  als  Versandstati 
für  Schlacken  usw.  unter  die  Ziffer 
des  Geltungsbereichs  des  Ausnahi 
tarifs  5b  aufgenommen. 

Essen,  den  10.  Mai  1919.  (5i 
Eisenbahndirektjon. 

Nordwestdeutsch-Bayerischer  Güti 
tarif. 

Im  Anschluß  an  die  Veröffentliclii 
gen  vom  31.  Januar  1919  und  22.  Mi 
1919  wird    bekanntgegeben,  daß 
Neuauflage  des  Tarifs  nunmehr  z 
1.  Juni  1919  zur  Einführung  gelangt 

Frankfurt  (M.).  10.  Mai  1919.  (5^ 
Eisenbahndirektion. 


'LIX.  Jahrgang 
17.  Mai 
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Wechsel  verkehr  Norddeutschland-Bay- 
ern.   Heft  2  CIL 

Mit  sofortiger  Gültifrkeit  sind  im  An- 
hang (Seite.  46/47)  die  Anw«ndungs- 
bedingungen  der  Ausuahmetarife  6, 
Abt.  A  und  B  sowie  6b  unter  Vortrag- 
neuer  Ziff^ei'n  3  bzw.  4  folgt  zu 
v*rgänz«n : 

,.a)  Für  Sendungen  nach  den  Grenz- 
stationen des  ehemaligen  Österreich 
sowie  nach  bayerischen  Stationen  auf 
vormaligem  österreichischem  Gebiete 
müssen  die  Fracht  sowohl  im  Orts- 
ais auch  im  Übergau  gsver- 
kehre,  ferner  die  Barauslagen  und  die 
deutschen  Nebengebiihren  aller  Ai-t  bei 
1er  Aufgabe'bezahlt  (frankiert)  werden. 
Xachnahmebelastung  ist  uuzulä.Sisig. 

b)  Für  Sendungen  nach  anßerdeut- 
schen  Stationen  (d.  s.  Stationen  der 
voiraaligen  österreichischen  und  unga- 
rischen Bahnen)  sind  Ganzfrankaturen 
au.sgeschlossen." 

Diese  Bestimmungen  sind  auch  bei 
den  Anwendungsbedingungen  des  Aus- 
nahmetarifes  2.  Ziffer  2  (Anhang  Seite 
46)  mit  den  Buchstaben  c  und  d  nach- 
zutragen. 

München.  25.  April  1919.  (539) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Ausnahmetarif  für  Mais  ab  Deggendorf 
und    Regensburg    Donaulände  transit 
nach  bayerischen  Stationen  (r.  d.  Rh.), 
gültig  vom  1.  Januar  1911. 

Der  Tarif  tritt  am  1.  Juli  1919  ohne 
Ersatz  außer  Kraft. 

München,  den  9.  April  1919.  (536) 
'Tarifamt  der  Bayer.  Staateisenbahnen. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib  (Stations. 
tariftafeln  usw.)  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Mai  1919  ab 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Cref eider  Eisenbahn  bei  den 
Wagenladungsklassen  zu  erhebenden 
Fracht  zuschlage  erhöht.  Näheres  ent- 
hält die  am  15.  Mai  1919  erscheinende 
'Nummer  des  Tarifanzeigers.  —  Das  als- 
baldige Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
■Güterabfertigungen  sovsde  das  Aus- 
kunftsbareau,  hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  12.  Mai  1919.  (534) 
Eisenbahndirektion. 


Iliuneu-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II  Heft  1 ;  Wechselverkehre 
Sachsen-Bayern  (rechtsrh.  Netz),  Bayern 
(pfälz.  Netz)  und  Baden,  Tarifhefte  7, 
8  und  9  C  II. 

Die  Aüwendungsbedingungen  der 
Ausnahmetarife  4  (Düngekalk)  und  13 
(Rohblei)  sind  geändert  worden.  Nä- 
hei-es  ist  aus  unserem  Verkehrsanzeiger 
zu  ersehen. ' 

Dresden,  am  13.  Mai  1919.  (535) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Nordseebäderverkehr  (ostfriesische 
Inseln). 

Zum  7.  Juni  1919  wird  der  Nachtrag 
VI  zum  Tarif  für  den  Personenverkehr 
mit  den  Nordseeinseln  Borkum,  Juist, 
Langeoog,  Norderney,  Spiekeroog  und 
Wangerooge  ausgegeben;  durch  ihn 
werden  neue  Tarifsätze  für  den  Ver- 
kehr mit  Wangerooge  über 

Bremen-Bremerhaven  (Bahnweg) 

Bremen-Bremerhaven  (Wasserweg) 

Wilhelmshaven 
in  ungefähr  gleichem  Umfange  einge- 
führt, wie  solche  für  den  Weg  über 
Carolinensiel  nach  Wangerooge  beste- 
hen, sowie  ferner  einige  neue  Tarif- 
sätze nach  Borkum,  Juist,  Langeoog 
und  Norderney. 

Nähere  Auskunft  erteilt  auf  Befragen 
unser  Verkehrsbureau. 

Münster  (Westf.),  12.  Mai  1919.  (537) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen: 
Eisenbahndirektion. 


Badisch-Pfälzischer  Personentarif. 

Mit  ■  Gültigkeit  vom  1.  April  1919  ist 
der  Nachtrag  III  ausgegeben  worden. 
Er  enthält  u.  a.  die  durch  die  Erhö- 
hung der  Personentarife  notwendigen 
Änderungen  der  Bestimmungen  und 
Fahrpreise.  Die  besonderen  Ausfüh- 
rungsbestimmungen sind  gemäß  §  2 
Eisenbahnverkehrsordnung  genehmigt. 
Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. * 

Karlsi-uhe,  den  10.  Mai  1919.  (541) 
Generaldirektion  der  Badischen  Staats- 
eisenbahnen, 
zugleich    namens   der  beteiligten  Ver- 
waltungen. 


Die  Patentrechte 

in  Deutschland,  Oesterreich  u.  Ungarn  Vierden  abgegeben: 

über  eine  mit  Erfolg  angewandte  Einrichtung  an  Fahrzeugen  von 
Zahnradbahnen,  sowie  gemischten  Zahnrad- u.  Adhäsionsbahnen  zum 
Einstellen  bezw.  Regulieren  des  Zahneingriffes  der  Bremszahnräder  [7(  90] 

Schweiz.  Industriegesellschaft,  Neuhausen  (Schweiz) 


Wegeschranken,  Hand-  und  Drahtzag-Schranken 

A.  RAWIE,  Osnabrüch-Schinkel 

 nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  sowie  sämtliche  Zubehörteile.  

Bremsprellböcke,  Lokomotivschuppensch  ornsteine,  Weichenverschlüsse,  Lademaße, 
^  ,  Neieungszeiger,  L^-itu  gsnrat-rialien.  EisergieÖerei. 

yyeltansstellung  ■Brüssel :  Ehrenpreis.    fVeltausstellang  Turin:     Grand  Prix". 

Baltische  Ausstellnng  Malmö:  Königl.  Medaille.  [70741 
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rasch  und  gut 
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können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch- 
apparat  als  StationsscKaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrtkantea: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inlut  A.  Ehal, 
Brannschweig.  [7045] 


Armaturenwerhe 

  Blimbe  &  Rost 

f^lll  I  ^Dippoldiswalde  LSa* 

P\ltZ~  faden  | 

in  bont  u.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preisea 

E.E.  Meyer  •  Chemnitz 


Eisenbahn  -  Fahrkarten 


System  Edmonson 


Monats-,  Arbeiter-  und  Wochenkarten 

liefert  in  vorschriftsmässiger  Stärke  und  jeder 
gewünschten  Aufmachung  vom  Lager  und 
bei     Neuanfertigungen     in     kürzester  Zeit 


H.  Laahmann,  Pappenfabrik.  Langenberg -Rhld. 

gegründet  1848. 

Telegrammadresse:  Laakmann,  Langenbergrkeinland. 
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Berlin,  den  21.  Mai  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  ilitteilung-en,  Bücher.  Zeitscbritteu  usw.  sind  an  die 
Scbrrftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntinaclinnsen  nn  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  B  e  r  1  i  ii  W.  9.  Köthener  Str.  28'29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buclduuulel  und  die  Post  /.um  Preise  von  6  JI. 
fSr  das  v  lerteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkt  e  r  Zuse  n  du  ug  unto  r  S  tre  ifban  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichiscb- 
cinganschen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nnuiniern  wenlcn  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

AuRer  den  amtlichen  P.ekauntmacliungen  werden  auch 
PrivataiiKeig-en  (I'reis  für    die   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  P.aura 
^+0  PI.)  angenommen.    Ilei  ^^'  i  e  d  e  r  )i  o  1  u  n  g  e  u  entsprechende  Ermilliigungou. 
Beilag'en  wenlen  nacli  \  oi'einbaruag  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigeu  und  Beilagen  wende  man  sich  rt»  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liukstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokouto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOO 


Sgvl  meinem  Auf<^uthalt  iu  Nordfrauk- 
reich. 

Die  württember^ischeu  Staat.S'eisenbah- 
iieu  im  Kechnuugs.iahr  1917. 

s'achrichlen. 
Deutschland:  Die  Üb-ertra.mui«- 
der  Siaatseisenbahnen  auf  das  Reich. 
—  Rücktritt  des  ünterstaatssekie- 
tärs  Pranke.  —  Eisenbahnmaßnah- 
men   zur    Bekämpfung    der  Woh- 


nungsnot. 


Die  Lohnverhältnisse 


I  n  h  a  1  ti 

des  ba.yerisch€n  Arbeiterpersouals. 

—  Personalnachrichten. 

D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Die  Ver- 
teilung des  Wagenparks  der  ehema- 
ligen k.  k.  östeireiohischen  Staafs- 
))ahnen.  —  Eine  Zweiglinie  der 
Stubaitalbahn.  Die  Elektrisierung 
der  Arlbergstrecke.  —  Bahnverbin- 
dung von  Friedbelg  nach  Pinkafeld. 

—  Deutschösterieichischer  Schiff- 
fahrtsverein. —  Personaluach- 
richten. 


N  i  e  d  e  r  1  a  u  d  e :  Niederländische 
Central-Eis'enbahn -Gesellschaft. 

Übrige  europäische  Länder: 
Die  Schweizerbahnen  und  die  Saar- 
kohlen. —  Wasserstraßen  plane  der 
Schweiz.  —  Eisenbahneibewegun- 
gen  bei  der  Entente.  —  Türkische 
Eisenbahn-C4esellschaft  Saloniki- 
Monastir. 

Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Von  meinem  Aufenthalt  in  Nordfrankreich. 


In  Ausführ  ung  der  Waffenstillstandsbedingungen,  wo- 
aach  Deutschland  vei  pflichtet  wuide,  bei  Meidung  von 
schweren  Strafen  innerhalb  kürzester  Frist  5000  Lokomotiven 
and  1.50 OOO  Wagen  an  die  Entente  zu  liefern  und  die  Ma- 
schinen mit  Personal  zwecks  Verwendung  in  Feindesland  zu 
jesetzen,  war  es  notwendig,  wenn  auch  nicht  in  dem  glei- 
•hen  Umfang  wie  in  den  Augusttagen  von  1914,  so  doch  mii 
1er  gleich  großen  Eile,  eine  zweite  Eisenbahnmobilmachuug 
k-orzunehmen.  Da  nach  den  hierbei  im  Anfang  gemachten 
Erfahrungen  die  Angehörigen  der  zu  dieser  Dienstleistung 
.■erwendeten  Personale  wegen  der  Behandlung  in  Feindos- 
and  nicht  ganz  mit  Unrecht  in  «jhwere  Besorgnis  versetzt 
Vörden  waren,  wurden  im  Einvernehmen  mit  den  Vertretern 
lei'  Alliierten  von  der  deutschen  Waffenstillstandskommission 
:ur  Bewachung  des  Wohlergehens  der  Bediensteten  und  zur 
»Vertretung  ihrer  Interessen  bei  den  Eisenbahn-Verwaltun- 
jen,  auf  deren  Strecken  die  Verwendung  deutschen  Verkehrs- 
>ersonals  in  Frage  kam,  Bevollmächtigte  eingesetzt. 

Am  6.  Januar  d.  J.  trat  die  für  die  Nord  bahn  be- 
timmte  Delegation  ihre  Reise  von  Spa  an.  Die  Ankunft  iu 
-lille  erfolgte  am  8.  J anuar  nicht  ohne  gewisse  Paßschwierig- 
;eiten  in  Brüssel,  durch  welche  die  Abreise  von  dort  um 
inen  Tag  verzögert  wurde.  Nach  Vorstellung  beim  Inge- 
lieur  piincipal  de  la  traction  wurden  den  Delegierten  und 
em  aus  vier  Köpfen  bestehenden  Unter-Personal  durch  Ver- 
littlung  des  „Commissaire  militaire  aupres  de  la  commission  du 
löseau  du  Nord",  Hauptmann  B.  d.  M. , .,  ein  Quartier  in  einem 
leinen  Estaminet  beschafft.  Das  zunächst  aufgesuchte  Hotel 
loderne  war  nicht  bereit,  Deutsche  aufzunehmen,  da  e.?  nicht 


in  den  Ruf  eines  boches-Hotels  gelangen  wollte.    Das  Hotel, 
ilas  während  der  Zeit  der  Besetzung  von  deutschen  Offizieren 
gern  besucht  wurde,   machte  übiigens   infolge  des,  wie  in 
vielen  Geschäften  der  Stadt,  am  Eingau.g  ausgehängten  roten 
Zettels  mit  der  Aufschrift:  „Souvenez-vous !    On  ne  discute 
pais  avec  des  assassins,  des  voleurs  et  des  incendiaires.  Ou 
les  .iuge!"  auf  uns  keinen  besonders  verlockenden  Eindruck. 
Der  Militär-Kommissär  zeigte  sich  dem  Delegierten  gegen- 
über, rm  Gegensatz  zu  vielen  andern  Persönlichkeiten,  mit 
denen  in  der  Folge  zu  verhandeln  war,  sehr  unfreundlich  und 
deutschfeindlich.    Ohne  irgendeinen  Anlaß    erklärte   er  iu 
eiregtem  Ton.  daß  wir  an  sich  keine  gute  Behandlung  ver- 
dienten, da  die  Deutschen  in  Lille  sich  geradezu  unwürdig 
benommen  hätten;  er  werde  aber  die  Delegation  dem  Schutze 
der  englischen  Polizei  empfehlen.   Lille  war  in  diesen  Tagen 
als  Hauptetappenort  mit  starken  englischen  Truppenverbän- 
den belegt;  Stadtkommandant  war  ein  englischer  G-eneral.  Der 
Aufenthalt  in  dem  kleinen  Estaminet  war  nicht  besonders 
erfreulich;  kein  Licht,  keine  Kohlen,  dabei  eine  grimmige 
Kälte.    Der  Wirt,  ein  Flame,  und  seine  Frau,  mit  denen  wir 
fünf  Tage  in  der  Küche,  dem  einzigen  durch  den  Herd  spärlich 
.geheizten  Raum  zubrachten,  und  auf  deren  ,, Wohlwollen"  wir 
auge wiesen   waren,   waren   .iedoch   sehr   nette,  freundliche 
Leute.  Vom  zweiten  Tage  der  Ankunft  ab  wurde  die  Delegation 
unter  die  Aufsicht  der  französischen  Geheimpolizei  gestellt; 
ein  besonderer  Beamter  der  Sicherheitspolizei  hatte  den  Auf- 
trag, für  unsern  Schutz  und  uns>ere  Sicherheit  besorgt  zu  sein. 
Der  Verkehr  mit  unserm  ,,Schutzengel"  gestaltete  sich  in  der 
Folge  sehr  freundschaftlich  und  in  den  angenehmsten  Formen ; 
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(li<i  „Poliwianfsicht"  beschränkte,  sich  auf  einige  R^estiche  in 
der  Woche  zu  dem  ZW'Cck,  sich  nach  unserem  Ergehen  zu  ■er- 
kundig'cn.  Trotz  d-c.s  nach  Bekanntwerden  unseres  Aufent- 
halts in  den  Liller  Zeitungen  mit  der  Überschrift :  „Rendez  vos 
comptes,  Messieurs"  erschienenen  BegriißungsartikeLs  und  der 
dauernden  Bearbeitung  der  Bevölkerung  durch  die  Presse  in 
(hnitschfeindlichem  Sinne,  haben  der  „Geheime"  und  wir  uns 
w  echselseitig  keine  große  Last  gemacht  und  ist  die  Delega- 
tion von  Belästigungen  durch  die  Bevölkerung  unbehelligt 
geblieben.  Dank  dem  energischen  Eingreifen  der  Geheim- 
polizei wurde  der  von  dem  Delegierten  ausgesprochenen  "Bitte 
auf  Einräumung  eines  besseren  Quartiers  stattgegeben,  und 
nunmehr  das  Hotel  Moderne  veranlaßt,  die  Delegation  aufzu- 
nehmen. Mit  gezwungener  Liebenswürdigkeit  wurden  den 
unerbetenen  Gästen  die  Zimmer  angewiesen;  die  Pi^ise  wur- 
den ^  „entspi^echend".  festgesetzt.  Umso  bereitwilliger  wurde 
einige  Tage  später  ein  inzwischen  durch  die  Nordbahn  not- 
dürftig hergestelltes  Haus  bezogen,  das  im  Frieden  von  einem 
Eisenbahnangestellten  bewohnt  war  und  schon  vorher  der 
deutschen  und  englischen  Besatzung  als  Bureau  gedient  hatte. 
Aus  fünf  Betten,  zwei  Tischen  und  zwei  Stühlen  be.stand  das 
ganze  Inventar  des  Hauses;  durch  Selbsthilfe  wurde  es  bald 
etwas  wohnlicher  und  zweckentsprechend  eingerichtet.  Die 
Lage  dieses  Hauses  in  einer  bescheidenen  Vorortstraß-e,  ie- 
doch  mit  dem  klangvollen  Namen  „rue  du  grand  balcon",  hatte 
den  großen  Vorzug,  in  unmittelbarer  Nähe  des  Maschinen- 
depots zu  »ein,  wo  deutsche  Eisenbahner  mit  ihren  abzulie- 
fernden Maschinen  eintreffen  sollten. 

Am  12.  Januar  zeigte  sich  der  erste  dei-  sehnlichst  erwar- 
teten Gäste.    In  lascher  Folge  trafen  nunmehr  die  Personale 
im  Bezirk  der  Nordbahn  ein,  um  an  irgend  einer  Stelle  ver- 
wendet zu  werden.    Hier  zeigte  sich  gar   bald   die  große 
Schwierigkeit,  die  einzelnen   Verwendungsstellen  ausfindig 
zu  machen,  da  der  leitende  Chef  dauernd  dienstlich  auf  den 
zerstörten  Bahnhöfen  abwesend  war    und   sein  Bureauchef 
strengen  Auftrag  hatte,  alle  Wünsche  des  Delegierten  vorher 
ihm  selbst  vorzutragen.    Dieser  schwerfällige  Dienstverkehr 
machte  es  notwendig,  die  Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle 
selbst  anzustellen  und  eine  eingehende  Aufklärungsorgani- 
sation, unter  anderm  durch  Einsetzung-  von  Vertrauens-Per- 
sonen, zu  schaffen.    Anfangs  stieß   auch   diese  auf  große 
Schwierigkeiten,  da  das  Personal  auf  den  einzelnen  Dienst- 
sfellen ständig  wechselte,  weil  es  von  der  Nordbahn  aus  den 
verschiedensten  Gründen  teils  mit  teils  ohne  Lokomotive  im 
Bezirk  verschoben  oder  ohne  Benachrichtigung  des  Delegier- 
ten in  die  Heimat  zurückgeschickt  wurde.    Nach  Sohätzung 
werden  im  ganzen  etwa  tausend  Bedienstete  von  den  beiden 
Übergabekommissionen  Aachen  und  Saarbrücken  den  Bereich 
der  Nordbahn  berührt  haben.   Hiervon  ist  etwa  die  Hälfte  für 
einige  Zeit,  deren  Höchstdauer  drei  Monate  nicht  überschritten 
hat.  im  Bezirk  teils  im  regelmäßigen  Dienst  beschäftigt,  teils 
in  Sammellagern   als  Keserve   dienend,   verwendet  worden. 
Hierbei  kam  es  vor,  daß  einzelne  Personale  gegen  ihren  Wil- 
len von  der  Nordbahn  zurückgehalten  vrurden;  den  durch  den 
Delegierten  gestellten  Anträgen  auf  Heimsendung  wurde  aus 
nicht  ersichtlichen  Gründen  nur  zögernd  entsprochen.  Soweit 
fler  Bezirk  der  Nordbahn  in  Frage  kommt,  hat  ein  wirkliches 
Bedürfnis  zu  dauernder  Beschäftigung  deutschen  Personals 
nicht  bestanden.     In  Anbetracht  des   ausgedehnten  Zerstö- 
rungsgebietes im  Bereiche  der  Nordbahn,  das  durch  die  allen 
wohlbekannten  Städtenamen  Lille,   Douai,   Arras,  Cambrai, 
St.  Quentin,  Laon  und  Valenciennes  gekennzeichnet  wird,  und 
der  schnellen  Demobilisierung  der  französischen  Eisenbahner, 
war  genügendes  einheimisches  Pei-sonal  für  die  Betriebsauf- 
gaben vorhanden.    Die  Handhabung  der  deutschen  Lokomo- 
tiven, soweit  isie  noch  betriebsfähig  geblieben  waren,  ist  den 
Franzosen  auch  verhältnismäßig  schnell  gelungen ;  ob  die  Lo- 
komotiven l>ei  der  raschen  Abnutzung,  der  sie  durch  wenig 
sorgfältige  Behandlung  im  Anfang  ausgesetzt  waren,  eine 
lange  Lebensdauer  erreichen  werden,  wird  von  älteren,  er- 


fahrenen Lokomotivführern  l>ezweifelt.  Ohne  Vlbertreibuna 
kann  festgestellt  weiden,  daf5  fast  60—70  %  der  abgcliefertei 
Lokomotiven  gegenwärtig  nicht  betriebsfähig  sind  und  teil- 
weise einer  größeren  Reparatur  bedüi-fen.  Die  Lokomotiven 
haben  bei  der  im  Januar  und  Anfang  Februar  herr.schendeji 
starken  Kälte  und  dem  Mangel  an  Pflege  gleich  im  Ajifang 
großen  Schaden  erlitten.  Aus  den  angeführten  Gründen  ist 
ersichtlich,  daß  nur  ein  verhältnismäßig  kleiner  Teil  von 
Leuten  gebraucht  werden  konnte,  um  die  betriebsfähigen  Mal 
schinen  zu  besetzen.  Wenn  trotzdem  im  Bereiche  der  Nord- 
bahu  für  einige  Wochen  annähernd  4—500  Bedienstete  zurück- 
gehalten worden  sind,  so  ist  dieses  sicherlich  nicht  auf 
Wunsch  und  mit  Zustimmung  der  Leitung  der  privaten  Nord- 
bahn-Gesellschaft geschehen,  sondern  hat  ..seine  Ursache  in  d^cr 
militärischen  Forderung,  die  von  der  Entente  )>ei  Abschluß, 
des  Waffenstillstandes  den  Deutschen  in  \^ei kennung  dei 
wirtlichen  Sachlage  zur  Bedingung  gesetzt  war,  und  die,  ein- 
mal erhoben,  zur  Rettung  des  militärischen  Prestiges  durch- 
geführt werden  sollte. 

Die  Hauptaufgabe  der  Delegation  bestand  darin,  für  ange- 
messene Behandlung,  Verpflegung.  Unterkunft  und  Bezah- 
lung der  deutschen  Eisenbahn-Bediensteten  zu  sorgen,  und  in 
dieser  Beziehung  die  Durchführung  der  vom  Oberkommandie- 
i-enden  der  verbündeten  Armeen.  Marschall  Foch,  erlassenen 
Befehle  zu  überwachen.    Im  allgemeinen  kann  mit  Befriedi- 
gung festgestellt  werden,  daß  die  Franzosen  bemüht  gewesen 
sind,  bis  auf  die  Bezahlung,  die  an  manchen  Stellen  trotz  aller 
Forderungen  ungenügend  war,  ihi^en  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen.   Dieses  trifft  jedoch  nicht  immer  für  die  Bedien- 
steten zu,  die  bei  der  durch  die  Entente  geforderten  über- 
stürzten Ablieferung  von  Lokomotiven  schon  im  Dezember 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  Januar  ohne  genügende  Ausrüstung 
an  Geld  und  Kleidung  ohne  Verzug  herausgeschickt  werden 
mußten.   Diese  sind  vielfach  der  Not  und  schlechter  Behand- 
lung ausgesetzt  g>ewesen.     Es  bedurfte  einer  fortgesetzten 
Aufklärung,  daß  die  deutschen  Eisenbahner  nicht  als  Gefan- 
gene anzusehen,  sondern  lediglich  in  Erfüllung  einer  freiwil- 
lig übernommenen  patriotischen  Pflicht  als  freie  Männer  zu 
behandeln  seien,  denen  kein  Haar  gekrümmt  werden  dürfe. 
Es  hat  einige  Zeit  gedauert,  bis  diese,  von  den  leitenden  Fran- 
zosen auch  anerkannte  deutsche  Auffassung  bis  zum  letzten 
französischen  und  englischen  Vorgesetzten  sich  durchgesetzt 
hat.   Den  fortgesetzten  Vorstellungen  auf  anständige  Behand- 
lung wurde  aber  später  überall  Folge  gegeben,  sodaß  Klagen 
von  den  Personalen  in  dieser  Beziehung  nicht  mehr  erhoben 
worden  sind.    Nach  Mitteilung  der  Bediensteten  soll  die  Be- 
handlung in  Frankreich,  besonders  bei  den  Amerikanern  und 
Engländern,  durchweg  besser  gewesen  sein  als  in  Belgien,  wo 
besonders  der  Eisenbahnangestellte  sich  vielfach  gehässig  und 
feindlich  gezeigt  hat.    Selbstverständlich  ließ  es  sich  beim 
Verlassen  der  Dienststelle  oft  nicht  vermeiden,  daß  Bedien- 
stete bei  Einkäufen  in  der  Stadt  als  Deutsche  erkannt  und 
von  besonders  „eifrigen"  Polizisten  vorgeführt  wurden;  nach 
^''orzeigung  ihi-es  Talismans,  des  sog.  Dreisprachenausweise.'- 
(laisser-passer)  wurden  sie  jedoch  stets  sofort  wieder  entlas- 
.sen  oder  in  militärischer  Begleitung,  wie  in  einem  Falle,  wo 
ein  Heizer  eine  „alte  Liebe"'  wieder  aufzufri.schen  versucht«, 
auf  einen  Zug  in  Richtung  Heimat  gesetzt.    Über  den  den 
Leuten  gegenüber  sehr-  oft  gebrauchten  Kosenamen  boche  ging 
man  verständigerweise  mit  vornehmer  Ruhe  zur  Tagesord- 
nung über;  das  Wort  allemand  scheint  in  dem  französischen 
Sprachgebrauch  nicht  mehr  zu  bestehen. 

Das  Zusammenarbeiten  mit  den  französischen  Personalen 
vollzog  sich  überall  reibungslos:  der  Verkehr  in  den  Kan- 
tinen, wie  mehrfach  beobachtet,  worden  ist.  ganz  kamerad- 
schaftlich. Wenn  vorül>ergehend  in  einem  französischen 
Depot  unsere  deutschen  Eisenbahner  feindlich  betrachtet  wor- 
den sind,  so  war  dies  nicht  auf  eine  etwa  durch  den  Krieg 
hervorgerafene  Verbitterung  zui-ückzufühi^en,  sondern  auf  die 
ganz  irrige  Annahme,  daß  die  deutschen  Bediensteten  für  den 


LIX.  Jahrgang 
21.  Mai  1919 


—     391  — 


Nr.  38 


Fäll  «uer  beat)siclitigieii  Lohnbewegung'  von  der  Noidbahn 
als  Streikbi-ech-er  A^erwendung  finden  sollten.  Entsprechende 
Aufklärung  beruhigte  .iedoch  auch  hier  bald  die  Gremüter. 

.Hierzu  darf  »erwähnt  werden,  daß,  wie  in  allen  Ländern,  di(; 
sozialistische  Neuordnung  gerade  bei  den  Eisenbahnern  durch- 
gi^eifende  Änderungen  im  Lohnwesen  und  in  der  Arbeitszeit 
zur  Folge  gehabt  hat  und  auch  Frankreich  am  Vorabend  einer 
gewaltigen  Umwälzung  steht.  Über  den.  Fortgang  der  von  den 
dortigen  Eisenbahnern,  eingeleiteten  Bewegung  imd  die  Ent- 
scheidung der  von  ihnen  erhobeneu  Forderungen  (vergl.  Nr. 
•23.  S.  232  d.  Ztg.)  sind  zuverlässige  Nachrichten  noch  nicht 
l>ekaiint  geworden. 

Wie  .ietzt  üljerall  die  Ma.genfrage  im  Vordergründe  des  Inter- 
esses steht,  spielte  bei  der  Sorge  um  das  Wohl  des  Personals 
auch  die  Ernährung  eine  gewichtige  ßolle.  Die  Verpflegung 
war,  von  Einzelfällen  im  Anfang  abgesehen,  die  aber  sofort^ 
zur  Sprache  gebracht  wurden,  zufriedenstellend,  teilweise  so 
gar  sehr  .gut.  Es  gab  überall  ein  warmes  Mittag-  und  Abend- 
essen, bestehend  aus  Suppe  und  einem  Fleischgang  nebst  Kar- 
toffeln oder  Gemüse,  und  einem  Stück  Weißbrot,  dazu  auf  fast 
allen  Stellen  %  1  Eotwein,  für  den  bescheidenen  Preis  von 
1,70 — 2,00  Fr.  für  die  Mahlzeit.  Den  Bediensteten  blieb  unbe- 
nommen, falls  die  Mahlzeiten  für  starke  Esser  nicht  reichten, 
noch  eine  zweite  Portion  sich  g^eben  zu  lassen,  wovon  auch 
viele,  die  in  den  letzten  Kriegs.iahren  .großen  Entbehrungen 
iULsgesetzt  und  „ausgehungert''  waren,  (lebrauch  gemacht  ha- 
ben. Daneben  l>estand  noch  die  Möglichkeit,  zu  einem  im  Ver- 
gleich zur  Heimat  mäßigen  Pieise  sich  Lebensmittel,  wie  Eier, 
Butter,  Speck  usw^,  in  den  Kantinen  oder  umliegenden  Ort- 
schaften zu  beschaffen.  Es  haben  mir  viele  Eisenbahner  ehr- 
lich versichert-  daß  sie  die  Zeit  in  Frankreich  gründlich  dazu 
Ivenützt  haben,  den  ausgemergelten  Körper  tüchtig  mit  Fett 
zu  versorgen  und  sich  zu  kräftigen,  um  auf  diese  Weise  ihren 
Angehöjigen  wieder  einen  gesunden  Familienvater  zuzufüh- 
ren. Allgemein  wurde  das  Bedauern  ausgesprochen,  die  An- 
gehörigen in  dei  Heimat  an  dem  in  Frankreich  bestehenden 
Lebensmittelüberfluß  nicht  teilnehmen  lassen  zu  können. 
Trotz  der  unsicheren  Postverbindungen  hat  dennoch  mancher 
das  Eisiko  eines  Paketes  gewagt  und  versucht,  die  Familie 
daheim  mit  einer  kleinen  Sendung  zu  erfreuen. 

Die  Unterbringung  der  Personale  erfolgte  überall  „kriegs- 
mäßig" in  geheizten  Baracken,  die  nur  bescheidenen  Ansprü- 
chen genügten;  bei  einer  vorübergehenden  Überbesetzung  auf 
einem  Depot  wurden  auch  Personenwagen  benutzt.  Dieser 
Zustand  war  keineswegs  beneidenswert,  aber  oftmals  nicht  ab- 
zuändern, zumal  auch  die  französischen  Bediensteten  ihre 
Schlafgelegenheiten  in  denselben  Baracken  hatten.  Die  gelie- 
ferten Betten  waren  .iedoch  einwandfrei ;  für  gewöhnlich 
waren  zwei  wollene  Bettdecken  und  eine  Wollmatratze  vor- 
gesehen. Bei  dem  ständigen  Wechsel  der  Personale  blieb  e.s 
'anfänglich  nicht  aus.  daß  an  einzelnen  Stellen  sich  Ungeziefer 
zeigte;  deutscher  Ordnungs-  und  Eeinlichkeitisdrang  half  die- 
sem Mißstände  iedoch  bald  ab.  Erst  allmählich,  besonders  als 
die  im  Januar  und  in  der  ersten  Hälfte  des  Februar  herr- 
schende empfindliche  Kälte  nachließ,  hörten  auch  die  Be- 
schwerden über  mangelhafte  Unterbringung  auf.  Klagen  über 
große  Kälte  und  ungeheizte  Eäume  waren  übrigens  in  ganz 
-Vordfrankreich  allgemein.  Die  bittersten  Notschreie  über 
mangelhafte  Kohlenlieferung,  oft  von  ironischen  Bemerkun- 
gen und  heftigen  Angriffen  auf  die  Verwaltungsbehörden  be- 
gleitet, denen  allein  di-e  Schuld  aufgebürdet  wurde,  waren  tag- 
täglich in  den  Zeitungen  zu  lesen ;  „la  crise  des  transports ' 
war  chronisch  geworden.  Kein  Wunder,  bei  dem  trostlosen 
Zustand,  iu  welchen  die  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen 
durch  den  längiährigen  Zerstörungs-Krieg  gesetzt  worden 
waren,  und  deren  Herstellung  mit  .einem  Schlage  nicht  mög- 
liclr  war! 

Der  regelmäßige  Dienst  der  Personale  auf  den  Depots  war 
nicht  übermäßig  anstrengend.  Nur  dieienigen  Bediensteten, 
welchen    die  Ablieferung    von  Lokomotiven  iu  Frankreich 


oblag,  hatten  bei  ihren  Fahrten  öfters  unter  Mangel  an  Euhe 
zu  leiden.  Dies  lag  hauptsächlich  an  den  unbestimnueu  Wei- 
sun.gen,  die  von  den  Zentralstellen  über  den  Ablieferungsort 
der  Lokomotiven  gegeben  wurden.  Es  kam  vor,  daß  Personale, 
zu  dem  Zweck  herausgcschickt,  Maschinen  an  »einem  der 
Grenze  benachbarten  Ort  abzuliefern,  von  den  von  Ort  zu  Ort 
Ijeigegebenen  Piloten  durch  halb  Frankreich  bis  an  die  Ka- 
ual-Küste  weitergelotst  wurden.  Von  diesen  „Weltreisen", 
die  natürlich  reich  an  unerwarteteu  und  oft  auch  unangeneh- 
men Zwischenfällen  waren,  haben  viele  in  der  a.benteuei- 
lichsten  und  spannendsteu  Weise  erzählt.  Wiederholt  mußten 
auf  Grund  der  geschilderten  berechtigten  Be.schwerden  ernst- 
liche Vorstellungen  auf  Abhilfe  bei  deu  Verwiiltungen  der 
Bahnen  erhoben  werden.  Im  Wechsel  der  Zeiten  werden  die 
unangenehmen  Erlebnisse  aus  dem  Gedächtnis  verschwinden. 
Ein  großer  Teil  der  Bediensteten  wird  aber  .gern  und  nicht 
ohne  Interesse  an  die.se  romanti.schen  Fahrten  durch  Feindes- 
land zurückdenken  und  mit  Stolz  und  Befriedigung,  und  an- 
g^estaunt  von  ihren  Kollegen,  vom  Schauplatz  ihjrer  Tätigkeit 
in  ihren  Kreisen  erzählen.  Von  einzelnen  Überanstrengun- 
gen bei  diesen  Fahrten  abgesehen,  kann  festgestellt  werden, 
daß  der  Dienst  überall  zufiiedenstelleud  geregelt  war,  und 
daß  die  in  den  Verhandlungen  der  Waffenstillstandskommis- 
sion verlangte  und  französischerseits  gemachte  Zusage  auf 
gleiche  Behandlung  mit  den  franzö.sischen  Bediensteten 
iu  bezug  auf  Arbeitsdauer  und  Euhezeit.  vollauf  eingehalten 
worden  ist.  Die  Personale,  denen  ein  glücklicher  Zufall  den 
reizend  am  Meeresstrande  gelegenen  Badeort  Le  Cr^port  als 
Dienst  ort  bestimmt  hatte,  werden  wohl  nie  die  dort  verbrach- 
ten Tage  vergessen.  Schließlich  muß  bezüglich  der  Dienst- 
dauer  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  französischen 
Dienstvorschriften  an  sich  eine  weitaus  längere  Dienstdauer 
vorsehen,  als  die  heimatlichen,  daß  .iedoch  gegen  Überan- 
strengungen weitgehende  Schutzbestimmungen  getroffen  sind. 

War  es  der  Delegation  möglich  gewesen,  bei  Abstellung  der 
zutage  getretenen  Mängel  nicht  ohne  Erfolg  mitzuwirken,  so 
ist  dieses  leider  hinsichtlich  der  ordnungsmäßigen  Zahlung 
der  bei  den  Verhandlungen  der  Waffenstillstandskommission 
in  Spa  vereinbarten,  von  den  Franzosen  zu  leistenden  Ge- 
bührnisse nicht  restlos  gelungen.  Bei  der  Schwerfälligkeit 
des  französischen  Verwaltungsapparates  in  der  Aufstellung 
der  Zahlungsunterlagen,  erschwert  noch  durch  die  erst  im 
Laufe  des  Februar  erfolgte  Bekanntgabe  der  Lohnbedingun- 
,gen  an  die  nachgeordneten  Dienststellen,  war  trotz  ständigen 
Drängens  nur  zu  erreichen,  daß  Vorschüsse  an  die  Bedienste- 
ten geleistet  wurden,  die  aber  bei  weitem  nicht  überall  aus- 
gereicht haben.  Wenn  auch  die  Verpflegung  lange  Zeit  hin- 
durch auf  Bons,  die  später  auf  die  Gebührnisse  in  Anrech- 
nung gebracht  wewlen  sollten,  geliefert  wurde,  so  war  doch 
die  von  den  Bediensteten  erhobene  Forderung  auf  Zahlung 
genügender  Barbeträge  zwecks  Anschaffung  von  Kleidung, 
Wäsche,  Schuhen  und  dergi.  durchaus  berechtigt  und  ver- 
ständlich, zumal  doch  mancher  unter  ihnen  die  günstige  Ge- 
legenheit ausnützen  wollte,  die  im  Laufe  der  Kriegs.iahre  ab- 
genutzten- in  der  Heimat  schwer  erhältlichen  Sachen  durch 
ueu6  zu  ersetzen.  Kann  auch  zugegeben  werden,  daß  mit 
Eücksicht  auf  den  öfteren  Wechsel  des  Personals  auf  den  ein- 
zelnen Dienststellen  die  unter  den  Bahngesellschaften  vor- 
genommenen Personalverschiebungen  und  die  häufig  nicht 
zuverlässig  ausgestellten  oder  fehlenden  Ausweispapiere  die 
ordnungsmäßige,  rechtzeitige  Heristellun.g  der  Eechnungs- 
unterlagen  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden  war,  so 
muß  doch  anderseits  das  mangelnde  Entgegenkommen  einiger 
Dienststellen  in  bezug  auf  die  Leistung  ausreichender  A^or- 
schüsse  beklagt  werden.  Der  gute  Wille  des  betr.  Depotchefs 
war  hierbei  oftmals  mehr  oder  weniger  ausschlag.gebend.  Die 
aus  den  verschiedenen  Gründen  sehr  vei  wickelte  endgülti.ge 
Abrechnung  und  Abfindung  des  bei  der  Entente  beschäftigt 
.gewesenen  Personals  wird  noch  einige  Zeit  und  Arbeit  der 
Übergabekommission  Aachen  und  Saarbrückeu  erfordern;  vom 
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1.  Mai  ab  sollte  diese  Arbeit  ausschließlich  der  (tbergabe- 
koramission  Saarbrücken  zufallen.  Eine  für  diesen  Zweck  in 
Aussicht,  genommene  Personalabwioklungsstello  mit  dem 
schönen  Namen  Pabsteis  hat  nicht  mehr  das  Licht  der  Welt 
erblickt.  Denn  ganz  unerwartet  wurde,  wie  bei  der  Ostbahn, 
der  giößte  Teil  des  Personals  der  Nordbahu  von  der  Entente 
den  Heimatvei  waltungeu  wieder  zur  Verfügung  o:«stellt  und 
mit  Sammeltransporten  den  Grenzstationen  zugeführt.  Vielen, 
deueh  der  Aufenthalt  lieb  geworden  war,  kam  der  Abruf  zu 
früh;   den  audein  wieder   war   die  schleunige  Abreise  uiit 


Rücksicht  auf  die  unruhigen  heimatlichen  Verhältnisse  sehr 
willkommen. 

Alle  deutschen  Eisenbahner  aber,  die  in  dieser  Zeit  draußen 
waren  und  mit  offenen  Augen  einen  Einblick  in  den  franzö- 
sischen Bahnbetrieb  und  die  auch  sonst  in  Frankreich  herr- 
schenden Zustände  sich  verschafft  haben,  werden  gewiß  der 
von  einem  Lokomotivfühi-er  mir  gegenüber  in  die  Worte  ge- 
kleideten aufrichtigen  Überzeugung  beistimmen: 
.,Deutsch]aud  über  alles". 

Fives-Lille.  April  1919.  ^         Rud.  Meyer.  ~ 


Die  württembergischen  Staatseisenbahnen  im  Rechnungsjahr  1917. 


Der  Verwaltungisbericht  der  württembergischen  Staatseisen- 
bahnen ist  des  Krieges  halber  wie  in  d^en  "Vorjahren,  so  auch 
für  das  Eechnungsjahr  1917  (1.  April  1917  bis  31.  i\Iärz  191S) 
nur  in  beschränktem  Umfang  herausgegeben  worden.  Nach 
der  Übersicht  über  die  Betriebs-  und  Verkehrsverhältnisse  hat 
sich  die  E  i  g  e  n  t  u  m  s  1  ä  n  g  e  von  2143,79  km  gegenüber 
dem  Vorjahr  nicht  geändert.  Die  Hauptbahnen  umfassen 
1597,02  km,  die  vollspurigen  Nebenbahnen  425,6  km.  die  schmal- 
spurigen Nebenbahnen  121,17  km;  von  den  Hauptbahnen  sind 
zweigleisig  588,2  lan  =:  36,83  %.  Für  den  GüteTverkehr  stan- 
din die  Bahnen  in  ihrer  Gesamtlänge  von  21t3.79  km  zur 
Verfügung,  für  den  Personenverkehr  in  einer  Lringo  von 
2ir,o,S5  km.  Die  Zahl  der  Stationen  ermäßigte  isich  v^n  652 
iiuf  651  r=  0,30  auf  1  Betrieibskilometer,  die  Zahl  der  Weichen 
von  11  380  auf  11  358.  Die  Länge  der  durchgehenden  Gleise 
blieb  sich  gleich  mit  2731-99  km,  die  Länge  sämtlicher  Gleise 
stieg  von  4053,99  auf  4060,99  km.  Die  Bautätigkeit  war  so- 
riach  im  Berichtsjahr  nur  ganz  geringfügig. 

Bei  den  Fahrzeugen  ging  die  Zahl  der  Lokomotiven, 
die  schon  im  Vorjahr  von  861  auf  856  zurückgegangen  war, 
noch  weiter  zurück  auf  846.  Auch  bei  den  Personen-  und  Ge- 
j)äckwageu  zeigt  isich  erstmals  eine  —  wenn  auch  gering- 
fügige —  Abnahme  von  2419  lauf  2418  und  von  623  anf  620. 
Dagegen  wurden  die  Güterwagen  trotz  der  bestehenden  Er- 
schwernisse noch  weifer  l^edeutend  vermehrt,  gegen  14  629 
im  Jahre  1915  und  15173  im  Jahre  1916  wai-en  es  im  Jahre 
1917  15  787  1=  7,36  auf  1  Betriebskilometer  mit  einem  durch- 
schnittlichen Ladegewicht  von  14,28  t  (gegen  14,17  und  14,10  t 
in  den  beiden  Vorjahren).  Die  Zahl  der  Postwagen  blieb  sich 
gleich  mit  161. 

Die  für  den  Betrieb  mitgeteilten  Zahlen  lasSsen  eine 
wesentliche  Einschiänkung  des  Personenverkehrs,  insbeson- 
dere des  Fempersonenverkehrs,  zugunsten  des  gesteigerten 
Güterverkehrs  erkennen.  Hieraus  ergab  sich  eine  Umkehrnng 
des  Verhältnisses  der  Zahl  der  beförderten  Züge  zu  der  der 
geleisteten  Zugkilometer.  Während  im  Vorjahr  die  Zuo-zahl 
von  404  885  lauf  388179  gesunken  war  und  die  Zahl  der  ge- 
leisteten Zugkilometer  sich  noch  von  16  996  942  auf  47  065  573 
erhöht  hatte,  stiejr  im  Jahre  1917  die  Zugzahl  wieder  leicht 
an  auf  389  869,  während  die  Zugkilometer  sich  ziemlich  stark 
auf  16  319  032  verminderten.  Es  gingen  zurück  die  Zuo'- 
kilometer  in  Schnellzügen  von  1  649  OOS  auf  1  233  819.  in  Eil- 
zügen von  266  923  auf  169115,  in  Personenzügen  von  9  722  476 
auf  9  037  697  und  in  Arbeitszügen  von  56  345  auf  34  8.55  km. 
dagegen  stiegen  sie  liei  den  Güterzügen  von  5  370  821  auf 
5  843  546  km.  Der  Rückgang  in  der  Leistungsfähigkeit  der 
Lokomotiven  zeigt  sich  in  der  Steigerung  der  Vorspann-  und 
Sehiebedieuvstkilometer  von  2  078  4.35  auf  2  483  879  km.  So 
verschlechterte  sich  denn  die  Verhältniszahl  der  Nutzkilometer 
\'on  65,5  auf  63,28  %.  Die  durchschnittliche  Inanspruchnahme 
<ler  Lokomotiven,  die  sich  schon  im  Vorjahr  von  36  460  auf 
39  583  km  erhöht  hatte,  stieg  noch  weiter  auf  41115.  Ein 
sijrunghaftes  Anwachsen  zeigt  der  Heizstoff  verbrauch  und 
der  Aufwand  hierfür.  Der  Verbrauch  stieff  von  331216  t  auf 
382  636  t  oder  von  12.67  kg  auf  14,28  kg  auf  1  Lokomotivkilo- 
nieter,  der  Aufwand  von  24.08  ^  auf  40,82  ^  auf  1  Lokomotiv- 
kilouieter.  Auch  für  Schmierstoffe  erhöhte  sich  der  Aufwand 
von  1,02  auf  2,46  auf  das  Lokomotivkilometer  für  ünter- 
haltuug  von  8,16  auf  11,56  .'5.  Die  17  Triebwagen  standen 
IUI  Berichtsjahr  nur  zum  Teil  im  Dienst,  an  Triebwaa-enkilo- 
metern  wurden  nur  57  226  gefahren  gegen  119  730  im  Vorjahi. 
Die  Aufwandsteigerung  ließ  sich  bfei  ihnen  in  mäßigeren 
Grenzen  halten,  iu  sofern  auf  1  Triebwagenkilometer  veraus- 
.gabt  wurden  für  Heizsfoffe  1L81  .statt  8,57,  für  Schmierstoffe 
1.05  statt  0,41,  für  Unterhaltung  3,46  statt  3,04  4.  Die  Wagen- 
jichskilometer  hatten  eine  Steigerung  von  630  auf  662  Mil- 
honen,  die  bei  einem  kleinen  Rückgang  der  Personen-  und 
(repackwagenacbskilomeler  ansschliießl.ich  ,anf  Güterwagen- 
achskilouieter  entfällt.   Die  Einschränkung  der  Personenzüge 


nach  Zahl  und  Länge  hatte  eine  weitere  iBesserung  der  Platz- 
ausnutzung zur  Folge.  Die  Verhältniszahl  der  ausgenutzten 
Plätze,  die  sich  schon  im  Vorjahr  in  auß.erordentl.ichem  Maß« 
von  30,09  auf  41,85  %  gehoben  hatte,  erhöhte  sich  noch  weiter 
auf  46,03  %.  (Ein  Personenwagenachskilometer  erbrachte 
19,62  ,<i  gegen  16,74  im  Vorjahr.  Dagegen'  ging  die  durch- 
schnittliche Belastung  einer  Güterwagenachse,  die  im  Vor- 
jahr von  3,29  t  auf  3,53  t  gestiegen  war,  wieder  etwas  zurück 
auf  3,48  t.  Ein  Güterwagenachskilometer  erbrachte  aber  trotz- 
dem den  höheren  Betrag  von  14,94  gegenüber  dem  vorjähri- 
gen Betrag  von  14,29  Bei  den  Betriebsunfällen  ist  eine 
leichte  Steigerung  von  105  auf  120  festzustellen,  Personen 
wurden  getötet  43,  verletzt  62. 

Im  Verkehr  finden  wir  wiederum  eine  starke  Steigerung 
des  Personenverkehrs  und  eine  gegenüber  dem  Vorjahr  ge- 
steigerte Zunahme  des  Güterverkehrs.  Personen  wurden 
befördert  87  Millionen  gegen  74,8  Millionen  im  Jahre  1916 
und  64,3  Millionen  im  Jahne  1915.  Die  Einnahmen  aus  dem 
Personen-  und  Gepäckverkehr  betrugen  41,66  Mill.  Ji  gege^n 
37,1  Mill.  Ji  im  Vorjahr  oder  35,6  %  der  Gesamteinnahmen 
gegen  36,42  %  im  Vorjahr.  Auf  ein  Personenkilometer  ent- 
fiel eine  Einnahme  von  2,01  gegen  1,90  ^  im  Vorjahr. 
Diese  Besserung  beruht  auf  dem  verhältnismäßigen  Rückgang 
der  Militäreinnahmen  von  29,1  auf  21,4  %  der'  Personenein- 
nahmen,  während  der  Ant.eil  der  1.— 4.  Wagenklasse  sich  von 
0,48,  7,11,,  23,47  und  39,84  %  des  Vorjahres  auf  0,49,  8,83.  24,58 
und  44,70  %  hob.  Fahrtlänge  und  Aufbringen  einer  Person 
gingen  von  26,09  auf  23,80  km  und  von  0,48  auf  0,46  M  zurück. 
Die  iju  Berichtsjahr  sich  immer  mehr  steigernde  Bedeutung 
der  Kriegsindustrie  kommt  in  einer  Erhöhunff  der  Einnahmen 
aus  Arbeiterfahrkarten  von  2,42  auf  3,24  Mill.  Ji  zum  Aus- 
druck. An  G  ü  t  e  r  n  wurden  14,94  Mill.  t  befördert  geo'en 
13,52  Mill.  t  im  Jahre  1916.  Daß  der  Krieg  immer  mehr  zum 
]\Iate.rialkrieg  wurde,  zeigt  im  Gegensatz  zum  Rückgang  des 
Militärpersonenverkehrs  die  Zunahme  des  Militärguts  von 
17,26  auf  20,37  %  der  Gesamtgütennenge.  Die  Einnahmen  aus 
dem  Güterverkehr  hohen  sich  von  53,07  auf  62,76  Mill.  M. 
Sie  betrugen  damit  53-62  %  der  Gesamteinnahmen  gegen  52,09  % 
im  Vorjahr.  Die  durchschnittliche  Einnahme  auf  1  tkm  stieg 
wieder  an  von  4,46  auf  4,75  ^. 

Nach  der  Dar.siellUng  der  Finanzen  hat  sich  das  An- 
lagekapital von  862,72  auf  871.76  Mill  .M  erhöht,  während  die 
Eisenbahnschuld  sich  von  631,12  auf  619,25  Mill.  M  ei-mäßigt 
hat.  Der  Bestand  des  Reservefonds  ist  von  14,7  auf  10  Mill.  J( 
zurückgegangen.  Die  Beschaffungskosten  der  Fahrzeuge  sind 
zu  130,1  Mill.  .M  berechnet.  Zum  ersten  Male  haben  im  Be- 
richtsjahr die  Verkehi\«einnahmen  die  Summe  von  100  Mill.  JI 
überstiegen;  sie  belaufen  sich  auf  104.42  Mill.  Jl  gegen  90.17 
Mill.  M  im  Jahre  1916.  Unter  Hinzurechnung  der  Einnahmen 
aus  sonstigen  Quellen  mit  12,62  Mill.  J{  (1916:  11-70  Mill.  Jl) 
ergibt  sich  eine  Gesamteinnahme  von  117.04  Mill.  M,  was 
gegen  das  Vorjahr  mit  101,87  Mill.  Jl  eine  Steigerung  um 
14,89%  bedeutet.  Tfngleich  größer  war  aber  die  Steigerunu' 
der  Ausgaben,  die  sich  von  69,23  auf  92,10  Mill.  Jl,  also  um 
33,03  %  erhöhten.  Dementsprechend  ging  die  Betriebszahl 
von  64,61  auf  76,40  %  hinauf  und  erreichte  damit  fast  wieder 
den  Stand  von  1914  mit  77.10  %.  Der  BetriebsüberschuR  ging 
von  .32,64  auf  24,94  Mill.  .M  zairück  und  verzinste  das  Anlage- 
kapital nur  noch  zu  2,88  %  (1916  :  3,81  %).  Werden  die  nicht 
in  der  Eisenbahn rechnung  laufenden  Ruhegehalte  mit  3,l(i 
Mill.  J{  vom  Betriebsüberschuß  noch  abgesetzt,  so  ermäßigt 
sich  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  auf  2,51  %.  Vom  Be- 
triebsüberschuß wurden  abgeliefert  zur  laufenden  Verwaltung 
24,10  Mill.  Jl,  zum  Reservefonds  0,84  Mill.  M. 

Das  Personal  hatte  im  Jahi-esdurchschnitt  eine  Gesamt- 
zahl von  20  922,  also  g-'egenüber  dem  Vorjahr  400  Köpfe  mehr. 
Hierunter  befanden  sich  Beamte  und  Hilfsbeamte  10073,  Ar- 
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beiter  10  849.  Die  Personalausoaben  stiegen  von  40,91  Mill.  Jl 
im  Jahre  1916  auf  51,24  Mill.  Jl  im  Jahre  19il7.  Hierzu  kommen 
norh  die  Ausgaben  für  Wohlfahrtszwecke,  unter  denen  die 
Kriegsteuerungszulagen  der  Angestellten  gebucht  und  die  Ruhe- 
gehälter niiteingerechnet  sind,  mit  einer  Steigerung  von  7,79 
auf  15,26  Mill.  Jl.  Die  durchschnittliche  Ausgabe  für  einen 
Beamten,  die  unter  Berücksichtigung  der  Kriegsteuerungs- 
zulagen  im  Jahi-e  1916  26t>4  M  betragen  hatte,  erhöhte  sFch 
auf  3359  JL  die  für  einen  Arbeiter  von  1566  JL  auf  2354  Ji 


Die  Bechnungsergebnisse  der  Bodenseedampfschiff- 
fahrt  zeigen  unter  der  Einvrirkung  der  Steigerung  der  Aus- 
gaben ein  noch  schlechteres  Bild  als  in  den  Voriahren.  Die 
Einnahmen  stiegen  zwar  leicht  an  von  177  468  auf  205  804  Jl, 
die  Ausgaben  dagegen  erheblich  von  308  362  :auf  380  495  Jl. 
Die  Mehrausgaben,  die  sich  im  Jahre  1916  auf  130  894  Jl  be- 
laufen hatten,^  steigerten  sich  daher  auf  174  691  M.  Sie  wurden 
wie  in  den  Vorjahren  durch  Zuschüsse  der  Staatshaiiptkasise 
gedeckt. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Die  Überh-aguns  der  Staatseisenbahiien  auf  das  Reich. 

Am  14.  Mai  fand  in  Weimar  unter  dem  Vorsitz  des  preußi- 
schen Ministers  Oeser  und  unter  Beteiligung  von  A^ertretern 
der  Reichsregierung  die  erste  Sitzung  des  Fachausschusses 
der  deutschen  Eisenbahnverwaltuhgen  zur  Feststellung  der 
Bedingungen  für  die  Übertragung  der  Staatseisenbahnen  auf 
das  Reich  statt.  Über  die  weitere  Art  des  Vorgehens  wurde 
volle  Übereinstimmung  erzielt.  Zur  Beschleunigung  der  Ar- 
beit werden  Unterausschüsse  gebildet.  Die  Tätigkeit  der 
Ausschüsse  wird  so  gefördert  werden,  daß  die  Durchführung 
der  in  Aussicht  genommenen  Übertragung  auf  das  Reich  zum 
festgesetzten  Zeitpunkt  gewährleistet  werden  kann. 

—  Rücktritt  des  Unterstaatssekretärs  Franke.  Der  Unter- 
staatssekietär  Franke  vom  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten beabsichtigt,  am  1.  Juni  d.  J.  in  den  Ruhestand  zu 
treten.  Wir  behalten  uns  vor,  auf  seine  dienstliche  Wir-k- 
samkeit  demnäehst  zurückzukommen.  Zu  seinem  Nachfolger 
ist  der  bisherige  Präsident  der  Generaldirektion  in  Straßburg 
Boden  stein  in  Aussicht  genommen,  der  früher  als 
Präsident  an  der  Spitze  der  Direktion  Königsberg  stand. 

—  Eisenbahnmaßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot. 

Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  an  die  Eisenbahndirek- 
tionen folgenden  Erlaß  gerichtet:  Es  ist  dringend  erforderlich, 
che  zur  Bekämpfung  der  Wohnun.gsnot  getroffenen  Maßnahmen 
in  .ieder  Weise,  insbesondere  auch  durch  Stellung  von  Wao-en 
zur  Beförderung  der  erforderlichen  Baustoffe  zu  unter- 
stützen. Soweit  es  sich  um  Wagenbestellung  für  solche  Stoffe 
handelt,  wird  daher  i-egelmäßig  von  der  Forderung  eines  be- 
sonderen Nachweises  der  Dringlichkeit  abgesehen  werden 
können.  Die  Beschränkungen  für  die  Beförderung  leerer 
Möbelwagen  sind  aufgehoben  worden.  Im  allgemeinen 
wird  bei  dem  Versand  leerer  Möbelwagen  auch  auf  den  Nach- 
weis der  Dringlichkeit  zu  verzichten  sein. 

~  u^'^  Lohnverhältnisse  des  bayerischen  Arbeiterpersonals 

Das  ba.verische  Verkehrsministerium  erließ  mit  Wirkuno-  vom 
1.  Januar  1919  am  2.  Mai  d.  J.  neue  Bestimmungen  über  die 
Bezugsverhältnisse  des  Arbeiterpersonals  (vgl  B  Verk  Mi 
Bl.  Bamberg  Nr.  4).  Die  Entlohnung  der  Arbeiter  erfolot 
Qach  Wochenlöhnen,  die  nach  3  Ortsklassen,  dem  Lebensalter 
lind  bei  den  Arbeitern  des  Werkstättendienstes  außerdem  nach 
3  Lohngruppen  abgestuft  sind.  Jeder  Arbeiter  erhält  —  ohne 
Kucfcsi'jht  auf  die  Dauer  der  Beschäftigung  bei  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung  —  den  ihn  nach  seinem  Lebensalter 
trettenden  Wochenlohn.  Der  Anfangswochenlohn  wird  nach 
fler  Vollendung  des  18.  Lebensiahrs  gewährt.  Jüngere  Ai- 
beiter  erhalten  geringere  Wochenlöhne.  Kriegsteuerungsbei- 
hilte  (allgemeine  Beihilfe  und  Kinderzulage)  werden  weitei- 
bezahlt  .ledoch  entfallen  die  Kriegslohuzuschläge.  Die  Ar- 
i>eiter  des  Betriebs-,  Bahnunterhaltungs-  und  SchwelleuM  erk- 
[lienstes  erhalten  als  Wochenlohn 

in  der 
1.         II.  III. 
Ortsklasse 

lach  vollendetem  18.  Lebensjahr  81  M,     79  Ji,  77 

19-    •      »  B2  M,     80  c«,     78  Jt. 

20.  ,  83  ,  t(,     81  Jl.     79  ,M, 

21.  ,  84  M,  82  J6,  80  usw.  bis 
HB.          ,          96  a%.     94  M,     92  M. 

Die  Albeiter  des  Betriebsdienstes  erhalten  mit  Beginn  des 
j.  Jahres  nach  Übernahme  in  diesen  Dienst,  und  zwar 
lach  vollendetem  23.  Lebensjahr  89         87  jl,     85  M, 
»  »         24.  „  90  ,        88  Ji,     86  M, 

25.  ,  91  oU,  89  Ji;  87  J(,  usw.  bis 
33.  „  99  Jl,     97  Jt,     95  Ji. 


Die  Aufseher  und  Obmänner  bei  der  elektrischen  Beleuch- 
tung im  Magazindienst,  im  Wagenreiuigungsdieust  und  bei 
den  Betriebs  Werkstätten  erhalten  einen  um  2,10  .M  erhöhten 
Wochenlohn.  Die  Telegraphenmechaniker,  die  Weichenzen - 
f  ralisierungsschlosser,  die  Brückenschlosser,  die  Bahnhof- 
schlosser, die  in  den  Elektrizitätswerken  und  Gasanstalten 
fachhandweiksmäßi.o-  und  ständig  beschäftigten  Handwerker, 
dann  die  Fahrkartendrucker  und  die  als  Steindrucker  oder 
Buchbinder  handwerksmäßig  ausgebildeten  und  verwendeten 
.Arbeiter  sowie  die  Arbeiter  der  Bahnunterhaltung  (einschl 
der  Gärtner),  die  ein  Handwerk  in  ordnungsmäßiger  Lehre 
erlernt  haben,  erhalten  auf  die  Dauer  der  handwerksmäßigen 
Be.schäftigung  die  Wochenlöhne  der  Handwerker  des  Werk- 
stättendienstes. 

Die  bei  den  Haupt-  uud  Betriebs  weikstätten, 
den  S'Blbständigen  Lokomotivstationen  uud  den  Wagenmeiste- 
reien  mit  der  Wiederherstellung  von  Fahrzeugen  und  sonsti- 
gen mechanischen  Einrichtungen  beschäftigten  Arbeiter  wer- 
den in  3  Lohngruppen  eingeteilt.  Lohngruppe  I:  die  fach- 
handwerksniäßig  ausgebildeten  Arbeiter,  Lohngruppe  II:  die 
Maschinenarbeiter  und  die  übrigen  angelernten  Arbeiter,  die 
Obmänner  größerer  Arbeitergruppen  und  die  Aufseher  im 
Magazindieust  in  den  Hauptwe'rkstätten,  Lohngr.  III :  die  ge- 
wöhnlichen Arbeiter.  Zu  den  Maschinenarbeitern  gehören  die- 
.ienigen  ungelernten  Arbeiter,  die  an  Maschinen  arbeiten, 
deren  Bedienung  ein  höheres  Maß  von  Verständnis,  Gewandt- 
heit und  Verantwortung  erfordert.  Als  angelernte  Arbeiter 
gelten  die.ienigen  Arbeiter,  die  sich  eine  gewisse  Handfertig- 
keit angeeignet  haben  und  Arbeiten  verrichten,  die  an  den 
Einzelnen  höhere  Ansprüche  in  geistiger  und  körperlicher 
Hinsicht  stellen.  Es  betragen  die  Wochenlöhne  nach  voll- 
endetem 18.  Lelieusjahre 

in  der 
I.  II.  III. 

Ortsklasse 

für  die  Lohngruppe  1  •   .       m  Ji,       86  M.,       84  Jl., 
,      ,  „  2  .  .  .    84  c/f«,       82  80  J(x, 

„     V  „  3  .  .  .    81  79  Jl,       77  Jl 

und  steigen  mit  .jedem  weiteren  Lebens.iahre  in  den  einzel- 
nen Ortsklassen  bis  nach  vollendetem  33.  Lebens.iahre  um 
.je  1  Jl,  so  daß  sie  für  letztgenanntes  Lel>ens.iahr  betragen : 
für  die  Lohngruppe  l  .  .  .  lOS  Jt,     101  oll,      99  Jl, 
y,     r,  ,  2  .  .  .    99  c/f^,       97  Jl.,       95  Jl, 

r.      n  .  3  .  .  .    96  Ji,       94  r  il,       92  M. 

Zu  diesen  Wochenlöhnen  erhalten  eine  besondere  tägliche 
Zulage  von  a)  1  Jl  die  Vorai beiter,  b)  70  Pf.  die  selbständig 
arbeitenden  Feuerschmiede,  die  an  größeren  Feuern  be- 
sonders schwere  Arbeiten  verrichten,  c)  50  Pf.  die  übrigen 
selbständig  arbeitenden  Fteuerschmiede  und  die  selbständig 
arbeitenden  Kesselschmiede,  d)  30  Pf.  die  Feuerschmied- 
helfer, die  Obmänner  in  den  Hauptwerkstätten,  deien  Ar- 
beitiergruppen  vorwiegend  aus  Ai'beitern  der  Lohngruppe  II 
bestehen,  die  Kesselschmiedhelfer,  die  Kupfeischmiede  und 
die  Autogenschweißer.  Bei  Kremperarbeiten  am  Flammofen 
wird  den  Schmieden  zu  diesen  Zulagen  eine  weitere  Zulage 
von  70  Pf.  gewährt.  Die  PartiefühMr  (Handwerker),  denen 
mindestens  5  Arl^iter  zugeteilt  sind,  erhalten  eine  tägliche 
Zulage  von  IJi,  die  übrigen  Partieführer  (Handw.)  eine  solche 
von  50  Pf.  Für  die  Handwerkslehrlinge  betragen  die  Wochen- 
löhne im  1.  Jahr  in  der  I.  Ortsklasse  10  Jl,  in  der  II.  9  Jl, 
in  der  III.  8  Jl;  im  2.  und  3.  Jahr  erhöhen  sich  die  Löhne  in 
.iedem  Jahre  und  .leder  Ortsklasse  um  2  Jl.  und  im  4.  Jahre 
um  weitere  4  in  .jeder  Ortsklasse.  Familienangehörige 
des  Bahnbewachungspersonals  erhalten  für  Ablösungen  einen 
Stundenlohn  von  40  Pf.,  Familienangehörige  von  Stations- 
peisonal  auf  Nebenbahnen  einen  Stundenlohn  von  60  Pf.  Die 
vollbeschäftigten  weiblichen  Personen  (einschl.  der  Büro- 
gehilfinnen und  der  Dienstfrauen,  jedoch  ausnahmlich  der 
auf  Dienstvertrag  Beschäftigten)  erhalten  wöchentlich  beim 
Eintritt  in  der  I.  Ortsklasse  42  Jl,  in  der  II.  40  M,  in  der  III. 
38  Jl,  nach  einem  Jahr  44  M,  42  M  uud  40  Jl,  nach  2  Jahren 
46  M,  44  Jl  und  42  Jl  usw.,  nach  5  Jahren  52  .M, 
50  Ji  und  48  Jl.  Die  für  nur  ganz  vorübergehende  Zwecke 
aufgenommenen  Arbeiter  (Gelegenheitsarbeiter)  und  die  Neu- 
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bauarbeiter  erhalten  Taglöhne.  die  nach  den  örtlichen  Lohn- 
verhältnissen und  nach  der  Leistungsfähigkeit  bemessen  wer- 
den. Sie  beziehen  keine  Kriegsteuerungsbeihilfen.  Die  vor- 
aussichtlich für  längere  Zeit  aufgenommenen  Aushilfs- 
arbeiter werden  in  gleicher  Weise  entlohnt  wie  die  ständigen 
Arbeiter, 

In  die  I.  Ortsklasse  wurden  aufgenommen:  Augsburg,  Egei, 
Fürth  i.  B.,  Ingolstadt,  Lindau-Keutin,  Lindau  Stadt,  Heyern 
und  Aeschach,  Ludwigshafeu,  München,  Neuaubing,  Nürnberg, 
Pasing.  Schweinfurt.  Stein  b.  Nbg.,  Würzburg,  iu  die  II.  Orts- 
klasse 85  weitere  Orte  und  die  übrigen  iu  die  III.  Ortsklasse. 

—  Personalnachrichteu.  Bei  der  preußisch  -  hessischen 
Staafsbahnverwaltung  ist  der  Eegieruugs-  und  Baurat  Marx, 
Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Erfurt,  mit  der  Wahrneh- 
mung der  Geschäfte  eines  Keferenten  bei  den  Eisenbahn- 
abteilungen des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  be- 
auftragt worden.  —  Versetzt  sind:  der  Eegierungs-  und  Bau- 
rat Dr.  phil.  Winter,  bisher  in  Stettin,  als  Mitglied  der 
Eiseubahndirektion  nach  Mainz,  die  Eegierungsbaumeister  des 
Eisenbahnbaufachs  S  c  h  e  u  n  e  m  a  n  n,  bisher  in  Kattowitz. 
nach  Gleiwitz  alsVorstand  der  daselbst  wieder  errichteten  Eisen- 
bahn-Bauabteilung, Joseph  Müller,  bisher  in  Elberfeld,  als 
Vorstand  der  Eisenbalin-Bauabteilung  1  nach  Düsseldorf  und 
E  b  e  1  i  n  g,  bisher  in  Elberfeld,  sowie  der  Begierungsbau- 
meister  des  Maschinenbaufachs  Hecker,  bisher  in  Duis- 
))uig.  beide  in  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  Cöln. 

Bei  der  sächsischen  Staatsbahnverwaltung  führen  jetzt  die 
Bauräte  Pfeiffer  und  Sixtus  bei  der  Generaldirektion, 
Poppe  bei  der  Betriebsdirektion  Leipzig  IL  Schauer  bei 
der  Betriebsdirektion  Dresden-N.  und  He  in  ig,  1.  Vorstand 
des  Werkstättenamts  Chemnitz,  die  Dienstbezeichnung 
Finanz-  und  Baurat.  —  Befördert  wurde  der  Oberbahnhofs- 
voisteher  bei  der  Betriebsdirektion  Leipzig  I  Nieden- 
f  ü  h  1-  zum  Verkehrsinspektor.  —  Ernannt  wurde  der  Ee- 
gierungsbaumeister beim  Hochbauamt  im  Finanzministerium 
E  e  i  n  i  c  k  e  zum  Eegierungsbaumeister  beim  Elektrotech- 
nischen Büro.  —  Versetzt  wurden  die  Bauräte  B  e  s  s  e  r  vom 
Elektroteehnischen  Büro  als  Vorstand  zum  Elektrotechnischen 
Amt  Dresden,  Friedrich  vom  Maschinenamt  Dresden-N. 
als  2.  Vorstand  zum  Werkstättenamt  Dresden,  Kirsten  vom 
Entwurfsbüro  als  Vorstand  zum  Neubauamt  Eochlitz,  die 
Bauanitmänner  Fischer  vom  Werkstättenamt  Dr-esden  zum 
lMa.scliineuaint  Dresden-A..  Kothe  beim  Werkstättenamt 
Engelsdorf  zum  Maschinenamt  Chemnitz,  der  Finanzassessor 
Dr.  .iur.  Eichter  von  der  Generaldirektion  zur  Betriebs- 
dixektion  Di  e.^rlen-.^ ..  die  Eegierungsbaumeister  Conti  us 
vom  l\fascbirreiilief riebsbüro  zum  Werkstättenamt  Dresden  und 
Wagner  vom  Maschinenaiiit  Cheiunitz  zum  Werkstättenamt 
dasielbst. 


Deutschösterreich. 

—  Die  Verteilung  des  Wagenparks  der  ehemaligen  k.  k. 
österreichischen  Staatsbahnen.  Cregenwärtig  finden  zwischen 
den  Nationalstaaten  Verhandlungen  statt,  welche  eine  Ausein- 
amlersetzung  über  die  Verteilung  des  Wagenparkes  der  ehe- 
maligen österreichischen  Staatsbahnen  bezwecken.  Es  -^urde 
■eine  Koiumissiou  eingesetzt,  welche  die  Aufgabe  hat,  diese 
Verteilung  vorzubereiten.  Bei  dieser  Gelegenheit  dürfte  auch 
die  Frage  der  Eückgabe  der  Leih^wagen  eine  Klärung  erfahren 
(vergl.  Nr.  26  S.  265  d.  Ztg.).  Die  Anschaffung  neuer  Fahr- 
betriebsraitlel  stötil  gegenwärtig  aus  dem  Grunde  auf  Schwie- 
rigkeiten, weil  sich  die  Preise  stark  erhöht  haben.  Während 
iui  Frieden  die  Kosten  für  einen  gedeckten  Güterwagen  rund 
6000  Kr.  betrugen,  weiden  für  einen  Kastenwagen  gegenwärtig 
20  000  Kr.  verlangt.  Kesselwagen,  die  für  7OÖ0  Kr.  seinerzeit 
erhältlich  waien,  kosten  jetzt  28  000  bis  30  000  Kr. 

—  Eine  Zweiglinie  der  Stubaitalbahn.  In  Innsbruck  hat 
sieh  eine  Interessentenvereinignng  gebildet,  die  von  der  Sta- 
I  ion  N  a  1 1  e  r  s  oder  M  aller  s  der  Stubaitalbahn  eine  Abzwei- 
gung nach  Gries  im  S  e  1 1  r  a  i  n  t  a  1  e  herstellen  will.  Diese 
Bahn  ist  in  gleicher  Art  wie  die  Stubaitalbahn  mit  1  m-Spur- 
weile.  und  elektrischer  Triebkraft  (AVechselstrom)  geplant. 
Sie  würde  von  Natters  bis  Gides  im  Seilrain  eine  Länge  von 
18,8  km  hal>en;  der  zu  überwindende  Höhenunterschied  von 
der  Abzweigestation  bis  zur  Endstation  wird  mit  445  m  an- 
>ieg('1>en.  Di.<>.  Baukosten  werden  auf  B  Millionen  Kronen  ver- 
anschlagt, dürfen  sich  jedoch  insbesondere  bei  einer  Fortdauer 
der  gegenwärtigen  Verhältnisse  höher  stellen. 

—  Die  Elektrisierung  der  .\rlhergstreeke.  .Aus  Bregenz 
wird  dem  Berner  „Bund''  berichtet:  Mit  der  Einrichtung  des 
elektrischen  Betriebes  auf  der  Arlbergbahu    .scheint  es  nun 


doch  ernst  zu  werden.  Bei  einer  Konferenz  von  Iniei-essenten 
und  Metallindustriellen  in  Wien  erklärte  der  Unterstaatssekre- 
tär Dr.  Ellenbogen,  es  werde  für  die  Einrichtung  des  elek- 
trischen Betriebes  auf  der  Aidbergstrecke  in  das  nächste 
Staats-Jahiesbudget  der  Betrag  von  50  Millionen  Kronen  ein- 
gesetzt werden.  Vorläufig:  werden  25  Millionen  Kronen  alsNoi- 
standskredit  für  die  Durchführung  der  Vorarbeiten  ausgeworfen. 
Die  militärischen  Bedenken  gegen  die  Elektrisierung  sind  nun 
ein  für  allemal  erledigt,  andererseits  fehlt  es  in  Vorarlberg, 
wie  auch  auf  Tirolerseile,  nicht  an  Wasserkräften.  Di©  ge- 
genwärtige Stromerzeugung  in  Vorarlberg  wird  auf  30  Milli- 
onen Kilowattstunden  jährlich  geschätzt.  Für  die  beabsich- 
tigte Elektrisierung  der  Bahnen  iu  Vorarlberg  werden  weitere 
30  Millionen  Kilowattstunden  jährlich  veranschlagt.  Als  Er- 
satz der  von  auswärts  bezogenen  Kohle  werden  1.0  Millionen 
Kilowattstunden  zur  Deckung  des  gesteigerten  künftigen  Be- 
darfes an  Strom  für  sonstige  Zwecke  zur  Verfügung  stehen. 
Der  voraussichtliche  Mehrbedarf  an  Strom  für  die  nächsten 
Jahre  in  Vorarlberg  beträgt  somit  rund  50  Millionen  Kilo- 
wattstunden. Ein  Werk  von  9000  Pferdekräften  konstante!- 
.Fahresleistung  könnte  diesen  Bedarf  decken. 

—  Bahnverbindung  von  Friedberg    nach  Pinkafcld.  Die 

Eisenbahnbauuntemehmung  Leo  Aruoldi  ist  um  die  Vorkou- 
zes&ion  zum  Bau  einer  vollspurigeu  Eisenbahn  von  Friedl>erg 
nach  Pinkafeld  als  Verbindung  zwischen  der  Aspangbahn  und 
Ller  ungarischen  Staatsbahnlinie  Steinamanger-Pinkafeld  ein- 
geschritten. Die  geplante  Bahn,  von  der  7  km  auf  österreichi- 
sches und  4  km  auf  ung.  Gebiet  entfallen,  soll  dem  Anschlüsse 
des  deutschwestungarischen  Gebietes  \on  Stcinamanger  an  die 
deut&ohösteri"eichische  EepubKk  und  damit  auch  der  Versor- 
gung von  Wien  dienen.  Die  Verwirklichung  dieser  Bahn- 
verbindung würde  tatsächlich  die  Erschließung  eines  an  Le- 
bensmitteln i'eichen  Gebietes  bedeutend  bessern,  da  sie  die 
unmittelbare  Abbeförderung  über  die  Aspangbahn  nach  Wien 
ei-möglicht. 

—  Dcutschösterreichiseher  Schiffahrtsvercin.  Der  bisherige 
Flottenverein  ist  in  einen  Deutschösterreichischen  Schiffahiis- 
verein  umgewandelt  worden,  und  die  kürzlich  abgehaltene 
Generalversammlung  hat  ein  den  neiren  Verhältnissen  ent- 
spi"echendes  Ai-beitsprogramm  aufgestellt,  nämlich  Auf- 
klärung über  die  Fragen  der  Weltwirtschaft,  Pflege  der  Aus- 
landskunde, Förderung  des  Außenhandels.  Ausbau  der  Donau 
zu  einer  wichtigen  Verkehrs-  und  Handelsstraße,  Schutz  der 
Auswanderer  und  Wohlfahrtseinrichtungen  für  die  Angehö- 
rigen der  Schiffahrtsberufe.  Es  wurde  eine  Entschließun.2 
gefaßt,  nach  welcher  die  Regierung  der  deutschösterreichi- 
schen Eepublik  bei  den  Friedensverhandlungen  die  übersee.- 
ischen  Interessen  Deutschösterreichs  auf  das  tatkräftigsle 
vertreten  und  im  Sinne  des  Wilsonschen.  Progranunes  ein 
Freihafengebiet  (Settlement)  für  Deutschösterreich  im  Tries- 
ter  Hafen  sowie  die  Beheimatung  deutschösterreichischer 
Handelsschiffe  in  diesem  Hafen  fordern  solle.  Zur  ständigen 
Wahrnehmung  der  überseeischen  Interessen  Deutschösler- 
iieichs  wäre  rm  Eahmen  des  Staatsamtes  für  Handel,  Gewei-bc 
und  Industrie  eine  eigene  Übersee-  irnd  Schiffahrtsabteilung 
zu  errichten,  der  außer  hervorragenden  Faehleuten  auch  Vci- 
fi  eter  der  Arbeitnehmer  angehören  sollen. 

—  Personalnachrichten.  Ernannt  wurden:  Der  Ministe- 
rialrat im  Staatsamt  für  Verkehrswesen.  Direktor  der  Nord- 
westbahndirektion Dr.  Albert  Gen teb rück  zum  Staatsbahn- 
direktor in  der  4.  Eangklasse  der  Staatsbeamten  unter  Belas- 
sung des  Titels  eines  Ministerialrates;  der  Inspektionsrat  bei 
der  Generalinspektion  der  d.-ö.  Eisenbahnen  Ing.  Friedrich 
Fröhlich  zum  Oberinspektionsrate ;  die  Oberstaatsbahnrät'C 
Ing.  Franz  F  e  1  s  e  n  s  t  e  i  n  und  Ing.  Karl  P  o  k  o  r  n  y  unter 
gleichzeitiger  taxfreier  Vei  leihung  des  Titels  eines  Eegie- 
rungsrates  zu  Staatsbahndirektor-Stellvertretern  in  der  6.  Eang- 
klaisse  der  Staatsbeamten.  —  Genehmigt  wurde  die  Ein- 
reihung des  mit  dem  Titel  eines  Hofrates  bekleideten  Direk- 
tors der  Direktion  für  die  Linien  der  St.E.G.  Dr.  All>ert  Osl- 
heim.  des  ge'?enwärtigen  Vorstandes  der  Kanzlei  des  Staats- 
sekretärs fiiirVerkehrswesen.  ad  personam  in  die  4.Eangkla;S®(" 
der  Staatsbeamten.  —  Verliehen  wurde:  Den  Ministerial- 
Eäten  im  Staatsamt  für  Verkehi swesen  Dr.  Hans  Gabei. 
Dr.  Otto  M  ü  1 1  e  r  -  M  a  r  t  i  n  i  und  Dr.  Max  P  i  c  h  1  e  r  der 
Titel  und  Charakter  eines  Sektionschefs;  dem  Sektionsrate  Dr 
Anton  Pöschmann  sowie  den  Oberbauräten  Dr.  Techn 
.Artur  Hruschka.  Ing.  Eichard  Hanke  und  Ing.  Karl 
Kramar  der  Titel  und  Charakter  eines  Ministerialrates  niu 
Nachsicht  der  Taxe;  dem  Tnspektionsrate  Dr.  Techn.  Franz 
Gebauer  der  Generalinspektion  der  d.-ö.  Eisenbahnen  der 
Titel  und  Cherakter  eines  Oberinspektionsrates. 
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Niederlande. 

Niederländische  Ccntral-Eiscnbahn-Oiesellschaf  t.  Am 
1.  il.  Mts.  ist  der  Betrieb  der  Linien  der  Niederländischen 
Cen  tra  1- Eisenbahn -Ghesellschaft  zu  Utrecht  von  der  G<- 
öellächatt.  für  den  Betrieb  der  Niederländischen  Staats- 
eisenbahuen  übernonunen  worden.  Die  Dir-ektion  der  «rst- 
o-enannt^n  Geselischaft,  die  seit  1871  VereinsmitoUed  ist,  hat 
•  ües  mit  Eundschreiben  vom  23.  April  d.  J.  der  Geschäfts- 
tuhrendeu  Verwaltnns'  des  Vereins  und  sämtlichen  Vereins- 
verwaltuno-en  zur  Kenntnis  gebracht  und  mit  folgenden  Ab- 
sclued-sworteu  begleitet:  ..Anläßlich  dieser  Beoebenheit  und 
in  Erinnerimff  der  vieljährigen  anoenehnien  Beziehungen, 
fühlen  wir  uns  berufen,  uns  bei  der  geehrten  Geschäftsfüh- 
lenden \  erwaltung  und  den  Mitgliedern  des  Vereins  mit  den 
l>e'sten  Wünschen  für  Ilir  ferneres  erfolgreiches  Wü-ken  zu 
verabschieden  und  Ihnen  uu-seren  aufriöhtigen  Dank  für  das 
lins  stets  bet^jitiote  Wohlwollen  liiermit  auszusprechen." 


Übrige  europäische  Länder. 

Die  .Sch%veizer bahnen  und  die  Saarkohlen.  Aus  dem  «aar- 
gebiet^  kommen,  wie  aus  der  Schweiz  berichtet  wird,  zur  Zeit 
laghch  hunderte  von  Kohlenwagen  mit  Saarkohlen  für  Italien, 
lind  lauge  Zuge  fahren  mehrfach  täglich  von  Basel  nach 
'.'t^'  .V^I^'^'i'j'ei'Ä  ab.  Der  Basler  Rangierbahnhof  Wolf  ist 
uberlullt  mit  diesen  Kohlenwagen  mit  der  typischen  Auf- 
schiifl  „Basel-Domo".  und  bereits  macht  sich' eine  schwere 
TTberlastung  geltend,  unter  der  dann  die  andern  Güter  leiden. 

Wasserstraßenpläne  der  Schweiz.  Am  4.  d.  Mts  hat  tlas 
.«ichweizerrsche  Volk  durch  Volksabstimmung  mit  erdrücken- 
der Mehrheit  die  Einschaltung  eines  neuen  Artikels  24  in 
<tie  Bundesverfassung  beschlossen:  „Die  Gesetzg^ebung  über 
die  Schiffahrt  ist  Bundessache".  Die  Entwickelung  der  Wii-t- 
schaftslage  m  der  Kriegszeit  hat  die  Eidgenossenschaft  in 
der  Überzeixgung  bestärkt,  daß  die  abgeschlossene  Lage  der 
>>cüweiz  leicht  zu  einer  Abschnürung  des  Verkehrs  von  der 
.Außenwelt  und  zu  einer  schweren  wirtschaftlichen  Erdrosse- 
lung fuhren  kann.  Dazu  kommt,  der  Mangel  an  eigener  Kohle 
iler  schon  die  Frage  der  Elektrisierung  der  Bundesbahnen 
zur  Entscheidung  gebracht  und  jetzt  den  Wunsch  nach  einer 
Schaffung  lebensfähiger  Verbindungen  auf  dem  Wasserwege 
erneut  geweckt  hat.  Das  Programm,  dessen  Ausführung 
nun  dem  Bund  zufällt,  zerfällt  in  den  Ausbau  der  schweize- 
mchen  Wasserwege  und  die  Förderung  des  Ausbaus  der  an- 
schließenden Wasserstraßen  der  Nachbarländer  Gerade 
fieser  zweite  Programmpunkt  erfordert,  sehr  schwierige  Ver- 
tiandlungen.  die  nur  der  Bund  selbst  führen  kann. 
■(^]%  ^]i.^«izerischen  Groß  Wasserstraßen  für  1000-  und 
oKfTi  ohne  die  Binnenseen  eine  Ausdehnung 

von  955  km,  mit  Einschluß  derselben  von  1200  km  auf  Ab- 
iesehen  von  der  Verbesserung  der  schon  bestehenden  Was- 
serstraßen ist  u.  a.  die  Verschiebung  des  Endpunktes  der 
^üe]n.schiffahrt  bis  zum  Bodensee  beabsichtigt   femer  die 

erbindung  d«.s  Bodensees  mit  dem  Genfer  See  durch  einen 
üitellandweg  Bregenz-Genf  von  413  km  Länge,  der  Ausbau 

es  brlatt-Limmat-Linth-Wa.sserstraßennetzes  mit  154  km 
L^nge  der  Ausbau  des  Lorzenetzes  mit  125  km,  die  Schaf- 
img des  Mittelaareweges  von  Bern  nach  Biel  und  des  Tes- 
iinnetzes  mit  72  km.    Die  Durchführung  dieser  Bauarbeiten 

J^o^        i^^ÄT'^o^'?.  724  km  Großwasser- 

regen für  1000-t-Schiffe  (Eheingebiet)  und  von  231  km  Groß- 
fa&serwegen  für  GOO-t-Schiffe  (Ehone-  und  Pogebiet)  setzen 
md  zusammen  etwa  230  Mülionen  Franken  kosten.  Dazu 
-ommen  die  kleineren  Stichkanäle  und  die  bei  obigen  Zahlen 
licht  mitgezählten  Binnenseen. 

Der  Sdiwerpunkt  des  Plans  liegt  in  den  Abmachungen  mit 
^■n  Nachbarstaaten  wegen  des  Aushaus  der  anschließenden 
va.sserwege.  Bis  zum  Meer  würden  die  neuen  Wasserweoe 
rWM  ■  (Ba&el-Hoeck  van  Holland)  861  km,  Ehone 

n^^'^^^lo.  Te.ssin-Po  (Locarno-Venedig) 

pVff  i,?^''-'',  a./Eh.-Sulina)  2810  km.   Für  die  Ehein- 

^'o.^  «^strebt,  die  Befahrbarkeit  des  offenen,  hin- 
ernisireien  Stromes  auf  dem  Wege  der  Niederwasserregulie- 
ung  durchzufuhren,  vermittels  Eiuschränkungsbauten  zur 
Ä^'V^-^  Mindestfahrtiefe  von  2  m  an  318  Tagen  des 

^U.  l'i  *  Ladevermögen  und  Eaddamp- 

chlffL.^  ^i^'^'^^^l^^^^''-  Ehoneprojekt  sieht  die 

aT.SlI  ''''^''f^  of'  Oberrhone  für  60(^t-Schiffe  durch  eine 
^nabsierung  der  Strecke  Chfevres  bei  Genf  bis  zur  Mündung 
Z  noTa^TP''-  7^1''  Wasserstraße  Tessin-Po  bedarf  es 
ur  noch  einer  74  km  lanffen  Waseerstraße  vom  Lago  Mag- 


giore  (bei  Seslo  Calende)  bis  Mailand.  Von  italienischer 
Seite  sind  die  \  erarbeiten  für  den  Anschluß  Mailands  an  den 
l  o  bereits  im  vollen  Gange,  und  die  italienischen  Zeitungen 
melden,  daß  in  diesen  Tagen  die  oberitalienischen  Provinzeu 
und  Stadtbehorden  die  Ausführung  eines  Schiffahrtskanals 
1  urin-Novara-Mailaud  beschlossen  haben.  Ein  anderes  Pro- 
jekt sieht  einen  Kanal  Turin-Chivasso-Nov'ara-Bornaga  vor. 
In  der  letzteren  Stadt  würde  der  Anschluß  an  den  im  Bau  be- 
griffenen Kanal  Mailand-Sesto  Caleuclc  gewonnen  werden 
Um  im  Nordosten  den  Anschluß  der  schweizerischen  Wa.sser- 
straßen  an  die  Donau  zu  gewinnen,  müßte  die  Herstellun" 
eines  IGO  km  langen,  für  1000-t-Kähne  befahrbaren  Schiff- 
tahrtskanals  Ulm-Tuttlingen-Radolfszell  erreicht  werden. 

~    Eisenbahnerbeweffungen    bei    der    Entente.     Der  am 

14  Mai  d.  J.  in  Paris  eröffnete  Bundeskongreß  der  Eisen- 
bahner hat  eine  Tagesordnung  angenommen,  in  der  alle  in 
der  Revolution  begriffenen  Vöjker  begrüßt  werden,  die  für 
die  soziale  Weltbefieiung  kämpfen.  Die  Tagesoidnung  miß- 
billigt jedes  militärische  und  diplomatische  Vorgehen  gegen 
diese  Völker  und  erklärt  sich  gegen  die  Haltung  der  Re- 
gierung. —  In  Italien  haben  die  Eisenbahner  einen  großen 
Erfolg  erstritten.  Nach  einer  „Stefani'-Melduug  aus  Rom 
gewährt  em  Erlaß   des  Verkehi  sministers  den  Eisenbahnern 

den    Achtstundentag    und  einen  wöchentlichen  Ruhelag   

Dem  ^„Alg-enieen  Handelsblad"  zufolge,  meldet  die  „Times" 
aus  Sidney,  daß  in  Australien  große  Arbeitet- 
imiuhen  auszubrechen  drohen.  Wegen  des  Stillstandes  in 
vielen  industriellen  Betrieben  in  Melbourne  wird  der  Markt 
mit  billigen  japanischen  Waren  überschwemmt  Der  Ver- 
band der  Angestellten  der  Victoriabahn  hat  eine  Entschlie- 
zugunsten  des  russischen  Sowjetsystems  angenommen 
Die  allgemeine  Unruhe  in  der  Arbeite)  Schaft  wird  der  Ver- 
zögerung des  Friedens  zugeschrieben,  da  weder  die  Arbeit- 
geber noch  die  Arbeitnehmer  wis.sen,  woran  sie  unfei'  diesen 
neuen  Verhältnissen  sein  werden. 

—  Türkische  Eisenbahn-Gesellschaft  Saloniki-Monastir.  Wie 

einem  Auszug  aus  dem  Geschäftsbericht  zu  entnehmen  ist, 
hat  die  griechische  Regierung,  der  die  Jahiesrechnung  mit 
der  bitte  unterbreitet  wurde,  <Ue  für  1918  ge.schuJde'e' Ki'o- 
metergebühr  zu  l>ezahlen,  bis  jetzt  nicht  geantwortet  Ge<-en 
ein  die  Übernahme  der  Bahn  in  griechische  Staatsbahn  Ver- 
waltung verfügendes  Gesetz  hat  die  Verwaltung  Einsp'u«>h 
erhoben.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  auch  die  Erwartun»- 
auf  Rückgabe  der  Bahn  und  auf  Schadenersatz  ausgesprochen 
Die  Verwaltung  hofft,  daß  diese  Angelegenheit  nach  Kriegs- 
.schluß  von  den  m  Betracht  kommenden  Regierungen  unter- 
Berücksichtigung  der  wohlerworbenen  Eechte  der  Gesell- 
schaft g-eregelt  werde.  Da  die  griechische  Regierung  füi  die 
Jahre  1914  bis  1918  die  Gewährleistungsbeträge,  weicht;  ins- 
gesamt 11  048  867  Fr.  ausmachen,  noch  nicht  bezahlt  hat.  blei- 
ben die  in  der  Ziehung  vom  2.  Oktober  1917  ausgelosten 
Schuldverschreibungen  und  die  im  Jahre  1918  fällig  oewor- 
oion^o  Z^iisscheine  uneingelöst.  Obwohl  der  Betrag  von 
3129  787  Fr.,  welcher  der  Gesellschaft  vertragsmäßig  als 
Kilometergewähr -für  1918  zukommt,  von  der  Regierung  noch 
aicht  bezahlt  ist,  wurde  er  doch  als  Gewinn  eingestellt  Es 
verbleibt  ein  Reingewinn  von  3  200  904  Fr.  (2  148  936  Fr  )  der 
vorgetragen  wird. 


Bücherschau. 

—  Güldners  Kalender  für  Betriebsleitung  und  praktischen 
Maschinenbau.  27.  Jahrgang,  1919.  Verlag  Degener,  Leipzig ; 
Preis  5  J(.  zuzüglich  25%  Krregsteuerungszuschlag. 

Der  vor  kurzem  ausgegebene  27.  Jahrgang  dieses  ausge- 
zeichneten Buches  schließt  sich  seinen  Vorgängern  trefflich 
ajQ-  Die  geschickte  Auswahl  und  Anordnung  des  Stoffes  macht 
ihn  für  den  Betriebsbeamten,  wie  für  den  vorwärtsstrebenden 
Arbeiter  gleich  wertvoll.  Im  ersten  Bande  sind  behandelt: 
das  Wesen  der  technischen  Betriebsleitung 
enthaltend  einen  Abriß  aus  den  Hilfswissenschaften  (Geome- 
trie, Masohinenzeichnen,  Hauptregeln  der  Mechanik,  der  prak- 
tischen Wärmelehre),  weiterhin  die  allgemeinen  Be- 
triebsstoffe, zergliedert  nach  Brennstoffen.  Schmier- 
.stoffen  und  Schmiergeräten,  Dichtungs-  und  Packungsmaterial 
und  sonstigen  Betriebsstoffen;  ferner  die  M  as  c  hi  n  e  n  b  an- 
Stoffe,  nämlich  Metalle,  Holz,  Steine  und  Hüfsmaterialien. 
Es  folgen  die  Maschinenteile  in  ihrer  großen  Mannig- 
faltigkeit, sodann  die  allgemeinen  Betriebsein- 
richtungen und  zwar:  A)  Kraftmaschinen,  unterteilt  in 
Dampfkessel-  und  Dampfmaschinenanlagen.  Verbrennungs- 
und Wasserkraftmaschinen;  B)  Kraftübertragungsmittel,  "c) 
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Arbeitsniaschirien  und  allgemeiu«  Hilfseinriclitungen,  umfas- 
send Werkz-euu'e  und  Weikzeugmascliinon,  Pumpen,  Gebläse. 
Fabrzeufi't'  und  Hebemaschinen.  Lüt'iunxß-  und  Heizun^san- 
la^en,  Bekuehtun^-sanlagen.  Ein  Anhang  de«  ersten 
Bandes  beschäf'tij^t  sich  mit  Betriebsanleitunoen. 
PrüfuuKsnoimen  usw.,  gewerblichen  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen und  dergleichen ;  Eechtsverhältnissen  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer.  Angefügt  ist  ein  Auszug 
aus  den  Bestimmungen  der  Eeichsversicheruugsordnung,  über 
Elfinderschutz  u.  a.  Im  zweiten  Band  befinden  sich  mathe- 
m  a  t  i  s  c  h  e  Tabellen,  ferner  Profütabellen.  Anweisungen 
iibei'  die  Unfall vei hütung.    sowie   eine   große  Anzahl  sehr 


zweckmäßig  angeordneter  Notiztabellen  und  sonstige  Vor- 
drucke. 

Der  Kalender  folgt  auch  in  seiner  Neuausgal^  dem  Ge- 
sichtspunkt, nach  Möglichkeit  unzulängliche  und  unfiiichtbaie 
theoretische  Erklärungen  zu  vermeiden  und  dem  Technikei 
bei  klarer  Übersicht  größte  Keichhaltigkeit  auf  allen  für  ilm 
wissenswerten  und  notwendigen  Gebieten  zu  bieten.  Die  zahl- 
reioheai  Abl)il(tun;^en,  die  große  Menge  der  eingefügten  Ta- 
bellen und  Diag'ramnie  verdienen  l>esonde"e  Anerkennung 
Gleich  .seinen  Vorgängern  kann  der  neuei/C-üldner  allen  Fach- 
leuten und  "solrhoii.  die  es  Averden  woüÄr,  wäimstens  emp- 
fohlen werden 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Bayerischer  Lloyd,  Schif fahrts-Aktien- 
jEfesellschaft.      Lagerhausordnung  und 
Gebiihrentarif. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Mai  1919  ge- 
langt für  die  Benützung  des  gesell- 
schaftlichen Lagerhauses  in  Regens- 
buig  die  Lagerhausordnung  samt  Ge- 
bührentarif zur  Ausgabe. 

Auf  die  im  Abschnitt  II  bezifferten 
Gebührentärife  kommt  bis  auf  Weiteres 
ein  Kriegsleuerungszuschlag  von  100  % 
zur  Erhebung ;  die  Gebühr  für  die  Bar- 
vorlage von  Zöllen  usw.  und  die  Ge- 
bühr für  die  Besorgung  von  Geldein- 
ziehiing  blei!>l  unverändeit. 

Eegensbu;^'   len  12.  Mai  1919.  (548) 


Frachtzuschlag  bei  Sendungen  von  und 
nach  der  Schweiz,  den  nordischen  Län- 
dern und  den  Niederlanden. 

Mit  Gültigkeit  v«m  19,  Mai  1919  an 
wird  der  Frachtzuschlag  (siehe  Anhang 
II  und  III  im  Tarif  200)  von  170  auf 
220  V.  H.  erhöht.  Die  Maßnahme  gilt 
für  alle  deutschen  Binnen-  und  Weeh- 
selverkehre.  in  denen  bisher  der  Zu- 
schlag von  170  V.  H.  galt. 

Berlin,  den  15.  Mai  1919.  (545) 
Eisenbahndirektion. 

Frachtfreie  Beförderung   der   für  das 
Deutsche  Museum   von  Meisterwerken 
der  Naturwissenschaften    und  Technik 
in  München  bestimmten  Sendungen. 

Die  dem  Deutscheij  Museum  von 
Meisterwerken  der  Naturwi.ssens/i;haften 
und  Technik  in  München  g'ejvährten 
Fraehtbegünstigungen  werden.'  soweit 
sie  nur  bis  zum  Ablauf  des  JaTTi»;^  1918 
eingeiäumt  waren,  bis  Ende  1921  ver- 
längert. 

München,  den  29.  April  1919.  (546) 
Taiifamt  der  Bayer.  Staatseisenbahnen 
rechts  des  Rheins. 

Ostdeutsch-Bayerischer  Güterverkehr. 
Tarif  vom  1.  Januar  1912. 

Mit  VAE.  1919/201  ist  die  ,.Allgemeine 
Kilometertariftafel  vom  1.  April  1918" 
ab  1.  April  1919  aufgehoben  und  durch 
Heft  C  la  ersetzt  worden.  Es  hat  da- 
her im  Abschnitt  F  —  Tarif  Seite  201 
—  der  Vortrag  unter  ,,a)  Allgemeine 
Kilometer-Tariftabellen"  nunmehr  zu 
lauten:  „Ab  1.  April  1919  finden  die  im 
Heft  200,  C  la.  enthaltenen  Allgemei- 
nen Kilometertariftafeln  (Seite  26 — 57) 
Anwendung.     Wegen  Anwendung  der 


„Allgemeinen  Kilometertarif  tafeln"  für 
Steinkohlen  usw.  siehe  den  Ausuahme- 
tarif  6  Absatz  8  (Frächtberechnung)  im 
Heft  2  C  II.  Zur  Erhöhung  der  auf 
Seite  6  diesr-s  -Heftes  enthaltenen 
Frachtsätze  ist  '  mit  Ausnahme  von 
Mitfelsteine,  für  welches  die  „All- 
gemeinen Kilometertariftafeln"  gelten, 
die  Einrechnuu.gb'nfel  I  (60  %  Kriegs- 
zuschlag)  anzu"^venden^  . 

München,  den      Mai  1919.  (547) 
Tarifamt  der  Bayer.  Staatseisenbahnen 
i-eclits  des  Rheins. 


Güterverkehr    dei    Rhein-    und  Main- 
hafenstationen    mit     Bayern,  rechts- 
rheinisches  Net?i    (Frankfurt  usw.  — 
Bayer.  Gütertarif). 

Ab  1.  April  1919  «ind  infölgie  des  er- 
höhten Kriegszuschlages  einige  Än- 
derungen in  Kraft  getreten. 

Näheres  durch  die  Güterabferti- 
gungen 

München,  den  8.  Mai  1919.  (552) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Pfälzisch-württ.  Güterverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  der 
Ausnahmetarif  2  hinsichtlich  des  Fracht- 
gegenstands Gaskoks  und  die  Aus- 
nahmetarife 6  Abt.  B  und  6  Abt.  Fl.  für 
Steinkohlen  usw.  auf  Sendungen  be- 
schränkt, die  im  Inlande  verbraucht 
werden.  Näheres  bei  den  Dienststellen 
und  in  unserem  Tarifanzeiger. 

Stuttgart,  den  16.  Mai  1919.  (554) 
Generaldirektion  der  Staatseisenbahnen 

^ütteldeutsch-Bayerischer  Güterverkehr. 

Am  20.  Mai  1919  tritt  der  Nachtrag 
XII  zum  Gütertarif  in  Kraft.  Er  ent- 
hält: a)  anderweite  Entferf^ungen  für 
die  Stationen  Eisenstein,  Furth  i.  Wald, 
Plattling  und  Salzburg  der  Bayerischen 
Staatsbalmen  rechts  des  Rheins,  sowie 
für  die  Stationen  der  Strecken  Charlot- 
tenhof-Spremberg  Ost,  Glaserberg-Klit- 
ten,  Schönwalde  (Kr.  Sorau)  -Tsche- 
cheln, Groß-Särchen  (Kr.  Hoyerswerda) 
-Dörgenhausen,  Kamenz-Hohenbocka 
und  Station  Schönfeld-Lampertswalde 
des  Eisenbahndirektionsbfezirks  Halle 
(Saale) ;  b)  Änderungen  der  Bestimmun- 
gen über  die  allgemeine  Kilometertarif- 
tafel und  neue  Frachtsätze  für  den  Ver- 
kehr zwischen  Lichtenfels  einerseits 
und  Bock-Wallendorf.  sowie  Tauben- 
bach  andererseits,  sowie  c)  sonstige  Än- 
derungen. 

Soweit  Fl  achtbrief erhöhungen  eintre- 
ten, gelten  sie  ei  st  vom  15.  Juli  1919  ab. 
Erfurt,  den  14.  Mai  191i*.  (555) 
Eisenbahndii'ektion . 


Güterverkehr    der    Rhein-  und  Maiu- 
hafcnstationen     mit     äfjyern,  rechts- 
rheinisches  Netz    (Frankfurt  usw.  — 
Baj'erischer  Gütertarif.) 

1.  Die  Station  Erlenbach  (Main) 
wurde  für  den  beschränkten  Güter- 
verkekr  wieder  eröffnet. 

2.  Mit  sofortiger  Gültigkeit  treten 
in  den  Anweudungsbedingungen  des 
Ausnahmetaiifs  6b  und  für  Gaskoks 
des  Ausnahmetarifs  2  im  Verkehr  nach 
bestimmten  bayer.  -  ö.sterr.  Grenzsta- 
tionen Änderungen  ein.  Näheres  durch 
die  Dienstesstellen. 

München,  den  8.  Mai  1919.  (551) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Dahme-Uckroer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  20  d.  M.  ab 
werden  die  besonderen  Frachtzu- 
.schläge  für  Eilstückgut  von  22  Pf.  auf 
43  Pf.  und  für  Frachtstückgut  von 
11  Pf.  auf  33  Pf.  für  100  kg  erhöht. 

Dahme  (Mark),  15.  Mai  1919.  (549)- 
Die  Direktion.' 

Gütertarif  Basel  Bad.  Stb.-Schweiz. 

Auf   15.  Mai  1919   werden  folgende 
Frachtsätze  eingeführt : 
Bowil  Eilgut  Stückgut 

nach  und  von :  1  2 

Basel  Bad.  Stb  456       230  186 

Basel  Bad.  Stb.  transit  432       218  176 
Rappen  für  100  kg 

Karlsruhe,  den  12.  Mai  1919.  (550) 
Generaldirektion    der  bad.  Staatseisen- 
bahnen. 


2.  Verkauf  von  Aitmateriaiien. 

Altmaterialien  öffentlich  zu  verkaufen: 

A.  B  e  t  r  i  e  b  s  m  a  t  e  r  i  a  1  i  e  n :  As- 
bestabfälle..  Webwarenabfälle,  Gummi- 
schläuche mit  Drahteinlagen,  Abfallöl 
Trockenelemente,  Glasflaschen,  Glas- 
scherben, Glühköiperasche  u.  a. 

B.  M  e  t  a  1 1  w  a  r  e  n :  Weißmetall- 
späne und  -asche  von  Zink  iind  Ein- 
heitsmetall,  Rückstände  vom  Schmek- 
ofen.  Feuerbüchskupfer,  Kupferspäne. 
Nickelstahl,  Werkzeugstahlabfälle  und 
-späne  u.  a.  m. 

Angebotsbogen  gegen  Einsendun,g  von 
60  Pf.  in  Briefmarken  bei  uns  erhältlich 
und  spätestens  bis  Mittwoch,  den  H- 
Juni  1919  nachmittags  3  Uhr  l>ei  uns 
einzureichen. 

Zuschla.gsfrist  3  Wochen. 

Karlsruhe,  den  15.  Mai  1919.  (553) 
Rechnungsbureau  der  Generaldirektion 
der  bad.  Staatseisenbahnen. 
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Span  SGimiiGriiiiiiei! 

Verwendet  Boschöler  an  jeder 

Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzeisclimiersteilen  versorgen I 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem« 
berflischen  Staats«  u.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Vertriebsstellen: 


Verkaufsbüro  Stuttgart 
Verkauffsbliro  Berlin-Charlottenburg  4 
Verkauffsbiiro  Frankfurt  a.  Main 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 


Cheimiitz, 

empfiehtt  steh 
zur  Lieferung 
von  Loi<omotiv- 
amnaturen 

ReparaturMi  Mlliestl 


IropfSler 


^■|E1  II   liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7088] 

Armaturenwerhe 

Blanke  k  Rost, 

Dippoldiswalde  i.Sa. 
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Verlag  vod  JdHds  Springer  in  Berlin  W9 


Soeben  erschien: 


Die 


Oelfeuerungstechnik 

Von 

Dr.-Ing.  0.  A.  Essich. 

Mit  168  Textabbildungen. 
Preis  M.  8.—*) 


Soeben  erschien: 


Die 

flüssigen  Brennstoffe 

ihre  Gewinnung,  Eigenschaften 
und  Untersuchung. 
Von 

Dr.  L.  Schmitz,  Chemiker. 

Zweite,  erweiterte  Auflage. 
Mit  56  Textabbildungen. 
Gebunden  Preis  M.  10.-*) 


*)  Hierzu  10%  Teuerungszuschlag  gem. 
den  Bestimmungen  des  Börsenvereins 
der  deutschen  Buchhändler. 

IIIIMIIIIIIIIIIIIIMIIIIIIIIIIIIIIIMIIIItllllfllllllllllllllllllllllllllllIHtfH 


.  Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  v.  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 

Nr.  39.  Berlin,  den  24.  Mai  1919.  LIX.  Jahrgang. 


Die  Friedensbedingungen  und  die  deut- 
schen Eisenbahnen. 
Die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  nach  Friedensschluß. 
Nachrichten. 
Deutschland:  Über  die  Arbeiter- 
ausschüsse bei  den  Verkehrsanstal- 
ten. —  Änderung  der  Fundordnung. 
—   Der  neue  Sommerfahrplan  der 
preußischen  Staatsbahnen.  —  Spar- 
takistenangriff  auf   einen  Güter- 
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schuppen.  —  Bayern  und  die  Eeichs- 
äisenbahn.  —  Tarifentscheidungen. 
— ,  Personalnachrichten. 

D  ©  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Wiederin- 
standsetzung der  niederösterreichi- 
'.schen  Landesbahnen.  —  Südbahn.  — 
Schnellzugverkehr  der  Südbahn.  — 
Die  Abschlüsse  der  böhmischen 
Bahnen.  —  Bahnverbindung  Fiume- 
Wien.  —  Die  Wiener  Donaufrage. 


Tschecho-ßlowakisches  Ge- 
biet; Bahnbau  in  Schlesien. 
Übrige  europäische  Länder: 
Bessere  Eisenbahnverbindungen 
zwischen  Nordostfrankreich  und 
Basel.  —  Nachrichten  aus  der 
Schweiz. 

Rechtspflege. 

Amtliche  Mittailungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen, 


Die  Friedensbedingungen  und  die  deutschen  Eisenbahnen. 


Ein  Schrei  ohnmächtiger  Wut  geht  durch  die  deutschen 
Lande.  Friedensbedingungen,  wie  sie  vernichtender  für  eiu 
A'olk  nie  haben  ausgedacht  werden  können,  sind  uns  mit  so 
kurzer  Frist  gestellt,  daß  es  innerhalb  der  verlangten  Zeit 
kaum  möglich  scheint,  die  wichtigen  Bestimmungen  in  ihrer 
Tragweite  überhaupt  nur  zu  überschauen.  Ein  starkes  Buch, 
bestehend  aus  440  Hauptartikeln  und  einer  Anzahl  von  aus- 
führlichen Anlagen,  enthält  die  Summe  der  Folteranweisun- 
gen, mit  denen  das  schon  am  Boden  liegende  deutsche  Volk 
völlig  und  dauernd  unfähig  zu  ernsthaftem  Wettbewerb  ge- 
macht, aber  doch  auf  der  anderen  Seite  soweit  am  Leben  er- 
halten werden  soll,  um  für  die  !,alliierten  und  assoziierten 
Mächte"  Sklavendienst  zu  verrichten.  Nicht  leben,  aber  auch 
nicht  sterben  — ,  man  denkt  an  den  Droschkengaul  der  Kriegs- 
zeit, der  möglichst  viel  leisten  sollte,  und  bei  dem  der  Besitzer 
ängstlich  nur  auf  das  eine  bedacht  war,  die  Futterration  nicht 
so  niedrig  werden  zu  lassen,  daß  das  Tier  eines  Morgens 
verendet  im  Stalle  lag.  Die  großen  finanziellen  und  wirt- 
schaftlichen Fragen,  die  Abtretung  deutschen  Landesi  in  be- 
deutendem Umfange,  der  Verzicht  auf  die  Kolonien  und  auf 
Betätigung  deutschen  Fleißes  im  Auslande,  stehen  naturge- 
mäß im  Vordergrunde  der  Prüfung  durch  Regierung  und  Un- 
terhändler. Aber  auch  die  V  e  r  k  e  h  r s  f  r  a  gen,  nicht  zu- 
letzt die  Behandlung  der  Eisenbahnangelegen- 
heiten, verlangen  eine  genaue  Prüfung  auf  ihre  Bedeutung 
und  ihre  Wirkungen  für  die  verschiedensten  Gebiete  der  Volks- 
wirtschaft. 

Im  nachfolgenden  ist  versucht,  die  wesentlichen  Bestim- 
mungen des  Friedensvertrages  über  die  Eisenbahnfragen,  die 
sich  in  dem  Entwurf  zerstreut  vorfinden,  zusammenzustellen 
und  nach  bestimmten  Grundsätzen  zu  ordnen.  Dagegen  ist 
eme  Erläuterung  und  Würdigung  der  einzelnen  Bestimmungen 
nicht  versucht  worden.  Sie  wird  im  Rahmen  besonderer  Ein- 
zeldarstellungen zu  erfolgen  haben. 

I.  Vorbemerkung. 

Der  Friedensvertrag  zerfällt  in  15  Teile,  die  sich  mit  fol- 
genden Materien  belassen: 


Völkerbund. 

Grenzen  Deutschlands, 

Politische  Bestimmungen  über  Europa, 

Deutsche  Rechte  und  Interessen  außerhalb  Deutschlands, 

Bestimmungen  über  Landheer.  Seemacht  und  Luftheer, 

Kriegsgefangene  und  Grabstätten, 

Straf  bestimmungen, 

Wiedergutmachungen, 

Finanzielle  Bestimmungen, 

Wirtschaftliche  Bestimmungen, 

Luftfahrt, 

Häfen,  Wasserwege  und  Eisenbahnen, 
Arbeit, 

Bürgschaften  für  die  Durchführung, 
Verschiedene  Bestimmungen. 

Die  Behandlung  der  Eisenbahnfragen  ist  vorwiegend 
im  Abschnitt  XII  (Häfen.  Wasserwege,  Eisenbahnen)  erfolgt. 
Sehr  wichtige  Forderungen  .hinsichtlich  der  Eisenbahnen 
finden  sich  jedoch  im  ganzen  Vertrage  zerstreut,  besonders 
bei  den  „Grenzen  Deutschlands",  den  „Wiedergutmachungen" 
und  den  „Finanziellen  und  -  wirtschaftlichen  Bestimmungen". 

Im  übrigen  ist  die  Bedeutung  der  einzelnen  Bestim- 
mungen des  Vertrages  nicht  immer  ohne  weiteres  klar,  zumal 
der  englische  und  der  französische  Text  häufiger  von  ein- 
ander abweichen.  Mehrfach  scheinen  Bedingungen  erst  im 
letzten  Augenblick  in  den  Vertrag  hineingekommen  zu  sein, 
und  daß  dadurch  die  Übersichtlichkeit  und  Klarheit  der  an 
sich  sehr  verwickelten  Bestimmungen  nicht  größer  geworden 
ist,  leuchtet  ohne  weiteres  ein. 

II.  Der  Verlust  Deutschlands  und  seiner 
B  ü  n  d  e  is  s  t  a  a  t  e  n  an  Eisenbahnbesitz. 

Die  Abgabe  des  staatlichen  Eisenbahnbesitzes  ist  durch 
den  Verlust  deutschen  Gebietes  bedingt.  Art.  256~  bestimmt 
allgemein,  daß  ,,dieienigen  Mächte,  in  ,  deren  Besitz  deutsches 
Gebiet  übergeht,  gleichzeitig  allen  Besitz  und  alles  Eigen- 
tum des  Deutschen  Reiche«  oder  d  .e  r  ;d~e.u  t 
sehen  Einzel  Staaten,  das  in  diesen  Gebieten 
gelegen  ist.  erwerbe  n". 
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ZeltuDff  des  Verelus 
Deutscher  EisenbahnTerwitlt'iiigeiL 


1 .  V  o  f  1)  f  h  a  U  1  o  s  e  Abtretung  von  Land  und  da- 
mit d^e-s  Eis'enbahnlx'eitzes  wird  gefordert: 

a)  hinsichtlich  der  Ei&enbahuen  in  d€u  Kreisen  Eupen 
und  M  a  1  m  ©  d  y  an  Belgien. 

Hierbei  ist  zwar  eine  Abstimmung  der  Bevölkerung  vor- 
gesehen, die  iedoch  nur  der  Form  genügen  soll. 
In  den  Städten  Eupen  und  Malmedy  werden  von  der  l>elgi- 
schen  Behörde  6  Monate  lang  Listen  ausgelegt,  in  die  die 
Bewohner  der  Kreise  berechtigt  sind,  schriftlich  den  Wunsch 
einzutragen,  daß  die  Gebiete  ganz  oder  teilweise  unter  der 
deutschen  Souveränität  bleiben.  Ein  Musterbeispiel  für  eine 
Volksabstimmung,  wie  sie  nicht  sein  soll!  TTnd  das  Er- 
gebnis der  Volksabstimmung?  „Der  belgischen  Re- 
gierung steht  es  zu  (!),  das  Ergebnis  zur  Kenntnis 
des  Völkerbundes  zu  bringen,  dessen  Entscheidung  Belgien 
anzunehmen  sich  verpflichtet.  (Artikel  34,  Abs.  3)."  Man 
möchte  die  Lösung  höchste  Stümi>erarbeit  nennen,  wenn  man 
nicht  wüßte,  daß  sie  beabsichtigte  Stümperei  darstellt! 

b)  hinsichtlich  der  Bahnen  E 1  s  a  ß  -  L  o  t  h  r  i  n  g  e  n  s  an 
Frankreich. 

Hierzu  sind  auch  die  von  der  Reichsbahn  Verwal- 
tung im  Großherzogtum  Luxemburg  betriebenen  Eisen- 
bahnen zu  rechnen,  da  Art.  67  besagt:  Frankreich  tritt  in 
alle  Rechte  des  Deutischen  Reichs  auf  alle  augenblicklich 
im  Bau  oder  im  Betrieb  befindlichen  Eisenbahnstrecken  ein. 
die  unter  der  Verwaltung  der  Reichseisenbahnen  stehen ; 
in  dem  von  Luxemburg  handelnden  Art.  4(P  wird  von 
Deutschland  der  Verzicht  auf  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
in  Luxemburg  nochmals  ausdrücklich  gefordert. 

Die  Eisenbahnbrücken,  die  im  Bereich  von  Elsaß-Lothrin- 
gen über  den  Rhein  führen,  sind  in  allen  ihren  Teilen  und 
m  ihrer  ganzen  Länge  Eigentum  des  französischen  Staates. 
(Art.  66) ; 

c)  hinsichtlich  der  an  die  Tschecho-Slowakei  ab- 
zutretenden Strecken*),  (Kreis  Leobschütz  usw.); 

d)  hinsichtlich  der  an  Polen  abzutretenden  Gebiete  von 
Oberschlesien,  Posen  und  Westpreußen; 

e)  hinsichtlich  des  Gebietes  von  Memel,  das  an  die  alliierten 
und  assoziierten  Hauptmächte  (Ver.  Staaten  von  Amerika, 
England,  Frankreich,  Italien,  Japan)  abzutreten  ist; 

f)  hinsichtlich  des  gleichfalls  an  diesie  abzutretenden  Ge- 
biets der  Freien  Stadt  Danzig.  Daß  es  sich  hierbei  um  eine 
kaum  verhüllte  polnische  Annektion  handelt,  folgt 
aujs  Art.  104  des  Vertrages,  der  besagt: 

„Ein  Abkommen,  dessen  Bestimmungen  von  den  alli- 
ierten und  assoziierten  Hauptmächten  festgesetzt  werden, 
soll  zwischen  der  polnischen  Regierung  und  der  Freien 
Stadt  Danzig  abgeschlossen  werden,  um 

1.  die  Freie  Stadt  Danzig  in  das  polnische  Zoll- 
gebiet aufzunehmen  und  die  Errichtung  einer  Frei- 
zone im  Hafen  in  die  Wege  zu  leiten- 

2.  Polen  die  freie  Benutzung  und  den  Dienst  der  Was- 
serstraßen, Docks,  Binnenhäfen,  Kais  und  sonstigen  im 
Gebiete  der  Freien  Stadt  belegenen,  für  die  Ein-  und  Aus- 
fuhr Polens  notwendigen  Anlagen  ohne  irgendwelche 
Einschränkung  zu  gewährleisten, 

3.  Polen  die  Kontrolle  und  Verwaltung  der  Weichsel 
.sovide  des  gesamten  innerhalb  der  Grenzen  der  Freien 
Stadt  befindlichen  Eisenbahnnetzes,  mit  Aus- 
nahme der  Straßenbahnen  und  isonstigen  hauptisächlich 
den  Bedürfnissen  iler  Freien  Stadt  dienenden  Eisen- 
bahnen ....  zu  sichern, 

4.  Polen  das  Recht  zu  sichern,  die  Eisenbahnen 

und  andern  .  .  .  Verkehrsmittel  auszubauen  und  zu  ver- 
bessern,  • 

5.  

6.  der  polnischen  Regierung  die  Leitung  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  der  Freien  Stadt  Danzig  (!)  sowie 
den  Schutz  der  Danziger  Bürger  im  Auslande  zu  über- 
tragen." 

2.  In  folgenden  Fällen  soll  die  Abtietung  der  Gebiete  und 

*)  Nähere  Ausführungen  über  die  Grenzen  werden  der 
Raumeiispamis  halber  nicht  gemacht,  da  sie  aus  den  Tages- 
zeitungen bekannt  sind. 


damit  der  Eisenbahnen  von  einer  V  o  1  k  s  a  b  s  i  i  m  ni  u  u  g 
abhängig  is  e  i  n : 

a)  Abtretung  des  südlichen  Teiles  der  Provinz  Ostpreußen 
(Kreis  Alienstein  usw.)  soMde  der  Kreise  Stuhm  und  Rosen- 
berg ; 

b)  Abtretung  von  Schleswig  in  drei  bestimmten  Zonen. 

3.  Eine  besondere  Regelung  erfährt  das  Saarbecken, 
das  für  die  Zeit  von  15  Jahren  dem  Völkerbund  bzw.  einer 
besonderen  den  Bund  verti-etenden  Regierungskommission  aus 
fünf  Mitgliedern  unterstellt  wird,  die  vom  ^Rat  des  Völker- 
bundes ernannt  wird,  und  aus  einem  Franzosen,  einem  im 
Saarbecken  wohnenden  Nichtfranzosen  und  drei  Mitgliedern 
mit  anderer  als  französi.scher  oder  deutscher  Staatsangehörig- 
keit bestehen  soll. 

Die  Kommission  erhält  die  v  o  1  le  Nutznießung 
allen  Besitzes  des  Deutschen  Reiches  und  der  Einzelstaaten", 
also  insbesondere  auch  der  Eisenbahnen  innerhalb  des 
Saarbeckens.  Sie  hat  volle  Freiheit  in  der  Verwaltung  und 
Ausbeutung  der  Eisenbahnen,  Kanäle  und  sonstigen  öffent- 
lichen Betriebe     (Anl.  zu  Art.  50,  §  19,  Abs.  2). 

Die  beteiligten  deutschen  Bundesstaaten  (Preußen,  Bayern) 
verlieren  also  nicht  nur  die  Verwaltung  der  Bahnen,  sondern 
auch  die  Überschüs.se. 

^s'ach  Ablauf  von  15  Jahren  findet  die  endgültige  Entschei- 
dung über  das  Schicksal  des  Gebietes  statt,  wobei  die  vor- 
gesehene Möglichkeit  eines  Rückfalls  an  Deutschland  wegen 
des  geforderten  Rückkaufs  der  Saarkohlengruben  in  Gold 
als  praktisch  undurchführbar  ausscheiden  muß.  Nach 
15  Jahren  würde  tieshalb  das  Eigentum  an  den  Eisen- 
bahnen an  Frankreich  oder  an  den  Völkerbund  —  letzteres, 
falls  das  Land  sich  für  Beibehaltung  der  vorläufigen  Rechts- 
ordnung entscheiden  sollte  —  abzutreten  sein. 

4.  Schließlich  ist  noch  die  einstweilige  Abtretung  des 
Hafen  gelän  des  von  Kehl  (Baden)  zu  erwähnen. 
Die  Häfen  von  Straßburg  und  Kehl  sollen  —  zunächst  auf 
7  Jahre  —  zwecks  ihrer  Ausnutzung  zu  einer  einheitlichen 
Organisation  eingerichtet  und  mit  Freizonen  ausgestattet 
werden.  Zu  überlassen  ist  hierbei  alles  Gelände,  das  für  den 
Verkehr  im  Hafen  und  der  seinen  Zwecken  dienenden  Züge 
notwendig  ist,  einschl.  der  Hafenbassins,  der  Kais  und 
Eisenbahnen,  der  Eisenbahnkörper,  Krane  usw.,  die  dem 
Betrieb  des  Hafens  dienen. 

5.  Rechnet  man  —  abgesehen  von  4  —  das  abgetretene  Ge- 
biet als  endgültig  verloren,  so  würden  an  Eisenbahngebiet  ab- 
treten : 

das  Reich     (Elsaß-Lothringen)     seinen  gesamten  Eisen- 
bahnbesitz von  etwa  1900  km, 
Preußen  etwa  8500  km. 
Bayern  (Pfalz)  etwa  90  km. 

6.  Auch  außerhalb  des  Deutschen  Reiches 
hört  jeder  Eisenbahnbesitz  des  Deutschen  Reiches  auf.  Be- 
züglich der  deutschen  Kolonien  wird  der  Verlust  aller  Rechte 
an  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigentum  ausdrücklich 
ausgesprochen.  In  dem  von  T  sc  hantung  handelnden  Ab- 
schnitt VIII  des  4.  Teiles  ist  die  Abtretung  aller  Rechte,  An- 
sprüche und  Vorrechte,  die  sich  auf  die  Eisenbahnlinien 
beziehen,  besonders  erwähnt.  Im  Art.  156  h«.ißt  es  dann  weiter : 

,,Alle  deutschen  Rechte  auf  die  Eisenbahnlinien  von 
Tsingtau  nach  Tsinanfu  einschließlich  ihrer  Abzweigun- 
gen sowie  der  zugehörigen  Baulichkeiten  .jeder  Art,  der 
Bahnhöfe,  Lagerräume,  des  festen  und  rollenden  Materials, 
der  Gruben,  der  auf  die  Gruben  bezüglichen  Betriebsein- 
richtungen und  des  Betriebsmaterials,  bleiben  mit  allen 
zugehörigen  Rechten  und  A^orrechten  .japanische.- 
Eigentum." 

III.  Den  Umfang  der  Herausgabepflicht 
bei  Abtretung  der  Eisenbahnlinien  bestimmt  Art.  371.  Dai'- 
nach  gilt  folgendes: 

1.  Die  Bauwerke  und  Einrichtungen  aller  Eisen- 
bahnen werden  vollständig  und  in  gutem  Zustande  abgeliefert. 
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2.  Hinsichtlich  des  Wagen  park-es  ist  zu  unterscheiden : 
Wenn  ein  Netz  mit  einem  eigenen  Wagenpark  im  ganzen 

an  eine  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  abgetreten 
wird  (so  z.  B.  Elsaß-Lothringen),  so  wird  dieser  Wagenpark 
vpllständig-  nach  der  letzten  Aufnahme  vor  dem  11.  November 
1918  übergeben,  und  zwar  in  normalem  Unterhaltungszustand. 
Für  Strecken  ohne  besonderen  Wagenpai  k  (dazu 
gehören  die  übrigen  abzutretenden  Gebiete)  wird  der  abzu- 
liefernde Bruchteil  des  Wagenparks  des  Netze«,  zu  dem  diese 
Strecken  gehörfen,  von  Sachverständigenausschüssen  bestimmt, 
Avelche  durch  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte  ernannt 
werden  und  in  welchen  Deutschland  vertreten  sein  wird.  ( !) 
Diese  Aus.schüsse  «ollen  den  Umfang  des  für  diese  Streckcu 
bei  der  letzten  Aufnahme  vor  dem  11.  November  1918  ver- 
zeichneten Wagenparks,  die  Länge  der  Strecken  einschl.  der 
Betriebsgleise,  die  Art  und  den  Umfang  des  Verkehrs  berück- 
sichtigen. Sie  sollen  auch  die  Lokomotiven,  Personen-  unrl 
Güterwagen  bestimmen,  die  in  jedem  Falle  abzutreten  sind, 
ferner  die  Bedingungen  für  ihre  Übernahme  festlegen  und 
die  vorläufigen  Anordnungen  treffen,  um  ihre  Ausl>essei  uug 
in  den  deutschen  Werkstätten  durchzuführen. 

Für  das  Saar  kohl  engebiet  besagt  die  Sonder- 
bestimmung des  §  22,  Abs.  2  der  Anlage  zu  Art.  50,  daß  eine 
gemischte  Kommission,  worin  die  Eegierungskommission  für 
das  Saarbeckengebiet  und  die  deutschen  Eisenbahnen  ver- 
treten sind,  eine  , .gerechte  Verteilung  des  rollenden  Materials 
vornehmen  werde". 

3.  Vorräte,  Einrichtungen  und  Werkzeuge  isiud  unter  dcu- 
«elben  Bedingungen  wie  der  Wagenpark  abzuliefern. 

Schließlich  ist  au  die  Mächte,  an  die  nacji  dem  Vorstehen- 
den deutsche  Gebiete  abzutreten  sind,  derjenige  Teil  der  von 
der  Eeichsregierung  oder  den  bundesstaatlichen  Ttegitrungen 
augesammelten  Eeserven  abzutreten,  v»'elche  bestimmt 
sind,  in  diesen  Gebieten  den  Dienst  aller  soziale a  i.nd  staat- 
lichen Versicherungen  zu  decken.  (Art.  312).  Nach  Art.  77 
ist  für  Elsaß-Lothringen  be.sonders  die  Ausbezahlung  <ler 
Kapitalien  und  Eeserven  angeordnet,  die  rechtlich  u.  a.  der 


Eiseubahnkasse  von  Elsaß-Lothringen  oder  anderen  Pensions- 
amstalten  gehören,  die  zugunsten  des  Personals  der  in  Elsaß- 
Lothringeu  bestehenden  öffentlicheu  Verwaltungen  eingerich- 
tet sind. 

IV.  Eine  besondere  F  o  r  d  e  r  u  n  g  stellen  die  Friedens- 
l>edingungen  hinsichtlich  „der  Strecken  des  ehemaligen  Eus- 
sisch-Polens,  die  durch  Deutschland  auf  die  Spur  der  deut- 
schen Bahnen  —  während  des  Krieges  —  umgenagelt  sind. 
Diese  Strecken  gelten  als  von  dem  preußischen  Bahnnetz  ab- 
getreten und  sind  von  Deutschland  mit  dem  nötigen  Wagen- 
park, den  Vorräten,  Einrichtungen  und  Werk- 
zeugen aiiszurü.steii".  (Ait.  371,  Abs.  2) .  Da  der  Umfang 
der  Leistung  auch  hier  gänzlich  in  die  Hände  der  zu  III  er- 
wähulen,  von  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  ernanuteu 
Sachveiständigenausschüsse  gelegt  Mard-  und  da  anzunehmen 
ist.  daß  die  D  u  r  c  h  f  ü  h  r  u  n  g  mit  der  bekannten  Eücksichts- 
losigkeit  gefordert  Averden  wird,  so  wird  das  deutsche  Ver- 
kehrswesen infolge  dieser  Forderungen  erneut  in  die  größten 
Schwierigkeiten  geraten  müssen.  Denn  es  darf  )>ei  Betrach- 
tung dieser  Forderungen  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Ab- 
gabe des  auf  Grund  der  Waffenstillstand'sl>edingung€n  bereits 
herausgegebenen  Eisenbahnmaterials  als  endgültig  an- 
zusehen ist  (Art.  250,  Abs.  1),  so  daß  an  eine  auch  nur 
teilweise  Eückgabe  nicht  zu  denken  ist.  Dazu  kommt,  dali 
der  Umfang  der  Leistung  auch  deswegen  nicht  feststeht,  weil 
der  Begriff  des  „ehemaligen  Eussisch-Polen"  nicht  er- 
klärt wird.  Da  nach  Art.  87,  Abs.  3  die  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  die  Grenzen  Polens,  sow<:it  sie  der  gegen- 
wärtige A^ertrag  nifht  beschrieben  hat,  später  fest- 
legen werden,  da  andererseits  die  während  des  Krieges  itm- 
genagelten  Strecken  weit  über  rein-  oder  auch  nur  gemischt- 
polnische  Strecken  hinausgehen  (Lithauen,  Kurland),  so  ist 
die  Schätzung  der  geforderten  Fahrzeuge  auch  nicht  an- 
nähernd möglich.  Schätzungen  aus  den  Erfahrungen  der 
Kriegszeit  wird  man  nicht  zugrunde  legen  können,  weil  sie 
ein  falsches  Bild  der  Inanspruchnahme  der  einz^elnen 
Strecken,  verglichen  mit  den  Friedensverhältnissen,  geben 
würden.  (Schluß  folgt.) 


Die  Eiseabahnen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  Friedensschluß. 


Als  ich  den  in  der  Nummer  11  des  laufenden  Jahrgangs  vom 
8.  Februar  d.  J.  unter  vorstehender  Überschrift  veröffent- 
lichten Aufsatz  schrieb,  reichten  meine  amerikanischfu 
Quellen  nur-  bis  Mitte  Dezember  1918.  Ich  konnte  also  nicht 
wissen,  ob  die  von  dem  vormaügen  Generaldirektor  der  Eisen- 
bahnen Mc  Adoo  mit  Zustimmung  des  Präsidenten  Wilson  ge- 
machten Vorschläge  über  die  weitere  Behandlung  der  Eisen 
bahnfrage  im  Kongreß  Anklang  gefunden  hätten  und  auf  ihre 
Verwirklichung  gerechnet  Averden  könne.  Die  Vorschläge 
gingen,  wie  den  Lesern  erinnerlich  sein  wird,  in  der  Haupt- 
sache dahin,  die  Eisenbahnen  nicht,  wie  das  ein  Gesetz  vom 
Januar  1918  bestimmte,  schon  21  Monate  nach  Friedenschluß, 
sondern  er.st  n  a  c  h  5  J  a  h  r  en.  d.  h.  am  1.  Januar  1924,  ihren 
Eigentümern  wieder  zurückzugeben,  mit  anderen  Worten, 
daß  die  seit  dem  l.  Januar  1918  bestehende  Staatsverwal- 
tung erst  zu  diesem  Zeitpunkt  zu  Ende  gehen  sollte.. 

Seit  Abfassung  meines  vorerwähnten  Aufsatzes  sind  mir 
amerikanische  Zeitungen  nicht  zugegangen.  Aus  einer  ande- 
ren zuverlässigen  Quelle  kann  ich  aber  über  den  weitereu 
Verlauf  der  Angelegenheit  einige  Mitteilungen  machen.  Zum 
C^neraldirektor  der  Eisenbahnen  ist  anstelle  des  am  1  Januar 
zurückgetretenen  Mc  Adoo  dessen  bisheriger  Stellvertreter 
Walker  D.  Hines  ernannt  worden.  Dem  Kongreß  ist 
eine  Vorlage  über  Bewilligung  von  750  Millionen  Dollar  für 
Eisenbahnzwecke  zugegangen.  Er  hat  über  diese  Vorläse 
nicht  beraten  und  ist  am  4.  März  auseinandergegangen.  Die 
von  Mc  Adoo  befürwortete  Vorlage  über  Verlängerung  der 
Staat  seisenbahnverwaltung  ist  hiernach,  wie  es  scheint,  über- 
haupt nicht  eingebracht  worden.  Verfassungsmäßig  liegt 
nun  die  Sache  so.  daß  der  neugewählte  Kongreß  mit  seiner 
republikanischen  Mehrheit  zu  seiner  ersten  ordentlichen  Sit- 
zung am  ersten  Montag  des  Dezembers  d.  J.  zusammentreten 
muß.  Es  stjheint  ausgeschloisseu,  daß  dieser  Kongreß  ein 
dem  Staatsbahnsystem  günstiges  Gesetz  beschließen  wird. 
\Venn  Wilson  also  noch  einen  letzten  Versuch  zur  Verwirk- 
lichung seiner  Plane  machen  will,  so  muß  er  den  bisherigen 


Kongreß  zu  einer  a  ri  ß  e  r  o  r  d  e  n  1 1  i  c  h  e  n  Sitzung  zu- 
sammenberufen, eine  Maßnahme,  die  sehr  selten  vorkommt 
und  die  die  Eisenbahnen  auch  für  mindestens  unwahrschein- 
lich halten.  Denn  diese  richten  sich  darauf  ein,  daß  bald  der 
Zustand  vor  dem  1.  Januar  1918  wiederhergestellt  wird.  Die 
Eisenbahnen  befinden  sich  aber  in  recht  schlimmer  Lage 
wie  das  in  meinem  fi-üheren  Aufsatz  schon  ansgeführt  ist. 
Durch  die  Gewaltmaßregeln  von  Mc  Adoo,  besonders  auch  die 
willkürliche  Umleitung  der  Transporte,  sind  eine  große  An- 
zahl von  Eisenbahnen  in  äußerst  bedrängte  Finanzverhält- 
nisse  gekommen.  Die  Maßnahmen  des  früheren  Generaldirek- 
tors haben  z.  B.  ganz  ungleichmäßig  gewirkt.  Die  Eeinein- 
nahmen  einzelner  Bahnen  sind  um  56%,  ja  82%,  andere 
nur  um  2%  gesunken.  Einzelne  Bahnen  .scheinen  schon 
jetzt  ihre  Zahlungen  eingestellt  zu  haben  oder  unmittelbar 
vor  dem  Zusamnienbiuch  zu  stehen,  weil  sie  die  Zinsen  ihrer 
Obligationen  nicht  mehr  zahlen  können.  Die  Eisenbahnen 
halten  zur  Beschaffung  neuer  Mittel  eine  Anleihe  von  etwa  300 
Millionen  Dollar  zur  Ausgleichung  des  Fehlbetra.ges  des 
Jahres  1918  für  erforderlich,  der  auf  mindestens  250  Millionen 
Dollar  geschätzt  wird.  Eine  Inanspruchnahme  des  GeJd- 
marktes  durch  die  Eisenbahnen  wäre  aber  der  Regierung  recht 
unbequem,  die  selbst  im  Frühjahr  d.  J.  eine  neue  Sieges-  und 
Priedensanleihe  von  6  bis  7  Milliarden  Dollar  auszuschreiben 
beabsichtigt.  In  einer  kürzlich  abgehaltenen  Versammlun.g 
von  Vertretern  der  Eisenbahnen  ist  bereits  von  einer  starken 
Erhöhung  der  Tarife  die.  Eede.  Die  ganze  Eisenbahnfrage 
hat  hieinach  ein  recht  ernstes  Gesicht  angenommen.  Nur  so  vi 
scheint  festzustehen,  daß  der  Plan  Wilsons,  das  gesamte 
Eisenbahnnetz  der  Vereinigten  Staaten  in  Staatsbesitz  zu 
überführen,  einstweilen  -wieder  einmal  als  gescheitert  anzu- 
sehen ist  und  daß  die  alten  Zustände,  die  Beherrschung  der 
gesamten  Wirtschaft  und  des  gesamten  Verkehrs  durch  eine 
kleine  Anzahl  von  Geldfürsten,  in  absehbarer  Zeit  wieder- 
kehren werden.  A.  v.  d.  L. 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  über  die  Arbeiteraussehüsse  bei  den  Verkehrsanstalten 

entnehm-en  wir  der  D.  Allg-.  Ztg.  folgendes :  In  der  ver- 
gangenen Woche  haben  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  mit  den  Vertretern  der  Ver- 
bände der  Eisenbahnarbeiter  wiederum  Verhand- 
hanüluugen  über  die  im  Bereich  der  preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung  neu  zu  bildenden  Arbeiter- 
vertretungen stattgefunden.  Zum  Abschluß  gekommen  sind 
die  Verhandlungen  noch  nicht,  indessen  so  weit  gefördert,  daß 
es  augängig  erscheint,  über  den  Entwurf  der  Ver- 
waltung und  die  bisherigen  Verhandlungen  iiitteilungen 
zu  machen. 

Die  von  der  Nationalversammlung  genehmigte  Verordnung 
über  Tarifverträge,  Arbeiter-  und  Angestelltenausschüsse  und 
Schlichtung  von  Arbeitsstreitigkeiten  vom  23.  Dezember  1918 
sieht  die  Errichtung  von  Arbeiteraus Schüssen  bei 
den  Verkehrsanstalten  des  Reiches  und  der  Bundesstaaten  auf 
Grund  besondere!'  Vereinbarungen  zwischen  der  zuständigen 
Verwaltung  und  den  beteiligten  Ajrbeitnehmerverbänden  vor. 
Das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  hatte  hiernach 
einen  Entwurf  ausgearbeitet,  der  die  Grundlage  der  Verhand- 
lungen bildete.  Darin  sind  vorgesehen  örtliche  Ar- 
beitervertretungen bei  jeder  Hauptwerk- 
st ä  t  t  e  u  n  d  jeder  Dienststelle  mit  mindestens 
20  Arbeitern.  Durch  die  Vereinigung  kleinerer  Dienst- 
stellen zu  einem  Wahlkörper  ist  dafür  gesorgt,  daß  jeder  Ar- 
beiter der  Staatseisenbahnverwaltung  ohne  Ausnahme  zu  sol- 
cher örtlichen  Vertretung  wählt.  Die  Eisenbahnarbeiter  sind 
in  dieser  Hinsicht  besser  gestellt  als  die  Arbeiterschaft  im 
allgemeinen,  denn  das  Gesetz  vom  23.  Dezember  sieht  eine 
Errichtung  von  Arbeitervertretungen  nur  in  Betrieben  von 
mindestens  20  Arbeitern  vor,  so  daß  alle  in  kleineren  Be- 
trieben tätigen  Arbeiter  unvertreten  bleiben.  Bei  jeder 
E  is  e n  b  a  h  n d  i  r  e k  t  i  o  n  soll  feiner  für  deren  Bezirk  ein 
Arbeiterrat  gebildet  werden,  und  im  Ministerium 
soll  die  Arbeiterschaft  durch  eine  aus  20  Mitgliedern  be- 
stehende Arbeiterkammer  vertreten  sein,  in  die  so- 
wohl Eisenbahnarbeiter  wie  in  gewissem  Umfange  Angestellte 
der  Arbeiterverbände  gewählt  werden  dürfen  Das  aktive 
Wahlrecht  für  alle  Vertretungen  erhalten  nach  dem  Entwurf 
der  Verwaltung  alle  mindestens  ISjähxigen  Arbeiter  und  Ar- 
l)eiterinnen.  Wählbar  sind  alle  mindestens  20jährigen  Wahl- 
l>erechtigten.  Alle  Wahlen  finden  nach  den  Grundsätzen  der 
Verhältniswahl  statt. 

Als  Eegel  sieht  der  Entwurf  gemeinsame  Sitzungen  der 
Arbeitervertretugen  mit  den  zuständigen  Verwaltungsorganen 
vor.  Es  bleibt  den  Arbeitern  jedoch  unbenommen,  auch  unter 
s:ch  Besprechungen  abzuhalten,  so  oft  es  ihnen  nötig  er- 
scheint. Da  die  Arbeiterräte  bei  den  Direktionen  und  die 
Arbeiterkammer  nur  periodisch  zu  Sitzungen  werden  zusam- 
mentreten können,  ist  die  Bildung  von  Organen  aus  ihrer 
;Mitte  vorgesehen,  die  dauernd  die  Fühlung  mit  den  Direk- 
tionen und  dem  Ministerium  aufrecht  erhalten  sollen. 

Die  Arbeitervertretungen,  die  dieser  Entwurf  regelt,  wer- 
den anerkannt  als  berufene  Vertretung  der  Ar- 
beiterschaft in  allen  aus  dem  Arbeitsverhältnis  sich  er- 
gebenden Fragen  und  haben  insbesondere  bei  der  Eegelun«- 
und  Durchführung  der  Lohn-  und  sonstigen  Arbeitsbedingun" 
gen  mitzuwirken.  Die  Verwaltung  legt  auch  Wert  darauf, 
daß  die  Arbeitervertretungen  in  den  vielen  Fragen  des  Ar- 
beitsprozesses tätig  mitarbeiten,  weil  sie  darin  das  beste  Mit- 
tel zur  Hebung  der  Arbeitsfreudigkeit  der  Arbeiter  und  zur 
Würdigung  wirtschaftlicher  Gesichtspunkte  erblickt.  Die  Ver- 
tretungen sollen  weiter  das  gute  Einvernehmen  innerhalb  der 
-Arbeiterschaft  sowie  zwischen  ihr  und  der  Verwaltuno-  för- 
dern, und  die  letztere  bei  der  Bekämpfung  der  Unfall-  und 
Gesundheitsgefahren  und  auf  dem  Gebiete  des  Wohlfahrts- 
wesens unterstützen. 

Durch  ein  besonderes  B  e  r  u  f  u  n  g  s  v  e  r  f  a  h  r  e  n  wird 
dafür  gesorgt,  daß  Angelegenheiten,  in  denen  eine  Einigung 
zwischen  den  örtlich  zuständigen  Arbeitervertretungen''un'd 
den  dazu  gehöri.gen  Verwaltungsorganen  nicht  erzielt  werden 
kann,  zur  Beratung  vor  die  Arbeiterräte  und  schließlich  die 
Arbeiterkammer  gebracht  werden.  Wird  auch  hier  eine  Eini- 
gung nicht  erzielt,  sc  kann  die  Angelegenheit  von  jeder  der 
Parteien  vor  den  S  c  h  1  i  c  h  t  u  n  g  s  a  u  s  s  c  h  u  ß  '  o-,ebracht 
werden,  der  mit  ausschließlicher  Zuständigeit  für  den 
ganzen  Bei^eich  der  Staatseisenbahn  Verwaltung  errichtet 
werden  soll. 
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Au«  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  den  örtlichen  Ver- 
tretungen, den  Direktionsarbeiterräten  und  der  Arbeiter- 
kammer erheblich  weitere  Aufgaben  zugewiesen  werden  sol- 
len, als  die  alten  Arbeiterausschüsse  besessen  haben.  Die 
Betriebsräte,  deren  .  Aufgabe  eine  Unterstützung  des 
Unternehmers  bei  der  Produktion  sein  soll,  konnten  von 
diesem  Entwurf  noch  nicht  miterfaßt  werden,  weil  eiae  Staats- 
regierung dem  in  Aussicht  stehenden  Eeichsgesetz  über  die 
Betriebsräte  natürlich  nicht  vorgreifen  darf.  Bei  den  Ver- 
handlungen bestand  daher  anch  Einverständnis  zwischen  den 
Arbeiterverbänden  und  der  Verwaltung,  daß  die  jetzigen  Be- 
ratungen sich  an  die  bestehende  gesetzliche  Gründlage,  das 
Gesetz  vom  23.  Dezember  1918,  zu  halten  haben.  Auch  in 
diesem  Eahmen  lassen  sich  aber,  wie  der  Entwurf  und  die 
Stellung  der  Arbeiterorganisationen  zu  ihm  zeigt,  die  Wünsche 
der  Arbeiterschaft  in  weitem  Maße  erfüllen. 

Die  V€rhandlun,oen.  die  kurz  vor  dem  Abschluß  standen, 
mußten  vorläufig  abgebrochen  werden,  da  der  Deutsche  Eisen- 
bahnerverband forderte,  daß  neben  den  durch  diesen  Entwuif 
neu  zu  schaffenden  Arbeitervertretungen  die  bei  einzelneu 
Eisenbahndirektionen  ohne  rechtliche  Grundlage  bestehenden 
Arbeiterräte,  soweit  sie  sich  weitergehende  Befugnisse  an- 
.geeignet  haben,  weiter  in  Wirksamkeit  bleiben  sollten.  Dieser 
Forderung,  der  die  übrigen  Arbeitervei-einigungen  geschlossen 
widersprachen,  konnte  die  Verwaltung  auch  ihrerseits  nie  hl 
zustimmen,  da  es  sich  ja  .jetzt  eben  darum  handelt,  eine 
einheitliche,  allgemeine  und  geordnete  Arbeitervertretung  für 
den  ganzen  Bereich  der  A^erwaltung  zu  schaffen 

Hoffentlich  gelingt  es.  durch  baldige  Wiederaufnahme  der 
Verhandlungen  dieses  von  der  Verwaltung  erstrebte  Ziel  im 
Einvernehmen  mit  den  Arbeiterverbänden  endlich  zu  er- 
reichen. 

—  Änderung  der  Fundordnung  (Kundmachung  10  des  Deut- 
schen Eisenbahn-Verkehrsverbandes).  Mit  Gültigkeit  vom 
11.  April  d.  Js.  gibt  die  gcischäftsfühi-ende  Verwaltung,  die 
Eisenbahndirektion  Hannover,  einige  Änderungen  der  Fund- 
ordnung bekannt,  die  allgemeines  Interesse  beanspruchen 
durften.  Während  bisher  gefundene  Gegenstände  dem  Ver- 
lierer am  Orte  der  Aufbewahrung  kostenlos  ausgehändigi 
wurden,  wird  vom  obigen  Zeitpunkte  an  neben  etwaigen  Aus- 
lagen zur  Deckung  entstandener  Unkosten  eine  feste  Gebühr 
von  20  Pf.  für  das  Stück  erhoben,  gleichgültig,  ob  der  Fund- 
gegenstand bei  den  Stationen  oder  im  Fundbureau  ausgehän- 
digt wird.  Gleichzeitig  ist  mit  Rücksicht  auf  die  am  1.  April 
d.  Js.  in  Kraft  getretene  Erhöhung  der  Gepäck-  und  Expreß- 
guttarife die  Gebühr  für  die  Nachsendung  gefundener  Gegen- 
stände nach  Stationen  deutscher  Eisenbahnen  auf  Gepäckschein 
von  50  Pf.  auf  1  M  erhöht  worden.  In  diesem  Betrage  isi 
obige  Gebühr  von  20  Pf.  bereits  enthalten,  sie  wird  deshalb 
daneben  nicht  nochmals  erhoben.  • 

—  Der  neue  Sommerfahrplan  der  preußischen  Staatsbahnen. 

Für  den  Sommerfahrplan,  schreibt  die  D.  Allg.  Ztg.,  sind  jetzt 
die  endgültigen  Entwürfe  der  Direktionen  fertig  geworden. 
Sie  sehen  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  von  neuen  Zügen  vor. 
Eine  Reihe  von  schnellfahienden  Zügen  soll  wieder  aufge- 
nommen werden.  Man  darf  hoffen,  daß  es  möglich  seia  wird, 
den  Fahrplan  im  allgemeinen  durchzuführen.  Voraussetzung 
sind  die  nötigen  Kohlen  und  die  erforderliche  Zahl  von  Lo- 
komotiven. Dem  Verkehrsbedürfnis  können  die  Leistungen 
der  Eisenbahnen  noch  nicht  entsprechen.  Jede  überflüssige 
Reise  ist  nach  wie  vor  zu  unterlassen. 

—  Spartakistenangriff  auf  einen  Güterschuppen.  Amtlicli 
wird  aus  Eisenach  unterm  20.  d.  M.  g-emeldet:  Heute 
mittag  1  Uhr  wiirde  der  Güterschuppen  auf  dem  Bahnhof 
Eisenach  von  Spartakisten  durch  Angriff  vom  angrenzen- 
den Waldrand  aus  in  Brand  gesetzt.  Güterschuppenhalle  und 
Umladehalle  mit  16  Güterwagen  sind  vollständig  ausgebrannt. 
Personen  sind  nicht  verletzt.  Die  Rettungsarbeiten  wurden 
durch  Angriffe  der  Spartakisten  und  Explosionen  von 
Säureflaschen  erschwert. 

—  Bayern  und  die  Reichseisenbahn.  Zu  den  Beratungen  des 
Verfassungsausschusses,  die  kürzlich  in  Weimar  in  der  Frage 
der  Übernahme  der  Eisenbahnen  der  Gliedstaaten  auf  das 
Reich  stattgefunden  haben,  meldet  die  Dt.  Allg.  Ztg.,  daß 
Ba.yern  grundsätzlich  dem  dem  Staatenhaus  der  Nationalver- 
sammlung vorgelegten  Entwurf  zugestimmt  hat.  daß  die 
Eisenbahnen  auf  d  a  s  Reich  übergehen.  Dagegen  wehrt 
sich  Ba.vern,  daß  diese  Übernahme  zwangsweise  er- 
folgen soll,  falls  bis  zum  1.  April  1921  die  Übernahme  im 
We.ge  des  freien  Vertra.ges  nicht  erfolgt  »ein  sollte.  Bayern 
nucht  den  Einwand,  daß  in  Zeitläuften,  wo  alle  wirtschaft- 
lichen Werte  so  stark  im  Fluß  und  schwer  feststellbar  sind, 
es    eine  Unmöglichkeit  darstellt,    den  Wert  der  bayerischen 
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Eisenbahnen  annähernd  festzulegen.  Das  ß:leiche  »ilt  von  der 
Post  und  den  Wasserstraßen.  Bei  den  Verhandlungen,  die 
zwischen  den  Vertretern  der  Einz>elregierungen  kürzlich  statt- 
gefunden haben,  ist  von  bayerischer  Seite  wiederholt  und  mit 
allem  Nachdruck  auf  diese  Tatsache  hingewie-sen  worden. 

—  Tarifentscheidungen.  Nachstehende  Tarifentscheidungen 
des  ständigen  Unterausschusses  bei  der  ständigen  Tarifkom- 
mission  der  deutschen  Eis-enbahnen  haben  für-  den  Bereich 
des  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs.  Teil  I  B  bindende  Kraft 
erlangt  : 

1.  Unter  die  Stell«  „Schwefelsäure"  des  Spezialtarifs  I 
fällt  nicht  nur  verdünnte  und  konzentrierte,  sondern  auch 
rauchende  Schwefelsäure  (Oleum)  Diese  für  rauchende 
Schwefelsäure  handelsübliche  Bezeichnung  kann  der  Inhalts- 
ingabe in  Klammern  beigefügt  werden. 

2.  Heidekraut.  Ginster  und  Beb  holz  (Bebreisig) 
rechnen  zu  Ziffer  7  („Reiserholz,  auch  Besenreisig")  der 
Stelle  ,.Holz"  des  Spezialtarifs  III. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
jahuverwaltung  ist  der  Eegierungsbauführer  des  Eisenbahn- 
ind  Straßenbaufachs  August  S  c  h  e  n  k  e  1  b  e  r  g  aus  Hersch- 
jach.  Kreis  Unterwesterwald,  zum  Regierungsbaumeister  er- 
lannt  worden.  -  Dem  Regierungs-  und  Baurat  Wys- 
ijnski,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in  Rheine 
st  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst«  erteilt 
Vörden. 

Das  demokratische  Mitglied,  der  preußischen  Landesver- 
iammlung,  Eisenbahnbeamter  Hoff  mann  in  Lichtenbero- 
st  als  Beirat  des  Ministers  in  Beamten-  und  Arbeiterfraoen' 
n  das  Ministerium  d-er  öffentlichen  Arbeiten  berufen  worden 


Deutschösterreich. 

—  Wiederinstandsetzung  der  niederösterreichischen  Landes- 
»ahnen.  Laut  Zeitungsnachrichten  ist  die  Direktion  der 
üederosterreichischen  Landesbahnen  bestrebt,  mit  allen 
Mitteln  in  möglichst  kurzer  Zeit  den  Betrieb  auf  ihren 
-iinien  aufzunehmen  und  zwar  wenigstens  in  jenem  Umfauo-e 
vie  er  vor  Ausbruch  des  Krieges  bestanden '  hat.  Die  erste 
(trecke  wird  die  Mariazeller  Linie  von  St.  Pölten  aus  sein : 
'^^^^..J^^'d  ™  Anschluß  an  die  Westbahnzüge  zunächst  die 
liintuhrung  des  normalen  Verkehres  erfolgen  und  zwar'  falls 
.eine  unvorhergesehenen  Hindernisse  eintreten,  schon  von 
litte  Jimi  an.  Außerordentlich  groß  sind  die  Schäden, 
i'elche  der  Krieg  mit  seinen  Folgen  auch  diesem  Unter- 
lehmen  geschlagen  hat.  Namentlich  das  Lokomotivmaterial 
■nd  der  Wagenpark  haben  durch  die  nahezu  ununterbrochene 
Jenutzung  sowie  dadurch,  daß  Ausbesserungen  ausoeschlos- 
en  waren,  ganz  außeroixlentlich  gelitten.  Gegenwärtig  wird 
a  mehreren  großen,  leistungsfähigen  Betrieben  eifrig  an  dem 

Materials  gearbeitet  und  auch  das  ausbesserungs- 
edurttige  Material  wieder  hergestellt.  Eine  «-roße- Soroe 
ereitet  naturgemäß  auch  für  dieses  Verkehrsunternehmen 
^o^^^nirage;  ausgenommen  ist  hieibei  nur  die  Maria- 
eller  Strecke,  die  bekanntlich  von  iener  Elektrizitätsmenoe 
eirieben  wird,  welche  aus  den  Wasserkräften  der  dortio-?n 
regend  stammt.  " 

-  Südbahn.  Die  Mitglieder  der  französischen  Finanz- 
oinmission.  welche  während  der  letzten  Woche  in  Wien  o,e- 
•eilt  und  sich  bei  der  Südbahn  über  ihre  gesamten  Verhäll- 
isse  erkundigt  hatten,  waren  nicht  als  Delegierte  des  Office 
ationaj,  sonderii  als  Vertreter  einer  internationalen  Kom- 
iission  anwesend,  zu  deren  wichtigsten  Aufgabe  eine  TJnter- 
ichtung  Uber  die  Verhältnisse  der  Südbahn  gehörte  Diese 
Tl^i  *''*^™t.^'n7^'^°  ganzen  mit  dem  Standpunkt,  den 
•irektor  Dr.  Fall  bei  seiner  Anwesenheit  in  Genf  in  län- 
eien    Denkschriften    der  Association  unterbreitet  hatte  In 

-LV^'K  hierbei  der  Standpunkt  betont,  daß  die 
iidbahn  nicht  berechtigt  sei,  den  französischen  Prioritäten- 
rfrl^v-?  ^1'  »^"^/aß  sie  anderseits  den  inländischen 

nori  atenbesitzern  zahlen  müßte.  Da  die  französischen 
rioritatenbe.sitzer  Einspruch  erhoben  haben,  sei  der  April- 
Qd  Maizinssche^in  nicht  eingelöst  worden.  Der  nächste  große 
insschem  der  Sudbahn  ist  am  1.  JuU  fällig.  An  diesem  Ter- 
ine  .sind  die  Zinsen  des  allergrößten  Teiles  der  Prioritäten 
mu  osen  Die  Südbahn  hält  an  der  Hoffnung  fest,  daß  Ks 
m  1.  j„li  eine  Verständigung  mit  der  Association  erzielt 

tlJ"  -'i  ■^''^  '^'^^  Aufnahme  der  Zinsscheine in- 
)sung  wird  beginnen  können.  - 

Die  Generalversammlung  findet  am  5.  Juni  statt  Aus  den 
ewegungen  der  letzten  Monate  ist  bekannt,  daß  ein  größerer 


Besitzwechsel  m  den  Aktien  der  Südbahn  stattgefunden  hat 
,  und  daiJ  erhebliche  Po.sten  nach  Italien  übertragen  worden 
'^T  i-^"^  Hinterlegungen  wird  sich  ergeben,  ob  stark« 
Verschiebungen  in  den  Besitzverhältnissen  eingetreten  sind, 
welche  allenfalls  auch  auf  die  Zusammensetzung  des  Ver- 
waltungsrates von  Einfluß  &ein  könnten. 

—  Schnellzugverkehr  der  Südbahn.  Seit  14.  Mai  wird  bei 
den  Schnellzügen  Nr.  1/1107  (Wien  Südbahnhof  ab  7  Uhr 
4o  Minuten  früh)  und  Nr.  1108/2  (Wien  Südbahnhof  an  9  Uhr 
40  Minuten  abends)  je  ein  direkter  Wagen  I./II.  Klasse 
Wien -Rom  und  Wien-Triest  sowie  ein  Schlafwagen 
Wien-Bologna  über  Tarvis  geführt.  Der  Schnellzug 
Nr.  1  am  14.  Mar  führte  auch  noch  —  wie  bisher  —  direkte 
Wagen  nach  Graz;  weiterhin  aber  wird  der  am  Mittwoch  und 
Samstag  von  Wien  abgehende  Schnellzug  Nr.  1  und  der  am 
Donnerstag  und  Montag  in  Wien  eintreffende  Schnellzu"- 
Nr.  2  nur  noch  den  Verkehr  nach  und  von  Klagenfurt-Vif^ 
lach-Tarvrs-Triest-Rom  vermitteln,  während  für  den  Verkehr 
von  Wien  nach  Graz  und  umgekehrt  der  Schnellzug-  Nr  1 
.jeden  Dienstag  und  Freitag  (seit  16.  Mai)  und  in  der  Rich- 
tung^ von  Graz  der  Schnellzug  Nr.  2  jeden  Mittwoch  und  Sams- 
tag (seit  14.  Mar)  ohne  Anschlüsse  über  Leoben  geführt  wird. 
Bei  den  nach  den  Orten  über  Leoben  verkehrenden  Schnell- 
zügen bleibt  die  Einrichtung  der  Zählkarten  mit  den  bis- 
herigen Bestimmungen  aufrecht;  bei  den  Grazer  Zügen  ge- 
langen seit  16.  Mai  Zählkarten  nicht  mehr  zur  Ausgabe. 

—  Die  Abschlüsse  der  böhmischen  Bahnen.  Die  Aussig- 
T  e  p  1 1 1  z  e  r  Bahn  hatte  für  das  Jahr  1917  'zum  ersten  Male 
seit  ihrem  Bestände  keine  Dividende  bezahlt.  Das  Ero-ebnis 
des  Jahres  1918  ist  infolge  der  Tariferhöhungen  und  einer 
Belebung  des  Kohlenverkehrs  günstiger  gewesen,  wenngleich 
ern  großer  Teil  des  Überschusses  durch  höhere  Auso-abeu 
aufgewogen  wurde.  Die  Gesellschaft  ist,  wie  die  .Neue 
Freie  Presse"  mitteilt,  in  der  Lage,  eine  Dividende  von  4  % 
vorzuschlagen.  In  diesem  Jahie  sind  die  Verhältnisse  bisher 
minder  befriedigend,  weil  die  Ausgaben  eine  weitere  schnelle 
Steigerung  erfahren  haben.  Sollte  bis  zum  Jahresschlüsse 
keine  durchgreifende  Besserung  eintreten,  so  ist  es  frao-lich 
ob  die  Dividendenzahlung  aufrechterhalten  wird  Der  Ab- 
schluß der  Buschtiehrader  Bahn  wird  voraussichtlich 
erst  im  Juni  veröffentlicht  werden.  Zwischen  der  Gesell- 
scüatt  und  der  tschechischen  Regierung  schweben  gegen- 
wartig Verhandlungen  über  gewisse  finanzielle  Fragen  die 
sich  auf  die  Valuta  beziehen.  Die  Einlösung  des  Zinsscheins 
der  Priontatsobligationen  in  Deutsch-Österreibh  wurde  vor- 
erst eingestellt  und  soll  erst  aufgenommen  werden  wenn  über 
i^-^'^f:  ^P^^  «"ine  Klärung  erzielt  sein  wird.  Das  Jahr  191 S 
rlurfte  für  da.s  B-Netz  mit  einem  Betriebsverlust  schließen, 
wahrend  das  A-Netz  einen  Gewinn  aufweisen  dürfte.  Wenn 
die  Verhandlungen  mit  der  tschechischen  Regierung  zu  einem 
Ergebnis  fuhren,  ist  beabsichtigt,  nötigenfalls  unter  Heran- 
ziehung der  Reserven,  eine  kleine  Dividende  zu  zahlen. 

—  Bahnverbindung  Fiunie-Wien.  Den  italienischen  Blät- 
tern zufolge,  wird,  wie  wir  der  „D.  AUg.  Ztg."  entnehmen  die 
Bahnverbindung  zwischen  Fiume  und  Wien  in  nächster  Zeit 
wieder  aufgenommen  werden.  Vorläufig  sollen  wöchentlich 
.16  zwei  Schnellzuge  von  zwanzigstündiger  Fahrtdauer  nach 
leder  Rachtung  hm  verkehren ;  ferner  wird  ein  Güterzu«-  tä"-- 
hch  eingeschaltet  werden.  "  " 

i  Wiener  Donaufrage.    Nach  dem  „Eisenbahnblatt" 

hat  die  Donauregulierungskommission  ihre  Baudirektion  be- 
auttragt,  Studienpläne  über  eine  Änderung  des  Donaudurch- 
stiches in  Wien  vorzulegen.  Die  von  der  Direktion  ausgear- 
beiteten drei  Entwürfe  sind,  nachdem  sie  der  Donaureo-ulie- 
rungskommrssion  unterbreitet  und  erläutert  worden  sind, 
einem  Unterausschusse  zur  weiteren  Behandlung  zugewiesen 
worden.  Die  Arberten  sind  bereits  .soweit  gediehen,  daß"  vor- 
§^^f^  ^^^^  ^"^-^^  April,  spätestens   Anfang  Mai,  die 

bchlußberatungen  über  die  Lösung  der  Donaufrage  bei  Wien 
statttmden  können.  Das  voraussichtliche  Ergebnis  dürfte 
sein,  daß  das  linke  Donauufer  für  die  Schiffahrt  und  den 
Lmschlag  geeignet  zu  machen  sein  wird.  Gegenwärtig  dient 
die.sen  Zwecken  nur  das  rechte  Ufer,  das  durch  den  starken 
Verkehr  vollständig  belastet  ist.  Vom  Standpunkte  des  Do- 
nauverkehres ist  die  Lösung  dieser  Frage  n.ußerordentlich 
wichtig  und  dringend,  weil  der  Stapelplatz  und  Umschlao-  in 
Wien  sich  nur  weiterentwickeln  kann,  wenn  neues  Ufer- 
gelände gewonnen  wird. 

Die  neuen  Entwürfe  sehen  auch  die  Ausnützung  der  Wa'^- 
serkräfte  der  Donau  vor.  Die  Durchführuno-  dieser  Pläne 
wird  einen  Zeitraum  von  6^8  Jahien  erfordern.  Die  Kosten 
werden  ungefähr  300  Millionen  betragen.    Sie  sollen  durch 
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d«n  Staat,  da»  Laud  und  die  St*dt  Wi€n  aufgebracht  w-eideu. 
Slaat  uud  Land  worden  zur  Deokuno-  eine  Anleihe  aufn^ehjaen. 
Die  Ausniilzuuff  dei'  Wasserkräfte  soll  durch  mehrere  Stau- 
vstufen  bewirkt  werden. 


Tsohecho-Blowakisohes  Gebiet. 

—  Bahnbaii  in  Schlesien.  Au.s  Freiwaldau  beriehtel  der 
„TaKtsbote  für  Mähreu  und  ^^chl6sieu" :  Schon  im  Jakre  1910 
wurde  die  Liuienfestleg'uuo'  für  eine  Bahn  Friedeberi>- 
Schwarzwasser-Kunzendorf  durch^-eführt.  Eine  zahlreich  be- 
suchte Intei-essenteuversanimluni?  in  Friedebers;  hat  sich  für 
den  Bau  dieser  Bahn  mit  Anschluß  Sandhübel-Groß  Kuuzeu- 
dorf -Deutschland  als  Notstandsbau  ausgesprochen.  Die  Firma 
Kulka  in  Troppau  hat  von  Friedebero^  zu  ihren  Granitwerkeu 
in  Schwarzwasser  einen  Bahnbau  begonnen,  der  in  Küi-ze 
vollendet  «ein  wird.  An  diesen  Bahubau  wäre  der  Anschluß 
zu  machen. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Bessere  Eisenba huverbinduiif'eu  zwischen  Nordostiraiik- 
leich  und  Hasel.  Aus  der  Schweiz  wird  berichtet:  Aus  mili- 
tärischen (irüuden  durchquerten  bis  1914  nur  zwei  Eisenbahu- 
luiien  die  Vogeseu :  im  Süden  die  Linie  Paris-Belfoii-Mül- 
liausen  und  im  Norden  die  Linie  Paris-Lun^ville-Zabern- 
Straßburg.  Im  Interesse  der  wirtschaftlicheu  Beziehunoeu 
zwischen  dem  Elsaß  und  dem  Innern  Frankreichs  sollen  nun 
weitere  Eiseul)ahulinieii  uud  Vooeseudurchstiche  erbaut  wer- 
den. Durch  <lie  frauzösischeu  Truppen  ist  die  Herstellung 
einer  neuen  ^'erbiudun^■  von  St.  Die  nach  Saales  bereits  in 
Angriff  geuommeu.  Es  handelt  sich  um  eine  24  km  lange 
Strecke,  welche  St.  Die  durch  das  Bi-euschtal  mit  Straßburg 
verbindet.  Sie  soll  zweigleisig  angelegt  werden  uud  ist  auf 
17  Millionen  veranschlagt,  da  nur  zwei  kurze  Tunnel  zu 
bauen  sind.  —  Die  zweite  für  den  Verkehr  mit  der  Schweiz 
Ijedeutend  wrchtigere  Linie  verbindet  Epinal  direkt  mit  Mül- 
hausen und  Basel.  Sie  nimmt  ihren  Ausgang  von  der  bereits 
erstellten  Bahn  Epinal-St.  Maurice  im  oberen  Moseltal,  durch- 
schneidet in  einem  8  km  langen  Tunnel  den  Tete-des-neuf- 
Bois.  mündet  sodann  in  das  Tal  von  Urbeis  und  gelangt  über 
Felleringeir  nach  Wesserling.  Sie  setzt  voraus,  daß  die  Linie 
Epinal-St.  Maurice  verbessert  und  auf  eine  Strecke  von  16  km 
zweigleisig  ausgebaut  wird.  Die  Verbindungsstrecke  St.  Mau- 
rice-Felleringen beträgt  14  km.  Die  Kosten  sind  auf  50  Mil- 
lonen  veranschlagt.  Mit  dieser  für  uns  überaus  wichtigen 
neuen  Bahnlinie  wird  nicht  nur  beabsichtigt,  das  industrielle 
Moseltal  (Thaon,  Epinal,  Eupi)  in  nähere  Beziehungen  zu 
bringen  mit  dem  industriei'eicheu  St.  Amarintal  und  dem  In- 
dustriezentrum Mülhausen,  sondern  auch  eine  direkte  Verbin- 
dung herzustellen  zwischen  Antwerpen-Basel-Mailand.  Eben- 
falls geplant  wird  zurzeit  das  Ergänzungsstück  St.  Di6-Mar- 
kirch  (13  km),  um  eine  Iwssere  Verbindung  zwischen  Nancy 
und  Colmar  herzustellen.  Diese  Strecke  würde  um  45  km 
verkürzt,  und  die  Strecke  Epinal-Colmar  sogar  um  72  km. 

Der  Generalrat  des  Teri-itoriums  Beifort  hat  den  Wunsch 
ausgedrückt,  daß  die  verschiedenen  A^ogesen-Durchstich- 
Ijrojekte  zui  liesseren  Verbindung  des  Elsasses  mit  Frank- 
reich den  bereits  früher  projektierten  Durchstich  des  Sulzer 
Belchens  nicht  in  den  Hintergrund  treten  lassen  möchten.  Der 
Durchstich  des  Sulzer  Belchens  bezweckt  die  direkte  A^'erbin- 
duug  von  Beifort  mit  dem  IMaasmünstertal. 

—  Nachrichten  aus  der  Schweiz.     Die  V  e  r  k  e  h  r  s  v  e  r- 

hältuisse  in  der  Schweiz,  die  unter  dem  Kriege  und.  der 
Kohlennot  stark  gelitten  haben,  beginnen  »ich  langsam  zu 
'>es&ern.  Am  Karfreitag  und  zu  Ostern  konnte  vorübergehend 
ein  verstärkter  Fahrplan  gefahren  werden.  Allmählich  wer- 
<len  neue  Zrrgver]>intlungen  eingeführ't,  manche  nur  an  ge- 
wissien  Wochentagen ;  man  hofft  aber  in  der  nächsten  Zeit 
;uif  eine  erhebliche  Vermehrung  der  Zug  Verbindungen.  Die 
seit  dem  24.  April  in  Basel  tagende  Mustermesse  hat 
starken  Andrang  im  Personen-  und  Güterverkehr  verursacht. 
I>ie  bevorstehende  Fremdensaison  hat  in  der  schweizerischen 
I'resse  eine  starke  Be weguug  der-  F  r  e  m  d  e  n  i  n  d  u  .'^  t  r  i 
uud  Hotellresitzer  aiisg<'löst,  die  auf  eine  Erleichterung  der 
Kiureiseliedingungcn  diäugen.  Anderseits  wird  aber  infolge 
der  iiucli  in  der  Scliweiz  herrschenden  Wohnungsnot  vor  einei' 
voreiligen  Öffnung  der  Grenzen  gewarnt.  Die  Hotels  und 
Touristenhahueu  haben  im  Kriege,  wie  vorauszusehen,  so 
sclilecht<'  (ieschäfte  gemacht.  da(5  es  deu  meisten  nicht  einmal 
möglich  war,  ihie  Obligatioueuschuldeu  zu  In'zahlen.  Im 
.Inhre  1918  ist  eine  wesentliche  Besserung  nocli  nicht  einge- 
treten.   Di.e  viel  b^'uutzte  tr  o  r  n  e  r  g  r  a  t  -  B  a  h  u  meldet  so- 


gar, daß  sie  1918  60  000  Frcs.  Betriebsverlust  gehabt  hat  geg^ea 
23  000  im  Vorjahre.  —  Die  starke  Bewegung  zugunsten  dei 
Elektrisierung  der  schweizerischen  Eisenbahnen,  dit 
infolge  dei'  Kohlennot  der  letzten  Jahre  neue  Nahrung  ge- 
funden hatte,  dauert  au  und  beginnt  —  wie  sich  aus  einen 
kürzlich  im  Züricher  Ingenieur-  und  Architekten -Verein  voi 
dem  Ingenieur  uud  technischen  Berater  der  Genera Idirektioi 
der  S.  B.  B.  Hrrtier-iStockar  gehaltenen  Vortrag  ergibt  —  prak- 
tische. Erfolge  zu  zeitigen.  Seit  dem  1.  Dezember  1918  reich 
der  elektrische  Betrieb  vom  Lötschberg  bis  zum  Bahnho: 
Thun  einschließlich.  Die  Eröffnung  der  Fortsetzung  Thun- 
Bern  ist  in  diesen  Tagen  erfolgt;  desgleichen  die  Er 
Öffnung  von  Brig-Visp;  Visp-Sitten  soll  den  elektrischen  Be 
trieb  in  diesem  Sommer  eröffnen.  Auf  der  Gotthard  bahi 
wiitl  A'ersucht  werden,  den  elektrischen  Betrieb  wönigsteuf 
im  Gotthardtunnel  schon  im  nächsten  Winter  aufzunehmen 
was  allerdings  wegen  des  volLständigen  Umbaues  der  Bahn 
höfe  Gösoheneu  und  Airolo  sehr  schwierig  sein  wird.  Dv 
Elektrisierung  der  Strecke  Erstfeld-Bellinzona  hofft  man  fii: 
(Jen  nächsten.  Sommer  fertig  zu  bekommen;  Bellinzona 
L'hiasso  Ast  angefangen  worden,  in  den  Tunneln  wird  l>ereit 
gearbeitet.  Die  Ehätische  Bahn  hat  auf  ihrer  35  kn 
langen  Strecke  Bevers-Filisur,  die  den  Albulatunnel  umfaßt 
Mitte  April  den  elektrischen  Betrieb  aufgenommen.  Der  Um 
))au  Fdlisur^Thusis  und  Filisur-Davos  ist  in  vollem  Gang« 
Man  hofft,  schon  Ende  dieses  Jahres  den  elektrischen  Betriel 
aufnehmen  zu  können.  Für  die  Strecke  Küblis-Davos  werdei 
schon  Vorarbeiten  gemacht.  Jetzt  soll  auch  die  Elektrisie 
lung  der  schweizerischen  P  r  i  v  a  t  b  a  h  n  e  n  durch  den  Bun< 
gefördert  werden.  Der  Bundesrat  hat  am  25.  April  den  Ent 
Wurf  eines  B  u  n  d  e  s  g  e  s  e  t  z  e  rs  über  die  ü  n  t  e  i 
Stützung  von  Privatbahuen  zum  Zwecke  der  Eii 
führung  des  elektrischen  Betriebes  vorg^elegt;  darin  wird  de 
Bundesrat  ermächtigt,  in  Verbindung  mit  den  Kantoneu  uu' 
Gemeinden  die  Privatbahnen,  die  für  den  allgemeinen  Verkeh 
des  Landes  oder  eines  seiner  Gebiete  von  erheblicher  Bedei 
tung  sind,  zum  Zwecke'  der  Einführung  der  elektrischen  Zu;e 
förderung  zu  unterstützen.  Im  Zusammenwirken  mit  de 
Karrtorren  und  Gemeinden  sollen  entweder  bis  zur  Höhe  de 
.Kosten  der  Elektrisier ang  den  Unternehmungen  Darlehec 
oder  aber  ein  Beitrag  für-  die  Verzinsung  der  von  ihnen  aut 
gegel>enen  Sclruldverschreibungen  gegeben  werden.  Der  Zin* 
fuß  für  die  Darlehen  soll  mindestens  3  %  betragen,  woz 
1  %  für  die  Tilgung  tritt.  Für  Darlehen  über  40  000  Fr<; 
ist  die  Genehmigung  der  Bundesversammlung  notwendig 
Eine  ständige  Kommission  von  7  bis  9  Mitgliedern  soll  di 
einlaufenden  Gesuche'  prüfen.  —  In  detr  schweizerische 
Presse  nracht  sich  die  Sorge  bemerkbar  wegen  eines  von  d* 
Entente  wiederum  gegen  den  Gotthard  gerichteten  Projekt 
Der  Stadtrat  von  Genua  hat  eine  Revision  des  Gott 
h  a  r  d  V  e  r  t  r  a  g  e  s  einstimmig  beschlossen  und  eine  Kommii 
sion  gewählt,  mit  dem  Auftrage,  das  Projekt  eines  n  e  u  e 
A  1  p  e  n  d  u  r  c  h  'S  t  i  c  h  «  zu  prüfen.  Von  gewichtigen  Seite 
wird  der  Durchstich  des  Weißhorns  gefordert,  der  dem  Ii 
teresse  Frankreichs  und  Italiens,  vor  allem  aber  dem  Inte 
esse  von  Piemont  und  Ligurien  dienen  würde ;  es  würde  di 
durch  aber  dem  Lötschberg  und  dem  Gotthard  eine  isehr  gi 
fährliche  Konkurrenz  entstehen.  Deshalb  dringt  man  in  d< 
Schweiz  auf  eine  schleunige  Verbesserung  der  schweizer 
sehen  Bahneinrichtungen  sowohl  durch  die  Elektrisierung  w 
durch  Ergänzung  der  Betriebsmittel,  damit  der  Konkurrei 
wirksamer  begeg-net  werden  könne. 


Rechtspflege. 

—  Für  die  infolge  militärischer  Verfügung  abgelenkte 
Transporte  ist  die  dem  Umweg  entsprechende  Fracht  a 
zahlen.  (Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofs  in  Wi« 
vom  17.  September  1918).  In  den  Monaten  Oktober  undl  N' 
vember  1916  hatte  die  klagende  Eisenbahnverwaltuug  secl 
Wagensendungen  Magnesit  in  P.  und  eine  Wagenladung  Chroi 
erz  in  B.  zur  Beförderung  an  die  Beklagte  übernommen.  D" 
Absender  hat  in  keinem  dieoer  Fälle  im  Frachtbriefe  den  B 
förderungsweg  oder  die  anzuwendenden  Tarife  vorgeschri 
ben,  weshalb  diese  Sendungen  über  Euttka-Oderberg  ais  * 
billigsten  Beförderungsweg  zu  leiten  waren.  Tatsächli« 
mrrden  diese  Sendungen  auch  ursprünglich  über  diesen  W< 
geleitet,  später  jedoch  in  der  Unterwegsstation  Ujzsolna  dun 
die  Zentraltraiisportleitung  über  Marchegg  abgelenkt.  D 
Beklagte  wurde  sonach  vor  oder  bei  Ablieferung  des  Grit" 
\on  dem  Bestehen  eines  Beförderungshindernisses,  welch 
erst  später  eintrat,  nicht  in  Kenntnis  gesetzt.  Der  Fracl 
betrag  für  alle  Sendungen  l>etiägt  lt.  Tarif  im  Falle  der  * 
förderung  auf  dem  billigten  Frachtwege  1492  K.  Dieser  B 
tiag  ist  auch  l>ei  B<'zug  der  Ware  bezahlt  worden.  Für  d< 
Beförderungsweg  ül>er  Marchegg  beträgt  der  Frachtbetrag  i 
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die  Sendungen  1902  K.,  also  imi  410  K.  mehr  als  auf  deui 
hilligsten  Beförderungswege.  Die  Klägerin  beanti-agte  daher 
die  Verurbeihmg  der  Beklagteu  zur  Bezahlung  des  obigen 
.Mehrbetrages. 

Da.«.  Bezirksgericht  in  Mähr.  »Ostrau  wi«&  die 
Klage  des  Eisenbahnära r.s.  ab,  wählend  das  Kreisgerioht 
in  Neil  titschein  die  Beklagte  zur  Zahlung  der  ein- 
geklagten Forderung  verurteilte.  In  den  Entscheidungs- 
gründen wurde  ausgeführt:  „§  74  E.-B.-K.  setzt  voraus,  daß 
es  sich  um  ein  Transporthiadernis  handelt,  welches  die  Be- 
förderung des  Gutes  auf  dem  vorgeschriebenen  bzw.  dem 
kürzesten  und  billigsten  Wege  unmöglich  macht.  Da  es  sich 
auf  Seite  der  Eisenbahn  um  ein  in  großem  Umfange  be- 
triebenes und  auf  Gewinn  berechnetes  Unternehmen  handelt, 
sollen  in  deil  Fällen,  wo  infolge  einer  Störung  im  Betriebe 
der  Transport  verhindert  wird,  die  hierdurch  verursachten 
Mehrko.sten  das  Unternehmen  treffen.  Das  kann  jedoch  nicht 
auch  dort  Geltung  haben,  wo  die  Beförderung  nicht  durch 
eiu  mit  dem  Betriebe  des  Frachtge.schäftes  direkt  zusammen- 
hängendes Hindernis  unterbleiben  muß,  vielmehr-  infolge  der 
Verfügung  der  Zentraltransportleitung,  also  einer  berechtig- 
ten Aufsichtsbehörde  aus  Gründen  öffentlicher  Intei-essen  ein 
anderer  als  der  beabsichtigte  Weg  vorgeschrieben  wurde. 
Dieser  aus  öffentlich-rechtlichen  Gründen  berechtigte  Ein- 
griff in  Privatrechte  ist  ein  Zufall,  beruhend  auf  der  vis 
major  der  kriegerischen  Verhältnisse,  des.seu  Vertretung  qi  74 
E.-B.-E.  der  Eisenbahn  nicht  auferleet.'- 


Der  oberste  G  e  r  i  c  h  I.  s  h  o  f  hal  der  Revision  der 
Beklagten  keine  Folge  gegeben  und  in  den  f>ntscheidungs- 
gründen  bemerkt:  „Wenn  die  Beklagte  in  der  Revision  unter 
Hinweis  auf  die  Bestimmungen  der  §§  67  und  74  E.-B.-ß.  dar- 
zutun versucht,  daß  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf 
den  vorliegenden  Fall  platzzugreifen  hat,  und  aus  diesem 
Grunde  das  Klagebegehren  abgewiesen  werden  müsse,  ist  sie 
im  Uniiecht.  Alxsatz  3  des  ^  67  besagt  zwar,  daß  in  Ermange- 
lung der  Vorschriften  des  Absenders  über  den  einzuhaltenden 
Beförderungsweg  und  die.  anzuwendenden  Tarife  —  was  vor- 
liegend zutrifft  —  die  Eisenbahn  )>ei  Frachtgütern  den  Tarif, 
der  den  billigsten  Frachtsatz  und  bei  gleichen  Frachtsätzen 
über  mehrere  Weg©  den  Tarif  anzuwenden  hat,  der  die  kür- 
zeste Lieferfrist  bietet,  doch  setzt  diese  den  Schutz  des  Ab- 
senders gegenüber  der  Jlouopolstellung  der  Eisenbahn  be- 
zweckende Bestimmung  vorau.s,  daß  der  Eisenbahn  bei  der 
Beförderung  des  aufgelieferten  Frachtgutes  freie  Wahl  be- 
züglich des  Beförderungsweges  und  der  Beförderung  zustehe, 
denn  nur  in  diesem  Falle  würde  die  Gefahr  einer  Benach- 
teiligung des  Absenders  durch  das  Vorgehen  der  Bahn  l>e- 
stehen.  Vorliegend  trifft  dies  nicht  zu,  weil  der  Eisenbahn 
durch  eine  Verfügung  der  Militärbehörde  die  Handlungs- 
freiheit in  der  gegebenen  Richtung  benommen  wurde."  (Der 
Eisenbahn -Tarif-  und  Verkehrsanzeiger,  dem  wir  diese  Ent- 
scheidung entnehmen,  bemerkt  dazu,  daß  auch  die  Unga- 
rische Kurie  in  einer  Entscheidung  vom  1.  Mai  1918  die 
gleiche  Stellung  eingenommen  hat.    D.  Schriftl.) 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Wiedereröffnung  von  Stationen.  D  e  u  t  s  c  h  -  ö  s  t  e  r  r  e  i- 
jhische  Staatsbahnen  (Staatsbahndirektion  Vülach). 
Di«  Personenhaltestellen  Hamm  er  1  und  Pölling  der 
Linie  Amstetten-Pontafel  und  Leopoldsteinersee  der 
Liinie  Hieflau-Eisenerz,  sind  am  1.  Mai  d.  J.  und  die  Per- 


sonenhaltestellen  T  i  e  f  e  n  b  a  c  h,  G  e  i  s  e  1  d  o  r  f,  L  u  n  g  1 1  z. 
Wagendorf  und  Laf  nitz  der  Linie  Fehring-Aspang  so- 
wie die  Personenhaltestelleu  Preding  und  Wollsdorf 
der  Linie  Gleisdorf-Weiz  am  15  Mai  d.  J.  wieder  eröffnet 
Avorden. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachrufe. 


Am  17.  d.  M.  ist  im  Alter  von  45  Jahren 

der  Regierungs-  und  Baurat 

Paul  Slevogt 

dem  schweren  Leiden,  von  dem  er  im  letzten  Herbst  befallen  wurde,  erlegen. 

Der  Entschlafene  war  22  Jahre  im  Eisenbahnbaufache  tätig  und  gehörte 
seit  dem  1.  Juli  1916  der  Eisenbahndirektion  Erfurt  als  Mitglied  an.  Allzu 
früh  wurde  dieser  hochbegabte,  von  Schaffensdrang  beseelte  und  hervorragend 
leistungsfähige  Beamte  seinem  Berufe  in  der  preußischen  Staatseisenbahnver- 
waltung entrissen. 

Wir  beklagen  schmerzlichst  den  Verlust  des  wegen  seiner  vornehmen 
Sinnesart  und  seines  liebenswürdigen  Wesens  von  uns  allen  hochgeschätzten 
Freundes  und  Mitarbeiters  und  werden  ihm  ein  treues,  ehrendes  Andenken 
bewahren. 

Erfurt,  den  19.  Mai  1919.  (5ßO) 
Der  Präsident 

und  die  liöheren  Beamten  des  Eisenbahndirektionsbezirks  Erfurt. 


Am  8.  Mai  d.  J.  verschied  im  79.  Lebensjahre  der  Eisenbahndireklor 

Herr  Hermann  Wiefels 

in  Crefeld.  Der  Verstorbene  trat  nach  anfänglicher  Beschäftigung  im 
Dienste  der  Rheinischen  Eisenbahngesellschaft  im  Jahre  1881  infolge  Ver- 
staatlichung dieser  Gesellschaft  in  den  unmittelbaren  Staatseisenbahndienst 
Uber.  Zuletzt  verwaltete  er  beinahe  11  Jahre  bis  zu  seiner  Versetzung  in  den 
Ruhestand  am  l.  Mai  1906  das  Eisenbahnverkehrsamt  in  Crefeld.  Er  war  ein 
Beamter  von  hervorragender  Sachkunde,  der  seine  Dienstpflichten  in  vorbild- 
licher Weise  erfüllte.  Durch  sein  offenes,  liebenswürdiges  Wesen  erfreute  er 
sich  in  hohem  Maße  der  Wertschätzung  seiner  Amtsgenossen.  Seinen  Unter- 
gebenen war  er  ein  wohlwollender  und  stets  hilfsbereiter  Vorgesetzter,  der 
das  besondere  Vertrauen  aller  Bediensteten  genoß.  Sein  Andenken  wird  bei 
uns  dauernd  in  Ehren  gehalten  werden. 

Cöln,  den  12.  Mai  1919.  (56i) 
Der  Präsident 
und  die  Mitglieder  der  Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 


Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  I  A  (Tfv.  1  a). 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Mai  1919 
werden  Heu-  und  Strohsendungen  — 
lose  oder  in  gepreßten  Ballen  —  wie- 
der auch  unbedeckt  zur  Beförderung 
anoenommen,  wenn  der  Absender  das 
Fehlen  der  Verpackung  im  Frachtbrief 
anerkennt.  Der  Tarif  (Ziffer  10  der 
Anlage  11)  wird  dementsprechend  er- 
^änzt 

"  Berlin,  den  14.  Mai  1919.  (556) 
Eisenbahndirektion, 
als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Sächsisch  .  Schweizerischer  Giitei*ver- 
kehr  über   Lindau-Romanshorn  (Ver- 
kehr mit  Basel  und  Schaffhausen). 

Am  1.  August  1919  tritt  der  Auis- 
nahmetarif  3  (Hohlgdaswaren  und 
Glas)  außer  Kraft.  Auskunft  über  die 
dadurch  eintiefenden  Frachterhöhun- 
gen erteilt  unser  Verkehrsbüro,  hier, 
Wienerstraße  4,  II. 

Dresden,  am  19.  Mai  1919.  (557) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenbahnen 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juni  1919  wiid 
das  Teilheft  B  II  39  neu  herausgegeben. 

Hierin  sind  die  Nachträge  1,  2,  3,  4, 
5,  6,  7  und  8  vom  1.  September  1916, 
vom  15  September  1916,  vom  1  Februar 
1917,  vom  1.  Mai  1917,  vom  1.  April  1918, 
vom  1.  Juni  1918,  vom  1.  Oktober  1918 
und  vom  1.  März  1919  eimgearbeitet. 
Preis  für  das  Teilheft  3  M.  Die  Teil- 
hefte sind  durch  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
bureau, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz, 
zu  beziehen. 

Berlin,  den  14.  Mai  1919.  (562) 
Eisenbahndirektion. 


Nr.  39 
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Staats-    und  Privatbahu-Güterverkehr. 
Teil  II,  Teilheft  ('  II.  (Nr.  5  des  Tarif- 
verzeichnisses). 

Im  Ausnahmetaiif  5  wird  widrerruf- 
lich  mit  Wirkung  vom  1.  Juni  1919  ab 
für  die  B^efördemrug  von  Steinschlag 
und  Steinschotter  ziun  Ei&enbahnob'er- 
bau  von  Löbejün  nach  Nauendorf  (Saal- 
kreis) Staatsbahnhof  ein  Stationsfracht- 
.satz  von  12  Pf.  für  100  kg  eingeführt. 

Magdeburg,  den  20.  Mai  1919.  (564) 
Eisenbahndii'ektion. 


Wechselvei'kehr  Sachsen-Baden.  Tarif- 
heft 9  C  II. 

Mit  Ablauf  des  31.  Juli  1919  tritt  der 
Ausnahmetarif  17a  (Hohlglaswaren 
und  Glas)  außer  Kraft,  Auskunft  über 
die  dadurch  eintr-et  enden,  Frachter  hö- 
hungen ert-eilt  'unser  Verkehrsbüro, 
hier,  Wieuerstraße  4,  II. 

Dresden,  am  19.  Mai  1919.  (558) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen. 

a)  Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib  (Sta- 

tionstariftafeln usw.)  Tfv.  200. 

b)  Staats-  und  Privatbahn-Tiei-verkehr. 

Tfv.  1504. 

Mit  Gültigkeit  vom  22.  Mai  1919  ab 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Pauliuenaue-Neuruppiner 
Eisenbahn  zu  erhebenden  Frachtzu- 
schläge erhöht.  Näheres  enthält  die  am 
22.  Mai  1919  erscheinende  Nummer  des 
Tarifanzeigers.  —  Das  alsbaldige  In- 
krafttreten der  Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.G.Bl.  1814.  S.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbureau, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  19.  Mai  1919.  (563) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Verdingungen. 

Die  Ausführung  der  Vervollständi- 
gung der  Gleisanlagen  am  Nordende  des 
Hamburg-Lehrter  Güterbahnhofes  in 
Berlin  soll  öffentlich  vergeben  werden. 
Die  Verdingungsunterlagen  können  im 
Zimmer  28  des  unterzeichneten  Be- 
triebsamts eirtgesehen,  auch  können  An- 
gebotshefte, soweit  solche  vorhanden, 
gegen  Zahlung  von  3  M  von  der  Kanz- 
lei, Zimmer  31  hierselbst  bezogen  wer- 
den. 

Die  Beträge  sind  in  bar  zu  zahlen 
oder  post-  und  best  eilgeldfrei  einzusen- 
den. Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit  der  Aufschrift :  „Angebot  auf  die 
Ausführung  der  Vervollständigung  der 
Gleisanlagen  am  Nordende  des  Ham- 
burg-Lehrter Güterbahnhofes  in  Berlin" 
versehen  bis  zum  7.  Juni  1919  vormit- 
tags 11  Uhr  nach  hier  einzureichen. 

Die  Öffnung  der  eingegangenen  An- 
gebote findet  zu  vorbenannter  Zeit  in 
Gegenwart  der  etwa  erschienenen  Bie- 
ter statt.    Zuschlagsfrist  4  Wochen. 

Eisenbahn-Betriebsamt  3  (559) 
Berlin  NW  40,  Invalidenstr.  51. 


Eisenbahn-Assistent, 

41  Jalu'e  alt,  mit  dem  Betriebs-,  Verkehr-S- 
und ßürodienst  durchaus  vertraut,  sucht, 
um  sich  7Ai  verbessern,  dauernde  Stellung 
als  BetriebsKontroIleur  oder  Bahnhofs- 
vorsteher l)ei  einer  Klein-  bezw.  Hafen- 
bahn. Gefl.  Angeb.  unt.  Eis.  7113  an  die 
Anz.-Ann.  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24).  [7113] 


Für  eine  größere  Nebenbahn  in  der 
Provinz  Brandenburg  wird  zur  Unter- 
haltung der  liOkomotiven  und  Wagen  ein 

tüchtiger  Werkmeister 

gesucht,  der  eine  technische  Mittelschule 
oder  gleichwertige  Fachschule  absolviert 
hat.  Gehalt  wie  bei  der  Staatsbahn. 
Angebote  unter  Eis.  7109  an  die  Anz.- 
Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24).  [71091 


Robert  LatowsKi'sche  Läutewerhe 


BRBSI^AU  XIII. 

Einfachste  Konstruktion  aller  bestehenden  Systeme. 
"Bisher  über  18Ö00  Stück  geliefert.   


(6999J 


A.  Dampfläutewerke  mit  Vorwärmer  d.r.p.im604. 

50— 70  0/o  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdampf;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  V2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  Luftläntewerke  mit  Preßluftbetrieb  d.g.m.504356. 

Bei  1  Atm.  arbeitend.  Normale  Schlagzahl  tob 
190—120  p.  Min.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versuchsfeld  an  der  Techn.Hochschule,  Berlin. 

Z«  A  mnd  B:  SafortigM  Ansprechen,  auch  bei  streng- 
ster Kitte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gang. 
Einfacher  Dampfhakn  und  Rohrleitung. 

—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden,  — 
— —  miUgste  Preise. 


Die  Mm  im 


I 


Unter  ÜJlittDirhurtg  l)erDorragenber  ^Jcrtreter  ber  tcd)ntfd)cn 
^Di|[enfd)aftcn  I)erausgegebcn  oon  2)r.  21.  9JJtct^c,  ^Prof. 

an  ber  %e6)m\i)en  §0(^fd)ule  ju  !8crltn. 
1669  Seiten  Ictt  mit  1580  «bbilbungcn  unb  26  (Einfd)oIt= 
bilbcrn  in  3farbcnbruÄ.   3n  nier  23änben,  bauer^aft  ge» 
bunben  llOIÖJarlt  ein[d)I.  3;cuerungs3u|(^Iag. 
3fnl)0lt: 


dritter  Banb.  «Die  (Bc-- 
winnung  bes  te^n. 
ßraftbebarfs  unb  ber 
cleittrifd)cn  (Energie. 

55ierter  'Banb.  Das  Ser: 
{ict)rsu)e|en.  ©ieffiroß: 
fabrihation. 


(Erfter  !8onb.  3)ie  (Bcroin« 
nung  ber  97oI)materia: 
Itcn  ber  Icdjntft. 

ßtneiter  Sonb.  2)tc55crar: 
beitung  ber  3loI)ftoffe. 

(Ein  bebeutfames  2Berk,  bas  aus  fad[)kunbiger  ^ebex  eine 
mafegebenbe  Überft(^t  über  ben  gegentDÖrtigen  Stanb  ber 
Zei)nib  gibt  unb  für  ben  Jacbmann,  ber  fid)  nid)t  nur  auf 
feinen  eigenen,  fonbcrn  auä)  auf  anbeten  (Bebieten  ber  led)« 
nif^en  2Bt[(enfd)aften  orientieren  roill,  non  größtem  QBert  ift. 

Das  ißerli  tüirb  nollftänbig 
gegen  5J}onat53aI)Iungen  non 

33ud[)banD(ung  ^atl  93(otf 

fBcrItn  SB.  68,  Äodjftrofee  9. 

^oftid)edi{ionto  20749.  —  Unterfc^rift  gilt  als  SefteOung! 
((Erfüllungsort  Serlin.) 

Ort  (Poft) 

u.  Datum:  

91ame  r) 
ti.  Stanb:  ;.. 


burd)  bte 
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Berlin,  den  28.  Mai  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Di  ese  Zeitung:  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilung-eii,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scbrlftleltung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Belianntmarhnng'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbalinverwaltungen,  beide  inBerlinW.9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
wgarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  Torherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriTatanzeigen  (Preis  für  die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
10  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  9H  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  luoa 


Die     Friedensbedin^unoen     und  die 
deutschen  Eisenbahnen.  (Schluß.) 

Auskochanlagien      für  vterschmuti&t'e 
Lokomotiv-     und     Wag^nteile  in 
'  Eis^nbahnwerkistätt-en. 
Nachrichten. 
Deutschland.    Der  Sommerf ahr- 
plan. — Abrechuungsstelle  des  V-er- 
eins    Deutschier  Eisenbahnverwal- 
tungen.    —    Eisenbahnerstreik  in 
ganz  Ostpreußen. 


I  n  h  a  1  tt 

Deutschöstierreich..  Der  Acht- 
stundentao:  im  Eisenbahnbetrieb.  — 
Die  Zusanimenfassun^r  von  Staats- 
bahndirektionen. —  Zugehörigkeit 
zu  Organisationen.  —  Übernahme 
bosnischer  Eisenbahner  in  den 
deutschösteireichischen  Eisenbahn- 
dienst. —  Anwerbung  deutischöster- 
i'eicihischer  Eisenbahner  für  ru- 
mänische Dienste. 


Übrige  europäische  Län- 
der. Die  Ursachen  des  ungün- 
stigen Abschlusses  der  schwedi- 
schen Staabsbahnen  für  1918.  — 
Deutsch-schweizerisches  Kohlen- 
abkommen. —  Neubesetzung  einer 
Verwaltungsstelle  der  Schweizeri- 
schen Bundesbahnen.  —  Durch- 
schlag eines  Pyrenäentunnels. 

Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Friedensbedingungen  und  die  deutschen  Eisenbahnen. 

(Schluß  aus  Nr.  ,89.) 


V.  Die  Schadlos  haitun  g  der  Eiisenbahnver- 
ivaltung  für  die   Abgabe  ihres  Besitzes. 

1.  Keine  Bezahlung  bzw.  Anrechnung  erfolgt  für  die  au 
Belgien  und  Frankreich  abzutretenden  Gebietsteile.  (Art.  256, 
ibs.  3  und  4.)    (Kreis  Eupen  und  Malmedy,  Elsaß-Lothringen.) 

2.  Hinsichtlich  der  übrigen  Abtretungen  wird  ihr  Wert  von 
ler  Kommission  für  die  Wied  erg  u  tm  achun - 
ren  festgestellt  und  von  dem  erwerbenden  Staat  an  diese 
Kjzahlt,  um  der  deutschen  Regierung  in  Anrechnung  auf  die 
ür  Wiedergutmachungen  geschuldeten  Summen  gutgeschrie- 
ben zu  werden.  (Ai-t  256,  Abs.  1,  Satz  2.)  Bei  Abtretungen 
.n  Polen  muß  die  Kommission  hierbei  alle  Gebäude,  Wälder 
md  andere  Besitztümer  des  Staates  ausnehmen,  die  dem  alten 
Lönigreich  Polen  gehörten,  da  diese  Polen  kostenlos  und  frei 
'on  allen  Lasten  erwirbt.    (Art.  92,  Abs.  3.) 

Die  Zusammensetzung  und  das  Verfahren  dieser  Kommis- 
ion,  die  hier  nur  gestreift  werden  können,  läßt  von  vom- 
lerein  die  Berücksichtigung  der  billigen  deutschen  Ansprüche 
Is  äußerst  zweifelhaft  erscheinen.  Die  Delegierten  der  Kom- 
aission werden  von  den  5  Hauptmächten  (Vereinigte  Staaten, 
England,  Frankreich,  Italien,'  Japan)  und  von  den  beiden 
lauptsächlich  geschädigten  Ländern  Belgien  und  Serbien  er- 
sannt. Zur  Teilnahme  an  den  Beratungen  und  der  Stimm- 
bgabe  sind  immer  nur  5  Delegierte  berechtigt,  zu  denen 
tets  die  Delegierten  der  Vereinigten  Staaten,  Englands, 
'rankreiohs  und  Italiens  gehören.  Die  5.  Stimme  hat  Japan 
«i  Seeschäden  und  bei  Fiuanzfragen,  bei  denen  japanische 
nteres«en  berührt  werden;  Serbien:  bei  Fragen,  die  sich  auf 


Österreich,  Ungarn  und  Bulgarien  beziehen,  und  Belgien:  in 
allen  übrigen  Fällen.  Die  materielle  Grundlage  für  die  Ent- 
scheidung der  Kommission  findet  sich  in  §  11  der  Anl.  II  zu 
Art.  233: 

„Die  Kommission  wird  an  keine  Gesetzgebung,  noch 
an  bestimmte  Gesetzbücher,  noch  an  besondere  Vorschriften 
über  Beweiserhebung  und  Verfahren  gebunden  sein;  sie  wird 
sich  leiten  lassen  durch  die  Grundsätze  der  Gerech- 
tigkeit, der  Billigkeit  und  des  guten  Glaubens. 
.  .  .  Die  Beratungen  der  Kommission  sind  im  allgemeinen  ge- 
heim (§8).  —  Die  Beweismittel  und  Zeugenaussagen,  die 
Deutschland  anbietet,  sind  anzuhören  (§  9).  Die  deutsche  Re- 
gierung hat  im  übrigen  in  keiner  Weise  auf  die  Beschlüsse 
der  Kommission  eine  Einwirkung  (§  10)." 

VI.  Die  Verpflichtungen  Deutschlands  hinsichtlich  der 
ihm  verbleibenden  Eisenbahnen.  Finanzielle 
Bindungen. 

Je  mehr  die  deutschen  Eisenbahn  Verwaltungen  durch  Ab- 
gabe von  Eisenbahnbesitz  und  Material  wirtschaftlich  und 
finanziell  geschwächt  sind,  desto  stärker  wirken  auf  sie  die 
weiteren  schweren  Verpflichtungen,  die  ihnen  der  Friedens- 
vertrag auferlegt.  Zu  den  rein  finanziellen  Bedin- 
gungen, von  denen  hier  zunächst  die  Rede  isein  soll,  gehört 
die  grundsätzliche  Bestimmung  des  Art.  248: 

„Der  gesamte  Besitz  und  alle  Einnahmequellen 
des  Dieutschen  Reiches  und  der  deutschen  Einzelstaaten 
haften  an  erster  Stelle  für  die  Bezahlung  der  Kosten  der 
Wiedergutmachungen  und  für  alle  anderen  Lasten,  die  sich 
aus  dem  gegenwärtigen  Vertrag  oder  aus  den  ihn  ergän- 
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j^euden  Vei  lrägen  und  Abniachunsen,  oder  auis  den  zwischen 
Deulschland  und  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten 
während  des  Waffenstillstandes  und  seiner  Verlän.i;('iun,<;- 
geschloss'Cueu   Abkonnneu   ei  Ziehen." 
Hiernach     haften    jedenfalls    die    E  i  s -e  n  b  a  h  u  ü  b  e  r  - 
s  c  h  ü  s  iS  e ,  wenn  man  nur  sie  als   E  i  u  n  a  h  m  en  im  Sinne 
d'es    Artikels  248  ansieht,  für  die  Wiedergutmachung.  Im 
übrigen  ist  der  Kommission  für  die  Wiedergutmachung  durch 
§  12  der  Anlage  II  zu  Art.  233  die  Aufgabe  übertragen,  perio- 
disch das  deutsche  Steuersystem  zu  prüfen,  1.,   damit  alle 
Einkünfte  Deulschlands  einschließlich  der  für  den 
Zinsen  dienist  und   die  Tilgung  iseiner  inneren 
Anlieihen   beistimmten   in  erster  Linie  für  Zahlung 
der  zur  Wiedergutmachung  geschuldeten  Summen  haften,  und 
2.,  um  sich  die  Gewißheit  zu  verschaffen,    daß  das  deutsche 
Steuersystem    im    allgemeinen    im  Verhältnis  ganz  ebenso 
schwer  ist,  als  dasjenige  irgendeines  der  Staaten,  die  in  der 
Kommission    vertreten    sind.    Welche  Wirkungen  derartige 
Nachpiüfungen  insbesondere  auf  die  Gestaltung  der  Eisen- 
])ahnetats  haben  würden,  ist  schwer  zu  übersehen. 

VII.   Der  Verzicht  auf  die  Tarif  hohe  it. 

Die  Beschränkungen,  die  dem  Deutschen  Reich  und  den 
Bundesstaaten  in  dem  Friedensverträge  hinsichtlich  der  Bil- 
dung und  Ausgestaltung  iseiner  Tarife  auferlegt  werden,  sind 
so  stark,  daß  man  darnach  überhaupt  nicht  mehr  von  einer 
T  a  r  i  f  h  0  h  e  i  t  der  deutschen  Bundesstaaten  oder  des 
Eeiches  sprechen  kann.  Durch  mehrere,  völlig  ineinander 
eingreifende  Bestimmungen  soll  vielmehr  dem  Deutschen 
Eeich  fortan  die  Verfolgung  einer  eigenen  Tarif- 
politik verwehrt  isein. 

Nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Häfen, 
Wasserwege  und  Eisenbahnen  ist  zunächst  die  freie 
Durchfuhr  für  Personen,  Güter,  Eisenbahnwagen  usw. 
auf  den  für  den  internationalen  Durchgang  geeig- 
netsten Schienenwegen,  Wasserwegen  oder  Ka- 
nälen zuzusichern.  (Art.  321.)  Die  Güter  usw.  dürfen  keinem 
unnötigen  Durchfuhrzoll  noch  einer  unnötigen  Verzögerung 
oder  Einschi'änkung  unterworfen  werden  und  sollen  in 
Deutschland  wie  einheimisches  Gut  in  allem  behandelt  wer- 
den, was  die  Abgaben  und  die  Erleichterungen  anlangt,  sowie 
in  jeder  andere^  Hinsicht.  Eine  Kontrolle  des  Personen- 
durchgangsverkehrs ist  —  abgesehen  von  den  nötigen  Fest- 
stellungen, daß  es  «ich  tatsächlich  um  Durchwanderer  handelt 
—  verboten.  (Art.  322.)  Unterschiedliche  Behandlung  hin- 
sichtlich der  Zölle,  Abgaben  und  Verbote  für  Einfuhr 
und  Ausfuhr  ist  untersagt  (Art.  323),  ebenso  hinsichtlich 
der  Transportbedingungen  und  -kosten  für  Güter  und  Per- 
sonen, die  in  das  deutsche  Gebiet  eintreten  oder  aus  diesem 
herausgehen. 

,. Deutschland    verzichtet    insbesondere    darauf,  zum 
Nachteil    von    Häfen    .  .  .    einer    der    alliierten  und 
as.-^(^ziierten  Mächte  irgendeinen  Steueraufschlag,  irgend 
eine  direkte  oder  indirekte  Pränaie  auf  die  Ausfuhr  oder 
Einfuhr  über  die  Häfen  .  .  .  Deutschlands  einzuführen, 
besonders  in  der  Form  kombinierter  Tarife,  und  die  Per- 
sonen   oder  Waren,   die  einen  Hafen  der  alliierten  und 
assoziierten      Mächte    passieren,    Förmlichkeiten  oder 
irgendeinem  Aufenthalt  zu  unterwerfen,  denen  diese  Per- 
sonen oder  diese  Waren  nicht  unterworfen  sein  würden, 
wenn   sie    über   einen  deutschen  Hafen  oder  über  den 
Hafen  einer  anderen  Macht  passierten." 
Deutschland  darf  insbesondere  auch  keine  Maßnahmen  tref- 
fen, die  zum  Vort^eil  für  seine  eigenen  Transportwegie  den 
Verkehr  irgendwelcher  Art  von  seinem  normalen  Wege  ab- 
lenken.   (Art.  325.) 

Die  Bindung  Deutschlands  hinsichtlich  seiner  Tarife  ist  zu- 
nächst bezüglich   seiner  Häfen  ausgesprochen: 

„Die  Seehäfen  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  werden  alle  Vorteile  und 
alle  Tarifermäßigungen,  die  auf  den  deut- 
schen     Eisenbahnen      und  Schiffahrts- 


wegen zugunsten  deutscher  Häfen  oder 
irgendeines  Hafens  einer  anderen  Ma'chl 
zugestanden  sind,  genießen.  Außerdem  darf 
Deutschland  seine  Teilnahme  an  Tarifen  oder  Tarif- 
kombinationen nicht  verweigern,  welche  den  Zweck 
haben  würden,  den  Häfen  einer  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Älächte  gleiche  Vorteile  zu  sichern,  wie  es  seineu 
eigenen  Häfen  oder  <leuen  einer  andern  Macht  etwa  zu- 
gebilligt hat.    (Art.  326.)" 

Mit  diesen  Bestimmungen  wird  die  bisherige  deutsche  See- 
hafenpolitik unmöglich  gemacht. 

Darüber  hinaus  wird  aber  in  Art.  3G5  allgemein  die  Auf- 
nahme von  Binnentarifsätzen  in  die  internationalen  Tarife 
verlangt.    Es  heißt: 

„Güter,  die  aus  den  Gebieten  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  kommeu  und  nach  Deutschland  gehen, 
oder  die  durch  Deutschland  von  oder  nach  den  Gebieten 
der  alliierten  oder  assoziierten  Mächte  durchgefühi-ten 
Güter,  sollen  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  l>ezüglich 
der  Gebühren  (unter  Berücksichtigung  aller  Erstattungen 
und  Vorzugsgebühren)  alle  Erleichterungen  genießen 
und  in  jeder  andern  Hinsicht  die  günstigste  Behandlung 
erfahren,  wie  Güter  gleicher  Art,  die  auf  ii"gend  einer 
deutschen  Strecke  befördert  ■«'erden,  sei  es  im  Binnen- 
verkelrr,  sei  es  bei  der  Au.'^fuhr,  Einfuhr  oder  bei  der 
Durchfuhr,  hei  gleichen  Beförderungsverhältnissen,  ins- 
besondere bezüglich  der  Länge  der  durchlaufenen 
Strecken.  Die  gleiche  Eegel  soll  angewendet  werden  auf 
Wunsch  ein(n-  oilcr  mehrerer  alliierter  oder  assoziierter 
Mächte  für  Waren,  die  nanrentlich  von  diesen  Mächten 
bezeichnet  werden,  sofern  sie  aus  Deutschland  kommen 
uud  für  ihre  Gebiete  bestimmt  sind. 

Internationale  Tarife,  aufgestellt  nach 
den  Bestimmungen  des  vorigen  Absatzes 
einschließlich  der  durchgehenden  Fracht- 
brief e,  sollen  geschaffen  werden,  wenn  eine  der  a  1 1  i- 
i e  1  t  e  n  oder  assoziierten  M  ä/c  h  t e  es  von 
Deutschland  f  o  r  d  e  r  t." 

Diese  Bestimmung  bedeutet  das  Ende  j  e  d  e  r  z  i  e  1  b  e- 
wußten  b  i  n  n  e  n  s  t  a  a  1 1  i  c  h  e  n  Ta  r  i  f  p  o  1  i  t  i  k.  Man 
denke  nur  an  Notstandstarife  zu  Gunsten  bestimmter  Güter 
und  bestimmter  Landesteile,  die  u.  U.  verlustbringend  sind, 
aber  zum  Vorteil  der  inneren  Allgemeinwirtschaft  ertragen 
werden  müssen.  Derartige  Sätz«6  auf  internationale  Tarife 
zu  übertragen,  würde  den  finanziellen  Ruin  der  deutschen 
Staaten  bedeuten. 

Das  sog.  B  e  r  n  e  r  U  b  e  r  e  i  n  k  o  m  m  e  n  vom  14.  Okt.  1890 
mit  Zusätzen  vom  20.  Sept.  1893,  16.  Juli  1895,  16.  Juni  189S 
und  19.  Sept.  1905  wird  in  Art.  366  behandelt. 

Die  „hohen  vertragschließenden  Teile"  w^erden  hiernach, 
soweit  sie  betroffen  werden,  diese  Abmachungen  nach  Inkraft- 
treten des  Friedensvertrages  erneuern. 

Es  scheint  beabsichtigt  zu  sein,  dieses  sich  auf  den  Güter- 
verkehr beschränkende  Abkommen  umzugestalten  und  gleich- 
zeitig ein  Übereinkommen  betr.  den  internationalen  Perso- 
nen -  und  Gepäck  verkehr  in  ähnlicher  Form  zu  schaffen, 
wie  es  bereits  im  Jahre  1911  auf  einer  internationalen  Konfe- 
renz zu  Bern  durchberaten  worden  war. 
Art.  366  Abs.  2  sagt  in  dieser  Hinsicht: 

„Wenn  im  Verlauf  von  5  Jahren  naeh  Inkrafttreten  des 
gegenwärtigen  Vertrages  eine  neue  Übei^einkunft  für  die 
Beförderung  von  Personen.  Gepäck  und  Gütern  mit  der 
Eisenbahn  an  Stelle  der  Berner  Übereinkunft  vom  14.  Okt. 
1890  und  der  Zusätze  beschlossen  wird,  so  soll  diese  neue 
Ubereinkunft  —  ebenso  wie  die  Ergänzungsbestimmungen 
über  die  internationale  Beförderung  mit  der  Eisenbahn, 
die  sich  darauf  gründen  können  —  Deutschland  selbst 
dann  verpflichten,  wenn  es  sich  weigert,  an  der  Vorberei- 
tung der  Übereinkunft  mitzuwirken  und  ihr  beizutreten. 
Bis  zum  Abschluß  einer  neuen  Übereinkunft  soll  sich 
Deutschland  nach  den  Bestimmungen  der  Berner  Über- 
einkunft und  den  oben  genannten  Zusätzen  und  Ergän- 
zungsbestimmungen richten." 
Durch  Art.  379  wird  Deutschland  weiter  verpflichtet,  jedem 
allgemeinen  Abkommen  über  die  Regelung  des  Transitver- 
kehrs der  Schiffahrtswege,  Häfen  und  Eisenbahnen  beizutre- 
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t«n,  das  zwischen  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  mit 
Genehmigung  des  Völkerbundes  innerhalb  5  Jahren,  nach  In- 
krafttreten des  gegenwärtigen  Vertrages,  abgeschlossen  wei- 
den sollte. 

Sonderbestimmungen  sind  weiter  für  di^e  Beförderung  von  Bei- 
senden und  Gepäck  auf  direkten  Fahrscheinen  getroffen. 
Diese  Beförderung  kann  von  einer  oder  mehreren  der  alli- 
ierten und  assoziierten  Mächte  gefordert  werden,  um  die  Ver- 
bindungen dieser  Mächte  untereinander  und  mit  anderen  Län- 
dern über  das  deutsche  Gebiet  herzustellen;  insbesondere  soll 
Deutschland  zu  diesem  Zweck  die  Züge  und  Wagen  über- 
nehmen, die  aus  dem  Gebiet  der  alliierten  und  assoziierten 
Mächte  kommen,  und  sie  mit  einer  Schnelligkeit  weiterbeför- 
dern, die  mindestens  so  groß  ist,  wie  die  ihrer 
besten  durchgehenden  Züge  auf  denselben  Strecken. 
Keinesfalls  dürfen  die  für  diese  direkte  Beförderung  erho- 
benen Prei.se  höher  sein  als  die  für  den  inneren  deutschen 
Dienst  auf  derselben  Strecke  bei  gleicher  Geschwindigkeit  und 
Bequemlichkeit.    (Art.  367). 

VIII.  Die  Durchbrechung  des  Eisenbahn- 
Bau  m  o  n  o  p  o  Is. 

Regelung  der  Betriebsverhältnisse. 
1.  2.5  Jahre  lang  —  vom  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages 
ab  —  ist  Deutschland  verpflichtet,  auf  seinem  Gebiet  die 
Herstellung  und  Verbesserung  solcher  Strek- 
ken  und  Anschlüsse  zuzulassen,  die  zur  Einrich- 
tung guter  direkter  Züge  und  zur  Verbesserung  der  Verbin- 
dungen zwischen  dem  Gebiet  der  anfrag stell  en- 
den Macht  und  dem  irgendeiner  andern  Macht 
nötig  sind.  Voraussetzung  für  die  Verpflichtung  Deutsch- 
lands, den  Bau  zu  dulden,  ist  einmal,  daß  eine  der  alliierten 
und  assoziierten  Mächte  es  fordert,  daß  ferner  ^er  Völkerbund 
«eine  Zustimmung  gibt  und  daß  schließlich  die  fordernde  Macht 
die  Kosten  der  ersten  Anlage  trägt.  Zu  letzterem  Punkt  sieht 
wiederum  eine  besondere  Anordnung  vor,  ^aß  Sonder-  oder 
Ergänzungsbestimmungen  des  Friedensvertrages  hinsichtlich 
des  Baues  oder  er  Verbesserung  bestimmter,  besonders  zu 
k'uenneuder  Strecken  festsetzen  können,  daß  die  Kosten  der 
ersten  Anlage  zwischen  den  beteiligten  Mächten  im  Verhältnis 
der  Vorteile  verteilt  werden,  die  diese  Mächte  davon  haben. 
Sofern  ein  Übereinkommen  zwischen  den  be- 
teiligten Mächten  nicht  zustande  kommt,  er- 
folgt die  Verteilung  durch  einen  vom  Völker- 
bund eingesetzten  Schiedsrichter.  (!)  (Art.  373) 
Hiernach  kann  also  Deutschland  nicht  nur  zur  Duldung  des 
Baues  von  Bahnen  durch  fremde  Nationen  auf  seinem  Gebiete 
gezwungen  werden,  sondern  u.  U.  auch  sogar  zur  Beteiligung 
an  den  entstehenden  Kosten ! 

2.  Art.  372  sieht  die  Neuregelung  dei  Betriebsverhältnisse 
infolge  der  Neuführung  der  Grenzlinien  vor.  Wenn  infolge 
der  neuen  Grenzlinien  eine  Bahnstrecke,  die  zwei  Teile  des- 
selben Landes  verbindet,  ein  anderes  Land  durchschneidet, 
oder  wenn  eine  Zweiglinie,  aus  einem  Lande  kommend,  in 
einem  anderen  Lande  endet,  so  werden,  vorbehaltlich  der  be- 
sonderen Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages,  die  Be- 
triebsverhältnisse durch  ein  Abkommen  zwischen  den  beteilig- 
ten Verwaltungen  geregelt.  Mangels  Einigung  wird  der  Streit 
durch  Sachverständigenausschüsise  geschlichtet,  die  durch  die 
alliierten  und  assoziierten  Mächte  ernannt  werden,  und  in  ' 
denen  Deutschland  vertreten  sein  wird.  | 

Eine  besondere  Eegelung  ist  hinsichtlieh  der  Grenzbahn- 
hofe   mit  E  1  s  a  ß  -  L  o  t  h  r  i  n  g  e  n    vorgesehen   (Art.  67, 
Abs.  4).   Sie  werden  durch  ein  späteres  Abkommen  festgelegt,  1 
doch  wird  im  voraus  bestimmt,   daß  sie   an   der  Rhein- 


grenze auf  dem  rechten  Ufer  liegen.  Sie  sind 
hiernach  auf  dem  Gebiet  der  badischen  Staats  bahn  an- 
zulegen. 

IX.  Sonstige  Bestimmungen. 

1.  Übereinkommen  über  die  St.  Gotthard- 
Bahn. 

Nach  Art.  374  verpflichtet  sich  Deutschland,  innerhalb  von 
10  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages 
auf  Wunsch  der  Schweizer  Regierung,  die  sich  mit  der  italieni- 
schen Regierung  ins  Benehmen  zu  setzen  hat,  die  Kündigung 
des  internationalen  Ubereinkommens  vom  13.  Oktober  1909 
über  die  St.  Gotthard-Bahn  anzunehmen.  Falls  über  die  Ein- 
zelheiten dieser  Kündigung  kein  Einvernehmen  zu  erzielen 
ist,  so  verpflichtet  sich  Deutschland  schon  jetzt,  sich  der  Ent- 
scheidung eines  von  den  Vereinigten  Staaten,  von 
Amerika  ernannten  Schiedsgerichts  zu  unterwerfen. 

2.  Durchgehende  Güterzugbremse. 

Nach  Art..  370  verpflichtet  sich  Deutschland,  die  deutschen 
Wagen  mit  Einrichtungen  zu  versehen,  'die  es 
ermöglichen,  sie  in  die  Güterzüge  einzustellen,  die 
auf  den  Strecken  der.ienigen  alliierten  und  assoziierten  Mächte 
verkehren,  die  dem  Bemer  Übereinkommen  vom  1.5.  Mai  1886. 
abgeändert  am  18.  Mai  1907,  beigetreten  sind.  Dabei  darf  die 
Wirkung  der  durchgehenden  Bremse  nicht  be- 
ll i  n  d  e  r  t  werden,  falls  solche  innerhalb  von  10  Jahren  nach 
Inki'afttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  in  jenen  Ländern 
eingeführt  wird.  Die  Einrichtungen  an  den  deutschen  Wagen 
müssen  andererseits  auch  so  beschaffen  sein,  daß  die  Wagen 
der  fremden  Mächte  in  alle  auf  den  deutschen  Strecken  ver- 
kehrenden Güterzüge  eingestellt  werden  können. 

Angeschlossen  wird  an  diese  Verpflichtung  noch  die  gleich- 
falls weittragende  Bestimmung : 

„Das  rollende  Material  der  alliierten  und  assoziierten 
Mächte  soll  auf  den  deutschen  Strecken  dieselbe  Behand- 
lung erfahren  wie  das  deutsche,  was  den  Wagenumlauf, 
die  Unterhaltung  und  Ausbesserungen  betrifft." 

3.  Verträge. 

Nach  Art.  290  gelten  als  durch  den  Friedensvertrag  jetzt  und 
dauernd  aufgehoben  alle  Verträge,  Abkommen  und  Überein- 
künfte, die  das  Deutsche  Reich  mit  Österreich-TTngam,  Bul- 
garien oder  der  Türkei  seit  dem  1.  August  1914  bis  zum  In- 
krafttreten des  Friedensvertrages  geschlossen  hat.  Ähnliche 
Bestimmungen  (Art.  292  ff.)  gelten  hinsichtlich  Rußlands  und 
Rumäniens. 

Im  übrigen  wird  (Art.  289)  jede  der  alliierten  oder  assozi- 
ierten Mächte  „Deutschland  die  gegenseitigen  Abkommen  oder 
Verträge  bezeichnen,  deren  Wiederinkrafttreten  gegenüber 
Deutschland  sie  fordern  wird."  Die  alliierten,  oder  assoziier- 
ten Mächte  verpflichten  sich  untereinander,  nur  diejenigen 
Abkommen  und  Verträge  mit  Deutschland  wieder  in  Kraft 
treten  zu  lassen,  die  den  Bestimmungen  des  vorliegenden  Ver- 
trages entsprechen.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  ist  der 
Völkerbund  zur  Entscheidung  berufen. 

*        ♦  * 

Aus  den  im  voi'stehenden  mitgeteilten  Bestimmungen,  die 
auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  machen  können,  ergibt 
sich,  daß  die  Fesselung  auch  d  es  E  is  e  n  b  a  h  n  ve  r- 
k  e  h  r  s  durch'  das  „Friedensinstrument"  vollkommen  erreicht 
ist.  Nimmt  man  dazu  die  überaus  großen  GJebietsverluste  mit 
ihrem  Verlust  an  Eisenbahnstrecken,  so  erscheinen  auch  vom 
Eisenbahnstandpunkt  aus  die  Bedingungen  unerträglich  und 
unerfüllbar.  Hoffen  wir,  daß  es  den  deutschen  Unterhändlern 
gelingen  möge,  beim  Gegner  die  Einsicht  zu  wecken,  daß  man 
mit  solchen  Vorschlägen  statt  des  ersehnten  Völkerfriedens 
dauernden  Völkerhaß  erzeugt,  und  den  Keim  zu  neuen 
Kämpfen  legt!  —  t  —  ■ 
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Auskochanlagen  für  verschmutzte  Lokomotiv-  und  Wagenteile  in  Eisenbahnwerksiätten. 


j\usibesi&erun^?isbedürftige  Lokomotiven  und  Wag«n  ksind  meist 
stark  verschmutzt.  Vor  B^eginn  der  eigentlichen  Ausbesse- 
rungen und  Prüfungen  sind  insbesondere  die  Untergestelle 
einer  gründlichen  Eeinigung  zu  unterziehen.  Früher  be- 
sorgte man  diese  lediglich  mit  der  Kand  durch  Kratzen, 
Schaben  imd  Waschen.  Da  das  nicht  nur  zeitraubend  und 
unwirtschaftlich,  sondern  auch  gesundheitsschädlich  ist,  hat 
man  die  meisten  Eisenbahnwerkstätten  mit  besonderen  Ab- 
kochanlagen ausgestattet.  Hier  werden  einzelne  Fahrzeug- 
teil© und  —  bei  genügender  Größe  der  Kochbottiche  —  auch 
ganze  Lokomoläv-  und  Wagenuntergest-elle  mit  Lauge  abge- 
kocht. 

Ausführliche  Angaben  über  derartige  Anlagen  machte  Ober- 
ingenieur B.  F  r  e  d  e  r  k  i  n  g  schon  in  den  Heften  14  und  15 
des  Jahrgangs  1915  des  „Organs  für  die  Fortschritte  des 
Eisenbahnwesens".  Danach  werden  die  Abkochanlagen  neuer- 
dings in  besonderen  Gebäuden  untergebracht  und  möglichst 
an  die  Hauptkesselanlagen  angeschlossen.  Die  größten  Koch- 
bottiche zur  Aufnahme  eines  dreiachsigen  AVagendrehgestel- 
les  erfordern  5,4  X  2,8  =  15  qm  Grundfläche ;  ihr  Deckel  wiegt 
mehr  als  eine  Tonne.  Die  von  der  Hannoverschen  Maschi- 
nenbau-Aktiengesellschaft, vorm.  G.  E,gestorff  in  Hannover- 
Linden  entworfenen  und  ausgeführten  Abkochanlagen  in  den 
Werkstätten  Niederjeutz,  Salbke,  Sebaldsbrück,  Paderborn  und 
Bukarest  sind  im  „Organ"  unter  Beigabe  zahlreicher  Büder 
bis  ms  einzelne  erläutert;  auch  über  eine  solche  Anlage  in 
der  Werkstatt  Leinhausen  siad  einige  Angaben  gemacht. 

Eine  der  ersten  großen  Abkochanlageu  hat  die  Generaldi- 
rektion  der  Eisenbahnen  in  ELsaß-Lothringen  für  ihre  Haupt- 
werkstätte für  Lokomotiven  und  Wagen  in  Niederjeutz 
beschafft.  Die  Anlage  ist  in  der  Hauptsache  in  einem  Eaum 
von  15,5  X  12,4  m  Grundfläche  untergebracht,  dem  die 
schweren  Drehgestelle  auf  einem  Vollspurgleise,  die  leich- 
teren Einzelteile  auf  einem  Schmalspurgleise  zugeführt  wer- 
den. Zu  der  Anlage  gehören  ein  großer  Kochbottich  mit  Roll- 
deckeln, 5,4  X  2,8  m  licht,  ausreichend  für  ein  dreiachsiges 
Wagendrehgestell ;  ein  mittlerer  Kochbottich  mit  Rolldeckeln, 
3,7X2,98  m  licht,  für  zwei  Lokomotivdrehgestelle;  zwei 
kleine  Kochbottiche  mit  Wippdeckeln,  je  1,7  X  1,1  m  licht 
für  Einzelteile;  ein  großer  Abspritzibottich,  5,4  X  2,8  m 
licht;  ein  ölsammler.  1,2X0,8  m  licht,  und  verschiedene 
Neben  Vorrichtungen. 

Die  Abkochanlage  in  der  Werkstättte  Salbke  der  Direk- 
tion Magdeburg  wurde  mit  der  vorhandenen  Badeanstalt  in 
yerbindung  gebracht ;  ihre  Abmessungen  von  9,87  X  7,4  m  sind 
durch  das  benutzte  Gleisfeld  bedingt.  Sie  besteht  aus  einem 
großen  Kochbottich  mit  Rolldeckeln,  4,7  X  2  8  m-,  der  ein  zwei- 
achsiges Wagendrehgestell  englischer  Bauart  aufnehmen  kann  ; 
zwei  kleinen  Kochbottichen  mit  Wippdeckeln,  je  1,7  X  1,1  m, 
für  Einzelteile;  einem  Abspritzbottich.  1,8X1,2  m,  zum' Ab- 
spritzen der  aus  den  kleinen  Bottichen  kommenden  Einzel- 
teile: einem  ölsammiler,  1,7  X  1,1  m.  Die  Drehgestelle  müssen 
im  Krane  hängend  abgespritzt  werden,  da  nicht  genügend 
Raum  zur  Aufstellung  eines  ausreichenden  Abspritzbottiches 
zur  Verfügung  steht. 

In  der  Abkochanlage  Sebaldsbrück  ist  die  Größe  der 
Eeinisrungsbehälter  zunächst  für  zweiachsige  Wagendreh- 
gestelle,  Lokomotivdrehgestelle  und  für  die  Einzelteil©  einer 
G-Lokomotive  bemessen.  Zum  Einbau  gelangten:  ein  mitt- 
lerer Kochbottich  mit  Rolldeckeln,  4,5  X  3,5  m,  in  dem  ein 
zweiachsiges  Wagendrehgestell  oder  drei  Lokomotivire-h- 
gestelle  untergebracht  werden  können;  vier  kleine  Koch- 
l>ottdche  mit  Wippdeckeln,  je  2,8  Xl,5  m,  für  Einzelteile.  In 
dem  Gebäude  von  16,5X12  m  Grundfläche  kann  später  ein 
weiterer  großer  Kochbottich  für  dreiachsig©  Drehgestelle 
aufgestellt  werden. 

Die  Abkochanlage  in  Paderborn  gehört  zur  neuen 
Wagen werkstätte  in  Paderborn-Nord;  im  wesentlichen  ähnelt 
sie  den  Ausführungen  in  den  Werkstätten  Dortmund  und 
Frankfurt.  Aufgestellt  sind:  ein  großer  Kochbottich  mit 
Klappdeckel,  5,984  X  2  884  m  zur  Aufnahme  eines  dreiachsigen 
Wagendrehgestelles;  zwei  kleine  Kochbottiche  mit  Klapp- 
deckeln, je  1,780  X  1,780  m,  für  Einzelteile;  ein  großer  Ab- 
spritzbottich 5.984  X  2.884  m,  und  ein  ölsammler,  1,6  X  0,8  m, 
mit  unterirdischem  ölfang©. 

Di©  voraussichtlich  inzwischen  fertiggestellte  Abkochanlage 
tür  ili©  Hauptwerkstätte  der  rumänischen  Staatsbahnen  in 
Bukarest  enthält  einen  großen  Kochbottioh  mit  Roll- 
deckeln,  5,4  X  2,8  m,  aufnahmefähig  für  ein  dreiachsiges 
Wagendrehgestell;  zwei  kleine  Kochbottiche  mit  Wippdeckeln, 
j©  1,7X1,1  m,  zum  Reinigen  der  Einzelteile;  einen  großen 
.\bspritzbottich,  5,4  X  2.8  m ;  einen  ölsammler,  1,2  X  0,8  m, 
und  einen  Sammelbehälter  für-  Niederschlagwaseer  voin  0,7  ni 


Durchmesser  und  0,8  m  Höhe.  Auch  ist  die  Aufstellung  einer 
Kläranlage  beabsichtigt.  In  dem  Gebäude  von  20  X  7  m  Grund- 
fläche wird'  das  Eeinigungsgut  auf  je  einem  besonderen  Gleise 
an-  und  abgefahren  und  dann  mittels  eines  Laufkranes  von 
6,64  m  Spannweite,  für  5  t,  durch  Handbetrieb  weiterbewegt. 

Sollte  in  kleineren  Werkstätten  —  insbesondere  in  iBetriebs- 
w«rkstätten  —  nicht  genügend  Raum  zum  Einbau  einer  festen 
Abkochanlag©  zur  Verfügung  stehen  oder  wegen  voraussicht- 
lich zu  geringer  Ausnutzungsmöglichkeit  die  Anordnung  einer 
festen  Anlage  sich  nicht  n&chtfertigen,  so  empfiehlt  Freder- 
king  die  Anschaffung  fahrbarer  Kochbottiche.  Die  Hei- 
zung wird  dann  durch  Anschluß  an  den  ortsfesten  Kessel  oder 
an  eine  Lokomotive  bewirkt.  Hat  die  Werkstätte  keine 
Ivesselanlagezur  Abgabe  des  Heizdampfes,  so  kann  ein  Kooh- 
bottich  mit  Eigenheizung  für  feste  oder  flüssig>6  Brennstoffe 
verwendet  werden.  Ein  derartig  ausgeführter  Bottich  steht 
z.  B.  in  der  Werkstätte  Stendal  der  Kleinbahnverwaltung  der 
Provinz  Sachsen  in  Betrieb.  Nach  Gebrauch  werden  die  fahr- 
baren Bottiche  zweckmäßig  auf  ein  totes  Gleis  gestellt. 

Auch  die  Haupt  werkstätte  in  'Karlsruhe  hat  eine  große 
ortsfeste  Auskocherei  erhalten,  worüber  Maschineninspektor 
H.  Maier  in  Heft  19  des  Jahrgangs  1918  des  „Organs  für 
die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens''  berichtet.  Hiernach 
hat  man  zurzeit  grundsätzlich  zwei  Bauarten  von  Aus- 
koohereien  zu  unterscheiden.  Die  Einrichtung  ist  bei  beiden 
Arten  im  wesentlichen-  gleich;  teie  umfaßt,  wie  aus  vor- 
stehendem ersichtlich,  einen  Kochbehälter  mit  der  Lauge, 
einen  Schwenkbehälter,  in  dem  die  Teile  nach  dem.  Abkochen 
mit  kaltem  Wasser  abgespritzt  werden,  einen  Klärbehältei 
zum  Reinigen  der  Lauge  du  gewissen  Zeiträumen  Zum  Ein- 
und  Ausbringen  der  zu  behandelnden  Teile  dient  ein  Lauf- 
kran. In  jedem  Falle  wird  die  Lauge  durch  Dampf  erwärmt. 
In  dem  einen  Falle  wird  der  Dampf  durch  Strahldüsen  un- 
mittelbar in  die  Flüssigkeit  geleitet,  am  andern  durchströmt 
er  eine  in  die  Flüssigkeit  gelegte  Heizschlange.  Die  Vor- 
und  Nachteile  beider  Betriebsarten  werden  vom  Verfasser 
aufgeführt. 

In  erster  Linie  kommt  es  darauf  an,  die  zu  reinigenden  Teil« 
von  anhaftendem  Öl,  dem  Bindemittel  des  Schmutzes,  zu  be- 
freien. Dies  geschieht  unter  Anwendung  heißer  Lauge  von 
gebrannter  Soda.  Je  stärker  und  heißer  die  Lauge,  desto 
stärker  ihre  Wirkung.  Eine  gute  Lösung  besteht  aus  100  ? 
80  proz.  Ätznatron  in  1  Liter  Wasser  bei  80  bis  90 »  C.  Unter 
der  Einwirkung  der  heißen  Lauge  wird  der  Schmutz  nach  und 
nach  gelockert,  bis  er  durch  ein©  spülende  Bewegung  der 
Flüssigkeit  entfernt  werden  kann.  Nach  vorstehendem  ist 
nötig,  daß  die  'Lauge  hinreichend  kräftig  und  heiß  ist  und 
tewegt  wird. 

Bei  der  an  erster  Stelle  angeführten  Bauweise  wird  die 
Lauge  genügend  erhitzt  und  auch  in  ausreichender  Weise  be- 
wegt, aber  naturgemäß  gleichzeitig  auch  immer  mehr  ver- 
dünnt. Das  Verfahren  vdrd  nicht  empfohlen,  wenn  nicht 
überhitzter  Dampf  verwendet  werden  kann.  Im  zweiten  Falle, 
also  unter  Anwendung  einer  Heizschlange,  kann  die  Lauge 
genügend  kräftig  und  heiß  gemacht  werden;  die  geforderte 
starke  Bewegung  der  Flüssigkeit  tritt  aber  nur  ein  bei 
großem  Dampfverbrauch. 

Die  Karlsruher  Anlage  ist  mit  Heizschlange  versehen ;  dk 
angestrebt©  Bewegung  des  Wassers  soll  unter  Anwendung 
einer  Kreiselpumpe  durch  Umlauf  erzielt  werden.  Die  der 
Kreiselpumi>e  zugeleitete  Lauge  wird  durch  zwei  Rohre  mit 
zahlreichen,  schräg  nach  oben  g«richteten  Düsen  mit  etwa 
3  Atm.  Überdruck  in  den  Behälter  zurückgedrückt.  Auf  äie^ 
Weise  tritt  eine  nachdrückliche  Umspülung  der  Teile  ein, 
die  somit  von  dem  anhaftenden  aber  gelockerten  Schmutz« 
befreit  werden.  In  ähnlicher  aber  beliebig  steigerungs- 
fähiger Weise  kann  die  Spülwirkuug  auch  mit  Preßluft  her- 
vorgerufen werden.  Die  Luft  Avird  einer  vorhandenen 
größeren  Preßluft  anlag©  entnommen,  kann  aber  mangels 
einer  derartigen  Anlage  auch  durch  ein  Dampfstrahlgebläse 
erzeugt  werden ;  der  Luft  verbrauch  ist  gering.  Bei  einem 
Behälter  mit  etwa  25  cbm  Lauge  genügten  40  cbm/St  ange- 
saugte Luft  bei-  4  bis  6  Atm.  Überdruck.  Durch  diese  Spül- 
wirkung ist  es  möglich,  Drehgestelle  und  andere  in  besonderen  i 
Einsatzkörben  eingebrachte  Fahrzeugteile  in  50  bis  70  Minuten 
zu  säubern,  wobei  das  Spülen  erst  in  der  letzten  Viertelstunde 
einzusetzen  hat.  Da  beim  Herausnehmen  die  gereinigten 
Gegenständ©  noch  einen  kleinen  Teil  des  im  Wasser  schwim- 
Tiienden  Schmutzes  auffangen,  wird  dieser  in  einem  zweiten 
Behälter,  dem  iSchwenkbehälter,  durch  Abspritzen  mit  kaltem 
AVasser  beseitigt.  Der  Inhalt  des  Kochbehälters  in  der  Haupt- 
werkstätte Karlsruhe  beträgt  25  cbm,  sein  'G©wicht  6  t,  di«! 
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Oberflache  90  qm.  Ein  dritter  Behälter,  d«r  Klärbehälter,  ist 
unter  dem  Dach©  des.  Abkochhauises  ■eingebaut.  Hier  soll  die 
durch  Ol  und  Schmutz  verunreinigte  Lauge  wieder  geklärt 
werden.  Mittels  der  schon  erwähnten  Kreiselpumpe  wird  die 
Lauge  aus  dem  Kochbehälter  zum  Klärbehälter  gehoben. 

Da  bei  Berechnung  der  /Betiiebskosten  einer  solchen  Anlage 
der  Dampf  verbrauch  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist 
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wird  m  dem  angezogenen  Aufsatz  eine  recht  ausführliche 
Berechnung  des  Warmeaufwandes  für  die  Anlage  in  Karle- 
ruhe gegeben,  die  mit  den  dort  gesammelten  praktischen  Er- 
lahrungen  gut  übereinstimmen  soll.  Allgemein  dürfe  ange- 
fi^^^fH^""  '^''['^^S'o^^^ß  kleineren  Kochbehältern  mit 

Dampf dusen  rd.  40  %  von  den  Kosten  der  früheren  Eeinigunc' 
durch  Hand  erspart  würden.  % 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Der  Sommerfahrplan.  Die  Sommerfahrpläne  werden  am 
1.  Juni  in  Kraft  treten.  Allerdings  ist  heute  noch  nicht  zu 
ubersehen,  ob  die  einzelnen  Direktionen  imstande  sein  wer- 
den, bereits  am  1.  Juni  eine  so  große  Mehrleistung  im  Per- 
sonenverkehr zu  übernehmen  und  die  im  Sommerfatirplan  vor- 
gesehenen Verkehr&verbe&sei-ungen  durchzuführen  Eine  Eeihe 
dieser  Zugvermehrungen  wird  ledenfalls  durchgeführt  wer- 
den. Außerdem  werden  aus  betrieblichen  Eücksichten  einioe 
von  diesen  Zügen,  die  am  1.  Juni  wieder  aufgenommen  wer- 
den, zum  ersten  Male  schon  am  31.  Mai  verkehren.  Zu  diesen 
Zügen  gehört  der  Schnellzug  D  51  Berlin— Thorn— Insterbur^"- 
und  der  Personenzug  301  Berlin— Dirschau.  Der  Schnellzug 
'r,  "^^^  Besetzung  der  Provinz  Posen  von  Berlin 
Uber  Posen  nach  Warschau  verkehrte  wird  wieder  "■efahren 
werden,  doch  nicht  wie  bisher  über  Posen,  sondern  über 
Schneidemuhl— Thorn.  Infolgedessen  ist  für  ihn  ein  neuer 
!•  ahrplan  festgesetzt  worden :  er  fähi-t  ab  Charlottenburg  9,12 
PSf  fiu^^^^^t'  Friedrichstraße  9,36,  ab  Schlesischer  Bahnhof 
9,56  Uhr  abends.  Er  hat  dann  Aufenthalt  in  Cüstrin  (10.24) 
^fo^l^^""^  12,15)  Kreuz  (1,18),  Schneidemühl  (2,17),  Nakel 
(3,27),  Bromberg  (3,56)  und  fährt  von  Thoin  um  5,01  früh  nach 
weiter.  Der  von  Insterburg  kommende  Schnellzug 
D  52  fahrt  um  11.10  abends  von  Thorn  ab  und  trifft  um  6  39 
Uhr  vormittags  auf  dem  Bahnhof  Friedrichstraße  in  Berlin 
■ein. 

—  Abrechnungsstelle  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnver- 
wallunffen.  In  der  Zeit  vom  1.  April  1918  bis  31.  März  1919 
sind  im  ganzen  215  650  Eechnungsposten  (gegen  227100  Posten 
im  V'oriahre)  bei  der  Vereinsabrechnungsstelle  angemeldet 
worden,  ^liervon  entfallen  auf  die  Markwährung  201  800  auf 
(he  I  ranken  Währung  63C0  und  auf  die  Kronen  w;lhruuo- "75Ö0 
11  nr>R"D  .  Zahl  der  bearbeiteten  Posten  ist  also  um"  rund 
IlUOO  Posten  zurückgegangen.  Der  Rückgang  (um  5  %) 
machte  sich  hauptsächlich  in  den  Monaten  November  1918  bis 
Marz  1919  bemerkbar  und  dürfte  auf  die  erheblichen  Verkehrs- 
einschrankungen  in  diesem  Zeitraum  zurückzuführen  sein. 
Iro  zdem  ist  der  Geldbetrag  aller  angemeldeten  Posten  in  der 
i.lark-  und  osterr.  Kronen  Währung  Avieder  erheblich  gestieoen 
w  ahrend  nur  m  der  Franken  Währung  ein  Rückgang  zu  ver- 
zeichnen ist.  Er  belief  sich  in  der  MarkwährSng  auf  2355 
Iilhonen  (gegen  2133  Millionen  Mark  im  Voriahre)  in  der 
Kronen  Wahrung  auf  192  663  000  (gegen  142  603  000  Kr  im 
Voriahre)     und    in  der  Franken  Währung  auf  136  Millionen 

nT?  A'r'fl.*^'"^^^^  r  Voriah^).    Die  Srelg!^rung 

in  der  Markwahrung  betrug    also  10  %,  <lie  in  der  Krönen- 
den 30  %       '  ^^«'^^^^^       der  Frankenwährung  da- 
Die  angemeldeten  215  650  Rechnungsposten  sind  durch  Aus- 

lu«?T.  '"%'\'?  ^^'"ri^sert^-oryn^^  so  daß  aso 

lurch  .ie  eine  Zahlung  94  angemeldete  Posten  auso-eolichen 
Z  GeWbeträgen  ergibt  sich  durch  Umrichnuna 

1er  außerdeutschen  Wahrung  in  die  Markwährung  eine  Ge" 

Skim"vnH^h  r^^i^^T^  ^^/^^  («-^^^^  228f  Mimon;n 
K  V-   Xp/ia.bj^e),  die^  durch  Ausgleichung  auf  503  Millionen 

&V"^  X''--1^^^*  auf  423  800  000  M)  verringert  worden  ist 
:>a^  Verhältnis  dieser  Beträge  stellte  sich  also  wie  1  .-0.212 

t.:-M  r'''^'^''  ^'^  ^^."^  "^"^  -1^  212  M  bar  gezahlt).  Die 
K  eingegangenen  Anmeldungen  und  der  geferti<rt,en 

Ken^S'S  V'""?-  ''''  Markwährung  30  4U  AnmeT- 
Wblnn^l        ?  inoo^'^A^'''  .  Frankenwährung  1570 

\nmeldungen  und  1093  Auszüge,  und  in  der  Kronen wähnino- 
^94  Anmeldungen  und  1064  Auszüge.  cuwctmun^ 

-    Eisenbahnerstreik  in  ganz  Ostpreußen     Aus  Köni^-s- 
erg  wird  der  D   AUg.  Zt-.  unterm  24.  Mai  oedrahtet  \ul 
ehend  von  den  Städten  Tilsit  Insterburg  und  A  Wst^eiu  ha 
ich  ein  Lohnstreik  der  Eisenbahner  über  ganz  OsSuß.^ 

S'tt'f  ^^""'^         ^^r"^         Zulauf  von  GSenrsti  - 
:«legt  worden  ist  und  sehr  erhebliche  Stockuno-en  des  « 
amten  Verkehm  drohen.   Der  Verkehr  auf  der  sÄ^'ß  e  J-' 


Im -Königsberg  ist  bisher  noch  unbehindert.  Der 
Grund  des  Streiks  ist  der,  daß  die  Arbeiter  in  der  Provinz 
in  der  Teuerungsgruppe  um  fünf  Stufen  gegenüber  Königs- 
l>erg  —  früher  zwei  —  herabgesetzt  worden  sind  Abordnun- 
gen sind  nach  Berlin  gefahren,  um  beim  Minister  vorstellio- 
zu  ^werden.  Die  Eisenbahner  betonen,  daß  ihr  Streik  ein 
Loh  n  s  t  r  e  i  k  und  kein  politischer  Streik  ist.  Es  ist  aber 
zu  befurch  en,  daß  die  Agitatoren  der  Unabhängigen,  die 
schon  wieder,  nachdem  sie  erst  Anfang  der  Woche  einen 
Generalstreik  versucht  hatten,  zum  politischen  Generalstreik 
hetzen,  sich  des  Eisenbahnerstreiks  als  eines  Kampfmittels 
bedienen  werden.  Glücklicherweise  ist  dieser  Streik  alsbald 
wieder  beigelegt  worden  Aus  Berlin  wird  darüber  unterm 
26  d  M.  g^emeldet :  Der  Streik  der  ostpreußischen  Eisenbähn- 
aibeiter  ist  durch  Verhandlungen,  die  heute  morgen  im  preu- 
ßischen Staatsministerium  stattfanden,  und  liei  denen  auch  der 
Keichsarbeitsminister  anwesend  war,  beigelegt  worden  Es 
wurde  mit  der  Deputation  der  streikenden  Bahnarbeiter  ver- 
einbart, daß  ein  vom  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
nach  Ostpreußen  zu  entsendender  Kommissar  die  Lohnforde- 
rungen der  Arbeiter  an  Ort  und  Stelle  prüfen  und  die  nötigen 
Unterlagen  für  die  Regelung  der  Angelegenheit  beschaffen 
}■  Die  Arbeiterdelegation  übernahm  es  dagegen  ihrerseits 
sofort  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Eisenbahnerstreik  in  Ost- 
preußen eingestellt  wird 


Deutschösterreich. 

Staa7<.«,I!f  f.iv  v*1""i!'*'"**^   T  Eisenbahnbetrieb.     Das  d.-ö. 

^^'^f^'^^'^^'^'^'T*''''"  ^^K'""  "^^^^"^^  Gegenstande  nach- 
il  «  Äf  ^il^^^sen:  „In  sinngemäßer  Auwendun- 

des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1918  über  die  Eiuführuno  des 
achtstündigen  Arbeitstages    in  fabrikmäßig  betriebenen  gI- 

..cülusse  tur  die  A^erfassung  der  Dienst  eint  eilunoen  des  Zus-- 
begleüungspersonals  nachfolgende  Bestimmung^^n  zu  gellen  • 

.in.'i         Arbeitszeit  im  Sinne  der"  vorstehenden  Bestimmuno- 

'Dknsf  /RSrVf'^  /'^^  ^""^'r'  '^'^  begleiteten  ode^  zu 
uienst-  (Regie-)  fahrten  benutzten  Züge  (einschl  der  Ver- 
spa  ungen);  b)  die  notwendige  Vorbereitungszeit  vofiedeni 
begleiteten  oder  zu  Regiefabrten  benützten  z5g;  c  die  für  d  e 
Übergabe  des  Zuo^^s  in  der  Endstation  benötijte  Ze it^  d)  e 
Frbeitm  freinf ^7,^^^  Vorschub-    und  GütexmanTpülatloSl- 

vlh-^i  J  '  H^^.  vor  B<;ginn  und  nach  Beendigung  ieder 
SS  f)  Z'eitabschnitte,  während  welcher  das  zuni  Be- 

reitschaftsdienst  eingeteilte  Zugbegleitungspersonal  auf  dem 
Bahnhofe  anwesend  zu  sein  hat ;  f )  die  Dauei  der  period?- 
schen  Belelirungen  und  Prüfungen  sowie  der  fa  IweSe  no  - 
DSfnSbTir^™?  %  H«--t«t«tioir  oderTuswa"^ 
den  T  mkX  "i"^  w''-  Vo^bei^itungs-  und  Übergabezeit  iij 
o  K  Umkehr-  und  Heiniatstationen  sich  ergebenden  Zeit- 
abschnitte zwischen  Ankunfts-  und  Abfahrtszeit  werden  für 
sfr.i«'^^'^^*'1?^'r.P""?^^^l  d«^^'  iiauptbahnmäßig  betriebenen 
Sti  ecken  zur  Hälfte  als  Arbeitszeit  gerechnet,  sofern  diese 
aZ  t'tl'nJ''         Umkehrstationeirnicht  mehr  als  6  Stun- 

di'  .^achtdienst   darf  höchstens  in  zwei  aufeinanderfolgen- 

er  S  in  fir^'l^''  ^'t"'"^V  ^'^«ht  hat  unb^füngt 

,„!,J^  r  in  der  Heimat  zu  dienen,  auch  dann,  wenn  in  den 
aiiswaiis  verbrachten  Nächten  kein  Dienst  geleistet  wurde 
.Ji  •  f'®  ,  iV'^n  einzelnen  Dienstpläne  entfallende  Arbeits- 
zeit ist  unter  Bedachtnahme  auf  die  vorstehenden  Bestimmuu 
gen  und  unter  eingehender  Berücksichtigung  der  dienShen 
und  Örtlichen  Verhältnisse  im  Einvernehmen  mit  dem  in  Be- 
tracht kommenden  Personal  zu  ermitteln 

fa  Bei  Festsetzung  der  Ausmaße  für  die  in  Punkt  ?  unter 
a-l)  als  Arbeitszeit  zu  rechnenden  Zeitabschnitte  ist  zu  be- 
achten a)  Zu  Punkt  2,  a) :  Die  Verspätungen  .sind  mi  ,!ou 
für  die  betreffenden  Züge  erfahrungsgemäß  notwend  1' n 
Außmaß  nur  dann  in  Rechnung  zu  ziehen?  wenn  dadurch^7ne 
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Kürzunff  cks  nicht  als  Vorbereitung«-  und  Übergabezeit  zu 
i€chnendi'n  Zeitabschnittes  zwischen  Ankunfts-  und  Abfahrts- 
zeit in  der  Wende-  oder  Heimatstatiou  herbeigeführt  wird, 
b)  Die  unter  Tunkt  2,  d  und  f)  erwähnten  Zeitabschnitte  sind 
gleichfalls  mit  dem  erfahrungsgemäß  notwendigen  Ausmaß 
m  Eechnung  zu  stellen.  Bei  dem  Personal  der  hauptbahnmäßig 
I>etriebenen  Strecken  ist  für  die  fallweise  notwendigen  Ein- 
vernahmen in  der  Regel  eine  Stunde  für  den  Monat  zu  rech- 
nen, c)  Zu  Punkt  2,  b  und  c)  :  Die  Vorbereitung«-  und  Über- 
gabezeiten sind  —  getrennt  für  Zugführer,  Manipulant  und 
Schaffner  mit  dem  tatsächlich  notwendigen  Ausmaß  für 
j<Hlen  einzelnen  Zug  zu  ermitteln ;  ausgenommen  Regiefahrten 
and  jene  Fälle,  in  denen  die  ünikehrzeit  in  der  Wende-  oder 
ileiniatstation  weniger  als  eine  I>ezw.  eine  halbe  Stnnde  be- 
trägt, darf  das  Ausmaß  für  Vorbereitungs-  und  Übergabe- 
Z'eit  für  den  Zugführer  und  Manipulalionsschaffner  der  haupt- 
l)ahnmäßig  betriebenen  Strecken  jedoch  nicht  mit  weniger 
als  insgesamt  einer  Stunde,  für  das  übrige  Zugbegleitungs- 
l>ersonal  nicht  mit  weniger  als  insgesamt  einer  halben  Stunde 
für  den  einzelnen  Zug  festgesetzt  werden. 

7.  Das  Gesamtausmaß  der  auf  den  SOtägigen  Monat  ent- 
fallenden und  bei  Erstellung  der  Dienstpläne  in  Eechnung  ge- 
zogenen a)  Fahrzeit.?n,  b)  Verspätungen,  c)  Vorbereitungs- 
und  Übergabezeiten,  d)  Zeitabschnitte  für  Versehiebungeu  und 
(^ütermanipulationsarbeiten.  e)  halben  Umkehrzeiten  im  Sinne 
des  Punkt  3,  f)  Dauer  der  Belehrungen  und  Einvernahmen, 
g)  gesamt-en  Arbeitsdauer,  ferner  das  durchschnittliche  Aus- 
maß der  auf  einen  Zug  entfallenden  Vorbereitung«-  und 
fn>ergabezeit  für  den  Zugführer,  Manipulanten  und  Schaffner 
ist  in  jedem  Dienstplan  vorzumerken.  Den  vorstehend  unter 
a— g)  verlangten  Angaben  ist  in  den  Dienstplänen  für  die 
Zugpartien  stets  die  Arbeitsleistung  der  Schaffner  zugrunde 
zu  legen.  Nach  dem  tatsächlichen  Erfordernis  in  die  Dienst- 
pläne eingelegte  Reservetage  haben  bei  Eimittlung  dieser 
Angaben  außer  Betracht  zu  bleiben. 

8.  Uulieschadet  der  vorstehenden  Bestimmungen  ist  das  Zug- 
begleituugspersonal  im  Sinne  des  §  27  der  Dienstordnuna"  und 
des  §  5  der  „Arbeitsordnung  für  das  im  Stations-  und  Fahr- 
dienste beschäftigte  Personal"  verpflichtet,  nötigenfalls,  bei 
außerordentlichem  Bedarf,  auch  mehr  als  208  Arbeitsstunden 
im  Monat  zu  leisten,  keinesfalls  darf  jedoch  die  zulässige 
Höchststundenzahl  um  mehr  als  20  %  in  einem  Monate  über- 
schritten werden.  Derartige  Mehrleistungen  sind  durch  ent- 
sprechende Verminderuuo-  der  Dienststundenzahl  tunlichst  im 
nächsten,  läugstens  jedoch  in  den  nächsten  drei  Monaten  aus- 
zugleichen oder  —  im  Einvernehmen  mit  den  Vertrauens- 
männern —  durch  eine  vom'  Staatsamte  noch  festzusetzende 
Entschädigung  besonders  zu  vergüten. 

f).  Die  obigen  Weisungen  bilden  eine  Ergänzung  der  für  das 
Zugbegleitungspersonal  in  Betracht  kommenden  und  unver- 
ändert aufiecht  bleibenden  Bestimmungen  der  „Vorschriften 
Iietreffend  die  Bemessung  der  Dienst-  und  Ruhezeiten  im 
exekut  iven  Betriebsdienste." 

—  Die  Zusammenfassung  von  Staatsbahndirektiönen.  Mit 

Vollzugsanweisuns:  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  wurde 
verfügt:  Die  Nordbahndirektion,  die  Direktion  für  die  Linien 
der  Staatseisenbahngesellschaft  und  die  Nordwestbahndirek- 
tion  werden  aufgelöst.  An  ihrer  St-elle  wird  eine  dem  Staats- 
anitc,  für  Verfcehrsw'i'scii  unmittell>ar  untergeordnete  neue 
Staat's'iahiiilirektion  ]nit  dem  Sitze  in  Wien  errichtet,  welche  die 
Bez-eichnuiig  „Staatsliahndirektion  Wien  Nordost"  zu  führen 
hat.  Dieser  Staatsliahndii  ektion  werden  als  Amtsbezirk  die  im 
deutschösterreichischen  Staatsgebiet  verbliebenen  Strecken- 
teilö  zuuewiesen,  welche  liisher  unter  der  Leitung  der  aufge- 
lösten Nordbahndirektion,  der  Direktion  für  die  Linien  der 
Staafseisenbahngeisellschaft  und  der  Nordwestbahndirektion 
verblieben.  Diese  Vollzugsanweisung  tritt  am  1.  Juli  1919 
in  Kraft.  ]\Iit  dem  gleichen  Tage  haben  die  Nordbahndirek- 
tion, die  Direktion  für  die  Linien  der  Staatseisenbahngesell- 
schaft und  die  Nor(lwesi])aliiidirektion  ihre  Amtstätigkeit  ein- 
zustellen und  hat  die  Staatsbahndirektion  Wien  Nordost 
ihre  Amtstätigkeit  aufzunehmen. 

—  Zugehörigkeit  zu  Ornanisatioueii.  Der  D.-ö.  Staatssekre- 
tär für  Verkehrswesen  hat  nachstehenden  Erlaß  an  alle 
Dienststellen  gerichtet:  Es  ist  zur  amlliehen  Kenntnis  gelangt, 
dal)  einzelnen  Bediensteten  die  Zuoehöiigkeit  oder  Ni(dit/noie- 
hörigkeit  zu  (Organisationen  des  Personals  von  ihren  Mitbe- 
diensteten oder  ihren  Vorgesetzten  zum  ^'orwnrfe  gemacht 
und  aus  diesem  Grunde  sogar  mit  der  Entfernung  aus  dem 
Dienste  gedroht  wurde.  Die  bestehende  Verfassungsform  ge- 
währleistet jedem  Staatsbürger  volle  Freiheit  in  der  Ausübung 
seiner  politischen  Rechte,  und  es  wäre  eine  Verletzung  dieser 
Freiheit,  wenn  ein  Bediensteter  in  seinem  Rechte,  sich  einer 
l>eliebigen  Organisation  anzuschließen,  in  sohdier  Weise  beein- 
trächtigt würde.   Das  Staatsamt  würde  seine  Pflicht  als  Hüter 


der  neuen  Verfasisung  schwer  verletzen,  wenn  es  nicht  die 
volle  politische  Freiheit  schützen  würde,  und  weise  ich  daher 
die  Vorstände  aller  Dien-ststellen  des  mir  unterstellten  Res- 
sortbereiches auf  das  strengste  an,  innerhalb  des  ihnen  unter- 
stehenden Personalkörpers  keinerlei  wie  immer  gearteten 
Zwang,  sich  einer  Organisation  anzuschließen,  oder  aus  einer 
solchen  auszutreten,  zu  dulden  oder  iselbst  auszuüben,  vielmehr 
jeden  Versuch  einer  solchen  Nötigung  auf  das  entschiedenste 
zurückzuweisen.  Das  Personal  muß  die  innerste  Ül>erzeugung 
erhalten,  daß  keinem  Bediensteten  aus  seiner  Zugehörigkeit 
zu  irgend  einer  Organisation  ein  Schaden  oder  ein  Nachteil  im 
Dienste  oder  außerhalb  desselben  erwachsen  kann  und  darf. 

—  Übernahme  bosuischer  Eisenbahner  in  den  deutschöstcr- 
reichischen  Eisenbahndienst.  In  der  Frage  der  Übernahme 
bo.snischer  Eisenbahner,  in  welcher  der  Kabinettsrat  ursprüng- 
lich eine  ablehnende  Haltung  eingenommen  hatte,  wurde  eine 
Einigung  eazielt.  Die  Übernahme  der  als  unbestrittene 
Deutschösterreicher  anerkannten  Bediensteten  aus  Bosnien 
wurde  für  den  Fall  in  Aussicht  genommen,  daß  es  dem  Staats- 
amte des  Äußern  gelingt,  die  Überführung  die.ser  Bediensteten 
aus  Bosnien  im  geschlossenen  Transporte  zu  erwirken,  und 
sich  die  dortige  Regierung  bereit  erklärt,  die  Pensionseinzah- 
lungen dieser  Bediensteten  dem  deutschösterreichischen  Staate 
zu  überweisen.  Im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheit  des 
deutschöstierreichischen  und  des  bosnischen  Besoldungssystem« 
stößt  die  Übernahme  dieser  Bediensteten  auf  Schwierigkeiten, 
doch  haben  sich  die  Bediensteten  bereit  erklärt,  sich  einem 
billigen  Vorschlag  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  zu 
fügen. 

—  Anwerbung  deutschösterreichischer  Eisenbahner  für  ru- 
mänische Dienste.  Die  rumänische  Regierung  hat  beim 
deutschösterreichischen  Verkehrsamte  um  Überlassung 
deutschösterreichischer  Eisenbahnbediensteter  angesucht.  Die 
deutschösterreichische  Staatsregierung  hat  eine  amtswegige 
Überlassung  von  Eisenbahnbediensteten  abgelehnt,  es  dagegen 
der  rumänischen  Regierung  überlassen,  durch  entsprechende 
Angebote  Ei-senbahnbedienstete  selbst  anzuwerben. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Die  Ursachen  des  ungünstigen  Abschlusses  der  schwedi- 
schen 'Staatsbahnen  für  1918.  Der  mit  60  Millionen  Kronen 
Verlust  aufsehenerregende  ungünstige  Abschluß  der  schwe- 
dischen Staatsbahnen  (siehe  Z.  d.  V.  d.  E.  V.  1919.  S  200),  der 
insbesondere  auch  von  dem  Abschluß  anderer  Eisenbahnverwal- 
tungen, wie  der  Privatbahnen,  unvorteilhaft  absticht,  hat  der 
Eisenbahndirektion  zu  einer  eingehenden  Untersuchung  und 
Rechtfertigung  Anlaß  gegeben. 

Die  Verkehrsschwankungen  waren  bei  den  Staatsbahnen 
größer  als  bei  den  Privatbahnen.  Es  hat  dies  insofern  die 
Wirtschaftlichkeit  ungünstig  beeinflußt,  als  bei  einer  Ver- 
kehrsminderung die  meisten  Ausgaben  erst  allmählich  dem 
geänderten  Verkehrsumfang  sich  anpassen  können  und  zwar 
umsomehr.  je  größer  das  Eisenbahnunternehmen  ist.  Waren 
schon  im  Frieden  bei  den  einzelnen  Privatbahnen  die  Taxen 
dem  wachsenden  Verkehr  angepaßt,  so  ist  diese  Regelung 
während  der  Kriegsjahre  noch  mehr  den  Bedürfnissen  der 
verschiedenen  Eisenbahnverwaltungen  gefolgt.  Die  Folge 
war,  daß  schließlich  die  Privatbahnen  ungleich  höhere  Ge- 
bührensätze erhielten  als  die  Staatsbahnen.  Das  Gesamt- 
einkommen für  die  Verkehrseinheit  verschob  sich  wesentlich 
zu  Ungunsten  der  Staatsbahnen.  Auch  bei  den  Ausgaben  hat 
sich  der  verhältnismäßige  Unterschied  zu  Ungunsten  der 
Staatsbahnen  verändert.  Waren  diese  Ausgaben  bei  den 
Privatbahnen  1913  noch  21  %  höher  als  bei  den  Staatsbahnen, 
so  waren  es  1918  nur  noch  15  %. 

Ganz  wesentlich  an  dem  ungünstigen  Ausfall  des  Jahi-es- 
abschlusses  waren  die  Ausgaben  für  Brennstoffe  beteiligt.*) 
Die  Staatsbahnen  mußten  die  bei  höheren  Frachtsätzen  un- 
oleich  teurere  englische  Kohle  statt  der  deutschen  beziehen. 
Hierauf  allein  ist  eine  Ausoabensteigerung  für  1918  von 
22  Millionen  Kronen  zurückzuführen,  d.  i.  für  das  Personen- 
und  Tonnenkilometer  0,57  öre.  Die  Ausgaben  für  Biienn- 
holz  bei  den  norrläudischen  Bahnen  mit  schwerem  Verkehr 
stiegen  dadurch  bedeutend,  daß  die  Eisenbahnen  Holz  nicht 
unmittelbar  beziehen  durften,  sondern  der  Vermittlung  des 
Biennstoffausschusses  sich  bedienen  mußten.  Weiter  waren 
die  Staatsbahnen  stark  durch  Ausgaben  belastet,  welche  sich 


*)  Bezeichnend  für  diese  A^erhältnisse  ist  eine  Mitteilung 
der  Tagespresse.  wonach  die  Rimbobahn  1914  für  Lokomotiv- 
))reuusioff6  182  000  Kronen,  1918  al>er  1  845  000  Kronen  ver- 
ausgabte. 
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Entweder  unmiUelbar  auf  den  Privatbabiiverkelir  oder  auf 
best'chiteude  V'6ik'ehisv€rtiäs'e  bezogen.    Für  Mitbenutzung  der 
staatlichen  Überoaug-sstationen  durch  die  Privatbahnen  zahl- 
t-en  die  Staatsbahnen  allein  4  Millionen  Kronen  zu;  auch  das 
geltende  Güterwagenabkommen  wirkte  mit  steigender  Teue- 
ning    zunehmend    zu  Ungunsten    der  Staatsbahnen.  Sodann 
muß  auch  in  Eechuuug  gezogen  werden,  daß  die  Staatsbahnen 
mit  Eücksicht  auf  die  Beschaffenheit  des  Betriebes  ganz  an- 
deren Anforderungen  zu  genügen  haben.    Während  z.  B.  die 
Privatbahnen  im  allgemeinen  keine  Nachtzüge  durchführen, 
müssen  es  die  Staatsbahnen  auf  den  wichtigeren  Linien  tun, 
auch  wo  dieiS  im  einzelnen  Fall  wirtschaftlich  nicht  vertret- 
bar ist.    Schließlich  waren  die  Lohnausgaben  bei  den  Privat- 
bahnen, die  auch  nicht  im  gleichen  Maße  für  Wohlf ahi  tsein- 
richtungen  Aufwendungen  zu  machen  hatten,  geringer.  Be- 
sonders ausschlaggebend    für  das  schließliche  mißliche  Er- 
gebnis war,  daß  die  Staatsliahnen  keine  den  Preissteigerun- 
gen entsprechende  Taxei  höhung  erhielten  und  für  die  Be- 
förderung von  Lapplandserz,  für  Post-  und  Militärverkehr, 
für  Verwaltungsbeiträge  der  Privatbahnen  bei  Mitbenutzung 
von  Übergangsstationen  noch  auf  Verträgen  fußen  mußten, 
die  sich  auf  Preisverhältnissen  noch  weit  vor  1914  aufbauten. 
Die  Taxpolitik  der  Staatsbahnen  beruhte  auf  ganz  anderen, 
viel  mehr  gemeinuützipen  Gesichtspunkten,  so  daß  gegebene 
Giewinnmöglichkeiten  viel   weniger  ausgenützt  wurden,  als 
dies  bei-  den  Privatbahnen,  der  Fall  war.    Auch  jetzt  trägt 
die  Staatsbahn  Bedenken,  diesen  gemeinnützigen  Standpunkt 
zu  verlassen,    in  der  Befürchtung,    damit  den  allgemeinen 
Pieisabbaubestr-ebuno-en  in  Schweden  entgegenzuwirken,  den 
Verkehr  zu  sehr  zu  belasten,  und  damit  die  Wirtschaftlichkeit 
der  Staatsbahnen  herunterzudrücken. 

Schließlich  weist  die  Eechtfertigung  der  Eisenbahndirektion 
mit  Entschiedenheit  darauf  hin,  daß  der  Mangel  an  Einheit- 
lichkeit m  der  Tarifbildung,  der  von  jeher  das  schwedische 
Eisenbahnwesen  belastete  und  sich  in  den  Kriegsjahren  noch 
weiter  ungünstig  entwickelte,  nur  durch  Verstaat- 
lichung von  Privatbahnen  aufgehoben  werden 
kann.  Die  emgeti-etene  Umwälzung  in  allen  Betriebskosten- 
verhältnissen hat  alle  Grundlagen  der  Wirtschaftlichkeit  der 
Eisenbahnen  vei  ändert,  und  zwar  nicht  gleichmäßig,  sondern 
ungleich  für  die  verschiedenen  Bahnen  je  nach  Lage  der  Ver- 
kehrsverhaltnisse. Die  Privatbahnen,  welche  die  Voraus- 
setzungen für  einen  verhältnismäßig  billigen  Betiieb  auf- 
weisen, müssen  in  dem  Ganzen  aufgehen  und  als  Gegen- 
gewicht wirken  für  die  vielen  verlustbringenden  Bahnen,  die 
der  Staat  aus  Gründen  des  Gemeinnutzens  bauen  mußte. 

Dr.  S. 

—  Deutsch-schweizerisches    Kohlenabkommen.      Wie  die 

schweizerische  Presse  berichtet,  ist  zwischen  Deutschland  und 
(1er  Schweiz  auf  Grundlage  eines  Durcbsclmittspreises  von 
lÜD  Franken  ein  neues  Kohlenabkonimen  getroffen  worden 
deutscherseits  eine  monatliche  Lieferung  von  30000  t 
lOA^^'  ^^^^^  *  Koks,  größtenteils ■  aus  dem  Euhrrevier,  sowie 
um)  t  rheinischer  Braunkohlenbrikette  vorsieht.  Das  Ab- 
kommen läuft  vom  1.  Juni  an,  zunächst  für  sechs  Monate. 

—  Neubesetzung  einer  Verwaltungsratsstelle  der  Schweize- 
rischen Bundesbahnen.  Der  Bundesrat  hat  an  Stelle  des  zurück- 
tretenden Mitgliedes  Herrn  Dubois,  Delegierter  des  Schweize- 
n.schen  Bankvereins,  zum  Mitgliede  des  Verwaltungsrates  der 
Bundesbahnen  Herrn  D  a  r  b  e  r,  Bahnhofinspektor  in  Genf,  ge- 
wählt. Das  Ersenbahndepartement,  dessen  Vorschlag  vom 
Bundesrat  gutgeheißen  wurde,  hat  damit  erstmals  seine  Ab- 
sicht zur  Ausfuhrung  gebracht,  dem  Bundesbahnpersonal  aus 
seinem  eigenen  Schöße  eine  Vertretung  im  Verwaltungsrat  zu 
fewahren.  indem  es  einen  Angehörigen  des  Stationsdienstes, 
las  heißt  einer  der  zahlenmäßig  stärksten  Klassen  des  Bahn- 
Personals,  m  A^orschlag  brachte. 

—  Durchschlag  eines  P.yrenäentunnels.   Der  P  u  y  m  o  r  e  n  s- 

_unnel  rst  vor  kurzem  durchstochen  worden.  Er  soll  die 
tiLsenbahnlmien  von  Nordfraukreich  über  Toulouse  nach  dem , 
lorclo-stiichen  Spanien  durchführen  und  wird  die  Fahrzeit 
.  aris-Barcelona  von  21  auf  16  Stunden  verkürzen  Die  fran- 
josische  Strecke  geht  bereits  bis  Ax  und  gehört  zu  dem  Netz 
ler  tranzosischen  Südbahn,  das  auf  elektrischen,  und  zwar 
'Vechselstrombetrieb  umgebaut  werden  soll.  Der  Ausbau  der 
■pamschen  Strecke  über  Puigcerda  nach  Kipoll  oder  Berga 
«ftemt  indessen  noch  weit  zurück  zu  sein.  Dieser  Tunnel  ist 
mie.'isen  nicht  der  erste  P.yrenäendurchstich ;  denn  im  Februar 
Jlo  ist  bereits  der  8  km  lange  Point-du-Midi-Tunnel  der  Eisen- 
•aünstreeke  Laruns-.Jaca  in  Betrieb  genommen  worden. 
Atschr.  d.  V.  d.  Ingenieure  ) 


Bücherschau. 

—  Beiges!  Connaissons  notre  Congo,  pur  Gharles 
Kuck,  chef  de  bureau  au  luinLstere  des  (Jolonies;  ouvrage 
public  sous  les  auspices  du  luiuistere  des  Colonies.  8  ".  81  Sei- 
len, 1.18  Abbildungen,  worunter  5  Textkarten  und  eine  Karte 
der  belgischen  Kongokolonie.  Preis  2  Franken.  —  Der  Zweck 
di6s.er  geschickt  abgefaßten,  mit  Abbildungen  vorzüglich  aus- 
gestatteten Werbeschrift  ist,  wie  'das  Vorwort  aus- 
spricht, den  Belgiern  die  Eeichtümer  und  Hilfsquellen  des 
Kongogebiets,  die  bis  dahin  vollendeten  und  die  noch  auszu- 
führenden dortigen  Erschließungs-  und  Ausbeutungsarbeiten 
in  Woi-t  und  Bild  vorzuführen  und  ihnen  dadurch  die  Über- 
zeugung von  der  gewaltigen  Bedeutung  zu  verschaffen,  die 
der  Besitz  der  belgischen  Kongokolonie  heute  für  jeden  Bel- 
gier gewonnen  hat. 

Die  -Schrift  beginnt  mit  einem  geschichtlichen  Eüokblick  auf 
die  Entstehung  der  Kolonie  und  des  unabhängigen  Kongo- 
staats (1885)  und  seine  Entwicklung  bis  zu  seiner  Augliederung 
an  -das  Königi-eich  Belgien  (1908),  und  behandelt  dann  die 
Landesverwaltung,  die  natürlichen,  klimatischen  und  die  ge. 
sundheitlicben  Verhältnisse  'des  Landes.    Sie  beschäftigt  sich 
weiterhin  mit  der  Bevölkerung  der  Kolonie  und  den  Aufgaben, 
welche  die  Erziehung  der  Bevölkerung  der  Verwaltung  auf- 
erlegt.   Wenn -hierbei  gesagt  wird,  daß  die  gesamte  Gesetz- 
gebung in  der  Kolonie  durchtränkt  sei  von  dem  Geiste  der 
Hochachtung  vor  tlen  Eechten  der  Eingeborenen,  so  muß  man 
natürlich  die  Erinnerung  an  alle  früheren  „Kongogreuel"  un- 
terdrücken, an  deren  Bekanntmachung  einstnials  die  engliisohe 
Eegierung  und  Pies.se  ein  so  lebhaftes  Interesse  fandi  Es 
folgen  dann  Ausführungen  über  die  Organisation  der'  Ein- 
geborenen, das  Häuptlingswesen,  die  Polizeiausübung  durch 
das  Mutterland,  die  Verwendung  seiner  Kolonialtruppen  im . 
Kriege  g.eigen  Deutsoh-Ost.afrika.    Der  folgende  Abschnitt  be- 
liandelt  kurz  die  Bestrebun.gen  der  Verwaltung  für  das  gei- 
•stig©  Wohl  der  Eingeborenen,  Missions.  und  Sohulweisen,  di^e 
körperliche  Fürsorge  durch  Einrichtung  von  Krankenpflege,  Be- 
kämpfung der  Pocken  und  der  Schlafkrankheit, .  endlich  die  Ein- 
richtung der  Eechtspflege  unter  den  Schwarzen.  Ausführlicher 
wird  fer-ner  die  wirtschaftliche  Entwicklung  ider  Kolonie  .ge- 
schildert durch  Beschreibung  der  ursprünglichen  und  heutigen 
\yohnstätten  der  Eingeborenen,  durch  Erörterung  des  heutigen 
Jsetz-es  der  Wasserstraßen  —  nicht  weniger  als  14  00O  km  — 
und  seines  Betriebes;   auch  der  Versuche  mit  den  Gleit- 
booten wird  dabei  gedacht.    Es  folgt  die  Behandlung  der 
Straßen  für  Maultier-  und  Ochsenwagen  und  für  die  meuer- 
dings  stark  in  Aufnahme  kommenden  Kraftwagen  Breiterer 
Raum  ist  den  Eisenbahnen  der  Kolonie  g^ewidmet,  deren 
Netz  heute  2100  km  im  Betriebe  befindlicher  Bahnen  umfaßt. 
Die  älteste  und  wichtigste  Bahn  der  Kolonie,  die  400  km  lange 
Kongobahn,  die  übrigen  Kongoumgehungsbahnen    und  die 
Lukugabahn,  die  sich  für  die  militärischen  ünternehmunoen 
der  Belgier  gegen  Deutsch-Ost-afrika  als  besonders  wertvoll 
erwies,    die  wirtschaftlich   wichtige   Kleinbahn   in   das  Öl- 
palmengebiet  von  Mayumbe,  und  die  im  Kriege  vollendete 
Katangabahn    Sakania-Bukama  werden  leinzeln  in  ihren  wich- 
tigsten Besonderheiten  erörtert.    Bemerkenswert  ist  der  wirt- 
schaftliiche  Aufschwung  der  Katangabahn  infolge  der  Ent- 
wicklung ihres  'Güterverkehrs:  er  hat  sich  von  253  985  t  im 
Jahre  1913  auf  576  673  t  im  Jahre  1916  gehoben,  also  in  drei 
Jahren  mehr  als  verdoppelt  und  im  Jahre  1916  reichlich 
das  Sieben  fache  des  Güterverkehrs    der    Kongobahn  — 
81061  t  im  Jahre  1916/17  —  erreicht,  obwohl  diese  in  diesem 
.)  ahre  auf  ihr  19.  Betriebsjahr  zurückblicken  konnte.    Dies  ist 
im  wesentlichen  zurückzuführen  auf  die  steigende  Ausbeute 
der  Kupfer  gruben  der  Union  Miniere  im  Ka  tan  gäbe  zirk. 
of  oco  ^^^^P-S^^^  sich  von  1014,7  t  Kupfer  im  Jahre  1911  auf 
-;i  882,1  t  im  Jahre  1916  gesteigert  hat;  die  entsprechenden 
Wertziffern :  1  834  041  und  63  895  691  Franken,  zeigen  eine  nocli 
krattig^^ere  Steigerung.    Die  Werbeschrift  behandelt  dann  noch 
das  Eisenbahnprogramm  der  Zukunft  und  erwähnt  dabei  die 
Linien  Katanga-Leopoldville,  1850  km,  Katanga-Angola,  600 
Kilometer,   Ijehufs  Verlängerung  der  portugiesischen  Ben- 
guella-Eisenbahn  in  den  Katangabezirk ;    ferner  von  Pweto 
nach  Ankoro,  300  km,  und  von  Kabalo  über  Pania  Mutombo  ' 
nach  Lusambo,  450  km,  zur  Verbindung  des  Lualaba  mit  dem 
Sankuru  und  Kasai;  von  Stanley ville  nach  Mahagi  mit  Ab- 
zweioTjng  nach  den  wertvollen  Goklbezirken  von  Kilo  und 
Moto.    900  km ;    endlich   von    Buinba    am  Kongo    zum  Nil, 
1260  km.  durch  die  Ackerbau-  und  Bergbaubezirke  von  Uele' 
Nach  einer  Erörterung  der  Bahntarife  wird  ferner  die  Petro- 
leumversorgung durch  Anlage  einer  Petroleum-Druckleituno- 
von  Ango-Ango  (bei  Matadi)  naoh  dem  Stanley  Pool  b6.sohrie" 
ben.    Dann  folgen  Mitteilung-'en  über  Versuche  mit  der  Ver- 
wendung gezälimter  Elefanten  zu    Transportzwecken,  über 
Wugzeugwesen  und  Telegraphie  mit  und  ohne  Draht;  ferner 
llD«r  die  gewerbliche  Tätigkeit  der  Eingeborenen,  Weberei 
Korbtleohterei,  Fiischerei,  Sohmiedearbeit.    Der  folgende  Ab- 
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^sohttitt.  l>ehanfl'clt  die  {^ohätz*",  des  Bergbau«,  besonders  im  Ka- 
langagiebi>et,  Kiipf^er,  Zinn,  Gold,  Diamant.en  (Kasai^Gebiet), 
Kohle;  ferner  die  Erzeugnisse  des  Ackerbaues  und  die  land- 
wirtsohaftliohen  Ausfuhrerzeugnisse,  insbesondere:  Palmöl, 
Palmkerne,  Kautschuk,  Kakao,  Kaffee,  Zuckerrohr,  Erdnü&se, 
Kopal,  Elfenbein.  Gegenüber  den  infolge  des  Preissturzes 
auf  dem  Kautschukmarkt  weniger  günstigen  Ziffern  für  Kaut- 
schuk sei  hier  nur  hingewiesen  u.  a.  auf  die  glänzende  Steige- 
runo- der  Ausfuhr  von  Palmkernen,  die  sich  von  5895  t 
und  2  771  000  Franken  im  Jahre  1912  auf  22  391  t  und  12  763  000 
Franken  im  Jahre  1916  gehoben  hat.  Die  Ziffern  für  die 
Diamantenausbeute  im  Kasai-Gebiet  (Tshikapa)  waren:  1913 
15O0O  Karat  im  Werte  von  375  000  Franken,  1916  80  000  Karat 


im  Werte  von  2  000  000  Franken.  Den  «oliluß  bilden  Mittei- 
lungen über  die  Handelsbewegung,  die  Erträge  der  Einge- 
boreuensteuer  isie  btiegen  von  d  Millionen  Fiankeu  im  Jahr 
1913  auf  12  Millionen  im  Jahre  1916)  und  die  Steigerung  der 
Ein-  und  Au^sfuhrziffern :  der  Wert  der  Einfuhr  stieg  von 
22  Millionen  im  Jahre  1909  auf  67  Millionen  Franken  im  Jahne 
1916 ;  der  Wert  der  Aiisfuhr  für  .die  gleichen  Jahre  von  56  auf 
129  Millionen.  Ein  eindringliches  Schlußwort  richtet  sich  an 
alle  Belgier  mit  der  Mahnung,  ihr  wirtschaftliches  Intereisse 
der  helgisohen  Kongokolonie  zuzuwenden  und  statt  einer  Aus- 
wanderung nach  den  Vereinigten  Staaten  oder  Kanada  eine 
solche  nach  der  aussichtsvollen  belgischen  Kolonie  zu 
wählen.  B. 


Amtliche  BeKanntmacn  i  in^en 


1.  Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Wiedereröffnung  des  Haltepunktes  Bür- 
gerholz für  den  Personenverkehr. 

Am  1.  Juni  1919  wird  der  zwischen 
den  Stationen  Salzwedel  und  Lübbow  an 
der  Bahnstrecke  Salzwedel-Lüchow  ge- 
legene Haltepunkt  Bürgerholz  für  deu 
Personenverkehr  wieder  eröffnet. 

Zur  Bedienung  des  Haltepunktes  w^ei  - 
den  folgende  Züge  halten : 

a)  in  der  Richtung  von  Salzwedel 
nach  Lüchow  die  Züge  Nr.  977,  979  und 
989  (Bürgerholz  ab  8.17,  1.28  und  D."''). 

h)  in  der  Richtung  von  Lüchow  nach 
Salzwedel  die  Züge  Nr.  986,  976  und  982 
(Bürgerholz  ab  W  7.21,  S  8.21,  12.03  und 
8."). 

Hannover,  im  Mai  1919.  (571) 
Ei-senbahndirektion. 


2.  Güterverl(ehr. 

Bayerisch-Sächsischer  Tiertarif. 

Am  i.  Juni  1919  wird  der  Tarif  neu 
ausgegeben.  In  die  Frachtsätze  sind  die 
Verkehrssteuer  sowie  die  Kriegszu- 
schläge  eingerechnet.  Auskunft  erteilt 
unser  Verkehrsbureau  hier,  Wiener 
Straße  4,  II. 

Diesden,  am  23.  Mai  1919.  (573) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Sendungen  nach  und  von  den  un- 
besetzten Stationen  der  Nebenbahn 
Kehl-Bühl  und  Kehl-Altenheim-Offen- 
burg-Ottenheim,  deren  Abfertigung 
über  Kehl  infolge  der  Besetzung  nicht 
möglich  ist,  werden  über  den  nächsten 
in  Betracht  kommenden  Ubergang  ab- 
gefertigt unter  Anreehnung  der  für 
diesen  Weg  im  Tarif  angegebenen 
Entfernungen 

Karlsruhe,  den  21.  Mai  1919.  (565) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 

[{Iiein-   und   Main-UmSchlagstarif  vom 

1.  Januar  1912. 
Verkehr  zwischen  Österreich  und  Bel- 
gien-Holland 

Mit  Ablauf  des  31.  Juli  1919  tritt  der 
Frachtsatz  des  Spezialtarifs  II  im  Ver- 
kehr Eger-Mannheim  außer  Kraft. 

München,  den  15.  Mai  1919.  (507) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Ausnahmetarif    6  d    (für  Braunkohlen 
usw.)  im  Staats-  und  Privatbahngüter- 
verkehr. 

Vom  Tage  der  Einführung  des  Tarifs, 
dem  1.  4.  1919  ab,  sind  einige  Druckfeh- 
leiberichtigungen  und  Ergänzungen  der 
Ausnahmen  zum  Verzeichnis  der  Emp- 
fangsstationen erfolgt,  ferner,  soweit 
Frachterhöhungen  eintreten  ab  20.  7. 
1919,  anderweite  Stationsfrachtsätz«  in 


der  Abteilung  B.  f.  des  Tarifs  für  die 
Veisandstationen  Frankfurt  (Oder), 
Franklebeu  und  Ihringshausen,  sowie 
für  die  Empfangsstation  Bad  Bramstedt 
eingeführt  worden. 

Halle  (Saale).  20.  Mai  1919.  (572) 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches    Heft    C    Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  August  1919  ab 
Av erden  erhöht: 

a)  der  Zuschlag  für  das  Umladen 
von  Wagenladungen  in  Doberan, 

b)  die  Überfuhrgebühr  für  die  Be- 
förderung zwischen  Wismar  (Mecklen- 
burg) und  der  Ladestelle  Hafen. 

Näheres  enthält  eine  der  nächsten 
Nummern  des  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  21.  Mai  1919.  (566) 
Eisenbahndirektion. 

Süddeutsche  Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Der  durch  Ausschreiben  in  der  Zei- 
tung des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen Nr.  3  vom  11.  Januar 
1919  eingeführte  und  durch  Ausschrei- 
ben in  Nr.  30  vom  19.  April  1919  der 
gleichen  Zeitung  ermäßigte  Zuschlag 
vom  Wert  für  die  Verwahrung  von 
Gütern  wird  bei  Sendungen,  die  nach 
dem  19.  Mai  1919  zur  Aufgabe  kommen, 
bis  auf  weiteres  nicht  mehr  erhoben. 

München,  den  19.  Mai  1919.  (568) 

Süddeutsche  Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Die  Station  Korneuburg  wird  mit 
30.  Juni  1919  aufgelassen.  Mit  dem 
gleichen  Zeitpunkt  treten  die  im 
Gütertarif,  Teü  I.  Abteilung  B,  vom 
1.  April  1918  für  Korneuburg  ent- 
haltenen Bestimmungen  und  Gebüh- 
ren außer  Gelt.ung. 

München,  den  23.  Mai  1919.     ,  (576) 

Süddeutsche      Donau- Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Die  gesellschaftliche  Station  Kor- 
ueuburg  wird  mit  30.  Juni  1919  auf- 
gelassen. Mit  dem  gleichen  Zeitpunkt 
treten  die  im  Gütertarif,  Teil  II,  Ab- 
schnitt V  und  VI,  für  Korneuburg 
vorgesehenen  Bestimmungen  und 
Entfernungen   außer  Geltung. 

München,  den  22.  Mai  1919.  (5772 

Grenzverkehr  Rußland  -  Vorarlberg, 
einschl.  der  Bodensee-Uferstationen 
Bregenz,     Lindau,    Romanshorn  und 

Rorschach. 
Güterverkehr  Illowo   ti'ansit  mit  Ga- 
lizien   und   der   Bukowina  über  Gra- 

nica-Warschau. 


österreichisch    .    Ungarisch    -  Russi- 
scher Grenzverkehr, 
Elbe  -  Unischlagstarif     für  Südwest- 
rußland. 

Aufhebung    von  Tarifen. 

Mit  Ablauf  des  20.  Mai  1919  werden 
sämtliche  Tarife  samt  Na^3hträgen 
und  Anhängen  für  die  oben  angeführ- 
ten Verkehre,  sowie  alle  im  Ver- 
füguugswege  zu  diesen  Tarifen,  Nach- 
trägen und  Anhängen  verlautbarteu 
Tarifmaßuahmen  aufgehoben. 

Wien,  am  8.  Mai  1919.  (578) 
D  eutschöster  reichische  Staatsbahnen 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


3.  Personen-  und  Gepäckverlcehr. 

Badischer  Personentarif,  Heft  A. 

Mit  sofortiger  Wirkung  wird  die  be- 
sondere Ausf.  Best.  C  II  c)  zu  §  12 
der  EVO.  dahin  geändert,  daß  Schüler- 
karten für  20  Fahrten  auch  an  Stu- 
dierende von  Hochschulen  ausgegeben 
werden  für  regelmäßige  Fahrten  zwi- 
schen ihrem  Heimatort  und  dem  Ort 
der  Hochschule. 

Karlsruhe,  den  22.  Mai  1919.  (570) 
Generaldirektion 
der  Staatseisenbahnen. 

Personen-  und  Gepäcktarif  der  Säch- 
sischen Staatseisenbahnen.  Teil  II. 
Voraussichtlich  am  15.  Juli  1919  wird 
ein  Neudruck  des  bezeichneten  Tarifs 
ausgegeben,  der  die  besonderen  Be- 
stimmungen der  Ausgabe  vom  1.  Mai 
1912  nebst  Nachträgen  enthält. 

Dresden,  am  23.  Mai  1919.  (569) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen. 

Badischer  Personentarif  Heft  A. 

Mit  Gültigkeit  vom  28.  Mai  werden  dit 
Gebühren  für  bahnseitige  Zuführung 
der  Expreßgüter  (Bes.  Ausfühiungsbe- 
stünmungen  zu  §  42  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung) auf  S.  17  des  Tarif.s  ge- 
strichen. Die  Bekanntgabe  der  neuen, 
erhöhten  Gebühren  erfolgt  durch  Schal- 
teranschlag. Für  die  Stationen  auf 
Schweizer  Gebiet  werden  die  Zustellge- 
bühren in  der  Frankenwährung  festge- 
setzt 

Karlsruhe,  den  22.  Mai  1919.  (575) 
Generaldirektion  der  Badischen  Staats- 
eisenbahnen- 


Zum  Heft  3  des  Personen-  und  Ge- 
päcktarifs für  unseren  Binnenverkehr 
vom  1.  April  1919  tritt  am  1.  Juni  1919 
der  Nachtrag  I  in  Kraft,  enthaltend 
Tarifsätze  für  den  Verkehr-  mit  Wange- 
rooge  und  Spiekeroog  usw. 

Näheres  ist  auf  den  Stationen  zu  er- 
fahren. 

Oldenburg,  den  21.  Mai  1919.  ,  (574) 
Eisenbahndirektion. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.  Eitter  in  Berlin. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  8.  Hermann  &  Co.  in  Berlin  SW. 
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Berlin,  den  31.  Mai  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beifrüsre  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scbrfftleitunfr  der  Zeitung  des  Vereins  Deutseber  Blsenbabnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmachanx'eii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahn verwaliuogen,  beide  in  Berlin  W. 9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbucli- 
handlang  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzipigen  (Preis  fijr  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 
90  Pf.)  abgenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungeu. 
]te*lasreii  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

%    Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  J»an  sich  M  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  LinkstraOe  2^24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-öirokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  WVXk 


Schmidt's^^h«  Heißdampf -Gesellschaft  m.  b.  H. 

Cassel-Wil  Keimshöhe 

Über  45000  Heifldampflokomotiven 

mit  ÜberKitxer  Patent  W.  ScKmidt 

für  über  600  Bahnverwaltungen 


(TOOM 


im  Betrl«l>  und  B»w  IbeflndlicH 
Einbau  erfolgt  durch  die  Uzenzberechtigten  Lokomotivfabriken 


I>r«cR«chriften  lKo«tenfr«i 


Patente  ia  allen  Indw«trUMMMt«n 


3osöph  Vögele  Mannhe  im 


*  Gdenh-Orehscheibe  • 
ParentG  in  allen  Kulrupstaarcn^ 
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Zeituujf  des  Vereins 
Deiitsi'her  KisenlialinverwaHiuKfea. 


KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- I^icHtenber^,  Netie  Balinliofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
Abteilung  I  für  VollbaKnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Eenzol-  u.elektr.Triebwagen. 

Dampfluttpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.   Preßruftsandstreuer  für  Vollbahnen. 

Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge-u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  Heißdampf- 

lokomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.   Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer. 

Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbahnen. 

(Früher  Kontinentale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  vereinigte  Christensen-  und  Bökerbremsen) 
Luftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkümpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  ZugsJeuerung  für  Motorkompressoren.  Druck luflsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinhahnen.  Druokluftfangrahmen.  Druckluftalarmcilocken  u.  -Pfeifen,  Bremsen- 
Einsteilvorrichtungen.  Türschließvorncbmngen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Oruckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7U01| 


Deutsche  Eisenbahnsignalwerke 

V  Aktiengesellschaft       ;  f  ■  ■ 
vorm.  Schnabel &Uenning;C.Süi!^ma^^ 
Bruchsal  i.  B.  Georgsmarienhütte 

'     ■-  .<'>-^^-^- _    ^     Kr.  OkmAriick.--  ■  ' 
Vertretungen  in  Berlin-Borsigwalde  und  Kaltlowitz  Ö.  S. 

II.  1^-^^  ,^  M  .   ,  o 

nach  ,  den  preußischen  Einheitsformen   und  nach  den  eigenen  Bauarten 
Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer  und  Zimmermänn  &  Buchloh. 

Elektrisch  gesteuerte  Druckluftstellwerke. 
Elektrische  Stellwerke. 

Kohlensäure-fSignalantriebe  und . -Kraftanlagen,  Flügelkuppelungen.  Selbst- 
tätige Zugsicherungen  gegen  das  Überfahren  von  Haltsignalen, 

Wegeschranken. 

Schlag-  und  Fernzugschranken  nach  den  neuesten  Lieferungsbedingungen. 

Drahtseile 

für  Weichen-  und  Signalleitungen,  sowie  Förder-,  Rund-  und  Flachseile  in 

allen  Abmessungen. 

Eisen  -  Gießerei 

für  Massenherstellung  aller  Arten  von  Grauguß.  Sämtliche  Gußstücke  für 
die  preußischen  Einheitsstellwerke.  —  Maschinenguß.  Kabelmuffen  —  Kabel- 
verteilungsgehäuse —  Kabelmerkzeichen.    Morsetischfüße  —  Bremsklötze. 

Eisenkonstruktionen. 

Signalbrücken  und  -Ausleger,  Gittermaste,  Traversen  und  Tclegrafenstützen 
für  Mast-,  Wand-  und  Dachbefestigung. 


Waggonbau  -  Ingenieur 

Mitte  40,  verh.,  18  jähr.  Erfahr,  im  Bau  u. 
Unterhalt  von  Eisenbahnwagen  aller  Art, 
gewandt  im  []m^.  mit  Behörden,  franz. 
Sprachkenntn.  sucht  raögl  selbständig. 
WirKungsKreis  i.  In-  od.  Ausland  (einschl. 
(ibersee).  Antr.  kann  evtl.  >off)rt  erfol»'. 
Aug:,  unter  Eis.  7121  an  die  Anz.-Aun. 
ds.  Ztg.  (Linkstr.  2H/24).  [71211 


eü! 


können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch« 
Mparat  als  StationsscKafTnelr  sq- 

gesteUt  werden.    D.  R.-Pat^nt  Nr.  2978H 
Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos^; 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikant^: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Elud, 
Bravnschweig.       .  ;[7(MH 


liefern   in  großen  Post^in 
rasch  und  gut 

Armaturenwerh« 

Blonbe  &  Rast 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Hebezeug'e 

für  die  Werkstätten 

wie: 

FlaschenzQge, 
Winden, 
Hebeböcke, 
Ketten 

liefen  us 

G.  Wagner 

BERUN  S.O. 
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Berlin,  den  31.  Mai  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Das  hilfsbei-'eite  Amerika. 
Elektrische   Releuchtuno'  von 

bahnwagen. 
Nachrichten. 


Eiiseu- 


Deutschland.  Wagenmangel  im 
Ruhrgebiet.  —  Die  Entdeut- 
.schungsversuche  der  Polen  im 
deutschen  Osten.  —  Lübeck-Bü- 
chener  Eisenbahn-Gesellschaft.  — 
Ludwig«  -  Eisenbahn  -  Ge^sellschaft 
(Nürnberg-Fürth).  —  Reichstarif- 
vertrag bei  den  Kleinbahnen  und 
Privateisenbahnen. 

Deutschösterreich.  Der  dies- 
jährige    Sommerreiseverkehr.  — 


I  n  Ii  a  1  t  i 

Sprachliche  Fassung  der  Gesetze 
und  Vollzugsanweisungen.  —  Auf- 
lösung des  Studienbüros  für  die 
Nutzbarmachung  der  deuischöster- 
reichischen  Wasserkräfte.  —  Die 
Wiederinstandsetzung  des  Staats- 
bahnmaterials. —  Die  Verkehrs- 
einnahmen der  Südbahn.  —  Ge- 
planter Bahnbau  nach  Braunau.  — 
Die  Dividende  der  Nordbahu-Ak- 
tieugesellschaft.  —  Tagung  de.> 
D.-ö.  Eisenbahnbeamtenvereins.  — 
Geplanter  Ankauf  der  Fahrzeuge 
der  Donau-Dampf  schiff  ahrt.ge&ell- 
schaft  durch  Engländer. 


S  ü  d  iS  1  a  w  i  s  c  h  e  s  G  e  b  i  e  t.  Ame- 
rikanische Wagenlieferungen  für 
den  südslawischen  Staat. 
Übrige  europäische  Län- 
der. Die  Beziehungen  zwischen 
der  Post  und  den  Eisenbahnen  in 
Frankieich.  —  Expreßzug  Amster- 
dam-Basel über  Paris.  —  Nach- 
richten aus  der  Schweiz.  —  Die 
Abschlüsse  der  schweizerischen 
Bundesbahnen  im  Jahre  1918.  — 
Polnische  Kanalpläne. 

Rechtspflege. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Das  hilfsbe: 

Von  Dr. 

Wer  in  der  Geschichte  der  Beziehungen  zwisclu:a  RuClaud 
und  Amerika  im  Laufe  der  letzten  40  Jahre  zurückblättert, 
der  findet  leicht,  daß  Amerika  es  nicht  versäumt  hat,  ihm 
geeignet  er.scheinende  Zeitpunkte  dazu  zu  benutzen,  um  sich 
dm  Wirtschaftsleben  des  russischen  Volkes  eine  einflußreiche 
Stellung  zu  sichern.  Es  ist  das  keineswegs  ein  ganz  absonder- 
liche« Unternehmen,  vielmehr  lassen  sich  derartige  Vorgänge 
häufig  in  der  Geschichte  der  wirtschaftlichen  Beziehungen 
der  Völker  untereinander  antreffen;  interessant  ist  in  unse- 
rem Fall  nur  die  Auswahl  der  Mittel,  um  sich  in  die  er- 
strebte Lage  zu  bi-ingen.  und  noch  interessanter,  daß  Rußland 
bisher  die  Kraft  gefunden  hat,  von  den  Opfern,  die  Amerika 
zu  bringen  so  bereitwillig  war,  keinen  Gebrauch  machen  zu 
müssen.  Es  war  im  großen  gansjen  der  Zeitpunkt,  zu  dem 
Amerika  mit  seiner  Hilfsbereitschaft  hervortrat,  in  der 
Regel  auch  nicht  schlecht  gewählt.  Zunächst  sollte  Rußland  im 
Jahre  1881  Amerika  die  Organisation  seines  gesamten  Ge- 
treidehandels ausliefern.  Der  Zeitpunkt  war  günstig,  denn 
Rußland  hatte  und  konnte  sich  noch  immer  nicht  wirtschaft- 
lich von  den  Folgen  des  Kriegs  1877/78  erholen,  es  war 
außerdem  das  Land,  durch  den  gewaltsamen  Tod,  den  der 
Kaiser  Aexander  II.  eben  gefunden  hatte,  tief  erschüttert ; 
kurz,  man  brauchte  in  Rußland  wieder  einmal  viel  Geld. 
Eine  Möglichkeit,  es  im  Lande  zu  schaffen,  bot  vielleicht 
die  Landwirtschaft  mit  den  Überschüssen  an  Getreide.  Aber 
hier  trat  ein  .großes  Hindernis  in  den  Weg.  Das  Getreide 
Rußlands  stand  auf  dem  Weltmarkt  schlecht  im  Preise.  Seine 
Beschaffenheit  war  nicht  genügend  sicherzustellen,  weil  all 
und  jede  Organisation  fehlte.  Es  wurden  die  Ernten  an  den 
Markt  gebracht,  wie  sie  aus  der  Tenne  der  Bauern  kamen 
mit  all  dem  Staub,  den  Beimischungen,  wie  das  in  Rußland 
üblich  war,  und  den  Grund  dazru  abgab,  daß  das  Getreide 
nicht  seinem  inneren  Werte  nach  am  europäischen  Weltmarkt 
bezahlt  wurde.  Das  wurde  von  Amerika  zum  Ausgangspunkt 
eines  kräftigen  Angriffs  auf  die  Selbständigkeit  des  russi- 
schen Getreidehaudels  Jjenutzt,  und  hilfsbereit  machte  es  dem 


aite  Amerika. 

M  e  r  t  e  u  s. 

befreundeten  Rußland  den  Vor.schlag,  den  Getreidehandel 
nach  der  bewähiten  amerikanischem  Organisation  ganz  von 
Grund  aus  neu  aufzurichten.  Zu  dem  Zwecke  sollte,  ganz 
wie  in  Amerika,  ein  Netz  von  Getreide-Elevatoren  über  das 
ganze  europäische  Rußland  errichtet  werden,  anfangend  mit 
den  kleinsten  Einrichtungen  auf  den  Versandstationen  im  Ge- 
biet« der  getreidebauenden,  südrussischen  Steppe,  iibei- 
gehend  zu  großen  Anlagen  au  den  Handelsmittelpunkten  im 
Innern  des  Landes,  und  endend  mit  größten  Ausfuhreleva- 
toren an  den  Hafenplätzen.  Mit  Hilfe  dieser  baulichen  und 
mechanischen  Eimichtungeu  sollte  dann  das  Getreide  dem 
erforderlichen  Reinigungsverfahren,  decr  Qualitätsaufbesse- 
rung unterworfen,  die  Beleihungsmöglichkeit  vom  kleinen 
Bauern  aufwärts  geregelt,  und  namentlich  auch  die  Möglich- 
keit geschaffen  werden,  die  Lieferun.g  des  Getreides  nach  Probe 
übernehmen  und  einhalten  zu  können.  Es  war  das  alles  schon 
in  Rußland  selbst  angestrebt  und  audll  an  leitender  Stelle  als 
wünschenswert  und  notwendig  anerkannt  worden,  aber 
natürlich  sollte  diese  Organisation  des  russischen  G*- 
treidehandels.  der  Lebensader  des  russischen  Volkes,  des  ein- 
zigen —  damals  noch  —  Erzeugnisses,  das  Gold  vom  Aus- 
lande zuführte,  nicht  in  amerikanische  Hände 
gleiten.  Denn  das  war  niemandem  zweifelhaft,  eine 
solche  Organisation,  auf  amerikanischem  (Telde  aufgebaut, 
machte  sicher  die  Amerikaner  zu  Herren  im  russischen  Ge- 
treidehandel. Diese  Auffassung  der  Sachlage  kam  auch  in 
der  entscheidenden  Sitzung  der  ver'eifaigten  Departements  für 
ReAchs-iÖkonomie  und  Gesetzgebung,  an  der  ich  selbst  als 
Sachverständiger  auf  dem  Gebiete  der  Organisation  des  Ge- 
treidehandels teilnahm,  sehr  scharf  zum  Ausdruck  seitens  der 
maßgebenden  Vertreter  der  Regierung.  Dal>ei  wurde  aber 
gleichzeitig  d'em  Gedanken  des  amerikanischen  Vorschlages 
durchaus  alle  <  Gerechtigkeit  zuteil,  denn  die  Teilnehmer  an 
jener  denkwürdigen  Sitzung  konnten  den  vornehmen  Bera- 
tungssaal mit  der  Überzeugung  vorlassen,  daß  die  Verhand- 
lungen den  Grund  gelegt   haben  zu  einem  Aufbau  der  Ge- 
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treideorganisation,   die  allerdings   ein  dringendes  Bedürfnis 
ist,  das  erfüllt  werden  muß,  sofern  der  russijscbe  Getreide- 
liandel  für  die  Dauer  auf  dem  Weltmarkt  wettbewerbsfähig 
bleiben  soll.    Es  waren  das  damals  schon  keineswegs  erst 
durch  Amerika  auf  die  Tagesordnung  gebrachte  Fragen,  viel- 
mehr waren  sie  längst  Gnegenstand  der  Untersuchung  und 
des  Studiums  gewesen.    Ein  Verdienst  fällt  aber  sicher  der 
amerikanischen   Anregung    zu,    nämlich,    daß    die  Erkenntnis 
sich  schneller  durchrang,  es  müsse  auf  dem  Gebiet  endlich  in 
Eußland    tatkräftig    vorgegangen    werden,   wenn  dem  Ge- 
treidehandel geholfen  und  namentlich  verhindert  werden  solle, 
daß  schließlich  doch  von  außenher  das  geschaffen  werden 
würde,  was  ohne  Zweifel  Eußland  zusteht,  um  Herr  im  eige- 
nen Hause  zu  bleiben.  Dieses  Mal  gelang  es,  das  verlockende 
Angebot  Amerikas  abzulehnen.    Gleichzeitig  wurde  aber  zum 
Ausdruck  gebracht,  daß  die  Darlegungen  und  Begründungen 
durchaus  überzeugend  seien,  sodaß  anerkannt  werden  müsse, 
daß  Eußland  keine  Zeit  verlieren  dürfe,  den  Weg  zu  betreten, 
den  Amerika  mit  großem  Vorteile  für  seinen  Getreidebau 
und  Getreidehandel  beschritten  hatte.    Eußland  hat  denn  die 
Folgerungen  aus  diesen  Vorgängen  auch  gezogen.    Wie  den 
Lesern  der  Vereinszeitung  bekannt  ist.  sind  in  Eußland  eine 
Zahl  (rund  G7,  mit  GO  Millionen  Pud  Fassungsraum)  staatlich 
errichteter  großer  Elevatoren  vorhanden,  denen  sich  kleine, 
derartige  Anlagen  (rund  600,  mit  20  Millionen  Pud  Fassungs- 
raum) bis  zum  Jahre  1916  anschlössen.    Also  Eußland  hat 
sich,  wenn  auch  spät  und  langsam,  den  Anforderungen  des 
modernen    Getieidehandels    angepaßt    und    damit  zunächst 
wenigstens  den  Anfang  gemacht,   um  den  allerwichtigsten 
Teil  seiner  nationalen  Arbeit  zu  organisieren  und  ihn  vor 
fremdem   Einfluß    zu    bewahren       Dieses    Mal   ist   es  also 
Amerika  noch   nicht  geglückt,  seine  freundschaftliche  Hilfs- 
bereitschaft betätigen  zu  können. 

Aber  es  dauerte  gar  nicht  lange,  da  fühlte  Amerika  schon 
wieder  den  mächtigen  Drang,  seine  Tatkraft  in  den 
Dienst  Eußlands  zu  stellen.  Es  hatte  sich  eine  Gruppe  von 
Finanzleuten  und  bedeutenden  Technikern  zusammengefunden, 
die  den  Plan  vertraten,  Amerika  und  Sibirien  durch  eine 
Tunnelbahn  unter  der  Beringsstraße  zu  verbinden,  von  da 
aus  Anschluß  an  die  Sibirische  Bahn  zu  finden,  und  damit 
einen  ununterbrochenen  Schienenweg  Paris-B erlin-Moskau- 
Newyork  zu  schaffen.  Das  Unternehmen  machte  seiner  Kühn- 
heit wegen  viel  von  sich  reden.  Nun  mußte  aber  das  Unter- 
nehmen, das  ganz  außerordentlich  große  Kosten  für  seine 
Durchführung  erforderte,  finanziert  werden.  Daß  ein  Ver- 
kehr, der  nur  eine  Vei-mittelung  zwischen  der  Sibirischen  Bahn 
und  den  amerikanischen  Bahnen  über  Alaska  war,  die  Ein- 
nahmen nicht  aufbringen  konnte,  das  lag  ziemlich  nahe,  denn 
Sibirien  war  sicher  in  vielen  Jahrzehnten  noch  nicht  in  der 
Lage,  soviel  zu  erzeugen  oder  von  amerikanischen  Erzeug- 
nissen aufzunehmen,  daß  aus  den  Einnahmen  dieses  Verkehrs 
eine  angemessene  Verzinsung  des  Anlagekapitals  heraus- 
gerechnet werden  konnte.  Es  mußte  also  ein  anderer  Weg 
gefunden  werden,  um  die  Kosten  des  Unternehmens  sicher- 
zustellen. Die  Lösung  war  bald  da.  Eußland  fiel  angeblich 
der  Löwenanteil  des  Gewinnes  zu,  daher  sollte  es  auch  bereit 
»ein,  die  Eiesenlasten  des  Unternehmens  zu  tragen.  Dazu 
wurde  die  Bahn  bis  zum  Treffpunkt  mit  der  Sibirischen  Bahn 
bei  Kansk  in  Aussicht  genommen.  Es  entstand  so  eine  Bahn 
in  einer  Längenausdehnung  von  7500  und  mehr  Kilometern. 
Zu  beiden  Seiten  der  Bahn  sollte  ein  Landstreifen  von  je 
24  Kilometer  dem  Unternehmen  frei  zufallen;  aus  der  Ver- 
wertung alles  dessen,  was  auf  und  unter  der  Erde  hier  ge- 
funden wird,  sollten  die  Kosten  sichergestellt  werden.  An- 
fangs gab  es  in  Eußland  ein  großes  Erstaunen,  es  schien 
sogar,  daß  man  der  Erwägung  des  Vorschlages  nicht  ganz 
abgeneigt  war,  denn  die  erforderlichen  410  000  qkm  waren 
bei  der  Ausdehnung  Eußlands,  zumal  es  sich  um  asia- 
tische Ländeieicn  ■ ,  handelte,  die  f.ist  ausschließlich 
zur     Verfügung     des    Staates    standen,     immerhin  noch 
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Gegenstand,      über      den      man      sich  unterhalten 
j  konnte.      Allmählich     dämmerte     es     aber     im  Zaren- 
;  reiche.    Stimmen    wurden   laut,   die   auf   die   Folgen  hin- 
wiesen, die  ein  solcher,  riesiger  Besitz  Amerikas  quer  durch 
das  Land  zur  Folge  haben  mußte,  was  für  Werte  dabei  einem 
fremden  Lande,  wenn  es  auch  das  befreundete  und  hilf®, 
bereite  Amerika  ist.  ausgeliefert  wurden,  was  für,  vorher 
gar  nicht  zu  übersehende  Naturschätze  geopfert  werden  müs- 
sen, kurz  —  die  öffentliche  Besprechung  der  amerikanischen 
Vorschläge  brachte  soviel  Fragen,  Bedenken  und  Befürch- 
tungen,   unter    denen    Eußland  voraussichtlich  schwer  zu 
tragen  haben  würde,  zutage,  daß  allmählich  der  Antrag  von 
der  Tagesordnung  verschwand  und  das  geplante  Unterneh- 
men im  Sande  verlief.    Noch  im  Jahre  1907  iiat  der  Zar  zu- 
letzt die  Konzession  zu  erteilen,  rundweg  abgelehnt.   Da  die 
amtlichen  Verhandlungen  über  die  Durchführung  des  großen 
Unternehmens  um  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  eingeleitet  worden  waren  iind  erst  im  Jahre 
1907  ihr  Ende  gefunden  haben,  ajso  etwa  12  Jahre  lang 
geführt  worden  sind,  so  läßt  eich  wohl  unschwer  daraus 
ischließen,  einen  wie  großen  Wert  die  braven  Ameiikaner  auf 
das  Zustandekommen  gelegt  haben.    Alaska  hat  ihnen  .ia  ge- 
zeigt, was  man  Eußland  abringen  kann.   Noch  heute  gewinnt 
Amerika  in  Alaska  an  Gold  alljährlich  mehr  als  seinerzeit 
der   Kaufpreis  (7.2  Mill.  Dollar)  betragen  hat.    Wenn  hier 
Amerika    und    Frankreich,    denn  die  Bank  von  Frankreich 
stand  hinter  den  Unternehmern,  dem  großen  Kostenanschlage 
nach  1100  Mill.  Mark   anzulegen   sich   entschloss^en  haben, 
so  wußten  sie  ganz  sicher,  wo  die  gewinnreichen  Gegenwerte 
zu   finden   sind,  und  welchen  Umfang  sie  mindestens  dar- 
stellen werden.    Es  ist  das  Land  auch  vorher  durch  Sach- 
verständige auf  allen  Gebieten  sorgfältig  untersucht  worden. 
Die  Funde  an  Gold,  Kupfer  und  Steinkohle,  abgesehen  von 
den  endlosen  Waldungen,  müssen  offenbar  sehr  reich  gewesen 
sein,  denn  auf  Einnahmen  aus  dem  Verkehr  in  jenen  men- 
schenleeren, nie  vom  Eise  freiwerdenden  Gebieten  werden 
die  praktischen  Amerikaner  wohl  kaum  gerechnet  haben.  Das 
Aushängeschild:     „ein    direkter     Personenverkehr  Paris- 
New.york"  konnte  wohl  nur  für  Neulinge  und  ganz  Un- 
befangene Werbekraft  haben.    Die  Beförderungsgegenstände 
würden  also  nur  die  Erzeugnisse  der  eigenen  Bergwerke  und 
Wälder  des  Unternehmens  gebildet  haben.    Die  müssen  also 
sehr  hoch  veranschlagt  worden  sein. 

So  endete  der  zweite  Antrag,  bei  dem  abermals  der  Hilfs- 
bereitschaft des  befreundeten  Amerika  nicht  das  nötige  Ver- 
ständnis, namentlich  aber  nicht  die  erforderliche  Opferwil- 
ligkeit von  den  Bussen  entgegengebracht  worden  war. 

Aber  die  Erfahrung  lehrt,  daß  man  mit  Zähigkeit  und  Aus- 
dauer in  den  meisten  Fällen  doch  schließlich  ans  Ziel 
kommt,  wenn  man  diesen  beiden  Tugenden  die  dritte.  Un- 
verfrorenheit im  Fordern,  hinzuzufügen  den  Mut  hat.  Ame- 
rika besitzt  den  Mut.  Übrigens  ist  wiederum  die  Zeit,  diesen 
Mut  zu  zeigen,  nicht  schlecht  gewählt.  Eußland  liegt  vom 
äußeren  Feinde  geschlagen  am  Boden,  zudem  rm  Innern  zer- 
trümmert durch  eine  unsinnige  Pöbelherrschaft,  ohne  ieden 
wirtschaftlichen  Halt,  denn  alles  ist  lahmgelegt  und  ver- 
nichtet, die  Kassen  gänzlich  leer;  der  -einzige  maschinelle 
Betrieb,  der  mit  Hochdruck  Tag  und  Nacht  arbeitet,  ist  die 
Schnelldruckpresse  der  Staatsdruckerei,  die  die  Kassen- 
scheine herstellt.  Ein  Endo  dieses  trostlosen  Zustande«  ist 
gar  nicht  abzus-ehen,  Eußland  ist  also  vollkommen  gefesselt 
und  geht  einem  Abgrunde  tntgegen,  wenn  ihm  nicht  bald 
Hilfe  von  außen  kommt  und  endlich  Euhe  im  Innern  eintritt. 
Der  erste  Punkt,  an  dem  geholfen  werden  muß,  ist  das  Ver- 
kehrswesen. Also  natürlich  —  Amerika  hat  sich  bereit  er- 
klärt, Eußland  auf  diesem  Gebiete  hilfsbereit  an  die  Seite 
zu  treten.  Es  will  das  gänzlich  darniederliegende  Eisenbahn- 
wesen „sanieren".  Verhandlungen  sind,  wie  die  Kölnische 
Zeitung  mitteilen  kann,  bereits  im  Gange.  300  Millionen 
Dollar  sollen  für  diesen  Zweck  bereit  stehen.    Ganz  unb«- 
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kannt  sind  übri^fiens  den  Amcrikanem  die  ru&sißchen  Eisen- 
bahn-Verhältnisse  nicht,  denn,  wie  -eich  die  Leser  der  Vereins- 
zeitimg' erinnern,  haben  die  Eussen  sich  schon  während  der 
Dauer  des  Krieges,  ob  freiwillig  oder  gezwungen,  sei  dahin- 
gestellt, von  den  Amerikanern  darüber  belehren  lassen  müs- 
seii.  was  vor  allem  geschehen  müsse,  um  die  Bahnen  im  Be- 
triebe erhalten  zu  können.    Das  war  in  erster  Reihe  die  Er- 
gänzung des  rollenden  Materials.    Amerika  war  bereit,  diese 
Hilfe  Eußland  zuteil  werden  zu  lassen.    Es  erfolgte  eine  Mil- 
liardenbestellung.  Jetzt  ist  mehr  zu  leisten,  als  nur  Lokomo- 
tiven und  Wagen  zu  bauen,  aber  Amerika  will  auch  noch  mehr 
auf  sich  nehmen  und  wird  alles  leisten,  was  sonst  noch  zur 
Sanierung  des  ffesamten  Eisenbahnwesens  gehört.  Kurz.  Ame- 
rika wird  aller  Voraussicht  nach  sich  das  russische  Eisen- 
bahnwesen langsam  in  die  Tasche  gleiten  lassen.    Aber  das 
nur  nebenbei,  weil  es  vielleicht  auch  noch  anders  kommen 
kann.   Ein  sehr  viel  vrachtigerer  Schlag  gegen  den  russischen 
Freund  ist  im  Niedersausen  begriffen.    Nämlich  —  Amerika 
hat  Eußland  den  Vorschlag  gemacht,  seine  Eisenbahnverbin- 
dungen  zwischen  Asien   —  insonderheit  dem  Ob-Strom  — 
und   seinen    europäischen    Hafenstädten    —  insonderheit 
Archangelsk  und  Petei-sburg  —  durch  neue  Bahnen  zu  er- 
gänzen.  Die  Bauten  sollen  zusammen  3200  km  umfassen  und 
vom  Ob-Strom  ausgehen.    Es  sind  auch  alte  russische  Pläne, 
die  nur  nicht  zur  Ausführung  gekommen  sind,  weil  Eußland 
in  dem  letzten  Jahrzehnte  sonst,  namentlich  in  Asien,  seine 
Kräfte  verbrauchte.    Jetzt  will  also  Amerika  helfen.  Aber 
wie!    Eußland  tritt  ihm,  wie  das  ischon  bei  der  asiatischen 
Unternehmung  geplant  war,    zu  jeder  Seite  der  geplanten 
Bahnen  rund  14  km  Land  ab,  wodurch  Amerika  in  den  Be- 
sitz von  35  Mill.  Morgen  oder  87  500  qkm  Land  kommen  würde. 
Wenn    man   nun    die  Karte    zur  Hand    nimmt    und  die 
Linien,  die  in  Frage  kommen  können,  hineinzeichnet,  so  sind 
schon  gegenwärtig  Vorarbeiten  russischersei ts  gemacht  für 
die  drei  Ausgangspunkte   am    Ob,   nämlich:.  Obdorsk,  Mu- 
ächinsk  und  Malo-Altymskoje.^)   Welcher  dieser  Punkte  auch 
gewählt  werden  mag.  die  Erreichung  von  Archangelsk  oder 

1)  Siehe  auch  Archiv  für  Eisenbahnvresen  1916.  Heft  II, 
Seite  317  ff.:  Der  Norden  des  europäischen  Eußlandsi  und  der 
Weg  an  den  Ozean. 


Petersburg  macht  immer  die  Übersteigung  des  Ur&l,  die  Be- 
rührung der  Petschora  und  die  Durchquerung  der  unermeß- 
lichen Waldgebiete  der  G-ouvernements  Archangelsk,  Wologda 
und  Olonetz  notwendig.  Darauf  kommt  es  aber  wohl  auch 
Amerika  einzig  und  allein  an,  denn  es  fallen  dann  wichtige 
Teile  des  erzz'eichen  Ural,  des  Naphthaquellen-Grebietes  der 
Petschora  und  der  zum  Teil  noch  unberührten  Waldungen  der 
genannten  drei  Gouvernements  in  iseinen  Einflußbereich.  Da- 
neben wird  auch  noch  besonders  hervorgehoben,  daß  auch  die 
Ausnutzung  der  im  Gebiete  vorhandenen  Wasserkräfte  Ame- 
rika zugestanden  wird.  Also  —  mit  anderen  Worten  —  alles, 
was  in  der  abzutretenden  Zone  wirtschaftlich  ausgenutzt  wer- 
den kann,  steht  zur  Verfügung  des  hilfsbereiten,  befreundeten 
Amerikas.  Damit  würde  ein  Gebiet,  so  groß  wie  Baden  und 
Bayern  zusammen,  im  europäischen  Eußland  in  den  Macht- 
bereich Amerikas  fallen.  Ein  vollkommen  abschließendes 
Urteil  läßt  sich  zurzeit  schwer  über  das  Verhältnis,  wie  es 
sich  zvsdschen  der  amerikanischen  Unternehmung  und  dem 
russischen  Staate  voraussichtlich  bilden  wird,  gewinnen,  je- 
denfalls  nähert  sich  der  wirtschaftliche  Zusammenbruch,  wie 
es  den  Anschein  gewinnt,  mit  schnellen  Schritten,  denn,  wenn 
eine  derartige  Befürchtung  bei  der  russischen  Regierung  nicht 
vorläge,  wäre  ein  solches  Vorgehen  gar  nicht  zu  erklären, 
denn  darüber  wird  man  sich  ja  wohl  auch  in  Rußland  keiner- 
lei Täuschuneren  hingeben,  daß  die  Ausnutzung  nur  ein  Ziel 
verfolgen  wird,  nämlich  so  viel  wie  irgend  möglich  heraus- 
zuschlagen, was  mit  Vernichtung  gleichbedeutend  sein  wird. 
Am  Tage  der  Rückgabe,  denn  ein  Nutzungszeitraum  wird  ja 
wohl  vorgesehen  sein,  wird  Eußland  einer  Wüstenei  gegen- 
überstehen.   Das  ist  das  hilfsbereite  Amerika ! 

Daß  aber  ähnliche  Dinge  in  Eußland  lerwogen  werden,  muß 
in  den  Bereich  der  Möglichkeit  gerückt  werden,  denn,  ob  Zu- 
fall oder  Absicht  spielt  an  dieser  Stelle  keine  besondere  Eolle, 
ziemlich  gleichzeitig  mit  der  Nachricht  über  die  amerikani- 
schen Absichten  erzählt  ,,Dagblad",  daß  die  russische  Regie- 
rung bereit  sei,  Ausländern  Konzessionen  zur  Ausnutzung  der 
Naturschätze  zu  erteilen.  Also  der  Ausverkauf,  den  russische 
Zeitungen  schon  vor  Jahr  und  Tag  ankündigten  und  vor  dem 
sie  die  Regierung  dringend  warnten,  beginnt !  Wie  stimmt  das 
aber  zu  den  kommunistischen  Theorien  des  Bolschewismus"? 


Elektrische  Beleuchtung  von  Eisenbahnwagen. 


Das  erste  Aprilheft  1919  des  neuen  Fachblattes  „Der  Eisen- 
te-hnbau"  enthält  einen  Aufsatz  mit  der  Überschrift  „Die 
JJachteile  der  elektrischen  Batteriebeleuchtung",  worin  diese 
A.rt  der  elektrischen  Zugbeleuchtung  —  die  von  den  preußisch- 
fiessischen  Bahnen  bei  D-Zvig-  und  Schlafwagen  eingeführt 
worden  ist  —  im  Vergleich  zu  Einzelwagenbeleuchtung  — 
Stromerzeuger  mit  Achsantiieb  und  Hilfsspeicher  ■ —  sehr  un- 
günstig beurteilt  wird. 

Den  wesentlichsten  Teil  des  Aufsatzes  bilden  die  Betriebs- 
sostenberechnungen  der  beiden  Beleuchtung-sarten ;  sie  werden 
lier  in  der  dafür  gewählten  Form  wiedergegeben.  Es  wird 
3ine  Dienststelle  vorausgesetzt,  der  150  Wagen  mit  elektri- 
icher  Beleuchtunor  zugeteilt  sind,  von  denen  in  24  Stunden 
lurchschnittlich  36  Stück  geladen  werden.  Ferner  wird  ange- 
lommen,  daß  hierzu  bei  reiner  Speicherbeleuchtung  3  Beamte 
ind  3  Arbeiter,  bei  der  Maschinenbeleuchtung  dagegen  nur 
5  Beamte  nötig  sind. 

Die  Betriebskosten  stellen  sich  dann  wie  folgt: 
reine  Speicherbeleuchtung 

1.  Gehalt  für  3  Beamte,  je  3600  J{   10  800 

2.  Lohn   für  3  Arbeiter  zu  .je  15  Ji   und  312 
Arbeitstag©   14  040  ., 

3.  Stromkosten  36  .  365  .  lo  .  0,10  Ji  13 140  „ 

4.  Für    Instandhaltung   der    Speicher    sind  an 
Privatfirmen  zu  zahlen:  150  .105  J(  .   .    .  15  750  „ 

zusammen :    53  730  M 
Auf  einen  Wagen  entfallen  daher  jährlich: 
53  730  _  ;. 

Hierzu  kommt  noch  der  jährliche  Aufwand  für  die  Lade- 
inlagen. 


Maschinenbeleuchtung. 

1.  Gehalt  für  3  Beamte   10  800 

Auf  einen  Wagen  entfallen  daher  jährlich : 
10  800 


150 


=  72  M. 


Hierzu  tritt  noch  für  Ersatz  des  Treibmittels  —  Riemen  oder 
Kette  • —  ein  jährlicher  Betrag  von  60  J(. 

Auf  einen  Wagen  würden  daher  im  ganzen  jährlich  132  Ji 
Kosten  entfallen. 

Hiernach  würde  bei  Maschinenbetrieb  die  Beleuchtung  von 
150  Wagen  im  ganzen  (358—132)  150  —  83  9C0  M  weniger 
kosten  als  bei  reiner  Speicherbeleuchtung.  Die  Berechnung 
für  die  Maschinenbeleuchtung  ist,  gelinde  gesagt,  eigenartig ; 
warum,  wird  sich  sogleich  zeigen. 

Zunächst  noch  einige  Zahlen  zur  reinen  Speicherbeleuch- 
tung. Die  elektrische  Arbeit  kostete  im  Jahre  1914  an  den 
Anschlußklemmen  der  Speicher,  und  zwar  mit  Zinsen,  Rück- 
lagen und  allen  sonstigen  Ausgaben  für  den  Ladebetrieb,  ein- 
.schließlich  jener  für  die  zugeführte  elektrische  Arbeit,  im. 
Durchschnitt  22,7  Pf.  für  1  kWh.  Mit  diesem  Wert  vstellen  sich 
—  bezogen  auf  die  Zeit  vor  dem  Kriege  —  die  Jahreskosten 
der  reinen  Speicherbeleuchtung  wie  folgt.  Posten  (1)  fällt 
weg,  weil  er  in  dem  Preise  von  22,7  Pf.  steckt. 

1.  Lohn  für  3  Arbeiter  (Facharbeiter)  zu  .je  10  J( 

den  Tag  und  312  Arbeitstagen  .......     9  360 

2.  Stromkosten -^^^^^t;^^^  ".   29  828  „ 


10 

3.  Unterhaltung  und  Erneuerung  der  Speicher 


15  750 


oder  für  einen  Wagen  jährlich. 


54  938 
150 


zusammen:  54  938  M 
=  366  Ji. 
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Zeitnofr  des  Vereins 
Dentscher  Eisenbahnver waltungen- 


Bei  der  Maschineubel'euchtuii^  würd<^  man  nur  -eiiii'u  ein- 
zigen Beamten  und  3  Arbeiter  [)rauclien.  Die  hier  angege- 
beneu  Arbeitskräfte  wären  übriii^ens  für  wes-entlich  mehr  als 
150  Wa^?en  ausreichend. 

Für  di«  Maschin*  ub'el'euch  tu  Hü'  erit^ebeu  sich  hiernach  fol- 
.sj€nde  Betriebskosten. 

1.  Gehalt  für  1  B^amt-eu  (Maschinenmeister)  mit 

allen  Zuschlägen   2  50U  .// 

2.  Löhne  für  3  Arbeiter  9  3(U)  „ 

3.  Kosten  der  Antriehsmittel  (Riemen  oder  Kette) 

HO  .  150  !)(()0  „ 

4.  Rücklagen,  Futerhaltung,  ychmierstoff  füi  die 
„     ,  .  ,        150  .  10  1500 

Maschineuaulage      22  .)(H)  „ 

IdO 

5.  Unterhaltung    und   Erneuerung    der  Speich«'r 
0^9  ■  950  .  105  .  150 

5  .  1226  .  150 

G.  Mehrkosten  für  \  erzinsung   -  - —  

7.  Kohleukoisten  ■  

8.  Anteil  au  den  Lokomotivkoslen  


11  0(1-2 


9  195 


zusammen : 


9  0C0  „ 
2  500  ., 
75  057  ol6 


und  für  einen  Wagen,  jährlich : 
75  057  _ 
— -~  -  500  M. 

Zu  Posten  5.  Die  Beschaffnugskofeten  der  Speicher  Ihi- 
tragcn  bei  Maschinenbeleuchtung  950  Ji  und  bei  reiner  Spei- 
cherbeleuchtung  1224  Ji  für  ■einen  Wagen.  Die  Kosten  der 
Unterhaltung  und  Erneuerung'  sind  Avegen  der  etwas  günsti- 
geren Beanspruchung  bei  der  Maschin-enbekuchtung  um  10  % 
niedriger  angenommen  als  bei  reiner  Speicherbeleuchtnng. 

Zu  Posten  6.  Die  Maschinenanlage  mit  zugehörigem 
Speicher  kostet  für  einen  Wagen  1500  +  950  =:  2450  Jl.  Bei 
reiner  Speicherbeleuchtung  kosten  die  Speicher  mit  Zubehör 
für  einen  Wagen  1224  Jl.  Daher  kostet  die  Maschinenbeleuch- 
tung 2450  —  1224  —  1226  Jl  mehr  a]ß  die  reine  Speicherbe- 
leuchtung. (Es  ist  hierbei  eine  bestimmte  Maschinenbeleuch- 
tung  vorausgesetzt.) 

Zu  Posten  7.  Nimmt  man  bei  reinem  Speicherbetrieb  — 
recht  ungünstig  —  den  Gesamtverlust  zwischen  Umformer- 
klemmen und  Lampen  zu  50  %  an,  so  gelangen  von  3650  kWh 
rund  1800  kWh  in  die  Lampen.  Der  Wirkungsgrad  der  Ma- 
schinenbeleuchtung  zwischen  Antriebsachse  und  Lampen  ist 
auf  Grund  eingehender  Versuche  für  die  Wagen  der  R;eichs- 
postverwaltung  (mit  Berücksichtigung  des  Vorbereituugs-  und 
Abschlußdienstes)  zu  0,24  festgestellt  worden.  Diese  Zahl  ist 
indes  für  Eisenbahnpersonenwagen  zu  niedrig,  weil  bei  ihnen 
die  Zeit  der  reinen  Speicherbeleuchtung  l>eträchtlich  kürzer 
ist  als  bei  Bahnpostwagen ;  .sie  soll  um  50  %  größer,  also  zu 
0,36  angenommen  werden.  Der  Kohlen  verbrauch  für  1  kWh 
an  der  Wagenachse  beträgt  etwa  2  kg  für  l  kWh.  Demnach 

9  1800 

stellt  er  sich  für  einen  Wagen  auf  ^-T>'p~ \ r f.f.  =  10  t  jährlich. 

Der  Kohlenpreis,  bezogen  auf  den  Tender,  war  1914  ungefähr 
25  J6/t.  Die  Kohlenkosten  für  36  Wagen  sind  daher:  36  . 10  .  25 
—  9000  M. 

Nach  dieser  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechenden 
Rechnung  würden  sich  die  Betriebskosten  der  Maschinenbe- 
leuchtung von  150  Wagen  um  uuid  20  000  M  jährlich  höher 
stellen  aLs  bei  reiner  Speicherbeleuchtung.  Im'  Aufsatz  sind 
dagegen  83  900  Jl  weniger  dafür  herausgerechnet ! 

Was  der  Aufsatz  ülier  die  Eigenschaften  und  das  Verhalten 
der  Speicher  sagt,  ist  allgemein  bekannt ;  es  gilt  natürlich  auch 
für  die  Speicher  der  Maschinenbeleuchtung.  Allerdings  sind 
diese  kleiner  als  bei  der  reinen  Speicherbeleuchtung.  Die  Aus- 
führungen des  Aufsatzes  über  die  betrieblichen  Schwierigkei- 


ten und  häufigen  Störungen,  die  sich  bei  der  reinen  Öpeicher- 
beleuchtung  bemerkbar  gemacht  haben  sollen,  sind  unrichtig. 
In  Wirklichkeit  ist  derartiges  nicht  beobachtet  worden  —  ab- 
gesehen von  der  letzten  Zeit  des  Krieges ;  diese  kann  aber 
doch  kaum  als  Grundlage  der  Beurteilung  dienen.  Der  Ma- 
schinenbetrieb hat  dagegen  auch  unter  gewöhnlichen  Verhält- 
nissen zu  manchen  Unzuträglichkeiten  geführt  und  erst  recht 
in  der  Kriegszeit.  Zahlreiche  Riemen  sind  verloren  gegangen ; 
(z.  B.  im  Jahie  1918  bei  etwas  über  100  Wagen  für  20  000  M) 
—  auch  sind  dureh  Erschlaffen  und  Zerreißen  von  Riemen  so- 
wie durch  Schnee  und  noch  andere  Ursachen  durchaus  nicht 
selten  recht  unliebsame  Störungen  entstanden ;  das  hat  sogar 
dazu  Anlaß  gegeben,  bei  einigen,  aus  weiter  zurückliegender 
Zeit  noch  vorhandenen  Wagen  mit  Maschiuenbeleuchtung  ver- 
suchsweise eine  Einrichtung  einzubauen,  die  beim  Versagen 
des  Riementriebes  selbsttätig  die  Beleuchtung  einschränkt. 

Ferner  wird  erwogen,  bei  den  erwähnten  Wagen  den  Riemen 
durch  eine  Treibkette  zu  ersetzen.  Eine  isolche  Kette  mit  Zu- 
behör ist  allerdings  kostspielig;  auch  braucht  sie  ziemlich  viel 
Schmierstoff.  Dabei  ist  sie  gegen  Bruch  keineswegs  völlig 
gesichert. 

'Wie  im  Aufsatz  angegeben  wird,  haben  die  ungarischeu,  dä- 
nischen, schweizerischen,  französischen  usw.  Bahnen,  die 
seinerzeit  reine  Speicherbeleuchtung  eingeführt  liatten,  diese 
wieder  verlassen  oder  sind  wenigstens  im  Begriff,  es  zu  tun. 
Auch  das  ist  unzutreffend.  Verlassen  haben  die  reine  Speicher- 
beleuchtung bis  jetzt  nur  die  schweizerischen  Bundesbahnen 
und  zwar  schon  vor  recht  langer  Zeit,  als  noch  mit  3  und  3,5 
Wattlampen  gerechnet  werden  mußte.  Die  ungarischen  und 
dänischen  Bahnen  haben  einen  bedeutenden  Bestand  an  Wagen 
mit  reiner  Speicherbeleuchtnng,  dagegen  nur  wenig  Maschineu- 
beleuchtung.  Die  dänischen  Bahnen  haben  allerdings  seit 
einigen  Jahren  eine  Anzahl  Züge  mit  geschlossener  Zugbe- 
leuchtung —  Stromanlage  im  Gepäckwagen  —  eingestellt.  Die 
französische  Noidbahn,  die  einzige  Eisenbahnverwaltung  in 
Frankreich  mit  reiner  Speicherbeleuchtnng,  war  bis  zu  Beginn 
des  Krieges  nicht  zur  Maschinenbeleuchtung  übergegangen; 
daß  sie  es  in  der  Kriegszeit  getan  haben  sollte,  ist  wohl  kaum 
anzunehmen. 

Unter  gewissen  Umständen  kommt  Maschinenbeleuchtuug  iu 
Betracht,  z.  B.  als  Einzel wagenbeleuchtung  bei  Kurswagen 
für  lange  Reisen  in  G-ebieten  ohne  Ladeanlagen  oder  als  so- 
genannte geschlossene  Zugbeleuchtung  mit  Stromanlage  im 
Gepäckwagen,  bei  Zügen,  die  stets  in  ungefähr  gleicher  Zu- 
sammensetzung fahren  (s.  dänische  Bahnen).  Sie  ist  in  sol- 
chen Fällen  auch  bei  den  preußisch-hessischen  Bahnen  nicht 
ausgeschlossen. 

Zum  Schluß  noch  einige  Worte  darüber,  wie  sich  künftig 
das  Verhältnis  der  Kosten  bei  den  beiden  Beleuchtungsanlagen 
gestalten  wird,  namentlich  wenn  allgemein  elektrische  Zug- 
beleuchtung eingeführt  werden  sollte.  Bei  der  reinen  Spei- 
cherbeleuchtung lassen  sich  in  diesem  Falle  die  Ladeanlagen 
vielfach  mit  neuzeitlichen  bahneigenen  Kraftwerken  verbin- 
den und  durchweg  viel  besser  ausnützen  als  jetzt.  Das  würde, 
wie  wohl  nicht  näher  erörtert  zu  werden  braucht,  die  Strom- 
kosten sehr  günstig  beeinflussen. 

Der  hohe  Kohlennreis.  mit  dem  in  der  Folgezeit  dauernd 
gerechnet  werden  muß,  erhöht  die  Stromkosten  bei  der  Ma- 
schinenbeleuchtung viel  l>etiächtlicher  als  bei  der  reinen  Spei- 
cherbeleuchtung. Diese  wird  aus  neuzeitlichen  Kraftwerken 
gespeist,  die  Maschinenbeleuchtung  ist  dagegen  auf  die  wärnje- 
wirtschaftlich  recht  ungünstige  Dampflokomotive  angewiesen. 

Ich  denke,  daß  das,  was  hier  gesagt  worden  ist.  vollauf  ge- 
nügt, um  darzutun,  daß  die  Eisenbahnverwaltung  nicht 
schlecht  beraten  war,  als  sie  sich  beim  Aufkommen  der  Nie- 
drigwattlampen entschloß,  zur  reinen  Speicherbeleuchtnng 
überzugehen. 

Dr.  Ing.  W  i  1 1  f  e  1  d,  Wirklicher  Geheimer  Oberbaurat. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Waffenman^el  im  Ruhrgebiet.  Nach  einer  Meldung  der 
.,D.  Allg.  Ztg."  aus  Essen  vom  26.  Mai  macht  sich  mit  der 
Steigerung  der  Förderung  im  Ruhrgebiet  wieder  ein  Wagen- 
mangel bemerkbar;  am  24.  Mai  fehlten  1300  Wagen  bei  emer 
nnrchschnittswageugestelhiug  von  15  500  bis  16  000  in  der  ver- 
gangenen Woche.  Der  Umschlag  der  Güter  in  den  Duisburg- 
Ruhrorter  Häfen  hat  etwas  zugenommen;  am  23.  Mai  wurden 
15  5C0  Wagen  gekippt,  das  ist  etwa  50  %  der  Tage&leistuno- 
des  Sommers  1918.  Der  Kanalvei^sand  betiug  rund  25  000  'r 
arbeitstäglich. 


—  Die  Entdeutschungsversuche  der  Polen  im  deutschen 
Osten.  Aus  Thorn  wird  der  „D.  Allg.  Ztg."  unterm  22.  Mai 
gemeldet:  .,Über  die  Beseitigung  der  deutschen  Straßennamen. 
Aufschriften  usw.  erläßt  der  Ölierste  polnische  Volksrat  fol- 
gende Anordnung :  Alle  deutschen  Aufschriften  auf  Eisenbahn- 
stationen, öffentlichen  Gebäuden  oder  Privathäusein,  welche 
durch  Behörden  oder  öffentlich-rechtliche  Organe  angeordnet 
sind,  alle  deutschen  Aufschriften  auf  Wagen  und  Eisenbahn- 
strecken, alle  deutschen  Bezeichnungen  der  Straßen,  Plätze 
müssen  beseitigt  und  durch  polnische  ersetzt  werden.  Der 
polnische  Adler  wird  auf  weißer  Tafel  mit  rotem  runden 
Schild  iu  weißer  Farbe-  angebracht.  Verstöße  hiergegen  wer- 
den mit  hohen  Strafen  belegt. 

—  Lübeck-Büi«hener  Eisenbahn-Gesellschaft.  Nach  dem 
Bericht  der  Direktion  für  1918  übte  auch  auf  den  Verkehr  der 
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Bahn  tier   unglückliche  KrifoÄausgano-   seinen  Einfluß  aus. 
Der  schon  im  Jahre  1917  beginnen d-e  Rückgano-  im  Güter- 
verkehr hielt  an,  sodaß  das  Berichtsjahr  mit  einer  Minder- 
beförderunff  von  etwa  114  000  t  abschloß.    Wenn  gleichwohl 
aus  diesem  Verkehr  eine  Mehreiunalime  von  rund  1  ODO  000  Jl 
erzielt  wurde,  so  lag  dies   an   der  Einführung  erhöhter 
Gütertarife  am  1.   April  1918.     Der  Personenver- 
kehr blieb  ungeachtet  aller  Verkehrsbeschränkungen  dau- 
ernd lebhaft ;  die  Zahl  der  beförderten  Personen  vermehrte 
sich  gegen  das  Vorjahr  um  1  030  793  oder  13  %  und  die  Ein- 
nahme um  1  959  C91        odei'  32,8  %.    Ebenso  Avie  im  Güter- 
verkehr wirkte  auch  im  Personenverkehr  die  am  1.  April  1918 
eingetretene  Tariferhöhung  günstig  auf  die  Einnahmen.  Die 
Gesamteinnahme   wuchs   um  3 045 032  J{    (20  % )  und 
überstieg  die  18.  Million.   Noch  erheblicher  als  die  Einnahmen 
nahmen  die  Betriebsausgaben  (um  40  %)  zu.  und  zwar 
sowohl  die  persönlichen  als  auch  die  sachlichen.    Die  Zu- 
nahme der  persönlichen  Ausgaben  ist  im  wesentlichen  auf  die 
den  Beamten  und  Arbeitern  gewährten  hohen  Teuerungszu- 
lagen, die  Erhöhung  der  Löhne  und  die  Persoualvermehruug 
infolge  Abschaffung  des  Akkordsystems  und  Einführung  des 
Achtstundentages  zurückzuführen,  während  die  Erhöhung  der 
sachlichen  Ausgaben  durch  die  außerordentliche  Preissteige- 
rung aller  Stoffe,  besonders  der  Kohlen,  bedingt  wurde.  I^n- 
jeachtet    die.ser   erheblichen    Mehrausgaben    mußten  wegen 
Mangels  an  Baustoffen  und  Arbeitskräften  wichtige  Erneue- 
[ungsarbeiten  zurückgestellt  werden,  sodaß  der  für  die  ord- 
iung.smäßige  Wiederherstellung  der  Bahn  und  der  Betriebs- 
Tiittel  nach  dem  Kriege  gebildeten  Sonderrücklage  aus  den.i 
CTberschusse  des  Jahres  1918  wiederum  200  000  J(  überwie>-en 
iverden  müssen.    Die  gesamten  B  e  t  r  i  e  b  s  e  i  n  n  a  h  m  e  ii 
laben  18  222  551  M  (i.  V.  15  177  518.^).- die  B  et  riebsau  s- 
jaben  15  154  4(53  A  (10891406  J{)  betragen,  beide  unter  Eiu- 
ichluß  der  auf  den  Erneuerungs-  und  Reservefonds  entfalleu- 
len  Einnahmen  und  Ausgaben.    Nach  Abzug  der  den  Erneup- 
•ungs-  und  Reservefonds  tieffenden  Einnahmen  und  Ausga- 
)€n  stellten  sich  die   Betriebseinnahmen    auf  17  7G9  515  Jf. 
14  995  862  J{)    und   die   Betriebsau .sgabeu   auf   13  933  379  J{ 
10  296  003  J().     Der  Überschuß    der  Betriebseinnahmen 
iber  die  Betriebsausgaben  beträgt  3  836136  .//  (4  699  859  J{). 
Diesem  Betraee  tritt  hinzu  der  Gewiunvortra»-  des  Voriahres 
'on  119  730  J(  (122175  M).  .sodaß  sich  ein  Gesamt  Über- 
schuß in  Höhe  von  3  955  867  J{  gea-en  4  822  034  M  im  A\ir- 
ahre  ergibt.    Hiervon  waren  zur  Verzinsung  und  Tilguu«' 
!er  Vorrechtsanleihe  erforderlich  884  2.50  J{  (wie  iuLVorjahreT 
/"on  dem  Restbetrage  von  3  071  617  J(  (3  937  784  Jf.)  kommen 
n  Abzug  die  Rücklage  in  den  Erneuerunas-  und  Reserve- 
önds   nach  Beschluß  des  Gesellschaftsau.sschu.'^ses  berechnet 
,uf  813  944  J(  (712  447  .M)  und  die  Rückstell  ung  für  ordnuno's- 
aäßige  Wiederherstellung-  der  Eisenbahnanlaoen  und  Betiielx- 
aittel  in  Höhe  von  200  000  .M  (400  000         Der  zur  A^erfü^uiK.- 
'erbleibende  Betrag  von  2  057  673  Ji  (2  825  336  .//)  jrestane't  di~ 
''erfeilung  einer  Dividende  von  6  %  (8  %)  auf  das  .Aktieii- 
.apital  von  310r0  000  Jf  im  Betrage  von  1  «60  000  Jf  (2  480  000 
lark).    Die  satzungsmäßipen  Gewinnanteile  für  die  Mit"!'''- 
«r  des  Ausschusses  berechnen  sich  auf  31142  Jl  (65134^'/) 
/ur  Zahluns-    der    Eisenbnhn-iteupr    sind    erforderlich-  für 
»fpußen  44  408  J{,    (]02  032).   für  Lübeck  30  686  .M    (58  4.39) 
jährend  ein  Gewinuvortrag  von  91  436  .ff  (119  730)    auf  191!i 
bertiagen  Averden  kann. 

—  Ludwiffs-Eisenbahn-Gesellschaft  (Nürnbers-Fürth).  Nach 
em  Bericht  des  Vor-staudes  hat  das  TTnternehmen  für  1918 
Einnahmen  von  634  311  Jl  (i.  V.  .595  327  A)  zu  verzeichnen 
k-ährend  die  Ausgaben  612  565  .0  (492  398  M)  betrao-en  «o 
aß  ein  Überschuß  von  21  746  .///  (12  928  Jf)  vei bleibt."wovon 
0620  .M  (wie  i.  V.)  zur  Zahlung  einer  Dividende  von  wiedt-r 
Wj  %,  d  i.  6  Jf  auf  jede  Aktie  von  100  Gulden,  verteilt  unil 
1 126  Jf  (2308  auf  neue  Rechnung  vorgetrao-en  werden 
ollen. 

—  Reichstarifvertras:  bei  den  Kleinbahnen  und  Privateisen- 
ahnen. Nach  monatelanger  Verhandlung  ist  am  10.  Mai  ein 
ieichstarif  vertrag  für  die  Angestellten  bei  300  nicht- 
:aatlichen  Eisenbahnen,  nebenbahnähulichen  Kleinbahnen 
ad  gleichartigen  Untemehmungen  zwischen  dem  Aibeitgeber- 
erbande  Deutscher  StraßenbahneUj.  Kleinbahnen  und  Privat- 
isenbahnen und  dem  Fachverbande  der  Privateisenbahner  in 
sr  Gewerkschaft  Deutscher  Eisenbahner  sowie  dem  Deut- 
ihen  Transportarl>eiterverbande  abgeschlossen  woiden.  Dcui 
men  oder  anderen  Arbeitnehmerverbande  gehört  das  betei- 
gfe  Personal  fa.st  ohne  Ausnahme  an.  Es  handelt  sich  um 
.vfü  20  000  Ange.stel]te. 

Mit  dem  Vertrage  sind  die  bisher  äußerst  mannigfaltigen 
rbeits-  und  Gehaltsverhältnisse  im  größten  Teile  des  Privaf- 
«enbahngewerbes  endgültig  durch  einheitliche  ersetzt.  Die 
erhältnis&e  lehnen  sich  nunmehr  aufs  engste  an  die  der 


Staatsbahnen  äii.;  Ein  langgehegter  Wunscii  der  Privateisen- 
bahnerschaft  ist  damit  erfüllt  worden.  Der  Tarifvertrag  ist 
von  nicht  zu  Unterschätzender  Bedeutung  auch  insofern^  als 
er  für  die  zu  erwartende  Verstaatlichung  der  noch  im  privaten 
Besitz  befindlichen  Eisenbahnen  und  Kleinbahnen  in  Bezug 
auf  das  Personal  ein  gutes  Stück  Voiarbeit  geleistet  hat.  —i 
Em  ähnlicher  Tarifvertrag  für  die  Handwerker,  Arbeiter  und' 
sonstigen  Lohnempfänger  bei  denselben  Bahnen  ist  in  Vor- 
bereitung, de.sgleichen  mehrere  Verträge  für  die  Augestellten 
aller  Art  bei  den  deutschen  Straßenbahnen. 

In  den  beteiligten  Angestelltenkreisen  hofft  man,  daß  die 
dem  Arbeitgeberverbande  noch  fernstehenden  Privatbahnver- 
waltungen sich  diesem  bald  anschließen,  damit  lückenlose 
Einheitlichkeit  geschaffen  wird.  Dei'  Antiag  au  das  Reichs- 
arbeitsiirinisterium,  den  Vertrag  für  allgemein  verbindlich  zu 
erklären,  ist  1>ereits  gestellt,  sodaß  ohnehin  alle  Außenseiter 
von  dem  Vertiage  erfaßt  werden  würden. 


Deutschösterreich. 

—  Der  diesjährige  Sommen-eiseverkehr.  Das  Staatsg&setz- 
blatt  yerlautbart  folgende  Vollzugsanweisung: 

Artikel  1.  Die  Landesregierungen  sind  ermächtigt,  jeden 
über  drei  Tage  dauernden  S  o  m  m  e  r  a  u  f  e  n  t  h  a  1 1 
von  Personen,  sofern  diese  nicht  in  der  betreffenden  Ge- 
meinde heimatberechtigt  sind  oder  dortselbst  ihren  ständigen 
Aufenthalt  haben,  an  eine  besondere  B  e  w  i  1 1  i  g  u  n  g  z  u  ' 
knüpfen.  Durch  diese  Bestimmung  weiden  die  hinsicht- 
lich des  Aufenthaltes  in  Heilbädern  erlassenen  Vorschriften 
(§  5  der  Vollzugsauweisuug  vom  29.  April  1919)  nicht  berührt. 

Artikel  2.  In  Abänderung  des  §  10  der  Vollzugsanweisung 
\om  29.  April  1919  wird  der  W  i  r  k  s  a  m  k  e  i  t  s  b  e  g  i  n  n 
erst  mit  10.  Juni  1919  festgesetzt,  soweit  es  sich  nicht  um  den 
Besuch  von  Heilbädern  (§  5)  handelt. 

Artikel  3.  Artikel  2  dieser  Vollzugsanweisung  tritt  sofort, 
Artikel  1  am  10.  Juni  1919  in  Kraft.  ' 

** 

—  Sprachliche  Fassung  der  Gesetze  und  Vollzugsanweisun- 
gen. Der  Verein  zur  Pflege  der  deutschen  Sprache  in  Wien 
(Zweigverein  des  Deutschen  Allgemeinen  Sprachvereins)  liat 
au  das  Staatsamt  für  Verkehrs  wesen  die  Bitte  gerichtet,  iiei 
der  Ausarbeitung  von  Gesetzesvorlagen  und  Vollzugs- 
auweisungeu  auf  eine  gute  sprachliche  Fassung  bedacht  za 
.^'sin.  Gleichzeitig  bot  der  Verein  iseine  Mitwirkung  in  der 
Form  an,  daß  er  sich  bereit  erklärte,  fertiggestellte  Au.s- 
arbeitungen  durch  Berater  aus  dem  Stande  seiner  Mitglieder 
in  spi  achlicher  Beziehung  überprüfen  zu  lassen.  Der  Staats- 
sekretär für  Verkehrwesen  Paul  hat  dieses  Anerbieten 
warm  begrüßt  und  im  Anschluß  daran  alle  Beamten  ersucht, 
sich  bei  ihren  Ausarbeitungen  einer  sprachrichtigen,  klaren 
und  leicht  verständlichen  Ausdrucksweise  zu  befleißigen.  In- 
der  Frage  der  Fremdwörter  solle  das  Ixntwort  des  Deutschen 
Sprachveieins :  ,.Kein  Fremdwort  für  das.  was  auf  deutsch 
gut  ausgedrückt  werden  kann",  auch  das  Leitwort  jedes  ein-  , 
zelnen  Beamten  sein.  Füi  die  Gewährung  der  Sprachhilfe 
wurde  im  Staatsanite  für  eikelirswesen  die  Einrichtung  ge- 
troffen, daß  Ministerialrat  lug.  Granzer,  der  dem  Vorstande 
des  Vereins  zui  Pflege  der  deutschen  Sprache  in  Wien  an- 
gehört- mit  der  Leitung  der  sprachlichen  Überprüfung  be- 
traut milde.  Ministerialrat  Granzer  wird  die  Überprüfun.g 
entweder  selbst  vornehmen  oder  hierzu  sprachgewandte  Be- 
amte aus  dem  Stande  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen 
heianziehen.  oder  sich  der  Mithilfe  <les  Sprachvereins  be- 
dienen Auf  diese  Weise  wird  es  möglicli  sein,  die  mit  der 
sprachlichen  Überprüfuno-  verbundene  Verzögerung  in  der 
Hinau.sgabe  einer  Ausarbeituui;-  auf  das  geringste  ^Maß  einzu- 
schränken. Von  dieser  Einrichtung  wird  zunächst  bei  Ge- 
setzesvorlagen und  Vollzugsanweisungen  sowie  bei  Erlassen, 
denen  eine  grundsätzliche  Berleutung  zukommt,  Gebrauch  ge- 
macht werden. 

—  Auflösung  des  Studienbüros  für  die  Nutzbarmachung  der 
deutschösterreichischen  Wasserkräfte.  Das  am  10.  Januar 
1919  ins  Leben  gerufene  Studienbüro  für  die  Nutzbarmachung 
der  deut.schösterreichischen  Wasserkräfte  hat  seine  Arbeiten 
.^chon  nach  kui'zer  Zeit  eingestellt.  Dieser  Entschluß  wird 
damit  begründet,  daß  jegliche  A^oraussetzuug  für  eine  gedeih- 
liche Tätigkeit,  insbesondere  für  ein  -ersprießliches  Zusam- 
menmrken  mit  der  Staatsverwaltung  geschwunden  war.  Da- 
l)ei  spielte,  wie  erklärt  wird,  auch  das  immer  schärfer  zutage 
tretende  Bestrelx^n  der  Länder,  die  in  ihiem  Gebiete  gelege- 
nen Wasserkräfte  selbst  auszunützen,  eine  wichtige  Rolle. 
In  dei-  am  19.  Mai  abgehalteneu  Vollversammlung  der  Mit- 
glieder des  'Studienbüros  wurde  der  seinerzeit  vom  Arbeits- 
ausschu.sse  gestellte  .Antrag  auf  .Auflösung  des  Büros  ein- 
stimmig angenommen. 
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ZeltUDK  des  Vereins 
Deutscher  EisenbahnTerwaU"  niren. 


—  Die  Wiederinstandsetzunj?  des  Staatsbahnmaterials.  Die 

•.Republik"  ßchreibt  :  Die  Wiederinstendsetzun;?  des  gesamten 
1  ollenden  Staatsbahmnaterials,  also  sowohl  der  Lokomotiven 
als  auch  des  Wagenparks,  ist  auf  dem  besten  Wege.  In  den 
Staatsbahnwerkstätten  geht  die  große  Arbeit  des  Wiederauf- 
baues in  erfreulicher  Weise  vorwärts.  Die  Stadt bahngarui- 
luren  sind  (sozusagen  vollständig  fertiggestellt.  Von  großer 
Bedeutung  für  <las  rasche  Vorwärtskommen  namentlich  des 
durch  die  Kriegsverhältnisse  am  ärgsten  mitgenommenen  in- 
neren Zustandes  der  Eisenbahnwagen  ist  es,  daß  jene  Roh- 
stoffe, welche  für  diese  Arbeiten  vornehmlich  in  Betracht 
kommen,  also  das  für  diese  Zwecke  erforderliche  Spezialholz, 
ferner  flas  Eisenmaterial  und  das  Tapeziererzugehör,  teilweise 
aus  der  Friedenszeit  vorhanden  sind,  teilweise  aber,  wenn 
auch  nur  in  Fonn  eines  zweckentspi-echenden  Ersatzes  im  In- 
land« beschafft  werden  können.  Als  Holz  für  die  Innenaus- 
stattung der  Personenwagen  kommt  eine  tropische  Holzart, 
das  westindische  sogenannte  Teakholz,  wegen  seiner  gerade 
für  diese  Zwecke  hervorragenden  Eigenschaften  in  erster 
Linie  in  Betracht.  Nun  haben  wir  gerade  von  dieser  Holz- 
sorte für  unsere  Zwecke  genügend  Vorräte  aus  der  Zeit  vor 
dem  Kriege  herübergerettet.  An  Webstoffen  freilich  fehlt  es, 
doch  wird  mit  recht  brauchbaren  Ersatzstoffen  ein  erträgliches 
Auskommen  gefunden,  wobei  der  kürzlich  eingetretene  Preis- 
sturz dieser  Stoffe  vom  budgetären  Standpunkte  aus_  ebenfalls 
einen  nicht  zu  uirterschätzenden  Vorteil  bietet.  Die  Dauer- 
baftiffkeit  dieser  Stoffe  ist,  wie  die  Erfahrungen  ergeben  ha- 
l>en,  eine  vollständig  zufriedenstellende  und  äußerlich  machen 
diese  Stoffe  einen  ganz  guten  Eindruck. 

Alles  in  allem,  man  hat  die  Übeizeugung,  daß  die  Staats- 
liahnwerkstätten  vielleicht  der  erste  große  Betrieb  sind,  wo 
Verwaltung  und  Arbeiterschaft  gemeinsam  es  verstanden  ha- 
ben, nus  den  wirren  Kriesrsverhältriissen  heraus  in  die  gere- 
gelte Friedensarbeit  hinüberzufinden. 

—  Die  Verkehrsfinnahmen  der  Südbahn.  Die  Gespllsc'haft 
vereinnahmte  in  dem  ersten  Viertel.iahr  1919:  34  390  000  Kr. 
fgeffen  die  endgültigen  Einnahmen  im  ersten  Viertel.iahr  1918: 
34  579  000  Kr.).  Hiervon  entfallen  auf  den  Personen-  und  G-e- 
päckverkehr  17  710  OCO  Kr.  (gegen  die  ersten  drei  Monate  1918 : 
—  9  553  000  Kr.)  u.  auf  den  Güterverkehr  16  680  OCO  Kr.  (gesren 
das  erste  Vierteliahr  1918:  —  25  026  000  Kr.).  Obwohl  der  Ver- 
kehr in  den  ersten  drei  Monaten  des  Jahres  1919  nur  ungefähr 
ein  Drittel  des  Verkehrs  des  bleichen  Zeitraumes  des  Vor- 
jahres erieichte,  sind  die  Betriebsausgaben  infolge  neuerlicher 
Steigerung  der  Personalkosten  und  der  Verteuerung  der  Be- 
triebsmaterialien, insbesondere  der  Kohle,  im  ersten  Viertel- 
jahr 1919  wesentlich  höher  als  im  ersten  Vierteljahr  1918. 

—  Geplanter  Bahnbau  nach  Braunau.  Wie  die  „Linzer 
Tagespost"  berichtet,  beabsichtigt  die  Salzburger  Eisenbahn- 
und  Tramwaygesellschaft  die  Oberndorfer  Bahn  von 
Laraprechtshausen  bis  Braunau  foitzusetzen.  Der  Betrieb 
soll  elektrisch  .<^eführt  werden.  —  Durch  diese  uneefähr  38  km 
lange  Bahn,  die  die  Orte  Bruck,  Maxdorf.  Moosdorf,  Eggels- 
bero-.  Guirdeitshauseu.  St.  Georgen  Schwandt  und  Ranshofen 
berühren  würde,  sollen  die  salzburgischen  und  oberöster- 
reichischen Torfmoore  erfaßt  sowie  der  Weilhartforst  und 
der  Lachforst  in  erhöhtem  Maße  der  Nutzbarmachung  zu- 
geführt werden.  , 

—  Dip  Dividende  der  Nordbahn-Aktiengesellschaft.  Diese 
Gesellschaft  wird  die  Vorzugsdividende  für  das  Jahr  1918  mit 
20  Kr.  geo-en  35  Ki\  im  vnrhergegan.o-enen  Jabr^.  demnach  die 
Gesamtdividende  mit  200  Kr.  gegen  215  Kr.  im  Jahre  1917  be- 
rtiesseir.  Es  ist  dies  die  niedrigste  Dividende,  welche  die  Nord- 
bahn seit  dem  Jahre  1851  znv  Verteilunsr  brachte.  Im  letzten 
Friedensjahre  und  in  den  Kriegsjahren  belief  sich  die  Dividende 

1913  auf  242.50  Kr.        '  1916  auf  242.50  Kr. 

1914  auf  227.50  Kr.  1917  auf  215-00  Kr 

1915  auf  242,50  Kr.  1918  auf  200,00  Kr. 

Der  wesentlichste  Einnahmeposten  der  Nordbahn-A.-G.  ist 
die  staatliche  Einlösungsrente,  deren  Entrichtung  jedoch  nun- 
mohv  von  einer  einvenrehmlicben  Re.treluno-  zwischen  Deutsch- 
(isterreich  und  den  mitpflichtigen  Nationalstaaten,  das  sind  der 
( -checho-slnwaki.'^che  und  der  polnische  Staat,  dui'ch  deren  Ge- 
l>iet  die  Nordbahnlinien  fübi-en.  abhängig  erscheint.  Der 
Januaizinsscbein  der  Nordbabn  wurde  aus  der  festen  Rente, 
wie  bisher,  mit  214  %  einaelöst.  da  damals  noch  Zahluneen 
aus  den  oemeinsanien  Ak+iven.  so  aus  der  letzten  österreichi- 
schen Anleihe  von  2  Milliarden,  geleistet  werden  konnten. 
Diese  Mittel  sind  jedoch  nunmehr  erschönft  und  für  die  Ab- 
stattung der  Einlösuuffsrente.  mit  der  auch  die  Bezahlung  des 
Julizinssnheins  der  Nordbabn  zusammenhänst.  muß  erst  das 
Einvernehmen  mit  den  Nationalstaaten  gesichelt  werden. 

—  Tagung  des  D.-ö.  Eisenbahnbeamtenvereins.  Dieser  Tage 
fand  in  Wien  die  34.  Hauptversammlung  des  Deutschöster- 


reichischen Eisenbahnbeamtenvereins.  der  «tärbsten  Eisen- 
bahnbeamtenorganisation  Deutschösterreichs.  statt.  Der  erßte 
Vorsitzende.  Oberrevident  Hans  Richter,  erstattet©  den 
Tätigkeitsbericht  der  Vereinsleitung  und  hob  in  ihm  beson- 
ders die  wirtschaftlichen  Errungenschaften,  die  der  Eisen- 
bahnbeamtenverein für  seine  Mitglieder  erzielte,  hervor.  Als 
wichtigste  Aufgabe  vom  völkischen  Standpunkt  bezeichnete 
der  Vorsitzende  die  Unterbringung  aller  aus  den  National- 
staaten vertriebenen  Eis-enbahnbeamten  und  die  Entfernung 
aller  nichtdeutschen  aus  Deutschösterreich.  Im  Laufe  der 
Tagung  wurde  der  Antrag  gestellt,  den  Eisenbahnbeamten- 
verein  in  die  sozialdemokratische  Gewerkschaft  einzu- 
beziehen.  Dieser  Antrag  wurde  mit  allen  gegen  sieben  Stim- 
men abgelehnt  und  gleichzeitig  beschlossen,  den  deutsch- 
österreichischen Eisenbahnbeamtenverein  weiterhin  auf  der 
alten,  bewährten  völkischen  Grundlage  als  unpolitischen 
Verein  aufrechtzuerhalten.  Am  Schluß  der  Tagung  wurde 
eine  Entschließung  angenommen,  in  der  es  heißt:  „Die  bei 
der  34.  ordentlichen  Hauptversammlung  des  Deutschösterrei- 
chischen Eisenbahnbeamtenvereins  aus  allen  Ländern  der 
deutschösterreichischen  Republik  versammelten  Eisenbahn- 
beamten ohne  Unterschied  der  politischen  Parteizugehörig- 
keit entbieten  ihren  Kameraden  in  den  besetzten  Gebieten 
treudeutschen  Gruß  und  bitten  sie,  im  Kampfe  um  unser 
Volkstum  auszuharren.  Sie  fordern  die  restlose  Rückgabe 
aller  besetzten  deutschen  Gebiete  an  die  deutschösterreichi- 
sche Republik  und  die  Angliederung  Deutsch-Westungarns  an 
den  Staat  Deutschösterreich.  Von  dem  vom  Präsidenten  Wil- 
son feierlich  verkündeten  Selbstbestimmungsrecht  wollen  auch 
die  deutscbösterreichi  sehen  Eisenbahnbeamten  Gebrauch 
machen,  und  sie  fordern  daher  den  Anschluß  Deutschöster- 
reichs an  die  deutsche  Republik." 

—  Geplanter  Ankauf  der  Fahrzeuge  der  Donau-Dampf- 
schiffahrtgesellschaft  durch  Engländer.  Nach  einer  Blätter- 
meldung aus  Belgrad  verhandelt  dort  eine  englische  Unter- 
nehmung mit  der  österreichischen  Donau-Dampf  Schiffahrt- 
gesellschaft wesren  des  Ankaufes  ihrer  Fahrzeuge.  Man  könne 
damit  i'echnen.  daß  der  Verkauf  durchgeführt  werden  wird. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Amerikanische  Wagenlieferuncen  für  den  südslawischen 
Staat.  Nach  Zeitungsmeldungen  verhandelt  die  Direktion  der 
S.  K.  S.  Staatsbahnen  mit  einer  amerikanischen  Unternehmung 
über  die  Liefenrng  von  Lokomotiven  und  Eisenbahnwagen 
aus  Amerika. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Die  Beziehungen  zwischen  der  Post  und  den  Eisenbahnen 
in  Frankreich.  Nach  einer  in  dem  Archiv  für  Post  und  Tele- 
graphie  wiedergesrebenen  Mitteilung  der  ..L'Union  postale" 
hat  die  französische  Postverwaltung  ein  Abkommen  über  die 
Postbeförderung  mit  den  Eisen'bahngesellschaften  geschlossen, 
das  durch  Gesetz  vom  27.  September  1918  genehmigt  worden  ist 
und  bis  Ende  des  sechsten  Jahi-es  nach  amtlich  festgestelltem 
Aufhören  der  Feindseligkeiten  Geltung  haben  soll.  Aus  dem 
Abkommen  sind  folgende  bemerkenswerte  Festsetzungen  anzu- 
führen. 

Mit  Ausnahme  der  Schnellzüge  mit  beschränkter  Platzzahl 
hat  die  Postverwaltung  das  Recht,  in  jeden  fahrbereiten  Zug 
einen  Postwap' in  einzustellen;  das  Gewicht  der  Postwagen 
darf  bei  voller  Ladung  das  der  Wagen  größter  Bauart  und 
schwersten  Gewichts  erreichen,  die  im  eigenen  Dieiiste  des 
Bahnnetzes  gewöhnlich  benutzt  werden.  Für  die  Mitnahm* 
ihrer  Wagen  hat  die  Postverwaltung  eine  Entschädigung  zu 
zahlen,  die  nach  dem  im  aremeinsamen  Einverstäridnisse  zir 
berechnenden  durchschnittlichen  Gesamtgewicht  eines  Post- 
wagens mit  Laduna'.  jetloch  unter  Freilassung  der  ersten  10  t 
berechnet  wird.  Die  Frachtvergütung  beträgt  l>ei  Eilzügen 
für  die  ersten  12  zahlungspflichtigen  Tonnen  3  Cts.  für  dw 
Tonne  und  das  Kilometer  und  für  das  ]\Iehrgewicht  5  Cts.  für 
die  Tonne  und  das  Kilometer ;  bei  Schnellzügen  erhöht  sich 
die  von  der  Post  zu  zahlende  Entschädio-nng  um  30  %.  während 
sie  sich  bei  Zügen,  die  lanffsamer  fahren  als  I^ilzüge.  um 
30  %  vermindert.  Stellt  die  Post  mit  Zustimmunsr  der  betei- 
ligten Bahn  Verwaltung  mehrere  Waeen  in  einen  Zug  ein,  so 
wird  die  Entschädiauna'  nach  dem  Gesamtgewichte  der  Post- 
fahrzeuge berechnet.  Alle  diese  Sätze  gelten  sowohl  für  die 
der  Post verwal tun o-  gehörenden  Bahnpostwagen  als  auch  füi- 
die  Güterwagen,  die  die  Post  von  den  Eisenbahnen  ange- 
mietet hat. 
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Hinsichtlich  der  Schnellzü/^«  mit  beschränkter  Platzzahl,  je- 
doch mit  Ausnahme  der  von  der  Schlafwaoengesellschaft  ein- 
gericht-eten  und  ausgerüsteten  Züge,  haben  sich  die  Eisenbah- 
nen zur  Hergabe  eines  16  cbm  großen  Abteils  für  Post- 
zwecke  in  .iedem  Zuge  verpflichtet;  das  Abteil  soll  in  einem 
gut  federnden  Güterwagen  eingerichtet  werden,  wenn  es  nicht 
in  einem  Personenwagen  zur  Verfügung  gestellt  werden  kann. 
Die  Einrichtune"  der  Postabteile  besorgen  die  Eisenbahnver- 
waltungen auf  Kosten  der  Postverwaltung.  Die  Post  hat 
außerdem  500  oder  750  Fr.  jährliche  Miete  für  jedes  Postabüeil 
zu  zahlen,  je  nachdem  es  sich  um  ein  Abteil  in  einem  Güter- 
oder Peisonen wagen  handelt;  eine  Entschädigung  für  die  Hei-- 
gabe  der  Zugkraft  ist  nicht  zahlbar.  Auf  Verlangen  der  Post- 
verwaltung isind  solche  Postabteile -  auch  in  Schnellzügen  mit 
nicht  beschränkter  Platzzahl  einzurichten.  Wenn  außerdem 
noch  ein  oder  mehrere  Postwagen  in  den  Schnellzug  einge- 
stellt werden,  ist  die  Entschädigung  nur  für  den  oder  die  Post- 
wagen, dagegen  nicht  für  das  Postabteil,  zu  zahlen,  jedoch 
fällt  dann  die  Vergünstigung  weg,  daß  die  ersten  10  t  des  Ge- 
samtgewichts bei  der  Bei-echnung  der  Frachtvergütung  für  die 
Postwagien  außer  Betracht  bleiben. 

—  Expreßzug  Amsterdam-Basel  über  Paris.  Ein  direkter 
täglicher  Expreßzug  soll  demnächst  auf  der  Linie  Amster- 
dam-Paiis  eingelegt  werden.  Die  Einführung  dieses  Zuges 
auf  den  15.  Mai  war  jedoch  noch  nicht  möglich,  weil  die 
Zustimmung  aus  Brüssel  noch  nicht  eingelangt  war.  Die 
Eeise  von  Amsterdam  nach  Paris  wird  18  Stunden  dauern. 
Der  Zug  wird  morgens  früh  in  Amsterdam  abgehen  und 
abends  in  Paris  eintreffen.  Dieser  neue  Expreß  soll  nicht 
nur  eine  bessere  Verbindung  zwi.schen  Holland  und  Paris 
schaffen,  sondern  auch  mit  der  deutschen  Verbindung  Hol- 
land-Schweiz in  Wettbewerb  tiefen. 

—  Nachrichten  aus  der  Schweiz.    Der  Verwaltungsrat  der 
Bundesbahnen  hat  das  Projekt  der  Elektrisierung  der  Gotthard- 
strecken Erstfeld-Luzern,  Arth=Goldau -  Zürich, 
Zug-Luzern  und  Immen see-Eothkreuz  mit  141  km' 
einstimmig  genehmigt  und  für  die  Herstellung  einen  Kredit 
von  iS'A  Millionen  i'ranken  genehmigt.    Sre  gehören  zu  den 
250  km,  die  nach  dem  Elektrisrerungsprogramm  in  den  Jahren 
1921  und  1922  für-  den  elektrischen  Betrieb  umzubauen  sind. 
Ferner  ist  die  Herstellung  des  Kraftwerks  an  der  Barbe- 
rine  im  WalEs  mit  einem  Kostenaufwand  von  37  Millionen 
Franken  genehmigt  worden.    Das  neue  Werk  soll  mit  einer 
dauernden  24stündigen  Leistung  von  11 100  Pferdekräften  für 
len  elektrischen  Betrieb  der  Linie  B  r  i  g  -  L  a  u  s  a  n  n  e,  L  a  u- 
3anne-Vallorbe  und  Genf-Eenens  genügen.  Der 
Bau  wii-d  mindestens  4  Jahre  in  Anspruch  nehmen.  —  Ende 
Mai  sollen  die  Entwürfe  für  die  neuen  Personenzug- 
Fahrpläne  dem  Eisenbahndepartement  vorgelegt  werden, 
lie  manche  Erweiterung  gegenüber  den  bisherigen  Beschi-än- 
cungen  erfahren  werden.    Allerdings  wird  der  neue  Fahrplan 
>'on  dem  Departement  immer  noch  als  Notstandsfahrplan  be- 
seichnet,  der  nur  in  Kraft  gesetzt  werden  wird,  wenn  die  Koh- 
enzufuhr  sich  weiter  bessert.  —  Die  Schweiz  l>eginnt  ihre 
nternationalen  Verbindungen  wieder  zu  verstär- 
ten.    Der  Güterverkehr  mit  Elsaß-Lothringen  und 
-juxemburg  über  Basel  ist  wieder  aufgenommen  worden, 
l^esgleichen  der  allgemeine  Güterverkehr  nach  Italien.  Der 
Fahrplan  über  den  Simplon,  der  sich  bisher,  von  Lokalzüo-en 
abgesehen,  auf  einen  durchgehenden  Zug  in  jeder  Eichtun o- 
zwischen  Italien  und  der  Schweiz  beschränkte. 'soll  ausgebaul; 
Verden.   Ein  Anfang  ist  durch  den  am  16.  April  eingeführten 
iimplon-Orient-Expreß  gemacht  worden,  der  zunächst  nur  zwi- 
cüen  Paris  und  Tnest  mit  einer  Fahrzeit  von  263^  Std.  ver- 
:ehrt.     Die   internationale  Simplondelegation 
i.at  im  April  zum  ersten  Male  wieder  in  Bern  unter  dem  Vor- 

I  17  ^,  -Bundesbahnen  getagt.  Eine  weitere  Verbesserun"- 
-es  \  erkehrs  mit  Itairen  M'ird  durch  den  durch  Staatsvertrag 
om  U.  Movember  vereinbarten  Bau  einer  Schmalspurbahn 
.ocarno-Domodossola  (Verbindung  der  Simplonbahn 
11t  der  Nordspitze  des  Lago  Maggiore)  erreicht  werden. 

—  Die  Abschlüsse  der  schweizerischen  Bundesbahnen  im 
ahrc  1918.  Die  Betrieb  is  einnahmen  der  Bundes- 
ahnen waren  im  Jahre  1918  mit  225  424  753  Fr  um  37112  447 
ranken  höher  als  im  Jahre  1917  und  übertreffen  den  Voran- 
chlag  um  18  424  753  Fr.  Die  Verbesserung  betrifft  alle  Ver- 
ehrsgattungen  und  ist  auf  die  Erhöhung  der  Tarife  zurück- 
utuhren,  obwohl  die  Verkehrsleistungen  infolge  der  Ein- 
chränkung  des  Fahrplans  und  der  Güterzufuhr  zurückgegan- 
en  sind.  An  Personen  wurden  17,3  %,  an  Gütern  6,7  %  weni- 
er   befördert  als   im  Vorjahre.   —   Die  Betriebsau s- 

aben  sind  in  weit  höherem  Maße  gestiegen  als  die  Ein- 
ahmen. Sie  belaufen  sich  auf  217  714  509  Fr.  und  überschrei- 
■n  dl«  Eechnung  des  Jahres  1917  um  25  807  294  Fr  oder  um 


/o.  Deiv  Voranschlag  wurde  um  21,2  %  überschritten.  Die 
r^^ocn^^  -^"^  Lokomotivbrennmaterial  allein  überstiegen  mit 
51  369  832  Fr.  die  Ausgaben  des  Jahres  1917  um  fast  30  Milli- 
onen, trotz  der  Verminderung  der  Fahrleistung  um  etwa  'A. 
Sehr  wesentlich  ist  auch  die  Erhöhung  der  Löhne  und  der  Ma- 
terialko.sten.  Die  gesamten  Mehrleistungen  zu  Gunsten  des 
lersonals  betragen  über  30  %  mehr  als  im  Jahre  1917.  Pie 
leueiTingszulagen  sind  um  rund  175  %  vermehrt  worden.  Der 
Ausgabenuberschuß  des  Jahres  1918  beträgt  54  858  927  Fr  fast 
das  Doppelte  des  Voi.iahi-es,  so  daß  sich  der  Passivsaldo  Ende 
1918  auf  128  620  354  Fr.  stellt. 

Die  Aussichten  für    das  kommende  Jahr  wer- 
den   von  der  Generaldirektion,  als  sehr-  unsicher  bezeichnet 
Von  Bedeutung  wird  sein,  ob  eine  leichtere  und  billigere  Be- 
schattung   des    Brennmateiials  wird  eintreten  können  Die 
Materialkosten  sind  gegenüber  1918  nur  unerheblich  zurück- 
gegangen, die  Zuwendungen  an  das  Personal  werden  eher 
höhere  Ausgaben  erfordern.    Allerdings  spricht  der  Beschluß 
des  Bundesrates   einen  verstärkten  Fahrplan  zuzulassen  da- 
tur.  daß  er  die  Kohlenfrage  etwas  günstiger  beurteilt  als  die 
Generaldll ektion.    Jedenfalls  werden  die  Bundesbahnen  noch 
aut  lange  Zert  hinaus  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben. 
Es  wird  deshalb  empfohlen,   eine   Vereinfachuucr  der 
V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  e  1  n  r  1  c  h  t  u  n  g  e  n     vorzunehmen,   "  wobei 
.ledoch    mannigfaltige    politische,    kantonale    und  örtliche 
Widerstande  zu  überwinden  sind.    Hinsichtlich  der  Stelluno- 
des  Eisenbahndepartements  zu  der  Generaldirektion  ist  wie 
dre   Neue  Zürcher  Zeitung   meldet,   mit   der  Vereinfachung 
bereits    ein    Anfang    gemacht  worden.    Die  Kontrolle  des 
Eisenbahndepartements  über  die  Bundesbahnen  wurde  bisher 
in  ähnlicher  Weise  ausgeübt  wie  über  die  Privatbahnen.  Diese 
Autsicht  einer  staatlichen  Anstalt  durch  eine  andere  staat- 
1"^.  -^'istanz    ist    unnötig  und  führt  zu  schleppendem  Ge- 
schäftsgang.   Es  sind  deshalb  völlig  aufgehoben  worden  •  die 
besondere  Kontrolle  über  das  Eollmaterial  der  Bundesbahnen 
die    standige  Aufsicht    über  den  Betriebsdienst,    die  Über- 
wachung der  Vollziehung  des  Arbeitsgesetzes  und  des  Bahn- 
polizeigesetzes  sowie  die  Aufsicht  über  die  Bauausführung 
fJJ       7  Bahnunterhaltung.    Die  Genehmigung  von  BaupläneS 
ist  in  Zukunft  nur  für  gewisse  Bauvorlagen  erforderlich.  Die 
standige    Kontrolle   über  das  Tarifwesen  ist  eingeschränkt 
worden.    Durch  diese  Vereinfachungen  sind  zahlreiche  Be- 
amte des  Eisenbahndepartements  verfügbar  geworden. 

—  Polnische  Kanalpläne.  Während  unter  der  alten  russi- 
schen Eegierung  für  den  Ausbau  der  Wasserstraßen  in  Polen 
so  gut  wre  nichts  geschehen  war,  wendet  man  jetzt  in  Polen 
dieser  für  das  Wirtschaftsleben  des  neuen  Staates  überaus 
wichtigen  Frage  ein  reges  Interesse  zu.  Das  polnische  Mini- 
sterium für  öffentliche  Arbeiten  hat,  wie  die  D.  Allg  Zt<^ 
berichtet,  die  Vertreter  politischer  und  wirtschaftlicher'  Ver- 
einigungen, der  großen  Städte  sowie  eine  Anzahl  von  Sach- 
verstandigen zu  einer  Konferenz  berufen,  die  sich  mit  dem 
Ausbau  des  K  a  n  a  1  n  e  t  z  e  s  im  Weichsel-  und  Warthe- 
gebiet beschäftigen  würden.  Die  Pläne  erstrecken  sich  in 
erster  Linie  auf  den  Bau  eines  neuen  Kanals  von  der  Warthe 
bis  zur  Netze  bei  Bromberg  zwecks  Schaffung  einer  Kanal- 
verbindung  nach  D  a  n  z  i  g  ,  sowie  auf  den  Bau  eines  Kanals 
von  Warschau  durch  die  Bzura,  den  bekannten  Newen- 
tluß  der  Weichsel,  zur  Warthe  über  Posen  bis  zur  Oder 
ein  Projekt,  das  hauptsächlich  aus  politischen  Gründen  ins 
Auge  gefaßt  ist.  Auch  ein  Ausbau  der  Weichsel  bis  zum 
KoMengebiet  an  der  Przemsa,  ferner  eine  Eegulierun»-  des 
Bug  und  des  Pripet  zur  Gewinnung  einer  bequemeren  Verbin- 
dung mit  der  Ukraine  und  ferner  auch  die  Herstelhino-  «iner 
Wasserstraße  nach  Lodz  befinden  sich  unter  den  Plänen 
deren  Forderung  sich  die  polnische  Regierung  eifrigst  ange- 
legen sein  läßt.  Ä  .i. 


Rechtspflege. 

—  Höhe  der  Haftung  der  Eisenbahn  für  hinterlegtes  Hand- 

aqTq  iV^T^T*'lo4??  Kammergerichts  in  Berlin  vom  11.  März 
1919.  —  15  U.  4860.  18.)  Der  Kläger  hatte  am  28.  Mai  1917 
aut  der  Gepackaufbewahrungsstelle  des  Bahnhofs  Charlol- 
tenburg  einen  Lederhandkoffer  zur  Aufbewahrung  g-'eo-eben 
worüber  er  den  bei  den  Akten  befindlichen  Hinterle  gungs- 
schem  Nr.  6483  ausgestellt  erhielt.  Als  der  Kläger  den  Koffer 
am  übernächsten  Tage  abholen  wollte,  erfuhr  er,  daß  der 
Koffer  bereits  an  demselben  Tage  morgens  5  Uhr  einem  .jun- 
gen Burschen  in  Soldatenuniform  ausgehändigt  worden  sei 
weil  dieser,  wie  der  Beklagte  angibt,  sich  für  den  Burschen 
eines  Majors  ausgegeben  habe,  dem  der  Koffer  gehörte,  der 
noch  an  demselben  Tage  um  6  Uhr  morgens  vom  Stettiner 
Bahnhof  nach  dem  Osten  abreisen  müßte,  und  der  des  Koffers 
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Deutscher  Elseabahnverwaltunjen- 


<irma:<.'ud  beuotiKt-e.  da.  &idx  iu  ihm  seine  Uüiformstucke  b€- 
taa^n  Di^e  AushändiÄun«  «vfolgte  auf  die  Erklärung  d<?s 
Bur&chVu  daß  ihm  »ein  Dienst h«rr  den  Gepäckschein  zu  g^bei\ 
vergessen  habe,  lediglich  gegen  einen  von  ihm  unterschrie- 
benen Schein.  Der  Kläger  wrlaugt  Ersatz  des  vollen  Scha- 
dens den  er  t-ntsprechend  dem  Werte  des  Koff-erinhaltes  aut 
1686 'j^  l>eziff€rt.  und  begehrt  deshalb  Zahlung  dieser  Summ<.' 
abzüglich  100  M  welche  der  Beklagte  ihm  auf  seinen  Scha- 
den vergütet  hat.  Der  Beklagte  stellt  .sich  demgegenüber  aut 
den  Standpunkt,  daß  sich  seine  Ersatzpflicht  auf  die  dem  Kla- 
ger gezahlten  100  Ji  beschränke,  da  nach  der  als  Vertrags- 
bestimmung anzusehenden  Tarif  best  immung  8  zu  39  dei- 
Eisenbahnverkehrsordnung  die  Haftung  für  Aufbewahrungs- 
gepäck auf  100  M  beschränkt,  dies  auch  auf  der  Eückseite 
des  dem  Kläger  ausgehändigten  Hinterlegungsscheines  abge- 
druckt sei  Durch  Urteil  vom  4.  Juli  1918  hat  die  9.  Zivil- 
kammer des  Landgerichts  I  in  Berlin  die  Klage  abgewies^en. 
Das  Kammergericht  bestätigte  das  T^rteil  aus  folgenden 
Gründen :  •  w  i 

„Der  Beklagte  wird  vom  Kläger  aus  zwei  Gesichtspunk- 
ten auf  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen,  einmal  auf 
Grund  des  zwischen  den  Parteien  geschlossenen  Vertrages 
und  dann  auf  Grund  unerlaubter  Handlung.  Was  die  vertrags- 
mäßige Haftung  des  Beklagten  betrifft,  so  ist  davon  auszu- 
o-ehen,  daß,  indem  der  Kläger  seinen  Koffer  auf  dem  Bahn- 
hof der  vom  Beklagten  eingerichteten  Aufbewahrungsstelle 
übergab,  damit  zwischen  den  Parteien  ein  Vertrag  auf  Grund 
der  vom  Beklagten  für  die  Allgemeinheit  bekanutgoma.'jhleu 
Bedingungen,  denen  sich  der  Kläger  stillschweig'end  unter- 
worfen hat,  zustandegekoiimien  ist:  Die  Bedingungen  sind 
in  §  39  der  Eisenbahn- Verkehrsordnung  und  der  hierzu  er- 
o-ano-enen  Tarif  best  immung  8  des  Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäcktarifs,  Teil  I,  enthalten.  Nach  diesen  Bestimmungen 
haftet  die  Eisenbahn  dem  Hinterleger  eines  Gepäckstuckes 
als  Verwahrer  und  ersetzt  für  Verlust,  Minderung,  Besehädi- 
inmg  oder  verspätete  Au.slieferung  der  aufbewahrten  Gegen- 
stände den  nachgewiesenen  Schaden,  je'doch  nur  bis  zum 
Höchstbetrao-e  von  100  M  für  das  Stück.  Über  diese  Haftungs- 
beschränkung konnte  auch  beim  Kläger  bei  der  Hinterlegung 
kein  Zweifel  bestehen,  da  auf  sie  durch  Abdruck  der  Bestim- 
mung auf  dem  Hinterlegungsschein  noch  besonders  hinge- 
wiesen wurde. 

Diese  vertragsmäßige  Beschränkung  der  Haftung  des  Be- 
klagten auf  100  M  hat  rechtlich  die  Bedeutung,  daß  der  Be- 
klagte in  allen  Fällen,  in  denen  er  für  den  —  hin  nllcin  m 
Frage  kommenden  —  Verlust  des  Koffers  zu  haften  haltr,  nhci 
die  Summe  von  100  Jl  hinaus  nicht  haftete.    Die  Verpflich- 
tung des  Beklagten  als  Verwahrers  .ging  gemäß  ^  688  BGB. 
auf  Aufbewahrung  des  Koffers.      DievS-e  Verpflichtung  ver- 
letzte der  Beklagte  dadurch,  daß  er  den  Koffer  einem  Frem- 
den, der  sich  durch  Vorlegung  des  Gepäckscheins  nicht  als 
den  Berechtigten  auswies,  aushändigte,  in  fahrlässiger  Weise. 
Diese  Fahrlässigkeit   hat  der  Beklagte   zu    vertreten,  nach 
§  276  BGB.  allerdings  nur,  „sofern  nicht  ein  anderes  be- 
stimmt ist."    Da  hier  in  jedem  Falle  nur  eine  Haftung  in 
Höhe  von  höchstens  100  Jl  vorgesehen  war.  haftet  der  Be- 
.  klagte  auch  nur  in  dieser  Höhe.    Keinen  Unterschied  macht 
■  es   ob  die  Fä.hrlässigkeit  eine'  leichte  oder  eine  grobe  war, 
und  ob  der  hiuterlegte  Gegenstand  während  der  Lagerung  in 
Verlust  ging  oder   bei   der  Aushändigung   durch  ordnungs- 
widrige Verabfolgung  an  Unbefugte.       Wenn  sich  der  den 
Koffer  aushändigende  Gepäckträger  über  die  zum  Schutze  der 
'   Hinterleger  vom   Beklagten  erlassenen   Bestimmungen  hin- 
we.ggesetzt  hat,  so  liegt  darin  eine  grobe-  Fahrlässigkeit,  für 
die  aber  der  Beklagte  eben  nur  in  den  vertragsmäßigen  Gren- 
zen haftet.    Selbst  ^venn  der  Kläger  behaupten  will,  daß  ein 
vorsätzliches  Handeln  des  G-epäckträgers  vorläge  und  dieser 
im  Einverständnis  mit  dem  Fremden  gehandelt  hätte,  wurde 
sich  der  Beklagte  auf  die  Beschränkung  seiner  Haftung  be- 
rufen können,  da  nichts  im  Wege  stand,  die  Haftung  des  Be- 
klagten auch  wegen  Vorsatzes,  insoweit  der  Beklagte  für  die 
Personen  einzustehen  hatte,   deren    er   sich    zur  Erfüllung 
seiner  Verwahrungspflicht  bediente,  hier  des  Gepäckträgers, 
durch  Vereinbarung    mit   dem    Hinterleger  einzuschränken 
m  276,  Abs.  1,  2,  278,  Satz  2).    Verfehlt  ist  es,  wenn  der 
Kläger  unter  Berufung  auf  H  lä''  und  242  BGB.  meint,  daß 
der  Beklagte  gegen  Treu  und  Glauben  verstoße,  wenn  ■:-v  die 
beschränkte,  liaftung  für  die  Folgen  eines  von  seiner  Seite 
Ijegangenen  groben  Verstoßes  gegen  die  im  Verwahrungs- 
vertrage übemommenen  Pflichten  in  Anspruch  nehme.  Tren 
und  Glauben  verlangt  durchaus  nicht  eine    Auslegung  der 
vertragsmäßigen  Haftungsbeschränkung  dahin,  daß  diese  bei 
grob  fahrlässigem  oder  selbst  vorsätzlichem   Verhalten  dej 
vom  Beklagten  angestellten  Leute  ausgeschlossen  sein  sollte, 
und  wenn  nach  §  278,  Satz  2  die  Haftung  für  Vorsatz  von  Er- 
füllungsgehilfen durch  Vertrag  ausgeschlossen,  werden  kann, 
so  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  es  dem  Beklagten  verwehrt 
9ein  sollte,  durch  A^ereinbarung  mit  dem  Hinterleger  seine 


Haftung  schlechtweig.  für  alle  Fälle,  auch  für  den  Fall  dei 
groben  Fahrlässigkeit  und  des  Vorsatzes  der  An.gestellten  zi 
besehränken  und  diese  beschränkte  Haftung  gegenüber  Bchs 
densersatzforderungen  geltend  zu  machen. 

Was  den  anderen  Gesichtspunkt  der  unerlaubten  Handlung 
betrifft,  auf  welche  dej  Kläger,  abgesehen  von  der  vertrags- 
mäßigen Haftung  des  Beklagten,  die  Klage  stützt,  so  kann  es 
dahingestellt  bleiben,  ob  nicht  die  angebliche  unerlaubte 
Handlung  in  einem  solchen  inneren  untrennbaren  Zusammen- 
hange mit  der  Vertragserfüllung  steht,  daß  für  eine  Inan- 
spiuchnahme  des  Beklagten  aus  unerlaubter  Handlung  über- 
haupt kein  Raum  ist  (vergl.  Entscheidung  des  Reichsge- 
richts in  Zivilsachen,  Bd.  67,  S.  185).  Eine  Haftung  des  Be- 
klagten kann  schon  deshalb  nicht  in  Frage  kommen,  weil  die 
unerlaubte  Handlung  von  dem  Gepäckträger  begangen  Aväre, 
für  den  der  Beklagte  weder  aus  §  31  noch  aus  §  831  BGB.  ein- 
zustehen hätte;  denn  der  Gepäckträger  ist  kein  verfae-sungs- 
raäßig  berufener  Vertreter  des  Beklagten,  und  die  von  ihm 
begangene  unerlaubte  Handlung,  wie  etwa  Verimtreuung, 
wäre  nicht  in  Ausführung  der  Verrichtung,  zu  der  ihn  der 
Beklagte  bestellt  hat,  begangen,  sondern  nur  bei  Gelegenheit 
dieser  Verrichtung.  Über  den  dem  Kläger  bereits  gezahlten 
Betrag  von  100  M  hinaus  haftet  der  Beklagte  nach  alledeiit 
nicht,  und  mit  Recht  ist  daher  die  Klage  abgeiAviesen  worden. 

—  Eisenbahnfrachtrecht.  —  Versehentliche  Entladung  eines 
falschen  Wagens  durch  einen  Frachtja^itempfänger.  Haftung 
für  Nachnahme  und  Fracht.   ( Entsoheidung  des  Reichsgericht.« 
vom  8./3  19.  I.     231/18.)     Die  Firma  L.  in   K.  sandte  im 
Juli  1917  einen  Eisenbaihn wagen  mit  Bohrgeräten,  die  für  dei: 
Bohringenieur  S.  bestimmt  waren,  an  die  Adresse  des  Gre- 
meiudevorsteihers  K.  in  0.  'bei  P.,  der  die  Abfuhr  der  für  S. 
ankommenden  Güter  übernommen  hatte.     Die  Sendung  wai 
mit  rd.  7000  Ji  Nachnahme  belastet.     In  'P.  hatte  die  sieb 
dort  an  die  Preußische  Staatsbahn  anscMießende,  von  einei 
Aktieugesellschaft  I.  betriebene  Kleinbahn  den  Wagen  über- 
nommen und  nach  der  für  O.  zuständigen  Station  G.-I.  bc' 
fördert.     Der  Adressat  K.  lehnte  die  Einlösung  des  Nach- 
nahmefrachtbriefs  und  die  Annaihme  des  Frachtguts  ab.  Zt 
derselben  Zeit  war  auch  eine  andere  an  K.  adressierte,  niohl 
mit   Nachnahme   beilastete   Frachtgutsendung,  ebtenfalis  ein 
Wagen  Bohrgeräte,  aus  A.  angekommen.    K.  wollte  nun  an 
17.  Juli  1917  diesen  letzteren  Wagen  auf  dem  Bahnhof  G.-I 
entladen,  entlud  aber  infolge  einer  Verwechslung'  nicht  diesen 
sondern  tatsäeMich  den  aus  K.  stammenden  Wagen.  Noch 
vor  der  vollständigen  Entladung  des  Wagens  entdeckte  dej 
Stationsgehilfe  D.  den  Irrtum  des  K.,  machte  letzteren  daran) 
aufmerksam  und  entfernte  sich  dann,  um  den  Stationsvor- 
steiher  zu  benachrichtigen.   K.  hat  aber,  da  sich  zunächst  keir 
Beamter  an  der  Abladesteile  wieder  sehen  ließ,  den  Wager 
\'ollständig  entladen  und  das  Frachtgut  abgefahren.  Dw 
Kleinbahnunternehmerin,  die  der  Preußischen  Staatsbahn  fü 
die  auf  dem  Wagen  ruhende  Naolinahme  und  Fracht  ihaft 
bar  ist,  nahm  nun  mit  der  vorliegenden  Klage  den  K.  au: 
Erstattung  der  Nachnahme-  und  Frachtbeträge  von  zmsammei 
7145  Jl  in  Anspruch,  indem  sie  geltend  machte,  der  BeMagt« 
sei,  indem  er  das  Gut  ablud  und  fortfuhr,  obwohl  er  wußtt 
daß  es  sich  nicht  um  das  aus  A.,  sondern  um  das  aus  K 
stammende  Gut  handelte,  dem  Frachtvertrag  über  das  letzter* 
beigetreten  und  müsse  daher  Nachnahme  und  Fracht  bezaihkc 
Während  das  Landgericht  Hildesheim  der  Klage  stattgat 
hat  sie  das  Oberlandesgericht  Celle  abgewiesen.    In  'Seine: 
Ent&cheidungsgründen  führt  das  Oberlandesgericht  aus,  da; 
der  Klageanspruch  auf  §  436  HGB.  nicht  gestützt  werde; 
könne,  weil  die  Verpflichtung  des  Empfängers,  dem  Fracht 
führer  Zahlung  zu  leisten,  nur  durch  die  Annaihme  des  Gute 
u  n  d  des  Frachtbriefs  begründet  werde  und  im  vorliegende 
Falle  unstreitig  eine  Annahme  des  Frachtbriefs  durch  de: 
Beklagten  nicht  stattgefunden  habe.    Nun  könne  zwar  auc 
<Ue  Annahme  des  Gutes  allein  aais  besonderen  Gründen  direkt 
Vertragsbeziehungen     zwischen     Empfänger     und  Frach» 
führer  herst.ellen;    dazu  bedürfe   es   a'ber   stets    der  Fes- 
stellung eines  besonderen  Verpflichtungswillens  auf  Seite 
<lc.s  Empfängers.     Ein  solcher  sei  hier  aber  nicht  nachgt 
wiesen.    Denn  aus  den  Umständen  des  Falles  -sei  eine  «til 
schweigende  Übernahme   der   Verpflichtung  durch   den  B« 
klagteiT,  der  iKlägerin  nach  j\Iaßgabe  des  Frachtbriefs  Zal 
hing  zu  leisten,  nicht  zu  entnehmen.    Die  Verhältnisse,  luitt 
ilcnen  der  Beklagte  die  Nachnahmesendung  angenommen  hab 
sprächen    vielmehr  entischieden    .gegen    die  Annahme  ein« 
solchen  Verpflichtungswillens  des  Beklagten.    Das  R  e  i  c  h  ^ 
g  e  r  i  c  h  t   hat    di  eses    Urteil    a  u  f  g  e  h  o  h  e  n     und  i 
Übereinstimmung  mit  dein  Landgericht    den  Beklagte 
zur    Z  a  h  1  u  n  g     d er     Nachnahme     und     F  r  a c rl 
v  e  r  u  r  t  e  i  1 1.    '  Zur    B  e  g  r  ü  n  d  n  n  g    f ülirte  der  höchs 
(Gerichtshof  u.  a.  aus:    Der  Beklagte  hat  zwar  den  Frach 
brief  nicht  angenommen ;  er  hat  .aber  die  Frachtstücke  an  ßi< 
genommen;     obwoihl  er  auf  seinen  Irrtum  aufmerksames' 
macht  worden  ist,  hat  er  sich  hieran  nicht  gekehrt,  sondei 
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hat.  di<'.  FraohtÄtückf  abgefahreu.  Das  überlandesffe rieht 
im-int,  d^er  Beklao;t-e  habe  trotzdem,  uicht  d^en  Willen  ffeha,bt, 
in  den  Frachtvertrag-  einzutreten.  Darauf  kommt  es  aber 
nicht  an.  Den  Willen,  dem  Frachtvertrag  beizutreten,  i)raiicui, 
er  nicht  gehabt  zu  haben.  Es  fragt  -sich  vielmehr  mir,  ob  .er, 
weil  er  die  Frachtstücke  an  sich  genommen  hat.  daraus  ver- 
pflichtet wurde,  nach  Maßgabe  des  Frachtbriefs  die  Nacli- 
nalune  und  d-ie  Fracht  zu  zahlen.  Dazu  ist  er  m  der  Tat  ver- 
pflichtet. Denn  kommt  nicht  darauf  an,,  was  der  Beklagte 
gewollt  hat,  .sondern  darauf,  wie  man  sein  Verhalten  auf- 


fassen mußte,  da  er  seine  Handlungen  so  gegen  sich  gelten 
lassen  muß,  wie  sie  im  Verkehr  nach  Treu  und  Glauben  ver- 
standen werden  müssen.  Wenn  nun,  wie  festgestellt,  dem  Be- 
klagten gesagt  worden  war,  er  lade  eiaen  falschen  Wao-en 
aus  wenn  er  sich  daran  aber  nicht  kehrte,  sondern  mit  der 
^.ntladung  fortfuhr  Und  <las  Frachtgut  wegschaffte,  so  kann 
(lies  nur  bedeiiten,  daß  er  trotz  *;einer  ursprünglichen  Ab- 
lehnung der  Nachnahmesendung  doch  dieselbe  annehmen 
wolle.    Er  muß  also  Nachnahme  und  Fracht  bezahlen 

K.  M.-L. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Am  1.  Juni  1919  wird  der  an  der 
Bahnstrecke  Geseke  -  Paderborn  Hbf. 
zwischen  Salzkotten  und  Elsen  g^e- 
legene  Bahnhof  IV.' Klasse  Schar- 
mede, der  bisher  nur  dem  Personen-, 
Gepäck-  und  Expreßgutveikehr  diente, 
auch  für  die  Abfertigung  von  Eilgut 
und  Fracht gu t  in  ,  Wa;genla(Jun^en  e r- 
öffnet.  ,  .  .    '  , 

Die  Abfertigung  von  Sprengstoffen: 
und  von  solcben; ,  Gegenständen,  zu 
ileien  Ver-  und  Entladung*  eijje  Eampe 
erforderlich  ist.  bleibt  ausgescJilossen: 

Über  die  Höhe  der  ,  Frachtsätze  geben 
die  Dienststelleü  Auskunft.       i  ►  • 

Cn.'^.sel,  den  23.  Mai  t919.'  /591),". 
Eisenbähndirektiou.  '     ■  *  ■ 


2.  Gütervericehr. 

ftaats-     ÄRd  "PrivätBalinVTiei^erkelir. 

i;m:;ii!.:!;;:>u;?p«*rr.ll.  ^  ^TfV^'  1504.        '  ' 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  August  1919  ab 
jvijsd  dj.e  ^^^Jerfultrgebüjt)^r,  'fiiji;'.  .,dift  ßte- 
'ördei'üiig^  ^-on  lÜenupffercten  "von  '"  Han- 
iover  Möhringslx'rg  zur  Pferderampe 
im  Pferdeturm    oder    umgekehrt  von 
,70  Jl  für  den  Wagen  erhöht  auf  2,60  J{. 
^.uskunft  geben  die  Ixjteiligten  Güter- 
ibfertigungen,    sowie    tla»;  .lAnskiiöft-s- 
rareau,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 
Berlin,  den  27.  .Mai  1919.  (.W8) 
Eisenbahndirektion. 

iächsischrSchweräeriscibpr;  <Jfltenyerkehr 
Iber  :ijiödau-Roflirai(isli0itn  ;('^^kehr  mit 
Üasel  uiid  äcirafi'hauSen); 

Der  im  Anhang  II  zum  Gütertarif 
mter  Jp  3  festajesetzte  Frachtzuschjag 
rMi'  tlO  V.  fl.  \vird,rv'Ont  i5.'''J«äir'löl9  an 
i^f ;  220,  V.  H;  .  erhöh! . ,  '  '  ^  -  ^  ?  if  i 
^'D^esden,  am  27.  Mai  1919:  •  "  •*'^589) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs  Staatseisenb. 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Bemeinschaftliches    Heft    C  Ib  (Sta- 
tionstafeln usw.)  —  T£v.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juni  1919  ab 
reiten  die  im  Verkehr  mit  fast  allen 
Sahnhöfen  der  Braunsphweig  -  Schö- 
ünger  Eisenbahn  bereits  bestehen- 
len  Frachtzuschläge  auch  im  Verkehr 
nit  der  Station  W  i  1 1  m  a  r  der 
Sfaunschweig  -  Schöninger  Eisenbahn. 
Jas  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Parifmaßnahme  gründet  sich  auf  die 
rorül>ergehende  .Änderung  des  §  H  der 
5isenbabn-A'erkehrs-0rdnung  (R.-G.- 
31.  1914,  S.  455).  Auskunft  geben  die 
»eteiligten  Güterabfertigungen  sowie 
las  .  Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof 
vlexanderplatz. 

Berlin,  den  24.  Mai  1919.  (579) 
Eisenbahndirektaon. 


Treuenbrietzen  Brand.  St.  E.  einerseits 
'  und  Berlin  Zentralmarkthalle  ander- 
seits )>ei  Vorschrift  des  Bahnweges  über 
Beizig  die  direkte  Abfertigung  zugelas- 
-en.  Die  Taiifentfernungen  betragen: 
,  Ha-seloff-Niederwerbig-Berlin 

Zentralmarkthalle  ....     99  km 
Niemegk-Berlin  Zentralmarkt- 
halle .    ,,,  .    .  \    .    ;    .    .     93  km 
Treuenbrietzen  Bj-and.  E.- 
Berlin Zentralmaikthalle  .    105  km 
'  Auskunft  geben  die  beteiligten  Gü- 
terabfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
bureau, hier.  Kahnhof  Alexanderplatz. 
Berlin,  den  20.  Mai  1919.  ■       "  (587) 
'  Ei«enbaliudirektiou. 

;  Binnengötertarif  für  die  vollspurig.en 
„     ,       Linien,  Teil  II,  Heft  1. 

,        Gültigkeit  vönr  1.  Jümi  1919 Wird 
im-  AuÄnahmetarif   2  (EohstofftariF), 
Ziffer  14,    hinter  Steingrus  zugesetzt: 
(„Steinsplitt").      ferner'    die  Station 
Sc  h  w  ei.^e^r  t  h  a  1    -     D  i  e  t  h,e  Q;*'- 
-d  o-i-'  f".?als  •'Versand  stall  oh  in  die^.  A;ijs- 
.nahinetarife,  Qa- für-  Pfltisteisteime  usw. 
Jintd  .^h  für.  *'acklagestein.e  usw.  aÜf- 
ge.no.Dinien     und    die    Stati,o,n  F,ro.h.- 
f:ly-ü.  Sr'g<  '.iS  c:h4l  jt'z  ^  ö  h  'ä'ü  s  .-  in  ••■  (Ji&sen 
^A;ySuahnietarifen  gestrichen,  .-'f    ^''i  '^i' 
•«^^iJätfiktMü^.^äm.  2C.  lilai  ■ä&Q:^    -  ■  '■  {5^1) 
•  ien.-Dir.   d.  Sächs.  Staatseieenbahnen. 


taats-    und  Privatbahn-Güterverkehr. 

Vom  1.  Juni  1919  ab  wird  für  Eil- 
rüter  im  Verkehr  zwischen  den  Stati- 
nen  FTaseloff-Niederwerbig,  Niemegk. 


Bayerischer  Elpyd,  ScUiffahrts-Aktieji- 
.  ■    ;  »  /  ■      gesellschaft."  ;  i  .. 
..Prämie,  für  die  Verwahrung  der, Güter. 

Mitv'  *6fiMfigei-  .Äiijti^keit  '^wird"  die 
mit  Kundmachung  vom  Dezember  1918 
(_Ztg.  d.  V.  p.  E.  V  Nr.  4  v.'  15.  1.1919) 
-T;mH<'fnlTft&    iginp-fö'zIüffgB:r'=^üd~  ^öu!~" 
Ii  Auisfichreiben  vom  10.  £.pti\  liW  CZW  ' 
,(i.-,Vi  D:  E.-  V:  'Nr;  29  Vr  i6:"4.  f91,9)  äiTf 
X.   %  IjerAbgesiitzte  .P^ämi'©.   für. die 
iY#>Vahi'ung  der  tJüter  aufgehoben  ' 
J  •;  K-ägenebtirg,*  den  22.''  Mai  "IS-l-g." '(5!*IÖ) , 

i.Süddteutsche  Doüaü^Panipf Schiffahrt-  ■ 
t  ^  ^    .  Gesellschaft.^  _ 

Voin'28tTrai  '19T9"  aü  bis  aiif  weiter- 
hin werden  in  Re^ensbiiig,  Deggendorf 
und  Pkssäu  bahnwärts  einlangende  Sen- 
dungen nur  dann  zur  Weiterbeförde- 
rung angenpmm',en,  wenn  sie  mit  Frach- 
ten und  Gebühren  .nicht  belastet  sind.  . 
Die  Güter  sind  deshalb  in  der  Tiegel 
„frei  Fracht  und  Geliühien"  nach  Re- 
gensburg', i;)eggendoi  f  und  Passau  zu  ' 
versenden.  In  Überweisung  abgefer- 
tigt<j,.  Sendungen  werden  nur  dann  über- 
nommen, wenn  die  darauf  haftenden 
Frachten  und  Gebühren  bis  zum  Ein- 
treffen der  Sendungen  bei  der  Agentie 
de.-;  riMschlagsortes  erlegt  sind. 

München,  den  25.  Mai  1919.  (586) 

Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr 
Teilheft  C2a. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juni  1919  wird 
die  Station  Hahn  (Oldbg.)  als  Sammel- 
lager-Empfangsstatiou  in  den  Aus- 
nahmetarif 1  a  aufgenommen. 

Berlin,  den  24.  Mai  1919.  (583) 
Eisenbahndirektion. 


Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr,' 
Heft  A.  —  Tfv.  5. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  August  1919  ab 
werden  die  Sätze  der  Bahnhofsfracht 
auf  das  Doppelte  der  bis.  31  März  1918 
gültig  gewesenen  Sätze  erhöht.  —  Fer- 
ner wird  mit  Gültigkeit  vom  1.  Juni 
1919  ab  im  Abschnitt  ,.-D  3,  Beförde- 
rung nach,  von  und  zwischen  öffent- 
lichen Lade-  und  Umschlagstellen"  der 
Absati:  n'  aufgehoben.  Näheres  ent- 
hält die  am  29.  Mai  1919  erscheinende 
Nummer  des  Taiifanzeigers. 

•  Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
•jüterabfertigungen  sowie  das  .A.u.-- 
kuuftsluireau,  hier,  Bahnhof  Alexaudei- 

'.  platz.  .V 
;  Berlin,  den  26.  Mai  1919.  (584) 
Eisenbahndirektion. 

..  -        .,  '  '  

a)  Staats-    und    Privatbahn-Güter^  er- 

kehr.    Heft  A,  —   Tfv.  5. 

b)  Gemeinsames  Heft  für  den  Wechs'»!- 
.verkehr  Peutscher  EiSdnbilhäeh  u'ni6h- 

einander,  —  Tfv.  200. 

Mit 'Gültigkeit  vom  1.  August  1919  ab 
(Wird  die  Erinäßigung  .des  ,,.tJb.ergaugs:- 
tarifes  für  den  Verkehr  lu^t  K^leinbah- 
nei'-  füi-  Umschlaggntqr  v'oir,.üjj.d  liäeh 
Station  T  e  1 1  o  w  k  ä  n  a  1'-=  b,  ß'e  rl,i  n 
der  ..Kleinbahn;  Nöu^öJln-Mitten'wt^iicre 
ai^^geho(ip.pj  JJähe  i  es  ■  eii  t  hält  die  km 
29;'  Mai,  1919  |ers€heiii«liÖ6  Nummer  äes 
Tärifänzeigers. '        :  ''j"    -.' '  - ^.  '-U 

Ansknnff  geben  auch  die 'f^ijfeili^n 
;Güt>erabfertigungen  sowie  'las  Äusr- 
Ikimftsbivf-eau.  hier':  Bahnhof  Alexanderl 
platz. 

-  .IT-Berlin,  den  24;  Mai  -1-919: — ^ 
•'  ^ '  >   <     *■ ' '  Ei'S©#b'ähndirektion . 

peu-tseh-däniäcHie^  Wei'tkrif.l 

ji}ei|isa,m>en  ;■  Nac-Mräge  zu  den  de^it^öh,- 
nordischen  .Verbandstarifen  .vom  {25  2 
1919  ist  untffr  Ziffer  la  hinter  det  .Aia-- 
Aveisung  -  über  die-  BötferB.iiagsei:imtr- 
lung  bei  Leitung  über  Gjedser  zu  ver- 
merken: „Neben  den  nach  der  Entfer- 
nung für  Schnittpunkt  III  berechneten 
Zuschlägen  für  lebende  Tiere  werden 
.(ab  1.  4.  1919)  bei  Leitung  übdr  Gjed- 
ser  folgende  Frachtzuschläge  für  'das 
qm  Ladefläche  erhoben: 

Wagenladungsklasse  1  =  71'  Öre 
■     2  —  64    „  . 
3  und  4  =  94'  ,. 
Altona,  den  '-26.  Mai  1919.  (590) 

Eisenhahndirektion 
namens  der  Vei  liandsverwaltimgen. 


3.  Offene  Stellen. 

Wir  suchen  zum  möglichst  sofor- 
tig e  n  A  u  t  r  i  t  t 

3  geprüfte  Heizer  . 
als  Reserve-Führer.    Giehalt  nach  Über- 
einkunft. 

Betriebsverwaltung  der  Niederlausitzer 
Eisenbahn  in  Lübben  (Lausitz).  (582) 
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Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 


Chemnitz. 
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zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

17039J 

Reparaturdn^ltigstl 


Putz*  fadeul 
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E.E.  Meyer  *  Chemnitz 
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liefert 


El 


Ralüitscht  Jirema-Prellböcke.   2>.  R.  P. 

Fat  iedei  StumpfglcU  far  Ransief  und  PeKonenbahnkaf*.  SiehetKeitagUiie  atc.  to  Tet» 

•ckiedenan  Grttflen  li«fetbat. 
Vom  ICE.Z. A.  und  andaren  £.  Bahn  -Verwalt.  gepinft,  im  Betriebe  im  lu-  u.  Aualande  bewibrt. 

Gefahtloaea  Auflaufen  der  Peraonen-  und  Gut^izUBC  und  einzelnen  Wagen. 
W^itatutunung  ItrMattt:  Ehrtnprtia.         WeUaasateltnng  Tvrin:  Granä  Prix. 

9aUUch0  AaaaUnunB  MatmB:  KSnigl.  Mtdaittt.  [7074] 

A,  RAWIE,  OspabrücKaSchinKcl. 


El 
El 

El 
El 


2  neue  normalspurige  1  C  1 

Tenderlokomotiven 


Leergewicht  ca.  47,5  ions 
Dienstgewichi  ca.  58,5  ions 
Zugkraft  ....  5600  kg 


schnell  lieferbar. 

Orenstein  ®  Koppel  -  Arthur  Koppel  A.-G. 
Berlin  SW.,  Abt.  Lokomotivbau. 
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Soeben  ersebien: 


ic  der 
Lohnmethoden 


Von 


A.  Schilling 

ord.  Professor  an  der  techn.  Hochschule  in  ISreskwi 


Mit  30  Textabbildungen 


Preis  M.  9  —,  gebunden  M.  10  »iO 

(+  lOO/o  TeueruDgszuschlag:  gemäß  dea 
Bestimmungen    des   Börsenvert-ins  deij 
deutschen  Buchhändler) 
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Berlin,  den  4.  Juni  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


_  . .    .       Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
«izSlIf??*  60»»tiffe  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  »n  die 

SakTlftleitungr  der  Zeitung;  des  V»r«ias  DeutsciMr  Bt»eabalinvM-waltuarea 
_ .»"tli^he  BekanntmoohBUffen  an  das  Bareau  des  Vereins  Daatscher 
EkeobaJMverwaltuaeen,  beid«  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28«>  einiusenden. 

Die  /eitunr  kann  durch  den  Buthhandol  und  di«  Post  shb  Preise  Ton  6  M 
«r  das  Vierteljalir  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbaeh- 
hmdlsnc  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutsehen  und  biaberijreo  österrsiehiMh- 
 nsehen  Postgebietes  für  30  IL,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  84  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  Torherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeb©«. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Jt'd^^***""****'*''  *^F*^?^TT^Hr  ,<lie ,  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raui« 
^  PI.)  ansrenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßisrunfi-oa. 
BeilMsea  werden  nach  Vereinbarung  beiffefügt 

Weren  der  PriTatameigen  und  Beilage«  wende  man  tick  M  die 
Verlafibuchhaudlunf  ven  Julius  Sprinter  in  Barlin  W.  9,  LinkstraBe  2S/24 
rernspr.:  Amt  Kurfürst  6650-53.  Tel.-Adr.:  Spriagerbuoh.  Raichsbank-Girokont«- 
Deutsch«  Baak.  Dep.-Kasse  C.  Postiohock-Konto:  Berlin  Nr.  UIOO. 


D^r  deutsche  Frachtbrief  als  Urkunde 
und  Verrechnuii;?iSuiit«rlaÄe. 

Die  Eisenbahnen  in  der  Preußischen 
Landesversammlung. 

Zur  Frage  der  Betriebsschwieri^^keiten. 

Nachrichten. 
Deutschland:  Betriebseinstel- 
lung. —  Nachweis  der  Notwendig- 
keit von  Belsen.  —  Was  wird  der 
Sonun  erfahr  plan  bringen'/  —  Die 
Aufbewahrung  von  Militärgepäck 
auf  den  Bahnhöfen.  —  Das  V'er- 
kehiswesen  und  die  Einzelstaaten. 
—  Personenzug-Fahrplan  der  ßäch- 
eischen  Staatsbahnen.  —  Bautätig- 
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keit  der  württembergischen  8taats- 
eisenbahnverwaltung.  —  Beschlüsse 
der  württ  ein  bergischen  Landesver- 
ßammlung  zur  Überführung  der 
württembergischen  Verkehrsanstal- 
ten in  die  Verwaltung  des  Reichs. 

—  Mitwirkung  am  Wiederaufbau  des 
deutschen  Wirtschaftslebens.  —  Un- 
terstaatsisekretär  Franke.  —  Perso- 
nalnachrichten. 

Deutschöisterreich:  Außig- 
Teplitzer  Eisenbahn.  —  Zur  Aus- 
gestaltung der  Wiener  Eisenbahnen. 

—  Zum  Rücktritt  des  Präsidenten 
des  Verwaltungsrats  der  Südbahn- 
gesellschaft, Dr.  Ritter  v.  Weeber. 


Ts checho  - slowakisches  Ge- 
biet: Der  Eisenbahnverkehr  im 
tschecho-slowakischen  Staate. 
Übrige  europäische  Länder: 
Eisenbahnwünsche  im  Berner  Jura. 
Fremde  Erdteile:  Eine  Somali- 
bahn. —  Intelnationalisierung  der 
chinesischen  Bahnen. 

Allgemeines:  Englische  Werkstattzüg« 
für  Feldbahnen. 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Berichtigung. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Mes-  FffSEEgstfeie^tagj?  wege»  mwt  die  am  1 1.  d.  Mts.  ffallljge  J¥mnnier  der  Zeitung  atis. 

Der  deutsche  Fracütbrief  als  Urkunde  und  Verreclinungsunterlage. 


,  Meinem  Vorschlag  in  Nr.  18,  Jahrg.  1916  dieser  Zeitung 
zur  Änderung  des  deutschen  Frachtbriefmusters,  der  ledig- 
lich die  Sicherung  und  Erleichterung  der  Nachnahmezahlung 
bezweckte,  sind  andere  gefolgt,  die  den  Frachtbrief  völlig 
umgestalten  wollen  und  zum  Teil  auch  eine  Änderung  der 
Abfertigungsweiße  erstreben  (Jahrg.  1916,  Nr.  38  u.  60;  1918, 
Nr.  8,  1919,  Nr.  30).  Der  auf  österreichische  Verhältnisse  zu- 
geschnittene Vorschlag  in  Nr.  2  des  laufenden  Jahrgangs 
dieser  Zeitung  scheidet  für  den  innerdeutschen  Verkehr  aus, 
da  die  als  Ziel  genannte  Beseitigung  der  Frachtkarfce  hier 
«eit  15  Jahren  durchgeführt  ist.  Die  anderen  Aufsätze  be- 
weisen jedoch,  daß  auch  iu  Deutschland  eine  Änderung  als 
notwendig  erkannt  wird.  Die  maßgebenden  Stellen,  nachdem 
ßie  wegen  der  Papierknappheit  vorübergehend  den  doppel- 
seitig bedruckten,  aber  inhaltlich  unveränderten  Kriegsfracht- 
brief geschaffen  haben,  befassen  sich  jetzt  wieder  mit  seiner 
Gestaltung.  Es  wäie -zu  wünschen,  daß  vor  ■  endgültigen  Be- 
schlüssen alle  beteiligten  Kreise,  also  außer  den  Handels- 
vertretungen auch  die  im  praktischen  Dienst  stehenden  Ver- 
kehrsbeamten, die  mit  dem  Frachtbrief  tägüch  arbeiten  müs- 
*en,  gehört  werden. 

Bei  den  bisherigen  Erörterungen  spielte  die  Papier- 
«rsparnis  eine  wesentliche  Rolle.  So  sehr  die  Wirtschaft- 
Mchkeit  des  Rohstoffverbrauchs  aber  auch  zu  ihrem  Rechte 
kommen  muß,  so  sollte  man  sich  doch  hüten,  ihr  zuliebe  die 
Wirtschaftlichkeit  der  Arbeitskraft  in  die  zweite  Reihe  zu 
«teilen.  Wenn  also  nichts  weiter  beabsichtigt  sein  sollte,  als 
mit  der  Papiererspamis  diese  oder  jene  geringfügige  Än- 
derung in  der  Einteilung  zu  verbinden,  dafür  aber  "mit  dem 


zweiseitigen  Druck  eine  dauernde  Erschwerung  der  Abfer- 
tigung einzutauschen,  so  bliebe  der  alte  Friedensfrachtbrief 
besser  bestehen.    Aber  das   Ziel  geht  weiter,  muß  weiter 
gehen,  denn  das  jetzige  Abfertigungsverfahren  ist  trotz  de« 
Fortschrittes  gegen  früher  noch  so  zeitraubend  und  birgt 
so  manche  Fehlerquellen,  daß  eine  Vereinfachung  und  vor 
allem  eine  größere  Sicherheit  und  Zuverlä,ssigkeit  zu  wün- 
schen ist.    Bekanntlich  werden  die  Frachtbriefe,  abgesehen 
von  der  sonstigen,  besonders  der  kasisenmäßigen  Behandlung, 
auf  der  Versandstation  in  die  verkehrsweise  angelegten  Ver- 
sandbücher,   auf    der    Empfangsstation  in  die  ebenso  ein- 
geteilten Empfangsbücher  eingetragen.     Für  Markenfracht- 
briefe tritt  an  die  Stelle  des  Versandbuches  das  Markenab- 
gangsbuch; auf  der  Empfangsstation  findet  ein  dem  Empfangs- 
buch ähnlicher  Nachweis  solcher  Sendungen  nicht  statt.  Das 
Versandbuch  weist  29  Spalten  auf;  es  enthält  eine  fast  voll- 
ständige Wiedergabe  des  Frachtbriefes  seinem  wesentlichen 
Inhalte  nach,  das  Markenabgangsbuch  hat  eine  ähnliche  Ein- 
teilung, nur  ist  es  einfacher,  weil  sowohl  Wagenladungen,  als 
Sendungen  mit  Nachnahmen  und  Überweisungsfrachten  von 
der  Markenabfertigung  ausgeschlossen  sind.   Beide  Bücher  der 
Versandstation  bilden  die  Grundlage  für  die  Prüfung  der  Kas- 
'senbuchungen  und  die  kontrollseitige  Feststellung  der  Gebüh- 
ren, deshalb  ist  der  Nachweis  im  Empfangsbuch  wesentlich 
einfacher,  er  soll  auch  nur  die  Vollständigkeit  der  Buchungen 
auf  der  Versandstation  und  die  Übereinstimmung  der  beiden 
Hauptgeldspalten,  der  Frankaturen  und  Überweisungen,  erken- 
nen lassen.    Diese  Buchungen  geschehen  auf  der  Versandsta- 
tion und  Empfangsstation  häufig  mit  großer  Eile;  dort  wartet 
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die  Verladung-,  hivi  <lKi  Ausliefeiuug,  au  beiden  Htellcu  geht, 
der  Frachtbiief  .sofort  nach  der  Eintragung  in  andere.  Ilando  . 
über  und  der  Beamt.'.  ckr  beim  Tagesabschluß  die  Riclitigkeil 
der  Eintragungen  festzustellen  hat,  muß  nicht,  selten  durch 
zeitraubendes  Abstreichen  aller  Einzelposten  die  Einwirkung 
jener  Hast  ausgleichen,  ganz  zu  schweigen  von  den  Fehl- 
buchungen in  falsche  Stationskonten,  die  meist.  ei«t  die  ^  er- 
kehrskontrolle  nach  dem  Vergleichen  der  Versand-  und  Emp- 
fangsbiicher  entdeckt.  Wenn  es  also  vor  den  beiden  Brenn- 
punkten des  Abfertigungsdienstes,  der  Verladung  und  Auflie- 
ferung, an  Zeit  gebricht,  so  muß  hier  die  Vereinfachung-  ein- 
setzen.'nnd  wenn  der  Frachtbrief  ihr  dienstbar  gemacht  wer- 
den soll,  .so  muß  er  die  zeitraubenden,  häufig  fehlerhaften  und 
ungenauen  Eintragungen  in  die  Versand-,  Markenabgangs-  und 
Enipfangsbücher  ent1)ehrlich  machen.  Wie  kann  das  ge- 
«4chehen  ? 

Der  Vorschlag  m  Kr.  GO  des  Jahrgangs  1916  dieser  Zeitung 
will  durch  den  Absender  gleichzeitig  mit  dem  Frachtbrief  im 
Pausewege  eine  Ab.schrift  herstellen  lassen,  die  auf  der  Ver- 
.sandstation  zurückbleibt  und  als  T^nterlage  für  die  Anfeiti- 
gunir  de.s  Versandbuches  oder  einer  Versandrechnung  dient; 
er  -s'tellt  damit  in  der  Haupt^sache  einen  Zustand  wieder  her,- 
der  bis  zum  Jahre  1904  bestand,  nur  daß  früher  die  Abschrift 
(Karte)  nicht  vom  Absender,  sondern  von  der  Abfertigung  ge- 
macht wurde,  mit  ihr  gleichzeitig  eine  Doppelschrift,  die  für 
den  Nachweis  auf  der  Empfangsstation  und  die  kontrollseitige 
Feststellung  gebraucht  wurde.    Es  würde  zwar  eine  geringe 
Erleichterung  auf  der  Versandstation  geschaffen  werden.  A^eil 
die  Buchungen  in  den  Versand-  und  Markenabgangsbüchern 
auf  wenig'cr  belastete  Tageszeiten  gelegt,  möglicherweise  auch 
etwas  einfacher  gestaltet  werden  könnten;  auch  der  Vorteil 
coli  nicht  verkannt  werden,  der  in  dem  A^orhan densein  von 
dem  Frachtbrief  gleichwertigen  Verrechnungsunterlagen,  )je- 
sonders  für  die  Frachtenprüfung,  gegeben  ist ;  im  ganzen  wäre 
der  Gewinn  aber  nur  gering,  auch  auf  der  Empfangsstation 
bUehe  alles  beim  alten.    Zudem  erscheint  es  mir  nicht  ganz 
fraglos,  ob  die  Herstellung   de«  Frachtbriefes  im  Pausever- 
fahien  mit  iseiner  Eigenschaft  als  Vertragsurkunde  noch  ver- 
einbar ist.   Wenn  auch  sonst  der  Entwurf  der  hier  aufgestell- 
ten Forderung  durchgreifender  Vereinfachung  der  Abfertigung 
nicht  genügt,  so  ist  die  Einteilung,  besonder®  die  übersichtliche 
Trennung  des  vom  Absender  und  der  Eisenbahn  auszufüllen- 
den Teiles,  recht  beachtenswert  und  der  Vorschlag  an  sich 
entwickelungsfähig.    Er  will  den  Frachtbrief  einseitig  auf  der 
Hälfte  der  Eeichsbogengröße  (ich  nehme  an.  daß  damit  die 
jetzige  Frachtbriefgröße  von  38  X  30  cm  gemeint  ist,  im  Gegen- 
satz zu  der  sonst  üblichen  Bogengröße  von  42  X  33  cm)  unter- 
1)ringen  und  damit  die  Nachteile  vermeiden,  die  das  Aufschla- 
gen oder  Umwenden  des  zusammengelegten  oder  doppelseitig 
bedruckten  Frachtbriefes  mit  sich  bringt.,  doch  wird  das  seine 
Schwierigkeiten  haben.    Ein  Zwang,  «ich  an  eine  Breite  von 
19  cm  zu  halten,  dürfte  kaum  bestehen.    Der  Frachtbrief  ist 
in  erster  Reihe  ein  Geschäftspapier  und  muß  sich  daher  den  im 
Geschäftsleben  üblichen  Maßen  anpassen,  schon  wegen  der 
Versendung  in  Geschäftsbriefumschlägen  (als  Anlage  zu  ge- 
schäftlichen Mitteilungen),  als  auch  wegen  der  Aufbewahrung 
in  den  kaufmännischen  Eegistraturen.    Diesem  Erfordernis 
entspricht  er  noch,  wenn  er  auf  eine  Größe  von  23  X  30  cm 
gebracht  wird,  das  ist,  um  sie  anschaulich  zu  machen,  dasi 
Blaftmaß  dieser  Zeitung.    Damit  weiden  in  der  Breite  4  cm, 
an  Fläche  120  qcm  gewonnen,  die  bei  weiser  Beschränkung  die 
vorgeschlagene  Einteilung  auf  einer  Seite  ermöglichen,  na- 
mentlich dann,  wenn  zur  Ergänzung  die  Rückseite  zugelassen 
werden  kann,  die  auch  -wieder,  wie  früher,  zu  den  unverbind- 
lichen Nachlichten  über  Herkunft  und  Bestimmung  des  Gutes 
zur  Verfügung  steht.   Von  dem  Frachtbrief  dieser  Größe  gehe 
ich  aus,  übernehme  auch  die  Einteilung,  nur  möchte  ich  der 
vom  Absender  aufzuklebenden  Frachturkundenstempelmarkie 
in  der  linken  oberen  Ecke  einen  Platz  freigehalten  wissen, 


weil  sie  an  der  jetzigen  Stelle  die  Deutlichkeit  des  Versand- 
stempels eo  isehr  beeinträchtigt,  daß  dieser  meist  im  E«ich- 
nungsteile  de.->  Frachtbriefes  wiederholt  werden  muß.  Dem  so 
gestalteten,  in  der  Hauptsache  also  einseitigen  Frachtbriefe*) 
gliedere  ich  statt  der  Abschrift  rechts  einen  Empfangsabschnitt 
von  6  X  30  und  einen  Vei«andabschnitt  -von  9  X  30  cm  an, 
deren  Inhalt  bildlich  dargestellt  ist.  Der  Versender  wirkt  nur 
an  der  Ausfertigung  des  Versandabschnittes  mit,  und  zwar,  wi« 
das  Bild  erkennen  läßt,  in  so  geringem  Maße,  daß  er  die  Arbeit 
nicht  als  lästig  empfinden  wird,  zumal  er,  wie  das  jetzt  .schon 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  (70—80  v.  H.)  geschieht,  seinen 
Anteil  durch  den  Eindruck  der  immer  wiederkehrenden  Anga- 
ben beschränken  kann.  Der  Versandabschnitt  bleibt  auf  der 
Versandstation  zurück,  wird  auf  ein  etwa  14 — 15  cm  breitea 
Blatt,  das  in  der  Länge  einen  oder  zwei  etwa  2  cm  breite  gum- 
mierte Streifen  aufweist,  dergestalt  staffelförmig  aufgeklebt, 
daß  der  folgende  Abschnitt  den  vorhergehenden  bis  auf  di« 
obere,  Versender,  Inhalt,  Gewichts-  und  Geldangaben  enthal- 
tende Zeile  verdeckt,  so  daß  Gewicht  und  Geld  am  Schluß  der 
Seite  ohne  Mühe  zusammengezählt  werden  können.  Selbstver- 
ständlich findet  eine  stationsweise  Trennung  statt,  wie  im 
Versandbuch,  die  Empfangsstation  nebst  Entfernung  und  Lei- 
tungsweg erscheint  als  Überschrift.  Die  so  versandbuchartig 
hergerichteten  Blätter  werden  in  Briefordnern  aufbewahrt, 
wie  sie  in  kaufmännischen  Schreibstuben  längst  unentbehrlich 
geworden  sind.  Am  Schlüsse  des  Rechnungsabschnittes  wer- 
den sie  verkehrsweise  zusammengefaßt,  nach  der  Ermittelimg 
der  ,  Seiten-  oder  Stationssummen  mit  Titelblatt  versehen  und 
zur  Anfertigung  der  Verkehrszusammenstellung  benutzt.  Da- 
mit der  Kopfdruck  der  einzelnen  Abschnitte  den  Raum  nicht 
schmälert  und  das  Zusammenzählen  nicht  erschwert,  ist  er 
unter  den  Zahlenangaben  angeordnet;  unter  ihm  bleibt  ge- 
nügend Platz  für  die  Stations-  oder  Seitensummen.  Die  Ein- 
teilung hält  eich  im  allgemeinen  an  das  Versandbuchmuster, 
nur  mußten  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  die  Einzelspalten  für 
die  Gewichte  der  verschiedenen  Tarifklassen  zusammengefaßt, 
die  Geldspalten  für  Nachnahme  und  Rollgeld,  ferner  für  Stück- 
gut- und  Ladungsfracht  vereinigt  werden.  Wenn  die  Anzahl 
der  Abschnitte  einer  Seite  auf  höchstens  15  beschränkt  wird, 
so  lassen  sich  die  Gewichte  der  verschiedenen  Tarifklassen 
am  Fuße  unschwer  besonders  darstellen,  was  sowohl  die  sum- 
marische Frachtenprüfung  als  auch  die  Übertragung  in  die 
unverändert  bleibende  Verkehrszusammenstellung  zuläßt. 

Das  Einordnen  und  Einkleben  geschieht  erst,  nachdem  die 
zur  Abstimmung  der  Kassenbuchungen  erforderlichen  Tages- 
auszüge und  Tageskontrollen  gefertigt  sind.  Der  Abferti- 
gungsbeamte, der  jetzt  diese  Zahlen  aus  den  gegen  Ende  dm 
Monats  immer  zahlreicher  und  unübersichtlicher  werdenden 
Versandbucheinträgen  mehr  herausblättern  als  herausschreii>en 
muß,  wird  bestätigen,  welche  außerordentliche  Erleichterung 
das  bedeutet.  Aber  damit  sind  die  Vorteile  nicht  erschöpft; 
das  Versandbuch  braucht  nicht  vorgerichtet  zu  werden,  e« 
wächst  von  selbst  aus  den  einzelnen  Blättern,  und  die  alpha- 
betische Reihenfolge  läßt  sich  immer  streng  durchführen; 
zwar  kann  auch  hier  ein  Abschnitt  verklebt,  also  an  ein« 
falsche  Stelle  gebracht  werden,  aber  das  läßt  sich  jederzeit 
feststellen,  da  jeder  Abschnitt  die  vom  Absender  ein  «jetragen«, 
mit  dem  Frachtbrief  also  sicher  übereinstimmende  Bestim- 
mungssta;tion  aufweist,  vor  allem  enthält  das  so  hergestellt» 
Versandbuch  in  allen  Teilen  durchaus  zuverlässige  TTranga^>en 
des  Versenders,  die  sowohl  für  die  Fracht-  und  Gebührenbe- 
rechnung,  als  für  den  Ermittelungsdiensc  von  unschätzbarem 
Werte  sind.  Auch  die  Übersichtlichkeit  und  Genauigkeit,  be- 
sonders hinsichtlich  des  Absenders  und  Inhaltes,  der  Bezeich- 
nung und  Verpackung  der  Güter  kann  nur  gewinnen,  weil  ein 
großer  Teil  dieser  Angaben  in  Buch-  oder  Stempeldruck  her- 
gestellt werden  wird  und    dadurch    von   den  geschriebenen 

*)  Von  der  Wiedergaibe  wii^  hier  abgesehen. 
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merklich  abweicht  und  leicht  lesbar  ist.  Endlich  ist  der  aus- 
rechnende Beamte  stets  zu  ermitteln  und  kann  für  häufige  Feh- 
ler besser  als  jetzt  verantwortlich  gemacht  werden.  Weil  die 
Einordnung  der  Abschnitte  erst  nach  dem  Tagesabschluß  ge- 
schieht, muß  eine  fortlaufende  Nummerung  für  jede  Emp- 
fangsstation allerdings  entfallen,  denn  die  Wiedereinführung 
der  zur  Zeit  der  Kartenanfertigung  gebrauchten  Nummern- 
bücher empfiehlt  isich  nicht.  Das  mag  auf  den  ersten  Blick  als 
Nachteil  erseheinen,  weil  damit  der  Empfangsstation  die  Kon- 
trolle über  den  lückenlosen  Eingang  der  Frachtbriefe  genom- 
men wird.  Diese  Kontrolle  verursacht  aber  viel  unfrucht- 
bares Schreibwerk,  denn  es  stellt  sich  meist  heraus,  daß  die 
unterbrochene  Nummernfolge  auf  Eintragungen  unter  falschen 
Stationskonten  auf  der  Versand-  oder  Empfangsstation  zurück- 
zuführen ist,  also  auf  Fehler,  die  sich  bei  dem  hier  vorgeschla- 
genen Verfahren  fast  ganz  beseitigen,  immer  aber  auch  ohne 
die  laufende  Stationsnummer  aufklären  lassen.  Eine  Nummer 
für  jede  Frachtbriefsendung  ist  natürlich  neben  dem  durch 
Abstempelung  ausgedrückten  Aufgabetage  unerläßlich,  aber 
sie  braucht  nicht  notwendig  für  jede  Station  besonders  gegeben 
zu  werden,  sondern  kann  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
oder  dem  Verkehrsumfang  monatlich,  halbmonatlich  oder  in 
noch  kürzereu  Zwischenräumen  mit  1  beginnen  und  für  alle 
Stationen  imd  "\''erkehre  durchlaufen,  bei  großen  Dienststellen 
kann  sie  auch  rnit  Zählstempeln  aufgedruckt  werden.  Ein  ein- 
faches Nummernblatt  oder  ein  Nummernbogen,  der  außer  dem 
Tage  als  Uberschrift  nur  die  zwei  Spalten  Nummer  und  Be- 
stimmungsstation enthält,  weist  die  aufgelieferten  Fracht- 
briefe nach.  Der  Schreibaufwand  hierfür  ist  gering,  wenn  für 
die  bekannten  und  häufig  wiederkehrenden  Stationen  verständ- 
liche Abkürzungen  in  der  Art  der  Eigentumsmerkmale  der 
Güterwagen  zugelassen  werden.  Dieser  Nummernnachweis 
läßt  nicht  nur  ohne  Mühe  erkennen,  wohin  an  bestimmten  Ta- 
gen Sendungen  aufgeliefert  sind,  was  für  den  Ermittelung*- 
dienst  wertvoll  «ein  kann,  sondern  er  macht  besondere  Fest- 
stellungen über  die  monatlichen  Versandzahlen  entbehrlich  und 
gewährt  eine  Kontrolle  darüber,  ob  Frachtbriefe  nach  der  Auf- 
lieferung mit  unredlicher  Absicht  beseitigt  sind. 

Wie  für  das  Versandbuch,  so  lassen  sich  die  Versandab- 
schnitte auch  für  das  Markenabgangsbuch  verwerten,  wenn 
zur  Darstellung  der  baren  und  gestundeten  Markenfrachten  die 
■beiden  letzten  Spalten  des  Abschnittes  unter  handschriftlicher 
Ergänzung  benutzt  werden,  ja,  es  lassen  sich  hier  ohne  jede 
Mühe  besondere  Markenabgangsbücher  für  die  Verbandsver- 
kehre oder  für  die  großen  Stundungsnehmer  bilden,  wenn  es 
nicht  vorgezogen  werden  sollte,  auch  sie  mit  in  das  allgemeine 
Markenabgangsbuch  aufzunehmen.  Die  Markensendungen  sind 
im  Frachtbrief  und  in  den  beiden  Abschnitten  hinter  der  Num- 
mer mit  dem  Buchstaben  M  zu  kennzeichnen.  Für  die  Eisen- 
bahnmarken ist  ein  Eaum  im  Empfangsabschnitt  vorgesehen; 
das  erweist  sich  als  nötig,  weil  die  Eechnung  auf  dem  einsei- 
tigen Frachtbrief  kleiner  geworden  ist  und  es  bei  noch  immer 
weiterer  Erhöhung  der  Markenbeträge  (bis  zu  G  Jl  statt  1  J.I 
im  Anfang)  erforderlich  erscheint,  sie  in  der  Hand  der  Eisen- 
bahn zu  lass-en,  um  dadurch  nicht  nur  eine  spätere  Prüfung 
der  Markenverwendung  durch  die  Verkehrskontrolle  zu  ermög- 
lichen, sondern  auch  der  betrügerischen  Wiederverwendung 
gebrauchter  Marken  vorzubeugen. 

Der  Empfangsabschnitt  lehnt  sich  in  seiner  Einteilung  an 
das  Emj^angsbuch  an;  er  wird  von  dem  Beamten  der  Emp- 
fangsabfertigung airsgefüllt,  der  die  Fracht  prüft,  und  erst 
dann  dem  Empfangsbuch  in  gleicher  Weise  wie  beim  Versand- 
buch einverleibt,  wenn  die  Tagesauszüge  für  den  Empfang  ge- 
fertigt worden  sind.  Es  ist  außerordentlich  wertvoll,  daß  er 
den  Versand-  und  Empfangsstempel  trägt  und  damit  Zweifel 
über  Abgangsstation,  Versandnummer,  Aufgabe-  und  Ein- 
gangstag ausschließt.  Aus  den  Empfangsabschnitten  der  Mar- 
kenbriefe, die  sich  schon  durch  die  Marken  als  solche  kenn- 
zeichnen, werden  Empfangsbüclier  nicht  gebildet,  aber  .'iie  köu- 
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neu  istations-  und  verkelii  sweise  gebündelt  werden  und  erleich- 
tern damit  wieder  den  Ermittelungsdienst  und  gewähren  eine 
Gcgenkontrolle  für  die  entsprechenden  Buchungen  auf  der 
Versandstation. 

Für  eine  Umbehamllung  stehen  die  Urverrechnungsab- 
schnitte  nicht  zur  A^erfügung.  Dafür  müssen  eisenbahnseitig 
besondere  Vordrucke  vorgehalten  und  dem  Frachtbriefe  ange- 
heftet werden;  die  Kiembahnstationen  behalten,  da  sie  nicht 
Eisenbahnstationen  im  Sinne  der  Verkehrsordnung  sind,  weder 
Versand-  noch  Empfangsabschnitte,  denn  auf  der  Übergangs- 
station  beginnt  und  endigt  das  eigentliche  Abfertigungsge- 
tvchäft  für  die  Eisenbahn;  die  Fälle,  in  denen  besondere  Ab- 
schnitte beizugeben  sind,  beschränken  sich  daher  auf  einen 
geringen  Teil  der  Abfertigungen. 

Man  könnte  einwenden,  daß  das  Einkleben  der  Abschnitte  eine 
besonders  lästige  Zugabe  ist  und  die  Vorteile  aufhebt.  Das  ist, 
wie  meine  Versuche  ergeben  haben,  nicht  der  Fall,  wenn  die 
Aufnahmeblätter  gummiert  isind  und  es  nur  der  Anfeuchtung 
der  Abschnitte  an  der  betreffenden  Stelle  bedarf;  ein  kleiner 
Behälter  mit  feucht  gehaltenem  Schwamm  wird  die  Arbeit  sehr 
erleichtern. 

Der  Empfangsabschnitt  bleibt  bis  zur  Bestimmungsstation 
am  Frachtbiief  und  wird  umgeschlagen.  In  den  entstehenden 
Falz  können  etwaige  Frachtbriefanlagen  hineingeschoben  und 


mit  ihm  und  dem  Frachtlnief  so  l>efestigt  werden,  daß  sie  ge- 
gen Verlust  besser  geschützt  sind,  als  bei  dem  doppelseitig  \>v. 
druckten  einfachen  Kriegsfrachtbrief. 

Der  neue  Frachtbrief  hat  mit  den  Verrcclmuugsabschuitteu 
eine  Größe  von  23  +  6  +  9  =  38  X  30  cm,  entspricht  demnach 
genau  den  Maßen  des  bisherigen  Friedensfrachtbriefes  und  er- 
fordert keinen  Mehrverbrauch  an  Papier,  dagegen  beschränkt 
er  den  Drucksachenverbrauch  der  Eisenbahn  infolge  Wegfalls 
der  besonderen  Versand-,  Maikenabgangs-  und  Empfangs- 
büoher  ganz  erheblich.  Die  schmalen  Aufnahmeblätter  brau- 
chen entweder  gar  nicht  oder  nur  einseitig  bedruckt  zu  wer- 
den und  können  aus  geringwertigem,  nur  auf  einer  Seite  ge- 
leimtem Papier  hergestellt  sein.  Auch  mein  Vorschlag  bringt 
schließlich  eine  Papierersparnis,  daneben  aber  die  sonst  er- 
sichtlich gemacht'en  Vorteile,  die  nicht  ohne  Eückwirkung  blei- 
ben werden  auf  die  Sicherung  der  Abfertigung  und  Frachtbe- 
rechnung und  den  Personalbedarf  der  Abfertigungen  und  Ver- 
kehrskontrollen;  diese  müssen  daher  letzten  Endes  das  ganze 
Abfertiguugsgeschäft  wirtschaftlicher  machen  und  somit  der 
Allgemeinheit  zugute  kommen.  Die  endgültige  Gestaltung  des 
deutschen  Frachtbriefes  kann  daher  eine  größere  Bedeutung 
gewinnen,  als  es  auf  den  ersten  Blick  aussieht. 

Cassel.  S  c  h  w  e  i  m  1  e  r. 


Die  Eisenbahnen  in  der  Pre 

In  der  Sitzung  am  31.  Mai  d.  Js.  kam  die  förmliche  Anfrage 
der  Deutschen  Volkspartei  über  die  Zerrüttung  des  Trans- 
portwesens und  in  Verbindung  damit  des  Antrages  der 
Deutschnationalen  auf  Verbesserung  des  Eisenliahnverkehrs 
zur  Beratung. 

Abg.  Garn  ich  (Dtsch.  Vp.)  fühlte  hierüber  aus:  Unsere 
Anfrage  lieo-t  schon  seit  dem  17.  März  vor.  und  wir  hätten 
gehofft,  daß  die  Entwicklung  der  Dinge  zur  Zurückziehung 
unserer  Anfrage  geführt  hätte.  Zu  unserem  Bedauern  haben 
'Sich  die  Zustände  im  Eisenbahnverkehr  seitdem  aber  noch  vei- 
schlechtert.  Der  Krieg,  insbesondere  der  verlorene  Krieg  mit 
allen  seinen  Folgen,  Materialmaugel  und  die  sinkende  Lei- 
stungsfähigkeit der  Arbeiter  sind  die  Ursachen  dafür,  daß 
unser  Traus])ortwesen  völlig  zeirüttet  erscheint.  Besimder.s 
verhängnisvoll  ist  aber  die  unüberlegte  A  u  s  1  i  e  f  e  r  u  n  .g 
unseres  Materials  an  den  Feind  gewesen.  Bei 
Abschluß  der  Waffenstillstandsbedingungen  hat  man  an- 
scheinend wohl  geglaubt,  die  Zahl  aufbringen  zu  können  und 
sich  um  die  Güte  herumzudrüclien.  Das  ist  ein  foLgenschsveier 
Irrtum  gewesen.  Der  Feind  hat  4137  Lokomotiven  zurück- 
gewiesen, und  um  die  Bedingungen  zu  erfüllen,  mußten  wir 
11 000  Lokomotiven  z^eitweilig  dem  Verkehr  entziehen.  Ähn- 
lich ist  es  bei  den  Wagen  gewesen.  Dieses  rigorose  Vorgehen 
der  Ententekommission  bei  der  Eintreibung  der  Waffenstill- 
standsrechnung möge  allen  denen  zur  Warnung  dienen,  die 
(zu  den  Unabhängigen)  immer  noch  der  Meinung  sind,  es 
ließe  sich  später  etwas  von  den  Fliedensbedingungen  alb- 
liandeln  oder  es  -würde  mit  ihrer  Erfüllung  nicht  so  genau 
genommen.  Mit  vollem  Bewußtsein  hat  der  Feind  das  deutsche 
Verkehrswesen  vernichtet.  Aber  auch  seit  Abschluß  der  Waf- 
fenstillstandsbedingungen ist  unser  Transportwesen  immer 
weniger  leistungsfähig  geworden.  Die  Uisache  dafür  liegt 
in  der  verminderten  Arbeitszeit,  den  ewigen  Streiks  und  Lohn- 
fordeiTingen,  denen  die  preußische  Eisenbahnverwa.ltung 
leider  nicht  mit  der  genügenden  Festigkeit  entgegentritt  iiud 
einer  unbestreitbaren  gesunkenen  Arbeitslust.  Es 
ist  ganz  ausgeschlossen,  daß  wir  angesichts  dieser  Zustände 
noch  eine  Neuabgabe  von  Eisenbahnmaterial  für  Eussisch- 
Polen  leisten  können.  (Lebhafter  Beifall.)  Der  Wiederauf- 
bau unseies  Eisenbahnwesens  erfordert,  daß  endlich  ijeell,  treu 
und  ehrlich  gearbeitet  wird.  Das  ist  leider  noch  immer  nicht 
der  Fall.  Seit  A1>schluß  der  Feindseligkeiten  ist  die  Zahl 
der  Eisenbahnarbeiter  um  74  000  auf  134  000  gestiegen.  Die 
Arl>eitsleistung  ist  trotzdem  aber  auf  30  %  der  Fliedens- 
leistung herabgesunken.  Dieser  verminderten  Arbeitsfreudig- 
keit steht  eine  Lohnsteigerung  von  durchschnittlich  190  %. 
für  einzelne  Arbeitergattungen  bis  zu  350  %  entgegen.  Trotz- 
dem hören  die  Fordeningen  nicht  auf;  die  Arbeiter"treten  .ietzt 
noch  für  Lohnerhöhungen  ein,  die  eine  erneute  Jahres- 
belastung von  2  Milliarden  bringen  müßten.  (Uniuhe  bei  den 
Unabhängigen.)  Selbstverständlich  müssen  in  einer  so  teuren 
Zeit    auch    hohe  Löhn©  gezahlt  werden.    Aber  wenn  schon 
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solche  Lohnerhöhungen  stattfinden,  dann  sollte  auch  wenig- 
stens gearbeitet  werden.    (Lebhafter  Beifall.) 

Abg.  N  e  u  m  a  n  n  -  Magdeburg  (Soz.)  bespricht  die  Arbeits- 
verhältnisse in  der  Kriegszeit.  Das  Ersatzmaterial  war  außer- 
ordentlich schlecht,  die  Arbeitskräfte  waren  ül)ei lastet.  Jetzt 
ist  eine  völlige  Zerrüttung  des  Verkehrslebens  eingetreten. 
Stundenlang  muß  man  vor  den  Schaltern  warten,  oft  muß  man 
auf  eine  notwendige  Eeise  verzichten,  Aveil  man  nicht  i  echt- 
zeitig die  Fahrkarte  bekommen  kann.  Wenn  die  Feinde  uns 
so  viel  Kohlen  wegnehmen,  dann  müssen  wir  die  Hochmoore 
mehr  ausbeuten  und  mehr  weiße  Kohle  verwenden,  das  sind 
die  Wasserkräfte. 

Eisenbahnminister  Oes  er  gab  hierauf  nach  einem  Bericht 
der  Deutschen  Allgemeinen  Zeitung  folgende  Erklärung 
ab:  Die  Eisenbahnverwaltung  ist  nicht  schuld  daran,  weuii 
diese  Anfragen  so  spät  beantwortet  werden.  Mir  liegt  außer- 
ordentlich daran,  wenn  ich  über  die  Schwei en  Sorgen  meiner 
i  Verwaltung  mich  zur  Laudesversammlung  aussprechen  kann. 
Ich  wünsche  eine  derartige  Auseinandersetzung,  und  ich 
möchte,  daß  sie  weit  hinausklin.gt,  denn  die  Eisenbahn  isi 
ein  Unternehmen  des  Volkes,  vielleicht  das  am  frühesten 
sozialisierte  Untei nehmen.  Jeder  muß  daran  Interesse  haben. 
Die  Verhältnisse  sind  in  der  Tat  außerordentlich  ernst.  Es 
wäre  verfehlt,  das  zu  verhehlen.  Am  deutlichsten  zeigen  das 
die  finanziellen  Verhältnisse,  und  zwar  die  Betriel)szahl,  das 
ist  das  Verhältnis  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben.  Es  be- 
trug früher  zwischen  50  und  60  bis  70.  Eine  Betriebszahl 
von  70  hielten  wir  schon  für  ungesund  1918  war  die  Be- 
triebszahl 80,39  und  .ietzt  ist  sie  129,90.  Das  heißt,  die  Aus- 
gaben sind  um  30  %  über  die  Einnahmen  hinausgewachsen. 
Nach  dem  neuen  Etat  wird  ein  Zuschuß  von  700  Millionen 
Mark  erforderlich  sein.  Ich  AA'äre  glückselig,  wenn  wir  dieses 
Ergebnis  erreichen  könnten.  Wir  wollen  es  erreichen  auf 
Grund  der  Tarifei'höhungen,  die  monatlich  149  Millionen  Mark 
einbringen  sollen.  Das  Jahr  läßt  sich  aber  schlecht  an.  Der 
April  ist  ein  außerordentlich  ungünstiger  Monat.  Wenn  das 
so  weiter  geht,  dann  brauchen  wir  im  Laufe  des  Jahres  einen 
Zuschuß  von  3100  Millionen  Mark.  (Lebhaftes  Hört,  hört!) 
Mit  dem  vergangenen  Jahre  zusammen  würden  wir  dann  die 
furchtbar  erschreckende  Zahl  erhalten,  daß  wir  für  die  Eisen- 
bahnen in  zwei  Jahren  5  Milliai^den  Jlark  Zuschuß  brauchen. 
(Lebhaftes  Hört,  hört  und  Bewegung.)  Das  sind  25  %  mehr, 
als  die  französische  Kriegsentschädigung  von  1871  betrug. 
(Andauernde  Bewegung  und  Eufe  rechts :  Der  Segen  der  Ee- 
volution !)  Diese  Zurufe  sind  ungerecht,  denn  die  Verhält- 
nisse haben  sich  schon  vor  der  Eevolution  entwickelt.  Die 
Ursachen  dieser  Zustände  sind  verschiedenartig.  Bei  diesen 
Verhältnissen  kann  ich  nicht  mit  freigebiger  Hand  austeilen, 
sondern  meine  Sorge  ist  bei  Tag  und  Nacht  darauf  gerichtet: 
wie  kann  ich  dieses  große  und  einst  so  kerngesunde  Unter- 
nehmen aus  der  schwierigen  Situation  zur  allmählichen  Ge- 
sundung bring'-en.    Da  muß  ich  oft  hart  sein,    ich  kenne  di« 
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schwierigeu  Lel>ensv€rhältuisse,  aber  «ine  Erhöhung  d^er  B^e- 
züge  ist  nicht  möglich,  weil  der  Fiuanzmüiister  k'Cia  Geld 
mehr  zur  Verfüguno-  stellen  kann.  Das  einzige  Mittel  ^st,  eine 
Senkung  der  Pieise  herbeizuführen,  und  zwar  durch  Zufuhi'en 
aus  dem  Auslande.  So  lange  die  Lebensmittelvorräte  nicht 
vermehi't  werden,  hilft  eine  Lohnsteigerung  nur  vorüber- 
gehend. Die  Streiks  haben  uns  immer  mehr  heruntergewirt- 
schaftet. Es  gibt  keine  andere  Politik  als  die,  dafür  zu  .sor- 
gen, daß  wir  möglichst  viel  Lebensmittel  aus  "dem  Auslande 
bekommen.  Nur  auf  diese  Weise  sind  auch  der  Wucher-  und 
der  Schleichhandel  zu  bekämpfen.  Der  Minister  gibt  dann 
eine  Übersicht  über  die  Tätigkeit  der  Eisenbahiiverwaltung 
im  Kriege  und  nach  dem  Waffenstillstände.  Daß  in  den 
Novembertagen  die  Verwaltung  nicht  zusammengebrochen  ist, 
ein  großes  Verdienst  meines  Vorgängers  und  der  Pflicht- 
tieue  der  Angestellten.  Bei  den  Abgaben  auf  Grund  des  AVaf- 
fenstillstandes  nahm  uns  die  Entente  nur  das  beste  Material 
ab,  und  das  hatte  abermals  eine  große  Bückwirkung  uner- 
wünschter Art  auf  unseren  Betrieb.  Unglaubliche  Mengen 
von  Lokomotiven,  Personen-,  Gepäek-  und  Güterwagen  muß- 
ten durch  die  Weikstätten  gejagt  werden,  um  hergerichtet  zu 
werden,  Züge  mußten  daraus  zusammengestellt  werden  und 
wieder  zurückgeführt  werden,  wenn  die  Abnahme  des  Mate- 
rials verweigert  wurde,  und  darunter  litt  der  ganze  übrige 
Betrieb  in  weitestem  Maße.  Im  Januar  sind  1089  Lokomo- 
tiven durch  die  Werkstätten  gegangen,  es  waren  allerdings 
meist  leieht  beschädigte,  die  nur  Schönheitsfehler  aufwiesen, 
wählend  wir  später  mit  solchen  zu  tun  hatten,  die  schwer 
krank  in  die  Werkstätten  kamen.  Auch  der  Achtstunden- 
tag, eine  kulturelle  Errungenschaft  allerersten  Banges,  war 
zunächst  technisch  und  wirtschaftlich  für  die  Eisenbahnver- 
waltung eine  harte  Aufgabe.  In  noimalen  Zeiten  hätte  er 
eine  kaum  nennenswerte  Verminderung  der  Arbeitsleistung 
bedeutet,  aber  er  kam  zu  einer  Zeit,  wo  wir  es  mit  einem  er- 
schöpften Menschenmaterial,  mit  einer  entkräfteten  und  durch 
die  Zeitereighisse  aufgeregten  Bevölkerung  zu  tun  hatten. 
Wir  mußten  Doppelschichten  einführen,  für  die  zunächst 
nicht  genügend  Handwerksmaterial  vorhanden  war;  wir 
stiegen  mit  der  Werkstättenarbeiterzahl  von  70  000  auf  162  000, 
eine  Zunahme  von  über  100  %.  Da  kam  es  vor,  daß  die  Ar- 
beiter zwar  köiperlich  in  den  Werkstätten  anwesend  waren, 
aber  aus  Mangel  an  Handwerkzeug  nicht  arbeiten  konnten. 
Wir  haben  ja  schon  1871  die  Erfahrung  gemacht,  daß  die  zu- 
rückkehrenden Truppen  nicht  imstande  waren,  ihre  bürger- 
liche Tätigkeit  sofort  wieder  aufzunehmen ;  entsprechend 
länger  wird  diesmal  die  Übergangszeit  dauern,  nachdem  wir 
einen  Krieg  von  so  ungeheurem,  mit  1870/71  gar  nicht  ver- 
gleichbarem Umfange  durchgemacht  haben. 

Der  Waffenstillstand  hat  uns  50C0  Militärzüge  und  900  G^e- 
faugeneuzüge  gekostet.  Sehr  zu  leiden  gehabt  hat  der  Betrieb 
durch  die  mangelhaften  Ersatzstoffe,  insbesondere  für 
Kupfer,  und  ich  richte  die  dringende  Bitte  an  alle  Beteiligten, 
besonders  auch  an  die  Keichsmagazine,  alles  entbehrliche 
Kupfer  an  die  Staatseisenbahnverwaltung  abzugeben,  denn 
das  wird  jetzt  nirgends  l>esser  verwendet  als  für  unsere  Loko- 
motiven. Infolge  der  Fortfühning  der  Blockade  mußten  wir 
auch  sehr  erhebliche  Umwege  fahren.  Weiter  wurde  unsere 
Leistungsfähigkeit  durch  die  Kohlennot  sehr  erheblich 
beeinträchtigt.  Auch  für  den  Transport  der  Halle r- 
schen  Polen- Armee  haben  wir  250  Züge  stellen  müs- 
sen. Der  Eeparaturbestaud  in  den  Werkstätten  hat  sich  bei 
den  Lokomotiven  gegen  1914  bei  Kriegsanfang  auf  weit  über 
das  Doppelte  erhöht.  Von  den  Lokomotiven,  die  uns  die 
Feldeisenbahn  zurückgab,  waren  75  %  reparaturbedürftig. 
Ohne  Lokomotiven  können  wir  ums  nicht  rühren,  um  sie  aber 
rasch  ausbessern  zu  können,  kommt  es  vor  allem  darauf  an. 
daß  wir  Kohlen  erhalten.  An  Güterwagen  ist  kein  Man- 
gel; hier  fehlt  es  vielmehr  auch  an  Lokomotiven,  um  sie  da- 
hin zu  bringen,  wo  sie  gebraucht  werden.    An  Personen- 


wagen sind  wir  nicht  mehr  leistungsfähig.  Von  44  000 
haben  wir  10  000  an  die  Entente  abgeben  müssen,  manches 
hat  sich  auf  fremden  Bahnlinien  verkrümelt,  es  stehen  uns 
nur  noch  17  000  leistungsfähige  Personenwagen  zur  Ver- 
fügung. (Lebhaftes  Hört,  hört !  auf  allen  Seiten  des  Hauses.) 
Unser  Eisenbahnwesen  gehört  als  sozialisierter  Betrieb  dem 
ganzen  Volke ;  aber  es  scheint  mir,  als  habe  das  Volk  in  den 
letzten  Monaten  dieses  Besitzrecht  eigentümlich  aus.gelegt,  in- 
dem es  aus  den  Güterwagen  alles  entfernt,  was  nicht  niet- 
und  nagelfest  ist;  aber  nicht  bloß  alles  mitnimmt,  sondern 
auch  mit  dem  Material  ganz  schmachvoll  umgeht  und  ohne 
jede  Veranlassung  die  Wagen  in  einen  unbeschreiblichen  Zu- 
stand versetzt.  Die  Unsitte,  daß  überall  jetzt  geraucht  wird, 
sollte  doch  mit  Kücksicht  auf  die  Kranken  und  auf  die,  die 
das  Eauchen  nicht  vertiagen  können,  abgestellt  werden.  Die 
^  ''  reinführunp-  von  Frauenabteilen  soll  soviel  als  tunlich 
gefördert  werden.  In  aller  Öffentlichkeit  erhebe  ich  die 
Klage,  daß  auf  unsere  Kriegsbeschädigten  im  Eisenbahnver- 
kehr keine  Eücksicht  genommen  wird.  (Lebhafte  Zustim- 
mung.) Soweit  wir  konnten,  sind  besondere  Abteile  für  sie 
eingerichtet  worden ;  ich  bitte  aber  das  Publikum,  besonders 
den  Kriegsverletzten  mit  Bein-  und  schweren  Bauchverletzun- 
gen, entgegenzukommen  und  ihnen  Plätze  einzairäumen.  Es 
ist  doch  ein  schmerzlicher  Gedanke,  daß  mancher  Schieber  und 
Wucherer,  der  nie  an  der  Front  gewesen  ist,  sich  einen  Platz 
zu  verschaffen  weiß,  während  der,  der  auch  für  ihn  mit- 
geblutet hat,  bei  diesen  Elementen  nicht  einmal  so  viel  Rück- 
sicht findet,  daß  ihm  «in  Platz  eingeräumt  wird.  (Lebhafte  Zu- 
stimmung.) Die  Klage,  daß  trotz  vermehrter  Einstellung  von 
Schlafwagen  Bettkarten  nur  auf  Umwegen  zu  haben  sind, 
habe  ich  durch  entsprechende  Verfügungen  und  durcli  eine 
verschärfte  Kontrolle  über  deren  Ausführung  zu  beseitigen 
versucht.  Wir  sind  am  20.  April  dahin  gekommen,  daß  nur 
noch  15  %  aller  Schnell-  und  Personenzüge  gefahren  werden. 
Wir  haben  auch  für  den  Personenverkehr  eine  Reihe  von  Er- 
schwerungen eintreten  lassen  müssen.  So  mußte  die  Fahrt- 
erlaubnis eingeführt  werden.  Alle  solche  Mittel  sind  anormal 
und  unschön.  Erst  dieser  Tag©  übersandte  mir  die  Eisenbahn- 
direktion Berlin  einen  dicken  Band  voll  gefälschter  Erlaubnis- 
scheine. Ich  kann  noch  nicht  versprechen,  daß  der  Verkehr 
in  allernächster  Zeit  wieder  in  ordnungsmäßige  Verhältnisse 
übergeführt  werden  wird.  Aber,  um  alle  unlauteren  Manöver 
abzudämmen,  werde  ich  von  morgen  an  die  Fahrterlaubnis  be- 
seitigen, (lebhafter  Beifall),  werden  wir  von  morgen  ab 
wieder  42  %  der  Züge  fahren  lassen  und  wir  hoffen, 
damit  einigermaßen  dem  Bedürfnis  entgegenzukommen. 
(Wiederholter  lebhafter  Beifall.)  In  allernächster  Zeit  soll 
auch  der  Stückgut  verkehr  freigegeben  werden  und 
sollen  stufenweise  Erleichterungen  für  den  Verkehr  in 
Wagenladungen  erfolgen.  Voraussetzung  für  alle  diese  Ver- 
be.siseiun.gen  ist  aber,  daß  in  den  Werkstätten  regulär  ffe- 
arbeitet  wird.  Ich  hoffe,  die  Staatsarbeiterschaft  wird  ein- 
.sehen.  daß  es.  um  ein  sozialisiertes  Unternehmen,  wie  die 
Eisenbahnen,  nicht  herunterkommen  zu  lassen,  notwendig  ist. 
daß  jeder  einzelne  an  seiner  Stelle  das  Seinige  leistet  und 
mitzriwirken  bereit  ist.  Ich  habe  nichts  dagegen,  auch  die 
Arbeiterschaft  und  die  Angestelltenschaft  in  allen  diesen 
Fragen  zu  Rate  zu  ziehen,  denn  nur  in  freudiger  Zusammen- 
arbeit ist  die  riesengroße  Aufgabe,  die  mir  durch  Ihr  Ver- 
trauen gestellt  ist,  zu  lösen.  Die  Wiedergesundung  unseres 
ganzen  Wirtschaftslebens  kann  einzig  und  allein  durch  die 
Wiederherstellung  normaler  Zustände  in  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung und  in  ihrem  Betriebe  herbeigeführt  werden,  erst 
dann  kann  in  dem  ganzen  Staatsorganismus  wieder  ein  leb- 
haftes wirtschaftliches  Leben  pulsieren.  Dazu  brauche  ich 
die  Mitwirkung  der  Beamtenschaft,  der  Arbeiterschaft  und 
der  Öffentlichkeit.  (Beifall.) 

Hierauf  wird  um  5  Uhr  die  Fortsetzung  der  Beratung  auf 
den  2.  Juni  vertagt. 


Zur  Frage  der  Betriebsschwierigkeiten. 


Die  .seit  längerer  Zeit  das  Verkehrsleben  in  Atem  halten- 
den Betriebsschwierigkeiten  und  Betriebsstockungen  auf  un- 
iseren  Eisenbahnen  sind  eine  Begleiterscheinung  der  durch 
den  Krieg  verursachten  Unzulänglichkeiten  des  Betriebs- 
lapparates.  Zwar  sind  auch  im  Frieden  Verkehrsstörungen 
aufgetreten  als  Folgen  von  Naturereignissen  oder  ELsenbahn- 
unfällen;  sie  wurden  aber  durch  Einsetzung  überschüssiger 
Kräfte  leicht  überwunden  und  hatten  keine  nachhaltigen  Be- 
einträchtigungen der  Verkehrsleistung  zur  Folge.  Eine  Aus- 
nahme muß  allerdings  für  die  Betriebsstockungen  gemacht 
werden,  die  im  Herbst  1912  im  rheinisch-westfälischen  In- 
dußtrierevier  eintraten.    Sie  sind  seinerzeit  von  den  maß- 


gebenden Stellen  als  die  Folge  einer  jeder  Voraussicht  spot- 
tenden Verkehrswelle  bezeichnet  worden.  Industrielle  Hoch- 
konjunktur und  Höchsternte  hatten  in  ihrem  Zusammentreffen 
in  dem  StockungS2'ebiet  eine  Steigerung  des  Verkehrs  iim  30  % 
innerhalb  eines  Jahres  hervorgebracht.  Das  ist  ein  Aus- 
nahmefall gewesen,  demgegenüber  auch  eine  vorsichtige  Vor- 
ausberechnung scheitern  mvrßte. 

Der  Krieg  brachte  zunächst  den  glänzend  durchgeführten 
Aufmarsch  mit  seiner  genauen  Abstimmung  von  Wollen  und 
Können,  hierauf  einen  Zeitraum  schwächeren  inneren  Ver- 
kehrs, der  genügende  Kräfte  zur  Erfüllung  der  militärischen 
Aufgaben  ließ.    Dann  aber  stieg  der  innere  Verkehr,  belebt 
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duich  die  wacliM-mle  Kri'es"«iuiiustrio.  D.er  ganze  Bietriebs- 
iapparat  mußte  sich  über  iniiner  mehr  zunehmende  Flächen 
ausdehnen,  ohne  sich  in  dems-elben  Maßie  durch  Neubeschaf- 
fuug  von  Betriebsmitteln  oder  Ausbau  überlasteter  Bahnan- 
llagon  •oro-änzen  zu  können,  und  so  nähert<en  sich  die  Anfor- 
'deiungen  an  den  Betrieb  der  Grenze  seiner  Leistungsfähio- 
keit,  bis  es  zu  Betriebsstockungen  in  verschiedenen  Teilen  des 
Beiches  kam.  Als  es  isich  dann  im  Jahre  1916  um  die  Durch- 
fühiimg  des  großen  Eüstungsprogramms  handelte,  dessen 
Zuschnitt  auf  das  vorhandene  Eisenbahnnetz  nicht  die  ge- 
bührende Eücksicht  nahm,  als  man  gleichzeitig  den  Personal- 
bestand d«r  Eisenbahnen  durch  Einziehungen  zum  Heeres- 
dienst empfindlich  sch\Tächte  und  der  strenge  Winter  1916/17 
dem  Betriebe  istark  zusetzte,  da  verfiel  die  Betriebsführung 
in  einen  Schwächezustand,  aus  dem  sie  sich  infolge  immer 
wieder  neu  auftretender  erschwerender  Begleitumstände 
bisher  nicht  erholen  konnte.  Das  Mißverhältnis  zwischen 
Verkehrsanforderung  und  Betriebsleistung  wurde  zu  einem 
Dauerzustand  und  bildete  den  Gegenstand  steter  Sorge  aller 
Eisenbahn  Verwaltungen. 

Schon  mehrfach  ist  in  "Veröffentlichungen,  namentlich  auch 
in  der  Vereinszeitung,  die  Frage  berührt  worden,  ob  die 
Eisenbahnverwaltungen  in  der  Abwehr  der  Betriebserschwer- 
nisse  oder  einzelner  Teilerscheinungen  vom  Anfang  an  eine 
glückliche  Hand  gehabt  haben.  Zum  ersten  Male  im  Zu- 
sammenhang ist  aber  dieses  Thema  in  einem  Auf- 
satz des  Archivs  für  Eisenbahnwesen,  Jahrgang  1919, 
Heft  2,  aus  der  Feder  des  Geheimen  Baurats  Heinrich 
vom  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  ausführlich  be- 
handelt worden.  Bei  der  Bedeutung,  die  den  erörterten  Fra- 
gen zurzeit  beizumessen  ist,  erscheint  es  zweckmäßig,  auch 
an  dieser  Stelle  auf  diese  Ausführungen  hinzuweisen,  zumal 
sich  aus  ihnen  noch  manche  Betrachtungen  ableiten  lassen, 
die  außer  den  Fragen  des  Betriebes  und  der  ihm  verwandten 
Wissenschaften  auch  Organisationsfragen  betreffen.  Die  be- 
absichtigte Verreichlichung  der  Eisenbahnen  wird  derartio-c 
Fragen  ebenfalls  auf  werfen.  Ihre  Erörterung  ist  daher  be- 
sonders zeitgemäß. 

Man  merkt  den  Heinrichschen  Ausführungen  ohne  weiteres 
den  Niederschlag  tatsächlicher  Erfahrungen  an.  und  wenn 
offen  oder  zwischen  den  Zeilen  auf  Fehler  oder  Mängel  hin- 
gewiesen nnd  vor  solchen  gewarnt  wird,  darf  man  "anneh- 
men. _  daß  sie  bei  den  preußischen  Staatsbahten,  um  iiie  es 
sich  m  erster  Linie  handelt,  auch  bestanden  haben  oder  noch 
bestehen.  Emen  breiten  Kaum  nehmen  Erörterungen  ein  die 
sich  auf  die  Zusammenarbeit  auf  den  Gebieten  Betrieb  Bau 
und  Verkehr  beziehen.  In  normalen  Zeiten  bildet  der  Ver- 
kehr die  vom  Wirtschaftsleben  in  freier  Entwicklung  ge- 
kStellte  Aufa-abe,  die  der  Betrieb  zu  erfüllen  hat.  Der  Be- 
trieb stellt  seinerseits  dem  Bau  die  Aufgabe,  Bahnan- 
lagen und  Betriebsmittel  in  genügendem  Umfange  und  zweck- 
maiiiger  Anordnung  bereitzustellen  und  zu  unterhalten 
Alles  ist  dann  auf  den  Gedanken  eingestellt,  den  Verkehrs- 
anforderungen, die  durch  Anieize  verschiedener  Art  noch 
gesteigert  werden,  unter  allen  Umständen  zu  genüo-en.  Alle 
Autwendungen,  die  hierzu  nach  technisch-wirtschaftlichen 
Erwägungen  erforderlich  (Erscheinen,  mußte  der  Staatshaus- 
halt bestreiten.  Während  des  Krieges  und  noch  mehr  letzt 
und  m  der  nächsten  Zukunft  liegen  die  Verhältnisse  anders. 
Di,e  gegebene  Größe  ist  jetzt  die  mögliche  Betriebsleistuno-, 
die  vielfach  nur  einem  Teil  der  Verkehrsanforderuns-en  ent- 
spricht. Wahrend  sich  früher  der  Betrieb  mit  dem  Bau  dar- 
über zu  verstandigen  hatte,  was  zur  Befriedigung  des  Ver- 
kehrsbedurfnisses  zu  geschehen  habe,  muß  sich  .letzt  der  Ver- 
kehr mit  dem  Betrieb  darüber  auseinandersetzen,  welchem 
Verkehr  er  die  Beförderung  zugestehen,  und  welchem  er  sie 
versagen  muß  Der  Ausbau  der  Bahnanlagen  ist  zunächst 
hrs  auf  die  Notstandsnrlieiten  und  geringe  Ausnahmen  auf 
Wartezeit  gesetzt,  während  der  Bau  von  Lokomotiven  und 
Wagen  zunächst  auf  den  Gesichtspunkt  eingestellt  ist  daß 
die  gesamte  Leistungsfähigkeit  der  einschläo'io-en  Industrie 
ausgenutzt  wird.  Auf  die  Betriebsverwaltung,  namentlich 
die  Betrieb_sleitung,  ist  dadurch  eine  große  Verantwortung 
gelegt.  Die  Betriebsführung  ist  unter  Zurückstellung  an- 
derer Eucksichten  darauf  einzustellen,  mit  den  verfügbaren 
Mitteln  die  denkbar  größte  Verkehrsleistung  zu  erzielen 
Hierlur  i.st  natürlich  eine  Zentralisierung  der  Betriebs- 
!l-itung  nicht  zu  entbehren.  Man  wird  es  unter  diesen  Um- 
standen verstehen,  wenn  es  der  Verfasser  jenes  Aufsatzes 
bedauert,  daß  die  Zentralisierung  der  Betriebsleituno-  in 
Ihrem  letzigen  Aufbau:  Betiiebsabteilung  des  Ministeriums 
Generalbetriebsleitungen.  Oberbetriebsleiter  Oberzuo-leitun- 
a-en  una  Zualeitungen,  nicht  schon  früher  bestanden  hat.  Das 
tunrt  unwillkürlich  zu  der  Fräse,  warum  man  dem  Betriebe 
fiiesem  wichtieen  Zweige  des  Eisenbahnwesens,  nicht  schon 
von  le her  die  Pfles-e  durch  eine  be^sondere  J^bteilung  in  der 
/.entralbehorde   hat   angedeihen   lassen.     Era  umfassendes 


Arbeitsgebiet  hätte  sich  ihr  bereits  früher  dargeboten.  Ein 
noch  umfangreicheres  wird  ihr  die  Zukunft  zuweisen.  Nach 
der  schwieri?;en  Arbeit  der  Wiederherstellung  geordneter 
Betriebsverhältnisse  wird  es  auch  an  dauernden  Aufgaben 
nicht  fehlen.  Es  sei  hier  nur  auf  die  Mitwirkung  bei  der 
Feststellung  der  Bauentwüife  und  die  dauernde  Überwachung 
des  richtigen  Zusammenspiels  zwischen  Fahrplan,  Zugbil- 
dung und  Beförderung  hingewiesen.  Eine  ganz  besondere 
Bedeutung  mußte  .jedenfalls  die  straffe  Zusammenfassung 
aller  Betriebsfragen  in  einer  selbständigen  Abteilung  für 
diejenige  Zentralbehörde  haben,  der  die  Verwaltung  der  in 
die  Hand  des  Eeichs  vereinigten  deutschen  Eisenbahnnetze 
obliegen  wird. 

Wäre  die  Zentralisierung  der  Betriebsleitung  schon  früher 
durchgeführt    worden,  so  hätte  sie  Stockungen  zwar  auch 
nicht  verhindern,  wohl  aber  erheblich  mildern  können,  wenn 
«ie  von  Anfang  an  störende   Einflüsse  von  außen  abwehrte 
und  die  inneren  Störungsursachen  vorausschauend  bekämpfte. 
'So  hätte  es  beispielsweise  nicht  so  lange  zu  dauern  brauchen 
bis  sich  der  Verkehr  an  die  neue  Lage  gewöhnte.    In  der. 
ersten  Zeit  der  Betriebsnöte  wäre  manche  Stockung  schneller 
überstanden  worden,   wenn  das  Svstem  der  Eückhaltsperren 
organisiert  und  die  oft  unberechtigte  Scheu  vor  Annahme- 
sperren   früher  überwunden  worden  wäre.    So  zogen  sich 
Stockungen,   die  man  durch  zweckmäßige  Verkehrsdrosselun- 
gen schnell   hätte  beseitigen  können,    oft  über  lange  Zeit- 
räume hin.    Eine  Berechnung  des  Schadens,  der  durch  ver- 
meidbare Wagenabstellungen    und  die  dadurch  wieder  ver- 
minderten Betriebsleistungen  verursacht  wurde,  müßte  zu  er- 
staunlichen Summen  führen,  namentlich  wenn  man  bedenkt, 
daß  ein  Einholen  der  Ausfälle  bei   der  ständig  gespannten 
Lage  häufig  überhaupt  nicht  möglich  war.    Erst  allmählich, 
hat  sich  die  zentrale  Betriebsleitung  mit  der  Verkehrsrege- 1 
lung  einspielen  können,  und  der  Betrieb  hat  durch  Ausschal-  1 
tung  unwirtschaftlicher  Transporte,  durch  Verkehrsumlegun- ' 
,g€n  und  die  zwangsweise  Verweisung  auf  den  Wasserweg  einci 
gewisse  Entlastung  gefunden.     Diese  Zwangswirtschaft  im  | 
Verkehrswesen  wird  noch  längere  Zeit  bestehen  bleiben  müs-  \ 
sen.  _  Darum  wird  der  Ausbau  der  Zusammenarbeit  zwischen  | 
Betrieb  und  Verkehr  eine  wichtige  Aufgabe  bilden.    Daneben  i 
wird  der  Betrieb  alle  erdenklichen  Hilfsmittel  anwenden  müs-* 
sen,  seine  Leistungen  zu  steie-ern.    Auf  diesem  Gebiete  ent- 
hält der  Aufsatz  zahlreiche  Hinweise.    Das  sorgsam  ausge- 
baute S.vstem,  das  im  Güterzugfahrplan,  den  Beförderungsvor- 
schriften,   den    Eangierplänen,   Wa.genübergangsplänenT  den 
I/eitungs-  und  Ladevorschriften   seinen  Nieder.schlag  findet, 
hat  im  Frieden  eine  pünktliche,  wenn  auch  nicht  immer  wirt- 
schaftliche Betriebsführung  ermöglicht.   Im  Kriege  hat  es  ver- 
mocht, den  Betrieb  immer  wieder  in  ondnungsmäßige  Bahnen 
zu  lenken  und  vor  einem  völli.gen  Zusammenbruch  zu  bewah- 
ren.   Nun  wird  dieses  S.ystem  von  Grund  aus  neu  aufgebaut 
werden  müssen,  weil  ein  wichtiges  Glied  in  seinem  Aufbau, 
der  Güterzugfahrplan,  uma-earbeitet   werden   muß,   da  seine 
Grundlagen,  die  Leistunasfähigkeit  der  Lokomotiven,  die  Zahl 
der  Überholungen  und  die  Personaldiensteinteilungen  sich  be- 
trächtlich geändert  haben.    Neben  dem  Neuaufbau  des  Svstems 
wird  selbstverständlich  die  Au.smerzung  vorhandener  Fehler 
auf  Grund  der  im  Kriege  i eichlich  gewonnenen  praktischen 
Erfahrungen  einhergehen  müssen.    Die  Verkehrsleitung  wird 
sich  mehr  als  bisher  den  betrieblichen  Gesichtspunkten  der 
Streckenleistung    und    Eangierleistung    anzupassen  haben. 
Fahrplan wesen  und  Beförderünffswesen  müssen  mehr  als  bis- 
her unter   der  Leitung  des   Oberbetriebsleiters  zusammen- 
arbeiten. 

Beachtenswert  vsind  auch  die  Ausführungen  über  das  Ver- 
hältnis zwi.schen  Betrieb  und  Bau  Wenn  der  Verfasser  die 
Ansicht  durchblicken  läßt,  daß  die  Zusammenarbeit  hier  nicht 
immer  befriedigende  Ergebnisse  gezeitigt,  hat,  so  wird  man 
dem  beipflichten  können,  ohne  dabei  die  hervorragenden  Lei- 
stungen zu  übersehen,  die  der  Eisenbahnbau  in  der  Entwick- 
lung der  Eisenbahnanlagen  aufzuweisen  hat.  Wenn  der  Aus- 
bau des  Netzes  und  der  Baimhofsanlagen  nicht  überall  befrie- 
digte, so  lag  dais  häufig  in  der  Hast  der  Entwicklung  und  der 
Arbeitsüberhäufung,  die  nicht  überall  die  Berücksichtigung 
aller  Zusammenhänge  zwischen  Fahrplangestaltung.  Beförde- 
rungsdienst und  Zugbildung  eri-eichte.  Man  muß  dabei  auch 
bedenken,  daß  der  Voraussicht  des  Eisenbahntechnikers  durch 
finanztechnische  Erwägungen  Grenzen  gezogen  waren,  die  in 
ihrer  Wirkung  nicht  immer  segensreich  waren. 

Es  frägt  sich  nun,  ob  sich  nicht  ein  Weg  finden  läßt,  die  Er- 
fahrungen im  Betriebe  gründlicher  als  bisher  bei  der  Ent- 
wurfsbearbeitung auszubeuten.  Vielfach  liegt  die  Hauptlast 
der  Bearbeitung  der  Entwürfe  in  den  Händen  von  Hilfsarbei- 
tern, die  zwar  über  gute  theoretische  Kenntnisse,  aber  viel- 
fach noch  nicht  über  Erfahrung  im  Betriebe  verfügen.  Die 
Mitarbeit  des  Dezernenten  und  Betriebsleiters  kann  aus  ver- 
schiedenen Gründen  nicht  immer  eingehend  genug  sein,  um  die 
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mannigfacli-en  Eücksichteu  auf  die  Vor^äu"«  im  B^etri^lHi  uuij 
dio  liebevolle  Behandluno^  der  Nebenanlagen  zu  verbürgen. 
Man  sollte,  daher  erwägen,  ob  d-er  Beschäftigungsgano-  <kr  bau- 
technischen  höhereu  Beamten  diesem  Umstände  mehr  Eech- 
uung-  tragen  könnte  und  eine  Eeselung  «twa  nach  foloendem 
Grundsatz  möglich  sein  würd*.  Di«  ersten  Jahre  wären  wie 
bisher  hauptsächlich  der  Bauausführung  gewidmet;  daran 
würde  sich  die-  Verwaltung  eines  Betriebsamtes  anschlieiien, 
die  neben  der  reinen  Y^rwaltungstätigkeit  die  genaue  Kennt- 
nis des  sogenannten  kleinen  Betriebsdienstes  verlangt.  Nun- 
mehr hätte  eine  längere  Tätigkeit  in  der  Betriebsleitung  und 
im  Fahrplanwesen  zu  folgen,  l)is-  etwa  zur  Erreichun°-  des 
iO.  Lebensjahres.  Der  Betreffende  wird  dann  so  eingehend 
mit^den  Anforderungen  des  Betriebes  vertraut  sein  daß  er  zur 
sachverständigen  Ausaestaltung  des  Bahnnetzes  mit  Erfol«- 
leizutiagen  vermag.  Ein  derartiger  Beschäftigungsgang  hätte 
Gleichzeitig  den  Vorteil,  daß  die  die  Nervenkraft  am  meisten 
leanspruchende  Tätigkeit  im  Betrieb.sdienste  in  ein  Lebens- 
ilfer  fällt,  in  dem  die  nötige  Spannkraft  und  Widerstands- 
ähigkeit  noch  vorhanden  ist.  Auch  würde  sie  eine  wesenl- 
iche Einschränkung  des  unerfreulichen  Hilfsarl>eitervvesei-s 
»ringen. 

Wenn  man  es  als  zweckmäßig  erkennt,  daß  der  Bauende  und 
liiitwerfende  der  Erfahrungen,  im  praktischen  Betriebe  bedarf, 
o  darf  man  ebensowenig  verkennen,  daß  eine  erfolo-reiclie' 
Jetfitigung  im  Betriebe  ohne  ein  Vertrautseiu  mit  den  tech- 
iischen  (.Trundlagen  des  Eisenbahnapparates  nicht  denkbar  i>t 
Iierauf  hat.  bereits  zutreffend  Oberbauinspekfor  Blum  in' 
.r.  der  Vereinszeitung  1918  hmgewie.sen.  Die  Abwirkiuno- 
es  Betriebes  ist  eine  Aneinanderreihung  technischer  Voi" 
;auge,  die  nur  der  technisch  geschulte  Beamte  richtio-  verfol- 
:en  kann.  Wer  auf  diesem  Gebiete  leitend  und  fördernd  tätio- 
em  will,  muß  die  technische  Ausnutzbarkeit  und  Verbe-sse" 
ungsfaliigkeit  der  Anlagen  richtig  einschätzen  können  Auch 
ler  tahrpian.  und  zwar  sowohl  der  Güterzug-  als  auch  der 


Persoueuzugfahrplan,  ist  ein  Ergebnis  vorwiegend  technischer 
Überlegungen.  Wollte  man  ihn  dem  Einfluß  des  technisch 
vorgebildeten  Fachmannes  entziehen,  so  würde  mau'  seineu 
Zusammenhang  mit  den  Eigenheiten  des  Schienenweges  und 
der  Betriebsmittel  allmählich  lockern,  während  im  Gegenteil 
immer  mehr  angestrebt  werden  muß,  diesen  Zusammenhang 
zu  festigen,  indem  man  Rücksichten  und  Einflüsse  fern  zu 
halten  sucht,  die  .seine  sichere  Durchfühibaikeit  in  Frage  stel- 
len und  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnanlagen  vorzeiti»-  er- 
schöpfen. 

Das  in  der  piMjußischen  Organisation  durchgeführte  System, 
Bau  und  Betrieb  in  einer  Hand,  und  zwar  in  der  des  bautech- 
nisch voigebildeten  Beamten  zu  v(Meinigen.  i.'it  daher  wohl- 
l>egründet.  Es  hat  sich  bewährt  und  wird  sich  auch  durch- 
'.s-etzen  müssen,  wenn  die  Organisation  der  Reichseiseubahn 
a.ufgebaut  wird.  ' 

Auf  dem  Gebiete  des  Bauwesens  läßt  der  Aufsatz  noch  die 
Forde  rung  nach  einem  Schwachstromdezernat  bei  den  Eisen- 
bahnidiiektionen  durchblicken.  Die  zentralisierte  Betriebs- 
leitung verlangt  gebieterisch  eine  ei-höhte  Pflege  der  Ver- 
i.ständiguugsmittel.  Man  wird  andrerseits  auch  zustimmen 
können,  wenn  vor  einer  Überspannung  der  Forderungen  des 
Sioherungswesens  gewarnt  w4rd,  die  unter  TTmständeu  zu 
einer  Beeinträchtigung  der  Leistungsfähigkeit  der  Bahnhofs- 
anlage führen  kann.  Schließlich  wird  die  alte  Forderung  er- 
hoben, den  Zusammenhang  zwischen  Staatshaushalt  und  Bau- 
wesen derart  zu  regeln,  daß  die  Bauarbeiten  im  Frühjahr  so- 
fort einsetzen  können,  und  zu  die.sem  Zweck  vorgeschlafen, 
die  Bureaus  der  Betriebsämter  mehr  als  bisher  mit  technischen 
Beamten  zu  besetzen  und  ihnen  die  Bearbeitung  der  Ban- 
stoffveT'waltung  und  der  Wirtschaftsführung  zu  übertragen 
Diese  Beamten  hätten  sich  dann  zeitweise  unter  Zurückstel- 
lung der  laufenden  Geschäfte  an  der  beschleunigten  Heraus- 
bringung der  Ausschreibungen  zu  beteiligen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

-  Beh-iebseinstellune:.  Der  Betrieb  auf  der  Eisenbahn- 
trecke Kreuz- Posen,  auf  der  allein  der  Verkehr  mit  dem 
©samten  polnischen  Aufstandsgebiet  vermittelt  wurde  ist  am 
n'  Ar  •  J  o  y  ®  t  a  n  i  e  i  n  g  e  s  t  e  1 1 1  worden,  nachdem  seit 
\}.  Mai  der  Per.sonenverkehr  gesperrt  war.  In  der  Geo-end  von 
liala  sind  die  Schienen  aufgeris.s.en  und  die  Telegraphenlei- 
iDgen  zerstört  worden.  Infolgedesisen  hat  der  gesamte  Post- 
üfl  lelegraDhenverkehr  mit  dem  von  den  Polen  besetzten  Ge 
let  einstweilen  emgesteUt  werden  müssen.  Die  unterweo-s  l)e- 
imllichen  Sendungen  werden  zurückgeleitet  und  an  die  \h- 
mncv  zurückgegeben  werden. 

-  Nachweis  der  Notwendigkeit  von  Reisen     Seit  1    d  M 
zur  Erlanguna-  einer  Fahrkarte  des  Fernverkehrs  die  Not- 

endigkeit  der  Eeise  nicht  mehr  nachzuweisen.  Die  Fahr- 
arten des  Fernverkehrs  werden  wieder  ohne  Fahrberechti- 
ungsscheine  ausgegeben.  -  Die  Anordnungen  über  die  Ea- 
onierimg  des  Fahrkartenverkaufs.  Nichtaii.sgaOie  von  Bahn- 
•eigkarten  usw.  bleiben  in  dem  bisherigen  Umfange  bestehen 
>r  VeÄ  i°         Erlangung  von  ^Fahrkarten 

L,  \  f^'^'^'^lich  zunehmen  wird,  ist  eine  strenge  Hand- 
fnrYo  r%  -\"or^liiungen  über  die  Rationierung  mehr  als  je 
Irk^hi;  '  tT  '  ^Schwierigkeiten  in  der  Abwickelimg  des 
«rkehrs  nach  Möglichkeit  vermieden  werden. 

-  Was  wird  der  Sommerfahrplan  bringen?  T  nfei  dieser 
mlu^^h  f^'''^\'^f  AUg.  Ztg."  vom  29.  Mai:  .,Kainn 
Ln'LL^  f  f/^'^o*''  "'^^  Sommerfahiplan  der 
isenbahn  mit  .solcher  Spannung  entgegengesehen  wie  zu  Be- 
nn  der  diesjährigen  Eeisezeit.  Um  es  von  vornherein  zu 
fsmnnen  - '''ir^  "v^  tun,  seine  Hoffnungen  nicht  allzuhoch 

spannen!  Die  Exsenbahnverwaltung  hatte  sich  ernsthaft 
n^J,.?.^«     *  dem  Eeisepublikum  einen 

defen  1S  !^  ^'n  ^''^"T,'"  ausgestatteten  Fahrplan  vor- 
P    AK},^     '?  D-Zugen  sollten  wieder  Speisewagen  laufen, 

heidn  tnmf  w'^^?  Eeisenden  von  den  Fahrterlaubnis: 
neinen  sollte  in  Wegfall  kommen*) 

ge  nfcht^l'f.^nL^'''^  die  miterentwickelung  der  Gesamt- 
ge  nicht  so  gunstig  gestaltet,  wie  man  es  erhofft  hatte.  Die 

*)  Dieses  ist  inzwischen  geschehen. 


K  0  h  1  e  n  f  ö  r  d  e  1  u  n  g  ist  auch  heute  noch  außer- 
ordentlich gering,  die  Räumung  großer  Gebietstelle 
im  Osten  hat  die  Versorgung  Ost-  und  Westpreußens  über- 
aus stark  erschwert  (die  Kohlenzüge  aus  den  oberschlesischen 
Gruben  müssen,  um  nach  den  Ostprovinzen  zu  gelangen,  über 
Cüstrin  fahren  und  damit  einen  Umweg  von  rund  350  km 
raachen) .  Der  außerordentlich  hohe  R  e  p  a  r  a  t  u  r  s  t  a  n  d 
unseres  durch  die  Abgabe  an  die  Entente  ohnehin  seines  wert- 
vollsten Teiles  beraubten  Lokomotiven-Materials,  der  darin 
seinen  Ausdruck  findet-  daß  gegenwärtig  dauernd  etwa  die 
Hälfte  unserer  Lokomotiven  in  der  Reparaturwerkstätte  weilt, 
während  in  Friedenszeiten  der  Prozentsatz  der  Maschinen, 
die  im  ..Sanatorium"  Heilung  suchen  mußten,  durchschnittlieh 
Ii")— 17  betrug,  und  der  allgemeine  Mangel  an  Roh- 
stoff e  n  kommen  hinzu,  um  der  Leistungsfähigkeit  unserer 
in  Friedenszeit  so  unübertrefflich  arl>eitenden  Eisenbahn 
Grenzen  zu  setzen,  die  eben  in  der  allgemeinen  Ungunst  der 
Verhältnisse  ihren  Grund  haben. 

Vor  allen  Dingen  muß  aber  der  Güter-  und  Lebensmittel- 
verkehr so  weit  als  irgend  möglich  aufrecht  erhalten  bleiben ; 
dieser  allerdringlichsten  Aufgabe  gegenüber  tritt  für  die 
Eksenbahn  die  Sorge  um  den  Personenverkehr  erst  an  die 
weite  Stelle.  Die  sanze  Unklarheit  der  politischen  Lage 
kommt  hinzu,  um  das  Prophezeien  zur  Stunde  als  wenig  rat- 
sam erscheinen  zu  lassen.  Das  Eeisepublikum  darf  darauf 
vertrauen,  daß  die  Eisenbahn  Verwaltung  alles  tut  was  in 
ihren  Kräften  steht,  aber  —  darüber  hinaus  geht  es 
nicht  ! " 

—  Die  Aufbewahrung  von  3Iilitärgepäck  auf  den  Bahnhöfen 

war  während  des  Krieges  kostenlos.  Nunmehr  ist,  wie  wir 
einer  Bekanntmachung  der  Eisenbahndirektion  Berlin  entneh- 
men, die  gebührenfreie  Aufbewahrung  von  Militärgepäck 
durchreisender  Militärpersonen  mit  dem  31.  Mai  aufgehoben 
worden. 

—  Das  Verkehrswesen  und  die  Einzelstaaten.  Aus  Dresden 
wird  der  D.  Allg  Ztg.  unterm- 27.  Mai  gemeldet:  Die  heutige 
Hauptversammlung  der  Dresdner  Handelskammer  nahm  gruuTl- 
sätzhch  zu  der  Frage  der  E  e  i  c  h  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  und  der 
Leitung  der  Binnenschiffahrt  Stellung.  Man  hat  sich 
mit  dem  Gedanken  abgefunden,  daß  die  bundesstaatlichen 
Eisenbahnen  andasEeich  übergehen  und  auch  die  Leituu"- 
der  Binnenschiffahrt  vom  Reich  ausgeübt  werden  wird.  Des'^ 
halb  vsdll  man  keine  unfruchtbaren  Proteste  mehr  erheben 
sondei-n  praktii5che  Arbeit  dahin  leisten,  den  Bundesstaateu] 
besonders  Sachsen,  den  nötigen  Einfluß  zu  sichern.  Man  denkt 
dabei  an  eine  Berufung  von  sächsischen  Vertretern  in  den 
Beich&eisenbahnrat  und  den  zu  gründenden  Strombeirat  usw. 
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  PerSüiuMizuK-l^'iiluplii'i    der    sächsischen  Staatsbahneii. 

Di«  G^eueraldiiektiou  d-er  «äcbsis^heu  Staatsbahueu  gibt  l>e- 
kauiit,  daß  wcsen  anhalteiid«u  K  o  h  1  e  n  m  a  n  g  e  1  s  die  für 
d-cn  1.  Juni  "'eplaul  crew^sene  Einführung-  «in««  neuen  Perso- 
ucuzug-Fahi-planes  bis  auf  weiteres  unterbleiben  muß  und  daß 
der  bisherige  Fahrplan  nur  unter  der  Vorauss-etzung  aufrecht- 
erhalten werden  kann,  daß  keine  weitere  Verschlechterung  in 
der  Kohlenbelieferung  eintritt.  —  Infolge  der  Verschiebung 
der  Einführung  des  Sommerfahrplans  bleiben  auch  die  jetzt 
gültigen  Fahrpläne  der  im  Betriel>e  befindlichen  Kraftwagen- 
linien bis  auf  weiteres  in  Kraft. 

—  Bautätigkeit  der  wiirtterabersischeii  .Staatseiscnbahnver- 
waltung.  Von  der  württeml>ergischen  Landesversammlung 
wiu'de  in  letzter  Zeit  ein  Nachtrag  zum  Finanzgesetz  für  das 
Kechnungsjahr  1918  verabschiedet,  wonach  für  außerordent- 
liche Bedürfnisse  der  Veikehrsverwaltung  60  Millionen  Mark 
bestimmt  wurden.  Im  Finanzgesetz  fiir  das  Rechnungsjahr 
1918  waren  für  außerordentliche  Bedürfnisse  der  Verkehrsvoi- 
waltung  16  Millionen  Mark  bewilligt  worden,  die  vorzugsweise 
zur  Beschaffung  von  Fahrzeugen  und  in  mäßiger  Höhe  auch 
für  unaufschiebbare  Neu-  und  Erweiterungsbauten,  uanieiit- 
lich  in  und  l>ei  Stuttgart,  verwendet  werden  sollten.  Von  die- 
ser und  von  frühereu  Bewilligungen  standen  am  1.  Januar  d.  J. 
der  Eisenbahnverwaltung  noch  etwa  14,5  Millionen  Mark  zur 
Verfügung.  Für  die  Wiederaufnahme  einer  lebhafteren  Bau- 
tätigkeit, die  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  aus  allge- 
meinen Gründen  geboten  war,  und  für  die  Bezahlung  der  zur 
Liefeiung  weiter  zu  vergebenden  Fahrzeuge  mußten  daher 
weitere  Geldmittel  augefordert  werden.  Diese  Mittel  sollen 
Verwendung  finden  zur  Fortsetzung  des  Umbaus  des  Haupt- 
Itahnhofs  Stuttgart,  zu  weiteren  Neu-  und  Erweiterungsbauten 
z\vischen  Ludwigsburg  und  Plochingen  einschließlich  des  Ver- 
schiebebahnhofs Kornwestheim,  zu  sonstigen  Erweiterungen 
von  Stationsaulagen,  zum  Weiterbau  der  schon  früher  begon- 
nenen zweiten  Gleise,  zur  Wiederaufnahme  des  Baus  von  Ne- 
benbahnen und  zur  Schaffung  von  Wohngelegenheiten  für  das 
Personal.  Der  Aufwand  für  diese  Bauten  ist  auf  zunächst 
32  Millionen  Mark  berechnet.  Für  den  Rest  des  angeforderten 
Pauschbetrags  von  60  Millionen  Mark  sollen  neue  Lokomo- 
tiven und  Wagen  in  größerer  Zahl  angeschafft  werden  zum 
Ersatz  der  Fahrzeuge,  die  infolge  der  außerordentlichen  Inan- 
spruchnahme während  des  Kriegs  vorzeitig  auszumustern  sind 
oder  auf  Grund  der  Waffenstillstaudsbediugungen  an  die  feind- 
lichen Staaten  abzugel>en  waren  oder  infolge  der  kriegerischen 
Ereignisse  von  der  Heeresverwaltung  nicht  mehr  zurückge- 
geben werden  können.  Für  die  Deckung  des  gesamten  Auf- 
wands sind  Anlehensmittel  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Landesvei Sammlung  stimmte  den  in  der  Begründung 
zum  Gesetzentwurf  voreesehenen  Bauten  und  Anschaffungen 
zu  und  faßte  noch  eine  Entschließung,  wonach  die  Staatsregie- 
rung ersucht  wird,  die  Herstellung  staatseigener  Wohnbauten 
in  größerem  als  dem  vorgesehenen  T^mfange  vorzunehmen  und 
die  Bereitwilligkeit  ausgesprochen  wird,  die  dafür  notwendi- 
gen Mittel  zu  bewilligen.  Nach  einer  weiteren  Entschließung 
der  Landesversammluug  sollen  durch  ein  Preisausschreiben 
Pläne  für  die  Herstellung  von  Wohngebäuden  für  die  Bedürf- 
nisse der  Ano-estellten  der  Verkehrsanstalten  erlangt  werden, 
die  als  Vorbilder  für  die  künftige  Erbammg  von  Einzelhäusern 
und  von  Kleinsiedlungen  dienen  können. 

—  Beschlüsse  der  württembergischen  Landesversammlung 
zur  Überführung  der  württembergischen  Verkehrsanstalten  in 
die  Verwaltung  des  Reichs.  Anläßlich  der  Bewilligung  von 
Rütteln  füv  die  Bedürfnisse  der  Verkehrsanstalten  faßte  die 
württember.o-ische  Landesversammluug  mehrere  Entschließun- 
gen, die.  sich  auf  die  in  Aussicht  zu  nehmende  Überführung 
der  M'iirtteml>ergischen  Verkehrsaustaltcii  in  die  Verwal- 
tung des  Reichs  beziehen.  Nach  der  einen  Entschließung  ver- 
traut die  Landesveisammlung  zur  Staatsregieruug,  sie  werde 
in  dieser  Frage  dahin  wirken,  daß  nicht  nur  die  wirtschaft- 
lichen und  finanziellen  Interessen  des  Landes,  sondern  auch 
die  wohlerworbenen  Rechte  der  zu  übernehmenden  Beamten 
und  Arbeiter,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Einkommens- 
und Ruhegehaltswesens,  gewahrt  werden.  In  einer  anderen 
Entschließung  wird  die  württembergische  Staatsregierung  er- 
sucht, im  Falle  des  Übergangs  der  Avürttembergischen  Ver- 
kelirsanstalteu  an  das  Reich  mit  allem  Nachdruck  dafür  ein- 
zutreten, dati  die  zur  Zeit  des  Übergangs  im  aktiven  Dienst 
oder  im  Ruhestand  befindlichen  Angehörigen  der  Verkehrsan- 
stalten für  die  ganze  Dauer  ihres  Beamtenverhältnisses  in  be- 
amtenrechtlichen Fragen  nicht  ungünstiger  als  die  württem- 
bergischen Beamten  behandelt  werden  und  daß  diese  Bestim- 
mungen in  einem  Staatsvertrag  zwischen  dem  Reich  und  Würt- 
temberg festgelegt  werden.  Endlich  sollen  die  Dienstverhält- 
nisse des  württembergischen  Verkehrspersonals,  ins1>esondere 
auf  dem  Gebiete  der  Zuteilung  an  die  einzelnen  Gehaltsabtei- 
lungen und  Kategorien,  sowie  der  planmäßigen  Anstellung 


mit  den  bei  deu  Verkehivsan stalten  des  Reichs  und  Preußeaa 
bestehenden  möglichst  im  Haushaltsplan  für  das  Rechnungs- 
jahr 1919/20  in  Übereiustimnuuig  gebracht  werden. 

—  Mitwirkung  am  Wiederaufbau  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens. Die  am  17.  Mai  in  Leipzig  zum  6.  Verbaudstage  ver- 
sammelten Vertreter  des  preußisch-hessischen  Zugführer-  und 
Zugführeranwärter-Verbandes  haben  dem  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten  telegraphisch  gelobt,  an  dem  Wiederaufbau  der 
Eisenbahnen  und  damit  auch  des  deutschen  Wirtschaftslebens 
nach  Kräften  mitzuwirken.  Betätigung  im  demokratischen 
Sinne  zur  Aufrechterhaltung  von  Ruhe  und  Ordnung  solle 
oberster  Grundsatz  des  Verbandes  sein. 

—  Unterstaatssekretär  Franke.  Der  Unterstaatssekretär 
in  den  ELsenbahnabteilungen  des  Ministeriums  der  öffentlichen 
Arbeiten  Grustav  Frauke  iist  mit  dem  1.  Juni  aus  dem^  .Staals- 
dienste  geschieden.  Franke  wurde  am  22.  iMärz  1864  in  Groß» 
Glogau  geboren  und  studierte  in  Berlin  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften. Aus  dem  Justizdienst  wurde  er  1891  zur 
iStaatseisenibahnverwaUung  übernommen.  Er  war  dann  längere 
Zeit  in  den  Eiseubiahuabteilungen  des  Ministeriums  der  öffent- 
lichen Arbeiten  tätig,  wurde  1898  Mitglied  der  Ei.senbahndirek- 
tion  Frankfurt  (M.aiu)  und  nach  dreijähriger  Tätigkeit  a,ls 
vortragender  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
1909  zum  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  Altona  er- 
nannt. Im  März  1913  erfolgte  seine  Berufung  als  Ministerial- 
direktor in  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  wo 
ihm  die  Leitung  der  Vierkehrsaliteiluug  üfeertra,gen  wurde. 
Am  24.  Oktober  1918  iwurde  er  zum  Tluteiistaatssekretär  er- 
nannt. 

In  diesen  ver.-.;clüedeuen  Stellungen  hat  Franke  —  durch 
Gaben  de.s  (^Jeistes  wie  des  Charakt.ers  in  gleicher  Weise  .aus- 
gezeichnet,  und  gestützt  auf  vielfache  und  umfa^isende  Fach- 
kenntnisse, die  er  sich  durch  unmittelbare  Berührung  mit 
dem  praktischen  Eisenbahndienst  und  theoretische  Studien 
erworben  hatte  —  in  vorbildlich  großzügiger  Weise  und  mit 
offensichtlichem  Erfolge  gewirkt.  Vor  s.einer  B-erufung  m 
das  Amt  des  TTuterstaat.s^sekretärs.  das  ihn  entsprechend  dem 
Geist  der  Zeit  iu  erster  Liuie  zur  Mitwii-lamg  bei  der  Lösung 
von  Beamten-  und  Arbeiterfragen  lierief  und  vor  organisa- 
toriscbe  Aufgaben  stellte,  hat  er  sich  ganz  Jjesouders  auf  dem 
Gebiete  des'  Verkehrs-  und  Tarifwe-^ens  betätigt.  Studien- 
reisen nach  AuMMika  und  Englaud  gewährten  ihm  wertvolle 
Einblicke  in  die  Verkehrsverhältuisse  dieser  Länder.  So  ge- 
noß Franke  in  b.e-souder.em  IMaßie  auf  diesem  Gebiete  den  Ruf 
unoiewöhnlicber  Erfahrung  und  Sachkenntnis.  Da  Frankes 
Tätigkeit  in  deu  leitenden  Ministerialstellungen  nur  zum  ge- 
ringsten Teil  in  die  Friedenszeit  fiel,  so  hatte  er  sich  hier  vor- 
nehmlich den  Aufgialben  z\i  widmen,  die  der  Krieg  mit  seinen 
ungeheuerlichen  Auforderunigen  an  dtie  Leistungsfähigkeit 
der  Eisenbahnen  der  Verwaltung  stellte.  An  den  Tarifmaß- 
nahmen  zur  Abwehr  der  durch  den  Krieg  verursachten  wirt- 
schaftlichen Notstände  so-nde  zugunsten  notleidender  Landes- 
teile  und  wichtiger  Nahrungsmittel  hat  er  maßgebend  mit- 
gewirkt. Die  einschneidenden  Verkehrsmaßnahmen,  die  dar- 
auf abzielten,  mit  den  notwendigerweise  erheblich  einge- 
schränkten Betrieb,sTe istungen  für  den  öffentlichen  Verkehr 
die  größtmöglichen  Erfolge  zur  Aufrechterhaltung  des  deut- 
schen Wirtschaftslebens  zu  erreichen  (Prüfung  der  Wirtschaft- 
lichkeit der  Bahnt  rans)iortie.  l>esonders  im  ]\Iasseuverkehr. 
pl-aniuäßiffe  Heraiiziehimo-  des  Wasserweges  zur  Entlastun<; 
der  Eisenbahn  usw.)  sind  auf  seine  Anregung  zurückzuführen 
oder  wenigstens  entscheidend  durch  ihn  gefördert  worden. 

Die  Vorarbeiten  für  die  Übertragung  der  iStaatseisen.bahnen 
auf  das  Reich  lagen  in  Frankes  leitender  Hand. 

Für  die  Beamten  der  .Staat  seisenbahnverwaltung  wai 
Franke  durch  sein  tiefgewurzeltes  Pflichtsefühl,  wie  durch 
seine  wertvollen  lallg-eiuiein-menstdilichien  Eigenschaften  ein 
leuchtendes  Vorbild.  Sein  ausgesprochener  (Gerechtigkeits- 
sinn o-epaart  mit  scharfer  Menschenkenntnis  sowie  das  .jeder- 
mann bezeugte  Wohl  wollen,  das  in  der  feinen  OrganisatioE 
seines  inneren  Menschen  und  der  Achtung  vor  dem  Älenscher" 
begründet  Avar,  sichern  ihm  einen  Ehrenplatz  in  den  Herzet 
seiner  Untergebenen. 

—  Personalnachrichten.  Der  vortragende  Rat  im  Reichsam 
für  die  Verwaltung  der  Reicliseisenbahnen  Geheime  Obene- 
o  ieruno\srat  E  b  e  r  b  a  c  h  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Diiek- 
Torialge-schäfte  im  Reichsamt  für  die  Verwaltung  der  Reichs 
eisenbahnen  beauftragt  worden. 

Die  Preußishe  Staatsiegierung  hat  dem  Unterstaatsseki-eta: 
im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  Franke  die  nachg;e 
suchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienste  mit  Ruhegehalt  erteill 
und  den  Präsidenten  der  Generaldirektion  der  Eisenbahnen  ii 
Elsaß-Lothringen  Bodenstein  zum  Unterstaatssekretär  ii 
demselben  Ministerium  ernannt. 

Bei  der  preußisch-hessischen  Staatsbahnverwalbung  siii' 
ernannt:  der  Regierungsrat  Eduard  G  r  u  n  o  w  m  Kattowit. 
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ziun  Oberrefi-ieruDo-siat,  tkr  Regieruugs-  und  Baurat,  J:duai<l 
Seil. st  jn  Halle  (Saale)  zum  Oberbaurat  mit  dem  Eau^c  der 
Oberre.o-jerungsrät'e,  d€r  Geheime  exi>ediereud«  Sekretäi-  uud 
Kalkulator,  Eechnuussrat  Eudolf  B  o  s  c  h  in  Berlin  zum  Ei&en- 
bahndirektor  im  Ministerium  der  öffeutl.  Arbeiten  und  d-er  Ee- 
,2rierunssbauführ.er  des  Maschmenbaufacbs  Paul  Spe«r  aus 
Charlottenburo-  zum  Eeoieumo-sbaumeister.  —  DemEe^ieruno-s- 
und  Baurat  v.  Braun^ek,  Vorstand  des  Eis^enbahn-Betriebs- 
amts  in  Glückstadt,  und  dem  Eeoierun£>sbaunieist'er  des  Eisen- 
bahiibaufaclis  Huoo  Langmaack  in  Kiel  ist  die  nachg-e- 
suchte  Entlassuno-  aus  dem  Staatsdienste  erteilt.  —  Der  Reole- 
rungs-  und  Baurat  S  1  e  v  o  <>■  t,  Mitglied  der  Eisenbalmdirektion 
Erfurt,  ist  gestorben. 

Bei  den  württembergischen  Staat«balm-en  wurden  beför- 
dert:  die   Kollegialbilfsarbeiter  bei   der  Generaldirektion, 
Eisenbahuhctriebsiuspektor  Knorr  und  Oberfinanzasisessor 
Gulimann  zu  Fmanziaten.  Eisenbahnbauinspektoren  Hahn 
und  Zeller  zu  Bauräten  je  bei  dieser  Generaldirektion,  der 
Eisenbahiibauinspektor  Welte   in  Eottweil   zum  Vorstand 
der  Eisenbahnbaumspektion  Heilbronn  mit  der  Dienststelluno- 
eines  ßaurats,  der  tit.  Eisenbahnbauinspektor  Aschenbren" 
a  e  r  bei  der  Eisenbahnbauinspektion  Ulm  zum  Eisenbahnbau- 
iiiisijektor  lies  inneren  Dienstes  bei  der  Generaldirektiou,  der 
tit.  Eisenbahnbamn-spektor  Dr.  Ing.  Fuchs  bei  der  Geueral- 
[lirektion  zum  .  Eisenbahnbauinspektor  des  äußeren  Dienstes 
aut  der  Melle  de«  Vorstandes  der  Eisenbahnhochbausektiou 
l  Laimstatt  der  Bahnhof  sinspektor  N  eck  e  r  in  Göppingen  auf 
lie  Stelle  des  \  orstands  der  Güterstelle  Stuttgart  Hbf.  mit  der 
üienststellung  eines  Ensenbahnbetriebsinspektors  des  äußern 
Dienstes  und  der  Bahnhofsins]>ektor  H  e  m  m  i  n  o-  e  r  in  Plo- 
Jhingen  zum  Eisenbahnbetriebsinspektor  des  inneren  Dienstes 
)ei   der  Generaldirektion.   -    Übertragen    wurden  dem 
Eisenbahnbauiiis]>ektor  Schiller  bei  der  Generaldirektion 
lie  Stelle  des  \  orstands  der  Eisenbahnwerkstätteninspektion 
.ann-statt  nut  der  Dienststellung  eines  Eisenbahnbauinspek- 
ors  des  äußeren  maschinentechuischen  Dienstes   dem  Eisen- 
.almbauinpektor  Hertueck,  Vorstand  der  Eisenbahn weik- 
tattenmspektion  Eottweil.  eine  Eisenbahnbauiuspektorstelle 
les  inneren  maschmen technischen  Dienstes  bei  der  General- 
ii-ektion,  dem  Eegierungsbaunieister  B  r  ek  1  e  die  Stelle  eines 
laschineningenieurs   bei    der  Generaldirektion,   dem  Reoii.'- 
ungsbaumeister  E  o  1 1  e  r  eine  Al^teilungsingenieurstelle  '^bei 
er  Eisenbahnbau  Sektion  Ludwigsburg,  dem  Regierun  o-sbau- 

?fe£n.;  rifa''^''  *'"f  ^^Weilungsingenieurstelle  beim  Be- 
riebsamt  LKJutkirch  und  dem  Regierungsbaumeister  Dr  luo- 
.an  Zimmermann  eine  Abteiluugsingenieurstelle  bei  der 
-eneraldirektiou^  -  In  den  R  u  h e«  t  a  n  d  wurden  v  e  r  s  e  tzt 
uf  Ansuchen  die  Bauräte  Bürklen.  Vorstand  der  Eisen- 
abnbaumspekt  Hm  Heilbronn,  und  S  t  e  u  d  e  1  t>ei  der  GenS 
irektion.  viLucidi- 


Deutschösterreich. 

-    Auüiff-Teplitzer    Eisenbahn.    In    der  am  29.  Mai  r.b- 

W 'K.f^/.K"''^r' Sammlung  wurde  )ler  G eschäf tsbericht 
iLt  ■  ^^'"f^sfechnung  und  der  Bilanz  für  das  Jahr  191S 
f  lerwaltungsrate  die  Entlastung  erteilt. 

«  mu-de  beschlossen,  von  dem  mit  3  325  122  Kr  ausoewiese- 
^vn^rT9'VT^T  Aktientilgung  20  000  Kr.  festen'^  Anteil, 
1  ie  1000  k\       S'T^     ^'"^  bereits  ausgelosten  7723  Aktien 

n  9cnrq79  11  ^  Kr.  zu  verteilen.  Von  den  verbleibeu- 

in  2  918  972  Kr  sollen  zur  Bildung  eines  Spezialre^everfonds 
ir  Deckung  von  Verlusten  aus  der  während  des  ll^Meo-.  s  he- 
andenen  Gemeinschaft  der  Fahrbetriebsmin';!  2  200  0CO  Kr 

(I  von  den  noch  verbleibenden  718  972  Kr.  "als  fester  E e/uo- 

s  \  erwal  ungsrate.s  60000  Kr.  verwendet  ^rerden.    Von  den 
■dann  verbleibenden  658  972  Kr.  zuzüolich  (Un-  7u,\l      I  l 
eserve-Effekten  für  das  Jahr  1918  im  Betr  oe,  fon  562  313 
7^  zusammenl2213]5  Kr.  sollen  l^'zLen  fir 

372  umlaufende  Aktien  mit  je  40  Kr.,  somit  1%14  8S0  K, 
Tteilt  und  die  restlichen  6435  Kr.  als  Gevvmnvoit  a.^   '  ; 
Jeder  ker^^S'  «^""^^^^«heme  gehen  die.mäl 

^tn^"''TT'^"f5*'***'""?^  Wiener  Eisenbalinen  schreibt  Herr 
e1.iI  p'^''^*  „österreichischen  Volkswirt":  Durch  d  e 
es.ge  Presse  gmg  .lungst  die  Nachricht    daß  der  Plan  in 

dairda^eSn^^ife^S^uf  if""^^^"^^^'  f-ilengelassen'^worden 
erle  si^  /™>^l  f        ^      ansgestaltet  und  streckenweise 
len  BahnhöS  fi^r        """^f-    Daß  man  m  Wien  an  den 
Z.!!-  f aünhofen  festhalten  will,  ]-st   bedauerlich,   aber  in 
ro  hen'^f  ^'f  '^''^^  ^icht  das  letzte  Wort  ge- 

rochen worden.  Für  einen  Zentralbahnhof  soll  es  keinen 
eigneten  Platz  geben;  das  ist  schon  mö-lich  aber  nach  der 

aX'n'fwef  HanÄh'l^?  i n e n ^^üÄnhif 

AhJhL^  V  -iiauptbahnhofe,  emen  nördlichen  und  einen 
dlichen,  und  dafür  «md  die  Plätze  vorhanden.  Nördlichei- 


Hauptbahnhof  kann  nur  der  Nordbahnhof,  -südlicher  der  Ost- 
bahnhof werden  Beide  sind  schon  miteinander  verbunden. 
In  den  Nordbahnhof  kann  man  mit  Leichtigkeit  die  Nordwest- 
n  I.  einmimden  lassen,   in  den 

Ostbahnhof  die  Westbahn,  Südbahn  und  Aspangbahn.  Die 
Franz-Josef-Bahn  wird  doch  in  absehbaixir  Zeit  zweigleisio- 
ausgebaut  werden  müssen  und  dabei  könnte  eine  schon  wiedei- 
S laT''  ■t''''  Umlegung  der  Trasse  durchgeführt  werden. 
Anstatt  sie  über  die  Donau  zu  führen,  läßt  mau  sie  nördlich 
nwfnHlt'"  ^onau  weiter  laufen  und  m  den  Nordbahnhof  em- 
^^f^""^^  ^'^^  bis  zum  ietzigen  Franz- 

Vororte-  und  Stadtverkehr  weiter 

Sfwerden!''^^^  '"'^^"^  ''^'^^'"^^ 

In  einer  Stadt  wie  Wien,  wo  isich  Welt  Verkehrslinien  kreu- 
zen, ist  die  Vielheit  der  Bahnhöfe  em  verkehrspolitischer  Un- 
smn  und  em  Verkehrshindernis.    Wer  auf  dein  Noi-dbahnhof 
ankommt^  und  nach  Osten  weiter  ^yiU,  muß  sich  ei  st  im  W^gen 
auf  den  Ostbahnhof  begeben,  anstatt,  daß  gleich  der  Zuo  fhn 
dor  hin  bringt    Es  besteht  wohl  eine  Schieten verbindung^zw" 
schen  beiden  Bahnhofen,  aber  nur  für  die  Last-  und  Luxus- 
zuge.   Die  vielen  Bahnhöfe,  von  denen  zwei  und  drei  S 
nebeneinander  liegen,  mochten  unvermeidlich  sein  als  alle  in 
Wien  einmundenden  Bahnen  Prnatbahnen  waren     etzt  wo 
drese  Bahnen  veistaatlicht  sind,  smd  sie  nur  ein  Verkehns- 
hmdernis    das  le  eher  desto  l>esser    beseitigt   werden  muß 
I  f  F?''  ^l^^^b^i^n  noch  Privatbahn  ist,  ist  kean  Hindernis  fi  r 
nh,f  1  f  ^""^^!?'''^',''^^^'^^^^^  Hauptbahnhofes,  (b.nn  die  Süd- 
baün  kann  auch  in  diesen  einmünden,  wodurch  sie  sicherlich 
eine  .große  Ersparnis  erzielen  würde.    Der  Anleguno  zweier 
Hauptbahnhofe  stehen  keinerlei  technische  Schwier  gkeiten  im 
Wege  imd  auch  die  Kosten  würden  nicht  allzu  bedeutend  se  n 
Der  Westbahnhof  ist  seit  langem  sehr  unzulänglich  und  die" 
Kosten  seines  Ausbaues  wurden  vor  dorn  Kriege  auf  5ü  \Iill 
Kronen  geschätzt.    Diese  Summe  kann  sich  die  :4^^aatsbahnvei 
wa  tung  erspaien,  wenn  sie  den   VVesfbahnhof  ot^r  aufläßt 
müLien  Sßf  "'•"^^'^•^^  HanptbXhof  em! 

Gegen  die  Anlegung  zweier  Hauptbahnhöfe  könnte  man  ein- 
wenden  daß  sie  bei  der  Größe  des  Verkehres  zu  uufö^Uch 
Ile^  Fan  sein ^^'^^  ansf allen  würden.    Das  dürfte  keine™vegs 
\!hJ  I  J         Zunaehst  sind  diese  zwei  Hauptbahnhöfe  als 
eine  Pe  rs  on  c  n  bahnhofe  gedacht,  mit  dem  Güterverkehr 

lahnhöfTn'af ^'"^  auf  den  Cutter- 

hahnhofen  ab.    Zu  solchen  konnten  auch  die  aufgelassenen 

Bahnhofe  ausgestaltet  werden,  bei  Bedarf  auch  passend  *e- 
l^gene  Stationen  der  Stadtbahn,  wo  Platz  dafür  vorhanden  fst 

.1^.'  t'"''T°-  'Yu'''  ^^^'^  ^^^hts  zu  tun  haben  werden 
auf  der  Im.gehungsbahn  uin  Wien  herum  geführt     Die  zwe 
Hauptbahnhofe  sollen  ferner  nur  dem  P  e  r  s  o  n  e  n  f  e  r  n  v  I  r- 
kehr  dienen,  nicht  zugleich  auch  dem  Vororteverkehr  Die- 
ser wickelt  sich  ausschließlich  auf  der  StadtbX  ab  deren 

gehen.     Dadurch   wurden   die    Iveideu  Hauplbahnhöfe  «anz 

aSnir  ie\t?bf'l'*  '''''T'  ^"  cliesLi.  Zwecke  7nuß 
allerdings  die  Stadtbahn  zweckentsprechend  auso-ebaut  und 
g^nz  m  Saatsbetrieb  übernommen  werden.  Die  gep  an  e 
l  t f  *  ^'      *  1 1  c  h  u  n  g  der  Stadtbahn    AVäre  Tein  o-roßer 

Ihre  v(;ilttlmlS'"F^%'"'^"'"'"^^^ 

Di.  7,,to         1  m  das  Netz  der  Staatsbahnen. 

IT      .K^'fi™iP'™^^^'"^'^'  'lei"  sieben  Wiener  Bahnhöfe  zu 'Zwei 
Hauptbahnhofen  ist  die  eine  Forderung,  die  an  die  Ausoesral 
dL^^-^  r  v^^'""";  Eisenbahnen  zu  stellen  ist   e  ne  zweite  tst 
die  Einfuhrung  des  elektrischen  B  e  t  r   e  b  e  s     Das  is 
weniger  e.ne  Forderung  des  Verkehrs  als  dei  öffentlichen 
T.^,'l5f^rtPr^'^^'^-  "i^^^  Wirtschaftlichkeit.     D le     ei  en 

Hauptbahnhofe  wurden  sich  bald  bezahlt  maehen  Unter  an- 
derem wurden  die  Betriebsauslagen  bedeutend  oeringei  wer- 

nd  leichte'"       ^'^u'  '^f  "''^  «-^'«ß«  Bahnhofe' bill  Sr 

nd  ieichter  verwalten  lassen,  als  sieben  kleine.    Die  dureh 

enen  r^^^^^i  r'",  Kohlenlager.  Wassertürme  nsw.  freigewor- 
denen Grunds  ucke  konnten  verkauft  oder  anderweitfo-  für 
Staats-  oder  stadtische  Zwecke  verwendet  werden  Da  sfe  alle 
keh'rswerf '  7,^t*^l^'«W-^*^.en.  haben  sie  einen  großen' Ver^ 
kehrsAAe  t.  In  den  überflüssig  gewordenen  alten  Bahnhof- 
scÄbvrf^il  '"t''  staatliche  Ämter  unterbringen.  Aber 
lä  Äht     sf/^-"  '^^."^'^n  Ilauptbahnhöfe  nich 

.wlrfT  ^'i«  'Sind  eben  eine  Notwendigkeit,  wenn  Wien 

der  Verkehrsniittelpunkt  bleiben  soll,  der  er  in  der  alten  Moi^ 
archie  war.    Die  Tschechen  machen  bekanntlich  a  le  Anstre  ' 
gungen,   den  Nord-Südverkehr  von  Wien   abzulenken  De 
können  wir  am  besten  dadurch  entgegenarl)eiten,  daß  wir  de 
Verkehre  m  Wien  solche  Erleichterungen  biete  n,  daß  er  sich 
von  hier  nicht  ablenken  lassen  kann 


sehaft^^'nr^Rifif  des  Verwaltun^srats  der  «üdbahngesell- 
scnatt,  1)1.  Ritter  von  eeber,  hat  bei  seinem  Au,sseheid*.n 
aus  dem  aktiven  Dienst  (vgl.  unsere  Mitteil^^g  irfr  III 
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teltang  des  Verein«  , 
Deutscher  EisenbabnTerwaltnngeii. 


.S  '3')3)  bPivAicb'O  Wort«  ck*;  Absclii*''«!»  an  die  Geschafts- 
fühix^nd^-.  "Wrwaltnnff  des  V.er.eii:s  M-^eii^ht^et,  imd  ^>.el>et-en,  zu- 
cLeicli  auch  die  iibriftX'n  im  ^>reiIl  d.  E.-V.  vertretou.en  v  «r- 
waltimo<?n  hiervon  zu  versländigx^n.  Die  Zeit,  m  oer  es,  ihm 
>-erL'-öuBt  giewet^-en  sei,  in  dem  auserwählt'en  Krei&o  von  .busen- 
hahnfackniännern  au  dem  ^Fortschritt  des  Eisenbahn vs-esens 
.sowi«  an  der  Förderuno-  volkswirtschaftlicher  und  g-eraem- 
uützio-er  Zwecke  mitwirken  zu  könneu,  werde  unauslosohlioh 
in  isenvem  Gedächtnis  haften.  Es  dränoe  ihn  deshalb,  allen 
Mito-li.ede.m  dos  Vereins  bei  seinem  Eüoktritt  von  dem  Posten 
des'' Generaldirektors  der  Südbahn  inniA-*ten  Dauk  zu  sasen 
für  all  die  Unteretützuuo-  und  für  all  das  Entoegenkouimea, 
das  er  im  Kix?ise  des  ^>reins  jederzeit  in  iso  reichem  Alalie 
o'efunden  habe.  -  Er  l>ittet,  ihm  ein  freundliche«  Anoedenken 
zu  bewahren  und  schli-elM  mit  der  Versicherung,  daß  es  ihm 
zum  ^'ergnüoen  oereichen  werde,  wenn  er  in  s-ciuer  Eigen- 
ischaft  als  Präsident  des  Verwaltungsrats  Gelegenheit  haben 
werde,  mit  den  Vi^rtretern  des  A'ereins  in  Berührun.o-  zu  treten. 


Tschecho-slo wakisches  Gebiet. 

—    Der  Eisenbahnverkehr  im  tschccho-slowakischon  Staate. 

Aus  Prao-  wird  o-emeldet:  Das  Eisenbahnuimisterium  verlaut- 
bart:  Der  neue '  Eahriilau,  der  uur  einen  Ch-undriß  daxstellt, 
der  einen  weiteien  Ausbau  erheischt,  wird  mit  Juni  1919  ein- 
geführt. Die  Eisenbahuliiiieu  der  Gst-Slowakei.  die  eist^  vor 
kurzem  besetzt  wurtUni,  konnten  noch  nicht  lu  drn  neuen  1  ahr- 
plau  aufü,enoniinen  A\erdeu.  Die  Grundidee  der  neuen  Fahr- 
ordnung ist,  zunächst  den  Bedürfnissen  (Ut  Bevölkerung  in 
unserem  Gebiete  zu  enispiecben.  Es  wird  deshalb  der  Land- 
bevölkerung die  Fahrt  nach  l'rag.  Brünn,  Preßbuig  und  an- 
deren •  Zentren  sowie  7Airück  m  einem  Tage  möglich  sein. 
Weo-en  iMangel  an  ila-schinen,  Wagen  und  Kohle  werden  zu- 
nächst nicht  alle  Züge  verkehren,  die  im  Fahri)lan  verzeich- 
net sind.  Im  Bei  eiche  der  Tschecho-slowakischeu  Rei)ublik 
wird  namentlich  eine  A'erbindung  zwischen  dem  Westen  und 
dem  Osten  über  Prag  mittels  direkter  und  durchlaufender 
Züo-e  beistehen.  So  verkehrt  zum  Belsiüel  ein  Zugpaar  Furth- 
Kaschau  übei  Pilsen.  Prag,  Bölunisch-Trübau,  Olmütz,  Pre- 
rau,  Oderberg,  Tescli.eu  Durchlaufende  Wagen  zwischen  Pil- 
sen und  Preßburg  ülier  Prag,  Brünn,  Kutti.  mit  einer  Ab- 
zweigung von  Brünn  nach  Luhatschowitz,  Tepla,  Treut.sm- 
Tepütz  und  Pistyan.  Außeidem  werden  durchlaufende  Wagen 
verkehren  zwischen  Karlsbad  und  Kascbau  über  ilanenbad, 
Pilsen,  Prag,  Olmütz,  Oderberg  und  zwischen  Prag  und  Tatra- 
Lomnitz  über  Oderbeig.  Schlafwagen  werden  gehen  zwischen 
Prag  und  Preßburg.  Die  .jetzige  Schnellzugsverbmdving  Prag- 
Wien  dreimal  wöchentlich  über  Tabor  bleibt  weiteram  be- 
stehen. Nur  die  Abfahrts-  und  Ankunftszeiten  weiden  vei- 
bessert  werden.  Weiter  wird  an  eine  Schnellzugsverbiudung 
Wien-Karlsbad-Marienbad-Frauzensbad  über  Budweis  vom 
1.  Juli  1919  gedacht.  Die  Fahrordnung  der  Enteuteschueil- 
züo-e  Paris-Prag  und  Paris-Warschau  bleibt  unverändei  t. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnwünsche  im  Benier  Jura.  Im  Pruntruter  Ge- 
biet befürchtet  man,  daß  die  Angliederung  von  Elsaß-Loth- 
ringen an  Frankreich  zur  Folge  haben  werde,  daß  ein  großer 
Teil  des  bisherigen  Eisenbahnverkehrs  Frankreich-Delle- 
DeLsberg  nunmehr  über  elsässische  Linien  nach  Basel  ge- 
leitet werde.  Auch  wünscht  man,  daß  die  für  die  Linien 
Delle-Delsberg  in  Aussicht  gestellten  Expreßzüge  Paris- 
Basel  und  Paris-Wien  möglichst  bald  eingelegt  werden  und 
nicht  erst  auf  den  neuen  Fahrplan,  der  im  Juli  m  Kraft 
treten  wird.  W^ohl  verkehrt  schon  heute  ab  und  zu  ein  Ex- 
preßzug Paris-Wien  über  Delle,  aber,  da  die  Paßvorschriften 
in  Frankreich  noch  nicht  aufgehoben  sind,  bleibt  der  Zug 
meistens  für  einige  Privilegierte  und  für  Diplomaten  reser- 
viert. 

Auch  im  Pruntruter  Vorortbahnsystem  wünscht  man  Er- 
gänzungen. So  hat  kürzlich  der  Verwaltungsrat  der  Prun- 
riut-Bonfol-Bahn  an  den  Generalrat  des  Territoriums  Beifort 
die  Anfrage  gestellt,  wie  er  sich  zu  einer  Verlängerung  der 
Pruntrut-Bonfol-Bahn  bis  naeh  der  nächsten  französischen 
Grenzortschaft  Eechesy  verhalte.  Der  Generalrat  hat  darauf 
geantwortet,  daß  der  Ileimfall  von  Elsal5  an  Frankreich  die 
Vorbedingungen  über  die  Verlängerung  nach  Eechesy  ver- 
ändert habe;  man  habe  kein  Interesse  mehr  an  der  A^er- 
längerung  der  A'orortbahn  Belfort-Rechesy  nach  Bonfol.  son- 
dern eher  nach  Pfetterhausen-Pfirt.  um  die  Verbindungen 
lUdfort'S  mit  dem  obern  Sundgau  zu  vei  bessern.  Immerhin 
wolle  der  Generalrat  die  Sache  nochmals  prüfen,  und  e: 
mögen  die  beteiligten   Ki-eise  persönlich  zusannnentrcffeu, 


um  die  Sache  zu  besprechen.  Diese  Besprechung  hat  nun 
dieser  Tage  stattgefunden  unter  Beteiligung  des  Maire- 
Adjunkten  Ackemiann  von  Delle,  Vertretern  der  Bahngesell- 
schaft Pruntrut-Bonfol  und  beiderseitigen  Vertretern  von 
Handel  und  Industrie.  Man  kam  überein,  daß  das  Projekt 
Bonfol-Rechesy  ersetzt  werde  durch  die  geplante  Verbindung 
Bonfol-Pfetterhausen.  Eine  bessiere  Verbindung  des  Prun- 
truter Zipfels  mit  dem  benachbarten  französischen  Gebiet 
werde  übrigens  auch  erreicht  durch  die  projektierte  Voi  ort- 
bahn Delle-Beaucourt  über  Dampieri^s-les-Bois.  In  der- 
selben Besprechung  wurde  auch  vereinbart,  je  ein  schweize- 
risches und  ein  französisches  Komitee  zu  bilden,  die  beide 
in  ihren  Gebieten  für  die  Erhaltung  des  Verkehrs  auf  der 
großen  Linie  Belfort-Piuntrut,  wie  er  vor  dem  Kriege  war, 
wirken  sollen. 

Zu  den  Wünschen  des  bernischen  Jura  gehört  ferner  die 
Erfüllung  der  Fordeiung,  daß  demnächst  nicht  nur  Schnell- 
züge auf  den  Linien  Züiich-Bern-Lausanne  und  umg^ekehrt 
eingeführt  werden,  sondern  solche  auch  auf  der  Strecke 
Genf-Basel  und  Zürich-Neuenburg  über  Biel,  um  damit  zu- 
gleich eine  Verbesserung  der  Verbindung  mit  Frankreich 
über  A^erriei  es  zu  erhalten. 


Fremde  Erdteile. 

—  Eine  .Somalibahn.  Durch  ein  italienisches  Dekret  vom 
12.  September  1918  wurde  eine  Ausgabe  von  18  Millionen  Liren 
bewilligt  für  den  Bau  der  Strecke  Mogadiscio-Bur  Hacaba- 
Baldoa  der  Eisenbahn  von  Mogadiscio  nach  der  äthiopischen 
Grenze,  im  Somaliland,  sowie  für  das  zum  Betriebe  diesei 
Strecke  erforderliche  Rollmaterial.  Dem  italienischen  Parla- 
ment ist  ein  Gesetzesentwurf  zum  Zwecke  der  Umwandlung 
des  erwähnten  Dekretes  in  ein  Gesetz  unterbreitet  worden. 
Die  begleitende  Denkschrift  spricht  sich  über  das  dringend. 
Bedürfnis  nach  einer  solclien  Bahnverbindung  aus  und  wei.'-l 
darauf  hin,  daß  es  bishei  im  Somaliland  an  Eisenbahnen  vöUi.j 
fehle  Die  Handels wege  zwischen  dem  untern  Aethiopien  un 
der  Küste  von  Benadir  bedürften  dringlich  des  Ausbaues  um 
der  Förderung;  andernfalls  bestehe  die  Gefahr,  daß  die  \er- 
kehrsrichtung,  zum  nicht  wieder  gutzumachenden  Nachteil  tui 
die  Zukunft  und  cüe  Avirtschaftliche  Entwicklung  der  Kolonie, 
nach  anderen  Richtungen  abgeleitet  werde.  Ma.ri  müsse  für 
eine  raschere  und  billigere  Beförderung  derjenigen  Waren 
duich  das  Gebiet  der  Kolonie  sorgen,  die  aus  den  Gebieten 
ieiis.eits  der  Grenze  stammten,  namentlich  aus  den  Gegendeu 
von  Sidam  und  Galla,  die  zugleich  sehr  bedeutende  Ab.satz- 
gebiete  für  die  von  der  italienischen  Industrie  hergestellteu 
Waren,  insbesondere  für  rohe  und  bedruckte  BaumwoMK^" 
webe,  bildeten. 

—  Internationalisierung  der  chinesischen  Bahnen.  Von  vei- 
schiedenen  chinesischen  Politikern  wird  den  „Weltwirtscli. 
Nachrichten"  zufolge  ein  Feldzug  für  die  Internationalisie- 
rung  der  Eisenbahnen  in  die  Wege  geleitet.  Er  ist  von  eng- 
lisch-amerikanischen Finanzgruppen  eingegeben  und  getii 
darauf  hinaus,  franzö siehe  Interessen  vollständig  a u »- 
zuschalten.  Die  finanzielle  Beteiligung  Frankreichs  aiii 
chinesi.chen  Eisenbahnen  beläuft  sich  auf  30  000  000  f  gegeilt 
26  000  COO  £  britische,  9  000  000  £  deutsche  und  1  oOO  000  £  ameri- 
kanische Französische  Interessen  schließen  die  \ünau-Eiseu- 
bahn,  die  Linie  von  Shansi  nach  Taiyuanfu,  die  Linie  Lung- 
hai-Piento  die  Chentu-Linie  sowie  geplante  Strecken,  derer 
Ausführung  durch  den  Krieg  unterbrochen  wurde,  ein.  Gegei 
die  Bestrebungen  wird  von  anderen  chinesischen  politisch ei 
Kieisen  lebhaft  Widerspruch  erhoben,  und  die  chmesiscln 
Presse  spricht  sich  energisch  gegen  den  Plan  der  Internatio 
nalisierung  aus.  da  er  die  chinesische  Staatshoheit  bedroht 
Das  Kabinett  soll  an  die  chinesischen  Delegierten  in  Pam 
drahten,  damit  sie  versuchen,  die  Frage  der  Konferenz  zi 
unterbreiten.  Man  befürchtet  jedoch,  daß  andere  Emtluss« 
dieses  zu  verhindern  suchen  werden.  ^ 


Allgemeines. 

—  Englische  WerkstattzUge  für  Feldbahnen.  Für  die  Feh! 
bahnen  des  englischen  Heeres  mit  60  cm  Spurweite,  die  i 
Flandern  als  Veibindung  zwischen  den  Vollbahnen  und  <ie 
Front  verwendet  worden  sind,  sind  u.  a.  sechs  fahrbare  AA_<  rl- 
Stätten  ausgerüstet  w^orden  Jeder  der  sie  enthaltenden  Zug 
bestand  aus  sechs  Wagen,  die  alle  dieselben  Abmessungc 
hatten:  der  Aufbau  war  5,4  m  lang,  1,65  m  breit  und  i 
über  Schienenoberkante  hoch.  Der  Radstand  der  Wagen  b» 
trug  4,2  m.  Ein  Zug  war  im  ganzen  37,5  m  lang.  Er  war  zu 
saniuiengesetzt  aus  einem  Kraftwerkwageu.  zwei  Jlaschinei 
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w^aff^n.  •einem  Werkz^eug--  und  «inem  Vorrat-swagen  und  einem 
Bürowai^en.  Das  fatu'bare  Kraftwerk  enthi^elt  eine  doppelte 
benzin-elektrisebe  Einheit  von  je  12  bis  20  Pferdestärken 
Leistung-  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  ein-er  10  kw- 
Dynamo.  J^ede  Einheit  wo«:  3  t,  d^er  ganze  Wagen  8,5  t.  Die 
Auspufftöpfe,  für  die  Motoren  waren  außen  auf  dem  Dach  an- 
gieordnet.  Unter  dem  Dach  hin^  ein  großer  Druckluftbehälter, 
Jer  von  einem  Drucklufterzeuger  in  der  Mitte  des  Wagens 
»»efüUt  wurde.  Unter  dem  Wagengestell  waren  die  Wasser- 
behälter aufgehängt.  Das  Benzin  war  in  Behältern  gestapelt, 
iie  an  den  Stirnwänden  standen.  Die  Kurbeln  zum  Anlassen 
ier  Motoren  waren  außerhalb  der  Wagenwände  angeordnet, 
iodaß  die  ^lotoreu  m  Gang  gesetzt  werden,  konnt^en,  ohne  daß 
nan  den  Wagen  zu  betreten  brauchte.  Außerdem  enthielt 
lioser  Wagen  eine  Schalttafel  mit  den  nötigen  Meßapparaten. 
Die  beiden  Maschinenwagen  enthielten  Schleifsteine,  Sägen, 
Bohrmaschinen,  eine  Drehbank,  eine  Hobelmaschine;  z.  T. 
(vurden  »liese  Ma.-;chinen  von  eigenen  Motoren  unmittelbar, 
tum  Teil  gruppeuwei.se  duich  A'ermittelung  einer  am  Dach 
mgebraehteu  Welle  angetrieben.  Die  hierzu  nötige  elek- 
irische'  Kraft  lieferte  das  fahrbare  Kraftwerk  im  ersten 
l¥agen.  Die  beiden  Maschinen  wagen  wogen  je  etwa  5  t.  Im 
iVerkzeugwagen  waien  zwei  Arbeitsbänke  mit  vier  Schraub- 
itöcken  aufgestellt.  Der  Eaum  unter  und  über  den  Bänken, 
lie  große  verschließbare  Schubladen  hatten,  war  zum  Unter- 
»ringen  von  W^erkzeugen  in  Gefachen  ausgenutzt.  Der  Vor- 
rats-(Magazin)  wagen  diente  zur  Unterbringung  von  Eoh- 
itoffen  uud  Ersatzteilen,  zum  Teil  in  Gefachen,  zum  Teil  in 
verschließbaren  Behältern.  Außerdem  waren  an  diesem  Wa- 
ren zwei  ausvschwingbare  Kräne  angebracht,  die  auf  der  Fahrt 
laeh  innen,  bei  Gebrauch  nach  außen  gedieht  werden  könn- 
en. Im  freien  Raum  in  der  Mitte  waren  Ambose,  Schmiede- 
euer  und  Winden  aufgestellt.  Werkstatt-  und  Vnrratswa"-en 
Vogen  etwa  .ie  4  t.  Der  Offizierwagen  endlich  war  in  zwei 
iüroiäume.  einen  größeren  und  einen  kleineren,  eingeteilt, 
lie  mit  allen  für  ein  Büro  benötigten  Möbeln  ausgestattet 
varen.  Alle  Wagen  waren  elektrisch  beleuchtet,  der  Offizier- 
ragen auch  elektrisch  geheizt  und  gelüftet;  er  hatte  .ledoch 
■ußerdem  noch  Ofenheizung.  Die  beiden  Maschinenwagen 
.nd  das  Kraftwerk  hatten  aufklappbare  Seitenwände  deren 
■bere  Hälfte  nach  oben  zur  Bildung  eines  Daches  und  deren 
ntere  Hälfte  nach  unten  zur  Bildung  einer  Arbeitsplattform 
■ufgeklappt  werden  konnte.  Bei  schlechtem  Wetter  wurden 
m  den  Dachteü  Segeltnchwände-  angehängt.  Die  übri oien  Wao^en 
(raren  durch  iseitliche  Drehtüren  zugänglich.  Die  Eahmen 
er  W  agen  bestanden  aus  Holz.  Jeder  Wagen  hatte  am  Ende 
ine  Bremse,  die  von  einer  die  Verlängerung  des  Wagenbodens 
ildenden  Plattform  aus  bedient  ^Aairde.  Der  ganzx-  Zncr  war 
eidgrau  gestrichen  mit  gelber  Beschriftung 


Rechtspflege. 

—  Keine  Haftun.?  der  Eisenbahn  beim  Abspringen  ron  einem 
ahrenden  Zuffe.  (Entscheidung  des  Eeichsgerichts  vom  2  De- 
emb^.r  UU8.  VI  265,18.)  Das  Abspringen  von  einem,  wennauch 
ingvsam  lahrenden  Eisenbahnzuge  bedeutet  stets  ein  so  grobe« 
igenes  Verschulden,  daß  demgegenüber  die  Betriebso-efahr 
er  Bahn  bei  der  nach  §  254  BGB.  vorzunehmenden  Abwäo-ung 
erselben  gegen  das  Verschulden  des  Verunglückten  voll- 
landig  ^zurücktritt  und  jede  Schadenshaftung  der  Bahn  ent- 
»ilt.  Diesen  Grundsatz  hat  das  Reichsgericht  kürzlich 
nederum  in  der  folgenden  Entscheidung  anerkannt  und  aus- 
«isprochen,  daß  die  Abwägung  von  den  Instanzgerichten 
icht  mit  ausdrücklichen  Worten  vorgenommen  zu  werden 
rauchte. 

Der  Ma.schinenbauer  S.  fuhr  am  3  September  1916  von 
emem  Wohnort  mit  der  Ei.senbaim  in  der  Richtung  auf 
l'ilhelmshaven,  um  sich  nach  seiner  Arbeitsstätte  zu  b&- 
et>en.  Kurz  hinter  der  (vor  Wilhelmshaven  liegenden)  Halte- 
telie  R.  wurde  er  von  dem  Zuge  überfahren  und  so  schwer 
erletzt,  daß  er  nach  wenigen  Minuten  starb.  Die  Witwe  S. 
ahm  den  Oldenburgischen  Staat  als  den  Eisenbahnunter- 
ehmer  auf  Ersatz  des  ihr  durch  den  Tod  ihres  Ernährers 
atstandenen  Schadens  in  Anspruch. 

Während  das  Landgericht  Oldenburg  den  Beklagten  zum 
chadensersatz  verurteilte,  hat  das  Oberlandesgericht  Olden- 
iirg  umgekehrt  entschieden  und  die  Klage  abgewiesen. 
'16  letztere  Entsoheidung  ißt  vom  Reichsgericht  .be- 
»tigt  worden.  Aus  den  Entscheidungsgründen:  „Das  Ober- 
mdesgericht  sieht  den  Beweis  des  eigenen  Verschuldens  des 
etöteten  m  der  vom  Beklagten  behaupteten  Weise  für  ge- 
w  1,*°'  Pt^  Verstorbene  könne,  so  erwägt  es,  nicht  die 
.Deicht  gehabt  haben,  erst  in  Wilhelmshaven  auszusteigen; 
r  würde  dann  zu  seiner  Arbeitsstelle  einen  um  700  m  längeren 
'eg  gehabt  haben  als  von  Rüstringen  aus  und  zum  Beginn 
w  uiifßhlbar  zu  .sfpät  gekommen  sein.    Eine  Fahrt 

ach  Wilhelmshaven  am  frühen  Morgen  zwischen  5  und  6  Uhr 


zu  einem  andern  Zwecke  sei  für  ausgeschlossen  zu  erachten. 

l  G^etötete  sei  also  entw&tier,  was  wahrscheinlich  sei,  ab- 
sichtlich über  Rustnngen  •  hinausgefahren,  um  unterwegs, 
wahrend  der  Zug  noch  längst  nicht  die  volle  Geschwindigkeit 
erlangt  hatte,  an  der  Stelle,  die  seiner  Arbeit,«.stätte  am  näch- 
sten war,  abzuspringen;  ihm  als  kräftigem  und  gewandtem 
Mann  sei  dieses  Wagnis  nicht  sonderlich  groß  erschienen. 
Oder  er  habe  den  Aufenthalt  des  Zuges  in '  Rüstringen  ver- 
echlafen,  sei  nach  dem  Verlassen  der  Haltestelle  aufgewacht 
und  habe  dann  den  Entschluß  gefaßt,  abzuspringen,' um  die 
Arbeitsstelle  noch  rechtzeitig  zu  erreichen.  Weiter  erwä"-t 
das  Oberlaudesgericht  die  verschiedeneu  Möglichkeiten  eines 
unfreiwilligen  Sturzes  des  Getöteten  aus  dem'  Wagen  erachtet 
diese  aber  sämtlich  als  so  unwahrscheinlich,  daß  es  zu  der 
Überzeugung  gelangt,  daß  fS.  den  tödlichen  Tonfall  durch  sein 
eigenes  vorsätzliches  Handeln  herbeigeführt  hal>e.  —  Mit  der 
Revision  macht  hiergegen  die  Klägerin  geltend,  das  Be- 
riifungsurteil  lasse  eine  Abwägung  des  von  ihm  angenom- 
menen eigenen  Verschuldens  des  Getöteten  gegenüber  der 
Betriebsgefahr  der  Eisenbahn  gemäß  §  254  BGB  in  Verbin- 
dung mit  §  1  Haftpflichtgesetzes  vermissen.  Allerdings  hat 
das  Oberlandesgericht  eine  solche  in  au-sdrücklichen  Worten 
nicht  vorgenommen;  es  hat  lediglich  das  Verschulden  festge- 
stellt und  daraufhin  die  vollständige  Abweisung  der  Klage 
auLsgesprochen.  Würde  man  daraus  entnehmen  müssen,  daß 
das  Oberlandesgericht  eine  solche  Abwägung  nicht  für  not- 
wendig, die  Bestimmung  des  §  254  BGB  im  Falle  des  Tat- 
bestandes des  §  1  des  Reichshaftpflichtgesetzes  nicht  für  an- 
wendbar erachtet  hätte  und  der  Meinung  gewesen  wäre  daß 
ein  .ledes  eigene  Verschulden  des  Verletzten  den  Schadens- 
ersatzanspruch aus  dem  letzteren  Gesetze  ausschließe,  so 
würde  dies  recbtsirrtümlich  sein.  Die  Einbeziehung  des 
Grundsatzes  des  §  254  BGB.  in  den  Rechtskreis  des  Eeichs- 
haftpfhchtgesetzes,  die  .ietzt  auch  für  das  Rechtsgebiet  des 
Kraftfahrzeuggesetzes  in  dessen  §  9  gesetzlich  festgelegt  ist, 
Lst  indessen  iseit  der  grundlegenden  Entscheidung  RG.  Bd.  53, 
S.  75  vom  24.  November  1908  in  der  Reohtsprchung  des  Reichs- 
gerichts in  so  zahlreichen  Entischeidungen  ausgesprochen  wor- 
den, daß  nicht  angenommen  werden  kann,  das  Oberlandes- 
gericht habe  diese  Rechtsprechung  nicht  gekannt  oder  es  habe 
sich,  ohne  sich  mit  ihr  abzufinden,  stillschweigend  darüber 
hinwegsetzen  wollen.  Dazu  kommt,  daß  das  landgerichtliche 
Urteil  unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  §  254  BGB  aus- 
geführt, hatte:  würde  S.  absichtlich  aus  dem  Zuge  gesprungen 
sein,  so  würde  sein  Verschulden  so  groß  sein,  daß  dagegen  die 
Betriebsgefahr  völlig  zurücktreten  würde.  Indem  nun  das 
Oberlandesgericht  im  Gegensatz  zum  Landgericht  für  er- 
wiesen erachtet  hat,  daß 'der  Getötete  in  der  Tat  absichtlich 
und  freiwillig  aus  dem  Wagen  gesprungen  sei,  und  daraufhin 
den  Klageanspruch  vollständig  abgewiesen  hat,  hat  es  sich 
offenbar  die  bedingt  ausgesprochene  Erwägung  des  land- 
gerichtlichen Urteils  als  nunmehr  unbedingte  zu  eigen  ge- 
macht. Damit  bewegt  es  sich  in  den  Bahnen  der  reichsgericht- 
lichen Rechtsprechung.  Das  so  gefährliche  vorsätzliche  Ab- 
springen von  dem  fahrenden  Zuge  stellt  ein  eigenes  Vei- 
schulden  gröbster  Art  dar."  ,K.  M.-L. 


Bücherschau. 

—  Die  staatswirtschaftliche  Verwertung  der  Kohle.  Eine 
Gegen.schrift  von  Dr.  E.  R.  Besemf eider,  Dipl.-Chemiker. 
Berlin  1919.    Carl  He.ymanns  Verlag,   Preis  4  M. 

In  der  gegenwärtigen  Zeit,  mit  ihrem  trüben  Ausblick  in 
Deutschlands  Zukunft,  mit  der  täglich  wachsenden  Last  der 
Staatsschulden,  erscheint  es  wichtig,  überall  Umschau  zu  hal- 
ten, wo  es  möglich  erscheint,  an  Landesschätzen  zu  sparen.  Ein 
solcher  Schatz  ist  unsere  Kohle.  Von  Seiten  des  Reiches 
wurde  die  Bedeutung  der  Kohlenfrage  längst  erkannt;  vor 
Einführung  der  Reichskohlensteuer  wurden  die  Gutachten  her- 
vorragender Fachleute  über  Kohlenvergasung  und  Nebenpro- 
duktengewinnung eingeholt.  Das  vorliegende  Bändchen  wen- 
det isich  gegen  4  dieser  Gutachten.  Auch  Besemfelder  strebt 
höchste  Sparsamkeit  mit  unseren  Kohlenschätzen  an.  Um  den 
Raubbau  auszuschalten,  muß  nach  seinen  Ausführungen  .jede 
Verbrennung  von  Kohle  unter  dem  Kessel  verboten  werden. 
Weitgehendste  Ausnutzung  der  Kohle  durch  möglichst  restlose 
Vergasung  unter  weitgehendster  Beseitigung  der  Koksgewia- 
nung,  allgemeine  Verwendung  eines  besonderen,  .iedoch  nicht 
sehr  heizkräftigen  Mischgases  für  Beleuchtung,  Heizung  und 
Krafterzeugung  wird  von  ihm  angestrebt.  Dabei  sucht  er  auch 
für  eine  nach  seiner  Ansicht  sachgemäße  Stickstoffgewin- 
nung Mittel  und  Wege  zu  weisen.  Es  bleibt  .iedoch  fraglich, 
ob  die  nach  seinen  theoretischen  Betrachtungen  vorhandenen 
Stickstoffquellen,  trotz  der  scheinbar  unumstößlichen  mathe- 
matischen Berechnungen,  vnrklich  praktisch  erfaßbar  sind. 

Inwieweit  die  Denkschrift  darauf  Anspruch  erheben  kanu, 
eine  allgemeine  Lösung  der  vielseitigen  Fragen  der  Kohlen- 
verwertung zu  geben  und  die  Stichhaltigkeit  der  von  den  Her- 
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reu  Caro,  Kliageubcff?,  Rassig,  Lempelius  erstatteten  Gut- 
acht^u  zu  ei«cliütt)ern,  muß  der  Beurteilung  des  Lesers  über- 
lassen bleiben.  Nicht  unerwähnt  soll  bleiben,  daß  in  der  Deut- 
schen Allc^enieinen  Zeitung  Professor  Dr.  H.  Großmann  das 
Wort  ergreift,  um  festzustellen,  daß  nach  seiner  Ansicht  nicht 
.{yesast  weiden  könne,  daß  die  Gedanken  des  Verfassers,  vom 
Wirtschaftlichen  und  technischen  Standpunkt  betrachtet,  zu 
wirklichen  Erfolgen  führen  könnten.  Dagegen  spreche  schon 
der  bei  restloser  Vergasung  notwendig  werdende  Umbau  der 
gegenwärtigen  Gasleitungen  und  der  Bau  der  zum  Ausgleich 
erforderlichen  zahlreichen  Eiesengasometei-. 


In  Nr.  40  S.  413  d.  Ztg.  muß  es  m  dem  Aufsatz:  „Abrech- 
nung s  s  t  e  1 1  e  d  e  s  Vereins"  in  den  Zeilen  18  und  19  von 
oben  statt  136  Millionen  (gegen  209  Millionen  Franken  im  Vor- 
.iahre)  heißen:  13,6  Millionen  (gegen  20,9  Millionen),  ferner 
im  Abschnitt  2  Zeile  10  von  unten  statt  2376  Millionen  2538 
Millionen  und  in  Zeile  7  von  unten  statt  1:0,212  Jl,  1:0,198  JC 
Es  ist  daher  auch  in  Zeile  6  von  unten  198  Ji  statt  212  M  zu 
setzen. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Eiseubahndirektionsbezirk  Hannover.  Am 
1.  Juni  <1.  Js.  wird  der  zwischen  den  Stationen  Salzwedel  und 
Lübbow  an  der  Bahnstrecke  Salzwedel-Lüchow  gelegene 
Haltepunkt  B  ü  r  g  e  r  h  o  1  z  für  den  Personenverkehr  wieder 
eröffnet  werden. 


Bezeichnung  von  Stationen. 

Eisenbahndirektionsbezirk  Cassel.  Der  an 
der  Strecke  Warburg  (AVestf .)  -  Cölbe  gelegene  Bahnhof 
2.  Klasse  Frankenberg  (Hessen-Nassau)  erhält  vom  1.  Juni 
d.  Js.  ab  die  Bezeichnung  Frankenberg  (Eder). 


Amtliche  Bekanntmachimgen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  an  der  Strecke  Warburg 
(Westf.)  -  Cölbe  gelegene  Bahnhof 
2.  Klasse  Frankenberg  (Hessen-Nas- 
sau) erhält  vom  1.  Juni  1919  ab  die 
Bezeichnung  Frankenberg  (Eder). 

Cassel,  den  27.  Mai  1919.  (599) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

Auf  1.  Juni  1919  wird  für  die  Uber- 
führung von  Wagen  zwischen  den  Lade- 
.'■■tellen  des  bad.  Güterbahnhofs  Pforz- 
heim eine  besondere  Überfuhrgebühr  ^ 
eingeführt.  Näheres  in  unseiem  Tarif- 
anzeiger. 

Karlsruhe,  den  24.  Mai  1919.  (597) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staafcseisen- 
bahnen. 

Kriegsausnahmetarif  2  K  20. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  August  1919 
werden  Kieserit,  Chlormagnesiumlauge 
und  geschmolzenes  Chloi-magne&ium 
unter  B.  de«  Warenverzeichnisses  des 
Ausnahmetarifs  2  K  20  gestrichen,  so- 
fern nicht  schon  früher  durch  den  Frie- 
densschluß der  Tarif  außer  Kraft  treten 

ßollt'6. 

Berlin,  den  27.  Mai  1919.  (595) 
Eisenbahndirektion. 


a)  Staats-  und  Privatbahn-Giitei-verkehr 

Tfv.  5. 

b)  Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib  (Sta- 
tionstariftdfeln  usw.)  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  August  1919  ab 
werden  die  Überfuhrgebühren  zwischen 
den  Stationen  Crefeki,  Crefeld  Süd,  Cre- 
feld  West  und  Crefeld  Nord,  Goch  Stb. 
und  Goch  Nordbr.  D.E.,  Kempen  (Ehein) 
und  Kempen  Cref.  E..  Mörs  und  Mors 
Cref.  E.  sowie  Viersen  und  Vier- 
sen Cref.  E.  aufgehoben.  An  ihre 
Stelle  treten  die  ordentlichen  tarifmäßi- 
gen Mindestfrachten  (10  km)  gemäß 
§  1  Abs.  3  der  allgemeinen  Tarifvor- 
schriften des  Deutschen  Eisenbahn-Gü- 
tertarifs Teil  I  Abt.  B,  sofern  nicht  im 
Umbebandlungßfalle  mangels  des  Be- 
stehens direkter  Tarife  die  wirklichen 
Entfernungen  anzuwenden  sind.  Nähe- 
res enthält  die  am  2.  Juni  1919  erschei- 
nende Nummer  des  Tarifanzeigers. 


Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftßbureaii.  hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  28.  Mai  1919.  (596) 
Eisenbahndirektion. 

BayeTischer  Lloyd,  Schiffahrts-Aktien- 
gesellsehaft. 

Schleppgebühren-Tarif,  Bestimmun- 
gen und  Gebühien  für  das  Schleppen 
fremder  Fahrzeüge  auf  der  Donau- 
strecke Gönyü-Bäziäs.  der  Theiß,  der 
Save  und  der  Drau,  gültig  vom  1.  März 
1919. 

Änderung  der  Gebühren. 

Zu  den  iin  Abschnitt  A  Ziffer  II 
Punkt  3.  in  Ziffer  X  und  im  Abschnitt 
B  Gebührentafeln  1,  2,  3  und  4  enthal- 
tenen Gebühren  wird  bis  auf  weiteres 
ein  Zuschlag  in  der  gleichen  Höhe  die- 
ser Gebühren  erhoben.  Der  Zeitpunkt 
für  die  Aufnahme  des  Schleppdienstes 
wird  besonders  bekannt  gegeben. 

Eegensburg,  den  20.  Mai  1919.  (594) 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer  Tier- 
verkehr.   Gemeinsames  Heft. 

Mit   Gültigkeit   vom  1.  August  1919 
wird  die  in  der  Bestimmung  für  itan- 
nover  Möhringsberg   am  Schluß  ange- 
.gebene  Überfuhrgebühr  von  1  ^  70 
in  2      60  ..^  geändert. 

Dresden,  am  28.  'Mai  1919.  (600) 
Gen.-Dir.   d.   Sächs.  Staatseisenbahnen 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Bayerischer  /Lloyd,  Schiffahrts- Aktien- 
gesellschaft. 

B6handlun.g  von  Nachnahmen 
nachEingang. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  bis  auf  Wei- 
teres werden  die  Bestimmungen  des  Gü- 
tertarifs wie  folgt  ergänzt: 

Die  Einhebung  von  Nachnahmen  nach 
Eingang  kann  auch  in  der  Landeswäh- 
rung der  Bestimmungsstation  erfolgen. 
Die  Umrechnung  erfolgt  zu  dem  .ieweils 
am  Kassenschalter  der  Bestimmungs- 
station durch  Aushang  bekannt  gegebe- 
nen Umrechnungskurs. 

Die  Liquidierung  eingegangener 
Nachnahmen  nach  Eingang  in  der  Ver- 
sandstation geschieht  grundsätzlich  in 
.jener  Währung  und  mit  .jenem  Betrage, 
in  welchem  die  Einzahlung  erfolgte. 


Die  Berücksichtigung  der  für  die 
Übermittlung  der  betreffenden  Beträgt 
in  Betracht  kommenden  behördlichen 
Vorschriften  bleibt  vorbehalten. 

Regensburg,  den  23.  Mai  1919.  (592) 

Bayerischer  Lloyd,  Schiffahrts-Aktlen- 

geselischaft. 
Umschlagsverkehr  über  ba.ye- 
rißche  Donauhäfen.  Zahlung 
der  B a hn V o r f r ac h t en 

Mit  Gültigkeit  vom  28.  Mai  1919  wer- 
den bis  auf  Weiteres  im  Umschlagsver- 
kehr über  ba.yerische  Donauhäfen  nur 
Sendungen  angenommen,  die  in  der 
Schiffsversandstation  frei  von  Fracht 
und  sonstigen  Gebühren  anlangen,  odei 
für  welche  die  Bahnfracht  und  eämt- 
liche  auf  der  Bahnsendung  haftenden 
Kosten  und  Gebühren  vorher  bei  der 
gesellschaftlichen  Station  (Eegensburg 
bezw.  Passau)  erlegt  worden  smd 

Eegensburg,  den  23.  Mai  1919.  (593) 


Wechselverkehr  Norddeutäfchland- 
Bayern.    Heft  2  C  IL 

Die  Frachtsätze  des  Ausnahmetarif 
9d  Abteilung  I,  Eisen  und  Stahl,  Eisen- 
und  Stahlwaren  wie  in  Sp.  T  I  genannt'', 
werden  mit  Ablauf  des  31.  Juli  1919 
aufgehoben. 

•München,  21.  Mai  1919.  (601) 
Tarif amt  der  Ba.yer.  St.-E.-B,  r.  d.  Rh. 

Süddeutsche  Donau  -  Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Nachnahmen  nach  Eingang  in  an- 
derer als  der  am  Bestimmungsort  gel- 
tenden Landeswährung  können  von  der 
Empfangsstation  auch  in  letzterer 
Währung  eingehoben  werden.  Die  Um- 
rechnung erfolgt  zu  dem  am  Tag  der 
Einhebung  in  der  Empfangsstation  am 
Kassenschalter  bekann  tgemachten 

Kurs.  In  der  Versandstation  werden 
eingegangene  Nachnahmen  im  all- 
.gemeinen  in  jener  Währung  und  mit 
jenem  Betrag  ausbezahlt,  wie  sie  in 
der  Empfangsstation  eingehoben  wur- 
den. Die  Berücksichtigung  der  für  den 
Geldverkehr  etwa  in  Betracht  kom- 
menden behördlichen  Vorschriften 
bleibt  auch  für  den  Nachnahmenver- 
kehr vorbehalten.  (598) 

München,  1.  Juni  1919.  Z.  30  886/T/19. 
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Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scbriftleitung'  der  Zeltung  des  Vereins  Deutseber  Bisenbahnverwaltungen, 

amtifelie  Bekanntmachnng'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbatonverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Tierteljahr  bezogen  werden. 

Bai  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handhmg  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungari»elj«o  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriTatanzeigen  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 
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Span  scimiieriiiitiei! 

Verwendet  Boschöler  an  lea 

Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzelscinmierstellen  versorgen I 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem« 
bergischen  Staats«  u.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Vertriebsstellen :  [6S&0] 

Vericauffsbüro  Stuttgart 
Verkauffsbüro  Beriin-Chariottenburg  4 
Verkauffsbüro  Frankfurt  a.  Main 


Das  deutscKe  Patent  No.  262  330 
betreffend  ,,FaKrschiene"  ist  zu  ver- 
kaufen oder  in  Lizenz  zu  vergeben. 

Nähere  Auskünfte  erteilt  ARtie- 
bolaget  £.lasticitet,  GotHen- 
burg,  Schweden.  [71'2()J 

Türkischer  Maschineningenieur, 

der  Hochschule  Charlottenburg  absolviert 
und  mehrere  Jahre  Werkstättenwesen 
größerer  Eisenbahnen  in  Türkei  geleitet, 
jetzt  aus  politischen  Gründen  Stellung 
aufgeben  muß,  sucHt  Stellung  bei 
I^oKomotiv-  od.  WagenfabriK 
in  Deutschland,  der  er  zur  Anknüpfung 
von  Verbindungen  im  Orient  gute  Dienste 
leisten  kann.  [7129] 
Gefl.  Angebote  unter  Eis.  7129  an  die 
Anz.-Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24). 

Putz  faden  1 

in  bunt  u.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preiset 

E.  E.  Meyer  -  Chemnitz 

liopfüler 

liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

Armaturenwerke 

Blonbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Verlag  von  Julias  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Austauschbare  Einzelteile 
im  Maschinenbau 

Die  technischen  Grundlagen  für  ihre 
Herstellung 
Von 

Otto  Neumann 

Oberingenieur   des  Verbandes  Ostdeutscher 
Maschinenfabrikanten 

Mit  78  Textabbildungen 

Preis  M.  7.—  ;  gebunden  M.  9.—  *) 

■)  Hierzu  10%  Teuerungszuschlag  gem. 
den  Bestimmungen    des  Börsenvereius 
der  deutschen  Buchhändler 
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Über  Grenzmaße  einseitiger  Doppelweichen 


Von  Beg.-Baumeister  Dr.  Ing.  W.  Baseler-Erfurt. 

Ziegler  berechnete  in  den  achtziger  Jahren  für  die  pi«us- 
sisch-hessischen  Staatsbahnen  in  Anlehnung  an  ältere  Vor- 
bilder die  einseitige  Doppelweich«  1  : 10  mit  180  m  Halb- 
messer, deren  geometrische  Form  seitdem  unverändert  ge- 
blieben ist.  Die  gebräuchlichen  preussischen  Weichen  haben 
die  Herzstückneigung  1  : 9,  infolgedessen  passt  die  einseitige 
Doppelweiche  zu  ihnen  nicht.  Man  muss  also  entweder 
Zwischenbögen  in  die  Gleisentwicklung  einschalten,  was 
sehr  unschön  und  unbequem  beim  Entwerfen  ist  und  zu  un- 
angenehmen Fehlern  beim  Verlegen  führen  kann,  oder  man 
wählt  durchweg  Weichen  1  :10;  damit  wird  aber  der  Vorteil 
der  einseitigen  Doppelweiche  —  möglichst  kurze  Gleisent- 
wicklung  —  mehr  oder  weniger  aufgehoben;  denn  was  man 
am  Anfang  der  Entwicklung  durch  die  einseitige  Doppel- 
weiche gewinnt,  geht  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  durch  die 
langgestreckten  Weichen  1  : 10  wieder  verloren. 

Zur  Abhilfe  schuf  man  die  einseitige  Doppelweiche  1 : 9  mit 
140  m  Halbmesser,  die  aber  nach  den  Bestimmungen  nicht 
von  geschlossenen  Zügen  im  regelmässigen  Betriebe  befah- 
ren werden  darf.  Das  schränkt  ihre  Anwendbarkeit  auf 
seltene  Fälle  ein.  Das  natürlicbe  Ergebnis  der  geschilderten 
Sachlage  ist,  daß  die  so  zweckmäßige  einseitige  Doppel- 
weiche nur  in  ganz  verschwindendem  Maße  zur  Anwenduno- 
kommt. 

Eine  einseitige  Doppelweiche  1:9  mit  180  m  Halbmesser, 
die  nach  dem  Vorstehenden  geradezu  fehlt,  ist  nun  ni(!ht  etwa, 
unmöglich,   sondern    ohne  Besonderheiten   ausführbar,  und 
zwar  unter  Beachtung  der  von  Ziegler  mit  Kecht  zugrunde 
gelegten    Forderung:    gleichwinklige,    normale  Hauptherz- 
stücke und  normale  Zungenvorrichtungen.    Warum  Ziegler 
diese  Form  nicht  fand,  weiss  ich  nicht;  offenbar  hat  er  sie 
für  nicht  möglich  gehalten,  und  nach  ihm  hat  es  wohl  nie- 
mand wieder  versucht.    Sie  stellt  allerdings  einen  Grenzfall 
dar;  grössere  Weichen winkel  lasßen  sich  ohne  Verkleinerung 
des  Halbmessers   nicht   ausführen,   ausser   man   führt  die 
Weichenbögen  über  die  Herzstücke  hinaus  und  nimmt  anor- 
male Herzstücke  in  Kauf.    Diese  Lösung  ist  z.  B.  für  die- 
jenigen Verwaltungen,  die  Weichen  1:8,5  mit  180  m  Halb- 
messer führen,  sehr  zu  erwägen;  denn  wenn  irgend  «rr«ich- 


Abb.  1. 
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Abb.  2. 


bar,  muiss  die  einseitige  Doppelweiche  dieselben  Herzstück- 
wink«!  haben  wie  die  übrigen  Weichen.  Nur  bei  Weichen 
1:8  und  180  m  Halbmesser  kann  auch  dieser  Ausweg  nicht 
mehr  zu  einem  nutzbringenden  Ergebnis  führen. 

Um  bei  der  einseitigen  Doppelweiche  1:9  die  Weichen- 
bögen mit  180  m  Halbm-esser  durchführen  zu  können,  darf 
man  durchaus  an  keiner  Stelle  „Winkel  verlieren".  Daher 
ist  die  an  die  enste  Zungenvorrichtung  anschliessende  Siecke 
AB  (Abb.  1  und  2),  die  bei  Ziegler  gerade  ist,  mit  180  m 
Halbmesser  gekrümmt.  Der  unmittelbare  Übergang  aus 
dieser  Krümmung  in  die  zweite  Zungen  Vorrichtung  entspricht 
genau  der  allgemein  zulässigen  Gleisführung  nach  Abb.  3, 


Abb.  3. 

l>ei  der  unmittelbar  an  eine  Weiche  eine  Krümmung  gleichen 
Sinnes  anschliesst;  er  ist  also  unbedenklich.  Ferner  mu.ss 
man  die  Weich^nbögen  wenigstens  bis  zur  mathematischen 
Herzstückspitze  führen;  das  «chliesst  die  Verwendung  nor- 
maler Herzstücke  keineswegs  aus,  höchstens,  dass  man  die 
eine  Schiene,  wenn  man  keinen  Knick  zulassen  will,  etwas 
biegen  muss.  Ebenso  darf  das  letzt«  Bogenstück  im  .ersten 
Zweiggleis  schon  innerhalb  der  zweiten  Backenschiene  be- 
ginnen; die  Backenschiene  ist  auf  die  Länge  CD  (Abb.  2) 
zu  krümmen  oder  im  Winkel  an  die  folgende  Schiene  anzu- 
stossen. 

Unter  dies<en  Voraussetzungen  entst-ehen  durch  Projektion 
der  Weichenbögen  auf  die  Achsen  folgende  Bestimmungs- 
gleichungen (siehe  Abb.  1) : 

1.    y  =  R,  cos  (S  -  El  cos'(,3'+     +      cos  (3  -f  y) 
—  R2  cos     +    +  J)  -f  a  sin     +  y  +  J) 

+  RlC0S(/S  +  ;'  +  J  +  ;J)-R,  cos  (ß  +  y-^J^ß^y) 
+  Ro  cos      +  y  4-  (f  +  ^  +  y)  —  R2  cos  2  a. 


2.    X  =  -  Ri  Sin/S  +  Rj  sin  {ß  +  y)~  Easin  iß  +  y) 
+  Rj  sin  (/S  -I-  y  +  d)  +  a  cos  (/*  +  y  +  ö) 
—  R]  sin    +  /S)  +  Risin  (ß-^y-^       ß  ^  y) 

--  R2  sin  (,?  -f-  y  +  (/  +  ;S  -)-  y)  +     sin  2  « . 
1,4.35  =  Ri  cos  /S  —  Ri  cos  (/?  -f  y)  +  Rj  cos  (ß  +  y) 

—  R2  cos  (/3  +  y  4- c»)  +  (a  +  b)  sin  (ß  +  y  +  J) 
+  R2  cos  (;S  -f  y  -}-  j)     R,  cos  «. 

■  4.    xo  =:  ^  Rj  sin    +  Ri  sin  {ß  +  y)  —  Rj  sin  (ä  -f  y) 

+  R2  sin  {ß  +  y-\-  ,))  +  (a  +  b)  cos  (ß  +  y  +  J) 

—  R2  sin    -f  y  4-     -|-  R2  sin  a. 

5.    X  =  x-o -1- (y- 12^-1,435)  ctg  „. 

V         COSa        '      /  " 

Die  Auflösung  dieser  Gleichungen  hier  vollständig  wieder- 
zugeben, dürfte  zu  weit  führen.    Bekannt  sind: 
Ri  =  190  m,  y=:l0  3O', 

R2  =  180  m,  a  =  0,936  m, 

ß  =  40'  (Anfallwinkel) ,  «  =  G«  20'  25" . 

Unbekannt  sind: 

y,  ^,  ^0  und  b. 

Diese  5  Unbekannten  lassen  sich  aus  den  5  Gleichungeu 
bestimmen.  Die  Auflösung  ist  nur  durch  Probieren  möglich 
und  recht  mühevoll.  Man  geht  so  vor,  daß  für  5  nachein- 
ander verschiedene  Werte"  eingesetzt  werden  und  geprüft 
wird,  ob  die  Gleichungen  erfüllt  sind.  Die  unveränderlichen 
Grössen  rechnet  man  zu  Anfang  ein  für  allemal  aus.  Das 
Ergebnis  ist: 

^=l°lö',  ,      Xo  =  23,757  m, 

y  =  4,325  m,  b  =4,786  m. 

X  =  36,787  m, 

Die  Weiche  ist  in  Abb.  2  maßstäblich  aufgetragen. 

Mit  ihrer  Einführung  dürfte  einem  dringenden  Bedürfni.' 
genügt  werden;  dafür  könnten  die  bisherigen  Formen  (1:1( 
mit  180m  Halbmesser  und  1:9  mit  140m  Halbmesser)  fort- 
fallen, da  sie  dann  keine  Daseinsberechtigung  mehr  haber 
und  eine  Verringerung  der  Zahl  der  Weichenformeh  nad 
Kräften  anzustreben  ist 


Die  Leistungen  der  fränzöslschen  Eisenbahnen  im  Kriege. 


.  Vfir  entnelunen  der  Korrespondenz  „Überseedienst"  folgende 
Dans  ellung:  „Über  den  Verfall  des  Transportwesens  und  die 
unzulänglichen  \erhältnisse  auf  den  Eisenbahnen  in  Frank- 
reich ist  m  den  letzten  Jahien  des  Krieges  in  der  französischen 
Presse  lebhafte  Beschwerde  geführt  worden,  und  diese  Nach- 
richten vermittelten  dem  Ausland  ein  wenig  freundliches  Bild 
Uber  die  Leistungsfähigkeit  der  französischen  Bahnen  Bisher 
lehlte  es  aber  an  authentischem  Material  für  die  Nachprüfuno- 
der  mannigfachen  Rügen,  die  gegen  die  französische  Eisen" 
bahn  Verwaltung  im  besonderen  und  gegen  die  französische 
Kegierung  im  allgemeinen  wegen  der  zerrütteten  Verhältnisse 
(les  tranzosischen  Eisenbahnwesens  erhoben  wurden  In  einem 
Bericht  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  und  Verkehrs- 
wesen. M.  ClaveiUe,  an  den  Präsidenten  der  Republik,  der  sich 
aut  amtliches  statistisches  Material  stützt,  wird  zum  erstenmal 
om  genaueres  Büd  dessen  geboten,  was  die  französischen 
liaUnen  wirklich  geleistet  haben,  wobei  auch  ihr  o-.eo-,enwär- 
tiger  Zustand  ausführlichere  Berücksichtigung  findet  Der 
Bericht  fuhrt  nach  ,Information'  vom  23.  3.  19  aus,  daß  be- 


sonders  das  Jahr  1918  große  Anforderungen  an  die  Leistungs- 
faJngkeit  der  frauzöisi sehen  Bahnen  gestellt  hat.  Die  letzten 
deutschen  Angriffe  vom  März  und  Mai  1918  hatten  gewaltige 
Trn](pen Verschiebungen  notwendig  gemacht  und  die  Arbeit  dei 
Bahu  tn  hochgradig  in  Anspruch  genommen.  Als  im  März  191b 
der  wichtige  Knotenpunkt  Amiens  unter  feindliches  Feuer 
kam  und  im  Mai  eine  wichtige  Strecke  der  Linie  Paris-Nan<  j 
in  die  Hände  des  Feindes  fiel,  gestaltete  sich  die  Lage  des! 
französischen  Bahntransportes  noch  weit  schwieriger,  und  be- 
sonders während  der  folgenden  4  Monate  mußten  die  Bahmn 
eine  ganz  enorme  Arbeit  bewältigen.  Die  Anforderungen  lui, 
die  Leistungsfähigkeit  der  französischen  Bahnen  wuchsini 
aber  fast  ins  Unermeßliche,  als  die  durch  den  feindlichen  A"or- 
marsch  gefährdete  Bevölkerung  des  Nordostgebiets  rückwäitsl 
befördert  werden  mußte  und  die  Beschießung  von  Paris  ausi 
weittragenden  Geischützen  den  Abtransport  zahlreichei  Pariser! 
Familien  ins  Hinterland  veranlaßte.  Hierzu  kam  dann' noch,' 
die  Beförderung  der  amerikanischen  Truppen  und  deren  Ver- 
proviantierung.   Den  Kulminationspunkt  erreichten  die  Lei- 
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stunden  der  französiscben  Bahnen,  als  am  28.  August  1918  der 
französische  Voimarsch  einsetzte.  Um  diese  Zeit  erreichte  die 
Ta.o-eszahl  der  Beförderung  25  000  belastete  Wagen,  während 
sie  in  den  vorausgehenden  Monaten  etvs^a  durchschnittlich 
20  OCO  Wagen  betrug.  Die  Militärzüge  erledigten  im  September 
1Ö18  eine  Gesamtleistung  von  1  763  823  km,  ein  Eekord,  der 
die  vorausgehende  Höchstleistung  vom  Mäiz  1918  in  den  Schat- 
ten stellte. 

,Der  Eückzug  der  deutschen  Heere  und  die  fortschreitende 
Besetzung  der  zurückeroberten  Gebiete,'  fährt  der  Bericht  fort, 
,st eilten  überaus  hohe  Anforderungen  au  die  Leistungsfähig- 
keit des  technischen  Eisenbahnpersonals.  Außerdem  stieß  die 
Wiederherstellung  der  vom  Feinde  aufgegebenen  Strecken  auf 
ernstliche  Schwierigkeiten.  Während  der  letzten  Tage  die 
dem  Waffenstillstand  vorausgingen,  hatte  der  Feind  seine  An- 
strengungen verdoppelt,  um  die  Eisenbahngleise  vollends  zu 
zerstören  und  auf  diese  Weise  zwischen  sich  und  den  franzö- 
sischen Truppen  ein  Vakuum  zu  schaffen,  innei-halb  dessen 
Grenzen  iegliche  Beförderung  auf  Schienenwegen  unmöglich 
wurde,  Um  in  diesen  Eaum  vorzudringen  und  die  Durcli- 
qucrung  desselben  durch  unsere  Trup]>en,  die  das  linksrhemi- 
6che  Gebiet  besetzen  sollten,  zu  bewiiken,  mußte  wahihaft 
gigantische  Arbelt  und' Mühe  aufgewandt  werden,  wozu  noch 
die  Versorgung  der  befreiten  Gebiete  mit  Lebensmitteln  kam. 
Für  die  Erfüllung  aller  dieser  Aufgaben  standen  uns  ani  Vor- 
al>end  des  Waffenstillstandes  keine  anderen  Hilfsmittel  als 
nur  unser  .eigenes  düiftiges  rollendes  Material  zur  Verfügung, 
da  das  belgische  Bahnnetz  völlig  von  Wagen  entblößt  war. 
Infolgedessen  wurde  unser  Material  teilweise  zur  Versorgung 
der  belgischen  Strecken  und  der  linksrheinischen  Gebiete  her- 
angezogen, sodaß  seine  Laufzeit  erheblich  gestreckt  werden 
imrßte.  Hierzu  kamen  dann  noch  die  zahlreichen  Unfälle  auf 
den  neuen,  wieder  in  Betrieb  gesetzten  Linien,  deren  Folge 
häufige  Anstauungen  und  Verkehi »Störungen  waren,  die  wie- 
derum ihre  Eückwirkung  auf  die  zentralen  französischen 
llauptliuien  ausübten.  Daß  alle  diese  Schwierigkeiten  den- 
noch bewältigt  werden  konnten,  stellt  der  Arbeitsfreudigkeit 
'unseres  Bahnpersonals  ein  gläu/endes  Zeugnis  aus. 

Der  Besitz  Frankreichs  an  rollendem  Material  wird  von  dem 
Bericht  durch  folgende  Zahlen  illustriert.  Der  Gesamtpark 
der  großen  französischen  Linien  an  Lokomotiven  zählte 
am  i.  August  1914  13  800  und  am  1.  Januar  1919  14  574  Ein- 
heiten. Der  Zuwachs  erklärt  sich  dadurch,  daß  Frankreich 
trotz  großer'  Verluste  an  rollendem  Material  1>edeutende  Men- 
gen aus  dem  Auslande  einführen  konnte.  Da  aber  die  Eepa- 
raturwerkstätten  nur  ungenügende  Arbeit  leisteten,  so  war 
die  Folge;  daß  die  beschädigten  Lokomotiven  länger  als  sonst 
brach  liegen  mußten.  Dementsprechend  betrug  die  Zahl  der 
reparaturbedürftigen  Lokomotiven  am  1.  Januar  1919  2854  ge- 
genüber 1720  am  1.  August  1914.  Die  Zahl  der  arbeitsfähigen 
Lokomotiven  war  auf  diese  AVeise  von  12  080  am  1.  August  1914 
auf  11  720  am  1.  Januar  1919  zurückgegangen. 

An  Güterwagen  besaß  Frankreich  am  1.  August  1914 
etwa  376  000.  Am  1.  August  1918  waren  es  nur  noch  368  683, 
von  denen  aber  nur  330163  dienstbrauchbar  waren.  Dasselbe 


unerfreuKche  Bild  ergibt  sich  auch  für  die  Personen-  und 
Gepäckwagen.  Der  Bestand  ging  von  49  320  am  1.  Au- 
gust 1914  auf  43  956  am  1.  Januar  1919  zurück,  von  denen  nur 
noch  36  139  unbeschädigt  sind. 

Um  in  diesen  schwierigen  Verhältnissen  Abhilfe  zu  schaf- 
fen, wandte  sich  die  französische  Eegierung  an  die  Industrie 
des  Landes  mit  dem  Aufruf,  alle  verfügbaren  Kräfte  für  die 
Eeparatur  und  den  Neubau  von  rollendem  Material  in  Bewe- 
gung zu  setzten.  Am  27.  Januar  hat  daraufhin  eine  General- 
versammlung von  Vertretern  sämtlicher  französischer  Wa- 
genfabriken stattgefunden,  um  über  die  Möglichkeiten  zur  För- 
derung des  französischen  Lokomotiven-  und  Wagenbaues  zu 
beraten.  Die.  Artillerie-  und  Marin ewerkstätteu  werden  sich 
in  Übei-einstimmung  hiermit  ebenfalls  iler  Instandsetzung  des 
rollenden  Materials  zuwenden.  Endlich  haben  Verhandlungen 
mit  der  Militärverwaltung  der  Verbündeten  in  Frankreich 
dazu  geführt,  daß  diese  sämtliches  von  ihnen  bisher  nach 
Frankreich  eingeführte  Eisenbahnmaterial  auch  weiterhin  im 
Lande  belassen  wollen,  dazu  kommen  ferner  die  30  000  Wagen, 
die  Ajnerika  noch  zu  liefern  hat.  Von  dem  deutschen 
Material  stehen  Frankreich  2600  Lokomotiven  uuil  70  000 
Wagen  zu,  wovon  bis  zum  1.  Februar  1385  Lokomotiven  und 
34  971  Personen-  und  Güterwagen  abgeliefert  waren.  Eine 
große  Bedeutung  kommt  auch  der  Frage  des  Angestell- 
tenmangels auf  den  französischen  Bahnen  zu.  Das  Per- 
sonal der  großen  Linien  ist  von  332  695  Angestellten  am 
1.  August  1914  auf  280  657  Angestellte  am  1.  Januar  1919  zu- 
rückgegangen, W6i.s-t  mithin  eine  Abnahme  von  17  %  auf.  Die 
Ergänzung  des  Ausfalls  ist  bei  dem  in  Frankreich  besonders 
fühlbaren  Mangel  an  Arbeitskräften  jeglicher  Art  äußerst 
schwierig. 

Der  Bericht  von  M.  Claveille  enthält  zum  Schluß  einige  sta- 
tistische Angaben  über  die  Schäden,  die  dem  französischen 
Eisenbahnnetz  während  des  Krieges  von  deutscher 
Seite  zugefügt  worden  sein  sollen.  Hiernach  sind  5600  km 
an  Streckengleisen  zerstört  oder  unbrauchbar  gemacht  wor- 
den, davon  3200  km  auf  der  Nordbahn  und  2300  km  auf  der 
Osfbahn.  Ferner  sind  1510  Brücken  in  die  Luft  gesprengt, 
12  Tunnel  und  590  Bahngebäude  zerstört.  3180  km  Telephon- 
und  Telegraphenleitungen  unbrauchbar  gemacht  worden. 
Eecht  bemerkenswert  sind  auch  die  Angaben  des  Berichts  über 
die  Leistung  der  französischen  Eisenbahnen,  soweit  die  Be- 
förderung amerikanischer  Truppen  und  ihres  Zube- 
hörs in  Betracht  kommt.  Während  zu  Beginn  des  Jahres  1918 
etwa  50  000  Mann  monatlich  auf  französischen  Bahnen  beför- 
dert wurden,  betrug  die  Leistung  später  bis  300  000  Mann  im 
Monat,  wobei  ein  einziger  Transport  oftmals  55  000  Mann 
(*?  Die  Schrift!.)  beförderte.  Die  Beförderung  amerikanischen 
Proviants,  die  im  Juni  1918  täglich  etwa  15  OCO  t  betrug,  er- 
reichte im  Oktober  täglich  40  000  t.  Auf  der  Strecke  Orleans, 
die  hauptsäclüich  an  diesen  Transporten  beteiligt  war,  er- 
reichte die  Ziffer  der  im  Interesse  Amerikas  in  Anspruch  ge- 
nommenen Wagen  1918  insgesamt  130  000  gegenüber  13  000  in 
1917." 


Die  Eisenbahnen  in  der  Preußischen  Landesversammlung. 

(Schluß  aus  Nr.  42.) 


In  der  Sitzung  am  2.  d.  Mts.  wurde  die  B'eratung  der  förm- 
lichen Anfrage  der  Deutschnationalen  und  der  Deutschen 
Volkspartei  über  die  Zerrüttung  des  Transportwesens  fort- 
gesetzt. Abgeordneter  Kopsch  (Dem.)  weist  u.  a.  darauf 
hin,  daß  insbesondere  die  Minderbemittelten  die  Erhöhung 
der  Personen-  und  Gütertarife  recht  schmerzlich  empfinden 
und  beklagt,  daß  die  Streiklust  die  ungesunden  Verhältnisse 
im  Eisenbahnwesen  verhängnisvoll  verstärkt.  Er  geht  sodann 
auf  Fahrteiiaubnisscheine  ein,  fordert  richtige  Kursbücher 
und  strenge  Durchführung  der  Nachzahlungspflicht  bei  un- 
erlaubter Benutzung  höherer. Wagenklassen  und  Vermehrung 
der  Schnellzüge. 

Abgeordneter  Dr,  K  ä  h  1  e  r  -  Greif swald  (D.-Nat.)  beklagt 
u.  a.,  daß  die  Eisenbahnverwaltung-  jetzt  angefangen  habe 
vom  Kapital  zu  leben  und  nicht  mehr  die  Ausgaben  aus  den 
laufenden  Einnahmen  decken  kann ;  er  wendet  sich  gegen  die 
zu  umfangreichen  und  zu  schnell  aufeinanderfolgenden  Lohn- 
erhöhungen, begrüßt  die  Warnung  des  Ministers  vor  weite- 
ren Lohnforderungen  und  fordert  den  baldigen  Abbau  dieser 
Lohnerhöhungen.  Schließlich  dankt  er  für  die  angekündigten 
Veil>e.sserungen  im  Personen-  und  Güterverkehr,  stellt  die 
Frage,  ob  bei  der  Feststellung  der  Waffenstillstandsbedingun- 
gen die  preußische  Eisenbahnverwaltung  überhaupt  beteiligt 
gewesen  sei  und  wie  sich  die  Opfer  auf  diese  und  die  übri.gen 
bundesstaatlichen  Verwaltungen    verteilen.    Er  regt  sodann 


für  das  Eisenbahnpersonal  ein  besonderes  Verkehrsarbeiter- 
recht an  uiJd  gibt  dem  Wunsche  der  alten  Eisenbahner  Aus- 
druck, daß  aus  ihren  Eeihen  bald  die  unehrlichen  Elemente 
mit  allen  Mitteln  ausgeschieden  werden.  Die  Abschaffung 
der  Akkordarbeit  hält  er  für  einen  volkswirtschaftlichen  Fehler, 

Nachdem  noch  der  Abgeordnete  Schmedding  (Ztr.)  be- 
klagt, daß  die  Zeit  der  Überschüsse  der  Eisenbahnverwaltung 
vorüber  sei  und  darauf  hingewiesen,  daß  es  .ietzt  darauf 
ankomme,  die  IMittel  und  Wege  ausfindig  zu  machen,  um  eine 
Besserung  herbeizuführen,  beantragt  er  die  Überweisung  der- 
zu  der  Anfrage  gestellten  Anträge  an  den  Haushaltsausschuß. 
Nach  einigen  Ausführungen  des  AbgeüL-dnete.i  Mehrhof 
(U.  Soz.)  ergriff  sodann  der  Minister  der  öffentlichen  Ar- 
beiten, Oeser,  das  Wort  zu  folgenden  Ausführungen: 

Meine  Damen  und  Herren !  Wenn  Sie  den  vorliegenden 
Antrag  dem  Hauptauschuß  überweisen,  entheben  Sie  mich 
der  Notwendigkeit,  auf  die  vorgebrachten  Einzelheiten  ein- 
zugehen; ich  werde  dann  gern  dem  Hauptausschuß  Eede  und 
Antwort  stehen. 

Die  vorgebrachten  Wünsche  werden  sorgfältig  geprüft  wer- 
den, und  ich  glaube,  ich  werde  eine  Reihe  davon  erfüllen  kön- 
nen". (Bravo !)  Schon  sind  wir  in  der  Prüfung  wegen  des  Ver- 
kehrs nach  dem  Eiesengebirge  und  nach  verschiedenen  anderen 
Badeorten  begriffen.    Wenn  wir  die  notwendigen  Lokomo- 
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livt'u  ))ekoinmen,  werden  wir  bereit  i&ein,  sie  so  schnell  wie 
mÖKlicli  'ciuzuführi^u.  (Bravo!) 

Was  (lio  Fahrterlaubuis-scheine  anbelangt,  so  haben  wir  den 
anderen  bundisstaatlichen  Verwaltungen  Mitteilamg  von  un- 
serer Absicht  gemacht,  sie  aufzuheben,  und  ich  rechne  damit, 
(laß  sie  auch  in  anderen  bundesstaatlichen  Verwaltungen  so 
bald  wie  möglich  aufgehoben  werden. 

Eine  A^ermehrung  der  Schalter  ist  zur  Bequemlichkeit  des 
Publikums  bereits  angeordnet.  Sie  wird  nicht  in  dem  ver- 
nmtetcu  Umfange  notwendig  werden,  weil  ja  die  Fahrterlaub- 
uisischeine  und  die  Notwendigkeit,  sie  zu  prüfen,  eine  außer- 
ordentliche schwerfällige  Abfertigung  des  Publikiums  herbei- 
geführt hatten ;  mit  der  Aufhebung  dieser  Erlaubnisscheine 
wird  das  besser  werden. 

Nun,  meine  Damen  und  Herren,  sind  von  zweien  der  Her- 
ren Eedner  auch  Bemerkungen  über  die  Waffenstillstands- 
bedingungen und  über  die  Friedensbedingungen  gemacht  wor- 
den. Was  di'C  Friedensbedingungen  anbelangt,  so  sind  sie  ver- 
schiodc'uer  Natur.  Ein  Teil  von  ihnen,  ich  leugne  es  nicht, 
Avürde,  wenn  sie  im  Sinne  der  Wilsonschen  Punkte  auf  volle 
( Jt'gcuseitigkeit  abgestellt  werden,  für  uns  erträglich  sein;  ein 
anderer  Teil  al)er,  der  in  die  Selbständigkeit  des  Eisenbahn- 
wesens außerordentlich  rücksichtslos  eingreift,  ist  vom  Stand- 
l)unkt  meiner  Verwaltung  aus  unannehmbar.  Von  diesem 
unserem  Standpunkt  aus  sind  die  zuständigen  Instanzen  recht- 
zeitig und  nachdrücklich  unterrichtet  worden.    (Bravo  !) 

Meine  Damen  und  Herren,  was  nun  die  bekannten  Bedingun- 
gen über  das  rollende  Material  in  dem  Waffenstillstandsver- 
trag anbetrifft,  so  möchte  ich  dai'über  nicht  schweigen,  damit 
nicht  aus  meinem  Schweigen  ein  falscher  Rückschluß  auf  die 
Haltung  des  dam.aligen  Mini-sters  der  öffentlichen  Arbeiten 
gezogen  werden  könnte.  So  viel  ich  feststellen  konnte,  ist  in 
(ien  wilden  und  verworrenen  Tagen,  in  denen  der  Waffen- 
stillstand abgeschlossen  werden  mußte,  mündlich  vom  Aus- 
Avärtigen  Amt  ein  Teil  der  Waffenstillstandsbedingungen, 
die  sich  auf  meine  Verwaltung  bezogen,  bei  uns  mitgeteilt 
worden.  Es  ist  bei  den  Verhandlungen  im  Walde  von  Com- 
piegne  ein  Vertreter  des  Eisenbahnministeriums  nicht  an- 
wesend gewesen.  (Hört,  hört  !)  Es  ist  von  militärischer 
Seite  versucht  worden,  einen  A^ertreter  des  Feldeisenbahn- 
chefs dorthin  zu  bringen ;  es  gelang  aber  nicht,  weil  die  Ver- 
handlungen mit  einer  außerordentlichen  Schnelligkeit  durch- 
geführt werden  mußten.  Ich  nehme  nicht  an  —  Ihr  Hört,  hört 
könnte  darauf  schließen  lassen  — .  daß  etwa  eine  absichtliche 
Zurücksetzung  meines  Ministeriums  vorgekommen  wäre,  son- 
dern es  lag  im  Zwange  der  Verhältnisse,  die  stärker  waren 
als  der  Wille  des  Einzelnen.  Nicht  verhehlen  kann  und  darf 
ich,  daß  allerdings  durch  das  Fehlen  eines  derarti.gen  sach- 
verständigen Beirats  die  Bedingungen  nicht  so  präzisiert  wur- 
den, als  sie  sonst  wahrscheinlich  präzisiert  worden  wären,  daß 
infolgedessen  die  Feinde  an  uns  Anforderungen  stellen  konn- 
ten, auf  die  man  in  diesem  Maße  nicht  vorbereitet  war,  daß 
insbesondere,  wie  Sie  wissen,  das  beste  tadelloseste,  schwerste, 
leistungsfähigste  Material  von  uns  verlangt  worden  ist.  Wir 


miußten  darauf  eingehen>  weil  in  der  Formulierun.g  der  Waf- 
fenstiUstandsbedingungen  irgendein  Schutz  nicht  vorhanden 
war. 

Dann  liat  der  Abgeordnet e  Kaehler  außerdem  die  Frage  an 
mich  gerichtet,  in  welchem  Verhältnis  die  Leistungen  der 
preußischen  Verwaltung  zu  denen  der  anderen  einzelstaat- 
lichen Verwaltungen  stehen.  Meine  Damen  und  Herreu,  die 
Anforderungen  der  Feinde  an  das  Material  waren  derart,  daß 
bei  den  LokomotLvenliefei-ungen  in  der  Hauptsache  Preußen 
in  Betracht  kommen  mußte;  die  Lieferungen  der  anderen 
bundesstaatlichen  Eisenbahnverwaltungen  wurden  großenteil« 
zurückg'-ewiesen.  Es  haben  damals  in  der  Krie.gsbetriebs- 
leitung,  der  Vertretung  der  bundesstaatlichen  Eisenbahnver- 
waltungen, die  hier  in  Berlin  in  meinem  Ministerium  vorhan- 
den ist.  um  die  Fragen  des  Kriegsbetriebes  zu  regeln,  über 
den  Anteil  .ieder  bundesstaatliehen  Verwaltung  ganz  genaue 
\^erhandlun.gen  stattgefunden.  Man  hat  mit  einiger  Mühe 
einen  Schlüssel  für  die  Verteilung  gefunden.  Diese  Vertei- 
lung hat  sich  aber  nicht  als  durchführbar  erwiesen,  nachdem 
die  Praxis  ergab,  daß  die  einzelstaatlichen  Lokomotiven  nicht 
den  Anforderungen  der  Feinde  entsprachen.  Wir  mußten 
etwas  mehr  liefern,  als  uns  zugekommen  wäre;  dafür  ist  aber 
von  Sachsen  und  Württemberg  ein  Teil  der  Lokomotiven  der 
preußischen  Verwaltung  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Es 
waren  dies  allerdings  leichtere  Lokomotiven  als  die,  die  wir 
hergegeben  haben.  Es  ist  damit  natürlich  eine  betriebliche 
Schwächung  Preußens  verbunden  gewesen,  nicht  aber  auch 
eine  finanzielle  Schwächung,  nachdem  im  Friedensvei-trage 
ausgesprochen  worden  ist,  daß  dieses  Material  bezahlt  werden 
muß.  Wir  haben  unsere  Forderungen  schon  vor  einiger  Zeit 
an  das  Reich  gestellt. 

Ich  möchte  bei  der  Gele.genheit  noch  erwähnen,  daß  A'iel- 
fach  in  der  Öffentlichkeit  davon  gesprochen  worden  ist,  es 
sei  uns  ein  erheblicher  Teil  der  an  Frankreich  gelieferten 
ischweren  Lokomotiven  zurückgegeben  worden.  Das  ist  nicht 
der  Fall.  Wir  haben  bisher  keine  Lokomotiven  zurück- 
bekommen, es  ist  aber  die  Rede  davon,  daß  nun,  wo  die  Loko- 
motiven bezahlt  werden  sollen,  ein  Teil  wieder  Deutschland 
zur  Verfügung  gestellt  werden  könne.  Es  ist  zunächst  von 
2000  und  dann  von  1000  Lokomotiven  gesprochen  worden.  In 
den  Verhältnissen,  in  denen  wir  uns  betrieblich  befinden, 
würde  ein  Zuschuß  von  1000  Lokomotiven  für  uns  natürlich 
sehr  nennenswert  sein.  Aber,  meine  Damen  und  Herren,  das 
glaube  ich  auch  in  Ihrem  Namen  erklären  zu  können,  daß  Avir, 
wenn  von  Frankreich  Lokomotiven  zurückgeliefert  werden, 
dann  verlangen  müssen,  daß  sie  unter  denselben  Bedingungen 
zurückgegeben  werden,  unter  denen  sie  hergegeben  worden 
sind  (Sehr  richtig),  daß  wir  also  genau  zu  prüfen  haben,  ob 
die  Lokomotiven  auch  noch  wirklich  betriebsfähig  sind  oder 
nicht  (Sehr  richtig !) ;  denn  mit  Lokomotiven,  die  inzwischen 
etwa  zuschanden  gefahren  sind,  ist  uns  nicht  gedient.  Wir 
werden  al.so  diese  Bedingungen  zu  stellen,  im  übrigen  aber 
abzuwarten  haben,  was  geschieht.  (Bravo!) 

Darauf  werden  die  Anträge  dem  Hau.shaltsausschuß  über- 
wiesen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Aufhebung  der  Annahmebesehränkung  für  Stückgut.  Die 

Annahme  A'on  Frachtstückgut  ist  .letzt  allgemein  wieder 
frei.ge.gebeii  Avorden.  Zur  Zeit  bestehende  örtliche'  An- 
uahmesperren  für  Stückgüter  Ideiben  selbstverständlich  unbe- 
i'ührt.  Die  Auuahme  von  E  i  1  Stückgütern  ist  dagegen  bis  auf 
weiteres  nocli  den  Besl immungen  der  Freiliste  in  ihrer  .ietzi- 
gcn  Fassung  und  des  Erlasses  vom  15.  September  1917  unter- 
worfen. 

Die  Eisenbahndirektioneu  sind  wie  bisher  ermächtigt,  bei 
Schwierigkeiten,  die  durch  Anlieferung  .großer  Mengen  Stück- 
güter entstehen,  die  Annahme-  ents])rechend  der  Abbeförde- 
rnngsmöglichkeit  erforderlichenfalls  durch  vorzeiti,gen  Lulcen- 
-chluß  oder  tage-  oder  richtuugsweise  Annahmesperren  einzu- 
schi'änken. 

—  Acbtstunden-Arbeitstag  im  besetzten  Gebiet.  Das  preu- 
ßische Eisenbahnmiiiisterium  hat  auf  seine  seit  Monaten  forl- 
gesetzten Bemühun.gen  .ietzt,  wie  ..Wolffs  Telegraphenbureau" 
niebiet,  von  der  Entente,  die  Zusicherung  erhalten,  daß  sie  der 
Einführun.g  des  Achtstundentages  für  alle  Eisenbahnbedienste- 
ten des  l)esetzten  Grebiets  vom  10.  Juni  an  nichts  mehr  in  den 
Weg  legen  A\'erde.  Die  Durchfühnmg  der  Maßnahme,  für  die 
nlle  A^orbereitungen  getroffen  sind,  wird  ohne  Zeitverlust  vor 
:  ich  .gehen. 


—  Freie  Beförderung  der  aus  der  Schweiz  nach  Deutsch- 
land übersiedelnden  Familien  der  Kriegsteilnehmer  und  ihres 
Hausrats.  Die  Familien  und  der  Hausrat  mittello.S'er  deutscher 
Kriegsteilnehmer,  die  früher  in  der  Schweiz  gewohnt  und  a'Ou 
dort  aus  ihrer  Eini>erufung  Folge  geleistet  haben,  .ietzt  aber 
nicht  mehr  in  die  Schweiz  zugelassen  werden  und  sich  in 
Deutschland  wieder  ansiedeln  wollen,  werden  bei  der  dau- 
ernden Rückkehr  nach  Deutschland  auf  den  preußisch-hessi- 
schen, badisohen,  baA^erischen,  sächsischen.  Avürttembergischen 
oldenburgischen  Staatseisenbahnen  und  der  Militäreisenbahii 
frei  befördert,  wenn  die  deutsehe  Staatsangehörigkeit  und 
die  Mittellosigkeit  von  der  deutscheu  Gesandtschaft  in  Bern, 
von  einem  deutschen  Kon.sulat  oder  einem  deutschen  Hilfs- 
verein in  der  Schweiz  nach  vorgeschriebenem  Muster  in  dop- 
P'elter  Ausfertigung  bescheinigt  sind.  In  anderer  Form  er- 
teilte Bescheinigun.sen  werden  anerkannt,  wenn  sie  die  vor- 
geschriebenen Angaben  enthalten.  Das  in  Mölx4wagen  auf- 
gelieferte ümzugsgut  wird  nicht  frachtfrei  befördert.  Den 
bereits  übergesiedelten  vorbezeichneten  Personen  Avir'd  für 
ihren  Umzug  auf  Antrag  nachträglich  die  frachtfreie  Beför- 
derun.g  bewilli.gt,  wenn  dem  mit  dem  Antrag  vor.gele.gteii 
Frachtbrief  die  Bescheinigung  der  Mittellosigkeit  usw.,  die 
auch  von  der  Polizeibehörde  des  derzeitigen  Wohnorts  au.'- 
.gestellt  sein  darf,  beigefügt  ist. 

—  Beamten-  und  Arbeiterbezüge  in  Württemberg.  Die  wiirt- 
tembergische  LandesA'ersammlung  hat  am  24.  Mai  d.  J.  eine 
Regierungsvorlage  über  eine  Neuordnung  der  Teuerungsbe- 
züge der  Beamten  und  Pensionäi-e  angenommen,  durch  die 
gleichzeitig  der  erforderliche  Ausgleich  zwischen  '  Beamten- 
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ind  Arbeiterb'Czüffeii  geschaffen  werden  sollte.  Hiernach  «r- 
lalten  die  B'eamlcn  unter  Wegfall  der  bisherigen  Teuerungs- 
lezüge  mit  Eückwirkuug  vom  1.  Januar  d.  J.  ab  eine  Gehalts- 
zulage, die  nach  den  Abteilungen  der  Gehaltsordnung  und  den 
)rtskla*&en  des  Wohnungsgeldtarifs  abgestuft  ist.  Diese  Zu- 
age  beträgt  für  verheiratete  männliche,  planmäßig  angestellte 
Beamte  in  der  untersten  (I.)  Abteilung  der  Gehaltsordnung 
ind  in  Ortsklasse  I  des  Wohnungsgeldtarifs  iährlich  3000  ,M 
md  fällt  um  .ie  100  M  bis  zur  Abteilung  V— VII  der  Gehalts- 
jrdnung  in  Ortsklasse  I  mit  2600  J{.  In  den  Ortsklassen  II^IA' 
>rmäßigt  sich  die  Zulage  um  je  50  M  gegenüber  der  vorher- 
jehenden  Ortsklasse.  Den  verheirateten  männlichen  Beauiteu 
iverden  gleichgestellt  unverheiratete  männliche  und  weibliche 
Beamte,  die  das  32.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Nicht- 
planmäßige Beamte  erhalten  eine  tägliche  Zulage,  die  sich 
lach  den  Abteilungen  der  Gehaltsordnung-  in  denen  sie  ihre 
irste  planmäßige  Anstellung  finden  würden,  in  Ortsklasse  I 
wischen  8,20  Jt  und  7,70  M  bewegt  und  in  den  andern  Orts- 
dassen um  je  15  4  täglich  niedriger  ist.  Die  Zulage  wird  fiir 
in  verheiratet  6  Beamte  unter  32  Jahi-en,  wenn  -sie  planmäßig 
mgestellt  sind,  um  jährlich  300  M,  wenn  sie  nicht  planmäßig 
ingestellt  sind,  bis  zum  vollendeten  21.  Lebensjahr  um  täglich 
l  M,  sonst  um  80  täglich  gekürzt.  Sind  mehrere  Angehörige 
lesselben  Haushalts  im  Staatsdienst  beschäftigt,  so  erhält  nur 
jin  Glied  dt«  Haushalts  die  volle  Zulage,  während  die  Zulage 
1er  übrigen  Glieder  je  um  250  Jl  jährlich  oder  70  täglich 
gekürzt  wird.  Zu  der  Gehaltszulage  tritt  für  jedes  Kind  des 
Beamten  eine  Kinderzulage  von  360  Ji  jährlich.  Außerdem 
erhalten  die  planmäßig  angestellten  Beamten,  die  Wohnungs- 
ijeld  beziehen,  sowie  die  nichtplanmäßigen  Beamten  eine  Woh- 
lungszulage.  Diese  Wohnungszulage  ist  gleichfalls  nach  den 
/Abteilungen  der  Gehaltsordnung  und  nach  den  Ortsklassen  des 
Wohnungsgeldtarifs  abgestuft.  Sie  bewegt  sich  für  planmäßig 
ingestellte  Beamte  in  Örtsklass>e  I  zwischen  300  Jl  und  400  JL 
jährlich  und  fällt  in  den  folgenden  Ortsklassen  je  um  50  ,///. 
Für  nicht  planmäßig  angestellte  Beamte  l>eträgt  sie  in  Orts- 
dasse  I  zwischen  80  und  95  täglich;  in  den  folgenden  Oi-ts- 
dassen  ermäßigt  sie  sich  um  je  15  täglich. 

Die  Beamten  im  Euhestand  und  die  Hinterbliebenen  von  Be- 
imten  erhalten  an  Stelle  der  bisherigen  Teuerungszulage  neue 
Zulagen,  die  sich  lielaufen  für  verheiratete  männliche  und  die 
ihnen  gleichgestellten  Pensionäre  auf  jährlich  IlOO  J^,.für  au- 
lere  Pen.sionäre  auf  jährlich  750  Ji.  für  Witwen  auf  jährlich 
rSO  Ji.  für  Vollwaisen  auf  jährlich  250  Jl  und  für  Halbwaisen 
iuf  jährlich  150  Jl. 

Der  Ausgleich  in  der  vorgesehenen  Höhe  war  notwendig  ge- 
worden durch  die  vor  dem  Abschluß  stehenden  Tarifver- 
träge mit  den  Arbeitern  der  Staatseisenbahnverwal- 
ung.  Nach  diesen  Tarifverträgen  erhalten  nunmehr  die  ge- 
lernten Arbeiter  der  Lohngruppe  I  in  Ortsklasse  A  einen  An- 
fangsstundenlohn von  1.50  Ji  im  Lebensalter  von  18  Jahren, 
1er  sich  bis  zu  einem  Höchstlohn  von  2,10  Ji  im  Lebensalter 
TOD  30  Jahren  steigert.  Die  Arbeiter  des  Werkstättendienstes 
sind  in  zwei  weitere.  Lohngruppen,  angelernte  und  ungelernte 
Arbeiter,  eingeteilt ;  der  Stundenlohn  in  Lohngruppe  II  ist  ge- 
irenüber  Lohngruppe  I  um  15  der  in  Lohngruppe  III  gegen 
Lohngruppe  II  um  10  ^  ermäßigt.  Die  Arbeiter  des  Betriebs- 
und Bahnunterhaltungsdienstes  sind  in  vier  Lohngruppen  ein- 
geteilt, wobei  die  Stundenlöhne  in  Lohngrupi>e  II  und  III  um 
je  10  J\  und  in  Lohngruppe  IV  um  5  gegenüber  der  vorher- 
lehenden  Lohngruppe  fallen.  Die  Stundenlöhne  sind  für  sämt- 
liche Arbeiter  in  Ortsklasse  B  um  5  ..^i.  in  Ortsklasse  C  um 
10  ..^  niedriger  als  in  Ortsklasse  A.  Die  bisher  gewährten 
Teile rungsbezüge  sind  durchweg  in  den  Lohn  eingerechnet  mit 
Au.snahme  der  Kinderzulagen  von  monatlich  17  M.  Zulagen 
werden  nur  noch  für  einzelne  besonders  .schwere  oder 
schmutzige  Arbeiten  sowie  bei  Verwendung  im  Zugbegleit- 
und  Zugförderuiiffsdienst  und  für  Nachtdienst  gewährt;  die 
Anwärter  fiir  Unterbeamteustellen  erhalten  nach  erfolgreicher 
Ablegung  einer  Prüfung  eine  Stundenzulage  von  3  ^.  An 
sonstigen  Bestimmungen  der  Tarifverträge  sind  bemerkens- 
wert :  Für  langjährige  Dienstzeit  werden  Belohnungen  ae- 
währt,  die  bei  einem  Dienstalter  von  15  Jahren  mit  dem  Be- 
trag von  50  Jl  beginnen,  von  5  zu  5  Jahren  ansteigen  und  sich 
bei  einem  Dienstalter  von  50  Jahren  auf  300  Ji  belaufen,  ü  r- 
laub  wird  an  Arbeiter  gewährt  bei  einem  Dienstalter  von 
1  Jahr  2  Tage,  von  3  Jahren  4  Tage,  von  5  Jahren  6  Tage, 
von  10  Jahren  10  Tas-e.  von  15  Jahren  14  Tage  und  von  20  Jah- 
ren 18  Tage  unter  Nichteinrechnung  von  Sonn-  und  Festtagen. 
Prife  iisc  h  e  i  n  e  werden  gewährt  bei  einem  Dienstalter  von 
1  Jahr  3  Stück,  von  3  Jahren  6  Stück,  von  5  Jahren  8  Stück 
und  von  10  Jahren  12  Stück  im  Jahr.  Arbeitern  mit  mindestens 
ffinfjähriger  ununterbrochener  Dienstzeit  wird  im  Krankheits- 
falle der  Lohn  bis  26  Wochen  als  Krankenbeihilfe  fort- 
bezahlt ;  bei  mindestens  lOjährierer  ununterbrochener  Dienst- 
zeit wird  Krankenbeihilfe  in  Höhe  des  halben  Lohns  für  wei- 
tere 26  Wochen  gewährt.    Die  Entlassung  von  Arbeitern 


mit  mehr  als  fünfjähriger  ununterbrochener  Dienstz-eit  wegen 
Ordnungswidrigkeiten  kann  nur  verfügt  werden  auf  Grund  des 
Spruchs  eines  Schiedsgerichts,  das  sich  aus  2  Vertretern  der 
Eisenbahnverwaltung,  2  Mitgliedern  des  Arbeiterlandesaus- 
schusses und  einem  von  ihnen  zu  wählenden  oder  vom  Arbeits- 
ministerium zu  bestimmenden  Vorsitzenden  zusammensetzt. 

—  Lieferung  von  Güterwagen  für  die  dänischen  Staats- 
bahnen. Infolge  des  großen  Wagenmangels  bei  der  dänischen 
Staatseisenbahn  hat  diese,  wie  der  „D.  AUg.  Ztg."  drahtlich 
aus  Kopenhagen  gemeldet  wird,  mit  der  Eisenbahn-- Verkehrs- 
mittel-Aktiengesellschaft in  Berlin  einen  Vertrag  geschlossen 
auf  Lieferung  von  300  offenen  Güterwagen,  die  bis  spätestens 
15.  September  an  der  deutsch-dänischen  Grenzstation  ab- 
geliefert sein  müisen. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  nreußisch  -  hessischen 
Staatsbahn  Verwaltung  ist  der  Eegierungs-  und  Baurai 
Flume  in  Stettin  mit  der  Wuhiuehuuing  der  (leschäfte  eines 
Oberbaurats   bei  der  EiseQb.ihu(iirektioii  daselbst  beauftragt. 

—  Es  sind  verliehen  planmäßige  Slelleu -.  für  Mitglieder  des 
Eisenbalm-Zentralamts  und  der  Eisenluihndirektionen:  dem 
Hegierungsrat  Dr.  Poetsch  in  Cöln  sowie  den  Regierungvs- 
und  Bauräten  Linke  in  Posen  und  Willi  Behrens  in 
Berlin;  für  Vorstände  der  Eisenbahn-Betriebsämter :  den  Be- 
gierungsbaumeistern des  Eisenbahubauf aches  Bliersbach 
in  Euskirchen,  Staude  in  Kattowitz,  Sommer  in  Anger- 
burg und  B  r  ü  h  1  -  S  c  h  r  e  i  n  e  r  in  Liegnitz ;  für  Eegie- 
rungsbaumeister :  dem  Eegierungsbaunieister  des  Eisenbahn- 
liauf aches  H  a  m  ni  e  n  m  Gütersloh  sowie  den  Eegierungs- 
baumeistern  des  Maschinenbaufaches  Emst  Greve  in  Bres- 
lau, Walter  Kusel  in  Altona,  Ohlerich  in  Dortmund 
und  H  e  c  k  e  r  in  Jülich.  —  Versetzt  sind :  der  Baurat  Peter, 
bisher  in  Berlin,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Werk- 
stättenamts nach  Ratibor  und  die  Eegierungsbaunieister  des 
Eisenbahnbaufaches  B  r  o  s  i  g  ,  bisher  in  Wongrowitz,  als 
Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Glück- 
stadt, EndreiS,  bisher  in  Höchst  (Main),  als  Vorstand  des 
Eisenbahn-B etriebsamts  nach  Minden  (Westf.),  Staude,  bis- 
her in  Glogau.  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts  2  nach  Kattowitz,  Ehlers,  bisher  in  Altona,  als  Vor- 
stand (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1  nach  Schneide- 
luühl  und  Zachow,  bisher  in  Harburg,  zur  Eisenbahn- 
direktion nach  Altona  sowie  der  Eechnungsrat  Jung,  Eech- 
nungsdirektor  der  Eisenbahndirektion  in  Danzig.  als  Eech- 
nungsdirektor  der  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt  (Main). 

—  Der  Eegierungsrat  Hans  0  j)  p  <q>  r  mann  bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Berlin  ist  dem  Älinisterium  der  öffentlichen  Är- 
l>eiten  zur  aushilfsweisen  Beschäftigung  bei  den  Eisenbahn- 
abteilungen überwiesen,  —  Der  Eisenbahn-Obersiekretär  Paul 
Schaulandt,  bisher  in  Erfurt,  ist  unter  Versetzung  nach 
Stettin  und  Übertragung  der  Stellung  des  Eechnungsdirektors 
bei  der  Eisenbahndirektion  daselbst  zum  Eisenbahn-Eech- 
nungsdirektor  ernannt.  —  Der  Eegierungsrat  Sommer- 
1  a  1 1  e ,  Mitglied  des  Eisenbahn-Zentralanits  in  Berlin,  ist 
infolge  Ernennung  zum  Geheimen  Eegierungsrat  und  Vor- 
tragenden Eat  im  Eeichsschatzministerium  aus  dem  Staats- 
eisenbahndienst  ausgeschieden.  —  Dem  Ober-  und  Geheimen 
Eegierungsrat  Eeisewitz  bei  der  Eisenbahndirektion 
Stettin  und  dem  Geheimen  Baurat  Hermann  Wolf.  Mitglied 
der  Eisenbahndirektion  Cöln,  ist  die  nachgesuchte  Entlas- 
sung aus  dem  Staatsdienste,  mit  Euhegehalt  erteilt.  —  Der 
Geheime  Baurat  E  1  b  e  1 ,  Vorstand  eines  Eisenbahn-Werk- 
stättenamts  in  Stargard  (Pomm.),  und  der  Eegierungsbau- 
meister  Werner  V  o  ß  in  Werne  sind  gestorben. 

Bei  den  sächsischen  Staatseisenbahneu  ist  der  Oberbaurat 
Köhler,  Vorstand  des  Bauamts  Pirna,  in  den  Euhestand  ge- 
treten. 


Deutschösterreich. 

—  Die  Friedensbedingungen  und  die  Eisenbahnen.  Die  Be- 
stimmungen des  V6rtra.gsentwurfs  für  Oesterreich  über 
Eisenbahnen,  Wasserwege  und  Häfen  sind  in  der 
Tat,  wie  der  „D.  Allg.  Ztg."  aus  Wien  berichtet  vnrd.  den 
deutschen  Friedensbestinimungen  nach.gebildet  und  enthalten 
eine  einseitige  Meistbegünstigung  imd  die  Pflicht,  Bahnbauten 
durch  den  Verband  auf  österreichischem  Gebiet  ausführen  zu 
lassen.  Öisterreich  erhält  freien  Zugang  zur  Adria,  mit  an- 
deren Worten.  Freiheit  des  Durchgangs  dahin  und  in  seine 
früheren  Häfen.  Den  Tscbecho-Slowaken  wird  die 
Führung  eigener  Züge  über  die  Strecken  Preßburg-Fiume 
und  Budweis-Linz-Triest,  ebenso  Post-  und  Telegraphen- 
linien über  österreichische  Gebiete  eingeräumt. 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  EisenbahnverwaltunKen. 


—  Alpeiiscen  als  Kraftwerkspeichor.  Das  Eisenbahnblatt 
schreibt:  In  d-en  Orten  Dan  Öfen  nnd  Klö  steile  am  Arl- 
ber^j-  fanden  küizlich  Verhandlnnuen  zwischen  einem  Ver- 
treter des  Elektrisierunjjsamteis  in  Wien-  und  den  (^Jrundbesit- 
zern  von  Danöfen  und  den  Alpbesitzern  am  i^pullersee  wegen 
der  Gruudablüsung-  für  das  geplante  elektrische  Kraftwerk 
am  ^iHillersee  statt.  Mit  den  Grundbesitzern  im  Klostertal 
\\^^rde  eine  Einigung  erzielt,  die  Alpbesitzer  wünschen  eine 
Begehung  an  Ort  und  Stelle.  Das  genannte  Amt  beabsichtigt, 
noch  in  diesem  Jahre  mit  dem  Baue  des  Kraftwi^rkes  am 
Spullersee  zu  beginnen.  Dieses  hätte  die  Aufgabe,  den  Strom 
für  den  e  1  e  k  t  r  i  s  c  b  e  n  B  e  t  r  i  e  b  d  e  i'  A  r  1  b  le  r  g  b  a  h  n 
auf  der  Westseite  des  Berges  zu  liefern.  In  Vorarlbei'g  be- 
steht aber  die  Absicht,  einen  anderen  Alpensee,  den  Formarin- 
isee,  zur  Lieferung  elektrischer  Kraft  auszimützen  und  ihn 
mit  dem  Spullei  see  zu  verbinden ;  dieser  Plan  hängt  .iedoch 
von  der  Möglichkeit  der  Abdichtung  des  Formarinsees  und 
von  den  Kosten  dieses  Planes  ab.  Die  Abdichtungsmöglich- 
keit soll  im  Laufe  des  Frübsommers  von  Fachleuten  fest- 
«•estellt  werden.  Man  verspricht  sich  in  Vorarlberg  von  der 
Verbindung  der  Wassermengen  beider  Seen  eine  größere  Lei- 
stungsfähigkeit der  künftigen  Anlage.  Spuller-  und  Fomiarin- 
see  sind  zwei  prächtige  Alpeugewässer  in  etwa  1800  m  Höhe 
A\'estlich  des  Ailbergpasses. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Eisenbahn-  und  Schiffsverkehr.  Aus  Belgrad  wird  ge< 
meldet:  Trotz  der  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten-  (lie 
sich  allerorts  den  Wiederherstellungsarlieiten  mangels  Woll- 
stoffen und  Wei'kzcugen  entgegenstellen,  ist  es  :ingestreng- 
tester  Aibeit  gelungen,  die  Eisenbahnverbindung  zwischen 
Belgrad  und  Kragiijevac  wieder  betriehsffthig  zu 
machen.  Auch  die  Strecke  Z  a  b  r  e  j  —  V  a  1  .i  e  v  o  ,  die 
gleich  der  ersterwähnten  von  den  Bulgaren  arg  zerstört 
worden  war,  dürfte  in  wenigen  Tagen  wiederhergestellt  sein. 
Die  Strecken  TTzice-Valjevo  und  Milanovatz-Leskovatz  sind 
zum  Teile  betriebsfähig  und  weiden  Endo  Juni  in  ihrer  gan- 
zen Ausdehnung  dem  Verkehre  übergeben  werden  können. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnunglück  in  Belgien.  Nach  einer  Havas-Reuter- 
meldung  ist  ein  Zug  mit  demol)ilisierten  englischen  Soldaten 
am  29.  Mai  abends  auf  der  Strecke  Charleroy-Braine  le  Comte 
zwischen  den  Stationen  ]\Iarcliienne-au-Pont  und  Luttre  ent- 
gleist, wobei  7  Soldaten  .»etötet  und  20  verletzt  wurden. 

—  Ausstand  der  Bediensteten  der  Pariser  Untcrgrundbaiinen. 

..\m  2.  d.  M.  in  später  Nachtstunde  beschloss^m  die  Arbeiter  und 
Angestellten  der  Pariser  Untergrundbahnen  in  den  Allgemein- 


aiisstaud  einzutreten.  Am  3.  d.  M.  ruhte  infolgedessen  der  gauz-c 
Verkehr.  Wie  die  Abendblätter  mitteilen,  haben  in  den  Vor- 
mittagsstunden ausständige  Untergrundbahnangestelltc  l)Cgoii- 
nen,  Omnibusse  und  Straßenbahnen  in  Paiis  anzuhalten.  Nach- 
mittags ruhte  auch  der  gesamte  Betrieb  dieser  beiden  Ver- 
kehrsmittel. Die  allgemeine  Ausstandsbewegung  in  Paris 
dehnt  sich  immer  weiter,  insbesondere  auch  auf  die  Piovin- 
zen  aus. 

—  Zur  Kündigung  des  Internationalen  (Tbercinkoniniens 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr.  Nachdem,  wie  bereits 
früher  mitgeteilt  (Nr.  8  u.  17.  Jahfg.  1919  d.  Ztg.),  Frankreich, 
Italien,  Serbien  und  Belgien  dieses  Übereinkommen  zum 
31.  Dezember  d.  J.  gekündigt  haben,  hat  sich  diesem  Vorgange 
am  8.  März  auch  Rumänien  angeschlosisen. 

Der  schweizerische  Bundesrat  hat  daraufhin  in  seiner  Sit- 
zung vom  9.  Mai  d.  J.  auf  Antrag  des  Politischen  Departe- 
ments beschlossen,  an  die  Vertragsstaaten  des  I.  Ü.  folgende 
Note  zu  richten : 

„Der  schweizerische  Bundesrat  beehrt  sich,  den  Regierun- 
gen, welche  dem  Verbände  des  Berner  Internationalen  Ülx'r- 
einkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Ok- 
tober 1890  angehören,  zur  Kenntnis  zu  bringen,  daß  ihm  die 
Regierung  der  französischen  Republik  unterm  12.  Dezember 
1918  die  Kündigung  des  genannten  I.  Ü.  sowie  der  Zusatz- 
erklärun.g  vom  20  September  1893,  der  Zusatzvereinbarung 
vom  16.  Juli  1895.  des  Zusatzübereiukommens  vom  16.  Juni 
1898  und  des.ienia:en  vom  19.  September  1906  auf  den  31.  De- 
zember 1919  erkläit  hat.  Die  nämliche  Erklärung  haben  im 
Namen  ihrer  respektiven  Regierungen  die  k.  italienische  Ge- 
sandtschaft am  27.  Dezember  1918,  die  k.  .serbische  Gnesandt- 
schaft  am  15./28.  Dezember  1918  und  die  k.  belgische  Gesandt- 
schaft am  31.  Dezember  1918  und  9.  Januar  1919  au  den  Bun- 
desrat gerichtet.  Mit  Note  vom  8.  März  1919  endlich  hat  ihm 
die  k.  rumänische  Giesand tschaft  zur  Kenntnis  gebracht,  daß 
die  rumänische  Regierung  das  genannte  I.  Ü.  nebst  seinen 
Zusätzen  ebenfalls  gekündigt  hat.  Diese  Erklärung  scheint 
jedoch,  insofern  sie  auf  den  Beginn  des  nächsten  Jahres 
gelten  soll,  der  Bestimmung  von  Art.  60  des  I.  Ü.  von  189U 
nicht  genau  Rechnung  zu  tragen. 

Der  Bundesrat  glaubt  bemerken  zu  sollen,  daß  ihm  die  iu 
Frage  stehenden  Vereinbarungen  nach  ihrem  Wortlaut  die 
Aufgabe  nicht  ülierbinden,  eine  ihm  zur  Kenntnis  .gelan.gte 
Kündigung  an  die  Regierungen  der  übrigen  Vertragsstaaten 
weiterzuleiten.  Es  ergibt  sich  .fedoch  aus  den  ihm  gewordenen 
Mitteilungen,  daß  einige  der  kündigenden  Regierungen  der 
Ansicht  sind,  es  sei  in  analoger  Anwendung  der  Bestiinmun- 
2'en  der  Zusatzerklärung  vom  20.  September  1893  Sache  des 
Bundesrates,  .iede  Kündigung  den  übrigen  Vertragstaaten  zur 
Kenntnis  zu  bringen.  Mit  Rücksicht  hierauf  und  von  dem 
Wunsche  be.seelt,  .iede  Ungewißheit  zu  beseitigen  sowie  zu 
bekunden,  wie  sehr  ihm  daran  liegt,  die  ihm  obliegenden 
internationalen  Obliegenheiten  getreulich  zu  ei  füllen,  nimmt 

der  Bundesrat  keinen  Anstand,  der  Regierung  von  

die  vorstehend  aufffeführten  Kündigungserklärun.gen  zu  gut- 
ischeinender  Behandlung  mitzuteilen."' 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Eröffnung  von  Stationen. 

■  B  ad  i  sehe  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n.  Am  1.  Juni  d.  Js. 
ist  die  an  der  Strecke  Singen-Ba.sel  zwischen  den  Stationen 
Tiengen  und  Waldshiit  errichtete  Haltestelle  Waldshut 
Fahr  haus  für  den  beschränkten  Peisonenverkehr  eröffnet 
worden. 


Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  V  erwaltung  sind  er- 
lassen Worden : 

Nr.  III  54  vom  27.  Mai  d.  Js.  an  die  Mitglieder  de.s  Tech- 
nischen Ausschu.sses  und  des  Vereins-Wa.geuauisschusses,  be- 
treffend Antrag  der  Lübeck-Büchener  Eisenliahngesellscliafi 
auf  Erhöhung  der  Vergütuugssätze  für  Wiederherstellung"  von 
Wagen  (Anlage  V  zum  VAVÜ.)  (abgesandt  am  3.  Juni  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  Bahnhof  2.  Klasse  Dieilebeu» 
Drakenstedt  an  der  Bahnstrecke 
Magdeburg-Helmstedt  führt  künftig 
die  Bezeichnun.g  ^  Dreileben=Dralcen- 
stedt. 

Magdeburg,  den  30.  Mai  1919.  (602) 
Ei.senbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

Preußisch  -  Hessisch  -  Bayerischer  Tier- 
verkehr. 

I.  A"om  1.  August  1919  ab  wird  die 
Gebühr  für  Überführung  von  Rennpfer- 
den von  oder  nach  der  Pferd  eramj>6  am 


Pferdeturm  in  Hauiiover  Möhrin.gsber.g 
von  1,70  M  auf  2,60  Ji  erhöht. 

II.  Die  Station:  „Mehlis"  hat  die  Be- 
zeichnung ., Zella-Mehlis  West"  und  die 
Station  „Zell-St.  Blasii"  die  Bezeich- 
nung: „Zella-Mehlis"  erhalten. 

Erfurt,  den  31.  Mai  1919.  (609) 
Eisenbahndirektiou . 


a)     Deutscher     Eisenbahn  -  Gütertarif, 
Teil  II,  Heft  C  Ib. 
b)  Staats-  und  Privatbahntiertarif, 
Teil  IL 

Am  10.  Juni  1919  treten  erhöhte 
Frachtsätze  im  Verkehr  mit  den  Güter- 
nebenstellen Wittdün  (Amrum)  und 
Wyk  (Föhr)  in  Kraft. 


Das  alsl)aldi.ge  Inkrafttreten  grüudfi 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderum;' 
des  §  6  der  Eisenbahn  -  "N^erkehrs- 
ordnung  (RGBl.  1914.  S.  455) 

Altona,  den  1.  Juni  1919.  (603) 
Eisenbahndirektion. 

namens  der  Verbaudsverwaltuugen. 


Badischer  Gütertarif. 

Für  die  Beförderung  von  Wagen  zwi- 
schen den  Ladestellen  des  Güterbahn- 
hofes Freiburg  (Breisgau.)  wird  eine  be- 
sondere Überfuhrgebühi-  eingef  ühri . 
Nähei'es  in  unserem  Tarifanzei.ger. 

Karlsruhe,  3.  Juni  1919.  (60li) 
Generaldirektion  der  Staatseisenbahneu. 


r.lX.  Jahrg-ang 
7.  Juni  1919 
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Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b  (Statioiis- 
tariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit,  vom  9.  Juni  1919  ab 
wird  im  Verkehr  mit  deu  Bahnhöfen  dei' 
Eisenbahn  Altona  -  Kaltenkirohen-Nen- 
müust«r  die  Gebükr  für  die  in  Altona 
oder  Neumünster  mit  Eollfuhrwerk  er- 
folgende Überführung-  von  EiLstückgut 
von  30  .3  auf  60  für  100  kg-  und  die 
Miadestg-ebühr  von  20  4  auf  40  4  er- 
höht. Auskunft  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Au*;- 
kunftsbureau,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  4.  Juni  1919.  (607) 
Eisenbahndirektion. 

a)     Deutscher    Eisenbahn  -  Gütertarif, 
Teil  II.    Heft  C  Ib. 
b)  Staats-  und  Privatbahntiertarif, 
Teil  II. 

Am  10.  J.uni  1919  treten  erhöhte 
Frachtsätze  im  Verkehr  mit  den  Güter- 
nebenstellen Keitum  (Sylt)  und  Wets- 
teiland  (Sylt)  in  Kraft. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vorüljer- 
sieheude  Änderung-  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung    (RGBl.  1914, 

45.5). 

Nähere  Auskunft  ei  teilt  unser  A"er- 
kehr*ibüro. 
Altona,  den  2.  Juni  1919.  (604) 

Eisenbahndirektion 
namens  der  Verbandsverwaltunffen. 

Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr 
(Tfv.  5)  Heft  A. 

Soweit  l>eim  Vei-sand  von  Langholz 
lus  den  Dii-ektionsbezirken  Königsberg 
(Pr.).  Danzig,  Bromberg-,  Bi-eslau,  Kat- 


fowitz  und  den  unbesetzten  Teilen  des 
Direktionsbezirks  Posen  nach  h*tationen 
der  pi  eußisch-hessischen  Staatsbahneu 
au  Stelle  langer  Wagen  kürzere  (abge- 
bordete  F-Wagen)  benutzt  und  dabei  ans 
Betriebsrücksichteu  zwei  Sohutzwagen 
gestellt  werden  müssen,  wü'd  für  die 
Zeit  vom  9.  Juni  1919  biis  31.  Au- 
gust 1919  die  Schutzwagengebühr  nur 
für  einen  Wagen  erhöben.  Auskunft 
geben  die  beteiligten  Güterabfertigun- 
gen, sowie  das  Auskunftsbureau,  hier, 
Bahnhof  Alexanderplatz. 
Berlin,  den  4.  Juni  1919.  (608) 
Eisenbahndirektion. 

Norddeutsch-Niederländischer  Gütei  ver- 
kehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  die  be- 
sondere Bestimmung  zu  Artikel  6  (In- 
halt des  Frachtbriefes)  auf  Seite  7  des 
norddeutsch-niederländischen  Güter- 
tarifs Teil  II,  Gemeinsames  Heft,  wie 
folgt  geändert : 

Bis  auf  weiteres  werden  Sendungen 
nach  den  Niederlanden  nur  mit  Wege- 
vorschrift im  Frachtbrief  über 
einen  der  in  den  Tarifheften  genannten 
Übergänge  (Aachen « West-Eichterich 
usw.)  angenommen.  Sendungen  mit 
Wege-  oder  Zollvorschriften  über  die 
besetzten  Übergänge  werden  nur  bei 
gleichzeitiger  Vorlage  der  Ausfuhrbe- 
willigung der  Besetzung'Sbehörden  an- 
genommen. Eine  Gewähr  für  die  Ge- 
stattung  der  Aus-  oder  Durchfuhr  wird 
eisenbahnseitig  nicht  übernommen. 

Ist  im  Frachtbrief  usw.  (wie  bisher). 

Nähere  Auskunft  geben  die  beteilig- 
ten Abfertigungen. 

Cöln,  den  31.  Mai  1919.  (610) 
Eisenbahndirektion. 


3  EfTektenverkehr. 

Lübeck  -  Büchener  Eiseiibahn- 
ft-esellschaft. 

Die  Dividende  für  das  Verwaltungs- 
.iahr  1918  ist  auf  36  M  für  die  Aktien 
Nr.  1  bis  30  790  über  200  Taler  (600  Jl) 
und  auf  72  M  für  die  .\ktien  mit  deu 
Doppelnumniern  30  791  bis  41  664  und 
41667  bis  51  666  über  1200  M  fest- 
gesetzt worden.  Sie  kann  vom  5  Juni 
ab  gegen  Einlieferung-  der  Dividenden- 
scheine bei  unserer  Ilauptkasse  vor- 
mittags in  Empfang  genommen  werden. 

Bis  zum  31.  Juli  d.  Js.  kann  die 
kostenfreie  Einlösung  der  Dividenden- 
scheine auch  erfolgen: 

in  Berlin  bei  der  Berliner  Han- 
delsgesellschaft, der  Deutschen  Bank, 
dem  Bankhause  Mendelssohn  &  Co., 
der  Bank  für  Handel  und  Industrie 
oder  dem  Bankgeschäft  F.  W.  Krause 
&  Co., 

in  H  a  in  b  u  r  g  bei  der  Norddeut- 
schen Bank,  der  Deutschen  Bank  Filiale 
Hamburg,  der  Bank  für  Handel  und 
Industrie.  Filiale  Hamburg  oder  dem 
Bankhause  M.  M.  Warburg  &  Co., 

m  Frankfurt  (Main)  bei  der 
Deutschen  Effekten-  und  Wechselbank 
oder  der  Deutschen  Bank,  Filiale 
Frankfurt  (Main). 

Lübeck,  den  3.  Juni  1919.  (605) 
Die  Direktion. 


4.  Offene  Stellen. 

Lokomotivführer 

zum    baldmöglichen    Eintritt  .gesucht. 
Bewerbungen  erbeten  an 
Bietriebsleitung-  der  Kleinbahn  V-echta- 
Cloppenburff  in  Vechta.  (611) 


Vollständige  Gasglühlicht-Beleuchtungseinrichtungen 

wagen  und  Lokomotiven 

Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  allem  Zubehör 

Dampfheizungen  aller  Art  fär  Personenwagen  und  Lokomotiven 

Nieder-  und  Unterdruckdampf  heizung  D.R.P.  Neueste  Bauart 
Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.  S'X'hÄÄÄ 
Metallfensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein- 

bahnen  sowie  für  Automobile  L^-SÄSen^^^^^^^ 
Riemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen 

Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckrahmen  D.R.P. 
Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

und  OelgaS  mit  allem  Zubehör 

Gas- Preß.  Anlagen,  FüU  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,  Gas- 
berorderungswagen. 
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Bekanntmachung. 

Die  Zwischenscheine  der  IX.  Kriegsanleihe 

für  die  4  ^  2  "lO  SchfttZäIlWGiSUn§611  können  vom  4.  Juni  ab, 

für  die  5%  Schuldverschreibungen  vom  23.  Juni  d  Js.  ab 

in  die  endgültigen  Stücke  mit  Zinsscheinen  umgetauscht  werden. 

Der  Umtausch  findet  bei  der  „Umtau«chstelle  für  die  Kriegsanleihen",  Berlin  W8, 

Behrenstrafle  22,  statt.  Außerdem  übernehmen  sämtliche  Reichsbankanstalten  mit  Kassen- 
einrichtung bis  zum  S.Dezember  1919  die  kostenfreie  Vermittlung  des  Umtausches.  Nach  diesem 
Zeitpunkt  können  die  Zwischenscheine  nur  noch  unmittelbar  bei  der  ..Umtauschstelle  für  die 
Kriegsanleihen"  in  Berlin  umgetauscht  werden. 

Die  Zwischenscheine  sind  mit  Verzeichnissen,  in  die  sie  nach  den  Beträgen  und  inner- 
halb dieser  nach  der  Nummernfolge  geordnet  einzutragen  sind,  während  der  Vorm.ttagsd.enst- 
stunden  bei  den  genannten  Stellen  einzureichen;  Fo.mulare  zu  den  Verzeichnissen  sind  bei 
allen  Reichsbankanstalten  erhältlich. 

Firmen  und  Kassen  haben  die  von  ihnen  eingereichten  Zwischenscheine  rechts  ober- 
halb der  Stücknummer  mit  ihrem  Firmenstempel  zu  versehen. 


Von  den  Zwischenscheinen  der  früheren  Kriegsanleihen  ist  eine  größere  Anzahl 
noch  immer  nicht  in  die  endgültigen  Stücke  umgetauscht  worden  Die  Inhaber  werden  auf- 
gefordert, diese  Zwischenscheine  in  ihrem  eigenen  Interesse  möglichst  bald  be.  der  „UmtaUSCn 

Stelle  für  die  Kriegsanleihen",  Berlin  W  8,  Behrenstraße  22,  zum  Umtausch  einzureichen. 


Berlin,  im  Juni  1919. 

ReicKsbanK-DireKtoritim. 


17127] 


Havenstein. 


V.  Grimm. 


2  neue  normalspurige  1  C  1 

Tcnderlokomotivcn 


Leergewicht  ca.  47,5  tons 
Dienstgewicht  ca.  58,5  tons 
Zugkraft  ....  5600  kg 


[7119] 


schnell  lieferbar. 

Orenstein  ^  Koppel  -  Arthur  Koppel  A.-G. 
Berlin  SW.,  Abt.  Lokomotivbau. 


HirscKberg  -  Sclil. 

ABTEILUNG  IV: 

Entwürfe  für  Haupt- 
u.  Nebenbahnen. 
Anschlussgleise. 

Bauleitung- 
Abrechnungen. 
Schlussvermessungen. 

ABTEILUNG  V: 

Wasserleitung,  Klär- 
anlagen, Kanalisation. 

Eigene  [7044i 
Zementwarenfabrik. 

30  jähr.  Praxis 
Beste  Empfehlungen. 

Ingenieurbesuch  Kostenlos. 


Einarmige!!! 

können  mittels  Ihni's  FahrKarten-U** 
Mvarat  als  Stationsschaffner  aa- 

MStellt  werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854 
Beschreibung  nait  Abbildung  kostenlo». 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikante» 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehnl 
Braunschweig.  [7(Mft 
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Berlin,  den  14.  Juni  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


.    _       Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends, 
c  ?SL*7"^^®  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschrif  ten  usw.  sind  an  die 
»clirtrtleitun);  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmacliniig'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eiscnbahnverwaltungen,  beide  in  B  erlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  leHung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  ivon  6  M. 
lur  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

B^^direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Terlagsbuch- 
handfung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegebeil. 
AuJJer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 

(Preis  für  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 
^  Pi.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Belagen  werden,  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbaiik-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  x-Jr.  lUOa 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel-Wilhelmshöhe 

Über  45000  Heifldampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  Über  600  Bahnverwaltungen 

n0O2\  im  Betrieb  und  Bau  beftndlicK 

==  Einbau  erfolgt  durch  die  lizenzberechtigten  Lokomotivfabriken  === 
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KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg.  Neue  Bahnliofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
Abteilung  I  für  Vollbahnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f.  Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwagen. 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Voilbahnen. 
Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge- u.  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  Heißdampf- 
lokomotiven. Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer. 
Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteiltxng  II  für  Strafsen-  und  Kleinbahnen. 

(Früher  Konlineniale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  vereinigte  Chrlstensen-  und  Bökerbremsen) 
Luftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkumpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druck luftsandstreuer 
f.  Straßen-"u.  Kleinbahnen.  Druckiuftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen  ^  Bremsen- 
Einstellvorrlchtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7ü01] 


o 


o 


"^stlanQtn  öte  5)tntffa^en  anb  greife  oon  ben  adexmgen  5a6tifantett 

©rimra^  /  Dlatali^     (S^o.  /  a. 


Paul  Blell 

Werkzeugmaschinenfabrik 

Gegründet  ^  Gegründet 

1883  »863 


Zeulenroda  i.  Thür. 

liefert  als  langjährige  Spezialitftt 
erstklassig  in  Serien-Herstellung 

Stoßmaschinen  •>  Karnssell-Drehbäoke 
Radial-Bohrmaschinen  <•  Zweiständer- 
Hobelmasckinen  •>  Einpilaster-Hobel- 
maschinen  •:•  Einfache  FräsmaschiMi 


H ehezeuge 
für  Eisenbahn- 
werkstätten 


Winden 
Hebeböcke 
Krane 


[6989] 


liefert  sofort 


G.  Wagner 

Berlin  S0.16 

Köpenickerstr.  7 1 


Reparaturen  an 
allen  Hebezeugen 


Eisenbahn-Assistent, 

41  Jahre  alt,  mit  dem  Betriebs-,  Verkehrs- 
und ßürodienst  durchaus  vertraut,  sucht, 
um  sich  zu  verbessern,  dauernde  Stellung 
als  BetriebsKontrolleur  oder  Bahnhofs- 
vorsteher bei  einer  Klein-  bezw.  Hafen- 
bahn. Gefi.  Angeb.  unt.  Eis.  7113  an  die 
Anz.-Ann.  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24).  [7113] 

Emarmig'eü! 

können  mittels  Elmi's  FahrKarten-LodH 
■pparat  als  Stationssch&ffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297 SSi. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikantea: 
Oscar  SdUMCer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehnl, 
Brannschweig.  (7045] 


Tragbares,  zusammenlegbares 

LADEMASS  ^ 

System:  Müller -Witte  S 


brikant ; 


Wimelm  Engel 

Nied  b  Frankfurt a.M 


r 
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Di«  Gegenvorschläo;«  der  deutsclifn 
Eegi«rung-  zu  den  Friedeu-sbedin-^un- 
.i>€n  mit  B'ezi-ehung  auf  die  lüseu- 
balmfraoen. 

Täglich«  I'ähreuverbindunCT'  zwischen 
Schweden  und  Enolaud  geplant. 

Nachrichten. 

Deutschland:  Wagenanf  oi  dc- 
rung  und  -Gestellung.  —  V-erwen- 
duug  von  Benzol.  —  Die  Mehrauf- 
wendungen   im  Eisenbahnbetriebe. 

—  Zugverkehr   und  Generalstreik. 

—  AuiSschreitungen  im  Eisenbahn- 
verkehr. —  Personalnachrichtcu. 

D  eu  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h:  Besor- 
gung der  Angelegenheiten  des 
Fremdenverkehrs  durch  das  Staats- 


I  »  Ii  a  I  t  t 

amt  für  Verkehrswesen.  —  Aufhe- 
bung der  Fachprüfung  aus  den 
Vorschriften  für  den  Eisenbahn- 
kriegsverkehr. —  Güterverkehr 
nach  Triest.  —  Ausgleich  im 
Rechtsstreite  zwischen  der  Südbahn 
und  der  Graz-Köflacher  Bahn.  — 
Schnellzugverkehr  Wien-Bad  Ga- 
stein. —  Der  Eeiseverkehr  zwi- 
schen den  einzelnen  Ländern.  — 
Die  Eisenbahnverkehi'sanstalt.  — 
Fachausschuß  für  Luftfahrange- 
legenheiten. —  Steigerung  der  Koh- 
lenförderung Innerösterreichs.  — 
Personalnachrichten. 
Tschecho-slowa'kisches  Ge- 
biet: Güterverkehr  nach  dem 
tschecho-slowakischen  Staate. 


Niederlande:  Holland  und  die 
Rheinschiffahitsbedingungen  im 
Friedensvertrag. 

Übrige  europäischeLänder: 
Geplante   neue  Verbindungen  von 

Paris   nach   Wien   und  Prag.   

Eisenbahnunglück  in  Frankreich. 
—  Die  Arbeitszeit  bei  den  schwei- 
zerischen Verkehrsanstalten.  — 
Rheinschiffahrt  Basel-Bodensee.  — 
Anschläge  gegen  die  Bahnlinie 
Marggrabowa-Suwalki-Olita. 

Fremde  Erdteile:  Eisenbahnun- 
glück in  Pennsylvanien. 

Büchenschäu. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Gegenvorschläge  der  deutschen  Regierung  zu  den  Friedensbedingungen  mit  Beziehung  auf 

die  Eisenbahnfragen.*) 


Der  Vorsitzende  der  deutschen  Friedensdelegation  hat  am 
29.  Mai  d.  J.  Herrn  Clemenceau  eingehende  Gegenvorschläge 
zu  dem  Entwurf  des  Friedensvertrages  überreicht,  nachdem 
die  Delegation  bereits  vorher  in  einzelnen  Noten  zu  den 
wichtigsten  Fragen  territorialer,  wirtschaftlicher  und  finan- 
zieller Art  Stellung  genommen  hatte.  Das  Schicksal  dieser 
Gegenvorschläge  ist  zu  der  Stunde,  wo  dieses  niederg.eschrie- 
ben  wird,  noch  ungewiß;  nach  den  —  allerdings  sehr  wider- 
spruchsvollen —  Nachrichten  der  feindlichen  Presse  scheint 
ihnen  kein  glücklicher  Stern  zu  leuchten;  Verblendung  und 
Kurzsichtigkeit  unserer  Gegner  mag  zusammen  mit  der 
Furcht,  durch  Abänderung  wesentlicher  Bestimmungen  das 
nach  vielen  Kämpfen  unter  den  Alliierten  zustande  gekom- 
mene Machwerk,  und  damit  die  Einheit  der  Entente  cordiale 
selbst  zu  gefährden,  zu  einer  Ablehnung  der  Vorschläge  in 
ihren  hauptsächlichsten  Punkten  führen.  Das  ändert  jedoch 
an  .  4er  Tatsache  nichts,  daß  sich  die  Gegenvorschläge  in 
jedem  Falle  als  eine  Urkunde  von  bleibendem  Wert  darstellen 
die  den  festen  Willen  des  deutschen  Volkes  zum  Ausdruck 
bringt,  zu  einer  Verständigung  auf  einer  Grundlage  zu  ge- 
langen, die  bis  zum  äußersten  entgegenkommt, 
aber  für  das  Deutsche  Reich  erfüllbar  bleibt' 
„Je  tiefer  wir  in  den  Geist  dieses  Vertrages  eindrangen", 
heißt  es  in  der  Mantelnote  des  Grafen  Brockdorff-Ranlzau.' 
„um  so  mehr  überzeugten  wir  uns  von  seiner  Undurchführbar- 
keit.  Die  Zumutungen  dieses  Vertrages  gehen  über  die  Kraft 
des  deutschen  Volkes." 

Die  Gegenvorschläge  der  deutschen  Delegation  und  die  da- 
mit verbundene  Kritik  des  gegnerischen  Entwurfs  befassen 
sich  an  verschiedenen  Stellen  auch  mit  den  Eisenbahnen, 
bezüglich  deren,  wie  den  Lesern  unserer  Zeitung  bekannt  ist,' 
die  Forderungen  der  Gegner  gleichfaUs  zum  großen  Teil  als 
nicht  erfüllbar  und  als  unerträglich  bezeichnet  werden  müs- 
sen. Dieser  Teü  der  Gegenvorschläge  soll  im  folgenden  kurz 
erörtert  werden. 

<;  *Lq  Zf^^^-       •  ^-  Eisenbahnverw.  1919  Nr.  39, 

1    f         ^-^  ^9  "Die  Friedensbedingungen  und 

ciie  deutschen  Eisenbahnen." 


I.  Vorbemerkung. 

Die  deutschen  Gegenvorschläg^e  bestehen  aus  einer  Man- 
telnote,   die   in  großen  Strichen   die  gegnerischen  Be- 
dingungen und  die  deutschen  Vorschläge  zeichnet,   und  den 
zugehörigen  Anlagen,  die  wiederum  in  zwei  Teile  zerfallen 
von   denen  der  erste  die   Allgemeinen  Bemerkun- 
gen, der  zweite  den   deutschen    Vorschlag  enthält 
In    den    Allgemeinen    Bemerkungen    werden  be- 
handelt: 1.  die  Eechtsgrundlage  der  Friedensverhandluncren 
2.  der  Widerspruch  zwischen  dem  Vertragsentwurf  einerseits 
und  den  vereinbarten  Eechtsgrundlagen,  den  früheren  Zu- 
sicherungen   der  feindlichen  Staatsmänner  sowie  den  all- 
gemeinen Völkerbundsideen  andererseits  und  3_  das  Ergebnis 
Der  deutsche  Vorschlag  befaßt  sich  in  11  Unterab- 
schnitten   mit    den    einzelnen    Forderungen  des  Friedens- 
entwurfs. 

IL  Der  Verlust  Deutschlands  und  seiner 
Bundesstaaten  an   E  i  se  n  bah  n  b  es  i  t  z. 

Die  deutschen  Gegenvorschläge  erheben  gegen  die  Ab- 
tretung deutschen  Bodens  und  damit  deutschen  Eisenbahn- 
besitzes in  dem  beanspruchten  Umfange  Einspruch,  indem  sie 
die  Losung  der  territorialen  Fragen  als  mit  den  Wilsonschen 
Grundsätzen  unvereinbar  bezeichnen  und  nachweisen. 

1.  Die  Abtretung  der  Kreise  Eupen  und  Mal- 
me dy  an  Belgien  wird  mit  der  Begründung  zurückge- 
wiesen, daß  diese  Kreise  geschichtlich  niemals  zu  Belgien  oder 
einer  der  Staatsformationen  gehört  haben,  die  als  Vorgän^-er 
des  heutigen  Belgiens  zu  betrachten  seien.  Es  wird  nach- 
gewiesen, daß  der  Kreis  Eupen  rein  deutsch  ist,  während  der 
Kreis  Malmedy  etwa  ein  Viertel  wallonisch  spixjchende  Be- 
völkerung besitzt,  die  aber  keineswegs  zu  Belgien  neigt. 
Gegenüber  der  Forderung  der  Alliierten,  den  großen  Wald- 
reichtum  des  Kreises  Eupen  als  Ersatz  für  den  durch  den 
Krieg  zerstörten  belgischen  Waldbestand  zu  ibenutzen,  weist 
die  deutsche  Note  treffend  auf  das  Unzulässige  hin,  „daß 
um  des  Hölzes  und  der  Zinkerze  willen  Menschen  von  einer 
Souveränität  zur  anderen  verschoben  werden  sollen" 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenliahnverwaltungen. 


2.  Die  Kegelung  der  S  a  a  r  g  ■e  b  i  e  t  s  f  r  a  g  e  wird  in  der 
vorg€sclüageu-en  Form  als  unannehmbar  bezeichnet  j  dagegen 
erklärt  sich  Deutschland  bereit,  durch  Lieferungsverträge  und 
Beteiligung'cn  den  französischen  Kohlenbedarf  sicherzustel- 
len. Es  wird  darauf  hingewies-en,  daß  die  französischen 
Okkupationsbehörden  schon  -seit  dem  Tag«  ihres  Erscheinens 
im  Saargebiet  k«in  Mittel  unversucht  gelas&en  haben,  um  die 
Bevölkerung  für  di^e  Angliederung  an  Frankreich  reif  zu 
machen.  Die  Vorschläge  des  Entwurfs  gingen  darauf  hinaus, 
der  Bevölkerung  den  Erwerb  einer  fremden  Nationalität  zu 
erleichtern.  „Dieses  alleis  eröffnet  zusammen  mit  un- 
bestimmten Vorschriften  über  Zoll  Verhältnisse, 
Münzwesen,  Verwaltung,  Eisenbahnen  und  dergleichen 
alle  Möglichkeiten,  um  die  Verbindung  des  Saargebiets  mit 
dem  übrigen  Eeich  völlig  aufzuheben." 

3.  Hinsichtlich  ELsaß-Lothringens  wird  eine  Ab- 
stimmung der  Bevölkerung  gefordert.  Für  den  Fall,  daß  die 
Volksabstimmung  den  Anschluß  an  Frankreich  ergeben  sollte, 
wird  u.  a.  verlangt,  daß  die  Abtretung  der  Eeich seisen- 
b  ahnen  auf  die  außerhalb  des  deutschen  Hoheitsgebiets 
gelegenen  Linien  zu  beschränken  sei,  daß  demnach  weder  die 
Abtietung  der  östlichen  Hälfte  der  Eheinbrücken,  —  der  Tal- 
weg des  Eheias  bildet  die  Grenze  — ,  noch  die  grundsätzliche 
Verlegung  der  Grenzbahnhöfe  auf  das  rechte  Eheinufer  in 
Frage  komme.  Auch  wird  der  Vorschlag,  wonach  die  Häfen 
von  Straßburg  und  Kehl  auf  längere  Jahre  zwecks  ein- 
heitlicher Ausnutzung  in  einer  besonderen  Organisation  unter 
französische  Verwaltung  gestellt  werden  sollen,  als  in  dieser 
Form  nicht  annehmbar  bezeichnet,  dagegen  ein-^  für  beide 
Teile  mögliche  Lösung  durch  besondere  Verhandlungen  als 
erreichbar  hingestellt. 

4.  Hinsichtlich  der  an  Polen  abzutretenden  Gebiete  \on 
Oberschlesien,  Posen  und  W^estpreußen  wird 
zunächst  darauf  hingewiesen,  daß  „unbekümmert  um  ethno- 
graphische Gesichtspunkte  zahlreiche  ganz  deutsche  Städte, 
weit>e,  rein  deutsche  Landstrecken  zu  Polen  geschlagen  wer- 
den, nur  damit  Polen  günstige  militärische  Grenzen  gegen 
Deutschland  oder  wichtige  Eisenbahnknoten- 
punkte erhält."  Die  Forderung  der  Abtretung  von  Ober- 
schlesren  wird  mit  eingehender  Begründung  als  völlig  un- 
gerechtfertigt bezeichnet,  dagegen  wird  der  Abtretung  posen- 
scher  Gebiete,  „soweit  die  Provinz  Posen  unbestreitbar  pol- 
nischen Charakter  trägt",  und  westpreußischer  Bezirke,  so- 
weit sie  unzweifelhaft  polnisch  besiedelt  sind",  zugestimmt. 
Für  Westpreußen  wird  dabei  gefordert,  daß  der  Verbin- 
dungsweg mit  Ostpreußen  unbedingt  für  Deutsch- 
land erhalten  bleibt. 

5.  Die  beabsichtigte  „nationale  Vergewaltigung" 
der  ,,  rein  deutschen  Hansestadt"  Danzig  und 
ihrer  rein  deutschen  Umgebung  lehnt  die  deutsche  Eegierung 
ab  und  erhebt  die  Forderung,  Danzig  und  Umgebung  beim 
Deutschen  Eeich  zu  belassen.  Da  jedoch  Deutschland  sich 
durch  die  Annahme  der  Wilsonschen  Vorschläge  damit  ein- 
verstanden erklärt  hat,  daß  dem  zu  schaffenden  polnischen 
Staat  „ein  freier  und  sicherer  Zugang,  zum 
Meere  zugesichert  werden  soll",  so  erklärt  sich 
Deutschland  nach  diesen  Grundsätzen  bereit,  die  Häfen 
von  Memel,  Königsberg  und  Daiizig  zu  Frei- 
häfen auszugestalten  und  in  diesen  Häfen  Polen  weitgehende 
Eeohte  einzuräumen.  „Durch  eine  entsprechende  Verein- 
barung könnte  dem  polnischen  Staatswesen  jede  Möglichkeit 
zur  Errichtung  und  Benutzung  der  in  Freihäfen  erforder- 
lichen Anlagen  (Docks,  Anlegestellen,  Schuppen,  Kais  usw.) 
vertraglich  gesichert  werden.  Auch  ist  die  deutsche  Ee- 
gierung bei-eit,  durch  ein  besonderes  Abkommen  mit 
dem  polnischen  Staat  hinsichtlich  der  Benutzung  der 
Eisenbahnen  zwischen  Polen  und  anderen  Gebieten 
des    ehemaligen     Eussischen  Eeiches    einerseits  und  den 


Häfen  von  Memel,  Königsberg  und  Danzig  an- 
dei^r&eits  jede  erforderliche  Sicherheit  gegen 
Differenzierung  in  den  Tarifen  und  der  Art 
der  Ben,utzung  zu  geben.  Die  Voraussetzung  wäre 
jedoch,  daß  auch  auf  den  polnischen  und  auf  den  unter  pol- 
nischem Einfluß  stehenden  Eisenbahnen  Deutschland 
in  der  gleichen  Beziehung  die  Gegenseitigkeit  und 
die  gleichen  Vergünstigungen  für  die  Durchfuhr 
durch  Polen,  Litauen  und  Lettland  zugesagt  werden.  Die 
etwa  durch  die  Mitwirkung  der  Polen  zustande  gekommenen 
Tarife  müßten  insofern  eine  Ausnahmestellung  einnehmen, 
als  sie  nicht  zur  Verallgemeinerung  auf  das  übrige  deutsche 
Eisenbahnnetz  iseitens  der  alliierten  und  assoziierten  Eegie- 
rungen  herangezogen  werden  dürfen."  Daneben  werden  — 
bei  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  —  auch  die  von  Polen, 
Litauen  und  Lettland  durch  Ost-  und  Westpreußen  zur  Ost- 
isee  führenden  schiffbaren  Wasserstraßen  unter  weit- 
gehenden Sicherungen  zur  freien  Benutzung  und  zum  freien 
Durchgangisverkehr  den  Polen  zur  Verfügung  gesteilt,  wobei 
hinsichtlich  der  Weichsel  Sondervorschläge  gemacht  sind. 

6.  Ostpreußen  und  Memel. 

Deutschland  kann  der  vorgeschlagenen  Abstimmung  ini 
südlichen  Ostpreußen  und  den  westpreußische^i  Kreisen 
Stuhm,  Marienburg,  Marienwerder  und  Eosenberg  nicht  zu- 
stimmen, da  diese  Länder  deutsch  sind.  Ostpreußen  soll 
durch  die  Abtrennung  dieser  Teile'  „wirtschaftlicn  völlig  in 
die  Hand  Polens  gegeben  werden.  Es  muß  verkümmern  und 
Polen  schließlich  zufallen.  Das  kann  Deutschland  niemals 
zugeben".  Dieselbe  ablehnende  Stellung  wird  wegen  des 
Gebiets  bei  Memel  eingenommen. 

7.  Hinsichtlich  Schleswigs  werden  Gegenvorschläge  ge- 
macht, die  eine  Begrenzung  des  Abstimmungsgebiets  nach 
Süden  derart  vorsehen,  daß  im  allgemeinen  diejenigen  Ge- 
meinden abstimmen,  die  in  territorial  unzerrissenem  Zusam- 
m^enhange  mehr  als  50  vom  Hundert  Dänen  enthalten. 

8.  In  der  Kolonialfrage  vriderspricht  Deutschland  mit 
eingehender  Begründung  dem  verlangten  Verzicht.  Die  Note 
weist  u.  a.  darauf  hin,  daß  die  Erschließung  des  Landes  durch 
Straßen  und  Eisenbahnen  das  wirtschaftliche  Leben  der 
Eingeborenen  auf  eine  höhere  Stufe  gehoben  habe.  Insbeson- 
dere wird  das  Verlangen,  daß  alles  Staatseigentum  in 
den  Kolonien  ohne  irgend  eine  Entschädigung  auf  die  Man- 
datarmächte übergehen  solle,  als  unbillig  bezeichnet.  —  Auf 
die  deutschen  Eechte  und  Privilegien  bezüglich  Kiautschous 
und  Tschantungs  wird  verzichtet,  dagegen  Entschädigung  für 
abgetretenes  staatliches  und  privates  Eigentum  verlangt. 

III.  Zu  dem  Umfang  der  Herausgabepflicht  hin- 
sichtlich der  abzutretenden  Eisenbahnlinien  und  des 
herauszugebenden  Eisenbahnmaterial  is  erklärt  die 
Note,  daß  die  Abtretung  nur  in  dem  tatsächlich 
vorhandenen  Zustande  vor  sich  gehen  könne.  Auch 

•  bei  Feststellung  des  Umfangs  des  abzutretenden  Materials  sei 
von  dem  tatsächlichen  Istbestand  auszugehen. 

IV.  Die  Forderung  auf  Ausrüstung  der  Strecken 
des  ehemaligen  Eussisch-Polens,  die  durch 
Deutschland  auf  die  Spur  der  deutschen  Bahnen  umgenagelt 
sind,  mit  Eisenbahnmaterial  wird  nicht  anerkannt.  Dre 
Note  führt  hierzu  aus,  daß  Deutschland  kein  Material  aus 
Kongreßpolen  fortgenommen  habe,  während  große  Mengen 
deutschen  Eisenbahnmaterials  auf  dem  Eückzug  von  der  deut- 
schen Armee  an  Polen  übergeben  worden  seien.  Außerdem 
habe  Polen  das  innerhalb  der  Demarkationslinie  liegende 
Eisenbahnmaterial  widerrechtlich  zurückbehalten. 

V.  Die  Schadloshaltung  der  E  is  en  b  ahn  Ver- 
waltung für  die  Abgabe  ihres  Besitzes. 

1,  Die  Note  wendet  sich  in  den  FäUen,  wo  sie  der 
Abtretung     des     Eigentums     und     Eisenbahnbesitzes  zu- 
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stimmt,  gegen  die  ü n  6 n  t  ge  1 1 1  i  c  h  k e  i  t  der  Abtretung. 
Sie  stellt  deshalb  die  Forderung  auf  Ersatz  des  Wertes  der 
Keichseisenbahnen  Elsaß-Lothringens  ent- 
sprechend der  1871  getroffenen  Eegelung  auf. 

2.  Die  deutsche  Delegation  hält  ferner  die  Feststellung  der 
Schäden  durch  die  „Kommission  für  Wiedergutma- 
chung" allein  nicht  für  plässig,  da  „nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  niemand  zugleich  Partei  und  Eiohter  sein 
könne."  Deutschland  schlägt  demgegenüber  vor,  eine 
deutsche  Kommission  hierbei  in  der  Weise  mitwirken  zu 
lassen,  daß  eine  Verständigung  über  die  Feststellung 
zwischen  beiden  Kommissionen  herbeizuführen  ist,  und  daß 
die  zwischen  ihnen  streitig  bleibenden  Punkte  einem  gemisch- 
ten Schiedsgericht  unter  neutralem  Vorsitz  zur  endgültigen 
Entscheidung  unterbreitet  werden.  In  derselben  Welse  soll 
die  Feststellung  des  Wertes  der  Naturalleistungen,  ii;sl>eson- 
dere  also  auch  des  zu  übertragenden  Eisenbahnbesitzes,  erfol- 
gen, 

Deutschland  kann  auch  nicht  die  Forderung  anr^ehmen,  Ge- 
setze und  Verordnungen  zu  erlassen,  wie  sie  die  Kommission 
jeweils  verlangt.  „Es  ist  unmöglich  für  jeden,  insbesondere 
aber  für  einen  demokratischen  Staat,  sich  seiner  Hoheitsrechte 
in  dem  geforderten  Umfange  zu  eutschlagen." 

VI.  Finanzielle  Verpflichtungen  Deutsch- 
lands hinsichtlich  des  verbleibenden  Eisen- 
bahnbesitzes. 

Gegenüber  der  Forderung  einer  Haftung  des  gesamten  Be- 
sitzes und  aller  Einnahmequellen  des  deutschen 
Reiches  und  der  Bundesstaaten  für  die  fananziellen  Verpflich- 
tungen erklärt  sich  Deutschland  bereit,  nach  Maßgabe  seiner 
Leistungsfähigkeit  einen  bestimmten  Prozentsatz 
der  gesamten  Einnahmen  aus  Abgaben  und  Betriebs- 
ubersch  üssen,  d.  h.  also  insbesondere  auch  aus  Eisen- 
bahnen des  Deutschen  Reichs  und  der  Einzelstaaten  als  Annui- 
tät zu  zahlen.  Diese  Annuität  soll  jedoch  nicht  einseitig  durch 
die  Vertretung  der  Gläubiger,  d.  h.  die  Kommission  für  Wieder- 
gutmachung, sondern  in  Gemeinschaft  mit  einer  deutschen 
fachkundigen  Kommission  festgesetzt  werden,  wobei  Streit- 
punkte von  einer  gemischten  Kommission  unter  neutralem 
Vorsitz  zu  entscheiden  sein  würden.  „  Auf  diese  Weise  würde 
objektiv  und  unparteiisch  ermittelt  werden,  was  Deutschland 
leisten  kann,  ohne  sein  soziales  und  industrielles  Leben  zu 
vernichten.  Mehr  kann  auch  der  härteste  Gläubiger  von  dem 
leistungswilhgen,  aber  in  seiner  Leistungsfähigkeit  schwer 
beeinträchtigten  Schuldner  nicht  fordern."  Es  wird  auch 
darauf  hingewiesen,  daß  die  für  die  Kommission  in  Anspruch 
genommene  Machtvollkommenheit  sie  nötigen  würde  jede  ein- 
zelne Haushaltsstelle  des  Reichs,  der  Einzelstaaten  und  der 
Kommunen  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  wozu  aber  land- 
fremde Personen  nie  in  der  La.ge  sein  würden.  Im  übrigen 
wird  von  Deutschland  der  Grundsatz  anerkannt,  daß  das 
deutsche  Steuersystem  in  seiner  Gesamtheit  den  Steuerzahler 
nicht  weniger  belasten  soll  als  das  des  Mehrbelasteten  der  in 
der  „Kommission  für  Wiedergutmaehungen"  vertretenen 
Staaten. 

VII.  Der  Verzicht  auf  die  Tarifhoheit. 

Die  Gegenäußerungen  zu  den  schweren  Forderungen  auf 
diesem  Gebiet  sind  nur  kurz.  Deutschland  erklärt  sich  unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  grundsätzlich  bereit, 
auf  derselben  Strecke  und  in  derselben  Verkehrsrichtung  alle 
Güter  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  genau  so  zu  be- 
handeln, wie  andere  ausländische  oder  deutsche  Güter,  und 
dabei  keinen  Unterschied  zu  machen,  ob  die  Güter  mit 'deut- 
schen Schiffen  oder  Schiffen  der  alliierten  oder  assoziierten 
Mächte  aus-  oder  eingeführt  werden.  Die  Schwierigkeit  die- 
ser Fragen  veranlaßt  Deutschland  zu  dem  Vorschlage, 
zur  Durchführung  dieser  Grundisätze  bald- 
möglichst Verhandlungen  aufzunehmen. 


Deutschland  erklärt  sich  ferner  bereit,  an  der  Ausbildung 
eines  internationalen  Verkehrsrechtes  mitzuarbeiten,  das  nach 
Möglichkeit  alle  Bevorzugungen  ausschließt.  Insbesondere 
wird  der  Wiederinkraftsetzung  des  Berner  Überein- 
kommens über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  zugestimmt. 
Auch  will  sich  Deutschland  als  völkerrechtlich  gleichberech- 
tigter Staat  an  der  Weiterbildung  des  internationalen  Eisen- 
bahnverkehrsrechts beteiligen. 

VIII.  Die  Durchbrechung  des  Eisenbahn- 
Baumonopols. 

D^eutschland  kann  eine  Verpflichtung,  neue  Bahnen  nach 
Vorschrift  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  zu  bauen, 
nicht  übernehmen,  e  b  e  n  is  o  w  e  n  i  g  kann  es  ohne  Verstän- 
digung über  den  Einzelfall  fremden  Staaten  die  Her- 
stellung von  Bahnanlagen  in  Deutschland  gestat- 
ten. „Eine  Einmischung  in  seine  internen 
Eisenbahnverkehrs-  und  Betriebiseinrich- 
tungen  muß  Deutschland  ablehne  n." 

IX.  Sonstige  Bestimmungen. 

1.  Zur  Revision  des  G  o  1 1  h  a  r  d  ve  r  t  r  a  g  e  s  hat  sich 
Deutschland,  wie  die  Note  besagt,  schon  vor  Beginn  der  Ver- 
sailler  Verhandlungen  der  Schweiz  gegenüber  bereit  erklärt. 

2.  Hinsichtlich  der  Forderung  auf  Anpassung  der  deutschen 
Güterwagen  an  eine  durchgehende  Güterzug- 
bremse auf  Eisenbahnlinien  der  Alliierten  wird  erklärt, 
daß  auch  nach  der  Auffassung  Deutschlands  „alle  Bestimmun- 
gen beseitigt  werden  müssen,  die  der  Entwicklung  der  Tech- 
nik hindernd  im  Wege  stehen". 

3.  Verträge. 

Die  durch  Art.  290  und  292  geforderte  Außerkraftsetzung 
der  Verträge  Deutschlands  mjt  seinen  früheren  Bundesge" 
nossen  sowie  seiner  Verträge  mit  Rußland  und  Rumänien 
kann  in  der  Allgemeinheit,  wie  sie  diese  Artikel  aussprechen, 
nicht  zugestanden  werden,  weil  dadurch  die  Wiederaufnahme 
und  Aufrechterhaltung  geordneter  Beziehungen  zu  diesen 
Staaten  aufs  schwerste  gefährdet  würde.  Auch  die  Bestim- 
mung des  Friedensentwurfs  (Art.  289),  wonach  den  alliierten 
und  assoziierten  Regierungen  allein  die  Entscheidung  darüber 
zustehen  soll,  welche  von  den  vor  dem  Kriege  zwischen 
Deutschland  und  diesen  Mächten  in  Kraft  gewesenen  Ver- 
trägen wieder  ins  Leben  treten  sollen,  wird  als  unannehmbar 
bezeichnet.  Die  Note  schlägt  dagegen  folgendes  vor:  Die 
zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  vor  Kriegsausbruch 
in  Kraft  gewesenen  Verträge  treten  grundsätzlich  mit  Rati- 
fikation des  Friedensvei träges  wieder  in  Kraft;  sind  sie  für 
eine  bestimmte  Zeit  unkündbar,  so  wird  diese  Zeit  um  die 
Kriegsdauer  verlängert.  Jedem  vertragschließenden  Teile 
müßte  denn  binnen  einer  bestimmten  Frist  freistehen,  dem 
anderen  an  dem  Vertrage  beteiligten  Staat  diejenigen  Ver- 
träge oder  deren  Einzelbestimmungen  mitzuteilen,  die  nach 
seiner  Auffassung  mit  den  während  des  Krieges  eingetretenen 
Veränderungen  in  Widerspruch  stehen;  solche  Vertragsbe- 
stimmungen wären  alsdann  durch  neue  Verträge  zu  ersetzen, 
deren  Ausarbeitung  demnächst  besonderen  Kommissionen  zu 
übertragen  und  innerhalb  noch  zu  vereinbarender  Fristen  zu 
beenden  sein  würde. 

4.  Transportfrage. 

Bei  Behandlung  der  geforderten  wirtschaftlichen 
Leistungen,  insbesondere  der  Kohlen,  weist  die 
deutsche  Delegation  darauf  hin,  daß  es  auf  unabsehbare  Zeit 
unmöglich  sein  werde,  mit  deutschen  Transportmit- 
teln 15—20  Millionen  Tonnen  Kohle  jährlich  nach 
Frankreich  zu  liefern;  ein  großer  Teil  müsse  daher  durch 
französische  Transportmittel  besorgt  werden.  Auch  wird  bei 
der  zugestandenen  Lieferung  von  Steinkohlenteier 
(3  Jahre  lang  je  50  000  Tonnen)  die  Abholung  «um  größereu 
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ZeituDi;  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnver waltungen. 


Teil  in  französisch'en  Kess«!  wagen  verlangt,  da 
OS  Deutschland  infolge  der  Abgaben  an  die  alliierten  und 
assoziierten  Regierungen  sowie  infolge  anderer  Verluste,  z.  B. 
in  Ungarn,  unmöglich  sei,  diese  Mengen  in  eigenen  Kessel- 
wagen zu  befördern. 

Soweit  die  Einwendungen  und  Gegenvorschläge  der  deut- 
schen Delegation  hinsichtlich  der  Eisenbahnfragen. 
Sie  sind,  wie  die  Gegenvorschläge  überhaupt,  nicht  er- 
schöpfend, vielmehr  dazu  bestimmt,  in  mündlichen 


Verhandlungen  weiterentwickelt  zu  werden  und  zu  einem 
Einverständnis  zu  führen.  Lehnen  die  Gegner  diese  Verhand- 
lungen ab,  so  werden  die  deutschen  Vorschläge  zunächst  bei 
Abschluß  eines  Zwangs-Friedens  unberücksichtigt  bleiben 
müssen.  Dafür  aber,  daß  sie  doch  —  wenn  auch  erst  später 
—  letzten  Endes  über  den  Gewaltfrieden  den  Sieg  davontra- 
gen, dafür  werden  die  Völker  selbst,  und  zweifellos  auf  dem 
Gebiet  des  international len  Verkiehrs  am  ehesten 
sorgen.  '  —  t  — 


Tägliche  Fährenverbindung  zwischen  Schweden  und  England  geplant. 


Die  schwedische  Eisenbahndirektion  hat  nunmehr  im  Zu- 
sammenarbeiten mit  besonderen  Sachverständigen  ihren  Ent- 
wurf für  geplante  tägliche  Fährenverbiudungeu  zwischen 
Schweden  und  England  abgeschlossen  (vergl.  Nr.  30,  S  319 
und  Nr.  54,  S.  574.  Jahrg.  1918  d.  Ztg.).  Der  Entwurf  sieht 
eine  Verbindung  zwischen  Gothenburg  und  einem  Hafen  am 
Hümber.  entweder  Hull  oder  Immingham,  vor,  und  ist  mit 
allerhand  Schiffs-  und  Eährenzeichnungen,  einer  Übersichts- 
karte, statistischen  und  verkehrswirt.schaftlichen  Angaben, 
Plänen  und  Karten  für  Hafenanlagen  in  Gothenburg  aus- 
gestattet. Es  wird  behauptet,  daß  eine  Fährenverbindung 
hauptsächlich  wirtschaftlich  vor  einer  Dampf erverbindung 
den  Vorzug  verdiene.  Man  könne  mit  4  Fähren  und  2  Reser"- 
ven  einen  Fahrplan  ganz  zufriedenstellend  durchführen,  wäh- 
rend an  Dampfern  sechs  und  dazu  2  Reserven  erforderlich 
seien.  Nach  Friedenspreisen  wären  die  Anschaffungskosten 
für  6  Fahnen  36  Millionen  Kronen,  dagegen  für  8  Dampfer 
38,4  Millionen  Kronen.  Was  die  Fähren  an  Betriebskosten 
für  größeren  Kohlenverbrauch  beanspruchen,  wird  weitaus 
wieder  gutgemacht  durch  geringeren  Aufwand  an  Löhnen. 
Nach  Friedensverhältnissen  sollten  di,e  betreffenden  Summen, 
wobei  Verzinsung,  Tilgung  und  Versicherung  schon  iubegrif- 
len  sind.  7  312  OCO  Kronen  für  eine  Fähren  Verbindung  gegen 
7  529  000  Kronen  für  eine  Dampferverbindung  sein  Man  hat 
ermittelt,  daß  das  Leistungsverhältnis  an  Verkehrsmassen  bei 
der  Fährenverbindung  viel  günstiger  ist,  und  daß  die  Fähre 
auf  Grund  ihrer  besonderen  Vorteile.  Ersparnis  an  Umladungs- 
kosten, Verpackung  und  Versicherung  u.  a.  einen  viel  größe- 
ren Verkehr  an  sich  zu  ziehen  vermag  und  höhere  Fraclit- 
ko.sten  ertragen  kann.  Man  hat  die  Einnahmen  für  eine 
Fährenverbindung  zum  Humber  zu  2  065  000  Kronen  gegen 
1273  000  Kronen  für  eine  Dampfbootverbinduug  nach  den 
Friedensverhältnissen  berechnet. 

Die  vorgeschlagene  Dampffähre  ist  von  bedeutender  Größe.' 
Es  wird  das  für  die  Reisenden  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Annehmlichkeit  der  Reise  mit  sich  brinsjen.  Die  Fähre 
soll  150  m  lang,  21  m  breit  sein,  7,9  m  Tiefgang,  13  000  t 
Wasserverdrängung  und  11  7C0  innere  Pferdekräfte  haben.  Der 
Bau  wird  srch  von  dem  der  Saßnitzfähren  sehr  wesentlich 
unterscheiden.  An  Stelle  von  2  Gleisen  werden  hier  4  (mit 
zusammen  440  m  Nutzlänge  und  Raum  für  50  gewöhnliche 
Guterwagen,  gegen  18  bei  der  Saßnitzfähre)  der  Breite  nach 
nebeneinander  liegen.*)  Die  Mehrung  an  Gleisen  wurde  da- 
durch ermöglicht,  daß  das  Zugverdeck  von  allen  den  ver- 
schiedenen Räumlichkeiten,  die  bei  der  Saßnitzfähre  Platz 
wegnahmen,  freigehalten  wuide,  so  daß  es  nur  für  Aufnahme 
von  Wagen  dient  und  von  Reisenden  überhaupt  nicht  be- 


.  )  Iji  ^er  Tagespresse  wird  diesem  Bauplan  ein  anderer 
mit  2  Verdecken  zur  Aufnahme  von  Wagen,  wobei  das  untere 
nur  1  bis  2  m  über  Wasser  zu  liegen  käme  und  gegen  die 
Wogen  mittels  Schleusentoren  wasserdicht  abzuschließen 
wäre,  behufs  besserer  Ausnützung  des  Tonpeninhalts  geo-en- 
ubergestellt. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Wagenanforderung  und  -Gestellung.  Der  preußische 
üiisenbahnmmister  hat  unter  Aufhebung  früherer  Erlasse  vom 
10.  Juni  d.  J.  ab  nachstehende  Bestimmungen  über  die  Wagen- 
anforderung und  -Gestellung  in  Kraft  gesetzt: 

I.  1.  Ohne  Genehmigung  der  Eisenbahn  dire  k- 
tionen  dürfen  Wagen  für  folgende  Güter  ange- 


treten wird.  Personenwagen  soll  die  Fähre  überhaupt  nicht 
befördern,  da  dies  bei  der  langen  Überfahrtzeit  nur  unnötig 
Raum  in  Anspruch  nehmen  würde.  Für  die  Reisenden  sind 
Räume  teils  am  Verdeck  oberhalb  des  Zugverdecks,  teils  un- 
ten in  der  Fähre  vorgesehen.  Die  Verbindung  wird  durch 
Treppen  und  Aufzüge,  die  über  das  Zugverdeck  führen, 
ohne  dort  Zugang  zu  geben,  hergestellt.  Im  obersten  A^erdeck 
befindet  sich  das  Schiffskommando.  Rauchzimmer  usw.  Im 
Verdeck  zunächst  über  dem  Zugverdeck  ist  der  Speisesaal 
I.Klasse  mit  165  Sitzplätzen,  Geseilschaftsräumen.  Leseräumen 
usw.  Im  Verdeck  unter  dem  Zugverdeck  liegt  in  der  Mitte 
der  Maschinenraum,  im  übrigen  ist  das  Verdeck  durch  Bäume 
für  Reisende  ausgefüllt,  von  denen  324  in  1.  Klasse,  100  in 
3.  und  30  in  4.  Klasse  aufgenommen  werden  können. 

Gothenburg  muß  für  die  Fährenverbindung  einen  besonde- 
ren Hafenplatz  bekommen.  Als  geeignet  wurde  Stora  Röd.jan 
auf  Hisinge  befunden. 

Durchgangsverkehr  nicht  mitgerechnet,  werden  die  Yei- 
kehrs einnahmen  für  eine  Fährenverbindung  zum  Humber  auf 
4  347  000  Kronen,  die  Ausgaben  anf  7  312  000  Kronen  ge- 
schätzt. Daß  das  Ergebnis  so  ungünstig  ist,  beruht  einmal  dar- 
auf, daß  volle  Verzinsung  und  Tilgung  mit  3,5  Millionen 
Kronen  jährlich  mitvorgesehen  sind,  und  daß  überhaupt  un- 
gemein vorsichtig  gerechnet  wurde.  Immerhin  dürfte  das 
Unternehmen  sich  nicht  selbst  tragen,  sondern  eines  Zuschus- 
ses der  Beteiligten  bedürfen.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß 
sich  der  Nutzen  der  Verbindung  nicht  auf  die  eigene  Wirt- 
schaftlichkeit beschränken  wird.  Nicht  nur  die  nächsten  An- 
schlußbahnen, sondern  auch  in  weiterem  Umfange  die  beider- 
seitigen Eisenbahnnetze  werden  einen  Nutzen  haben,  wie  dies 
ja  auch  bei  der  Saßnitzfähre  und  bei  der  dänischen  Fähren- 
verbindung der  Fall  war.  Der  Nutzen  geht  aber  noch  viel 
weiter  und  erstreckt  sich  beiderseits  auf  alle  möglichen 
Zweige  der  Industrie  und  des  Erwerbslebens,  und  nicht  zu- 
letzt auf  die  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Beziehungen 
im  allgemeinen. 

Aus  diesen  Gründen  befürwortiet  die  Eisenbahndirektion 
den  Plan  aufs  wärmste,  obwohl  eine  unmittelbare  Rente  nicht 
zu  erwarten  i.st.  Da  die  Vorteile  aber  nicht  nur  Schweden, 
sondern  auch  England  zugute  kommen,  so  erhofft  man  die 
Mitwirkuna:  des  englischen  Staates  derart,  daß  der  englische 
Staat  di^  Hälfte  der  Fähren  übernimmt,  wobei  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  ungefähr  so  wie  bei  der  Saßnitzverbin- 
dung geordnet  sein  sollen ;  jede  Seite  bestimmt  für  die  halbe 
Fährenstrecke  die  Tarife  und  übernimmt  hierfür  die  Ein- 
künfte. 

Der  neue  schwedische  Vorschlag  befindet  sich  im  Gegen- 
satz zu  dem  des  seinerzeitigen  Englandausschusses  vom 
31.  März  1914,  der  den  Gedanken  einer  Staatslinie,  ja  sogar 
der  täglichen  Verbindung  verwarf,  und  nur  Unterstützungen 
an  private  Unternehmungen  vorsah.  Die  Fährenverbindung 
England-Schweden  ist  für  beide  Länder  von  ungeheurer  Be- 
deutunar,  zuarleich  als  Grundlage  und  Grundstock  einer  ost- 
westlichen Verbindung  Rußland-England  mit  Schweden  als 
Durchgangsland.  Dr.  S. 


fordert  werden:  Vieh;  Lebensmittel;  Futtermittel; 
Kohle;  Koks;  Briketts;  Zeitungsdruckpapier;  Arzneien; 
Sprenostoff e  für  Bergwerke;  Schwefelkies;  Rüben  für  Zuk- 
kerfabriken  ;  Rübenschnitzel ;  Bucheckern ;  Ölsaaten ;  Liebes- 
gaben für  Krieo'Sgefangene ;  Militärgüter,  sofern  Linienkom- 
mandanturen die  Dringlichkeit  bescheinigen ;  Grubenholz 
•  an  Zechen  und  Gruben;  Kalk,  Kalksteine  und  Dolomit  an 
Hochöfen;  Material.  Geräte  und  Maschinen,  die  unmittelbar 
an  Bero'werke,  Hochöfen.  Lokomotiv-  und  Wagenbauanstalten, 
Eisenbahnhaupt-  und  Nebenwerkstätten,  Gas-,  Wasser-  und 
Elektrizitätswerke  und  an  Zuckerfabriken  gerichtet  sind; 
Weiden ;  Behälter  und  Verpackungsmaterialien  für  Lebens- 
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vl5  '  f^eirosihzium;  Kerzen  und  Paraffin;  Holzkohl©  und 
isebenprodukte,  soweit  einige  Eisenbahndirektionen  hierüber 
besondere  Anordnungen  erhalten  haben;  Düngemittel  der 
l^i^te  A;  Gewerbesalz  (zur  Haltbarmaehung  von  Häuten 
FrT. . '  ^.^äts:ut    nebst    Verpaekungsmaterialien ; 

Srti  w  vf-^i"'  ^^A^isen,  Brucheisen  und  Schrott  an  Hütten- 
I!^f,c.fTr^°''AT''^*'l--  Gi-eßfreien  und  Schmelzwerke;  landwirt- 
schaftliche Maschinen ;  Sammelgut;  Güter  aus  löschenden  See- 
Umzuffsgut  und  leere  Möbelwagen;  Möbel,  Haus- 
und Kuchengerate.  Außerdem  dürfen  ohne  Genehmigung  der 
Eisenbahndirektionen  zur  Beförderung  angenommen  wenden  • 
Kesselwagen,  mit  Gütern  aller  Art  und  leSre  Kessel^gen 

V^orzugsweis«  ist  nach  wie  vor  der  Wagenbedarf  für  Vieh 
Lebens-  und  Futtermittel,  Saatgut  und  Sämereien,  Kohlln,' 
Koks  und  Briketts,  Umzugsgut,  leere  Möbelwagen  iind  Zei- 
tungsdruckpapier  zu  befriedigen.  Im  übrigen  überläßt  der 
Minister  es  den  Eisenbahndirektionen,  nach  Maßgabe  der  ört- 
lichen Verhaltnisse  für  eine  bevorzugte  Befriedigung  des 
Wagenbedarfs  für  besonders  notwendig?  Güter  Sorge  zu  tS- 

2.  Für  andere  Güter  dürfen  Wagenbestellungen  nur  mit  Ge- 
^'Ä^^'f-  der.  Eisenbahndirektionen  angenommen  werden 
nachdem  die  Dringlichkeit  Ihrer  Beförderung  geprüft  worden 
ist.  Die  Genehmigung  ist  durch  die  Wagenbureaus  auszu- 
sprechen, deren  Tätigkeit  durch  die  Beförderungsdezernrnten 
fortlaufend  m  geeigneter  Weise  zu  überwachen  ist.  Drin-- 
lichkeitsbescheinigungen  -sind  regelmäßig  nur  dann  zu  for- 
dern wenn  die  Eisenbahnverwaltung  aus  eigener  Kenntnis 
der  Verkehrsverhaltnisse  nicht  ohne  weiteres  die  Drino^ kh- 
keit  beurteilen  kann.  iju.^ulu 

II.  Den  Eisenbahndirektionen  wird  überlassen  sich  die  Ge- 
Qehmigung  der  Wagenanforderungen  auch  für  die  unter  II 
genannten  Guter  vorzubehalten,  soweit  dies  insbesondere  zur 
}iZi'T^  unwirtschaftlicher  Läufe  mit  Eücksicht  auf  vor- 
liegende besondere  Verhältnisse  notwendig  erscheint. 

III.  Die  Eisenbahndirektionen  -sind  ermächtigt,  auch  in  den- 
lenigen  Fallen  m  denen  die  Anforderung  der  Wagen  nur  m^t 
Zustimmung  der  Eisenbahndirektionen  zulässig^  ist  diese 
:renehm]gung  für  bestimmte  Verende.-  und  bestimmte  SH 
lonen  em  für  alle  Mal  -  erforderliclienfalls  r.nLr  B™  chiän 
rang  auf  eme  bestimmte  Zahl  Waagen  —  zu  erteilen  sowP^f 
bes  mit  Eücksicht  auf  die  Verkehr.;,  und  BetrfeWrhäftn^sse 
inbedenklich  und  im  Interesse  einer  Erleichterung  des  Ge- 
;chaftsganges  zweckmäßig  erscheint. 

IV.  Bei  der  Gesamtzahl  der  genehmigten  Wagen  ist  nach 
ne  vor  auf  die  allgemeine  Betricbslage  Eücksicht  zu  nehmen 

y.  Die  Teildeckungsanordnung  des  Fisenbahn-Zentralamts 

^Die  Sonderanordnungen  über  die  Wagengestell  utk^  für 
chiffsbaumaterial,  für  Ausfuhrgüter,  für  Baustoffe  fifr  Ho  z 
US  den  csthchen  Gebieten,  für  Scheidekalk  und  fiir  Flachs- 
troh, sowie  Uber  die  DringlichkeitsbescheinigunoeD  für  Sen- 
ungen  der  Papierindustrie  werden  hierdurch  nicht  berührt 


—  Verwendung:  von  Benzol.  Der  preußische  Eisenbahn 
nnister  hat  in  einem  Erlaß  an  die  EisenbahnSktl^^n  daSuf 

ngewiesen.  daß  nach  amtlicher  Bekanntmachung  vom  28  Mai 
16  Benzolbestande  ans  der  Kriegswirtschaft  auf-ebräucht 
ind  und  man  letzt  lediglich  auf  die  laufende  Erl^u^unran- 
ewiesen  ist.  Durch  die  letzten  großen  Streiks  im  sÄbiet 
ad  m  Oberschlesien  sind  die  Koksöfen  zum  Teü  still^eleo 
■Orden.  Ihre  Wiedermbetriebnahme  kann  erst  in  e  wa  a?h 
n^i^ '^^'.'^f  Während  dieser  Zeit  ist  nur  m i 

.nem  Drittel  der  normalen  Benzolerzeugung  zu  rechnen  Es 
□nnen  desha  b  bis  auf  weiteres  nur  die  Be triebe  beliefert 
fr^  ''^'  w^",5.-'V'  Emährun-  und  die  Kohlenförder  n^  von 
^r^^n  Wichtigkeit  sind.  Mit  Eücksicht  hierauf  Ä  vor- 
f  S  von  einem  weiteren  Ersatz  des  Petroleums  durch  Ben- 

1  abge,sehen  und  der  Bedarf  für  bereits  im  Betriebe  befind- 

Äsche":;  Rftnungsiahre  1918  VestgtsMlt  sind^Tr^ 'X" 
eußischen  Staatsbahnen  genauer  übersehen,  als  bei  der  Auf 
fteÄ'  Ei«enbahnh.nshaltes  für  das  Jahr  1919  bei  dem 
fJni  Vierteljahr  nr  :h  nicht  berücksichtigt  werden  konnte 
imals  wurde  mit  einer  Unterbilanz  im  preußischen  E?.en: 
hnbetnebe  von  rund  1,2  Milliarden  gerechnet,  wobei  fedoch 
rausgesetzt  wurde,  daß  die  Einnahmen  des  B^triebeJ  in  den 
ht  bf  1919        ^leiehbleibenden  AuSaben 

1  würben  Dt^^J^  V  ^1°^^*^;  ^Pril  bis  Dez.  1918  zurü^kwS 
lU  ^  Ii  1,  -"-^^  Voraussetzung  hat  sich  iedoch  nicht  er- 
Ut.  vielmehr  sind  bei  sinkenden  Einnahmen  die  Ausgaben 


weiter  gestiegen.    Hierbei  spielt  neben  den  bedeutenden  Ein-- 
iÄn''''^rP^,r  ^^THf^^^        Rückgang  des  Güterverkehrs 
.K    P^«i^ßis?lien  Bahnen  eine  bedeutsame  Rolle.  iNach 
den  abschließenden    Feststellungen,   die  sich  nunmehr  nur 

fv.LT-  ^«^lli«'^^^^  Mä^l^  verändern  iS^nen  betn-o-  d"e 

Gesamteinnahme  1918  auf  den  preußi.schen  Eisenbahnen  rund 

M?  nbwlT-  •^If''-  *^r^^^  TT'^^i"«^  Eechnungsiahre 
w!;  V  '^^'^'^^^  ^""^^  'bereits  die  KriegszulaVe  für 

den  Güterverkehr  von  15  %  befindet  und  auch  die  Er hä- 
nisse  der  Personentariferhöhungen  emo-, rechnet  s  nd  Nocb 
in  der  ersten  Hälfte  des  Rechnungs;a]u-^s  918  ha  te  man  die 
Hoffnung,  mit  einem  wenn  auch  klemea  TTlverschuß  aus  den 
Staatsbahnen  abschließen  zu  können,  .la  in  .Uesen  Zeitraum 
dem  Überschuß  von  18,53  %  der  Einnahmen  ein  Meh 
kostenaufwand  von  15  %  gegenüberstand.  Bis  zum  -^l  De- 
zember 1918  war  diese  Zahl  schon  auf  9.82  %  gecTtn  dasVor 

Weits''"oo7f  "'"dT^  T  Abschfuß'des  Jahres 

?!?i^i.^'?r~  ^'^1  ^-  Dabei  dürfen  aber  die  steigendf'n  Mehrkos(.Pn 
für  Lohne.  Material  usw.  nicht  vergessen  ."eMen 

Der  er-ste  Monat  des  neuen  Eeehnungsiahres,  der  April  1919 
ergibt  em  geradezu  trostloses  Bild,  einen  wo  teien  pSSä 
der  Verkehrsemnahmen  von  -  14,89  %  gegen  den  ^Wb^n 
Monat  des  Jahres  1918.  Hierbei  betrfgf  der  Eückär'^ 
in. den  Personen  Verkehrseinnahmen  nur  -  2,76  %\thrmdfr 
bei  den  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  auf  -  21  12  %  au 
gewachsen  ist  Bei  letzteren  Zahlen  ist  die  60  %  betialende" 
Erhöhung  im  Güterverkehr  sowie  die  Erhöhun<^  der  Person en 
tarife  eingerechnet.  "  eisonen- 

-   Zugverkehr   und    Generalstreik.     Aus   Anlaß  des 
6-  -^^^^^d:/- Jon  der  Vollversammlung  der  Groß-Berliner  A 
r^'.  i^^f  ^  beschlossenen  24stündigen  GeneralstxeiS  hat  cler 
Gewerkschaftsbund    deutscher    Eisenba bnbp 
amten,  Bundesbezirk  Berlin,  wie  die  Eeiclhauptstä  tisch,: 
Korrespondenz  berichtet,  in  einer  Versammluno-  am  10  d  M 
nachstehende  Entschließung  angenommen"-  ™obald  m 
folge  Streiks  die  Straßenbahn,  di^  Hoch-  und  Unte^ndbahl 
^f^f^i^^^'r"^*^  f'^'^  ^^"^  Teil  der  Eisenbahnarbeife-  S  am 
Streik  beteiligen,  treten  auf  der  Stadt-.  Emg-  und  Voroitbahn 
Betriebszustande  em,  die  eine  große  Gefahr  fi^ Ve?4altun.. 
Fahrgaste  und  Personal  bieten.    Es  ist  dann  .LforLrlTch  daß 
der  Personenverkehr  auf  der  Stadt-  und  Eingbahn   auf  en 
Vorortstrecken    sowie    der  Kremmener    und  Wemeuchenlr 
Strecke  eingeste  It  wird.    Der  Bundesbezirk  ersuch?  di^  EiSn 
ibÄ'^'f  ^'^'i-  Erforderliche  vorzubereiten  unc  entspre- 

chende Anordnungen  herauszugeben."   Der  Bundesbeziik  Ber 
di^i*!^  ?r*''^''^^^'^°^*^"-^^^«rk«chaf  tsbunde^ve 
diese  Erklärung,  damit  die  Einwohner  Berlins  von  der  Hai 
ung  der  Ei.senbahnbeamtenschaft  bei  einem  kü^fü^n  Ber- 
mer  GeneraLstix^ik  unterrichtet  sind  und  durch  das^Einftel- 
len  des  Verkehrs  auf  den  obengenannten  Strecl«^n  nicht  über 
rascht  werden.    Die  Eisenbahndirektion  soll  sich  Sr  Auf^ 
fassung  angeschlossen  haben.  meser  Aut- 


-  Ausschreitungen  im  Eisenbahnverkehr.    Die  w  ü  r  1 1  e  ni 

p/^/  L"^^'^  Eiseni^jahnaufsichtsbehörde  hat  sich^  n bestens 
Wn    Dif  B^°>,'        ^^'^hstehende  Bekanntn.achung  zu  er- 
Fit^nKU       ß^schwerden  der  Eisenbahnverwaltung  und  des 
F  fb  r  o-  ^'"''"'^^^    Uber    das  Benehmen    eines    Te  hs  Zr 
Ju  tL^    Ii""         gewi^ssen  Strecken  mehren  sich  von  Ta" 
zu  Tag.    Abgesehen  davon,  daß  diese  unliebsamen  Fahr^ste 
das  uns  noch  verbliebene  Eisenbahnmaterial  durch  mi  t wmioe 
Beschadigunwn,    durch    die  Entfernung   der  FensTrrien  elf 
Einschneiden  von  Buchstaben  und  unflätlcren  Airs^iic^en  ü 'w 
zu  Grunde  zu  richten  suchen,  gefährden  sie  durch  abskhtl  che 
^K.htbeachtung  der  Fahrdienstvorschriffen    die  leSlmäßioe 
Abwicklung,  des  Verkehrs.    Es  ist  wiederholt  voro^komm 4 
daß  jugendhche  Arbeiter  durch  das  Ziehen  der  Notbremse  ife 
Zuge  zum  Halten  brachten.    Welche  Gefahren  daraus  für  dns 
ffanze  reisende  Publikum  entstehen,  liegt  auf  der  hL d  Dip 
Benutzung  emer  höheren  Fahrklasse  ak  S  fiir  Se    er  be 
treffende  Eeis^ende  Fahrtberechtigung  hat,  is    auf  der  tL  es- 
ordnung  und  hat  zur  Folge,  daß  viele  E^i.sende  der  zweiten 
firc^Vf  i     *^^>^"if  V""'^"  Wag-enklasse  al>wandern  wo- 

v]r.l^  Eisenbahnverwaltung  ein  ganz  erheldicher  Teil  der 
Einnahmen  entgeht.  Auch  kommt  der  Diebstahl  der  Pols  e- 
^er'^vo.  ""^Ä  ««°««ger  Ausstattungsgegenständ;  immer  hiufi- 
sev  vor.  Dem  Fahrpersonal,  das  bei  besonders  groben  4us- 
1  pw'i'^f^*^  Übertretungen  der  öffentlichen  und  Ver- 

kehrsordnung einzuschreiten  versucht,  werden  Drohungen  und 
Beschmipfungen  zuteil.  Unter  solchen  Um.ständen  ist  es  kein 
Wunder,  wenn  das  Eisenbahnpersonal  seinen  ohnedies  hlr- 
tlJ^'T-t''H''^ß^  bekommt.  Die  Leituno-  des  Verkehrswe- 
sens erlaßt  auf  die&em  Wege  noch  einmal  die  ernstliche  M^h- 
S.^?/""!.^"^  dieienigen,  die  die  Ei.senbahn  benutzen  s?e 
mochten  bei  Beseitigung  der  oben  geschilderten  Mißstfnde  be- 
S«S  P'-  ^'^  Wenn  manche  Reisende  Unwillen  über  mangel- 
hafte Eisenbahnverbindungen  empfinden   so  mögen  sie  be 
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denken,  daß  dkse  V-erhältniss©  nicht  dem  schlechten  Willen 
oder  der  Nachlässigkeit  der  Eisenbahnverwaltung.  sondern 
dem  Mang-el  an  rollendem  Material  und  Kohlen  zuzuschreiben 
sind.  Sollten  diese  Mahnungen  zu  keinem  Ergebnis  führen, 
so  wird  isich  die  Eiscnbahnverwaltung  genötigt  sehen,  zu  Avei- 
teren  energischen  Maßnahmen  zu  greifen  und  zu  überlegen, 
ob  nicht  zu  dem  einzigen  Hilfsmittel,  der  Ausschaltung  der- 
jenigen Züge,  die  am  meisten  unter  der  Gewalttätigkeit  der 
iVIitreisenden  zu  leiden  haben,  gegriffen  werden  muß.  Die 
besonnene  Arbeiterschaft  aber,  die  bei  derartigen  Maßnahmen 
den  Schaden  zu  tragen  haben  würde,  möge  wenigstens  den 
Versuch  machen,  durch  energisches  Einwirken  auf  die  .iünge- 
ren  ungezügelten  Elemente  den  Mißständen  ein  Ende  zu  be- 
reiten. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  sächsischen  Staatseisen- 
bahnverwaltung sind  die  Kegierungsbaumeister  Klötzer 
beim  Bauamt  Dresden-Fr.  und  Dr.  Ing.  Sper hacke  beim 
Neubauamt  Glauchau  zu  Bauamtmännern  befördert  worden. — 
Der  Bauamtmann  Peistel  beim  Neubauamt  Dresden-A.  ist 
zu  dessen  Vorstand  ernannt  worden.  —  Versetzt  sind  der  Fi- 
nanz- und  Baurat  Heim  bei  der  Betriebsdirektion  Chemnitz 
als  Vorstand  zum  Bauamt  Pirna,  die  Bauräte  Hilde  b  ran  d 
bei  der  Betriebsdirektion  Leipzig  I  als  Vorstand  zum  Bauamt 
Altenburg  I.  Lauenstein.  Vorstand  des  Neubauamts  Dres- 
den-A, als  Vorstand  zum  Bauamt  Bautzen.  Schneider, 
Vorstand  des  Bauamts  Bautzen,  zur  Betriebsdirektion  Chem- 
nitz.  —  Als  planmäßige  Regierungsbaumeister  sind  angestellt 
worden :  die  außerplanmäßigen  Regierungsbaumeister  Dr.  Ing. 
Heisterbergk  beim  Neubauamt  Meißen  und  Wolf  beim 
Neubauamt  Dresden-A. 

Bei  den  w  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g  i  s  c  h  e  n  Staatseisenbahnen 
ist  der  Oberbaurat  V  e  i  g  e  1  e  ,  Vorstand  der  Eisenbahn- 
bauinspektion Stuttgart,  auf  Ansuchen  in  den  Ruhestand  ver- 
setzt worden. 


Deutschösterreich. 

—  Besorguns;  der  Angelegenheiten  des  Fremdenverkehrs 
durch  das  Staatsamt  für  Verkehrswesen.  Zufolge  einer  VoU- 
zugsanweisuner  der  Staatsregierung  sind  die  Geschäfte  der 
bisher  vom  Staatsamte  für  Handel  und  Gewerbe,  Industrie 
und  Bauten  wahrgenommenen  staatlichen  Förderung  des  Frem- 
denverkehrs vom  1.  Mai  d.  J.  angefangen  vom  Staatsamte  für 
Verkehrswesen  zu  besorgen. 

—  Aufhebune;  der  Fachprüfunff  aus  den  Vorschriften  für 
den  Eisenbahnkriegsverkehr.  Das  Staatsamt  für  Verkehrs- 
wesen hat  infolge  der  Einziehung  aller  sogenannten  militär- 
vertraulichen Dienstvorschriften  die  bisher  aus  diesen  Vor- 
schriften abzulegende  „Fachprüfung  aus  den  Vorschriften 
für  den  Eisenbahakriegsverkehr"  aufgehoben.  Die  Kenntnis 
der  Bestimmungen  der  vorläufig  noch  in  Kraft  verbliebenen 
„Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen"  muß 
bis  auf  weiteres  bei  der  Ablegung  der  praktischen  Verkehxs- 
prüfung  noch  nachgewiesen  werden. 

—  Güterverkehr  nach  Triest.  Kürzlich  haben  in  Triest 
Verhandlungen  über  die  weitere  Ausgestaltung  des  Privat- 
güterverkehrs mit  Triest  zwischen  Vertretern  der  Regierun- 
gen und  Eisenbahnverwaltungen  Italiens,  Deutschösterreichs 
und  der  tschecho-slowakischen  Republik  stattgefunden.  Durch 
die  getroffenen  Vereinbarungen  wird  die  bahnseitige  Ab- 
fertigung von  Gütersendungen,  und  zwar  sowohl  in  ganzen 
Wagenladungen  als  auch  als  Stückgut  nach  den  seinerzeit  im 
Frieden  gültigen  Bestimmungen  sichergestellt.  Vom  16.  Ju' 
angefangen,  können  die  Frachtgebühren  nach  Wahl  des  Ab- 
senders ganz  vorausbezahlt  oder  überwiesen  werden,  Bar- 
vorschüsse und  Nachnahmen  nach  Eingang  sind  in  der  Wäh- 
rung des  Versandlandes  zugelassen.  Diese  Art  der  Abfer- 
tigung kann  erst  mit  16.  Juni  ins  Leben  treten,  da  noch  die 
notwendigen  Vorbereitungen  zur  Durchführung  des  nunmehr 
vereinbarten  Kontokorrentverkehrs  zwischen  den  deutsch- 
österreichischen  und  den  italienischen  Bahnen  zu  treffen  sind. 
Bis  dahin  muß  vorläufig  noch  die  Fracht  bis  Tarvis  vor- 
ausbezahlt und  vou  dortab  überwiesen  werden.  Ebenso  blei- 
ben Nachnahmen  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  noch  ausgeschlos- 
sen Wegen  Berechnung  der  Fracht  gebühren  wurde  verein- 
bart, daß  vorläufig  die  Lokaltarife  zur  Amvendung  kommen, 
die  'gegenseitig  behufs  Auskunftserteilung  an  die  Interessen- 
ten ausgetauscht  werden.  So  bald  als  möglich  sollen  aber 
Verhandlungen  über  die  Erstellung  direkter  Tarife  stattfin- 
den. Schließlich  wird  die  Zollabfertigung  durch  Zusammen- 
legung des  beiderseitigen  Zolldienstes  in  einer  Station  ver- 
«infa<ht  und  beschleunigt  w«rden. 


—  Ausgleich  im  Rechtsstieite  zwischen  der  Südbahn  unc 
der  Graz-Köflacher  Bahn.  Der  Geschäftsbericht  der  Südbahn 
teilt  mit,  daß  der  Rechtsstreit,  den  die  Südbahn  gegen  du 
Graz-Köflacher  Bahn  wegen  Unzulänglichlteit  des  Fahrparkei 
und  Deckung  der  sich  daraus  ergebenden  Auslagen  ange- 
strengt hat.  durch  einen  Vergleich  beigelegt  worden  ist.  Da- 
nach habe  die  Graz-Köflacher  Bahn  einen  ansehnlichen  Bet- 
trag für  die  Beschaffung  neuer  bis  zum  Ablaufe  des  Betriebs- 
vertrages ohne  besonderes  Entgelt  abzuliefernder  Fahr- 
betriebsmittel gewidmet.  Die  Südbahn  hat  gegen  die  Graz- 
Köflacher  Bahn  zwei  Rechtsstreite  geführt.  Der  erste  bezog 
sich  auf  die  Flügelbahnen  und  wurde  von  der  Graz-Köflacher 
Bahn  in  allen  Instanzen  gewonnen.  Der  zweite  betraf  die 
Auslegung  der  Betriebsverträge  hinsichtlich  des  Fahrparkes. 
Dieser  wurde  durch  den  \^ertrag  beendigt. 

—  Schnellzugverkehr  Wien-Bad  Gastein.  Seit  31.  Mai  ist 
zwischen  Wien-Westbahnhof  und  Bad  Gastein  über  Salzbarg 
ein  Schnellzugverkehr  dreimal  wöchentlich  nach  folgendem 
Fahrplan  eingeführt:  Wien-Westbahnhof  ab  8  Uhr  vormittagf> 
jeden  Dienstag.  Donnerstag  und  Sonnabend,  Salzburg  an  2  Fhr 
44  Min.  nachmittags,  Bad  Gastein  an  6  Uhr  abends;  in  der 
Gegenrichtung  Bad  Gastein  mit  Personenzug  ab  11  Uhr  35  Min. 
vormittags  jeden  Montag,  Mittwoch  und  Freitag,  Schwarzach- 
St  Veit  mit  Schnellzug  ab  12  Uhr  45  Min.  nachmittags,  Salz- 
burg ab  2  Uhr  45  Min.,  Wien-Westbahnhof  nn  9  Uhr  10  Min. 
abends.  Die  Züge  führen  durchlaufende  Wagen  1.,  2.  und 
3.  Klasse  zwischen  Wien  und  Bad  Gastein  sowie  einen  Speise- 
wagen zwischen  Wien  und  Schwarzach-St.  Veit.  Die  Be- 
nutzung des  Schnellzuges  in  der  Richtung  nach  Bad  Gast/ein 
ist  für  Fahrten  ab  Wien  an  den  Besitz  einer  Zählkarte  ge- 
bunden, die  gleichzeitig  mit  der  Lösung  der  Fahrkarte  un- 
entgeltlich verabfolgt  wird.  Mit  dem  gleichen  Zeitpunktf 
wurde  der  jeden  Dienstag  und  Freitag  geführte  Schnellzu!: 
Wien-Westbahnhof  ab  8  Uhr  40  Min.  vormittags.  Salzburg  an 
3  Uhr  16  Min.  nachmittags  und  zurück  der  am  Dienstag  ver- 
kehrende Schnellzug  ab  Salzburg  2  Uhr  45  Min.  nachmittags 
Wien-W-estbahnhof  an  9  Uhr  10  Min.  abends  aufgelassen. 

—  Der  Reiseverkehr  zwischen  den  einzelnen  Ländern.  In 

folge  des  Verbotes  der  einz/elnen  Länder  Deutsch-Österreichs 
ohne  besondere,  durch  die  Landesregierungen,  gegen  G-esucl 
unter  Beigabe  einer  Gebühr  von  10  Kr.  erteilter,  nur  Schwei 
erhältlicher  Bewilligung,  einzureisen,  ist  der  Personenverkeh 
von  Wien  nach  den  westl.  Heimatländern  auf  den  Nullpunk 
angelangt.  Nach  langwierigen,  in  der  Staatskanzlei  geführte] 
Verhandlungen  wurde 'die  Einreise  bis  zu  einem  Aufenthai 
von  drei  Tagen  bewilligt,  so  daß  wenigstens  der  kaufmän 
nische  Verkehr  ermöglicht  wird.  Die  strengen  Finreisebe 
Stimmungen  Avurden  durch  das  unerhörte  Hamstern  kapital 
kräftiger  Einwanderer  aus  dem  Osten  hervorgerufen,  die  an 
standslos  für  alle  Lebensmittel  höchste  Preise  gezahlt  und  di 
örtliche  Bevölkerung  um  diese  gebracht  hatten.  Es  kamer 
beispielsweise  nach  Oberösterreich.  Züge  mit  bis  120  teilweis 
noch  uniformierten  Hamsterern,  die  durch  gemeinsames  Aul 
treten  die  Bevölkerung  einschüchterten  und  zum  Verkauf  ihw 
Lebensmittel  sozusagen  zwangen.  Die  Linzer  Volksweh 
empfing  vor  einigen  Wochen  einen  derartigen,  von  Wien  av 
sierten'Zug  in  der  Grenzstation  und  zwang  die  Hamsterer  zi 
sofortigen  Heimkehr.  E. 

—  Die  Eisenbahnverkehrsanstalt  hielt  dieser  Tage  ihj 
Generalversammlung  ab.  Nach  dem  vorgelegten  Bericht  start 
der  gesamte  Wagenpark  während  des  abgelaufenen  JahreS  i 
ununterbrnchener  Verwendung.  Die  vertragsmäßig  ausbediu 
geuen  Mieten  sind  bis  Ende  des  .Jahres  1918  nahezu  voll 
kommen  eingegangen,  so  daß  die  Mieteinnahmen,  soweit  si 

'  das  Berichtsjahr  betreffen,  durch  die  Ereignisse  des  Nover 
her  1918  keine  nennenswerte  Schmälerung  erfahren  habe 
Die  großen  politischen  Umwälzungen  lassen  «ich  in  ihre 
Folgen  für  das  gesellschaftliche  Unternehmen  noch  nie 
beurteilen  Es  wurden  seinerzeit  sowohl  mit  den  ehemalig« 
österreichischen  Staatsbahnen  als  auch  mit  der  vormalig* 
k  und  k.  Heeresverwaltung  Mietverträge  über  größere  Wage 
lose  abgeschlossen.  Die  an  Stelle  der  früheren  Zentrs 
behörden  f^etretenen  Ämter  haben  die  Rechtsnachfolge  und  a 
mit  die  Aufrechterhaltung  und  Erfüllung  dieser  Mietvertra. 
sowie  die  Mietezahlungen  ab  1919  abgelehnt  und  das  Unt* 
nehmen  mit  seinen  Ansprüchen  an  die  Nationalstaaten  ve 
wie';en  Diese  Schwierigkeiten  ließen  es  geraten  erschein« 
die  Verwendung  eines  Teiles  des  im  Berichtsjahr  erzielten  ti 
träo-nisses  einer  späteren  Entscheidung  vorzubehalten.  \ 
dem  Reingewinn  von  2  208  225  Kr.  wurden  64  750  Kr.  in  * 
Reservefonds  hinterlegt,  25  000  Kr.  dem  Pensionsfonds  ß 
widmet,  10  %  als  Dividende  verteilt  und  730  700  Kr.  auf  ne 

1  Rechnung  vorj^etragen. 


LIX.  Jahrgang 

14.  Juni  1919 

—  Fachausschuß  für  Luftfahrangelegenheiten  D«r  Staats- 
sekretär für  Verkehrswesen  hat  zur  Mitwirkung  bei  alleu 
wichtigen  fachlichen  Angeleoeuheiten  des  vom  Staatsamte  für 
Verkehiswesen  besoigten  Luftfahrwesens  einen  ,.Faohaus- 
schuß  für  Luftfahrangekgenheit-en"  gebildet. 

~  —  Steigerung  der  Kohlenförderung  Innerösterreichs.  Die 
Maßnahmen,  welch©  in  Deutschösterreich  getroffen  wurden, 
um  eine  Besserung  der  Kohlenförderung  herbeizuführen  ha- 
ben den  Erfolg  gehabt,  daß  sich  nach  den  letzten  vorliegenden 
Angaben  immerhin  eine  Zunahme  der  Förderung  feststellen 
läßt.  Die  Kohlenförderung  Deutschösterreichs  genügt  selbst- 
verständlich nicht,  um  den  Bedarf  auch  nur  zum  Teile  zu 
decken.  Aber  unter  den  gegenwärtig  herrschenden  Verhält- 
nissen ist  jede  Hebung  der  Förderung  zu  begrüßen  denn  sie 
verringert,  wenn  auch  nur  in  geiingem  Maße,  die  Äbhängi"-- 
keit  vom  Auslande.  Im  April  wurden  insgesamt  170  000"t 
Kohle  in  Innerösberreich  gewonnen,  so  daß  sich  gegenüber 
dem  Monat  März  eine  Zunahme  um  rund  12  000-  t,  gegenüber 
dem  Monat  Januar  eine  solche  um  20  000  t  ergibt.  In  der 
letzten  Zeit  ist  insbesondere  die  Braunkohlenförderung  Steier- 
marks  nicht  unbeträchtlich  angewachsen  und  Steiermark  steht 
hinsichtlich  der  Kohlengewinnung  der  österreichischen  Län- 
der an  erster  Stelle.  Die  Ausbeuteverhältnisse  im  April  ver- 
teilen sich  auf  die  einzelnen  Länder  folgendermaßen :  Nieder- 
osterreich  14  848  t,  Oberösterreich  33  243  t,  Steiermark  121600 
Tonnen,  Kärnten  3446  t.  Tirol  3185  t. 

—  Personaluachrichten.  Ernannt  wurden:  die  Ministerial- 
vizesekretäre  Dr.  Walter  Plenk  und  Dr.  Erwin  Theyer 
zu  Ministerialsekretäien  und  die  Maschinenoberkommissäre 
Ing.  Karl  Eohrhofer  und  Ing.  Werner  Burstyn  sowie 
1er  Bauoberkommi&sär  Dr.  techn.  Ing.  Emanuel  Feyl  zu 
Baiiräten  im  Staatsamte  für  Verkehrswesen 
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Tschecho-slo wakisches  Gebiet. 

—  Güterverkehr  nach  dem  tseheeho-slowakischen  Staate. 
L)en  Sendungen  nach.  Stationen  des  tschecho-slowakischen 
Staates  sind  bekanntlich  EinfuhibewilligCngen  der  Ausfuhr- 
md  Einfuhrkommission  in  Prag  beizugeben  (vergl.  Nr.  1,  S  6 
1.  Ztg.).  Diese  müssen  jetzt  den  Valutavermerk  der  Dev'isen- 
sentrale  in  Prag  enthalten.  Eine  Einfuhrbewillio-uno-  des 
schecho-slowakischen  Staates  ist  für  Güter,  die  dessen  Gebiet 
lur  im  Durchlauf  berühren,  aber  an  Vermittlungsadressen  in 
len  Grenzstationen  aufgegeben  sind,  nicht  erforderlich  Vor- 
lussetzung  ist,  daß  die  endgültige  Bestimmuno-  de-< 
jrutes  aus  dem  P^achtbriefe  zu  ersehen  ist 


Niederlande. 

—  Holland  und  die  Rheinschiffahrtsbedingungen  im 
|Yiedensvertrag.  Die  holländische  Presse  nimmt  nun  auch 
»tellung  zu  den  auf  die  ßheinschiffahit  bezüglichen  Be- 
timmungen  des  Friedensvertrages.  Der  Amsterdamer  „Tele- 
iraaf  ist  der  Meinung,  daß  Holland  durch  die  neuen  Be- 
timnaungen  zweifellos  geschädigt  werde.  Als  im  Jahre  1868 
er  Khemschiffahrtsveitrag  zustande  gekommen  ist  hätten 
:ie  kleinen  Machte  Holland,  Baden,  Bayern  und  Hessen-  mit 
wei  machtigen  aufeinander  eifersüchtigen  Eheinuferstaaten, 

reußen  und  Frankreich,  zu  rechnen  gehabt  Jet^t  sind 
Deutschland  und  mithin  alle  deutschen  Staaten  machtlos, 
rahrend  Frankreich  der  üJiermächtige  Eheinuferstaat  is't 
traßburg.  welches  für  den  großen  Eheinschiffahrtsverkehr 
eineswegs  von  hervorragender  Bedeutung  sei.  soll  nun  Sitz 
er  Kheinschiffahrt«kommission  werden,  auf  welcher  Frank- 
eicü  das  Ubergewicht  habe  und  anscheinend  so^-ar  Beloieu 
regen  des  problematischen  Ehein-Maas-Kanals  vertieften  sein 
r^^^^'i^-^^^  -erwähnte  Blatt  fügt  hinzu:  „Wenn  wir  bei  aller 
lochschatzung  für  Frankreich  darüber  nachdenken  was  dieses 
rachtige  Land  mit  semen  eigenen  Flüssen,  mit  der  Loire 
eine  und  Ehone,  getan  hat,  dann  brechen  für  den  Eheinver- 
ehr  sorgenvolle  läge  an,  wenn  sich  nicht  unsererseits  in 
ans  eine  offene  und  klare  Handels-  und  Verkehrspolitik 
urchzuset2^en  vermag."  Auch  der  „Nieuwe  Courant"  ist  über 
en  Inhalt  der  Friedensbedingungen  beunruhigt,  da  die 
aterassen  der  Schweiz  und  Hollands  bei  der  Eheinschif fahrt 
L  Iii  Weise  berücksichtigt  würden. 

'if,..™nschiffahrtsakte  von  1868  sei  noch  in  Kraft  Die 
Sen  I^*^^«^^en  miißten  energisch  geltend  gemacht 

^«rden.  damit  Holland  nicht  in  die  Gefahr  kommt,  daß  der 
-nein,  soweit  er  holländisches  Grundgebie't  durchfließt,  eben- 


so unbefahibar  würde,  als  es  die  Maas  zu  «inem  großen  Teile 
«ei.  Mit  dieser  G-efahr  «ei  in*of«m  zu  lechnen,  als  Frank- 
reich das  Eecht  eingeräumt  würde,  längs  seiner  «igenen 
(.renze  Eheinwasser  für  Kanäle  usw.  zu  gebrauchen 


Uebrige  europäische  Länder. 

-  Geplante  neue  Verbindungen  von  Paris  nach  Wien  und 
^rag.  Schon  vor  dem  Kriege  war  versucht  worden,  durch 
Lmlegung  guter  SchneUzüge  auf  der  Lüiie  Paris- Wien 
Uber  fetraßburg  eine  Verkürzung  der  Verbindung  der  beiden 
Hauptstädte  herbeizufuhieu,  und  man  hat  damals  in  der 
Schweiz  diese  Bestrebungen,  die  eine  starke  Konkurren- 
zierung der  Linie  Basel-Buchs  bedeuteten,  nicht  gerne  ge- 
sehen Neuerdings  nun  machen  sich  in  P.iris  und  in  Straß- 
burg die  Bestrebungen,  die  Schweiz  im  Norden  abzufahren 
wieder  geltend.  So  hat  die  Handelskammer  von  Straßbur- 
den  Wunsch  formuliert  und  weiter  nach  Paris  geleitet  es 
^on  Deutschland  die  Erstellung  .  der  Kniebis-Linie  durch 
fcif  7''^^''^'^  rf ^«^langen,  um  für  den  französischen 
Export  nach  dem  Osten  gewisse  Erleichterungen  zu  schaffen. 
Die  Einteilung  dieser  Linie  würde  den  Durchstich  des  1)73  m 
.^rWH^''^^^  ^-^  erfordern,  wodurch  Oppenau  mit  Freudenstadt 
«t  ß^^""  ^^^'l?,-  ?s  wurde  so  eine  Verbindung  zwischen 
a  f  SS'h'l^V'^  Ulm  hergestellt  werden,  die  55  km" kürzer  ist 
als  die  bestehende  Linie  über  Straßburg 

^^"^ .  zwischen  Frankreich  und  der  tschecho- 
slowakiscdien  Eegierung  bestehenden  Freundschaft  spricht 
man  m  Paris  neuerdings  auch  von  einer  Verbesserung  der 
Eisenbahnverbindung  zwischen  Paris  und  Prag  und 
der  Erstellung  einer  direkten  neutralisierten  Linie  zwischen 
diesen  beiden  Städten.  Diese  Linie  würde  von  Straßb^rJ  aus 
B.bnV/^  ffehen   dann  die  linksrheinische  strategische 

Bahn  bis  Eopwnheim  benutzen,  dort  über  den  Strom  setzen 
und  Uber  Eastatt  nach  Karlsruhe  gelangen.  Von  Karlsruhe 
geht  e^  entweder  über  Heilbronn,  Würzburg,  Bamberg,  Kulm- 

ÜW'  Hp^'if''''^'  ^o-^^/V^'l.  Pil^*^  oder  über" die  kürzere  LiS^e 
Uber  Heilbronn.  Crailsheim,  Nürnberg  nach  Weiden,  von  wo 

n?rt.  P  I  '  ^''''^'^t  ^^^^"^  Eisenbahn  durch  den  Böhmerwald 
nach  Pilsen  neuerbaut  werden  müßte. 

-  Eisenbahnunglück  in  Frankreich.  Ein  von  Dünkirchen 
kommender  Z  u  e-  mit  deutschen  Gefangenen  wuTde 
auf  der  Station  von  St.  Pierre  von  zwei  englischen  Lokomo! 
tiven  von  hinten  angefahren.  Zehn  Wagen  wurden  völlio- 
Wh™«"^"^'  ^"^^  Gefangene,  ein  Soldat  und  ein  eng. 

ichwer  verktit  '^^"^^'^^^  Gefangene 

~Z  iP^^    Arbeitszeit    bei    den    schweizerischen  Verkehrs- 

Enfwnr?-  fJ^^  .^^f''  '^^'^^  Eisenbahndepartement  hat  eTnen 
Entwurt   festgestellt   zu  einem  Bundesges-etz  betreffend  die 

llb^'  '^/u^"^^''^"^'^^^  der  Eisenbahnen  und  anderer  vS 
kehi-sanstalten,  das  an  die  Stelle  des  bisherigen  Ai-beitszeit- 
gesetzes  treten  soll.  Wie  die  „österr  Eisenbr-Zto-«  berichtet 
bestimmt  das  neue.  Gesetz  daß  die  Arbeitszeit  abhän?S  ist 
Inf  f  l^ofP«^i«tien  und  geistigen  Beanspruchung 

Vr>.T,    ^  verbundenen  Verantwortlichkeit  sowie  vom 

Jnf^l^i^TT  der  Dauer  bloßer  Dienstbereitschaft.  Dem 
.entsprechend  werden  die  Dienste  in  drei  Klassen  eingeteilt. 
FunerÄ  «  n^'^^*  ^^"^^^^^  P^'"'^  der  Arbeitszeft  darf 
rrSh  1 .  ?™.Pf  ^  ^™  höchstens  14  aufeinanderfolgen- 
den Schichten  nicht  übersteigen :  8  Stunden  für  die  der  ersten 
K  asse  zugeteilten  Dienste,  9  Stunden  für  die  der  zweiten 
Klasse  zugeteilten  Dienste  und  10  Stunden  für  die  der  Tri  ten 
KW  zugeteilten  Dienste.  Die  Höchstdauer  einer  Dienst- 
schicht betragt  für  das  Personal,  dessen  Dienst  der  ersten 
Klasse  zugeteilt  ist  12  Stunden,  für  die  zweite  Klasse 
lo  Stunden  und  für  die  dritte  Klasse  14  Stunden,  und  dem- 
entsprecbend  die  Mindestdauer  der  Euheschicht  für  die  erste 
Klasse  12.  für  die  zweite  Klasse  11  und  die  dritte  Klasse 
lU  ötunden  Für  das  weibliche  Personal  kann  der  Bundesrat 
üie  Höchstdauer  der  Dien,stschicht  m  der  zweiten  und  drit- 
ten Klasse  angemessen  herabsetzen. 

Bezuglich  der  Euhetage  bestimmt  der  Gesetzentwurf  daß 
jedem  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  im  Jahre  52  Euhe- 
tage einzuräumen  sind,  wovon  wenigstens  17  auf  Sonn-  und 
allgemeine  Feiertage  zu  faUen  haben.  Der  Euhetag  beträgt 
^4  fetunden,  die  am  Wohnorte  zugebracht  werden  können  So- 
dann sind  .ledem  Beamten  und  Arbeiter  folgende  Ferien  zu 
gewahren :  Vom  1.  bis  zum  9.  Dienstjahre  7  Tage,  vom  10.  bis 
^0.  Dienstlahr  14  Tage,  und  nachher  21  Tage  Ferien.  An  den 
Sonntagen  sowie  an  den  allgemeinen  Feiertagen  ist  der 
Uuterdienst  mit  einigen-  Ausnahmen  untersagt.  Dem  Per- 
sonal, das  Pausen   und  Euheschicht  nicht  am  Wohnort  zu- 
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bring'en  kauu  od^er  di'b  Mahlzeiteu  bei  der  Arbeitastelle  mu- 
U'fhmeu  muß,  «ind  beizbaie  uud  mit  Einrichtun^i'en  zum  VV:u- 
mt'u  dtr  ypeiüfu  v«iseh'ene  Uuterkunt'Uräum'e  zur  Verfüg  uug- 
zu  sttlleu. 

Der  Entwurf  bestimmt  rsodann,  daß  weß^en  der  durch  das 
neue  Gesetz  dem  Personal  gewählten  Erleichteiungen  eint; 
Schmäk'ruu.i;'  des  bisherigen  Gehaltes  nicht  stattfinden  darf. 
Eür  die  Vollziehung  des  Gesetze«  bestellt  der  Bundesrat  eine 
Kommission-  an  welcher  die  Verwaltungen  und  das  Personal 
zu  gleichen  Teilen  vertieten  sind.  Dieser  Kommission  liegt 
insbesondere  die  Begutachtung  von  Fragen  ob,  die  dem  Bun- 
desiat  zu  Beschlüsisen  grundsätzlicher  Natur,  Entscheidung 
über  Eekurse  und  Beschwerden  sowie  Strafverfügungen  An- 
laß geben. 

Zu  dem  Gesetzentwurf  hat  das  Post-  und  Eisenbahndeparte- 
ment einen  Bericht  fertiggestellt,  in  dem  die  verschiedenen 
Xeiierungen  des  Gesetzes  erörtert  und  begründet  werden.  Der 
Ivfiicht  betont  u.  a.,  daß  der  Festsetzung  der  Ai'beitszeit  von 
allen  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  die  größte  Bedeu- 
tung zukommt.  Die  Eingabe  des  Föderativverbandes  zur  Ke- 
vision  des  Gesetzes  forderte  als  wichtigstes  Begehren  die  ge- 
setzliche Sanktion  der  achtstündigen  Ai-beitsz^eit  für  das 
gesamte  Betuebspersonal  der  Verkehi-sanstalten.  Die  Ver- 
fas.'-fr  (bi  Eiugalx".  haben  sich  aber  der  Tatsache  selbst  nicht 
verschlosseu,  ilaß  bei  dem  vielseitigen  Betriebsdienste  der 
Verkehrsanstalten  sich  nicht  immer  eine  Diensteinteilung 
werde  bewerkstelligen  lassen,  nach  welcher  für  jeden  ein- 
zelnen Bediensteten  ohne  Rücksicht  auf  seine  Funktionen  eine 
tägliche  Arbeitszeit  von  8  Stunden  entfalle.  Das  Departement 
betont  deshalb  auch  in  seinem  Bericht  die  Tatsache,  daß  an- 
gesichts der  Eigenart  des  Betriebes  der  Verkehrsanstalten  die 
Arbeitszeit  nicht  stair  und  unabänderlich  festgelegt  werden 
darf,  wenn  nicht  ein  völlig  unrationeller  Betrieb  und  eine 
durchaus  unwirtschaftliche  Verwendung  der  Arbeitskräfte 
Platz  greifen  soll.  Deshalb  sieht  der  Entwurf  vor,  daß  die 
durchschnittliche  tägliche  Arbeitszeit  vom  Grade  der 
B  e  a  n  s  p  r  u  c  h  u  n  g  des  Personals  abhängig  gemacht  \vird. 
Der  Entwurf  sieht  die  Einteilung  in  drei  Klassen  vor,  wobei 
sich  aber  die  Abstufung  nicht  nach  der  Arbeitsleistung  des 
einzelnen  richtet,  sondern  nach  dem  Dienste,  in  welchem  er 
sich  zu  betätigen  hat.  Diese  Abstufung,  die  das  Departe- 
ment als  einen  der  wesentlichsten  Fortschritte  gegenüber  der 
bestehenden  Ordnung  betrachtet,  hat  es  möglich  gemacht,  sich 
grundsätzlich  dem  Postulate  der  achtstündigen  täglichen  Ai- 
beitszeit  zu  nähern  und  es  in  einem  gewissen  Umfange  zu 
verwirklichen. 

—  Rheinschiffahrt  Basel-Bodensee.  Der  Rheinschiffahrts- 
verband Konstanz  hat  an  das  badische  Ministerium  dos  Innern 
eine  Eingabe  gelichtet,  in  welcher  um  den  baldigen  Aus- 
bau der  zwischen  Basel  und  Schaffhausen  geplanten  Kraft- 
werke ersucht  wird,  eventuell  als  Notstandsarbeit.  Von  der 
Schweiz  aus.  heiß't  es  in  der  Eingabe,  werden  der  Verwirk- 
lichung dieser  Pläne  wesentliche  Hindemisse  wohl  kaum  in 
den  Weg  gelegt  werden,  wenn  mit  dem  Ausbau  der  Wasser- 
werke die  Ausgestaltung  des  Rheinstromes  zu  einer  der 
Großschiffahr't  dienenden  Wasserstraße  zugleich  vorgenom- 
men wird.  Die  Eingabe  bedauert,  daß  die  seit  10  Jahren 
immer  wieder  gestellte  Forderung  auf  Ausbau  der  Oberrhein- 
strecke infolge  der  zögernden  Haltung  der  badischen  Regie- 
rung noch  zu  keinen  weitern  Erfolgen  geführt  hat.  Baden 
wäre  heute  in  einer  wesentlich  günstigeren  Lage,  wenn  mit 
der  Schweiz  ernstliche  und  energische  Verhandlungen  auf- 
genommen worden  wären.  Des  ferneren  wird  die  Forderung 
aufgestellt,  daß  die  Schiffbarmachung  der  Oberrheinstrecke 
Basel-Konstanz  keine  nebensächliche  Behandlung  erfahren 
dürfe.  Es  mag  hier  auch  noch  erwähnt  werden,  daß  der 
Rheinschiffahrtsverband  Konstanz  sich  kürzlich  an  die  be- 
teiligten Regierungen  —  also  auch  an  die  Schweiz  —  mit  der 
Bitte  gewandt  hat,  den  unterbrochenen  Wettbewerb  zur  Gre- 
winnung  von  Unterlagen  für  die  Schiffbarmachung  der  Rhein- 
strecke Basel-Konstanz  wieder  zu  eröffnen  und  einen  bal- 
digen Endtermin  festzusetzien. 

—  Anschläge  ftegen  die  Bahnlinie  Margsrabowa-Suwalki- 
Olita.  Aus  Königsberg  (Pr.)  wird  unterm  6.  Juni  gemeldet : 
G^egen  die  Eisenbahnlinie  Suwalki  sind  in  der  Nacht  vom 
5.  auf  6.  Juni  eine  Reihe  von  Anschlägen  erfolgt.  Auf  der 
Strecke  Suwalki-Olita  ist  nordöstlich  Suwalki  an  drei  Stellen 
der  Bahnkörper  gesprengt  worden.  Die  Sprengung  hatte  die 
Entgleisung  eines  Güterzuges  zur  Folge,  wobei  ein  Heizer  ge- 
tötet wurde.  Auf  der  Linie  Suwalki-Marggrabowa  ist  der 
Bahnkörper  zwischen  Pap.iewa  und  Poduborek  an  17  Stellen 
gesprengt  worden.  Es  besteht  kaum  ein  Zweifel,  daß  die  An- 
schläge von  polnischer  Seite  erfolgten. 


Fremde  Erdteile. 

—  Eisenbahnunglück  in  Pennsylvanien.  Aus  Wilkesbare  in 
Pennsylvanien  wird  unteim  5.  Juni  berichtet:  Laut  Reuter- 
meldung wurden  in  einem  Tunnel  durch  die  Explosion 
einer  Pulverladung,  die  sich  in  einem  an  einen  Arbeiterzug 
angehängten  offenen  Güterwagen  befand,  75  bis  100  Berg- 
arbeiter getötet  und  40  verwundet. 


Bücherschau.  | 

—  Einführung;  in  die  Organisation  von  Maschinenfabriken 

unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Selbstkostenberechnung 
von  Dipl.-lng.  Friedrich  M  e  .y  e  n  b  e  r  g  ,  Berlin.  Zweite, 
durchgesehene  und  erweiterte  Auflage.  Verlag  von  Juliu^s 
Springer,  Berlin  1919.    Preis  10  JL. 

Die  zweite  Auflage  dieses  bereits  in  weiten  Kreisen  ge- 
schätzten Buches  wird  gerade  in  der  .ietzigen  Zeit,  wo  die 
Auf^-aben  der  Fabrikorganisation  reger  denn  .ie  erörtert  wer- 
den, schnell  neue  Freunde  gewinnen.  Ursprünglich  nur  als  i 
Einführung  in  das  wichtige  Geriet  der  Betriebsführung, 
Organisation  und  Selbstkostemberechnung  gedacht,  bietet  es 
trotz  der  knappen  Biehandlung  dieses  vielseitigen  Stoffes  auch 
dem  Manne  der  Praxis  eine  Fülle  von  Anregungen.  An  Hand 
dieses  Leitfadens  die  Verhältnisse  des  eigenen  Betriebes  nach- 
zuprüfen, dürfte  mianchen  Freude  bereiten,  vielen  von  un- 
schätzbarem Nutzen  sein,  zumal  trotz  aller  glänzenden  Lei- 
stungen unserer  Industrie  vor  und  während  des  Krieges  auf 
dem  Gebiete  der  Fabrikorganisation  und  K,ialkuliation  noch 
manches  selbst  bei  Werken,  die  als  gut  eingerichtet  gelten, 
sehr  im.  Argen  liegt.  Die  Not  der  Zeit  -heischt  indes  ge- 
bieterisch von  .iedem  industriellen  Unternehmen  höohistie 
Wirtschaftlichkeit  in  der  Betriebsführung  und  Giesohäfts- 
leitung  auf  Grund  einer  unbedingt  zuverlässigen  Selbste 
kostenrechnunig. 

Das  klare,  stetes  isachlich  begründete  Urte-il  über  die  un- 
zähligien  Fragen,  die  M'eyenberg  auf  seiner  Wanderung  durch 
alle  Abteilungen  eines  neuzeitlichen  Faibrikunternehmens 
streift,  wird  seine  erzieherische  Wirkung  nicht  verfehlen,  zu- 
mal er  stets  die  allgemeinen  Zusammenhänge  der  einzelnen 
Erscheinungen  herauszuschälen  weiß.  Der  Verfasser  hält, 
sich  erfreulicherweise  von  .jedem  Schema  oder  ibestimmten 
System  fern,  obwohl  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  Verfüh- 
rung hierzu  besonders  nahe  liegt,  und  sucht  bei  .jeder  Ge- 
legenheit seine  ILeiser  zu  eigemem  Nachdenken  und  selb- 
ständigem Arbeiten  zu  erziehen.  Für  die  zutreffende  Be- 
urteilung der  einschlägigen  Verhältnisse  wüßte  ich  keinen 
besseren  Beweis  zu  finden,  als  den,  daß  das  Buch  trotz  der 
ungeheueren  Umgestaltung  unseres  Wirtschaftslebens  iseit  der 
ersten  Auflage  im  Jahre  1913  in  seinem  Gesamtaufbau  un- 
verändert bleiben  konnte;  selbstverständlich  ist  den  völlig 
veränderten  Vicrhältnissen  durch  eine  Reihe  von  Zusätzen 
Rechnung  getragen.  Manche  Streitfrage,  z.B.  ob  der  Kaufmann 
oder  der  Ingenieur  geeigneter  zum  Leiter  eines  Industrie- 
unternehmens »ei,  Fragen  über  Abschreibungen,  Unkosten 
u.  dgl.  sind  viel  eingehender  alis  früher  behandelt.  Bei  der 
Behandlung  der  Abschreibungsfrage  ist  durch  die  Unter- 
teilung der  Konten  in  i^nlage-  und  Betriebsmittelkouten, 
sowie  die  Scheidung  der  eigentlichen  Unkosten  in  Betriebs- 
üud  Verkaufsunkosten  eine  wünischenswerte  Klarheit  in  der 
Äelbstkostenberechnung  geschaffen.  Es  ist  unstreitig  zu  be- 
grüßen, daß  der  Verfasi&er  die  unglücklichen  Bezeichnungea 
„produktive"  und  „unproduktive"  Löhne  aufgegeben  und  da- 
'  für  die  zutreffenderen  Ausdrücke:  mittelbare  und  unmittel- 
bare Löhibe  angenommen  hat.  Die  Abschnitte  über  die  Prii- 
fung  der  eingegangenen  Waren,  das  Abfordern  der  Stoffe 
^aus  dem  Lager,  das  Einstellen  der  Arbeiter  isowie  über 
die  Vor-  und  Nachkalkulation  sind  ebenfalls  erweitert  und 
vertieft.  Hinzugekommen  gegenüber  der  ersten  Auflage  ist 
das  Muster  einer  Arbeitisordnung  und  eine  Reihe  von  Ab- 
(schnitten  ü'ber  mehr  oder  weniger  neue  Erscheinungen  unseres 
Wirtschaftslebens :  die  neueren  Bestre'bungen  des  Normenaus- 
schusses der  deutschen  Industrie,  die  Konkurrenzklauisel,  die 
Frauenarbeit,  die  Fabrikpflegerin,  die  Entwickelung  des  Vor- 
kalkulationsbüros zum  neuzeitlichen  Arbeitsbüro  für  die  plau- 
mäßigen  Vorarbeiten  für  .jeden  eigentlichen  A.rbeitsvorgaug 
usw. 

Bei  der  Besprechung  der  Schatteniseiten  unserer  sozialen! 
Versicherungen  glaubt  Me.yenberg  seine  früheren  Bedenken 
daß  die  umfangreiche  Fürsorgetätigkeit  unserer  sozialen  Ge- 
setzgebung und  die  damit  verbundene  weitgehende  Bevor- 
^  mundung  die  Gefahi*  einer  giewissen  geisl/igen  Verwieich- 
lichung  der  Arbeiterschaft  in  sich  berge,  angesichts  der  groß 
artigen  Leistung'en  unseres  Volksheeres    im  Kriege  fallen 
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''"'^'^"Ä  ^'"'^  dieser  Ausioht  kaiun  ohne 

weiteres  anschkeßen  könmen. 

pJ^'  '^"/zä.hlun^  der  manniÄfaohen  Mittel  neuzeitücher 
Reklame  verdienen  auch  die  von  einer  Anzahl  uniertr  ereten 
Ma-sehmenfabriken  reo-ebnäßis'  meist  mnnati,^ 
.H,„^benen  Werbeschriften  KährnJ  d^  fn^^J^t^'- 
voller  An^tattuna-  .?ute  Aufsätze  ü]>er  dasWerrund  teSr- 
zeii^niiise.  bringen,  z.  T.  neben  einer  Fülle  andew^n  ebenso 
anre.ffeiKlen  wie  nützlichen  De.^stoffes.     Ich  weis^  niir  auf 
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die  Hanomao-Nachrichten,  die  A.-E.-Gi.-Mit(e.iluncren   dip  M^t 
"f"'  Lokomobilen  und  Land wirt.Jchaft  von  H  W 
Mannheim  hm ;  derartige  Zeitschriften  bieten  ein  zwar  Sl 
bilhffe«.  aber  vornehmes  und  wirksames  Werb^mitteL 

veSSentmrhTe^ÄÄrein'^^^^^^^^ 

—  h  — 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 


Rappiner  Eisenbahn. 
Vom    15.  .Juni  1919    ab  werden  im 
i  erkehr  mit  der  Ruppiner  Eisenbahn 
lußer   den    tarifmäßigen  Frachtsätzen 
loch     besoudere    Frachtzuschläge  er- 
leben.   Näheres  durch  den  preuß.-he.ss. 
rarif-  und  Verkehrsanzeiger. 
Neuruppin.  den  7.  Juni  19i9.  (61S) 
Direktion. 


taats-    und  Privatbahn-Güterverkehr. 

Voraussichtlich  am  16.  Juni  1919 
nrd  die  Nebenbahn  Züllichau-Schwie- 
Uf»  für  den  Gesamtverkehr  eröffnet. 
>ie  hierdurch  eintretenden  Entfer- 
ungsänder-ungen  sind  in  der  am 
5.  Juni  d.  J.  ei-scheinenden  Nummer 
imi  Tarif-  und  Verkehrsanzeig-er  be- 
anntß^eg^ben. 

Auskunft  .o^ebeu  die  beteilioten 
uterabfei-ti,ffunsren  sowie  das  Au-s- 
imftsburo.  hier,  Bahnhof  Alexander- 
latz. 

Berlin,  den  5.  Juni  1919.  (61,')) 
Eisenbahndirekt  ioii 


urtt^mber^isch-Schweizerischer  Gü- 
tertarif. Teil  II.  Heft  1. 

Mit.  sofortiger  Gültiokeit  wiid  der 
i^achfcsatz  de«  Spezialtarifs  Illa  zwi- 
hen  Geneve-Cornaviu  u.  Rottenburcv 
Neckar)  von  204  in  304  Cts.  berichtie-t 
btuttg:art.,  den  4.  Juni  1919.  (613) 
»neraldirektion  der  württemberaisch. 
Staat«eisenbahnen. 


innen-Gdtei-tarif  für  die  voHspuriffcn 

Linien,  Teil  II.  Heft  2. 
Mit  Gültigkeit  vom  10.  Juni  1919  wer- 
n  die  un  Anhang-  zum  Tarif  bei  den 
ationen  Aueihammer.  Copitz  Ladest., 
lefeld.  Kamenz  (Sa.)  Nord,  Mocke- 
u  '^?JJ^elt'  Niederplanitz,  Ober- 
Jtiua.  Plattental  Seidau  Ladest  und 
illwald  vorgesehenen  Tarifsätze  für 
^  oo?^^  .^^"^  Ortsverkehrs  von  42  J( 
A  9ö  in  l"^^  Wagen  auf  30  Ji 
a  .ä»,lU  M  für  den  Wagen  erniäßio-t 
Dresden,  am  5.  Juni  1919  (612) 
n.^Dir.   d.   Sächs.  Staatseisenbahnen.' 

.snahmetarif  2  K  7  für  Magermilch. 

Hit  Wirkung  vom  15.  Juni  1919  wird 
»Station  Lünen  Hbf.  als  Empfang- 
??  ««n  Ausnahmetarif  2  K  7 
■  Magermilch  und  Buttermilch  auf- 
lommen. 

"^n,  5.  Juni  1919.  (616) 
 Eieenbahndii-ektion. 

;deatsfh  -  Südwestdeutseher  Güter- 
verkehr 

lit;  sofortiger  Gültigkeit  ist  m  (ien 
schnitten  F  der  Tarifhefte  1,  2  und 
.^''^J^^^l  "°ter  „a)  -lllgemeine 
ometer-Tanftabellen"  wie  folgt  zu 
lern :  ^>-^ 

iIV^^o£°'^*,'^  v^^*^  Frachtsätze  der  im 
letr  .iOO.  C  I  a,  enthaltenen  AUi^e- 


meinen  Kilometer-Tariftafeln  An- 
wendung." 

Ferner  ist  im  Tarifheft  i  bei  dem 
Stationsnamen  Stuttgart  West  das  an- 
gegebene Dienstbeschränkimgszeichen 
„O  K"  zu  streichen  und  in  dem  Taiif- 
neft  1  bei  den  Stationen  der  Br^-otal- 
bahn  und  der  Kaiserstuhlbahn  "das 
Zeichen  „Zu"  zuzusetzen. 

Breslau,  den  6.  Juni  1919.  (619) 
Eisenbahndirektion 
namens  der  beteiligten  Ver tvalluugen. 

Westdeutsch  -  süd westdeutscher  Tior- 
verkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
direkte  Frachtsätze  für  die  Tarifklas- 
»•en  L  2  und  L  3  zwischen  Ulm  einer- 
seits und  den  Stationen  Castrop,  Hörde 
und  Wattenscheid  andererseits  über  den 
Weg  Bretten-Mannheim-Heppenheim- 
Babenhausen  -  Hanau  -  Giesen  -  Dil- 
lenburg eingeführt. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  August  1919 
werden  die  Uberfuhrgebühien  für 
Kennpferde  m  Hannover  Möhrin  o-s- 
berg  von  1,70  Ji  auf  2,60  für  den 
Wagen  erhöht.  Näheres  im  Tarif- 
anzeiger der  pi  eußisch  -  hessischen 
Maatsbahnen  und  bei  den  beteiligten 
Dienststellen. 

Frankfurt  (Main),  den  2.  Juni  1919. 
 Eisenbahndirektion.  (620) 

Südbahn-Gesellschaft 
Änderung   der   Abf  ertigungsbefuguisse 
der  Güterladestelle  Zillingdorf. 

Die  Abfertigungsl>efugniss.e  der  in 
km  39.4/40.0  der  Linie  Meidlin.g-Potten- 
dorf-Wr.  Neustadt  zwischen  der  Station 
Lbenfurth  und  der  Personenhaltestelle 
Untereggendorf  gelegenen  Güterlade- 
stelle der  Wien-Pottendorf-Wr.  Neu- 
städter Bahn 

Zillingdorf 
werden  vom  26.  Mai  1919  dahin  erwei- 
tert, daß  m  dieser  Güterladestelle  die 
Auf-  und  Abgabe  von  Frachtgutsen- 
dungen  m  ganzen  Wagenladungen  der 
nachstehend  angeführten  Firmen  statt- 
finden wird  und  zwar: 

1.  Gemeinde  Wien  —  Städtische  Elek- 
trizitätswerke, 

2.  Gemeinde  Wien  —  Braunkohl  eu- 
Bergbau-Gewerkschaft  Zillingdorf  und 

3.  W.    Hamburger.  Holzschleiferei 
IN  euebenf  urth. 

Leichen,  lebende  Tiere  und  explo- 
sionsgefährliche Gegenstände  sind  von 
der  Auf-  und  Abgabe  ausgeschlossen 

Wien,  am  5._  Juni  1919.  (622) 
Die  Verkehrsdirektion. 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Brandenburgische      Städtebahn- Aktien- 
gesellschaft. 

Vom  heutigen  Tage  ab  gelangen  im 
diesseitigen  Binnen-Personen  verkehr 
auch  Familienfahrkarten  für  die 
2.    Wagenklasse     zur  Verausgabung. 


Nähere  Auskunft  erteilen  die  Sta- 
tionen. 

Brandenburg  (Havel),    1.  Juni  1919. 

Die  Direktion.  (614) 

3.  Generalversammlungen. 

Ausschließend  priv.  Buschtehi-ader 
Eisenbahn. 

Einladung- 
zur  74.,  als  ordentlichen  66  General- 
versammlung der  stimmberechtigten 
Aktionare  der  Ausschließend  priv 
Buschtehrader  Eisenbahn,  welche  am 
Juli  1919,  vormittags  10  Uhr  ini 
Administrationsgebäude  zu  Pra»-  —  II 
Bredauergasse   Nr.  7  neu,  abgehalten 

werden  wird. 
Gegenstände     der  Verband- 
1  u  n  g  s  i  n  d  : 
[       1-     Vortrag    des  Geschäftsberichtes 
I  d«r  Rechnungsabschlüsse  pro 

2.  Bericht  des  Revisionsauisschusses 
Uber  die  Prüfung  der  Jahresrech- 
nungen pro  1918. 

3.  Ajitrag  wegen  Verwendung  des 
Reingewinnes,  bzw.  Bestimmun»- 
der  Dividenden. 

-•  ^"^  Verwaltungsrat. 

o.    Wahl    des  Revisionsausschusses 

zur  Prüfung  der  Jahresnechnungen 

pro  1919. 

Die  P.  T.  stimmberechtigten  Aktio- 
nare werden  unter  Bezugnahme  auf 
den  Abschnitt  III  der  Gesellschafts- 
statuten eingeladen,  ihi>e  Aktien  — 
mindestens  5  Stück  Aktien  Litt.  A  oder 
Genußscheine  von  solchen,  oder  min- 
destens 20  Stück  Aktien  Litt  B  —  od-er 
die  betreffenden  Depositenscheine  bei 
einer  der  folgenden  Stellen  u  zw 

bei  der  Hauptka&sa  der  Gesellschaft 
in  Prag, 

bei  der  Allgemeinen  Österreichischen 
_  Boden-Credit-Anstalt  in  Wien, 
bei  der  Allgemeinen  Deutschen  Cre- 

dit-Anstalt  in  Leipzig, 
bei  der  Disconto-GeselLschaft  in  Ber- 
lin. 

bei  der  Ba.yerischen  Vereinsbank  in 
München, 

bei     der     Disconto-Gesellschaft  in 

Frankfurt  a./M., 
bei  Herren  L.  Behrens  &  Söhne  iu 

Hamburg, 

längstens  bis  26.  Juni  1919  zu  hinter- 
legen. 

Prag,  am  1.  Juni  1919.  (617) 

Der  Verwaltungsrat. 
(Nachdruck  wird  nicht  honoriert.) 

4.  OfTene  Stellen. 

Lokomotivfülirer 

zum    baldmöglichen    Eintritt  gesucht. 
Bewerbungen  erbeten  an 

Betriebsleitung 
der  Kleinbahn  Vechta-Clopi>enbHrg 
in  Vechta.  (621) 
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Zeltunif  des  Voreins 
Deutseber  Kisenbahnverwaitusgen. 


KRAFTWERKZEüG-GriBH. 

BERLIN  S016.BRÜCHENSTR.  6b. 

HiaMiaiaggtiaiiaiifatiMai  |^ . 


Maschinenbau  und 
Eisenkonstruktion 

F.Osenberg 

Berlin-Lichtenberg 

liefert  als  Spezialität 
j^Licht-u.Leitungs- 
l'w    Gittermaste  _ 
Rohrmaste  g 
Kandelaber 

sowie  sämtliche 

Eisenkonstruktionen 


Armaturenfabrik 
G.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[7039] 

Reparaturen  billigstl 


iTopfSier 

liefern  in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

ArmaturenwerKe 

Blonbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.Sa. 

-P--^,^  läppen 

in  bunt  n.weiß,  bietet  an  za  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 

Besondere  Kisten 

für  den  FahrKarteiwersand  liefert 

C.  Gltitid,  Bremern 

[7073] 


Baumstraße. 


ü 
EU 
El 


Wegeschranken,  Hand'  und  I>rahtzug'Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK-SchinKel 

nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  sowie  sämtliche  Zubehörteile.  

Bremsprellböcke,  Lokomotivschuppenschornsteine,  Weichenverschlüsse,  Lademaße, 
Neigungszeiger,  Leitu-^gsmaterialien.  Eisengießerei.' 
Wettausstellung  'Brüssel:  Ehrenpreis.    Weltausstellung  Turin:     Grand  Prix", 
'Baltische  Ausstellung  Malmö:  KÖnigl.  Medaille,  l7074| 


El 
EI 
El 
El 
Ii 


Soeben  erschien: 


Theorie  der 
Lohnmethoden 


Von 


A.  Schilling 

urd.  Professor  an  der  techn.  Hochschule  inCresla 


Mit  30  Textabbildung«« 


Preis  M.  9.—,  gebunden  M.  10.60 

(+  10  o/o  Teuerungszuschlag  gem&l  de 
Bestimmungen    des  Börsenrerein« 
deutschen  Buchhändler) 
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Berlin,  den  21.  Juni  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung-  erscLeint  Mittwoclis  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstig-e  xMitteilungeu,  Büclier,  Zeitsc)irifteu  usw.  sind  an  die 
Scbriftleitunfr  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Belcaniitniaohnngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
EiseobahnverwaltunKen,  l,eide  in  Ber  1  i  n  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung:  kann  durcli  den  Buchhandel  un<l  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  <ias  Vierteljahr  bezosren  werden. 

Bei  direkter  Zusendung-  unter  Streifband  liefert  die  Verlag-sbueh- 
bttndlunff  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichiscli- 
uug-arisc.hen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch  i 
Privatanzeigen  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
•-'0  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederliolungen  entsprechende  i^rmäßigungou. 
Be'laaren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.-  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reich.sbank-Oirokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Cropföler 


liefern  in  großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

Armaturenwerbe 

Blonbe  &  Rast, 

Dippoldiswalde  i.Sa. 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[70S9] 

Reparaturen  billtgstl 


Einarmig'eü! 

kdnnen  mittels  Ehni's  FalirKarteik-L«dk> 
■pparat  als  StationsscKaffner  aa> 

gestellt  Verden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  nit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikantea: 
Oscar  Sckaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ekal, 
Braunsdiwoig.  [704M 

4—  läppen 
X  Uli^*  faden  i 

in  bunt  o.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 


rol:\  -and  impragmert 


RUDOLF  FÖFISTER 


Charloftenburg  9 

-Fernsprecher: 
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Der  Stand  der  Verreichlichung  der  deutschen  Staatsbahnen. 


T.  D  e  r  V  e  r  f  a  s  s  u  n  g  s  a  ii  s  s  c  h  u  ß  d  e  r  N  a  t  i  o  n  a  1  v  e  r- 
sammlung,  der  mit  Rücksicht  auf  die  Friedensverhand- 
lungen seine  Beratungen  \on  Weimar  nach  Berlin  vorleo-t 
halte,  hat  sich  am  6.  .Juni  d.  Js.  in  zweiter  Lesung  m\i 
'ieu  Verkehrsfrageu.  insbesondere  dem  Reichseiisenbahn- 
problem.  befaßt.  Wie  uusern  Lesern  seinerzeit  mitgeteilt'), 
hatte  der  Verfassungsatis-.schuß  in  erster  Lesung  die'ülier- 
uahme  der  deutschen  Staatseisenbahnen  in  das  Eio-en- 
tum  und  in  die  Verwaltung  de.s  Reichs  bis'zum 
1.  April  1921  beschlossen.  In  gleicher  Weise  war  für  die 
bayerische  uuil  württenvbergische  Post-  und  TeLeo-raphen Ver- 
waltung und  für  die  Wasserstraßen  bestimmt  worden,  daß  ihre 
1  bernahme 

„im  Wege  der  Verständigung  bis  zum  1    April  1921 
«rfolgt.    Soweit  bis  zum  1.  Oktober  1920  eine  Verständi- 
gung noch  nicht  herbeigeführt  ist,  wird  di«  Entsoheiduno- 
ul>er  die  Bedingungen   der  Übernahme  durch 
K  e  1  c  Ks  g  e  s  e  t  z  vorge.%ehen  und  getroffen.    Das  Gesetz 
uberträgt  die  Festsetzung  der  II  ö  h  e  d  e  r  E  n  ts  c  h  ä  d  i  - 
g  u  n  g  einem  S  c  h  i  e  d  s  g  e  r  i  c  Ii  t." 
Die  bayerische  Regierung,  die  bei  den  Beratungen  über  die 
Reichsverfassung  sich  auf  den  Boden  der  Reichseisenbahnen 
festem,  al>er  dabei  stet.s  den  -Standpunkt  vertreten  hatte,  daß 
iine  Ul>ertragung  der  bayerischen  Staatsbahnen  auf  das  Reich 
lur  im  Wege  der  freien  Verständigung  erfolo-en 
conne,  hatte  in  der  Zeit  zwischen  der  1.  und  2.  Lesuno-  der 
«eichsregierung  Abänderungsvorschläge  mit  dem  Ziele  itnter- 
"T*«!'  -Lf^^nng  des  Verfassungsausschusses 

cetaßten  Be.schluß  über  die  verfassungsmäßige  Befuo-nis  des 
l{«ichs  zur  zwangsweisen  Durchführung  der  Ver- 
«ichlichung  wieder  aufzuheben.  Die  ba.yerische  Anreouno- 
?'*f  ^««^  Mitgliedern  des  •  Verfassungsausschuses  in  einein 
antrage  aufgenommen  worden,  der  nebenher  auch  eine  Zu- 
sammenfassung der  gleichlautenden  Bestimmungen  für  die 
ost-  und  Telegraphenverwaltung,  die  Staat.seisenbahnen  und 
iie  Wasserstraßen  bezweckte  und  wie  folgt  lautete: 

ü'n?34,''1\  345 'd?  Zt?.^^         "^"^^  Keichsei.^enbahng;edankens 


„Der  Ausschuß  wolle  beschließen: 

1.  Artikel  87,  Abs.  2  (Post-  und  Telegraphen  Verwaltungen),  Ar- 
tikel 90,  Abs.  2  (Staat-gieisen-bahnen)  und  Artikel  102,  Abs  2 
(Wasserstraßen)  der  Vorlage  zu  streichen. 

2.  als  Artikel  115  a  (2)  einzufügen : 

Die  Übernahme  der  Post-  und  Tele.graphen Verwaltungen, 
der  Staatsei.s.en:bahnen  und  d,er  Wasserstraßen  der  Länder 
^rtolgt  im  Wege  der  Verständigung  zwischen  Reich  und 
Land.  Kommt  eme  Verständigung  nicht  zustande,  so  kann 
jederzeit  ein  Schiedsgericlit  augerufen  werden,  das  die  Be- 
dingungen der  Übernahme  en-d/gültig  feststellt.  Das  Schieds- 
gericht bestellt  aus  7  Mitgliedern,  von  denen  je  2  von  Reich 
und  Land,  die  übrigen  3  vom  Präsidenten  des  Reichsgerichts 
ernannt  werden." 

Durch  diesen  Antrag  wurde  folgender  neue  Zustand 
geschaffen : 

a)  Die  verfassungsmäßige  Festlegung  des  Endtermins  für 
die  Durchführung  der  Verreichlichung  —  1.  4.  21  —  entfiel 
Da  nunmehr  eine  Verständigung  oder,  falls  diese  nicht  zu 
•erzielen  war,  der  Spruch  eines  Schiedsgerichts 

anstelle  des  Reichsges-etze«  —  verlangt  wurde,  war 
^  der  Zeitpunkt  des  tatsächlichen  Übergangs  der  .Staatseisen- 
bahnen auf  das  Reieh  nicht  abzusehen  und  die  Dauer  des 
schiedsgenchtlichen  Verfahrens  unberechenbar.  Auch 
mußte  mit  der  Überführung  der  einzelnen  Staatsbahnen  in 
d-as  Reichsbahnsystem  zu  verschiedenen  Zeit- 
punkten, und  zwar  der  übei-gal>ebereiten  in  kürzester 
Frist,  der  weniger  reichsfreudigen  vielleicht  erst  nach 
Jahrzehnten  gerechnet  werden. 

b)  Das  -Schiedsgericht,  das  auch  nach  den  B.  ohlüssen 
der  1.  Leisung  des  Verfassungsausischusses  vorgesehen,  aber 
dort  lediglich  über  die  Höhe  der  Entschädigung, 
-also  über  .eine  rein  finanzielle  Frage,  zu  entscheiden  berufen 
war,  sollte-  nach  -dem  neu-en  Antrage  s  ä  m  1 1  i  c  h  e  B  e  d  i  n- 
gungen  der  Übernahme  festlegen,  also  vorwiegend 
Fragen  -staatsrechtlicher  und  verwaltungsrechtlicher'  Art 
losen.    Es  be-steh,t  aber  ein-mal  keineswegs  die'  Sieherheit, 

Fällt  unter  den  VIII.  Abschnitt:  ,ySchlußbestim!munffen.« 
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(lali  (las  Schiedso-ericht  seiuor  Zusaninionsctzuii.u'  iiaoli 
lii^Tzu  in  der  La^'c  sein  wünle.  Andepeiseits  nmß  es  auch 
gruudsätzlich  licilenklieh  .erscheinen,  Fragen  der  V.erfassnng 
und  A''erwaltung,  die  ■eine  ständige  lehendige  Fühluivgnahnii' 
mit  den  staatlichen  A'erwaltnngsorganen  erfordern,  duT'ch 
■ein  r  i  c  h  t  e  r  1  i  (•  h  le  ,s  Organ  entscheiden  zn  ]ass.(>ii. 
Der  Autrag  fand  denn  auch  seitens  der  Antragsteller  seihst 
keine  Befürwortung  und  wurde  von  ihnen  zurückgezogen.  Es 
kam  jedoch,  zumal  er  von  dem  Abgeordneten  T>r.  Reyeile 
wieder  aufgenommen  wurde,  zu  einer  Aussprache  über  die 
gegen  ihn  vorliegenden  schweren  Bedenken.  Diesen  gal) 
für  die  p  r  e  u  ß  i  s  c  he  S  1  a  a  t  s  r  ■(_'  g  i  le  r  u  n  g  der  S  t  a,  a  t  «  - 
und  E  i  s  e  u  1)  a  h  u  m  i  n  i  s  t  e  r  Oester  Ausdruck,  indem  er 
den  Antrag  als  eine  e  r  is  c  h  1  e  c  h  t  e  ru  n  g  gegenüber  <ler 
aus  der  er.sten  Lesung  des  Verfas'sungsau*schusses  hervor- 
gegangenen Fassung  b.ezeichnete.  Er  erinnerte  an  die 
schweren.  Bedenken,  die  mit  Eecht  Preußeu  gegen  die  l)aldige 
Aufgabe  iseines  Eisenbahnbesitz(>.s  Iiis  in  die  letzte  Zeit  ge- 
habt habe,  und  daran,  daß  l'reußen  diese  Beiteid<eu  gerade  ans 
dem  politischen  Gesichtspunkt  zuriu'kgest eilt  balie,  bal- 
digst die  Macht  des  Reiches  durch  t'Tbertraguug  der 
Verkehrshoheit  zu  «tärkeu.  Das  Averde  aber  durch  die 
voro^eschilagene  unbestimmte  Fasisung  wieder  in  Frage  gestelll. 
Preußien  müsse  ferner  unbediugt  Werl  auf  die  \'erreichl ichung 
aller  Staatsliahnen  und  auf  die  g  1  e  i  c  h  z  e  i  1  i  g  e  Durcdi- 
führuug  der  Aktion  allen  Staatsbahuverwalt ungen  gegen- 
über legen,  was  (buch  die  neue  l'^issnng  nicht  sichergestellt 
sei.  Der  !Minis|,er  führte,  worauf  weiier  uulen  noch  eingegan- 
gen werden  soll,  näher  aus,  daß  die  g  e  m  e  i  n  s  a  m  e  n  Y  e  r  - 
handlungen  aller  Staatselsenbahnen  mil  dem  Reich  ülier 
die  Formulierung  der  t^beruahmelieilingungen  auf  be^stcm 
WegiC  «eien,  und  daß  man  mit  der  Einhaltung  des  in  dem  Yer- 
fassuugsent wurf  vorgesehenen  Termins  rechnen  könne.  Auch 
mit  Rücksieht  auf  diese  isch-webenden  Verhandlungen  warnte 
der  ■Minister,  nunmehr  die  Frist  n\is  <ler  Vei'fassun:;  /u  s1  rei- 
chen. „Die  Frist  .sei  gewiss.eiuiaßen  der  Deckel  auf  dem 
Topf,  in  dem  es  zurzeit  gut  koclre ;  ludime  man  den  Deckel 
fort,  so  sei  es  vielleicht  mil  dem  guten  Koclien  vorbei."  Auch 
gegen  die  Festsetzung  der  fMiernahnreliedingiingen  durch  ein 
Schieiisgericlu  —  anstatt  durch  Reichsgesetz  —  nahm  Staats- 
minist.ei-  Oeser  .Stellung. 

Die  Erklärungen,  die  der  1)  a  y  e  r  i  s  e  he  ( i  e  s  a  n  d  t  e  na- 
mens scinei'  Regierung  aligab,  wiesen  auf  die  slaatsrecditlichen 
Bedenken  hin,  die  in  Bayein  n.acdi  wie  vor  g.egen  di.e  Eingriffe 
des  Reichs  in  die  Befugnisse  der  Gliedstaaten  crholien  wei'den 
und  die  es  als  eine  Frage  des  Prestiges  für  Bay.ern  er- 
schein.en  las.sen,  in  der  \'erfassiing  die  Notwendigkeit  einer 
Verständigung  zwisclveu  Reich  und  Bundesstaat  in 
Fragen  von  derartiger  Bedeutung  zum  Ausdruck  z.u  In-ingen 
und  die  i\Iöglichkeit  eines  Zwang<'s  ausziischnl' cn.  Der 
bayerische  Verti^cter  ließ  daliei  keinen  Zweifel  an  der  Be- 
reitwilligkeit Bayerns  zur  Mitarbeit  an  .der  lialiligen  Ver- 
ständignug  dei   Maatseisenliahn\-erv  altungen  mil   ib'in  Keicli. 

Nachdem  die  Verlreler  iLer  Reicdisregiernug,  <ler  Reichs- 
niinLster  des  Innern  und  der  Präsident  de-s  Reichseisenbahn- 
amts .sich-  glei(difalls  gegen  eine  Abänderung  der  Beschlüsse 
der  1.  Lesung  ausgesprochen  hatten,  wurde  der  Autrag 
Beyerle  abgelehnt  und  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Fas- 
sung beschlossen.  Der  Ausschuß  entscliieil  sich  auch  gegen 
eine  Zusammenfassung  der  für  die  verschiedenen  Ver- 
behrsverwaltungen  gleichlautenden  Bestimmungen  und  gegen 
ihre  Verschieining  in  den  .\bschnitt  Vlll  (Scdilußbestim- 
mungen) . 

Im  übrigen  wurden  bei  den  Beratungen  d.er  2.  Lesung 
keine  gm  n  d  s  ä  t  z  1  i  c  h  e  n  Änderungen  gegenüber  den 
früheren  Fassungen  be:.schlo.ssen.  .\uf  folg^ende  .Abwicichungen 
sei  jedoch  hingewiesen:  a)  Art.  S9,  der  von  dem  Ge.setz- 
gebungsrechl  des  Reichs  handelt,  wurde  .gestrichen.  Bein 
.\bs.  1  ei'scheint  nunmehr  als  Teil  des  Artikels  8b  in  <ler 
Form:  „Das  Reich  übt  die  Ge.setzgeliung  aus.schließlich  aivs 


ül;.er  ....  !).  die  Eisenbahnen,  soweit  es  sich  um  den  allge- 
.lueineu  \'.erkehr  und  die  Landesverteidigung  liandelt.''  Der 
Abs.  2  des  Art.  S9  ( Verordnuugsl^echt  der  Reichsi-egierung) 
ist  als  Abs.  2  des  Art.  91  eingefügt.  Ii)  Art.  94  (Territorial- 
jH-inzip  bezüglich  der  Beamten)  ist  in  dem  .Abschnitt  über  das 
"l'.erkehrsw.eis.pn.  gesti-ichen,  erscheint  jedoch  in  etw.as  ver- 
änderter Faissung  bei  den  B.(>stimmungen  des  I.  Abschnitts» 
über  das  Reich  und  seine  Gli.edst.aaten.  Es  ist  dort  insofern 
erweitert,  als  in  erster  Linie  das  Interesse  der  Glied- 
s  t  a  a  t  e  n  au  der  B  e  s  c  h  ä  f  t  i  g  ti  n  g  i  h  r  -e  r  1>  e  a  m  t  e  n  in 
ihrem  Hei  m  a  t  g  e  biet  hervoi  gehobeu  wird,  wobei  fla- 
ueb-en  auch  die  gleicharti.gen  Wünsche  der  Beamten  .selbst  zu 
b-eriicksichfigeu  sind,  c)  Die  bei  der  1.  Lesung  de.s  Ver- 
fassungsausschusses zum  größten  Teil  gestrichenen  Bestim- 
nuiugen  über  das  Aufsichtsrecht  des  Reichs  gegenüber  den 
nicht  vei-reichlichten  Eisenbahnen  de«  allgemeinen  Verkehi-s 
9(i_99)  Avurden  (buch  Einfügung  eines  Absatzes  2  und 
.Absatzes  3  zu  Art.  9(1  in  verkürzter  Form  wiederhergestellt, 
llierfüi-  war  die  Erwägung  maßgetiend,  daß  aiudr  nach  der 
•tniiernahme  der  Staatseisenliahnen  durch  das  Reich  private 
Eisenbahnen  d.es  allgemein.en  Verkehrs  in  einer  Gesamtlänge 
von  rd.  4000—5000  km  übrig  bleilien  werden,  wegen  deren  e.< 
sich  empfiehlt,  gewisse  Anfsichtsb.efngnisse  des  Reichs  in  der 
A'eifassnng  fest  zulegen.  Man  darf  allerdings  nicht  das  Ver- 
hältnis .des  K.eiches  zu  den  privaten  Eisenbahnen  durch  diese 
allgemeiiTen  Bestimmungen  als  geregelt  ansehen.  Daneben 
wird  es  vielmehr,  wie  hier  entgegen  einer  bei  den  Beratungen 
geäußerten  Auffassung  l>etont  sei,  einer  eingehenden  Fest- 
legung aller  die  Privatbahnen  betreffenden  Fragen  im  We.ge 
der  Reichsgesetzgebung  bedürfen.  Man  kann  dabei 
vielleicht  an  eine  Kodifikation  der  heute  geltenden  landes- 
ge.setzliclreu  B.est  inunungen  denken,  d)  Die  Berücksichtigung 
der  Interessen  der  L  a  n  d  e  s  v  c  r  t  e  i  d  i  g  u  n  g  durch  alle 
Eisenbahnen  (Art..  100),  die  in  der  1.  Lesung  dem  Reich.s- 
eisenbahngesetz  vorbehalten  worden  war,  ist  durch  die  Be- 
ratungen der  2.  Lesung  wiederum  in  der  Verfas-sung  fest- 
gelegt wor(b'n. 

Di.e  Fassung  des  Entwui'fs  nach  den  Beschlüssen  der  2.  Le- 
sunu")  ist  in  der  Anlage  abgedruckt.  ' 

Der  Entwurf  wird  nunmehr  der  N  a  t  i  o  n  a  1  v  e  r  s  a  m  m - 
1  u  n  g  vorgelegt  und  von  dieser  nach  den  bisherigen  Absicht  en 
in  kürzester  Zeit  lieraten  werden. 

11.  Die  Y  e  r  h  a  n  d  1  u  n  g  e  n  z  w  i  s  c  h  e  n  den  S  t  a  a  t  s- 
eisenbahnverwaltungen  und  dem  Reich  sind 
unterdessen,  wie  be;'eitfi  erwähnt,  im  vollen  (iange.  Der  Preu- 
ßische Staatsniinister  Oe.ser  machte  auch  hierüber  l>ei  der  Be- 
ratung deis  AVrfa.&sungsauHschußses  ausführliche  Mitteilungen. 
Am  14.  Mai  fand  in  Weimar  eine  erste  Sitzung  des  sogenann- 
ten Fachausschusses  für  die  Verreichlichnng  statt,  in 
dem  die  Bundesregierungen  mit  Eisenbahnbesitz  und  das  Reich 
vertreten  sind,  und  in  <lem,  entsprechend  dem  Wunsch  aller 
Beteiligten,  die  Preußische  Eis.enbahnverwaltung  als  der  weit- 
aus größte  der- zu  verschmelzenden  Betriebe  den  Vorsitz  führt. 
Die^Einstimmigkeit  der  gefaßten  Beschlüsse  und  der  von 
allen  Verwaltungen  bekundete  feste  Wille,  sich  auf  den 
Boden  des  Verfassungsentwairfs  zu  stellen,  d.  h.  bis  zum 
1.  Oktober  1920  die  Einigung  mit  dem  Reich  hei^ljcizuführen, 
ga)>  dieser  ersten,  von  dem  Staatsminister  Oeser  persönlich  gie- 
Teiteten  Sitzung  die  besondere  Prägung.  Es  wurden  dabei  die 
Grundlinien  für  das  Aveitere  Vorgehen  festg'-elegt. 

Die  vorbei  eilenden  Arbeiten  bewegen  sich  nach  zwei 
Richtungen.  Einmal  sollen  ün  Einvernehmen  mit  dem 
Reich  die  B^e  d  i  n  g  u  n  g  e  n  f  e  s  t  g  e  1  e  g  t  werden,  die  seitens 
der  Bundesstaaten  für  die  Aufgabe  ihres  Eis.enl>ahnb(- 
sitzes  zu  stellen  sind;  dieser  Teil  der  Arbeiten  wird  in  der 
Aufstellung  der  S  t  a  a  t  s  v  e  r  t  r  ä  g  e  zwischen  Reich  und 
Bundesstaaten  seinen  Abschluß  finden.   Die  Bedingungen  wer- 


•')  Die  frühereu  Fassungen  sind  enthalten  in  Nr.  34.  S.  348  tt. 
üeser  Zeitung. 
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(Ich    (Ion    borechtigteii    Iiitcres.S'en    der    Bundesstaaten  ent- 
sj»!  edu'u  iniiss-en,  aber  gleiehz-eiti"'  so  zu  "estalteu  sein,  daß 
ili'U    d-eiiiiiächstigeu    Eeich(S<-js,enbahneu    vou    vornherein  als 
lebensfiihige.s  Gebilde  iu  die  Ersebeinung-  treten  und  dnreh 
keine  uuei trägliehen  Eeservate    iu    ihrer  Weiterent wieklung 
geheuHut  sind.    Für  die  Ausarbeitung  tler  Übernahmebedin- 
gungen hat  <ler  Fachausschuß  vier  l'  n  t  e  r  a  u  s  s  c  h  ü  sis  e  aus 
Mitgliedein  der  ;?taatseisenbahnverwaltuug.eu  untl  des  Eeichs 
eingesetzt,  die  sich  mit  den  Finanz-,  E  e  c  h  t  s-,  P  e  r  S  o  n  a  1- 
und  V  e  r  k  e  h  r  s-  und  B  «  1 1  i  e  b  s  f  r  a  g- «  u  zu  beschäftigen 
hal>€u  und  ihre  Torschläge  dem  Fachauisschuß  nnfrerbreif cu 
sollen,  der  sich  im  Oktol>er  d.  J.  mit  ihneii  beschäftigen  wiid. 
Der  2.  Teil  der  iu  Angriff  zu  nodimenden  Arbeiten  betrifft  <li.e 
Überleitung  der  8  t  a  a  t  s  )_>  a  h  u  c  u  in  d  i  e  ( :  e  s  a  m  t- 
V  er  waltung-  selbst;  hier  sind  auf  allen  Gebieten  die- 
jenigen Maßnahmen  'vorzubereiten,    die  isich   für   die  f  b^r- 
leitung-  und  den  Zusammenschluß  tler  Htaatsbahuverwaltungen 
in  die  einheitliche  "\'erwaltung  des  Eeichs  als  erforderlich  er- 
weisen werdeu.    Der  hierfür  bestimmte,  aus  "\'ertretern  dei- 
^TaatseLsenbalinverwaltungen    und   des   Eeichs  zusanimeno-e- 


setzte  Ü  be  1  le  i  t  u  n  g  s  a  u  s  sc  h  u  ß,  dei-  als  ständiges 
r)i'gau  des  Fachausschusses  gedacht  ist,  wird  demnächst  seine 
Arbeiten  beginnen.  Auf  Wunsch  aller  beteiligten  Verwal- 
tungen und  praktischen  Erwägungen  folgend,  tritt  er  Ix'i  der 
Preußischen    Eisenbahn  Verwaltung  zusammen. 

Die  g  1  0  15  e  N  e  u  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  des  Eisenbahnverkehi-s- 
weseus  sehließlieli,  zu  der  die  \'erhältnisise  ül)er  kui'z  oder 
lang  zweifellos  fithicu  werden,  kann  nicht  im  Zusammenhang 
mit  der  kommenden  Verschmelzung  der  deutschen  Staatisbahu- 
uetze  behandelt  ^^•erden.  8ie  wiril  nicht  mehr  Aufgabe  der 
e  i  u  ze  1  s  t  a  a  1 1  i  c  Ii  e  11  ^'erwaltungell,  sondern  der  neuen 
G  e  s  a  m  t  ve  r  w  a  1 1  u  n  g  sein.  Jedenfalls  haben  aber,  Avie 
Staatsminister  üeser  dem  A'erfassungsausschuß  gleichfalls  mit- 
teilte, die  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  ii  b  a,  Ii  n  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  e  u  ischou 
jetzt  eiiLstiiiiniig  ihre  Auffassung  dahin  ausgeispiocbeu, 
daß  diese  N  e  u  o  r  g  a  ii  i  s  a  t  i  o  ii  u  ii  t  iC  r  H  -e  t  e  i  1  i  g  u  n  g- 
d  0  r  1)  r  'e  i  t  e  s  t  e  n  Ö  f  f  'C  n  I  1  i  c  h  k  e  i  t,  i  u  s  Ii  e  s  o  n  d  e  r  e 
unter  ^lit  Wirkung  von  M  ä  n  n  e  r  p  de«  p  r  a  k  t  i- 
s  c  Ii  e  11  W  i  r  t  s  c  h  a  f  I  s  1  e  b  e  n  s  g  'C  s  c  haf  f  eu  w  e  rtlen 
m  ü  s  s  e.  S  a  r  t  e  r. 


Fassung  nach  den  Beschlüssen  des  Verfassun-siMisscliusses  der  Nalionalveis-amnilung  in  2.  Lesung.«)  Aula 


\l.  A  1>  s  e  h  u  1  1 1. 
Das  \'erkehrswesen. 
B.  Die   Eise  n  bahn  e  u. 
Artikel  S9. 
Gestrichen. 
Artikel  90. 

Aufgabe  des  Eeichs  ist  e.s.  die  dem  allgemeiuen  Verkelir 
dienendeu  Eisenbahnen  in  sein  Eigentiun  zu  utieruidimer  und 
als  einheitliche  Verkehrsanstalt  zu  verwalieii. 

Die  Übernahme  der  gesamten  8taat.seisenljahuen  ei folgt  nii 
Uege  der  A'erständigung  bis  z'im  1.  Apr.l  1921  Soweit  bis 
zum  1.  Oktober  1920  eine  Verständigung  noch  nicht  herbeige- 
führt ist,  wird  die  Entscheidung:  über  die  Bediiioung(m  der 
T  bernahme  durch  Eeichsgesetz  vorgeisehen  und  o  (.troffen  Das 
(besetz  überträgt  die  Festsetzung  der  Höhe  der  Entschädu'-uu'.' 
einem  .Schied.sgericht. 

l^'f-  A^^'^^"^-'^^"^^''^^*         Läu'lt'i'  aa  Privateisenbahuen  sind 
aiit  \  ei  langen  an  das  Eeich  zu  übertragen 
Artikel  91. 

Jlit  dem  t^beigang  der  Eisenbahnen  ülieruimmt  dais  Eeicli 
(he  Enteignungsbefuguis  und  die  staatlichen  Iloheitsiechle 
(be  sich  auf  das  Ei.senbahnwesen  beziehen.  X'^hi'v  den  Umfau"- 
dieser  Eechte ,  entscheidet  im  Streitfall  der  Staatsuerieht.shof 

Die  Rouhsreffieninff  erläßt  mit  Zustimmung:  dos" R eich si als 
(lie  \  erordnune:en,  die  den  Eiscnbahubau,  -Betrieb  und  -V  er- 
kehr regeln. 

Artikel  92. 

Die  Eeichseiseubaliiien  sind  —  ungeachtet  der  Eingliederuii 
ihres  Haushalts  und  ihrer  Eechnung  in  den  allgemeinen  llaus- 
die  allge.ueiue  Eechnung  des  Eeichs  —  als  em 
seP>standimes  wirtschaftliches  Unternehmen  zu  verwalten-  das 
.<^ine  Ansgahen  einschließlich  Verzinsung  und  Tilguno-  der 
hisen bahnschuld  sellj.st  zu  bestreiten  und  eine  Eiseubahn- 
nicklage  anzusammeln  hat.  Die  Höhe  der  Tilguno-  und  der 
Kucklage  «owie  die  Verwendungszwecke  der  Rücklage  sind 
iiiuch  besonderes  Gesetz  zu  regeln. 

Artikel  9:1 

^Vi;  '>era1enden  :\lil  Wirkung  in  Eisenbahnverkehrs-  und 
larittragen  werdeu  für  die  Eeichseisenbahnen  nach  Bestini- 
luing  der  Reichsregierung  mit  Zustimmung  des  Eeichsrats 
ruseniiahnbeiräte  errichtet. 

Artikel  94. 

Gestrichen. 

Artikel  95. 

Hat  das  Eeich  innerhalb  eines  liestimmten  Gebiets  die  dem 


all.g'emeinen  A'erkehi  e  dienenden  Eisenbahnen  in  seine  Vcr- 
wialtuug  üheriiuiiiiiieii,  so  können  innerhalb  dieses  Gebiets 
neue  dem  allgemeinen  \'erkehre  dienende  Eisenbahnen  nur 
vom  Eeiche  oder  mit  .seiner  Zustimmung  gebaut  werden.  Wird 
durch  den  Bau  neuer  oder  die  Vei äuderuug  bestehender 
Eeichseisenbahuaiilagcu  (b'r  Geschäftsbereich  der  Landespolizei 
berührt,  <so  dürfen  die,  Eiitseiieidungeu  der  Eeich.seisenbahn- 
verwaltung  erst  nach  Anhörung  (b;'r  La iidesbehörden  ergehen. 

In  (Jebieten,  in  denen  da.s  Eeiidi  die  Eisenbahnen  noch  nicht 
in  seine  A'erwaltuiig  iilieriiomnien  iiat,  ist,  es  berechtigt,  Eisen- 
bahnen, (lie.  für  den  allgeiiieinen  Verkehr  oder  für  d'ie  Lan- 
desverteidigung als  notwendig  erachtet  weiden,  kraft  eines 
Eeichsgeselzes  auch  gegen  (b-n  Widerspruch  der  Gliedstaaten, 
deren  Geliiet  diirclischnitt.en  wird,  unbeschadet  der  Landes- 
hoheitsrechte für  eigene  Eeelmung  arizulegeii  oder  den  Bau 
einein  anderen  —  nötigenfalls  uiitei-  A'erleihung  des  Ent- 
eignuuiisi  echts  —  zur  Ausführung  zu  ülierlas'sen. 

Jede  Eisenbahnverwaltuiig  muß  ,sieh  den  Anschluß  anderer 
Bahnen  auf  ib'ien  Kosten  gefallen  la.ssen. 

Artikel  !>(;. 

Eiseiilialnieii  des  allgeineiiien  A'erkehrs.  die  nicht  vom 
Eeiche  \  er\,\altet>  werclen,  unteiliegen  der  Beaufsichtigung 
durch  das  Keieh. 

Die  der  Reichsaufsicht  uiitcrliegeudeu  Eisenbahnen  sind 
nach  den  gleichen  vom  Staate  festgesetzten  Grnndsätzen  an- 
zulegen und  auszurüsten.  Sic  sind  ferner  in  betriebssicherem 
Zustande  zu  erhalten  und  den  Verkehrsanforderungen  ent- 
sprechend auszubauen.  Der  Personen-  und  Güterverkehr  ist 
dem  Verkehrsbedürfnis  entsprechend  zu  bedienen  und  aus- 
zugestalten. 

Hei    der  Beaufsichtigung    des  Tarif wesens  ist  auf  gleich- 
mäßige und  niedrige  Eisenbahntarife  hinzuwirken. 

Artikel  97—99 
bleiben  (ww  selioii  in  erster  Ijesung)  gestrichen. 

Artikel  100. 

Alle  Eisenbahnen,  auch  die  nicht  dem  allgemeinen  Ver- 
kehr dienenden,  Iiaben  den  Anforderungen  des  Reichs  auf  Be- 
nutzung der  Eisenbahnen  zum  Zwecke  der  Landesverteidi- 
gung Folge  zu  leisten. 

Das  Militär  und  alle  Kriegsbedürfnisse  sind  zu  ermäßigten 
Sätzen  zu  befördern. 

*)  Die  Änderungen  gegenüber  den  Beschlüssen  erster  Le- 
sung (vergl.  di.e  Talielle  in  Nr.  S.  ;U.S/3.')1  d.  Ztg.)  sind 
tctt  gedruckt. 


VerkehTspolitische  Verfügungen  des  österreichischen  Friedensvertragsentwurfs. 


A\ie  aus  Wien  berichtet  wird,  deckt  sich  der  Teil  12  (H  a- 
•e  n.  W  a  s  s  e  i-  w  e  g-  e  n  n  d  E  i  s  e  n  b  a  h  n  e  u)  mit  ilem  deut- 
cneri  Veitragscntwurf  m  den  meisten  Artikeln  (ver»l.  Xr  39 
ud  40  d.  Ztg).  Die  lediglich  für  Österreich  geltenden  Be- 
tm.raungcn  die  somit  im  deut.schen  Vertrage  nicht  enthalten 
md,  sind  folgende:  Artikel  26,  3.  Ab.satz:  Ö.sterieich  ver- 
nichtet sich  .ledoch,  unbeschadet,  der  Bestimmungen  des  Ar- 
iKeis  t»  aut  seinen  eigenen  Linien  die  vor  dem'  Kriege  für 
en  \  erkehr  der  adriati.schen  Iläfen..  der  Sehwai zen-Meer-Hä- 


ten  liestandenen  Tarife  aus  dem  Gesichtspunkte  ihres  Wett-' 
liewerbes  mit  dien  deutschen  Nordseidiäfen  aufrechtzuerhalten. 

Artikel  34,  Absatz  2:  Bezüglich  der  ersten  Herstellungs- 
kosten im  Falle  neuer,  die  Alpen  iilierquerenden  Bahnen  über" 
(k'ii  Eeschenpaß  und  den  Predilpaß  sowie  anderer  Linien, 
welche  in  den  Ergänzungsbestimmungen  dieses  Vertraoes 
namhaft  gemacht  Averden,  soll  (sei  es  Xeul)au,  sei  es  AusW- 
staltuug)_  der  A'orlxdialt  gemacht  Averden.  daß  die  Kosten  Im 
\  erhältnis  zu  den  Vorteilen  aufgeteilt  werden,  welche  die  be- 
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teiligten  Mächte  davon  haben  werden.  Sofern  «in  Überein- 
kommen zwischen  den  beteiligten  Mächten  nicht  zustande 
kommt,  ■erfüllt  die  Vert-eiluns'  durch  einen  vom  Völkerbund 
'Cin.c-es'etzten  Schiedsrichter. 

Artikel  35 :  Im  Hinblick  auf  di«  Wichtigkeit,  welche  der 
freie  Verkehr  der  Adria  mit  dem  tschecho-slowakischeu 
Staate  hat,  erkennt  Österreich  dem  tschecho-slowakischeu 
Staate  das  Eecht  zu,  seine  Züge  über  die  auf  österreichischeni 
Gebiet  gelegenen  Teilstrecken  folgender  Linien  zu  führen. 
Von  P  r  e  ß  b  u  r  g  nach  F  i  u  m  e  über  Murakeiesztur  unil 
Abzweigung  von  Murakeresztur  nach  Pragerhof,  von  B  u  d- 
weis  nach  Tri  est  über  Linz.  St.  Michael,  Ivlagenfurt  und 
Aßling  und  Abzweigung  von  Klageufurt  uach  Tarvis.  Auf 
Verlangen  des  einen  oder  anderen  Vertragteiles  können  die 
Linien,  auf  welchen  obiges  Eecht  ausgeübt  Avird,  zeitweilig 
oder  endgültig  durch  em  Abkommeu  zwischen  der  tschecho- 
islowakischen  Eisenljahuverwaltuug  uud  der  Verwaltuirg  jener 
Eisenbahnen,  auf  welchen  das  Eecht  ausg^'eübt  wird,  abgeän- 
dert werden. 

Artikel  36:  Die  Züge,  für  welche  das  Eecht,  sie  durchzu- 
fühi-'eu,  in  Anspruch  genomuieu  \'\inl,  dürfen  den  Lokalver- 
kehr nur  unter  der  Voraussetzung  des  Zustaudekommeus  eines 
Einvernehmens  zwischen  dem  Durchzugs-  uud  dem  tschecho- 
slowakischen Staate  besoigen.  Dieses  D  u  r  c  h  z  u  g  s  r  e  c  Ii  t 
Avird  iQisl>esondere  das  Eecht  in  sich  ))egicifen,  Maschineu- 
depots  und  kleinere  Ecparalurwerlvstätteu  für  das  rollende 
Jlaterial  zu  errichten  uud  Übei  wachuugsorgane  für  den 
tschecho-slowakischeu  Dienst  zu  bestellen. 

Artikel  37:  Die  technischen,  a(huiuistratiA-en  uud  finanziel- 
len Bedingungen,  uiiter  Avelcheu  das  Durchzugsiechl  \oii  dem 
tschecho-slowaki.sclieu  Staate  ausgeübt  werden  wird,  werden 
durch  eine  Übeieinkuuft  zwischeu  der  Bahnverwaltung  diess-s 
Staates  und  jenei-  iler  in  Österieich  l)enützlen  Bahnen  fest- 
gesetzt weiden.  W'eiin  die^se  "\'ei  walluugen  sieb  über  die  Be- 
stimmungen dieses  tMx'ieinkuinnieus  uiehl  einigen  köiineu,  so 
Averden  jene  l'unkle,  über  AA'eleiie  ein  Eiiivernehmen  nicht  ei- 
zielt  werden  kann,  durch  einen  Schiedsrichter  entschieden,  der 
von  der  britischen  Eegieruug  ernannt  AA^id.  Die  Eutseheidiui- 
gen  dieses  Schiedsrichters  werden  für  beide  Teile  A'erbiudlicb 
sein. 

Artikel  38.  .  Im  Falle  der  Nichtüliereinstiiniiiung  über  die 
Auslegung  des  Übereinkommens  oder  im  Falle  A'on  Schwierig- 
keiten, die  dui'cdi  dieses  f'ljei'einkonimen  nicht  A'oruesehen  sein 
sollten,  wird  (buch  ein  Sehiedsuericht  in  deus>el)jen  Foimeu 
entschieden  werden,  solange  der  Völkerbund  nicht  'eine  andere 
Art  de®  Verfaliieus  festisetzt. 

Artikel  40  (Telegraphen  uud  Post):  Mit  Eücksicht 
auf  die  -.geouiaphisohe  Lage  d<'s  tschecho-slowakischen  Staa- 
tes nimmt  Östei-reich  die  folgentkni  Abän(b:'ruiig'en  der  inter- 
nationalen Telegraphen-  und  Telephonkouventiou,  auf  Avelche 
sich  der  Artikel  18  des  Teiles  X  (Avirtschaf tliche  Bestimmun- 
gen) des  gegenwärtigen  A'eiti'ages  bezieht,  an:  1.  Auf  Ei- 
suchen  des  tschecho-sloAvakischeii  Staates  Avird  Österreich 
iliiekte  Teleguiphcnlinien  über  österieiehisclies  Gebiet  ein- 
richten uud  iiM  luilt  eii  2.  Die  vom  tschecho-slowakischeu 
Staate  für  jede  dieser  Linien  zit  liezahlende  "jährliche  Gelnihr 
Avird  in  t^liereiustiiniinuig  mit  den  Bestinmnuigen  der  erAvähn- 
ten  KouA'entiouen  Ijerechnet  werden  und  wird.  al)gesehen  a'Oiii 
Falle  eines  gegenteiligen  Übeieinkonimens,  uielit  geringer 
isein  als  die  Summe.  Avelche  zu  bezahlen  wäre  auf  CJrund  der 
erwähnten  KouA'entionen  für  jene  Anzahl  von  Telegrammen, 
die  nach  den  erwähnten  KouArentiouen  das  Eecht  begründet, 
eine  neue  direkte  Linie  zu  A'erlangen,  indem  als  Basis  der  er- 
mäßigte Tarif  angenommen  wird,  der  im  Artikel  23.  §  5,  de^ 
Lissaboner  Konvention  A'orgesehen  ist.  3.  Solange  als  der 
tschecho-sloAvakische  Staat  die  jährliche  Mindestgebühr, 
welche  nach  obigem  für  eine  direkte  Linie  A'orgesehen  ist,  be- 
zahlt, wird  erstens  diese  Linie  ausschließlich  dein  Verkehi' 
A'on  und  zum  tscheeho-slowakis(dieii  Staate  a'oi behalten  sein, 
uud  zweitens  das  Ee<dit,  wekdies  Österreich  auf  Grund  des 
Artikels  8  der  iut-eriiiil  ionalen  T(deg7'apheukonA'ention  vom 
25.  Juli  1875  hätte,  den  internationiileii  Telegi  aphendienst  ein- 
zustellen, auf  diese  Linie  nicht  anwi'iidliar  sein.  4.  Ähnliche 
Bestimmungen  werden  nugeAA'endel  Averden  auf  die  Einiich- 
tuug  und  die  Erhaltung  direkter  t (dephonischer  Verbindungen. 
Die  A'om  tschecho-sloAvakis(dien  Staate  für  eine  direkte  Tele- 
iibouA'erbindunu'  zu  liezahlende  (;'el)übi  Avird.  abgesehen  a'oiu 
Falle  der  oM'o.(.nieiliL''en  tM)erieiiikunft.  das  Dojipelte  der  für 
eine  direkte  Ti  li'^rapbenliiiie.  zu  bezahb'uden  Gebühr  betragen. 
5.  Die  einzelnen  zu  •erricditenden  Linien  Averden  ebenso  wie 
die  notwendin-en  administvatiA^eu.  technistdien  und  finanziellen 
Bedingungen,  die  in  den  internationalen  Konventionen  oder 
im  gegenAväi'tigen  Artikel  nicht  A'orgesehen  sind,  durch  eine 
spätew  Übereinkunft  zwischen  den  beteilio'ten  Staaten  fest- 
srestcllt,  A\-erden.  Falls  eine  (tbei einkunft  nicht  zustande 
koniiut.  Avird  die  Feststellung  durch  einen  Schiedsrichter,  den 
der  Eat  des  Völkerbundes  ernennt,  erfolgen,  fi.  Die  Bestim- 
mungen des  gegenwärtigen  Artikels  werden  jederzeit  durch 


eine  Vereinbarung  zwischen  Österreich  und  der  T«checho-Sb)- 

wakei  abgeändert  werden  können.  Nach  Ablauf  einer  Frist 
von  10  Jahren  vom  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertra- 
ges Averdeu  iie  Bedingungen,  unter  Avelchen  der  tschecho-slo- 
Avakische  Staat  die  ihm  durch  ilen  vorliegenden  Artikel  über- 
tragenen Eechte  genießt,  im  Falle  ein  Einvernehmen  zAvischeu 
den  Beteiligten  nicht  erzielt  werden  kann,  auf  Ersuchen  iles 
einen  oder  anderen  von  ihnen  durch  einen  vom  Eate  des  A'öl- 
kerbundes  zu  bestimmenden  Schiedsrichter  abgeändert  Averdeu. 
7.  Falls  sich  eine  MeinungsA'erschiedenheit  zwischen  den  Be- 
teiligten bezüglich  der  Auslegung,  .sei  es  des  vorgelegten  Ar- 
tikels, «ei  es  der  im  §  5  l>ezogenen  KouA'ention,  ei  geben  sollte, 
so  wird  diese  dem  vom  Völkerbund  zu  errichtenden  ständigen 
internationalen  Schiedsgerichtshof  zur  Entscheidung  vorge- 
legt werden. 

*  * 

Über  die  Bedeutung  der  A-erkehrs])olitischen  Fragen  des 
Entwurfs  für  Deutschösterreich  hat  sich  der  Staats- 
sekretär des  Staatsamts  für  VerkehrsAvesen  Paul  nach 
dem  „Neuen  Wiener  Tagblatt"  Avie  folgt  geäußert :  „Die 
spezifisch  deutschösterreichischen  Bestimmungen  stellen  mit 
geringen  Ausnahmen  durchweg  effektive  Erschwerungen  dar, 
A\^elche  darauf  zurückzuführen  .sind,  daß  sich  die  Entente 
nicht  damit  begnügt  hat,  den  deutschösterreichischen  Staat  in 
bezug  auf  seine  A'erkehrshoheit  unter  dasselbe  drückende 
Joch  zu  beugen  Avie  das  Deutsche  Eeich,  sondern  daß  den 
Tschecho-Slowaken  noch  AA'eitei  gehende  SpezialVorteile  zu- 
gestanden siud,  welche  bewirken,  daß  der  deutschösterrei- 
chische Staat  in  seiner  Verkehrspolitik  nicht  nur  gleichA^ne 
das  Deutsche  Eeich  in  die  Hörigkeit  der  siegreichen  Entente- 
mächte A'erfällt,  sondern  auch  noch  in  eine  besondere  Ab- 
hängigkeit gegeuülier  dem  mit  ihm  noch  vor  wenigen  Mona- 
ten in  einem  Staatsgetiilde  A'ereinigten  tschecho-slowakischeu 
Staate  versetzt,  Avird.  Wenn  mau  die  Bestimmungen  über  die 
Seehäfentaiife  sich  vorgegenAvärtigt.  so  hat  man  tlie  Empfin- 
dung, daß  es  subalterner  Erfindungskraft  gestattet  Avorden 
ist.  «ich  auf  Kosten  Deutschösterreichs  auszuleben,  denn  es 
ist  klar,  daß  eine  solche  Detailbestimmung  in  das  große 
Konzept  eines  Friedensvertrages  gar  nicht  recht  hineinpaßt. 
An  dieser  Charakterisierung  ändert  der  ümst.and  nichts, 
daß  diese  Bestimmung  finanziell  ganz  außerordentlich 
diückend  ist. 

Was  die  in  das  Souveränitätsrecht  des  deutschösterreichi- 
schen Staates  am  empfindlichsten  eingreifende  Bestimmung 
über  das  Durchzugsrecht  auf  der  Linie  BudAveis-Linz-Aßling 
anlangt,  so  ist  zunächst  aus  dem  Text  nicht  recht  zu  ersehen, 
wie  die  Bestimmung  zu  A-erstehen  ist.  Es  besteht  eine  Anel- 
leicht  nicht  gewollte,  vielleicht  auch  Ijeabsichtigte  TTuklar- 
lieit,  die  eist  noch  aufgehellt  AAerden  muß.  Manche  Einzeb 
heiteu.  Avie  zum  Beispiel  das  Eecht  der  Tschecho-Slowaken, 
in  Stationen  auf  deutschösterreichischem  Staatsgebiete  Ma- 
schinendepofs  und  Werkstätten  zu  errichten  und  Ül^er- 
Ava*liunos()ii;ane  für  den  tschecho-sloAvakischen  Dienst  zu  be- 
stellen, las.^en  fast  die  Deutung  zu,  als  ob  es  sich  dabei  den 
Tschechen  um  eine  rein  politische  Forderung  handeln  würde. 

Sei  dem  Avie  immer,  es  muß  als  eine  schwere  Zumutung 
bezeichnet  AA-erdeu.  vom  deutschösterreichischen  Staate,  dem 
der  Vertragsentwurf  aerade  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
Ave.sens  so  viel  Unbill  zugefügt,  auch  noch  zu  verlangen, 
daß  er  eine  seinei-  wichtigsten  Bahnlinien  vorweg  dem 
tschechiischen    Expansiousbedürfnisse   zur   Verfügung  stelle. 

Ähnliches  ailt  von  der  Bestimmung  über  die  Errichtung 
A^on  Telegiaphenlinieii.  die  überdies  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  diese  Materie  reuelnden  internationalen  Verträge  voll- 
kommen undurchführbar  ist. 

Aller  nicht  nur  wegen  der  iiu  vorstehenden  erAvähnten,  dem 
dieutschösterreichischen  Staate  besonders  zugedachten  Er- 
schweruugeu  sind  die  Verkehrsbestimmungen  im  Friedens- 
traktat für  diesen- armen,  zu  Tode  gequälten  Staat  noch  weit 
drückender  als  die  Verkehrsbestimmungen  des  deutschen 
EntAvuifs.  von  denen  man  geglaubt  hatte,  daß  sie  das 
äußerst  denkbare  Maß  von  Härte  wahrlich  erreicht  hätten. 
Es  ergibt  sich  vielmehr  aus  der  beklagenswerten  Lage  des 
deutschösterreichischen  Staates  gegenüber  den  übrigen  so- 
genannten Sukze.ssionsstaaten  auf  der  einen  Seite,  und  ans 
den  Amputationen,  die  am  deutschösterreichischen  Staats- 
gebiete A'orgenommen  werden,  auf  der  andern  Seite  von  selbst, 
daß  die  gleiche  Last,  die  der  deutsche  Staat  vielleicht  zu 
schleppen  A-ermag,  den  deutschösteri eichischen  Staat  absolut 
gänzlich  zu  Boden  drücken  und  auf  dem  Verkehrsgebiete  ab- 
solut aktionsunfähig  machen  muß. 

Bestimiuungcü,  Avie  die  über  die  einseitige  Meistbegünsti- 
gung auf  allen  Verkehrswegen  zu  Wasser  und  zu  Lande 
ferner  die  Servitut  der  Duldung  von  Bahnbauten  auf  dem 
eigenen  Gebiete  Aviiken,  auf  den  deutschösterreichischen  Staat 
bezogen,  deshalb  noch  viel  drückender,  Aveil  die  Ausnützunfi' 


LIX.  Jahrgang 
21.  Juni  1919 


—     471  — 


Nr.  45 


dieser  die  Staatshoheit,  negierenden  Bestimmungen  gegenüber 
dem  deutschösterreichischen  Staat«  gewissermaßen  in  die 
Hände  von  Spezialfeinden  gegeben  ist  und  er  damit  in  ver- 
kehrspoliüscher.  Beziehung  den  letzteren  einfach  überant- 
wortet wird. 

Welchen  Einfluß  aber  die  Gebietsamputationen  auf  das 
A'erkehi-sweseu  des  deutschösterreichischen  Staates  ausüben' 
müssen,  ergibt  sich  aus  folgender  Betrachtung:  Ähnlich  wie 
der  Schweiz,  weist  dem  deutschösteireichischen  Staate  seine 
geographische  Lage  beiderseits  der  Zentralkette  der  Alpen 
in  verkehrspolitischer  Beziehung  die  Aufgabe  zu,  den  Ver- 
kehr zwischen  Nord  und  Süd.  zwischen  Deutschland  und 
Italien,  zwischen  Deutschland  und  dem  Mittelländischen 
Meere  zu  vermitteln.  Der  große  internationale  Verkehrsweg 
Warschau-Wien,  A"enedig-Eom  duichzieht  zu  einem  ansehn- 
lichen TeUstück  den  deutschösterreichischen  Staat;  mehrere 
Alj>enbahneu  vermitteln  den  Vetkehr  zwischen  Mitteldeutsch- 
land und  Italien.  Diesem  Verkehr  dienen  an  der  Südrampe 
der  Zentralalpen  die  wichtigen  Verkehrsknotenpunkte  Mar- 
burg, Klagenfurt,  Franzensfeste.  Bozen. 

Es  ist  ganz  unmöglich,  daß  der  deutschösterreichische  Staat 
die  Verkehrsaufgabe,  die  ihm  in  der  Sichtung-  Nord-Süd  er- 
wächst und  die  .seine  Stellung  im  internationalen  Verkehrs- 
getriebe bestimmt,  weiterhin  klaglos  erfüllen  kann,  wenn  die 
angeführten  Verkehrsknotenpunkte,  durchaus  deutsche  Orte, 
seiner  Staatshoheit  entzogen  werden. 
Der  deutschösterreichische  Staat  hat  al>er  auch  als  wich- 


tigstes Durchzuffsland  für  den  groß-en  internationalen  Ver- 
kehr vom  Westen  nach  dem  Orient  große  Verkehrsauf  gaben 
im  Interesse  aller  an  diesem  Vierkehr  teilhabenden  Staaten 
und  Völker  zu  erfüllen.  Der  Verkelixsrichtung  Ost-West 
dienen  die  Linien  an  der  Nordseite  der  Zentralalpen  von 
Wien  über  den  Arlberg  und  an  der  Südseite  die  Linie  von 
Pragerhof  über  Marburg-Franzensfeste-Bozen  einerseits  zum 
geplanten  Anschluß  an  die  Schweiz,  anderseits  über  Inns- 
bruck und  Arlberg  nach  dem  Westen.  Von  diesen  beiden 
Linien  bliebe  nach  dem  Friedensvertragsentwurf  nur  die 
nördliche  ungeschmälert  im  Besitae  des  deutschösterreichi- 
schen Staates,  und  diese  wäre  die  einzige  deutschösterrei- 
chische Bahnlinie,  von  der  man  sagen  kann,  daß  sie  rationell 
ihrem  V erkehrszweck  entsprechend  verwaltet  werden  kann. 

Die  südliche  Linie  dagegen,  welche  für  den  Verkehr  des 
Westens  mit  den  .iugo.slawischen  Ländern  von  allergrößter 
Bedeutung  ist,  kann  bei  der  territorialen  Eegelung,  wie  sie 
der  Friedensvertrag  vorsieht,  unmöglich  mehr  einheitlich 
nnd  rationell  betrieben  werden. 

Aus  allen  vorangeführten  Umständen  ergibt  sich,  daß  der 
Fliedens  vertrag,  wie  er  vorliegt,  den  deutschösterreichischeii 
Staat  auch  in  seinem  Verkchrsleben  Aollständig  vernichtet 
und  daß  diesem  beklagenswerten  Staate,  wenn  es  bei  dieser 
Eegelung  bleibt,  jede  Hoffnung  geraubt  ist.  .sieiue  verkehrs- 
politi'sch  günstige  geographische  Lage  zur  eigenen  Wieder- 
herstellung ebenso  wie  zur  Erfüllung  «einer  internationalen 
Pflichten  verwerten  zu  können."  .  '  . 


Eiserner  Probewagen  für  di 

In  der  Einführung  eiserner  Personenwagen  sind  uns  be- 
kanntlich die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  weit  voraus. 
Schon  im  Jahre  1912  befanden  sich  dort  n^elben  49  000  Per- 
sonen- und  Gepäckwagen  mit  hölzernem  Aufbau  5000  bis  6000 
ganz  aus  Ei-seu  .gefertigte  Wagen  im  BetrieW;  Ende  1915 
verkehrten  bereits  über  15  000  eiserne  Personenwagen.  E« 
tlaif  also  damit  gereehnet  werden,  daß  der  hölzerne  Wagen- 
au fl)au  von  den  Bahnen  Nordamerikas  nach  und  Uiaoh  ganz 
verdrängt  wird.  Die  preußische  Staatsbahnverwaltung,  deren 
erster  ganu  eiserner  Personenwagen  in  Gestalt  eines  D-Zug- 
wagens im  Jahre  1912  in  Betrieb  gestelilt  wurde,  förderte  ins- 
besondeie  während  der  Kriegszeit  den  Bau  eiiseruer  Wagen, 
leien  hervorragendster  Vorteil  in  der  gi'ößeren  Feuersicher- 
lieit  l>esteht.  Bei  Zugzusammeustößen  können  derartige 
^Vagen  selbstverständlich  mehr  Widerstand  leisten  als  solche 
mit  hölzernem  Gestell ;  bei  Zusammenstößen  werden  die  Fahr. 
>ä«te  weniger  durch  Splitterwirkung  gefährdet  Nach  dem 
Brandunglüok,  das  im  Jahre  1902  auf  der  Pariser  Untergrund- 
mhn  stattgefunden  hat,  entsohloissen  sich  insbesondere  die 
imerikanischen  Verkehrsunternehinungen  zu  l>eschl©unigter 
Einführung  der  ganz  eisernen  Wagen.  Von  deutschen  Privat- 
jahnen haben  als  erste  die  Barmen-ELberfekler  Schwel>ebahn 
im  1900  und  die  .Städtebahn  Bonn-Königswiuter  im  Jahre  1915 
;iserne  Wagen  erhalten.  Die  bei  der  Eröffnung-  der  elek- 
rischen  Bahn  ^Bonn-Königswinter  im  Jahre  1911  eingestellten 
aerachsigen  Triebwagen  hatten  den  ge-bräuchlichen  höl- 
lernen  Aufbau.  Wegen  Benutzung  der  Bonner  Eheinbrücke 
nußten  die  Wagen  möglichst  leicht  gehalten  werden.  Die 
lölzerneu  Wagenkasten  hatten  ein  Gewicht  bis  zu  9500  kg, 
■ollen  sich  aber  als  nicht  lebensfähig  erwie.Sien  haben.  Da 
lie  im  Jahre  1915  auf  dieser  Bahn  eingeführten  eisernen 
'Vagenaufbauten  ein  Gewicht  von  nur  7865  kg  aufweisen 
ollen,  hätte  man  hieil>ei  eine  Gewichtserspamis  von  17,2  % 
rzielt. 

^  Über  den  schon  im  Jahre  1916  in  der  Wagenfabrik  Van  der 
^.ypen  und  Gharlier,  Cöln-Deutz,  fertiggestellten  eisernen 
robewagen  für  die  im  Bau  ibefindliche  Berliner  A.E.G.- 
'tadt Schnellbahn  kann  in  nachstehendem  an  Hand  von  Ver. 
ffentlichungen  in  der  Zeitschrift  ,,Elektrische  Kraftbetriebe 
nd  Bahnen"  und  der  ,.Deutschen  Straßen-  und  Kleinbahn- 
Leitung"  einiges  mitgeteilt  werden. 

^  Der  mit  zwei  Drehgestellen  versehene  Triebwagen  bietet 
taum  für  41  Sitz-  und  80  iStehplätze,  im  Notfalle  für  rund 
00  htehplätze.  Der  Wagenkasten  hat  eine  Länge  von 
.i-o4o  mm  bei  einer  Breite  von  2525  mm.  Die  Länge  von 
uffer  zu  Puffer  beträgt  14  045  mm,  der  Drehzapfenabstand 
«00  mm,  der  Drehgestell-Eadstand  2460  mm.  Jedes  Dreh- 
estell hat  ohne  Triebma*ohinen  ein  Gewicht  von  4320  kg 
•er  Laufraddurchme.sser  ist  900  mm.  Das  Gevdcht  des  Wa- 
ens  ohne  elektrische  Ausrü.stung  und  Luftdruckbremse 
etragt  13  260  kg,  mit  elektrischer  Ausrü.stung  und  Luftdruck- 
Pemse  30  20O  kg.  Dei-  Wagenkasten  ohne  elektrische  Eiürich- 
'^if  und  Bremsvorrichtungen  -wdegt  8400  kg,  wobei  zu  bemerken 
t,  daß  das  Gewicht  eines  hölzernen  Wagenka-stens  für 
en  vorliegenden  Fall  nach  den  genannten  QueUen  mit  etwa 
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11  500  kg  in  Eechuuug  zu  setzen  wäre.    Das  ergäbe  zugun.sten 
des   eisernen    Wagens   eine    Gewichtsei-sparnis    von  nicht 
weniger  als  310O  kg  oder  27  %.    Um  zu  diesem  günstigen  Er- 
gebnis zu  kommen,  sind  zum  Bau  des  Wagens  vorwiegend 
Preßformen  benutzt,  worden.     Nur  die  äußeren  Langträger 
und  die  mittleren  Längsstreben  des  Untergestells  Ije- 
steheu  aus  Walzeisen  ;  die  Kopf  träger,  Zugapparateträger  und 
sonstigen  Querträger  sind  aus  .gepreßtem  Blech.    Der  Dreh- 
gest e  1 1  r  a  h  m  e  n  setzt  sich  zusammen  aus  gepreßten  Lan.g- 
trägern,  den  Kopfträgern  aus  ["-Eisen  und  den  aus  Blechen, 
Wiukeleisen    und    Flacheisen    zusaniiiieugeuieteten  Qixerträ- 
uern,  die  durch  kräftige  .ge'bördelt.6  Knotenplatten  mit  den 
Langträgem  vernietet  sind.    Die  Seitenwand  des  Wagenkastens 
ist  in  ihrer  ganzen  Höhe  zur  Tragkonstruktion  herangezogen. 
Die  untere  Gurtung  wird  durch  den  äußeren  U-Eisenlangiräger 
des  Untergestells  gelii'Ldet,  während  die.  ,obere  Gurtung  aus 
zwei    Placheispiilainelleu    besteht,    die    durch    die  eisernen 
Seitenwandsäuleu  und  Dachspriegel   miteiuauder  verbunden 
sind.    Das  G>erippe  des  Wagenkastens  bilden  die  gepreßt^^n 
Seitenwandsäuleu  mit  kon.solartig  ausgebildeten  Füßen,  wobei 
die  Ecksäuleu  d'6s  Wagenkastens  besonders  widerstandsfä.hi.g 
ausgebildet  worden  sind.    Das  Bekleiduu.gsl>lech   der  Stirn- 
wände ist  2  mm,  da«  der  Seiten wäude  2,5  mm  stark.    Die  auf- 
rechten Kanten  der  Dachbleche  sind  deiiai*t  bemessen,  daß  sich 
die  Bleche  bei  Wäimeschwaukungen  ausdehnen  und  .zusam- 
menziehen können,  ohne  daß  eine  Lockerung  der  Nietverbin- 
dungen eintreten  soll.    Auch  die  frei  vor  der  Wagenkasten- 
wand angebrachten  Schiebetüren  sind  aus  Preßbleohen  ge- 
fertigt; isie  hängen  in  mit  iKugellageiu  versehenen  Eollen. 
Der     gleichfalls     aus  gepreßten  Blechen  zusammengesetzte 
Wagenfußboden  ist  mit  einer  10  mm  starken  Korkzementmasse 
bestricheu  und  mit     Linoleum  beklebt.    Wände  und  Decken 
des,  Wagens  sind  von  innen  mit  feuer.sicherer  Steinpappe  be- 
legt und  mit  Mahagonileisten  versehen.    Die  recht  groß  ge- 
haltenen Wa,genfeuster  sind  durchweg  fest  eingebaut,  .also 
nicht  herablaßl)ar.    Alle  zur  inneren  Ausstattung  des  Wagens 
verwendeten  Holzteile  sind  gegen  Feuersgefahr  imprägniert. 
Der  Führerraum  befindet  sich,  nach  der  umstehenden  Abbil- 
dung, in  einer  Ecke  des  Wagens.  Vorteilhaft  erscheint  die  An- 
ordnung von  4  Schiebetüren  auf  .jeder  Seite  des  Wagens  und  die 
Sitzplatzanordnung.    Zu  bemerken  ist,  daß  auf  der  A.  E.  G.- 
Bahn nur  eine  einzige  Wagenklas.se  eingeführt  werden  soll. 

Der  Betriebstrom  wird  durch  Gleitschuhe  von  der  Unterseite 
einer  dritten  (Schiene  abgenommen.  Besondere  Beachtung  ver. 
dient  die  von  der  KnorrnBremse'A.-G.  Berlin  entworfene 
selbsttätige  T  ü  r  s  c  h  1  i  e  ß  e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  .  deren 
Wirkung  Regierungsbaumeister  E  u  d  o  1  p  h.  Cöln,  in  „Elek- 
trische Kraftbetrieibe  und  Bahnen"'  wie  folgt  schildert:  „Ül>er 
jeder  Tür  befindet  sieh  ein  Luftzylinder,  dessen  Kolben  von 
einem  Zentralventil  aus  gest.euert  wird.  Sind  sämtliche  Türen 
geschlossen,  iso  .stehen  die  Lufträume  hinter  jedem  .Schließ- 
kolben, de.s.sen  Kollbenstange  mit  d-em  federnden' Türniitnehmer 
aus  dem  Luftzylinder  herausgeschoben  ist,  unter  Druckluft, 
während  die  Räume  vor  den  Kolben  mit  der  Außenluft  ver- 
bunden sind.    Beim  Schließen  der  Türen,  das  für  alle  Türen 
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lies  .i^auzvii  Zus^es  j^ieichzciti.u'  vnn  'einem  Druckknopf  an>> 
■viüol^l,  der  neh«n  der  letzten  Tür  am  Führerstand^üd«  d^es 
Zuues  an  der  Auß'euseit<^  d^es  Waffenka-stens  ano-eordnet  ist, 
wx'rden  die  Räume  vor  dfu  Kolben  durch  da»s  Zentralv'entil 
mit,  der  Druckluft  verbumleu,  währeud  diie  Eäume  hinter 
den  Kolben  durch  diass'clbe  Zentralventil  au  die  Außen- 
luft   i;'e'l'es't    werdeu.     Die     KoLl>eu.stan.!>'eu    be-wegen  «ich 


luft  verbunden,  so  daß  dde  Kolbenstangen  wieder  henausÄ«- 
'schoben  werden.  Die  Türen  können  zu  jeder  Z^eit,  auch 
wä^hreud  die  Voirichtung  arbeitet,  von  den  Fahrgästen  ge- 
öffnet und  goschlO'SiS'eu  werden,  «o,  als  ob  die  ^^oxrichtung 
überhaupt,  nicht  vorhanden  wäre.  Fahrgäste,  die  sich  noch 
in  (1er  Türöffnung  befinden,  wähi'eud  die  Vorrichtung  ar- 
lieitel,  können  von  der  Türe  nicht  eingeklemmt  werden."' 


Tur"  Tur  Tur  Tjr 


in  die  Luftzylir.d'cr  hinein  und  nehmen  die  Türen 
uiit  Hilfe  der  Ansehläge  mit.  Sind  sämtlicdie  Türen 
eine«  Wagens  geschlossen,  iso  wird  d.as  Zentralventil  durch 
die  jetzt  auf  ,, Durchgang"  stehenden.  Türventile  Timg-e- 
steuert.  Die.  Räume  vor  den  Kolben  sind  dann  wieder  mit  <ler 
Außenluft  und  die  Räume  hinter  den  Kolben  mit  der  Druck- 


Die  Außenseite  des  l'roliewa.gens  ist  grau  lackiert,  die  Fel- 
d.(;r  sind  geschmiackvo'll  durch  rote  Linien  abgesetzt.  Die 
Unterhaltungskosten  .sollen  «ich  bei  eisernen  Wagen  nicht 
höher  stellen  als  ibei  hölzernen.  Auch  sollen  sie  gut  i>eheizbar 
sein  und  nicht  geräuschvoller  fahren  als  solche  mit  hölzernen 
Aufbauten. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  RegclunK  der  Vertretungen  der  Arbeiterschaft.   Der  preu- 
ßische Eiseubahnmiuister  hat  folgenden  Aufruf  erlassen: 
„  A  u  die  Arbeiterschaft  der  ])  r  .e  u  ß  i  s  c  h  -  h  e  s  s  i  - 
sehen  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  b  ahne  n. 

Seit  langem  arl)eitet  die  A'erwaltung  an  den  neuen  Be- 
st i  m  m  u  n  g  .e  u  ü  h  e  r  z  e  i  t  g  e  m  ä  ß  e  V  e  r  t  r  e  t  u  n  g  e  ii 
der  Ai  b  e  i  t  e  r  s  c  h  a  f  t.  Sie  hat  bisher  über  ihre  Arbeiten 
nichts  Ijekaimt  gemacht,  weil  sie  den  Beratungen  mit  den  Ver- 
l)äuden  nicht  vorgreifen  wollte.  Diese  Beiatungen  haben  jetzt 
stattgefunden,  und  der  von  der  Verwaltung  vorgelegte  Ent- 
wurf i.st  soweit  durchberaten,  daß  sieh  ein  Bild  über  die  we- 
sentlichen Bestimmungen  gewinnen  läßt.  Die  Verwaltung 
hält  es  deshalb  für  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht,  der  Gesamtheit 
ihrer  Arbeiter  einen  Uberblick  über  das  zu  geben,  was  sie  zu- 
sammen mit  den  Verbänden  schaffen  will.  Jeder  Arbeiter 
soll  sich  ein  eigenes  Urteil  darüber  bilden  können. 

Die  Cr  r  u  11  d  ge  d  a  u  k  e  u  in  dem  Entwurf  sind 
folgende:  Füy  jede  Haui)t werkstätle  und  jede  Dienststelle 
mit  mindestens  20  Aibeitern  sind  örtliche  Arbeiter- 
V'O  r  t  i'.e  1 11  n  gc  n  \-urgeseheii.  Durch  diie  Vereinigung  klei- 
nerer Dieusistellen  zu  einem  Wahlkörper  ist  dafür  gesorgt, 
daß  jeder  jVi  beiler  der  Eiseubahnver\\  altuug  ohne  Ausnahme 
zu  solch(-r  Arbeitervertretung  Avählt.  Die  Eisenbahnarbeiter 
sind  in  dieser  Hinsicht  besser  gestellt,  als  die  Arbeiterschaft 
im  allgemeinen,  denn  (bis  (les^-tz  vom  2a.  Dezember  1918  sieht 
eine  Errichtung  von  Arheiterverti'etungen  nur  in  Betrieben 
von  mindestens  20  Arbeitern  vor,  so  (biß  alle  in  kleineren 
Privatbetrieben  tätigen  Arbeiter  keine  Vertretung  bekommen. 
Bei  der  Eisenbahnverwaltung  wird  es  aber  keinen  Arbeiter 
g<'ben.  der  nicht  zu  einer  örtlichen  Vertretung  wählt  und  wähl- 
bar ist.  Bei  jeder  Eisenbahndirektion  w'ird  ferner  für  deren 
Bezirk  ein  Arbeiterrat  gebildet.  Im  Ministerium  wird  die 
Arbeiterschaft  durch  eine  aus  20  ^Mitgliedern  bestehende  A  r- 
beiterkammer  vertreten  Sicin,  in  die  sowohl  Eisenbahn- 
aibeiter,  wie  in  gewissem  Umfange  Angestellte  der  Arbeiter- 
verbände gewählt  werden  können.  Das  aktive  Wahlrecht  für 
alle  Vertretungen  erhalten  alle  mindestens  18jährigen  Arbei- 
ter und  Arbeiterinnen.  Wählbar  sind  alle  mindestens  20jäh- 
rigen  Wahlberechtigten,  Alle  Wahlen  finden  nach  dem 
Cirundsatz  der  Verhältniswahl  statt. 

Als  Regel  sieht  der  Entwurf  gemeinsame  Sitzungen  der 
Arbeitervertreter  mit  den  zuständigen  Verwaltungsorganen 
vor.  An  den  gemeinsamen  Sitzungen  der  örtlichen  Arbeiter- 
vertrctuuucr.  soll  .stets  der  zuständige  Amtsvorstand  oder  sein 
A'ertreter  teilnehmen.  Es  bleibt  den  Arbeitervertretern  jedo(di 
unbenommen,  außerdem  unter  sich  Bespi-echungeu  abzuhalten, 
so  oft  es  nötig  erscheint.  Die  Mitglieder  der  Arbeiterräte  bei 
den  Ei.senbahndirektionen  und  d.er  Arbeiterkammer  können 
natürlich  nicht  siändig  zusammenbleiben,  sondern  nur  ])erio- 


disch  zu  Sitzungen  zusanunentreteu.  Deshall>  ist  die  Bildung 
von  besonderen  Orgauen  aus  ihrer  Mitte  vorgesehen,  die 
dauernd  die  Fühlung  mit  den  Direktionen  und  dem  Ministe- 
rium anfiM^'chl,  erhalten  sollen.  Diese  Personen  erhalten 
Dienstiäum.e  in  den  Direktionen  und  im  ^linisterium  ange- 
wiesen und  sollen  unter  Fortgewährung  ihres  Lohnes  dort 
—  soweit  erforderlich  —  im  Interesse  der  Arbeiterschaft 
tätig  isein. 

Die  A  r  b  e  i  t  e  r  v  .e  i  t  r  e  t  u  n  g  e  n  w  erden  aner- 
kannt als  berufene  Vertretung  der  Arbeiterschaft  in  allen 
aus  dem  Ai  beitsverhältnis  sich  ergel>euden  Fragen  und  haben 
insbesondere  bei  der  Regelun.g  und  Durchführung  der  Löhne 
und  sonstigen  Arbeitsbedingungen  mitzuwirken  und  mitzu- 
entscheiden. Die  Verwaltung  legt  auch  besonderen  Wert 
darauf,  daß  die  Arbeitervertretungen  an  den  vielen  Fragen 
des  Arbeitsprozesses  mitarbeiten,  weil  sie  darin  das  beste 
Mittel  zur  Hebung  der  Arbeitsfreudigkeit  der  Arbeiter  und 
zur  Würdigung  wirtschaftlicher  G-esichtspunkte  durch  sie  er- 
blickt. Die  Vertretun.gen  sollen  ferner  das  gute  Einverneh- 
men innerhalb  der  Arbeiterschaft  sowie  zwischen'  ihr  und 
der  Verwaltung  fördern  und  letztere  bei  der  Bekämpfung  der 
Unfall-  und  Gesundheitsgefahien  und  auf  dem  Grebiete  des 
Wohlfahrtswesens  unterstützen.  Durch  ein  besonderes  Be- 
rufungsverfahren wird  dafür  gesorgt,  daß  Angelegenheiten. 
In  denen  eine  Einigung  zwischen  den  örtlich  zuständigen  Ar- 
beitei Vertretungen  und  den  dazu  gehörigen  Verwaltungs- 
organen nicht  erzielt  ist,  zur  Beratung  vor  die  Arbeiterräte 
bei  den  Diiektiouen  und,  wenn  dort  keine  Übereinstimmung 
erzielt  wiid.  vor  die  Arbeiterkammer  gebracht  werden.  Wenn 
auch  hier  die  Angelegenheit  nicht  erledigt  werden  kann,  so 
kann  sie  von  jeder  der  Parteien  vor  den  Schlicht ungsaus- 
schuß  gebracht  werden,  der  mit  ausschließlicher  Zuständig- 
keit für  den  ganzen  Bereich  der  Staatseisenbahnverwaltung 
errichtet  werden  soll. 

Die.se  hier  nur  skizzierten  Bestimmungen  sollen  für  die 
Eisenbahn  Verwaltung  diejenigen  Arbeitervertretungen  schaf- 
fen, die  durch  das  von  der  Nationalversammlung  genehmigte 
Gesetz  vom  23.  Dezember  1918  vorgeschriel>en  sind.  Es  wird 
schon  aus  den  kurzen  Mitteilungen  zu  erkennen  sein,  daß  sie 
ganz  etwas  anderes  sind,  als  die  alten  Arl>eiteraus.schüsse. 
Sie  haben  sehr  A'iel  größere  Rechte,  als  die  Arbeiterausschüsse 
jemals  l>esessen  haben.  Das  Beruf ungsverfahren,  das  ganz 
neu  ist,  gibt  den  Arbeitern  außerdem  die  Sicherheit,  daß  jedei 
ihrer  Anträge  zur  Kenntnis  und  Entscheidung  des  Ministers 
und  der  Arbeite rkammer  oder  sogar  des  Schlichtungsaus- 
schusses  kommt.  Die  Betriebsräte  werden  durch  dies'' 
Bestimmungen  noch  nicht  geregelt.  Das  hat  folgenden  Grund: 
Es  wird  bekannt  sein,  daß  die  Reichsregierung  die  Betriebs- 
räte in  der  Verfassung  A-erankern  will.  Sie  hat  außerdem 
einen  Entwurf  zu  einem  (besetz  ausgearbeitet,  das  alle  Fragen 
über  die  Betriebsräte,  ihre  Zusammensetzung  und  Befug- 
nisse regeln  soll.  Dieser  Entwurf  wird  bereits  von  einer 
Kommission  durchberaten,  die  paritätisch  aus  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  zusammengesetzt  ist.  Demnächst  wird  er 
der  Nationalversammlung  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 


21.  Juni  1^19 


—     47,{  — 


Nr.  45 


Bevor  die  Xatioualversammluno:  zu.nt'stinimt.  hat,  ist  dt-r  Ent- 
wiu'f  noch  nicht  Gesetz.    Sobald  das  der  Fall  ist,  wird  diese 
Frage  aLsbald  auch  für  den  Bereich  der  Staatseiseubahuen  ,<ie- 
regclt.    Di«  Eis^enbahnverwaltuno-  als  Staatsverwaltimo-  daif 
aber  der  Nationalversammlung  nicht  vorgreifen  und  kann  des- 
halb clio  Betriebsrat«  erst  einführen,  sobald  das  Gesetz  er- 
lassen ist.    Jetzt  müssen  deshalb  innerhalb  der  Eiseubaha- 
verwaltunji-    zunächst    diejeni.ueu    Aibeitervertretun,i>en  «e- 
schaffen  werden,  die  das  Gesetz  vom  2.3.  Dezember  191S  vor- 
seschrieben  hat.    Die  Verwaltuno-  leo-t  den  orößteu  Wert  dar- 
auf, daß  die  neuen  Bestimmunoen  sobald  als  möglich  fertio- 
oestellt  werden.    D  eun  sie  weiß  aus  vielen  Mitteilunoen,  die 
lus  der  Arbeiterschaft  selbst  und  von  den  Gewerkschaften 
'fortgesetzt  an  sie  kommen,   daß  die  Arbeiter  in  ihrer  ganz 
iberwiegenden  Mehr-zahl  die  schnelle  Schaffung  von  Arbeitei- 
rertretungen  ^vünschten,  die  aus  allgemeinen  Wahlen  hervoi- 
iegangen  und  für  die  ganze  Verwaltung  einheitlich  geordnet 
>ind.    Es  gibt  aber  noch  einen  Grund,  der  es  im  Interesse 
kr  Arbeiter  minschenswert  macht,  diese  Arbeitervertretuii- 
ten  schnell  ins  Leben  zu  rufen.    Bis  das  L^esetz  über  die  Be- 
riebsräte  erlassen  ist.  werden  vielleicht  noch  Wochen  ver- 
rehen.    Wie  sich  bis  dahin  die  auswärtige  Politik  entwickelt, 
st  unübersehbar.    Die    Entente    verlangt    aber    in  ihrem 
^riedensent-n-urf  ein  Kontrollrecht  über  die  Staatsverwaltuno- 
ind  die  Staatsausgaben.    AVenn  es  dazu  kommt  oder  wenn 
:ine  weitere  Besetzung  eintreten  sollte,  so  würde  die  Entente 
•oraussichtlich    alle   Arbeiterräte   abschaffen,   die  nicht  auf 
:esetzlicher  Grundlage  beruhen,  wie  sie  das  im  Rheinland 
:€tan  hat.    Sie  würde  aber  auch  die  Schaffung  von  neuen 
Irbeitervertretungen  verbieten.    Auch  das  hat  sie  im  Ehein- 
and  getan.    Deshalb  ist  es  sehr  wichtig,  daß  die  neuen  Be- 
timmungen erlassen  werden,  bevor  die  Entente  vielleicht 
1  die  Lage  kommt,  in  die  Eisenbahnverwaltung  auf  irgend 
ine  AVeise  hineinzureden. 

Nach  dem  Gesetz  vom  23.  Dezember  1918  sollen  die  Be- 
tiinmungen  ül>er  die  Arbeitervertretungen  mit  den  AVrbän- 
en  vereinbart  weiden.    Die  A'erwaltung  hat  deshalb  schon 
or    langer    Zeit  den  A^rbänden    einen  Entmirf  mitgeteilt, 
»ieser  Entwurf  und  ein  mit  ihm  in  allen  wesentlichen"Punk- 
m  ubereinstimmender  Entwurf  des  Deutschen  Eisenbahner- 
erbandes  sind  die  Grundlage   für  die   A'erhaudlungen  ge- 
«sen.    Teilgenommen  ha]>en  an  ihnen  AVrtreter  des  Deut- 
>hen  Eisenbahnerverbandes,  des  Allgemeinen  Eisenbahner- 
erbandes,  der  Gewerkschaft  deutscher  Eisenbahner  und  dei' 
emeinschaft  der  Staatshandwerker  und  -Arbeiter.    Bei  Be- 
inn  der  Verhandlungen  haben  auch  die  Vertreter  des  linken 
lügels  des  Deutscheu  Eisenbahnerverbandes  erklärt,  daß  sie  | 
;reit  seien,  an   der  Schaffung  der  auf  dem   Gesetz  vom 
t.  Dezeml>er  1918  1>eruhenden   A^ertretungen  mitzuarbeiten, 
rotzdem  erhoben  sie,  nachdem  die  A'erhaudlungen  zu  einer 
ulständigen  Einigung  ül>er  die  örtlichen  Arbeitervertretun- 
'n  und  die  Arbeiteriäte  bei  den  Direktionen  geführt  hatten, 
ötzlich  die  Forderung,  daß  neben   den  neuen  Arbeiterver- 
etimgen  noch  die  jetzt  bei  einzelnen  Direktionen  und  Dienst- 
ellen   I>estehenden     Vertietungen     weiterarbeiten  .sollten 
sgen   diese  Forderung   haben   die   drei   anderen  A^erbände 
»schlössen    auf   das    entschiedenste    piotestiert.    Auch  die 
erwaltung  hat  ihr  widersprechen  müssen,  denn  der  Zweck 
;r  neuen   Bestimmungen    ist   ja   gerade,    aus  allgemeinen 
ahlen  hervorgehende,  auf  gesetzlicher  Grundlage  benihende 
Ertretungen  einheitlich  zu  schaffen.    Alle  Eichtungen  und 
ischauungen  der  Ai  beiterschaft   sollen  in  ihnen  vertreten 
in.     Es    ist  unmöglich,    daß  daneben  noch  an  einzelnen 
eilen  andere  A^ertretungen  bestehen  bleiben;  denn  dadurch 
arden  sofort  Schwierigkeiten  und  Eeibereieu  entstehen,  w-eil 
ide  Arten  von  A'ertretungen  teilwei.se  dieselben  Befugnisse 
süben  würden.    Dagegen  ist  es  natürlich  nicht  ausgesT.hlos- 
Q,  daß  die  Mitglieder  jetzt  bestehender  Arbeitervertretungen 
X  den  neuen  Wahlen  gewählt  werden,  wenn  sie  die  nötige 
immenzahl  auch  bei  die.sen    geordneten   und  gesetzlichen 
ahlen  erhalten. 

Auch  die  Preußische  S  t  a  a  t  s  r  e  g  i  e  r  u  n  g  ha  t 
in  Standpunkt  der  A^er  waltung  gebilligt 
I.  eine  Einigung  zwischen  den  Verbänden  iiber  diese  Frage 
»her  nicht  zu  erreichen  war.  mußten  die  A^erhandlungen 
rJaufig  abgebrochen  werden.  Die  Verwaltung  hat  aber 
Jlart,  daß  sie  jederzeit  bereit  ist,  die  A^erhandlungen  Avieder 
fzunehmen.  Die  gleiche  Erklärung  haben  die  Vertreter 
i  Allgememen  Eisenbahneiweibandes,  der  Gewerkschaft 
atscher  EKsenbahner  und  der  Gemeinschaft  der  Staatshand- 
Tker  und  -Arbeiter  abgegeben.  Die  A^erwaltung  teilt  der 
samtheit  ihrer  Arbeiter  diesen  Sachverhalt  mit  weil  sie 
1  Verantwortung  dafür  ablehnen  muß,  daß  die  Einführung 
•  gesetzlichen,  aus  allgemeinen  Verhältniswahlen  hervoi" 
lenden  Arbeitervertretungen  hinausgeschoben  ward,  wobei 
t-er  Umstanden  sogar  die  Gefahr  entstehen  könnte  daß  in- 
ffe  feindlicher  Eingriffe  die    Arbeiter  ihrer  Hechte  ver- 


lustig gehen.  Die  Verwaltung  wird  kein  Miiia  iuivim  siichi 
lassen,  um  dieses  Inheil  abzuwenden.  Sie  hofft,  daß  auch 
die  Mitglieder  des  Deutschen  Eisenbahnerveröandes  die  ge- 
schilderte Crefahr  ein.sehen  und  deshalb  ihien  Einfluß  bei  dem 
A  erband  geltend  machen.  Daun  wird  es  leicht  s«.iu,  schnell 
die  Beratungen  über  die  Besiimnuiugen  zu  Ende  zu  führen 
und  die  Wahlen  füi-  die  Aibcitervi'riietnngen  als')abi  (\uvi-h- 
zuführen." 

—  Bekämpfung  der  Eiseiibahndiebstähle.  Der  preußiMlK 
Eisenbahnminister  hat  an  die  Eisenbahndirektionen  fol-ensb' 
Anweisung  gerichtet:  Die  im  Ei  laß  vom  l.i.  September  191S 
empfohlene  Begleitung  wertvoller,  der  Beraubung  besonder.- 
ausgesetzter  Sendungen  und  ihre  Beförderung  in  bestimmten 
Kur.sen  sowie  die  Einrichtung  besonderer  A^erlackdage  ist, 
wie  örtliche  Erhebungen  ergelien  halieu,  noch  nicht  überall 
geregelt  worden.  Besonders  häufig  und  für  die  A'erwaltung 
veiiustbnngend  sind,  wie  icli  aus  den  Berichten  einiger  Eis.en'^ 
bahndirektionen  er.seheu  habe,  die  Beraubungeu  von  Spiri- 
tus.sendungen  in  Kesselwagen.  Die  Begleitung  derartiger 
Sendungen  ist  nur  dann  erfolgversprechend,  wenn  sie  nicht 
auf  den  Bezirk  einer  Eisenbahndirektiou  l>e.schräukt  bleibt, 
.sondern  von  der  Versandstation  bis  zur  Bestiuimunosstation 
durchgeführt  wird.  Außenk'iu  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen 
daß  die  größeren  A'er.schiebebahnhöfe,  auf  denen  die  t^l>e:- 
wachung  der  einzelnen  AVagen  den  Begleitern  besonders  er- 
schAvert  ist.  durch  AA'achen  ans  ortsaugesessenen  Eisenliahn- 
l>ediensteten  ausreichend  gesichert  sind.  AVenn  auch  die  Be- 
gleitung aller  wertvollen  Sendungen  nicht  durchführbar  sein 
wird,  so  wird  sich  doch  die  gesicherte  Befcirderuu--  besonders 
hochwertiger  Güter  in  geschlossenen  regelmäßige]^  Trans- 
porten, wie  z.  B.  Spiiitnssendungen  in  Kes.selwao-eu  Fett- 
sendungen. Lebensmitteltranspotte  der  Entente  usw.  zumal 
in  anbetraeht  der  gebesserten  Personalverhältuisse,  ohne 
>chAV]erigkeit  ermöglichen  las.sen.  Ich  beauftrage  deshalb  die 
ti.seniiahndirektionen,  in  .gegenseitigem  Benehmen  die  ei- 
forderlicherf  A'ereinbarungen  wegen  der  Begleitung  der- 
artiger Sendungen  und  ihrer  Beförderung  in  bestimmten 
Kuisen  sofort  in  die  AVege  zu  leiten  und  über  das  A^eranlaßte 
bi.s  zum  15.  Juli  d.  J.  zu  Ix-richten. 

—  Vorschüsse  zur  Beschaffung  von  AAintervorrät.-n.  Der 

preulii.sche  finanzminister  hat  durch  Erlaß  vom  7  Mai  d  ,1 
zugestimmt,  daß  auch  in  diesem  -fahre  den  Beamten  und  stän- 
digen Arbeitern  zur  Beschaffung  von  AVintervorräten  an  Heiz- 
stotfen,  Kartoffeln.  Gemüse  und  Obst  auf  .-Vutrag  unverzins- 
liche Gehalts-  oder  Lohn  Vorschüsse  unter  den  gleichen  A^or- 
au.ssetzungen  und  m  deisellren  Höhe  wie  im  A'oriahre  <n'- 
wahrt  werden. 

—  Direkter  Personen-  und  Gepäckverkehr  mit  Frankreich 

und  Belgien.  8eit  dem  15.  Juni  ist  zwischen  den  rheinischen 
Mationeu  Aachen,  Coblenz.  Cöln,  Crefeld  Düren,  Kai.sers- 
aiitern,  Landau.  Lndwigshafen,  Mainz,  M.-Gladbach  Saar- 
brucken. Trier  und  AViesbaden  einer.seits  und  wichtioen  be- 
sonders bezeichneten  Stationen  der  französischen  Xordbahn 
der  Ostbahn,  der  Paris-L.voii-AIittelnreerl)ahn  und  der  l>el- 
gischeu  Staats-  und  Xordbahn  andererseits  d(>r  direkte  Pei-- 
sonen-  und  Gepäckvei  kehr  aufgenommen  A\or(len.  Es  werden 
nur  Blankokarten  nach  besonderem  .Aluster  für  alle  Zü"e 
au.s.gegeben.  im  Verkehr  mit  Frankreich  auch  für  llin- 
unü  Kucktahrt.  Sie  dürfen  nur  gegen  Vorzeigung  der  von 
(Jen  Besatzungsbehorden  vorgeschriebenen  Ausweise  verab- 
tolgt  M-erden.  Fahrgeld  und  (4-epäckfracht  sind  für  die  rhei- 
nischen Strecken  lu  Maik.  fiir  die  niehtrheinischen  m  Fraii- 
Ken  zu  entrichten. 

—  Titeländerung  in  Bayern.  Die  Oberinsiiektoreu,  Obcr- 
irauinspektoren,  Obermaschineniuspektorcn  sowie  die  mit 
(lem  litel  und  Eang  eines  Oberinspektors  bekleideten  Inspek- 
toren der  Staatseisenbahn  Verwaltung  führen  fortan  die  Vmts- 
wzeichnung  Direktionsrat. 

—  üer  Eisenbahnverkehr  in  Württemberg.  Nach  dem  am 
1.  Juni  in  Kraft  getretenen  Sommer f ahrplan  werden  47  % 
der  Personenzugkilonieter  des  letzten  Friedensfahrplanes  ge- 
tahren.  Die  Leistungen  .sind  ebenso  hoch,  wie  sie  für  den 
vergangenen  AVinter  vorgesehen  waren  und  etwas  höher  als 
die  preußischen,  wo  nur  42  %  gefahren  werden  sollen  Be- 
kanntlich hat  sich  der  AVinterfahrplan  nicht  durchhalten 
lassen.  Die  Demobilmachung,  die  Abgabe  von  Fahrzeuoeii 
an  die  Entente,  teilweise  auch  die  Kohlennot  haben  es  nöti" 
gemacht,  mit  den  Fahrtlerstungen  bis  auf  34  %  des  letzten 
l'riedenstahrplanes  heinnterzno  eben  Hoffen  wir,  daß  es 
nicht  notig  sein  wird,  auch  m  dem  neuen  Zeitabschnitt  die 
Leastungen  wieder  emzusehränken.  A' oraussetzung  für  die 
Erfüllung  dieser  Hoffnung  ist.  daß  wir  vor  neuen  politi.schen 
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uufl  wii*tschaftlich'en  Störiinft-^n  bewahrt  bleiben.  Die  Eisen- 
l)ahnYerwaltunK'PU  verfüßjen  über  keinerlei  Kraft reser reu. 
Die  gerins'sleu  Störuui;'eu  —  ein^e  kleine  Verzö^teruuff  in  der 
Ablieferung-  der  neuen  Lokomotiven,  ein  unbedeutendes  Zu- 
rückgehen der  Leist uuü'en  der  Reijaraturwerk.stätten,  eine 
kurze  8lockuu.tf  in  der  Kohlenzufuhr  —  würden  sofort  eine 
Einschränkung-  de.s  Personenfahrplane.s  uotwendio;  machen. 

—  Sparsamkeit  bei  Bauten.    Das   w  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g  i  s  c  h  e 

Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Verkehrs- 
abteilung, hat  alle  ihm  unterstellten  Behörden  angewiesen, 
in  anbetracht  der  ungünstigen  Finanzlage,  des  Staats  bei  den 
Bauten  für  die  Staatseisenbahnen,  die  unter  Aufwand  von 
Staatsmitteln  herzustellen  sind,  sowohl  in  der  Plangestaltung 
als  in  der  Ausführung  und  Aus.stattung  äußerste  Sparsam- 
keit walten  zu  lassen,  soweit  dies  mit  dem  Zweck  der  Ar- 
beiten zu  veieinbareu  und  ohne  Beeinträchtigung  der  An- 
forderungen des  guten  Geschmacks  ausführbar  i.st.  Die 
Ei.seubahuverwaltung-  ist  bestrebt,  mit  den  bewilligten  Sum- 
men soviel  wie  irgend  angängig  an  Bauten  fertig  zu  stellen 
und  insbesondere  die  Herstellung  von  Wohnbauten  nach  Mög- 
lichkeit zu  beschleunigen. 

—  Eisenbahndirektionspräsideut  Hoeft.  Der  langjährige 
l'i-ä'Sident  der  f^iseubahndirektion  Elberf'eltl,  Wirklicher  Ge- 
heimer ()berl)auial  lloeft,  hat  zum  1.  Oktober  seiu  Ausscheiden 
aus  dem  Amte  Iieaulragt  und  sich  bis  dahin  beurlauben  lasisen. 
Am  2.  Juni  hat  sich  Präsident  Hoeft  von  den  Beamten  in 
gehobener  Stellung  und  den  Vertretern  der  übrigen  Beamten- 
schaft seines  Bezirks  verabschiedet.  Aus  iseiner  Abschieds- 
i-ede  und  ans  der  Ei-wideiimg  des  Vertreters  der  Beamten 
geht  hervor,  wie  innig  Präsi<leut  lloeft  mit  seinem  Bezirk 
verwachsen  ist,  und  welch  hohes  \'ertiauen  und  welche  all- 
.seitige  Verehiimg  ihm  entgegenge))racht  Avird.  Auf  ^eeine 
dienstliche  Tätigkeit  weiden  wir  demnächst  noch  zui'ück- 
kommen. 

—  Eiseubaluidirektionspräsident  Mallison.  Der  Prä,sideut 
der  Eisenbahndiiektiou  Breslau  Malliison  hat  aus  Gesund- 
heitsrücksichten .-eiiii'  ^'(•rs('tzung■  in  den  Ruhestand  }>eantragt 
un.d  scheid<'t  iufdlgcilc.s^fii  am  1.  Juli  aus  seinem  Amt  aus. 
Piäsideut  Mallisou  ist  am  30.  November  1S54  in  Deutsch- 
Kioue  g^eboieu.  Ei-  studierte  in  Tübingen,  Leipzig-  und  Halle 
Rcchtswi.siseuschaft.  Im  Mai  1883  ist  er  als  Assessor  in  ,deu 
l>reußischen  Staatseiseubahudient  getreten,  und  zwar  bei  der 
Direktion,  Berlin.  Längere  Zeit  war  ci-  dann  beim  Betriebs- 
amt Königsbelg-,  wo  ler  am  9.  November  1891  zum  Regierungs- 
rat ernannt  Avurde.  Xon  dort  wurde  er  als  Mitglied  des  Be- 
irie])sanits  nach  Danzig  versetzt,  avo  er  1895  bei  der  Umwand- 
lung der  Eisenbalmverwaltung  auch  Mitglied  der  Eisenbahn- 
diiektii)n  Danzig-  wurde.  Für  ein  Jahr,  vom  1.  Oktober  1899 
bis  1.  Olvtober  1900,  ging  er  in  e'iiie  Privatstellung  als  Vor- 
isitzender  der  Direktion  der  Bröhltaler  Eiseubahn-Aktien- 
gesellscliaft-  m  Siegliurg.  Am  1.  Oktober  1900  kehrte  er  in 
<len  Staatsdienst  zurück,  und  zAvar  als  Mitgliied  der  Eisen- 
l>ahndirekti()u  Elberfeld.  Dort  wurde  er  am  28.  März  1907 
zum  Oberiegieiungsrat  einannt,  von  wo  dann  seine  Berufung 
ais  I'räsident  der  Eisenbahndirektion  Breslau  am  27.  Mai 
lIMilt  erfolgte.  Hier  bot  sich  ihm  ein  reiche®  Arbeitsfeld.  Zehn 
Jahre  hat  ei-  an  der  Sintze  der  Direktion  Breslau  gestanden, 
in  einer  Zeit,  die  für  den  Ausbau  unserer  Verkehrsanlagen 
und  A'erkehrsbeziehungen  bedeutungsvoll  war.  Das  ist  in 
der  Schaffung-  einer  groI5en  Zahl  von  Avesentlichen  Verbesse- 
rungen, die  unter  seiner  Anregung  und  Leitung  durchgeführt 
wurden,  zum  Ausdruck  gekommen.  Für  die  zahli-eichen  For- 
derungen. Avelche  der  schlesische  '\^erkehr  an  den  Präsidenten 
stellte',  hat  er  istets  großes  Verständnis  imd  Avarmes  Inter- 
esse _gezeigt :  A\'as  in  seiner  flacht  lag,  hat  er  getan,  am  die 
lier'echtigten  Wünsche  zu  erfüllen  und  das  Verkehr-swesen 
A-(/rwärtis  zu  liringen,  soweit  es  die  Verhältnisse  im  Staate 
eriiKiglichten.  Die  letzten  Jahre  sind  allerdings  ein  schweres 
Kapitel  für  die  Eisen1,)ahnverwalliing  geworden,  es  konnte 
Avenig  N'CiM's  geschaffen  Avei-den.  'es  wurde  A'ielmehr  unter 
der  Tngunst  der  Kriegs-  und  Waffenstillstandsverhältnisse 
unendlicli  vk'1  al)gehant,  und  es  ist  nicht  al>zusehen,  wann 
dieser  Notstand  beseitigt  sein  wird. 

Durch  ein  Jahizehnt  reicher  Tätigkeit  mit  Schlesien  innig 
\-erV)unden,  Avill  M.  .seinen  Ruhestand  in  dieser  Provinz  A'er- 
biiugeu.  Er  Avird  sich  in  Schreiberhau  niederlassen.  Zu 
seinem  Nachfolger  ist  der  Eisenbahndirektionspräsident 
H  a  1  k  e  in  Brombeig-  ernannt  Avorden. 

—  l'ersonalnaclirichtcn.  Bei  der  ineußischen  Staatsbahn- 
verwaltung- ist  der  (Jeheime  Oberbaurat  Krause  zui;n  Ober- 
bau- und  Ministerialdirektor  und  der  Regiemngsrat  Dr. 
Beyer.  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Frankfurt  (Main), 
zum  t4eheimeu  Regieruugsrat  und  vortragenden  Rat  im  Mi- 


nisterium der  öffentlichen  Arbeiten  ernannt  worden.  Dem 
Ministerialdirektor  D  o  r  n  e  r  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Staatsdienst  mit  Ruhegehalt  erteilt  worden.  Der. 
Regierungsrat  Dr.  Weil  auch,  Mitglied  der  Eisenbahndirek- 
tion in  Altona,  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eine.s 
Referenten  bei  den  Eisenbahnabteilungen  des  Ministeriums 
der  öffentlichen  Arbeiten  beauftragt  worden.  —  Der  Regie- 
ruugsbaumeister  des  Maschinenbaufachs  Emmelius,  bisher 
bei  der  Eisenbahndii-ektion  in  Posen,  ist  dem  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  zur  Beschäftigung  bei  den  Eisenbahn- 
abteilungen überwiesen  worden.  —  Versetzt  sind:  die  Regie- 
rungsbaumeister des  Eisenbahnbaufachs  Deutschkron, 
bisher  in  Posen,  in  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in 
Breslau.  Alten  bürg,  bisher  in  Frankfurt  (Main),  in  den 
Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Hannover  und  B  u  d  d  e  , 
bisher  in  Altona,  nach  Flensburg  als  Vorstand  der  daselbst 
wieder  eriichteten  Eisenbahn-Bauabteilung. 

Entsprechend  der  Bestimmung  in  §  10  des  Gesetzes  vom, 
1.  Jimi  1882  betreffend  die  Einsetzung-  von  Bezirkseisen- 
bahnräten und  eines  Lande.seisenbahnrats  (Gesetzsamml.' 
S.  313  ff.),  ist  von  der  Preußischen  Staatsregierung  der  I'nter-. 
i.staatssekretär  im  INIinisteitium  der-  öffentlichen  (Arbeiten 
Bodens  t  e  i  n  zum  Vor  sitzenden  des  Landeseisenbahnrats  und 
der  Direktor  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  Pape 
zum  ste!llA'ei'treten.den  A'oisitzenden  des  Laadeseisenbahnrats 
für  den  Rest  der  Sitzungszeit  1915  bis  1919  ernannt  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Der  Güterverkehr  auf  den  böhmischen  Bahnen.  Zum 

erstenmal  seit  lauger  Zeit  hat  sich  der  Güterverkehr  auf  den 
böhmi.schen  Privatbahnen  im  Monat  Mai  gehoben,  ins- 
l-)ese>ndere  auf  der  A  u  s  s  i  g  -  Te  p  1  i  t  z  e  r  Bahn,  die  'auf 
ihrem  altien  Netz  um  90  000  t  gleich  16  %  und  auf  der  Lokal- 
bahn Teplitz-Reichenberg-  um  22  000  t  gleich  50  %  mehr  be- 
förderte als  im  gleichen  Monat  des  Vorjahres.  Die  Busch- 
t  i  e  h  r  a  d  e  r  Bahn  Aveist  zum  erstenmal  seit  dem  Monat 
September  191ü,  also  seit  32  Monaten,  eine  Avenn  auch  nur  ge- 
ringe Steigerung  im  (Üitei  verkehre  aus,  die  8100  t  l>etrug, 
während  in  iler  vui aiigcgaiigenen  Zeit  ununterbrochen  nam- 
hafte Ausfälle  in  dre  Erscheinung  getreten  sind.  Die  Ver- 
kehrssteigei ung  auf  den  lieiden  Balmen  ist  auf  die  Besserung 
des  Braunkohlenversandes  zurückzuführen,  der  im  Mai  um 
20  %  stärker  A\ar  als  im  April  laufenden  Jahres.  Durch  die 
Hebung  des  Frachten\erkehres  ist  nun  der  finanzielle  Erfolg 
der  Tarif eihöhuugeu  ki'äftiger  zum  Ausdruck  gekommen  als 
in  der  fi-üheren  Zeit,  in  Avelcher  Monat  für  Monat  sich  nam- 
hafte Rückgänge  des  Verkehres  ergaben.  Der  Gesamtmehr- 
betrag  für  die  ersten  fünf  Monate  beträgt  für  die  Aussig- 
Teplitzer  Bahn  4.1  und  bei  der  Buschtiehrader  Bahn  3,3  I\lil- 
liouen  Kronen.  Hierzu  Avird  von  den  Gesellschaften  erklärt, 
daß  die  Ausgaben  diesei-  beiden  Bahnen  AA-eiter  steigjen,  und 
zwar  in  noch  giößerem  TTmfange  als  im  Jahre  1918,  weshalb 
eine  neue  Tariferhöhung,  Avie  sie  ja  die  Staatsbahnen  planen, 
kaum  zu  umgehen  sein  Averde. 

—  Schnellzug  Wien-Italien.  Seit  4.  Juni  verkehrt  ein  neuer 
Schnellzug  von  Wien-Westbalinhof  über  Salzburg-Innsbi-uck- 
Brenner  nach  Italien  und  umgekehrt  (mit  Schnellzuganschluß 
in  Linz  A^on  und  nach  Prag)  zAveimal  Avöcheutlich.  und  zwar 
jeden  MittAvoch  und  Sonnabend :  Wien-Westbhf.  ab  7  l^hr 
20  i\Iin.  abends,  Linz  an  11  Uhr  8  Min.  nachts,  Salzburg  an 
2  Uhr  14  Min.  nachts,  Innsbruck-Hauptb.  an  8  Uhr  30  Min. 
A'ormittags  jeden  Donnerstag  und  Sonntag;  in  der  Gegenrich- 
tung jeden  Dienstag  und  Fi^eitag  (zuerst  am  6.  d.  Mts.) :  Inns- 
bruck-Hauptbhf.  ab  9  TThr  abends.  Salzburg  ab  3  Uhr  20  Min. 
früh.  Linz  ab  6  Uhr  18  Min.  vorm..  Wien-Westbhf.  an  9  Uhr 
57  Min.  vorm.  jeden  Mittwoch  und  Sonna]>end.  Diese  Züge 
fühlen  Wagen  1. — 3.  Klasse  Wien-Innsbruck,  ferner  Wagen 
1.  und  2.  Klasse  Wien-Bologna  und  Prag-Mailand,  je  einen 
Schlafwagen  Wien-Innsbruck.  Wien-Mailand,  Prag-Bologna 
sowie  einen  Si>eisewag-en  Wien-Linz.  Die  Benützung  des 
Schnellzuges  ist  für  Fahrten  ab  Wien-Westbhf.  an  den  Besitz 
einer  Zählkarte  gebunden,  die  gleichzeitig  mit  der  Lösung 
der  Fahrkarte  nach  ^Maßgabe  der  A'erfügbaien  Plätze  unent- 
geltlich verabfol.gt  Avird. 

—  Streik  bei  der  Donau- Dampf scliiftalirtssesellschaft.  In- 
folge eines  bei  dieser  Gesellschaft  ausgebrochenen  Streiks 
verkehren  bis  auf  weiteres  die  fahrplanmäßigen  Personen- 
schiffe, nicht,  und  es  können  auch  Güter  weder  aufgegeben 
noch  ausgefolgt  AAerden.  Die  Vei-Avaltung  der  D.-D.-S.-G.  hat 
hierüber-  folgende  IMitteilun.g  A-ersendet:  ,.Der  Zusammenbruch 
der   österreichisch-ungarischen   Monarchie   hat    die  Donau- 
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Dampfschiffahrtsg'esellschaft  besonders  schwer  betroffen.  Die 
Besfhlagnalime  ihrer  auf  dem  Gebiete  unterhalb  Baja  (au  der 
unKarisch-südslawischen  Donaugrenze)  befindlichen  Fahr- 
betriebsmittel, die  Beschlagnahme  ihrer  Bergwerke,  die 
Zwangsliquidierunff  ihrer  Immolnlien  im  Könioreiche  Eumä- 
nien,  die  Kommunisierun.o-  ihrer  Schiffswerfte.in  Alt^Ofen,  die 
Sozialisierung  ihrer  Eisenbahn  Mohaes-Pecs.  die  Ausschaltung 
ihrer  Verfügunosrechte  auf  den  ungarischen  Strecken  und 
schließlich  der  Mangel  jedweder  nennenswerten  Betriebsein- 
uahme  seit  dem  1.  November  1918  haben  das  Unternehmen  in 
eine  katastrophale  Lage  versetzt.  Dazu  kommt,  daß  auch 
die  Versuche  der  Gesellschaft,  ihre  mehr  als  35  Mill.  Kronen 
betragenden  offenen  Forderungen  an  die  frühere  gemeinsame 
Kriegsverwaltung  hereinzubringen,  bisher  gescheitert  sind. 
Sowohl  während  des  Krieges  als  auch  seit  Abschluß  des  Waf- 
fenstillstandvertrages hat  die  Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft ihrem  Personal  weitgehende  materielle  Unterstützun- 
gen fortgesetzt  bewilligt,  .so  daß  der  Personaletat  von  etwa 
12  Millionen  Kronen  im  Frieden  bisher  auf  mehr  als  50  Mil- 
lionen Kronen  jährlich  emporgeschnellt  ist  Und  dies  alles, 
obwohl  das  Personal  infolge  der  mit  dem  Umsturz  eingetrete- 
nen Verhältnisse  seit  vielen  Monaten  zum  großen  Teile  zu 
einer  fast  völligen  Untätigkeit  gezwungen  ist.  Die  Rück- 
lagen aus  den  Erträgnissen  der  Vorjahre  waren  unter  diesen 
Umständen  rasch  aufgezehrt,  und  die  Verwaltung  der  Ge- 
sellschaft mußte  daher  .schon  seit  Monaten  zur  Aufnahme 
außerordentlich  hoher  schwebender  Schulden  greifen,  um  die 
außerordentlich  hohen  Geldbedürfnisse  des  Unternehmens  be- 
friedigen zu  können. 

In  dieser  Lage  hat  die  Gesellschaft  die  neuesten  Forderun- 
gen ihrer  Angestellten  auf  erhöhte  Teuerung.szulagen  um  so 
mehr  abschlägig  bescheiden  mü.ssen,  als  ein  Vergleich  mit 
den  von  der  Eisenbahn  Verwaltung  bewilligten  Kriegs-  und 
Teuerungszulagen  erwiesen  hat,  daß  sich,  von  einigen  kleine- 
ren Abweichungen  abgesehen,  die  die  Gesellschaft  auszuglei- 
chen bereit  war,  die  Schiffahrtsangestellten  den  Eisenbahn- 
angestellten gegenüber  ganz  erheblich  im  Vorteil  befinden. 
Trotz  alledem  war  die  Verwaltung  der  Ge.selLschaft  zu  einer 
weiteren  l>escheidenen  Zuweuduug  unter  der  Bedingung  Iiereit, 
daß  die  Organisationen  sich  für  die  glatt.e  Abwicklung  des 
Verkehres  in  den  Monaten  Juni  und  Juli  verbürgen.  Dieser 
Bedingung  lag  der  Gedanke  zugrunde,  daß  die  Regelung  der 
Donaufrage  innerhalb  der  nächsten  zwei  Monate  in  der'Prie- 
denskonfer-enz  wenigstens  soweit  eine  Erledigung  finden 
werde,  daß  es  der  Gesellschaft  ei möglicht  sein  dürfte,  die 
Giamdlagen  ihres  zukünftigen  Bestandes  zu  überblicken.  Dies 
gilt  auch  für  eine  Reihe  anderer  Forder-ungen,  die  von  den 
Angestellten  im  Laufe  der  Verhandlungen  gestellt  wurden, 
in  eister  Linie  für  eine  besondere  Sicherstelluug  der  Pen- 
sionsansprüclie  über  das  bisher  vorgesehene  Ausmaß  hinaus 
lind  für  die  Regelung  der  Arbeitszeiten.  Die  Unmöglichkeit, 
die  Forderungen  zu-  erfüllen.  Avurde  den  Organisationen  er- 
öffnet und  begründet.  Das  Personal  hat  diese  Mitteilungen 
mit  der  Verkündigung  des  Streiks  beantwortet.  Die  zwischen 
ilen  Angestellten-Organisationen  und  Verwaltungen  der 
Ersten  Donau-Dampfschiffahitgesellschaft  sowie  der  Süd- 
deutschen Donau-Dampfschiffahrtire.s.ollschaft.  die  mit  in  den 
Streik  einbezogen  war.  unter  Mitwirkung  der  zuständigen 
Staatsämter  geführten  Verhandlungen  haben  zur  vollkomme-  ■ 
neu  Einigung  geführt.  Der  Streik  ist  daher  als  beendet  an- 
zusehen ;  der  unterbrochene  Betrieb  dürfte  inzwischen  wieder 
eröffnet  worden  sein. 

—  Die  Pensionisten  der  Eisenbahnen.  Vor  kurzein  sprach 
eine  Abordnung  von  Pensionisten  der  Staat.s-  und  Privat- 
bahnen unter  Führung  eines  Nationalrates  und  des  Vorsrtzen- 
densfellvertreters  des  Deutschösterreichi.scheu  Ei.senbahn- 
be.amtenvereines  beim  Staatssekretär  für  Verkehrswesen  vor. 
Sie  verlangte  die  Erhöhung  der  Pensionen  sämtlicher  Pen- 
sionisten. Witwen  und  Waisen,  Gleichstellung  der  Altpensio- 
nisten  mit  den  Neupensionisten,  sofortige  Auszahlung  der  im 
Febniar  und  Mai  fällig  gewesenen  Aushilfe,  Einrechnung  de.s 
Quartlergeldes  in  die  Pension  usw.  Weiter  wurde  die  grund- 
säfzhche  Festlegung  verlangt,  daß  jede  Regelung  der  Gebüh- 
ren der  aktiven  Eisenbahnbediensteten  automatisch  auch  die 
Regelung  der  Ruhegenü.sse  zur  Folge  habe.  Staatssekretär 
Dr.  Paul  .sagte  der  Abordnung  seine  weitestgehende  Unter- 
stiitzung  zu.  Daran  schloß  sich  eine  Vorsprache  beim  der- 
witiffen  Leiter  der  Generaldirektion  der  Südbahn,  Direktor 
Dr.  Fall,  in  der  auf  die  traurige  Lage  der  Südbahnpensio- 
nisten  hingewiesen  wurde.  Direktor  Dr.  Fall  verwies  auf  die 
-Phleclite  finanzielle  Lage  der  Verwaltung  und  auf  die  ün- 
inoghchkeit.  ohne  Hilfe  der  Req-ierung  Abhilfe  zu  schaffen 
\-€r.sprach  aber  auch  seinerseits  Mithilfe. 

Ernannt  wurden:  der  mit  dem 
litel  eines  Oberhaurats  ausgezeichnete  Oberstaatsbahnrat  im 
itaatsamte  für  Verkehnswesen  Ing.  Emil  Gaertner  zum 


Ministe:cialrat ;  der  mit  dem  Titel  eines  Eegierungsrats  be- 
kleidete Staatsbahndrrektor-Stellvertreter  Karl  Jenisch 
zum  Staatsbahndii-ektor  in  der  fünften  Rangklasse  der 
Staatsbeamten,  unter  gleichzeitiger  taxfreier  A^erleihuug  des 
Titels  eines  Hofrats;  der  01>erstaatsbahnrat  Dr.  Karl  Kul- 
te r  e  r  zum  Statsbahndirektor-Stellvertreter  in  der  sechsten 
Rangklasse  der  Staatsbeamten  unter  gleichzeitiger  taxfreier 
Verleihung  des  Titels  eines  Regieningsrates.  — 

Ve  r  1  i  e  h  e  n  wurde  :  dem  Generalinspektor  der  eheinaligf  n 
Staatseisenbahngesellschaft  Dr.  Theodor  M  ü  n  d  1,  dem  Ober- 
inspektor der  Staatsbahnen  mit  dem  Titel  eines  Regierungs- 
rats Franz  W  i  m  m  e  r,  dem  Oberstaatsbahnrat  mit  dem  Titel 
eines  Oberbaurats  Ing.  Ferdinand  G  e  r  s  t  n  e  r  und  dem  Ober- 
staatsbahnrat mit  dem  Titel  eines  Regierungsrats  Theodor 
Rinaldini  der  Titel  ^ines  Hofrats  mit  Nachsicht  der  Taxe. 


Tschecho-slowakisches^Gebiet. 

—  Neue  Frachtbriefe.  Nach  einer  kürzlich  ergangenen  Ver- 
ordnung der  tschecho-slowakischen  Regierung  wurden  neue 
Frachtbriefmuster  für  den  inländischen  Warenverkehr  auf  den 
Eisenbahnen  zum  A'erkauf  gebracht,  und  zwar  für  Eil-  und 
Frachtgrit  in  tschechischer  und  tschechisch-deutscher  Sprache. 
Einstweilen  werden  sie  ohne  das  vorgeschriebene  Wasser- 
zerchen  ausgegeben,  sind  mit  tschecho-slowakr.schen  Stempel- 
aufdrucken zu  10  Heller,  '60  Heller  und  1,20  Kr.  versehen  und 
tragen  den  Kontrollstiempel  der  Verwaltung  der  tschecho- 
slowakischen Staatsbahneu.  Letzterer  bildet  einen  doppelten 
Kreis  rn  bisheriger  Größe,  innen  mit  dem  Texte  Verwaltung 
der  tschecho-slowakischen  Staatsbahneu"  und  einem  Flügeb 
rad  als  Arisfüllung.  Die  \"er\vendung  der  bisherigen  Fracht- 
briefe ist  bei  NachStempelung  bis  31.  August  1919  .gestattet. 
Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  können  die  bisherigen  Frachtbriefe 
mrt  aufgedruckten  österreichischen  Stempeln  sowie  auch 
Frachtbrrefe  mit  aufgeklebten  tschecho-slowakischen  oder 
österreichischen  Stempeln  verwendet  werden.  Soweit  sie  je- 
doch mit  aufgeklebten  österreichischen  Stempeln  versieh'eu 
sind,  wird  ihre  Verwendung  nur  unter  der  Bedingung  ge- 
stattet, daß  neben  den  österreichischen  Ergänzungsstem|>eln 
noch  tschecho-slowakische  Stempel  in  gleichem  Werte  bei- 
gefügt werden. 

Die  Gültigkeit  der  bisherigen  Frachtbrrefe  des  ehemaligen 
Österreich  für  den  A^erkehr  im  Inlande  wird  mit  31.  August 
1919  aufgehoben.  Für  den  Veikehr  zwischen  der  tschecho» 
slowakischen  Republik  und  den  übrigen  Sukzessionsstaaten 
bleibt  das  bisherige  Frachtirriefformular  weiterhin  in 
Geltung. 

—  Schnellzüge  Prag-Rom.  Das  tschecho-slowakische  Eiseii- 
bahnministerium  ^•erlautbart,  daß  seit  4.  Juni  jeilen  Mittwoch 
und  Sonnabend  ein  Schnellzug  aus  Pi'ag-Wilsorrbahuhof  (Ab- 
fahrt um  4  Uhr  12  Min.  nachmittags)  nach  Rom  und  Mailand 
über  Budweis-Linz-Innsbruck- Verona  und  Bologna  verkehrt. 
In  der  entgegengesetzten  Richtung  trifft  an  densielben  Tagen 
seit  7.  d.  Mts.  in  Prag-Wilsonbahnhof  um  12  Uhr  55  Min. 
nachmittags  ein  Schnellzug  aus  Rom  und  ^Mailand  'ein.  Die&en 
Schnellzügen  ist  ein  Schlafwagen  zwischen  Prag  und  Bologna 
und  ein  Wagen  1.  und  2.  Klasse  zwischen  Prag  und  Mailand 
zugeteilt. 


Uebrig^e  europäische  Länder. 

—    Das    Eisenbahnwesen  im  heutigen  Rußland.    Wie  die 

Ztschr.  d.  V.  d.  Ing.  berichtet,  hat  die  „Prawda"'  folgende 
Leit.sätze,  des  Kommissars  für  das  A'erkehrswesen,  K  rassin, 
veröffentlicht,  die  den  trauügen  Znstand  der  Verkehrsver- 
bältnisse  in  Rußland  und  das  Bestreben,  zu  der  früheren 
Ordnung  zurückzukehren,  deutlich  erkennen  lassen : 

1.'  Das  bestehende  System  der  Eisenbahn  Verwaltung  hat 
in  V'erbindung  mit  den  durch  fünf  Jahre  Krieg  geschaffenen 
tatsächlichen  Schwierigkeiten-  das  Verkehrswesen  dem  völli- 
gen Zerfall  zugeführt,  der  einer  endgültigen  Stillegung  der 
A^erkehrswege  nahe  kornmt.  2.  Der  Zerfall  ist  nicht  nur  auf 
falsche  organisatorische  Formen  und  Verwaltungsmaßnahmen, 
nicht  nur  auf  die.  verringerte  Leistungsfähigkeit  des  Per- 
.-onals  zurückzuführen,  sondern  auch  auf  den  zu  häufigen 
AVechsel  der  Verwaltungsformien  und  -organe.  3.  Die  vor 
uns  stehende  Aufgabe:  Wiederherstellung  des  A^erkehrs- 
weseirs  in  einem  Umfange,  der  wenigstens  die  Bedürfnisse 
der  Huugei  lation  und  der  Industrie  an  Brenn-  und  Rohstoffen 
zufrieden  zu  stellen  vermag ;  diese  Aufgabe  ist  nur  unter 
heroischer  Anispannung  der  Eisenbahnerkräfte  zu  bewältigen. 
4.  Diese  Arbeit  muß  sofort  einsetz-en.  keine  Stunde  darf  ver- 
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>äumt  wfi'd-eu,  da  sonst  allen  Eriun^t'ensoliat'tt'u  der  Revo- 
lution \'erniehtunti'  droht.  5.  .^nstell^e  der  kolk'i;ial('n.  in 
Wii klichkcit  verautwortunsslosen  \'erwalluni;  sind  die  (!rund- 
sätZ'f^  persönlicher  V'erwaltnn.n  nnd  eihöhtei'  \'eranl wortlicii- 
k-eil  zu  verwirklichen;  alle,  vom  Weichensteller  bis  zun-, 
Mitsliede  des  Kolleninnis,  müssen  ucnau  nnd  unentwejit  meine 
sämtlichen  \'orschriften  l>efol.i;'en.  Keformcn  sind  einzu- 
stellen nnd  iiberall.  ^vc)  dies  inöxlich  ist,  sind  die  alten  8tel- 
luns'en  wiedi'i'  zu  bezieiicn,  der  alte  technische  Apparat  an 
der  Zent ralsttdle  nnd  auf  der  Strecke  wieilerherznslellen  und 
zu  un.tei'stiitzen.  (i.  D'iv  Einfiihrnni;'  der'  Akkordarbeit  ist  eine 
Xot  wendiokeit. 

—  Zur  Zerstörung  der  l'jiscnbalinstreeke  Zarizyn-Kalaiscli. 
Durch  die  Tao'eszeitnn,i;en  ^eht  eine  ^Mitteilun^',  daß  im  lernen 
Rnßlaud  wieder  einmal  eine  Eisenbahnstrecke  zerstört  worden 
ist.  Die  Nachricht  findet  natnruemäß  wenii;-  Beachtung';  dies- 
mal jedoch  mit  wenig-  F5erechtignng ;  handelt  es  sich  doch  um 
eine,  wenn  auch  kurze,  so  doch  sehr  wichtiue  Strecke,  ein-e 
Streck«',  auf  deren  Bestand  der  ganze  ( Jet  reidevei  kehr  des  (isi- 
lichen  KnlUands  lieiuht.  Es  ist  dies  die  Strecke  \on  Zari/\ii 
an  der  Wolga  nach  Kaiatsch  am  Don.  Diese  Eisi-ubahnsl recki-, 
die  allei-dings  nur  100  km  lang  ist,  hat  ihre  besoudei'e  Beden- 
1ung  in  dem  Umstand,  dali  sie  die  \'eibinduiig  der  beiden  Flnl)- 
g^eliiete  dei-  Wolga  und  des  Don  iierstellt.  Die  Wolga  aber, 
dieser  mächtige  Strom,  der  mit  seiner  Länge  von  8690  km  nnd 
seinem  Niederschlagsgebiete  von  1-159  000  (|km-  dei-  größte 
Strom  Europas  ist,  hat  eine  solche  Verbindung  mit  <h'ni  Diiii 
wohl  nötig,  obwohl  dieser  letztere  an  sich  von  -weit  gerin- 
gerer Bedentnng  ist  uiul  zwai'  deshalb,  w-eil  der  Don  über  das 
Asowsche  Meer  sich  in  das  Sch\\'arze  ,Meer  ergießt,  während 
die  Wolga  ins  Kaspische  Meer  fließt,  das  doch  nnr  ein  Biiui'-n- 
tneer  nnd  somit  vom  Weltverkehr  mehr  oder  weniger  ausge- 
schlossen ist.  Die  Getreidegebiete  <les  östlichen  Rußlands 
wüixlen  deshalb  kaum  den  Absatz  finden,  den  sie  nötig  haben, 
wenn  sie  lediglich  auf  die  Wolga  als  Verschiffungsstraße  mit 
ihren  Erz<'nguissen  angewiesen  wären.  Mei'kwiirdigerwei~i' 
nähern  sich  beide  Ströme,  so  weit  abei  auch  ihre  rrsprünge 
liegen,  in  ihrem  nnteren  Lauf  so  stark,  daß  beide  Sti  omgelMet'c 
nahezu  ineinander  übergehen,  um  dann  sich  wieder  in  der 
■entschiedensten  Weise  voneinander  al>zu  wcniden,  die 
Wolga  ostwärts  nnd  der  Don  westwärts.  Auf  der  Strecke, 
wo  beide  Ströme  einander  nahezu  lierühien,  erstreckt 
sich  aber  nnübersteigljar  ein  lang  hingezogener  Gebirgsrücken, 
wenigstens  nnübersteigbar  für  eine  künstliche  Wasserstraße', 
nnd  so  ist,  nni  die  Verljindung  beider  Stinmgebiele  herzu- 
stellen, eini.'  Eisenbahn  zwischen  sie  gelegt,  welche  in  Zari- 
zyn  nnd  Kalatsch  ihre  Umschlageplätze  hat.  In  gewöhnlichen 
Zeiten  hat  diese  kurze  Eisenbahnst lecke  einen  ganz  gewalti- 
gen Getreidevei-kehr  zu  bewältigen,  nnd  in  den  beicien  Uni- 
schlageplätzen  sind  die  nötigen  Einriebt ung^'n  auch  in  aus- 
reichender Weise  getroffen.  Durch  die  jetzt  erfolgte  l'nter- 
bindung  des  Verkehrs  dürft-e  der  Getreid-ehandel  Rußlands  in 
schwerster  Weise  betroffen  werden.  Es  ist  aus  den  Zeitungs- 
nachrichten nicht  zn  eisehen.  welche  Partei  die  Zerstörung 
der  Elisenbahn  voi'genommen  hat  ;  aber  welche  es  auch  sei,  so 
wird  auf  die  l)auer  keine  umhinkönnen,  die  A'erinndung  wie- 
der herzustellen,  da  von  ihr  nicht  nur  der  auswärtige  (ietieide- 
handel,  sondern  auch  das  Wohl  und  Wehe  weitester  Innen- 
gebicte  Rußlands  abhängt.  F.  W.-W. 


Rechtspflege. 

—  Einkommcnbcstcuerun^  von  Gcrichtsassessoi'cn,  die  zum 
l'robedienst  einberufen  worden  sind.  (Entscheidung  des 
tneuß.  Oberverwaltungsgerichts  vom  14.  'S.  1014.)  Der  Steu<'r- 
pflichtig-e,  der  bis  dahin  als  unbesoldeter  Gerichtsassessor 
kein  Einkommen  gehabt  hatte,  mirde  vom  1  Okto1x?r  1912 
auf  ein  Jahr  zur  Piobedienstleistung  bei  der  Eisenbahndirek- 
tion in  B.  gegen  monatliche  Diäten  von  300  I\l.  einberufen. 
Bei  der  Veranlagung  für  das  Stenerjahi-  1913  stellte  die  Yer- 


anlag'i^n,g.skomniission  das  Einkommen  aus  gewinnbringeiuler 
Beschäftigung  auf  12  mal  300  =  3()(K)  M.  und  den  Steuersalz 
auf  70  .M.  fest.  Die  Bei ufungskommission  wies  die  Beiufung- 
lies  Sleuer|;flichti.gen  mit  der  Begründim.g  zuiück,  daß  geniäß 
S  9  Ziffer  2  des  Einkonnnensteuergesetzes  die  V^eranlaguug 
dl  r  physischen  Personen,  insoweit  für  eine  I^inkommenquelle 
ein  .lahteseigebn LS  nicht  voi  liegt,  uaeh  dem  mutmaßlichen 
,1  a^  h  r  s  ertrage,  d.  Ii.  nur  nach  tiem  Stande  des  ganzen 
Steuerjahres  zu  erfolgen  habe.  Das  0))erverwaltun.g:sgei'ichi 
hob  jedoch  diese  Entscheidung  a-nf  nnd  berichtigte  die  Steuer- 
festsetzung auf  20  .M.  aus  folgenden  (iründen  : 

Die  Einkommenqnelle  war  erst  mit  dem  1.  Oktober  1912  ent- 
standen ;  es  lag  also  zum  Beginn  ites  Steuerjahres  1913  noch 
kein  Jahresergebnis  voi-.  Dalier  mußte  die  Veranlagung,  M"ie 
auch  die  Berufungskommission  hei vorgeholjen  hat,  gemäd 
§  9  ^"r.  2  des  Einkommensteiieigesetzes  nach  dem  mutmaß- 
lichen Jahresertrag(\  d.  i.  nach  dem  Eitrage  des  Steuerjahres 
erfolgen.  Da  feiner  nach  §  9  Nr.  1  des  Einkommensteuerge- 
setzes der  Bestand  der  Quelle  bei  Beginn  des  Steuerjahres 
maßgebend  war  nnd  damals  lediglich  feststand,  daß  der 
Sti-nerpfliclit  ige  bis  zum  30.  Sejttember  1913  zur  Dienstlei- 
stung '('inlierufen  war,  so  durfte  der  mutmaßliche  Ertr.'>g, 
den  die  Quelle  während  des  ganzen  Steuei'jahresergeben  würd<-, 
nur  auf  (1  mal  300  =  ISOO  M.  geschätzt  werden.  Die  Entschei- 
dung der  Bciuf iingskdiiiniission  läßt  dagegen  unberücksich- 
tigt, daß  die  Beendigung  tler  Heschäftigung.  deien  mutmaß- 
lichen Ertrag  sin  für  steuerpflichtig  erklärt  hat,  zum  30.  Sep- 
temlu'i-  1913  schon  beim  Beginn  dos  Stenerjahres  feststand. 

In  den  Fällen,  in  denen  tlie  ^'er■alllag■ung  nach  dem  Ergebnis 
des  V  o  r  a  n  g  e  g  a  n  g  e  n  e  n  Kalender-  oder  Wirtschaftsjahres 
zu  ei  folgen  hat,  kann  allerdings  eine  ei'st  im  Laufe  des  Steiiei'- 
jahres  zu  eiwartendr  Änderung  oder  Beendigung  der  Ein- 
kommensipielle  bei  der  Veranlagung  nicht  berücksichtigt  wei- 
den (\-i;rgl.  Entsch.  d.  O.-A'erw.  Ger.  in  Steuersaehen,  Band  13, 
Seil.  4(i,  öO).  In  solchen  Fällen  kann  vielmehr  der  späten,' 
^Vegfall  der  (.Quelle  nur  gemäl^  §  03  des  Einkümniensteuerge- 
setzes  zn  einer  nacht läglichen  Ennäßigung  der  Steuer  führen. 
Hier  war  dagegen  dei-  m  u  t  ni  a  ß  1  i  c  h  e  Ertrag  des  Stener- 
jahres der  AVranlagung  zu  (iiunde  zu  legen  und  deshalb 
der  zu  erwarlende  Wegfall  der  (iuelle  scluni  ln'i  der  Schätzung 
des  Ertrages  des  Steuerjahres  zu  lierüeksichtigeii. 

Bei  fi  riei-  Beurteilung  ist  die  Sache  spx-nchreif.  Das  stcuej-- 
jit  l  iclit  Ige  Einkommen  ist  nach  den  vorstehenden  Ausführun- 
gen nnt  (Miial  300  =  1800  M.  festzustellen,  der  Steuersatz  also 
auf  2(i  M.  Der  vom  St  eueipf  licht  igen  hervorgehobene  Um- 
siaiid.  daß  das  Dienstverhältnis  schon  vor  dem  30.  September 
1913  durch  Erklärung  ibs  Steuerpflichtigen  oder  d^r  Eisen- 
bahndii  eklioii  aufgehoben  werden  konnte,  kommt  nicht  in  Be- 
tracht, da  bis  zum  Beginn  des  Steuerjahres  eijie  solche  Er- 
klärung nicht  abgegeben  wai  nnd  der  B-ßstand  der  Quelle  beim 
Beginn  des  Stenerjahres  maßgebend  ist. 


Bücherschau. 

—  l'rajfer  Tarifanzeig^er,  Zeitschrift  für  Tarif-  und  Trans- 
liortwesen.  Ilerausgegeben  ^•on  Staatsbahnrat  Dr.  Oskar 
Engländer  und  Inspektor  Di'.  Richard  Schrecker.  Prag.  Preis 
ganzjähiig  (52  Hefte)  30  Kr.  tsch.  Währung,  40  Ki-,  d.  ö. 
Währung.  Seit  Mitte  .Mai  1919  erscheint  wöchentlich  diese 
Zeitschrift,  die  es  sich,  wie  es  in  dem  ersten  Leitauf-satz 
hieß,  zur  Aufgabe  gestellt  hat,  ihre  Leser  hinsichtlich  aller 
Maßnahmen  auf  dem  (iebiete  des  Eisenbahntarifwesens  inner- 
halb der  tschecho-slowakischen  Republik  auf  dem  laufenden 
zu  erhalten.  In  den  bisher  voi  liegenden  di-ei  Nummern  sind 
neben  Aufsätzen  Kundniachungeu  über  Tarife  und  Tarif- 
änilerungen  und  kleinere  Nachrichten  übei-  Vorkommnisse  im 
Eisenl)ahnwesen  enthalten.  Def  Präger  Taiifanzeiger  ist 
die  erste  uns  bekannt  gew^oi'dene  Quelle  in  deutscher  Sprache, 
aus  der  -svir  Kenntnisse  über  das  tschecho-slowakische  A^er- 
kehrswesen  schöpfen  können.  Wir  können  sein  Erscheinen 
daher  nur  Ijegrüßen. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


P^rweiteruns:  der  Abfcrtigung;sbetuffnisse  von  Stationen. 

S  ü  d  b  a  h  n  ge  s e  1 1  s  c  h  a  f  t.  Die  Abfertignngsbefugnisse 
der  in  km  39.4/40.0  der  Linie  ^leidling-Pottendorf-Wr.  Neu- 
stadt zwischen  der  Station  Ebenfnrth  und  der  Personenhalte- 
stelle T 'ntereggendorf  gelegenen  Güterladestelle  der  Wien- 
Pottendorf-W.  Neustädter  Bahn  Zillingdorf  sind  da- 
hin erweitert  worden,  daß  in  dieser  (iütei ladesteile  die  Auf- 
imd  Abgabe  von  Frachtgutsendungen  in  ganzen  Wagenladun- 
gen der  nach.stehend  angeführten  Firmen  .stattfinden  wird 
nnd  zwar:    1.  Gemeinde  Wien-Städtische  Elektrizitätswerke, 


2.  Gemeinde  Wien-Braiunkohlen-Beigbau-G'&werkschaft  Zil- 
lingdorf und  3.  W.  Hamburger.  Holzschleiferei  Neuebenfurth. 
Leichen,  lebende  Tiere  und  explosion.sgefährliche  Ge.gen- 
stände  sind  von  der  Auf-  und  AI)gabe  ausgeschlos&en. 

Rundschreiben  der  ( ! eschäftsführenden  A'erwaltnng  sind  -ei- 
la.s.sen  worden: 

Nr.  III  58  vom  7.  Juni  d.  J.  an  sämtliche  A'ereinsverwal- 
tun.gen,  betreffend  Betriebsübernahme  und  .\iisscheiilen  aus 
dem  Verein.     (Abgesandt   am  13.  Juni  d.  J.). 
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Amtliche  Bekaiuitmachnngen. 


1.  Nachrufe. 


Am  21.  -Mai  d.  .)   verschied  nach  kurzer  Krankheit  der 

Regierungsbaiimeister  Herr  Werner  Voss 

Vorstand  der  Eisenbahnbauabteilung  in  Werne. 
Seine  PHichttreno  und  volle-:  Hinaabe  an  seinen  Beruf,  sein  liebens- 
würdiges Wesen  und  seine  große  Herzensgute  sichern  ihm  ein  ehrendes  und 
freundliches  Andenken  hei  allen,  die  ihn  kannten. 

Münster  (Westf),  im  Juni  1919.  (035) 
Der!  Präsident 

und  die  höhereu  Beamten  des  Eisenhahnrtireklionsbezirks  Münster  (Westf.)- 


Am  i;].  Juni  d  J.  verschied  im  Lebcnsjalue  nach  längerer  Krankheit 
der  Vorstand  der  BauiDSpektion  zu  llostock 

Herr  Baurat  Rieliarcl  Pries. 

Wir  betrauern  iq  dem  Verstorbeneu  einen  durch  grolJn  THichttreue, 
unermüdlichen  I'leiß  und  lautere  Gesinnung  ausgezeichneten  Beamten,  dem 
wir  ein  ehrendes  Andenken  bewahren  werden 

Schweiiii,  den  lö  Juni  1919  ((;40) 
(ileneral  EisenbahndircUtion. 
ü  a  h  s  e. 


2.  Verkehrswiederaufnahme. 

Am  15.  Juni  d.  J.  wird  d^er  duekie 
•ersonen-  und  Gepäckv^rk'chr  zwi- 
chcn  den  rheinischen  Stationen 
lachen,  Cobleuz,  Cöln,  Crefeld,  Düren, 
Lai.sfrlautern.  Ijandau,  Ludwigshafen, 
laiiiz.  M.-(Tladl)ach,  Saarbrücken,  Trier 
nrl  Wiesbaden  einerseits  und  den 
rößcren  Stationen  der  t^i'anzösischen 
:oidl»ahn,  Ostbahn  und  Paris-Lyon- 
litt'clmeer-Bahn  sowie  der  Belgi.sch«n 
taat.s-  und  Nordbahn  andererseits 
1  ied  e r  an f ge uom m*n. 

Fahrgeld  und  Gepäckfracht  sind  für 
i-o  rheinischen  Strecken  in  .Mark,  für 
ie  nichtrheinischen  Strecken  in  l-'ran- 
en  Iverechnet  und  müssen  getiennt 
ach  diesen  beiden  Währungen  ent- 
ichiet  werden. 

Nähcie  Auskunft  erteilen  die  betei- 
St-en  Dienststellen  und  das  Vcrkehrs- 
üro  dei-  Eisenbahndirektion  Oöln. 
Cöln,  den  11.  Juni  1919.  (CiSo) 

Eisenbahndireklion, 
islcicli  namens  der  übrigen  beteilig- 
ten \^erwaltungen. 


3.  Güterverkehr. 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Bayern.  Heft  2  ('  II. 

I.  Infolg«  der  Au.sgabe  der  neuen 
efte  Tfv.  2(X)  0  la  und  C  Ib  sowie 
inrechnung  des  neuen  Kriegszuschlags 
nd  am  1.  April  1919  einige  Änderun- 
■n  eingetr<'t-en.  Näheres  durch  die 
ienststell^n. 

II.  Die  Fracht.sälze  des  AusnahuK'- 
iifs  15,  Abteilung  II  (Seite  :W/41)  wer- 
■n  mit  tJültigkeit  vom  1.  September 
19  aufgeholxni. 

München,  U.  Juni  1919.  ((542) 
Ulfamt  der  Baver.  St.-E.-B.       d.  Kli. 


Tfv.  200.    Gemeinschaftliches  Heft  ('  I  b 

( S ta t i o  n  s t a  r i  f  t a  f e  hl  usw.) 
Tfv.  8«  (Jütertarif  für  den  Binneiner- 
kehr  der  Elnishorn-Barnistedt-Oldesloer 
Eisonbalm. 
Mit  (Gültigkeit  vom  1.  Juli  1919  wer- 
den im  Binn^en-  und  Wechsel-Güterver- 
kehr der  Elmshorn-Barmsledt-Oldesluer 
Eisenbahn  die  bestehenden  Frachtzu- 
schläge erhöht.  Nähe  i-es  enthält  d*er 
Tarif-  und  Verkehrsanzeiger.  Das  so- 
fort ioe  Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
gründet  sieh  auf  die  vorübei gehende 
.Änderung  des  §  fi  d'Cr  E.V.(J. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  (iüter- 
aliferf  iguugen,    sowie    das  Auskunfts- 
bureau Berlin,  Bhf.  Alexanderplatz. 
p:imshorn,  den  IS.  Juni  1919.  (1)4:5) 

Die  Direktion 
der  Elmshoi n-Barmstedt-Oldesloer 
Eiseniiahn. 

Verkehr  Gera-Meuselwitz-Wuitzcr 
Eisenbahn    —   Sächsische  Staatseisen- 
bahnen. 

Im  Warenverzeichnis  des  Ausnahme- 
tarifs 2  (Eohstofftaiif)  wird  in  Ziffer 
13  hinter  Steingrns:  „(Steinsplitt)"  zu- 
ges-etzt. 

Dresden,  am  19.  Juni  1919.  ((541) 
(i'Cu.-Dir.  d.  Säch.s.  Staatseisenb. 


Wechselverkehr  Norddeutschland- 
AVürttemberg    (Tfv.  200)    Heft  6  (  II. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juli  1919  wird 
das  Heft  Tfv.  200,  Heft  (>  C  II  neu 
au.sgegeben.  In  die  Frachtsätze  sind 
die  V-erkehrsabgabe  sowi^e  die  Kri-egs- 
ziischläue  eingerechnet,  so  daß  Ein- 
lechiiuiiustafeln  nicht  mehr  anzuwen- 
den sind.  Beseitigt  sind  die  Ausnahme- 
larife  9fl  für  Eisen  und  Stahl  und  (li'C 
Abteilung  II  des  Ansnahmetarifs  15 
Bau  mwol  lue  webe,  samtartige  usw. 
Diese  Ausnahmetarife  bleiben  noch  bis 
zum  81.  August  1919  in  Kraft.  Die 
Frachtsätze  der  Abteiluiio-  I  des  Aus- 


uahmelarifs  15  sind  erhöht.  Die  bis- 
herigen Frachtsätze  gelten  noch  bi» 
:>1.  August  1919.  Dei  zwischenzeitlich 
ber-eits  aufgehobene  Ausnahmetarif  7  1 
gilt  noch  bis  zum  9.  Juli  d.  J.  In  dem 
Ausnahnietarif  2a  für  Torfstreu  wird 
die  Anfuhrklau.-^el  mit  <lem  1.  Septem- 
ber 1919  wieder  einoeführt.  Die  Sta- 
tionen Ahaus,  Rheine  und  Kalden- 
kirchen scheiden  mit  dem  gleichen 
Tag-6  als  Versandstationen  aus.  In  die 
Slationsfiachtsätze  sind  die  nach  dem 
Heft  Tfv.  200  0  I  b  für  die  Würltem- 
bergi.scheu  Staats-  und  Privatbahnen  zu 
erhebenden  Zuschlages-  und  Anstoß- 
frachlen  nicht  mehr  einuerechnet,  sie 
werden  daher  den  Fiachtsätzen  nach 
den  Bestimmun.sen  des  Hefts  G  11)  all- 
gemein noch  hinzuiii'rechnet.  Alizü«!' 
des  Heftes  (Preis  (10  )  sind  durch  die 
beteiligten  Güterabf  ert  iaun.oen  sowie 
das  Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof 
.Uexanderplatz  zu  beziehen. 

Berlin,  den  14.  Juni  1919.  (t53(;) 
Eisenbnhndii  ektion 


Badischer    (iUtertarif.    Deiitsehe  Wech- 
selgütertarife. 

Das  Warenveizeichnis  des  Aus- 
imhmetarifs  2  wird  in  Position  14 
duich  das  Woit  Steinsplitt  ergänzt. 
Näheres  in  un.serem  Tarifanzeiger. 

Karlsruhe,  den  14.  Juni  1919.  (631) 
( ieneraldirektion  der  Badi.schen  Staats- 
•eisenbahneu. 

Staats-    und  Privatbahn-Gütcrscrkchr. 
Teilheft  C  II. 

In  den  .Abschnitt  II  des  Ausnahme- 
tarifs 5b  sind  als  neue  Ver.sandstatio- 
nen  mit  Wirkung  vom  15.  (i.  1919  ab 
die  Stationen  Herne  und  Westerholt 
aufgenommen. 

E.ssen,  den  5.  Juni  1919.  ((532) 
Eisenbahndirektion. 

(iemeinsehaftlichcs    Heft    ('    1  b  (Sta- 
tionstariftafeln  usw.)     Tfb  200. 

-Mit  Gültigkeit  vom  19.  Juni  1919  al> 
werden  im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfen 
d  r  Ma  n  nh  e  i  m- We  i  n  h  e  i  m-He  idel  beig- 
Maunheimer-Nebeubahn  die  Frachtzu- 
sidiläue  eihöht.  Näheres  enthält  die 
am  19.  Juni  1919  erscheinend«  Nummer 
des  Tarifanzeigers.  —  Das  alsbaldig« 
Inkrafttreten  der  Tarifmaßuahme 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
.Vnderuii.n'  <lcs  §  (;  der  Eisen bahuver- 
kehrsordnuno'. 

(RGBl.  1914,  S«il«  455.) 

Auskunft  geben  auch  die  l>e(eiligt«n 
(;üt«rabferti,o-uu.gen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  lü.  Juni  1919.  (637) 
Fli.senbahndirektion 


Fiaditzuschlag  bei  Sendungen  von  und 
nach  der  Schweiz,  den  nordischen  Län- 
dern und  den  Niederlanden. 

Mit  (Jülligkeil  vom  19.  Juni  1919  an 
wird  dei-  Frachtzuschlag  (siehe  An- 
hang II  unrl  III  im  Tarif  200)  von 
220  auf  240  %  «rhöht.  Die  Maßnahme 
uilt  für  alle  d«utschen  Binnen-  und 
Wechsel  verkehre,  in  denen  bisher  dei' 
Zuschlag  von  220  %  oalt. 

Beilin,  den  16.  Juni  1919.  (638) 
Eis«ubahndirektiou. 
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Uayeiiscli-Säfhsischer  Tierverkehr. 

jMil  sof(>rtio;<»r  (4ültigk'eit  siud  auf 
S.  14  des  Tarifs  vom  1.  Jiuü  1919  die 
Überfuhro('S)ülnH'n  zwischen  Leipzig' 
Ba.V'er.  Bhf.  und  L-eipzio-  Bay^er.  Bhf. 
(\'k'h-  uikI  .Schlachthof)  luiter  a)  auf 
140  ;ui(l  uuti  r  Ii)  auf  ä.")  ,^  zu  be- 
ricl!tiu''eu. 

Dwsdeii,  am  1:5.  Juui  1919.  ((i'iti) 

(len.-Dir.  d.  Säclis.  Staateeis'enb., 
als'  GeschäftÄfühf.fmle  V'Prwaltnu.o-. 

Württ,  Binnen-Üutertarif  (Tfv.  .39  a). 

Mit  Gültio-lveit  vom  IG.  Juui  1919  wiixl 
der  Ausnahmetarif  6  a  für  alle  darin 
"•■C'uannteu  Güter,  der  AuLsnahnietarif  2 
für  LiaskoLs  b  i  s  a  u  f  W  i  d  e  r  r  u  f  auf 
Henduageu  beschränkt,  di("  im  lulande 
V't'rl>ra-ucht  -werden . 
Stuttgart,  den  11.  Juni  1919.  ((127) 
(ieneraldirektiou 
der  Württ.  Staatseisentohn.rn. 


•    Gemeinschaftliches  Heft  Gib 
(Stationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200  — . 

Mit  Gültigkeit  vom  l(i.  Juui  1919  ab 
werden  im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfen 
der  Nordhausen-Werniiieioder  Eisen- 
bahn die  Frachtziuschlase  bei  WaiS'en- 
1  a  d  u  n  o'sse  ii'd  uuo n  <  •  rin  ii  II  i  üt .  N  ä  Iwrc.s, 
eiitliäit  die  am  Ifi.  Juni  1919  erschei- 
iK'ude  Numuier  des  'l'anfauzeig-ers. 

Au.skunft  geben  auch  die  beteiligten 
(iüteiaJifertigiuigen  sowie  da.s  Aivs- 
kunftsl>iiro,  hier,  Bailmhof  Alexander- 
iilatz. 

Berlin,  den  12.  Juui  1919.  ((;2S) 
Eisenbahndir^pktion. 


Staats-  und  Privatbahngiitertarif, 
Teilheft  GH. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juli  1919  ab 
wird  die  Station  Eaiixid  als  Empfangs- 
stati'OU  in  d^cn  Aus.nahmelai  if  ?5  a  ein- 
bezogen. 

Es:s^u,  deu  11.  Juni  1919.  («29) 
Eisenl  liahndirektion. 


(iemeinschaftliches    Heft    G  Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)    Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  19.  Juni  1919  al) 
werden  im  A'erkehr  mit  den  Bahnhöfen 
der  Kerkei  bachbahn  die  Frachtz^i- 
schläge  für  Wagenladungen  um  H 
für  lOü  kg  erhöht.  Näheres  -enthält  die 
am  19.  Ü.  1919  erscheinende  Nummer 
de.s  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kuuftsbüio,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
idatz. 

Berlin,  den  16.  Juui  1919.  (639) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Giitertarif  für  die  vollspurigen 
Linien  der  Sächsischen  Staatseisenbah- 
nen, Teil  II,  Heft  .3. 

Am  15.  August  1919  tritt  der  Nach- 
trag I  in  Kraft.  Er  enthält  Ändeiun- 
gen  der  Abschnitte  II — IV.  Hierdurch 
tiefen  Tariferhöhungen  ein.  Abdiiicke 
des  Nachtrags  können  von  unserer 
Wirt'Schaftshauptverwaltung  in  Dres- 
den-Nenstadt  oder  durc,h  Vermittelung 
der  Stationen  liezogen  werden. 

Dresden,  am  11.  Juni  1919.  (624) 
Gen.-Dir.  der  Säch.s.  StaatseiS'enb. 

Niederländischer  Eisenbalintarif  für  die 
Beförderunf!;  von  lebenden  Tieren.  Lei- 
chen und  Fahrzeugen. 

Am  1.  Juli  d.  J.  tritt  eine  neue  Aus- 
,gal>e  (b^s  obengenannten  Tarifs  in  Kraft 

Anisteidam.  deu  10.  JuniT919.  (625) 
l>ie  Generaltlirektion  der  Holländischen 
Eis.enbahn-Gesellischaft, 

als  geschäftsführeude  Verwaltung. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Hadischer  Personentarif,  Heft  A  und  B. 

Mit  Wirkung  vom  1.  September  1919 
ab  wird  <lie  Fracht-  für  Lfeiclieu,  di-e  an 
die  anatoiiiisehitn  Anstalten  der  llocli- 
.schuleu  Ueitlellierg,  Freibui-g-  und  Basel 
abgeliefert  werden,  auf  40  für  das 
Tarif kilometer,  mindestens  5  Jl  für  die 
Sendung,  erhöht. 

Nähere  Au.skimft  erteilt  unser  Ver- 
kehrs! )üi-o. 

Die  <lurcli  die  Tai'ifei-höhamg  J)e- 
diugfe  Änileruüg  der  besonderen  Aus- 
f  ühruugsliestimnmngen  zu  §  47  der 
Eiseulialiuv'erkelirsordmmg  ist  nach  den 
Vorschriften  in  ^  2  der  EiseUibahuver- 
k(dirsordninng  genebmigt. 

Karlsruhe,  den  13.  Juni  1919.  (630) 
(ieneraldir-ktion  der  Baid.  .^taat.seisenb. 


5.  Verkauf  von  Altmaterialien.  » 

65  t  nicht  gleisfällige  Altsohieneu, 
61  t  krumme  Schienen.  Zungenvorrich- 
luugeu.  Herzstücke.  75  t  Schmelzeisen 
und  Blechschiott,  rd.  65  t  Eädreifen, 
6  t  Eadsätze,  2  Lokomotivkessel  und 
2  Dampfkessel,  zusammen  rd.  287  t, 
.sollen  losweise  verkauft  werden.  Ver- 
dingungsunterlagen werden  gegen  Ein- 
sendung A'on  1  ,ä  von  uu.serer  Kanz- 
lei abgegeben.  Angebote,  verschlossen 
uud  mit  der  Aufschrift  „Angebot  auf 
Altstoffe"  versehen,  sind  bis  zum 
4.  Juli  1919,  nntta..gs  12  Fhr,  an  uns 
einzureichen. 

Schwerin  (Meckl.),  Juni  1919.  (634) 
CJ  en  e  ra  1-Ei  senbahn  d  ire  k  t  i  on . 


Robert  Latowski'sche  Läutewerke 


BRKSI^AU  XIII. 

Einfachste  KonstraKtion  aller  bestehenden  Systeme. 
=   Bisher  über  18000  Stück  geliefert.  


|f)999J 


A.  Dampfläutewerke  mit  Vorwärmer  d.r.p.io8604. 

50—70%  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdam|if;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  V2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  LuFtläutewerke  mit  Preßluftbetrieb  d.g.m.504356. 

Bei  1  Atm.  arbeitend.  Narmale  Schlagzahl  tob 
190  —  120  p.  Min.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versuchsfeld  an  der  Techn.  Hochschule,  Berlin. 

Ztt  A  and  B:  Sofortiget  Ansprechen,  auch  bei  streng- 
ster Kälte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gang. 
Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 

—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden.  — 
— — —  "Billigste  Preise.  — — 
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Berlin,  den  25.  Juni  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beitrage  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleitun^  der  Zeltung  des  Vereins  Deutsctier  Bisenbabnverwaltungen, 

amtliche  Belcanntniacliuniren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  deu  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhali)  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  80  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  Torherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 
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Betrachtungen  zur  Fi'age  der  Organi- 
sation d-er  künftigen  Eeichseisen- 
bahnen. 

Die  sächsischen  Staatseisenbahnen  im 
Jahre  1917. 

Nachrichten. 

•  Deutschland.  Eisenbahnerbewe- 
gung im  Bezirk  der  Eisenbahn- 
direktion Erfurt.  —  Braunschwei- 


gische Landes-Eisenbahn-Ge&ell- 
Ächaft.  —  Rangierbahnhof  Korn- 
westheim.  —  Eine  Ablenkung  der 
Neckar-Mündung  —  Bautechnische 
Vorträge  und  Übungen. 

D  leu  ts  c  h  ö  s  te  r  r e  i  c  h.  Straf- 
nachsicht. —  Fahrpreisermäßigung 
für  Staatsb-edienstete.  —  Übergang 
österreichischer  Schiffahrtsgesell- 
schaften in  italienischen  Besitz. 


Übrige  europäische  Län- 
d  e  r.  Eisenbahntunnelverbinduag 
zwischen  Schweden  und  Dänemark. 
—  Verkehrslage  in  Frankreich.  — 
Verkehr&abgaben  in  Eußland. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Betrachtungen  zur  Frage  der  Organisation  der  künftigen  Reichseisenbahnen. 


Yom  Geheimen  Bauxat   Eeinicke  in  Berlin. 


Nachdem  im  Verfassungsausschuß  der  Nationalversamm- 
lung die  Übernahme  der  Staat&eisenbahnen  in  das  Eigentum 
und  die  Verwaltung  des  Eeiches  mit  Festsetzung  einer  Frist 
bis  1.  April  1921  beschlossen  worden  ist,  und  nachdem  die 
Staat'seisenbahnverM-altungen  unter  Teilnahme  von  Ver- 
tretern des  Eeiches  in  einem  Fachausschuß  die  Vorbereitung 
der  Arbeiten  zu  eine»  tunlichst  schnellen  und  reibungslosen 
Durchführung  der  Verreichlichung  aufgenommen  haben  und 
mit  ziemlicher  Sicherheit  damit  gerechnet  werden  kann,  daß 
diese  bis  zu  dem  angegebenen  Zeitpunkt  durchgeführt  sern 
wird,  ist  es  natürlich  und  dankenswert,  >daß  in  der  Tages- 
presse und  in  Fachzeitschriften  neuerdings  die  Frage  der 
Organisation  der  künftigen  Reichseisenbahnen  be- 
handelt wird. 

Mit  Eücksicht  darauf,  daß  die  Bedingungen  der  Übernahme 
der  Staatsbahnen  durch  das  Eeich  noch  nicht  bekannt  sind, 
und  daß  die  im  Friedensvertrag  endgültig  für  die  deutschen 
Eisenbahnen  enthaltenen  Bedingungen  noch  nicht  vorliegen, 
scheint  der  Zeitpunkt  zu  einer  eingehenden  Beschäftigung 
mit  der  künftigen  Einrichtung  der  Eeichseisenbahnverwal- 
tung  allerdings  etwas  verfrüht,  da  dies-e  Bedingungen  prak- 
tisch von  erheblichem  Einfluß  auf  die  Ausgesta,ltung  sein 
können.  Auch  ist  die  jetzige  Zeit  an  sich  bei  dem  Zustand, 
in  dem  sich  der  gesamte  Eisenbahnapparat  befindet,  und 
mit  Eücksicht  darauf,  daß  die  starken  Einwirkungen  der 
Au.snahmeverhältnisf5e  der  letzten  Jahre  im  Eisenbahnverkehr 
den  Blick  leicht  trüben  und  beeinflussen  können,  für  die  Be- 
handlung der  Frage  einer  völligen  Neuorganisation  wenig 
günstig.  Es  kommt  jetzt  mehr  darauf  an,  in  tunlichster  An-  ' 
lehnung  an  das  Vorhandene  die  praktisch  geeignete  Verwal 


tungsform  zu  finden,  die  eine  reibungslose  Überleitung  der 
einzelnen  Staatseisenbahnen  in*  die  Eeichseisenbahnen  er- 
möglicht, und  die  für  eine  einheitliche  Leitung  des  großen 
Netzes  der  Eeichseisenbahnen  erforderlichen  oder  wünschens- 
werten Änderungen  unschwer  zuläßt,  als  eine  Neuorganisa- 
tion auf  völlig  geänderter  Grundlage  durchzuführen. 

Bei  den  vorhandenen  Verwaltungsformen  der  in  Frage 
kommenden  Staatsbahnen  besteht  außer  den  örtlichen  Dienst- 
stellen bei  allen  Verschiedenheiten  im  einzelnen  fast  durch- 
weg eine  Dreiteilung,  die  etwa  einer  Zentralstelle, 
Provinzialstellen.  und  Lokalstellen  entspricht.  Diese  ver- 
hältnismäßig große,  grundsätzliche  Übereinstimmung  drängt 
geradezu  darauf  hin,  für  die  Übergangsorganisation  der 
neuen  Eeichseisenbahnen  diese  Dreiteilung  beizubehalten 
und  dabei  die  für  eine  einheitliche  Verwaltung  nicht  er- 
wünschten Verschiedenheiten  im  einzelnen,  soweit  erreichbar, 
bereits  bis  zum  Übergang  der  Einzelbahnen  an  das  Eeich 
auszugleichen  und,  soweit  das  bis  dahin  nicht  erreichbar  ist, 
den  Ausgleich  nach  der  Verreichlichung  fortzusetzen  und 
nach  und  nach  ganz  durchzuführen. 

Natürlich  wird  hierbei  besonderer  Wert  darauf  zu  legen 
sein,  die  durch  die  einheitliche  Verwaltung  erreichbaren  Ver- 
einfachungen und  Vorteile  bereits  tunlichst  umfangreich  zür 
Geltung  zu  bringen  und  auszunutzen,  insbesondere  mit  einer 
Mindestzahl  von  Beamten  auszukommen,  den  Geschäftsgang 
und  den  Instänzenzug  so  einfach  und  klar  wie  möglich  zu 
gestalten  und  durch  zweckmäßige  -Verteilung  der  Verant- 
wortung lAd  der  Zuständigkeiten  die  Belastung  der  drei  Stel- 
len in  einer  für  wstihnelle  und  sachgiemäße  Erledigung  gün- 
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stig't'ii  Form  zu  regeln.    \W\  ik'r  für  das  V('rk<'hrslclH'ii  lici- 
nahe    leh-ensiiot  wendigen     Wiohtigkpil,    .eines  r.edbungslosi'n 
tTbergangs  der  Htaaitsieiscnhahnen   in  die  Rcichseisenbahnen 
wird  e.s  voraussichtlich  nicht   möglich  und  wohl  auch  uichl 
nötig  sein,  sogleich  beim  TTbei gang  (hirchw'eg  die  als  zweck- 
mäßig erkannten  Änderung->en   der  einzelnen  Verw^altungeu 
voll  durchzuführen.     Es   wird   vielmehr  besonders  sorgfäl- 
tiger Prüfung  bedürfen,  wie  die  Übergangsorganisation  und 
die  Änderungen  auch  z.eitlich  im  einzelnen  zu  gestalten  sein 
w^erden.    Es  erscheint  aber  nicht  vorteilhaft,  diese  Fragen 
.ietzfc  bereits  theoretisch  eingehender  zu  untersuchen,  da  diese 
Prüfung  in  zweckmäßiger  Form  bei  der  Verschiedenartigkcit 
der  Verhältuis.se  und  der  Schwierigkeit  des  Stoffes  wohl  nur 
von    den  beteiligten    Eisenbahnverwaltungen  in  einmütiger, 
zielbewußter,    selbstloser    Zusammenarbeit    unter  Mitbeteili- 
gung des  Reiches  ausgeführt  werden  kann  und  eingehende 
und  umfangreiche  Vorarbeiten  erfordert,  die  noch  nicht  ge- 
leistet «ind,  aber  durch  .bereits  festgelegte,  zunächst  an  keine 
ßichtlinien   gebundene    UnterausschiLsse    und    einen  Über- 
leitungsausschuß   des    eingangs  genannten  Fachausschusses 
baldigst    in  Angriff  genommen  werden  sollen.  Praktische 
Bedenken  dagegen,  daß  zum  Zeitpunkt  des  Übergangs  der 
Staatsbahnen  an  das  Eeich  die  Übergangsorganisation  nicht 
sogleich  überall  im  einzelnen  voll  ausgebaut  vorhanden  ist, 
werden  kaum  geltend  gemacht  werden  können;    es  genügt 
schließlich,  wenn  zu  diesem  Zeitpunkt  die  neue  Zentralstelle 
voll  in  Wirksamkeit  tritt.    Zweifellos  w^erden  zwai,  .je  weiter 
bis  zum  gleichen  Zeitpunkt  die  für  die  einheitliche'  Verwal- 
tung als   zweckmäßig  erkannten   Änderungen   der  Verwal- 
tungseinrichtungen im  einzelnen  bereits  gediehen  sind,  um  so 
schneller  die  erhofften   Voi  teile  der  einheitlichen  Verwal- 
tung zur  Geltung  kommen;  unbedenklich  kann  aber  die  Über- 
gangszeit für  die  Änderungen  im  einzelnen  über  den  Zeit- 
punkt de«  Übergangs  der  Bahnen  an  das  Reich  hinaus  er- 
streckt werden.    Es  wird  das  zudem  zur  praktischen  Not- 
wendigkeit werden,  da  Aufgaben  der  vorliegenden  Größe  und 
Schwierigkeit  in  kurzer  Frist  nichtr  durchgeführt  werden  kön- 
nten.   Das  wird  weiter  zur  Folge  haben,  daß  die  für  den 
Ubergang  zu   ersinnende  Organisation,  die  nur  bei  breiter 
Anlehnung  an  das  Vorhandene  praktisch  ohne  schwere  Er- 
schütterungen des  Verkehrslebens  durchführbar  sein  wdrd  für 
eine   Reihe  von  Jahren   die  neue  Organisation  der  Eeichs- 
eisenbahnen  sein  wird.     Es  ward  aus  rein  praktischen  Er- 
wägungen heraus  nicht  für  zweckmäßig  gehalten  werden  kön- 
nen, diese  größte  Verwaltung  Deutschlands  bereits  bald  nach 
Ihrer  Schaffung  durch    eine  vielleicht    sehr  geistreich  er- 
sonnene  und   durchgearbeitete  aber  tief  eingreifende  Neu- 
organisation wieder  vollständig  umzubilden  und  dadurch  er- 
neut m  erhebliche  Unruhe  zu  versetzen.     Es  bedarf  dann 
vielmehr  zunächsi^  nach  so  vielen  Jahren  der  Umwälzungen, 
der  Unruhe  und  Unstetigkeit.  der  Sonderbeanspruchungen  wie 
Me  der  Krieg  für  die  Staatseisenbahnen  gebracht  hat,  ."einer 
ge.wiss.en  Z.eit  der  Ruhe  für  das  Sicheinspielen  in  die  neuen 
Verhältnisse,  für  die  Uerbeiführung  sf.etiger  Zustände,  für 
die  Beseitigung  der  politischen  Unruhe,  die  jetzt  die  Arbeiler 
und  Beamten  vielfach  beherrscht,  für  die  Wiederertüchtiouuo 
d.cs  Personals,   für  die  Wiederinstandsetzung   des  gesamten 
.^ppaiates  in  d.en  l'etricbszuv.  rlässigen  Zustand,  wie  .er  vor 
dem  Rrrege  bestand,  und  für  die  hierzu  unter  den  geänderten 
l-ohtischen  Verhältnissen  besonders  schwierige    und  außer- 
ordentlich umfangreiche  Kleinarbeit. 

Nur  wenn  mit  Recht  eingewentlet  werden  könnte,  daß 
schwerwiegende  Gründe  die  in  den  vorstehenden  Ausfüh- 
rungen zu  Grunde  gelegte  und  empfohlene  Anlehnung  an  das 
Vorhandene  nicht  ratsam  erscheinen  lassen,  würde  m  E.  ein 
andeier  als-der  in  der  Hauptsache  aus  praktischen  Erwägun- 
gen m  vorstehenden  Ausführungen  bezeichnete  We»- 
für  dif^  zunächst  für  die  Reichseisenbahnen  ^u  schaT- 
tende  Organisation  in  Frage  kommen  können.    Das  «ibt  mir 


Vcranlassniig,  auf  die  sehr  mfere.ssanle  Arlieit  des  Regieruugs- 
rals  Quaatz  „Die  Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei  den 
künftigen  Reichseisen bahn.en"  (Nr.  30  und  1^7  von  1919  fler 
Zeitung  des  Vereins  Deutscln-r  Eisenbahnverwaltungen)  ein- 
zugehen, weil  in  dieser  die  Begründung  für  .eine  großzügig 
ausgearbeitete,  von  den  vorhandenen  Organisationen  der 
Staatsbahnen  grundsätzlich  stark  abweichende  Einrichtung  der 
Betriebsverwaltung  der  Reichseisenbahnen  im  Ave.sentlichen 
in  dem  Versagen  der  bestehenden  Organisationen  <ier  Be- 
triebsverwaltungen gefunden  wird.  Hieibei  M'ird  insbeson- 
dere wiederholt  auf  die  Organisation  der  Preußischen  Staat«- 
eiseubahnen  Bezug  genommen,  und  es  weiden  ohne  Anfüh- 
rung entsprechender  Einzelheiten  eine  Anzahl  zur  Begrün- 
dung der  Notwendigkeit  einer  völligen  Neuorganisation  nicht 
unwichtiger  Angaben  in  so  bestimmter  Form  gemacht,  daß 
der  Eindruck  hervorgerufen  werden  könnte,  daß  diese  An- 
gaben die  allgemein  herrschende  und  gültige  Ansicht  wieder- 
geben. Nach  der  Fühlung,  die  ich  mit  weiten  Kreisen,  insbe- 
.sondere  mit  Beamten  der  Slaatseisenbahnen  habe,  und  nach 
memen  .eigenen  Erfahrungen  glaube  ich  von  dieser  möglichen 
Auslegung  abiaten  zu  sollen.  Auch  unter  Berücksichtiguno- 
des  Umstandes,  daß  d;e  Ansichten  über  die  Zweckmäßigkeii 
und  die  Bewährung  einer  Organisation,  wenn  nicht  ge'rade 
ganz  offenbare  und  leicht  in  die  Erscheinung  tretende  Mängel 
vorliegen,  vielfach  schon  deshalb  recht  verschieden  sein  wer- 
den, weil  bei  der  Beuiteiluug  naturgemäß  persönliche  Veran- 
lagung und  Neigungen  eine  -nicht  unwesentliche  Rolle  zu 
spielen  pflegen,  herrscht  nach  meiner  Kenntnis  —  Änderun- 
gen von  Einzelheiten  werd.en  allerdings  vielfach  gewünscht 
und  hinsichtlich  der  Zuständigkeit.en  Verschiebungen  für 
zweckmäßig  gehalten  —  die  auch  von  mir  geteilte  Ansicht  vor, 
daß  die  jetzt  bestehende  Organisation  im  großen  und  ganzen 
zweckmäßig  ist  und  nach  den  in  den  letzten  Jahren  vorge- 
nommenen Ergänzungen  hinsichtlich  der  Betriebsführung 
recht  hohen  Anforderungen  gerecht  zu  werden  vermag. 

Wenn  in  der  Quaatzschen  Arbeit  zunächst  ausgeführt  wird, 
daß  es  nicht  angehen  würde,  die  Organisation  einer  einzel- 
staatlicheu  Verwaltung,  etwa  der  preußischen,  auf  die  Reichs- 
eisenbahnen  zu  übertragen,  und  daß  die  Neugestaltung  nach 
zwei  Richtlinien  geschehen  müsse,  nämlich:  „Einheit  und 
Zusammenfassung  auf  der  einen  Seite,  Dezentralisation  und 
S.elbstverwaltung  auf  der  anderen  Seite'-',  so  sind  das  sehr  oft 
und  von  vielen  Stellen  erhobene  auch  nach  meiner  Auffassung 
allgemein  genommen  recht  zweckmäßige  Forderun- 
gen, deren  Erfüllung  aber  m.  E.  auch  ohne  vollständige  grund- 
sätzliche Änderung  der  l).estehenden  Organisationen  (fager 
wir  z.  B.  der  preußischen)  erfolgen  kann.  Es  wird  .la  v,ohl 
von  keiner  Seite  geplant,  die  Organisation  einer  eiuzelstaal- 
lichen  Verwaltung  ganz  ungeändert  ohne  ausreichende  An- 
passung an  die  neuen  Verhältnisse  für  die  Eeichseiscnbahnen 
vorzuschlagen  und  eine  zweckentsprechende  Neuregelung  der 
Zuständigkeiten  dabei  außer  Acht  zu  lassen.  Wenn  aber  im 
Anschluß  an  diese  allgemeinen  Forderungen  weiter  ausgeführt 
wird: 

„Schon  jetzt  ist  bei  den  preußischen  Staatseisenbahneu  die 
Zentialisaticn  viel  zu  weitgehend.  Der  Minister  ist  tatsäch- 
lich nicht,  wie  er  .es  organisationsmäßig  sein  sollte,  nur  Auf- 
.'••ichtsbehörde,  sondern  gleichzeitig  oberster  Betriebsleiter.  Der 
Krieg  hat  die  Schäden  auch  hier  augenfällig  gemacht.  Die 
Versuche  zur  Abhilfe  z.  B.  durch  Einrichtung  der  General- 
betriebsleitungen, der  Kriegsbetriebsleitung  usf.  blieben  ohne 
durchgreifenden  Erfolg  und  mußten  das  bleiben,  weil  sie  den 
Kernpimkt  unl>erührt  ließen:  Das  ist  die  für  die  Gegenwart 
nicht,  mehr  passende  Organisation  der  Betriebsverwaltung.'- 
i-o  scheinen  mir  diese  Ausführungen  zum  größten  Teil«  doch 
nicht  recht  begründet  und  die  Schlußfolgerung  un)>erechtigl. 
Eine  Dezentralisation  —  aber  nicht  durch  Einführung  einer 
völlig  geänderten  Organisation,  sondern  durch  im  Rahmen 
der  vorhandenen  Organisation  m.  E.  ganz  gut  mö.gliche  Über- 
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tragung  erweiterter  Befugnisse  an  die  der  Zentralstelle  unter- 
geordneten Stellen  einschl.  der  örtlichen  Dienststelleu  — 
scheint  auch  mir  nützlich  und  geboten.  In  der  bestehenden 
Zentralisation  vermag  ich  jedoch  keine  Ursache  für  Schäden 
zu  finden,  die  der  Krieg  augenfällig  gemacht  hat.  Es  fehlte 
im  Gegenteil  bei  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung  vor 
dem  Kriege  und  in  den  ersten  Krieg.sjahren  an  einer  ausrei- 
chenden einheitlichen  Zusammenfa.ssung  (Zentralisation)  des 
Betriebes,  und  eist  die  Sorgen  und  schweren  Betriebsnöte  der 
Kriegszeit  haben  in  Preußen  durch  Einrichtung  einer  Be- 
triebsabteilung im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  eine 
eigentliche  Spitze  für  die  Angelegenheiten  des  Betriebes  ge- 
bracht. Es  ist  gewiß  auffällig,  daß  bei  einer  so'  großen  Ver- 
waltung, deren  praktische  Hauptaufgabe  doch  schließlich  die 
sichere  und  günstige  Eegelung  und  Durchführung  des  Be- 
triebes zur  Bewältigung  der  Verkehrsanforderungen  ist,  eine 
solche  eigentliche  Spitze  in  der  Zentralstelle  während  einer 
langen  Eeihe  von  Jahren  nicht  bestanden  hat,  denn  die  Be- 
handlung von  Betriebsangelegenheiten  durch  2  aus  dem  Be- 
triebe hervorgegangene  Eeferenten,  die  die  Angelegenheiten 
der  Betriebssicherheit  unter  der  Bauabteilung,  wie  des  Zug- 
förderungsdienstes unter  der  Verkehrsabteilung  bearbeiteten, 
während  der  maschinentechnische  Betriebsdienst  wieder  unter 
der  ma^chinentechnischen  Abteilung  bearbeitet  wurde,  kann 
m.  E.  bei  der  ausschlaggebenden  Stellung  der  Direktoren  in 
den  Minister ialabt-eilungen  als  eine  der  Bedeutung  und  den 
Aufgaben  des  Betriebe,?  voll  gewachsene  und  entsprechende 
einheitliche  Spitze  nicht  wohl  bezeichnet  werden.  C^erade 
aber  darauf,  daß  eine  solch«  Spitze  nicht  bestanden  hat,  glaube 
ich  es  mit  zurückführen  zu  sollen,  daß  die  Weiterentwicklung 
und  Fortbildung  des  Betriebsapparates  nicht  immer  mit  deT 
V erkehl ,szu nähme  und -Entwickelung  gleichen  Schritt  oehalten 
hat,  und  daß  beim  Eintreten  von  Betrieb&schwierigkeiten  bei 
großen  Konjunkturschwankungen,  Herbststockungen,  Anfor- 
derungen des  Krieges  usw.  der  Betrieb  nicht  immer  so  ge- 
rüstet und  vorbereitet  war,  daß  zum  Schaden  der  Verkehrs- 
abwickelung Sitz  und  Ursache  der  Betriebsschwierigkeiten 
schnell  und  sicher  erkannt  werden  konnten  und  wirksame, 
schnelle  betriebliche  Hilfe  möglich  war. 

Die  nicht  näher  bewiesene  Angabe,  daß  die  im  Kriege  ge- 
schaffenen Einrichtungen  der  Generalbetriebsleitungen  imd 
der  Kriegsbetriebsleitung  ohne  durchgreifenden  Erfolg  blie- 
ben und  bleiben  mußten,  glaube  ich  als  zutreffend  nicht  an- 
erkenn en  zu  können.  Wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  daß 
die  Generalbetriebsleitungen  in  betriebsschwierigstier  Kriegs- 
zeit ohne  besondere  Vorbereitung  ganz  plötzlich  eingerichtet 
worden  srnd  und  natur.gemäß  immer  eine  gewisse  Zeit  erfor- 
deilich  ist.  um  Tätigkeit  und  Wirkuug  solcher  neuen  Einrich- 
tungen sichtbar  werden  zu  lassen;  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  es  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  ist,  einen  durch  alle 
möglichen,  ungünstigen  Ausnahmeverhältnisse  in  die  größten 
Schwierigkeiten  und  in  eine  gewisse  Unordnung  geratenen 
Betrieb  wieder  in  günstigeie,  geregelte  Bahnen  zu  lenken,  und 
wenn  man  keine  unbilligen  Forderungen  hinsichtlich  der  Er- 
folge und  des  Erreichbaren  stellt,  so  kann  nach  meiner  Kennt- 
nis der  Arbeit  und  der  Ei  folge  dieser  Arbeit,  auf  die  hier 
näher  einzugehen  zu  weit  führen  vrärde,  das  Urteil  nur  so 
lauten,  daß  mit  der  Einrichtung  der  Generalbetriebsleitungen 
durchgreifende  Erfolge  gezeitigt,  Inllige  Erwartungen  durch- 
aus erfüllt  und  allgemein  günstige  Erfahrungen  gemacht  wor- 
den sind. 

Auch  durch  die  Einrichtung  der  Kriegsljetrielrsleitung,  hei 
der  Mängel  infolge  der  fehlenden  Anordnungsbefugnis 'nicht 
m  Abrede  gestellt  werden  können  und  sollen,  sind  durchgrei- 
fende Erfolge  erzielt  worden.  Erst  durch  sie  ist  ein  Zusam- 
menaibeiten  der  verschiedenen  Eisenbahnverwaltungen  und 
der  Militärverwaltung  erreicht  und  ein  Ausgleich  und  eine 
Aushilfe  zwischen  den  Eisenbahnverwaltungen  ermöglicht 
worden .  die  wesentlich  dazn  beigetragen  haben,  daß  überha,upt 


in  den  kritischen  Zeiten  ein  Durchhalten  im  Eis-enbahnbe- 
triebe  gelungen  ist. 

Von  der  Zentralleitung  des  Betriebes  in  Preußen  wird  in 
der  Quaatzschen  Arbeit  (S.  371)  ausgeführt : 

„Über  ihnen  (den  21  Eiseubahndirektionen)  steht  nur  das 
Ministerium.  Nach  der  Organisation  ist  dieses  Aufsichts-, 
nicht  Betriebsbehörde.  Es  ist  also  seiner  ganzen  Einrichtung 
nach  zu  einem  regelmäßigen  Eingreifen  in  den  Betrieb  niclft 
geeignet.  Auch  steht  es  der  örtlichen  Betriebslage  zu  fern, 
als  daß  es  sich  anders,  als  durch  gelegentliche  Eingriffe  bef- 
tätigen  könnte.  Mit  solchen  ist  man  aus  triftigen"  Gründen 
vorsichtig.  Ein  Anlaß  wird  in  der  Regel  durch  Anrufen  der 
Verwaltungen  gegeben.  Das  stellt  eine  Beschwerde  dar,  ist 
deswegen  von  keiner  Seite  gern  gesehen  und  hat  die  uner- 
wünschtesten Folgen  für  ein  künftiges  Zusammenarbeiten.« 

Diesen  Ausführungen  glaube  ich  entnehmen  zu  sollen,  daß 
eine  betriebliche  Spitze,  wie  sie  z.  B.  seit  mehr  als  2  Jahren 
in  der  Betriebsabteilung  des  preußischen  Ministeriums  be- 
steht, bei  einer  Zentralstelle  für  organisatorisch  fehlerhaft 
und  ungenügend  wirksam  gehalten  wird.  Diese  Auffassung 
vermag  ich  nicht  zu  teilen  und  die  zu  ihrer  Begründung  ge- 
machten Ausführungen  als  strchhaltig  nicht  anzuerkennen  au» 
Gründen,  die  ich  näher  darlegen  werde.  Wenn  eine  solch« 
zentrale  Stelle  außer  den  ihr  obliegenden  großen  allgemeinen 
Aufgaben,  wie  Bearbeitung  der  allgemeinen  Betriebsantre- 
legenheiten  und  Vorschriften,  Mitwirkung  bei  der  Ausgestal- 
tung und  Weiterentwickelung  der  Betriebsanlagen  und  Ein- 
rrchtungen  usw.,  in  betriebsschweren  Zeiten  sich  auch  noch 
rn  anderei  Weise  in  der  Betriebsverwaltung  betätigt,  so  bleibt 
sre  dennoch  rmmer  Aufsichtsbehörde  und  wird  dadurch  nicht 
Betrrebsbehörde.  Eine  Betriebsbehörde  ist  m.  E.  nur  die  den 
ei  g-en  fliehen  praktischen  Betrieb  durchführende  Behörde. 
Drese  zentrale  Stelle,  die  bei  entsprechender  Ergänzung  der 
bestehenden  Organisation  des  Ministeriums  in  dieses  recht 
wohl  einzugliedern  ist,  führt  nicht  den  Betrieb,  sondern  sie 
uberwacht  die  Betriebsführung,  sie  überbrückt,  wo  erforder- 
lich, -die  Gienzen  der  Direktionen  und  Generalbetriebsleitun- 
gen, sie  veranlaßt  den  Ausgleich  in  Betriebsmitteln  und  Per- 
sonal, die  Unterstützung  und  Hilfeleistung  für  notleidende 
Direktionen,  die  Heranziehung  von  Direktionen  mit  besserer 
Betriebslage  für  Leistungen  zurEntlastung  vonDirektionen  mit 
ungünstiger  Betriebslage  usw.,  soweit  das  durch  die  General- 
betriebsleitungen nicht  erfolgen  kann,  alles  Dmge,  die  von 
weniger  zentraler  Stelle  aus  mangels  des  erforderlichen  Über- 
blickes in  wirklich  zweckmäßiger  Weise  gar  nicht  geregelt 
werden  können.  In  Ausübung  dieser  so  gestalteten  Aufsicht 
Uber  die  Betriebsführuug  ist  es  naturgemäß,  daß  mehr  als 
früher  in  die  Betriebsführung  eingegriffen  wird,  daß  in  be- 
trirebsschweren  Zeiten  in  etwas  anderer  Weise,  als  das  im  all- 
gemeinen sonst  im  Ministerium  üblich  war,  vorgegangen  wird 
daß  dann  Telegramme  und  Telegrammbriefe  eine  erhebliche 
Rolle  spielen,  vom  Fernsprecher  in  weitgehender  und  umfas- 
sender Weise  &ebiauch  gemacht  wird,  durch  diie  Referenten 
und  die  diesen  zugeteilten  Reisebeamten  eine  häufige,  unmit- 
telbare, auch  persönliche,  Fühlungnahme  mit  den  den  prakti- 
schen Betrieb  führenden  Stellen  erfolgt  und  durch  zweck- 
mäßig eingerichtete,  regelmäßige  oder  periodische  Betriebs- 
meldungen in  solchen  Zeiten  fortlaufend  ein  klares  Bild  über 
die  Betriebslage  in  den  einzelnen  Bezirken  geschaffen  wird. 
Beim  Vorhandensein  solcher  und  ähnlicher  auf  die  Natur  des 
Betriebes  eingestellter  Einrichtungen  und  bei  einem  hierauf 
zugeschnittenen,  schnellen  und  einfachen  Geschäftsgang  kann 
m.  E.  nicht  mehr  mit  Recht  behauptet  werden,  daß  das  Mini- 
sterium der  örtlichen  Betriebslage  zu  fern  steht  und  Anlaß 
zu  Eingriffen  desselben  in  der  Regel  nur  durch  Anrufung  der 
Verwaltung  gegeben  wird. 

Um  dem  Einwände,  daß  die  sich  so  ergebende  Arbeit  iu 
günstiger,  schneller  Weise  von  einer  zentralen  Stelle  nicht 
zu  leisten  sei,  von  vornherein  zu  begegnen,  weise  ich  darauf- 
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hin,  daß  si«  für  das  Netz  der  Preußischen  Staatsbahneu 
wahrend  zweier  Jahre  durch  wenige  Kefereuten  hat  durch- 
geführt werden  können  und  auch  für  das  größere  Grebiet  der 
Eeichseisenbahnen  nach  meiner  Uberzeugung  in  zweck- 
mäßiger, wirksamer  Weise  durchgeführt  werden  kann,  da  die 
Bearbeitung  sowieso  nach  Gruppenbezirken  eingeteilt  werden 
muß  und  auch  bei  einer  Vermehrung  der  Gruppen  die  zur 
Überbrückung  der  Gruppengrenzeu  notwendige  Fühlung- 
uahm-e  zwischen  den  Eeferenteu,  sei  es  in  täglichen  kurzen, 
gemeinschaftlichen  Besprechungen  unter  Leitung  des  Direk- 
tors der  Betriebsabteilung  oder  durch  Hausfernsprechcr 
zwischen  den  Eefeieuten  sehr  schnell  und  leicht  möglich  ist. 

Der  in  der  Quaatzschen  Arbeit  aufg-'estellte  Grundsatz,  die 
leitenden  Köpfe  von  der  laufenden  Arbeit  zu  befreien,  ist 
•ein  Ideal,  dem  nachzustreben  verlockend  scheinen  mag.  Aber 
wie  das  bei  der^  Verwirklichung  von  Idealen  meist  der  Fall 
zu  sein  pflegt,  so  ist  es  auch  hier;  di«  praktische  Durch- 
führung stößt  auf  recht  erhebliche  Schwierigkeiten.  Es  liegt 
das  in  der  Hauptsache  in  der  Natur  und  Eigenart  des  einem 
lebenden  Organismus  zu  vergleichenden  Eisenbahnbetriebes, 
bei  dem  eine  völlige  Loslösung  von  allen  laufenden  Ge- 
schäften nicht  di'O  lebendige  Fühlung,  Erf-ahrung  und  Einz-el- 
kenntuis  erhalten  und  bringen  kann,  die  bei  den  leitenden 
Köpfen  für  eine  den  praktischen  Bedürfnissen  wirklich  Eech- 
uung  tragende  und  entsprechende  Tätigkeit  nicht  wohl  ent- 
behrlich ist.  Durch  Erweiterung  der  Zuständigkeiten  der 
untergeordneten  Stellen  ist  aber  bereits  die  Möglichkeit  einer 
ausreichenden  Entlastung  der  leitenden  Köpfe  gegeben.  Der 
T^mstand,  daß  nach  voller  Überwindung  der  durch  den  Krieg 
und  seine  Folgen  herbeigeführten,  ungünstigen  Verhältnisse 
bei  dem  dann  zu  erwartenden  Hinzukommen  eines  stetigen 
Zustandes  der  Verkehrsbewegung,  betriebsschwierige  Zeiten 
immer  nur  einen  verhältnismäßig  geringen  Bruchteil  des 
Jahres  beherrschen  werden,  bringt  zudem  für  die  im  Betriebs- 
dienst tätigen  leitenden  Köpfe,  insbesondere  bei  der  Zentral- 
stelle, während  eines  Teiles  des  Jahres  eine  starke  Los- 
lösung und  Entlastung  von  laufenden  Geschäften  und  gibt 
ausreichend  Zeit  und  Möglichkeit,  sich  den  größeren  und  all- 
gemeinen Aufgaben  mit  voller  Kraft  und  Sammlung  zu 
widmen. 

Allgemein  glaube  ich  auf  Grund  der  Erfahrungen  der 
letzten  Jahre   aussprechen   zu  sollen,  daß   der  Ausnahmc- 
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zustand  der  betriebsschweren  Zeiten  Sondermaßnahmen  und; 
Sonde reinrichtungen  für  diese  Zeiten  auch  auf  dem  Gebielej 
der  Verwaltung,  wie  diese  auch  immer  gestaltet  sein  möge.i 
verlangt,  die  aber  in  g>ewöhnlichen  Zeiten  entbehrlich  sind.; 
Wegen  dieser  Maßnahmen  verweise  ich  auf  die  ausführlichen" 
Darlegungen  in  der  Arbeit  des  Geheimen  Baurats  Heinrich 
„Über  Betriebsschwierigkeiten"  (Archiv  für  Eisenbahnwesen, 
Jahr-gang  1919,  Heft  2*).  Die  Gesamtorganisation  der  Be- 
triebsverwaltung auf  den  Ausnahmeznstand  solcher  Zeiten  zu 
stark  zuzuschneiden,  würde  ich  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
nicht  für  gerechtfertigt  und  betrieblich  nicht  für  notwendig 
halten.  Es  genügt  nach  meiner  Auffassung,  wenn  die  Sonder- 
maßnahmen und  -Einrichtungen  (wie  Zugleitungen,  Obev- 
zugleitungen,  Oberbetriebsleiter,  u.  U.  auch  Generalbetriebs- 
leitungen usw.)  so  vorbereitet  sind,  daß  sie  beim  Eintreten 
schwieriger  Betriebsveihältnisse  alsbald  ihre  Tätigkeit  auf- 
nehmen können.  Auf  die  Gesamtorganisation  sind  sie  nur  in- 
sofern von  Einfluß,  als  diese  Organisation  die  Sondermaß- 
nahmen und  -Einrichtungen  zulassen  muß;  eine  besondere 
Art  der  Gesamtorganisation  bedingen  sie  nicht. 

Ich  glaube,  daß  meine  Ausführungen  geeignet  sein  können, 
die  von  Eegierungsrat  Quaatz  ausgeführten  Gründe  für  die 
Notwendigkeit  der  Organisation  der  neuen  Eeichseisenbahnen 
nach  einer  von  der  bei  den  Staatsbahnen,  insbesondere  bei 
Preußen,  bestehenden  vollständig  und  grundsätzlich  abwei- 
chenden Art  zweifelhaft  erscheinen  zu  lassen.  Keiner  ELsen- 
bahnverwaltung,  welche  Organisation  sie  auch  gehabt 
haben  möge,  würde  während  der  letzten  Kriegsjahre  eine 
glatte  Durchführung  des  Betriebes  und  eine  glatte  Bewälti- 
gung des  völlig  geänderten,  beständig  stark  wechselnden  Ver- 
kehres gelungen  sein,  da  die  Leistungsfähigkeit  des  ganz^en 
Apparates  durch  Einwirkungen,  die  nicht  auf  dem  Wege  der 
Organisation  der  Betriebsverwaltung  ausgeglichen  oder  be- 
seitigt werden  können,  stark  beeinflußt  und  gemindert  war. 
Ich  halte  es  sogar  für  ein  gutes  Merkmal  und  für  ein  Zeichen 
einer  in  seiner  Grundlage  durchaus  gesunden  Organisation, 
daß  die  Eisenbahnen  unter  solchen  A^'erhältnrssen  noch  die 
ausgeführten,  recht  beachtlichen  Leistungen  haben  voll- 
bringen können  und  durchgehalten  haben.        (Schluß  folgt.) 


*) '  Vergl.  auch  die  Bearbeitung  dieses  Aufsatzes  in  Nr.  42. 
S.  433  d.  Ztg. 
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Die  sächsischen  Staatseisenbabnen  im  Jahre  1917. 


Denr  kürzlich  erschienenen  Statistischen  Bericht  über  4en 
hPtnel»  der  unter-  sächsischer  Staatsverwaltung  stehenden 
Staats-  und  Prrvatersenbahnen  im  Jahre  1917  entnehmen  wir 
toloiende  Ansaben:  Durch  Eröffnung  der  sohmalspurio-en 
.NeljenbahnKlrngenthal-Untemachsenberg-Georgenthal  (4,96  km) 
sowie  durch  die  selbständige  Einführung  der  Linie  Plao-witz- 


Lindeuau-Gasohwitz  in  den  Bahnhof  Gaschwitz  ist  im  Be- 
richts.iahre  eine  Längen ziunahme  von  7,57  km  entstanden-  so 
daß  die  B  e  t  r  i  e  b  s  1  ä  n  g  e  der  Staatseisenbahnen  am  Schluß 
des  Jahres  1917  nach  Abzug-  der  verpachteten  und  nach  Zu- 
rechnung der  gepachteten  und  mitbetriebenen  Strecken 
.3390,.3ü  km  gegen  3382,73  km  im  Jahre  1916  umfaßt.  Diese  Ge- 


Einnahme 


1.  Personen-  und  Gepäckverkebr    .  . 

2  Güterverkehr  

8.  t^berlassung  von  Bahnanlagen  usw. 

4.  t^berlassuDg  von  Fahrzeugen   .  .  . 

5.  P>trä!je  aus  VeväußpruDgen  .... 

6.  Verschiedene  Einnahmen  


Gesanit- 
einnahme 


1917 

auf  1  kui  I   in  %  der 

Betriebs-  I  Gesaint- 

iänge  I  einnähme 

M  \  :  % 


81  953  244 
118  255-207 

7  9'i0  MO 
10  160  918 

5  105  651 
'  4  664  551 


24  893 
34  921 


35,92 
51,83 
3,50 
4,46 
2,94 
205 


Gesamt- 
einnahme 


1910 

I   auf  I  km  [  in  %  der 

I  Betriebs-  [  Gesamt- 

I      länge     I  einnähme 


(i2  439  583 
114  516  354 
5  467  870 
10  522  489 

3  438  280 

4  267  444 


Zusammen 


228  136  III 


67  3(;9 


100,00 


200()52()20 


59  387 


100,00 


sanillärm-e  besteht  aus  1043,84  km  —  30.79%  zwei-  und  mehr-- 
gl(-isiu,eu  sowie  797,38  km  —  23,52  %  eingleisigen  Hauptbahnen, 
K)'-'J,18  km  —  30,36  %  vollspurigen  Nehenbahnen  und  519,90  km 
z=  15,33  %  iSchmalspurbahnen.  Im  Eigentum  der  sächsischen 
Slaati-ei.senbahn\'erwaltung  standen  hiervon  33(50,21  km  Bi.^^ 
zum  Schluß  des  Berichtsjahres  sind  für  den  Bahnbau  im 


ganzen  1335,39  Millionen  Mark,  einschließlich  257,25  Millionen 
für  Fahrzeuge,  aarfgewendet  worden,  das  sind  397  414  Ji  auf 
1  km  Bahn  gegen  393  451  .//  im  Vorjahre.  Im  Hinblick  darauf, 
daß  die  Staatsregierung  eine  Anzahl  Privat  bahnen  unter  Be- 
liicksichtiguna-  ihres  ^'erkehrswertes  teils  über,  teils  unter 
ihrem  Herstelhingsauf \Aaude  käuflich    erworben    hat.  ver- 


LIX.  Jahrgang 
35.  Juni  1919 

ändert  sich  di©  für  d^en  Bahnbau  verwendete  Summ«  in  ein 
aufgewendete«  A  n  1  a  g  e  k  a  p  i  t  a  1  von  1280,07  Millionen  Mark, 
^-  ^^^S^:^'^}}^^^^\r^'^^  1  km  Eisentumislänge  397  414  J[ 
SBÄ-en  39340I  M  im  Vor.iahre.  Das  der  Verzinsung  des  Be- 
trieteuberschu^ßes  zugrunde  zu  legende  durobschnitfcliche 
I^S^i^Ii^^^^f^^Pitai  beträo^t  für  das  Berichtsiahr 
1  2<2 106  951  Zur  Bewalti^rung-  des  Verkehrs  waren  vor- 

Handen:  l<8o  Lokomotiven,  1100  Tender  4  Triebwagen  4875 
Personenwagen  und  51  750  Lastwagen.  Der  Verkehr  'sellb&t 
stand  weiterhin  wahrend  des  ganzen  Jahres  unter  den  Wir- 
™9%«9*P  Es    Würden    iuv    ganwn  befördert 

1^2  221  082  Personeu  gegen  124  218  225  im  Voriahre.  Auf  1  km 
der  durehsohnitthchen  Betriebslänge  kamen  46  236  (i  V  37  817^ 
Personen  und  1  023.251  (i.  V.  862  597)  Personenkilometer.  Jede 
bewegte  Personenwagenaehse  war  durchsohnittlioh  besetzt  mit 
8,92  Personen  g;egen  6,66  im  Jahre  1916.  Das  Gesamtergebnis 
des  Cxuterverkehi^  beziffert  sich  auf  37,50  MiUionen  Tonnen 
gegen  37,98  Millionen  im  Vorjahre,  der  von  der  Güterbeförd.6- 
rung  zurückgelegte  Weg  auf  2520,62  (i.  V.  2505,91)  Mülionen 
Tonnenkilometer.    Auf  1  km  der  durchschnittlichen  Betriebs- 
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¥■Q'7¥2^■A^■™'^  EinschLuß  der  frachtfreien  Sendungen  12  547  t 
und  871660  tkm  gegen  12  723  t  und  866  988  tkm  im  Voriahj^e. 
Auf  ein  Achskilometer  der  Güterwagen  kamen  im  beladenen 
Zustande  durchschnittlich  4,47  (i.  V.  4,41)  tkm.  Die  Ein- 
nahmen der  ibtaatseisenbahnen  gestalteten  sich  im  Beriohts- 
.lahre  und  im  Verhältnis  zum  Vorjahre  wie  vorstehend 

Im  Durchschnitt  kam  auf  jedes  Nutzküometer  eine  Ein- 
nahme von  7229  (1916 :  5,865  J()  und  auf  jedes  Wagenachs- 
kilometer  0,187  (1916:  0,157  Ji).  DieEinnahmen  aus  dem  Per- 
sonen- und  Gepackverfcehr  «ind  im  Berichtsjahre  im  Ver^-leich 
zum  Vorjahr  um  31,25  %,  die  aus  dem  Güterverkehr  um  3  26  % 
imd  die  Gesamteinnahmen  um  13,70%  gestiegen  Hierzu  ist 
.jedoch  zu  bemerken,  daß  in  den  Verkehrseinnahmen  auch  die 
1^7^:^''  Beförderung  von  Militär,  Militärgepäck 

und  Militargut,  die  noch  aus  Guthaben  vor  dem  Jahre  1917 
stammen,  mit  zusammen  14  317  847  M  enthalten  sind.  Die  G  e  - 
s  a  m  t  a  u  s  g  a  b  e  n  haben  gegen  1916  um  25,12  %  zugenommen 
und  zwar  die  persönlichen  Ausgaben  um.  21,59  %  und  die  sach- 
lichen um  30,05  %.  Im  einzelnen  setzen  sie  sich  wie  folo-t  zu- 
«ammen : 


Ausgaben. 


1  Besoldungen  usw.  der  Beamten  .... 

2.  Bezüge  der  diätarisch  Besoldeten,  Löhne  der  Arbeiter' 

.  w^u.f*^!^®""'  Umzugskosten,  Nebenbezüge  . 
4.  Wohlfahrtszwecke  


Persönliche  Ausgaben 


5.  Unterhaltung  ]  der  Ausstattungsgegenstände  usw.  . 

6.  Erneuerung    V    „    baulichen  Anlagen  . 

7.  u.  Ergänzung  J    .    Fahrzeuge  und  maschin.  Anlagen 

8.  Benutzung  fremder  Bahnanlagen  usw 

9.  Benutzung  fremder  Fahrzeuge  

10.  Verschiedene  Ausgaben  


Sachliche  Ausgaben 


Gesamtausgaben  .  .  .  . 

auf  1  km  mittlerer  Betriebslänge 
auf  1  Nutzkilometer 


auf  1  Wagenachskilometer 
in  0/0  der  Gesaniteinnahme 


1917 


1916 


Ausgaben 
im  g'anzen 

J6 


in  i'/o  der 
Gesamt- 
ausgaben 


Vn 


4-2  930  155 
37  164-288 
4  100  951 
25  095  087 


2-2,15 
19,17 
2,11 
1-2,95 


109  290  481     !  .56,38 


28  587  321 
iö  415  1.31 
oä  480  574 

2  0.S9  343 
525  112 

2  521  984 


14,-75 
9,.50 

16,75 
1,05 
0,27 
1,.30 


84  569  465 


43,62 


193  859916 
57  247,46  { 
6,148  I 
0,159 
84,976 


100,00 


«i.^*''  ^^*^'\«'''.süber Schuß  der  Staatseisenbahueu  belief 
YlnZ^^'^Z^^T^'r  34  276165  Jl  (gegen  45  714  401  M  im 
m^>tWn^  Ä  1  ^^'f^  '^J^^  Verzinsung  des  durchschnittlichen 
mirtleien)  Anlagekapitals  mit  2,69  %  gegen  3,64  %  im  Jahre 


Ausgaben 
im  ganzen 

J6. 


in  0/0  der 
Gesamt- 
ausgaben 

% 


Gegen 
das  Vorjahr 

-\-  mehr 
—  weniger 


42  705  598 
27158  263 
3  840  442 
16182  292 


27,56 
17,-53 
2,48 
10,44 


89  886  595 


21  207  789 
17  587  890 
21  949  832 

1  857  353 
908  173 

15.39  987 

65  051  024 


5S,01 

13,69 
11,35 
14,17 

1,20 
0,59 

_0,99_ 

41,99 


+  224  557 
-f-  10  006  025 
+  260  509 
-f  8  912  795 


-f  19  403  886 

-4-  7  379.532 
+  8-27241 
-f-  10 .530  742 
+  181990 
—  383  061 
-f     981  997 


-f- 19  518  441 


154  937  619  | 
45  856,76 
4,529  i 
0,121  I 
77,217 


100,()O 


-f  38  922  327 
11  890,70 
1,614 
0,038 


Die  im  Staatseis-enbahnbetriebe  vorgekommenen  Unfälle 
beziffern  sieh  im  Beriehtsjahre  auf  383,  im  Vorjahre  auf  215. 
Q1n^'??o*^'^'^  ^^^^  Entgleisungen,  39  (10)  Zusammenstöße  und 
^10  (178)  sonstige  Unfälle.  Die  Gesamtzahl  der  hierbei 
töteten  Personen  beträgt  75,  die  der  verletzten  310. 


.ge- 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

hv7.J^''*''\''****''?^''*'?''*'^'H"^       ^^^ir^  der  Eisenbahndirektion 

t  •  T^?]  J^'-  "^^^^  beschloß  eine  Versammlung  von  Be- 
imten  Hilfs^beamten  und  Eisenbahnarbeitern  des  Bezü-ks 
IpTi  ''^^"^s  ''^«mokratisierung"  des  Bezirks  die  Neu- 
K-setzung  der  Stelle  des  Präsidenten  und  verschiedener  De- 
emate  durch  Beamte,  die  in  Verbindung  mit  den  Eisen- 
»ahnerverbanden  ständen.  Die  betreffenden  höheren  Be- 
l^r2  J^''^''\  abgesetzt.  An  die  Stelle  des  Präsidenten 
Vt  ifoil  I^.echmmgsrevisor  gesetzt.  Gegen  diesen  Gewalt- 
Siernno"  i^'""  . Reich^egieiung  und  die  preußische  Staats- 
nm  i«^T  1.?*',?'  ^^"^'"^  ''^«^  Beamten  und  Arbeiter 
L  i\        o  genommen.    Sie  haben  sich  da"-egen 

r^den    olli^^^     v"'"  ■  f'"-chtbarster    Not  ausgeniTtzt 

1  erden  solle,  um  Verwirrung  und  Unruhe  zu  erreoeu 

m,w  .1?  fuli^te  die  Eegierung  aus',  ,.in  Erfurt  .geschehen, 
o  unter  dem  falschen,  aber  sehr  durchsichtigen  Vorgeben 
i^tL  "Demokratisierung  der  Verwaltung"  Beamte  und  Ar- 

■        ^^^""i  .''^'^e  ^"^'«1"         den  zuständigen 

"11(11  /AI  verhandeln,  und  ohne  die  angeblich  Schuldiffeu 
.u.Aoren  obere  Beamte  der  EisonbahndiiektHui  einfr- 
üchtig ihres  Amtes  enthüben  und  deieu  Sl(-l!en  durch 
ädere  Persnnwi  widerrechtlich  besetzt  haben. 


u?*?  I^egieruugeii  der  deutschen  und  der  preußischen  Ke- 
publik  hal>en  die  heilige  Pflicht,  die  Wohlfahrt  des  Ganzen 
durch  Schutz  von  Eecht  und  Ordnung  zu  fördern.  So  fest  sie 
gewillt  sind,  gegen  Beamte,  die  etwa  ihre  Dienstpflicht  \  pr- 
nachlassigen  oder  die  Wohlfahrt  des  Volkes  auf  andere 
Weise  schadigen,  ohne.  Ansehen  der  Person  einzuschreiten 
so  bereitwillig  sie  alle  Beschwerden  zu  prüfen  und  jeder  be- 
rechtigten Klage  Abhilfe  zu  schaffen  suchen  so  wenio-  kön- 
nen und  dürfen  sie  zugeben,  daß  unter  offener  Verletzung- 
von  K>echt  und  Gesetz  die  geordnete  Verwaltung  des  Landes 
zerschlagen  und  damit  unabsehbare  Gefahren  für  die  All- 
gemeinheit heraufbeschworen  werden.  Die  Eegieruno-en 
haben,  auch  unter  Zustimmung  der  Volksvertretungen  Tlen 
Beamten,  die  sich  m  den  Dienst  des  Volksganzen  stellen,  die 
wohlerworbenen  Rechte  gewährleistet  und  werden  nicht 
w-i1f^-  'Solche  Eechte  mit  Füßen  getreten  ^-erden.  Geoen 
VMUkurakte,  wie  sie  m  Erfurt  vorgekommen  sind,  entschfos- 
sen  einzuschi-eiten,  ist  eine  Staatsnotwendigkeit,  der  sich 
beule  Regierungen  nicht  entziehen  werden. 

Demgemäß  sind  die  erforderlichen  Maßnahmen  einoeleitet  • 
sie^  werden  unverzüglich  zur  Durchführung  gebracht"" 

1)16  unter  dem  General  Maercker  nach  Erfurt  entsandten 
üegierungstrupDen  besetzten  das  Eisenbahndirektionsgebäude 
unü  setzten  die  Beamten  m  ihre  Ämter  wieder  ein.  Eine 
unter  dem  Vorsitz  des  Eisenbahnmmisters  abgehaltene  Be- 
sprechung mit  den  Beamten-  und  Arbeitervertretungen  führte 
zur  Wiederherstellung  des  rechtmäßigen  Zustandes  Der 
Minister  entsendet  einen  Kommissar  nach  Erfurt  zur  Unter- 
suchung der  gegen  em/.elue  Beamte  erhobenen  Beschwerden 
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Au  mehi'«r€n  (hifn  de»  Direktiousb€zirks  liabeu  iSympathie- 
streik'S  'stattfircfundeu,  die  auch  zugleich  ein-en  Protest  gegeu 
d'KO  Eut'Fenduue'  der  Regierunostruppen  nach  Erfurt  l>e(leulen 
sollten.  Sie  haben  zeitweilio'  dazu  "euötigt,  einzelne  Züge 
umzuleiten,  weil  auf  den  Strecken  Halle-Probstzella  und 
Halle-Eisenach  d'er  Betrieb  nicht  durchgeführt  werden  konnte. 
Inzwischen  ist  die  Riüie  überall  wieder  herg-eslellt  worden. 

—  Braunschweiffische  Landes-Eisenbahn-Gcscllschaft.  Nach 
dem  Geschäftsbericht  für  1918  betrugen  die  Einnahmen  aus 
dem  Personenverkehr  698  984  M  (i.  V.  500  287  Ji).  aus  dem 
(TÜterverkehr  1544  299  M  (1  416  770  M),  sonstige  Einnahmen 
395  283  M  (432  445  J().  zusammen  3  638  568  M  (2  349  503  Ji). 
Die  Betriebsausgaben  beziffern  sich  nach  Ausscheidung  der 
von  den  Erneuerungsfonds  zu  tiagendeu  Anteile  auf  2  233  630 
Maik  (1  661  252  .///).  Für  1918  ergibt  sich  somit  ein  Verlust  von 
21891  Jl  (i.  V.  259137  Ji  Gewinn),  der  aus  dem  vorjährigen 
Vortrag  von  23  238  Ji  gedeckt  wird,  während  der  verbleibende 
Eest  von  1347  Ji  auf  neue  Rechnung  gelangt.  Eine  Dividende 
(i.  V.  4^2  %)  kann  demnach  nicht  verteilt  werden. 

—  Rangierbahnhof  Kornwestheim.  Der  erste  Teil  dieses 
neuen,  an  der  w  ü  r  1 1  e m  b e  r  g  i  s  c  he  n  Hauptbahn  Mühl- 
acker-Stuttgart-Ulm gelegeneu  Rangierbahnhofs  war  am 
15.  Juli  1918  in  Betrieb  genommen  w'orden.  In  der  Zwischen- 
zeit wurden  weitere  Teile  fertiggestellt,  die  Zufahrlinien  von 
Zuffenhausen  und  von  Ludwigsburg  zweigleisig  ausgebaut 
und  der  zweigleisige  Anschluß  an  die  Güterbahn  von  Unter- 
türkheim ausgeführt.  Diese  weiteren  Bauten  umfassen  etwa 
42  km  Gleise.  Von  den  genehmigten  Bauten  ist  nur  noch  im 
Rückstand  ein  Teil  der  Gleisanlagen  für  den  Lokomotiv- 
dienst und  die  endgültigen  Einrichtungen  für  die  Bekohlungs- 
aulage. Die  Neuanlagen,  durch  die  die  Leistungsfähigkeit 
des  Rangierbahnhofs  gegenüber  den  bisherigen  Teilanlagen 
wesentlich  gesteigert  ist,  wurden  am  1.  Juni  d.  J.  in  Betrieb 
genommen. 

—  Eine  Ablenkung  der  Neckar-Mündung  wird  im  Zusammen- 
hange mit   der  Herstellung   eines  Großschiffahrtsweges  im 
Zuge   des  Neckars   seitens   der  Firma  Grün  &-  Bilfinger  in 
Mannheim  empfohlen,  welche  vom  „Südwestdeutschen  Kanal- 
verein" mit  den  bezüglichen  Entwurfsarbeiten  betraut  worden 
ist,  während  die  württembergische  Regierung,  in  Verbindung 
mit  der  badischen,  das  Strombett  des  Neckars  bis  zu  dessen 
Mündung  in  den  Rhein  für  den  Kanal  nahezu  festhalten  will. 
Nach  dem  Plane  der  genannten  Firma  soll  unmittelbar  unter- 
halb Heidelberg  der  Kanal  erst  in  leichter  Krümmung  nord- 
westlich abzweigen,  um  alsdann  in  erneuter  Krümmung  sich 
unmittelbar  westwärts  zu  wenden  und  so  den  Rhein,  etwa 
2  km  unterhalb  Rheinau,  zu  erreichen,  wo  fein  2  km  langes 
Hafenbecken  angelegt  werden  soll.    Die  Kauallinie  hat  dazu 
die  Eisenbahnlinien  von  Friedricbsfeld  nach  Heidelberg  und 
Schwetzingen   sowie    von  Mannheim   nach  Schwetzingen  zu 
kreuzen ;  sie  würde  12  km  lang  werden  und  im  unteren  Drittel 
eine  Schleuse,  verbunden  mit  Kraftwerk,  erhalten.    Die  Mei- 
nungen darüber,  ol)  diesem  Vorschlage  gegenüber  dem  Regie- 
rungsentwurfe der  Vorzug  gegeben  werden  soll,  sind  geteilt. 
Für  letzteren  .spricht   die  an    sich   günstigere  Mündung  des 
Schiffahrtweges  in  den  Rhein  an  der  alten  Stelle  mit  all  ihren 
bestehenden   umfangreichen   und   leistungsfähigen  Hafenein- 
richtungen; feiner  kommt  in  Betracht,  daß  l>ei  ihr  die  Gesamt- 
linie kürzer  ist  uud  die  Baukosten  auch  sonst  niedriger  zu 
stehen  kommen  Averden.    Nicht  unwesentlich  ist  es  auch,  daß 
der  Neckar  selbst  weniger  verschmutzt  wird.    Dagegen  .sind 
als  Nachteile  für  den  Regierungsentwurf  anzusehen :  das  Feh- 
len einer  ausreichenden  Reede  am  Anfang  der  Schiffahrts- 
straße des  Neckais,  die  Notwendigkeit  eineis  zweiten  Wehrs 
und  einer  zweiten  Schleuse,  die  Einengung  der  Schiffahrts- 
straße durch  die  Eisenbahubrücke  bei  Ladenburg  (zwischen 
Heidelberg  uud  Mannheim),  sowie  die  Herstellung  von  4  Kraft- 
w-erkeu  anstatt  nur  eines,  ferner  der  Mangel  an  Industriege- 
lände bei  Heidelberg  wie  bei  Mannheim,  und  endlich  das  Feh- 
len unmittelbaren  Gleisanschlusses  an  die  Staatsbahu.   Für  (hm 
Entwrxrf  der  Firma  Grün  &  Bilfinger  spricht  vor  allem  die 
klare  Linienführung  und  die  Möglichkeit,  umfangreiches  lu- 
fhi.striegeläude  sowohl  für  Heidelberg  als  auch  füi'  Mannheim 
zu  schaffen.    Technisch  lassen  sich  lieide  Entwürfe  in  gleich 
guter  Weise  verwirklichen.    In  Hcidelljerg  ist  man  für  den 
Plan  der  Mannheimer  Firma  gestimmt.    In  Mannheim  hat  die 
Stadtvertretung  diesen  Plan  abgelehnt.   Augenblicklich,  wo  die 
künftigen  Verhältnisse  auf  der  Rheinschiffahrtsstraß'e  wegen 
des  aui^stehenden  Friedens  noch  völlig  ungeklärt  isind,  wird 
man  sich  ü))er  die  Frage  wohl  kaum  schon  endgültig  schlüssig 
machen  kömifMi.    (Jelöst  wird  si(^  al>or  werden  müssen  —  so 
oder  so.  F.  ^^r..^^\ 

—  Hautechiiische  \  «rfräjje  und  Übungen.     Ui  r  \' e  r  c  i  n 

d  (■  II  !■  s  (■  h  e  !■  1  11  g'C  u  i  e  u  re   vei-anstaltet    \mn  26.  Juni  Ins 


14.  Juli  an  sechs  Abenden  von  7 — 9  Uhr  im  großen  Sitzungssaal 
des  Ingenieurhauses  in  Berlin,  Sommerstraße  4  a,  eine 
Folge  von  Vorträgen  über  Neuzeitliche  Holzbau- 
weisen. Bei  .iedem  Vortrage  finden  die  Eigenheiten  der 
Dach-  und  Hallenbauweisen  eingehende  Berücksichtigung; 
ebenso  wird  von  .jedem  Vortragenden  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Holzbauindustrie  in  den  verschiedenen  Teilen  Deutsch- 
lands näher  erörtert  Averden.  Lichtbilder,  Modelle,  Stoff- 
proben und  Zeichnungen  werden  vorgeführt.  Jedem  Voi'trag 
schließt  sich  eine  Aussprache  an.    Teilnehmerkarte  8  .M. 


Deutschösterreich. 

—  Strafnachsicht.  Der  Staatsisekretär  für  Verkehrswesen 
hat  nachstehenden  Erlaß  vom  28.  Mai  an  alle  Staatsbahn- 
direktionen  gerichtet: 

Im  Anschlüsse  au  die  mit  dem  Erlasse  vom  4.  März  1919 
gewährte  allgemein©  Nachsicht  von  Disziplinarstrafen  und 
ihren  Rechtsfolgen  (vgl.  Nr.  24,  Seite  244),  nehme  ich  noch 
in  Aussicht,  über  besonderes  Einschreiten  der  in  Betracht 
kommenden  Bediensteteü  uud  auf  Antrag  der  Personalver- 
tretung auch  bei  solchen  in  der  Zeit  vom  1.  August  1914  bis 
zum  4.  März  1919  begaugenen  Dienstvergehen  gnadenweise 
Nachsicht  walten  zu  lasseu,  die  bei  den  seit  KriegsbegLun  er- 
lassenen h.  0.  Amnestieverfügungen  nicht  berücksichtigt 
wurden,  .jedoch  nach  den  Begleitumständen  des  Einzelfalles 
eine  mildere  Beurteilung  zulassen.  Für  diese  erweiterte 
Nachsicht  kommen  vornelimlich  Bedienstete  in  Betracht,  die 
infolge  großer  Notlage  oder  heftiger  Gemütsbewegung  sich 
vergangen  oder  infolge  der  durch  den  Krieg  hervorgerufeneu 
außergewöhnlichen  Verhältnisse  jn  ihrer  Familie  oder  ihrer 
wirtschaftlichen  Lage  schweren  Schaden  erlitten  haben.  Diese 
Nachsicht  soll  bei  den  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Be- 
diensteten nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  eingangs  be- 
zogenen Erlasses  eintreten.  Bei  den  strafweise  aus  dem 
Staatseisenbahndienste  entlassenen  Personen  hat  die  Nach- 
sichtserteilung zur  Voraussetzung,  daß  sie  deutscher  Volks- 
zugehörigkeit sind  und  ihnen  nicht  etwa  noch  infolge  straf- 
gerichtlicher Verurteilung  die  Rechtsfolge  der  Unfähigkeit 
zur  Erlangung  eines  öffentlichen  Amtes  oder  Dienstes  an- 
haftet. Bei  Zutreffen  dieser  Voraussetzungen  hat  die  Nach- 
sicht ihre  Wiederaufnahme  mit  den  zuletzt  genossenen  stän- 
digen Dienstbezügen  vom  Tage  des  Wiederantrittes  des 
Dienstes  und  gegebenenfalls  mit  dem  zuleizt  innegehabten 
Range  zur  Folge.  Die  Bezüge  sind  ihnen  vom  l'age  des  tat- 
sächlichen Dienstantritts  gleichzeitig  mit  der  Teuerungs- 
zulage nach  den  in  diesem  Zeitpuakte  gellenden  Sätzen  flüs- 
sig zu  machen.  Jene  aktiven  oder  'cntlasseneri  Bediensteteu. 
die  eine  solche  Nachsicht  ansprechen  wollen,  haben  ihre  an 
das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  zu  riclitenden  AnsucheD 
innerhalb  der  Frist  a'Ou  vier  Wochen  nach  Verlautbarung 
dieses  Erlasses  im  Dienstwege  (Entlassene  in  der  Regel  im 
Wege  ihrer  letzten  vorgesp'zt'^n  Direktien)  einzubringen. 

—  Fahrpreisermäßigung  für  Staatsbedienstete.   Das  Sta,ats- 

amt  für  Verkehrswesen  hat  im  Einvernehmen  mit  den  an- 
deren staatlichen  Zentralstellen  einen  Erlaß  betreffend  eiue 
f  ü  n  f  z  i  g  p  r  0  z  e  n  t  i  s'  e  E  r  m  ä  ß  i  g  u  n  g  des  Fahr'preise? 
für  alle  Staatsbediensteten  bei  Fahrten  auf  den  Linien  der 
deutschösterreichischen  Staatsbahnen  herausgegeben.  Die 
aktiven  (voimaligen  k.  k.)  Zivilsta^tsbediensteteu  ein- 
schließlich der  Kanzlei-  und  Postoffizianten  kommen  für  dit 
Vergüustiguug  nur  in  Betracht,  wenn  sie  in  den  deutsch- 
österreichischen Staatsdienst  übernommen  wurden.  Pas 
Zutreffen  dieser  Voraussetzung  ist  von  Amts  wegen  zu 
prüfen.  Die  aktiven  Angestellten  der  vormaligen  k.  u.  k 
glenieiusaraen  —  nunmehr  liquidierenden  • —  Zentralstellen 
kommen  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  sich  zum  deutsch- 
östeireichischea  Staat  bekannt  halben  und  —  sei  es  auch  nui 
provisorisch  —  in  den  deutschösterreichischeu  Staatsdienst 
übernommen  wurden.  Die  aktiven  Bediensteten  der  früherer 
Hofämtei  werden  bis  auf  weiteres  den  aktiven  deutschösler 
reichischen  Staatsaneestellten  gleichgehalten,  sofern  sich  ihi 
Amtssitz  auf  deutschösterreichischem  Staatsgebiet  befinde' 
uud  sie  sich  zum  deutschösterreichischen  Staat  bekannt  haben 
Die  im  Ruhestand  befindlichen  vormaligen  k.  k.  uud  k.  u.  k 
Zivilstaatsbedieiisteten,  ferner  die  pensionierten  Angestellte! 
der  früheren  Hofämter  haben  nur  dann  Anspruch  auf  di< 
Vergünstigung,  wenn  sie  ihre  deutschösteri  eichi.sche  Staats- 
zu,gehörigkeit  nachzuweisen  vermö.geu." 

—  Übergang  östen-eichischer  Schiffahrtsgesellschaften  » 

it;ilioius<>hen  Besitz.  Nach  Zeitungsniel duugen  wird  der  in 
Jahre  1836  gegründete  Ö  s  te  r  i  e  i  c  h  i  s  c  h  e  Lloyd,  de 
1913  außer  dem  Stammkapital  von  28  Mill.  Kronen  30  Mill 
Kronen  Obligationen  und  Reserven  von  17  Millipneu  l>esaß 


lAX.  Jahrg'ang 

Si.  Juni  1919 
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infolge  Ankaufe'S  der  AklHuiinebiheil  (huch  puip  itali.euisclH. 
Finanzerruppe  m  nächsin-   Zeit  .eme  -roße  italienisch 

hat  1^0  000  Aktreu  der  A  u  s  t  r  o  -  A  m  e  r  i  c  a  n  a  ans-.ekqnf  i 
beir  ^"^^'^^  ""^  Gehalt  vo,riÄ  t 


Nr.  46 


Uebrige  europäische  Länder. 

DänemSr"''Sf  ?n"'^'T''''''*"i""^,  zwischen    Schweden  und 

lianemaik.  Das  von  dem  .schw.edisch.eü  Inoenieur  A  Oui'^t- 
^:aaid  und  dem  danischen  Inj?em.eur  H.  Orth  einte -eShteAn^ 
suchen  um  die  Erlaubnis.  <,ine  Eisenbahiiverbinduno  z..4sch<^ 
flinfrli^fr''  "^^"^1«  Tunnels  unter  Rden  un 

Flmtrannan  aiisfuhien  zu  dürfen,  wurde  von  .1er  schwedi- 
schen Eisenbahn  Verwaltung-  nach  eingehender  Prüfung  der 
eingereichten  Grundlag^en  abgelehnt.  Diese  Grund lagen^  r- 
den  als  wenig  erschöpfend  befunden,  doch  seien  unuTjerwind- 
woM  dfe^^:?üb  «'^^^^^keiten  nicht  nachzuweiLn  w 
woM  die  Ausfuhrung  sich  nicht  so  einfach  werde  machen  lassen 
wie  die  Antragsteller  behaupten  wollen.  D  e  kScu  wlren 
für  Friedenszeit  mit  90  Millionen  Kronen  berechS  Sm 
Be  rag,  den  die  Prüfung  von  vornherein,  auch  abo^ehen  von 
der  inzwischen  emgetietenen  Änderung  aller  Verhältnis^ 

pTan^seTvo'^'  i?"^'"    D^^.  wn-tschaftirche  Begiündung  des' 
riane-s  sei  vor  allem  ungenügend.    Eine  überschläoi<re  YM^Ö,. 
^^^:?h-'  B<^rechnung-  lasse  annXen,  laß  der  VeSr' 

t^nn  dfe  EinStf^  1   ^'f  ^'''^r^    ''''  «fo-^-Lh 
wenn  üie  ü^inkuntte  die  Anlagekosten  verzinsen  sollen  be 
zuglich  de.s  Personenverkehus  etwa  14  mal?  bezi^u-  ch     1  s" 
Güterverkehrs   etwa   9  mal  .so  stark   sein  miime    w  e  '  e, 
Srlfe'hr^st"''"^^^^«'"    D^^^Pffähren verkehl-     Eine  '  d  Lt 
\eikehrssteigerung  sei  aber  in  absehbarer  Zeit  nicht  vor 
SSX""''  """"        LeistungsA^ermögen  de,  "^t^nbZ 

Dr.  S. 

—    Verkehrslage  ih  Frankreich     Am   9  Mai  stand  in  ,1^, 
ranzosischen  Kammer  eine  Interwlirtion  \iher  H  f    U  i 
mmer  weiter  steigende  Verstipfunrlei  ^roß  n  fianzlfschn; 
"Tagiordnun"  "f-'^^^^r  ^^^-^^^^s^ 

?n  Stelle  der  Eisenbahn  verwaltungern  die  VerjLtwc^^-inp^^iv 
eüle  SS;7n  ^'"'-r  EislnbSlmt  ter"'cia- 

|^Äet1X.^^^S  Sh^t^SL^f  ^^^1^- 

Äs  liseÄrsS  ^1  ^la^'^^Si  Ä 
bermudet     Ein    Sechstel    der  BetriSnittel  sj    d  ;^h  ^len 

Mäc^ÄÄ00lÄ~ 
.Z.1  kamen  die  auf  Frankreich  .ntfallencL  Ä  nfÄ 
B'Äs4i>m^-  uJl^'K^f'^  gelieferten  deutschen  Wagen. 
■  der  Li«f.erun>f  fn^ /irf  Vr"";^'  strengere  Kontrolle 
ilagen  ;md  Streck.r;^''^.^;^''^^^^^^  ^j'^  Bahnhofe,  Verschiebe- 
Q  auf  allen  franzö'',.^',',^.^^  ^^'^'f^^^r t  Vom  1.  Juli  ab  soll- 
igpaare  in  ieder  EkÄho.  ^.f  ^'^f  li°liii.i«n  mindestens  zwei 
^hr  als  im  Jahre  %^  x  ^  "'kehren,  .ledenfalls  über  70  % 
  ^^"ch  «^i'Pi-  leider  .»ehr  häufigen  Un- 


SöbcM*.'?'?  E,nlnlnnng  eines  letzt 

aSlac^n  iL  U  r       1  * ''"'^-«'■■^'^^Hieu   Häfen  die  Ka - 

um'¥%"^iie^-tworde;i  HafeneinnchtunJ^n 

naSm  cJ^ne  DeUrfoKl^  Fnl'  ??ltrungen  befriedigt  und 
darauf,  daß  d  e  ReoS',.  'arie  Hl«  r =  ^^^^raueu 
Leistung  der  Sicherh^^f  k'  R.Mse.^  Maßnahmen  zur  Gewähr- 
scharfen KontrS  ai  f  ll.f  FtL^^^^^^^  ""'l^"''  •^"■^"bung  einer 
nimmt  die  lUn^e  -  von  deu  ieo^^  ^'i^reifen  wird, 

ständigen   Fortschritte    dlt    #f "/"ungserklaruugen  über  die 

Wiede?hebuiig  de  l'olks wir t^^^^nf^K  "«'^'^  ''''  ^'^««^^'^ 
Tagesordnung  über.'  *  Kenntnis    und  geht  zur 

solT  i/SS'^^^.^^ei^tSun^S^  .^arnbanebladet" 
bevorstehen,  und  zwar  diesmal  h^    rW  ^^'"■/^^^'^^tenpreise 
Wagenklas«;  um  50  I     Ef  sonenrL  p/ "'^'i 
fache  derer  vor  dem  UnSturz  errÄen     DieT^\  ^ 
klasse  kommt  überhaunt  in  Wcrrfoii        '       ^  Wagen- 

zahlt  das  Doppelt^  .lir«lö£Ä?ses7^ 

Der  Vorortsverkehr  erfährt  i-nirT,.  ■>    i  «litten  Klasse. 

hat  den  Be^cM^tl^^^^^^CSt^-^^-    ^''^  ^^^T" 


Büchersctiau. 

AbhaSngei"  Z^S sS^f' «'7^'"^  Entscheidungen  und 

fokendf\lÄiuno?r''fvfr/'  Zeitschrift  befinden  sieh 
-Rechtsanwalt  in  Hamburo-   _  jT;^  rtlft         ,  »'»^aitüer  JSord, 

(Gütern  Von  n,.  p;  i  r  ^«.Schädigung  und  Minderung  von 
Anpi.ri  ^"-liter,    Finanzassessor  in  Dresden 

lu  cf  1 1  «t  T""^- ,  f  ^."^ Jsätzliche  Entscheidungen  mit teteü; 
imU  Angaben  über  Literatur  und  Gesetzo-ebuuc"  Ls  Tn  nn 

!X!noZ^  '^"^'"-^^^^         ^--b-hn-  üÄ^^VerJSrJl^ch^^s 

bn^rlh.ri^;..^'' n ''"^-A  "^^''^H"  Jahrgangs  enthält  folgende  Ab- 
handlungen :  Der  Anspruch  auf  den  billigsten  Tarif  bei  s:pn 
"^/"ternationalen  Eisenbahnfra^htverkehr    weL  i^^ 
Frachtbriefe  ein  bestimmter   Tarif  nicht  o-euannt  ilt     V on 
Oberlandesgerichtsrat  Polchau  in  Celle.  -  Dei  Einfluß  des 

n"Sz""'  D^r^'T^fo^'^^r^^f Justizrat  DnVX 
in  Mainz.  —  Der  Umfang  der  skiipturmäßigen  Haftuna-  beim 
Lagerschein.    Von  Amtsgerichtsrat  Dr.  SenckSieM  n  Werder 

H.  —  Em  Fortschritt  in  der  Rechtsprechung  zur  Fno-e  de 
eigenen  Verschuldens  (§  1  R.IIpfl.G.)     Von  GerichtsalesSr 
?/n  ^^7,^^.Cliarlottenbur.g.  -  50  grundsätzlichf  EntSS- 
fcSiX'^SieÄff "  "^'^  ^--tzgebun.?^^- 


Der 
es  e  1 


Amtiiehe  MiHeiluncjen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Betriel^'"'!^™"!     Z'*''"  Mitgliedschaft. 

der\j^Ju   ^'"^^^""^  Boxtel-Gennep-Goch- 

.  am  1.  j'ni'^rjs'"tnn'"?/"'"^'^^?i  Ei.enbahngLellschaft 
n  Niederlande Jl-ji'-o^^^ilj^if^  Ges^jllschaft  füy  den  Betrieb 
rolgedess.n  iJiTilp  qf*.'*^''^^''^^H?''  übernommen  worden, 
seii^ft^aV    fV*   .r^^f'^  '^'^^  Vereinsbahnsti  ecken  der 

lei   Eisenbahnverwaltungen  ist  hieimit  erloschen 

i<;..    1     u     ,  '^»^öffnunff  von  Stationen. 

1  s  e  n  b  a  h  n  d  1  r  e  k  t  i  0  n  s  b  e  z  i  r  k  o  „  i-  p 

nn     Am    10    Tnti  -I    T  "'^."Y    1    1^  Frankfurt- 

ch™  nn?  l'-  T    .  ^»<f*™iinseii  betrafen  zwischen  Nieder- 


Bezeichnung  von  Stationen. 

Bfi^nhnA''  u^"""^'      k  t  i  o  u  s  b  e  z  i  r  k  M  a  g  d  e  b  u  r  g.  Ih'v 

I  e  1 1  e  D  e  n  »  U  r  a  c  k  e  n  is  t  e  d  t. 

Ei«;6nbahndirektiousbezirk  Stettin  Der  an 
t'^^enh'^'f'  Berlin-Stralsund  .gelegene  Bahnhof  4.  Kla.^se 
hft^lf^t^!,^,  Bezeichnung:  Nassen! 

laSn'?SS Gesehäftsführenden  Verwaltung  sind  er- 
Nr.  III  64  vom  13.  Juna  d.  J.  au  die  Mitglieder  des  Aus 
Schusses   für   Angelegenheiten   der   gegenseitio-en  Wa^enbe 
nutzung.  betreffend  Antiag  auf  Auwendung  einheitliS  lb" 
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Zeitung:  des  VereiaS 
Deutscher  Eisenbalinverwaltun^en. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Eröffnung  von  Stationen. 


Am  10.  Juli  1919  wild  der  an  ik-r 
Bahnstrecke  Frankfurt/Mam-Liniburs 
(Lahn)  zwischen  Niederbrechen  und 
Eschhofen  neu  •errichtete  Haltepunkt 
LindenholzhauS'eü  für  tkn 
P-ersonen-  und  Gepäckverk^hr  eröffnet 
werden.  , 

Das  Empfano-su-ebäud«  st.eht  von 
Frankfurt/Main  aus  links  d^er  Bahn, 
von  der  Station  Niederbrechen  3,02  km 
und  von  der  Station  Eschhofen  3,17  km 
•entfernt.  Zur  B^edienung  des  neuen 
Haltepunktes  werden  zunächst  alle 
Personenzüs-e  anhalten. 

Fiankfurt/Main,  19.  Juni  1919.  (652) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Bayern,  Heft  2  CIL 

Voraussichtlich  wird  am  1.  September 
1919  ein  Nachtrag  2  zum  Tarif  erschei- 
nen. Durch  den  Nachtrag  wierden  die 
Frachtsätze  der  Ausnahmetarife  9  d  für 
Eisen  und  Stahl  usw.,  15  und  15  a  für 
Garne  aufgehoben  und  durch  neue  etwas 
höhere  ersetzt. 

Etwa  weiter  eintretende  Erhöhungen 
gelten  vom  gleichen  Zeitpunkt  ab. 

Mit  Erscheinen  des  Nachtrags  2  ist 
die  Einiechnung.stafel  I  für  die  Fracht- 
sätze des  Heftes  2  C  II  nicht  mehr  an- 
zuwenden. 

München,  18.  Juni  1919.  (648) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Süddeutsch-Ungarischer  Verkehr. 

-Aufhebung  von  Frachtsätzen. 
Mit  Ablauf  des  30.  S  e  p  t  e  m  b  e  r  1919 
treten  sämtliche  am  1.  Oktober  1918  zur 
Einführung  gelangten  Frachtsätze  für 
Bauxit  ohne  Ersatz  außer  Kraft. 

München,  den  14.  Juni  1919.  (647) 
Tarifamt  der  Bay,  St.  E.  B.  r.  d.  Rh. 
namens  der  Verbands vei  w. 

Binnengütertarif  der  Mecklenburg- 
Schwerinschen  Landeseisenbahn. 

Mit  Genehmigung  der  Landesauf- 
sichtisbehörde  werden  die  Gebühren  für 
die  Befördei-ung  von  Gütern  in  Sonder- 
zügen, sowie  für  die  Güterbeförderung 
innerhalb  derselben  Gütertarifstation 
mit  Gültigkeit  vom  1.  September  d.  J. 
erhöht.  Nähere  Auskunft  .gel>en  die 
Güterahfertigungen 

Schwerin,  den  19.  Juui  1919.  (644) 
General-Ei&enbahndirektion. 

Güterverkehr  zwischen  den  französi- 
schen Eisenbahnen  (Nord-Ost-,  Paris- 
Lyon-Mittelmeer-,  Orleans-,  Midi-,  Pa- 
riser Gürtel-  und  Staatsbahn)  einerseits 
und  den  deutschen  Eisonbahnen  des  von 
den  Alliierten  besetzten  Rheingebiets 
anderseits. 
Am  20.  Juni  d.  J.  wird  der  Eil-  und 
Fi  achtgut  verkehr  zwischen  den  franzö- 
sischen Eisenbahnen  und  den  deutschen 
Eisenbahnen  (Jes  von  den  Alliierten  be- 
setzten Rheingebiets  in  beiden  Richtun- 
gen wieder  aufgenommen.  Die  Bedin- 
gungen, unter  welchen  die  Annahme 
und  Befördei-ung  der  Güter  erfolgt,  sind 
in  den  „Vorläufigen  Vorschriften  für 
den  Eil-  und  Frachtgutverkehr  zwischen 
den  französischen  Eisenbahnen  einer- 
seits und  den  deutschen  Eisenbahiren 
des  von  den  .Alliierten  besetzten  Rheiu- 


gebiets  anderseits"  enthalten,  die  uebsl 
dem  darin  angegebeneu  Muster  zu  den 
(4enchmi.gungsanträgen  durch  Veimitt- 
lung  der  beteili,gten  Dienststellen  bezo- 
gen werden  können.  Die  Preise  betra- 
gen für  die  Vorschriften  1,10  J(,  für  die 
.Muster  0,05  Jl  das  Stück. 

Vo\n,  den  14.  Juni  1919.  (649) 
Eisenbahndirektion, 
auch  namens  der  beteil.  Verwaltungen. 


Südbahn-G.esellschaft. 
Abänderung  der   Lokalgütertarife  auf 
den   im  .^ugoslavischen  Bereiche  gele- 
genen Strecken. 

Die  mit  Gültigkeit  vom  18.  April  1919 
m  Nr.  34  d.  Bl.  vom  7.  Mai  1919  unter 
Kundmachungs-Nr.  (516)  verlautbarte 
Erhöhung  der  Frachtsätze  auf  den  im 
.iugoslavischen  Bereiche  gelegenen 
Strecken  der  Südbahn,  dann  der  Lokal- 
gütertarife, Teil  II,  der  Lokalbahnen 
Spielfeld-Radkersburg  und  Radkers- 
burg-Luttenberg,  des  Tarifes,  Teil  II, 
im  direkten  Verkehre  zwischen  den  Sta- 
tionen der  Lokalbahn  Radkersburg-Lul- 
tenberg  einerseits  und  den  Stationen 
der  Lokalbahn  Spielfeld-Radkersburg 
und  darüber  hinaus  anderseits  und  des 
Lokalgütertarifes,  Teil  II,  der  Barcs- 
Paki-acer  Eisenbahn  um  200  %  tritt  mit 
Ablauf  des  20.  Juni  1919  außer  Kr;ift. 

Mit  Gültigkeit  vom  21.  Juni  1919  bis 
auf  Widerruf  bezw.  bis  zur  Durchfüh- 
rung im  Tarif wege,  längstens  bis  Ende 
Dezember  1919  werden  auf  den  vorbe- 
zeichneten Strecken  bezw.  in  den  vor- 
bezeichneten Gütertarifen  die  Fracht- 
sätze nach  dem  Stande  vom  1.  Septem- 
ber 1918  um  100  %  erhöht 

Wien,  am  12.  Juni  1919.  (645) 

Südbahn-Gesellschaft. 
Lokalgütertarif,  Teil  II.  —  Tariferhö- 
hung auf  den  im  ungarischen  Bereich 
gelegenen  Strecken  der  Südbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Juni  1919  bis 
auf  Widerruf  bezw.  bis  zur  Durchfüh- 
rung im  Tarif  wege,  längstens  bis  Ende 
Dezember  1919  vsoirden  auf  den  im 
ungarischen  Bereich  gelegenen  Strecken 
der  Südbahn-Gesellschaft  die  Fracht- 
sätze um  200  %  erhöht.  Diese  Erhö- 
hung bezieht  sich  auf  die  Tarife  nach 
dem  Stande  vom  1.  September  1918. 

Im  Verkehre  zwischen  im  deutsch- 
österreichischen und  im  ungarischen 
Bereich  bezw.  im  .iugoslavischen  und  im 
ungarischen  Bereich,  gelegenen  Sta- 
tionen der  Südbahn  bezw.  im  Verkehre 
zwischen  im  deutschösterreichischen 
und  im  .-jugoslavischen  Bereich  oder  im 
deutschösterreichisch.en  und  ungari- 
schen Bereich  gelegenen  Stationen  der 
Südbahn  über  ungarische  oder  .iugosla- 
vische  Strecken  der  Südbahn,  werden 
die  erhöhten  Frachtsätz-.  <"olo-t  .er- 

mittelt: 

Den  für  die  Gesamt- ,i  'imai.  4  a.u' 
Grund  der  Gebührenberechnuugatabcl 
len  für  die  österreichischen  Linien  (un- 
ter Berücksichtigung  der  zur  Erhebung 
gelangenden  ungarischen  Transport- 
steuer) berechneten  Frachtsätzen  Avird 
für  den  ungarischen  Durchlauf  der  dop- 
pelte, für  den  .iugoslavischen  Durchlauf 
der  einfache  Betrag  der  Frachtsätze  zu- 
geschlagen, die  sich  für  die  Kilometer- 
entfernung des  Durchlaufes  auf  dem 
Gebiete  des  ungarischen  bezw.  iugosla- 
vischen Bereiches  auf  Giund  der  Ge- 
l>ührenlrerechnun.gstabellen  für  die 
österreichischen  Linien  (unter  Berück- 


sichtigung der  Zill'  Erhebung  gelangen- 
den ungarischen  Tiansportsteuer)  erge- 
ben. 

Wien,  am  16.  Juni  1919.  (646) 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badisch-Hessischer  E.vpreßguttarif. 

Am  1.  Juli  d.  J.  erscheint  der  Nach 
trag  II  zu  dem  Tarif.  Nähere  Auskunft 
erteilt  unser  Verkehrsbureau.' 

Mainz,  den  16.  Juni  1919.  (651) 
Preuß.-Hessische  Eisen bahndirektion. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn- 
Privatbahn- Personen-     und  Gepäck 
verkehr. 

Am  1.  September  1919  werden  wege 
mangelnden  Befürfnisses  die  Verkehr-- 
verbindungen  zwischen  der  Station  A 1 
t  e  n  g  r  a  b  o  w  einerseits  und  den  Sta 
tionen  Berlin,  Brandenburg,  Potsda 
und  Prenzlau  andererseits  aufgehobe 

Hannover,  den  20.  Juni  1919.  (65 
Eisenbahndirektion. 


4.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Die  angesammelten,  unbrauchbare] 
Werkstattsstoffe  sollen  verkauft  wer 
den  und  zwar: 

Metallkrätze  aus  Rot-  und  Weißgul 
gemischt. 

Metallkehricht,   Neusilberscbrot,  P 
Metall, 

Krätze  von  P  6  und  Einheitsmetal 
usw. 

Die  Bedingungen  und  die  zu  den  Ae 
geboten  zu  benutzenden  Formulai 
können  in  unserm  Zentralbüro,  Füi 
stenstraße  1 — 10,  eingesehen,  auch  vo 
dort  gegen  portofreie  Einsendung  vo 
75  in  bar  (nicht  in  Briefmarken)  In 
zogen  wei'den.  Die  Angebote  sin 
verschlossen  und  mit  entsprechend( 
Aufschrift  bis  zum  Eröffnungstemii 
kostenfrei  an  uns  einzusenden.  Di 
Öffnen  der  Angebote  findet  statt  a 
Juli  1919,  vormittags  11  Uhr, 


Verwaltungs.£ 
Zuschlagsfri- 
Eisenbah^^^ 

Die  in  dem  *^ 

Gelsenkirchen-W-?'. 
den  Bezirken 
meistei-eien  lager 
zwecken    nicht  1 
Oberbau-  und  Barn 
Schienen.  Schwellei 
ischrot    usw.    im  l 
etwa    3000  Tonnen, 
werden.     Die  Vert 
liegen    beim  Zentr 
Bismarckplatz  Nr.  1, 
solange 


Fürstenstr.  1 — 1 


hiedener  Bah 
•..    zu  Eisenbah 
.  ■  -i'.  verwendbarif 
.  i ,  bestehend  ai 
sen-  und  Gu. 
itgewicht  VC 
len  verkam 
•igsunterlag* 
1,1  hierselbs 
[■  hinsieht  offt 
"^'orrat  reirl 
Ji  in  ht 
rt  I"^- 


-g«-- 

werden. 

Älit   der  Auf  sehn 
Ankauf      a  b  g  ä  n  0  d  e  1 

bau-  und  B  a  u  s  u  o  f  f  e"  versebej 
Angebote  sind  bis  zu  dem  am  1  6.  J  u 
d.  J..  vormittags  10  Uhr  1 
Verdingungszimmer  der  unterzeichn 
ten  Direktion  (Bismarckplatz  Ni 
hierselbst)  stattfindenden  Eröffnung 
termiue  einzusenden.  Zuschlagsfn 
nicht  vor  2  Wochen. 

Essen,  den  17.  Juni  1919.  (t-o 
Eisenbahndirektion. 


Heraus"egeben   im   .-^uftr.-xge  des  Vereins  Deutscher  EisenbalinverwuUungen 
von  dem  ver.iTitwortlichen   Schriftleiter,   Geh.   Oberregierungsraf   Dr.   v.   Ritter  in  .Berliii 
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LIX.  Jahrgang. 


n..:*..--  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Bei  direkter  Zusendung-  unter  Streif  ban  d  liefert  die  Vprla-'shurh- 
handlun^  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österrerohis^^^^^^^ 
ongansrlen  Postgeliietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  SWn  für  34  M. 


Einzelne  Hummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegebeu. 
,     AulJer  den  amtlichen  Bekanntraachungeu  werden  auch 
Pn*!?"*'"^*'"  ,  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

rJuI  Z'^T'^T"-  1  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  c  n  entsprechende  Ermäßigun|en 

Be-Iaaren  werden  nach  Vereinbarung  beigefugt.  "ifeuuguu. 

^yegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende. man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9.  Linkstraße  23/Oi 
Fernspr.t  Am  t  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuoh.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Xr.  lllOO. 


CARL  BRANDT  .  hoch-  und  Tiefbau 

Dusseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle  /  Hamburg  /  Königsberg /Saarbrücken 

EiSGnbahnbaU  •  Brucken  "  Wasserbauten  .  schwierige  Grttndunaen 
w^.iwiwifcpqM     PrMtWen  Eisenbeton   wassertUrme  .  Silos  .  bergbaui.  Anlagen 
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Die  Seehafenpolitik 
der  deutschen  Eisenbahnen  und 
die  Rohstoffversorgung 

l>i.  Crwin  BecKerath, 

l'rlyatdozenr  an  der  Tn iversitiit  Leipzig 

Preis  M.  11.— 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 


Hierzu  10  "/„  Teuerun-szuschlag  gemäl!  den  B. 
Stimmungen  des  Borsenvereins  der  dent.when  Bucl 
händler 


Chemnit 


z, 


empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

Reparaturen  billigstl 
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Soeben  erschien : 

Theorie  der  Lohnmethoden 

Von 

A.  Schilling, 

ord.  Professor  an  der  techn.  Hochschule  in  Bresla« 

Mit  30  Textabbildungen 
Preis  M.  9.—,  gebunden  M.  10.60 


Hierzu  10  "/o  Tenerungszuschlas  gemll/i  den  Bi- 
stimmung'en  des  Börsenvereins  der  deutschen  Buch- 
händler 
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Zeitung  des  Verein» 
OeutBcher  EisenbaliDTerwaltunsea 


KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Neue  Bahnhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  ==  Brüssel  1910:  Ehrendiploni.  —  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
A.bteilung'  I  für  VollbaKnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f.  Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkatnmer- 
bremsen  f.  elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwagen. 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen. 
Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge-u.  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u.  -Buchsen  f.  Heißdampf- 
lokomotiven. Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer. 
Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  HIeinbaKnen. 

(Fröher  Kontinenlale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  vereinigte  Christensen-  und  Bbkerbremsen) 
Luftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Oruckluftfangrahmen.  Druckluftalarmgiocken  u.  -Pfeifen,  Bremsen- 
Einsteilvorrichtungen.  Türschlieflvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


iiiriiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiMiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 
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Soeben  erschien: 

Austauschbare  Einzelteile 
im  Maschinenbau 

Die  technischen  Grundlagen  für  ihre 
Herstellung' 
Von 

Otto  Neumann 

Obei-ingenieur   des  Verbandes  Ostdeutscher 
Maschinen  fabrikanten 

;\Iit  7«  Tt'xtabbilduno'en 

Preis  M.  7.—  :  g'ebunden  M.  9.—  *)  • 

Soeben  erschien: 

Die  Schneidstähle 

ihre  Mechanik,  Konstruktion  und 
Herstellung 

Von 

Dipl. -lug.  Eugen  Simon 

Zweite,  vollständige  umgearbeitete  Autlage 
Mit  Texttigurei; 
Preis  M.  ti.— *) 


*  i  4-  10%  Teuerungszuschlag  gem.  ilen 
Bestimmungen    des   Börsenvereins  der 
deutschen  Buchhändler) 


Eisenbahn-Assistent, 

41  Jahre  alt,  mit  dem  Betiiebs-,  \'crl<.ehr,s- 
und  Bü'-odienst  durchaus  vertraut,  sucht, 
um  sich  zu  verbessern,  dauernde  Stellung 
als  BetriebsKontrolleur  oder  Bahnhofs- 
vorsteher l)ei  einer  Klein-  bezw-  Hafen- 
bahn. Gefl.  Angeb.  ünt.  Eis.  7113  an  die 
Anz-Ann.  ds.  Ztg.  (Linkstr.  28/24).  [7113] 


Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch- 
apparat  als  Stationsschaffner  an- 
gestellt werden,    ü.  R.-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh. :  A,  Ehni, 
Braunschweig.  17045] 


Putz  faden  i 

in  bunt  u.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preisen 

E.E.  Meyer  •  Chemnitz 


Cropfüler 


liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

Armaturenwerbe 

Blonlie  &  Rast, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 


age 


Ejsenbahn-Bleiswaao^ 

I  eleWrischeu  LuftenMaslunöenJ 
'        fluEsijkeilswaaJen.  ^ 
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Soeben  erschien: 

Die  Reichseisenbahnen 

Gedanken  und  Vorschläge  zur  Finanzwirtschalt  und  Organisation 
des  deutschen  Verkehrsweiens. 

Von  Regierungsrat  R.  Quaatz 

in  Kdln. 

Preis  .M.  ■_'.4(t 
Hierzu    Teuerungszuschlag   gemäl.!  den 
Bestimmungen    des    Börsenvereins  dei 
deutschen  Buchhändler 

Der  W  iederaufbau  unseres  Ver- 
kehrswesens ist  eine  der  dringendsten 
inneren  Aufgal)en.  Freilich  ist  ihre 
Liisung  nicht  einfach;  namentlich  sinti 
es  zwei  Probleme,  die  es  zu  l.ösen  gilt 
zunächst  die  Aiiscinjiudersetzungzwischeii 
Jieich  und  Hurules^taaten.  sodann  die 
Frage  der  Organisation  des  neuen  Ver 
kchrsgebildes.  auf  das  die  voihandenci. 
"iganisatinnsfoniien  nicht  recht  passen 
«ollen. 

I  ragen,  mit  denen  sich 
Sie  teilt  sich  in  viei 
erste    behandelt  die 
finanz  wirtschaftlicheil 
ITbcruahme  der  Eisen 
das    Keich.      Zur  He 


Das  sind  die  1 
diese  i)eschäftigt. 
Abschnitte:  Der 
politischen  ujid 
I'rolilemc  bei  dei' 
bahnen  diu-ch 


sclileunigung'  und  \'ereinfachung  dei 
l.risuiig  wird  der  Vorschlag  gemacht,  un- 
beschadet der  finanziellen  Auseinander- 
setzung das  K'eieh  zunächst  einmal  in 
den  Besitz  der  Eisenbahnen,  gewisser- 
mal.ien  in  den  Sattel  zu  setzen. 

Für    die    künftige  Staatsrecht 
liehe  Stellung  der  fM  s  e  n  b  a  h  n 
\  erwaltung    macht     der  Verfassei 
einen  ganz  neuartigen  Vorschlag.  Er 
will,  den  in  der  Schweiz  und  Italien  ge 
gebeiien  Beis]delen  folgend,  der  Eisen- 
bahnverwaltung      eine  autonome 
Stellung  geben  und  eine  II  e  i  c  h  s 
eisenbahngesellschaft  schaffen, 
die  als  eine  Organisation  des  (iffentlichen 
Rechts  gedacht   ist,  al)er   in  durchaus 
kauf  m  ä  n  n  i  s  c  h  e  n    F  o  r  m  e  n  ver- 
walten und  wirtschaften   soll.    An  der 
Verwaltung  sollen  außer  dem  Ueich  und 
den  Verkehrsinteressenten  auch  die  An 
gestellten  Ijeteiligt  werden,  eine  weit- 
gehende Neuerung,     von   der  der  Ver 
fasser  eine  Stärkung  des  Gemeinschafts- 
und Verantw  iirtungdgefilhls  erholFt. 

Im  ^\■eiteren  entwirft  der  Verfasser  da> 
Bild  einer  Xeusrestaltung  der  Betriebs 
Verwaltung  Im  Sinne  einer  weitgeheudi  ii 
Dezent  lalisatio  ri  und  einer  größe- 
ren Einfachheit  und  Einheit- 
lichkeit der  Aiiitsgliederung.  Er 
schlägt  die  Bildung  großer  Geueral- 
d  i  r  e  k  t  i  o  n  e  n  vor,  die  je  ein  Wirt- 
schaftsgebiet um  fassen,  und  gibt 
dann  ins  einzelne  gehende  Anregungen 
für  «iine  Umgestaltung  der  gesaniten  Bo- 
triebs\  erwaltung.  L'nter  B  e  t  e  i  1  i  g  u  n  g 
fies  Personals  an  den  geldlichen  Ergeb- 
nissen des  Unternehmeds  regt  er  eine 
zeitgemäße  N  e  u  o  i-  d  n  u  n  g  des  E  n  t  - 
1  o  h  n  u  n  g  s  s  y  s  tems  an.  Den  Abschluß 
bildet  ein  Vorschlas  zur  Zusammenfassung 
und  kräftigeren  Entwicklung  des 
K  1  e  i  u  b  a  h  n  M  e  s  e  n  s  in  PceuLien. 
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LIX.  Jahrgang. 


Betrachtung«!!  zur  Frage  d-er  Organi- 
sation der  künftigen  Eeichseisen- 
liahnen  (Schluß). 

Die  Zukunft  des  internationalen  Güter- 
verkehrs. 

Nachrichten. 

Deutschland.  Verreichlichung 
der  deutschen  Eisenbahnen.  —  Be- 
förderung von  Sonderzügen  im 
Personenverkehr.  —  Eisenbahner- 
bewegung     auf      den  deutschen 


I  u  Ii  a  1  t  t 

Eisenbahnen.  —  Brölthaler  Eisen- 
bahn. —  Fünfzigjähriges  Bestehen 
der  Generaldiiektion  der  sächsi- 
ischen  Staatseisenbahnen.  —  Orga- 
nisationsfragen bei  der  Eisenbahn- 
direktion München.  —  Die  Ar- 
beiterpensionskas^B  der  Württ. 
Verkehrsanstalten. 
Deutschösterreich.  Über  die 
Stellungnahme  Deutschösterreichs 
TO  den  verkehi'spolitischen  Forde- 
rungen der  Entente.   —  Fahrplan 


der  Staatsbahnen.  —  Buschtieh- 
rader  Bahn.  —  Geschäftsergebnisse 
der  Südbahn. 

Nie  d  e  r  1  a  n  d  e.  Neue  Personen- 
taiife  auf  den  holländischen  Eiseu- 
bahnen. 

Übrige     e  u  r  o  p  ä  i  s  c  h  e  Län- 
der.    Schwedische     Staats-  und 
Privatbahnen. 
Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Betrachtungen  zur  Frage  der  Organisation  der  künftigen  Reichseisenbahnen. 

(Schluß  aus  Nr.  46.)  ' 


Zu  den  Quaatzschen  Vorschlägen  der  'Eiurichtuug  der 
Betriebsverwaltung  iselbst  möchte  ich  nur  in  großen  Zügen 
und  in  der  Hauptsache  nach  Gesichtspunkten  der  Praxis  und 
des  Betriebes  und  insoweit  Stellung  nehmen,  als  sie  bei  mir 
Bedenken  besonders  praktischer  und  wirtschaftlicher  Art 
wecken,  und  es  nach  Möglichkeit  vermeiden,  zu  weit  auf 
Einzelheiten  einzugehen,  deren  Erörterung  meines  Erachtens 
noch  verfrüht  ist.  In  Einzelheiten  bringen  die  Vorschläge 
vieles,  was  recht  beachtlich  und  zur  Weiterverfolgung  nicht 
ungeeignet  scheint.  Viele  dieser  Einzelheiten  sind  aber 
meines  Erachtens  nicht  naturnotwendig  mit  der  Art  der 
Gesamtorganisation  verknüpft  und  werden  auch  bei  anderer 
Gestaltung  der  Betriebsverwaltung  verwi!kllcht  werden 
können. 

Bei  den  folgenden  Ausführungen  mache  ich  zunächst  gel- 
tend, daß  gegenüber  dem  bestehenden  Zustande  l>ei  jeder  Art 
der  zu  wählenden  Organisation  durch  zweckmäßige  Ver- 
teilung der  Zuständigkeiten  unter  tunlichst  kräftiger  Erweite- 
rung der  Befugnisse  der  der  Zentralstelle  untergeordneten 
Stellen  bis  einschließlich  der  örtlichen  Dienststellen  eine 
günstige  Dezentralisation  auch  im  Sinne  der  Quaatzschen 
Ausführungen  erreicht  werden  kann.  Ein  Instanzenluxus 
sann  dann  kaum  entstehen,  auch  nicht,  wenn  die  Organisation 
Jtwa  in  Anlehnung  an  die  der  Preußi-schen  Staatsbahnen 
Jrfolgt. 

Bei  der  vorgeschlagenen  Organisation  scheint  mir  der 
schwächste  Punkt  die  Einrichtung  der  Bahnämter,  unter  Be- 
ieitigung  der  Betriebs-,  Maschinen-,  Veikehrsämter  und  unter 
l^erteilung  der  Aufgaben  derselben  auf  die  Bahnämter,  Bau- 
imter  und  Betriebsdiiektionen  zu  sein.  Ein  etwas  ausführ- 
icheres  Eingehen  auf  diesen  Punkt  erscheint  daher  nicht 
sntbehrlich. 

^  Die  örtlichen  Dienststellen  haben  infolge  der  Eigenart  des 
iisenbahnbetriebes  außerordentlich  verschiedene"  Arbeits- 
;ebiete,  die  meines  Erachtens  eine  Teilung  nach  Fachrich- 
ungen  bei  erheblicherem  Arbeitsumfang  schon  aus  prakti- 
chen  Gründen  zweckmäßig  erscheinen  lassen.  Eine  wirklich 
achvepständige  Leitung  einer  großen,  örtlichen  Dienststelle 


kann  mit  Erfolg  nur  durch  einen  in  dem  Arbeitsgebiet  prak- 
tisch erfahrenen  und  in  ihm  gut  vorgebildeten  Beamten  er- 
folgen. Diese  Vorbildung  und  Erfahrung  ist  fast  immer  nur 
auf  einem  Teil  der  in  Frage  kommenden  Arbeitsgebiete  mög- 
lich,-weil  das  Gesamtgebiet  viel  zu  umfangreich  ist,  um  in 
den  Einzelheiten  von  einer  Person  ausreichend  beherrscht 
werden  zu  können.  Ich  halte  es  daher  nicht  für  zweckent- 
sprechend, den  Grundsatz  der  Zusammenfassung  auf  die  ört- 
lichen Dienststellen  der  verschiedensten  Fachrichtungen 
durch  Einrichtung  der  Bahnämter  auszudehnen. 

Der    Bahnamtsvörstand   soll    unter  anderem  die  Aufgabe 
haben,  den  Dienst  zu  beaufsichtigen.    Richtig  beaufsichtigen 
kann  aber  nur,  wer  sachverständig  ist ;  solche  im  Kleindie°nst 
aller  Dienstzweige  sachverständigen  Beamten  gibt  es  nach 
meiner  Überzeugung  nicht.    Da  zudem  die  jetzigen  einzelnen 
örtlichen  Dienststellen  als  Abteilungen  des  Bahnamtes  nicht 
nur  selbständig  wie  bisher,  sondern  mit  beträchtlich  erweiter- 
ter Zuständigkeit  bestehen  bleiben  sollen,   kann  ich  mir  die 
praktische  Durchführung  dieser  Aufsicht   in  nutzbringender 
W'eme  nicht  recht  denken.    Gibt  man  dem  Bahnamtsvorstand 
das  Recht  auf  eine  sachliche  Einwirkung  auf  die  Abteilungen, 
so  fehlt  ihm  in  dem  einen  oder  anderen  Zweig  die  Sach- 
kunde, gibt  man  ihm  dieses  Recht  nicht,  so  wird  er  vielfach 
nur  eine  Art  Briefträger  und  daher  eigentlich  entbehrlich 
sem.     Um  die  Einheit  herzustellen,    Aushilfen  anzuordnen 
usw.    wird  es   weiter  zur  Unterrichtung  des  Bahnamtsvor- 
standes unentbehrlich  sein,  daß  wenigstens  der.  Schriftwechsel 
der  Abteilungen  in  der  Hauptsache  durch  seine  Hand  läuft 
und  entsprechend  verwertet  wird;  bei  großen  Dienststellen 
wird  alles  das  vermutlich  einen  Arbeitsumfang  ergeben,  der 
ein  mit  einer  Anzahl  Beamten  besetztes  Büro  erfordert.  Die 
Personalaushilfe  stößt  zudem  auf  praktische  Schwierigkeiten, 
weil  die  Hauptaushüfe  aus  den  Bahnmeistereien  kommt,  diese 
aber  besonderen  Bauämtern,  nicht  den  Bahnämtern  zugeteilt 
werden  sollen.    Dazu  kommen  die  zur  Dienstaufsicht  nötigen 
örtlichen  Prüfungeii,  die  formlosen  und  förmlichen  Prüfungen 
des  Personals  und  eine  ganze  Anzahl  von  Geschäften,  die 
von  den  aufzulösenden  Ämtern  durch  das  Bahnamt  übernom- 
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nien  Weiden  müssen,  w-eil  sie  von  den  Bcti-iebsdirektioiu-n 
nicht  übeinoinmeu  werd^^u  können,  und  damit  zum  mindesten 
für  di«  Bahnämter  1.  Klasse  ein  Apparat  von  einem  Umfang 
und  «iner  B.ed'eutung-,  daß  pi  aktisch  ein«  Instanz,  ähnlich 
der  der  jetzigen  Ämter,  entsteht,  während  nach  den  Quaatz- 
«chen  Ausführungen  'eine  Instanz  (die  Ämter)  bes'eitig't  wer- 
den und  das  Bahnanit  keine  Instanz  s-ein  soll.  Auf  die 
8clnvieriol«'it'en  b-ei  der  Zut€ilung  und  auf  die  Unklarheit'en, 
die  daduich  zu  erwarten  sind,  daß  kleine  Dienststellen  mit 
nahe  gel'egenen  größeren  zu  einem  Bahnamt  vereinigt  wer- 
den und  daß  Nebenbahnen  mit  geringem  Verkehr  je  ein  Balm- 
amt  bilden  sollen,  möchte  ich  nur  kurz  hinweisen.  Die  Her- 
beiführung einer  übersichtlichen,  klaren  Gliederung  vermag 
ich  jedenfalls  durch  die  Einrichtung  der  Bahnämt'er  nicht 
zu  erkennen,  wohl  aber  glaube  ich,  daß  der  Geschäftsgang 
durch  diese  Einmischung  vielfach  erschwert  und  das  Schreib- 
werk erheblich  vermehrt  werden  wird.  Während  z.  B.  bei 
Erhebungen  verschiedenster  Art  jetzt  die  Ämter  bereits  eine 
Sichtung  und  Verarbeitung  des  Materials  vornehmen,  müßte 
künftig  das  von  der  großen  Anzahl  Bahnämter  eingehende 
Material  ganz  bei  den  Direktionen  veraibeitet  werden.  An- 
gelegenheiten allgemeinerer  Art  würden  z.  B.  nicht  mehr 
zwischen  den  Direktionen  und  der  verhältnismäßig  kleinen 
Anzahl  Ämter  (für  eine  Direktion  mittlerer  Größe  würden 
z.  B.  etwa  13  Betriebsämter  oder  5  Maschinenämter  oder 
5  Verkehrsämt'er  in  Frage  kommen)  behandelt  werden  kön- 
nen, sondern  es  käme  die  Behandlung  mit  einem  großen  Teil 
oder  allen  '  Bahnämtern  in  Betracht,  deren  Zahl  bei  einer 
Dii-ektiou  mittleren  Umfaugs  schätzungsweise  70  l>etragen 
möge. 

Die  Zusammenfassung  der  örtlichen  Dienststellen  dei 
gleichen  Fachrichtung  bei  den  Betriebs-,  Verkehrs-  und 
Maschinenämtern  halte  ich  praktisch  für  sehr  viel  zweck- 
mäßiger und  günstiger  als  die  Zusammenfassung  durch  die 
vorgeschlagenen  Bahnämter.  Die  jetzigen  Ämter  haben 
weiter  eine  ganze  Reihe  für  ein'e  günstige  Betriebsabwicke- 
lung äußerst  wichtiger  Aufgaben,  die  meines  Erachtens  in 
praktisch  gleich  zweckmäßiger  Weise  weder  auf  die  Bahu- 
ämter  noch  auf  die  Betriebsdirektionen  übertragen  werden 
können,  und  die  eine  Beseitigung  der  Ämter  unerwünscht  er- 
scheinen lassen.  Ich  denke  hierbei  insbesondere  an  die  Auf- 
sicht über  die  örtliche  Betriebsführung,  den  Betriebssicher- 
heitsdienst und  die  Handhabung  des  Fahrdienstes,  an  die 
Heranbildung  des  Nachwuchses,  die  Belehrung  und  Beratung 
der  Beamten  in  schwierigieren  Fragen,  die  Stellwerksprüfun- 
gen, die  Fürsorge  für  das  Personal,  die  Tätigkeit  bei  Betriebs- 
unfällen und  plötzlichen  Betriebsstörungen,  die  geschickte 
Ausnutzung  der  techni.schen  Fortschritte  und  wissenschaft- 
lichen Ergebnisse  bei  Ausrüstung  des  Betriebsapparates  und 
der  Betriebsführuug  im  einzelnen  nuter  Anpassung  an  die 
örtlichen  Verhältnisse,  wie  sie  praktisch  nur  von  einer  den 
örtlichen  Dienststellen  vorgesetzten,  sachverständigen  Instanz 
mit  nicht  zu  engem  Giesichts'kreis,  mit  räumlich  nicht  zu  aus- 
gedehntem Bezirk  und  mit  güustig  gelegenem  Dienstort  aus- 
gieübt  werden  kann.  Die  Betriebsdirektionen  können  selbst 
bei  Verkleinerung  der  jetzigen  Direktionsbezirke  diese  um- 
fangreiche uird  oft  mühsame  Kleinarbeit,  die  aber  von  aller- 
größtier  Bedeutung  für  eine  sichere,  wirtschaftliche  und 
pünktliche  Betriebsführung  ist,  schon  deshalb  nicht  in  dem 
notwendigen  Umfange  ausführen,  weil  sie  meist  örtlich  zu 
weit  entfernt  sind,  die  Streckenbezirke,  wie  immer  man  auch 
die  Einteilung  vornimmt,  im  Verhältnis  zu  den  jetzigen 
Amtsbezirken  sehr  groß  bleiben  und  die  Betriebsleitung  und 
der  betriebliche  Verkehrsdi'enst  —  im  G-egiensatz  zum  betrieb- 
lichen Sicherheitsdienst,  der  den  Ämtern  zufällt  —  sie  in 
der  Hauptstrecke  beansprucht  und  ihnen  für  diese  intensive 
Kleinarbeit  nicht  die  erforderliche  Zeit  läßt.  Bei  den  durch 
den  Krieg  und  die  Revolution  herbeigeführten  Zuständen, 
dem  Mangel  an  Dienstzucht,  dem  Sinken  de.s  Verantwortlich- 
keifsgefühls  ist  diese  Kleiirarbeit  für  eine  gairze  Reihe  von 
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Jahren  von  ganz  besonderer,  ja  gci'adczu  ausschlaggebender 
Bedeutung  für  di^e  Wiedergesiindniig  (k/r  Eis<'nbahuverliäll- 
nisse. 

Notwendig  erscheint  alleiilings  bei  Beibehaltung  der  Ämter 
eine  Entlastung  der  B>etriebsämter  von  Bauarbeiten,  die,  so- 
bald sie  größeren  Umfang  aniiehmen,  stets  selbständigen 
Bauabteilungen  übertragen  werden  sollten.  Darüber,  ob  die 
barüiche  Unterhaltung  der  Bahnanlagen  bei  den  Betriebsämtern 
zu  belassen  oder  abzutrennen  oder  ob  zweckmäßig  Betrieli 
und  Verkehr  bei  einem  Amt  zu  vereinigen  sind,  läßt  sich 
streiten.  Ich  neige  der  Auffassung  zu.,  daß  unter  Fern- 
haltung aller  größeren  Bauaufgabeu  von  den  Betriebsämtern 
Betrieb  und  bauliche  Unterhaltung  zweckmäßig  beim  Be- 
triebsamt vereinigt  wird  und  daß  selbständige.  Verkehrs- 
ämter gerechtfertigt  isind.  Ich  weise  hierbei  hin  auf  die  sehi' 
beachtlichen  Ausführungeir  des  Herrn  Eisenbahndirektors 
Pitsch  in  dem  Aufsatz  „Betrachtungen  über  die  Berechti- 
gung selbständiger  Verkehrsämter,  ihre  Leitung  und  weitere 
Entwicklung  (Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnver- 
waltunffen  1919,  Nr.  33).  j| 

Die  Quaatzschen  Vorschläge  über  die  Zusammenlegung  von 
2  bis  3  Bahnmeistereien  unter  Unterstellung  unter 
einerr  Oberbahnmeister  scheinen  mir  praktisch  verfehlt.  Die 
Bezirke  der  Bahnmeistereien  sind  räumlich  bereits  so  be- 
messen, daß  sich  bei  der  persönlichen  Verantwortung,  die 
den  Bahnmeistern  zufällt,  und  die  ihnen  aus  Gründen  der 
Sicherheit  des  Betriebes  nicht  abgenommen  werden  kann, 
und  bei  den  betrieblichen  Aufgaben,  die  den  Bahnmeistern 
auf  der  Strecke  auch  bei  der  Unter.stellung  unter  Bauäintet 
verbleiben  müssen  (Aufsicht  über  Streckenblockstellen 
Schranken  Wärter,  Balmwärter  usw.)  eine  Zusammenlegung 
von  Bahnmeistereien  im  allgemeinen  verbietet.  Die  gegeben-( 
und  zweckmäßige  Zusammenfassung  der  Bahnmeistereien  isl 
die  beim  Betriebs-  oder  Bauanit.  Die  vorgeschlagene  Zu- 
sammenfassung durch  Oberbahnmeister  würde  praktisch  dar- 
airf  hinauslaufen,  daß  eine  Art  Zwischenstelle  zwischer 
Amt  und  Bahnmeister  geschaffen  würde,  die  meines  Ei- 
achtens  nicht  erforderlich  ist,  keinen  wirklichen  Nutzer 
bringt,  den  Geschäftsgang  eher  erschwert  als  lei  leichtert 
und  die  Selbständigkeit  der  jetzigen  Bahnmeistereien  uunötii 
einschränkt. 

Wenn  ausgeführt  wird,  daß  die  Gliederung  der  Ämtei 
Laien,  Arbeitern  und  Unterbeamten  nicht  leicht  verständlicl 
und  dem  großen  Publikum  so  gut  wie  unbekannt  sei  un( 
hinzugefügt  wird,  daß  das,  was  sich  im  Volksbewußtseii 
nicht  einpräge  und  durchsetze,  an  inneren  Mängeln  zi 
kranken  pflege,  so  vermag  ich  das  als  beweiskräftig  und  al« 
Maßstab  für  di«  Güte  einer  Organisation  nicht  anzuerken 
nen.  Beim  Durcbschnittsdeutschen  besteht  wohl  überhaup 
im  allgemeinen  eine  starke  Unkenntnis  der  Verfassungs-  un( 
Verwaltungseinrichtungen;  hinsichtlich  der  Eisenbahn-Ämte: 
braucht  das  umsoweniger  Wunder  zu  nehmen,  als  das  groß« 
Publikum  mit  diesen  nur  verliältirismäßig  selten  in  Berüli 
rung  komnrt. 

Habe  ich  nun  dai gelegt,  daß  durch  die  Einrrchtung  de 
Bahnämter  praktisch  die  Beseitigung  einer  Instanz  nicht  er 
reicht  wird,  weshalb  in  derr  folgenden  Ausführrrngen  di- 
Bahnämter  als  Instanz  angenommen  werden  sollen,  so  glaulf 
ich  auch,  daß  durch  die  vorgeschlagenen  Geneialdirektion'i 
der  lustanzenzug  und  der  Geschäftsgang  nicht  verl^essert-  um 
vereinfacht,  isondern  in  vielen  Fällen  sogar  ungünstiger  ge 
staltet  wird.  Bei  Anlehnung  an  die  preußische  Organisatioi 
z.  B.  geht  der  Dienstweg  einheitlich  und  klar  von  der 
Ämtern  zur  Direktion  und  von  dieser  zirr  Zentralstelle;  näcl 
den  Quaatzschen  Vorschlägen  geht  er  von  den  Bahnämtei'n 
Zur  Betriebsdirektion  und  von  dieser  teils  zur  G-eneral 
direktion,  teils  unmittelbar  zur  Zentralstelle  und  von  de 
Geueraldirektion  zur  Zerrtralstelle.  Hierdurch  wird  meine 
Erachtens  di.e  Ivel  -eiirer  .•<ehr  großen  Betriebsverwaltung  ho 
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sonders  ■erwünschte  Klarheit  und  Einfachheit  der  Gliederung 
und  des  Geschäftsganges  ungünstig  beeinflußt  werden.  Bei 
den  vielfachen  Zusammenhäng>en  der  Arbeitsgebiete  der  Ge- 
neraldiiektionen   und  Betriebsdirektionen    wird  zudem  eine 
scharfe  Trennung  in  den  Grenzgebieten  schwierig  und  daher 
die    theoretische    Verteilung    praktisch    nicht  voll  wirksam 
werden;  es  wird  femer  vielfach  nicht  zu  umgehen  sein,  auch 
bei  den  Geschäften,  in  denen  der  Verkehr  zwischen  Zentral- 
stelle   und    Betriebsdiiektionen    und  umgekehrt  unmittelbar 
erfolgt,  'den    Geneialdirektionen   nachrichtlich   Kenntnis  zu 
geben,  was  hier  und  da  eine  Beteiligung  derselben  herbei- 
führen wird.    Dazu  kommt,  daß  die  den  Generaldirektioncu 
nach  den  Quaatzschen  Ausführungen  zugedachten  Aufgaben 
so  vielseitig  und  weitgehend  sind,  daß  nur  verhältnismäßig 
wenige    Gebiete    übrig    bleiben,    bei    denen    die  Betriebs- 
direktionen unmittelbar  mit  der  Zentralstelle  verkehren  kön- 
nen.   Es  wird  also  praktisch  wohl  darauf  hinauslaufen,  daß 
bei   der  Mehrzahl    der  Geschäfte  eine  Instanz  hinzukommt. 
Die  Vorteile,  die  für  einige  Arbeitsg-ebiete  —  z.  B.  Betrieb 
auf    durchgehenden    Xinien,     Tarifwesen,  Verwaltung  der 
Werkstätten   —  mit   der  Einrichtung  der  Generaldirektionen 
^ermöglicht  werden,  sind  meines  Erachtens  mit  der  Einfüh- 
rung einer  solchen  weiteren  Instanz  zu  teuer  erkauft,  zumal 
sie  für    den   Betrieb  auf  andere  Weise  auch  ohne  General- 
.direktionen  erreicht  werden  können.    Ich  kann  hierbei  auf 
die    Ausführungen    Bezug    nehmen,    die    ich  weiter  oben 
(S.  483)    über   die   betriebliche    Spitze    in   der  preußischen 
Zentralstelle  und  über  die  in  betriebssohwierigen  Zeiten  bereits 
erprobten    Sondermaßnahmen    gemacht    habe.    Bei  zweck- 
mäßiger Ausgestaltung  der  einzelnen  Direktionen  übertrage- 
nen   Geschäftsführung  für  Sondergebiete    (Fahrplan  durch- 
gehender Linien,  Tarif wesen  usw.)  werden  sich  übrigens  bei 
ausreichender  Überwachung    auch  auf  diesem  Gebiete  ohne 
Generaldirektionen   eine    bessere    Zusammenfassung  als  sie 
jetzt  besteht  und  Verbesserungen  und  Vereinfachungen  des  Ge- 
schäftganges erzielen  lassen,  wenn  auch  in  dieser  Hinsicht 
hierbei  nicht  das  erreicht  werden  kann,  was  die  Einrichtung 
von  Generaldirektionen  ermöglicht.    Keine  Organisation  wird 
aber  alle  Wünsche  restlos  befriedigen  und  die  Möglichkeit 
der  Vermeidung  einer  neuen  Instanz  muß  meines  Erachtens 
ausschlaggebend  sein. 

Da  unter  dem  Zwange  der  Verhältnisse,  die  der  verlorene 
Krieg  herbeigeführt  hat,  der  Beiücksichtigung  der  wirtschaft- 
lichen Momente  bei  der  Gestaltung  der  Verwaltung  .1er 
Reichseisenbahnen  eine  ganz  besondere  Bedeutung  bei- 
gemessen werden  muß,  so  glaube  ich  zum  Schluß  noch  Be- 
denken wirtschaftlicher  Art  gegen  die  Quaatzschen  Vor- 
schläge vorbringen  zu  sollen.  Ich  bin  mir  dabei  recht  wohl 
bewußt,  daß  die  wirtschaftliche  Wirkung  der  vorgeschlagenen 
Organisation  an  Hand  der  gegebeneu  Untei  lagen  nur  un- 
vollständig übersehen  werden  kann.  Einen  gewissen  Maß- 
stab gibt  aber  meines  Erachtens  der  Personalbedarf,  über 
den  schätzungsweise  Annahmen  möglich  erscheinen.  Die 
eigentlichen  örtlichen  Dienststellen  (Abteilungen  der  Bahn- 
ämter) können  hierbei  wohl  außer  Betracht  bleiben,  da  ihr 
Personalbedarf  auch  bei  verschiedener  Art  der  Gesamtorga- 
nisation  annähernd  der  gleiche  .sein  wird.  Eine  Ausnahme 
würden  dabei  allerdings  wohl  die  nach  dem  Quaatzscben 
Vor.schlage  einzurichtenden  Oberbahnmeistereien  machen,  die 
meines  Erachtens  eine  vielleicht  nicht  unbeträchtliche  Per- 
sonalvermehrung  ohne  entsprechende  Einsparung  an  anderer 
Stelle  bringen  würden.  Dieser  Mehrbedarf  soll  aber  ver- 
nachlä.ssigt  werden,  da  die  Quaatzschen  Voi  Schläge  auch  ohne 
diese  Oberbahnmeistereien  ein  Völlens  organisches  Gebilde 
bleiben. 

Für  die  Einrichtung  der  Generaldirektionen  wird  auf  jeden 
Fall  elin  umfangreicher  Beamtenappaiiat  erforderlich,  der 
nach  den- Erfahrungen,  die  bei  Einrichtung  neuer  Verwal- 
tnug.s.stelicii    in    der    Eegel   gemacht  werden,  aus  den  Ix-i 


anderen  Stellen  dirrch  Fortfall  der  auf  die  neue  Stielle  ent- 
fallenden Geschäft'e  möglichen  Einsparungen  in  vollem  Um- 
fange nicht  wird  gedeckt  werden  können.  Da  die  Anzahl 
der  Generaldirektionen  aber  klein  sein  wird  und  ein  zahlen- 
mäßiger Nachweis  zurzeit  auf  zu  unsicheren  Grundlagen  be- 
ruhen würde,  soll  zugunsten  der  Quaatzschen  Vorschläge  zu- 
nächst angenommen  werden,  daß  diese  Personalvermehrung 
nicht  so  erheblich  ist,  daß  sie  nicht  durch  Vorteile  anderer 
Art  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Anders  liegt  das  aber  bei  dem  vorgeschlag^enen  Wegfall 
der  Betriebs-,  Verkehrs-  und  Maschineuämter  und  der  Ein- 
richtung der  Bahnämter  und  Bauämter.    Hier  werden  einige 
Zahlenangaben  zur  Veranschaulichung  zweckmäßig  sein.  Bei 
dies.er     Betrachtung    sollen     die  preußischen  Staatsbahnen 
(Zustand  1914)  zugrunde  gelegt  werden.    Nach  den  Geschäft- 
lichen Nachrichten  der  preußischen  und  hessischen  Staats- 
eisenbahneu  (Ausgabe  1914)  waren  vorhanden  280  Betriebs-, 
102  Maschinen-  und  95  Verkehrsämter,  zusammen  477  solcher 
Ämter    mit    408  Betriebsingenieuren,    148  Verkehrskontrol- 
leuien  und  2724  Bürobeamten.    Unter  Ausscheidung  der  148 
Verkehrskontrolleure,  die  fast  vollständig  durch  die  auch 
ferner    nötigen   Kassenkontrollen    in    Anspruch  genommen 
werden,  ergibt  sich  für  diese  Ämter  einschließlich  der  477 
Amtsvorstände  die  Zahl  von  rund  3600  Beamten  (für  das  Amt 
durchschnittlich  7,5  Beamte).    Die  folgenden  Annahmen  kön- 
nen natürlich  nur  Schätzungen  sein,  da  genaue  Unterlagen 
fehlen,   bei   den   Schätzungen  ist  aber  davon  ausgegangen 
worden,  Unterlagen  zu  ei  halten,  die  für  die  Quaatzschen  Vor- 
schläge keinesfalls  zu  ungünstige  Zahlen  ergeben :  In  Preu- 
ßen waren  1914  vorhanden  558  Stationen  I.  Klasse,  2210  Sta- 
tionen  II.  und  III.  Klasse,   3712  Stationen   IV.  Kla.sse  und 
1313    Haltepunkte,   letztere    sollen    außer  Betracht  gelassen 
werden.    Mit  Rücksicht  darauf,  daß  eine  Anzahl  Orte  mehrere 
Bahnhöfe  I.  Klasse  besitzen,  soll  die  Anzahl  der  Bahnämter 
I.  Klass-e  nur  mit  500  angenommen  werden,  weiter  soll  an- 
genommen werden,  daß  an  Orten  mit  Bahnhöfen  IV.  Klas.se 
überhaupt  keine  Bahnämter  und  daß  auch  nur  auf  1000  Bahn- 
höfen von  den  2210  Bahnhöfen  II.  und  III.  Klasse  Bahnämter, 
und  zwar  nur  solche  II.  Klasse,  eingerichtet  werden.    Es  ergibt 
das  die  bereits  recht  weitgehende   Zuteilung  von  6480:1500 
=    rund    4,3  Stationen    durchschnittlich    auf    ein  Bahnamt. 
Rechnet  man  bei  einem  Bahnamt  I.  Klasse  im  Durchschnitt 
mit  der  meines  Erachtens  niedrig  angenommenen  Besetzung 
durch  1  Vorstand,  1  Vertreter  des  Vorstandes  und  3  weitere 
Bürobeamte  und   bei  einem  Bahnamt  II.  Klasse  sogar  nur 
im  Durchschnitt  mit  1  Vorstand  und  1  Bürobeamten,  so 
gibt  sich  für  die  Bahnämter  eine  Za.hl  von  500,5  +  1000,2  -  - 
4500  Beamten. 

Für  die  Bauämter  soll  zunächst  im  Durchschnitt  mit  der 
für  die  Praxis  wohl  bereits  zu  großen  Zuteilung  von  durch- 
schnittlich 400  km  Bahnstrecke  mit  durchschnittlich  28  Bahn- 
meistereien gerechnet  (in  Preußen  entfallen  auf  ein  Betriebs- 
amt im  Durchschnitt  rund  140  km  und  auf  eine  Bahnmeisterei 
durchschnittlich  rund  14  km  Bahnlänge)  und  die  Besetzung 
sehr  niedrig  nur  mit  im  Durchschnitt  1  Vorstand  und  2  Büro- 
beamten angenommen  werden.  Das  ergibt  bei  rund  40C00 
km  Bahnlänge  100  Bauämter  mit  rund  300  Köpfen.  Die  Zab' 
von  3600  Beamten  der  jetzigen  Ämter,  die  aber  eigentlich 
nicht  voll  beim  Vergleich  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen, 
da  ein  Teil  der  Arbeiten  der  Ämt^er  nicht  auf  die  Bahnämter 
und  Bauämter,  sondern  auf  die  Betriebsdirektionen  übergeh'^:i 
würde,  steht  demnach,  selbst  bei  den  für  die  Quaatzschen 
Vorschläge  meines  Erachtens  sehr  günstigen  Annahmen,  die 
Zahl  von  4500  +  300  =  4800  Beamten  gegenüber,  was  bei 
einem  mit  nur  3500  Jl  angeuomiueneu  durchschnittlichen  Ein- 
komm'en  dieser  mittleren  und  Oberbeamten  eine  Mehraus- 
gabe von  4,2  Millionen  Jl  ergibt,  ein  Ergebnis,  das  auch 
wirtschaftliche  Bedenken  zum  Ausdruck  zu  bringen  wohl 
nicht  unberechtigt  erscheinen  lassen  dürfte. 
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Die  Zukunft  des  internationalen  Güterverkehrs. 


Unter  dieser  Überschrift  bringt  die  Weltwirtscbafts-Zeitung 
über  di-6  durch  die  KüDdigung  des  Berner  Übereinkommens 
(vergi.  Nr.  8,  17  und  43  d.  Ztg-,)  ^jeschaffene  Lag«  einen  »ehr 
beachtenswerten  Aufsatz  aus  der  Feder  eines  der  besten  Ken- 
ner und  Förderer  des  internationalen  Verkehrsrechts,  Exzel- 
lenz Dr.  V.  d.  L  e  y  e  n,  aus  dem  wir  die  nachstehenden  Aus- 
führungen zum  Abdruck  bringen. 

„Das  Berner  Übereinkommen  ist  ein  Staatsvertrag  von  ledig- 
lich wirtschaftlicher  Bedeutung,  ohne  jeden  politischen  Bei- 
g'6schjnack.  Sein  einziger  Zweck  ist  die  Erleichterung  des 
»Grüterverkehrs  der  Eisenbahnen  zwischen  den  Vertragstaaten. 
Er  schafft  deswegen  ein  einheitliches  Eisenbahnfrachtrecht 
für  den  zwischenstaatlichen  Verkehr  von  fast  ganz  Europa 
und  weit  hinein  nach  Asien.  In  ihm  ist  zum  erstenmal  der 
Versuch  gemacht,  einen  wichtigen  Abschnitt  des  internatio- 
nalen Privatrechts  in  die  Form  eines  Gesetzes  zu  ischließen, 
und  der  Versuch  ist  nach  der  übereinstimmenden  Ansicht  der 
Eisenbahnen  sowohl  als  auch  der  Verfrachter,  die  sich  der 
Eisenbahnen  bedienen,  durchaus  gelungen.  Das  Übereinkom- 
men hat  länger  als  ein  Vierteljahrhundert  in  Geltung  gestan- 
den und  seinen  Zweck  voll  erfüllt,  es  hat  sich  in  jeder  Bezie- 
hung bewährt. 

Der  Abschluß  dieses  Staatsvertrages  ist  im  Jahre  1874  durch 
die  Schweiz  angeregt.  Nach  wiederholten  langen  und  schwie- 
rigen Verhandlungen  sachverständiger  Eisenbahnfachmänner 
und  Eechtsgelehrter  gelang  im'  Jahre  1886  die  Feststellung 
eines  Entwurfs,  der  am  14.  Oktober  1890  von  den  Begierungien 
genehmigt  und  am  1.  Januar  1893  in  Kraft  getreten  ist.  Das 
Übereinkommen  ist  dann  in  drei  sogenannten  Eevisionskonfe- 
renzen  nachgeprüft  und  in  einzelnen  Teilen  geändert  worden. 
Seine  jetzige  Fassung  hat  es  in  der  Eevisionskonferenz  des 
Jahres  1905  erhalten,  in  seiner  neuen  Gestalt  ist  es  im  Jahre 
1908  in  Kraft  getreten.  Da  das  Übereinkommen  lediglich  pri- 
vatrechtliche Beziehungen  zwischen  den  Eisenbahnen  und  den 
Verfrachtern  regelt,  so  ist  es  ■ —  nach  Ansicht  der  überwie- 
genden Mehrzahl  der  Lehrer  des  Völkerrechts  —  durch  den 
Krieg  nicht  aufgehoben.  Dafür  spricht  auch  der  Umstand, 
daß  das  die  Geschäfte  der  Vertragstaaten  im  internationalen 
Verkehr  führende  Zentralamt  in  Bern  während  des  Krieges 
seine  Tätigkeit  ununterbrochen  fortgesetzt  hat,  daß  auch  die 
vereinbarten  finanziellen  Beiträge  der  Vertragstaaten,  soweit 
bekannt,  weiter  gezahlt  worden  sind.  Die  Vorschriften  des 
Übereinkommens  beruhen  wesentlich  auf  dem  deutsch- 
österreichischen  Fr  acht  recht,  es  sind  jedoch 
einige  wichtige  Bestimmungen  aus  dem  französischen  und 
dem  schweizerischen  Eecht  übernommen.  In  den  Konferenzen 
der  Vertreter  der  Vertragstaaten  ist  stets  streng  sachlich  be- 
raten worden,  niemals  haben  sich  schärfere  Gegensätze 
gezeigt,  und  die  Beschlüsse  sind  entweder  mit  groIJen 
Mehrheiten  oder  einstimmig  gefaßt  worden.  Auch  der 
persönliche  Verkehr  der  Teilnehmer  vollzog  sich 
bei  dem  wochenlangen  Zusammenleben  innerhalb 
und  außerhalb  der  Konferenzen  in  den  angenehmsten  Formen. 
Daß  das  so  geschaffene  internationale  Eisenbahnfrachtrecht 
sich  der  allgemeinen  Zustimmung  erfreute,  zeigte  sich  airch 
darin,  daß  fast  alle  Vertragstaaten  das  innerhalb  ihres  Ge- 
biets geltende  Eisenbahnfrachtrecht  mit  dem  internationalen, 
soweit  ira-end  angängig,  in  Übereinstimmung  gebracht  haben. 

Nach  alledem  war  es  ausgeschlossen,  daß  die  Kündigung  des 
Vertrags  durch  die  fünf  obengenannten  Staaten  etwa  deswegen 
erfolgt  ist.  w^eil  ihnen  die  eine  oder  ander-e  Bestimmung  des 
Übereinkommeus  nicht  mehr  gepaßt  hat  und  weil  sie  deswegen 
wesentliche  sachliche  Änderungen  für  nötig  hielten.  Darüber 
konnte,  wie  bisher,  ohne  Aufhebung  des  Vertrages  in  der 
nächsten  Eevisionskonferenz  beraten  werden.  Die  Kündigung 
konnte  nur  als  ein  neues  S.ymptom  erbitterter  Feindschaft  ge- 
gen das  Deutsche  Eeich  aufgefaßt  werden.  Der  am  7.  Mai 
d.  J.  der  deutschen  Vertretung  überreichte  Ent-wurf  eines 
schmachvollen  Friedensvertrages  spricht  nun  allerdings  dafür, 
daß  diese  Auffassung  nicht  voll  zutreffen  würde.  Er  be- 
schäftigt sich  in  dem  Art.  366  mit  dem  Berner  Übereinkommen. 
Hiernach  beabsichtigen  die  Ententestaaten,  gleich  nach  dem 
Inkrafttreten  des  Friedensvertrages  das  Beruer  Übereinkom- 
men nebst  seinen  Nachträa'en  zu  erneuern  (renouveler).  Sie 
scheinen  also  nur  vorsorglich  ihren  A.ustritt  für  den  Fall  er- 
klärt zu  haben,  daß  ein  Frieden  bis  Ende  des  Jahres  1919 
nicht  zustandekommt.  Kommt  es  zum  Frieden,  so  würde  die 
Erneuerung  darin  bestehen  können,  daß  die  fünf  Staaten  ihre 
Kündigung  zurücknehmen,  wonach  der  Fortbestand  des  bis 
Ende  1919  noch  gültisen  Übereinkommens  auf  weitere  drei 
Jahre  vom  1.  Januar  1920  an  gesichert  wäre.  Dagegen  wird 
sich  vom  Standpunkt  des  Deutschen  Eeichs  nichts  einwenden 
lassen.  In  dem  zweiten  Absatz  des  §  366  aber  wird  die  Ab- 
sicht ausgesprochen,  binnen  fünf  Jahren  nach  dem  Inkraft- 


treten des  Friedensvertrages  eine  „neue  Übereinkunft  über  dir^ 
Eisenbahnbeförderung  von  Personen,  Gepäck  und  Gütern"  an- 
stelle des  Berner  Übereinkommens  abzuschließen.  Dieses 
Übereinkommen  nebst  Ausführungsbestimmungen  soll 
Deutschland  binden,  „selbst  wenn  diese  Macht  sich  weigert,  aq 
der  Vorbereitung  des  Übereinkommens  teilzunehmen  oder  sich 
ihm  anzuschließen".  Bis  zum  Abschluß  des  neuen  Vertrags 
soll  das  .jetzige  Übereinkommen  auch  für  Deutschland  in  Kraft 
bleiben. 

Aus  diesen  Bestimmungen  ergibt  sich  einmal,  daß  die  fran- 
zösische Regierung  —  denn  diese  ist  wohl  die  Hauptperson 
bei  der  Kündigung  —  den  in  Deutschland  naeh  der  Konferenz 
des  Jahres  1911  über  ein  internationales  Übereinkommen  über 
den  Personen-  und  Gtepäckverkehr  erwogenen  und  auch  wohl 
mit  anderen  Vertretungen  unverbindlich  besprochenen  Plan 
sich  angeeignet  hat,  demnächst  ein  leinheitliches  Übereinkom- 
men über  die  Beförderung  von  Personen,  Gepäck  und  Gütern 
abzuschließen.  Nach  Lage  der  bisherigen  Verhältnisse  mußte 
das  Übereinkommen  über  den  Personen-  und  Gepäckverkehr 
als  ein  besonderes  angesehen  werden,  das  neben  dem  Überein- 
kommen über  den  Güterverkehr  bestand.  Der  Plan  einer  for- 
mellen Vereinigung  dieser  beiden  Übereinkommen  sollte  übri^ 
gens,  soviel  mir  bekannt,  schon  auf  der  für  das  Jahr  1915  iii 
Aussicht  genommenen,  durch  den  Krieg  verhinderten  Revi^, 
sionskonferenz  erörtert  werden.  Gegen  eine  solche  Vereini- 
gung würden  auch  vom  Standpunkt  des  Deutsehen  Reichs  keine 
Bedenken  bestehen. 

Eine  andere  Fra.ge  ist  die,  ob  sich  Deutschland  gefallen  las-- 
sen  kann,  daß  ihm  zwar  die  Teilnahme  an  der  neuen  Konfe- 
renz gestattet,  gleichzeitig  aber  gedroht  wird,  es  müsse,  auch 
wenn  es  sich  nicht  beteilige,  das  von  den  anderen  Staaten  be- 
schlossene Übereinkommen  auch  für  sein  Gebiet  gelten  lassen. 
H  ieraus  läßt  sich  vielleicht  weiter  folgern,  daß  auf  der  neuen 
Revisionskonferenz  Deutschland  eine  wenig  angenehme  Eolle 
spielen  würde.  Es  müßte  sich  darauf  gefaßt  machen,  daß  über 
seine  auch  sachlich  begründeten  Anträge,  wenn  sie  der  Mehr- 
heit nicht  gefallen,  einfach  zur  Tagesordnung  übergegangen 
würde.  Möglich  ist  ja.  daß  so  etwas  kommt.  Jedenfalls  wird 
es  für  die  deutschen  Vertreter  nicht  angenehm  sein,  daß  sie 
die  hervorragende  Stellung,  die  sie  bis  jetzt  auf  allen  Konfe- 
renzen einnahmen,  an  Frankreich  abtreten  müssen.  Dies  dürfte 
indes  kein  ausreichender  Grund  sein,  von  der  Konferenz  ganz 
fem  zu  bleiben  und  auf  jeden  Einfluß  im  mitteleuropäischen 
Verkehr  zu  verzichten.  Aber  auch  sachliche  Gründe  für  eine 
Beteiligung  an  der  Fortbildung  des  Übereinkommens  lassen 
sich  nicht  von  der  Hand  weisen.  .  . 

Dazu  kommt  ein  zweiter  Grund.  Deutschland  würde  auf  der 
neuen  Konferenz  nicht  alleinstehen.  Es  würde  nicht  nur  die 
im  Kriege  mit  ihm  verbündeten,  sondern  auch  die  während  des 
Krieges  neutralen  Staaten  in  wichtigeren  wirtschaftlichen 
Fragen  auf  seiner  Seite  haben.  Daß  etwa  die  Entente-Eegie- 
rungen  sich  über  ihren  Plan  mit  den  nicht  zu  ihnen  gehörigen 
Vertragstaaten  —  der  Schweiz,  den  Niederlanden.  Eußland, 
Bulgarien,  Dänemark,  Scbweden.  Luxemburg  —  schon  .jetzt 
verständigt  hätten,  ergibt  sich  aus  dem  Entwurf  des  Friedens- 
vertrages nicht,  ist  übrigens  an  sich  höchst  unwahrscheinlich. 
Ferner  wird  es  doch  auch  wohl  erforderlich  sein,  das  künftisr" 
Verhältnis  zu  den  auseinandergerissenen  Staaten  der  früheren 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  klarzustellen.  Öster- 
reich und  Ungarn  waren  bisher  auf  den  Konferenzen  als  zwei 
selbständige  Staaten  vertreten.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  daß 
späterhin  auch  die  Tschecho-Slowaken,  die  Südslawen,  die 
Polen  eine  Vertretung  beanspruchen  werden.  Die  Zusammen- 
setzung der  Konferenz,  die,  wie  die  bisherigen,  doch  wohl  di^ 
Schweizer  Eegiemmg  berufen  wird,  wird  also  eine  andere  sein, 
als  die  der  bisherigen,  die  Zahl  der  Teilnehmer  und  auch  das 
Stimmverhältnis  werden  sich  ändern.  Es  liegt  aber  —  wenig- 
stens bis  jetzt  —  kein  Grund  zu  der  Befürchtung  vor,  daß 
Frankreich  über  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen  verfügen 
wird.  Die  deutschen  Vertreter  wären  also  immer  in  der  Lage, 
Änderungen  des  Übereinkommens  zu  verhindern,  die  vom 
•deutschen  Standpunkt  aus  sachlich  bedenklich  wären.  Es 
würde  also  auch  im  deutschen  Interesse  richtiger  sein,  an  der 
Revisionskonferenz  sich  zu  beteiligen,  als  sich  von  dem  mit 
einem  großen  Aufwand  auch  von  deutscher  Arbeit  zustande 
gekommenen  Berner  Werke  zurückzuziehen  mit  der  sichercu 
Aussicht,  es  doch  annehmen  zu  müssen. 

Kommt  es  bis  Ende  1919  nicht  zum  Frieden  und  bleiben  die 
Airstrittserklärungen  in  Kraft,  so  würde  nach  der  Ansicht 
eines  der  bedeutendsten  Kenner  des  internationalen  Fracht- 
rechts, des  vor  einigen  Jahren  verstorbenen  Wirklichen  Ge- 
heimen Oberregierungsrats  Di*.  Gerstner.  das  ganze  Überein- 
kommen hinfällig  sein.    Es  gehört  zum  Wesen  dieses  Ver- 1 
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fra^r^s.  daß  er  mir  oilt,  zwischen  ckn  Partekii.  die  ihn  ab- 
geschlos&en  haben  und  di«  ihm  später  beigetreten  sind. 
Scheidet  einer  von  den  Teilnehmern  aus,  so  erlischt  der  Ver- 
trag-. Wollte  man  aber  selbst  annehmen,  daß  das  Überein- 
kommen zwischen  den  übrift-gebliebenen  Staaten  bestehen 
bliebe,  so  würden  die  vorerwähnten  Schwierigkeiten  der  tat- 
sächlichen Änderung-  in  dem  Bestände  der  übrigen  Staaten 
■wesentlich  an  Glewicht  gewinnen.  Es  würde  wohl  unter  allen 
Umständen  ein  neuer  Vertrag  zwischen  den  Staaten  ab- 
geschlossen werden  müssen,  die  alsdann  in  den  Gebieten  die 
Regierungsgewalt  ausüben,  die  bisher  dem  internationalen 
Übereinkommen  angehörten.  Ob  das  gelingen  wird,  darauf 
wird  heute  noch  keine  Antwort  gegeben  werden  können. 

Damit  soll  noch  eine  Frage  berührt  werden,  die  mit  der 
bi.sher  erörterten  in  engem  Zusammenhange  steht.  Der  Vor- 
läufer des  Berner  Übereinkommens  war  in  ge-wissen  Bezie- 
hungen der  im  Jahie  1846  begründete  Verein  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen.  Dieser  beruht 
auf  freien  Vereinbarungen  der  deutschen,  österreichischen, 
ungarischen,  luxembura-ischen.  niederländischen,  rumänischen 
und  einigei-  belgischen  und  russischen  Eisenbahnen     Nur  ein 


Teil  seiner  .Aufgaben  ist  auf  das  Berner  Übereinkommen 
übergegaiigen.  Soweit  sie  sich  auf  das  Gebiet  der  Technik, 
des  Betriebes,  des  Abreohnungswesens.  des  Personenverkehrs 
und  andere  Gebiete  beziehen,  entfaltet  der  Verein  auch  .ietzl 
noch  eine  segensreiche,  für  das  gesamte  mitteleuropäische 
Eisenbahnwesen  ersprießliche  Tätigkeit.  In  der  Zeitung  des 
A^ereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen,  einer  der  älte- 
sten und  angesehensten  Eisenbahnfachschriften,  hat  er  s.ein 
eigenes  literarisches  Organ.  Auch  dieser  Verein  ist  durch  den 
Krieg  in  seinem  Fortbestehen  gefährdet.  Rumänien  ist  aus- 
geschieden, Österreich  und  Ungarn  sind  in  Stücke  zerteilt. 
Ob  die  Eisenbahnen  der  neugebildeten  Staaten  geneigt  sein 
werden,  die  Erbschaft  von  Österreich  und  Ungarn  anzutreten, 
steht  dahin.  Sie  können  das,  wie  bisher,  ohne  ausdrückliche 
Genehmigung  der  Regierungen.  Es  liegt  aber  nur  zu  sehr 
im  Interesse  der  beteiligten  Eisenbahnen  selbst,  daß  dieser 
[  Bund  durch  den  unseligen  Weltkrieg  nicht  dauernd  zerrissen 
;  wird.  Gelingt  die  Neu-Aufrichtung  dieses  Vereins,  de- 
I  ältesten  Eisenbahuvereins  der  Welt,  so  wäre  das  ein  glück- 
liches Vorzeichen  für  das  Foitbestehen  des  Berner  Überein- 
kommens, im  wesentlichen  in  seiner  .ietzigen  Gestali." 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


—  Verreiehlichunff  der  deutschen  Eisenbahnen.     Bei  der 

Aussprache  über  den  Eisenbahnhaushalt  nahm  der  p  r  e  u  ß  i- 
s  c  h  e  S  t  a  a  t  s  h  a  u  s  h  a  1 1  s  a  u  s  s  c  h  u  ß  eine  Entsohließun  o- 
an.  wonach  die  Verfassunggebende  Preußische  Landesver- 
sammlung  grundsätzlich  den  Plan  der  Staatsregierung  billigt, 
die  preußischen  Staatseisenbahnen  an  das  Deutsche  Reich  zu 
angemes.senen  Bedingungen  zu  übertragen  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  auch  die  Staats-eisenbahnen  der  anderen  Freistaa- 
ten gleichzertig  in  das  Eigentum  des  Reiches  ül>ergehcn. 

—  Beförderung  von  Sonderzügen  im  Personenverkehr.  Der 

preußische  Eisenbahnminister  hat  an  die  Eisenbahndirektionen 
folgenden  Erlaß  gerichtet:  Wenn  a.uch  zur  Wiedererstarkun"- 
des  gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  nach  Maßgabe  der  JLoko- 
motiv-,  Wagen-  und  Brennstoffl>estände  auf  eine  Belebuno- 
fies  Personenverkehrs  hinzuarbeiten  ist,  so  kann,  Avie  zur 
Ausräumung  von  Zweifeln  hervorgehoben  wiid,  die  Ablassuno- 
von  Sonderzügen  für  Gesellschaftsreisen,  Sport-  und  Vero-nü" 
sungszwecke  usw.  vorerst  noch  nicht  in  Frage  kommen.  Sou- 
flerzuge  für  diese  Zwecke  sind  daher  bis  auf  weiteres  noch 
aicht  einzulegen.  Soweit  es  die  Bestände  an  Lokomotiven, 
Wagen  und  dre  Brennstoffvorräte  gestatten,  ist  zur  ordnungs- 
mäßigen Bedienung  des  aufkommenden  Verkehrs  durch  Ab- 
lassen von  Vor-  und  Nachzügten  Sorge  zu  trafen  Fahrpreis- 
ermäßigungen dürfen  hierfür  auf  keinen  Fall  zuo-estandon 
(Verden.  " 

—  Eisenbahnerbeweffuns  auf  den  deutschen  Bisenbahnen. 

In  dem  Bezirk  Erfurt  (vgl.  Nr.  46,  Seite  185  d  Zto- )  ist 
clie  .-Vrbeit  in  vollem  Umfang  wieder  aufgenommen  worden 
Der  Ersenbahnmmi.ster  hat,  wie  die  B.  B.  Z  meldet  zuoc- 
^ichert  daß  zwei  Vertreter  der  Beamien-  und  Arbeiterschaft 
[lern  Präsidenten,  der  Eisenbahndircktion  als  Beirat  bei- 
jegeben  weiden.  Der  Abtransport  der  Regierungstnippen  ist 
mit  Wiederaufnahme  des  Betriebes  erfolot.  Dem  Oberreo-ie- 
ningsrat  Wilhelm,  bi.sher  beim  Eisenbahn-Zentralamt"  m 
tserlm,  ist  die  Leitung  der  Eisenbabndirektion  Erfurt  über- 
ragen worden  —  In  Halle  hat  es  der  Gewerkscbaf tsbund 
ler  Eisenbahnbeamten  abgelehnt,  in  einen  Streik  in  Bezie- 
hung auf  die  Erfurter  Vorgänge  einzutreten.  —  Im  Eisen - 
Jahndirektionsbezirk  Berlin  ist  es  auf  einzelnen  Bahn- 
loten.  insbesondere  Neukölln,Niederschönewei(le-Johannisthal 
latensee  und  Görlitzer  Bahnhof,  zu  Teilstieiks  geküinmen" 
Jie  anscheinend  von  kommunistischer  Seite  durch  die  ud- 
tvahre  Behauptung  angezettelt  worden  sind,  daß  die  Verhand- 
ungen  der  Arbeitnehmer  mit  dem  Staatsministerium  über  die 
Veuregelung  der  Lohnverhältnisse  an  einer  Ablehnung  der 
Kegierung  gescheitert  seien.  Tatsächlich  finden  diese  Ver- 
landluno-en  erst  in  diesen  Tagen  statt.  Die  preußische  Re- 
nerung  hat  dabei  zu  erkennen  gegeben,  daß  sie  allen  berech- 
igten  Wünschen  bis  zur  Grenze  des  Möglichen  staitzugebpn 
rewillt  ist.  Der  Stadt-.  Ring-  und  Vorortbahnverkehr  ist 
Sniv,  ;^f'''r,?","'  '^""'^  sestört,  der  Fern-  and  Güter- 
wkehr  auf  der  Gorlitzer  Strecke  unterlnmden  worden  Da 
1  falschen   Voran sselzungen  be- 

nnender  Ausstand  einzelner  Gruppen  handelt  ist  zu  hoffen 
lab  er  durch  geeignete  Aufklärung  beseitigt  wird    —  Ein 


ernsterer  Eisenbahnei ausstand  ist  in  Schlesien  ausgebrochen, 
wo  die  Eisenbahner  der  Direktion  Breslau  die  ander- 
weitige Regelung  verschiedener  Personälfragen  verlangten 
und  politische  Forderungen  über  ihr  Mitbestimmungsrecht, 
Durchführung  des  Rätesystems,  Einführung  des  Achtstunden- 
tages für  Schrankenwärter  usw.  stellten.  Die  Eisenbahn- 
unterbeamten haben  sich  den  Arbeitern  zum  Teil  angeschlossen, 
so  daß  etwa  17  000  Mann  sich  an  der  Bewegung  beteiligt  haben. 

Die  Lage  hat  nach  den  allerletzten  Nachrichten  eine  w  e  s  e  n  t- 
liche  Verschärfung  erfahren,  die  zur  Verkehrsemstel- 
lung  auf  zahlreichen  Fernstrecken  und  im  Berliner  Nahverkehr 
.geführt  hat.  Der  Ausgang  der  Streikbewegung  läßt  sich  z.  Zt. 
noch  nicht  übersehen. 

—  Brölthaler  Eisenbahn.  Wie  dei-  Geschäftsbericht  betont, 
traten  die  Schwierigkeiten,  unter  denen  der  Betrieb  bereits  im 
Vor.iahre  zu  leiden  hatte,  im  Jahr  1918  in  immer  stärkerem 
Maße  hervor.  Sie  drückten  nicht  allein  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit, sondern  auch  auf  die  Wirtschaftlichkeit  des  Unter- 
nehmens. Wesentlich  infolge  der  Tarifei höhungen  gingen 
die  Betriebseinnahmen  von  944115  J{.  auf  1  290  860  Ji  ip  die 
Höhe.  Die  Betriebsausgaben  von  1496  893  J{  (828  923  M) 
überstiegen  die  Betriebseinnahmen  um  267  093  J{.  Außer  den 
gesetzlichen  Rücklagen  erfolgte  eine  besondere  Abschreibung 
von  138  763  Jf.  Der  Verlust  des  Jahres  1918  steigt  damit  auf 
405  857  Jl  und  erhöht  sich  durch  den  des  Vor.iahres  von 
69  981  J(  auf  475  839  J{.  Zuzüglich  eines  Betrages  von  27  800^ 
für  Anleihetilgung  beläuft  sich  der  Gesamtverlust- Vortrao- 
auf  503  639  Ji. 

—  Fünfzigjähriges  Bestehen  der  Generaldirektion  der  sächsi- 
schen Staatseisenbahnen.  In  ernster  Zeit,  so  schreibt  die  „Dtsche 
Eisenbahnbeamten-Ztg."  vollenden  sich  50  Jahre,  seitdem  für 
die  Oberleitung  des  Betriebes  der  sächsischen  Staatscisen- 
bahnen  die  Generaldii  ektion  errichtet  wurde.  Bis  zum  Jahre 
1869  wurden  die  sächsischen  Staatsbahnen  durch  die  beiden 
Eisenbahndirektiouen  in  Leipzig  und  Dresden  verwaltet. 
Durch  den  Ausbau  der  Linie  Dresden — Chemnitz — Zwickau,  der 
am  1.  März  1869  beendet  war,  waren  nun  diese  beiden  Staats- 
bahnnetze miteinander  verbunden.  Die  Leipzig — Dresdner 
Bahn  „privatisierte''  daiuals  noch.  Die  Folge  der  nun  ge- 
schaffenen A^erbniduug  war  die  .Vufhebung  der  erwähnten 
zwei  Diiektionen  und  deren  Verschmelzung  zu  der  am  1.  Juli 
1869  errichteten  Generaldirektion  Dresden.  An  diesem  Tage 
betrug-  'die  Betriebslänge  des  sächsischen  Staatsbahnbereichs 
812  km.  liierzu  kamen  noch  107  km  Privatbahnen,  die  die 
ueuerrichtete  Generaldirektion  mit  zu  verwalten  hatte;  im 
ganzen  also  etwa  ^/in  der  gegenwärtigen  Betrieljslänge.  Ver- 
kehrsstellcn  gab  es:  1.52,  heute  sind  es  987  Stationen.  Der  Pei-- 
sonalliestand  hat  sich  in  den  verflossenen  50  Jahren  um  reich- 
lich das  Elffache  veigrößeit.  Befördert  wurden  im  Jahre 
1869  ßVj  Millionen,  im  Jahre  1914:  lt)8  T\Iillionen  Personen 
Schon  diese  wenigen  Zahlen  lassen  erkennen,  wie  sieh  die 
sächsischen  Staat sljahnen  entwickelt  baben.  lleu|.('  hat  Sachsen 
nächst  Belgien  das  (lichtest(-  Eisenbahnnetz. 

—  Organisationsfragen  bei  der  Eisenbahndirektion  München. 

Bei  der  Eisenbahndirektion  :\Iüuchen  wird  ab  1.  Juli  eine 
Stai-kstroininspektion  zur  t^Iierwachuiig  der  elektrischen  Bo- 
leuchtungs-  und  Kraf lanlagen  und  eine  Xriil)auinspekti()n  für 
den  elektrischen  Eisenbahul>ctri<'b  crriclitct .  Die  Aufgabe  der 
letzteren  erstreckt  sich  zuiuichst  auf  die  Liniengruppe  Mün- 
chen-Gai-misch  Parteiik i rchen  mit  dem  Vorortbetriel)  bis 
Sta.riiberg  und  auf  die  Xebeutiahu  Tutziu.g-Kochel 
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—  Die  Arbeit(M-peiisi()iiskasse  der  Württ.  Verkelirsanstalten, 

iilxT  dei-eii  Eiui  K'htuno-  in  Nr.  84-  von  191(i  dieser  Zeitung  das 
Nähere  berichtet  ist,  hat  vor  kurzem  den  Jahresbericht  für 
lOls  auso;e<i'eb'en,  dem  folKeud'C.s  zu  •entnehmen  ist:  Die  eigent- 
lichen p]iunähmeu  lK'frui;en  1  84(>  (i4()  M  und  die  •eio-'entlich€u 
Aus.oalHni  1  122  4;«»  .11  (im  Vorjahr  1  239  914  Jl  und  (;?«  430  Ji). 
An  Znschulii cnteu  für  Mitglieder  und  Angehörige  wurden 
(lii  siual  ."i'<  410  Ji  mehr  ausgezahlt  als  im  Vorjahr,  <'benso  an 
Slcrbcgrlil  243Ö  .//  mehr.  Die  duichschnittliche  Höhe  einer 
Invalid'eiiznscliulli'i  ntc  licziffertc  sich  im  Jahre  191S  auf  371,32 
Mark,  eiut  r  W  it  weiizuschul^rcMtc  auf  198,18  M  und  einer 
Waisenzuschußreiite  auf  73,.'>3  Jl.  Am  31.  Dezember  1918  wur- 
den 3007  Zuschul^rcntncr  gezählt  (gegen  das  Vorjahr  mehr^ 
lt_)2  Personen).  Von  den  Hcnträgcu  gingen  —  berechnet  auf 
den  KoTif  eines  im  Durchschnitt  vorhaudenen  Mitglieds  —  ein 
47,77  .//  (Vorjahr  37,50  Jl),  was  auf  die  Erhöhung  der  Löhne 
durch  ilic  ( icwiilirung  von  Teuerungszulagen  und  das  damit  ver- 
tiundene  Aufsteigen  vieler  Mitglieder  in  höhere  Lohnklassen 
zurückzuführen  ist .  Dei'  V  >e  r  m  ö  g  e  n  s  s  t  a  n  d  bezifferte 
Mcli  am  Jahresschluti  auf  8  401.553  Jl  (nach  dem  Barwert)  und 
criiiili  somit  als  Deckung  auf  den  Kopf  eines  im  Jahiesdurch- 
schiiiit  voihandenen  ?ilitglieds  715  Jl.  In -Hundertteilen  aus- 
gedrückt hat  das  Vermögen  um  mehr  als  9  %  zugenommen  und 
die  Beitragseinnahme  um  23,45  %.  Die  Gesamtzahl  der 
Mitglieder  )ieti'ug  am  31.  Dezember  1918  11  755;  gegen- 
iilicr  ili'iii  \"nr|alir  ist  hier  wieder  eiiuA'ermindei ung,  und  zwar 
um  ST3  rersdueu  eingetreten,  herrührend  teils  von  dem  star- 
ken Abgang  infolge  ulanmäßiger  Anstellung  oder  Austritts, 
teils  von  dem  schwächeren  Zugang  von  Mitgliedern  als  Ersatz 
für  yerstorlieire.  Die  Ausgaben  für  K  r  i  e  g  s  t  e  i  1  n  e  h  m  e  r, 
sowie  für  Hinterljlielieue  -solcher  sind  jetzt  insgesamt  auf 
150  035  Jl  gestiegen  (liei  525  Fällen).  Aus  dem  mit  der  Kasse 
zusamni'enhänu'cndeu  und  sie  liezw.  z.  T.  auch  ilrre  Leistungen 
ergänzenden  V  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  n  g  s  f  o  n  d  s  Avurden  in  524  Fäl- 
li'U  an  frühere  Kasseumitglieder  teils  einmalige,  teils  fortlau- 
feiiile  Lnte ■Stützungen  im  (Jesamtbetraa'  von  30  704  Jl  verab- 
reicht. Auch  im  Beiichtsjalii-  sind  wied^er  an  Zuschußrenten- 
•empf äuger  und  deren  Hintcrhlieliene  auf  Rechnung  des  Staats 
Kriei;steuerungslici]iilf eil  usw.  (wie  schon  eingangs  erwähnt) 
von  der  ArheiteriieiiMoiiskasse  gezahlt  worden,  die  im  laufen- 
den Jahr  (191tl)  ei  liel)liche  Aufhessenuigen  erfahren  haben; 
so  sind  neuesten.-,  vorgesehen  für  Empfänger  von  Invalideu- 
zusrhußrenteu  Ten n  iing>.zulagen  von  780  Jl  jährlich,  für  Emp- 
fiiin'erinnen  Wii  ^^•(■nzuschußreut■en  solche  von  540  .M,  für 

A'oUwaisen  (Iiis  1(1  Jahren)  180  Jl,  für  Halbwaiisen  (biiS  15 
Jahren)  120  .//.  Die  Eenteutafelu  der  württ.  Kasse  haben  seit 
1.  Januar  1019  einen  Auslian  erhalten,  wie  er  bis  jetzt  bei 
keiner  der  deutscheu  Ersenl>ahnarbeiter])'ensioniska.ssen  'erreicht 
ist.  iiiunlicli  durch  Anfüfi'ung  zweier  weiterer  Lohnklasseu. 
■von  denen  die  eine  ein  Jahreseinkommen  von  mehr  als  2200  c// 
bis  2tiOO  .//  mit  einem  Klassenlohn  von  2400  Jl  und  die  andere 
ein  solches  von  mehr  als  2r)00  .M  Jahreseinkommen  mit  einem 
Klassenlohn  von  2800  .//  umfaßt.  In  letztere  eingeteilte  Mit- 
glieder können  nun  mii  40  ^litaliedsiahien  1400  Zuschuß- 
rente (—  5''  %  lies  klas-ifiziert<'n  Jahj'cslolins)  erhalten,  was 
iinmeihin  mit  Hinzureclinnn:''  ^'on  id.  400  Jl  Invalidenrente 
einen  beachtenswerten  Euhelohn  dai stellt,  uamentlieh  wenn 
mau  auch  noch  die  olieii  schon  erwähnte  Teuerungsbeihilfe  mit 
780  ,41  mit  in  Betraeht  zieht. 


Deutschösterreich. 

—  ITber  die  Stellungnalinie  Deutschöstci  reiehs  zu  den  vcr- 
kehrspolitischeo  F<(r()eruneen  der  Entente  hat  sich  der  Leiter 
des  Staatsanits  tiir  A'erkehrsweseu.  Staatssekretär  Paul,  Avie 
folgt,  geäußert  :  ,,Bei  Behandlung  der  ^  erkehrsfiageu  in  den 
an  die  Entente  zu  richtenden  Antwortnoten  dürfte  die  deutsch- 
österreichische  Fri<'d<'nsaborilnuug  in  erster  Lini.<^  den  Ge- 
sichtspunkt betonen,  der  schon  durch  die  erste  Antwortnote 
des  Staatskanzlers  Dr.  Pienner  zum  leitenden  (ieilauken  für 
unsere  Al)wehr  geworden  ist,  nämlieh  den  <Tesichts)iunkt,  daß 
auseinander  zu  halten  siuiJ  unsere  Bezi<'hungen  zu  den  'Soge- 
nannten Nationalstaaten  eineiseits  und  andererseits  zu  den 
Mächten,  mit  denen  der  alte  österreichische  Staat  Krieg  ge- 
führt hat.  Denn  nel)eii  den  sogenannten  wirtschaftlichen  Be- 
iStimmungei;  sind  'CS  die  Bestimmungen  über  <las 
A'erkehrswesen.  die  sehwer  sind  gegenüber  den 
Enientestaaten,  dopindl  schwer  aber,  unerträglich  und 
vielfach  undurchführbar  gegenüber  den  anderen  National- 
-staateu.  Manche  Best in)muni;eu.  wie  zum  Beispiel  die  über 
die  „.Abtretung"  von  Eisenbahnlinien.  .Aufteilung  des  Fahr- 
parks, sind  solche,  die  schlechterdings  auf  die  Nationalstaaten 
kaum  anucwendel  weiden  können.  Hier  nuiß  die  Fiktion,  als 
ob    I>ents(  hosierreich   die  zufolge   des    Zerfalles  des  alten 


Östeireich  nunmehr  in  das  Gebiet  der  verschiedenen  National- 
staaten fallenden  Ei&enbahnlinien  an  diese  „abgetreten" 
hätte,  fallen  gelassen  werden,  eine  Fiktion,  die  ihren  kras- 
sesten Ausdruck  darin  findet,  daß  zum  Beispiel  die  Bahn- 
strecken des  ehemaligen  Russisch-Polen  als  abgetrennte  Teile 
des  „österreichichen  Netzes"  bezeichnet  werden. 

Was  die  isonstigen  servitutartigen  Auflagen  anlangt,  mit 
denen  die  Verkehrsautonomie  des  deutschösterreichischen 
Staates  bedroht  Aviid.  unter  denen  das  Durchzugsrecht  dei' 
Tschechen  auf  der  mehr  als  400  Kilometer  langen  deutsch- 
österreichischen  Strecke  über  Linz  gegen  Triest  als  besondere 
Schädigung  unseres  Landes  zu  betrachten  ist.  dürfte  die  Frie- 
densabordnung in  Saint-Germain,  wenn  es  ihr  nicht  gelingen 
•sollte,  die  Ausmerzung  dieser  Zumutungen  durchzusetzen,  die 
Einsicht  der  Ententemächte  anrufen  zu  dem  Zwecke,  um 
wenigstens  in  diesem  Punkte  die  Gegenseitigkeit  zu  erlangen. 
Für  eine  solche  uubestieitbar  billige  und  gerechte  Forderung 
das  Ohr  der  Entente  zu  finden,  l>esteht  vielleicht  einige  Hoff- 
nung, wenn  erwogen  Avird,  daß  an  der  Freiheit  des  Verkehrs 
in  allen  Staaten  des  ehemaligen  Österreich  eben  alle  diese 
Staaten  interessieit  sind,  also  nicht  nur  die  Tschechen  an 
einem  freien  Durchzug  durch  deutschösterreichisches  Gebiet, 
sondern  neben  uns  zum  Beispiel  auch  die  Polen  an  einem 
freien  Durchzug  auf  den  Linien  der  ehemaligen  Nordbahn. 

Welchen  Erfolg  die  Bemühungen  der  Friedensabordnung 
haben  werden,  läßt  sich  nicht  absehen.  Jedenfalls  wird  nicht 
übersehen  werden,  der  "Entente  darzulegen,  daß  Deutschöster- 
reich der  Verfügungsfreihert  über  seine  VerkehrsAvege  nicht 
beraubt  werd^en  darf  zugunsten  A^on  Nachbarstaaten  und  ''zum 
Nachteil  nicht  nur  seiner  eigenen  AVirtschaft,  sondern  auch 
zum  Nachteil  de«  Weltverkehrs,  der  sich  über  das  Durchgangs- 
land Deutschösterreich  bewegen  muß." 

—  Fahrplan  der  Staatsbahiien.  Da  der  gegenwärtig  auf  den 
Linien  der  deutsehösterieichischen  Staatsbahnen  bestehende, 
noch  auf  den  Erfordernissen  der  kriegerischen  Verhältniisse 
aufgebaute  Fahrplan  der  Schnell-  und  Personenzüge  für  den 
Übergang  zui  Friedenswirtschaft  nicht  mehr  genügt,  Avar 
beabsichtigt,  anfangs  Juli  laufenden  Jahres  einen  neuen  Fahr- 
plan einzuführeir,  der  entsprechende  Verbesserungen  sowohl 
für  den  FernArerkehr  der  Landeshauptstädte  untei-einander  als 
auch  für  den  Nahverkehr  in  den  einzelnen  Ländern  selbst  ent- 
halten sollte.  Die  Durchfühiung  dieses  neuen,  erweiterten 
Fahrplans  hatte  eine  Avesentliche  Aufbesserung  der  Kohlen- 
zuschübe  aus  dem  Ausland  zur  Voraussetzung;  diese  A^oraus- 
setzung  hat  sich  indes  nicht  erfüllt,  da  die  A^orhandenen  und 
die  in  nächster  Z-eit  zu  erwartenden  Kohlen  kaum  zur  Not  für 
die  AbAvicklung  des  d-erzeitigen  ZugA^erbehrs  ausreichen.  Über- 
dies AA-eisien  die  am  10.  Juni  in  Kraft  getretenen  A'^orschiiften 
der  Landesregierungen  über  die  Regelung  des  Reise-  und 
SomnrerfrischeuArerkehrs  noch  immer  so  AA^eitgehende  Er- 
schAA-ernisse  auf.  daß  mit  einem  wesentlich  erhöhten  ReiseA'er- 
k'Chr  während  des  laufenden  Sommers  kaum  zu  rechnen  ist. 
Die  beabsichtigte  Einführung  eines  neuen  Fahr- 
plans Avurde  daher  bis  auf  Aveitei''es  a"  e  r  s  c  h  o  b  e  n. 

—  Biischtiehrader  Bahn.  Der  Rechnune'sabschluß  dieser 
Bahn  für  das  Jahr  1918  bietet  dasselbe  Bild  wie  seine  A^or- 
gänger,  nämlich  ein  ra.sendes  Anwachsen  der  Betriebskosten, 
insbesondere  der'  Per^sonalauslagen.  Die  gesamten  Betriebs- 
arrslagen  der  l>eiden  Bahnnetze  sind  im  verflossenen  Jahre 
um  rund  11,3  Alillionen  in  die  Höhe  eesrangen.  nachdem  sie 
im  Jahre  1917  eine  Steigerung  um  8,6  Millionen  und  im  Jahre 
191(5  um  5.b  ]\Iillionen  erfahr-^en  hatten.  Wohl  sind  auch  die 
Betriebs^ernnahmen  infolge  der  Tariferhöhungen  (der  Gütei'- 
A^erkehr  gins'  stetig  zurück)  namhaft  grstieg-^en.  Doch  reich- 
ten diese  Einnahmen  nicht  aus,  um  die  spinnghaft  in  die 
Höhe  gearangenen  Alehrkosten  zu  drecken.  So  standen  den 
oben  erwähnten  höheren  Lasten  des  Jahres  1918  mit  11.3  Mil- 
lionen Kronen  bloß  Mehreinnahmen  von  10.4  Millionen  Kronen 
areaeuüber.  Besonders  bei  der  B-Linie  trat  dieses  Mißver- 
hältnis in  krasser  AVeise  heiA  or.  Während  sich  die  Betriebs- 
einnahmen dieses  Netzes  um  (i.7  Alillioneu  Kronen  besserten, 
erforderten  die  Ausfi'aben  ein  ;\Iehr  von  nrnd  8  Millionen.  Die 
Eirdi^echnung  des  B-Unternehmens  weist  einen  Fehlbetrag  vu 
0,(5  Millionen  Kronen  gegenüber  einem  Gewinne  A^on  1-14  Mil- 
lionen Kronen  im  A^orjahre  aus,  welches  statutenmäßig  voi- 
schußAveise  aus  dem  Ertrage  des  A-Netzes  gedeckt  wird.  I''m 
die  .Aktionäre  des  B-Netzes  rricht  ganz  leer  ausgehen  zu 
lassen,  beantragt  der  A^erAvaltuugsrat,  dem  PueserA'efonds  B  den 
Betrag  von  692  000  Kr.  zu  entnehmen  und  zur  Zahlung  einer 
Dividende  von  2  %  oder  8  Ki-.  gegen  16  Kr.  im  Vorjahre  zu 
verwenden  Der  Reserwefonds  AAiirde  schon  im  A'or jähre  zur 
Dividendenzahluno-  mit  137  000  Kr.  herairgezogen.  und  jetzt 
sollen  ihm  692  000  Kr.  entnommen  Averden,  so  daß  er  sich  dann 
auf  ungefähr  ()40  000  Kr-,  herabmindern  dürfte.  Bei  A<^v 
A-rnteruehmuug   stehen   ilen    Mehi  einnahmen   von  3,7  Alil- 


LilX.  Jahrgang 
l'is.  Juni  1919 


—  497 


Nr.  47 


honeu  Kr..  Alehrkoston  vou  3,3  Milllionpn  Kr  o-po-.puiilier  l>r 
Reinertrag  er^ribt  ein  Jlelir  vou  j  uud  100  000  Kr?  Da  jedoch 
wie  schon  bemerkt,  die  A-Lini-e  aus  ihiciu  Erträouissc'  einen 
Abgang  des  B-N€tze.s  vorschußweise  zu  decken  hat,  muß  auch 
si«  eine  Kurzuno-  d«r  Dividende  von  6134  auf  42  Kr  oleidi 
4  %  «mtret€u  lassen.  Der  Abschluß  der  Betriebsi-echuuuc) 
d.er  hi.«<?nbahn  und  des  Kohlenwerkes  zei^t  folgende  Zahlen" 
t  ;V^TDo',i^'^"^*^^"  I^etriebsüberschuß  der  ' Eisenbahn  4  053  4S7 
y  483  Id)  Kr.,  die  Hälfte  des  Betriebsübersohusses  des  Koh- 
lenweikes  für  das  erste  Halbjahr  191S  25  203  (—  282  401)  Kr 
o^n'^f  ^^7?^^*^  200  770)  Kr.  Hiervon  ab  Passivzinsen 
fj!  ^o  -inN*'t  19  334)  Kr.,  Prioritätenzinseu  1  752  90S 
1  Ta  Aoschreibuü.o-  vön  den  Bahnbaukosten  635  954 

(i-  40  als)  Kr.  verbleibender  Reinoewinn  1382  866  (+  97  202) 
oA??^?A  B-Netz:  Gesamter  Betriebsüberschuß  der  Eisenbahn 
3  042  280  (—  1  318165)  Kr.,  halber  Betriebsüberschuß  des 
Kohlen  Werkes  für  das  erste  Halbjahr  1918  25  203  (—  282  401) 
Kronen,  Summe  3  067  483  1  600'566)  Kr.,  hiervon  ab  Passiv- 
f'^^^QiJil''^^^  ^+  186  263)  Kr.,  Prioritätenzinsen  2  545  921 
Z  In}^.}  Abschreibuno-  von  den  Bahnbaukosten  934  046 
(+  19  485)  Kr.,  Fehlbetrag  608  294  Kr. 

—  Gesehäftsergebnisse  der  Südbahn.    Unter  Vorsitz  des  Prä- 
sidenten Sektionschefs  Dr.  Weeber  fand  am  5.  Juni  die  ordent- 
liche txeneralvei Sammlung  der  Südbahngesellschatt  slatt  De> 
V  orsitzende  führte  in  einer  Ansprache  im  wesentlichen  u  ä.  fol- 
gendes aus:  Das  Ergebnis  der  Gewinn-  und  Verlustrechnuu'- 
der  fünf  Geschäftsjahre  1914  bis  1918,  die  durch  den  Kn<'.. 
beeinflußt  waren,  ergibt  nach  der  von  der  Verwaltuu..-  \a^- 
antragten  Heranziehung  der  im  Jahre  !914  gebildeten  Kne.  - 
Verlustreserve  von  5,5  Million^m  Kr.  .einen  Gesamtverlus;  von 
rund  32  Millionen  Kr.    In  dieser   Zahl  kommt    jedoch  bei 
weitem  nicht  der  ganze  durch  den   Krieg  dem  i'-nternehiir!  i, 
zugefugte    Schaden    zum    Ausdruck.    Die  BemühungMi  dfr 
Gesellschaft,  sich  mit  den  französischen  Obligationären  ins 
^/,?y.<^^iie^hmen  zu  setzen,  sind    daran  gescheitert    daß  das 
„Ultioe  Nationale"  solange  keine  konkrete   Stellmv-r  nehmen 
kann,  als  die  politischen  und  wu-t.schaftlichen  -iediaouTi.'en 
des  abzuschließenden  Friedensvertrages  noch  nicht  bekannt 
Uui.   /^^^V'-^^hen  hat  sich  das  Eigebnis  des  lietriebes  im 
lautenden  .Jahre  auch  w^esentlich  ungünstiger  gestalt'-t  Im 
eisten  \  lertel.iahr,  über  das  bereits  vorläufige  Rechnungen  vor- 
liegen, stehen   den  einschließlich  des  Kriegszuschlaoes  um 
mehr  als  36  Millionen  Kronen  im   Vergleich  zum  Vorjahr 
geringeren  Einnahmen  Ausgal>en  gegenüber,  die  die  Zahl  des 
Voriahres  noch  um  viele  Millionen    überschreiten.  Seither 
haben  sich  die  Betriebskosten  noch  weiter  verteuert.  Die 
^feifpud."' Mn^'f^^r*'"'*^''  Verhältmsse  haben  neuerlich  tief- 
giert  ende   Maßnahmen    zugunsten    des  Personals  erfordeit 
Auch  in  den  Materialauslagen  hält  die  steigende  Beweo-un"- 
noch  immer  an     Zur  Bestreitung  der  durch  die  letzte  Lohn- 
l^ewegung  des  Personals  aller  deutschösteri eichischen  Bahnen 
die  die  rÄh"^?   Kosten   dienen   verzinsliche  Vorschüsse, 
iewfhrt  W      A  Staatsverwaltung  der  Südbahn 

.gewählt  hat.    Auch  für  die  sudslawischen    Linien  wurden 
die  Tapfe  erhöht.    Zur  Weiterführung  des  Betriebes  auf  e 
ungarischen  Lmien,  bei  denen  die  Verhältnisse  noch  ve^- 

in  fpn  l^ii'^f""^'^'''''''  Südhahn  einstweilen  trotz  eüier 

in  den  letzten  Tagen  zugestandenen  Tariferhöhung  auf  Vor- 
- w  angewiesen,  die  die  dortige  Regierung  fortlaufend 
gewahrt.  Wenn  das  Mißverhältnis  zwischen  den  BeSebs- 
emnahmeii  und  den  Betriebskosten  behoben  werden  soll  l'e- 
^nii  V"  ^u^^  ausreichender,  der  Entwertung  des  (i^ldes 

iSr  ai?eh  "bfnP '^-r  '''^;  Tai;iferhöhungen.    Nu?  dann  und 
zwar  auch  bloß  unter  der  Voraus.setzung.  daß  die  in  dei 
etzten  Zeit  immerhin  wahrnehmbare  Belebung  dJs  Verkehr 
-rnJZ'^'''r''"'r  ^^^^^    ^^^ält,  kann  wieder-  eine  gesunde 
f-nnTi  (lie  Fuhmng  des  Eisenbahnunternehmens  o-e- 

Sft   nZ  ''''-    ^^^e.'ir'"*^-  '^^'1  Mittel  nahezu  "er- 

^n^^flpr  vlh'ii'''-'^^*?*  «i'i^  baldige  durchgreifende  Rege- 
rer RiJhh^.'T''^'^".^'-*^'^  geboten.  Ob  diese  Regelung 
n  der  Richtung  des  Fortbestandes  unserer  Ge«ellscbnft  1«m 

fet'aatlur  «^^^^^  m\ler  Rich?ung  cfc 

^Verstaatlichung  ihrer  Linien  oder  in  irgendeiner  anderen  Form 
.tattf Inden  wird  darüber  fehlt  heute  noch  jeder  positive  An 
altspunkt,  da  die  Ansichten  der  maßgebenden  in  Betracht 
'S^'Zü.  P--"l-^k-ten  und  "  Kreise  noch^^ni:Ü! 
Auf  die  Anregung  eines  Aktionärs,  die  maßoebenden 
ntentekreise  auf  die  alles  andere  überragende  WfcSiS 

üXahn'  auJmär  t*^^    Kohlenfrage  auch  fü^^cS 

iniDatin  aufmerksam  zu  machen,  erwiderte  Dr  Weeber  dnfl 

^rdJn  M^-aSf  H^'r  ^^^^^^  vS^aitung 

vurnrn  tueraut  einstimmig  angenommen. 


Niederlande. 

Vom^'"h,!^;r'r'"i"'*''         ^'7  hoUandisehen  Ki.senbahnon. 

om  1    Juli  d   J.  ab  wud  der  IVrsoueiitarif  in  Holland  f-ir 
das  Kilome  er  m  der  I.  Wagenkla.sM.  auf  .-,  CIs    ,n  d.  r  H  a  f 
SA  Cts  und  m  der  III.  auf  234  Cts.  te.sm-,..setzt.    Üie  frühe  e 
KilometerMicher  werden  nicht  mehr  abgegeben,  daseien  woh 

m  Kl   fl^V^T'"'^r^*^         1^1-        ^>.^  II    Kl.  "fl  15^- 
Iii.  1^1.  11.  10,— ),  und  zwar  zur  Hin-  und  Rückrei.se  zwischen 
den  gleichen  Stationen  rn  einer  Entfernung  von  200  km  nn 
darüber.    Der  Hinrei.seabschnitt  ist  nur  ai»  Au.slabetao™  de, 
Ruckreiseabschnitt  nur  innerhalb  eines  .M,„u,ts  (THshe^uuier 
halb  eines  halben  Jahres)  gültig  t"isii<t  uiuci- 


Uebrige  europäische  Länder. 

-  Schwedische  Staats-  und  Privatbahnen.  Der  mit  60  Mil- 
lionen Kronen  Verlust  aufsehenerregende,  unoünstip-e  Ah- 
Schluß  der  schwedischen  Staatsbahnen  hat  der"  sÄbah 
Verwaltung  zu  einer  Rechtfertigung  Anlaß  gegeben  in  der 
sie  insbesondere  auf  die  ungleich  gu'^stigeren  Verhältoisse  de  • 
SS^'scÄhch'^??"  •  «^l^r ^'f  %   riivatbahnen  Mnwel: 

werden  nunmehr-  von  den  Privatbahnin  in  efn^rähre  b- 
fZf"'.^'''r^}''^^        ehemaligen  StaatsbaKefs  PeoelÖ  v 
ragt    angefochten.    Die  Privat  bahnen  seren  keinesv^-e?s  m 

Jünstlr  Di;T''"'T"  S^I'^'  f^^^^   ungebührlrch    b  " 

gunsügt.    Die  Einnahmen  für  die  Verkehrseinheit  Person<.n 

höhe^^TT^'^r^'^/'  "Tt  ^'^^  '^'^^  PrivatbahSen  we"entl  I 
hoher  als  bei  den  Staatsbahneu,  aber  man  dürfe  daraus  i  'l 
lieh  ^^^hen,  (laß  die  Taxen  der  Privatbahnen  ungel  - 

l\t  ^«c\?«en.    Wenn  zwei    Eisenbahnen,   eine  lano4  und 
eine    verhältnismäßig    kurze,    die    gleichen    falleudei?  T'e 
'SerMüt^lS'"'"  anwendeten,  so  miSe  die  ei' t.er  e,' b  J 
vSeTrseinhlf/^^^^^^^^  Einnahmen  für  die 

verReürseinhert  erzielen  als  die  letztere  mit  germoerer  Mit- 
telt^ansportlange.  Was  die  Ausgaben  betreffe  'o  lH'e  sich 
reehnerisch  nachweisen,  daß  die  Privatbahneu  für  die  Ver 

Aucn  fueses  Verhältnis   ser  natürlich  und  häno-e  damit  711 

eHn::^;;  sef  '1^'' PriÄhir  n 

„eiinger  isei.    Diese  iMitteltransportlänge,  betru«-  für  1915  he, 

en  Staatsbahnen  161,6  km,    bei  -len  regelsimrioeu  P„vat 
bahnen  60,1  und  bei  den  schjnalspurigen  31,2  km 

Die  gleichen  Schwiengkeiten  in  der  Beschaffimo'  des  Heiz 

VrL^^J^^^^    ^^f  bei  den  Staatsliahnen    hätten  auch  bei  den 

f^r  d  e  Tonne^af ''"^  f  ^aV«''^'^'  Slaatsbahnen  etwa  164  K 
Kof        lonne  Kohlen  1.  J.  1918  im  Mittel  zahlen  mußten  so 

Kr    uurf^^''^"  Mittelpreis  be,  den   Pi  n^tbahnen  "o'gar 
solar  iVo  bis  9qT K^*^  größeren  Privatbahnen 

Holzbedlrf    1     l  "^"S'^         Privatbahnen  mußten  rhieu 

decken  Weitp/t  -  )  «"""ly'^Ä-  des  Brennstoffausschusses 
die  iieri^n  erhöM  '1^.«  Ausgaben  der  Privatbahneu  durch 
seien  Im  Tnhr  Ä  ^^^fbr'end  die  Staatsbahnen  steuerfrei 
-eren.  im  Jahr  1918  hatten  die  Steuern  etwa  S  Millionf^n 
^onen  ausgemaeht.  Was  die  Verstaatl^chuno  äer  PrivaT 
deJ  iJ'^.f'i  billigem  Betrieb  betreffe,  so  könnte  diese  für 
den  Staat  von  Vorteil  sein,  wenn  der  Betrieb  auch  nach  der 

iimstt'^^J^^lSf  '\%f  ^If^-  wenn'd^  Iblösun" 

ärechen   aW^  '»^^  ^'''^  schwer  au.C 

derzeiti^^u  F^r,i!'  i"usse  sich  bestimmt  nach  den 

uerzeitigeii  Ertragni.s»en  richten,  und  da  sei  der  zu  o-^>wär 
tigende  Vorteil  augenblicklich  doch  sehr  frao-lich  " 

sol\?r'"'?Sf  ^-^^^^1  ^0»^  Privatbahneu  auch 

To    f  ™  Voriahr  gunstig  abschlössen,  um  Erhöhung- 
Ihrer  Tarife  nachgesucht,    nachdem  die  ersten  Monate  des 
laufenden  Jahres  trotz  Besserung  einiger  Mateiialpreise  imd 
der  Lage  am  Brennstoffmarkte  infolge  Niederen  ofdfs  Ver - 
eSn^JieÄ^^  Peisonalkosten  '^in  schlecht^;  Sril^l 
Die  Staatsbahnen  beabsichtigen  eine  Änderuno-  der  für  sie 
ungünstigen    Abrechnung    bei  Mitbenützung  der  staatlichen 
Übergangsstationen  durch  die  Piivatbahnen.    Auch  haben  sie 
ifhrpfl^^r^''  Güterwagenübereinkoniuien  fnr  den  Schluß  dlt 
Jahres  aufgesagt  und  zum  Abschluß  eines  luMien,  den  Staats- 
bahnen günstigeren  und  den   Zeitvorhältiussou  mihr  iS^ch- 
nung  tragenden  Übereinkommens  eingcdadeu 
«.v,o    %  Kammer  hat  der  ungünstige  Abschluß  der  schwedi- 
schen Staatsbahnen  zu  langen   Verhandlungen    o^eführt  und 
dem  Zivilmmrster  zu  einer  eingehenden  Erörterung  der  Ver- 
haltnrsse    Anlaß    gegeben.      Die   Hauptschuhl    trao-en    d  e 
hohen  Brenn.stoff kosten,  die  im  Jahr  1918  108  135 '^^cT  Kr  e 
trugen  ge.gen  nur  8  755  744  Kr.  im  Jahre  1914.    Die  Stei-erum" 
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befragt  also  hkr  allein  99  Älillion'en.  Ein  schnelles  Fallen 
der  Brennstoff  kosten  sei  nicht  zu  crwait'eu.  Es  bleibe  nichts 
anderes  übrii«-,  als  sich  Yom  ausländischen  Kohlenbezuff  inö<;- 
lichst  fr^ei  zu  machen,  und  zwar  sei  dies  nur  möglich  durch 
ELektxisierung  des  ganzen  Staatsbahnnetzes.  Die  Vorberei- 
tungen in  diesier  Eichtung  seien  so  weit  gediehen,  daß  ischou 
nächstes  Jahr  ein  A'orschlag  für  die  Einleitung  dieser  Elek- 
trisierung, und  zwar  voraussichtlich  zunächst  für  die  Strecke 
Stockholm-iiötelioig,  dem  Reichstag  werde  vorgelegt  werden 
können. 


Bücherschau. 

—  Die  Reichsei-senbahuen.  Gedanken  und  Vorschläge  zur 
Finanzwirtschaft  und  Organisation  des  deutschen  Verkelus- 
vs'esens.  Von  Regiei uugsrat  Dr.  Quaatz  in  Cöln,  Berlin  1919. 
Verlag  von  Julius  Sprin.ger.  — 

Die  beiden  großen,  eng  miteinander  verbundenen  Fragen, 
die  Regierungsrat  Quaatz  in  s.einen  beiden  Aufsätzen  „Das 
Reich  und  die  Eisenbahnen"  (Nr.  27  und  28  d.  Ztg.)  und  „Die 
Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei  den  künfti.gen  Reichs- 
eisenbahnen" (Nr.  36  und  37  d.  Ztg.)  in  der  Vereinszeitung 
behandelt  hat,  hat  er  auch  in  etwas  eiweiterter  Form  in 
diesem  Druckheft  beaibeitet.  Der  Inhalt  des  Büchleins  ist 
also  unseren  Lesern  im  wesentlichen  bekannt.  Während  die 
Abschnitte  über  die  Auseinandersetzung  zwischen  Reich  und 
Bundesstaaten  und  ül>er  die  „Reichseisenbahngesellschaft" 
schwerlich  größerem  Widerspiuch  beoegnen  werden,  haben 
seine  Organisationsvoischläge  nicht  überall  die  gleiche  Zu- 
stimmung gefunden.  Zahlreiche  Gegenvorschläge  und  Ent- 
gegnungen sind  inzwischen  der  Schriftleitung  der  Vereins- 
zeitung zua'eganoen,  von  denen  leider  nur  ein  Teil  wird  ver- 
öffentlicht werden  können.  Es  ergibt  «ich  aber  gerade  aus 
<liesen  Zuschriften,  welches  Inteiesse  die  Quaatzschen  Aus- 
führungen hervorgerufen  halien,  und  welche  Bedeutung  ihnen 
beigemessen  wird.  Wie  auch  die  Entscheidung  durch  die  zu- 
ständigen Stellen  ausfällt,  Quaatz  kann  für  sich  das  A"er- 
dienst  in  Anspruch  nehmen,  isehr  beachtenswerte  neue  Ge- 


sichtspunkte gefördert  und  zur  Klärung  dieser  für  die  Zu- 
kunft der  deutscheu  Eisenbahn  Verwaltungen  und  damit  des 
gesamten  Wirtschaftislebens  so  ungemein  schwer  wiegenden 
Frage  erheblich  beigetragen  zu  haben.  Die  Darstellung  ist, 
wie  wir  es  bei  Quaatz  gewohnt  sind,  anschaulich  und  fes- 
selnd. Wir  wünschen,  daß  die  Schrift  auch  über  den  engen 
Kreis  der  Eisenbahner  hinaus  V^erbreitung  finden  und  für 
die  großen  und  schwierigen  Probleme,  denen  die  Staatseisen- 
bahnverwaltungen  gegenüberstehen,  Verständnis  wecken 
wird.    — r. 

Der  Schriftleitung  sind  folgende  Bücher 
zugegangen: 

Verordnung  über  die  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von 
Proisen  bei  der  Lieferung  von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und 
Leitungswasser  vom  1.  Februar  1919,  nebst  den  zugehörigen 
weitereu  Bestimnuingen.  Erläutert  von  P.  Ziekursch  und 
Dr.  R.  Kauffmann.  Verlag  Jul.  Springer,  Berlin  1919.  Preis 
5  Ji. 

0.  Laschinski:  Die  Selbstkostenberechnung  im  Fabrikl«;- 
triebe.  2.  Auflage  (die  1.  Auflage  ist  in  Nr.  66  S.  695,  Jahrg. 
1918)  dieser  Zeitung  besprochen).  Verlag  von  Julius  Springer, 
Beilin  1918.    Preis  geh.  4  .//. 

A.  Schilling:  Theorie  der  Lohnmethoden.  Verlag  von  Jul. 
Springer,  Berlin  1919.  Preis  geb.  10,60  M  und  10  %  Teue- 
run.gszuschlag.  -v, 

Dr.  Ing.  Dolczaleck:  Der  Eisenbahntunnel  der  Gegenwart, 
Teil  I.  Ein  Leitfaden  des  Tunnelbaues.  Veilag  Urban  & 
Schwarzenber.g,  Wien-Berlin  1919.    Preis  geb.  17  M. 

H.  Rieser:  Technischer  Iudex  (Jahrbuch  der  technischen 
Zeitschriften-.  Buch-  und  Broschürenliteratiu ,  Ausgabe  1918). 
Verlag  für  Fachliteratur,  Gesellschaft  m.  b.  H.,  Berlin  und 
Wien.    Preis  8  Ji. 

Dr.  Knoblauch  und  Dr.  Ing.  Hencky:  Anleitung  zu  genauen 
technischen  Tempeiaturmessungen  mit  Flüssigkeit«-  und  elek- 
trischen Thermometern.  Verlag  R.  Oldenbourg,  Berlin-Mün- 
chen 1919.    Preis  .«eh.  8,50  Ji,  geb.  10  Jt. 


Amtliche  Bekanntmachimgen. 


1.  Verkehrswiederaufnahme. 


Eisenbalindirektion  Saarbrücken. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  der 
Bahnhof  S  a  a  r  b  r  ü  c  k  e  n  -  M  a  1  s  t  a  1 1 
für  den  Verkehr  von  Eilgut  in  W  a- 
g  e  n  1  a  d  u  u  g  e  n  und  Eilstückgut  in 
g  e  is  c  h  1  o  s  s  e  n  e  n  Umladewagen 
(mindestens  1500  kg  für  eine  Unilade- 
station)  wieder  eröffnet.  Für  den  Eil- 
st ü  c  k  gutverkehr  bleibt  die  Schlie- 
ßung noch  bestehen.  Die  Tarife  und 
Stationsverzeichnisse  sind  zu  berich- 
tigen. (655) 

Saarbrücken  11  IV  816  v.  18.  Juni  1919. 


2.  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  23.  Juni  d.  Js. 
werden  die  Stationen  Hof  (Sächsische 
Staatsbahn),  Schnabelwaid  (Bayerische 
Staatsbahn)  in  das  „Besondere  Tarif - 
heft,  enthaltend  Ausnahmefrachtsätze 
für  Eisenerz  und  Manganerz  (Braun- 
stein) zum  Hochofenbetriebe  in  Ober- 
schlesien" (Nr.  33  des  Tarifverzeichnis- 
ses) als  Versandstationen  aufgenom- 
men. Nähere  Auskunft  erteilen  die  be- 
teiligten Güterabfertigungen  und  das 
Verkehrsbüro  der  Eisenbahndirektion. 

Kattowitz,  den  20.  Juni  1919.  (656) 
Eisenbalindirektion. 

Vom  1.  Juli  er.  .ab  werden  mit  Ge- 
nehmigung der  Aufsichtsbehörde  und 
des  Reichseisenbahnamts  die  für  die 
Beförderung  von  Gütern  von  und  nach 
dem  Weserhafen  bei  Rinteln  bisher  er- 
hobenen Sätze  um  rund  60  %  erhöht. 
Nähere  Auskunft  erterlt  die  unterzeich- 
nete Verwaltung. 

Rinteln,  den  23.  Juni  1919.  (657) 
Einteln-Stadtha.gener  Eisenbahn-Gesell- 
scha.ft. 


Gemeinschaftliches  Heft  f '  1  b  (Stations- 
tariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  26.  Juni  1919  ab 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Hildesheim-Peiner  Kreis- 
Eisenbahn  zu  erhebenden  Frachtzu- 
schläge erhöht.  Näheres  enthält  die  am 
26.  C.  19  erscheinende  Nummer  des  Ta- 
rif anzeigers.  —  Das  alsbaldige  Inkraft- 
treten der  Erhöhungen  gründet  sich  auf 
die  vorübergehende  Änderung  des  §  6 
der  Eisenbahnverkehrsordnung  (R.G.Bl. 
1914,  Seite  455).  Auskunft  geben  auch 
die  lieteiligten  Güterabferti.gungen  so- 
wie das  Auskunftsbureau,  hier,  Bahn- 
hof Alexauderplatz. 

Berlin,  den  23.  Juni  1919.  {m)) 
Eisenbalindirektion. 

Badischer  Gütertarif. 

Im  Bad.  Gütertarif,  Abt.  1,  werden  Jm 
Abschnitt  D,  Seite  17,  unter  Bahnhof- 
fracht in  Ziffer  I  c  die  Worte  „Eisen- 
bahnwagenkrane und"  gestrichen. 

Karisiuhe,  den  24.  Juni  1919.  (G59) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staat-seisen- 
bahnen. 


Mit  Gültigkeit  vom  19.  Juni  d.  J.  sind 
die  Frachtzuschläge  der  Kerkerbach- 
bahn erhöht  worden. 

Auskunft  erteilen  die  Güterabferti- 
.gungen. 

Kerkerbach,  den  23.  Juni  1919,  (662) 
Kerkerbachbahn- Aktien-Gesellschaft. 
Der  Vorstand. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  1  b 
(Stationstarif tafeln  usw.)   Tfr.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  26.  Juni  1919  ab 
wetden  die  im  Verkehr  mit  fast  allen 
Bahnhöfen  der  Teutoburger  Wald- 
eisenbahn für  Wagenladun.gen  zu  er- 
hebenden     Fracht  zuschlage  erhöht. 


Näheres  enthält  die  am  26.  6.  19  er- 
scheinende Nummer  des  Tarifanzei- 
gers. —  Das  alsbaldige  Inkrafttreten 
der  Erhöhungen  gründet  sich  auf  di*; 
vorülrergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn vei  kehrsordnung  (RGBI.1914, 
Seite  455). 

Arrskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  23.  Juni  1919.  (661) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Mit  Wirkung  vom  25.  Juni  1919 
treten  im  Binnengütertarif  und  vom 
1.  Juli  1919  im  Binuenpersonenverkehr 
El  höhungen  ein. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Sta- 
tionen. 

Gütersloh,  den  21.  Juni  1919.  (663) 
Die  Direktion  der  Teutoburger  Waltl- 
Eisenbahn-Gesellschaft. 


4.  Pdrsonen-  und  Gepäckverkehr. 

Nordseebädei-verkehr. 
(Nordfriesische  Inseln.) 
Am  1.  Jnli  d.  J.  tritt  der  Nachtrag  C 
zum  Tarif  in  Kraft.   Durch  ihn  werden 
neue  Tarifsätze  für  den  Verkehr  nril 
Helgoland  und  Westerland  über  .[Ieigt>- 
laud,  sowie  mit  Amrum  über  Da.gebullj 
eingeführt.    Die  bisherigen  Falupr-^jse 
für  den  Verkehr  mit  Westerlainl  über 
Hoverschleuse  werden  in  1.  bis  3.  Kl. 
um'  je  1  Jl,  in  4.  Kl.  um  3,40  J{  erhöht. 
Altona,  den  25.  Juni  1919.  (G58) 

Eisenbahudirektion 
als  geschäftsführeude  Verwaltung. 
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Berlin,  den  2.  Juli  1919. 


LiX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  MitteiUmgeu,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
Scbrlftleitun^  der  Zeitung;  des  Vereins  Deutscher  Blsenbahnverwaltun^en, 

amtliche  BekanntiuaeJinngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchluxndel  und  die  Post  zum  Preise  von  ö  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
nugarischeü  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  a  m  1 1  i  c  Ii  e  n  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriyatanKeig-eii  (Preis  für    die   einspaltige  Petitzeile    oder  deren  Raum 
'jO  Pf.)  angenommen.    Bei  Wiederholungen  entsprecheniie  Ermäliiguugea. 
Beilasrexi  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigeu  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuclihandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Feruspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbueli.  Reiclisbank-tiirokontoi 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  (J.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  III'HJ- 
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nen  in  Groß-Beilin "? 
Nachrichten 

Deutschland:  Eisenbahuerböwe- 
Kung-  auf  den  deutschen  Eisenbah- 
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nen.  —  Preußisches  Eisenbahnan- 
leihegesetz. —  Die  Eisenbahnbe- 
triebskrankenkasse Stuttgart.  —  Per- 
sonalnachrichten. 
D  eut  schösterreich:  Die  Ta- 
rife der  Südbahn.  —  Geschäftsab- 


schluß 
Schaft. 


der  Staatseisenbahngesell- 
—  Personalveränderungen. 


Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachunsren. 


Der  Eisenbahn- Werkmeister. 


Der  Eisenbahn-Werkmeister  ist  eine  der  wichtiffsteu 
Stützen  des  maschinentechni-schen  Eiseubahndienstes.  Der 
Betriehswerkmeister  und  der  Werkmeister  in  Hauptwerk- 
Stätten  stellen  zwei  DLenstgruppen  dar,  die  in  ihrer  Dienst- 
ausübung erheblich  von  einander  abweichen,  aber  auch  viel 
Gemeinsames  haben.  Die  dienstliche  Tätigkeit  des  Werk- 
meisters für  den  Lokomotiv-  und  Wa-genbetriebsdieust  und 
des  Werkmeisters  für  Hauptwerkstätten  üi  ihrer  ganzen  Viel- 
seitigkeit muß  in  dieser  Zeitschrift  als  dem  Le.s.er  bekannt 
vorausgesetzt  werden. 

Die  Bedeutung  beider  Fachgruppen  hat  der  Weltkrieg  mit 
elementarer  Wucht  erkennen  lassen.  Um  so  wicht  ig-er  er- 
scheinen zwei  grundlegende  Forderungen :  Auswahl  der 
Persönlichkeiten  und  gute  Schulung.  Alle 
Eigenschaften  eine«  guten  Führers,  wie  Charakter,  Energie, 
Arbeitsfreudigkeit,  Menschenkenntnis,  Weitblick,  Unabhängig- 
keit des  Urteils,  Freude  an  der  Verantwortung  und  Geschäfts- 
interesse müssen  dem  Anwärter  eigen  sein ;  sie  zu  entwickeln 
ist  dann  Aufgabe  der  Verwaltung.  Da  die  Besten  nur  gerade 
gut  genug  sind,  so  muß  eine  sorgfältige,  unparteiische  Aus- 
lese der  Dienstanfänger  stattfinden,  damit  nur  wirklich 
brauchbare  Kräfte  in  die  verantwortungsvollen  Stellen  eines 
Eisenbahn-Werkmeisters  gelangen.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  die 
psychologische  Bemfsforschung  und  Beratung  bei  dieser 
■ersten  Auslese  unter  den  Anwärtern  und  bei  der  späteren 
Beförderung  in  leitende  Stellen  das  subjektive  Urteil  der  die 
Auswahl  vornehmenden  und  die  Beförderung  aussprechen- 
den Vorgesetzten  objektiv  günstig  unterstützen  wird.  Des- 
wegen sollte  die  psychologische  Eignungsforschung,  die  erst 
in  den  Anfängen  steht,  bei  allen  Eisenbahnern  volles  Ver- 
ständnis finden.  Zweifellos  würden  die  Institute  für  an- 
gewandte Psychologie,  die  dieses  Gebiet  ihrer  Wissenschaft 
besondei-s  pflegen,  gern  durch  Vorträge  und  Vorführung  der 
experimentell-psychologischen  Prüfungs verfahren  in  Eis-en- 
bahnerkred'sen  die  Lehren  und  Ergebnisse,  sowie  Aussichten 
der  Berufsforschung  und  -beratung  bekannt  machen.    Es  ist 


vielleicht  noch  nicht  genügend  bekannt,  daß  in  Pi-eußen  von 
den  in  Frage  kommenden  Ministerien  zur  Förderung  der 
planmäßigen  Berufsberatung  die  Einrichtung  von  Berufs- 
ämtern in  den  einzelnen  Stadt-  und  Landkreisen  sowie  in 
Städten  von  mehr  als  10  000  Einwohnern  angeordnet  worden 
ist.  Dadui'ch  isoUen  mehr  als  bisher  die  körperliche  und 
geistige  Eignung,  die  Neigung  und  die  wirtschaftliche  Lage 
bei  der  Berufswahl  berücksichtigt  werden.  Für  die  Berufs- 
ämter werden  Beiräte  aus  den  Kreisen  des  Handwerks  und 
Gewerbes,  von  Berufsvei-einen  und  Gewerkschaften  gebildet. 
In  j'ßder  Provinz  wird  ein  Provinzialberufsamt  eingerichtet. 
Die  Kosten  für  die  Berufsämter  sind  vorzugsweise  von  den 
Kreisen,  Gemeinden  und  Provinzialverbänden  zu  tragen. 

Man  spricht  wohl  nur  Selbstverständliches  aus,  wenn  mau 
die  Schulung  und  Vorbildung  für  den  Werkmeisterdienst  als 
nicht  mehr  zeitgemäß  bezeichnet.  An  erster  Stelle  ipuß  eine 
gute  Allg-emeinbildung  verlangt  werden :  Gewandt- 
heit im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck,  die  nur  durch 
ausreichende  Schulbildung  vorbereitet  werden  kann.  Man  darf 
nicht  vergessen,  daß  mit  richtiger  schulmäßiger  Durcharbei- 
tung der  Verstandeskräfte  und  mit  planmäßiger  Erziehung 
der  Persönlichkeitswerte  erst  die  Fälligkeit  zu  selbständigem 
Denken  und  die  Bildung  all  dessen,  was  man  „Persönlich- 
keit" nennt,  begrüntlet  wird.  Die  Volks  Schulbildung 
kann  daher  nicht  als  ausreichend  an- 
gesehen werden.  Eine  bessere  Schul  Vorbildung  wird 
unerläßlich  sein.  Die  eigentliche  berufliche  Schulung  muß 
ebenfalls  in  ganz  andere  Formen  als  bisher  gebracht  werden. 
Die  fachliche  Ausbildung,  welche  die  Maschinenbauschule 
nur  geben  kann,  nimmt  keinerlei  Eücksicht  auf  die  eigen- 
artige Tätigkeit  des  Werkmeisters  im  Eisenbahndienst,  die 
von  der  Tätigkeit  in  der  Industrie  recht  unterschieden  ist. 
Die  beste  Lösung  bleibt  daher  die  schon  seit  Jahren 
aus  Werkmei.sterkreis'en  vorgeschlagene,  in  Gestalt  von 
Eisen bahnfachklassen  an  bestehenden  Ma- 
schinenbauschulen   oder  von  verwaltungsseitig  ein- 


Nr.  48 


-    502  — 


Zeitung:  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltuneen. 


Ä'^erichtetreu  E  i  is  e  u  b  a  h  u  s  c  h  u  Leu.  Daun  muß  aJjer  im 
Unt'errichtis.stoff  euergisch  zug^eiiriffen  werden:  Eiiro-erkuudo 
zwecks  Erzi-ehuufi-  zur  politiscbeu  Keife,  zum  Erkenueu  der 
wirtiseliaftlicheu  und  politischen  Zusammenhän^re,  d.enn  der 
Werkmeister  isoll  dem  ihm  unterstellten  l'ersonal,  das  oft 
nach  vielen  Hunderten  zählt,  ein  Führer  und  Berater  sein; 
das  vielköpfige  Personal,  das  sich  aus  veischiedenen  Volks- 
schichten zusammensetzt,  ist  rio]ai,ti.ij,'  zu  behandeln,  damit  es 
arbeitswillis:  und  in  guter  Zucht  und  Ordnung-  bleibt;  wirt- 
schaftliches Denken  muß  entwickelt  werden,  denn  Werte  von 
Hiuiderttausenden  gehen  durch  des  Weikmeisters  Kopf  und 
Hände,  das  ^likroskopauge  für  S|)arsamkeit  und  ihre  häufiger 
auftretende  Sehwester.  die  Vergeudung-  an  Menschen  und 
Slaterial,  muß  ausge))ildet  werden  ;  die  Kunst  zu  organisieren, 
d.  h.  Ungeordnetes  zu  ordnen,  die  kleinsten  regelmäßig 
wiederkehlenden  Vorgänge  so  einzurichten,  daß  sie  sieh 
selbsttätig  störungsfrei  abwickeln,  das  alles  muß  an  Bei- 
spielen aus  dem  nie  rastenden  Eisenl)ahnleben  gelehrt  und 
gelernt  werden.  Jeder  technische  überflüssige  Ballast  muß 
über  Bord  geworfen  werden :  der  Eiseul>ahn-Werkmeister  ist 
kein  Konstrukteur,  am  Eeil^buMt  sieht  er  nur  selten;  wohl 
aber  bedarf  er  des  7irakti scheu  Blicks  für  den  Ersatz  der 
Handarbeit  durch  die  Masehiue,  für  ^Verbesserungen  an  allen 
.seinen  maschinellen  Einrichtungen.  Diese  kurzen  Andeu- 
tungen zeigen  schon  zur  Genüge,  wie  notwendig  es  Ist,  d  i  e 
Vo  r  b  i  1  d  u  n  g  u  n  d  Sc  h  u  1  u  u  g  des  ^iscubahn-Wei  k- 
meisters  auf  ein  e  g  a  n  z  n  e  u  ^e  G  r  u  n  d  1  a  g  e  z  u  s  1  e  1- 
len.  Hierzu  gehört  ein  Studieuausschuß,  in  dem  gute  Ken- 
ner de«  Werkmeisterdienstes  an  erster  .Stelle  vertreten  sein 
müssen.  Auch  Männer  des  allgemeinen  und  technischen  Schul- 
dienstes werden  dem  Ausschuß  beizutreten  halien ;  denn  die 
Einheitsschule,  die  uns  die  Zukunft  sicher  ))ringen  wird, 
verschiebt  die  heutigen  Schulverhältnisse,  und  dieser  zu  er- 
wartenden Umstellung  muß  bei  der  Neuordnung-  der  Weik- 
meisterausbildung  Eechnung  getragen  werden. 

Es  ist  nur  eine  Folge  des  durch  die  höheren  Anforderungen 
bedingten  verlängeiten  Schulbesuchs,  wenn  die  praktische 
Vorbildung  iiu  Schlo.sserhaudwerk  eine  Änderung  erfährt. 
Will  man  an  der  Lehrlingsausbildung-  festhalten,  so  kann 
eine  Verkürzung  der  Lehrzeit  auf  diei  Jahre  ohne  Bedenken 
eintreten;  al.'er  auch  eine  Verkürzung  auf  zwei  Jahre  würde 
dem  Zweck  der  praktischen  Tätigkeit  im  Handwerk  keines- 
wegs Abbruch  tun.  wenn  nur  diese  Zeit  auch  wirklich  zum 
Erlernen  der  für  den  si)äteren  Werkmeisterdienst  erforder- 
lichen CJrundlageu  au.sgenützt  wird.  '  Hierzu  ei  forderlich  ist 
allerdings  ein  mit  dei-  praktischen  Lehrzeit  Hand  in  Hand 
gehender,  schulmäßiger,  innner  dem  eigentlichen  Zweck  eng 
angepaßte)-  eisi-nbahnseitiger  Unt<Mricht.  Der  Vorschlag  der 
Verkürzung  der  ])raktischeu  Titiigkeit  bedeutet  keineswegs 
deren  geringere  Einschätzung;  im  Gegenteil,  bei  Vermeidung 
überflüis.sigen  Zeitaufwandes  soll  <lie  Ausl>ildung  straffer  ge- 
i-egelt  werden. 

Die  gledcben  Erwägungen  treffen  zu  für  den  Dienst  auf 
der  Lokomotive  für  Werkmeister  des  Lokomotiv-Betrieljs- 
dienstes  und  der  Lokomotiv-Ausbesserung  sowie  für  den 
Dienst  als  Wagenmeister  und  Wagenaufseher  für  Werk- 
meister des  Wagenbetrdebsdienstes  und  der  Wagenausbesse- 
rung.  Auch  hier  nuiß  jeder  entbehrliche  Zeitaufwand  ver- 
mieden w^erden.  Der  Krieg  hat  uns  in  seiner  Not  gelehrt, 
daß  tüchtige,  junge  Aushilfsheizer,  dite  noch  nicht  einmal  die 
förmliche  Prüfung  zum  Lokomotivheizer  abgelegt  hatten, 
als  Lokomotivführer-Diensttuer  vollauf  in  einfacheren 
Diensten  genügt  haben.  Deswegen  muß  von  jedem  Werk- 
meisteranwärter verlangt  werden,  daß  er  nach  höchstens  ein- 
hall)jährigem  Heizerdienst  sich  der  Lokomotivführerprüfung 
mit  Erfolg  unterziehen  kann,  um  dann  nach  seehs  Monaten 
als  Lokoniotivfüluer-Diensttuer  im  leichten  Verschiebe- 
Güterzug-  und  Personenzugdienst  als  vollausgebildet  gelten  zu 
können.  Auch  hier  gilt  wieder  die  Erkenntnis,  daß  der 
Werkmeisterauwärfer  nicht  Lokomotivführer  von  Beruf  -snrd, 


sondern  dessen  Dienst  nur  diuch  eigene  persönliche  und  — 
worauf  es  ankommt  —  verantwortliche  Ausübung  in  allen 
Einzelheiten  kennen  lernen  soll.  Der  Dienst  als  Wagenauf- 
sieher  und  Wagenmeister  A\  i'u-de  mit  je  zwei  Monaten  wohl 
entsprechend  bemessen  sein.  Die  praktische  Ausbildung  im 
Lokomotiv-  und  Wagendienst  wiid  jeder  Anwärter  durchzu- 
machen haben,  sofern  er  nicht  wegen  ungenügenden  Seh-  und 
Hörvermögens  von  ersterem  auszuischließen  ist  und  dann  nur 
zum  Werkmeister  des  Wagendienstes  oder  in  den  Hilfsabtei- 
luugen  (Dreheiei,  Schmied^  usw.)  der  Lokomofivhaujitwerk- 
stätten  tauglich  bleibt.  ^ 

Ein  besonders  schwieriger  Abschnitt  ist  die  Einfülu'ung  in 
den  eigentlichen  Werkmeisterdienst.  Der  Ki'ebs.schaden  aller 
Lehrjahre  ist  das  bloße  Kenntnisnehmen,  das  Nebenherlaufen 
als  fünftes  Ead  am  Wagen,  wie  es  das  an  isich  richtig'e  Be- 
streben möglichst  vielseitiger  Ausbildun.g  und  das  dadurch 
'  bedingte  Wandern  duich  viele  Abteilungen  und  Dienststellen 
mit  sieh  bringt.  Betriebsweikstätte,  Lokomotiv-  und  Wagen- 
hauptwerke sind  natüilich  als  Bildungsstätten  unvenrfeidlich ; 
aber  in  diesen  muß  die  B  e s  c h ä  f  t  i .g u >i  g  d 'C  s  An  w ä  r  t  e  r s 
mög-lichst  die  ganze  Zeit  üljer  an  einer  Stelle  s  e  1  bs  t  ä  n  d  i  g 
und  unter  Verantwortung  vor  sich  gehen;  über 
.deinen  eigenen  Pflichtenkreis  hinaus  sich  umzusehen  wird 
jeder  strebsame  Anwärter  .genügend  Zeit  und  Möglichkeit 
finden.  In  diesen  selbständigen  Posten,  die  zu  schaffen  nicht 
immer  leicht  sein  wird,  wird  der  „Ausbilder"  zeigen  können, 
was  an  ihm  dran  ist,  wird  er  seine  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten zur  Geltung  bringen  können  und  die  die  Au.sbildung 
^eiteuden  Dienstvorgesetzten  werden  ein  Urteil  über  ihn  zu 
gewinnen  imstande  sein:  er  wird,  ohne  das  tiolslos-e  Gefühl, 
überflüssig-  zu  sein-  schon  .jetzt  in  seinen  zukünftigen  Beruf 
hineinwachsen. 

Ohne  das  Rüstzeug  .guter  Allgemeinbildung  und  sorgfäl- 
tiger Schulung  einen  Werkmeisterposten  zu  bekleiden,  setzt 
immer,  wie  im  gleichen  Fall  in  anderen  Berufen,  eine  un- 
gewöhnliche Begabung  voraus,  die  das  spielend  einholt,  was 
die  verabsäumte,  vorgeschriebene  Ausbildun.g  nicht  gegeben 
hat.  Wird  eine  solche  Begabung  unter  der  großen, 
werktätigen  Menge  in  dem  Eisenbahnbetriebe,  sei 
es  in  tlen  Werkstätten,  sei  es  im  Fahrdienst,  erkannt,  so 
ist  es  Pflicht  der  Verwaltung,  den  Mann  aus  der 
Menge  herauszuheben  und  ihm  die  nötige  Ausbildung 
angedeihen  zu  lassen.  Doch  nur  so  ist  das  viel  mißbrauchte 
Wort :  „Freie  Bahn  dem  Tüchti.gen"  zu  verstehen,  das  eine 
weitere  Anwendun.g  findet,  wenn  es  gilt,  Werkmeister  in  l>e- 
vorzugte,  schwierige  Beförderungsstellen  zu  bringen.  Wenn 
in  dieser  Weise  ein  begabter  Schlosserg'eselle  es  zu  dem 
angesehenen  Posten  eines  Obei  werkstätten-Vorstehers  (siehe 
weiter  unten)  bringt,  so  behält  das  früher  gebräuchliche 
Wort  „Von  der  Pike  auf  dienen",  das  gleichbedeutend  mit 
dem  neuzeitlichen  , .Freie  Bahn  dem  Tüchtigen"  ist,  seine 
volle  Gültigkeit. 

Für  den  Werkmeister  in  Amt  und  Würden  hat  die  Fort- 
bildung große  Bedeutun.g.  Deswegen  ist  von  Zeit  zu  Zeit 
die  Teilnahme  an  Kursen  unentbehrlich,  die  über  Neuerun.gen 
an  den  Fahrzeugen  und  im  Werkstättenwesen  verwaltungs- 
seitig  abzuhalten  sind.  Besonders  erfolgreich  sind  Eeisen  in 
andeie  Bezirk«  und  Landschaften,  um  neue  Eindrücke  und 
Anregungen  zu  gewinnen.  Diese  Geistesauffrischung  ist 
nicht  minder  den  leitenden,  höheren  maschinentechnischen 
Beamten  drenlich.  Was  He.gt  näher,  als  eine  Studienreise  der 
Werkmeister  unter  Führung  ihrer  unmittelbaren  Dienstvor-  : 
gesetzten  anzusetzen"?  Wenn  diese  Reisen,  etwa  alle  fünf 
Jahre,  auf  sechs  bis  acht  Tage  bemessen  werden,  so  bleiben 
die  amtlich  aufzuwendenden  Dienstreisegelder  für  eine  Eisen- 
baliuverwaltung  in  so  bescheidenen  Grenzen,  daß  sie  im 
Haushalt  kaum  auffallen.  Jedem  Teilnehmer  aber  wird  die 
Reise  ein  Erlebnis  bleiben,  das  reichen  Gewinn  trägt  und 
diie  Kosten  .gut  verzinsen  wird. 

Ein  weiteres  Mittel  der  Fortbildung,  namentlich  für  Werk- 
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m^ist'Cr  des  Werkdiienstes.  wäre  eiii'e  zedtweilioe  Überweisung 
in  eine  der  .o:roß«n  FahrzeuAbauanstalten,  die  mit  cten  Eism- 
ba.hii€n  in  Geschäftsbeziehuno'  stehen.  In  den  Hauptwerk- 
istätteu  ist  die  Übe i lief •erun»-,  das  Forterb'en  von  Gewohn- 
heiten von  Geischleeht  zu  GJeschlecht  oauz  besonders  zu  be- 
fürchten, weil  dem  Werkbetriebe  der  belebende,  frische  Zug 
des  Betriebsdienstes  fehlt.  Der  Glaube  an  ererbte,  über- 
kommene Formen,  in  die  Erscheinung  tretend  in  den  oft- 
gehörten  Worten  „Das  ist  immer  so  gemacht  worden",  und 
meistens  zu  einem  Grundlehr&atz  geworden,  ist  aber  das 
stärkste  Bollwerk  o->egen  den  Fortschritt,  Gerade  in  den 
Hauptwerkstätten  liegt  die  Gefahr  technischer  Inzucht  nahe, 
die  nur  zu  bekämpfen  und  überwinden  ist,  wenn  den  Trägern 
technischer  Arbeit  die  Möglichkeit  geboten  wiixl,  sich  peisön- 
lich  A'On  Neuem,  das  an  die  Stelle  des  A^eralteten  tritt,  über- 
zeugen zu  können.  Vereinbarvingen  zwischen  den  Eisen- 
bahnen und  Lokomotiv-  und  Wa.genba.uanstalten  werden  ge- 
wiß diese  Frage  in  wünschenswerter  Weise  lösen  lassen.  — 
In  den  Einkünften  und  Befördeiun.gsau-s- 
sichten  sowie  in  der  dienstlichen  Stellung  wird  die  nahe 
Zukunft  größere  Gleichheit  als  bisher  anzu- 
streben und  zu  ermöglichen  haben,  entsprechend  der  Auf- 
fassung, daß  der  Betriebswerkmeiister  und 
We rk Stätten-Werkmeister  .  völlig  g'l eiche 
Bedeutung  im  Eisenbahnwesen  haben.  Die  Über- 
einstimmung J.m  Gehalt  ist  erforderlich,  um  Zu- 
friedenheit der  Stelleninhaber  hedder  Fachgruppen  zu  erhal- 
ten und  ein  Abströmen  nach  der  etwa  bevorzugten  Fachrich- 
tung zu  verhindern.  Die  Möglichkeit,  in  eine  Beförderung-s- 
•steUe  zu  gelangen,  hat  bei  den  pi-eußischen  Staatsbahnen  der 
Betriebswerkmeister,  indem  er  die  Stelle  eines  Werkstätten- 
vorstehers mit  höherem  Endgehalt  erreichen  kann,  während 
im  Werkdienst  eine  solche  Stelle  fehlt.  Sie  ist  aber  leicht  zu 
schaffen  für  besonders  wichtige  Abteilungen  mit  großem 
Personalbestand  oder  als  besondere  Stelle,  die  mehrere  Werk- 
meister-Abteilungen zusammenfaßt. 

Die  dienstliche  Stellung  eines  Beamten  wird  gekennzeich- 
net durch  Einkommen  und  Amtsbezeichnung  und,  wo  erfor- 
derlich, durch  die  Uniform.  Bei  Besprechung  der  „Standes- 
fra.gen"  werden  Wünsche  laut  naeh  einem  Eiisatz  der  Be- 
zeichnung „Werkmeister"  durch  das  Wort  „Werkstättenvor- 
steher", so  daß  dann  der  .ietziige  Werkstättenvorsteher  in 
Zukunft  Ober-Werkstättenvorsteher  zu  benennen  sein  würde. 
Machen  zwar  nicht  Titel  den  Manu,  sondern  seine  Leistungen, 
so  muß  doch  dieser  Wunsch  für  die  Werkmeister  des 
Betriebsdienstes  als  vollberechtigt  anerkannt  werden ; 
denn  er  hat  zum  Ziel  die  Gleichstellung  mit  den  Dienst- 
vorstehem  der  Bahnhöfe.  Unser  neues  Vaterland  wird  ohne 
Amtsbezeichnungen  der  Beamten  nicht  auskommen,  so  daß 
die  Bestiebungen  durchaus  im  Eahmen  der  Zeit  bleiben.  Für 
den  Dienst  in  den  Hauptwerkstätten  will  mir  das  schöne 
klangvolle  Wort  „Werkmeister"  und  ^Oberwerkmeister" 
durchaus  am  Platz.e  scheinen,  weil  die  Tätigkeit  nicht  "tref- 
fender zum  Ausdruck  gebracht  werden  kann.  Im  Betriebe 
tritt  der  Vorsteher  oder  Leiter  einer  Dienstistelle  als  solcher 
mehr  in  die  Erscheinung,  er  ist  mehr  VerAvaltungsbeamter, 
im  Werk  liegt  der  Schwerpunkt  der  Tätigkeit  des  Abteilungs- 
leiters im  „Werken"*),  das  zu  meistern  eben  vornehmste  Auf- 
galje  des  Werkmeisters  ist. 

Besonder«  merkwürdig  ist  das  Fehlen  einer  Dienst klciduu.g 
für  den  Betriebswerkmeister ;  er  ist  der  einzige  Betriebs- 
^>eamte  bei  den  preußischen  Staatsbahnen,  für  den  keine 
Dienst-  (und  Gala-)  Kleidung  vorgesehen  ist.    Nie  habe  ich 

*)  Werken  (mit  nicht  i)  ist  ein  uraltes,  echtdeutsches 
Wort  und  sprachverwandt  mit  dem  englischen  work.  dem 
dänischen  värken  und  d-em  holländischen  gleichlautenden 
werken.  Das  sprachlich  kraftvolle  Wort  bezeichnet  das  Be- 
arbeiten uiul  Verarbeiten  von  Arbeitsgut  und  Arbeitsstoff  in 
Werken  (Fabriken).  Zu  vergleichen  Hie  Europa!  Ine 
Anuenka!  von  Jul.  H.  West.    Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin. 


[  diesen  Mangel  mehr  zutage  treten  sehen,  als  dm  Kriegs- 
betriebe. Aber  auch  im  Frieden  kann  die  Dienstklieddung  des 
Betriebswerkmeisters  nur  voi  teilhaft  sein,  denn  die  Uniform- 
frage ist  nicht  nur  ein«  äußerliche,  wie  es  auf  den.  ersten 
Blick  scheinen  mag.  Kleider  machen  Leute.  Den  Oberbahn- 
hofsvorsteher  mit  seinen  drei  Steinen  am  Kockkragen,  den 
Bahnhofsvorsteher  und  den  Fahrdienstleitier  kennt  .ieder 
Reisende,  lernte  schnell  .ieder  Soldat  vom  General  bis  zur 
Ordonnanz  kennen.  Die  genannten  Beamten  sind  in  weite- 
(Sten  Kreisen  des  Volkes  längst  volkstümlich  geworden,  nicht 
zum  wenigsten  durch  ihre  leicht  erkennbare  Uniform  mit 
dem  vortrefflich  gewählten  Aljzeichen.  Das  Ansehen  des  Be- 
triebswerkmeisters wird  bei  dem  uniformierten  Betriebsper- 
sonal aller  Gattungen  durch  Tragen  einer  Dienstkleidung 
im  Dienst  nur  gewinnen  können.  Mancher  Zusammenstoß, 
mancher  Wortwechsel  mit  fiemdem  Personal,  das  ihn  nicht 
kennt,  würde  vermieden  wei'deri,  w-enn  der  Betriebswerk- 
meister als  solcher  durch  eine  Uniform  kenntlich  wäre.  Die 
Uniformfrage  ist  keine  Spielerei,  sondern  ernster  Beratung 
wert. 

Wegen  der  Unterschiede  dienstlicher  Tätigkeit  im  Betriebe 
und  in  den  Hauptwerkstätten  wird  die  Verwaltung  schon 
frühzeitig  und  sorgfältig  zu  prüfen  haben-  für  welche  von 
beiden  ein  .iunger  Anwärter  am  besten  .geeignet  ist,  damit 
er  in  Hochleistung  der  Verwaltung  diene  und  selbst  Freude 
an  seiner  Arbeit  habe.  Ein  Austausch  zwischen  beiden 
Gmppen  bei  Beamten,  die  sich  bereits  ein.gear1)eitet  haben, 
wird  immer  mit  einem  Verlust  an  Geschäft.sgii'\\  ;miltheit  und 
Erfahrung  verbunden  sein.  Nie  darf  die  Anschau- 
ung Platz  r  o  i  f  e n  ,  als  sei  de  r  Werkmeister 
in  den  H  a  u  p  t  w  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n  g  e  r  i  n  .g  er  zu  b  e  - 
w  e  r  t  e  n  als  de  r  des  B  e  1 1'  i  e  b s  d  i  e  u  s  t  e  s.  Des- 
wegen wäre  es  ein  unverzeihlicher  Fehler,  Betriebswei-k- 
meister  aus  disziplinaiischen  Gründen  der  Hauptwerkstätte 
zu  überweisen  oder  gar.  weil  die  Körper-  und  Geist eskiäfte 
abnehmen  und  der  Dienst  in  der  Hauptwerkstätte  leichter 
sei.  Hat  eine  Hauptwerkstätte  das  Unglück,  mehrere  über- 
alterte Beamte  in  den  Weikmeisterst'ellen  beschäftigen  zu 
müssen,  so  ist  damit  ihr  Schicksal  besie.gelt.  Gewiß  wird 
natürliche  Rücksichtnahme  mit  einem  alternden  Beamten  zu 
walten  haben,  der  ein  Menschenleben  der  Verwaltun.g  treu 
gedient  hat.  Aber  einmal  kommt  doch  der  Zeitpunkt,  wo  die 
Lebensinteressen  einer  Behörde,  deren  Aufgaben  weiter- 
laufen, das  Zünglein  der  Wage  gegen  die  Interessen  des 
Einzelnen  zum  Sinkeir  bringen.  Für  den  Beamten  des  Eisen- 
bahn-Außendienstes wird  der  inneie  Dienst  noch  manche 
Stelle  hergeben  können,  wo  auch  mit  schwacheir  Kräften  noch 
befriedigend  gearbeitet  werden  kann,  bis  schließlich  durch 
■ein  ausreichend  bemes&enes  Ruhegehalt  der  Übergang  in 
den  Ruhestand  erleichtert  wird. 

Die  hier  niedergelegten  Gedanken  sind  zum  Teil  mit  Be- 
triebswerkmeistem  bes])rochen  worden.  Manches  ist  zustim- 
mend, anderes  ist  ablehnend  aufgenomnren  worden.  So  wird 
es  auch  sein,  wenn  diese  Zeilen  von  einem  gTÖßeren  Kr-eise 
erörtert  werden.  Jetzt,  wo  vieles  in  unserem  Vaterlande  um- 
gestaltet wird,  ist  es  an  der  Zeit,  arich  eine  Beamtengattuug, 
die  für  den  maschinentechnischen  Dienst  auf  Eisenbahnen 
von  außerordentlicher  Bedeutung  ist,  neu  zrr  gestalten,  wie 
sie  es  für  ihi'e  Ausbildung,  für  dienstliches  Ansehen  und 
volle  Gleichbei-echtigung  mit  .gleichgeordneten  Beamten- 
gruppen fordert.  Dabei  frommt  es  nicht,  den  Kopf  vor  Un- 
angenehmem in  den  Sand  zu  stecken,  freimütig  muß  alles 
Für  und  Wider  besprochen  werden,  damit  die  von  zahlreichen 
Sieiten  heibeigetragenen  Anregun.gen  ruhig  und  erfolgreich 
fortentwickelt  werden  können.  Als  eine  solche  Anregung 
wollen  meine  Ausfühn.in,gen  verstanden  sein,  geschrieben 
vom  „neutralen"  Standpunkt,  aber  im  Interesse  einer  Beam- 
tengruppe, der  ich  seit  Jahrzehnten  so  nahe  stehe,  und  mit 
dier  gemeinsam  zu  arbeiten  es  mir  immer  Freude  bereitet. 

Dr.  Hans  A.  Martens. 


Nr.  48 


—  504 


/^eiiüus  (Ii  s  \  uraiiia 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 


Schnellbahnen  oder  Schnellstraßenbahnen  in  Groß-Berlin? 

Eine  Erwiderung  von  Professor  Dr.-Ing-.  G  i  e  s  e  ' 


In  Nr.  14  der  Zeitung  d^es  Vei-^eins  Deutscher  Eisenbahu- 
v>erwaltungen  vom  19.  Februar  1919  befindet  sich  unter  der 
Überschrift  „Schnellbahnen  oder  Schnellstraßenbahnen  in 
({roß-Berlin*?"  eine  teilweise  wörtliche  Wiedergabe  eines  Auf- 
satzes des  Eegieruuosbaunieisters  a.  D.  Przygode  aus  dei- 
Elektrotechnischen  Zeitschrift.  Jahrgang  1918,'  Heft  47,  der 
sich  mit  meiner  Arbeit  „Schnellstraßenbahnen"^)  kritisch 
befaßt. 

Der  allgemeinen  Ansicht  des  Verfassers  zunächst, 
daß  im  GroiJstadtverkehre  keine  falsche  Sparsamkeit  geübt 
und  keine  Halbheiten  geschaffen  werden  dürfen,  kann  ich 
mich  vollkommen  anschließen.  Dementsprechend  halte  auch 
ich  es  für  erforderlich,  daß  alle  bedeutenden  Außenstrecken 
als  Sohnellbahnen  zur  Ausführung  kommen.  Zu  diesen  ge- 
hören namentlich  auch  die  von  Przygode  besonders  bezeich- 
neten Strecken  Stadion-Spandau,  Hauptstraße  (Schön eberg)- 
Steglitz-Lichterfelde  und  Alexanderplatz-Frankfurter  Allee- 
Lichtenberg-Friedrichsfelde;  ferner  wird  der  Anschluß  der 
(iemcinden  Eosenthai,  Wittenau.  Tempelhof,  Mariendorf,  Britz 
und  vieler  a-nderer  durch  Schnellbahnen  an  die  Innenstadt 
von  Berlin  anzustreben  sein.  Wenn  in  dem  Aufsatz  an- 
genommen wird,  daß  ich  diese  Strecken  als  Schnellstraßen- 
bahn  auszubauen  für  ausreic]tiend  halte,  so  ist  dies  ein  Irr- 
tum, zu  dem  meine  Schrift  keine  Veranlas'Sung  gab.  Wie  ich 
im  übrigen  über  die  zukünftigen  Schnellbahnen  denke,  zeigt 
die  vor  kurzem  veröffentlichte,  von  mir  verfaßte  Denk- 
schrift über  „Das  zukünftige  Schnellbahnnetz  für  Groß- 
Berlin'S  die  auf  Tafel  13  meinen  bereits  aus  dem  Jahre  1916 
stammenden  Schnellbahnentwurf  mit  all  den  vorgenannten 
Schnellbahnlinien  aufweist. 

Trotz  der  in  meinem  Schnellbahnplan  vorgeseheneu  Schncll- 
bahnlinien  vrürde  ich  es  aber  für  verfehlt  halten,  wenn  man 
sich  in  uferlose  Pläne  verlieren  imd  jedes  weit  außen 
gelegene  Siedlungsgebiet,  auch  wenn  es  noch  gänzlich  unbe- 
wohnt ist.  oder  erst  Spuren  einer  Ansiedlung  zeigt,  durch  hoch- 
wertige, in  Anlage  und  Betrieb  kostspielige  Schnellbahnen 
mit  der  Innenstadt  verbinden  wollte.  Denn  über  die  Frage 
der  Wirtschaftlichkeit  kann  nicht  ohne  weiteres 
zur  Tagesordnung  übergegangen  werden,  weil  —  zumal  vj 
der  kommenden  Zeit  —  weder  der  Staat  noch  das  künftige 
Groß-Berlm  im  Stande  sein  werden,  für  jede  Schnellbahn- 
linie Zuschüsse  in  ähnlicher  Höhe  zu  leisten,  wie  sie  seit 
Jahren  die  wohlhabenden  Gemeinden  Berlin-Schöneberg,  Ber- 
lin-Wilmersdorf und  Berlin-Dahlem  tragen.  Den  schnellfah- 
renden Straßenbahnen  fällt  aber  die  Aufgabe  zu,  in  den 
schwach  besiedelten  Außengebieten  den  Schnellbahnen  die 
Wege  zu  ebnen,  wie  dies  in  den  von  Herrn  Przygode  offen- 
bar übersehenen  zusammenfassenden  Schlußausführunoen 
meiner  Schrift  „Schnellstraßenbahnen"  (Seite  86)  wie  fol o-t 
zum  Ausdruck  gekommen  ist: 

„So  erwünscht  es  auch  wäre,  stets  sogleich  in  der  Schnell- 
bahn das  vollkommenste  Verkehrsmittel  einzuführen,  so  wird 
dieser  Wunsch  insbesondere  bei  den  ärmeren  Gemeinden 
häufig  an  den  hohen  Bau-  und  Betriebskosten  scheitern.  Dos- 
halb aber  solchen  Gemeinden  die  Segnungen  guter  Veikehrs- 
gelegenheiten  entziehen  zu  wollen,  'v^'Are  falsch.  Dort  wird 
man  vielmehr  in  der  Verkehrsentwicklung  zweckmäßig  s  o 
vors-ehen.  daß  die  Straßen  im  Bebauungsplan  zwar  in 
der  Weii&e  ausgewiesen  werden,  d  aß  s  i  e  s  p  ä  t  er  o  h  n  e 
weiteres  eine  Schnellbahn  aufnehmen  kön- 
nen, daß  man  aber  dort  —  solange  der  Verkehr  infoloe 
gerinaer  Besiedlung  nur  schwach  ist  —  zunächst  eine 
Schnellstraßenbahn  anlegt,  um  sie  später,  wenn  das  Gemeinde- 
gebiet ansgel^aut  und  die  Gemeinde  wohlhabend  o-eAvordeu  is^t, 
dem  stärkeren  Verkehr  entsprechend  durch  Beseitiguno-  aller 
Shn  Renübergänge  in  eine  Straßenschnellbahn  oder  in  die 
vollkommenste  Anlage  einer  Schnellbahn  umzuwandeln.  Bei 
einer  solchen  Veikehrspolitik  vrird  man  —  zum.al  bei  dem 
zeitgemäßen  BestrcVien.  die  ungesunde  Biesiedluno'  herabzu- 
.^.oizen  —  der  Wirtschaftlichkeit  der  Bahnunternehmen  auch 
bei  ErschlieRungsbahnen  eher  "Rochnnng  traeen  können,  als 
wenn  man  sich,  wie  zurzeit  nur  in  den  beiden  Grenzwerten 
—  der  vollkommensten  Bahnanlage,  der  Schnellbahn  und  der 
verhältnismäßig  recht  nnvollkommenen.  der  Straßenbahn  — 
T>e  wiegt." 

Nach  diesen  an"emeinen  Bemerkungen  möchte  ich  noch 
auf  einio-e  wesentliche,  von  TTerrn  Przygode  ausführlich  be- 
sprochenen Einzelheiten  eincr<>hen. 

Wenn  Herr  Przvs-ode  zunächst  behauptet,  daß  ich  na^dizn- 
weisen   versucht    hätte,    die    E  e  i  s  e  g  e  s  c  h  w  i  n  d  i  g  k  e  i  t 

Schnellstiaßenbahnen,  Verlag  von  W.  Moeser 

Berlin.  1917. 


sei  höher  als  die  der  Schnellbahnen, 
\L^iJ^L^'f^r^''}''''^i^H-  ^""^  lediglich  die  allerding J 
diVW  festgestellt,  daß  die  Eeisegeschwii- 

digkeit  der  Schnellstraüenbahnen  bei  Haltestellenentfernun 
o■!t^.       ^    ^   -^^         aUgemeinen  größer  ist,  als  cüe  Eeise^ 
geschwindigkeit  auf  den  gegenwärtig  bestehenden  Berliner- 
fassen  S5''*r'  <^«ii„SchneUbahnen  der  inneren  Stadt 

lassen  eben  die  geringen  Haltestellenentfernungen  eine  auch 
nur  angenäherte  Ausnutzung  der  zulässigen  Höchstgeschwin- 
digkeit nicht  zu,  und  die  vielfach  vorhandenen  starken  Stei- 
gungen und  Krümmungen  drücken  sie  noch  "weiter  herab. 
Kei  großen  Haltestelleuabständen  und  geradlinigen  ebenen 
Strecken  ist  die  Schnellbahn  infolge  der  zulässigen  Höchst- 
geschwindigkeit von  50  km/Std.  der  Schnellstraßenbahn  l>ei^ 
der  nur  mit  einer  Höchstgeschwindigkeit  von  30—35  km/Std 
zu  i-echnen  ist,  selbstverständHch  erheblich  überleo-en  Przy- 
gode versucht  hier  nachzuweisen,  daß  infolge  der  höhereu 
Reisegeschwindigkeit  der  Schnellbahnen,  die  er  auf  Grund 
von  Geschwindigkeitsmessungen  auf  der  Dahiemer  Strecke 
Breitenbachplatz-Thielplatz  zu  32  km/Std.^)  gegenübe* 
24  km/Std.^)  bei  den  Schnellstraßenbahnen  annimmt  der 
Halbmesser  des  Emflußgebietes  um  das  Zentrum  der  Innen- 
stadt (Eeichsbank  am  Hausvogteiplatz)  für  eine  halbstündige 
Eeisezeit  bei  den  Schnellbahnen  um  4  km  -rößer  sei 
als  bei  den  Schnellstraßenbahnen,  und  daß  es  deshalb  für  die 
in  20  km  Entfernung  mit  Schnellbahnen  Wohnenden  prak- 
tisch dasselbe  sei,  wie  wenn  sie  mit  SchneUstraßenbahnen  in 
T  l\  ^^.iitferaV"-^,  angesiedelt  seien.  Bei  dieser  Berechnun»- 
begeht  Przygode  den  Fehler,  daß  er  die  auch  noch  zu  hoch 
angenommene  Geschwindigkeit  einer  kurzen,  baulich  be- 
sonders gunstigen  Schnellbahnstrecke  im  Außenoebiet  der 
mittle  r  e  n  Geschwindigkeit  der  Schnellstraßenbahnen 
^gegenüberstellt  Auch  bei  den  Schnellstraßenbahnen  kann 
natürlich  streckenweise  eine  höhere  Eeisegeschwindigkeit 
erzielt  werden. 

Folgt  man  aber  Przygode  in  der  Ermittlung  der  Eeise- 
zeiten  von  dem  Mittelpunkt  der  Innenstadt  bis  zu  einer  Ent- 
fernung von  16  km  bei  Schnellstraßenbahnen  und  20  km  bei 
Schnellbahnen  (wobei  die  ersten  10  km  in  beiden  Fällen  durch 
üie  bchnellbahnen  zurückgelegt  werden),  so  ergibt  sich  fol- 
g'endes : 

16  km  Kreis.  Verkehrsmittel:  Schnellbahn  und  Schnell- 
straßenbahn. 

10  km  Schnellbahn  (25  km/Std.)^)  24  Minuten 

Umsteigeznt  auf  Schnellstraßenbahn  .  2 
6  km  Schnellstraßenbahn  (22,5  km/Std.)    ....  16 

zusammen   42  Minuten 
^r?^^  KV^r  ^J^' 1  ^-    Verkehrsmittel:  Nur  Schnellbahn. 
10  km  Schnellbahn  (25  km/Std.)  ...       .  24  Minuten 

Umsteigezeit  auf  der  Zugwechselstation»)    .    .  2 
10  km  Sohnellbahn  (30  km/Std.)  20  " 

zusammen    46  Minuten 
In  42  Minuten  kann  also  die  Schnellbahn  nicht,  wie  Przv- 
gode  annimmt,  20  km,  sondern  nur  18  km  weit  befördern  •  das 
sind    nur   2  km    mehr,    als  auf  dem  vereinigten  Netze  der 
Schnell-  und  Schnellstraßenbahnen. 

•  -J^^i!^  dieses  nur  geringen  schwächen  Zeitgewinnes  ^vürde 
ich  aber  auch  m  den  Außenbezirken  mit  nur  schwachem  Ver- 
kehr die  Anlage  von  Schnellbahnen  ohne  weiteres  befür- 
worten, wenn  nicht  die  Bau-  und  Betriebskosten 
der  Schnellbahnen  gegenüber  den  Schnellstraßenbahnen  so 
unvergleichlich  höhere  wären.  Die  Schnellbahn  ist  eben  ein 
Massenverkehrsmittel  ganz  anderer  Art  als  die  Straßenbahn 
lind  m  ihrer  Anlage  mit  den  Haupteisenbahnen  verwandt, 
tbenso  wie  für  diese  in  der  TTmgebung  der  Hauptstädte  die 
Niveaukreuzungen    mehr    und    mehr    beseitigt  werden,  «o 

J)    Fahrplanmäßig    ist   die    Eeisegeschwindigkeit  entspre- 
chend der  Fahrzeit  von  6  Minuten  nur  27,6  km/Std 

)  Von  mir  ist  die  mittlere  Eeisegeschwindio-keit  der 
Schnellstraßenbahnen  nicht  zu  24,  sondern  zu  nur  22,5  km/Std. 
angenommen  worden. 

*')  Die  mittlere  Reisegeschwindigkeit  der  Schnellbahn  ist 
m  dem  inneren  10  km  Kwis  zu  25,  in  dem  äußeren  10  km  Ring 
zu  30  km/Std.  angenommen,  die  der  Schnellstraßenbahn  zu 
22.5  km/Std. 

/)  Da  die  langen,  in  der  Innenstadt  verkehrenden  Züge 
nicht  nach  den  Außenbezirken  durchgeführt  werden  können, 
ist  auch  innerhalb  der  Schnellbahn  ein  Umsteigen  in  ähn- 
licher Weise  notwendig,  wie  gegenwärtig  auf  dem  Fehi-bel- 
liner  Platz. 
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könii«n  auch  die  Schii€llbahneii  in  den  Auß eng« bieten,  wenn 
man  von  den  besonders  teueren  Untergiund-  und  Pfeiler- 
bahnen absieht,  kaum  anders  als  in  der  Form  von  Damm- 
oder Emschnittbahnen  ausgeführt  werden.  Die  Schnell- 
bahnen zur  Verminderung  der  Baukosten  etwa  in  Straßenhöhe 
anzulegen  und  die  Wegiibergänge  durch  Schranken  zu 
sichern,  wie  es  Przygode  anzunehmen  -scheint,  hieße  in  der 
Entwicklung  rückwärts  gehen. 

Die  Baukosten  der  Einschnittbahn  in  Dahlem  haben  aus- 
ischließlich  Betriebsmittel,  Betriebswerkstätte  und  Kraftwerk 
i-und  1,6  Millionen  M  für  das  km  betragen  und  nur  unter 
?anz  besonders  günstigen  Umständen  kann  dieser  Betrao-  viel- 
leicht bis  auf  1  Million  J^/km  (Friedenspreis)  herab- 
jedrückt  weiden.  Przygode  rechnet  aber  nur  mit  einem  Be- 
rag  von  440  000  M  Baukosten  für  das  km,  der  selbst  nach 
len  Preisen  vor  dem  Kriege  gerechnet  gänzlich  unzurei- 
chend ist.  Die  höheren  Baukosten  der  Schnellbahnen  erfoi- 
lern  demnach  —  bei  einem  Preis  von  nur  1  Mill.  M  für  1  km 
^hnellbahnen  und  200  000  Jl  für  1  km  Schnellstraßenbahnen 
ind  unter  der  Annahme  einer  öprozentigen  Verzinsung-  — 
'me  jährliche  Mehrausga]>e  von  40  000  jH  für  das  km  Blihn- 
änge. 

i^^^^^i,*^^'®  Betriebskoste'A  der  Schnellbahnen  stellen  sich 
elbst  bei  einfachster  Betriebsweise  wesentlich  höher  als 
>ei  den  Straßenbahnen,  weil  das  Stationsbedienungspersonal 
licht  vermieden  werden  kann  und  auch  gewisse  Mehraus- 
:a.ben  an  Unterhaltungskosten  entstehen.  Rechnet  man  für 
ede^  Schnellbahnstation  nur  mit  einem  Fahrkarten ver- 
aufer  und  einem  Bahnsteigschaf fner"),  «o  erfordert  dieses 
'ersonal  bei  tätlich  zwei  Schichten  nach  Friedenspreisen 
nndestens  4  2000  c//  =  8O0O  M.  Die  Mehrunterhaltuno-s- 
osten  am  Bahnkor)>er.  an  den  Stationen  und  der  Zugsiche- 

')  Auf  dem  Groß-Bei  Imer  Schnellbahnuefz  sind  selbst  die 
erkehrsschwachen  Schnellbahnhöfe  in  Dahlem,  die  etwa  den 
erkehr  einer  mittleren  benutzten  Straßenbahnhaltestelle 
aben,  zu  keiner  Tageszeit  mit  weniger  als  2  Personen  — 
inem  Fahrkartenverkäufer,  der  gleichzeitig  die  Speri-e  lie- 
lent  und  einem  Bahnsteigschaffner  —  Ijesetzt 


rung  betragen  schätzungsweise  7000  Ji,  so  daß  sich  gering 
gerechnet  für  die  Schnellbahn  insgesamt  eine  betriebliche 
MeJtirausgabe  g-egenuber  den  Schnellstraßenbahnen  von  jähr- 
lich  15  000  Jl  für  das  km  Schnellbahn  errechnet. 

Insgesamt  ermittelt  sich  also  eine  jährliche  Mehr- 
ausgabe an  Bau-  und  Betriebskosten  von  40  000  -f  15  000 
=  55  000  JL  für  das  km  Bahnlänge.  Bei  dieser  bedeutenden 
Mehrausgabe  für  die  Anlage  von  Sohnellbahnen,  die  sich  durch 
die  infolge  des  Krieges  eingetretene  Teuemng  noch  wesent- 
lich erhöht,  ward  man  in  jedem  Einzelfalle  sorgfältig  zu 
piufen  haben,  ob  eine  Schnellbahn  oder  eine  Schnellstraßen- 
bahn vorteilhafter  ist.  Dabei  bedarf  es  keiner  besonderen 
l^eststellung,  daß  alle  wirklich  wichtigen  Verbindungen  den- 
noch grundsätzlich  als  Schnellbahnen  hergestellt  werden  müs- 
sen. Als  wichtige  Verbindungen  in  diesem  Sinne  sollen  die- 
jenigen angesprochen  werden,  welche  Gebiete  mit  der  Innen- 
stadt verbinden,  in  denen  eine  dichtere  Besiedluno-  entweder 
schon  heute  besteht  oder  doch  in  naher  Zukunft  niit  einioer 
Sicherheit  zu  erwarten  ist.  Darüber  hinaus  sollen  in  weit 
außen  gelegenen  Gebieten  zunächst  Schnellstraßenbahnen  die 
Ansiedlung  schaffen,  die  dann  später,  wenn  sich  hierfür  die 
Notwendigkeit  ergeben  sollte,  bei  cüchterem  Verkehr  in 
Schnellbahnen  umgewandelt  werden  können  Den  umgekehi- 
ten  Weg  zu  gehen,  wie  Przygode  es  will,  nämlich  für  den 
Aufschluß  und  Beginn  einer  Siedlung  sofort  das  l)este,  aber 
auch  teuerste  Verkehrsmittel  zu  bauen,  hieße  den  betreffen- 
den Siedelungs-  oder  Gemeindeverbänden  Lasten  auferleo-en 
die  sie  nicht  zu  tragen  vermöchten.  "  ' 

Nach  alledem  vermögen  die  Ausführungen  des  Herrn 
Irzygode  meine  m  der  Schrift  „Schnellstraßenbahnen" 
medergelcoten  Untersuchungen  und  Vorschläge  in  keiner 
Weise  zu  entkräften. 

Die  Entwicklung  in  dem  kommenden  Groß-Berlin,  in  wel- 
cher politischen  Form  es  sich  auch  immer  neu  gestalten  ma"- 
wird  wesentlich  beeinflußt  werden  von  der  zweckmäßioen 
imd  schnellen  Entwicklung  seines  Verkehrsnetzes.  Was  "im 
Rahmen  der  vorstehenden  allgemeinen  Erwägungen  in  dieser 
Beziehung  zu  geschehen  hat,  wird  in  jedem  einzelnen  Falle 
i>esonders  geprüft  werden  müssen. 


Nachrichten. 

V«reinsgebiet. 

Deutschland. 

—  Eisenbahnerbeweffung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen. 
16  schon  in  voriger  Nummer  d.  Ztg.  mitgeteilt,  sind  in  ver- 
hiedenen  Bezirken  der  preußischen  Staatsbahnen  Te^ilaus- 
ande  ausgebrochen,  die  zur  teilweisen  Einstellung  des  Eisen- 
ihnverkehrs  m  Berlin,  Schlesien  und  Thüringen  geführt 
Iben.  Die  Forderungen,  die  von  den  Eisenbahnerorganisa- 
wn-^^^  «1«  Regierung  gestellt  wurden,  waren  teils  wirt- 
haltlicher  teils  politischer  Art.  Es  wurde  eine  Erhöhuu"- 
id  ^euordnung  der  Löhne,  eine  einmalige  Lohn-  oder  Ent" 
huldungszulage  und  die  Gewährung  eines  größeren  Mitbe- 
mmuns-srechtes  der  Angosteliten  und  Arbeiter  in  allen  Zwei- 
T^lr!''^-^■%^^^^^^^  f""^^  Anerkennung  der  Jenaer  Richt- 
uen  (Einführung  des  Rätesystems)  gefordert.  Der  für  den 
Iii  der  Ablehnung  dieser  Forderung  angedrohte  Streik  war 

einzelnen  Stellen  vorzeitig  ausoebrochen,  weil  die  Eisen- 

?sT.t  w?ri"'^'/^rr  ^^^^^^^  Nachrichteü  in  den  Glauben 
rsctzt  waren,  daß  die  Forderungen  abgelehnt  seien.  T 
^rhandlungen  mit  den  Regierun.sen  sind  außerordentlich 
T^'V  ""^  mußten  mehrfach  unterbrochen  werden, 
e  preußische  Regierung  erklärte  zunächst,  daß  sie  in  weitere 
^handluMen  Uberhaupt  nur  dann  eintreten  könne,  wenn 

Kr'dL^r^'^K^r'.^'-'^'^i^^^^i^^^^'  '^^^''^  noch  ein  Ver" 
,en  A,  f  Eisenba^hnbeamtengewerkschaft  hinzugetreten  ist, 
len  Aufruf  an  ihre  Mitglieder  richteten,  in  dem  der  Str-ik 
das  schärfste  mißbilligt  werde  und  der  eine  Aufforder  m  ' 
sofortigen  Wiederaufnahme  der  Arbeit  enthalte.  DiJ  Ver"- 
n  LnfV  erklärten  .«ich  hierzu  bereit.  Der 

le  Aufr^flt  '^''^  cleutschen  Eisenbahnerverbandes  erlas- 
bam  ef  =  N^«"  7o^s^and  des  deutschen  Eisenbahner- 

ner nL!?""^-  J'^^-  ''""^  gegenwärtige,  Streik  der  Eisen- 
,<^r  s-eme  Zustimmung  zustandegekommen  ist,  daß  er 

vor  Bro'in.*''if  verurteilt,  insbesondere  deshalb  weil 

)Ihen  i^t^,..f     ..yerhandlune-en  mit  der  Regierung  ausge- 
Wir  rl^i  -weiter  ausgebreitet 

h  welr  ^^^t^l^^^er  das  dringende  Ersuchen. 

P.rtähen^,Lr^n^^ii''''*''*'^r-/°"^^  reaktionärer  Seite 
futschen  und  TTnbesonnenheiten  verleiten  zu  lassen  Die 


Aiifbesseruug  der  wirtschaftlichen  A^erhältnisse  rler  Eisen- 
bahner und  die  Erfüllung  der  sonstigen  Forderungen  können 
nur  erreicht,  werden,  wenn  die  gewerkschaftliche  Disziplin 
streng  gewahrt  wird.  Deshalb  fordern  wir  unsere  Mitglieder 
auf,  sofort  die  Arbeit  wiederaufzunehmen." 

Der  Allgemeine  Eisenbahner- Verljand.  die  Gewerkschaft 
deutscher  Eisenbahner,  die  Gemeinschaft  der  Staatshand- 
werker und  -axbeiter  und  der  Eisenbahnbeamfenbund  haben 
Aul  rufe  mit  ähnlichem  Wortlaut  erlassen 

Die  Weiterberatung  ergab  die  folgenden  Vorschläo-^^  der 
Kegierung: 

1..  In  der  Erwägung,  daß  jede  Lohn-  und  Gehaltssteigeruno- 
zurze,it  ledia-lich  eine  weitere  Steigerung  der  Lebens-  und 
Hedartsmittelpreise  zur  Folge  hat,  wird  von  weiteren  Lohn- 
ZH  lagen  abgesehen,  dagegen  wird 

2.  für  eine  sofortige  erhebliche  vSenkung  der  Preise  für 
die  ausländischen  Lebensmittel  unter  Zusicheruno-  bestimm- 
ter wöchentlicher  Mengen  eingetreten,  die  für  die  nächsten 
drei  Monate  einen  Kostenaufwand  von  VA  Milliarden  er-  ' 
fordert,  der  vom  Reich,  vom  Staat  und  den  Gemeinden  «e- 
mein.sam  getrao-.en  wird.  Die  Regierung  geht  hierbei  von 
dem  Standpunkt  aus.  daß  unter  der  Teuerung  nicht  nur  die 
hiserbaliner  leiden,  sondern  das  ganze  Volk.  Die  wöchent- 
lictien  Erspainis>.e  für  eine  vierköpfige  Familie  Averden  durch 
die  geplanten  Maßnahmen  etwa  .30  .//  betrao-<^n  ; 

3.  soll  sofort  im  Benehmen  mit  den  Vertretern  der  Oroa- 
ni.--ationen  eine  geordnete  Tnteressenvertretuno-  der  Eisen- 
hahner  geschaffen  und  die  Frage  der  Betriebsräte  o-creo-elt 
werden. 

Die  Verfieter  sämtlicher  Organisationen  der  Arbeiter  und 
des  Gewe_rlvschaftsbundes,der  deutschen  Eisenbahnbeamteu  er- 
Kiarten  sich  mit  diesen  Vorschläo-.en  einverstanden. 

trber  den  Gang  der  Verhandlungen  äußert  sich  die 
„Deutsche  Allgemeine  Zeitung"  Avie  folgt: 

„Schon  die  Verhandlungen  am  2r,.  fi..  die  erst  in  später 
Nachtstunde  alio'ebrochen  wurden,  ließen  erkennen,  daß  so- 
woni  bei  der  Eisenbahnverwaltuni;  auch  bei  den  A'1>.  -'" 
m-s-anisationen  der  Wille  zu  einer  Verständigung  vorhanden 
Avai  Die  preußische  Staatsregiorung  hatte  schon  in  dieser 
ersten  Beratung  ein,  außerordentliches  Entgegenkommen 
wigt  und  eine  g-eordnete  Interessenvertretung  wie  auch  die 
Bewilligung  weiterer  Mittel  zur  Linderung  der  Notlage  der 
Eisenbahner  m  Aussicht  gestellt.    Dies  wurde  von  den  Ver- 
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tretern  der  Eisenbahnerorganisation  anerkannt  und  diie  Er- 
klärung- abgegeben,  für  die  Einstellung  de«  Streiks  ihren 
ganzen  Einfluß  geltend  zu  machen,  wenn  die  Regierung  posi- 
tive Vorschläge  als  Unterlage  für  weiter©  Verhandlungen 
machen  mirde.  Es  muß  anerkannt  werden,  daß  die  Staat.s- 
i-egierung  ein  weitgehendes  Entgegenkommen  bewiesen  und 
angesichts  der  schwierigen  Finanzlage  des  Staates  ein  großes 
()r)fer  gebracht  hat.  Allerdings  kommen  die  VA  JMilliardeu 
Mark,  die  in  den  uächisteu  drei  Monaten  zur  Senkung  der 
Lebensmitlcliircise  verwandt  werden  sollen,  nicht  einer  be- 
stimmten Kategorie  von  Beamten  und  Arbeitern  zugute,  son- 
dern allen  notleidenden  Volkskreisen.  Die  Senkung  der 
Lebensmittelpreise  ist  liedeutend  und  erleichtert  den  Haus- 
haltsctat  der  Arbeiter-  und  Beamtenfamilien  wesentlich.  Die 
Slaatsregieiung-  hat  aber  nicht  nur  nach  der  materiellen  Seite 
Ii  in  sicli  entye.uenkommend  gezeigt,  sondern  hinsichtlich  der 
«  jilcfdlen  Forderungen  der  Eisenbahner  anerkannt,  daß  für 
eine  geordnete  Inteiessenvertretung  gesorgt  werden  müsse. 
Die  Demokratisierung  der  Betriebe  soll,  wie  der  Eisenbahn- 
minister  Oeser  im  Plenum  erklärte,  ehrlich  und  aufrichtig 
diuchgeführt  werden.  Zwar  habe  man  das  Rätesystem  al'i- 
lidmen  müssen,  weil  in  letzter  -Zeit  sich  Anzeichen  einer 
wilden  Agitation  bemeikbar  gemacht  hätten,  die  für  das 
Staatsganze  gefährlich  werden  können.  Aber  die  Staats- 
regierung beans})rucht  für  .sich  keine  Sonderrechte,  sondern  sie 
Avill  auch  für  den  Eisenbahnbetrieb  die  Grundsätze  der 
Reichsge'Setzge!)ung  anerkennen  und  dafür  sorgen,  daß  die 
Frage  der  Betriebsräte  geregelt  Ävird.  Es  ist  erfreulicli,  daß 
die  Vei treter  der  Eiseiibahuerorgauisationen  dieses  große 
Entgegenkommen  der  Staatsregi crung  anerkannt  haben.  Ihre 
Aufgabe  wird  es  miniiichr  s.e!ii,  die  Bedeutung  dieses  Ent- 
gegenkommens ihren  ^Iitgl iciterii  klarzumacheu.  Die  Eiseu- 
bahnbeamten  und  -arlieiter  werden  zu  der  Erk'Cnntnis  kommen 
müssen,  dal^  ihi-e  Arbeit  Dienst  am  A'aterland  iist  und  das 
wilde  planlose  Vorgehen  dazu  führen  muß,  jede  wirtschaft- 
liche Tätigkeit  zu  unterbinden.  Gewil')  sind  nicht  alle  For- 
derungen erfüllt.  Aller  die  Eisenliahubeamten  und  -arbeiter, 
die  doch  bisher  keinen  Sinn  für  Streiks  und  dergleichen  an 
den  Tag  legten,  dürfen  nicht  verkeniM-n.  daß  in  diesen  Tagen 
ein  Friedensvertrag  untei  zeichnet  wird,  der  uns  die  uner- 
hörtesten und  schwersten  Bediri 2:inigen  auferlegt.  Wir  ver- 
lieren nicht  nur  ne1)ietsleile  von  groß<'r  industrieller  Be- 
deutung, sondern  auch  solche  mit  hervoi  raucmb'i-  landwirt- 
schaftlicher Produktion,  so  daß  die  in(!u^t  m  lle  Betätigung 
und  die  zukünftiue  Einälirnng  nns^eres  A'(dkes  sowieso  aufs 
schwerste  2-efährdr|  ist.  Eine  resUo.se  Eifüllung  der  auf- 
ge-^tellten  Forderungen  würde  eine  Eiholiuiig  des  Personen- 
iiiid  (Jüli  rlarifs  in  einer  Höhe  eiforderii,  die  ji'des  wirlschaft- 
lirlie  Lelien  unmöglich  machen  Avürde.  Darunler  diirfte  aber 
die  Alieiterschaft,  nicht  nur  liei  der  Eisenbahn,  sondern  all- 
gemein am  schwersten  zu  leiden  halten.  Wii'  zweifeln  nicht 
daran,  daß  ieder  vernünftige  Arbeiter  sitdi  über  die  unheil- 
vollen Folgen  eines  unliesonnenen  und  wilden  Voigehens  im 
klaren  ist.  Wenn  mau  dies  aber  vorauNsetzen  darf,  dann  wird, 
so  hoffen  wir,  auch  iler  Staatsbedieiistele  bei  all  "seinem  be- 
rechtigten Streben  für  Besserstellung  seiner  wiitschaftlielii'n 
und  sozialen  Lage  nichl  gewillt  sein,  siidi  zu  jiol i(  is<dien 
Zwecken  mißbrauchen  zu  lassen.  Leider  sind  in  der  Stunde 
üi-ößter  vaterländischer  Not  Diahtzieher  am  Werk,  dnich 
Inszenierung  von  S1r.eiks  und  T^n ruhen  Volk  und  Land  voll- 
ends in  den  Aliorund  zu  slürzen,  um  eine  Diktatur  der 
Masse  aufzui ichlen.  Das  isj  äußerst  verwerflich  und  die 
Staatslie-lionsteten,  die  bislier  in  einem  gesunden  und  sicheren 
Staats\v<'-cii  das  Fundament  für  ihre  wirtschaftliche  und 
soziale  Existenz  ei-ld  ickl  en,  werden  sitdierlich  nielil  IxTel* 
sein  wollen,  einem  s(d(diiMi  horli venäteris(dien  Treiben  durch 
rrnbesounenheiten  Vorselinb  zu  leislen.  Wollen  die  Slanrs- 
l)ediensteten  sich  ihre  eiworlieueu  Anietdite  sichern,  wollen 
sie,  daß  auch  in  Zukunfl  die  Sl naisreuieiimg  im  Verein  mit 
der  gesetzgellenden  Kfuiteixdiaft  des  Landes  für  eine 
ruhige,  planmäßit'e  und  (l;iliei  sicheie  Regeluno-  ihrer  Wünsche 
Sorge  tragen  kruine.  dann  haben  sie  sich  jetzt  von  allen  Be- 
strebungen fernzuhalten,  die  den  völliüen  Zusammenbruch 
innen  und  außen  lieilieltiibren  müssen.  Die  Staatsbedienste- 
ten haben  mit  all  ilen  ülirigen  Volk-kieisen  die  Pflicht,  ge- 
meinsam am  Wiederaufbau  unseres  Staats,  und  Volkslebens 
zu  arbeilen  Tun  sie  das,  dann  eruilit  sich  die  IMöadichkeit. 
daß  im  Rahmen  der  geo-ebenen  Verhältnisse  zu  jeder  Zeit 
ihre  Wünsche  Beriudvsiehtigunü-  finden  werden  Daß  der  gute 
Wille  dazu  vorlianden  ist,  hat  die  Staatsi  egierung  l^ei  den 
gestrigen  Verhandlungen  erneut  bewiesen.'' 

Am  28.  Juni  war  die  Streiklage  noch  unsicher.  d<'r  wie  h- 
tigere  Güterverkehr  ist  trotz  ungeheurer  Schwierigkeiten  auch 
in  den  Streiktagen  aufrecht  erhalten  worden,  auch  der  Fern- 
verkehr konnte  zum  größten  Teil  durchgeführt  werden,  wo- 
geaen  sich  der  Stadl-.  Ring-  und  Vorortveikehi-  sehr  unregel- 
mäßig ab\vickel1<' ;  einzelne  Vorortsti ecken   hatten  mit  Ber- 


lin überhaupt  keine  Verbindung  mehr.  Man  hoffte,  daß  nach 
Bekanntwerden  der  Aufrufe  der  Eisenbahnerorganisationen  die 
Arbeit  wieder  voll  aufgenommen  werden  würde,  doch  war  bis 
zum  HO.  .Juni  die  Lage  noch  nicht  geklärt,  es  trat  sogar  am  1  Juli 
noch  eine  Verschärfung  ein.  Das  Ausbrechen  eines  neuen 
Streiks  auf  den  übrigen  Berliner  Verkehrsunternehmungen  hat 
die  Eisenbahnverwaltung  gezwungen,  den  \'erkehr  auf  den 
Berliner  Stadt-,  Ring-  und  Vorortbahnen  ganz  einzustellen  {vgl. 
unsere  Mitteilung  in  Nr.  44,  S.  459).  Den  Fernverkehr  bottt  man 
zunächst  auch  weiterhin  aufrechterhalten  zu  können 

Im  Eisenbahndirektionsbezirk  Breslau  haben  zwi.schen 
der  Direktion  und  der  Streikleitung  am  27.  Juni  Verhand- 
lungen stattgefunden ;  bei  der  Abstimmung  erklärte  sich  die 
Mehrheit  für  die  Wiederaufnahme  der  Arbeit.  In  einer  von 
10  000  Eisenbahnbeamten  abgehaltenen  Versammlung  wurde 
beschlossen,  sich  an  dem  Streik  nicht  zu  beteiligen.  Der 
Streik  sollte  darauf  abgebrochen  werden,  doch  ist  der  Verkehr 
auch  dort  noch  nicht  in  vollem  Umfange  wieder  aufgenommen 
worden 

—  Preußisches  Eisenbahnanleihcffesetz.  Der  Entwuif  zu 
dem  neuen  Eisenbahnanleihege.setz  wird  demnächst  der  Preu- 
ßischen LandesA-eisammlung  zugehen.  Er  fordert  insgesamt 
113ia0  000  J/,  und  zwar  6  500  000  zur  Herstellung  eines 
dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke  Berlin-Lucken- 
walde, 89  330  000  M  zm-  Deckung  von  Mehrkosten  für  bei-eils 
.genehmi.gte  Bauausführungen  (Bahnen  im  Westen  des  Reichs. 
Verbindungsbahn  bei. Gießen),  12  366  000  Ji  zur  Erhöhung  der 
Leistungsfähigkeit  des  Bahnnetzes  (darunter  8  300  000  .ä  zur 
Ausiüstung  der  Güterwagen  mit  der  Kunz^e-Knorrbremse  und 
3  000  OCO  J(  für  örtliche  Einrichtungen  für  die  Betriebsführnng 
mit  der  Kunz^'-Knorrbremse),  5  000  000  Ji  zur  weiteren  Förde- 
rung des  Baues  von  Kleinbahnen.  Zur  Förderung  des  Klein- 
bahnliaues  sind  bisher  140 OCO  000  Ji  bewilligt  worden  und 
134  900  775  Ji  sind  al.>.  Beihilfen  ausgegeben  worden.  Eine 
Reihe  neuer  Anträge  liegt  vor,  so  daß  eine  Erneuerung  des 
Fonds  notwendi!>-  erscdieint. 

—  Der   Eisenbahnbetriebskrankenkasse   Stuttgart  hat  der 

Jahresabschluß  für  1918  gleich  den  meisten  andei-en  Eisen- 
bahnkrankenkassen ein  nicht  gerade  erfreuliches  Ergebnis  ge- 
bracht, schließt  sie  doch  mit  einer  Mehrausgabe  von  rund 
265  000  Ji  ab.  ohne  daß  bei  dem  fortdauernd  hohen  Kranken- 
stand für  1919  eine  erhebliche  Besserung  in  Aussicht  zu 
nehmen  wäre.  Die  eigentlichen  Einnahmen  betrugen  1  704180 
Maik  und  die  eigentlichen  Ausgaben  1  968  674  JI,  beidemal  fast 
das  Doppelte  des  Vorjahrs  (1917).  Die  Rücklage  (Reserve- 
fonds) soll  gesetzl.  674  535  Ji  betragen,  in  Wirklichkeit  sind 
nach  Begleichung  der  Ausgaben  noch  915  968  .//  vorhanden. 
Trotz  dieses  höhei'en  Betrags  hat  es  aber  der  Ka.ssen vorstand 
doch  angesichts  des  hohen,  durch  die  Grippe-Epidemie  nament- 
lich herbeigeführt <'n.  Krankenstands  und  des  neuen  Arztver- 
tiags  für  angezeigt  erachtet,  eine  Herabsetzung  des  Kranken- 
gelds von  Vi  auf  %  des  Grundlohns  und  eine  Erhöhung  des 
Zusatzbeitrags  der  A^eiheirateten  für  Familienhilfe  von  5 
Avöchentlich  auf  15  ,3  dem'  Ausschuß  vorzuschlagen.  Dieser 
zog  es  vor,  dem  Antrag  statt  einer  sonst  unumgänglichen  Er- 
höhung des  z.  Zt.  Ay>  %  betragenden  Mitgliedbeitrags  seine 
Zustimmung  zu  geben,  um  so  mehr,  als  von  Seiten  der  Eisen- 
bahnverwaltung  anläßlich  der  Beratung  des  neuen  Lohntarifs 
bei  Krankheit  eine  Foitzahlung  des  Lohns  (Krankenhilfe)  so 
ziemlich  für  alle  Arbeiter  in  Aussicht  gestellt  worden  war. 
Aus  der  Statistik  der  Krankenkasse  sind  folgende  Angaben  er- 
wähnensAvert :  Die  Zahl  der  Kas.'^enmitgliedei-  l>etru,g  am  31. 
Dezember  17  289  Personen  (i.  V.  14  862)  und  im  Jahresdurch- 
schnitt 15  679  Personen  ;  weibl.  IMitglieder  waren  darunter  2  838 
und  freiwillige  2699.  Erkrankungsfälle  von  Kassenmitadie- 
dern  —  verbunden  mit  Arbeitsunfähigkeit  —  lagen  15  400 
9000)  vor;  die  Zahl  der  Krankheitstase  der  arbeitsunfähi.g 
erkrankten  Kas.senmitglieder  war  von  200  211  des  Vorjahres 
auf  296168  gestieeen.  Im  Durch.schnitt  betrug  die  Kranken- 
ziffer für  je  100  Mitglieder  94,34  (i.  Y.  57,37).  '  Gestorben  sind 
219  Kas.senmitglieder  und  435  ansiiruchsbei echtigte  Angehörige 
solcher  (darunter  341  Kindel).  Bei  den  Erkrankungsfälleii 
sind  1835  Betriebsunfälle  inbegriffen  mit  38 116 '  Unter- 
stützunos-  (Krankheits) tagen  und  26  Todesfällen  (i.  V.  1811 
Fälle  mit  35  553  TTnterstützuua'staffen  und  20  Todesfällen).  In 
338  Krankheitsfällen,  die  durch  Kriegsbeschädisrunaeu  usw. 
verursacht  waren,  Avurde  Krankengeld  für  19  657  üntersfüt- 
zunffstage  aezahlt  mit  rund  45  000  .H,  auch  wurde  die  Kasse  in 
51  Sterbefällen  von  Kriegsteilnehmern  mit  rund  2200  Ji  in 
.^nsnruch  genommen.  Der  durchschnittliche  Krankenstand,  im 
Verhältnis  zur  IMitgliederzahl  berechnet,  betiua'  5,56  %  (bei  den 
Werk.stättearbei  +  ern  6.30  %) .  Auf  ein  Mitglied  kommen  34.05.,// 
Beiträge  im  Jahi  (einscbliefilicb  .\rbeitgeberanteil),  58.42  Ji 
Vermögen.  84.99  .//  Krankengeld,  8,18  .//  Arznei-  und  Heilmit- 
telkosten. 16.30  ,//  Kosten  für  ärztl.  Behandlung  je  einschl.  Fa- 
luilie.  für  Avei'  lie,  letztere  die  Ausgaben  überhaupt  auf  15.96  .// 
(i.  V.  13,69  .//)  für  ein  Mitglied  sich  beliefen. 


LIX.  Jakrgaagr 

■>.  Juli  1919 


-  5Ü7 


,  -  leisoaaliiachrichten.    B<'i  der   pl•cuI5.-lK^s8.  Staatshahn- 

Straßenbaufach.s  Altied  Hold  aus  WK^sha.len  zum  E.'- 
fiieruu^^sbauiU'eifiter  ■eruaunt  worden 

Bei  den  bayr.  Staatsb ahnen  sind  am  1.  Juli  m 
gleicher  Dienstei.o-en.schaft,  in  etatsmäßiger  Weise  berufen 
worden:  der  Vorstand  .lei  Baumspektaon  I  NürnberV  Ee" 
Sierunovsrat  Dr.  Heinrich  Salier  an  die  Eisenbahndir;ktfon 
Kesensbur-,  der  V^orstand  der  Betriebsinspektion  Kai^eis^ 
lautern  Eegierunosrat  Paul  Eeisser  an  die  Eisenbahn- 
direktion Wurzburff.  der  Vorstand  der  Betriebsinspekt^on  II 
München,  Ee^i*run.o  srat  Theodor  E  b  e  r  m  e  y  e  r  an  die 
Eisenbahndirektion  Xürnbeio-,  der  Vorstand  der  Beü-iehs- 
inspektion  I  Ingolstadt,  Direktionsrat  Alexander  K  obe  r  an 
d.e  Betriebsinspektion  II  München  als  deren  Voi>;tand  de, 
Hrch'''?ff  Eis^nbahndirektion    Ee.^ensbuio  SdiS 

Hochs  te  tt  e  r  an  die  Bauinspektion  Ee^ensbui »■  als  der e 

Maschmeninspektiön     Schweinfurt,     Direktionsra  Liulw"'- 

Deutscliösterreich. 

immer  doppelt  so  Wh  n^l^  «udsdawischen  Staate  noch 
immer  lie  i^den  le  zten  lO?^  P'ersonenverkehre  noch 

«ischen  Linien  der  Sbahn  .^n  P    "''"'l''^^^*^^  «"''«la- 
Mulbahn  hat  m  den  letz  en  Mon        °^  1^^«^^^  ^'ii'l 

iie  Bezüge  dei  {no.^sIät?n  erhebliche  Zuschü.s.se  für 

st,  .ie  näiti^!^.^i^Si^i;::;:^Ähf-r£iK'^^^^^^^ 

:änznch  unteiV.i.ÄLn  VeiSnckn*^  ce  ■'T''''^^^  ^''^^ 
Jebieten  Unoams  lieo-enden  Hanl^f^..  i  besetzten 
Bilanz  für  das  Üe^häfts  ahr  IQ^S  1^^*?  '''^  Aufstelluno-  der 
Cinberufung  der  GeSverinl  ''^'''^  unmöglich  ist.  Die 
)n-idende  wird  Lhei  ij  iL  |rS^.,^^^^  Festsetzung  der 
;«itpunkte  erfolgen  können  Dn  vo^T  i  *  f".  späteren 
^«rwaltungsrate    zustehend;,i   f^J  statutengemäß  dem 

Abschlagszahlung  auf  cfie  DTvideä^^^^^  3Mprozentige 
lohthch  des  Januarcoi.nnrTc  r-fK  t  leisten,  bereits  rück- 
ann  übe,-  die  SS  des  ^^^..""^  ^'^«^^'^  ist, 

m  1.  Juli  erfolgte  dieSl  c  At^f  p''?'*^''--.^^  -'"-^^^  ^'""lei' 
u  welchem  die  AbhXno  de,-  P.'^  T  ^P''**''™  Zeitpunkte, 
Bin  wird,  Beschluß  gefaßt  wercSn"""'  '"^"'^•^J^ 
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I  ra?;  SKi^t(^r^'n;;'''lT'""-  ,  ^'^'l',         ''e«»  ^Itel  eines  Ilof- 

I  sttsbLhS^ELiu ;    m c^i;,  /'rv-, 

erbetenen  TTbprnnli,>in    ;         '  ^      , w  ui  de  aus  Anlaß  der 

\-  CkiaVä'r* '  „. :     ;;^;■;;»rTi';H'  ''""-fr;- 

»mtca  Dr.  Max  Eu,.f  -vnrdr  "  iPm,  1  ntK  ,t  "  ""I'  »'»Ä«"- 
amles  der  d.  ö.  Staatsl.ahii.V  ii      ■  V     r,  "  HiuiMtwaseu- 

lEff.HansKautzz,,,,,  Slellverl     ,   "  '     ^^^^  V,^^^ 

uad  CharaU«  cm        d    il^'f^' li:  H   'I"  "!',' 

IWnncU    lUr,    zum'.siklÄl;  *e'l';f'd..  .'"•i.";:!'''!"! 

k<.hrISiT  deHba?ä£N.r^',r'''v  'b  »f?''™'1 

L  e  h  a  r,   Ino-  Morlz  P  r  f  u  /  n    i  t  ^  '     ^  T-eo]iold 

...S^s  ^^dwi"^P^t?^h|^^|/^^r^l^i:'i  Eisenbahnministe- 
Wien  gestorben  ist  nach  kurzer  Krankheit  in 


Bücherschau. 

schnitten  befaßT^s  sHA  m^  L^\''^  «  wachsen.  In  drei  Ab- 
wirt^chaft  und  dir  MenschlwÄ^^^^^^  ^*°^^7 
aus  dem  Abschnitt  über  Wgiewirtschaff'dil  7  "'^^ 
Uber  die  Elektrisieruno-  rltT^oo  t  ^  ,  Ausfuhrungen 

die  BedeutS  d?r  VerbJennul^S^  ^ber 
tuno-  der  WaC^eX^äf+t  V^  -V/^^*'"'''''t''^inen,  die  Verwer- 

Bet?achLn^S  übef  St i'cks^  Abschnitt  Stoffwirtschaft  d  e 
der  Textilindustrie  cüf  Nolri-:'- i'""  Eohstoffrage  in 
schenwirtschaft  "ibt  sehr  be^c^^^^^^^^^^^^  Der  Abschnitt  Men- 

bildung  unserer  wissentb«fnST^  "^''^''l''  -^^^^^  ^^r  die  Aus- 
sehen Arbeiter  iTndTefaßf  S^t'"  wie  der  techni- 
Äioßer  technfscher  BibSeken  u.'l^h  der  Frage  des  Wertes 
Das  Heftchen  gibt  hi  '  edJln^L,^!^^/^*"^^^'^!^^^  Muster. 
Ani^egung  imd  nialn  Wal  i^e  Aufk^^^  ^«^^^^ 


1.  Erweiterung  der  Abfertigunas- 
befugnisse  von  Stationen. 

Hien-Pottendorf-Wie„er  Neustädter 
Bahn. 

rweiterung      der  Abferti 
ung,sbefugnisse    der  Güter' 
ladestelle  ZiUingdorf 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Mit  Gültigkeit  vom  26.  Mai  iqi<> 

tSi  n'"u',  Lokal-G^i^anfä 
I    T  .^J^i'    Kilometerzeigers  von 

1.  Januar  1910  für  die  Beförderuno-  von 


„C.  Kilonieferzeiger"    die    7uv  Pr.f«,. 
lade.teHe  Ziinngdorf'gehöio-e^^'^n^ 
nrerkung-*)  zu  .süeichen  und  zu  er- 
setzen wie  folgt: 


Güterladestelle  nur  für  Fracht- 
Krmen:''  Wagenladungen  der 


Nr.  48 


-  508 


Zeitunif  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 


1.  Gemeinde  Wi'en-^tadti.sclK's  Ek'k- 
trizitätswerk ; 

2.  Cremeiude  Wien  -  Braiinkohlen- 
B'er<ibau-G«\vt'rk.sehat't  ZillioMdoif ; 

3.  W.  Hamburger,  Holzsehleifer-fd, 
Neuebenfurth. 

L'eich^u,  k>beude  Tiere  und  explo- 
sionso-efälii  liehe  Gegenstände  sind  von 
der  Auf-  und  Abgabe  ausgeschlossen. 

Wien,    am    2-t.    Juui    1919,    S.  B.  ZI. 
:}Ü4(;/C— 1919.  ((56S) 
Südbahn-Gesellschaft, 
als  betriebführende  Verwaltung. 

2.  Verkehrswiederaufnahme. 

Am  1.  Juli  1919  wird  der  direkte 
Personen-  und  Gepäckverkehr  zwi- 
schen einigen  größeren  Stationen  des 
besetzten  rheinischen  Gebiets  einerseits 
und  elsässischeu,  lothringischen  und 
luxemburgischen  Stationen  andererseits 
wieder  aufgenommen.  Fahrgeld  und 
Gepäckfracht  sind  für  die  rheinischen 
Strecken  in  Mark  und  für  die  nicht- 
rheinischen  Strecken  in  Franken  be- 
xechnet  und  müssen  getrennt  nach 
diesen   Währungen  entrichtet  werden. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  betei- 
ligten Dienststellen  und  das  Verkehrs- 
büro  der  Eisenbahndirektion  Cöln. 

Cöln,  den  25.  Juni  1919.  (669) 
Eisenbahndirektion,  zugleich  namens 
der  beteiligten  Verwaltungen. 

3.  Güterverkehr. 

Deutsch-schweizerische  Eisenbahnver- 
bände. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juli  1919  wer- 
den im  I.  Nachtrag  zum  Tarif  Teil  I, 
Abt.  B  vom  1.  VIII.  1913  folgende  Än- 
derungen durchgeführt. 

Ordgs.-Nr.  E  17  der  Güterklassifika- 
tion erhält  den  Wortlaut:  „Embal- 
lagen" (Pack  mittel)  gebrauchte 

a)  wenn  sie  ihi^er  Beschaffenheit  nach 
unter  die  in  Abt.  a  von  §  6  der  allge- 
meinen Tarif  Vorschriften  genannten 
Holz  oder  Metali- 
waren gehören    .   Sp.T.  a   Illa  Illb 

b)  wenn  sie  ihrer 
Beschaffenh.  nach 
als  Holzwaren, Me- 
fallwaren  od.  Töp- 
tergeschirr  und 
Steinzeug,  wie  in 
Abt.  b  von  §  6  der 
allgemeinenTarif- 
vorschriften  auf- 
geführt, anzuspre- 
chen sind  

c)  andere  ... 
Ordgs.-Nr.  F  3 

der  Güterklassifi- 
kation „Fässer* 
wird  durch  fol- 
gende Ziffer  3  er- 
gänzt : 
3  Lagerfässer  . 


Sp.T.b 
2 


llla 
lila 


lllb 
nib 


Sp.T.b 

In  den  Ziffern  1  a  und  b  sowie  2  wird 
in  der  Spalte  „Fraoht.stückgut"  statt  2 
durchweg  „Sp.T.  b",  in  Ziffer  la  luii 
dem  Zusatz  „sp"  gesetzt. 

Karlsruhe,  den  25.  Juni  1919.  (666) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen 
Generaldirektion  der  Badischen  Staats- 
eiisenbahnen. 

Ausnahmetarif    2    K    19    für  Brenn- 
uesselu  usw. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
tritt  der  Ausnahmetarif  für  die  Güter 


Gin-ster  und  llopfeuranken  zur  Her- 
stellun.g  von  •jrespinnstfas'ern  außer 
Kraft,  falls  er  nicht  durch  den  Frie- 
densschluß von  selbst  außer  Kraft 
tritt. 

Auskünft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertiguugen    sowie    das  Auskunfts- 
büro, hier.  Bahnhof  Alexanderplatz. 
Bejlin.  den  25.  Juni  1919.  (671) 
Eisenbahndirektion. 


Bad.-pfälz.  Güterv. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  weiden 
Auweudungsbedingungen  and  .Fracht- 
satz  A.  T.  4d  (Gipssteine  zur  Dünger- 
herstellung) geändert. 

Näheres  in  unserem  Tarifauzeiger. 

Karlsruhe,  den  27.  Juni  "::)19.  (670) 
Generaldireklion .  der  Bad.  Staatsfi^en- 
bahnen. 

Westdeutsch-südwestdeutscher  Verkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  in 
der  Schnittafel  I  der  Vorschriften  über 
die  Abfeitigung  von  Gütersendungen  im 
Verkehr  zwischen  badischen  und  würt- 
tenibergisehen  Stationen  einerseits  und 
linksrheinischen,  sowie  verschiedenen 
rechtsrheinischen  preuß.-hess.  Stationen 
anderseits  während  der  Be.setzung  der 
linksrheinischen  Grebiete,  gültig  vom 
15.  April  1919  an,  für  die  Station  Mann- 
heim Industiiehafen  Entfernungen 
nachgetragen.  Näheres  bei  den  betei- 
ligten Abfertigungen  und  in  der  näch- 
sten Nummer  des  gemeinsamen  Tarif- 
iind  Verkehi'sanzeigers. 

Frankfurt  (M.).  25.  Juni  1919,  (665) 
Eisenbahn  direktion. 


Wechselverkehr  Norddeutschland-Pfalz 
(Tfv.  200)  Heft  3  C  II. 

Wechselverkehr  Norddeutschland-Baden 
(Tfv.  200)  Heft  4  C  II. 

Mit  dem  31.  August  1919  treten  in  dem 
Heft  3  C  II  die  Abteilung  II  des  Aus- 
nahmetarifs 15  für  Garne,  in  dem  Heft 
4  C  II  der  Ausnahmetarif  9  d  für  Eisen 
und  Stahl  und  die  Abteilung  II  des  Aus- 
nahmetarifs  15  für  Garne  außer  Kraft. 
Die  Frachtsätze  der  Abteilungen  I  der 
Ausnahmetarife  15  in  beiden  Heften  so- 
wie des  Ausnahmetarifs  15  a  im  Heft 
4  C  II  werden  mit  Gültigkeit  vom  1. 
September  1919  erhöht.  Die  Änderun- 
gen sind  enthalten  in  den  Nachträgen  2 
zu  den  Heften  3  C  II  und  4  C  II,  die  zum 
1.  August  d.  J.  ausgegeben  werden. 
Auskunft  gibt  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
da^  Tarif  buieau  Berlin,  Tempelhof  er 
Ufer  28. 

Berlin,  den  28.  Juni  1919.  (675) 
Eisenbahndirektion. 

4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Nordseebäderverkehr  (ostf riesische 
Inseln). 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  bei 
der  Abfertigung  von  Reisegepäck  ihhI 
Expreßgut  im  Verkehr  mit  den  Inseln 
Juist  und  Norderney  außer  der  (be- 
pack- und  Expreßgutfracht  noch  be- 
sondere Überfülii'ungsgebühre,n  er- 
hoben, die  für  .ie  angefangene  10  kg 
0,50  M  betragen. 

Münster  (Westf.),  28.  Juni  1919.  (673) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltun.gen : 
Eisenbahndirektion. 

Am  15.  Juli  1919  wird  der  Nach- 
trag II  zu  den  Entfernungs-  und  Preis- 
tafeln nebst    Anhang  zum  Personeu- 


und  Gepäcktarif  der  Sächsischen 
Staatiieisenbahnen,  Teil  II,  und  der 
Nachtrag  I  zum  Entfernungszeiger  der 
Sächsischen  Staatseisenbahnen  für  den 
Personen-,  Gepäck-  und  Expreßgul- 
verkehr  ausgegeben. 

Dresden,  den  27.  Juni  1919.  (C72) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenba  Imeu. 

Badischer  Personentarif,  Heft  A  und  B. 

Mit  Wirkung  vom  1.  September  191; 
ab  wird  die  Fracht  für  Leichen,  die  au 
die  anatomischen  Anstalten  der  Hoch- 
schulen Heidelberg,  Freiburg  und  Bas«) 
abgeliefert  werden,  auf  40  Jj  für  da;^ 
Tarifkilometer,  mindestens  5  Ji  für  di<' 
Sendung,  erhöht. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Vei- 
kehrsbureau. 

Die  durch  die  Tariferhöhung  bedingt« 
Änderung  tler  besonderen  Ausfüiirungs- 
bestimmungen  zu  §  47  der  Eiseubahn- 
verkehrsordnung  ist  nach  den  Vor- 
schriften in  §  2  der  Eisenbahnverkehr:^- 
Ordnung  genehmigt. 

Karlsruhe.  28.  VI.  1919.  (664) 
Generaldiiektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn-  Pri- 
vatbahn- Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Am  1.  Juli  d.  J.  treten  im  Verkehre 
mit  Stationen 
der  Meppen-Haselünner  Eisenbahn, 
der  Paulinenaue-Neuruppinei:  Eisen- 
bahn, 

der  Teutoburger  Wald-Eisenbahn. 

der  Kleinbahn  Cassel-Naumburg, 

der  Ruhr-Lippe-Kleinbahnen 
Erhöhungen  der  Fahrpreise  ein,  die  5 
bis  1,80  J{  betragen. 

Nähex-e  Auskunft  erteilt  das  Verkehr.s- 
bureau  der  Eisenbahndirektion  Hanno- 
ver. 

Hannover,  den  28.  Juni  1919.  (674) 
Eisenbahndirektion. 

5.  Verdingungen. 

Zur  Erweiterung  des  Bahn- 
hofes Waltershausen  sollen 
folgende  Arbeiten  und  Lieferungen 
möglichst  zusammen  vergeben  werden: 

Los  I.  Herstellung  der  Straßen- 
unterführung in  km  3,5  +  25  (u.  a.  rtl. 
780  cbm  Betonmauerwerk  mit  Material- 
lieferung umfassend), 

Los  II.  Ausführung  des  Bahnkörpers 
und  seiner  Nebenanlagen  einschließ- 
lich der  Nebenarbeiten  sowie  der  Olxr- 
bauarbeiten  (u.  a.  rd.  30  000  cbm  Boden- 
bewegung,  Herstellung  von  1484  cbm 
Stampfbeton,  rd.  10  500  qm  Chaussie- 
rung  mit  Materiallieferung.  Verleger 
von  4700  m  Gleis  umfassend). 

Die  Verdingungshefte  sind  geger 
porto-  und  bestellgeldfreie  Bareinsen- 
dung von  4  Ji  für  Los  I  und  von  5  Jt 
für  Los  II,  ferner  an  Zeichnungen  so- 
weit der  Vorrat  reicht: 

a)  1  Blatt  der  Unterführung, 

b)  2  Blatt   der   Stütz-  und  Futter- 
mauern 

für  den  Preis  von  0,70  M  für  ie  eir 
Blatt  von  hier  zu  beziehen. 

Die  Öffnung  der  mit  der  Aufschrift 
„Angebot  Los  I  bzw.  II  Erweiterunj 
des  Bahnhofes  Waltershausen"  ver 
sehenen  und  verschlossenen  Ofifertei 
findet  am  Sonnabend,  den  19.  J  u  1 
d.  J.,  vormittagrs  11  Uhr  statt.  Zu 
schla.gsfrist  4  Wochen.  ^— 

Gotha,  den  21.  Juni  1919.  (66T 
Eisenbahn-Betriebsamt. 
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Lokomotiven-  und  Wagenaufträge. 
—  Eröffnung  von  ELsenbahn- 
.strecken.  —  Neubenennung  der  Be- 
amten in  Württemberg.  —  Eisen- 
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Übrige  europäiische  Lände !■: 
Nachrichten  aus  der  Schweiz. 

Allgemeines. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Über  die  Verwendung  von  Geschwindigkeits-Schaulinien  für  Lokomotiven*). 


Wie  auf  den  deutschen  Bahnen,  werden  auch  in  Schweden 
neuerdings  alle  sehn ellfahr enden  Lokomotiven  mit  Geschwin- 
digkeitsm.ess.em  ausgerüstet;  während  aber  bei  den  preußisch- 
hessischen  Staatsbahnen  fast  ausschließlich  nichtschreibende 
G  eschwindigkeitsme.sser  verwendet  werden,  gibt  man  in 
Schweden  dem  selbstschreibenden  Geschwindigkeitsmesser  den 
Vorzug;  am  meisten  verbreitet  ist  der  von  Haushälter,  dessen 
Schaulinien  auch  nach  Beendigung  der  Fahrt  ein  Urteil  nicht 
nur  darüber  ermöglichen,  mit  welchen  Geschwindigkeiten  der 
Lokomotivführer  seinen  Zug  an  den  einzelnen  Stellen  der 
Bahnstrecke  gefahren  hat,  sondern  auch  Aufschluß  darüber 
geben  können,  welche  Leistungen  die  Lokomotiven  entwickelt 
haben. 

Die  Bauart  und  die  Wirkungsweise  des  Haushälterschen 
Geschwindigkeitsmessers  ist  folgende:  (vergl.  Abb.  1) 

Ein  Uhrwerk,  das  mit  gleichbleibender  Geschwindigkeit 
einen  Papierstiieifen  vorwärtsschiebt,  dreht  ebenfalls  mit 
gleichbleibender  Geschwindigkeit  eine  senkrecht«  Achse,  auf 
der  senkrecht  verschiebbar  eine  mit  Kiffeln  versehene  Trom- 
mel sitzt,  die  der  Achsenbewegung  folgt.  Im  Eingriff  mit  den 
Riffeln  der  Trommel  befindet  sich  ein  Zahnrad,  das  sich  um 
eine  wagerechte  Achse  dreht  und  seine  Bewegung  von  einer 
Lokomotivachse  erhält.  Die  Di-ehzahl  des  kleinen  Zahnrades 
ist  also  der  Geschwindigkeit  der  Lokomotive  proportional. 
Die  Eiffeln  auf  der  beweglichen  Trommel  fehlen,  wie  die  Ab- 
bildung zeigt,  auf  etwa  %  des  Umfanges.  Wenn  die  Loko- 
motive fährt,  dreht  sich  das  kleine  Zahnrad  und  hebt  die  Trom- 
mel hoch,  bis  infolge  der  eigenen  Drehung  der  Trommel  die 
glatte  Stelle  dem  Zahnrade  gegienübersteht  und  die  Trommel 
wieder  in  die  Grundstellung  zurückfällt.  Je  mehr  Umdrehun- 
gen das  kleine  Zahnrad  macht,  also  je  schneller  die  Lokomo- 
tive fährt,  desto  höher  wird  die  Trommel  während  einer  eige- 
nen stets  gleichmäßigen  Umdrehung  gehoben.  Die  Hubhöhe 
ist  demnach  ebenfalls  der  Geschwindigkeit  der  Lokomotive 
proportional.  An  die  Trommel  angeschlossen  ist  ein  Zeiger 
mit  Schreibstift,  der  die  Hubhöhen  auf  dem  schon  erwähnten, 
sich  langsam  vorbewegenden  Papierstreifen  aufträgt.  Man 
erhält  so  eine  Kurve,  welche  die  Geschwindigkeit  der  Loko- 
motive zu  jeder  Zeit  und  für  jeden  Ort  der  durchfahrenen 
Strecke   angibt.     Die  Vorschubgeschwindigkeit   des  Papier- 


streifens betrug  bei  älteren  Geschwindigkeitsmessern  2  mm 
in  der  Minute,  ist  neuerdings  aber  auf  4  oder  6  mm  erhöht. 
Durch  eine  kleine,  mit  Zähnen  ver.s.ehene  Walze,  die  ebenfalls 
von  dem  Uhrwerk  getrieben  wird,  wird  die  Zeit  dadurch  fest- 
gelegt, daß  alle  6  mm  (bei  einem  Vorschübe  von  6  mm/Minute) 


Abb.  1. 

ein  Punkt  auf  den  Streifen  gemacht  wird.  Der  Abstand 
zweier  Punkte  entspricht  also  einer  Zeitspanne  von  1  Minute. 
Von  neueren  Geschwindigkeitsmessern  wird  auch  noch  der 

*)  Dem  Järnbanebladet,  Juli  1918,  Heft  13  entnommen. 
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von  der  Lokomotive  durchlaufene  Wieg  aufgezeichnet.  Nach 
jedem  halben  Kilometer  erscheint  auf  dem  Papierstieifen  ein 
Punkt ;  man  kann  mit  Benutzung  dieser  Punkte  z.  B.  bestimmen, 
wie  weit  von  einem  Aufenthaltspunkte  ab  die  Lokomotive  die  in 
der  Schaulinie  angegebene  Geschwindigkeit  erreicht  hat;  aller- 
dings kann  hierbei  ein  Fehler  von  14  km  vorkommen.  Eine 
Geischwindigkeit-sschaulinie  mit  den  eben  erwähnten  Angaben 
zeigt  Abb.  2. 

Da  der  Weg,  den  die  Lokomotive  in  einer  bestimmten  Zeit 
zurücklegt,  das  Produkt  aus  der  Zeit  und  Geschwindigkeit  ist, 
so  gibt  die  Fläche  zwischen  der  Geschwindigkeitslinie  und 
der  Grundlinie  in  einem  bestimmten  Maßstabe  gemessen  den 
Weg  an,  den  die  Lokomotive  in  dem  Zeitabschnitte  bezw.  von 
einem  Halt  bis  zum  nächsten  Halt  durchfahren  hat.  In  der 
Schaulinie  Abb.  2  entspricht  1  km  Wegstrecke  der  Fläche, 
welche  begrenzt  wird  von  der  Grundlinie,  der  hierzu  parallelen 
60  km-Linie  und  zwei  von  einander  6  mm  entfernten  senk- 
rechten Linien,  da  der  Vorschub  des  PapLerstreifens  6  mm  in 
der  Minute  beträgt  (bei  einer  Geschwindigkeit  von  60  km- 
Stunde  wird  in  1  Minute  ein  Weg  von  1  km  durchfahren). 
Wenn  ferner  einer  Gneschwindigkeitsänderung  von  10  km- 
Stunde  eine  Ordinatenhöhe  von  n  mm  entspricht,  und  der 
minutliche  Vorschub  des  Papier  streifen®  p  mm  beträgt,  so  ist 
tüe  Fläche,  welche  den  Weg  von  1  km  darstellt,  A  =  6  n  p  mm 

In  Abb.  3  bedeutet  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  die 
Ordinate  c,  in  mm  gemessen,  eine  Geschwindigkeitsänderung 

von  km/Stunde  oder  m/Sekunde  und  d  in  mm 


einen  Zeitabschnitt  von 


d.60 


Sekunden.    Die  Geschwindig- 


keitsänderung  in  1  Sekunde  ergibt  sich  dann  ohne  weiteres  zu 


10 


3,6 .  n 


60 


d  21,6. n 


m/Sekunde. 


Werden  c  und  d  sehr  klein  angenommen,  so  wird 
a  =  tg  a 


21,6.  n 

Ist  a  <  90°  so  ist  tg  a  positiv,  der  Zug  wird  beschleu- 
Qigt,  ist  a  =  0,  also  auch  tg  a  =  0,  so  bleibt  die  Ge- 
schwindigkeit gleich  und  wird  a  >  90°,  so  ist  tg  a  negativ, 
die  Geschwindigkeit  des  Zuges  nimmt  ab.  Die  vorstehende 
Formel  gilt  also  allgemein,  der  positive  Wert  von  a  bedeutet 
Beschleunigung  (Geschwindigkeitszunahme),  der  negative  Wert 
Verzögerung  (Geschwiadigkeitsabnahme) . 

In  den  folgenden  Beispielen  ist  für  den  Vorschub  des  Pa- 
pierstreifens 6  mm/Minute  angenommen,  für  den  senkrechten 
Abstand  der  10  km-Geschwindigkeitsliuien  dagegen  3,6  mm. 
Mit  diesen  Zahlenwerten  entspricht  der  Weg  von  1  km  einer 
Fläche  von  6  ,  6  .  3,6  =  129,6  mm^  1,30  cm''  und  der  Aus- 
druck für  die  Geschwindigkeitsänderung  wird  zu 

6 

a  =  tg  a 


  tgg       jt  ga 

21,6.3,6       12,96         13  ' 


Anwendungen. 
Beispiel  1. 

Ein  Schnellzug,  der  planmäßig  einen  Bahnhof  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit von  80  km/Std.  durchfährt,  muß  ausnahmsweise 
1  Min.  halten.  Wie  groß  ist  der  gesamte  Zeitverlust,  der  durch 
diesen  Aufenthalt  verursacht  wurde?  Abb.  4  ist  die  durch  den 
Geschwindigkeitsmesser  aufgeschriebene  Schaulinie. 

Durch  Ausmes'sen  der  Flächen  A  und  B,  die  den  Brems-  und 
Beschleunigungsweg  darstellen,  findet  man  deren  Größen  zu 

2,06  und  5,6  cm^.    Länge  des  Bremsweges  also  =5§  _  1,59  km 


1,3 


und  Beschleunigungsweg  ^  _  4,35  km.    Da  die  Strecke  a-b 

1,0 

in  der  Abb.  4  45  mm  lang  ist,  so  ist  vom  Beginn  des  Bremsens 


bis  zur  Wiedererlangung  der  Geschwindigkeit  von  80  km/Std. 

ein  Zeitraum  von  "^^  =  7,5  Min.  verflosisen.    Wenn  Brems- 
0 

und  Beschleunigungsweg,  zusammen  5,94  km  lang,  mit  der 
Geschwindigkeit  von  80  km/Std.  durchfahren  wären,  wäre  eine 


Zeit  von 


5,94  60 


80 


=r  4,5  Miu.  nötig  gewesen.  Das  außerplan- 
mäßige Anhalten  hat  also  einen  Zeitverlust  von  3  Min.  ge- 
bracht. 

Beispiel  2. 

Ein  Zug  soll  einen  Bahnhof  planmäßig  mit  der  Geschwin- 
digkeit von  75  km  durchfahi-en.  Da  das  Einfahrsignal  zu 
spät  auf  „Fahrt  frei"  gestellt  wurde,  mußte  er  seine  Geschwin- 
digkeit auf  10  km/Std.  ermäßigen.  Wie  groß  ist  der  Zeitver- 
lust?   Geschwindigkeitslinie  ,  zeigt  Abb.  5. 

Wie  im  vorigen  Beispiele  ergibt  die  Fläche  zwischen  den 
beiden  senki^echten  Linien  die  Länge  des  Brems-  und  Be- 
schleunigungsweges; sie  beträgt  4,6  km.  Diese  Wegstrecke 
wird,  wie  aus  der  Länge  a-b  folgt,  in  5,7  Min.  durchfahren, 
während  der  Zug  mit  der  planmäßigen  Geschwindigkeit  von 
75  km/Std.  nur  =  3,7  Mn.  gebraucht  hätte.   Der  Zeit- 

Verlust  infolge  des  zu  späten  Ziehens  des  Signales  beträgt 
also  2  Minuten. 

Beispiel  3. 

Zwischen  2  Bahnhöfen  K  und  L  liegt,  10,1  km  von  K  ent- 
fernt, eine  Brücke,  die  nur  mit  25  km/Std.  befahren  werden 
darf.  Der  Brückenwärter  meldete,  daß  ein  von  K  kommender 
Zug  eine  beträchtlich  größere  Geschwindigkeit  gehabt  hätte. 
Greschwindigkeitslinie  zeigt  Abb.  6.  Der  Lokomotivführer 
bestreitet,  zu  schnell  gefahren  zu  sein  und  weist  auf  die 
Schaulinie,  die  tatsächlich  zwischen  K  und  L  eine  Geschwin- 
digkeitsermäßigung auf  25  km  angibt.  Es  soll  geprüft  wer- 
den, ob  die  Brücke  wirklich  mit  25  km  befahren  ist. 

Da  die  Brücke  10,1  km  von  K  entfernt  ist,  muß  die  Fläche, 
welche  dieser  Wegstrecke  entspricht,  10,1  .  1,3  r=  13,1  cm^  groß 
sein.  Durch  Ausprobieren  ergibt  sich,  daß  die  Fläche,  die 
durch  die  Senkrechte  bei  M  begrenzt  wird,  13,1  cm^  groß  ist, 
daß  also  die  Brücke  bei  M  liegen  muß.  Bei  M  ist  die  Ge- 
schwindigkeit aber  38  km,  die  Brücke  also  zu  ischnell  befahren. 
Der  Lokomotivführer  hat  die  Geschwindigkeit  auf  25  km  erst 
ermäßigt,  als  er  schon  etwa  1,5  km  hinter  der  Brücke  war. 
Beispiel  4. 

Ein  Zug  hat  einen  Bahnhof  T  ohne  Aufenthalt  durchfahren. 
Man  möchte  wissen,  wann  der  Zug  bei  T  vorbeigefahren  ist. 
Die  Angaben  des  Bahnhofs-  und  Zugpersonals  widersprechen 
sich.    Die  Geschwindigkeitsschaulinie  gibt  Abb.  7  wieder. 

Der  Bahnhof  T  ist  10,5  km  von  S  entfernt,  es  ist  auch  ge- 
nau bekannt,  wann  der  Zug  von  S  abgefahren  ist. 

Der  Abstand  von  T  und  S  —  10,5  km  entspricht  einer  Schau- 
linienfläche von  10,5  .  1,3  =  13,5  cm^  Durch  Ausprobieren 
kann  man  die  Senkrechte  finden,  welche  die  Lage  des  Bahn- 
hofes T  in  der  Schaulinie  bezeichnet  (Fläche  S — T  =  13,5  cm^). 
Die  Entfernung  S — T,  auf  der  NuUinie  gemessen,  ist  73  mm, 

woraus  folgt,  daß  der  Zug  den  Bahnhof  T  um      =  12,2  Min. 

6 

nach  der  Abfahrt  von  S  erreicht  hatte. 

Verwendung  der  durch  die  Schaulinie  darge- 
stellten    Beschleunigungen     und  Verzöge- 
rungen. 

Die  Geschwindigkeit  des  Zuges  hängt  bekanntlich  außer 
von  der  Zugkraft  der  Lokomotive  auch  ab  von  dem  Laufwider- 
stande des  Zuges,  den  Steigungs-  und  Krünimungsverhältnis- 
sen  der  Strecke  und,  wenn  Bremsungen  in  Frage  kommen,  von 
der  Bremskraft.  Wenn  die  fortbewegenden  Kräfte  größer  sind 
als  die  Widerstände,  wächst  die  Geschwindigkeit,  ist  das  Um-  ~ 
gekehrte  der  Fall,  tritt  Verzögemng  ein.  Kennt  man  nun  die 
Größen  der  Beschleunigungen  und  Verzögerungen  sowie  das 
Gewicht  bezw.  die  Masse  des  beförderten  Zuges,  so  kann  man 
die  Beschleunigungs-  und  Bremskräfte  berechnen. 
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Di«  G^schwindigkeitsänderung  sei  a  m/Skd«,,  Gewicht  des 
Zuges  s*i  G  t  und  die  Beschleunigung  durch  di«  Schwerkraft 
g  m/Skde.  Die  lebendige  Kraft  der  umlaufenden  Massen  er- 
höht die  gesamt'e  aus  dem  Gewichte  sich  ergebende  lebendige 
Kraft  um  8  % ;  dann  ist  die  Kraft,  welche  die  Beschleunigung 
hervorbringt : 

V     ,         G  .  1000 

X  =  1,08  a  —   (1) 

Ist  a  negativ,  liegt  also  Verzögerung  vor,  so  wird  auch 
X  negativ. 


K  den  Krümmungswiderstand  in  kg/t  Zuggewicht  nach  der 
V.  Röckl'schen  Formel  K  wenn  r  den  Krümmungs- 

halbmesser bedeutet, 

P  di«  Bremskraft  in  kg. 

Die  allgemeine  Beziehung  zwischen  Zugkraft,  Bremskraft 
und  Bremswiderständen  gibt  die  Formel  w^^der: 

Z  =  R  +  G(S  +  K)+B  +  l,08a-^^^  (2) 

Zug-  und  Bremskraft  werden  selten  zugleich  positive  Werte 
haben,  meist  wird  eine  von  beiden  =  0  sein. 


Abb.  4.  Abb.  5 


Abb.ü6. 


Abb.  8  a. 


In  den  folgenden  Berechnungen  bedeutet 
Z  die  Zugkraft  der  Lokomotive  in  kg, 

R  den  Gesamtwiderstand  des  Zuges  in  kg  in  grader,  wage- 
rechter Strecke, 
S  die  Steigung  der  Bahn  in  m  auf  1000  m  Streckenlänge, 
der  negative  Wert  von  S  bedeutet  Gefälle, 


Abb.  7. 
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Abb.  Bb. 
Beispiel  5. 
Berechnung  des  Laufwiderstandes. 
Wenn  ein  Zug  auf  gerader,  wagerechter  Strecke  fährt,  der 
Dampf  plötzlich  abgesperrt  wird  und  der  Zug  dann  ohne  An- 
wendung von  Bremsungen  durch  Auslaufen  zum  Stillstande 
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kommt,  hängt  die  Größe  der  Verzögerung  nur  von  den*  Lauf- 
widcrstande  ab.    Die  Form«!  (2)  erhält  di«  Form: 

0  =  K+l,08a^O^^   oder   R  =  -,,08a^^^ 
g  ,  g 

Aus  einer  während  des  Auslaufens  aufgenommenen  Ge- 
schwindigkeitsschaulini«  kann 

entnommen  werden.  Wird  dieser  Wert  in  obige  Gleichung  fitr 
K  eingiesetzt,  so  ergibt  sich 

T?  —  1  oa    1       P    .        1000  •  G 


oder 


R  =  -  61       •  tg  a  ■ 

n     *  g 


(3) 


B.6i  Verzögerung  wird  der  Wert  von  tg  a  negativ,  R  al^o 
positiv. 

Um  mit  Hilfe  dieser  Formel  den  La,uf widerstand  eines  Zu- 
ges oder  einzelner  Wagen  zu  bestimmen,  kann  man  während 
des  Auslaufens  entweder  durch  den  Geschwindigkeitsfaiesser 
auf  gerader,  ebener  Strecke  eine  Geschwindigkeitsschaulinie 
aufnehmen  lassen  oder  man  zeichnet,  wenn  ein  größerer  Jlaß- 
stab  gevränscht  wird,  die  in  möglichst  kleinen  Zeitabschnitten 
abgelesenen  Geschwindigkeiten  nacheinander  auf  dem  Papier- 
streifen  auf.  Für  die  Geschwindigkeiten,  bei  denen  der  Lauf- 
widerstand des  Zuges  bestimmt  werden  soll,  ist  dann  aus  der 
Schaulinie  der  Winkel  a  abzumessen  und  .seine  Tangente  in 
Gleichung  3  einzusetzen.  Auf  diese  Weise  sind  Laufwider- 
stände von  Wagen  mit  Erfolg  ermittelt  worden,  so  daß  die 
Güte  verschiedenartiger  Lagerbauarten  und  Schmiermittel  ver- 
glichen werden  konnte. 

Berechnung  der  Zugkraft  und  Leistung  einer 
Lokomotive. 

Soll  aus  der  Geschwindigkeitsschaulinie  die  Leistung  der 
Lokomotive  bestimmt  werden,  muß  natürlich  der  Laufwider- 
stand des  Zuges  bekannt  sein.  Man  bestimmt  ihn  entweder 
mit  Hilfe  der  zahlreichen  hierfür  aufgestellten  Formeln,  oder 
man  greift  zum  Versuche  wie  im  vorgehenden  angedeutet. 
Abb.  8  a  zeigt  eine  Auslaufschaulinie  eines  Züges,  dessen  Lo- 
komotive 110  t  und  dessen  8  Drehgestellwagen  280  t  wiegen. 
Der  Lokomotivwiderstand  selbst  wird  allerdings  hierdurch 
nicht  ganz  genau  ermittelt,  weil  der  Widerstand  der  Lokomo- 
tive unter  Dampf  etwas  größer  sein  wird  als  der  des  leer  lau- 
fenden Fahrzeuges;  der  Unterschied  ist  aber  unbedeutend. 

Abb.  8  b  gibt  die  Geschwindigkeitsschaulinie  eines  Zuges 
während  der  Fahrt  über  die  darunter  dargestellte  Streeke  an. 
Die  Leistung  der  Lokomotive  in  den  Punkten  E  und  F  soll 
ermittelt  werden.  In  E  ist  die  Geschwindigkeit  des  Zuges 
70  km,  in  F  82  km.  Aus  Abb.  8  a  ergibt  sich  für  70  km  Ge- 
schwindigkeit ein  Tangentenwinkel  von  138",  für  82  km  ein 


solcher  von  132".   Durch  Einsetzen  in  Formel  (3)  erhält  man 

R--5lA..,g,38o.|0-  =  30.5ükg 


und 


R  =  -  51 


3850  kg. 


tg  140°  =     ■  ig  40"  =  0,065  in/Skde, 


3,6  9,8 

Im  Punkte  E  (Abb.  8  b)  befindet  sich  der  Zug  in  der  Stei- 
gung, seine  Geschwindigkeit  nimmt  ab.   Die  Verzögerung  be 
trägt 

 L  .  J_.,„.,mo_  1 

21,6  3,6 

In  der  Steigung  ist  der  Steigungswiderstand  5  kg/t  Zugge- 
wicht und  in  der  Krümmung  von  800  m  Halbmesser  der  Krüm- 
mungswiderstand nach  der  v.  Röckl'schen  Formel  0,87  kg/t. 
Die  von  der  Lokomotive  in  E  entwickelte  Zugkraft  beträgt 
also : 

Z  =  3050  +  390  (5  +  0,87)  -  1,08  .  0,065  ■  ^^-^  =  3540  k  g, 
die  Leistung  also 

9'20P.S. 


75  •  3,6 

Im  Punkt  F  ist  die  Beschleunigung: 

_1  6_ 

21,6  "  3,6 


tg  15°  =  0,022  m/Skde. 


'4 
■4 


Z  =  3850  —  390  •  2  -f  1,08  •  0,022 


390  •  1000 


die  Leistung  der  Lokomotive  demnach 
4170  •  82 


9,8 


=  4170  kg. 


—  1260  P.  S. 


75-3,6 

Zu  berücksichtigen  ist  bei  allen  diesen  Berechnungen,  daß 
sie  infolge  der  nicht  immer  gleichbleibenden  Angaben  der  Ge- 
schwindigkeitsmesser von  mancherlei  Fehlerquellen  beein- 
flußt sind.  Da  die  angezeigte  Geschwindigkeit  von  der  Dreh- 
zahl der  Antriebachse  abhängt,  kann  die  Geschwindigkeit 
selbst  nur  in  bezug  auf  einen  einzigen  Durchmesser  des  Lauf- 
rades der  antreibenden  Achse  richtig  siein.  Wird  infolge  Auf- 
ziehens eines  neuen  starken  Radreifens  der  Laufkreisdurch- 
messer  größer,  so  ist  die  angezeigte  Geschwindigkeit  zu  klein, 
das  Umgekehrte  tritt  bei  stark  abgenutzten  Radreifen  ein. 
Auch  die  Drehzahl  der  Trommel  bleibt  nicht  ganz  gleich,  da 
das  Uhrwerk  manchmal  vor-,  manchmal  naehgehen  wi^d. 
Dreht  sich  die  Schreibtrommel  zu  schnell,  so  wird  die  ange- 
zeigte Geschwindigkeit  zu  niedrig  sein,  weil  die  Hubhöhe,  imd 
damit  die  Größe  der  angezeigten  Geschwindigkeit,  von  der 
Zeit  abhängig  ist,  wähi^end  der  das  kleine  Antriebzahnrad  mit 
den  Riffeln  der  Schreibtrommel  in  Eingriff  ist.  Im  allge- 
meinen haben  aber  die  Versuche  und  die  daran  geknüpften 
Berechnungen  ergeben^  daß  dle  Ahweichung-eh  nur  gering  sind, 
und  daß  di*  Angaben  der  Geschwindigkeitsschaulinien  so  zu- 
verlässig sind,  daß  sie  sehr  wohl  zu  den  oben  angegebenen 
Berechnungen  mit  Erfolg  benutzt  werden  können. 

Hans  mann  -  Stettin. 


Die  Elektrisierung  der  s< 

Auf  der  Jahresversammlung  eines  schwedischen  Fach- 
vereins hielt  kürzlich  Büroohef  öfverholm  einen  Vortrag 
von  hoher  augenblicklicher  Bedeutung  über  die  Elektrisierung 
der  schwedischen  Staatsbahnen.  Wir  werden  uns  hier 
nicht  mit  der  geschichtlichen  Entvncklung  des  bisherigen 
Ganges  der  Elektrisierung  aufhalten,  auch  nicht  mit  einer 
Beschreibung  des  bekannten  großangelegten  Versuchs  auf 
der  1902  eröffneten  Strecke  Kiruna-Riksgränsen,  dessen  Aus- 
dehnung auf  die  Anschlußstrecke  Kiruna-Svartön  (Luleä) 
bereits  beschlossene  Sache  ist.  Auch  über  die  Erfahrungen 
an  der  Versuchsstrecke  soll  nur  erwähnt  werden,  daß  die 
harten  klimatischen  Verhältnisse  nicht  die  erwarteten  Schwie- 
rigkeiten verursachten,  und  daß  die  elektrischen  Lokomotiven 
in  Bezug  auf  Überwindung  von  Schneewehen  sich  den  Dampf- 
lokomotiven überlegen  z.eigten.  Dagegen  soU  hier  näher  von 
der  weiteren  künftigen  Entwicklung  der  Elektrisierung  der 
schwedischen  Bahnen  die  Rede  sein.    Die  von  der  schwedi- 


iwedischen  Staatsbahnen. 

sehen  Eisenbahndirektion  angeordneten  Erhebungen  sind  nun- 
mehr abgeschlossen.  Die  für  den  Eisenbahnbetrieb  im-  Jahre 
1925  nötige  Kraft  wurde  zu  707  703  000  Kwt.  berechnet.  Man 
hat  angenommen,  daß  die  gesamten  Bahnen  ihi-e  elektrische 
Kraft  aus  8  Kraftwerken  schöpfen  sollen,  von  denen  jedes 
seinen  bestimmten  Bereich  erhalten  soll  (Porjus,  Umeälv, 
Indalsälv,  Dalälv  (zweimal),  Motala  Ström,  Trollhättan  und 
Lagan).  Die  Beschaffung  dieser  Kraftmenge  macht  keine 
Schwierigkeiten;  sie  beläuft  sich,  wenn  man  von  der  Strecke 
Riksgränsen-Svartön  absieht,  nicht  ganz  auf  das.  was  da/S 
Trollhättakraftwerk  allein  im  Jahre  1917  lieferte.  Man  muß 
aber  wohl  eine  weitere  jähiiiche  Zunahme  von  etwa  5  %  vor- 
sehen. Um  auch  dieser  Anforderung  gerecht  zu  werden,  wird 
man  entweder  auf  die  reichen  schwedischen  Torfmoore  zurück- 
greifen oder  sich  zu  Kraftüberführungen  auf  größere  Ent- 
fernungen nach  den  südlichen  Landesteilen  entschließen 
müssen. 
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Der  Zw€«k  der  Elektrisierung  ist  hauptsächlich,  die  Eisen- 
bahnen vom  ausländischen  Kohlenbezug  unabhängig  zu  ma- 
;h«n.  Es  läge  also  nahe,  zunächst  die  Bahnen  größten  Koh- 
enverbrauchs  zu  elektrisieren.  Anderseits  müssen  aber  die 
elektrisierten  Teil©  natürlich  immer  ein  abgeschlossenes^  zu- 
;ammenhängendes  Ganzes  bilden.  Gerade  die  Bahnen,  die  an 
lie  zunächst  zu  elektrisierende  Sti-ecke  Kiruna-Svartön  an- 
«hließen,  haben  aber  einen  geringen  Kohlenverbrauch.  Man 
vird  daher  wohl  zunächst  dm  südlichen  Landesteil  anzugreifen 
laben,  und  zwar  wird  zuerst  die  Bahn  Gothenburg-Stockholm 
Dit  384  t  Kohlenverbrauch  für  das  Bahnkilometer  und  Jahr 
larankommen.  dann  Järna  und  Katrineholm-Malmö-Trälleborg, 
larauf  Stockholm-Bräcke  usw. 

Bei  der  Berechnung  der  Kosten  sind  verschiedene  Fälle  in 
'ergleich  gebracht.  Man  hat  gleiche  Geschwindigkeiten  und 
'ahrzeiten  für  die  elektrischen  Lokomotiven  und  Dampfloko- 
lotiven  angenommen,  auch  Anzahl  und  Personalkosten  für 
eide  gleichgesetzt,  wiewohl  hier  der  elektrische  Betrieb  bes- 
er  abschneidet,  da  Kohlen-  und  Wasserfassen  und  oft  auch 
[aschinenwechsel  wegfallen.  Inwieweit  noch  Verlegungen 
on  Schwachstromleitungen  zur  Abhaltung  von  Störungen 
ötig  werden,  ist  unbestimmt,  da  die  Telegraphendirektion  aus 
äderen  Anlässen  beabsichtigt,  ihre  Leitungen  in  Kabel  zu  ver- 
jgen.  Die  Kosten  für  elektrische  Lokomotiven  sind  höher 
ngesetzt  als  für  Dampflokomotiven,  wiewohl  auch  hier  eine 
lesserung  zu  gunsten  der  ersteren  zu  e.rwarten  ist.  Auf  das 
Kilogramm  berechnet  kommen  allerdings  die  elektrischen  Ma- 
jhiaen  teurer,  aber  sie  werden,  auf  die  Pferdekraft  berechnet, 
ßdeutend  leichter.  Das  wirtschaftliche  Ergebnis  ist  besonders 
bhängig  vom  Kohlenpreis.  Bei  den  Berechnungen  ist  ange- 
ommen,  daß  das  bei  der  Bahn  Kiruna-Riksgränsen  ange- 
endete Strom-  und  Leitungssystem  (15  periodischer  Ein- 
tasenstrom  von  16  000  Volt  Spännung  für  den  Lokomotivbe- 
ieb)  auch  bei  der  weiteren  Elektrisierung  beibehalten  bleibe, 
i  dieses  den  besten  Wirkungsgrad  der  Leitung  —  mindestens 
)  %  —  und  die  geringst  möglichen  Anlage-  und  Betriebs- 
36ten  gewähre. 

Die  Berechnungen  zeigen,  daß  unter  regelmäßigen  Verhält- 
L'Ssen  der  wirtschaftliche  Gewinn  bei  Einführung  des  elek- 
ischen  Betriebe«  auf  den  Staatsbahnen  ganz  gering  ist,  daß 
)er  der  Gewinn  bei  erhöhten  Kohlenpreisen,  wie  «olche'auch 


nach  Aufhören  der  gegenwärtigen  außergewöhnlichen  Ver- 
hältnisse bestehen  bleiben  werden,  bedeutend  steigt.  Auf 
diesen  geringen  unter  regelmäßigen  Verhältnissen  zu  erwar- 
tenden Gewinn  ist  es  auch  zurückzuführen,  daß  sich  die  Elek- 
trisierung bei  den  Eisenbahnen  so  lange  nicht  durchsetzte. 
Man  mußte  erst  erkennen,  daß  dem  elektrischen  Betriebe  auch 
sonst  verschiedene  Vorteile  vor  dem  Dampfbetriebe  zur  Seife 
stehen.  Bei  dem  Zustandekommen  der  Elektrisierung  der  Bahn 
Kiruna-Riksgränsen  spielte  offenbar  mit,  daß  hierbei  die  Ver- 
kehrsleistung der  Bahn  ohne  Übergang  zur  Doppelspur  und 
Anlage  von  neuen  Zwischenstationen  gesteigert  werden 
konnte.  Das  Zuggewicht  nahm  von  1300  t  (ausseht.  -Dampf- 
lokomotiven) bei  elektrischem  Betriebe  auf  1850  t  zu,  die  mitt- 
lere Geschwindigkeit  von  25  auf  38  km,  also  um  52  %.  Wenn 
man  die  Stationsaufenthalte  mitrechnet,  wurde  die  mittlere 
Geschwindigkeit  für  die  ganze  Fakrt  Kiruna-Riksgränsen  so- 
gar um  66  %  vermehrt.  Die  Transportleistungen  wurden  im 
ganzen  mehr  als  verdoppelt  und  die  Personalkosten  für  den 
Zugdienst  um  39  %  vermindert.  Die  größere  Mittelgeschwin- 
digkeit ist  bei  der  Entwicklung  des  Betriebes  von  größtem  Ge- 
wicht, besonders  in  einem  Land  von  Schwedens  langgestreckter 
Form. 

'  Es  bleibt  noch  die  Frage,  wie  schnell  die  Elektrisierung 
der  schwedischen  Staatsbahnen  durchgeführt  werden  kann. 
Hierfür  sind  lediglich  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  aus- 
schlaggebend, da  die  Elektriisierung,  sofern  wieder  regel- 
mäßige Verhältnisse  eingekehrt  sein  werden,  beliebig  schnell 
diirchgeführt  werden  kann,  wenn  nur  die  Mittel  verfügbar 
sind.  Macht  man  die  Übergangszeit  kurz,  so  muß  ein  Teil  der 
Dampflokomotiven  vorzeitig  aufgegeben  werden.  Macht  man 
sie  zu  lang,  so  müssen  neben  den  elektrischen  Maschinen  auch 
fortwährend  noch  Dampflokomotiven  nachbeschafft  werden. 
Das  Richtigste  scheint,  so  zu  elektrisieren,  daß  keine  Dampf- 
lokomotiven mehr  angeschafft  werden  müssen,  und  daß  für 
die  .iährlich  vom  Reichstag  für  Lokomotiven  zur  Verfügung 
gestellten  Mittel  elektrische  Lokomotiven  gekauft  werden. 
Die  Umbauzeit  dürfte  sich  dann  auf  ungefähr  30  Jahre  belau- 
fen und  die  jährliche  Aufwendung  für  Elektrisierung  auf  6,5 
Äfill.  Kronen  bei  der  Preislage  von  1913.  Die  Elektrisierung 
der  schwedischen  Bahnen  sollte  um  so  mehr  schnell  in  Gang 
kommen,  als  unter  den  gegenwäi-tigen  Verhältnissten  große 
wirtschaftliche  Vorteile  z^j  erreichen  sind  Dr.  S. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Ei8enbahnerbeweg:ung  auf  den  deutschen  Bahnen.  (Vgl. 
f.  48  d.  Ztg.).  Der  Streik  der  Berliner  Verkehrsunternehmun- 
>n  (Straßenbahn,  Hoch-  und  Untergrundbahn,  AUg.  Omnibus- 
Jßellschaft)  dauert  fort.  Wie  bei  früheren  Ausständen  haben 
3h  rasch  Fuhrunternehmer  gefunden,  die  durch  regelmäßige 
ihrten  zwischen  den  Bahnhöfen  und  einzelnen  Stadtbezirken 
Qe  Beförderung  wenigstens  in  beschränktem  Umfange  er- 
äglichen.     Aus     den     früher    mitgeteilten    Gründen  ist 
ch    der    Stadt-,    Ring-    und    Vorortverkehr  eingestellt 
srden.    Auch   die    Eisenbahn  a  r  b  e  i  t  e  r  haben   sich  den 
Schlüssen  ihrer  Organisationen  zum  Teil  nicht  gefügt  und 
reiken    weiter.    Infolgedessen    hat   sich    der  Minister  der 
fentlichen  Arbeiten  veranlaßt  gesehen,  den  nachfolgenden 
•laß  an  die  Eisenbahnangestellten  zu  richten: 
„Den  Wünschen  der  Eisenbahner   folgend,  stellt  die  Re- 
erung  wertvolle  Auslandslebensmittel   zu  ganz  bedeutend 
rabgesetzten  Preisen  zur  Verfügung,  die  einen  Aufwand 
n  lA  Milliarden  erfordern  und  dem  gesamten  Volke  zugute 
mmen.    Damit  hat  sie  das  Äußerste  getan,  was  nach  Lage 
r  Staatsfmanzen  möglich  ist.    Sie  wird  aber  auch  weiterhin 
rem  Personal  zu  helfen  bemüht  bleiben,   soweit  die  all- 
meine  Not  des  Volkes  dies  noch  irgendwie   erlaubt.  Die 
smokratisierung  der  Eisenbahnverwaltung  erfolgt  in  voller 
tereinstimmung  mit  dem  gesetzgeberischen   Vorgehen  im 
iche  und  den  Anschauungen  der  Landesversammlung.  Durch 
i  Einfuhrung  der    Betriebsräte    auf  Grund    des  Reichs- 
5etz6s  wird  dem  Personal  ein  weitgehendes  Mitwirkungs- 
!ht     eingeräumt.     Sämtliche  Eisenbahner-Organisationen 
»f*°T,M"i^^^^^^^^^''^  erklärt,  daß  sie  den  gegenwärtigen  Streik 
m  billigen.   Auch  sonst  haben  weite  Kreise  des  Personals 
ederholt    betont,    daß    die    Arbeit    wieder  aufgenommen 
™^   sobald  der  Streikerlaß  des  Reichswehrministeriums, 
rch  den  sie  sich  in  ihrer  Arbeitsfreiheit  beeinträchtigt  fühl- 
i,  aufgehoben  sei.    Im  Vertrauen  auf  diese  Zusicherungen 
der  Erlaß  aufgehoben  worden.    Trotzdem  wird  der  Streik  i 


fortgesetzt.  Abgesehen  davon,  daß  die  Arbeiter  große  Lohn- 
ausfälle  erleiden,  daß  die  streikenden  Beamten  kraft  Gesetzes 
ihres  Diensteinkommens  für  die  Tage  der  Arbeitseinstellung 
verlustig  gehen,  sind  die  Folgen  für  die'  Allgemeinheit  unab- 
sehbar. Alle  Zufuhr  nach  Berlin  kommt  wegen  der  Betriebs- 
einstellung auf  den  Bahnhöfen  ins  Stocken.  Gegen  9000 
Wagen  allein  für  Berlin  sind  auf  weiten  Strecken  unterwegs 
zum  Stillager  gekommen.  So  müssen  wertvolle  Lebensmittel 
zugrunde  gehen,  Vieh  muß  unterwegs  verhungern,  Fischsen- 
dungen verderben.  Der  Streik  würde  es  aber  auch  verhindern, 
daß  die  vorbereitete  Senkung  der  Lebensmittelpreise  und  die 
Verteilung  der  verbilligten  Rationen  allseitig  und  rechtzeiti'T 
durchgeführt  werden  können.  Hierdurch  wird  nicht  nur  die 
Ernährung  der  Millionen-Großstadt  Berlin,  sondern  auch  der 
gesamte  Volkskörper  aufs  schwerste  bedroht.  Angesichts  der 
furchtbaren  Lage,  in  der  sich  der  Staat  infolge  des  unglück- 
lichen Ausgangs  des  Krieges  befindet,  muß  jetzt  das  Wirt- 
schaftsleben unbedingt  und  mit  allen  Mitteln  wieder  in  Gang 
gebracht  werden,  um  das  Land  vor  dem  Zusammenbruch  und 
die  Bevölkerung  vor  weiterem  Hunger  zu  bewahren.  Schwe- 
ren Herzens,  aber  im  Bewußtsein  der  ernsten  mir  vor  dem 
Volke  obliegenden  Verantwortung,  sehe  ich  mich  daher  ge- 
nötigt, nunmehr  die  Aufnahme  des  Betriebes  mit  äußersten 
Mitteln  durchzusetzen.  Die  Beamtenschaft  ist  sich  zum  aller- 
größten Teil  ihrer  Pflicht  gegenüber  dem  Volksganzen  be- 
wußt und  bestrebt,  2-emeinsam  mit  zahlreichen  gleichgesinn- 
ten  Arbeitern  den  Verkehr  vor  dem  Erliegen  zu  bewahren. 
Alle  diese  Kreise  der  Beamten  und  Arbeiter  werden  es  mit 
mir  nicht  nur  als  notwendig,  sondern  es  geradezu  als  eine 
Erleichterunsr  des  auf  ihnen  lastenden  seelischen  Druckes 
empfinden,  wenn  ich  nunmehr  folgendes  bestimme:  Arbeiter, 
die  nicht  bis  spätestens  am  Donnerstag,  dem  3.  Juli,  ihren 
Dienst  wieder  aufnehmen,  sind  entlassen.  Ebenso  erhalten 
Beamte,  die  nicht  bis  zu  dem  gleichen  Tage  ihren  Dienst 
wieder  aufnehmen,  ihre  Entlassung  nach  den  disziplinarischen 
B-estimmungen.  Für  die  Sicherung  der  Arbeitsfreiheit  ist 
Sorge  zu  tragen." 

Im  Laufe  des  2.  Juli  fanden  über  die  Fortführung  des 
Eisenbahnerstreiks  in  den  Betrieben  Abstimmungen  statt,  die 
eine  starke  Mehrheit  für  die  Beendigung  des  Ausstandes  er- 
gaben. Der  Vorstand  der  Ortsgruppe  des  deutschen  Eis-en- 
bahnerverbandes  hat  sich,  wie  er  erklärt,  in  Erkenntnis  der 
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Tatsache,  daß  der  Eisenbahnerstreik  in  diesem  Augenblick 
■schwere  Schädigungen  für  die  Allgemeinheit  mit  sich  bringt, 
dazu  entschlossen,  seine  eigenen  Interessen  vorläufig  hinter 
die  der  Allgemeinheit  zurückzustellen,  und  seinen  Mitgliedern 
empfohlen,  die  Arbeit  am  Donnerstag,  dem  3.Juli,  wieder  aufzu- 
nehmen. Der  V  o  r  o  r  t  V  e  r  k  e  n  r  ist  iiijbeschräuktem  Uiiitange 
schon  wieder  aufgenommen  worden;  dagegen  ruht  der  Verkehr 
auf  der  Stadt-  uud  Ringbahn  noch.  Zu  den  Bedenken,  die 
lebensgefährlichen  UberlüUungen  der  Züge  und  Bahnhöfe 
wieder  zuzulassen,  tritt  als  weiterer  Grund  der  Mangel  an  be 
tri  e  b  s  f  >  h  ige  1 1  Lo  Ii  o  mo  ti  ven 

In  Breslau  ist  der  Eisenbahnbetrieb  inzwischen  wieder 
voll  aufgenommen  worden;  dagegen  ist  im  Bezirk  Frankfurt 
(Main)  ein  ausgedehnter  Streik  neu  ausgebrochen,  der  den  ge- 
samten Zugverkehr  gefährdet.  Wir  werden  über  seineu  Ver- 
lauf in  der  nächsten  Nummer  berichten. 

—  Lokomotiveji-  und  Wagenaufträge.  Wie  der  preußische 
Eisenbahnminister  kürzlich  in  einer  Sitzung  des  Staatshaus- 
haltungsausschusses erklärt  hat,  sollen  Aufträge  auf  Loko 
motiven  und  Wagen  seitens  der  Eisenbahnverwaltung  künftig 
nicht  mehr  nach  dem  Grundsatz  des  sogenannten  Kolonial- 
vertrages vergeben  werden.  Dieses  Verfahren  besteht  darin, 
daß  die  Selbstkosten  des  Unternehmers  festgestellt  und  Zu- 
sctijäJ'e  zu  den  Generalkosteu  und  für  den  Reingewinn 
geleistet  werden.  In  Zukunft  will  die  Eisenbahnverwaltung, 
da  auch  die  Zugrundelegung  eines  Durchschnittes  zu  befrie- 
digenden Ergebnissen  nicht  geführt  hat,  Lieferungsverträge 
abschließen,  die  vollen  Einblick  in  die  ganze  Betriebsgestal- 
tung gewähren  und  die  Selbstkosten  der  Werke  erkennbar 
werden  lassen.  Die  Verwaltung  hofft,  auf  diese  Weise  Er- 
sparnisse zu  erzielen,  und  ist  mit  den  Lokomotiv-  und  Wagen- 
bauanstalten in  Verhandlungen  getreten,  um  ein  anderes  Ver- 
fahren für  die  Vergebung  der  Lieferungen  zu  finden. 

—  Eröffnung  von  Eisenbahnstrecken.  Am  1.  Juli  ist  im  Eisen- 
bahndii-ektionsbezirk  Berlin  (ehemals  Posen)  die  vollspurige 
Bahnstrecke  Züllichau-Schwiebus  als  Nebenbahn  mit 
den  Stationen  Mosau,  Glogsen-Kay,  Palzig-Nickern,  Rentschen 
und  Kutschlau  für  den  Personen-,  Güter-,  Gepäck-  und  Privat- 
telegrammverkehr sowie  für  die  Abfertigung  von  Leichen  und 
lebenden  Tieren  eröffnet  worden.  Ausgeschlossen  ist  auf 
der  Station  Eentschen  die  Annahme  und  Auslieferung  von 
Fahrzeugen. 

—  Neubenennung  der  Beamten  in  Württemberg.  Nach  Ent- 
schließung des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Verkehrsabteilung,  fällt  die  Bezeichnung  „Unterbeamte"  für 
die  in  Abt.  I  der  Gehaltsordnung  aufgenommenen  Beamten 
künftig  weg.  Die  Bezeichnung  „Beamter"  ist  künftig  unter- 
schiedslos auf  sämtliche  Beamte  im  Sinne  des  Art.  1  des  Be- 
''S^^/'P^*^^'^  anzuwenden,  desgleichen  die  Bezeichnung- 
"Hyisbeamter"  auf  sämtliche  nicht  planmäßige  Beamte  (ein- 
schließlich der  bisherigen  Hilfsunterbeamten).  Soweit  zur 
Unterscheidung  der  einzelnen  Beamtengruppen  eine  besondere 
Bezeichnung  nicht  zu  umgehen  ist,  sind  künftig  die  Bezeich- 
nungen „höherer,  mittlerer  und  unterer  Dienst"  oder  „höhere 
mittlere  und  untere  Beamte"  anzuwenden.  ' 

—  Eisenbahndirektionspräsident  Hoeft.  Der  Präsident  der 
Eisenbahndirektion  Elberfeld,  Wirkl.  Geheimer  Oberbaurat 
Hoeft,  der,  wie  bereits  mitgeteilt,  am  1.  Oktober  d.  J.  aus  dem 
Amte  scheiden  wird,  konnte  am  28.  Juni  auf  eine  50iährio-e 
(Te^amtdienstzeit  in  seinem  Beruf  zurückblicken,  von  'der  er 
die  letzten  29  Jahre  mit  einer  sehr  kurzen  Unterbrechung-  im 
Bezirk  der  Eisenbahndirektion  Elberfeld  und  zuletzt  16  Jahre 
als  deren  Präsident  tätig  war.  Stets  in  schwierige  und  schwie- 
rigste Stellungen  berufen,  hat  Präsident  Hoeft  seine  Kräfte 
Im-  das  Wohl  des  Vaterlandes  restlos  eingesetzt.  Was  er  für 
die  Entwicklung  und  das  Blühen  des  Eisenbahnwesens  bis  zum 
Kriege  und  sodann  während  der  Kriegszeit  und  des  Waffen- 
stillstandes auch  als  Leiter  der  General-Betriebsleitung  West 
geleistet  hat  ausführlich  zu  schildern,  soll  späterer  Zeit  vor- 
behal  en  bleiben.  In  welch  hohem  Maße  aber  Präsident  Hoeft 
sich  die  Verehrung  und  Liebe  des  Personals  der  Verwaltuno- 
zu  erwerben  verstanden  hat.  davon  legten  die  Beweise  der 
Ehrung  aus  den  Kreisen  der  Beamten  und  Arbeiter  des  Direk- 
tionshezirfcs  Elberfeld  an  seinem  Jubiläumstage  beredtes  Zeug- 
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«+r+    7    .^"'l-^"   im   Staatsamte   für   Verkehrswesen  Der 

Staatssekretär  für  Verkehrswesen  hat  auf  Grund  einer  unter 
11  vorgenommenen  Abstimmung  die  Bürozeit  für 

t  bis^a'^^ni?  Staatsamts  für  Verkehrswegen  einheitlich  von 
»bis  2  Uhr  festgesetzt.  Diese  Anordnung  gilt  zunächst  für 
die  Zei  vom  Ifi.  Juni  bis  14.  September  d:  J.  Bei  einzelnen 
Diensts  e  len,  bei  denen  es  der  Dienst  erfordert  ist  ein 
„Journaldiensf  vorgesehen.  enoiueii,    ist  ein 


—  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn.  Der  Bericht  über  das  G 
scbäfti-jahr  l'Jlö  i'e>agt,  daU  die  Wirkungen  des  Krieges 
einem  ständigen  Sinken  der  Kohlenförderung  führten.  D 
wiederholten  Erhöhungen  der  Löhne  und  Arbeiterpro-vis 
nen,  die  gesteigerten  Zuwendungen  für  die  Beschaffung  v 
Lebensmitteln,  Kleidungsstücken,  und  die  hohen  Materia 
kosten  führten  eine  ungeahnte  Steigerung  der  Gestehun.; 
kosten  herbei.  Die  Bautätigkeit  wurde  auf  das  notwendig;, 
eingeschränkt,  größere  Objekte  wurden  überhaupt  nicht  he 
gestellt.  Seit  November  1918  wird  der  Betrieb  der  Montai 
bahn  von  den  tschecho-slowakischen  Staatsbahnen  geführ 
Das  Berginspektorat  in  Mährisch-Ostrau  wurde  als  Eepräsei 
tanz  der  Gesellschaft  bei  der  tschecho-slowakischen  Regi 
rung  angemeldet.  Die  Verwaltung  beantragt  nunmehr  d: 
Verlegung  des  Sitzes  der  Gesellschaft  nach  Mährisch-Ostra 
mit  Belassung  einer  Zweigniederlassung  in  Wien.  Die  Kol 
lenförderung  betrug,  im  Jahre  1918  12,73  (—  2,57)  Millione 
Äleterzentner.  die  Kokserzeugung  wird  mit  4,09  (—  0,96)  Mi 
lionen  Meterzentnern  ausgewiesen.  Die  Einnahmen  des  Unte 
nehmens  betrugen  26  690  781  (—  1718  590)  Kr„  die  Ausgab 
10177  043  {+  1088  059)  Kr.,  der  Reingewinn  16  513  7; 
(—  630  531)  Kr.;  die  Dividende  ist  auf  200  Kr.  festgesetzt. 

—  Die  Kohlenfrage.  Die  Prager  Verhandlungen  mit  (k 
tschecho-slowakischen  Kegierung  über  die  Kohlenlieferunge 
nach  Deutschösterreich  sind  unmittelbar  vor  den  Pfingstfeie: 
tagen  unterbrochen  worden.  Die  damaligen  Beratungen,  d- 
mehrere  Tage  gedaueit  hatten  und  an  welchen  von  deutsol 
österreichischer  Seite  sowohl  Vertreter  der  Regierung  wi 
auch  der  Stadt  Wien  teilnahmen,  ergaben  in  einigen  Frage 
wesentliche  Annäherungen.  In  mehreren  wichtigen  Punkt f 
wurde  aber  keine  Einigung  erzielt,  da  von  der  tschecho-slow. 
kischen  Kegierung  der  Standpunkt  festgehalten  wurde,  da 
Böhmen  selbst  nur  über  geringe  Kohlenvorräte  verfüge  un 
diese  bei  der  Wiederaufnahme  der  industriellen  lätigkc 
brauchen  werde.  Besondere  Schwierigkeiten  bereitete  f.uc 
die  Zahlungsfrage,  da  von  tschechischer  Seite  die  Zahlung  . 
tschechisch  gestempelten  Noten  oder  in  KompeusationsaTtikel 
verlangt  wurde.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  die  Verhandlunge 
bald  wieder  fortgesetzt  werden  und  möglichst  rasch  zu  eine 
Einigung  gelangen. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Nachrichten   aus  der  Schweiz.     Die  Eechnungsal 

Schlüsse  der  vorwiegend  dem  Fremdenverkehr  dienende 
schweizerischen  Eisenbahnen  sind  sehr  ungünstig  ausgefalki 
Nachdem  eine  große  '  Zahl  dieser  Unternehmungen  schon  i 
den  letzten  Jahren  den  Zinsendienst  der  Obligationen  nicl 
mehr  leisten  konnte  und  Stundungs-  und  Nachlaßabkomme 
abgeschlossen  werden  mußten,  ist  das  Jahr  1918  noch  in  v€2 
stärktem  Maße  für  diese  Eisenbahnen  verhängnisvoll  gewoi 
den.  Dem  schweizerischen  Bundesrat  gehen  fortwährend  G* 
suche  nach  Maßgabe  des  Bundesratsbeschlusses  vom  18. 
zember  1918  über  Hilfeleistung  für  notleidende  Transpor 
Unternehmungen  zu.  Die  Berner  Oberland-Bahne 
haben  eine  Hilfeleistung  in  Höhe  von  4  Jahresraten  vo 
320  000  Fr.  beantragt.  iDie  Jungfraubahn  und  Wen 
gernalpbahn  müssen  eine  umfassende  Sanierung  vo 
nehm en._  wenn  sie  den  Konkurs  vermeiden  wollen;  nicht  nu 
die  Aktionäre,  sondern  auch  die  Obligationeninhaber  werde 
große  Opfer  bringen  müssen.  Die  M  o  n  t  r  e  u  x  -  0  b  e  i 
1  and -Bahnen,  die  schon  seit  1914  keine  Dividende  meh 
verteilen  konnten,  haben  wiederum  mit  einem  Verlust  vo 
917  000  Fr.  (etwa  50  %  mehr  als  im  Vorjahr)  abgeschlosser 
Die  schlechte  Vermögenslage  der  Arth-Rigibahn  i« 
schon  von  früher  her  bekannt.  Mit  einem  Passivsaldo  habe: 
auch  die  Lauter  brunnen-Mürren-,  Engelberg 
Gerschnialp-,  C  h  u  r  -  A  r  o  s  a  -  und  sogar  die  Ehäti 
sehe  Bahn  abgeschlossen,  die  bisher  immer  noch  mit  Ge 
winn  arbeiten  konnte.  Die  letzt.iährige  Erhöhung  des  Lohn 
kontos  um  54  %  und  die  Steigerung  der  Kohlenpreise  um  da 
65^fache  des  Friedenspreises  haben  selbst  dieses  gutgehend 
Unternehmen  erschüttert.  Eine  Besserung  erhofft  man  voi 
der  Durchführung  der  Elektrisierung.  Unerläßliche  Voraus 
Setzung  ist  der  Umbau  des  C  a  v  a  d  ü  r  1  i  t  u  n  n  e  1  s  auf  dei 
die  größten  Steigungen  aufweisenden  Bergstrecke  Daves 
Küblis.  Für  das  Jahr  1919  ist  bereits  eine  Summe  hierfür  be 
reitgestellt.  Am  1.  Juni  1918  ist  die  Rhätische  Bahn  aus  den 
if/ohweiz'erischen  Generalabonnementstarif  ausgetreten.  AI 
Ersatz  beschloß  der  Verwaltungsrat.  vorbehaltlich  der  Geneli 
migung  durch  die  Aufsichtsbehörde,  die  Einführung  «ine 
eigenen  Jahresgeneralabonnements  zum  1.  Juli  d.  J.,  dem  aucl 
die  Chur-Arosa-  und  die  Berninabahn  beitreten  wollen. 

Die  Dampfschiffahrtsgesellschaft  des  Vier 
waldstättersees  hat  ini  Jahre  1918  trotz  einer  erhöhte: 
Verkehrseinnahme  mit  einer  Vermehrung  des  Passivsaldo; 
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ibgescMossen,  das  Ende  1918  1  898  000  Fr.  betrug.  Die  Unter- 
lehmuno:  sieht  sicli  jetzt  e:ezwuiiffeii,  zu  ihr-er  Sanierung-  das 
Aktienkapital  von  2  900  000  Fr.  auf  1200  0CO  Fr.  zusammen- 
sulegen.  Dem  verbleibenden  Stammaktienkapital  werden  noch 
Prioritäten  von  gleichem  Betrage  mit  5  %  Vorzugsdividende 
rorgestellt.  so  daß  das  neu«  Aktienkapital  2  400  000  Fr.  betra- 
fen wird. 

Die  am  27.  Mai  1910  gegründet©  Aktiengesellschaft  der 
^urkabahn  (Brig-Furka-Disentis)  steht  vor  der  Liquida- 
ion. Sie  hat  ein  Aktienkapital  von  8  Mill.  Franken,  den^n 
;0  Mill,  Franken  4K  prozentige  Obligationen  gegenüber- 
tehen.  Schon  im  Februar  1918  sah  sich  die  Furkabahn  ver- 
,nlaßt,  das  Bundesgericht  um  eine  Nachlaßstundung  zu  er- 
uchen.  Nunmehr  haben  aber  die  Gläubiger  der  Gesellschaft 
:emäß  Artikel  60  des  Bundesgesetzes  vom  25.  September  1917 
bei-  die  Zwangsliquidation  von  Eisenbahnen  auf  den  18.  Juni 
ine  Gläubigerversammlung  angesetzt,  in  der  über  das  Schick- 
al  der  Gesellschaft  entschieden  werden  soll.  Es  soll  zunächst 
ersucht  werden,  eine  Sanierung  dadurch  herbeizuführen,  daß 
as  Aktienkapital  auf  die  Hälfte  ermäßigt  und  die  Obliga- 
tonen  in  ein  Papier  mit  veränderlichem  Zinsfuß  verwandelt 
werden.  Es  wird  der  Gesellschaft,  die  eine  fast  ausschließlich 
ranzösische  Unternehmung  ist,  vorgeworfen,  daß  sie  nicht 
ach  soliden  Grundsätzen  aufgebaut  ist,  so  daß  sie  sich  auch 
hne  den  Krieg  nicht  hätte  halten  können;  schon  das  Obliga- 
onenkapital  stehe  seiner  Höhe  nach  in  keinem  Verhältnis  zu 
em  Aktienkapital  Anß.n-(le,:ii  seu  n  während  de«  Baues  an  Bau- 
osten und  für  die  Bauleitung  unverhältnismäßig  hohe  Sum- 
len  gezahlt  worden.  Diese  Ausgaben  betrügen  bei  der  Ehä- 
schen  Bahn  6,08.  bei  den  Bundesbahnen  10,01,  bei  der  Furka- 
ihn  aber  25,07  %.  Es  ist  sogar  die  Vermutung  ausgesprochen 
Orden,  daß  zwischen  den  Bauunternehmern,  den  französi- 
ihen  Banken  und  den  Organen  der  Gesellschaft  irgendeine 
icht  ganz  einwandfreie  Interessengemeinschaft  bestände, 
le  technischen  Sachverständigen  haben  den  „Abbruchswert" 
3r  Furkabahn  auf  S'A  Millionen  Fr.  geschätzt;  damit  ist  aber 
cht  gesagt,  daß  ein  Abbruch  der  Bahn   in  Frage  kommt. 


Falls  der  Nachlaßvertrag  nicht  zustande  kommt,  wird  m  aller- 
dings zur  Liquidation  kommen  müssen,  dann  wird  aber  der 
Erwerber  der  Bahn  den  konz&ssionsmäßigen  Betrieb  zu  über- 
nehmen haben. 


Allgemeines. 

—  Zehn  Jahre  Postseheckverkehr.  Nach  der  aus  diesem 
Anlaß  für  das  Eeichspostgebiet  erschienenen  Denkschrift,  d.'e 
ein  übersichtliches  Bild  über  die  Geschichte,  die  Keclitsgrund- 
lagen  und  die  Entwickelung  des  Postscheckwesens  gibt,  hit 
der  Postscheckverkehr  in  den  ersten  zehn  Jahren  seinei* 
Bestehens  einen  sehr  beachtenswerten  Umfang  erreicht,  l-'n- 
zweifelhaft  hat  diese  Einrichtung  der  Allgemeinheit  wie  dem 
einzelnen  zum  großen  Nutzen  gereicht.  Sie  kann  in  der 
deutschen  Geldwirtschaft  nicht  mehr  entbehii.  werden.  Be- 
sonders bemerkenswert  ist  der  starke  Aufschwung,  den  der 
Postscheckverkehr  infolge  der  mit  dem  Inkrafttreten  des 
Postscheckgesetzes  und  der  Postscheckordnung  am  1.  Juli  1914 
eingeführten  Verbilligungen  und  Vereinfachungen  und  der 
am  1.  April  1918  eingetretenen  völligen  Gebührenfreiheit  der 
barlosen  Überweisungen  aufweist.  Ende  1918  betrug  die 
Zahl  der  Postscheckkunden  257  800,  im  Mai  1919  hat  sie  be- 
reits das  dritte  Hunderttausend  überschritten.  In  den  ersten 
zehn  Jahren  wurden  im  Eeichspostgebiet  rund  500  Milliarden 
Mark  umgesetzt  und  davon  340  Milliarden  Mark  barlos  ab- 
gewickelt. Auf  das  Jahr  1918  entfiel  ein  Umsatz  von  131  Mil- 
liarden Mark,  davon  102  Milliarden  Mark  ohne  Bewegung  vnu 
Barmitteln.  Das  Guthaben  der  Postscheckkunden  betmg 
Ende  1918  zum  ei'sten  Male  mehr  als  eine  Milliarde  Mark. 
Diese  günstigen  Erfolge  berechtigen  zu  der  Erwartung,  daß 
sich  im  zweiten  Jahrzehnt  die  Erkenntnis  der  großen  Vorteile 
und  der  Notwendigkeit  des  Postscheckverkehrs  in  weitesten 
Kreisen  Bahn  bricht  und  der  barlose  Zahlungsausgleich  sich 
in  dem  wünschenswerten  Umfange  ausbreitet. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Eröffnung  von  Strecken 

Eisenbahndirektionsbezirk  Posen. 

Am  1.  Juli  1919  wird  die  normal- 
urig©  Bahnstrecke  Züllichau- 
)  h  w  i  e  b  u  s  als  Nebenbahn  mit  den 
itionen  Glogsen-Kay,  Kutschlau, 
)sau,  .Palzig-Nickern  und  Eentschen 
r  den  Personen-,  Güter-,  Gepäck-  und 
ivattelegrammverkehr  sowie  für  die 
»fertigung  von  Leichen  und  lebenden 
eren  eröffnet. 

Ä.usgeschlo.ss€n    ist   auf  der  Station 

ntschen  die  Annahme  und  Ausliefe- 

ig  von  Fahrzeugen. 

Die  Züge  werden  nach  den  besonders 

röffentlichten       Fahrplänen  ver- 

liren. 

^üv  die  neue  Bahnstrecke  haben 
Itigkeit:  die  Eisenbahn-Bau-  und 
triebsordnung  vom  4.  November  1904 
i  die  Eisenbahn- Verkehrsordnung 
n  23.  Dezember  1908. 
Über  die  Höhe  der  Tarifsätze  geben 
Dienststellen  Auskunft, 
ierlin,  den  7.  Juni  1919.  (678) 

Eisenbahndirektion 
r    die   Eisenbahndirektion  Posen). 


2.  Güterverkehr. 

Hscher    Tiertarif,     Tiertarif  Bad. 
atsbahnen  —  Bad.  Nebenbahnen  im 
Privatbetrieb. 

Luf  1.  Juli  1919^  erscheint  zum  Bad. 
rtarif  der  Nachtrag  V  und  zum 
rtarif  Bad,  Staatsbahnen  —  bad. 
>enbahnen  der  Nachtrag  III.  Die 
ihträge  enthalten  außer  den  bereits 
Verfügungswege  bekanntgegebenen 


Änderungen  u.  a.  eine  Ergänzung  der 
Bestimmungen  für  Weidetiere,  erhöhte 
Sätze  für  Beihilfe  beim  Ein-  und  Aus- 
laden, neue  Bestimmungen  über  die 
Berechnung  von  Überfuhrgebühren  im 
Ortsverkehr,  neue  Überfuhrgebühren 
nach  den  Schlacht-  und  Viehhöfen  in 
Mannheim,  Heidelberg  und  Karlsruhe, 
sowie  eine  Neuauflage  der  Tariftafeln. 
Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Karlsruhe,  den  30.  Juni  1919.  (680) 
Generaldirektion  der  Badischen  Staats- 
eisenbahnen. 

Badischer  Gütertarif,  Deutsche  Wechsel- 
tarife. 

Im  Warenverzeichnis  des  Ausnahme- 
tarifs  1  für  Holz  wird  das  Wort  „Stroh- 
zellstoff" gestrichen. 

Karlsruhe,  den  1.  Juli  1919.  (684) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 


Gemeinschaftliches    Heft    C  Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Die  in  unserer  Bekanntmachung  vom 
4.  Juni  1919  veröffentlichte  Erhöhung 
der  im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfen  der 
Eisenbahn  Altona-Kaltenkirchen-Neu- 
münster zu  erhebenden  Gebühr  für  die 
in  Altona  oder  Neumünster  mit  Eoll- 
fuhrwerk  erfolgende  Überführung  von 
Eilstückgut  gilt  nicht  vom  9.  Juni,  son- 
dern erst  vom  9.  August  1919  ab.  Die 
Erhöhung  gilt  von  diesem  Zeitpunkt 
ab  auch  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Elmshorn-Barmstedt-Oldes- 
loer  Eisenbahn.  Näheres  enthält  die 
am  26.  6.  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarif anzeigers. 


Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  23.  Juni  1919.  (682) 
Eisenbahndirektion. 

Gemeinschaftliches    Heft    C  Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  3.  Juli  1919  ab 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Lokalbahn  Müllheim-Baden- 
weiler bei  Stückgutsendungen  zu  er- 
hebenden Frachtzuschläge  erhöht.  Nä- 
heres enthält  die  am  3.  7.  1919  er- 
scheinende Nummer  des  Tarifanzei- 
gers. —  Das  alsbaldige  Inkrafttreten 
der  Erhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6 
der  Eisenbahnverkehrsordnung  (EGBl. 
1914,  Seite  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  30.  Juni  1919.  (681) 
Eisenbahndirektion. 


Staats,  und  Privatbahngütertarif. 

Mit  Wirkung  vom  1.  Juli  1919  be- 
trägt die  Hafenbahnfracht  in  den 
Duisburg  Euhrorter  Häfen 

4,30  Ji  (einschl.  Verkehrssteuer)  und 

4,00  cM  (ausschl.  Verkehrssteuer)  für 
den  Wagen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhung gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. 

Essen,  den  1.  Juli  1919.  (683) 
Eisenbahndirektion. 
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TFechselvt^rkehre        Sachsen  -  Baycin 
rcehtsrhcin.  Netz,  Baden  und  Württem- 
berg. Tarif  hefte  7,  9  und  11  C  II. 

Mit  Ablauf  des  31.  August  1919  tritt 
der  Außnahnietarif  15  a  für  Garne  allier 
Ai't  außer  Kraft.  Dadurch  entstehen 
Frachterhöhunß:en,  über  die  unser  Ver- 
kehrsbureau, hier,  Wiener  Str.  4,  II 
Auskunft  erteilt. 

Dresden,  am  28.  Juni  1919.  (677) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Badisch-Wiirttembergischer  Tiertarif, 
Badisch-Pfälzischer  Tiertarif. 
Ab  1.  Juli  1919  werden  die  Überfuhr- 
gebühren für  Tiersendungen  nach  und 
von  den  Viehhöfen  in  Heidelberg, 
Karlsruhe  und  Mannheim  erhöht.  Nä- 
heres in  unserem  nächsten  Tarif- 
anzeiger. 

Karlsruhe,  den  30.  Juni  1919.  (679) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 

Wechselverkehr  Sachsen-Bayern  rechts- 
rhein.  und  pfälz.  Netz,  Baden  und  Würt- 
temberg. Tarifhefte  7,  8,  9  und  11  C  II. 

Im  Warenverzeichnis  des  Ausnahme- 
tarifis  2  (Rohstofftarif)  wird  unter  Zif- 
fer 13  bezw.  14  hinter  Steingrus  zuge- 
isetzt  („Steinsplitt")- 

Dresden,  am  28.  Juni  1919.  (676) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Binnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Mit  Gültigkeit  vom  7.  Juli  1919  erhält 
die  Tarifbestimmung  für  Ellefeld 
eine  geänderte  Fassung.  Näheres  ist 
ans  \inserm  Verkehrsanzeiger  zu  er- 
sehen, auch  geben  die  Stationen  Aus- 
kunft. 

Dresden,  am  2.  Juli  1919.  (685) 
Gen.-Dir.  der-Sächs.  Staatseisenbahnen. 

a)  Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib  (Sta- 
ttonstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

b)  Staats-  und  Privatbahn  Tierverkehr 

—Tfv.  1504. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
ab  werden  erhöht 

1.  die  im  Heft  Gib  angegebenen 
Überfuhrgebühren  zwischen  Bahnhof 
Königs  Wusterhausen  und  den 
Schurranlagen  sowie  zwischen  Bahnhof 
Potsdam  und  den  Uferladestellen  an 
der  Havel, 

2.  die  im  Staats-  und  Privatbahn-Tier- 
tarif angegebenen  Gebühren  für  die  Be- 
förderung von  Pferden  in  besonderen 
Wagen  im  Verkehr  von  Bahnhof  Renn- 
bahn nach  Hoppegarten  und  Karls- 
horst. 

Näheres  enthält  die  am  3.  Juli  1919 
erscheinende  Nummer  des  Tarifanzei- 
gers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüreau'.  hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

BerUn.  den  27.  Juni  1919.  (686) 
Eis-enbahndirektion. 


3'  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Hessisch-Bayerischer  Expreßffuttarif. 
Am  1.  Juli  d.  J.  erscheint  ein  neuer 
Tarif.    Nähere  Auskunft  erteilt  unser 
Vei  kehrsbureau. 

Mainz,  28,  Juni  1919.  (687) 
Preußische  und  Hessische  Eisenbahn- 
direktion. 


Span  scimiieriiiiiiei! 

Verwendet  Boschöler  an  jeder 

Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boscliölern,  die  insgesamt  44  Einzelschmierstellen  versorgen  I 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten  Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem« 
bergischen  Staats«  u.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Verlriebsstellen :  («860] 
Vericauffsbüro  Stuttgart 
Vericauffsbüro  Beriin-Chariottenburg  4 
Verkauffsbüro  Frankfurt  a.  Hain 
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Berlin,  den  9.  Juli  1919. 


LIX.  Jahrgang.. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstig-e  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleitunj;  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmachnnsen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  B erlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
nugariscnen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
tiO  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53-  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reiohsbauk-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOO. 


N'oidil'eut.'ich  od«r  südd«utsch°? 
Verbesseruno;  der  Gleisiao«. 
Die  vereinigten  preußischen  und  hessi- 
schen   Staatseisenbahnea    im  Rech- 
nungsjahre 1917. 
N'achrichten, 
Oeutschland.      Zur  Ausstands- 
bewegung    auf      den  deutschen 
Eisenbahneu.  — •  Anschlußverbin- 
dungen   im    Personenverkehr.  — 
Personenverkehr  mit  dem  besetzten 
westlicHen  Gebiet.  —  Freie  Fahrt 
für  vertriebene  Elsaß-Lothringer. 
—  Wiedereröffnung  des  badischeu 
Bahnhofs  in  Basel.  —   Der  würt- 
tembergische Staatshaushaltplan 


I  II  U  a  1  t: 

für  1919  und  die  Verkehrsanstalten. 
— •  Der  Unterstaatssekretär  im 
württembergischen  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  Ver- 
kehrsabteilung. —  Ministerial-  und 
Oberbaudirektor  Dorner.  —  Per- 
sonalnachrichten. 
Deut  schöster  reich.  Die  Auf- 
lösung der  Staatsbahndii-ektioneu 
in  Wien.  —  Die  finanziellen  Aus- 
sichten der  fleutschösterreichischen 
Staatsbahnen.  —  Innsbruck  als  Um- 
schlagsplatz für  Durchgangsver- 
kehr. 

Tschecho  - slowakisches  Ge- 
biet. Die  Förderverhältnisse  in 
den  Kohlenbezirken. 
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In  den  ,  kürzlich  in  dieser  Zeitung  veröffentlichten  Auf- 
iätzen  des  Herrn  Regierungsrats  Quaatz  vyird  vorgeschlagen, 
len  Übergang  zu  Eeichseisenbahnen  zu  benutzen,  um  die 
)rcuß.-hess.  Staatseisenbahn-Verwaltung  von  Mängeln  zu  be- 
reien;  les  ist  von  so  weitgehenden  Umgestaltungen  die  Eede, 
laß  dadurch  der  ganze  geistige  Inhalt  der  jetzigen  preußi- 
ehen  Verwaltungsform  aufgegeben  würde.  Dsus,  Ziel,  das  da- 
(lit  verfolgt  wird,  ist,  die  zu  weit  gegangene  Zentralisation 
■uf  das  rechte  Maß,  d.  h.  vom  Gesamtstaate  auf  seine  ein- 
einen Wirtschaftsgebiete,  zurückzuführen  und  den  für  diese 
leu  zu  bildenden  Generaldirektionen  die  Befugnisse  der  ober- 
ten  Betriebleitung  einzuräumen,  die  jetzt  in  der  Hauptsache 
■cm  Minister  allein  ausgeübt  werden. 

Wenn  unter  den  Generaldirektionen  weiter  Betriebsdirek- 
ionen  und  unter  diesen  Ämter  stehen  sollen,  so  wird  eine 
''erwaltungsform  zum  Muster  genommen,  wie  sie  etwa  in 
ach-sen  noch  heute  besteht.  Hätten  diese  Vorschläge  Ans- 
icht, verwirklicht  zu  werden,  so  wäre  für  Sachsen,  wo  der 
Vunsch  nach  Neuordnung  der  Verwaltung  'seit  langem  bren- 
end  ist,  der  einfachste  Ausweg,  nämlich  die  preußische  Ver- 
raltungsform  in  ihren  wesentlichsten  Zügen  zu  übernehmen, 
m  den  hemmungslosen  Übergang  in  die  Eeichseisenbahnen 
orzubereiten,  geradezu  verschlossen.  Für  Sachsen  gilt  ja  um- 
ekehrt  die  preußische  Verwaltung  mit  ihren  glänzenden 
?iit.«chaftlichen  Erfolgen  als  Vorbild;  zu  deren  ungemeinen 
Erfolgen  hat  aber  nicht  allein  der  unverkennbar  große  Zug 
ieser  Organisation  mit  der  dabei  doch  ins  kleinste  gehenden 
Regelung  beigetragen,  sondern  auch  in  wohl  noch  höherem 
laße  der  bedeutende  Umfang  des  Netzes,  denn  die  Betriebs- 
usgaben sinken  nach  neueren  Feststellungen,  wenn  die  Be- 
[•ieb.slänge  zunimmt.  Dieser  Satz  gibt  dem  Wunsche  nach  Auf- 


gehen in  ein  größeres  Verwaltungsgebiet  erhöhten  Nachdruck, 
fordert  aber  zugleich  dazu  heraus,  nach  der  besten  Verwal- 
tungsart zu  suchen.  Und  es  handelt  sich  dabei  jetzt  um  Größe- 
res :  um  den  Wiederaufbau  des  gänzlich  zerrütteten  und  ge- 
schwächten deutschen  Eisenbahnwesens,  der  nur  dann  Erfolg 
haben  kann,  wenn  der  bisherigen  Zersplitterung  mit  ihren 
schädlichen  Wirkungen  in  Krieg  und  Frieden  ein  Ende  ge- 
macht wird ;  daneben  soll  es  der  Zweck  der  Vereinheitlichung 
aller  deutschen  Bahnnetze  sein,  das  politische  AiLsehen  des 
neuen  Reiches  zu  heben  und  zu  stärken.  Um  Klarheit  über 
die  Berechtigung  der  einander  widerstreitenden  Bestrebun- 
gen in  beiden  Staaten  zu  gewinnen,  muß  man  die  Grundzüge 
der  Verwaltungssysteme  beider  Länder  dem  Sinne  nach  unter- 
suchen, deren  Vor-  und  Nachteile  gegeneinander  abwägen 
und  daraus  die  Grundlage  für  ein  System  der  Zukunft  zu  er- 
halten suchen.  Von  vornherein  sei  jedoch  der  Meinung  Aus- 
druck verliehen,  daß  zwar  viel  auf  eine  gute  Verwaltungs- 
form ankommt,  aber  noch  mehr  auf  neue  technische  Mittel, 
den  Betrieb  wirkungsvoller  zu  gestalten,  und  am  allermeisten 
auf  den  guten  Willen  und  die  fleißige  Hand  des  Heeres  der 
Eisenbahn-Angestellten.  Es  möchte  bei  dem  kurzen  Hinweis 
darauf  bewenden,  den  jetzigen  geschwächten  Stand  des  Wa- 
genparks zu  benutzen,  Wagen  mit  höherer  Tragkraft  und 
leichter  Entladevorrichtung  anzuschaffen,  um  die  Länge  der 
Züge  und  damit  auch  die  der  Bahnhofsgleise  zu  verkürzen 
und  gleichzeitig  das  Verschubgeschäft  abzumindern;  ebenso 
dringend  ist  das  Bedürfnis,  die  Bahnhöfe  der  Großstädte  und 
Industrieorte  für  die  schnelle  Entladung  von  Massengütern 
einzurichten,  die  in  viel  höherem  Grade  als  früher  am  Ver- 
brauchsorte auf  Lager  genommen  werden  müssen  —  Auf- 
gaben, die  dem  Bau  neuer  Linien  bei  weitem  vorangehen  soll- 
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ten.  Der  gute  Willo  der  Beamten  und  Arbeiter  wird  sich  von 
selbst  wieder  einstellen,  wenn  die  politische  Erregung  ab- 
geebbt und  die  Einsicht  allgemein  zum  Durchbruch  gekommen 
sein  wird,  daß  auch  im  neuen  Staate  Vermögen  nur  ehrlich 
und  tüchtig  erarbeitet  und  erspart  werden  darf  und  die  Zeit 
das  einzige  Kapital  ist,  das  uns  die  Feind©  nicht  rauben 
tonnen,  und  das  wir  darum  nutzen  müssen. 

Wenn  wir  mit  der  sächsischen  Verwaltung  anfangen,  eo 
(Springen  uns  als  deren  Hauptfehler  vor  allem  in  die  Augen, 
daß  sich  die  eine  in  der  Generaldirektion  vorhandene,  ein- 
heitliche Spitze  im  Finanzministerium  wiederholt,  und  daß 
das  Zweiinstanzensystem  nicht  folgerichtig  durchgeführt  ist. 
Der  erste  Fehler  ist  die  Folge  des  zu  kleinen  Landesumfangs 
und  wird  im  Falle  des  Aufgehens  der  Bahnen  im  Eeiche  von 
selbst  verschwinden.  Der  zweite  besteht  darin,  daß  zwischen 
den  beiden  sachlich  einheitlichen,  oberen  Instanzen,  in  denen 
alle  drei  Hauptdienstzweige:  Betrieb,  Verkehr  und  Unterhal- 
tung, zusammen  behandelt  werden,  und  den  ausführenden, 
örtlichen  Dienststellen  sich  nicht  rein  sachlich  und  örtlich  ge- 
trennte Aufsichtsstellen  (Ämter)  gleichen  Ranges  einordnen, 
sondern  neben  den  Ämtern  für  den  Unterhaltungs-,  Maschinen- 
und  Sicherungsdienst  noch  die  Betriebsdirektionen  für  den 
Betriebs-  und  Verkehrsdienst,  welche  den  Ämtern  sämtlich 
hinsichtlich  der  betrieblichen  Erfordernisse  im  gewissen 
Sinne  übergeordnet  sind.  Darin  liegt  die  im  Dienstbetrieb 
als  mißlich  empfundene  Folgeunrichtigket  und  eine  starke, 
wenn  auch  verhüllte  Annäherung  an  den  kostspieligeren  und 
umständlicheren  Dreiinstanzenzug.  Der  Anforderung,  auch  in 
der  Verwaltung  die  größten  Erfolge  mit  dem  geringsten  Auf- 
wände zu  erzielen,  kann  deshalb  nicht  streng  genügt  werden. 

Die  sächsiche  Einteilung  der  Eisenbahn-Dienstzweige  geht 
auf  die  der  kleinsten,  örtlichen  Dienststellen  zurück;  in  den 
Bahnhöfen  kommen  Betrieb  und  Verkehr  zusammen;  nur  die 
Bahimaeistereien  behaupten  für  die  Bahnunterhaltung  eine 
Sonderstellung.  Die  Betriebsdirektionen  üben  die  Aufsicht 
über  Betrieb  und  Verkehr  aus,  und  zwar  in  so  großen  Be- 
zirken, daß  sie  auch  an  der  L-eitung  dieser  Dienstzweige  teil- 
nehmen; das  gleiche  gilt  für  die  Ämter  des  Maschinen-  und 
Sicherungsdienstes.  Dagegen  ist  die  Beaufsichtigung  des  Un- 
terhaltungsdienstes durch  die  Bauäumter  hauptsächlich  wegen 
der  ausgedehnten  Gteschäfte  und  der  großen  Verantwortlich- 
keit, aber  auch  wegen  der  zu  geringen  Zuständigkeit  der 
Bahnmeistereien  an  kleinere  Bezirke  gebunden.  Es  ist  selbst- 
verständlich, daß  der  Betrieb  allem  vorangehen  muß,  da- 
neben trägt  jedoch  auch  die  verschiedene  Größe  der  Bezirke 
nicht  wenig  dazu  bei,  die  Bauämter  gegen  die  übrigen  Ämter 
und  namentlich  die  Direktionen  zurücktreten  zu  lassen. 
Sachsen  geht  demnach  bei  dem  Aufbau  der  Direktionen  und 
Ämter  über  den  ausführenden  Dienststeilen  induktiv  vor,  wie 
es  die  süddeutschen  Staaten  ebenfalls  tun. 

Das  pi-eußische  Verwaltungssystem  steht  in  ausgesproche- 
nem Gegensatze  dazu,  indem  es  Betrieb  und  Verkehr  mit  logi- 
scher Schärfe  auseinanderhält  und  für  die  untere  Instanz 
Betriebs-  und  Verkehrsämter  deduktiv  ableitet.  Dafür  ist  die 
Erwägung  maßgebend,  daß  der  die  Betriebsstrecke  oder  die 
Bahnanlagen  (Bahnhöfe  und  freie  Strecke)  umfassende  Be- 
triebsdienst das  Feld  der  Bahnbewachung  and  Unterhaltung 
und  das  Sicherungswesen  gleichermaßen  einschließt  wie  das 
des  Bahnhofsdienstes,  d.  i.  des  Betriebs  im  engeren  Sinne; 
nur  der  Abschnitt  der  Betriebsmittel  —  Lokomotiven  und 
Wagen  —  nimmt  mit  Eecht  eine  Sonderstellung  ein. 

Von  den  Aufgaben  des  Betriebs  sind  aber  die  des  Verkehrs, 
d.  h.  die  Befördeining  der  Personen  und  Güter  von  Ort  zu  Ort, 
wesentlich  verschieden.  Dem  Verkehr  sind  durch  den  Be- 
trieb Grenzen  gesetzt  in  der  Leistungsfähigkeit  der  Bahn- 
anlagen und  der  Betriebsmittel;  hinwiederum  kann  der  Be- 
trieb nicht  ohne  Verkehr  aufrechterhalten  werden  —  es  sei 
denn  als  Leerlauf  ohne  Eücksicht  auf  das  wirtschaftliche 
Erträgnis.    So  betrachtet  haben   Betrieb  und  Verkehr  etwa 


die  gleiche  Bedeutung,  und  die  Gefahr,  daß  ein  Dienstzweig 
den  andern  völlig  überwuchert,  liegt  kaum  in  dem  Maße  vor, 
wie  bei  der  Gegenüberstellung  von  Betrieb  und  Unterhaltung. 

Die  preußische  Einteilung  erscheint  entschieden  besser 
durchdacht  und  glücklicher;  sie  gewährt  überdies  in  den  Ver- 
kehrsämtern den  praktischen  Verkehrsbeamten  das  erwünschte 
Feld  für  freie  Betätigung  im  Wettbewerb  mit  den  sonstigen 
leitenden  Beamten  der  Eisenbahn  Verwaltung.  Auch  wenn  die 
Bahnen  als  dienendes  Glied  der  Werktätigkeit  und  Wirtschaft 
des  Volkes  aufgefaßt  werden,  empfiehlt  sich  theoretisch  die 
Sonderstellung  der  Verkehrsämter,  weil  dadurch  die  engste 
Verbindung  der  die  Güterverteilung  besorgenden  Eisenbahn 
mit  der  Geschäftswelt  hergestellt  wird,  und  diese  sich  auf  die 
Art  des  größtmöglichen  Einflusses  auf  den  Eisenbahnverkehr 
zu  versichern  imstande  ist.  Und  doch  zeitigt  diese  Einteilung 
der  Ämter  in  Preußen  nach  Betrieb  und  Verkehr  den  glei- 
chen, nachteiligen  Umstand  wie  in  Sachsen,  daß  nämlich  die 
Größe  der  Bezirke  zu  verschieden  ist.  Es  finden  die  Ver- 
kehrsämter in  ihrer  Ausdehnung  höchstens  insofern  Grenz-sn. 
als  der  Leiter  imstande  sein  muß,  die  Verhältnisse  seines 
Bezirks  in  bezug  auf  Handel  und  Industrie  völlig  zu  über- 
blicken und  die  lebendige  Verbindung  mit  diesen  Erwerbs- 
kreisen aufrechtzuerhalten;  dagegen  sind  die  Betriebsämter 
aus  den  angeführten  Gründen  auf  einen  kleineren  Umfang 
angewiesen,  der  ihr  Wirken  zumeist  auf  die  Betriebsaufsicht 
beschränkt  und  von  der  Betriebsleitung  so  ziemlich  aus- 
schließt. Die  preußischen  Verkehrsämter  erlauben  daher  bei 
doppelter,  ja  dreifacher  Gebietsgröße  eine  freiere  Betätigung, 
und  neigen  infolgedessen  dazu,  betriebliche  Befugnisse  aus- 
zuüben, was  nicht  weiter  verwunderlich  ist,  vreil  eben  beide 
Dienstzweige  mannigfach  aufeinander  übergreifen,  so  daß  es 
schwer,  ja  fast  unmöglich  ist,  sie  allenthalben  scharf  ausein- 
anderzuhalten. 

Da  nun  sowohl  die  induktive  wie  die  deduktive  Methode 
wissenschaftlich  einwandfrei  sind,  so  nimmt  es  nicht  wunder, 
wenn  beide  ihre  Anhänger  haben;  schließlich  hängt  die  Ent- 
scheidung, welche  von  ihnen  sachlich  den  Vorzug  verdient, 
von  Nebenumständen  ab,  die  sich  bei  der  praktischen  An- 
wendung ergeben.  Zweifellos  ist  für  Sachsen  der.  ver- 
schiedene Rang  der  Aufsichtsstellen  für  den  Betrieb  und  die 
Unterhaltung  mit  dem  gelegentlichen  Einschieben  einer  drit- 
ten Instanz  ein  offenbarer  Fehler.  In  der  Praxis  zeigt  sich 
weiter  der  mißliche  Umstand,  daß  die  technisch  entsprechend 
geschulten  Bauamtsvorstände,  aus  denen  die  Vorstände  der 
Betriebsdirektionen  hervorgehen,  dienstlich  vom  Betrieb  fern- 
gehalten sind  und  somit  berufene  und  örtlich  gegebene  Auf- 
sichtsorgane brach  liegen,  folglich  auch  der  aus  der  Betäti- 
gung in  diesem  Dienstzweige  fließenden  Erfahrung  verlustig 
gehen;  übrigens  ist  hierin  neuerdings  eine  gewisse  Abhilfe 
versucht  worden.  In  Preußen  hat  sich  dagegen  gezeigt,  daß 
der  Dienst  zu  sehr  in  seine  einzelnen  Zweige  zersplittert  ist 
und  unter  einer  zu  vielköpfigen  Schar  verschiedener  Vor- 
geisetzten  getan  wird.  Dadurch  ist  die  Fühlung  mit  den 
oberen  Stellen  und  wohl  auch  umgekehrt  der  leitenden  Stel- 
len mit  dem  äußeren  Dienstbetrieb  verloren  gegangen  und 
soll  durch  Kontrolleure  der  verschiedensten  Art  wieder  ge- 
wonnen werden.  Diese  Einrichtung  ist  auf  alle  Fälle  ein 
unvollkommenes  und  unschönes  Hilfsmittel,  das  oben  nur 
Einsicht  in  Sonderfälle  gewährt  und  unten  widerwillig  hin- 
genommen und  anstößig  empfunden  wird,  weil  dadurch  die 
eigene  Sachkenntnis  und  einwandfreie  Dienstführung  in 
Zweifel  gezogen  erscheint. 

Wenn  der  Vergleich  zwischen  der  süddeutschen  und  der 
preußischen  Verwaltungsform  weitergeführt  wird,  so  findet 
sich,  daß  in  beiden  dem  Volkscharakter  und  dem  inneren 
Wesen  der  Staaten  durchaus  Entsprechendes  in  die  Erschei- 
nung getreten  ist.  Der  naivere,  induktive  Aufbau  im  Süden 
hat  seinen  'Grund  in  der  vorwiegend  demokratischen  Gesin- 
nung der  dortigen  Volksstämme.    Dagegen  ist  die  logische, 
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.  deduktive  Abkitung  in  Preußen  der  Ausfluß  der  dortigen, 
■strengeren  Staatsgrundsälze.  Das  ist  auch  ganz  natürlich, 
denn  die  kleineren  Staaten  des  Südens  haben  sich  mit  ein- 
facheren Mitteln  verwalten  lassen  als  ein  Staat  von  der 
Größe  Preußens,  dessen  Verwaltung  klar  und  durchsichtig 
gegliedert  «ein  mußte. 

Im  Weltkrieg  ist  dem  preußischen  Geist  ein  schwerer 
Schlag  versetzt  worden.  Darin  mag  auch  der  innere  Grund 
liegen,  daß  den  preußischen  Eisenbahnbeamten  ihre  bisherige 
Yerwaltungsform  nicht  mehr  so  glänzend  und  musterhaft  vor- 
kommt und  Verbesserungen  angestrebt  werden,  in  denen  deut- 
lich Anlehnung  an  süddeutsche  Muster  zu  erkennen  ist.  Weil 
wir  al>er  in  Deutschland  politisch  sogar  über  die  Demokratie 
hinausgegangen  sind,  muß  in  der  Verwaltung  auch  den  sozia- 
len Anschauungen  und  Lehren  Rechnung  getragen  werden. 
Deswegen,  weil  die  Eisenbahnen  ein  Unternehmen  sind,  das 
nicht  der  eigentlichen  Produktion  dient  und  bereits  in  der 
Hand  des  Staates  ist,  kann  diese  Forderung  nur  dahin  gehen, 
den  Angestellten  und  Arbeitern  einerseits  Einfluß  auf  ihre 
Dienst-  und  Lohnverhältnisse  zu  sichern,  ohne  daß  jedoch  die 
unerläßliche  Disziplin  gefährdet  wird,  und  andererseits  bei 
ihnen  die  Anschauung  zu  vermitteln,  daß  die  gedeihliche  Ent- 
wickelung  des  Unternehmens  die  Voraussetzung  für  ihr  eige- 
nes Wohlergehen  bildet.  Wenn  auch  die  Eisenbahnen  nicht 
als  Träger  einer  Produktion  bezeichnet  werden  können,  so 
sind  sie  doch  viel  mehr  als  industrielles  Unternehmen  anzu- 
sprechen denn  als  ein  solches  des  Handels.  Ihr  Anlage- 
kapital ist  gebunden  und  auf  lange  Frist  festgelegt;  wie  in 
der  Industri<^  die  Neigung  zur  Kartellbildung,  besteht  für  sie 
das  Bestreben  nach  Zusammenschluß,  soweit  es  die  Grenzen 
zulassen;  ihre  Einnahmen  sind  Konjunkturschwankungen  in 
hohem  Maße  unterworfen;  deshalb  ist  ihre  Einträglichkeit 
unsicher,  was  zu  sparsamem  Haushalten  zwingt;  doch  lassen 
sich  bei  günstigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  erhöhte 
Erträgnisse  herauswirtschaften  und  dadurch  Vermögen  bilden. 
Der  Erfolg  hängt  also  nicht  so  sehr  von  den  leitenden  Per- 
sönlichkeiten ab.  deshalb  ist  die  bürokratische  Verfassung  und 
nicht  die  kaufmännische  für  die  Eisenbahnverwaltung  als  die 
richtige  zu  bezeichnen. 

Die  Erörterung  kann  nicht  abgeschlossen  werden  ohne  eine 
letzte  Überlegung,  um  den  Weg  zum  Ziele  immer  genauer 
zu  umschreiben.  Ein  Verwaltungskörper  läßt  sich  nämlifh 
als  soziale  Lebensäußerung  auffassen;  dann  gelten  für  ihn 
als  natürlichen  Organismus  auch  die  drei  Grundgesetze  des 
organischen  Lebens : 

1.  Zentralisation  oder  Vereinheitlichung; 

2.  Spezifikation  oder  Sonderung  und 

3.  Kontinuität  oder  «tetiger  Übergang. 

Für  jede  große  Unternehmung  oder  Verwaltung  ist  das 
erste  Erfordernis  die  Einheitlichkeit  des  Willens;  diese  wäie 
für  die  Eisenbahnen  durch  die  zentrale  Verwaltung  in  den 
Generaldirektionen  gewährleistet.  Nur  darf  der  Verwaltungs- 
körper dieser  Behörden  nicht  allzu  umfangreich  werden;  denn 
j©  größer  der  Umfang,  desto  umständlicher  der  Geschäfts- 
gang; allzugioße  Wirtschaftsgebiete  müssen  schließlich  doch 
getrennt  werden.  Stellt  der  erste  Grundsatz  die  Ordnung 
vor,  ISO  drückt  der  zweite  die  Freiheit  aus;  diese  liegt  in 
der  Sonderung  der  Arbeitsgebiete  in  den  äußeren  Dienst- 
stellen nach  Betrieb,   Verkehr  und  Unterhaltung  nebst  Be- 


wachung und  Sicherungswesen,  wie  sie  «ich  der  Forderung 
durchaus  entsprechend  in  den  Bahnhöfen,  Güterabfertigungen 
und  Bahnmeistereien  findet. 

Da«  dritte  Gesetz  ist  das  des  stetigen  Übergangs,  indem  die 
erforderlichen  ZAvischenglieder  der  Verwaltung  den  Ge- 
schäftsgang zwischen  der  obersten  und  den  unteren  Dienst- 
stellen gleichmäßig  regeln  und  vermitteln,  hierbei  zugleich 
zusammenfassen  und  als  untere  Aufsichtsstellen  nach  ihrer 
Zuständigkeit  selbständig  erledigen  sollen.  Dieses  dritte  Ge- 
setz bietet  nun  offenbar  Schwierigkeiten  in  seiner  Durch- 
führung, die  zu  überwinden  noch  nicht  gelungen  ist. 

Die  neuen  Vorschläge  über  die  Gliederung  der  Dienststel- 
len in  Nr.  36  und  37  d.  Ztg.  genügen  wohl  dem  1.  Gesetze  der 
Vereinheitlichung,  das  sich  verhältnismäßig  am  schärfsten 
fassen  und  am  leichtesten  in  die  Praxis  umsetzen  läßt,  nur 
dürfte  aus  den  angeführten  Gründen  der  Kollegial  Verfassung 
in  den  Generaldirektionen  der  Vorzug  zu  geben  sein.  Die 
Sonderung  der  äußeren  Dienststellen  —  dem  2.  Gesetz  ent- 
sprechend — •  erscheint  jedoch  durch  den  Vorschlag  der  Er- 
richtung von  Bahuämtern  usw.  gefährdet,  denn  dadurch  tritt 
unten  schon  wieder  eine  gewisse  Zentralisation  ein,  die 
störend  wirken  muß.  Je  kleiner  das  Amt,  desto  einfacher  der 
Geschäftsgang;  desto  weniger  Doppelarbeit,  desto  mehr  Amts- 
vorstände, die  das  Gefühl  für  Pflicht  und  Verantwortlichkeit 
anspornt,  ihr  Bestes  zu  leisten;  ihr  beharrliches  Beispiel  und 
ihre  unverdrossene  Tätigkeit  ist  unentbehrlich,  um  in  den 
Untergebenen  die  Dienstfreudigkeit  zu  wecken  und  immer 
neu  zu  beleben.  Am  wenigsten  dürfte  aber  dem  dritten  Ge- 
setze des  stetigen  Übergangs  Genüge  getan  sein.  Die  ver- 
suchte Beweisführung,  daß  dem  Grundsatze  der  zwei  Instan- 
zen nachgegangen  sei,  ist  unzulänglich ;  es  laufen  die  Fäden 
nebeneinander  her,  ohne  gleichmäßig  in  allen  Instanzen  an- 
geknüpft zu  sein,  was  sich  —  wie  bereits  oben  ausgeführt  — 
als  schwerer  Nachteil  erweist.  Die  ganze  Kunst  der  Neu- 
ordnung dürfte  darin  liegen,  die  organisch  zusammen- 
gehörigen Dienstzweige  beisammen  zu  lassen  und  den  mitt- 
leren Dienststellen  einen  solchen  Umfang  zu  geben,  daß 
allen  dienstlichen  Erfordernissen  entsprochen  werden  kann; 
dabei  müssen  die  oben  erwähnten  Nachteile  vermieden 
bleiben. 

Es  könnte  beispielsweise  an  Betriebsämter  für  rund  300  km 
Betriebslänge  gedacht  werden  mit  Abteilungen  für  Betrieb, 
Unterhaltung  und  Verkehr.  Der  Vorstand  und  sein  Stell- 
vertreter, zugleich  der  Leiter  der  Betriebsleitung,  sollen  wis- 
senschaftlich gebildete  Ingenieure,  der  der  Verkehrsabteilung 
«oll  ein  älterer  praklischer  Veikehrs-  oder  ein  junger  admini- 
strativer Beamter  und  der  Bauabteilung  ein  älterer  mittlerer 
oder  junger  akademischer  Techniker  «ein;  hierzu  noch  ein 
Zugkontrolleur  und  Bürovorstände  in  der  erforderlichen  An- 
zahl, z.  T.  mit  Fachkenntnissen.  Ab-er  vorläufig  mag  es  rm- 
bedenklich  bei  dem  Vorhandenen  bewenden;  Herrn  Eegie- 
rungsrat  Sarter  ist  in  seinen  Ausführungen  in  Nr.  34  d.  Ztg. 
durchaus  beizupflichten,  daß  der  gegenwärtige  Zeitpunkt  zu 
einer  völligen  Neuordnung  schlecht  gewählt  wäre,  Unsicher- 
heit in  allen  Verhältnissen  wäre  die  Folge. 

Möchte  es  gelingen,  das  Eisenbahnwesen  im  Eeiche  auf  eine 
«olche  Grundlage  zu  stellen,  daß  jeder  Angestellte  nach 
seiner  Fähigkeit  am  rechten  Platze  sein  Bestes  geben  und 
die  Allgemeinheit  in  wirtschaftlichen  Dingen  davon  den 
Nutzen  haben  kann ! 


Verbesserung  der  Gleislage 

Verstärkung  der  Gleisbettung  durch  Einlegen  von  Eisenbeton  rosten  unterm  Schienenstoß.*) 


Das  baver.  Verkehrsministerium  wendet  z.  Zt.  im  Bereiche 
der  Eisenbahndirektion  München  ein  bereits  ausgeprobtes 
Mittel  zur  Verbesseruna:  der  Gleislage  an,  das  den  Schienen- 
.stößen  eine  ihrer  größeren  Beanspruchung  entsprechende 
kräftigere  Unterstützung  verleiht,  und  das  durch  seine  vorzüg- 
liche Wirkung  die  Unterhaltungsarbeiten  und  Kosten  auf  min- 
destens Vi.  des  seitherigen  Aufwandes  abmindert. 


Diese  neue  Einrichtung  geht  davon  aus,  daß  eine  dauernde, 
gute  und  gleichmäßige  Auflagerung  des  Gleises  nur  erreicht 


*)  Nach  einem  in  der  „Bayer.  Bahnmeister-Ztg."  veröffent- 
lichten Aufsatze  des  Oberbahnmeisters  Heinrich  V  o  i  t  in 
Ansbach,  unter  Weglassung  der  dort  beigegebenen  Abbildun- 
p:en  1 — 4. 
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Zeltuni;  des  Verein» 
Deutacher  Eisenbahn  TerwaltTing-en. 


W'erden  kann,  wenn  di©  Traofäliiok.eit  der  Bettnno'  an  den  mehr 
■beanspruchten  GLei^st-clLcn  auch  eine  ano-emCiSsenc  Erhöhun«- 
•erfahrt.  Zur  -Lrrciohuuo-  dieser  Erhöhung-  dkn'eu  starke  Gitter- 
roste  aus  Eisembeton,  deren  Stäbe  von  oben  nach  unten  zu- 
nächst au  Stärke  zunehmen  und  dann  bis  zur  Unferfläche  des 
Kostes  wieder  etwas  aljnehmen.  Diese  Eosle  werden  in  die 
Bettuuu-  tuiiliclistnahe  unter  den  Sohlen  der  Stoßschwellen  eiu- 
,1^-ebaut.  Sie  verleihen  der  Beftuncj  eine  erhöhte  Trao'fähio-keit, 
indem  ,sie  die  A'erschiebbarkeit  der  einz.elnen  BeTtuno-steilo 
^eoenemander  en^chweren.  Die  BettauÄ  wird  in  die  truditer- 
toiiiiiuen  Kostoffnunuen  keilartio-  einuezwänot,  ,so  daß  sie 
wrdi  v  seiikieclitcu  noch  seitlichen  Druckwnkun --eu  aus- 
\yeicheu  kann.  Zur  Eauheit,  die  für  die  Traofähilikeit  der 
Bettuuo-  malSu-ebend  Lst,  kommt  durch  die  Gitterroste  eine  me- 
cliaiusche  Binduns,  die  Aveder  die  Elastizität  noch  die  Wasser- 
(iurctilassi.okeit  der  Bettun--  lieeiuf rächtiijt.  Durch  die  hoho 
Ea;;e  der  Gitterroste,  möulichst  nahe  unter  den  Schwellen 
lindet  eine  vorteilhafte  Übertra-uujr  des  Druckes  auf  eine 
den  Ijeiden  Stoßschwellen  tteuiemscliaftliche  ünterlac-e  stait, 
<  ic.  sich  m  ihien  neo enemauder  ueneioten  Flächen  besonders 
dazu  .ci-uet.  den  Druck  volLsländii.-  aufgeteilt  auf  die  unteren 
Jx'muiusschichten  und  auf  den  Uutergruud  zu  üliertraoen 

Zur  .üuten  Eiula,ueiun>.-  der  Roste  in  die  Bettuno-  und  Ei- 
lialtuu-'  rhrer  HuhenLaoe  sind  die  Lai-erflächen  tunlichst  breit 
renalen  und  mit  einer  Abschräyuuo-  nach  oben  ausgestattet 
Die  olleren  Flachen  der  Eoste  sind  möi;li,-bst  klein  angeordnet 
damit  der  Druck  weniger  auf  sie,  als  auf  die  ^cdirä-eu 
Innentiachen  der  Ecistöffnuno-en  trifft,  was  der  Druckauf- 
teiluno-  zutiäolicher  ist.  Die  Größe  der  Eostöffuunoen  ist  so 
bemessen,  daß  un,i;le,ich  verteilte  Bettunosuu-nuen  auf''die  Eoste 
zu  heuen  kommen,  beim  Ilm-  und  Herschieben  der  Hoste 
waJirend  des  A  erleoeus  in  die  Öffnunoeu  ausweichen  können 
daß  aber  andererseits  ein  Durchdrücken  der  Bettung  durch  die 
Ro.ste  verhindert  wird.  Die  Gitterrost©  sind  auf  einer  minde- 
■stenis  10  cm  starken  Bettun^sschicht,  die  mit  einer  Klein- 


schlaffschicht  abgeglichen  ist,  zu  lagern,  auf  der  sie  die 
elastischen  Bewegungen  der  Bettungen  mitmachen. 

,  Als  ein,  isowohi  in  technischer  wie  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht, «ehr  wichtiger  Teil  dieser  „Einrichtung  zur  Verstär- 
kung der  Gleisbettung"  hat  sich  die  Art  und  Weise  der  Ein- 
bringung der  Bettung  über  den  Eisenbetourosteu  bewährt.  Die 
Bettung  wird  m  wagerechten  Schichten  in  die  Eis.6nbetonro.st.e 
bis  zur  vollen  Höhe  des  Schwellenauflagers  eino-estampift 
nicht  unterstopft,  dadurch  entfällt  die  UnterstopfaAeit  an  den 
Stoßschwellen  vollständig.  Die  in  die  Eis-enibetonroste  einge- 
'  stampfte  Bettung  erweist  sich  sofoi-t  viel  tragfähioer  alte  'eme 
durch  ünterstopfimg  hergeßtellle  Unterstützung-  der  Schwellen. 
Die&er  Entfall  der  Unterstopfungsarbeit  ist  ®ehr  wichtig  Die 
Schwellenunterstopf ung  stößt,  wie  schon  erwähnt,  gerade  an 
jenen  Stellen  des  Gleises,  wo  sie  am  nötigsten  ist,  an 
.Schienenstößen,  auf  große  Schwierigkeiten. 

Die  Unierstopfungsarbeit  entfällt  aber  auch  für  die  weiter« 
Unterhaltung  der  Gleisstöße  mit  aufgestampfter  (^statt  unter- 
stopfter)  Bettung.  Ist  auis  irgend  einem  Grunde  eine  Erhöhung 
des  Schwellenlagers  erforderlich,  so  geschieht  dies  dadurcL 
daß  der  betreffende«  Gledsstrang  um  einige  Zentimeter  ge- 
hoben wird,  was  am  besten  mit  einem  Gleishebebock  ge- 
(schieht,  und  daß  mit  einem  hierzu  besonders  geeigneten  Ge- 
räte eine  ihrer  Höhe  nach  genau  meßbare  Schicht  von  Grus 
unter  die  Schwelle  gebracht  und  dort  in  gleichmäßiger  Weis« 
abgelagert  und  verteilt  wird. 

Auf  diiesre  Art  iblei:bt  das  bereits  vorhandene  feste  Bettun^s- 
lao-er  erhalten  und  die  Höherlegung  der  Stoßschwellen,  zu  der 
seither  vier  Mann  mit  meistens  sehr  fraglichem  Erfollge  her- 
angezogen wurden,  kann  in  sicher  haltbarer  und  genauer  Weise 
durch  einen  Mann  geschehen. 

In  den  Zeichnungen  „Verstärkung  der  Gleisbettuno-  durch 
Eisenbetonroste",  Fig.  5  bis  11.  ist  die  Konstruktion  des  Eisen- 
betonrostes dargestiellt  und  die  Anwendung-  ^bzw.  der  Einbau  im 
Gleis  vorgeführt. 
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B-ei  den  bish^erigen  V'ersuch€n  mit  eingestampfter  Bettung 
äst  außer  der  für  die  Einlagerung  der  Eisenbetonroste  be- 
nötigten geringen  Kleinschlagmenge,  auch  die  Bettungß- 
schicht  über  dem  Eisenbetonroste  bis  zur  Schwelle  mit  ge- 
reinigtem Grus  von  1,5  bis  2,5  cm  Korngröße  gemengt  worden. 
Dies-es  Gemenge  mit  der  Schaufel  in  wagerechten  Schichten 
ül:>er  dem  Eisenbetonroste  eingebracht  und  festgestampft,  er- 
gibt im  Zusammenhang  mit  der  Wirkung  des  Eisenbetonröste« 
für  die  Stoßschwellen  eine  vorzügliche,  gleichmäßige,  h^alt- 
bare,  wa^s-serdurchlässige  und  elastische  Unterstützung,  die  ge- 
wiß mit  Recht  im  Gegensatz  zur  gebräuchlichen  Bettung  als 
eine  „Polsterung"'  bez-eichnet  werden  darf. 

Die  Bedenken,  die  zuweilen  gegen  die  Verwenduno-  von 
Grus  als  Bettung  zur  Geltung  gebracht  werden,  wie  größere 
-Neigung  zur  Vei-unreinigung  und  zur  Verunkrautung,  dürften 
hier  entfallen,  weil  der  Grus  oder  Kleinschlag  nur  in  scharf 
abgegrenzter,  sparsamer  und  zweckmäßiger  Weise  und  nur 
an  jenen  _  Stellen  unter  den  Stoßschwellen  zur  Verwendung 
kommt,  die  gegen  Veinnreinigung  geschützt  sind,  und  weil 
eine  weitere  nachteilige  Verkleinerung  des  Gruses  durch 
Stopfarbeit  nicht  i§tattfindet. 

Mit  der  Stopfhacke  unterstopfte  Bettung  weicht  ohne  Eiisen- 
betonroste  vor.  oder  mit  Erreichung  jenes  Grades  von  Zu- 
sammenpressung, der  für  ihre  ausreichende  Tragfähigkeit 
nötig  wäre,  nach  unten  oder  seitlich  aus.  Bei  Bettung,  die  in 
Eisenbetonroste  eingestampft  ist,  ist  dies  ausgeschlossen.  Bei 
in  Eisenbetonroste, eingestampfter  Bettung  steigert  und  erhält 
sich  durch  die  Zusammenpressung  die  Tragfähigkeit  bis  zu 
dem  erforderlichen  Grad. 

Gleichsam  automatisch  ergibt  sich  dadurch  für  die  Bettung 
jedes  Stoßes  das  richtige  Maß  von  Widerstand.  (Große  Stoß- 
lücken exfordem  in  der  Bettung  einen  größeren  Widerstand 
als  kleine.) 

Für  die  immer  wieder  nötigen  Hebungen  und  Instandsetzun- 
gen e^mes  stark  befahrenen  Gleises  mit  bereits  abgebogenen 
»chienenend-en  sind  nach  den  derzeitigen  Leistungen  der  Ar- 
beiter und  den  hohen  Lohnsätzen  für  das  Kilometerje  nach  den 
be;sonderen  Umständen  1000—2000  J{  jähriich  aufzuwenden. 
Diese  Kosten  haben  sich  mittlerweile  verdoppelt.  Trotz 
dieser  großen  Ausgabe  ist  der  Zustantl  des  Gleises  doch  stets 
ein  unbefriedigender. 

Der  Einbau  von  Eisenbetonrosten  mit  eingestampfter  Bet- 
tung unter  den  Schienenstößen  erfordert,  wenn  die  Einleo-un»- 
der  Eisen}>etonroste  gelegentlich  der  Stoßschwellenauswechs- 
lung vorgenommen  ^vird,  nur  einen  Kostenmehraufwand  von 
etwa  120O  Ji  für  1  km. 

Durch  diesen  Mehraufwand  wird  eine  h.altbare  Gleislao-e 
geschaffen,  die  nach  den  bisherigen  Beobachtungen  nur  mehr 
einen  geringen  Aufwand  für  ihre  weitere  Unterhaltuno-  er- 
fordert. " 

Die  Zahl  der  in  Ider  ersten  Zeit  nach  dem  Einbau  der  Eisen- 
betonroste und  besonders  bei  erstmaliger  Ausführuncr  dieser 
Arbeit  notwendigen  kleinen  Nachfüllungen  der  Aufpolsterun- 
gen nimmt  rasch  ab.  Diese  Nachhilfen  sind  vergleichbar  mit 
dein  notwendigen  Nachziehen  der  Schrauben  eines  neuen 
Gleises,  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  die  einmal  erreichte 
Zusainmenpressung  der  Bettung  nicht  mehr  verloren  geht 
^  Die  durch  die  Eisenbetonroste  gesicherte  Höhenla^o-e  "der 
Schienenstöße  ist  von  gutem  Einfluß  auf  die  Gesamthöhenlao'e 
des  Gleises  und  auf  den  Bestand  des  ganzen  Gefüges  und  auf 
alle  ÖDerbauteile. 

Durch  den  Ausfall  der  Stopf  arbeit  unterbleiben  die  Beschä- 
digungen der  unteren  Schwellenkanten,  die  damit  verbundene 
Vervmremigung  der  Bettung,  die  oft  zwecklose  Zerstäubuno- 
der  Bettung  und  alle  für  die  Ausführung  dieser  Schädiouno-en 
erwachsenden  Arbeits-  und  Gerätekosten.  Da  die"  Stoß- 
schw^ellen  ihrer  ganzen  Breite  nach  gleichmäßig  und  kräftio- 
üurch  (he  Bettung  untemtützt  sind,  machen  sie  nicht  mehr  die 
vielen  Bewegungen  in  Lotrechter  Richtuno-  und  um  ihre  Läno-s- 
ach.se^  die  am  meisten  zur  Lockerung  der  Schwellenschrauben, 
zur  Zerstörung  der  Holzgewindefasern  und  damit  zum  Ein- 
h  "l^^'^^        Wassers  m  das  Innere  der  Schwellen  beigetrao-en 


Der  Embau  von  Eisenbetonrosten  iist  in  erster  Linie  am 
Platze  in  Hauptgleisen,  an  denen  sich  infolge  mangelhafter 
Unterhaltung  während  der  Kriegsjahre  oder  aus  anderen  Ur- 
sachen bleibende  Stoßeinsenkungen  gebildet  haben,  die  also  mit 
den  bisher  zur  Verfügung  gestandenen  Mitteln  nie  mehr  in 
länger  dauernden  guten  Zustand  versetzt  werden  können. 

Die  geringsten  Kosten  verursacht  die  Einlegung  der 
Eisenbetonroste,  wenn  sie  gelegentlich  des  Einbaues  neuer  Stoß- 
schwellen, sei  es  bei  Neuverlegung  von  Gleisen,  bei  Gleis- 
oder Schwellenumlegung  oder  bei  Einzelschwellenausweohs- 
lung  vorgenommen  wird. 

_  Zu  den  bleibenden  Stoßeinsenkimoen  ist  zu  bemerken,  daß 
sie  bei  den  neuesten  kräftigeren  Schienenformen  (Form  X)  im 
unbelasteten  Zustand  des  Gleises  bis  jetzt  nur  selten  jene  auf- 
fallenden Zeichen  der  Zerstörung  aufweisen,  wie  dies  bei 
schwächeren  Schienenformen  (Form  IX  und  II)  der  Fall  ist. 
Die  bei  der  stärkeren  Schienenform  besonders  stark  auso-«. 
bauten  Stoßverbindungen  ließen  ja  seit  ihrer  Einführu"no- 
einen  derartig  weitgehenden  Verfall  noch  nicht  zu,  und  im 
allgemeinen  betragen  die  AbJjiegungen  der  Schienenenden  hier 
in  der  Regel  nur  2 — 4  mm  auf  1  m  Länge  oder  10  bis  20  mm,  auf 
die  ganze  Schienenlänge. 

Diese  Einsenkungen  mögen  deshalb  manchem  als  von  nicht 
besonderer  Bedeutung-  erscheinen.  Dies  ist  aber  eine  falsche 
Anschauung.  Um  den  richtigen  Eindruck  vou  der  Uuhaltbar- 
keit  eines  isolchen  Stoßes  zu  erhalten,  muß  man  ihn  während 
der  Belastung  durch  einen  darüberfahrendeu  Zuo-  beobachten, 
m  dem  Augenbliick,  wo  zur  bleibenden  Einsenkuno-  die  elasti- 
sche kommt,  wenn  der  ganze  Stoß  unter  dem  Raddruck  um 
weitere  4 — 10  mm  niedergedrückt  wird,  bis  seine  hohlliegen- 
den Schwellen  in  der  längs  entwichenen  Bettung  wieder  eine 
Unterstützung  finden. 

Wenn  man  sieht,  wie  die  Laschen  und  Stoßbrücken  über  die 
Grenzen  ihrer  Leistungsfähigkeit  in  Anspruch  genommen  sind, 
wie  die  Schwellenschrauben  manchmal  buchstäblich  aus  den 
Schwellen  herausgezerrt  werden  und  wie  das  ganze  Gefüge 
in  unordentliche  Bewegung  gebracht  wird,  und  wenn  man 
hört,  mit  welcher  Wucht  die  Verkeil islasi  an  den  Stoßlücken 
auf  die  Schienenköpfe  niederhämmert:  dann  erst  wird  man 
sich  darüber  klar,  daß  einem  solchen  Stoße  mit  dem  seither 
gebräuchlichen  Mittel  der  Unterstopfung  nie  mehr  für  läno-ere 
Dauer  eine  hinreichende  Unterstützung  gegeben  werden  kann 
und  man  gelangt  zu  der  Überzeugung,  daß  die  Ursache  zur 
endlosen  Wiederholung  dieser  Vorgänge  in  der  zu  geringen 
Tragfähigkeit  der  Bettung  im  Zusammenhan o-  mit  der  bleiben- 
den Stoßeinsenkung  liegt,  und  daß  dauernde  Alihilfe  nur  durch 
Erhöhung  der  Tragfähigkeit  der  Bettung  und  der  damit  er- 
reichbaren Rückbildung  der  Schienenabbiegung  möo-lich  ist. 

War  die  Tragfähigkeit  unterstopfter  Bettung  sch'on  nicht 
ausreichend,  um  den  neuen  oder  im  besten  Zustand  be- 
tindlichen  Stoß  genügend  zu  unterstützen,  so  ist  sie  natürlich 
erst  recht  nicht  ausreichend,  um  dem  bereits  eino-.efahiienen 
Stoß  den  nötigen  Widerstand  zu  bieten  und  zugleich  zu  der 
unbedingt  notwendigen  Eückbilduno-  der  Schienenabbiegung 
das  ihrige  beizutragen.  Nur  durch  das  Eiustam))fen  der  Bet- 
tung m  Eisenbetonroste  ist  es  möglich,  solche  Stöße  wieder 
vollständig  und  dauernd  in  guten  Zustand  zu  versetzen. 

Zahlreiche  Versuche  unter  isolierten  Schienenstößen  haben 
gezeigt,  daß  bei  Anwendung  eines  Eisenbelonrostes  eine  voll- 
standig  gesicherte  Lage  der  Schwellen  zu  erreichen  ist. 

Bei  richtig  erfolgtem  Einbau  sind  die  Eisenbetonroste  von 
unbegrenzter  Haltbarkeit;  ,sie  können  bei  (Tleisumbauten 
immer  wieder  verwendet  werden.  Ihre  Herstellung  erfordert 
besondere  Sorgfalt  und  die  Verwendung  bester  Baustoffe. 
Das  alleinige  Ausführungsrecht,  auch  im  Auslände,  ist  der 
Firma  Del  Bondio  u.  Halter  in  München  übertragen. 

Der  bisherige  große  Mangel  an  Arbeitskräften  und  die 
Schwierigkeit  der  Baustoffbeschaffung  hat  der  umfang- 
reicheren Einführung  der  Eisenbetonroste  bis  jetzt  im  Weg'e 
gestanden.  Die  mehr  als  jemals  notwendige  'Bedachtnahme 
auf  ,erhöhte  Einsparung  und  zweckmäßigste  Verwendimg  von 
Arbeitskräften  wird  den  Eisenbahnverwaltungen  Anlaß"sein, 
von  dieser  Einrichtung  weitgehenden  Gebrauch  zu  machen. 


Die  vereinigten  preußischen  und  hessischen  Staatseisenbabnen  im  Rechnungsjahre  1917, 


Isach  dem  amtlaohen  Bericht  über  ,die  Ergebnisse  des  Be- 
inelms  der  ve-reinigten  preußischen  und  hessischen  Staats- 
Bisenbahnen  im  Reohnungsiahr.e  1917.  hat  das  Bahnnetz  die,ser 
bi.senbahnverwaltmig  im  Rechnungsjahre  vom  1.  April  1917 
öis  61.  Marz  1918  durch  Eröffnung  neuer  Strecken  (27,22  km 
Haupt-  und  10,57  km  Nebenbahnen)  .einen  Zuwachs  von  37,79 
Kl lometern  erfahren.  D  i  e  E  i  g  e  n  t  u  m  s  1  ä  n  g  e  d  e  r  d  e  m 
^  Tu^  ^  ^5^^  Verkehr  dienenden  Bahnstrecken  betrug 
am  31.  Marz  1918:  40  219,89  km.    Davon  waren: 


hessisches 
badisches 


Haupt- 
bahnen 

Neben- 
bahnen 

zu- 
sammen 

km 

km 

km 

Eigentum 

?» 

.    21  885,01 
811.46 
41,12 

16  986.54 
495,76 

38  871,55 
1  307.22 
41,12 

zusammen 

.   22  737,59 

17  482,30 

40219,89 
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ZeitunfT  des  Vereins 
Dentscher  EisenbahnTerwaltungren, 


Haaipt- 

Neben - 

tZ)U- 

bahn^en 

bahnen 

sammen 

km 

km 

km 

22  737,59 

17  243,20 

39  980.79 

239,10 

239.10 

5  359,82 

16  863,81 

22  223.63 

16  887.95 

618,49 

17  506,44 

84.74 

84.74 

399,73 

399.73 

5,35 

5,35 

Vollspur  ig  

schmalspuii^  (preußisch) 

'cin.u'k'isiir   

/.iW-cio]'ci.^ig   

(.Ireiüleisiir   

vierol.ei.si(j   

fünfgleisig   

Außerdem  waren  199,40  km  vollspuriiff©  und  1,28  km  schmal- 
Kpurio:f\  Ansehlußbahnen  ohne  öffentlichen  Verkehr 
vorhanden,  Die  (U.samtläiioe  der  in  der  pi'enßiisch-he.ss.i.scbcn 
Betriebsmemciiischaft  vereinio'ten  Bahnen  belief  «ich  demnach 
auf  40  4'_'l).r,7  lim,  wovon  39  070,48  km  preußisches,  4308,97  km 
he.«isi,sches  und  41,12  km  badisches  Eig-eutum  waren. 

Die  Betriebslänge  betrug-  Ende  März  1918  im  g^anzen 
40  318,26  km,  von  denen  dem  Personenverkehr  38  785,57  km, 
dem  Güterverkehr  39  945,78  km  dienten. 

Das  Anlagekapital  berechnete  s-ich  Ende  März  1918, 
wie  folgt: 

Millionen   auf  1  km  Bahnlänge 

für                                Jl  Jl 

Vollpurba,hnen                           14 184.314  354  778 

Schmalspurbahnen      ....         21,563  90183 
Anschlußbahnen  ohnr-  öffent- 
lichen Verkehr    ....         12,351  61  546 

im   ganzen    14  21-8,228  351757 
davon  preußisches  Eigentum   13  801,801  353  254 

Der  Fuhrpark  bestand  Ende  J\Iärz  1918  aus  27  536  Loko- 
motiven, .^.3  085  Personenwagen,  14  902  Gepäckwagen  und 
.'^92  492  Güter-.  Arbeits-  und  Babndienst wagen.  Der  Gesamt- 
wert (Besrhaffungskost'cn)  deis  Fuhrparks  am  Schlus.'^e  des 
Rerhnungsialues  Uli  7  Ihm  rüg  4673.705  Millionen  Mark  oilcr 
32,90  %  des  Anlauekapilals  (14  205,877  Millionen  Maik)  der 
dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  Bahnstrecken.  Im  Be- 
richtsjahre kamen  durch  Neubeschaffung  oder  Umbau  1682 
Lokomotiven,  19!<9  Personenwagen.  403  Gepäckwagen  und 
30,)19  Guter-,  Arbeits-  und  Bahndien*twagen  in  Zugang, 
wahrend  191  Lokomotiven.  169  Personenwao-pn.  98  Gepäck- 
wagen und  2770  Güler-  u.sw.  Wagen  ausgemu.s7ert  wurden  orler 
zum  Zweck  des  Umbaues  in  Abgang  kamen.  Von  den  Be- 
schaffungskosten der  neuen  Fahrzeuge  (413.976  Millionen 
Mark)  wurden  183,601  Mill.  Mark  aus  Anleihen  und  230,315 
Millionen  Mark  aus  Betriebseinnahmen  bestritten.. 

Die  Gesamteinnahme  der  Betriebs o-.pmeinschaft  betruo- 
i™o  P 191''=  3492.211  Millionen  :Mark  (d  s" 
4^2.655  Millionen  oder  1.^65  %  mehr  als  im  Vorjahje)  auf 
}rJ^  l'"i<:'lifC'\iiitflicl'ei'  Belriebslänge  86  667  Ji  (11  646  Jl  oder 
10,5.:!  %  mehr).  E,s  brachten  ein:  der  Per.^onen-  und  Gepäck- 
verkebr  1086.395  Millionen  Mark  oder  31.11  %  der  Gesanit- 
emnahme  (gegenüber  dem  Vorjahre  +  28S.SR0  Millionen  oder 
3(5,22  %),  der  Güterverkehr  2083,637  Millionen  Mark  o.b  r 
y9,66  %  der  Giesamteinnahme  (+  158,090  Millionen  oder  8,21 
Prozent),  im  ganzen  die  Vei kehr. seinnahmen  3170,032  Mil- 
lionen Mark  oder  90.77  %  der  Gesamteinnahme  (+  446,950 
Milhoneu  oder  16.41  %),  die  .sonstigen  Einnahm.rn  (Überlas- 
f*ung  von  Bahnanlagen  und  Leistungen  zugun.^ten  Dritter. 
Überlassung  von  Fahrzeugen,  Erträge  aus  Veräußeruno'en  und 
ver.schiedene  andere  Einnahmen)  322.179  Millionen  Mark  oder 
9,23  ^  der  Gt samtemnahme  (+  25,705  Millionen  oder  8.67  %). 

Die  Gesa,  in  t  a  u  .-^  g  a  b  le  der  preußisch-hessischen  Eisen- 
hahnbetrlebsgemeln:^ehaft  betrus"  im  Berichtsiiahre  2925  274 
Millionen  Mark  (d.  s.  760.878  Millionen  oder  35,i5  %  mehr  als 

^^'Q7%^^^^''l■oooo^  ..1  ^'^^  durchschnittliche  Betriebslänge 
^2a97  M  (+  18  822  Jl  oder  35,00  %),  auf  100  M  der  Ge,samt- 


einnahme  (Betri«b®zahl)  83,77  Ji  (+  12,09  M  oder  16,87  %). 
Davon  machten  die  persönlichen  Ausgaben  1172,413  Millionen 
Mark  oder  40,08  %  (gegenüber  dem  Vorjahre  +  204,423  Mil- 
lionen oder  21,12  %)  aus,  die  sächlichen  Ausgaben  17.52,861 
Millionen  Mark  oder  59,92  %  der  Gesamtausgabe  (+  556,455 
Millionen  oder  46,51  %).  U.  a.  wurden  ausgegeben:  an  Be^ 
.soldungen  für  die  planmäßigen  höheren,  mittleren  und  unteren 
Beamten  391.263  Millionen  Mark  (+  19,220  Millionen  oder 
5,19  %),  an  Wohnungsgeldzuschü.ssen  68,258  Millionen.  Mark 
(+  3,846  Millionen  oder  5,97  %),  an  Vergütungen  für  Hilfs- 
arbeiter, Löhnen  und  Stellenzulagen,  Dienstkleidungszuschüs- 
sen  für  Unterbeamte  und  Hilfsunterbeamte  usw.  471,120  Mil- 
lionen (+  146.817  MiUionen  oder  45,27  %),  an  Eeise-  und 
ümzugskosten  87,963  Millionen  (+  23,487  Millionen  oder  36,43 
Prozent),  für  Wohl fahrtsiz wecke  135.638  Millionen  (+  11.390 
Millionen  oder  9,17  %),  für  Unterhaltung  und  Ergänzung  der 
Geräte  sowie  Beschaffung  der  Betri.elbsstoffe  439,915  Millionen 
(+  161,141  Millionen  oder  .57,80  %),  für  Unterhaltung,  Er- 
neuerung und  Ergänzung  der  baulichen  Anlao-en  322,.590  Mil- 
lionen (+  11,584  Millionen  oder  3.72  %),  für  Unterhaltung, 
Erneuerung  und  Ergänzung  der  Fahrzeuge  und  der  maschi- 
nellen Anlagen  547,450  Millionen  (+  102,267  Millionen  oder 
22,97  %). 

Als  Befriebsüberschuß  ergaben  sich  für  das  Berichtsjahr 
566,937  Millionen  Mark  gegen  855.160  Millionen  für  das  Vor- 
jahr; er  ].st  also  um  288.223  Millionen  oder  33.70  %  zurück- 
gegangen. Für  1  km  durchschnittlicher  Be.triebsläno-.e  betru» 
der  Überschuß  14  070  Ji  gegen  21  246  Jl  im  Vorjahre.  Von 
der  Gesamteinnahme  machte  der  Überschuß  16.23  %  gegen 
28.32  %  im  Vorjahre  aus.  Das  im  Jahresdurchschnitt  (Jahre.s- 
mittel)  verwendete  Anlagekapital,  das  sich  bei  Beidicksichti- 
giing  dei'  Bahnen  ohne  öffentlichen  Verkehr  im  Berichtsjahr« 
auf  14  059,521  Millionen  Mark  belaufen' hat.  ist  in  diespm  mit 
4.03%  (im  Vorjahre  mit  6.24%)  verzinst  worden.  Wird  das 
durchschnittliche  Anlagekapital  der  Bahnen  ohne  öffentlichen 
Verkehr  (1917:  12.317  Millionen  Mark)  außer  Betracht  ge- 
lassen, also  nur  das  durchschnittliche  Anlagekapital  der  dem 
öffentlichen  Verkehr  dienenden  Bahnen  (1917:  14  047.174  Mil- 
,,lioneu  Mark)  berücksichtigt,  so  ergibt  der  Überschuß  eine 
Verzinsung  von  4  04  %  (gegen  6,24%  im  Vorjahre).' 

An  Beamten.  Gehilfen,  Hilfskräften  im  unteren  Dienst  und 
Arbeitern,  deren  Dienstbezüge  aus  den  laufenden  Betriebsein-, 
nahmen  gezahlt  worden  sind,  wurden  im  Jahresdurchschnitt 
be.schäftigt:  218  654  (darunter  1609  weibliche)  planmäßige  und 
4640  (darunter  3  weibliche)  außerplanmäßige,  zusammen 
223  294  (darunter  1612  weibliche)  Beamte  (gegen  das  Vorjahr 
11  459.  rlarunter  98  weibliche,  oder  5,41%  mehr).  945  tech- 
nische Gehilfen  (268  weniger),  105  052  (darunter  30  545  weib- 
liche) Hilfsbeamte  im  unteren  Dien.st  und  Schrankenwärter 
(gegen  das  Vorjahr  im  ganzen  4998  mehr,  an  weiblichen  15  697 
oder  105,72  %  mehr)  und  267  806  (darunter  56  894  weibliche) 
Arbeiter  (ges'en  das  VorjaTir  im  ganzen  32  0-36  oder  13.59% 
mehr,  an  weiblichen  allein  17  711  oder  45.20  %  mehr),  und  zwar 
89  473  (darunter  25  687  weibliche)  Betriebsarbeiter  (im  ganzen 
5881  oder  7.04  %  mehr,  an  weiblichen  8006  oder  45.28  %  mehr), 
68  095  (darunter  17  322  weibliche)  Bahnunterhaltungsarbeiter 
(im  ganzen  1240  oder  1.79  %  weniger,  an  weiblichen  4010  oder 
30.12%  mehr)  und  110  238  (darunter  13  885  weibliche)  Werk- 
stätfeuarbeiter  (im  ganzen  27  395  oder  33.07  %  mehr,  an  weib- 
lichen allein  5695  oder  69,54  %  mehr  als  im  Vorjahre,)  Außm- 
dem  waren  im  Berichtsiahre  vorhanden  60  Eegierungsbau- 
führer  sowie  169  Zivilsupernumerare  in  der  Ausbildung  ohne 
Besoldung  unrl  1041  Gepäckträger,  die  wegen  gewerblicher 
Einnahmen  eine  Vergütung  aus  der  Staatskasse  nicht  erhiel- 
ten. Ferner  wurden  beim  Bau  neuer  Bahnstrecken  und  bei  den 
außerordentlichen  Ergänzungs-  und  Erweiterung.sbauten  auf 
den  im  Betriebe  befindlichen  Strecken  im  Berichtsjahre  20.31 
(darunter  99  weibliche)  Arbeiter  gegen  2425  (darunter  90 
weibliche)  im  Vorjahre  beschäftigt. 


Nachrichten. 

Vtreinsgebiet. 

Deutschland* 

^T^  ^x'/  4^*^!!''^°*'^''<'^*'s:unff  auf  den  deutschen  Eisenbahnen. 

iVgl.  Nr.  49,  S.  516  d.  Ztg).  Tiotz  des  Abbruchs  des  Eisen- 
nahnerstreiks  m  den  Direktionsbezirken  Berlin  und 
Breslau  herrscht  auf  dem  gesapiten  deutschen  Eisenbahn- 
netz, große  Spannung  und  Unruhe,  die  sich  durch  zahlreiche 
größere  und  kleinere  Ausstände  Luft  gemacht  hat.  Wie  sich 
aus  den  Forderungen  der  Streikleitungen  ergibt,  sind  wesent- 
lich pohti.sche  Gründe  die  Tiiebfeder  da  neben  Ent.schul- 
(lung^ssummen  die  Anerkennung  des  Eätesvstems.  Entlassunc. 
von  Gefangenen  usw.  gefordert  werden.   Anscheinend  handeft 


es  sich  um  die  Nachwirkung  einer  von  unabhängiger  und 
komnninistischer  Seite  für  den  Fall  der  NichtUnterzeichnung 
des  Friedensvertrages  oro-auisierten  revolutionären  Bewegung, 
die  zwar  nicht  durchgeführt  wurde,  aber  jetzt  bei  den  radi- 
kalsten und  arbeitsscheuesten  Teilen  der  Arbeiterschaft  zum 
Ausdruck  kommt  Der  Ausstand  im  Bezirk  Frankfurt 
(Main)  hat  am  4.  und  5.  Juli  eine  größere  Ausdehnung 
erfahren.  Die  Streikenden  haben  den  Bahnhof  und  das 
•Direktionsgebäude  besetzt  und  jeden  Drahtverkehr  der 
Direktion  nach  außerhalb  verhindert.  Im  Bezirk  Altona 
ist  in  Wittenberge  der  Streik  ausgebrochen.  Im  Bezirk 
Hannover  ist  die  Arbeiterschaft  fa.«t  überall  in  den  Aus- 
stand geti-eten.  Auf  den  wichtigen  Bahnhöfen  Lehrte, 
Seelze  und  Stendal  wurden  durch  Sabotagehandlungen 
die  Eisenbahnanlagen  zerstört  und  der  Betrieb  verhindert. 
Die  Direktionen  Cassel  und   Breslau  haben  sich  aus- 
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jücklich  ßregen  die  Bet-eiligung  an  dem  Streik  ausgesprochen. 
Luch  die  übris^en  Direktionsbezirke  sind  bisher  im  alloe- 
leinen  ruhio:  g-ebli^ben.  Der  gesamte  Eisenbahnverkehr  nach 
"rankfurt  ist  durch  den  Streik  unterbrochen  worden;  ebenso 
onnte  auf  den  Strecken  Berlin-Lehrte  und  Berlin-Hamburo- 
er  Betrieb  nur  notdürftig  aufrecht  erhalten  werden.  Zur  Uni^ 
ehung  der  besonders  beteiligten  Strecken  wurden  die  Züge 
fannover-Berlin  über  Braunschweig  und  die  Zü^e 
[annover-Hamburg  über  Soltau  geleitet.  Die  Beamtenschaft 
at  es  mit  Hilfe  von  Studenten  der  Technischen  HochschuKe 
1  Hannover  möglich  gemacht,  wenigstens  einigermaßen  den 
etrieb  fortzuführen.  Diese  von  gewissenlosen  Leuten  ent- 
ichte  Ausstandsbewegung  ist  besonders  verhängnisvoll,  weil 
icht  bloß  der  Personen-  und  gewöhnliche  Güterverkehr,  son- 
3rri  die  gesamte  L-ebensmittelzufuhr  bedroht  wird  und  zum 
eil  schon  gestört  worden  ist.  Die  Zeitungen  berichten  von  be- 
hütenden Verlusten  durch  Verderb  von  Lebensmitteln  und 
leh,  die  auf  der  Strecke  liegen  bleiben  mußten.  Die  Str'ei- 
enden  scheinen  sich  dieser  Folgen  ihi-er  Haltung  bewußt  zu 
iin  und  sie  sogar  zu  wünschen,  da  im  Gegensatz  zu  anderen 
rten  die  Eisenbahnarbeiter  zum  Teil  ausdrücklich  beschlos- 
;n  haben,  die  Lebensnütteldurchfuhr  nicht  zuzulas.S'en.  Im 
auf©  des  6.  und  7.  Juli  machte  sich  eine  gewisse  Entspan- 
mg  der  Lage  bemerkbar.  In  Frankfurt  (Main)  wurde  der 
bbruch  des  Streiks  beschlossen,  *wobei  allerdings  betont 
urde.  daß  es  sich  um  einen  Waffenstillstand  handele,  und 
iß  ein  neuer  Streik  deUinächst  den  gesamten  Staatsbahn- 
!trieb  erfassen  werde,  falls  das  Ministerium  nicht  entgeo-en- 
)mme.  Die  Begierung  hofft,  wie  in  Berlin,  so  auch  m^den 
)Tigen  Streikbezirken,  der  Bewegung  Herr  zu  werden 
Der  Verkehrsstreik  in  Groß-Berlin  dauert 'fort, 
I.  die  inzwischen  gepflogenen  Verhandlungen  der  Direk- 
ten mit  den  Streikleitungen  zu  keinem  greifbaren  Ergebnis 
■fuhrt  haben.  Der  Berliner  Vorortverkehr  wird  normal 
irchgefuhrt,  der  Eingbahnvei  kehr  ist  am  8.  Juli  wieder  auf- 
kommen worden. 

—  Anschlußverbindungen  im  Personenverkehr.  Neuerdino^s 
ird  wieder  lebhaft  Klage  über  mangelhafte  Gestaltung-  der 
ischlußverbindungen  für  den  Personenverkehr  geführt  und 
.rauf  hingewiesen,  daß  häufig  Züge  der  Seitenlinien  erst 
nn  auf  den  Übergangsstationen  eintreffen,  wenn  kurz  vor- 
r  die  Zuge  der  anschließenden  Strecken  abgefahren  sind  und 
igekehrt.  Die  Eisenbahndirektionen  sind  deshalb  beauf- 
igt^worden,  in  dieser  Richtung  eine  sorgfältige  Nachprüf un«- 
r  Fahrplane  vorzunehmen  und  die  durch  das  Veikehrsbe" 
rfnis  gebotenen  Verbesserungen  baldigst  durchzuführen. 

—  Personenverkehr  mit  dem  besetzten  westlichen  Gebiet 

6  franzosischen  Besatzungsbehöiden  haben  zur  Sprache 
bracht,  daß  m  letzter  Zeit  wiederum  Reisende  über  den 
uckenkopf  Mainz  in  das  von  der  Entente  besetzte  deutsche 
»biet  einzureisen  versuchen,  ohne  im  Besitze  des  voro-e- 
iriebenen  Ausweises  der  Commission  Internationale  Perma- 
nte  d  Armistice  zu  sein.  Die  Dienststellen  sind  erneut  an- 
wiesen worden,  Fahrkarten  nach  Stationen  des  besetzten 
bietes^  nur  bei  Vorlage  der  Einreiseerlaubnis  der  Besat- 
Qgsliehorde  zu  verabfolgen,  da  keinem  Deutschen  die  Ein- 
:se  m  neues  Gebiet  gestattet  wird,  der  nicht  einen  Ausweis 
r  L.  1.  P.  A.  vorweisen  kann. 

—  Freie  Fahrt  für  vertriebene  Elsaß-Lothringer.    Um  den 

rtriebenen  Elsaß-Lothringern  die  Abholung  ihrer  Familien 
n-x.  zurückgelassenen  Hausrats  zu  erleichtern,  hat  der 
Jußische  Eisenbahnminister  nach  einem  neueren  Erlaß  für 
3  preußisch-hessische  Staatsbahnnetz  die  ihnen  o-ewährte 
qIa  (vergl.    die    Mitteilung  in"  Nr  33 

il4U  f  .  Ztg.)  auf  eine  einmalige  Reise  des  Haushaitun o-s- 
rstandes  von  dem  Aufenthaltsort  des  Flüchtlings  nach  dem 
terstellungsort  des  Hausratte  und  von  dort  nach  dem  o-e- 
ausgedehnt.  Wie  dies  bereits  für  die  fracht- 
ae  Beförderung  des  ümzugsguts  zugestanden  ist,  soll  auch 
•  c  ie  Reisen  dieser  Personen  von  dem  Nachweis  der  Mittel- 
igkeit  abgesehen  werden.  Im  Bereich  der  preußisch-hessi- 
^^J}  '^jaatsihahnen  werden  also  nunmehr  den  vertriebenen 
aß-Iothringischen  Flüchtlingsfamilien  auf  Gmnd  einer 
|Sprechenden  Bescheinigung  de.4  „Hilfsbundes  für  die  El- 
S-Lothnnger  im  Reich"  oder  einer  seiner  Zweigstellen  fol- 
ule  Vergünstigungen  gewährt:  1.  freie  Fahrt  in  dritter 
igenklasse  der  Personenzüge  bis  Ende  September  1919  für 
e  einmali.o'e  Reise  a)  der  vertriebenen  Flüchtlingsfamilie 
dem  vorübergehenden  Aufenthaltsort  und  von  dort  nach 
ti  neuen  Wohnort,  b)  des  Flüchtlings  zum  Antritt  einer 
Stelle,  c)  des  Haushaltungsvorstandes  der  Flüchtlino-s- 
iHie  zur  Abholung  der  Familie  und  zur  Bewirkuno-  des 
izugs  nach  dem  Unterstellipgsort  des  Hausrats-  und  von 
t  nach  dem  neuen  Wohnort.  2.  frachtfreie  Beförderuno- 
Umzugsgutes  nach  dem  Unterstellungsort  des  Hausrats 


und  von  dort  nach  dem  neuen  Wohnort.  Die  im  Gebiet  der 
preußisch-hessischen  Staatsbahnen  belegenen  Privatbahnen 
sind  ersucht  worden,  sich  der  Maßnahme  anzuschließen.  Von 
den  außerpreußischen  Regierungen  mit  Staatsbahnbfesitz  hab*  n 
bisher  das  Baverische  Staatsministerium  für  Verkehrsangolc- 
genheiten  in  München,  das  Sächsische  Finanzministerium  in 
Dresden  und  das  Direktorium  des  Freistaates  in  Oldenburg 
der  Freifahrtvergünstigung  zugestimmt. 

—  Wiedereröffnung  des  badischen  Bahnhofs  in  Basel.  Hin- 
sichtlich der  Wiedereröffnung  des  badischen  Bahnhofes  in 
Basel  hat-  der  Bundesrat  —  wie  wir  der  „D.  Allg.  Ztg."  ent- 
nehmen —  entgegen  den  Einwendungen  des  politischen  De- 
liartementis  beschlossen,  dem  deutschen  Begehren,  namentlich 
dem  Badens,  entgegenzukommen,  so  daß  der  Wiederinbetrieb- 
setzung des  Bahnhofes  kein  Hindernis  mehr  entgegensteht. 
Deutschland  hatte  bekanntlich  neben  der  Zollkontrolle  auf 
dem  badischen  Bahnhof  auch  das  Recht  für  sich  beansprucht, 
Personen,  die  gegen  di^  Ausfuhr  von  Wertpapieren  und  an- 
derer Vermögensgeo-enstände  verstoßen  haben,  wieder  auf 
deutschen  Boden  zurückzuweisen.  Hierin  hatte  das  politische 
Departement  eine  Verletzung  der  schweizerischen  Souverä- 
nität erblicken  wollen. 

—  Der  wiirttemberffische  vStaatshaushaltplan  für  1919  und 
die    Vcrkehrsanstalten.    Der  soeben  dem  württembergischen 
Landtag  zugegangene  Entwurf   des  Staatshaushaltplans  für 
1919  schließt  mit  dem  Fehlbetrag  von  149  Mill.  Mark  ab.  In 
dem  Begleitvortrag  weist  das  Finanzministerium  darauf  hin, 
daß  dieser  Fehlbetrag  vor  allem  durch  die  Verkehrsanstalten 
verursacht  ist,  die  trotz  der  von  der  Eisenbahnverwaltung  am 
1.  April  1919  durchgeführten  Tariferhöhungen  einen  Abmangel 
von  102,5  Mill.  Ji  und  zwar  unter  Einschluß  der  Teuerungs- 
zuwendunaen  von  96,5  Mill.  J(  bei  den  Eisenbahnen  und  von 
5,6  Mill.  Ji  bei  den  Posten  und  Telegraphen  aufweisen.  Bei 
den  Verkehrsanstalten  wie  überhaupt  in  der  ganzen  Staatsver- 
waltung seien  es  zwei  überall  wiederkehrende  Erscheinuno-en, 
die,  schon  im  Rechnuugs.iahr  1918  beginnend,  nunmehr  alleAus- 
saben  zu  einer  schwindelnden  Höhe  hinaufgetrieben  hätten 
Einmal  die  Steigerung  der  Preise  für  alle  Stoffe,  Geräte,  Fahr- 
zeuge, Ersatzteile  usw.  —  für  Kohlen  allein  seien  von  den 
Sfaatseisenbahnen  15  Mill.  J(  mehr  aufzuwenden  —  und  so- 
dann das  starke  Wachsen  der  persönlichen  Ausgaben  durch 
die  Tarifverträge  mit  den  staatlichen  Arbeitern  und  die  da- 
mrt  verbundenen  Lohnerhöhungen,  die  Einführung  des  acht- 
stündigen Arbeitstags,  die  Abschaffung  des  Stücklohns  u.  a.. 
sowie  durch  die  Erhöhung  der  Teueiungszu Wendungen  an  die 
Beamten.    Die  Ursachen  des  Fehlbetrags  lähmen  das  ganze 
Wirtschaftsleben  und  würden,  wenn  sie  nicht  bloß  als  vor- 
übergehende Erscheinung  anzusehen  wäi-en,  zum  völligen  Zu- 
sammenbruch der  deutschen  Volkswirtschaft  und  .ieder  geord- 
neten Finanzwirtschaft  in  Reich,  Staat  und  Gemeinde  führen. 
Der  ungeheure  Fehlbetrag  müsse  durch  gewaltige  Steuerer- 
höhungen gedeckt  werden,  die  bis  zur  Grenze  der  Belastungs- 
fähigkeit hinauf  eehen  müssen.    Dabei  müssen  auch  die  den 
Beamten  und  Arbeitern  rückwirkend   auf  1.  April  1919  be- 
willigten   fortlaufenden    Teuerungszuwendungen  und  Lohn- 
erhöhungen noch  für  das  Rechnungsiahr  1919  zur  Einkommen- 
steuer, deren  Einheitssatz  auf  die  Höhe  von  1.50  bis  500  % 
zu  bringen  sei,  herangezogen  werden.    Trotz  der  gewaltigen 
Steuereihöhuno-en  bleibe  noch  ein  Rest  von  etwa  23  Mill.  JI 
A-orhanden.    Für  die  Deckung  bleibe  noch  der  Weg  offen,  mit 
den  gewaltig  gestiegenen  Betriehskoskn  der .  Vcrkehrsanstal- 
ten auch  in  dem  Entgelt  für  ihre  Leistungen  gleichen  Schritt 
zu    halten    und    durch    weitere    Ans  p  a  n  n  u  n  g    de  r 
Tarife_    den    Einnahmeausfall    wieder  hereinzub'rinoon, 
Dieses  Ziel  könne  aber  nur  einheitlich  durch  ein  Zusammen- 
wirken aller  deutschen  Verk-thrsanstalten  erreicht  werden.  Es 
werde  s^ine  ernste  Sorge  sein,  so  rasch  als  möglich  auf 
diesem  Weg  voranzukommen. 

—  Der  Unterstaatssekretär  im  württemberffischen  Ministei- 
rium   der   auswärtigen   Angelegenheiten,  Verkehrsabteilung. 

Im  Entwurf  des  Haushaltplans  der  württembero-ischen  Ver- 
kehrsanstalten für  1919  ist  das  Gehalt  für  einen  Unterstaats- 
sekretar  mit  18  000  Ji  neu  eingesetzt.  Zur  Begründung 
dieser  Anforderung-  wird  ausgeführt:  Zur  Vertretung  des 
^^fmisters  der  auswärtigen  Ana-elea'enheiten  in  seiner  Eigen- 
schaft als  obersten  Leiters  des  Verkehrswesens  ist  am  11. "No- 
vember 1918  ein  beonderer  Beamter  (Unterstaatssekretär)  be-- 
rufen  worden.  Der  Ministerpräsident  und  Minister  des  Aus- 
wärtigen, seit  neuerer  Zeit  zugleich  Sfaatspräsident,  war  und 
ist.  bei  dem  Umfang  seiner  Dienstaufgaben  nicht  in  der  Lage, 
neben  den  durch  die  Staatsumwälznng  mannigfaltiger  gewor- 
denen Staatsgeschäften  und  den  Arbeiten  politischer  Art,  noch 
umfangreiches  Ressortministerium  zu  führen,  wie  es  das 
Verkehrswesen  bildet.  Aus  ähnlichen  Erwägungen  war  bei 
der  ersten  Umbildunfir  der  Resrierung  am  8.  November  1918  ein 
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besonderer  Minister  für  die  Verkehrsabteilun^  des  auswär- 
tigen Ministeriums  bestimmt  worden.  Schon  früher  (1899  bis 
19Ü8)  hat  bei  der  V-erkehrsverwaltung-  die  Einrichtuuii-  der 
«tändigen  Vertretung  des  Älinisters  durch  einen  Unterstaats- 
isekretär  im  Nebenamt  bestanden.  Unter  den  ietzigen  Ver- 
hällnissen  ist  für  diese  Vertretung  ein  Beamter  im  Haupt- 
amt ertoiderhch,  dem  die  Leitung-  des  Verkehrswesens  als 
s-elliständigo  Aufgabe  und  mit  derselben  A'erantwortung  ob- 
liegt, wie  sie  em  Minister  bat.  Von  der  an  isich  gerechtfertig- 
ten Aufstellung  eines  besonderen  Verkehrsminist^criums  ist  nur 
deshalb  abgesehen  worden,  um  eine  Vermehrung  der  Minister- 
stellen zu  vermeiden.  Die  im  November  1918  vorläufio-  oe- 
troffene  Regelung-  hat  sich  bewährt  und  muß  bis  auf  weiteres 
beibehalten  werden.  Der  dermalige  Beamte  ist  auf  .iederzei- 
tigen  Wideiruf  angestellt  worden,  woran  auch  fernerhin  nichts 
geändert  werden  soll.  Seine  Bezüge  (Gehalt.  Wohnungsucld, 
allgemeine  Teuerungszulagen)   isind  nicht  pcnsiousberechtigt. 

—  Ministerial-  und  Oberbaudirektor  Dorner.  Am  1.  Juli 
d.  J.  ist  der  Ministerial-  und  Oberbaudirektor  Dorner  aus  dem 
Preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeliten  aus<.-e- 
schreden,  um  in  den  wohlverdienten  Ruhestand  zu  treten.  "Er 
darf  auf  eine  übeiaus  erfolgreiche  Laufbahn  zurückblicken, 
die  ihm  Gelegenheit  geboten  hat,  wie  nur  wenige  in  die  ver- 
schiedensten (Jfbiete  des  Eisenbahnwesens  einzudringen  und 
seine  so  erwdibciien  Kenntnisse  zum  Besten  der  Staatseisen- 
bahn Verwaltung  zu  ^•c■rwerten. 

Durch  das  Elternhaus  von  fiüh  aus  mit  der  Eisenbahn  ver- 
knüpft, wurde  Dorner,  der  am  17.  November  185Ü  in  Guben 
geboren  wurde,  die  Wahl  des  Berufes  leiclit ;  nach  abo-elp^  ter 
Reifeprüfung  an  der  Luisenstädt  rschrn  Realschule  in"' Berlin 
im  Jahre  1869,  wandte  er  sich  dem  Stiulium  des  Baufaches  zu, 
das  er  im  Jahre  1874  mit  der  Bauführeri)rüfung  abschloß' 
Die  Ausbildungszeit  als  Bauführer  verbi  achte  Dorner  bei  der 
Ostbahn,  zu  der  er  später  nochmals  auf  kurze  Zeit  zurück- 
kehrte, nachdem  er  im  Jahre  1879  die  Baumeisterpiüfuno-  in 
Berlin  abgelegt  hatte.  Einer  sich  daran  anschließenden  "Tä- 
tigkeit bei  der  Direktion  der  Berliner  Stadtbahn  folo-te  1885 
»eine  Versetzung  nach  Düsseldorf,  wo  er  bei  Bauausführunoeu 
tatig-  war.  Das  Jahr  1890,  bald  nach  seiner  Erneunun«-  zum 
Eisenbahn-Bau-  und  Betriebsinspektor,  brachte  ihm  mit  seiner 
Versetzung-  nach  Cöln  die  Erfüllung  seines  Wunsches  in  den 
Betriebsdienst  überfühit  zu  werden,  wo  er  bald  A'orstand  des 
betriel>stechni.schen  Büros  der  rechtsrheinischen  Eisenbahu- 
direktion  als  Nachfolger  Meißners  wurde.  Im  Jahre  1895 
wurde  Dorner  unter  ^gleichzeitiger  Ernennung  zum  Reo-ie- 
ruugs-  und  Baurat  zum  Vorstande  der  im  Zusammenhan oe  mit 
der  Umgestaltung  der  Eisenl)ahnverwaltuug  sorlren  errichte- 
ten Betriebsinspektion  Leipzig  liestellt,  wo  er  .S  Jahre  veildieb 
Es  folgte  seine  Versetzung  nach  Essen  als  betriebstechnisches 
Direktionsmitghed,  wo  ihm  neben  dem  Güterfahrplan  nach 
dem  Tode  Goldkuhles  auch  die  Bearbeitung  der  Güterwao-en- 
gestellung  u1>ertiagen  wurde.  In  dieser  Stelluno-  konnte  Dor- 
n^er  eine  besonders  erfolgreiche  Tätigkeit  entfalten  Von 
1903  ab  -wurde  er  mit  der  Abhaltung  von  Vorlesunoen  über 
Ei.senbahnbetriebslehre  betiaut,  die  er  Iiis  zu  seiner"  Ver.set- 
zung:  nach  Kattowitz  im  Jahre  1907  fortsetzte.  Im  Jahre  1904 
zum  Gebeimen  Baurat  ernannt,  wurde  er  kurze  Zeit  darauf 
zum  Oberbauiat  m  Cöln  befördert,  avo  ihm  gleichzeitio-  die 
•  '^'^'^  Bahnbevollmächtigten  übertragen  wurden." Von 
1907  bis  1909  sehen  wir  ihn  in  Kattowitz  als  Präsidenten  der 
dortigen  Ei.senbahndirektion  in  einem  ihm  voll  zusa"-enden 
Wirkungskreis,  den  er  aber  dennoch  verließ,  als  Ende  19r9 
ein  verlockender  Enf  der  Chilenisclipu  Eegieruno-  zur  Neu- 
ordnung des  Chilenischen  Eisenbahnlietrielies  an  ihn  ero-ino- 
Seme  Hoffnungen  wurden  leider  enttäuscht,  da  die  Chilenische 
Regierung  es  an  der  notwendigen  Unterstützung  fehlen  ließ 
Er  kehrte  deshalb  Mitte  1911  nach  Deutschland  zurück  wo 
isemer  zum  1.  Januar  1912  das  Amt  des  Ministerialdirektors' 
der  Abteilung-  I  für  das  Bauwesen  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  wartete. 

IVj  Jahre  war  es  Dorner  vergönnt,  bis  Ende  1918  unter 
seinem  vormaligen  Cölner  Präsidenten.  Exzellenz  von  Brei- 
tenbach, dieses  einflußi eiche  Amt  erfolgreich  zu  verwalten 
Er  fand  ein  reiches  Fehl  der  Tätigkeit  in  einer  Zeit,  wo  in 
der  Blüte  des  wirtschaftlichen  Lebens  die  preußischen  Staats- 
bahnen reiche  Überschüsse  abwarfen,  die  die  Inangriffnahme 
großzügiger  Bauausführungen  gestatteten,  die  dann  leider 
.durch  den  Krieg  eine  Unterbrechung  erfahien  mußten. 
Mit  Genugtuung  darf  Dorner  auf  seine  Erfolge  auch  in  die.«er 
Dienststellung  zui ückblicken.  Es  war  ihm  vergönnt,  sich  in 
seinen  verschiedensten  Stellungen  in  hohem  Maße  die  Hoch- 
schätzung seiner  Vorgesetzten  und  die  Hochachtung  und  Zu- 
neigung- seiner  T untergebenen  zu  erwerben;  er  darf  deshalb 
gewiß  sein,  daß  ihn  bei  seinem  Ausscheiden  aus  dem  Dienst 
die  besten  Wünsche  aller  für  sein  weiteres  Wohlergehen  und 
eine  noch  recht  lange  glückliche  Lebensz.eit  begleilen. 


—  Personalnachrichten.     Bei  der  preußisch-hessi 

ischen  Staatsbahn Verwaltung  sind  folgende  Änderungen  ein- 
getreten: Zu  Regieiungs-  und  Bauräten  wurden  ernannt; 
die  Bauräte  Foellner  in  Trier  und   Peter   in  Ratiboj, 
die  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Hansen 
in  Gne.sen,  Urbach  in  Insterbui-g,  Dietz  in  Wittenberge, 
Philipp  Becker  in  Jülich,  K  lammt  in  Stralsund,  Lamp 
in  Osnabrück,    Claus   in  Köslin,  Kleinmann  in  Wesel, 
Conradi  in  Cöln-Deutz,  Hammann   in  Oppeln,  Glutli 
in    Beizig-,    Homann   in    Arnstadt,    Eifflaender  in 
Luckenwalde.   F  a  t  k  e  n   in  Ostrowo,   Wilhelm  Hesse 
Duisburg-,  P  e i n e  in  Nordhausen,  Chaussette  in  Berlin 
Finkeide   in    Ludwigslust,      P  ö  s  e  n  t  r  u  p     in  Hagen 
St üve   in  Corbach,    Rüge   in  Königsberg-   (Pr.),  Gold 
s  c  h  m  i  d  t  in  Magdeburg,  Kleiber  in  Allenstein,  W  i  r  1 1 
in  Altona,   Eggert  in  Cöln,   Paul  Sehr  oeder  in  Duis 
buig,  Jaehn  in  Weißenfels,  Stengel  in  Münster  (Westf.) 
H  o  n  e  m  a  n  n    in    Lissa    (Posen) ,    G  ö  1  s  d  o  r  f   in  Cottbus 
L  i  n  n  e  n  k  o  h  1  in    Leipzig    und   W  i  1 1  in   Hersfeld,  de- 
Eisenbahn-Bau- und  Betriebsinspektor  Westphal  in  Mayen 
sowie    die    Regierungsbaumeister     des  Maschinenbaufach 
Adalbert  Wagner  in  Saarbrücken,  Hellwig  in  Warburg 
(Westf.) ,  Wilhelm  Cr  ü  n  t  h  e  r    in  Dil  .schau,  B  a  1  f  a  n  z  in 
Könitz,  Nolte    in  Lingen,   Paehler  in  Recklinghausen 
S  e  m  b  d  n  e  r   in    Posen,    Fleck   in    Weißenfels.  Martin 
Cohn    in  Eberswalde,  Friedrich   Werner   in  Magdeburg 
Salbke,  Wilhelm  Neu  mann  in  Beuthen  (O.-S.),  Lud  er 
in  Thorn,  Kaempf  in  Kattowitz,  Le  Blanc  in  Gleiwitz. 
1 1 1  g  e  n  in  Neumünster,  T  h  a  1  m  a  n  n  in  Berlin,  T  r  o  m  s  k 
in  Kreuzburg  (O.-S.),   Reinitz  in  Berlin,   Voß   in  Dort 
mund,   Angst   in    Magdeburg-,    S  i  1  b  e  r  e  i  s.e  n    in  Neu 
raün,ster.  Goltdammer  in  Gotha,  W a n g n i c k  in  Inster 
bürg,    Promnitz   in    Oels,    Fried  mann    in  Frankfm 
(Oder),  Dr.-Ing.  Schwarze  in  Berlin,  Wilhelm  Heyden 
in  Halle  (Saale)  und  Erich  Rosenthal  in  Saarbrücken.  — 
er  setzt       sind:         der  EisenbahndirektionspräsideEl 
Schnitze    bei  der  Eisenbahndirektion  Posen  in  gleiche 
Eigenschaft  nach  Stettin,  der  Ober-  und  Geheime  Regierungs 
rat   Stambke,   bisher  in  Kattowitz,  als  01>eriegierungsra 
zur  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,    die  hessischen  Regie 
rnngsräte  Dr.  J  oseph,  bisher  in  Darmstadt,  zur  Eisenbalm 
direktion  nach  E.ssen  und  Wittmer.  bisher  in  Mainz,  al. 
Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Verkehrsamts  nach  Daim^ 
Stadt,    der    Regierungsa.ssessor    Dr.   Gießner.   bi.sher  in| 
Altona,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Berlin,  der  Geheime  Bau 
rat   Kette,   bisher  in  Berlin,  als  Mitglied  der  Eisenbahn 
direktion  nach  Hannover,-  die  Regierungs-  und  Bauräte  K  ü  m 
mel,   bisher  in  Frankfurt  (Main),  als  Oberbaurat  (auftrw.) 
der  Eisenbahndirektion  nach  Altona.  Emil  Schnitze,  bish 
in  Posen,  als  Oberbaurat    (auftrw.)    der  Eisenbahndirektion 
nach  Stettin,    W  i  m  m  e  r,  bisher  in  Posen,  als  Mitglied  de 
Eisenbahndirektion  nach  Stettin,   Fritz,   bisher  in  Braun 
schweig-,    als  Vorstand  des    Eisenbahn-Maschinenamts  nacl 
Warburg  (Westf.),  Hellwig,  bisher  in  Warburg  (Westf. 
nach  .Biaunschweig  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  be: 
der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  daselbst  und  Gustav  Ham 
m  e  r,  bisher  in  Eisenach,  als  Miglied   (auftrw.)   der  Ei.sen- 
bahndirektion nach  Münster  (Westf.),  die  Regierungbaumeist<: 
des    Eisenbahnbaufachs   Fatken,    bisher  in  Ostvowo,  zui 
EisenV)ahndirektion  nach  Königsberg-  (Pr,),  Heinrich  Dorp 
m  ü  1 1  e  r,   bisher  in  Cöln,  zur  Eisenljahndirektion  nach  Ber- 
lin, Strauch,  bisher  in  Königsberg  (Pr.),  als  Vorstand  de 
Eisenbahn-Betriebsamts  1  nach  Wittenberge,  Brieskorn 
bisher  in  Breslau,  zur  Betriebsleitung  nach  Frankfurt  (Oder) 
Menge,  bisher  in  Altona,  nach  Schmentau  als  Vorstand  der 
daselbst  neu  errichteten  Eisenbahn-Bauabteilung,  Böttcher 
])isher  in  Berlin,  nach  Hirschgarteir  als  Vorstand  d^-  daselbsi 
neu  errichteten  Eisenbahn-Bauabteilung,  Jonas,  bisher  ir 
Jessen,  nach  Dui.sburg  als  Vorstand  der  daselbst  neu  errich 
teten  Eisenbahn-Bauabteilung-  2,   Abels,  bisher  in  Münstei 
(Westf.),    als    Vorstand    der  Eisenbahn -BaunbteiUnig  nac 
Vf^erne  und  Erbe,  bisher  in  Cöln,  zum  Eisenbahn-Betriebs- 
amt  nach  Coblenz  soAvie  die  Regierung.sbaumeister  des  Ma 
schinenbaufachs  Friedrich  Werner,  bisher  in  Posen,  na<l 
Magdeburg  als  A^orstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisen 
babn-Hauptwerkstätte  Magdeburg-Salbke,   Wey  and,  bishei 
in  Berlin,   als   Vorstand  des  Eisenbahn-Maschin 'mamts  narr 
Eisenach,    Richard    Schaefer,  bisher   in  Dortmund,  zun 
Eisenlinhn-Zentralamt  nach  Berlin  und  Ma'ercker,  bishei 
in  Berlin,  in  den  Beziik    der  Eisenbahndirektion  Essen.  — 
Der  hessische  Regierungs-   und  Banrat  Heinrich  Koch  ir 
Altona  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  Ober-! 
l)aurats  bei  der  Eisenbahndirektion  naselbst  beauftragt;  dei 
Regierung.s-  und  Baurat   Tobias  Schäfer   in  Elberfeld  is 
mit  der  Wahrnehmung    der  Geschäfte    eines  Mitgliedes  dei 
Eisenbahndirektion  daselbst  beauftragt.  —   Der  Eegienmgs- 
baumeister    des   Maschinenbaufachs  F  r  a.  t  s  c  h  n  e  r  i.st  beiii 
Eisenbahn-Zenfralamt  in  Berlin  zur  Beschäftigung  im  Staats 
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cisenl.alindKnste  ■cmbeiuf.en.  —  Die  prenUisdie  Slaf.fsi'eo-ic- 
ruiiff  hat  den  uacliKeuauuten  Beamten  üve  nachot-^uchtf  Eni- 
lav^sun.o-  aus  dem  Staatsdienste  mit  Kuheoebult  "erteilt  und 
zwar:  d«m  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  in  Cöln  von 
acna^Tren,  dem  Oberre  "ierunofsrat  F  4  a  u  v  de  I  a  - 
f:^^]^  der  Eisenbahndirektion  m  Halle  (Saale)  den 

Dberbanraten    Maßmann    bei    der  Eisenbahudirekt  on  in 
flalle  (teaale)  und  Matthaei  bei  der  Eisenbalindiiektion  in 
Prankfurt    (Main),   den   Geheimen    Bauräten  LöbbeckT 
rt  1  ""i  Z'^^^'t,. Eisenbahndirektion    in   Elberfeld,  Kreßiu' 
Hito-lied  der  Eisenbahndirektion  in  Mainz,  v  o  m  H  o  v  e  Mit- 
rhed  der  Eisenbahndirektion  in  Münster  (Westf.)  Jeran 
Sr'S,r         Eisenbalm-Betriebsamts  6  in  Berlin  und  J  a  hn] 
»  or.tand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1  in  Posen,  den  Ee-ie- 
imos-  und   Bauraten  Krzyzankiewicz,   Vorstand  de. 
isenbahn-Betriebsamts  2  in  Wittenberge  und  Fietze,  Vor- 
tand   de.s   Eisenbahn-Werkstättenamts  in  GiM^ifswald  so^yie 
eni  Eisenbahndirektor  Molitor,   Vorstand  des  Eisenbahn- 
Verkehrsamts  m  Essen.  -  Dem  Reoierun<>-s-  und  BauraT  v  o  n 
a  r  n  o  w  s  k  i     Vorstand    des    ErsenbiThn-Maschinenamts  1 
a  Brenren  und  dem  Eeoierunffsbaumeister  des  Eisenbahnbau- 
^hs   Krumka.    Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in 
reei^temunde,    is     die    naeho-esuchte  Entlassuno-    a?°  de 
taatsdienst  erteilt.       Die  hessisehe  lU^gieruno-  hat  die  Re- 
eruuffsbaumeis  er  des  EisenbahnbaufachTs  Gustav  K  o  e  Ii  1er 
lt?n  emTnnt.       ^^^'««^^       Trier  zu  Eegierunos-  und  Bau 

Der  ,Landtae'^al)P-eordnete  und  Veibandssekretär  Franz 
au  er  m  München  ist  zum  Staatsrat  im  bayerischen 

IßS'r'^WeTi"'".        yerkehrsan^eleoenheiten  in  nichteTat.^ 
aDitjer  weise  ernannt  worden. 

Bei  den   oldenburg-i  sehen   Staatsbahnen  ist  der  bis- 
;r    bei    den    Reichsbahnen   beschäftio-t    «ewesene  Bauia 
ande''"T''''TT'"''/^"',  %'^-alt.im„^  der"stelle  des  Vor- 
orclen.  Hauptwerkstatte    in    Oldenburg  beauftragt 


Deutschösterreich. 


-  Die  Auflösung  der  Staatsbahndirektionen  in  Wien.  Mit 

ler  im  Staatsoeselzblatt  zur  Veröffentlichuuo-  oelanotenVoll- 
ffsanwersunÄ-  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  wL^das 
k  afttreten  der  \  ollzuKsanweisunff  des  Staatsamfes  für  Ver! 

n  r^'r  w"'  12.  Mai  1919,  betief fend  die  Auflö.suno-  (fer 
>rdbahndirek  lon,  der  Direktion  für  die  Linien'  der  S?aa  s- 
;€nbahnoesellschaft  und  der  Nordwestbahndirektion  und  dfe 
richtuno-  emer  neuen  Staatsbahndirektion,  da?  mit  1  Juli 
9  festoxsetzt  worden  ist  (s.  Nr.  4Ö  S.  414  d.  Zto- )  einem 
^eren  Zeitpunkt  vorbehalten,  der  mit  besonderer  VÖllzuS- 
weisuno-  verlautbart  werden  wiid.  v  unzu„s, 

7f  hit  ^i°^'i^i<'"en  Aussichten  der  deutschösterreichischon 
.at*bahnen  bespricht  Eisenbahnminister  a.  D.  Wrba  in 
em  lano-eren  Auf satze  im  „Neuen  Wiener  Ta-blatt«  und 
.rt  u.a.  aus:  Die  amtlichen  Auf  Stellungen  über  das  o^sam^e 
at^bahnnetz  der  früheren  Monarchie  und  die  beite^ebtnen 
Aweisuno-en  zeioen,  wie  leicht  beo-reiflich,  seit  KrieAbe- 
n  eine  fortschreitende  beträchtliche  Verschlechten  ncT  cLr 
.e/Jh^r'^^-^'f  finanziellen  Gebarung,  und"zwai 

S  nfV^",^''"'^^ „  «in^chneidender  Tariferhöhuno^n, 
tgüch  infolge  der  außerordentlich  gesteioerten  Betriebt 

n''  DLm^""  TioT^f  ^'i'"^  3erV"rSnficlfef  Aä: 
en.  uie  für  1912  und  1913  nachgewiesenen  Betriebsüber 
uss^  von  rund  202  und  196  Millionen  KronL  sind  für  da^ 
;t  abgerechnete  Betrieb.sjahr  1916/17  auf  rund  lÖ^Mimonon 
nt^^^Z^^^'^rl'^'''  dementsprechend  hlt  sich  der  so^;«^ 
Mfirf^^'^iF  ''^^  45  51  Millionen  Kronen 

228  Millionen  Kronen  erhöht.    Die  Verzinsuno-  des  An 

»loiSnS-ÄÄÄillS 

p  besonders  der  Personalauslagen)  von  676  bezw  691  Inf 
Äe'^'^bir^rT^'  f'^n""^.™^^*  ^0  %  znrückzumhrenlS 
kfhr.y      ^^  Tarifmaßnahmen  bewirkte  Erhöhuno-  der 

K  ve^iÄte'^  T-  18  %   nicht  auszu- 

^ns  Ii^""        folgenden  Jahre  liegen  meines 

^  ?  ^i-^^^^^^^^'^l^-e  ^or.  welche  wecken  der  seither  er 
ten  Auf  osung  der  Monarchie  und  derAuftenuno  des' 

fnuTJe'^nä  Anbalf -^'^'Vr*.^'^  NaSnalsfaafen 
1  nur  geringe  Anhaltspunkte  für  eine  ernst  zu  nebmenrlp 
ferung  der  finanziellen  Zukunftsaussichten  des  4^klei 
en  deutschosterreichischen  Staatsbahnnetzerzu  bieten  ver 
rf^bt  SV'^  ^¥  H        ^«^1«°  amtlicher  Daten  iA  dilS 
acht  mehr  auf  gefühlsmäßige  Schätzungen  angewiSS 


"•en^w\?drsVh  7ü;*  ,tr?*"f ^  gegenstandslosen  Voranschlä- 

tfoteZdStend  e  ■   ,1.  l    ^^'^''^^'^f  J*^^^  gesamte  Staatsbahnnetz 
oiz  ueaeutenu  eihohter  Lumahmen  von  12;55  und  1494  Mil- 
lionen Kronen,  darunter  927  un.l  1070  Millionen  Kronen  an 
rransporteinnahmen.  bei  Berücksichtiguno-  der  vorgesehenen 

'^--hu'^'«weis/l]{;^'^^{^^S 

vorzugeben  ist  hierbei  ä.^^tilUl^^^^^'lJ^'l; 
den  Rechiiungsiahre  auf  741   mul  vui      V/.^  ^''^-^        c'i«  »ei- 

Äa^^i.;ää^w:^[&rS!li-  w£sS  ^4:^- 

wenn  man  annimmt,  daß  die  meluei  wähnten  VorSßl^^^^^^ 
schon  zur  Zeit  der  Monarchie  und  vollends  Lach  aÄ^^!: 
der  letzteren  unter  den  hierauf  emgelretenen  chaotischen  7 if 
AnteSes"^' twf^n  Dn?;; f I'-^'^l^-terreSTen^i^^^LrSn 

etwa  7  w    "  l'''  Überschreitung  74  Millionen  Kronen 

"le  diieiuiDes  nicht  auf  reclmimi;smäßi<'en  (iriininnmoi 

dern  mehr  auf  -subjektiven  Annalimen  Yeruht  Zd  ^i^^^^^ 
^on  besser  informierten  Fachleuten  einio.ermaßen  beiicbti^ t 

k^nn  t^iWell' Ta^fo  für  die  DaS  n  cht  ertr ™ 

belsse?"  ^^■««•^b'^^seite  steht  es  meiner  Meinüng  ^ach  tfchi 

anWt' '^.o''''ÄyilST/fT^^^°^  Staatsbahnverwaltung 
diiidugT.  'SO  Wild  das  Verkehrsamt  die  orößte  Mühe  hnKp,! 

auf  d^'s  V'-r  erzielen,  di^ X  Anpa.suÄs 

Unter^F^fll"'"''''  ""'^  Umschlagsplatz  für  Durch^anffsverkehr 

n  chrzrvei^a<.?,f  D«*  ^T""  'Y''  *ll^^iri^ung  der  Regierung 
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Zeituni;  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungrei 


l.ern  aller  beteilisteii  Eessoris  stattfinden  w€rde,  um  in  dieser 
.sehr  wichtifiTn  Aug-elefteuheit  keine  Zeit  zu  versäumen,  da 
auch  die  Eeoierun>>'  der  Ansicht  sei,  daß  durch  «ine  derartige 
Ausgestaltun»"  von  Innsbruck  zu  «in<;m  Warcnstapelplatz  nicht 
nur  für  Tirol  »««Ibst  ein  wirtschaftlicher  Aufschwuno-  uiö":- 
lich  sei,  sondern  daß  dadurch  auch  di©  wirtschaftliclicn  luter- 
•ess^n  von  aanz  Deutschösterreich  «ine  Trertvolle  und  leich- 
haltia-e  Förderung  erfahren  werden. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Die  Förderverhältnisse  in  den  Kolilenbezirken.  Im  Ost- 
rau-Karwiner  Steinkohlen'gebiet  wie  auch  in  den  böhmischen 
Bezirken  sind  die  Arbeitsverhältnisse  noch  keinesweo^s  nor- 
mal. Die  Arbeiter  bestehen  bei  den  meisten  Schächten  des 
Ostrauer  Keviers  auf  der  scchsstündio;en  Arbeitszeit  an  Sams- 
tagen und  fahlen  auch  meist  nach  vollendeter  Sechsstuuden- 
ischicht  aus.  Der  Lohnvertraa'  wurde  vor  kurzem  gekündigt, 
gleichzeitig  überreichten  die  Belegschaften  den  Gewerkschaf- 
ten umfangreiche  Fordeiiingen.  Die  Arbeiter  verlangen  eine 
25prozentige  Lohnerliölnmg,  Hinaufsetzung  des  Minimal- 
lohnes, bezahlten  Urlaub,  jferner  die  gesetzliche  Festlegung 
des  Sechsstundentages  an  Samstagen.  Im  Ostrau-Karwiner 
G-ebiete  wurden  im  Mai  5  591  244  licterzeutner  Kohle  gewon- 
nen gegen  5  786100  Meterzentner  im  April.  Die.^er  Stand  der 
Förderung  bleibt  nöch  um  mehr  als  2  Millionen  jMeterzeutner 
hinter  der  Förderung  in  den  Monaten  vor  der  politischen  Um- 
wälzung zurück.  Im  norrtwestböhmischen  Braunkohlengebiet 
liegen  die  Förderverhältnisse  nur  im  Falkenauer  Bezirk  gün- 
stiger, im  Brüxer  Bezirk  bleibt  die  Förderung  gegenüber  der 
nonnalen  noch  weit  zurück.  In  Innerösterreich  liegen  die 
Förderverhältnisse  in  einzelnen  Eevieren  ziemlich  günstig. 
Der  Achtstundentag,  der  durch  ein  Gesetz  nunmehr  festgelegt 
werden  soll,  wurde  seitens  der  Werke  bereits  freiwillig  ein- 
geführt. Die  Löhne  beim  deutsch-österreichischen  Kohlen- 
bergbau sind  sehr  gestiegen,  es  sind  Tagesverdienste  von 
40  bis  70  Kr  bei  den  Kohlenhäuern  zu  verzeichnen. 


Ungarn  *> 

—  Organisation  der  Staatsbahne/i.  Der  Volkskommissär  für 
Inneres  und  Verkehr  Eugen  Landler  hat  folgende  Ver- 
ordnung erlassen:  „Sämtliche  mit  der  Verwaltung  der  unter 
die  Oberhoheit  der  Ungarischen  Räterepublik  gehörenden 
Eisenbahnen  mit  Dampfbetrieb  veibundenen  Eechte  und 
Pflichten  werden  einstweilen  auf  das  Eisenbahndirektorium 
übertragen.  Das  Direktorium  ist  unmittelbar  dem  zustän- 
digen Volkskommissär  unterstellt.  Die  Mitglieder  des  Direk- 
toriums erhalten  von  dem  zuständigen  Volksbeauftragten  ihre 
Betrauung.  Jedem  Betrieb  und  jeder  selbständigen  Werk- 
stätt©  ist  ein  aus  drei  Mitgliedem  bestehender  „Eisenbahner- 
rat" an  die  Seite  zu  stellen.  Der  an  die  Seite  einer  Betriebs- 
leitung zu  stellende  „Eisenbahnerrat"  wird  von  den  an  dem 
Sitze  der  Betriebsleitung  befindlichen  Oitsgruppen  (mit  Aus- 
nahme der  Ortsgruppe  der  Werkstätte),  der  Werkstätten-Eisen- 
bahnerrat aber  ausschließlich  von 'der  Ortsgruppe  der  Werk- 
stätte gewählt.  Den  Wirkungskreis  dieser  Eisenbahnerräte 
wird  das  Direktorium  bestimmen.  Der  Bechtskieis  des  Ober- 
inspektorats  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  und  .jeder  andern 
Behörde  erlischt  hinsichtlich  der  Verwaltung  der  Dampf  eisen- 
bahnen.  Das  Direktorium  ist  verpflichtet,  in  .jeder  wichtigeren 
grundsätzlichen  und  Personalfrage  die  vorherige  Zustimmung 
deis  Ungarländischen  Eisenbahnerverbandes  einzuholen." 
Im  Zusammenhange  mit  dieser  Verordnung  hat  der  Volks- 
beauftragte für  Verkehrswesen  an  den  Leiter  der  Staats- 
bahnen Eugen  Väzsonvi  einen  Erlaß  gerichtet,  wonach 
Väzsonyi  unter  Beibehaltung  des  bisherigen  Wirkungskreises 
und  Eechtsverhältnisses  mit  der  weiteren  Leitung  der  Staats- 
bahnen zu  betrauen  ist.  Zu  Mitgliedern  des  Direktoriums  hat 
der  Volksbeauftragte  Johann  Pinter,  Julius  Garlathy  und 
Alexander  Bernhard  ernannt.  Ferner  wurden  mit  der  Leitung 
der  Hauptsektionen  folgende  Beamte  betraut:  Dr.  Mark  Bene- 
dikt, Dr.  Julius  G'erlöczy,  Dr.  j\Iartin  Körös,  Jakob  Tänczos, 
Anton  Hitzing,  Julius  Horäuszky,  Alexander  Calderoni. 
Jeder  Sektionsleiter  hat  Stellvertreter,  unter  denen  sich  auch 
Arbeiter  befinden. 


*)  Infolge  der  politischen  Verhältnisse  war  .jede  Verbin- 
dimg  mit  Ungarn  seit  langer  Zeit  unterbrochen.  Erst  in  den 
letzten  Tagen  trafen  von  'unserem  ständigen  ungarischen 
Mitarbeiter  zahlreiche  Berichte  gesammelt  ein,  die  zum  großen 
Teil  veraltet  und  überholt  sind.  Trotzdem  glauben  wir, 
wenigstens  die  wichtigeren  Mitteilungen  über  ungarische 
Eisenbahn  Verhältnisse  nachträglich  ■feröffentlichen  zu  sollen. 

Die  Schriftleitung. 


—  Die    Sozialisier ung  ungarischer  Betriebe.    Nach  eim 
Verordnung  der  Eäteregierung  wurden  die  Spedition« 
und  V  e  r  f  r  a  c  h  t  u  n  g  s  b  e  t  r  i  e  b  e  sozialisiert.    Zu  diesen 
Zwecke  wurden  die  Eäumlichkeiten.  Einrichtungen  und  Invei 
tarvorräte  dieser  Betriebe  beschlagnahmt,  und  es  wurde  eic 
„Zentralisierter   S  p  e  d  i  t  i  o  n  s -  und   V  e  r  f  r  a  c  h 
tungs  betrieb"   gebildet,    an  dessen  Spitze  der  "früh«! 
Magazinverwalter    am  Budapester  Westbahnhofe,  Alexande. 
Soös  bestellt  wurde,  der  bereits  zur  Organisation  dieses  Bc. 
triebes  geschritten  ist.    Der  durch  Ab.schätzung  festgesetz1< 
Gegenwert  wird  bei  einer  unter  Eätekontrolle  stehenden  G-eLl 
anstalt  auf  laaf ender  Eechnung  angelegt;  die  zur  Leben; 
führung    des  Enteigneten  nachgewiesenermaßen  nötigen  Be 
träge  bis  2000  Kronen  werden  in  bar  ausbezahlt.    Von  de 
Beschlagnahme  kann  nur  der  Zentralisierte  Speditions-  uhc 
Verfrachtungsbetrieb  befreien.    Ebenso  wurden  die  Lager' 
häuser   in    das   öffentliche   Eigentum  übernommen.  Auf 
diesem  Anlaß  wurde  die  Anmeldungs-  und  Inventarisierung: 
Pflicht  der  Lagerhäuser  geregelt.    Die  vorgesetzte  Behörde 
der    Lagerhäuser    ist  der  dem  Volkskommissariat  zu.geteil 
Landeskommissär.    Laut  einer  Verordnung  sind  ferner  zu 
Anweisung  von  Waren  aus  den  Lagerhäusern  nur  der  zi 
geteilte  politische  Beauftragte,  sowie  die  mit  dem  Eecht  dei 
Warenanweisung     bekleideten     Wirtschaftsorgane  befugt 
Nach  dem  Auslande  und  den  besetzten  Gebieten  dürfen  Wawr 
nur  mit  Zustimmung  des  Volkskommissariats  befördert  werden 
Die  elektrischen   S  t  r  o  m  e  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  s  a  n  1  a  g  e  n 
die  für  den  Verkauf  oder  für  elektrische  Bahnen  elektr, 
sehen  Strom  erzeugen,   werden  ungeachtet  der  Zahl  der  an- 
gestellten Arbeiter  in  Gelneinbesitz  übernommen.    Die  Ve 
Ordnung  erstreckt  sich  nicht  auf  Anlagen  in  Budapest  un( 
Umgebung.    Automobile    dürfen    nur    im  Interesse  de 
Räterepublik  im  Verkehr  gehalten  und  nur  im  Interesse  de 
Kriegführung  oder   eines  anderen  öffentlichen  Zweckes 
A^erkehr  gesetzt  werden'.    Alle  Automobilangelegenheiten  ge 
hören    in    den    Wirkungskreis  des  Volkskommissariats  fü: 
Beereswesen. 

—  Achtstündige  Arbeitszeit  in  den  Eisenbahnwerkstätten 

Auf  Vorschlag  des  Ungarischen  Eisenbahnerverbandes  wurd^ 
die  ununterbrochene  achtstündige  Arbeitszeit  in  den  Eisen 
bahnwerkstätten  eingeführt.  Bisher  ist  die  Leistungsfähig 
keit  der  Werkstätten  trotz  Einführung  dieser  beschränktei 
Arbeitszeit  gestiegen. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Organisation  der  in  Serbien.  Kroatien  und  Slavoniei 
gelegenen  Eisenbahnen.  Der  südslavische  Verkehrs-  um 
Kriegsminister  hat  betreffend  die  Organisation  der  Eisen 
bahnen  nachstehenden  vorläufigen  Erlaß  herausgegeben: 

1.  Sämtliche  der  in  Serbien.  Kroatien  irnd  Slavonien  .gele 
genen  Eisenbahnen  stehen  unter  Verwaltung  des  Verkehr; 
miuisteriums.  2.  Das  Gesamteisenbahnnetz  zerfällt  in  fün 
Direktionen.  An  dep  Spitze  .jeder  Direktion  steht  ein  Direk 
tor.  3.  Der  Verkehr  wird  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  Eisen 
bahnnetzes  von  den  bisherigen  Direktionen  geregelt  um 
geleitet  4.  Für  die  Aufrechterhaltung  des  gegenwärtige) 
Verkehrs  und  die  Beschaffung  der  benötigten  Materialien  is 
der  Verkehrsminister  zuständig.  5.  Der  A^erkehrsminister  ha- 
in  erster  Linie  für  die  Beförderung  der  Militärtransport" 
Sorge  zu  tragen.  6.  Zur  Abwicklung  des  Militärverkehr 
werden  auf  wichtigeren  Stationen  Stationskommandos  er 
richtet.  7.  Bis  zum  Abschluß  des  Krieges  wird  zu  .jede; 
Direktion  je  ein  Beauftragter  abgeordnet,  durch  dessen  Ver 
mittlung  da^  Zug-  und  Verkehrspersonal  die  nötigen  An 
Weisungen  erhalten.  8.  Die  baldige  Wiederherstellun.g  de 
Eisenbahnverkehrs  gehört  in  den  Wirkungskreis  des  A''er 
kehrsministers.  9.  Dem  Verkehrsminister  steht  das  Eech 
zu,  bei  nicht  genügendem  Angebot  von  ungarischen  Arbeits 
kräften  andere  arbeitsfähige  un.garische  Arbeiter  auf  Kostei 
des  ungarischen  Staates  heranzuziehen.  10.  Der  Verkehi's 
minister  ist  ermächtigt,  sämtliche  Werkzeuge,  Materialien  uui 
Brückenkonstruktionen  zu  beschaffen.  11.  Der  Verkehrs-  uii(i 
Kriegsminister  hat  hei  der  französischen  Eegierung  die  nötiger 
Schritte  einzuleiten,  daß  sämtliche  in  Serbien,  Kroatien  gel« 
genen  Eisenbahnstrecken  unter  die  A^'erwaltung  des  A^erkehrs 
ministeis  gestellt  werden.  12.  Um  den  A^'erkehr  auf  den  zerj 
störten  Ei.senbahnen  baldigst  einzuleiten,  werden  Maßnahmen 
getroffen,  daß  die  wehrpflichtigen  Eisenbahnan.gestellten  de 
serbischen  Staatsbahnen  von  der  militärischen  Dienstpflich 
enthoben  und  dem  Verkehrsminister  zur  A^erfügung  gestelli 
werden.  13.  Zur  Finanzierung  der  zur  Durchführung  dei 
Eisenbahnbauten    erforderlichen    Kosten  werden  dem  Ver 
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kehrsmioister  die  nötigen  Mittel  zur  V^rfügunÄ'  gestellt. 
14.  Bis  zur  Durchfükrung  der  Abrüstung  wird  das  gesamte 
Eisenbalmpersonal  bei  jeder  Ausschreitung  oder  bei  dis- 
ziplinarischen Vergehen  der  Militärgerichtsbarkeit  unter- 
worfen. 15.  Für  die  Durchführung  der  erforderlichen  Ände- 
rungen der  auf  das  Hinterland  bezüglichen  Verordnung  vom 
Jahi-e  1908  hat  der  Verkehrs-  und  Kriegsminister  Sorge  zu 
tragen." 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Abänderung  des  Gotthardvertrages.  Infolge  einer  Anfrage 
«er  Abgeordneten  Michel  und  Graber  hat  der  Chef  des  Eisen- 
bahndepartements.  Bundesrat  Haab,'  vor  dem  schweizerischen 
Nationalrat  sich  über  den  jetzigen  Stand  der  Gotthardfrage 
ausgesprochen,  die  bekanntlich  auch  in  dem  Friedensvertrao- 
mit  Deutschland  berücksichtigt  worden  ist.   Wie  bekannt,  hat" 

in  dem  alten  Gotthardvertrage  vom  Jahre  1869  Deutsch- 
S^'^^r  ?!^  Italien  sich  zur  Hingabe  einer  Unterstützung  von 
85  JVlillionen  Franken  an  die  Gotthardbahngesellschaft  gegen 
Zusicherung  von  Gegenleistungen  verpflichtet.  Es  waren 
u.  a.  für  den  Durchgangsverkehr  Höchsttarife  festgesetzt, 
lerner  die  Verpflichtung  zur  Eechnungslegung  und  das  Be- 
teiligungsrecht  der  Subventionsstaaten,  soweit  die  Erträo-e 
des  Aktienkapitals  8  %  überstiegen.  Anläßlich  der  Verstaat- 
lichung der  Gotthardbahn  war  im  Jahre  1909  im  Vertragswerte 
^c^?.^J^^'it  Regelung  erzielt  worden,  die  dem  Charakter  der 
Gotthardbahn  als  Staatsbahn  Rechnung  trug  und  die  Schweiz 
»^erpfHchtung  zur  Eechnungslegung,  zur  gesonderten 
Buchluhrung  und  zur  Abgabe  einer  Gewinnbeteiligung  ent- 
band. Andererseits  blieben  im  neuen  Vertrage  die  Meistbeo-ün- 
stigungsklausel  und  die  Festsetzung  von  Höchsttaxen  bestehen. 
i)er  Bund  verpflichtete  sich,  die  Bergzuschläge,  die  auf 
^^^^  A°''*i°'Ä  ^  Steigung  erhoben  wurden,  bis 

zum  30.  April  1920  um  35  %  und  von  dort  ab  um  50  %  zu 
eimaüigen  Sondervergünstigungen  wurden  noch  für  Ge- 
treide- und  Sudfrüchtetransporte  im  Verkehr  mit  Italien  zu- 
gestanden. Der  Bund  erblickt,  wie  Bundesrat  Haab  ausfühite, 
einen  triltigen  Eeyisionsgrund  in  der  eingetretenen  und  vor- 
aussichthch  noch  bleibenden  Geldentwertung,  in  dem  gewal- 
tigen Anwachsen  der  Betriebsausgaben,  die  eine  Ermäßiguno- 
der  Tarife  schlechterdings  unmöglich  machen,  nachdem  ietz" 
schon  die  Beförderungskosten  durch  die  Höchstsätze  kaum 
noch  gedeckt  werden.   Er  beabsichtigt  deshalb,  die  Aufhebun-^ 

M  ^^^i^?unf.  zunächst  zu  erreichen.  Ferner  wünscht  er 
die  Meistbegunstigungsklausel  aus  dem  Vertrage  zu  besel- 
igen die  im  Schweizer  Volk  schon  im  Jahre  1909  mit  großer 
üimplmdlichkeit  aufgenommen  worden  ist  und  den  Eindruck 
t/Ä^^TI^i  ^^l'  schweizerische  Staats-  und 

H««h  Sif^  ''''^^  beeinträchtigt  worden  wäre.  Bundesrat 
Haab  halt  diese  Klausel  auch  für  unnötig,  da  die  Schweiz 
rr^fi,  ei\Iiiteresse  habe,  möglichst  viel  Verkehr  über  den 
Gotthard  heranzuziehen,  um  der  Konkurrenz  anderer,  für  die 
bchweiz  weniger  günstiger  Eouten  zu  begegnen.  Er  teilte 
mt,  daß  bereit^  im  Jahre  1913  die  deutsche  Eegieruno-  sich 
^kpT*^H?^'p*  beanstandeten  X- 

^fw-^r^i  ^^^^t''*^^  »^«^  schweizerischen  Interessen 

zuwiderlaufend  herausstellten,   in  eine  Eevision  dieser  Be- 

ÄhTn\Hlf^''^'f^K'  Verhandlungen  darüber  seien 

15  März  iqfq  Unterbrochen  worden.  Indessen  habe  am 
dt  Mtttl-f,?il  ^^"^  Gesandte  in  Bern  dem  Bundesrat 

die  Mitteüung  geniacht.  daß  er  von  seiner  Regierung  ermäch- 
ügt  worden  sei.  über  eine  Eevision  des  Gotthard  Vertrages  im 
schweizerischen  Wünsche  zu  verhandeln;  Deutsch- 
^fS""  .^ankbarer  Anerkennung  der  von  der  Schweiz 
wahrend  des  Krieges  beobachteten  Haltung,  der  Fürsor-e  für 

Wn'^^^*^^*^-.^^*?^^^*^^*^  2^  weitgehendem  Entglgen- 

kommen  bereit.  Diese  SteUungnahme  Deutschlands  sei  der 
atalienischefi  Regierung  mitgeteilt,  aber  von  dieser  noch  nicht 
beantwortet  worden.  Nunmehr  sei  bekannt  geworden,  daß  in 
fth  ^^«densbedingungen  eine  Klausel  enthalten  sei,  wonach 
sich  Deutschland,  verpflichte,  innerhalb  eines  Zeitraums  von 
10  Jahi^n  eine  Kündigung  des  Gotthardvertrages  anzunehmen, 
wenn  diese  nach  Verständigung  mit  der  italienischen  Ee- 
hf>5^i^  von  der  Schweiz  verlangt  werde.  Von  dieser  Klausel 
iiabe  die  schweizerische  Eegierung  amtlich  noch  keine  Mit- 
teilung erhalten,  sie  glaube  aber  daraus  zu  ersehen,  daß 
lUüen  einer  Eevision  nicht  abgeneigt  sei.  Jedenfalls  hoffe 
Oer  Bundesrat  auf  Grund  der  vorüegenden  Kundgebuno'en 
weW  w  -^^H^^^'^r^^  Weg""  geebnet  seif  Z  dte 

wenig  befriedigenden  Bestimmungen  des  Staatsvertrages  end- 
gültig aus  der  Welt  zu  schaffen.  "»«es  i.uu 


Bücherschau. 


—  Adolf  Levi:  Werttarifierung  und  obligatorische  Ver- 
sicherung der  Eisenbahn-Gütertransporte.  Diese  kleine  im 
Selbstverlage  gedruckte  Flugschrift  enthält  Vorschläge  zur 
Gewinnung  höherer  Einnahmen  aus  dem  Eisenbahnbetriebe 
ohne  Schädigung  des  Pubükums.  Sie  geht  davon  aus,  daß 
die  ^nzig  richtige  Grundlage  für  eine  gerechte  Tarifpolitik 
die  Tarifierun^  der  Güter  nach  ihrem  Werte  sei,  und  dafi 
sich  die  Eisenbahnverwaltung  gegen  den  Versuch  des  Publi- 
kums sichern  müsse,  durch  falsche  Inhaltsangaben  die  An- 
wendung billigerer  Tarifklassen  zu  erschleichen.  Als  Heil- 
mittel empfiehlt  der  Verfasser  die  Einführung  einer  obliga- 
torischen Transportversicherung  und  scharfer  Strafbestun- 
muugen  gegen  Minderdeklarationen.  Träger  der  Versiche- 
rung soll  die  Eisenbahnverwaltung  selbst  sein,  die  die  Trans- 
portpramie  m  Gestalt  einer  nach  dem  Wert  und  der  Be- 
förderungsart abgestuften  Gebühr  erheben,  dafür  aber  ieden 
tea^hschaden  erstatten  soll,  während  jetzt  ein  großer  Teü  der 
SchadensfaUe,  die  auf  der  Eigentümlichkeit  des  Gutes  oder 
seiner  Beforderungsweise.  auf  höherer  Gewalt  usw.  beruhen 
dem  Verfrachter  zur  Last  fällt.  Der  deklarierte  Wert,  der 
dem  wirklichen  Wert  des  Gutes  entsprechen  muß,  soll  da* 
Höchstmaß  der  Haftung  darstellen.  Dabei  soll  ab4r  der  Ee- 
Kiamant  den  Nachweis  dieser  Ubereinstimmung  mit  dem 
Wert  des  Gutes  in  jedem  FaUe  führen  müssen.  Außerdem 
Ä/'*/  bestehen,  sich  gegen  den  indirekten 

Schaden  (entgangenen  Gewinn)  zu  versichern,  der  durch  den 
Verlust  des  Gutes  entsteht.  Die  VersicherungsgeselLschaften 
will  der  Verfasser  in  der  Weise  an  dem  Geschäft  beteiligen, 
daß  die  Eisenbahnverwaltung  mit  ihnen  eine  Eückversiche- 
AYi-.t'^i"^^  "^A^  entsprechende  Vergütung  die 

Abwickelung  des  Eeklamations-  und  Erstattungsverfahrens 
ubertragt  für  das  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen 
der  deutschen  Versicherungsgesellschaften  maßgebend  sein 
d?i  wird  deren  Eeform  empföhlet,  wie  auch 

IL.  ^«^^■ersicheiTingstedingungen  soeben  mit  Wirksamkeit 
I^^.  1.  Januar  1920,  den  modernen  Verhältnissen  ent- 
sprechend, umgestaltet  worden  sind.  Voraussetzung  für  die 
Durchfuhrung  dieser  Vorschläge  ist,  daß  die  Transport- 
versicherung bei  Privatgesellschaften  künftig  verboten  wSd. 
Die  Gesellschaften  wurden  aber  für  dieseiT  Ausfall  durch 
die  Beteiligung  an  der  erheblich  ausgedehnten  Eisenbabf- 
versicherung  reichlich  entschädigt  werden.  «"oaim 

^w""  F"^'^^-  Vorschläge  in  ihren  Grundzügen  wieder, 

ohne  dazu  im  einzelnen  Stellung  nehmen  zu  wollen  Be-  ' 
nnch^ni,  erscheint  allerdings  die  gewünschte  Tariiienmg 
nach  dem  starren  Werts.ystem.  Der  kunstvolle  Bau  unserer 
Tarife  beruht  nicht  bloß  auf  dem  Wert  der  Güter  sondern 
daneben  auch  auf  zahlreichen  anderen  Faktoren  wi'rtSfte- 
tÄf  ^'Ut'*'  ^'^^^  Abwägung  und  Besich- 

tigung nicht  zum  wenigsten  zu  der  bisherigen  großen 
Blute  unserer  deut.schen  Volkswirtschaft  beigetragen  haben 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  Neigung  bestehen  wird  von 
dieser  bewahrten  Politik  grundsätzlich  abzugehen. 

Eichtig  ist,  daß  die  Schadensversicherung,  die  in  den  Vor- 
schriften der  EVO.  über  die  Haftung  der  Eisenbahn  für  Ver 
Tnf;J^'''^^1f"''f        Verspätung  der  Güter  (S  oder  ohu^ 
FT-Är''''''^^^r^ W     H^t,    und    deren-  Prämie    in  den 
Frachten   und  Gebuhren  des   Tarifes  mitbezahlt  wird  zur 

ausr^icht"^  und  dS^?^"' V^'^^^  ^^'^  Transportschäden  nicht 
ausreicht,  und  daß  dem  Wunsch  die  Berechtiffune-  nicht 
gesprochen  werden  kann,  auch  dte  bisher  von  de?  Eisenbahn 
nicht  getragenen  Schadensfälle  durch  Zahlung  entsmechend 
höherer  Taiifsatze  auf  diese  abwälzen  zu  können  Zweifel- 
haft erscheint  es  aber,  ob  dieses  Ztel  durch  AnnahW  der 
Vorschlag-e  des  Verfassers  voU  erreicht  werSen  ^r^  denn 
f,^^^^''^^  7^^         Nachweis  deö  wkklich  ent- 

stehenden Schadens,  d.  h.  des  Wertes  des  Gutes  Dadmcli 
wurde  der  Verfrachter  fast  dieselben  Schwierio-keiten  fm 
SS^"'rfirr^'v^*\^^'^°  ^ie  bisher,  und  die  Erfahrung  ' 
fnwV  ^  fr  Versicherungsgesellschaften  unter  der  Heri- 
^no-Xr.J^f''  Versicherungsbedingungen  bei  der  Behandlung 
angemeldeter  Ersatzansprüche  keineswegs  großzüo-iger  voi" 
^r^w  t}^,         Eisenbahn.    WoUte  man  aUe  Un- 

sicherheit des  Publikums  aus  der  Welt  ischaffen,  so  müßte 
man  den  weiteren  Schritt  tun  und  den  Verfrachtern  die  Mög- 
lichkeit gewahren,  sich  durch  Zahlung  entspiwhend  hoher 
Prämien  die  Erstattung  des  vollen  deklarierten  Wer- 
tes ohne  .leden  Schadensnachweis  zusichern. 

Jedenfalk  ist  es  nützlich,  bei  der  anscheinend  bevorstehen- 
den Neuordnung  der  Transportversicherungen,  mit  der  schon 
im  Gepackverkehr  Versuche  angestellt  worden  sind  alle 
Möglichkeiten  zu  einer  für  alle  Teile  befriedigenden  Lösun»- 
zu  erwägen,  und  insofern  sind  auch  die  Anreguncren  des  Vei- 
I assers  zu  begrüßen.  *        v  E 
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—  Die  Ölfeueruiiffstechnik.  Von  Divlng-.  0.  A  Essich 
\  erlas-  von  Julius  8priuoer.  Berlin  ]919    Preis  o-eheftet  8  M 

Die  Überl.eoenh.eir  der  Ölfeuerun^j  über  Kchlefeueruuoen 
lur  Ä-ewerbhche  Zwecke  ist  in  nianniofacher  Hinsicht  «o  sroß, 
(laß  die.  Olfeucruuo-en  sich  auch  in  d-en  Lämieru  ahn«  ov- 
nusenae.  «is-eueEohokiz-euKuno-  bereits  ^-iner  stänclia' wachsen- 
den \  ei  bicitung  erfreuen.  Bei  uns  in  Deutschland,  wo  dieGe- 
winnun.o-  der  Stern-  und  Braunkohl tut«eröle  als  Ersatz  für 
Eohöl  m  den  letzten  Jahren  ■erheblich  zugcuonmren  hat  büv- 
i;-€rt  sich  die  Ölfeuerung-  wegen  des  schnellen  Auheizeus,  des 
rauchtreieu  Betriebes,  ihrer  leichten  Ee^^-elljarkeit  des  v^. 
riuM'eren  Abbrandes  und  mancher  anderen  Vorteile  "el>eufalls 
mehr  und  mehr  ein.  Sollten  die  derzeitio-en  Versuche  Kohle 
durch  Anreichern  mit  Wasserstoff  auf  chemischem  Weo-e  zu 
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verflüssigten,  zum  Ziele  führen,  so  eröffnen  sich  der  ölfeue- 
run.if  weitere  un>feahnte  Ausblicke.  Man  kann  es  daher  nui 
begrüßen,  daß  der  auf  diesem  Gebiete  bereits  bekannte  Ver- 
tasser  die  in  der  Literatur  verstreuten  Aufsätze  über  öl- 
leuerungsanlagen  zu  einer  ausführlichen  Darstelluno-  der  öl- 
teuerunptechuik  zusammenoefaßt  hat.  Essich  führt  eim^ 
grol5e  Anzahl  der  verschiedensten  Brennerbauarten  und  viele 
«onstiffe  Hilfseinnchtunoen  für  Ölfeuerungsanlagen  im  Bihre 
vor  und  behandelt  dann  die  vielseitigen  Anwendungsgebiete 
der  Olfeueruug  für  ortsfeste  und  bewegliche  Dampfkessel  so- 
wie für  ludustrieöfcn.  Da  die  Schrift  eine  gute  Übersicht 
Uber  den  heutigen  Stand  der  ölfeuerungstechnik  bietet,  dürfte 
sie  allen  willkommen  sein,  die  in  ihrem  Betriebe  Heizöl  in 
wirtvschafthcher  und  zweckdienlicher  Weise  verfeuern  wollen 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 

Eröffnung  von  Stationen. 

Deutsch  -  österreichische  Staatsbahnen 
(S  t  aa  ts  b  ah  n  d  1  r  e  k  t  i  o  n  Villach).  Am  1.  Juli  d  J 
*ind  die  Personenhaltestellen  S  t  a  d  t  W  a  i  d  h  o  f  e  n  a  Y  b  b  s 
und  Preg  der  Linie  Amstetten-Pontafel,  Klammstem 
und  Bockistein  der  Linie  Schwarzach-St.  Veit-Aßlino-  und 
Ir  OS  egg  er -See  der  Linie  Arnoldstein  -  Kötschach- 
Mauthen,  welche  am  21.  Januar  1918  vorübergehend  o-.e- 
iSchlosseu  wurden,    wieder  eröffnet  worden.    Die  Personeu- 


haltestelle  Prosegger  der  Linie  Treibach-Althofen-Klein^ 
Glödnitz  ist  am  gleichen  Tage  bis  auf  weiteies  geschlossen 
worden 


Geschäftsftihrendcn    Verwaltung  sim; 


Rundsclireibon  der 

erlassen  worden : 

Nr.  I  87  vom  18.  Juni  d.  J.  au  die  an  der  Vereiu5a!»rech- 
uungsstelle  beteiligten  Verwaltungen,  betreffend  die  Vereius- 
abi-echnuug  in  Kronen  (abgesandt  am  24.  Juni  d.  J.) 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


verschied  infolge  eines  Automobilunfalles  auf 


einer 


Am  28.  Juni  d.  J. 
Dienstreise 

Herr  Geheimer  Baurat  Otto  Techow, 

Landesbaurat  der  Provinz  Brandenburg, 
Ritter  hoher  Orden. 

Der  so  plötzliche  und  unerwartete  Heimgang  dieses  unseres  vortrefflichen 
Mitarbeiters  hat  uns  tief  erschüttert.  Seit  dem  Jahre  1900  gehörte  der  Ver- 
storbene dem  Vorstand  unserer  Gesellschaft  als  Betriebsdirektor  an.  Ausge- 
stattet mit  den  vornehmsten  Charaktereigenschaften  hat  er  seine  reichen  Er- 
fahrungen, verbunden  mit  einem  umfassenden  Wissen,  in  vorbildlicher  Weise 
in  den  Dienst  unseres  Unternehmens  gestellt,  dessen  weiterer  Entwickelung 
seui  zielbewußtes  Streben  namentlich  noch  zuletzt  galt. 

Wir  werden  ihm  stets  ein  ehrendes  Andenken  bewahren 

Dahme  (Mark),  den  2.  Juli  1919.  (092) 
Aufsichtsrat  und  Direktion 
der  Dahme-Uckro'er  Eisenbahngeaelischaft. 


2.  Änderung  von  Stationsnamen. 

pie.Statiousbezeichnung  „Rüdersdorf" 
wird  zur  Unterscheidung  von  „Ruders- 
dorf (Westf.)"  in 

Rüdersdorf  b.  Berlin 
umgeändert. 

Berlin,  den  24.  Juni  1919.  (693) 
Eisenbahudirektiou. 

3.  Güterverkehr. 

Wechselverkehr   Deutscher  Eisen- 
bahnen, Heft  C  Ib. 

Vom  5.  Juli  1919  ab  erhöhen  isich  bei 
den  Nebenbahnen:  Albtalbahn,  Bruch- 
sal-Hilsbach-Menzingen,  Bühlertalbahn, 
Neckarbischofsheim-Hüffenhardt  und 
Wiesloch  -  Meckesheim  -  Waldangelloch 
die  Zuschlagsfrachten  für  Eil-  und 
Frachtstückgut  um  11  Pf.,  für  Wagen- 
ladungen um  4  Pf.  und  für  Pflaster- 
steine usw.  im  Versand  der  Albtalbahu 
um  1  Pf.  für  100  kg. 

Der  Nichteinhaltung  der  durch  §  G 
(5)  EVO.  vorgeschriebenen  A^eröffent- 


lichungsfrist  hat  das  Beichseisenbahn- 

amt  zugestimmt. 
Karlsruhe,  27.  Juni  1919.  (688) 
Badische  Lokal-Eisenbahnen  A.-G. 


Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr 

(Tfv.  5)  Heft  C  II. 
Wechselve!  kehr  Norddeutschland-Sach- 
sen (Tfv.  200)  Heft  1  C  II. 
Wechselverkehr  Norddeutschland-Pfalz 

(Tfv.  200)  Heft  .3  C  II. 
Wechselverkehr  Norddeutschland-Baden 
(Tfv.  200)  Heft  4  C  II. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
treten  die  in  den  Anhängen  (Änderun- 
gen und  Ergänzungen  während  der 
Kriegsdauer)  bei  dem  Ausuahmetarif  2a 
für  Torfstreu  vorgesehenen  Bestimmun- 
.gen  außer  Kraft,  falls  sie  nicht  mit 
Fried ensschlul5  früher  fortfallen.  Von 
diesem  Termin  ab  ist  der  Ausnahme- 
taiif  2  a  wieder  an  die  Aufuhr  mit 
Landfuhrwerk,  Kleinbahnen  oder  zu 
Schiff  auf  den  Versandstationen  gebun- 
den, er  gilt  auch  nur  noch  von  den  im 
Ausnahmetarif  selbst  genannten  Torf- 
streufabrik- unA  Kanalstationen. 


Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
bureau,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  24.  Juni  1919.  (694) 
Eisenbahndirektion. 

Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  Juli  1919 
werden  die  Tarif entfernungen  für  die 
Stationen  der  Farge-Vegesacker  Eisen- 
bahn geändert.  Näheres  enthält  der 
Tarif-  und  Verkehrs-Anzeiger  der 
preuß.-hess.  Staatseisenbahnen  und  unser 
A'erkehrsanzeiger. 

Dresden,  am  4.  Juli  1919.  (689) ' 

Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatsei.senbahnen 
ijamens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Wechselverkehr  Norddetutschland- 
Bayern  Heft  2  C  II. 

Ab  7.  Juli  1919  wird  im  Ausuahme- 
tarif   Ib    zwischen     Bobersberg  und 
Selb'Plösberg  ein  Frachtsatz  von  208 
für  lOO  kg  eingeführt. 

München,  den  2.  Juli  1919.  (690) 
Tarif amt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Eh. 


a) 


Gii- 


Mitteldeutsch-südwestdeutscher 
tertarif. 

b)    Tfv.   200.      Wechselverkehr  Nord- 
deutschland-Baden Heft  4  C  II. 

.  Am  16.  Juli  d.  J.  wird  die  badische 
Station  Hagsfeld  in  den  Tarif  zu  a  auf- 
genommen unter  Streichung  im  Aus- 
nahmetarif 3  des  unter  b  bezeichneten 
Tarifheftes. 

Erfurt,  den  2.  Juli  1919.  (695) 
Eisenbahndirektion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die 
Personenfahrpreise  erhöht. 

Nähere   Auskunft   erteilt  die  uutei- 
zeichnete  Direktion. 
AVernigerode,  den  4.  Juli  1919. 
Die  Dii'ektion 
der    Nordhausen-Werni.geroder  Eisen- 
bahn-Gesellschaft. 


(691) 
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Berlin,  den  12.  Juli  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


„       Diese  Zeitung:  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
»Snfireit^.n^^TV''  1°'??"^''  Mitteilung-en,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
«  t  1"  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 

amilicJie  Uekanntmaehnns'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

Die  7"eitir/Tfn'""r"i.  ^S'^'' 4°  V.'' '  ^1^7 '  \  Kötliener  Str.  28/29  einzusenden 
u?dasÄljar  bSn'werden!^^"'"'  ""^  '''^  ^^^^  ^""^  ^'"'^'^'^  ' 
.RAhtV^t  *  f    Z  u  s  e  n  d  u  n  g  u  nt  erStreifband  liefert  die  Yerlagsbuch- 
Ä«n!,.n  Pn''f'""^''"f  "?.?'''l^"j,'ies  deutschen  und  bisherigen  österrefchisch- 
.ngansr.hen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

,     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
un*p7i*  die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

40  Pt.)  angenommen.  Bei  W  leder  holungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Be-Iagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

*    Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
iernspr.;  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Keichsbank-Girokonto- 
Deutsche  ßan^;,  Dep.-Kasse  0.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  luoa 


CARL  BRANDT  •  HOCH-  UND  TIEFBAU 

Dusseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle  /  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 


Eisenbahnbau  •  Brücken  '^x. 


[7084] 


Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Wassertürme  .  Silos  .  bergbaui.  Anlagen 


Neue  Normalspur -Lokomotiven 

7  Sr"f  liilfifiSlio  t'^!'^'  -  Kohl'"?"''''""«!  2  SWck  250/300  HP,  2-achsig.  Kohlenfeuerung 
2  Stuck  160/180  HP,^2-achsig,  Kohlenfeuerung  |  2  Stück  350/400  HP.  3-achsig,  Kohlenfeuerung 

==  vom  Vorrat  lieferbar.  [7153] 

Orenstein  ®  Koppel  —  Arthur  Koppel  A.-G. 

Berlin  SW.'Abt.  I^oRomotivbau. 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
vonLol<omotiv- 
armaturen 

[70S9! 

Reparaturen  billigstl 


.goscphlÄigßfe' 
Mannheim« 
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KN0RR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Neue  Bahnhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 

Abteilung  I  für  Vollbatinen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u. 
Schnellzuge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwaqen 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  Tür  Vollbahnen 
Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge- u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f  Heißdampf- 
okomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwarmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven! 

Abteilting-  II  für  Strafsen-  und  KleinbaHnen. 

(Früher  Kontinenlale  Bremsen  ■  Gesellschaft  m.  b.  H.,  vereinigle  Christensen-  und  Bökerhremsen), 
'-"/*?'""f!^'"'ß"'sen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen' 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Emstellvorrichtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reiniquna 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001) 


Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien : 

Theorie  der  Lohnmethoden 

Von 

A.  Schilling, 

ord.  Professor  an  der  techn.  Hochschule  in  Breslau 
Mit  30  Textabbildungen. 
Preis  M.  9.—,  gebunden  M.  10.60*) 

*)  Hierzu  10  %  Teuerungszuschlag  gemäß  den  Be- 
stimmung-en  des  Börsenvereins  der  deutschen  Buch- 
händler 


Paul  Blell 

Werkzeugfflftschiaenfabrik 

GegiOiKlet  ^  G«srand«t 

1883        ^'^^^^^S.  1863 


£ 


Zeulenroda  i.  Thür. 

liefert  als  langjährige  Spezialitit 
erstklassig  in  Serien-Herste!  tung 

StoOmaschiDen  •>  Karossell-DrehbSBke 
Radial-BohrmasciiiiieH  <>  ZweistäiMkr' 
Hobelmasckinen  Elapllaster-HoUI- 
naschiBCB     Einhiche  FräsmasdnMi 


 )>  ■iiumiNiniiiiiNiiiiiniiuiiiiiiilUiliiiiiiiiiniiiiiiiuiiiinii 

Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch« 
apparat  als  Statiorksschaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854, 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschweig.  [7045] 
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Tragbares,  zusammenlegbares 

IvADEMASS  ^ 

S^rstem:  Müller -Witte  S 


Fabrikant: 

Wilbeim  Engel 

Nied  b.  Frankfurt  a.M 


Ersatz  für  feststehende  Lademalle 
Siehe  Vereinszeitung  Nr.  34  von  1917 


El 
El 
gl 
El 


Wegeschranken»  Hand'  und  Drahtzug-Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK  -Schinhel 

 nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  sowie  sämtliche  Zubehörteile. 

Bremsprellböcke,' Lokomotivschuppenschornsteine.  WeichenverschlUsse,  Lademaße, 
„,  .  ^  Neigungszeiger,  Leitungsmaterialien.  Eisengießerei. 

WeltanssteUung -Brüssel:  Ehrenpreis.    Weltausstellung  Turin:  ..Grand  Prix". 

baltische  Ausstellung  Malmö:  Königl.  Medaille.  |7074l 


El 
El 
El 

m 


Unterassistent  der  Staatsbahn,  im  Be- 
triebs- u.  Vorkelirsdienst  durchaus  ver- 
traut, sucht  um  sich  zu  verbessern,  "Ver- 
trauensstellung auf  g^rößerem  Werk  mit 
eigenem  Bahnbetrieb.  Angebote  unter 
E's.  7151  bef.  der  Verlag  dieser  Ztg.  17151] 

Höherer  techoischer  Eisenbahobeamter 

(preußischer  Regierungsbaumeister  des 

Eisenbahnfachs) 
30   Jahre    alt,    mit    ausa:edehnten  Er 
fahrungen    in    Betrieb,    Bau   uud  Ver- 
waltung, sucht  im  [7152] 

Ausland 

passende  Stellung.  Angebote  unter  „Eis 
7152-  an  die  Exp.  d.  Ztg.,  Berlin  W.  9 
Linkstraße  23/24. 


iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Die 

Reichseisenbahnen 

Gedanken  und  Vorschläge  zur  Finanzwirtschaft  und 
Organisation  des  deutschen  Verkehrswesens 

Von  R.  Quaatz 

Regierungsrat  in  Köln 
Preis  M.  2.40*) 

In  diesen  Tagen  erscheint: 

Die  Organisation  der 
preußischen  Staatseisen- 
bahnen bis  zum  Kriegs- 
ausbruch. 

Geschichtliche  Beiträge 
von 
F.  Seydel 

weil.  Präsident  der  Eisenbahndirektion 
Halle  a.  S.   Wirkl.  Geh.  Rat. 

Preis  M.  3.—*) 

*)  Hierzu  10%  Teuerungszuschlag  gem. 
den  Bestimmungen  des  Börsenvereins  der 
deutschen  Buchhändler 
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'jur  Um  Wandlung?  des  Ei.s  euba  hn- 
W  e  r  k  s  t  ä  1 1  €  n,d  i>en..s  ies . 

iat  der  Eisenbahnbetrieb  bei  der  De- 
mobilmaehuno-  versao-t 

»Jachrichten. 
Deutschland.  Zur  Ausstands- 
beweguno-  auf  den  deutschen 
lEiseubahnen.  —  Frachtfreie  Be- 
förderung von  Umzuosgut  der  aas 
dem  Saargebiet  ausgewiesenen  Be- 
amten. —  Anrechnung  von  Kriegs- 
dienstzeit auf  die  Lehrzeit  der 
Werkstättenlehrlinge.  —  Die  Si- 
cherung hochwertiger  Güter  auf 
der    Eisenbahn.    —  Finanzerg'eb- 


I  II  Ii  a  I  t  t 

uisse  der  badischen  Staatisbahnen. 
—  Personalnachrichten. 
D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  ich.  Sofortige 
A'^erwendung  dei'  von  den  Natio- 
nalstaaten entlasseneu  Eisen- 
Itahner.  —  Die  Südbahnfrage  und 
die  Pariser  Friedenskonferenz.  — 
Keine  Bäderzüg©  Wien-Marienbad- 
Karlsbad  -  Franzensbad.  —  Auf- 
nalune  des  Güterverkehres  mit 
Triest. 

Tscheche  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  Ii  e  s 
G  e  b  i  e  t.  Tariferhöhungen.  — 
Veröffentlichungen  über  tschecho- 
slowakisches Verkehrswesen. 


rngarn.  Untersuchung  der  Rei- 
senden beim  Austritt  aus  Ungarn. 
—  Di«  Elektrisierung  der  Staats- 
bahnen. —  Regelung  des  Waren- 
verkehrs mit  dem  Auslande. 

S  ü  d  s  1  a  v  i  s  c  h  e  s  Gebiet.  Über- 
nahme der  auf  dem  Gebiete  Kroa- 
tiens und  Slavoniens  liegenden 
Strecken  der  ungarischen  Staats- 
bahnen. ■ 

Übrige  europäische  Län- 
d  e  r.  Die  Arbeitszeit  bei  den 
.schweizerischen  Verkehr  sanstal- 
teu. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  Umwandlung  des  Eisenbahn  -  Werkstättendienstes 

Von  Eiseubahnbetriebsingenieur  Wilhelm  Rusch. 


Schon  seit  langei  Zeit  ist  die  Rede  davon,  daß  der  Aufbau 
les  Eisenbahnwerkstätten  Wesens  umgefoinit  werden  solle. 
3islang  hat  mau  in  der  Öffentlichkeit  geuauere  und  mati- 
;el>ende  Einzelheiten  nocli  nicht  gehört,  obwohl  diese  Frage 
vichtig  genug  ist.  Es  sei  gestattet,  zu  ihrer  Lösung  einiges 
>eizutrageu.  Dabei  sollen  einerseits  die  aus  den  politischen 
Jmwälzuugeu  «ich  in  dieser  Beziehung  ei gebenden  Forde- 
rungen des  Beamtentums  gebührend  gewürdigt  werden.  Auf 
(er  anderen  Seit«  möchte  ich  Erfahrungen  in  döti  Kreis  der 
Srörterungeu  ziehen,  die  ich  während  des  Krieges  im  Fcld- 
'isenbahnwesen  zu  macheu  Gelegenheit  hatte. 

Tritt  man  au  die  Frage  heran,  wie  das  Werkstätten wesen 
ler  Zukunft  aussehen  muß,  um  einen  möglichst  reibuugs- 
osen  und  wirtschaftlichen,  dabei  aber  möglichst  leistungs- 
ähigen  Betrieb  zu  gewährleisten,  so  muß  man  von  den  augcii- 
dicklicheu.  recht  unerfreulichen  Zuständen  in  den  Weik- 
itätten  absehen;  sie  tragen  nur  einen  Übergangsoharakter. 
dan  muß  vielmehr  Verhältnisse  zu  Grunde  legen,  wie  sie 
.'Du  den  zukünftigen,  friedensmäßigen  Zuständen  bei  einer 
lusreicheud  ernährten,  in  ihrem  Arbeitswill-en  uud  ihrer  Ar- 
)eitslust  nicht  gehemmten  Arbeiterschaft  erwaitet  werden 
nüssen.  Diese,  hoffentlich  in  nicht '  allzuweiter  Ferne  ein- 
retenden  Zustände  müssen  wir  in  Vergleich  setzen  zu  den 
i^erhältnissen  der  Vorkriegszeit. 

Biglang  war  die  kleinste  Einheit  in  der  Gliederung  der 
iVerkstätten  die  Werkführer-Abteilung,  die  nach  den  vom 
Ministerium  aufgestellten  Grundsätzen  etwa  30  bis  35  Mann 
imfas&en  sollte.  Größere  Werkführerabteilungen  kamen 
rielfaeh  vor.  Di  ei,  auch  wohl  vier  solcher  Abteilungen 
waren  zusammengefaßt  zu  einer  Werkmeisterabteilung,  die 
ilso  naeh  den  Grundsätzen  gewöhnlich  100  bis  120  Manu 
stark  sein  sollte.  Kleinere  Ilauptwerkstätten  hatten  5  bis 
>  i&o Icher  Abteilungen  und  waren  e  i  n  le  m  Werkstättenamt  un- 
erstiellt.  Größere  "Wee-kstätten  mit  entsprechend  mehr  Werk- 
neisterabteilungen  waren  unterteilt  in  zwei,  drei,  ja  selbst 
Pier  Werkstättenämter.  Jedes  Werkstättenamt  hatte  als  Vor- 
stand einen  höheren  technischen,  also  akademisch  gebildeten 


Beamten,  dem  ein  mittlerer  technischer  Beamter  mit  der 
durch  eine  höhere  Maschinenbauschule  vermittelten  Vorbil- 
dung als  Betriebsingenieur  zugeteilt  war. 

Dem  Werkführer  oblag  als  Hauptarbeit  die  Führung 
des  früher  Arbeiterkontrollheft,  später  Arbeitsheft  genannten 
Verz-eichnisses  der  ausgeführten  Arbeiten.  In  den  Drehe- 
reien und  bei  den  Spezialhandwerkern.  die  einzeln  arbeiten, 
wurde  die  von  jedem  Arbeiter  geleistete  Arbeit  unter  dessen 
Namen  nachgewiesen,  bei  Kolonnen,  das  sind  6  bis  10  zu- 
.sammenarbeitende  Handwerker,  unter  dem  Namen  des  Vor- 
haudwerkers  (Kolonuenführers).  Außerdem  oblag  dem  Werk- 
fühi-er  die  Anforderung  der  benötigten  Werkstoffe  und  die 
Überwachung  der  Arbeiten  in  seiner  Abteilung; 

Der  Werkmeister  hatte  neben  der  Überwachung  der 
Tätigkeit  der  Werkführer  und  der  wichtigeren  technischen 
Arbeiten  in  seiner  Abteilung  A'iel  mit  der  Erledigung  von 
reinen  Personalangelegenheiteu,  also  Geschäften  nichttech- 
nischer Art,  zu  tun.  Die  Klagen  dieser  Beamten,  daß  sie 
ihrer  eigentlichen  Aufgabe  durch  diese  Arbeiten  viel  zu 
sehr  entzogen  würden,  war-en  allgemein. 

Vergleichen  wir  mit  der  vorstehend  geschilderten  Gliede- 
rung der  Werkstattsaufsichtsbeamten  die  in  den  großen 
Privatwerken  übliche,  so  finden  wir,  daß  der  Gliederung: 
Amtsvorstand  —  Betriebsingenieur  —  Werkmeister  —  Werk- 
führer''—  in  den  Privatweiken  die  Gliederung:  —  Tech- 
nischer Direktor  —  Betriebsingenieur  —  Meister  gegenüber- 
steht. Diese  umfaßt  also  drei  Glieder,  jene  vier.  Die  Privat- 
industrie hat  in  ihrem  Meister  ein  Mittelding  zwischen  Werk- 
meister und  Werkführer.  Diese  Einrichtung  hat  sich  be- 
währt ;  sie  findet  sich  heute  wohl  in  jeder  größeren  Fabrik. 
Ihre  A'erbreitung  gibt  ohne  weiteres  Anlaß  zu  der  Frage,  ob 
nicht  auch  im  Eisenbahnwerkstättenbetriebe  lediglich  mit  dem 
Meister  au.szukomm-ep  sein  möchte. 

Die  heutige  Gliederung  hat  fraglos  erhebliche  Nachteile. 
Jeder  einigermaßen  strebsame  Mann  will  eine  gewisse 
Selbständigkeit  haben,  die  weder  Werkführer,  noch  Werk- 
meister,   noch   Betriebsingenieur  heute  finden.    Die  Werk- 
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führcr  iintl  Werkmeister  sind  in  ihren  Aufgaben  «inander 
viel  zu  nahe  g-erückt,  so  daß  sich  ihre  Wirkungskreise 
ständig-  überschneid-en.  Sind  sowohl  der  W'Crkmeist.er  als  die 
ihm  uachgeordnet'en  Werkführer  tüchtige,  regsam©  Leute,  so 
bleibt  meistens  der  Friede  nicht  lange  ungestört,  weil  die 
beiderseitigen  Wirkungskreise  dann  zu^  klein  sind;  beide 
BeamtengrupDen  leiden  darunter  und  der  Dienst  nicht  we- 
niger. Ist  der  Werkmeister  sehr  lege,  dann  sinken  die  Werk- 
fühier  auf  die  Stufe  von  Aufsichtsbeamten  ohne  Befugnisse, 
sind  es  die  AVerkführer,  so  ist  entweder  der  Weikmeister 
vielfach  nur  dem  Namen  nach  Leiter  seiner  Abteilung,  oder 
es  ergeben  sich  Eeibungen.  Es  folgt  daraus  die  Notwendig- 
keit, entweder  die  Werkmeister  ganz  wegfallen  zu  lassen, 
dem  Werkführer  also  die  Stellung:  des  Meisters  der  Privat- 
industrie zu  geben  oder  die  Zahl  der  Werkmeister  so  zu  ver- 
ringern, daß  die  auf  einen  Werkmeister  entfallende  Arbeiter- 
zahl und  damit  der  Umfang-  seiner  Abteilung  wesentlich  ver- 
größert -wird.  Das  würde  von  selbst  in  beiden  Fällen  zur 
Folge  haben,  daß  die  Eegelung  minder  M-ichtiger  Angelegen- 
heiten dem  Werkführer  überlassen  werden  müßte;  die  weitere 
Folge  wäre  ein  giößeres  Maß  von  Verantwortung  und 
Selbständigkeit  für  letzteren. 

Bevor  beide  Möglichkeiten  weiter  behandelt  werden,  muß 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  infolge  der  ^seit  einiger  Zeit 
erfolgten    Einführung:    des    reinen  Lohnsystems  der  Werk- 
führer von  Schreibarbeiten  ganz  erheblich  entlastet  worden 
ist.    Während  früher  ein  großer  Teil  seiner  Tätigkeit  darin 
bestand,  das  berühmte  (oder  soll  man  sagen  „berüchtigte"?) 
Arbeiterkontrollheft   (Arbeitsheft),  mit  all  seüien  «ehr  um- 
fangreichen  Aufschreibungen,    das  etwa  dieselben  Angaben 
enthaltende  Notizbuch  usw.  zu  führen,  ist  er  nunmehr  für 
seine  eigentliche  Werkstattstätigkeit  freigeworden.    Er  kann 
jetzt  in  der  Tat  „das  Werk  führen",    was  ihm  früher 
nicht  möglich  war.    Er  kann  jetzt  nicht  nur  die  Arbeitsaus- 
führung in  seiner  Abteilung  besser  überwachen,  sondern  in- 
folge der  großen  Entlastung-  von  schriftlichen  Arbeiten  so- 
gar einer  erheblich  größeren  Abteilung  vorstehen,  ohne  daß 
die  Aufsicht  darunter  leidet.    Unter  den  veränderten  Bedin- 
gungen kann  eine  Werkführerabteilung  nunmehr  sehr  wohl 
70  bis  80  Mann  in  den  Lokomotiv-  und  Wagen-Abteilungen 
und  etwa  50  Mann  in  der  Dreherei  und  Schmiede  umfassen. 
Gelegentlich  vsdrd  man  sogar  noch  darüber  hinausgehen  kön- 
nen.  Dadurch  wird  eine  weitere  Vergrößerung-  des  Wirkungs- 
kreises und  der  Verantwortung  der  Werkführer  erzielt,  die 
man  von  dem  heutigen  und  noch  mehr  von  einem  theore- 
tisch besser  vorgebildeten,  zukünftigen  Werkmeister  unbe- 
denklich verlangen  kann.    Ich  habe  im  Feldeisenbahnwesen 
Gelegenheit  gehabt,  das  längere  Zeit  hindurch  zu  erproben. 
Wegen  des  Mangels  an  deutschem  Aufsichtspersonal  war  es 
mehrfach    nötig,    sehr    große  Abteilungen,    sogar  kleinere 
is>elbständige  Werkstätten  mit  einer  Kopfzahl  von  120  Mann 
und  darüber  Werkführern  zu  unterstellen;  diesen  konnten 
nur  4  bis  5  deutsche  Handwerker  zugeteilt  werden,  der  übrige 
Teil  des  Personals  bestand  aus  Einheimischen.    Trotz  dieser 
und  aller  anderen  oft  bedeutenden  Schwierigkeiten  sind  die 
Erfahrungen  glänzend  gewesen,  weil  diese  Beamten  ein  Ar- 
beitsgebiet erhielten,    das  ihnen  die  Möglichk'feit  gab,  ihre 
Persönlichkeit    frei    zu   entfalten.    Der  Eaum  gestattet  es 
leider  nicht,  hier  näher  darauf  einzugehen 

(Eine  derart  erweiterte  Stellung  verdient  entsprechend  be- 
wertet zu  werden;  sie  muß  nach  dem  Umfange  und  der  Wich- 
tigkeit ihrer  Dienstgeschäfte  und  ihrer  Verantwortlichkeit 
zu  den  Stellen  gerechnet  werden,  die  mit  mittleren  Beam- 
ten zu  besetzen  sind.  Die  künftige  Meisterstellung  muß  also 
mit  dem  Eang:  und  dem  Einkommen  eines  mittleren  Beamten 
ausgestattet  werden. 

Kehren  wir  nun  zurück  zu  dem  ersten  Vorschlage,  der 
unter  Fortfall  des  Werkmeisters  nur  den  „Meister"  enthal- 
tenden Gliederung.  Wir  haben  bereits  im  Vorstehenden  ge- 
zeigt,  daß   eine  mit   größeren   Aufgaben,   größeren  Befug-- 


hing:  des  Vereint 
EisenbahnTerwaltuniren. 

nissen  und  größerer  ^Verantwortung  ausgestati>e1>e  Meister- 
stellung sich  unschwer  aus  der  jetzigen  Werkführerstellung 
entwickeln  läßt,  wenn  die  Werkmersterstelle  fortfällt.  Die 
Werkführer  sind,  wenigstens  in  ihrer  übergroßen  Mehrheit, 
ohne  Frage  befähigt,  eine  solche  Stelle  voll  auszufüllen,  be- 
sonders, wenn  sie  ihre  Kenntnisse  auf  theoretischem  Gebiet 
durch  Besuch  einer  Meisterschule  (oder  Werkführerfach- 
schule, wie  sie  neuerdings  vom  Verbände  der  Eisenbahnwerk- 
führer in  Berlin  begründ'et  worden  itet)  erweitern.  Da  als 
nächste  Instanz  über  ihnen  der  Betriebsingenieur  steht,  hört 
das  Überschneiden  der  Wirkungskreise  von  selbst  auf.  , 

Die  Stellung  des  Betri.öbsingenieurs  würde  ebenfalls  einer 
Änderung  und  einer  Anpassung  an  die  neue  Gliederung  be- 
dürfen. Sie  müßte  der  1895  aufgehobenen  Stellung  des  ehe- 
maligen Werkstättenvorstehers  wieder  mehr  angenähert 
werden.  Jetz;t  ist  der  Betriebsingenieur  derartig  mit  der  Er- 
ledigung technischer  Bürogeschäfte  belastet,  daß  er  sich  nicht 
genügend  der  Beaufsichtigung  des  Werkstättenbetriebes  wid- 
men kann.  Er  ist  immer  mehr  von  dieser  seiner  eigentlichen 
Aufgabe  abgedrängt  worden.  Das  muß  unbedingt  anders 
werden.  Der  Betriebsingenieur  gehört  in  die  Werkstatt. 
Das  muß  äußerlich  schon  dadurch  zum  Ausdruck  kommen, 
daß  er  überall  sein  Geschäftszimmer  nicht  im  Verwaltungs- 
gebäude, sondern  innerhalb  der  eigentlichen  Werkstatt  an- 
gewiesen bekommt,' damit  er  immerfort  mit  dem  Betriebe  in 
innigster  Fühlung  bleiben  kann.  Für  die  Erledigung  der 
technischen  Bürogeschäfte  müssen  dem  Werkstättenamte  ge- 
eig'nete  technische  Bürokräfte  zur  Verfügung  stehen.  Der 
Betriebsingenieur  hat  seine  vornehmste  Aufgabe  zu  er- 
blicken in  der  Erzielung  eines  möglichst  wirtschaftlich  und 
ohne  innere  Eeibungen  arbeitenden,  leistungsfähigen  Be- 
triebes. Er  hat  hinzuwirken  auf  die  Anwendung  von  ratio- 
nellen und  neuzeitlichen  Arbeitsverfahren,  Verbesserung  der- 
Transporteinrichtungeu,  Einstellung  von  brauchbaren  und 
Ausmerzung  von  ung-eeigneten  Arbeitskräften  usw.  Die  Be- 
lastung der  Werkstatt  durch  Heranziehung  von  ausibesserungs- 
bedürftigen  Fahrzeugen  oder  Ablehnung  der  Aufnahme  sol- 
cher bei  Überfüllung-  der  Werkstatt  würde  in  seine  Hand  zu 
legen  sein,  kurz,  er  müßte  die  eigentliche  Seele  des 
Betriebes  darstellen. 

Dem  Amtsvorstande  würde  die  allgemeine  Leitung  der 
Werkstatt  in  technischer  und  verwaltungstechnischer  Be- 
ziehung verbleiben.  Über  seine  Befugnisse  wird  später  nocli 
zu  reden  sein.  ^ 

Bei  Einführung  dieser  Gliederung  ergibt  sich  zunächst 
ein  geringerer  Bedarf  an  Beamten,  einerseits  infolge 
Wegfallens  der  Werkmeister,  andererseits  infolge  Verringe- 
rung der  Zahl  der  Werkführer.  Weiter  ergibt  sich  ein 
weniger  schwerfälliger  Apparat,  der  außerdem  den  gewalti- 
gen Vorzug  besitzt,  daß  er  jedem  Beamten  mehr  Ellenbogen- 
freiheit. Selbständigkeit  und  in  ihrem  Gefolge  mehr  Ji'reude 
an  seiner  Tätigkeit  gibt.  Das  sind  A^orteile,  die  gerade  in 
der  heutigen  Zeit  ganz  besonders  schwer  wiegen  und  wohl 
beachtet  werden  sollten. 

Auf  der  anderen  Seite  entsteht  ein  zahlenmäßig  allerdings 
wesentlich  .geringerer  Mehrbedarf  an  Betriebsin.genieuren  und 
technischen  Sekretären  oder  technischen  Büroassistenten. 
Kleinere  Hauptwerkstätten,  die  heut»e  etwa  5—6  Werkmeister- 
abteilungen umfassen,  werden  mit  einem  Betriebsingenieur 
auskommen,  aber  einen  technischen  Eisenbahnsekretär  und 
eine  technische  Hilfskraft  zur  Erledigun.a:  der  technischen 
Bürogeschäfte  erhalten  müssen.  Mittlei-e  Werkstätten  mit  Lo- 
komotiv- und  Wagenausbesserung-  würden  je  einen  Betriebs- 
Ingenieur  für  die  Lokomotiv-  und  Wa.genabteilung  und  einen 
technischen  Sekretär  nebst  einem  technischen  Büro-Assisten- 
ten und  einer  Hilfskraft  zu  erhalten  haben,  sodaß  hier  an  Be- 
amten ein  Betriebsing'.enieur  und  ein  technischer  Assistent 
in  Zugang  kommen  würden.  Bei  ganz  großen  Werkstätten 
müßten  2  Betriebs-Ingenieure  für  die  Lokomotivaibteilung, 
1—2  für  die  Wagenabteilung  und  1  für  die  Dreherei,  Schmiede 
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und  Gießerei  sowie  das  erforderliche  technische  Büropersonal 
vorhanden  sein. 

Die  freiwerdenden  Werkmeister  könnten  auf  verschiedene 
Weise  anderweit  untergebracht  werden.  Ein  Teil  würde  mit 
Vorteil  verwendet  weiden  können  zur  Besetzung,-  aller  Stoffe- 
lag-er  mit  technischen  Beamten,  was  schon  lange  von  den 
technischen  Beamten  als  nötig  bezeichnet  worden  ist;  bei  dem 
jetzigen  Mangel  an  Rechnungsbeamten  kann  die  anderweite 
Unterbringung  der  freiwerdenden  nichttechnischen  Beamten 
fceine  Schwierigkeiten  bereiten.  Ein  anderer  Teil  der  Werk- 
meister könnte  zur  Verstärkung  des  Werkmeisterpersonals  bei 
len  Betriebs-  und  den  Betriebswagenwerkstätten  und  den 
liesen  Dienststellen  angegliederten  häufig  recht  umfang- 
reichen maschinellen  Anla.gen  verwendet  werden.  Diese 
Dienststellen  isind  durchweg  in  nicht  ausreichendem  Maße  mit 
Werkmeistern  besetzt,  besonders  jetzt  nach  Einführung  des 
ilchtstundentages.  In  Zukunft  werden  ferner  mehr  Betriebs- 
(verkstätten  als  bisher  mit  Werkstättenvorstehern  besetzt  wer- 
len  müssen,  um  den  Unterschied  gegenüber  den  meist  viel 
sveniger  umfangreichen  Bahnhöfen  1.  Kl.  auszugleichen.  Diese 
Dienststellen  müssen  in  gleichem  Maße  mit  mittleren  Beamten 
sesetzt  werden  wie  jene,  sodaß  eine  Anzahl  Werkmeister  mehr 
;rfordeiiich  ist.  Di©  bestbefähigten  Weikmeister  wird  man  her- 
mziehen  können  zur  Ausbildung  zum  technischen  Eisenbahn- 
äekretär  und  aus  ihnen  und  den  durch  ihr  Einrücken  in  jene 
stellen  freiwerdenden  technischen  Sekretären  den  Mehrbedarf 
m  Betriebs-Ingenieuren  zu  decken  vermögen.  Die  Unterbrin- 
gung der  frei  werdenden  Werkmeister  würde  also  keinen  un- 
iberwindlichen  Schwierigkeiten  begegnen;  für  einen  großen 
reil  von  ihnen  würde  sich  eine  Beförderungsmöglichkeit  er- 
geben, die  jetzt  nicht  vorhanden  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  dem  zweiten  Vorschlage  zu,  der  dahin 
fing,  das  Überschneiden  der  Wirkungskreise  von  Werkmeister 
md  Werkführer  durch  Vermehrung  der  auf  eine  Werkmeister- 
ibteilung  entfallenden  Kopfzahl  zu  verhindern.  Auch  bei 
iiesem  Vorschlage  würde  die  Werkführerstellung  in  der  oben 
geschilderten  Weise  auszubauen  sein.  Die  Werkmeisterabtei- 
ung  würde  etwa  400 — 500  Köpfe  umfassen  müssen,  damit  für 
jeide  Gruppen  ein  genügend  freies  Betätigungsfeld  geschaf- 
'en  wird.  Dann  würde  aber  wieder  nicht  g->enügend  Eaum 
)leiben  für  die  Tätigkeit  des  Betriebsingenieurs,  sondern  die- 
ser MÜrde  in  der  Hauptsache  auf  die  Erledigung  technischer 
Bürogeschäfte  beschränkt  bleiben.  Das  würde  aber  ein  erheb- 
icher  Nachteil  sein  gegenüber  dem  ersten  Vorschlage;  denn 
ler  Eisenbahnwerkstättenbetrieb  hat  es  wie  kein  zweiter 
lötig,  durch  die  dauernde  Einwirkung  geschulter  Ingenieure 
nnerlich  gehoben  zu  werden.  Immer  wieder  müssen  wir  bei 
lerartigen  Organisationsfragen  den  Blick  auf  die  Betriebe  der 
Privatindustrie  lenken  und  das  zu  übernehmen  suchen,  was 
iort  als  gesund  und  förderlich  erkannt  worden  ist.  Wenn 
liese  Betriebe  den  Werkmeister  in  unserem  Sinne  nicht  ken- 
len  und  mit  der  dreistufigen  Gliederung  nicht  nur  auskommen, 
sondern  sogar  hohe  Gewinne  her  aus  wirtschaften,  so  ist  nicht 
!u  erkennen,  warum  es  in  einem  staatlichen  Betriebe  anders 
>ein  soll.  Di«  Vereinfachung  der  Gliederung  ist  an  sich  immer 
erstrebenswert,  denn  sie  erspart  Zeit  und  Geld.  Das  wird 
iich  auch  im  Werkstättenbetrieb©  zeigen.  Hinzu  kommt,  daß 
luch  weite  Kreise  der  Arbeiterschaft  verlangen,  nur  einem 
hnen  unmittelbar  vorgesetzten  Beamten  unterslellt  zu  werden, 
jelbst  die  Arbeiter  haben  erkannt,  daß  jetzt  eint  "^berorgani- 
lation  in  unserem  Aufsichtsdienst  besteht;  man  ka:;n  ihnen 
mr  recht  geben. 

Die  Werkführer  verlangen  nach  mehr  Selbständigkeit  und 
frößei-er  Verantwortlichkeit.  Ich  habe  oben  gezeigt,  wie  die- 
lem  berechtigten  Streben  entgegengekommen  werden  kann, 
dasselbe  verlangen  die  Betriebsingenieure;  auch  ihre 
Vün.sche  kommen  in  der  dreistufigen  Gliederung  zur  Geltung. 
)b  es  nicht  auch  gelingen  könnte,  die  Werkmeister  davon  zu 
i'berzeugen,  daß  die  dreistufige  Gliederung  die  für  die  Eisen- 
)ahn Werkstätten  gegebene  isf?    Ich  bin  mir  wohl  darüber 
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klar,  daß  es  nicht  einfach  ist  für  eine  ganze  Beamtenkla.sse, 
einschneidenden  Änderungen  zuzustimmen.  Wenn  man  aber 
daran  denkt,  daß  die  kommende  Besoldungsreform  doch  aner- 
kanntermaßen nicht  nur  eine  Beform  der  Einkommen,  son- 
dern auch  eine  Reform  der  Verwaltung  bringen  soll,  daß  durch 
die  Zusammenlegung  der  so  überaus  zahlreichen  Einkommen- 
klassen das  Verschwinden  zahlreicher  Beamtenklassen  be- 
dingt wird,  so  wird  es  auch  für  die  unmittelbar  Betroffenen 
leichter  werden,  nur  die  sachlichen  Gesichtspunkte  in  den 
Vordergrund  gerückt  zu  sehen.  Das  wird  im  vorliegenden 
Falle  um  so  leichter  werden,  als  ja  kein  Werkmeister  ge- 
schädigt, auf  der  anderen  Seite  aber  für  einen  großen  Teil 
von  ihnen  eine  Beförderungsmögiichkeit  geschaffen  wird,  die 
heute  in  dem  Umfange  nicht  besteht.  Auf  jeden  Fall  würde 
die  Einführung  dieser  Vereinfachung  des  Werkstättendienstes 
wesentlich  erleichtert  werden,  wenn  alle  Gruppen,  vom  Be- 
triebsingenieur herunter  bis  zum  Arbeiter,  ihr  zustimmten. 

Der  oben  behandelte  Grundsatz  —  Erweiterung  des  Arbeits- 
gebietes, Verleihung  größerer  Befugnisse  und  Steigerung  der 
Verantwortlichkeit  —  muß  auch  auf  die  Betriebsingenieure 
und  Amtsvorstände  angewandt  werden.  Für  si©  gilt  jetzt 
ebenfalls  das,  was  oben  über  die  Überschneidung  der  Wir- 
kungskreise gesagt  wurde.  Auch  isie  müssen  mehr  von  ein- 
ander abgerückt  werden,  damit  sie  ihre  Persönlichkeit  ent- 
falten können,  ohne  daß  Reibungsflächen  aus  der  Zuständig- 
keit entstehen.  Diese  Frage  ist  bezüglich  der  Betriebsinge- 
nieure leicht  zu  lösen,  wenn  ihnen  die  oben  näher  dargelegten 
Aufgaben  zur  möglichst  selbständigen  Erledi- 
gung übertragen  werden. 

Die  Stellung  der  Amtsvorstände  bedarf,  ebenfalls  der  Erwei- 
terung. Auf  der  einen  Seite  muß  ihnen  eine  größere  Selb- 
ständigkeit gegenüber  den  Direktionen  eingeräumt  werden. 
Das  gilt  sowohl  bezüglich  vieler  Personalfragen  als  auch 
anderer  Gebiete,  z.  B.  der  Verwendung  der  Geldmittel  im  Rah- 
men der  Bewilligung,  der  Beschaffungen,  des  eigentlichen 
Werkstättenbetriebes  usw.  Der  jetzt  vielfach  bestehende  Zu- 
stand einer  zu  weit  gehenden  Abhängigkeit  gerade  der  Werk- 
stättenämter von  den  Direktionen  ist  der  Erledigung  der 
dienstlichen  Aufgaben  keineswegs  förderlich.  Hier  kann  eine 
weitere  Dezentralisation  durchaus  nicht  schaden.  Das  wird 
besonders  klar,  wenn  man  auch  hier  einmal  wieder  einen 
Blick  auf  gleich  große  Betrieb©  der  Privatindustrie  wirft, 
selbstverständlich  unter  Beachtung  der  Gesichtspunkte,  die 
sich  aus  der  an  sich  aus  mancherlei  Gründen  viel  freieren 
Stellung  dieser  Betriebe  'ergeben. 

Die  Erweiterung  der  Stellung  der  Amtsvorstände  müßte 
aber  besonders  nach  einer  anderen  Richtung  hin  vorgenom- 
men werden.  Bald  wird  es.  besonders  nach  der  Vollendung 
der  vielfach  im  Gange  befindlichen  Erweiterungsbauten,,  nur 
noch  verhältnismäßig  wenig©  Werkstätten  geben,  die  einem 
Amtsvorstande  unterstehen,  die  meisten  haben  dann  zwei, 
drei  und  sogar  vier  Vorstände.  Dies©  Unterteilung 
der  Werfcstättenleitung  muß  schleunigst  verschwinden.  Wie- 
viel Unstimmigkeit,  die  zwar  möglichst  unter  der  Oberfläche, 
aber  doch  häufig  mit  großer  Erbitterung  ausgetragen  wird, 
würde  vermieden  werden  können  !  Ein  Privat-Unternehmen,  dem 
ein  solches  Nebeneinanderregieren  zugemutet  werden  würde, 
müßte  allein  durch  diese  inneren  Reibungen  schweren  Scha- 
den erleiden.  Es  muß  einmal  klar  heraus  gesagt  werden,  daß 
hier  ein  Organisationsfehler  bedenklichster  Art  vorliegt,  des- 
sen Beseitigung  dringend  geboten  ist.  Grundsätzlich  muß 
gefordert  werden,  daß  jede  Werkstatt,  wie  groß  sie  auch  sein 
möge,  nur  einem  Vorstande  unterstellt  wird;  denn  eine 
Eisenbahnwerkstatt  ist  eine  Einheit,  die  man  nicht  in  mehrere 
selbständig  nebeneinander  bestehende.  Teile  zerlegen  kann, 
ohne  der  Einheitlichkeit  des  Betriebes  und  der  Verwaltung 
zu  schaden.  Man  wende  nicht  ein,  daß  das  nötig  sei,  weil  ein 
Mann  das  alles  nicht  zu  überblicken  vermöge.  Wir  haben  Pri- 
vatbetriebe, die  weit  größer  sind  als  die  größte  Eisenbahn- 
werkstatt und  doch  nur  ©inen  Leiter  haben.    Wenn  aller- 
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wie  es  jetzt  geschieht,  dam  Amtsvorstand«  selbst  die 
imhedeuteudsti'u  Sachen  zur  Eut.scheidun<?  voioeLe^t  werden 
müssen,  wenn  all«  Erlasse,  die  auf  «ine  Entlastung-  d<?r  An.ts- 
vorstände  von  diesen  Dingen  abzielen,  in  ihrer  Durchführun»' 
an  den  Amtsvorständen  selbst  scheitern,  dann  nm(5  es  bei  dem 
bi:sheno-en  System  der  Zerschneidun.o-  des  Werkstättenköi  pers 
in  mehrere  Teile  bleiben,  denn  dann  kann  talsächlich  kein 
Einzelner  den  ganzen  Betrieb  leiten,  weil  er  vor  lauter  Klei- 
ui.okeiten  und  Unwichtigkeiten  die  große  Linie  nicht  mehr 
zu  erkennen  vermag-.  Nein,  Abwälzung  niinderwichtiger  Auf- 
gaben auf  die  nächsten  Instanzen,  die  Betriebsingenieure,  das 
ist  die  Lösung,  die  angestrebt  Averden  muß.  Man  wird  dabei 
nicht  umhinkönnen,  für  die  nichttechnischcn  Büros  der  "anz 
großen  Amt.6i-  wieder  den  Bürovorstand,  den  wir  ja  heute"nur 
noch  bei  den  Direktionsbüros  haben,  einzuführen,  denn  es  o-ibt 
gerade  im  Verwaltungsbüro  einer  Werkstatt  «ehr  viele  Xnc-e- 
Icgenheiten  minderer  Bedeutung,  die  nicht  der  Entscheid-an'^ 
des  Amtsvorstandes  vorbehalten  zu  werden  brauchen.  Die 
Amtsvorstände  .selbst  müßten  meines  Erachtens  dieser  Ent- 
lastung, die  sie  für  größere,  ihrer  Stellung  als  Leiter  des 
ganzen  Werks  mehr  entsprechende  Aufgaben  frei  macht  zu- 
stimmen und  sich  für  die  Verwirklichung  dieser  Vorschlä.ne 
einsetzen.  '  " 

Die  erwaitete  Verwaltdngsreform  darf  sich  aber  mit  der 
oben  angedeuteten  Erweiterung  des  Arbcitsgebiv-tes  der  tech- 
nischen Werkstattsbeamten  nicht  begnügen,  sondern  muß  wei- 
ter gehen  und  den  neuzeitlichen  Strömungen  Eechnung  tragen, 
die  darauf  hinzielen,  geeigneten  Beamten  den  sozialen  Auf- 
stieg zu  ermöglichen.  Na,ch  den  neueidings  ergangenen  Mi- 
■  n ister ial-Erlassen  ist  diesem  Verlangen  für  die  technischen 
Beamten  insoweit  bereits  entsprochen  worden,  als  der  Auf- 
stieg bis  in  die  sogenannten  erstklassigen  Stellen  bereits  er- 
möglicht worden  ist.  Damit  ist  es  aber  noch  nicht  genug, 
sondern  das  Gebot  der  Gerechtigkeit  erfordert  es.  daß"  aucdi 
den  mittleren  technischen  Beamten  1.  Kl.  dieser  Aufstieo-  niö«-- 
hch  gemacht  wird.  Auf  das  Gebiet  des  Werkslattswesens 
ubertragen  heißt  das,  daß  den  Betriebsingen leurou  der  Weg 
zur  Erlangung  der  Amtsvorstandstellen  freigemacht  werden 
muß.  Daß  sie  sehr  wohl  in  der  Lage  sind,  auch  dieser  Auf- 
gabe gerecht  zu  werden,  haben  sie  in  unzähligen  Fällen  be- 
reits bewiesen.  Sie  haben,  solange  es  Betriebsingenieurc  gibt, 
manchmal  recht  lange  Zeit  ihren  Amtsvorstand  währeud'des 
Urlaubs  und  in  Erkrankungsfällen  mit  vollem  Erfolg  vei- 
treten;  während  der  ganzen  Dauer  des  Krieges  sind  zahrreiche 
Ämter  in  der  Heimat  ununteibrochen  von  Betriebsingenieuren 
verwaltet  worden;  im  Feldeisenbahndienst  waren  viel^  Be- 
triebsingenieure, die  Offiziere  waren,  als  Am'svorstiiudo  an 
die  Spitze  wichtiger  Ämter  gestellt.  Der  Befähigungsnach- 
weis im  allgemeinen  ist  also  erbracht. 

Der  von  mir  verfochtene  Grumlsatz,  daß  icdcm  Weiksfaits- 
beamten  ein  erhöhtes  Maß  von  Zuständigken  und  A'.,raut- 
wortlichkeit  gegeben  werden  muß,  läßt  sich  aber  nur  durch- 
führen, wenn  man  auch  auf  anderen  Gebieten  etwas  mehr 
neuzeitlichen  Geist  walten  läßt. 

Will  man  einen  technischen  Beamten  zu  hohen  Leistungen 
auf  seinem  eigentlichen  Arbeitsgelnete  veranlassen,  dann  nruß 
man  ihn  befreien  von  Schreibarbeiten,  besonders  solchen  me- 
chanischer Art.  Wie  in  der  Pi'ivatindustrie  der  Lohnschreil)er 
es  dem  Meister  ermöglicht,  sich  ganz  seinen  technischen  Ge- 
schäften zu  widmen,  so  muß  auch  dem  Meister  in  der  Eisen- 
bahnwerkstatt die  Schreibarbeit  möglichst  altgenommen  wer- 
den. Das  könnte  etwa  m  der  Weise  geschehen,  daß  man  zwei 
Meistern  eine  für  beide  arbeitende  weibliche  Kraft  beigibt,  die 
die  erforderlichen  Aufschreil)ungen  usw.  zu  machen  liat." 

Dem  Betriebsingenieur  muß  wie  in  der  Privatindustrie  ein 
gewandter  Werkstattstechniker   beigegeben   werden,  der  die 


Zeitiitiff  des  Vereins 
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vorkommenden  einfacheren  technischen  schriftlichen  Ai  beitcD 
auszut  Uhren,  die  unvermeidlichen  Nach  Weisungen  usw  zu  bi>- 
arbeiten  und  den  Ingenieur  in  jeder  sonstigen  Weise  zu  unter- 
stützen hat.  Weiter  müßten  die  Anwärter  auf  Betriebsin<r.,.. 
nieurstellen  während  eines  großen  Teils  ihrer  Ausbildung-  ihm 
zugeteilt  werden,  damit  sie  einerseits  eine  gute  Ausbilduuo 
in  ihren  zukünftigen  Berufsgeschäfteu  erhalten,  anderersdl« 
gleichzeitig  nutzbiingende  Arbeit  verrichten.  Ferner  nmß  dei 
Betriebsingenieur  Gelegenheit  haben,  Berichte  und  sonstige 
größere  Schriftsätze  einer  der  Kurzschrift  kundigen  Maschi- 
iienschreiberin  diktieien  zu  können,  damit  er  möglichst  wem» 
an  den  Schreibtisch  gefesselt  wird.  Dieses  System  der  llilfs'^ 
krafte  sollte  unbedingt  ausgebaut  werden.  Ich  habe  damit  im 
Feldei.senbahnwesen  die  allerbesten  Erfahrungen  gemacht 
Nur  so  war  es  möglich,  daß  selbst  bei  den  giößten  Ämtern 
mit  so  wenig  technischen  Beamten  die  größten  Anforderuno-en 
des  sehr  unruhigen  und  häufig  außerordentlich  schwierigen 
Dienstes  glatt  erfüllt  werden  konnten. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  Mitteilungswesens  könnten  Ver- 
besserungen durchgeführt  werden.  Gewiß  haben  wir  einio.. 
gute  technische  Fachblätter,  aber  sie  behandeln  entweder  nm 
begrenzte  Sondergebiete  oder  sind  zu  allgemein  gehalten  Wir 
haben  in  Preußen  jetzt  76  Hauptwerkstätten  und  eine  Anzahl 
von  Neben  Werkstätten.  Da  lohnte  es  sich  nach  meiner  Ansicht 
wenn  von  der  Verwaltung  ein  technisches  Mitteilunosblalt 
heiausgegeben  und  allen  technischen  Werkstattsbeamten  zu- 
gänglich gemacht  würde,  wie  es  von  großen  Piivat werken 
almlich  .letzt  schon  geschieht.  Diese  „Erfahrungen  im  Eisen- 
bahnwerkstättenbetriebe" könnten  sich  zusammensetzen  aus 
amtlichen  Mitteilungen  technischer  Art  und  Abhandlungen  von 
Fachleuten.  Imsouders  solcher  aus  dem  Kreise  der  Werkstate- 
beaiuteu.  Ein  solches  Organ,  dem  auch  Anzeigen  der  Liefer- 
werke usw.  in  einem  Maße  zuströmen  würden,  daß  die  Her- 
stellungskosten selbst  bei  Bezahlung  der  Abhandlungen  usw 
sehr  niedrig  gehalten  werden  könnten,  vermöchte  bei  o-eeio- 
neter  Leitung  sicherlich  recht  befruchtend  zu  wirken. 

Das  geschriebene  Woit  hat  aber  immer  noch  weniger  AVir- 
kung  als  die  Anschauung.  Doshall)  sollten  die  teclinischen  Be- 
amten mehr  als  bisher  Gelegenheit  bekommen,  die  modernen 
Arbeitsweisen  in  neuzeitlich  eingerichteten  Werkstätten  so- 
wohl der  Eisenbahn  als  der  Industrie  und  ganz  besonders  der 
letzteien  kennen  zu  lernen.  Jeder,  der  eine  solche  Besichti- 
gung ausführt,  sollte  gehalten  sein,  bemerkenswerte  Beobach- 
tungen schriftlich  niederzulegen.  Diese  Berichte  könnten  dein 
oben  angeregten  Fachorgan  zugeleitet  und  von  diesem  zum 
Nutz-en  der  Allgemeinheit  veröffentlicht  werden. 

Die  Verwaltung  sollte  auch  von  Zeit  zu  Zeit  Zusammen- 
künfte der  technischen  Werkstattsbeamten  veranstalten,  zu 
diesen  aber  nicht  nur  die  Leiter  der  Werkstätten,  sondern  auch 
Vertreter  der  Ingenieure  und  Meister  einer  jeden  Werkstatt 
hinzuziehen,  um  im  großen  Kreise  Besprechungen  über  neuere' 
Werkstattseinrichtungen  und  Arbeitsverfahren  zu  pflegen,  Esi 
kann  nicht  zweifelhaft  .s-ein,  daß  alle  diese  Veranstaltung-en 
nicht  ohne  befruchtende  Wirkung  bleiben  würden.  Die  ent- 
stehenden Kosten  dürfen  kein  Hindernis  sein;  sie  stehen  in| 
keinem  Verhältnis  zu  den  Ersparnissen,  die  bei  der  großen 
Zahl  von  Eisenbahnwerkstätten  durch  zweckmäßigere  Gestal- 
tung des  Arbeitsvorganges  gemacht  werden  können. 

In  den  vorstehenden  Betrachtungen,  in  denen  ich  auch 
Wünsche  von  beteiligten  mittleren  und  unteren  Beamten- 
gruppen berücksichtigt  habe,  habe  ich  Fingerzeige  zu  geben 
versucht,  wie  eine  Umformung  und  Modernisierung  des  Werk- 
stättendienstes vorgenommen  werden  kann.  Es  mag  bessere 
Vorschläge  geben.  Wenn  meine  Ausführungen  zu  einer  wei- 
teren Erörterung  dieses  Gegenstandes  Anlaß  geben  sollten,  so, 
haben  sie  ihre  Aufgabe  erfüllt. 


LIX.  Jahrgang 
12.  Juli  1919 
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Hat  der  Eisenbahnbetrieb  bei  der  Demobilmachung  versagt? 


Von  Dr.-Iiio-.  L  o  u  i  -s  J  ä  n  e  c  k  e  , 


lu  der  Wochenschlift  d€s  Architektcnvereins  Berlin  wurde 
1-etzthiu  «ine  Eingabe  d'Cr  höhereu  Beamten  der  Preußisch- 
Hessischen  Staat'seisenbahnen  an  die  Preußische  Regienino- 
veröffentlicht,  in  der  "-ebeten  wurde,  „bei  einer  etwaigen 
Neubesetzuno-  des  Arbeitisministeiiums  entweder  den  Minister 
oder  den  Unterstaatssekietär  der  Ei.senhahnabteilunoen  aus 
den  Kreisen  der  Techniker  zu  wählen."  In  der  Besfründuni^ 
wurde  ausoefühit:  „Wenn  auch  die  Verwaltuno-  der  Preu- 
ßisch-Hessiscl^en  Staatseisenbahnen  in  volk&wirtischaftlicher 
und  organisatorischer  Hinsicht  im  allgemeinen  einwandfrei 
gewesen  ist,  so  hat  doch  neuerdings  der  völlige  Zusammen- 
bruch des  Betriebeis  mit  Deutlichkeit  bewiesen,  daß  die  tech- 
nischen Grundlagen  des  Eisenbahnbetiiebes  unigestaltet  wer- 
den müssen,*)  wenn  die  Leistungsfähigkeit  wieder  gehoben 
werden  soll.  Dies  wird  in  eister  Linie  zu  erreichen  iseiu 
durch  umfassende  Neuordnung  auf  technisch- wissenschaft- 
licher und  technisch-wirtschaftlicher  Grundlage,  und  kann 
Aviederum  nur  durchgesetzt  werden,  wenn  eine  der  beiden 
maßgebenden  Stellen  durch  einen  technisch  vorgebildeten 
Beamten  besetzt  wird.'' 

So  sehr  es  mit  Freuden  zu  begrüßen  wäre-  wenn  auch  ein- 
mal an  die  eiste  oder  zweite  Stelle  im  Staatseisenbahnwesen 
ein  Ingenieur  gesetzt  würde,  so  wenig  kann  man  der  Be- 
gründung zustimmen,  daß  der  Betrieb  durch  Versagen  der 
technischen  Grundlagen  zusammengebrochen  sei,  während 
die  Verwaltung  in  volkswirtschaftlicher  und  organisato- 
rischer Hinsicht  einwandfrei  gearbeitet  habe.  Es  ist  nicht 
der  Zweck  dieser  Zeilen,  volkswirtschaftliche,  tarifarische 
und  organisatorische  Mängel  nachzuweisen,  um  dadurch  die 
Schuld  von  der  Technik  abzuwälzen,  sondern  es  soll  nur  ge- 
zeigt werden,  daß  auch  die  vorzüglichsten  technischen  An- 
lagen und  die  zweckmäßigsten  betrieblichen  Maßnahmen  den 
an  die  Bahn  bei  der  Demobilmaehung  gestellten  Anforderun- 
gen nicht  gewachsen  gewesen  wären  und,  wenn  man  von 
einem  Versagen  des  Betriebes  sprechen  will,  seine  Schuld 
nicht  in  der  Unzulänglichkeit  der  technischen  Grundlagen  zu 
suchen  ist.  Vor  dem  Kriege  waren  die  technischen  Leistun- 
gen (z.  B.  Bahnhofsunibauten,  Sicherungsanlagen,  Lokomotiv- 
bau) der  Preußisch-Hessischen  Staatsbahnen  allo-eniein  aU 
mustergültig  anerkannt.  Jeder,  der  die  Bahnhöfe"  in  Frank- 
reich gesehen  hat  und  jetzt  hört,  daß  die  Franzosen  unsere 
schweren  Lokomotiven  nicht  verwenden  können  wird  dies 
bestätigt  finden.  Schon  dies  spricht  dafür  daß  die  Betriebs- 
störungen .bei  der  Demobilmachung  andere  Ursachen  o-ehabt 
haben.  Gehen  wir  auf  die  damaligen  Betriebsverhältnisse 
etwas  näher  ein. 

Durch  den  vierjährigen  Krieg  war  der  Lokomotiv-  und 
Wagenpark  durch  die  umfangreiche  Abgabe  an  die  Bahnen 
im  besetzten  Gebiet  überansprucht  und  durch  die  uno-.enüo-ende 
Unterhaltung  vollständig  herabgewii tschaftet.  Ein  großer 
1  eil  des  besten  Personals  mußte  zum  Militärdienst  und  Ei,«en- 
bahnbetrieb  im  besetzten  Gebiet  abgegeben  werden  Miniler- 
wertige  Arbeitskräfte  traten  an  deren  Stelle.  Drinoend  uötio-.,. 
Bahnhofsbauten  wurden  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  inv\ 
Material  zurückgestellt.  Dabei  hatten  durch  die  Verkehrsver- 
schiebung im  Kriege  manche  Bahnhöfe  noch  eine  erhöhte  Be- 
lastung erfahren.  Schon  durch  alle  diese  Umstände  war  die 
Leistung  der  Bahn  herabgediückt. 

Da  setzte  kurz  vor  der  Demobilmachung  die  Bückverleo-iui  '- 
der  iront  und  die  Räumung  des  besetzten  Gebietes  ein  "Ge- 
waltige Massen  von  Kriegsgut  mußten  zurückgeschafft  wenb^n 
wahrend  gleichzeitig  diingende  Militärtransporte  .birchzu- 
tuhren  waren.  Während  der  viei.iähngen  Besetzun..-  A^•aren 
große  Magazine  und  militärische  Anlagen  hinter  der  Front  ent- 
standen. Das  hier  lagernde  und  eingebaute  wertvolle  Gut 
snJIte  m  kurzer  Zeit  zurückbefördert  werden.  Bei  der  schnel- 
len, ungeregelten  Abfuhr  stellte  dies  große  Anforderuno-en  an 
fiie  mannen.  Die  Rauniungszüge  waien  oft  bunt  für  die  ver- 
'schiedensten  Ziele  und  Empfänger  und  mit  dem  verschieden- 
artigsten Gut  beladen  zusammengesetzt.  Dies  erforderte  auf 
den  schon  stark  belasteten  Bahnhöfen  umfangreiche  Eano-ier- 
arbeiten.  Oft  waren  die  Empfänger  nicht  festzustellen  "Die 
EDj.ladung  war  mehrfach  unzureichend.    Unentladene  Wagen 

nn  Jwf.t/""^  ''"^  1  t°  Bahnhöfen  abgestellt  werden 
und  druckten  dadurch  deren  Leistungsfähigkeit  weiter  herali. 

*)   Das  Militärwochenblatt  ])ezeugt  im  Gegenteil  in  einer 
.V  hl  Iderun g  der  Vorgänge  beim  A]itrans])ort  der  aus  Feindes- 
land und  über  den  Rhein  zurückgefühlten  Truppen,  daß  sieh 
e  Eisenbahnen  trotz  <ler  schwierigen  Lage,  ui  der  sie  sich 
e rwöl?'  Gelegenheit  ein  neues  Ruhmesblatt 

«worben  hallen.  -  Die  Schriftleitung 


In  diese  äußerst  ungünstige  Betriebslage  fiel  die  Demobil- 
machung. Dem  Aufmarsch  im  Jahre  1914  waren  lano-e  Voi- 
bereitungen  vorausgegangen.  Die  Belastung  der  einzelnen 
Bahnhofe  und  Strecken  war  ihrer  Leistungsfähigkeit  anoc- 
paßt.  Personen-  und  Güterzüge  fielen  aus.  Dei  Lokomotlv- 
und  Wagenpark  war  in  tadellosem  Zustande.  Das  out  ernährte 
Personal  war  vorzüglich  ausgebildet  und  seinen"Leistunoen 
entsprechend  eingesetzt  und  gut  eingearbeitet.  Die  Demobil- 
machung setzte  dagegen  plötzlich,  ungeregelt,  ohne  lange  Voi- 
arbeiten  ein,  da  man  mit  einer  langsauifu  Rückführuno-  der 
Armee  g>erechnet  hatte.  Personen-  und  Güterverkehr  mußten 
aufrecht  erhalten  werden.  Personal  und  Maschinen  konnten 
den  überlasteten  Bahnhöfen  nicht  überwiesen  werden  Dazu 
kam,  daß  viele  Soldaten  ohne  Grund  ihren  Truppenteil  ver- 
ließen und  selbständig  der  Heimat  zustrebten.  Die  Personen- 
zü.ge  wurden  übeiischwemmt,  die  Abfertigung  der  Züo-e  wurde 
erschwert.  Unbefugte  Stellen  griffen  in  den  Betrieb  ein.  Den 
Beamten,  die  schon  durch  die  plötzlichen  gewaltigen  Anforde- 
rungen an  die  Bahn  überlastet  waren,  wurde  ih"r  Dienst  da- 
durch noch  schwerer  gemacht.  Trotzdem  setzten  sie  ihre 
ganze  Kraft  ein,  um  die  Hochflut  des  Verkehrs  zu  liewältigen. 

Aber  auch  der  beste  Wille  des  Einzelnen  und  die  zweck- 
mäßigsten Anordnungen  der  leitenden  Stellen  sind  oft  macht- 
los. Wie  ein  Mensch  nur  eine  bestimmte  körperliche  Höchst- 
leistung vollbringen  kann,  so  ist  auch  die  Leistung  einer  Lo- 
komotive und  eines  Bahnhofs  beschiänkt.  Zugbilduno-  Zuo- 
abfertigung,  Kohlen-  und  Wassernehmen  der  Maschinen 'erfor- 
dern Zeit  und  gestatteten,  besonders  bei  den  beschränkten 
Gleisanlagen,  bei  dem  abgenutzten  rollenden  Material  und  un- 
genügenden Personal  nur  eine  begrenzte  Zugfolge.  Dazu  kam 
die  Überlastung  der  Telephon-  und  Morseleitungen  die  eine 
schnelle  Klarstellung  der  ständig  wechselnden  Betrieblaoe 
und  ein  Eingreifen  der  leitenden  Stellen  erschwerte  Recht- 
z.6itige  Vormeldung  der  Transporte  wurde  daher  oft  unmöo-- 
Iich.  Zeitraubende  Feststellungen  und  lange  Besetzung  der 
Gleise  waren  die  Folge.  Gerade  diese  stoßweise  einsetzende 
nicht  vorgemeldete  Belastung  der  Bahnhöfe  ist  aber  für  den 
Betrieb  besonders  ungünstig.  Wie  für  einen  Fluß  ein  plötzlich 
auftretendes  Hochwasser  die  größte  Gefahr  bildet,  bei  der 
leicht  die  Dämme  durchbrochen  und  die  Ufer  übet  flutet  wer- 
den- so  sind  Unfälle  und  Stockungen  die  Folo-e  plötzlich  auf- 
tretender, unvorliereiteter  Ulberlastung-  der  Bahnhöfe. 

Zu  diesen  außerordentlichen  Betriebsschwierigkeiten  kam 
noch  die  von  der  Entente  geforderte  schnelle  Abo-abe  ein(-r 
ungeheuren  Menge  des  besten  rollenden  Materials.  In  einer 
Zeit  wo  jede  Lokomotive  dringend  gebraucht  wurde  mußten 
die  besten  Maschinen  aus  dem  Betrielie  herausgezogen  und  an 
die  Feinde  abgegeben  werden.  Dabei  ging  die  Abnahmekom- 
mission ziemlich  rücksichtslos  vor.  Wegen  kleiner  Mäno-cl 
^T!"T^„^°^*^™'^^iyen  und  Wagen  beanstandet.  Leerläufe  und 
Uberfullung  der  Übergabebahnhöfe  waren  die  Folge.  Weitere 
Wagen  und  Lokomotiven  wurden  dadurch  dem  Betriebe  ent- 
zöge^. Monatelang  mußten  die  Eisenbahnwerkstätten  nur  für 
die  Entente  arbeiten,  um  die  Alinahniebedingungen  zu  erfüllen 
III  einer  Zeit  wo  die  Reparatur  des  im  Betriebe  liefindlichen 
^Materials  täglich  dringender  wurde 

Wir  sehen,  bei  solchen  Verhältnissen  kann  man  wirklich 
die  .Betrieb.sstorungen  bei  der  Demobilmachuno-  nicht  dem  Ver- 
sa.gen  des  Betriebes  und  unzureichenden  technischen  Grund- 
Jagen  zuschieben.  Die  Stockungen  sind  eingetreten  weil  man 
den  Bahnen  mehr  zumutete,  als  sie  leisten  konnten  Gewiß 
wäre  viell-eichl  (Ik-s,.  „der  iei^e  Störung  fortgefallen  wenn 
dem  Betriebe  ein  leistungsfähigeres  Bahnnetz,  zum  Beispiel 
eine  viergleisige  Moselbahn,  zur  Verfügung  o-,ps(anden  hätte 
und  -wenn  die  einzelnen  Betriebsleitungen'  über  die  Landes- 
grenzen, zum  Beispiel  über  Elsaß,  Baden  und  Württember«- 
hinubergeguffen  hätten,  aber  ohne  größere  Unreo-elmäßio" 
keiten  wäre  es  auch  dann  nicht  abgegangen.  Denn  einem  der- 
art stoßweise  einsetzenden,  nicht  vorauszusehenden,  uno-ere- 
.gelten  Verkehr  waren  die  Bahnen  mit  ihrem  abgenutzten"  uu- 
genugenderi  Material,  ihrem  unzureichenden-  unterernälirten 
Personal,  ihren  nicht  ausgebauten  Bahn-,  Telephon-  und  Tele- 
graphenanlagen nicht  gewachsen.  Wenn  trotzdem  bei  der 
scheinbaren  Auflosung  aller  Ordnung,  unbeirrt  um  die  Ta^es- 
ereignisse,  die  Eisenbahn  die  Flut  der  zurückströmenden  "Ar- 
meen ohne  wesentliche  Störungen  und  TTnfälle  bewältio-t  hat 
^<o  ist  das  em  glänzendes  Zeichen  für  die  guten  technischen 
Anlagen  und  die  gute  Schulung  der  Eisenbahner  und  besonders 
der  l.etnebsbeamten,  die  vom  einfachsten  Ar)>eitcr  Iiis  zum 
l>etne))sleil enden  höheren  Beamten  auf  diese  schwere  Zeit  mit 
der  Befriedigung  zurückldicken  können,  daß  sie  der  Allo-e- 
nieinheit  wertvolle  Dienste  geleistet  und  nicht  versagt  haben • 


Nr.  51 


—   540  — 


Zeitung  des  Vereiiia 
Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen 


Wi«  aber  l>©i  jeder  Kraftprobe  sich  erst  zeigt.  wa.s  ein 
Mensch  und  ein  Volk  leisten  kann,  so  treten  auch  Krankheits- 
keinie  dann  am  ersten  in  Erscheinung.  Auch  bei  derBahn  haben 
sich  bei  der  Überbeanspruchung  durch  die  Demobilmachung, 
wie  luan  offen  zugeben  muß,  ohne  ihre  Leistungen  dadurch 
herabzudrücken,  in  jener  Zeit  einige  Mängel  gezeigt.  Docli 
liegen  diese  nicht  allein  auf  technischem  und  betrieblichem 
Gebiet.  Ihre  Beseitigung  ist  zur  Erhöhung  der  Leistungsfähig- 
keil nötig,  yie  wird  um  so  leichter  möglich,  als  schon  durch 
die  vSchaffung  der  Eeichseisenbahnen  eine  Änderung  der  Or- 
ganisation nötig  wird.    Wenn  mau  dabei  auch  mit  Eücksicht 


auf  die  Kriegsei  fahrungen  auf  die  in  der  Eingabe  angeregte 
Vertiefung  der  technisch-wissenschaftlichen  und  vor  allen 
Dingen  auch  der  technisch- wirtschaftlichen  und  sozialpoliti- 
ischen  Grundlage  hinwirkt,  «o  würde  dies  sicher  allgemein  be- 
grüßt werden,  um  so  mehr  als  es  hierdurch  dem  Ingenieur  er- 
leichtert würde,  nicht  nur  teehni.sche,  sondern  alle  nicht  rein 
rechtlichen  Fragen  selbständig-  zu  ent.scheiden.  Eine  zu  große 
Verwäsiserung  der  technischen  Vorbildung  müßte  dabei  ver- 
mieden werden.  Denn  um  große  technische  Fragen  richtig 
lösen  zu  können,  muß  man  auch  in  die  Einzelheiten  einge- 
drungen sein. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Zur  Ausstandsbewegung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen 

(vergl.  Nr.  4S,  49  und  50  d.  Ztg.).  Die  tatkräftigen  Maßnah- 
men der  Regierung  um!  die  Opferwilligkeit  des  arbeitiswilli- 
gen  Teiles  des  Eiisenbahnpersonals  haben  zu  einem  Zusam- 
menbruch des  Ausstandes  in  den  Eiseubahndirektionisbezirken 
Frankfurt  (Main ) ,  Altona  und  Hannover  geführt. 
Nach  Abbruch  des  Au.sstandeis  in  Frankfurt  (Main)  (vgl.  Nr. 
50,  S.  527  d.  Ztg.),  hat  der  Streik  in  den  Bezirken  Hannover 
und  Altona  noch  mehrere  Tage  fortgedauert.  Erst  am  8.  Juli 
hat  die  Vertreterversammluug  des  deutschen  Eisenbahner- 
verbandes in  Hamliurg  nach  dem  Abstimmungsergebnis  und 
den  Berichten  aus  den  anderen  Teilen  des  Eeiches  deniniAus- 
istand  befindlichen  Eisenbahnern  dringend  empfehlen  müssen, 
die  Arbeit  alsbald  wieder  aufzunehmen.  In  Hannover  ist  -es 
wiederholt  zu  Zusammenstößen  zwischen  den  Ausständigen 
und  den  Trup]x;n  und  der  Bürgerwehr  gekommen.  Auf  meh- 
reren Bahnhöfen  ließen  die  Kommunisten  Eisenbahnwagen 
auf  -die  Durchgang.sgleise  laufen,  um  Unfälle  herb-eizufühnen 
und  den  Betrieb  unmöglich  zu  machen ;  trotzdem  ist  es  gelun- 
gen, ihn  aufrecht  zu  erhalten.  Nunmehr  ist  die  Arbeit  über- 
all wieder  auigenommen  worden,  uncl  man  hofft,  die  Nach- 
wirkungen des  Streikes,  die  sich  noch  in  gewissen  Unregel- 
mäßigkeiten und  Verspätungen  zeigen,  bald  völlig  überwun- 
den zu  haben.  Nur  an  manchen  Orten  flackerte  die  Bewegung 
wieder  auf,  ohne  daß  sie  jedoch  größere  Bedeutung  ange- 
nommen hätte.  Ein  auf  dem  Bahnhof  Bebra  entstandener 
Brand,  dem  Zeitung.snachrichten  zufolge  151  Eisenbahn- 
wagen  mit  Leibensmitteln  im  Wicrte  von  über  25  Millionen 
Marie  zum-  Opfer  gefallen  sind,  ist  nach  neueren  Feststiellun- 
gen  nicht,  wie  vermutet  wurde,  durch  die  Streikenden  ver- 
ursacht worden,  sondern  durch  die  Selbstentzündung  einer 
Sendung  feuergefährlicher  Stoffe. 

Auch  der  G  r  o  ß  -  B  e  r  1  i  n  e  r  V  e  r  k  e  h  r  -s  s  t  r  e  i  k  scheint 
seinem  Ende  entgegenzugehen.  Die  AViederauf nähme  des 
Vorort-  und  Eingbahnverkehrs,  durch  den  den  dringenidkstien 
Bedürfnissen  des  Publikums  Eechnung  getragen  wurde,  hatte 
die  Lage  der  Streikenden  bereits  sehr  verschlechtert.  Der 
Verkehr  innerhalb  der  Stadt  mit  Fuhrwerken  aller  Art  hat 
sich  gut  eingespielt.  Nachdem  am  10.  Juli  nun  auch  der 
Stadtbahnverkehr  wieder  eröffnet  worden  ist,  sind  die  Aus- 
sichten für  die  Streikenden,  ihre  Wünsche  durchzusetzen,  im- 
mer geringer  geworden.  Es  kommt  hinzu,  daß  bei  dem  Ber- 
liner Publikum  kein  Verständnis  für  den  Streik  gerade  dieser 
außerordentlich  hoch  bezahlten  Gattung  von  Angestellten 
vorhanden  ist.  Die  Wiederaufnahme  der  Arbeit  wird  als  un- 
mittelbar bevorstehend  ange.sehen. 

—  Frachtfreie  Beförderung  von  Umzugsgut  der  aus  dem 
Saargebiet  ausgewiesenen  Beamten.  Umzugsgut  der  aus  ilem 
Saargebiet  ausgewiesenen  deutschen  Beamten  (Staats-  und  Ge- 
meindebeamten), die  ihren  bisherigen  Wohnsitz  verlassen  müs- 
sen und  zu  dauerndem  Aufenthalt  nach  einem  anderen  Wohn- 
ort, übersiedeln  oder  bereits  übergesiedelt  sind,  wird  auf  den 
preußisch-hessischen  Staatsbahnen  frachtfrei  befördert.  Von 
dem  Nachweis  der  Mittellosigkeit  oder  Hilfsbedürftigkeit  wird 
abgesehen  und  die  Frachtfreiheit  auch  bei  Benutzung  von  Mö- 
1>el wagen  gewährt. 

—  Anrechnung  von  Kriegsdienstzeit  auf  die  Lehrzeit  der 
Werkstättenlehrlinge.  Der  preußische  Eiseubahnminister  hat 
genehmigt,  daß  Werkstättenlehrlingen,  die  ihre  praktische 
Ausbildung  infolg«,  Einziehung  zum  Kriegsdienst  unterbrochen 
haben,  die  ahgeleistete  Kriegsdienstz'eit  bis  zu  einem  Jahre 
auf  die  vierjährige  Lehrzeit  angerechnet  wird.  Der  Höchst- 
satz der  Anrechnung  ist  nur  anzuwenden,  wenn  der  Krieos- 
teilnehmer  auch  als  Soldat  in  seinem  Handwerksfache  tätig 
war,  z.  B.  in  einer  Pionier-  oder  Eisenbahnbaukompagnie. 

und  seine  Leistungen  zufriedenstellend  sind. 


—  Die  Sicherung  hochwertiger  Güter  auf   der  Eisenbahn. 

Die  unsicheren  Verhältnisse  zwingen  die  Eisenbahnverwaltung 
bezüglich  der  Sicherung  hochwertiger  Stückgütier  zu  weiteren 
Maßnahmen.  Derartige  Güter  sollen  künftig  durch  Sicherungs- 
mannschaften begleitet  werden.  Diese  Maßnahme  ist  jedoch 
nur  dann  durchführbar,  wenn  die  Güter  eilgutmäßig  be- 
fördert und  die  Berliner  Eingbahnhöfe  von  der  An- 
nahme der  hochwertigen  Stückgüter  ausge- 
schlossen werden.  Vom  14.  d.  Mi»,  ab  werden  daher,  wie 
die  Eeichshauptstädtische  Korrespondenz  berichtet,  im  Direk- 
tionsbezirk Berlin  nach.stehend  genannte  Güter:  Lebens-  und 
Genußmittel  (Wein,  Spirituosen,  Schokolade,  Zuckerwaren,  Ta- 
bak. Zigarren,  Zigaretten,  Fett-  und  Fleisch  waren).  Tuche,  Be- 
kleidungsstücke und  sonstige  Web-  und  Wirkwaren  mit  Aus- 
nahme von  Papiergewebe,  Leder- und  Schuhwaren,  Wertgegen- 
stände mit  Wertangabe  über  1000  J(  bei  Aufgabe  als  Stückgut 
nur  als  EiLstückgut  und  nur  in  den  Tagen  Montag,  Mittwoch 
und  Freitag  zur  Beförderung  angenommen.  Vom  gleichen 
Tage  (Montag,  den  14.  Juli)  ab  werden  die  Berliner  Ring- 
bahnstationen einschließlich  des  Güterbahnhofs  Berlin-Moabit 
von  der  Annahme  solcher  Stückgüter  ausgeschlossen. 

—  Finanzergebnisse  der  badischen  Staatsbalmen.    Im  badi- 

schen  Landtag  äußerte  sich  am  2.  Juli  der  Finanzministe-r  Dr. 
W  i  r  t  h  vor  Eintritt  in  die  Tagesordnung,  wie  folgt :  Es  ist 
mir  ein  Bedürfnis,  einige  Zahlen  hier  öffentlich  zu  nennen, 
damit  sie  im  Lande  draußen  bekannt  werden.  Ich  beginne  mit 
dem  Sorgenkind  des  Staats,  mit  der  Eisenbahnverwaltung.  Nach 
dem  Wirtschaftsnachweis  der  Eisenbahnbetriebsverwaltungen 
wird  der  Eisenbahnbetrieb  einen  Zuschuß  von  rund  82  500  000 
Mark  notwendig  haben.  In  der  geschätzten  Gesamtjahresaus- 
gabe von  242,5  Mill.  Mark  fehlt  noch  die  Wirkung  des  Lohn- 
tarifvertrags mit  etwa  52J^  Mill.  jährlich;  der  Aufwand  für 
die  Neuregelung  der  Dienst-  und  Euhezeiten  mit  5  Mill.  und 
der  Betrag  einiger  sachlicher  Nachforderungen  mit  1,1  Mill. 
Fei'ner  tritt  hinzu  die  Ausgleichszulage  für  die  Beamten  mit 
22  Mill.  für  das  Jahr.  Das  ist  eine  Ausgabe  von  311,8  Mill. 
Auch  die  s  a  c  h  1  i  c  h  e  n  A  u  f  w  e  n  d  u  n  g  e  n  steigen  von  Tag 
zu  Tag.  Bei  der  Kohle  muß  mit  einer  weiteren  Verteuerung 
von  5  Mill.  für  dieses  Jahr  gerechnet  werden.  Mit  sonstigen 
sachlichen  Ausgabestei gerungen  ergibt  sich  eine  voraussicht- 
liche Jahresausgabe  für  1919  von  321  Mill.  Mark.  Voraus- 
sichtlich wird  sich  im  Eisenbahnbetrieb  ein  Fehlbetrag 
von  154  Mill.  Mark  ergeben.  Dazu  kommt  noch  das  Erfordernis 
für  die  Verzinsung  der  Eiseubahnschuld.  Nimmt  man  noch 
das  Erfordernis  für  die  Tilgung  dazu,  dann  steht  man  am  Ende 
des  Jahres  vor  einem  geschätzten  Fehlbetrag  -^on  annähernd 
200  Mill.  Mark.  Di"  Ei.senbahnschuld  wird  bis  Ende  dieses 
Jahres  auf  796  82><  OPO  .//  zn  solchen  kommen.  Wie  es  im  Reiche 
werden  soll,  wenn  wir  Reicliseisenbahnen  haben  werden-  wenn 
diese  Defizit  Wirtschaft  weiter  besteht,  das  vermag  ich  nicht 
zu  übersehen.  .  . 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  ])reußisch-hessischen 
Staatsbahnverwaltung  ist  der  Eegieruugs-  und  Ba-urat  Frie- 
drich Lohse  in  Hannover  zum  Oberbaurat  mit  dem  Range 
der  Oberregierungsräte  ernannt  worden.  —  Es  sind  verliehen 
planmäßige  Stellen :  für  Oberbauräte  dem  hessischen  Ober- 
baurat Heinrich  Koch  in  Altona ;  für  Mitglieder  der  Eisen- 
bahndirektionen den  Regierungsräten  Franz  Offenberg 
unter  Überweisung  an  die  Eisenbahndirektion  Essen  und  Dr. 
Emil  Weber  in  Berlin,  sowie  den  Regierungs-  und  Bauräten 
Warnecke  in  Beuthen,  Tobias  Schäfer  in  Ell>erfeld. 
Lauser  in  Stettin,  Falk  in  Frankfurt  (Main)  und  Gustav 
Hammer  in  Berlin ;  für  Vorstände  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ämter den  Regierungvsbaumeistern  des  Eisenbahnbaufaches 
Strauch  in  Wittenlx>rge.  Zilcken  in  Coblenz,  Friedrich 
Fölsing  in  Frankfurt  (Oder),  Franz  Böhme  in  Emden, 
Ehlers  in  Schneidemühl,  Theodor  Conrad  in  Cöln,  Til- 
linger in  Mohrungen  und  Kail  Dorff  er  in  Offenhach 
(Main)  sowie  dem  hes.sischen  Eegierungsbaumeister  des  Eisen- 
bahnbaufaches Stegmayer  in  Crefeld;  für  Vonstände  der 
Eisenbahn-Werkstättenämter  dem  Regierungs-  und  Baurat 
Peter  in  Ratibor;  für  Vorstände  der  Eisenbahn-Maschinen- 
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ämt-er  d^en  Eegierungsbaumeisbern  W  e  y  a  n  d  in  Ei&enacli  und 
Johannes  Hildebrandt  in  Coblenz ;  für  Eegierungsbau- 
m€ist*r  den  Regierunt>sbaumeisteru  d-es  Eis€ubahnbaufaches 
Kallenbach  in  Minden  (Westf .) .  D  e  m  p  w  o  1  f  f  in  Han- 
nover, Hans  Lehmann  in  Olpe,  Erb©  in  Coblenz,  W  i  n  d  e 
in  Ölde,  Schlunk  in  Leipzig-,  Hitzker  in  Königsberg  (Pr.), 
Salfeld  in  Hannover,  Steinhauer  in  Saarbiücken  und 
Schult«  in  Breslau  sowie  dem  Reoierungsbaumeister  des 
Maschinenbaufaches  Reck  in  Cöln.  —  Versetzt  sind:  der 
Baurat  Linow,  bisher  in  Duisburg,  als  Vorstand  (auftiw.) 
des  Eisenbahn-Betriebsamtis  1  nach  Dortmund  sowi^e  die  Ee- 
gierungsbaum'Cister  des  Eisenbahnbauf  aches  L  ü  1 1  g  e-  bisher 
in  Jüt-erbog,  in  den  Bezirk  der  Eisenbahndiiektion  Berlin  und 
Schenkelb  erg,  bisher  in  Breslau,  in  den  Bezirk  der  Eisen- 
bahn direktion  Hannover.  —  Der  Eisenbahn-Betriebskontiol- 
leur  Karl  K  e  i  s  e  r  in  Essen  ist  unter  Übertragung  der  Stel- 
lung des  Vorstandes  des  Eisenbahn-Wagenamts  das>elbst  zum 
Eisenbahn-Verkehrsinspektor  ernannt.  —  Der  Regierungsbau- 
meister des  Maschinenbaufachs  Arthur  Jul.  Müller  ist  bei 
der  Eisenbahndirektion  in  Altona  zur  Beschäftigung  im 
Staatseisenbahndienste  einberufen.  —  Die  hessische  Staats- 
regierung hat  den  Regierungs-  und  Baurat  Heinrich  Koch 
in  Altona  zum  Oberbaurat  und  den  Regierungsbaumeister  des 
Eisenbahnbaufaches  S  t  e  g  m  a  y  e  r  in  Crefeld  zum  Vorstand 
eines  Eisenbahn-Betriebsamts  in  der  preußisch-hessischen 
Eisenbahngemeinschaft  ernannt.  ' 


Deutschösterreich. 

—  Sofortige  Vei'wendung  der  von  den  Nationalstaaten  ent- 
lassenen Eisenbahner.  Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  hat 
an  alle  Direktionen  der  Staatsbahnen  einen  Erlaß  gerichtet, 
in  dem  es  heißt:  „Der  gesteigeite  Personalbedarf,  den  die 
bewilligte  Höherbeme.ssung  der  Erholungsurlaube  und  die 
Einführung  des  Achtstundentages  zur  Folge  haben  werden, 
läßt  es  geboten  erscheinen,  daß  zunächst  alle  nur  irgendwie 
verfügbaren  Kräfte  zum  Dienste  herangezogen  werden.  In 
dieser  Beziehung  kommen  hauptsächlich  jene  von  den  frem- 
den Neustaaten  enthobenen  eheinals  österreichischen  Staats- 
bahnbediensteten deutscher  Olkszugehörigkeit  in  Betracht, 
die,  ohne  bisher  eine  Dienstesverwendung  in  Deutschöster- 
reich gefunden  zu  haben,  sich  bereits  daselbst  in  Flüchtlings- 
lagern oder  in  verschiedenen  Orten  zersti-eut  aufhalten  und 
bei  einer  deutschösterreichischen  Staatsbahndirektion  ledig- 
lich zwecks  Flüssigmachung  der  ihnen  in  Form  von  Beihilfen 
zukommenden  Bezüge  im  Stande  geführt  werden.  Sollen  aber 
die.se  Bediensteten,  von  denen  die  meisten  infolge  ihrer  länger 
andauernden  Untätigkeit  mehr  oder  minder  dem  Dienst  ent- 
fremdet wurden,  für  den  Bedarfsfall  sofort  taugliche  Kräfte 
abgeben,  so  darf  nicht  länger  damit  gezögert  werden,  sie 
einer  geordneten  Beschäftigung  wieder  zuzuführen  und  durch 
entsprechende  Einschulung  wieder  verwendungsfällig  zu 
machen.  Aus  dieser  Erwägung  sowie  in  weiterer  Berücksich- 
tigung des  nachdrücklichst  gestellten  Verlangens  des  in 
Frage  kommenden  Personals  nach  Einteilung  bei  deutsch- 
österreichischen Dienststellen  ergeht  daher  an  die  Staatsbahn- 
direktionen die  Weisung,  sämtliche  diesfalls  in  Betracht  kom- 
menden Bediensteten  deutscher  Volkszugehörigkeit  sofort 
irgendeiner  örtlichen  Dienststelle  zur  vorläufigen  Verwen- 
dung zuzuweisen.  Bei  diesen  Zuweisungen  ist  nach  Tunlich- 
keit  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß  in  dem  betreffenden 
Dienstort  auch  die  Möglichkeit  der  Wohnungsbeschaffung  ge- 
geben ist.  Andernteils  hat  die  Einteilung  in  der  Weise  zu 
erfolgen,  daß  der  Dienstort  vom  Wohnort  des  betreffenden 
Bediensteten  leicht  erreichbar  ist.  Das  Staatsamt  für  Ver- 
kehrswesen behält  sich  vor,  in  einem  späteren  Zeitpunkt  die 
Standesverhältnisse  bei  den  einzelnen  Dienststellen  zu  über- 
prüfen und  dort,  wo  der  tatsächliche  Personalbedarf  über- 
«5chritten  ist,  hinsichtlich  der  überzähligen  Kräfte  anderwei- 
tige Diensteszuweisungen  zn  verfügen." 

—   Die  Südbahnfrage   und   die  Pariser  Friedenskonferenz. 

Zeitungsnachrichten  zufolge  hat  sich  die  von  der  Pariser  Frie- 
denskonferenz eingesetzte  Eisenbahnkommission  in  mehreren 
Sitzungen  mit  der  zukünftigen  Gestaltung  der  Verhältnisse 
der  Südbahn  beschäftigt.  Ein  von  der  französischen  Finanz- 
gruppe ausgehender  Antrag  auf  Tnternationalisierung  der  Süd- 
bahn wurde  abgelehnt.  Hingegen  wnirde  der  Antrag  angenom- 
men, daß  die  Südbähn  in  ihrer  bisherigen  territorialen  Aus- 
dehnung als  einheitliches  Privatunternehmen  aufrecht 
bleiben  soll.  Mit  dem  gleichen  Wirkungskreise,  wie  ihn  schon 
bisher  die  Budap^ester  Betriebsdirektion  für,  die  ungarischen 
Linien  der  Südbahn  hat,  sollen  auch  in  L  a  i  b  a  c  h  und 
Triest  eigene  nationale  Betriebsdirektionen 
errichtet  und  der  in  Wien  zu  belassenden  Generaldirektion 
unterstellt  werden.   Die  italienische  Regierung  wird  die  wäh- 


I  rend  des  Krieges  in  eigenen  Betrieb  übernommenen  Linien 
der  Südbahn  an  die  Oesellschaft  wieder  abtreten  und  ebenso 
wie  die  anderen  an  der  Südbahn  beteilig! eu  Staaten  eine  ent- 
sprechende Vertiefung  in  der  Verwaliung  der  Gesellschaft 
erhalten.  Nach  Friedensschluß  wird  in  Wien  unter  dem  Vor- 
sitz eines  Vertreters  der  Entente  eine  internationale 
Kommission  zusammentreten,  deren  Aufgabe  es  sein  wird, 
die  Grundlagen  des  neuen  Südbahnregimes  festzustellen  unil 
insbesondere  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Gesellschaft 
zu  regeln.  Entsprechend  den  geänderten  staatsrechtlichen 
Verhältnissen  werden  die  Rechtsgrundlagen  der  Gesellschaft 
eine  einschneidende  Änderung  erfahren  müssen.  Eine"  Ver- 
längerung der  bisherigen  Konzessionsdauer  wird,  wie  man 
annimmt,  kaum  zu  umgehen  sein.  Ferner  werden  die  Ein- 
lösuttgsbestimmungen  sowie  die  Tarifgrundlagen  den  geän- 
derten A^erhältnissen  anzupasseij  sein. 

—  Keine  Bäderzüge  Wien-Marienbad-Karlsbad-Franzensbad. 

Wie  der  „Marienbader  Zeitung"  gemeldet  wird,  sind  die  Ver- 
handlungen zwischen  den  beteiligten  deutschösterreichischen 
und  tschechonslowakischen  Eisenbahnverwaltungen  wegen  der 
Führung  direkter  Bäderzüge  zwischen  Wien-Gmünd-Marien- 
bad-Karlsbad mit  Anschlüssen  nach  Franzensbad  und  St.  Joa- 
chimstal ergebnislos  geblieben.  Als  Grund  für  das  Scheitern 
der  Verhandlungen  wird  angegeben,  daß  die  Prager  Bahnver- 
waltung als  Anschlußzeit  in  Gmünd  eine  Nachtstunde  an- 
isetzte,  so  daß  die  Fahi-gästie  sich  etwa  in  der  Zeit  von  1  bis  2 
Uhr  morgens  der  Paßkontrolle  und  Gepäckrevision  hätten 
unterziehen  müssen.  Bekanntlich  waren  im  April  von  der 
Prager  Regierung  den  Kurorten  drei  Schnellzugpaare  Wien- 
Marieubad-Franzensbad  mit  dem  Einführungstage  1.  Juni  zu- 
g-esagt  worden.  Später  wurde  die  Zusage  auf  ein  Zugpaar 
mit  dem  Einführungstage  1.  Juli  eingeschränkt.  Das  Schei- 
tern der  nunmehr  zum  Abschluß  gelangten  Verhandlungen 
bedeutet  eine  schweie  Schädigung  des  Wiener  Kurpublikums. 
Bemerkenswert  ist,  daß,  während  vor  dem  Kriege  sich  eine 
Schnellzugfahrkarte  2.  Klasse  von  Wien  nach  Marienbad  auf 
31  Kr.  10  H.  stellte,  heute  allein  die  an  die  Wiener  tschecho- 
slowakische Gesandtschaft  zu  bezahlenden  Gebühren  für  das 
politische  und  ärztliche  Paßvisum  sich  auf  nicht  weniger  als 
45  Kr.  stellen. 

—  Aufnahme  des  Güterverkehres  mit  Triest.  Im  Anschluß 
an  die  mit  der  italienischen  Waffenstillstandskommission  in 
Wien  am  17.  April  1919  abgeschlossenen  Vereinbarungen  über 
die  Wiederaufnahme  des  Güterverkehrs  mit  Triest  haben  wei- 
tere Verhandlungen  mit  den  zuständigen  italienischen  Behör- 
den stattgefunden.  Diesen  zufolge  tritt  mit  sofortiger  Gültig- 
keit eine  wesentliche  Erweiterung  ein,  indem  nunmehr  die 
Güteraufnahme  nicht  bloß,  wie  bisher,  nur  nach  Stationen 
der  Strecke  Pontafel-Udine-Triest,  sondern  auch  von  und  nach 
allen  Stationen  der  Venetia-Giulia,  das  ist  des  derzeit  von 
den  Italienern  l>esetzten  Gebietes  von  Triest.  Görz  und  Gra- 
diska,  Krain  und  Istrien  möglich  ist.  Die  bisherigen  Bedin- 
gungen, Frankaturzwang  bis  Tarvis.  Verbot  der  Annahme  von 
Barvorschüssen  und  Nachnahmen  nach  Eingang  bleiben  zwar 
bis  auf  weiteres  noch  in  Kraft,  doch  ist  bereits  beabsichtigt, 
die  Abfertigung  von  Sendungen  mit  Überweisung  der  Gebüh- 
ren. Auflage  von  Nachnahmen  und  Barvorschüssen  sowie  der 
Abfertigung  mit  Frankaturrechnung  in  kürzester  Zeit  wieder 
zur  Einführung  zu  bringen.  Der  Termin,  zu  dem  mit  dieser 
Abfertigung  begonnen  werden  darf,  wird  nach  Errichtung  des 
Grenzabrechnungsdienstes  bekanntgegeben  werden. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Tariferhöhungen.  Nach  einer  im  Prager  Tarif -Anzeiger 
erschienenen  Kundmachung  haben  die  tschecho-slowakischen 
Staatsbahnen,  die  Aussig-Teplitzer,  die  .Buschtiehrader  und  die 
Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  vom  1.  Juli  1919  an  sämtliche 
Sätze  ihrer  Lokalgütertarife  um  100  %  erhöht.  Diese 
Erhöhung  gilt  auch  für  Kohle.  Seit  Kriegsbeginn  vnirden  die 
Gütertarife  dieser  Linien  wiederholt  erhöht;  zuerst  allgemein 
um  30  %,  dann  folgte  eine  „Aufklassifikation"  bei  gleichzei- 
tiger Erhöhung  der  Klasse  I,  der  Eilgut-  und  Sperrguttarife  um 
50  %,  die  Aufhebung  der  Ausnahme-  und  Ausfuhrtarife,  die 
Einführung  eines  Betriebskosten^uschlages  und  schließlich 
die  Verwandlung  des  Betriebskosbenzuschlages  in  einen  festen 
erhöhten  Zuschlag  von  70  %,  bei  Kohle  von  40  %.  Auf  den 
Prager  Staatsbahnhöfen  ist  das  Lagergeld  um  300  %,  das  Wa- 
genstandgeld um  100  %  erhöht  worden. 

Gleichfalls  zum  1.  Juli  d.  J.  sind  die  Personentarife 
der  genannten  Bahnen  in  der  Weise  erhöht  worden,  daß  an 
Stelle  der  Preise  der  3,  Klasse  die  jetzigen  Preise  der  2. 
Kl^asse,  an  Stelle  der  Preise  der  2.  Klasse  die  jetzigen  der  1. 
Klasse  und  an  Stelle  der  Preise  der  1,  Klasse  die  verdoppelten 


Nr.  51 


— 


Züitun«  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbalin Verwaltungen. 


.^etzi^^•€n  Sätze  treten;  die  Erhöhun'j'en  betrafen  also  50,  (>(')':-'i 
uiul  100  %.     Wocheiiarbeitei  karten,  Arbtit^enückfahrkartrii, 
(Icbühieu  für  Iluiidc,  Roisc^cpaek  und  Expr<>ß;;ut  .sind  um  50 
•itIiöIu.  worden. 

—  \'cröt't'entlicluiusien  über  tseheeho-slowakiselies  Verkehrs- 
\>eseu.  AnlälUi(;h  der  Bespi ecbunt;'  der  neu  ■erschienenen  VVo- 
chen.schrift  .,P  r  a  e  r  T  a  r  i  f  -  A  n  z  *  i  e  r"  ist  in  Nr.  45, 
8.  47G  d.  TjXs,.  o-Kjsa.ü't  word^en,  daß  der  „Präger  Tarif- Anzeiu'er" 
die  'eiste  hier  bekannt  "'eworden^e  QuelLe  in  deutscher  Spraclic 
.^■ei,  aus  der  wir  Ivenntuis  über  das  tschecho-slowakische  Ver- 
kehrswes'en  schöpfen  können.  Eichtiff  ist,  daß  der  „Präger 
Tarif-Anzeimer"  die  -ei^ste  d'era)ti>je  Zeitschrift  ist,  die  in 
tscheeho-slo\\aki.seheni  Gebiet,  erscheint,  dao''eft-.en  bittet  uns 
die  iSchriftleitunii'  des  „A  1 1  ^' -e  ni  e  i  u  •e  n  Tarif-Anzei- 
ii  e  r  s  in  Wien,  daiauf  aufnrerfc.sani  zu  niacli.eu,  daß  si«  i^li-ich- 
falls  all-e  die-se  Kuudniachun<)'eu  seit  dem  Bestauile  ■einer  selli- 
.^länili^-en  tsch'echo-slowaki.sclven  Eisen  Ijahnverwaltuu."-  in 
ibidem  Blatte  eischeiiien  las.se. 


Ungarn. 

—  Untersueluin^i'  der  Reisenden  beim  Austritt  aus  Ungarn. 

Nach  einem  vom  Polizeibeauftraüten  heiausoegebenen  Erlasse 
ist  die  Untersuchung-  zur  Vierhinderung  der  Ausführung-  von 
Effekten  im  SchnuigK'ehveg-e  au.sischließlich  auf  den  Greuz- 
(Stationeu  und  den  ütKM tritt.sstationen  der  be-s^etzten  Gebiete 
vorzunehmen.  Auslanib'r  (auch  Ö-steri^eicher)  können  ihre 
Mobilien  und  Efft^kt^en  im  Winne  der  ^^-ercinbarung  mit  der 
betreffenden  di))lomatischeu  Behörde  mitnehmen.  Auf  d^en 
Grenz.stationen  und  Übertrittspunkt-eu  «oll  die  Unt^ersuchuno- 
aufs  ■strengste  vorgenommen  werden. 

—  Die  Elektrisierung  der  Staatsbahnen.  Der  Landesarbei- 
terrat befaßt  isich  derzeit  'eingehend  mit  dem  Entwurf  der 
Eiektiisi'eruug  der  Staatsbahnen,  die  zunächst  nur  teilweii-se 
(hirchgeführt  wird.  Zu  dies-em  Zwecke  wird  voulerhand  di^e 
Erbauung  von  100  tdeklrischen  Lokomotiven  nötig  sein,  die 
liei  der  Maschinenfabrik  der  Staatsbahuen,  bei  den  Firmen 
Manfred  Weiß  und  Ganz  Danubins  be.stellt  werden  sollen. 

—  Regelung  des  Warenverkehrs  mit  dem  Auslande.  Durch 
eine  Eegieruugs'verorduung  ist  bestimmt  worden,  daß  Gesuche 
auf  Gestattuug  der  Wareneinfuhr  aus  Ö.sterreich  nach  Ungarn 
durch  den  Fmanzminister  nur  in  dem  Falle  ■  berücksichtigt 
werden,  wenn  die  Partei  nachweist,  daß  die  Ware  bereits  vor 
dem  23.  Februar  d.  J.  bezahlt  wurde.  B^ei  Ansfuhrsendungen 
aus  Ungarn  nach  Österreich  oder  den  besetzten  Gebieten  ist 
nur  der  Nachweis  zu  erbringen,  daß  die  Bezahlung  der  Ware 
schon  vor  dem  vorgenannten  Termin  erfolgt  ist. 


Südslaviscties  Gebiet 

—  Übernahme  der  auf  dem  Gebiete  Kroatiens  und  Slavoniens 
liegenden  Strecken  der  ungarischen  Staatsbahneu.  Vom  süd- 
slavischen  Staate  wurden  die  vorgenannten  Strecken  über- 
nommen und  der  tieneralidirektion  in  Zagreb  (Agram)  unter- 
stellt. Laut  der  in  ,,Narodni  Novine"  erschienenen  A/'eröffent- 
lichung  wurden  sämtliche,  bisher  gültigen  Verbandstarife,  so- 
nnt auch  der  Ungarisch-Adriatische  Eisenbahnvei  band,  außer 
Kraft  gesetzt.  Die  einseitige  Aufhebung  dieser  Tarife  ist 
iedoch  nach  ungarischer  Auffassung  eine  rechtsverletzende 


Maßnahme,  weil  die  Aufhebung  nur  in  dem  in  Ungarn  unbe- 
kannten und  nicht.  zugängliülH-n  süd.slavischcn  Fachblalte  und 
nicht  in  den  Fachblättern  verlautbart  wurde,  die  in  den  Ver- 
bandstarifen vorgeschrieben  sind.  P"ür  di'C  aus  dem  rechts- 
widrigen Verfahren  d'Os  südslavischeu  Staates  erwachsenden 
Reklamationsansprüche  auf  Rückerstattung  der  eingehobeneu 
Mehigebüliren  werden  die  südslaviscben  Staat.sba.hnen  aufzu- 
kommen haben. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Die  Arbeitszelt  bei  den  sthweizei-ischeu  Verkehrsanstal- 
ten (vgl.  Nr.  44,  S.  5Ü1  d.  Ztg.).  Der  von  dem  schweizeiischen 
Post-  und  Eisenbahudepartement  aufgestellte  Entwurf  zu 
einem  Bund^es.gesetz  über  die  Arbeit.szeit  l>ei  den  Verkehrs- 
anstalten hat  in  der  Juni-Tagung  der  eidgenössischen  Rät^e 
nicht  mehr  verabschiedet  wei-'d^en  können;  deshalb  hat  d^er 
sch\yeizerisehe  Bundesrat  «ich  veranlaßt  gesehen,  unterm  25. 
Juni  1919  in  Anwendung  der  Artikel  2  und  10  des  bisherigen 
Arbeitsgesetzes  vom  19  Dezember  1902  einen  Beschluß  betref- 
fend die  vorläufige  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer 
V  e  r  k  e  h  r  &  a  n  s  t  a  1 1  e  u  zu  erlasi&en.  Sein  Inhalt  ist  kurz 
folgender : 

Bei  den  ständig  und  vorwiegend  im  Betriebsdienste  der 
Eisenbahnen  und  dei  antleren  Verkehrsanstalten  beschäftigten 
und  zu  ausschließlich  persönlicher  Dienstleistung  verpffich- 
teten  Personen  darf  die  durch.schnittliche  tägliche  Arbeitszeit 
innerhalb  einer  (iruppe  von  höchstens  vierzehn  aufein- 
anderfolgenden odei  durch  einzelne  Ruhetage  getrennten  Ar- 
beitsta.gen  nicht  übersteigen:  a)  acht  Stunden  bei  Dien- 
iSten,  die  eine  anhaltende  Tätigkeit  erheischen;  b)  neun 
Stunden  bei  Diensten  mit  reichlichen  Zeiten  bloßer  Dienst- 
bereitschaft. Innerhalb  einer  einzelnen  Dienstschicht  darf 
die  Arbeitszeit  im  Ausgleiche  höchstens  zehn  Stunden 
betragen;  ein  Ausgleich  hat  nicht  stattzufinden,  wenn  dem 
Beamten,  Angestellten  oder  Aibeit^er  für  die  Überschreitnno- 
der  maßgeb'enden  durchschnittlichen  Arbeitszeit  Barvergnif- 
tung  geleistet  wird.  Die  Barvergütung  ist  auf  Grund  des  Ge- 
haltes oder  Lohnes  mit  einem  Zuschlage  von  wenigstens  25  % 
zu  berechnen.  Ein  Zeitzuschlag  für  Nachtarbeit,  d.  h.  für  die 
Arbeit  zwi-schen  11  Uhr  abends  und  4  Uhr  morgens,  fällt  da- 
hin. Von  der  Einteilung  einer  Pause  nach  ungefähr  der 
Hälfte  der  Arbeitszeit,  im  Sinne  von  Art.  3,  Abs.'  3,  des  Ge- 
-setzes,  daif  Umgang  genommen  werden,  wenn  die  Dienstbe- 
reitschaft acht  Stunden  nicht  übersteigt  und  das  Personal  die 
Möglichkeit  hat,  'eine  Zwischen  Verpflegung  einzunehmen. 
W'egen  der  durch  diesen  Beschluß  dem  Personale  zuteil  wer- 
denden Erleichterungen  darf  eine  Schmälerung  seine'S  bisheri- 
denden  Erleicht.erungen  darf  'eine  Schmälerunig  'seiue-s  bisberi- 

Der  gegenwärtige  Beschluß  tritt  auf  den  1.  August  1919  in 
Kraft.  Den  konzessionierten  Unternehmungen  wird  gestattet, 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  erst  auf  den  1.  OktoTx>r  1919 
durchzuführen.  In  diesem  Falle  haben  sie  .iedoch  für  die  Z^eit 
vom  1.  August  bi.s  zum  30.  September  dem  Personal  für  die 
neun  Stunden  überschreitende  durchschnittliche  tägliche  Ar- 
beitszeit Barvergütung  nach  Ziffer  2  lüerfür  zu  Leisten.  Durch 
das  neue  Arbeitsgesetz  werden  Änderungen  in  einigen  Ver- 
ordnungen (Transportreglement.  Fahrdienstreglement  usw.) 
notwendig  werden.  Die  erforderlichen  Arbeiten  sind  bereits 
in  Angriff  genommen  worden.  Dieser  Bundesratsbeschluß  ist 
nur  als  Übergangsregelung  aufzufassen,  die  dem  Wunsche  d'°« 
auf  Einführung  des  Achtstundentages  drängenden  Personals 
Rechnung  tragen  soll;  er  M'ird  mit  dem  Tage  des  Inkraft- 
tretens des  neuen  Arbeits.ges'etzes  erlöschen. 


Amtliche  Bekaimtmachungen. 


.1  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  Bahnhof  Neuekrug  an  der 
Bahnstrecke  Börssum  -  Holzminden 
führt  künftig  die  Bezeichnung  N  e  u  e- 
k  r  u  g  <  II  a  h  a  u  s  e  n. 

Magdeburg,  den  3.  Juli  1919.  (704) 
Eisenbahndirektion. 


Der  Bahnhof  4.  Klasse  Rotenkamp 
an  der  Bahnstrecke  Schandelah-Oebis- 
felde führt  sofort  die  Bezeichnung 
B  o  i  m  s  t  o  r  f  »  R  o  t  ©  n  k  a  m  p. 

Magdebui-g,  den  3.  Juli  1919.  (705) 
Eiseu))ahndirektion 


2.  Güterverkehr. 

Württembergiseher     Binnen-Giitertarif . 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  Juli  1919 
werden  im  Abschnitt  B  „Besondeie 
Tarifvorschriften"  die  Bestimmungen 
unter  Ziffer  5  über  den  Verkehr  mit 
d'Cr  iSchweiz  und  darüber  hin.auis,  sowie 
mit  den  noidischen  Ländern  und  den 
Niederlanden  gestrichen. 

Stuttgart,  den  8.  Juli  1919.  (707) 
Generadirektion  der  Württembergisch. 
 Staatseisenbahnen.  _ 

Preußisch  -  hessisch  _  sächsischer 
Tierverkehr.    Gemeinsames  Heft. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  September 
1919  werden  im  Nachtrag  II  auf  S.  20 
die  in  der  Bestimmung  für  Rennbahn 


vorgesiehenen  Gebühren  erhöht  Nä- 
heies ist  aus  dem  Tarif-  und  Verkehrs- 
aoizeiger  der  preußisch  -  heissischen 
Staatseisenbahnen  und  aus  unserem 
Verkehrsanzei.ger  zu  «sehen,  auch 
geben  die  Stationen  Auskunft. 

Dresden,  am  9.  Juli  1919.  (703) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Deutscher  Eisenbahn-Tiertarif,   Teil  I 
(Tfv.  1500). 

Mit  Gültigkeit  vom  3.  September  1919 
wird  die  Fracht berechnung  für  Renn- 
pferde neu  geregelt.  Aus  diesem  Anlaß 
treten  vom  genannten  Zeitpunkt  ab  fol- 
gende Tarifänderungen  ein: 

1.  In  der  Ausführungsbestimiuung  IV 
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3.  Nachrufe. 


Am  28.  Juni  d.  J.  verstarb  infolge  eines  tödlichen  Unfalles  der  stell- 
vertretende Vorsitzende  unseres  Aufsichtsrati 

Herr  Landesbaurat  Geheimer  Baurat.  ^Otto  Techow. 

la  den  wenigen  Jahren,  in  denen  der  Verstorbene  unserem  Aufsichtsrat 
angehörte,  hat  er  mit  hervorragender  Sachkenntnis  und  nie  versagendem 
Eifer  sich  den  Interessen  unserer  Gesellschaft  gewidmet  und  derselben  die 
wertvollsten  Dienste  geleistet. 

Wir  werden  das  Andenken  des  tüchtigen,  liebenswürdigen  und  wohl- 
wollenden Mannes  in  hohen  Ehren  bewahren.  (69G) 

Aufsiehtsrat  und  Vorstand 
der  Zschipkau-Finsterwalder  Eisenbahn-Gesellschaft. 


Am  5.  Juli  d.  J.  verschied  nach  kurzer  Krankheit  der 

Eisenbahndirektor  Herr  Adolf  Goebeler 

Rechnungsdirektor  der  Eisenbahndirektion. 

Fast  .'50  Jahre  hat  der  Verstorbene  im  Staatseisenbahudienste  pflichttreu 
und  mit  voller  Hingabe  an  seinen  Beruf  verbracht.  Seit  1895  hat  er  —  bis  zu 
seinem  letzten  Lebenstage  —  als  Rechnuiigsdirektor  sein  vielseitiges  Wissen 
und  seine  großen  Erfahrungen  im  Eisenbahnwesen  bei  der  Eisenbahndirektion 
in  Münster  betätigt. 

Sein  Andenken  wird  allezeit  bei  uns  in  Ehren  bleiben. 
Münster  (VVestf ),  den  8.  Juli  1919.  (706) 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr  (Fortsetzung). 

(2)  zu  §  48  ätQT  Eisenbahn verkehrsord- 
Hunff  ist  da«  Wort  „schriftlich"  zu  «trei- 
ehen. 

2.  D«r  §  24  dei  Allgemeinen  Tarifvor- 
Bchriften  erhält  folgende  Fassung: 

„Rennpferde  in  gewöhnlichen  Wagen. 
Bei  der  Beförderung  von  Rennpferden 
in  gewöhnlichen  Wagen  nach  oder  vom 
Orte  des  Rennens  werden  die  Wagen 
itets  zur  ausschließlichen  Benutzung  ge- 
stellt. Berechnet  wird  für  jeden  Wa- 
een  die  Fracht  für  mindestens  6  Pferde 
aach  den  Stücksätzen,  sofern  die  La- 
Jung.sfracht  nicht  billiger  ist." 

3.  Im  §  26  (2)  der  Allgemeinen  Tarif- 
rorschriften  sind  in  der  2.  und  3.  Zeile 
lie  Worte  „sowie  Rennpferde"  und 
,oder  24"  zu  streichen. 

Berlin,  den  3.  Juli  1919.  (701) 
iisenbahndirektion.    als  geschäftsfüh- 
rende Verwaltung. 


Gemeinsamer  Binnentarif  der  Deutschen 
Eisenbahn-Betriebs-Gesellschaft  (Badi- 
sche Nebenbahnen). 

Mit  Rofortiger  Gültigkeit  werden  die 
Gebühren  für  die  Umladung  der  Güter 
in  Mosbach  von  6  auf  8  ^  erhöht.  Die 
Tarifänderung  ist  gemäß  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehr-s-Ordnung  von  der  Auf- 
fcichtsbehörde  genehmigt  worden 

Berlin,  den  7.  Juli  1919.  '  (697) 

Deutsche  Eisenbahn  -  Betriebs  -  Gesell- 
schaft, Aktiengesellsokaft. 

Güter-  und  Tiertarif  für  die  schmalspu- 
rigen Linien,  Teil  II. 

Am  20.  Juli  1919  treten  für  den  Ver- 
sand geschlagener  Steine  des  Spezial- 
tarifs  Iii  von  Lauenstein  nach  verschie- 
denen sächsischen  Stationen  Ausnahme- 
frachtsätze in  Kraft.  Näheres  ist  aus 
unserem  Verkehrsanzeiger  zu  ersehen, 
auch  geben  die  Stationen  Auskunft. 

Dresden,  am  7.  Juli  1919.  (698) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenbahnen. 


Deutsch-schweiü.  Gütorrerkehr. 

Am  30.  September  1919  treten  die  in 
den  Tarifen  für  den  preuß.-hess.-  und 
südwestdeutsch-schweiz.  Verkehr  ent- 
haltenen Frachtsätze  zwischen  deut- 
schen Stationen  einerseits  mit  Aus- 
nahme von  Beringen,  Neuhausen  Bad. 
Stb.,  Neunkirch.  Riehen,  Thayngen  und 
Wilchingen=Hallau  und  den  Schweiz. 
Stationen  Altenburg.Rheinau,  Arlen- 
Rielasingen,  Jestetten  und  Lottstetten 
andererseits  ohne  Ersatz  außer  Kraft. 

Karlsruhe,  den  5.  7.  1919.  (699) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen : 
Gen.-Dir.  der  bad.  Staatseisenbahnen. 

Wechselverkehr  Norddeutschland-Sach- 
sen (Tfv.  200)  Heft  1  C  11. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
wird  der  Ausnahmetarif  15  (Garne  usw.) 
aufgehoben. 

Auskunft  geben  die  beteiliorten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
bureau, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  26.  Juni  1919.  (700) 
Eisenbahn  direktion. 

Bestimmungen   über   den  Verkehr  mit 
den  nordischen  Ländern  und  den  Nie- 
derlanden. 

Mit  Giiltigkeit  vom  10.  Juli  1919  an 
treten  die  Währungsbestimmungen  im 
Anhang  II  des  Tarifs  200  und  in  den 
übrigen  beteiligten  Tarifen  außer  Kraft. 

Vom  gleichen  Tage  ab  gilt  bis  auf 
Widerruf  folgende  Bestimmung: 

„Bei  Wagenladungen,  die  im  Verkehr 
mit  den  nordischen  Ländern  und  den 
Niederlanden  mit  direktem  Fracht- 
briefe abgefertigt  sind,  wird  bis  auf 
weiteres  erstattet: 

Der  Unterschied  zwischen  dem  deut- 
echen  Frachtanteile  aus  der  tatsächlich 
in  ausländischer  Währung  bezahlten 
Fracht  —  berechnet  zum  Kurse  des 
Frachtzahlungstages  —  und  dem  Fracht- 
anteile, der  den  deutschen  Bahnen  nach 
der  Anteilstafel  (bei  Umbehandlung : 
nach  dem  deutschen  Tarif)  in  deutscher 
Währung  zusteht." 

(Für  den  Verkehr  mit  der  Schweiz 
siehe  die  Bekanntmachung  der  General- 
direktion Karlsruhe.) 

Die  Bestimmungen  im  Anhang  III 
des  Tarifs  200  und  die  gleichen  Bestim- 
mungen der  übrigen  Tarife  bleiben,  mit 
Ausnahme  der  Bestimmung  B  3,  bis  auf 
weiteres  in  Kraft.  ' 

Berlin,  den  4.  Juli  1919.  (702) 
Eisenbahndirektion 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 
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Berlin,  den  16.  Juli  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftleitun^  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  EisenbahnverwaltunKen, 

amtliche  Bekanntniachnngreii  an  das  BHreau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbalinverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  (hirch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  iiuierliall)  des  deutschen  um!  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Pobtgebietes  für  30  M.,  nach  siimtlicheu  anderen  StaatL'il  für  3-1  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Priyataiizeis:eii  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
Pf.)  angeiionimen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermä/Jigungeu. 
Beilagren  werden  luich  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sicii  «J»  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Pernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Giirokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  llino. 


KaufmänuiÄch«r  Siiiu  iu  der  Ei.seiilialui- 
\'erwaltuno:. 

Di'ö  Uuieg'elmäßiok'eiteu   und  Verluste 
im  Güterverkehi-. 

Nachrichten. 
Deutschland:  Anlage  C  zur 
Eisenbahn  -  Verkehrsorduuuo-.  — 
Annahme  des  preußi.schen  Eiseu- 
bahnanleihegesetze.s.  —  Hchadeu- 
eisatz  aus  Anlaß  der  Kevolvitions- 
erei.ouisse.  —  Die  Au.sgestaltung" 
dres  Platzes  vor  dem  Potsdamer 
Bahnhof  in  Berlin.  —  Nachtdienst- 
zulauen  in  Württembeio-.  —  Wäh- 
runosbestimmunoeu  für  die  Fracht- 


I  11  Ii  a  I  4: 

berechnuno-   im  Verkehr   mit  dem 

Auslande.  —  Kiupp  als  Lokomo- 

tiv-  und  Wagenbauer. 
.1)  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Zuge- 
.stäudnisse   au    die  Südbahnpensio- 
uisten.    —    Die    Einnahmen  der 

Au'Ssig-Teplitzer  Bahn.  —  Chirur- 
gische Hilfe  für  Eisenbahner.  — 
Minister  a.  D.  Trnka  f. 

T  s  c  Ii  e  c  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  G  'C- 
biet:  Prag-Duxer  Bahn.  • 

l'  u  g  a  r  n :  Schadenersatzansprüche 
bei  Plündeiungen.  —  Erhöhung  der 
Dienstreisegebühren  tler  Staats- 
bahnbediensteten. —  Krieg-sunter- 
stützungen      für  Eiseubalinange- 


•st  eilte  der  Staatsei&enbahnen.  — 
Rotes  Eisenbahnerregiment.  —  Be- 
schleunigte Beförderung  von  Be- 
standteilen landwirtschaftlicher  Ma- 
schinen. —  Regelung  des  Ziviltarifs 
für  MineralöLsendungen  zwischen 
Ungarn  und  der  Ukraine. 

Übrige  europäische  Länder: 
Demonstrationsstreik  der  französi- 
ischen  Eisenbahner.  —  Achtstunden- 
arbeitstag in  Frankreich.  —  Zehn- 
jähriges Bestehen  der  Bahn  Davos- 
Filisur.  — ■  Verstaatlichung  der  spa- 
nischen Bahnen. 
Reclil.spflege. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Kaufmännischer  Sinn  in  der  Eisenbahnverwaltung. 

Von  Regierungsrat  G  e  h  r  in  Cöln.' 


Die  neue  Zeit,  die  seit  den  Novembertagen  des  Jahres  191S 
in  Deutschland  angebrochen  ist,  soll  neuen  Geist  auch  in  die 
Arbeit  der  .staatlichen  Behörden  bringen,  deren  Weiterarbeit 
im  allgemeinen  auch  von  dem  radikalsten  Teil  unseres  Vol- 
kes als  unentbehrlich  erkannt  ist.  Es  ist  durchaus  verständ- 
lich, daß  die  vielfachen  Klagen,  die  berechtigt  und  unberech- 
tigt stets  über  Behörden  und  Beamtentum  geführt  sind,  in 
dieser  Zeit  von  neuem  mit  besonderer  Schärfe  erhoben  wer- 
den. Solche  Klagen  richten  «ich  in  besonders  großer  Zahl 
auch  gegen  die  Eisenbahnverwaltung ;  gerade  ihr  wird  sehr 
oft,  der  Vorwurf  gemacht,  daß  sie  nicht  kaufmännisch  genug 
denkt  und  arbeitet,  d^ß  auch  sie  in  dem  so  allgemein  be- 
kämpften Bürokratismus  befangen  .sei.  Die  Frage  ist  wichtig 
genug,  um  etwas  eingehender  geprüft  zu  werden. 

Im  täglichen  Umgange  mit  dem  Publikum  macht  der  Eisen- 
l)ahnbeamte  die  Erfahrung,  daß  selbst  kaufmännische  und  in- 
dustrielle Kreise  über  das  Wesen  der  Eisenbahnverwaltung 
auffallend  wenig  unterrichtet  sind.  Diese  Beobachtung  in 
Veibindung  mit  der  Fülle  der  Beschwerden  über  die  Eisen- 
bahn macht  ihn  leicht  unempfindlich  gegen  abfällige  Kritik. 
Eine  solche  Unempfindlichkeit  kann  natürlich  nicht  gut- 
geheißen werden,  und  ist  stets  von  der  Verwaltung  bekämpft 
worden;  zeigt  sie  sich  nun  gar  im  persönlichen  Verhalten 
fies  Beamten  gegenüber  dem  Publikum,  so  steigert  das  die 
abfällige  Kritik  iu  verständlicher  Weise  zur  Erbitterung  und 
zu  dem  oft  gehörten  Wort,  das  wohl  .schon  .iedem  Eisenbahner 
vorgehalten  ist:  „Die  Ei#;enbahn  ist  für  das  Publikum  da 
und  nicht  umgekehrt". 

Der  pieußischen  Eisenbahnverwaltung  als  solcher  wird  der 


Vorwurf  schwerlich  gemacht  werden  können,  daß  sie  dieses 
Wort  sich  nicht  zui'  Richtschnur  gienommen  hätte.  Indessen 
ist  es  selbstverständlich,  daß  auch  ihr  Mängel  anhaften,  die 
zu  berechtigten  Klagien  Anlaß  geben,  und  das  tritt  gegen- 
wärtig umso  deutlicher  hervor,  als  auch  sie  naturgemäß  durch 
die  Ereigni&se  der  letzt^en  Zeit  nach  den  ungeheuren  Anfor- 
derungen, die  der  Krieg  an  sie  gestellt  hat,  in  allen  ,  ihren 
Teilen  geschwächt  und  erschüttert  worden  ist.  Auch  hier 
heißt  es,  in  mühsamer  Arbeit  neu  aufzubauen. 

Dabei  fragt  es  sich,  ob  es  ihr  dienlich  sein  würde,  wenn 
ihr  mehr  kaufmännischer  Sinn  eingeimpft  werden  könnte, 
und  auf  welchen  Gebieten  das  zu  fordern  wäre.  Was  unter 
diesem  Wort  „kaufmännisch"  zu  verstehen  ist.  wird  nun 
leider  aber  aucb  wieder  sehr  verschieden  aufgefaßt.  In  erster 
Linie  liegt  die  Bedeutung  dieses  Begriffes  auf  rein  wirt- 
schaftlichern  Gebiet;  in  dieser  Hinsicht  konnte  der  Eisenbahn- 
verwaltung in  Preußen  früher  im  allgemeinen  ein  Vorwurf 
nicht  gemacht  werden ;  sie  hatte  sich  im  Frieden  durchaus 
als  gute  Einnahmequelle  für  den  Staat  bewährt,  und  die 
Wünsche  des  Publikums,  das  auf  die  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen angewiesen  ist,  hatten  mit  dem  Interesse  des  Steuer- 
zahlers meist  nichts  zu  tun.  Sie  fordern  im  Gegenteil  mehr 
eine  größere  Unabhängigkeit  der  Eisenbahn  von  dem  all- 
gemeinen Staatshaushalt  und  decken  sich  dabei  vielfach  mit 
den  Wünschen,  die  auch  in  den  Kreisen  der  Eisenbahner 
selbst  gehegt  werden,  zumal  der  große  Einfluß  der  Finanz- 
verwaltung und  des  Parlaments  auf  die  Ausgaben  der  Eisen- 
bahnverwaltung oft  die  Erfüllung  als  dringend  empfundener 
Anforderungen    des    Verkehrs   erschwert   hat,    und    da  in 
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Zukunft  von  diicsen  Slell«n  noch  w-eniger  die  Erk^nnuno:  und 
richtig«  Würdigung  di^iser  Bedürfnisse  erwartet  werden  kaua. 
Andererseits  ist  es  eiae  selbstverständliche  Folge  der  wirl- 
(schaf tspolitischen  Bedeutung  der  Eisenbahnen,  daß  sie  nicht 
wie  ein  beliebiger  Privatbetrieb  nach  rein  kaufniännischon 
Gesichtspunkten  vom  Standpunkte  ihres  eigenen  TTnter- 
nehmer-Interesses  verwaltet  werden  können.  Auch  das 
Fehlen  des  Gegengewichts  einer  beachtlichen  Konkurrenz 
kann  als  ein  wesentlicher  Nachteil  für  die  Befriedigung  (b'i 
Wünsche  des  Publikums  nicht  anerkannt  werden ;  einmal 
schließt  bei  d^erartigen  Unternehmen,  auch  wenn  sie  in 
privater  Hand  sind,  die  Bildung  von  Syndikaten  iind  Tiusts 
eine  fi-eie  Konkurrenz  meistens  aus ;  dann  aber  übt  der  stän- 
dige Einfluß  der  Öffentlichkeit  und  ihrer  berufenen  oder 
nicht  berufenen  Vei  treter  auf  die  Staatsbahn  Verwaltungen 
doch  einen  ähnlichen  Druck  aus.  wie  man  ihn  von  einem 
Konkurrenz-Unternehmen  erhofft. 

Der  Vorwurf  mangelnden  liaufmänuischen  Sinnes  wird 
aber  vorwiegend  von  Interessenten  erhoben,  die  mit  der 
Eisenbahn  mehr  in  den  Fragen  des  täglichen  Verkehrs  zu 
tun  haben,  und  er  wird  insbesondere  in  Gegensatz  gestellt 
zu  dem  vielgeschmähten  Bürokratismus.  Hierbei  denkt  mau 
meist  an  die  formelle  Seite  dieses  Verkehrs,  und  zwar  einmal 
in  bezug  auf  den  Ton,  den  der  Beamte  oft  gegen  das  Publi- 
kum anwendet,  dann  aber  auch  iKsonders  in  bezug  auf  die 
Schwerfälligkeit  bei  der  Erledigung  des  Schriftwechsels. 
Eine  gewisse  Berechtigung  kann  beiden  Klagen  nicht  ab- 
gesprochen werden.  Die  in  jedem  Großbetriebe  unvermeiil- 
liche  Teilung  der  Geschäfte  verzögert  naturgemäß  die  Er- 
ledigung von  Angelegenheiten-  die  in  mehreren  Abteilungen, 
Dezernaten  oder  Büros  zu  bearbeiten  sind.  Das  ist  bei  der 
Eisenbahnverwaltung  in  großem  Umfange  der  Fall  und  wird 
gerade  bei  ihr  besonders  unangenehm  empfunden.  Straffere 
Organisation  und  ständiger  Druck  auf  Beschleunigung  des 
G-eschäftsganges  müssen  dafür  sorgen,  diese  Erscheinvrng,  so- 
weit sie  nicht  ganz  aus  der  Welt  zu  schaffen  ist.  in  erträg- 
lichen Grenzen  zu  halten ;  .ie  größer  eine  Behörde,  umso 
schwierig-er  ist  das,  zumal,  wenn  die  Eegelung  des  Dienstes 
in  erster  Linie  nach  den  Wünschen  der  Angestellten  und  erst 
in  zweiter  Linie  nach  den  Bedürfnissen  des  Publikums  er- 
folgen muß,  was  augenblicklich  .ia  dem  Zuge  der  Zeit  ent- 
spricht. Daß  es  aber  in  der  Eegel  vier  bis  sechs  Tage 
dauert,  ehe  ein  im  Entwurf  unterschriebenes  Schriftstück 
absendebei-eit  ist.  wird  denn  doch  wohl  beseitigt  werden 
können  und  müssen.  Einen  angemessenen  Ton  im  Verkehr 
mit  dem  Publikum  hat  die  Eisenbahnverwaltung  ihrem  Per- 
sonal stets  zur  Pflicht  gemacht,  und  hierin  ist  schon  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  wohl  auch  wesentliches  er- 
reicht worden.  Dem  Betriebsbeamten,  der  für  pünktliche  und 
sichere  Ausführung  des  Betriebes  verantwortlich  ist  und 
dessen  Tätigkeit  dementsprechend  hauptsächlich  in  Anordnen 
und  Überwachen  besteht,  der  daneben  oft  auf  unzählige 
Wünsche  und  Fragen  des  Publikums  eingehen  soll,  wird  man 
immerhin  eine  gewisse  Nachsicht  entgegenbringen  müssen, 
wenn  auch  er  einmal  ungeduldig  und  nervös  wird,  was  das 
reisende  Publikum  oft  genug  auch  gerade  ihm  gegenüber  ist. 
Höhere  Anforderungen  in  dieser  Hinsicht  sind  aber  wohl 
gegenüber  dem  Verkehrspersonal  der  Eisenbahnverwaltung 
berechtigt,  dessen  Tätigkeit  überhaupt  eher  mit  der  von  kauf- 
männischen Angestellten  vergleichbar  ist./ 

Es  ist  eine  auffallende  Tatsache,  daß  bei  der  Beurteilung 
der  Eisenbahnverwaltung  durch  die  große  Masse  des  Publi- 
kums, und  auch  gerade  der  mit  der  Eisenbahn  in  regem  Ver- 
kehr stehenden  Kreise,  dieses  Personal  und  seine  Tätigkeit 
wenig  beachtet  und  gewürdigt  wird.  Freilich  steht  seine 
Tätigkeit  weniger  im  Lichte  der  Öffentlichkeit,  als  die  des 
Betriebspersonals  im  eigentlichen  Sinne;  aber  in  den  Güter- 
und Eilgutabfertigungen,  Fahrkarten-Ausgaben,  Gepäck-Ab- 
fertigungen, Kassen,  Auißkunftsstellen  und  Eeisebüros  wer- 
den gerade  die  mannigfaltigsten  geschäftlichen  Beziehungen 


zwischen  dem  Publikum  und  der  Eisenbahn  abgewickelt. 
Über  Art  und  Umfang  (h'i  dabei  zu  erledigendeu  Arbeiten  hat 
der  Außenstehende  meist  keine  richtige'  Vorstellung.  Die 
materiellen  Vorschriften,  nach  denen  dieses  Personal  zu  ar- 
beiten hat.  müssen  schon  im  Interesse  einer  gleichmäßigen 
Handhabung  einheitliche  und  bindende  sein.  Die  Betätigung 
einer  besonderen  Kulanz  gegenüber  alten  treuen  Kunden  kann 
weder  dem  Außenpersonal  gestattet  werden,  noch  paßt  sie 
überhaupt  in  das  Wesen  einer  staatlichen  Verwaltung  und 
noch  weniger  in  die  moderne  Zeit  hinein,  die  gleiches  Recht 
für  alle  und  den  besonderen  Schutz  des  wirtschaftlich  Schwa- 
chen fordert.  Für  die  Eisenbahnverwaltung  läge  übrigens 
darin  auch  nicht  eine  kaufmännische  Handlungsweise,  da 
derartigen  Geschäftsunkosten  keine  auch  nur  künftige  Ein- 
nahmen gegenüberständen,  ihnen  also  keine  werbende  Kraft 
innewohnte. 

Dagegen  erscheint  es  doch  für  das  große  Publikum  von 
nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung,  wenn  das  Verkehrs- 
personal der  Eisenbahnverwaltung  kaufmännisch  denken  und 
handeln  kann ;  dazu  bietet  sich  ihm  auch  im  Rahmen  der  Vor- 
schriften ein  weites  Feld.  Die  Bestrebungen  der  Eisenbahn- 
verwaltuug  decken  sich  hier  vollkommen  mit  den  Wünschen 
des  Publikums.  Für  den  auch  vorhandenen  Erfolg  ist  viel- 
leicht ein  gutes  Beweismittel,  daß  gerade  aus  diesem  Per- 
sonal eine  ganze  Anzahl  in  icin  kaufmännische  Privatstel- 
lungen hinübergezogen  wird.  Selbstredend  wird  dadurch  die 
Verwaltung  aber  um  ebenso  viele  tüchtige  Kräfte  geschwächt, 
und  es  ist  ihr  nicht  leicht  gemacht,  brauchbaren  Ersatz  da- 
für heranzubilden.  Die  außerordentlich  strengen  Anforderun- 
gen, die  an  das  eigentliche  Betriebspersonal  gestellt  werden, 
erschweren  es  ganz  erheblich,  die  Dienstzweige  des  Verkehrs- 
dienstes mit  dem  ihrer  Bedeutung  entsprechenden  Personal 
auszurüsten.  Daran  ist  zum  großen  Teil  wohl  die  deutsche 
Auffassung  und  Gesetzgebung  über  die  Haftung  des  Betriebs- 
unternehmers für  Unfälle  schuld.  Es  liegt  ein  gewisser 
Widerspruch  darin,  die  Eisenbahnverwaltung  nicht  nur  .geld- 
lich, sondern  auch  moralisch,  ihre  Beamten  auch  strafrecht- 
lich für  .ieden  Unfall  verantwortlich  zu  machen,  und  an- 
dererseits über  die  vielen  Verbote,  Warnungen  und  Straf- 
androhungen als  Bevormundung  zu  nörgeln,  durch  die  Un- 
fällen möglichst  vorgebeugt  werden  soll.  Jedenfalls  wird  in- 
folgedessen leicht  ein  Beamter,  der  für  den  Betrieb  aLs  unge- 
eignet erachtet  wir  d,  in  den  Verkehrsdienst  abgeschoben.  Da- 
durch und  natürlich  auch  durch  die  darin  liegende  geringere 
Bewertung  des  Verkehrsdiienstes  wird  tüchtigen  und  streb- 
samen Kräften  nicht  gerade  ein  Anreiz  gegeben,  sich  diesem 
Dienstzweige  freiwillig  zuzuwenden;  eine  mittelbare  Folge 
davon  ist  wiederam,  daß  die  tüchtigen  Kräfte  des  Verkehrs- 
dienstes vielfach  mit  besonders  schwierigen  und  verantwor- 
tungsvollen Arbeiten  überlastet  sind.  Deshalb  wird  es  not- 
wendig, die  Bewertung-  des  Verkehrsdienstes  bei  der  Eisen- 
bahnverwaltung zu  heben  und  für  eine  Besserung  des  Per- 
sonals dieses  Dienstzweiges  zu  sorgen.  Dazu  käme  vielleicht 
die  Einstellung  von  .jungen,  bereits  kaufmännisch  vorgebil- 
deten Kräften  in  Frage,  und  es  müßte  wenigstens  mehr  als 
bisher  darauf  hingewirkt  werden,  daß  für  die  besonders  ge- 
fährdeten Stellen  des  Betriebsdienstes  nicht  geeignete  Beamte 
auf  minder  wichtigen  Stellen  ihres  eigenen  Dienstzweiges 
weiter  verwendet  wüj-den.  Freilich  wird  das  auf  Schwierig- 
keiten in  verschiedener  Hinsicht  stoßen,  diese  Schwierigkeiten 
werden  aber  nicht  unüberwindlich  sein,  zumal  auch  schon  in 
finiheren  Jahren  eine  größere  Scheidung  innerhalb  des  Per- 
sonals nach  solchem  für  den  Betriebsdienst  und  für  den  Ab- 
fertigungsdienst bestand. 

Leicht  aber  'wird  unter  der  Betätigung  kaufmännischen 
Sinnes  auch  ein  Verhalten  verstanden,  das  sich  frei  macht  von 
den  Eigenheiten  des  Beamtentums,  die  dessen  besonderen  Vor- 
zug gerade  für  das  große  Publikum  ausmachen.  Ängstlich- 
keit, Engherzigkeit  und  Zopfigkeit  soll  gewiß  nicht  das  Wort 
geredet  werden.    Aber  das  Wesentlichste,  das  die  Allgemein- 
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heit  von  Staatsbeamten  zu  verlangen  hat.  bleibt  doch  Pflicht- 
ti<eue  und  sorgfältige,  nicht  eigenen  Vorteil  erstrebende  Hin- 
gabe an  die  Aufgaben,  die  jeder  Beamte  auf  seinem  Platze  im 
Dienst«  des  Staates,  d.  h.  des  Volkes,  zu 'erfüllen  hat.  Der 
alte  preußische  Beamte  hatte  von  vornherein  das  Vertrauen 
seiner  Mitbürger,  und  auf  Vertrauen,  wie  schon  das  Wort 
Kredit  besagt,  1>eruht  auch  der  Erfolg  des  kaufmännischen 
Lebens.  Deshalb  wird  bei  allem  Ändern  und  Be.ssern  es  doch 
die  vornehmste  Aufgabe  der  Staatsverwaltung  bleiben,  den  alten 
Geist  im  Beamtentum  zu  erhalten,  und  da,  wo  er  leider  schon 
stark  erschüttert  ist,  ihn  neu  heranzubilden.  Gerade  die  Eisen- 
bahnverwaltung  wird  aber  an  Wertschätzung  nur  gewinnen 
können,  wenn  dem  großen  Publikum  mehr  als  bisher  vor 


Augen  geführt  wird,  welche  Füll»  von  «rnftiger  Arbeit  be«on- 
ders  in  den  Dienetzweigen  geleistet  wird,  die  nach  außen  am 
wenigsten  hervortreten  und  am  wenigsten  geachtet  sind.  Sie 
kann  es  deshalb  nur  begrüßen,  wenn  die  große  öffentlichkeil 
künftig  größeren  Anteil  an  dem  Wesen  und  den  Aufgaben 
ihrer  Verwaltung  nehmen  würde  und  hat  nach  außen  wie  nach 
innen  die  Öffentlichkeit  nicht  zu  scheuen.  Das  lebhafte  In- 
teresse, das  zurzeit  weite  Kreise  an  der  in  Aussicht  stehen- 
den Übernahme  der  Staatseisenbahnen  auf  das  Keich  nehmen, 
wird  deshalb  hoffentlich  auch  dazu  führen,  die  Mängel  be- 
seitigen zu  helfen,  die  den  einzelnen  Eisenbahnverwaltungen 
noch  anhaften. 


Die  Unregelmäßigkeiten  und 

Von  Eisenbahnobersekretär  K  o  b  1  e  r,  be 

Der  trotz  des- äußerst  schwachen  Verkehrs  andauernd  hohe 
Stand  der  Unregelmäßigkeiten  und  Verluste  im  Güter-  und 
Gepäckverkehr  läßt  kaum  die  Hoffnung  aufkommen,  daß  mit 
den  bisherigen  Mitteln  eine  ernsthafte  Besserung  zu  erreichen 
!*ein  wird.  Schon  um  die  Jahreswende  hat  der  damalige  preu- 
ßische Arbeitsminister  Hoff  einen  Erlaß  an  die  Eisenbahn- 
direktionen gerichtet,  in  dem  die  Notwendigkeit  betont  wurde, 
kein  zur  Herabminderung  der  Eisenbahndiebstähle  geeignet 
erscheinendes  Mittel  unversucht  zu  la-ssen.  Diese  erneute 
Weisung  von  berufener  Stelle  schließt  schon  das  sehr  wenig 
erfreuliche  Bekenntnis  in  sich,  daß  alle  bisherigen  Bemühun- 
gen nicht  vermocht  haben,  einen  «Stillst  and,  geschweige  denn 
einen  Eückgang  der  bedauernswerten  Mißstände  zu  erreichen. 
Die  Ursache  für  diesen  Mißerfolg  liegt  darin,  daß  man  bei 
Bekämpfung  des  Übels  in  verschiedener  Hinsicht  von  fal- 
schen Voraussetzungen  ausging.  Man  glaubte  mit  —  an  sich 
im  einzelnen  ja,  meist  zweckmäßigen  — '-  Hilfsmaßnahmen  aus- 
zukommen, wo  nur  eine  grundlegende  Änderung  des  ganzen 
Systems  eine  Heilung  bringen  kann.  Man  bekämpfte  einige 
Krankheitserscheinungen,  ohne  die  Ursache  der  Krankheit 
aufzudecken.  Nur  zu  oft  begegnen  wir  leider  der  Auffassung, 
daß  allein  der  Krieg  mit  seinen  Begleiterscheinungen 
(LebensmitteLmangel  usw.)  uns  in  diese  Zustände  hinein- 
getrieben hat,  und  daß  die  Diebstähle  zurückgehen  werden, 
sobald  diese  Erscheinungen  verschwinden.  Jeder  Ver- 
kehrsbeamte, der  sich  auf  diesen  Standpunkt  stellt,  be- 
weist m.  E.  eine  nur  oberflächliche  Erkenntnis  der  Gründe 
der  unaufhaltbaren  Aufwärtsbewegung  der  Unregelmäßig- 
keiten und  Verluste.  Das  bei  der  deutschen  Ausgleich- 
.stelle  zusammenfließende,  umfangreiche  Material  zerstreut 
jeden  Zweifel  darüber,  dal5  der  Krieg  allein  nicht  die  Ur- 
sache der  außerordentlichen  Zunahme  der  Diebstähle  und 
Verluste  gewesen  ist,  sondern  daß  wir  uns  vielmehr  seit 
Jahren  unaufhaltsam  auf  ansteigender  Linie  bewegen,  und 
daß  der  Krieg  diese  Entwickelung  lediglich  in  unheilvoller 
Weise  beschleuni.^t  hat.  Folgende  Zahlen  dürften  besser 
überzeugen  als  viele  Worte : 


1 

•  2 

3 

4 

  5 

im  Jahre 

Zahl  der  bei  der 
Ausgleichstelle 
eingegangenen 

Fehl-     1  Überzählig- 
meldungen 

Zahl  der 
wirklich 

fehlend  ge- 
bliebenen 
Güter, 

Entschädi- 
gungsfor- 
derungen 

Von 
100  fehlend 
gemeldeten 
Gütern 
bleiben 
fehlend 

1903 
1904 
1905 
190(i 
1908 
191(1 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 

118  439 

167  315 
1.54  168 
134  558 
115  504 
117  224 
202  961 
169  801 
223  746 
291  117 
433  464 
675  144 
492  643 

25  9.56 
40974 
43  012 
35294 
29  283 
30020 
47457 
43  041 
52  602 
57  260 
76  457 
137  722 
100  285 

21  332 
33  153 
40  474 

40  957 
43  381 

41  312 
75  041 
74172 
73  990 

128  667 
170  581 
364  677 
267  594 

18 
20 
26 
30 
38 
35 
37 
44 
33 
44 
39 
54 
54 

Ein  Weilerschreiten  auf  dieser  abschüssigen  Bahn  muß  und 
kann  vermieden  werden.    Allerdings  darf  nicht  in  der  bis- 


Verluste  im  Güterverkehr. 

■i  der  deutschen  Auf  gleichstelle  Berlin. 

herigen  Weise  hie  und  da  etwas  ffefliokt  werden,  sondern  wir 
müssen  uns  entschließen,  uns  mit  einem  Eadikalschnitt  vom 
Alten  zu  trennen  und  müssen  alles  aufbieten,  um  auf  ge- 
sunder Grundlage  neu  aufzubauen. 

Das  .jetzige  Beförderungssystem  beruht  allzusehr  auf  dem 
Bestreben,  die  Güter  möglichst  schnell  zu  befördern 
und  den  Empfängern  zuzuführen ;  die  Wagen  sollen  dabei  im 
Interesse  der  wirtschaftlichen  Ausnutzung  so  wenig  wie  mög- 
lich dem  Verkehr  entzogen  werden.  Die  Sicherheit  der 
der  Eisenbahn  zur  Beförderung  übergebenen  Millionen- 
werte ist  gegenüber  diesen  Bestrebungen  gänzlich  m  den 
Hintergrund  getreten.  In  der  Abstellung  dieses  Zustande» 
liegt  m.  E.  die  wichtigste  und  dringendste  Forde- 
rung, um  die  Vorbedingung  für  eine  Gesundung  zu  schaffen. 
Die  Sicherheit  der  Güter  muß  die  Grundlage  bilden,  auf  der 
der  Neuaufbau  des  Beförderungswesens  erfolgt,  und  der  sich 
alle  weiteren  Gesichtspunkte  unterzuordnen  haben;  nach 
diesem  Grundsatz  müssen  Annahme-,  Lade-,  Beförderungs- 
und Bodendienst  umgestaltet  werden.  Durch  ausreichende 
und  geeignete  Besetzung  mit  Personal  muß  jede  einzelne 
Dienstverrichtung  gewissenhaft  und  ohne  Überstürzung  zu 
Ende  geführt  werden  können,  bevor  die  nächste  an  die  Keihe 
kommt,  auch  wenn  sich  die  Beförderung  dann  etwas  lang- 
samer gestaltet.  Die  Fahrpläne  müssen  so  gelegt  werden,  daß 
sich  alle  Arbeiten  in  Ruhe  ausführten  lassen. 

Wenn  wir  heute  im  Beförderungsdienst  in  gewissem  Sinne 
die  Ordnung  vermissen,  dann  liegt  dies  besonders  in  der  Ent- 
Avickelung  dieses  wichtigen  Zweiges  in  den  letzt^en  zwei  Jahr- 
zehnten, wo  man  bei  der  wirklich  großzügigen  Ausgestaltung 
des  Beförderungsdienstes  doch  wohl  die  Kontrolle  des  Lade- 
und  Beförderungsdienstes  zu  sehr  vermindert  hat.  In  frühe- 
ren Zeiten  war  es  auch  hier  einmal  anders,  und  die  älteren 
Abfertigungsbeamten  erinnern  sich  mit  einem  Gefühl  von 
Wehmut  der  Einrichtungen  im  Abfertigungs-  und  Beförde- 
rungsdienst, die  unzweifelhaft  ia  weitgehender  Weise  eine 
geordnete  Geschäftsabwickelung  und  im  allgemeinen  die  not- 
wendige Sicherheit  der  zur  Beförderung  gebrachten  Guter  ge- 
währleisteten. Es  darf  daran  erinnert  werden,  daß  seiner- 
zeit für  jeden  Frachtbrief  eine  Frachtkarte  gefertigt 
wurde:  an  Hand  einer  Pause  der  Frachtkarte  war  bei  der 
Versandstelle  jede  Aufklärung  möglich.  Die  Beförderung  der 
Güter  unterlag  einer  straffen  Kontrolle  in  Form  der  Lade- 
listen und  L  a  d  e  b  ü  c  h  6  r,  in  die  jeder  Frachtbrief  ein- 
getragen wurde.  Die  seinerzeit  durchgeführten  Vereinfachun- 
o-en,  die  den  an  sich  lobenswerten  Zweck  hatten,  einerseits 
Personal  zu  sparen  und  andererseits,  die  Abfertigung  und 
den  Wagenumlauf  zu  beschleunigen,  sind  —  heute  ist  es  uns 
klar  —  zu  weit  gegangen,  denn  seit  dieser  Zeit  treten,  wie 
die  schon  angeführten '  Zahlen  erkennen  lassen,  die  Unregel- 
mäßigkeiten und  Verluste  überhaupt  erst  in  größerem  Um- 
fange in  die  Erscheinung  und  überschreiten  das  normale  Maß. 
Durch  den  Wegfall  der  Ladeliste  war  dem  Beförderungsdienst 
das  Rückgrat  genommen.  Es  wurde  in  der  Folge  die  Aus- 
gleichstelle notwendig,  es  tauchten  so  viele  neue  unan- 
genehme Mängel  auf,  daß  vom  Verkehrsverband  ein  Unter- 
ausschuß zu  ihrer  Abstellung  gebildet  werden  mußte;  später 
wurde  der  Ausgleichstelle  eine  Ermittlungsabteüung  ange- 
schlossen alles  mit  dem  einen  Ziel,  gegen  die  unaufhaltbare 
Steigerung  der  Verluste  anzukämpfen.  Es  folgten  dann  m 
den  letzten  2  Jahren  die  Überwachungsabteilung-en ;  die  Er- 
mittlungsstellen besonders  bei  den  großen  Abfertigungen  be- 
anspruchten weiteres  zahlreiches  Personal.  Em  nennens- 
werter Erfolg  ist  ausgeblieben  und  wird  ausbleiben,  wenn 
man  sich  an  berufener'  Stelle  nicht  zu  der  Erkenntnis  durch- 
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rinKt,  wa«  uns  die  Ladeliste  war,  und  daß  ohn«  ihre  Wieder- 
-einführuuK  oin-e  Gesunduu«-  kaum  zu  erhoff«!!  ist. 

D€r  Wunsch  nacl!  Wiedereinführung'  der  Ladeliste,  d.  h.  der 
\  ullkommenen  Aufzeichnung  jedes  Gute«  von  der  Auf- 
sähe- bis  zur  Bestiiuniungsstatiou,  hat  isich  unter  dem  Dinick 
<ler  Verhältnisse  immer  weiter  amsgebreitet,  besoudei»  da,  wo 
mau  ihre  Vorteile  au^  früherer  Zeit  noch  kennt.  Die  Ei.seu- 
hahudir-ektion  Berlin  hat  vor  kurzer  Zeit  den  Verwaltungen 
und  Direktionen  als  Auswe«-  für  die  Bekämpfung-  der  hohen 
und  empfindlichen  Verluste  an  hochwertigen  Gütern  (z.  B. 
^>toffen,  Kleidern,  Zi>?arren,  Spirituosen,  Schuhwaren  usw.) 
u.  a.  die  Ladeliste  für  diese  Güter  empfohlen,  und  es  wird 
wolil  nur  eine  Fra^e  der  allernächsten  Zeit  sein,  daß  luau 
sich  hierzu  entschließt.  So  sehr  auch  schon  diesier  erste 
Schritt  zu  begrüßen  ist,  wird  die  Durchführung  der  Ladeliste 
nur  für  einen  bestimmten  Kreis  von  Gütern  aber  wohl  in 
der  Praxis  schwer  möglich  sein.  Zahlreiche  Dienststellen 
haben  sich  mangels  einheitlicher  Eegelung  selbst  zu  helfeu 
gesucht  und  führen  teils  für  Versandgut,  teils  für  Umladc- 
gut,  teils  für  Empfangsgut  in  mehr  oder  weniger  ausgedeha- 
lem  Umfang  örtliche  Aufzeichnungen;  andere  Stellen  haben 
Kontroll-,  Lauf-,  Meldezettel  usw.  zur  Überwachung  gewisser 
(lüter  oder  Strecken  eingeführt.  Alle  diese  Versuche  haben 
al>er  meist  nur  den  Zweck,  die  eigene  Station  oder  den  eige- 
nen Bezirk  zu  decken  und  können  nicht  als  grundlegende 
Regelung  angesehen  werden.  Sie  sind  aber  schließlich  nichts 
anderes  als  das  Eingeständnis,  daß  es  an  einer  Kontrolle  im 
Beförderungsdienst  fehlt,  und  sprechen  dafür,  daß  eine  zwin- 
gende Notwendigkeit  für  ihre  Einführung  vorliegt. 

Die  allgemeine  Wiedereinführung  der  Ladeliste  stellt  also 
eine  der  dringendsten  Forderungen  dar,  wenn  wir  wieder  zu 
geordneten  Zuständen  im  Beförderungsdienst  kommen  wol- 
len. Allerdings  bedeutet  sie  hinsichtlich  der  Schnelligkeit 
und  Einfachheit  der  Beförderungsvorgänge  einen  Rückschritt, 
<ler  vielleicht  zu  Angriffen  Anlaß  geben  wird.  Wir  müssen 
uns  aber  vor  Augen  führen,  welche  gewaltigen  Werte  der 
Eisenbahn  im  Güterverkehr  anvertraut  sind.  Die  giößtmög- 
liche  Sicherheit  dieser  Werte,  die  Stetigkeit  und  Zuverlässig- 
Iveit  der  Beförderung  ist  für  die  Allgemeinheit  und  nament- 
lich die  Handelswelt  von  weit  größerer  Bedeutung  als  eine 
geringe  Abkürzung  der  Beförderungßdauer.  Zudem  verlan- 
gen eben  die  allmählich  geradezu  ungeheuerlichen  Schäden, 
ilie  der  Eisenbahn  aus  den  Verlusten  und  Beschädigungen 
cutstehen,  solche  Maßnahmen.  Allein  für  den  preußischen 
Staat  haben  ja  die  Entschädigungen  für  Verluste,  Beraubun- 
gen und  Beschädigungen  von  Gütern  und  Gepäckstücken  im 
Rexihnungsjahr  1918  nicht  weniger  als  84  Millionen  Mark  be- 
iragen. Für  1919  werden  sie  wohl  nicht  unter  110  Millionen 
Mark  bleiben,  während  sie  noch  im  Jahre  1913  bei  etwa  drei- 
mal stärke!-em  Verkehr  als  zurzeit  nur  etwa  5  Millionen  Mark 
betragen  haben.  Es  ist  streng  genommen  kaum  zu  entschul- 
digen, daß  diese  Güter  ohne  jede  Kontrolle  von  dei- 
Aufgabe-  nach  der  Zielstation  laufen.  Der  Mangel  an  siche- 
ren Aufzeichnungen  für  den  Beförderungsdienst  steht  im 
Gegensatz  zu  der  Übung  in  anderen  Zweigen  des  Eisenbahn- 
dienstes,  wo  es  sich  nicht  im  entferntesten  um  so  große 
Werte  handfdt.  Es  darf  auf  die  Wagenaufschreibungen  hin- 
.a;6wiesen  werden-  ferner  auf  die  selbstverständliche  Tat- 
sache, daß  in  peinlicher  Weise  jeder  Einnahme-  oder  Aus- 
gabe])osten,  und  sei  es  nur  ein  Betrag  von  10  Pfennigen,  bei 
der  Kasse  nachgewiesen  und  durch  Kontrollinstanzen  nach- 
ge.i)rüft  werden  muß.  Es  ist  bekannt,  daß  auch  die  Privat- 
l)almen,  z.  B.  die  amerikanischen  und  französischen,  auf 
diese  Kontrolle  nie  verzichtet  haben;  auch  im  besetzten  pol- 
nischen Gebiete  wurden  seinerzeit,  als  die  Diebstähle  über- 
handnahmen, zur  Kontrolle  Ladelisten  eingeführt.  Es  ist 
natürlich  richtig,  daß  die  Aufzeichnung  der  Frachtbriefe  auf 
einer  Ladeliste  Diebstähle  nicht  völlig  verhindern  wird.  Sic 
wird  aber  zweifellos  die  Diebstähle  durch  Eisenbahu- 
angestellte  wesentlich  verringem,  da  schon  die  Tatsache  der 
Aufzeichnung  der  Güter  auf  eine  Ladeliste  nicht  ohne  mora- 
lische und  abschreckende  Wirkung  auf  das  Personal  bleiben 
wird.  Aber  diese  Einrichtung  bringt  vor  allem  den  Lade- 
<lienst  in  geordnete  Bahnen  und  ermöglicht  es,  bei  Verlusten 
künftig  den  Tatort  in  einwandfreierer  Weise  festzustellen, 
als  es  heute  möglich  ist.  Wenn  wir  ehrlich  sind,  müssen  wir 
sogar  eingestehen,  daß  heute  überhaupt  nichts  festzustellen 
ist.  Man  gewinnt  die  Überzeugung,  daß  diese  Schwäche  von 
unehrlichen  Personen  erkannt  ist  und  zum  Nachteil  der  Eisen- 
l)ahu Verwaltung  ausgenutzt  wird.  Anders  ist  die  ungeheure 
Zahl  der  in  Verlust  geratenen  Güter  gar  nicht  zu  eilslären- 
1903  :  21332,  1917  :  364  6  77,  1918  : 267  594  Stücke.  Auch  die 
Einwendung,  daß  für  Kurswagen  die  Anferti.gung  von  Lade- 
Ii. sfen  nur  von  geringem  Wert  sei,  ist  nur  zum  Teil  richtig. 
Etwaige  ünvollkommenheiten  ließen  sich  für  diesen  Beför- 
derungszweig gewiß  unschwer  beseitigen.  Allein  die  zahl- 
losen Schwierigkeiten  und  Schreibereien,  die  durch  den  Ver- 
lust von  Frachtbriefen,  durch  Nachforschungen  nach  Gütern 


usw.  entstehen  und  die  den  Abfertigungsdienst  in  ganz  un- 
gewöhnlichem Umfang  belasten  und  lähmen,  rechtfertigen 
■schon  (he  Wiedereinführung;  von  Aufzeichnungen.  Anderer- 
'seits  ist  doch  allgemein  die  Unmöglichkeit  bekannt,  heule 
beim  Veidust  von  Gütern  irgendeine  Untersuchung  mit  Aus- 
sicht auf  Erfolg  zu  führen;  99%  aller  dieser  Fälle  verlaufen 
im  Sand,  sind  infolge  des  Mangels  an  Auf  Schreibungen  von 
vornherein  dazu  verurteilt.  Mehrkosten  für  Personal  wer- 
den kaum  entstehen,  weil  angcnonmien  werden  darf,  daß  mit 
der  Rückkehr  zur  Ordnung  in  gedachtem  Sinn  Unregelmäßig- 
keiten und  Verluste  doch  in  dem  Maße  zurückgehen  werden, 
daß  der  verbleibende  Rest  um  so  wirksamer  l>ekämpft  werden 
kann,  und  daß  dann  zahlreiche  Ermittlungs-  und  Reklama- 
tionsbeamte sowie  Beamte  der  Verkehrskontrollen  frei  wer- 
den. Daß  die  Wiedereinführung  der  Ladeliste  die  dringend 
wünschenswerte  Umgestaltung  und  Vereinfachun  g  des  Er- 
mittlungsdienstes ermöglichen  würde,  sei  nur  nebenbei 
erwähnt. 

Es  wird  ebenfalls  zu  prüfen  sein,  inwieweit  die  Ladeliste 
als  mechanische  Kontrolle  geeignet  sein  wird,  die  .jetzige,  oft 
recht  zweifelhafte  „lebendige"  Kontrolle  durch  zahlreiches 
Überwachungspersonal  bis  zu  einem  gewissen  Grad^e  zu  er- 
setzen. 

Die  Wiedereinführung  der  Ladeliste  —  wenn  auch  in  einer 
der  neueren  Entwicklung  des  Verkehrswesens  angepaßten 
Form  —  wird  eine  einschneidende  Änderung  des  Ladedienstes 
mit  sich  bringen;  die  .jetzt  meist  übliche  direkte  Verladung 
von  der  Anmahmeluke  in  die  Wagen,  eine  Quelle  unzähliger 
Annalime-  und  Ladefehler,  müßte  verschwinden  Auch  ohne/ 
Einführung  der  Ladelisie  sollte  dies  allgemein  so  schnell 
wie  möglich  durchgesetzt  werden.  Mancherorts  wird  di<-< 
nicht  ganz  leicht  sein  und  manchen  Widerspruch  hervorrufen ; 
aber  die  Verhältnisse  erfordern  .jetzt  einen  solchen  Schritt. 
Der  jetzige  gegen  Friedensverhältnisse  geringe  Güterverkehr 
dürfte  die  Durchführung  der  grundsätzlichen  Verladung  vom 
Platz  sehr  erleichtern.  • 

In  diesem  Zusammenhange  sei  nur  kurz  eine  andere  Fra^e 
gestreift,  die  besonders  für  unseren  starken  Stückgutverkehr 
u.  U.  von  weittragender  Bedeutung  sein  könnte.  Die  Ein- 
führung des  Staffeltarifs  hat  den  früher  gut  entwickelten 
Sammelladungsverkehr  der  Spediteui^  zur  Bedeutungslosio-keit 
herabgedrückt ;  er  hat  aber  für  die  Eisenbahn  selbst  insofern 
weniger  gunstige  Folgen  gehabt,  als  der  Stückgutverkehr  sich 
m  einer  Weise  entwickelt  hat,  daß  die  Einrichtungen  der 
Eiseiibahn  für  diesen  fast  bis  zur  Grenze  der  Leistungsfähig- 
keit in  Anspruch  genommen  worden  sind.  Es  scheint  im  Hin- 
blick hierauf  und  unter  dem  Einfluß  der  Zeitströmungen  d<"r 
Gedanke  erwägensAvert,  einen  mehr  oder  weniger  außgedehn- 
ten  eiseubahneeitigen  Stückgutsammeiverkehr  einzurichten. 
Es  müßte  hierbei  weniger  das  Bestreben  ausschlaggebemi 
sein,  neue  Einnahmequellen  zu  schaffen,  als  vielmehr  das 
Lade-  und  Abfertigungsgeschäft  zu  vereinfachen  und  zu  ent- 
lasten. Vielleicht  genügt  ein  Beispiel,  um  hier  das  Erstrebte 
zu  kennzeichnen :  die  Einrichtung  von  Sammelstückgutwagen 
zwischen  Berlin  und  bestimmten  größeren  Orten  würde  es  er- 
möglichen, die  für  diese  Orte  bestimmten  Güter  an  besonde- 
i-en  Luken  oder  Schuppen,  auch  solchen  in  der  Stadt  außer- 
halb der  Güterbahnhöfe  (wie  es  z.  B.  in  Neuvork  und  Paris 
geschieht)  anzunehmen  und  nötigenfalls  mehrere  Tage  zu 
sammeln.  Es  würde  dabei  auch  vielleicht  —  unter  der  Vor- 
aussetzung der  Einführung  der  Ladeliste  —  der  Durchlauf 
zahlloser  Frachtbriefe  durch  Versand-  und  Empfangsbücher 
entbehrlich  gemacht  werden  können;  bei  der  Bestimmungs- 
station würde  die  Übernahme  der  Frachtbriefe  von  der  Lade- 
liste auf  die  Verrechnungskarten  vollauf  genügen.  Es  wür- 
den auf  diese  Weise  die  Abfertigungen  von  einem  Teil  des 
an  sich  schon  so  großen  Papierballastes  befreit  und  wahr- 
scheinlich auch  noch  Personal  gespart  werden  können. 

Eine  weitere  dringende  Forderung  ist  die  Einführung  eines 
zweckmäßigen  und  brauchbaren  Wagenverschlusses  und  des- 
sen geriaue  Beobachtung  durch  das  Personal.  Schon  jahre- 
lang wird  an  der  Lösung  dieser  wichtigen  Frage  gearbeitet, 
aber  immer  noch  befinden  wir  uns  im  Stadium  der' Versuche, 
die  bis  heute  aber  noch  zu  keinem  befriedigenden  Ergebnis 
geführt  haben.  Der  Verschluß  der  Güterwagen  mit  Blei- 
plomben oder  Blechstreifen  ist.  wde  ja  allgemein  bekannt-, 
nur  ein  fiktiver,  d.  h.  der  Verschluß  soll  nicht  den  Zutritt 
zum  Innern  des  Wagens  verhindern,  sondern  er  soll  in  erster 
Linie  ohne  Mühe  erkennen  lassen,  ob  ein  unbefugter  Zutritt 
zum  Wagen  stattgefunden  hat.  Diese  Voraussetzung  erfüllen 
die  beiden  obengenannten  Verschlüsse  (Bleiplomben  und 
Blechstreifen)  keinesfalls;  einen  Schluß  auf  die  Unversehrt- 
heit der  verladenen  Güter  gestatten  sie  .jedenfalls  nicht.  Jeder 
Beamte,  der  sich  mit  die.s-er  Frage  praktisch  befaßt  hat,  wird 
diese  Beobachtung  bestätigen  köimen.  Ob  es  aber  unter  den 
heutigen  Umständen  nicht  notwendig  ist,  den  nur  fiktiven 
Verschluß  zu  einem  wiiklichen  auszubauen,  möchte  ich  hier 
nur  zur  Erwägung  stellen.    Auch  die  Beobachtung  der  Wa- 
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gen  Verschlüsse  wählend  der  Beförderung"  liegt  leider  sehr  im 
aiKon  und  läßt  erkennen,  daß  für  diese  besonders  für  die 
Einkreisung-  von  Diebstahlsorten  so  wichtige  Frage  all- 
gemein, selbst  bei  großen  Abfertigungen,  nur  wenig  A'er- 
ständnis  vorhanden  ist. 

Ein  gründlicher  Wandel  muß  weiterhin  mit  der  Ausbildung 
und  Beweitung  des  Abfertigmugs-  und  Beförderungsdicusi  es 
eintreten.  Ist  es  doch  kein  Geheimnis,  daß  die  Abfertigun- 
gen mit  Personal  in  der  Eegel  so  besetzt  sind,  daß  es  zur 
Bewältigung  des  geringsten  Verkehrs  gerade  noeh  ausreicht, 
und  daß  in  Zeiten  .stärkeren  Verkehrs,  bei  Eikrankungeu 
und  Beurlaubungen  die  wichtigsten  Geschäfte  Not  leiden  und 
oft.  in  Hände  gelegt  werden  müssen,  die  zu  ihrer  Erledigung 
nicht  genügend  sachkundig  sind.  Der  Abfeitigungsdienst 
muß  als  ein  dem  Betriebsdienst  völlig  gleichwertiger  Dienst- 
zweig angesehen  und  dementsprechend  mit  wirklich  ausrei- 
chendem, sorgfältig  ausgebildetem  Personal  versehen  werden. 
Gerade  im  Abfertigungs-  und  Ladedienst  ist  man  vielleirli. 
mit  der  Erteilung  von  ausgedehnten  Befugnissen  au  das 
untere  Personal  reichlich  w^eit  gegangen.  Es  entspricht  auch 
nicht  der  Wichtigkeit  der  Beförderungsgeschäfte,  daß  zahl- 
reiche im  Betriebsdienst  nicht  mehr  voll  verwendbare  Kräft-c 
ohne  nähere  Prüfung  ihrer  Fähigkeiten  dem  Abfertigungs- 
dienst zugewiesen  werden  und  da  mehr  oder  weniger  mit- 
geschleppt werden  müssen. 

Schließlich  scheint  noch  eine  Frage  dringend  der  Erwäh- 
nung w^ert.  Die  Bekämpfung  der  ITnregelmäßigkeiteu  um! 
Veiluste  hat  sich  zu  einem  so  wichtigen  Spezialdienst  enl- 
wickelt,  daß  die  Schaffung  einer  ständigen  Zentralstelle  liiei- 
für  unbedingt  notwendig  ist.  Es  würde  sich  darum  handeln, 
ilen  schon  bestehenden  gelegentlich  tagenden  Ermittlungsaus 
Schuß  des  Verkehrsverbandes  zu  einer  ständigen  Amtssttdle 
auszubauen,  in  der  alle  Fäden  des  Überwachungs-  und  Ei- 


mittlungsdienstes  zusammenzulaufen  hätten.  Das  wäre  in 
I organisatorischer  Beziehung  nicht«  neues;  wir  sehen  ja  auch 
den  Wagendienst  bei  dem  Zentralanit  füi'  das  deutsche'  Staats- 
hahnnetz  zusammengefaßt,  und  wer  in  diesem  Zweig  ge- 
arbeitet hat,  weiß,  in  wie  einheitlicher,  mustergültiger  Weise; 
zum  Vorteil  der  beteiligten  Staaten  der  praktische  Diensi 
hier  ausgeübt  wird.  Die  zu  schaffende  Stelle  müßte  mit  ge- 
wissen Befugnissen  ausgestattet  sein,  um  die  gleichmäßige; 
Durchführung  der  allgemeinen  Anweisungen  zu  erreichen.  Als 
Organe  der  Zentralstellen  wären,  ähnlich  den  Wagenbüro- 
im  Wagendienst,  die  Überwachungsstellen  weiter  auszubau.'u, 
die  für  ihren  Bezirk  für  alle  Fragen  des  Überwachungs-  uu;l 
Ermittlungsdienstes  (auch  für  örtliche  Prüfungen)  zuständig 
wären.  Der  gedachten  Zentralstelle  wäre  auch  die  Ausgleicir- 
stelle  einzugliedem.  bei  der  em  unschätzbares  Material  /u- 
sammenläuft-  das  bis  jetzt  nur  in  unvollkommener  Weise  di  ;u 
Ermittlungs-  und  Überwachungsdienst  nutzbar  gemaeht  wii  I. 
Die  Notwendigkeit  einer  Zentralisierung  läßt  sich  kaum 
der  Hand  weisen,  wenn  man  sieht,  in  welch  verschied rn 
artiger  Weise  die  Einzelfragen  des  Ermittlungs-  und  Übcr- 
wachungs<lienstes  geregelt  werden.  Anderseits  hat  sich  )M'iin 
tieferen  Eindringen  in  den  Unregelmäßigkeitsdienst  eine  so 
große  Eeihe  von  Fragen  aufgetan,  daß  sie  nur  von  einer  Zen- 
tralstelle aus  mit  der  erforderlichen  Beschleunigung  erörterl 
und  weitei  entwickelt  werden  können. 

Zum  Schluß  darf  noch  auf  die  Drin.glichkeit  \'oii 
durchgreifenden  Matinahmeu  zur  organisatorischen  Umgestal- 
tung des  Verkehr.sdienstes  hinge^viesen  werden.  Die  Fra.ge 
ist  jetzt  biennend  geworden  und  verträgt  k'einen  län.ger.en 
Aufschul)  mehr.  Es  dürfte  sich  empfehlen,  baldigst  eine 
Kommission  von  Beamten  des  praktischen  Verkehrsdiensl'r^. 
insbesondere  erfahrene  Ermittlungsbeamte,  zusammenzu)>ei  u- 
fen  und  mit  ihr  über  weiteje  Schritte  zu  beraten. 


Nachrichten 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Vcrkehrsordnuiig.  Das  Keichs- 
iiseubahnamt  hat  unterm  1.  und  2.  Juli  einige  Ändernugen  der 
\nlage  C  zur  Eisenbahn-Verkehisordnung  verfügt.  F>as  Nä- 
lere  geht  aus  den  Bekanntmachungen  in  Nr.  128  und  129  des 
Reichs-Gesetzblattes  hervor. 

^  —  Annahme  des  preußischen  Eisenbahnanleihegesetzes.  Der 

5t-aatshaushaltsau&schuß  der  pieußischen  Landesversammluug 
lat  den  neuen  Entwurf  eines  Eisenbahnanleihe.gesetzes  (vergf. 
*Jr.  48  S.  506  d.  Zt.g.)  unverändert  angenommen. 

—  Schadenersatz  aus  Anlaß  der  Revolutionsereiffnisse.  Die 

)reußische  Eegierung  hat  sich  grundsätzlich  bereit  erklärt,  un- 
nittelbaren  Staatsbeamten,  di«  in  Ausübung  des  Dienstes  oder 
n  ihren  Dienstwohnungen,  und  Gefangenen,  die  während  der 
laft.  gelegentlich  von  Zusammenrottungen  oder  l>ei  Zusam- 
nenläufen  von  Menschen  während  der  gegenwältigen  revoln- 
lonären  Bewegung  durch  offene  Gewalt  oder  durch  Anwen- 
lung  der  dagegen  getroffenen  gesetzlichen  Maßregeln  Scha- 
len an  ihrer  Person  oder  au  ihrem  Eigentum  erlitten  haben, 
hesen  nach  billigem  Ermessen  zu  ersetzen.  Ein  Rechtsan- 
spruch auf  Ersatz  des  Schadens  wird  nicht  anerkannt.  Die 
Antragsteller  haben  die  einzelnen  Ansprüche  in  den  Einzel- 
)osten  unter  Angabe  der  Begleitumstände  genau  darzule.geu 
ind  näher  zu  begründen.  Da  häufig  schleunige  Hilfe  erfor- 
lerlich  ist,  hat  der  preußische  Eisenbahnminister  die  Eisen- 
lahndirektionen  ermächtigt,  den  Antragstellern  in  geeigneten 
fällen  bis  zur  Hälfte  der  für  angemessen  erachteten" einzelneu 
resaintbeträge  Vorschüsse  zu  gewähren,  die  demnächst  auf  die 
ngebiUigten  Gesamtentschädigun.gen  zu  verrechnen  Avären. 

—  Die  Ausgestaltung  des  Platzes  vor  dem  Potsdamer  Bahn- 
01  in  Berlin.  Schon  vor  dem  Kriege  war  die  Beseitigung- 
es  früheren  Friedhofes  an  der  Köuiggrätzer  Straße  vor  dem 
'ot.sdamer  Bahnhofe  geplant,  der  immer  anwach.sende  Ver- 
ehr läßt  die  letzte  Friedhofecke  als  ein  arges  Verkehrshin- 
ernis  erscheinen.  Zur  Durchführung  der  Ausgestaltung  des 
'latzes  vor  dem  Potsdamer  Bahnhof  War  von  cfer  Eisenbahn- 
er waltuug  Berlin  ein  Wettbewerb  zur  Erlanguiio  von  Ent- 
•ürten  ausgeschrieben  worden  (vgl.  Nr.  30  S.  480  Jahrg  1914 
.  Ztg.),  der  jedoch  nicht  zur  Entscheidung  kam,"  weil  inzwi- 
ehen  der  Krieg  au.sbrach.  Nunmehr  hat  die  Ei.senbahnver- 
•altung  den  Plan  wieder  aufgegriffen  und  unter  Beibehaltuuo- 
evs  ursprünglichen  Programms  für  den  Wettbewerb,  der  Fvei- 
iKune  deis  Bahnhofes  unter  wirtschaftlicher  Ausnutzun"-  des 


Raumes  dureh  eine  .geeignete  Baulichkeit,  einen  neuen  End- 
termin für  die  Einreichung  der  Arbeiten  zum  1.  Oktober  fest- 
gesetzt. Programme  für  den  Wettbewerb  siud  von  der  Eisi  n- 
bahndirektion  Berlin  zu  beziehen.  ^ 

—  Nachtdienstzulagen  in  Württemberg.  Bei  den  würtlem- 
liergischen  Staatseisenbahnen  war  vom  1.  Juni  1918  au  mit 
Eücksicht  auf  die  damaligen  besonderen  Teiierungsverhäll- 
nisse  als  Entschädigung  für  den  mit  der  Besorgun.g  des  Naclii- 
dienstes  verbundenen  Mehraufwand  eine  besondere  Naicdil- 
dienstzulage  gewährt  worden,  die  15  für  die  Stunde,  beim 
Bahnbewaehungspersoual  8  für  die  Stunde  betrug.  Mit 
Rückwirkung  vom  1.  April  d.  J.  an  wurden  nunmehr  diese, 
Sätze  dahin  geändert,  daß  die  Zulage  für  .jede  SUiade  45 

im  Bahnbewachungs-  und  Nachtwächterdienst  jedoch  für  die 
Stunde  35  4  beträgt.  Die  Zulage  wird  nur  für  Nathtdieu.ste 
von  mindestens  20  Minuten  (bisher  von  mehr  als  1  Stumle) 
gewährt.  Angefangene  Stunden  werden  wie  t)ish(M'  voll  !ic- 
rechnet.  Als  Nachtdienst  gilt  auch  künftig  die  Zeit  von  9  I  lir 
abends  bis  6  Uhr  morgens.  Für  die  Berechnung  der  Zulage 
ist  die  planmäßige  Dienstzeit  maßgebend;  Verläugeriingcn 
werden  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  sie  infolge  von  Zuu- 
verspätungen,  die  mindestens  20  Minuten  betra.gen,  entstiiMdeu 
sind.  Als  Dienstzeit  gilt  die  planmäßige  Dauer  der  Diensf- 
.schicht  nach  Abzug  der  planmäßigen  Pausen  von  mehr  als 
drei  Stunden.  Die  Sätze  wurden  in  Anlehnung  an  die  bei  der 
Eeichs7)ost  bestehenden  Sätze  festgesetzt.  Sie  wurden  gloich- 
zeitig  auch  bei  der  württembergischeu  Postverwaltung  unter 
Wegfall  der  bisher  bei  dieser  bostehenden  l'A  fachen  zeitlichen 
Bewei'tiin.g  des  Nachtdienstes  eingeführt. 

—  Wäh  rungsbestimmungen  für  die  Frachtberechnung  im 
Verkehr  mit  dem  Auslande.  Die  Handelskammer  zu  Berlin 
hatte  vor  einiger  Zeit  Vorstellungen  gegen  die  durch  Be- 
kanntmaehung  vom  16.  März  1916  eingeführte  Art  der  Fracht- 
lierechnung  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  erhoben.  Wie 
uiinmehr  der  Handelskammer  mitgeteilt  worden  ist,  hat  die 
Eisenbahnverwaltung  diese  Bestimmungen  aufgehoben.  In- 
folgedessen erfolgt  im  Verkehr  mit  den  nordischen  Ländern 
und  den  Niederlanden  bei  Wagenladungen  Erstattung  des 
Unterschiedes  zwischen  dem  deutschen  Frachtanteil  aus  der 
tatsächlich  in  ausländischer  Währun  g  gezahlten  Fracht  und 
dem  Fi-achtanteil,  der  den  deutschen  Bahnen  in  deutscher 
Währung  zusteht.  Im  Verkehr  mit  dei-  Schweiz  sind  sämt- 
liche Sendungen  auf  Umbehandlnn.g  au  der  Grenze  verwie.sen 
worden.  Auf  diese  Weise  wird  es  erreicht,  daß  die  den  deut- 
schen Außenhandelsinteies.senten  auferlegte  Benachteili.gung 
bei  der  Fraclitberechnung  beseitigt  wird. 

—  Krapp  als  Lokomotiv-  und  Wagenbauer.  Die  Kruppschen 
Werkstätten,  die  bei  voller  Be.setzung  etwa  35  000  Menschen 
beschäftigen  und  die  im  Kriege  über  Hunderttausenden  Brot 
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lind  Arbeit  gaben,  kämpfen,  wie  die  Dt.  Allff.  Ztg.  berichtet, 
ge.genwärtig  mit  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten,  um 
das  grofte  Werk  vor  dem  Untergänge  zu  retten.  Während 
Knipp  im  Frieden  fast  alle  zivilisierten  Staaten  mit  Kriegs- 
material versorgte,  hat  er  .jetzt  nicht  einmal  auf  deutsche 
Aufträge  dieser  Art  zu  rechnen,  und  so  mußte  er  bereits  «ein 
während  des  Krieges  geschaffenes  Tochteiwerk  in  München 
vollständig  stillegen.  Das  Kssener  Werk  sollte  zunächst  Tex- 
tilwai-eu  und  dann  Schreibmaschinen  herstellen.  Mau  ist  abcu' 
inzwischen  davon  wieder  abgekommen  und  hat  jetzt  wenigsten« 
für  einen  Teil  der  Werkstätten  die  II  e  r  s  t  e  1 1  u  n  g  von  Ij  o- 
komotiven  und  Wagen  übernommeu.  Diese  Abteilung' 
kann  .iährlich  etwa  300  schwere  Lokomotiven  nebst  Tender 
lind  etwa  2500  eiserne  15  t-Eisenbahn wagen  herstellen.  Die 
preußische  Staatsverwaltung  hat  dem  Lokomotiven-  und  Wa- 
genbau die  Bestellung  von  jährlich  rund  100  Lokomotiven  und 
rund  2000  Wagen  zugesichert.  An  diesem  Staatsauftrag  kann 
die  Firma  Krupp  —  selbst  wenn  es  ihr  wider  Erwarten  ge- 
lingen sollte,  billiger  zu  arbeiten  als  andere  Lokomotiv-  und 
Wagenfabriken  —  im  Höchstfalle  einige  wenige  Prozent  ver- 
dienen. Der  überschießende  Gewinn'  fließt  der  Staatskasse 
zu.  Etwaige  Verluste  übernimmt  der  Staat  aber  nicht,  so  daß 
also  die  Firma  Krupp  allein  die  A'erantwortung  für  den  Ge- 
schäftsgang trägt.  Sämtliche  Herstellungskosten,  vom  Lohn 
angefangen  bis  zu  den  Betriebs-  und  Generalunkosten,  unter- 
liegen der  nachträglichen  Prüfung  durch  den  Staat.  Neben 
den  Staatsaufträgen  sollen  auch  Bestellungen  von  anderer 
Seite  hereingeholt  werden,  damit  durch  volle  Ausnützung  der 
Werkstätten  die  Unkosten  gering  gehalten  werden  können. 
Dies  liegt  nicht  nur  im  Interesse  des  Staates  und  des  Werkes, 
soudem  auch  im  Interesse  der  Arbeiter-  und  Bpamlenscliaft. 
Nur  wenn  die  Preise  wettbewerbsfähig  sind,  werden  Aufträge 
zu  erhalten  sein,  und  nur  dann  werden  etwa  2000  Arlieiter  und 
Beamte  im  Lokomotiv-  und  Wagenbau  beschäftigt  werden 
können.  Der  Bau  von  Lokomotiven  und  Wagen  ist  also  nur 
ein  kleiner  Schritt  auf  den  neuen  Wegen,  die  zu  beschreiten 
sind,  um  die  ehemaligen  Aitilleriebetriebe  in  neuer  Gestalt 
wieder  in  Tätigkeit  zu  setz'en. 


Deutschösterreicb . 

—  Zugeständnisse  an  die  Südbahnpensionisten.    Für  die  im 

Ruhestande  befindlichen  B'ediensteten  detr  fSüdbahn  wurde 
die  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1918  bis  Ende  Juni  d.  J.  gewährte 
Aushilfe  im  gleichen  Ausmaße  für  ein  weiteres  Jahr  be- 
willigt ;  auch  diesmal  erfolgen  die  Auszahlungen  in  zwei 
Ilalbjahrsraten.  und  zwar  am  1.  August  1919  und  am  1.  Fe- 
liruar  1920.  Eine  Erhöhung  dieser  Zulage  konnte  mit  Rück- 
sicht auf  die  Abtrennung  einzelner  Linien  im  südslawischen 
und  italienischen  Gebiet  nicht  erfolgen.  Hingegen  hat  die 
Sivlbahnvei  waltung  den  Kredit  für  Unterstützungen 
;iu  Ruheständler  auf  eine  Million  Kronen  erhöht.  Es  kom- 
lucu  dahfr  in  Zukunft  Unterstützungen  in  mindestens  dop- 
pidteni  A.usniaß(*  zur  Auszahlung,  die  zweimal,  in  besonders 
^vllrdig^n  Fällen  auch  dreimal  im  Jahre  erfolgen,  so  daß 
Ii  r  Notlage  der  Ruheständler  doch  einigermaßen  Rechnung 
ui'tragen  wird.  Weiter  erklärt  sich  die  Südbahnverwaltung 
aiudi  fernerhin  bereit,  die  Zahlung  der  von  den  Ruhegenüssen 
zu  entrichtenden  Steuern  und  Zuschläge  zu  übernehmen. 
Schließlich  wurde  noch  die  Erteilung  weiterer  sechs  Lebens- 
inittel-Freifahrtscheine  für  Pensionisten  zugestanden. 

—  Die  Einnahmen  der  Aussig-Teplitzer  Bahn  weisen  im 
Juni  eine  Steigerung  um  739  646  Kr.  auf.  Davon  entfallen 
auf  das  alte  Netz  523118  und  auf  die  Lokalbahn  Teplitz-Rei- 
chenberg  216  52S  Kr.  Die  -\Iehreinnahmen  für  das  erste  Halb- 
jahr werden  mit  4  920132  Kr.  ausgewiesen,  wovon  3  286  437  Kr. 
auf  die  Hauptbahn,  1  633  695  Kr.  auf  die  Lokalbahn  entfallen. 

—  Chirurgische  Hilfe  für  Eisenbahner.  Während  des  Krie- 
ges ist  das  Genesungsheim  für  kriegsverletzte  Eisenbahner  ge- 
schaffen worden;  die  Mittel  zur  Errichtung  dieses  Heimes 
halren  die  Eisenbahner  selbst  aufgebracht.  Dadurch,  daß  sie 
von  ilmen  Bezügen  freiwillige  Abzüge  für  die  Errichtung 
leisteten,  haljen  sie  ihren  im  Kriegsdienste  erkrankten  oder 
verletzten  Kameraden  ihre  Dankesschuld  abgetragen  und 
gleichzeitig  das  wertvolle  Gefühl  treuer  Standoszugehörigkeit 
vi'rsiuul)ildlicht.  Die  veröffentlicditen  Tiitigkeitsherichte'  des 
( n'uosuugsheinies  für  ki iegsverletzie  Eisenbahner  haben  be- 
\\  iescn,  von  welcher  Bedeutung  diese  Stätte  für  die  weitest- 
gidieudo  Wiederherstellung  der  Gesundheit  von  Tausenden 
von  Eisenbahnern  gewesen  ist.  Noch  während  des  Bestandes 
des  Genesungslieimes  gab  der  damalige  EisTiibahnminister 
Dr.  Banhans  die  Anregung  zur  Schaffung  einer  chirur- 
gischen Heilstälte  für  Eisenbahner  und  in  Form  eines 
Aufrufes  wandte  er  sich  an  jene  Kreise,  die  ein  altbewährtes, 
im  Kriege  gefestigtes  Band  mit  der  Staatscisenbahn Verwal- 


tung verknüpfte.  Sein  Ruf  blieb  nicht  unerhört,  und  e^s  gin- 
gen ansehnliche  Beträge  mit  dem  Wunsche  ein,  es  möge  eine 
große  Heilstätte  für  Eisenbahner  entstehen,  in  der  die  ärzt- 
liche Kunst,  umgeben  von  den  modernsten  und  zweckdien- 
lichsten Einrichtungen  zum  Wohle  der  Eisenbahner  wirken 
möge.  Es  war  gedacht,  das  Haus  in  einem  solchen  Umfange 
zu  errichten,  daß  es  möglich  gewesen  wäre,  jedem  einlaii- 
suchenden  Eisenbahner,  welchen  Dienstgrades  er  auch  sei, 
seiner  Frau  oder  seinem  Kinde  Hilfe  und  Aufenthalt  bieten 
zu  können.  Die  politische  Umwälzung  und  die  auf  allen  Ge- 
bieten ungeklärte  Lage  erheischte  eine  Hinausschiebung  des 
Baubeginnes,  und  die  Wahl  eines  Auskunftsmittel  erschien 
geboten.  Es  ist  nun.  wie  das  Eisenbahnerblatt  meldet,  dem 
Staatsamte  für  Verkehrswesen  gelungen,  mit  der  Verwaltung 
des  Rudolfinerhauses  in  Wien  Vereinbarungen  zu  treffen, 
die  geeignet  sind,  demjenigen  unbemittelten  Beamten,  der  an 
seiner  Person  oder  an  einem  Familienmitgliede  eine  Opera- 
tion vomehmen  lassen  muß,  die  Sorge  zu  nehmen,  daß  er  durch 
die  Kosten  der  Operation  in  Schulden  geraten  werde  ohne  Aus- 
sicht, aus  seiner  wirtschaftlichen  Notlage  sich  wieder  retten 
zu  können.  Die  am  meisten  ins  Gewicht  fallenden  Kosten  für 
die  Oi)eration  selbst  uncl  auch  ein  Teil  der  sonstigen  Auslagen 
werden  aus  dem  gesammelten  Fonds  bestritten  werden.  Durch 
das  außerordentliche  Entgegenkommen  des  Rudolfinerhauses, 
dieser  im  Krieg  und  Frieden  so  hervorragend  wirkenden  Ein- 
richtung, ist  es  gelungen,  eine  schwer  empfundene  Lücke  in 
den  Wohlfahrtseinrichtungen  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen auszufüllen. 

—  Minister  a.  D.  Trnka  f.  Der  ehemalige  Minister  für  öf- 
fentliche Arbeiten  lug.-Dr.  Ottokar  Trnka  ist  kürzlich  von 
einem  Postelektromobil  überfahren  und  getötet  worden.  Dr. 
Ottokar  Trnka,  der  im  47.  Lebensjahre  stand,  hatte  in  Prag 
studiert  und  war  kurze  Zeit  Ingeuieureleve  beim  Grafen 
Waldstein  in  Münchengrätz.  Dann  kam  er  zur  Bahnerhal- 
tungssektion der  Staatsbahnen  nach  Aussee  und  wurde  von 
dort  als  Ingenieur  in  das  Eisenbahnmiuisterium  berufen,  wo 
er  zunächst  der  Bausektion  zugewiesen  wurde.  Unter  Minister 
Wrba  wurde  er  in  das  Präsidium  berufen  und  rückte  dort  vom 
Oberingenieur  zum  Baurat  und  Oberbaurat  auf.  Im  Oktober 
1909  wurde  er  nach  der  Verstaatlichungsaktion  zum  Direktor 
der  Staatseisenbahngesellschaft  und  Hofrat  ernannt.  Im 
Oktober  1911,  also  im  Verlaufe  von  zwei  Jahren,  rückte  Hof- 
rat Trnka. zum  Sektionschef  vor  und  wurde  zugleich  in  das 
Eisenbahnministeriuni  an  die  Spitze  der  Betriebssektion  l>e- 
rufen,  die  Sektionschef  Rother  damals  gemeinsam  mit  den 
Agenden  der  Generalinspektion  leitete.  Einen  Monat  später 
zog  er  als  Nachfolger  Zenkers  in  das  Arbeitsministerium  ein, 
wo  er  als  Vertrauensmann  der  Tschechen  in  den  Ministerien 
Bienerth  und  Seidler  wirkte. 


Tschecbo-slowakis  hes  Gebiet 

—  Prag-Duxer  Bahn.  In  der  &eneralversammluug  der  Prag- 
Duxer  Bahn  wurde  die  Bilanz  vorgelegt,  die  mit  einem  Ver- 
lust von  1757  592  Kr.  abschließt,  Avodurch  sowohl  die  Stamin- 
als  auch  die  Prioritätsaktien  leer  ausgehen.  Die  Ursache  de> 
Verlustes  lieot  einerseits  in  dem  hohen  Älarkkurs.  andererseits 
in  dem  Kriegsanleihebesitz  der  Giesellschaft.  Die  MarkschuM 
(41.5  Millionen  Mark)  wurde  zum  Kurs  vom  31.  Dezember  19is 
mit  186  und  die  Ki iegsanleihe  mit  75  %  in  die  Bilanz  aufge- 
nommen. Die  zur  Deckun.g  des  Zinsscheins  der  Prioritäten 
erforderlichen  ^Mark  wurden  zum  Kurs  von  187,5  angeschafft. 
In  dem  Bericht  wird  mitgeteilt,  daß  der  Verwaltiingsrat  sofort 
nach  dem  28.  Oktober  1918  bei  der  Regierung  der  tschecho- 
slowakischen Republik  in  dem  Sinne  mit  Erfolg  vorstellig 
geworden  ist.  daß  sie  die  bisher  von  der  österreichischen  Re- 
gierung gezahlte  Einlösungsrente  zur  Bezahlung  übernommen 
hat. 


Ungarn. 

—  SchadcuersatzausprUche  bei  Plünderungen.  Mehrere  In- 
teressenvertretungen haben  bei  dem  Handlelsministier  bean- 
tragd,  die  aus  Plüuilerun.geu  entstandenen  Schädien,  für  welche 
die  Bahn  im  Sinne  des  Betriebsie.glements  nicht  haftpflichti.g 
i.st,  aus  staatlichen  Mitteln  zu  vergüten.  Dieses  Ansuchen 
\^•lmle  damit  begründet,  daß  der  Staat  in  ea-.ster  Reihe  dafiir 
zu  haften  habe,  wenn  die  allgemeine  Rechtssicherheit  sich  in 
dem  Maße  verschlechtert  habe,  wie  dies  insbesondere  in  dier 
letzten  Zeit  der  Fall  war.  Die  Eingabe  wurde  abschlägig  be- 
.scliieden  und  zwar  mit  der  Begründiuig.  daß  der  Staat  weder 
auf  Grund  eines  bestehenden  Reclitstitels,  noch  mit  Rücksicht 
auf  »s,eine  finanzielle  Lage  für  dierarlige  Schäden  die  Vei- 
antwortimg  ül>eniehmen  könne. 


LIX.  Jabrgrang 
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Erhöhung  der  Dienstreiscgebiihreii  der  Staatsbahnbc- 
dieusteten.  Mit  Rücksicht  auf  die  .s-t«!»  zunchm-endle  T-eiwinuio- 
wm-flm  durch  -Mmi-steriakrlalJ  außer  den  f<>s.tffesietzt«u  Beisio- 
g^'huhr^Q  Zulag'eii  g«Avährt.  Diese  ))etrao>6ii  1.  iiLn«rhalb  d'cs 
uuoarischeu  Obietes  für  Beamte  24  K.,  für  Unt^rbeanite 
16  K.  unJ  für-  Diener  12  K.;  2.  in  Deutschösteir«ich  und  Boä- 
aaen-Herc-egovma  36,  24  und  18  K.;  3.  im  übrigien  Ausland© 
42,  28  und  21  K.  Diese  fet^tM^esetztien  Tao;eszula,o;.en  können 
nur  bei  Dienstreisen  von  mindestens  24  Stunden  beansprucht 
wei-den.  Bei  DienÄtreisen  von  geringerer  Dauer  betraoen 
siti  die  Hälfte  obiger  Sätzie. 

—  Kriegs  Unterstützungen  für  Eisenbahnangestellte  der 
Staatseisenbahnen.  Nach  einer  Verordnung  der  ungarischen 
Eäteregierung  wurde  die  für  Angestellte  des  öffentlichen 
Dienstes  bewilligte  Teuerungszulage  und  die  Erhöhung  der 
Familienzulagen  für  weitere  Monate  yerlängert.  Zu  den  An- 
gestellten des  öffentlichen  Dienstes  gehören  auch  die  Eisen- 
bahnangesteUten  der  Staatsbahnen.  ' 

—  Rotes  Eisenbahnerregiment.  Aus  der  Mitte  der  unga- 
rischen Eisenbahner  hat  sich  eine  Werbekommission  gebildet, 
die  den  Zweck  verfolgt,  ein  „lotes"  Eisenbahnerregimeut  ins 
beben  zu  rufen.  Diese  Werl>ekonimission  hat  nun  einen  Auf- 
ruf veröffentlicht,  in  dem  sie  diejenigen  Eisenbahner,  die  in 
den  verband  des  Roten  Eisenbahnerregiments  eintreten  wol- 
len, auffordert,  sich  mit  einem  Empfehlungsbrief  ihrer  Orts- 
gruppe in  der  Werbekanzlei  des  Roten  Eisenbahnerverein.s 
zu  melden.  „Mitglied  des  Roten  Eisenbahnerregiments  kann 
nur  ein  wirklich  tätiger  Arbeiter  sein,  der  Arbeit  leistet 
kämpft  und,  wenn  es  sein  muß,  im  Kampfe  auch  sein  Leben 
optert.  Jedermann  muß  von  dem  Bewußtsein  durchdrunoen 
werden,  daß  er,  sobald  er  hier  eintritt,  in  den  Werkstätten 
an  den  Wagen,  auf  der  Sti-ecke  arbeiten  muß,  außerdem  aber 
auch  lernen  muß,  mit  der  Kanone,  mit  dem  Maschinengewehr 
mit  dem  Gewehr  umzugehen,  alles  im  Interesse  der  Befreiuno- 
der  Proletarierbrüder."  Personen,  die  beim  Eisenbahnei" 
regiment.  bei  einer  seiner  Formationen  oder  bei  irgendeinem 
Eisenbahnbetrieb  gedient  haben,  Ingenieure,  Lokomotivführer 
Heizer,  Gewerbetreibende  jeder  Art,  Streckenarbeiter  usw , 
die  irgendwelche  Fachkenntnisse  im  Eisenbahnwesen  haben 
und  durch  die  Vertrauensmänner  der  Heizhäuser,  der  Werk- 
statten, der  Bahnerhaltung  oder  der  Stationen  empfohlen  wer- 
den, -UTirden  aufgefordert,  sich  zu  melden. 

«^h^fS^^^^f^H^-  ß'^föMerung-  von  Bestandteilen  landwirt- 
schaftlicher Maschinen.  Um  die  Beförderung  von  Maschiueu- 
Jf;?''wi  t'^.i^i  Wiedlerherstellung  und  Instandhaltung 
\on  landwirtschaftlichen  Maschinen  benötigt  werden,  zu  be- 
schleunigen, hat  die  Maschinen-'B-etriebsfachsektion  des  Volks 
kommissarrats  für  Ackerbau  mit  der  Direktion  der  Ungari- 
f^.  f  ^^'^lo-'i''  Übereinkommen  getroffen,  wonach  die 

rL  .  ^^^^^t,^^^^*^^^*^^  Maschinen  und  Geräte  notwendigen 
Bestandteile  beim  Ost-  oder  Westbahnhofe  in  Budapest  abzu- 
tertigeai  sind,  wo  ^sie  außer  der  Reihe  als  Expreßsendungen 
aufgenommen  und  m  eigens  diesem  Zwecke  dienende  beson- 
äere  Wagen  oder  am  Bedarfsfälle  in  Gepäckwagen  verladen 
iina  den  Personenzügen  angeschlossen  werden. 

-  Regelung  des  Ziviltaiifs  für  Mineralölsendungen  zwischen 
Ungarn  und  der  Ukraine.  Nach  einem  Ministerialerlaß  dürfen 
iie  tur  die  Ukraine  bestimmten,  mit  vorschriftsmäßioem  Lade- 
verzeichnis  aufgegebenen  Mineralökendungen  an  Sammel- 
aktionen nicht  gesammeK  werden,  -sondern  sind  von  den 
Petroleumproduktionsatationen  direkt  nach  Podwoloczyska  zu 
peirechnen,  wohan  die  Sendungen  ohne  Verzug  auf  dter  kür- 
^Asten  Strecke  zu  befördern  sind.  , 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Demonstrationsstreik  der  französischen  Eisenbahner.  Die 

tranzosischen  Eisenbahner  haben,  wie  die  B.  B.  Ztg.  meider 
Deschlossen,  sich  an  dem  Demonstrationsstreik  am  21.  d.  Mts 
zu  beteiligen.  Infolgedessen  wird  am  21.  von  5  Uhr  vormit- 
tags an  .leder  Verkehr  in  Frankreich  24  Stunden  ruhen. 

-^.^''itftindenarbeitstag  in  Frankreich.  Die  Senatskommis- 
sion tur  das  Eisenbahnwesen  hat  vor  kurzem  mit  den  Direk- 
toren der  großen  Eisenbahngesellschaften  und  der  Staatsbahn 
and  einer  Delegation  der  Eisenbahner  unter  Führung  ihres 
fe^^t  '^^u  ^^ea^ray  über  die  Frage  des  Achtstunden- 
ffR  jr^^''f^^^-  Direktoren  stehen  auf  dem  Standpunkte, 
rlfl  ^'".Ä"''*^.  '^^^  Achtstundentages  nur  allmählich  im 
^  ^  *fonaten  erfolgen  kann  und  daß  sie  eine  Ver- 

;«w  Erhöhung  aller  Tarife  erfordern  werde.  Die  Eisen- 
mhner  bestreiten  die«  und  behaupten,  daß  bei  besserer  Ver- 


wendung des  technisch  durchgebildeten  Personals  keine  Per- 
isonalvermehruug  nötig  sei.  Sie  fordern  den  Achtstundentag 
zum  1.  Oktober. 

—  Zehn.jähriges   Bestehen   der   Bahn   Davos-Filisur.  Die 

Bahnlinie  Davos-Filisur  konutc  am  27.  Juni  auf  ein  zehn.jäh- 
riges  Bestehen  zurückblicken.  Ihre  Bedeutung  für  Davos,'das 
bis  dahin  Kopfstation  war,  uuu  aber  durch  direkte  Verbinduno- 
mit  dem  Engadm,  dem  Domleschg  usw.  auch  für  Touristen 
immer  mehr  m  Betracht  kam,  bedarf  keiner  Erwähnung.  Die 
Bahn  ist  technisch  ein  Meisterwerk.  Von  der  etwa  20  km 
langen  Streck©  sind  4,2  km  Tunnel.  940  m  Brücken,  besonders 
die  Überwindung  der  ischluchtartigen  Zügenstraße  brachte 
große  Schwierigkeiten.  D-er  in  88  m  Höhe  über  dem  Land- 
wasser sich  wölbende,  prächtig  der  Landschaft  sich  ein- 
fugende Viadukt  bei  Wiesen,  der  allein  395  000  Fr.  kostete,  ist 
durch  Abbildungen  auch  weitesten  Kreisen  bekannt  ge- 
worden. Die  Elektrisierung  dieser  Strecke  der  Rhätischen 
Bahn  wird  in  Kürze  vollendet  sein. 

—  Verstaatlichung  der  spanischen  Bahnen.  In  dieser  Fra»^« 
machte  die  spanische  Regierung,  wie  die  D.  Allg.  Ztg.  berich- 
tet, folgenden  Vorschlag.  Es  soll  eine  BetiiebsgeseUschaf t 
mit  einem  Kapital  von  2  Milliarden  Pesetas  begründet  werden 
wovon  der  Staat  die  Hälfte  zeichnen  wird.  Diese  Ge.sellschaft 
wird  gleichzeitig  den  Bau  der  fehlenden  14  000  km  Bahn- 
strecken gemeinschaftlich  mit  zwei  Untergesellschaften,  näm- 
lich der  Gesellschaft  für  öffentliche  Aibeiten  sowie  dem 
Syndikat  der  metallurgischen  Industrien  übernehmen. 

Rechtspflege. 

—  Zulässigkeit  der  Kündigung  von ,  Privatanschlußverträ- 
gen (Urteil  des  Reichsgerichts  vom  27.  Mai  1919,  III.  280/18) 
Uber  diese  Frage,  die  zu  einer  längeren  Erörterung  in  dieser 
Zeitung  geführt  hat  (1915,  S.  207,  707  und  787  und  1916,  S.  509) . 
hat  das  Reichsgericht,  wie  wir  der  „Deutschen  Straßen-  und 
Klein  bahn- Zeitung"  entnehmen,  nunmehr  in  einem  Rechts- 
streit Stellung  genommen  und  sich  dabei  der  Ansicht  ange- 
schlossen, die  von  der  Schriftleituug  im  Anschluß  an  die  Aus- 
tuhrungen  des  Oberregierungsrats  Holzbecher  vertreten 
worden  ist.  Dem  Rechtsstreit  lag  folgender  Tatbestand  zu 
Grunde:  Die  Bergbau-A.-G.  C.  in  0.  hatte  mit  der  preußischen 
tetaatebahnverwaltung  einen  Vertrag  ühei  eine  Gleiskreuzun»- 
geschlossen.  In  §  2  war  für  den  Staat  ein  an  eine  12  monatige 
^rist  gebundenes  Kündigungsrecht  vorbehalten.  Als  nun  die 
Staatsbahnverwaltung  hiervon  Gebrauch  machte,  erhob  die 
Aktien-Gesellschaft  dagegen  Widerspruch.  Sie  stellte  sich 
aut  den  Standpunkt,  daß  zur  Rückgängigmachung  der  staat- 
lich konzessionierten  Kreuzung,  welche  als  Teil  der  Anschluß- 
bahn zu  betrachten  wäre,  ein  staatlicher  Hoheitsakt  erforder- 
lich sei.  Außerdem  verstoße  das  Verhalten  des  Staates  geo-en 
die  guten  Sitten,  wobei  bemerkt  wurde,  daß  die  Anlao-e  auf 
die  Genehmigung  der  Staatsbahnverwaltung  hin  mit  einem 
Aut  wand  von  mehreren  100000  M  errichtet  wurde.  Nunmehr 
erhob  der  preußische  Staat,  vertreten  durch  die  Eisenbahn- 
direktion Essen,  gegen  die  Bergbau-A.-G.  Klage  auf  Feststei- 
lung, daß  die  Kündigung  zulässig  sei  Das  Landgericht 
D  u  1  s  b  u  r  g  wies  die  Klage  ab,  wogegen  das  Oberlandes- 
ge rieht  Dusseldorf  ihr  stattgab,  und  zwar  mit  folgen- 
der Begründung: 

."Es  kann  davon  ausgegangen  werden,  daß  die  Kreuzun»- 
ein  Teil  der  Anschlußbahn  der  Beklagten  ist.  Wenn  die  Be- 
klagte aber  darzutun  sucht,  daß  Anschlußbahnen  nur  auf 
urund  der  Ausübung  eines  staatlichen  Hoheitsrechtes  aus 
zwingenden  Gründen  des  öffentlichen  Rechtes,  nicht  aber 
durch  eine  dem  Gebiet  des  Privatrechtes  angehörende  Kündi- 
gung beseitigt  werden  können,  so  irrt  sie.  Die  zum  Bau  und 
betriebe  eines  Privatanschlusses  nach  §  43  des  Kleinbahno-e- 
setzes  vom  28.  JuU  1892  erforderliche  Genehmigung  schließt 
keineswegs  die  vertragliche  Kündigung  aus.  Diese  Genehmi- 
iL*"^"'!?^  i>ren  Grund  darin,  daß  Anschlüsse  bei  feh- 

lerhafter Beschaffenheit  ihrer  Betriebsmittel  eine  .schädliche 
i^mwirkung  auf  die  Staatsbahn  ausüben  können.  Die  Geneh- 
migung- hat  also  nur  den  Charakter  einer  sicherheitspolizei- 
lichen  Maßnahme  und  besagt  lediglich,  daß  von  diesem  Stand- 
punkt aus  dem  Vorhaben  nichts  im  Wege  steht.  Der  A^orbehalt 
^"jstoßt  aber  auch  nicht  gegen  die  guten  Sitten.  Da 
Anschlußnehmer  kein  Recht  auf  einen  Privatanschluß  hat 
so  steht  es  der  Eisenbahnverwaltung  frei,  zu  bestimmen,  unter 
welchen  Bedingungen  sie  den  Anschluß  einräumen  will  Eine 
unlautere  Ausbeutung  ihrer  Monopolstellung  kann  der  Bahn 
ebenfalls  nicht  vorgeworfen  werden.  Es  ist  bekannt,  daß 
aie  Strecken  m  den  großen  Industriebezirken  einer  forto-e- 
setzten  Umg.estaltung  unterworfen  sind;  es  ist  dem  Klä^^^er 
nicht  zu  verargen,  wenn  er  sich  dabei  nicht  durch  die  be- 
stehenden Amschlüßse  Privater  beengen  las,sen  will" 
.  Gegen  dieses  Urteil  legte  die  Beklagte  Revision  ein  die 
indessen  vom  Reichsgericht  zurückgewiesen  wurde 
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•  Zeitunf^  des  Vereins 

Deutscher  EisenhahnTerwalt'ingen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  an  der  Streck«  Pad^erborn-Lipp- 
sladt  oele.ueu-e  Halte]mukt  EhriiiM- 
liau  s  cMi  erhält  vom  1.  AukusL  191it 
ab  die  .  Bezeichuim.ij  Ehriu>>hau.sen 
(Kl'eis  Lippstadt). 

Cassel,  den  7.  Juli  1919.  (71:^) 
Ei.seul)ahndiiektion. 

2.  Güterverkehr. 

Dmtscli-dänischer  Gütertarif.     Teil  II. 

Am  U.  Juli  1919  tritt  Nachtrag  I  m 
Kraft.  Er  'enthält  außer  kleineren, 
zum  Teil  bei^eits  im  V«rfüo;unffsw©ge 
(hirch>;'eführte'n  Änderunoen  und  Er- 
iiänzunji'en  folo-eude  wichtige  Neuerun- 
gen : 

1.  Neue  Hehnittafelu  B  (Dänische 
Versandstation-en),  sowie  neue  Sta- 
tionstarifsätze für  Esbjerg  und  Ham- 
burg L.  B.,  bei  denen  die  durch  den 
Gemeinsanien  Nachtrag  vom  25.  2.  19 
eingefühlten  dänischen  Frachterhöhun- 
geii  berücksichtigt  sind ; 

2.  Einführung  eines  neuen  Tarifab- 
schnittes 

„G  I.  Bestininumgen  über  die  Be- 
rechnung und  Erhebung  des  deutschen 
(i<>  prozentigen  Kriegszuschlages  nebst 
deutscher    tleichsabgabe  hierfür"  und 

„(t.  II.  Bestimmungen  über  die  Be- 
rechnung und  Erhebung  eines  däni- 
ischen  Kurszuschlages". 

Altona,  den  13.  Juli  1919.  (7ir.) 
Eisenbahndirektion 

namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Deutsch-dänischer  Tiertarif. 

Am  14.  Juli  1919  tritt  Nachtrag  I 
in  Kiaft.  Er  enthält  außer  kleineren, 
zum  Teil  bereits  im  Verfügungswege 
durchgeführten  Änderungen,  eine  neue 
Schnittafel  B,  in  deren  Schnittsätze  die 
dänischen  Frachterhöhungen  vom 
25.  2.  19  eingerechnet  sind.  Außerdem 
ist  folgender  neuer  Tarifabschnitt  ein- 
geführt : 

(r.  I.  Bestimmungen  über  die  Be- 
rechnung und  Erhebung  der  deutschen 
Kriegszuschläge  und  der  deutschen 
Keichsabgabe, 

.  G.  II.  Bestimmungen  über  die  Be- 
rechnung und  Erhebung  eines  däni- 
schen Kurszuschlages. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
f  igungsstellen 

Altona,  den  13.  Juli  1919.  (717) 
Eisenbahndii-ektion 
namens     der  Verbandsverwaltungen. 

Deutsch-dänisch-schwedischer  Eisen- 
bahnverbaiid. 
Ausnahmetarif  für  Steinkohlen. 

Am  14.  Juli  1919  tritt  Nachtrag  VI 
in  Kraft.  Er  enthält  außer  kleineren, 
zum  Teil  bereits  im  Verfügungswege 
durchgeführten  Änderungen  als  we- 
isentlich  Neues  einen  Abschnitt  III 
„Bestimmungen  über  Berechnung  und 
Erhebung  eines  dänischen  Kurszu- 
Lsichlages  im  Verkthr  nach  den  Sta- 
tionen G.iedser,  Vamdrup  und  Ved- 
slod." 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
1  igungsstellen 

Altona,  den  13.  Juli  1919.  (718) 

Eiseubahndirektion 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 


]\lit  (iülligkeit  vom  15.  Juli  d.  J. 
kommt  Nachtrag  2  zum  Gemeinsamen 
Binnentarif  der  Deutschen  Eisenbahn- 
Kctiiebs-Gesellschaft  (Badi.sche  Neben- 
l)ahnen)  zur  Einführung.  Die  Einfüh- 
rung des  Nachtrags  haben  die  Auf- 
sichtsbehörden in  Gemäßheit  des  S  <i 
der  Eisenbahn- Verkehrs-Ordnung  ge- 
uehmigt.  Nähere  Auskunft  erteilt  die 
uuterzeichuel  e  Gesellschaft. 

Berlin,  den  11.  Juli  1919.  (708) 
Deutsche  Ei.'^cubahn-Betriebs-Gesell- 
schaft,  Aktiengesellschaft. 


Die  von  den  tschecho-islowakischeu 
Staatsbahuen  am  1.  Juli  1919  um  100  % 
erhöhten  Überfuhrgebühren  in  ileu 
Grenzbahnhöfen  Bodenbach,  Tetscheu, 
Eeiclicuberg  und  Warnsdoif  werden  in 
gleicher  Höhe  auch  von  den  isächsi- 
sc^her  Güterabfertigungen  dieser  Bahn- 
höfe beiechnet. 

Dresden,  am  12.  Juli  1919.  (720) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen, 

Ausnahmetarif  2  K  19  für  Brenii- 
nesseln  usw. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  September 
1919  tritt  der  Ausnahmetarif  für  die 
Abteilung  H.  Abfallsalz  der  Protol- 
erzeugung  außer  Kraft. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Gü- 
terabfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro hier,  Bahnhof  Alexander  platz. 

Berlin,  den  10.  Juli  1919.  (711) 
Eisenbahndirektion. 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
A\  iirttemberg  (Tfv.  200,  Heft  6  C  II). 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  September 
1919  werden  lu  dem  Ausnahmetarif  15 
für  Garne  die  Teilfrachtsätze  der 
Schnittafel  II  zwischen  Bayreuth  und 
einigen  östlichen  Stationen  erhöht. 
Näheres  enthält  tter  nächste  Tarif- 
anzeiger. Auch  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro hier,  Bahnhof  Alesander- 
platz, Auskunft. 

Berlin,  den  11.  Juli  1919.  (712) 
Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr     zwischen  Deutschland 
einerseits,     Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen      andererseits.  Verbands- 
gütertarif, Teil  I  A. 

Die  Besondere  Zusatzbestimmung  4 
zum  Artikel  12  erhält  eine  neue  Fas- 
sung. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
tigungsstellen. 

Altoua,  den  13.  Juli  1919.  (719) 
Eisenbahndirektion 
namens      der  Verbandsverwaltungen. 

Staats-    und  Privatbahn-Güteiwerkehr 
(Tfv.  5)  Heft  C  2. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Juli  1919  wer- 
den die  Stationen  Abeudstern,  Herrnberg 
(Dillkr.),  Hungen,  Langgöns,  Lumda, 
Kerkerbacli  und  Stockhausen  (Ober- 
hess.) als  Versandstationen  in  die 
Grupi)e  2  der  Versandstationen  des 
Ausnahmetarifs  7b  einbezogen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  9.  Juli  1919.  (710) 
Eisenbahndirektiou. 


Mit  sofortiger  tJültigkeit  werden  die 
im   Nachtrag  5   zum   Binnentarif  der 
Nebenbahn  Möokmühl-Dörzbach  enthal- 
tenen  Expreßgutsätze  durch  Berichti 
guugsblatt  ermäßigt.    Näheie  Auskunft 
erteilt  die  unterzeichnete  Gesellschaft 
Berlin,  den  H.  Juli  1919.  (709) 
Deutsche  Eisen bahn-Betriebs-tiesell- 
schaft,  Aktiengesellschaft. 

Wechsel-,  Güter,  und  Tierverkehre  der 
Halberstadt-Blankenburger  Eisenbahn 

Mit  Gültigkeit  vom  16.  Juli  1919 
werden  im  direkten  Güter-  und  Tier 
verkehr  die  bestehenden  Zuschlag.s- 
frachten  erhöht  und  neue  eingeführt, 

Näheres  enthält  der  von  der  Eiseir 
bahndirektion  Berlin  herausgegebeue: 
Tarif-  und  Verkehrsanzeiger  für  deu 
trüter-  und  Tierverkehr,  auch  erteilt 
die  unterzeichnete  Direktion  weitei 
Auskunft.  Das  alsbaldige  Inkraft 
tieten  der  Erhöhungen  gründet  sieb 
auf  die  vorübergehende  Änderung  de; 
S  6  der  Eisenbahn- Verkehrs-Ordnung 
(Reichsgesetzblatt  1914,  S.  455.) 

Blankenburg,  Harz,  den  13.  Juli  1919 
Direktion     der  Halberstadt-Blankeu 
burger  Eisenbahn.  {71.t 


Westdeutsch-südwestdeutscher  Güterver- 
kehr. 

Mit  Wirkung  vom  10.  Juli  1919  wer- 
den die  in  der  Kilometertafel  II  dei 
Tarifhefte  1  und  5  vorgesehenen  (Je- 
Samtentfernungen  für  Basel  Bad.  Stb 
aufgehoben.  Gleichzeitig  wird  diest 
Station  mit  Schnittentfernungen  in  dii 
Kilometertafel  I  der  genannten  Tarif- 
hefte aufgenommen.  Es  ti'eten  dadurcl 
bei  zahlreichen  Verbindungen  zwar  Eut- 
fernungserhöhungen  ein,  die  aber  we- 
gen der  gleichzeitigen  Aufhebung  dc: 
Währungszuschlags  keine  Frachterbö 
hung  zur  Folge  haben.  Näheres  in  dei 
nächsten  Nummer  des  gemeinsamei 
Tarif-  und  Verkehrsanzeigers  und  V* 
den  beteiligten  Abfertigungen. 

Frankfurt  (Main),  9.  JuH  1919.  (722 
Eisenbahndirektiou. 

3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badischer  Personentarif,  Heft  A. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werdei 
Umwegkarten  zu  Fahrkarten  Lörrach 
Schopfheim-Säckingen  oder  umgekehi 
zur  Benutzung  über  die  Strecke  L<u 
rach-Basel  Bad.  Stb.-Grenzach-Säckin 
gen  oder  umgekehrt  zum  Preis  von 
1.  Kl.  2.  Kl  3.  Kl.  4.  Kl. 
Jl  M  M  M 

1,60  0,90  0,50  0,35 

aufgelegt. 

Karsruhe,  den  11.  Juli  1919.  (721 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseiseii 
bahnen. 

Personen-    und    Gepäcktarif,     Teil  I 
der    preußisch-hessischen  Staatseisen 
bahnen. 

Die  Bestimmung  unter  D  la  au 
Seite  7  des  Tarifs  wird  mit  sofortige 
Gültigkeit  dahin  ergänzt,  daß  Schüler 
monatskarten  auch  an  Besucher  vo: 
Hochschulen  aus.ge.geben  werde 
dürfen. 

Erfurt,  den  8.  Juli  1919.  (71;^ 
Eisenbahndireklion  namens  der  pi'enf 
hess.  Staatsbahneu. 
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K.{^»»^  ^^'^^'^  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

liehen  Bekanntmachungen  werden  auch 
9VpfTangenÄe"n  ^^r'-.T^'I'I  .»ii^^r^lti^e  Petitzeile"  oder  deren  Raum 
Be^lÄ'^Trrn\a^gVYreintrung^  Ermäßigungen. 
v.^io.^Y*'^!^  «ler  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 

"'''^DeutoL^|;W/rf'«J«^'p^^  ReichV^antSo^to; 
ueutscne  üank,  Dep.-Kasse  0.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOa 


*>>jtött  <dattung  und  6purtpckg 
für  ^mpU,  mbtn-  und  ^nbcbncn 


roln  -und  imprägniert 


Charloftenburg  9 

■  j  Fernsprecher: 
WilhGün  1895.1948,7174 
Telegrämin -Adresse.- 
3chwellenf ör^fe  r 
Berlin 
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Eisenkonstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 


^  Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks-_u.  Hütten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union.  Dortmund 


Patent  Bäseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Iropfiler 


liefern  in  großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7023] 

ArmatttrenwerKe 

Blonbe  &  Rost. 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 


Armaturenfabrik 
C.  F.Pilz. 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 


Reparaturen  billigst ' 


[7041] 


■  oelin'ä  jeder  ßrÖBse.^'ijein 
1  eleWrischeuluFtenMastunbenj 

■  Ffüsiigkcitswaagen.  i 


Höherer  technischer  Eisenbahnbeamler 

(preußischer  Regierungsbaumeister  des 

Eisenbahnbaufachs) 
30  Jahre   alt,    mit    ausgedehnten  Er- 
fahrungen  in   Betrieb,   Bau   und  Ver- 
waltung, sucht  im  [7152] 

Ausland 

passende  Stellung.  Angebote  unter  „Eis. 
7152"  an  die  Exp.  d.  Ztg.,  Berlin  W.  9, 
Linkstraße  23/24. 

Eisenbahn  -  Assistent 

mit  dem  Betriebs-,  Verkehrs-  und  Büro- 
dieust  durchaus  vertraut,  sucht  dauernde 
Stellung.  [7154] 
Gefl.  Angebote  unter  „Eis.  7154"  an 
die  Expedition  dieser  Zeitung,  Berlin  W 9, 
Linkstraße  23-24. 


•  •  • 


können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch« 
apparat  als  Stationsschaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschweig.  [7045] 


Putz  "fadei 


len  1 

in  bunt  d.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  *  Chemnitz 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Die  Reichseisenbahnen 

Gedanken  und  Vorschläge  zur  Finanzwirtschaft  und 
Organisation  des  deutschen  Verkehrswesens 
Von  R.  Quaatz 

Regierungsrat  in  Köln 
Preis  M.  2.40*) 

Soeben  erschien : 

Die  Organisation  der 
preußischen  Staatseisen - 
bahnen  bis  zum  Kriegs- 
ausbruch. 

Geschichtliche  Beiträge  von 

F.  Seydel, 

weil.  Präsident  der  Eisenbahndirektioii 
Halle  a.  S.,  Wirkl.  Geh.  Rat. 
Preis  M.  3.-*) 

*)  Hierzu  10  %  Teuerungszuschla?  gemäß  den  Be- 
stimmungen des  Börsenvereins  der  deutschen  Bucli- 
bändler 
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Sind  Bezirksstellen  für  Eisenbahnbe- 
trieb und  -verkehr  nötig? 
Über  einige   weltwirtschaftliche  Pro- 
bleme der  chemischen  Industrie. 
Die  Haftung  der  Eisenbahn  für  Kost- 
barkeiten im  Eeisegepäckverkehr. 
Nachrichten. 
Deutschland:  Frachtverkehr  mit 
dem  Ausland.  —  Beförderung  von 
Kriegsbeschädigten.  —  Stellung  von 
Salonwagen,   Vorhaltung  'von  Ab- 
teilen. —  Der  Seebäderdienst  nach 
den      Nordseebädern.      —  Neue 
Schnellzüge  zwischen   Berlin  und 
Schlesien.   —   Ende  des  Verkehrs- 
streiks in  Groß-Berlin.  —  Personal- 
nachrichten. 
Deutschösterreich:   Die  Wie- 
dereröffnung des  "Verkehrs  über  die 
Brenner-  und  Pustertallinie.  —  Die 


I  it  Ii  a  I  t  t 

Vergebung  staatlicher  Lieferungen. 
—  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn.  — 
Wiederaufnahme  des  Schnellzug- 
verkehres  auf  der  Südbahn  nach 
Triest  (Italien).  —  Villach  als 
Handels-  und  Stapelplatz.  —  Per- 
sonalnachrichten . 

Ts  checho- slowakisches  Ge- 
biet: Die  Kündigung  der  Wagen- 
gemeinschaft. —  Kaschau-Oderber- 
ger  Bahn.  —  Die  Wirkung  der  er- 
höhten Frachttarife  in  Böhmen  auf 
die  Industrie.  —  Die  Gründung 
einer  tschecho-slowakischen  Dampf- 
schiff ahr  tsgesellschaf  t. 

Ungarn:  Übereinkommen  zwischen 
den  ungarischen  und  westukraini- 
schen Staatseisenbahnen. 

Niederlande:  Die  Vlissinger 
Linie  im  Jahre  1918. 


Übrige  europäischeLänder: 
Die  Luftdruckbremse  für  Güter- 
ziige  in  Frankreich.  —  Französische 
Eisenbahnbauten  in  den  Vogesen. 

—  Sanierung  notleidender  schweize- 
rischer Privatbahnen.  —  Zum  Um- 
bau des  Züricher  Hauptbahnbofes. 

—  Die  Verkehrsnöte  Italiens.  — 
Oberitalienische  Wasserstraßeu- 
pläne. 

Fremde  Erdteile:  Kanadische 
Paoific-Eisenbahn.  —  Die  elektri- 
sche Vorortbahn  Buenos  Aires- 
Tigre. 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntuiachunoen. 


Sind  Bezirksstellen  für  Eisenbahnbetrieb  und  -verkehr  nötig  ? 

Von  Eisenbahninspektor  Bechnungsrat  Faude  in  Stuttgart. 


In  den  Nummern  19,  20  und  21  des  laufenden  Jahrgangs  der 
Ztg.  d.  V.  D.  Eisenbahnverw.  ist  der  sehr  beachtenswerte 
Vortrag  abgedruckt,  den  der  Herr  ünterstaatssekretär 
V.  Enderes  am  21.  Dezember  v.  J.  in  Wien  über  die  Neuord- 
nung der  deutsch-österreichischen  Staatsbahnverwaltung  ge- 
halten hat.  Da  der  bevorstehende  Übergang  der  deutschen 
Staatsbahnen -an  das  Reich  auch  die  Lösung  organisatorischer 
Fragen  nötig  machen  wird,  möchte  ich  auf  einen  der  im 
Vortrag  berührten  Punkte  näher  eingehen,  insofern  anzu- 
nehmen ist,  daß  er  auch  bei  dem  Aufbau  der  Verwaltung  der 
Reichs  eisenbahnen  eine  Rolle  spielen  werde. 

Im  Vortrag  wurde  (vgl.  Nr.  19,  S.  184)  erwähnt,  daß  die  öster- 
reichischen Staatsbahndirektionen  teils  Zwischenstellen  hat- 
ten, teils  nicht.  Soweit  die  Staatsbahndirektionen  Richtungs- 
direktionen waren,  waren  ihnen  Inspektionen  oder  Inspek- 
torate  unterstellt;  waren  es  G^bietsdirektionen.  so  hatten  sie 
diese  Stellen  nicht.  Bei  den  württembergischen 
Staatseisenbahnen  bestehen  an  solchen  Inspektionen 
die  Betriebsinspektionen  für  Betrieb  und  Verkehr,  die  Bau- 
inspektionen für  kleinere  Bauten  und  Bahnunterhaltung,  die 
Maschineninspektionen  für  Zugförderung  und  die  Werkstätten- 
inspektionen für  Unterhaltung  der  Fahrbetriebsmittel.  Außer- 
dem besteht  noch  eine  Eisenbahntelegrapheninspektion  für 
Bahntelegraphen  und  elektrische  Signaleim-ichtungen.  Bei  den 
badischen  Staatseisenbahnen  haben  die  Inspektionen  im  we- 
sentlichen dieselben  Aufgaben  wie  in  Württemberg,  während 
m  Preußen  bei  den  Betriebsämtern  Betrieb  und  Bau  vereinigt 
und  für  den  Verkehr  besondere  Ämter  eingerichtet  sind. 
Bei  den  bayerischen  Staatseisenbahnen,  wo  auch  Inspektionen 
bestehen,  ist  in  der  Regel  Betrieb  und  Verkehr  vereinigt,  .ie- 
doch  sind  in  Bezirken  mit  einfachen  Betriebs-  und  bautechni- 
-schen  Verhältnissen  die  beiden  Bezirfcsstellen  für  Betrieb  und 
Bau  zu  einer  einzigen  unter  einem  gemeinschaftlichen  Vor- 
stand verschmolzen. 

Daraus,  daß  bei  den  größeren  deutschen  Staatsbahn  Verwal- 
tungen solche  Amter  vorhanden  sind,  die  zwischen  die  General- 
direktion  oder  Eisenbahndirektion  und  die  lokalen  Dienststel- 
len eingeschaltet  sind,  könnte  man  schließen,  ein  Bedürfnis 
dafür  mi  allgemein  anerkannt.    Das  ist  nicht  der  Fall.  Was 


die  Inspektionen  für  Betrieb  und  Verkehr  betrifft,  wie 
sie  in  Bayern,  Württemberg  und  Baden  eingerichtet  sind,  so 
sind  sie  in  Württemberg  in  ihrer  jetzigen  Verfassung  verhält- 
nismäßig .iungen  Datums.  Hier  sind  zwar  schon  im  Jahr  1881 
Betriebsinspektionen  als  Bezirbsstellen  geschaffen  worden, 
.ledoch  waren  ihnen  nur  die  mittleren  und  kleinen  Bahnsta- 
tionen unterstellt,  während  die  größeren  der  Generaldirektion 
unmittelbar  unterstanden.  Im  Jahr  190O  vmrde  diese  einfache 
und  wirtschaftliche  Organisation  dahin  geändert,  daß  die  un- 
mittelbare Unterstellung  der  größeren  Stationen  unter  die  Ge- 
neraldirektion aufgehoben  und  die  Vorstände-  der  Betriebsin- 
spektionen, die  bis  dahin  zugleich  Vorsteher  der  Stationen  au 
ihrem  Amtssitz  waren,  von  den  Dienstverrichtungen  als  Sta- 
tionsvorsteher entbunden  wurden.  Seit  dieser  Zeit  sind  die 
Betriebsinspektionen  in  Württemberg  wirkliche  Bezirksstelleu 
und  Zwischenstellen  zwischen  der  Generaldifektion  und  allen 
Stationen.  Eine  Ausnahme  wurde  .iedoch  gleichzeitig  mit  der 
Organisationsänderung  insofern  getroffen,  als  bestimmt  wurde, 
daß  Beschwerden  gegen  Ordnungsstrafverfügungen  der  Sta- 
tionsvorsteher nicht  an  die  vorgesetzte  Betriebsinspektion,  son- 
dern an  die  Generaldirektion  zu  richten  sind. 

Man  kann  nicht  behaupten,  daß  sich  diese  Organisationsände- 
rung bewährt  hätte.  Im  Gegenteil.  Sie  hat  ziemlich  viel  Geld 
gekostet,  eine  Vermehrung  des  Schreibwerkes  und  Verschlep- 
pung des  Geschäftsgangs  zur  Folge  gehabt  und  außerdem  den 
Beamten,  denen  ihre  bisherige  Selbständigkeit  genommen 
wurde,  reichlich  Ärger  und  Verdruß  gebracht.  Die  Verfügun- 
gen der  G^neraldirektion  gehen  der  Lokalstelle  nicht  direkt, 
sondern  fast  ausnahmslos  auf  dem  Umweg  über  die  Betriebs- 
inspektion zu.  Diese  hat  mit  der  Verfügung  nichts  anderes 
anzufangen  als  sie  zu  lesen  und  der  Bahnstation  oder  Güter- 
stelle, für  die  sie  bestimmt  ist.  weiterzugeben.  In  gleicher 
Weise  gehen  die  Berichte  der  Bahnstationen  oder  Güterstelleu 
nicht  unmittelbar  an  die  Direktion,  sondern  vorher  an  die  Be- 
triebsinspektion. Die  Betriebsinspektion  befaßt  sich  mit  den 
Berichten  in  der  Regel  nur  soweit,  daß  sie  auf  ihnen  den  Ver- 
merk „Gesehen"  anbringt.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  ein 
solches  Geschäfts  verfahren  nicht  nur  Verzögerungen  und  Ver- 
schleppungen herbeizuführen  geeignet  ist,  sondern  daß  es  auch 
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(las  dienstlich«  Interesse  und  Verantwortimgsocfühl  der  Vor- 
steher der  Lokalstellen  herabdrücken  kann.  Der  St■ations^'or- 
steher  muß  sich  immer  wieder  fragen,  weshalb  er  eigentlich 
unt€r  di«  Vormundschaft  der  Betriebsins{>ektion  ^jesteDt  ist, 
da  dieser  ■eine  Einwirkung  auf  die  Erledigung  der  Geschäfte 
doch  nicht  zukommt.  Denn  di«  Betriebsinspektionen  haben, 
soweit  der  Betrieb  und  A'''erkehr  in  Betracht  kommt,  in  der 
Hauptsache  keine  anderen  Befugnisse,  als  die,  welche  die  grö- 
ßeren Bahnstationen  und  Güterstellen  auch  haben.  Wenn 
ihnen,  wie  z.  B.  in  den  Fahrdienstvor&chriften,  gewisse  Befug- 
nisse verliehen  sind,  die  die  Stationen  nicht  haben,  so  fehlt 
dafür  jede  innere  Berechtigung.  Entweder  müsisen  die  Befug- 
nisse der  Station  übertragen  werden,  oder  sie  sind  von  der 
Direktion  auszuüben,  wenn  es  nicht  möglich  ist,  die  Vorschrif- 
ten so  zu  erlassen,  daß  Ausnahmen  und  Abweichungen  von 
keiner  Dienststelle  zugelassen  werden  können. 

Daß  die  frühere  Organisation  des  Betriebsdienstes  zweck- 
mäßiger war  als  die  im  Jahr  1900  eingeführte,  ist  von  der 
württembergischen  Eisenbahnverwaltung  selbst  zugegeben 
worden.  Vor  8  Jahren  wurden  in  Württemberg  umfassende 
Erhebungen  wegen  Vereinfachungen  der  Staatsverwaltung  an- 
gestellt. Es  wurde  eine  Denkschrift  herausgegeben,  in  der  die 
für  die  einzelnen  Zweige  der  Staatsverwaltung  in  Betracht 
kommenden  Vereinfachungsmaßnahmen  erörtert  wurden.  In 
dem  von  der  Eisenbahnverwaltung  handelnden  Abschnitt  der 
Denkschrift  wird  bei  der  Besprechung  der  Organisation  des 
äußeren  Dienstes  nach  Erörterung  der  Fragen  einer  Vereini- 
gung des  Betriebs-  und  Verkehrsdienstes  oder  des  Betriebs- 
und Bahnunterhaltungsdienstes  oder  aber  des  Betriebs-  und 
maschinentechnischen  Dienstes  am  Schluß  Folgendes  gesagt: 
„Wo  im  einzelnen  Fall  besonders  einfache  Verhältnisse  eine 
weitere  Zusammenlegung  der  Dienstzweige  unbedenklich  er- 
scheinen lassen,  da  dürfte  die  Vereinigung  des  Betriebsbezirks- 
dienstes mit  dem  Stationsdienst  näher  liegen  als  mit  dem  bau- 
oder  maschinentechnischen  Dienst."  Diese  Organisation  be- 
stand in  Württemberg,  wie  schon  erwähnt,  bis  zum  Jahr  1900. 
In  der  Folgezeit  scheint  aber  die  württembergische  Eisenbahn- 
verwaltung den  Standpunkt  geändert  zu  haben,  den  sie  in  der 
erwähnten  Denkschrift  eingenommen  hatte.  Im  Jahr  1918 
wurde  ein  Betriebsamt  errichtet,  bei  dem  wie  in  Preußen  Be- 
trieb und  Bau  vereinigt  sind.*) 

Als  Hauptaufgabe  der  Betriebsinspektionen  bei  den  drei, 
süddeutschen  Eisenbahn  Verwaltungen  wird  die  Überwachung 
des  Betriebs-,  Abfertigungs-  und  Kassendienstes  bezeichnet, 
der  von  den  Lokalstellen,  d.  h.  den  Bahnstationen  und  Güter- 
stellen, wahrgenommen  wii'd.  Das  Wort  Überwachung  in  die- 
sem Zusammenhang  hat  keinen  guten  Klang.  Gewiß  mag  es 
Beamte  und  Dienststellen  geben,  denen  gegenüber  eine 
Überwachung  angezeigt  ist,  aber  das  sind  Aujsnahmen. 
Im  großen  und  ganzen  wird  der  Dienst  gewissenhaft 
und  einwandfrei  besorgt,  und  er  würde  sicher  nicht 
schlechter  besorgt  werden,  wenn  eine  Überwachung 
nicht  stattfände  oder  sich  auf  das  allergeringste  Maß 
beschränkte.  Bei  der  Überwachung  des  Betriebs-  und  Abferti- 
gungsdienstes kommt  meist  auch  blutwenig  heraus.  Es  siud 
Kleinlichkeiten,  die  da  in  der  Eegel  beanstandet  und  verfolgt 
werden.  Die  Überwachung  der  großen  Stationen  und  Güter- 
stellen wird  am  besten  durch  den  Vorstand  der  betr.  Dienst- 
stelle selbst  ausgeübt.  Wenn  dafür  gesorgt  wird,  daß  auf  einen 
solchen  Posten  ein  tüchtiger,  rühriger  und  umsichtiger  Be- 
amter kommt,  wird  eine  anderweitige  Überwachung  hinfällig. 
Es  muß  daher  als  ein  Eückschritt  bezeichnet  werden,  daß  man 
im  Jahr  1900  bei  der  württembergischen  Eisenbahn  Verwaltung 
die  unmittelbare  Unterstellung  der  größeren  Stationen  unter 
die  Generaldirektion  beseitigte  und  sie  den  Betriebsinspek- 
tionen  unterstellte.  Man  hätte  vielmehr  den  entgegengesetzten 


)  Es  handelt  sich  dabei  um  einen  Versuch  unter  besonders 
einlachen  Verhaltnissen,  wobei  im  Gegensatz  zu  Preußen  der 
v«rkehr  mit  einbezogen  wurde.    D.  Schriftl 


Weg  einschlagen  und  nicht  nur  die  Zahl  der  der  Direktion 
unmittelbar  unterstellten  Stationen  erweitern,  sondern  alle 
Stationen  und  alle  Güterstellen  mit  einem  besonderen  Vorstand 
der  Direktion  unmittelbar  unterstellen  sollen. 

Nach  einem  Wort  des  bayerischen  Verkehrsministers  Frauen- 
dorfer sollen  die  Geschäfte  womöglich  da  erledigt  werden, 
wo  sie  anfallen.  Hält  man  sich  dies  als  Richtschnur  vor,  so 
bleibt  für  Bezirksstellen  für  Betrieb  und  Verkehr  kein  Raum 
übrig.  Die  Geschäfte  fallen  an  bei  der  Direktion  oder  den 
Lokalstellen.  Die  Direktion  kann  viele  Angelegenheiten  nicht 
erledigen,  ohne  daß  sie  die  betr.  Lokalstelle  vorher  hört,  sie 
zur  Äußerung  veranlaßt  oder  ihr  Gelegenheit  gibt,  zu  der  Sache 
Stellung  zu  nehmen.  Andererseits  kann  die  Lokalstelle  viele 
bei  ihr  anfallenden  G^eschäfte  nicht  erledigen,  sondern  muß 
sie  der  Direktion  unterbreiten,  teils  weil  sie  nicht  zuständig 
ist,  teils  aus  andern  Gründen.  Aber  die  Bezirksstelle  konmit 
für  die  Erledigung  gar  nicht  in  Betracht.  Wirkt  sie  hierbei 
mit,  so  geschieht  es,  weil  sie  eben  da  ist  und  man  sie  nicht 
übergehen  will  oder  nicht  übergehen  darf.  Bisweilen  wird 
von  der  Direktion  der  etwas  bequeme  aber  unzweckmäßige 
Weg  gewählt,  eine  Anordnung  zu  treffen,  die  für  eine  Mehr- 
zahl von  Stationen  in  Betracht  kommt,  die  getroffene  Anord- 
nung aber  nur  den  Betriebsinspektionen  bekannt  zu  geben  mit 
dem  Auftrag,  das  Weitere  zu  veranla.ssen.  Die  Inspektionen 
haben  dann  nichts  weiteres  zu  tun  als  die  Stationen  zu  ver- 
ständigen, d.  h.  die  getroffene  Anordnung  nochmals  zu  ver- 
vielfältigen und  weiterzugeben. 

Nun  sind  den  Betriebsinspektionen  auch  einige  Dienstge- 
schäfte übertragen,  die  nicht  überwachender,  sondern  ausfüh- 
render Natur  sind.  In  Ba.yern  z.  B.  sind  sie  zuständig  zur  Ein- 
legung von  Arbeitszügen  und  von  Sonderfahrten  für  Beförde- 
rung von  Umzugsgut  des  Bahnauf sichts-  und  Bahnbewachungs- 
personals, zur  Genehmigung  des  Anhaltens  von  Güterzügen 
bei  besonderem  Bedarf  in  Stationen,  an  dfenen  im  Fahrplan  kein 
Aufenthalt  vorgesehen  ist,  der  Gestattung  der  Be-  und  Ent- 
ladung von  Wagen  auf  freier  Strecke  von  Nebeneisenbahnen, 
soweit  sie  nicht  hauptbahnmäßig  betrieben  werden,  zur  Vei'- 
mietung  der  Lagerplätze  in  den  Stationen  und  zur  Wahrneh- 
mung einiger  anderer  Geschäfte.  Nun  müssen  ja  zweifellos 
auch  im  äußeren  Dienst  Stellen  vorhanden  sein,  die  gewisse 
sich  nicht  nur  auf  eine  einzelne  Station  beschränkende  Ge- 
schäfte besorgen.  Wichtig  z.  B.  sind  die  Dienststellen,  welche 
bei  Störungen  durch  ein  Eisenbahnunglück  einzugreifen  und 
für  Regelung  des  Zuglaufs  zu  sorgen  haben.  Kommt  ein  sol- 
cher- Fall  auf  einer  größeren  Station  vor,  so  ist  der  Stations- 
vorsteher, der  ja  doch  nicht  als  Fahrdienstleiter  eingeteilt  ist, 
die  gegebene  Persönlichkeit,  die  mit  Hilfe  der  technischen  Be- 
amten die  Regelung  in  die  Hand  zu  nehmen  hat.  Tritt  die 
Störung  auf  einer  kleineren  oder  mittlei-en  Station  oder'  auf 
freier  Strecke  ein,  so  käme  ebenfalls  der  Vorsteher  eines  nahe- 
gelegenen größeren  Bahnhofs,  insbesondere  einer  Knoten-  und 
Lokomotivwechselstation,  als  derjenige  Beamte  in  Betracht, 
der  nebst  technischen  Organen  einzugreifen  und  die  für  den 
Zugverkehr  nötigen  Anordnungen  zu  treffen  hätte.  Auch  die 
beispielsweise  angeführten  Obliegenheiten  der  bayerischen  Be- 
triebsinspektionen könnten  ohne  weiteres  von  geeigneten  Sta- 
tionen wahrgenommen  werden. 

Man  kann  sich  überhaupt,  was  den  Betrieb  an- 
belangt, kein  Dienstgeschäft  denken,  das  nicht  statt 
von  der  Bezirksstelle  ebensogut  von  einer  Lokalstelle, 
also  einer  Station,  erledigt  werden  könnte.  Allerdings  müßten 
einzelnen  bedeutendererr  Stationen,  insbesondere  Knoten-  und 
Abzweigstationen  gewisse  Befu.gnisise  gegeben  werden,  die 
andere  Stationen  nicht  haben.  Allein  deshalb  brauchen  die 
kleineren  Stationen  nicht  dem  Vorsteher  der  größeren  Station 
unterstellt  zu  sein.  Alle  Stationen  unterstehen  unmittelbar  der 
Direktion,  nur  in  gewissen  Fällen  sind  von  gewissen  größeren  ■ 
Stationen  Anordnungen  und  Vorkehrungen  zu  treffen,  die  von 
den  damit  betroffenen  kleineren  Stationen  zu  beachten  sind. 
Soweit  eine  Kontrolle  und  Überwachung  des  Betriebes  nötig  ist. 


UX.  Jahrgang 
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wird  «i«  am  besten  durch  Organ'©  der  Zentralstelle  ausgeübt. 
.  .  Was  den  Verkehrs-  und  Abfertigungsdienst  betrifft,  so  gilt 
das,  was  vorhin  vom  Betrieb  gesagt  wurde,  noch  in  verschärf- 
tem Maße,  Angelegenheiten,  mit  denen  sich  die  Bezirfcsstelle 
befassen  müßte,  liegen  nicht  vor,  und  man  braucht  auch  ün 
äußeren  Dienst  hier  keine  Stellen,  die  Geschäfte  für  mehrere 
lokale  Abfertig-ungsstellen  besorgen.  Wenn  auch  die  Abferti- 
gungsstellen je  nach  ihrer  Bedeutung  verschiedene  Befugnisse 
haben,  so  sollte  doch  als  Grundsatz  gelten :  Was  von  der  Lo- 
kalstelle nicht  erledigt  werden  kann,  wird  von  der  Zentral- 
behörde erledigt.  Es  empfiehlt  sich  nicht,  Befugnisse,  die 
kleine  Abfertigungsstellen  nicht  haben,  der  Bezirfcsstelle  zu 
geben.  Man  hat  in  dieser  Hinsicht  auch  keine  guten  Erfahi'un- 
gen  gemacht.  Es  wurde  versucht,  den  Wirkungskreis  der  Be- 
triebsinspektionen dadurch  zu  erweitem,  daß  ihnen  Obliegen- 
heiten aus  dem  Geschäftsbereich  der  Direktion  und  der  Lokal- 
stellen überwiesen  wurden.  Das  Ergebnis  war,  daß  bei  den 
Betriebsinspektionen  zum  Teil  eine  Personalvermehrung  nötig 
wurde,  dagegen  bei  der  Zentralbehörde  und  den  Lokalstellen 
niemand  entbehrlich  wurde.  Gewiß  soll  sich  die  Direktion 
nicht  mit  allem  möglichen  Kleinkram  abgeben.    Dies  kann 


aber  am  besten  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  Zuständig- 
keiten und  Befugnisse  der  Lokalstellen  mit  keinen  zu  engen 
Schranken  umgeben  werden. 

Es  wäre  noch  die  Beaufsichtigung  des  Ka&senwesens  zu  er- 
wähnen. Auch  hier  kommt  es  in  erster  Linie  darauf  an,  daß 
Kaisen  von  größerem  Umfang  in  zuverlässige  Hände  gelegt 
werden.  Bei  Dienststellen  sodann,  wo  dem  Stations-  oder  Gü- 
terstellevorsteher  ein  besonderer  Kassenvorsteher  unterstellt 
ist,  hat  ersterer  die  Kassenführung  zu  beaufsichtigen.  Ist  der 
Kassenvorsteher  zugleich  Vorsteher  der  Dienststelle,  so  muß 
die  Kasse  ab  und  zu  durch  andere  Beamte  geprüft  werden. 
Dazu  würden  sich  Beamte  der  Zentralbehörde,  die  selbst  früher 
eine  Kasse  verwaltet  haben,  am  besten  eignen.  Diese  könnten 
auch  ab  und  zu  zur  Prüfung  der  großen  Kassen  herangezogen 
werden. 

Zweck  dieser  Ausführungen  war,  darzutun,  daß  ein  Bedürfnis 
zu  Bezirbsstellen  für  Eisenbahnbetrieb  imd  -verkehr,  wie  sie  in 
den  Betriebsinspektionen  der  süddeutschen  Eisenbahnver- 
waltungen  und  den  preußischen  Verkehrsämtern  verkörpert 
sind,  nicht  vorliegt,  und  daß  daher  bei  den  Eeichseisenbahnen 
solche  Stellen  nicht  eingerichtet  werden  sollten. 


Uber  einige  weltwirtschaftliche  Probleme  der  chemischen  Industrie. 


In  Heft  X  des  Jahrgangs  1918  der  Verhandlungen  des 
Vereins  zur  Beförderung  des  Gewerbefledßes  ist  ein  sehr 
lohrreicher  Vortrag  des  Prof.  Dr.  H.  Großmann,  Berlin, 
zum  Abdruck  gelangt,  der  sich  mit  den  Aussichten  ver- 
schiedener Fachgebiete  der  chemischen  Industrie  beschäftigt, 
die  in  unserer  bitterernsten  Zeit  von  weitergehender  Be- 
deutung sind  und  daher  auch  die  Eisenbahnfachwelt  lebhaft 
interessieren.  Die  wesentlichen  Gedanken  sind  im  nach- 
stehenden wiedergege'ben. 

Das  Ergebnis  des  Weltkrieges  dürfte  einwandfrei  erwiesen 
haben,  daß  zur  Kriegführung  nicht  allein  die  Herrschaft  auf 
dem  Geldmarkt  ausreicht,  sondern  außer  genügendem 
Menschenmaterial  vor  allem  ausreichende  Versorgungs- 
möglichkeit für  Heer  und  Heimat  erforflerlich  ist.  Da- 
zu gehören,  abgesehen  von  militärischen  Mitteln,  wie  Waffen, 
Munition,  vor  allem  Nahrungsmittel  und  Kleider.  Bei  ihre 
Beschaffung  spielen  aber  chemische  Arbeiten  eine  recht  er- 
hebliche Kolle,  sodaß  man  auf  diesem  Gebiet  mit  Recht  vom 
weltwirtschaftlichen  Problem  der  chemischen  Industrie 
sprechen  kann. 

Am  einschneidendsten  hat  sich  bei  uns  in  Deutschland  die 
Ernährungsfrage  fühlbar  gemacht.  Die  Nahrungs- 
beschaffung wirft  aber  insofern  ohne  weiteres  für  die  che- 
mische Technik  ein  weltwirtschaftliches  hochbedeutendes 
Problem  auf,  als  gerade  die  chemische  Industrie  durch  Be- 
schaffung großer  Mengen  künstlicher  Düngemittel  die 
Möglichkeit  der  Erzielung  guter  Ernten  gibt.  Die  Wichtig- 
keit der  Beschaffung  künstlicher  Düngemittel  wird  die  nun- 
mehr kommende  Friedenszeit  immer  mehr  beweisen. 

Für  Deutschland  stellen  sich  die  Verhältnisse  der  Kunst- 
düngerindustrie im  Frieden  immerhin  noch  günstig,  obwohl 
das  Weltmonopol  Deutschlands  .in  Kalisalzen  durch  den  un- 
glücklichen Ausgang  des  Krieges  verloi-en  ist.  Die  uns  noch 
verbleibenden  Kalilager  stellen  immer  noch  recht  erhebliche 
Quellen  dar,  welche  namentlich  in  der  Zukunft  ihre  große 
wirtschaftliche  Bedeutung  bewei-sen  werden.  Daß  Frank- 
reich schon  zu  Beginn  des  Krieges  seine  begehrlichen  Augen 
auf  die  elsässischen  Kalilager  geworfen  hat,  ist  bekannt ; 
vielfach  wurde  aber  dort  die  Bedeutung  dieser  Kalilager  weit 
überschätzt,  und  darin  liegt  die  große  Gefahr  für  eine  sach- 
gemäße, verständige  Ausbeutung.  Sehr  erheblich  wird  vor 
allem  das  Bedürfnis  an  Kalisalzen  in  Amerika  sein.  Trotz 
vielfacher  amerikanischer  Bemühungen  scheint  es  dort  noch 
nicht  geglückt  zu  isein,  eine  wirklich  namhafte  Kaliindustrie 
ins  Leben  zu  rufen.  Wohl  wurtlen  verschiedene  Wege  be- 
schritten, so  z.  B.  Kalisalze  aus  früher  nicht  benutzten  Ab- 
fallprodukten, wie  aus  dem  Staub  der  Hochofengase,  aus  den 
staubförmigen  Abfällen  der  Zementindustrie  usw.  zu  gewin- 
nen; auch  wurde  Kaligewinnung  aus  dem  WoHtechwerß  d^- 
Schafe,  aus  Feldspaten  und  Alunit  versucht,  schließlich  sogar 
auf  die  an  der  Westküste  Amerikas  in  großen  Mengen  vor- 
handenen Tangpflanzen  als  Düngemittel  zurückgegriffen. 
Wirkliche  Erfolge  wurden  jedoch  bis  .i'ctzt  noch  nicht  er- 
zielt. Auch  in  England  wurde  der  Mangel  an  Kalisalzen 
unangenehm  empfunden.  Dementsprechend  waren  auch  dort 
verschiedene  Versuche  im  Gang,  reiche  und  billige  Kali- 


quellen zu  finden.  Tatsächliche  Erfolge  scheinen  jedoch 
nicht  erzielt  worden  zu  sein,  wie  vor  allem  auch  die  Unter- 
stützung der  französischen  Hoffnungen  durch  England  auf 
Elsaß-Lothringen  gerade  mit  Rücksicht  auf  die  Kaliversor- 
gung beweist.  Den  uns  des  öfteren  vor.geworfenen  hohen 
Preisen  für  Kali  muß  entgegengehalten  werden,  daß  Mono- 
polgüter im  Ausland  stets  höhere  Preise  erzielen  als  im  In- 
land, und  daß  sich  andere  Länder  bei  derartigen  Gütern  wie 
Salpeter,  Petroleum,  Baumwolle  usw.  ebensowenig  gescheut 
haben,  dem  Ausland  höhere  Preise  abzufordern.  Es  ist  .jedoch 
wahrscheinlich,  daß  jetzt  nach  Friedensschluß  über  die  Frage 
der  Kalipreisife  im  internationalen  Verkehr  bestimmte  Ver- 
abredungen getroffen  werden.  Eine  Kalipreispolitik  mit 
mäßigen  Forderungen  gegenüber  fremden  Abnehmern  dürfte 
nach  Ansicht  des  Prof.  Großmann  recht  erheblich  dazu  bei- 
tragen, die  deutsche  Zahlungsbilanz  W'ieder  zu  verbessern 
und  vor  allem  auch  der  Kaliindustrie  einen  Aufschwung 
auf  Jahrzehnte  hinaus  zu  sichern. 

Was  die  Herstellung  synthetischer  Stickstoffverbindungen 
betrifft,  so  hat  hier  der  Krieg  grundlegende  Veränderungin 
veranlaßt.  Ohne  die  hervorragenden  Arbeiten  der  deutschen 
Technik  und  Wissenschaft  auf  den  Gebieten  des  künstlichen 
Salpeters,  des  synthetischen  Ammoniaks,  des  KalLstickstoffes 
wäre  bekanntlich  der  Weltkrieg  bereits  nach  wenig  Monaten 
vorloren  gewesen.  Aber  auch  in  Frankreich  irA  England 
und  neuerdings  in  Amerika  vnrrde  energisch  an_  die  Lösung 
des  Salpetersäureproblems  gegangen,  und  sicher  hahc^ 
unsere  Gegner  auch  auf  dies^em  Gebiet  während  des  Krieges 
sehr  Beachtenswertes  geleistet.  Ein  Mangel  an  Stiebstoff- 
verbindungen für  Industrie  und  Landwirtschaft  wird  daher 
zunächst  nicht  eintreten;  vielmehr  können  wir  'zuversicht- 
lich damit  rechnen,  dal?  die  d^eutsche  Industrie  nach  Deckung 
des  eigenen  Bedarfs  noch  sehr  erhebliche  Mengen  stickstoff- 
haltiger Düngemittel  zur  Ausfuhr  zur  Verfügung  haben  wird. 
Betrachtet  man  die  recht  bedeutende  Steigerung  der  Sal- 
petergewinnung in  Chile  sowie  die  Ausbeutung  rationeller 
Verfahren  bei  der  Vergasung  der  Brennstoffe,  die  nament- 
lich Ammoniak  als  Nebenprodukt  ergeben,  so  kommt  man 
zu  dem  Schluß,  daß  man  auf  dem  internationalen  Weltdiinger- 
markt  mit  wesentlichen  Verschiebungen  gegen  die  Zeit  vor 
dem  Kriege  zu  rechnen  haben  wird.  Auf  die  Dauer  werden 
sich  dabei  die  gegenwärtigen  hohen  Preis'C  wohl  kaum  hal- 
ten können. 

Der  künftige  Verbrauch  von  Salpeter,  Ammoniaksalzen 
und  Kalkstickstoff  läßt  sich  heute  nicht  übersehen.  Nach 
Lemmermann  war  vor  dem  Krieg  der  Verbrauch  der  deut- 
schen Landwirtschaft  an  Chilesalpeter  etwa  600  000  t.  an 
schwefelsaurem  Ammoniak  etwa  450  000  t.  Dagegen  konnte 
vor  dem  Kriege  der  Kalkstickstoff  noch  nicht  richtig  auf- 
kommen. Da  aber  nunmehr  Deutschland  voraussichtlich  über 
große  Mengen  Kalksticktoff  und  Ammoniak  verfügen  wird, 
so  muß  der  Frage  näher  getreten  werden :  Hat  der  Kalkstick- 
stoff als  ,, Kriegsdünger"  seine  Schuldigkeit  in  dem  Maße  ge- 
tan, daß  seine  Beibehaltung  nach  dem  Kriege  zweckmäßig 
erscheint,  oder  muß  er  in  andere  Stickstoffverbindungeu 
^  umgewandelt  werden?    Na/Ch  Lemmermann  hat  sich  gezeigt, 
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daß  der  Kalksticktoff,  von  ©in'em  mit  ihm  vertrauten  Land- 
vi^irt  verwandt,  sich  durchaus  bevrährt.  Als  nachteilig  wurde 
nur  das  lästige  Stauben  beim  Aiisstreuen  empfunden.  Trotz- 
dem wäre  es  aber  nicht  zweckmäßig,  wenn  nunmehr  die 
Landwirtschaft  nur  noch  auf,  den  Kalkstickstoff  angewiesen 
wäre.  Auch  heute  noch  hat  Deutschland  nicht  nur  aus  land- 
wirtschaftlichen, sondern  auch  aus  Seeschiffahrts-  und  Grün- 
den der  chemischen  Industrie  Interesse  an  Chilesalpeter. 

Von  weittragender  Bedeutung  erscheint  aber,  daß  der  be- 
leits  vor  dem  Kriege  in  vielversprechenden  Arbeiten  ge- 
machte Versuch  der  Umwandlung  des  Kalkstickstoffes  jh 
andere  chemisch  nutzbare  Verbindungen  im  vollen  Umfang 
wieder  aufgenommen  wird.  Sollte  diese  Lösung  jedoch  nicht 
glücken,  so  wäre  der  Frage  der  Heranziehung  des  Kalzium- 
karbids zur  Alkohol-  und  Essigsäuregiewinnung  im  Großen 
ernsthaft  näherzutreten.  Das  bestehende  Branntweinhandels- 
monopol dürfte  davon  nicht  abhalten;  vielmehr  wäre  sehr 
ernsthaft  zu  erwägen,  ob  es  trotz  der  dadurch  eintretenden  Be- 
nachteiligung gewichtiger  Interessen  unter  den  gegenwärti- 
gen Verhältnissen  verantwortet  werden  darf,  daß  man  in 
Deutschland  eine  sehr  aussichtsreiche  Industrie  durch  der- 
artige einschränkendie  Bestimmungen  an  ihrer  Entfaltung 
behindert. 

Eingehender  Untersuchungen  wert  erscheint  auch  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Frage  der  planmäßigen  Ausnutzung  der 
Steinkohle  die  Gewinnung  von  Ammoniak.  Die  Bestrebun- 
gen nach  möglichst  restloser  Ausnutzung  der  Kohle  haben 
bereits  während  des  Krieges  zu  verschiedenartigen  Erfolgen 
geführt  und  zum  Teil  ganz  neue,  sehr  aussichtsreiche  Wege 
erschlossen.  In  erster  Linie  handelt  es  sich  dabei  um  Ge- 
winnung von  Benzin,  Petroleum,  Treibölen,  Schmierölen  und 
Paraffinen.  Im  Jahr  1913  istand  in  Deutschland  einer  Ein- 
fuhr von  rund  1  500  000  t  Erdölprodukten  nur  eine  Erzeugung 
von  130  000  t  gegenüber.  Dieser  Mangel  an  Mineralölen  wird 
besonders  infolge  der  Ausdehnung  des  Kraftfahr-  und  Flug- 
wesens in  absehbarer  Zeit  kaum  zu  beheben  sein.  Dabei  er- 
kscheint  es  auch  nicht  ausgeschlossen,  daß  sowohl  AmerikM 
als  auch  England  die  Lieferung  von  Erdölprodukten  als  wirk- 
sames Druckmittel  gegen  Deutschland  benutzen  werden.  Für 
uns  handelt  es  sich  daher  darum,  auf  jeden  Fall  Ersatz  für 
.iene  Produkte  zu  schaffen,  sei  es  durch  verstärkte  Einfuhr 
aus  anderen  Ländern  oder  durch  eigene  Erzeugung  von  Erd- 
ölen oder  gleichwertigen  Stoffen.  Die  Beschreitung  des 
erster  en  Weges  bereitet  gegenwärtig  große  Schwierigkeiten 
und  bietet  auch  für  die  Zukunft  keine  völlige  Sicherheit.  Die 
deutsche  Ölgewinnung  ist  aber  nicht  ausreichend,  sodaß  der 
Frage  nähergetreten  werden  muß,  aus  anderen  Kohstoffen, 
die  in  Deutschland  in  genügenden  Mengen  vorhanden  sind, 
diese  Produkte  herzustellen.  Dabei  sind  wir  auf  die  zwieck- 
mäßige  Ausnutzung  der  Kohle  angewiesen.  Die  Kriegiserfah- 
rungen  berechtigen  dabei  zu  Hoffnungen  auf  weitere  Fort- 
schritte; erwähnt  sei  nur,  daß  das  aus  der  Steinkohle  er- 
haltene Benzol  sich  in  den  meisten  Fällen  als  Ersatz  für 
Benzin  verwenden  läßt,  daß  nunmehr  nach  Beendigung  des 
Krieges  bei  gesteigerter  Kokserzeugung  und  besserer  Aus- 
beutung etwa  40 — 50  000  t  Benzol  mehr  zur  Verfügung  stehen. 
Voraussetzung  dabei  ist  allerdings,  daß  sich  die  Entwicklung 
in  ruhigen  Bahnen  bewegt. 

Außer  dem  Benzol  werden  jedoch  auch  noch  die  Teer- 
öle  gewonnen,  die  bekanntlich  als  Heizöle,  vielfach  auch 
als  Treiböle  für  Dieselmotoren  Verwendung  finden.  Wäh- 
rend des  Krieges  haben  diese  Teeröle  häufig  als  Ersatz  für 
die  fehlenden  Petroleumschmieröle  dienen  müssen.  Sehr  be- 
deutende Fortschritte  wurden  auch  hei  der  Verarbeitung  der 
rumänischen  Öle  als  Schmiermittel  erzielt,  sodaß  schließlich 
beinahe  alle  Schmieröle  mit  Ausnahme  des  Zylinderöls  her- 
gestellt werden  konnten.  Sehr  beachtenswert  ist  auch  die 
Herstellung  der  sogenannten  wasserlöslichen  öle.  Auch  der 
Graphit  als  Streckungsmittel  für  Schmiermittel  mul5  hier  Er- 
wähnung finden,  namentlich  nachdem  seine  Gewinnung  in 
Deutschland  sehr  erheblich  zugenommen  hat.  Anzuführen 
sind  auch  diejenigen  Öle,  welche  als  wirkliche  Ersatzmittel 
durch  Verdickung  aus  gewöhnlichen  Teerölen  hergestellt  wer- 


den    Im  Hütten-  wie  Bergwerkbetrieb  haben  sie  große  B^- 
nfc  n""^  gewonnen  und  ermöglichten  im  Kriege  vor  allem 
■  aas  Durchhalten  unseres  Eisenbahnverkehrs 

Mit  einem  überaus  aussichtsvollen  Gebiet,  «en  Urteeren 
haben  sich  seit  längerer  Zeit  die  Kriegsschmierölgesellschaft 
das  Institut  für  Kohlenforschung  und  einige  private  Unter- 
nehmungen mit  sichtbarem  Erfolg  beschäftigt.  Diese  Tief- 
temperaturteere  unteif.cheiden  sich  dadurch  schaif  von  den 
gewöhnlichen  Teeren  der  Kokerei  und  Gasindustrie,  daß  sie 
mehr  auf  paraffinischer  und  naphtenischer  als  auf  aromati- 
scher Grundlage  aufgebaut  sind.  Vorteilhaft  ist  dabei  dai^ 
diese  Urteere  kern  NaphtaUn  enthalten.  Diese  Industrie  ist 
noch  m  voller  Entwicklung,  und  es  steht  zu  erwarten  daß 
diese  öle  aus  inländischen  Kohstoffen  in  beträchtlichen  Men- 
gen gewonnen  werden  „Der  letzte  ideale  Gedanke  dabei  ist 
.ledenfalls  der,  daß  jedes  große  Werk,  welches  Vergasungs- 
anlagen  betreibt,  das  Ausgangsmaterial  für  die  im  eigenen 
Betriebe  benotigten  Schmiermittel  gewinnen  kann" 

Bei  der  früheren  Teerverarbeitung  fielen  erhebliche  Men- 
gen Naphtalm,  etwa  50  000  t  ab,  für  die  es  keine  hinreichende 
Verwendungsmogüchkeit  gab.  Neuerdings  ist  es  nun  ge- 
gluckt, aus  Naphtahn  durch  Anlagerung  von  Wasserstoff 
das  Tetra  Im,  ein  flüssiges  Treibmittel  für  Explosions- 
motore,  herzustellen.  Durch  noch  verstärkte  Anlagerung  von 
Wasserstoff  gelangt  man  zum  D  e  k  a  1  i  n  ,  das  als  Leuchtöl 
anstelle  von  Petroleum  verwendet  werden  kann.  In  neuester 
Zeit  wird  Tetralin  auch  als  Lösungsmittel  in  der  Lack- 
industrie  verwendet.  Weitere  wirtschaftliche  Erfolge  er- 
scheinen bei  weiterer  Erforschung  dieses  neuen  Gebi-ites 
keinesfalls  ausgeschlossen. 

Nicht  unerwähnt  sei  hier  eine  sehr  aussichtsreiche  Ver- 
wendung des  Wasserstoffes,  bei  der  es  sich  wie  bei  dem  be- 
kannten Bergm  verfahren  um  Waserstoffanlagerung  unter 
Druck  an  verschiedene  Kohlenwasserstoffe  handelt.  Nach 
den  bisherigen  Erfahrungen  kann  hier  als  sicher  angenom- 
men werden,  daß  es  durch  Verbinden  der  Methoden  der  Ver- 
gasung mit  den  Verfahren  der  Hydrierung  möglich  sein  wird 
aus  deutschen  Rohstoffen  Benzin,  Petroleum.  Treib-  und 
Schmieröle  sowie  Paraffin  herzustellen.  Damit  aber  wäre 
der  deutschen  Volkswirtschaft  eine  größere  Unabhängigkeit 
gegenüber  dem  Ausland  gegeben. 

Außer  den  vorstehend  behandelten  Fragen  gibt  es  aber 
noch  eine  Eiesenreihe  weltvrirtschaftlicher  Aufgaben.  Es 
sei  hier  nur  an  die  Teerfarbenindustrie  erinnert.  Durch  den 
Krieg  ist  auch  hier  unser  deutsches  Übergewicht  bedeutend 
eingeschränkt  worden,  da  Amerika,  England  und  Frankreich 
während  des  Krieges  große  derartige  Unternehmungen  mit 
Staatsbeihilfe  gegründet  haben  und  sicher  nicht  zulassen 
werden,  daß  ihre  neuen  Anlagen  durch  unseren  Wettbewerb 
unterdrückt  werden.  Trotzdem  aber  wäre  es  falsch,  die 
Lage  unserer  Farbenindustrie  als  hoffnungslos  anzusehen. 
Hervorgehoben  sei  hier,  daß  die  Teerfarbenindustrie  mit 
anderen  Werken  der  deutschen  chemischen  Industrie  aufs 
eifrigste  zur  Förderung  der  wissenschaftlichen  Unternehmun- 
gen der  Deutschen  chemischen  .  Gesellschaft  beigetragen 
und  sich  bereit  erklärt  hat,  sehr  erhebliche  Mittel  zur  Aus- 
stattung der  deutschen  Hochschullaboratoiien  zur  Verfügning 
zu  stellen. 

Die  Erkenntnis  der  großen  Bedeutung  des  chemischen 
Eeferatenwesens  hat  zum  Zusammenschluß  der  füh- 
renden deutschen  chemischen,  wissenschaftlichen  und  tech- 
nischen Vereine  geführt  ui;id  damit  die  Grundlage  zu  einer 
zentralen  Ausgestaltung  des  Eeferatenwesens  gegeben.  Im 
Chemischen  Zentralblatt  werden  in  Zukunft  über  500  Zeit- 
schriften besprochen  werden.  Damit  werden  aber  Auslands- 
erfahrungen frühzeitig  den  deutschen  Chemikern  übermittelt 
und  so  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  deutschen  chemischen 
Industrie  noch  weiter  gehoben.  Das  Auslandstudium,  obwohl 
keine  Wissenschaft  im  wahren  Sinn,  bewahrt  die  deutsche 
Wissenschaft  vor  der  Ctefahr,  in  Sonderstudien  zu  zerfallen, 
und  birgt  den  hohen  Wert  in  sich,  daß  dem  gebildeten  Deut- 
schen durch  den  Geg-ensatz  zum  Ausland  seine  eigene  vater- 
ländische Kultur  zum  vollen  BeAvußtsein  kommt. 


Die  Haftung  der  Eisenbahn  für  Kostbarkeiten  im  Reisegepäckverkehr.*) 

Vom  verkehrstechnischen  Eat  E.  Heider,  Berlin. 
Die  im  §  54  (2)  B  1  der  Eisenbahnverkehr-sordnung  auf- 
.geführten,  bedingungsweise  zur  Beförderung  im  Gepäck-  und 
Güterverkehr  zugelassenen  geldwerten,  kostbaren  und  Kunst- 
gegenstände werden  nach  §  30  (5)  Ausführungsbestimmung 
3  a.  a.  0.  unter  der  Bedingung  zur  Beförderung  als  Eeise^ 
gepack    angenommen,    daß    a)    die  Gepäckstücke  fest  ver- 


*)  Vergl.  1918:  Nr.  44,  S.  475  u  Nr.  91,  S.  944,  1919:  Nr.  14 
S.  135  und  Nr.  34,  S.  354  d.  Ztg. 


schlössen  sind,  b)  der  Inhalt  der  Gepäckstücke  und  der  Wert- 
weicher den  Höchstbetrag  der  Entschädigung  bilden  soll,  an- 
gegeben und  im  Gepäckschein  vermerkt  wird.  AVird  der  Wert 
oder  das  Interesse  an  der  Lieferung  mit  mehr  als  500  M  an- 
gegeben, so  werden  die  Gegenstände  zur  Gepäckbeförderung 
nicht  an.genommen.  Lfeider  ist  in  der  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung die  Aufzählung  der  unter  diese  Vorschriften  fallen- 
den Gegenstände  weg-en  des  dort  gewählten  dehnbaren  Aus- 
drucks „sowie  andere  Kostbarkeiten"  unvollständig. 
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Im  Güter-vierk'ehr,  für  den  der  Deklarationszwang  bestellt, 
mußten  Kostbarkeiten  im  Frachtbrief©  nicht  nur  mit  ihren 
üblichen  Namen,  sondern  ausdrücklich  als  Kostbarkeiten  be- 
zeichnet werden,  so  daß  sich  dieser  Mangel  dort  am  fühl- 
barsten machte.  Die  Meinungen  der  Parteien  über  das,  was 
als  Kostbarkeit  anzusehen  ist>  gingen  vieKach  auseinander, 
und  e«  kam  zu  gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Streitig- 
keiten. Diesem  Mißstande  ist  seit  dem  1.  März  1919  für  den 
Güterverkehr  durch  nachstehende  Ausführungsbestünmung  zu 
§  54  (2)  B  1  der  Eisenbahnverkehrsordnung  ein  Ende  gesetzt 
worden:  „Gold-  und  Silberbarren,  Piatina,  Greld  und  Münzen 
mit.  Geldwert  aus  edlen  Metallen,  Papiere  mit  Geldwert,  Do- 
kumente, Edelsteine  und  echte  Perlen,  Waren  aus  Gold.  Silber 
oder  Piatina,  auch  in  Verbindung  mit  Edelsteinen  oder  ech- 
ten Perlen,  Geld  und  Münzen  mit  Geldwert  aus  unedlen  Me- 
tallen, fem  er  Kunstgegenstände,  wie  Gemälde,  Bildwerke, 
Gegenstände  aus  Erzguß  und  Kunstaltertümer,  im  Einzel- 
werte von  mehr  als  50OO  jH  sowie  Kostbarkeiten,  d.  h.  Gegen- 
stände, bei  denen  der  Wert  für  1  kg  der  Ware  150  M  über- 
steigt, sind,  soweit  sie  vorstehend  namentlich  aufgeführt  sind, 
unter  diesen  Namen,  soweit  sie  nicht  genannt  sind,  unter 
ihrer  tarif arischen  oder  handelsüblichen  Benennung  mit  dem 
Zusätze:  „Wert  über  150  Jl  für  1  kg"  im  Frachtbriefe  in 
der  Spalte  „Inhalt"  zu  bezeichnen.  Bei  Kunstgegenständen 
im  Einzelwert  von  mehr  als  5000  oil  muß  die  Inhaltsangabe 
lauten :  „Kunstgegenstände  im  Einzel  wert  von  mehr  als 
5000  M". 

Die  Forderung  der  Eisenbahn,  einen  wertvollen  Gegenstand 
außer  mit  der  üblichen  Benennung  noch  ausdrücklich  als 
..Kostbarkeit"  im  Frachtbrief  zu  bezeichnen,  ist  demnach  weg- 
gefallen und  „Kostbarkeiten"  unterliegen  nur  insofern  ge- 
wissen Beförderungsbeschränkungen,  als  deren  Wert  150  M 
für  1  kg  übersteigt.  Da  auch  zu  §  89  (2)  der  Eisenbahnver- 
kehrsordnung folgende  neue  Ausführungsbestimmung  auf- 
genommen ist:  „Für  die  in  der  Ausführungsbestimmung  II  zu 
I  54  (2)  B  1  genannten  Kunst  gegenstände  wird  bei  Verlust, 
Älinderung  oder  Beschädigung  keine  höhere  Entschädigung  als 
von  5000  Jl  für  den  einzelnen  Gegenstand,  für  die  übrigen 
dort  genannten  Gegenstände  keine  höhere  Entschädigung  als 
von  150  Jl  für  das  Kilogramm  der  Ware  geleistet",  so  ist  eine 
vielumstrittene  Frage  für  den  Güterverkehr  nunmehr  end- 
lich geregelt. 

Anders  im  Gepäckverkehr !  Dort  ist  die  eingangs  erwähnte 
Bestimmung  unverändert  in  Geltung  geblieben.  Der  Gepäck- 
aufgeber hat  zu  entscheiden,  ob  ein  wertvoller  Gegenstand  im 


Sinne  des  Tarifs  al«  Kostbarkeit  anzusehen  und  im  Gepäck- 
schein namhaft  zu  machen  ist.  Ein  Verstoß  hiergegen  ist 
um  so  leichter,  als  im  Gepäckverkehr  kein  Deklarationszwang 
besteht,  die  großen  Preissteigerungen  viele  Gegenstände  .ietzt 
bereits  als  Kostbarkeiten  erscheinen  lassen,  die  vorher  nie- 
mand hierunter  gerechnet  hätte,  und  die  Eisenbahn  schon  bei 
Wertangaben  von  über  500  Jl  die  Beförderung  als  Gepäck 
ablehnt. 

Besonders  scharf  beleuchtet  die  .ietzige  Lage  ein  Urteil 
des  Reichsgerichts  vom  9.  XI.  18,  abgedruckt  in  Band  94,  S.  115 
der  Entscheidungen  des  E.-G.  in  Zivilsachen,  nach  welchem 
die  Ersatzpflicht  der  Eisenbahn  nicht  für  vorliegend  erachtet 
wurde,  weil  in  einem  verloren  gegangenen  Koffer  Wäsche 
mit  Stickereien  (Tischdecken,  Spitzen,  Läufer,  Tabletten, 
Servietten  u.  a.)  enthalten  war,  die  im  Gepäckschein  mit  Rück- 
sicht auf  den  hohen  Wert  hätte  angeführt  und  deren  Wert 
hätte  angegeben  werden  müssen. 

Auch  der  Anspruch  gegen  die  Versicherungsgeselhichaft, 
bei  welcher  der  Koffer  mit  10  000  Jl  versichert  war,  vmrde 
vom  Gericht  nicht  anerkannt,  weil  nach  den  Versicherungs- 
bedingungen vorschriftsmäßige  Einlieferung  bei  der  Eisen- 
bahn Voraussetzung  für  die  Vertragsgültigkeit  ist. 

Es  unterliegt  somit  keinem  Zweifel,  daß  auch  für  den  Ge- 
päckverkehr eine  Änderung  der  .ietzigen  Bestimmungen  er» 
folgen  muß.  Sie  ist  um  so  dringender,  als  die  Eisenbahn  seit 
Mitte  V.  J.  mit  der  Europäischen  Güter-  und  Reisegepäck- 
Versicherungsaktiengesellschaft  einen  Vertrag  abgeschlossen 
hat.  wonach,  das  aufgegebene  Reisegepäck  bei  dieser  Gesell- 
schaft ohne  weiteres  versichert  ist,  wenn  bei  der  Aufgabe  des 
Gepäcks  außer  der  Gepäckfracht  die  ziemlich  erheblichen  Ge- 
bühren bezahlt  werden.  Schmuckges^enstände,  echte  Perlen  und 
Edelsteine,  die  in  als  Reisegepäck  aufgegebenen  Koffern. 
Körben  usw.  verpackt  sind,  sind  nach  den  von  dieser  Gesell- 
schaft festgesetzten  Bedingungen  bis  zu  25  %  der  Gesamt- 
versicherungssumme, .iedoch  nicht  über  2000  M,  mitversichert. 
Diese  mit  amtlicher  Unterstützung  ins  Leben  gerufene  Ver» 
Sicherung  wird  wirkungslos,  wenn  der  Reisende  sich  ein  Ver- 
S'ehen  gegen  die  vorstehend  angeführten  veralteten  Bestim- 
mungen zu  schulden  kommen  läßt.  Der  anscheinende  Wider- 
spruch, der  darin  besteht,  daß  er  den  Wert  des  Gepäcks  nur 
mit  500  M  angeben  darf,  obwohl  er  eine  viel  höhere  Ver- 
sicherung eingehen  möchte,  könnte  ihn  von  der  Versicherung 
zu  seinem  Schaden  abhalten.  Eine  baldige  Änderung  der 
fraglichen  Bestimmung  liegt  also  auch  im  Interesse  der  Ver- 
sicherungsgesellschaft. 


Nachrichten. ' 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Frachtverkehr  mit  dem  Ausland.  Durch  die  Verordnung 
über  den  Nachnahme-  und  Frachtverkehr  mit  dem  Ausland 
vom  16.  März  1916  (Eeichs-Ge.setzbl.  S.  171  und  S.  278,  Jahrg. 
1916  d.  Ztg.)  war  bestimmt  worden,  daß  bei  Eisenbahngüter- 
sendungen nach  dem  Ausland  der  Betrag  der  Frachtkosten 
in  Überweisung  gestellt  werden  muß.  Eisenbahngütersen- 
dungen aus  dem  Ausland  wurden  nur  übernommen,  wenn  die 
Fracht  im  Ausland  gezahlt  wurde.  Diese  Bestimmung  ist 
durch  eine  im  Reichs-Gesetzblatt  (S.  638)  veröffentlichte  Be- 
kanntmachung des  Reichswirtschaftsministers  vom  10.  Juli 
1919  aufgehoben  worden. 

—  Beförderung  von  Kriegsbeschädigten.  (Vgl.  auch  Nr.  6, 
S.  56,  Nr.  17,  S.  164  d.  Ztg.).  Der  preußische  Eisenbahn- 
minister hat  an  den  Reichsbund  der  Kriegsbeschädigten  und 
ehemaligen  Kriegsteilnehmer  auf  eine  Anfrage  folgendes 
Schreiben  gerichtet.:  „Die  Eisenbahn  Verwaltung  widmet  der 
bequemen  Beförderung  der  Kriegsbeschädigten  die  größtei 
Aufmerksamkeit.  Überall  da,  wo  ein  Bedürfnis  zur  Vorhal- 
tung besonderer  Abteile  für  Kriegsbeschädigte  hervor- 
getreten ist,  wird  die'Sem  entsprochen,  so  z.  B.  im  Berliner 
Vorortverkehr  nach  Spandau-Nauen  oder  Wustermark,  nach 
Buch-Bernau,  zwischen  Spandau  und  Rathenow,  zwischen 
Overath  und  Siegburg.  Die  Abteile  sind  als  Abteile  für  Kriegs- 
beschädigte bezeichnet.  Wo  für  diesen  Zweck  keine  beson- 
deren Abteile  freigehalten  werden,  ist  das  Zugbegleitpersonal 
angewiesen,  unter  allen  Umiständen  für  gute  Unterbringung 
der  Kriegsbe-schädigten  bemüht  zu  sein,  sei  es  durch  Anwei- 
sung eines  Sitzplatzes  oder  durch  Aufnahme  einzelner  Per- 
sonen in  das  Dienstabteil.  Die  Bestimmung,  daß  bei  Platz- 
mangel in  einer  Wagenklasse  auf  Anordnung  des  Aufsichts- 
beamten oder  Zugführers  den  Reisenden  zeitweilig  ein  Platz 


in  der  nächsthöheren  Wagenklasse  angewiesen  werden  kann, 
besteht  bereits,  und  ist  besonders  den  Kriegsbeschädigten 
mit  Bein-  und  Fußverletzungen  gegenüber  zu  beachten.  All- 
gemein den  Schwerbeschädigten  die  Erlaubnis  zu  erteilen, 
bei  Zugüberfüllung  ohne  weiteres  eine  höhere  Wagen- 
klasse zu  benutzen,  auch  wenn  der  Fahrtausweis  für  diese 
Klasse  nicht  gilt,  würde  'sich  mit  den  notwendigen  An- 
ordnungen für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den 
Zügen  nicht  vereinbaren  lassen." 

—  Stellung    von  "Salonwagen,    Vorhaltung  von  Abteilen. 

Nach  Aufhebung  der  früher  in  besonderen  Fällen  zugestan- 
denen Reiseerleichterungen  und  Vergünstigungen  bei  Be- 
nutzung von  Salonwagen  und  ganzen  Abteilen  ist  nach  Ver- 
einbarung der  Bundesregierungen  mit  Staatsbahnbesitz  — 
wie  wir  einem  Erlaß  des  preußischen  Eisenbahnministers 
entnehmen  —  auf  den  deutschen  Staatsbahnen  künftig  nach 
folgenden  Grundsätzen  zu  verfahren :  1.  für  Reisen  des 
Reichspräsidenten  als  Reichsoberhaupt  wird  ein  Salonwagen 
gestellt.  2.  den  Reichs-  und  Staatsministern  wird,  soweit 
angängig,  bei  ihren  Dienstreisen  ein  Wagenabteil  freigehal- 
ten. In  einzelnen  besonderen  Ausnahmefällen  kann  ihnen 
aus  dienstlichen  Gründen,  wenn  die  Reisen  mit  größerer  Be- 
gleitung stattfinden,  ein  Salonwagen  zur  Verfügung  gestellt 
werden.  3.  In  allen  Fällen  zu  1  und  2  erfolgt  die  Durch- 
führung der  Salonwagen  oder  die  Freihaltung  der  Abteile 
gegen  Erhebung  der  tarifmäßigen  Gebühren. 

—  Der  Seebäderdienst  nach  den  Nordseebädern  wird  von 
Hamburg  aus  nach  S.vlt  und  Helgoland  aufgenommen.  Es  ver- 
kehren nach  S.vlt  über  Cuxhafen-Helgoland  zunächst  ein 
Dampfer  .jeden  Montag,  Mittwoch.  Freitag  und  Sonntag  und 
in  der  Gegenrichtung  von  S.vlt  .ieden  Montag.  Dienstag,  Don- 
nerstag, Sonnabend  und  Sonntag.  Zu  diesen  Fahrten  werden 
Fahrkarten  nach  Westerland  ausgegeben. 

—  Neue  Schnellzüge  zwischen  Berlin  und  Schlesien.  Die 

langsam  aber  anhaltend  gebesserte  Lage  in  bezug  auf  deii 
Reparaturstand  der  Lokomotiven  und  Wagen  gestattet  nun- 
mehr die  allmähliche  Wiederaufnahme  de«  Verkehrs  einer 
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Reih«  von  wichti^n  Schnellzugverbinduns:«!!,  die  bereite  in 
d€n  Fahrplänen  vorgesehen  sind,  bis  jetzt  aber  noeh  nicht 
verkehrten.  So  werden  nunmehr  die  Schnellzüge  zwischen 
Berlin  und  Kattowitz,  D  11,  ab  Friedrichstraße  10,21  abends 
und  D  12  an  Friedrichstraße  6,14  früh  über  Sommerfeld- 
Sao-an-Breslau  wieder  regelmäßig  verkehren.  Die  beiden 
Schnellzuge  führen  1.  bis  3.  Wagenklasse,  sowie  in  .ieder 
Richtung  zwei  Schlafwagen,  von  denen  einer  bis  Br&älau 
der  andere  bis  Kattowitz  geführt  wird. 

—  Ende  des  Verhrsstreiks  in  Groß-Berlin.  Der  Streik 
der  den  Groß-Berlmer  Verkehr  seit  zwei  Wochen  lahmgele^-t 
hat,  ist  abgebrochen  worden.  Im  Laufe  des  15.  Juli  wurde 
der  Betrieb  zuerst  von  der  Allgemeinen  Omnibusgesellschaft 
und  dann  von  der  Hoch-  und  Untergrundbahn  und  den 
Straßenbahnen  wieder  aufgenommen.  Die  Forderungen  des 
Personals  auf  Einkommensverbesserung  sind  nur  zum  Teil 
erfüllt  worden.  Die  zu  manchen  Tageszeiten  geradezu  be- 
triebsgefahrliche  Überfüllung  der  Stadt-,  Ring-  und  Vorort- 
bahnen, die  leider  auch  zahlreiche  Unfälle  zur  Folge  gehabt 
hat,  hat  nunmehr  wieder  normalen  Verhältnissen  Platz 
gemacht. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußischen  Staatsbahn- 
verwaltung  ist  der  Geheime  Oberi-egierungsrat  und  vor- 
tragende Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
v.  Guerard  zum  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  in 
LoLn,  der  Geheime  Baurat  und  vortragende  Rat  im  genannten 
Ministerium  Schumacher  zum  Präsidenten  der  Eisen- 
bahndirektion  m  Kattowitz,  der  Oberregierungsrat  Jahn  in 
Erfurt  zum  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  in  Essen  der 
Oberregierungsrat  Wilhelm  in  Berlin  zum  Präsidenten 
der  Eisenbahndirektion  in  Erfurt,  der  Oberbaurat  Denicke 
in  Coln  zum  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  in  Elber- 
feld und  der  Oberbaurat  Jacobs  in  Essen  zum  Präsiden- 
ten der  Eisenbahndirektion  in  Bromberg  ernannt.  —  V  e  i  - 
«etzt  sind:  der  Präsident  der  Eisenbahndirektion  in  Posen 
Schult ze  in  gleicher  Amtseigenschaft  nach  Stettin  und 
der  Präsident  der  Eisenbahndirektion  in  Bromberg  Halke 
m  gleicher  Amtseigenschaft  nach  Breslau 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  sind  er- 
nannt: der  Geheime  Baurat  und  Vortragende  Rat  im  Finanz- 
ministerium Kluge  zum  Vizepräsidenten  der  General- 
direktion  und  zugleich  Vorstand  der  III.  Abteilung  daselbst, 
r.  H^Ji*""«'  Finanzrat  bei  der  Generaldirektion  Dr  iur 
y.  Geldern-Crispendorf  zum  Vorstand  der  L  Ab- 
teilung, der  Oberfinanzrat  bei  der  Generaldirektion  Osch- 
waid  zum  Vorstand  der  II.  Abteilung  mit  der  Dienstbezeich- 
^^J]ß  "Geheimer  Finanzrat",  der  Oberbaurat  bei  der  Gene- 
raldirektion  Pietsch  zum  Vorstand  der  IV.  Abteüung  mit 
der  Dienstbezeichnung  „Geheimer  Baurat«,  den  Baurat  beim 
Kommissariat  für  elektrische  Bahnen  Dr.-Ing.  Bloß  zum 
Baurat  beim  Brücken-  und  Oberbaubüro.  —  Befördert 
wurden:  die  Finanz-  und  Bauräte  Fritzsche,  beim  Bau- 
amt Dresden-A.,  v.  Metzsch  beim  Bauamt  Freibero- 
Meyer  und  Otto  bei  der  GJeneraldirektion,  Mö  Hering 
Vorstand  des  Elektrotechnischen  Büros,  zu  Technischen  Obe?' 
raten  bei  der  Generaldirektion  mit  der  Dienstbezeichnung 
,,Oberbaurat".  und  der  Finanz-  und  Baurat  bei  der  Betriebs- 
direktion Dresden-A.  Worgitzky  zum  Technischen  Ober- 
rat mit  der  Dienstbezeichnung  „Oberbaurat"  und  Vorstand 
der  Betriebsinspektion  Leipzig  IL  —  Versetzt  sind:  der 
Baurat  beim  Neubauamt  Dresden-A.  Kunitz  zur  Betriebs- 
direktion Dresden-A.,  der  Baurat  beim  Brücken-  und  Ober- 
bauburo  Lehmann  als  Vorstand  zum  Bauamt  Freiberg 
der  Baurat  bei  der  Betriebsdirektion  Drefeden-A.  Pokorny 
zur  Generaldirektion,  der  Bauamtmann  bei  der  Betriebsdirek- 
tiou  Dresden-N.  Nicolai  zur  Betriebsdirektion  Dmsden-A 
und  der  Bauamtmann  beim  Werkstättenamt  Zwickau  G  r  o  ß  - 
mann  zum  Elektrotechnischen  Amt'  Leipzig.  —  Aus- 
geschieden sind:  der  Geheime  Finanzrat  und  Vorstand 
der  Abteilung  II  bei  der  Generaldirektion  Dr  jur.  Bach 
infolge  Ernennung  zum  Juristischen  Vortragenden  Rat  im 
Finanzministerium,  der  Geheim«  Baurat  und  Vorstand  der 
III.  Abteilung  bei  der  Generaldirektion  Holekamp  der 
Geheime  Bäurat  und  Vorstand  der  IV.  Abteilung  bei  der 
Generaldirektion  K  r  e  u  1 ,  die  Geheimen  Bauräte  bei  der 
Generaldirektion  0  e  h  m  e  und  T  ä  u  b  e  r  t  und  der  Geheime 
Baurat  und  Vorstand  der  Betriebsclirektion  Leipzig  II 
Schneider,  sämtlich  infolge  Versetzung  in  den  Ruhestand, 
der  Finanz-  und  Baurat  Besser,  Vorstand  des  Maschinen- 
technischen Büros,  infolge  Ernennung  zum  Technischen  Hilfs- 
arbeiter im  Finanzministerium  mit  der  Dienstbezeichnuno- 
„Oberbaurat"  und  der  Finanzassessor  bei  der  Generaldirek- 
tion Dr.  .iur.  H  ü  n  6  f  e  1  d  infolge  Ernennung  zum  Finanz- 
amtmann im  Wirt  Schaftsministerium.  —  Der  Oberbaurat 
i  a  u  b  e  r  t  bei  der  Generaldirektion  und  der  Oberbaurat  und 


Vorstand  der  Betriebsdirektion  Leipzig  II  Schneider 
führen  jetzt  die  Dienstbezeichnung  „Geheimer  Baurat",  fer- 
ner die  Finanz-  und  Bauräte  Glaußnitzer,  Vorstand 
des  Bauamts  Altenburg  IL  Dietsch,  Vorstand  des  Bau- 
amts Leipzig  I,  N  a  e  h  6  r,  Vorstand  des  Elektrotechnischen 
Amts  Chemnitz,  und  Schramm  beim  Entwurfsbüro  die 
Dienstbezeichnung  „Oberbaurat". 

Bei  der  oldenburgischen  Staatsbahnverwaltung  ist  dem  Re- 
gierungsassessor Stöver  die  Stelle  eines  administrativen 
Mitgliedes  der  Eisenbahndirektion  verliehen  worden. 


Deutschösterreich . 

—  Die  Wiedereröffnung  des  Verkehres  über  die  Brenner- 
und Pustertallinie.  Die  „Innsbrucker  Nachrichten"  melden: 
Dieser  Tage  fanden  in  den  Räumen  der  Nordtiroler  Handels- 
und Gewerbekammer  in  Innsbruck  Verhandlungen  zwischen 
Vertretern  der  italienischen  Regierung,  der  deutschösterrei- 
chischen Behörden  und  der  Südbahngesellschaft  über  die 
Wiedereröffnung  des  regelmäßigen  Personen-  und  Güterver- 
kehres über  die  Brenner-  und  Pustertallinie  statt.  Die  Be- 
ratungen, die  mehrere  Tage  in  Anspruch  nahmen,  erstreckten 
sich  überdies  auf  die  Regelung  des  zwischenstaatlichen  Post-, 
Polizei-,  Zoll-,  Sanitäts^  und  Veterinärdienstes  und  führten 
zu  einem  allgemein  befriedigenden  Abschlüsse.  Die  Ver- 
lautbarung über  das  Ergebnis  der  Verhandlungen,  soweit  es 
für  die  Öffentlichkeit  von  Interesse  ist,  wird  nach  Geneh- 
migung der  gefaßten  Beschlüsse  von  den  Zentralstellen  in 
Wien  und  Rom  voraussichtlich  schon  in  nächster  Zeit  er- 
folgen können.  Es  kann  daher  der  Erwartung  Ausdruck 
gegeben  werden,  daß  der  regelmäßige  Eisenbahn-  und  Post- 
verkehr zwischen  Deutschösterreich  und  Italien  baldigst 
wieder  aufgenommen  werden  wird. 

—  Die  Vergebung:  staatlicher  Lieferungen.  Im  "Jahre  1909 
war  durch  eine  Verordnung  des  Gesamtministeriums  die 
Vergebung  staatlicher  Lieferungen  und  Arbeiten  geordnet 
vporden.  Bei  dieser  Regelung  wurde  die  Bevorzugung  inlän- 
discher Bewerber  festgesetzt.  Diese  Bestimmung  mußte  in- 
sofern eine  Veränderung  erfahren,  als  infolge  der  Neuord- 
nung der  staatlichen  Verhältnisse  nunmehr  die  Bevorzugung 
auf  die  deutschösterreichischen  Bewerber  beschränkt  wurde. 
Ebenso  ist  in  Zukunft  auch  nur  noch  die  Verwendung  von 
Rohstoffen  zu  Erzeugnissen  deutschösterreichischer  Herkunft 
bei  Lieferungen  gestattet.  Eine  besondere  Ausgestaltung  er- 
fuhr der  §  36  der  Verordnung.  In  diesem  wurde  festgesetzt, 
daß  bei  einem  Preisunterschied  bis  zu  5  %  über  dem  billig- 
sten Angebot  Vei-einigungen  Kleingewerbetreibender  bei  sonst 
gleichen  Bedingungen  tunlichst  zu  berücksichtigen  sind.  Eine 
ähnliche  Bevorzugung  sollen  nunmehr-  die  Angebote  Krieg.s- 
beschädigter  und  „gleichgestellter  Personen"  in  berücksichti- 
gungswerten Fällen  erhalten.  Diese  Begünstigung  soll  auch 
für  Angebote  von  Vereinigungen  Kriegsbeschädigter  und  von 
Unternehmungen  gelten,  die  •  nach  einem  Kriegsbeschädigten 
von  seinen  Angehörigen  oder  Hinterbliebenen  (Gattin,  Kin- 
dern. Eltern  oder  elternlosen  Geschwistern)  forta-eführt  oder 
von  diesen  Personen  neu  begründet  werden.  Die  Angebote 
dieser  Personen  sind  sogar  vor  denjenigen  der  Kleingewerbe- 
treibenden unter  gleichen  Bedingungen  zu  bevorzugen.  Als 
Kriegsbeschädigte  und  gleichgestellte  Personen  haben  zu 
gelten :  Deutschösterreichische  Staatsbürger,  die  für  den 
deutschösterreichischen  Staat,  für  die  vormalige  österreichisch- 
ungarische Monarchie  oder  ihre  Verbündeten  militärische 
Dienstleistungen,  persönliche^  Dienstleistung  nach  dem  Kriegs- 
leistungsgesetz oder  freiwillige  Dienstleistungen  für  militä- 
rische Zwecke  geleistet  haben  oder  ohne  solche  Dienstlei- 
stungen unverschuldet  in  militärische  Handlungen  verwickelt 
worden  sind  und  hierdurch  eine  schwere  Schädigung  ihrer 
Gresundheit  erlitten  haben.  Der  Nachweis,  daß  diese  Voraus- 
setzungen zutreffen,  ist  durch  eine  Bestätigung  der  zustän- 
digen Landeskommission  für  heimkehrende  Krieger  oder 
durch  eine  Bestätigung  der  zuständigen  Invalidenkommission 
zu  erbringen.  In  der  Lieferungsausschreibung  muß  auf  die 
Begünstigung  der  Angebote  der  Kriegsbeschädigten  ausdrück- 
lich verwiesen  werden. 

—  Aussig-Teplifzer  Eisenbahn.  Nach  dem  für  1918  versen- 
deten Geschäftsberichte  ergab  das  abgelaufene  Jahr  infolge 
eiaiger  tarifarischer  Maßnahmen  einen  Reineewinn  von 
3  325 122  Kr.,  der  .jedoch  unter  entsprechender  Berücksichti- 
gung möglicher  Verluste  aus  der  während  des  Krieges  be- 
standenen Gemeinschaft  der  Fahrbetriebsmittel  zum  größten 
Teile  der  Bildung  einer  Si>ezialreserve  vorbehalten  werden 
soll.  Der  Verwaltungsrat  wird  die  Ausschüttung  einer  vier- 
prozentigen  Dividende  beantragen,  welche  etwa  IK  Mllionen 
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Jonen  erfordert.  Die  finanzielle  Wirkung  einzelner  Tarif- 
laßnalimen  konnte  sich  nur  auf  Jahresteile  erstrecken,  sie 
teigerten  die  Transport  einnahmen  um  54  %  gegen  1917.  Der 
;ohlenverkehr  ist  gegen  das  Vorjahr  um  16  %  zurückge- 
angen,  vor  allem  deshalb,  weil  die  Wagenbeistellung  im 
raunkohlenverkehr  bis  Ende  Oktober  1918  zugunsten  der 
erfrachtung  der  hochwertigeren  Steinkohle  bedeutend  ge- 
rosselt  wurde  und  auch  die  Ernährungsschwierigkeiten  der 
ergarbeiter  die  Förderung  wesentlich  herabdrückten.  In- 
)lge  der  staatlichen  Umwälzungen  war  der  Verkehr  der  Sta- 
on  Brüx  längere  Zeit  gesperrt;  die  Verwaltung  erhofft  in 
iieser  Richtung  billigerweise  eine  angemessene  staatliche 
jhadloshaltung.  Die  ehemals  ergiebigste  Einnahmenquelle, 
3r  Elbe-Kohlen  verkehr,  hat  sich  wohl  um  13  %  gehoben,  ist 
doch  gegenüber  1913  immer  noch  um  70  %  zurückgeblieben, 
er  Personenverkehr  stieg  gegen  1917  um  15  %.  Da  überdies 
e  Fahrpreise  erhöht  wurden,  sind  die  Einnahmen  aus  dem 
ersonenverkehre  um  67  %  gestiegen. 

Der  Steigerung  der  Gesamteinnahmen  um  57  %  steht  die 
rhöhung  der  Gesamtausgaben  um  31  %  gegenüber.  Während 
«  regelmäßigen  Personalausgaben  nur  um  14  %  stiegen, 
hnellten  die  Kriegsfürsorgezuwendungen  an  die  Bedien- 
eten  um  101  %  hinauf  und  erforderten  einen  Mehrbetrag  von 
ihezu  11  000  000  Kr.  Sie  betrugen  mehr  als  zwei  Drittel  aller 
etriebsausgaben  im  letzten  Friedensiahre  1913  einschließ- 
;h  der  Steuern  und  Abgaben.  Die  Kosten  der  Transport- 
srwaltung  waren  um  27  %,  .jene  der  Fahrbetriebsmitteler- 
iltung  um  49  %  höher.  Die  Preise  für  die  sächlichen  Er- 
rdernisse,  wie  Eisen,  Kohle,  Schwellen  und  Schmiermittel 
aren  schon  im  Jahre  1917  auf  das  Zwei-  bis  Vierfache  der 
■iedenspreise  gestiegen.  Im  Jahre  1918  machten  diese  Preis- 
Bigerungen  bei  den  meisten  Verbrauchsstoffen  weitere  Port- 
hritte  und  insbesondere  der  Kohlenpreis  erreichte  eine  nahe- 
.  ungeahnte  Höhe.  Derzeit  gestalten  sich  die  wirtschaft- 
shen  Verhältnisse  für  das  Bahnunternehmen  wieder  schwie- 
?er.  Vor  allem  drohen  noch  höhere  Betriebsausgaben.  Ins- 
sondere  die  Erfordernis.se  für  weitere  Steigerungen  der 
srsonalbezüge,  die  alles  bisherige  weit  hinter  sich  lassen, 
geben  die  Gefahr  neuerlicher  Betriebsabgänge. 
Über  die  Leistungen  und  Ergebnisse  des  Betriebes  in  1918 
thält  der  Bericht  folgende  Angaben :  Auf  der  H  a  u  p  t  b  a  h  n 
irden  befördert:  6  879  992  (+  797  843)  Personen  und  6  860  902 

-  1098  465)  t  Güter,  darunter  5  9.54  521  (—  932  352)  t  Kohle 
e  Lokalbahn  beförderte:  4  037  758  (+  654  746)  Personen  und 
6  623  (—  261  347)  t  Güter,  darunter  317589  (—  226  053)  t 
>hle..  Den  größten  Ausfall  in  der  Kohlenverfraehtung  wei- 
a  aus  die  Stationen  Brüx  (Ort  und  Übergang)  mit  371  542  t, 
hwaz-Kuttowits  mit  148  230  t  und  Triebschitz  mit  141  025  t' 
ich  dem  Auslande  wurden  an  Kohle  verfrachtet-  im  Elbe- 
rkehre  376  097  (+  44  548)  t  und  im  direkten  Bahnverkehre 
«5  456  (—  523174)  t. 

Die  Einnahmen  des  alten  Netzes  betniaren:  für  Personen 
d  Gepäck  4,77  (+  1,78)  Millionen,  für  Eilgut  und  Frachten 
,6  (+  6,08)  Millionen  und  für  Verschiedenes  5,06  (+  2.3) 
Ilionen.  daher  Gesamtroheinnahmen  28,02  (+  10.18)  Mil- 
nen  Kronen.  Die  reinen  Betriebsausgaben  erforderten 
65  (+  2,16)  Millionen;  hierzu  kommen:  besondere,  nicht 
den    eisrentlichen    Ausgaben    gehörige    Auslagen    10  03 

■  2.97)  Millionen,  Proritätendienst  1.31  (—  0,02)  Millionen 
d    Abschreibung   vom  Werte    der    Fahrbetriebsmittel  0  54 

■  0,02)  Millionen,  daher  die  Rohausgaben  22,53  (+  5.13)  Mil- 
nen.  Es  ersribt  sich  .«omit  ein  Überschuß  von  5,49  Mil- 
nen  (+  5.04).  Die  Einnahmen  der  Lokalbahn  Tep- 
tz-Reichenberg  stellen  sich  wie  folgt :  für  Personen 
d  Gepäck  4,75  (+  2,04),  für  Eil-  und  Frachtgüter  2,97 
•  0.84)  und  verschiedenes  1,07  (+  0,33)  Millionen,  daher 
sammen  8.8  f-f-  3,2)  Millionen  Kronen.  Die  reinen  Betriebs- 
Rgahen  erheischten  4,8  (+  1),  die  besonderen  Ausgaben 
9  (-t-  1.34),  der  Prioritätendienst  2.97  (+  0,43)  und  Fahr- 
riebsmittelabschreibung    0.17    Millionen,    zusammen  10,76 

■  2.79)  Millionen.    Es  ergibt  sich  somit  ein  A  b  g  a  n  «•  von 
6  (-  0,43)  Millionen  Kronen. 

iVerden  den  vorstehend  angeführten  Einnahmen  beider 
Qien  mit  36.8  Millionen,  die  Ausgaben  mit  33,3  Millionen 
a  die  Pauschalza.hlunfi'  an  die  Staatsbahnen  mit  0,2  Mil- 
nen,  zusammen  33.5  Millionen  gegenübergestellt,  so  ergibt 
l  -^^^j^  Reingewinn  von  3  325122  Kr.  und  daher 
jenuber  dem  in  1917  ausgewiesenen  Abgang  von  2  153 185 
onen  eine  Verbe.sserun?  um  5  478  307  Kr.  Die  Betriebs- 
n  S:^^^^^^^^'^  ^'^«llt  «ich  auf  42,03  %,  ist  daher  gegen 
.7  (.^2,555  %)  um  10,52  %  niedriger. 

-  Wiederaufnahme  des  Schnellzugverkehres  auf  der  Süd- 
J?  nach  Triest  f Italien).  Am  26.  Juni  wurde  auf  der 
ibahnstreeke  der  Schnellzugverkehr  zwischen  Wien  und 
'^o'7        •        Schnellzuge  Nr.  5  und  in  der  Gegenrichtung 

^7.  Juni  mit  dem  Schnellzuge  Nr.  6  wieder  aufgenommen 


Zug  5  verläßt  Wien  Südbahnhof  um  830  und  trifft  in  Triest 
um  11,80  (Sommerzeit)  am  folgenden  Tage  ein.  Der  Gegen- 
zug geht  m  Triest  Südbahnhof  um  8^  (Sommerzeit)  ab 
und  trifft  in  Wien  um  10,20  am  folgende  Tage  ein. 

—  Villach  als  Handels-  und  Stapelplatz.  Die  Gemeinde  und 
die  Handelswelt  Villachs  beschäftigen  sich  in  der  letzt^en 
Zeit  immer  nachdrücklicher  mit  der  Frage  der  Ausgestaltun <>■ 
des  Eisenbahnknotenpunktes  Villach  zu  einem  Handels-  und 
Stapelplatz  für  die  Alpenländer.  Durch  die  geographische 
Lage  ist  Villach  berufen,  einen  großen  Teil  der  Aufgaben, 
die  Triest  für  das  alte  Österreich  zu  erfüllen  hatte,  min  für 
Deutschösterreich  zu  übernehmen.  Die  unmittelbare  Ver- 
bindung Villachs  mit  den  Häfen  Triest  und  Venedig,  die 
Notwendigkeit  einer  zielbevmßten  Vorratswirt-schaft  und  die 
Erhaltung  der  Alpenbahnen  für  den  Weltverkehr  sowie  die 
Notwendigkeit  einer  großzügigen  Anbahnung  der  Industria- 
lisierung der  Alpenländer  sprechen  für  eine  energische 
Aktion  im  Interesse  des  Villacher  Platzes.  Dieser  Tage 
wurde  in  Villach  auch  die  Erste  Kärntner  Ein-  und  Ausfuhr- 
gesellschaft m.  b.  H.  gegründet,  an  der  sich  sämtliche  hervor- 
ragende Kaufleute  Villachs  beteiligen. 

—  Personalnachrichten.  Verliehen  wurde:  dem  Haupt- 
kassendirektor im  Staatsamte  für  Verkehrswesen  Rudolf 
P  o  k  o  r  n  .y  der  Titel  eines  Regierungsrates ;  dem  Inspek- 
tionsrate Dr.  Leopold  Dautz  der  Titel  und  Charakter 
eines  Oberinsp.ektionsrates,  den  Rechnungsrevidenten  im 
Staatsamte  für  Verkehrswesen  Friedrich  Stelzel  und 
Ernst  David-Sabor  der  Titel  und  Charakter  eines 
Rechnungsrates,  sämtlichen  mit  Nachsicht  der  Taxe. 


Tschecho-slo wakisches  Gebiet. 

—  Die  Kündigung  der  Wagengemeinschaft.  Die  tschechisch- 
slowakische  Regierung  hat  den  Vertrag  mit  Deutschösterreich, 
Polen  und  Südslawien  über  die  Sicherung  des  gemeinsamen 
Interesses  am  Wagenpark  aller  Bahnen  gekündigt.  Nach 
Auflösung  der  Monarchie  hatte  auch  die  Zentraltransport- 
leitung  ihre  Tätigkeit  eingestellt  und  zwischen  Deutschöster- 
reich und  den  Nationalstaaten  war  ein  Übereinkommen  ge- 
schlossen worden,  welches  die  Wagengemeinschaft  regelte. 
Auf  diese  Weise  sollte,  bis  besondere  Vereinbarungen  ge- 
troffen würden,  die  Freizügigkeit  des  Fahrparkes  sicher- 
gestellt; sein.  Durch  die  Kündigung  der  Wagengemeinschaft 
wird  sich  nun  die  Notwendigkeit  ergeben,  die  Auseinander- 
setzung über  den  Fahrpark  zu  beschleunigen.  Man  hatte 
bisher  angenommen,  daß  ein  einzelner  Staat  diese  Wagen- 
gemeinschaft nicht  kurzweg  kündigen  werde,  da  eine  solche 
^laßnahme  große  Störungen  im  Verkehre  auslösen  müsse,  die 
sich  namentlich  im  kommenden  Winter  fühlbar  machen  müß- 
ten. In  einem  früheren  Zeitpunkte  haben  mehrfache  Be- 
rechnungen über  den  Aufteilungsschlüssel  des  ehemaligen 
Fahrparkes  stattgefunden.  Bei  der  endgültigen  Auseinander- 
setzung wird  selbstverständlich  auch  auf  die  erheblichen  Ver- 
luste am  Fahrparke,  die  sich  durch  die  Auslieferung  von 
Wagen  an  Italien  ergeben  haben,  Rücksicht  genommen"  wer- 
den müssen. 

—  Kaschau-Oderberger  Bahn.  Die  Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Kriegsereigniss,e  bei 
der  letzten  Räumung  in  der  Slowakei  unter  die  Leituno-  der 
zuständigen  staatlichen  Organe  der  tschecho^slowakischen 
Republik  gestellt  worden. 

j  ~T^i*'  Wirkung  der  erhöhten  Frachttarife  in  Böhmen  auf 
die  Industrie.  In  einem  durch  Zeitungen  veröffentlichten 
Rundschreiben  der  Skoda-Werke,  betreffend  die  lOOprozentio-e 
Erhöhung  der  Eisenbahntarife  in  der  Republik,  wodurch  die 
Skoda-Werke  eine  Mehrbelastung-  von  fünf  Millionen  Kronen 
erfahren  werden,  heißt  es:  „Den  schweren  Folgen  dieser 
Frachtverteuerimg  können  wir  wenigstens  teilweise  durch 
Benützung  billigerer  Nachbarbahnen  ausweichen.  So  wird 
die  Fracht  für  10  000  kg  Eisenwaren  aus  unserem  Werke 
nach  Wien  über  Bayern  auf  einem  um  120  km  längeren  Wege 
um  11  tschecho-slowakische  Kronen  billiger  sein  als  über 
Gmund.  Die  Frachtgebühr  für  10  000  kg  dichtgearbeitetes 
Eisenblech  aus  Witkowitz  würde  über  Olmütz  1458  Kr.,  da- 
gegen über  Deutschland  auf  einem  um  300  km  längeren  Weo-e 
um  420  Kr.  weniger  betragen.  Unter  solchen  Umständen  er- 
suchen wir  alle  Abteilungen  auf  das  eindringlichste,  sich 
stets  vor  Absendung  der  Ware  mit  der  Tarifkanzlei  unserer 
1  ransportabteilung  ins  Einvernehmen  zu  setzen,  v^ie  mau  die 
erwähnten  Waren  billiger  befördern  kann." 
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—  Die  Gründung  einer  tschecho-slowakischen  Dampf  schiff - 
fahrtgesellschaft.  Die  tschecho-slowakiscti'e  Regierunj:  hat 
di«  Bewilligung  zur  Errichtung  einer  tschecho-slowakischen 
Dampf  Schiffahrtgesellschaft  in  Prag  erteilt.  Konzessionärin 
ist  die  Zivnostenska  Banka.  Das  Aktienkapital  ist  mit  4  Mil- 
lionen Kronen  (10000  Aktien  zu  je  400  Kr.)  festgesetzt  und 
kann  durch  Beschluß  der  Generalversammlung  auf  10  Mil- 
lionen Kronen  erhöht  werden. 


Ungarn. 

—  übereinkommen  zwischen  den  ungarischen  und  west- 
ukrainischen Staatseisenbahnen.  Aus  diesem  Übereinkommen 
sind  nachstehende  wichtigere  Bestimmungen  zu  verzeichnen : 
Die  zwischen  den  ehemaligen  österreichischen  Staatsbahnen 
einerseits  und  den  ungarischen  Staatisbahnen  andererseits  ge- 
troffenen Vereinbarungen  über  die  Abwicklung  des  Verkehrs 
in  der  Strecke  Ungarische  Ivandesgrenze-Lawoczne,  ferner 
über  die  Anschlußverträge  von  Sianki  und  Körösmezö  bleiben 
bis  auf  weiteres  in  Kraft.  Das  österreichische  und  unga- 
rische Eisenbahnbetriebsreglement  vom  1.  Januar  1910  nebst 
Abänderungen  wird  auch  bis  auf  weiteres  aufrecht  erhalten. 
Eine  Ausnahme  bildet  die  Bestimmung,  daß  nur  solche  Sen- 
dungen zur  Beförderung  angenommen  werden,  bei  denen  auf 
den  Frachturkunden  als  Absender  oder  Empfänger  die  von 
der  betreffenden  Eegierung  namhaft  angegebenen  Institute 
erscheinen.  Die  Sendungen  dürfen  weder  mit  Barvorschuß, 
noch  mit  Nachnahme  belastet  werden.  Als  Grundlage  der 
Frachtberechnung  gelten  bis  auf  weiteres  die  Bestimmungen 
des  vom  1.  Januar  1918  gültigen  ungarisch-österreichischen 
und  bosnisch-herzegowinischen  Eisenbahngütertarifes,  Teil  I, 
Abteilung  B  vom  31.  Oktober  1918  und  der  Lokalgütertarif  der 
westukrainischen  Staatsei&enbahnen  vom  31.  Oktober  1918,  ins- 
besondere bezüglich  der  Ver-  und  Entladung  von  Wagen- 
ladungen und  des  Wagenstandgelds  von  Kesselwagen,  Die 
Bestimmungen  des  Übereinkommens  vom  1.  Januar  1913  be- 
treffend die  gegenseitige  Wagenbenutzung  im  Bereich  des 
Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  bleiben  bis  auf 
weiteres  in  Kraft.  Die  Frachtgebühren  der  Vertragssendiin- 
gen  sind  im  Nachbarverkehr  in  beiden  Richtungen  bis  zur 
Landesgrenze  zu  frankieren  und  von  der  Landesgrenze  ab  zu 
überweisen.  Fahrkarten  w^erden  nur  bis  und  ab  Lawoczne, 
bezw.  Sianki  und  Körösmezö  ausgegeben.  Dasselbe  gilt  für 
den  Gepäckverkehr.  Für  die  Zuganschlüsse  wird  die  Wartezeit 
der  Personenzüge  der  ungarischen  Staatseisenbahnen  in  La- 
woczne auf  drei,  zumindest  aber  auf  zwei  Stunden  erhöht  wer- 
den. In  der  Verbindung  Budapest-Stry.i  werden  direkte  Per- 
sonenwagen verkehren.  Schließlich  wurde  das  Übereinkom- 
men geschlossen,  daß  sowohl  die  leeren,  als  auch  die  gefüll- 
ten Keisselwagen  in  geschlossenen  Ziigen  mit  Maschinen  xmd 
Maschinenpersonal  der  ungarischen  Staatsbahnen  bis  und  ab 
Drohobycz  befördert  werden. 


Niederlande. 

—  Die  Vlissinger  Linie  im  Jahre  1918.    Auch  im  Jahre  1918 
konnte  der  regelmäßige  Schiffsverkehr  zwischen  Holland  und 
England  noch  nicht  wieder  aufgenommen  werden,  die  ganze 
Tätigkeit  der  Gesellschaft  beschränkte  sich  vielmehr  auf  die 
Beförderung  von  deutschen  und  englischen  Kriegsgefangenen 
mit  den  Dampfern  „Koningin  Regentes"  und  „Zeeland"  zwischen 
Eotterdam  und  Boston.    Von  den  beiden  Schiffen  ging  die 
„Koningin  Eegentes"  am  6.  Juni  1918  durch  Torpedierung  ver- 
loren.   Als  Ersatz  dafür  wairde  bei  der  Königl.  Gesellschaft 
„de    Scheide"    ein    dritter    Neubau    in    Auftrag  gegeben; 
dieser  Neubau  konnte  iedoch  ebenso  wie  die  der  beiden  be- 
reits früher  bestellten  Schiffe,  im  Laufe  des  Jahres  nicht  ge- 
nügend gefördert  werden.    Die  Vergütung  für  den  Verlust 
der  „Koningin  Eegentes"  wurde,  nach  Abzug  des  Buchwertes 
und  verschiedener  Unkosten  mit  1  203  448,54  fl  beim  Neubau- 
konto abgeschrieben.    Da  die  Unkosten  für  die  Kriegsgefan- 
genenfahrten von  den  beteiligten  Eegierungen  getragen  wur- 
den, während  die  anderen  Schiffe  aufgelegt  wareii,  k<  nnten 
die  Betriebskosten  erheblich  vermindert  werden.    Die  Ein- 
nahmen ergaben  sich  abgesehen  von  dem  Eegierungszu  Schuß 
für  die  Postbeförderung  (443  750  fl.)  aus  der  Kriegsgefange- 
neubLd'ördrrung  (137  808,22  fl.).   Die  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung schließt  mit  einem  t'berschuß  von  15S,52%  fl.  ab;  den 
Ci'^fimteinnahmen  von  002  555.06  fl.  standen  Betriebsausgaben 
in  Höhe  von  553  541,09  fl.  gegenüber,  sodaß  sich  ein  Betriebs- 
ül>er.schuß  von  49  013,96K  fl.  ergibt,  während  1917  ein  Betriebs- 
verlust von  50  629,70  fl.  entstanden  war.   Eine  Dividende  kann 


auch  1918  nicht  verteilt  werden.  Augenblicklich  sind  noch 
drei  Schiffe  vorhanden  („Zeeland",  „Prins  Hendrik"  und 
„Oranje  Nassau"),  daß  drei  Dampfer  im  Bau  sind,  wurde  schon 
gesagt.  Im  ganzen  wurden  7718  Personen  (nur  Kriegsgefan- 
gene) befördert  (1917:  1972,  1914:  200  582),  ein  Güterverkehr 
■fand  nicht  statt.  Dr.  0. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Die  Luftdruckbremse  für  Güterzüge  in  Frankreich.  Nach 

einer  Mitteilung  des  „Petit  Parisien"  sollen  in  Frankreich  Luft, 
di-uckbremsen  auch  für  Güterzüge  eingeführt  werden.  Ein 
Ausschuß  ist  damit  beauftragt  worden,  Versuche  mit  ver- 
schiedenen Bauarten  (Westinghouse  u.  a.)  anzustellen. 

—  Französische  Eisenbahnbauten  in  den  Vogesen.  Zur  Be- 
hebung der  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Elsaß 
und  dem  übrigen  Frankreich  haben  französische  Eisenbahn- 
gruppen mit  der  Anlage  einer  neuen  Verbindung  von  St.  Die 
nach  Saales  begonnen.  Es  handelt  sich  dabei  um  eine  24  kn 
lange  Strecke,  welche  St.  Di6  durch  das  Breuschtal  mit  Straß' 
bürg  verbindet.  Eine  zweite  für  den  Verkehr  mit  der  Schweis 
bedeutsame  Linie  verbindet  Epinal  direkt  mit  Mülhausen  unc 
Basel.  Sie  beginnt  bei  der  bereits  angelegten  Bahn  Epinal 
St.  Maurice  im  oberen  Moseltal,  durchschneidet  in  einem  8  kn 
langen  Tunnel  die  Tete-des-Neuf-Bois,  verläuft  dann  weite: 
im  'Tale  des  Urbeis  und  erreicht  über  Felleringen  den  Gr 
Wesserling.  Von  da  aus  ist  die  Verbindung  mit  Mülhausei 
vorhanden. 

—  Sanierung   notleidender    schweizerischer  Privatbahnej 

Die  neueren  Abschlüsse  der  schweizerischen  Privatbahnei 
für  das  Jahr  1918  lassen  erkennen,  daß  selbst  unter  dt« 
besten  Unternehmungen  die  überwiegende  Zahl  mit  steigen 
dem  Verlust  arbeitet  (vgl.  auch  Nr.  49,  S.  516  d.  Ztg.).  Di 
Berner  Alpenbahn-Gesellschaft  (Blern-Lötschberg 
S  i  m  p  1  o  n)  hat  neuerdings  auch  ihre  Bilanz  mit  einer 
Passivsaldo  von  rund  18^  Millionen  (1917:  13'/4  Hill. 
Franken  abgeschlossen.  Das  Aktienkapital  von  65,6  Mil 
Franken  bleibt  wieder  ohne  Verzinsung.  Der  jBundesra 
hat  durch  Beschluß  vom  25.  April  1919  (gültig  vom  1.  Ma 
1919  ab)  die  Verordnung  vom  21.  Februar  1918  auch  au 
Eisenbahnunternehmungen  ausgedehnt.  Danach  kann  ein 
Dreiviertelmehrheit  der  Gläubiger  die  Minderheit  zu  Opfer 
zwingen,  wie  Stundung  für  verfallene  oder  kommende  Zinse 
auf  5  Jahre,  Ermäßigung  des  Zinsfußes  bis  zur  Hälfte,  Ua 
Wandlung  des  festen  in  einen  veränderlichen  Zinsfuß.  Vei 
längerung  der  Tilgungsfrist  usw.  Diese  Maßnahme,  die  i 
den  Kreisen  der  Obligationenbesitzer  große  Beunruhigun 
hervorgerufen  hat,  soll  die  Sanierung  der  notleidenden  B^ 
triebe  erleichtern.  In  nächster  Zeit  gedenken  u.  a.  di 
Wengernalpbahn.  Jungfrau  bahn,  Gorne: 
gratbahn  und  Lötschbergbahn  von  diesem  Eecl 
Gebrauch  zu  machen,  um  die  Finanzlage  ihrer  Unternehmuj 
gen  zu  festigen. 

—  Zum  Umbau  des  Züricher  Hauptbahnhofes.    Der  Zür 

eher  Stadtrat,  der  sich  mit  den  verschiedenen  Pro.iekten  fi 
den  Umbau  des  Hauptbahnhofe®  eingehend  befaßt  hat,  i 
nunmehr  mit  Vorschlägen  hervorgetreten,   die  er  dem  ei' 
genössischen  Eisenbahndepartement  vorzulegen  gedenkt.  Dj 
Ergebnis  seiner  Prüfung  geht  dahin,   daß  die  Wahl  ein. 
Durchgangsbahnhofes    empfohlen    wird,     der    dadurch  g 
schaffen  wird,  daß   der  Käferbergtunnel  des  Bundesbah 
pro.iektes  von  1916  fortfällt   und  die  Gleise  von  Oerliko 
statt  bisher  von  Westen,  künftig  von  Osten  in  den  Bahnh 
einzuführen  sind.    Die  alte  Linie  von  Oerlikon  wird  d« 
Güterverkehr  zugewiesen;  die  neue,  von  Osten  einzuführen 
Verbindung  mit  Oerlikon  ist  zunächst  zweigleisig,  für  d; 
endgültigen  Ausbau  aber  viergleisig  vorzusehen.    Die  Ei 
führung    der    Thalwiler  Personengleise  vom  Westen  Ii 
bleibt  bestehen.    Für  den  endgültigen  Ausbau  ist  .ie  ein  Ei 
fahrgleis  von  Altstetten  und  von  Thalwil  nach  Norden  ai 
holend  im  Tunnel  durch  den  Zürichberg  von  Osten  in  d 
Bahnhof  einzuführen.    Der  Personenbahnhof  ist  m  Ho(  ■ 
lao-e  über  der  Straßenfläche  anzuordnen,  die  bisherigen  l  - 
bauarbeiten     der     linksufrigen     Bahn  können  unvexänd  . 
weitergeführt  werden.    Für  den  Ausbau  der  Anlagen  für  c  i 
Personenbahnhof   ist  eine  Verlegung  der  Sihl   nicht  erf- 
derlich.    Das  bisherige  Sihlbett  kann  für  den  künftigen  V  - 
Ortschnellverkehr  vorbehalten  und  unter  dem  Hauptbahnit 
ein    querliegender    Vorortbahnhof    für     mindestens  7.M 
Bahnsteige  vorgesehen  werden.    Das  neue  Aufnahmegebai  e 
mit  westlich  anschließendem  Postdienstgebäude  kommt  ;  ■ 
das  linke  Sihlufer,  unmittelbar  nördlich  des  heutigen  Gk  - 
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geM^t«  zu  liegen.  Für  die  Beibelialtuiiff  des  Kopfbahnhofes 
sprach  bisher  die  Befürchtung,  daß  es  nicht  möglich  sein 
werde,  einen  Durchgangsbahnhof  zu  schaffen,  ohne  das  Auf- 
Qahmegebäude  wesentlich  zu  verschieben  und  damit  die  für 
len  Verkehr  der  Stadt  vorzügliche  Lage  des  heutigen  Bahn- 
tiofes  aufzugeben  oder  durch  neue  Bahnanlagen  in  das  Bau- 
Bjebiet  der  Stadt  isehr  störend  einzugTeifen.  Bei  dem  vor- 
liegenden Entwurf  treffen  aber  diese  Befürchtungen  nicht 
za,  da  der  Durchgangsbahnhof  ungefähr  an  die  alte  Stelle 
iommt,  und  die  Gleise  östlich  des  Empfangsgebäudes  kurz 
aach  ihrem  Austreten  aus  dem  Bahnhof  im  Zürichberg  ver- 
schwinden, so  daß  die  Stadt  nicht  durch  eine  längere  Hoch- 
»ahnanlage  zerschnitten  wird. 

Der  Inhalt  dieser  Denkschrift  schließt  sich  also  in  den 
jrundzügen  den  Vorschlägen  an,  die  die  Sachverständigen 
Z!auer,  Grleim  und  Moser  in  ihrem  Gutachten  für  einen  Durch- 
rangsbahnhof gemacht  haben,  und  über  die  in  dieser  Zeitung 
[Nr.  15,  S.  144)  ausführlich  berichtet  worden  ist. 

Am  9.  Juni  hat  auch  die  kantonale  Verkehr  sko  m- 
nission  zu  der  Frage  Stellung  genommen.  Von  den  auf 
;ngerer  Wahl  stehenden  Plänen  fand  das  C  a  u  e  r  sehe  Pro- 
ekt  eines  Durchgangsbahnhofs  die  ungeteilte  Zustimmung 
1er  Kommission.  Sie  beschloß,  dem  Eegierrmgsrat  zu  empfeh- 
en,  bei  den  Bundesbahnen  auf  Annahme  dieses  Planes  hinzu- 
yirken. 

—  Die  Verkehrsnöte  Italiens.  Der  italienische  Verkehrs- 
ninister  entwickelte,  wie  der  B.  B.-Ztg.  aus  Bern  gemeldet 
yird,  am  13.  d.  M.  in  der  Sitzung  der  Kammer  ein  außer- 
»rdentlich  düsteres  Bild  von  der  Lage  des  Verkehrswesens. 
5r  erwähnte  die  furchtbare  Kohlenknappheit  in 
talien.  Die  Kohlen  kämen  nur  noch  aus  England  und  Ame- 
ika.  Die  monatliche  Zufuhr  reiche  zurzeit  noch  nicht  ein- 
oal  zur  Deckung  des  Bedarfs  der  Eisenbahnen.  Dabei  müsse 
Qan  befürchten,  daß  es  noch  weniger  werde.  Italien  brauche 
leute  13  Millionen  Tonnen  Kohlen,  während  es  vor  dem 
Lriege  mit  11  Millionen  ausgekommen  sei.  Angesichts  dieser 
jage  werde  die  Eegierung  den  Bau  von  großen  elektrischen 
)berlandzentralen  und  die  Elektrisierung  der  Hauptbahnen 
luf  jede  Weise  unterstützen.  Nicht  viel  besser  stehe  es  mit 
lern  E  i  s  e  n  b  a  h  n  m  a  t  e  r  i  a  1.  Der  Bau  neuer  Bahnlinien 
verde  durch  Mangel  an  Rohstoffen  und  Arbeitskräften  sehr 
irschwert.  Die  Staatsbahnen  hätten  im  letzten  Rechnungs- 
ahr mit  einem  Fehlbetrag  von  540  Millionen  gearbeitet.  Ge- 
lau  so  beängstigend  sei  die  Lage  der  Handelsschiff- 
ahrt.  Vor  dem  Kriege  habe  Italien  gegen  18  Millionen 
Tonnen  Waren  ausgeführt  \mä  über  rund  2  Millionen  Tonnen 
Schiffsraum  verfügt.  Heute,  nachdem  es  mehr  als  die  Hälfte 
eines  Schiffsraumes  verloren,  zahle  es  gegen  2  Milliarden 
Schiffsmieten  an  das  Ausland.  Wie  „Corriere  della  Sera" 
ich  von  '.seinem  römischen  Mitarbeiter  melden  läßt,  hat  diese 
lede  im  Parlament  schwere  Beunruhigung  hervorgehoben. 
im  meisten  bedrückt  hat  die  Ankündigung  des  Fehlbetrages 
ei  den  Staatsbahnen. 

—  Oberitalienische  Wasserstraßenpläne.  Eine  Vereinigung 
■on  Industriellen  aus  der  Gegend  von  Mailand,  Lecco  und 
lonza  hat  sich  gebildet,  um  die  Verlängerung  des  vom  Po 
lach  Mailand  geplanten  Kanals  bis  zum  Comersee  zu  er- 
aöglichen.  Dieser  Kanal  würde  von  Mailand  über  Monza 
lach  Lecco  geführt,  und  es  würde  damit  die  oberitalienische 
kihiffahrt  bis  Chiavenna  am  Fuße  des  Splügens  ausgedehnt. 
-Auf  Anregung  landwirtschaftlicher  und  industrieller  Ver- 
bände des  mittleren  Ogliotales  hat  sich  eine  weitere  ünter- 
lehmervereinigung  gebildet  mit  dem  Ziele,  vom  Kanal  Mai- 
and-Lecco  nach  dessen  Erstellung  eine  Abzweigung  gegen 
>sten  zu  erbauen,  um  so  einen  Was.serweg  von  Brescia  nach 
lailand  zu  erhalten.  Dieser  Kanal  würde  bei  Monza  ab- 
weigen  und  über  Trezzo-Palazzolo-Brescia-Piadene-Mantua 
■eführt.  werden.  —  Femer  hat  sich  ein  Initiativkomitee  ge- 
ildet,  bestehend  aus  Vertretern  der  Behörden  von  Turin,  No- 
^ara  und  Mailand,  um  einen  Plan  aufzustellen  für  einen 
tanal.  der  nicht  nur  diese  drei  Städte  unter  sich  miteinander 
erbmdet,  sondern  auch  eine  Verbindung  mit  dem  Lage  Ma»- 
:iore  und  der  Schweiz  anstrebt. 


Fremde  Erdteile. 

—  Kanadische  Facific-Eisenbahn.  Einem  Auszug  aus  dem 
.eschaft.sbericht  in  der  „Frkf.  Ztg.«  ist  zu  entnehmen,  daß 
le  Gesamteinnahmen  in  1918  164,6  MUl.  Doli.  (i.  V.  163,1  Mill. 
)olL)  betragen  haben.  Die  Betriebsausgaben  betragen  dem- 
•egenüber  123  (i.  V.  105,8)  MiU.  Doli.,  feste  Lasten  10,1  (10,2) 
^^\Po\l.,  Pensionsfonds  0,5  Mill.  Dollar  (wie  i  V.).  Die 
fo  Vorzugsdividende   erfordert  wieder   3,2  Mill   Doli.,  die 


10%  Dividende  auf  die  Stammaktien  wieder  26  Mill.  Doli.  Der 
unverteilte  Überschuß  geht  auf  1,7  (17,28)  Mill.  Doli  zurück. 
Die  Betriebszahl  hat  sich  auf  78,10  %  (i.  V.  69,46  %)  erhöht. 

—  Die  elektrische  Vorortbahn  Buenos  Aires-Tigre.  Auf 

dieser,  der  Zentralargentinischen  Eisenbahn-Gesellschaft  ge- 
hörigen Strecke,  die  in  dem  am  La  Plata-Hafen  gelegenen 
Bahnhof  Retiro  in  Buenos  Aires  ihren  Anfang  nifaimt  und 
nach  dem  rund  30  km  entfernten  Vorort  Tigre  am  Lu.ian-Fluß 
führt,  ist  der  elektrische  Betrieb  seit  dem  24.  August  1916 
eingeführt.  Anhand  eines  in  Nr.  19  des  lfd.  Jahrgangs  der 
„Verkehrstechnichen  Woche"  gegebenen  Berichts  kann  in  fol- 
gendem einiges  über  die  Bau-  und  Betriebseinrichtungen 
dieser  Bahn  mitgeteilt  werden. 

Vorweg  sei  bemerkt,  daß  sich  in  Argentinien,  wie  überhaupt 
vielfach  in  Amerika,  die  üble  Gewohnheit  herausgebildet  hat, 
den  Bahnkörper  als  öffentlichen  Weg  zu  benutzen.  Um  die- 
sem gefährlichen  Unfug  zu  steuern  und  vor  allem  um  Un- 
glücksfälle durch  Berühren  mit  der  stromführenden  dritten 
Schiene  zu  verhüten,  hat  man  auf  der  genannten  Bahn  zu  dem 
kostspieligen  Mittel  gegriffen,  den  Bahnkörper  in  seiner  ge- 
samten Länge  mit  einem  Drahtzaun  zu  umgeben.  Außerdem 
sind  in  der  Nähe  schienengleicher  Übergänge  die  in  Amerika 
üblichen  Schutzvorrichtungen  eingebaut  worden,  um  dem  Vieh 
den  Weg  zum  Bahnkörper  zu  versperren ;  zu  diesem  Zwecke 
sind  parallel  zum  Übergang  verlaufende  betonierte  Gräben 
m  einer  Breite  von  2  m  angelegt. 

Die  Bahn  ist  mit  der  argentinischen  Weitspur  (1,676  m)  ge- 
Ijaut;  die  mittlere  Entfernung  der  Haltestellen,  welche  sämt- 
lich mit  Außenbahnsteigen  versehen  sind,  beträgt  2,1  km.  Die 
Schienen  ruhen  auf  Schwellen  aus  argentinischem  Hartholz. 
In  dem  im  Sumpfgelände  des  Lu.ian-Flusses  auf  3  000  Eisen- 
l)eton-Pfählen  erbauten  Kraftwerk  von  15  000  Kilowatt  Lei- 
stung wird  Dreiphasen-Wechselstrom  von  20  000  Volt  Span- 
nung und  25  Pol  wechseln  in  der  Sekunde  erzeugt.    Der  in 

6  Babcock-Wilcox-Kesseln  erzeugte  Dampf  wird  4  Parsons- 
Turbinen  zugeführt,  die  die  elektrischen  Generatoren  antrei- 
ben. Die  paarweise  angeordneten  Kessel,  von  denen  .ieder 
einen  eigenen  Überhitzer  hat,  werden  mit  künstlichem  Zug 
betrieben.  Vor  dem  Turbinenraum  befindet  sich  das  Umfor- 
merwerk. Längs  der  Strecke  waren  5  Unterwerke  zu  errich- 
ten. Der  dritten  Schiene  wird  der  zum  Gleichstom  umge- 
formte Betriebsstrom  mit  800  Volt  zugeführt.  Die  isolierend 
abgedeckte  stromfübrende  Schiene,  an  deren  Innenseite  der 
Stromabnehmer  gleitet,  wird  von  Stützen  aus  schmiedbarem 
Guß  getragen;  sie  hat  U-förmigen  Querschnitt  bei  einem  Ge- 
wicht von  36  kg  für  das  laufende  Meter. 

An  Triebwagen  sind  vorhanden:  55  Stück  mit  .ie  zwei  Mo- 
toren und  12  Stück  mit  .ie  4  Motoi-en;  außerdem  sind  50  Bei- 
wagen beschafft.  Das  Gewicht  der  Triebwagen  beträgt  bei 
Ausrüstung  mit  2  Motoren  50,5  t,  bei  4  Motoren  61  t;  die  Bei- 
wagen haben  ein  Gewicht  von  34,5  t.  Die  Wagenbreite  be- 
trägt 3,2  m.  —  Die  durchweg  hochelegant  ausgestatteten, 
wegen  des ,  heißen  Klimas  luftig  gebauten  Wa.gen  haben  zwei 
Klassen.  Trieb-  und  Beiwagen  sind  durch  Faltenbälge  mitein- 
ander verbunden.  Die  Wagen  haben  drei  Eingangstüren;  .ie 
eine  an  den  Enden  und  eine  in  Wagenmitte.  In  den  Trieb- 
wagen ist  an  .iedem  Ende  ein  Fahrerstand  angeordnet.  Die 
Triebwagen  sind  in  einer  in  Victoria  (einer  22,8  km  von 
Retiro  entfernten  Station  der  Zentralargentinischen-Bahn)  er- 
richteten, mit  10  Gleisen  von  rd.  213  m  Länge  ausgestatteten 
Halle  untergebracht.  Ein  dort  befindlicher  Schuppen  konnte 
zur  Reparaturwerkstatt  umgebaut  werden.  Die  Wagen  wer- 
den in  .ieder  Nacht  auf  etwaige  Mängel  durchgesehen ;  nach 
zweiwöchiger  Betriebsdauer  geschieht  dies  während 
eines  zu  diesem  Zwecke  eingeschobenen  Ruhetages  in  beson- 
ders gründlicher  Weise.  Im  Wagenschuppen  und  in  der  Re- 
paraturwerk.statt  sind  regelrecht  62  Mann  beschäftigt,  von 
denen  immer  die  Hälfte  in  einer  Schicht  arbeiten.  Weitere 

7  Mann  haben  nur  am  Tage  Dienst.  Außerdem  sind  auf  dem 
Bahnhof  Retiro  3  Wa,genwärter  damit  beschäftigt,  die  Züge 
während  ihres  dortigen  Aufenthalts  durchzusehen. 

Die  Züge  fahren  mit  36  km  Geschwindigkeit.  Ihre  Höchst- 
geschwindigkeit darf  40  km/Std.  betragen.  Im  ersten  Betriebs- 
.iahre  verkehrten  auf  der  Vorortlinie  41  706  Züge,  deren  Trieb- 
wagen 2  870  000  km  und  deren  Beiwagen  2  180  OOO  km  zurück- 
legten. 

Die  Bauarbeiten  des  Kraftwerks^  die  Erdarbeiten  bei  der 
Kabelverlegung,  der  Einbau  der  dritten  Schiene  sind  von  der 
Zentralargentinischen-Eisenbahngesellschaft  ausgeführt  wor- 
den. Alle  weiteren  zur  Einführung  des  elektrischen  Betrie- 
bes nötigen  Arbeiten  und  Lieferungen  wurden  von  englischen 
Firmen  bewirkt.  Bekanntlich  war  Argentinien  für  deutsche 
Maschinen,  insbesondere  für  solche  auf  elektrotechnischem 
Gebiete,  vor  dem  Kriege  ein  gutes  Absatzgebiet.  Die  deutsche 
Industrie  war  während  der  Blockade  selbstverständlich  ver- 
hindert, sich  an  einem  Wettbewerbe  zu  beteiligen. 
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Rechtspflege. 

—  Frachtrecht.  Die  Fracht  für  Flugmotorenseudunften  ist 
nach  den  Sätzen  der  Güter  der  allgemeinen  Wagenladungs- 
kiasse  zu  berechnen.  ( Urteil  d««  BeichiSgerichts  vom  29.  Jlärz 
1919  Aktenz.  1,  21.  1919.) 

Die  Klägerin  (Motorenfabrik)  verlangt  von  der  beklagten 
Eisenbahn  Verwaltung  Zahlung  von  15  000  Ji  als  Eückvergü- 
tung  für  zuviel  berechnete  Eisenbahnfracht  mit  der  Begrün- 
dung, die  Beklagte  habe  von  anfangs  März  1916  bis  Januar 
1917  für  die  Flugmotorensendungen  der  Klägerin  zu  Unrecht 
den  Frachtsatz  der  Güter  der  allgemeinen  Wagenladungsklasse 
des  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs  in  Anwendung  gebracht, 
anstatt  den  des  Sp-ezialtarifs  I  Nebenklasse  A  2  für  Eisen-  und 
Ötahlwaren.  Die  Beklagte  hat  die  Zahlung  im  vollen  Um- 
fang verweigert.  Das  Landgericht  hat  die  Klage  abgewiesen, 
das  Oberlandesgericht  dagegen  der  Berufung  stattgegeben  und 
nach  dem  Verlangen  der  Klägerin  erkannt.  Auf  Revision 
wurde  dieses  Urteil  aufgehoben  und  die  Berufung  der  Klä- 
gerin gegen  das  landgerichtliche  Urteil  zurückgewiesen.  Die 
Entscheidungsgründe  des  Eeichsgerichts  lauten: 

„Die  Eevision  ist  begründet.  Mit  Recht  geht  das  Oberlan- 
desgericht davon  auis,  daß  die  Entscheidung  des  Streitfalles 
nur  davon  abhängt,  wie  man  den.  für  die  Beförderung  der 
Waren  als  Vertragsbestimmung  zu  erachtenden  Deutschen 
Eisenbahngütertarif,  hier  im  Besonderen  den  Begriff  „haupt- 
sächlichen Bestandteil"  beim  Spezialtarif  I  auf  Seite  62  aus- 
legt. Nach  §  8  der  allgemeinen  Tarifvorschriften  werden  die 
Güter  in  4  Hauptklassen  eingeteilt,  nämlich  in  solche  der  all- 
gemeinen Wagenladungsklasse  und  in  die  Güter  der  Spezial- 
tarife  I,  II,  III.  Alle  in  den  drei  Spezialtarifen  nicht  ge- 
nannten Güter  gehören  zur  allgemeinen  Wagenladungsklasse. 
Spezialtarif  I  führt  (S.  62)  als  Güter  seiner  Klasse  auf: 

„Eisen-  und  Stahlwaren  aller  Art  —  auch  mit  anderen  Stof- 
fen, außer  edlen  Metallen,  verbunden  oder  überzogen,  sofern 
diese  Stoffe  nicht  einen  hauptsächlichen  Bestandteil  der  Ware 
bilden,  einschließlich  Maschinen  und  Geräte  aller  Art  von 
Eisen  und  Stahl".  Die  Flugmotoren  der  Klägerin  sind  —  ab- 
gesehen von  geringen  anderen  Zutaten  —  aus  Eisen  und  Stahl 
und  aus  Aluminium  hergestellt.  Ob  sie  nach  Spezialtarif  I 
zu  verfrachten  sind,  hängt  hiernach  davon  ab.  ob  die  Alumi- 
niumteile als  hauptsächlicher  Bestandteil  anzusehen  sind.  Das 
01>erlandesgericht  hat  die  Frage  verneint.  Es  gelangte  zu 
dieser  Entscheidung  auf  Grund  der  für  die  sämtlichen  Be- 
ziehungen —  Umfang  und  Raumbedarf,  Gewicht,  Wert  und 
Konstruktionsbedeutung  —  vorgenommenen  Prüfung  der  Alu- 
miniumteilo  nebst  Vergleichung  mit  den  übrigen  Teilen  des 
Motors  und  der  rechtlichen  Erwägung,  daß  zwar  ein  Ctegen- 
stand  aus  mehreren  hauptsächlichen  Teilen  bestehen  könne, 
daß  aber  diese  Bestandteile  nicht  nur  nach  Umfang  und  Raum- 
bedarf, sondern  auch  nach  Gewicht.  Wert  und  konstruktiver 
Hinsicht  von  gleicher  oder  annähernd  gleicher  Be- 
deutung sein  müßten,  um  als  Hauptbestandteil  gelten  zu 
können. 

Es  kann  unerörtert  bleiben,  ob  diese  mehr  oder  minder 
mechanische  Auslegung  des  I3egriffs  auch  nach  dem  vom 
O'berlandesgericht  offenbar  zugrunde  gelegten  allgemeinen 
Sprachg'ebrauch  nur  Billigung  finden  kann.  Sie  erscheint 
jedenfalls  fehlsam,  weil  sie  die  Verkehrs  rechtliche 
Bedeutung  des  Begriffs  nieht  geniigend  berücksich- 
tigt, wie  sie  sich  aus  Zweck  und  Absicht  des  Eisenbahngüter- 
tarifs ergibt.  .  D«r  Spezialtarif  I  ist  ein  Vergünstigungstarif, 
Es  sollen  Eisen-  und  Stahlwaren  —  ebenso  wie  Glas  (S.  78) 
und  Tonwaren  (S.  129)  des  Spezialtarifs  II,  bei  denen  sich 
gleichfalls  die  Bestimmung  über  hauptsächliche  Bestandteile 
findet  — •  wegen  ihres  hohen  spezifischen  Gewichts  einerseits 
und  ihrer  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  andererseits  den 
Vorteil  ermäßigter  Frachtsätze  genießen.  Aus  Gründen  der 
Billigkeit  und  der  Vereinfachung  in  der  Verkehrsabwicke- 
lung ist  diesier  Vergünstigungstarif  auch  offenbar  dann 
noch  zugelassen,  wenn  mit  Eisen-  und  Stahlteilen  neben- 
sächlich andere  Stoffe  verbunden  sind.  Er  greift  dagegen 
nicht  mehr  Platz,  wenn  Hauptbestandteile  der  Ware  aus  ande- 
ren Stoffen  bestehen.  Für  die  hiernach  erforderliche  Abgren- 
zung von  Haupt-  und  Nebenbestandteilen  läßt  sich  angesichts 
der  Vielgestaltigkeit  der  zu  verfrachtenden  Waren  eine  abge- 
zogene, scharfe  Begriffsbestimmung  nicht  geben.  Es  muß 
vielmehr  Würdigung  von  Fall  zu  Fall  stattfinden.  Nur  muß 
bei  dieser  die  verkehrsrechtliche  Bedeutung  des  Begriffs,  wie 
sie  sich  aus  seinen  Zwecken  ergibt.  Maß  geben. 

Angewendet  auf  den  vorliegenden  Fall,  ergibt  eine  solche 
Prüfung  folgendes :  Für  die  Bemessung  der  Frachtkosten  ist 
in  erster  Linie  die  Inanspruchnahme  des  Laderaums  und  die 
Belastung  der  Achse  mit  Gewicht  ausschlaggebend.  Die  kon- 
struktive Bedeutung  der  einzelnen  Teile  und  deren  Herstel- 
lungswert oder  Preis  tritt  dagegen  zurück.    Nun  ist  festge- 


stellt: Umfang  und  Raumbedarf  der  Aluminiumteüe  und  der 
Eisen-  und  Stahlteile  ist  etwa  je  auf  die  Hälfte  des  Ge- 
samtumfangs  des  Gesamtraumbedarfs  des  Motors  anzunehmen. 
Das  Gewicht  der  Aluminium  teile  beträgt  etwa  24  %  des  Ge- 
samtgewichts und  hiermit  gut  Yz  der  auf  70  %  des  Gesamt- 
gewichts anzuschlagenden  Eisen-  und  Stahlteile. 

Konstruktiv  dient  das  Aluminiumgehäuse  als  Stütze  uiifl 
Träger  der  Eisen-  und  Stahlzylinder  und  als  Kurbelschutz  für 
die  in  ihm  gelagerte  Kurbelwelle;  daneben  sind  auch  noch 
Vergaser.  Wassergänge  un*  Aussaugleitung  aus  Aluminium 
hergestellt.  Hält  man  alle  diese  Tatumstände  zusammen  und 
erwägt  namentlich  noch,  daß  das  Gewicht  der  Alimiiniumteilei 
zwar  nur  M  der  Eisen-  und  Stahlteile  ausmacht,  daß  aber  dii0- 
»es  Verhältnis  im  Wesentlichen  nur  der  Ausdruck  des  weit* 
geringeren  spezifischen  Gewichts  des  Aluminiums  ist,  daß  die 
Konstruktionsbedeutung  mindestens  nicht  ganz  nebensäch- 
licher Natur  ist,  sondern  dem  Motor  gegenüber  eine,  wenn 
auch  dienende,  so  doch  wesentliche  Rolle  spielt,  so  muß  man 
zu  dem  Ergebnisse  gelangen,  daß  verkehrsrechtlich  —  hinge- 
sehen auf  den  Zweck  der  Tarif bestimmung  —  es  sich  bei  den 
Aluminiumteilen  nicht  mehr  um  nebensächliche,  sondern  um- 
hauptsächliche Bestandteile  der  Ware  handelt. 

Hiernach  war  aber  die  Verfrachtung  nach  dem  allgemeinen 
Warenklassentarif  gerechtfertigt."  H. 


Bücherschau. 

—  Dr.-Ing.  Hans  Weber.  Die  Ertragswirtschaft 
der  schweizerischen  Nebenbahnen.  Berlin 
1919.    Verlag  von  Julius  Springer.    Preis  6  Jt. 

Dem  schweizerischen  Nebenbahngesetz  vom  21.  Dezember 
1899  unterstehen  neben  den  städtischen_  Straßenbahnen  (Tram- 
bahnen) die  Überlandnebenbahnen  (nebenbahnähnliche  Klein- 
hahnen), die  Bergbahnen  und  alle  schmalspurigen  Bahnen, 
auch  solche,  die  nach  ihrer  wirtschaftlichen  und  technischen 
Bedeutung  bei  Vollspur  zu  den  Hauptbahnen  zählen  würden. 
So  kommt  es,  daß  die  Nebenbahnen  sich  in  der  Schweiz  an 
dem  rd.  5900  km  großen  Gesamtnetz  mit  57  %,  also  über  der 
Hälfte,  beteiligen.  Ihr  Anlagekapital  beträgt  rund  600  Mill. 
Franken. 

Der  Verfasser  hat  sich  der  Aufgabe  unterzogen,  diese  in 
ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  sehr  verschiedenen  Grup- 
pen von  Nebenbahnen  nach  ihren  rechtlichen,  technisc'ien, 
betrieblichen  und  finanziellen  Verhältnissen  darzustellen  und 
insl^esondere  ihre  wirtschaftlich^  Ertragsfähigkeit  näher  zu 
untersuch-en.  Die  außerordentlich  fleißig-e.  mit  reichem 
Zahteimiaterial  ausgestattete  Arbeit,  die  auch  in  Heft  1 — 4  des 
Archivs  für  Eisenbahnwesen  erschienen  ist.  beruht  auf  d'ea 
Ergebnissen  bis  1913  einschließlich.  Schon  damals  war 
der  Ertrag  ein  sehr  geringer.  Die  durchschnittliche  Ver- 
zinsung aller  schweizerischer  Nebenbahnen  betrug  1910  bis 
1918  rund  2,75  %.  also  weniger  als  der  landesübliche  Zins- 
fuß, so  daß  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Nebenbahnen 
keine  gewinnbringende  Anlage  bedeuten,  und  der  von  ihnen 
gebrachte  Vorteil  vorwiegend  in  der  Hebung  des  Wohlstan- 
des der  von  ihnen  durchzogenen  Gegenden  liegt.  Da«  gün- 
stigste Ergebnis  wiesen  die  Berg-  und  Vergnügun.gsbahnen 
auf,  das  geringste  die  schmalspurigen  Überlandbahnen.  Da* 
Gesellschaftskapital  der  letzteren  ist  im  allgemeinen  ertra.g- 
los,  was  nicht  eine  Folge  der  Spurweite  ist,  sondern  des  ge- 
wöhnlich sehr  geringen  Verkehrs  der  von  ihnen  bedienten 
Landstriche.  Zur  Deckung  der  Obliga-tionenzinsen  reichte 
allerdings  die  Reineinnahme  der  Bahnen  aller  Gruppen  fast 
immer  aus;  Zwangsauflösungen  sind  bis  1915  nur  in  fünf 
Fällen  vorgekommen. 

Die  Kriegszeit  hat  in  diese  Verhätnisse  gründiche  Ände- 
rung gebracht.  Die  Erhöhung  der  Betriebs-  und  Personal- 
kosten einerseits  und  die  Verkehrseinschränkungen,  ins- 
besondere die  fast  völlige  Einstellung  des  Fremdenverkehre 
andererseits,  haben  gerade  für  die  sonst  ertragreichsten 
Berg-  und  Vergnügungsbahnen  eine  schwere  finanzielle  Zer- 
rüttung zur  Folge  gehabt.  Der  Bund  hat  da  eingreifen  unf 
7viir  Rettung  der  Unterrehmun.gen  teils  selbst  Opfer  (Do^ 
leben  usw.)  bringen,  teJs  den  Gläubigern  solche  (Zinsnach- 
laß, Stundung  usw.)  auferlegen  müssen.  Die  Zeitun.gen  be- 
richten tägli,ch  von  Sanierungsplänen,  die  nur  durch  Zu- 
sammenlegung des  Aktienkapitals  und  durch  Opfer  der  An 
leihegläubiger  möglich  sind.  Ob  es  gelingen  wird,  die?« 
Untei  nehmungen  wieder  erstarken  zu  lassen  und  zu  finan 
zieller  Blüte  zu  bringen,  läßt  sich  bei  der  Unsicherheit  de 
wirtschaftlichen  Zukunft  Europas  noch  nicht  beurteilell 
Es  wird  sich  verlohnen,  in  einisren  .Tahren  die  Untersuchuni 
da  wiederaufzunehmen,  wo  der  Verfas.ser  sie  abgesohlos 
sen  hat.  — r. 
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Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Zorechnunff  von  Vereinsbahnstrecken. 

Di'e  am  1.  Juli  d.  J.  dem  öffentlichen  Verkehr  übergebene 
Strecke  Züllichau-Schwiebus  ~  26,13  km  —  der 
Eisenbahndirektion  Berlin  ist  den  Verein  sbahnstrek- 
ken  zugerechnet  worden. 

Eröffnung  von  Stationen. 

Südbahn-Gesellschaft.  Am  1.  Mai  d.  J.  ist  an  der 
Linie  Nagykanizsa-Wiener  Neustadt,  die  zwischen  der  Aus- 
weiche Bucsus25entlaszlö  und  der  Station  Zalaszentivdn  ge- 
legene Haltestelle  Nemesapäti  für  den  Personenverkehr 
und  die  Abfertigung  von  Reisegepäck  und  Hunden  eröffnet 
worden. 


Bezeichnung  von  Stationen. 

Eisenbahn  direktions  bezirk  Cassel.  Der  an 
der  Strecke  Paderborn-Lippstadt  gelegene  Haltepunkt  Ehring- 
hausen erhält  vom  1.  August  d.  J.  ab  die  Bezeichnung 
Ehringhausen  (Kreis  Lippstadt). 

Der  Bahnhof  4.  Klasse  Rotenkamp  an  der  Bahnstrecke 
Schandelah-Oebisfelde  führt  fortan  die  Bezeichnung  B  o  i  m  - 
storf. Rotenkamp  und  der  Bahnhof  Neuekrug  an  der 
Bahnstrecke  Börssum-Holzminden  die  Bezeichnung  Neue- 
k  r  u  g  =  H  a  h  a  u  s  e  n. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  an  der  Strecke  Cassel-Gunters- 
dausen  gelegene  Bahnhof  1.  Klasse 
Wilhebnshöhe  «rhält  vom  1.  August 
1919  ab  die  Bezeichnung  Cassel- 
^ilhelmshöhe. 

Cassel  den  7.  Juli  1919.  (723) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

rfv.   1132.     Ausnahmetarif   für  Stein- 
kohlen    usw.     vom     Ruhrgebiet  usw. 
lach  Staats-  und  Privatbahnstationen 
vom  1.  4.  1919. 

Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1919 
(fii'd  in  dem  unter  Vorbemerkung  eni- 
laltenen  Verzeichnis  der  am  Tarif  be- 
eiligten  Bahnen  die  Hildesheim- 
?erner  Kreis-Eisenbahn  gestrichen. 

Essen,  den  9.  Juli  1919.  (724) 
Eisenbahn  direktion. 

Bestimmungen  über  den   Verkehr  mit 
len  nordischen  Ländern,  den  Nieder- 
landen und  der  Schweiz. 

Infolge  der  Aufhebung  des  §  2  der 
Jundesratsverordnung  vom  16.  März 
916,  betreffend  die  Frachtzahlung  im 
Lusland,  treten  mit  sofortiger  Gültig- 
eit  die  nachrichtlich  angeführten  Be- 
timmungen im  Anhang  III  des  Tarifs 
OO  unter  A  ßowi«  unter  B  1   und  3 


und  in  den  übrigen  beteiligten  Tarifen 
außer  Kraft. 

Die  Bestimmungen  unter  B  2,  be- 
treffend die  Nachnahmebelastung,  blei- 
ben bis  auf  weiteres  in  Kraft. 

Berlin,  den  14.  Juli  1919.  (726) 
Eisenbahndirektion 
namens  der  beteiligten  Verwaltüngen. 

Am  22.  Juli  d.  J.  treten  im  Binnen- 
und  direkten  Verkehr  mit  der  Gera- 
Meuselwitz- Wuitzer  Eisenbahn  Tarif- 
erhöhungen ein.  Die  Tarifänderungen 
sind  gemäß  §  6  der  Eisenbahn-Vel-- 
kehrs-Ordnung  durch  die  Aufsichts- 
behörde genehmigt  worden.  Nähere 
Auskunft  erteilt  die  unterzeichnete 
Direktion. 

Berlin,  den  17.  Juli  1919.  (725) 
Die  Direktion  der  Gera-Meuselwitz- 
Wuitzer    Eisen  bahn- Aktiengesellschaft. 


1.  Güterverkehr  zwischen  Deutschland 
einerseits.  Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen  andererseits,  Verbands- 
gütertarif Teil  I  A. 

2.  Deutsch-dänischer  Gütertarif,  Teil  II. 

3.  Deutsch-dänischer  Tiertarif. 

4.  Deutsch-dänisch-schwedischer  Aus- 
nahmetarif für  Steinkohlen  usw. 
Die  mit  Gültigkeit  vom  14.  Juli  1919 

an  bekannt  gemachte  Änderung  für 
Teil  I  A,  Artikel  12  Besondere  Zusatz- 
bestimmung 4  tritt  erst  am  21.  Juli 
in  Kraft.     Ebenso  treten  Nachtrag  I 


Robert  Latowski'sche  Läutewerke 


BRE^SLAU  XIII. 

Einfachste  Konstruktion  aller  bestehenden  Systeme. 
Visher  über  18000  Stück  geliefert. 


[6999] 


A.  DampfläutewerRc  mit  Vorwärmer  d.r.p.io8604. 

50—700/0  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdampf;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  1/2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  Luftläutewerke  mit  PreOIuftbetrieb  d.g.m  .504356. 

Bei  1  Atm.  arbeitend.  Normale  Schlagzahl  tob 
IM— 120  p.  Min.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versuchsfetdan  der  Techn. Hochschule,  Berlin. 

^  Sofortig  et  Ansprechen,  anch  bei  streng- 

ster Kttlte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gange 

Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 
—  Empfehlungen  und  Atieste  durch  hohe  Behörden.  — 
■"  Einigste  Preise.  > 


zum  deutsch  -  dänischen  Gütertarif, 
Nachtrag  I  zum  deutsch-dänischen 
Tiertarif  und  Nachtrag  VI  zum 
deutsch-dänisch-ischwedischen  Koh- 
lentarif erst  am  21.  Juli  1919  in  Kraft. 

Altona,  den  16.  Juli  1919.  (727) 
Eisenbahndirektion 

namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Sächsisch-Südwestdeutscher  Tier- 
verkehr. 

Vom  20.  September  1919  an  werden 
die  Uberfuhrgebühren  für  die  Beför- 
derung nach  und  von  den  städtischen 
Schlacht-  und  Viehhöfen  in  Heidel- 
berg, Karlsruhe  .und  Mannheim  er- 
höht. Näheres  ist  aus  unserm  Ver- 
kehrsanzeiger zu  ersehen,  auch  gibt 
unser  Verkehrsbüro,  hier,  Wiener 
Straße  4,  II.  Auskunft. 

Dresden,  am  16.  Juli  1919.  (729) 
Gd.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Vom  1.  Juli  d.  J.  ab  werden  unsere 
jetzt  gültigen  Beförderungspreise  im 
Personen-,  Gepäck-,  Expreßgut-,  Tier- 
und Güterverkehr  gemäß  Nachtrag  VI 
zu  unserem  Tarif  erhöht. 

Halle  a.  S.,  d^n  11.  Juni  1919.  (728) 
Halle-Hettstedter  Eisenbahn. 


■ 


Hebeböcke  •  Winden 

Flaschenlüge 
Laufkatzen  •  Ketten 
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Hirschberg  -  Sehl. 

ABTEILUNG  IV: 

Entwürfe  für  Haupt- 
u.  Nebenbahnen. 
Anschlussgleise. 

Bauleitung- 
Abrechnungen. 

Schlussvermessungen. 

ABTEILUNG  V: 

Wasserleitung,  Klär- 
anlagen, Kanalisation. 

Eigene  [7044] 
Zementwarenfabrik. 

30  jähr.  Praxi« 
Beste  Empfehlungen. 
IngenieurbesQch  Kostenlos. 


Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W 

Soeben  erschien: 

Das  neue  Verfahren  in 
Militärversorgungssachen 

mit  Abdruck 
der  zugehörigen  Verordnungen  der  Reichs 
regierung,  des  Reichsarbeitsministers,  de 
Staatenausschusses   (Bundesrats)   und  de 
obersten  Militärverw£dtungsbehörden. 
Von 

Geh.  Reg.-Rat  Dr.  Wilh.  Rabeling 

beauftragt  mit  der  ständigen  Vertretung  de 
Präsidenten  desReichs-Militärversorgungsgericht: 

Preis  M.  4,40*) 
Soeben  erschien: 

Wahl  und  Aufgabei 
der  Arbeiter-  u.  An« 
gestelltenausschüsse. 

Gemeinverständliche  Erläuterung 
der  Verordnung 
vom  23.  Dezember  1 91 8  und  der  daz; 
erlassenen  Ausführungsbestlmmunger 

Von 

Dr.  Hermann  Schulz, 

Geheimer  Regierungsrat 
Ständiges  Mitglied  d.  Reichsversicherungsam 

Zweite,  umgearbeitete  Auflage 

Preis  M.  2.8u*) 
*)   Nachtrag  hierzu  30  Pf. 

Hierzu  10  %  Teuerungszuschlag  gpmäß  den  E 
Stimmungen  des  Börsenvereins  der  deutschen  ßuc 
liändler 


A  CCirOOlTf  Ikl  ¥  #^  ¥T  \I        f"*"       Speisewasser  der  Lokomotiven 
WA33ILI\KILiniiljUIl\J  Wasser-Enteisener, 


A.  L.  G.  DEHNE 


Match.» 
FabriK 


HALLE 


Kies -Filteranlagen 


I 


Ur.VERSITY  OF  ILLIKOIS  LIBRARr 

Zeitung  des  Vereins  ^^^^^^ 
•Deutseher  Eisenbahn  Verwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  V  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  S^r.  28/29. 


Nr.  54. 


Berlin,  den  23.  Juli  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutsclier  Eisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmaclinngen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  inBerlinW.  9,  Kötl^aer  Str.  28'29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Yierfeljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlags bucli- 
liandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
angarischen  Postgebietes  für  '60  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  3-1  M. 


Einzelne  Nummern  -werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
üO  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  M\  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbajk-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   "       '     ■  "         "  ' 


Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Lohng€)Staltuno-  und  Wiitschaftsleben. 

Zur   Aufstellung   dir-ekter  Ei.senbahn- 
tarife. 

(fachrichten. 
Deutschland.  Die  bevorstehende 
Auflösung  der  Dienststelle  des 
Chefs  des  Feldeisenbahnwesens. 
—  Eisenbahnarbeiterlöhne.  —  Kei- 
sen  über  die  Osjtgrenze.  —  Schüler- 
karten auf  der  Eisenbahn  für 
llochschüler.  —  Eisenbahnunglück 
auf  dem  Stettiner  Vorortbahnhof 
in  Berlin.  —  Die  Betriebskranken- 
kasse I    der    bayerischen  Staat.s- 


I  n  It  a  1  «: 

eisenbahnverwaltung.  —  Straß- 
burger Straßenbahn-Gesellschaft  in 
Magdeburg. 

D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t,e  r  r  e  i  c  h.  ^  Erhö- 
hung der  Gütertarife.  —  Voraus- 
sendung von  Gepäckstücken.  — 
Abschluß  eines  Kohlenlieferungs- 
vertrages  mit  Deutschland.  — 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

Ungarn.  Das  ungarische  Wareu- 
verkehrsbüro.  —  Regelung  der  Be- 
förderung von  Nahi'ungsmitteln. 

Südslavisches  Gebiet.  Er- 
richtung eines  Kommissariats  für 


die  S.K.S. 
bach. 


Eisenbahnen    in  Lai- 


N  i  e  d  e  r  1  a  n  d  e.  Die  Niederlän- 
läudische  Central-Eisenbahn-Ge- 
sellschaft  im  Jahre  1918. 

Übrige  europäische  Län- 
der. Elektrischer  Betrieb  der 
belgischen  Eisenbahnen.  —  Ein- 
gleisiger Betlieb  auf  der  Gotthard- 
linie. — ■  Die  Verspätung  der  Züge 
aus  Frankreich.  —  Eröffnung  der 
Grenzbahn  Bonfol-Pfetterhausen. 
Allgemeines. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Lohngestaltung  und  Wirtschaftsleben. 

Von  Eegierungs-  und  Banrat  1;r.«yng.  Schwarze,  Berlin. 


Das  Bestreben  eines  großen  Teiles  der  Eisenbahnarbeiter 
^ht  unverkennbar  darauf  hinaus,  in  wichtigen  Beziehungen 
lie  frühere  Sonderstellung  aufzugeben  uad  sich  in  Rechten 
md  Pflichten  mehr  als  bisher  der  allgemeinen  Arbeiterschaft 
inzupassen.  In  einem  wesentlichen  Punkte  ist  dies  bereits 
geschehen,  nämlich  in  dem  Streikrecht.  Aber  auch  auf  dem 
SIebiete  des  Lohnwesens  tritt  ein  solches  Ziel  deutlich  hervor. 
Die  Zusammensetzung  der  Eisenbahnarbeiterschaft  hat  sich 
^egen  früher  sehr  geändert,  denn  die  infolge  des  Achtstunden- 
tages aus  Privatbetrieben  neu  eingestellten,  gewerkschaftlich 
»rganisierten  Arbeitskräfte  überwiegen  jetzt  in  vielen  Eisen- 
bahnwerkstätten. Aus  der  bisherigen  Tätigkeit  wird  hierbei 
He  Gewöhnung  an  grundsätzlich  andere  Lohnverhältnisse  iiät- 
?ebracht.  Soweit  letztere  tatsächliche  oder  auch  nur  schein- 
bare Vorteile  für  den  Arbeiter  versprechen,  wird  er  sicher- 
lich auf  Verwirklichung  auch  in  dem  neuen  Arbeitskreis 
drängen.  Eine  enge,  dauernde  Verbindung  ist  zudem  jetzt 
dadurch  vorhanden,  daß  einer  der  größten  Verbände  von 
Eisenbahnarbeitern  der  Generalkommission  der  freien  Gewerk- 
schaften angeschlossen  ist.  Anträge  und  Wünsche  der  Ar- 
beiter in  den  Eisenbahnwerkstätten  werden  daher  in  Zukunft 
stärker  als  bisher  durch  die  in  den  Privatbetrieben  übliche 
Art  der  Lohnregelung  beeinflußt  werden.  Solange  hier  aber 
sehr  hervortretende,  grundsätzliche  Unterschiede  vorhanden 
sind,  wird  dies  den  Eintritt  größerer  Ruhe  und  Stetigkeit  im 
Ei&enbahnlohnwesen  zum  mindesten  erschweren.  Im  folgen- 
tlen  sollen  einige  einschlägige  Fragen  behandelt  yerdeii.  Die 
Betrachtungen  gelten  zunächst  für  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n  a  r  b  e  i  - 
t«r,  -weil  diese  durch  ihre  örtliche  Vereinigung  und  ihre  ge- 


schlossene Masse  mehr  und  mehr  ausschlaggebeud  iin  Eisen- 
bahnlohnwesen geworden  sind  und  in  erster  Linie  zu  Ver- 
gleichen mit  privaten  Fabrikbetrieben  Anlaß  geben. 

Es  ist  hierbei  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Lohn- 
wesens zu  berücksichtigen.  Das  Lohnwesen  entwickelt  sich 
in  einem  Staatsbetriebe  anders  als  in  Betrieben  des  freien 
Wettbewerbs  ohne  weitgehende,  durch  eine  Volksvertretung 
überwachte  soziale  Verpflichtungen.  So  konnte  bei  den  preu- 
ßisch-hessischen Staatseisenbahnen  eine  Bezahlung  au.sschließ- 
lich  nach  den  wirklichen  Leistungen  auf  die  Dauer  nicht  auf- 
recht erhalten  bleiben.  Die  Leistungen  nehmen  mit  dem  Aller 
ab.  Erstrebt  wurde  aber  umgekehrt,  daß  auch  bei  den  älteren 
und  ältesten  Arbeitern  mit  zunehmenden  Dienstjahr:jn  das 
Einkommen  bis  zu  der  für  den  Arbeiter  überhaupt  erreich- 
baren Höchstgrenze  wachsen  sollte.  Hierfür  ist  natürlich  ein 
reines  Stückpreisverfahren  nicht  anwendbar  und  noch  weniger 
ein  reines  Prämienverfahren^)  oder  etwa  Taylors')  Ver- 
fahren. Da  man  andererseits  aber  auch  auf  den  Anreiz  zur 
Steigerung  des  Einkommens  durch  eigene  Anstrengung  nicht 


1)  Die  wichtigsten  hier  in  Betracht  kommenden  Prämien- 
verfahren sind  dargestellt  und  in  bezug  auf  die  Wirkung 
graphisch  sowie  durch  Zahlentafeln  veranschaulicht  in  dem 
Aufsatz  des  Verfassers:  „Das  Lohnwesen  in  amerikanischen 
Eisenbahnwerkstätten  unter  besonderer  Berücksichtigung  des 
Bonus-Lohns.ystems  der  Santa-Fe-Bahn".  (Glasers  Annalen 
Bd.  66,  S.  225—234,  Bd.  67,  S.  1—11,  S.  25—30.) 

^)  Lujo  Brentano:  ,,Das  Taylorsystem  erscheint,  so  be- 
achtenswert sein  Grundgedanke  ist.  doch  in  seiner  jetzigen 
Handhabung  als  ein  Raubbau  an  der  Arbeitskraft."  (Arbeits- 
lohn und  Arbeitszeit  nach  dem  Kriege,  Jena  1919,  S.  18.) 
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ganz  verzichten  konnte,  so  wurde  ©in  gemischtes  N'erfahren 
eing-eführt.  Plierb'Oi  ■erhielt  der  Arbeiter  mit  »einem  nach  einer 
Lohnstaffcl  steigendem  Stuudengrundlohn  die  Stückzeiten  ver- 
gütet, die  in  Stückheften  für  die  in  Betracht  kommenden  Ar- 
beitstätigkeiten einzeln  vorgc&eben  waren.  Leistete  er  die 
Arbeit  in  kürzerer  als  der  ihm  nach  dem  Stückheft  zu  ver- 
gütenden Zeit,  ISO  erzielte  er  einen  Zeitgewinn  und  diesem 
entsprechend  einen  Überverdienst.  Ein  solcher  konnte  bei 
fleißiger  Arbeit  ohne  übermäßige  Anspannung  der  Arbeits- 
kraft erreicht  werden,  weil  schon  bei  der  Bildung  der  Stück- 
zeiten dem  gewöhnlichen  Zeitaufwand  für  die  zu  leistende 
Arbeit  ein  Fünftel  zugeschlagen  war.  Es  wurde  dagegen 
der  Grundlohn  nach  der  Lohntafel,  also  Tagelohn  gewähr 
leistet,  wenn  ein  Stückzeitarbeiter  trotz  aufgewendeten 
Fleißes  ausnahmsweise  bei  der  Stückarbeit  den  Tagelohn- 
verdienst  nicht  erreichte.^) 

Der  Gesamtverdienst  ergab  sich  als  Produkt  aus  dem  nach 
dem  Dienstalter  gestaffelten  Stundengrundlohn  und  den  er 
arbeiteten  Stückzeitstunden.  Die  Sätze  für  die  einzelnen 
Stückzeiten  waren  in  der  ganzen  Eisenbahnverwaltung  ein- 
ander möglichst  angenähert  und  wnrden  ständig  ausgeglichen, 
da  eine  große  Zahl  von  Arbeiten  an  den  Betriebsmitteln,  von 
den  mehr  oder  weniger  vollkommenen  Ausrüstungen  einzelner 
Werkstätten  abgesehen,  überall  annähernd  gleich  viel  Zeit 
beanspruchen.  Den  Hauptunterschieden  in  den  Wirtschaft 
liehen  Verhältnissen  der  verschiedenen  Gegenden  des  Landes 
sollte  durch  eine  Abstufung  der  Grundlöhne  Rechnung  ge- 
tragen werden.  Die  Eisenbahndirektionen  setzten  für  die 
Werkstätten  ihres  Bezirks  die  Lohnstaffeln  fest.  Es  w^urden 
in  der  Regel  je  nach  den  Teuerungsverhältnissen  zwei  oder 
mehrere  Gruppen  von  Werkstätten  gebildet.  Die  fast  ständig 
wiederkehrenden  Anträge  der  Arbeiterausschüsse  auf  Ein- 
reihung in  eine  höhere  Gruppe  ließen  jedoch  erkennen,  wie 
schwer  es  war,  hierin  den  Wünschen  gerecht  zu  werden. 

In  jeder  Werkstätte  war  und  ist  noch  die  Arbeiterschaft  in 
die  drei  Hautpgruppen :  ungelernte  Arbeiter,  Werkhelfer  und 
Handwerker  geschieden,  und  hiernach  w^aren  die  Grundlöhne 
abgestuft.  Um  eine  Vorstellung  von  den  Abstufungen  zu 
geben,  ■sei  angeführt,  daß  in  einem  Falle  bei  gleichen  Dienst- 
jahren die  Grundlöhne  für  Arbeiter  80  Pf.,  für  Werkhelfer 
88  Pf.  und  für  Handwerker  94  Pf.  betrugen,  was  einem  Ver- 
hältnis von  1  :1,1  : 1,175  entspricht. 

Die  staatlichen  Umwälzungen  des  vergangenen  Jahres 
brachten  auch  dieses  zwar  viel  getadelte,  aber  in  seinem  Auf- 
bau zugleich  sozial  und  wirtschaftlich  gedachte  Verfahren  zu 
Fall.*)  Es  wurde  durch  die  Bezahlung  nach  Tagelohn  ersetzt 
unter  Beseitigung  aller  Sondervergütungen.  Anstelle  der 
Dienstjahre  waren  außerdem  jetzt  die  Altersjahre  für  die 
Lohnhöhe  entscheidend.^) 

Dieses  weitgehende,  anscheinend  von  der  Mehrheit  der  Ar- 
beiter gewünschte  Gleichstellen  hat,  nachdem  die  Wünsche  er- 
füllt waren,  in  der  Praxis  keineswegs  allgemeinen  Beifall  ge- 
funden. Von  mancher  Seite  wurde  nun  wieder  eiae  bessere 
Bezahlung  verantwortungsvoller,  schwieriger  oder  unangeneh- 
mer Arbeiten  gefordert,  da  sich  sonst  nur  wenige  mit  dem 

•*)    S.  „Ausführungsvorsohriften  zur  Lohnordnung   für  die 
Arbeiter  aUer  Dienstzweige"  vom  19.  April  1914,  S.  26. 

)  Schilling  hebt  in  «einem  soeben  erschienenen  Buch: 
,,  iheorie  d  e  r  L  o  h  n  m  e  t  h  o  de  n  "  ebenfalls  den  sozia- 
len Charakter  dieses  Lohnverfahrens  hervor.  Auf  dieses 
VVerk,  das  durch  eine  klare  mathematisch-graphische  Dar- 
stellung und  Untersuchung  der  Hauptlohnverfahren  bemer- 
kenswert ist,  werde  ich  demnächst  noch  ausführlich  zurück- 
kommen. 

•  I^ieMängel  lagen  zu  einem  großen  Teil  nicht,  wie  oft 
irrtumlich  angenommen  ist,  in  den  Besonderheiten  gerade 
üjeses  Verfahiens,  sondern  in  der  mit  .jeder  Vergütuno-  nach 
Stückarbeit  verbundenen  Schwierigkeit  der  festen  Beo-riffs- 
bestimmuno-  für  Arbeiten,  die  eine  Ausbesserung  darstellen. 
^o  ungleich,  wie  der  Zustand  der  ausbesserungsbedürftio-en 
l<ahrzeii^e  ist  auch  die  für  die  Wiederherstellung  der  ein- 
zelnen Teile  erforderliche  Zeit. 


uöligen  Eifer  hierzu  bereit  finden.  Auch  vom  Standpunl. 
eines  Werkstätlenleiters  aus  betrachtet,  muß  zugegeben  wei 
den,  daß  die  Schwieiigkeiten  in  der  Gewinnung  geeiguett 
Kräfte,  etwa  auch  a,ls  Vorband>verker  oder  *dergleichei 
hemmend  auf  die  Leistungsfähigkeit  einer  Werkstätte  wirke.. 
Über  diese  Fragen  sind  nicht  nur  die  Aibeiterverbände  nocl 
verschiedener  Ansicht,  sondern  es  bestehen  auch  zum  Te 
innerhalb  derselben  offenkundig  noch  grundsätzliche  Me 
nungsverschiedenheiten. 

Die    augenblickliche    Regelung    des  Lohnwesens  trägt  i. 
dieser  und  anderer  Hinsicht  vollkommen  noch  den  Stempe 
des    Überganges    an    sich,    und  an  mehr  oder  minder  nacL 
drücklich    vertretenen    Abänderungswünschen  fehlt  es  nicht 
Besonders  stark  machen  sich  auch  wieder  die  Anträge  be- 
merkbar, die  unter  Hinweis  auf  örtliche  hohe  Kosten  für  der 
Lebensunterhalt  und  angeblich  höhere  Löhne  in  anderen  ort 
liehen    Betrieben    die    Einreihung  des  Ortes  in  eine  höheif 
Lohnklasse    fordern.    Einer    wirklich  gerechten  Beurteiluns 
solcher  Forderungen  stehen  große  Schwierigkeiten  entgegen 
Es  ist  der  Zentralstelle  einer  großen  Verwaltung  auf  Grun 
der  bisherigen  Unterlagen  fast  unmöglich,  zu  entscheiden,  o 
bei  den  zur  Begründung  vorgebrachten   Zahlen  nicht  In 
tümer  unterlaufen  sind,  und  ob  es  sich  bei  den  angegebene 
Beträgen  für  Lebensmittel,  Miete,  Kleidung  und  der  Löhne  i. 
Privatbetrieben  wirklich  um  allgemeine  oder  nur  um  Einzel 
erscheinungen    handelt.    Auch    die   Ermittlungen  eines  ai 
gleichen  Ort  befindüchen  Amtes  geben    zwar  einen  Anhal 
aber  keineswegs  ein  so  genaues  Bild,  daß  hierauf  mit  Sicher 
heit    Entscheidungen    über    Lohnänderungen    von  zuweile, 
höchster  finanzieller  und  wirtschaftlicher  Tragweite  gestütz 
werden  könnten.    Aus  eigener  Erfahrung  ist  uns  bekann 
wie    sehr    sich    die    Firmen  scheuen.  Näheres  mitzuteilei 
Bestenfalls  gelingt  es  bei  persönlichen  Beziehungen,  einig 
Durchschnittszahlen  zu  erhalten,  doch  großen  Wert  kann  ma. 
solchen  notdürftigen  statistischen  Angaben  nicht  beimessen 
Noch  ein  anderer  Umstand  drängt  auf  eine  Änderung.  lu 
den  letzten  Jahren  ist  die   Beanspruchung  der  Zentralstelle 
mit  den  Verhandlungen  über  die  Löhne  nicht  nur  für  ganze 
Drrektionsbezirke,  sondern  oft  fast  schon  für  einzelne  Dienst 
stellen    in  einem  Maße  gewachsen,    wie  es  u.  E.   auf  dU 
Dauer  ohne  Schädigung  der  einer  Zentralstelle  sonst  vor 
behaltenen  großen  Aufgaben  nicht  geschehen  kann.    Es  führ 
dies  schließlich  auch  zu  einer  gewissen  Ausschaltung  doi 
Zwischenstellen    und    gewöhnt    die  Arbeiter  an  ihre  Über- 
gehung.   Die  Zwischenstellen  selbst  werden  dadurch  leicht  zui 
Unselbständigkeit  und  Abneigung  gegen  Übernahme  ^io-ener 
Verantwortung  erzogen.    Auch  die  Kräfte  noch  so  arbeit.s- 
freudrger  und  tüchtiger  Beamten  der  leitenden  Stellen  mü.ssen 
schließlich  erlahmen,  wenn  die  Hauptzeit  Tag  für  Tag  imme: 
nur  wieder  mit   dem  Verhandeln   Über  Lohnerhöhungen  fü: 
diesen  oder  jenen  Einzelbetrieb  oder  -bezirk  in  Anspruch  ge 
nommen  wird.    Die    Entscheidungen    sind  zudem  unter  den 
jetzigen  Verhältnissen  darum  besonders  schwerwiegend,  weil 
jedes  der  Arbeiterschaft  etwa  in  Trier  gemachte  Zugeständ- 
nis unter  Umständen  von  allen  andeien  Orten  bis  nach  Katto- 
witz  und  Königsberg  hin  beansprucht  werden  kann.  Nach 
.jeder  Lohneinigung  an  der  einen  Stelle  lassen  denn  auch  Be- 
rufungen zu  mindesten  aus  Nachbarorten  nicht  lange  auf  sich 
warten,  und  dann  beginnt  das  Spiel  von  neuem.    Man  wagt 
auch  gar  nicht  daran  zu  denken,  welche  Verhältnisse  sich  erst 
entwickeln  könnten,  wenn  wir  einst  anstelle  des  preußischen 
Staates  das  ganze  Deutsche  Reich  als  Eisenbahnlohngebiet 
haben.    Dies  sind  wenig  angenehme  Verhältnisse,  die  weder 
die  Arbeiterschaft  noch    die  Verwaltung  befriedigen.  Dazu 
kommen  dann  noch  Klagen  aus  den  Kreisen  von  Gewerbe-' 
treibenden  und  der  Landwirtschaft,  daß  durch  die  in  einec 
Gegend    sich    etwa    nicht  mit  den  örtlichen  Verhältnissen 
deckenden  Löhne  der  Eisenbahnverwaltung  die  Lebensfähig- 
keit vieler  privater  Betriebe  in  Frage  gestellt  sei,  was  mittel- 
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har  dann  wi«d€r  eine  Schädigung  jen-er  Arbeiterschaft  be- 
deutet. 

Auch  volkswirtschaftlich  ist  daher  eine  dem  wirklichen  Be- 
dürfnis in  verschiedenster  Richtung  entsprechende,  genau  ab- 
gewogene und  gerechte  Lohnbemessung  von  größtem  Einfluß, 
zumal  bei  einem  Betriebe,  dessen  dichtes  Adernetz  den  ganzen 
Körper  der  Volkswirtschaft  allerorten  und  bjs  in  die  ent- 
ferntesten Teile  durchzieht.  —  Eine  Untersuchung  darüber,  ob 
und  durch  welche  Änderungen  etwa  Verbesserungen  möglich 
sind,  dürfte  «ich  daher  rechtfertigen.  In  diesem  Sinne  ist 
nachfolgender  Versuch  gemacht,  zu  einigen  Hauptfragen  einer 
etwa  möglichen  Lösung  Stellung  zu  nehmen.  Hierfür  ist  zu- 
nächst klarzustellen,  welche  Lohnhöhe  —  die  gegenwärtige 
Übergangszeit  scheidet  aus  —  von  dem  überlegt  vorgehenden 
Teil  der  Eisenbahnarbeiterschaft  erstrebt  wird  und  von  ihm 
gerechterweise  gefordert  werden  kann.  Ohne  uns  auf  eine 
lange  wissenschaftliche  Darlegung  hierzu  einzulassen,  möge 
für  unsere  Zwecke  der  Erfahrungsgrundsatz  genügen,  daß 
zunächst  der  Lebensunterhalt  und  die  Befriedigung  mäßiger 
darüber  hinausgehender  Bedürfnisse  durchaus  gesichert  sein 
müssen.^)  Diese  Begriffe  sind  freilich  auch  noch  relativ,  der 
Krieg  hat  uns  dies  zu  unserer  eigenen  Überraschung  leider 
oft  genug  zum  Bewußtsein  gebracht.  Abgesehen  von  einem 
unentbehrlichen  Mindestmaß  wird  der  Eisenbahnarbeiter  seine 
Forderungen  dann  hauptsächlich  nach  dem  Maßstab  messen, 
den  er  sich  durch  Vergleich  mit  der  Lebenshaltung  gleich- 
stehender Kameraden  der  Fabrikbetriebe  seines  Wohnortes 
bildet.  Wenn  man  annimmt,  daß  im  allgemeinen  den 
Teuerungsverhältni&sen  eines  Ortes  auch  die  Höhe  der  priva- 
ten Löhne  entspricht,  so  wird  man  schon  aus  diesem  Grunde 
und  sodann  auch  wegen  der  Gewinnung  tüchtiger  Kräfte  den 
Eisenbahnlohnsatz  so  weitgehend  wie  möglich  den  örtlichen 
Verhältnissen  anpassen,  am  besten  für  gleiche  Leistungen 
auch  das  gleiche  wie  dort  bezahlen. 

Dies  hat  eine  mehr  örtliche  als  zentrale  oder  auch  nach 
Bezirken  bemessene  Eegelung-  des  Lohnverfahrens  und  der 
Lohnhöhe  zur  Voraussetzung  sowie  einen  engeren  Anschluß 
an  die  für  private  Arbeitnehmer  und  Arl>eitgeber  in  den 
wirtschaftlichen  Kämpfen  der  letzten  Jahrzehnte  entstandenen 
Lohngebiete.^) 

Die  Eisenbahndirektionsbezirke  decken  sich  bislang  nur 
zum  Teil  mit  den  Wirtschafts-  und  Lohngebieten  des  Landes. 
Der  jetzt  nahezu  ausschlaggebeuile  Einfluß  der  Arbeiterlöhne 
auf  die  ganze  Ertragsfähigkeit  des  Eisenbahnbetriebes 
macht  es  künftig  aber  nötig,  daß  schon  die  Abgrenzungen 
der  einzelnen  Gebiete  eine  in  verschiedener  Richtung  mög- 
lichst einheitliche  und  wirtschaftliche  Behandlung  des  Lohn- 


")   Vergl.  auch  Brentano  a.  a.  0.  S.  18. 

Diesem  sucht  jetzt  u.  a.  der  Gesamtverband  Deutscher 
Metallindustrieller  erneut  dadurch  Rechnung  zu  tragen,  daß 
er  seinen  Aufbau  in  bezug  auf  die  Bezirksverbände  mehr  der 
Gliederung  des  Deutschen  Metallarbeiterverbandes  anpaßt.  Die 
Verhandlungen  zwischen  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern 
sowie  di«  Abschlüsise  von  Tarifverträgen  werden  erleichtert, 
wenn  bei  einem  Verband  der  einen  Seite  für  sein  Gebiet  nicht 
jedesmal  erst  wieder  mehrere  Bezirksverbände  der  Gegenseite 
zuständig  sind. 


Wesens  unterstützen.  Dieser  G'e*ichtspunkt  dürfte  daher  bei 
der  bevorstehenden  Neuabgrenzung  der  Direktionsbezirke  mit 
an  erster  Stelle  zu  stehen  haben.*) 

Einer  Anpassung  an  die  Verhältnisse  in  der  Privatindustrie 
stehen  vorläufig  noch  einige  grundsätzliche  Unterschiede  in 
der  Bewertung  der  Fachrichtungen  gegenüber.  Bei  der  Ei&en- 
bahnverwaltung  ist  es  in  bezug  auf  den  Lohn  gleich,  welchem 
Handwerk  jemand  angehört.  Tischler,  Schlosser,  Sattler, 
Kesselschmiede,  Dreher,  Stellmacher,  Elektromonteure  —  alle 
werden  gleich  hoch  bezahlt,  obwohl  weder  die  körperlichen 
Anstrengungen  noch  die  erforderlichen  theoretischen  Kennt- 
nisse in  den  verschiedenen  Handwerken  gleich  groß  sind. 
Die  Privatindustrie  bewertet  hier  anders  und  macht  zum 
Teil  große  Unterschiede. 

Wenn  auf  diese  Weise  Handwerker  eines  auf  dem  örtlichen 
Arbeitsmarkt  gerade  geringer  bewerteten  Handwerkszweiges 
in  der  Eisenbahnwerkstätte  denselben  hohen  Lohnsatz  be- 
kommen wie  höchstbewertete  Handwerker,  so  werden,  be- 
sonders in  kleineren  Orten  dem  ortsangesessenen,  selbständi- 
gen Handwerk  und  den  Privatbetrieben  jenes  ersten  Zweiges 
die  besten  Arbeitskräfte  entzogen,  und  zwar  aus  einem  An- 
laß, der  keineswegs  in  wirklichen  Verhältnissen  begründet 
ist.  Das  bedeutet  dann  aber  eine  unmittelbare  und  oft  starke 
Schädigung  jener  Gewerbetreibenden  und  kann  ihre  Wett- 
bewerbsfähigkeit vollständig  vernichten.  Umgekehrt  wirkt 
es  natürlich  bei  der  Eisenbahnverwaltung  zum  Nachteil  ihrer 
Arbeiter  unwillkürlich  hemmend  auf  die  Lohnfestsetzung  für 
anderweit  hochbewertete  Handwerkszweige,  wenn  stets  dar- 
auf Rücksicht  genommen  werden  muß,  daß  dieser  Lohn  dann 
auch  sofort  für  alle  übrigen  und  auch  die  einfacheren  und 
leichteren  Hand  wer  kszweige  gezahlt  werden  muß.  Eine  Be- 
rücksichtigung der  besonderen,  in  den  verschiedenen  Fach- 
richtungen wie  denen  der  Metallarbeiter,  Holzarbeiter  oder 
Gruppen  derselben  oft  ganz  verschiedenen  Lage  auf  dem  Ar- 
beitsmarkt ist  überdies  dabei  nicht  möglich.  Es  kann  so 
kommen,  daß  für  die  eine  Gruppe,  in  der  etwa  ein  reich- 
liches Angebot  guter  Kräfte  besteht,  ein  im  Verhältnis  zu 
entspi-echenden  anderen  örtlichen  Betrieben  ungewöhnlich 
hoher  Lohn  gezahlt  wird,  während  es  gleichzeitig  dabei  nicht 
möglich  ist,  andere  Gruppen  so  hoch  zu  entlohnen,  wie  es  die 
günstige  Wirtschaftslage  dort  erf ordert.  Es  sind  dann  wirk- 
lich gute  Kräfte  für  die  Eisenbahnverwaltung  nicht  zu  ge- 
winiien.  Es  dürfte  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  hier 
auch  eine  enge,  nicht  immer  schaff  erkannte  Beziehung  zu 
der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Eisenbahnwerkstätten 
vorhanden  ist.  Selbstverständlich  macht  sich  diese  Erschei- 
nung in  den  veirschiedenen  Gegenden  je  nach  der  Lage 
des  Arbeitsmarkteis  und  den  isonstigen  Zuständen  verschieden 
stark  bemerkbar,  und  man  muß  sich  vor  Verallgemeinerung 
hüten.  (Schluß  folgt.) 

*)  Von  diesem  Standpunkt  aus  pflichte  ich  Q  u  a  a  t  z  durch- 
aus bei,  der  wenn  auch  auf  ganz  anderem  Wege,  ebenfalls 
zu  dem  Schluß  kommt,  daß  „es  an  der  Zeit  ist,  die  Wirt- 
schaftsgebiete, die  sich  im  deutschen  Verkehrsleben  deutlich 
abzeichnen,  auch  zu  entsprechenden  Verwaltungsbezirken  zu- 
sammenzufassen."   (Nr.  36,  S.  371  d.  Bl.) 


Zur  Aufstellung  direkter  Eisenbahntarife. 

Von  Dr.  Schrecker,  Inspektor  der  Buschtiehrader  Bahn,  Prag. 


Die  meisten  direkten  Eisenbahntarife  sind  gegenwärtig  auf- 
gehoben. Daß  dieser  Zustand  nicht  fortbestehen  kann,  ist 
jedermann  klar,  Wenn  nun  darangeganijen  werden  soll,  neue 
direkte  Tarife  herzustellen,  so  ist  wohl  eine  Untersuchung 
am  Platze,  ob  die  heutige  Art  der  Tarif bildung  zweckent- 
sprechend ist,  und  ob  sie  nicht  Vereinfachungen  verträgt. 

-Jeder  Fachmann  weiß,  wie  schwierig  es  heute  ist,  einen 
direkten  Tarif  aufzustellen.  Es  müssen  zeitraubende  Be- 
rechnungen gemacht  werden,  dahingehend,  den  billigsten  Be- 


förderungsweg zu  finden.  Dieser  ist  nicht  für  alle  Tarif- 
klassen der  gleiche,  so  daß  alle  Wege  in  Betracht  gezogen 
werden  müssen,  bei  denen  eine  Wahrscheinlichkeit  vorhan- 
den ist,  daß  sich  bei  irgend  einer  Tarifklasse  der  billigste 
Frachtsatz  ergeben  könnte.  Daneben  gibt  es  Verkehrs- 
leitungstabellen, in  welchen  die  Wege  bezeichnet  sind,  über 
die  die  Sendungen  zu  laufen  haben.  Wenn,  was  meistens  der 
Fall  ist,  der  Leitungsweg  mit  dem  Tarifbildungsweg  nicht 
zusammenfällt,  so  ist  die  Aufstellung  der  Anteilstabellen  ein 
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weitere«  schwi'Orig'es  Kapitel.  Die  Schwiterigkeit  d«r  Aufstel- 
lung  und  Verteilung:  bringt  es  mit  sich,  daß  gegenwärtig  nur 
diie  wichtigsten  Verbindungen  mit  direkten  Tarifen  aus- 
gerüstiet  sind,  während  es  doch  anzuistreben  ist.  daß  die 
meisten,  wenn  nicht  alle  Verbindungen  direkte  Tarife  haben. 
Das  Ideal  der  direkten  Tarife  sind  die  Schnittarife,  da  hier 
mit  verhältnismäßig  wenig  Zahlen  viele  Verkehrsverbindun- 
gen getroffen  werden,  doch  ist  deren  Herstellung  nur  dort 
möglich,  wo  sich  die  Tarifsätze  für  alle  Klassen  leiner  Ver- 
kehrsverbindung über  gleiche  Wege  bilden. 

Die  Art  und  Weise,  wie  direkte  Tarife  heute  gebildet  wer- 
den, läßt  sich  nur  geschichtlich  erklären.  In  den  Anfängen 
der  Eisenbahnzeit  gab  es  zwischen  den  Bahnen  einen  heftig'en 
Konkurrenzkampf.  Jede  Bahn  suchte  den  Verkehr  möglichst 
auf  ihre  Linien  zu  leiten.  Zur  Beseitigung  dieses  Kampfes 
wurden  die  Tarifkartelle  gegründet,  deren  Grundsatz  die 
Gleichstellung  der  Tarifsätze  aller  Wege  und  die  Übernahme 
des  billigsten  Frachtsatzes  auf  alle  Kartellwege  ist.  Dem 
Publikum  gegenübrer  ist  dieses  Verfahren  in  höchstem  Grade 
ungerecht,  und  volkswirtschaftlich  bildet  es  eine  ungerecht- 
fertigte Bevorzugung  der  Orte  mit  mehreren  Bahnen,  die  eljen 
durch  die  mehreren  Bahnen  ohnehin  schon  im  Vorteil  sind. 
Ein  Beispiel  mag  dies  näher  erläutern :  Zwischen  A  und  B 
bestehen  zwei  Bahnen;  die  Entfernung  über  C  beträgt  500  km 
und  die  über  D  60O  km.  Die  Fracht  von  A  nach  B  muß  für 
.^)0O  km  gerechnet  werden,  dagegen  die  Fracht  für  einen  auf  der 
Strecke  A-D-B  gelegenen  Ort  E.  der  geogra7)hisch  viel  näher 
an  A  liegt,  ebenfalls  für  500  km.  Dies  ist  eine  wirtschaft- 
liche Ungerechtigkeit  für  den  Ort  E.  Beim  Bau  neuer  Bah- 
nen kommt  diese  Erscheinung  noch  viel  klarer  zum  Vor- 
schein. Zwischen  A  und  B  besteht  z.  B.  eine  einzige  Bahn- 
linie von  1000  km  Länge.  Zur  Verbesserung  der  Verbindung 
zwischen  A  und  B  wird  mit  großen  Kosten  eine  direkte  Linie 
gebaut,  die  nur  700  km  lang  ist,  so  daß  die  Frachten  von  A 
nach  B  auf  der  neuen  Linie  viel  rascher  befördert  werden 
können.  Man  sollte  meinen,  daß  die  Fracht  auf  der  neuen 
Linie,  die  mit  so  großen  Kosten  gebaut  wurde,  und  die  dem 
Verfrachter  solche  Vorteile  bietet,  höher  oder  zumindestens 
gleich  hoch,  wie  auf  der  alten  Linie  sein  wird.  Nein,  gerade 
das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Nicht  nur,  daß  die  neue  Linie 
billiger  ist  (denn  es  kann  bei  der  heutigen  Art  der  Fracht- 
berechnung nur  für  700  km  gerechnet  werden),  es  muß  auch 
die  Fracht  für  die  alte  Linie  von  1000  km  auf  700  km  herab- 
g>esetzt  werden,  so  daß  die  Eisenbahn  trotz  der  aufgewandten 
Kosten  einen  Frachtausfall  hat.  Diese  Art  der  Fracht- 
berechnung  war  nur  solange  begründet,  wie  die  einzelnen 
Bahnen  miteinander  in  Wettbewerb  standen.  Heute,  wo  fast 
alle  Bahnen  verstaatlicht  sind  und  sich  die  übrigen  Bahnen 
zu  sogenannten  Gemeinschaften  (z.  B. :  deutsche  Gemein- 
schaft, österreichische  Gemeinschaft  und  wohl  auch  bald 
tschechoslowakische  Gemeinschaft)  zusammengeschlossen 
haben,  ist  es  nicht  mehr  notwendig,  diesen  volkswirtschaft- 
lich ungesunden  Zustand  aufrechtzTierhalten.  Muß  es  unter 
diesen  Verhältnissen  immer  der  billigste  Weg  sein,  über  den 
ein  direkter  Tarif  berechnet  werden  muß?  Der  Eisenbahn- 
behörde, der  das  Recht  eingeräumt  wird,  die  Höhe  der  Tarife 
festzusetzen,  kann  doch  wohl  auch  das  E  e  c  h  t  gegeben 
werden,  zu  bestimmen,  über  welchen  Weg 
der  Tarif  zu  rechnen  ist.  Wir  schlagen  daher  vor: 
Geradeso,  wie  gegenwärtig  der  Verkehrsleitungsweg  zwischen 
den  einzelnen  Bahnen  vereinbart  wird,  so  is o  1 1  künftig- 
hin der  Weg  zwischen  den  Bahnen  verein- 
bart werden,  auf  dem  der  Tarif    zu  rechnien 


ist.  Meistens  wird  es  der  kürzeste  Weg  sein,  und  oft  wird 
er  mit  dem  Verkehrsleitungsweg  zusammenfallen. 

Der  Vorteil,  der  sich  aus  die.ser  Art  der  Berechnung  der 
direkten  Tarife  ergeben  würde,  wäre: 

1.  eine  ungeheure  Vereinfachung  bei  der  Aufstellung  der 
direkten  Tarife.  Es  würde  nämlich  genügen,  die  Anteile  auf 
dem  Tarifbildungsweg  einfach  zusammenzustoßen,  da  sich 
nicht  mehr  .iede  einzelne  Tarifklasse  und  vielleicht  noch 
.ieder  einzelne  Ausnähmetarif  über  einen  anderen  Weg  bilden 
würde ; 

2.  würde  es  möglich  sein,  .-jede  einzelne  Station  mit  Schnitt- 
frachtsätzen nach  allen  für  sie  in  Betracht  kommenden  Grenz- 
stationen zu  versehen.  Dadurch  würde  eine  überaus  große 
Anzahl  von  Verbindungen  mit  direkten  Frachtsätzen  versehen 
werden  können,  so  daß  dann  die  Umkartierung  die"  Ausnahme 
bilden  würde.  Größere  Stationen,  denen  die  Tarifbehelfe  zur 
Verfügung  ständen,  könnten  sogar  sich  den  direkten  Fracht- 
satz allein  berechnen,  ähnlich  wie  sie  es  heute  beim  Eeise- 
gepäck  tun.  Denn  beim  Eeisegepäck  gilt  schon  heute  der 
Grundsatz,  daß  die  Fracht  auf  dem  Leitungsweg  zu  rechnen 
ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  sich  über  einen  anderen 
Weg  billiger  stellt.  Voraussetzung  der  vorgeschlagenen  Art 
der  Aufstellung  direkter  Tarife  ist  .iedoch,  daß  als  Grund- 
satz in  den  betreffenden  Tarifen  ausgesprochen  wird,  daß  iii 
den  Verkehrsverbindungen,  für  die  direkte  Frachtsätze  be- 
stehen. Umkartierungen  nicht  vorgenommen  werden  dürfen. 
Bei  Weitersendungen  und  Neuaufgaben  müßte  .iedesmal  dei' 
direkte  Frachtsatz  hergestellt  werden,  wenn  er  teuerer  ist  als 
die  Umkartierung.  Auch  könnte  bei  Neuaufgaben  ohne  Um- 
ladung außerdem  Reugeld  angerechnet  w.erden.  Eine  Ee- 
expedition  zum  Zwecke  der  Erlangung  einer  billigeren  Um- 
kartierung. die  sich  übrigens  wegen  der  hohen  Kosten  der 
Einlagerung  und  Ver-  und  Ausladung  nur  selten  lohnen 
würde,  wäre  zu  verbieten  und  mit  einem  Frachtzuschlag  zu 
bestrafen. 

Ein  dritter  Vorteil,  der  sich  bei  Annahme  dieses  Vor- 
schlages ergeben  würde,  wäre  eine  gewisse  Stetigkeit  irv  den 
direkten  Tarifen.  Nicht  .ieder  Bau  einer  neuen  Bahnlinie, 
nicht  .iede  noch  so  unbedeutende  Tarifermäßigung  oder  Kurs- 
differenz würde  gleich  das  ganze  Tarifgebäude  umstürzen. 

Gegenwärtig  ist  .ieder  Tarif  wertlos,  der  sich  durch  eine 
billigere  Umkartierung  unterbieten  läßt.  Nach  diesem  Vor- 
schlage würde  dies  nicht  der  Fall  sein.  Wenn  wir  nur  ins 
Auge  fassen,  daß  gegenwärtig  der  Kronenkurs  so  schwan- 
kend istp  daß  wir  nicht  einmal  für  die  Dauer  von  24  Stunden 
richtige  Tarife  machen  können  und  daß  wir  uns,  wie  dies  im 
Kohlenverkehr  bereits  beschlossen  ist,  mit  festen  Zuschlägen 
werden  behelfen  müssen,  welche  selbstverständlich  ungenau 
sind  und  ,ie  nach  dem  Kurse  billigere  Umkartierungen  nicht 
ausschließen,  so  ist  dieser  Vorschlag  doppelt  empfehlenswert.. 
Und  wenn  schließlich  .iemand  einwenden  sollte,  die  hier  vor- 
g-ie-schlagenen  Maßnahmen  iseien  noch  niemals  erprobt  worden 
und  bedürften  daher  einer  ganz  besonders  reiflichen  Er- 
wägung, so  verweise  ich  zum  Beweise  des  Gegenteils  auf 
folgende,  im  Allgemeinen  Tarifanzeiger  vom  31.  März  1918. 
Nr.  14  A?eröff entlichte  Kundmachung :  „Dier  am  1.  April  1918 
in  Kraft  tretende  Nachtrag  2  zum  Gemeinsamen  Heft 'für  den 
Wechsel  verkehr  deutscher  Bahnen  enthält  u.  a.  eine  Be- 
stimmung, wonach  beim  Bestehen  direkter  Fracht- 
sätze für  Kohlen,  Koks  und  Briketts  nach  österreichischen 
und  ungarischen  Stationen  die  Umbehandlung  oder  Neuauf- 
gabe unter  Anwendung  der  für  die  deutsch-österreichischen 
Grenzstationen  bestehenden  Frachtsätze  ausgeschlossen  Avird." 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Die  bevorstehende  Auflösung  der  Dienststelle  des  Chefs 
des  Feldeisenbahnwesens  hat  ihrem  .ietzigen  Leiter  zu  fol- 
.gendem  Erlaß  Arylaß  gegeben:  .,Mit  der  in  Kürze  erfolgen- 
den Auflösung  der  Obersten  Heeresleitung  Avird  auch  die 
Dienststelle  des  Chefs  des  Feldeisenbalmwesens,  an  deren 
S]>ilzo  ich  fast  2^li  Jahre  gestanden  habe,  ihre  Täti.gkeit  ein- 
stellen. Trotz  des  ungünstigen  Ausgangs  des  Krieges  sehe 
ich  mit  besonderer  Genu.gtuung  und  aufrichtiger  Anerken- 
nung auf  die  hervorragenden  Leistungen,  die  auf  allen 
Kriegsschauplätzen  in  rastloser  Arbeit  und  treuer  Hingabe 
von  allen  Dienststellen  des  Chefs  des  Feldei.^enbahnwesens 
vollbracht  worden  sind.     Di©  mustergültige  Tätigkeit  der 


Militär-Eisenbahn-  nnd  Schiffahi-ts-Behörden  und  die  her- 
vorragenden Leistungen  aller  Eisenbahn-Bau-  und  Betriebs- 
formationen werden  in  der  G-eschichte  des  Krieges  unver- 
gessen bleiben.  Im  besonderen  gedenke  ich  heute  der  zahl- 
ireichen  braven  Augehörigen  meiner  tapferen  Eisenbahn- 
truppen, die  im  Dienste  für  das  Vaterland  in  treuer  Pflicht- 
erfüllung ihr  Leben  .geopfert  haben.  Wir  alle  haben  uns 
den  Ausgang  dieses  gewaltigen  Völkerringens  anders  gedacht. 
Und  doch  wird  .ieder  Angehörige  des  Feldeisenbahnwesens 
mit  Stolz  an  die  Kriegs.iahre  zurückdenken,  in  denen  er  der 
von  meinem  Vorgänger  aufgebauten,  alle  Kriegsschauplätze 
umfassenden  Eiesenbehörde  oder  ihrer  Eisenbahnti-uppe  an- 
gehören durfte.  Die  Erinnerun.g  an  diese  große  und  schwere 
Zeit  kann  uns  keine  feindliche  Lüsrenhetze  rauben.  Die  Ge- 
schichte des  Krieges  wird  einst  die  gewaltigen  Leistungen 
des  Feldeisenbahnwesens  zu  Avürdigen  wissen.  Beim  Schei- 
den aus  meiner  Stellung  und  dem  Übertritt  in  das  Privat- 
leben spreche  ich  allen  Offizieren,  Unteroffizieren  und 
Mannschaften,  Beamten,  Arbeitern  und  sonsti.gen  Bedienst«- 
ten  meinen  Dank  aus  für  die  treue  Mitarbeit,  die  .iene 
.großen  Leistungen  gezeitigt  halx-n." 
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—  Eisenbahnarbeiterlöhne.  Wie  di>e  „P.  P.  N."  hören,  ist 
dem  Preußischen  Landtage  di-e  D-enkschrift  des  Eisenbahn- 
ministers  übet  die  Eisenbahnarbeiterlöhn«  zur  Erledigung 
noch  in  dieser  Tagung  zugegangen. 

—  Reisen  über  die  Ost^enze.  Für' die  Ausreise  über  die 
Ostgi'enze  Deutschlands  sind  soeben  neue  Bestimmungen 
hei  ausgegeben  worden,  die  bei  der  Paßbeschaffung  usw. 
genau  beachtet  werden  müssen.  Zur  Ausreise  ist  danach 
die  Genehmigung  der  Paßstelle  des  Auswärtigen  Amtes  in 
Berlin  erforderlich,  wohin  Gesuche  auf  dem  Instanzenwege 
zu  richten  sind.  Die  Genehmigung  zur  Einreise  nach 
Deutschland  wird  mir  in  dringenden  Ftällen  erteilt;  sie  wird 
nur  folgenden  Personen  gestattet:  die  «ich  als  Deutsche  oder 
Deutschstänunige  zweifelsfrei  ausweisen,  die  Pässe  besitzen- 
d|i©  mit  Sichtvermerken  der  im  Osten  vor  kurzem  noch 
tätigen  oder  noch  bestehenden  diplomatischen  oder  konsula- 
rischen Vertretungen  ver.sehen  sind,  endlich  solcheii  Per- 
sonen, die  eine  besondere  Einreisegenehmigung  des  Aus- 
wärtigen Amtes  (Paßstelle)  besitzen  oder  erhalten. 

—  Schülerkarten  auf  der  Eisenbahn  für  Hochschüler.  Mit 

sofoitiger  Gültigkeit  werden  die  Bestimmungen  über  den 
Verkauf  von  Schülermonatskarten  auf  der  Eisenbahn,  di«  im 
Staatsbahn-Personen-  und  Gepäcktarif  enthalten  sind,  ge- 
ändert. Bisher  waren  die  Besucher  von  Hochschulen  von 
der  Benutzung  der  Eisenbahn  mit  Schülermonatskarten  aus- 
geschlos.sen.  Die  Änderung  des  Tarifes  rärrmt  nun  auch  Be- 
suchern und  Besucherinnen  von  Hochschrrlen  das  Recht  der 
Benutzung  der  Schülerkarteir  ein.  Die  neuen  Bestimmungen 
über  die  Benutzung  von  Schülerkarten  lauten  in  der  jetzt 
giltigen  Fassung :  „Schülerkarten  2.  und  .3.  Klasse  werden  im 
gleichen  Umfange  wie  Monatskarten  an  die  Besucher  und 
Besucherinnnen  von  Hochschulen,  von  höheren  und  niederen 
Schulen,  Fortbildungs-,  Gewerbe-  und  Handelsschulen  und 
zwar  auch  privaten  Lehranstalten  sowie  zum  regelmäßigen 
Besuche  von  Kursen  zur  Erlernung  von  häuslichen  oder 
Handarbeiten,  für  Zöglinge  von  Lehrer-  und  Lehrerinnen- 
Seminaren,  Präparandenanstalten  und  Konfirmanden  ausge- 
fertigt. Sie  werden  auch  an  erwachsene  oder  selbständige 
Personen  zum  Besuche  von  Fortbildungs-,  Gewerbe-  und 
Fachschulen,  auch  zum  Besuche  von  Einzelunterricht,  ferner 
zum  Besuche  von  Fortbildungskursen  für  Lehrer  und  Hand- 
werker ausgegieben.  sofern  der  Unterricht  lediglich  die  Aus- 
bildung für  einen  künftigen  Beruf  oder  Erwerb  bezweckt." 
Nach  diesen  neuen  Bestimmungen  dürfen  nunmehr  auch  die 
Besucher  und  Besucherinnen  von  akademischen  Anstalten, 
Universitäten,  Technischen  Hochschulen,  Konservatorien  usw. 
Schülermonatskarten  benutzen, 

—  Eisenbahnunj2;lück  auf  dem  Stettiner  Vorortbahnhof  in 

Berlin.  Auf  dem  Stettiner  Vorortbahnhof  in  Berlin  über- 
fuhr der  Vorortleerzug  104  vom  Gesundbrunnen  am»  20.  d.  M. 
um  6  Uhr  21  Minuten  vormittags  den  Prellbock.  Von  den 
auf  dem  Querbahnsteig  hinter  dem  Prellbock  wartenden  Rei- 
senden wurden  zwei  Geschwister  lebensgefährlich,  vier  an- 
dcr-e  Personen  leichter  verletzt.  Die  beiden  schwerverletzten 
Geschwister  sind  ihren  Verletzungen  alsbald  erlegen.  Der 
Betrieb  wuide  mit  geringen  Verspätungen  aufrecht  erhalten. 

—  Die  Betriebskrankenkasse  I  der  bayerischen  Staatseiscn- 
bahnverwaltung  (rechtsrheinisches  Netz)  hat  «oeben  ihren 
Bericht  für  das  Jahr  1918  veröffentlicht,  aus  dem  hervor- 
geht, daß  sich  die  Verhältnisse  der  Kasse  gegenüber  dem 
Jahr  1917  erheblich  ungünstiger  gestaltet  haben.  Die  An- 
zahl der  Mitglieder  betrus"  im  Jahresdurchschnitt  28,808 
(26  814).  davon  25  704  (23,609)  versicherungspflichti  ge  und 
3104  (3205)  freiwillig  Versicherte.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
ist,  demnach  bei  den  Versicherungspflichtigen  erheblich  ge- 
stiegen, während  sie  bei  den  freiwillig  Versicherten  etwas 
abgenommen  hat.  Die  Jahreseinnahme  bezifferte  sich  auf 
2  315  420  (1  707  814)  M,  die  Jahresausgabe  auf  2^78  498 
(1  730  864)  Jl,  die  Mehrausgabe  daher  auf  563  078  (23  050)  J{, 
die  aus  der  Rücklage  gedieckt  werden  konnte.  Die  Haupt- 
Hr.sache  dieses  Ausfalls  liegt  in  dem  durch  die  wiederholten 
Gripi>eepidemien  verursachten  außergewöhnlichen  Kranken- 
stand und  der  dadurch  entstandenen  erhöhten  Ausgabe  an 
Krankengeld.  Die  Rücklage  betrug  Ende  des  Jahres  1918 
1,978  005  (2  600  720)  J{  und  überstieg  den  gesetzlichen  Min- 
destbetrag (durchschnittliche  Jahresausgabe  der  letzten  drei 
Jalire)  um  492  374  (1.181  428)  Jl .  An  Beiträgen,  die  auch 
m  Jahr  1918  auf  4  %  des  Grundlohnes  fest  besetzt  waren, 
wurden  entrichtet  r  von  den  versicherunoBflichtio-en  Mit- 
.gliedem  1  358  720  C918  6,52)  M  —  .52.86  (38.91)  M  auf  1  Mit- 
glied, von  der  Verwaltung  679  i?62  (459.326)  .M  —  26,43 
n9.46)  M  auf  1  Mitglied,  von  den  freiwilligen  Mitgliedern 
160  866  (163  572)  Ji  =  51,83  (51,04)  M  auf  1  Mitglied.  Die  auf 


1  Mrtglred  entfallende  Höhe  der  Beträge  ist  demnach  bei 
den  versicherungspflichtigen  Mitgliedern  und  bei  der  Ver- 
waltung erheblich  gestiegen,  was  auf  die  verschiedenen 
Lohnerhöhungen  und  dadurch  bewirkten  Vorrückungen  in 
höhere  Lohnklassen  zurückzuführen  ist,  Avährend  sie  bei  deu 
freiwillig  Versicherten  fast  gleich  geblieben  ist.  Die  Kran- 
kenbehandlung durch  Ärzte  usw.  erfoiderte  eine  Ausgabe  von 
478  207  (423  540)  Ji  =  16,60  (15,80)  J{  auf  1  Mitglied,  wäh- 
rend die  Ausgabe  für  Arzneien  und  Heilmittel  232  484 
(144  249)  J(  =  8,07  (5,38)  J{  auf  1  Mitglied  betrug.  Die  Aus- 
gaben für  ärztliche  Behandlung  wipiseii  idahjer  gegenüber 
1917  eine  Steigerung  um  54  607  J/,  jene  für  Arzneien  und 
Heilmittel  eine  solche  um  8?  235  J(  auf.  Letztere  Steigerung 
ist;- neben  der  Erhöhung  des  Krankentx'staudes  auch  auf  die 
zimehmende  A^erteuerung  aller  Arzneimittel  zurückzuführen. 
Eine  gewaltige  Steigeiung  halsen  die  Ausgaben  an  Kranken- 
geld, das  seit  1.  August  1918  nach  einer  Wartezeit  von  sechs 
Monaten  sonst  des  Grundlohnes  beträgt,  erfahren.  Au 
Krankengeld  bei  häuslicher  Verpflegung  wurden  nämlich 
gezahlt  1783  364  (883  946)  Ji  =  61,90  (32.97)  Jl  auf  1  Mit- 
glied =  76,58  (53,52)  Jl  auf  1  Krankheitsfall  =  3,75  (2,51)  M 
auf  1  Erkrankungstag.  An  Krankengeld  insgesamt  ist  dem- 
nach im  Jahre  1918  gegenüber  1917  der  Betrag  von  .899  418  Jl 
(auf  1  Mitglied  um  28,93  Jl)  mehr  verausgabt  worden.  An 
Wochengeld  wurden  22  3  77  (14  840)  M,  an  Scliwangerengeld 
1907  (1220)  Jl.  an  Stillgeld  6288  (4666)  Jl,  an  Hausgeld  54  708 
(29  814)  Ji  und  an  Sterbegeld  114  S82  (65150)  Jl  —  3,99  (2,43) 
Mark  auf  1  Mitglied  .gezahlt.  An  Krankheitsfällen  trafen 
auf  100  versicherungspflichtige  Mitglieder  88,50  (68,09).  auf 
100  versicherungsberechtigte  Mitglieder  17,36  (13,79),  au'f  100 
Mitglieder  überhaupt  80,84  (61,60),  Avährend  an  Krankheits- 
tagen entfielen  auf  1  versicherungspflichtiges  Mitglied  17.71 
(14,16).  auf  1  versicherungsberechtigtes  Mitglied  6,56  (5,58). 
auf  1  Mitglied  überhaupt  16,51  (13.13).  Es  haben  demnach 
sowohl  die  Krankheitsfälle  als  auch  die  Krankheitstage,  na- 
mentlich aber  erstere,  besonders  bei  der  versicherungs- 
pflichtigen Mitgliedern  .gegen  das  Vor.iahr  eine  sehr  starke 
Zunahme  erfahren.  Sterbefälle  traten  ein  bei  den  Kassen- 
mitgliedern 306  (237)  =  10,62  (8.84)  auf  1000  Mitgliedern  und 
bei  den  Familienangehöri.geu  709  (630)  =  24,61  (23,50)  auf 
1000  Mitglieder.  Auch  hier  zeigt  sich  eine  Zunahme  sowohl 
bei  den  Mit.gliedern  als  bei  den  Familienangehörigen. 

Von  besonderem  Interesse  sind  noch  die  Verhältnis.se  der 
weiblichen  Versicherten.  An  isolchen  waren  im  Durchschnitt 
vorhanden  6258  (5208),  davon  5781  (4797)  Versicherungs- 
pflichtige und  477  (411)  freiwillig  Versicherte.  Auf  100 
weibliche  Mitglieder  trafen  an  Krankheitsfällen  81,54  (62.58) 
gegenüber  80,64  (61,36)  bei  männlichen,  auf  1  weibliches 
Mitglied  an  Krankheitstagen  15,55  (11.93)  .gegen  16.78  (13,42) 
auf  1  männliches  Mitglied  ;  die  weiblichen  Mitglieder  waren 
daher  häufiger,  .iedoch  kürzere  Zeit  krank  als  die  männ- 
lichen. 

—    Straßburffcr    Straßenbahn-Gesellschaft    in  Magdeburg. 

Von  dJeser  Verwaltung  ist  für  die  in  ^Baden  gelegenen 
Nebenbahnen  Kehl-Bühl,  Kehl-Ottenheim-Altenheim-Offen- 
burg  und  Rastatt-Schwarzach  unter  der  Bezeichnung:  „Strall- 
burger  Straßenbahngesellschaft,  Abteilung  Baden"  in  Kehl 
ein  besonderer  Verwaltungsbezirk  geschaffen  worden.  Di^t> 
betreffende  Abteilung  ist  ermächtigt,  den  Schriftwechsel  mit 
den  übrigen  Eisenbahnverwaltungen  und  mit  den  Aufsichts- 
behörden selbständig  zu  führen.  Bei  der  .genannten  Alilci- 
lung  ist  ein  Verkehrsbüro  errichtet  worden,  welches  den  Er- 
mittlungsdienst und  die  Kontrolle  und  Abrechnungsgeschäfte 
für  die  oben  bezeichneten  Nebenbahnen  besor.gt.  Der  ge- 
samte Schriftwechsel  ist  daher  nicht  mehr  an  die  Direktion 
in  Straßburg,  sondern  an  die  vorgenannte  Abteilung  in  Kehl 
zu  richten. 


Deutschösterreicb . 

—  Erhöhung  der  Gütertarife.  Das  „Neue  Wiener  Tag- 
blatt" schreibt:  Das  stetige  Anschwellen  der  Preise  für 
Kohle  und  andere  Betriebsmaterialien  sowie  der  Personal- 
auslagen bringt  es  mit  sich,  daß  ungeachtet  der  seit  Kriegs- 
ausbruch bereits  getroffenen  Tarif  maßnahmen  die  Ein- 
nahmen aus  dem  Eisenbahnbetriebe  weit  hinter  den  Aus- 
gabeif  zurückbleiben.  Die  deutschösterreichische  Staats- 
eisenbahnverwaltung beschäftigt  sich  im  Hinblick  darauf, 
wie  wir  vernehmen,  mit  der  Frage  der  Erhöhung  der  Eisen- 
bahngütertarife. Darüber,  ob  und  in  welchem  Ausmaße  eine 
solche  Erhöhung  durchgeführt  werden  soll,  ist  allerdin.gs  bis- 
her noch  keine  Entscheidun.g-  .getroffen  worden,  und  es  ist 
als  wahrscheinlich  zu  erachten,  daß  eine  Verteuerung  der 
Frachtkosten  arrf  den  deutschösterreichischen  Staatsbahnen 
nicht  vor  dem  Herbst  eintreten  wird. 
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Zeituni;  des  Vereins 
Deutseber  EiseobahnTerwaltungen. 


Bekaiiutlich  ist  bereit»  mit  Wirksamkeit  vom  1.  d.  M.  auf 
den  Bahn<>a  im  t  s  c  h  e  c  h  o  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  le  n  Staate,  und 
am  16.  Mai  d.  .7.  auf  den  südslawischen  und  bosnisch-herce- 
sjovinisch'eu  Eisenbahnlini^en  ■eine  hund'Crtproz'entige  Ei- 
höhuni;-  der  Tarif«  für  d'Cn  Eisenbahn^jüterverkehr  zur  Ein- 
fühiuui;'  nflan^jt.  Auf  den  tscbecho^slowakiseheu  und  «üd- 
slawisfli^en  Staatsbahnlinien  standen,  soweit  «ie  einen  Be- 
slandt'cil  der  vormali^'en  österr<>ichisch'eu  Staalsbahuen  ffe- 
hildet  haben,  vor  der  Durohführun^i'  der  erwähnten  Tarif- 
■erhöhunS'en  die  g^leichen  Tarife  in  G'eltuuo',  wie  si«  o;'eo;.en- 
wärti.o'  auf  df'n  dcutschöstcrreichischen  Staatsbahnen  zur  An- 
AA-enduno-  ^jelang-en,  da  für  alle  'eh-emalig-eu  österreichischen 
Staatsliabnstrecken  der  Lokalg'ütertarif  der  vormalio-en  öster- 
reichischen Staatsbahn'Cn  aufrecht  ■erhalten  worti^eu  ist.  Diei-^e 
Tariferhöhunoen  haben  zur  Folo*,  daß  auf  den  Staatsbahn- 
str^eckini  im  tscbecho-slowkischen  Staate  und  in  Südslawicn 
nunmehr  um  100  %  höhere  Tarife  einiiehobeii  werden,  als 
auf  (ku  deutschösterreichischen  Staatsbahnlinien.  In  V  n  - 
.ararn  -sind  die  Eisenbahug-ütertarife  ab  16.  Juni  um  200  % 
erhöht,  worden. 

Bezüglich  der  Fragf,  ob  die  Tariferhöhung'  der  Beratuu"; 
in  einem  StaatseisiCubahnrate  unterzoo'^en  w^erden  wird,  ist 
zu  bemerkten,  daß  zwai  im  Februar  1919  mit  einer  Vollzuos- 
anweisun^i'  (tcs  Staatsamt>es  für  V^erkehrswesen  ein  vorläu- 
fig'er  StaatseiS'Cubahnrat  bcistellt  wurd'C,  daß  aber  .siegen 
di^esen  geplanten  vorläufio-en  Staatseis'enbahnrat  in  der 
Öffentlichkeit  so  schwerwietjende  Bedenken  laut  oewoideu 
sind,  daß  Staatssekretär  Paul  sich  entschlossen  hat,  auch 
schon  den  als  tlbero-ano^s^einrichtuno-  o-edachten  vorläufiK'en 
Beirat  d>es  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  auf  eine  neue 
und  endi;-ülti,üe.  den  seäuderten  und  staatsrechtlichen  V^er- 
hältni.sseu  ■entspi  echeude  Grundla,u-e  zu  'Stellen  und  hierbei 
auch  der  s^either  ■erfolgteu  Erweit^eiime;  des  Wirkung-skreises 
des  Staatsanites  für  A^erkehrswesen  E'Cchnung  zu  tragen.  Di^e 
A'orarbeiten  für  eine  solche  Ausgestaltung  des  vorläufigen 
B'cirat^es  des  Staatsamtes  sind  im  Zuge,  und  -es  wird  von 
d'cm  Fortschritte  dersellien  althängen,  ob  und  wann  sich  der 
neue  Staatseisenbahnrat  mit  der  Reform  der  tiütertarife  be- 
fa.s.sen  wird. 

—  Voraussendung  aoii  Gepäckstücken.  Zur  Erleichterung 
der  Gepäckliehaudlung  können  die  Reisenden  für  die  Dauer 
d'Cr  ITauptreis'Czeit  wie  im  Vorjahre  in  den  Stationen  Wien 
Westbahnhof  und  Wien  Franz  Joseph-Bahnhof  ihr  Reise- 
gepäck nach  Stationen  der  deutschösterreichischen  Staats- 
bahnen  bereits  an  den  lieiden  der  Abreise  vorangehenden 
Tagen  aiifgrund  der  im  Vorverkaufe  gelösten  Fa,hrkarten 
aufgeben.  Die  auf  die.S'e  Art  aufgelieferten  Gepäckstücke 
•.Verden  mit  entsprechenden  Zügen  vorausgesandt.  Es  wird 
■empfohlen,  von  dieser  Erleichterung  nach  Möglichkeit  Ge- 
brauch zu  machen  und  auf  den  tiepäckstücken  den  vollen 
Namen  der  Reisenden  und  den  Bestimmungsort  ersichtlich 
zu  machen.  Bei  Voraus-s^endung  soll  auch  der  A^ermerk 
„Gepäckvorau'ssendung"  angel>racht  werden. 

—  Abschluß  eines  Kohlenlieferungsvertraffes  mit  Deutsch- 
land. Die  deutschösterreichische  Regierung  ist  in  den  letzten 
Tagten  an  die  deutsche  Regierung  herangetreten,  um  jene 
Alaßnahmen  zu  erörtiern,  deren  Durchführung  infolge  der. 
verhängnisvollen  G^estaltung  der  Kohlenversorgung  Deutsch- 
österreichs äußerst  drin.gend  erscheint.  Die  Verhandlungen 
haben  das  eifreuliche  Ergebnis  g'ehabt,  daß  Deutschland 
trotz  seiner  äußerst  schwierigen  Lage  sich  verpflichtet  hat, 
eine  tägliche  Menge  von  7000  t  Kohle  aus  Oberschlesien  zu 
liefern.  Mit  der  Lieferun.g  der  vereinbarten  Kohlenmenge 
wird  man  .sofort  lieginnen,  wenn  die  Beförderungsverhält- 
nisse dies  ermöglichen.  Aus  österreichischen  Fachkreisen 
wird  hierzu  mitgeteilt:  Es  ist  kein  Zweifel,  daß  seitens 
der  deutschen  Regierung  die  beste  Absicht  besteht,  Deutsch- 
öst^erreich  in  seiner  äußerst  bediängten  Lage  ientgiegenzu- 
konuneir  und  von  den  verfügbaren  Kohlen  möglichst  große 
Klengen  zu  liieteir.  Di'Cses  Entgegenkommen  D^eutschlairds 
i.--f  um  so  höher  einzuschätzen.  Avenn  man  bedenkt,  daß  die 
iscliweren  A'erpflichtun.gen.  die  der  deut.schen  Kohlen- 
industrie  durch  den  Fi  iedi  nsvertra,»'  auferlegt  werden,  di-e 
Aussicht'Cn  der  Kohlenversorgung  Deutschlands  selbst  «ehr 
■ernst  gestalt^en.  Die  von  d^er  deutschen  Reoierung  zu.gesagte 
K(dilenmenge  wiird-e  bei  Einhaltung  des  Vertrages,  dessen 
Erf  iillungsmöglichkeit  A'on  den  vei  scliiedensten  Vgraus- 
sci/nni^en  abhängig'  ist.  die  Kohlen  Versorgung  Dcutschöster- 
reiehs  in  der  konimen/len  Winterzeit  vor  dem  drohenden  Zu- 
s a  m m e nb r uch  be  wah re n . 

—  Kaiser  Ferdinands  - Nordbahii.  Kürzlich  wurde  die 
100.  Genieralversnmmlung  dieser  nur  noch  Kohlenwerke  und 
eine  Schleppbahn  betreilrendeir  Gesellschaft  unter  Vorsitz 
dos  Präsidenten  TTarde.gg  abgehalten.    Vor  Eingehen  in  die 


Tagesordnung  hielt  der  Präsident  dem  verstorbenen  General- 
direktor Hugo  Herrmann  einen  warmen  Nachruf  und 
teilte  mit,  daß  die  Obliegenheit  d^es  Generaldirektors  bis  zu 
einer  erfolgenden  Neuregelung  den  beiden  Direktoren  In- 
genieur Dr.  Franz  Pospisil  und  Dr.  Jo.sef  Patzau  zur  eiu- 
vernehmlichen  Arrsübung*  übertragen  'wurde.  Sodann  wurde 
in  die  Tagesordnung  eingegangen.  Ein  Aktionär  legte  gegen 
die  Deutschöstei  reich  zugemuteten  wirtschaftlichen  Friedens- 
bedingungen  Verwahrung  ein  und  warf  sodann  in  längeren 
A,usführung'en  einen  Rückblick  auf  die  Entwicklung  der  Go- 
.sellschaft,  zollte  hierbei  insbesondere  dem  gegenwärtigen 
Präsidenten  sowie  den  beiden  Direktoren  Dr.  Pospisil  und 
Dr.  Patzau  Anerkennung  und  gab  der  Hoffnung  Ausdruck, 
daß  es  dem  Zusammenwirken  dieser  drei  Herren  gelingen 
werde,  die  Nordbahn  wieder  auf  die  Höhe  zu  bringen  und 
einen  besseren  Ertrag  zu  erzielen.  Schließlich  wiederholte  er 
seinen  im  Vorjahre  geäußerten  Wunsch  nach  Umgestaltung 
des  kommerziellen  Dienstes  und  in  Verbindrrng  damit  nach 
Modernisieiung  und  Demokratisierung  der  Verwaltung.  Ein 
Aktionär  beantragte,  dem  Verwaltungsrat  für  seine  umsichtipf'e 
und  erfolgreiche  Tätigkeit  und  Leitung  der  Geschäfte  in 
diesen  schwierigen  Zeiten  den  besonderen  Dank  der  Gene- 
ralversammlung auszirsprechen.  Ein  anderer  Aktionär 
wünscbt'e  Aufklärung  darüber,  Avelches  Schicksal  die  Sozia- 
lisierung dem  Unternehmen  bereiten  werde.  Präsident  Har- 
degg  erwiderte  hierauf,  daß  die&e  Aufkläiung  im  gegenwär- 
tigen Aug>enblick  wohl  nicht  erteilt  werden  könne,  und 
Direktor  Dr.  Josef  Patzau  erklärte,  daß  die  von  dem  Vor- 
redner gemachten  Bemerkungen,  die  auf  die  Friedensbedin- 
gungen abzielen,  natürlich  allgemeine  Sympathien  haben,  aber 
er  glaube  nicht,  daß  es  an  der  Zeit  wäre,  von  hier  aus  einen 
Prot'Cst  dagegen  zu  erheben.  Was  deir  Wunsch  nach  Ver- 
jüngung und  D'Cmokratisierung  der  Verwaltung  betreffe, 
möchte  er  darauf  hinweisen,  daß  durch  die  letzten  Ergän- 
zungen des  Verwaltungsrates  ein  hervorragender  Montanist 
irr  die  A'^erwaltung  aufgenommen  wurde,  ferner  ein  ausge- 
zeichneter Ei.senbahnfachmann,  und  daß  heute  der  Vorschlag 
auf  Wahl  eines  ausgezeichneten  Finanzmannes  tschechischer 
Nationalität  vorliege,  demnach  diesen  Wünschen  gewiß  Rech- 
nung getragnen  wird.  Diese  Vorschläge  und  Ergänzungen  sind 
sachlich,  fachlich  und  demokratisch.  Was  die  Einlösungs- 
rente betrifft,  deren  Ein.gehen  bezweifelt  Averde,  so  bemerke 
er,  daß  die  Verwaltung  alles  mögliche  trre,  um  den  Besitz 
der  Einlösun.gsrente  zu  sichern,  und  daß  die  Aussichten  hier- 
für nicht  ungünstig  seien.  Die  DiA'idende  s^ei  allerdings 
schmal  bemessen,  aber  aus  dem  Geschäftsberichte  sei  zu  ■er- 
sehen, unter  welch  schwierigen  AVrhältnissen  der  Betrieb  sich 
vollziehe.  Es  würd^e  zu  AAcit  führen,  das  alles  wiederzu- 
sreben.  Sämtliche  &ewerkschaften  des  ReA^iers  haben  im  Jahre 
1918  Mindererträgnisse  aufzuweisen,  und  wenn  man  auf  die 
A^on  uns  A^orgenommerren  Abschreibungen  und  Reservierungen 
Rücksicht  nehme,  so  könne  wohl  das  Erträgnis  als  nicht  ganz 
unbefriedigend  bezeichnet  A\'erden.  Der  Jahresbericht  wurde 
einstimmig  zur  Kenntnis  gienommen.  Ebenso  -wurde  der  An- 
trag des  ReAäsionsausschusses,  die  Bilanz  zu  genehmigen  und 
dem  VerAvaltungsrate  Entlastung  zu  erteilen,  einstimmig  an- 
genommen. Auch  die  Anträge  des  Verwaltungsrates  betref- 
fend die  Verwendrrng  des  R'cin.o'ewinnes  gelangten  einhellig 
zur  Annahme.  Sodann  Avurden  die  von  der  Verwaltung  vor- 
g'eschlagenen  Satzungsänderungen  l-ietreffend  die  Verlegung 
des  Sitzes  der  Gesellschaft  nach  Mährisch=Ostrau  mit  Be- 
lassun.g  einer  Zweigniederlassung  in  Wien  iind  betreffend  die 
Führung  der  Fimia,  aus  der  die  Worte  „k.  k.  priv."  entfernt 
AA'erden.  auch  in  tschechischer  und  polnischer  Sprache  mit 
der  erforderlichen  Zweidrittelmehrheit  zum  Beschlüsse  er- 
hoben. 


Ungarn. 

—  Das  ungarische  WarenA'erkchrsbüro,  das  mit  der  Durch- 
führung des  Tauschverkehrs  T^ngarns  mit  dem  Auslande 
betraut  worden  ist,  hat  seine  Wirksamkeit  bereits  aufgenom- 
m'Cn.  Einige  größere  Geschäfte  AAurden  mit  der  Ukraine, 
mit  Rumänien  und  Deutschland  abgewickelt.  Nach  läng^eren 
A''erhandlrrngen  sind  aus  der  Ulu-aine  bereits  40  Wagen  Petro- 
leum eingetroffen.  Auch  aus  Rumänien  sind  Lieferungen 
A^on  1700  Wa.gen  Petroleum  und  700  AVagen  Grubenholz  im 
Gan.ge. 

—  Rej2;eluns;  der  Beförderung-  von  Nahrungsmitteln.  Nach 
einer  Regierungsverordnung  sind  Anträge  auf  Ausstellung 
von  Transportscheinen  bei  der  für  di^e  Aufgabestation  zu- 
ständigien  Verwaltungsbehörde  erster  Instanz  vorzubringen. 
Diese  Behörde  entscheidet  hinsichtlich  der  im  Inlandverkehr 
zu  befördernden   Eisenbahnseudungen     von  Geti^ide..  Mahl-. 
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produktcu,  Kartoffeln,  Si)eck,  Fett,  rohem  oder  aufg^earbei- 
tet'em  Fl-eisch,  Fettstoffea,  Kaff-ee  imd  Zucker  zii  einer 
fe.st^f^s^tzt'Cu  G'ewichtsuieuine.  Sie  kann  f-erner  d-eu  Trans- 
portscliein  ohu-e  Rücksicht  auf  das  G^ewicht  ausstellen,  wenn 
die  W€it^rbeförd<?rnn.t;'  von  d^er  Bahn  auf  eui  Schiff  oder 
iun.i>ek€hrt  geschieht.  Bei  Beförderung'  mit  Handkraft  oder 
im  Haudoepäck  oder  mit  Ach&e  ist  «in  Transportschein 
nicht  notwendig,  doch  ist  auch  hier  die  Prüfung  des  Ur- 
sprungs und  der  Bestimmung  der  Sendung  statthaft;  für  die 
aus  Budapest  über  die  Landesgrenze-  zu  befördernden  Nah- 
rungsmittel sind  Transportscheine  erforderlich. 


Südslavisches  Gebiet. 

—  En'ichtung:  eines  Kommissariats  für  die  S.  K.  S.  Eisen- 
bahnen in  Laibach.  Nach  einer  beim  D.-ö.  Staatsamt  für 
Verkehrswesen  eingelangten  Zuschrift  hat  das  Verkehrs- 
ministerium in  Belgrad  unter  gleichzeitigem  Widerruf  der 
Bekanntmachung  über  die  Errichtung  einer  CTcneralverkehrs- 
direktion  in  Laibach  die  Staatsbahndirektion  Laibach  dem 
Verkehrsministerium  in  Belgrad  untergeordnet  und  zur  Auf- 
sicht über  die  Privatbahnen,  besonders  über  die  Südbahn  im 
Gebiete  der  Slowenen,  sowie  zur  Überwachung  des  Auto- 
mobilverkehres vorübergehend  ein  „Kommissariat  des  Ver- 
behrsministeriums"  in  Laibach  errichtet. 


Niederlande. 

—  Die  Niederländische  Central-Eisenbahn-Gesellschaft  im 
.lahre  1918,  Nach  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sind  die 
Betriebseinnahmen  gegen  1917  um  737  608  fl.  oder 
14,31  %  gestiegen,  sie  beliefen  sich  im  Berichtsjahre  auf 
5 890 903  f  1.  Bei  den  Betriebsausgaben  war  indes  in- 
folge der  ungewöhnlichen  Teuerungsveihältnisse  eine  weit 
höhere  Zunahme  eingetreten;  diese  beliefen  .sich  im  Jahre 
1917  auf  5  540  888  fl.  und  stiegen  im  Berichtsjahre  auf  6  788  2(51 
fl.,  also  um  22,51  %.  Diese  außerordentlich  starke  Vermeh- 
rung der  Au.sgaben  ist  in  erster  Linie  auf  die  Erhöhung  der 
Löhne  und  Gehälter  für  das  Personal  zurückzuführen.  An 
Teuerungszulagen  allein  wurden  im  Berichtsjahre  739  028  fl. 
gezahlt  gegen  348140  fl.  im  Jahre  1917  und  161074  fl.  im 
Jahre  1916.  Die  Au.sgaben  für  Lokomotivfeuerung  und 
Schmierstoffe  stiegen  gegen  1917  um  43,90  %,  obwohl  die  Zahl 
der  geleisteten  Zugkilometer  von  2  423  879  auf  1  634  739  zu- 
rückgegangen ist.  Die  Mehrausgabe  für  die  Unterhaltung 
des  rollenden  Materials  betrug  28,04  %  gegen  1917.  Infolge 
dieser  hohen  Betriebsausgaben  ergab  sich  für  das  Berichts- 
jahr ein  Fehlbetrag  von  897,358  fl.,  der  um  131,52  %  höher 
war  aLs  im  Vorjahre.  Diese  Summe  ist  A^on  der  Gesellschaft 
für  den  Betrieb  von  Niederländischen  Staatsei.senbahnen  zu 
erstatten.  Außerdem  mußte  der  Staat,  um  eine  Dividenden- 
zahlung zu  ermöglichen,  seiner  bei  der  Mobilmachung  über- 
nommenen Verpflichtung  entsprechend  als  Entschädigung  für 
die  militärische  Beschlagnahme  der  Bahn  den  Betrag  von 
105  650  fl.  an  die  Niederld.  Central-Eisenbahn-Gesellschaft 
zahlen.  Von  dieser  Summe  dient  die  Hälfte  zur  Auslosung 
von  Schuldverschreibungen,  während  die  andere  Hälfte  nach 
Abführung  der  gesetzmäßigen  Rücklage  von  10  %  in  den  Re- 
.servefonds  die  Zahlung  einer  Dividende  von  2  fl.  für  jeden 
Anteil  wie  im  Vorjahre  ei  möglichte. 

Am  Schluß  des  Jahresberichts  wird  noch  erwähnt,  daß  im 
Laufe  des  Berichtsjahres  von  der  Gesellschaft  für  den  Betrieb 
von  Niederländischen  Staatseisenbahnen  (S.  S.)  ein  Anerbieten 
einging,  die  verschiedenen  Strecken  der  Niederländischen 
Centraibahn  in  ihren  Betrieb  übernehmen  zu  wollen,  wobei 
Bin  jährlicher  Reingewinn  von  100  000  fl.  gewährleistet  und 
[lem  Personal  der  Übertritt  in  den  Dienst  der  S.  S.  anheim- 
arestellt  wurde.  Da  in  der  Generalversammlung  am  7.  Februar 
1919  beschlossen  wurde,  auf  dieses  Anerbieten  einzugehen, 
?ing  der  Betrieb  sämtlicher  Linien  der  Niederländischen  Cen- 
traibahn am  1.  Mai  1919  auf  die  Gesellschaft  für  den  Betrieb 
von  Niederländischen  Staatseisenbahnen  über. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Elektrischer  Betrieb  der  belgischen  Eisenbahnen.  Die 

>elgischen  Eisenbahnv-erhältniss-e  sollen,  wie  die  Ztschr. 
1.  V.  d.  Ing.  den  Mitteilungen  des  Reichsbundes  Deutscher 
rechnik  entnimmt,  nunmehr  auf  Grund  von  Beratungen  des 
fesamt-en  Ministerrates  einer  gänzlichen  Neuordnung  unter- 
zogen werden.    Der  Eisenbahnminister  hat  den  Vorschlag 


eines  8onderaus.schusses  über  Einführung  der  elektT-isclieii 
Zugförderung  angenommen,  die  zunächst  auf  den  Strecken 
Brüs.sel-Antwer]X'n,  Brüssid-Luxeniburg  und  Brüssel-Üst- 
<'nde  eingerichtet  werden  soll.  Die  Arbeiten  sollen  Anfang 
nächsten  Jahres  -beginnen.  Dieser  belgische  Plan  geht  weit 
über  die  Bedeutung  hinaus,  die  ihm  als  Unternehmen  inner- 
halb der  Landesgrenzen  zukommt ;  denn  die  zusammengefaß- 
ten Linien  Ostende-Brüssel  und  Brüssel-Luxemburg  ergeben 
bereits  die  Hälfte  einer  neuen  großen  Hauptverkehrsader 
über  Lothringen  und  das  ElsaI5  nach  Basel,  von  wo  sie  ihre 
Fortsetzung  durch  die  Schweiz  über  die  voraussichtlich  dann 
ebenfalls  elektrisch  betriebenen  Durchgangsbahnen,  die  Gott- 
hard- und  die  Simplonbahn  nach  Oberitalien  finden. 

—  Eingleisij2;er  Betiieb  auf  der  Gotthardlinie.  Auf  eine 
Anfrage  teilt  die  Generaldirektion  der  Bundesbahnen  der 
Schweiz.  Veikehrs-Korrcspondenz  mit:  Auf  der  Strecke 
Erstfeld-Bellinzona  mußte  das  eine  Gleis  wegen  der  durch 
das  größere  Gewicht  der  elektrischen  Lokomotiven  beding- 
ten Brückenumbauten  außer  Betrieb  gesetzt  werden.  Diese 
Arbeiten  sind  so  weit  vorgeschritten,  daß  einzelne  Teilstücke 
schon  in  den  nächsten  Monaten  wieder  doppelspurig  befahren 
werden  können.  Nur  zwischen  den  Stationen  Wassen- 
Göschenen  und  Lavorgo-Giornico  wird  der  einspurige  Betrieb 
bis  gegen  die  Mitte  des  nächsten  Jahres  fortdauern.  Der 
Betriebsunterbruch  auf  dem  einen  Gleis  wird  dazu  benutzt, 
die  elektrische  Fahrleitung  anzubringen.  Der  gegenwärtige 
Fahrplan  trägt  diesen  vorübergehenden  Verhältnissen  Rech- 
nung; er  ist  für  eine  einspurige  Bahn  eingerichtet  und 
schaltet  dadurch  die  Gefahren  aus,  die  sonst  mit  dem  zeit- 
weiligen einspurigen  Betrieb  doppelspuriger  Linien  ver- 
bunden sind. 

—  Die  Verspätung  der  Züge  aus  Frankreich.  Seit  Beginn 
des  neuen  Fahi  planes  treffen  die  Personen-  und  Postzüge 
fast  regelmätJig  mit  größeren  oder  kleinören  Verspätungen 
zwischen  40  uird  80  Minuten  au  der  Schweizergrenze  eiir.  Na- 
mentlich empfindlich  sei  die  A'erspätung  des  ersten  Früh- 
zuges, der  die  direkten  Wagen  Paris-Bern  mit  sich  führt 
und  auch  die  Post.  Die  Versioätungen  sollen  von  dem  außer- 
ordentlicherr  Verkehr  auf  den  französischen  Linien  her- 
rühren, die  zum  größten  Teile  überlastet  sind. 

—  Eröffnung  der  Grenzbahn  Bonfol-Pfetterhausen.  Mit 
dem  15.  Juli  ist  gemäß  Fahrplan  die  Bahnstrecke  Bonfol 
nach  dem  ehemals  elsä.ssischen  Orte  Pfetterhausen  (.jetzt 
Perouse)  wieder  dem  Betrieb  übergeben  worden,  doch  sind 
die  Paßvoi  Schriften  immer  noch  in  Kraft.  Auch  direkte 
Fahrkarten  gibt  es  noch  nicht.  Güter,  die  für  Pfetterhausen 
bestimmt  sind,  müssen  gemäß  den  geltenden  Tarifen  nach 
Bonfol-Grenze  abgefertigt  werden  und  dürfen  mit  keinerlei 
Gebühren  für  den  Empfänger  belastet  werden.  Ausfuhr- 
bewilligung, Zolldeklaratiorren  und  eine  Rechnung,  aivs  wel- 
cher der  tatsächliche  Wert  der  Ware  hervorgeht,  müssen 
beigelegt  werden,  wie  auch  der  Betrag  für  die  Spedition 
und  den  Zoll. 


Allgemeines. 

—  Elektrische  Nutzbremsun^>von  Lokomotiven.  Am  27.  Juni 
konnten  die  ersten' von  der  F^hwelt  mit  Spannung  erwarteten 
A'ersuche  der  elektrischen  Bremsung  der  Lokomotiven  mit 
Rückgewinn  der  Energie  der  talfahrenden  Züge  naeh  einem 
neuen  System  der  Maschinenfabrik  Örlikon  auf  der  Nordrampe 
der  Lötschbergbahn  durchgeführt  werden,  und  es  zeigten  schon 
die  ersten  Fahrten  einen  vollen  Erfolg  der  neuen  Methode. 
Die  Proben  wurden  mit  der  zweiten  der  vier  von  den  Schweize- 
rischen Bundesbahnen  für  die  Gotthardbahn  bestellten  Probe- 
lokomotiven bewerkstelligt,  die  ebenso  wde  die  erste  Probe- 
lokomotive von  der  Maschinenfabrik  Örlikon  gemeinsam  mit 
der  Lokomotivfabrik  Winterthur  hergestellt  und  seit  Anfang 
Mai  dem  regelmäßigen  Betrieb  der  erst  kürzlich  für  elektri- 
schen Betrieb  umgebauten  Strecke  Bern-Thun  einverleibt  ist. 
Auf  der  steilen  Rampe  zwischen  Kandersteg  und  Frutigen 
wurde  zunächst  mit  der  leeren  Lokomotive,  sodann  mit  dem 
ganzen  Zuggewicht  von  310  t  talwärts  mit  den  verschiedensten 
Geschwindigkeiten  bis  etwa  70  km,  ohne  Benutzung  der  me- 
chanischen Bremse  oder  von  Belastungswiderständen,  gefah- 
ren, und  es  trat  unmittelbar  die  verblüffende  Einfachheit  der 
Einrichtung  und  Handhabung  und  die  Beständigkeit  der  Rege- 
lung auf  allen  Geschwindigkeiten  hervor.  Es  ist  daher  von 
dieser  Erfindung  für  die  Zukunft  ein  wichtiger  Fortschritt  füi' 
die  Ökonomie  des  elektrischen  Betriebes  zu  erwarten. 
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Zeltunff  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltunsen. 


Amtliche  Bekanntmachungeii. 


1.  Nachruf. 


Deu 


Am  19.  Juli  1919  wurde  im  63-  Lebensjahr  der 

Geheime  Baurat  Georg  Herzog 

durch  einen  jähen  Tod  aus  vollem  Schaffen  herausgerissen. 

Wir  trauern  um  den  Verlust  eines  tüchtigen,  durch  reiche  Gaben  des 
Geistes  und  Gemütes  gleich  ausgezeichneten  Mitarbeiters,  dem  wir  stets  ein 
treues  Andenken  bewahren  werden.  (730) 

Halle  (Saale),  den  20.  Juli  1!)19. 

Der  Piäsident 

und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion  Halle. 


2.  Güterverkehr. 

Westdeutsch  -  südwestdeutscher  Tier- 
verkiehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Juli  1919  wer- 
den die  Sonderjbestimmung'en  über  die 
Überfühiimg  vou  Tiersendungen  nach 
und  vou  ileu  stäiltischen  Schlacht-  und 
Viehhöfen  in  Heidelberg,  Karlsruhe 
und  Mauuhcim  geändert. 

Mit  Gültigkeit  vom  25.  Juli  1919  wer- 
den direkte  Frachtsätz-e  zwischen  den 
Stationen  Polch  und  Kai.ser.slauteru- 
llbf.  eingeführt. 

Nähei'es  bin  den  beteiligten  Dienst- 
stelleu imd  im  Tarifanzeiger  der 
Preußisch-Hessischen  Staatsbahnen. 

Frankfurt  a.  M.,  1.  Juli  1919.  (733) 
Ei&enbahudirektiou. 


Binnen-Gütertarit 
iler    Westfälischen  Landes-Eisenbahn. 

Mit  Gültigk-eit  vom  1.  August  1919 
ab  werden  die  Sätze  'der  Eahnhofs- 
fracht  auf  das  Doppelte  der  bis 
31.  März  1918  gültig  gewesenen  Sätze 
■erhöht. 

Auskunft  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen. 

Lippstadt,  den  11.  Juli  1919.  (734) 
Die  Direktion 
der    Wiestfäliscben  Landes-Eisenbahn. 


(rüterverkehr     mit  Deutschösterreich 
und  darüber  hinaus  gelegenen  Eiseu- 
bahnen. 

Mit  Wirkung  vom  1.  August  1919  ist 
für  Sendungen  mit  direkten  l'raclit- 
briefen  von  allen  deutschen  Stationen 
nach  Stationen  in  Deutschösterreich 
und  weiter  die  Fracht  für  den 
deutschen  Durchlauf  bis  zur.  Grenze 
einschlieiilicji  idier  Ne.beng^ebünren  zu 
frankieren.  Die  für  die  Umbe- 
haudluug  gewählte  deutschösterreichi- 
sche Grenzstation  ist  vom  Versender 
im  Frachtbiief  vorzuschreiben.  Fracht- 
briefe ohne  dieise  Vorschrift  werden 
zurückgewiesen. 

Nachnahmen  aller  Art  (ein- 
schließlich St*empelgebühreu,  deutsche 
Zollabfertigungsgebühren  und  sonstige 
Nebengebühren  aller  Art)  sind  au.s- 
geschlossen. 

Für  den  V'erkehr  mit  DeutiSchöster- 
reich  und  weiter  kommen  die  folgen- 
den bayerischen  Grenzstationen  in  Be- 
1  rächt:  Passau,  Simbach,  Salzburg, 
ScheUeuberg  Landesgrenze,  Griesen 
Landesgrenze,  Pfronten-Steinach  Lau- 
desureuze.  Lindau-Reutin  und  Lindau 
Stadt. 

Berlin,  den  15.  Juli  1919.  (730) 
Eisenbahndirektion  Berlin 
luinieus    der    deutschen  Eisenbahnver- 
waltungen. 


Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  n.    Heft  C  I  b. 
Frachtsätze. 
(Nr.  200  des  Tarifverzeichnisses). 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  September 
1919  wird  die  von  dem  Magistrat  in 
Thoru  für,  Rangieren  auf  der  Ufer- 
bahn mit  Zustimmung  der  Eisenbahn- 
verw'altung  zur  Erhebung  kommende 
G'dbühr  für  jeden  beladeneu  Wagen, 
wie  folgt,  festgesetzt: 

a)  für  Steinkohlen,  Braunkohlen, 
Koks  und  Preßkohlen  aller  Art  für 
den  Wageu  auf  5,00 

b)  füi'  alle  übrigen  Güter  5,30  JL. 
Auskunft  erteilen  die  beteiligten  Ab- 
fertigungen. 

Bromberg.  den  16.  Juli  1919.  (735) 
Ei  seu  bahndii  ektion 
zu.iileich   namens  der  -beteiligten  Ver-  • 
waltungen. 


Gemeinschaftliches    Heft   C  Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  21.  September 
1919  ab  werden  die  im  Abschnitt  „III. 
Überfuhrgebühren  und  isonstige  ört- 
liche Gebühren"  bei  Burlo  angege- 
beufu  (Jiebiihron  erhöht.  —  Näheres 
enthält  die  am  21.  Juli  1919  erschei- 
nende Nummer  des  Tarifanzeigers. 
Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  deu  15.  Juli  1919.  (732) 
■  Eisenbahndirektion. 


Staats-    und  Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  21.  Juli  1919 
treten  imVeikehr  zwischen  einigen  Sta- 
tionen der  Crefelder  Eisenbahn  einer- 
seits und  den  Stationen  Millingen, 
Rheinberg  und  Rheinkamp  andererseits 
Entferuungskürzuugen  ein.  Näheres 
im   Tarif  und  Verbührsanzeiger 

Berlin,  den  17.  Juli  1919.  (731) 
Eisenbahndirektion. 


Gütertarif     Bayeni  -  Basel,  Konstanz, 
Schaffhausen  und  Singen  (Hohentwiel) 
vom  1.  April  1919. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  Juli  1919 
sind  die  Bestimmungen  über  den  Ver- 
kehr mit  der  Schweiz  und  darüber  hin- 
aus auf  den  Seiten  10  und  11  des  Ta- 
'ifes.  sowie  die  Frankenfrachtsätze 
auf  den  Seiten  11  und  22 — 33  des 
Tarifes  zu  streichen. 

Die  Abfertigung  hat  vom  10.  Juli 
1919  ab  nur  niehi-  in  der  Markwährung 
zu  erfolgen. 

luünchen.  den  11.  Juli  1919  (738) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


itsch-schweizerischer  Gütoncrkohr. 

Mit  soforti.ger  Gültigkeit  wird  die 
mit  Wiikung  vom  1.  April  191G  er- 
lassene, von  uns  unterm  25.  März  191(1 
veröffentlichte  Veroiduung  des  dcut-. 
sehen  Bundesrats,  daß  bei  Eisenbahn- 
gütei'sendungen  nach  dem  Auslande 
die  Fracht  in  Überweisung  gestellt 
werden  muß  und  Sendungen  aus  dem 
Auslande  nur  übernommen  werden, 
Avenn  die  I'racht  im  Ausland  gezahlt 
wird,  aufgehoben. 

Die  gleichzeitige  Verordnung,  daß 
Zahlungen  nach  dem  Auslande  im  Weg 
der  Nachnahme  verboten  sind,  bleibt 
bestehen.  Hierwegen  wird  auf  B  2 
lies  Anhanges  III  zum  deutscheu 
Eisenbahn-Gütertarif  Teil  II,  ge- 
meinsames Heft  Nr.  200  verwiesen. 

Karlsruhe,  den  16.  Juli  1919.  (739) 
ISlamens  der  beteiligten  Verwaltungen 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer  Tier- 
verkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
iiitt  eine  Änderung  der  Bestimmungen 
und  El  höhung  der  örtlichen  Gebühren 
für  Rennbahn  (Bin)  in  Kraft.  Nähe- 
res bei  den  Abfertigungsstellen. 

Erfurt,  den  12.  Juli  1919.  (737) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-GUtcr-  und  Tierverkehr  der 
Halberstadt-Blankenburger  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  21.  d.  M.  treten 
Tariferhöhungen  ein. 

Nähere   Auskunft  erteilt  die  unter- 
zeichnete Direktion.    Die  Abweichung 
\ün  §  6  (5)  der  EVO.  ist  genehmigt. 
Blankenburg,  Harz,  den  19.  Juli  1919. 

Die  Direktion  (741) 
der    Halberstadt-Blankenburger  Eisen- 
bahn-Gesellschaft. 


Ausnahmetarif  2  K  19  für  Brenn- 

hgssgIh  usw« 
Mit  Gültigkeit  vom  10.  August  1919 
tritt  die  Abteilung  D  für  Brennesseln 
außer  Kraft.  Eine  Änderung  in  der 
Fracht berechnung  tiitt  hierdurch  nicht 
ein,  da  diese  zum  gleichen  Zeitpunkt 
in  den  Spezialtarif  III  eingereiht  wer- 
den. Auskunft  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexandei- 
platz. 

Berlin,  den  17.  Juli  1919.  (740) 
Eisenbahndirektion. 

Tarif  für  die  Beförderung  vou 
Eisenbahnfahr'zeugen  als  Frachtgut 
von  Stationen  der  königl.  Bayerischen 
Staatsbahnen,  der  königl.  Würt- 
tembergischen, großherzogi.  Badischen 
Staatseisenbahnen  und  der  königl. 
Preußischen  und  großherzogi.  Hes^si- 
schen  Staatsbahnen  (Bezirke  Frank- 
furt a.  M.  und  Mainz)  nach  den 
Österreich  -  ungarisch  -  rumänischen 
Grenzstationen  Itzkany,  Pfedeal 
und  Orsova  Landes^'renze  gültig  vom 
1.  Februar  1901. 

Mit  Ablauf  des  31.  Juli  1919  tritt  der 
obgenannte  Tarif  samt  den  Dienst- 
anwieisun.gen  Nr.  1  und  2,  dessen  Au- 
wendung derzeit  ausgeschlos.sen  ist, 
ohne  Ersatz  außer  Kraft. 

Wien,  am  15.  Juli  1919.  (742) 
Deutschösterreichische  Staatsbahnen 
namens   der  beteiligten  Verwaltungen.. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.   Ritter  in  Berlin. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  8.  Hermann  &  Co.  jn  Berlin  SW. 
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Berlin,  den  26.  Juli  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstigre  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scluiftleltunsr  der  Zeltung  des  Vereins. Deutscher  Blsenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmacliiuig'eii  an'das  Bureau  des  Vereins  Deutsclier 
Blsenbahnverwaltungeo,  beide  inBerlinW.9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
Iflr  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
tmgarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  für  die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  R^um 
90  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Be^lagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  a»  die 
VerlagsbuchliandlunK  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Schmidt's<^l^«  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel-Wilhelmsh  öhe 

Uber  45000  HeifldampfloKomotiven 

mit  ÜberKitxer  Patent  W.  Scbmidt 

für  über  600  BaKnverwaltung^en 

[700S]  im  Betrieb  und  Bau  BeflndlicK 

=  Einbau  erfolgt  durch  die  lizenzberechtig^n  Lokomotivfabriken 

DrucKschriflen  Rostenfrei 


Patente  in  allen  In<>uatrte»f  »aten 


cJosoph  Üögele 


Sernpuf : 
♦  -41  ♦42* 
6640-47 


3)^ehs^uhIwoicho^ 

♦  9^GÖQPWQichcn  * 

♦  ©öfcnhwßichön  * 
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Zeitunir  des  Vereins 
Deutseber  EisenbalinverwaltUBgen- 


KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Netie  Balinliofstr.  9/17. 

Hailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 

Abteilung  I  für  VollbaKnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. «lektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwaoen 
Dampfluflpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen 
Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge- u.  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f  Heißdampf- 
lokomotiven, Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwarmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven! 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbahnen. 

(Frther  Kontinentale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  vereinigte  Christensen-  und  Bökerbremsen) 
Luftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkumpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluflskndstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen,,  Bremsen- 
Einsteilvorrichtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge  Reiniauno 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [70011 


Deutsche  Eisenbahnsignalwerke 

Aktiengesellschaft 
Yorm.  Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer,  Zinunermann  &  Buchloh. 
Bruchsal  i.  ß.  Georgsmarienhütte 

Kr.  Osnabrück. 

Vertretungen  in  Berlin-Borsigwalde  und  Kattowitz  O.  S. 

Mechanische  Stellwerke 

nach  den  preußischen  Einheitsformen  und  nach  den  eigenen  Bauarten 
Schnabel  &  Henning,  C.  Stahmer  und  Zimmermann  &  Buchloh. 

Elektrisch  gesteuerte  Druckluftstellwerke. 
Elektrische  Stellwerke. 

Kohlensäure -Signalantriebe  und  -Kraftanlagen,  Flügelkuppelungen.  Selbst- 
tätig« Zugsicherungen  gegen  das  Überfahren  von  Haltsignalen. 

Wegeschranken. 

Schlag-  und  Fernzugschranken  nach  den  neuesten  Lieferungsbedingungen. 

Drahtseile 

für  Weichen-  und  Signalleitungen,  sowie  Förder-,  Rund-  und  Flachseile  in 

allen  Abmessungen. 

Eisen -Gießerei 

für  Massenherstellung  aller  Arten  von  Grauguß.  Sämtliche  Gußstücke  für 
die  preußischen  Einheitsstellwerke.  —  Maschinenguß.  Kabelmuffen  —  Kabel- 
verteilungsgehäuse —  Kabelmerkzeichen.    Morsetischfüße  —  Bremsklötze. 

Eisenkonstruktionen. 

Signalbrücken  und  -Ausleger,  Gittermaste,  Traversen  und  Telegrafenstützen 
für  Mast-,  Wand-  und  Dachbefestigung. 


■  pct^      jeder  Grosse  ^fiem 

■  eleWrischeu  luffenHastun&enJ 

flü^sigkeitswiagen.*  1 


Obergtitervorsteher 

der  preuß.  Stb.,  mit  guten  Kenntnissen 
der  eng-l.u.  franz.  Sprache.suchtWirKungs- 
Kreis  bei  ausländischer  VerUehrs  -  Ver* 
waltung.  Angeb.unt.Eis.7155  an  dieAnz.- 
Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24).  [715.5] 

Bahnverwalter 

mit  erfolgreicher  Tätigkeit  für  eine 
Nebeneisenbahn  ia  der  Provinz  Sachsen 
sofort  gesucht.  Angebote  mit  Zeugnis- 
abschriften, Lebenslauf,  Referenzen  unter 
Eis.  7157  an  die  Anzeigenannahme  dieses 
Blattes.    Linkstr.  23/24.  [7157] 


"P-,^—  läppen 
X  faden  i 

in  bant  o.weiß,  bietet  an  zn  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 


ImlM 


lielesn  m  großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7021] 

Armattirenwerke 

Blnnhe  &  Rsst 

Dippoldiswalde  i.Sa. 


Uebezeuge 


für  Eisenbahn- 
werkstätten 


Winden 
Hebeböcke 
Krane 


[6988] 


liefert  sofort 


G.  Wagner 

Berlin  SO.  16 

Köpenickerstr.  71 


Reparaturen  an 
alien  Heb«zeug«n 
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Berlin,  den  26.  Juli  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


L()hn.s:estaltunö-    imd  Wirtschaft.slebeu. 

Die  Beratun>>-  der  Denkschrift  über  die 
Eiehaudluno-  der  Arl>eiterlohnfraoeu 
bei  der  Ei.s^enbahnvei  waltiuii;'  in  der 
PreulJischeu  Laude.sversammluu<f. 

Minister  Oeser  über  das  Wirtschaf ts- 
prooramm  der  preußischen  Ee- 
oiei  ung'. 

Nachrichten. 

J )  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d. 
verkehrsminister 


Dr. 


Bell  Eeichs- 
Aufhebuno' 
der  Gütersperre  zwischen  dem  be- 
setzten und  unbes'Ctzten  Gebiet.  — 
Auschlao-  auf  einen  Eisenbahnzuif. 
—  Wiederaufnahme  <ler  Fähren ver- 
binduno-  Gjedsei -Warnemünde.  — 
Gefährdunj^'  des  Eisenbahnwesens 
durch  das  Sinken  der  Arbeits- 
leistunsren   —  Personalnachrichten. 


I  II  Ii  a  1  t  t 

D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  Italien 
und  die  Eisenbahnen  in  Deutsch- 
osterreich.  —  Der  Pustertal- Ver- 
kehr. —  Keine  Freihaltung  von  A)j- 
teilen  in  Eisenbahuzü^en.  — 
Eisenbahnfahrbegünstigungen  für 
aktive  d.  ö.  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechbedienstete  und 
deren  Frauen  und  Kinder.  — 
Fahrbeo'ünstioungen  für  Lehr- 
personen. —  Einstellung  des  Elek- 
Iromobilverkehrs.  —  Personal- 
nachrichten. 

T  s  c  h  e  c  Ii  o  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  G  e- 
b  i  6  t.  Lemberg-Czernowitz-Jassy- 
Eisenbahn. 


U  n  o-  a  r  n. 
Handels- 


Eingal)e  der  Budapester 
und  Gewerbekammer 


betr.  Eegelung  des  Eisenbahn-  und 
Schiffsverkehrs. 

Niederlande.     Die  niederländi- 
schen EiS'enbahnen  im  Jahre  191S. 


Luxe  m  b  u  r  g. 
bahn. 


Prinz  Ileinricli- 


tl^  b  r  i  g  e  europäische  L  ä  n  - 
(1  e  r.  Eisenbahner-Baugenc^ssen- 
schaften  in  der  Schweiz.  —  Be- 
triebsge-sellschaft  der  Orientali- 
schen Ei.senbahneu.  —  Bolsche- 
Avistisches  Eisenbahnwesen.  — 
Amerikas  Einfltiß  in  Eußlaud 
w^ächst. 


F  r  iß  m  d  e    E  r  d  teil  e. 
Ijau  Tauger-Dakar. 

A  mtliche  Bekanutmachun 


Zum  Bahn- 


Lohngestaltung  und  Wirtschaftsleben. 

(SchluLi  aus  Nr.  5t.) 


Welche  Schlüsse  lassen  sich  nun  aus  die.sen  Erörterungen 
ziehend  Neben  manchen  naheliegenden  andern  jedenfalls  der 
■eine,  daß  es  wünschenswert,  ja  notwendig  ist,  zum  mindesten 
in  den  Orten  mit  großen  Eisenbahnwerkstätteu  möglichst 
weitgehend  in  Lohnfragen  den  besonderen  örtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältni.s^sen  entsprechen  zu  können,  ferner,  daß 
,i;i  |)rüft  "werden  muß,  ob  und  wo  die  Aufrechterhaltung  der 
Lühngleichheit  innerhalb  der  drei  bisherigen  Gruppen,  der 
Handwerker,  Weikhelfer  und  Arbeiter  wirklich  im  Nutzen 
der  Arbeiterschaft  und  der  Allgemeinheit  liegt. 

Sn  einfach  diese  Forderungen  auch  scheinen,  so  schwer  ist 
doch  ihre  Verwirklichung.  Ein  gangbarer  Weg  scheint  mir 
für  die  Zukunft  immerhin  zu  isein,  daß  auch  von  staatlichen 
Betrieben  das  Verfahren  der  Lohnregelung  durch  Tarifvei- 
einbarungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  über- 
nommen wird,  ein  Verfahren,  auf  das  ohnehin  wohl  die 
ganze  .soziale  Entwicklung  drängt.  Es  würden  hiernach,  wie 
das  in  der  Privatindustrie  schon  lange  üblich  ist,  die  Ver- 
l)ände  der  Eisenbahnarbeiter  mit  der  Eisenbahnverwaltung 
die  LohnI>edingungen  vereinbaren  und  hierüber  einen  schrift- 
lichen Vertrag  für  ein  oder  mehrere  Jahre  schließen.  Vor- 
jiussetzung  muß  aber  sein,  daß  solche  Verträge  nicht  von 
den  Zentralstellen  beider  Beteiligten,  sondern  von  möglichst 
vielen  T^nterstellen  für  nicht  zu  große  Bezirke  abgeschlossen 
Mprden.  Nur  dann  ist  wirklich  eine  Berücksichtigung  ört- 
licher Wünsche  und  Verhältnisse  möglich.")  Auch  der  Ge- 
samtverband Deutscher  Metallindustrieller  schließt  nicht 
einen  Vertrag  für  das  ganze  Eeich  ab,  sondern  überläßt  die 
A^erfragsabschlüs.se  den  einzelnen  Bezirksverbänden.  Bei 
dies-em  Verfahren  bleibt  sogar  die  Möglichkeit,  daß  sich  hier 
oder  dort  die  Vereinbarungen  je  nach  Wunsch  bis  auf  die 


)  Sollte  dies  noch  nicht  zu  erreichen  sein,  so  kann  zu- 
nach.st  der  Mittelweg  eingeschlagen  werden,  grundsätzliche 
und  allgemeine  Fragen  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnis;,!- 
durch  einen  für  das  ganze  Eeich  abzuschließenden  Giund- 
vertrag  und  Einzelheiten  durch  örtliche  Tarifverträa-e  zu 
regeln 


gi'undsätzliche  Art  des  Lohnverfahrens*"),  auf  die  Arbeits- 
pausen und  andere  Punkte  erstrecken.  Die  Vertiagsabschlüsse 
wären  zweckmäßig  wohl  von  den  Amtsvorständen  unter  Vor- 
behalt der  Genehmigung  der  Eisenbahndirektion  zu  bewirken. 
Die  Zentralstelle  würde  dann  kaum  noch  mit  der  Eegelung 
von  Einzelfragen  befaßt.  Als  Beispiel  einer  Vereinbarung 
möge  das  Kollektivabkommen  für  die  Metallindustrie  in  Groß- 
Berlin  dienen,  das  abgesehlossen  ist  zwischen  dem  Verband 
Berliner  Metallindustrieller  und  dem  Deutschen  Metall- 
arbeiterverband.  Verwaltungsstelle  Berlin. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Auseinandersetzungen 
über  Nutzen  oder  Schaden  von  Tarifverträgen  einzugehen. 
Die  Literatur  hierüber  ist  sehr  umfangreich.^*)  Ebenso 
lebhaft,  wie  sie  z.  B.  von  Seiter  angegriffen  werden,  -werden 
sie  von  anderer  Seite,  namentlich  Sozialpolitikern,  verteidigt. 
Eine     wesentliche     Stäikuug     hat  der  Tarif vertraggedanke 


f")  Vielleicht  selbst  bis  zu  der  Frage,  ob  Konjunklurlöhue 
wie  in  Privatbetrieben  oder  starre  Löhne  gezahlt'  werden  sol- 
len. Der  Umstand,  daß  sich  das  Lohnverfahren  in  ver- 
schiedenen Bezirken  vermutlich  dann  verschieden  gestaltete, 
könnte  u.  E.  verwaltungstechnisch  kerne  unüberwindlichen 
Schwieügkeiten  bieten.  Erreicht  zu  werden  braucht  letzten 
Endes  nur,  daß  die  Buchung  der  Löhne  in  einwandfreier, 
nachprüfbarer  Wei.se  erfolgt.  Allgemeine  Eahmeuvorschrif- 
ten  dürft  en  sich  hierfür  wohl  finden  lassen. 

Von  den  Veröffentlichungen  seien  u.  a.  genannt: 


Zimmermann, 
Gesellschaft 

Jena  1918. 
Gesellschaft 

Jena  1914. 
Sinzheimer : 


Sinzheimer:  Arbeitsverträge,  Gießen  1908. 
für     soziale     Eeforni:  Arbeitstarifverträ.ge, 

für     soziale      Eeform:  Tarifvertragsrecht, 

Ein    Arbeits-    und   Tarifgesetz,  München  und 


Leipzig  1916 

Unterausschuß  für  Arbeitsrecht  der  Gesellschaft  für  soziale 
Reform:  Das  Eecht  der  Organisation  im  neuen  Deutsch- 
_  land,  Jena  1918. 

Soziale  Praxis:  Jahrgang  1916  u.  ff.  Aufsätze  von  Zimmer- 
mann und  andern. 

Seiter:  Über  die  Einführung  von  Tarifverträgen  in  den  Groß- 
betrieben des  Maschinenbaueis  und  verwandter  Industrien. 
Berlin  1911. 
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/.weifellos  in  den  l*tzt€n  Mouaten  «rlialten  durch  lii«  l>e- 
kauntü  \'<M()idmmo-  ,]es  Rats  der  Volksbeauftragten  vom 
L';5.  Dv/.vinbvv  liHS.'-)  E.s  wird  lircr  <k-u  Tarifv('jlräi;eu  l'n- 
abdongbarkeii,  M'rlwlK'u  und  ^cluiftlich  ab<-e,srhlo,s«en«  Tanl- 
verlräge  «iud  jelzl  kiaft  G<'setzcis  für  <1h.,  von  ihnen 
regelten  Arbeitsverhaltuiss,e  verbindlich.  .Abweichungen  .shul 
nur  rechlswirksani.  soweit  im  Tarifvertrag  grundsätzlich 
zugelassen  .sind,  oder  soweit  sie  eine  Änderung  der  Arbeits- 
b.cclingungen  zugunsten  des  Arbeitsnehmers  enthalten  und  im 
Tarifvertrag  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  sind.  Nadi 
S  2  der  Verordnung  kann  das  Eeichsar  bei  (samt  auf  Antrag 
Tarifverträge,  die  für  die  Gestaltung  (ter  Arbeitsbedingungen 
des  ßerufskreises  in  dem  Tarifgebiet  überwiegende  Bedeu- 
tung erlangt  haben,  für  allgemein  verbindlich  erklären. 

Tnabhängig  davon,  wie  sich  der  einzelne  zu  der  Frage  der 
Tarifverträge  auch  stellt,  rechnen  müssen  wir  nach  der  bis- 
herigen Entwicklung  auch  für  die  Eisenbahnbetriebe  damit. 
In  Itaden  ha))en  bereits  Verhandlungen  zwischen  der  Gone- 
r.'ikiirektion  der  ytaatsbahnen  und  ihrer  .Ul.eitei  sdiafl  iil)er 
einen  Tarifvertrag  begonnen;  auch  in  AVürtKiulMi-..  sind 
solche  eingeleitet,!'')  und  einer  Zeitungsuicldnim-  zuf(.l..<;  h;ii 
die  Gewerkschaft  deutscher  Eisenbahner  m  .  luei-  Ein-abe  an 
das  Ministerium  in  Berlin  gefordert;  daß  die  Lohn-  und  Ar- 
beitsverhältnisse auf  eine  tarifliche,  ferner  das  Zuiau.,- 
und  Gehaltswesen  der  Ei.senbahn-Ünterbeamteu  auf  eine  lanf- 
ahnhche  Grundlage  gestellt  werden.  Tarif  träge,  sollen  die 
Eisenbahngewerkschaften  sein.")  Bemerkenswert  ist  daß  in 
'lern  von*  dem  Verband  des  deutschen  Verkehrspersonkls  (;au 
Baden,  aufgestellten  Entwurf  für  einen  Lohntarif  nur  Hand- 
werker und  zwei  Arten  Handarbeit  unterschieden  werden 
und  daß  der  Vertrag  von  den  Zentralstellen  für  das 
ganze  Land  abgeschlossen  werden  soll.  Es  fehlt  also  u  a 
anich  die  Unterteilung  der  Handwerker  wie  in  privaten  Groß- 
l)etrieben. 

Uuentbeh.lich  werden  für  derartige  künftige  Lohuverhand- 
lungen  aber  eingehende  statistische  Unterlagen  sein.  Da- 
durch, daß  jedesmal  und  sofort  einwa.ndfrei  festgestellt  wer- 
den kann,  wie  jeweils  am  allgemeinen  Arbeftsmarkt  die 
Lohnhohe  m-  den  einzelnen  Fachrichtungen  der  in  Fraoe 
siehenden  Orte  wirklich  ist,  und  ob  es  «ich  bei  angeführten 
Zatilen  um  Spitzen-  oder  Durchschnittswerte  handelt,  können 
dJo  Verhandlungen  zwischen  Arbeitnehmern  und  Arbeit- 
gebern gleich  von  vornherein  auf  eine  zuverlässige  Grund- 
lage gestellt  werden.  An  die  Stelle  oft  verdrießlicher  Mei- 
nungsverschiedenheiten, deren  Aufklärung  meist  viel  Zeit 
und  Muhe  veruisacht  und  doch  nie  gelingt,  tritt  dann  gleich 
von  vornherein  Bestimmtheit,  Objektivität  und  Klarheit  über 
an.lerweit  gezahlte  Löhne.  Der  Nutzen  kommt  gleichmäßi«- 
sowohl  der  Verwaltung  als  auch  den  Arbeitnehmern  zugute 
Letztere  können  sofoit  ersehen,  ob  ihre  Löhne  wirklich  hin- 
ter denen  in  Betrieben  zurückbleiben,  die  unter  ähnlichen 
Verhaltnissen  und  Voraussetzungen  arbeiten,  während  an- 
•krerseits  die  Eisenbahn  Verwaltung  irrtümliche  Angaben  als- 
bald berichtigen  kann.  Mühe  und  Kosten  einer  zuverlässigen 
Lohnstatistik  sind  freilich  groß,  aber  doch  verschwindend 
nng  gegenüber  .1er  hohen  sozialen  und  volkswirtschaftlichen 
Bedeutung  einer  richtigen  und  gerechten  Lohnbemessung  - 
Tn  dieser  Eichtung  hat  einer  unserer  industriellen  Verbände 
durch  eine  sog.  Individual-Lohnstatistik  bereits  eine  groß  an- 
gelegte Einrichtung  geschaffen.  Die  Grundlagen  hierfür  bil- 
den ein  sorgfältig  gegliedertes  Berufsartenverzeichnis  und  ein 
Crhebungsbogen.  Dieser  i.?t  einheitlich  für  alle  Verbands- 
f.rmen  und  ist  von  ihnen  für  jeden  einzelnen  Lohnbediensteten 
~^^^r,  Arbeiterinnen  und  Lehrlinge  -  mit  Ausnahme 

mng  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1918.    Berlin  1919 
Nn'io'  s.  .56.  *  ^  -"^^^b-^l'^rsonal-Zeitung  Nr.T4;'s   48  und 
")    Fiankfurter  Zeitung  vom  16.  5.  19.  Nr.  358, 
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der  Arbeiter  im  Woohenlohu  sowie  der  Voloniäie  zu  führen. 
Die  Erhebung  erstreckt  sich  auf  j^  ein  Vierteljahr.  Mit  dem 
Frbogeu,  der  l>ei  der  Firma  verbleibt,  wird  im  Durchschreibe- 
M'ifahrou  ein  zweiter,  an  den  Verband  gehender  Bogen  her- 
gestellt, der  dort  bearbeitet  wird.  Der  Urbogen  ist  zur  Ver- 
meidung von  Mehrarbeit  gleich  so  eingerichtet,  daß  er  den 
l''i rmen  als  Grundkarte  des  Arbeiters  dienen  kann,  also  bei 
Angabe  des  Einkommens  für  die  Steuerbehörde  oder  Berufs- 
genossenschaft, terner  für  sonstige  Auskünfte  und  Bescheini- 
gungen über  I^istungen  und  Verdienste  der  Arbeiter,  für  Kai-, 
kulationszwecke  sowie  sogar  als  Wocheulohuzettel  für  die* 
Lohnzahlung.  Am  Kopfe  des  Vordrucks  finden  sich  Angaben 
iiber  Name.  Alter,  Eintritt  usav.,  sodann  sind  zwölf  .senkrechte 
Spalten'')  und  für  jede  der  13  Lohnwochen  eines  Vierteljahres 
je  eine  wagerechte  Zeile  vorgesehen.  Tn  einer  14.  Zeile  wird 
dann  die  Summe  für  das  ganze  A'ierteljahr  angegel>en.  Haupt- 
erfordernis für  die  Statistik  ist  die  genaue  1'rennung  der  Ar- 
beiter nach  ihrer  Berufstätigkeit  und  (!ie  richtige  Angabe  der 
Leistungen  und  A'^eidienste,  sowie  auch  derjenigen  Merkmale 
wie  GeschLecht,  Altersklasse,  Fähigkeitsgrad«')  usw.,  die  eine 
.genaue  Kennzeichnung  der  Arbeit  ermöglichen.  Sonst  sind' 
Vergleiche  wertlos.  Nach  den  Erhebuagsbogen  werden  für 
jede  Verbandsfirma  und  sodann  für  die  verschiedenen  Arten 
der  Betriebe  die  Durchschnittssätze,  die  Häufigkeit  der  Yvi- 
dienste  und  ander«  für  die  Beurteilung  der  Lolinverhältnissp 
eines  Betriebes  und  einer  jeden  einzelnen  Berufsgrupi>e'') 
wichtigen  Angaben  ermittelt. 

Während  des  Krieges  haben  sich  dieser  Statistik  auch  die 
militärischen  Werke  eines  großen  Bezirks  angeschlossen,  ein 
Zeichen,  daß  die  Durchführung  auch  in  staatlichen  Betrieben 
möglich  ist.  Große  Verbände,  die  schon  früher  eine  Lohn- 
statistik  führten,  haben  sie  durchgehends  aufrecht  erhalten 
und  weiter  ausgebaut.  Schon  Ende  1917  waren  solche  bei 
Verbanden  in  Baden,  Bayern,  Berlin,  Dresden,  Frankfurt  a  M 
Hamburg  und  Württemberg  vorhanden.  Umfangreiche 
deutsche  Wirtschaftsgebiete  sind  damit  bereits  erfaßt.  Aber 
noch  sind  die  Eisenbahnverwaltungen,  diese  bedeutendsten 
aller  Großbetriebe  des  Landes,  nicht  mit  einbegriffen.  Wür-  . 
den  auch  sie  sich  entschließen,  eine  Lohnstatrstik  einzufüh- 
ren, die  auf  gleicher  oder  mindestens  vergleichsfähiger  Grund- 
läge  mit  den  Angaben  der  Großindustrie  beruht,  so  könnte 
dies  kaum  hoch  genug  zu  bewertende  Vorteile  für  das  ganze 
Wirtschaftsleben  mit  sich  brWgen.  Ob  im  übrigen  hierbei 
bereits  bestehende  Statistikverfahren  von  Verbänden  über- 
nommen werden  oder  ob  nicht  vielleicht  eine  amtliche  Lohn- 
statistik  von  einem  der  Eeichsämter,  etwa  einem  Eeichslohn- 
amt,  zu  schaffen  wäre,  sei  noch  dahingestellt.  Vielleicht  ist 
auch  die  Arbeiterschaft  in  irgend  einer  Form  zur  Mitwirkuu«- 
heranzuziehen.  Ein  Verfahren  nach  letzterer  Art  oder  durch 
eine  Eeichsstelle  würde  vermutlich  besonderes  Vertrauen  bei 
der  Arbeiterschaft  genießen.  Daß  auch  für  Handwerk  und 
Industrie  die  genauen  Lohnzahlen  der  Eisenbahnverwaltung 

Nämlich:  L  Lohnzahlungsfristen  (von  — ).  2  Arbeits- 
tage. 3.  Versäumte  Stunden.  4.  Überstunden.  5.  und  6  Ver- 
lens  einschließlich  der  Zu-schläge,  der  Überstunden  usw.,  ge- 
edoci  nht  Zeitlohn,  Stücklohn,  Stundenzahl  und  Beträgen, 
Äo.  Q  l«uerungszuschläge.  7.  Teuerungs-  und  sonstige 
Zulagen  8  Gesamtverdienst  (Stundenzahl,  Betrag).  9.  Zu- 
.schlage  für  Überstunden,  Nacht-  und  Sonntagsarbeir.  10.  Ta^,^^,- 

kfi.    iJtr/'''^^''^-^^^-  für  die  Kranken-  • 

Betrag  ^^^^^^^^^^^^'^iclierung.  Sonstiges.    12.  Auszuzahlender 

Arlliiv'h^L!u''\r'l'^'  ^^«l^mte,  angelernte  oder  ungelernte 
besm  ^Z""^*         erwerbsfähige  Personen  werden 

besonders  bezeichnet,  um  zu  vermeiden,  daß  durch  ihi-e  Min- 
der Verdienste  die  Durchschnittsverdienste  der  betreffenden 
Grup]>e  herabgedrückt  werden. 

/')  Die  Unterteilung  ist  sehr  weitgehend.  Wo  bei  der 
Lisenbahnvei  waltung  allgemein  nur  die  Bezeichnung  Hand- 
VeS^nd^'Sh.^^^^^^öi'f  Fachrichtung  gilt,  unterscheidet  der 
nn/h  Mo^l''-^*  nur  Schlosser-,  Schmiede,  Mechaniker,  sondern 
^^^^^^^^^'^'^^^^(^^^ossBT,  Werkzeugschlosser,  Betriebsschlos- 
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von  großem  W«it  s«iii  könn-en,  braucht  nach  vorstehendem 
nicht  noch  besonders  betont  zu  werden. 

Für  die  Eisenbahnverwaitungcn  sind  dann  allerdings  ver- 
schiedene Änderungen  im  Buchung.^-  und  Rechnungswesen 
und  g-^naue  Untierscheidung  der  einzelnen  Berufs-  und  Hand- 
werksarten  erforderlich.    Inde«  sind  die  Zeitverhältnisse  sol- 


chen Änderungen  andererseits  auch  wieder  günstig,  da  di« 
staatliche  Umwälzung  so  manche  neue  Einrichtung  l>ediugt 
und  besonders  di«  bevorstehende  Übernahme  der  Ei.s^nbahuou 
auf  das  Reich  in  vieler  Beziehung  ohnehin  eine  vollständig!; 
Neuordnung  nötig  macht. 


Die  Beratung  der  Denkschrift  über  die  Behandlung  der  Arbeiterlohnfragen  bei  der  Eisenbahn- 
verwaltung in  der  Preußischen  Landesversammlung 


erfolgte  in  der  Sftzung  am  19.  Juli,  Hierzu 
liegt  ein  gemeinsamer  Antrag  der  Sozialdemokraten, 
des  Zentrums  und  der  Demokraten  vor,  der  den 
von  der  Preußischen  Regierung  gemeinsam  mit  der 
Keichsregierung  beschrittenen  Weg;  unter  Aufwendung- 
großer  staatlicher  Mit1>el  eine  Senkung  der  Kosten  der 
Lebenshaltung  der  Bevölkerung  herbeizuführen,  billigt,  weil 
er  allein  aus  der  gegenwärtigen  schwierigen  Lage  heraus- 
führen kann.  Der  Antrag  gibt  der  Zuversicht  Ausdruck, 
ilaß  damit  eine  Besserung  der  Wirtschaftslage  der  Eisen- 
bahnarbeiter erreicht  wird.  Aus  staatsrechtlichen  Erwägun- 
gen wird  es  der  Regierung  zur  Pflicht  gemacht,  an  den 
gegenwärtigen  Löhnen  so  lange  nichts  zu  ändern,  bis  die 
Eisenbahnverwaltung  nach  Vereinbarung  mit  den  Berufsver- 
einigungen in  eine  neue  Lohnregelung  eintritt,  die  zugleich 
die  offenkundigen  Mängel  der  .fetzigen  Lohnordnung  und 
etwaige  Härten  in  der  Einreihung  von  Orten  in  die  ein- 
zelnen Lohnklassen  l>eseitigt.  Schließlich  wird  die  Einrich- 
tung eines  Lohnamts  gefordert. 

Minister  der  öffentlichen  Arl>eiten  Oeser:  Meine  Damen 
und  Heri-en,  die  Denkschrift  über  die  Behandlung  der  Ar- 
beiterlohnfrag-'e  liei  der  Staatseiseubahnverwaltung  ist  dem 
hohen  Hause  unterbreitet  worden  wegen  ihrer  finanziellen 
Folgen,  voj-  allem  al>er  auch  aus  verfassungsrechtlichen  Ei- 
wägungen  heraus.  Es  ist  vielfach  die  Meinung  verbi^eitet, 
daß  der  Minister  von  sich  aus.  ohne  die  Landesversammlung 
zu  I>efragen,  in  der  Lage  sei.  Hunderte  von  Millionen  durch 
einen  Federstrich  zu  bewilligen  oder  zu  versagen.  Es  ist 
uotAvendig,  die  Unrichtigkeit  dieser  Anschauung  weit  hinaus 
zu  verbreiten,  weil  sie  unausgesetzt  zu  Anforderungen  an 
den  Minister  verleitet,  die  er  aus  verfassungisnechtlichen 
Cxi-ünden  nicht  erfüllen  kann  und  nicht  erfüllen  darf,  wenn 
er  seine  Pflicht  nicht  grob  verletzen  will.  Es  muß  sich 
wieder  in  den  weitesten  Kreisen  die  Überzeugung  durch- 
lingen,  daß  wir  in  einem  Verfassungsstaat  leben  und  daß 
der  Haushaltsplan,  wie  er  von  der  Landesversammlung  in 
f (hereinstimmung  mit  der  Staatsregierung  aufgestellt  wor- 
den ist,  innegehalten  werden  muß  (sehr  richtig!),  daß  also 
über  di'^  Beträge  hinaus,  die  von  der  verfassunggebenden 
Landesversammlung  bewilligt  worden  sind,  der  Minister  kein 
Recht  hat,  etwas  zu  bewilligen. 

Von  dieser  Auffassung  getragen,  mußten  wir  Ihnen  die 
Vorlage  machen,  obgleich  die  Veranlassung  dazu  verhältnis- 
mäßig untergeordnet  ist.  Denn  der  Schiedsspruch  für  Ost- 
preußen, den  Sie  in  der  Denkschrift  aufgefühit  finden,  würde 
an  sich  nur  einen  Bei  rag  von  3  bis  4  Millionen  erfordern, 
also  eine  Summe,  die  wir  vielleicht  innerhalb  des  Etats  noch 
leisten  könnten.  Wwi  wir  können  uns  dem  nicht  ver- 
schließen, daß  die  Bewilligung  dieser  Summe  weitere  Folgen 
nach  sich  ziehen  würde,  und  in  Voraussicht  dessen  hal>e  ich 
beim  Eingehen  des  Schiedsspruchs  erkläit,  <laß  ich  ihn  nur 
annehmen  könne,  wenn  er  die  Zustimmung  der  Landesver- 
samnilung  fände.  Das  entspricht  nach  meinem  Dafürhalten 
den  neuen  verfassimg\sinäßigen  Zuständen,  in  denen  die  Lan- 
desversammlnno-  als  Vertretung  des  souveränen  Volks  zu 
entscheiden  hai  und  das  Ministeriiun  an  die  Anweisungen 
und  Beschlüsse  der  Landesversammlung  gebunden  ist.  (Sehr 
richtig !) 

Nun  ist  auch  dieser  Schiedsspruch  eine  Folge  der  Lohn- 
ordnung vom  Dezeml>er  1918.  Diese  Lohnordnunu',  die'  ge- 
waltig umwäl:iiend  in  die  Lohn  Verhältnisse  der  Staatseiseu- 
bahn  eingegriffen  hat,  ist  unter  außergewölinlicheu  TTmstän- 
(]cn  entstanden.  Sie  ist  so,  wie  sie.  dasteht,  gewiß  kein 
Ideal,  auch  nicht  vom  Standpunkt  der  A'ciwaltuug  aus.  Ihre 
unterschiedslose  Behandlung  aller  Arbeiter  lediglich  ab- 
gestuft nach  Altersgrenzen,  entspricht  nicht  den  Bedürf- 
nissen der  Verwaltung,  aber  auch  keinosweas  dem  wohlver- 
standenen Interesse  der  Arbeiterschaft.  Die  Lohnordnuug 
hat  ihrei'soits  dazu  beioet  ragen,  die  Arbeit suulus*  zu  steigern- 
weil eine  Möglichkeit,  fleißige  Arbeiter  besser  zu  ent- 
lohnen, und  vor  allen  Dingen  eine  Möglichkeit,  besonders 
schwere,  harte,  anstrengende  Arbeit  herauszuheben,  nicht 
'H'^taiid.     (Höii.   hört!)     Der    .\rbeiter,   der  unter  Hergatve 


seiner  letzten  Kraft  tätig  ist,  kann  nicht  mehr  bekommen 
als  der,  der  in  einem  ganz  leichten  und  wenig  verantwor- 
tungsvollen Dienst  steht.  (Hört,  hört !  im  Zentrum.)  Es  wird 
also  notwendig  sein,  diese  Lohnordnung  umzugestalten. 
Aber  diese  Umgesaltung  kann  nur  erfolgen,  sobald  eine  ge- 
wisse Erstarrung  der  Preisverhältnisse  eingetreten  ist,  und 
sie  muß  natürlich  erfolgen  in  Zusammenhang  und  Überein- 
stimmung mit  den  Berufsveieinigungen ;  es  muß  ein  vertrag- 
licher Zustand  herbeigeführt  werden.  (Sehr  richtig!  bei  den 
Sozialdemoki'aten.) 

Die  Lohnordnung  hat  den  großen  Kreis  der  Ortsklassen 
eingeengt.  Die  Staatseisenbahnverwaltung  hatte  frühei- 
2'S  verschiedene  Ortsklassen;  die  neue  Lohnordnung  kennt 
nur  noch  10  Ortsklassen.  Innerhalb  dieser  10  Klassen  war 
die  Abstufung  sehr  sorglich  und  fein  vorgenommen  worden, 
so  daß  ein  Maß  an  Gerechtigkeit  ei  zielt  war,  wie  es  nach 
Maßgabe  der  Umstände  überhaupt  erzielt  werden  konnte. 
Durch  die  Neueinteilung  ist  kein  Ort  geschädigt  worden, 
.ieder  ist  liesser  bedacht  worden  als  vorher.  Leider  konnte 
diese  Ortskla.sseneinteilung  im  weiteren  Verlaufe  nicht  fest- 
gehalten ^verden ;  es  mußten  -^'crschiedene  Änderungen  dej' 
«ogfältig  abgestuften  Einteilung  vorgenommen  werden,  und 
diese  Änderungen  haben  Berufungen  anderer  Ortsgruppen 
zur  Folge  gehabt,  die  sich  dadurch,  daß  ein  Ort  in  der  Lohn- 
zumessung  emporgehoben  wurde,  benachteiligt  fühlten,  und 
deshalb  eine  Steigeruno-  auch  ihrer  Bezüge  forderten.  —  Icli 
^'erkenne  keineswegs,  daß  infolge  der  Kriegswirtschaft  eine 
gewisse  Ausgleichung  der  Preishöhe  in  den  verschiedenen 
Orten  erfolgt  ist.  Die  rationierten  Lebensmittel  waren  über- 
all zu  ungefähr  denselben  Preisen  erhältlich,  und  später  hat 
der  Schleichhandel  noch  eine  weitere  Annäherung  der  Preise 
herbeigeführt :  denn  er  brachte  viele  Leute  aus  den  großen 
Städten  in  die  Dörfer  und  die  kleinen  Städte,  die  dort  bei 
ihren  Ankäufen  Preise  be-willigten,  die  weit  über  das  hinaus- 
gingen, was  sonst  in  kleinen  Orten  üblich  war.  Auch  in 
ihnen  ist  dadurch  offenkundig  eine  Erschwerung  der  Lebens- 
haltung eingetreten.  Und  wenn  es  sich  nur  darum  handelte, 
aus  Gerechtigkeitsgründen  vorzugehen,  würde  man  da  Ände- 
rungen vorzunehmen  haben.  Aber  die  Gerechtigkeit  allein 
kann  leider  nicht  entscheiden,  wo  die  finanziellen  Möglich- 
keiten zu  ihrer  Befriedigung  nicht  mehr  vorhanden  sind. 
Alle  Bestrebungen,  Änderungen  herbeizuführen,  scheiterten 
und  müssen  scheitern  an  der  a))soluten  Unmöglichkeit,  die 
Ausgaben  des  Staates  noch  über  das  bestehende  Maß  hinaus 
zu  steigern.  —  Es  ist  ganz  selbstverständlich,  (laß  der.ienis'c. 
der  zwei  benachbarte  Orte  miteinander  vergleicht  und  sieht, 
daß  die  Preise  in  beiden  Orten  beinahe  gleich,  die  Löhne 
aber  ■verschieden  sind,  nun  glaiil>t,  die  Verwaltung  ist  gerade- 
zu mit  Blindheit  geschlagen,  weil  sie  nicht  einsehen  will, 
daß  eine  ungeiechtfertigt'e  1 'iil^ei scheidung  vorliegt.  Aber 
dier  Standpunkt  der  V<'rwall luig  muß  pflichtgemäß  ein  an- 
derer sein;  wir  dürfen  nicht  nur  nach  den  örtlichen  Unter- 
schieden urteilen,  sondern  müssen  das  große  Ganze  im 
Auge  haben;  wir  müsvsen  uns  iurnier  fragen:  wie  -wirkt  eine 
Änderung-,  die  da  oder  dort  vorgenommen  wird,  auf  eine 
andere  Stelle  ein.  Unser  System  ist  das  einer  großen  Röhren- 
leitung: -wenn  ich  in  dieser  Röhienleitung  an  einem  be- 
stimmten Orte  eine  Erhöhung  vornehmen  will,  so  muß  ich 
soviel  Flüssigkeit  hineingießen.  l)is  an  allen  Stellen  eine 
Erhöhung  erfolgt  ist  und  den  Goldslrom,  den  icli  dazu  hinein- 
rieseln lassen  müßte,  kann  iirir  dei-  Finanzniinister  nicht 
mehr  zur  Verfügung  stellen.  —  .Aus  «liesem  Grunde  sind  wir 
genötigt,  Anforderungen  altzulehneii,  auch  wenn  man  nicht 
verkennen  kann,  daß  eine  gewisse  Gerechtigkeit  dafür 
spräche,  sie  anzunehmen;  die  finanziellen  Folgen  sind  zu 
einschneidend. 

So  ist  der  Schiedsspruch  für  ristpreußen  an  und  für  sich 
kein  becb'utendes  Objekt  für  die  Staatseiseubahnverwaltung. 
Es  unterliegt  für  uns  aber  nicht  dem  ,<>eringsten  Zweifel, 
daß  «ich  an  die.seu  Schiedsspi  uch  eine  Fülle  von  Berufungen 
anderwärts  anknüpfen  wiid.  I>as  ist  augenblicklich  schon 
der  Fall;  überall  wird  eine  Veränderung  in  der  Ortsklassen- 
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t'iiiteilunÄ-  «Xifoixkrt.  Die  Anträge,  di«  uns  iu  letzter  Zeit 
\uiX'eleKt  worden  sind,  •erfordeiu  allein  schon  GS  Millionen 
Mark.  Das  ist  atjer  nur  die  erste  kleine,  kurze  Welle; 
zweifellos  wird  sich  die  Welle  weiter  verbreiten.  Nach  un- 
serer Ubersicht  würden  die  finanziellen  Foloen  dieses 
Schiedsspruchs  ein  Erfordernis  von  220  bis  250"  Millionen 
Mark  im  Jahre  allein  für  die  Arbeiterschaft  sein.  (Hört, 
hört!)  Damit  ist  es  aber  nicht  genus'.  Es  ist  ^auz  selbst- 
verständlich, daß  in  einem  Augenblick,  wo  die  Arbeite  r- 
so  h  a  f  t  im  Lohn  emporgehoben  wird,  nun  auch  die  Be- 
amtenschaft ein  Eecht  darauf  besitzt,  einen  Ausgleich 
zu  ^•erlangen.  (sehr  richtig!)  umsomehr,  als  die  Beamten- 
.^chatt  zum  Teil  in  ihren  Bezügen  zurückgeblieben  ist  gegen- 
über der  Lohnbewegung  der  Arbeiterschaft.  (Sehr  richtig!) 
Wir  müssen  also  damit  rechnen,  daß  auch  bei  den  Beamteu 
entsprechende  Mehrforderungen  entstehen,  die  im  Minimum 
nach  einer  oberflächlichen  Vorabschätzung  des  Finaiiz- 
ministers  230  Millionen  Mark  im  Jahre  erfordern  würden  Wir 
würden  also  zu  einem  Finanzbedarf  kommen,  der  rund 
450  bis  480  Millionen  Mark  im  Jahi-e  ausmacht. 

Nun,  meine  Damen  und  Herren,  verstehen  Sie  es,  daß  ich 
mir  sage:  eine  derartige  Verantwortung  zu  übernehmen, 
ohne  da<s  hohe  Haus  zu  befragen,  wäre  eine  Pflichtverletzun"- 
ohnegleichen.  (Sehr  richtig!)  Eine  Leichtfertigkeit,  die  ich 
nicht  aufbringen  kann.  Ich  muß  an  Sie  herantreten.  un<l 
muß  Ihnen  die  Entscheidung  unterbreiten,  ob  es  möglich  ist, 
derartige  Summen  aus  unserm  verarmten  Lande  noch  heraus- 
zuschlagen oder  nicht.  Der  Weg.  den  ich  mir  vorgezeichnet 
hal>e,  hat  Ihre  Zustimmung  insofem  gefunden,  insofern  wir 
eine  Entla.stung  der  breitesten  Bevölkerungskreise  durch  die 
Senkung  der  Lel>ensmittelpreise  herbeiführen  wollen.  Die 
Berichte,  die  mir  hierüber  zulaufen,  und  die  von  Mitgliedern 
des  hohen  Hauses  bestätigt  werden,  besagen,  daß  au  sehr 
vielen  Orten  bereits  eine  stark  fühlbare  Preissenkung  ein- 
getreten ist.  Diese  Senkung  ist  augenblicklich  am  stärksten 
im  Westen,  v^^eil  dort  auch  aus  den  besetzten  Gebieten 
Lebensmittel  zusammenströmten;  im  Osten  dagegen  ist  sie 
noch  nicht  so  fühlbar.  Al>er  ich  bin  überzeugt,  daß  diese 
Welle  in  sehr  kurzer  Zeit  auch  den  Osten  erreichen  und  dort 
umsomehr  wirken  wird,  wenn  es,  wie  ich  hoffe,  alsbald  ge- 
lingt, auch  dort  die  Grenze  zu  öffnen.  Allerdings  sind  mir 
einige  Klagen  unterbreitet  worden.  So  ist  mir  eben  eine 
Klage  darüber  aus  Halberstadt  zugegangen,  daß  dort  noch 
keine  Senkung  erfolgt  sei.  Das  kann  nur  lokale  Ursachen 
haben,  nachdem  die  Anordnungen  von  der  Zentralinstanz  all- 
.gemein  ergangen  sind,  und  ich  darf  auch  von  dieser  Stelle 
aus  die  zuständigen  Stellen  bitten,  zu  veranlassen,  daß  die 
lokalen  Stellen  das  Ihrige  tun,  damit  die  Senkung  auch  dort 
bald  durchgeführt  wird. 

Durch  die  Senkung  der  Lebensmittelpreise  ist  aber  eine 
vollständLo-  neue  La.ge  entstanden,  eine  Lage,  die  uns  nun 
eine  zusammenhängende  und  vernünftige  Lohn-  und  Preis- 
rmlitik  .gestattet.  Das  wird  das  hohe  Haus  bei  seiner  Ent- 
scheidung mit  in  Anschlag  zu  bringen  haben. 

Ich  halie  bereits  au.sgeführt.  daß  wir  die  Absicht  haben  eine 
Neuregelung  der  Löhne  herbeizuführen.  Der  Zeitpunkt  dieser 
Neuregelung  kann  heute  noch  nicht  festgestellt  werden.  Ich 
habe  das  Versprechen  gegeben,  die  ietzigen  Löhne  und  die 
Teuerungszulagen,  auch  wenn  die  Senkung  der  Preise  er- 
reicht ist,  noch  eine  begrenzte  Zeit  nach  Maßgabe  der  finan- 
ziellen Möglichkeiten  fortznzahlen,  damit  eine  Avirtschaftliche 
Ge.snndung  der  Arbeiter-  und  Beamtenschaft  eintritt.  Dieses 
Versprechen  weiule  ich  selbstverständlich  halten,  und  die  Neu- 
regelung der  Löhne  kann  daher  erst  erfolgen,  wenn  eine 
solche  Entschuldung  zutage  getreten  ist. 

Die  Neuregelung  der  Löhne  erfordert  aber  auch,  daß  ein 


gewisser  Eistarrungszustand  der  Preise  eingetreten  ist  damit 
wir  mit  bestimmten  Größen  rechnen  können  Sie  erfortlert 
nach  meinem  Dafürhalten  weiter,  daß  auch  die  Berufsvereine 
innerlich  gefestigt  sind  und  über  die  Macht  veifüu-eu  ein 
Lohnabkommen  zu  garantieren.  Wir  müssen,  meine^  Damen 
und  Herren,  wenn  wir  zu  einem  T  a  r  i  f  a  b  k  o  m  m  e  n  "-elan- 
gen  wollen,  dabei  auch  die  verfassungsrechtlichen  Zustände 
berücksichtigen.  Solche  Tarif  abkommen  müssen  für  die 
Dauer  eines  Haushalts.iahi'es  vereinbart  und  dem  hohen  Hause 
zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  Auf  dieser  Grundlage 
werden  wir  uns  voi  aussichtlich  mit  den  Berufsvereinen  ver- 
ständigen können,  sobald  die  Zeit  dafür  gegeben  ist 

Meine  Damen  und  Herl^en,  das  Material  ist  Ihneii  m  der 
Denkschrift  unterbreitet  worden.  Ich  brauche  darauf  im 
einzelnen  nicht  emzu.gehen.  Das  aber  ist  sicher,  daß  unter 
den  Friedensbedingungen  und  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung unsere  Finanzlage  von  Monat  zu  Monat  nicht  Ijesscr 
sondern  schlechter  werden  wird.  (Hört,  hört !  und  .sehr 
richtig!)  Wir  sind  gezwungen,  durch  einen  Engpaß  durch- 
zumaischieren,  der  auf  der  einen  Seite  von  der  Finanzlaoe 
begrenzt  ist.  auf  der  anderen  Seite  von  den  an  sich  berech- 
tigten oder  unberechtigten  Ansprüchen  des  Einzelnen.  Diesen 
halten  und  steinigen  Weg  müssen  wir  suchen.  Ich  bin  über- 
zeugt, wir  werden  ihn  auch  finden!  Denn  wir  müssen  ihn 
finden,  weil  wir  zur  Gesundung  unserer  Zustände  kommen 
müssen.  Ich  verweise  Sie  auf  die  Verhältnisse  iu  der  K  o  h- 
le  n  Versorgung.  Meine  Damen  und  Herren,  das  ist  die 
schwer.ste  Sorge  der  Ge.genwart,  wie  wir  aus  den  .Schwierig- 
keiten in  der  Kohlenversorgung  heraiuskommen.  (Sehr  rich- 
tig!) Wir  haben  heute  schon  Juli;  die  Staatseisenbahn  Ver- 
waltung ist  mit  Kohlen  nicht  versorgt,  (hört,  hört!)  für  die 
Industrie  stehen  Kohlen  nicht  zur  Verfügung,  (hört,  hört') 
für  den  Winterbedarf  der  Gas-  und  Elektrizitätswerke 
ist  nichts  vorhanden  (hört,  hört!),  für  den  Haus- 
bra.nd  konnte  noch  nicht  vorgesorgt  werden  (Hört, 
hört!)  Wenn  es  so  bleibt,  meine  Damen  und  Herreu] 
welchen  Zuständen  gehen  wir  entgegen!  Hier  zeigt\s  sich, 
gegen  wen  in  Wirklichkeit  gestreikt  wird.  (Lebhafte  Zu- 
stimmung.) Es  wird  nicht  gegen  eine  Verwaltung  oder  gegen 
einen  TTnternehmer.  sondern  es  wird  ietzt  gegen  das  Volk"im 
allgemeinen,  letzten  Endes  also  auch  gegen  die  Arbei- 
terschaft gestreikt;  die  Arbeiterschaft  des  einen  Be- 
nifs  streikt  gegen  die  Arbeiterschaft  des  anderen  Berufs  mit 
der  notwendigen  Folge,  daß,  wenn  diese  Zustände  so  bleiben, 
wir  aus  der  Arbeitslosigkeit  nicht  herauskommen,  sondern 
tiefer  in  sie  versinken.  (Allseitige  Zustimmung.)  Diese  Zu- 
stände tragen  ihre  Logik  in  sich  selbst,  und  es  hilft  nichts, 
die  Augen  davor  zu  verschließen.  Die  Zustände  sind  so,  daß 
wir  dem  Winter  mit  schwerster  Sorge  entgegengehen  müssen, 
wenn  nicht  allgemeine  Beruhigung,  Ordnung  und  Arbeitsfreu- 
digkeit zurückkehren  aus  den  Kohlenrevieren  und  aus  der 
Staatseisenbahn  heraus.  Diese  Verhältnisse  liege»  so  klar, 
daß  ich  glaube,  wir  alle,  gleichgültig,  ob  wir  ganz  links  oder 
ganz  rechts  stehen,  müssen  für  sie  ein  einheitliches  Urteil 
haben,  und  ich  bin  der  festen  Überzeugung,  daß  der  Begriff 
der  Pflicht  gegen  das  große  Ganze  in  allen  deutschen  Herzen 
ohne  Unterschied  der  Partei  noch  lebt.  An  die.se  Pflicht  mü.s- 
sen  wir  immer  wieder  apiiellici  en.  IMeine  Damen  und  Herren. 
Sie  haben  die  Entscheidung;  ich  bitte  um  Ihr  Votum.  (Leb- 
haftes Bravo.) 

Nach  kurzen  Ausführungen  der  Abgeordneten  Schubert 
(Soz.),  Dr.  Moldenhauer  (D.V.),  Dallmer  (D.Nat.)  und  Paul 
Hoffmann  (U.Soz.)  wurde  der  gemeinsame  Antra.g  der  Sozial- 
demokraten, des  Zentrums  und  der  Demokraten  gegen  die 
Stimmen  der  Deutschnationalen  zum  Beschluß  erhoben,  die 
Denkschrift  zur  Kenntnis  .genommen. 


Minister  Oeser  über  das  Wirtschaftsprogramm  der  preußischen  Regierung. 


Minister  Oeser  hat  in  der  Landesversammlung  über  das 
wirtschaftliche  Programm  der  preußischen  Regierung  wich- 
tige Aufschlüsse  gegeben.  Die  Maßnahmen  der  Regierung 
bezwecken  einmal  eine  Verbilligung  der  Lel>enshaltung  aller 
Kreise  und  sodann  eine  Besserung  der  wirtschaftlichen"  La"  e 
m.sbesondere  des  Mittelstandes  und  der  Arbeiterschaft  durcli 
ciuo  .gesunde  Entschuldun.gsaktion.  Die  Maßnahmen,  die  eine 
Senkung  der  Preise  für  die  Lebensmittel  zum 
Ziele  haben,  isind  inzwi.s0heu  sehon  durchgeführt  werden 
und  hal>eu  zur  Fol.ge.  daß  allenthalben  die  rückläufige  Be- 
wegung auf  dem  Markte  der  Lebensmittel  eingesetzt  hat. 
Das  trifft  nicht  nur  für  die.ienigen  Lebensmittel  zu,  die  dem 
freien  Handel  unterliegen,  sondern  gerade  auch  die  Schleich- 
handelspreise weisen  einen  teilweise  schon  recht  erheblichen 
Kuckgang  auf.  Nachdem  nunmehr  die  Blockade  aufgehoben 
worden  ist,  darf  mit  einer  vermehrten  Zufuhr  von  Lebens- 
mitteln aus  dem  Auslande  gerechnet  werden.    Die  Aussicht 


darauf  wird  wiederum  zur  Folge  haben,  daß  die  im  Inlande 
noch  vorhandenen  Vorräte,  die  bislang  noch  zurückgehalten 
wurden,  auf  den  Markt  gebracht  werden  uiul  auch  ihrer.seits 
auf  das  Preisniveau  drücken.  Das  Ziel  der  Verbilligung  der 
Lebensmittel  wird  dadurch  wahrscheinlich  beschleunigt  er- 
reicht w^erden. 

Die  Regierung  beabsichtigt,  auch  die  Preise  für  andere 
wichtige  Bedarfsartikel,  insl>esondere  für  K  1  e  i  - 
d  u  n  g  und  Schuh  w  er  k  ,  zu  senken  und  zwar  dadurch, 
daß  die  uicht  unbeträchtlichen  Vorräte  des  Reiches  und 
Staates  an  Tuchen  und  dergl  zum  Verkauf  gebracht  werden. 
Da  auch  iu  diesen  Aitikeln  nunmehr  die  Zufuhr  aus  dem 
Auslande  einsetzen  wird  und  insl>esondere  auch  die  Einfuhr 
von  Rohstoffen  endlich  in  Fluß  kommen  wird,  darf  auch 
hier  mit  einem  Erfolge  gerechnet  werden. 

Die  Lebenshaltung  aller  Kreise  de-s  Volkes  wird  sich  hier- 
durch  erheblich  verbessern.     Am  meisiten  halben  währeuil 


26.  Juli.  1919 


—     583  - 


Nr.  55 


der  v€roang«ii€n  Jahre  unter  der  Entwertano'  des  Geldes  und 
(kr  Knappheit  der  Vorräte  die  festl>esoldeteu  Kreise  leiden 
niü.-^seu.  Diesen,  soweit  sie  im  Dienste  des  Staates  stehen. 
Süll  weiter  dadurch  geholfen  werden,  daß  auch  nach  er- 
reichter Seukuno-  der  Preise  .für  die  hauptsächlichsten  Be- 
darfsartikel die  Teuerungszulagen  in  der  bisherigen  Höhe 
noch  eine  Zeitlang  weiter  gezahlt  werden,  soweit  staatliche 
Mittel  von  der  Landesversammlung  dafür  zur  Yeifügung  ge- 
stellt werden.  Dadurch  wird  es  den  Bediensteten  des 
Staates  (Beamten,  Angestellten  und  Arbeitern)  ermöglicht 
werden,  sich  von  Schulden  zu  l>efreien,  die  in  der  Vergangen- 
heit hal>en  aufgenommen  werden  müssen,  um  die  Kosten  des 
täglichen  Lfel>ens  zu  bestreiten.  Dieses  Ziel  wird  in  dci' 
Weise  weit  sicherer  erreicht  werden,  als  durch  die  Zahlung 
einer  einmaligen  Zulage.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  für 
diese  -staatliche  Mittel  nicht  zur  A'erfüguug  stehen,  würde 
ihre  Zahlung  auch  den  vorher  geschilderten  Gesunduugs- 
prozeß  auf  den»  Preismarkte  wenigstens  vorübergehend  heai-  | 


men.  Es  ist  eine  seither  stets  beobachtete  Erscheinung,  daß 
der  Ausschüttung  von  Zulagen  sofort  ein  Emporschnellen 
aller  Preise  folgt.  Dadurch  winde  iedesmal  nicht  nur  die 
ausgezahlte  Zulage  wirtschaftlich  wertlos  gemacht  für  die- 
jenigen, die  sie  erhalten  hatten,  soudern  darüber  hinaus 
wurden  alle  Kreise  des  Volkes  geschädigt,  die  keine  Zulage 
erhalten  hatten,  al>er  doch  gezwungen  waren,  die  höheren 
Preise  mit  zu  bezahlen. 

Die  durch  die  Weiteigewährung  der  jetzigen  Teuerungs- 
zulage beabsichtigte  große  Entschiilfliingsaktion  der  preußi- 
schen Staatsregieruug  wird  wesenllich  dazu  beitragen,  d;i!'i 
der  für  den  Staatsköriier  wichtige  Mittelstand,  soweit  es  ziii- 
zeit  möglich  ist,  gekräftigt  wird.  Nach  Mitteilungen  aus 
Weimar  ist  die  Eeichsregieriing  beieit,  «ich  die.sem  Vor- 
gehen anzuschließen,  und  es  daif  ei  wartet  werden,  daß  auch 
die  Kommunen  ihren  zahlreichen  Angestellten  gegenül^er  in 
gleicher  Weise  verfahren  werden. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Dr.  Bell  Reiehsverkehrsrainister.  Aus  Weimar  wird  der 
B.B.Ztg.  gemeldet:  Durch  A'erfügung  des  Eeichspräsideaten 
vom  21.  Juli  wuitle  der  Eeichsminister  Dr.  Bell  mit-  der  Lei- 
tung der  ^^orarbeileu  für  die  Überführun.g  der  Staatseisen- 
bahnen auf  das  Eeich  und  mit  der  Bildung  des  Reichsverkehi  s- 
niinisteriums  betraut.  Auch  sind  ihm  Befugnisse  übertragen, 
die  dem  Eeichskaiizler  gegenüber  den  Eeichseiseubahuen  zn- 
-siauden.  Der  Zweck  der  Bildung  des  Ministeriums  ist  die  Zen- 
tralisierung des  Veikehrs,  außerdem  die  Licpiidiei ung  der 
Elsaß-lothringischen  Eisenbahnen  und  die  tTl)erleilung  der 
Eisenbahnen  uml  Wasserstraßen  auf  das  Eeicli.  Dazu  treten 
die  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  des  Luft-  und  Kraftwageuvei- 
kekrs. 

—  Aufhebung  der  Gütersperre  zwischen  dem  besetzten  und 
unbesetzten  Gebiet.  Die  „Frankf.  Zeitung"  meldet:  Das  Zi- 
vilkommissariat IV.  teilt  mit,  daß  durch  die  Aufhebun.g  dei- 
Blockade  nunmehr  auch  der  Güterverkehr  zwischen  dem  be- 
setzten und  dem  unl>e»etzten  Gebiet  frei  ist.  Verboten  bleibt 
nach  wie  vor  die  Ein-  und  Ausfuhr  \'0n  Waffen,  Munition  und 
Kriegsmateiial ;  die  Ausfuhr  von  Farbstoffen,  Platin,  Gobi 
und  Silber,  gemünzt  und  in  Bar,  .sowie  fi^emdem  Geld  ist  ohin- 
Genehmigung  des  interalliierten  Wirt-schaftskomitees  in  C'oli- 
lenz  nicht  gestattet.  Aus  diesem  Grunde  wird  die  Kontrolle 
der  Postpakete  mit  aller  Strenge  durchgeführt  werden.  Koh- 
lent  ranspoiie  unterlie.gen  auch  weiterhin  den  bisherigen  Be- 
stimmungen. Der  sonstige  Güterverkehr  ist  keinerlei  Be- 
seht änkungen  unterworfen ;  damit  sind  auch  die  bisher  gel- 
tenden Bestimmungen  für  Ein-  und  Ausfuhr  von  Möbeln  lisw. 
aufgehoben. 

—  Anschlag  auf  einen  Kisenbahuzug.  Am  U».  d.  M.  cnl- 
gleiste  auf  der  Strecke  tJerdauen-Friedlaud  ein  Schieneukraft- 
wa.gen  der  Ei.senbahndirektion  Köiiig.sl.)erg.  in  dem  sich  Vei- 
treter  der  Ei.senbahnbeaniten  und  der  Arljeiter.schaft  befanden, 
liie  von  einer  Dienstreise  durch  das  Abstimmungsgebiet  der 
Provinz  zurückkehrten.  Bubenhände  hatten  in  einer  (41eis- 
krümmung  l>ei  Bahnhof  Spirau  Steine  auf  die  Schienen  ge- 
häuft, die  der  Wagenführer  erst  im  letzten  Augenblick  be- 
merken konnte.  Das  Fahrzeug  wurde  die  Böschung  hinabge- 
schleudert, wobei  die  Insassen  zum  Teil  darunter  zu  liegen 
kamen.  Der  Vertreter  der  Arbeitenschaft  Woltzmann  mirde 
[>etötet,  während  die  übrigen  Insassen  mit  mehr  oder  minder 
schweren  Verletzungen  davonkamen. 

—  Wiederaufnahme  der  Fäliremverbindiing-  G  jedser-Warne- 
iniiiule.  Der  B.B.Ztg.  wird  aus  Kopenhagen  unterm  23.  d.  I\I 
l>erichtet:  Die  Leitung  der  (läni.schen  Staatsbahnen  verhandelt 
mit  der  Mecklenburg-ischen  Staatsbahn  über  die  Wiederauf- 
:iahme  der  Fähren  Verbindung  zwischen  (Jljedsei'  und  Wanie- 
inuDfle  mit  zwei  Fähren  täglich.  Es  ist  Aussicht  vorhanden, 
laß  diese  Verhandlungen  zu  einem  günstigen  Eigebnis  füh- 
wii,  das  eine  wesentliche  Verbesserung  und  Verkürzung  lU-r 
V  erbindung  Kopenha.gen-Berlin  bedeaten  würde. 

Gefährdiiug  des  Eisenbahnwesens  durch  das  Sinken  der 
Arbeitsleistungen.  X^kt  dieses  traurige  Kapitel  gehen  uns 
wn  einem  geschätzten  älteten  Mitarbeiter  folgende  licliei- 
sigenswerteu  Mahnworte  zu: 


Das  traurigste  Schauspiel  in  die.ser  für  Deutschland  so 
entsetzlichen  Zeit  .geben  die  Arbeiter  und  leider  auch  andere 
Bedienstete  der  deutschen  Eisenbahn.  Während  der  ganzen 
Kiiegszeit  und  bis  zu  Anfang  des  Jahres  1919  konnte  .jeder 
Deutsche  stolz  sein  auf  unsere  Eiseubahuer.  Tnd  jetzt'? 
Man  sollte  fast  meinen,  das  ewige  Lob  hätte  übermütig  ge- 
macht. Hand  aufs  Herz,  wer  schimpft  .jetzt  nicht  auf  die 
Eisenbahner,  die  sich  fast  dauernd  Ijald  hier,  bald  dort  in 
wilden,  vollständig  unberechtigten  Ausständen  ergehen?  Un- 
verantwortliche Hetzer-  die  mit  der  Eisenljahn  überhaupt 
nichts  zu  tun  haben,  'entfachen  den  Ausstand,  zwingen  die 
vielen  Arlieitswilligen  zur  Arbeitsniederlegung,  treiben  zahl- 
reiche Familien  ins  Elend  und  verschwinden  spurlos,  wenn 
es  der  Eegierang  gelingt,  den  Brand  zu  löschen !  Sie  säen 
Mißtrauen  ge.gen  alle  Behörden  und  verlangen  die  Ab- 
setzung aller  derjeui.gen  Beamten,  die  sich  in  anerkennens- 
werter Pflichterfüllung  um  Beile.guu.g  der  Ausstände  be- 
mühen. Sie  untergiaben  alle  Arbeitsfreudigkeit  und  haben 
es  dahin  gebracht,  daß  in  den  Werkstätten  trotz  zahlreicher 
Einstellun.g  von  Arbeitern  erheblich  weni.ger  geleistet  wir<l 
als  im  vorigen  Jahr.  A'iele  Bedienstete  laufen  nur  mit  und 
haben  überhaupt  keine  Ahnung,  weshall)  sie  in  den  Ausstand 
.getreten  sind.  Noch  immer  fehlt  ■ein  gesetzlicher  Schutz  der 
Arbeitswilligen,  ohne  den  wii-  unrettbar,  langsam  al>er  sicher 
zugrunde  gehen. 

Obwohl  jetzt  .jeder  in  Deutschland  wissen  müßte,  daß  uus 
nur  rastlose  Arbeit  wiedei-  auf wärtsführen  kaun.  wird  lustig 
nur  Nichtigkeiten  weiteigestreikt.  Wohin  sollen  wir  iia 
Winter  .geraten,  wenn  die  Kohlenförderung  und  Zufuhr  zu 
allen  Verbiauchsstellen  nicht  erheblich  .gesteigert  wird? 

Wie  tief  diese  Arbeitsuulnst  schon  ins  .gewerbliche  Lelien 
eingegriffen  hat,  beweist  die  Stille.gung  '  veis(diiedener  Fa- 
briken, die  nur  de.shalb  erfolgen  nmßte,  ammI  die  Besitzer 
nicht  andauernd  mit  .großen  Vermögeusvci luslen  arbeiten 
konnten.  So  schreibt  z.  B.  die  Heinr.  Ehrhardt  Akt.-(,;cs. 
Spezial-AVerkzengniaschinenfabrik  in  Zella  St.  Blasii  zu  dem 
Autrag  auf  Liquidation  in  dem  (}eschäftsl>erieht  für  191S: 
..Die  Preise  für  alle  Eohniaterialien  erreichten  im  Laufe 
des  Jahres  eine  außerordentliche  Höhe,  elieuso  stiegen  aucii 
die  bisher  schon  sehr-  hohen  Arbeitslöhue  ins  rnermeßliche. 
Fortgesetzte  unnütze  und  fortgesetzte  teils  reine  S.vnipathie- 
str-eiks  und  auch  wochenlang  auhaltender  Kohlenmangel  tal.'u 
das  übrige,  um  .uusere  Betriebe  fast  zum  Erliegen  zu  bi  lli- 
gen. Um  augenldicklich  starke  Arbeiter-Entlassun.gen  zu 
vermeiden,  solleu  einzelne  Bei  riebe  soviel  als  möglich  noch 
aufrechterhalte.!  bleiben,  trotzdem  die  forl,ge.sefzten  großen 
Verluste,  die  bis  jetzt  l>preits  die  Höhe  iles  halben  .\ktien- 
kapitals  erreichen,  zur  Liquidation  und  eudgültigeii  still- 
legung  der  Betrielte,  welche  wir  seit  41  Jahren  durch  alle 
Klippen  der  teilweise  recht  schlechteu  ( iescliäftsjahre  aut- 
lecht  hindurchgeführl  liabeu,  zwingen.  WiinbM,,  ab^e-ilien 
von  den  unnützen  Streiks,  die  Arbeiter  a\ cuigsfens  die  acht 
Stunden  täglich  regelrecht  arbeiten,  so  wären  vKlleich';  noch 
einigermaßen  erträgliche  Eesultate  zu  erzielen.  Aber  die 
T^nlust  in  der  Fabrik  ist  zu  groß,  wälueucl  nach  Ablauf  der 
Arlieitszeit  die  Arbeiter  für  sich  selbst  noch  rechl  Tüchti.ges 
leisten,  sei  es  im  Wald  oder  auf  dem  Acker  oder  sonstwo." 

Ist  es  bei  der  Eisenbahn  auders?  Auch  hier  sind  schon 
Eälle  bekanutg(> worden,  wo  die  Arbeiter  nach  ihier  acht- 
stündigen Arbeitszeit  (die  eben  wenig  (l(>r  Arbeit  gewidmet 
war)  Pri valakkordarbeit  zu  lohnenden  Preisen  überuahmin. 
Das  hat  dazu  geführt,  daß  bereits  einzelne  Werke  in  der 
Industrie  all.geniein  zur  A  k  k  o  r  d  a  r  Ii  e  i  t  übergegangen 
sind,  weil  sie  wegen  der  gioßen  Mindereiuuahiu'eu  einfach 
gezwungen  waren,  ihre  .Vrlieiter  vor  die  Fra.ge  zu  .stellen. 
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entweder  Akkordarbeit  oder  Stillegung  der  Fabrik.  Was 
l)i€ibt  da  der  Eisenbahn  Verwaltung  anderes  übrig,  als  der  In- 
dustrie zu  folgen,  zumal  jeder  weiß,  mit  welchen  erschreck- 
lich großen  Miadereinnahnien  auch  hier  gearbeitet  wird. 
Da  .ietzt  .ieglicher  Anreiz  zur  Arbeit  fehlti  muß  unbedingt 
baldigst  überall,  wo  es  geht,  die  Akkordarl>eit  wieder  ein- 
geführt werden.  Natürlich  müßten  ebenso  im  Betriebsdienst 
die  Leistungen  geste^igert  werden.  Da  geht  es  dann  nicht 
anders,  als  zugleich  mit  der  Einführung  der  Akkordarbeit 
in  den  Werk.stätten  (um  baldigst  mehr  leistungsfähige  Loko- 
motiven zu  schaffen)  im  Fahrdienst  zu  den  fiüheren  km- 
Gelderu  zurückzukehren,  denn  jetzt  ist  es  doch  so,  daß 
wir  wohl  Lokomotiven  und  Wagen  genug  haben,  aber  sie 
stehen  und  warten  auf  Instandsetzung  in  der  Werkstätte. 
Auch  arbeitsfreudiges  Personal  wird  sich  genügend  finden, 
wenn,  die  Eisenbahnverwaltung  die  km-Gelder  wieder  ein- 
führt. Freilich,  die  bequemen  Leute  möchten  lieber  im  jetzt 
gewohnten  Schlendrian  weiter  faulenzen,  aber  dazu  ist  jetzt 
keine  Zeit,  denn  Deutschland  muß  arbeiten  und  immer  wie- 
der arbeiten,  wie  das  in  allen  Körperschaften  schon  so  oft 
l)etont  worden  ist.  Hier  kann  nur  äußerste  Strenge  helfen, 
sonst  kommt  der  Zusammenbruch  unweigerlich !  Möchten 
doch  alle  Bediensteten  der  Eisenbahn  diesen  meinen  Not- 
schi'ei  lesen  und.  wenn  auch  anfangs  murrend,  bald  wieder 
freudig  zur  strammen  Arbeit  zurückkehren,  denn  sie  leisten 
sich  und  den  Ihrigen  den  größten  Dienst,  weil  jede  ver- 
schwendete Arbeitsstunde  Geld  kostet  und  die  Steuerlast  für 
alle  vermehrt!  Mögen  noch  viele  Ar))eiter  denken,  „ach  wir 
brauchen  keine  Steuern  zu  zahlen,  dazu  sind  die  Reichen 
da!"'  Sie  vergessen,  erstens,  wie  wenig  reiche  Leute  es 
überhaupt  gibt  und  zweitens,  wie  v^iel  Einkommen  sie  selbst 
luiben.  meistens  doch  mehr  als  die  große  Zahl  der  Beamten. 
Darum  nochmals  auf  zur  freudigen  Arbeitsleistung! 

P. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staatsbahnverwaltung  sind  folgende  Änderungen  eingetreten: 
Der  Eegierungsrat  Q  u  a  a  t  z,  Mitglied  der  Eisenbahndirektiou 
(^ölu,  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  Eeferen- 
len  bei  den  Eisenbähnabteilungen  des  Ministeriums  der  öffeni- 
liclien  Arl>eiten  betraut  worden.  —  Der  Regierungsbaumeister 
des  Maschinenbaufachs  Freiherr  v.  E 1 1  z  -  R  ü  b  e  n  a  c  h,  bis- 
lier  in  Berlin,  ist  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Ma- 
schinenamts  nach  Düsseldorf  versetzt  worden.  —  Versetzt 
sind  ferner  folgende  Beamte  der  Eisenbahndii'ektion  in  Posen: 
Der  Oberbaurat  Otto  Lehmann  nach  Breslau,  die  Regie- 
i'ungs-  und  Bauräte  Stanislaus  als  Mitglied  der  Eisen- 
bahndirektion nach  Erfurt,  Otto  Krüger  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Münster  (Westf.),  Rewald  als  Mit- 
glied der  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,  Schreier  als 
Milglied  des  Eisenbahnzentralamts  nach  Berlin  und  Schu- 
ni  a  n  n  zur  Eisenbahndirektion  nach  Breslau,  der  Regierungs- 
as.sessor  Büttner  zur  Eisenbahndirektion  nach  Altona,  der 
Regierungsbaiimeister  des  Eisenbahnl>aufachs  Heineck  zur 
Eisenbahndirektion  nach  Essen,  sowie  die  Regierungs- 
l)aunieister  des  Hochbaufachs  Stendel  zur  Eisenbahn- 
diiektiou  nach  Königsberg  (Pr.)  und  Haifeld  zur  Eisen- 
bahndiiektion  nach  Hannover.  —  Der  Regierungsbauführer 
des  Eisenbahn-  und  Straßenliaufachs  Haus  Reingrube  r 
aus  Elberfeld  ist  zum  Regie ningsbaumeist er  ernannt  und  zur 
Beschäftigung  im  Staalseisenbahndiensle  bei  der  Eisenbahn- 
direktiou in  Hannover  einberufen.  —  Der  Regieruugsrat 
H  u  t  h.  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Kattowitz.  ist  in- 
folge Ernennung  zum  Geheimen  Finanzrat  und  Vortragenden 
Rat  im  Finanzuiinislcrium  aus  dem  Staatseiseubahndienste 
ausgeschieden. 

Bei  der  sächsischen  Staateisenbahnverwaltung  ist  der  präd. 
Oberfinanzrat  l>ei  dei-  Geueraldirektdon  Dr.  jur.  Domseh 
zum  jui  istischeu  Oberrat  mil  der  Dienstbezeichnung  „Ober- 
finanzrat" befördert  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Italien  und  tlie   Eisenbahnen   in   Deutsehösterreicli.  In 

den  österreichischen  Fiiedensvertrag  soll  die  Bestimmung 
aufgenommen  worden  sein,  daß  Italien  \on  Deutschösterreich 
^■erlangen  kann,  binnen  fünf  Jahieu  Bahn\'erbindtvngen  über 
<len  Reschen  und  den  Predil  zu  bauen.  Diese  Bahnen  würden 
von  Italien  bezahlt  werden  und  Eigentum  der  italienischen 
H  p  g  i  e  VW  n  g  w  e  r d  e  n . 

Der  Pustertal-Verkehr.  In  Inuichen  fand  eine  Konferenz 
I  iin'i  ncmisclifen  Kommission  bestehend  aus  Vertretern 
T )fiii-^(h()slerrerchs  und  Italiens,  bezüglich  der  Wiederauf- 
nahme des  ilurchgehenden  Zug\'erkehres  im  Pnstertal  statt. 
Falls  die  Grenzen  Deutsch()stti  i  eich«  in  St.  Germain  keine  Be- 


richtigung erfahi-en  sollten,  so  sei  Innichen  als  beiderseitrge 
Zollstation  gedacht,  in  welchem  Falle  die  gegenwärtigen 
Bahnhofanlagen  entsprechend  ausgebaut  werden  sollen. 

—  Keine  Freihaltuug  von  Abteilen  in  Eisenbahnziigen.  Amt- 
lich wurde  verlautbart:  Mit  Rücksicht  auf  die  ganz  ungenü- 
gende Kohlenversorgung  kann  die  Staatsbahnverwaltung  ge- 
genwärtig den  Bedürfnissen  des  Reiseverkehrs  nur  in  unzu- 
länglicher Weise  entsprechen.  Obwohl  die  vorhandenen  Züge, 
insbesondere  die  Schnell-  und  Fernpersonenzüge,  zur  Bewälti- 
gung des  Reiseverkehres  kaum  mehr  zur  Not  ausreichen  und 
selbst  die  tlänge  der  Wagen  überfüllt  sind,  werden  immer  wie- 
der Ansuchen  an  die  Bahnverwaltung  um  Freihaltung  von  Ab- 
teilen gestellt.  Derlei  Ansuchen  können  gi undsätzlich  nicht 
berücksichtigt  werden. 

—  Eiseubahnfahrbegünstigunsen  für  aktive  d.  ö.  Post-,  Tele- 
graphen, und  Fernsprechbedienstete  und  deren  Frauen  und 
Kinder.  Im  Hinblicke  auf  die  mit  dem  Gesetze  vom  14.  März 
1919,  St.G.Bl.  Nr.  180  (Artikel  10,  Punkt  4)  verfügte  Ein- 
beziehung der  Post-,  Telegraphen-  und  Fernspiechangelegen- 
heiten  in  den  Wirkungskreis  des  Staatsamtes  für  A'erkehrs- 
wesen  hat  sich  das  genanrite  Staatsamt  auf  Grund  des  mit 
den  beteiligten  Ressortstellen  g'epflogenen  Einvernehmens 
bestimmt  gefunden,  für  die  Zeit,  während  der  die  Vereini- 
gung der  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechangelegenheiteu 
einerseits  und  der  Eisenbahnangelegenheiten  andererseits  in 
einer  Ressortstelle  tatsächlich  besteht,  nach  Maißgabe  der 
für  die  Inanspruchnahme  von  Eiseubahnlegitimationen  hin- 
sichtlich der  Eisenbahnbediensteten  (Arbeiter)  bzw.  dereu 
Frauen  und  Kinder  bestehenden  Bestimmungen  mit  Gültig- 
keit für  die  Linien  der  d,  ö.  Staatsbahnen  und  der  vom  d.  ö. 
Staate  betriebenen  Privatbahnen:  1.  den  aktiven  d.  ö.  Post-. 
Telegra])hen-  und  Fernsprechbedieusteten  (einschließlich  dei 
Arbeiter)  stempelfreie,  bis  auf  Widerruf  geltende  Ausweise 
zur  Lösung  von  Fahrkarten  zum  P  e  r  s  o  n  a  1  p  r  e  i  s  e  und 
2.  den  Frauen  und  Kindern  dieser  Bediensteten  (einschließlich 
der  Arbeiter)  stempelfreie,  mit  Gültigkeit  bis  airf  Widerrul 
auszustellende  Ausweise  zur  Lösi;ng  h  a  Iber  Fahrkarten 
zu  bewilligen. 

Ausweise  zu  Fahrten  zum  Personalpreise  erhalten  deui- 
nach  die  bei  einer  Dienststelle  der  d.  ö.  Post-,  Te]egrai)heü- 
und  Fernsprechverwaltung  in  A^erwendung  oder  in  Evidenz 
stehenden  aktiven  d.  ö.  Post-,  Telegraphen  und  Feinsprech- 
bediensteten aller  Klassen,  von  den  Arbeitern  nur  jene,  die 
mindestens  durch  10  Jahre  in  ununterbrochener  dienstlicher 
Verwendung  stehen.  Des  weiteren  erhalten  Arbeiter  mit 
einer  Dienstzeit  von  3  bis  10  Jahren  auf  Ansuchen  von  Fall 
zu  Fall  steinpelfreie  Einzelanweisungen  zur  Fahrt  zum  Per- 
sonalpreise, .Arbeiter,  die  noch  nicht  3  Jahre  dienen,  stempel- 
freie Einzelanweisungen  zur  Fahrt  zum  halben  Preise,  di< 
Frauen  und  Kinder  von  Arbeitern  mit  einer  Dienstzeit  unter 
10  Jahren  Einzel  an  Weisungen  zur  Fahrt  zum  halben  Preise. 
Die  Einzelanweisung  ist  jedoch  nur  in  Verbindung  mit  einet 
mit  dem  Lichtbilde  des  Begünstigten  und  dem  Hochdruck- 
stempel der  Ausfertigungsstene  versehenen  Identitätskarte 
.gültig. 

—  Fahrbegiiustigungen  für  Lehrpersonen.  Das  Staatsauii 
für  V'eikehi  swesen  hat  in  Abänderuu.g  des  bisherigen  Fahr- 
begünstigungsausmaßes  bewilli.gt,  daß  den  Lehrern  und 
Piofessoreir  sowie  auch  detn  sonstigen  Lelirpersonal  von 
öffentlichen  oder  nachgewiesenermaßen  mit  dem  Öffentlich- 
keitsrechte ausgestatteten  Volks-.  Mittel-  und  Hochschulen 
otler  andeier  gleichgehaltener  IJnterrichtsaustalten.  sowie 
auch  den  Arbeits-  und  Industrial-Lehrerinnen,  die  an  einer 
öffentlichen  oder  an  einer  mit  dem  Öffeiitlichkeitsrechte  aus- 
gestatteten Volksschule  angestellt  sind,  sofern  diese  Personen 
nicht  den  Charakter  von  Staatsbediensteteu  besüzen  und  ihnen 
aus  diesetn  Titel  ohnehin  eine  Fahrbegünstigung  zukommt, 
künftighin  auf  fallweise  von  der  Schulleitung  l>estätigte  An- 
suchen der  Stempel-  tind  Ausfertigun.gsgebühr  unterliegende 
Pahrbegiin-itigirngsanweisungen  für  Fahrkarten  zum  halben 
Preise  tili  fino  beliebige  Wageuklasse  auf  Sti-ecken  der  d.  ö. 
Staatsbahnen  und  der  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen 
ausgefertigt  werden. 

—  Einstellung  des  Elektroniobilverkehrs.  .  Die  Landesregie- 
rung hat  mit  einer  Vollzugsanweisung  vom  18.  d.  M.  auf  die 
'Dauer  der  durch  die  Not  an  Bfeunstoffen  hei  vorgerufenen 

außerorilentlichen  Verhältnisse  für  das  Gebiet  des  Landes 
Xiedeiösterreich  alle  Fahrten  mit  Peisonen-Elektromobileu 
ausnahmslos  untersagt  und  die  'Wrwendung  von  Lastelektro- 
niobilfu  zur  Personenbeföiderung  gleichfalls  verboten. 

—  Personalnaehriehten.  Ernanut  wurtle:  j\linisterialviz<- 
sekretär  Dr.  Alfred  IT  h  1  i  k  zum  Alinisterialsekreiär  im  Staats- 
amt für  Verkehrswesen. 
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Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

P  —  li«'iuberK-('z<'i-uüwitz-Jass.v-Eis('ni»aliii.  |)<'i  \  PLwallunus- 
rat  hat  iu  .seiiH',  k'lzi-eu  Silzun.n-  den  Ki'(lmuiii;.sab,schlur)  für 
ll'ls  ftt^ig^stpllt.  lufoloe  iks  duifh  tlif  jioch  lucht  ^■■eklärtcu 
politisch«!!  VtM-hältnisse  i'utstaüdeni-n  Ausfalle^  der  öster- 
i*i<hiscli€n  und  riimäui.seheii  (iaraiiti«  «roi'bt  der  AbschluC. 
■erneu  Verlust  von  ;>  9(51  075  K.  Es  T\nrd.e  Wschlossen,  jn  der 
G-eueralver-sauimluns:  d-er  Aktionäre  zu  l>eantrao-en,  diesen 
A  ei  hist  auf  neue  Eechnuno-  vorzulraoen.  (ileichz>eitiÄ"  wird 
\  erwaltuDgsrai.  die  Gener alversammluuo-  um  die  Erniäch- 
ersuchen,  für  den  Fall  des  Em.oanoes  der  für  19ls 
I  Iii  Inständigen  Garantieraten  für  die  österreichischen  und  ru- 
mänischen Linien  den  aufi  dem  „Garantre-E^'ulenzkonto  öster- 
reichischer Linien  191S--  und  dem  „Garantie-Evidenzkonto  ru- 
mänischer Linien  191X"  verfügbar  werdenden  Betrag  vorerst 
zur  Deckung  des  Verlustsaldos  vou  3  96107.5  K.  zu  verwenden, 
.soilann  aus  dem  verbleibenden  Ee«t  den  Aktieukupon  vom 
1.  -Mai  1919  bis  zum  Betrage  von  20  K.  einzulösen  und  nach 
Bestreitung  der  satzungsmäßigen  Entlohnung  des  \^erwal- 
tungsrates  den  noch  zur  A'erfügung  »stehenden  Eestbetrag  von 
273  509  K.  auf  neue  Eechnung  vorzutragen.  In  dem  Geschäft 
l>e rieht  der  Gesellschaft  wird  gesagt:  ..Der  Aiusgang  des  Welt- 
krieges hatte  zur  Folge,  daß  der  Bukare.ster  Friede,  In  welchem 
unser©  rumänische  Annuität  volle  Berücksichtigung  gefiuKleu 
hat.  nicht  ratifiziert  wurde,  und  daß  auch  durch  "den  Zu- 
sammenbruch der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  he- 
ziighch  der  ums  gegen  den  k.  k.  österreichischen  iStaat  zu- 
stehenden Garantieforderuugeu  eine  noch  ungeklärte,  die 
Interessen  der  Ge.sellschaft  emiifiudlich  '  .beeinträchti"eude 
Lage  eingetreten  ist.  Die  im  Zuge  befindlichen  Friedensvei- 
handlungen  von  S^t.-Germain  .sind  daher  für  uns  vou  aller- 
größter Bedeutung.  Solange  die.se  Verhandlungen  nicht  zum 
AibschluÄse  gelangt  sind,  kann  ü1>er  die  Lage  unserer  Gesell- 
ichatt  ein  endgültiges  Frteil  nicht  gefällt  werden.  Wir  hoffen, 
iaß  evs  trotz  aller  .Schwierigkeiten  gelingen  wird,  die  Inter- 
6s.sen  unserer  Gesellschaft,  deren  Linien  isich  nicht  auf 
ieut«ch-österreichischem  Gebiete  befinden,  bei  den  Friedens- 
verhandlungen ent.sprechend  zu  wahren.'' 


Ungarn. 

—  Eingabe  der  Budapester  Handels-  und  (ie>>  erbekammei 
ietr.    Regelung    des  Eisenbahn-  und  Schiffsverkehrs.  Die 

Budapester  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  an  den 
[laudelsminister  eine  Eingabe  gerichtet,  in  welcher  die 
jaldige  Lösung  der  wichtigsten  wirtschaftlichen  Fragen  eiu- 
^eheud  erörtert  wurde.  Insbesondere  wurde  auf  die  dir 
lugehmderte  Abwickelung  des  wechselseitigen  Eisenbahu- 
in<l  Sehiffahrtverkehrs  mit  den  auf  dem  Gebiete  der  gewese- 
len  Monarchie  entstandenen  neuen  Nationalstaaten  hin- 
gewiesen. Es  liegt  —  wie  die  Eingal>e  l>etont  —  im  Inter- 
äß.se  aller  entstandenen  Staaten,  daß  sich  die  Gültigkeit  des 
Hsherigen  einheitlichen  Gütertarifes  auf  das  ganze  Gebiet 
1er  gewesenen  Monarchie  erstrecke.  Ferner  wurden  in  der 
Eingabe  Fragen  des  Donaiiverkehrs  sowie  des  Verkehrs  mit 
Fiume  und  Triest  in  .sehr  ausführlicher  Weise  auseinandei- 
?e,setzt  und  praktische  Eatschläge  erteilt  Schließlich  Wul- 
len noch  nachstehende  Fragen  erörtert:  Die  Eisenbahii- 
jragmatik.  verschiedene  Veieinbarungen  im  internen  Eiseu- 
lahuverkehr  der  neuen  Nationalstaaten,  die  Eegeluug  des 
Anschlusses  der  Personeuzüg-e,  die  Beförderung  leliender 
riere,  verderblicher  Güter  und  feuergefährlicher  Gegen- 
stände, die  Abänderung  des  Bernei  Internationalen  Übereiu- 
commeus  oder  die  Schaffung  eines  neuen  Übereinkommens 
nit  den  früheren  Zollauslandstaaten,  die  Regelung  des 
Jiirchfuhrverkehrs.  die  Schaffung  eines  Tarifübereiuknui- 
neiis  mit  den  mitteleuropäischen  Staaten,  den  Balkanländerii 
ind  dem  Orient,  die^  Erstellung  direkter  Verbandstarife  und 
liiekter  Frachtsätze  in  den  wichtigsten  Verbindungen,  die 
Tewährung  von  Eeexpeditionsbegün.stigungen  zur  Hebung 
le.s  ungarischen  Ausfuhrverkehrs,  schließlich  die  internatio- 
lale  Eegelung  des  freien  Donauschiff  Verkehrs  auf  Giuud  der 
m  l'anser  Vertrage  vom  Jahre  1856  festgesetzten  Grund- 
atze. 


Niederlande. 

—  Die  niederländischen  Eisenbahnen  (Staatseisenbahn- 
«tiiebsgesellschaft,  SS.  Holländische  Eisenbahngesellschaft, 
ISM   und  Niederländische  Zentralbahn,  NCS)  im  Jahre  1918. 

Jie  Länge  der  Bahnen  änderte  sich  nur  wenig.  Am  1.  Mai 
91x  tfing  dl«  Kleinbahn  Soest-Baarn,  5,4  km,  von  NCS  auf 
Ii*  Gemeinde  Soest  über;  neu  eröffnet  wurden  die  Neben- 
►ahnen  Nieuw  veen-ter  Aar  der  Holländischen  Elektrischen 
Eisenbahn  (HSM),  2,694  km.  am  2.  Januar,  und  die  Verhin- 


dtingsbalm  :ii  oldenzaal  zwischen  der  Nebenbahn  Enschede- 
oldenzaal  und  der  Kleinhahu  »Udenzaal-Gronau  (HSM). 
0,816  km,  am  2.).  Fei. mar.  Die  Gesamtlänge  der  Bahuen  be- 
tragt uiiuuichr  bei  SS  NCS  HSM  zusanimen 
Hauptbahnen  1  499,U5  Um  101,08  km  Sb4,e8  km  2  434,ö2  km 
Nebenbahnen  .S6t,31  „  46,8t)  „  507,96  „  919,12  , 
Kleinbahnen  11,8»  -  76,21  „  146,85  ■2:i4,86  .. 
zusammen  1  875,16  km  ■_>24,15  Km  1  489,49  km  3  588,8U  km 
Die  Gesamteinnahmen  der  drei  ( iesellschaften  lietrufen 
135  879  129,70  fl.  gegen  10]  506  359,1  s  fl  im  Jahre  1917;  das 
bedeutet  eine  Zunahme  \  on  24,01  %.  Die  Einnahmen  aus 
dem  Personenverkehr  stiegen  von  53  685  218,66  fl.  (1917)  auf 
61  9.30  631,66  fl..  das  ist  um  15,37  %,  die  aus  dem  Gütei verkehr 
von  45  036153,20  fl.  auf  60  872  984.89  fl.,  also  um  3.5,16  %. 
.-\us  diesen  Zahlen  ergibt  sich  auch,  daß  die  Einnahmen  aus 
dem  Güterverkehr  die  aus  dem  Personenverkehr  jetzt  bald 
erreicht  haben.  Stärker  aber  noch  als  die  Einnahmen 
stiegen  auch  1918  noch  die  Betriebsausgaben,  nämlich  von 
76  895  419,78  fl.  (1917)  auf  103  405  190,33  fl.'.  das  ist  um  34,37  %. 
Dementspiechend  betrug  die  Betiiebsziffer  82,14  %  gegen 
75,75  %  1917.  Aus  den  Abschlußzahlen  der  beiden  großen 
«iesellschaften  sei  noch  folgendes  hervorgehoben.  Für 
Brennstoffe  der  Lokomotiven  wurde  74,6  %  mehr  ausgegeben- 
obwohl  13,8  %  weniger  an  Lokomotivkilometci  n  gefahren 
wurde.  Aus  dem  Betrieb  der  NCS  erhielt  SS  au  Einnahmen 
5  S90  903,36  fl..  wogegen  au  Ausgaben  6  788  261,56  fl  au  diese 
zu .  zahlen  waren.  Da  der  Gesaintüberschuß  der  SS  nicht 
ausreichte,  eine  Dividende  von  4  %  auszuschütten,  mußte 
der  Staat  für  die  militärischen  Leistungen  der  SS  1  865  738,88 
fl.  zurschießen.  Aus  dem  sich  dann  ergebenden  Uber-scjinl) 
kamen  180  000  fl.  in  die  Rücklage;  diese  beträgt  jetzt  bei 
i'ineni  Aktienkapital  von  18  Mill.  Gulden:  16  784.316,19  fl. 
Der  Rest  diente  zur  Auszahlung  einer  Dividende  von  3  % 
(wie  1917).  Auch  HSM  verteilte  wieder  3  %  Dividende  wie 
1917;  die  Rücklage  beträgt  hier,  nachdem  ihr  1918  225  000  fl. 
gutgeschrieben  wurden.  6  446165,44  fl.  bei  einem  Kapital  von 
22J4  Millionen  Gulden.  Für  die  militärische  Inanspruch- 
nahme bekam  HSM  105  650,83  fl.  Dr.  0. 


Luxemburg. 

—  Prinz  Heinrichbahn.  Die  Gesellschaft  hat,  wie  gemeld<'f 
wird,  iu  ihien  Betriebszweigen  den  Achtstundentag  einge- 
führt. Vorläufig  ist  von  dieser  Maßnahme  das  Stationsper- 
soual  noch  ausgeschlossen,  doch  dürfte  auch  dieses  binnen 
kurz>em  damit  folgen.  Die  Überstunden  werden  bis  dahin  be- 
zahlt. Diese  Neuerungen  werden  das  Budget  der  Bahn  fühl- 
bar belasten. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahner-Baugenossenschaften  in  der  Schweiz.  Auch 
in  der  Schweiz  ist  eine  große  Wohnungsnot  als  Folge  des 
Krieges  eiugetreten.  Seit  1914  gibt  es  sozusagen  keinen  Woh- 
nungsbau mehr ;  schuld  sind  die  auf  das  Dreifache  gestiegenen 
Baukosten  und  die  Unsicherheit  der  kommenden  Verhältnisse, 
die  den  Unternehmern  keine  Gewähr  dafür  bieten,  daß  sie  die 
gegenwärtigen  hohen  Mietpreise  aufrecht  erhalten  können. 
Es  wird  ülier  den  mit  den  Wohnungen  getriebenen  Wucher 
geklagt  und  über  die  schädlichen  gesundheitlichen  Folgen  des 
immer  enger  weidenden  Zusammenwohnens  in  Mietkasernen. 
l'Uter  den  schweizerischen  Eisenbahnern  ist  eine  Bewegung 
entstanden,  die  auf  eine  Selbsthilfe  durch  Gründung  von  Bau- 
genossenschaften hinzielt.  In  Bern,  wo  die  Wohnungsnot  be- 
sonders schlimm  ist,  hat  sieh  eine  Eisenbahnerbaugenossen- 
schaft gebildet,  die  ihren  Mitgliedern  gesunde  und  billige 
Wohnungen  liefern  will.  B'ci  den  hohen  Baukosten  ist  dies 
aber  ohne  Hüfe  der  öffentlichen  Körperschaften  nicht  mög- 
lich. Der  Kanton  und  die  Gemeinde  haben  bereits  eine  Hilfe 
dadurch  in  Aussicht  gestellt,  daß  sie  der  Baugenossenschaft 
unverzinsliche  Darlehen  bis  zur  Höhe  von  30  %  der  Herstel- 
lungskosten erteilen  und  das  nötige  Bauland  pachtweise  zur 
Verfügung  stellen  wollen.  Diese  Hilfe  reicht  aber  noch  nicht 
aus,  um  die  Durchführung  des  Bauprogramms  zu  sichern. 
Die  (^nos.senschaft  hat  sich  deshalb  an  di.e  Verwaltungen  der 
Schweizerischen  Bundesbahnen  und  der  Lötschbergbahn  ge- 
wendet und  nimmt  an,  daß  diese  sich  dazu  entschließen  wer- 
den, gegen  eine  mäßige  Verzinsung  (es  ist  von  höchstens  3  % 
die  Rede)  Hypothekendarlehen  zu  gewähren.  Wird  die.ser 
Wunsch  erfüllt,  so  ist  das  Unternehmen  gesichert,  das  auch 
m  anderen  schweizerischen  Plätzen  Nachahmung  finden  wird. 

—  Betriebsgesellschaft    der    Orientalischen  Eisenbahnen. 

In  dem  Geschäftsbericht  des  Wiener  Bankvereins  für  das 
Jahr  1918  heißt  es  u.  a. :  Das  von  uns  geführte  Banken- 
kon.sortium  für  Aktien  der  Compagnie  d'Exploitation  des 
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('heiiiin.s  da  Fer  Oii'Ciilaux  hat  iiu  ;tl).i;('laiilViit'ii  Jaliio  kcmn 
\'i'iäufk'iuiiu-  <'rfahi('ii.  Dk'  (k's.i'llsthal'l  komitt'  aiuh  :iii 
Jahro  1918  tkii  Betrklt  d-cr  auf  lürkischcui  (U'hict  1  icücikIcu 
Teilstrecke  W'eilerfühieii,  uud  zwai  unter  Kontrolk'  ik'r  tiu- 
kisi'heu  Militäii)ehör(le,  w^ek'lie  Koiitrolk  am  11.  November 
i91S  von  den  alliierten  mililäriseheu  Behördeu  übeiüommeu 
wurde.  Von  dki^eni  Ta^e  an  hat  der  Verkt'hr  zwischen  der 
Direktion  uud  dem  Wiener  Komit'e.e  d€r  Verwaltung  auf- 
uehört.  Die  Betriebseinnahmen  waren  bis  dahin  noch  ziem- 
lich befriedigend,  wogeoen  aber  die  Ausgaben  neuerdings 
eine  wesentliche  Steigerung  aufwiesen.  Gegenwärtig  be- 
findet sich  der  Betrieb  'sämtlicher  Strecken  der  Orientbahn- 
gesellschaft in  Händen  der  Militärbehörden  der  Entente- 
staaten. Die  Verwaltung  hat  nach  Tunlichkeit  ihi-e  Rechts- 
Iverwahruugen  und  A'orbedialte  augebiacht  und  jnuß  nun- 
mehr das  weitere  abwarten.  Die  Einberufung  der  Geneial- 
.•ersamuihmg  dürfte  im  Hinblick  auf  die  bestehenden  Yvi- 
kehrsschwierigkeiten  vorerst  nicht  erfolgen  können. 

—  Bolschewistisches  Eisenballn^^ esen.  Qbcr  die  Zustände 
im  russischen  Eiseul>ahuwoscn  macht  die  „Weltwiit- 
schafts- Zeitung"  in  ihrer  Xr.  29  iiileressante  Mitteilungei!  auf 
(iruud  eines  Berichtes,  den  der  Leiter  des  lussisehen  Eisen- 
bahnwesens, IvobO'Seff,  gemacht  hat.  Über  die  ^^'iIkullg  des 
Bätesystems  in  dem  russischen  Eisenbahnwesen  bei  iclitet 
Koboseff : 

„Damit  sie  in  ihier  beschaulichen  Ruhe  nicht  ge.störl  wer- 
den, wählen  diu  Artieji^er  die  Bahuvorstände  nach  eigenem  fk^- 
schmack.  Die  Wahl  fällt  dadurch  natürlich  auf  diejenigen, 
welche  die  größte  Nachgiebigkeit  gegenüber  ihren  Foide- 
iiiugeu  zeigen.  Auch  hütet  man  sich  davor,  A'erwaltungsbe- 
amte  oder  Ingenieure  zu  ernennen.  Beispielsweise  steht  an 
der  Spitze  einer  Linie  von  4000  Werst,  die  18  Gouvernements 
bedient,  vm  .Mann,  der  nicht  richtig  lesen  und  schreil)en  kann. 
\'<)n  Beruf  isl  er  .Monteur.  Die  Hauptsache  ist,  daß  er  Rede- 
talent l>esitzt  unil  die  Demagogie  fördert.  Seitdem  die  Akkord- 
arbeit unterdrückt  worden  ist,  hat  sich  die  Anzahl  <ler  Arbeiter 
im  gleichen  :\Iaße  erhöht  wie  die  Zahl  der  gelirauchsunfä^higen 
Lokomotiven.  Es  wird  auf  Stundenlohn  gearbeitet,  was  be- 
wirkt, daß  die  Leute  m  den  Werkstätten  lauchen,  spielen  und 
politisieren.  Auch  im  Betriebe  ist  trotz  Verminderung  der 
Zahl  der  Züge  die  der  Lokomotivführer,  Zugführer  und 
Schaffner  m '  phantastischer  Weise  gestiegen.  Stundenlohn 
wird  gezahlt,  ganz  gleich,  ob  der  Mann  arbeitet  oder  nicht. 
Eine  Übersicht' (k'r  Ausgaben  im  .lahie  UUS  ist  kennzeichnend. 
A"on  den  934  Milliarden  Rulieln,  die  das  bolsche wisl ische  Eisen- 
bahnwesen erforderte,  wurden  s  Milliarden  für  (kdiälter  und 
Löhne  ausgegeben  und  nur  l'-  .Milliaiken  fiir  Material  und 
Brennstoffe.    Die  Einnahmen  erbrachten  nur  drei  Milliarden." 

Während  der  ersten  drei  Monate  des  Jahres  1919  sind  laut 
„Rußkaja  Shisn"  von  sämtlichen  Fabriken  Sowjet-Rußlands 
31  Lokomotiven  geliefert  worden;  in  derselben  Zeit  wurden 
50  Personen-  und  G99  (kiterwagen  herge.stellt.  Im  Vergleich 
mit  dem  gleichen  Zeiliaum  des  Jahres  1918  sind  die  Lieferun- 
gen um  die  Hälfte  zurückgegangen. 

—  Amerikas  EiiifhiB  in  Rußland  wächst.    In  der  Nr.  41  der 

Zeitung  ist  schon  daiauf  hingewiesen  worden,  wie  Amerika 
liilfs'l>eaeit  »eine  Kapitalien  uud  sein  teclinisclies  Können  in 
den  Dienst  für  Rußlands  wirtschaftliidiem  Wiederaufbau  zur 
Verfügung 'Stellt.  Rußlands  wirtschaftliches  Leben  liegt  aber 
keineswegs  nur  in  der  europäischen  Reichshälft-e  darnieder, 
.sondern  nicht  weniger  schwer  'betroffen  ist  auch  die  asia- 
tische. Namentlich  zeigt  es  .sich  hier  auf  dem  Verkehr.s- 
gebiet.  Fehlen  Lokomotiven  und  tkiterwagen  aivf  dem  •euro- 
päischen Eisenl)ahnnetz  und  legen  hier  den  Verkehr  lahm, 
auch  weil  die  .Möglichkeit  nicht  gegeiben  ist,  den  spärludien 
Rest  an  rollendem  Inventar  auszubessern,  so  sieht  das  auf 
dem  asiatischen  Teil  der  russischen  Ei,seiil>ahnen  noch  we.seul- 
lich  schlimmer  aus.  Der  \kikehr  von  der  ostasiatischen  Ktiste, 
namentlich  von  Wladiwostok,  stockt  fast  vollkommen.  Ab- 
gesehen von  lallen  sonstigen  bösen  Folg+'u  fiir  die  Versorgung 
lies  Landes  mit  dem  Notwendigen,  und  der  Bedarf  der  Be- 
völkerung ist  mit  der  Zeit  recht  lebhaft  geworden,  haiben  sich 
in  Wladiwostok,  als  Folge  dieser  \'erkehr!^behinderungen,  ganz 
gewaltige  Gütermengen  angesammelt.  Der  Board  of  Trade 
vom  25.  Mai  d.  J.  schätzt  das  (Gewicht  der  angesammelten 
Güter  auf  1  Million  Tonneu.  Das  ist  nur  der  Hafenplatz 
Wladiwostok,  elienso  lagern  ungezählte  Tausende  Tonnen  an 
den  langen  Eisenbahnsti-ecken  der  Amin-.  Tran.sbaikal-,  Si- 
l;)irischen,  llssuri-  und  ostchinesischen  Bahnen,  die  die  Ernten 
und  Erzeugnisse  der  werktätigen  Bevölkerung  darstellen. 
Auch  hier  fehlen  vor  allen  Dingen  Lokomotiven  und  Güter- 
wagen, um  diese  ungeheueren  Ikiteransammlungen  .abzube- 
fördern.  Kurz,  es  herrscht  auf  diesen  asiatischen  Strecken 
offenbar  eine  schwere  Verkehrsnot,  zu  deren  Abstellung  den 


nissischen  Orgau'i'n  der  Ei.sehbahnxerwalluna'  zugestandener- 
niaßeu  die  Mittel  fehlen.  Zu  diesen  \'ei'liältnissen  kommt  dann 
noch  der  l'mstand,  daß  an  den  in  Wladiwostok  lagerndeu 
(kiteiu  di<*  \'ereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Japan.  Frank- 
reicii  usw.  inleiessiert  sind,  weil  sie  von  ihuen  stammen  uud 
den  Bestimmungsorten  in  .\sien  zugeführt  werden  sollen.  Um 
hier  Wandel  zu  schaffen,  so  teilt  unsere  Quelle  mit,  hat>en  die 
N'ereiuigten  Staaten  von  Nordamerika  mit  t'hina,  Frankreich, 
England.  Italien,  Japan  und  Rußland  ein  Abkonimen  dahin- 
geheiul  getroffen,  daß  die  Eisenbahnen  zunächst  instand  ge- 
setzt, die  Lokomotiven  und  Wagen  lauffähig  hergerichtet  uud 
damit  die  Bahnen  betriebsfähig  gemacht  werden  sollen.  Ferner 
solleu  die  voribezeichneten  Bahnen  nach  dem  Übereinkommerl 
unter  eine  techui.sche  und  inililärische  Kontrolle  gebracht 
werden,  die  wiederum  der  Oberaufsicht  eines  „Spezial  iuter- 
alliad  Committee"  untersteheu.  Der  Chef  der  amerikanischen 
Eisenbahnkommission  in  Sibirien,  John  F.  Stevens,  ist  zum 
Präsidenten  des  techui.schen  Rates  ernannt,  ihm  ist  ein  Stab 
amerikani. scher  Eisenbahningenieure  lieigegeben.  die  bereits 
seit  mehr  als  einem  halben  Jahre  die  \'erhältnisse  eingehend 
studiert  haben.  Damit  ist  Rußland  um  die  Früchte  seiner 
lufdir  als  30  Jahre  Avährenden  bau-  und  betriebstechnischen 
blühen  und  Arbeiten  gekommen.  Es  mag  ja  wohl  sein,  daß 
di(i  Folgen  der  \'eieinl>ai ung  zw  ischen  ihm  und  den  beteilig- 
ten Staaten  zurzeit  für  das  Land  einen  Fortschritt,  vielleicht 
.sogar  einen  giolk'u  Fortschritt  beileutet,  \-orausgesetzt,  daß 
die  (iegenpartei  auch  tatsächlich  etwas  wirksa-nies  leistet.  E.s 
mag  ja  wohl  auch  sein,  daß  die  Wrhältuisse  in  Rußland  tat- 
sächlich so  liegen,  daß  es  für  die  nächste  Zeit  nicht  die  .Mög- 
lichkeit hat,  selbst  die  Mittel  au  Geld  uud  Ar.beitskrai't  auf- 
zubringen und  daß  es  daher  unter  dem  Zwang  der  \'erhält- 
nisse  sich  dem  Abschluß  des  Vertrages  nicht  zu  cniziehen  ver- 
mochte, das  ändert  aber  alles  nichts  an  der  Taisadie,  daß  Ruß- 
land in  seinen  eigenen  Vicipfähleu  nicht  mein  Herr  ist,  daß 
es  das  stärkste  Mittel  zur  Ikiterstützung  seiner  Macht  hat 
laus  (b-r  Hand  geben  mirsseu  uud  daß  nunmehr  Amerika  auf 
dem  (iebieie  des  A'erkeiirswe.sens  in  Asien  au  seine  Stelle  ge- 
treten ist  Der  „Goloss  Rossii"  v.  24.  Juni  weiß  zu  berichten, 
daß  die  Alliierten  20  Millionen  Dollar  für  die  Neuorganisation 
der  Sibrischen  Bahn  zur  Verfügung  stellen.  Das  ist  offen- 
bar nur  ein  Teil  des  Kapitals,  das  die  Alliierten  in  Asien  an- 
zulegen entschlossen  sind,  denn  gleich  der  Sibirischen  Bahn 
erfoidern  sicher  auch  die  Transbaikal-.  Amur-,  Ussuri- und  di( 
Cliinesisehe  Ostbahu  große  Beträge,  um  den  Betrieb  auf  den 
llalinen,  w  ieder  in  einen  regelrechten  Gang  zu  bringen,.  Dazu 
bemerkt  die  riKssis(die  Quelle,  daß  das  Darlehn  nicht  der  Re- 
gierung des  (Generals  Koltschak,  sondern  der  interalliierten 
Konimrssion,  <lie  die  Sibirische  Bahn  verwaltet,  zur  Verfügung 
uestellt  worden  ist.  Würde  es  sich  aus  dem  Vorgehen 
Amerikas  in  Rußland  nicht  auch  schon  sonst  ergeben,  so 
iniUke  aus  diesem  Vorgang  deutlich  werden,  daß  die  Alliier- 
ten, in  Sonderheit  Amerika,  auf  dem  besten  Wege  sind,  sich 
häuslich  in  Rußland  niederzulassen.  Daß  Rußland  zurzeit 
nicht  über  große  Ka))italieu  verfügt,  setzt  kaum  jemand  io 
Erstaunen,  dal)  es  alber  soweit  widerstandsunfähig  ;gewordeu 
ist,  daß  es  auf  derartige  Abkommen  eingehen  muß,  bleib 
trotz  allem  auffallend.  ni. 


Fremde  Erdteile. 

—  Zum  Bahnbau  Tanse<r- Dakar.  Die  Internationale  Pai 
lanientarische  Handels-Konferenz  hat  in  ihrer  Sitzung  von 
22.  Mai  d.  J.  in  Brüssel  eiinstimmig  die  folgende  Ent- 
schließung angenommen:  „Die  Vorarbeiten  für  eine  Eisen- 
bahn von  Tanger  nach  Dakar  sollen  so  rasch  wie 
möglich  in  Angriff  genommen  werden;  die  Bahn  soll  (in 
französische  Vollspur  erhalten  (die  mit  der  aller  europii- 
i scheu  Eisenbahnlinien  übereinstimmt,  ausgenommen  Ruli- 
land,  Spanien  und  Portugal)  und  soll  für  Schnellzüge  geeig- 
net sein;  feiner  soll  die  französische  Eegiening  das  Protek- 
torat von  Marokko  von  den  Hemmnissen  befreien,  die  infolge 
der  Algeciras-Akte  dem  wirtschaftlichen  Vorgehen  Frank- 
reichs entgegenstehen;  sie  solle  ferner  in  Verhandlun.gei) 
mit  der  spanischen  Regierung  eintreten,  um  diese  zu  ver- 
anlassen, daß  Spanien  in  seinen  Besitzungen  oder  in  Ge- 
bieten, die  unter  seinem  Protektorat  stehen,  diese  Eisenbalu 
in  gleicher  Weise  und  in  völliger  Übereinstimmung  hiusicht- 
lich  der  technischen  Bedingungen  mit  der  Linie  in  dem  frau- 
zösischen  Gebiet  herstellt.  Spanien  soll  ferner  ersucht  wr- 
den,  die  Vollspur  einzuführen,  und  die  Portugiesischei 
Zweigbahnen  sollen  alle  Vorteile  der  Hauptbahn  erhalten 
die  ihrerseits  so  ausgedehnt  werden  soll,  daß  ihr  Anschlul: 
an  vorhandene  oder  geplante  Bahnen  in  den  Kolonien  da 
, Vereinigten  Mächte'  gesichert  ist."  (Afric.  World  1919 
24.  Mai,  S.  109. 


26.  Juli  1919 
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Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Mit  Gülti^4k€it.  vom  24.  Juli  1919  tritt 
jr  Ausnahmetaril"  2i  für  Sand 
ißer  Kraft.  Die  alsbaldio-e  Aufh«buno- 
riind'et  sich  auf  die  vorübergehende 
nderuno-  des  §  6  der  Ei&eubahaver- 
ährsordnimo-.  Auskunft  geben  die  be- 
lilio^ten  Güterabfertigungen  öowie  das 
uskunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexan- 
»platz. 

Berlin,  den  21.  Juli  1919.  (744) 
Eisenbahndirektiou. 


emeinschaftliches  Heft  Tfv.  200  C  la 
(Allgemeine  Kilometertariftafeln). 

Zum  1.  August  1919  wird  der  Nach- 
ag  1  herausgegeben  (Preis  20  .^).  Er 
ithält  außer  bereits  bekanntgegebenen 
Dderimgen  (Druckfehlerberichtigun- 
m)  Änderungen  in  der  Anwendung 
iX  Kilometertarif  tafeln  A,  C  und  F  für 
Qtfernungen  unter  105  km.  Abzüge 
Dd  durch  die  beteiligten  Guterabferti- 
mgen  sowie  das  Auskunftsbüro,  hier, 
ahnhof  Alexanderplatz  zu  beziehen. 
Berlin,  den  17.  Juü  1919.  (743) 
Eisenbahndiiektion. 

»Stimmungen  über  Frachtzahlung:  im 
erkehr  mit  Schweden  und  Norwegen. 

Für  Güter-  und  Tiersendungen,  die 
ich  dem  deutsch-schwedisch-norwegi- 
hen  Verbandsgütertarif,  dem  deutsch- 
tiwedischen  Tiertarif  und  dem  deutsch- 
.nisch-schwedischen  Kohlentarif  ab- 
fertigt werden,  gelten  gemäß  s  c  h  w  e- 
scher  Eegierungsverordnung  vom 
.  J Uli  1919  und  norwegischer 
Jgierungsverordnung  vom  18.  Juli 
19  folgende  Bestimmungen: 

1.  Sendungen  aus  Schweden  oder 
)rwegen  werden  nur  angenommen, 
Bnn  die  nach  den  genannten  Verbands- 
rifen  berechnete  Fracht  und  alle  tarif- 
äßigen  Gebühren  der  schwedischen 
ler  norwegischen  Versandstation  vom 
t>sender  in  Schweden  oder  Norwegen 
•zahlt  (frankiert)  werden. 

2.  Sendungen  nach  Schweden  oder 
jrwegen  werden  von  den  schwedi- 
hen  und  norwegischen  Bahnen  nur 
.nn  übernommen,  wenn  die  nach  den 
mannten  Tarifen  bereehnete  Fraeht 
id  alle  tarifmäßigen  Gebühren  (aus- 
mommen  die  Nebengebühren  der  deut- 
hen  Verbaudsstation)  in  Überweisung 
stellt  d.  h.  vom  Empfänger  in  Schwe- 
in oder  Norwegen  eingehoben  werden. 

3.  Wenn  in  Ausnahmefällen  die  Ein- 
ehung  in  Schweden  oder  Norwegen 
cht  möglich  ist,  werden  die  auf  dem 
ite  lastenden  Frachten  (einschließlich 
:r  in  Schweden  und  Norwegen  zu  zah- 
Qden  tarifmäßigen  Nebengebühren) 
Q  den  Unter.schied  zwischen  Tarifkurs 
id  dem  jeweiligen  Tageskurs  zur  Zeit 
r  Einlösung  der  Sendung  erhöht.  Den 
igeskurs  setzt  die  Verwaltung  fest,  bei 
sr  die  Einlösung  erfolgt. 

Die  Bestimmungen  treten  im  Verkehr 
it  Schweden  vom  16.  Juli  1919  und  im 
erkehr  mit  Norwegen  vom  18.  Juli 
19  an  in  Kraft. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abferti- 


gungsstellen. 

Altona,  den  23.  Juli  1919.  (747) 

Eisenbahndirektion 
namens  der  Verbands  Verwaltungen 


Niederländisch  -  deutsche  Eisenbahn- 
verbäude    Tarif  Teil  I,    Abteilung  A. 

Uusere  Verfügungen  8/411  IV  1  vom 
29.  und  30.  3.  16  betreffend  die  Vor- 
schrift der  Frachtzahlung  in  den  Nie- 
derlanden für  Sendungen  nach  und  von 
Dcatschland  und  die  Erhöhung  der 
Frachten  für  die  ursprünglich  im 
Durchgangsverkehr  abgefertigten  ge- 
mäß nachträglicher  Verfügung  in 
Deutschland  verbleibenden  Sendungen 
aus  den  Niederlanden  treten  mit  sofor- 
tiger Gültigkeit  außer  Kraft.  Der 
Ausschluß  der  Nachnahmen  von  10  J{ 
und  darüber  im  Verkehr  aus  den  Nie- 
derlanden bleibt  einstweilen  noch  be- 
stehen. 

Cöln,  den  21.  Juli  1919.  (7.50) 
Eisenbahndirektion. 

2,  Personnn-  und  Güterverkehr. 

Mecklenburgische     Friedrich  Wilhelm 
Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  Erhöhun- 
gen der  Sonderzuggebühren  und  der 
Bahnhofsfrachten  des  Binnen-Güter- 
tarifs  in  Kraft. 

Nähere  Auskunft  wird  durch  unsere 
Güterabfertigungen  und  uns  erteilt. 

Neustrelitz,  den  18.  Juli  1919.  (746) 
Die  Direktion. 

3.  Personen  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn-Pri- 
vatbahn-Personen- und  Gepäckverkehr. 

Mit  Geltung  vom  1.  August  1919  be- 
tragen die  Gebühren  für  die  Überfüh- 
rung des  Eeisegepäcks  und  Expreßgutes 
zwischen  den  Staatsbahnhöfen  und  den 
Bahnhöfen  der  Wittlager  Kreisbahn  in 
Bohmte  und  Holzhausen 

40  *3  (bisher  20  ^)  für  die  ersten 
30  kg, 

60  (bisher  40  ^ )  für  30—50  kg  und 
10  ^  (bisher  10  4)  für  .iede  weiteren 

angefangenen  30  kg. 
Hannover,  den  23.  Juli  1919.  (748) 
Eisenbahndirektion. 

Rheinischer  Perfeonen-  und  Gepäcktarif, 
gültig  vom  1.  Mai  1907. 

Vom  1.  Oktober  1919  ab  werden  im 
Verkehr  mit  der  Station  Badenweiler 
der  Müllheim-Badenweiler  Eisenbahn 
die  Preise  der  Fahrkarten  um  20  ^  in 
der  zweiten  und  dritten  Klas.se  erhöht. 

Mainz,  den  17.  Juli  1919.  (745) 
Preuß.  und  Hess.  Eisenbahndirektion. 

Norddeutscher  Privatbahn-Personenver- 
kehr. 

Zum  1.  Aug.  d.  J.  wird  zum  Tarif  für 
den  Personen-  und  G-epäckverkehr  vom 
1.  April  1918  der  Nachtrag  1  herausge- 
geben. Der  Nachtrag  kann  von  den 
Verbandsverwaltungen  gegen  Kostener- 
stattung bezogen  werden. 

Lübeck,  den  21.  Juli  1919.  (749) 
Die    Direktion    der  Lübeck-Büchener 

Eisen  bahnge  s  e  1  Isohaft 
namens   der  beteiligten  Verwaltungen. 


Ratöiesche  "Brems -Prellböcke.    D.  R.  P. 

FOr  iedo.  Stumpfglei,  fu.  Rangier-  und  Per.onenbahnhöf«.  Sicherheit.gleiee  =tc.  in  vet- 
V      V  V  -r  A  »chiedenen  GiöOen  lieferbar. 

Vom  f-  tji^-fi^  "n<l»nd"en  E.Bahn-Verwalt.  geprüft,  im  Betriebe  im  In- u.  Aualande  bewährt. 
IM,         «^«'«hrloae«  Auflaufen  der  Personen-  and  GuterzUgt  und  einzelnen  Wagen. 
W,ltansjt»llnngVrHjs»l:   Ehrenpreis.  WeUaasstetlnng  Tarin:  Grand  Prix. 

Halt  Ische  Aassteltang  MalmS:  Känigl.  MedaiUe.  [7074] 

A.  RAWIE.  Osnabrüch-Schinkel. 
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Verlag  yon  Julias  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Die  Reichseisenbahnen 

Gedanken  und  Vorschläge  zur  Finanzwirtsckaft  ond 
Organisation  des  deutschen  VerkehrswescBS 
Von  R.  Quaatz 

Regierungsrat  in  Köln 
Preis  M.  2.40*) 

In  diesen  Tagen  erscheint: 

Die  Organisation  der 
preußischen  Staatseisen- 
bahnen bis  zum  Kriegs- 
ausbruch. 

Geschichtliche  Beiträge  von 

F.  Sexdel, 

weil.  Präsident  der  Eisenbahndirektion 
Halle  a.  S.,  Wirkl.  Geh.  Rat. 

Preis  M.  3.—*) 


.mt 


*)  Hiitzu  10  %  Teuerungszuschlag  gem. 
dea  Bestimmungen   des  Börsenvereins 
der  deutschen  Buchhändler 


teü! 


können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Lodi« 
apparat  als  StationsschafiTner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  2978Si. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikantea: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschweig.  [70«B9 

H.  R.  Heinicke 


Schornstein-  und 
Feuerungsbau 


Chemnitz,  Berlin  NW  23, 
Breslau,  Mannlieim,  München, 
Düsseldorf,  Wien  u.  Budapest 

Armaturenfabrik 
0.  F.  PUz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferunc 
vooLokomothf- 
armaturen  

Reparaturen  bllligeti 
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H  Vollständige  GasgiühBcht-Beleuchtungseinrichti^ 

g  wagen  und  Lokomotiv«ai 

g  Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  aüem  Zubehör 

gl  Dampfheizungen  all^  Art  fekr  Personenwagen  und  Lokomodvem 

gl  ^ßeder-  und  Unterdruckdampfheizung  D.R.P.  Neueste  Bauart 

B  Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.  ^"^^«^ÄlSSä;^ 

§  Metallfensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein- 
m     ^      bahnen  sowie  für  Automobile  S^^^Tä^ÄJ^ST^^ 

g  RJemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen 
B  Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckraiimen  D.R.P. 

g  Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

S  und  Oelgas  nut  allem  Zubehör 

M  Gas  -  Preß  -  Anlagen,   Füll  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,  Gas- 
beförderungswagen. 
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Hierzu  eine  'Beilage  Von  GustaV  Robert  Bauermeister  in  BraunschWeig. 
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Einzelne  Ivummern  werden  ge^en  vorherige  Einsendung  von  40  Pf  ab^eireben 
Priva4"n'rei'|:^„"7lVeis''C  ^f^-Pt'^-hungen  werfen  auch  ^ 
^PUan^enom"me"/]eTwrederhöf^^^^^      Petitzeile   oder  deren  Raum 
Beilagren  werdea  nach  Verefnbfuuaff  l.e"4ra°t  EnnäUi^uus^ea. 

rernspr.:AnUKurfiirit  6050-1^  Tpl  f.Ä^  ■      V  V^r,^^'^'  Lmkstraße  23/24. 


Vereinfachungen  im  Gütertarif 

Tr  Einiede  der  höheren  Gewalt  im 

Haftpflichtrecht. 
Nachrichten. 

D  u  t  s  c  h  1  a  n  d :  Abstellung  von 
I  nzuträ.olichkeiten  in  den  Eisen- 
bahnzügen. —  Maßnahmen  zur  För- 
derung der  Wirtschaftlichkeit  im 
Eisenbahnbetriebe.  —  Eisenbahnun- 
fall auf  dem  Bahnhof  Guntershau- 

,  |en.  —  Eisenbahnzollverkehr  nach 
Elsaß-Lothrmgen.    —  Wirtschaft- 


I  n  It  a  1  I: 

liehe  Folgen  der  Streiks.  —  Ein 
Bund    deutscher  I^eldeisenbahner. 
i»  e  u  tns  c  h  o  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Förderung- 
des  Fremdenverkehr'«.  —  Die  Schiff- 
fahrtsfragen im  Entwürfe  des  Frie- 
densvertrags. —  Kreditinstitut  für 
Verkehrsunternehmungen.  — 
Deutschösteri-eichisches  Kursbuch 
Ungarn:  Erdrosselung  der  un^^ari- 

sehen  Donauschiffahrt. 
^^^^«■6  europäische  Länder- 
Dänische  Verkehrspläne.  —  Schwie- 

Vereinfachungen  im  Gütertarif. 

Von  Emil  Eank. 


rigkeiten  der  Elektrisierung  schwe- 
discher Bahnen.  —  Zugentgleisuno- 
bei  Lembecq.  —  Zugzusammen" 
stoß  auf  der  französischen  Ost- 
,  -T.,""  Elsässische  Absichten 
und  Eheinschiffahrt.  —  Betriebs- 
störungen im  Hauenstein-Basis- 
tunnel.  —  Einschränkung  des  eng- 
lischen Eisenbahnverkehrs 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  folgenden  Ausführungen  können  als  eine  Fortsetzuno- 
der  l'Dtersuchungen  betrachtet  werden,  die  in  Nr  37  S  389  ft° 
dieser  Zeitung  vom  15.  Mai  1918  unter  dem  Titel  .Die 
künftigen  Gütertarife«  vorgeführt  worden  sind. 
Wahrend  aber  die  erste  Untersuchung  sich  auf  die  ziffer- 
maßige  Festsetzung  der  künftigen  Frachtsätze  bezog,  sollen 
sich  die  folgenden  auf  etwa  mögliche  Vereinfachungen  in 
der  Anordnung  und  Einteilung  der  Gütertarife  beschränken. 

Zu  diesem  Zwecke  muß  zunächst  auf  das  Wesen  und  die 
V  orteile  fester  Tarifsysteme  eingegangen  werden.    Den  gel- 
tenden Tarifsystemen   der  mitteleuropäischen  Eisenbahnen, 
von  denen  das  deutsche  infolge  des  Bestehens  nur  einer 
htuckgutklasse  und  zweier  allgemeiner  Wagenladungsklassen 
-  der  Spezialtarif  für  Stückgut  dürfte  künftighin  entbehr- 
JK-h  sein  -  besondere  Vorzüge  besitzt,  haftet  der  Mangel  an, 
aaü    «le    infolge    der  geringen   Zahl  von  Wagenladungs- 
(bpezialtarif.)  Klassen,  die  sie  enthalten,  und  der  damit  ver- 
bundenen großen  Unterschiede  in  deren  Frachtsätzen  nicht 
n,r  sämtliche  Güter  in  genügender  Weise  ausreichen.  Die 
unvermeidliche  Folge  dieses  Umstandes  ist  der  Zwang  zur 
i^nfuhrung  mehr  oder  weniger  zahli^icher  Ausnahmetarife 
nirr  die  Güterverzeichnisse  (Güterklassifikationen) 

5n  K.^  .  betreffenden  Ausnahmetarife  verweisen,  also 
eme  besondere  Nachforschung  ersparen,  und  die  Ausnahme- 
!fn7,i-  M  ^^^f^°f "t^ätzen  angegliedert  werden  konnten, 
«inl  die  Naehteile  der  Ausnahmetarifierung  hinsichtlich  de^ 
lanfhandhabung  gering.    Andernfalls  liegt  der  Nachteü  der 

^aubenrlTn   Ä  r^"^  erforderlichen,  immerhin  ^it- 

raubenden  Aufsuchung  des  Ausnahmetarifes. 
körin     I^°"e  die  Ausnahmetarife  unter  Umständen  spielen 
können,  möge  daraus  ersehen  werden,  daß  z.  B.  im  Jahre 
für  da«  Hauptnetz  der  österi^ichischen  Staatsbahnen, 


die  Unterabteilungen  berücksichtigt,  den  11  Klassen  des 
Tarifschemas  -  48  Ausnahmetarife  gegenüberstanden. 
Werden  hierzu  die  damaligen  zahlreichen  Sonderbegünstio-un- 
gen  der  österreichischen  Staatsbahnen  für  em^lne  Güter  und 
Stationsverbindungen  gerechnet,  dann  ergab  sich  ein  starkes 
Uberwiegen  der  Ausnahme-  gegenüber  der  normalen  Be- 
handlung. 

Dieses  gewiß  nicht  günstige  Verhältnis  ist  nur  zum  Teil 
auf  die  großen  Unterschiede  zurückzuführen,  die  zwischen 
den  Frachtsätzen  der  einzelnen  Klassen  des  Tarifschemas 
bestanden,  zum  anderen  Teil  beruht  es  aber  gewiß  auf  einer 
Überschätzung  der  Wirkung  dieser  Unterschiede  auf  die  Be- 
forderungsmöglichkeit  der  Güter  und  auf  Einflüssen  an- 
derer Art. 

In  einigen  Ländern  hat  nun  die  Entwicklung  des  Eisen- 
bahngutertarifs  dazu  geführt,  die  Ausnahmetarif ieruno-  über- 
haupt zur  Eegel  zu  machen,  so  daß  dort  vom  Bestehen  eines 
rarifschemas  im  mitteleuropäischen  Sinne  überhaupt  nicht 
geprochen  werden  kann.    Der  Gütertarif  zerfällt  hier  in  eine 
große  Anzahl  von  Serien,  deren  jede  ihre  Sonderbesümmun- 
gen  zu  haben  pflegt.    Daß  dieses  Verfahren  nachahmuno-s- 
wert  ist,  kann  gewiß  nicht  behauptet  werden.    Es  erschwert 
die  Ermittlung  der  richtigen  Fracht  bedeutend.    Das  Vor- 
handensein einer  stetigen,  fortwährenden  Änderuno-en  nicht 
unterliegenden  Grundlage,  wie  sie  das  Tarifschema  der  mit- 
teleuropäischen Länder  für  den  weit  überwiegenden,  etwa 
9ö  /o  aller  Guterabfertigungen  umfassenden  Teil  des  Güter- 
verkehrs bietet,  ist  gewiß  vorzuziehen.    Die  Zersplitteruno- 
der  larifsatze,  wie  sie  in  manchen  Ländern  üblich  ist,  geht 
€ben  viel  zu  weit.    Sie  führt  oft,  selbst  bei   Eilgut  und 
Stuckgut,  zu  Frachtunterschieden,  die  für  unser  Empfinden 
un-rorständich  sind. 
Diese  Betrachtung  führt  zu  der  Frage,  welche  Satzunter- 
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schiede  den  Verkehr  überhaupt  zu  beemilussK^a  vermögen. 
Em<3  Formel  läßt  sich  dafür  ebensowenig  aufstellen,  wie  Im 
die  Lösun-  asiderer  wirtschaftlicber  Fragen.  Die  Beant- 
wortung hängt  von  den  Wertverhältnissen  der  Guter  dann 
Zv  auch  von  der  Menge  ab,  die  mit  emem  1-racht- 
bnef  zur  Beförderung  zu  kommen  pflegt  und  von  dem  uc- 
samtfrachtbetrag,   der  innerhalb  eaner 

Laoten  eines  Frachtgebers  fällt.  Letzteres  deshalb,  ^^ell 
dadurch  die  Zahlungsfähigkeit  der  einzelnen  Frachtgeber  m 
versckiedener  Weise  beeinflußt  wird.  Sind  die  mit  einem 
Frachtbrief  zur  Aufgabe  gelangenden  Mengen  gering,  wie 
dies  in  der  Regel  bei  Eilgut  und  Stückgut  der  Fall  zu  sein 
pfle-t  und  verteilen  sich  die  Sendungen  auf  zahlreicbe 
Frachtgeber,  dann  ist  anzunehmen,  daß  selbst  ein  an  sich 
hoch  scheinender  Frachtsatz  für  100  kg  den  Verkehr  nicht 
in  bedenklicher  Weise  zu  beeinflussen  vei-mag.  Wenn  bei- 
spielsweise ein  Frachtgeber  einen  Sack  Kartoffeln  im  Ge- 
wichte von  50  kg  bezieht,  so  kann  es  kaum  ms  Gewicht 
fallen,  ob  er  90  oder  112  .3  an  Fracht  zu  zahlen  hat,  denn 
es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  er  viele  tausende  von  solchen 
Säcken  im  Jahre  bezieht.  Tut  er  das  aber  wirklich,  daan 
muß  er  schon  ein  größeres  Geschäft  führen,  das  größere 
Spesen  verträgt,  abgesehen  davon,  daß  er  dann  auch  die 
Wagenladungssätze  wird  ausnützen  können. 

Die  bei  Stückgut  in  der  Regel  eintretende  Verteüung 
der  eihzelnen  g^eringen  Frachtbeträge  auf  zahlreiche  Einzel- 
personen läßt  es  al.s  besonders  befähigt  erscheinen,  mit 
höheren  Frachtsätzen  belastet  zu  werden  und  damit  den 
Eisenbahnen  eine  bedeutende  Erhöhung  ihrer  Einnahmen  zu 
sichern,  ohne  die  Beförderungsmöglichkeit  der  Güter  allzu- 
sehr zu  beschränken  Sie  erleichtert  auch  die  Beschrankung 
auf  eine  Stückgutklasse,  die  beim  Aufbau  eines  möglichst 
einfachen  und  klaren  Gütertarifes  eine  geradezu  entschei- 
dende Rolle  spielt. 

Geringfügige  Frachtunterschiede,  die  für  den  Güterverkehr 
bedeutungslos  sind,  werden  nun  hauptsächlich  durch  zwei 
Umstände  hervorgerufen..  Der  eine  ist  durch  die  übliche 
Frachtbildung  von  Kilometer  zu  Kilometer  gegeben,  wobei 
'  die  Frachtunterschiede  naturgemäß  nur  gering  sein  können, 
der  andere  liegt  in  der  manchmal  übergroßen  Zahl  von  nor- 
malen und  Ausnahmeklassen,  die  die  Frachtunterschiede 
zwischen  ihnen  verringern.  So  haben  z.  B.  die  Frachtunter- 
schiede von  Kilometer  zu  Kilometer  im  Jahre  1914  im  deut- 
schen Staatsbahn-Güterverkehr  betragen :  

bei 

I         der  WagenladuDgsklasse 
Stückgut  1       ß        ,        T  A.T.  l 

(Holz) 

Pfennig  fiir  100  kg 


zwischen 
km 


10 

und  11 

•2 

2 

50 

„  51 

2 

1 

100 

„  101 

2 

1 

300 

„  301 

1 

1 

500 

.  501 

1 

1 

800 

,  801 

1 

1 

11 

und  20 

10 

5 

51 

„  60 

9 

5 

101 

,  110 

9 

5 

301 

„  310 

7 

5 

501 

„  510 

5 

5 

801 

„  810 

5 

5 

Die 

angeführten  Frachtunterschiede 

zum   anüern  smu  nun   lui    urrn    ,  ^^.^^.^^  sw-—  

deutung.  Dasselbe  kann  aber,  namentlich  für  die  kommende 
Zeit,  wohl  auch  von  denen  behauptet  werden,  die  sicli  von 
10  zu  10  km  ergeben.  Wäre  es  nun  möglich,  durch  deren 
Nichtbeachtung  große,  praktische  Vorteil«  zu  erreichen,  dann 
könnte  es  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  «s  sich 
empfehlen  würde,  sich  diese  Vorteile  nutzbar  au  machen. 
Die  Mögüchkeit,    das  zu  erreichen,    liegt  nun  namentlich 


für  das  deutsche  ^taatsbahnnotz  vor,  in  dem  die  Frach  - 
berechnung  zumeist  nach  den  allgemeinen  ^^^««^^f  "JL^  ; 
tafeln  erfolgt.  Hier  würde  eine  Vereinfachung  m  der  Wei  , 
wie  sie  zum  Teil  noch  jetzt  bei  den  österreichischen  Staats- 
bahnen besteht,  große  Zeit-  und  ^aber  auch  Arbeits-  und 
Geldeisparnisse  ermöglichen.  Dies  wurde  ^ 
reichen  lassen,  daß  die  Fracht  für  100  nicht  von  Kilo- 
meter zu  Kilometer,  sondern  für  eine  Anzahl  voa  Kilometern 
Tzonen)  gleich  hoch  festgesetzt  werden  wurde.  Wenn  d  ose 
Zusammenfassung  sich  auch  nur  auf  je  ^ ^^^^^^ch" ' 
würde,  könnte  .der  Umfang  der  Frachttafeln  des  deutschen 
^aatsbahnoüterverkehres  (1914)  von  4&  auf  5  Seiten,  uad, 
'!enn  eU  a%on  300  km  ab  Zonen  zu  Je  50  km  gebildet  werden 
würden   noch  mehr  eingeschränkt  werden. 

Die  Wirkung  einer  solchen  Maßregel  wäre  keineswegs 
eine  unbedeutende.  Der  bekannte  Satz,  daß  l^^---  Ursachen 
oft  große  Wirkung  haben,  trifft  auch  hier  zu.  D.e  große 
Veriin-erung  der  Ausdehnung  der  Kilometer-Tariftafeln 
I-ür°zunä;hst  die  Ermittlung  und  Prüfung  der  Frachtsatze 
sehr  erlerchtern.  Im  einzelnen  Falle  wurden  sich  3a  dabei 
nur  Sekunden  ersparen  lassen.  Bei  den  erttaus^d^n 
von  Frachtrechnungen,  die  im  Frieden  von  den  Beamten 
der  deutschen.  Staatsbahnen  täglich  vorgenommen  weide^ 
müssen,  bedeutet  aber  selbst  eine  geringfügige  Ersparnis  bei 
der  Einzelrechnung  im  ganzen  eine  recht  f  f  ^1^^^%^^" 
sparnis  an  Zeit  und  damit  auch  an  Betriebskosten  Vom 
/emem wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  muß  noch  <^^^^^f^^ 
Ersparnis  hrnzugerechnet  werden,  die  die  ^l^^^^f^^J^ 
ihren  eigenen  Frachtrechnungen  erzielen  wurden.  Außerdem 
kommt  noch  die  etwas  vergrößerte  Sicherheit  im  Finden  der 
richtigen  Frachtsätze  in  Betracht. 

Die  Einwendungen,  die  gegen  eine  zonenmaßige  Zusam- 
menziehung der  Rechnungsküometer  von  den  Frac^tfebern 
erhoben  worden  sind,  gründen  sich  zunächst  darauf,  daß  es 
nicht  gerecht  sei,  für  11  km  ebensoviel  Fracht  ^n  verlangen 
wie  für  20  km.  Diesem  Einwurf  kann  aber  eine  entscheidende 
Bedeutung  schon  deshalb  nicht  beigemessen  werden,  weil  es 
ebensowenig  „gerecht"  ist,  für  V.o  km  so  viel  verlangen 
wie  für  1  km.    Hier  kann  nur  die  praktische  Wirkung  auf 
die  Fracht  und  auf  die  Betriebskosten  entscheiden.  Ernster 
ist  der  Umstand  zu  nehmen,   daß  manche  Gütererzeugungs- 
stätten mit  starkem  Verkehr  so  liegen,  daß  gerade  der  ent- 
scheidende Teil  ihres  Güterbezuges   oder  -Versandes  m  aen 
Anfang  einer  Zone  fällt,  so  daß  hier  auch  gering  erscheinende 
Frachtunterschiede  tatsächlich  eine  starke  Mehrbelastung  be- 
deuten.   Wenn  solche  Fälle  auch  nur  selten  vorkommen,  so 
können  sie  doch  nicht  unbeachtet  übergangen  werden.  Sie 
lassen  sich  aber  doch  nur  nach  dem  gleichen  Grundsatz  be- 
handeln, der  überall  dort,  wo  Privatinteressen  sich  mit  ottent- 
lichen  nicht  im  Einklang  befinden,  allein  maßgebend  sein 
kann,  nämlich  dem,  daß  Privatinteressen  nur  soweit  berück- 
sichtigt werden  können,  als  dabei  öffentliche  Interessen  nicht 
erheblich  geschädigt  werden.    Wenn  also  z.  B.  der  Nutzen, 
der  dem  Staat  und  damit  auch  der  Gesamtbevölkeining  aus  der 
erwähnten  Vereinfachung  entsteht,  jährlich  2  Millionen  Mark, 
der  Schaden    der  Privatunternehmungen    daraus    aber  nur- 
10  000  M  betragen  würde,  dann  kann  nicht  gut  verlangt  wer- 
den daß  das  Privatinteresse  entscheidend  sein  solle. 

Es  dürften  also  wohl  überwiegende  gemeinwirt-schaftliche 
Interessen  dafür  sprechen,  bei  den  künftigen  Friedensguter- 
tarifen  u  A.  auch  zur-  zonenweisen  Zusammenfassung  der 
Rechnungskilometer  zu  greifen,  wobei  der  von  den  österrei- 
chischen Staatsbahnen  gewählte  Mittelweg  eingeschlagen 
werden  könnte,  die  Frachtsätze  weder  nach  dem  Anfang,  nocü 
nach  dem  Ende,  sondern  nach  der  Mitte  der  Zone  zu  be- 
rechnen. Die  Untersuchung  des  Einflusses,  den  die  Fracht- 
Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Güterklassen  auf  den 
Verkehr  haben,  muß  einem  besonderen  Artikel  vorbehalten 
bWibaa. 

(Fortsetzung  folgt  etwa  8  Tage  später.) 
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Die  Einrede  der  höheren  Gewalt  im  Haftpflichtrecht. 

Von  Justizrat  Dr.  Schmidt-Ernsthaus'en,  Düsseldorf. 


Aus  einem  Auf'Satz  „Die  höhere  Gewalt  im  Eisenbahnrecht", 
der  in  Egers  Eisenbahn-  und  Verkehrsrechtlichen  Entschei- 
dunsren  und  Abhandlun^n,  beginnend  im  Oktoberheft,  dem- 
nächst veröffentlicht  wird,  sei  der  folgende  Fall  heraus- 
gegriffen, der  die  neuere  Eecht&prechung  auf  diesem  Sonder- 
gebiet des  Eisenbahnrechts  beleuchtet.  Es  handelt  sich  um 
eine  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  6.  Zivilsenats,  vom 
30.  -Alai  1918  (Nr.  78  d.  Ztg.  1918),  die  zum  Widerspruch  her- 
ausfordert, sowohl  deswegen,  weil  sie  den  Begriff  des 
äußeren  Ereignisses  überspannt,  als  auch,  weil  sie  die  Ver- 
kehrsverhältni'Sse  bei  schienengleichen  Kreuzungen  nicht  in 
Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften  der  Eisenbahnbau-  und 
Betriebsordnung  würdigt. 

Dem  Urteil  liegt  ein  Unfall  auf  einer  schienen- 
gleichen Straßenkreuzung  bei  geschlossener, 
vorschriftsmäßig  beschaffener  und  beleuch- 
teter Schranke  zugrunde.  Da«  Ereignis  trug  sich  m 
der  Weise  zu,  daß  eine  Kraftdroschke  die  Schranke  gewaltsam 
durchdrückte  und  gegen  einen  die  Kreuzung  durchfahrenden 
Güterzug  fuhr,  wobei  der  Fahrgast  der  Droschke  zu  Tode 
kam.  In  diesem  Vorgang  erblickt  das  Reichsgericht  nicht  ein 
von  außen  her  wirkendes  Geschehnis,  sondern  einen  bloßen 
inneren  Zufall,  für  den  es  den  Eisenbahnfiskus  haften  läßt. 
Es  stützt  diese  Anschauung  darauf,  daß  der  Eisenbahnunter- 
nehmer die  Bahnanlage  zum  B^estandteil  der  Straßenanlage 
gemacht  habe  und  daß  der  Eisenbahnbetrieb  den  Straßenver- 
kehr in  eigentümlicher  Weise  gefährde.  Für  diese  selbst- 
geschaffene Gefahr  müsse  er  einstehen.  Hieran  ändere  auch 
das  Herablas<.sen  der  Schranken  nichts,  weil  das  Bahngeleise 
und  das  Betriebsunternehnien  hierdurch  nicht  aus  dem 
Straßenkörper  und  dem  Straßenverkehr  ausgeschieden  würden. 

Wenn  diese  Ansicht  richtig  wäre,  so  würde  es  für  die  Frage 
der  höheren  Gewalt  überhaupt  nicht  darauf  ankommen,  ob 
eine  Schranke  vorhanden,  ob  sie  ordnungsmäßig  beschaffen 
oder  beleuchtet  und  ob  sie  beim  Durchfahren  eines  Eisenbahn- 
zugCvS  offen  oder  geschlossen  ist.  In  allen  Fällen  würde  dem 
Eisenbahnuntemehmer  der  Einwand  der  höheren  Gewalt  ver- 
sagt sein,  und  was  ihm  übrig  bliebe,  wäre  allein  der  Einwand 
des  Selbstverschuldens,  dessen  tatsächliche  Voraussetzungen 
häufig  z.  B.  bei  Kindern^  Unzurechnungsfähigen,  beförderten 
Personen,  Tienschaden  usw.  fehlen  und'  auch  im  vorliegenden 
Fall  nicht  gegeben  waren,  da  der  Verletzte  nicht  der  Führer, 
sondern  der  Ini.sas.si6  der  Kraftdroschke  war. 

In  seiner  B^espi-echung  dieser  Entscheidung  stellt  sich 
v.  d.  Leyen^)  auf  den  entgegengesetzten  Standpunkt,  den  er 
damit  begründet,  daß  die  Bahn  die  in  der  G^ehmigungs- 
urkunde  oder  bei  der  Planfeststellung  angeordneten  Sicher- 
heitsvorrichtungen getroffen  habe,  die  zur  Femhaltung  der 
Fuhrwerke  vom  Bahnkörper  genügen  und  weitergehende 
Maßnahmen,  z.  B.  die  Errichtung  von  Bretterzäunen  oder 
Mauern,  mit  der  Wirtschaftlichkeit  des  Unternehmens  unver- 
einbar se-iu  würden.  Das  erscheint  an  sich  richtig  und  weiter- 
gehend wird  man  sogar  sagen  müssen,  daß  eine  Abzäunung 
oder  Ummauerung  bei  einem  schienengleichen  Wegeübergang 
überhaupt  nicht  in  Frage  kommt.  Allein  die.se  Einwendungen 
dürften  sich  dem  Urteil  nicht  entgegenhalten  lassen,  denn  sie 
beziehen  sich  auf  die  Unabwendbarkeit  des  Ereignisses,  wäh- 
rend die  Einrede  der  höheren  Gewalt  nach  Lag©  der  Recht- 
sprechung auch  dann  ausgeschlossen  ist,  wenn  das  Ereignis 
zwar  unabwendbar,  der  Zufall  aber  ein  innerer  war,  und  ge- 
rade dies  nimmt  das  Reichsgericht  in  der  fraglichen  Ent- 
scheidung an.  Wül  man  sie  bekämpfen,  so  kann  sich  die 
Gegenmeinung  daher  nur  gegen  die  Ansicht  richten,  daß  die 
Überwindung  einer  ordnungsmäßig  geschlossenen  Schranke 
von  außen  her  kein  äußerer,  sondern  ein  innerer  Zufall  sei. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  dürfte  aber  in  der  Tat  das 
Urteil  einer  näheren  Nachprüfung  nicht  standhalten 

Über  Unfälle  auf  schienengleiohen  Wegeübergängen  (früher 
sog.  Niveaukreuzungen)  besteht  eine  reichhaltige  Reoht- 
sprec.hung=),  die  sich  durchweg  an  die  Frag©  anknüpft,  ob 
eine  Schranke  vorhanden,  ob  sie  ordnungsmäßig  eingerichtet, 
bei  Dunkelheit  beleuchtet  und  rechtzeitig  vor  der  Durchfahrt 
geschlossen  war.    Zwar  wird  diese  Frage  regelmäßig  nur  des- 

*)  Juristische  Wochenschrift,  Band  18,  S.  689,  Anm.  24,  Fuß- 
note. 

^)  Fehlen  einer  Schranke:  EisenbE.  9,  117;  24,  71,  259;  25, 
321.  Schwache  und  i.schadhaft©  Schranken:  EisenbE.  7,  219: 
22,  284  —  JW.  05.  734.  Offenstehende  Schranken:  ROHG  14, 
^6;  RG.  1,  276  —  EisenbE.  1,  149;  8,  9;  8,  286.  Öffnen  und- 
purchkn.echen  Unbefugter:  JW.  16,  744;  EisenbE.  2,  291.  Un- 
fälle l>©im  Aufziehen  und  Niedergehen:  EisenbE.  2,  171;  2, 
429;  11,  252;  25,  193;  26,  178.  Weitere  Nachweis-e  bei  Lange, 
Haftpflichtgesetz  S.  128  ff,  211  ff. 


halb  erörtert,  um  den  Einwand  des  Selbstverschuldens  des 
Verunglückten  zu  prüfen,   das  von  ihrer  Beantwortung  ab- 
hängt, oder  um  zu  untersuchen,  ob  sich  der  Unfall  beim  Be- 
tnebe ereignet  hat.    Aber  diese  Rechtsprechung  hätte  doch 
gewiß  Anlaß  genug  geboten,  um.  die  häufig  mit  auftretende 
Frage  der  höheren  Gewalt  wenigstens  durch  einen  Hinweis 
auf  den  inneren  Charakter  des  Zufalls  abzutun,  wenn  das 
Reichsgericht  bisher  diesen  Standpunkt  eingenommen  hätte. 
Mancherlei  Bemerkungen  in  diesen  Urteilen  ergeben  sogar  das 
Gegenteil,  besonders  ist  diC'S  der  Fall  bei  der  Entscheidung 
vom  15.   Oktober  1905   Eisenbahnrechtliobe  Entscheidungen, 
Bd.  22,  284  —  Juristische  Wochenschrift  1905,  S.  734,  Nr.  32  — . 
bei  welcher  es  sich  ausnahmsweise,  wie  hier,  allein  um  den 
Einwand  der  höheren  Gewalt  handelt.    Hier    verneint  der 
6.  Senat  keineswegs,  daß  das  Durchbrechen  der  Schranke  durch 
ein  durchgehendes  Pferd  ©in  von  außen  her  kommendes  Er- 
eignis sei,  sondern  stellt  die  Entscheidung  darauf  ab,  daß  die 
Schranke  sich  als  zu  schwach  erwies.en  habe,  der  Unfall  also 
bei  äußerster  Vorsicht  möglioherweißie   abwendbar  gewesen 
sei.    Ebenso  nimmt  der  2.  Senat  beim  Durchkriechen  eines 
Kindes  durch  die  geschlossene  Schranke  ein  äußeres  Ereignis 
an,  da  er  die  Abwendbarkeit  prüft  (EisenbE.  2,  291).  Ver- 
neint dementgegen  der  höchste  'Gerichtshof  heute,  daß  das 
Durchfahren  der  geschlossenen  Schranke  ein  von  außen  her 
wirkendes  Ereignis  darstelle,  so  ist  der  bedenklichste  Punkt 
in  der  Erwägung  zu  erblicken,  daß  in  der  Herablassung  der 
Schranken  ©ine  Ausscheidung  des  Betriebsunternehmens  au.'i 
dem  Straßenverkehr  nicht  zu  finden  sei.    Diese  Auffassung 
läßt  sich  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  schwerlich  ver- 
einbaren.   Die  Kreuzungisstelle  untersteht  der  Bahnpolizei. 
Nicht  nur  die  Obliegenheiten    des  Eisenbahnunternehmers, 
Rondem  auch  das  Verhalten  des  Publikums  sind  durch  diie 
maßgebenden  Bestimmungen  bis  ins  Einzelne  geregelt.  Nach 
§  18  der  Eisenbahnbau-  und  Betriebsordnung  sind  die  Wege- 
ü'bergänge  bei  Hauptbahnen  stet«,  bei  Nebenbahnen  nach  Be- 
stimmung der  Aufsichtsbehörde  mit  Schranken  izu  versehen, 
femer  sind  Warnungstafeln  bei  allen  Wegeübergängien  üb^er 
Hauptbahnen  und  bei  den  verkehrsreicheren  Kreuzungen  der 
Nebenbahnen  vorgeschrieben.    Die  Tafeln    sind    da  aufzu- 
«tellen,  wo  Fuhrwerke  und  Tiere  angehalten  werden  müssen, 
wenn  die  Schranken  geschlos.sen  sind  oder  ein  Zug  sich  nähert. 
Eingehende  Vorschriften  betreffen  die  Einrichtung  und  Ver- 
sohließbarkeit  der  Scliranken,  die  Bedeuchtung  der  Übergänge 
und  die  Glockenzeichen.    Nach  §  79  darf  das  Publikum  die 
Bahn  nur  an  den  zu  Übergängen  bestimmte,n  Stellen  unter 
Vermeidung  jeden  unnötigen  Aufenthalts  solange  überschrei- 
ten, als  die  Schrankien  nicht  gesohlosisen  sind  odier  ein  Zug 
sich  nicht  nähert.    Fuhrwerke  und  Tiere  müssen  an  den  War- 
nungstafeln, und  wo  solch©  fehlen,  in  angemessener  Ent- 
fernung von  der  Bahn  halten,  während  Fußgänger  bis  an  die 
Schranken,  deren  eigenmächtiges  öffnen  oder  Überschreiten 
ausdrücklich  verboten  ist,  herantreten  dürfen. 

Damit  ist  die  Kreuzung  und  der  sich  auf  ihr  vollziehende 
Ei«.enbahnbetrieb,  solange  di©  Schranken  geschlossen  isind,  aus 
dem  Straßenverkehr  rechtlich  und  tatsächlich  ausgeschieden. 
Ein  Straßenverkehr  ist  untersagt  und  die  Eisenbahn  allein  be- 
herrscht das  Feld.  Nicht  di©  Eisenbahn  schafft  eine  Gefähr- 
dung des  Straßenverkehrs,  sondern  die  Kraftdroschk-e  schafft 
eine  Eisenbahntransportgefährdung,  wenn  sie  die  Schranke 
gewaltsam  durchbrechend  in  den  Güterzug  hineinfähi-t.  Der 
Insasse  der  Droschke  oder  dessen  Hinterbliebene  können  sich 
daher  nur  an  den  Führer')  des  Kraftfahrzeugs  halten,  dem  sich 
der  Fahrgast  anvertraut  hat,  ganz  ©benso,  wie  wenn  er  ihn 
in  ein©  Spiegelscheibe  gefahren  hätte. 

Die  Frage,  ob  nicht  seitens  der  Aufsichtsbehörde  statt  der 
«ehienengleichen  ©ine  schienenfreie  Kreuzung  (Unter-  oder 
Überführun/r)  anzuordnen  gewesen  wäre,  kommt  für  die 
Außenheit  des  Ereis;nisses  nicht  in  Betracht,  da  diese  ledig- 
lich nach  dem  Torhiandenen  tatsächlichen  Zustande  zu  be- 
urteilen ist.  Sie  kann  nur  da  Bedeutung  gewinnen,  wo  es  sich 
um  di©  Frage  des  Selbstverschuldeuis  des  Getöteten  oder  Ver- 
letzten handelt,  das  durch  das  Verschulden  eines  Dritten,  näm- 
lich der  Aufsichtsbehörde,  ausgeschlos.«ien  oder  gemindert 
werden  kann*). 

Ein©  zusammenhängend©  Betrachtung  der  Rechtsprechung 
des  höchsten  Gerichtshofes  ergibt,  daß  das  Reichsgericht  zur 
Bestimmung  des  Begriffs  der  höher(^n  Gewalt  nach  und  nach 
so  viel©  Merkmale  aufeinandergehäuft  und  ihr©  Bedeutung  so 
ausgestaltet  hat,  daß  für  die  Einreden  der  höheren  Gewalt  nur 
noch  ein  äußerst  bescheidenes  Anwendungsgebiet  verbleiben 

')  Der  Halter  des  Kraftfahrzeugs  haft©t  dem  Fahrgast  nicht, 
§  8,  KraftG. 
«)  Eis.enbE\9,  117. 
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und  die  Gefähi-dungshaftung  der  Eisenbalm  wie  auch  der 
Straßenbahn  für  Personenschäden  in  eiaer  Weise  gesteigert 
werden  ^\ürde,  die  nirgend,  auch  nicht  bei  einer  Dynamit- 
fabrik,  ihresgleichen  findet.  Es  würde  sich  empfehlen,  die 
Zufallshaftuug  der  Eisenbahn  bei  Personenschäden  auf  die 
dem  Eisenbahnbetrieb  eigentümli<>hen  Gefahren,  isoweit  eie 
sich  durch  Menschenkräfte  abwenden  lassen,  zu  b-esohränken 


und  anstelle  des  8iel'bstT«rschuldens  die  adäquate  A^erursachung 
durch  die  betroffene  Person  zum  Befreiungsgrund  zu  erheben. 
Solange  wir  aber  ein  solches  Gesetz  nicht  haben,  ist  der  Ab- 
bau der  aufeinandergetürmten  Merkmale  im  Sinne  der  obigen 
Ausführungen  durch  die  K/echtsprechung  anizustr>eben. 

Des  näheren  sei  auf  den  eingangs  erwähnten  Aufsatz  ver- 
wiesen. (   ,  ■ 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Abstellung  von  Unzuträglichkeiten  in  den  Eisenbahn- 
zügen. Der  verfassunggebenden  deutschen  Nationalversamm- 
lung ist  hierüber  folgende  Aufrage  am  18.  d.  M.  zugegan- 
gen: „Die  Zustände  auf  den  Eisenbahnen  spotten  jeder  Be- 
schreibung; von  der  Überfüllung  der  Wagen  ganz  zu 
schweigen,  ist  vor  allem  jede  Auflösung  der  dienstlichen  Ord- 
nung zu  beklagen.  Die  Beamten,  unter  denen  eich  offenbar 
noch  viele  als  Ersatz  eingestellte  Deute  befinden,  haben 
keine  Autorität  dem  Publikum  gegenüber  und  versuchen 
auch  vielfacht  nicht,  geordnete  Zustände  herzustellen.  Fahr- 
gäste mit  Fahrkarten  dritter  und  zweiter  Klasse  sitzen  in 
den  Abteilen  zweiter  und  erster  Klasse,  die  Inhaber  der  be- 
treffenden Klassen  vermögen  nicht  zu  ihren  Plätzren  zu  kom- 
men Die  Vorschriften  über  Eauchen  und  Nichtrauchen 
werden  nicht  mehr  eingehalten,  das  Fahrpersonal  steht  hilf- 
los und  leider  oft  ohne  den  Willen  zur  Ordnung  da.,  es 
wendet  sich  manchmal  gar  gegen  den  mit  berechtigten  An- 
sprüchen an  ihn  herantretenden  Fahrgast.  Kranke  und 
Leidende  und  Frauen  mit  Kindern  werden  in  der  unerhör- 
testen Weise  benaehteiligt.  Bei  dem  nach  Friedensschluß 
wieder  beginnenden  Verkehr  mit  dem  Ausland  können  diese 
Zustände  im  Interesse  unseres  Ansehens  unter  den  Nationen 
nicht  weiter  bestehen  bleiben.  Sind  der  Eeichsregierung 
diese  Zustände  bekannt  und  welche  Schritte  gedenkt  sie  bei 
den  Eegierungen  der  Länder  zu  unternehmen,  um  wieder 
Ordnung  in  den  Eisenbahnbetrieb  zu  bringen'?" 

—  Maßnahmen   *ur   Förderung  der  Wirtschaftlichkeit  im 
Eisenbahnbeti-iebe.    Der    preußische   Eis-enbahnminister  hat 
den  folgenden  Erlaß  an  die  Eisenbahndirektionen  und  die 
Generalbetriebsleitung  West  erlassen:  „In  den  letzten  Jahren 
haben  vielfach  Maßnahmen  zur  Verbesserung  des  Güterzug- 
betriebes, wie  die  Bildung  neuer  Güterzuggruppen,  die  Zu- 
sammenstellung und  Abrichtung  der  Fern-  und  Durchgangs- 
güterzüge über  die  jetzigen  Zielstationen  hinaus,  die  Bildung 
von  Fern-  und  Durchgangsgüterzügen  im  rückliegenden  Ge- 
biet usw.,  unterbleiben  müssen,  weil  bei  der  starken  Inan- 
spruchnahme vieler  Eangierbahnhöfe  durch  Sonderleistungen 
für    die    Militärverwaltung    und  für  die  Kriegsführung  die 
Übernahme  neuer  Aufgaben  unmöglich  war.    Naehdem  nun- 
mehr durch  Fortfall  dieser  Sonderleistungen  und  durch  Ver- 
kehrsabschwächung  auf  vielen  Eangierbahnhöfen  Gleise  und 
Gleisgruppen  für  andere  Verwendung  frei  geworden  sind,  be- 
darf es  erneuter  Prüfung,  wie  die  gewonnenen  Gleise  zweck- 
dienlich nutzbar  gemacht  werden  können,  sei  es  durch  Über- 
nahme bisher  nicht  erreichbarer  Rangierleistungen,  für  die 
das  Bedürfnis  bereits  vorliegt,  oder  durch  Übernahme  neuer 
Aufgaben,  von  denen  ein  günstiger  Einfluß  auf  die  Betriebs- 
führung zu  erwarten  steht.    Bei  den  allseitig  außerordentlich 
gestiegenen  Personal-  und  Materialkosten  und  der  Knappheit 
der  Betriebsmittel  darf  kein  Mittel  unversucht  bleiben,  die 
Wirtschaftlichkeit  im  Betriebe   auf   das  Höchstmaß  des  Er- 
reichbaren zu  steigern,  soweit  dies  ohne  Schädigung  sonstiger 
wichtiger   Interessen   möglich  ist.    Für  den  Güterzugdienst 
kommrin  erster  Linie  die  schärfere  Trennung  des  Nah-  vom 
Durchgangs-  und  Fernverkehr  in  Frage,  damit  durch  Ver- 
minderung der  Zugaufenthalte  eine  glatte  Durchführung  der 
Züge  erreicht,  die  Fahrzeit  verkürzt  und  die  Behandlung  der 
Wagen  auf  den  Eangierbahnhöfen  auf  ein  Mindestmaß  herab- 
gesetzt wird.     Daß  die  Zahl  der  regelmäßig  verkehrenden 
Güterzüge  dem  jeweilige»  Verkehrsumfang  gut  angepaßt  und 
für  volle  Ausnutzung  der  Zugkräfte  durch  günstige  Gestal- 
tung des  Fahrplans,  der  Dienst  ein teilungen  und  ausreichende 
Zugbrlastung  gesorgt  ist,  setze  ich  voraus.    Weiter  haben 
wegen  zeitweiser  Überlastung  einzelner  Abfuhrlinien  wäh- 
rend der  Kiiegszeit  vielfach  Frachten  auf  andere  betrieblich 
weniger  günstige  Strecken  verlegt  werden  müssen.    Zum  Teil 
ist  aus  ähnlichen  Gründen  die  Verlegung  von  Eangierarbeiteu 
nach  Eangierbahnhöfen  erfolgt,  die  sowohl  nach  ihrer  geo- 


graphischen Lage  als  nach  ihren  Einrichtungen  und  Anlagen 
hierzu  nicht  sonderlich  geeignet  sind. 

Wo  nach  Lage  des  Verkehrs  und  der  isonst  in  Betracht  kom- 
menden Umstände  die  Zuxückverlegung  des  abgeleiteten  Ver- 
kehrs auf  betrieblich  günstigere  Strecken  und  Bahnhöfe  für 
absehbare  Zeit  wieder  angängig  erscheint  und  mit  wirtschaft- 
lichen Vorteilen  verbunden  ist,  darf  mit  dahin  zielenden  Än- 
derungen nicht  zurückgehalten  werden.  Bei  alleu  zu  tref- 
fenden Anordnungen  darf  jedoch  nie  außer  acht  gelasisen 
werden,  daß  bei  der  augenblicklichen  wirtschaftlichen  Lage 
die  Förderung  des  Verkehrs  die  erste  Aufgabe  der  Eisen- 
bahnen ist.  und  daß  daher  die  Eücksichten  auf  den  Verkehr 
und  den  Wagenumlauf  voll  gewahrt  bleiben  müssen.  Über 
die  im  Sinne  der  vorstehenden  Ausführungen  getroffenen 
Maßnahmen  und  die  dabei  erzielten  Vorteile  auch  hinsichtlich 
der  Ausnutzung  der  Zugkräfte  und  Zug|>ersonale  sehe  ich 
einem  Bericht  der  Eisenbahndirektionen  bis  1.  Oktober  d.  J. 
entgegen." 

—  Eisenbahnunfall  auf  dem  Bahnhof  Guntershausen.  Auf 

dem  Bahnhof  Guntershausen  fuhr  in  der  Nacht  am  25.  Juli 
ein  Güterzug  über  das  Haltesignal  hinaus  und  einem  anderen 
Güterzug  in  die  Flanke.  Ein  Heizer  wurde  getötet,  ein  an- 
derer verletzt.  20  Wagen  sind  zertrümmert.  Der  Verkehr 
wurde  durch  Umsteigen  aufrechterhalten. 

—  Eisenbahnzollverkehr  nach  Elsaß-Lothringen.  Die  bis- 
her ausgestellten  Zollerklärungen  waren  meistens  ungenau 
und  unvollständig.  Die  französische  Zollbehörde  verlangt, 
daß  die  Waren  genau  wie  im  franzöisischen  Zolltarif  angege- 
ben deklariert  werden,  ferner  verlangt  sie  außer  den  Zoll- 
erklärungen noch  die  Vorlage  einer  Warenrechnung  oder 
Abschrift  der  Eechnung,  in  welcher  der  Wert  der  Sendung 
genau  bezeichnet  sein  muß.  Die  Eechnung  oder  deren  Ab- 
schrift wird  an  der  Grenze  zur  Beglaubigung  mit  einem  Ur- 
kundenstempel (Dimensionsstempel)  versehen,  dessen  Kosten 
vom  Absender  zu  tragen  sind. 

—  Wirtschaftliche  Folgen  der  Sti-eiks.  Die  Lage  der  deut- 
schen Kohlenversorgung,  von  der  das  Gedeihen  von  Industrie 
und  Landwirtschaft,  die  Versorgung  mit  Lebensmitteln,  Bau- 
stoffen und  allen  anderen  Eohstoffen,  aber  vor  allem  auch 
die  Arbeit'smöglichkeit,  abhängt,  ist  äußerst  besorgnis- 
erregend. Di«  Steinkohlenförderung  an  der  Euhr  und  in 
Oberschlesien  hat  in  den  ersten  5  Monaten  dieses  Jahres 
knapp  60  %  der  Förderung  in  der  gleichen  Zeit  des  Voi- 
jahres  betragen,  nämlich  an  der  Euhr  nur  26  gegen  42  Mil- 
lionen Tonnen,  in  Oberschlesien  nur  10  Millionen  gegen 
18  Millionen  Tonnen.  In  der  Braunkohlenförderung  und 
Briketterzeugung  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich.  Die  links- 
rheinischen Kohlengebiet'e,  das  Saargebiet,  das  Aachener  Ee- 
vier,  das  Cölner  Braunkohlenrevier  und  der  links  des  Eheins 
lie.gende  Teil  des  Euhrgebiets  fallen  für  unsere  Versorgung 
fast  vollständig  aus.  Andererseits  sind  wir  durch  den  Frie- 
densvertrag gezwungen,  Koks  und  Kohlen  aus  dem  Euhr- 
revier  nach  Lothringen  und  Luxemburg  abzugeben,  so  daß 
eine  Aussicht  auf  ein«  Besserung  für  den  Eest  des  Jahres 
kaum  besteht.  So  hat  die  Versorgung  der  wichtigsten  Ver- 
brauchsstellen in  beängstigender  Weise  nachgelassen.  Ende 
Juni  1918  hatten  die  preußischen  Staats  bah  neu 
einen  Kohlenbestand  von  25  Tagen,  der  bis  Ende  September 
auf  36  Tage  anstieg.  Bei  den  anderen  deutschen  Eisenbahnen 
war  es  unmöglich,  die  Eisenbahnen,  diesen  wichtigsten  Fak- 
tor des  vörtschaftlichen  Lebens,  überhaupt  mit  Vorräten  zu 
versehen.  Sie  haben  zurzeit  nur  einen  Bestand,  der  knapp 
ausreicht,  ihr  Existenzminimum  zu  decken.  Ähnlich  lie.gt 
die  Sache  bei  den  Gaswerken.  Sie  haben  keinerlei  Vor- 
räte, wie  folgende  Zahlen  erläutern:  Die  Berliner  Gasanstal- 
ten mit  einem  Monatsverbrauch  im  Winter  von  180  000  t, 
hatten  im  Juli  1918  einen  Bestand  von  150  000  t  gegen  nur 
25  000  jetzt.  Die  40  größten  Gasanstalten  Deutschlands,  ohne 
Groß-Berlin,  hatten  im  Vorjahre  230000  t  Bestand,  .jetzt  nur 
noch  50  000  t.  Dazu  kommt  im  Herbst  die  Zeit  des  Wn<?en- 
mangels  und  der  Streckensperren  auf  der  Eisenbahn!  Eben- 
so steht  es  bei  den  Elektrizitätswerken,  aus  denen 
die  Industrie  den  Arbeitsstrom  erhält.  In  der  Hausbrand- 
versorgung,   einschließlich  Landwirtschaft    und  Klein- 
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md  Baustoffen  ist  ^«nüoSd«  KoMe  J^h^^  ^^'^ 
LTmdispositionen    in{n]o^'<^  ZI  "'^^  beschaffen. 

s£E  ~  ~  ~ 

orouno^  nut  Hausbrand.    Frauen  Kindtr  und  Rrlt.  T""' 
arunter  im  Winter  hart  zu  leiden  S^n     lS  ?^^ 
er  Industrie  mit  elektrischer  Kraft  w^VH     "  ^'«rsor^run- 
alten  werden  können     Der  \rteiferr^^^^^^^ 
?vei.e  droht  dadurch  VenSnttlSfcfke^'D 
ersorcruno:  der  Eisenbahnen  weMen   n  e  u  e    E  i  n  s  m?. 

hJ  f  d-er  Produktion  auf  Kosten  (^^r  lXlte; 

sWoi  nlf  p  ^'''^''^  ^^^^  5:^samten  Bevölkerung  isf  die  un' 

^LenlS^iSt'"^^*^         ^^^^''-^h-  -  ^'olii:  Sc 
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OrSSaSon  dÄ'SnÄrs'^*^^^-  •  ^^«^  ^^^^  — 
Zusammenarbeiten  de^  F^mdPnvIT'T''t-'**  ff^eihliche. 
für  Verkehrswesen  mü  d^^  T  ^T^^^'l^''^«^  Staat«amte 
der  d«ufesehösterrefcShe  Fr^^;*H^''^^f  "l^^  gesichert  und 
kehr  geordneter  VeSällLsr  ™  ^  '^^^f.'- 1-*''  ^ieder- 
sehwunff  nehmen  T^rd  aTf\>in^  ''^^'''^^^if''.  ^^««^«^  Auf- 
sprechende Grundla^^estellt  Bedürfnissen  ent- 


Deutschösterreich. 


ilche'Äfmf  füf  .^rteh^^^^^^^^^  -^^^^  D.utschösterrei- 
^is  das  .esamll  F^mdttÄS.en  ftnT^Lt'^"''"T- 
roidnuuff^Blatt    für    Eisenbahn    mi^%;Ä  w' 

^    Vorbereitung    und    mrcht  hrung    dS'^  AJbeit^n 
rderung-   des    Reisp     unri    t?^„  "^"^^^^    uer    Arbeiten  zur 

-  ^.5r/an1satSeslmm  «-he 

;  S  eineS  YeSrS'^^^^^^^^^  Verkehrsverband  wfrd 

t.ptir?„  n  der  Landesverbände  für  Fremden- 

keJir  m  Deutschosterreich  oder  der  an  ihi-e  Stelle  treten 

vsen.    Je  nach  Bedarf  wird  der  Verkehrs  verbat  dF^haus 

Xtl^*^>?"''T",-  ■■"'t^'^^l'^  ^"«1^  Faehriiänner  des  betSfenl 
e  dir  Arbextsoebietes  beiziehen  können.  Mit  ckm  VoH- 
^-  Elnr^^M,"""  '^«%^'^^'^andes  und  der  Führung  stän- 
"en  "'''^^1"  wurden  vom  Staat samte  für  Verkehrs- 

rrei^h  unT<l?L'^T^''T^"'^^^  ^^^^  und  Nieder- 
ßk  betrau t  '^tf.  ^andesverkehrsrates  für  Tirol  in  Inns- 
•  '^'^  Leiter  dieser  beiden  Stellen  General 
D^H?  nHch^^'i^""/^"*  Fedor  Gerenyi  fwLn)  und  Sekrt 
rswe^n  l ,  «f^''5"  (Inn^sbnick)  hat  das  Staatsamt  für  Ver- 
rs^esen  zu  standigen  Berichterstattern  des  Deutschöster- 


behandät'rrÄS''^^^^^^  Friedensvertrag. 

vorragenden  Fachmann"  Verfü^l.      von  einem  „her- 

Aufsatz.    Es  heißt  darin  •  Di^  ^  Äestellf^r  längerer 

Oder,  den  Niemen  u  Jl e  D^aif  ^^I'- ^'f^^'''*^- ^^'^  ^^^^^  ^''^ 
Für  Dentsch^teiTeieh  kommt  nur  dS  non*™*^'°S^^'"  ^^^^me. 
schon  bisher  als  internatSaler  StT-nr,,  -Betracht,  die 

hältnisse  internatiS  Jäeo-eit  w^^Tn  ^iv*  Vi''^  '^^^^^  ^'«i"- 
dieses  internationalen  llSes  sTn^^i.  -^i,'^  Hauptgrundsätze 
Meistbegünstiguno  der  An'IrThlfHoi     ^  Behandlung  und 

der  Schfffahrtfb^Jechtigtnf  undS  bms.chtlich 
Beschränkungen.  Die  ffecrpTwär-tLi  trettenden  Lasten  und 
gehen  viel  weniger  weit  D^n^.r''  ^^^^auschiffahrtsakte 
Nationen  nu7  von  unrnach  dem  of 7^'"  "^t""  ^^^'^^^^ 
hingegen  war  dL  engei^^^/j^it^^^f  ^.^^^  freig^Aeben, 
gehörigen  der  Dona^uferstaatJ^,  rffV  ^^abotage  nur  den  An- 
des  Entwurfs  eröffnen  nun  d^^S^^^^^^ 

besondere  Härte  stellen  dip  SoLl^vf       allen  Nationen.  Eine 
.Satzes  des  Ar^keiro  Sr  weAe  f^^^^^^         f  l  ^^^^^^ 
chischen  SchiffahrtsgesäsÄn  S^^^^^^^^     tLen   fiS' p"" 

mung  betreiben  dürfen     rTn    i  ^  .  besonderer  Zustim- 

ungleiche  Behandlung  allerschlmiL[er  -ArTzu  unsern  und 
Deutschlands     Ungunsten,     während    ieder    fremde  Staats 
angehorige    m    unsern    Ländern  auch  entere  Krbotaä  l>^' 
\n^^u  t^\  fr^.änd^ert  auch  nichts  die  A^Äun"  ies' 
AitikeLs  43,  welche  eine  Nachprüfung  dieser  Yerftianin^  wif 

verlauf  von  fünf  Jahren  als  zulässig  erklärt     Dieser  7n 
stand  wäre  aber  auch  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  "elbst" 
m    deJ^'^'y     ^?  ^^^'t^ng  eintreten  sollte,  une't^fgHch  weü 

hrem  aniSnX' V.  TT\  »«l^if ^ ^hrtsgesellschaf ten  aus 
t?beSies  Än  wf  Verkehr  herausgedrängt  werden  würden, 
uueraies  i&ollen  wir  genötigt  werden   den  fliislänrli',«/.ii.^>r. 
^ellschaften  der  Tschecho-Sfowakei  Tnd  Slslal^ns  S 

m  rrükef^fi'd^/v'''^°?f-^  'erleichtern,  daß  uns 

Xutptten     n?i    ^«^Pflichtung  auferlegt  wird,  ihnen  Schiffe 
abzutreten.    Die  weiteren  Bestimmungen  der  allo-emeinen  Ee 
dli^P^"  l^//'\'^^^^^^^ion^^^n  FlüssS  betreffen"in^besond7re' 
das  Eecht  der  Einhebung  von  Schiffahrtsabgaben  welche  für 
die  Benutzung  öffentlicher  Anstalten,  als  Häfen,  Krihne  usw 
feiner  zur  Deckung  der  Erhaltungskosten  und  der  Kosten  der 
Verbesserung  der  Schiffahrtsstraßen  und  sonstigen  Aufwen- 
dungen im  Jnteresse  der  Schiffahrt  zulässig  seiS  sollen   D  e 
Stromerhaltung.spflicht  der  Uferstaaten  wird  dahin  bestimmt^ 
dali  diese  verpflichtet  sind,    die    Schiffahrtshindernisse  und 
Gefahren  zu  beseitigen  und  dafür  zu  soigen,  daß  sich  der 
Strom  in  gut  schiffbarem  Zustande  befindet.  Die  im  Friedens- 
vertrage aufgestellten  Vorschriften  über  die  internationalen 
htrome  sind  als  vorläufige  Eegelung  gedacht;  sie  soll  später 
durch  eine  endgültige  Eegelung  ersetzt  werden,  welche  von 
den  alliierten  und  assoziierten  Staaten  vorgenommen  werden 
wirrt  und  die  vom  Völkerbunde  bestätigt  werden  soll  Öster- 
reich soll  verpflichtet  werden,  rlieser  Eegelung  blind  zuzu- 
stimmen, ohne  daß  ihm  das  Eecht  der  Mitwirkung  zustünde 
Uie     gleiche     Bestimmung   ist   auch   für  Deutschland  o-.e- 
troffen     Eine  besonders  drückende  Bestimmung  ist  die  des 
Artikels  16,  welche  Deutschösterreich  verpflichtet,  eine  noch 
naher  zu  bestimmende  Anzahl  von  Schiffen,  sowohl  Schlep- 
pern als  Eenioroueuren,  den  Alliierten  und  Assoziierten  aus- 
zuliefern.   Die  Schiffe  müssen  hierbei  in  gutem  Zustande  out 
ausgerüstet,    zur  Schiffahrt  taue-lich    und  den  letzten  Neu- 
bauten entnommen  sein.    Die  Zahl  soll  durch  Schiedsrichter, 
welche  die  Vereinigten  Staaten  ernennen,  bestimmt  werden 
Der  Wert  der  abgetretenen    Schiffe  wird  von  den  Schieds- 
richtern bestimmt,  er  darf  aber  in  keinem  Falle  die  ersten 
Anlagekosten  übersteia-en  und  wdrd  auf  die  von  Österreich  zu 
zahlende  Kriegsentschädigung  angerechnet.    Österreich  hat 
die  Eis-enfümer  zu  entschädigen.    Der  Friedensvertrag  sieht 
vor,  daß  die  Europäische  Douaukommission  aufgehoben  und 
durcli  eine  eiubeitliche  Kommission  für  den  ganzen  schiff- 
b.nve.i  Dnnauumlauf  von  Ulm  bis  zur  Mündung  ins  Schwarze 
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Meer  ersetzt  werden  soll.    lu  dieser  Kommission  soll  Deutsch- 
land durch  zwei  Stimmen  verti'eten   sein,  entsprechend  der 
Anzahl  der  deutschen  Uferstaaten  (Bayern  und  Württemberg), 
feiner  die  4n  der  Europäischen  Donaukommission  vertretenen 
Nichtuferstaaten  England,  Frankreich  und  Italien  mit  je  einer 
ytuume.    Diese  Zusammensetzuno-  der  Kommission  verrät  das 
Bestreben,  Deutschland  und  Deutschösterreich  in  dieser  Kom- 
mission an  die  Wand  zu  drücken  und  sie  dem  Diktate  der 
Ententestaaten  und  ihrer  Günstlinge,  die  einen  geschlossenen 
Block  bilden  werden,  auszuliefern.    Die  Aufstellung  einer 
einheitlichen  Donaukommission,    welcher    sehr  weitgehende 
Befugnisse  für  den  ganzen  Donaudurchlauf  eingeräumt  wer- 
den sollen,  muß  aber  auch  in  sachlicher  Beziehung  als  ver- 
fehlt angesehen  werden,  weil  vor  allem  die  Verhältnisse  in 
der  Mündungssti-ecke  eine  an  Ort  und  Stelle  ansässige  und 
mit  den  Verhältnissen  vertraute  Kommission  erfordern,  wenn 
die    notwendigen    technischen  und  nautischen  Fragen  ein- 
wandfrei gelöst  werden  sollen.    Auch  für  die  Strecke  am 
Eisernen  Tor  und  in  den  Katarakten  empfiehlt  sich  eine  eigene 
Kommission,  weil  es  sich  hier  um  eine  Strecke  handelt,  in 
welcher  der  Uferbesitz  zwischen  verschiedenen  Staaten  geteilt 
ist  und  weil  in  dieser  Strecke  noch  wichtige  Verbesserungen 
der  Wasserstrecke  erforderlich  sind.    Hingegen  ist   für  die 
Strecke  oberhalb    der  südslawisch-ungarischen    Grenz-e  eine 
derartige  Organisation  weder    notwendig  noch  zweckmäßig, 
sie  würde  nur  einen   ganz  unerträglichen  Eingriff   in  die 
Staatshoheit  der  betreffenden  Uferstaaten  bedeuten.  Es  könnte 
für  diese  Strecke  wohl  nur  eine  Aufsichtskommission  mit 
wesentlich    verminderten    Befugnissen  als  zweckmäßig  an- 
gesehen   werden,    welche  die  staatlichen  Verwaltungs-  und 
Polizeibefugnisse  sowie  die  Strombaupflicht  unberührt  läßt. 
Die  internationale  Donaukommission  soll  vorläufig  ihre  Ver- 
waltungstätigkeit auf  Grund  der  gegenwärtig  in  Kraft  stehen- 
den internationalen  Konventionen  besorgen.    Die  Aufstellung 
einer  definitiven  Donauschiffahrtsakte  soll  .ienen  Mächten  zu- 
stehen, welche  von  den  alliierten  und  assoziierten  Staaten  da- 
mit betraut  werden.   Deutschösterreich  und  Deutschland  haben 
sich  zu  verpflichten,  der  auf  diesem  Wege  zustande  gekom- 
menen Donauschiffahrtsakte  zuzustimmen.    In  diesen  wie  in 
einer  Eeihe  andrer  Bestimmung'en^  zeigt  sich  die  volle  Härte 
der  von  der  Entente  Deutschösterreich  und  Deutschland  dik- 
tierten Friedensbedingungen.    Diese  beiden  Staaten  werden 
davon  ausgeschlossen,  an  der  Festsetzung  der  neuen  Donau- 
regelung, welche  für  sie  von  höchster  wirtschaftlicher  Be^ 
deutung  ist.  mitzuwdrken,   dagegen  soll  ihnen  eine  Blanko- 
vollmacht zus-unsten  einer  Staatengruppe  abgenötigt,  werden, 
die  von  der  Entente  vollkommen  einseitig  aus  ihren  Anhän- 
gern zusammengestellt  wird. 

—  Kreditinstitut  für  Verkehrsunternehmungen.    Im  Jahre 
1896,  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Eisenbahnministeriums  ge- 
gründet, war  es  bestimmt,  die  Durchführung  des  von  der  dama- 
ligen Eegierung  geplanten  Lokalbahnprogramms,  durch  Finan- 
zierung und  Geschäftsführung  der  vom  Staate  zu  betreiben- 
den privaten  Lobalbahnen  zu  erleichtern.    Der  Ministerial- 
sekretär  des  Handelsministeriums,  Dr.  Siegfried  Werner,  war 
damals  als  Vertrauensmann  der  Begierung  zum  Direktor  des 
KTOditinstituts  ernannt  worden  und  übte  schließlich  bei  gegen 
vierzig    Lokalbahnen,    die    größtenteils    als  Abstimmungs- 
präsente  für  Reichsratsabgeordnete  —  in  der  Mehrzahl  m  den 
nun  abgefallenen  Nationalstaaten  —  gebaut  worden  waren, 
als  deren  Verwalter  eine  ziemlich  unbeschränkte  Gewalt  aus. 
Daß  die  große  Mehrheit  dieser  Lokalbahnen  vom  Eröffnungs- 
tag an  passiv  war  und  blieb,  war  nicht  Schuld  der  Verwal- 
tuuo-  und  der  Betriebsführung  durch  die  verschiedenen  Staats- 
bahndirektionen,   obwohl    deren    Gleichgestaltung    und  die 
spätere  Vereinheitlichung  ihrer  Tarife  keineswegs  den  G-e- 
barungs Verlust  zu  verringern  geeignet  war.    Durch  dien  Zer- 
fall Österreichs  gelangen  bis  auf  acht  dieser  Lokalbahnen 
alle  übrio'en  in  den  Besitz  der  neu  entstandenen  Staaten  und 
Italiens  'das  mit  der  Linie    Trient-Male  und  der  Vmschgau- 
bahn  falls  dieser  Teil  Deutsch-Südtirols  ihm  tatsächlich  zu- 
D-esprochen  würde,  ein  el)ensolches  Danaergeschenk,  wie  Süd- 
slavien    mit  der  Linie  Triest-Parenzo  erhält.    Die  Deutsch- 
österreich verbleibenden  Lokalbahnen  isind  —  bis  auf  die 
linbsseitio-  längs  der  Donau  geführte,  durch  Verdichtung  des 
Personenverkehrs    finanziell    gewiß    sehr  besserungsfähige 
Linie  Mauthausen-Grein  —  entweder  schon  aktiv  oder  durch 
entsprechende  Maßnahmen  aktiv  zu  machen.    Daß  das  Kredit- 
institut   mit    der  Verwaltun£r    der  ihm  verbliebenen  Lokal- 
bahnen nicht  leliensfähig  bleiben  könne,  war  vorauszusehen 
und  so  kam  es  weniger  überraschend,    daß  es  seinen  Wir- 
kunoskreis  ändern  und  erweitern  würde,  als  daß  es  zu  einer 
Sozialisierungsbauk    umgestaltet    werden  soll     deren  halb- 
staatlicher Charakter  durch  die  Entsendung  hoher  staatlicher 
Beamten  verschiedener  Staatsämter  m  die  neue  Verwaltung 
zum  Ausdruck  gelangt.    Gelegentlich  der  am  10.  Juli  d.  J. 


stattgehabten  Generalversammlung  des  Kreditinstitutes  für 
Verkehrsunternehmungen  trat  dessen  bisheriger  Verwalungs- 
rat  zurück  und  gelangten  nur  dessen  bisheriger  Präsident,  der 
Direktor  der  n.  ö.  Eskomptegesellschaft,  Kraßn.y,  der  bis- 
herige Vizepräsident  und  Difektor  Hofrat  Dr.  Siegfried  Wer- 
ner und  Gutsbesitzer  Wassilko  in  die  neue  Verwaltung,  zu 
deren  neuem  Präsidenten  der  frühere  Präsidialchef  des 
Finanzministeriums,  Dr.  Franz  Grimm,  gewählt  A\Tirde.  Unter 
Vorbehalt  der  Entsendung  weiterer  Vertreter  aus  verschie- 
denen Staatsämtern  wurden  Dr.  Adolf  Drucker,  Regierungs- 
rat im  Staatsamte  für  Handel,  und  Hofrat  i.  P.  der  Eisenbahn- 
baudirektion Dr.  Ferdinand  Altmann  gewählt.  Voi^rst  zur 
hervorragenden  Mitwirkung  beim  wirtschaftlichen  Wiederauf- 
bau Deutschöstereichs  bestimmt,  ist  es  möglich,  daß  das  Kre- 
ditinstitut die  Grundlag©  für  eine  Sozialisierungsbauk  bilden 
soll  von  deren  Errichtung  der  Staatssekretär  des  Staatsamt« 
für  'Finanzen,  Dr.  Schumpeter.  Erwähnung  getan  hat. 

L.  R. 

—  Deutschösterrcichisches  Kursbuch.  Vor  einigen  Tagen 
ist  zum  ersten  Male  das  Deutschösteri-eichische  Kursbuch  er- 
schienen, das  von  der  Generaldii-ektion  für  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechweseu  in  Wien  herausgegeben  und  im  Verlage 
der  Staatsdruckerei  erschienen  ist.  Das  Kursbuch,  das  nun 
auch  seine  äußere  Ausstattung  geändert  hat,  gibt  über  die 
derzeit  bestehenden  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsverbindungen 
in  Deutschösterreich  (mit  Ausnahme  der  der  deutschöster- 
reichischen Verwaltung  entzogenen  &ebiete)  und  in  Liechten- 
stein Aufschluß.  Die  Einteilung  ist  im  allgemeinen  beibehal- 
ten ;  den  Fahrplänen  für  den  Wiener  Ortsverkehr  und  Nieder- 
österi-eich  folgen  die  für  dais  übrige  Staatsgebiet  sovde  die  für 
Kraftwagenfahrten;  die  nächste  Abteilung  bringt  die  derzeit 
geltenden  Bahntarife  und  die  Fahrpreise  von  Wien  nach  den 
Stationen  Deutschösterreichs,  die  letzte  endlich  Mitteilungen 
über  die  Bahnposten.   Der  Preis  beträgt  3,20  K. 


Ungarn. 

—  Erdrosselung  der  unjE?arischen  Donauschiffahrt.   Der  eng- 
lische Geueralstab&chef  Oberst  Sfcead  ühergab  im  Namen  des 
Admirala    Troubridge    durch    Vermittlung    von  zwei  Obör- 
beamten  des  Handelsministeriums  der  tschechoHslowakischen 
Republik  am  5.  März  in  Pozsony    (Preßburg)  dem  dortigea 
Stationschef  der  Ungarischen  Fluß-  und  Seeschiffahrtgesell- 
Schaft  eine  Verordnung,  wonach  der  Schiffspar£    der  Unga- 
rischen   Fluß-    und  Seeschiffahrtgesellschaft  der  tschecho- 
slowakischen Regierung  pachtweise  ehestens  überlassen  wer 
soll,  widrigenfalls  die  Verordnung  zwangsweise  vollstreck 
werden  vrarde.   Die  Verordnung  verfügt,  daß  auf  dem  Donau 
abschnitt  Pozsony-Ba.ia  die  gesamte  Schiffahrt  in  die  Hän<l( 
der  tschecho-slowakischen  Regierung  übergeht  und  daß  dw 
Ungarische  Fluß-  und  Seeschiffahrtgesellschaft  und  die  Do 
nau-Dampfschiffahrtgesellschaft    die    erforderlichen  Schiff 
sowie    ihre    Werften  und  Docks  der  tschecho-slowakischei 
Reo-ieruno'  zur  Verfügung  zu  stellen  haben,  ferner,  daß  ernst 
weTlen  ein  Schiffspark  von  16  Schleppdampfern.  460  Kähne, 
usw.  ehestens  nach  Pozsony  zu  überfühi-en  ist.    Die  Verore 
nung  beruft  sich  auf  Artikel  III  des  Belgrader  Waffenstili 
Standsvertrages.    Im    Sinne  dieses  Waffenstillstandsvertrage 
steht    indessen    das  Benutzungsrecht  der  Schiffahrtsl>etriel>f" 
mittel  der  Entente  nur  im  militärischen  Interesse  zu,  hu 
gegen    kann    von  einer  Beschlagnahme  der  im  ungarische 
Staatsbesitze  stehenden  Schiffe  keine  Rede  isein.    Die  Vei 
Ordnung  enthält  somit  einen  Gewaltakt  .gegen  die  «mzi.ge  m 
garische    Wasserstraße    zugunsten  des  tschecho-slowakrsche 
Staates  der  das  Verfügungsrecht  über  die  gesamte  Schiftah 
von  Pozsony  bis  Baja  erzwingen  und  das  Wirtschaftsiebe 
auf  Land  und  Wasser  erdrosseln  und  ;^6rnichten  will. 

Di©  ungarische  Bevölkerung  und  alle  Schiffahrtleute  sir 
aufs  äußerste  erbittert,  und  es  besteht  —  wie  sich  ans  vie  ( 
Anzeichen  ergibt  —  der  unl>eugsame  Wille,  der  erwähnt* 
Verordnung  keine  Folge  zu  leisten. 

Die  Leiter  der  ungarischen  Schiffahrtsuntern ehmen  e 
«ohienen  kürzlich  unter  Führung  des  Regierun.gskommissa 
für  Schiffahrtswesen,  Emil  Zerkovitz.  beim  englischen  Ko 
vettenkapitän  Freeman,  um  gegen  die  Plane  der  ^fchect 
slowakischen  Regierung  Verwahrung  einzulegen.  Korvette 
kapitän  Freeman  nahm  den  Protest  zur  Kenntnis  .f^ij^ 
sprach  ihn  dem  Admiral  Troubridge  unverzüglich  mitzuteile 
Die  in  dieser  Angele.oenheit  gepflogenen  Beratungen  werd^ 
hoffentlich  die  Möglichkeit  zur  Ausgleichung  der  Streitpun» 
und    ungestörten    Abwicklung   der   internationalen  Dona 

"Efnl'^IuJ'uSfähr  5000  Köpf en .  bestehende  Körperschj 
der  uno-ari^rhen  Schiffer   hielt  eine  Versammlung  ab,  m 
feo^en  dre  Pläne  der  Tschechen,  die  Beschlagnahme  unj 
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risch<>r  ^chJlto  durchzuführen.  <?nergisch  Verwahrung  einzu- 
legen, da  hierdurch  die  Existenz  von  ungefähr  15  000  Schiff er- 
faniilien  bedroht  wird.  Der  Präsident'  der  Fachorgankation 
H^ifTf  T  \^  ^fJ^^J^r'^arbeater^  Zddor,  erwähnte  m  semer  Eede^ 
daß  die  Tschechen  von  der  Entente  bereits  die  Erniächtioun.^ 
erhalten  hatten,  die  Donau,  die  einzige  Ungarn  noch  zur  Ver" 
fugung  steheniie  Verkehrsstraße,  zu  rauben  und  die  Schiffe 
zu  beschlagnahmen.  Wenn  die  Donau-Dampfschiffahrt.s- 
gesellschaft  auch  gewillt  sei,  auf  eine  Pachtuno-  der  Schiffe 
einzugehen,  würden  sich  die  ungarischen  Schiffer  damit  nicht 
abfinden  k,onnen  Em  Beschlußantrag,  wonach  die  Schiffer 
erklaren,  diesen  Übergriff  der  Tschechen  nicht  zu  dulden  und 
nicht  m  ihre  Dienste  zu  treten,  wurde  einstimmig  ano-enom- 
Jb^rnH^wf^'f  '^'^^'^^f  f  Z^rkowitz  erörterte  sodann 

^    i!  der  Ententekommission,  die  für  die  ungarischen 

wirtschaftlichen  Fragen  viel  Verständnis  an  den  Tao-  o-elecrt 
habe  General  Troubridge  sei  bereit,  für  das  Recht  UngarSs 
emzutreten  Eine  Abordnung  der  Schiffer  begab  sich  sodann 
zum  Ministerpräsidenten,  um  ihm  den  Beschluß  vorzuleoen 


Nr.  56 


Übrige  europäische  Länder. 

c.i7  Verkehrspläne.    Nach  dänischen  Nachrichten 

^eordnef   1  '^'"^  f  Wiedervereinigung  mit  SüdiüüanS 

poicnet  sein  wird,  beim  Reichstag  die  Einsetzung  einer  Eisen - 
bahnkommiÄsion  für  Süd.iütland  beantragt  werdet  zum  Zwecke 
iZu^Z  'f'^^'n-  neuer  Verkehrswege.  Die  Verbindung  mit 
^ihi  p '""/^  -  ^^'^i?'*,"^  P.-^^"^^^^  anknüpfen  als  bisher, 
statt  Uber  Fredericia  soll  die  Verbindung  über  Nvboro-Faa- 
3org  und  von  da  mit  Fähre  nach  Flensburg  gehen.  Daß  Flens- 
w/n"  ^'^^^V'  ■.''''''1'.  iiehmen  die  Dänen  bereits  als  Tatsache  an 
Man  wiirde  über  Faaborg  eme  viel  schnellere  und  bequemere 
^^erbmdupg  mit  Hamburg  bekommen  als  bisher  über  Frede- 
•icia  Die  Eisenbahnkommission  soll  desgleichen  die  Aufoabe 
S''nc';?'  T*''  ^  für  den  Bau  einer  Eisenbahn  längs 

ler  Ostkuste  V9n  Sud.iutland  von  Kolding  nach  Flensburg  auV 
't}l  Dl«  Kommission  soll  also  einen  großen  einheit- 

ichen  1  lan  aufstellen,  der  möglichst  schnell  zur  Ausführung 
Lommen  sollte. 

Professor  Steensty  bespricht  in  der  Berlingske  Tidend-- 
■men  Plan  für  eine  neue  Verbindung  zwischen  Ost-  und  Nord- 
66  nach  Sud.iutlands  Wiedervereinigung  mit  Dänemark  Es 
.andelt  sich  um  einen  Kanal  von  Aabenraa  oder  Flensburo- 
^a^'h  Listerdyl  an  der  Westküste  von  Schleswig.  Die  Durch- 
uhrung  dieses  Planes  wäre  nicht  nur  für  Dänemark  von  .Größ- 
er Bedeutung,  sondern  auch  für  die  übrigen  nordischen  Lau- 
er. Besonders  wurden  nach  Steensbjs  Auffassung  Schwedens 
ud-  und  Ostku^ten  von  einem  -solchen  Kanal  außerordent- 
chen  Vorteil  haben,  denn  erst  damit  würde  die  O.stküste 
chwedens  im  eigentlichen  Sinne  für  den  Ozean  verkehr  er- 
Jhlossen  werden.  Der  Kieler  Kanal  würde  mit  dem  neuen 
^anal.  der  kurzer  wäre,  eine  mehr  direkte  Verbindung  brächte 
nd  von  Westen  eine  bessere  Einfahrt  hätte,  nicht  in  Wettbe- 
werb treten  können.  Nach  Steensbvs  Meinuno-  würde  die  Er- 
luung  eines  solchen  Kanals  für  alle  seefahrenden  Nationen, 
1  er(,ter  Lini«  aber  für  Schweden  von  Vorteil  sein.      Dr.  S. 

Elektrisierung  schwedischer  Bahnen. 

hr.    cTit'''''         Ostzentralbahn  AktiengeselLschaft,  die  im 
Ihre  1917  um  Erlaulmis  nach.suchte,  elektrischen  Betrieb  auf 
Linkoping-Kisa  einzuführen,  hat  in  einer  Eingabe 
ne  Keihe  von  Fräsen  angeschnitten,  die  auch  für  die  Elek- 
sierung  anderer  Bahnen  von  weitgehender  Bedeutung  sein 
nnen.    Die  Direktion  wendet  sich  in  ihrer  umfangreichen 
^gabe  gegen  die  Anforderungen.,  welche  die  Telegraphen- 
rektion,  der  Generalstab  und  die  Direktion  des  Weo-e-  und 
asserbau Wesens  erhoben  haben.    Unter  anderem  behauptet 
7*°°       ßa^Q  che  Kosten  der  Anlagen  tragen  müsse 
e  von  der  Telegraphendirektion  und  dem  Generalstab  ver- 
Qgt  werden,  .so  finde  sich  keine  Möglichkeit,  die  geplante 
vktris^erung  durchzuführen,  und  das  sei  von  volkswirtschaft- 
iw^m  . S  andpunkte  sehr  bedauerlich.    Untern ehmuneen  von 
r  Art  der  Elektri.sierung  der  Eisenbahnen,  die  im  Hinblick 
aas  Haushalten  mit   den   im  Land   seihst  zusänglichen 
|ennstoffen  m  er.ster  Linie  zur  Ausführung  kommen  sollte, 
imen  nach  Ansicht  der  Direktion  durch  den  Staat  auf  alle 
t  im f'  VVeisft  unterstützt  und  nicht  erschwert  oder  crar  un- 
igUch  gemacht  werden.  Dj.  g_ 

-  Zugentgleisung  bei  Lembccq.    Aus  Brüs.^el  wird  uBt*rm 
Juli  gemeldet:  Ein  Eeisendenzug  Brüssel-Mon«  entgleiste 
L,embecq     Drei  Wagen   wurden  urngveworfen.     Es  soll 
lote  und  35  Verletzte  gegeben  haben. 


zwischen  Gray  und  Oha  ndrev  e,  '  7  '^^  "'«''^en,  stieß 

dem  sich  Urlauber  befanden  ^  m't  i"in«m  andern,  in 

und  20  Verwundete.  't^'^J:^'SZlr^nS  '''''  ^'^^'^ 

de^  'StSaiut^^^^;^,;'":;  R'-i-^iffal-t.    D-r  Präsi- 
cinem  Pariser  Veifao-  e me  B^'t; ^""T^ 
dren    Titel    trägt :      Le  Rhin  ^Tschemen  la.s,^en.  die 

Franca"  und  in  welcltr  er  zu  ti, l  ' " ^ 

kommt:  „Die  Schiffahrt  in!  '"'''"''^■"/"^clüußfolgerungen 
Straßburg'  hat  wecfer  fS    FrL?  l^\*^°/t^om  oberhalb 

ringen  i?-endwe^^hes  Inf...  ^^r  Elsaß-Loth- 

uud^  Industrie  Deutsch&^^^^^     T  höchstens  Handel 

dehnung  in  der  Sct4il"bti^^s  i^n^' In''^^^ 
des  Grundsatz.es  von  der  fbir7.h  vi  f  •     voller  Hochachtung 

heit  des  Eheini,  kann  Frankreich  aurHne^'T^'^'"^ 
Stromes  nicht  eintreten    sondern  t         «   Regulierung  des 

Ziehen.    Die  Hertetlnno-  Trr.r.  Wr.i  eisassisctien  Rheines  . 

natürlich  dl  sSfffahrVeXidS'rn"  wie  VTfh^^'t^  T'^'^ 
tralkommission  für  die  EliPiSiffn'br]  schon  die  Zen- 

Frankreich  muß  nnverzJS  c^  <  ef  ^^^^^^^ 

Kanals  für  600-Tonnen-Sc7iiffe  an  di^  wln  Rhem-Rhone- 

mmmmm 

lieben,  daß  die  oÄS^i^c^n  B^g'SspÄtT  au?ti- 
igem  Wege  nach  Frankreich  gelangen     DureHir Verwirk 

vt'afnfl^l^Ä^^^ 

mit  den  Interessen  FrankreicVin'Elü\laI.'^uS!4'^^^ 

?S.=ÄÄÄi^MtSS 

geraumer  Zeit  kein  Geheimnis  mehr,  daß  Tm  Tunnel  neue 
Kons  ruktionsarbeiten  nötig  sind,  und  es  ist  auch  Tatsache 
daß  der  zweigleisige  Tunn"el  seit  einiger  Zeit  nuJ  noch  efn 
gleisig  befahren  wird,    was   natürlich   den  Verkehr  außer-' 
ordentlich  beeinträchtigt.    Die  Baseler  Nachrichten  bri™ 

t\r'wird'"^irÄ'r"T'f.-^^^*^.^^^-"'  '^  ^^  beTaup- 
let    wird,    daß  die  Rekonstiuktionsarbeiten  wegen  Sohlen- 

äÄ\erKH°?'°  ■^"^'^^^  ^^-i  claß^  aniSSh?s 

aer  Hohen  Materialpreise  und  Arbeitslöhne  für  die  vorzu- 
nehinenden  Arbeiten  sehr  hohe  Ausgabensummen  Vnannt 
werden,  die  m  keinem  Verhältnisse  stehen  zu  dem  Angebot 
das  .seinerzeit  die  erbauende  deutsche  Firma  BergS-  gemacht 
ioU  rW  '''f'i^^'^^  Ausmauerung  des  Tunnel  ^F™ 
Rnn+fwi  .  ''''''V^^  ZU  wenig  Höhenprofil  haben,  um  die 
Kontaktleitung  für  den  elektrischen  Betrieb  zu  scannen  Da^ 
erwähnte  Blatt  fragt:  Sollte  etwa  darum  die  Strecke  BaSä! 
n.w  elektrisiert  werden,  damit  dieser  Bau- 

TnnnJfif  ^^'^t.'^'''''^'^-^  auffalle;  die  Bauperiode  dieses 
ItTic  weit  zurück,  daß  man  sich  nicht  schon 

damals  mit  der  Elektrisierung  beschäftigte.  Einen  ähn- 
lichen Lapsus  hätten  die  Bundesbahnen  schon  beim  Bau  des 
neuen  Badischen  Bahnhofes  begangen,  al^  die  Verwaltun<r 
der  badischen  Bahn  die  Verbimlungsbrückfe  über  den  EheiS 
hoher  legen  wollte.  Damals  sei  aber  von  Bern  ein  katego- 
risches Nein  erfolgt  und  heute  werde  diese  Höherleo-uno-  doch 
vorgenommen.  Es  veriaute,  daß  im  Hauenstein-Basis'tunnel 
sogar  der  ganze  Betrieb  eingestellt  und  daß  der  alte  Hauen- 
stemtunnel  mit  seiner  übermäßigen  Steigung  in  der  Zufuhr- 
rampe wieder  m  den  Dienst  gestellt  werden  solle.  Dadurch 
werde  eine  beträchtliche  Verlänger.ung  der  Fahrzeit  ein- 
treten und  zudem  bei  dem  herrschenden  Kohlenmangel  ein 
beträchtlicher  Mehrverbrauch  an  Kohlen. 

—  Einschränkung  des  englischen  Eisenbahnverkehrs.  Über 
Genf  wird  der  „B.B.Ztg."  aus  London  gemeldet:  Infolge  de« 
Bergarbeiterstreikis  wird  in  England  vom  nächsten  Monat  ab 
wegen  der  Kohlenknappheit  der  Eisenbahnverkehr  um  Vi  «in- 
geschrankt. Die  Kohlenabgabe  an  Privat«  wird  in  Londoa  um 
die  Hälfte  herabgesetzt. 
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Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Bezeichnung  von  Stationen. 

E  i  s  e  11  b  a  h  u  fl  i  r  «  k  t  i  o  n  s  b  e  z  i  1  k  C  a  s  s  e  1.  Der  an 
der  Str'Ccke  Cassel-Guiiteishausen  g-eleg^'n-e  Bahnhof  1.  Klasse 
Wilhelmshöhe  •erhält  vom  1.  August  d.  J.  ab  di©  Bezeichuun.o- 
t'  a  s  s  ■©  1  -  AV  i  1  h  •e  1  m  s  Ii  ö  h  e. 


Rundsehreiben  der  Geschäft«fühpenden  Verwaltung;  sind  ei- 
lasis«n  worden :  , 

Nr.  IV  51  vom  21.  Juli  dieses  Jahres  an  die  Ve.reins- 
verwaltung'en,  die  im  II.  Vierteljahr  1919  zahlpflichtioe  Bi- 
kanntmachuno'en  in  der  Vereiffszeitunff  ©rlass'en  haben,  bi- 
treffend  Kosten  für  Bekanntmachunoen  in  der  Vereinszeitun;:. 
(Abgesandt  am  24.  Juli  dieses  Jahres.) 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 


Wechselvei'kehr  Norddeutschland-Pfalz 
(Tfv.  200)  Heft  3  €11. 

Wechselverkehr  Norddeutschland-Baden 
(Tfv.  200)  Heft  4  C  11. 

Zum  1.  August  1919  werden  zu  den 
obigen  Tarifen  die  Nachträge  2  heraus- 
gegeben. Sie  enthalten  neben  bereits 
veröffentlichten  Änderungen  und  Er- 
gänzungen die  erhöhten  Frachtsätze  der 
Ausnahmetarife  15  für  Garne  (vergl. 
unsere  Bekanntmachung  vom  25.  Juni 
1919).  Der  Ausnahmetarif  15  a  wird 
nicht  erhöht,  sondern  fällt  gänzlich 
fort.  Die  Anhänge  (Änderungen  und 
Ergänzungen  während  de«  Krieges)  tre- 
ten mit  dem  31.  August  1919  außer 
Kraft.  Abzüge  der  Nachträge  (Preis 
20  4)  sind  durch  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunftsbüro, 
hier,  Bahnhof  Alexanderplatz  zu  be- 
ziehen.. 

Berlin,  den  24.  Juli  1919.  (754) 
Eisenbahndirektion.  

Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1919 
wird  die  Tarifentfernung  Witten- West- 
Einsiedel  in  532  km  berichtigt. 

Dresden,  am  24.  Juli  1919.  (752) 
&en.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 
Staats,  und  Privatbahn-Güterverkehr. 
Vom  Tage  der  Betriebseröffnung  der 
Neubaustrecke    Wilster-St.  Michaelis- 
donn  über  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal 
und  der  Nebenbahn  Eddelak-Brunsbüt- 
telkoog  Nord,  voraussichtlich  am  1.  Ok- 
tober 1919.  erhöhen  sich  die  Entfernun- 
gen  zwischen   den   meisten  Stationen 
nördlich  des  Kanals  einerseits  und  dem 
großen  Teil  der  übrigen  Stationen  des 
Staats-  und  Privatbahn-Gütertarif«  an- 
dererseits um  1  bis  3  km. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunftsbüro, 
hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  25.  Juli  1919.  (758) 
 Eisenbahndirektion.  

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr 
(Tfv.  5)  Heft  B.  I.  10  und  B.  II.  1. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  August  1919 
wird  im  Verkehr  zwischen  der  Station 
Wulkow  (Kreis  Ruppin)  und  der  Sta- 
tion Berlin-Nordbahnhof  neben  der  be- 
stehenden Entfernung  von  70  km  eine 
zweite  Entfernung  von  80  km  einge- 
führt, die  nur  für  Milchsendungen  mit 
der  Leitungsvorschrift  „über  Neurup- 
pin-Kremmen"  gilt. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunftsbüro, 
hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  21.  Juli  1919.  (753) 
Eiaenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b  (Stations- 
tariftafeln usw.)  Tfv.  200. 

Am  1  August  1919  erscheint  der 
Nachtrag  1  (Preis  20  4).  Er  enthält 
alle  bisher  im  Verfügungswege  bekannt 
gegebeneu  Änderungen  und  Ergänzun- 
gen. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Avls- 
kunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz 

Berlin,  den  26.  Juli  1919.  (759) 
Eisenbahndirektion. 

Gemeinsames  Heft  Tfv.  200  Heft  A. 
Ost-Mitteldeutsch-Sächsischer  Güterver- 
kehr. 

Mit  dem  15.  August  1919  tritt  für  den 
Wechselverkehr  deutscher  Eisenbahnen 
untereinander  und  den  Staats-  und  Pri- 
vatbahn-Güterverkehr ein  neues  ge- 
meinsames Heft  in  Kraft,  durch  das  das 
gemeinsame  Heft  für  den  Wechselver- 
kehr deutscher  Eisenbahnen  unterein- 
ander vom  1.  Dezember  1917  und  das 
Heft  A  für  den  Staats-  und  Privatbahn- 
Güterverkehr  vom  1.  September  1916 
nebst  Nachträgen  ersetzt  werden.  Die 
nur  für  den  Staats-  und  Privatbahn-Gü- 
terverkehr  gültigen  Bestimmungen  sind 
in  einem  besonderen,  einzeln  ausgege- 
benen Anhange  6  zusammengefaßt.  Die 
monatliche  Beförderungsgebühr  für  die 
regelmäßige  Beförderung  von  Arznei- 
mitteln ist  vom  1.  Oktober  1919  auf  6  Jl 
erhöht.  In  dem  Abschnitt  H  (Über- 
gangstarif mit  Kleinbahnen)  treten 
durch  die  Vereinigung  beider  Hefte 
einige  Erhöhungen  ein.  Die  im  Ost- 
Mitteldeutsch-Sächsischen  Güterverkehr 
enthaltenen  Bedingungen  für  die  regel- 
mäßige Beförderung  von  Milch  werden 
durch  den  Anhang  2  ersetzt.  Die  als- 
baldige Ausgabe  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung.  Der  bis- 
herige besonders  herausgegebene  ge- 
meinsame Anhang  4  zu  Nr.  5  und  200 
des  Tarifverzeichnisses  (Alphabetisches 
Verzeichnis  der  deutschen  Eisenbahn- 
Güterstationen)  bleibt  bis  auf  weiteres 
in  Kraft.  Abzüge  des  neuen  Heftes 
sind  zum  Preis  von  1,30  Ji,  der  beson- 
ders herausgegebenen  Anhänge  5  (Al- 
phabet. Verzeichnis  der  Orte  mit  meh- 
reren Bahnhöfen)  und  6  (Besondere 
Bestimmungen,  die  nur  für  den  Staats- 
und Privatbahn-Güterverkehr  gelten) 
sind  zum  Preise  von  1  .M  10  4  u.  20  4 
durch  die  beteiligten  Güterabfertigun- 
gen sowie  das  Auskunftsbüro,  hier, 
Bahnhof  Alexanderplatz,  zu  beziehen. 
Berlin,  den  21.  Juli  1919.  (755) 
Eisenbahndirektion. 

namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Besondere     Bestimmungen    über  de 
Eisenbahn-Gütei-verkehr     in  Altona 
Hamburg  und  Harburg. 

Mit  Gültigkeit  vom  5.  August  191. 
werden  die  Bestimmungen  in  dci 
§§  8  (11).  9  (la  und  b),  9  (2)  geändert 
Insbesondere  werden  die  Ladegebührer 
in  Hamburg  und  Harburg  erhöht. 

Das  Inkrafttreteu  dieser  Erhöhungii 
mit  verkürzter  Veröffentlichungsfrisi 
gründet  sich  auf  die  vorübergehen' l< 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-V'er 
kehrs-Ordnung. 

Nähere  Auskunft  erteilen  unse 
Verkehrsbüro  und  die  Güterabferti 
gungen  in  Hamburg  Hgbf.  und  Mar 
bürg. 

Altona,  den  25.  Juli  1919.  (757 
Eisenbahndirektion. 


Norddeutsch-Niederländische  Güter-  un 

Kohlentarife. 
Güter-,    Leichen-   und   lebende  Tiere 
Tarife  für  den  internationalen  Lokal 
verkehr     der  Niederländischen-Eisen 
bahnen. 

Niederländisch-Nordbrabant-Deutscher 
Güterverkehr. 

Die  Frachten  werden  bei  Zahlung  i 
den  Niederlanden  seit  dem  17.  Juli  191 
nicht  mehr  zum  Kurse  von  1  Jl  =z  d.i 
Gulden,  sondern  annähernd  zum  Tage 
kurse    umgerechnet.       Letzteres  gi 
auch  für  die   —   unter  gleichzeitige 
Aufhebung  der  bisherigen  niederländi 
sehen  Extra-Heffing  —  für  die  niedei 
ländischen    Strecken    zur  Anwendun, 
kommenden  Währungs-  und  Betrieb' 
kostenzu-schläge,  die  in  einer  „Nied'f 
ländischen  Zuschlagstafel"  für  Eil-  un 
Frachtgut  und  in  einer  »solchen  fü 
Leichen  und  lebende  Tiere  angegeOje 
sind. 

Amsterdam/Utrecht,  den  19.  Juli  191! 
Gen.  Dir.  der  Holländischen  Eis^enbalir 
und  der  Niederländischen  Staatsei&e 
bahn-JGesellschaft.  (75 


2.  Personen  und  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn-Pr 
vatbahn-Personen-  und  Gepäckverkeh 

Mit  (Geltung  vom  1.  Oktober  1919  £ 
werden  bei  der  Abfei-tigung  von  Beis- 
gepäck  und  Expreßgut  nach  und  vc 
Stationen  der  E  i  n  t  e  1  n  -  S  t  a  d  i 
ha  gener  Eisenbahn  noch  besonde 
Überführungsgebühren  erhoben,  ü 
30  4  für  die  ersten  20  kg  und  15 
für  .iede  weiteren  angefangenen  10  t 

Hannover,  den  20.  Juli  1919.  (75 
Eisenbahndirektion. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins   Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
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Berlin,  den  2.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitiins  erscheint  Mittwoolis  und  Sonnaljcuds. 

Beiträge  sowie  sonstig-e  Mitteilungen,  Hüciier,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleltun^  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntniaclmnsen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  BerlinW.g.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
Für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlags buch- 
aandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ingaris'-.hen  Postgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 
AuJier  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 

für  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Kaum 
<)0  Pt.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsnrechonde  Ermäßigungen. 
Belagen  werden  uach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privataazeigen  und  Beilagen  wemie  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
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Eisen  konstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Luxemburgische  Bergwerl($-  u.  Hiitten-A.-G. 

Abteilung  DOrtlTlUnder  Union,  Dortmund 


l-         ...  .  ,   


2  neue  normalspurige  1  C  1 

Tcndcrlokomotivcn 

mit  kupfernen  Feuerbuchsen 

Leergewicht  ca.  47,5  tons 
Diensigewichi  ca.  58,5  tons 
Zugkraft  ....  5600  kg 

=  schnell  lieferbar  = 

Orensieiii  a  Koppel  —  Arthur  Koppel  A.-G. 
Abteilung  Lokomotivbau ^  Berlin  SW.  l'i^«] 


Bahnverwalter 

mit  erfolgreicher  Tätigkeit  für  eiue 
Isebeneisenbahn  in  der  Provinz  Sachsen 
sofort  gesucht.  Angebote  mit  Zeugnis- 
abschriften, Lebenslauf,  Referenzen  untei 
^18.  7157  an  die  Anzeigenannahme  dieses 
ölattes.    Linkstr.  23/'-24.  [7157] 

Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Lodi. 
apparat  als  StationsscKafTner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297  85< 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  EhaL 
Braanschweig.  [7048] 


(7041] 


■P--^^  läppen 
X  Ulli^" faden  i 

in  bunt  n.weiß,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preisen 

E.E.  Meyer  •  Chemnitz 

Iropföler 

liebem   in   grofien  Posten 
rasch  und  gut 

[71591 

ArmatarenwerKe 

Blmilie  &  Mst 

Dippoldiswalde  i.Sa. 

Mehrere  gebrauchte,  offene-, 
normalspurige 

Eisenbahnwagen 

von  10 — J3m  Länge  und  iO  t  Trag- 
fähigkeit 

ZU  kaufen  gesucht. 

Artilleriewerkstatt  -  Nord, 
Spandau  (Hj.  ,7100] 


Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Theorie  der  Lohnmethoden 

Von  A.  Schilling, 

ord.  Professor  an  der  techn.  Hochschule  in  Breslau 
Mit  30  Textabbildungen. 
Preis  M.  9.—,  gebunden  M.  10  60 

Hierzu  10  %  Teuerungszuschlag  gemäß  den  Bestim- 
mungen des  Börsenvereins  der  deuJschen  Buchhändler 
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Berlin,  den  2.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Gedanken  zur  OrÄ'ani&ation  der  künfti- 
gen deutschen  lieichseisenbahnen. 
Demokratisierung   in   der  preußischen 

Eisenbahn  Verwaltung. 
Nachrichten. 
Deutschland:  Geschäftsverkehr 
mit  der  Eisenbahndirektion  Posen. 
—  A^orläufige  Beschäftigung  von 
Eeichseisenbahnbeamten  bei  der 
preuß.  Staatsbahnverwaltung.  — 
Erwerb  von  Heeresgut.  —  Wieder- 
aufnahme des  Verkehrs  nach  Posen. 


I  n  Ii  a  I  t  t 

— '■  Personalnachrichten. 
D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Erwei- 
terte Aufnahme  des  Güterverkehrs 
mit  Italien.  —  Organisationsände- 
rungen bei  der  Südbahn.  —  Fahr- 
begünstigungeu  für  Familienange- 
hörige d.  ö.  Staatsangestellter.  — 
Die  Staatseisenbahngesellschaft 
und  Ungarn.  —  Zustellung  von' 
Auslandsgütern  durch  Kollfuhr- 
dienst. 

T  s  c  h  e  c  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  Ge- 


biet: Erteilung  einer  Eisenbahn- 
konzession im  tschecho^slo  waki- 
schen Staate  an  eine  amerikanische 
Gesellschaft. 

Übrige  e  u  r  o  )>  ;i  i  s  c  h  e  Län- 
der: Eisenbahnverbindung  lla- 
paranda-Tornea. 

Fremde  Erdteile:  Der  Kohleu- 
bezirk  von  Udi  (Nigerien). 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Gedanken  zur  Organisation  der  künftigen  deutschen  Reichseisenbahnen. 


Bis  zum  1.  April  1921  .sollen  bekanntlich  die  Staatseisen- 
bahnen in  das  Eigentum  und  den  Betrieb  des  Deutschen 
Eeiches  übergehen.  Damit  ist  auch  die  Frage  der  Organisa- 
tion der  künftigen  Eeichseisenbahnen  in  dei  Brennpunkt  der 
Erörterung  gerückt.  Meine  Ausführungen  enthalten  keine  be- 
stimmten, .scharf  umris&enen  Vorschläge,  sondern  sollen  dazu 
dienen,  klärend  und  anregend  mitzuwirken.  Jede  Bekämpfung 
anderer  Ansichten  aus  x>ersönlichen  Erwägungen  liegt  mir 
selbstverständlich  fem;  lediglich  der  Sache  und  dem  all- 
gemeinen Wohle  möchte  ich  dienen. 

Von  solchen  Absichten  war  wohl  auch  Herr  Eegierungsrat 
Q  u  a  a  t  z  bei  »»einer  Abhandlung  „Einrichtung  tmd  Betriebs- 
A'erwaltung  bei  den  künftigen  Eeichseisenbahnen"  (Nr.  36/37 
d.  Ztg.)  beseelt.  Die  Arbeit  verrät  zweifellos  organisato- 
risches Geschick,  aber  auch  in  gewissem  Sinn  einen  „reform- 
freudigen" Charakter.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  Ent- 
scheidung über  das  Keformwerk  nur  nach  eingehenden  Un- 
lersuchungten  der  Verhältnisse  l>ei  den  einzelnen  Bahnen 
und  gründlichen  Überlegungen  und  Beratungen  zwischen  den 
bei'ufenen  Stellen  getroffen  werden  darf.  Nichtsdestoweniger 
liaA>en  Betrachtunigen  und  Vorschläge  einzelner  auch  ihren  be- 
sonderen Wert. 

Zu  den  Quaatz-schen  Ausführungen  erlaube  ich  mir  in  zwang- 
Io.ser  Reihenfolge  einige  Bemerkungen. 

Darin,  daß  es  nicht  angängig  ist,  ohne  weiteres  das  Ver- 
waltung-ssystem  irgend  einer  bundesstaatliohen  Bahn,  etwa 
der  preußisch-hessischen,  auf  die  künftigien  EeicliS'eisenbahnen 
zu  übertragen,  gebe  ich  dem  Verfasser  recht.  Wenn  er  seine 
Vorschläge  mit  i)eÄtehenden  Verhältnissen  vergleicht,  hat  er 
vorzugsweise  die  Verhältnisse  in  Preußen  im  Auge.  Jedoch 
finde  ich,  daß  er  der  beutigen  preußisohnhesisischen  Eisenbahn- 
verwaltung allzuwenig  gerecht  wird  und  allzu  „umstürzle- 
risch" organisieren  will.  Unbestreitbar  ist  jedenfalls,  daß  die 
preußi.sch-hessischen  Staatsbahnen  in  ihrer  heutigen  Organi- 
sation große  Erfolge  erzielt  ha)>en,  womit  mm  nicht  gesagt 
^»'erden  soll,  daß  sie  keiner  Verbesserung  mehr  fähig;  wären. 
Die  Tatsa(;he,  daß  die  Eisenbahnen  im  Frieden  als  Eückgrat 
der  preußischen  Finanzverwaltung  bezeichnet  werden  konn- 
ten, der  Einfluß  der  Eisenbahnien  auf  die  Volkswirtschaft, 
die  riesengroßen  Leistungen  im  Kriege  reden  eine  deutliche 
Sprache.  Vergegenwärtigt  man  sich  diese  Umstände  und  ur- 
teilt sachlich,  so  muß  man  zum  Schluß  kommen,  daß  die 
Organisation  nicht  versagt  hat.   Den  Schöpfern  kann  man  An- 


erkennung nicht  vorenthalten  und  darf  ihr  Werk  nicht  vier- 
kleinern.  Erfahrungsgemäß  neigen  Organisatoren  leicht  da- 
zu, mit  bestehenden  Einrichtungen  z;u  gründlich  aufräumen  an 
wollen,  um  an  ihre  Stelle  die  eigienen,  nach  ihrer  Äleinung 
natüriich  besseren  zu  setzen.  Es  heißt  zwar:  „Stillstand  ist 
Rückgang!"  Doch  ist  wohl  der  diesem  Sprichwort  innewoh- 
nende Sinn  der,  daß  nichts  vollkommen  ist,  sondern  auf  allen 
Ge'biieten  mit  dem  Ziele  planmäßiger  Fortbildung  und  Weiter- 
entwicklung g^'eai-'beitet  werden  muß. 

Bekanntlich  wurde  im  Jahre  1895  die  Verwaltung  der  preu- 
ßischen Eisenbahnen  neu  organisiert.  Tatkräftigie  und  fähige 
Männer,  die  den  Geist  der  neuen  Zeit,  der  auf  Vereinfachung 
des  umständlichen  Verwaltungsapparates  drängte  und  für 
den  bürokratischen  Zopf  kein  Verständnis  hatte,  richtig  er- 
faßten, gaben  ihr  bestes  und  schufen  musterhaftes.  Die  dama- 
ligen Betriebsämter  wurden  aufgelöst;  ihre  Geschäfte  gingen 
teils  ^uf  die  Eisenbahndirektionen,  teils  auf  die  diesen  unter- 
stellten, neu  ,  gegründeten  Betriebs-,  Maschinen-,  Verkehrs- 
und Werkstätten-Inspektionen  (die  heutigen  Ämter)  über. 
Daß  diese  neue  Einrichtung  den  gehegien  Erwartungen  voll 
entsprochen  hat,  haben  wir  aus  berufenem  älunde  oft  genug 
gehört.  Man  darf  nicht  aus  dem  Auge  lassen,  daß  die  Eisen- 
bahnen einen  Betrieb  darstellen,  ^xi■e  er  in  bezug  auf  Viel- 
seitigkeit, Umfang  und  Ausdehnung  nicht  seinesgleichen  hat. 
Darum  ist  es  auch  verfehlt,  wie  es  so  häufig  in  Nichtfach- 
kreiseu  geschieht,  -den  Eisenbahn betiieb  mit  kaufmännischen 
Betrieben  zu  vergleichen  und  diese  als  nachzuahmende  Vor- 
bilder hinzustellen.  Selbstverständlich  ist,  daß  auch  die  Eisen- 
bahnen kaufmännisch  im  Sinne  von  wirtschaftlich  und  zweck, 
mäßig  verwaltet  werden  müssen;  aber  ebenso  selbstverständ- 
lich und  naturnotwendig  ist  es,  daß  der  Eiesenapparat,  dessen 
die  Eisenbahnen  zur  Ausführung  ihres  Betriebes  benötigen, 
etwas  anders  g-eartet  stein  muß  als  bei  Betrieben,  deren  Über- 
sichtlichkeit leichter  gewährleistet  ist.  Dazu  kommen  die' 
besonderen  Aufgaben  der  Eisenbahnen  auf  volkswiri- 
schaftlichem  Gebiete,  die  sie  des  Charakters  einer  reinen 
Envcrbsunternehmunig  entkleiden  und  die  Anwendung  kauf- 
männischer Grundsätze  im  engeren  vSiune  unmöglich 
machen. 

Ein  iselbständiges  Arbeiten  der  Verwaltungjsorgane  ist 
nur  in  beschränktem  Eahmen  möglich,  da  die  Arbeiten  nach 
gemeinsamen  Anweisungen  der  obersten  Leitung  (Zentral- 
stelle) ausgeführt  werden  müssen.  Nur  so  wird  die  unbedingt 
nötige  Einbeitliohkeit  sicher  gestellt.  Diese  Ansicht  vertritt 
auch  Qu.  —  Seiner  Anschauung  aber,  daß  bei  seinem  System 
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■ein«  größer«  Einheitlichk.eit  o«iwalirt  und  der  Instanzenweg 
•eingeschränkt  würde,  kann  ich  nicht  beitreten.  Qu.  baut 
s-ein-e  Vorschlägx}  auf  dem  Grundsatz  auf:  Einheit  und 
Zusanim^enf assoing  auf  der  ©in-en  Seit©,  De- 
zentralisierung und  Selbstverwaltung  auf 
der  anderen  Seite.  Dehnbare  Worte!  —  Sie  klingen 
i-echt  schön,  doch  darf  ihrem  Inhalte  keine  zu  große  Bedeu- 
tung beigemess-en  werden,  denn  schließlich  entscheidet  nur  das 
subjektive  Empfinden,  ob  Zentralisation  augebracht  oder  De- 
zentralisation zweckmäßig  ist. 

Generaldirekt iouen  und  Betriebsdirektionen  sollen  nach  Qu. 
in  der  künftigen  Organisation  die  Betriebsverwaltungen 
Stein,  während  diie  Zentralverwaltung  (Eeichsministerium?) 
mehr  den  Charakter  als  Aufsichtsbehörde  erhalten  und  ihre 
Tätigkeit  auf  die  Geschäfte  beschränkt  werdten  soll,  die  un- 
bedingt für  d-äs  gesamte  Eeichsgebiet  von  einer  Stelle  aus 
geleitet  werden  müssen. 

Unter  Beschränkung  auf  Betidebs-,  Verkehrs-  und  Personal- 
verhältnisise  bemerke  ich  im  einz.eluen  dazu  folgendes: 

1.  Die  Generaldirektionen    sollen  bestimmte 
Wirtschaftsgebiete    (z.    B.   mehrere   jetzige  Direk- 
tion&bezirke)  umfassen  und  für  diese  große  Selbstäudigkeit 
besitzen.    Dadurch  sollen  die  Interess-en  der  Bezirke  am  besten 
vertreten,  umfangreich©  schriftliche  und  mündljch©  Erörte- 
rungen zwischen  den  Dii-ektiouen,  wie  sie  heute  üblich  seien, 
vermieden  werden.    Diese  Ausfühning  besticht  zwar,  doch 
komme  ich  bei  einer  Nachprüfung  zu  einem  anderen  Schluß. 
Zuo'eg.eben,  daß  die  heutigen  Direktionen  in  Fahrplan-,  Be- 
förderungs-  und  Tariffrag.en  oftmals  sich  verständigen  müs- 
sen, ist  es  aber  irrig  anzunehmen,  daß  die  G-eneraldirektionen 
einerseits  der  Unterstützung  der  zu  ihren  Bezirken  gehören- 
den Betriebsdirektionen  entraten  können  ^und  anderseits  Ver- 
handlungen zwischen  den  Generaldirektionen  nur  selten,  er- 
forderlich sein  werden.    Gerade  die  Beurteilung;  von  Tarif- 
und  Verkehrsfragen  wird  für  die  Generaldirektion  oft  sehr 
schwierig  und  selbständige  Behandlung  gar  unmöglich  sein, 
weil  ihr  Wirtsch-aftsbereich  zu  groß  und  sie  daher  mit  den 
örtlichen  Interessen  nicht  vertraut  genug  ist.    Daß  die  Ge- 
neraldirektion im  angedeuteten  Umfange  nicht  zur  Wahrneh- 
mung örtlicher  Interessen  igeeignet  wäre    und    daher  b>6im 
Publikum  voraussichtlich  wenig  Anklang  fände,  zeigt  gerade 
das  von  Qu.  gewählte  Beispiel.    Einer  Generaldirektion,  die 
das  rheinisch-westfälische  Wirtsohaftsgebiet  einschließlich  der 
Saar  und  des  Verkehrs  mit  dem  verloren  gegangenen  Erz- 
gebiet in  Lotliringen  umfaßte'  wäre  ohne  Zweifel  ein  zu 
großer  Wirkungskreis  zugewiesen.    Da  bekanntlich  die  In- 
teressen des  rheinisch- westfälischen  Gebiets  einerseits  und  des 
Saargebiets  anderseits    vorsichtig    giegeneinander  abzuwägen 
sind,  damit  beiden  Gebieten  gerecht  werdende  Entscheidungen 
getroffen  werden  können,  ist  es  zweckmäßiger,  den  örtlichen 
Direktionen  die  Interessenvertretungen  zu  überlassen.  Dazu 
kommt,  daß  in  vielen,  wenn  nicht  in  den  meisten  Fragen  eine 
selbständige  Entscheidung  der  Generaldirektion  schon  deshalb 
ausgeschlossen  ist,  weil  in  die  Beurteilung  die  Verhältnisse 
anderer  Wirtschaftsgebiete,  benachbarter  sowohl  als  auch  ent- 
fernt gelegener,  hineinspielen  und  daher  ohne  Verhandlungen 
nicht  auszukommen  ist.    Soweit  dem  Vorschlag  Qu.  die  Ab- 
sicht zugrunde  liegt,  die  G-eschäftsführung  zu  erleichtern,  ist 
darauf  hinzuweisen,  daß  diesem  Zwecke  heute  schon  die  ge- 
schäftsführenden Direktionen  dienen,  die  in  bestimmt 
bezeichneten  Angelegenheiten  die  Geschäfte  im  Einver- 
nehmen    mit  den  in  der  Gruppe  vereinigten  Direktionen 
führen.   Dieses  Verfahren  ist  durchaus  praktisch  und  hat  den 
großen  Vorzug,  daß  die  örtlichen  Direktionen  wirksam  mit- 
arbeiten.   Was  die  Aufstellung  der  Fahrpläne  angeht,  so 
gibt  Qu.  selbst  zu,  daß  die  Generaldirektion  ihre  Entscheidung 
erst   nach  Anhörung   der  Betriebsdirektionen    („soweit  als 
nötig")  treffen  kann. 

2.  Den  Betriebsdirektionen  weist  Qu.  „die  Bewälti- 
gung des  laufenden  Dienstes  und  die  Aufsicht  über  die  ört- 
lichen Dienststellen"  zu  und  strebt  möglichst  große  Selbstän- 


digkeit an.  Ihre  Anzahl  soll  so  vermehrt  werden,  daß  die 
Eiinschaltung  von  Zwischeninstanzen  (wie  in  Preußen  die 
Ämter)  unnötig  wird.  Mit  anderen  Worten  heißt  dies,  daß  für 
Preußen  an  Stelle  der  heutigen  21  Eisenibahndirektionen  eine 
eiE^ot  lieh  höhere  Anzahl  Betriebsdirektionen  gebildet  werden 
müßte.  Da  erscheinen  vor  dem  geistigen  Aujge  unbewußt  die 
alten  Betriebsämter  in  Preiußen  vor  1895.  Auch  damals  gab 
es  in  Preußen  weniger  Eisenbahndirektionen  (=  General- 
direktionien)  und  mehr  Betriebsämter  (—  Betriebsdirektio- 
nen). 1895  wurden,  wie  bereits  erwähnt,  die  Betriebsämter 
als  nicht  zweckmäßig  abgeschafft. 

3.  Eine  große  Gefahr  bergen  die  Quaatzschen  Vorschläge  in 
sich:  die  der  Kompetenzkonflikte.    Mian  meint  au« 
d'en  Ausführungen  herauszuihören,  daß  es  dem  Verfasser  selbst 
schwer  geworden  ist,  die  Zuständigkeitsgrenzen  für  General- 
und  Betriebsdirektiouen  zu  ziehen.    Das  Verhältnis  der  Be- 
triebs- zu  den  Generaldirektionen  soll  so  g-eordnet  werden, 
„daß  jene  diesen  nur  in  denjenigen  Geschäftssachen  unter- 
geordnet sind,    die    von    der  Zuständigkeit  der  General- 
direktionen umfaßt  werden;  in  allen  übrigen  Sachen  w^ürden 
die  Betriebsdirektionen  unmittelbar  mit  der  Zentralstelle  ver- 
kehren.   Die  Zentralstelle  würde  inslbesondere  auch  die  all- 
g>emeine  Dienstaufsicht  unmittelbar  ohne  Vermittlung  der  Ge- 
neraldirektionen ausüben."    (Seite  379.)    Ferner  ist  (Seite 372) 
„auf  dem  Giebiete  des  Betriebs  die  Zuständigkeit  der  ■Cleneral- 
direktion  etwa  in  dem  Umfange  des  Tätigkeitsbereichs  der 
jetzigen  Generalbetriebsleitungen    gedacht,    j^edoch  mit  dem 
grundsätzlichen  Unterschied,  daß  die  Greneral,direktion  selbst- 
verständlich Bef ehlsgewalt  erhält^"      Weiterhin  soll 
(Seite  372)  „die  Generaldirektiion  zu  Entscheidiungen  in  Fahr- 
planangelegenheiten befugt  sein";  sie  kann  sich  also  über 
Einwände  der  Betriebsdirektionen,  auch  wenn  diese  vorher 
ausdrücklich  gehört  worden  sind,  hinwegsietzen.    Eine  wei- 
tere Eeibungsfläche  bietet  die  in  dem  Sinn©  vorg^esehene  Ge- 
schäftsabgrenzung, daß  sich  die  Arbeit  der  Generaldirektdon 
im  Fahrplanwesen  grundisätzlich  auf  die  „obere"  Leitung  und 
die  grundlegenden  Arbeiten  beschränken  soU,  während  dten 
Betriebsdirektionen  die  „Ausarbeitung«  der  Fahrpläne  obliegt. 
Wenn  man  bei  diesen  Betrachtungen  berücksichtigt,  daß  Ge- 
neral- und  Betriebsdirektionen  als  gleichgeordnete  Behörden 
gedacht  sind,  so  versteht  man,  daß  Eeibereien  und  Meinungs- 
verschiedenheiten, deren  Behelnuig  immer  wieder  zeitraubenden 
Schriftwechsel  verursachen  und  in  vielen  Fällen  nur  durch 
Entscheidungen  der  Zentralbehörde'  möglich  sein  wird,  an  der 
Tagesordnung  sein  werden. 

4.  Gar  nicht  befreunden  kann  ich  mich  mit  den  Qu.schen 
Vorsohläg'en  hinsichtlich  der  Stellung  der  äußeren  Dienst- 
stellen. Vorweg  muß  zugegeben  werden,  daß  es  richtig  und 
zweckmäßig  ist,  den  Dienststellen  in  gewissen  Dingen  eine 
größere  Selbständigkeit  zu  geben,  und  daß  es  namentlich  keine 
Bedenken  haben  wird,  wenn  die  örtlichen  Dienststellen  in 
größ-erem'  Umfange,  insbesondere  bei  alltäglichen  Vorfällen 
des  kleinen  Dienstes,  selbst  Entscheidungen  treffen.  Die  in 
Preußen  schon  heut©  getroffene  Einrichtung,  daß  größeren 
DienststeUen  ^gewisse  erweiterte  Befugnisse,  z.  B.  die  Erledi- 
gung von  Entsohädigungsanträgen  in  gewisser  Höhe,  zuge- 
standen sind,  bietet  dem  Publikum  große  Vorteile  und  hat 
sich  bewährt.  Gib  und  inwieweit  auch  bei  anderen  Bahnen 
ähnlich©  Anordnungen  g-etroffen  sind,  entzieht  sich  meiner 
Kenntnis. 

Die  Einrichtung  von  sogenannten,  unter  Leitung  eines 
Oberbeamten  stehenden^  Bahnämtern,  die  verwaltungs- 
technisch eine  Ednlieit  bilden,  und  alle  Dienstzweige  (mit 
Ausnahme  dtes  Bahnunterhaltungsdienstes)  am  gleichen  Ort 
oder  sogar  an  mehreren  Orten  —  also  iBahnhöfe,  Eil-,  Güter- 
und Gepäckabfertigungen,  Fahrkartenausgaben  und  Stations- 
kas&en  —  umfassen  sollen,  erscheint  mir  imzweckmärßig. 
Schon  heute  sind  auf  größeren  Dienststellen  die  Verhältnisse 
so  verwickelt,  daß  die  Leiter  überreichliehe  Arbeit  im  eigenen 
Haus©  haben  und  ihre  ganze  Kraft  einsetzen  müssen.  Wel- 
chen Wert  unter  diesen  Verhältnissen  eine  Zusammenfassung 
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haben  sollte,  vermag  ich  nicht  einzusehen.  In  Cöln  beispiels- 
weis«  wüi-d-e  ein  Bahnamt  in  Qu.schem  Sinnie  Bahnhöfe  und 
Abfeitig-ungien  xmtev  seiner  Leitung  vereinigen,  die  selb- 
ständiger Vorstände  unter  allen  Umständen  bedürfen. 
•Die  Leiter  der  einzelnen  Dienst  zweige,  denen  oft  Hunderte 
von  Bediensteten  unterstellt  sind,  dem  Vorstand  des  Bahnamts 
unterzuordne.n,  dessen  Wirkungskreis  zu  groß  wär«,  um  ihm 
einen  eingehenden  Einblick  in  die  einzelnen  Zweige  seines 
Amtes  zu  erlauben,  halte  ich  für  ganz  verfehlt;  die  Dienst- 
freudigkeit  eines  solchen  Abteilungsleiters,  der  in  Wirklich- 
keit die  Arbeit  schaffte,  würde  untiergraJberi  und  die  Arbeits- 
kraft gelähmt.  Dem  Gedankengange  ferner,  daß  ein  solches 
Bahnamt  keine  Instanz,  sondern  „sozuiSa,gen  eine  Gesamt- 
dienststelle" wäre,  kann  ich  beim  besten  Wülen  nicht  folgen ; 
zweifellos  müßte  man  bei  einer  Stelle,  deren  Gewalt  sich 
unter  Umständen  sogar  auf  mehrere  Stationen  erstreckte,  von 
einer  Instanz  reden. 

Wenn  Qu.  behauptet,  daß  die  Ämter  der  bisherigen  Verfas- 
sung (Preußen)  nicht  voll  in  der  Lage  gewesen  wären,  die 
Fühlung  mit  den  oberen  Stellen  aufrecht  zu  erhalten  (S.  382), 
ßo  vennisse  ich  den  Beweis  für  diese  Behauptung.  Ein  sol- 
cher ist  durch  den  Hinweis  daraaif,  daß  „sich  bei  den  Direk- 
tionen in  immer  steigendem  Umfange  die  Einrichtung  der 
Kontrolleure  eingeführt  habe",  nicht  erbracht.  Die  Gründe 
dafür  Hegen  m.  E.  auf  g^nz  anderem  Gebiete.  Kontrolleme 
werden  weder  die  G-eneraldirektionen  noch  die  Betriebs- 
drrektionen entbehren  können.  Eine  andere  Fi^age,  die  ich 
verneine,  ist  die,  ob  bei  Schaffung  von  Bahnämtern,  Betriebs- 
und Generaldirektionen  die  rühlnngi  dieser  Behörden  unter- 
einander inniger  sein  würde. 

5.  In  den  Qu.sohen  Anregungen  über  die  „weitgehende  Um- 
gestaltung des  inneren  Dienstes  im  Sinne  größerer  Beweglich- 
keit und  Schlagkraft"  erblicke  ich  eigentlich  keine  wes-ent- 
lichen  Änderungen  gegenüber  den  heutigen  Verhältnissen. 
(Auch  hier  hat  der  Verfasser  wohl  hauptsächlich  die  preußi- 
schen Verhältnisse  im  Axuge.)  Wie  ia  der  ganzen  Arbeit 
soheint  miir  auch  hier  der  Grundsatz,  „die  leitenden  Köpfe 
von  lanifenden  Arbeiben  zu  befreien",  allzusehr  betont.  Gern 
gebe  ich  zu,  daß  das  Arbeitsverfahren  nach  Mögilichkeit  zu 
vereinfachen  und  von  neuzeitlichen  Einrichtungen  in  weite- 
stem Maße  Gebrauch  zu  machen  ist.  (Schreibmaschine,  Steno- 
graphie, Fernsprecher,  Umgestaltung  der  Registraturen  u.  dgl.) 
Was  aber  Qu.  sich  unter  „Zerschlagung  der  Eiesenbüros" 
(Sedte  382)  vorstellt,  ist  nicht  •  erläntert  und  mir  nicht  klar. 
Heute  sind  die  Büros  bereits  nach  Materien  getrennt  (Haupt-, 
Bechnungs-,  Betriebs-,  Verkehrs-  und  technisches  Büro,  Kasse 
und  Verkehi^kontrollen) ;  jeder  Expedient  arbeitet  ohne 
Zwischenglied-  in  unmittelbarer  Fühlung-  mit  seinen  vorgesetz- 
ten Dezernenten  (:=  Prokuristen).  Wenn  auch  Qu.  künftig  je- 
dem Oberbeamten  ein  abgegrenztes  Büro  zuteilen  will,  so 
kann  es  sich  naturgemäß  nur  darum  handeln,  die  Tätigkeit  der 
Büros  nach  zu  behandelnden  Materien  zu  nmgrenzen.  Viel- 
leicht hat  Qu.  eine  weitei-e  Teilung  der  heutigen  Büros  nach 
der  Richtung  im  Auge,  daß  z.  B.  ein  Betriebsbüro  in  Fahr- 
plan-, ZugbildungiS-  und  Haftpflichtabteilungen,  oder  ein  Ver- 
kehrsbüro  in  Tarif-,  lEntschädigungs-  und  Beförderungsab- 
tedlungen  zergliedert  und  jeder  Abteilung  ein  Oberbeamter 
vorgesetzt  wird.  Im  Hüublick  darauf,  daß  die  Praxis  tagtäg- 
lich zeigit,  wie  eng  die  verscMedenen  Abteilungen  zusammen- 
hängen und  auf  gegenteiliges  Zusammenwirken  angewiesen 
sind,  lasse  ich  dahingestellt,  ob  eine  derartige  Teilung  für  die 
Dienstführung  Vorteile  brächte. 

6.  Wesentliche  Änderungen  schlägt  Qu.  in  der  dienstlichen 
Stellung  der  Oberbeamten  vor.  Die  Generaldiiektionen 
sollen  von  eiuem  Präsidenten  geleitet  werden,  dem  nötigenfalls 
einige  Referenten  als  ,,Abteilungsleiter"  zur  Seite  stehen  wür- 
den. Diese  Personen,  denen  offenbar  höhere  Bezüge  zuge- 
dacht sind,  sollen  gewissermaßen  die  eigentlichen  verantwort- 
lichen Leiter  der  Generaldirektionen  sein.  Die  übrigen  Ober- 
beamten (d.  6,  die  heutigen  Dezernenten)  würden  nach  den 


Anweisungen  der  Präsidenten  und  Abteilungsleiter  ihren 
Dienst  auszuführen  und  die  ihnen  zugewiesenen  Büros  zu  be- 
aufsichtigen haben.  G-erade  eine  derartige  Tätigkeit  würde 
aber  m.  E.  der  freien  Entfaltung  der  Arbeitskraft  feste  Zügel 
anlegen  und  erst  recht  die  von  Qu.  beklagte  Lahmlegung  von 
Tatenlust  und  Verantwortungsfreude  der  höheren  Staatsbe- 
amten herbeiführen  und  sie  zwingen,  den  „perpetuierlichen, 
aber  gänzlich  erfolglosen  Kampf  mit  dem  Aktenbock"  weiter- 
zuführen. 

Wenn  ich  auch  die  Ansicht  vertrete,  daß  persönliche  Gefühle 
nicht  überwiegend  bei  Bemessung  der  Tätigkeit  ausschlag- 
gebend sein  dürfen,  sondern  als  Ziel  eine  möglichst  zweck- 
mäßige und  haushälterische  Verwaltung  vorschweben  muß,  so 
soll  damit  nicht  gesagt  werden,  daß  keine  Rücksichten  auf  Er- 
haltung der  Dienst-  und  Schaffensfreudigkeit  genommen  wer- 
den müssen.  Gerade  ia  heutiger  Zeit,  in  der  immer  auf  Men- 
schenrechte und  Menschenwürde  gepocht  wird,  ist  das  doppell 
erforderlich.  Ob  die  Qu.'schen  Absichten  die  Erreichung 
dieses  Zieles  fördern,  erscheint  zum  mindesten  zweifelhaft.  ' 

Zu  weit  geht  Qu.  aber  unbedingt  mit  der  Behauptung  (Seite 
382),  daß  heute  ,,eine  Unmasse  ständig  sich  wiederholender, 
geistige  Anstrengung  nicht  erfordernder  Entscheidungen 
einen  großen  Teil  der  Tagesleistungen  der  höheren  Beamten 
ausmachen."  In  diesen  Fällen  kann  man  wohl  nicht  mehr  von 
„Entscheidungen"  im  Sinne  des  Wortes  sprechen,  sondern  es 
handelt  sich  nur  um  formale  Behan,dlung,  die  sich  meistens  auf 
die  Unterzeichnung  der  von  den  Bürobeamten  gefertigten 
Schriftsätze  beschränkt.  Unbefangen  denkende  Oberbeamte  ge- 
ben diese  Tatsache  immer  zu,  wie  auch  nicht  bestritten  werden 
kann,  daß  Bürobeamte  infolge  ihrer  geistigen  Schulung  und 
langen  Praxis  in  der  Regel  imstande  sind,  auch  ohne  besondere 
Anweisungen  im  Sinne  der  Vorgesetzten  ihre  Tätigkeit  aus- 
zuüben, zumal  wenn  es  sich  um  regelmäßige  G-eschäfte  handelt. 

Die  Ausfühl ungen  über  die  G>eneraldirektionen  gelten  sinn- 
gemäß auch  für  die  Betriebsdirektionen.  — 

Lebhaft  begrüßt  wird  es,  daß  auch  Qu.  den  Grundsatz  „dem 
Tüchtigen  freie  Bahn"  anerkennt,  indem  er  fähigen  mittleren 
Beamten  den  Aufstieg  in  Oberbeamtenstellen  und  Unterbe- 
amten das  Aufrücken  in  den  mittleren  Dienst  eröffnen  will. 
Der  gewiß  zeitgemäße  Grundsatz  dient  leider  noch  zu  sehr  als 
Schlagwort;  doch  werden  die  Bestrebungen,  ihn  in  die  Tat 
umzusetzen,  nicht  nachlassen.  Es  leuchtet  ohne  weiteres  ein, 
daß  erfahrene  und  fähige  mittlere  Beamte,  die  durch  irgend- 
welche Umstände  sich  die  „offizielle"  höhere  Vorbildung  nicht 
leisten  konnten,  auch  in  Oberbeamtenstellen  eine  ersprieß- 
liche Tätigkeit  entfalten  werden.  Ein  Unrecht  ist  es,  den  Lei- 
tern größerer  Dienststellen  und  Büros,  die  zum  Teil  einem 
mehrhundertköpfigen  Personal  vorgesetzt  sind,  eine  ihrer 
Tätigkeit  entsprechende  dienstliche  Stellung  und  Bezahlung 
vorzuenthalten.  Geradezu  widersinnig  ist  es,  einem  Beam- 
ten hundert  und  mehr  ranglich  gleichgestellte  Be- 
amte zu  unterstellen.  Einige  außerpreußische  Bahnen  haben 
dies  längst  erkannt  und  sich  danach  gerichtet. 

Im  Absatz  V  seiner  Abhandlung  (S.  380)  sagt  Qu.  wörtlich : 
„Bei  dem  zum  Teil  noch  immer  vorzüglichen  Beamtenstand, 
den  die  deutschen  Staaten  herangebildet  haben",  und  be- 
schränkt damit  sein  Lob  auf  einen  Teil  der  Beamten. 

Wenn  es  gilt,  ein  Urteil  über  eine  bestimmte  Klasse  ^u  fäl- 
len, werden  im  allgemeinen  die  Worte  zu  vorsichtig  gewählt, 
um'  nirgends  anzustoßen,  sodaß  sie  sich  mit  der  wirklichen 
aeisinnung  des  Sprechers  oft  kaum  noch  decken.  Gerade  hier 
braucht  ein  offenes,  freimütiges  Wort  nicht  gescheut  zu  wer- 
den; es  kann  im  Gegenteil  nur  der  Beamtenschaft  zum  Heile 
gereichen,  wenn  auf  Mängel  hingewiesen  wird.  —  Selbstver- 
ständlich ist  es  nicht  die  Absicht  von  Qu.,  Diensttreue, 
Pflichtgefühl  und  Leistungen  der  Beamtenschaft  herabzu- 
setzen; seine  Worte  lege  ich  wohl  dahin  richtig  aus,  daß  sie 
in  erster  Linie  auf  die  mittleren  Beamten  des  Betriebs-,  Ver- 
kehrs- und  Verwaltungsdienstes,  dann  aber  auch  auf  die  Ober- 
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beauiten  gemünzt  sind.  Qu.  ^-ill  vermutlich  aud-euteu,  daß  die 
praktischeu  Leistungcu  nicht  die  höchste  Stufe  erklommen 
haben.  Gewiß  liegt  dieser  Annahme  eine  gewisse  Berechti- 
.gung-  zugrunde;  das  bestreiten,  hieße  Tatsachen  gegenüber  die 
Augen  verscliliel5en.  Doch  zum  Trost  der  Beamtenschaft  muß 
gesagt  werden,  daß  die  Schuld  meistens  nicht  in  den  Per- 
sonen, sondern  im  System  liegt. 

Aufgabe  der  künftigen  Verwaltung  muß  sein,  die  „Fachaus- 
bildung" zu  heben.  Es  ist  m.  E.  dringend  nötig,  einerseits  den 
Oberbeamten,  die  zweifellos  mit  guter  Allgemeinbildung  zur 
Eisenbahn  Verwaltung  übertieten,  durch  praktische  Tätigkeit 
erworbene  Fachkenntnisse  zu  vermitteln  (ein  Verlangen,  dem 
jedenfalls  in  Preußen  nicht  genügend  Eechnung  getragen 
wird),  anderseits  den  mittleren  Beamten  durch  zweckmäßio-en 
Ausbau  der  Eisenbahnschulen  Gelegenheit  zu  geben,  gedie- 
genes theoretisches  Wissen  zu  erwerben,  die  in  der  praktkchen 
Ausbildung  erworbenen  Kenntnisse  auch  geistig  zu  verarbeiten 
nnd  sie  dadurch  zu  vertiefen.  Bei  dem  knappen  zur  Verfü- 
gung stehenden  Eaum  muß  ich  meine  Ansicht  über  Fachaus- 
bildung auf  diese  kurzen  Andeutungen  beschränken  Daß 
außerdem  eine  den  Leistungen  entsprechende  Bezahluno-  ein- 
treten muß,  braucht  nicht  besonders  betont  zu  werden 

Niemand  möge  glauben,  daß  ich  am  alten  klebe  und  Neue- 
rungen grundsätzlich  abgeneigt  sei.  Nur  erscheint  es  mir  be- 
denklich, allzu  gründlich  zu  reorganisieren,  weil  dies  die  Ge- 
fahr in  sich  birgt,  daß  Bewährtes  mit  Überlebtem  über  Bord 
geworfen  wird.    Zu  kostspieligen  Versuchen,  die  ernstliche 


Enttäuschungen  und  Rückschläge  zeitigen  könnten,  ist  di« 
Zeit,  die  eine  pflegliche  Behandlung  der  Finanzen  erheischt, 
nicht  geeignet.  Darin  stimme  ich  mit  den  Ausführungen  in 
der  Abhandlung  des  Herrn  Eegierungsiat  Dr.  Sarter  in  Nr.  34 
dieser  Zeitung  (1919,  Seite  346)  völlig  überein,  „daß  man  sich 
hüten  müsse,  alles  Bisherige  auf  den  Kopf  zu  stellen  nnd  in 
einer  vielleicht  glänzend  ausgearbeiteten  und  durchdachten, 
vielleicht  auch  praktisch  brauchbaren  völligen  Neuorganisa- 
tion das  Heil  zu  suchen,  daß  man  vielmehr,  ohne  im  geringsten 
verkehrswirtschaftliche  Kleinstaaterei  zu  treiben,  von  dem  bei 
den  einzelnen  Bundesstaaten  Gegebenen  auszugehen  habe  und 
die  Überleitung  unter  Anpassung  an  bisher  Bewährtes  durch- 
führen müsse."  Bietet  eine  auf  solcher  C^rundlage  aufgebaute 
Organisation  einerseits  eine  ziemlich  sichere  Gewähr^  dafür, 
daß  sie  nicht  versagen  wird,  so  beschiänkt  si'6  anderseits  ohne 
Zweifel  die  durch  die  Umgestaltung  verursachten  Kosten  da- 
durch auf  ein  Mindestmaß,  daß  Zerreißungen  aller  heutigen 
Behörden  von  der  Spitze  bis  zur  Dienststelle,  Erweiterungen 
und  Neubauten  für  die  vergrößerten  und  Freiwerden  von  Ge- 
bäuden für  verkleinerte  oder  aufgelöste  Behörden,  zahlreiche 
Versetzungen  und  grundsätzliche  Neubearbeitung  aller  Vor- 
schriften vermieden  werden. 

Hoffentlicli  gelingt  es  den  berufenen  Männern,  das  große 
Werk  der  Organisation  der  künftigen  Eeich&eisenbahnen  zum 
Wohle  des  gemeinsamen  deutschen  Vaterlandes  zu  einem  ge- 
deihlichen Ab.schluß  zu  bringen. 

Paschedag,  Eis. -Obers ekr.,  Saarbrücken. 


Demokratisierung  in  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung. 


Minister  Oeser  hat  zu  wiederholten  Malen  die  Absicht  be- 
^.l'^ni'  •f7^''  ^"f^-icttige  Demokratisierung  der  Ve^^altung 
f  P'^  D<"mokratisierung  bedeutet  zwei- 

erlei: .ledem  Tüchtigen  den  stufenweisen  Aufstieg  zu  erleich- 
tern lind  ihm  die  Ausbildungsmöglichkeit  für  die  Stellen 
k^it?^  ''^''^  Charakter,  Kenntnissen  und  Fähig- 

keiten bekleiden  kann,  sowie  alle  Teile  und  Chargen  des 
i^iesigen  Personals  einander  so  zu  nähern,  daß  sie  sich 
menschlich  verstehen  lernen  und  erkennen,  wie  ,sehr  iedS 
einzelne  dem  Ganzen  dient,  und  wie  notwendig  die  Tätigkeit 
.ledes  einzelnen  ist,  um  das  Ganze  im  richtigen  Gan-  zu  er- 
.y*^,  ^T,^^  Ausführung  der  Demokratisierung  muß 
sich  der  Eigenart  der  Eisenbahnverwaltung  anpassen.  In 
politischen  Verwaltungen,  zu  denen  z.  B.  die  allgemeine 
Landesverwaltung  gehört,  kann  demokratisiert  werden,  indem 
aie  bpitzen.  d.  h.  Oberpräsidenten,  Regierungspräsidenten 
usw.  demokratisiert  werden,  damit  sie  der  politischen  Rich- 
tung des  Staatsschiffes  den  Kurs  weisen.  In  einer  Fach- 
yerwaltung  wurde  man  damit  wenig  erreichen;  denn  in  ihr 
ist  eine  Fülle  von  Fachkenntnissen  auf  den  verschiedensten 
Spezialgebieten  erforderlich,  um  die  Geschäfte  ordnungs- 
gemäß erledigen  zu  können.  Die  politische  Eichtuno-  wird 
auch  lur  die  Fachverwaltungen  zum  großen  Teil  von  der 
politischen  Verwaltung  gegeben.  Sodann  aber  liegt  bei  den 
lachverwaltungen  im  Gegensatz  zu  der  politischen  Verwal- 
tung der  Schwerpunkt  für  die  Geschäfts- 
erl ed.igung  nicht  in  den  Spitzen,  sondern  bei  den 
einzelnen  Bearbeitern.  Die  große  Menge  der 
Geschatte  wird  hier  erledigt  oder  wenigstens  entscheidend 
beeinflußt. 

Für  jeden  Inhaljer  aleichviel  welcher  Stelle  bei  einer  Fach- 
verwaltung ist  eine  Reihe  von  Fachkenntnissen  verschieden- 
ster Art  erforderlich.  Deshalb  ist  esnotwendig,  auchdie 
1  u  c  h  1 1  g- s  t  e  n  für  <1 1  e  s  e  Stellen  a  u  s  z  u  b  i  1  d  e  n,  sie 
nacheinander  in  verschiedene  Ämter  zu  bringen  damit  sie 
uberall,  so  schnell  es  ihre  Fähigkeiten  erlauben,'  Erfahnin- 
aen  und  neue  Kenntnisse  sammeln,  die  für  andere  höhere 
Stellen  notwendig  sind.  In  dieser  Form  sind  die  Aufstieo-s- 
inoglichkeiten  dauernd  zu  sichern. 

Schließlich  müssen  es  ganze  Männer  sein.  Männer 
von  untadeligem  Charakter  und  von  warmem 
Herzen  für  Kollegen  und  Untergebene,  von  hohem  Ge- 
rechtigkeitsgefühl und  Verständnis  für  die 
sozialen   B  e  w  e  a  u  ng  e  n  ihrer   Z  e  i  t. 

Das  sind  die  grundlegenden  Erwägungen,  aus  denen  heraus 
Minister  Ocsfr  am  21.  Juli  1919  den  nachfolgenden  Erlaß  an 
nie  Jbiseiihahiidirektionen  .gerichtet  hat: 

..Nach    §  17,     Ziffer  1    der  Verwaltungsordnung  für  die 


Staatseisenbahnen  vom  1.  4.  1907  ist  zur  Anstellung  als  Mit- 
glied einer  Eisenbahndirektion  in  der  Regel  die  Ablegung 
der  höhereu  Staatsprüfungen  erforderlich.  '  In  dem  aus '"dem 
G-eiste  unseier  Zeit  entsprungenen  Wunsche,  die  Möglich- 
keiten des  Aufstiegs  m  höhere  Stellen  für  tüchtige  Beamte 
der  mittleren  Laufbahn  zu  vermehren,  will  ich  künftig  bei 
der  Besetzung  von  Stellen  von  Mitgliedern  der  Eisenbahn- 
direktionen in  geeignet  erscheinenden  Fällen  von  diesem  Er- 
fordernis abseben.  Für  die  Besetzung  von  Mitgliedsstellen 
kommen  m  erster  Linie  tüchtige  Beamte  der  mittleren  Lauf- 
bahn m  Frage,  die  sich  als  Vorstände  von  Ämtern  oder 
Nebenämtern  gut  bewährt  haben  und  von  denen  ich  nach 
ihrer  ganzen  Persönlichkeit  die  Überzeugung  haben  kann, 
da,ß  sie  sich  auch  in  ihrer  neuen  Stellung  bewähren  werden. 
Die  ersten  Beförderungen  solcher  Beamten  werde  ich  durch 
besonderen  Erlaß  bekanntgeben. 

Ich  beabsichtige  femer,  bei  einigen  Eisenbahndirektionen, 
bei  denen  das  sachliche  Bedürfnis  besteht,  Stellen  von  Hilfs- 
dezernenten zu  schaffen,  die  ich  mit  solchen  Beamten  mitt- 
lerer Laufbahn  besetzen  M^erde,  deren  bisherige  Tätigkeit  er- 
vrarten  läßt,  daß  sie  auch  für  höhere  Stellen  die  erforder- 
lichen Eigenschaften  besitzen.  Diesen  Beamten  soll  durch 
die  Tätigkeit  als  Hilfsdezernent  Gelegenheit  gegeben  wer- 
den, ihre  Eignuu'a  für  die  Stelle  eines  Amtsvorstandes  zu 
erweisen.  Über  die  Schaffung  dieser  Hilfsdezernate  und  ihre 
Besetzun.g  folgt  besonderer  Erlaß. 

Den  Beamten  der  unteren  Laufbahn  war  schon  bisher  in 
weitem  Umfange  die  Möglichkeit  des  Aufstieges  in  mittlere 
Stellen  gegeben.  Einem  vermehrtfen  Übertritt  solcher  Be- 
amten in  mittlere  Stellen  stehen  zurzeit  noch  die  Rechte  der 
Militäranwärter  entgegen.  Mit  dem  bevorstehenden  Rück- 
gang der  Zahl  der  Militäranwärter  wird  sich  auch  die  Mög- 
lichkeit bieten,  tüchtige  Beamte  der  unteren  Laufbahn  in 
größerem  Umfang  als  bisher  in  mittlere  Stellen  zu  über- 
führen. Ich  werde  alsbald  die  erforderlichen  Bestimmungen 
tieffen.  daß  tüchtigen  Unterbeamten  auch  bei  stufenweisem 
Aufrücken  und  der  dadurch  gesicherten  notwendigen  weite- 
ren Au.sbildung  die  Möglichkeit  der  Erreichung  .gehobener 
Stellen  in  angemessener  Zeit  gegeben  wird. 
Der  Erlaß  ist  sofort  durch  die  Amtsblätter  bekanntzu- 
'  geben." 

Außer  zwei  Stellen  im  Rang-e  von  Direktionsmitgliedern, 
die  kürzlich  im  Ministerium  selbst  an  Beamte  der  mittleren 
Laufbahn  veiaeben  sind,  wurden  .jetzt  fünf  weitere  MitgUed- 
stellen  —  zwei  administrative,  zwei  bautechnische,  eine  ma- 
schin enteohnische  —  in  gleicher  Weise  besetzt  Auch  wegen 
der  Schaffung  der  Hilfsdezernentensfellen  sind  die  erforder- 
lichen Schritte  bereits  eingeleitet. 


LIX.  Jahrgang 

2.Au?u6t  1919 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Geschäftsverkehr  mit  der  Eisenbahndirektion  Posen.  Der 

preaßische  Eisenbalmminister  hat  den  Eisenbahiidir«ktionen 
am  13.  Juli  folgend-en  Erlaß  zugehen  lassen :  Nach  der  Unter- 
zeichnung des  Friedensvertrages  steht  es  fest,  daß  der  größere 
Teil  der  Pro\-inz  Posen  aus  dem  deutschen  G-ebiet  ausscheidet. 
Die  Direktion  Posen  hört  damit  auf,  eine  deutsche  Direktion 
zu  sein.  Die  bisher  zu  ihr  gehörenden  deutschbleibenden 
Sti-ecken  sind  vorläufig  den  Nachbardirektionen  zugeteilt 
worden.  Die  zurzeit  noch  iii  Posen  befindlichen  Teile  der 
Direktion  Posen  sind  hauptsächlich  mit  der  Wahrnehmung  der 
deutschen  Interessen,  vor  allem  mit  der  Sorge  für  das  deutsche 
Personal  beschäftigt.  Daraus  ergibt  sich,  daß  ein  Geschäfts- 
verkehr des  Ministeriums  und  aller  übrigen  Direktionen  mit 
der  Direktion  Posen  im  allgemeinen  nicht  mehr  aufrecht  zu 
erhalten  ist.  Mitteilungen  allgemeiner  Art  sind  der  Direktion 
Posen  nicht  mehr  zuzuleiten.  Soweit  es  sich  um  Einzel- 
angelegenheiten handelt,  sind  an  die  Stelle  der  Direktion 
Posen  bis  auf  -weiteres  die  Nachbardirektionen  —  jede  für 
lie  ihr  zugeteilten  Bezirke  —  getreten.  Diese  Direktionen  sind 
für  diese  zugeteilten  Bezirke  als  Vertreter  des  Fiskus  in 
rechtlicher  Beziehung  anzusehen  und  haben  alle  sich  daraus 
ärgebenden  Handlungen  vorzunehmen.  Ein  Verkehr  mit  der 
Direktion  Posen  wird  aber  nicht  für  alle  Fälle  zu  umgehen 
sein;  ins)>esondere  wird  die  Herausgabe  von  Akten,  die  Ein- 
iolung  von  Auskünften  über  Angelegenheiten  der  deutsch- 
»leibenden  Strecken  des  Direktionsbezirks  Posen  und  des  dor- 
igen  Personals  noch  häufig  einen  amtlichen  Verkehr  not- 
srendig  machen.  Bei  der  Erledigung  dieses  Verkehrs  ist  auf 
lie  politischen  Verhältnisse  und  auf  die  Schwierigkeiten  des 
»chriftlichen  Verkehrs  (polnische  Kontrolle)  Eücksicht  zu 
lehmen.  Alle  für  die  Eisenbahndirektion  Posen  bestimmten 
khriftstücke  werden  zweckmäßig  den  Eisenbahndirektionen 
Breslau  oder  Bromberg  zur  Weiterleitung  zugeführt. 

—  Vorläufige  Beschäftigung  von  Reichseisenbahnbeamton 
Ijei  der  preußischen  Staatsbahnvcrwaltung.  Das  an  alle 
Ijreußischen  Eisenbahndiiektionen  und  das  Eisenbahn-Zen- 
:ralamt  gerichtete  Eundschreiben  betreffend  vorläufige  Be- 
schäftigung von  Reichseisenbahnbediensteten  ist  durch  fol- 
ärende  Bestimmungen  ergänzt  worden:  Zur  vorläufigen  Be- 
schäftigung bei  der  preußisch-hessischen  Staatseisenbahn- 
ferwaltung  kommen  nur  solche  Eeichseisenbahnbedienstete 
n  Betracht,  die  die  preußische  oder  hessische  Staats- 
mgehörigkeit  oder  die  Staatsangehörigkeit  eines  Gliedstaates 
>esitzen,  dessen  Gebiet  von  überwiegend  im  Eigentum  oder 
in  der  Verwaltung  des  preußischen  Staates  befindlichen 
Bahnen  durchzogen  wird,  ferner  elsaß-lothringische  Staats- 
mgehörige,  die  bei  der  preußisch-hessischen  Staatseisenbahn- 
rar waltung  eingestellt  zu  werden  wünschen,  zu  einem  den 
jrößenverhältnissen  der  deutschen  Bahnnetze  entspr(>cheu- 
len  Bruchteile.  Die  Einstellung  hat  in  der  Re.oel  auf  Grund 
?iner  Überweisung  durch  die  Eeichseisenbahn-Zweig- 
stelle  oder  die  Generaldirektion  Straßburg  zu  erfolgen.  Nur 
uisnahmsweise  (z.  B.  bei  Eückkehr  aus  der  Kriegsgefangen- 
ächaft,  Entlassung  aus  dem  Feldeisenbahn  dienst)  darf  die 
Einstellung  auch  ohne  Überweisung  auf  unmittelbares 
3resuch  des  Beamten  erfolgen. 

Werden  Lokomotiv-  und  Z  u  g  be  g  1  e  i  t  be  a  m  t  e 
bei  der  preußisch-hessischen  Staatseisenbahnverwaltung  i  m 
Fahrdienst  l>eschäf  tigt.  so  sind  ihnen  von  dem  der 
Reichseisenbahn-Zweigstelle  mitzuteilenden  Tage  dieser 
Verwendung  ab  die  zuständigen  N  eb  e n  g  e b  ü  h  r  e  n  durch 
lie  preußisch-hessische  Verwaltung  zu  zahlen.  Die  aus 
Reichsmitteln  einstweilen  fortgewähi-te  feste  monatliche 
J^eben.gebührenbauschvergütung  ist  demientsprechend  zu  kür- 
zen, bzw.  nicht  mehr  weiter  zu  bezahlen.  Reisekosten 
und  Tagegelder  für  Dienstreisen  und  Abordnungen,  die 
aus  der  vorläufigen  Beschäftigung  in  Preußen-Hessen  ent- 
stehen, sind  durch  den  preußisch-hessischen  Fiskus  zu  zahlen 
Lind  zu  tragen. 

Während  der  vorläufigen  Beschäftigung  ist  der  Reichs- 
kasse der  Betrag  zu  erstatten,  der  von  der  preußisch-hessi- 
schen Staatseisenbahnverwaltuna'  aufzuwenden  wäre,  wenn 
ler  Dienstposten,  den  der  Bedienstete  versieht,  mit  einem 
nreußisch-hessLSchen  Bediensteten  besetzt  wäre.  Es  findet 
keine  Individualabrechnung,  .sondern  Erstattunp'  nach  einer 
noch  zu  vereinbarenden  Pauschalieruns"  statt.  Über  die  vor- 
läufig beschäftigten  Beamten  sind  als  Unterlage  der  in  Aus- 
sicht  genommenen  Pauschalierung   genaue  Aufzeichnuäg'eji 


nach  Zeit,  Art  und  Ort  der  Beschäftigung  zu  führen  und 
der  Zweigstelle  monatlich  nach  einem  zwischen  ihr  und  der 
Eisenbahndirektion  Frankfurt  (Main)  zu  vereinbarenden 
Muster  mitzuteilen.  Scheidet  ein  Beamter  während  der 
vorläufigen  Beschäftigung  infolge  Todes  oder 
Pensionierung  aus.  so  sind  die  Hinterbliebenenbezüge  oder  die 
Pension  vom  Eeiche  zu  tragen.  Unfallpensiouen  und 
Renten  für  im  preußisch-hessischen  Dienst  erlittene  Un- 
fälle fallen  dagegen  dem  preußisch-hessischen  Fiskus  zur 
Last. 

Alle  Eingaben,  die  sich  lediglich  auf  die  Beschäf- 
tigung bei  der  p  r  e  u  ß  i  s  c  h  -  h  e  s  s  i  s  c  h  e  n  Staats- 
e  i  s  e  n  b  a  h  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  beziehen,  sind  auf  dfem  Dienst- 
wege an  die  beschäftigende  Eisenbahndirektion  zu  richten. 
U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  n  g  s  g  e  s  u  c  h  e  sind  auf  dem  Dienstwege 
der  beschäftigenden  Eisenbahndirektion  vorzulegen.  Die.se 
klärt  die  persönlichen  Verhältnisse  und  .gibt  die  Gesuche  mit 
Stellungnahme  an  die  Reichseisenbahn-Zweigstelle  weiter. 
Die  Zweigstelle  trifft  Entscheidung  und  veranlaßt  gegebe- 
nenfalls die  Zahlung  der  Unterstützungsbeträge.  Verän- 
derungen iir  den  persönlichen  Verhältnissen 
(Geburten,  Todesfälle,  Veränderungen  in  den  Voraussetzun- 
gen für  die  Gewährung  der  Kriegisteuerungszulagen  usw.)  sin<l 
auf  dem  Dienstwege  an  die  l>eschäftigende  Eisenbahn- 
direktion zu  melden,  die  die  Veränderungen  nach  Vormer- 
kung au  die  Reichseisenbahn-Zweigstelle  weiterleitet.  Alle 
sonstigen  Eingaben  sind  unmittelbar  an  die  Reichs- 
eisenbahn-Zweigstelle einzureichen,  die  das  weitere  selbst- 
ständig oder  im  Benehmen  mit  der  beschäftigenden  Eisen- 
bahndirektion regelt. 

Urlaub  wird  von  der  l>eschäf  tigenden  Eisenbahn- 
direktion  nach  den  für  die  preußisch-hessische  Staatseisen- 
bahnverwaltung geltenden  Gi-undsätzen  gewährt. 

Krankmeldungen  sind  an  die  vorgesetzte  Dienst- 
stelle einzureicheü.  Sofern  die  Erkrankung  länger  als  drei 
Monate  dauert,  ist  der  Reichseisenbahn-Zweigstelle  von  der 
l>eschäf tigenden  Eisenbahndii-ektion  Mitteilung  zu  machen. 
Die  bahnärztliche  Behandlung  regelt  sich  nach 
den  Grundsätzen  der  preußisch-hessischen  Staatsersenbahn- 
verwaltung.  ,  -^j, 

In  disziplinarer  Hinsicht  gelten  die  Vorschritten 
des  Reichsbeamtengesetzes.  Dies  schließt  indes  nicht  aus, 
daß  auf  Grund  der  Einstellung  den  preußisch-hessischen 
Dienstvorgesetzten  nach  Maßgal>©  der  preußisch-hessischen 
Dienstvorschi  iften  ein  Rüge-  und  Straf  recht  zusteht. 

—  Erwerb  von  Heeresgut.  Der  preußische  Eisenbahn- 
minister hat  au  die  Eisenbahndirektionen  folgenden  Erlaß 
gerichtet:  .   ^  „  ^. 

I.  Für  den  Erwerb  von  Heei-esgut  sind  mit  sofortiger  Wir- 
kung folgende  Anordnun.gen  getroffen  worden:  1.  Das 
Reichsschatzministerium  ist  damit  einverstanden,  daß  seitöHs 
bevollmächtigter  Vertreter  der  Eisenbahndirektionen  oder 
des  Eisenbahn-Zentralamts  Besichtigungen  der  Läger  vor- 
genommen werden.  2.  Die  Überweisung  der.ienigen  Stoffe, 
für  die  nach  diesen  Besichtigungen  ein  Bedarf  bei  den 
Eisenbahndirektionen  besteht.  ist  von  den  Eisenbahn- 
diiektionen oder  dem  Eisenbahn-Zentralamt  bei  der  zustan- 
digen Zweigstelle  zu  beantragen,  wobei  die  erforderlichen 
Bedarf smen.gen  bezeichnet  werden  sollen.  Hat  die  Eisen- 
bahndirektion, auf  deren  Veranlassung  die  Besichtigung  des 
Lagers  erfolgt  ist,  selbst  keinen  Bedarf,  so  kann  sie  den 
übrigen  Eisenbahndirektionen  oder  dem  Eisenbahn-Zentral- 
amt  von  dem  Vorhandensein  der  Bestände  Mitteilung  machen. 
(Im  übrio-en  vgl.  wegen  der  Zuständigkeit  Nr.  III.)  3.  Das 
Reichsschatzministerium  wird  seine  Verwertungsstellen  da- 
hin anweisen  daß  die  Anforderungen  der  Eisenbahnverwal- 
tung in  erster  Linie  berücksichtigt  werden  sollen,  es  wird 
darüber  wachen,  daß  diese  Richtlinien  von  den  Zwergstellen 
befolgt  werden.  4.  Der  Preisbemessung  sollen  die  heutigen 
ordnungsmäßigen  Marktpreise  zugrunde  gelegt  werden.  (Aus- 
nahme vgl.  II  Abs.  2.)  Hiernach  steht  also  der  Eisenbahn- 
verwaltung  ein  vorzugsweiser  Zugriff  bei  dem  Erwerb  von 
Heeresgut  nicht  mehr  zu;  vielmehr  ist  m  nedeni  J>11  bei 
einem  derartigen  Erwerb  das  Einvernehmen  der  zustandigen 
örtUchen  Stellen  des  Reicbsschatzministeriums  herbeizu- 
führen. Das  Reichsschatzmiüisterium  wird  sein©  zustandigen 
Stellen  mit  einer  entsprechenden  Anweisung  versehen  und 
dabei  auch  darüber  Bestimmung  treffen,  inwieweit  die  ort- 
liche Stelle  zur  Befriedigung  der  Anforderungen  selbständig 
in  der  Lage  ist  und  wie  weit  sich  das  Reichsschatzmimste- 
rium  selbst  die  Entscheidung  vorbehält  Im  ubris^en  liat 
sich  das  Reicbsschatzministerium  hinsichtlich  der  Verwer- 
tung der  Le-bensmittel  als  nicht  zuständig  bezeichnet.  , 

II  Hinsichtlich  der  Oberbaustoffe  ist  eine  Regelung  dahin 
getroffen   daß  die  Eisenbahnverwaltung  das  gesamte  Ober- 
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baumafcerial  Form  8  erhält,  ferner  diejemgen  Schienen  der 
Form  6  und  anderer  Formen,  welche  bereits  ordnungsmäßig 
von  der  Eisenbahnverwaltung  übernommen  sind.  Außerdem 
gelten  die  Schienen  der  Form  6  und  anderer  Formen  als 
seitens  der  Eisenbahnverwaltung  übernommen,  die  zwar  nicht 
übergeben,  aber  von  der  Eisenbahnverwaltung  auf  bahn- 
seitigem  Gelände  in  Besitz  genommen  und  eingebaut  sind. 
Die  nach  obigen  Ausfühi-ungen  noch  nicht  übernommenen 
Schienen  sind  dem  Reichsverwertungsamt  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Wegen  der  Preise  gelten  die  besonderen  Verein- 
barungen zwischen  dem  Eisenbahn-Zentralamt  und  dem 
Eeichsschatzministerium  (für  Stoffe  der  Form  8  210  Jl  pro 
Tonne,  für  neue  Stoffe  der  Form  6  340  Jl  pro  Tonne). 

III.  Der  Erwerb  von  Heeresgut  einschließlich  der  zu 
2  genannten  Oberbaustoffe  erfolgt  von  nun  an  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Beschaffung  von  Stoffen 
und  Geräten.  Je  nachdem  das  Zentralamt  oder  Gruppen- 
beschaffungsdirektionen oder  die  einzelne  Eisenbahndirektion 
mit  der  Beschaffung  beauftragt  sind,  steht  auch  ihnen  allein 
das  Eecht  zum  Erwerb  des  betreffenden  Heeresgutes  zu. 

IV.  Ich  muß  "Wert  darauf  legen,  baldigst  eine  Zusammen- 
st<ellung  der  von  den  einzelnen  Direktionen  auf  Grund  des 
bisherigen  Verfahrens  erworbenen  Heeiesguts  zu  erhalten 
und  veranlasse  deshalb  das  Eisenbahn-Zentralamt,  mir  bis 
zum  1.  September  eine  derartige  Zusammenstellung  vorzu- 
legen. Aus  dieser  muß  sich  ergeben:  Menge,  Gattung,  Wert 
der  einzelnen  Gegenstände  (nach  Direktionen  getrennt)  und 
die  Angabe,  für  welche  Zeit  die  Vorräte  bei  den  einzelnen 
Direktionen  ausreichen.  Das  Eisenbahn-Zentralamt  er- 
mächtige _  ich,  entsprechende  Nachweisungen  von  den  Direk- 
tionen ein2;ufordem  und  offensichtlich  zu  große  Vorräte 
a.nderen  notleidenden  Direktionen  zu  überweisen.  Das  Eisen- 
bahn-Zentralamt wolle  im  übrigen  wegen  der  endgültigen 
Verteilung  der  Stoffe  auf  die  einzelnen  Eisenbahndirektionen 
nach  Benehmen  mit  diesen  Vorschläge  machen. 

—  Die  Wiederaufnahme  des  Verkehrs  nach  Posen.    Wie  die 

Reichshauptstädtische  Korrespondenz  berichtet,  fand  am 
29.  Juli  in  der  Eisenbalmdirektion  Berlin  eine  Sitzung  mit 
den  Vertretern  der  Eisenbahndirektion  Posen  usw.  statt,  in 
der  über  die  Wiederaufnahme  des  Verkehrs  mit  Posen  beraten 
werden  sollte.  Danach  wird  außer  der  bereits  bestehenden 
Zugverbindung  Berlin-Kreuz-Posen  noch  eine  weitere  zwi- 
schen Berlin  und  Posen  geschaffen  werden,  und  zwar  über 
B  e  n  t  s  c  h  e  n.  In  Aussicht  genommen  worden  ist  ein  An- 
schluß an  den  Zug  201  ab  Charlottenburg  6.*"  früh,  an  Bent- 
sehen  11.^"  vorm.  und  zwar  ab  Bentschen  2."°  nachm.,  an  Posen 
5.^*  nachm.  In  der  Gegenrichtung  soll  der  Zug  204  in  Bent- 
schen von  Posen  Anschluß  erhalten,  Abfahrt  von  Posen  5."^ 
vorm.,  an  Bentschen  10.^"  vorm.,  ab  Bentschen  12.^^  mittags, 
aji  Berlin  4.*°  nachm.  Die  längeren  Übergangszeiten  in  Bent- 
schen sind  wegen  der  dort  vorgeschriebenen  Paß-  und  Ge- 
päckrevision erforderlich.  Gleichzeitig  mit  der  Beförderung 
von  Personen  zwischen  Bentschen  und  Posen  soll  auch  der 
Güterverkehr  auf  dieser  Strecke  wiederaufgenommen  werden. 
Als  Zeitpunkt  der  Wiederaufnahme  des  Verkehrs  zwischen 
Posen  und  Berlin  ist  Mittwoch,  der  6.  August  in  Aussicht 
genommen,  zu  dem  jedoch  der  preußische  Eisenbahnminister 
erst  noch  seine  Zustimmung  erteilen  muß. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staatsbahn Verwaltung  sind  versetzt  worden:  der  Geheime 
Baurat  Essen,  bisher  in  Kattowitz,  als  Mitglied  der  Eisen- 
bahndirektion nach  Erfurt,  die  Regierungs-  und  Bauräte 
Baum  garten,  bisher  in  Königsberg  (Pr.),  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt  (Main)  und  Warnecke, 
bisher  in  Beuthen  (Oberschi es.),  als  Mitglied  (auftrw.)  der 
Eisenbahndirektion  nach  Kattowitz,  sowie  die  Eegierungsbau- 
meister  des  Eisenbahnbaufachs  W  e  i  k  ii  s  a  t,  bisher  in  Katto- 
witz, als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 
nach  Beuthen  (Oberschles.)  und  Martin  Luther,  bisher  in 
Witzenhausen,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Berlin.  —  Die 
nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienste  mit  Ruhege- 
halt ist  erteilt:  dem  hessischen  Oberregierungsrat  Dr.  Weber 
in  Frankfurt  (Main),  dem  Geheimen  Regierungsrat  Henne- 
berg, Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Bromberg,  und  dem 
Geheimen  Baurat  Storck,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion 
in  Münster  (Westf .)  —  Gestorben  sind :  der  Wirkliche  Ge- 
heime Oberregierungsrat  Lehm  a  n  n,  Präsident  der  Eisen- 
bahndirektion in  Essen,  und  der  Greheime  Baurat  Georg  Her- 
zog. Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Halle  (Saale). 

Bei  der  badischen  Staatsbahnverwaltung  wurde  der  Ober- 
baurat Otto  H  a  u  g  e  r  zum  Vorstand  der  Bauabteilung  der 
Generaldirektion  «mannt. 


Deutschösterroich . 


♦ 


~~    Erweiterte    Aufnahme  des  Güterverkehrs  mit  Italien 

Der  Güterverkehr  mrt  Italien,  der  bisher  auf  den  Verkehr  mi 
btationen  der  Venezia-Liuie,  das  ist  des  von  Italien  besetzter 
Gebietes  Triests  und  .des  Küstenlandes,  beschränkt  war,  ha 
eine  weitere  Ausgestaltung  erfahren.  Es  können  nunmeh 
Sendungen  nach  allen  Stationen  Italiens  über  Tarvis 
Innichen  und  den  Brenner  zur  Beförderung  angenom 
men  werden.  Bei  allen  Sendungen  im  italienischen  Verkehi 
können  die  Frachtgebühren  von  den  Absendern  entweder  be 
der  Aufgabe  bezahlt  oder  —  falls  die  Sendungen  nicht  den 
Fraukaturzwang  unterworfen  sind  —  an  die  Empfänger  über 
wiesen  werden.  Nachnahmen  nach  Eingang  und  Barvoi 
Schüsse  dürfen  nur  in  der  Währung  des  Versandlandes  aui 
gelegt  werden.  Die  Sendungen  sind  mit  direkten  intematiO' 
nalen  Frachtbriefen  bis  zur  italienischen  Bestimmung*;- 
Station  aufzugeben. 

—  Oi-ffanisationsänderungen  bei  der  Südbahn  Den  geän 
derten  staatsrechtlichen  Verhältnissen  Rechnung"  tragend,  hai 
der  Verwaltungsrat  der  Südbahn  in  seiner  unter  Vorsitz  des 
Präsidenten  Sektionschef  Dr.  Weeber  abgehaltenen  Sitzun« 
vom  24.  Juli  d.  J.  beschlossen,  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Augus' 
d.  J.  für  die  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Linien"  in 
Bereiche  des  deutschöisterreichischten  Staates  eine  B  e  - 
trieb sdirektion  mit  dem  Sitz-e  in  Wien  und  für  di< 
von  der  Gesellschaft  betriebenen  Linien  im  Bereiche  def 
Königreiches  der  Serben,  Kroaten  und  Slowenen  eine  Be- 
triebsdirektion mit  dem  Sitze  in  Laibach  zu  errichten 
Im  Zusammenhange  damit  wurde  eine  Änderung  der  Dienst 
Organisation  der  Generaldirektion  beschlossen.  Zum  Gene- 
raldirektor wurde  der  Leiter  der  Generaldirektion  Dr.  Gusta\ 
Fall  ernannt;  mit  der  Stellvertretung  des  Generaldirektorf 
wurde  für  den  kommerziellen  Dienst  Direktor  Karl  H  ö  c  h  s  • 
mann,  für  den  finanziellen  Dienst  Direktor  Dr.  Eicharc 
Mündl,  für  den  technischen  Dienst  Direktor  Ingenieur 
Max  Formacher  betraut.  Zum  Betriebsdirektor  der  Be- 
triebsdirektion Wien  wurde  Direktor  Ingenieur  Guide 
Pfeiffer  ernannt ;  mit  der  Stellvertretung  des  Betriebs- 
direktors wurde  für  den  technischen  Dienst  Direktor  Inge 
nieur  Josef  P  o  d  h  a  y  s  k  y  ,  für  den  administrativen  Diens 
Direktor  Dr.  Franz  Xaver  Höohsmann  betraut.  Zun 
Betriebsdirektor  der  Betriebsdirektion  in  Laibach  wurd< 
Oberinspektor  Viktor  B  r  a  c  i  c  ernannt ;  mit  der  Stellver 
tretuug  des  Betriebsdirektors  wurde  Zentralinspektor  Andreas 
V  r  e  c  k  o  betraut. 

—  Fahrbegünstiffungen  für  Familienangehörige  deutsch 
österreichischer  Staatsangestellter.  Das  deutschöster  reicht 
sehe  Staatsamt  für  Verkehrswesen  hat  sich  auf  eine  Eingab* 
des  Zentralangestelltenrates  der  deutschösterreichischer 
Staatsämter  um  Bewilligung  einer  Fahrbegünstigung  füi 
eine  jährliche  einmalige  Urlaubsreise  der  Staatsbedienstetet 
und  ihre  Familienangehörigen  in  besonders  berücksichti- 
gungswürdigen Fällen,  zum  Beispiel  nach  überstandenei 
schwerer  Krankheit,  bei  nachgewiesener  Zahl  unversorgte) 
Kinder  usw.,  bereit  erklärt,  die  notwendig  erwachsender 
Reisekosten  für  Urlaubs-  und  Erholungsreisen  dadurch 
herabzumindern,  daß  es  in  Einzelfällen  den  im  gemeinsamer 
Haushalte  lebenden,  vollständig  erhaltenen  Frauen  und  Kin- 
d-ern  der  Staat sbediensteten  jeweils  eine  fünfzigorozentiet 
Fahrpreisermäßie-ung  zugesteht.  G^egrebenenfalls  haben  Be- 
werber istempelfreie  begründete  Gesuche  durch  ihre  vor- 
gesetzte Dienststelle  einzubringen.  Die  Angaben  sind  vom 
Dienstvorstand  des  Einscbreiters  7,u  bestätigen.  Dem  Gesuch 
ist  die  Aiisfertio'ungsa'ebühr  von  1  Kr.  für  die  dritte  Wagen- 
klassp  oder  2  Kr.  für  die  zweite  Wa<?enklasse  oder  4  Kr 
für  die  erste  Waigenklasse  bar  beizuschließen.  Das  Staats- 
amt für  Verkehrswesen  hat  auch  die  hauntsächlichsteD 
deutschnsterreichischen  Transportunternehmunsen,  und  zwai 
die  Südbahn,  die  Eisenbahn  Wien-A.«nano-.  die  niederös+er- 
reifhischen  Landesb^hnen.  die  steiermärkischer  T<Rndes- 
bahner.  die  Stevertalbahn.  die  Zillertalbahn  und  die  Donan- 
Dami>fschiffahrt£resellschaft  eingeladen,  sich  diesem  Vorgan? 
für  ihren  Amtsl>er€ich  anzuschließen. 

—  Die    Staatseisenbahngesellschaft    und    Ungarn.  Die 

Staatseisenbahngesellschaft  war  bisher  nicht  in  der  Lage, 
die  Bilanz  für  das  Jahr  1918  fertigzustellen  und  ihre  Divi- 
dende festzusetzen,  da  der  Schriftverkehr  mit  ihren  von  den 
Rumänen  und  Serben  besetzten  Hauptwerken  in  Eesicza  und 
Anina  fast  ganz  unterbunden  ist.  Gleichwohl  ist  es  der 
G-esellschaft  aber  bisher  gelungen,  trotz  der  sehr  schwierigen 
Verhältnisse  den  Werkbetrieb  dortselbst  aufrechtzuerhalten, 
indiem  ßie  auf  Grund  von  Ausfuhr-  und  Einfuhrbewilligungen 
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d€r  maß^benden  Stellen  die  «t forderlichen  Greldzuschüsse 
aus  ikren  Budapester  Guthabungen  über  Wien  nach  den 
Werken  gelangen  lassen  konnte.  In  letzter  Zeit  ergaben  sich 
aber  auch  nach  dieser  Eichtung  hin  Schwierigkeiten,  da  die 
ungarische  Eäteregierung  der  Ausfuhr  des  der  Gesellschaft 
in  Budajyest  zur  Verfügung  stehenden  Geldes  Schwierigkeiten 
bereitet.  Dieses  Geld  rührt  einerseits  aus  eingegangenen 
Rechnungen,  anderseits  aus  der  Zeitrente  für  das  zweite 
Halbjahr  1919  her,  welche  die  Räteregierung  der  Staats- 
eisenbahngesellschaft bei  einer  ungarischen  Bank  angewiesen 
hat.  Die  Giesellschaft  eiklärt  jedoch,  es  sei  damit  insolange 
nicht  gedient,  als  sie  das  Geld  nicht  nach  Wien  überführen 
kann.  Sollten  diese  Schwierigkeiten  nicht  binnen  kurzem 
behoben  werden,  so  dürfte  die  Gesellschaft,  die  die  Werke 
nicht  gut  stillegen  kann,  zur  Durchführung  einer  Kredit- 
operation an  Ort  und  Stelle  gezwungen  isein,  die  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  wohl  nicht  ohne  Verpfändung 
des  Doraänenbesitzes  möglich  wäre. 

—    Zustellung  von  Auslandsgütern  durch  Rollfuhrdienst. 

Die  politische  Umgestaltung  hat  es  mit  «ich  gebracht,  daß 
zahlreiche  Sendungen,  die  seinerzeit  Inlandsgut  bildeten, 
nunmehr  zu  ausländischem  Zollgut  geworden  sind  und  auf 
diese  Art  von  der  Zustellung  durch  den  Rollfuhrdienst  aus- 
geschlossen wurden.  Die  Folge  lüervon  ist  eine  übermäßige 
Anhäufung  von  Zollgütern  auf  den  Wiener  Bahnhöfen,  die 
bei  weiterem  Andauern  teilweise  die  Einstellung  des  Güter- 
verkehrs nach  sich  ziehen  müßte.  Um  diesem  argen  Übel- 
stand zu  begegnen,  wurde  nunmehr  die  Einrichtung  getrof- 
fen, daß  in  Wien  einlangende  Zollgüter,  die  sich  für  die  Zu- 
stellung durch  den  Rollfuhrdienst  eignen,  bahnseit«  verzollt 
und  sodann  gemäß  den  bestehenden  Verträgen  dem  Rollfuhr- 
dienst zur  Zustellung  an  die  Empfän.ger  übergeben  werden. 


Tscheoho-slowakisohes  Gebiet. 

—  Erteilung  einer  Eisenbahnkonzession  im  tschecho- 
slowakischen   Staate    an    eine    amerikanische  Gesellschaft. 

Nach  Zeitungsmeldungen  erteilte  die  tschecho-'Slowakische 
Regierung  der  amerikanischen  Gesellschaft  New  York  Com- 
mercial  Corporation  of  America  eine  Konzession  zum  Bau 


einer  Eisenbahn  im  tschecho^slowakischen  Staate.  Die  Ge- 
sellschaft wird  in  Prag  eine  Zweiggesellschaft  mit  10  Mil- 
lionen Kronen  Kapital  gründen. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnverbindung  Haparanda  Toraeä.  Nach  Jäm- 
banebladet  teilte  am  8.  Februar  d.  J.  die  finnische  Eis-enbahn- 
direktion  der  schwedischen  mit,  daß  die  Brücke  über  den 
Torneä  im  großen  und  ganzen  ferti.g  sei  bis  auf  die  Gleis- 
legung  und  die  Ausführung  maschineller  Anordnungen  für 
die  Bewegung  der  Drehbrücke  mit  elektrischer  Kraft  und  bis 
auf  einige  Betriebssicherheitsvorkehrungen.  Die  schwedische 
Spur  soll  bis  Torneä  durchgeführt  werden,  und  es  sollen  die 
schwedischen  Züge  auch  bis  dorthin  gehen.  Dagegen  solle  bis 
auf  weiteres  die  finnische  Spur  bis  Haparanda  nicht  verlegt 
werden.  Nachdem  die  Arbeiten  soweit  vorgeschritten  waren, 
hat  die  schwedische  Eisenbahndirektion  vorläufigen  Güter- 
verkehr angeordnet,  beginnend  mit  dem  1.  April  1919.  zwischen 
allen  am  Güterverkehr  teilnehmenden  schwedischen  Stationen 
und  der  Station  Torneä  in  Finnland,  aber  nur  für  Eil-  und 
Frachtgut  in  ganzen  Wagenladungen  soWie  für  Fahrzeuge  und 
Boote.  '  Dr.  S. 


Fremde  Erdteile. 

—  Der  Kohlenbezirk  von  Udi  (Nigerien).  Nigerien  hat  be- 
merkenswerterweise seit  1917  keine  Kohlen  mehr  einge- 
führt, da  die  Ausbeute  der  Kohlenfelder  im  Lande  nicht  nur 
für  die  örtlichen  Bedürfnisse  der  eigenen  Marine  und  Eisen- 
bahnverwaltung ausreichte,  sondern  sogar  die  Küstendampfer 
der  Elver  Dempster  Linie  sowohl  wie  die  Eisenbahnen  von 
Sierra  Leone  mit  Kohlen  versorgen  konnte.  Die  Ausbeute 
für  das  laufende  Jahr  wird  auf  240  000  t  geschätzt.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  die  Inanspruchnahme  aller  Lieferungen 
von  Maschinen  für  Kriegszwecke  während  der  letzten  4  Jahre 
die  Beschaffung  der  erforderlichen  Arbeitsgeräte  usw.  ver- 
hindert hat,  so  erscheint  die  Leistung  der  Kohlengruben  von 
Udi  in  umso  glänzendei-em  Lichte.  Bs  besteht  in  der  Tat 
1>6ste  Aussicht,  daß  die  Gesamtheit  der  Westafrikanischen 
Eisenbahnen  ihre  Kohlenlieferungen  demnächst  von  Udi  be- 
ziehen wird.    (Nach  Afr.  World  1917,  S.  77  v.  17.  Mai.) 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


I.Erweiterung  der  Abfertigungsbefug- 
nisse von  Stationen. 

Cöln-Bonner- Eisenbahnen. 

Die  am  27.  Juni  1918  für  den  Güter- 
verkehr in  Betrieb  genommene  Neben- 
)ahn  Hermülheim-Berrenrath  (vergl. 
insere  Bekarmtmachung  vom  18.  Juni 
L918  Gesch.  Nr.  Yh  II  313)  ist  nunmehr 
luch  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr  eröffnet  worden. 

Cöln,  den  26.  Juü  1919.  (766) 
Die  Direktion. 


2.  Einschränkung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Die  Abfertigungsbefugnisse  der 
Ladestelle  Kronprinzenkoog-Süd  sind 
vom  1.  10.  1919  ab  auf  den  Herbstkohl- 
versand beschränkt. 

Altona,  den  24.  Juli  1919.  (762) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Güterverkehr. 

Deutsche  Eisenbahntarife,  Teile  I 
(Tfv.  1,  1500,  2000). 

Am  10.  August  1919  treten  in  Kraft: 

1.  Zum  Deutschen  Eisenbahn-Gütei- 
tarif,  Teil  I  Abteilung  A  vom  1.  Mai 

1917  der  Nachtrag  V ; 

2.  Zum  Deutschen  Eisenbahn-Güter- 
tarif, Teil  I,  Abteilung  B  vom  1  April 

1918  der  Nachtrag  II ; 


3.  Zum  Deutschen  Eisenbahn -Tier- 
tarif, Teil  1  vom  1.  April  1913  der  Nach- 
trag VIII. 

Uie  Nachträ.ge  enthalten  Änderuugeu 
und  Er.gäuzungen  der  Eisenbahn- Ver- 
kehrsorünuug,  der  Ausführungsbestim- 
muugen  und  der  Anlage  C  zur  Eisen- 
bahn-\'erkehrsordnung,  der  Allgemei- 
nen Tarifvorschriften  nebst  Güter- 
kla&sifikation  und  des  Nebengebühren- 
tarifs. Die  Ausführungsbestimmun- 
,gen  zur  Eisenbahn  -  Verkehrsord- 
nung sind  gemäß  §  2  dieser  Ordnung  ge- 
nehmigt. Neben  Frachtermäßigungen 
und  sonstigen  Erleichterungen  werden 
mit  Rücksicht  auf  die  gestiegenen 
Selbstkosten  fast  sämtliche  Nebenge- 
bühren im  Güter-  und  Tierverkehr  er- 
höht. Dementsprechend  werden  auch 
im  Deutschen  Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäcktarif,  Teil  I  die  in  den  Ausfüh- 
rungsl>estimmungen  zu  §§  33,  44  und  46 
der  Eisenbahnverkehrsordnung  festge- 
setzten Nebengebühren,  ebenfalls  mit 
Wirkun.g  vom  10.  August  1919  herauf- 
gesetzt. 

Das  Inkrafttreten  der  Tariferhöhun- 
gen mit  verkürzter  Veröffentlichungs- 
frist ist  auf  Grund  der  vorübergehenden 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.G.B1.  1914  S.  455)  ge- 
nehmigt. Nähere  Auskunft  erteilen  die 
Verkehrsbüros  der  deutschen  Eisen- 
bahn Verwaltungen. 

Druckabzüge  der  Nachträge  können 
vom  5.  August  1919  an  von  den  deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen,  in  Ber- 
lin von  dem  Auskunftsbüro  (Bahnhof 


Alexairderplatz),  käuflich  bezogen  wer- 
den. 

Berlin,  den  15.  Juli  1919.  (707) 
Eisenbahndirektion  » 

als  .geschäftsfühi-ende  Verwaltung.  

Gemeinschaftliches    Heft   C  I  b  (Sta- 

tionstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
ab  w(erden  die  für  die  Beförderung 
zwischen  den  Bahnhöfen  Braun- 
schweig Nord  und  Braunschweig  West 
und  den  zugehörenden  Ladestellen  zu 
erhebenden  Überfuhrgebühren  erhöht . 
Näheres  enthält  die  am  31.  Juli  1919 
erscheinende  Nummer  das  Tarifanzei- 
gers. 

Auskunft  geiben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  28.  Juli  1919.  (765) 
 Eisenbahndirektion.  

Am  1.  August  1919  treten  zum 
Güter-  und  Tiertarif  für  cüe  schmal- 
spurigen Linien,  Teil  II,  der  Nach- 
trag IV  und  zum  Tarif  für  die  schmal- 
spurige Nebenbahn  Klingenthal-Unter- 
sachberg^Georgenthal  der  Nachtrag  II 
in  Kraft.  Die  Nachträge  enthalten 
verschiedene  Änderungen  und  Ergän- 
zungen und  die  um  die  Verkehrs- 
steuer und  die  Kriegszuschläge  er- 
höhten Tarifsätze;  sie  können  von  un- 
serer Wirtschaftshauptverwaltung  in 
Dresden-N.  und  durch  die  Stationen 
bezogen  werden. 

Dresden,  am  29.  Juli  1919.  (764) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen. 
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Sächsisch-Scliweizeriseher  Güterverkehr 
über  Lindau. 

Am'  30.  Sept€mib«r  1919  tiMJteu  die 
im  Tarif  Teil  II,  1.  Heft  nebst  Naoli- 
träo-en  enthaltenen  Frachtsätze  für  die 
Stationen  Altenbux'o-,  Rheinau,  Arlen= 
Rielasiugen  und  Jestetten  ohne  Ersatz 
außer  Kraft. 

.  Dresden,  am  28.  Juli  1919.  (760) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseis-enbahnen 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltiingen, 


4.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Die  im  Sammellager  Artern  (Eis.- 
Dir.-Bez.  Erfurt)  anoesammelten  alten 
Oberbau-  und  Baustoffe,  bestehend  aus 
Schienen  und  Sohienenstüoken,  Wei- 
chenteilen, Eisen-  und  Blechschrot, 
darunter  81  eiserne  Überjbauten,  im 
ganzen  etwa  54,0  t  Stahl  und  140  t 
Eisen  sollen  öffentlich  verkauft 
werden. 

Hierzu  ist  Termin  auf  den 
2  2.  August  1919,  vormittags 
K>11  Uhr  bei  der  imterzeichneten 
Eisenbahndirektion,  anberaumt. 

Die  Verkaufsbedingungen  nebst  An- 
gebotbogen  können  in  unserer  Kanzlei 
eingesehen,  auch  gegen  postfreie  Ein- 
sendung von  1  Ji  in  bar  von  da  be- 
zogen werden. 

Erfurt,  den  24.  Juli  1919.  (761) 
Eisenbahndirektion. 

Die  zurzeit  bei  den  Werkstätle- 
inspektionen  Augsburg,  Ingolstadt, 
München  I,  Neuaubing,  Nürnberg  I, 
Nürnberg  IV  Rbf.,  Regensburg  I, 
Weiden  I,  bei  den  Betriebswerlistätten 
Aschaffenburg,  Bamberg,  Eger,  Plof, 
Lichtenfels,  Nürnberg  Hbf.,  Nürnberg 
Rbf.,  Plattling,  Freilassing,  Rosen- 
heim, Schweinfurt,  Schwandorf  und 
Würzburg  vorrätigen  Metallwaren 
(ausgenommen  Kupfer,  Messing,  Rot- 
guß, Blei,  Weißguß,  Weißgußasche) 
sowie  Glasscherben,  unbrauchbare  Lo- 
komotiv-  und  Wagenräder-Di'ehbänke, 
Maschinenteile  von  Drehbänken, 
Bogenlamp-enkohlenreste,  Holzfässer, 
Gießereischutt  und  Zinkasche  werden 
dem  Verkaufe  unterstellt. 

Kaufisliebhaber  werden  eingeladen, 
Angebote  kostenfrei  und  verschlossen 
mit  der  Aufschrift:  „Kaufsangebot  für 
Altmaterialien"  versehen  bis  späte- 
stens 

Dienstag,  den  12.  August  1919. 

vorm.  9  Uhr 
bei    der  Werkstättein&pektion   I  Mün- 
chen,   Donnersbergerstraße  73  einzu- 
reichen. 

Die  Eröffnung  und  Bekanntgäbe  der 
Angebote  findet  unmittelbar  nach  Ab- 
lauf der  Einreichungsfrist  im  Zim- 
mer 6,  1.  Stock,  der  Hauptwerkstätte 
München,  Donnersbergerstraße  73 
statt. 

Das  Verzeichnis  der  zum  Verkaufe 
gelangenden  Materialien  pp.  nebst 
Angebotsformblatt  und  den  allgemei- 
nen Verkaufsbedingungen  ist  gegen 
vorherige  Einsendung  von  einer 
Mark  (durch  Postanweisung  oder 
bar,  nicht  in  Briefmarken) 
von  der  Unterfertigten  zu  beziehen. 

Der  Unterfertigten  nicht  bekannte 
Kaufsliebhaber  haben  bei  Anforde- 
rung des  Verzeichnisses  der  zum  Ver- 
kaufe gelangenden  Materialien  pp. 
amtliche  Naehweise  über  ihre  Zah- 
lungsfähigkeit beizubringen. 

München,  den  28.  Juli  1919.  (763) 
Werkstätteinspektion  I. 


Span  scimiieriiiiiiei! 

Verwendet  Boschöler  an  jeder 

Lokomotive ! 


Die  schwerste  GQterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  Insgesamt  44  Einzelschmierstelien  versorgen! 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten  Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Huhdert  für  die  Württem» 
bergischen  Staats»  u.  Nebenbahnen 

Robert  Bosch  A.  G. 

Vertriebsstellen:  ^ 

Verkauffsbürd  Stuttgart 
Vericauffsbüro  Beriin-Chariottenburg  4 
Vericauffsbüro  Franicffurt  a.  Main 
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Berlin,  den  6.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung:  erscheint  ]Mittwocl)S  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteiluiig-en,  ßiiclier,  Zeitsclirifteii  usw.  sind  an  die 
Schriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Ueutsclier  Bisenbalmverwaltungen, 

amtliche  Bekanntinacliiinsren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  Leide  in  Berlin  \V.9.  Köthener  Str.  28/29  pinzusenden. 

Die  Zeitung  k.mn  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  51. 
für  das  Yierteljalir  l)ez<)g:en  werden. 

Bei  direkter  Z  u  s  e  a  d  u  n  s  unter  Streifband  liefert  die  Verlasrsbucli- 
bandlung  den  Jahrsung  innerhalii  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  il. 


Einzelne  Nuramern  werden  gegen  vorherige  Einsendung'  Ton  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtliclien  Bekanntmachungen  werden  auch 
''*',^7?**"^*'Sren  (Preis  für   die   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
MO  PI.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäliiguugeu 
Beilagreu  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  U.   Postscheok-Kouto:  Berlin  Nr.  lllfw 


ßüekki'hr  zum  Piivatbaluisy.sleni  in 
den  N'er'Ciniiiteu  iStaaten  von  Ame- 
rika. 

Der  Friedensvertrao-  und  ilie  deut.scheo 
Eisenbahu'en. 

Erhühun.o-  der  Xeben^i'ebühr'en  im 
Cüter-  untl  Ti-erverkehr  der  deul- 
>i  heu  Eisenbahnen. 

N'ae  brich  ten. 

D  e  u  ti o  h  1  a  n  d.         Fahrvei  u.üu.'^li- 
gung€n     für     erblind^ete  Kriegs- 


I  n  Ii  a  1  (: 

teilnelimer.  —  Fraxihtbeix^chnung 
für  I>renn«ss€ln.  —  Senkung  der 
Lebensmittelpreise.  —  Arbeiter- 
und  Angestelltenausschüsse  bei 
den  PrivateisenbaluDen  und 
KLeiubahnen.  —  Meckl.  Friedrich 
Wilhelm-E.  —  Nachtdienstver- 
gütungen  in  Baden.  —  Erhöhung 
der  Teuerungszulagen  in  Baden. 
—  Die  ^^erkeh^slage  im  Ruhr- 
revier. 

D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  Aufgaben 
des  Staatsamts  für  Verkehrswesen. 


—  Orgauisationsänderuno-  bei  den 
.Staatsbahnen.  —  Einstellung  des 
\"erkehrs  auf  der  (Kahlenberg bahn. 

—  Einschränkung  des  Donau- 
schiffsverkehrs. —  Personalnach- 
richten. 

Übrige  europäische  Län- 
d  e  r.  Eingleisiger  Betrieb  im 
Hauen  stein  tunnel.  —  Bahnbau- 
pläne in  Italien.  —  Londoner  \'er- 
kehrs&chwierigkeiteu. 
Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Rückkehr  zum  Privatbahnsystem  in 

•,Am  Ende  des  Jahres  1919  werden  die  Eisenbahnen  ihren 
Eigentümein  zurückgegeben  werden."  So  heißt,  es  in  einer 
Botschaft  vom  20.  Mai  d.  J.,  die  der  Prä/Sident  Wilson  an  den 
(am  19.  Mai)  zusammengetreteneu  aulierordentlichen  Kongreß 
gerichtet  hat.  Damit  ist  ex  cathedra  entschieden,  daß  die 
Ülxirnahme  der  Eisenbahnen  in  Staatsbetrieb  nur  eine  vor- 
übergehende Maßregel  sein  sollte,  und  der  Zeitpunkt  festge- 
stellt, zu  dem  die  alten  Zustände  zurückkehren  werden.  Beide 
Fragen  waren  l)is  dahin  zweifelhaft  und  das  hatte  die  Eisen- 
bahnen lebhaft  l>eunruhigt.*)  In  dem  Gesetz  vom  26.  Dezember 
1917,  in  dem  der  Staatsbetrieb  eingteführt  worden  ist,  war  be- 
stimmt, daß  dieser  spätestens  21  Monate  nach  Friedensschluß 
aulhören  solle.  Der  erste  Generaldirektor  Mc.  Adoo  hatte 
kurz  vor  seinem  Abgang,  Ende  1918,  wie  er  bemerkte  in  vol- 
lem Einverständnis  mit  seinem  Schwiegervater,  dem  Präsi- 
ilenten  Wilson,  im  Hause  der  Abgeordneten  dagegen  den  An- 
trag stellen  lassen,  daß  der  Staatsbetrieb  bis  zum  1.  Januar 
1924  ausgedehnt  werden  möge.  Nicht  mit  Unrecht  hatten  die 
Ei.senbahnen  befürchtet,  daß  eine  solche  Verlängerung  mit 
Muer  dauernden  Beibehaltung  des  Staatsbetriebes  gleichbe- 
ileutend  sei.  Nun  kommt  plötzlich  eine  starke  Abkürzung 
lies  ursprünglich  ins  Auge  gefaßten  Zeitraumes.  Ob  der  Prä- 
sident Wil  son  hierzu  durch  das  Verhalten  des  Kongresses  be- 
stimmt ist,  der  in  seiner  letzten  ordentlichen,  am  4.  März  d.  J. 
geschlossenen  Sitzung  den  von  den  Freunden  des  Herrn  Mc. 
Adoo  gestellten  Verlängerungs-Antrag  unter  den  Tisch  hat 
fallen  lassen  und  über  einen  weiteren  Antrag  auf  Bewilligung 
eines  Kredits  von  750  Millionen  Dollars  zur  Schaffung  eine« 
Eisenbahnbetriebsfonds  überhaupt  nicht  beraten  hat,  läßt  sich 
von  hier  aus  nicht  feststellen.  Jedenfalls  ist  der  neue  üm- 
schwung  der  Eisenbahnpolitik  des  Präsidenten  recht  auffal- 

'LY^Jr^-  "»""'in«  Aufsätze  in  der  Vereinszeitung  1919,  Nr.  11 
!5.  101  ff  und  Nr.  39,  S.  401. 


>n  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

lend.  Ende  1917  ein  erster  Anlauf  zum  Slaatisbahnsystem. 
Ende  1918  —  trotz  allen  Ableugnens  —  deutliche  Anzeichen 
der  Absicht  einer  dauernden  Beibehaltung  des  Staatsbahn- 
systems,  und  fünf  Monate  später  hat  der  Präsrdent  Wilson 
plötzlich  wieder  sein  Herz  für  die  Privatbahnen  entdeckt. 
Ein  solches  Hin-  und  Herschwanken  in  der  Eisenbahnpolitik 
hat,  wie  ich  in  früheren  Aufsätzen  in  der  Vereinszeitung 
nachgewiesen  habe,  seit  Beginn  der  ersten  Präsidentschaft 
Wilsons  wiederholt  stattgefunden.  Einmal  erklärt  er  sich 
mit  tönenden  Worten  als  entschiedener  Gegner  des  Privat- 
l)ahnsystems,  das  mit  allen  Mitteln  bekämpft  werden  müsse, 
und  kurz  darauf  erläßt  oder  befürwortet  er  Bestimmungen,  die 
für  die  Privatbahnen  höchst  vorteilhaft  sind.  Ähnlich  ist 
sein©  Politik  gegenüber  den  Telegraphen-  und  Telephonge- 
.sellschaften.  Auch  sie  werden  als  gemeingefährlich  vom  Prä- 
sidenten heftig  angegriffen  und  nach  Abschluß  des  Waf- 
fenstillstandes, also  im  November  1918  ganz  plötzlich 
in  Staatsbetrieb  genommen.  Und  in  seiner  Botschaft  vom 
20.  Mai  1919  erklärt  der  Präsident  wieder:  „selbstverständ- 
lich werden  auch  diese  Untei  nehmungen  ihren  Eigentümern 
zurückgegeben,  sobald  das  ohne  Störung  des  Betriebes  ge- 
schehen kann."  Ein  so  wider&prüchsvolles  Verhalten  des 
Präsidenten,  der  immer  noch,  trotz  aller  Vorgänge  beim  Frie- 
densschluß, seihst  von  vielen  Deutschen  für  einen  ehrlichen 
Idealisten  gehalten  wird,  läßt  sich  aus  sachlichen  Gründen 
kaum  erklären.  Der  gewaltige  Einfluß  der  großen  amerika- 
nischen Geldmächte  scheint  mir  auch  hier  wieder  im  Hinter- 
grund zu  stehen. 

Jedenfalls  sind  die  Eisenbahnen  und  die  meisten  ihrer  An- 
gestellten seelenvergnügt  darüber,  daß  am  1.  Januar  1920  die 
alte  Wirtschaft  wieder  munter  losgehen  kann.-)    Die  meisten 


Vergl.  auch  Railway  Age  vom  23.  :\Iai  1919,  S.  1238/1241  ff. 
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Aug^estellteu  sind  froh,  ui  ihre  früheren  unabhänoigen,  besser 
bezahlten  St^ellimyru  zurückzukt-hien.  Einzelu-o  von  der 
Staatsverwaltung  ang€.st<>llte  Personen  ohn«  Fachbildung  im 
Eis.enbahnwesen  werden  ander«  Gefühle  haben,  da  ihn«n 
einflußreich©  Stelkn  mit  Einnahmen  verloren  g.eh€n,  wi*  sie 
sie  fiüher  nie  gehabt  haben. 

Die  Eisenbahnen  selbst  bereiten  sich  auf  eine  Eückkehr  in 
die  alten  Verhältnisse  allmählich  vor.  Sie  sind  sich  klar  dar- 
über, daß  bei  der  Wiederiibernahme  ihrer  Geschäfte  manche 
Schwierigkeiten  zu  überwinden  und  gewisse  Reformen  durch- 
zuführen sind.  Von  den  Schwierigkeiten  tritt  schon  jetzt 
eine  hervor.  Die  Staatsverwaltung  hat  im  Ganzen  für  -400 
Millionen  Dollars  neue  Betriebsmittel  beschafft,  für  die  na- 
türlich die  hohen  Kriegspreise  gezahlt  sind.  Diese  Betriebs- 
mittel sollen  nun  von  den  Eisenbahnen  bezahlt  und  unter  sie 
verteilt  werden.  Da  zeigt  sich,  daß  einzelne  Eisenbahnen 
neue  Betriebsmittel  nicht  nötig  haben,  andere  ganz  außer 
Stande  sind,  sie  zu  bezahlen.  Es  ist  vorgeschlagen,  die  Zah- 
lung durch  Ausgabe  sog.  .equipmeut  trust  certificates  zu 
leisten,  das  sind  Obligationen,  die  von  Bauken  oder  Trustoe- 
sellschaften  mit  zeitlicher  Beschränkung  gegen  Ae.ipfänduug 
lies  Betriebsmaterials  ausgegeben  werden.  Die  Eisenbahnen 
brauchen  dann  nur  zehn  bis  zwanzig  Prozent  auf  die  Kosten 
der  Betriebsmittel  anzuzahlen,  während  der  Rest  durch  Teil- 
zahlungen allmählich  gedeckt  wird.  Für  die  Sicherheit  dieser 
Obligationen  bürgen  die  Gi  oßbauken,  die  sie  ausgeben.  Im  vor- 
liegenden Fall,  bei  dem  großen  allgemeinen  Geldbedarf  macht 
die  Aufbringung  und  Unterbringung  einer  solchen  immerhin 
nicht  unbedeutenden  Summe  Schwieiigkeiten,  selbst  wenn  die 
Regierung  sich  für  die  Sicherheit  verjnirgt,  wozu  sie  aber 
wenig  Lust  hat.  Einstweilen  ist  noch  nicht  zu  übersehen,  was 
da  zu  machen  ist.  —  Fernerhin  wird  es  die  Aufgabe  der 
Eisenbahnen  sein,  den  Verkehr  wieder  in  die  richtigen,  natür- 
lichen Bahnen  zu  lenken,  die  zahlreichen  von  der  Staatsver- 
waltung vorgenommenen  Umleitungen,  die  oft  mit  großen  Um- 
wegen verbunden  waren,  zu  beseitigen.  Hierbei  bestehen 
starke  gegensätzliche  Interessen  der  Eisenbahnen,  die  ausge- 
glichen werden  müssen,  besonders  auch,  wenn  Umgruppierun- 
gen einzelner  Bahnnetze  und  -\  erbäude  erfolgen.  Hier  wird 
mit  großer  Vorsicht  vorzugehen  sein,  wenn  ve'i'mieden  werden 
soll,  daß  einigen  Eisenbahnen  große  Gewinne  zufallen,  andere 
schwere  Verluste  erleiden.  —  Die  Eisenbahnen  werden  sich 
dann  die  größte  Mühe  geben  müssen,  sparsam  zu  wirtschaften, 
ihre  Leistungsfähigkeit  zu  steigern  und  vor  allem  bessere 
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fiiiauzielle  Kitläge  zu  erzielen.  Dazu  Iw'darf  es  einer  kräf- 
tigen Initiative  der  eiuz<dnen  Bahnen,  die  (buch  Maßregeli, 
der  olieren  Aufsichtsbehörden  nicht  behindert  werden  darl 
Das  zur  Zeit  bestehende  höchst  ungünstige  Verhältnis  zwi- 
schen Einnahmen  und  Ausgaben  kann  aber  nicht  allein  durcJi 
Spaisamkeit  beseitigt  werden,  sondern  dazu  ist  eine  stark. 
Erhöhung  der  Tarif  e  erforderlich.  Die  Erhöhung  der 
Tarife  muß  sichergestellt  werden,  bevor  die  Eisenbahnen  in 
die  Privatvei  waltung  zurückkehren,  denn  sonst  wird,  wie  di( 
Eisenbahnen  befürchten,  wieder  nichts  daraus.  Endlich 
müssen  Gesetze  noch  während  der  Dauer  des  Staatsbetriebes  ge- 
geben werden,  die  die  Bewegungsfreiheit  der  Eisenbahnen  stär- 
ken und  die  Befugnisse  der  zwischenstaatlichen  und  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  anders  regeln.  Das  sind  die  alten  Forde- 
rungen, die  schon  vor  dem  Kriege  und  lange  vor  Einführunt, 
des  Staatsbetriebes  erhoben  sind  (vergl.  auch  meinen  oben 
augefühlten  Aufsatz  in  der  Vereinszeitung).  Dem  außer- 
ordentlichen Kongreß  sind  eine  Reihe  von  Gesetzentwürfen 
von  Mitgliedern  des  Senats  und  des  Repräsentantenhauses  zu- 
gegangen, die  sich  mit  diesen  Fragen  beschäftigen. 

Viele  und  schwere  Aufgaben  harren  noch  der  Lösunii 
durch  die  Gesetzgeber  der  Vereinigten  Staaten,  wenn  wirklich 
gesunde,  d.  h.  nach  der  Auffassung  der  Privatbahnen  gesunde 
A^erhältnisse  wiedei  kehren  sollen.  Durch  das  gewagte  Exp<- 
liment  der  vorübergehenden  Staatsverwaltung  sind  diese  Auf- 
gaben nicht  erleichtert,  sondern  erschwert  worden.  Es  hat 
sich,  wie  immer  mehr  erkannt  wird,  gezeigt,  daß  durch  die 
gewaltsamen  eigenmächtigen  Eingriffe  dieser  Veiwaltun^ 
die  Leistungsfähigkeit  der  Eisenbahnen  für  KriegszM'ecke 
zwar  gesteigert  worden,  daß  aber  der  ganze  Eisenbahnbc-- 
trieb  in  heillose  Verwirrung  geraten  ist  und  daß  die  Finanzen 
der  Eisenbahnen  darunter  schwer  gelitten  haben.  Dieser 
Schaden  trifft  nun  allerdings  nicht  die  Aktionäre  und  die 
Gläubiger  der  Eisenbahnen,  sondern  die  Bundesregierung,  die 
den  Eisenbahnen  ihre  Einnahmen  nach  den  Durchschniltser- 
trägen  der  letzten  Ja  hie  verbürgt  hat,  es  handelt  sich  m.  a.  W. 
um  eine  neue  Belastung  der  Steuerzahler,  die  durch 
diesen  Erfolg  des  Weltkrieges  nicht  gerade  beglückt  sein 
werden. 

Wir  können  dem  Au.sgang  dieser  großen  Bewegung  mi, 
Spannung  entgegensehen.  Sie  ist  für  uns  nicht  von  p^rakti- 
scher,  sondern  lediglich  von  wissenschaftlicher  Bedeutung. 


A.  V.  d  e  r  L  e  V  e  n. 


Der  Friedensvertrag  und  die  deutschen  Eisenbahnen. 


Da.s  Gefurchtete  ist  eingetreten.  Trotz  der  eingehend  Dc- 
giundeten  Gegenvorschläge  der  deutschen  Regieiun»  haben 
die  Gegner  aut  ihrer  Forderung  eines  nackten  Gewaltlriedens 
beharrt.  Die  deutsche  Volksvertretung  hat  in  ihrer  .Mehrheit 
der  Unterzeichnung  des  Vertrages  zugesfiiniut,  um  das  deutsche 
Volk  vor  einem  neuen  Kriege  und  vor  innerer  Selbstzerflei- 
schung  zu  bewahren.  Der  Vertrag  ist  vollzogen,  und  seine 
Erfüllung  muß  versucht  werden,  ohne  daß  dadurch  tias  Stre- 
ben, im  Wege  der  Verständigung  Abänderungen  und  Milde- 
rungen zu  erreichen,  in  den  Hintergrund  zu  treten  braucht. 
Der  endgültige  Text  des  Friedensvertrages  weicht,  wie  be- 
kannt, von  den  ursprünglichen  Bedingungen,  die  in  ihren  Wir- 
kungen auf  die  Ei.senbahnen  in  dieser  Zeitung  bereit.s  erörtert 
woixlen  sind'),  m  grundsätzlichen  Fragen  im  allgemeinen  nicht 
ab.  Die  Gegenvorschläge  der  deutschen  Reoierunt--  sind  nicht 
berücksichtigt,  jedoch  in  der  „A  n  t  w  o  r  t  d  e  r  All  i  i  e  r  t  e  n 
und  assoziierten  Mächte  auf  die  B  e  m  e  r  k  u  n  <>■  e  n 
der  deutschen  Delegation  zu  den  F r  i  e  d  e  n  ."b  p- 
d  1  n  g  u  n  g e  n"  eingehend  erörtert  worden.  Soweit  die.se  Ant- 
wort sich  mit  Eisenljahnangelegenheiten  und  verwandten  Fra- 
gen beschäftigt,  soll  sie  im  folgenden  zusammen  mit  den  wich- 
tigsten  Änderungen  des  Friedensvertrages  selbst  auszugsweise 

')  Vergl.  Zeitg.  d.  Vereins  D.  Eisenbahnv.  1919  Nr  39  R  399 
ff.  u.  Nr.  40  S.  409  ff.  „Die  Friedensbedingungen  uiid  die 
deutschen  Eisenbahnen",  und  Nr.  44,  S.  455  ff.:  „Die  Gegen- 
vorschläge der  deutschen  Regierung  zu  den  FriedensbeTlin- 
gungen  mit  Beziehung  auf  die  Eisenbahnfragen". 


\\  i<m1(  rgeg,.lK.u  iverden.  Sie  bildet  nicht  nur  eine  Ergänzung 
und  (las  .^clilußglred  der  früheren  Ausführungen  in  diesc'i 
/-eituug,  sdiidein  weist  auch  vielleicht  bei  näherer  Betiachtuu» 
den  Weg,  der  gerade  auf  dem  Gebiet  des  Verkehrswesens  iii 
nicüt  allzut einer  Zeit  zu  einer  Annäherung  und  zu  einer  Ver- 
ständigung tuhien  kann,  die  den  deutschen  Lebensnotwendi"' 
Kerten  Rechnung  ti'ägt. 

I.  Vorbemerkung.  Die  eigentliche  Antwort  der  alliierten 
und  assoziierten  Mächte,  die  sich  der  Einteiluno-  des  Friedens- 
vertrages eng  anschließt,  ist  von  einer  Mantelnote  he- 
.gleitet.  Daneben  ist  der  „E  n-t  w  u  r  f  e  i  n  e  s  A  b  k  o  m  m  e  n  * 
Uber  die  militärische  Besetzung  der  Rheiii- 
iande"  beigefugt.  Letzteres  wird  nur  zwischen  den  Vei- 
emig-ten  Staaten  von  Amerika,  Belgien,  dem  britischen  Reicht 
und  i  raukreich  emcr.seits  und  Deutschland  andererseits  abge- 
schlossen. Die  iMantelnote  gipfelt  in  dem  Satze,  wonach  die 
,,alliierten  und  assoziierten  Mächte  glauben,  daß  der  Frieile. 
den  sie  vorgeschlagen  haben,  seinem  Grundwesen  nach  ein 
Rechtsfriede  ist."  Sie  enthält  am  Schlüsse  die  Androhung 
daß  im  Falle  der  NichtUnterzeichnung  diejenigen  Schritte  er- 
.griffen  werden,  die  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte  zur 
Er  zwingung  ihrer  Bedingungen  für  e  r  f  o  r  d  e  r  1  i  (  Ii 
halten. 

II.  Der  Verlust  Deutschlands  und  seiner  Bundesstaaten  an 
Eiseubahnbesitz  ist  gegenüber  den  ersten  Bedingungen  in  ge- 
wis.ser  Hinsicht  vermindert. 
1.  Im  Westen  wird  allerdings  nichts  geändert.    Die  sog 
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Abstimmung-  ixi  d€n  Krei&en  Eupen  und  Malmedy  bleibt  ebenso 
wie  die  Regelung-  der  Frage  des  Saarbeckens' nach  den  bis- 
herigen Grundsätzen  bestehen.  Als  neuer  Grund  für  die  Vei 
einigung  des  Kreises  Malmedv  mit  Belgien  „unter  der  Vor- 
aussetzung, daß  di«  darauf  gerichteten  Bestrebungen  von  der 
Bevölkerung  des  Landes  genügend  unterstützt  werden",  wird 
angefühlt,  daß  „dieses  Gebiet  durch  den  Bau  des  großen  La- 
gers Elseuborn  und  verschiedener  gegen  Belgien  gericht-eter 
strategischer  Bahnen  eine  A  n  g  r  i  f  f  s  b  a  s  i  &  für 
den  deutschen  Militarismus  geworden  sei." 

2.  Im  Osten  treten  di«  bekannten  Änderungen  ein  •  die 
Srenze  wird  m  den  Pro\-inzen  Posen  und  Westpieußen-  etwas 
augunsten  Deutschlands  verschoben,  so  daß  insbesondere  die 
Eisenbahnlinie  Landsberg-Kreuz-Schneidemühl  bis  vor  Könitz 
in  deutschem  Besitze  bleibt.  In  Oberschlesien  soll  eine  Yolks- 
ibstimmung  stattfinden,  an  Stelle  der  nach  dem  ersten  Entwurf 
rorgesehenen  glatten  Abtretung,  außerdem  -sieht  ein  besonders 
angefügter  Artikel  des  Vertrages  vor,  daß  die  Mineralpro- 
lukte,  einschließlich  der  Kohle,  die  in  iro-.end  einem  aboetre- 
enen  Teile  Oberschlesiens  erzeugt  werden,  von  Deutschland 
:u  denselben  Bedmgungen  wie  von  den  Polen  selbst  gekauft 
Verden  können.  Auch  in  der  Forderung  eines  sichern  V  e  r- 
)indungsweges  nach  Ostpreußen  kommt  die  Antwort- 
lote  entgegen.  Sie  führt  zwar  aus.  daß  die  „Interessen  an 
■iner  Landverbindung  mit  Deutschland,  die  l>ei  den  an  Zahl 
loch  nicht  2  Millionen  erreichenden  deutschen  Einwohnern  in 
Ostpreußen  obwalten,  viel  weniger  vital  seien  als  das  Inter- 
esse der  ganzen  polnischen  Nation  an  der  Erlangung  eines 
inmittelbaren  Zugangs  zum  Meei-e."    Weiter  wird  gesagt  • 

'•P?' '^lä'idel  Ostpreußens  mit  dem  übrigen  Deutschland 
'ollzieht  sich  größtenteils  über  See.  Für  das  Handelsleben 
!er  Provinz  \^-ird  es  weniff  bedeuten,  daß  Westpreußen  an 
'ölen  zurückgegeben  wird;  aber  für  Polen  ist  wesentlich, 
nmittelbare  und  unnnterbrochene  Verbindungen  mit  Danzio- 
nd  der  übrigen  Küste  zu  haben  mittels  Eisenbahnlinien,  die 
anz  unter  der  Kontrolle  des  polnischen  Staates  stehen  " 

Die  Bedeutung  einer  ungestörten  E  i  se  n  b  a  h  ii  ve  r- 

indung  zwischen  den  durch  die  Abtretung  des  Avestprcußi- 
chen  Gebiets  von  einander  getrennten  preußi.schen  Gebiets- 
eilen  ist  trotz  dieser  sehr  gesuchten  Ausführungen  im  Ver- 
rage  anerkannt  worden;  die  neuen  Bestimmungen  sind  so  «e- 
aßt.  daß  wenigstens  vertragsmäßig  irgendwelche  Hindernisse 
n  Eisenbahnverkehr  ausgeschlossen  sind. 

Die  Gegenüberstellung  der  früheren  und  neuen  Bestimmun- 
en weist  dies  nach; 

Text  der  Friedensbedingungen : 
Art.  89: 

Polen  verpflichtet  sich,  den  Personen-  und  Verkehr.snüttelu 
?der  Nation  für  du^  Hm-  und  Eückfahit  nach  Ostpreußen  die- 
elben  Durchfuhrrechte  durch  die  zwischen  Ostpreußen  und 
»eutschland  gelegenen  polnischen  Gebiete  zu  erteilen  wie 
einen  eigenen  Staatsangehörigen. 

Text  des  Friedensvertrages: 
Art.  89: 

Polen  verpflichtet  sich,  dem  Personen-,  Waren-,  Schiffs- 
ioof.^-,  Eisenbahnwagen-  und  Postverkehr  zwischen  Ostpreu- 
en  und  dem  ubrrgen  Deutschland  durch  das  polnische  Gebiet 
inschheßlich  der  Hoheit.sgewässer  völlige  Dürchgangsfreihcit 
iizugestehen  und  ihm  hinsichtlich  der  Verkehrserleichteruu- 
en  oder  -beschränkuugen  sowie  in  jeder  anderen  Hinsicht 
lim  mindesten  dieselbe  günstige  Behandlung  zuteil  werden 
II  lassen,  wie  dem  Verkehi;  von  Personen,  Waren,  Schiffen 
'poten,  Wagen,  Eisienbahnw'agen  und  Postsendungen,  die  pol- 
ischer  Nationalität,  polnischen  ür.sprungs,  polnischer  Her- 
unft,  polnisches  Eigentum  sind  oder  von  einem  polnischen 

bgiingsort  kommen.  Wird  einer  anderen  Nationalität  eine 
oc-h  gunstigere  Behandlung  als  der  polnischen  gewährt,  so 
■-t  (lie.se  Behandlung  maßgebend. 

Die.  Durchgangsgüter  bleiben  von  allen  Zoll-  oder  ähnlichen 
.bgal)eD  frei. 

Die  Abtretung  des  Gebietes  bei  Memel  erfolgt,  wie  sich 
HS  der  AntM-ortnotc  zum  ersten  Male  ergibt,  zugunsten  des 
och  zu  bildenden  1  i  t  h  a  u  i  s  c  h  e  u  Staates.  Dabei  muß 
a-s  Bedürfnis  dieses  Staates  nach  einem  Ausgang  zur  See  als 
«clitfertigung  für  die  Abtretung  der  „zu  einem  großen  Teile 
eut.-chen"  Stadt  ]\Iemel  herhalten. 

3.  Der  Einspruch  der  dänischen  Regierung  gegen  die  in  den 
rspiünglichen  Friedensbediugungen  vorgesehene  südliche  Ab- 
ininiungsgrenze^  von  Schleswig  hat  zu  einer  Verschie- 
uno-  die.ser  Grenze  nach  Norden  und  zu  einer  Einteilung  des 
bstimmungsgebiets  in  nur  zwei  —  statt  ursprünglich  in  drei 
-  Bezirke  geführt. 

III.  Der  ünifang;  der  Herausgabepflicht  hinsichtlich  des 
isenbahnmaierials,  insbesondere  der  Fahrz^euge,  wird,  was 
an  als  einen  Fortschritt  ansehen  kann,  nicht  so  sehr  unter 
'■m  polifi.scheu,  als  unter  dem  e  i  s  e  n  b  a  h  u  f  ac  h  1  i c  h  e  n 
esichtswdnkel  behandelt.    Es  wird  ausgeführt,  daß  eine  ge- 


rechte  Verteilung  des  vorhandenen  rollenden  Materials  unter 
die  beteiligten  Staaten  in  erster  Linie  von  der  N  ot  wendig- 
keit der  Wiederherstellung  normaler  Be- 
triebs ve  r  h  al  t  u  r  s  s  e  auszugehen  habe.  Auch  wird  an- 
erkannt, daß  Eisenbahn  und  rollendes  Material  in  dem  Zu- 
stand abzutreten  seien,  m  dem  sie  sich  im  Augenblick  der 
Unterzeichnung  des  Waffeustillstandes  befanden. 

IV.  Die  Schadloshaltung  der  Eisenbahnverwaltungen  für  die 
Abgabe  ihres  Besitzes.  Deutschland  hatte  in  seinen  Gegen- 
vorschlagen insbesondere  gegen  die  unentgeltliche  Abtretung 
der  Reich  se  isenbahnen  in  Elsaß -Lothringen 
Einspruch  erhoben,  indem  es  auf  die  im  Jahre  1871  getroffene 
Regelung  verwres.  Die  Antwortnote  muß  anerkennen, 
daß  Deutschland  im  Jahre  1871  die  französischen 
Eisenbahnunternehmer  entschädigt  hat,  und  daß  das 
Netz  .seitdem  durch  den  planmäßigen  Au.sbau  in  großem. 
Umfange^  an  Wert  gestiegen  ist.  Die  Anrechnung 
diesas  Wertes  wird  aber  trotzdem  mit  der  B-egründung 
abgelehnt,  daß  Deutschland  damals  weder  den  auf  lElsaß- 
Lothringen  entfallenden  Teil  der  französischen  Staatsschuld 
noch  das  Staatseigentum  zu  seinen  Lasten  übernommen  habe 
und  daß  die  dadurch  Frankreich  auferlegte  Belastung  (Kapi- 
tal und  Zrnsen)  die  von  Deutschland  beanspruchte  Summe 
übersteige.    Quod  erat  demonstrandum! 

V.  Die  Wiedergutmachungskommission  wird  in  der  Note  ein- 
gehend behandelt.  Sachlich  wird  an  ihren  Befugnissen  nicht 
viel  geändert.  Aber  man  hat  doch  nach  genauerem  Nachlesen 
der  Antwortnote  und  der  Friedensbedingungen  den  Eindruck, 
daß  sich  für  die  deutsche  Handels-  und  Kaufmannswelt  bei 
verständnisvollem  Zusammenwirken  mit  dieser  aus  sachver- 
ständigen Männern  zusammengesetzten  Kommission  die  Mög- 
lichkeit der  Wiederanknüpfung  von  Handelsbeziehungen  und 
der  freien  Betätigung  in  wirtschaftlicher  und  finanzieller 
Hinsicht  am  ehesten  ergeben  wird. 

„Die  Bemerkungen  der  deutschen  Delegation  geben",  so  sagt 
die  Antwortnote,  „von  der  Kommission  ein  so  negatives  und 
so  verzerrtes  und  so  ungenaues  Bild,  daß  es  schwer  ist,  an 
eine  kaltblütige  und  sorgfältige  Prüfung  der  Friedensbedin- 
gungen zu  glauben.  Die  Kommission  ist  w  e  d  e  r  e  i  n  Werk- 
zeug zur  Bedrückung  noch  ein  listiges  Mittel 
z  u r  .  E  i  n m  i  s c  h u  n  g  in  D  e u  t  s  e h  1  a n d s  H  o  h e i  t s - 
rech  t  e.  Sie  hat  keine  Trup|>en  zur  Verfügung ;  sie  hat  keiner- 
lei Exekutivrechte  innerhalb  der  Gebiete  Deutschlands  .  . 
Ihre  Aufgabe  ist  es,  d  a  is  festzusetzen,  w  a  s  b  e- 
zahlt  werden  muß,  sich  zu  vergewissern,  daß 
Deutschland  zahlen  kann,  und  den  von  ihr  ver- 
tretenen Mächten  zu  berichten,  falls  Deutsch- 
land seine  Verpflichtungen  nicht  erfüllen 
sollte.  Welches  auch  immer  die  Wege  sein  mögen,  durch 
die  sich  Deutschland  die  zu  zahlenden  Summen  verschafft,  die 
Kommissinn  kann  nicht  das  Einschlagen  anderer  Wege  for- 
dern." Die  Kommission  hat  nach  den  Ausführungen  der  Ant- 
wortnote nicht  das  Recht.  „Deutschland  seine  innere  Gesetz- 
gebung zu  diktieren",  ebensowenig,  die  Ausschreibung  oder 
die  Einziehung  von  Steuern  anzuordnen  oder  leitende  Vor- 
schriften über  die  Aufstellung  des  deutschen  Staats- 
ha  u.shalts  zu  geben.  Die  Prüfung  des  Staat.shaushalts  soll 
lediglich  erfolgen,  um  die  Notwendigkeit  der  Heiausrückung 
von  Zahlungsterminen  und  der  A-^eränderuna-  der  Zahlungs- 
weise feststellen  zu  können,  also  zwecks  Milderung  der 
Za.hlunffsbedino'ungen. 

Der  Einsetzung  einer  deutschen  Kommission,  die 
Deutschland  in  seinen  Gegenvorschlägen  verlangt  hatte,  wird 
von  den  Alliiert-en  nicht  widersprochen,  auch  wird  das  Zu- 
.sammenarbeiten  •einer  solchen  Kommission  mit  der  Wieder- 
gutmachungskommi'ision  für  sehr  wünschenswert  gehalten, 
ohne  daß  aber  der  deutsclien  Koniini«sioii  ein  Mitbefttimmuncr-'- 
lecht  über  die  Wiedergutrnachungsfra gen  eingeräumt  wird. 
Die  deut.sche  Kommission  soll  vielmehr  sich  auf  Vorschläge 
über  die  Art  und  Weise  der  Wiedergutmachung  beschränken. 
Immerhin  bietet  die  damit  gegel)ene  V  e  r  h  n  n  d  1  u  n  g  is - 
m  ö  fi- 1  i  c  Ii  k  e i  t,  wenn  deutscherseits  dii' richtigen  Leute  aus- 
gewählt werden.  e:ne  TTnndliabe,  die  dcntsflK'ii  Interessen  soweit 
zu  schützen,  daß  es  nicdii  infoloe  der  A iif<)ii]c''nn2'en  der  Wie- 
dergntniachup o-f;kommis!.;ion  imiirer  erneut  zu  Erschütterungen 
des  Wirtschnftslebons  und  des  Geldmarktes  kommt.  M-m  dn^f 
fii'ch  iiifht  übor'^ohcn.  dnß.  ^v']o  die  Antwortnote  zugibt,  dasi 
Wiederaufleben  dfr  deutschen  Industrie  auch  im  Interesse  der 
nlliierten  und  assoz'ierten  "Reiiieriuiyen  liegt.  ..Sip  sind  sich 
'Tieser  Tatsache  bewußt  und   erklären  desh.nlb.  daß  si-p 

Deutschland  kein^  Handelsiprleichferungen  vorenthalten  wol- 
len.\  ohne  die  dieses  Wiederaufleben  nicht  Platz  greifen 
könnte." 

VI.  Fin.T'zielle  Verpfliclitiiusren  Deutschbinfls  binsichtlicTi 
'lr»s  verbi''ibcn'1eT>  FisenbabnbesitzeS.  Dio  .Antwortnote  hält 
,011  dem  Grundsatz  fest,  djiß  fTundsätzlifdi  die  Zahlung  der 
Wiedergutmachungen  und  sonstigen  Lasten  des  Friedensver- 


Nr.  5« 


—  612 


träges  mit  \  orrang  vor  der  Begclung  aller  ander€n  Schulden 
d€s  Keiches  und  der  d-eutsch€n  Bundesstaaten  zu  erfolgen  habe ; 
es  ist  deshalb  auch  von  der  Haftung  des  gesamten  Besitzes 
lind  allen  Einnahmequellen  des  Deutschen  Keiches  und  «einer 
Bundesstaaten  nicht  abgewichen.  Jedoch  soll  die  Wiedei- 
gutmachungskommi&'Siou  Ausnahmen  von  die- 
sem allgemeinen  Grundsatze  bemlligen  können,  was  in  Art. 
248  ausdrücklich  hervorgehoben  wird.  Es  soll  dadurch  ins- 
besondere die  Möglichkeit  geschaffen  werden,  Maßnahmen 
zum  Schutze  von  Deutschlands  Kredit  zu  ergreifen. 

VII.  Der  Verzieht  auf  die  Tarif hoheit.  Die  kurzen  Gegen- 
\orschläge  der  deutschen  Delegation  zu  den  Bestimmungen 
über  die  Verkehrswege  werden  „als  zu  allgemein  gehalten" 
bezeichnet,  um  eine  ins  einzelne  gehende  Antwort  zu  gestatten 
Die  Note  wendet  sich  aber  mit  so  eingehender  Begründung 
gegen  den  deutschen  Antrag  auf  Gewährung  der  „Gegenseitig" 
keit"  bei  der  tarifarischen  Behandlung  der  Güter  der  alliierten 
und  assoziierten  Mächte,  daß  man  sich  der  Empfindung  nicht 
erwehren  kann,  als  sehe  die  Entente  ihre  Position  in  diesem 
Punkte  iS'elbst  für  schwach  an.  Die  Gegenseitigkeit  ist  erst 
nach  5  Jahren  vorgesehen,  sofern  nicht  der  Eat  des  Völker- 
bundes eine  Verlängerung  dieser  Frist  bestimmen  sollte.  „Es 
wäre  m  der  Tat  unannehmbar,  wenn  Deutschland  infolge  ihm 
sofort  zugebilligter  gleicher  Behandlung  mittelbar  Vorteile 
aus  den  Verwüstungen  und  dem  wirtschaftlichen  Euin  zöge, 
die  seiner  Regierung  und  seinen  Heeren  zur  Last  fallen." 

Sehr  wesentlich  ist  die  ausdrückliche  Bestätigung,  daß  nach 
A  b  1  a  u  f  d  i  e  s  e  r  F  r  i  s  t  e  n  t  w  e  d  e  r  d  i,e  G  e  g  e  n  s  e  i  t  i  g- 
keit  eintritt  oder  die  Bestimmungen  ihre  ver- 
bindliche Kraft  auch  für  Deutschland  ver- 
lieren. 

Auch  über  die  Anwendung  der  Vorschriften,  auf  die  es 
ja  in  der  Praxis  ankommen  wird,  sind  Ausführungen  gemacht, 
die  wohl  darauf  hinweisen,  daß  es  bei  der  Durchführung  der 
Bestimmungen  über  die  Verkehrswege  wesentlich  auf  die 
Männer  ankommen  wird,  di«  demnächst  am  Verhandlungstisch 
zusammensitzen  werden.  „Keinesfalls  haben  die  alliierten 
und  assoziierten  Mächte  versucht,  Deutschland  die  recht- 
mäßige Geltendmachung  seiner  wirtschaft- 
lichen Unabhängigkeit  zu  verwehren.  Vor  allem 
haben  sie  die  Freiheit  der  Verkehrswege  und  des  Durchgangs- 
verkehres von  und  nach  den  jungen,  rings  eingeschlossenen 
Staaten  sicherstellen  wollen,  die,  wenn  keine  bestimmten  Garan- 
tien vorhanden  wären,  ihre  politische  Unabhängigkeit  nur  ge- 
wonnen hätten,  um  wieder  unter  die  wirtschaftliche  Vormund- 
schaft Deutschlands  zu  geraten." 

VIII.  Die  Durchbrechung  des  Eisenbahnbaumonopols  (Bau 
tremder  Bahnen  durch  deutsches  Gebiet)  ist  aufgehoben. 
An  Stelle  der  bisherigen  Bestimmung  tritt  der  Art.  373,  wo- 
nach innerhalb  einer  Frist  von  5  Jahren  nach  Inkrafttreten 
des  gegenwärtigen  Vertrages  die  Tschechoslowakei  auf 
deutschem  Gebiet  den  Bau  einer  Eisenbahn  zur  Verbindung 
der  Stationen  Schlauneg  und  Nachod  auf  ihre  Kosten  verlangen 
kann. 

IX.  Verträge.  Auch  auf  diesem  Gebiet  treten  keine  irgend- 
wie wesentlichen  Milderungen  ein. 

Der  Art.  283,  nach  dem  Deutschland  seine  Zustimmung  zu 
dem  Abschlüsse  von  Sonderabmachungen  mit  neuen  Staaten 


Zeltuni;  des  Veroins 
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nicht  verweigern  darf,  wird  in  der  Antwortnote  dahin  ausge- 
legt, daß  „lediglicheiner  systematischen  Weigerung,  solche  Ab 
machungen  einzugehen,  oder  der  Aufstellung  von  Forderun- 
gen, die  den  Abschluß  dieser  Abmachungen  unmöglich  machen 
von  vornherein  vorgebeugt"  werden  soll,  während  damit  nicht 
gesagt  sein  soll,  daß  der  Wortlaut  der  Abmachungen  Deutsch- 
land vorgeschrieben  wird  oder  von  ihm  ohne  Änderuno-en  an- 
genommen werden  muß.    Auf  der  Aufhebung  aller  durch  das 
Deutsche  Reich  seit  dem  1.  August  1914  bis  zum  Inkrafttreten 
des  Friedensvertrages  mit  Ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  -  U  n  g  a  r  n  Bul- 
garien und  der  Türkei  abgeschlossenen  Verträoe  \h 
kommen  und  Übereinkünfte  bestehen  die  Alliierten.    Es' wir« 
darauf  hingewiesen,  daß  Deutschland  frei  isei,  in  neue  Unter- 
handlungen mit  diesen  Staaten  zum  Abschluß  von  neuen  \' er- 
einbarungen  einzutreten,    die  den    veränderten  Bedingungen 
angepaßt  seien.    Infolgedessen  könne  jedes  ernsthafte  Hin- 
dernis   der  Wiederaufnahme    freundschaftlicher  wirtschaff 
lieber  Beziehungen  leicht  umgangen  werden. 

X.  Die  militärische  Besetzung  der  Rheinlande,  die  gemäß 
Art.  428  ff.  des  Vertrages  für  eine  Zeitdauer  von  insgesamt 
15  Jahren  vorgesehen  ist,  wird  durch  eine  besondere  „Verein- 
barung" näher  erläutert,  über  deren  Bedeutung  und  Tragweit(! 
nach  nunmehrigem  Abschluß  des  Friedensvertrages  mündlich(5 
Verhandlungen  mit  den  bisherigen  Gegnern  eingeleitet  sind. 
Wer  die  Eisenbahnverhältnisse,  wie  sie  in  dem  linksrheini- 
schen   Gebiete   während   des   Waffenstillstandes  bestände) 
haben,  erlebt  hat,  muß  dringend  hoffen,  daß  es  gelingen  wird 
die  Eisenbahnen  baldigst  wieder  ihrem  Hauptzwecke,  der  Be- 
dienung des  Verkehrs,  völlig  zurückzugeben.   Der  Art.  10  der 
genannten    Vereinbarung    gibt    einer    derartigen  Hoffnung- 
Raum,  falls  man  annehmen  darf,  daß  er  alle  Einschränkungen 
enthält,  die  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbahnwesens  beabsichtigt 
sind,  und  daß  nicht  versucht  wird,  ihn  darüber  hinaus  zum 
Nachteil  Deutschlands  auszulegen.    In  Art.  10  wird  bestimmt 
daß  das  bei  den  Verkehrswegen  angestellte  Personal  den  Be 
fehlen  Folge  zu  leisten  hat,  die  ihm  von  dem  Höchstkommaii 
dierenden  der  alliierten   und   a.ssoziierten  Truppen   oder  iu 
seinem    Namen    zu    militärischen   Zwecken  erteilt 
werden.    Das  im  besetzten  Gebiet  vorhandene  Material  und 
Ziyilpersonal  ist  ferner  in  den  besetzten  Gebieten  vollzählig 
beizubehalten.    Endlich  hat  die  Beförderung  von  Truppen  ode" 
einzelnen  Soldaten  und  von  Offizieren  auf  Grund  von  Eisen 
bahn-Beförderungsscheinen  kostenfrei  zu  erfolgen. 

Der  endgültige  Friedensvertrag  enthält  somit  gegenüber  dem 
Entwurf  keine  nennenswerten  Älilderungen.    Er  weist  jedoch 
auf  den  Weg  der  V  e  r  h  a  n  d  1  u  n  g  über  die  Durchfiihruns 
und  Durchführbarkeit  der  einzelnen  Bestimmungen  hin.  la 
diesem  Sinne  muß  von  deutscher  Seite  an  die  Ausführung  de 
Vertrages  herangetreten  und  versucht  werden,  ihn  für  da^« 
Verkehrs-  und  Wirtschaftsleben  erträglich  zu  gestalten.  Nach 
all  den  Enttäuschungen  der  Kriegsjahre  und  der  Zeit  des  Waf- 
fenstillstandes fällt  es   zwar  schwer,   nach   dieser  Richtuna 
Optimist  zu  sein ;  wer  aber  an  die  Zukunft  Deutschlands  noch 
a;lau1)t,  iniiß  —  abgesehen  von  der  Wiedererweekuna-  der  Ar 
l)eif sfreudigkeit   —  in  erster  Linie  von  der  A'erständi.gun.g  ii 
den  Wii'tschafls-  und  Verkehrsfragen  eine  t'berbi-ückung  de 
Gegens;il/('  zwischen  den.  Insheri.gen  Gegnern  und  eine  Ge 
sundun.g  r)eut>sc'hlands  erhoffen.  —  t.  — 


Erhöhung  der  Nebengebühren  im  Güter-  und  Tierverkehr  der  deutschen  Eisenbahnen. 


Infolge  andauernder  weiterer  außerordentlicher  (Stei- 
gerung der  persönlichen  und  sächlichen  Aus.gaben  der 
Eisenbahnen,  die  bereits  zur  nochmaligen  Erhöhung  der 
Güter-,  Taer-  und  Personentarife  am  1.  April  d.  J.  An- 
laß gegeben  hat,  wird  auch  eine  abermalige  Er- 
höhung der  am  1.  Oktober  1917  erhöhten  Sätze  der'  Neben- 
.siebuhren  in  den  deutschen  P:isenbahntarifen.  Teil  I  (siehe 
Jahrgang  1917,  S.  .515  d.  Ztg.)  notwendig.  Die  Erhöhungen 
sind  je  nach  der  Art  der  Gebühren  entsprechend  den  der- 
zeitigen Selbstkosten  verschieden  hoch  bemesisen  und  bc- 
trasren  big  zu  100  %  der  bisl  r-rigen  Gebührensätze.  Im  ein- 
zelneu sind  folgende  Änderungen  hervorzuheben,  wobei  die 
i)isherigen  Sätze  in  Klammern  augegeben  sind: 

1.  Das  Wägegeld  beträgt  künftig  bei  Verwägung  auf 
der  Gleiswage  für  .ieden  Eisenbahnwagen,  auch  bei  Lc-^.'rver- 
wägung,  2  M  (1,50  Jl)  ;  bei  Verwägung  von  einem  beladenen 
oder  leeren  Schemel-  oder  Kuppelwagenpaar,  ferner  \ou  vier- 
uud  mehrachsigen  Wagen,  erhöht  sich  die  Gebülir  auf  3  .M 
(2  M).  2.  Die  Zähl  gebühr  ist  von  10  Pf.  für  .ie 
10  Stuck  auf  20  Pf.,  nündeslens  1  Jl  (l,)isUer  50  Pf.)  für  difi 
Stiickgutsendunp-  und  4  M  (2  Ji)  für  die  Wagenladung  er- 
höht. 3.  Die  Ladegebühren  sind  bei  Ver-  oder  Ent- 
ladung von  Gelreidi-,  Hülsenfi'üchten,  Kieie.  Malz  und  öl- 
.Saaten  in  loser  Schüttung  auf  20  Pf.  (12  Pf.),  bei  anderen 


Gütern  auf  15  Pf.  (8  Pf.)  f-est.gesetzt.  An  Krans-eld  sinc' 
nunmehr  10  Pf.  (7  Pf.),  mindestens  1,.50  Ji  (1  ,M)  zu  ent- 
richten. 4.  nie  Gebühren  für  die  Anweisung  des  AI 
scnd'ors,  das  Gut  von  einem  Dritten  zur  Beförderung  air 
zunehmen,  und  für  Anweisungen  des  Empfän- 
gers betragen  fortan  1  J(,  (50  Pf.)  für  die  Stüokgutsenduus 
und  5  ,M  (3  M)  für  die  Wagenladung.  5.  Die.  Signier- 
gebühr ist  von  10  Pf.  auf  20  Pf.  erhöht.  6.  Das  Lager 
geld  für  Lagerung  in  bedeckten  Räumen  beläuft  siel 
künftig  auf  20  Pf.  (10  Pf.)  für  je  24  Stunden  und  100 
bei  Lagerung  im  Freien  10  Pf.  (4  Pf.)  ;  weiter  beträgt  da.- 
Platzgeld  foitan  5  Pf.  (2  Pf.)  für  je  1  qm  und  10  Tage 
7.  An  iS  t  a  n  d  g  e  1  d  e  r  n  sind  für  die  Folge  zu  ent 
richten:  4  M  (3  Jl)  für  die  ersten  24  Stunden,  6  J{  (4  ./(' 
für  die  zweiten  24  Stunden  und  8  M  (6  .M)  für  jede  weiten 
24  Stunden.  8.  Die  Decken  miete  ist  a^ou  1  Jl  für  .jeth 
Decke  und  je  SOO  km  Beförderungsstrecfce  auf  2  Mindest 
erhe])uuo'  4  (2  Jl),  erhöht;  ebenso  ist  die  Verzögerun.gs 
gel:)ühr  für  die  verspätete  Rückgabe  von  DiM'kv-n  A'on  1  ./^  ."lU 
2  .//^  .verdoppelt.  9.  Die  Gebühr  für  die  Abbestellung 
von  Wag'en  beträgt  statt  3  Ji  fortan  4  Jl  für  den  Wageir 
10.  Bei  der  N  a  c  h  n  a  h  m  e  ]>  r  o  v  i  s  i  o  n  bleibt  die  Gruud 
giebühr  (1  %)  unverändert,  hingegen  beträgt  die  Mindest: 
gebiihr  fortan  bei  Beträgen  von  5  M  (3  M)  20  Pf.  (10  Pf.) 
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bei  höhei-en  Beträgen  30  Pf.  (20  Pf.).  11.  Di«  Desinfek- 
tionsg-ebühr  im  Güterverkehr  ist  von  2  Jl  auf  3  Jl  für 
den  Waoen  erhöht.  12.  Die  Gebühr  für  Benachrichti- 
guno- durch  Boten  der  Eisenbahn  beträgt  jetzt  20  Pf. 
(10  Pf.)  bei  Entfernungen  bis  zu  2  km  vom  Stationsgebäude, 
bei  Entfernunsen  über  2  km  15  Pf.  (10  Pf.)  für  jede.s  an- 
gefangene Kilometer  des  Hin-  und  Kückweges ;  bei  Benach- 
richtigung durch  die  Post  tritt  keine  Gebührenänderung  ein. 
13.  Die  D  e  s  i  n  f  e  k  t  i  o  n  s  g  e  b  ü  h  r  e  n  bei  Tiersendungen 
l>etragen  künftig  3  M  (2  Ji)  für  einen  einbödigen  Wagen, 
4  .//  (3  Jl)  für  einen  mehrbödigen  Wagen  und  40  M  (.30  Jl) 
fiii-  einen  Geflügelsjieziahvagen ;     bei  Stückseudung^^n  "-'^n 


Tieren  sind  für  das  Stück  zu  entrichten  l^W  Jl  (1  Ji).  höch- 
stens 3  M  (2  M)  für  die  Sendung  bei  Großvieh  und  30  Pf. 
(20  Pf.),  höchstens  1,50  Jl  (1  M)  für  die  Sendung  bei  Klein- 
vieh. 

Die  neuen  Gebühren  werden  A'om  10.  August  d.  J.  ab  er- 
hoben. Näheres  ist  aus  den  Tarifnachträgen  (Nachtrag  II  zum 
Deutschen  Eisenbahn-Gütertanf,  Teil  I  B  und  Nachtrag  VII 1 
zum  Deutschen  Eiseuhahn-Tiertarif,  Teil  1)  zu  ersehen,  die 
von  den  Güterabfertigungen  (in  Berlin  auch  von  dem  Aus- 
kunftsbüro, Bahnhof  Alexanderplatz)  käuflich  zu  be- 
ziehen sind. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Fahrverfriinstigungen    für   erblindete  Kriegsteilnehmer. 

Mit  Gültigkeit  vom  5.  August  d.  .Js.  sind  in  Rücksicht  auf  die 
besonders  hilfsbedürftige  und  beklagenswerte  Lage  erblindeter 
Kriegsteilnehmer  für  sie  weitgehende  Fahi'vergünstigungeu 
auf  den  deutscheu  Eisenbahnen  in  Kraft  getreten.  Es  winl 
jetzt  liei  allen  Eeisen  Kriegsblinder  ein  Begleiter  frei  Ije- 
f ordert,  wenn  er  lediglich  zum  Zwecke  der  Begleitung  luit- 
reist.  Reist  der  erblindete  Kriegsteilnehmer  lediglich  iu 
Begleitung  eines  Führerhundes,  so  wird  der  Fiihrerhund 
frachtfrei  l>efördert.  Als  Ausweise  dienen  für  l>eide  Fälle 
auf  den  Namen  lautende  Bescheinigungen,  daß  es  sich  um 
einen  erblindeten  Krieg.<teilnehmer  handelt.  Diese  Be- 
scheinigungen, die  für  die  Dauer  eines  Kalendeijahres  gültig 
sind,  werden  auf  Antrag  des  Blinden  von  der  Eisenbahuver- 
waltung  ausgestellt,  in  deren  Bezirk  er  seinen  Wohnsitz  hat. 
Daneben  haben  erblindete  Kriegsteilnehmer  nach  wie  vor  für 
ihre  Person  auf  die  für  alle  Kriegsbeschädigte  geltende  Fahr- 
preisermäßigung nach  der  Ausfiihrungsbestimnmna-  C.  XI.  zu 
*  12  der  Eisenbahn-Yerkehrsordnuuo-  Anspruch,  die  nur  den 
halben  Fahr]>reis  in  der  2.  und  3.  Klasse  —  bei  Schnellzügen 
jetloch  den  tarifmäßigen  Zuschlag  —  vorsieht  bei  Reisen  zur 
Hehandhinu'  durch  Fachärzte,  zur  Fnterbriugung  in  Heil- 
eier Ausbildungsanstalten,  zum  Besuch  von  Kurorten  oder 
Ausbildungslehrgäng-en.  zur  Berufsberatung  und  zum  Stellen- 
antritt.  Damit  sind  von  den  erblindeten  Kriegsteilnehmein 
lange  erstrebte  Vergünstigungen  zur  Tat  geworden,  die  dazu 
beifragen  werden,  diesen  bedauernswerten  Feldzugsteil- 
n^ehjuein  ihre  schwere  Lage  nach  ;\Iöglichkeit  zu  erleichtern. 

—  Frachtbereehniing  für  Brennesseln.  In  Anbetracht  des 
großen  Mangels  an  Spinnstoffen,  der  seit  der  Absperrung 
vom  Wellmarkt  in  Deutschland  herrscht,  mußte  den  ein- 
heimischen Gespinstpflanzen  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu- 
gewendet werden.  Neben  der  Hanf-  und  Leinpflanze,  die  auch 
früher  schon,  wenn  auch  in  geringem  Lmfange  in  Deutsch- 
land angebaut  wurden,  hat  sich  jetzt  insl)esondere  die  Brenn- 
nessel als  recht  brauchbare  Gespinst])flanze  erwiesen,  wohin- 
gegen anderen  während  des  Krieges  verarbeiteten  Ersatzstof- 
fen (Ilopfenranken,  Ginster,  Weidenbast  usw.)  nur  geringe, 
vorüliergehende  Bedeutung  zukommt.  Es  ist  daher  damit  zu 
rechnen,  daß  die  Brennessel,  für  dei-en  Erschließuna:  große 
Aufwendungen  gemacht  wurden,  für  absehbare  Zeit  wett- 
bfwerbsfähig  sein  wird  und  der  Friedenswirtschaft  erhalten 
bleibt.- 

rill  diesen  einheimischen  Rohstoff  auch  im  Frieden  ver- 
saiitlfähig  zu  erhalten  —  für  die  Kriegszeit  war  er  in  den 
Krieo-sausnahmetarif  2  K  19  aufgenommen  —  ist  er  kürzlich 
im  allgemeinen  Tarif  den  Wettbewerbsgütern  Rohflachs  und 
Rohhanf  in  der  Tarifierung  gleichgestellt  worden.  Künftig 
taiifieren  somit''  Brennessel,  roh  oder  geröstet,  zum  Snezial- 
larif  III,  auch  ist  die  Gestellung  üroßräumiger  offener  Wagen 
zulä.ssig.  Die  aufgeschlossene  Nesselfaser  (Brennessel werg, 
Krennesselbast)  gehört  hingea-en  zu  den  hanfähnlichen  Ge- 
spinstfasern des  Spezialfarifs  Tl. 

—  .Senkung  der  Lebensmittelpreise.  Der  preußische  Eisen- 
bahnmiiiistei'  hat  über  diescAlaßnahmen,  die  bekanntlich  liei  der 
Beilegung  des  Eisenl)ahnerstreiks  eine  T)edeutungsvolle  Rolle 
gespielt  hat.  folgenden  Erlaß  an  die  Eisenhahndirektionen 
richtet:  Infolge  der  Aufhebung  der  Blockade  und  der  Maß- 
nahmen der  Regieiune'  zur  Senkung  der  Lel)ensmittelpreise 
ist  bereits  jetzt  fast  allenthalben  eine  rückläufige  Bewegung 
der  Preise  der  Lebensmittel  und  auch  sonstiger  Bedarf sarlikel 
eingetreten.  Es  ist  anzunehmen,  daß  diese  Erscheinung  sich 
in  nächster  Zeit  infolge  dei-  vermehrten  Zufuhr  aus  dem  Aus- 


land und  der  Tatsache,  daß  jetzt  lange  zurückgehaltene  Vor- 
räte auf  den  Markt  gebracht  werden,  verstärkt  l>emerkbar 
machen  wird.  Dies  wird  umso  nachdrücklicher  der  Fall  sein, 
je  mehr  das  Weichen  der  Preisen  in  den  Kreisen  der  Käufer 
bekannt  wird.  Die  Eisenbahnvcrwaltung  muß  an  der  Gestal- 
tung der  Preise  im  Interesse  ihrer  Beamten  und  Arbeiter  be- 
sonders lebhaften  Anteil  nehmen  und  deshalb  mit  allen  Mitteln 
dafür  sorgen,  daß  die  für  den  Käufer  günstige  Marktlage  mög- 
lichst allgemein  bekannt  wird.  Soweit  es  sich  von  hier  aus  be- 
obachten läßt,  hat  die  Tagespresse  bisher  nur  in  vereinzelten 
Fällen  eine  regelmäßige  Berichterstattung  über  die  Preisbe- 
wegung begonnen.  Ich  mache  es  deshalb  eleu  Eisenbahndirek- 
tionen  zur  Pflicht,  in  möglichst  großem  Umfange  in  ihien 
ganzen  Bezirken  die  Presse  auf  die  volkswirtschaftliche  Wich- 
tigkeit dieser  Berichterstattung  hinzuweisen,  und  das  lebhafte 
Interesse  aller  Teile  des  Publikums  daran  zu  betonen.  Vor 
allem  die  kleineren  Blätter,  die  in  der  Arbeiterschaft,  in  den 
Kreisen  der  Rentner,  Handwerker  und  unteren  Beamten  zahl- 
reiche Leser  hal>en,  sollten  nicht  versäumen,  durch  regel- 
mäßige und  übersichtliche  Mitteilung  der  Preise  der  Hauptbe- 
darfsartikel die  Interessen  ihres  Publikums  wahrzunehmen 
und  auf  die  Bedeutung  dieser  Preisgestaltung  für  die  Lebens- 
haltung jeder  Familie  aufklärend  hinzuweisen.  Am  besten 
erfolgt"  die  Fühlungnahme  mit  der  Presse  mündlich  durch  ge- 
eignete Beamte,  die  gerade  in  diesem  Fall  zahlreich  zur  Ver- 
füguno- stehen  werden.  Allmonatlich  wollen  die  Eisenbahn- 
direktionen auch  mir  in  einfacher  tabellarischer  Form  die 
Preisbewegung  der  wichtigsten  Bedai fsartikel  in  den  Orten 
ihres  Bezirks,  in  denen. eine  zahlreiche  Beamten-  und  Arbeiter- 
schaft der  Eisenbahnverwaltung  ansässig  ist,  berichten 

—  Arbeiter-  und  Angestelltenausschüsse  bei  den  Privat- 
eisenbahnen und  Kleinbahnen.  Der  preußische  Eisen- 
bahnminister hat  unterm  19.  Juli  d.  J.  hierüber  fol- 
gendes verordnet :  „Im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn 
Slinister  des  Innern  bestimme  ich  m  Ausführung  des 
§  11,  Ziffer  4  der  A^erordnung  üljer  Tarifverträge,  Arbeiter- 
und Augestelltenausschüsse  und  Schlichtung  von  Arbeits- 
streitigkeiten vom  23.  Dezember  191S  (RGBl.  S.  1436)  für  die 
Betriebe,  Verwaltungen  und  Büros  der  Privateisenbahmen 
und  Kleinbahnen,  was  folgt: 

I.  Bei  Streitigkeiten  ülier  die  gesetzliche  Notwendigkeit 
der  Errichtung  eines  Arlieiicr-  oder  Angestelltenausschusses 
über  die  Wählbarkeit  eini  >  Aibciters  oder  Angestellten,  über 
die  Einrichtung,  Zuständigkeit  und  Geschäftsführung  eines 
Arbeiter-  oder  Angestelltenausschusses  und  über  alle  Streitig- 
keiten, die  sich  aus  den  Wahlen  zu  den  Arbeiter-  oder  An- 
gestelltenausschüssen ergeben,  entscheidet,  vorl>ehaltlich  der 
A'orschriften  im  III.  Abschnitt  der  A'erordnung  vom  23.  De- 
zember 1918: 

1.  bei  den  P  i- i  v  a  t  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n,  a)  sofern  sie  nur 
einen  Landespolizeibezirk  (Regierungsbezirk)  berühren,  der 
Regieiungs|»räsident  (im  Landespolizeili.czii-k  Berlin  de_r 
Polizeipräsident).  b)  sofern  sie  mehrere  Landespolizei- 
bezirke  einer  Provinz  berüluen,  der  vom  Olipjin-äsidenten 
dieser  Provinz  bezei(diiiete  Regierungspiäsident,  c)  sofern 
sie  Landespolizeibezii  k«'  verschiedener  Provinzen 
berühren,  der  von  mir  im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn 
Minister  des  Innern  bezeichnete  Regierungspräsident ; 

2.  bei  den  Kleinbahnen  der  für  die  Eitcilung  dei-  (!e- 
nehmigung  und  für  die  staatliche  Beatif si(dil igung  der  Klein- 
bahn gemäß  §  3  des  Kleiiibaliugeset/.es  vom  28.  Juli  1892 
(Geselz-samml.  S.  225)  zuständige  Regierungspräsident  (Poli- 
zeipräsident). 

II.  Gegen  die  Entstdieidung  (les  in  erster  Instanz  zu.stän- 
digen  Regieruno-s-(Poli7ei-)Präsidcnten  ist  binnen  einem 
Monat  nach  Zustellung  des  Bescheides  die  Beschwerdie  an  den 
übergeordneten  Ober])i  äsident^n  zulässig.  Dieser  entscheidet 
endgültig. 

III.  Für  das  Verfahren  yelten  die  Vorschriften  des  llerrn 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  hinsichtlich  dei'  Ai'beiter- 
und    Ano-estelltenausschüs.se  in  gewerblichen  Bttrieiieu.-' 
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—  Mecklenburgische  Friedrich-Wilhelm-Eisenbahn.  Nach 
'l^'^V^r'^^^'  "^'orstandes  für  das  am  31.  März  Ix-iend-ete 
Geschäftsjahr  1918/19  betru.wu  di-e  Betriebseinnahmen  ohne 
den  A  ortrao-  des  Vorjahres  1  671  665  (i.  V.  1  393  836)  Ji  Die 
reinen  B^tri^ebsausg-aben  stellten  sich  auf  1  097  546  (697  991)  // 
demnach  beträ^rt  der  Betra<>bsüberschuß  574119   (695  845) 

o'?5?o'^/"^^'"'^  Personen-  und  C^epäckverkehr  beträot 

42(  3o2  (310463)  jene  auts  d^em  Güterverkehr,  einschließlich 
Ncbenemnahmen,  4  200  422  (943  632)  Jl.  Nach  Mi/.u..-  der 
Zinsen  usw.  verbleibt  ein  Reine^ewinn  von  502  9(15  (555  435)  // 
^-^^^^  ^  Divid.ende  an  die  I'norität.sstammakti.en, 
4  (b)  /o  Dividende  au  di.e  Stammaktien  Lit.  A  3  (5)  % 
Dividende  an  die  lStammakti.en.  Lit.  B  und  4  %  Dividende  auf 
das  G.esamtkapital  von  4  867  000  Jl  oezahlt  werden. 

—  Nachtdienstver^yiitunffen  in  Baden.  Mit  Rückwirkuno- 
vom  1.  Mai  1919  ab  -ndrd  bei  den  badischen  Stnntsbahnen 
sämtlichen  Beamten  und  vertraosmäßigeu  Bed irii>trifii  für 
die  zwischen  9  IThr  abends  und  5  Uhr  inori;icus  -■cleo-.cne 
Ihenstzeit  «ine  A^rs'üturio-  von  25  ^  in  .der  Sunde  »ewührt 
\  erlangerung-en  mfoloe  tMierzeitarbeit  oder  Zuo-vers(7ätuno-,f.ii 
bleiben  unberücksichtigt,  sofern  sie  nicht  über  eine  Stunde 
betragen.  Die  seither  dem  Fahrpei>;onal  gewährte  Nacht- 
(lienstvergütung  ist  dafür  weggefallen. 

r,.^^l  '^ie  Arbeiter  ist  eine  gleiche  Vergütung  durch  den 
larifvertrag  festgesetzt. 

—  Erhöhung:  der  Teuerungs/ulasen  in  tiaden.  Entsprechend 
der  atif  den  gleichen  Zeitpunkt  eingetretenen  Lohnerhöhuno' 
der  Eisenbahuaiheiter  sind  die  Teuerungszulagen  der  etats" 
maßigen  Beamten  d«r  badischen  Staat.sl)ahnen*  mit  Wirkimo- 
vom  1.  März  d.  Js.  wie  folgt  erhöht  worden: 

in  Ortsklasse 

I  II         iir  IV/V 

M  a  r  k 

a)  für  Ledige   über  30  Jahre    .    3000       2900       2800  2600 

b)  „  Verheiratete  ohne  Kinder  3200  310O  30tX)  2800 
...  ,  .  1  Kind  3400  3300  3200  3000 
lur  das  zweite,  dritte  und  vierte  Kind  je  100  Jl  mehr.  Für 
die  m  ^Mannheim  und  Berlin  bescliäftigten  Bieamten  wird  ein 
Zu.schlag  von  250  Jl  gewährt.       Jedem   Beamten   wird  ein 

)iensteinkommen  gesichert  von  5100  .//  m  I.,  5000  Jl  m  II 
4800  Jl  in  III.  und  4500  Jl  in  IV./\'I  Oit.sklasse.  Ledige  P,e- 
anite  die  das  30.  Lebensjahr  noch  nicht  zuriickgele.>i  haben 
erhalten  für  jedes  fehlende  Jalir  125  Jl  wenio-er;  für  sie 
l>eträgt  das  Mindesteinkommen  y  KiOO  Jl  wenioer  als  vor- 
stehend angegeben.  Für  weibliche  Beamte  gelte-n  die  Be- 
stimmungen ülier  das  Mindesteinkommen  nicht. 

VoUljeschäftigte  nichtetatsmäßige  Beamte  oder  Ruhe- 
gehalt.sempfänger  sowie  die,  vollbeschäftigten  verlra-suiäßio-en 
-Bediensteten  erhalten  die  gleichen  Zulageu  wie  die  etats- 
mäßigen  Beamten,  soweit  hei  letzteren  'drc  A'ei<nitun.-  nicht 
ohnehin  unter  Berücksichtigung  der  Teueiungsverliältnis.se 
bemessen  ist  oder  weniger  als  900  .//  jährlich  heträgt. 
Letzterenfalls  beträgt  die  Teuerungszulage  600  Jl,  in  Alaun- 
heim  700  „Ä,  und  die  Zulage  für  jedes  Kind  5  %. 

Neben  der  erhöhten  Teuerungszulage  wird  die  bisheri^'e 
leuerunglieihilfe  weitergewährt. 

—  Zur  Verkehrslage  im  Ruhrrevier  wird  laut  W.  T.  B.  mit- 
geteilt: Zu  Beginn  der  vorletzten  Woche  .setzte  sich  der  Wai'en-' 
mangel  m  verschärfter  Form  fort.  Bis  Mittwoch,  den  23  Tliili 
einschließlich,  wurden  im  Tagesdurehschuitt  nur  rund  14  500 
Wagen  gestellt,  während  rund  7300  fehlten.  Betiächtliche 
ftlengen  der  Förderung  mußten  auf  Lager  genommen  Averden 
Die  EisenbahnverAvaltung  sah  .sich  daher  veranlaßt,  für  die 
beiden  folgenden  4\age  die  Güterannahnie  für  sämtliche  Trans- 
porte, außer  für  Biennstoffe,  zu  sperren.  Infolgedessen  o-in»- 
die  Wagengestelluug  für  die  Zechen  am  25.  und  26  Jufi 
auf  18  800  AVagen  in  die  Höhe  und  die  Fehlziffern  auf  fa^t 
2500  Wagen  herunter.  Die  Zufuhren  zu  dem  Duisburg-Ruhv- 
orter  Kippern  leiden  unvermindert  unter  Wagenman^'-el  (ic- 
kippt  wurden  im  Tagesdurchschnitt  rund  10  300  t.  Der  Um- 
schlag:  der  Zechen  am  Rhein-Herne-  und  Dortmund-Ems-Kanal 
der  Anfang  der  Woche  auf  28  500  t  für  den  Tao-  gesteio-ert 
werden  konnte,  ging-  in  den  letzten  Tagen  wesentlich  zurück, 
so  daß  im  ganzen  nur  eine  durchschnittliche  Tagesleistung- 
von  26  600  t  erreicht  wurde.  Der  Grund  für  den  Rückgang  ist 
m  der  zunehmenden  Kahnrauniknappheit  auf  den  Kanälen"' lie- 
g-rundet.  die  in  erster  Linie  dadurch  her\oigerufeu  wurde  daß 
die  holländischen  Schiffer  zurzeit  lohnendere  Beschäftigun"- 
aut  dem  Rhein  vorziehen. 


Deutschösterreich . 

—  Aufgaben  des  Staatsamtes  für  V-erkehrswesen.    Als  die 

derzeit  wichtigsten  Aufgaben  diese«  Amtes  bezeichnet  Staats- 
sekietär  Paul  die  Besoldungsreform  für  das  Perisonal;  die 
Aktion  zur  Entschuldung  der  Beamten;  die  Errichtung  eines 
Verkehrsbeirates  und  nach  Abschluß  des  Friedens  die  Durch- 
führung der  auf  Grund  der  Friedensbedingungen  für  das  Ver- 
kehrswesen erforderlichen  Maßnahmen  und  schließliah  die 
Arbeiten  zur  Einführung  des  elektrischen  Betriebes  auf  der 
Arlbergbahn  und  der  Strecke  Attnanff-Puchheim-Stainach  Ird- 
ning.  Als  neue  Gesetze  würden  zunächst  vor  das  Haus  kom- 
men: CJe.setz  über  die  Auflösung  der  Generalinspektion  der 
österreichischen' Eisenbahnen ;  Gesetz  über  die  vorläufige  Re- 
gelung des  Luftverkehres  und  Gesetz  über  die  Trennung  des 
Postwesens  vom  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen. 

—  Organisationsänderunff  bei  den  Staatsbahnen.    Die  der 

Staatsltahndii-ektion  Linz  unterstehende  lleizhau.sleitung 
Linz  wird  am  1.  Seiitember  d.  J.  aufgelöst.  Gleichzeitig  wer- 
den an  ihrer  iStelle  zwei  derselben  Staatsbahndirektion  "unter- 
-stellte  lleizhausleitungen  errichtet  und  zwar:  die  Heiz- 
hausleitung  Linz  I  vorzugsweise  für  den  Schnell-  und 
Persouenzugdienst  mit  der  ihr  unterstellten  Heizhausneben- 
stelle Urfahr  und  dem  Sitze  im  Heizhause  am  Personenbahn- 
hofe LirLz;  die  H  e  i  z  h  a  us  le  i  t  u  n  g  Linz  II  vorzugs- 
weise für  den  Güterzugdienst  mit  der  ihr  unterstellten  Heiz- 
hausnebenstelle St.  Valentin  und  der  Neben werkstätte  in 
Linz  mit  dem  Sitze  im  Güterzugheizhause  am  neuen  Güter- 
bahnhofe Linz. 

—  Einstellung  des  Verkehrs  auf  der  Kahlenbergbahn.  In- 
folge neuerlich  eingetretener  Unteibrechung  in  der  Kohlen- 
zufuhr  mußte  bis  auf  Aveiteres  der  Verkehr  auf  der  Zahnrad- 
bahn Nußdorf-Kahlenberg  einge.stellt  werden. 

—  Einschränkung  des  Donausehiffsverkehrs.  Der  all- 
gemein herrschende  Kohlcnniangel  hat  nun  auch  Einschrän- 
kungen im  Personensc'hiffsverkehr  auf  der  Donau  unver- 
meidlich gemacht.  Die  Eilschiffahrten  auf  der  Strecke 
Linz-Wien  werden  bis  auf  weiteres  eingestellt  und  der  leb- 
hafte Lokalschiffsverkehr  auf  der  Strecke  Grein-Melk-Krems- 
Hollenl)urg  wesentlich  eingeschränkt.  Durch  Vorverlegung 
der  Abfahrtszeit  des  von  Passau  nach  Linz  fahrenden  Lokal- 
schiffes wird  es  ermöglicht,  in  Linz  am  gleichen  Tage  den 
nach  Wien  abgehenden  Postdanipfer  zu  erreichen  und  auch- 
weiterhin  die  Fahrt  Passau-Wien  an  einem  Tage  zurückzu- 
legen. Sobald  die  schwebenden  Verhandlungen  bezüglich  der 
erfoitleilichen  Kohlenzuweisungen  ein  .greifbares  Ergebnis 
zeitigen,  werden  die  eingestellten  oder  eingeschränkten  Ver- 
kehre vicder  voll  aufgenommen  werden. 

—  Personalnachrichten.  Es  wuixien  ernannt  zu  Zentral- 
inspektonen  m  der  IV.  Dienstklasse  der  Staatseisenbahn- 
beainten :  V  e  u  o  s  z  ,  Oherinspektor  mit  dem  Titel  eines  Zen- 
tralinspektors, Abteilungsvorsand  der  iStaatsbahndirektiou 
Wien;  Lig.  Klaudy,  Oberstaatshahnrat  mit  dem  Titel  eines 
()berbaurates,  AbteilungsvoTsand  der  Staatsbahndirek- 
tion AVien ;  Dr.  Mark,  Oberstaatsbahnrat  mit  dem 
Titel  eines  Zentralinspektors,  Abteilungsvorstand  des  Tarif- 
erstellungs-  und  Abrechnungsbüros ;  Dr.  P  o  1 1  a  o  z  e  k,  Ober- 
staatsbahnrat, Abteilungsvorstand  der  Staatsbahndirektion 
Wien;  Ing.  (i  aß  mann,  ()berstaatsbahnrat,  Abteiluugsvor- 
stand  der  Staatsbahndirektion  Innsbruck;  Dr.  Haltmeyer, 
Oberstaatsbahnrat,  Abteilungsvorstand  der  Staatsliahndire'ktion 
Innsbruck;  .Ing'.  e  ri  s  t  n  ö,  r  ,  Olierstaatsbalmrat  mit  dem 
Titel  eines  Hofrates,  Staatsamt  für  A'erkehrsw.esen ;  Dr. 
Fellner,  Obersaats))ahnrat,  Staatsamt  für  A^ei-kehrsw.esen; 
Ing.  Roller,  Obci:staatsl)ahiuat  mit  dem  Titel  eines  Ober- 
baurates,  iStaatsami  fnr  ^'('rk(  lir.s  we.M-n ;  Dr.  Reeder,  Ober- 
vstaatsbahnrat  mit  dem  Titel  eines  Ilofrat.es,  lietraut  mit  der 
iStellvei-tretung  des  Leiters  d.es  Tarifersteillings-  und  Abreoh- 
nungsbüros;  Ing.  Schmölzer,  Oberstaatsbahnrat  mit  d-ein 
Titel  -e in.es  (.)berbaurat.es,  Staatsamt  für  V.erkehrswesen ;  Ing. 
Wustrow,  Oberstaatshahnrat  mit  dem  Titel  eines  Oberbau- 
rates, Abteilungsvoi  stand  der  Nordwestbahndirektion; 
Kirsch  ner,  01)erstaatsbahnrat,  Abteilungsvorstand  der 
Staatsl)ahndirektion  Linz;  Ing.  Jaußner,  Öberstaatsbahn- 
rat  mit  dem  Titel  eines  Oberbaiirates,  Staatsamt  für  Verkehrs- 
wesen ;  Ing.  W  i  11 1  e  r  ,  Oberstaatsbahnrat  mit  dem  Titel 
eines  Oberbaunates,  Staatsamt  für  Verkehrswe.sen.  — 
Verliehen  wurde  dem  Privatdozenten  für  Eisen.bahn- 
uiaschinenwesen  au  der  Techn.  Hochschule  in  Wien,  Ober- 
staatsbahnrate  Dr.  techn.  Rudolf  Sauzin  der  Titel  eines 
außerordentlichen  Professors. 
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Uebrige  europäische  Länder. 

—  Eiiiffleisiojer  Beti-ieb  im  Hauensteintunncl.  Die  Bnndes- 
bahiiverwaltuno-  *t<ellt  der  Presse,  zu  der  auch  iii  Nr.  56, 
S.  ü9i5  d.  Zto-.  wiedei;oeg'.ebenen  Mitteilung-  üb^er  die  Be- 
triebsstörung in  diesem  Tunnel  unterm  26.  Juli,  fola^ende  Er- 
klärung' zur  V^rfüo-ung: 

In  (len  letzten  Tageu  haben  verschiedene  Blätter  eiueu 
von  den  „Basler  Nachrichten."  in  ihr€r  Nummer  vom  22.  d.  M. 
veröffentlichten  Artikel  wiederg'eÄ'eben,  der  sich  mit  den  im 
Ganor  l>efindlich'en  Arbeiten  im  Ilauensteinbasistunnel  und 
der  dadurch  bedini^tt'n  zeitweilio-en  Einführun«-  des  eiuvspu- 
rio^en  B'etri'Cbes  b'Cfaßt.  Über  die  Verhältniss^i  im  Hauen- 
steintunncl berichten  die  zuständigen  Stellen  folg^nd.es:  Di^e 
angeordneten  baulichen  Maßnahmen  verfolgen  den  Zweck, 
dem  in  den  sog.  Keuperstrecfcen  des  Tunnels  sich  geltend 
machenden  Sohleuauftrieb  durch  Einziehen  von  Sohlen- 
ge wölben  zu  begegnen.  (Solche  Arbeiten  sind  in  den  Jura- 
tunnelu,  wo  Blähungen  der  Keuperpartien  eine  bekannte  Er- 
scheinung sind,  an  zahlreichen  Stelleu  zur  Ausführung  ge- 
langt. Es  handelt  sich  al&o  keineswegs  um  Bauten,  die  in 
einer  mangelhaften  oder  gar  die  Betriebssicherheit  gefähr- 
denden Beschaffeuheit  des  TunneLs  ihre  Ursache  haben.  Wenn 
die  Bundes1>ahnen  sich  im  ietzigeu  Moment  zur  Vornahme 
der  Arbeiten  entschlos.sen  halben,  so  geschah  es  deshall),  weil 
di<  se  gegenwärtio-  mit  verhältni«mä^ßig  geringeren  Kosten 
ausgeführt  werden  können,  als  wenn  die  Blähung  der 
Keu]>erstreckeu  weiter  fortgeschritten  wäre,  ("'brigeus  wird 
beabsichtigt,  die  Periode  des  einspurigen  Betriebes  zur  Aus- 
führung der  vorbereitenden  Arbeiten  für  die  spätere  Elektri- 
sierung zu  benützen  (Anbringung  der  Bolzen  für  die  Trag- 
werke usw.).  Daduich  kann  vermieden  werden,  daß  der 
doppelspurige  Betrieb  des  Haueusteiutunnels  in  einem 
späteren,  vielleicht  ungünstigeren  Zeitpunkt  neuerdings  aus- 
gesetzt werden  uuiI5.  Bekanntlich  wird  gerade  .jetzt  der  große 
(iotthardtunuel  infolge  der  Er.stelluno-  der  elektrischen  Fahr- 
leitung- einspurig  betrieben.  —  Die  Befürchtung,  daß  die  im 
Hauenstein  in  Ausführung  begriffenen  Arbeiten  eine  Um- 
leitung des  gesamten  Verkehrs  über  die  alte  Hauensteinlinie 
im  (lefolge  halx'u  könnten,  ist  völlig  von  der  Hand  zu  wei- 
s<>n.  Ebenso  grundlos  ist  die  herumgebotene  Behauptung, 
wonach  da.s  Tunnelprofil  dem  für  die  elektrische  Traktion 
erfoi-derlicheu  Lichtraumprofil  nicht  entspreche. 

.  —  Hahnbaupläne  in  Italien.  Laut  Zeitungsnachrichten 
sollen  dem  italienischen  Eisenbahnministerium  300  Alillionen 
Lire  zum  Ausbau  der  Bahnverbindungen  im  Tientino  be- 
willigt werden.  Die  italienische  ELsenbahnverwaltuno-  be- 
schäftigt sich  auch  mit  dem  Plan,  die  Strecke  Tarvis- 
St.  Veit-Wien  vollständig  unabhängig  von  der  Verbindung 
über  Klagenfurt  auszugestalten. 

—  Londoner  Verkehrsschwierigkeiten.  Die  Zerrüt+ung  des 
englischen  Eisenbahnwesens  durch  den  Krieg  ivird  durch  die 
Verhandlungen  beleuchtet,  die  zurzeit  vor  einem  Parlaments- 
ausschuß zur  Untersuchung  der  Gründe  für  die  Londoner  Ver- 
kehrs.-.;chwierigkeiten  stattfinden.  Die  Große  Ostbalm  hat  seit 
dem  Waffenstillstand  die  Zahl  ihrer  Londoner  Züge  um 
3;^  %  ei-höht  und  damit  75  %  der  Gesamtzahl  vor  dem  Kriege, 
die  929  betrug,  erreicht;  die  entsprechenden  Zahlen  waren 
bei  der  London-,  Brigthou-  und  Südküstenbahn  22  %  und 
f8_%  für  den  Bahnhof  London  Bridge  und  22,5  %  und 
88,5  %  für  den  Bahnhof  A'ictoria,  bei  der  Südost-  uud 
Chathani-Eisenbahn  10,5  %  und  75  %  für  di.^.  P.ahnhöfe 
Charing  Croß,  Cannonstreet  uud  London  Bridge  uud  29,5  % 
und  58,5  %  für  die  Bahnhöfe  Victoria,  Holborn,  Ludgate  Hill 
und  St.  Pauls,  endlich  bei  der  Nordlondoner  Bahn  15,5  % 
und  61,5  %.  Bei  der  Südwestbahn  ist  •'»in  \'ergleich  df-r 
truheren  und  .jetzigen  Verhältnis.se  nicht  möglirh,  weil  der 
mittlerweile  vorgenommene  Übergang  zum  elektrischen  Be- 
trieb wesentliche  Verschiebungen  verur.sacht  hat.  Die  Zahl 
der  Zuge  ist  so  über  den  Tag  verteilt,  daß  in  den  Zeiten 
stärksten  Verkehrs,  der  von  6  bis  10  Uhr  \'ormittags  und 
von  5  .bis  9  Uhr  nachmittags  vor  sich  geht,  die  Zahl  der 
Zuge  den  Friedenszahlen  ziemlich  nahekommt;  trotzdem  kann 
der  Verkehr  in  diesen  Zeiten  nicht  bewältigt  werden.  Der 
Hauptverkehr  ist  gegenüber  den  Zeiten  vor  dem  Krieg  auf 
kürzere  Zeiträume  zusammengedrängt  wordeu,  was  seinen 
Grund  in  der  Einführung  der  Sommerzeit,  in  der  Verkürzuno- 
der  Arbeitszeit  und  zahlreichen  anderen  Umständen  hat.  Die 
beulen  eben  genannten  Gründe  geben  vielen  Angestellten 
und  Arbeitern  die  Möglichkeit,  ihre  Freizeit,  die  .jetzt  länger 
ist  als  früher,  im  Freien,  namentlich  bei  der  Bewirtschaf- 
tung von  Gärten,  zu  verbringen,  und  däzu  müssen  sie  die 
J?usenbahn  öfter  als  früher  benutzen.  Die  Luftangriffe  haben 
seinerzeit  Anlaß  gegel)eu,  viele  Geschäfte  zu  früherer  Stunde 
zu  schließen,  so  daß  die  Angestellten  vor  Eintritt  der  Gefahr 


entlassen  waren,  und  diese  Cewohniieil  ist  beil)ehallen  wor- 
deu. Da.  im  Kriege  der  VerUehr  nach  9  Uhr  aliends  stark 
eingeschraukt  war,  hat.  man  sich  daran  gewöhnt,  abendliche 
Vergnügungen  auf  zeitigere  Stunden  zu  verlegen,  und  auch 
diese  Verschiebung  drängt  den  Verkehr  zusammeu.  Auch  die 
Lberfulluug  der  Verkelu smittel  auf  den  Straßen  verweist 
viele  Eeisende  auf  die  Eisenbahnen.  Betreffs  der  weiblichen 
Arbeitskräfte  wird  behauptet,  daß  drei  nötig  sind,  um  die 
Arbeit  von  zwei  Männern  zu  leisten,  und  auch  dadurch  ist 
die  Zahl  der  Reisenden  im  Geschäftsverkehr  vermehrt 
worden. 

Die  Vorortstrecken,  die  l>ereifs  für  elektrischen  Betrieb 
eingerichtet  sind,  können  nicht  mit  ihrer  vollen  Leistungs- 
fähigkeit ausgenützt  werden,  weil  es  ihnen  an  Betrieks- 
mitteln  fehlt  und  diese  zurzeit  nicht  zu  beschaffen  sind. 
B-etreffvS  der  Dampfbahnen  wird  als  Ausweg  aus  den  beste- 
henden Schwierigkeiten  die  Einführung  der  elektrischen  Zug- 
kraft empfohlen,  doch  nimmt  die  Durchführung  dieser  Maß- 
nahme erhebliche  Zeit  in  Anspruch,  und  die  Eisenbahngesell- 
schaften  scheueu  davor  zurück,  jetzt  irgendwelche  erhebliche 
Aufwendungeu  zu  machen,  weil  sie  nicht  wissen,  welche 
Stellung  die  Regierung  gegenüber  den  Eisenbahnen  ein- 
nehnien  wird,  ob  namentlich  die  alte  Einrichtung  des  Privat- 
betriebes durch  die  Gesellschaften  wieder  hergestellt  werden 
wird  oder  ob  der  Staatslbetrieb  beibehalten  und  in  die  Form 
des  Staatseigentums  übergeführt  werden  soll.  Die  Reisen- 
den müss.en  also  ihre  Klagen  zurückstellen  und  auf  Abhilfe 
warten,  bis  das  neu  geschaffene  Verkehrsministerium  sich 
in  dieser  Hinsicht  entschlossen  hat. 

Während  des  'Krieges  sind  61  Londouer  Vorortbahnhöfe 
geschlossen  worden ;  von  ihnen  sind  17  ber.eits  wieder  eröffnet 
uud  betreffs,  weiterer  ."^  ist  die  Wiedereröffnung  in  sichere 
Aussicht  genommen.  Bei  22  Bahnhöfen  hat  man  sich  wegen 
der  Inbetriebnahme  noch  nicht  entschließen  können,  14  sollen 
jedoch  dauernd  aufgelassen  bleiben.  Das  bedeutet  natürlich 
Erleichterungen  für  den  Betrieb,  aber  Erschwernisse  für  den 
^'erkchr.  Der  Zuschlag  von  50  %  zu  den  Fahrpreisen  hat 
nur  kurze  Zeit  gewirkt ;  seine  wesentlichste  Folge  war  eine 
Zunahme  der  Dauerkarten.  Die  Eisenbahnen  behaupten,  daß 
dieser  Zuschlag  nur  eiu  ungenügendes  Entgelt  für  ihre  er- 
höhten Betrieliskosten  sei,  die  durch  die  Steigerung  der 
Löhne  und  die  Kosten  für  alle  Materialien  verursacht  seien, 
während  ihneu  von  der  Gegenseite  der  Vorwurf  gemacht 
wird,  daß  sie  durch  die  Erhöhung  der  Personentarife  ihre 
Lasten  auf  die  schwächsten  Schultern,  nämlich  die  der  werk- 
tätigen Bevölkerung  abwälze.  Demgegenüber  drohen  wieder 
die  Eisenbahnen,  daß  es  der  Steuerzahler  werde  entgelten 
müssen,  wenn  sie  jetzt  zu  hohen  Ausgaben  gezwungen 
werden. 

Wenn  die  Darlegungen  vor  dem  Parlamentsausschuß  auch 
nur  einen  kleinen  Ausschnitt  aus  dem  englischen  Eisenbahn- 
wesen beleuchten,  so  lassen  sie  doch  erkennen,  daß  der 
Verkehr  in  England  durch  d'Cn  Krieg  ebenso  gelitten  hat 
wie  in  Deutschland.  In  dieser  Beziehung  besteht  also 
zwischen  Sieger  und  Besiegten  kaum  ein  Unterschied;  bei 
welchem  von  lieiden  werden  aber  wohl  zuerst  wieder  ge- 
ordnete ^'erhältnisse  eintreten'? 


Der  Schriftleitung  sind  folgende  Bücher 
zugegangen : 

Dr.  H.  Roeder  und  Dr.  R.  Weltsch:  Die  Zukunft  der  direk- 
ten Eisenbahntarife  und  ihrer  Abrechnung  (in  Berücksichti- 
gung des  politischen  Umsturzes).  Verlag  und  Buchhandlung 
für  Fachwissenschaften  Ignatz  Rippel,  Wien  und  Leipzig 
1919.    Preis  3  Jl. 

Dr.-Ing.  H.  Weber:  Die  Ertragswii tschaft  der  schweizeri- 
schen Nebenbahnen.  Verlag  von  Jul.  Springer,  Berlin  1919. 
Preis  geh.  6  JL  und  10  %  Teuerungszuschlag. 

H.  Peiser:  Grundlagen  der  Betriebsrechnung  in  Maschinen- 
bauanstalteu.  Verlag  von  Jul.  Springer,  Berlin  1919  Preis 
geh.  6  Jl,  geb.  7,60  M  und  10  %  Teueiungszuschlag. 

J.  Schwarzkopf:  Früchte  des  Weltkrieges,  I.  Band:  Ver- 
einfachung und  Verbesserung  der  Reichs-,  Staats  und  öffent- 
lichen Verwaltung.  Hüttenverlag,  Stuttgart  (Falkenraineck). 
1919.    Preis  6  -M. 

Dr.-Ing.  Ma.jerczik :  Kommunale  gewerbliche  Unternehmun- 
gen als  Kampfmittel  gegen  die  finanzielle  Notlage  der  deut- 
schen Städte.  Verlag  von  Jul.  Springer,  Berlin  1919.  Preis 
7  M. 

„Aus  Natur  und  Geisteswelt",  Sammlung  wissenschaftlich- 
gemeinverständlicher Darstelluugen,  1.  R.  Vater:  Die 
Maschinenelemente.  Dritte  Auflage.  30i.  Bäudchen.  —  Wegen 
des  Inhalts  des  Bändchens  nehmen  wir  bezug  auf  die  aus- 
führliche Bespi-echung  der  2.  Auflage  in  Nr.  44,  S.  544,  Jahrg. 
1915  d.  Ztg.  —  2.  P.  K  ö  h  n  :  Elektrische  Kraftübertragung. 
Zweite  Auflage,   424.  Bändchen.    A'^rlag  von  B.  G.  Teubner, 
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Leipzig-  untl  Berlin  IMO.    Preis  jede^  BäncklK'ns  1,60  .//. 

Dr.-Iiiff.  (J.  J.  Meyer:    l'jiliiitlcn   luiil  Kouslrui'Cr'eii. 
la^-  von  Jul.  Springer,   Ivciliii  1911).    Pieis  3  .//  uiul   H>  % 
Tieuerimg'szuschlag". 

Dr.  H.  Isay:  Das  iuii-stische  Dauben  und  »eine  Eedeulimg 
für  die  Erziehnnü'  des  Technikers.  V^erlag  von  Franz 
Vahlen,  Berlin  1919.    Preis  2  M. 

Was  will  Taylor?  (Die  arbeitsparende  Betriebsführung) 
von  AV.  H  e  1 1  ni  i  c  h  ,  mit  einem  Anhang  „Kritische  Bemer- 
kungen über  das  Taylorsystem  von  E.  11  u  h  n.  Herausge- 


geben vom  .\usschuß  für  wiiischaflliche  Fertig-ung.  Verlags- 
*^>hteiluüg    des    Vereins    dentsrlier    Ingenieure,     l'.erliii  IdIo 
l'reis  2  Ji. 

F.  Seydel,  Wirkl.  Geh.  Rat:  Die  Organisation  der  preußi- 
schen Staafseiisenbahnen  bis  zum  Kriegsausbruch.  A'erlag 
von  Jul.  Springer,  Berlin  1919.    Preis  Z  Jl. 

Tarifäiuleriingeu  und  Frachterhöhuiigen  aus  Anlaß  des 
Krieg-es  auf  deutscheu  und  anderen  festländischen  Eiseu- 
bahueu.  Zusammengestellt  und  verlegt  von  Winkler  &  Fi.scher. 
Internationale  Transportgesellschaft  m.  b.  H.  Berlin  W  85 
Lützowstraße  102/104. 


Amtliehe  Bekanntmaehungen. 


1.  Nachruf. 


Am  2G.  Juli  starb  in  Berlin  unerwartet  am  Herzschlag  der  bisherige  Prä- 
sident der  Eisenbahndirektion  Essen 

Herr  Walter  L<eliinann 

Wirklicher  Geheimer  Oberregierungsrat, 
Inhaber  des  Eis.  Kreuzes  a.  w.  B. 

nachdem  er  erst  am  1.  Juni  urlaubsweise  sich  von  den  Amtsgeschäften  zurück- 
gezogen hatte,  um  demnächst  in  den  Ruhestand  zu  treten.  Höchste  Blüte 
deutschen  Wirtschaftslebens,  intensivste  Anspannung  der  Kriegswirtschaft, 
innere  Umwälzung  und  Zusammenbruch  hat  er  an  der  Spitze  der  Direktion 
erlebt,  stets  die  Aufgaben  seiner  großen  Verwaltung  klar  erfassend  und  sich 
für  ihre  Durchführung  mit  dem  ganzen  Gewicht  seiner  bedeutenden  Persön- 
lichkeit restlos  einsetzend.  Der  Staatsregierung  war  er  eine  zuverlässige  Stütze, 
seinen  Untergebenen  ein  Voi-gesetzter  von  seltener  Herzensgüte  und  ein 
leuchtendes  Vorbild  mannhafter  Pflichterfüllung.  So  steht  das  Andenken  ihres 
vierten  Präsidenten  fest  gegründet  und  treu  bewahrt  in  der  Geschichte  der 
Eisenbahndirektion. 

Essen,  den  29.  Juli  1919.  (771) 
Namens  der  Verwaltung,  der  Beamtenschaft  u.  Arbeiterschaft 
Jahn,  Eisenbahndirektionspräsident. 


2.  Einschränkung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Der  Bahnhof  Bielefeld  H  war  vom 
4.  April  1915  ab  unter  dem  Vorbehalte 
jederzeitigeu  Widermfis  für  den  Ver- 
sand und  Empfang  von  Munition  und 
(regten  ständen  zur  Muuitionsianferti- 
gung  in  Wagenladungen  für  das  Heer 
und  die  Marine  freig'egeben.  Diese 
Freigabe  ist  nicht  mehr  erforderlich; 
.sie  kommt  daher  mit  dem  1.  Oktober 
1919  in  Wegfall. 

Hannover,  den  28.  Juli  1919.  (7Ö8) 
Ei  Sie  n  b ahndi re k  t  i  on . 

3.  Güterverkehr. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  I   B  (Tfv.  Ib). 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
wird  die  Stelle  „Scheuerpulver"  im 
Spezialtarif  II,  im  Stückgutspezialtarif 
und  im  Verzeichnis  (II)  der  zuschlag- 
frei bedeckt  zu  befördernden  Güter  der 
Spezialtarife  für  Wagenladungsgüter 
gestrichen. 

Berlm,  den  31,  Juli  1919.  (774) 
Eisenbahndirektion, 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Preußisch-Hessisch-Sächsischer  Tier- 
verkehr. 

Vom  IG.  Juli  1919  an  wind  im  Ver- 
kehie  mit  den  Stationen  der  Hallier- 
stadt-iBlankenburger      Eisenbahn  für 


.|6Lle  zu  den  Ladungssätz/en  abgefertitgte 
Seudmig  außer  der  tai'ifniäßigen  Fracht 
ein  Zusclilag  von  3,30  M  für  den  Wa- 
gen ei-hoben. 

Dreisden,  am  30.  Juli  1919.  (770) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatkseiseub., 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Tfv.   1103.  Oberschlesisch-Sächsischer 
Kohlenverkchr, 
gültig  vom  1.  Oktober  1917. 

Die  Stationsbezeichuung  Leumnitz 
unter  c)  auf  Seite  24  des  oben  bezeich- 
neleu  Tarlfes  wird  in  „Gera-Leumnitz" 
geändert. 

Kattowitz,  den  1.  August  1919.  (773) 
E isenb ah n d  i  r ek tio u  Kattowitz, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Deutscher  Eisenbahn-Tiertarif, 
Teil  I  (Tfv.  1500). 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
erhält  der  §  8  (2)  der  Allgememen 
Tarif  Vorschriften  folgende  Fassung: 

„(2)  Bruchquadratmeter  werden  auf 
ganze  Quadratmeter  nach  ohicn  abge- 
rundet." 

Berlin,  den  31.  Juli  1919.  (775) 

Eisenbahndirektion, 
als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Staats-    und  Privatbahn-Güterverkchr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919, 
soweit    nicht    im    Tarif  ein  anderer 
Zeitpunkt  angegeben   ist,   werden  fol- 
gende Nachträge  herausgiegeben : 
i.   Zu  Heft  B  I  (Teilheft  B  I  6,  10,  11, 


12,  1.5,  16,  17  und  24)    Nachtrag  9. 
Preis  für  die  Gesamtausgabe  50  Pf. 
Nachtrage  zu  den  Einzelheften  wer- 
den unentgeltlich  abgegeben. 
■>.   Zu  Heft  B  II  (Teühefte  B  II  1-64) 
Nachtrag  9.    Preis  für  die  Gesamt- 
ausgabe 4  M,  der  Nachtrag  für  iedes 
Einzelheft  10  Pf. 
Die  Nachträge  enthalten  neben  be- 
reits veröffentlichten  Änderungen  und 
Ergänzungen : 

a)  Neue  Stationen. 

b)  Ändeningen  der  Stationen  der 
Farge  -  Vegesacker  Eisenbahn. 
(Gültig  vom  1.  April  1919.  iSiehc 
T.V.A.  Nr.  319/1919). 

(■)  Entfernungsküi'zuiigeu  für  die 
zwischen  Hötzum  und  iSchöningen 
gelegenen  Stationen  der  Braun- 
schweig-Schöninger  Eisenbahn. 
(Gültig  vom  1.  Mai  1919.  Vergl. 
T.V.A.  Nr.  396,/1919). 

(!)  Änderungen  und  Ergänzungen  in- 
folge Eröffnung  der  Neubau- 
strecke Züllichau-Schwiebus. 

(•)  Änderungen  und  Ergänzungen, 
gültig  vom  Tag©  der  Betriebs- 
eröffnung der  Neubau&treckeiL 
St.  Miciiaelisdonn  -  Wilster  und 
Eddelak-Brunsbiittelkoog  Nord. 

f)  Sonstige  Änderungen. 

Auskunft  gebien  die  beteiligten 
(iüterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,   Bahnhof  Alexander- 

'*  Berlin,  den  24.  Juli  1919.  (776) 
Eisenbahndirektion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn- 
Privatbahn-,  Personen-  und  Gepäck- 
verkehr. 

Am  20.  Juli  1919  siud  die  Fahrpreise 
im  Verkehr  mit  Stationen  der  Nord- 
hairsen-Wernigeroder  Eisenbahn  ■er-' 
höht.    Die  Erhöhungen  betra,gen  in 

1.  Klasse  20  4  bis  5  M  10  4,  in 

2.  Klasse  10  A  bis  2       90  in 

3.  Klasse  10       bis  1  Jt  m  ^. 
Nähere  Auskunft  erteilt  die  Direktion 

der    Nordhau&en-Wernigeroder  Eisen 
bahn  in  Wernigerode. 
Hannover,  den  31.  Juli  1919.  (769) 
E  isenbahndii'ektion . 


Niederlausitzer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d. J. 
werden  die  Fahrijrei.sivergünstigungeu 
für  Reisen  zum  Marktbesuch  aufge^ 
hoben. 

MarktrückfahAarten  werden  vom 
genannten  Tag-e  ab  also  nicht  mehr 
verausgabt. 

Berlin,  den  31.  Jaili  1919.  (772) 
Die  Direktion. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.   Oberregierungsrat  Dr.  v.   Ritter  in  Berlin. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  S.  Hermann  &  Co.  in  Berlin  SW. 
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Berlin,  den  Q.August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


_  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

cS^Atr"*^®  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschrilten  usw.  sind  an  die 

5cbrlftleitun(r  der  Zeltung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmaehnnsen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  BerlinW.9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Leitung  Ijann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  AI 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkte  rZusen  du  ng  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
nngarischea  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
,^  <^^T*^■'^,'rH''  !^^°   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Kaum 

■JO  Pf.)  angenommen.  Bei  W  i  e  d  o  r  h  o  1  u  n  g  o  u  entsprochende  Ermäßigungeu. 
I*e<lag:en  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigeu  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/''4 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep-Kasse  C.  Post»clieek-Konto:  Berlin  Kr.  luoa 


CARL  BRANDT  •  HOCH-  und  Tiefbau 

Düsseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle  /  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 

Eisenbahnbau  -  Brücken 


in  Beton  u. 
Eisenbeton 


Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Wasserturme  •  Silos  .  bergbaul.  Anlagen 


1  Waggonwage  und  2  Waggonwagen 


^on   30000  kg  Tragkraft 


von  je  40000  kg  Tragkraft 


;ebraucht,  in  gutem  gebrauchsfähigem  Zustande,  zu  verkaufen.  Wiegebrücken- 
inge jeder  Wage  7  m.  Die  Wagen  sind  gebaut  mit  Gleisunterbrechung  und 
lit  Handhebelentlastung  ausgerüstet. 

Angebote  unter  H.  I.  2755  an  die  Annoncen-E^xpedition 
i'riedr.  Schatz,  Duisburg',  erbeten  lYies] 


Armaturenfabrik 
0.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sfch 
zur  Lieferung 
»«»nLokonnotrv- 
armaturen 

Rftparaturen  billigsil 
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^Getenh-OrehschGibe  • 
PafGHtG  in  allGD  KuIrupsfaatGn- 
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KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Neue  Bahnhofatr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
i\bteiluns  I  für  VollbaKnen. 

Liftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u. 
Schnellzuge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen f.  elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr  Triebwagen 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen" 
Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge- u.  Druckausgleich ventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f  Heißdampf- 
lokomotiven. Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwarmerarmaturen  u.  Zubehörteile  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven! 

Abteilung  n  für  Strafsen-  und  KleinbaKnen. 

(Früher  Kontioeutsle  BremscD  -  GeselUchaft  m.  b.  B..  Tcreinigte  Chriitensen-  imd  Bökerbremien) 
LBftdruckbremsen  für  Straßen-  u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftskndstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluflfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen  -e  Bremsen- 
Einstellvorrichtungen,  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
Wickelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeugs,  Reiniguna 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


2  neue  normalspurige  1  C  1 

Tendcrlokomotivcn 

mit  kupfernen  Feuerbuchsen 

Leergewicht  ca.  47,5  tons 
Diensigewichi  ca.  58,5  tons 
Zugkraft  ....  5600  kg 

=  schnell  lieferbar  = 

Orenstein  &  Koppel  —  Arthur  Koppel  A.-G. 
Abteilung  Lokomotivbau,  Berlin  SW.  17>58] 


aus  bestem  und  stärkstem  Material  hergestellt,  liefert  in  jeder  Breite  und 
Ausführung  schnellstens  zu  angemessenen  Preisen  [7164] 

Carl  Röhrken,  PattscKeid  bei  Cöln 
Werkholzlieferung'. 

Der  Wei-kholzbedarf  der  Eisenbahnwerkstätten  ist  zu  vergeben.  [7166] 
Bedingungen  und  Gattungsverzeichnis  kostenfrei  bei  der  unterzeichneten  Stelle 

wo  die  Angebote  (Aufschrift  „Werkholzlieferung"')  am  25.  August  1919,  vormittags 

10  Uhr,  eröffnet  werden.  —  Zuschlagsfrist  4  Wochen. 

Cannstatt,  den  31  Juli  1919  Eisenbahn-WerKstatteninspeKtion. 


Wegeschranken,  Hand'  und  f>rahtzug'Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK-SchinHel 

 nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  sowie  sämtliche  Zubehörteile. 

Bremsprellböcke,  Lokomotivschuppenschornsteine,  WeichenverschlUsse,  Lademaße, 
Neigungszeiger,  Leitungsinaterialien.  Eisengießerei. 
Wehansstellung  "Brüssel:  Ehrenpreis.    Weltaussteltnng  Turin:  ..Grand  Prix". 

"Baltische  Ausstellung  Malmö:  Konigl.  Medaille.  17074] 


El 

El 
El 


Einarmige!!!  0^,4^  lapp 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch-  m.H^r  ^ä^ä 

apoarat  als  StationsschafiTner  an-       ^»  laCie 


können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch- 
apparat  als  Stationsschaifner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikantev: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Iah.:  A.  EbiiL 
Brannschwclg.  [TOtfi 


en 
faden  1 

in  bunt  o.  weiß,  bietet  an  zo  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  *  Chemnitz 


age 


Regierungsbaumeister 

Bauingenieur,  Patent  1913,  in  unkündbarer 
Stellung  bei  Preuß.  Staatseisenbahnverw., 
erfahren  im  Bau  u.  Betrieb,  sucht  selbst. 
Posten  bei  Privatunternehra.  od.  Kommune 
in  Nordwestdeutschl.,  mögl.  als  Organisat. 
u.  Leiter  groß.  Bahnbetr.  Weg.  Aufenth. 
im  besetzt.  West,  ist  bei  Einsend,  v,  Angeh. 
die  lang-e  Postbeförderungszeit  zu  berück- 
sicht.  Angeb.  unt.  Eis.  7 167  an  die  Anz.- 
Annahme  d.  Ztschr.  (Linkstr.  23/24).  [7167] 

Mehrere  gfebrauchte,  offene, 
normalspurige 

Eisenbahnwagen 

von  10 — 13  m  Länge  und  \0  t  Trag- 
fähigkeit 

ZU  kaufen  gesucht. 

ArtilleriewerKstatt  -  Nord, 
Spandau  (K).  iticoj 

Tropföler 

tiefem  in  großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7159] 

ArmaturenwerKe 

Bhmbe&RiBt 

Dippoldiswalde  i.Sa. 


iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W9 

Vor  kurzem  erschien: 

Das  Leiirlin^swesen  der 

preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung 

unter  Berücksichtigung  der  Lehrlingsverhält- 
nisse   in    Handwerks-   und  Fabrikbetrieben 

Ein  Handbuch  von 

Dr.-Ing.  Brixtio  ScKwarxe, 

Regierungsbaumeister 

Mit  56  Abbildungen. 
Preis  gebunden  M.  18. — 


Hierzu  Teuerungszuschläge 
iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiii 
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Berlin,  den  9.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


V^reinfaoliunoeu  im  Gütertarif. 
(Schluß.) 

Die    vorderasiatischeu  "(^«rkehrsplän'e 
nach  d'er  Aufteilung  der  Türkei. 

Nachrichten. 

Deutschland.  Endgültig'Cr  Ter- 
min für  di'e  R-eich-s-eisenbahnein- 
heit.  —  Abrundunff  d-er  Brueh- 
c|uadratmeter  im  Tierverkehr.  — 
Einschränkuno-  der  Fracht^ermäßi- 
'j;ang  für  E^ennpferde.  —  Fracht- 
Wrechnung  für  Scheuerpulver.  — 
Freimachung  von  Arbeitsstell'Cn 
bei  den  piieußischen  Staatsbahnen 
zur  Unterbringung  von  Kriegsge- 
fangenen und  Rückwanderern.  — 


I  n  Ii  a  1  t  I 

Der  preußische  Ei&enbahiuniniia.ter 
gegen  den  mangelnden  Arbeifrs- 
willeru  —  Wagenladungen  nach 
dem  nördlichen  Teil  der  Provinz 
Schleswig-HoLstein.  —  Neurege- 
lung der  Dienst-  und  Ruhezeit  in 
Baden.  —  Die  deutschen  Fähr- 
schiffe. —  Lieferung  von  Eisen- 
bahnschwellen nach  Italien.  — 
Wirklicher  Geh.  Oberbaurat  Rüdell 
Ehrendoktor.  —  Personalnach- 
richten. 

Deutsche  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  Erwei- 
teiung  des  Wirkungskreises  des 
Staatsani tes  für  Verkehrswesen.  — 
Generalinspektion    der  Eisenbah- 


nen. —  Hofrat  Edmund  Demel- 
mayer.  —  Personalnachrichten. 

Tsc  he  oho -  slowakisches  Ge- 
biet. Durchfuhrgebühren.  — 
Neuer  Zolltarif. 

Übrige  europäische  Län- 
d  6  r.  Elektrisierung  der  .  Bahn 
Kristiania  -  Driammen.  Vorstadt- 
bahnen  um  Kristiania.  Lilleaker- 
bahn.  —  Die  Eisenbahnen  und  die 
Indiißtrie  in  Rußland, 

Fremde  Erdteile.   Heizung  von 
Weichen  und  anderen  Gleisanlagen 
auf  nordamerikanischen  Bahnen. 
Büoherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Vereinfachungen  im  Gütertarif. 


II,*) 


Im  Nachfolgenden  soll  untersucht  werden,  ob  es  sich  emp- 
fehlen würde,  -\nderungen  im  deutschen  Tarifschema  zu  dem 
Zwecke  vorzunehmen,  die  Zahl  der  .  Ausnahmetarif ierungen 
zu  verringern,  ohne  damit  dem  Güteraustausch  in  irgend  we- ' 
sentl icher  Weise  zu  schaden.  Die  Wirkung  einer  -solchen 
Maßnahme  könnte  sich  in  zweierlei  Art  fühlbar  machen. 
Erstens  in  der  Vermehrung  der  Eisenbahn-Einnahmen  und 
zweitens  in  der  Veriingerung  des  Umfanges  und  in  der  ein- 
facheren Gestaltung  und  Handhabung  des  Gütertarifes.  Die 
Beantwortung  der  aufgeworfenen  Frage  hängt  natürlich  in 
erster  Linie  von  der  Größe  der  Frachtunterschiede  ab,  die 
zwischen  den  Sätzen  der  normalen  und  der  Ausnahmeklassen 
bestehen,  und  des  Einflusses,  den  diese  Unterschiede  auf  die 
Versendungsmöglichkeit  der  Güter  haben. 

Bei  den  folgenden  Untersuchungen  soll  zunächst  von  den 
Friedenssätzen  des  Jahres  1914  ausgegangen  werden.  Wenn 
auch  die  künftigen  Friedenstarif©  erheblich  höhere  Fracht- 
sätze und  damit  auch  höhere  Frachtunterschiede  enthalten 
werden,  so  bilden  doch  die  ersteren  eine  zuverlässige  Grund- 
lage. Die  Folgerungen,  die  aus  ihren  Satzunterschieden  g-e- 
zogen  werden  können,  lassen  sich  auch  auf  die  neuen  Güter- 
tarife um  so  leichter  übertragen,  als  die  Güterpreise  gegen- 
über den  früheren  auch  in  der  kommenden  Fi-iedenszeit  eine 
erheblich  größere  Zunahme  zeigen  werden,  als  dies  bei  den 
neuen  Frachtsätzen  der  Fall  sein  kann. 

Zur  Unterstützung  der  folgenden  Ausführungen  lassen  sich 
natürlich  nur  einige  Beispiele  anfühi-en.  Sie  lassen  aber  den 
vorhandenen  Tatbestand  klar  genug  erkennen.  Im  Jahre  1914 
bestanden  nun  z.  B.  nebenstehende  Frachtunterschiede. 

Aus  dieser  Aufstellung  geht  zunächst  hervor,  daß  die 
Frachtunterschiede  bis  zu  100  km  so  unbedeutend  sind,  daß 
sie  eine  Einschränkung  der  Tarifklassen  und  Ausnahmetarife 
ohne  weiteres  ermöglichen  würden.  Denn  es  kann  wohl 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  selbst  der  Höcbstunterschied 
bei  Gütern  des  Spezialtarifes  I  gegen  B  von  18  Ji  für  10  000  kg 


•)  Vergl.  die  Ausfürungen  unter  I  in  der  Nummer  dieser 
Zeitung  vom  30.  Juli  d.'  J. 


SpTIII 
gegen 
Sp  TO 


A  T  1 
(Holz) 
gegen 
Sp  TH 


AT2 
(Roh- 
stoffe) 
gegen 
SpTlII 


A  T  .3 
(Kali) 
gegen 
A  T2 


A  T4 
(Dang- 
kalk) 
gegen 
ATS 


ATS 
(Wege- 
bau- 
stoffe) 
gegen 
A  T4 


Frachtunterschied  in  Pfennigen  für  100  kg 


10 
'20 
30 
40 
50 
100 
300 
600 


G 
8 
11 
13 
18 
45 
90 


1 

2 
3 
4 
5 
10 
39 
78 


1 
-2 
■2 
3 
5 
15 
30 


4 
16 


12 
4 


in  der  früheren  Friedenszeit  in  der  weit  überwiegenden  Zahl 
der  Fälle  nicht  den  geringsten  Einfluß  auf  die  Beförderungs- 
möglichkeit dieser  Güter  haben  konnte.  ^Auch  die  Unter- 
schiede, die  sich  bei  den  Sätzen  der  Ausnahmetarife  1  bis  5 
bis  zu  600  km  zeigen,  sind  keineswegs  so  groß,  daß  sie  bei 
den  geänderten  Verhältnisisen  der  kommenden  Friedenszeit 
die  Ersetzung  aller  dieser  Ausnahmetarife  durch  einen  als 
eine  verkehrschädigende  Maßnahme  ansehen  ließen.  Insbe- 
sondere konnte  ein  Frachtunterschied  von  30  Ji  für  10  t,  wie 
er  sich  bei  Beförderung  von  Holz  des  Spezialtarifes  II  auf 
000  km  zeigt,  schon  lange  Zeit  vor  1914  als  bedeutungslos  an- 
gesehen werden,  da  z.  B.  10  OCO  kg  Fichtenstämme  mindestens 
18  cbm  Holz  enthielten  und  der  auf  1  cbm  entfallende 
Frachtunterschied  von  1,67  Jl  bei  den  steigenden  Holzpreisen 
keinerlei  Einfluß  auf  den  Holzabsatz  haben  konnte. 

Bei  den  allgemeinen  Wagenladungsklassen  und  den  Spezial- 
tarifen I  bis  III  nehmen  die  Frachtunterschiede  bei  größeren 
Entfemung-en  allerdings  in  einer  Weise  zu,  die  es  erschwerte, 
die  Bildung  von  Ausnahmetarifen  durch  die  Versetzung  der 
Güter  von  einer  Klasse  in  die  andere  zu  vermeiden.  Wenn 
dadurch  auch  für  manche  Güter  die  gewünschte  Wirkung  er- 
reicht worden  wäre,  so  würde  doch  der  Einnahmeausfall,  den 
die  Eisenbahnen  dabei  erlitten  hätten,  zu  groß  gewesen  sein, 
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um  einien  solchen  Vorgang  rätlich  erscheinen  zu  lassen. 

Es  kann  aber  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die 
Mehrzahl  der  Aiisnahmetarife,  die  1914  bestanden  haben,  ihre 
Entstehung  hauptsächlich  dem  Umstände  zuzuschreiben 
hatte,  daß  die  normale  Fracht  für  die  «ie  umfassenden  Güter 
mit  wachsender  Entfernung  allzusehr  zunahm.  Denn  es  ist 
nicht  anzunehmen,  daß  die  geringen  Frachtunterschiede,  die 
«ich  zwischen  normaler  und  Ausnahmetarifierung  bei  gerin- 
gen Entfernungen  ergeben  haben,  den  Entschluß  zur  Aus- 
nahmebehandlung  irgendwie  Ix-einflußt  hal>pu  konnten. 

Damit  kommen  wir  aber  zu  der  wichtigen  Feststellung,  daß 
die  ebenso  starke,  wie  unbei-echtigte,  mit  wachsender  Ent- 
fernung immer  mehr  zunehmende  Belastung  der  Güter  mit 
Reingewinn,  wie  sie  in  dem  Artikel  „D  ie 'k ü n  f  t igen 
Gütertarife"  in  der  Nummer  dieser  Zeitung  vom  15.  Mai 
1908  nachgewiesen  wi\rde,  neben  ihrer  einschränkenden  Wii-- 
kung  auf  den  Verkehr  auch  noch  den  Nachteil  hatte,  die  Aus- 
uahmetarifierungen  zu  vermehren  und  dadurch  die  Hand- 
habung der  Gütertarife  zu  erschweren. 

Würden  aber  die  neuen  Gütertarife  nach  den  Grundsätzen 
gebildet,  wie  «ie  in  dem  angeführten  Artikel  empfohlen  wor- 
^  <Ien  sind,  dann  würden  gerade  die  Frachtuntenschiede  bei 
größeren .  Entfernungen  ßo  stark  verringert  werden,  daß  die 
Notwendigkeit  der  Beibehaltung  gar  mancher  Ausnahme- 
tarife von  vselbst  entfallen  würde.  Nach  den  dort  nur  bei- 
spielsweise angeführten  Zahlen  würden  sich  die  früheren 
Friedenssätze  des  Spezialtarifes  III  bei  600  km  um  48  für 
100  kg  ermäßigen,  also  um  mehr,  als  der  Unterschied  des 
Ausnahmetarifes  I  gegen  den  Spezialtarif  II  betragen  ha.t. 
Auch  die  Au-snahmetarife  2  und  3  wirden  entbehrlich  gewor- 
den sein. 

Nun  kann  wohl  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  not- 
wendige starke  Steigerung  der  Einnahmen  der  deutschen 
Staatsbahuen  nur  dann  erzielt  werden  kann,  wenn  die  Fähig- 
keit der  einzelnen  Güter,  Fi  acht  tragen  zu  können,  noch  sorg- 
fältiger als  bisher  beachtet  wird.  Denn  eine  mechanische  Er- 
höhung der  Frachtsätze  nach  Hundertteilen,  wie  sie  im 
Kriege  als  Notmittel  nicht  zu  vermeiden  war,  könnte  in  der 
Friedenszeit  nur  zii  einer  argen  Drosselung  des  Güteraus- 
tausches und  damit  der  Volkswirt.schaft,  sowie  zu  einer  Schä- 
digung der  Eisenbahneiunahmen  führen.  Die  notwendige 
sorgfältige  Beachtung  der  Belastungsfähigkeit  der  Güter 
dürfte  sich  aber,  abgesehen  von  der  richtigen  Einteilung  der 
Güter  in  Klassen,  wohl  nur  auf  dem  Wege  erreichen  lassen, 
der  in  dem  erwähnten  Artikel  vom  15.  Mai  1918  angedeutet 
wurde. 

Bei  Beschreitung  dieses  Weges  würden  mehrere  der  zur 
Zeit  bestehenden  Ausnahmetarife  entfallen  können.  Ks  wird 
sich  dann  gewiß  ermöglichen  lasisen,  mit  den  Kilometertarif- 
tafeln des  Staatsbahugütertarifes  für  den  Bereich  ganz 
Deutschlands  das  Auslangen  in  der  Art  zu  finden,  daß  die 
Zahl  der  Spezialtarif e  von  .S  auf  etwa  8  vermehrt^  wird. 
Hierfür  stände  der  Platz  zur  Verfügung,  der  zur  Zeit  von 
den  Ausnahmetarifen  1  bis  5  eingenommen  wird.  Würde  der 
gefwiß  entbehrliche  Spezialtarif  für  Stückgut  aufgehoben,  dann 
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würden  sogar  9  Spezialtarife  Platz  finden,  ohne  den  Kaum 

der  Kilometer-Tariftafeln  auch  nur  um  eine  einzige  Spalte 
vermehren  zu  müssen.  Dann  wäre  unter  den  einzelnen  Spe- 
zialtarifen so  viel  Spielraum,  daß  eine  sich  etwa  für  ein  Gut 
als"  erforderlich  erweisende  Frachtermäßigung  unter  Vermei- 
dung eines  Ausnahmetarifes  einfach  im  Wege  der  Versetzung 
des  Gutes  von  eiaem  Spezialtarif  in  den  anderen  erfolgen 
könnte.  Zeitweilig  notwendig  werdende  Frachtermäßigungen 
behufs  Milder-ung  eines  Notstandes  usf.  könnten,  wie  bisher, 
durch  Zugestehung  eines  in  Hundertteilen  ausgedrückten 
Nachlasses  gewährt  werden. 

Im  Vereine  mit  der  früher  empfohlenen  Zusammenlegung 
der  Eechnungskilometer  in  Zonen  würde  dann  ein  einfacher, 
klarer  und  leicht  zu  handhabender  Gütertarif  erreicht  werden, 
der  für  die  künftige  Wirtschaftsentwicklung  Deutschlands 
weit  segensvoller  wirken  würde,  als  es  bei  einem  Gütertarif 
möglich  ist,  der  zahlreiche  Ausnahmebestimmungen  enthält 
und  dadurch  schwer  zu  handhaben  ist. 

Das  angestrebte  Ziel  würde  sich  natürlich  nur  dann  er- 
reichen la.sisen,  wenn  der  Einfluß,  den  die  Fracht 
auf  den  weit  überwiegenden,  also  maßge1>enden 
Teil  des  Güteraustausches  haben  kann,  künftighin 
etwas  nüchterner  beurteilt  werden  würde,  als  dies  vor 
dem  Kriege  der  Fall  war.  Es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  dieser  Einfluß  in  der  vergangenen  Friedenszeit 
nicht  nur  von  den  .deutschen,  sondern  von  allen  Staatsbahn- 
verwaltungen mehr  oder  weniger  über.schätzt  wurde.  Wenn 
dies  auch  in  Deutschland  noch  am  wenigsten  der  Fall  war, 
so  sind  doch  gewiß  viele  Sonderbegünstigungen,  die  in  den 
einzelnen  deutschen  Bundesländern  zum  Schutz  ihrer  wirt- 
schaftlichen Sonderinteressen  gewährt  worden  sind,  auf 
diesen  Umstand  zurückzuführen.  In  vielen  Fällen  haben  si« 
praktisch  nur  eine  Sonderbegünstigung  einzelner  Landwirte 
oder  sonstiger  Unternehmer  bedeutet,  die  weder  vom  streng 
eisenbahnfachlichen,  noch  auch  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  notwendig  war.  Tatsächlich  wurden  sie  oft 
auch  nur  gewährt,  um  politischen  Einflüssen  Rechnung  zu 
tragen.  Der  Zwang,  die  Eisenbahneinnahmen  künftighin  vor 
schädlichen  Einwirkungen  zu  bewahren,  wird  ja  an  sich  schon 
zu  einer  starken  Einschränkung  der  Sonderbegünstigungen 
führen.  Die  Bemühungen,  solche  zu  erreichen,  werden  aber 
angesichts  der  höheren  Frachtsätze,  die  die  neuen  Gütertarife 
enthalten  werden,  eher  zu-  als  abnehmen.  Angesichts  dieses 
Umstandes  werden  die  Staatsbahnverwaltungen  stets  das 
Dichterwort  beachten  müssien :  „Landgraf  w  e  r  d  e  h  a  r  t !" 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  auch  empfohlen,  die  ursprüng- 
liche Eeinheit  des  deutschen  Tarifsystems  nicht  nur  durch 
Streichung  des  Spezialtarifes  für  Stückgut,  sondern  auch  da- 
durch wieder  herzustellen,  daß  der  Spezialtarif  A  2  wieder 
als  5000  kg-Klasse  für  sämtliche .  Spezialtarife  erklärt  wird. 
Das  empfiehlt  sich  schon  deshalb,  weil  die  künftigen  Selbst- 
kosten der  Beförderung  von  5000  kg-Sendungen  so  hoch  sein 
werden,  daß  die  Gefahr  vorliegt,  bei  Berechnung  nach  Spe- 
zialtarif II  weniger  einzunehmen  als  die  Selbstkosten,  was 
nur  bei  Wohltätigkeitsakten  gerechtfertigt  sein  kann. 


Die  vorderasiatischen  Verkehrspläne  nach  der  Aufteilung  der  Türkei. 


Durch  den  für  die  Ent^ente  siegreichen  Ausgang  des  Krieges 
wird  die  Verkehrspolitik  in  keinem  Gebiet  der  Erde  so  ein- 
schneidend beeinflußt,  wie  in  Vorderasien.  Vom  Bosporu'^ 
bis  nach  Arabien  und  bis  zum  Persischen  Golf,  vieUeicht  sogar 
bis  nach  Indren  hinüber  hat  sich  das  Bild  der  voraussicht- 
lichen künftigen  Verkehrserschließung  des  Landes  nicht  min- 
der gründlich  als  das  politisch-territoriale  gewandelt  Der 
britische  Einfluß,  wenn  er  auch  nicht  allenthalben  un- 
öestritten  ist.  ward  fortan  in  den  gesamten  Ländern  Vorder- 
asiens derart  uberwiegen,  daß  man  mit  Recht  gesagt  hat  die 
bisherige  Lücke  zwischen  dem  ägyptischen  und  indischen 
J-,anderbesitz  Englands  sei  nunmehr  auch  auf  verkehrs- 
pohtischem  Gebiet  geschlossen  und  der  Kap-Kairo-Gedanke 


sei  zum  Kapstadti-Kalkutta-,  bald  wohl  sogar  schon  zum 
Kap  Stadt -  Singapur-Programm   erweitert ! 

Deutschlands  Interesssen  sind  durch  diese  Änderungen 
natürlich  zumeist  im  Bereich  der  bisherigen  deutschen  Bag- 
dadbahn betroffen  und  zwar,  wie  sogleich  hinzugefügt 
werden  muß,  empfindlich  geschädigt  worden.  Nicht  nur  ist 
eine  gedeihliche  Fortführung  der  spezifisch  deutschen  Fär- 
bung der  Bagdadbahn-Politik  selbstverständlich  fortan,  wohl 
für  alle  Zukunft,  ausgeschlossen,  sondern  es  sind  auch  die 
Kassenbestände  der  deutschen  Verwaltung  von  den  Englän- 
dern beschlagnahmt,  die  deutschen'Beamten  zum  größten  Teile 
entlassen  worden.  Nur  die  deutschen  Ingenieure  und  wohl 
auch  eine  beträchtliche  Anzahl  von  dem  deutschen  technische!] 


LIX.  Jahrgang 
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Ai b€its|>eTeonal  ist  —  vorläufig!;!  —  beibehalten  worden,  da 
man  deren  Sachkenntnis  und  praktische  Erfahrung:  ohne 
Schaden  für  den  Fortoanf>-  der  Arbeiten  nicht  glaubte  ent- 
behren zu  können. 

Es  o:eht  mit  der  Bagdadbahn  genau  wie  mit  dem  Suezkanal. 
Auf  die  Ähnlichkeit  der  britischen  Politik  beiden  Verkehrs- 
unternehmun?€n  gegenüber  wies  ich  selbst  schon  am  19.  No- 
vember 1910  in  einem  Aufsatz  der  Hardenschen  „Zukunft" : 
„Bagdad  und  Suez"  bin: 

„Möglich,  daß  England  einst,  wenn  die  „deutsche"  Bag- 
dadbahn offiziell  eröffnet  Avii'd,  der  Feier  wieder  schmol- 
lend fern  bleibt  (falls  es  dann  solche  Maske  noch  für  un- 
entbehrlich hält)  ;^  vorher  und  nachher  aber  dürfte  es  ver- 
suchen, möglichst  viele  Bagdadbahn-Aktien  aufzukaufen, 
oder,  wenn  die  Statuten  unüberwindliche  Hindernisse  bits- 
ten,    mit    anderen    Mitteln    den  deutschen 
Vorstoß   zu    hemmen    trachten.    Das   ist  ihm 
beinahe  ia  schon  jetzt  gelungen.  Gedenket  an  Suez!" 
Im  einen  wie  im  andern  Fall  sehen  wir  England  das  nicht- 
englische Verkehrsunternehmen  mit  allen   Mitteln  befehden 
und  ihm  Schwierigkeiten  politischer  und  finanzieller  Art  be- 
reiten,   die   zeitweilig  seine  Vollendung  emstlich  in  Frage 
stellen ;  in  beiden  Fällen  nehmen  wir  aber  auch  eine  rasche 
und  vollkommene  Wandlung  der  englischen  Stellungnahme  im 
selben  Augenblick  wahr,  da  feststeht,  daß  die  Fertigstellung 
des  großen  Werkes  nicht  mehr  aufzuhalten  ist:  einmal  durch 
einen  genialen  Börsencoup  und  einmal  durch  Krieg  setzt  sich 
England  in  den  Besitz  des  bis  dahin  so  hart  bekämpften  Un- 
ternehmens und  sucht  es,  nachdem  desisen  englischer  Charak- 
ter unbestritten  feststeht,  allerdings  nach  besten  Kräften  zu 
fördern  und  nutzbar  zu  machen. 

So  trübselig-  diese  Sachlagxi  für  die  deutschen  Interessen 
ist.  so  läßt  sich  doch  nicht  verkennen,  daß  das  Werk  selbst 
durch  den  Krieg  und  -die  nachfolgende  Wandlung  der  Dinge 
unerwartet  rasch  und  kräftiii  gefördert  worden  ist.  Wäre 
1914  der  Frieden  erhalten  geblieben,  so  wäre  w'ohl  auch  im 
günsti^^sten  Falle  die  deutsche  Bahn  1919  oder  1920  erst  vom 
Bosporus  bis  nach  Bagdad  vollendet  worden,  nicht  aber  dar- 
über hinaus.  Wie  die  Dinge  .ietzt  liegen,  ist  es  .iedoch  so  gut 
wie  sicher,  daß  um  Mitte  1920  die  a  n  z  e  Ba  h  n 
vom  Bosporus  bis  zum  Persischen  Golf  fer- 
tig e  s  t  e  1 1 1  sein  wii'd.  Dieses  Ergebnis  ist  dadurch  mö.i;- 
lich  geworden,  daß  im  Kriege  Eu.gland  aus  eignen  militä- 
rischen Interessen  heraus  kräftig-  am  „Golfstiick"'  der  Bagdad- 
bahn gebaut  hat.  Nachdem  die  Engländer  am  21.  Noremboi' 
1914  Basra  besetzt  hatten,  mulite  ihnen  daran  He.gcu,  durch 
eine  Bahn  ihren  Vor-marsch  zu  unterstützen.  Ihre  Niederlag* 
bei  Ktesiphou  im  November  191.")  und  die  nachfolgende  Ka- 
pitulatioiis-Katastrophe  von  Kut  el  Amara  (29.  April  191i;) 
waren' nicht  zum  w^enigsten  eine  Folge  des  Fehlens  einei' 
Eisenbahnverbindung  mit  ihrer  Front  und  der  ungenügenden 
Leistungsfähigkeit  des  Tigris  als  Transportweg.  Bei  dem  er- 
neuten Vormarsch  im  nachfolgenden  Winter  waix-n  daher  die 
Engländer  auf  Schaffung  einer  ausi  eichenden  Bahnlinie  l>o- 
(tacht,  die  ihrem  Vorinarvsch  folgte  und  nach  der  Einnahme 
Bagdads  (11.  März  1917)  alsbald  bis  zu  dieser  alten  Kalifen- 
stadt, und  gleichzeitig  sogar  noch  nürd\yär(s  darüber  hinaus 
bis  nach  Tekrit  vor.ge&choben  M-urde  (zumal  da  die  Bahn 
Bagdad-Samarra  schon  vorhanden  war). 

So  ist  denn  bereits  heute  ein  Schienenweg  vom  Persischen 
Golf  bis  etwa  200  km  nördlich  Bagdad  verfügbar,  der  nur 
uoch  geringfügiger  Verbesserungen,  Änderungen  und  Um- 
tmuten  bedarf,  um  einer  sofortigen  Aufnahme  des  Friedeus- 
betriebs gewachsen  zu  sein.  Nördlich  von  Tekrit.  in  der 
Richtung  auf  Mossul.  kann  der  Weiterbau  .iederzeit,  sobald  die 
nötigen  Geldmittel  verfügbar  und  die  erforderlichen  Vor- 
arbeiten geleistet  sind,  in  Angriff  genommen  werden.  Tech- 
nische Schwierigkeiten  sind  in  dem  fast  ebenen  Gelände 
N'ordmesopotamieus  nicht  mehr  zu  erwarten.  Die  Erreichung 
von  Mossul  durch  den  von  Süden  kommenden  Schienenstrang 
wird  daher  nur  noch  eine  Frage  mehrerer  Monate  sein.  Dann 
aber  ist  auch  die  Vollendung  der  gesamten  Bahnlinie  nicht 
mehr  fern,  denn  schon  gegenwärtig  reicht  das  Kopfende  der 
vom  Bosporus  herunterkommenden  Strecke  bis  nach  Nassibin, 
kaum  150  km  westlich  von  Mossul,  und  es  bedarf  nur  noch 
einiger  letzter  Aufräumungsarbeiten,  um  die  Bahn  bis  zu 
diesem  Punkt  dem  fortlaufenden  Betrieb  zu  übergel>en. 

Es  ist  nämlich  während  des  Kriegs  im  Weiterbau  dieser 
Streck«  von  deutsch-türkischer  Seite  sehr  Beachtenswertes  ge- 
leistet worden.  Das  wohlverstandene  eigne  militärische  Inter- 
esse zwang  zu  erhöhter  Anstrengung,  denn  die  sehr  lange, 
z.  T.  des  verbindenden  Schienenstrangs  entbehrende  Etappen- 
linie im  Eücken  der  sog.  Irak-Front  war  ein  gar  zu  fühlbare*. 
Hindernis  der  militärischen  Beweglichkeit:  schwerlich  wären 
Bagdad  und  Jerusalem  1917  den  Engländern  in  die  Hände  ge- 
fallen,   wenn    eine    vollwertige,    lückenlose    Bahnlinie  die 


fechtende  türkisch-deutsche  Truppe  mit  der  Heimat  verbunden 
hätte ! 

Als  der  Krieg  zwischen  England  und  der  Türkei  Ende; 
Oktober  1914  ausbrach,  waren  von  der  Bagdadbahn  —  ab- 
gesehen von  einer  erst  unmittelbar  zuvor  eröffneten  Sondei- 
Teilstrecke  Bagdad-Samarra  —  folgende  Einzelteile  vorhanden : 

Strecke  Länge  in  km  J^röffnungs- 

tag 

Konia-Bulgurlu    -iuo  25.  Oktober  1904 

Bulgurlu-Uiukischla    ...  38  1.  Juli  1911 

Ulukischla-Bozanti  ....  .5i  21.  Dezemberl912 


Lücke  im  Cilicischen  Taurus:  Bozanti-Dorak  (42  km) 


Dorak-Adana  

Adana-Toprak  Kale-Mamuie 


15 
lOü 


27.  April  1912 
27.  April  1912 


Lücke  im  Amanusgebirge :  Mamure-Radju  (101  km) 


Radju-Maslimije-  Djerablus 
Anschluß:  Musliraije-Aleppo 


20.S 
15 


15.  Dezember  1912 
15.  Dezember  1912 


Notbrücke  bei  Djerablus  über  den  Euphrat 

Djerablus-Tel  el  Abiad  .  .  101  11.  Juli  1914. 

Zwischen  Tel  el  Abiad  und  Samarra,  bis  wohin  das  von 
Bagdad  ^hinaufreichende,  130  km  lange  Endstück  führte- 
klaffte  noch  eine  Lücke  von  nicht  weniger  als  644  km  Ent- 
fernung. 

Im  Kriege  wurden  nun  folgende  Strecken  ^•(JlU'ndel  und 
dem  Betrieb  übergeben : 

Amanusstreoke :  1.  Radju-lslahie  47  km         20.  Okt.  1915 

2,  Islahie-Mamtirc         54  km         Februar  igifi 
Nordmesopotamische  Strecke : 

Tel  el  Abiad-Tuem  62  km  1.  .luni  1915 
Tuem-Kas  el  ATq  41  km         2:!.  Juli  191.') 

Der  Durchschlag  des  5  km  langen  Haupttunuels  im  Ainauu.s- 
Gebirge,  des  Bagtsche-Tunnels,  der  die  notwendige  V'oraus- 
setzung  für  die  Fertigstellung  der  Amanus-Strecke  war,  ei- 
folgte  am  16.  Juni  1915.  Mit  der  Ausfüllung  der  Lücke  im 
Amanus  war  man  dem  Ziel  des  überall  zusammenhängenden 
Schienenweges  beträchtlich  näher  gekommen.  Doch  gelang 
es  im  Kriege  nicht  mehr,  aucli  die  letzte  nud  fühlbarste  Lück^; 
in  Kleinasieu,  im  Cilicischen  Taurus.  auszufüllen.  Trotz 
großer  Anstrengungen  und  fieberhaftei-  ^•Vrl)eiten  war  es  uichl 
möglich,  in  diesem  ungemein  schwierigen  kulturfernen  Ge- 
lände, wo  die  Bahn  bis  1465  in  Meereshöhe  ansteigt,  und  wo 
nicht  weniger  als  11  km  Tunnel  dttrchsclilagen  werden  muli- 
ten,  die  Linie  während  des  Krieges  betriebsfei'tig  zu  ge- 
.stalten:  man  mußte  sich  begnügen,  über  die  Cilicische  Pforte 
eine  gute  Automobilstraße  zu  erbauen.  Dcjcli  machte  sich  die 
Notwendigkeit,  alle  Militärtransporte  iu  Automobile  umzu- 
laden und  in  ihnen  übei'  das  Gebir.ge  zu  befördern,  das  natür- 
lich auch  alle  Truppenteile  zu  Fuß  überwinden  mußten,  für 
die  Sicherung  des  Heeresnachschubs  ungemein  störend  um! 
lästig  bemerkbar.  Das  lange,  verhängnisvolle  Stocken  der 
Operationen  an  der  Suez=^  und  Irak-Front,  zumal  im  entschei- 
tlenden  Winter  1915/16.  war  vornehmlich  auf  diese  störende 
Unterbrechung  in  der  Etappenlinie  zurückzuführen. 

Trotzdem  sind  die  schwierigen  Bauarbeiten  im  Taurus 
kräftig  gefördert  worden.  Bereits  im  Dezeml>er  1914  wurd*' 
einer  der  größten  Tunnel  durchschlagen,  der  1S26  m  lauge 
Bilemedik-Tunnel.  Den  Haupttunnel  von  3795  m  Länge  ge- 
lang es  aber  erst  fast  gleichzeitig  mit  dem  Abschluß  des  Waf- 
fenstillstands zu  durchbrechen,  im  Oktober  1918,  Inzwischen 
dürften  die  Aufräumungs-  und  sonstigen  Bauarbeiten  so  weit 
gediehen  sein,  daß  wir  nuinittelbar  vor  der  Eröffnung  des 
laufenden  Betriebs  von  Ilaidar  Pa.scha  am  Bosporus  bis  zum 
Kopfende  Nassibin  vor  Mossul  stehen.  Auch  der  Bau  der 
Brücke  über  den  Euphrat  konnte  nämlich  bemerkenswerter- 
weise so  rasch  in  den  ersten  Kriegsmonaten  gefördert  wer- 
den, daß  das  fertige  Werk  am  30.  April  1915  feierlich  er- 
öffnet wurde,  womit  die  alte  Notbrücke  außer  Betrieb  ge- 
setzt wurde. 

Somit  könnte  man  glauben,  daß  das  seit  20  Jahren  von 
Deutschland  erstrebte  Hauptziel,  die  Eroberung  des  mesopo- 
tamischen  Handelsverkehrs  für  das  Geschäftsleben  Konstan- 
tinopels (und  Deutschlands),  nahe  vor  der  Verwirklichung 
stehe.  Der  plötzliche  Umsturz  der  militärischen  und  politi- 
schen Lage  hat  .iedoch  die  sehr  große  Gefahr  heraufgeführt, 
daß  der  Bosporus  aus  der  neuen,  aussichtsreichen  Gestaltung  der' 
Dinge  keinen  rechten  Vorteil  mehr  zu  erzielen  vermag.  Eng- 
land hat  .ia  kein  großes  Interesse  daran,  die  mesopotamische 
Warenausfuhr  zum  Bosporus,  nach  Konstantinopel  und  dar- 
über hinaus  nach  Mitteleuropa,  zu  lenken,  sondern  es  wird 
darauf  bedacht  i*eiu,  sie  den  nächsten  Secdiäfeu  zuzuführen. 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  EisenbaboTerwaltunfen, 


d.  h.  nach  Basra  am  Schatt  el  Arab  d^es  P«rsisch>en  Golfs  und 
nach  Alexandrette  am  iMittelm'&er. 

Das  nordsyrisch©  Al'exandr€tte  war  zwar  auch  von  der 
deutschen  Bagdadbahn-Verwaltunof  als  S'&ehafen  der  Bahn  in 
Aussicht  genommen  und  seit  dem  1.  Nov-ember  1913  durch  eine 
59  km  lange  Zweigbahn  Alexandrette-Toprak  Kaie  nach  Nor- 
den an  die  Hauptstrecke  angeschlossen.  Dieser  Zweig  wurde 
in  den  ersten  Kriegswochen  durch  ein  wiederholtes  Bom- 
bardement feindlicher  Kriegsschiffe  sowie  durch  große  Über- 
schwemmungen derart  beschädigt,  daß  der  Betrieb  am  20.  De- 
zember 1914  einj;estellt  werden  mußte  und  seither  nicht  wieder 
aufgenommen  werden  konnte.  Die  Engländer  werden  nun 
schwerlich  Interesse  daran  haben,  die  nach  Toprak  Kaie 
laufende  Bahn  zu  erneuern,  da  sie  in  die  Ebene  von  Adana 
und  nicht  direkt  nach  Mesopotamien  weist.  —  Vielmehr  dürf- 
ten isie  Alexandrette  durch  eine  neue  Linie  ostwärts  mit 
Aleppo  bzw.  dem  etwas  nördlicher  gelegenen  Verkehrsknoten- 
punkt ]iflislimi.ie  verbinden.  Zu  diesem  Zweck  müßte  zwar 
abermals  eine  Bahn  durch  ein  Gebirge  gebaut  werden,  aber 
der  Weg-  und  Zeitgewinn  gegenüber  dem  alten  Zustand  wäre 
für  die  direkte  Verbindung  Mesopotamiens  mit  der  syrischen 
Küste  dennoch  bedeutend.  Der  kleinasiatischen  Strecke  der 
Bagdadbahn  und  nicht  minder  der  Anatolischen  Bahn  vom 
Bosporus  bis  Konia  droht  iedenfalls  von  den  englischen 
Alexandrette-Plänen  und  der  Absicht,  Alexandrette  zum  Frei- 
hafen ziu  machen,  eine  empfindliche  Schädigung. 

Es  ist  aber  nicht  nur  die  Ablenkung  des  Warenverkehrs 
nach  Alexandrette,  die  der  klednasiatischen  Hauptlinie  großen 
Abbruch  tun  wird,  sondern  es  kommt  besonders  für  die  Aua- 
tolische  Bahnstrecke  noch  eine  weitere  große  Gefahr  hinzu : 
der  Wettbewerb  Smyrnas.  der  den  zum  Bosporus 
sti-ebenden  Güterverkehr  noch  weiter  verringern  wird. 

Bisher  hatten  die  Direktionen  der  Anatolischen  und  der 
Bagdadbahn  kein  Interesse  daran,  die  Erzeugnisse  der  zu- 
kunftsreichen Ebenen  von  Konia  und  Adana  anderswohin  als 
in  der  Richtung  auf  Konstantinopel  auszuführen.  Der  Hafen 
von  Smyrna  lag  zwar  näher  und  günstiger,  aber  dort  hatte 
man  keine  wirtschaftlichen  Interessen, ,  und  so  vereitelten 
die  deutschen  Bahndirektionen  seinerzeit  absichtlich  den  An- 
schluß ihrer  Bahnstrecken  an  Smyrna. 

Von  Smyrna  gehen  zwei  Bahnen  aus,  eine  südliche,  die 
Smyrna-Aidm-Bahn,  über  Aidin  in  der  Richtung  auf  Konia, 
den  Endpunkt  der  Anatolischen  und  Anfangspunkt  der  Bao-- 
dadbahn,  und  eine  nördliche,  die  Smyrna-Kassaba-Bahn  die 
bis  Afaun  Karahissar  führt.  Die  erstere  hat  ihren  natür- 
lichen Endpunkt  Konia  wegen  des  Widerstandes  der  Anato- 
lischen Bahn  überhaupt  nicht  erreicht,  die  letztere  trifft  zwar 
in  Afiun  Karahissar  mit  dieser  Bahn  an  eineui  und  demsel- 
ben Orte  zusammen,  aber  —  zwischen  den  beiden  nahe  benach- 
barten Schienenwegen  durfte  keine  Verbindung  hergestellt 
werden ! 

Die  Briten  haben  nun  keinerlei  Interesse  daran  diesen  un- 
natürlichen Zustand  aufrecht  zu  erhalten,  und  somit  dürften 
denn  wohl  schon  bald  sowohl  Konia  wie  vielleicht  auch  die 
Station  Afiun  Karahissar  der  Anatolischen  Bahn  unmittelbai-e 
Verbindung  mit  Smyrna  aufweisen,  womit  die  Stellung  des  letzt- 
genannten Hafens,  der  ja  wohl  politisch  fortan  zu  Griechen- 
land gehören  wird,  eine  sehr  bedeutende  wirtschaftliche  Kräf- 
tigung erfahren  dürfte.  Diese  Zukunftsentwickelung  ist  um 
so  wahi-ßcheinlicher,  als  die  Smyma~Aidin-Bahn  von  jeher  in 
englischer  Hand  ist.  während  die  Bahn  von  Smyrna  nach  Afiun 
Karahissar  französischer  Besitz  ist.  Dieser  Ümstand  eröffnet 
freilich  neue  Ausblicke  auf  andre  künftige  Verwickelungen: 
es  wäre  leicht  möglich,  daß  nunmehr  englische  Eifersucht  statt 
der  deutschen  in  Afiun  Karahissar  der  französischen  Bahn- 
linie den  Anschluß  an  die  anatolische  Strecke  verweigert. 


Wie  sich  im  übrigen  Vorderasien  durch  die  geänderten  poli- 
tischen Verhältnisse  die  ursprünglichen  Eisenbahnpläne  wan- 
deln werden,  läßt  sich  zum  großen  Teil  noch  nicht  übersehen. 
So  lange  nicht  entschieden  ist,  wie  die  türkische  Beute  unter 
die  siegreichen  Ententestaaten,  sei  es  in  Gestalt  glatter  An- 
nexionen, sei  es  in  Form  der  neuerfundenen  „Mandatar- 
systeme", verteilt  werden  soll,  so  lange  zwischen  den  Bundes- 
genossen selber  schlecht  oder  gar  nicht  verhüllte  Eifersüchte- 
leien bestehen,  die  die  endgültige  territoriale  Regelung  immer 
aufs  neue  ei-schweren  und  vei-eiteln,  so  lange  kann  natürlich 
auch  eine  klare  Neuregelung  der  verkehrspolitischen  Fragen 
noch  nicht  erwartet  werden.  Insbesondeie  in  Syrien  und 
seinem  Hinteiiande,  dem  Zankapfel  zwischen  England,  Frank- 
reich und  dem  Hedschas-Königreich,  sind  die  Verhältnisse 
noch  recht  sehr  undurchsichtig  und  dürften  es  auch  noch  ge- 
raume Zeit  bleiben. 

An  großen  neuen  Linien  im  vorderasiatischen  Verkehrsbild 
der  Zukunft  sind  außer  den  oben  schon  erörterten  bisher  nui 
zwei  erkennbar.  Einmal  dürfte  die  „Mekkabahn",  die  vofl 
Damaskus  bis  Medina  hinunterfühi-t.  aber  dann  ins  Stockeri 
kam  und  Mekka  noch  nicht  erreicht  hat,  nun  wohl  sehr  rascH 
nicht  nur  nach  Mekka,  sondern  voraussichtlich  noch  viel  weites 
südwärts,  bis  Aden,  verlängert  werden.  Sowohl  da.s  neu| 
Königreich  Hedschas  hat  alles  Interesse,  eine  enge  Verbini 
dung  mit  seiner  „Schutzmacht"  England  zu  suchen,  wie  aucn 
England  wird  darauf  bedacht  sfein,  die  nach  15-jähriger  Wühll 
arbeit  .endlich  erreichte  Herausreißung  Arabiens  aus  dem  tür? 
kischen  Reichskörper  durch  eine  möglichst  große  Festigung 
seiner  eigenen  Stellung  in  den  heiligen  Stätten  Arabiens  zu 
sichern;  erfahrungsgemäß  aber  gibt  es  kein  besseres  Mittel, 
die  englische  Herrschaft  in  irgend  einem  Lande  fest  zu  ver- 
ankern, als  einen  großzügigen  Ausbau  der  Verkehrswee< 

Weiterhin  aber  ist  als  neue  Eisenbahnhauptlinie  die  schon 
im  Kriege  von  den  Engländern  fertiggestellte  Verbindung 
Kairo-Jerusalem  zu  nennen,  die  den  Nordteil  der  Sinai- 
Wüste  im  Zuge  der  uralten  Karawanenstraß-e  durchschneidet, 
und  die  sogleich  nach  der  Einnahme  Jerusalems  (9.  Dezember 
1917)  mit  möglichster  Beschleunigung  geschaffen  wurde,  so 
daß  nach  der  nahe  bevorstehenden  Vollendung  der  Bahnsti-ecke 
im  Cilicischen  Taurus  eine  fortlaufende  Bahnlinie 
vom  Bosporus  bis  tief  nach  Ägypten  hinein 
vorhanden  sein  wird.  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  im  Zusam- 
menhang mit  dieser  neuen  Verkehrslinie  der  bereits  vor  8  bis 
9  Jahren  erörterte  britische  Plan  wieder  aufleben  wird,  eine 
direkte  Verbindung  von  Kairo  bezw.  von  den  Häfen  Süd-Pa- 
lästinas bis  zum  Persischen  Golf  bezw.  nach  Basra  oder  Bag- 
dad hinüber  ins  Leben  zu  rufen.  Dies  Projekt  der  „englischen 
Bagdadbahn",  das  besonders  auch  der  bekannte  englische  Was- 
serbauingenieur Sir  William  Willcocks  im  Interesse  seiner 
mesopotamischen  Wasserbaupläne  lebhaft  befürwortete,  war 
ein  phantastischer  Einfall,  so  lange  Vorderasien  zum  türki- 
schen Reiche  gehörte  und  die  türkischen  wie  die  deutschen 
Interessen  gleichmäßig  auf  eine  Zusammenfassung  des  Ver- 
kehrs in  der  Richtung  auf  Konstantinopel  abzielten.  Jetzt 
aber,  wo  die  deutschen  und  die  türkischen  Wünsche  auf  Be- 
rücksichtigung nicht  mehr  zählen  können,  wäre  es  sehr  leicht 
möglich,  daß  dieselbe  dezentralisierende  Politik,  die  Smyrna 
an  die  Bagdadbahn  anschließen  wird,  auch  die  „englische  Bag- 
dadbahn" aus  der  Taufe  heben  wird.  Allerdings  steht  dieser- 
Absicht  ein  nennenswertes  Hindernis  im  Wege,  der  völlig* 
Wüstencharakter  der  nordarabischen  Wüste,  die  von  der  Bahn 
durchzogen  werden  müßte.  Immerhin  sind  in  den  letzten 
Jahrzehnten  so  bedeutende  Wüstenbahnen  mit  Erfolg  in  Be- 
trieb genommen  worden,  zuletzt  noch  die  große  west-ost-austra- 
lische  Überlandbahn,  daß  allein  an  diesem  wirtschaftlichen  Be- 
denken der  Plan  schwerlich  noch  scheitern  wird. 

Dr.  Hennig. 


Nachrichten. 

Vereinsgeb  iet. 
Deutschland. 

—  End^ltiger  Termin  für  die  Reichseisenbahneinheit.  Wie 
die  „Pol.  Inf."  hören,  ist  nach  Zustimmung  Bayerns  als  end- 
igulüger  Tennm  für  die  Übernalmi.6  der  Staätseisenbahnen 
auf  das  Reich  der  1.  April  1921  fcst;.iesetzt.  Die  bayerische 
Regierung  hat  damit  ihren  bisherioen  Widerspruch  o-,eo-en 
den  ihr  zu  früh  erscheinenden  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
der  Reichseisenbahneinheit  fallen  gelassen.  Andererseits 
■"^rd  auf  Wun.sch  Bayerns  nicht  nur  die  Entscheiduno-  über 
die  Höhe  des  Kaufpreises,  sondern  auch  die  Festsetzung  der 
sonstigen  Bedingungen  des  Übernahmevertrage«  für  den  Fall, 


daß  eine  gütliche  Einigung  nicht  zustande  kommt,  nicht 
reichsgesetzlicher  Regelung,  sondern  einer  schiedsgerichtr 
liehen  Entscheidung,  und  zwar  der  des  Deutschen  Staats- 
gerichtshofes, übertragen. 

—  Abrundung  der  Bruchquadratmeter  im  Tierverkelvr.  Mit 

I  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  J.  werden  Bruchquadratmeter 
bei  der  Frachtberechnung  im  Tierverkehr'  stet«  auf  .ganze 
Quadratmeter  nach  oben  abgerundet;  nach  den  derzeitigen 
Bestimmungen  geschieht  die  Abrandung  in  der  Weise,  daß 
Flächen  bis  einschließlich  0,5  qm  gar  nicht,  größere"  a.ber 
für  ein  ganzes  Quadratmeter  gerechnet  werden.  Die  neue 
Bereohnungsart  dient  der  Vereinfachung  ides  Tarifs  und 
entspricht  dem  neuerdings  im  Tarifwesen  angenommenen  und 
auch  sonst  im  Geschäftsleben  üblichen  Gmndsatz,  Bruch- 
entfemungen,  -beträge  usw.  in  der  Regel  nach  oben  abzu- 
runden. 


LIX.  Jaiirgang 

9.  August  1919 


-    623  - 


Nr.  59 


—  Einschränkung;  der  Frachtermäßigang  für  Rennpferde. 

Mit  Gültigkeit  vom  3,  September  1919  fällt  die  bisher  für 
Reunpferd«  best-ebende  30  prozentige  ErmäI5iguiig  der  Fracht 
fort,  weil  dies«  Fracbtermäßiguiio-  angesichts  der  jetzigen 
Finanzlage  der  Eisenbahnen  nicht  mehr  länger  gewährt  wer- 
den kann.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  wird  die  Fracht  für 
Kennpferde  unter  Gestellung  der  Wagen  zur  ausschließlichen 
Benutaaing  für  mindestens  6  Pferde  nach  den  Stücksätzen 
berechnet,  «ofern  sich  die  Ladungsfracht  nicht  billiger  stellt. 

—  Frachtberechnung  für  Scheuerpulver.  Scheuerpulver, 
das  ist  ein  Gemenge  von  Bimssteinmehl,  Sand  oder  ähn- 
lichen Stoffen  mit  geringen  Mengen  Soda  und  Seife,  tarifiert 
zurzeit  nach  dem  Spezialtarif  II  und  Stückgutspezialtarif, 
Wagenladungen  werden  ziischlagfrei  in  bedeckten  Wagen 
befördert.  Diese  Tarifstelle  ist  bereits  seit  längerer  Zeit 
veraltet.  EinesteiLs  kann  ein  Scheuerpulver  derartiger  Zu- 
sammensetzung wegen  Mangels  an  Eohstoffen  schon  seit 
langem  nicht  mehr  hergestellt  werden  und  weisen  die  im 
Handel  befindlichen  Scheiierpulver  durchweg  andere  Bestand- 
:eile  auf.  zum  andern  wird  die  Tarifstelle  häufiger  miß- 
liräuchlich  für  höherwertige  Seifenersatz-  und  Waschmittel 
In  Anspruch  genommen.  Die  Tarifstelle  wiixi  daher  mit  Gül- 
tigkeit vom  1.   Oktober  1919  aufgehoben. 

—  Freimachung  von  Arbeitsstellen  bei  den  preußischen 
Jtaatsbahnen  zur  Unterbringung  von  Kriegsgefangenen 
ind  Rückwanderern.  Der  preußische  Eisenbahnminister  hat 
len  Eisenbahndirektionen  am  1.  d.  M.  folgenden  Erlaß  zu- 
jehen  lassen:  Aus  Anlaß  der  Durchführung  des  Friedens- 
rertrages  steht  die  Eückkehr  einer  großen  Anzahl  Staats- 
irbeiter  in  naher  Aussicht,  die  aus  den  abzutretenden  Ge- 
rieten ihres  Deutschtums  wegen  vertrieben  werden,  oder  aus 
1er  Kriegsgefangenschaft  nach  der  demnächst  einsetzenden 
Entlassung  durch  die  Westmächte  in  die  Heimat  zurück- 
cehi-en.  Für  die  Unterbringung  dieser  Arbeiter,  soweit  sie 
?^or  dem  Kriege  in  der  preußischen  Staatsbahnverwaltung 
ätig  waren,  muß  rechtzeitig  Vorvsorge  getroffen  werden. 

'  Zurzeit  weisen  indessen  sämtliche  Dienststellen  infolge 
ler  Demobilmachungsmaßnahmen  eine  erhebliche  mit  den 
iioh  ständig  verschlechternden  Staatsfinanzen  iinvereinbare 
^berfüllung  auf.  Es  muß  deshalb  vinverzüglich  zu  einer 
mabweislichen  Sparsamkeitsgrundsätzen  entsprechenden 
?7irtschaft  zurückgekehrt  und  dahin  gestrebt  werden,  die 
dlmähliche  finanzielle  Gesundung  der  Eisenbahnen  wieder 
;u  liewirken  und  die  frühere  Wirtschaftlichkeit  wieder  her- 
►eiznführen.  Eine  weitere  Verstärkung  des  Personals  durch 
Sinstellung  der  Rückwanderer  und  Kriegsgefangenen  ist 
lemnnch  nicht  zulässig.  Der  für  sie  erforderliche  Platz  muß 
'ielmchr  durch  entsprechende  Entlasisungen  geschaffen  wer- 
len,  wie  überhaupt  der  Personalbestand  unter  dem  Zwango 
ler  Finanzverhältnisse  dem  wirklichen  Bedürfnis  wieder  an- 
;epaßt  werden  muß. 

Wenn  bisher  unter  Berücksichtigung  der  schwierigen  Lage 
les  heimischen  Arbeitsmarktes  von  Entlassungen  trotz  der 
largclegten  Umstände  im  allgemeinen  abgesehen  worden  ist, 
o  läßt  sich  dies  jetzt  nicht  mehr  verantworten.  In  erster 
jin-e  werden  die  Unverheirateten  zu  entlaS'sen  sein,  soweit 
ie  vor  dein  Kriege  noch  nicht  in  der  preußischen  Staats- 
ohnverwaltung beschäftigt,  waren,  und  soweit  es  zu  den  dar- 
:elpgtcn  Zwecken  erforderlich  ist.  Die  notwendigen  Maß-' 
lähmen  sind  schon  jetzt  vorzubereiten  und  später  unter  Ver- 
fieidung  von  Härten  —  insl>esondere  avich  unter  weitest- 
:ehender  Bücksichtnahme  auf  die  Kriegsbeschädigten  —  nach 
knhömng  der  Arbeiterbeiräte  und  in  steter  Verbindung  mit 
len  Arbeitsnachweisen  durchzuführen,  damit  den  zu  Ent- 
astenden schon  vorher  und  rechtzeiti Gelegenheit  geboten 
pird,  sieh  anderweit  Arbeit  zu  beschaffen.  Hierzu  wird  sich 
i.  a.  reichliche  Gelegenheit  bei  dem  Wiederaufbau  Belgiens 
ind  Nordfrankreichs  bieten,  für  den  große  Mengen  Arbeiter 
irforderlich  werden. 

—  Der  preußische  Eisenbahnminister  gegen  den  mangeln- 
len  Arbeitswillen.  Aus  Frankfurt  a.  M..  6.  August,  vnrd  der 
•D.  Allg.  Ztg."  geschrieben:  Das  Mitglied  der  Preußischen 
jandesyersammlung.  Generalsekretär  Biedel,  gab  ge- 
egentlicb  der  am  Sonntag  hier  abgehaltenen  Versammlung 
Ips  Allffemoinen  Eisenbahner- Verbandes  Kenntnis  von 
inem  Erlaß  des  Eisenbahnministers  Oeser  vom  23.  Juli.  Es 
leißt  darin  u.  a. : 

Auf  Grund  einer  Reihe  von  Tatsachen  hat  das  Ministerium 
lavon  Kenntnis,  daß  sich  zahlreiche  Arbeiter  in  der  Ver- 
waltung befinden,  denen  der  Wüle  zur  Arbeit  fehlt,  und 
leren  Leistungen  so  gering  sind,  daß  trotz  der  Vermehrung 
ler  Belegschaften  keine  besseren  Ergebnisse  erzielt  werden, 
Irls  mit  geringerer  Zahl  vor  dem  Kriege.  Besonders  in  den 
Verkatätten  verbrin^n  die  Arbeiter  vi«lfa«.h  während  dea 


Dienstes  mit  Politisieren  und  Betriebaversammlungen  die 
Zeit.  Mängel  in  den  Einrichtungen  der  Werkstätten  sollen 
beseitigt  werden,  und  bei  der  in  Aussicht  genommenen  Neu- 
gestaltung des  Werkstättenwesens  sollen  die  Arbeiterver- 
tretungen mitwirken  und  Vorschläge  machen.  Die  finan- 
zielle Lage  hat  sich  infolge  des  Krieges  derart  traurig  ge- 
staltet, daß  nur  bei  äußerster  Kraftanspannung  und  festester 
Tatkraft  jedes  einzelnen  eine  Gesundung  möglich  erscheint. 
Unter  diesen  Umständen  ist  es  Pflicht  der  Staatsverwaltung, 
für  äußerste  Wirtschaftlichkeit  ihrer  Betriebe  Sorge  zu  tragen 
und  dementsprechend,  abgesehen  von  Kriegs-  und  Unfall- 
beschädigten, nur  Arbeiter  zu  beschäftigen,  die  an  ihren 
Plätzen  vollwertige  Arbeit  leisten.  Der  Ernst  der  Lage,  wie 
auch  die  Rücksicht  auf  die  fleißigen,  ihre  volle  Kraft  ein- 
setzenden Arbeiter  zwingen  jedenfalls  dazu,  diejenigen,  die 
billigen  Anforderungen  des  Dienstes  andauernd  nicht  ge- 
nügen und  trotz  wiederholter  Mahnungen  bei  der  jetzigen 
kurzen  Arbeitszeit  ihre  Leistungen  nicht  steigern,  zu  ent- 
lassen. Die  Fragte,  ob  der  Anreiz  zur  Arbeit  durch  Gewinn- 
beteiligung, Verschiedenheit  in  der  Lohnabmessung  oder  der- 
gleichen gesteigert  werden  kann,  muß  späterer  Prüfung  vor- 
l>ehalten  bleiben.  Die  Eisenbahndirektionen  wollen  hiernach 
das  Weitere  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Vorschriften  wie 
unter  Vermeidung  von  Härten  veranlassen  und  die  Sachlage) 
mit  den  Arbeiter  au  sschüssen  beraten. 

—  Wagenladungen  nach  dem  nördlichen  Teil  der  Provinz 
Schleswig-Holstein,  in  dem  nach  dem  Friedensvertrag  eine 
Abstimmung  stattzufinden  hat,  werden  nach  einer  der  Han- 
delskammer zu  Berlin  vorliegenden  Mitteilung  künftig  nur 
noch  angenommen  und  abgefertigt,  wenn  der  Versender  eine 
Zulaufsg-enehmigung  des  Demobilmachungskommissars  in 
Schlesw-ig  vorlegt.  Diese  Anordnung  gilt  auch  für  Sendun- 
gen, die  auf  vorgelegenen  Stationen  umbehandelt  und  weiter 
abgefertigt  werden  sollen.  Das  Abstimmungsgebiet  liegt 
nördlich  der  Eisenbahnstationen  Langenhorn,  Tarp,  Husby. 
Hürup  (Kreis  Flensburg)  und  Langballig. 

—  Neuregelung  der  Dienst-  und  Ruhezeit  in  Baden.  Nach 
eingehenden  mehrtägigen  Verhandlungen  zwischen  der  Ver- 
waltung und  Vertretei-n  dos  beteiligten  Personals  sind  für 
den  Bereich  der  badischen  Staatseisenbahnen  üeiie  Grund- 
sätze für  das  zulässige  Maß  der  dienstlichen  Beanspruchung 
lind  für  die  Bemessung  der  Ruhezeit  aufgestellt  worden. 
GiTindlegend  ist  die  Besrrenzung  der  regelmäßigen  täp-lichen 
Arbeitszeit  ausschließlieh  der  Pausen  auf  8  Stunden  im  ge- 
samten Werkstättedienst,  den  sonstigen  fabrikartigen  Be- 
(rie1>en  sowie  im  Bahnunterhaltungsdienst.  Im  Betriebs-, 
Verkehrs-  und  Bahnunterhaltungsdienst  ist  die  achtstündigte 
Arbeitszeit  insoweit  eingeführt-,  als  in  der  reinen  Dienstzeit 
eine  ununterbrochene  Tätig-keit  gefordert  wird.  Die  Ar- 
beitszeit umfaßt  die  Dienstzeit  abzüglich  sämtlicher  Pausen 
und  abzüglich  der  Hälfte  der  Zeiten  von  Dien,«tbereitschaft.. 
Pausen  unter  30  Minuten  dürfen  nur  zur  Einnahme  von 
Essen  anges^etzt  werden.  Nachtdienstschichten,  die  mit  mehr 
alu  einer  Stunde  in  die  Zeit  von  '12 — i  Uhr  nachts  fallen, 
dürfen  im  allgemeinen  nicht  mehr  als  dreimal  hinterein- 
ander angesetzt  werden.  Eine  Nachtdienstschicht  darf  zwölf 
Stunden  nicht  überschreiten  und  soll  im  Stations-  und  Bahn- 
l>ewachungsdienst  in  der  Regiel  zwischen  5  und  7,30  Uhr  mor- 
gens endigen. 

Das  Dienstmaß  ist  nach  monatlichen  Stundensummen  be- 
stimmt und  für  die  verschiedenen  Personalgruppen  wäe  folgt 
festgesetzt: 

Beim  Bahnbewachiings personal  darf  die  duroh- 
schnittliche  monatliche  Dauer  der  Dienstschichten  bei  un- 
unterbrochener Tätigkeit  nicht  mehr  als  208  Stunden,  die 
Dauer  der  einzelnen  Dienstsohicht  nicht  mehr  als  10  Stun-' 
den  betragen,  wenn  entsprechende  Pausen  gegeben  sind,  bi« 
zu  312  bzw.  13  Stunden.  Im  reinen  Sohrankendienst  sind 
Ausnahmen  zulässig. 

Für  das  Stationspersonal  darf  die  durohschnitt- 
liphe  monatliche  Dauer  der  Dienstschichten  bei  ununter- 
brochener Tätigkeit  nicht  mehr  als  208  Stunden,  die  Dauer 
der  einzelnen  Dienstschicht  nicht  mehr  als  10  Stunden  be- 
tragen, wenn  entisnrechende  Pausen  gegeben  sind.  286  bzw. 
12  Stunden.  Bei  Haltepunkten  mit  einfachen  Verhältnissen, 
und  wenn  der  Bedienstete  in  unmittelbarer  Nähe  wohnt,  kanj? 
über  die  Grenze  hinausgegangen  werden,  höchstens  bis  zu 
ISstündiger  Dienstschicht. 

Beim  Zugbegleitpersonal  beträgt  die  monatliche 
Höchstbeauispruchung  247,  bei  einfachen  Verhältnissen  273 
Stunden,  die  einzelne  Dienstschicht  darf  12  Stunden  nicht 
übersteigen. 

Für  das  Lokomotivpersonal  ist  die  monatliche 
Höchstdauer  der  DiettstsoMchten  beim  Schmellzugdienst  auf 
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io,'       ubngen  auf  221  und'  bei  «mfachen  Verhältnissen  auf 
bhinden   f€sto.c,s€tzt.     Die  durchschnittlich«  monatlich<^ 
Dauer  der  Arbeitszeit  darf  a)  bei  Schnellzüg<>n  1S2  ßtundeu 
}     ^\  DurchsanffSfrüterzüir,en  195  Stnnd'en! 

c)  sonst  208  Stund<?n  nicht  übersteigen.  Di,e  ununterbrochene 
Leistung  darf  8  Stunden,  die  Gie&amtaAeitszeit  innerhalb 
einer  Dicnst«chic-ht  10  Stunden  und  die  Dauer  einer  ein- 
zelnen Dienstschicht  12  Stunden  nicht  übersteig-en. 

Beim  Stations-,  Zugbegleit-  und  Lokomotivpersoual  sind 
genüge  Uberschreitungen  ausnahmsweise  mit  Znstininiuno 
des  Personals  zulässig. 

Das  ganze  Personal  erhält  jährlich  52  Kühe  tage  von 
mindestens  32  zusaninienhängendcn  Stunden.  Die  Gesamt- 
inihezeit  an  den  Ruhetagen  innerhalb  4  Wochen  muß  min- 
destens 144  Stunden  betragen.  Von  den  Ruhetagen  müssen 
mindestens  2  im  Monat  zwischen  dienstfreien  Nächten  — 
Zeit  zwischen  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  früh  —  li.egen. 

Die  Ruhezeit  zmschen  2  Dienstschichten  muß  min- 
destems  betragen:  1.  beim  Bahnbewachungs-  und  Stations- 
peTsonal  a)  im  allgemeinen  8  Stunden,  b)  nach  einer  ein- 
zelnen Nachtdienstschicht  12  Stunden,  c)  vor  und  nach  meh- 
reren aufeinander  folgenden  Nachtdienstschichten  je>  24  Stun- 
den; 2.  beim  Zugpersonal  a)  Heimatnihe  12  Stunden,  b)  aus- 
wärtige Ruhe  8  Stunden. 

Auch  die  weiteren  Ausführungsbestimmungen  -sind  mit  dem 
Personal  veremban  und  m  einer  besonderen  Dienstanwei- 
sung niedergelegt. 

—  Die  deutschen  Fährschiffe,  die  den  Verkehr  zwischen 
baßnitz-Hafen    uud  Trälleborg  verantteln,  werden,  nachdem 

/'^^  Krieges  wegen  den  Fährdien.st  den  schwedischen 
sclutten  uberlassen  hatten,  nunmehr  wieder  reo-elmäßio-en 
Dienst  tun.  Sie  fallen  zwar  ihrer  Größe  wegen' unter  die- 
jenigen Schiffe,  die  für  den  internationalen  Verkehr  be- 
.schlagnahmt  werden  sollen.  Da  sie  .iedoch  als  Eisenbahn- 
tahrschilfe  eine  besondere,  von  anderen  Schiffen  abweichende 
l'onn  haben,  und  auch  besondere  Hafenanliaoen  erfordern  so 
ist  von  einer  Beschlaonahme  dieser  Schiffe  abgesehen  wor- 
den. Die  Schiffe  bleiben  in  deutschem  Besitz  und  sollen 
Ihren  Dienst  wie  vor  dem  Kriege  demnächst  wieder 
auinehmen. 

—  Lieferung:     von     Eisenbahnschwellen     nach  Italien 

Awi.sohen  den  llolzhandelsverbändeu  und  dem  Zentralver- 
band von  Vereinen  deutscher  Holzinteressenten  ist,  wie  der 
^^^K-Anz.'  meldet,  nach  mehrtägigen  Verhandlungen  zu 
trciburg  unter  Teilnahme  von  deutschen  und  italienischen 
Regieruugsvertretern  ein  Lieferungs vertrag  auf  Eisenbahn- 
schwelleu abgeschlossen  worden.  Es  handelt  sich  um  eine 
mit  Schluß  d.  J.  beendigte  Lieferung  von  50-  bis  100  000  im- 
prägnierten Buchenschwellen,  500  000  imprägnierten  Kiefern- 
schwellen und  ungefähr  50  000  rohen  Eichenschwellen.  Der 
Preis  ist  in  italienischer  Wähning  gestellt,  und  die  Bezah- 
lung hat  14  Tage  nach  Passieren  der  deutschen  Grenze  an 
die  Deutsche  Reicbsbank  zugunsten  des  Reichsfiskus  zu  er- 
folgen, der  seinerseits  die  deutschen  Lieferer  in  deutscher 
Wahrang  bezahlt.  Sämtliche  Schwellenlieferanten  Deutsch- 
lands, die  bereits  früher  mit  Staatsbahnen  Sch wellen verträo-e 
abgeschlossen  hatten,  werden  znr  Mitliefening  an  diesem 
Vertrag-e  aufgefordert.  Das  Obiekt  dürfte  über  8  000  000  Lire 
darstellen. 

—  Wirklicher  (Jeh.  überbaurat  Rüdell  Ehrendoktor.  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  i  g 
hafeen  auf  einsl  immigen  Antrag  der  Abteilung  für  Architektur 
dem  Wirkl.  Geh.  Oberbaurat  Alexander  Rüdell,  Vortrasrendem 
Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Berlin,  die 
Würde  eines  Doktoringenieurs  ehrenhalber  verliehen  in  An- 
erkennung seiner  hervorragenden  Verdienste  auf  dem  Ge- 
biete des  Eisenbahnhochbaus,  insbesondere  ^bei  der  prak- 
tischen Herstellung  und  künstlerischen  Durchbildung  der 
Empfangsgebäude. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staiat-sbahnverwaltiung  sind  mit  der  Wahrnehmung  der  Ge- 
schäfte eines  EisenOjahndiiektionsmitgliedes  unter  Er- 
nennung zum  Eisenbahndiiektor  beauftraot:  die  Eisenbahn- 
Veikehrsinspektoi-en  Kollwitz,  bisher  Vorstand  des  Eisen- 
l)ahn-Verkehrsamts  in  Warburg  (Westf.).  bei  der  Eisenba.hn- 
direktion  in  Halle  (Saale),  und  Hausmann,  bisher  Vor- 
stand der  Eisenbahn-Verkehrsamts  in  Torpau,  bei  der  Eisen- 
bahndirektion in  Breslau,  sowie  die  p-.isenbflhn-Betriebs- 
inoenieure  Rechnungsrat  Gi  es  ecke,  bisher  Vorstand  des 
Eisenbahn-Werkstättenne^benamts  in  Lanocnberg  (Rhein- 
land), bei  der  Eisenbahndirektion  in  :Münster  (Westf.),  und 
Ciliax.  bisher  Vor.stand  des  Eisenbahn-Betriebsnebenamts 
in    ( >itelsl>urg,    bei    dvr    Eisenbahndirektion    in  Königsberg 


r^f*^'  ~  iP**"  Regierungsbaumeister  des  Maschincnbaufachs 
uttoraar  J<ratschner  in  Düsseldorf  ist  die  nachgesucht« 
Entlassung;^  aus  dem  Staatsdienste  erteilt.  —  Der  Ei-senbahn- 
direktor  Goebeler,  Rechnungsdirektor  der  Eisenbahn- 
direktion Münster  (Westf.),  ist  gestorben. 


Deutschösterreich. 

—  EnAciterung  des  Wirkungskreises  des  Staatsamtes  für 
\  erkehrswesen.  Das  Staatsgesetzblatt  veröffentlicht  leiinie 
K-eihe  von  Vollzugsan Weisungen  der  Staatsregierung,  welch* 
ilie  bereits  durchgeführte  neue  Organisation  bei  den  Staats- 
amtern  betreffen.  Es  wurde  am  1.  Juli  die  Einbeziehung  d«i 
Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechangclegenheiten  sowie 
der  Schiffahrtsangelegenheiten  in  die  Zuständigkeit  des 
staatsamtes  für  Verkehrswesen  verfügt;  femer  die  Zustän- 
digkeit des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  für  alle  Kraft- 
fahrangelegenheiten  und  die  einheitliche  Regeking  des  o-c- 
samten  staatlichen  Vermessungswe.sens. 

—  Generalinspektion  der  Eisenbahnen.  Die  von  der  Staats- 
regierung der  Nationalversammlung  unterbreitete  Vorlage 
betreffend  die  Auflösung  der  Generalinspektion  der  ö.siter- 
reichischen  Eisenbahnen  und  die  Einbeziehung  ihrer  Ge- 
schäfte in  den  Wirkungskreis  des  Staatsamtes  fiir  Verkehre- 
wesen wurde  dem  Ausschuß  für  Verkehrswesen  zuge-wieseu. 

—  Hofrat  Edmund  Demelmayer,  Direktor  des  Hauptwagen- 
anits  der  deutschösterix?ichischen  Staatseisenbahnen,  dessen 
zielbewußte  Tätigkeit  und  unermüdliche  Schaf femsf reu digkeit 
bin  allen  Fachgenossen  des  Wagendienste«  noch  in  lebhaftei 
Erinnerung  steht,  ist  —  wie  bereits  in  Nr.  48  d.  Ztg.  kurz 
gemeldet  —  am  1.  Juli  d.  J.  infolge  der  allgemeinen  politischen 
Umwälzungen  in  den  dauernden  Ruhestand  getreten.  In 
seiner  mehr  als  40.iäihrigen  Dienstzeit  hat  er  sich  durch  seine 
hervorragende  Sachkenntnis,  seinen  weiten  praktischen  Blick 
und  seine  schnelle  Auffassungsgabe  als  verdienstvoller  Fach- 
mann ein  hohes  Ansehen  erworben.  In  erster  Linie  sei  hier 
■des  besonderen  Interessies  gedacht,  das  er  den  Bestrebungen 
des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  entgegenge- 
bracht hat.  Seit  mehr  als  12  Jahren  war  er  berufen,  in  was-en- 
technischen  Angelegenheiten  das  vormalige  k.  k.  Eisenbahn- 
niinisteiium  in  den  Fachausschüssen  des  Vereins  zu  vertreten, 
wobei  er  sich  auch  besonders  in  der  mühsamen  Kleinarbeit 
der  T^nterausschüsse  ausgezeichnet  hat.  So  hat  er  sich  bei- 
spielsweise in  den  Fragen  der  Gnippeneinteilung  der  Fahr- 
parko  großer  Bahnverwallungen.  der  t''l)i'rnnlnne  der  Stück- 
gutwagen, der  Staffeluno-  der  Verzöuc! mi o s.>,|.i,ühr,  der  Er- 
höhung- dei-  Lauf-  und  Zcitmieto,  der  "\'crgütuno-  für  Leer- 
unrl  Zwiscli'Onläiifc  der  Pri vatkosselwagen  usw.  ersprießlioli 
betätiq-t  uuil  die  Verhandluuüen  durch  seine  eingehende  Fach- 
keuntuis  zu  einem  gedeihlichen  Abschluß  gebracht. 

Sein  lielienswürdises  gewinnendes  Wesen  und  seine  aus- 
gezeichnete Rednera-abe  haben  vielfach  dazu  beigetragen,  die 
bei  schwierig-en  Verhaudlunoen  oftmals  hervor  oetreteueii 
Geo-ensät7c  zu  überbrücken;  durch  seine  gesellig  frohe  und 
humorvolle  Natur  hat  er  sich  bei  den  gesellschaftlichen 
Veranstaltuno-en  schnell  die  Herzen  aller  gewonnen,  so  daß 
sein  Rücktritt  besonders  in  den  Kreisen  der  Facho-enosseii 
der  Vewinsverwaltuneen  o-roß.ps  Bedauem  hervorrafen  w^ri\. 

W. 

—  Personalnachrirhten.  Es  wurden  verliehen:  den  Bau- 
väten  im  Staatsauit  für  Verkehrswegen  Ins.  Kuno  Ver  rette. 
Ing.  Dr.  Friedrich  Binder.  Ino-.  Johann  Granich- 
s  t  a  e  d  t  e  n  .  In  o-.  Jacques  N  e  b  1  i  n  e  r  ,  In sr.  Karl  Klein. 
Ino-.  Ernst  Kaan  und  Inü.-.  Eaon  Grünebaum  der  Titel 
und  Charakter  eines  Oborbaur.ites.  den  lusnektionsräten  der 
Generalinspektion  der  d.  ö.  Eisenbahuen  Dr.  Erich  Ros- 
kosc  hny,  Ina-,  Eobert.  Peer  und  In»-.  Johann  Milde 
der  Titel  und  Charakter  eines  Oberinspektionsr-ates  und  dem 
Inspektionsrate  dieser  Behörde  Tue.  Dr.  Friedrich  S  t  e  i  n  e  r 
der  Titel  und  Charakter  eines  Oberbaurates  und  schließlich 
den  t)))erstaatsbahnräten  Ing.  Josef  H  o  f  fm  a  n  n,  lug-.  Ottokar 
Jahn  und  Ing.  Augustiu  Jelipek  der  Oitel  eines  Ober- 
bau rates. 

/ 

Tschecho-slowakis'^hfts  Gebiet. 

—  Durchfuhrffebühren.  Im  tschechcH.slowakischen  Staate 
werden  seit  einiaer  Zeit  bei  Transporten,  beispielsweise  aus 
der  Schweiz  nach  Polen  oder  'der  ITkraine.  die  tschecho- 
slowakisches Gebiet  nur  durchlaufen,  Durchfuhrsrebühi-en  in 
der  Höhe  von  einem  halben  Prozent  des  Wertes  der  Sendung 
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eing^hoberi.  Auf  Transporte  aus  Deutechöst-erreich  findet 
iies«  V  •erfugTina-  kern«  Anwendung-,  da  der  zwisohen  Deutsch- 
>st€rreich  und  dem  tschecho-slowakischen  Staat«  abo-«schlos- 
s^en«  Durchzug-svertrag-  ausdrücklich  die  Durchzugisfreiheit 
Festlegt.  In  allen  Fällen,  in  denen  Deutschö.sterreich  Ur- 
sprungs- oder  Bestimmungsland  einer  iSendung  ist  dürfen 
nnerlialb  des  tsehecho-slowakisclien  Staate«  —  dies  gilt  auch 
iveehselseitig  —  keine  Gebühren  unter  irgendeinem  Titel 
refordert  werden. 

—  Neuer  Zolltarif.  Vor  einiger  Zeit  ist  der  neue  Zoll- 
arif  der  Eepublik  in  tschechischer  Sprache  herauso-eo-eben 
Ä'orden.  Eine  deutsche  Übersetzung-  (Preis  12  c  K)  er- 
«heint  demnächst  bei  der  Verlagsanstalt  Gebrüder  .'Stiepel 
n  Keichenberff  in  Böhmen. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Elektrisierung     der  Bahn  Kristiania- Drammen.  Der 

Toße  Plan,  die  verkehrsreiche  Bahn  Kristiania-Drammen  zu 
lektrisieren  (Jahrg.  1914,  S.  182  d.  Ztg.),  ist  nunmehr  seiner 
erwirklichung  einen  bedeutenden  ^^chritt  näher  gekommen 
•  ^taatsbalmen  haben  nämlich  kürzlich  ein  Angebot  fül- 
le Elektrisierung  der  Bahn  angenommen,  das  gem-einschaft- 
Lch  von  den  drei  norwegischen  Firmen  A.  S.  Norsk  Elektrisk 
.  Brown  Boveii,  Norsk  Maskinindustri  Aktieseiskap  und 
L.  ö.  Per  Kure  eingereicht  wurde.  Es  handelt  sich  um  Lie- 
erungen  von  mehreren  Millionen,  und  es  «tand  das  nor- 
regisühe  (einzige)  Angebot  in  Wettbewerb  mit  mehreren  aus- 
mdischen.  Norwegen,  das  bisher  nur  einige  elektrische 
nvatbaJmen  besaß,  ist  damit  anderen  Ländern  auf  dem 
fege,  Dampf  als  Betriebskraft  duröh  Elektrizität  zu  er- 
etzen,  gefolgt.  Daß  Norwegen  durch  seinen  Mangel  au 
.ohlen  und  seinen  Eeichtum  an  Wasserkräften  für  diesen 
/eg  besonders  g>eeignet  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Die  Hakavik- 
olage,  die  der  Staat  baut,  und  die  elektrische  Kraft  für  den 
■etrieb  der  Bahn  Kristiania-Drammen  liefern  soll,  ist  der 
rste  elektrische  Bau  von  einiger  Bedeutung-,  den  der  Staat 
ornimmt.  Es  handelt  sich  um  die  erste  elektrische  Staats- 
ahnanlage und  damit  um  einen  Wendepunkt  in  der  Entwick- 
mg  des  norwegasohen  Verkehrswesens.  Hakavik  lieot  an 
3r  VVestseate  des  Ekersjo  unweit  Kongsberg  und  soirnach 
3m  \  ollausbau  25  000  HK  liefern.  Von  Hakavik  führen  zwei 
emleitung-en  zur  Umformerstation  in  Asker,  unmittelbar  an 
ir  Eisenbahnlinie.  Die  Umformerstation  soll  Ende  19'^0  be- 
lebsfertig  sein  und  Anfang  1921  sollte  man,  wenn  alles 
ich  Plan  geht,  nach  Asker  „elektrisch'"  reisen  können.  Das 
ngebot  iimfaßt  auch  18  vierachsige,  vollspurige  elektrische 
rehgestellokomotiven  für  den  Lokalzugverkehr  lano-samere 
ersonenzuge  und  Güterzüge,  wovon  14  schon  bestellt  sind, 
er  bchnellzugverkehr  erfordert  10  Lokomotiven,  die  aber 
>oh  nicht  m  Bestellung  gegeben  sind.  Es  ist  das  die  erste 
•oßere  Bestellung  an  elektrischen  Lokomotiven,  die  der 
aat  bisher  gemacht  hat,  und  die  erste  solche  größere  Be- 
ellung  Uberhaupt,  die  im  Lande  bisher  vorkam.  Die  Loko- 
otiven  bekommen  zwei  Triebraotoren  mit  zusammen  700  HK 
eistung.  Ihr  Gesamtge^^dcht  ist  60  t.  Sie  sind  gebaut  für 
ne  Geschwindigkeit  Ins  zu  60  km/st. 

Nachdem  so  der  erste  Schritt  in  neuer  Eichtun o-  erfolo-t  ist 
wtt  man,  daß  es  in  der  Ausnützung  der  Wasserkrä.fte 
Mag  auf  Schlag  weitergehen  wird  zum  Vorteil  der  Eei«en- 
'n  und  des  ganzen  Landes.  ^ 

-  Vorstadtbahnen  um  Kristiania.  Lilleakcrbahn.  In  dieser 
äitung  (1914,  ^r  82)  wurde  über  große  Eisenbahnpläne  für 
nstiania  berichtet.  Nachdem  die  Holmenkol-Tryvandsbahn 
ic  Trc-ox  Ausflugspunkt  Tryvandshöhe  '(Z.d.V.D.E. 

h  :  •  Ekebergbahn  während  des  KrLeo-es  schon 

Betrieb  genommen  wurden,  wurde  im  letzten  Mai  nun 
ich  die  dritte  Linie  in  der  Eeihe  dieser  Vorstadtbahnen, 
e  Lilleakerbahn,  eröffnet.  Die  Bahn  ist  3.2  km  lan<^ 
*ppelspung  bei  3  5  m  Abstand  in  dep  Geraden,  4  m  in  den 
rvTr^?°'  daß  Wagen  von  2.4  bis  2.5  m  Außen  breite 
Tkehren  können.  Vorläufig  -ndll  man  jedoch  noch  Wagen 
\^  n  -nJ?^^*"  anwenden.  Die  Bahn  sollte  ursprünglich 
.  ^0  Großtsteigung  erhalten.  Im  Verlaufe  der  Entwurfs- 
^arbeitunir  erwies  es  sich  jedoch  als  nötig,  m  einem  Falle 
^       1  gehen.    Die  Länge  dieser  Steigung  ist  260  m 

""^.^^  m  einer  Krümmung  von  100  m' liegen.  Geo-en 
irl  Pf  wo  /n^S!"^°"S-^'*"®^  in  Steigungen  1  :  30  und  darüber 
r  ilZt  ^^p^'n  Kimmungen  von  400  m  und  darunter. 
lL\  1^  rr,  "^""^A^^^  ^1,^  höchste  (Bestum- 

»üe)  49  m  u    d.  m.      Der  Oberbau  besteht  aus  Vignol- 

fstamf  Jon^  f  H  "  ^V"^'  '^''^  "'^^  ^^^i^  gebrauchtem 
T  f^L  JT^^^t^''^''^''^''  erwerben  das  Glück  hatte, 
w  ganzen  'Bahnbaukosten  waren  im  Jahr  1915  berechnet  zii 


700000  Kr.    Da  die  Bahn  aber  unter  großen,  durch  den  Kriee- 

l  eÄ  K^.  ?irT>^^'^\''^-  /ewoixlen  war,  hatte  sl 

I  bOOÜCO  Kr.  gekostet,  wobei  das  rollende  Material  noch  sar 
nicht  inbegriffen  ist.     Bei  diesen  hohen  Anlagekosten\4rd 

SneT  dürfe.  '"  ^"^'^^  '  ^^'^        "^^^^  ^^^^  »-^t 

T  ^r^^K  '''''^^  «i^^«  Fortsetzung  der  Bahn  bis 

BÄv^hÄ''°"'°-  Bärumsbahn,  von  etwa" 5,3  km  Länge! 
Bei  der  Überkreuzung  des  Lalleakeielv  soll  1  : 20  Steiomno- 
angewendet  w-erden  ;  sonst  will  man  al^er  bei  den  gegeSS 

Kmilun/^nl!^  '*^'''''^  ^'^'^^^^'^^^  1  ^  ^0  und"  klernstS 
rwT?^w  ^on  100  m  auskommen.  Die  Endstation  Oraker 
der  Lilleakerbahn  ist  bereits  so  ausgebaut,  daß  sie  auch  die 
Maschin-enanlage  ur  das  elektrische  "Kraft  werk  der  Bänims- 
bahn  aufnehmen  kann.  Dr  B 

7^tu,?c}^  Eisenbahnen    und   die  Industrie  in  Rußland.  Die 

Zeitung  „Ekononutscheskaia  Shisn«  (früher  hieß  sie-  Tor- 
gowo-prom.>-.schlenna.ia  Gaseta  =  Handels-  und  Industrie-Zei- 
förfirt'wrdtnf'^  ™  Donez-KohleSiet'^S- 

im  März  von  rund  38  700  Arbeltern  11,2  Mill.  Pud  (=  183  4^6  t) 
.April  .      40  700        „  r,,5    „       ,      (=    90090  1) 

und  daß  von  diesen  Mengen  abbefördert  wurden  im 
'Y'''"MM'n-^'''^"'^l=^^^-^''^'' Pohlen  u.  I.^  Mdl.  Pud (=2i.208t1  Koks 
Aprd4,97„     „    (=814031)     „       ,  0,7    .     .  (=11406t) 
Wenn  man  dem  dann  noch  hinzufügt,   daß    das  Donez- 

PHrnt^^S^'H'",?^""^  "^-^l^l?)  '^■'^  gesamten  Kohlenbedarfs 
Kußlands  deckte,  so  ist  in  diesen  wenigen  Zahlen  deutlich 
zum  Ausdruck  gebracht,  in  welcher  La^e  sich  Eisenbahnen 

bte    nnii'V9r-r"Af,V'  191  ^  li'eferte  das  DoneS 

biet  noch  12bü,6  Mill.  Pud  -  20,7  Mill.  Tonnen)  oder  rund 
monatlich  105  Mill.  Pud  {=  1,7  Mill.  Tonnen)  Davon  be- 
anspruchten die  Eisenlbahnen  allein  356,7  Mill. Pud  (-5  8  Mill 
Tonnen).  Wenn  also  nicht  sehr  viel  Holz  von  dVn  FAsen- 
balmen  verheizt  wird,  was  kaum  zutreffen  wird,  weil  die 
s;^'  ™T  ^^™.g;^ößten  Teil  nicht  darauf  eingerichtet  sind, 
so  muß  der  Betrieb  schon  aus  diesem  Grunde  außerordent- 
ifi^  werden.    Der  größere  A^erbraucher  von 

bteinkohlen  aller  ist  die  Industrie.  Die  muß  also  notgedrun- 
fpidPn^'n??        T^™'"*'^  'l^'''  ^^''^^l^'i  des  Heizmaterials 

irlohl  f  Vv    ^18^''^^°*"-  alber  noch  in  Be- 

fih  d^.  T^^inlt  ^^^""  J..  ^icl"  clie  Möglichkeit  haben,  den 
tui  die  Industrie  verfugbaren  Best  zu  bewegen,  weil  ihneu 
hierzu  Lokomotiven  und  Wagen  fehlen.  Die  Folo-e  dieser 
verzweifelten  Lage  tritt  denn  auch  offen  zutage:  die  Indu- 
stne  hegt  zum  allergrößten  Teile  still.  Daß  die  Eisen- 
industrie unter  diesen  Verhältnissen  nicht  blühen  kann 
braucht  .la  wohl  kaum  besonders  betont  zu  werden,  das  um: 
somehr,  als  in  Rußland  fast  nur  die  Kohle  im  Douezgebiet 
sich  zum  Verkoksen  eignet.  Es  gibt  am  Osthancr  des  Ural 
auch  einige  Gruben  die  hierzu  geeignete  Kohlen  liefern, 
aber  m  so  geringen  Mengen  (0,4  Mill.  Pud  im  Jahr),  daß  das 
kaum  m  .Betracht  gezogen  werden  kann.  Daraus  muß  o-«. 
TfM^fi'^-^'i"'^*°'  "^^^  4ie  Eisenindustrie,  entsprechend  der 
Kohlenforderung,  auf  ein  Mindestmaß  zusammengeschmolzen 
sein  wird. 

Sehr  viel  schlimmer  steht  es  mit  der  Zuckerindustrie  Einst 
?n\T ')  f'""  ^i^^*  Rußland,  sondern  erzeugte 

so\iel,  daß  sie  auch  noch  sehr  große  Mengen  für  die  A.us- 
tuhr  zur  verfugung  stellen  konnte.  Im  Jahre  1913  8,99  Mül. 
T?nL  -  P  a  %  Tonnen).  Heute  ist  sie,  wie  die  „Goloß 
Kossii  vom  6.  Juni  d.  J.  sagt,  zu.sammengebrochen.  Hierzu 
hat  zweierlei  mitgewirkt.  Erstens  der  Mangel  an  Kohlen, 
der  es  zur  Folge  hatte,  daß  schon  im  Herbst  1918  die  In^ 
dustrie  lang-,6  nicht  mehr  voll  arbeiten  konnte,  sie  förderte 
aber  unmerhm  noch  für  den  Bedarf  im  Lande  selbst,  wenn 
df«  Tn^'  f  .g-enugend.  Nun  brach  aber  das  Verhängnis  über 
r^'r..J^A^^u^^  li*^i'ein:  der  Bolschewismus  nationalisierte  den 
Grundbesitz,  zerstückelte  und  verteilte  ihn.  Jedes  dieser 
Kleinen  Gebilde  war  ohne  lebendes  und  totes  Inventar,  konnte 
also  Uberhaupt  nichts  leisten.  Dazu  kam  aber  noch,  daß  die 
iiauei-n  Euben  nicht  bauen,  weil  die  Kultur  sehr  viel  Ar- 
beit und  Muhe  macht.  So  war  der  Rübenbau  auf  einer  Acker- 
Hache  von  pOO-550  000  Deßjätinen  (=  546-600  875  ha)  der 
vor  dem  Kriege  100  Mill  Pud  Zucker  (=  1,638  MiU.  Tonnen) 
lieferte,  zerstört.  Der  Prozeß  ist  sehr  schnell  vor  sich 
g^ngen,  denn  1916  wurden  250  000  Deßj.  (=,  273125  ha)  und 
1918  nur  noch  150  000  Deßj.  (=  163  875  ha)  bestellt  und  aus 
den  geernteten  Rüben  15  Mill.  Pud  Zucker  (245  700  Tonnen) 
gewonnen.  Es  konn.ten  nur  noch  die  Zuckerfabriken  ihre 
isetriebe  aufrechterhalten,  die  über  eigenen  Grundbesitz  ver- 
lugten.  Das  waren  .aber  nur  ganz  wenige,  denn  in  der 
Regel  verarbeiteten  sie  gelieferte  Rüben.  Als  besonderes 
Erschwernis  kam  dann  noch  hinzu,  daß  der  Ersatz  und  die 
Ergänzung  der  maschinellen  Anlagen  stockten,  weU  keine 
Verbindung  mit  Deutschland,  woher  die  Maschinen  stammten 
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bestand.  So  felilten  namentlich  auch  die  Rübenschn«ide- 
messer.  Inzwischen  wai^en  die  Selbstkosten,  wie  unsere 
Quelle  anoibt,  für  1  Pud  Zucker  von  2  auf  60  Rubel  g-e- 
stiegen.  Das  siad  die  Segnungen  der  Sozialisierung  oder  der 
Nationalisierung  oder  des  Bolschewismus,  die  auf  dem  Wege 
über  Lokal-,  Teil-  und  Generalstreiks  das  Werk  vollbracht 
haben,  unter  dem  Rußland  aus  tausend  Wunden  blutet  und 
wahrscheinlich  verbluten  wird,  wenn  nicht  noch  im  letzten 
Augenblick  veränderte,  politische  Verhältnisse  Rettung  brin- 
gen. Jedenfalls  sind  aber  Millionen  Industrie-  und  nicht 
minder  Landarbeiter  dem  Elend  preisgegeben.  Ebenso  klag-t 
die  Webwarenindustrie,  daß  Baumwolle  fehlt,  während 
anderseits  S-eide  und  Lein  vorhanden  sind,  aber  Heiz- 
material fehlt,  so  daß  die  Fabriken  aus  diesem  oder  jenen 
Grunde  nicht  ihren  Betrieb  aufrecht  erhalten  können. 

Gegenüber  diesem  traurigen  Bilde  der  Vernichtung  blü- 
hender Unternehmungen  im  Betätigungsgebiete  der  Räte- 
regierung berichtet  „Ekonomitschskaja  Shisn"  von  24.  Mai 
aus  Turkestan,  daß  dort  die  Baumwoilanpflanzungen  gut  ge- 
deihen. Die  Anbaufläche  beträgt  49  000  Deßjätinen 
(=  53  533  ha)  und  könnten  leicht  auf  75  000  Deß^jätinen 
(=  81  938  ha)  ausgedehnt  werden,  wenn  es  gelingt,  noch 
rechtzeitig  die  erforderlichen  Kapitalien  flüssig  zu  machen. 
Inzwischen  sind  dort  sehr  erhebliche  Ankäufe  von  Baum- 
wolle zustande  gekommen,  zum  Betrag  508  Mill.  Rubel  für 
2,8  Mill.  Pud  (=:  45  864  Tonnen).  Nun  soll  diese  Baumwolle 
aber  nach  Moskau  befördert  werden  und  da  treten  wiederum 
die  Verkehrsverhältnisse,  die  Kohlennot,  die  fehlenden 
Lokomotiven  und  Wagen,  die  streikenden  Eisenbahner 
hindernd  in  den  Weg.  Kurz  —  wenig  Licht,  aber  viel,  sehr 
viel  tiefe  Schatten,  die  zurzeit  nur  noch  notdürftig  den  Ab- 
grund verdecken,  der  sich  gierig  auftut  \mdi  rettungslos  Ver- 
derben birgt.  m. 


Fremde  Erdteile. 

—  Heizung  von  AVeichen  und  anderen  Gleisanlagen  auf 
nordamerikanischen  Bahnen.  Wie  das  „Organ  für  die  Fort- 
schritte des  Eisenbahnwesens''  und  die  „I)eutsche  Straßen- 
und  Kleinbahn-Ztg."  nach  Mitteilungen  im  „Railway  Signal 
Engineer"  berichten,  ist  seit  ungefähr  drei  Jahren  auf  der 
Newyorker^  Zentral  bahn  eine  elektrische  Heizvor- 
richtung für  Weichen  eingeführt,  die  während  der  letzten 
außerordentlich  kalten  und  schneereichen  Winter  gute  Dienste 
geleistet  haben  soll.  In  den  leicht  beweglichen  elektrischen 
richneeschmelzern  —  Heizeinheiten  — ,  die  aus  einem  5  m 
langen  und  0,9  m  weiten  schmiedeeisernen  Rohr  bestehen, 
isind  mehrere  Drahtwiderstände .  wasserdicht  untergebracht, 
deren  jeder  über  ein  Porzellanrohr  gezogen  ist.  An  den  aus 
den  Rohrenden  herausragenden  Draht  werden  Leitungsdrähte 
angeschlossen,  die  an  eine  nahegelegene  stromführende  Lei- 
tung geschaltet  werden.  Während  einer  halbstündigen  Wir- 
kung des  Stromes  steigt  die  Wärme  auf  etwa  100",  nach  einer 
Stunde  auf  135"  über  Außenwärme.  Die  Heizkörper  dürfen 
für  Gleichstrom  und  Wechselstrom  verwendet  werden;  sie 
erfordern  je  11  Ampere  Strom  bei  36,67  Volt  Spannung, 
Solche  Heizeinheiten  werden  zwischen  die  Schwellen  der 
Gleisteile  gelegt,  deren  Freihaltung  von  Schnee  und  Eis  an- 
gestrebt wird.  Obwohl  die  durch  die  Heizkörper  erzielte 
Erwärmung  reichlich  genügt,  um  Schnee  und  Eis  zu  schmel- 
zen, ist  sie  nach  vorstehendem  nicht  so  groß,  daß  eine  Ent- 
zündung in  der  Nähe  befindlicher  Bauteile  zu  befürchten 
wäre.  Für  eine  Weiche  mit  4,6  m  langen  Zungen  sind  18 
Heizeinheiten  mit  7,26  Kilowatt  Stromverbrauch  erforderlich. 
Näheres  über  die  bauliche  Beschaffenheit  die&ser  Einrichtung 
ist  aus  den  im  „Organ''  (Heft  12  des  lfd.  Jahrgangs,  Tafel  20) 
veröffentlichten  Zeichnungen  zu  ersehen. 

Die  Heizvorriohtung  soll  auch  überall  dort  mit  Erfolg  ver- 
wendet worden  sein,  wo  infolge  Frostwirkung  Gleisverwer- 
fungen eingetreten  waren.  In  solchen  Fällen  wird  mit  Hilfe 
der  Vorrichtung  der  Boden  aufgetaut,  um  auf  diese  Weise 
<las  Gleis  möglichst  schnell  wieder  in  die  regelrechte  Lage 
ibringen  zu  können.  Schließlich  werden  die  Heizeinheiten 
zur  Anwendung  unter  Rohrleitungen,  Signalzügen,  Dreh- 
scheiben, überhaupt  an  allen  durch  Schnee  und  Frost  be- 
sonders gefährdeten  Stellen  empfohlen. 

Eine  gleichfalls  zum  Schneeschmelzen  an  Weichenanlagen 
dienende,  allerdings  wesentlich  anders  geartete  Einrichtung 
wird  von  der  „M.  W.  Supply  Co."  in  Philadelphia,  Pennsyl- 
vanien,  nach  der  Bauart  Vaughan  zur  Einführuns  gebracht. 
Auch  hierüber  bringt  das  Organ  in  Heft  13,  Jahrgang  1919, 
nach  einem  im  Railway  Signal  Engineer  erschienenen  Aufsatz 
einige  Mitteilungen.  Als  Betriebstoff  kommt  Gas  zur  An- 
wendung. Die  Vorrichtung  besteht  aus  einem  dünnen,  an 
die  Unterseite  der  .Backenschienen  zu  klemmenden  schmiede- 
eisernen Rohre  mit  einem  Brenner  unterhalb  d«r  Znnge.  An 


jedem  der  beiden  Enden  des  Brenners  befindet  sich  ein  enger 
Schlitz,  aus  dem  die  Flamme  heraustritt.  Das  eiue  Ende  dies 
Heizrohres  wird  durch  einen  Gummischlauch  mit  einem 
13  mni  weiten  Auslaß  einer  zwischen  den  Gleisen  verlegten 
Gasleitung  verbunden.  Nach  dem  Berichte  soll  es  möglich 
sein,  mit  zwei  oder  drei  Brennern  3  m  lange  Weichen zungtn 
selbst  bei  heftigem  Sturme  eis-  und  schneefrei  zu  hallen. 
An  einigen  Stellen  läßt  man  die  Brenner  während  der  kal- 
ten Jahreszeit  dauernd  liegen;  für  vorübergehenden  Ge- 
brauch können  sie  durch  ungelernte  Arbeiten  in  wenigen 
Minuten  angebracht  werden. 


Bücherschau. 

—   Die  finanzielle  Seite   der  Reichseisenbahnfrage.  Von 

Reinhold  Melchior,  Berlin  1919.  Der  unseren  Lesern  durch 
seinen  Aufsatz  über  die  deutschen  Personentarife  (Nr.  10, 
1919)  schon  bekannte  Verfasser  hat  in  einer  Artikelfolge  in 
der  „Frankfurter  Zeitung"  die  schwierige  Frage  der  Finan- 
zierung der  künftigen  Reichseisenbahnen  und  der  finan- 
ziellen Auseinandersetzung  mit  den  Staatseisenbahnverwal- 
tungen einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen.  Nachdem  er 
die  Finanzlage  der  deutschen  Staatsbahnen  und  ihre  Ent- 
wickelung  bis  zu  dem  heutigen  finanziellen  Zusammenbriich 
geschildert  hat,  macht  er  praktische  Vorschläge  für  die 
Finanzierung  des  neuen  Reichsunternehmens,  die  wir  unseren 
Lesern  nicht  vorenthalten  möchten,  da  in  ihnen  mancher  sehr 
beachtenswerte  Gedanke  steckt. 

Um  den  Wert  des  von  den  Bundesstaaten  einzubringenden 
Eisenbahnbesitzes  festzustellen,  soll  der  gegenwertige  Buch- 
wert der  Bahnanlagen  nachgeprüft  und  g'egebenenfalls  so 
weit  berichtigt  werden,  daß  er  nach  den  Grundsätzen  kauf- 
männischer Rechnungslegung  zu  Recht  besteht,  also  den  wirk- 
lichen „  S  u  b  s  t  a  n  z  w  e  r  t"  darstellt.  Ferner  soll  der  so- 
genannte „Rentenwert"  auf  folgende  Weise  ermittelt 
werden :  Es  wird  von  der  Durchschnittsrente  der  einzelnen 
Bahnen  von  1909  bis  1913  im  Hinblick  auf  die  noch  an- 
dauernde Verschlechtenrng  der  Verdienstmöglichkeit  ein 
Prozentsatz  (mindestens  20%)  abgezogen  und  die  so  ermittelte 
Rente  mit  20  vervielfacht  und  so  kapitalisiert  werden.  Das 
arithmetische  Mittel  aus  Substanzwert  und  Rentenwert  soll 
als  ,.Einbringungswert"  gelten.  Die  Reichsbahn  soll 
nach  Maßgabe  ihrer  Fähigkeit  den  Einbringungswert  verzin- 
sen und  es  den  Einbringern  überlassen,  aus  der  ihnen  zu- 
fließenden Rente  ihren  Anleihedienst  zu  versorgen  und  einen 
etwaigen  Überschuß  nach  Gutdünken  zu  verwenden.  Für  die 
Verteilung  des  Reingewinns  der  Reichseisenbahnen  hat  Mel- 
chior den  nachfolgenden  Plan  aufgestellt,  dessen  Posten  in 
der  aufgeführten  Reihenfolge,  soweit  Mittel  vorhanden  sind, 
berücksichtigt  werden  sollen : 

1.  4  %  Zinsen  und  14  %  Tilgung  auf  die  erste  Hälfte  des 
Einbringungswert.-  der  übernommenen  Staatsbahnen  an  die 
betreffenden  Bundesstaaten.  Der  Tilgungsquote  werden  die 
durch  die  Tilgung  ersparten  Zinsbeträge  zugeschlagen,  bis 
sie  den  Höchstbetrag  von  2  %  der  Anfangsschuld  erreicht  hat. 
Unter    R e i c h s g a r an t ie ; 

2.  die  Zinsen  für  die  Anleihen  und  Vorschüsse,  welche  die 
Reichsbahii  für  Deckung  von  Betriebsdefizits,  für  die  außer- 
gewöhnliche Wiederinstandsetzung  des  übernommenen  Bahn- 
besitzes für  Ergänzungen.  Erweiterungen  und  Neubau  auf- 
nimmt, zuzüglich  %  %  Tilgung  nebst  ersparten  Zinsen, 
Höchstbetrag  der  Tilgungsquote  1%.  Unter  Reichs- 
garantie; 

3.  %%  des  Buchwerts  der  Balmanlage  zu  außerordent- 
licher Tilgung  von  Defizitanleihen; 

4.  ^/s  %  des  Buchwerts  der  Bahnanlage  zur  Erstattung  der 
Beträge,  die  das  Reich  als  zinslose  Vorschüsse  auf  Grund 
seiner  Garantie  zu  1)  und  2)  hergegeben  hat; 

5.  5  %  Gewinnanteil  auf  die  zweite  Hälfte  des  Einbrin- 
gungswerts  der  übernommenen  Staatsbahnen  an  die  betref- 
fenden Bundesstaaten ; 

6.  1  %  des  Buchwerts  der  Bahnanlage :  a)  an  einen  liquide 
anzulegenden  Ausgleichfonds,  bis  dieser  5  %  des  Buchwerts 
erreicht  hat.  Der  Ausgleichfonds  wird  zu  den  Erforder- 
nissen zu  1)  bis  5)  herangezogen,  soweit  sie  aus  dem  Jahres- 
gewian  nicht  gedeckt  werden  können;  b)  wenn  und  solange 
der  Ausgleichfonds  seinen  Höchststand  erreicht  hat,  an 
einen  regulären  Reservefonds,  aus  dessen  Mitteln  außer- 
ordentliche Tilgungen  der  zu  2)  bis  5)  zu  verzinsenden  oder 
zu  tilgenden  Kapitalbeträge  bestritten  werden  können; 

7.  von  dem  verbleibenden  Gewinn  %  zur  Verstärkung  der 
Überweisung  zu.  6),  %  als  Gewinnanteil  an  das  Reich.  Das 
Reich  verwendet  seinen  Anteil  zu  außerordentlicher  Anleihe- 
tilgung. 

Zur  Begründung  führt  er  u.  a.  aus.  daß  es  billig  «ei,  daß 
die  Bundesstaaten  mit  Eisenbahnbesitz  mit  der  Hälfte  ihrer 
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Forderungen  an  die  erste  St-eile  rückten.  Komme  unser 
Wirtschaftsleben  wieder  in  Ordnung,  so  werde  man  di« 
Lasten  zu  1.  bei  verständiger  Tarif politik  unter  alten  Um- 
ständen aufbringen.  Die  den  Bundesstaaten  durch  di«  Reichs- 
garanti-6  .gebotene  Sicherheit  rechtfertige  den  niedrigen 
Zinsfuß.  Di«  vorgesehene  Tilgung  werde  die  Schuld  zu  1. 
in  67  Jahren  abtragen.  Durch  die  Begrenzung  der  zu  3.  und 
4.  vorgesehenen  Tilgung  von  Defizitanleihen  und  Garantie- 
vorschüssen des  Eeiches  auf  %  und  ^/s  %  vom  Buchwert  der 
Bahnanlagen  solle  einer  langwähi-enden  Behinderung  der 
Cberweisungen  zu  5.  und  6.  vorgebeugt  werden,  falls  die  zu 
3.  und  4.  zii  erstattenden  Beträge  eine  große  Höhe  erreicht 
taben  sollten.  Zu  5.  werde  den  Bundesstaaten  die  Stelle  von 
Vorzugsaktionären  eingeräumt.  Eine  Nachzahlungsverpflich- 
txmg  könne  nicht  zugestanden  werden,  weil  sonst  die  Reichs- 
bahn verhindert  würde,  über  die  Tilgungsbeträge  hinaus  Re- 
serven anzusammeln.  Dafür  vrärden  aber  die  Bundesstaaten 
!in  dem  Ausgleichfonds  interessiert,  aus  dessen  Mitteln  sie 
t>efriedigt  werden  sollten,  wenn  der  Jahi-esgewinn  die  volle 
.A^usschüttung  zu  5.  nicht  zulasse.  Im  Etat  des  Reiches  solle 
die  Reichsbahn  überhaupt  nicht  erscheinen,  es  sei  denn,  daß 
:>s  sich  um  Gewährung  oder  Erstattung  von  Garantievorschüs- 
>en  handele.  Das  Reich  verwende  etwaige  Überschüsse  zu  7. 
'ür  außerordentliche  Schuldentilgung,  die  Überweisungen  sei- 


en deshalb  nicht  zu  veranschlagen,  sondern  nur  abzurechneu 
Schließlich  weist  Melchior  darauf  hin,  daß  nach  Maßgabe 
dteses  Finanzierungsplans  auch  die  deutschen  Privatbahnen 
und  die  deutschösterreichischen  Bahnen  ohne  weiteres  aul 
die  Reichsbahn  übergehen  könnten. 

—  Ing.  Bruno  R.  v.  Enderes :  Zu  r  Neuordnung  der 
deutschösterreichischen  Staatsbahnverwal- 
tung. Sonderdruck  aus  der  „Zeitschrift  des  Oesterr. 
Ingenieur-  und  Architektenvereins"  1909.  Wien  I,  1919. 
Urban  «fc  Schwarzenberg. 

Diese  Druckschrift  enthält  nicht  bloß  den  vollständigen 
Text_  des  zum  größten  Teil  auch  in  unserer  Zeitung  veröf- 
fentlichten, sehr  bemerkenswerten  Vortrags  des  damaligen 
Unterstaatssekretärs  im  Staatsamt  für  Verkehrswesen  über 
die  für  Deutschösterreich  entstehenden  Organisationsfragen, 
sondern  auch  eine  Niederschrift  über  die  zahlreichen  Reden, 
die  von  hervorragenden  Fachleuten  an  den  vier  von  dem 
Verein  im  Anschluß  an  .ienen  Vortrag  veranstalteten  „Dis- 
kussionsabenden" gehalten  worden  sind.  Aus  diesen  Reden 
und  den  Entgegnungen  des  Unterstaatssekretärs  gewinnt 
man  ein  anschauliches  Bild  über  die  wichtigen  und  zum  Teil 
ungeheuer  schwierigen  Probleme,  die  die  führenden  Eisen- 
bahnmänner in  Österreich  beschäftigen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Aufhebung  von  Reglements  und 
Tarifen. 

letriebs-Reglement  für  den  direkten 
Verkehr  zwischen  Deutschland  und 
Jsterreich-Ungarn  einerseits,  Serbien, 
iulgarien  und  der  Türkei  andererseits 
lowie  für  den  direkten  Verkehr  der 
Irei  letztgenannten  Ländergebiete 
mtereinander,  gültig  vom  1.  Mai  1898. 
Jirekter   deutsch  -  serbisch  -  bulgai'isch- 

türkischer  Verkehr, 
left  1  vom  1.  Jan.  1909  und  Heft  2  vom 
1.  Sept.  1909. 

Das  oben  1>e.zeiehnete  Betriebs- 
ieglement  mit  ^seinen  Nachträgen  so- 
vie  die  obengenannten  Tarife  mit  ihren 
fachträgen  werden  mit  sofortiger  Gül- 
igkeit  aufgehoben.  Nach  der  unter  dem 
5.  Februar  1915  in  dieser  Zeitung  er- 
aBsenen  Bekanntmachung  waren  die 
Parife  bereits  seit  dem  15.  Februar  1915 
licht  anwendbar. 

Breslau,  den  2.  August  1919.  (785) 
Eisenihahndirektion. 

2.  Güterverkehr. 

Badischer  Tiertarif. 

jVIit  sofortiger  Wirkung  werden  die 
Lusfühmng^estimmungen  zu  §§  14  bis 
9  und  23  über  Zuchttiere  und  Weide- 
iere durch  Aufzählung  der  Weideunter- 
ehmungen,  denen  Stempiel  zur  Erlan- 
}ing  der  Frachtermäßigung  verliehen 
ind,  ergänzt.  Näheres  in  unserem 
lächsten  Tarifanzeiger. 

Karlsruhe,  den  2.  August  1919.  (782) 
reneraldir.  der  Bad.  Stäatseisenbahnen. 

deutsch  -  dänisch  -  schwedischer  Eisen- 
bahnverbaud  über  Kiel-Korsör, 
Verbands-Gütertarif,  Teil  II. 
Der  Tarif  wird  mit  sofortiger  Gül- 
igkeit  aufgehobMBn. 
Altona,  den  2.  August  1919.  (783) 

Eisenbahndirektion, 
namens  der  Verbandsverrwaltungen. 

Niederlausitzer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  J 
Verden  die  Ausnahmetarife  5  a  für  ge- 
»rannte  Steine  und  5  b  für  Grand,  Kies, 
<chlacken  usw.  aufgehoben. 

Ferner  werden  vom  gleichen  Zeit- 
)unkt  ab  die  auf  Seite  6  des  Tarifs 
Nachtrag  I,  Seite  2)  aufgeführten  Des- 


infektionsgebübren      gestrichen  und 
fortan  die  im  D.  E.  T..  Teil  I  enthalte- 
nen Desinfektionsgebühren  erhoben. 
Berlin,  den  1.  August  1919.  (784). 
Die  Direktion. 

Württ.  Binuengütertarif. 

Am  15.  August  1919  wird  die  Station 
l'rlau  mit  den  Dienstbeschränkungen 
()R.  Stb  in  den  Tarif  aufgenommen.  Die 
Entfernungen  werden  durch  Anstoß  von 
H  km  an  die  Entfernungen  für  Leut- 
kiroh  oder  von  4  km  an  die  Entfer- 
nungen für  Friesenhofen  gebildet,  je 
nachdem  sich  die  kürzeste  Gesamtent- 
fernung ergibt. 

Stuttgart,  den  31.  Juli  1919.  (781) 
Generaldirektion  der  Staatseisenbahnen 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Deutscher   Eisenbahn-Personen-  und 

Gepäcktarif,  Teil  I. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
ab  werden  die  (Gebühren  für  die  bahnamt- 
liche Überführung   des  ■  Reisegepäckes 
und  Expreßguts  erhöht.    Auskunft  er- 
teilt luiser  Verkehrsbüro. 
Berlin,  den  31.  Juli  1919.  (778) 
Eisenbahndirektioru 


Deutscher   Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäcktarif,  Teil  1  (Tfv.  2000). 

Mit  Gültigkeit  vom  5.  August  1919 
wird  die  Ausführungsbestimmung  C  XI 
zu  §  12  der  Eisenbahnverkehrsordnung, 
wie  folgt,  geändert  und  ergänzt: 

1.  Vor  der  Ziffer  1  ist  als  Über- 
schrift einzuschalten : 

„A.  Für  sämtliche  Kriegsbeschädigte." 

2.  Am  (Schlu'ß  der  Auisfiihrungsbe- 
stimmung  wird  folgende  neue  Bestim- 
mung angefügt: 

„(B.  Für  erblindete  Kriegsteilnehmer.'" 

1.  Der  Begleiter  eines  erblindeten  ' 
Kriegsteilnehmers  wird  während  der 
Begleitung  nicht  nur  bei  den  unter  A. 
genannten,  sondern  bei  allen  Reisen  des 
Blinden  frei  befördert,  wenn  er  ledig- 
lich zum  Zwecke  der  Begleitung  mit- 
reist. 

2.  Als  Ausweis  für  den  Begleiter 
dient  eine  auf  den  Namen  des  Blinden 
lautende,  von  der  Eisenibahn  für  die 
Dauer  eines  Kalenderjahres  ausgestellte 
Bescheinigung  darüber,  daß  er  ein  er- 
blindeter Kriegsteilnehmer  ist.  Die  Be- 


scheinigung wird  auf  Antrag  des  Blin- 
den von  der  Eisenbahnverwaltung  aus- 
gestellt, in  deren  Bezirk  er  seinen 
Wohnsitz  hat. 

3.  Wegen  der  (.Tebührenfreiheit  des 
Führerhundes  eines  erblindeten  Kriegs- 
teilnehmers s.  Ausführung.sbestim- 
mung  1  (1)  zu  §  27.'' 

Ferner  erhält,  ebenfalls  mit  Gültig- 
keit vom  5.  Augnist  1919.  die  Ausfüh- 
rung&bestimmung  1  (1)  zu  §  27  der 
E  isenbahn- V|erkehrsordnung  folgenden 
Zusatz : 

„Der  Führerhund  eines  erblindeten 
Kriegsteilnehmers  wird  jedoch  auf 
Grund  eines  Ausweises  nach  der  Ausf.- 
Best.  C  XI,  B  2  zu  §  12  gebührenfrei 
befördert,  wenn  der  IBlinde  nicht  in  Be- 
gleitung einer  Person  reist.'' 

Berlin,  den  1.  August  1919.  (779) 
Eisenbahndirektion, 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

4.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Die  im  Sammellager  Artem  (Eis.- 
Dir.-Bez.  Erfurt)  angesammelten  alten 
Oberbau-  und  Baustoffe,  bestehend  aus 
Schienen  und  Schienenstücken,  Wei- 
chenteilen, Eisen-  und  Blechschrot, 
darunter  81  eisterae  Überbauten,  im 
ganzen  etwa  54,0  t  Stahl  und  140  i 
Eisen  sollen  öffentlich  verkauft 
werden. 

Hierzu  ist  Termin  auf  den 
2  2.  August  1919,  vormittags 
J^ll  Uhr  bei  der  unterzeichneten 
Eisenbahndirektion  anberaumt. 

Die  Verkaufsbedingungen  nebst  An- 
gebotbogen können  in  unserer  Kanzlei 
eingesehen,  auch  gegen  postfreie  Ein- 
sendung von  1  in  bar  von  da  be- 
zogen werden. 

Erfurt,  den  24.  Juli  1919.  (777) 
Eisen  bahndirektion. 


5.  Vermischte  Bekanntmachungen. 

2  Stück  Personenwagen 

,4.  Kla.&se  neu  oder  gebraucht  für  nor- 
malspurige  Eisenbahn  sofort  zu  kaufen 
gesucht. 

Angebote  mit  genauer  Besohi'eibung 
der  Wagen  sind  an  uns  zu  richten. 
Betriebsvoratand  der  Wittenberge-Perle- 
berger  Eisenbahn  in  Perleberg. (780) 
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Berlin,  den  13.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung:  »scheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilung-en,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleituns;  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliclie  Bekanntiiiaclinngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbahnverwaltungen,  beide  in  B  erlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung-  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung-  unter  Streifband  liefert  die  Verlagrsbuch- 
handlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichiscli- 
angarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

-  Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeig-en  (Preis  für   die   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
<jO  Pt.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  e.n  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin       9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuoh.  Roichsbaiik-ti  irokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  HKX»- 


Allof<^meine  Verkiehrslehre  von  Sax. 
Noch  einmal  zur  Abänderuuff  tles  §  SO 

(6)    des   östeireichiscbeu  Eisenbahu- 

ßetriebsreglements. 

Nachrichten. 

D^e  u  t  s  c  h  1  a  n  d :  Minister  Oeser  ge- 
iCen  den  Eisenbahner-streik.  —  Ab- 
teilung; für  elektrische  Zugförde- 
rung. —  Zuziehung  von  Vertretern 
der  Verbraucher  zum  preußi.schen 
Landeseisenbahnrat  und  zu  den  Be- 


I  u  Ii  a  1  t  : 

zirkseisenbahnräten.  —  Sitzplätze 
far  die  Krieo-sbeschädigteu.  —  Zur 
Beseitiguno-  der  Erhebung  von  Wa- 
genstandgeldern. —  Die  Folgen  des 
Kohlenmangels  auf  der  Eisenbahn. 
—  Personalnachrichten. 
Deutschest  erreich:  Unterbrin- 
gung der  von  den  nichtdeutschen 
Nationalstaaten  enthobenen  deut- 
schen Eisenbahnbediensteten  in 
Deutschösteireich.  Aufsaugung  des 
Personalüberschusses.     —  Bäder- 


sctmellzüge  zwischen  Wien,  Marien- 
bad und  Karlsbad. 

Südslawisch  e  n  i<  c  h  i  t  :  Aus- 
bau d-er  ■  'SÜdslawLscheu  Bahnen 
durch  Amerikaner. 

t  j  b  r  i  g  e  e'u  r  o  p  ä  i  s  c  h  e  Länder: 
Ein  französisch-italienischer  Alpen- 
durohstich.  —  Eisenbahnerausstand 
in  Euglmvi. 

Fremde  Erdteile  :  1  iieubalin"r- 
*  ausstand  iu  Nordameriku 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Allgemeine  Verkehrslehre  von  Sax.  *) 

Vom  Wirklichen  Geheimen  Oberiegierungsrat   Herrmaun,  Hciliu.. 


Der  in  den  Jahren  1878  und  1879  erschienenen  ersten  Auf- 
lage des  lx;kaunten  Werkes  von  Dr.  Emil  Sax:  „Die  Vei- 
kehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswirtschaft"  folgt  jetzt  nach 
vierzig  Jahren  die  zweite,  neu  bearbeitete  Auflage.  In  der 
ersten  Auflage  hatte  da/s  Werk  zwei  Bände.  Der  erste  Band 
enthielt  einen  allgemeinen  Teil,  der  die  Bedeutung  und  das 
Wesen  der  Verkehrsmittel  sowie  die  Verkehrsmittel  als 
Gegenstand  der  C4emeinwirtschaft  erörterte.  In  zwei  wei- 
teren Abschnitten  wurden  Land-  und  Wasserwege  sowie  Post 
und  Telegraph  behandelt.  Der  zweite,  erheblich  stärkere 
Band  galt  den  Eisenbahnen.  Das  starke  Anwachsen  des 
Stoffes  in  der  Zwischenzeit  machte  es  nötig,  den  Umfang  des 
Werkes  zu  erweitern.  Der  erste  Band  der  neuen  Auflage 
enthält  lediglich  den  allgemeinen,  grundlegenden  Teil  der 
Arbeit.  In  einem  zweiten  Bande  werden  die  Land-  und 
Wasserstraßen  nebst  Schiffahrt  und  Fuhrwerk,  ferner  Post, 
Telegraph  und  Telephon,  in  einem  dritten  Bande  die  Eisen- 
bahnen behandelt.  Erschienen  ist  bisher  der  erste  Band 
„Allgemeine  Verkehrslehre".  Was  der  Verfasser  hierunter 
verstanden  wissen  will,  gibt  er  in  der  Vorrede  (S.  VIII) 
so  an:  „Die  gereifte  theoretische  Einsicht  ischöpft  aus  der 
Fülle  der  Erscheinungen  zunächst  eine  Summe  von  allge- 
meinen, das  Gesamtgebiet  betreffenden  Erkenntnissen,  die 
füglich  den  Namen  einer  allgemeinen  Verkehrs- 
lehre verdient.  Diese  Lehrsätze  sind,  im  ersten  Bande 
vereint,  als  Grundlage  vorangestellt !" 

^  Es  würde  von  nicht  geringem  Eeize  sein,  den  Inhalt  dieser 
allgemeinen  Verkehrslehre  wenigstens  in  den  wichtigsten 
Abschnitten  mit  dem  Inhalt  des  allgemeinen  Teils  der  ersten 


Auflage  zu  vergleichen  und  im  einzelnen  nachzuweisen,  in- 
wieweit die  vor  vierzig  Jahren  entwickelten  Grundsätze 
und  Grundlehren  auch  jetzt  noch  aufrecht  erhalten  werden 
oder  inwieweit- rsie  aus  inneren  Gründen  oder  unter  der  Ein- 
wirkung der  in  der  Zwischenzeit  eingetretenen  Vervoll- 
kommnung der  Verkehrsmittel  eine  Änderung  erfahren 
haben.  Aber  eine  derartige  Untei  suchung  würde  weit  über 
den  hier  gebotenen  Kähmen  der  Würdigung  des  Werkes 
hinausgehen.  Mag  doch  manchem  eine  auch  nur  einiger- 
maßen eingehende  Besprechung  des  Werkes  hier  fehl  am 
Platze  erscheinen.  Das  wäre  allerdings  eine  irrige  Auf- 
fassung. Schon  bei  der  Anzeige  des  ersten  Bandes  der  ersten 
Auflage  in  dieser  Zeitung  (Jahrgang  1877,  S.  1297)  heißt  es: 
„Der  vorliegende  erste  Band  mag  freilich  dem  speziellen 
Eisenbahnfachmann  als  zu  allgemeiner  Natur  oder  Gebiete 
behandelnd  erscheinen,  welche  ihm  beruflich  ferner  liegen. 
Das  ist  indes  nur- scheinbar ;  gerade  in  der  Aufstellung  von 
Begriffen  und  Entwicklungsgesetzen,  welche  alle  Verkehrs- 
mittel umfassen,  ist  der  oberste  Zweck  und  zunächst,  nach 
dieser  einen  Seite  hin  der  Wert  der  Arbeit  gelegen;  ^rade 
darin,  daß  stets  nur  die  Besonderheiten  des  wirtschaftlichen 
Wesens  und  die  Gestaltungen  des  einzelnen  speziellen  A'er- 
kehrsmittels  in  Erörterung  gezogen  wimlen,  bestand  die 
Lücke  in  der  Behandlung  des  Verkehrswesens,  und  grade  von 
diesem  Standpunkte  können  die  Eisenbahnfachmänner  einer 


*)  Dr.  Emil  Sax:  Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und 
Staatswirtschaft."  Erster  Band:  Allgemeine  Verkehrslehre'. 
Zweite,  neu  bearbeitete  Auflage.  Berlin  1918.  Verlag  von 
Jul.  Springer.    Preis  13,75  J{. 
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Leistung-,  -welche  die  bezeichnete  Tendenz  v-erfolgt,  von  vorn- 
bcrein  «in  wai-nics  Interesse  entgegeubiingon."  Diese  Aus- 
führimgen  treffen  auch  heute  noch  zu,  wie  vor  vierzig 
Jahren.  Vielleicht  sogar  noch  etwas  mehr.  Denn  in  der 
Zwischenzeit  ist  doch  iuinier  stärker  die  Erkenntnis  durch- 
gediungeu,  daß  von  einer  i-einen  Geschäftsgewandtheit  ohne 
wissenschaftliche  Vertiefung  eine  den  Ansprüchen  des  Wirt- 
schaftslebens Rechnung  tragende  Lösung  von  Verkehrsfragen 
nicht  zu  erwarten  ist. 

Andrerseits  kafun  es  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen  sein,  die 
vom  Verfasser  entwickelten  Grundsätze  und  Grundlehren  in 
allen  Einzelheiten  darzulegen  und  zu  würdigen.  Es  kann 
sich  vielmehr  nur  darum  handeln,  den  Inhalt  des  Werkes  im 
allgemeinen  wiederzugeben  und  bei  einzelnen  besonders 
wichtigen  Abschnitten  länger  zu  verweilen,  gleichgültig,  ob 
sie  Zustimmung  oder  Widerspruch  hervorrufen.  — 

Die  Einleitung  behandelt  den  Gegenstand  der  Unter- 
suchung, den  Umfang  der  Untersuchung  und  die  Gliederung 
der  Darstellung.  Den  Gegenstand  der  Untersuchung  sollen 
bilden  die  Einrichtungen  zur  Ortsveränderung  von  Personen, 
Gütern  und  Nachrichten  sowie  zur  unmittelbaren  Gedanken- 
mitteilung zwischen  örtlich  getrennten  Personen.  Mit  Recht 
hebt  der  Verfasser  hervor,  daß  die  Ortsverändemng  als  Wirt- 
schaftshandlung sich  auch  auf  Güter  erstreckt,  die  man  meist 
nicht  im  Auge  hat,  wenn  man  von  Güterbeförderung  spricht, 
nämlich  auf  tropfbar  flüssige  und  gasförmige  Güter,  die 
von  der  Gewdnnungs-  zur  Verbrauchstelle  in  besonderen 
Leitungen  durch  Schwerkraft  oder  durch  Druck  befördert 
werden.  Auch  die  Leitung-  elektrischer  Kraft  gehört  hier- 
hin, insofern  die  Ortsveränderung  der  Kraft  zum  Zwecke 
ihrer  Ausnutzung  in  Frage  kommt.  Dagegen  wird  die  Tech- 
nik der  Herstellung  und  des  Gebrauches  der  Verkehrsmittel 
als  nicht  in  den  Eahmen  der  Untersuchung  fallend  be- 
zeichnet. 

Die  Darstellung  gliedert  sich  in  zwei  große  Abschnitte, 
von  denen  der  erste  die  wirtschaftliche  Bedeutung  und 
Eigenart  der  Verkehrsmittel  im  allgemeinen,  der  zweite  die 
Verkehrsmittel  als  Objekte  der  Gemeinwirtschaft  behandelt. 
Der  erste  Abschnitt  erörtert  in  zwei  Unterabteilungen  zu- 
nächst die  wirtschaftliche  Entwicklung  unter  dem  Einfluß 
der  Verkehrsmittel  und  ihrer  Vervollkommnung,  sodann  die 
wirtschaftliche  Charakteristik  der  Verkehrsmittel. 

Im  ersten  Teil  des  ersten  Abschnittes  vrird  zunächst  dar- 
gelegt, daß  der  Verkehr  in  allen  seinen  Zweigen  —  Sachen- 
wie  Personen-,  Nachrichten-  wie  Mitteilungsverkehr  —  zwei 
wesentlich  verschiedene  Aufgaben  zu  erfüllen  hat,  nämlich 
als  Hilfsmittel  des  Güterlebens  wie  als  Mittel  zur  Erreichung 
außerökonomischer  Zwecke,  eine  Unterscheidung,  mit  der  für 
die  weiteren  Untersuchungen  freilich  nicht  allzuviel  ge- 
wonnen wird.  Das  zeigt  sich  sogleich  in  den  anschließenden 
Erörterungen  über  die  Vervollkommnung  der  Verkehrs- 
mittel. Denn  da  beiden  Seiten  des  Verkehrs  die  ökonomische 
Grundlage  gemeinsam  ist,  muß  auch  für  beide  das  gleiche 
Streben  gelten,  den  größten  Nutzen  mit  dem  geringsten  Auf- 
wände zu  verwirklichen,  also  entweder  mit  einem  g'egebenen 
notwendigen  Aufwände  möglichst  hohen  Nutzen  oder  den 
erreichbaren  Erfolg  mit  möglichst  geringem  Aufwände  her- 
beizuführen. Die  Vervollkommnung  der  Verkehrsmitel  zielt , 
entweder  auf  eine  Verbilligung  oder  eine  Verbesserung  des 
Verkehrs.  Die  Verbesserung  des  Verkehrs  wird  häufig  mit 
einer  Verteuerung  verbunden  sein  (Schnellverkehr  bei  der 
Eisenbahn!).  Das  ist  nur  dann  wirtschaftlich  gerechtfertigt, 
wenn  die  vollkommenere  Leistung  einen  entsprechend 
höheren  Wert  für  die  Verkehrsbeteiligten  hat.  —  Weitere  Un- 
tersuchungen gelten  den  wirt^schaftlichen  Wirkungen  der 
Vervollkommnung  des  Verkehrs.  Eingehend  wird  dargelegt, 
wie  diese  Vervollkommnung,  insbesondere  die  Verbilligung 
der  Beförderungspreise,  die  Absatzfähigkeit  der  Güter  er- 
wteitert,  wie  sie  auf  die  Güterpreise  erniedrigend  und  aus- 


gleichend einwirkt  und  welchen  Einfluß  sie  auf  die  Ver- 
sorgung großer  ^^erbrauchsplätze  ausübt.  Bei  der  Unter- 
suchung des  Verhältnisses  zwischen  den  Beförderuug'skosteii 
und  den  Tauschwerten  der  Güter  wird  dargelegt,  daß  iu 
Zeiten  mit  uuvolllyjunueueu  Verkehrsmitteln  nur  die  kost- 
barsten Waien  unter  dem  vollen  Einflüsse  des  preisausglei- 
chenden Wettbewerbes  verschiedener,  auch  entlegener  Er- 
zeugungs-  und  Verbrauchsstätten  standen,  und  daß  für  Güter 
von  geringem  Tauschweit  erst  die  Vervollkommnung  der 
Verkehrsmittel  die  Möglichkeit  der  Beförderung  auf  weite 
Entfernungen  herbeigefühi't  hat. 

Die  bisherigen  Untersuchungen  galten  im  wesentlichen  dei' 
Einwirkung  der  Verkehrsvervollkommnung  auf  die  Absatz- 
fähigkeit der  Güter  und  die  Preisbildung.  Damit  sind  aber 
die  Wiikuugen  der  Verkehrsvervollkommnung  keineswegs 
erschöpft.  Die  Wirkungen  beschränken  sich  nicht  auf  die 
jeweils  vorhandenen  Güter,  sondern  erstrebken  sich  auch  auf 
die  Güter erzeugung  selbst.  Nicht  nur,  daß  diese  vielfach 
durch  Verkehrsverbesserungen  gesteigert  wird;  auch  wirt- 
schaftliche Verschiebungen  in  den  Produktionsunternehmun- 
gen tieteu  ein,  weil  erst  mit  der  Vervollkommnung  der  Ver- 
kehrsmittel eine  Gruppierung  der  Produktionszweige  nach 
dem  wirtschaftlich  besten  Standpunkte  ermöglicht  wird.  Man 
wird  diese  Ausführungen  des  Verfassers  (Seite  31  ff.),  die 
sich  nicht  nur  auf  die  Stoff  Verarbeitung  (Industrie),  sondern 
auch  auf  die  Bodenpioduktion  —  hier  unter  Bezugnahme 
auf  Thünens  bekannte  Untersuchungen  im  „isolierten  Staat'' 

—  erstrecken,  mit  besonderer  Anteilnahme  verfolgen.  Eben- 
so die  Darlegungen,  die  sich  mit  dem  Einfluß  der  elektri- 
schen Kraftleitung  auf  die  Gütererzeugung  beschäftigen:  der 
Verfasser  erwartet  —  und  wohl  mit  Recht  — ,  daß  die  allen 
Gesichtspunkten  der  Ökonomie  entsprechende  Lösung  des 
Problems  der  Fernleitung  der  elektrischen  Kraft  für  viele 
Produktionszweige  wesentliche  Umgestaltungen  bringen  wird. 

—  Daß  die  Vervollkommnung  der  Verkehrsmittel  von  be- 
sonders großer  Bedeutung  für  den  Handel  ist,  bedarf  kaum 
eines  eingehenden  Nachweises.  Ist  doch  der  Handel,  das 
Verbindungsglied  zwischen  Erzeuger  und  Verbraucher,  auf 
die  Au.snutzung  der  Verkehrsmöglichkeiten  ganz  besonders 
angewiesen.  Das  gilt  gleichermaßen  für  den  Personen-,  den 
Güter-  und  den  Nachrichtenverkehr.  Zutreffend  weist  der 
Verfasser  darauf  hin,  daß  die  Veikehrsvervollkommnung  für 
einzelne  Sorten  des  Handels  sich  als  schädigend  erwiesen 
habe,  daß  sie  ein  gewisses  Zurücktreten  des  Zwischen- 
handels und  das  Herabsinken  der  Messen  zur  Folge  habe. 
Man  wird  ihm  auch  zugeben  müssen,  daß  der  Spekulations- 
handel, namentlich  der  Terminhandel  und  der  Arbitrage- 
handel, ohne  die  jetzigen  Verkehrseinrichtungen  nicht  denk- 
bar seien.  Wenn  er  aber  behauptet,  daß  die  Konzentration 
des  Personenverkehrs  in  den  Großstädten  und  die  Verbes- 
serung des  Ortsverkehrs  in  diesen  erst  die  Schaffung  von 
Warenhäusern  ermöglicht  habe,  so  scheint  mir  das  zu  weit 
zu  gehen.  —  Ferner  wird  der  Einfluß  der  Verkehrsverbes- 
serung auf  Arbeitslohn,  Kapitalzins  und  Grundrente  be- 
handelt. Beim  Arbeitslohn  genügt  der  Hinweis,  daß  infolge 
der  Entwicklung  des  Verkehrswesens  die  Seßhaftigkeit  der 
Arbeiter  und  die  darauf  beruhende  örtliche  Lohnbildung  aufhört, 
und  eine  Ausbreitung  von  Arbeitsangebot  und  Ar]>eitsnach- 
frage  über  weitere  Gebiete  eintritt.  Man  wird  dem  Verfasser 
darin  beipflichten  müssen,  daß  die  Organisation  der  Arbeiter- 
klasse, die  von  der  individuellen  zur  kollektiven  Lohnfest- 
setzung führt,  ohne  das  heutige  Verkehrswesen  gar  nicht  zu 
denken  ist.  —  Bei  der  Grundrente'  sei  auf  die  den  Groß- 
städter besonders  naheliegende  Erfahrung  hingewiesen,  daß 
die  erst  durch  die  Verkehrsvervollkommnung  ermöglichte 
Außensiedlung  ihre  Wirkung  auf  den  Ertrag  der  Häuser  iu 
den  dem  Mittelpunkt  sich  anschließenden  Ringen  der  städ- 
tischen Wohngebiete  ausübt.  —  Mit  kurzen  zusammenfassen- 
den Ausführungen  über  den  Einfluß  des  vervollkommneten 
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Verkehrswesens  auf  die  verschiedenen  Lebensgebiete  und 
die  hieraus  entspringenden  Eückwirkungen  auf  die  Wirt- 
schaft schließen  die  Erörterungen  über  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  unter  dem  Einflüsse  der  Verkehrsmittel  und 
ihi'er  Vervollkommnung. 

Der  zweite  Teil  des  ersten  Abschnittes  ist  der  wirtschaft- 
lichen Charakteristik  der  Verkehrsmittel  gewidmet.  Hier 
werden  zunächst  di®  technischen  Elemente  der  Verkehrsmittel 
in  ihren  gegenseitigen  wirtschaftlichen  Beziehungen  behan- 
delt. Drei  wesentliche  Bestandteile  der  Einrichtungen  für  die 
Ortsveränderung  von  Gütern,  Personen  und  Mitteilungen 
werden  hervorgehoben :  der  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  be- 
wegende Kraft.  Diese  Bezeichnungen  sind  im  weitesten 
Sinne  zu  verstehen.  Als  Weg  können  beispielsweise  auch 
die  Wüste,  das  Meer  und  Binnenseen  in  Frage  kommen.  Als 
Fahrzeug  muß  auch  das  Tragtier  angesprochen  werden.  Beim 
.elektrischen  Nachrichten-  und  Mitteilungsverkehr  bilden  das 
Bewegungsmittel  die  mechanischen  Vorrichtungen  (Appa- 
rate), in  denen  Bewegungsvorgänge  stattfinden,  die  die  Wie- 
dergabe der  Sprechla-ute  durch  Zeichen  oder  die  Wiederga:be 
der  Sprechlaute  selbst  bewirken.  Der  Verfasser  bildet  für 
diese  Vorrichtungen  den  hübschen  Ausdruck :  Fahrzeuge  der 
Gedanken.  Kurz  und  anschaulich  wird  dargelegt,  wie  die  Ent- 
wicklung in  diesen  drei  Bestandteilen  der  Einrichtungen  für  die 
Ortsveränderung  im  Laufe  der  Zeiten  erfolgt  ist.  Um  sich  die 
Größe  des  Fortschrittes  zu  vergegenwärtigen,  braucht  man 
nur  daran  zu  denken,  daß  am  Beginn  der  Entwicklung  der 
bewegenden  Kraft  die  menschliche  und  tierische  Muskelkraft, 
am  Ende  die  Elektrotechnik  und  die  Explosionsmotoren 
stehen.  —  Mit  der  Vervollkommnung  der  Verkehrsmittel  voll- 
zieht sich  eine  Verschiebung  der  für  sie  maßgebenden  Wirt- 
«chaftsfaktoren.  Die  Entwicklung  ist  dieselbe,  wie  im  all- 
gemeinen Wirtschaftsleben:  der  Übergang  von  der  extensiven 
zur  intensiven  Wirtschaft.  Der  Entwicklungsgang  der  Ver- 
kehrsmittel gleicht  dem  der  Produktionsmittel,  der  im  Anfang 
den  Aus.schlag  gebende  Naturfaktor  verliert  im  Laufe  der 
Entwicklung  immer  mehr  seine  Bedeutung  an  die  vom  Men- 
schen beigestellten  Faktoren  Arbeit  und  Kapital,  bis  schließ- 
lich in  der  maschinenmäßigen  Gestaltung  der  Beförderung 
der  Kapitalfaktor  zur  vollen  Herrschaft  gelangt.  Anschau- 
lich weist  der  Verfasser  darauf  hin,  welch©  Bedeutung  dem 
Naturfaktor  im  Anfang  der  Verkehrsentwicklung  zukam:  als 
Weg  der  freie  (der  „gewachsene")  Boden,  die  natürliche  Was- 
eerstraße;  als  Fahrzeug  der  Kücken  des  Saumtieres,  des 
Sklaven,  der  hohle  Baumstamm;  als  Ijewegende  Kraft  die 
Strömung  der  Gewässer,  die  tierische  Muskelkraft.  In  der 
Sklavenarbeit  und  der  Leitung  der  Tiere  ist  die  Leistung  des 
Arbeitsfaktors,  in  den  primitiven  Lade-  und  Lenkvorrichtun- 
gen die  des  Kapitals  erschöpft.  Will  man  sich  die  wachsende 
Bedeutung  des  Kapitals  klar  maehen,  so  denke  man  nur  an 
die  Anlagekosten  einer  Eisenbahn  gegenüber  der  Landstraße, 
des  Dampfschiffes  gegenüber  dem  Segler,  des  elektrischen 
gegenüber  dem  optischen  Telegraphen,  vollends  einer  Funken- 
station. 

Die  mit  den  vollkommensten  Verkehrsmitteln  verbundenen 
Kapitalaufwendungen  sind  wirtschaftlich  nur  da  gerechtfertigt, 
wo  eine  l>e.sondere  Dichtigkeit  des  Verkehrs  eine  ausgiebige 
Benutzung  der  vervollkommneten  Verkehrsmittel  sichert.  Wo 
es  sich  um  geringe  Beförderungsmengen  handelt  oder  um 
solche,  die  zwar  in  ahrer  Gesamtzahl  bedeutend,  doch  nach 
verschiedenen  Richtungen  auseinander  gehen  oder  ab^vech- 
■selnd  sich  nach  versschiedenen  Endpunkten  bewegen,  da  ist 
die  Beibehaltung  der  mit  geringerem  Kapitalaufwand  ver- 
bundenen minder  vollkommenen  Verkehrsmittel  geboten.  Der 
^Verfasser  kennzeichnet  das  als  Intensitätsgesetz  des  Verkehrs 
und  bestimmt  dies  folgendermaßen:  „Das  Verkehrsmittel- 
»ystem  eines  Landes  muß  im  ganzen,  wie  in  seinen  Teilen 
im  Verhältnis  zu  einander,  jeweils  den  richtigen,  d.  h.  den 
von  der  Gesamtheit  der  einschlägigen  Umstände  bedingten 


Intensitätsgrad  zur  Erscheinung  bringen".  —  Soll  der  Ver- 
kehrsanlage und  dem  Anlagekapital  das  volle  Maß  ihrer  Aus- 
nutzung gesichert  werden,  so  bedarf  es  der  Zusammenfassung 
aller  jeweils  vom  örtlichen  Bedürfniss-e  geforderten  Ver- 
kehrsakte in  eine  einzige  Anlage.  Mit  andern  Worten :  man 
soll  die  möglichen  Nutzungsakte  nicht  auf  mehrere  Anlagen 
verteilen,  wenn  eine  einzige  den  Zwecken  technisch  zu  ge- 
nügen vermag.  Der  Verfasser  nennt  das  „das  Integrations- 
ge-setz  des  Verkehrs".  —  Eine  Gruppe  weiterer  Untersuchun- 
gen faßt  der  Verfasser  unter  dem  Stichwort  „das  Eichtungs- 
gesetz  des  Verkehrs"  zusammen  —  eine  Bezeichnung,  die 
nicht  sonderlich  glücklich  erscheint,  weil  isie  an  sich  viel- 
deutig ist.  Der  Verfasser  will  die  Umstände  erörtern,  die 
für  die  Bildung  eines  Verkehrsweges  zwischen  zwei  gege- 
benen Punkten  maßgebend  sind.  Die  Bezeichnung  „Rich- 
tungsgesetz des  Verkehrs"  läßt  aber  auch  die  Deutung  zu, 
als  handle  es  sich  um  die  Frage,  ob  der  Verkehr  sich  in  einer 
bestimmten  oder  der  entgegengesetzten  Richtung  bewege. 
Den  sachlichen  Ausführungen  des  Verfassers  wird  man  im 
wesentlichen  beistimmen  können.  Der  vorteilhafteste  Weg 
für  die  Verkehrsverbindung  zwischen  zwei  Orten  ist  zweifel- 
los die  kürzeste,  die  grade  Linie.  Selbstverständlich  ist  es 
ausgeschlossen,  daß  jeder  Ort  mit  jedem  andern  eines  Ver- 
kehrsgebietes derart  verbunden  wird.  Es  ist  daher  zu  prü- 
fen, welche  Verkehrsverbindung  in  jedem  einzelnen  Falle  die 
wirtschaftlich  beste  ist.  Für  die  Beantwortung  dieser  Frage 
sind  Umstände  der  verschiedensten  Art  l>estimmend :  die  Dich- 
tigkeit des  Verkehrs,  die  Länge  der  zu  untersuchenden  Ver- 
kehrsbeziehung zu  anderen,  schon  vorhandenen  Verkehrs- 
linien, der  Grad  der  Vollkommenheit  der  vorhandenen  Ver- 
kehrslinien, die  Höhe  der  Beförderungspreise  auf  dem  einen 
oder  dem  anderen  Wege  usw.  Die  Ausführungen  des  Ver- 
fassers hätten  zweifellos  an  Verständlichkeit  gewonnen,  wenn 
sie  von  bildlichen  Darstellungen  einfachster  Art  unterstützt 
wären. 

Von  besonderer  Bedeutung  und  durchaus  einwandfrei  sind 
dio  unter  dem  Stichwort  „Kostengesetz  des  Verkehrs"  zusam- 
mengefaßten Untersuchungen,  die  sich  mit  der  wechselseiti- 
gen Bedingtheit  zwischen  Zahl  und  Kosten  der  wirtschaft- 
lichen Leistungen  beschäftigen.  Bei  diesen  Kosten  sind  zwei 
verschiedene  Bestandteile  zu  unterscheiden:  „die  Gemein- 
kosten, die  nicht  durch  die  einzelne  Verkehrsleistung,  sondern 
infolge  der  Zusammenfassung  der  jeweils  gegiebenen  Menge 
derselben  zu  einer  Gesamtleistung  ebeir  durch  die  Gesamtheit 
veranlaßt  sind"  und  die  Sonderkosten,  die  durch  den  einzelnen 
Verkehrsakt  verursacht  werden.  Zu  den  Gemeinkosten  ge- 
hören nicht  nur  die  eigentlichen  Kapitalkosten,  nämKch  die 
Aufwendungen  für  V erzinsung  und  Tilgung  des  in  dem  Ver- 
kehrsmittel angelegten  stehenden  Kapitals,  sondern  auch  ein 
Teil  der  sogenannten  Betriebskosten,  nämlich  die  Personal- 
und  Sachkosten  für  die  oberste  Leitung  einer  Verkehrsanstalt 
und  die  Aufwendungen  für  das  regelmäßige  Arbeiten  der  Ver- 
kehrsanstalt, die  von  den  einzelnen  Verkehrsakten  unabhän- 
gig sind.  Die  Einheitskosten  für  die  Leistungseinheit  setzen 
sich  zusammen  aus  einem  Anteil  an  den  Gemeinkosten  und 
den  durch  die  einzelne  Verkehrsleis^ng  verursachten  Son- 
derkosten. Der  Anteil  der  Einheitskosten  an  den  General- 
kosten verringert  isich  mit  zunehmender  Dichtigkeit  des  Ver- 
kehrs. Der  hierin  liegenden  Kostenminderung  sind  aber  ge- 
wisse Grenzen  gezogen.  Denn  wenn  der  Verkehr  einen  be- 
.stimmten  Umfang  überschreitet,  können  unter  Umständen 
Aufwendungen  (für  Erweiterung-  der  bestehenden  Verkehrs- 
anlagen und  des  Verwaltungsapparates  usw.)  erforderlich 
werden,  die  eine  Vermehrung  der  Generalkosten  herbeiführen. 
Von  der  weitereu  Verkehrsentwicklung  hängt  es  dann  ab, 
ob  durch  die  Aufteilung  der  gestiegenen  Gesamtkosten  eine 
Verminderung  oder  ein  Gleichbleiben  oder  eine  Steigerung 
der  Einheitskosten  eintritt.  Erfahrungsgemäß  ergibt  sich 
schließlich  auf  den  verschiedenen  Stufen  der  erhöhten  Ver- 
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kehrsdichtigk^it  trotz  erhöhter  Kapitalauf  w<^ndung€ii  «ine 
Kosteuniinderuiig.  Mau  kann  also  den  Satz  aufst^elku,  daß 
di«.  Zuuahmo  der  Verkehrsdichtigkeit  die  auf  die  Leistungs- 
eiüheit  kommeud'en  Selbstkoist-en  um  so  stärker  verringert, 
je  größ-er  der  Anteil  der  Gemeinkosten  ist.*)  —  Die  Eiuteiluug 
der  Betriebskosten  in  Stationskosten  und  Streckenkosten  so- 
w-ie  in  Haupt-  und  Nebenkosten  braucht  hier  nur  kurz  er- 
wähnt zu  werden,  da  sie  durch  den  Namen  schon  genügend 
gekennzeichnet  werden.  —  Ans  den  vorstehend  angedeuteten 
Lehren  ergeben  sich  die  wesentlichsten  Folgerungen  für  die 
Ökonomie'  der  Anlagen  und  des  Betriebes.  Besondere  Berück- 
sichtigung verdient  hier  die  Einwirkung,  die  die  technische 
Beschaffenheit  der  Anlagen  auf  den  Betrieb  ausübt.  In 
erster  Linie  stehen  hier  die  Einwirkungen  des  Weges:  ein 
minder  vollkommener  Weg  wird  häufig  größere  Betriebsauf- 
wenduugen  nötig  machen.  Dem  Eisen'bahnfachmann  sattsam 
bekannt  sind  ja  die  bei  der  Eröffnung  neuer  Bahnstrecken 
nicht  seltenen  Klagen  der  Betriefesbeamten  über  die  Baube- 
amten. Nach  Lage  des  Einzelfalles  wird  zu  entscheiden  sein, 
ob  geringere  Aufwendungen  für  die  Verkehrsanlagen  mit  ent- 
.^prechend  höheren  Betriebskosten  oder  größere  Aufwendungen 
für  eine  vollkommenere  A^erkehrsaulage  mit  entsprechend 
niedrigeren  Betriebskosten  wirtschaftlich  vorzuziehen  sind. 
—  Daß  auch  allgemeine  Änderungen  im  Wirtschaftsleben,  wie. 
die  Bewegung  des  Zinsfußes  und  der  Lohnhöhe,  von  Einfluß 
auf  die  Betriebskosten  sind,  bedarf  keiner  näheren  Darle- 
gung. — 

Den  Untersuchungen  ül>er  das  Kostengesetz  des  Verkehrs 
folgen  Untersuchungen  über  das  Preisgesetz  des  Verkehrs 
und  die  Preisgestaltung  nach  den  Gesichtspunkten  der  Be- 
triebsökonomie. Nach  dem  Kostengesetze  muß  das  Streßen 
dahin  gehen,  die  weitestgehende  Kostenminderung  durch  das 
Höchstmaß  der  erreichbaren  Verkehrsstärke  zu  erzielen.  Eine 
der  Kostenminderung  entsprechende  Senkung  der  Pr-eise  für 
die  Verkehrsleistungen  wird  die  Stärke  des  A^erkehrs  heben. 
Die  größere  Stärke  des  Verkehrs  vidrd  aber  die  Auteilkosten 
vermindern.  Mit  einem  gewissen  Recht  kann  daher  der  Ver- 
fasser den  scheinbar  paradoxen  Satz  aussprechen:  im  Ver- 
kehrswesen bestimmen  nicht  die  Kosten  die  Preise,  sondern 
die  Pr^eise  die  Kosten.  Freilich  sind  einer  wirtschaftlich 
zwckentsprechenden  Ermäßigung  der  Preise  gemsse'  Gren- 
zen gezogen.  Denn  schließlich  kommt  man  an  einen  Punkt, 
bei  dem  eine  weitere  Preisermäßigung  eine  Zunahme  der 
Nachfrage  nicht  mehr  im  Gefolge  hat:  da,  wo  bei  den  frü- 
heren Preisen  aller  tatsächliche  Verkehrsbedarf  gedeckt 
wurde.  Der  Verfasser  faßt  di  ese  Erkenntnis  zutreffend  so 
zusammen:  „Mit  der  Preisherabsetzung  von  dem  als  höchsten 


*)  Hier  mag  auf  die  den  Lesern  die^ser  Zeitun«'  wohl  be- 
kannte Tatsache  hinu-cwiesen  werden,  daß  bei  den  Eisen- 
l)ahnen  m<'hr  als  die  llälfie  der  Selbstkosten  auf  die  Einheits- 
kosten (festen  Kosten)  kommt. 


angenommenen  Ausgangspunkte  muß  der  Erlös  zunehmen, 
und  zwar  anfangs  in  ansteigendem  \'erhältnis.  Bei  fort- 
schreitender Preisverminderung  muß  diese  Zunahme  sich  ver- 
kleinern und  endlich  zum  Stillstand  kommen.  Sobald  das 
letztere  eintritt,  Avird  das  Höchstmaß  des  Ertrages  erreicht 
sein.  Weiter  fortgesetzte  Preisminderung  muß  dann  eine 
Verminderung  des  Ertrages  zur  Folge  haben."  —  Bei  der 
Preisgestaltung  wird  außer  den  Selbstkosten  der  Nutzen  be- 
rücksichtigt werden,  den  der  Beansprucher  des  Verkehrs- 
mittels von  der  Verkehrsleistung  hat.  Eine  Preisstellung  für 
den  Einzelfall  ist  selbstverständlich  unmöglich; , es  muß  eine 
gewisse  Durohschnittsbehandlung  (Klassifikation)  eintreten, 
die  alber  dem  Zwecke  vollkommen  genügt.*)  Die  nach  diesem 
Grundsatze  gebildeten  Pi-eisverzeichnisse  (Tarife)  der  öffent- 
lichen Verkehrsanstalten  bezeichnet  man  als  Werttarife, 
Werden  die  Preise  für  Güter  ohne  Unterschied  nach  gewis- 
sen für  die  Beförderungsleistung  wesentlichen  Maßeinheiten 
berechnet,  so-  spricht  man  von  Gewichts-  oder  Raumtarifen. 
Der  allzuweit  gehenden  Individualisierung  der  Preisfest- 
setzung steht  aber  eine  Erwägung  entgegen:  „Das  Absehen 
von  der  genauen  Beschaffenheit  jedes  konkreten  Nutzungs- 
aktes, also  die  Durchschnittsibehandlung  für  den  gedachten 
Zweck,  vermindert  den  Aufwand  an  Zeit  und  Arbeit,  welchen 
die  Einreihung  des  einzelnen  beanspruchten  Verkehrsaktes 
in  den  Tarif  dem  Publikum  wie  der  Leitung  des  Verkehrs- 
mittels verursacht,  was  abermals  in  der  Richtung  auf  Erwei- 
terung der  Durchschnittsbehandlung  drängt".  Im  Güterver- 
kehr äußert  sich  das  Streben  nach  Nivellierung  der  Tarif« 
nicht  nur  in  Bezug  auf  das  der  Preisberechnung  zu  Grunde 
gelegte  Einheitsinaß  von  Umfang  und  Gewicht  der  Güter, 
sondern  auch  in  'Bezug  auf  die  Verkehrsweite,  wie  die  Ent- 
wicklung vom  reinen  Entfernungstarif  zum  Zonentarif  und 
darüber  hinaus  zum  Einheitstarif  beweist.  In  diesem  Zusam- 
menhanse wird  auch  erörtert,  welche  Bedeutung  der  Unter- 
scheidung der  Kosten  in  Stations-  und  Streckenkosten  für  die 
Preisfestsetzung  beizumessen  ist.  Weitere  Ausführungen 
gelten  den  Staffeltarif en  •  und  den  Differenzialtarifen.  End- 
lich wird  noch  der  Nebengebühren  gedacht,  die  das  Entgelt 
für  gewisse  mit  der  eigentlichen  Verkehrsleistung  nicht  not- 
wendig verbundenen  Mehrleistungen  darstellt.  —  Damit 
schließt  der  erste  Abschnitt,  der  die  «ai tschaf tliche  Bedeu- 
tung und  Eigenart  der  Verkehrsmittel  im  allgemeinen  erör- 
^^i't-  -  (Schluß  folgt.) 


TT  }      t^-  '^ich  —  nebenbei  bemerkt  ~  .ein  bedeutsaauer 

Unterschied  zwischen  Personen-  und  Güterverkehr.  Im  Güter- 
verkehr weist  der  Verkehrsunternehmer  die  Güter  den  ver- 
schiedenen Klassen  zu;  der  Benutzer  der  Verkehrsmittel  ist 
an  die  Klassifikation  gebunden.  Im  Personenverkehr  setzt 
der  Verkehrsunternehmer  die  Klassenabstufung  der  Fahr- 
preise fest;  der  Reisende  aber  kann  sich  auf  Grund  einer 
Selbstemschätzuug  für  die  Wahl  der  einen  oder  der  anderen 
Klasse  entscheiden. 


Noch  einmal  zur  Abänderung  des  §  80  (6)  des 

Die  im  Heft  Nr.  15  (Seite  145  dieser  Zeitung)  geübte 
Kritik  der  Abänderung  des  §  SO  (6)  des  österreichischen 
Eisenbahn-Betiiebsreglements  kann  nicht  unwidersprochen 
bleil>en.  In  formellrccbtlicher  Hinsicht  muß  zunächst  fest- 
aestellt  werden,  daß  die  Aufsicht'^behörde  auf  Grund  der  ihr 
im  §  2  dl  s  E.-B.-R.  eingeräumten  Ermächtigung  zwar  vorüber- 
gehend Bestimmungen  desselben  abändern  kann,  doch  sind 
ihr  hieibei  insofern  Grenzen  gezojjen,  als  abw^eichende  Be- 
sfimiuuno-en,  wenn  sie  vor  denr  richterlichen  Forum  stand- 
halten sollen,  sich  im  Rahmen  der  allgemeinen  Gesetze,  ins- 
iK^soiidcre  des  Handelsgesetzes,  halten  müssen.  Nur  wenn 
CS  sich  um  Bestimmungen  handelt,  die  dazu  dienen,  das  E.-B.-R. 
mit  dem  Borner  TThercinkoiiimen  ülx'r  den  Eisenbahn-Fracht- 
verbehr  in  TTI.icreinsl  inimnng  zu  bringen,  dürfen  die  Ab- 
;inderiing.sl>(.slimmuiii;en  von  den  ■  Anordnungen  des  Handels- 
geselzbiudies  al)wei(di<'ii ;  es  erstreckt  sich  dann  das  richter- 
lich Prüfuugsreclit  lediglich  darauf,  ob  sich  die  Verordnung 


Österreichischen  Elsenbahn-Betriebsreglements. 

mit  dem  1.  fr.  deckt  (§  2  des  Gesetzes  vom  27.  Oktober  1892 
RGBl.  Nr.  187).  ^  . 

Das  österreichische  Eisenbahn-Betriebsreglement  bestimmt 
im  §  80  (61  :  Die  Eisenbahn  kann  die  vom  Empfäno-er  nicht 
rechtzeitig  ausgeladenen  Güter  auf  seine  Gefahr  und 
Kosten  ausladen,  offenbar  deshalb,  weil  dieser  sich  ins  Un- 
recht setzt,  wenn  er  die  ihm  eingeräumte  Entladefrist  zum 
Nachteile  der  Eisenbahn  und  anderer  Verfrachter  unljenützt 
verstreichen  läßt.  Die  Abändeningsbestimmuno-  berechtigt 
die  Eisenbahn,  vom  Em])fänger  auszuladende  Güter  schon 
vor  Ablauf  der  Entladefrist  auszuladen, '  erklärt  aber  aus- 
drücklich, daß  in  diesem  Falle  die  Kosten  der  Ausladung 
niclit  erhoben  werden  dürfen.  Der  Empfänger  hat  sich  näm- 
lich hierbei  nicht  ins  Unrecht  gesetzt;  ihm  trotzdem  die 
Kosten  und  (lefahr  der  Ausladung  aufbürden  zu  wollen, 
hieße  die  Bestimmung  des  E.-B.-R.  ins  gerade  Geo-enteil  ver- 
kehren, im  Widei-spiuch  mit  den  allgemeinen  Gesetzen  eine 
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Liektmija:  vom  Empfänger  verlangen,  zu  der  er  nicht  ver- 
jflichitet  ist,  ja  ihm  die  Haftpflicht  für  eine  Gefahr  auf- 
)ürden,  die  einzig:  und  allein  die  Gregenseite  herbeigeführt 
lat.  Zwar  könnte  die  Überwälzung^  der  Ausladekosten  bei 
)berflächlicher  Betrachtung  aus  dem  Grunde  begreiflich  er- 
icheinen, weil  dem  Empfänger  die  ihm  pflichtgemäß  oblie- 
gende Entladearbeit  erspart  bleibt,  wobei  jedoch  übersehen 
vird,  daß  die  Kosten  derselben  auf  der  einen  und  auf  der 
mderen  Seite  sehr  verschieden  sein  können,  nicht  zu  reden 
•on  den  sonstigen  Nachteilen,  die  der  Empfänger  durch  die 
igenmächtige  bahnseitige  Entladung  zu  haben  vorgeben 
:ann  (erhöhte  Kosten  des  Abtransportes,  sonstige  materielle 
Ichädigung  durch  unzweckmäßige  Lagerung).  Die  vorge- 
chlagene  Behandlung  de«  Gefahrsmomentes  ist  indessen 
uristisch  gänzlich  unhaltbar,  weil  nach  den  geltenden  öster- 
eichischen  Gesetzen  das  eigene  A^erschulden  Voraussetzung 
ür  die  Schadenshaftung  ist  (anders  im  deutschen  Eecht,  das 
uch  eine  Zufallshaftung  kennt,  die  aber  immer  ausgeschlos- 
en  wird,  wenn  ein  anderwärtiges  Verschulden  platzgreift), 
urch  die  bahnseitige  Entladung  aber  Schuld  und  Haftung 
pso  jure  auf  diese  übergeht. 

Die  Schlußfolgerungen,  die  aus  der  Anwendung-  der  Ah- 
nderungvorschrift gezogen  werden,  treffen  auch  nicht  in 
ollem  Umfange  zu.  Der  Empfänger  des  Gutes  hätte,  so 
drd  gefolgert,  gar  keine  Veranlassung  sich  mit  der  Wagen- 
ntladung  zu  beeilen,  da  für  die  vorzieitige  Entladung  durch 
ie  Bahn  keine  Kosten  erhoben  werden.  Nun,  er  hat  soviel 
nd  sowenig-  Veranlassung  zur  Eile  wie  vor  Inkrafttreten 
er  Abänderungsvorschrift ;  denn  er  kann  in  keinem  Falle 
arauf  rechnen,  daß  die  Bahn  von  der  ihr  eingeräumten 
Befugnis  Gebrauch  machen  wird.  Tut  sie  es  nicht  —  und 
as  -ward  immer  dann  der  Fall  sein,  wenn  das  öffentliche 
iteresse  es  nicht  unbedingt  erheischt  — ,  dann  wird  der 
mpfänger  die  Ausladung  selbst  vornehmen  und  die  Eechts- 
)lgen  einer  Verzögerung  derselben  tragen  müssen.  Es  ist 
[so  nicht  richtig,  daß  er  durch  seine  eigene  Verzögerun'j- 
ichts  verlieren  kann.  Wenn  er  dabei  gewinnt,  so  ist  dieser 
ewmn  nicht  auf  das  Konto  seiner  Säumigkeit  zu  setzen, 
mdern  die  Wahrung  des  öffentlichen  Interesses  bei  gleich- 
?itiger  Berücksichtigung-  des  privaten  bringt  es  notgedrun- 
en  mit  sich,  daß  unter  Umständen  eine  Gebühr  nicht  er- 
iben  wird,  für  deren  Bemessung  eine  rechtliche  Grundlage 
ihlt.  Das  kommt  aber  dem  Säuraigen  el>ensowohl  zu"iHc 
le  demjenigen,  der  das  größte  Interesse  daran  hätte,  sein 
ut  raschenstens  selbst  abführen  zu  können,  während  die 


Bahn  vielleicht  noch  vor  der  Avisierung  den  Wagen  ent- 
ladet und  damit  m  seine  Dispositionen  störend  eingreift. 
Für  letzteren  bildet  der  Nachlaß  jener  Gebühr  eine  billige 
Entschädigung. 

Fiir  die  bahnseitige  Entschließung,  von  der  Abänderungs- 
bestimmung Gebrauch  zu  machen  oder  nicht,  darf,  wie  er- 
wähnt, einzig  das  öffentliche  Verkehrsinteresse  ausschla"-- 
gebend  sein.  Stehen  mehrere  Wagen  gleichzeitig  zur  Ent- 
ladung bereit,  und  können  nicht  alle  vor  der  Zeit  entladen 
werden,  so  wird  die  Auswahl,  welche  von  ihnen  vor  Ab- 
iaul der  Entladefrist  bahnseits  zu  entladen  sind,  nicht  ischwer 
sein.  Es  kommen  hierfür  nur  jene  in  Betracht,  die  am 
dringendsten  benotigt  werden,  bei  gleichen  Serien  solche  die 
am  raschesten  und  mit  dem  geringsten  Aufwand  von  Mühe 
entladen  bzw.  am  ehesten  zur  Wiederverwendung  bereit- 
gestellt werden  können.  Sollte  der  unwahrscheinliche  Fall 
eintreten,  daß  dem  allgemeinen  Interesse  in  gleicher  Weise 
gedient  ist,  wenn  dieser  oder  jener  Wagen  leergemacht  wird 
so  mag  immerhin  das  Interesse  der  Empfänger  billio^  Ee- 
rucfcsichtigung  finden  (selbstverständlich  wird  dabei  das  all- 
gemeine Interesse  an  der  Sendung  in  erster,  der  geldliche 
Vorteil  der  einzelnen  Bezugsberechtigten  in  letzter  Linie  zu 
berücksichtigen  sein).  Niemals  aber  Avird  ein  gewissenhafter 
und  einsichtiger  Bahnhofvorsteher  im  Zweifel  sein,  welche 
Wahl  er  zu  treffen  hat.  Mit  der  Bestechlichkeit  einzel- 
ner Bediensteter  aber  kann  bei  Erlassung  allgemein  gel- 
tender Verordnungen  nicht  gerechnet  werden,  sonst  müßte 
mit  derselben  Berechtigung  das  ganze  S.ystem  der  Dienst- 
vorschriften auf  die  moralische  Minderwertigkeit  der  Be- 
diensteten zugeschnitten  werden  —  soweit  aber  sind  wir 
Gottseidank  noch  nicht. 

Ans  ähnlichen  Erwägungen  werden  sich  auch  die  Zweifel 
ob  die  Eisenbahn  die  Ausladung  der  Wagen  voizeiti«-  durch- 
fuhren soll  oder  nicht,  rasch  und  leicht  lösen  lassen.  Denn 
nicht  das  Bedenken,  ob  die  Eisenbahn  um  die  Ausladegebühr 
kommt  und  ob  sie  dieserhalb  die  Wagen  zurückhalten  soll 
oder  ob  sie  etwa  Gefahr  läuft,  wenn  sie  mit  der  beo-onne- 
nen  vorzeitigen  Entladung  innerhalb  der  Entladefrist  nicht 
fertig  wird,  diese  gar  noch  nach  Ablauf  derselben  gebühren- 
irei  f  ortsetzen  zu  müssen,  kann  dabei  maßgebend  sein  son- 
derii  von  höheren  Gesichtspunkten  muß  sich  die  Bahnver- 
waltung  leiten  lassen.  Das  volkswirtschaftliche  Interesse  an 
der  Beschleunigung  des  Wagenumlaufes  muß  richtunggebend 
bleiben  für  ihre  Entschließung,  die  durch  kleinliche  fiska- 
lische Bedenken  nicht  }>eeinflußt  werden  darf 

Dr.  Felber. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  ^Minister  Oeser  gegen  den  Eiseubahnerstreik.  Der  Eisen- 
ihnminister  hat  am  9.  d.  Mts.  folgenden  Erlaß  an  die 
jamtenschaft  der  preußisch-hessischen  Staatsbahnen  ge- 
ehtet : 

In  Erfurt  ist  am  6.  Juli  ein  mitteldeutscher  Block  g-eschaffen 
srden,  um  die  Demokratisierung  der  Ei&enbahnverwaltuno- 

erzmngen.  Diesem  Block  sind  die  Bezirke  Cassel,  Erfur? 
ille  und  Magdeburg  beigetreten.  Als  Kampfmittel  wird 
Den  ständiger  Bearbeitung  der  Presse  die  Schaffung  einer 
ganisation  bezeichnet,  die  der  Bundesleitung  als  ,schlao-- 
rtige  Waffe-'  dienen  soll.  Diese  Organisation  soll  vor  allem 
e  Propaganda  des  Streiks  unter  der  Eisenbahnbeamtenschaft 
treiben.  Es  heißt  m  dem  Programm  wörtlich :  „Eine  Streik- 
sranisation  ist  durchzubilden.  Die  Namen  der  Beteili"-teu 
id  gegenseitig  auszutauschen.  Eegelmäßige  Zusammen- 
nfte  der  Streikleitung  sind  zu  vereinbaren,  um  in  münd- 
hem  Benehmen  eine  schlagfertige  Organisation  bis  1.  9  1919 

schaffen." 

Diese  Propaganda  des  Streiks  in  der  Eisenbahnbeamtenschaft 
,  besonders  im  jetzigen  Augenblick,  ein  Verbrechen  am  deut- 
len  V  olke.  Jedem  Einsichtigen  steht  die  Gefahr  des  völlioen 
isammenbinichs  des  Wirtschaftslebens  vor  Auo-en.  Dazu 
^l^«  .besorgniserregende  Lage  der  Kohlenversorgung 
d  die  Befürchtung,  daß  die  Verhältnis.s.6  sich  im  Winter  noch 
lieblich  verschlimmern  werden.  Diese  Tatsachen  müssen 
5l>e.soridere  dem  Eisenbahnbeamten  klar  sein,  der  infolo-e 
iner  latigkeit  die  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  genau 
rlolgen  kann.  Jeder  Eisenbahnbeamte  kennt  auch  die 
iwierige  Betriebslage,  mit  der  die  Eisenbahnen  augenblick- 
b  kämpfen.  Alle  diese  Umstände  müssen  in  jedem  von 
aen  die  Ul->e.rzeugung  von  dem  Ernst  der  Lage  im  Eisen bahn- 
■sen  Ijcfesfigt  haben.     Wenn  in  solchem  Augenblick  eine 


kleine  Anzahl  von  Beamten  eine  Organisation  schaffen  will, 
um  den  Streik  zur  Durchsetzung  persönlicher  Wünsche  pro- 
klamieren zu  können,  so  ist  das  eine  Tat,  die  aufs  schärfste 
verurteilt  werden  muß.  Ich  bin  überzeugt  davon,  daß  die 
\TOitaus   uberwiegende    Zahl   der   Eisenbahnbeamten  diesem 

V  orgehen  fremd  und  voll  Abscheu  gegenübersteht.  Jch  v^^iß 
ich  brauche  den  Beamten  von  dem  Plan  dieses  Blockes  nur 
Mitteilung  zu  machen.  Die  Empörung  über  solches  Voroehen 
d.as  unser  Wirtschaftsleben  neuerlich  schwer  erschüttern 
wurde,  wird  auch  in  ihnen  lodern !  Diejenigen,  die  hier  eine 
streikoi'gamsation  schaffen  wollen,  die  als  Werkzeu«-  in 
ihrer  Hand  jederzeit  zum  Losschlagen  bereit  sein  soll  o-,efähr- 
den  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Beamten  ku{  das 
schwerste!  Denn,  wenn  Beamte  selbst  die  Pflichten  ver- 
neinen, die  sich  aus  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  ergeben 
so  gefährden  sie  dadurch  diese  Stellung  selbst  Das  Vor- 
gehen .jener  Beamten  ist  eine  Verletzung  der  elementarsten 
Beamtenpflichten,  eine  Gefährdung  der  Rechte  der  gesamten 
Beamtenschaft,  die  sie  ahnungslos  dem  Verderben  zuführen 
und  ein  Verbrechen  gegen  die.  deutsche  Wirtschaft  und  damit 
gegen  unser  gesamtes  Volk.  Ich  darf  keinen  Zweifel  darüber 
las&en,  und  weiß  mich  darin  einig  mit  der  Staatsreo-ieruuo-  daß 
dl©  Fortsetzung  dieser  Pläne  und  jede  Betätigun<"  der  Streik- 
orgaiiisation  an  den  schuldigen  Beamten  mit  den  gesetzlichen 
Strafen  geahndet  werden  wird!  Ich  richte  deshalb  hiermit  die 
ernste  Mahnung  an  jeden  Beamten,  sich  von  solcher  Streik- 
organisation fernzuhalten,  und  erwarte  von  dem  gesunden  Sinn 
der  Eisenbahnbeamten,  daß  sie  die  Erkenntnis  von  der  Frevel- 
hattigkeit  .lenes  Unternehmens  in  alle  Kreise  der  Beamten  tra- 
gen werden.  Sie  erfüllen  damit  nicht  nur  ihr(>  Pflicht  sondern 
sie  tun  das,  was  ihrer  Person,  ihrem  ganzen  Staii^le  und  dem 
gesamten  deutschen  Volke  allein  helfen  kann,  über  die  schwere 
/.eit  der  Gegenwart  hinwegzukommen. 

Das    niedergebrochene,.    aus    tausend     Wunden  Iduteude 

V  zu  seiner  Aufrichtung  in  einem  anderen 
Mal,,.  .I.T  lrei;e  der  Beanitens«  haft,  als  voi-  dem  luigliickliclien 
Kriege.  Nur  wer  so  denkt,  hat  den  sozialen  (Jeist  «-faßt  denn 
sozial  wirken  heißt  nicht  sich  ^■oranstellen,  sondern  dein  >.■,•„_ 
ßen  Ganzen  dienen.  " 
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—  Abteilung  für  elektrische  Zugförderung.  Im  Ministerium  ' 
((■er  öffentlichen  Arbeiten  zu  Berlin  ist  eine  besondere  Abtei- 
lung- für  elektrische  Zugförderung',  Breunstoffwirtschaft  und 
verwandt-o  Angeleoenheiten  eingerichtet  worden.  Mit  der 
Wahrnehmung  der  Dirigentengeschäfte  dieser  Abteilung  ist 
der  Wirklich«  Geheime  Oberbaurdt  Dr.-Iug.  Wittfreld  be- 
traut worden. 

—  Zuziehung  von  Vertretern  der  Verbraucher  zum  preußi- 
schen Landeseisenbahnrat  und  zu  den  IJezirkseisenbahnräten. 

Es  besteht  die  Absicht,  die  Verbraucherkreise  an  den  Verhand- 
lung->en  der  Bezirkseisenbahnräte  und  des  Landeseisenbahnrats 
zu  beteiligen.  Nach  einem  Ersaß  des  preußischen  Eisenbahn- 
ministers vom  15.  Juli  d.  J.  wird  erwogen,  die  Beteiligung 
nach  folgenden  Giesichtspunkten  zu  regeln:  Als  Vertreter  der 
Ve-rbraucherkreise  sollen  solche  der  Arbeiter,  der  Städte  und 
der  Landkreise  zugezogen  werden.  Wenn  auch  sowohl  Indu- 
strie- wie  landwirtschaftliche  Arbeiter  in  Betracht  kommen, 
so  sind  doch  die  land-(und  forst-) wirtschaftlichen  Arbeiter 
nicht  in  dem  Maße  an  den  Verhandlungsgegenständen  der  Be- 
zirkseisenbahnräte über  Beförderungskosten  (Personen-  und 
Gütertarife)  und  dem  Fahrplan  beteiligt,  wie  die  industriellen. 
Auch  werden  ihre  Eisenbahninteressen  meistens  mit  den  von 
der  Landwirtschaftskammer  vertretenen  allgemeinen  landwirt- 
schaftlichen Interessen  übereinstimmen.  Ferner  fehlt  es  in 
den  einzelnen  Bezirken  an  einem  ansässigen  landwirtschaft- 
lichen Lohnarbeiterstand  von  gleicher  Bedeutung,  wie  sie  dem 
industriellen  Arbeiterstand  zukommt.  Diesem  ist  daher  eine 
größere  Beteiligung  zuzugestehen.  Außer  den  Städten  sollen 
auch  die  Landkreise  beteiligt  werden,  wenn  auch  letztere  nicht 
in  demselben  Umfange  zu  den  Verbrauchern  zu  rechnen  sind 
und  bereits  zum  Teil  durch  andere  Vertreter  der  Landwirt- 
schaft (Land  Wirtschaftskammern)  ihre  Interessen  wahren 
können. 

Die  Vertreter  der  Arbeiter  sollen  zunächst  durch  die  Aus- 
schüsse der  Landesversicherungsanstalten,  später  durch  die 
geplanten  Arbeiterkammern,  die  städtischen  Vertreter  durch 
den  preußischen  Städtetag,  die  Landkreisvertreter  durch  den 
preußischen  Verband  der  Landkreise  l)enannt  und  gewählt 
werden.  Falls  Vertreter  von  Städten  und  Landkreisen  außer- 
preußischer Gebiete  in  Frage  kommen,  so  wären  sie  von  den 
entsprechenden  Stellen  zu  wählen. 

Die  Zahl  der  Verbrauchervertreter  ist  nicht  der  Zahl  der 
Vertreter  der  drei  Gruppen  Handel,  Industiie  und  Landwirt- 
schaft gleich  zu  stellen,  weil  die  Verbraucheriuteressen  zu 
einem  nicht  unwesentlichen  Teil  schon  durch  die  vorhandenen 
Vertreter  wahrgenommen  werden.  Auch  muß  mit  Kücksicht 
auf  die  zum  Teil  schon  jetzt  recht  große  Mitgliederzahl  der 
Bezirkseisenbahnräte  deren  "\^erinehrung  in  möglichst  engen 
Grenzen  gehalten  werden.  Es  wird  genügen,  wenn  die  ZahlTler 
Verbrauchervertreter  auf  K  bis  %  der  jetzt  vorhandeaen  Mit- 
glieder eines  Bezirkseisenbahnrats  bemessen  wird.  Jedoch 
sind  hierbei  die  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Bezirke 
in  Betracht  zu  ziehen. 

Nach  den  gleichen  Grundsätzen  würde  auch  die  Beteiligung 
der  Verbraucher  an  den  Verhandlungen  des  Landeseisenl"ahn- 
rats  zu  regeln  sein.  Die  Zahl  der  Vertreter  würde  auf  etwa 
Yr,  festzusetzen  und  die  Wahl  den  Bezirkseisenbahnräten  zu 
übertragen  sein.  —  Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  ist 
beabsichtigt,  von  einer  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  1.  Juni 
1882  zunächst  abzusehen,  die  Eegelung  der  Angelegenheit  .-je- 
doch so  vorzubereiten,  daß  im  Falle  des  Bedürfnisses,  auch 
ohne  gesetzliche  Grundlage,  alsbald  die  Veibrauchervertreter 
zu  den  Verhandlungen  hinzugezogen  werden  können. 

Der  preußische  Eisenbahnminister  hat  die  Eisenbahndirek- 
tionen aufgefordert,  unter  Berücksichtigung  der  vorstehenden 
Gesicht.spunkte  zu  prüfen  und  zu  l)erichten,  wie  hoch  die  Zahl 
der  Vertreter  der  Arbeiter,  Städte  und  Landkreise  für  den 
ihrer  Geschäftsführung  unterstellten  Bezirkseisenbahnrat  zu 
bemessen  und  wie  ihre  Verteilung  auf  die  genannten  Ver- 
braucherkreise unter  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen 
und  politischen  Gestaltung  des  Geschäf Isgebietes  des  Bezirks- 
eisenbahnrats zu  regeln  sein  möchte,  ferner  welchen  preußi- 
.schon  und  gegebenenfalls  außerpreußischen  Stellen  die  Wahl 
der  einz>elnen  Vertreter  zu  übertragen  sein  wird. 

—  Sitzplätze  für  die  Kriegsbeschädigten.  Wie  der  preußi- 
sche Eisenbahnminister  den  Ei.-;ienl>ahndirektionen  im  Anschluß 
an  seinen  Erlaß  vom  8.  Juli  d.  J.  (s.  Nr.  53  S.  .559  d.  Zig.) 
mitteilt,  reichen  die  bisher  getrrd'fenen  Maßnahmen  zur  Erzie- 
lung einer  bequemen  Beförderung  der  Kriegsbeschädigten  auf 
der  Ei.senbahn  nicht  aus,  um  den  berechtigten  Ansprüchen  voll 
nachzukommen.  Bei  der  steigenden  Wiederaufnahme  der  ße- 
i'ufstätigkeit  der  Kriegsverlei zten  und  ihren  zu  Erholungs- 
zwecken unternommeni-ri  Eeisen  ist  auf  den  liauptverkeiirs- 
linien  fast  bei  jedem  Zuge  eine  große  Zahl  Krieg'.^bcschädigter 
festzustellen,  die  unter  der  starken  Besetzun.g  der  Züge  schwer 


zu  leiden  haben.  Besondere  Abteile  für  Kriegsbeschädigte 
müssen  daher  in  größerem  Umfange  als  bisher,  möglichst  bei 
allen  hierbei  in  Frage  kommenden  Zügen,  freigehalten  wer- 
den. Werden  die  Sonderabteile  von  den  Kriegsbeschädigteu 
nicht  voll  besetzt,  so  sollen  auch  andere  Keisende  darin  auf- 
genommen werden.  Dem  Stations-  und  Zugbegleitpersonal 
soll  aufgegeben  werden,  aus  eigenem  Antriebe  und  nicht  er.st 
wenn  es  darum  angegangen  wird,  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder 
Kriegsbeschädigte  einen  Sitzplatz  im  Zuge  erhält,  wenn  auch 
keineswegs  verkannt  wird,  daß  bei  der  jetzigen  Besetzung 
der  Züge  es  oft  große  Schwierigkeiten  bietet,  diese  Aufgabe 
zu  erfüllen. 

Bei  der  Aufmerksamkeit,  mit  der  allseitig  die  Beförderung 
<ler  Kriegsbeschädigten  auf  der  Eisenbahn  verfolgt  wird,  legt 
der  Minister  größten  Wert  darauf,  daß  von  den  Eisenbahn- 
direktionen alles  getan  wird,  um  berechtigte  Klagen  über  man- 
gelndes Entgegenkommen  der  Eisenbahnverwaltung  den 
Kriegsbeschädigten  gegenüber  zu  vermeiden. 

. —  Zur  Beseitigung  der  Erhebung  von  Wagenstandgeldern 

Die  Vereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeberverbände  in 
Berlin  hatte  sich  am  22.  März  d.  J.  mit  einer  Eingabe  an 
den  preußischen  Eisenbahnminister  gewendet,  in  der  di<. 
gänzliche  Beseitigung  der  Erhebunff  von  Wagenstandgeldern 
sowohl  für  die  Werktage  als  auch  für  S?onn-  und  Festtagt 
gefordert  wurde.  Diesem  Antrage  hat  der  Minister  nichi 
zu  entisprechen  vermocht,  da  sich  die  Eisenbahnverwaltunc! 
(lamit  des  einzigen  Mittels  begeben  mirde,  um  im  Inter- 
esse der  Beschleunigung  des  Wagenumlaufs  säumige  Ver- 
kehrtreibende zur  pünktlichen  Be-  und  Entladung  anzuhalten 
Wie  der  Minister  in  seinem  Antwortschreiben  ausführt,  halxii 
inr  übrigen  auch  die  von  ihm  angeordneten  Erhebungen  er 
geben,  „daß  die  Einführung  des  Ächtstundentages  sowohl  au 
Anschluß-  wie  auf  Freiladegleisen  nennenswerte  Schwierig 
keiten  in  der  Einhaltung  der  ■  Ladefristen  nicht  hervor 
gerufen  hat.  In  größeren  Betrieben  wird  auch  pa-ch  Ver 
kürzung  der  Arbeitszeit  überwiegend  in  mehreren  Schiohtei 
gearbeitet,  so  daß  die  Be-  und  Entladekräfte  so  verteilt  wer 
den  können,  daß  edue  fri-stgemäße  Eückgabe  der  Wagen  siel 
ermöglichen  läßt.  Diejenigen  Werke,  die  nur  in  eine: 
durchgehenden  iSchicht  arbeiten,  werden  sich  zur  iB^eschleu 
nigung  des  Wagenumlaufs,  der  bei  den  geschwächten  -Be 
ständen  und  der  gespannten  Bielriebs-  und  Verkehrslag©  ir 
Interesse,  der  Allgemeinheit  mit  allen  Mitteln  gefördert  wer 
den  mu(^,  den  geänderten  Verhältnissen  dadurch  anpasse: 
müssen,  daß  sie  für  Be-  und  Entladung  im  Laufe  des  Nach 
mittags  eine  Sonderschicht  für  Ladearbeiter  einführen. 

Was  die  Erhebung  von  Standgeldern  für  Sonn-  und  Feiei 
tage  anlangt,  iso  genügt  —  wie  durch  die  Erhebungen  übei 
einstimmend  festgestellt  ist  —  die  Wiederherstellung  de 
früheren  Friedenszustandes,  wonach  Standgeld  nur  zu  ei 
hebe-n  ist,  wenn  die  standgeldfreie  Zeit  am  Vortage  bi 
2  Uhr  nachmittags  abgelaufen  war. 

Soweit  die  Einhaltung  der  Fristen  im  Einzelfalle  infolg 
der  veränderten  Arbeitsverhältnisse  eine  offenbare  Härt 
für  die  Verkdhr-t  reiben  den  bedeutet,  wird  es  Sache  der  Eisei 
bahndirektionen  sein,  diese  auszugleichen.  Die  Eisenbahi 
direktionen  sind  in  diesem  Sinne  verständigt."' 

—  Die  Folgen  des  Kohlenmangels  auf  der  Eisenbahn.  Di 

schon  während  des  ganzen  Sommers  drohende  Kohlennot  wir 
letzt  angesichts  der  ersten  Erutetransporte  ernste  Folgen  fr 
das  deutsche  Wirtschaftslelien  haben.  Nach  einer  aiitteiliiD 
der  Eisenbahndirektion  Berlin  fallen  vom  Freitag,  den  15  d.  JV 
auf  verschiedenen  Strecken  der  Preußischen  Staatsersienbahne 
eine  Eeihe  von  wichtigen  Schnellzügen  aus.  U.  a.  werde 
die  Schnellzüge  D  21  ab  Berlin  Stettiner  Bahnhof  8  Uhr  vorr 
nach  Belgard  D  24  an  Stettiner  Bahnhof  10,30  abends  von  Be 
gard,  auf  der  Teilstrecke  Stettin-Belgard,  ferner  D  9  ab  Ste 
tiner  Bahnhof  3,15  vorm.  nach  Lauterbach,  D  10  an  Stett^mn 
Bahnhof  3,33  abends  von  Lauterbach  ausfallen.  Hierbei  hai 
delt  es  sich  zunächst  um  solche  Schnellzüge,  die  zur  Btewält 
guug  des  in  diesem  Jahre  so  überaus  starken  Bäderreiseve 
kehrs  eingelegt  worden  waren.  Auf  anderen  Strecken  sii 
ebenfalls  Einschränkungen  des  Personenverkehrs  vorgesehe 
Es  steht  jedoch  noch  nicht  fest,  welche  Züge  in  Fortfa 
kommen  sollen.  . 

Die  Betriebslage  auf  den  Eisenbahnen  hatte  sich  im  Lau 
des  Sommers  gegen  die  ersten  Monate  der  Revolution  erhe 
lieh  gebessert.  Vor  allen  Ding-en  war  der  infolge  des  Masel 
nenmangels  beschränkte  Verkehr  erheblich  erweitert  worde 
so  daß  die  Ausgabe  von  Fahrkarten  nicht  mehr  von  de 
Nachweise  der  Notwendigkeit  einer  Reise  abhängig  gema^ 
zu  werden  brauchte.  Auch  die  Einführung  des  Sommerfal 
lilans  brachte  weitei-e  Verbesserungen,  und  es  war  zu  hofft 
daß  der  Verkehr  mit  Feldfrüchten  der  diesjährigen  Ernte  ob 
Rückwirkung  auf  den  Personenverkehr  bleiben  würde.  Die 
I   Hoffnung  ist  leider  durch  die  fortgesetzten  Ausstände  in  a( 
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Kohlenbezirken  zunichte  seworden.  Die  Ansammluno-  von 
Beständen  an  Eisenbahndienstkohle  ist,  im  Laufe  des"  Som- 
mers nicht  geglückt,  vielmehr  sind  jetzt  zu  Beo-inn  des 
regei>en  Güterverkehrs  in  den  einz-elnen  Direktionsbezirken 
kaum  mehr  Kohlen  vorhanden,  als  *onst  zur  Zeit  des  stärksten 
\  erkehi  s  etwa  des  März.  Die  allgemeine  Kohlenknappheit 
sich  als  erste  Folge  der  Bergarbeiterstreiks  jetzt  in  erhöh- 
tem Maße  bemerkbar  macht,  wird  auch  wieder 'einen  Mano«l 
an  Wagen  und  Lokomotiven  zur  Folge  haben  weil  für  die 
Bearbeitung  vieler  Eohstoffe  die  erforderliche  Kohle  fehlt 
Kohstotlmangel  auf  den  Eisenbahnhauptwerkstätten  ist  aber 
jleichbedeutend  mit  einer  Betriebseinschränkung  durch 
5treik  u.  dgl.  und  hat  Lokomotiv-  und  Wagenmangel  zur 
Folge.  «  n  L.i 

Die  Beschränkung  de«  Personenverkehrs  zur  Zeit  der 
Herbstmesse  ist  aber  im  Interes&e  unseres  ohnehin  darnieder- 
legenden  Wirtschaftslebens  von  so  schwerwiegender  Bedeu- 
ung.  wie  sie  erst  später  übersehen  werden  kann. 

--  Personalnachrichten.  Der  Geheime  Obenxigierungsrat 
ind  vortragende  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbei- 
en  Dr.  lur.  S  t  a  p  f  f  ist  zum  Präsidenten  der  Eisenbahn- 
irektion  in  Frankfurt  ^Main)  ernannt  worden 

Bei  der  saehsischen  Staatseisenbahnverwaltung  ist.  der  Re- 
lerungsbaumeister  Roitzsch  vom  Maschinenamt  Drlt 
en-N.  zum  Werkstattenamt  Engelsdorf  versetzt  worden 
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Deutschösterreich. 

^aaTen^°!fnt'^^äf^°"  1'  /°,°  den  nichtdeutschen  National- 
en t^rh -i!""*  f  «itschen    Eisenbahnbediensteten  in 
tVT'^K^^^^^  "^^^  Personalüberschusses 

eT  Fra.S^  die  n^^'r'l^^^f^  verlautbart :  „Zu  den  schwierig- 
1  lösen  sind  Ithu  f  1^™  Umsturz  von  den  Staatsbahnen 
IJ^^^^    ü  •  ^^"^«^  <^er  Unterbringung  d'esienioen 

osnfen  umf 'Ic^^'h;  '^'^  ,1*^  Nationalstaaten  auch  aus 
osnien  und  der  Hercegovma  nach  Deutschösteri-eicb  ein- 
romt  und  der  Beamten,  die  infolge  der  VeiklSun«-  des 
?"dä  gfoTen  t^n^  ?-\Zentralstellen  und'inSderl 
Orden  ismd        Routendirektionen  bei  uns  entbehrlich  ge- 

oVwTin^tlf^r'''''^^^^,^^"x}'^^^t«  ^^^^  ^«r  ^^^^  der 
otia^e,  in  die  die  von  den  Nationalstaaten  vertriebenen 

rii^T  ^fdiensteten  ohne  ihr  Verschulden  geraten  warTn 
cht  verschließen;  sie  hat  -alle  nur  mögHohen  Vorkehrun4n 
£hlf?i'.r.  ^Zl"  Unf "1  obdachlosen  VolksangehcMSen 
^  Kf-li^^  "  5"  Unterkunft  zu  sichern.  Die  Fortzahlun«- 
<T  bisherigen  Bezüge  an  die  vom  Dienste  enthobenen  XT- 

SÄlir'^Flir'lr^  Vereinbarung  mit  Ten  Erbstaafen 
Jiergestellt.  Für  die  Vorlauf  ige  Einstellung  dieses  Per- 
nals  in  die  Dienste  Deutschösterreichs  wurden  von  der 
s1em¥n,r  ^^^^.l^i^ettsrat  einheitliche  Richtlinien  auf- 
sl^ellt,  m  denen  mit  Rucksicht  auf  den  in  den  meisten  Ver- 
Itungszweigen  bestehenden  PersonalüberschTß  Srund- 
tzhch  bestimmt  wurde    daß  nur  solche  Bedienstete  ein- 

m  VeSaäen  ^bT '''.'^'^  den  nichtdeutschen  Erbstaaten 
m    \  erlassen   Ihnes   bisherigen  Dienst postens  gezwun- 

iTicÄ.  BesTimmungen 
besondPT-f^T.S  i""  ^iberwindlicher  Schwierigkeiten; 

besondere  stand  der  allerort>s  herrschende  AVohiTungs- 
rtefluno-  w  ^»f^^f  ed  ung  und  der  zweckentsprechenden 
Sn     T?.,  .  •  """^^l  ''''L'^l^  einzelnen  Dienstorte  ^nt- 

«^nrlp  w  >.  ''^''H'''^  •^^^  Wohnungsnot  dient«  eine  um- 
wende Wohnungsfupsorge;  es  wurden  Wohnbaracken  ein- 
teilt ti.''^"'^r¥\  ^.^^^^^  Ä™^'^«^  Baulichkeiten  bt 
Söminrtn  in  größere  Stationen  znsam- 

ten  soiuin  p.^^^reichen  Angestellten  Notwohnungen 
£xfm  U^V^n?'''^  ''''^'^'^i^*'  Schwierigkeit,  Einteilungen  iS 
luerem  Umfang  vorzunehmen,  liegt  in  den  die  Erforder- 

Pe^^so^f r'Y'''^\"°  Verkehrs^hnedies  i?b^rschrei?ln- 
on  in  7  Hinsieht  dürfte  übrigens 

on  in  naher  Zeit  durch  die  in  Aussicht  genommenen  Pen- 
tueruagsbegunstigungen    teilweise    eine    Be™n^  ein- 

einzelner  Nationalstaaten,  die 
rdä  unnw"'^"-  ,.Ei«enbahnbeamte  gern  aufnehmen 
h  fb,.^,  L'^  ''''  ßfunstige  Aussichten  eröffnet  haben,  wird 
r«U  '■'l-''^-  ^''^  -l'^*^  Bahnbediensteten,  die  gleich- 

schaffS,  ™Ä?f '  '"T."^"''  ^'T'^''  anzusehen  sind,^  Platz 
«chon  t^iv,         '1°"  I^^^^esse  dieser  Angestellten  i^drd  an 
schon  wahrend  des  Krieges  gehandhabten  Sperre  der 
idlif  h  «^iLu^"^  w^'l^''^^  ^^'^  ^.^^«^«^  müssen,  selbstver- 
otn  erWhen!  Notwendigkeiten  ein  Ab- 

ist^ dif  Sw?o  ül>erzähUgen  Personals  .im  Zentral- 

lst des  btaatsamtes  für  Verkehrswesen  und  seiner  Hilfs- 


fufdcn''ÄVBTi  fi^  '^a«^  nicht  so  schlimm,  als  man 
aut  ncn  eisten  Blick  glaiih/n  konnte.  Eine  "•rößere  Anz-itil 
von  ausgedienten  Beamten,  die  nur  noch  wälmi  d  des  Kr 
ges  Ihre  Dienste  und  ihre  Erfahrung  ciem  vXr iSd  oc. 
widmet  ha  t.en,  ist  bereits  lu  den  Ruhestand  getrcUm  Dami 
-  1^«"^"" ,  -  «".e.  MToße  Zahl  neuer  Agenden  (Liq,^- 
dierung,  Sachdeniobilisierung,  Verhandlungen  manni^^flohster 
Art  TOgen  der  Neugestaltung  der  'Beziehuiigeu  zu  den  Na- 
tionalstaaten) zugewachsen,  die  eine  wesentlich  gestei-ert<^ 
Inanspruchnahme  des  Personals  mit  «ch  brin^ren  itich 
darf  nicht  ubersehen  werden,  daß  es  bei  allen  g'setzÄe- 
risehen  und  nonnativen  Angelegenlieiteu.  die  doch  einen 
Großteil  der  Arbeiten  der  Zentralstellen  bilden,  ganz  .teich- 
''1^'  größeres  oder  kle  neres  Gebiet 

Geltung  haben  sollen,  und  daß  gerade  diese  Arbeiti'n  sowoh 
an  Zahl  als  auch  an  Umfang  und  Schwierigkeit  o,anz^e- 
waltig  zugenommen  haben.    Muß  doch  .las  -csainte  Verkehrs 

^ZTiJ'^V^l'^l^  ■''''^  aufgebaut  und" den  gänzlich  ge- 

änderten Verhältnissen  angepaßt  werden 

Bei  den  drei  Routendirektionen,  von  deren  Gesanitnetz  im  bei 
laufigen  Ausmaß  von  4000  km  kaum  ÜOO  km  bei  uns  { e- 
biebe^.sind,  wird  allerdings  durch  die  Zu.sammenlegun' ^n 
eine  Direktion  eine  Verringerung  des  Personalstan.res   ei  " 
tie  en  müssen.    Doch  sind  auch  hier  vorerst  so  umfancrpeicbe 
und  zeitraubende  Übergangsarbeiten  zu  leisten,  daß  drer  Ab- 
bau des  Personalstandes  nur  allmählich  durchgeführt  werden 
kann,  und  daher  die  Besorgnis,  daß  eine  groI5e  Zahl  vo 
Beamten  sofort  außer  Dtenst  gestellt  werden  müßte  nicl 
bel^echtlgt  erscheint.    Im  Laufe  der  Zeit  wird  aber  der  Be- 
amtenuberschuß  teils  durch  Pensionierung,  teils  durch  Ver 
'S-etzungen  zu  anderen  Direktionen,  zum  Streckendienst  oder 
auch  zu  anderen  A^enwaltungszweigen  aufgesogen  werden. 

1  ~7  Bäderschnellzüse  zwischen  Wien.  Marienbad  und  Karls- 
bad. Seit  4.  August  angefangen,  sind  zwischen  Wien  Franz 
Joseph-Bahnhof  und  Karlsbad  über  Marienbad  dreimal 
wöchentlich  neue  Schnellzüge  mit  durchlaufenden  WaS 
AM^f  M-i  **t®  m  Verkehr  gesetzt.  Abfahrt  von  Wien 
Montag,  Mittwoch  und  Freitag  um  7  Uhr  5  Min.  früh,  An- 

uT  r  TTh,  T  f  ^'H'       ^^i?-  ^^^'l^"'-'  Karlsbad 

um  6  Uhr  43  -Min.  abends.    In  der  Gegeniiclitung  Abfahrt 

ia'Vt^:'^^^^^'^  .leden  Dienstag,  Donnerstag  und  Sonnabend  um 
10  Uhr  vorm.,  von  Marienbad  um  11  Uhr  53  Min.  vorm  An- 
kunft in  Wien  um  9  Uhr  40  Min.  abends.  Die  deutschöst-r- 
reiohische  Paßrevision  und  Revision  des  Handgepäckes  er- 
folgen in  beiden  Fahrtrichtungen  in  Gmünd,  die  tschechische 
m  Budweis.  Das  für  Marienbad  oder  Karlsbad  bestimmte 
oder  aut  der  Ruckreise  von  dort  nach  Wien  aufgeo-ebene 
Reis-egepaek  wird  im  Gepäckwagen  unter  Zollverschhiß  ge- 
halten und  an  der  Grenze  nicht  überprüft.  Der  Verkehr 
dieser  ^Baderzuge  kann  nur  dann  aufrecht  erhalten  werden 
wenn  die  von  der  tschecho-slowakischen  Rcoieruno-  für  die- 
sen Zweck  zugesagte  Kohlenaushilfe  tatsächlich  eintrifft  und 
dauernd  zufließt.  Andernfallis  müßten  die  Bäderzücre  so- 
gleich wieder  eingestellt  werden. 


Südslawisches  Gebiet. 

^"^»Jau  der  südslawischen  Bahnen  durch  Amerikaner. 

Tnli^^l  "^^''T^c"T*''  u^^*'  ^^^'^  Gruppe  amerikanischer 
Ingenieure  die  Aufgabe  übernommen,  Studien  über  die  Frao-e 
der  Wiederherstellung  und  des  Ausbaues  der  Eisenbahnen 
LeenV.f'fT''^^  ^-'^^-^i  anzustellen.  So-bald  die  IrSn 
beendet  sein  werden,  werden  die  amerikanischen  Ino'enieure 
Uber  ihre  Tätigkeit  Bericht  erstatten.  »enieuie 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Ein  französisch-italienischer  Alpendurchstich.  Die  fran- 
zösische Studienkommission  für  die  Erstellung  neuer  Alpen- 
bahnen hatte  di^r  Tage  eine  Besprechung  mit  dem  Minister 
tur  ottentliche  Bauten  und  hat  sich  dabei  einstimmig  für  das 
Jt;rojekt  einer  Eisenbahnlinie  Briancon-Oulx  (Marseille- 
lurin)  ausgesprochen. 

—  Eisenbahnerausstand  in  England.  Am  3  d.  M  um  Mitter- 
naeht  sind  auf  der  Londoner  Südwest  bahn'  die  Lokomotiv- 
tuhrer  und  Heizer  m  den  Sympathie-Ausstand  mit  der  Gewerk- 
schaft der  Polizisten  getreten.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß 
aut  dem  Bahnhofe  Nme  Elms  von  500  Lokomotiven  nur  30  in 
Dienst  gestellt  werden  konnten.  Infolgedessen  mußte  der 
Dienst  auf  der  Londoner  Südwestbahn  erheblich  eingeschränkt 
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Aus  (1*111  JfaaM"  wird  hi-erzu  unterm  6.  d.  M.  genield'pt : 
r).er  Eiseuhahnoistreik  auf  der  Londoner  Südwestbahu,  dov 
an  Ausdehnung  inini^er  mehr  zunimmt,  dauert  au.  430  000 
Güter-  und  Ladearb-eiter  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrts- 

0-  esellschafteu  habim  sich  den  anderen  Eisenbahnarbeitern  an- 

1-  eschlosÄen.  Si-e  verlangen  Erhöhun.o:  der  Löhne  oder  Herab- 
si'tzuns:  der  Lebensmittelpreise. 


Fremde  Erdteile. 

—  Eisenbahnerausstand  in  Nordamerika.  Anfang-  dieses 
Monats  ist  infolge  Lohnstreitiffkeiten  ein  sich  über  das  oanz'C 
Land  erstreckender  Streik  der  Eisenbahn-Angestellten  ver- 
kündet worden.  Auf  Anregung  des  Präsidenten  Wilson  war 
zwecks  Bieilegung  der  Lohnstreitigkeiten  die  Errichtung  emer 
Bundeskommission  angeregt  worden.  Die  Eisenbahner  und 
Arbeiter  in  den  Eisenbahnwerkstätten  haben  jedoch  diesen 
Vorschlag  abgelehnt  und  dem  Präsidenten  die  Mitteilung  zu- 
gehen lassen,  daß,  wenn  der  Kongieß  nicht  die  Geldmittel 
zur  Befriedigung  ihrer  Forderungen  beschaffe,  der  Bahnyer- 
kehr  si^ätestens  im  September  lahmgelegt  werden  wird. 
Presseberichten  zufolge  sprechen  die  Ei.s.enbahuangest eilten 
schon  davon,  daß  sie  nicht  nur  die  -„T3eniokratisierung"  der 


t- 


Eisenbahnen,  sondern  auch  der  hauptsä<;hlicbsten  Industrie 
vdo  z.  B.  der  Kohlen,  des  Stahls  usw.  fordern  wollen.  D 
Vrbeiter  sind  für  einen  Plan,  demzufolge  die  Regierung  diese 
Industrien  aufkaufen  und  den  Arbeitern  einen  Teil  am  G 
wiun  geben  soll.    Auch  die  Radioberichte  aus  Amerika  vo  „ 
5.  d.  M.  befassen  «ich  eingehend  mit  der  schwierigen  Lage, 
die  durch  die  hohen  Preise  und  den  Eisenbahn.erausstand  en* 
standen  ist.    Die  „New  York  Tribüne"  teilt  mit,  der  «tellve: 
tretende  Präsident  der  Abteilung  „Eisenbahner"  des  amei 
kanischen    Arbeiterbundes,    Jewell,    habe    dem  Präsidtentc 
Wilson  erklärt,  die  organisierten  Arbeiter  hätten  keine  Syn 
pathie  mit  seiner  Politik,  der  schwierigen  Lage  durch  weiter« 
o-esetzgeberische  Maßregeln  abzuhelfen. 

"  Nach  einer  von  „W.  T.  B."  übermittelten  R-eutermeldung  ar 
Washington  haben  vierzehn  amerikanische  Eisenbahnerve 
bände,  die  etwa  zwei  Millionen  Arbeiter  vertreten,  der  Eisen 
liahnverwaltung  gemeinsam  die  Forderung  auf  sofortige  Er 
höhung  der  Löhne  vorgelegt.  —  In  Neu  York  ist  am  6.  d.  M 
abends  auf  den  Straßenbahnen  und  den  Hochbahnen  die  Arbeii 
völlig  eingießteilt  worden.  —  Die  englischen  Blätter  vom  5 
d  M."bringen  eine  Reutermeldung  aus  Montreal  vom  4.  August 
v^'on ach    35  000  Arbeiter   in   den   kanadischen  Eisen 
bahn  werk  Stätten   aufgefordert  worden  sind,  bis  zu 
24.  d.  M.  darüber  abzustimmen,  ob  sie  ebenso,  w^e  die  amei 
kanischen  Arbeiter,  in  den  Ausstand  treten  wollen. 


Amtliche  Bekaimtmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  7.  August  d.  Js.  verschied  in  Stettin  nach  langem  schweren  Leiden  der 

Ober-  und  aeheime  Baurat  Herr  Karl  Gilles 

im  69.  Lebensjahre.  ,   ,  a 

Seit  dem  Jahre  1872  im  Staaatseisenbahndienst  tatig,  hat  er  seit  aem 
1  April  1899  der  Eisenbahndirektion  Stettin  als  Mitglied  angehört.  Wir  ver- 
lieren in  dem  Dahingeschiedenen  einen  hochgeschätzten,  durch  hervorragenden 
Fleiß  strenge  Pflichttreue,  reiche  Kenntnisse  und  vornehmen  Charakter  aus- 
gezeichneten Mitarbeiter,  dessen  liebenswürdiges  Wesen  sich  die  Achtung  und 
die  Liebe  aller  erwarb,  mit  denen  er  dienstlich  oder  außerdienstlich  in  Ver- 
bindung trat.  ,  .  ,  -11  -i.  j. 
Das  Andenken  unseres  langjährigen  Mitarbeiters  werden  Avir  allezeit  treu 

in  Ehren  halten. 

Stettin,  den  9.  August  1919.  .  (790) 

Der  Präsident 

und  die  höheren  Beamten  des  Eisenbahndirektionsbezirks  Stettin. 


2. Erweiterung  der  Abfertigungsbefug- 
nisse von  Stationen. 

Der  Bahnhof  Hannover  Süd, 
der  vom  1.  Mai  1918  ab  unter  dem  Vor- 
behalte jederzeitigen  Widerrufs  und 
längstens  für  die  Dauer  des  Krieges 
für  den  Versand  und  Empfang  von  Eil- 
gut-Wagenladungen freigegeben  war, 
wird  mit  sofortiger  Gültigkeit  dauernd 
für  diesen  Verkehr  fieigegeben. 

Hannover,  im  August  1919.  ■  (788) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Güterverkehr. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib 
(Stationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  14.  August  1919 
ab  werden  die  im  Verkehr  mit  den 
Bahnhöfen  der  Meppen-Haselunner 
Eisenbahn  zu  erhebenden  Frachtzu- 
schläge erhöht.  Näheres  enthält  die 
am  14.  August  1919  erscheinende 
Nummer  des  Tarif anzeigers.    Das  als- 


baldige Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-B1.  1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten 
(Jüterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  8.  August  1919.  (792) 
Eisenbahndirektion. 

Am  10.  August  1919  treten  die  Nach- 
träge I  zum  Binnen-Gütertarif,  Heft  1 
und  zum  Binnen-Tiertarif  für  die  voll- 
spnrigen  Linien,  Teil  II,  in  Kraft.  Sie 
enthalten  Änderungen  und  Ergänzun- 
gen zu  den  Tarifen,  neue,  nach  den 
deutschen  Tarifteilen  I  geänderte 
Nebengebührentarife  und  die  um  die 
Verkehrssteuer  und  die  Kriegszu- 
schläge erhöhten  Tarifsätz-e.  Die  Nach- 
träge können  von  uns>erer  Wirtsohafts- 
hauptverwaltung  in  Dresden^Neust. 
und  durch  die  Stationen  bezogen  wer- 
den 

Dresden,  am  7.  August  1919.  (787) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenb. 


Staats-    und  Privatbahn-Güterverkeli 
Teilheft  C  II. 

In  dem  Abschnitt  II  des  Ausnahmt 
tarifs  5  b  ist  als  neue  Versaudstatio 
mit  Wirkung  vom  15.  August  1919 
die  Station  Essen^Rüttenscheid  aufg« 
nommen. 

Essen,  den  1.  August  1919.  (791 
Eisenbahndirektion. 

Preußisch-Hessisch-SächsischCT  Tfiei 
verkehr.    Gemeinsames  Heft. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  August  19] 
werden  die  Gebühren  des  Abschni 
tes  C  in  Anlehnung  an  die  im  Nebei 
gebühremtarife  des  Deutschen  Eise: 
bahn-Tiertarifs.  Teil  I,  eintretende 
Änderungen  teilweise  erhöht.  Näher' 
ist  aus  dem  Tarif-  u.  Verkehrsanzeigt 
der  Preußisch-Hessischen  Staatseise: 
bahnen  und  aus  unsereln  Verkehr 
anzeiger  zu  ersehen,  auch  geben  d 
Stationen  Auskunft. 

Dresden,  am  6.  August  1919.  (78 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahi« 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Badischer  Gütertarif. 

Auf  10.  August  1919  wird  infol. 
der  entsprechenden  Änderung  d 
Deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs.  T 
I.  B,  die  Gebühr  für  die  Zustellung  ( 
Benachrichtigungen  von  WA  a 
20  A  bzw.  von  10  Rp.  auf  20  Rp. 
höht.  Näheres  in  unserem  mächst 
Tarifanzeig>er. 

Karlsruhe,  den  6.  August  1919.  (7^ 
Generaldirektion 

'  der  Badischen  Staatseisenbahnen. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  August  d. 
kommt  zum  Binnentarif  der  Gera-M; 
selwitz-Wuitzer  Eisenbahn  ein  Ergi 
zungsblatt  zur  Einführung.  Hierdui 
werden    die    Bestimmungen   des  A 
nahmetarifs  2  a  für  Kalk  vervoUsfc 
digt.    Die  Tarifänderung  ist  von  < 
Aufsichtsbehörde  genehmigt  worden. 
Berlin,  den  11.  August  1919.  (7 
Gera-Meuselwitz-Wuitzer  Eisenbahi 
Die  Direktion. 
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Berlin,  den  16.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


_  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scbiiftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Oeutscber  BlsenbahnverwaltunKen, 

amtliche  Bekanntmachnngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Blsenl>alinverwaltuns;ea,  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
rur  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
landlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
iQgarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigen  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

"Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung;  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Roichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOft 
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Eisen  konstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  17150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks-  u.  Hütten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


1  Waggonwage  und  2  Waggonwagen 

von   30000  kg  Tragkraft  von  je  40000  kg  Tragkraft 

gebraucht,  in  gutem  gebrauchsfähigem  Zustande,  zu  verkaufen.  Wiegebrücken- 
länge jeder  Wage  7  m.  Die  Wagen  sind  gebaut  mit  Gleisunterbrechung  und 
mit  Handhebelentlastung  ausgerüstet. 

Angebote  unter  H.  I.  2755  an  die  Annoncen-C'Xpedition 
Friedr.  Sctiatz,  Duisburg,  erbeten.  [7i65] 

WerkHolzlieferung', 

Der  Werkholzbedarf  der  Eisenbahnwerkstättea  ist  zu  vergeben.  [7166] 
Bedingungen  und  Gattungsverzeichnis  kostenfrei  bei  der  unterzeichneten  Stelle, 

wo  die  Angebote  (Aufschrift  „Werkholzlieferung")  am  25.  August  1919,  vormittags 

10  Uhr,  eröffnet  werden.  —  Zuschlagsfrist  4  Wochen. 

Cannstatt,  den  31.  Juli  1919.  Eisenbahn-WerKstätteninspeKtion. 


Mehrere  gfebrauchte,  offene, 
normalspurige 

Eisenbahnwagen 

von  10— I3m  Läng-c  und  10  t  Trag- 
fähigkeit 

ZU  kaufen  gesucht. 

Artilleriewerkstatt  -  Nord, 
Spandau  (R).  ,7i6o] 

Tüchtiger  erfahrener 

Auslands  Tarifeur 

von  erstem  Leipziger  Speditionsgeschäft 
in  dauernde  Stellung  sofort  gesacht. 
Angeb.  mit  Gehaltsanspr.  unter  Eis.  7173 
an  die  Anzeigen  -  Annahme  dieser  Ztg. 
(Linkstr.  23/24)  erbeten.  [7173] 

Mittlerer  nichttechnisclier  Eisenbalmbeamter 

(Vorsteher),  33  Jahre  alt,  mit  ausgedehnten 
Erfahrungen  im  Betriebs-,  Abfertigungs- 
und Verwaltungsdienst,  sucht  im 

Ausland 

fassende  Stellung.    Angebote  unter  Eis. 
175  an  d.  Anz.-Anuahme  ds.  Ztg.,  Berlin 
W.  9,  Linkstr.  23/24. 

Zu  Kaufen  gesucht  oder  zu  mieten: 

Rollschemel 

für  Meterspur  zum  Transport  von  Normal- 
bahnwagen. Angebote  mit  Preis  u.  tech- 
nischer Beschreibung,  mit  Angabe  Fabrik 
und  Erstellungsjahr  unt.  Eis.  7174  an  die 
Anz.-Annahme  d.Ztg.(L-iikstr.'i3/24).  [7174] 
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illjrem^in«    Verkehrslehre    von  Sax. 
(Schluß.) 

Nachrichten. 
Deutschland:  Ei&enbahnminister 
Oeser  über  die  Betriebslage  auf  den 
Eisenbahnen  und  über  den  Herbst- 
verkehr. —  Gegen  den  Eisenbahner- 
etreik.  —  Weitere  Tariferhöhungen 
der  Eisenbahnen.  —  Gewährung  von 
Nachnahmeprovisionen  an  die 
bahnamtlichen  Eollfuhrunterneh- 
mer.  —  Frachtfreie  Beförderung 
von  ümzugsgut.  —  Verkehr  nach 
der  Provinz  Posen.  —  Über  die  Be- 
setzung der   Bahnhöfe  im  Kreise 


Berlin,  den  16  August  1919. 


1  n  Ii  a  I  t  t 

Eupen.  —  Versand  von  Brenntorf. 
Eisenbahnunfall  bei  Ahlen.  —  Lieg- 
nitz-Eawitscher  Eisenbahngesell- 
schaft. —  Eeinickendorf-Lieb-en- 
walde-Groß'  Schönebecker  Eisen- 
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(Schluß  aus  Nr.  60.) 


Im  zweiten  Abschnitt  werden  die  Verkehrsmittel  als  Ob- 
iekte  der  Gemeinwirtschaft  behandelt.  Der  erste  Unterab- 
jchnitt  beschäftigt  sich  mit  der  Begründung  der  Gemeinwirt- 
schaft im  Verkehrswesen.  Zunächst  wird  auf  die  beiden  ent- 
jegenge setzten  Ansichten  hingewiesen,  von  denen  die  eine 
lUes  Heil  von  der  Privatwirtschaft  und  ihrem  vollständig 
"reien  Wettbewerb  erwartet,  während  die  andere,  namentlich 
Tom  Sozialismus  vertretene,  in  der  tauschwirtschaftiichen 
jütergewinnung  eine  Anarchie  erblickt  und  für  die  Planwirt- 
schaft eintritt.  Der  Verfasser  legt  dar,  daß  bei  der  Privat- 
wirtschaft die  einzelnen  Sonderwirtschaften  nur  nach  dem 
ägenen  Nutzen  streben  und  sich  gleichgültig  verhalten  g^egen- 
iber  den  Ergebnissen  der  Austauschhandlungen  für  die  Oe- 
jenseito,  während  der  Oemeinwirtschaft  nur  mit  Gegenscitig- 
ceit  und  Verhältnismäßigkeit  des  Tauschnutzens  auf  beiden 
Seiten  gedient  sei,  also  mit  dem  höchsten  Kollektivnutzen. 
Die  Betätigung  der  Gemeinwirtschaft  kann  entweder  darin 
>estehen,  daß  sie  in  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Sonderwjrt- 
«haften  regelnd  eingreift  oder  daß  sie  unmittelbar  selbst- 
ätig  wird  Die  Voraussetzungen  hierfür  sind  nach  den  Dar- 
egungen  des  Verfassers  gegeben,  wenn  die  Individualtätig- 
teit  aus  irgend  einer  Ursache  unterbleibt,  obwohl  sie  dazu  -n 
1er  Lage  wäre,  ferner  dann,  wenn  die  Einzelkräfte  zwar  ge- 
villt,  jedoch  unvermögend  sind,  eine  bestimmte  Zwecktätig- 
ceit  mit  dem  vollen  Maße  des  Erfolges  zu  entfalten,  endlich 
lann,  wenn  die  Individualtätigkeit  in  einer  Weise  vor  sich 
jehen  würde,  die  dem  Zwecke  abträglich  wäre.  Das  Ver- 
kehrswesen bietet  reichlichen  Anlaß  zu  gern  ein  Wirtschaft- 
icher  Betätigung.  Die  regelnde  Verwaltung,  sei  es  als  hcm- 
nende,  sei  es  als  ordnende,  wird  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
cehrspolizei  überall  da  am  Platze  sein,  wo  die  Privatwirt- 
ichaft  den  Verkehrsbedürfnissen  vollauf  zu  entsprechen  ver- 
nag,  wie  bei  dem  Straßenverkehr  und  der  Schiffahrt.  Bei 
len  großen  Verkehrsanstalten  dagegen  hat  sich  im  Laufe  der 
Seiten  immer  mehr  der  öffentliche  Charakter  durchgesetzt. 
4it  Eecht  weiat  der  Verfasser  darauf  hin,  daß  das  Verkehrs- 


wesen dasjenige  wirtschaftliche  Gebiet  sei,  wo  die  selbsttätige 
Verwaltung  der  (Gemeinwesen  zuerst  hervorgetreten  sei.  Von 
den  Anfängen  des  primitiven  Wegewesens  an  hat  die  Uemein- 
wirtschaft  es  immer  mehr  als  ihre  Aufgabe  erkannt,  die  Tä- 
tigkeit der  Sonderwirtschaften  zunächst  zu  ergänzen,  weiler- 
hin  auszuschließen.  Eingehend  erörtert  der  Vei  fa^ocr  die 
verschiedenen  für  die  Oemeinwirtschaft  maßgebenden  Ge- 
sichtspunkte. Zunächst  wird  dargetan,  „daß  für  die  alten  wie 
für  die  modernen  Verkehrswege  und  die  Nachri(ditenver- 
kehrsmittel  die  Konkurrenz  dem  Monopole  gegenüber  durch 
die  vervielfachten  Kapitalaufwendungen,  die  sie  erfordern 
würde,  und  die  erhöhten  Eigenkoslen  des  Verkehrs,  die  sie 
im  Gefolge  hätte,  als  unwirtschaftlich  ausgeschlossen  ist". 
Das  Monopol  ist  eine  Bedingung  der  Wirtschattliclikeit.  — 
Die  Monopoleigenschaft  der  hier  behandelten  Veri^ehrsmittel 
macht  es  notwendig,  daß  die  Gemeinschaft  auf  eine  gleich- 
mäßige, dem  Gesamtnutzen  möglichst  entsprechoncie  Behand- 
lung der  die  Verkehrsmittel  Benutzenden  hinsi(jutlich  der 
Preise  und  der  Güte  der  Verkehrsleistungen  hinwirkt.  Sie 
tut  das,  indem  sie  entweder  das  Monopol  für  sich  selber  vor- 
behält oder  die  zugelassenen  Privatuntemehmungen  durch 
entsprechende  Eechtsauflagen  bindet.  Der  private  Monopo- 
list wird  ohne  die  von  der  Oemeinwirtschaft  ihm  auferlegten 
Beschränkungen  die  Preise  so  bilden,  daß  sie  ihm  den  größten 
Gesamtnutzen  gewähren.  Er  wird  hohe  Preise  fordern,  bei 
denen  er  geringen  Absatz  erzielt,  oder  sich  mit  niedrigen 
Preisen  bescheiden,  je  nachdem  es  ihm  für  das  Gesamterträg- 
nis  vorteilhafter  ist.  Im  allgemeinen  wird  die  Rückwirkung 
der  Preisermäßigung  auf  die  Gestehungskosten  bei  zunehmen- 
dem Verkehr  ihn  veranlassen,  den  höchsten  Ertrag  durch  nie- 
drige Preise  anzustreben.  Im  allgemeinen  Nutzen  kann  es 
unter  Umständen  liegen,  mit  der  Preisermäßigung  unter  V.Qi- 
rücksichtigung  der  durch  die  Ermäßigung  im,  Laufe  der  Zeit 
zu  erwartenden  ausgleichenden  Verkehrssteigerung  weiter 
zu  gehen,  als  es  der  die  höchste  Eente  anstrebende  Privat;- 
monopolisi^rto  tun  würde.    Sache  der  Gemein  Wirtschaf  t '  ist 
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es,  d<3r  Allgem-einheit  die  erreichbar  volle  Befriedigung-  der 
Verkehrsbedürfnisse  zu  den  den  höchsten  allgemeinen  Nutzen 
ergebenden  Preisen  zu  sichern.    Es  fragt  sich,  ob  eine  Preis- 
feststellung, wie  sie  die  Gemein  Wirtschaft  im  öffentlichen 
Interesse  bewirkt,  nicht  durch  den  fielen  Wettbewerb  zu  er- 
zielen wäre.   Mit  Recht  wendet  der  Verfasser  hiergegen  ein, 
daß  ein  freier  Wettbewerb  bei  den  hier  fraglichen  Verkehrs- 
mitteln überhaupt  nicht  platzgreift,  und  daß,  .selbst  wenn  ein 
derartiger  Wettbewerb  vorhanden  wäre,  die  ungenügend  aus- 
genutzten Anlagen   höhere  Selbstkosten   für   die  Verkehrs- 
leistungen verursachen  würden,  als  bei  Zusammenfassung  der 
Verkehrsakte  im  Monopol,  und  daß  demgemäß  auch  die  Preise 
für  die  Verkehrsleistungen  durchschnittlich  höher  sein  wür- 
den. —  Weiterhin  wird  die  Notwendigkeit  allseitiger  Entfal- 
tung der  Verkehrsmittel  trotz  mangelnden  privatwirtschaft- 
lichen Ertrages  erörtert.   Die  Privatwirtschaft  wird  sich,  weil 
•sie  auf  Erwerb   ausgeht,  der  Begründung  neuer  Verkclirs- 
unternehmungen  überall  da  versagen,  wo  von  diesen  ein  der 
Kapitalaufwendung  entsprechender  Ertrag  nicht  oder  doch 
nicht  in  absehbarer  Zeit  zu  erwarten  ist.    Häufig  wird  al)er 
das  Gemeinwohl  die  Herstellung  solcher  Verkehrsmittel  er- 
fordern, für  die  sich  ein  privatwirtschaftlich  genügender  Er- 
trag nicht  ergibt.   Das  ist  zunächst  der  F^ll  bei  solchen  Ver- 
kehrsmitteln, die  als  technische  Behelfe  der  Staatswirksamkeit 
notwendig  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  gleichzeitig 
den  Verkehrsbedürfnissen  der  Staatsangehörigen  dienen.  Es 
braucht  hier  nur  an  die  strategischen  Bahnen  erinnert  z\. 
vrerden.    Feiner  handelt  es  sich  um  solche  Verkehrsmittel, 
die  der  Hebung  des  allgemeinen  Wirtschaftslebens  dienen, 
aber  eine  privatwirtschaftliche  Ertragsfähigkeit  nicht  auf- 
weisen.  Auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  k.^mmen  hier 
die  sogenannten  Melioriationsbahnen   in  Frage.     Bei  Ver- 
kehrsmitteln der  erwähnten  Arten  „kann  der  Ausfall  g^egen- 
über  dem  privatwirtschaftlichen  Ertrage,  welchen  die  Kapi- 
talien in  anderer  Verwendung,  der  sie  eben  duich  die  An- 
lage in  den  Verkehrsmitteln  entzogen  werden,  erbringen  wür- 
den, vermöge  der  räumlichen  und  zeitlichen  Einheit,  welche 
der  Staatsverband  darstellt,  nur  von  der  Gesamtheit  gelragen 
werden,  und  somit  wird  die  Übernahme  der  betreffenden  Ka- 
pitalanlagen auf  die  Gemeinschaft  zur  Notwendigkeit".  Der 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  in  der  Praxi.*  des  Wirtschafts- 
lebens stellen  sich  freilich,  wie  der  Verfasser  eingehend  er- 
örtert, häufig  nicht    geringe  Schwierigkeilen    entgegen.  — 
Emen  weiteren  Grund  dafür,  das  Verkehrswesen  der  Geniein- 
wirtschaft  vorzubehalten,  erblickt  der  Verfasser  darin,  daß 
nur  die  Organisation  die  Vollkommenheit  der  Verkehrsmittel 
gewährleiste.    Er  verkennt  nicht,  daß  die  Bezeichnung  Orga- 
nisation ein  Sammelname  mit  etwas  unbestimmtem  Gehalte 
sei.    Der  Verfasser  sieht  in  der  Organisation  eine  Einrich- 
tung, welche  „bestinjmte  Zwecktätigkeiten  und  deren  Mittel 
derart  gestaltet,  daß  sie  in  planmäßiger  Wechselbeziehung 
aller  Einzelheiten  zu  einander  den  höchsten  Gesamterfolg 
im  Sinne  des   gemeinsamen  Zieles   herbeiführen".     In  der 
Volkswirtschaft  ist  es  das  Verkehrswesen,  das  in  ganz  her- 
vorragendem Maße  eine  Organisation  fordert,  wie  sie  nur  in 
der  Gemeinwirtschaft,  nicht  aber  in  gleichem  Maße  in  der 
den  Leitpunkten  des  einseitigen  Sonderinteres/ves  folgenden 
Privatwirtschaft  verwirklicht  werden  kann.    Die  l']anma.ßi<x- 
keit  soll  sich,  wie  zutreffend  hervorgehoben  wird,  nicht  nur 
bei  der  Anlage  der  Verkehrsmittel,  sondern  auch  beim  -  Be- 
triebe äußern.   Bei  der  Anlage  ist  anzustreben,  eine  möglichst 
große  Anzahl  von  Verkehrsbedürfnissen  mit  dem  erreichbar 
geringsten  Kapitalaufwande  zu  befriedigen.    „Jeder  einzelne 
Straßenzug  muß  so  in  richtiger  Verbindung  steheu  nui  den 
ubngen,  jede  Bahnlinie,  jeder  Kanal  muß  a  priori  als  Be- 
standt-erl   des  Ganzen   aufgefaßt   und   ausgeführt  sein  und 
Eisenbahnen,  Sehiffahrtswege  und  Landstraßen  müssen  sich 
wieder  systematisch  einander  angliedern,  wenn  der  hc.chste 
Gesamtnutzeffekt  erzielt  werden  soll.«   Nur  eine  einheitliche 


Anlage  des  Verkehrsnetzes  gestattet  es,  mit  dem  gesichertea 
hohen  Ertrage  der  Hauptlinien  den  Ausfall  auf  unergiebigen 
Nebenlinien  zu  decken.   Im  Betriebe  kann  nur  eine  bei  voller 
Organisation  zu  ermöglichende  Einheitlichkeit  und  Gleich- 
mäßigkeit des  Betriebsdienstes   die  gebotene  Ökonomie  in 
Kosten  und  Qualität  der   Verkehrsleistungen  herbeiführen. 
Wie  der  Verfasser  mit  Recht  hervorhebt,  kann  allerdings  auch 
die  Privatunternehmung  sich  die  betriebsökonomischen  Vor- 
teüe  der  Organisation  zunutze  machen.    Immerhin  wird  auch 
hier  die  G^meinwirtschaft  helfend  eingreifen  müssen,  da  der 
Zug  nach  Organisation  nicht  an  den  Grenzen  des  einzelnen 
Staates  halt  macht,  die  internationale  Regelung  dieser  gemein 
isamen  Angelegenheit  aber  nur  durch  geeignete  Staatsver 
träge  voll  erreicht  werden  kann.  —  Endlich  wird  darauf  hin- 
gewiesen, daß  auch  ein  tatsächliches  Versagen  der  Privat- 
wirtschaft trotz  vorhandener  Ertragsfähigkeit  für  die  Ge- 
meinwirtschaft ein  Anlaß  sein  kann,  sich  im  Verkehrswesen 
zu  betätigen  —  ein  Fall,  der  freüich  nur  selten  eintretet 
wird.  —  Die  im  Vorstehenden  mitget/eilten  theoretischen  Er- 
wägungen für  die  Betätigung  der  Gemeinwirtschaft  im  Ver- 
kehrswesen sind  im  allgemeinen  durch  die  Tatsachen  de: 
Wirtschaftsgeschichte  bestätigt    worden.     Allerdings  haben 
die  Umstände,  die  als  Bestimmungsgründe  für  das  ^Eintreten 
der  Gemeinwirtschaft  erkannt  worden  sind,  nicht  gleichzeitig 
und  von  Anfang  an  sich  geltend  gemacht.    Die  Gemeinwirt''- 
schaft  ist  nicht  mit  einem  Schlage  beherrschend  aufgetreten, 
sondern  hat  erst  nach  und  nach  die  Privatwirtschaft  zurück- 
gedrängt.   Zutreffend  erwähnt  der  Verfasser  in  diesem  Zu- 
sammenhange, daß  die  Privatwirtschaft  und  die  PreissteUung 
nach  privatwirtschaftlichen  Gesichtspunkten  im  allgemeinen 
so  lange  genüge,  als  die  Verkehrsmittel  in  technischer  Hin- 
sicht und  in  örtlicher  Verbreitung  noch  weniger  entwickelt 
sind.    Wenn  aber  in  einem  vorgerückteren  Entwicklungssta- 
dium ein  Eingreifen   der  Gemeinwirtschaft  aus  -wirtschaft- 
lichen Gründen  erforderlich  wird,  so  steht  zumeist  der  Ge- 
sichtspunkt der  Preiserniedrigung  an  Wichtigkeit  gegen  die 
übrigen  zurück. 

Aus  den  Gründen,  die  für  das  Eintreten  der  Gemeinwirt- 
schaft im  Verkehrswesen  entscheidend  sind,  ergeben  sich  be- 
stimmte Folgerungen  für  die  gemeinwirtschaftliche  Preisbil- 
dung.   Die  beiden  wichtigsten  sind:  Gleichheit  des  Preis- 
satzes für  alle  und  wirtschaftlich  richtige  Pieishöhe.  Wie 
der  Verfasser  mit  Recht  hervorhebt,  bedeutet  der  Grundsatz 
der  Gleichheit  der  Preise  nicht  etwa  einen  einzigen  Preissatz 
für  alle  Verkehrsakte,  sondern  den  Ausschluß  von  Vorzugs- 
preisen für  einzelne  gegenüber  wirtschaftlich  gleichstehenden 
anderen.    Als   wirtschaftlich   richtige  Preishöhe  bez-eichnet 
der  Verfasser  eine  Preisbemessung,  die  in  ihren  Folgewirkun- 
gen dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  aller  Sonderwirtschaften 
des  Verbandes  dient  und  jede  einsteitige  Bevorteilung,  somit 
auch  die  der  unmittelbaren  Verkehrsinteressenten  selbst,  aus- 
schließt.  Mit  Recht  wird  aber  hervorgehoben,  daß  die  voran- 
gestellten gemeinwirtschaftlichen  Gesichtspunkte  für  einzelne 
Fälle  Abweichungen   von   der  ausschließlich  betriebsökono- 
misch begründeten  Preisbildung   erfordern.     Der  Verfasser 
erläutert  das  u.  a.  an  den  Differenzialtarifen  im  Güterverkehr 
der  Eisenbahnen.    Von  einer  näheren  Darlegung  wird  hier 
abgesehen  werden  können,  da  die  überaus  schwierige  Frage 
dieser  Tarife  im  dritten  Bande  des  Werkes  eingehend  behan- 
delt werden  wird  und  dann  Anlaß  zu  ausgiebiger  kritischer 
Würdigung  gegeben  sein  wird.  —  An  die  erwähnten  beiden 
grundsätzlichen  Fordeiungen  an  die  gemein  wirtschaftliche 
Preisbildung  reihen  sich  andere,  die  auf  eine  Vervollkomm- 
nung durch  die  Gemeiawirtschaft  abzielen.    „Es  sind  dies 
solche,  in  denen  Anforderungen  an  das  Tarif wesen  erfüllt 
sind,  die  die  ökonomischen  Vorteile  der  Verkehrsmittel  für 
die  sie  Benutzenden  zu  steigern,  ihre  Benutzung  zu  erleich- 
tern und  die  Befolgung  der  vorgedachten  wesentlichen  Grund- 
sätze zu  gewährleisten  bezwecken."   Als  solche  Forderungen 
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bezeiclmet  d«r  Verfasser:  1.  di-e.  Öffentlichkeit,  2.  die  St«tig- 
k€it   3  die  Einfachheit  und  Klarheit,  4.  die  Einheitlichkeit 
der  Tarife  im  Lande.    Die  Forderung  der  Öffentlichkeit  ver- 
langt „eine  Verlautbarung  der  festgesetzten  Preise  in  einer 
Weise,  die  es  jedermann  ermögücht,  regelmäßig  in  Kenntnis 
der  Preise  zu  gelangen,  mit  welchen  er  zu  rechnen  hat,  über- 
dies aber  die  Kontrolle  darüber  zu  üben,  ob  die  Gleichbehand- 
lung aller  in  der  Preisbildung  auch  streng  durchgeführt  sei." 
Diese  Forderung  richtet  sich  gegen  die  geheimen  Vorzugs- 
preise, die  von  den  Privatwirtschaften  trotz  entgegenstehen- 
der Vorschriften  vielfach  zugebilligt  werden  (Refaktien  der 
Eisenbahnen!).    Die  Stetigkeit  der  Preise  kann  natürlich  nur 
eine  verhältnismäßige  sein.    Der  Verfasser  bezeichnet  sie 
zutreffend  als  ünveränderlichkeit  auf  so  lange,  bis  triftige 
Gründe  im  allgemeinen  Interesse  eine  Änderung  anzeigen. 
Mit  Bezug  auf  die  Forderung  der  Einfachheit  und  Klarheit 
der  Tarife  wird  mit  Eecht  hervorgehoben,  daß  diese  Forde- 
rung weder  eine  unbedingte  noch  für  alle  Verkehrsarten  und 
Entwicklungsstufen  gleich  haltbar  sei.    Von  den  Gütertarifen 
der  Eisenbahnen  sagt  der  Verfasser,  sie  seien  unvermeidlich 
verwickelt  und  könnten  daher  nicht  augenfällig  einfach  isein. 
Soweit  nicht  eine  geschickte  äußere  Anordnung  helfe,  ver- 
schlage die  unvermeidbare  Verwickeltheit  weniger,  als  viel- 
fach angenommen  werde.     „Denn  einerseits  bringt  es  die 
Spezialisierung  im  Geschäftsleben  mit  sich,  daß  für  jeden 
nur  einige  Abteilungen  des  Tarifes  von  Belang  sind,  die  er 
leicht  herausfindet ;  dann  greift  ohnehin  in  weitestem  Umfange 
das  Dazwischentreten   von  Vermittlern   (Spediteuren  u.  a.) 
Platz,  die  vermöge  ihres  Geschäftsbetriebes  die  größte  Übung 
im  Gebrauche  auch  der  dickleibigsten  Tarifbücher  erlangen." 
Diesen  Ausführungen  wird  man  nur  mit  einer  gewissen  Ein- 
schränkung zustimmen  dürfen.   Denn  sie  können  auch  in  An- 
spruch genommen  werden  für  den  Tarifzustand  in  Deutsch- 
land und  dem  bisherigen  Österreich-Ungarn  —  ein  Tarifzu- 
etand,  der  der  Forderung  der  Einfachheit  und  Klarheit  recht 
wenig  entsprach.    Die  wirtschaftliche  Umwälzung,  die  der 
Weltkrieg  mit  sich  gebracht  hat  und  die  noch  keineswegs  ab- 
geschlossen ist,  wird  ja  in  nicht  zu  ferner  Zeit  eine  völlige 
Umgestaltung   der   Eisenbahngütertarife  in    den  genannten 
Ländern  erforderlich  machen.    Dann  wird  hoffentlich  auch 
den  Förderungen  der  Einfachheit  und  Klarheit  der  Tarife 
in  ausreichendem  Maße  entsprochen  werden.  —  In  Bezug  auf 
die  Einheitlichkeit  der  Tarife  werden  zwei  Stufen  unter- 
schieden, die  Einheitlichkeit  der  Tarifgrundlagen  und  die 
Übereinstimmung  der  Preissätze  für  jede  Gruppe  gleicharti- 
ger Verkehrsakte,  jene  als  formale,  diese  als  materielle  Ein- 
heitlichkeit der  Tarife  bezeichnet.    Die  Einheitlichkeit  der 
•Tarifsätze  setzt   die   der  Tarifgrundlage   voraus,  während 
letztere  auch  allein  dem  Zwecke  genügen  kann.  Zutreffend 
führt  der  A'^erfasser  aus,  daß  die  Nachrichtenverkehrsmittel 
gegenwärtig  alle  Voraussetzuug-'en  völliger  Tarifeinheit  bie- 
ten, während  im  Personen-  und  noch  mehr  im  Güterverkehr 
der   Eisenbahnen  die  Kosten  Verschiedenheiten  in  den  ein- 
zelnen Gebieten  des  Landes,  ferner  die  Abweichnungen  in  den 
ökonomischen  Verhältnissen   verschiedener  Landesteile  und 
in  der  Verteilung  der  W^irkungen  dieses  Verkehrsmittels  über 
die  einzelnen  Gruppen  der  Bevölkerung  zu  groß  sind,  um 
materielle  Tarifeinheit  als  unbedingtes  Gebot  der  Wirtschaft- 
lichkeit erscheinen  zu  lassen.    Das  trifft  um  so  mehr  zu,  je 
größer  das  Land  ist  und  je  erheblicher  die  Abweichungen  im 
Wiftschaftscharakter  seiner  Teilgebiete  sind.    Hier  rechtfer- 
tigen sich  auch  wirtschaftlich  Tarif  Verschiedenheiten,  die 
auch  in  G-estalt  von  Ausnahmetarifen  in  die  Erscheinung 
treten  können.    „Der  Einheitlichkeit  ist  an  dem  Punkte  eine 
Grenze  gesteckt,  wo  die  Durchschnittsbehandlung  mit  einem 
Ertragsausfalle  verbunden  wäre,    dem   kein  gleichwertiger 
Vorteil   gegenübersteht,   oder   wo  sie  die  in  ungünstigerer 
Lage    befindlichen   Teile    des    Verkehrsgebiet'es  schädigen 
würde."  — 


Der  zweite  Teil  des  zweiten  Abschnittes  ist  der  Verwaltung 
der  Verkehrsmittel  gewidmet.   Die  Gründe,  die  für  das  Ein- 
treten der  Gemeinwirtschaft  im  Verkehrsleben  entscheidend 
sind,  sind  auch  bestimmend  für  die  Maßregeln  der  Verwaltung 
des  Verkehrswesens.   Der  Verfasser  gibt  zunächst  eine  Über- 
sicht der  einschlägigen  Maßregeln  nach  den  leitenden  Ge- 
sichtspunkten.   Anschließend  wird  dargelegt,  wie  die  Abstu- 
fung   der  Verkehrsbedeutung    verschiedener  Verkehrsmittel 
auch  eine  Abstufung  der  Organe  der  Gemeinwirtschaft  zur 
Folge  hat.    Eingehendere  Untersuchungen  beschäftigen  sich 
sodann  mit  der  öffentlich-rechtlichen  Festsetzung  der  Geld- 
beträge, die  die  Sonderwirtschaften  für  die  Herstellung  und 
Nutzung  der  Verkehrsmittel  zu  entrichten  haben.   Dabei  wer- 
den zwei  Gruppen  von  Fällen  unterschieden,  solche,  in  denen 
durch  die  Nützung  der  Verkehrsmittel  in  der  GemeinvFlrtschaft 
zugleich  Verkehrsbedürfnisse  der  Sonderwirtschaften  befrie- 
digt werden,  und  solche,  in  denen  die  Herstellung  und  Nutzung 
der  Verkehrsmittel  unmittelbar  Gemeinzwecken  dient.  Bei 
jeder  dieser  Gruppen  ist  das  Entgelt  für  die  Nutzung  der  Ver- 
kehrsmittel nach  anderen  Grundsätzen  zu  bestimmen.  Diese 
sehr  verwickelten  Grundsätze   („Finanzprinzipien  der  Ver- 
waltung"), die  im  Grunde  nur  auf  der  Anwendung  allge- 
meiner Sätze  der  theoretischen  Staatswirtschaft  auf  das  Ver- 
kehrswesen beruhen,  sind  vom  Verfasser  knapp  aber  doch 
für  den  vorliegenden   Zweck  ausreichend  dargestellt.  Em 
näheres  Eingehen  auf  diese  Erörterungen  würde  hier  zu  weit 
führen.    Es  sei  nur  kurz  darauf  hingewiesen,  daß  die  Ver- 
schiedenheit der  Finanzgrundsätze,  je  nachdem  es  sich  um 
öffentliche  Unternehmungen,  um  öffentliche  Anstalten  oder 
um  öffentliches  Gebraucbsgut  handelt,  erörtert  wird,  daß 
untersucht  wird,  wie  die  Eigenschaft  als  Gebühr,  Steuer  oder 
Beitrag  auf  die  Bemessung  des  Entgeltes  für  die  Nutzung 
der  Verkehrsmittel  einwirkt  usw.  —  Abgeschlossen  wird  der 
die  Verwaltung  der  Verkehrsmittel  behandelnde  Teil  des 
Werkes  durch  besonders  klare  und  anschauliche  Erörterun- 
gen über  unmittelbare  und  übertragene  Verwaltung  und  das 
Konzessionswesen.    Die  Betätigung  der  Gemeinwirtschaft  be- 
steht nicht  notwendig  darin,  daß  sie  ^selbsttätig  die  Verkehrs- 
mittel verwaltet.    Die  Gemeinwirtschaft  kann  sich  auch  der 
Privatwirtschaft  zur  Verfolgung  ihrer  Zwecke  bedienen,  in- 
dem sie  ihr  die  Durchführung  bestimmter  Verwaltungsauf- 
gaben überträgt.    Man  kann  dann  von  einer  übertragenen 
oder  delegierten  Verwaltung  im  Gegensatz  zu  der  unmittel- 
baren Verwaltungstätigkeit  durch  die  eigenen  Organe  des 
gemeinwirtschaftlichen  Verbandes  sprechen.    Zutreffend  hebt 
der  Verfasser  hervor,  daß  es  sich  hier  nicht  um  eigentliche 
Piivatunternehmungen  handelt,  die  in  allem  und  jedem  nach 
privatwirtschaftlichen    Gesichtspunkten    vorgehen,  sondern 
um  privatwirtschaftliche  Organe  der  Gemeinschaft,  die  als 
solche  aufgehört   haben,  Privatunternehmungen    im  vollen 
Sinne  des  Wortes  zu  sein,  ihr  privatwirtschaftliches  Interesse 
vielmehr  nur  innerhalb  der  Schranken  verfolgen,  die  die  Ge- 
meinwirtschaft ihrer  Wirksamkeit  zieht.    Die  übertragene 
Verwaltung  wird  im  allgemeinen  da  am  Platze  sein,  wo  „die 
Privatunternehmung    geeignet    erscheint,    unbeschadet  des 
Gemeinzweckes  die  Wirtschaftlichkeit  in  höherem  Grade  zu 
verwirklichen,  als  die  unmittelbare  istaatliche  Verwaltung." 
Die  Wahl  zwischen  unmittelbarer  und  übertragener  Verwal- 
tung wird  nach  Volk,  Land  und  Zeit  verschieden  ausfallen. 
—  Die  bei  der  übertragenen  Verwalümg  zu  erteilenden  Be- 
fugnisse   und    die    zu    übernehmenden    Leistungen  und 
Pflichten  werden  durch  einen  öffentlich-rechtlichen  Verwal- 
tungsakt  festgesetzt,  für  den  die  Bezeichnung  Konzession  üb- 
lich geworden  ist.    Wenn  auch  der  Inhalt  der  Konzessionen 
den  besonderen  Verhältnissen  des  Einzelfalles  angepaßt  sein 
muß,  so  hebt  der  Verfasser  doch  mit  Recht  gewisse  Grund- 
sätze hervor,  die  von  allgemeiner  Bedeutung  sind.   Dahin  ge- 
hören u.  a. :  die  beschränkte  Zeitdauer  der  Konzessionen,  viel- 
fach in  Verbindung  mit  einem  Rückkaufsrecht  oder  einem 
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Heimfallreoht;  Frist  für  die  Ausführung  d«r  Anlage;  Pflicht 
d«r  regelmäßigen  Aufrechterhaltung  des  Betri-ebes;  Pflicht, 
die  Nutzung  der  Verkehrsmittel  jedermann  zu  gleichen  Be- 
dingungen zu  gewähren;  Vorschriften  über  die  Preishöhe 
(Maximaltarife!).  Die  Einhaltung  der  übernommenen  Ver- 
pflichtungen wird  durch  ständige  Aufsicht  gesichert  werden 
müssen.  Endlich  ist  hier  auch  noch  der  Beihilfen  (Subven- 
tionen) zu  gedenken,  durch  die  die  Privatunternehmung  auch 
da  herangezogen  werden  «oll,  wo  sie  mit  Rücksicht  auf  un- 
zureichenden Ertrag  sich  sonst  fernhalten  würde. 

Hiermit  schüeßt  der  zweite,  die  Verkehrsmittel  als  Objekte 
der  Gemeinwirtschaft  behandelnde  Abschnitt.  In  einem  An- 
hange werden  die  Gemeinwirtschaft  in  der  Wasser-,  Gas-  und 
Elektrizitätsversorgung  sowie  der  Luftverkehr  behandelt. 

Schon  in  der  Einleitung  des  Buches  ist  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  auch  die  Wasser-,  Gas-  und  Kraftleitungen  als 
Einrichtungen  der  Ortsveränderung  von  Gütern  unter  den 
Begriff  der  Verkehrsmittel  fallen,  so  wenig  vertraut  diese 
Auffassung  uns  im  allgemeinen  auch  sei.    In  dem  Anhan"^e 
wird  des  näheren  ausgeführt,  daß  die  wirtschaftlichen  Vo°r- 
gange,  die  die  Gemein  Wirtschaft  iih  Verkehrswesen  darstellen 
bei  der  Wasser-,  Gas-  und  Elektrizitätsversorgung  sich  mit 
allen  wesentlichen  Merkmalen  wiederfinden.     Die  Lehren 
die  in  den  bisherigen   Untersuchungen  gewonnen  werden' 
treffen  auch  auf  die  hier  behandelten  Anlagen  zu,  nur  mit 
unwesentlichen  Abweichungen,  die  teils  durch  technische  Um- 
stände, teils  dadurch  bedingt  sind,  daß  in  dem  Preise  außer 
den  Leitungskosten  auch  die  Erzeugungskosten  der  Güter  ein- 
begriffen sind.    Zutreffend  weist  der  Verfasser  darauf  hin 
daß  die  Entwicklung  hier  noch  nicht  abgeschlossen  sei,  daß 
vielmehr  demnächst  auch  die  Zuführung  erwärmter  oder  ge- 
kühlter Luft  in  die  Wohnungen  Anlaß  zur  Betäti<^uno-  der 
Gemeinwirtschaft  geben   könne.     Eingehendere  Behandlung 
fmdet  die  elektrische  Kraftleitung,  bei  der  eine  Betätigun° 
der  Gemeinwirtschaft  unabweisbar  wurde,  als  die  elektrische 
Fernleitung  auf  weife  Strecken  mit  aller  nur  wünschenswer- 
ten Ökonomie  ausführbar  geworden  war.   Mit  einer  Übersicht 
Uber  die  Entwicklung  der  Dinge  in  Preußen,  Bayern,  Baden 
m  der  Schweiz,  in  Sachsen,  Österreich  und  Ungarn  schließt 
die-ser  Abschnitt. 

Der  zweite  Teil  des  Anhanges  gilt  dem  Luftverkehr.  Der 
Verfasser  äußert  sich  mit  einer  gewissen  und  vorläufig  wohl 
berechtigten  Zurückhaltung  über  die  voraussichtliche  weitere 
Entwicklung  des  Luftverkehrs,  namentlich  in  wirtschaftlicher 
Beziehung.  Er  verkennt  nicht  die  gewaltigen  Fortschritte  die 
das  Flugwesen  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  gemacht 'hat, 
betont  aber  mit  Eeeht,  daß  das  Gefahrenmoment  und  die  noch 
T  f.t  i?''?'  Voraussicht  der  wechselnden  Vorgänge  in 
der  Lufthülle  der  Erde  die  baldige  Aufnahme  eines  Leh 
I^^S^'m  ^^'"/T"  ^"ft^^^kehrs  als  fraglich  erschei;en 
lasse.  Man  wird  ihm  auch  darin  zustimmen  müssen,  daß  ein 
Massengii  erverkehr  nicht  in  Frage  kommen  könne,  daß  in 
S    ^       v  erwünschtes  Verkehrsmittel 

für    den    Nachrichten-,  &eld-  und  Paketverkehr   .«owie  für 

rCoH     'T°;^^^^'-'''^'  "'^'^  geschäftlichem 

innff    7f  r      n^t  G*™*mwirtschaft  in  Zu- 

SiK  t.?.^  ^^'^^^  Luftverkehrs    auch  eine 

Selbstbetätigung  im  Betriebe  in  Frage  kommen  wird  oder 
ob  sich  die  G-ememwirtschaft  auf  eine  polizeiliche  Regelung 
^schranken  soll  und  wie  diese  wirksam  auszugestalten  sein 
wird.  _  das  smd  Fragen,  für  deren  Beantwortung  vorläufig 

noch  zuverlässige  Unterlagen  fehlen  

..rj'  ^^^f 'senden  Mitteilungen  über  den  Inhalt  des  Sax- 
sche^  Werkes  gehen  ihrem  Umfange  nach  wesentlich  über 
das  hinaus,  was  sonst  bei  srleichen  Anlässen  in  dieser  Zeitun- 
.gegeben  wird.    Ich  bin  dafür  eine  Erklärung  schuldig  In 


und  für  sich  hätte  ja  auch  ein©  kürzere  Anzeige  in  Frage 
kommen  können,  die  «ich  auf  allgemeine  Bemerkungen  über 
die  Bedeutung  des  Buches,  äußerliche  Vergleiche  mit  dem 
Umfange  der  ersten  Auflage,  Wiedergabe  der  Uberschriften 
für  die  einzelnen  Abschnitte  und  Unterabschnitte  und  der- 
gleichen beschränkte.  Aber  eine  derartige  Anzeige  hätte  der 
Bedeutung  des  Buches  nicht  entspiochen;  darüber  bestand 
bei  mir  kein  Zweifel,  als  ich  es  übernahm,  das  Buch  in 
dieser  Zeitung  zu  besprechen.    Je  eingehender  ich  mich  mit 
dem  Werke  beschäftigte  oder  vielmehr  in  das  Werk  ver- 
tiefte, desto  reger  wurde  meine  Anteilnahme,  und  desto  mehr 
hatte  ich  den  Wunsch,  auch  im  Leserkreise  dieser  Zeiluuo- 
für  das  Buch  zu  werben.    Hierfür  gibt  es  aber  nach  meiner 
Auffassung  kein  besseres  Mittel,  als  möglichst  ausführliche 
Mitteilungen  über  das,  was  der  Leser  in  dem  Buche  finden 
wird.    Diese  Mitteilungen  können  natürlich  nicht  erschöpfend 
sein;  sie  müssen  vielfach  Gedankensprünge  aufweisen,  die 
dem  Werke  selbst  mit  seinem  logischen  Aufbau  fremd  sind 
Aber  diese  Mitteilungen  geben  dem  Leser  doch  ein  Bild  von 
der  Fülle  des  in  dem  Buche  enthaltenen  Stoffes  und  von 
dessen  geistvoller  Behandlung.  Ich  würde  mich  freuen,  wenn 
die    hier    gegebenen  Mitteilungen  recht  viele  Leser  dieser 
Zeitung  veranlassen  würden,  das  Buch  selbst  zur  Hanf!  zu 
nehmen  und  sich  darein  zu  vertiefen.    Mit  dem  einfachen 
Lesen    ist  es  freilich  nicht  getan;    das  Buch  will  durch- 
gearbeitet und  erarbeitet  sein.    Das  ist  keine  leichte  Arbeit. 
Es  hegt  das  in  der  Hauptsache  an  dem  Stoffe  selbst  und 
an    dem    Umstände,    daß    diese   Verkehrslehre   eine  all- 
gemeine,    sich    nicht    auf    einzelne  Verkehrsmittel  be- 
schrankende ist  und  deshalb  auf  Anschaulichkeit  der  «^fun- 
denen  Sätze  verzichten  muß.    Zu  einem  -  wenn  auch  wesent- 
lich geringeren  Teile  -  liegt  es  aber  auch  an  der  äußeren 
Darstellung,  die  der  Verfasser  dem  Stoffe  gegeben  hat.  Das 
Buch  ist  -  es  darf  das  nicht  verhehlt  werden  -  in  einem 
etwas  schwerflüssigen  Deutsch  geschrieben,  das  das  Verstand- 
ms  keineswegs  erleichtert.    Noch  ein  anderes  sei  hierbei  be- 
merkt: das  Buch  enthält  -  wenn  auch  nicht  mehr  in  dem- 
selben Umfange  wie  bei  der  ersten  Auflage  -  zahlreiche 
Fremdworter,  die  sich  meines  Erachtens  bei  gutem  Willen 
wohl  hatten  vermeiden  lassen.    Das  gilt  nicht  nur  für  die 
eigentlichen  Kunstausdrücke.    In  Bezug  auf  diese  bemerkt 
der  Verfasser  (Seite  67,  Anm.  1):    „Das  Fremdwort  ermö<r- 
iicht  hier  eine  größere  Kürze  des  Ausdruckes  und  vollstän- 
digere Mitbezeichnung  als  irgend  ein  eigensprachlicher  Aus- 
druck Der  Gebrauch  solcher,  dem  Wortschatze  der 
alten  Sprachen  entlehnten  Fachnamen,  die  nicht  bloß  im 
Deutschen    Fremdworte    sind,    widerstreitet  keineswe-s 
dem    richtig   verstandenen    Spraehreinigungsbestreben  und 
dies  um  so  weniger,  als  ihnen  meist  Feinheiten  des  Gedankens 
und  der  Unterscheidung  innewohnen,    die  den  eigensprach, 
liehen  Worten  ähnlichen  Sinnes  an  sich  nicht  eigen  sind,  und 
die  wissenschaftliche  Spraehe  eben  nicht  die  Sprache  des  täg- 
lichen Lebens  ist."   Ich  kann  diesen  Ausführungen  nicht  bei- 
pflichten; ich  vermag  nicht  einzusehen,  daß  mit  Ausdrücken 
wie  Intensitätsgesetz  des  Verkehrs,  Integrationsgesetz  des 
Verkehres    und  ähnlichen  für  das  Verständnis  des  Werkes 
irgend  etwas  gewonnen  wird.    Die  mitgeteilten  Ausführun- 
gen des  Verfassers  erinnern  doch  bedenklich  an  das  bekannte 
Gutachten  der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften  über 
die    Fremdwörterfrage    —    ein  Gutachten,    dem  alle  guten 
Sprachgeister  fern  geblieben  sind. 

Aber  diese  Bemängelungen  und  die  Bedenken,  die  hier  und 
da  an  die  Mitteilungen  aus  dem  Inhalte  des  Buches  geknüpft 
worden  sind,  ändern  doch  nichts  an  dem  Urteil:  es  ist  ein 
gutes,  ein  vortreffliches  Werk,  das  uns  Sax  mit  seiner  aU- 
gemeinen  Verkehrslehre  geschenkt  hat 
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Vereinsgebiet 
Deutschland. 

—  Eisenbahnminister  Oeser  über  die  BetrlebslaRe  auf  den 
Eisenbahnen  und  über  den  Herbstverkehr.  Am  11.  d.  M.  abends 
sprach  Minister  Oeser  über  die  Betriebslage  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  und  über  den  bevorstehenden  Herbstverkehr  im 
Großen  Saal  der  Berliner  Handelskammer  vor  den  Vertretern 
der  Berliner  Kaufmannschaft.  Einen  ausführlichen  Bericht 
üh.T  .1  n  v.fi'ag  ljnu„uu  Wir  in  der  i,äclj»t!ui^:euaeu  I^uuimer 
dieser  Zeituni:. 

—  Gegen  den  Eisenbahnerstreik.  Am  lO.  August  hat  der 
Vor&tand  des  &ewerksöhaftsbundes  deutbcher  Eisen bahnbeam- 
ten  mit  dem  preußischen  Eisenbahnminibter  eine  Besprechung 
über  den  in  Nr.  60  S.  633  d.  Ztg.  mitgeteilten  Erlaß  an  die 
Eisenbahnbeamtenschaft  gehabt.  In  ihr  wurde  von  dem  Vor- 
stand und  einem  Vertreter  der  Erfurter  Bundes- 
bezi r  ks  le  i  t  u  n  g  versichert,  daß  am  8.  August  die  Er- 
furter Bundesbezirksleitung  die  Erklärung  abgegeben  habe, 
sich  künftig  auf  jeden  Fall  den  Weisungen  und  der  Leitung 
der  Zentralleitung  der  Gewerkschaft  zu  fügen.  Die  Bundes- 
leitung ihrerseits  übernahm  die  Gewähr  dafür,  daß  von 
Erfurt  keine  Sonderstreikaktion  unternommen  oder  gefördert 
werden  wird.  Der  Erfurter  Vertreter  erklärte  auch  seiner- 
seits, daß  von  Erfurt  ohne  Einverständnis  der  Zentralbundes- 
leitung ein  Streik  weder  propagiert  noch  erklärt  werden 
sollte.  Der  Minister  stellte  fest,  daß  zur  Frage  des 
Streikrechts  der  Beamten  an  sich  durch  seinen  Erlaß  eine 
grundsätzliche  Stellung  nicht  genommen  sei.  Der  Erlaß  habe 
vielmehr  die  Eisenbahnbeamtenschaft  über  die  Verwerflich- 
keit der  Propagierung  eines  Verkehrsstreiks  in  der  jetzigen 
ernsten  Zeit  aufklären  sollen.  Ebensowenig  sei  die  ge- 
ordnete Betätigung  der  Organisation  durch  den  Erlaß  irgend- 
wie behindert.  Am  Abend  des  folgenden  Tages  fand  sodann 
im  preußischen  Eisenbahnministerium  eine  Sitzung  der  Ver- 
treter sämtlicher  Beamtenfachverbände  statt,  die  der  Mini- 
«ter  aus  Anlaß  der  letzten  Erfurter  Vorgänge  zusammen- 

ferufen  hatte.  Minister  Oeser  führte  den  Erschienenen 
en  ungeheuren  Ernst  der  Lage  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens und  die  sich  daraus  ergebenden  schweren  Aufgaben  für 
die  Eisenbahnverwaltung  und  ihre  Beamtenschaft  vor  Augen ; 
unter  voller  Anerkennung  der  Tatsache,  daß  der  weitaus 
überwiegende  Teil  der  Beamten  bisher  seine  Pflicht  treu 
erfüllt  habe,  wies  er  auf  das  Unverantwortliche  der  Machen- 
schaften hin.  die  von  einer  kleinen  Zahl  von  Männern  be- 
trieben-werde.  Er  betonte,  daß  er  stets  fnr  eine  Demokra- 
tisierung zu  haben  sei,  die  darin  bestehe,  daß  Männern,  die 
durch  Leistungen  und  Können  ausgezeichnet  seien,  der  Weg 
zu  allen  Stellen  geöffnet  werde;  durch  die  Errichtung  von 
Fachschulen  wolle  er  jedem  Beamten  die  Möglichkeit  geben, 
«-"h  die  dazu  erforderlichen  Kenntnisse  anrueis-nen.  Zu- 
gleich aber  wies  er  es  anter  lebhaftestem  Beifall  der  gesam- 
ten Veisammlunor  weit  von  sich,  agitatorische  Betätigung  zu 
unterstützen  oder  durch  Beförderungen  zu  belohnen.  Aus 
der  Versammlung  heraus  wurden  die  Erfurter  Vorgänge 
scharf  verurteilt  und  einstimmig  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  die  Fachverbände  und  ihre  Mitglieder  jede  Gemeinschaft 
mit  derartigen  Bestrebungen  ablehnten.  —  Eine  Versammlung 
des  Lokomotivführerverbandes  in  Kattowitz,  an  der 
über  600  Mitglieder  sowie  die  Vorsitzenden  des  Eeichs-  und 
Landesverbandes  der  Lokomotivführer  teilnahmen,  verur- 
teilte auf  das  entschiedenste  die  Bestrebungen,  die  auf  Bil- 
dung eines  mitteldeutschen  Blockes  zur  Vorbereitung  eines 
Streiks  ausgingen.  Die  Versammelten  lehnten  die  Teilnahme 
an  diesen  Machenschaften  energisch  ab  und  versicherten,  mit 
allen  Kräften  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und 
des  Betriebes  eintreten  zu  wollen.  —  Auch  im  Volkshause  in 
Görlitz  tagte  eine  Versammlung  des  Eeichs-  und  Landes- 
verbandes der  Lokomotivführer,  an  der  zahlreiche  Mitglieder 
einer^großen  Eeihe  preußischer  und  sächsischer  Ortsgruppen 
der  Verbände  teilnahmen.  Das  Vorgehen  einzelner  Erfurter 
Beamtenkrei^e  zur  Schaffung  einer  Streikorganisation  wurde 
scharf  gegeißelt.  Die  Versammlung  wies  eine  Beteiligung 
an  diesvcn  Bestrebungen  weit  von  sich  und  forderte  die  Or- 
ganisationen auf.  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
für  die  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  einzutreten,  um  jede 
Störung  des  Wirtschaftslebens  zu  verhindern. 

Auch  die  sächsischen  Eisenbahner  haben  sich  gegen  einen 
Streik  erklärt.  Am  10.  d.  M.  fand  in  Dresden  eine  Vorstands- 
eitzung  des  sächsischen  Eisenbahnerverbandes 
statt,  die  sich  mit  der  neuerlichen  Agitation  für  einen  Eisen- 
bahnerstreik  befaßte.    Es  wurde  ib^cMossen,  einen  Aufruf 


I  an  die  -Verbandsmitglieder  zu  richten,  in  dem  es  am  Schluß 
I  heißt:  Wenn  im  Augenblick  noch  keine  Gefahr  besteht,  daß 
die  btieikbewegung  auch  unter  den  sächsischen  Eisenbahnern 
entfacht  wird,  so  muß  damit  gei-echnet  werden,  daß  man 
versuchen  wird,  auch  unsere  Kollegen  für  die  Bewegung  zu 
gewinnen.  Seid  daher  auf  der  Hut.  Laßt  Euch  nicht  zu 
Unbesonnenheiten  hini-eißen.  Die  Verordnung  über  die 
Vvanien  zu  den  Arbeiter-  und  Beamtenräten  wird  in  den 
nächsten  Tagen  ersoheineru  Es  finden  auf  allen  Dienst- 
stellen Wahucn  statt.  Einen  politischen  Streik  lehnen  wir 
unter  allen  Umständen  ab.  Nur  durch  Buhe  und  Arbeit  kann 
unser  Wirtschaftsleben  und  unser  Vaterland  wieder  gesun- 
den. Wer  zum  Streik  ruft  oder  sich  hinreißen  läßt,  macht 
sich  mitschuldig  am  Verbrechen  gegenüber  unserer  Volks- 
gemeinschaft. Von  unseren  Mitgliedern  erwarten  wir,  daß 
sie  mit  Mut  und  ünerschrockenheit  gegen  allen  Streik- 
wahnsinn Stellung  nehmen  und  auch  in  schwerer 
Stunde  ihren,  verantwortungsvollen  Platz  nicht  veriasseru 

—  Weitere  Tariferhöhungen  der  Eisenbahnen.  Zur2?eit 
schweben  Verhandlungen  zwischen  Vertret^ern  der  deutschen 
Eisenbahnverwallungen  über  die  Frage,  wie  die  großen  finan- 
ziellen Verluste  der  Eisenbahnen  ausgeglichen  werden  kön- 
nen. Diese  Verluste  sind  bei  allen  beteiligten  Eisenbahnen 
ganz  außerordentlich  hoch.  Die  Hauptgründe  sind  besonders 
die  dauernd  steigenden  Pi'eise  der  Kohle  und  der  Betriebs- 
mittel, feiner  die  hohen  Löhne  und  Gehälter.  Die  Eisen- 
bahnen müssen  notgedrungen  eine  abermalige  Erhö- 
hung der  Tarife  eintielen  lassen,  um  den  Verlust  aus- 
zugleichen. Eine  solche  Maßnahme  wird  zwar  im  Handel  und 
Verkehr  sehr  schwer  empfunden  werden ;  doch  ist  zu  beachien, 
daß  selbst  dann,  wenn  üie  Preise  der  notwendigsten  Libens- 
mittel  und  Gebrauchsgegenstände  demnächst  sinken  sollten, 
die  Frachten  und  Fahrpreise  bei  weitem  noch  nicht  in  dem 
Maße  eihöht  sind,  wie  es  die  allgemeine  Preissteigerung  be- 
dingt hätte.  Wollte  man  die  Tarife  so  hoch  heraufsetzen, 
wie  es  erforderlich  wäre,  um  den  zu  erwartenden  Verlust  in 
vollem  Umfange  auszugleichen,  so  würden  bei  allen  beteilig- 
ten Eisenbahnen  im  Durchschnitt  Erhöhungen  der  .jetzigen 
Tarife  um  100  %  nötig  sein.  Um  eine  allzu  starke  Mehrbe- 
lastung von  Handel  und  Verkehr  möglichst  zu  vei  meiden  und 
in.  der  Hoffnung,  daß  mit  Eintritt  ruhigerer  Arbeitsverhält- 
nisse eine  Besserung  der  augenblicklichen  Lage  eintritt,  soll 
zunächst  die  Erhöhung  nicht  m  diesem  vollen  Umfang  in  Aus- 
sicht genommen  werden. 

Über  die  Durchführung  der  Erhöhung  schweben  noch  Ver- 
handlungen. Fest  steht,  daß  sowohl  Güter-  wie  Per- 
sonenverkehr herangezogen  werden  müssen.  Im  Güter- 
verkehr werden  auch  eine  große  Anzahl  Ausnahmetarife 
aufgehoben  werden  müssen,  sowohl  zur  Erreichung  des 
Ziels  einer  finanziellen  Gesundung  der  Eisenbahn  wie  auch 
deshalb,  weil  die  Durchführung  der  Friedensbedingungen,  die 
durch  den  Frieden  bedingte  völlige  Verschiebung  der  geogra- 
phischen und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  der  l'orlfall 
der  früher  bei  Einführung  der  betr.  Tarife  maßgebend  ge- 
wesenen Vorauss-etzungen  eine  solche  Maßnahme  erforderlich 
macht. 

Unter  den  Vertretern  aller  beteiligten  Kegierungen 
herrschte  über  die  grundsätzliche  Notwendigkeit  der  Tarif- 
erhöhung und  ihre  möglichst  beschleunigte  Durchführung 
völlige  Einigkeit. 

—  Gewährung  von  Nachnahmeprovisionen  an  die  bahnamt- 
lichen Rollfuhrunternehmer.    Mit  Eücksicht  auf  die  mit  der 

Einziehung  von  Nachnahmen  verbundene  Mehrleistung  und 
Verlustgefahr  ist  vom  preußischen  Eisenbahnminister  den 
bahnamtlichen  KoUfuhrunternehmein  seit  1.  d.  M.  die  Er- 
hebung von  Nachnahmeprovisionen  nach  folgenden  Grund- 
sätzen zugestanden  worden:  1.  bei  Beträgen  von  mehr  als 
10—500  M  Vi  %,  2.  bei  Beträgen  von  mehr  als  500—3000  Jl 
Vi  %,  3.  bei  höheren  Beträgen  %  %,  4.  Mindestens  werden 
erhoben  20  -^,5.  Bei  Berechnung  nach  den  niedrigeren  Sätzen 
wird  mindestens  die  Gebühr  für  den  Höchstbetrag  der  Vor- 
stufe erhoben,  6.  für  Nachnahmen  bis  zu  10  J{  und  für  alle 
im  Geschäftsraum  des  bahnamtlichen  Eollfuhrunternehmers 
eingezahlten  Nachnahmen  wird  keine  Provision  erhoben. 

—  Frachtfreie  Beförderung  von  Umzugsgut.  In  Abänderung 
seines  Erlasses  vom  9.  Februar  1916  hat  der  preußische  Eisen- 
bahnminister die  Eisenbahndirektionen  ermächtigt,  den  seit 
Beginn  des  Krieges  in  den  Euhestand  getretenen  Beamten 
oder  deren  Hinterbliebenen  bei  der  Übersiedelung  nach  dem 
neuen  Wohnort  freie  Fahrt  und  frachtfreie  Beförderung  ihres 
ümzugsguts  in  Zukunft  ohne  Beschränkung  auf  die  einjährige 
Frist  des  §  2  Ziffer  13  der  Freifahrtordnung  zu  gewähren, 
wenn  die  Übersiedelung  bis  Ende  März  1921,  von  welchem 
Zeitpunkt  ab  die  preußischen  Staatseisenbahnen  voraussicht- 
lich auf  das  Eeich  übernommen  werden,  ausgeführt  wird. 
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—  Verkehl-  nach  der  Provinz  Posen.  Der  Per  sonen  -  und 
tre  pack  verkehr  mit  dem  von  den  Polen  besetzten  Teil 
der  Provinz  Posen  ist  über  die  Grenzstationen  Kempen 
(Posen),  Bentschen,  Kreuz,  Hohensalza  wiederaufaenommen. 
Zur  Ausreise  nach  dem  vorbezeichneten  Gebiet  ist  die  Geneh- 
mio-una-  des  für  den  Wohnsitz  des  Eeisenden  zuständio-en  Ge- 
neralkommandos und  die  Einreiseerlaubnis  des  Generalkonsu- 
lats der  polnischen  Republik  in  Berlin  notwendig 

—  über  die  Besetzuna;  der  Bahnhöfe  im  Kreise  Eupen  er- 
fahren die  „P.P.N."  an  zuständiger  Stelle  folgendes:  „Neuer- 
liche Meldungen  aus  dem  Grenzort  Herbesthal  lassen  die  Ab- 
sichten der  Belgier  klar  erkennen.  Herbesthal  und  die 
-anderen  im  Kreise  Eupen  gelegenen  Bahnhöfe  in  allernächster 
Zeit  in  belgischen  Betrieb  zu  nehmen.  Die  belgische 
-Bahnverwaltung  beabsichtigt,  nach  der  Äußerung  des  Herbe«- 

haler  Ortskommandanten,  den  deutschen  Eisenbahnbedienste- 
ten Gehalt,  Wohnungsgeldzuschuß  und  Pension  weiter  zu  be- 
zahlen, wenn  sie  in  belgische  Dienste  treten.  Es  haben  ferner 
am  4.  August  belgische  Ingenieure  auf  Bahnhof  Herbesthal 
eine  Aufnahme  sämtlicher  Telegraphenleitungen  und  Appa- 
rate vorgenommen.  Auf  Befragen  haben  sie  erklärt,  daß  nach 
(ter  Katitikation  des  Friedensvertrages  durch  Belgien  die  in 
einig.en  Tagen  erfolgen  werde,  die  belgischen  Telegraphen- 
leitungen  bis  Herbesthal  durchgeführt  werden  und  der  Tele- 
graphenbetrieb in  Herbesthal  alsdann  von  Belgien  übernom- 
men werden  soll. 

;  Diese  belgischen  Maßnahmen  stehen  mit  dem  Wortlaut  des 
Friedensvertrages  nicht  in  Einklang,  da  auch  naeh  der  Grenz- 
regelung die  belgische  Souveränität  vor  der  Entscheidung  des 
\,olkerbundes  nach  Artikel  34  des  Friedensvertraoes  auf  Bel- 
gien nicht  ubergeht  und  die  Betriebsführung  bei  der  preu- 
ßischen Bahnverwaltung  verbleibt" 

Auf  die  von  deutscher  Seite  bei  der  Interalliierten  Kom- 
mission ff«stellte  Anfrage,  ob  die  baldige  Besetzung  des  Bahn- 
hofs Herbesthal  und  der  übrigen  im  Kreise  Eupen  gelegenen 
^ahnhofe  m  Aussicht  genommen  sei,  hat  die  interalliierte 
-\yaffenstillstandskommission.  wie  obige  Quelle  erfährt,  durch 
eine  Note  mitgeteilt  daß  bis  zum  Erlaß  eine«  neuen  Befehls 
bezüglich  des  Bahnhofs  Herbesthal  und  des  Kr-fises  Eupen 

Ifhnhtfl  T^'r  t-°*/''"\r  ^'orauszusehen,  daß  die 

Bahnhofe  des  Gebietes  Moresnet  und  der  Kreise  Ei  pen  und 

-ÄfkS^:°''/^' r^-'¥""^'?^  Eegierung  naeh  der  offizielßn 
Eatiftkation  des  Friedens  in  Anspruch  genommen  werden. 

nf^nl^w^o"^  von  Brenntorf.  Die  Deckung  des  Bedarfs  an 
offenen  Wagen  m  den  Kohlen  gebieten  ist  in  den  letzten  Tao-en 
ttr/^^^lf^i^  ««worden  Der  preußiche  Eisenbahnminisler 
hat  deshalb  angeordnet,  den  Versand  von  Brenntorf  im  a  lo-e- 
koT^W^T^ff  Entfernungen  bis  zu  100  km  einzuschrän- 
H.h  Zlt-^''^*''  ^Y^*""  in  besonders  gearteten  Fällen,  nament- 
oprinnS>  nL^^  "^"^  Versorgung  der  Großstädte  handelt, 

werden   ^^^^^.^^t^^«^  dieser  Versandgrenze  zugelassen 

—  Eisenbahnunfall  bei  Ahlen.  Nach  einer  amtlichen  Mel- 
ifn  Vn^L^'^-?-  ^\^.rt^^^<^^^}^i^ss  bei  Ahkn  (Westfalen) 
ein  Postzug  einem  Eilguterzug  in  die  Flanke.  Drei  Militär- 
personen  wurden  getötet,"  zwei  schwer  und  drei  leicht  verlefzt 
Der  Sachschaden  ist  erheblich.  v^iieizi. 

^ieffnitz-Rawitseher  EisenbahnÄesellschaft.  In  der  außer- 
ordentlichen Generalversammlung  am  6.  August  wurde  X 
Eisenbahnbau,  und  Betiiebs-Gesellschaft  Lenz  und  Co?G  m 
V  ■S.'''  ^^l^^""  beauftragt,  alle  für  die  Gesellschaft  aus  dem 
-Fnedensver  rage  sich  ergebenden  Verhandlungen  zu  führen 
und  zum  Abschluß  zu  brinsen,  wobei  indes  dieser  Abschluß 
an  die  Zustimmung  des  Auf  Sichtsrates  und  des  Vorstandes  -e- 
Ä  Verlegung  des  Sitzes  der  Gesellschaft 

kann  eine  Entscheidung  nicht  getroffen  werden  vor  end'-ül- 
tiger  Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse  in  der  Ostmark 

—  Reinickendorf-Liebenwalde-Groß  Schonebecker  Eisenbahn 

Der  Direktion  dieser  Gesellschaft  ist  die  Erlaubnis  zur  Vor- 
nahme allgemeiner  Vorarbeiten  für  eine  vollspurige  Verlän- 
gerung der  Nebenbahnstrecke  Basdorf-Liebenwalde 
nach  Neu  hof  an  der  preußischen  Staatsbahnlinie  Löwen- 
berg-Temphn-Prenzlau  erteilt  worden. 

W?,  f f '*i'"'*'-^f^  sächsischen  Staatseisenbahnen. 

10*^^"^;  ^^?-  ,'^^^^  Dresdener  Mitarbeiter  unterm 

l  o  V  •  S"«!.ai;abt'et,  er  habe  an  unterrichteter  Stelle  erfahren, 
claß  die  sachsische  Staatseisenbahn-Verwaltung  in  diesem 
Jahre  bereits  einen  Vorschuß  von  105  Millionen  Mark  habe 
autnehmen  müssen.  Aufs  ganze  Jahre  berechnet  läßt  dieses 
Ergebnis  der  ersten  sieben  .Monate  eine  Fehlbetrag  von  an- 
nähernd 200  Millionen  Mark  erwarten.    Im  vergangenen  Jahr 


betrug  der  Fehlbetrag  etwa  70  Millionen  Mark.  In  den  frü- 
heren Jahren  hat  die  sächsische  Eisenbahnverwaltung  ständig 
Überschüsse  in  Höhe  von  20  bis  60  Millionen  Mark  .iährlich 
erzielt.  Bekanntlich  ist  in  Aussicht  genommen,  durch  Erhö- 
hung der  Personen-  und  Gütertarife  diese  riesigen  Fehlbeträge 
wenigstens  einigermaßen  auszugleichen. 

—  Bevorstehende  Einschränkung  des  Zugverkehrs  in 
Sachsen.  Die  Generaldirektion  der  sächsischen  Staatseisen- 
bahnen teilt  einer  Meldung  des  AV.T.B.  zufolge  unterm  12.  d.  M. 
folgendes  mit:  Da  neuerdings  wiederum  in  den  oberschlesi- 
schen  Kohlenbezirken  Ausstände  der  Arbeiter  eingetreten 
sind,  wird  die  ohnehin  außerordentlich  ungünstige  Versor- 
gung der  sächsischen  Staatseisenbahnen  mit  Kohlen  so  ver- 
schlechtert, daß  bereits  für  die  nächsten  Tage  mit  einer  weit- 
gehenden Einschränkung  des  Zugverkehrs,  insbesondere  der 
Personenzüge,  gerechnet  werden  muß. 

—  Reichstarif  vertrag;  bei  den  Kleinbahnen  und  Privat- 
eisenbahnen. Der  Arbeitgeberverband  der  deutschen  Straß-en- 
bahnen  und  Privateisenbahnen  E.  V.  in  Berlin,  die  Gewerk- 
schaft Deutscher  Eisenbahner  und  Staatsbediensteter,  der  Fach- 
verband der  Privateisenbahner,  der  Deutsche  Transport- 
arbeiterverband und  der  Deutsche  Metallarbeiterverband  haben 
beantragt,  den  zwischen  ihnen  am  23.  Mai  1919  abgeschlossenen 
Tarifvertrag  zur  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  der 
bei  nicht  staatlichen  Eisenbahnen,  nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen  und  gleichartigen  Unternehmungen  im  Tage- 
und  Stundenlohn  beschäftigten  Arbeitnehmer 
gemäß  §  2  der  Verordnung  vom  23  Dezember  1918  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  1456)  für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  für  all- 
gemein verbindlich  zu  erklären.  Einwendungen  gegen  diesen 
Antrag  können  bis  zum  10.  August  1919  erhoben  werden. 
(Vergl.  auch  Nr.  41.  S.  423  d.  Ztg.) 

—  Keine  Fahrpreisei-mäßigung  zur  Leipziger  Herbst-Muster^ 
messe.  Das  Meßamt  hatte  beantragt,  für  die  direkte  Fahrt 
nach  Leipzig  und  zurück  zum  Besuch  der  Leipziger  Herbst- 
Mustermesse  1919  wiederum  den  Fahrpreis  auf  die  Hälfte  zu 
ermäßigen,  soweit  Entfernungen  von  mehr  als  100  km  in 
Frage  kommen.  Das  preußische  Eisenbahnministerium  hat 
die  Vergünstigung  diesmal  abgelehnt.  Daraufhin  wird  die 
Ermäßiguna'  auch  von  den  übrigen  Eisenbahnverwaltungcn 
nicht  gewährt.  Die  Ablehnung  erstreckt  sich  auch  auf  die 
frachtfreie  Rückbeförderung  der  Meßmuster.  Vom  Meßamt 
ist  nichts  unversucht  geblieben,  um  den  Meßbesuchern  die 
gewohnten  Eisenbahnvergünstigungen  auch  diesmal  wieder 
zu  erwirken.  Wenn  trotzdem  die  zuständigen  Stellen  an  c'er 
Ablehnung  festgehalten  haben,  schreibt  „Die  Leipziger  Muster- 
messe", so  dürfte  das  nicht  zuletzt  mit  unseren  Finanzvei'hält- 
nissen  zusammenhängen,  die  größere  Ausfälle  nicht  dulden. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Verkehrsstreik  in  Belgien?  Einer  Havas-Reutermeldung 
aus  Brüssel  vom  12.  d.  M.  zufolge  hat  der  Nationalkongreß  der 
Eisenbahn-,  Post-,  Telegraphen-  und  Telephonangestellten  be- 
schlossen, im  Falle  eines  Streiks  der  Regierung  Arbeiter 
zur  Verfügung  zu  stellen,  die  für  Bewachung  des  Materials 
und  zur  Aufrechterhaltung  des  geregelten  Eisenbahnbetriebes 
sorg-ien  sollen,  damit  die  Versorgung  des  Heeres  und  der  Be- 
völkerung mit  Lebensmitteln  nicht  beeinträchtigt  wird. 

—  Eine  Kundgebung  der  elsaß-lothringiscberi  Eisenbahner. 

Die  „Neue  Korrespondenz"  meldet  aus  Straßburg:  Die  Eisen- 
bahner von  Elsaß-Lothringen  beschlossen  in  einer  am  10.  d. 
M.  abgehaltenen  Versammlung,  in  der  mehr  als  1000  Abge- 
ordnete aller  Gruppen  vertreten  waren,  mit  erdrückender 
Mehrheit,  sich  nicht  dem  Allgemeinen  Arbeiterbund  anzu- 
schließen, sondern  einen  Berufsverband  zu  bilden,  welcher 
auch  die  Beamten  des  Post-  und  Telegraphendienstes  sowie 
andere  Staatsbeamte  umfassen  wird.  Es  wurde  ein  Beschluß 
gefaßt,  welcher  die  Regierung  auffordert,  mit  allen  ihr  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln  gegen  die  Lebensmittelteuerung  zu 
kämpfen.  Der  Beschluß  wurde  dem  Minister  Millerand  unter- 
breitet. Schließlich  richteten  die  Eisenbahner  .an  die  Direk- 
tion der  Eisenbahnen  das  Gesuch,  es  möchten  Maßnahmen  ge- 
troffen werden,  daß  die  elsaß-lothringischen  Beamten  die  of- 
fenen Stellen  erhalten,  um  nicht  den  Eindruck  zu  erwecken, 
daß  die  Franzosen,  welche  aus  dem  Innern  des  Landes  kom- 
men, bevorzugt  werden. 

—  Brand  des  Bahnhofs  Besancon.  Der  Güterbahnhof  von 
BesanQon  ist  abgebrannt.  Mehrere  Personen  erlitten  schwere 
Brandwunden.  Der  Schaden  -wiid  auf  zwei  Millionen  Franken 
geschätzt. 
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—  Schweizerische  Bundeshahnen.  Der  Verwaltun^fsrat  der 
Bundesbahnen,  ist  auf  den  22,  Auo^ust  zu  einer  Sitzung-  nach 
Bern  einberufen,  in  der  u.  a,  fol.o^ende  wiohtio^e  &eschäfte  be- 
handelt werden  sollen :  1.  Änderung  der  provisorischen  Or- 
ganisation der  Kreisdirektion  I.  2.  Aufhebung  der  Einschrän- 
kung in  der  Gewährung  freier  Fahrt  für  das  Personal  der 
Bundesbahnen.  3.  Bereinigung  der  Bilanz  der  Bundesbahnen. 
4.  Antwort  auf  die  Eingabe  des  Schweizerischen  Bauernver- 
bandes, des  Sehweizeiischen  Handels-  und  Industrie  Vereins 
und  des  Schweizerischen  Gewerbeverbandes  vom  5.  Januar 
1919  betreffend  Verzeichnis  der  sperrigen  Güter.  5.  Vertra.g 
mit  der  Internationalen  Schlafwagen,gesellschaft  betreffend 
den  Betrieb  von  Schlaf-  und  Speisewagen  sowie  von  Luxus- 
züffen  auf  den  Schweizerischen  Bundesbahnen.  6.  Erhöhung 
der  Nachtdienstentschädigung 

—  Generalabonnements    für    schweizerische  Eisenbahnen. 

Die  Ehätische  Bahn,  die  Chur-Arosa-Bahn  und  die  Bernina- 
ßahn  haben  ein  gemeinsames  Generalabonnement  geschaffen. 
Dieser  Fahrausweis  hat  die  Annehmlichkeit,  beliebige  Fahr- 
ten mit  den  allgemeinen  der  Personenbeförderung  dienenden 
Zügen  zu  ermöglichen,  ohne  daß  bei  .jedesmaliger  Fahrt  ein 
Gang  zur  Eisenbahnkasse  notwendig  wird,  wie  dies  früher 
bei  den  Kilometerheften  der  Ehätischen  Bahn  notwendig  war. 
Wie  die  ..N.  Zür.  Ztg."  mitteilt,  sind  die  Generalabonnjements 
grundsätzlich  als  Jahreskarten  eingerichtet.  Um  aber  deren 
Bezug  zu  erleichtern,  sind  sie  auch  als  Vierteliahrskarten  mit 
entsprechenden  Preisansätzen  beziehbar,  wobei  der  Bezug 
einer  Viertel.iahrskarte  nicht  zur  Fortsetzung  des  Abonne- 
ments verpflichtet.  Diese  Erleichterung  wird  Personen,  die 
zu  längerem  Kuraufenthalt  im  Gebiet  der  drei  Bahnen  sich 
aufhalten,  dienen,  vornehmlich  aber  Geschäftsleuten,  die  ihre 
Eeisen  auf  kürzere  Zeit  zusammendrängen  können. 

—  Berner  Alpenbahn-Gesellschaft  (Lötschbergbahn).  Der 

Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1918  bemerkt  zur  allgemeinen 
Lage  im  Verkehrswesen :  „Die  Hemmungen  und  Schwierig- 
keiten als  Folge  der  Knegsereignisse  sind  noch  in  stärk-erm 
Maße  als  in  den  Voriahren  zutage  getreten.  Die  militärischen 
Operationen  hinderten  ,iede  Entwicklung  des  Fremden-  wie  des 
Güterverkehrs;  die  Zufahrtwege  zur  Schweiz  waren  über- 
lastet, zum  Teil  g^esperrt.  Auch  die  verschärften  fremden- 
polizeilichen Vorschriften  waren  nicht  geeignet,  den  Per- 
sonenverkehr zu  beleben.  Dazu  kam  der  Kohlenmangel  und 
die  dadurch  bedingte  wesentliche  Herabsetzung  der  Fahrlei- 
ßtungen  der  Verkehrsanstalten  unter  Aufhebung  des  Schnell- 
zugs- und  Sonntagsveikehrs.  Der  Mangel  an  Güterwagen  war 
an  der  Tagesordnung,  so  daß  sich  der  gesamte  Eisenbahn- 
betrieb unter  höchst  ungünstigen  Verhältnissen  abwickeln 
mußte.  Was  besonders  unser  Unternehmen  anbetrifft,  so  ist 
darauf  hinzuweisen,  daß  der  Personen-  und  Gepäckverkehr 
gegenüber  dem  Vor.iahi  e  zurückgegangen  ist ;  ersterer  um 
rund  100000  Personen  und  letzterer  um  rund  4000  t;  eine 
leichte  Besserung  ist  glücklicherweise  im  Tier-  und  Güter- 
verkehr zu  verzeichnen,  indem  im  Jahre  1918  rund  9000  Tier© 
und  55  t  Güter  mehr  befördert  -wurden." 

Die  Verkehrseinnahmen  übersteigen  mit  5,29  Millionen 
Franken  d:e,ienigen  des  Vorjahres  um  1,24  Millionen  Franken; 
die  Betrrebsausgaben  haben  4.43  (1917:  3,29)  Millionen  Fran- 
ken errficht,  so  daß  ein  Einn-ahmeü)>erschuß  von  1  286  406  Fr 
(1136  990  Fr.)  erzielt  wurde.  Die  G>ewinn-  und  Verlustrech- 
nung schließt  mit  einem  Passivsaldo  von  18,28  (13,73)  Mil- 
lionen Franken. 

—  Das  deutsche  Eisenbahngerät  in  Lettland.  Eine  Auffor- 
derung des  Marschalls  Foch,  am  18.  Juli  in  Mitaa  durch  den 
englischen  General  G  o  u  g  h  an  den  General  von  der  Goltz 
übermittelt,  verlangt  die  Zurücklassung  deutschen  Eisenbahu- 
matenals  bei  der  Eäumung  Lettlands  für  die  Verbündeten, 

v.^^u  ^a'fischen  Staaten,  sowie  die  W'iederherstelluno-  der 
Eisenbahn  auf  russische  Spurweite,  Gegen  diese  Forderun"- 
wurde,  wie  die  D.  Allg.  Ztg.  berichtet,  von  der  deutschen  Waf- 
tenstillstandskommission  Einspruch  erhoben,  da  sie  in  dem 


Waffenstillstandsabkommen  vom  11,  Novemb.^r  1918  keine  Be- 
gründung findet.  Die  Bestimmungen  des  Abkommens  ver- 
langen nur  die  Zurucklassung  des  Eisenbahnmaterials  bei  der 
Eaumung  der  besetzten  G-ebiete  der  Westfront.  Auch  in  den 
Bestimmungen  über  die  deutschen  Ostgrenzen  ist  eine  Ver- 
pflichtung Deutschlands,  bei  der  Eäumung  der  baltischen  Pro- 
vinzen das  Eisenbahngerät  zurückzulassen,  nicht  enthalten. 
Aut  die  Forderung,  die  deutsche  Eegierung  solle  dafür  feor"-e 
tragen,  daß  bei  der  Eäumung  Lettlands  kerne  Störung  der 
elektrischen  Anlagen  oder  der  Verkehrseinrichtnno-.^n  durch 
die  Truppen  erfolge,  wurde  erwidert,  daß  die  Llegierung  zwar 
auch  ohne  förmliche  Verpflichtung  ihr  möglichstes  tun  werde, 
damit  sich  aus  der  Mitnahme  deutscher  Materialien  keine  Stö- 
rungen von  elektrischen  Anlagen  oder  Verkehrsmitteln  im 
Baltikum  ergeben.  Die  deutsche  Eegierung  sei  ,iedoch  weder 
verpflichtet  noch  in  der  Lage,  dafür  einzustehen,  daß  sich 
solche  Störungen  vollständig  vermeiden  lassen  würden.  Nach 
Artikel  671  Absatz  2  des  Friedensvertrages  ist  Deutschland 
zur  Herausgabe  von  Eisenbahngerät  nur  hinsichtlich  der- 
,>enigen  auf  deritsche  Spurweite  umgenagelten  russischen 
Strecken  verpflichtet,  die  zum  ehemaligen  Russisch-Polen  ge- 
hören. Auf  die  Eaumung  Lettlands  kann  diese  Bestimmuno- 
keine  Anwendung  finden. 


Allgemeines. 

-  Drahtloses  Fernsprechen.  Zu  den  Fortschritten  die  in 
den  letzten  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Tele- 
graphie,  namentlich  auch  der  drahtlosen  Schnellte'eo-raphie 
erzreit  worden  .sind,  hat  sich  vor  kurzem  insofern  ein  weiterer 
erfreulicher  Erfolg  gesellt,  als  es  gelungen  ist,  das  drahtlose 
fernsprechen  zu  einem  praktisch  verwendbaren  Verkehrs- 
mittel auszugestalten.  Die  Erreichung  dieses  Zieles  hat  sich 
das  Eeichs Postministerium  in  Berlin  desweo-^n 
besonders  angelegen  sein  lassen,  weil  der  drahtlose  Fe'rh- 
sprechverkehr  rm  Gegensatz  zur  drahtlosen  Teleo-raphie 
kein  ausgebildetes  Personal  für  die  Bedienung  der  Apparate 
eriordert  und  rnfolgedessen  sich  zur  Nachrichtehübermittluno- 
tur  weite  Kreise  mehr  eignet.  Nach  dem  neuesten  Stande 
der  lechnrk  ist  ein  drahtloser  Fernsprechverkehr  ietzt  tat- 
sächlich möglich.  Die  auf  diesem  Gebiete  gemachten  Vor- 
versuche haben  zu  einem  günstigen  Ergebnis  geführt.  U  a 
ist  vor  kurzem  versuchsiweise  mit  Hilfe  der  Gesellschaft  füi- 
drahtlose  Telegraphie  m.  b.  H.  (Telefunken)  zwischen  den 
beiden  östlich  von  Berlin  gelegenen  großen  Elektrizitäts- 
werken rn  Eummeisburg  und  in  Oberschöneweide  eine  draht- 
lose Fernsprechverbindung  eingericht<et  worden.  Die  Anlage 
ermöglicht  ohne  jede  Drahtverbindung  eine  gute  Sprechver- 
ständigung in  beiden  Eichtungen.  Der  Anruf  erfolgt  durch 
einfaches  Drücken  auf  einen  Knopf.  Bei  der  Gegenstation 
wird  dadurch  ein  gut  hörbarer,  heller,  summender  Ton  er- 
zeugt. Im  übrigen  besteht  in  der  Abwickelung  des  Geisprächs 
gegenüber  dem  Fernsprechen  mit  Drahtleitung  kein  Unter- 
schied. Die  Mittel,  mit  denen  die  Übertragung  der  Sprache 
erreicht  wird,  sind  verhältnismäßig  einfach.  Sie  bestehen 
iri  der  Haiiptsache  aus  einem  sogenannten  Eöhrensender  und 
einem  Audionempfänger,  beide  äußerlich  als  Glühlampen  er- 
kennbar, die  in  besonderen  Kästen  untergebracht  sind  und 
während  des  Betriebes  durch  den  elektrischen  Speisestrom 
zum  Leuchten  gebracht  werden.  Durch  den  Eöhrensender 
werden  ungedämpfte  elektrische  Wellen  von  sehr  hoher 
Schwingungszahl  erzeugt,  die  beim  Sprechen  in  das  Mikro- 
phon Verzerrungen  erleiden.  Diese  werden  im  Empfänger 
aufgefangen  und  im  Fernhörer  als  gesprochenes  Wort  zu 
Gehör  gebracht.  Bei  ,ieder  Station  befinden  sich  zwei  Luft- 
drähte (Antennen).  Hierdurch  wird  es  ermöglicht,  daß  bei 
beiden  Sprechstellen  gleichzeitig  gehört  und  g'esprochen 
werden  kann.  Nach  den  bei  den  Versuchen  gewonnenen  Er- 
fahrungen ist,  wie  der  D.  Eeichsanzeiger  mitteilt,  zu  hoffen, 
daß  der  Fernsprecher  ohne  Draht  neben  dem  Drahtfern- 
sprecher bald  eine  wichtige  Eolle  unter  den  Nachrichten- 
verkehrsmitteln spielen  wird. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Sudbahn-GeselLschaft.  Auf  Grund  des  Beschlusses 
des  Verwaltungsrats  ist  mit  Wirksamkeit  vom  1.  August  1919 
für  die  von  der  Südbahn-Gesellschaft  betriebenen  Linien  im 
Bereiche  des  deutschösterreichischen  Staates  eine  Betriebs- 
direktion  mit  dem  Sitze  in  Wien  und  für  die  von  der  &esell- 
schaft  betriebenen  Linien  im  Bereiche  des  Königreichs  der 


Serben,  Kroaten  und  Slovenen  eine  Betriebsdirektion  in  Ljubl- 
iana  (Laibach)  errichtet  und  die  Organisation  der  General- 
direktion entsprechend  g'eändert  worden. 

Der  Verwaltungsrat  hat  den  Leiter  der  G^neraldirektion, 
Dr.  Fall,  zum  Generaldirektor  ernannt;  zum  Betriebs- 
direktor der  Betriebsdirektion  in  Wien  wurde  Diriektor  Inj? 
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Pfeiffer,  zum  Betriebsdirektor  der 
Betriebsdirektion  m  Lud  jauaOoeriuspek- 
tor  B  r  a  c  i  c  ernannt. 

Erweiterung  der  Abfertigungsbefug- 
nisse  von  Stationen. 

Wü  r  1 1  e  m  be  r  ^fi  s  c  he  Staats- 
eisenbahnen. Am  15.  Augnst  1919 
wird  der  an  der  Strecke  Deutkirch- 
Isny  zwischen  den  Stationen  Leutkirch 
und  Friesenhofen  liegende  Haltepunkt 
Urlau,  der  bisher  nur  für  die  Abferti- 
frunfi-  von  Personen,  Eeisegepäck,  Ex- 
preßgut und  Kleinvieh  in  Einzelsendun- 
gen eingerichtet  war,  für  den  be- 
schränkten Eil-  und  Frachtstückgutver- 
kehr eröffnet  werden. 

Eisenbahndirektionsbezirk 
Hannover.  Der  Bahnhof  Hannover 
Süd,  der  vom  1.  Mai  1918  ab  unter  dem 
Vorbehalte  iederzeitigen  Widerrufs  und 
längstens  für  die  Dauer  des  Krieges  für 
den  "Versand  und  Empfang  von  Eilgut- 
Wagenladungen  freigegeben  war,  wird 
rqit  sofortiger  Gültigkeit  dauernd  für 
diesen  Verkehr  freigegeben. 

Rundschreiben  der  Geschäftsführen- 
den Verwaltung  sind  erlassen  worden: 

Nr.  V  135  vom  31.  Juli  1919  an  sämt- 
liche Veieinsverwaltungen,  betreffend 
die  Sammlung  von  Vereinskilometer- 
zeigern (abgesandt  am  7.  August  d.  J.) 


Amtliche 
Bekanntmachungen. 

Güterverkehr. 

Anenahmetarif  fUrFisenerz  nndMnngan- 
orz  ans  dem  bosot/b-n  f>anzösisclien 
Sl'n'-t  oiri-bu't  (Bockon  von  Brioy  iinil 
Longwv)  nach  obersi-lilrsisdien  Floch- 
<»f<'ns';ifi-  n  II    (N>-.  241  T'v.) 
Vorstehend  näher  bezeichneter  Tarif 
wird  von  sofort  ab  aufgehoben. 
Kattowitz,  den  12.  August  1919.  (797) 
Eisenbahndirektion. 


2eltiiat;  des  Vereins 
Deutscher  EUenbalinTerwultunseil 


Bavcrisch-^Sächsiseher  Tierverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  August  1919 
werden  die  auf  S.  11  des  Tarifs  unter 
„C.  Besondere  Bestimmun- 
gen zum  Nebengebühren- 
tarif" für  die  iBereitstellung  von 
Tränkwasser  und  für  die  Einstellung 
von  Tieren  in  der  überdeckten  Vieh- 
■3ucht  auf  dem  Bahnhofe  Eiesa  vorge- 
.sehenen  Gebühren  erhöht.  Näheres  ist 
aus  unserem  Verkehrsanzeiger  zu  er- 
sehen. Auskunft  gibt  unser  Verkehrs- 
bureau, hier,  Wiener  Straße  4,  2. 

Dresden,  am  11.  August  1919.  (794) 
Gen.-Dir.  der  Säohs.  Staatseisenbahnen, 

als  g'eschäftsführende  Verwaltung. 

Löwenberg-Lindow-Rheinsberger 
Eisenbahn. 

Vom  20.  August  1919  ab  werden  im 
Verkiehr  mit  der  Löwenberg-Liadow- 
Rheinsberger  Eisenbahn  anstatt  der 
bisher  erhobenen  Zuschläge  zu  den 
tarifmäßigen  Frachten  ei  höhte  Zu- 
schläge erhoben.  Näheres  durch  den 
Preuß.-Hess.  Tarif-  und  Verkehrs- 
anzeiger. 

Eheinsberg,  den  8.  Au^st  1919.  (796) 
Direktion. 

Meppen-Haselünner  Eisenbahn. 
Mit  Gültigkeit  vom  14.  August  1919 
werden  die  Frachtzusohläge  der  Mep- 
pen-Haselünner Eisenbahn  erhöht. 
Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dienst- 
stellen. 

Der  Betriebsdirektor.  (795) 


Span  sciniiiermiitoi! 

Verwendet  Boschöler  an  jeder 

Lokomotive ! 


Die  schwerste  Güterzugs -Lokomotive  Eurooas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzelschmierstellen  versorgen! 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten   Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem- 
berflischen  Staats«  u.  Webenbahwen 

Robert  Bosch  A. 


Vertriebsstellen: 

Verkaufsbüro  Stuttgart 
Verkaufsbüro  Beriin-Cfiarlottenburg  4 
Verkaufsbüro  Frankfurt  a.  Main 
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Berlin,  den  20.  August  1919. 
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Diese  Zeitung  erscheint  Miitwoclis  und  Sonnal)enfls. 

Bcifrägre  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Büclier,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Sehriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Biseiibahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmachnnfren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbahn  Verwaltungen,  l)eide  in  BerlinW.  9.  Köthener  Str.  28  29  ei'iziisenden. 

Die  Zeitung  kann  durcli  den  Buchliandel  und  die  Post  ziini  l'reiso  von  b  il. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
'lug^arischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  St;iatea  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung'  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  für   die  einspaltige  l'etitzeile   oder  deren  Raum 
^0  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigunsrea. 
Beilas'eu  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigeu  und  Beilagen  wende  mau  sich  »Ji  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linhstraße  23/24. 
i'eruspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reielisliank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  UlOO- 


verfa.Sffun>;.-mäi5io'e  Festleo-uU;^;  doi 
1  orieichlichuna,'  der  Eisenbahnen. 

Betriebslag'e    der    preußischen  Staat.s- 
bahnen. 

Xachiichteu. 

D  e  u  t  s  c  Ii  1  and.  \'erkehrseinnah- 
men  der  deutschen  Eisenbahnen. 
—  Ausfuhrbewilligiins'cn  für  die 
Beförderuu,o-  von  Gütern  nach  der 
Provinz  Posen.  —  „Betriebsver- 
.sammlungen"  in  den  Arbeitsstät- 
ten. —  Zugeinschräukunü:eu  im 
Personenverkehr.    —  Einwirkunu 


I  »  Ii  a  1  t  : 

der  rtrscneutariferhöhun.»-  auf  die 
ZuM'bildun.ii'.  —  Die  Arbeiterpen- 
sionskasse der  ba.verischen  \'ei- 
kehrsanstalten.  —  Beamten-  und 
Arbeit-erräte  l)ei  den  sächsischen 
Staatseisenbahneu.  —  Preisaus- 
schreiben. —  Personalnachrichten. 
D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  Verzö^<e- 
runoen  auf  deutschöstei  reichi- 
schen Grenzstationen  wegen  feh- 
lender Ausfuhrbeofleitpapiere.  — 
Kreditinstitut  für  Vei'kehrsunter- 
nehmun.i>en.  —  Persoualnach- 
1  ichten. 


T  s  c  h  c  c  h  t)  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  G  e- 
biet.  Neue  tschechisch-polnische 
Eisenbahnverbindun.oreu. 

l  "'  b  1  i  o-  e  europäische  Län- 
der. Die  achtstündige  Arbeitszeit 
und  die  finanzielle  Laoe  der  fran- 
zösischen Bahnen.  —  Neue  Ver- 
kehrsbestimmun.uen  für  den 
il  e  u  t  s  c  h  -s  eh  M'C  i  ze  r  i  s  c  h  e  u  Handel. 

F  r  c  m  d  e  E  r  d  teil  e.    Ei.>^en ba hner- 
streik  in  Amerika. 
Allji'imeines. 

Amtliche  l>ekanntmachun(;en. 


Die  verfassungsmäßige  Festloguug  der  Verreichlichung  der  Eisenbahnen,  i) 


.Mit  dem  Inkrafttreten  der  Verfassuu«-  des  D;  utschen  Reiches 
vom  11.  August  1919^)  ist  der  seit  den  Revolutionstageu  des 
xoriährigen  Noveml>er  bestehende  Übergangszustand  im 
\'erfassungslebeu  l>eseitigi;.  Das  schwer  geprüfte,  durch 
Kriegsentbehrungen  und  Enttäuschungen  entmutigte  deutsche 
\'olk  darf  die  neue  Verfassung  mit  einem  wenn  auch  trüben 
Ausblick  in  die  Zukunft,  so  doch  andererseits  mit  einem  Schim- 
mer von  Hoffnung  auf  eine  langsame  Besserung  der  Gesamt- 
lage begrüßen.  Fragen  der  Außenpolitik  und  tler  inneren 
Gestaltung  der  Dinge  stehen  zurzeit  allerorts  im  Vorder- 
grund des  Interesses,  und  die  große  Frage  der  Verkehrs- 
•(.  inheit,  die  uns  die  neue  Reichsverfassung  biingt,  wird 
zurzeit  in  der  Öffentlichkeit  kaum  behandelt.  Und  doch  ist 
sie.  wie  in  dieser  Zeitung  mehrfach  betont  worden  ist,  einer 
der  wenigen,  und  wohl  der  wichtigste,  der  (Grundpfeiler,  die 
nach  dem  Zusammenbruch  des  alten  Reiches  das  neue 
Staat.sgebäude  zu  stützen  bestimmt  sind.  Die  Reichsver- 
kehrseinheit  sei  deshalb  auch  an  dieser  Stelle  mit  dei 
I r  o  f  f  n  u  n  g  s  f  r  e  u  d  i  g  k  e  1 1  l>egrüßt,  mit  der  der  Deutsche 
tiotz  der  schweren  Nackenschläge,  die  er  täglich  zu  erhalten 
«eit  einiger  Zeit  gewöhnt  ist,  an  den  Wiederaufbau  seines 
Staats-  und  Wii tschaft slebens  und  an  die  Wiederherstellung 
seines  Ansehens  in  der  Welt  heiang^eht,  unterstützt  durch  die 
ihm  vor  anderen  Völkern  eigene,  auch  durch  die  Folgen  des 
Krieges  und  der  Revolutionszeit  nur  vorübergehend  zurück- 
gedrängte Liebe  zur  Arbeit. 

Tj^'^i*  Aufsatze  in  dieser  Zeitung  über  den  Stand 
(ler  Reichs.ei.senbahnfrage  (Nr.  23,  S.  227  ff.),  den  Sieo-  d^s 
Reic^seisenbahngedankens  (Nr.  34,  S.  .345  ff.)  und  den  Stand 
S  467  ""^        «leutsGhen  Staatsei.senbahnen  (Nr. 

-)    Reicksgesetzblatt  1919,  Nr.  1,".2.  S.  1383  ff. 


Es  ist  bekannt,  daß  die  Erreichung  des  Zieles  der  A'eikehrs- 
einhcit  nicht  leicht  war.  Die  politischen  Gesichtspunkte, 
die  bis  zum  Ausgang  des  Krieges  einer  Stärkung  der  Reichs- 
macht durch  Übertragung  der  Verkehrsholieit  entgegenstan- 
den, haben  auch,  wenngleich  sie  durch  das  unglückliche 
Kriegsende  und  den  Ausbruch  der  Revolution  hinfällig  wur- 
den, tatsächlich  noch  nachgewirkt.  Es  ist  eben  naturgemäß, 
daß  bei  plötzlichen  Staatsumwälzungen  die  Erkenntnis  der 
sich  aus  ihnen  ergebenden  Notwendigkeiten,  abgesehen  von 
wenigen  führenden  Köpfen,  nur  langsam  reifen  kann.  Das 
große  Verdienst  der  Reichsminister  des  Kabinetts  Scheide- 
mann, insbesondere  des  Ministerausschusses  Erzbeiger-Lands- 
berg-Preuß,  ist  es,  die  baldige  Durchführung  des 
Reichs  Eisenbahnprogramms  mit  der  Zähigkeit  verfechten  und 
verfolgt  zu  haben,  die  namentlich  in  politisch  so  unruhigen 
Zeiten,  wie  den  augenblicklichen,  allein  den  Erfolg  verbürgt. 
Während  Wüittemberg  und  Baden  von  jeher  auf  dem  Gebiet 
des  Verkehrswesens  ihre  Reichsfreudigkeit  bekannt  hatten, 
folgte  Preußen  erst,  als  der  parlamentarische  Eisenbahn- 
minister Oeser  die  eisenbahnfachlichen  Gesichtspunkte,  dio 
einer  Überstürzung  der  Veneichlichung  nach  der  zweifellos 
richtio^en  Auffassung  seines  Vorgängers  Hoff  widerrieten, 
in  den  Hintergrund  rückte,  und  mit  der  Reichsregierung  und 
dem  preußischen  Kabinett  die  politische  Notwendig- 
keit der  Stärkung  des  Reiches  und  des  allmäh- 
lichen A  u  f  g  e  h  e  n  s  Preußens  im  Reich  als  das 
ausschlaggebende  Moment  hinstellte.  Sachsen 
folgte  dem  preußischen  Standpunkt.  Mecklenburg  und  Olden- 
burg desgleichen.  So  kam  dann,  bevor  noch  dia  erste  Lesung  des 
EntviTirfs  in  dem  Verfassungsausschuß  der  Nationalversamm- 
lung stattfand,  eine  Einigung  der  deutschen  Eisenbahnverwal- 
fungen  mit  Ausnahme  der  bayerischen  Verwaltung  zustande, 
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Avonach  die  Vtii'eichlkhuug  zum  1.  April  1921  erfolgen, 
uird  sofern  bis  zum  1.  (.)ktobef  192Ö  ein«  Verständigung-  nicht 
erzielt  werden  konnte,  die  Entscheidung-  über  die  Bedingungen 
der  Übernahme  durch  ße  i  c  hs  g  e  s  e  t  z,  also  im  Wege  des. 
Zwange  -s,  getroffen  werden  sollte.    B  a  y  e  r  u  hatle  von 
vornheiHiin  den  Standpunkt  verfochten,  daß  eine  tTbertraguug 
seiner  Staatsbahnen  auf  das  Eeich  n  u  r  i  m  W  e  g  e  der  V  e  i-^ 
<ständigung  durchführbar  sei,  und  hatte  diese  Ansicht 
im  Gegensatz  zu  allen  übrigen  Staatseisenbahuxeiwaltungen 
in  den  Beratungen  des  A  erfassungsausschusses  1   und  2.  Le- 
sung entschieden  vertreten.    Man  darf  es  deshalb  wohl  als 
ein  gutes  Vorzeichen  für  die  weiteren  Verhandlungen  und 
für  die  Geschlossenheit  und  das  reibungslose  Arbeiten  der 
zukünftigen  Eeichseisenbahnverwaltung  ansi  hen,  daß  es  — 
vor  den  Beratungen  der  Verfassung  im  Plenum  der  National- 
versammlung —  gelungen  ist,  eine  völlige  Uberein- 
stimmung   aller   deutschen    S  t  a  a  ts  e  i  se  n  b  a  h  n- 
verwaltungen,     einschließlich     der  bayeri 
■sehen,  zu  erzielen.   Die  bayerische  Eegierung  hat  ihren 
bisherigen    Widerspruch    gegen    den  verfassungsrechtlichen 
Zwang  zur  Aufgabe  ihres  Eisenbahnbesitzes  fallen  lassen  und 
hat  insbesondere  auch  dem  für  die  Veri^ichlichung  in  Aus- 
eicht genommenen  Zeitpunkt,  dem  1.  April  1921   z  u  o- e- 
^timmt.    Dagegen  hat  man  auf  Wunsch  der  bav^rischen 
.^h^rf-     ^^^bi*^"-  vorgesehene  Feststellung  der  Uber- 
nahmetoedmgungen    durch     ein    E  e  i  c  h  s  g  e  s  e  t  z  auf 
irfrhtsh'  r  "f^^  f  '^  Reichsgesetzes  den    Staat  s- 
It  -w  Vt  ^"^^  ^^^^         Verfassung  an  sich 

zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  nicht  privatrechtlicher 
Art  zwischen  dem  Eeich  und  einem  Land  iSrufen  ist  und 
auch  die  Aufgabe  hat,  im  Streitfalle  über  d^n  Umfano.  de 
Hoheitsrechte  und  deren  Teilung  zwischen  Eerch  und\än- 

tZ;^T  t  ^""^  ^^^'^'^         Verkehrswesens  als  ent- 

^cherdende  Stelle  aufzutreten.    Zweifellos  hat  die  Wahl  des 
btaatsgerichtshofs  für  die  Entscheidung  der  mit  der 
Verreichlichung  verbundenen  zahlreichen  Staats!  und  verwal- 
tungsreohthchen  Fragen  gewisse  Bedenken.    Die  National- 
versammlung sah  ,aber  die  politische  Bedeutung  einer  Eini- 
gung-^  aller  bundesstaatlichen  Eisenbahnregierungen    mit  dem 
Keich  Uber  den  grundsätzlichen  Standpunkt  als  &o  bedeutsam 
an,  daß  sie  keine  Bedenken  trug,    einem  Antrag  auf  ent- 
sprechendeAbänderung  des  bisherigen  Entwurfs  zuzustimmen 
Nunmehr  ist  also  in  der  Verfassung  ausgesprochen,  daß  die 
Staatseisenbahnen    und    Wasserstraßen   spätestens  am 
1.  April  1921  auf  das  Eeich  übergehen.     Es  bedarf  zu 
diesem  Eigentumsübergang    keiner   besonderen  Verstän- 
digung   der    Beteiligten  und  keines    r  e  i   h  s  ge  s  e  t  z - 
liehen    Ausspruches   mehr;  der  Übergang  vollzieht 
•sich  vielmehr  -  falls  nieht  noch  ein  früherer  Zeitpunkt  ver- 
einbart werden  sollte  -  zum  1.  April  1921  kraft  des  Ver- 
fassungsgeset^es  von  selbst.    Soweit  bis  zum  1.  Oktober 
19^0  noch  kerne  Verständigung  über  die  Bedingungen  der 
Übernahme  erzielt  ist  -  dre  Verhandlungen  sind  bekanntlich 
l>ererts  im  Gange  — ,  entscheidet  der  Staatsgerichtshof  über 
die  ÜbernaJunebedingungen  einschließlich  der  Höhe  des  Er- 
werbspreises.   Im  übrigen  sind    keine  wesentlichen 
Andeningen  an  dem  von  dem  Verfassungsausschuß  beschlos- 
senen Entwurf  vorgenommen  worden.    Kleinere  Änderuno-en 
insbesondere  formeller  Natur,    sind  jedoch  in  bedeutendem' 
Umfange  eingetreten,  da  die  Eedaktionskommission  des  Ver- 
fassungsaussohusses  eine  vöUige  Neugliederung  des  Entwurfs 
vorgenommen  hat,  durch  die  auch  di«  Bestimmungen  über  das 
Eisenbahnwesen  betroffen  worden  sind.   Die  Verfassung  zer- 
fällt darnach  in  zwei  Hauptteile:  „Aufbau  und  Aufgaben  des 
Eeiches"     und  „Grundrechte  und  Grundpflichten  der  Deut- 
schen".   Als  Anhang  sind    „Übergangs-  und  Schlußbestim- 
mungen"   beigefügt.    Der    bisherige    besondere  Abschnitt 
über    das    Verkehrswesen    mit    seinen    Unterteilen  (Post, 
^     Eisenbahn,  Wasserstraßen,  Kraftfahrwesen)  ist  aufgegeben.' 
Die  Bestimmungen  über  den  Verkehr  befinden  sich  —"ohne 


,Zeitun(f  des  Vereins 
l>en<srli(T  KiSfiiliatinvfirvyaltiingen, 


l>esü„d.eren  Abschnitt  ^-  in  dem  sechsten  Abschnitt  de« 
ersten  Mauptteiles.  Die  Bestimmungen  iiber  den  Zeil- 
Punkt  der  Übergabe  der  staatlichen  Verkrhisverwaltuno-en 
auf  das  Eeich  sind  in  den  Übei-gangs-  und  Schlußbestimmun- 
gen  enthalten.  Die  Gliederung  der  Verfassung  und  die  auf 
die  Eisenbahn  lv(>züglichcn  Bestimmungen  .sind  in  der  Anlao-« 
abgedi-uckt.  " 

Die  Neubildung  des  Eeichskabinetts  gelegentlich  des  Aus- 
tritts  der  Demokraten  aus  der  Eegierung  war  für  die  weitere 
Entwicklung  des  Verkehrslebens  insofern  von  einschneiden- 
der Bedeutung,  als  damit  gleichzeitig  dem  gesamten  deut- 
■scüen  \  erkehrswesen,  soweit  es  nicht  in  dem  E  e  i  c  h  s  p  o  s  t  - 
mmisterium    zusammengefaßt  wird,    in  dem'  Eeichs- 
luinister   Dr.  Bell    eine    einheitlrche    Spitze  gegeben' 
worden    ist.    Durch    Verfügung  des  Eeichspräsidenten  ist 
Eeichsminister  Dr.   Bell  tunter   Eraiennung  zum   Chef  des 
Eeichsamts  für  die   Verwaltung  der  Eeichseisenbahnen  mit 
der  Leitung  der  Vorarbeiten  für  die  Überführung  der  Staats- 
ersenhahnen     auf    das    Eeich  und  mit  der  Bildung  eines 
Eeichsverkehr  sministeriums     betraut  worden 
Auch  sind  Ihm  die  Befugnisse  übertragen  worden,  die  naoh 
§  3  des  Eeichsgesetzes  vom  27.  Juni  1873  dem  Eeichskanzler 
gegenüber  dem  Eeichseis-enbahnamte  zustanden.    Als  Zweck- 
bestimmung    des    zukünftigen  Eeichsverkehrsministeriums 
ward  die  Zentralisierung  des  Verkehrs  bezeichnet.   Seine  Auf- 
gaben sollen,  außer  in  der  Liquidierung  der  elsaß-lothrin- 
gischen  Eisenbahnen    und    der    Ausübung  der  Befugnisse 
gegenüber  dem    Eeichseisenbahnamte,    hauptsächlich  in  der 
Überleitung     der     bisherigen  ßtaatseisen- 
bahnen    und    Wasserstraßen    auf    das  Eeich 
bis  zu  dem   verfassungsmäßig  vorgesehenen 
Zeitpunkte   bestehen;    dazu    treten   die  Auf- 
gaben auf  dem  Gebiete  des  Luft-  und  Kraft- 
wag e  n  v  e  r  k  e  h  r  s. 

Sache  des  Eeichs  wird  es  demnach  sein,  mit  Unterstützung 
der  einzelstaatlichen  Eisenbahnverwaltungen  und  in  gemein- 
samer Arbeit  mit  ihnen  sowohl  die  Bedingungen  der  Über- 
gabe festzulegen  als  auch  diejenige  Ausgleichung  unter  den 
Verwaltungen  vorzubereiten  und  anzuordnen,  die  zur  glatten 
ÜberfühiTing  der  einzelnen  Netze  in  das  Oesamtnetz  im  Zeit- 
punkt der  VerschmeLzung  erforderlich  sind.  Auch  die  Lösuno- 
weiterer  großer  Aufgaben  mrd  dem  neuen  Eeichsverkehrs" 
minister-ium  beschieden  sein.  S  arter. 


,r    „  .  Anlage. 

Verfassung  des  Deutschen  Reiches 

o-en  «fnrl  th^o.i  "^T.  Verkehrswesen  bezüglichen  Bestimmun- 
gen srnd  abgedruckt ;  die  Änderungen  gegenüber  den  frühe- 
reu b  assungen  sind  durch  Sperrdruck  hervorgehoben  ) 
wTifi  ^*^^tsche  Volk,  einig  in  seinen  Stämmen  und  von  dem 
Willen  .beseelt,  sein  Eeich  in  Fiseiheit  und  Gerechtigkeit  zu 
erneuern  und  zu  festigen,  dem  inneren  und  dem  äußeren 
i;rieden  zu  dienen  und  den  gesellschaftlichen  Fortschritt  zu 
loi-clern,  hat  sich  diese  Verfassung  gegeben. 

Erster  Hauptteil. 
Aufbau    und  Aufgaben    des  Eeiches. 
Erster  Abschnitt. 
Eeich  und  Länder. 
(Artikel  1—19.) 
Artikel  7. 

Das  Eeich  hat  die  Gesetzgebung  über: 


Eisenbahn,  die  Binnenschiffahrt,  den  Verkehr  mit 
Krattl ahrzeugen  zu  Lande,  zu  Wasser  und  in  der  Luft,  so- 
wie den  Bau  von  Landstraßen,  .soweit  es  sich  um  den  all- 
gemeinen \  erkehr  und  die  Landesverteidigung  handelt 

Artikel  13. 

Dre  mit  der  unmittelbai^en  Eeichsverwaltung  in  den  Län- 
dern betrauten  Beamten  sollen  in  der  Eegel  Landesano-ehörio-^ 
'sem.  Die  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  der  Eeichs- 
verwaltung sind  auf  ihren  Wunsch  in  ihren  Heimato^ebieten 
zu  verwenden  soweit  dies  möglich  ist  und  nicht  Eücksichten 
auf  ihiMS  Ausbildung  oder  Erfordernisse  des  Dienstes  ent- 
gegen.stehen. 

Ztveiter  Absch7iitt. 

Eeichstag. 
(Artikel  20— 40.) 
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Dritter  Abschnitt. 
L)-er  Ecichspiäsident  und  die  Reichsregierung. 
(Artik€l  41-59.) 

Vierter  Ahschnltt. 
Der  Eeichsrat. 
(Artikel  60-67.) 

Fünfter  AbschnitL 
Die  Reichsgesetzgebung'. 
(Artikel  68—77.) 

Sechster  Abschnitt. 
Di©  Reichsverwaltung. 
(Artikel  78—101.) 
Artikel  89. 

Aufgabe  des  Reiches  ist  es,  die  dem  allgemeinen  Verkehre 
dienenden  Eisenbahnen  in  sein  Eigentum  zu  übernehmen  und 
als  einheitliche  Verkehrsanstalt  zu  verwalten. 

Die  Rechte  der  Länder,  Privateisenbahnen 
zu  erwerben,  sind  auf  Verlangen  dem  Reiche  zu  über- 
^  tragen. 

Artikel  90. 

Mit  dem  Übergang  der  Eisenbahnen  übernimmt  das  Reich 
die  Enteignungsbefugnis  und  die  staatlichen  Hoheitsrechte, 
die  sich  auf  das  Eisenbahnwesen  beziehen.  Über  den  Um- 
fang dieser  Rechte  entscheidet  im  Streitfall  der  Staats- 
gerichtshof. 

Artikel  91. 

Die  Reichsregierung  erläßt  mit  Zustimmung  des  Reichs- 
rats die  Verordnungen,  die  den  Bau,  den  Betrieb  und  den 
A''erkehr  der  Eisenbahnen  regeln.  Sie  kann  diese  Befugnis 
mit  Zustimmung  des  Reichsrats  dem  zuständigen  Reichs- 
minister übertragen. 

Artikel  92. 

Die  Rcichseisenbahnen  sind,  ungeachtet  der  Eingliederung 
ihres  Haushalts  und  ihrer  Rechnung  in  den  allgemeinen 
Haushalt  und  die  allgemeine  Rechnung  des  Reichs,  als  ein 
selbständiges  wirtschaftlicht  s  Unternehmen  zu  verwalten,  das 
seine  Ausgaben  einschließlich  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Eisenbahnschuld  selbst  zu  bestreiten  und  eine  Eisenbahn- 
rücklage anzusammeln  hat.  Die  Höhe  der  Tilguna-  und  der 
Rücklage  sowie  die  Verwendungszwecke  der  Rücklage  sind 
durch  besonderes  Gesetz  zu  regeln. 

Artikel  93. 

Zur  beratenden  Mitwirkung  in  Angelegenheiten  des  Eisen- 
bahnverkehrs und  der  Tarife  errichtet  die  Reichsregierung 
für  die  Reichseisenbahnen  mit  Zustimmung  des  Reichsrats 
Beiräte. 

Artikel  94. 

Hat  das  Reich  die  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden 
Eisenbahnen  eines  l>estimmten  Gebiets  in  seine  Verwaltung 
übernommen,  so  können  innerhalb  dieses.  Gebiets  neue,  dem 
allgemeinen  Verkehre  dienende  Eisenbahnen  nur  vom  Reiche 
oder  mit  seiner  Zustimmung  gebaut  werden.  Berührt  der 
Bau  neuer  oder  die  Veränderung  bestehender  Reichseisen- 
bahnanlagen den  Geschäftsbereich  der  Landespolizei,  so  hat 
die  Reichseisenbahnverwaltung  vor  der  Entscheidung  die 
Landesbehörden  anzuhören. 

Wo  das  Reich  die  Eisenbahnen  noch  nicht  in  seine  Ver- 
waltung übernommen  hat,  kann  es  für  den  allgemeinen  Ver- 
kehr oder  die  Landesverteidigung  als  notwendig  erachtete 
Eisenbahnen  kraft  Reichsgesetzes  auch  gegen  den  Wider- 
spruch der  Länder,  deren  Gebiet  durchschnitten  wird,  .iedoch 
unbeschadet  der  Lcvndeshoheitsrechte,  für  eigene  Rechnung  an- 
legen oder  den  Bau  einem  anderen  zur  Ausführung  über- 
las.sen,  nötigenfalls  unter  Verleihung  des  Enteignungs- 
rechts. 

Jede  EiiSenbahn Verwaltung  muß  sich  den  Anschluß  anderer 
Bahnen  auf  deren  Kosten  gefallen  lassen. 


Artikel  95. 

Eisenbahnen  des  allgemeinen  Verkehrs,  die  nicht  vom 
Reiche  verwaltet  werden,  unterliegen  der  Beaufsichtigung 
durch  das  Reich. 

Die  der  Reichsauf  sieht  unterliegenden  Eisenbahnen  sin<l 
nach  den  gleichen,  vom  Reich  festgesetzten  Grandsätzen 
anzulegen  und  auszurüsten.  Sie  sind  ia  betriebssicherem  Zu- 
stand zu  erhalten  und  entsprechend  den  Anforderungen  des 
Verkehrs  auszubauen.  Personen-  und  Güterverkehr  sind  in 
Übereinstimmuns:  mit  dem  Bedürfnis  zu  bedienen  und  aus- 
zugestalten. 

Bei  der  Beaufsichtigung  des  Tarifwesens  ist  auf  gleich- 
mäßige und  niedrige  Eisenbahntaiife  hinzuwirken. 

Artikel  96. 

Alle  Eisenbahnen,  auch  die  nicht  dem  allgemeinen  Verkehre 
dienenden,  haben  den  Anforderungen  des  Reichs  auf  Benut- 
zung der  Eisenbahnen  zum  Zwecke  der  Landesverteidigung 
Folge  zu  leisten. 

Siebenter  Abschnitt. 
Die  Rechtspflege. 
(Artikel  102—108.) 

ZweiterHauptteil. 
Grundrechte    und    G  r  u  n  d  p  f 1  i  c  h  t  e  n 
der  Deutschen. 

Erster  Abschnitt. 
Die  Einzelperson. 
(Artikel  109-118.) 

Ziveiter  Ab.^chvitt. 
Das  Gemeinschaftsleben. 
(Artikel  119-134.) 

Dritter  Abschnitt. 
Religion  und  Religionsgesellsehaften. 
(Artikel  135—141.) 

Vierter  Abschnitt. 
Bildung  und  Schule. 
(Artikel  142—150.) 

Fünfter  Abschnitt. 
Das  Wirtschaftsleben. 
(Artikel  151—165.) 

Vbercjangs-  un<l  Schlußbeytimmunqcn. 
■  (Artikel  166—181.) 
Artikel  171. 

Die  iS  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  ,  Wasserstraßen 
und  Seezeichen  gehen  spätes  tens  am  1.  April 
1921   auf  das  Reich  über. 

Soweit  bis  zum  1.  Oktober  1920  noch  keine 
Verständigung  über  die  Bedingungen  der 
(Übernahme  erzielt  ist,  entscheidet  der 
Staatsgerichtshof. 

Artikel  172. 

Bis  zum  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  über  den  Staats- 
gerichtshof übt  seine  Befugnisse  ein  Senat  von  7  Mitgliedern 
aus,  wovon  der  Reichstag  vier  und  das  Reichsgericht  aus 
seiner  Mitte  drei  wählt.    Sein  Verfahren  regelt  er  selbst,  ' 
Artikel  178. 

Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871 
und  das  Gesetz  über  die  vorläufige  Reichsgewalt  vom  10.  Fe- 
bruar 1919  sind  aufgehoben. 

Die  übrigen  Ges-etze  und  Verordnungen  bleiben  in  Kraft, 
soweit  ihnen  diese  Verfassung  nicht  entgegensteht.  Die  Be- 
.stimmungen  des  am  28,  Juni  1919  in  Versailles  unterzeich- 
neten Friedensvertrages  werden  durch  die  Verfassung  nicht 
berührt. 


Betriebslage  der  preußischen  Staatsbahnen. 


Am  Montag  abend,  dem  11.  d.  M.,  hielt  MinLster  Oeser  für 
die  .Mitglieder  der  Berliner  Handelskammer  im  großen  Saal 
der  Kammer  einen  bedeutsamen  Vortrag  über  die  Betriebs- 
lag,6  der  Staatseisenbahnen  und  den  Herbstverkehr.  Vorweg 
hob  der  Minister  hervor,  daß  die  'Staatseisenbahnen,  die 
früher  für  die  (Staatsverwaltung  eine  der  günstigsten  Ein- 
uahmequellen  darstellten,  heute  mit  einem  großen  Fehlbetrag 
arbeiten,  der  sich  täglich  auf  etiwa  10  Millionen  Mark  beläuft. 

In  unserem  Wirtschaftsleben  ist  der  ausschlaggebende 
Faktor  die  Kohlenfrage,  über  die  sich  der  Minister  eingehend 
verbreitete.  Die  Kohleunot  hä^t  unser  gesamtes  Wirtschafts- 
leben nieder,  und  ohne  eine  Vermehrung  der  Kohlenförderung 
wird  es  nicht  gelingen,  das  Wirtschaftsleben  wieder  auf  ein© 
gesunde  Grundlage  zu  stellen.  Es  fehlt  an  Wohnungen,  aber 
aus  Mangel  an  Kohle  können  Rohstoffe  für  die  Errichtung 


neuer  Wohnungen  nicht  erzeugt  werden.  Die  Kohlennot 
macht  sich  bitter  liemerkbar  in  der  Erzeugung  von  Dünge- 
mitteln, ohne  die  die  Landwirtschaft  keine  ausgiebige  Ernte 
erzielen  kann,  ferner  in  der  Zuckererzeugung,  im  Betriebe 
der  Wa-s-ser-,  Gas-  und  Elektrizitätkswerke,  wie  überhaupt 
auf  dem  gesamten  Gebiete  der  Fabrikation.  Es  ist  klar, 
daß  bei  weiter  steigendem  Kohlenmangel  die  letztere  zu- 
nächst die  leidtragende  sein  muß.  Wie  es  mit  Bezug  auf  die 
Kohlenfrage  steht,  geht  daraus  hervor,  daß  in  dem  Jahre 
vor  dem  'Kriege  191  Mill.  Tonnen  Kohlen  geföi-dert  wurden, 
von  denen  etwa  30  MiU.  ausgeführt  ^nhimIcu.  Bei  einer  Ein- 
fuhr von  rd.  10  Mill.  Tonnen  erga')  sich  also  ein  Inlandver- 
brauch von  170  Mill.  Tonnen.  Wenn  demgegenüber  jetzt 
etwa  70  Mill.  Tonnen  gefördert  werden  und  an  die  Entente 
13  Mill.  Tonnen  geliefert  werden  sollen,  wie  sie  es  nach  den 
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iioitiinK  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltuncen. 


l-n€(lcu.sI)e(liii.c>uog<>n  v(Mlaiis'eu  kann,  so  würden  fTir  -eiuciic 
Zweckf^  nur  iiuul  30  .^lill.  Tonnen  ühri«.-  bleiben  Den  (le-- 
iiern  sind  zunächst  12  Mill.  Tonnen  anoeboten  worden 
Hrankreu'h  j.edocli  verlau.at  schon  20  Mill..  die  jnit  der  Bahn 
zu  betöitl-eru  bereits  die  Grenze  der  Leistuu><sfähigkeit  er- 
I -eicht.  D*r  französische  Bevollmächtiijte  hat  iu  A'ersaillcs 
••rklartj  dal5  Deutschland  über  oenügend  Lokomotiven  für 
die  Kohleiibeforderunft-  verfüge;  Prankreich  müsse  ilaher  xvi- 
laugen,  daß  in  Deut.schland  o  eat  li.eitct  werde,  um  diese  Loko- 
motiven m  betriebsfähigen  Zustand  zu  bringen  Niehl 
b lankreich,  sondern  Deutschland  habe  die  Folo^u  des  Krie»r^ 
zu  tragen.  Aus  dieser  Äußerung  geht,  wie  der  ^Miuister 
austuhrte.  hervor,  wie  wenig  Veranlassung  wir  haben,  in 
iieziig  auf  die  Kohlenlieferiiugen  an  die  Gegner  uns  einem 
Optinn.smus  hinzugeben.  Ein  solcher  ist  um  so  weniocr  an- 
.gebracht,  als  die  Kohlenuot  international  isl.  Sie  ist  für 
Deutschland  um  so  bedrohlicher,  als  die  feindlichen  Länder 
infolge  des  Friedensvertrages  auf  uns  zurückgreifen  werden, 
bis  zu  welchem  Grade  sich  die  Kohlennot  bei  den  ineiißi- 
schen  i,Staat.seisenbahnen  fühlbar  gemacht  hat,  geht  daraus 
hervor,  dal5  in  normalen  Friedenszeiten  die  Bahn  ülier 
Kohlenvorräte  für  90  Betriebstage  verfügte.  Als  Minde-t- 
vorrat  für  einen  normalen  Bahnbetrieb  gilt  ein  ^'orrat  fiir 
zwanzig  Tage.  Am  7.  August  waren  .iedoch  nur  Kohlen  für 
10.1  Tage  vorhanden;  wenh  man  aber  berücksichtigt,  daß  der 
Ijesetzte  Westen  durch  die  Entente  bevorzugt  ist.  bleiben  für 
ilas  ubiige  Gebiet  nur  Kohlen  für  7,8  Tage.  Berlin  verfügt 
für  den  Bahnbetrieb  übtr  einen  Kohlen  verrat  für  zwei  bTs 
drei  Tage,  Hannover  für  fünf  Tage,  und  im  Bezirk  der  Direk- 
tion Erfurt  kann  der  Betrieb  nur  noch  sieben  Tage  aufrecht 
erhalten  werden.  Wenn  die  Verhältnisse  nicht  bald  bessere 
werden,  wird  *ich  im  kommenden  Winter  ein  einigermaßen 
geregelter  Betrieb  nicht  mehr  aufiechterhalteu  lassen. 

Ohne  weiteres  ergibt  sich  die  Frage,  iu  welcher  Weise 
mau  den  Kohleuverbrauch  einschränken  kann.  Daß  die  Koh- 
lenausfuhr sehr  gering  ist,  liegt  in  der  Natur  der  A'eihält- 
msse.  Wenn  jedoch  beispiel.sweise  Kohlen  nach  Lolhiin"cii 
geliefert  werden,  so  ist  das  darin  begründet,  daß  Frankreich 
sich  verpflichtet  hat,  für  iede  Tonne  Kohlen  1,25  Tonneu 
Minette  zu  liefern,  deren  wir  dringend  bedürfen.  Daß  im 
übrigen  allenthalben  äußerste  Sparsamkeit  im  Verbrauch  uot- 
wendig  ist,  ist  seMi.stveiständlich.  Es  wird  aber  auch  darauf 
hingearbeitet,  die  Kohle  nutzl)ringender  zu  verwerten.  Die 
Ausnutzung  ist  bisher  außerordentlich  gering  gewesen.  Bei- 
spielsweise .wird  die  Heizkraft  iu  den  l)isherigeii  Lokomo- 
tiven nur  zu  5  %  ausgenutzt  und  95  %  gehen  verloren.  Der 
Minister  wies  darauf  hin,  daß  es  nicht  angäiigiu'  sei,  (U'u 
allergrößten  Teil  der  Heizkraft  der  Kohlen  unbenutzt  (buch 
den  [Schornstein  in  die  Luft  entweichen  zu  lassen.  F^r  hält 
es  nicht  für  ausgeschlossen,  daß  man  zu  einem  Keichsu esetz 
kommen  werde,  das  die  Verwendung  dei  Kohle  in  Arr  bis- 
herigen Art  ül>erhaupt  verbiete;  die  Kohlenuot  wri<b'  die 
Einrichtung  der  gesamten  Kohlenwirtschaft  auf  völüii  nviier 
(irundlage  zur  Folge  haben.  Der  ;Minister  hat  im  .Minisl i  riuiu 
der  öffentlichen  Arbeiten  eine  Abteilung  (i  A  l»egründ  t,  ,u 
der  die  wirtschaftliche  Verwendung  der  Kohle  studiert  wer- 
den soll. 

Die  Schuld  au  der  herrschenden  Kohlennot  trifft  nicht  so 
«■ehr  die  Arbeiter  als  vielmehr  die  unmenschlichen  Friedens- 
hedingungen  unserer  Feinde,  die  wir  halben  unterschreiben 
müssen.  Es  läßt  sich  feststellen,  daß  sich  die  Leistung  des 
Häuers  allmählich  ^^•ieder  derart  gehoben  hat,  daß  die  Stun- 
denleistung die  des  Friedens  ziemlich  wieder  erreicht  hat. 
Indessen  fehlt  es  erheblich  an  Arbeitskräften.  Auch  kann 
nicht  gesagt  werden,  daß  bei  den  Betrielismitteln.  Lokomo- 
tiven und  Güterwagen,  hinsichtlich  der  Anzahl  ein  Mangel 
besteht.  Der  Lokomotivenbcstaud  würde  an  und  füi'  >ich 
ausreichen,  um  einen  normalen  A^erkehr  zu  bewältigen.  Ein- 
schließlich des  hesetzten  'Gebietes  .sind  heute  rund  2G  000 
Lokomotiven  vorhanden,  gegen  22  000  im  Jahre  1914.  Aber, 
und  hierin  liegt  das  f'bel,  nicht  weniger  als  41  %  dieser  Loko- 
motiven befinden  sich  in  .Ausbesserung,  so  daß  in  Wirklich- 
keit rund  25  %  Lokomotiven  weniger  im  Dienste  «ind  als 
der  Betrieb  erfordert.  Dieser  ungünstige  Reparaturstaiid 
ist  hervorgerufen  durch  die  Wirkungen  der  langen  Krieg-s- 
zeit,  durch  die  Ersatzmetalle,  die  sich  nicht  bewährt  halien, 
und  durch  die  schlechten  Schmieröle,  die  dem  ^Material  sehr 
schadeten.  Auch  der  Achtstundentag  hat  iScdiwierigkeiten  mit 
sich  gebracht,  w^enn  der  Minister  auch  an  sich  diese  ver- 
kiirzte  Anbeitszeit  für  einen  kulturellen  Gewinn  ansieht.  Die 
Einführung  des  Achtstundentages  hat  dazu  geführt,  daß,  weil 
das  Fahrpereonal  nicht  mehr  auf  der  Strecke  üliernachten 
Avollte.  neue  Lokomotivweudestationen  eingerichtet  wer(len 
mußten,  was  wiederum  l)ezüglich  der  1  ■nterbiiugunü-  »les 
Personals  Sctiwierigkeiten  verursachte.  Die  Einführung  des 
.\cht.stimdeutages  hatte  zur  Folge,  daß  die  Lokomotiven  nicht 
Vir  i  Maße  wie  früher  au.sgenutzt  werden  können. 

Wahrend  die  Lokomotive  im  Oktober  noch  rund  200  kiu  im 


Durchschuilt  taglich  zurücklegte,  is|  diese  Leistuno'  jetzt  auf 
l.)3  km  zurückgegangen;  der  Betriel)  ist,  wie  die  Techniker 
sagen,  „dickflüssig"  geworden.  Verhandlungen  mit  dem  Fahr- 
personal haben  dazu  geführt,  daß  dieses  wieder  bereit  ist 
die  iStreckenubeinachtung  einzuführen.  Doch  ist  damit  nicht 
viel  gewoniieu,  solange  nicht  die  schadhaften  Lokomotiven 
lu  größerer  Zahl  wieder  dienstfähig  gemacht  werden  können. 
Leider  ist  in  dieser  Beziehung  noch  keine  Besserung  ein- 
getreten, da  täglich  mehr  Maschinen  ausbesserungsbedürftif 
werden,  als  aus  den  Werkstätten  herauskommen.  Die  kranken 
Lokomotiven  finden  in  den  Werkstätten  keinen  Platz  mehr 
und  verstopfen  die  Gleise.  Das  Werkstättenpeiisonal  ist  von 
80  000  auf  200  OOO  Köpfe  vermehrt  worden,  ohne  daß 
jedoch  die  Friedensleistung  erreicht  würde.  Lud  doch  wäre 
intensivste  und  ausgenutzteste  Arbeit  in  den  Werkstätten 
wichtigstes  Erfordernis,  um  einer  Eisenbahnkatastrophe  für 
den  kommenden  Winter  auch  nur  einigermaßen  zu  begegnen. 
Für  die  Ausbesserungen  sind  jetzt  auch  die  privaten  Werk- 
stätten, die  militärischen  Betriebe  und  Werften  herangezogen 
worden.  Diese  liefern  zum  Teil  aber  noch  ungenügender  "als 
die  staatlicheu  Werkstätten,  was  zum  Teil  darin  begründet- 
ist, daß  die  Betriebe  sich  noch  nicht  genügend  auf  die  Frie- 
denswirtschaft umgestellt  haben.  Ahnlich  wie  bei  den  Loko- 
motiven liegen  die  Verhältnisse  bei  den  (Güterwagen.  Deren' 
Bestand  liat  sich  gegen  1914  uiu-  wenig  vermindert,  aber 
von  diesem  Bestände  \on  rund  'A  Million  AVageu  befiud-et 
sich  ebenfalls  ein  großer  Teil  in  Reparatur.  Im  Ruhrrevier 
belief  sich  die  Wagengeistellung  im  Jahre  1914  auf  32  000, 
während  im  April  1919  uur  10  000  Wag-en  gestellt  werden 
konnten.  Da  aber  für  den  heutigen  geringen  Transport 
15  0(X)  Wagen  ausieithend  sind,  so  dürfte  diese  Zahl  doch 
bald  wieder  vorhanden  sein. 

In  den  staatlichen  -Betrieben  sollen  die  Einrichtungen  mög- 
lichst verbessert  werden.  Infolge  des  Achtstundentages  war 
die  Einrichtuno-  doppelter  Schichten  erforderlich,  für  die  auch 
das  doppelte  Haudwerkzeug  beschafft  werden  mußte.  Zui  • 
zeit  hat  die  iStaatsbahu  etwa  557  OCO  Arbeiter,  deren  Lei- 
'stungen  jedoch  mit  denen  des  Fliedens  nicht  zu  vergleichen 
sind;  teilweise  ist  dies  auf  die  Demobilmachungsvorschrift'en 
zurückzuführen,  die  verhindern,  daß  ungeeignetes  Personal 
entlassen  wird. 

Die  Eis-eiibahnverwaltung  hat  nun  die  Lokomotiv-  und 
Wageufabriken  ziu-  ^'('l■vollständigung  des  Wagenparks  in 
größtem  l-mfange  herangezogen,  indem  sie  der  Industrie  den 
Riesenauftrag  von  2  .Milliarden  Mark  überwies,  von  dem 
allein  1.8  Millianlen  auf  rollendes  Material  kommen.  Leider 
aber  können  die  Werk-c  wegen  Rohstoffmangels  nicht  liefern. 
Bereits  im  Juli  war  die  Industrie  mit  der  Lieferuasr  von 
270  Lokomotiven  und  mit  14  400  Wageu  im .  Rückstand.  Heute 
werden  wöchentlich  20,  30,  mitunter  auch  40  Lokomotiven  ge- 
liefert, was  aber  ^^iel  zu  w-enig  ist.  Im  iSeptember  hofft  der 
Verband  der  Lokomotivfabriken  120  Lokomotiven  fertigzu- 
stellen. 

AVie  nun  alier  die  Lage  jetzt  ist,  wird  sich  die  Hoffnung 
weiterer  Kreise,  daß  bald  eine  Besseruna-  in  den  Verkehrs- 
verhältuisseu  zu  erzitden  .sei,  nicht  erfüllen.  Als  der  Minister 
seinen  Posten  Ende  .März  übernahm,  war  die  Verkehrsnot 
d-erart  gestiegen,  daß  der  Personenverkehr  nur  noch  15  % 
des  letzten  Frieiiensverk-ehrs  betrug.  Mit  großen  Anstren- 
gungen ist  es  gelungen,  den  Stand  im  Sommer  auf  43  % 
zu  bringen.  Auf  diesem  kann  der  Verkehr  jedoch  nicht  er- 
halten werden,  und  der  Minister  stellt  in  Au.ssi-cht,  nicht  nur. 
daß  eine  Aveitere  Einschränkung  dckS  Personenverkehrs,  son- 
d-ern  auch  iiii  Güterverkehr  eine  kürzere  oder  längere  Sperre 
eintreten  wird,  um  einerseits  au  Kohlen  zu  sparen  und  an- 
derseits soviel  Kohlen  wie  möglich  anfahren  zu  können. 
Hand  in  Hand  damit  wird  sich  auch  eine  weitere  Tarif- 
erhöhung nicht  umgehen  lassen.  Auch  der  Was-serverkelir 
soll  soweit  wie  angängig  für  die  Beförderungen  heran- 
gezogen werden.  Aus  dem  Osten,  wo  die  Beförderungs- 
scliwierigkeiten  beouderiS  groß  sind,  ist  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  in  Cosel  lieispielsweise  7000  Tonnen  Schiffraum 
täglich  verfügbar  seien.  Der  .Minister  würde,  wenn  sich  dies 
bestätigt,  darin  eine  erhebliche  Hilfe  erldicken. 

Besonders  -schwere  Soa'gen  bereitet  aber  die  Gesialtung 
der  Verkehrsverhältnisse  im  Heibst,  und  hierfür  gilt  es  ins- 
besondere, Vorkehrung  zu  treffen.  Der  Minister  will  auf 
die  Arbeiter  und  die  Arbeitervertreter  nachdrücklichst  dahin 
einwirken,  daß  die  Repaiatui  eii  in  kürzerer  Zeit  ausgeführt 
werden.  Wenn  Rußland  wieder  zum  Stücklohn  übergegangen 
sei,  so  müsse  es  auch  bei  uns  möglich  sein,  wieder  zu  einer 
uormalen  Arbeitsleistung  zu  gelangen.  Auf  Veranlassung 
des  Minister«  hat  ein  Privatlietrieb  eine  Gewinnbeteiligung 
für  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  eingerichtet,  bei  der  beide 
für  jede  ül)er  die  A'orausberechuung  hinaus  ersparte  Aus- 
führuugszeii  einer  Reparatur  eine  iStundenprämie  erhalten, 
an  dei'  auf  Anregung  der  Arbeiterschaft  .jetzt  auch  der  Staat 
beteiligt  ist.    (Bezüglich  der  Streiks  ist  der  Minister  der  Mei- 
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nuns',  daß  diese  sich  überlebt  haben.  Si«  richten  »sich  gegen 
die  eigene  Volkswirtschaft  und  die  arbeitende  Bevölkenmo- 
selbst  in  erster  Linie.  Und  was  die  Frage  der  Sozialisierung 
l>etreffe,  so  «ei  die  Sozialisierurig  der  Köpfe  und  Herzen 
wichtiger  fast,  al«  die  Sozialisiening  gewisser  Industrie- 
<;ruppen. 

Weitestgehende  A'erkehrsfi  eiheit  liegt  in  eigenstem  In- 
teresse der  Eisenbahnverwaltung.  Nur  die  Not  kann  zu  den 
in  Aussicht  genommenen  Verkehrseinschräukuiigen  zwingen. 
Der  kommende  Winter  wird  die  größten  Anfordeiamgen  stel- 


len, die  ie  an  unser  Wirtschaftsleben  herangetreten  sind,  und 
hier  sollte  sich  auch  das  rnternehmertum  licsinnen,  aus 
seiner  ■scheinbaren  Lethargie  erwaehen  und  sich  am  Wieder- 
autbau  de«  deutschen  Wirtschaftslebens  mehr  als  bisher  l>e- 
teihigen.  Wenn  die  Selbstbesinnung  aller  Kreise  auf  un- 
eigennützigstes Volkswirt  scliaftliches  Empfinden  «e  richtet 
bleibe,  werde  eine  Gesundung  Deutschlands  mögli'ch  's-ein. 
ijntiweder  ist  es  möglich,  unsere  Volkswirtschaft  wieder  zu 
erheben,  oder  wir  haben  20  Millionen  Deutsche  zuviel  im 
Lande. 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet 
Deutschland. 


—  Verkehrseinnahmen  der  deutsehen  Eisenbahnen.  Nach 
rorläufiger  Feststellung  im  Keichs-Eisenbalmamt  betingeu 
lie  Vei kehrseinnahmen  der  Haupteisenbahnen  sowie  der 
rollspurigen  Nebenbahnen  miit  mehr  als  50  km  Betriebs- 
änge im  Monat  Juni  1919:  iin  Personenverkehr  135  58G00<J 
ilark.  im  Güterverkehr  231  112  000  Ji,  gegen  Juni  191S  mehr: 
m  Personenverkehr  1.3  917  000  Jl,  im  Güterverkehr  G  908  000 
ilark.  Bei  der  Beurteilung  des  Ergebnisses  sind  die  am 
.  April  1919  eingetretenen  erheblichen  Tariferhöhungen  un<l 
ler  l'mstaud  zu  berücksichtigen,  daß  das  Pfingstfest  in  den 
Jerichtsmonat  fiel  (1918  in  den  Mai). 

-  .\usfuhri)ewilliffunstn  für  die  lief öi  ilerun«;  von  («iitein 
lach  der  Provinz  Posen.  Nachdem  nunmehr  der  Güter-  und 
Personenverkehr  in  die  .ieuseits  der  Demarkationslinie  gelc- 
reneu  Gebiete  der  Provinz  Posen  wieder  in  größerem  rm- 
ange  aufgenommen  und  daher  eine  erhebliche  Steigerung 
les  Warenverkehrs  zu  erwarten  ist,  werden,  wie  W.  T.  !>. 
nitteilt,  aus  verkehrstechnischen  Gründen  die  tuiteranuahiuc- 
tellen  der  Eisenbahn  die  Annahme  von  Gütern  zunächst  von 
kr  Vorlegung  einer  E  r  1  a  u  b  n  i  s  d  e  s  K  e  i  •  h  s  k  o  m  - 
a  i  s  s  a  r  s  für  Aus-  u  u  d  E  i  n  f  u  Ii  i-  b  e  willig  u  ii  g 
:iir  Beförderung  dieser  Waren  in  die  ieuseits  der  Dcmar- 
;ationslinie  oe'legenen  Gebiete  abhängig  machen.  Diese  Er- 
a\il>uis  des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhrbewilli- 
rung  wiril  von  den  Güterannahniestellen  den  BefördeninL?>- 
)apiereu  angeheftet  werden.  Die  tTbergangskontrolle,  welche 
lis  auf  weiteres  durch  die  Zentralpolizeistelle  Ost  ausgeübt 
vird.  ist  angewiesen,  auf  Grund  der  voidiegendeu  Erlaubnis 
levS  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhr'>ewilliguug  die 
(Veite rbeförderiing  der  Güter  ungehindert  zuzulassen.  Es 
iegt  daher  im  eigenen  Interesse  des  Publikums,  vor  der  A'er- 
enduug  von  Waren  nach  den  ienscits  der  Demarkationslinie 
iegenden  ostdeutschen  Gebieten  eine  derartige  Erlaubui-i 
►eim  Reichskommissar  für  .\us-  und  Einfuhrbewilligung  zu 
rwirken.  da.  l>ei  deren  Fehlen  zeitrauljonde  Rückfragen  und 
intev  Uinstäuikni  eine  Rückbeförderung  der  Gütei-  zu  ge- 
rärtigen  sind. 

„Betriebsversammlungen''  in    den   .\rbcit.sstätten.  Der 

>reußi.sche  Eisenbahnminister  hat  an  die  Eisenbahn- 
ireklionen  am  (>  d.  M.  den  folgruden  Erlaß  geriehtet :  ^Vil■ 
ttir  •(  rst  jetzt  bekanntgeworden  i,st,  hat  sich  in  der  Sfaats- 
is>enbahiiverwaltung  an  manchen  'Stelleu  die  Gewohnlieit 
lerau.sgebildet.  daß  die  Bediensteten  in  den  Werkstätten 
rährend  der  Arbeitszeit  zu  sogenannten  Betriebsversammlun- 
;en  zusammentreten,  bei  denen  Fragen  des  Arl>eitsverhält- 
li^ses  und  vielfach  auch  politische  Angelegenheiten  erörtert 
rerden.  Wenn  auch  nicht  in  Frage  kommen  kann,  das  ge- 
etzlich  gewährleistete  Versamm'luugsrecht  der  Eisenbahn- 
leamten  und  -Arbeiter  irgendwie  zu  beschränken,  so  darf 
ennoch  den  Bediensteten  kein  Zweifel  darülier  belassen  wer- 
en,  daß  der  Arbeitsvertrag  als  Gegenleistung  für  das  Ent- 
;elt  die  volle  Hingabe  an  di(V  Arbeit  innerhalb  der  vorge- 
chriebenen  Arbeitszeit  voraussetzt  und  zur  Pflicht  macht. 
}lei<'hwohl  will  ich  von  einem  gänzlichen  Verl>ot  gewerk- 
chaftlicher  Betätigung  während  der  Arl)eitszeit  trotz  schwer- 
riegender  Bedenken  unter  der  Voraussetzung  alisehen,  daß 
on  den  Bediensteten  die  nachfolgenden  Be.stimmuugen  ge- 
tan eingehalten  werden. 

Betriebsver.saminlungcn  müssen  in  der  Regel  während  der 
^rl)eitszeit  unterbleiben.  Ausuahmen  sind  nur  nach  Verein- 
laruug  mit  dem  Aintsvorstand  über  den  Zeitpunkt  und  in 
er  W^ei.se  zulä.ssig,  daß  der  gesamte  Betrieb  in  der  Wcrk- 
tatt  während  der  Betriebsversammlung  stillgelegt  wird  und 
ich  die  gesamte  Belegschaft  hiermit  einverstanden  erklärt. 
)er  Beginn  der  Arbeitsunterbreehung  und  der  Wiederbeginn 
ler  Arbeit  werden  durch  besonderes  Signal  bekanntgegeben. 


Für  jede  angefangene  Stunde  der  so  l>egrenzten  Ar- 
beitspause wird  ein  Stundenlohn  gekürzt.  ~  Für  dieAbhaltung 
von  Werkversammlungen,  d.  h.  von  Versammlungen  nur  ein- 
zelner Abteilungen  der  Belegschaft,  während  der  Arbeits- 
zeit kann  ein  Bedürfnis  nicht  anerkannt  werden.  Sie  halben 
deshalb  gänzlich  zu  unterbleiben. 

Die  Funktionäre  (Vertrauensleute)  der  'Bernfsorganisa- 
tioneu  hal>en  während  der  Arbeitszeit  ihre  Tätigkeit  im  ge- 
werk.schaftlichen  Interesse  möglichst  einzuschränken.  Wo 
sie  sich  nur  schwer  vermeiden  läßt  (Einziehung  von  Cield- 
beträgen,  Verteilung  der  Verbandszeitung),  hat  jedoch  der 
Funktionär  vorher  Urlaub  zu  einer  Arbeitspause  bei  dem 
nächsten  Vorgesetzten  nachzusuchen  und  diesen  von  der  Be- 
endigung der  Arbeitspause  in  Kenntnis  zu  setzen.  In  sol- 
chen Fällen  wird  der  Lohn  in  gleicher  Weise  wie  bei  der 
Teilnahme  von  Bediensteten  an  einer  'BetriebsversammlurLg 
gekürzt.  —  Für  Versammlungen  der  FunJitionäre  muß  der 
Zeitpunkt  mit  dem  Amtsvorstand  vorher,  wie  bei  Betriebs- 
versammlungen, veiiinbart  und  Beginn  wie  Ende  der  Ver- 
sammlung festgestellt  werden.  Auch  die  Kürzung  des 
Lohnes  erfolgt  wie  l>ei  diesen. 

.Außerhalb  der  Arbeitszeit  können  Dienst-  und  Arbeits- 
länme  irgendwelcher  Art  für  die  Betrie<bsversainmlungen 
nicht  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

—  Zugeinsehränkungen  im  Personenverkehr.  Es  i.st  mit 
der  -Möglichkeit  zu  rechnen,  daß  außer  den  bereits  angeord- 
neten Einschränkungen  noch  erheblich  weitergehende  Zug- 
einschräukungen  im  Personenverkehr  durchgeführt  werdeu 
müssen.  Die  preußischen  Eisenbahndirektionen  sind  deshalb 
augemesen  worden,  iipch  den  bei  den  früheren  Einschrän- 
kungen gesammelten  Erfahrungen  st'hon  jetzt  im  gegensei- 
tigen Benehmen  die  Züge  festzustellen,  die  bei  weiterer  Ver- 
schärfung des  Notstandes  in  der  Kohlcnversorgung  in  Weg- 
fall zu  bringen  sein  werden,  und  hierliei  davon  auszugehen,  dal) 
die  Einschränkungen  unter  dem  unerbittlichen  Zwange  der 
Verhältnisse  möglicherweise  einen  hohen  Grad  erreichen 
werden  müssen. 

—  Einwirkung  der  Personentariferhöhung  auf  die  Zug- 
bildung. Nach  den  Ermittelungen  der  preußischen  Eisenbahn- 
direktionen ist  aus  Anlaß  der  am  1.  .April  d.  J.  eingetretenen 
Erhöhung  der  Personentarife  allgemein  eine  Abwanderung 
der  Reisenden  aus  der  1.  Wagenklasse  zu  verzeichnen.  Die 
Besetzung  der  2.  Klasse  hat  infolge  der  .Abwanderung  aus 
der  1.  Klasse  und  infolge  des  Zustroms  aus  der  3.  Klasse  er- 
heblich zugenommen.  Da  trotzdem  in  den  Schnellzügen  noch 
eine  unverhältnismäßig«  große  Anzahl  von  .Abteilen  1.  Klasse 
mitgeführt  wird,  während  Abteile  2.  Kla.sse  fehlen,  hat  der 
preußische  Ei-senbahnminister  angeordnet,  daß  bei  den 
Schnellzügen,  bei  denen  es  noch  nicht  gelungen  ist,  die 
1.  Klasse  ganz  zu  beseitigen,  in  der  Regel  nur  ein  Abteil 
1.  iKlasse  als  solches  beinhalten  wird  und  die  übrigen  Ab- 
teile 1.  Klasse  in  einfachster  Weise,  z.  B.  durch  Ankleben 
eines  Zettels,  als  Abteile  2.  Klasse  zu  bezeichnen  sind. 

—  Die  Arbeiterpensionskasse  der  bayerischen  A^erkehrs- 
anstalten  (A.  P.  K.)  hat  nach  ihrem  soeben  ausgegebenen 
\' erwaltungsbericht  für  das  Jahr  191S  auch  in  diesem  Jahrx- 
sich  in  befriedigender  AA'eis.6  weiter  entwickelt,  wenn  auch 
das  Ergebnis  nicht  gleich  günstig  ist  wie  im  Jahre  1917*). 
Bei  der  Abteilung  A,  die  die  Aufgaben  einer  Sonderanstalt 
im  Sinne  der  Reichsversicherungsordnnng  zu  erfüllen  hat, 
betrug  die  M  i  t  g  1  i  e  d  e  r  za  h  1  im  Jahre  durchschnittlich 
34  977  (34  276)  männliche  und  16  471  (12  312)  weibliche,  zu- 
sammen 51  448  (46  5<9)  \''er.sicherte.  Die  Gesamtzahl  der  Ver- 
sicherten ist  daher  gegenüber  dem  Vorjahr  um  4869  ge- 
stiegen, wovon  710  auf  die  männlichen  und  4159  auf  die  weib- 
lichen Versicherten  entfallen.  Der  starke  Zuwachs  an  weib- 
lichen Alitgliedern  ist  auf  die  während  des  Krieges  bis  zur 
Demobilmachuno-  noch  notweudi'^  aewordenc  Einstellung 
weihlicher  Hilfskräfte  zurückzuführen. 


Die  Zahlen  in  Klammern  beziehen  sich  auf  das  Vorjahr. 
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An  K  «  a  t  e  n  e  m  p  f  a  n  g  e  r  n  aus  der  Abteilung  A,  wobei 
l>ei  den  VVaiseni-«nten«mpfänoern  die  Zahl  der  Wai&enstämino 
"^ai'ßn  am  Ende  des  Jahres  vorhanden  49f^-l. 
(4bol)  so  daI5  sich  die  Zahl  d€r  BentenempfönRer  ffeo,euüber 
dem  Vorjahr  um  333  (373)  erhöht  hat.  Die  Ausgaben  für 
Kentenleistuugen  betrugen  705  15-1  (643  511)  J(,  sind  daher 
gegenüber  dem  Vorjahr  um  Gl  643  Jl  gestiegen. 

An  Beiträgen  wurden  aufgebracht  von  den  versiche- 
rungspflichtigen Mitgliedern  520  680  (453  909)  M,  vou  den  ver- 
m^^'^a'Ö^a^^^.^^^*^^^^"*^"  (weiter  versicherten)  Mitgliedern  34  778 
(100  080)  M  und  von  den  arbeitge-benden  Verwaltungen  520  687 
(453  916)  -Ä.  Die  versicherungspflichtigen  Mitglieder  und  die 
arbeitgebenden  Verwaltungen  haben  demnach  je  um  6(i  771  M 
mehr  an  Beiträgen  gezahlt  als  im  A'orjahre,  während  die  Bei- 
tragseinnahmen bei  den  versicherungsberechtigten  Mitgliedern 
um  65  302  Jl  zumckgegangeu  sind. 

i^n^o^  i  n  n  a  h  m  e  n  übersteigen  die  .Ausgaben  um  137  24G 
(5J9 13b)  Jt,  der  Einnahmeüberschuß  ist  demnach  um  461  890 
Mark  geringer  als  im  Vorjahr.  Das  g  e  s  a  m  t  e  V  e  r  m  ö  »■  e  n 
der  Abteilung  A  hat  sich  am  Schluß  des  Jahres  1918  auf 
10  490  520  (10151  740)  M  beziffert,  wovon  1  264  217  (1  070174) 
Mark  auf  das  Gemeinvermögen  und  9  226  3C3  (9  0«!  5GC>)  Jl 
auf  das  Sondervermögen  entfallen.  Der  Veniiö"enszu- 
wachs  betrug  daher  im  Jahre  1918  338  780  M,  während  er 
im  Jahre  1917  494  875  Ji  und  im  Jahre  1916  491  101  M  be- 
tragen hatte. 

Befriedigend  waren,  wie  im  Vorjahre,  die  Ergebnisse  des 
von    der    Abteilung    A    eingeleiteten  Heilverfahrens 
wegen  Lungen-    und  Kehlkopftuberkulose  einer 
standigen  Heilbehandlung  zugeführten  88  (83)  Mitgliedern  ist 
1  i.  ^^^^^  '^^^  wegen  anderer  Krankheiten  m  Heil- 

l>ehandlung  genommenen  56  (60)  Mitgliedern  bei  46  (50)  ein 
voller  Heilerfolg  erzielt  worden.  Der  Kostenaufwand  für 
das  Heilverfahren  belief  sieh  bei  deu  wesren  Tuberkulose  be- 
handelten Mitgliedern  auf  660  (596)  Jl,  bei  den  wegen  anderer 
behandelten  auf  236  (254)  .M,  insgesamt  auf 
434  (402)  .H  für  die  Person.  Die  Gesamtausgal)en  für  Heil- 
verfahren haben  81  765  (77  254)  Jl  betragen.  ' 

/oPÄ?^N-^^f-;^i  '^\^°-^  ^  ^^^^^  Schlüsse  des  Jahres  28  501 
l^^i^AN  ''^'^  2»        (23  856)  männliche  und 

147  (160)  weibliche  Wre  bei  der  Abteilung  A  ist  daher  auch 
l>ei  der  Abteilung  B  die  Zahl  der  Mitglieder  erheblich,  und 
z\var  um  4485  gestiegen.  Während  aber  bei  der  Ab- 
c'i«  Steigunff  zum  größten  Teil  auf  die  weiblichen 
Mitglieder  entfiel,  entfällt  sie  bei  der  Abteilung  B  ausschließ- 
lich auf  die  männlichen  Mitglieder,  was  in  der  Eückkehr  der 
männlichen  Mitglieder  .ans  dem-  Miütärdienst  geoen  Eude 
fies  Jahres  seinen  Grund  bat. 

An  Eentenempf ängern  waren  am  Ende  des  Jahres 
voi-handen  1993  (2039)  Zusatzrentenempfäno-er,  3391  (3231) 
Witwenzusatzrentenempfängerinnen  und  2789  (2519)  Waisen- 
zusatzrentenempfänger.  Die  Zahl  der  Zusatzrentenemnfänoer 
nat  fiaher  etwas  abe-enommen,  während  sie  bei  den  Witwen- 
und  Waisenzusatzrentenempfäno-ern  in  die  Höhe  gegangen  ist, 
eine  Erscheinung,  die  auch  im  Jahre  1917  zu  beobachten  war 
und  ottenbar  als  eine  Folge  des  Krieges  anzusehen  ist. 

,^i^^r.}n^  "  //'^ "  Beiträge  n  halien  die  Mitglieder  678  817 
(5.-!8  017)  Jl.  die  Verwaltungen  1  357  635  (1  076  r35>  Jl  ent- 
richtet. Die  Mehrleistungen  an  Beiträgen  e-egenüber  dem 
Vor.iahr  haben  daher  bei  den  Mitgliedern  140  800  J(„  bei  den 
V  eTwaltungen  281 600  Jl  betragen,  was  sowohl  nuf  die  Zu- 
nahme der  iWitglieder  als  auch  auf  den  starken  fHiertritt  von 
\litgiierlern  in  eine  höhere  T.obnklasse  zurückzuführen  ist 
Der  TTl>ertritt  m  eine  höhere  Lohnklasse  erfolo-te  nämlich  bei 
16  804  Mito-hedem.  und  zwar  bei  16  533  Mit£rlio-].prn  in  di.» 
höchste.  IX.  Lohnklasse.  Dieser  TYbertritt  außeroe wöhnlich 
^^eler  Mitglieiler  in  die  höchste  Lohnklasse  i<\  hauptsächlich 
auf  die  Anrechnung  der  Kriegsteuerung.shezüo-.p  in  da«  ver- 
sicherunp-spflichtioe  Di pusteinkommen  a.b  1.  April  1918  zn- 
'■nck7.ufuhren.  so  daß  von  den  anr  ;Schluß  des  Jahres  vor- 
handenen 28.501  Mitgliedern  27  9.55  in  der  höchsten  Lohu- 
klasse  sich  befanden. 

Das  Gesamt  vermögen  der  Abteiluncr  B  hat  am 
Schluß  des  Jahres  35166  014  (32  942121)  M  betragen,  «ich  dem- 
nach um  2  223  893  (1  423  785)  Jl  vermehrt.  Von'  dem  Gesamt- 
vermogeu  sind  26  255  487  Jl  in  Reichs-  und  iStaatsanleihen 
daTunter  12191  300  M  Kriegsanleihen,  und  8  910  427  in  Dar- 
lehen angelegt. 

An  R  e  n  t  e  n  b  e  t  r  ä  g  e  n  wurden  aus  der  Abteilung  B  be- 
zahlt:  für  Zusatzrenten  820  713  (807157)  M,  für  laufende 
Witwenzusatzrenten  558  796  (524  059)  Ji,  für  einmalige  Ab- 
findungen an  Witwen  30  614  (20  997)  Jl,  für  Wai&enzusatz- 
renten  91  699  («4  380)  M  und  für  Sterbegelder  .32  935  (31686) 
Mark;  die  Steigung  ist  also  überall  eine  in  normalen 
(xrenzen  sich  baltende. 


oi  T  K  k"™  T^"°^  Arbeiterräte  bei  den  sächsischen  Staats 
eisen  bahnen.  Die  sachsische  Regierung  hat  genehmigi,  dal 
bei  allen  Behörden  und  Dienststellen  Arbeiter-  und  Beamten 
mte  errichtet  werden,  die  geti-ennt  von  den  Arbeitern  unc 
Beamten  gewählt  werden  und  gemeinschaftlich  berateni 
aber  nach  Körperschaften  getrennt  abstimmen.  Kommt  kein^ 
Einigung-^  zwischen  l>eiden  Abteilungen  zustande,  so  ist  di. 
nächste  höhere  Instanz  anzurufen.  Außerdem  soll  für  dei 
ganzen  Bepeich  der  Eisenbahnverwaltung  ein  Zentral-Ar 
beiter-  und  Beamtenrat  gewählt  werden. 

—  Preisausschreiben  des  Verbandes  preußisch-he.ssische 
und  reichslandischer  Bahnmeister.  Der  Verla o-  der  „Woch«n 
fn  deutsche  Bahnmeister«  hat  auf  dem  diesjährige! 

19.  Bahnmeistertag  einen  Betrag  von  1000  Mark  dem'  Haupt 
vorstand  zur  Verfügung  gestellt  zur  Erlangung  von  Auf 
satzen  aus  dem  Berufsleben  des  Bahnmeisters.  Es  werdei 
Ja^!  o^S  o^^*^^  Arbeiten  vier  Preise  festgesetzt,  und  zwai 
400  300,  200  und  100  Mark.  Der  Stoff  zu  den  einzelnen  Ar- 
beiten kann  frei  gewählt  werden.  Erwünscht  sind  Aufsatz* 
Uber:  1.  Den  wirtschaftlichen  Wert  der  Leitschienen  in  Gleis 
bogen.  2.  Die  Regelung  des  Achtstundentages  bei  den  Bahn 
raeistereien.  3.  Dienst  ein  teilun  ff  bei  der  Beschäftiguno-  voi 
zwei  und  mehr  Bahnmeistern  bei  der  Verwaltuni--  "eine 
Dienststelle  von  größerem  Umfange.  4.  Bewährüno-  dei 
durchgehenden  Arbeitszeit  bei  der  Bahnnnterhaltung.  5."Vor- 
.schlage  zur  Besseining  der  Arbeiter-  und  Arbeitsverhältnissi 
bei  den  Bahnmeistereien,  insbesondere  hinsichtlich  der  Er 
hohung  der  Arbeitsleistung.  6.  Vorschläge  zur  Erhöhung  dei 
Emnabmen  und  Verminderung  der  Ausgal>en  bei  der  Eisen- 
bahn-Verwaltung, soweit  der  Dienstbereich  des  Bahnmeisters 
^  m  Frage  kommt.  7.  Die  Tätigkeit  des  Bahnmeisters  ii 
Feindesland  a)  als  Bahnmeister  im  besetzten  Gebiet  b)  ii 
den  Betriebskompagnien,  c)  in  den  Baukompagnien.  "  8.  Gf 
eignete  Vorschläge  zur  Verbesseiung  der  Weichen.  —  Ai, 
dem  Preisausschreiben  kann  sich  jedes  Mitglied  des  Bahu- 
meistervereins  beteiligen. 

^  PPi-sonalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischer, 
i^taatsbahn Verwaltung  sind  folgende  Änderungen  eingetreten i 
Der  Rcgierung.srat  Di-,  jur.  Wilhelm  Fischer  bei  der  Eisen- 
bahndircktion  in  Snaibrücken  ist  zum  Oberregierungsrat  er- 
iiauiit.  -  Dein  Ministerium  zur  Beschäftigung  bei  deli  Eisen- 
balmabteiluugen  sind  überwiesen:  der  Regierungsrat  Dr.  jur 
T  h  a  ,Y  s  s  e  n  in  Cöln,  der  Regierungs-  und  Baurat  Dr.-In; 
S  c  h  w  a  r  z  e  in  Berlin  und  dier  Regierungsbaimieister  de« 
Maschinenbaufachs  Peter  Kühne  in  Berlin^Grunewald 
\  ersetzt  sind  die  Regierungsräte  Dr.  jur.  Reinhold  Herr- 
m  a  n  n  ,  bisher  in  Posen,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion, 
nach  Danzig,  und  Zorll,  bisher  in  Halle  (Saale),  zur  Eisen- 
bahndirektion nach  Hannover,  der  Oberbaurat  Friedricl 
L  o  h  s  e  ,  bisher  in  Hannover,  zur  Eisenbahndirektion  nacl 
Cöln,  der  Regierungs-  und  Baurat  Martin,  bisher  it 
Frankfurt  (Main),  als  Oberbaurat  (auftrw.)  der  Eisenbahn- 
direktion nach  Essen,  die  Regierungs-  und  Bauräte  Pap- 
meyer,  bisher  in  Stettin,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirek- 
tion nach  Hannover,  und  K  Oester,  bisher  in  Posen,  als  Mit- 
glied der  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt  (Main),  und  dei 
Regieruugsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Blunck 
bisher  in  Bromberg,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Altona 
sowie  der  Regierungsbaumeisier  des  Maschinenbaufach* 
Ritter  und  Edler  v.  Keßler.  l)isher  in  Berlin,  als  Vorstanc 
(auftrw.)  des  Eisenbahn-Maschincnamts  1  nach  Bremen. — Plan- 
inäßiffe  Stellen  sind  verlieben:  für  Mitglieder  der  Eisenbahn- 
direktionen: deu  Regierungsräten  Dr.  jur.  Ebersbaoh  ir 
Gera  (Reuß),  Jaauet  und  Fleck  in  Broml>erg  sowie  den 
Begierungs-  und  Baurat  P  leger  in  Breslau.  —  Der  Ober- 
und  Geheime  Baurat  Gilles  bei  der  Eisenbahndirektion ,  ir 
'Stettin  ist  gestorben.  —  Dem  Regierungsbaumeister  des  Ma- 
schinenbaufachs Szulc,  bisher  in  Königsberg  (Pr.),  ist  di( 
nachge.suchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienste  erteilt. 


Deutschösterreicb . 

—  Verzögerangen  auf  deutschösterreichischen  Grenz 
Stationen  wegen  fehlender  Ausf uhibegleitpapiere.  Die  nieder 
österreichische  Handels-  und  Gewerbekammer  teilt  mit:  Lau 
Mitteilung  des  deutschösterreichischen  Staatsamtes  für  Ver 
kehrswesen  häufen  sich  die  Fälle,  daß  die  mit  Ausfuhrgüten 
beöadenen  Wagen  in  den  Grenzstationen  mit  der  Tsch^echo- 
Slowakei  oft  tage-  und  wochenlang  nicht  übergehen  können 
weil  die  zur  Ausfuhr  bestimmten  Waren  nicht  mit  den  er- 
forderlichen Zollbegleitpapieren,  Aus-  und  Einfuhrbewilli 
gungen,  Vidiemngsklauseln  der  Deviseuzentrale  usw.  ge 
deckt  sind.  Den  Wagenanforderungen  der  tschecho-slo^vaki 
sehen  Staatsbahuen  für  die  Kohlen-  und  Zuckertransport« 
nach  Deutschösterreich  sowie  der  Italiener  für  die  Lebens 
mitteleinfuhr  kann  nur  bei  beschleunigtem  Wagenum&atz  ent- 


-   655  — 


Nr.  62. 


sproch^^n  werd-en.  Jede  Wao-enverzösening-  unterbindet  die 
Einfuhr  der  notwendiffst-en  Lebensmittel  und  muß  unbedingt 
vermieden  werden.  Im  Interesse  der  Lebensfähif^keit  Deutsch- 
Österreichs  ist  eine  wirtschaftliche  Wagengebarung-  erstes 
Gebot  und  muß  auf  das  nachdrücklichste  gefordert  werden 
Die  Verfrachter  werden  daher  aufoef ordert,  Ausfuhrsendun- 
gen  nur  dann  zu  verladen,  wenn  die  zur  Ausfuhr  nötigen 
Papiere  und  Belege  vollzählig  vorhanden  sind,  damit  in  den 
Grenzstationen  eine  glatte  Zollbehandlung  gewährleistet  ist. 

—  Kreditinstitut  für  Verkehrsunternehmunsen.  Zum  Prä- 
sidenten des  Kreditinstituts  für  Verkehrsunternehmungen. 
welche.s  als  Sozialisierungsbank  tätig  zu  sein  bestimmt  "ist, 
wurde  J^ektionschef  Dr.  Crrimm  vom  Finanzministerium  er- 
nannt. 

—  Personalnachrichten.  Ernannt  wurden:  der  ini( 
dem  Titel  und  Charakter  eines  Ministerialrates  bekleidete 
.Sektionsrat  Dr.  Otto  Martin  und  der  mit  dem  Titel  und 
Charakter  eines  Ministerialrates  bekleidete  Oberbaurat  In«- 
Karl  Alter  zu  Ministerialräten  im  Slaatsamte  für  Ver- 
kehrswesen, die  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  Hofrates 
bekleideten  Oberinspektionsräte  Otto  Sarnthein  und  Ing. 
Eugen  Austin  zu  Hofräten  der  Generalins]>ektion  der  d  ö. 
Eisenbahnen,  und  der  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines 
Jberbaurates  bekleidete  Baurat  Ino-.  Rudolf  Heine  zum 
3berbaurate  im  Staatsamte  für  Verkehrswesen.    —    V  e  r  - 

lehen  wurde:  den  mit  dem  Titel  eines  iSektionsrates  be- 
deideten  Direktorstellvertretern  beim  Tariferstellunos-  und 
ibreehnungsbüro  Dr.  Eichard  Marquet  und  Dr?  Paul 
lentschel  der  Titel  und  Charakter  eines  Hofrates,  den 
ilinisterialsekretären  im  Staatsamte  für  Verkehrswesen  Dr 
Carl  Baudisch,  Dr.  Wolfgang  Waniek,  Dr.  Heinrich 
Trunebaum  und  Dr.  Rudolf  Feiler  der  Titel  und 
Jharakter  eines  Sektionsrates,  dem  Oberstaatsbahnrate  Dr. 
Tiednch  Benesch  sowie  den  Oberinspektoren  der  d.  ö. 
Itaatsbahnen  Leopo'ld   Weiß    und   Rudolf  Sommer  der 

itel  eines  Eegierungsrates,  den  Reehnungsräten  im  Staats- 
.mte  für  Verkehrswesen  Karl  Müller,  Oskar  B  e  r  g  s  o  n  - 

onnenberg  und  Ferdinand  Schindler  der  Titel  und 
Charakter  eines  Oberrechnungsrates  und  schließlich  aus  An- 
iß  der  tJbernahme  in  den  dauernden  Ruhestand  ilem  General- 
ispektor  der  ehemaligen  NordwestbaOin  Eugen  F  r  a  n  t  z  und 
en  Oberinspektoren  der  d.  ö.  Staatsbahnen  Franz  T  h  ü  r  1 
lugo  Wietz  und  Michael  Wilfing  der  Titel  eines  Re- 
iierungsrates    und    dem    Oberstaatsbahnrate    Ing.  Bogdan 

r  b  a  n  c  i  c  der  Titel  eines  Oberbaurates,  sämtlichen  mit 
achsicht  der  Taxe.  —  In  die  V.  Rangsklasse  der  Staats- 
eamten  wurden  eingereiht:  die  mit  dem  Titel  und 
harakter  eines  Hofrates  bekleideten  Staatshahndirektor- 
iefllvertreter  Dr.  Edmund  B  e  c  h  m  a  n  n ,  Dr  Viktor 
lesoyer  und  Hans  Sedlak. 

Der  Staatssekretär  für  Verkehrswesen  hat  den  Nordbahn- 
irektor.,  Sektionschef  Dr.  Viktor  Rudel,  unter  vollster 
nerkennung  seiner  in  seiner  bisherigen  Verwenduno-  mit 
ißergewöhnhcher  Sachkenntnis  und  seltener  Pflichttreue 
itfalteten  Tätigkeit  von  der  Leitung  der  Nordbahndirektion 
ithoben  und  diese  dem  Direktor  der  Nordwestbahndirektion, 
iaatsbahndirektor  Ministerialrat  Dr.  Albert  Oeutebrück, 
iter  Belassung  in  seinen  bisherigen  Verwendungen  zur 
eichzeitigen  Mitversehung  übertragen. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Neue  tschechisch-polnische  Eisenbahnverbindungen.  In 

rag  ist  laut  Zeitungsnachrichten  eine  Kommission,  be- 
ehend  aus  sechs  Polen  und  dvei  Engländern,  aus  Wai- 
hau  angekommen.  Die  Mitglieder  der  Kommission  wollen 
it  der  tschecho-slowakischen  Regieruhg  Eisen!bahnfrao-en 
iüandeln.  Die  Verhandlungen  werden  sich  auf  die  Auf- 
ihme des  nonnalen  Vei'kehres  mit  Polen  und  die  Verbesse- 
ng  der  bisherigen  zwischen  der  TschechonSlowakei  und 
%  bestehenden  Zugverhältnisse  erstrecken.  Es  wird  auch 
6  Errichtung  einer  neuen  Verbindung  zwischen  Polen  und 
m  tschecho-slowakischen  Staate  geplant. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Die  achtstündige  Arbeitszeit  und  die  finanzielle  Lage 
r  franz«>sischen  Bahnen.  „Journal  des  Debats"  schreibt 
ft^r!J^5^=  Mehr  als  die  Hälfte  des  Eisenbahn]>ersonals,  etwa 
ULH^  Angestellte  genießen  schon  die  achtstündige  Arbeits- 
Den  Lokomotivführern,  Heizern  und  Zugführern  kann 
&&e  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  erst  allmählich 
t€U  werden,    je  nach  der  Schnelligkeit  der  Vermehi-ung 


dieses  Personals,  von  dem  hauptsächlich  die  Sicherheit  un« 
Reo-elmaßigkeit  des  Betriebes  abhängt.  Das  Interesse  des 
Publikums  und  des  Landes  zugleich  verlangt,  daß  hier  mit 
größter  Vorsicht  vorgegangen  wird;  es  wird  deshalb  vor- 
aussichtlich ein  Jahr  vergehen,  bis  die  achtstündige  Arbeits- 
zeit allgemein  eingeführt  ist.  Die  finanziellen  Folgen  dieser 
i^euerung  werden  außerordentlich  schwer  sein,  weil  mit  Er- 
höhung des  Personalstandes  zug'leich  eine  ganz  bedeutende 
Lohnei-hohung  emgetneten  ist.  Der  Betriebsverlust  der  fran- 
zosischen Bahnen  seit  Kriegsbeginn  wird  dadurch  bis  Ende 
des  Jahres  434  Milliarden  überschreiten;  selbst,  wenn  die  Er- 
höhung des  Tarifs  der  Militärtransporte  genehmio-t  wird  so 
wird  er  immer  noch  nahezu  4  Milliarden  betragen.  Eine 
ganz  bedeutende  Tariferhöhung  wird  nötig  sein,  um  einiger- 
^^u'^^  «iii'ß  Besserung  zu  erzielen.  Man  rechnet  mit  einer 
Erhöhung  um  140  %,  welcher  Satz  in  verschiedenen  andern 
Landern  schon  uberschritten  ist.  Diese  Erhöhung  wird  zwar 
für  den  Personenverkehr  nicht  ganz  zur  Anwendung  kom- 
men, a)>er  man  glaubt,  daß  der  Güterverkehr  eine  solche  wohl 
vertragen  kann.  Zieht  man  einen  Vergleich  zwischen  der 
bracht  im  Verhältnis  zum  Wert  der  Güter,  so  erkennt  mau 
ohne  weiteres,  daß  der  bisher  um  25  %  erhöhte  Gütertarif 
gegenüber  der  Preissteigerung  der  Güter  weit  zurückge- 
blieben ist.  Eine  zeitliche  Erhöhung  der  Transporttarife 
wird  unter  diesen  Umständen  dem  industriellen  Aufschwung 
keineswegs  hinderlich  sein  und  wird  dazu  beitragen,  den  Zu- 
stand der  Bahnen  und  ihre  finanzielle  Lage  zu  gesunden. 

—  Neue  Verkehrsbestimmungen  für  den  deutsch-schweize- 
rischen Handel.  In  der  Behandlung  von  Eisentoahnsendunoen 
zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz,  den  Niederlanden  und 
neu  nordischen  Ländern  ist  bahnseitig  eine  neue  Verfügung 
erlassen  worden,  die  für  den  internationalen  Verkehr  "von 
Wichtigkeit  ist.  Danach  müssen  Sendungen  nach  und  aus 
der  Schweiz  fortan  auf  den  geeignet  gelegenen  deutsch- 
schweizerischen  Grenzstationen  umbehandelt  werden.  Die 
Fracht  wird  für  die  schweizerische  Strecke  in  Franken-,  für 
die  deutsche  Strecke  in  Markwährung  erhoben.  Bisher  be- 
stand die  Bestimmung,  daß  z.  B.  für  eine  Sendung  von  Zürich 
nach  Bremen  die  Fracht  für  die  Gesamtstrecke  nur  in  Fran- 
ken zu  zahlen  war.  Erfolgte  der  Versand  nach  einer  deut- 
sehen Zwischenstation  und  Neuaufgabe  mit  neuem  Fracht- 
brief, so  wurden  deutscherseits  240  %  Frachtzuschlag 
erhoben.    Diese  letztere  Bestimmung  ist  also  aufgehoben. 


Fremde  Erdteile. 

—  Eisenbahnerstreik  in  Amerika.  Die  ,Times''  melden  aus 
Neuyork,  daß  in  den  letzten  Tagen  mehr  als  50  0CO  Arbeiter 
<  er  Eisenbahnwerkstätten  in  den  Ausstand  geti-eten  sind,  ohne 
die  Entscheidung  über  ihre  Lohnforderungen  abzuwarten. 
Wenn  die  Forderungen  der  Arbeiter  erfüllt  werden  sollten, 
so  würde  dies  für  die  Bahnen  eine  Erhöhung  der  Betriebs- 
kosten um  800  Millionen  Dollar  bedeuten.  Wilson  hat  den 
Arbeitern  durch  Vermittlung  des  Generaldirektors  der  Bah- 
nen mitteilen  lassen,  daß  ihre  Forderungen  nicht  erwogen  wer- 
den können,  bevor  sie  die  Autorität  ihrer  eigenen  Vertreter, 
mit  denen  allein  die  Regierung  verhandeln  könne,  anerkannt 
hätten. 


Allgemeines. 

—  Das  Groß-Elektrizitätswerk  Zschornewitz,  das  seit  einem 
Jahre  für  die  Stromversorgung  von  Berlin  durch  eine 
132  km  lange  Fernleitung  mit  110  000  V  Spannung  herange- 
zogen wird  und  30  OOO  kW  abgeben  kann,  ist  im  jetzigen 
Ausbau  mit  180  000  kVA  das  größte  einheitliche  Dampfkraft- 
werk der  Welt.  Die  von  März  bis  Ende  des  Jahres  1915 
auf  45  000  kVA  ausgebaute  Anlage  diente  zunächst  dem 
Strombedarf  kriegswichtiger  Betriebe,  insbesondere  für  Ge- 
winnung von  Stickstoff  und  Salpetersäure.  Dazu  kamen  auch 
die  Rüstungsl>etriebe  in  Berlin  und  Umgebung,  deren  ge- 
waltiger Strombedarf  den  beschleunigten  Bau  der  Kraftüber- 
tragung von  Oktober  1917  bis  Juli  1918  erforderte  und  das 
Werk  z.  T.  seiner  ursprünglichen  Bestimmung  zuführte. 
Dieses  nützt  die  in  der  Gegend  von  Bitterfeld  vorhandenen 
großen  Braunkohlenlager  der  Grube  Golpa-Zschomewitz  aus. 

Das  Werk  umfaßt  jetzt  ein  200  m  langes  Maschinenhaus, 
das  Schalthaus  und  vier  senkrecht  zum  Maschinenhaus  ge- 
legene, je  80  m  lange  Kesselhäuser  mit  neun  100  m  hohen 
Schornsteinen.  Eine  etiwa  2  km  lange  Kettenbahn  bringt  die 
Kohle  aus  der  Grube  unmittelbai',  zur  Kraftanlage.  Die 
Kesselhäuser  enthalten  insgesamt  64  Kessel  von  je  500  qm 
Heizfläche.    Das  Maschinenhaus  ist  mit  acht  Turbodynamos 
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von  je  22  500  kVA  Leisfiino-  für  (>500  V  Alaschinenspanmino- 
iiusgei  üstt't.  Vor  dem  .Ma.schineuhausc  befindet  sich  ilu' 
ßückkühlanlage  für  das  Kühlwasser  der  Kondensator<>u  mit 
elf  35  m  hohen  Kühltürmen  von  je  38CO  cbm/st  Leistuno-.  Das 
^iphalthaus  imthält  au(5er  der  Schaltanlag«  di^  22  500' kVA-^ 
Transformatoren,  die  die  Spannnng  auf  82  500  V  für  di^e 
Stromliefonino-  an  die  «tick&tof fwerke  und  auf  110  000  V  für 
(iic  f-bertrao-iuio-  nach  Berlin  erhöhen.  Die  Kraftübertraouno- 
für  llOOCO  V  mit  drei  Aluminiumleitunyen  von  ye  120  qmni 


Querschnitten  an  Eis«enmasfen.  dio  in  der  "Reg^l  25  m  ho^ 
sind  und  in  250  m  Ab.stand  stehen,  enthält  zwei  Flußkreuzu 
gen  von  größerer  Spannweite :  die  über  die  Elbe  bei  Piester 
mit  307  m  Spannweite  au  60  m  und  die  über  die  Spree  1 
Baumschulen  weg  mit  211  m  an  48  m  hohen  Masten.  Di 
Fernleitung  endet  in  einem  besoudeien  Transformatorin-  u. 
Schalthause  )>eim  Kraftwerk  Rummelsburg  der  Berliner  Ele 
trizitäts,werke,  wo  die  Spannnng  anf  0000  V  herab« ese 
wird.     (AEG-Mitteilungen,  Juni  1919.) 


Amtliche  Bekanntmachung 

1.  Nachrufe. 


Am  ().  August  ist  im  37.  Lebensjahre  der 

Regierungsbaumeister  Herr  £lrii8t  Kobei% 

Abnahmebeamter  in  Cöhi, 

nach  kurzer  Krankheit  aus  dem  Leben  abberufen  worden.  Wir  betrauern  in 
dem  seinem  Berufe  und  seiner  jungen  Familie  so  früh  Entrissenen  einen 
tüchtigen,  ptlichttreuen,  lieben  Amt.-genobsen,  dessen  Andenken  M'ir  hoch  in 
Ehren  halt&n  werden. 

Berlin,  iin  August  1919.  (799) 

Der  Präsidont 
und  die  höheren  Bemnten  des  Eisenbahn-Zentralamts. 


Am  12.  August  d  J  starb  in  Erfurt  der 

Geheime  Baurat  Robert  Siegel. 

Der  Entschlafene  war  seit  1.  Oktober  l!H80  im  Maschiuenbaufache  der 
preußischen  Staatseisenbahnverwaltung  tätig.  Seit  I.April  19  i2  bis  zu  seinem 
am  1.  Oktober  1911  erfolgten  Uoertritt  in  den  Ruhestand  gehörte  er  der  Eisen- 
bahndirektion Erfurt  als  Mitglied  an. 

Wir  betrauern  in  dem  Dahingeschiedenen  einen  durch  seinen  aufrechten 
und  lauteren  Charakter,  durch  reiches,  praktisches  Können  und  herzgewinnendes 
Wesen  ausgezeichneten,  von  uns  hochgeschätzten  Mitarbeiter  und  Freund  und 
werden  ihm  ein  ehrendes  Andenken  bewahren. 

Erfurt,  den  15.  August  1919.  (803) 
Der  Verein  der  höheren  Eisenbabnbeaniten  im  Dircktionsbezirk  Erfurt. 


2.  Güterverkehr. 

Gemeinschaftliches   Heft   V    Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  18.  Oktober  1919 
ab  werden  die  CTebühren  für  die.  (Über- 
führung zwischen  Mochbern  und  llrcs- 
lau  Viehhof  sowie  zwischen  Maltsch 
und  Maltsch  Hafen  erhöht.  Näheres 
enthält  die  am  21.  Augu.st  1919  er- 
scheinende Nummer  des  Tarif-  und 
Verkehrsauzeigers.  Auskunft  geben 
auch  die  beteiligten  Güterabfertigun- 
gen sowie  da«  Auskunftsbüro,  hier, 
Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  13.  August  1919.  (801) 
Eiseubahudirektion. 

Staats-  und  Privatbahn-Tiertarif. 
(Tfv.  1504). 

Mit  sofortiger  (Uiltigkeit  «ind  auf 
Seite  29  und  38  die  Stationen  Honrath, 
Immekeppel  und  0)jersteeg  nebst  An- 
merkung am  Fuße  der  Seite  zu  strei- 
chen. 

Elberfeld,  den  14.  August  1919.  (802) 
Eisenbahndirektion. 


Westdeutsch-südwostdeutscher  Tier- 
verkehr. 

Mit  isofortiger  Gültigkeit  werden 
direkte  Frachtsätze  für  die  Tarifklassen 
L  2  und  L  3  zwischen  der  Kuoteu- 
station  Bietigheim  (Württ.)  und  den  an 
Bietigheim  nach  dem  Verzeichnis  auf 
den  Seiten  30  bis  41  des  Tarifs  ange- 


sihlü.s.>-'eiK'n  süddeutsrlieii  Stationen 
i'iuerseits  und  den  Stationen  Castrop, 
Dortmund  Hafen,  Dortmund  Süd,  Hagen 
(Westf.),  Hörde,  Präsident  und  Watten- 
scheid andererseits  über  den  Weg- 
Iii  etfen  -'Mannheim  -Heppenheim  -Baben- 
liausen-Hanau-Gießen-Dillenburg  einge- 
führt. Näheres  im  preuß.-hes«.  Tarif - 
anzeiger  und  bei  den  Ix-teiligien  Dienst- 
stelleu. 

Frankfurt  (M.),  13.  Augu.st  1919.  (808) 
Eisenbahndii-ektion. 

Badischer  Gütertai'if,     Badischer  Tier- 
tariif. 

Mit  sofortiger  Wirkung  wird  im  Ba- 
dischen Gütertarif,  Al>teilung  1  und  im 
Badischen  Tiertarif  die  besondere  .\us- 
führungsbestimmung  zu  §  9  über  Zah- 
lungsmittel geändert.  Die  Frachten, 
Nachnahmen  und  Nebengebühren  kön- 
nen außer  in  der  Frankenwährung 
auch  wieder  in  der  Markwährung  be- 
zahlt weixien.  Näheres  in  unserem 
nächsten  Tarifanzeiger. 

Karlsi-uhe,  13.  August.  1919.  (800) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staatseisen- 
bahnen. 

Sächsische     Ausgabe     des  Ausnahme- 
tarifs für   Düngemittel  und  Rohmate.' 
rialien   zur  Kunstdüngerfabrikation. 

Die  in  der  Bekanntmachung  vom 
16.  Juni  1916  veröffentlichte  Tarifmaß- 
uahme  betreffend  Fraehtbereohnung 
für     schw'efelsaures     Amuioniak  aus 


en. 

Belgien  nach  obigem  Ausnahmetai' 
auch  beim  Fehlen  des  Frachtbri&fvc 
meiks  „zur  Verwendung  als  Düng 
mittel  im  Inlande''  wird  hiermit  a)i 
gehoben. 

Dresden,  am  14.  August  1919.  (79! 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisen  bahne 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer  Verkcl 
Heft  1. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  August  Ii 
werden  die  Stationen  der  Strec 
ZüUichau-Schwiebus  in  den  Tarif  e 
)>ezogen.  Auskunft  geben  die  beteil 
teil  Güterabfertigungen  sowie  das  At 
kuufts'büro,  hier,  Bahnhof  .\lexand( 
l)lat'Z. 

Berlin,  den  15.  August  1919.  (8! 
Eisenbahnilirektion. 


Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Am  15.  August  1919  werden  die  B 
diugungen  für  die  regelmäßige  Befö 
derung  von  Milch  aus  dem  Westdeutst 
Sächsischen  Gütertarif  in  das  Gemei 
same  Heft  (Tfv.  Nr.  200)  —  Anhang  2 
vom  15.  August  1919  unter  Beibehaltui 
der  bisherigen  Frachtberechnnng  ui 
unter  einigen  formellen  Äuderungc 
übernommen.  Näheres  enthält 
Tarif-  und  Verkehrs-Anzeiger 
preuß.-hess.  Staatsbahnen  unii  im.s. 
V'erkehrsanzeiger. 

Dresden,  am  15.  August  1919.  (80i 
Geu.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahne 
namens  der  beteiligten  Verwaltunger 

Wechsel  verkehr  Norddeutschland- 
Bayeru,  Heft  2  C  II  Ausnähmetarif 

Äm  1.  September  1919  kommt  Nacl 
trag  2  zur  Ausgabe.    Preis  40  ^. 

München,  den  11.  August  1919.  (80- 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  B 

3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

iSchülermonatskarten  werden  fortf 
in  nnsei-em  Binnenverkehr  auch  an  B 
Sucher  und  Besucherinnen  von  Hoc 
schulen  ausgegeben. 

Oldenburg,  den  14.  August  1919.  (80' 
Eisenbalmdirektion. 

4.  Verdingungen. 

Verkauf  von  2.338,5  t  alten  Oberba» 
und  Baustoffen,  bestehend  aus 
Eiseuba  hnzwecken  nicht  mehr  ve 
wendbaren  853  t  eisernen  und  stähle 
nen  Schienen,  35  t  eisernen  Schwelle 
209,5  t  Eisen-,  Stahl-  und  Blechschrc 
1239  t  Weichenteilen  ( Zungen vorricl 
tungen,  Herzstücke),  3  t  Kabe 
2  Feuergruben  und  5  eisernen  Übe 
bauten. 

Der  Angebotbogen  kann  von  unser» 
Kanzlei,  hier,  gegen  kostenfreie  Eil 
Sendung  von  2  M  5  Pf.  bezogen  od< 
daselbst  eingesehen  Averden.  Die  E 
Öffnung  der  Angebote  wird  am  4.  Sc 
tember  1919,  vormittags  10  Uhr  e 
folgen. 

Elberfeld,  den  4.  August  1919.  (80t 
Ei.senbahndirektion. 


Herau.sgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.  Ritter  in  Berlin, 
VwlRf  VOB  .Tuliu.i  Springer  in  Berlin  W.  —  Drucls  von  H.  S.  Hermann  ft  Co.  ia  Serllii  RW. 
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Berlin,  den  23.  August  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwoch»  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bacher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrtftleitunir  der  Zeltung  des  Vereins  Deutüctier  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmadinngren  an  das  Bureau  des  Vereint  Deutscher 
Elsenbahnverwaltuneen,  beide  in  BerlinW.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung-  kann  durch  den  Buclihandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verla^buch- 
handlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgeüietes  für  80  M.,  nach  samtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  Torherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Prlvatanzeigon  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
<J0  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Be'lasren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
VerlagsbuchhandlunK  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liukstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Ädr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Oirokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep -Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel-Wilhelmshöhe 

Uber  45000  HeifidampfloKomotiven 

mit  ÜberKitxer  Patent  W.  Sckmidt 

für  über  600  BaHnverwaltung^en 

Im  Betrieb  «ad  Bau  beAadllel» 
===  Einbau  erfolgt  durch  die  lisetiTherecfotigt^  LokomotiVfabrÜMn    ■■"«■"  ■■ 


DrucKsdiriften  Kostenfrei 


FateAte  1a  »Hen  ladvs 


*  Soseph  VöQGle-MannhGim  - ! 
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Zeltung  des  Verein«  ■. 
Deutscher  EisenbabnTerwaltungen' 


KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin -Lichtenberg,  Neue  Balinliofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911: 2  Grofie  Preise. 
Abteilung  1  für  VollbaKnen. 

'■V"j'''"c''bremten  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f.Personen-u 
Schnellzuge  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  jSSmef: 
bremsen  f.  elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol- u.elektr.Triebwaoen 
Dampnuftpumpen,  ein- u.  zweistufige.  Notbremseinrichfungen.   PreBluftsandstreuer  flir  Vollbahnen 
Federnde  Kolbenringe  Luftsauge-u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f  Heißdamof- 
lokomotiven.  Aufziehvornchtung  für  Kolbenschieberringe.   Speisewasserpumpen  und  VorXmer 
Vorwarmerarmaturen  U.Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke flir LokomoK 
Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbahnen. 
(Frfher   KoDtiDeniale   Bremsea  -  GesellschafI  b.  b.  H.,   TereiDigte  Christensen-  nd  Bakerbremsei) 
'■■«"ik'«"^''"^^"  für  StraBen-ü  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige   Einkammerbremsen.     Elektrisch   und   durch   Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.   Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil- u  Schieber 
Steuerung.    Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftskndstreuer 
r.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.   Oruckluftfangrahmen.    Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen  /  Bremsen- 
Einsteilvorrichtungen.   Türschließvorrichtungen.    Zahnradhandbremsen  mit  beschleiinioter  Auf 
Wickelung  der  Kette.   Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuot.  Reiniauno 
•lektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


l§tatt  besonderer  Anzeige, 

Heute  mittag  verschied  a^i  deo  Folgen  eines  Schlaganfall*  m«in  lieber 
Mann,  unser  guter,  treusorgender  Vater 

der  0 b er r egi e r un gs r a t 


Karl  Pannenberg 

Mitglied  der  Eisenbahndirektion,  Ritter  hoher  Orden. 


Erfurt,  den  16.  August  1919. 

Ooethebtraße  78 pt. 


I7I77] 


Im  Namen  der  Hinterbliebenen: 


Eva  Pnnnenbere,  geb.  Brnettieli, 

EvR  Pniinenbers.  Johanniterschwester, 
Rudolf  JPanneiiberg,  siud.  jur.,  Leutnant  d.  R. 

Die  Einäscherung  wird  in  al'er  Stille  erfolgen.  Es  wird  gebeten,  von  rier  Übersendung 
von  Bliinii  n  u.id  Kränze  abzusehen,  und  im  Sinne  des  Verstorbeueu  anheinigesteüt,  dafür 
dern  Lisenbahntochti  rhorte  eine  Zuwi  ndiing  zu  njachen. 


Filzisolier  platte 


r 


Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 

I  a    scHwarzer    dsenlacK  fer 

Bonitekt 

für  Waegonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güieischuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentialamt  Bernn  vorgeschrieben 


C.  F.  Beer  Söhne    Cöln  Z 1 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 

Facharbeiter 
V  > 


13 


RaWiesche  "Brems- fr  ellböcke.    2).  R,  P. 

Ftti  jedes  Stumpfgleis  fUt  Rangier-  und  Peisonenbahnhöfo.  Sickerheitsgleise  etc.  In  vef 

schiedenen  GiöOen  li«(eibai. 
Vom  K.E__Z.A.  und  anderen  E.  Bahn-Verwalt.  geprüft,  im  Betriebe  im  In-u.  Auslande  bewührt. 

Cjetahrlosea  Auflaufen  der  Personen-  und  Güterzuge  und  einzelnen  Wagen. 
Weltausstellnne  "Brüssel:   Ehrenpreis.  Weltanssiellnng  Turin:  Grand  Prix. 

  "Baltische  Ausstellung  Malmö:  Königl.  Medaille.  (7074] 

A.  RAWIE>  OsnabrücR-SchinKel. 


B 


Eisenbahn-Obersekreläi 

nicbt-techn.,  in  unkündbarer  Stellung  bei 
preuß.  Staatseisenbahnverwa  tung  gute 
Erfahrung  in  Betriebs-  und  Verwaltungs- 
leitung  und  zuletzt  hu  Kriegsausbruch  in 
selbständiger  Stellung  im  Auslande  bei 
Inno  km  langer  Nonualspurbabn,  sacht 
selbständigen  Posten  bei  Privatanter- 
nehmen  im  In-  oder  Auslande.  Gute 
engl  -und  franz.  Sprachenkenntnisse  und 
glänzende  Emptehinngen  stehen  zur  Seile, 
Angebote  uuier  Eis.':7l76  an  die  Anzl 
Annahme  dieser  Zeitung  (Li nkstr.  23/24)? 

Hebezeug'^ 

far  die  WerKstStten 

wie: 

Flaschenziige, 
Winden, 
Hebeböcke, 
Ketten 


liefert 


G.  Wagner 

BERUN  S.O. 
Köpenicker  Str.  71 


läppe 
X  \Ji  li^*  faden  i 

in  bunt  D.weiß,  bietet  an  zn  tagesgemäßen  Preiseo 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 

Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung' 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[7039) 

Reparaturen  billigstl 

Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Locll- 
apparat  als  StationsscKafiTner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeffer  Nacbf.,  Inh.;  A.  Ebni, 
Braunschweig.  [704S) 
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Bahnhof  sbeleuchtunor. 

Di«  Li-eferfristen  im  Güterv€rkehr. 

Nachrichten. 
Deutschland.  Tariferhöhungen. 

—  Einsetzung  eines  Beirates  beim 
Ausschuß    für    Ein-  und  Ausfuhr. 

—  Kohlennot.  —  Bewilliguno:  von 
angemessenen  Unterstützungen  an 
frühere  technische  Hilfsbeamte  und 
Hinterbliebene  von  technischen 
Hilfsbeamten.    —  Kleinwirtschaft. 

—  Die    elektrische  Einheitsloko- 


Berlin,  den  23.  August  1919. 


I  n  Ii  a  I  t  i 

motive.  —  Präsident  Lehmann  t- 
—  Personalnachrichten. 
Deutschöste.  rreich.  Erwei- 
terung des  Wirkungskreises  des 
iStaatsamts  für  Verbehrswesen.  — 
Die  Pensionierung  der  Staats- 
angestellten. —  Wiedereinstellung 
der  Bäderschnellzüge  na«h  Karls- 
bad. —  Kurse  über  Eisenbahn-  und 
Tarifwesen.  —  Wiederaufnahme 
des  Schiffsverkehrs  Wien-Preß- 
burg. 


LIX.  Jahrgang. 


T  s c  h  e c  h  0  - s  1  o  w  a k  i  s  c  h  e s  Ge- 
biet. Internationale  Kinsenbahn- 
linien  über  Böhmen.  — •  Stations- 
bezeichnungen in  deutscher 
Sprache. 

Übrige  europäische  Län- 
der. Eisenbahnunglück  in  Frank- 
reich. —  Vogesenbiahnen. 

Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Bahnhof  sbeleuchtung. 

Vom  Geheimen  Baurat  Hoefer  in  Cöln  am  Ehein. 


Bei  einer  sparsamen  Bahnhofsbeleuchtung  müssen  die 
Kosten  des  Leuchtmittels  auf  die  abgegebene  Lichteinheit 
(Kerzenstärke)  bezogen,  die  Anzahl  der  Lampen  und  die  für 
Herstellung  und  betriebliche  Unterhaltung  der  Lichtanlage 
aufzuwendenden  Kosten  im  richtigen  Verhältnis  zu  einer  mög- 
lichst gleichmäßigen  Bodenbeleuchtung  stehen,  und  hierauf 
vsollen  sich  folgende  Erwägungen  in  erster  Linie  erstrecken. 
—  Das  erstrebte  Ziel  kann  auf  zwei  verschiedene  Weisen  er- 
reicht werden.  Entweder  verwendet  man  zahlreiche  schwache 
Lampen  auf  niedrigen  Latemenpfählen,  damit  sie  dem  Boden 
recht  nahe  sind,  oder  wenige  starke  Lampen  an  möglichst  hohen 
Masten.  Beide  Beleuchtungsarten  haben  ihre  praktischen 
Grenzen.  Man  darf  einen  Bahnhof  nicht  so  dicht  mit  niedrigen 
Pfahllaternen  von  etwa  3,5  m  Lichtpunkthöhe  versehen,  daß 
der  Verkehr  zwischen  den  Gleisen  für  das  Personal  behindert 
oder  gar  gefährlich  wird,  wobei  nicht  allein  das  köiperliche 
Hindernis,  sondern  auch  die  Augenblendung  eine  Eolle  spielt. 
Sodann  wird  eine  Bedienung  so  vieler  Einzel- 
lampen kostspieliger  und  die  Ausbeute  des  zu- 
nächst als  gleichartig  angenommenen  Lichta 
mittels  auf  die  Lichteinheit  bezogen  schlech- 
ter als  bei  weniger  zahlreichen  Lampen  höhe- 
rer Kerzenstärke.  Dagegen  wird  die  Bauart  sehr  hoher 
Mäste  und  namentlich  ihre  Aufstellung  zwischen  den  Gleisen 
mit  zunehmender  Höhe  immer  schwieriger  und  kostspieliger. 
Es  möge  einstweilen  die  Grenze  der  Zweckmäßigkeit  etwa  bei 
21  m  Lichtpunkthöhe,  entsprechend  dem  Sechsfachen  der  vor- 
erwähnten Pfahllaternen  von  3,5  m^  Lichtpunkthöhe,  angesehen 
werden.  Da  nun  die  Lichtwirkung  mit  dem  Quadrat  der  Ent- 
fernung abnimmt,  so  muß  die  6  mal  weiter  vom  Fußboden  ent- 
fernte Lichtquelle  36  mal  so  stark  sein,  wobei  allerdings  der 
Lichtkreis  der  Bodenbeleuchtung  an  Durchmesser  6  mal  und 
an  Inhalt  36  mal  größer  ist  als  bei  der  niedrigen  Laterne. 
Für  eine  übersichtliche  zeichnerische  Darstellung  (Abb.  1) 
wird  man,  weil  es  sich  hier  um  quadratische  Verhältnisse  han- 
delt, nicht  einen  Lichtkreis,  sondern  ein  Lichtquadrat  zu 
Grunde  legen,  und  man  sieht  dann  sofort,  daß  an  Stelle  der 
einen  großen  Lampe  von  36  facher  Lichtstärke  in  der  Mitte 
jetzt  36  kleine  Lampen  von  je  einfacher  Lichtstärke  im  Licht- 


felde vorhanden  sein  müssen,  wenn  eine  annähernd  gleich 
helle  Bodenbeleuchtung  erzielt  werden  soll.  Theoretisch  ist 
bei  der  größeren  Anzahl  schwächerer  Lampen  die  Gleich- 
mäßigkeit allerdings  etwas  größer,  weil  es  im  selben  Licht- 
felde 36  gleichmäßig  verteilte  Stellen  gibt,  bei  denen  genau 
unterhalb  des  Lichtpunktes  die  Bodenbeleuchtung  besser  ist 
als  mit  zunehmender  Entfernung  vom  Fußpunkte  des  Later- 
nenpfahls. Praktisch  kann  jedoch  diese  günstige  Lichtwir- 
kung genau  unterhalb  des  Lichtpunktes  überhaupt  nicht  zu- 
stande kommen,  weil  die  Lichtausstrahlung  der  Lampen  und 
die  Bauart  der  Laternen,  sowie  die  Dicke  des  Pfahles  dies 
verhindern.  Hierin  ist  die  eine  Hochlampe  nun  wieder  den 
zahlreichen  kleinen  Lampen  überlegen;  die  Hauptsache  ist 
aber  der  Kostenpunkt.  Wird  unter  Berücksichtigung  der  heu- 
tigen ungewöhnlich  hohen  Preislage  angenommen,  daß  eine 
betriebsfertig  aufgestellte  Hochlampe,  ganz  gleich  für  welches 
Leuchtmittel,  von  36X16  =  576  oder  rund  600  Kerzenstärke  bei 
21  m  Lichtpunkthöhe  mit  Mast  und  Zubehör  etwa  1800  Ji 
kostet,  so  dürfte  die  betriebsfertige  Kleinlampe  von  16  Kerzen- 
stärke mit  3,5  m  Lichtpunkthöhe  nur  50  oU  kosten.  Man  wird 
sie  aber  jetzt  selbst  in  einfachster  Ausführung,  unter  200  Jl 
nicht  haben  können.  Die  Beschaffungskosten  der  Klein- 
lampen sind  also  schon  4  mal  größer.  Dieses  Verhältnis  bleibt 
auch  bei  normaler  Preislage  mit  etwa  450  Ji  Ji  für 

große  und  kleine  Lampen  bestehen. 

Wird  Petroleum  oder  Gas  als  Leuohtmittel  an- 
genommen, so  braucht  auch  imBetriebe  die  Starklichtlampe  nrrr 
etwa  den  vierten  Teil  der  Leuchtmittelmenge,  und  die 
Bedienungs kosten  dürften  sich  in  gleicher  Weise  bei 
Starklicht  niedriger  stellen.  Bei  elektrischer  Beleuch- 
tung mit  Glühlicht  ist  der  Unterschied  an  Stromver- 
brauch des  Starklichtes  nur  etwa  halb  so  groß,  wie  bei  der 
Kleinlampe.  Wird  jedoch  für  das  Starklicht  eine  Bogen- 
lampe benutzt,  so  ergibt  sich  an  Stromverbrauch  ebenfalls 
nur  der  vierte  Teil  von  dem  der  Kleinlampen.  Da  die  An- 
zahl und  Gesamtlänge  der  elektrischen  Zuleitungen  bei  den 
Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten  eine  wesentliche  Eolle 
spielt,  kommt  eine  so  starke  Unterteilung  bis  zu  36  Stück 
Kleinlampen  praktisch  nicht  in  Betracht,  sondern  man  HÜrde 
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Abb.  1. 

Schematisches  Lichtfeld  für 
eine  große  oder  vier  mittel- 
große oder  36  kleine  Lampen. 
Die  Bestrahlungsgrenze  ist 
der  Einfachheit  wegen  im 
Winkel  von  45  °  angenommen. 


bis  12  Ampere  an  10  bis  12  m  hohen  Masten 
mit  60  bis  80  m  Lichtkreisdurchmessrer  sich  .er- 
geben. Geht  man  nun  aus  Ersparnisgründ'Cn 
mit  den  10  Ampepe-Lamp'en  zu  21  m  holicn 
Masten  über,  so  beleuchtet  man  gegen  bisher 
mit  derselben  10  Ampere-Strommeuge  eine 
vierfach  so  große  Fläche,  oder  mit  anderen 
Worten,  die  Bodenbeleuchtung  wird  viermal 
schwächer  als  es  letzthin  üblich  war,  aber 
sie  wird  noch  immer  aiisreichend  sein.  Die 
10  Ampere-Wechselstrom^Bogenlampe  besitzt 
ohne  licht  schluckende  und  teure  Opal-  oder 
Milchglasglocken,  also  mit  der  bei  so  großer 
Lichtpunkthöhe  durchaus  zuläs,sigen  Klar- 
glasglocke eine  Lichtstärke  von  immerhin 
2400  Kerzen,  wie  oben  schon  angenommen 
wurde.  Zur  besseren  Beleuchtuno^  bestimmter 
Bahuhofsstellen,  z.  B.  hei  Weicheuspitzen, 
auf  Ablaufbergen  usw.,  wird  man  eine  Z  u  - 
satzbeleuchtung  mit  Glühlampen, 
in  der  Eegei  mit  Scheinwerfern  (Abb.  2),  die 
unter  Umständen  auch  an  Hochlampen  nötig 
oder  nützlich  -sind,  um  alles  Licht  auf  den 


das  angenommene  Lichtfelä 
(Abb.  1)  wohl  mit  vier  Lampen 
zu  je  etwa  150  Kerzenstärke  an 
.  etwa  10,5  m  hqhen  Masten  aus- 
rüsten. Die  zugehörigen  vier 
Stromzuleitungen  werden  schon 
aus  Gründen  der  Festigkeit  je 
eiben  so  stark  sein  müssen  wie 
für  eine  Bogenlampe  von  der 
Hälfte  des  Stromverbrauchs  der 
Stark-Glühfadenlampe  gleicher 
Leuchtkraft. 

Da  nun  auch  heute  noch  Pe- 
troleumlicht durchschnittlich 
mindestens  viermal  teurer  sein 
wird  als  gleich  helles  elek- 
trisches Licht,  so  könnte  man 
bei  Aufwendung  glei- 
cher Kosten  für  das 
Li  cht  mittel  die  elek- 
trische Beleuchtung 
vi  e  r  m  a 1  so  stark  m  a  - 
c  h  e  n,  wie  hei  Petroleum,  also 
(iOO  anstatt  150  Kerzen  bei  Glüli- 
lampeu  und  2400  anstatt  600 
Kerzen  bei  Bogenlampen.  Man 
bliebe  dann  noch  immer 
wesentlich  unter  den  bis  heute 
üblich  oewesenen  Lichtstärken, 
die  bei   Bogenlampen   von  10 


i 


betreffenden    Punkt    zu    lenken,    nicht   entbehren  können] 
Ebenso  hat  man  unter  niedrigen  Bahnsteighallen  und  in  den 
Bahnhofsgebäuden  selbst  unter  allen  Umständen  Glühlicht  zu 
verwenden.    In  hohen  Vorhallen  und  hohen  Wartesälen  kön 
nen  allenfalls  Gleichstromlampen,  niemals  aber  die  meistens! 
stark  bruumienden  Wechselstjomlampen  zur  Anwendung  ge^ 
langen.   Häufig  ist  es  zweckmäßig,  an  den  Lichtmasten  selbst 
oder  auch  an  den  Leitungsmasten  schwache  Zusatz-Glühlam 
pen  in  etwa  8  ni  Höhe  über  dem  Gelände  anzubringen,  die  erst 
mit  Löschung  der  großen  Bogenlampen  in  Betrieb  kommen, 
um  den  Bahnhof  nicht  ganz  dunkel  zu  lassen,  .jedoch  in  d e U' 
Betriebspausen     wesentlich     an     Strom  z 
sparen.    Diese  zeitweise  und  schon  für  kurze  Betriebs 
pausen  lohnende  Löschung  der  Lampen  ist  abgesehen  von  den^ 
geringeren  Lichtkosten    ein  wichtiger  Vorteil  des 
elektrischen  Lichtes  gegenüber  anderen  Be- 
leuchtungs  arten.    Dazu  kommt    gegenüber   dem  Gas' 
die  bessere  Übersicht  des  hier  in  der  Eegel  oberirdischen  Leir 
tungsnetzes  und  das  sofortige  Erkennen  von  Störungen,  die 
sich  häufig  genug  durch  teilweises  oder  völliges  Verlöschen 
der  Bahnhofsbeleuohtung  bemerkbar  machen,  während  bei  Gas 
undichte  Leitungen  meist  erst  bei  Prüfung  der  Gasuhr,  wenn 
viel  verlorenes  Gas  bezahlt  werden  muß.  aufgesucht  und  nicht 
immer  schnell  gefunden  werden.    Lange  und  viel  ver-i 
zweigte  alte  Gasleitungen  im  Bahnhof  sind' 
eine  arge  Plage  und  Kostenverschwendung  und 
sollten  unbedingt  vermieden  bzw.  beseitigt  werden.  Gänz- 
lich verfehlt  ist  z.  B.  die  Weichenbeleuchtung 
mit  Gas.    Aber  die  noch  seltene  elektrische  Weichen-  und^ 
Sia'nalbeleuchtung  ist  auch  bis  jetzt  nicht  einwandfrei  gelöst. 


K 


Abb.  3. 


Aufstellung  eines  zweiteiligen  hohen  Lichtmastes  mit  Schmalbockuntersatz  zwischen 
enghegenden  Betriebsgleisea  von  nur  4,5  rn  Abstand  von  Mitte  zu  Mitte. 

a)  Der  Obermast  wird  mit  Schraubenrad,  Winde  und  Seilrolle  bis  zum  Kopf  des 
bchmalbocks  hochgezogen. 

b)  Nachdem  der  Drehbolzen  durchgesteckt,  ein  loser  Hebel  übergelegt  und  an  dessen 
h.nde  das  Seil  befestigt  ist,  wird  der  Hebel  herab-  und  damit  der  Obermast  zur  senkrechten 
Lage  hocbgewunden. 

„o-  ^)  ^^letzt  wird  der  Obermast  mit  Hand  in  seine  Schlußstellung  gedrückt  und  ordnungs- 
mäßig befestigt.  * 


Abb.  2. 

Die  noch  wirksame  Lichtstrahlung  beträgt  etwa  das  Dreieinhalbfache  der 
Mastenhöhe,  also  z.  B.  bei  21  m  -  Masten  etwa  ,  70  bis  75  m.  Durch  einseitiges 
Abblenden  kann  der  Bestrahlungswinkel  nach  bestimmten  Richtungen  verkleinert 
oder  vergrößert  werden.  Die  Lampe  a  bestrahlt  z.  B.  einen  Ablaufberg  die 
Lampe  b  eine  Weichengruppe,  bei  c  befindet  sich  der  beobachtende  WeTchen- 
steller.  Er  darf  nicht  in  das  Licht  der  nächsten  Hochlampe  d  hineinsehen  konuen 
daher  muß  der  Lampenmast  entsprechend  hoch  sein.  Das  Licht  der  niedrigeren 
und  näheren  Lampe  e,  die  ia folge  a.  und  d  entbehrlich  ist,  befindet  sich  noch  in 
Augenhöhe  des  Weichenstellers  und  blendet  ihn. 


zumal  sie  nur  mit  Kabeln  durch- 
führbar und  daher  in  der  Anlage 
ganz  besonders  kostspielia-  ist. 
Als  Gasbeleuchtung  kommt 
selbstverständlich  nur  eine  solche 
mit  Glühstrümpfen  in 
Frage,  die  mit  allen 
ihren  Mängeln  und  dem 
Ärger,  den  sie  verur- 
sachen, besonders  bei 
Außenbeleuchtung  an 
hohen  Masten.  sicher 
nichts  angenehmes  sind 
und  diesen  Mangel  mit  den 
Starklichtlampen  für  Petroleum 
oder  Benzol  teilen.  Letztere  .bei- 
den Lichtquellen  haben  nun  zwar 
keine  langen  Zuleitungen  nötig, 
aber  in  den  meistens  am  Mastfuß 
befindlichen  Brennstoffbehältern 
und  beweglichen  Zufuhrröhrchen, 
die  bei  Benzol  leicht  einfrieren, 
eine  andere  nicht  angenehme  Zu- 
oal>e.     jVIan  hat  allerdinjis  auch 
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Starklichtlampen  mit  unmittelbar  darüber  befindlioben  Brenu- 
stoffbehält^m,  di«  trotz  der  Explosionsgefahr  vorzuzieh'en  sind. 
Alle  Starklichtlampen  für  flüssigen  Brenn- 
stoff bedürfen  einer  ganz  besonders  guten 
Wartung,  die  im  Kriege  meistens  nicht  möglich  war  und 
dieiie  Lampen  daher  mit  Eecht  sehr  unbeliebt  machte.  Bei 
starkem  Wind  oder  gar  bei  Schneesturm,  der  die  Luftlöcher 
oder  Spalten  zusetzt,  verlöschen  diese  Lampen  sehr  leicht. 
Nach  diesen  Erörterungen  ist  also  die  elektrische  Beleuchtuno- 
das  einzig  Kichtige,  und  es  muß  nur  bedauert  werden,  daß  die 
erforderlichen  Geldmittel,  als  sie  noch  leicht  zu  haben  waren, 
häufig  genug  abgelehnt  wurden  —  eine  Sparsamkeit  durchaus 
am  falschen  Platze. 

Der  vorerwähnte  einzige  Übelstand  der  elektrischen  Be- 
leuchtung, das  plötzliche  Erlöschen,  läßt  sich  durch  eine  syste- 
matisch durchgeführte  Notbeleuchtung  mit  einfach- 
sten Mitteln  nach  Cölner  S.ystem,  das  auch  anders- 
wo eingeführt  wurde,  leicht  so  abmildern,  daß  ernstliche  Be- 
triebstörungen oder  gar  Unfälle  bei  einiger  Vorsicht  und  Um- 
sicht vermieden  werden.  Wenn  auch  die  Ei  Satzbeleuchtung 
nur  sehr  notdürftig  sein  kann,  so  ist  sie  doch  schnell  in  Gang 
zu  bringen  und  besser  als  völlige  Dunkelheit. 

Es  mögen  nunmehr  einige  Bemerkungen  über  die 
empfohlenen  und  vom  Eisenwerk  Willich  in  Hörde  ge- 
lieferten etwa  21  m  hohen  Mäste  gemacht  werden.  Auf 
Cölner  Bahnhöfen  stehen  solche  hauptsächlich  in  engen  Glei- 
sen von  nur  4,5  m  Abstand.  Da  sie  nicht  in  das  4,4  m  breite 
Profil  hineinragen  diu'ften,  konnte  der  Schaft  bis  mindestens 
auf  Profilhöhe  nur  100  mm  breit  sein  und  mußte  doch  das 
nötige  Widerstandsmoment  besitzen.  Dieses  wurde  erreicht 
durch  einen  kastenförmigen  Querschnitt,  der  aus  zwei  U-Eisen 
N  P.  8  und  zwei  kräftigen,  .io  10  mm  starken  und  parallel  zur 
Gleislage  etwa  500  mm  breiten  Stehblechen  besteht  und  mit 
inneren  Zusatzblechen  bis  auf  halbe  Schafthöhe  versehen  sind. 
Bei  Masten  mit  gewöhnlicher  Lichtpunkthöhe  von  10  m  bis 
12  m,  wie  sie  meistens  zur  Aufstellung  gelangen,  ist  eine  be- 
hindere Verstärkung  durch  Zusatzstehbleche  nicht  erforder- 
lich, zumal  der  hohl;.  Schaft  nach  der  Mastenauf s^llung  mit 
Feinbeton  ausgegossen  wird.  Neuerdings  ist  der  Verfasser 
auf  den  Gedanken  gekommen,  vor  dem  Ausgießen  mit  Beton 
in  den  hohlen  Schaft  alte  Siederohre  zu  stecken,  wodurch  eine 
sehr  große  Steifigkeit  erzielt  wird.  Am  Fuß  hat  der  Schaft 
eine  Abstrebung  aus  schräg  gestellt/en  Winkeleisen  zur  Funda- 
raentplatte,  die  auf  einem  Betonblock  als  Erdsockel  verankert 
ist.  Der  Kopf  des  Schaftes  wird  durch  4  Stück  senkrechte, 
angenietete,  kurze  U-Eisen  als  Konsolen  ausgebildet,  so  daß 
die  Kopfbreite  dem  Querschnitt  des  aufgesetzten  gewöhnlichen 
Gittermastes,  meistens  von  350  mm  im  Quadrat,  genau  ent- 
spricht. Die  Fußlascheu  dieses  Aufsatzmastes  gi'eifen  unten 
über  die  Konsolen  des  Schmalbockuntersatzes  hinweg  und 
sind  hieran  mit  4  Stück  durchgehenden  Schraubbolzen  be- 
festigt. Von  diesen  Bolzen  dient  einer  zunächst  als  Dreh- 
punkt beim  Aufbringen  des  Obermastes  in  einem  sehr  ein- 
fachen, schnell  und  sicher  zu  bewirkenden  Verfahren,  das  in 
Verbindung  mit  der  Schmalbockbauart  patentamtlich  ge- 
schützt wurde.  Nachdem  der  Schmalbockuntersatz  auf  seinen 
Erdsockel  gestellt  ist.  was  3  Mann  in  ganz  kurzer  Zeit  be- 
-n-irken  können,  und  nachdem  als  Hilfsgeräte  am  Schmalbock- 
fuß eine  kräftige  selbstsperrende  Schraubenradwinde  sowie 
am  Schmalbockkopf  eine  Seilrolle  angebracht  wurden,  läßt 
sich  mit  Winde  und  Seil  das  Fußende  des  Obermastes  Leicht 
bis  zum  Schmalbockkopf  hoch  ziehen  (Abb.  3a)  und  der 
besagte  Drehbolzen  durchstecken.  Dann  wird  die  Seilrolle 
entfernt,  und  es  Avird  auf  dem  schräg  nach  oben  liegenden 
Obermast  als  rückwärtige  Verlängerung  ein  entsprechend 
starkes,  etwa  2K  m  überragendes  Trägereisen  mit  Schellbäu- 
dem  befestigt.  Schließlich  wird  durch  das  jetzt  am  äußeren 
Trägerende  angebrachte  Windenseil  dieses  Ende  herab  bis 
in  die  senkrechte  Lage  und  damit  zugleich  der  Obermast  her- 
auf in  die  Verlängerung  de«  Untermastes  gezogen  (Abb.  3b). 
Nunmehr  werden  die  übrigen  3  Bolzen  zur  gesicherten  Ver- 


bindung von  Ober-  und  Untermast  durchgezogen,  Hilfsträger 
und  Winde  abgenommen  und  die  Mastenaufstellung  ist  erle- 
ledigt.  Dies  völlig  betriebssichere  Verfahren 
dauert  bei  guter  Vorbereitung  und  einiger 
Übung,  wobei  gewisse  praktische  Kniffe 
in  Frage  kommen,  für  einen  21  m  h  o  h e n  Mast 
etwa  eine  Stunde,  für  den  viel  leichteren 
n  UT  10  oder  12  m  hohen  Mast  etwa  eine  halb" 
Stunde.  Wenn  man  bedenkt,  daß  die  Aufstellung  gewöhn- 
licher breitbasiger  Gittermaste  schon  von  10  m  oder  gar  von 
12  m  Höhe  in  einem  Stück  unter  Sperrung  der  benachbarten 
Gleise  und  durch  6 — 8  Mann,  die  mit  mindestens  2  Stück  lan- 
gen und  schweren  Leitern  oder  Stützbäumen,  Leitseileu  und 
zuweilen  auch  mit  schweren  Bauwinden  ausgerüstet.  4 — 6 
Stunden  lang  die  betreffende  Bahnhofsstelle  unsicher  macheu, 
so  muß  vorstehend  beschriebene  schnelle,  billige  und  betriebs- 
sichere Aufstellungsweise  zweiteiliger  Mäste  als  eine  wahre 
Erlösung  vom  Übel  angesehen  werden.  Für  den  Begang  des 
Bahnhofs,  für  Signalaufstellungen  usw.  pflegt  man  einige 
breite  Gleiszwischeniäume  zu  belassen,  die  dann  auch  für  die 
Licht-  und  Leitungsma.stc  mit  in  Betracht  kommen,  aber  er- 
fahrungsgemäß hierfür  nicht  ausreichen.  Auch  ist  hierbei 
zu  beachten,  daß  das  Verdecken  des  Signalbildes  und  die  Blen- 
dung von  Stellwerks  Wärtern  durch  Lichf^maste  unbedingt  ver- 
mieden werden  muß.  Das  Einstellen  yon  letzteren  aiish  in  / 
•enge  Gleislagen  ist  daher  häufig  nicht  zu  vermeiden.  Um  nun 
nicht  zwei  Arten  von  Masten  nötig  zu  haben,  sollte  man  grund- 
sätzlich nur  solche  mit  Schmalbockunterteil  verwenden,  wenn 
sie  auch  etjwa  20  %  teurer  sind.  Eine  kleine  Mehrausgabe  an 
richtiger  Stelle  vermeidet  häufig  später  viel  höhere  Ausgaben, 
wenn  hohe  Bieitfußgittermaste,  z.  B.  wegen  Oleisumbauten, 
versetzt  werden  müssen  und  dann  auf  anderer  Stelle  zwischen 
enger  Gleislage  nicht  mehr  brauchbar  sind. 

Es  ist  .ietzt  noch  die  Frage  zu  erörterii,  ob  Holz- 
mas t  e  oder  E  i  s e n  m  a  s t e  in  der  V e  r  w  e  n  d  u  u  u 
billiger  sind.  Ausgesucht  glatte,  gerade  und  mit  Teeröl 
getränkte  Telegraphenmaste  von  etwa  10  m  Länge  kosten 
heute  mindestens  100  Jl  an  Ort  und  Stelle  ihrer  Verwendung-. 
Werden  sie  mit  2,5  m  hohem  Eisenfuß  eingesetzt  und  an  der 
Spitze  mit  Eisenauslegern  versehen,  so  entstehen  etwa  150  Jl 
Ziisatzkosten.  Vier  Stück  solcher  kleiner  jMaste,  die,  nach 
Abb.  1,  einen  Hochmast  von  etwa  31  m  bcleuchtungstechnisch 
ersetzen  können,  kosten,  daher  schon  1000  Jl  gegenüber  1800  M 
beim  Hochmast.  Dazu  kommt  der  Mehraufwand  an  Beleuch- 
tungsmaterial für  vier  Mäste  an.statt  für  nur  einen  Mast,  und  es 
kommt  ferner  die  nur  halb'  so  gute  Stromausnutzung  der  zu 
wählenden  Glühfadenlampen  gegenüber  der  hochkerzigen 
Bogenlampe  in  Betracht.  Hiernach  kann  es  nicht 
zweifelhaft  sein,  daß  der  eine  eiserne  Hoch- 
m  a  s  t  wirtschaftlich  den  Ic  1  e  i  n  e  r  e  n  vier  H  o  1  z  - 
mästen. überlegen  ist.  Wird  die  Überschlags! echnung 
für  Holzmasten  ohne  Ei.senfuß  gemacht,  so  kostet  ein  solcher 
betriebsfertig  aufgestellt  nur  etwa  200  J{,  aber  er  hat  bei  1.5  m 
tiefem  Erdstand  nur  noch  8,5  m  Lichtpunkthölie,  und  es  kom- 
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men  an  solchen  Ersatzmasten  (  tt-  )     =6  oder  mindestens  7 

^  8,o  ' 

Stück  in  Frage.  Die  Sache  wird  also  noch  viel  ungünstiger, 
was  infolge  dei  vorherigen  Ausführungen,  wonach  die  Hoch- 
maste  stets  am  billigsten  werden,  weiter  nicht  überraschen 
kann. 

Im  übrigen  sei  noch  als  wichtiges  Abwehrmittel  gegen  Licht- 
verschwendung der  bisher  für  .iede  Dienststelle  schon  vorge- 
schrieben gewe.sene  Brennkaie  n  d  e  r  erwähnt,  der  .jedoch 
nicht  nur  ein  Veizeichnis  aller  Lampen  und  der  für  sie  in 
Frage  kommenden  Brennzeiten,  sondern  auch  die  im  einzelnen 
zugebilligten  Mengen  an  Leuchtmitteln  und  die  hierfür  gleich- 
falls im  Einzelnen  in  Betracht  kommenden  Kosten  enthalten 
muß.  Sobald  Menge  oder  Kosten  der  Leuchtmittel  im  Jahres- 
verbrauch überschritten  sind,  hat  sich  die  Verbrauchsstelle 
zu  rechtfei tigen.  Bei  weiS entlichen  Ersparnissen 
sollten  jedoch  Prämien  zugebilligt  werden, 
Avie  dies  z.  B.  im  Cölner  Bezirk  geschieht. 
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Zeitun»?  des  Vereins 
Deutscher  EiBenbahuverwaltungen. 


Die  Lieferfristen  im  Güterverkehr. 

Von  Oberbahn Verwalter  Re  f  f  1  e  r. 


In  dem  ju  Nr.  35  der  Vereiusz^itunK  unter  der  obigen  Über- 
«cbrift  erschienenen  Aufsatz  wird  der  Zuversicht  Ausdruck 
sreffeben,  daß  deutsche  Tatkraft  die  «eoenwärtigen  unerhörten 
Schwierio-keiten  unserer  Eisenbahnen  nach  und  nach  überwin- 
den und  die  Einhaltung-  von  Lieferfristen  wieder  möglich 
raachen  wird.  Es  wird  dann  auf  Grund  von  Erfahrungen,  die 
vom  Zeitpunkt  des  Inkraftti-etens  der  neuen  Verkehrsordnuno-, 
dem  1.  April  1909,  bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  gesam- 
melt worden  sind,  untersucht,  inwieweit  die  Bestimmungen 
des  ^  /5  der  EVO.  den  tatsächlichen  Verhältnissen  im  Güter- 
betorderungsdienst  Rechnung  getragen  haben.  Die  sehr  inter- 
essanten Ausführungen  faßt  der  Verfasser  dahin  zusammen 
daß 

a)  für  beschleunigtes  Eilgut  und  gewöhnliches  Eilgut  (Stück- 
gut und  Wagenladungen)  sowie  für  Frachtgut-Wag'enladungen 
die  in  der  EVO.  vorgesehenen  Lieferfristen  als  angemessen 
bezeichnet  und  auch  künftighin  belassen  werden  können; 

y         zweitägige  Abfertigungsfrist  für  Frachtstückgut  bei- 
zubehalten, die  Beförderungsfrist  dagegen  wie  folgt'  festzu- 
setzen wäre: 
bei  einer  Entfernung 

bis  zu  100  Tarifkilometer  1  Tag, 
»    „  200  „  2  Tage, 

„  300  „  3  Tage, 

bei  größeren  Entfernungen  für  weiter  angefangene 

.i'6  150  Tarifkilometer  1  Tag; 
c)  die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehr  bei  der  Berechnuno- 
der  Lieferfrist  für  Frachtstückgut  und  Wagenladungen  durch 
die  Bestimmung  zu  berücksichtigen  wäre,  daß  durch  .ieden 
m  sie  fallenden  Sonn-  und  Festtag  die  Lieferfrist  um  l'  Ta^ 
verlängert  wird ;  , 

für  die  feuergefährlichen  und  unhandlichen  Stückgüter, 
die  bei  der  Verladung  und  Beförderung  von  den  übrio-en 
Stuckgütern  getrennt  behandelt  werden  müssen,  von  der  Fest- 
setzrmg  von  Lieferfristen  ganz  abgesehen  werden  soll 

Diese  Vorschläge  haben  die  Entwicklung  des  Güterverkehrs 
zur  etwaigen  Hohe  vor  dem  Kriege  zur  Voraussetzung,  da 
sonst  die  verminderte  Zugzahl  naturgemäß  eine  Verlano-- 
samung  der  .Beförderung  mit  sich  bringen  würde 

Wenn  nun  auch  die  Wiederkehr  der  vor  dem  Krieo-e  sehr 
gut  geordiieten  Verhältnisse  im  Güterbeförderungsdienste  auf 
das  drmghch.ste  zu  wünschen  und  anzustreben  Lst,  so  scheint 
doch  in  Hinsicht  auf  die  Wiedereinführung  der  Lieferfristen 
große  Vorsicht  geboten.  Die  Eisenbahnverwaltungen  konnten 
aiich  vor  dem  Kriege,  trotz  ihrer  fürsorglichen  Pflege  des 
Guterbeford erungsdienstes,  die  Lieferfristen  in  zahlreichen 
Verkehrsbeziehungen  nicht  einhalten,  und  es  sind  diese  Liefer- 
tristuberschreitungen  zu  einer  unversieglichen  Quelle  von  Be- 
iseJi-werd.en  gegen  die  Eisenbahn  und  zu  einer  Ursache  zahl- 
reicher Eeklamationen  geworden.  Dagegen  konnte  auch  der 
Umstand  die  Eisenbahnverwaltungen  nicht  schützen,  daß  die 
Lietertristen  m  sehr  zahlreichen  Verkehrsbeziehungen  nicht 
verbraucht  -wurden,  die  Beförderung  vielmehr  in  kürzerer  Zeit 
durchgeführt  wurde.  Die  nicht  zu  vermeidenden  Lieferfrist- 
überschreitungen -wurden  vielfach  von  privaten  Reklamations- 
buros  ausgenützt,  und  zwar  rein  geschäftsmäßig.  Sie  ließen 
sicü  che  p  rachtbriefe  von  den  Gutsempfängern  in  großer  Zahl 
aushandigen  irnd  stellten  bei  allen  vorgekommetien  Liefer- 
tnstuberschreitungen  an  die  Eisenbahn  ihre  Forderuno-en 
ohne  Eucksiclit  darauf,  ob  den  Empfängern  durch  die  spätere 
Zubnngung  des  Gutes  irgend  ein  Schaden  oder  auch  nur  eine 
Ungelegenheit  erwachsen  waT  oder  nicht.  Diese  große  Ver- 
mehrrmg  der  Eeklamationen  war  eine  ungeheure  Last  für  die 
Eisenbahnverwaltungen.  Außerdem  aber  hat  dadurch  auch 
ihr  Ansehen  gelitten. 

Gegen  unbillige  Ansprüche  müßten  die  Eisenbahn- 
verwaltungen durch  eine  entsprechend©  Bemessung  der  Lie- 
tertristen  geschützt  werden.  Außerdem  zwingt  aber  auch  die 
Wirtschaftlichkeit  zu  einer  Änderung.  Es  darf  nicht 
ubersehen  werden,  daß  die  unzureichende  Bemessung  der  Lie- 
ferfristen die  Verwaltuna-en  zu  Maßnahmen  gezwungen  hat 
die  durchaus  unwirtschaftlich  waren.  Der  Aufbau  der  Lade- 
und  Beförderungsvorschriften  ist  in  weitem  Umfano-.e  von  den 
Lieferfristen  beeinflußt  worden.  Namentlich  im  Frachtstück- 
gutverkehr waren  viel©  Ladevorschriften  und  Sonderkurse 
nur  auf  die  Einhaltung  der  Lieferfristen  zugeschnitten. 
Künftighin  aber  wird  die  Wirtschaftlichkeit  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Güterbeförc^erungswesens  sich  durchsetzen  müs- 
tunlichste  Sparsamkeit  auf  allen  sachlichen 
Gebieten  wird  die  Forderung  der  Zeit  sein. 

Zur  Vermeidung  von  unwirtschaftlichen  Maßnahmen  gehört 
also   eine  ausreichende  Bemessung  der  Lieferfristen."  Von 


dies^em  Gesichtspunkt  ausgehend,  möchte  ich  über  die  Vor- 
schläge in  Nr.  35  der  Vereinszeitung  hinausgehen  und  auch 
eine  Erhöhung  der  Lieferfrist  für  EiLs  tückgut  für 
Frachtstuckgut  und  für  F  r  ac  h  t  g  u  t  w  a  g  e  n - 
i  a  d  u  n  g  e  n  vorschlagen. 

Die  Lieferfrist  für  Fils  tückgut  hat  sich  in  zahlrei- 
cheren Verkehrsbeziehungen  .letzt  schon  als  äußerst  knapp 
und  sogar  als  unzureichend  erwiesen,  und  sie  wird  sich  in 
weiterem  Maße  als  unzulänglich  zeigen,  wenn  die  auf  die. 
Dauer  nicht  mehr  zu  umgehende  Zusammenführung  einea 
größeren  Teils  des  Eilgutes  auf  einzelne  zentral  gelegendl 
Umladestationen,  zwecks  Bildung  von  Orts-  und  Umlade- 
wagen, zur  Durchführung  kommt.  E.s  wird  deshalb  notwendio- 
sein,  neben  der  Expeditionsfrist  von  1  Tag,  die  Beförderuno-s- 
frist,  die  .letzt  für  angefangene  ie  300  Tarifkilometer  1  T'a» 
betragt,  auf  1  Tag  für  150  Tarifkilometer  herabzusetzen.  " 

Im  F  r  a  c  h  t  s  t  ü  c  k  g  u  t  V  6  r  k  e  h  r  werden  die  Lade-  und 
Betorderungsverhältnisse  voraussichtlich  eine  durchgreifende 
Umgestaltung  erfahren  müssen.  Zunächst  wird  durch  die  an- 
gebahnte Verlegung  der  Stückgüterzüge  in  die  Tageszeit  der 
bisher  bestanden©  unmittelbare  Anschluß  nach  den  Seiten- 
sti-ecken  vielfach  durchbrochen;  es  entstehen  hierdurch  grö- 
ßere Liegezeiten  auf  den  Umschlagstationen ;  ebenso  entstehen 
Verzogerun.gen  für  die  Güter  der  Fahrtrichtung  des  Stück- 
güterzuges, da  dieser  zur  Nachtzeit  nicht  mehr  fährt.  Die 
Güter  bleiben  also  häufiger  und  länger  liegen  als  früher 
Außerdem  wirkt  die  Ausschaltung  oder  Verkürzung  des  Lade- 
dienstes am  Samstag  Nachmittag  und  das  Ruhen  der  Lade- 
arbeit am  Sonntag  verzögernd  auf  den  Lauf  der  Güter  ein. 
Diese  Umstände  im  Zusammenwirken  mit  der  Erkenntnis,  daß 
bei  den  heutigen  Arbeitsverhältnissen  die  Verminderun  g  der 
Umladungen  eine  ungleich  höhere  Bedeutung  hat  als  früher 
wird  bei  der  Aufstellung  der  Ladevorschriften  und  der  Be- 
stimmung der  Kurswagen  in  weitestem  Umfange  zu  berück- 
sichtigen-sein.  Die  Ausschaltung  von  Umladungen  wird  aber 
in  erster  Linie  durch  die  Ausnützung  der  L  a  de  kraft  des 
Ortsgutes  anzustreben  sein,  was  eine  ausgiebige  Aufsamm- 
lung des  Gutes  bei  den  Versandstationen  zur  Voraussetzung' 
hat  Diese  Aufsammlung  wird  sich  schon  auf  Stationen  mit 
mittlerem  Verkehr  zu  erstrecken  haben,  und  es  wird  damit 
erne  Uberprüfung  und  Neubestimmung  der  Kurswagen  Hand 
in  Hand  gehen  müssen,  weil  mit  der  Verlegun»-  der  Stück- 
guterziige  in  die  Tageszeit  gleichzeitig  das  Bestreben  aufo^e- 
treten  ist,  das  Em-  und  Ausladen  bei  den  Stückgüterzüo-en  auf 
Unterwegstationen  möglichst  einzuschränken. 

^^]*^o  einschneidenden  und  wirtschaftlich  bedeutuno-s- 
vollen  Maßnahmen  müssen  die  Eisenbahn verwaltuno-en  bei 
ihren  Anordnungen  Beweg-ungsfreiheit  haben,  und  sie"  dürfen 
nicht  durch  zu  kurz  bemessene  Lieferfristen  behindert  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  vorbezeichneten  Laufverzöoerungen 
erscheinen  die  Lieferfristen  nicht  nur  im  Fernverkehr,  son- 
dern auch  bei  kürzeren  und  mittleren  Entfernungen  unzurei- 
chend, namentlich  dann,  wenn  bei  solchen  Gütern  nach  und 
von  Seitenstrecken  zwei  Übergänge  zu  überwinden  sind.  Di« 
Stillager  auf  den  Übergangsstationen  werden  nur  zum  Teil 
durch  direkte  Kurswagen  abgemindert  werden  können,  weil 
unwirtschaftliche  Wagenläufe  vermieden  werden  sollen 

Ich  komme  deshalb  bei  der  Bemessung  der  Lieferfrist  für 
Frachtstückgut  zu  folgenden  Vorschlägen: 
Abfertigungsfrist,  wie  bisher  2  Tage, 
Beförderungsfrist  bei  einer  Entfernung 

bis  zu   50  Tarifkilometer  1  Tag, 
„    „  100  „  2  Tage, 

„    „  150  „  3  Tage, 

"    „  200  „  4  Tage, 

bei  größeren  Entfernungen  für  weiter  angefangene 

.ie  150  Tarifkilometer  1  Tag. 
Die  Abfertigungsfrist  wird  künftighin  in  vielen  Fällen  für 
dre  Aufsammlung  des  Gutes  verbraucht,  und  es  müssen  schon 
deshalb  die  Lauffristen  verlängert  werden.  Jeder  in  die  Lie- 
ferfrist fallende  Sonn-  und  Feiertag  verlängert  die  Liefer- 
frist um  einen  Ta.g. 

Im  Fr  ach  tgutwa.  genlad  ungs  verkehr  werden 
die  .ietzt  aufe-etretenen  Lieferfristüberschreitungen  durch  das 
Ruhen  der  Lieferfrist  an  den  Sonn-  und  Feiertagen  zum  größ- 
ten Teil  behoben  werden  können.  Immerhin  scheint  mir  auch 
hier  eine  mäßis-e  Erhöhung  der  Lieferfrist  angezeigt,  und 
zwar  hauptsächlich  für  den  Verkehr  nach  und  von  Seiten- 
strecken mit  geringer  Zugzahl. 

Außerdem  wird  bei  der  weiteren  Ausgestaltung  des  Güter- 
zugfahrplanes in  erhöhtem  Maße  dahin  zu  trachten  «ein,  daß 
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Was^n  des  Fernverk'elirs,  soweit  nur  immer  tunlich,  auch  in 
rerno:üt€rzü^€n  befördert,  und  daß  sie  zur  Erreichuno:  dieses 
Zwecks  nötigenfalls  anoesammelt  und  nur  an  einzelnen 
Wochentagen  abo^efahren  werden.  Ebenso  werden  auch  künf- 
tighin auf  Sti-ecken  mit  geringerem  Verkehr  Güterzüge  nur 
an  einzelnen  Wochentagen  gefahren  werden  können.  Allen 
solchen  Maßnahmen  sollten  zu  kurz  bemessene  Lieferfristen 
nicht  hinderlich  ün  Wege  stehen.  Ich  möchte  deshalb  empfeh- 
len, die  Beförderungsfrist  für  Frachtgutwagenladungen  all- 
gemein um  einen  Tag  zu  erhöhen.  Die  Verfrachter  haben 
vor  allem  daran  Interesse,  daß  sie  mit  der  Beförderung  der 


Güter  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  rechnen  können. 
Es  kommt  hierbei  weniger  darauf  an,  daß  die  Frist  sehr  kurz 
bemessen  ist  als  darauf,  daß  die  vorgesehene  Frist  erfah- 
rungsgemäß auch  tatsächlich  eingehalten  werden  kann.  Ein 
Nachteil  wird  dem  verfrachtenden  Publikum  aus  der  vorge- 
schlagenen Erhöhung  der  Lieferfristen  nicht  erwachsen,  weil 
die  Eisenbahnen  an  und  für  sich  bestrebt  sein  müssen,  die 
Vorwärtsbringung  der  Güter  und  den  Wagenumlauf  in  ihrem 
eigensten  Interesse  möglichst  zu  beschleunigen.  Es  bedarf 
hierzu  keines  äußeren  Druckmittels  in  der  Form  von  sehr 
kurz  bemesis-enen  Lieferfristen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet, 
Deutschland. 

—  Tariferhöhung:cn.  Di«  Verhandlungen  zwischen  den  Re- 
gierungen mit  Staatsbahnbesitz  über  Erhöhung  der  Tarife  im 
Personenverkehr  sind  noch  nicht  zum  Abschluß  gelangt,  ins- 
besondere auch  noch  nicht  über  das  Maß  der  Erhöhung.  Dies 
dürfte  für  die  nächste  Zeit  zu  erwarten  sein.  Feststeht  bis- 
her jedenfalls,  daß  die  Erhöhung  in  möglichst  kurzer  Frist, 
voraussichtlich  schon  am  1.  Oktober  d.  Js.,  durchgeführt 
werden  wird. 

—  Einsetzung  eines  Beirates  beim  Ausschuß  für  Ein-  und 
Ausfuhr.  Zur  Mitwirkung  an  den  Arbeiten  des  Ausschusses 
für  die  Ein-  und  Ausfuhr  hat  der  Eeichswirtschatftsmini.ster 
einen  Beirat  aus  Interessentenkreisen  bestellt,  der  am  15.  d.  M. 
seine  Tätigkeit  aufgenommen  hat.  Diester  Beirat  setzt  sich 
aus  Vertretern  der  industriellen  Unternehmer,  de«  Groß-  und 
Ein-  und  Ausfuhrhandels,  der  industriellenj  Arbeitnehmer, 
der  Arbeitnehmer  des  Handels,  der  Landwirtschaft,  der  Land- 
arbeiter, der  Kommunalverwaltungen  und  der  Verbraucher 
zusammen.  Der  Beirat  wird  in  regelmäßigen  Abständen  vom 
Wirtschaftsausschuß  einberufen  und  ist  in  allen  grundsätz- 
lichen Fragen  und  vor  allen  wichtigen  Entscheidungen  zu 
liören.  Die  Aufgabe,  dieses  Beirates  soll  darin  bestehen,  einen 
möglichst  innigen  Zusammenhang .  mit  den  wirtschaftlichen 
Vorgängen  und  Notwendigkeiten  des  gesamten  deutschen 
Wirtschaft.slebens  herzustellen,  um  alle  Entscheidungen 
grundsätzlicher  Art  über  Ein-  und  Ausfuhrfragen  nur  in 
nöglichstem  Einklang  mit  den  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Interessen  treffen  zu  können. 

—  Kohlennot.  Die  Ausstände  im  obersichleisischen  Kohlen- 
"evier  haben  die  gesamte  Belieferung  Deutschlands  mit 
Sohlen  in  so  hohem  Maße  geschädigt,  daß  für  die  Zukunft 
iie  schlimmsten  Befürchtungen  gehegt  werden.  Ganz  be- 
sonders wird  der  Eisenbahnbetrieb  betroffen,  der  wiederum 
luf  das  gesamte  Wirtschaftsleben  seine  Eück-narkungen  aus- 
ibt.  Nach  den  letzten  Pressemeldungen  waren  die  Kohlen- 
)estände  der  Eisenbahn  in  den  östlichen  Bezirken  in  gefahr- 
Irohender  Weise  gesunken,  irn  Bezirk  Stettin  z.  B.  auf  den 
Bestand  für  drei  bis  vier  Tage,  in  Altona  für  fünf  bis  sechs 
Page  usw.  Die  Generaldirektion  der  säehsischen  Staats- 
jahnen mußte  die  Grobkohle  des  Zwickauer  Bere-werks  aufs 
leuo  beschlagnahmen,  um  eine  Stockung  im  Ei&enbahnbe- 
riebe,  wenigstens  im  Güterverkehr,  zu  verhindern.  Auf 
tllen  deutschen  Eisenbahnen  sind  zahlreiche  Züge  bereits 
iingestellt  worden,  und  es  ist  zu  befürchten,  daß.  wenn  eine 
Besserung  der  oberschlesischen  Zustände  nicht  bald  erfolgt, 
Iie  Einschränkungen  in  der  näch.sten  Zeit  einen  noch  nicht 
Lagewesenen  Umfang  annehmen  werden.  Es  ist  in  der  Presse 
^on  einem  bevorstehenden  Fortfall  sämtlicher  D-Züge,  von 
'5  %  der  Personienzüge  des  Friedensfahrplanes  und  zahl- 
reicher Güterzüge  berichtet  worden.  Auch  mit  der  Eückkehr 
;um  Eeisescheinzwanor  wird  gerechnet.  Indessen  scheinen 
lOch  keine  endgültigen  Entscheidungen  von  zuständiger  Stelle 
retroffen  worden  zu  sein.  In  der  Vollversammlung  des 
)irektoriums  des  Verbandes  Südwestdeutscher  Industrieller 
eilte  der  Generaldirektor  der  badischen  Staatseisenbahnen 
nit,  daß  zwischen  Baden,  Württemberg,  Bayern  und  anderen 
.''erwaltungen  augenblicklich  Verhandlungen  über  eine  voll- 
tändige  Einstellung  des  Sonntagsverkehrs  wegen  außer- 
irdentlicher  Kohlenknappheit  schweben.  Schnell-  und  Per- 
onenzüge  sollen  ohne  jede  Ausnahme  einge.stellt  werden  und 
lur  noch  Milch-  und  Lel>ensmittelzüge  fahren.  Baden  erspare 
ladurch  monatlich  gegen  3000  t  Kohlen. 

Inzwischen  hat  sich  die  Streiklage  in  Schlesien  nicht  wesent- 
ich  geändert. 

—  Bewillijscung;  von  angemessenen  Unterstützungen  an 
rnhere  technische  Hilfsbeamte  und  Hinterbliebene  von  tech- 
iischen  Hilfsbeamten.   Der  preußische  Eisenbahnminister  hat 


angeordnet,  daß  die  Eisenbahndirektionen  künftig  beim  Aus- 
scheiden eines  technischen  Hilfsbeamten  aus  dem  Dienst  üi- 
folge  von  Dienstunfähigkeit  oder  beim  Ableben  eines  tech- 
nischen Hilfsbeamten,  von  Amts  wegen,  ohne  einen  Antrag  ab- 
zuwarten, die  Einkommensverhältnisse  prüfen,  und  wegen  Be- 
willigung angemessener  Unterstützungen  das  weitere  ver- 
anlassen. Auch  bezüglich  der  bereits  infolge  von  Dienst- 
unfähigkeit ausgeschiedenen  technischen  Hilfsbeamten  und 
der  Hinterbliebenen  von  technischen  Hilfsbeamten  soll  ge- 
prüft werden,  ob  die  ihnen  zurzeit  gewährten  Unterstützungen 
ausreichend  sind.  Gegebenenfalls  sind  Anträge  auf  Erhöhung 
dieiser  Unterstützungen  dem  Minister  vorzulegen. 

—  Kleinwirtschaft.  Der  preußische  Eisenbahnminister  hat 
an    die    Eisenbahndirektionen    folgenden    Erlaß    gerichtet : 

„1.  Um  tüchtigen  Kleingartenbesitzern  Anreiz  zu  weiterer 
vorbildlicher  Tätigkeit  im  Gartenbau  zu  geben  und  andere 
Kolonisten  zur  Nachahmung  anzueif^rn,  empfiehlt  es  sich, 
während  der  Sommermonate,  und  zwar  wegen  des  besseren 
Vergleichs  und  Anreizes  innerhalb  der  einzelnen,  zusammen- 
hängenden oder  benachbarten  Kolonien,  Gartcnsichauen  zn 
veranstalten.  Dabei  sind  für  besondere  Leistungen  Beloh- 
nungen zu  gewähren,  am  besten  in  Naturalien,  Gerätschaften, 
Kunstdünger  und  dergleichen  oder  in  Geld.  Je  nach  dem 
Umfange  und  den  Leistungen  der  Kolonien  ist  der  Garten- 
baudirektor Grobben  oder  ein  Sachverständiger  der  Landwirt- 
schaftskammer zuzuziehen.  Falls  die  Belohnungen  aus  den 
bei  Titel  12,  Stelle  20  des  Haushalts  für  1919  bereits  über- 
wiesenen Mitteln  nicht  bestritten  werden  können,  sind  die 
erforderlichen  Beträge  vorher  anzufordern.  Geringe  Mengen 
Kunstdünger  können  auch  von  hier  zur  Verfügung  gestellt 
werden. 

2.  Ich  lege  Wert  darauf,  daß  die  der  Jugend  eigene  Lust  und 
Liebe  für  Kleintierzucht  und  Gartenbau  auch  innerhalb  der 
Eisenbahnverwaltung  gepflegt  und  gefördert  vnrd.  Das  wird 
sich  besonders  wirkungsvoll  erreichen  lassen  durch  Einrich- 
tung kleiner  Gärtchen"  und  Kleintieranlagen  im  Zusammen- 
hange mit  Eisenbahnkolonien  oder  Werkstätten  (für  Lehr- 
linge). An  der  Hand  solcher  Einrichtungen  wird  sich  bei 
genügender  freiwilliger  Beteiligung  auch  die  Einführung  von 
Unterrichtsstunden  über  Gartenbau  und  Kleintierzucht  emp- 
fehlen, wobei  ebenfalls  auf  anregende  Schauen  mit  gutge- 
wählten Prämien  Bedacht  zu  nehmen  ist. 

3.  Je  größere  Sparsamkeit  fortan  auch  bei  der  äußeren 
Unterhaltung  der  Bahngebäude  wird  Platz  greifen  müssen, 
desto  mehr  ist  auf  deren  wohlfeilen  aber  trotzdern  dem  Auge 
gefälligen  gärtnerischen  Schmuck  zu  halten.  Die  Strecken- 
dezernenten und  der  OberbaukontroHeur  sind  mit  Weisung 
zu  versehen.  Die  Eisenbahndirektionen  wollen  sich  dieser 
Angelegenheit   besonders  annehmen. 

4.  Da  bei  der  unter  1.  genannten  Verrechnungsstelle  noch 
ein  Eeservebetrag  zur  Verfügung  steht,  können  Anträge  auf 
Zuweisung,  die  eingehend  zu  begründen  wären,  in  den  Fällen, 
in  denen  für  dringende  Verbesserungen  auf  dem  Gebiete  der 
Kleinwirtschaft  die  vorhandenen  Mittel  nicht  ausreichen,  noch 
nachträglich  eingereicht  werden.  Nachprüfung  der  Anforde- 
rungen durch  die  Beiräte  bleibt  vorbehalten." 

—  Die  elektrische  Einheitslokomotive.  Der  Chef  der  kürz-  . 
lieh  im  preußischen  Eisenbahnministeriuro  ins  Leben  gerufe- 
nen Abteilung  für  elektrischen  Zugbetrieb,  Wirkl.  Geheimer 
Oberbaurat  Dr.-Ing.  Wittfeld,  hat  kürzlich  in  dem  „Zen- 
tralblatt der  Bauverwaltung"  bemerkenswerte  Ausführungen 
über  die  weitere  Durchführung  der  elektrischen  Zugförde- 
rung, die  eine  wirtschaftliche  Notwendigkeit  für  Deutschland 
sei,  gemacht,  denen  wir  folgende  Angaben  entnehmen :  Die 
elektrischen  Lokomotiven  sind  in  wenigen  Jahren  so  weit 
entwickelt  worden,  daß  sie  auch  den  schwierigsten  Betriebs- 
verhältnissen ohne  weiteres  angepaßt  werden  können.  Gleich- 
wohl sind  noch  solche  Verbesserungen  erwünscht,  die  es 
möglich  machen,  mit  einer  sehr  geringen  Anzahl  von  Loko- 
motivgattungen aus-zukommen.  den  Bau  zu  vereinheitlichen 
und  auf  die  einfachste  Form  zu  bringen.   Das  wird  di«  Be- 
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tri^bstuchtigkeit  vergrößern,  die  Beschaffungskosten  v.er- 
miuclern,  die  Wartuuo-  und  betrieblich«  Unt«rhaltuno-  .erleich- 
tern, das  Auabessern  vereinfachen  und  dadurch  die  Werk- 
stätten entlasten,  der  Betriebsführuno-  «-rößeren  Spielraum 
geben  und  die  Jahrosleistung  erhöhen.  Um  das  zu  erreiclieu 
braucht  nur  auf  den  altbekannten  Zahnradachs- 
antrieb  zuriickgegriffeu  zu  werden  der  dem  Stangen- 
•  antrieb  geg-euüber  erbe  bliche  Vorteile  'aufweist.  Der  Ver- 
tasser  will  nur  wenige  Grundformen  für  GKitorzüge  und 
Schnell-  und  Personenzüge  Avählen.  Die  elektrische  Eiu- 
nchtung-  wird  bei  allen  Lokomotivarten  nach  Möglichkeit 
gleichartig  gestaltet  werden,  so  daß  die  Bedienung  wesent- 
lich vereinfacht  wird.  Beider  dargelegten  VereinlicitlicOiuno- 
werden  nur  wenige  Hauptwerkstätten  erforderlich  sein,  <lie 
neben  den  AusbeiSseruusen  auch  abgängig  werdende  Teile 
neu  anfertigen  sollen.  Die  meisten  Arbeiten  werden  sich  in 
den  Betriebswerkstätten  durchführen  lassen,  da  sie  «ich  auf 
Auswechseln  beschränken.  Geheimrat  Wittfeld  befürchtet 
nicht,  daß  durch  die  Vereinheitlichung  eine  Fortentwickelung 
gehindert  wird,  da  nichts  im  Wege  stehe,  wesentliche  Neue- 
rungen zu  erproben  und  gegebenenfalls  zur  Einheitsform  zu 
erheben. 

—  Präsident  Lehmann  f.  Der  frühere  Präsident  der  Eisen- 
bahndirektion in  Essen,  Wirklicher  Geheimer  Oberresierungs- 
rat  Lehmann,  ist  am  26.  Juli  d.  J.  gestorben.  Walter  Lehmann 
war  am  3.  April  1856  als  Sohn  eines  Arztes  in  Bad  Oeyn- 
hausen geboren.  Nach  Erlangung  des  Reifezeugnisses  auf 
dem  Gymnasium  in  iBielefeld  widmete  er  sich  auf  den  Univer- 
sitäten Bonn,  Leipzig  und  Göttingen  dem  imistischen  Studium 
und  trat  bald  nach  Ablegung  der  2.  Staatsitnifung  im  Jahre 
1882  als  Assessor  in  den  Dienst  der  Staatseisenbahnverwal- 
tung.  Seine  ersten  Dienstjahre  legte  er  im  Bezirke  der  Eisen- 
bahndirektion Elberfekl  unter  Leituu/;-  des  damaligen  Prä- 
sidenten dieser  Behörde,  späteren  iHnisters  Thielen"  zurück. 
1886  wurde  er  Mitglied  des  Eiseubahn-Betriebsamts  Düssel- 
dorf und  in  dieser  Stellung  1890  Eegierungsrat.  1894  kam  er 
als  Mitglied  zur  Eisenbahndireklion  nach  Elberfeld,  wo  er 
auch  nach  der  Neuordnung  der  Staatseisenbahuverwaltuno' 
(1895)  verliliel).  Am  16.  Februar  1905  wurde  Lehmann  zum 
Geheimen  Regierungsrat  und  am  4.  April  1905  zum  Obcr- 
regieruno-srat  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Hannover  er- 
nannt. Hatte  er  s-chon  in  Elberfeld  mehrere  Jahre  das  Kassen- 
dezernat  verwaltet,  so  gab  ihm  seine  neue  Stellung  als  Etats- 
rat  in  Hannover  Gelegenheit,  sich  auf  dem  gleichen  Gebiete 
mit  bestem  Erfolge  zu  betätigen.  Er  war  sich  der  Bedeutung 
der  Aufgaben,  die  die  Verwaltungsordnung  dem  Etatsrate 
zuweist,  voll  be\\iißt,  und  vermöge  seiner  Energie  und  Sach- 
kenntnis gelang  es  ihm,  sie  re^stlos  zu  erfüllen  und  sich  a":S 
hervorragenden  Verwaltungs-  und  Finanzbeamten  zu  zeigen. 
Am  1.  April  1908  wurde  'er  als  Präsident  an  die  Spitze  der 
Eisenbahndirektion  Essen. und  damit  auf  einender  schwierigsten 
Posten  der  preußischen  Staatsbahnverwaltung  gestellt.  Die  un- 
geheueren Verkehrsaufgaben,  die  der  inmitten  des  rheinisch- 
westfälischen  Industriegeliieis  gelegenen  EiS'enbahndirektion 
Essen  zufallen,  stellten  an  den  verantwortlichen  Leiter  dieser 
Behörde  Anforderungen,  die  nur  von  einer  so  tatkräftigen 
Per.sönlichkeit  bewältigt  werden  konnten,  wie  Lehmann  sie 
war.  In  langen  und  schweren  Friedens-  und  Kriegsjahren 
hat  er  in  aufopferungsvoller,  unermüdlicher  Tätigkeit  s(.'ines 
Amtes  gewaltet,  bis  zunehmende  Kränklichkeit  ihn  zwang, 
sich  am  1.  Juni  d.  J.  von  den  Dienstgeschäften  zurückzu- 
ziehen und  zum  1.  September  1919  seinen  Abschied  nachzu- 
suchen. Es  ist  ihm  nicht  vergönnt  g-ew-esen,  den  Avohlver- 
dienten  Ruhestand  zu  genieß^en. 

—  Personalnachrichtenr  Bei  der  preußisch-hesisischen 
Staatsbahnverwaltung  ist  der  Regierungsbaufühier  des  Ma- 
schinenbaufachs Friedrich  Müller  aus  Kotzenau.  (Schles.) 
zum  Regierungsbaumeister  ernannt.  —  Der  Oberregierungs- 
rat Pannen  borg  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Erfurt  ist 
gestorben. 


.  Deutschösterreich. 

—  Erweiterung  des  AVirknngskreises  des  Staatsamts  für 
Verkehrswesen.  Zu  der  Mitteilung  in  Nr.  59,  Seite  624 
dieser  Zeitung,  wird  nunmehr  der  Wortlaut  der  Vollzugs- 
anweisunrren  nachgetragen  und  gleichzeitig  die  irrtümlich  ge- 
meldete Zuweisung-  des  gesamten  staatlichen  Vermessungs- 
wesens an  das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  berichtigt. 

Mit;  Vollzugsanweisung  der  Staatsregierung  vom  1.  Juli 
1919  werden  aus  dem  bisherigen  Wirkuug.dvreise  des  Staats- 
amtes für  Handel  und  Gewerbe,  Industri(_'  und  Bauten  los- 
gelöst und  in  den  Wirkungskreis  des  Staatsamtes  für  Ver- 
kehrswesen einbezogen:  1.  Di©  Generaldü-ektion  für  Post-, 
lelegraphen-  und  Fernsprechwesen  mit  allen  ihren  Ge- 
schäften und  unterstehenden  Dienststellen  einschließlich  der 
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in  ihren  Wirkungskreis  einbezogenen  Angelegenheiten  des 
Kraftwagenverkehjfes;  2.  alle  Angelegenheiten  des  Biunen- 
schiffahrtswesens,  insbesondere  des  Binnensohiffahrtsver- 
kehres  und  ^Betriebes  einschließlich  des  Binnenschi ffahrts- 
inspektorates ;  3.  hinsichtlich  des  Baues  von  Wasserstraßen 
die  Mitwirkung  bei  der  grundlegenden  gesetzgeberischen 
Tätigkeit  und  bei  Konzessions-erteilungen,  insbesondere  vom 
kommerziellen  und  vom  Gesichtspunkte  der  allgemeinen  A''er- 
kehrspolitik ;  4.  alle  künftig  für  Deutschösterreich  sich  er- 
gebenden Seeschiffahrtsangelegenheiten,  mit  Ausnahme  jener 
Angelegenheiten,  die  sich  auf  die  Wahrung  der  Interessen 
des  uberseeischen  Handels  im  Verkehr  mit  ausländischen 
Sehiffahrtsunteniehmungeu  beziehen,  hinsichtlich  welcher  dem 
Staatsamte  für  Verkehrswesen  nur  die  Mitwirkung  zusteht. 

Hinsichtlich  des  Zuständigkeitskreises  des  Staatsamtes  für 
Verkehrswesen  bleibt  dem  Staatsamte  für  Handel  und  Ge- 
werbe, Industrie  und  Bauten  folgende  Einflußnahme  gewahrt: 

a)  Mitwirkung  in  allen  Fragen  des  Verkehrswesens,  die  die 
Interessen  der  gewerblichen  und  industriellen  Produktion 
und  des  Handels  betreffen,  und  bei  jenen  Angelegenheiten  des 
Binnenschiffahrtswesens,  weHche  die  bauliche  Ausgestaltung 
der  dem  -Schiffsverkehre   dienenden   Wasserläufe  berühren; 

b)  die  Wahrung  der  Interessen  des  überseeischen  Handels  im 
Verkehr  mit  ausländischen  Schiffahrtsunternehmungen. 

Als  Beginn  der  Zuständigkeit  des  Staatsamtes  für  Verkehrs- 
wesen hinsichtlich  der  vorbezeichneten  Angelegenheiten  hat 
der  15.  August  1919  zu  gelten. 

Mit  VoUzug-sanweisung  der  Staatsregiei-ung  vom  gleichen 
Tage  vrarde  weiter  verfügt:  Für  sämtliche  Angelegenheiten 
des  Iv  r  alf  t  fah.'r  weis  e  n  s  lauf  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung, Verwaltung  und  Vollziehung  ist  vom  1.  August  1919 
an  das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  zuständig,  soweit  nicht 
rmf  (Timud  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  noch  die 
Zuständigkeit  eines  anderen  Staatsamtes  besteht.  —  Die  An- 
gelegenheiten der  künftigen  Gestaltung  des  militärischeu 
Kraftfahrwesens  hat  das  Staatsamt  für  Heerwesen  im  Ein- 
veriiehmen  mit  dem  Staatsamt  für  Verkehrswesen  zu  regeln.  — 
Alle  Angelegenheiten  des  Kraftfahrbetriebes  für  staatliche 
Zweclvc,  soweit  sich  nicht  bezüglich  des  Heeresamtes  eine 
Ausnahme  ergibt,  werden  bei  der  O-eneraldirektion  für  Post-, 
Teleg'raphen-  und  Fernsprechwesen  zusammengefaßt. 

Zufolge  Vollzugsanweisung  der  Staatsregierunff  vom  1.  Juli 
1919  wird  ferner  zur  Behandlung  der  Schiffahrtsan- 
g  e  1  e  g  e  n  h  e  i  t  e  n  mit  dem  genannten  Zeitpimkte  im  Staats- 
amte für  Verkehrswesen  eine  eigene  Revisionsgruppe  er- 
richtet, an  deren  Spitze  Ministerialrat  Dr.  Viktor 
Ondraczek  stehen  wdrd.  Die  Revisionsgruppe  wird  die 
folgenden  neuen  Dienstabteilungen  umfassen:  Departement 
10  für  tarifarische,  verkehrspolitische  und  Frachtangelegen- 
heiten der  See-  und  Binnenschiffahrt ;  Departement  11  für 
gesetzgeberische  Konzessions-  und  Vertragsangelegenheiten 
der  Binnenschiffahrt;  Departement  IIa  für  alle  Seeschiff- 
fahrts-  und  nautische  Angelegenheiten  und  des  Binnenschiff- 
fahrtsinspektorats.  Die  Amtsräume  dieser  Revisionsgruppc 
verbleiben  mit  Ausnahme  des  Binnenschiff ahrtsinspektorats. 
das  bereits  im  Gebäude  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen 
untergebracht  ist,  bis  auf  Aveiteres  in  dem  Hause  1.  [Bezirk. 
Postgasse  8. 

—  Die  Pensionierunjä;  der  StaatsangesteUten.  Die  ..Wiener 

Zeitung"  veröffentlicht  das  von  der  Nationalversammlung 
beschlossene  Pensionsbegünstigimgsgesetz.  Nach  diesem 
können  alle  von  der  deutschösterreichischen  Republik  übei- 
nommenen  aktiven  Zivilstaatsangestellten,  die  beim  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  im  FaEe  der  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand Anspruch  auf  einen  Ruhegenuß  von  weniger  als  lOO, 
aber  mehr  als  75  %  der  Ruhegenußbemessungsgnmdlage 
hätten,  mit  Ablauf  zweier  Monate  nach  Einbringung  des  Ge- 
suches, auch  öhne  Nachweis  der  Dienstunfähigkeit  und  au«h 
vor  Überschreitung  des  60.  Lebensjahres,  in  den  dauernden 
Ruhestand  versetzt  werden.wenn  sie  innerhalb  längstens  vier 
Wochen  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  darum 
ansuchen.  Diese  iBestimmimg  gilt  auch  für  den  Fall  der 
Beurlaubung  mit  Wartegebühr  innerhalb  der  ersten  vier 
Wochen  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes.  Ist  dem  an- 
suchenden Zivilstaatsangestellten  innerhalb  der  Frist  von 
zwei  Monaten  nach  Einbringung  des  Gesuches  eine  Ent- 
scheidung nicht  zugekommen,  so  gilt  es  als  abgelehnt.  Alle 
von  der  deutschösterreichischen  Republik  übernommenen 
aktiven  oder  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  mit 
Wartegebühr  beurlaubten  Zivilstaatsangestellten,  die  —  ohne 
begünstigte  Anrechnung  der  Dienstzeit  während  des  Krieges  — 
eine  zur  Erlangung  des  Anspruches  auf  den  vollen  Ruhe- 
genuß erforderliche  Dienstzeit  schon  zurückgelegt  haben  oder 
bis  längstens  30.  Juni  1921  zurücklegen  werden,  sind  bis  zu 
diesem  Zeit^ninkt  auch  ohne  Nachweis  der  Dienstunfähigkeit 
und  auch  vor  Überschreitung  des  60.  Lebensjahreß  in  3ea  ii 
dauernden  Ruhestand  zu  versetzen.  t 
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Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Intel-nationale  Eisenbahnlinien  über  Böhmen.  Laut 
Bituii^smelduiig€n  befaßt  sich  di-e  Ke^ierung-  der  tscheclio- 
pwakischen  Republik  mit  dem  Plane,  eine  internationale 
isenbahnverbindun^f  zwischen  West-  und  Osteuropa  über 
Jhraen,  und  zwar  auf  der  Linie  Paris-Straßburo-Nürnberf- 
[•ag-Warschau-Eußland  zu  errichten.  Weiter  bereitet  sie 
Q«  zweite  internationale  Linie  über  Böhmen,  und  zwar 
stende-Magdeburo-Prag-Pardubitz-Preßburg-Balkan  vor, 

—  Stationsbezeichnungen  in  deutscher  Sprache.  Es  wird 
ruber  Beschwerde  geführt,  daß  manche  iSt^tionen  Fracht- 
lete  mit  deutscher  Ötationsibezeichnuns  zurückweisen  Da 
1  anderes  als  ein  deutsches  Stationsverzeichni-s  für  Böhmen 
Ihren  und  Schlesien  'nicht  vorliegt,  entspricht,  wie  der 
'rager  Tarifanzeiger"  betont,  die  deutsche  Stationsbezeich- 
ng  den  Bestimmungen  des  §  .5G  (1)  III— l  des  Eisenbahn- 
tnebsregleinents,  und  es  ist  daher  nicht  gestattet  solche 
achtbriefe  zurückzuweisen. 


—  ^  ledereinstellung  der  Bäderschnellzüge  nach  Karlsbad. 

Wegen  des  großen  Kohlenmangels  und  vollständig-  auf- 
gebrauchter Kohlenvorräte  ist  am  15.  August  der  Verkehr  der 
Baderschnellzüge  Nr.  1  und  2  Wien-Karlsbad  (Wien  ab  7  Uhr 
5  Minuten  früh,  Wien  an  9  Uhr  40  Minuten  al>ends)  bis  auf 
weiteres  wieder  eingestellt  worden.  Ebenso  wird  aus  dem- 
selben Grunde  der  bisher  wöchentlich  dreimalige  Verkehr  der 
Schnellzüge  Nr.  5  und  6  zwischen  Wien  und  Prao-  auf  zwei 
Tage,  und  zwar  Wien  ab  Dienstag  und  Sonnabend  12  Uhr 
mittags,  Wien  an  Montag  und  Mittwoch  4  Uhr  25  .Minuten 
nachmittags,  eingeschränkt. 

—  Kurse  über  Eisenbahn-  und  Taj-ifwesen.  Der  Wiener  I 
Kaufmännische  Verein  veranstaltet  auch  in  dies-em  Jahre 
wieder  einen  Kurs  zur  Einführung  in  das  k  o  m  in  e  r  z  i  e  1 1  e 
Eisenbahn-  und  Tarif  wesen.  Er  besteht  aus  zwei  ; 
A.bteilungen,  deren  erste  (A)  sich  mit  dem  inländischen  und 
leren  zweite  (B)  sich  mit  dem  ausländischen  Verkehrswesen 
)eschäftigt.  Da  die  Tarife  aller  Staaten  der  alten  Monarchie 
lufgehoben  und  bedeutend  erhöht  worden  sind,  und  auch  die 
.virtschaftliche  Gestaltung  und  das  Verkehrswesen  der  an- 
[eren  europäischen  Staaten  durch  den  Kriegsausgang  oroße 
keränderungen  erfahren  hat,  ist  der  diesjährige  Kurs  von  be- 
ende rem  Interesse.  Er  dauert  in  der  Abteiluno-  A  sechs 
lonate,  m  der  Abteilung  B  drei  Monate  und  findet  jeden 
)ienstag,  Donnerstag  und  .Sonnabend  von  l'A  bis  9%'  Uhr 
-bends  statt.  Honorar  Abteilung  A  für  Mitoiieder  des  Vereins 

0  Kr.,  für  Nichtmitglieder  60  Kr.-,  Abteilung  B  20  und  ao  Kr. 

~    Wiederaufnahme    des    Schiffsverkehrs  Wien-Preßbur»- 

tut  Grund  der  zwischen  den  Vertretern  der  tschecho- 
lowakLSchen  Republik  und  der  Donau-Dampfschiffahrts- 
nesellschatt  erzielten  Vereinbaruno-  ist  am  9.  Auo-ust  dw 
egelmaßige  Verkehr  von  Personendainpfern  von  Wien  nach 
reßburg  eröffnet  worden.  Dieser  A'erkehr  wird  dreimal  in 
er  Woche  stattfinden,  und  zwar  Dienstag,  Donnerstao-  und 
onnabend.  Sobald  es  die  Verhältnisse  ermöglichen  werden 
ard  dieser  Verkehr  bis  Komorn  verlängert  werden.  Nach 
taßgabe  des  verfugbaren  Raumes  werden  mit  dem  Personeu- 
Jhitfe  auch  Eilgüter  befördert.  Die  Wiedereröffnung^'-  des 
racbtguterverkehrs  ist  für  die  nächste  Zeit  in  Aussicht 
enommen. 


üebrige  europäische  Länder. 

Pa7isieif'^"fSr"«'^f 'f.^""  x'"  Frankreich.  Nach  dem  „Petit 
T  ^.^-  ^u        I  August  ein  Urlauberzug  von  Metz  bei 

Luaeville  auf  den  Expreßzug  Paris-,Straßburg  auf  Der 
imTsT  Y^JJ'^'Y Vorletzte,  der  UrlaSbefzug  acht  Tote 
sfnd     nl  '''^^  'V^^^*^  "^^^^»'^  hoffnungslos  verletzt 

Signals  Unglücks  ist  das  Versagen  eines 

-  Vogesenbahnen.  per  französische  Minister  für  öffent- 
che  ArBeiten,  Claveille,  hat  dem  Büro  der  Kammer  einen 
b-esetzentwurf  betreffend  den  Ausbau  der  franzSh^eSf- 
schen  Eisenbahnlinien  unterbreitet.  Es  ^^■a■,l  darin  v^le- 
schlagen:  1.  Die  Erstellung  einer  zweighas^n  Xlm  für 
\  erbindung  der  Bahnstrec-ken  i!nnircm,mt-St.  Maurfee  und 
St  Maurace-Bussang  mit  der  Station  Krüth  m,  St.  Amari^i- 
.tu'^^y?"^'^  direkte  doppelgleisige  Verbuiduno-  ReS- 
mont.Mulhausen  zu  erhalten,  welche  die  Strecke  Nancv-M ül- 
haus^n  um^oO  km  verkiirzt.  •  2.  Die  Erstellung  einer  Norma  - 

Bi.  u.eht.l  zur  Erreichung  e  ner 
direkten  Linie  von  Epmal  üher  Si.  Diö  „ach  Stiaßburo- 
Diese  zweite  Linie  würde  vorläufig  .-inuleiM,.-  ,  rsudlt  loch 
soll  bei  der  Er.stellung  zugleich  auch  (^^irunle  für  ein 

/.weites  Gleis  erworben  werden. 


Bücherschau. 

—  ,jl>ie  Oieichstrommaschine.  Ihr  Organismus  und  ihre 
nf^^'^rt^''  •  ^  V''  f^""^.^  c  h  a  n  z  e  r.  (Leipzig,  Otto  Klemm) . 
Deutsch-Österreich,  das  der  \erlust  seiner  Eohol-  und  Kohlen- 
gruben zur  endlichen  \erwertung  seiner  großen,  wenig  aus- 
genutzten \^  asserkräfte  zwingt,  bringt  der  Er^eu^uno-  elek- 
trischer Stark.ströme  nun  erhöhtes  Interesse  entoeü-eu"  Wer 
sich  truher.  wenn  er  nur  sem  elektrische«  Licht  haUe,  wenig 
darum  kümmerte  wie  es  entstand,  bemüht  sich  sogar  um 
Verständnis  der  Einheiten  \'olt,  Ampere  und  Ohm  In  der 
originellen  Form  einer  Traumgeschichte  führt  Schanzer  nicht 
nur  die  Gleichstrommaschiue,  sondern  viel  mit  ihr  Zusammen- 
hangendes m  fesselnder  Weise  vor.  Lehrreiche,  gute  Ab- 
büdungen  bringen  nicht  nur  dem  Laien,  sondern  zur  Ver- 
deutlichung eigener  Theorien  auch  Fachgenossen  Neues  Das 
Buch  scheint  ettreuli.chei  weise  das  erste  einer  Folge  zu  sein. 

Leop.  von  S  t  o  c  k  e  r  t. 


Der  Schrifileitung  sind  folgende  Bücher 
zugegangen : 

,, Wissenschaft  und  Bildung",  Sammlung  von  Einfzeldar- 
stellungen  aus  allen  Gebieten  des  Wissens.  Band  91:  Grund- 
tragen der  allgemeinen  Geologie  von  Prof.  Dr.  P  w'ao-ner 
Zweite  Auflage.  Preis  geb.  1,50  M.  —  Band  112 :  Westdeutsch- 
land zur  Romerzeit  von  Prof.  Dr.  Dragendorff  Zweite 
Auflage.  Pneis  geb.  1,50  M.  —  Band  154:  Die  Technik  im 
Landkriegie  von  Generalleutnant  M.  Schwarte.  Preis 
geb.  2,50  Jt.  —  Verlag  von  Quelle  &  Meyer,  Leipzig  1919. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Güterverkehr. 


i)  Gemeinschaftliches  Heft  (j  1  b 
ationstariftafcln  usw.)  —  Tfv.  200. 
>)  Staats-  und  Privatbahn-Ticr\'cr- 
»r,  Teil  II  _  Tfv.  1.504. 

Iit  Gültigkeit  vom  20.  August  1919 
werden  die  im  Verkehr  mit  den 
bnhöfen  der  Löwenherg-Lindow- 
einsberger  Eisenbahn  geltenden 
ichtzuschläge  erhöht.  Näheres  ent- 
t  die  am  21.  August  1919  erschei- 
ide  Nummer  des  Tarifanzeigers.  — 
9  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Erhö- 
igen  gründet  sich  auf  die  vorüber- 
lende  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
m- Verkehrsordnung  (RGBl  1914. 
455). 


Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  18.  August  1919.  (819) 
Eisenbahndirektipn. 


Staats-     und  Privatbahn-Tierverkehr, 
Teil  II.  _  Tfv.  1504. 

Die  für  die  Stationen  der  Nieder- 
lausitzer  Eisenbahn  geltenden  beson- 
deren Desinfektionsgebühren  wer- 
den mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
ab  aufgehoben  und  durch  die  im  Deut- 
schen Eis^enbahn-Tiertarif,  Teil  1  ent- 
haltenen allgemein  gültigen 
Desinfektionsgebühi-en  ersetzt.  ~  Nä- 


heres enthält  die  am  21.  August  1919 
erscheinende  Nummer  des  Tarifanzei- 
gers. Auskunft  geben  auch  die  betei- 
ligten Guterabfertigungen  sowie  das 
Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexan- 
derplatz. 

Berlin,  den  18.  August  1919.  (818) 
Eisenbahudirektion. 


Eisern-Siegener    Eisenbahn.  Binnen- 
tarif. 

Mt  dem  31.  August  1919  wird  der 
Ausnalrmetarif  1  (Abschn.  B,  S.  13/14 
und  Abschn.  F  I,  S.  20  des  Tarifs)  vor- 
behaltlich der  Genehmigung-  der  Auf- 
sichtsbehörde aufgehoben.  Das  als- 
baldige     Inkrafttreten    dieser  Tarif- 
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äncl«ruii.e,"  STÜndet  sich  auf  di«  vorüber- 
gehende Änderiui^  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Vcrk^hrsordnunff  (RGBl.  1914, 
&,  455), 

Auskunft  erteilt  die  unterzeichnet« 
Direktion. 

Si<^o-eu,  den  18.  Au.oust  1919.  (815) 
Ei&ern-Si-egener  Eisenbahn-'Gesellschaft. 
Die  Direktion. 


Gemeinschaftliches  Heft  Clb  (Stations- 
tariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Vom  1.  September  1919  ab  werden  im 
Verkehr  mit  fast  allen  Bahnhöfen  der 
Braunschweio-ischen  Landeseisenbahn. 
Frachtzuschläge  erhoben.  Nähei-es  ent- 
hält die  am  21.  August  1919  erschei- 
nende Nummer  des  Tarifanz^eiffers.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Tarif- 
erhöhungen  gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung  (RGBl. 
1914.  B.  455.) 

Auskunft  geben  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  19.  August  1919.  (813) 
Eisenbahndii-ektion. 


Binnentarif     der  Rinteln-Stadthaffener 
Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  von  dem  auf  den  Tag 
der  Bekanntmachung  im  Deutschen 
Reichsanzeiger  folgenden  Tage  gelan- 
gen folgende  Frachtzuschläge  für 
100  kg  zur  Einführung: 
für  Eil-  und  Frachtstückgut  43  Pf. 
für  Wagenladungen : 

a)  für  Steinkohlen,  Koks,  'Braun- 
kohlen  und  Preßkohlen  aller  Art  4  Pf. 

b)  für  alle  übrigen  Güter  4.3  Pf. 
Rintelu,  den  26.  Februar  1919.  (817) 

Rinteln-Stadthagener-Eisenbahn- 
Gesellschaft. 


Binnen-Gütertai-if  der  Lausitzer  Eisen- 
bahnen. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
gelangt  der  Ausnahmetarif  1  für  Holz 
des  Spezialtarifs  II  sowie  die  auf  den 
Ausnahmetarif  für  Düngemittel  bezüg- 
liche Anmerkung*)  zur  Kiloanefcertarif- 
tafel  zur  Aufhebung. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrisordnung. 

Sommerfeld,  19.  August  1919.  (816) 
Direktion  der  Lausitzer  Eisenbahn- 
gesellschaft. 


Binnen-Gütei-tarif 
der    Westfälischen  Landes-Eisenbahn. 

Mit  dem  31.  August  1919  treten  bei 
den  Ausnahmetarifen  folgende  Ände- 
rungen ein: 

I.   Cränzlich    aufgehoben    werden  fol- 
gende Ausnahmetarife : 
1  Holztarif, 

Ic  Rundhölzer,  zu  Grubenzwecken 
des  Bergbaus,  von  mehr  als  20  bis 
zu  30  cm  Zopfstäi-ke  und  bis  zu 
5  m  Länge, 

3  Kalitarif  (die  Güter  dieses  Aus- 
nahmetarifs werden  in  den  Aus- 
nahmetarif 2  übernommen;  siehe 
unter  II  dieser  Bekanntmachung), 

4b  Mergel  zium  Düngen  (die  (S^üter 
dieses  Ausnahmetarifs  werden  in 
den  Auisnahmetarif  4  übernom- 
men; siehe  unter  II  dieser  Be- 
kanntmaehung) , 

4c  Rübenerde  zum  Düngen, 

5b  Steingrus  (Steinsplitt)  für  alle 
Verwendungszwecke  mit  Aus- 
schluß der  Verwendung  zur  Her- 
stellung künstlicher  Steine.  (Stein- 
grus wird  ohne  OBeschiänkung  auf 
bestimmte  Verwendungszwecke  in 
den    Ausnahmetarif  5  übernom- 


men; siehe  unter  II  dieser  Be- 
kanntmachung) , 

5i  Steine,  rohe  Pflastersteine,  Pack- 
lagesteiae,  Hochofenschlacken 
UjSw.  zum  Wegebau, 

5w  Pflastersteine  aus  Naturgestein 
usw.  zum  Wegebau, 

27  Eis  (wird  in  den  Ausnahme- 
tarif 2  übernommen;  siehe  unter 
II  dieser  Bekanntmachung). 
II  1.  Aus  dem  Ausnahmetarif  2  schei- 
den die  Ziffern  6  (Häck&el),  7 
(Heu  und  Stroh),  8  (Holz  des  Spe- 
zialtarifs III),  9  (Kalziumkarbid) 
und  13  (Steingrus)  gänzlich  aus, 
Aus  der  Ziffer  2  (Düngemittel) 
werden  Gaskalk,  Gipsasche  uüd 
Wollstaub  gestrichen. 
Neu  aufgenommen  werden  als 
neue  Positionen: 

3a  Eis, 

16a  Kalisalze,  rohe,  als:  Bergkiese- 
rit,  Hartsalz,  Kainit,  Karnallit 
Krugit,  Schönit,  iSylvinit.  sämtlich 
in  Stücken  oder  g^emahlen; 

b  Kalidüngesalze,  auch  schwefel- 
saure Kalimagnesia,  bis  zu  einen 
Höchstgehalt  von  42  %  reiaen 
Kali,  auch  kalziniert, 

c  Kieserit,  kalziniert,  g-emahlen ; 

d  Gemenge  der  vorstehend  aufge- 
führten Stoffe  untereinander  odei 
mit  Torfmull,  Torfmehl  odei 
Torfstaub. 

Zur  Vierwendung  als,  Düngemittel 
oder  zur  Herstellung  von  Kunst- 
dünger. - 
17  Haus-  und  Straßenkehricht  [aus- 
genommen Kehricht  der  Metall- 
verarbeitungsstätten  und  Sendun- 
gen von  Bestandteilen  des  Haus- 
und  Straßenkehrichts,  die  zu  be^ 
sonderer  Verwertung  aus  ihm 
ausgesondert  worden  sind  (altes 
abgängiges  Eisen,  Küchenabfälle 
zur  Viehmast,  altes  abgängiges 
Papier  usw,)l 

2,  Der  Ausnahmetarif  4  wird  an  die 
Ausnutzung  des  Ladegewichts  der 
gestellten  Wagen  gebunden.  Neu 
aufgenommen  werden:  Kalkasche. 
Staubkalk  und  Mergel. 

3.  In  dem  Ausnahmetarif  5  wird  am 
IScMusse  des  Warenverzeichnissef 
nachgetragen : 

Stein,grus   (Steinsplitt)   aus  Stein- 
ibrüchen  —  Abfall  bei  der  Herstel- 
lung von  Steinschlag  aus  Bruch- 
steinen und  bei  der  sonstigen  Be- 
arbeitung von  .Steinen  —  ung>e- 
mahlen    und    ungewaschen,  mii 
Ausnahme  von  Gipssteingrus,  füi 
alle  Verwiendungszwecke. 
III.  Der    Ausnahmetarif    für  Dünge- 
mittel   und    Rohmaterialien  zm 
Kunstdüngerfabrikation     (Tfv.  2] 
tritt  außer  Kraft. 
Das    alsbaldige   Inkrafttreten  diesei 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  di( 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  dei 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  (RGBl 
1914,  S.  455).     Nähere  Auskunft  gibt 
die  unterzeichnete  Dii'ektion. 

Lippstadt,  18.  August  1919,  (820) 
Die  Direktion 
der    Westfälischen  Landes-Eisenbahn 


2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Mecklenburgische  Friedrich  Wilhelm 
Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  391J 
werden  die  Ausnahmetaiife  1,  2  und  3j 
unseres  Binnen-Gütüi>tarifs  anfgehobeM 
Die  iBahnbewachungsgebühr    für  So^B 
derzüge  wird  von  3  auf  4  Jl  erhöh« 


Deutsch-schwedisch-norwegischer  Gütertarif  Teil  II  vom  1.  November  1913. 

Mit  Ablauf   des  31,  8,  19  werden  im  Abschnitt  F  (Tariftabellen)  aufgehoben: 

1.  die  Schnittsätze  in  der  Schnittafel  A  (S.  58—92) ; 

2.  in  der  Schnittafel  B  die  Schnittsätze  zwischen  den  schwedischen  und  norwe- 
gischen Stationen  und  dem  Schnittpunkt  IV; 

3.  die  Stationsfrachtsätze  im  Verkehr  mit  der  Dampfschiffsabfertigungsstelle 
Kristiansand,  Seite  121—129.  (Die  gleichen  Sätze  im  Verkehr  mit  der  Dampf- 
schifisabfertigungsstelle  Göteborg  sind  bereits  am  1.  4.  19  aufgehoben)  ; 

4.  die  Ausnahmetarife  1,  3  und  5  (der  Ausnahmetarif  2  ist  bereits  am  30.  6.  19 
und  der  Ausnahmetarife  4  am  1.  4.  18  außer  Kraft  getreten). 

Ferner  werden  .gestrichen : 

1.  im  Abschnitt  E  (Kilometerzeiger)  die  Angaben  für  die  deutschen  Stationen 
auf  S.  27—46. 

2.  im  Abschnitt  F  (Tarif tabellen)  in  der  Schnittafel  B  die  Schnittsätze  für 
die  Stückgutklassen  I — IV  in  der  Richtung  von  Deutschland.  Der  Kopf  für  Stück- 
gut erhält  folgende  Fassung: 

  Stückgut 

Stückgutklassen 
1    i    II   I   III  I  IV 


An"  Stelle  der  Schnittsätze  der  Schnittafel  A  treten  vom  1.  September  1919  an 
folgende  Schnittsätze  für  Saßnitz-Hafen  in  Kraft: 


Im 
Verkehr 
mit 


Frachtsätze  in  Pfennig  für  100  Kilogramm 


Eil- 
gut 


Stückgut 


Stückgutklassen 


Saßnitz- 
Hafen 


64 


32 


11 


32 


III 


IV 


23 


32 


Wagenladungen 


Allgemeine 
Wagen- 
ladungs- 
klasse 


AI 


22 


18 


Spezialtarife 


A2  für  Güter 
des  Sp. 

I  II 


16 


16 


II 


15 


13 


Nähere  Auskunft  erteUcn  die  Abfertigungsstellen. 
Altona,  den  19.  August  1919. 

Eisenbahndirektion,   namens  der  Verbandsverwaltungen. 


in 


10 
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Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tariferhöhung  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6 
EVO.  (EGBl.  1914,  Seite  435). 

Neustrelitz,  den  16.  August  1919.  (Sil) 
Die  Direktion. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn-Pri- 
vatbahn-Personen- und  Gepäckverkehr. 

Jixa  9.  August  1919  sind  die  Fahr- 
preise im  Verkehr  mit  Stationen  der 
Brölthaler  Eisenbahn  erhöht. 
Die  Erhöhungen  betragen  in  2.  Klasse 
50  Pf.  bis  170  Pf.,  in  3.  Klasse  30  Pf. 
bis  110  Pf.  und  für  Hunde  20  Pf.  bis 
60  Pf. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  Direk- 
tion der  Brölthaler  Eisenbahn  in  Beuel 
fRhein). 

Hannover,  den  16.  August  1919.  (814) 
Eisenbalmdirektion. 


4.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Verkanf  von  Altstoffen. 

Die  in  den  Werkstättenlagcrn  Saar- 
brücken, Saarbrücken-Burbach,  Conz, 
Trier  und  St.  Wendel  angesammelten 
alten  "Werkstattsstoffe,  und  zwar  Me- 
[^illrückstäude,  wie  Kotgußkrätzo,  Me- 
allkehricht,  P6-Metallkrätzc,  Zinkasche 
isvr.,  sowie  Neusilberschrot  und  Weiß- 
jlechabfälle  sollen  verkauft  werden. 
Verdingungsunterlagen  können  in 
inserm  Hauptbüro,  Zimmer  131,  einge- 
sehen und  gegen  porto-  und  bestellgeld- 
Freie  BargeldcinsendunR  von  0,75  M 
?on  dort  bezogen  werden.  Eröffnungs- 
termin  Mittwoch,  den  10.  September 
irorm.  10  Uhr  im  Eiwenbahndirektions- 
jebäude,  Zimmer  103.  Zuschiagsfrist 
jis  26.  September  1919. 

Saarbrücken,  15.  August  1919.  (812) 
F.isenbahndirektion. 


Technisch  vollendcl"  „ 
in  jeder  Einzelhei^ 
der  Konstruktion. 

LEHMANN&MICHELS 

«  G.M.B.H. 

^HAMBÜRG^.  '.^f.v^^^ 
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Vollständige  Gasglühlicht-Beleuchtungsemrichtung 

wagen  und  Lokomotiven 

Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  aQem  Zubehör 

Dampfheizungen  aller  Art  für  Personenwagen  und  Lokomodvea 
Nieder-  und  Unterdruckdampfheizung  D.R.P.  Neuere  Bainxt 
Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.S'TI^ÄÄS!:.*^ 
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Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

und  OelgaS  mit  aUem  Zubehör 

Gas  -  Preß  -  Anlagen,  Füll  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,  Gas- 
berörderungswagen. 
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Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
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Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 
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D  e  II  t.  vs  c  h  o  s  t  -e  r  r  e  i  c  h :  Ein- 
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\erkehrs  und  Einschränkuaii-  tles 
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urlaubstfesetz.  —  Verbot  des 
Hausiereus,  des  Betteins  und  des 
Musizierens  mit  Absammeln  im 
Zuge.  —  Der  Ausbau  vou  Wasser- 
kraftwerken    durch     die  Staats- 


regierung'. 
Un^-arn:  Euoiisclie 
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Übrio-e  europäische  Län- 
der: Fraukreichs  Wasserkräfte 
uml  die  Elektrisieruno-  der  Bahnen. 
^  Zweite  Note  der  Schweiz  betr. 
die  Kündio-uno-  des  Internationaleu 
Übereinkommens  über  den  Eiisen- 
l>ahnfrachtverkehr.  —  Die  Na- 
tionalisieruno- des  Verkehrswesen« 
in  England. 

Die  neuzeitliche  Heißdampf-Straßen- 
lokomotive. 

Rechtspfle.oe. 

Amtliche  Bek  a  im  ( n la  ch  u  u  g c-n . 


Betriebsräte  in  der  Staatseisenbahnverwaltung. 


Indem  die  Staatsarbeiter  in  ihren  formellen  Kechieii  uicht 
hinter  den  Arbeitern  der  Privatindustrie  zurückstehen  wollen, 
fordern  sie  die  Einführung  der  Betriebsräte  auch  für  die 
Eisenbahnverwaltung.  Wird  das  Verlangen  erfüllt,  so  wird 
man  die  Einführung  auch  den  Beamten  nicht  verwehren  kön- 
nen, da,  was  dem  einen  i^cht,  dem  andern  billig  ist.  Gegen- 
über den  schon  jetzt  bestehenden  Personalvertxetungeu,  wie 
«ie  in  Gestalt  von  Beamtenausschüssen  (Beamtenräten)  und 
Arbeiterräten  vorhanden  sind,  bedeutet  die  neue  Forderung 
die  Ausgestaltung  des  Kontrollrechtes  bei  der  Gestaltung  der 
eigenen  Angelegenheiten  in  ein  Mitbestimmungsrecht  in  grund- 
Bätzlich  allen  Angelegenheiten.  Es  fragt  sich  nun,  ob  die 
Einräumung  so  weitgehender  Befugnisse  nützlich  und  ge- 
boten ist,  oder  ob  sie  nicht  vielmehr  eine  große  Gefahr  be- 
deutet. Bei  einer  Erörterung  dieser  Frage  wird  man  die  Tätig- 
keit und  den  Einfluß  der  vorhandenen  Organisationen  im 
Rahmen  ihrer  zeitigen  Befugnisse  zunächst  betrachten  müs- 
sen. Nach  den  „Bestimmungen  über  die  Bildung  und  Auf- 
gaben der  Beamtenausschüsse"  vom  24.  März  1919  §  3  ff.  sollen 
sie  „das  Vertrauensverhältnis  zwischen  Verwaltung  und  Be- 
amtenschaft stärken,  als  Vertrauensorgan  der  Beamleu  deren 
Interessen  behufs  Erhaltung  der  Arbeitsfreudigkeit  und  be- 
hufs Vermeidung  von  Reibungen  bei  dem  Vorstand  der  Be- 
hörde vertreten.  Der  Ausschuß  ist  berechtigt,  sich  über  die 
allgemeinen  innerdienstlichen  Angelegenheiten  gutachtlich  zu 
äußern  und  auf  Antrag  eines  Beamten  in  dessen  dienstlichen 
«nd  persönlichen  Angelegenheiten  vorstellig  zu  werden." 
Ähnliches  gilt  für  das  Wirken  der  Arbeiterorganisationen. 


Da  inzwischen  Wünsche  des  Personals  im  Sinne  einer  Erwei- 
terung des  Kontrollrechtes  geltend  gemacht  wurden,  und  die 
Mitwirkung  einer  korporativen  Vertretung  zu  umständlich 
ist,  sind  bei  den  Direktionen  noch  je  zwei  Beiräte  bestellt 
denen  sämtliche  Personalangelegenheiten  im  weitesten  Sinne 
zur  Kenntnisnahme  und  ErmögHchung  einer  gutachtlichen 
Äußerung  mit  der  Maßgabe  vorzulegen  sind,  daß  bei  Meinuno-s- 
verschiedeuheiten  zwischen  Beirat  und  Dezernenten  der  Prä- 
sident entscheidet. 

Soweit  sich  übersehen  läßt,  haben  die  Personalvertretuncren 
die  ihnen  gestellten  Aufgaben  im  allgemeinen  durchaus  er- 
füllt. Es  darf  aber  auch  nicht  verschwiegen  werden,  daß  der 
Geschäftsgang  durch  die  Mitwirkung  oft  erschwert  wurde, 
indem  langwierige  Verhandlungen  notwendig  wurden,  die  an 
die  Ausdauer  und  Arbeitskraft  der  leitenden  Beamten  manch- 
mal betrachtliche  Anforderungen  stellten.  Der  Umstand  daß 
hm  und  wieder  mißliebige  Vorgesetzte  von  ihren  Ämtern  ent- 
fernt wurden,  hat  manche  andere  ängstlich  und  unsicher  ge- 
macht, so  (laß  sie  nicht  überall  gegenüber  dem  unterstellten 
Personal  mit  dem  Nachdruck  dnrchgreifen,  der  im  Interesse 
des  Dienstes  gefordert  werden  muii.  Die  Lage  namentlich 
der  Dienststellenvorsteher  ist  zweifellos  erheblich  erschwert 
und  hat  dahin  geführt,  diese  Stellen  weniger  erstrebenswert 
erscheinen  zu  lassen,  als  es  früher  der  Fall  war.  Ferner 
haben  sich  die  Kosten  des  Verwaltungsapparates  erhöht,  in- 
dem die  Organisationsvertreter  nebst  ihren  Bürobeamten  und 
Kanzleikräften  ihrer  dienstlichen  Tätigkeit  mehr  oder  weni- 
ger entzogen  werden  und  dadurch  eine  entsprechende  Perso- 
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nalverni'elirimg  uotw«ndig  wird.  Endlicli  ist  durch  die  ge- 
Sfhaff'eue  Einrichtung'  di«  Neigung,  in  persönlichen  Ange- 
legenheit'Bu  vorstellig  zu  werden,  bedeutend  vermehrt.  Auch 
hierdurch  werden  viele  Bedienstete,  die  allein  oder  in  Beglei- 
tung der  Obmänner  der  örtlichen  Vertretungen  zur  Direktion 
bzw.  zum  Beamten-  und  Arbeiterrat  reisen,  häufig  ihren 
Dienstgeschäften  entzogen.  Alle  diese  unwirtschaftlichen  Be- 
gleiterscheinungen können  indessen  in  Kauf  genommen  wer- 
den und  werden  aufgewogen,  wenn  auf  der  andern  Seite  das 
Vertrauen  zur  Verwaltung  gestärkt  und  namentlich  die  Ar- 
beit-sfi-eudigkeit  und  der  Diensteifer  vermehrt  werden.  Dies 
ist  zwar  heute  überall  noch  nicht  der  Fall,  kann  aber  wohl 
für  di'e  Zukunft  erwartet  werden.  Ebenso  kann  aus  diesem 
Grunde  die  Erschwerung  des  Geschäftsganges  ertragen  wer- 
den, da  bei  der  bestehenden  Regelung  die  augenblickliche 
Verteilung  der  Machtverhältnisse  der  Verwaltung  noch  ge- 
nügend Einfluß  gibt,  um  einen  ordnungsmäßigen  Geschäfts- 
gang durchzuführen.  Gegenwärtig  befinden  sich  die  gegen- 
seitigen Kräfte  in  einem  richtigen  und  angemessenen  Ver- 
hältnis zueinander,  indem  auf  der  einen  Seite  eine  kleine 
Schar  von  Oberbeamten  mit  größeren  Befugnissen  einer  un- 
geheuren Zahl  von  mittleren  Beamten,  üuterbeamten  und 
Arbeitern  auf  der  andern  Seite  mit  geringeren  Befugnissen 
gegenübersteht.  Diese  Ungleichheit  ist  indessen  nur  schein- 
bar, denn  was  dies  Zahlenverhältnis  in  einer  Zeit  bedeutet, 
in  der  der  demokratische  Staatsgedanke  herrscht  und  auch 
dort,  wo  es  noch  nicht  ganz  geschehen  sein  sollte,  unaufhalt- 
sam zum  Durchbruch  kommt,  wo  das  Schwergewicht  der  Zahl 
und  Menge  in  der  Öffentlichkeit  großer  Versammlungen,  der 
Presse  und  auf  Grund  der  Möglichkeit  der  Ents-endung  eigener 
Abgeordneter  auch  im  Parlamente  wirkt,  liegt  auf  der  Hand. 
Alledem  haben  die  leitenden  Beamten  in  dieser  Hinsicht  fast 
nichts  entgegenzustellen.  Tatsächlich  hat  sich  denn  auch 
unter  diesen  Verhältnissen  auf  Grund  des  bisherigen  Wirkens 
der  Beamten-  und  Arbeiterräte  bis  auf  ganz  verschwindende 
Ausnahmen  in  allen  Fragen  eine  völlige  Übei-einstimmung 
zwischen  Verwaltung  und  Personal  herbeiführen  lassen,  so 
daß  trotz  der  formellen  Einschränkung  der  Recht»  der  Organi- 
sationen praktisch  deren  IVIitbestimmung  bereits  besteht.  Die 
Frage  ist  nun :  Wird  dieses  günstige  Ergebnis  sich  in  Zukunft 
noch  erreichen  lassen,  wenn  das  Kontrollrecht  in  ein  förm- 
liches Mitbestimmungsrecht  umgewandelt  und  damit  das 
Kräfteverhältnis  ganz  erheblich  verschoben  sein  wird? 
Werden  nicht  langwierige  und  scharfe  Auseinandersetzungen 
die  Folge  sein,  die  an  die  Arbeits-  und  Überzeugungskraft  der 
leitenden  Beamten  übergroße  Anforderungen  stellen  und  zu 
einer  im  Eisenbahndienste  meist  unerträglichen  Verzögerung 
des  Geschäftsganges  führen?  Werden  nicht  an  einer  St-elle 
unerfüllte  Wünsche  zum  Widerstande  an  anderer  gänzlich 
•angeeigneter  Stelle  und  so  zur  Unordnung  führen?  Ist  die 
Aufrechterhaltung  der  Autorität  der  Verwaltung  und  der  Diszi- 
plin noch  gewähi-leistef?  Dabei  kann  es  dahingestellt 
bleiben,  ob  das  Mitbestimmungsrecht  alle  Dienstzweige  um- 
fassen oder  sich  nur  auf  persönliche  Angelegenheiten  be- 
schränken soll.  Auch  hier  können  die  Folgen  dieses  Schrittes 
recht  bedenklich  sein,  wenn  die  Beamten-  und  Arbeiterschaft 
sich  in  der  Vertretung  ihrer  persönlichen  Forderungen  nicht 
diejenige  Beschränkung  und  Mäßigung  auferlegen,  die  das 
Interesse  der  Verwaltung  erfordert.  Dabei  ist  zu  beachten, 
daß  bei  einer  staatlichen  Verwaltung  wie  der  Eisenbahn  es 
sich  um  einen  der  vsdchtigsten  Betriebe  handelt^  desisen-  ord- 
nungsmäßige Aufrechterhaltung  von  maßgebender  Bedeutung 
für  das  Wohlergehen  des  ganzen  Volkes  ist. 

Die  Mitbestimmung,  wie  sie  etwa  in  der  „Bekanntmachung 
betreffend  die  Betriebsräte  im  Mitteldeutschen  Bergbau"  vom 
15.  März  1919  zum  Ausdruck  kommt,  mag  für  Privatbetriebe 
ein  Erfordernis  sein.  Hier  ist  bei  der  uneingeschränkten 
Bewegungsfreiheit  des  Fabrikherrn  mit  seinen  finanziellen 
Machtmilteln  die  Gefahr  der  kapitalistischen  Ausbeutung  nicht 


immer  von  der  Hand  zu  weisen.  Der  leitende  Beamte  eine« 
Staatsbetriebes  ist  indessen  keineswegs  als  Arbeitgeber  jenem 
gleichzustellen.  In  seinem  Denken  und  Handeln  steht  er  dem 
unterstellten  Beamten  und  Arbeiter  unendlich  viel  näher  als 
der  Werkbesitzer  seinen  Arbeitern.  Dieser  ist  in  erster  Linie 
auf  Erwerb  bedacht,  und  alle  seine  Maßnahmen  sind  von  diesem 
Streben  beeinflußt,  während  bei  dem  leitenden  Beamten  der 
Erwerbssinn  mit  seiner  Neigung  zur  Ausbeutung  keinerlei 
Betätigung  finden  kann.  Seine  Einflußnahme  auf  das  Per- 
sonal bewegt  sich  in  geregelten  Bahnen  und  muß  alle  Schritt« 
vermeiden,  die  nach  dem  Gesetze  und  der  öffentlichen  Mei- 
nung nicht  als  einwandfrei  betrachtet  werden  können.  Er 
ist  den  Weisungen  iseiner  vorgesetzten  Behörde,  des -Ministers 
und  damit  letzten  Endes  auch  des  Parlamentes,  d.  h.  dem  Wil- 
lensausdruck des  gesamten  Volkes,  unterworfen,  das  sich  auf 
Grund  eines  rein  demokratischen  Wahlrechtes  eine  Vertre- 
tung geschaffen  hat,  die  mit  dem  Obrigkeits-  und  Klassen- 
staate von  ehedem  nicht  mehr  verglichen  werden  kann.  Der 
Befürchtung,  daß  der  Staat,  wie  ihm  dies  bisher  nachgesagt 
wurde,  sich  vorzugsweise  auf  kapitalistische  Kreise  und 
Machthaber  stütze  und  dadurch  auch  seine  Beamten  in  ihrem 
Denken  kapitalistisch  beeinflusse,  ist  heute  jeder  Boden  ent- 
zogen. In  seiner  Abhängigkeit  ist  der  Beamte  heute  lediglich 
ein  Diener  des  gesamten  Volkes  bzw.  seines  "Mehrheitswil- 
lens. Demgegenüber  ist  der  Fabrikherr  in  seinen  Maßnahmen 
völlig  frei  und  unabhängig  gestellt.  Der  Arbeiter  im  Privat- 
betriebe hat  ferner  ein  Interesse  an  der  Verwendung  des  durch 
seine  Tätigkeit  miterarbeiteten  „Mehrverdienstes."  Da  es  be- 
rechtigt ist,  ihn  in  angemessener  Weise  daran  zu  'beteiligen, 
ist  es  wohl  verständlich,  daß  er  aus  diesem  Grunde  einen  Ein- 
fluß auf  die  Geschäftsführung  erstrebt.  Im  Staatsbetriebe 
flieften  sämtliche  Einnahmen  in  die  öffentlichen  Kassen.  Eine 
ordnungsmäßige  und  dem  Willen  des  gesamten  Volkes  ent- 
sprechende Verwendung  ist  durch  eine  weitgehende  Kontrolle 
des  Parlaments  gesichert,  ohne  daß  überhaupt  den  einzelnen 
örtlichen  Betrieben  ein  Einfluß  darauf  zusteht.  Es  ist  hier 
überhaupt  kein  Raum  für.  eine  Mitbestimmung  von  Betriebs- 
räten vorhanden.  Die  Staatsbeamten-  und  Arbeiterschaft  hat 
ferner  in  ihren  über  den  ganzen  Staat  verzweigten  Vereinen 
und  Verbänden  eine  einflußreiche  Organisation,  während  die 
kleine  Zahl  von  Angestellten  und  Arbeitern  eines  Privat- 
werkes nur  Vereinigungen  von  lokaler  Bedeutung  und  damit 
geringeren  Einfluß  besitzt.  Die  Beamtenschaft  hat  endlich 
neuerdings  Gelegenheit,  durch  Einreibung  mittlerer  und  un- 
terer Beamten  in  die  leitenden  Stellen  der  oberen  Beamten 
ihren  Einfluß  zu  vermehren,  und  die  Arbeiterschaft  hat  heute 
das  in  einem  lebenswichtigen  Betriebe  besonders  wirksame, 
ihr  bisher  versagte  Streikrecht.  Kann  unter  diesen  Umstän- 
den wirklich  von  einer  nicht  genügenden  Einflußnahme  auf 
die  Verwaltung  und  von  der  Notwendigkeit  der  Erweiterung 
bestehender  Rechte  im  Staatsbetriebe  gesprochen  werden, 
wenn  dies  auch  im  Privatbetriebe  anerkannt  werden  mag? 

Soviel  vom  allgemeinen  Standpunkte  aus.  Im  einzelnen 
kommt  in  Betracht,  daß  die  Betriebsräte  auf  ein  Jahr  gewählt 
werden  und  schon  vor  dieser  Zeit  zurückzutreten  haben,  wenn 
den  häufigen  Personalwechsel  ist  aber  die  Einheitlichkeit  der 
die  Hälfte  der  Wähler  ihnen  das  Vertrauen  entzieht.  Durch 
Ge,schäftsführung  gefährdet,  wenn  der  neue  Betriebsrat  die 
Entschließung  des  früheren  nicht  zu  beachten  braucht  und 
einer  dieser  entsprechenden  Maßnahme  der  Verwaltung  die 
Zustimmung  versagt.  Ebenso  kann  auch,  an  sich  ein  und  der- 
selbe Bietriebsrat  innerhalb  seiner  Amtszeit  seine  Ansicht  än- 
dern. Handelt  es  sich  nun  um  Angelegenheiten,  deren  Wir- 
kungen sich  auf  mehrere  Jahre  hin  erstrecken,  so  wird  durch 
eine  vorzeitige  Änderung  der  Entschließung  die  Einheitlich- 
keit der  Geschäftsführung  gefährdet,  und  völlige  Unordnung 
ist  die  Folge.  Dies  trifft  nicht  nur  für  Betriebs-  und  Ver- 
kehrs-, sondern  auch  für  Personalangelegenheiten  zu.  Ob  ©s 
ein  Mittel  gibt,  den  Betriebsrat  zur  Beachtung  früherer  Ent- 
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Scheidungen  anzuhalten,  «ischeint  eehr  zweifelhaft,  auch  t^enu 
man  paritätisch  zusammengesetzte  Schlichtungisausschüsße  ent- 
scheiiden  lassen  wollte.  Die  Mitwirkung  die^ser  ist  zunächst 
außerordentlich  umständlich  und  manchmal  bei  der  Eil- 
bedürftigkeit der  Dinge  unmöglich,  zudem  bedeutet  ihre  Ent- 
scheidung regelmäßig  ein  Kompromiß  und  damit  im  Grimd« 
doch  eine  Abweichung,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Form, 
von  dem  ursprünglichen  verwaltungsseitigen  Standpunkte. 
Oft  wird  zudem  gerade  eine  bestimmte,  das  Personal  nicht 
befriedigende  Stellungnahme  de«  früheren  Betriebsrates  die 
Neuwahl  anderer  Mitglieder  mit  der  Absicht  veranlassen,  hier 
'Wandel  zu  schaffen.  Alsdann  wird  der  Widerstand  beson- 
der« stark  sein.  Eine  weitere  Schwierigkeit  -ergibt  sich 
daraus,  daß  Beamten-  und  Arbeiterschaft  getrennt  orga- 
nisiert und  vertreten  sind.  Dieser  Umstand  macht  eine  Ge- 
lichäftsführung  schon  jetzt  in  allen  Angelegenheiten  um- 
ständlich, die  für  Arbeiter  und  Beamte  einheitlich  geordnet 
werden  müssen,  wie  z.  B.  Eegelung  der  Dienst-  und  Ruhe- 
zeiten. Sie  verschärft  sich  aber  bis  zur  Unerträglichkeit, 
wenn  auch  die  beiderseitigen  Schlichtung&ausschüsse  ange- 
rufen wrerden  und  diese  sich  einigen  müssen.  Kann  das 
verwickelte  Räderwerk  der  Eisenbahnverwaltung,  das  ins 
Stocken  gerät,  wenn  einer  der  Konstruktionsteile  versagt, 
eine  solche  Geschäftserschwerungr  ertragen?  Hier  wii-d  ein 
Ausweg  gefunden  werden  müssen,  obwohl  eine  annehmbare 
Lösung  fast  unmöglich  erscheint.  Im  übrigen  ließe  sich  von 
einer  Mitbestimmung  an  sich  insofern  reden,  als  es  «ich  um 
Ang-elegenheiten  handelt,  die  eine  allgemeine  und  für 
längere  Dauer  bestimmte  Regelung,  wie  beispielsweise  Richt- 
linien für  ein  bestimmt^e*  Vorgehen,  Dienstanweisungen,  ,Ar- 
beitsverteilungspläne,  Regelung  der  Ruhezeiten  und  dgl.  zum 
Inhalt  haben.  Von  ihnen  wird  aber  die  Ausführung- 
und  die  Vollziehung  zu  trennen  sein,  ähnlich  etwa 
wie  im  Staatsleben  die  gesetzgebende  Aufgabe  des 
Parlamentes  von  der  au.sführenden  Gewalt  der  Re- 
gierung geschieden  ist.  Bei  der  abstrakten  Regelung  der 
allgemeinen  Angelegenheiten  kann  eine  Mitwirkung  ertragen 
werden,  da  für  den  Fall  der  widerstreitenden  Meinungen  die 
bisherige  Regelung  solange  maßgebend  bleibt,  bis  eine  Ver- 
ständigung über  die  Abänderung  erfolgt  ist,  und  die  Verwal- 
tung bis  dahin  für  ihre  Vollzugstätigkeit  wie  bisher  freie 
Hand  behält.  Auf  diese  WeivS^e  ist  wenigstens  eine  Fort- 
führung der  Geschäfte  möglich.  Bei  der  Erstreckung  der 
Mitbestimmung  auf  die  Vollzugstätigkeit  aber  bedeutet  eine 
Meinungsverschiedenheit  der  beiden  maßgebenden  Faktoren 
den  StilLstand  des  Betriöbes;  denn  so  schnell  kann  kein 
Sehlichtungsausschuß  arbeiten,  wie  im  Eisenbahnbetrieb«  die 
meisten  Anordnungen  getroffen  werden  müssen.  Nun  sind 
aber  bei  den  Direktionen  fast  alle  Fragen  solche,  die  eine 
ausführende  Tätigkeit  zum  Inhalt  haben,  so  daß  für  eine 
Einwirkung  der  Betriebsräte  wenig  Raum  bliebe.  Anderseits 
greifen  beide  Arten  von  Angelegenheiten  so  eng  ineinander, 
daß  sie  sich  oft  kaum  voneinander  trennen  lassen.  Alle 
die.se  Umstände  stellen  die  Verwaltung  vor  eine  schwer  lös- 
bare Aufgabe,  di«  sich  im  Grunde  als  den  Versuch  bezeich- 
nen läßt,  dem  russischen  Rätegedanken,  der  Gesetzgebung 
und  Vollzugsgewalt  unter  möglichster  Vereinigung  der  Or- 
gane in  die  Hand  des  „Arbeiters"  legen  will,  in  wirtschaft- 
lichen Dingen  zwar  nicht  zur  Alleinherrschaft,  sondern  zur 
etwa  gleichberechtigten  Mitbestimmung  zu  verhelfen.  Durch 
diesen  Dualismus  der  beiden  mitbestimmenden  Faktoren  er- 
gibt sich  nun  die  weitere  besonders  mißKche  Folge,  daß  die 
Frage  der  Verantwortlichkeit  ungeklärt  erscheint  und  schwer 
zu  beantworten  sein  wird.  Nach  Einführung  der  Mitbestim- 
mung muß  mit  dem  Nebeneinanderwirken  zweier  mehr  oder 
weniger  gleichberechtigten  Faktoren  gerechnet  werden,  deren 
Interessen  sich  keineswegs  immer  zu  decken  brauchen,  und 
deren  Verantwortlichkeit  in  ganz  verschiedener  RicMung 
und  Abhängigkeit  liegt.  Der  Beamte  der  leitenden  Verwal- 
tung? hat  auf  Grund  seiner  amtlichen  Verpflichtungen  die  be- 
fttehenden    Bestimmungen    (Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse) 


und  die  Anweisungen  seines  Vorgesetzten,  di«  sämtlich  ein- 
heitlichen Inhalts  sind,  zu  befolgen ;  er  ist  insoweit  jenem 
verantwortlich  und  zur  Rechenschaftslegung  gehalten.  Eine 
sehr  fühlbare  disziplinare  Ahndung  folgt  dem  Verstoß  gegen 
diese  Pflichten  und  sorgt  so  für  Einheit  und  Ordnung.  Die 
Verantwortlichkeit  der  Betriebsräte  dagegen  besteht  nur 
gegenüber  den  wählenden  Bediensteten  mit  ihren  vielgestal- 
tigen und  widersprechenden  Wünschen  und  ist  im^  Grunde 
genommen  nicht  viel  mehr  als  eine  moralische  Bindung.  Sie 
drückt  «ich  praktisch  in  der  Folge  der  Nichtwiederwahl  ohne 
Verlust  der  Dienststellung  in  der  Eisenbahnverwaltung,  also  . 
in  einer  Wirkung  aus,  die  keinerlei  materielle  oder  diszipli- 
nare Nachteile  bedeutet.  Demgegenüber  kann  auch  die  zivil- 
rechtliche, praktisch  meist  unwirksame  Verpflichtung  zum 
Schadensersatz  im  Falle  der  Verletzung  des  Berufs- (Amts-) 
geheimnisses,  wie  sie  in  der  vorerwähnten  „Bekanntmachung 
betreffend  die  Betriebsräte"  zum  Ausdruck  kommt,  nicht  ins 
Gewicht  fallen.  Wäre  es  andern,  so  würde  die  unbeein- 
flußte &eltendjmaohung  der  Wünsche  der  Beamten-  und  Ar- 
beiterschaft und  damit  die  Bedeutung  der  Betriebsräte  we- 
sentlich in  Frage  gestellt  sein.  Man  wird  sie  in  ihrem  Tun 
und  Lassen  grundsätzlich  als  unangreifbar  betrachten  müssen 
und  könnte  nur  daran  denken,  daß  etwa  Ausschüsse  des  Räte- 
parlaments oder  der  Beamtenkammer,  die  ja  die  Krönung 
der  ganzen  Räteerganiaationen  bilden  sollen,  über  die  Ver- 
antwortung zu  entscheiden  hätten,  wenn  dies  praktisch  auv*- 
führbar  «ein  sollte.  Diese  Stellung  ist  einzigartig  und  neu, 
indem  man  jemanden  bei  d^r  Ausübung  auch  der  vollzie- 
henden Gewalt  mitbestimmen  läßt,  ohne  ihn  dafür  in  einer 
der  Bedeutung  «einer  Handlung  entsprechenden  Weise  haft- 
bar zu  machen.  Dies  setzt  ein  Vertrauen  in  das  Pflicht-  / 
und  Verantwortungsgefühl  der  fraglichen  Personen  voraus, 
das  bei  der  Unvollkommenheit  aller  menschlichen  Dinge 
wohl  schwer  immer  zu  rechtfertigen  sein  dürfte.  Ein  Ver- 
gleich mit  der  Privatindustrie  würde  auch  hier  hinken.  Die 
Verhältnisse  sind  bei  ihr  einfacher  und  übersichtlicher  als 
bei  der  Eisenbahn,  in  ihrem  Zusammenhange  leichter  er- 
kennbar und  verständlich.  Ein  ständiges  Entgegenarbeiten 
gegen  die  Leitung^  bedroht  die  Existenz  des  Werkes  und  da- 
mit der  Arbeiter.  Dies  führt  zur  Einsicht.  Bei,  der  Staats- 
bahn tritt  direse  Folge  nicht  ein,  da  der  Betrieb  g.  F.  aus 
anderen  Mitteln  des  Fiskus  aufrechterhalten  wird. 

Ein  solches  Zusammenarbeiten  eines  g-esetzlich  verant- 
wortlichen Beamten  mit  einem  nur  moralisch  verantwort- 
lichen Betriebsrate  führt  aber  auch  dazu,  die  Verantwort- 
lichkeit des  ersten  mehr  oder  weniger  praktisch  in  Frage  zu 
stellen,  und  dies  ist  vielleicht  die  bedenklichste  Seite  der 
ganzen  Angelegenheit.  Es  wäre  z.  B.  der  Fall  denkbar,  daß 
bei  scharfen  und  langwierigen  Auseinandersetzungen  ein 
nachgiebiger  Beamter  dem  anders  denkenden  Betriebsrat« 
mehr  entgegenkäme,  als  dies  im  Interesse  einer  ordnungs- 
mäßigen Gfeschäftsführung  angängig  oder  ervrünscht  er- 
scheint. Wie  will  die  vorgesetzt.6  Behörde  ihn  zur  Rechen- 
schaft ziehen,  wenn  ei'  sich  auf  die  hartnäckig  ablehnende 
Haltung  des  Betriebsrates,  mit  dem  er  nun  einmal  recht  und 
schlecht  auskommen  muß,  mit  dem  Bemerken  beruft,  daß  die 
Eilbedürftigkeiit  der  Frage  die  Entscheidung  etwa  diurcih 
einen  Schlichtungsausschuß  nicht  zugelassen  habe?  Wird  es 
unter  solchen  Umständen  möglich  sein,  eine  so  große  Ver- 
waltung, wie  es  die  Eisenbahn  ist,  noch  einheitlich  zu  leiten? 
Diese  Bedenken  werden  im  übrigen  auch  von  vielen  ein- 
sichtsvollen mittleren  und  unteren  Beamten  durchaus  erkannt 
und  geteilt. 

Als  Einzelheit  mag  noch  erwähnt  werden,  daß  bei  dem 
nahen  persönlichen  Zusammenarbeiten  zwischen  den  leiten- 
den Beamten  und  Betriebsräten  die  Gefahr  eines  Zusammen- 
stoßes nicht  ausgeschlossen  ist,  der  ein  ersprießliches  Zu- 
sammenwirken weiterhin  unmöglich  macht.  Muß  in  solchen 
Fällen  stets  der  leitende  Beamte  von  seinem  Posten  zurück- 
treten, auch  wenn  der  größte  Teil  der  Schuld  auf  die  an- 
dere Seite  entfällt?    Gerecht  wäre  es  doch  unter  diesen  Um- 
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siäudeii,  (lal5  auch  di^e  \'erM^altung  das  Recht  hätte,  auf  ein-em 
Personen  Wechsel  hei  d^r  Gefiens^eit  e  zu  bestehen,  wenn  diese 
das  gleich«  Recht  praktisch  für  sich  in  Anspruch  nimmt. 

Nach  alled^-m  kann  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  der  Eiu- 
fühiung-  der  Betriebsräte  da^s  Wort  sei-edei  werden  soll. 
l>ie  Fraoe  muß  verneint  weiden,  wenn  es  nicht  "elinsit,  einen 


Weg-  zu  finden,  der  die  geschilderten  Gefahrx;u  vermeidet. 
Der  Weg-  stellt  ein  sozialpolitisch  recht  interessante.^,  gleich- 
zeitig- aber  gefährliches  Wagnis  dar,  nnd  es  ist  nicht  rich- 
tig, ihn  allein  deshalt»  zu  betreten,  weil,  was  im  Privat- 
Iwtriebe  erträglich  erscheint,  allein  aus  die.seni  (iiiiude  auch 
fiii-  den  Staatsbetrieb  angängii;-  ntii.  xy_ 


Zur  Bewertung  von  Gleisentwickelungen. 


In  Nr._  18  S.  173  ff.  d.  Ztg-.  schlägt  Herr  Dr.-Iug.  Baseler 
eiu  Verfahren  vor,  das  es  ermöglichen  soll,  die  Bedeutung 
von  schienengleichen  und  ischienenfreien  Kreuzungen  zahlen- 
mäßig auszuweiten.  Der  Verfasser  berechnet  die  Wahrschein- 
lichkeit des  Zusammentreffens  zweier  Züge  in  einer  Kreu- 
zung unter  Zugrundelegung  des  Verhältnisses  der  Zahl  der 
tatsächlich  verkehrenden  Züge  zu  derjenigen,  die  sich 
aus    den    bei    feststehender    kürzestei     Zugfolgezeit  möo- 
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hellen  Zugfahrteu  ergibt.  Hieraus  erhält  er  durch 
Multiplikation  zweier  Verhältniszahlen  für  zwei  sich 
kreuzende  Gleise  die  Wahrscheinlichkeit  für  ein  Zusammen- 
treffen zweier  Züge  an  der  Kreuzungstelle.  Diese  Wahr- 
'scheinlichkeit  gibt  ihm  ein  Bild  von  der  Bedeutung  der  Gleis- 
kreuzung. In  diesen  Ausführungen  ist  aber  außeracht  ge- 
lassen, daß  für  das  Zusammentreffen  der  Züge  in  der  Kreu- 
zung nicht  nur  die  Zugdichte,  sondern  in  erster  Linie  die  Zeit 
in  Betracht  kommt,  die  die  Kreuzungi?.stelle  durch  die  durch- 


fahrenden Zuge  besetzt  ist.  Die  errechneten  Zahlen  geben, 
also  tatsächlich  kein  uchtiges  Bild.  Auf  Grund  der  tatsäch^ 
lieh  auftretenden  Verhältnisse  sei  deshalb  im  folgenden  di« 
Zahlenauswertung  kurz  erläutert. 

Die  in  Abbildung  1  dargestellte  Kreuzung  werde  von  einen 
nach  X  fahrenden  Zuge  in  einer  die  feindliche  Fahrt  nacL 
Y  hindernden  Wei.^e  besetzt.    Dieser   Ausschluß    der  Fahi? 
nach  ^  beginnt  mit  dem  Umlegen  des  Fahrstraßenhebels  und 
\nffahrt.stellen   des  «ignals   und  Voi-- 
-ignals  A.    Dies  hat  .'^o  früh  zu  erfol- 
gen, daß  der  lu  dci    Richtung  X  fah4 
lende  Zug  noch  \'ur  Erreichen  des  Vor- 
signals  A   eiü   deutliches  Fahrbild  A 
wahrnehmen   kann.     Aufg-ehoben  wird 
dieser     Ausschluß     frühestens  naeh 
fn)erfahreu  der  Isolierstrecke  a  durch 
die  letzte  Ziigachse  und  darairf  ermög- 
lichter   Rücklegung    des  Fahrstraßeu- 
hebels.     Auf  die  sicherheitst-echuischeu 
Einzelhciteu,      wie  Fahrstraßenfest- 
legung,    Zustimmung    und  Blockung, 
soll  hier  gai-  nicht  näher  eingegangen 
wenden.      Die  sich  ergebende  Gesamt- 
behinderungszeit      der  gegnerischen 
Fahrt  \'on  x  Minuten  ist  zuerst  festzu- 
stellen.     Hierbei    ergeben     sich  für 
Schnell-,    Personen-    und  Güterzüge  .je 
nach    ihrer    Fahrgeschwindigkeit  uiii! 
Zuglänge  verschiedene  Werte.  Addiert 
man  diese  für  alle  in  einer  Richtung 
fahrplanmäßig   verkehrenden    Züge,  so 
erhält  mau  für  die  Kreuzung  eine  Ge- 
samtinanspiuolinahme    von    x  Minuten 
durch   eine   Fahrrichtung.  Verkehren 
z.  B.  nach  A  3  Schnellzüge  mit  .je  G 
Min.,  6    l'ersonenzüge   mit   je   8  Älin.. 
■>0  Güterzüge,  davon  3  mit  je  10  und 
7   mit   je   12   Min.   Besetzungszeit  der 
Kreuzung,  so  ergibt  sich  die  Gesamt- 
be.setzung  x  —  180  Min.    Die  Betriebs- 
da-uer  x',  auf  die  diese  Fahrten  gleich- 
mäßig   verteilt    angenommen  wei-den 
sollen     —     Dr.-Ing.     Baseler  nimmt 
hier   den    ganzen  Tag   — ,    betrage  20 
Stunden  =  1200  Min.    Die  Wakrschein- 
lichkeit,  daß  in  1  Minute  ein  Zug  nach 
A  die  Kreuzuugsstelle  besetzt  hält,  ist 
also  180  : 1200  =;  3  :  20.    Ebenso  ergelie 
sich  für  die  Fahrrichtting  nach  Y  die 
Wahrscheinlichkeit  50  :  810  =  5  : 81,  da 
auf  dieser  Strecke  nur  13>{'-.stündiger, 
etwa  gleichmäßiger  Betrieb  mit  eiaer 
Gesamtbesetzung  von  nur  50  Min.  ist. 
In    den    zusammenfallenden  Betriebs- 
.stunden    beider  Gleise   ist  danach  die 
Wahrscheinlichkeit    eines  Zusammen- 
treffens zweier  Züge  in  der  Kreuzung: 
.->.3  :  81  .20  —  1  :108,  d.  h.  alle  108  Mi- 
nuten   ist   die  Ki  euzung    1  Min.  lang 
doppelt  besetzt.    Je  gTÖßer  sich  dieser 
Wert  ergibt,   desto   wichtiger   ist  die 
Kreuzung.  ■ 

Auch  bei  dieser  Berechnung  kann  mau 
die  verschiedenen  Zuggattungen  dadurch 
verschieden  bewerten,  daß  man  die  er- 
rechneten einzelnen  Besetzungszeiten  der  Kreuzung  je  nach 
der  Wichtigkeit  der  Zuggattung  mit  einem  Wertfaktor' —  z.  B 
2  für  Schnellzüo-e.  1.5  für  Personen-  und  Eilgüterzüge,  1,6 
für  Güterzüge  —  multipliziert  und  dann  Avie  oben  verfährt. 
Dies  ergäbe  z.  B.  für  die  Fahrrichtuug  nach  X:  x  =  2,0. 3.  tJ 
+  1,5  .  6  .  8  +  1,5  .  3 . 10  +  1,0  .  7  . 12  =  237  Minuten. 

Abbildung  2  veran.schaulicht  die  Besetzung  einer  Gleis- 
kieuzung  durch  eine  gleichmäßige  Zugfahrt.  Durchschneidet 
ein  Gleis  mehrerö  Gleise,  so  ergibt  sich  die  Lage  nach  Ab- 


X 

z 

V 


LLX-  Jahrgang 
27.  August  1919 


—     673  - 


Nr.  64 


bildunff  3.  Die  G^esaintbesetzuuffszeit  die.^r  Gleiskreuzuiio- 
durch  deu  Zugv^^rkehr  nach  X  ist  für  alle  drei  gekreiizteo 
Gleise  ,ol«ifh.  Wir  nfan^n  -sie  x  uud  die  B-etriebsdauer  der 
Str«ck^  nach  X  "kich  Xi    Dann  ist  die  Wahr.sch«inlichk<eit 

der  BesetzuuÄ'  cUirch  einen  Zuji'  nach  X  =    ^  .    Ebenso  fiud>en 

-prir  für  die  Bes€t!zung-  durch  Fahrten  nach  Y,  Z  und  U  die 

\         Vj  XL 

AVerte:    '    ,   — und  Für  i^ed«  ■einzeln«  Kreuzuno-  ergibt 

y\  ^1         ■  ... 

Mch  nun  di<i  Wahrsch-einlichkeit  des  Zu'sainmentrefiens  zweier 
Züge : 


Dies«  Werte  treffen  nur  zu  für  die  Stunden,  während  wei- 
ther sich  die  Betriebszeiten  der  Gleise  überdecken.  Über- 
decken sich  diese,  wie  gewöhnlich,  für  alle  Gleise,  so  ergibt 
»ich   die   Wahrscheinlichkeit  für  ein  Zusamuientreffeii 

zweier  Züge  in  der  Kreuzung  überhaupt : 

"       ^1    z,      X,    u,      x,  Vy,  zj 


-Vi  .Vi 

Dieser  Wert  stellt  zahlenmäßig  die  Bedeutung 
Kreuzung  dar  und  kann,  wie  oben  ausgeführt, 
führung  be.sonderer  Wertfaktoren  für  die 
einzelnen  Zuggattungen  noch  abgestimmt 
werden. 

Für  die  von  Ileiru  Di'.- lug.  Baseler  auge- 
führten Kreuzungen  mit  Wartegleis  zwi- 
schen zwei  Kreuzpunkten  kommt  es  auf  die 
Sicherung  der  Gesaiutkieuzung  an.  Ist  diese 
uaeh  Abl)ilduug  4  au-sgeführt,  so  sind  die  Vei- 
hältni.^^se  dem  ol>en  beschriebenen  Fall  gleich 
zu  achten.  Besteht  jedoch  z.  B.  eine  Siche- 
rung nach  Abbildung  5,  so  ist  mit  2  getrenn- 
ten Kreuzungen  zu  rechnen.  Ist  die  Fahr- 
.straß-euauflö-s.ung  nur  nach  Abbildung  6  zer- 
legt, so  (lauert  die  Be.setzungszeit  für  die 
Kreuzung  der  l)eiden  ersten  (Ueise  nur  bis 
zu  dem  Zeit])unkt,  in  dem  die  letzte  Achs'e 
die  Isolierstrecke  ai,  für  die  letzten  beiden 
Gleise,  in  dem  sie  <lie  Isolierstrecke  a.-2  über- 
fahren hat.  Der  Wert  x  in  der  Formel,  als 
Gesamtbe-setzung  der  Kreuzung,  ist  also  für 
den  ersten  Teil  der  Kreuzung  kleiner  als  für 
den  zweiten.    Es  ergibt  sich  also: 


")• 

»1/ 


der  ganzen 
(luicli.  Ein- 


zahlenmäßige Auswertungen  ein  ziemlich  treffendes  Bi)  ! 
geben  werden.  Wer  aber  als  Betriebsmann  mit  offenem  Blick 
den  Verkehr  auf  einem  Bahnhof  übersieht,  der  bedarf  zumeist 
gar  nicht  all  dieser  theoretischen  Kechenarbeit.  Eine  einzige 
nicht  zu  verlegende  stark  besetzte  Gruppe  von  Ein-  und  Aus- 
fahrten ist  häufig  schon  so  ausschlaggebend,  daß  sich  ,ie<le 
theoretische  Erwägung  erledigt. 

W.  Becker,  Regierungsbaunieister  a.  D. 


Wir  hal)en  die  vorstehenden  Ausführungen  Herrn  Dr.-lng. 
Baseler  zur  Kenntnis  gebracht,  der  daraufhin  um  die 
Wiedergabe  der  nachstehenden  Mitteilungen  ersucht : 

Herr  Becker  sagt,  meine  Zahlen  gälien  kein  richtiges 
Bild,  w^eil  die  Zeit,  die  die  Kreuzung  durch  den  Zug  besetzt 
sei,  nicht  berücksichtigt  werde.  Das  kann  den  Anschein  er- 
wecken, als  ,ob  seine  Zahlen  etwas  ganz  andei-es  seien  als 
die  meinen.  Tatsächlich  besteht  der  Unterschied  nur  darin, 
daß  er  eine  Mittelbildung  vornimmt,  die  l>ei  mir  der  Ein- 
fachheit halber  schon  vollzogen  ist.  Nehmen  wir  den  Fall, 
daß  auf  einem  Gleis  10  Züge  mit  je  12  Minuten  Be«etzuiigs- 
zeit  verkehren,  so  lautet  dei-  Ausdruck  der  Wahrscheinlich- 
keit,   daß  das  Gleis  besetzt  sei,    nach  Herrn   Becker  (bei 
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Auf  die  -sicherungslecluiische  .Ausführung 
kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden. 
Durch  die  Isolieistrecke  ist  in  allen  Abbil- 
dungen schematisch  ausgedrückt,  nach  Über- 
fahren welcher  Stelle  durch  die  letzte  Zug- 
achse die  Kreuzung  für  feindliche  Fahrten 
frei  werden  soll. 

Gegen  die  erste  Tafeldar.stelluug  der  ver- 
schiedenen Kneuziingen  ist  nichts  einzuwen- 
den, die  zweite  müßte  jedoch  entsprechend 
Vorstehendem  für  denselben  Gleisplan  nach 
.\bbildung  7  ausgeführt  werden.  Die  Biiich- 
werte  in  den  einzelnen  Feldern  geben  für  die 
lietreffenden  Kreuzungen  die  Wahrschein- 
lichkeit an,  mit  der  ein  Zusammentreffen 
zweier  Züge  auf  beiden  Gleisen  erfolgt.  Sie 
ist  errechnet  aus  dem  Produkt  der  in  der 
obersten  und  linken  Zahlenreihe  stehenden 
Ge.samtbe.setzungszeiten  (x  und  y)  ^der  beiden 
Gleise,  dividiert  durch  das  Produkt  der  in  der 
zweiten  Reihe  von  links  und  oben  stehenden 
Betriebsdauer  (xi  und  yi).  8o  ist  zu  ersehen, 
daß  z.B.  die  Kreuzung  von  Gleis  5  und  3  mit 
der  Wahrscheinlichkeit  des  Zusammentref- 
fens zweier  Züge  mit  1  :  20  am  stärksten  be- 
ansprucht wird.  In  erwähnter  Wei.se  kann 
auch  hier  die  verschiedene  Wertung  der 
Zuggattungen  berücksichtigt  sein. 

In  Fällen  eines,  wie  üblich,  zu  den  einzelnen  Tageszeiten 
sehr  unregelmäßigen,  gruppenweise  einsetzenden  Verkehres 
ist  es  von  vornherein  unzweckmäßig,  die  ganze  Betriebsdauer 
zu  berücksichtigen.  Man  stellt  dann  die  Kieuzungsbesetzungen 
usw.  nur  für  die  Haupt  verkehrstunden  fest.  Bei  dem  gebun- 
denen Fahrplan,  der  zu  normalen  Zeiten  bereits  bestand,  ist 
nämlich  ein  Verlegen  einzelner  Züge  auf  weniger  besetzte 
Tageszeiten  nur  selten  möglich.  Erst  dieses  Teilbild  der 
Kreuzungsbesetzung  läßt  auf  die  Bedeutung  der  Kreuzung 
brauchbaie  Schlüsse  ziehen.  Im  allgemeinen  kann  man  Herrn 
Dr.  Baseler  wohl  zugeben,  daß  nach  A^orstehendem  erfolgende 
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Nach  mein«T 


Formel  ergibt  sich:  %  =       -  also  genau  dasselbe. 

^       l'iü  12 


Ist 


die  Besetzungszeit  nicht  gerade  12  Minuten,  oder  Z  anders 
gewählt,  so  unterscheiden  sich  die  Ergebnisse  nur  durch 
einen  Proportionalitätsfaktor.  Ein  Unterschied  tritt  erst  ein, 
wenn  verschiedene  Züge  verschiedene  Besetaungszeiten 
haben.  Hier  rechne  ich  von  vornherein  mit  einer  mittleren 
Besetzungszeit,  während  Herr  Becker  die  verschiedenen  Zei- 
ten einzeln  aii.setzt.    Die  Frage,  ob  das  nötig  und  aoffeizeigt 


Nr.  ö+ 


üleÄ  !f^H"]!in^^'  ^^[öffentlichun^  meiner  Studie  reiflich 
imerLe^t.  und  bin  mir  klar  darüber,  daß  man  sie  verneinen 
muß,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen-  verneinen 
.  t..s  hegt  hier  einer  der  zahlreichen  Fälle  der  Technik  vor 

nioht'''^wfnn?  ^^^V'^'^^-  i"^^^  ^^n^^^n  auf  Emze  he  ten 
niclit  gewinnt   sondern  ver-liert,  weil  dadurch  der  Anschein 

'^'^  Ihrer  gan^n 

Anlage  gar  nicht  haben  kann.  Man  bedenke  doch,  wie  sum- 
niarisc^h  der  Ansatz  ist!    Auch  daß  Herr  Becker  dk.  wX- 

f  fiT  f.wr^^u  .^^^^^^    Größe  SnLtzt  afl^; 

1  .  bü  usw.),  halte  ich  aus  dem  gleichen  Grunde  nicht  für 
gut,  ganz  abgeselien  von  der  Unbequemlichkeit  mit  ^o  klei- 
nen Eruch«n  rechnen  zu  müssen.  Will  man  be  Jein^i  Ver- 
fahren den  wahren  Wert  wissen,  so  läßt  er  sS  w  e  ich 
Serferfin^icrb^^^'^,^'  durch 'üivSS^n  mit  Z 

iÄer^'tetr?chtet''"  ^'^'^ 

Was  bezweckt  denn  das  ganze  Verfahren?    Die  -Belastuno- 
einer  Strecke  beurteilt  man  nach  der  Zahl  dei   Zü^e  ^oll 
eine  ,  eingleisige  Strecke  zweigleisig,  ein rkSgleiS  4er 
ÄrfnS^^LT  Büd  ^^a"*        -«te  Fragr^fe?  Züg" 
kommt    f«;  .^^h        r  (ii^ser  einen   Zahl  be- 

Ff.hk  ^  Soll  eine  Gleisentwickluno  durch 

i  ui  uiesen  Z;weok  scneint  mir  mein   An«atr  mcVi«  oi^,  „ 

ztg^ahlTn^    Kreuzung    naeh    dem"^P%Vdutl  Z 
Ich  stimme  Herrn  Becker  vollständig  darin  bei   daß  ein 
Betriebsmann,  der  mit  offenem  Blick  den  Verehr  auf  einem 

ut^t""^  SÄ""''  ^'^'"^  tlieoretischen  lichenarbeit  S 
ylhl    ^.^S'awreli    wird    sie    aber    nicht  überflüssi<r  Der 

H       '^l'.'''  '^^^  ZentralbehöSe  den  Um- 
o^^W  K^i^      T\  '^"^  uabekanuten    Glei&entwicklung  vor- 
gelegt bekommt,  dessen  Notwendigkeit  er  prüfen  soll  1^^?,, 
einer  ganz  anderen  Lage.    Er  ist\uf  den  Be'Teitbericht  an 
gewiesen,  und  der  gibt  hier  meist  eine  ve?™nX  Flu^ 
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von  Zahlen  und  Daten.  Eine  noch  so  klare  Erkennhii« 
lante  ^^^-''^'^^i^r  .^ützt  .eben  der  AllgemeinS.  n  cht°?^- 
t  ,  -  "^i*^^*  ^  einfacher  Form  m  i  1 1  e  i  1  b  a  r  ist 
?hPrhf  ^«^'"{^f^^!^  entspringen  alle  mathematischen  Symbole 
Ihe  pflf^^'  wissenschaftlichen  Fassungen,  und  dieser  Auf: 
fÄn   kön^  .^^^  „Maßstäbe"  zu 

tinden,  können  wir  uns  auch  auf  keinem  Gebiete  der  TeX 
nik  entziehen.  Wir  brauchen  -sie  auch  zur  r  cht  igen  ßt 
me*sung  neuer  Anlagen  und  zum  Anleiten  der  AnfänSr  und 
gerade  für  die  mit  der  fortschreitenden  Verdichtung  dTs  VeS 
dL  not!"™'"  ^^i<^l>tig*r  werdenden  Glei.^ent!^icklun?ea  tut 

w,«^Hfr?Rf "^'^  Besetzung-selten  gar  nicht  so  ungleich. 

^ic  ^^  ^^^"^  a^ttimmt.  Man  muß  nämlich  nicht  nur  dä 
S  Beset^Qg^it  rechnen,  sondern  noch  einen  gewi«^* 
bpMlraum  vorher,  und  der  ist  für  die  wichtigen  SchnellS 
lff^Ji.,^''  ""l*™*^  Personen-  und  Güterzüge,  ßl 

langsamer  fahren,  wird  die  „Be&etzungßzeit  mit 
topi,elraum"  für  alle.  Zuggattungen  ziemlich  gleich  E^e 
Ausnahme  maehen  hier  nur  Lokomotiven  und  Triebwagen! 
I^nfL^'T     w°  ^^""u       ^^'^^  ''^^c.h  entsprechende  Ab- 

ti^if^  der  Wertziffern  beKen;  diese  läßt  sich  nämlich,  wie 
leich-t  ersichtlich  ist  so  deuten,  daß  man  durch  das  Beisätzen 
einer  hohen  Wertziffer  vid  Zeit  für  die  Durchfahrt  ei^s 
z-uges  ansetzt,  bei  einer  geringen  wenig.  Jedenfalls  lie^-t 
r-""^?-  t"^^^^^  Gesichtspunkte  aus  kein  Anlaß  vor,  zu  der 
z^crehen  I^chnung  mit  genauen  Besetzungszeiten  über- 

fiinen  Fortschritt  erblicke  ich  dagegen  für  manche  Fäll« 
in  dem  Beckerschen  Vorschlag,  die  Betriebsdauer  in  den  An- 
satz emzubeziehen.  Das  geht  natürlich  auch  bei  meinen  For- 
meln, indem  man  z.  B.  eine  Zugzahl  14  bei  einer  20stündigen 

Betriebsdauer  als  14  •  in  di«  Rechnung  einführt.  Am  rich- 
tigsten wird  es  wohl  -sein,  -wenn  man,  wie  Herr  Becker  vor- 
scniagt,  nur  die  Hauptverkehrszeiten  herausgreift,  sofern 
man  sie  nicht  zu  kurz  wählt.  wiem 
Daß  der  Fall  der  Abb.  4  anders  zu  betrachten  ist  als  der 
^aii  der  Abb.  5,  wird  einem  aufmerksamen  Leser  meiner 
Darlegungen  nicht  entgangen  sein ;  in  Abb.  4  handelt  es  sich 
\"lu  ^^^^'^  meiner  Formeln  um  einen  Knotenpunkt,  iu 
?!  ^T^'®^-  ^^^^  6  dürfte  der  einzige  sein,  wo 

ernebiiclie  Abweichungen  zwischen  meinen  Formeln  und 
denen  des  Herrn  Becker  eintreten ;  er  dürfte  aber  sehr  selten 
sein,  da  es  ein  Unding  ist,  das  Zwischengleis  nicht  mit 
einem  hignal  für  den  zwiten  Knotenpunkt  zu  versehen  wo- 
durch es  -seinen  Wert  als  Aufnahmegleis  verliert.  Solch 
seltene  Fälle  lohnt  e«  kaum,  in  den  Formeln  zu  berück- 
vsichtig^n. 


Nachrichten. 

V  e  r  e  i  n  s  g  e  b  i  e  t. 
Deutschland. 

Di-^l^Ä'^^P*""^^"*'^*^  Erhöhung  der  Eisenbahnfahrpreise 

Siltun^S    iheT°,^^T^l"-^  deutschen  Staatsbahnver: 

D  Aif^Zt^'*  .^nn'*"  ^^^o^ns-  der  Tarife,  schreibt  die 
fahren      im   'wir  ;rr®   "^l  zuständiger  SteUe  er- 

^  V  wesentlichen  abgeschlossen.  Die  deutschen 
Staatseisenbahnen  müssen  auch  für  1919  mit  erheblichen 
Fehlbetragen  rechnen.  Eine  Verringerung  der  Aus^Sn  Til^ 
selbstverständlich  auf  allen  Gebieten  angest^bt  wird  ka^^^^ 

B^Tm^'"'"  f'^iT''}^^  ^l'  '^^it*^  steigenden  Aurgaben  f^ 
Beamte  und  Arbeiter  nicht. zu  Ergebnissen  führen  dieTeren^ 

ÄsaraufsP^'MT^  bei  der'pSußSn 

fallen  D^  auf  3K  Milliarden  geschätzt  werden,  ins  Gewicht 
etn  %'..+cKi  t"""'  C^rundsatz  festgehalten  werden  muß.  daß 
muß  fn^  ^iltbf'''  7'%  die  Eisenbahnen,  «ich  selbst  erhalten 
muß  und  nicht  auf  Zuschlage  zu  verweisen  ist,  die  letzten 
Endes  von  der  Allgemeinheit  durch  Steuern  aufg;bracht  wer- 

efn«  ^^^'^}  ^^^^  -T''  übrig,   die   Einnien  durch 

eine  Erhöhung  der  Tarife  zu  steigern  Diese  Erhöhung 
mußte,  um  Ausga.ben  und  Einnahmen  ins  Gleichgewicht  zS 
bringen,  durclischnittlieh  auf  100  %  der  geltenden  Tarife  be^ 
messen  werden.  Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verCdene 
baWn  '^.f^^tung  des  Wirtschaftslebens  werden  d!e  SaT 
bannen  aber  versuchen,  mit  einem  viel  niedrioeren  Satze 
lilf^^eT.l-  P«^««-"^^-  und  Gepäckverkehr  sollen  säml^ 
erh^hFl  ?f-^'"'i''1'?^t  ^''^'^  Gepäckfrachtsätze  um  50  % 

Wlf^l    t',*^*''-  Erhöhung  trifft  also  gleichmäßig  alle 

wotfn  t  /i^  ^^'r  -^r^en  von  Fahrtausweisen.  Er- 

^eiltt^  dieser  Gelegenheit,  eine  seit  längerem  an- 

geregte Neuerung  emzufiihren.  nämlich  eine  billig»,  dor  Ar- 


beiterwochenkarte nachgebildete  Zeitkarte  ohne  Be- 
schränkung auf  einen  bestimmten  Benutzerkreis.  Auch  über 
die  Erhöhungen  im  Nahverkehr  der  Großstädte  ist  die  Prü- 
tung  noch  nicht  abgeschlossen.  Es  wird  angestrebt,  zur 
bchonung  des  Berufs-  und  Siedlungsverkehrs  hier  nach  Mög- 
lichkeit Erleichterungen  bei  der  Tariferhöhung  eintreten  zu 
lassen.  Als  Zeitpunkt-  für  die  Durchführung  der  Tarif- 
erhöhung ist  der  1.  ,0  k  t  ober  1919  i  n  ■  A  u  s  s  i  c  h  t  ge- 
nommen. 

—  Kohlennot  und  Eisenbahn.    Hierzu  schreibt  die  „D.  Allg. 
Ztg.":    „In  der  Presse  wird  in  der  letzten  Zeit  immer  hefti- 
ger die  Kohlennot  auf  einen  Rtangel  in   der  Organisation 
unseres  Gut  er  wagen  verkehr  s  zurückgeführt.  Man  er- 
hebt scharfe  Vorwürfe  gegen  die  Eiseoabahnverwaltuno-,  daß 
es  lediglich  an  dem  Mangel  an  Wagengestellung  liegt,"  wenn 
nicht  genug  Kohle  für  den  Verbraucher  herangeschafft  wer- 
den könnte.      Es  wird  femer  angeführt,  daß  man  für  den 
Transport  von  Kohle  zu  wenig  die  Binnenschiffahrt  heran- 
gehe, die  imstande  sei,  weit  günstigere  Ergebnisse  zu  er- 
zielen.   Man  schließt,  wie  es  neuerdings  der  Fall  ist,  -sogar 
auf  eine  Transportkatastrophe.    Nun  trifft  es  gewiß  zu,  daß 
auf  einer  ganzen  Reihe  von  Gruben  in  der  letzten  Zeit  mehr 
Kohlen  gefordert  wurden,  aLs  abtransportiert  werden  konnten. 
Die  Schuld  aber  ist  nicht  der  Eisenbahnverwaltung  beizumes- 
sen, die  alles  tat,  was  in  ihren  Kräften  gestanden  hat,  um  ein« 
geregelte/Abfuhr  der  Kohle  zu  erzielen.   Man  hat  diese  so^-ar 
sämtlichen  anderen  Transporterfordernissen  vorangestellt  und 
zu  diesem  Zweck  alles  aufgeboten,  um  zunächst  einmal  den 
Verbraucher  mit  genügender  Kohle  zu  beliefern.     Wenn  da;» 
nicht  in  dem  Tninschenswerten  Maße  möglich  war,  so  liegt  die 
Schuld  an  der  Betriebslage  unserer  Eisenbahnen.  Transport- 
wagen sind  m  genügender  Menge  vorhanden,  es  fehlt  aber  au 
der  notigen  Zahl  von  Lokomotiven.    Unser  Lokomotiv- 
miaterial  ist  vielfach  heut«  minderwertig;  nicht  nur  die  Ah- 
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niitzung  der  LokomotiTea  trujf  daran  di«  Schuld,  sondern  auch 
das  Baumaterial  —  hauptsächlich  der  Kessel  — ,  das  infolge 
des  Krieges  sich  sehr  verschlechterte.  Die  Folge  davon  ist 
eine  unverhältnismäßig  gesteigerte  Eeparaturbedürftigkeit 
der  Lokomotiven,  so  daß  heute  durchweg  nur  mit  der  Hälfte 
des  Zugmaterials  von  dem  in  früheren  Zeiten  gearbei- 
tet wurde,  gerechnet  werden  kann.  Der  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten  hat  dies-e  Mängel  ja,  kürzlich  ausführlich  in 
einer  Kede  hervorgehoben,  die  er  in  Berlin  hielt*).  Selbst- 
verständlich ist  man  in  der  Eisenbahnverwaltung  bestrebt, 
diesen  Mängeln  nach  Möglichkeit  abzuhelfen.  Aber  auch 
dem  ist  bei  der  Überlastung  unserer  Reparaturwerkstätten 
«ine  Grenze  gezogen.  Was  an  Lokomotiven  aus  ihnen  her- 
ausgeht, wird  jedenfalls  in  erster  Linie  dem  Kohlentransport 
dienstbar  gemaeht. 

Den  Wasserweg  hat  man  nach  Möglichkeit  zu  benutzen 
^ucht,  ist  hier  aber  zum  großen  Teil  auf  einen  Wider- 
stand   der  Interessenten  «elbst  g-estoßen.  Einmal 
liefert  der  Wasserweg  diesen  das  Transportgut  nicht  mit  der 
Schnelligkeit,  die  sie  bei  dem  Mangel  an  Rohmaterial  wün- 
schen, und  weiter  ist  im  Gegensatz  zu  normalen  Zeiten  der 
Transport  zu  Wasser  jetzt  wesentlich  teurer  als  mittels  der 
Eisenbahn.    Das  ist  zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  daß  die 
Eisenbahn  ja  zurzeit  mit  einer  wesentlichen  Ünterbilanz  ar- 
beitet, während  die  Binnenschiffahrt  sich  durchweg  in  Pri- 
vathänden befiadet  und  infolgedessen  mit  einem  Verdienst 
rechnen  muß.   Man  is>  sogar  seitens  der  Eisenbahnverwaltuno- 
dazu  übergegangen,  einzelne  Güter,  zumal  Stückgüter,  zwangs" 
weise  auf  den  Wasserweg  zu  verweisen,  hat  aber  immer  wie- 
der mit    einem    heftigen  Widerstand    der  Interess-enten  zu 
kämpfen  gehabt.    Trotzdem  sind  die  betreffenden  Instanzen 
eifrig  bemüht,  den  Wasserweg  mehr  in  deu  Dienst  des  Trans- 
ports zu  stellen.    Allerdings  ergibt  sich  auch  hier  gerade  für 
die  Kohlen  eine  wesentliche  Schwi€rigkeit.    Die  Industrien 
die  m  erster  Linie    Kohlenverbraucher  sind,    haben  heute 
durchweg  nur  einen  geringen  Kohknvorrat  zu  ihrer  Ver- 
fugung. Der  Wasserweg  aber  bedingt  einen  weit  langsameren 
Iransport.    Wollte  man  also  dieselben  Lieferungen,  die  man 
jetzt  auf  dem  Schienenweg  heranschafft,  auf  dem  Schiffahrts- 
wege befördern,  so  würde  das  Ergebnis  sein,  daß  zwischen 
dem  Verbrauch  der  vorhandenen  Kohle  und  dem  Eintreffen 
der  neuen  Lieferungen  ein  Vakuum  entstände,  das  die  Indu- 
strien zum  mindesten  auf  einige  Tage  stillegte.    Für  dieses 
Vakuum  von  vornherein  einen  Ersatz  durch  doppelte  Liefe- 
rungen sowohl  auf  dem  Was.ser-  wie  auf  dem  Eisenbahn wec^e 
zu  sctialten,  scheitert  aber  wieder  an  dem  mangelnden  Koh- 
lenvorrat.   Das  trifft  namentlich  für  den  Osten  zu,  für  den 
die    Transportmöglichkeiten    dadurch    ungeheuer  erschwert 
sind,  (iaü  infolge  der  Besetzung  der  Provinz  Posen  der  Trans- 
port aut  einem  gewaltigen  Umweg  erfolgen  muß.    Im  Westen 
zumal  auf  der  Strecke  nach  Emden,  hat  sich  bei  dem  Versuch 
lie  Wasserwege  stärker  heranzuziehen,  in  der  letzten  Zeit 
sogar  ein  Mangel    an  Schiffsraum  geltend  gemacht. 
1er  eine  weitere  Abwälzung  des  Gü1>erverkehrs  auf  die  Bin- 
W«l  f     verhindert.  Jedenfalls  ist  gerade  die  Benutzung 
les  Wa.^.^erweges  für  den  Güterverkehr  eine  Frage,  die  stän- 
?„L  °,if  °  maßgebenden  Stellen  beachtet,  und  fifr  dei^n  Lö- 
sung alles  Erdenkliche  getan  wird. 

k.~v,i  ^n^^'ärterdienstalter.      Durch     den  Staatsministerial- 

^^or^o^^e  getroffen,  daß  die 
preußischen  Beamten  durch  die  Teilnahme  am  Krieche  in 
Ihrem  Dienstalter  nicht  benachteiligt  werden.  In  welcher 
Weise  bei  der  Festsetzung  des  Anwärterdienstalters  der  Be- 
K^'p/nK^f  aufgezeichnet  waren,  und 

eren  Einberufung  durch  die    Einziehung  zum  Kriec^sdienst 

fr^h  /oT^^'''''''«  *''i'***'^T.^^^'  ™  verfahren  ist,  ist  dann 
lurch    den    preußischen    Eisenbahnminister  näher  erläutert 

K^®"u?^-^-^      '^«^  »ii«  Teilnahme  am  Kriege 

'>enachteiligten  Bewerbern  haben  diejenigen  Be- 
werber für  den  Beginn  ihrer  Beamtenlaufbahn  einen  Vor- 
,til  *^^"cht  die  nicht  im  Militärdienst  .standen  und  des- 
S  f?L  *!?^''°T?  •^'^'^  dringenden  Bedarfs  an  Dienstanf än- 
dern außer  der  Reihe  wahrend  des  Krieges  einberufen  sind, 
^s  wurde  pnbillig  sein  und  zu  begründeten  Beschwerden  der 
lurch  sie  uberholten  Bewerber  Anlaß  geben,  wenn  die  wäh- 
end  des  Krieges  außer  der  Reihe  einberufenen  Dienst- 
.ntanger  den  sich  hierdurch  ergebenden  Vorsprung  im  Be- 
,inne  des  Anwarierdienstalt>ers  auch  für  die  planmäßige  An- 
'  Ä^^  «^'t^'"^,  wurden.  Der  Minister  hat  deshalb  be- 
nimmt, daß  bei  den  wahrend  des  Krieges  außer  der  Reihe 
|inberufenen  Dienstanfängern  der  Beginn  des  Anwärter- 
aenstalters  für  die  Reihenfolge  der  plan- 
laßigen  Anstellung  ,so  festzusetzen  ist,  wie  es  ge- 
cüehen  waxe,  wenn  sie  unter  regelmäßigen  Verhältnissen 
n  der   Reihenfolge  des  Bewerberverzeichnissas  einberafen 
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wären.  ,  Das  Eisenbahn-Zentralamt  wurde  beaufträgt,  'die 
sich  hiernach  ergebenden  Änderungen  des  Zeitpunktes  der 
Einberufung  für  die  in  Betracht  kommenden  Beamten  der 
mittleren  technischen  Beamtenlaufbahnen  den  Eiisenbahn- 
direktionen  alsbald  mitzuteilen.  Die  Eisenbahndirektioneu 
sollen  auf  Grund  dieser  Mitteilungen  das  Amwärterdienst- 
alter'der  beteiligten  Beamten  neu  ermitteln  und  diese  sowie 

—  falls  die  Anmeldung  zur  Anstellungsliste  schon  erfolgt  ist 

—  auch  das  Eisenbahn-Zentralamt  von  der  Änderung-  in 
Kenntnis  setzen.  Für  die  während  des  Krieges  außer  der 
Reihe  einberufenen  Zivilsupernumerare  haben  cüe  das  ge- 
meinsame Bewerberverzeichnis  führenden  'Gruppendirektio- 
nen den  einzelnen  Eisenbahndirektionen  die  erforderlichen 
Angaben  für  die  Berichtigung  des  Anwärterdienstalters  nsiw. 
zu  machen.  Diese  Neufestsetzung  des  Anwärt erdienstalters 
gilt  zur  Vermeidung  unbilliger  Überholungen  nur  für  die 
Reihenfolge  der  planmäßigen  Anstellung.  Für  die  Regelung 
der  diätarischen  Besoldung  bleibt  auch  weiterhin  das  dem 
wirklichen  Eintrittstage  entsprechende  Anwärter^ienstalter 
der  Beamten  maßgebend. 

—  Ernennung  von  Betriebsingenieureu.  Der  preußische 
Eisenbahnminister  hat  an  die  Eisenbahndirektionen  folgenden 
Erlaß  gerichtet:  „In  Berücksichtigung  eines  mir  vorgetrage- 
nen Wunsches  wird  den  technischen  Eisenibahnsekretären  'bei 
der  Ernennung  zum  Betriebsingenieur  diese  Amtsbezeichnung 
künftig  nicht  mehr  unter  dem  Vorbehalt  des  Widerrufs  ver- 
liehen werden.  Demgemäß  sehe  ich  auch  für  die  Folge  da- 
von ab,  eintretendenfalls  eine  Entziehung  der  bisher  wider- 
ruflich verliehenen  Amtsbezeichnung  anzuordnen.  Die  Ent- 
fernung aus  der  Stellung  eines  iBetriebsingenieurs  hat  nur 
zu  erfolgen,  wenn  der  Beamte  nach  dem  Ermessen  der  Eisen- 
bahndirektion die  Eignung  für  diese  Stellung  verliert.  Ob 
es  alsdann  angezeigt  ist.  den  mit  dieser  Maßnahme  ver- 
bundenen Verlust  der  Stellenzulage,  durch  Gewährung  von 
Beihilfen  auszugleichen,  ist  nach  Lag^e  des  einzelnen  Falles 
zu  entscheiden. 

—  Der  Güterverkehr  nach  Polen  ist  nunmehr  geregelt 
worden.  Als  Übergangsstationen  sind  zunächst  nur  Kreuz, 
Bromberg,  Bentscheu,  Lissa  (Posen),  Birkenfelde  und  Grau- 
dorf  bestimmt.  Zur  Beförderung  dorthin  sind  außer  Um- 
zugs^ut  nur  solche  Güter  zugelassen,  die  ausdrücklich  zur 
Ausfiihr  freigegeben  sind.  Zurzeit  sind  nur  Sendungen  nach 
den  Stationen  der  Provinz  Posen  zugelassen,  andere  Sen- 
dungen, wie  Durchfuhrgut,  sind  ausgeschlossen.  Zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  mit  Unizugsgut  ist  vereinbart  wor- 
den, daß  die  polizeiliche  Untersuchung  der  Sendungen  be- 
reits am  Orte  der  Verladung  der  betreffenden  Güter  statt- 
finden kann,  so  daß  die  Untersuchung  am  Übergangsorte  fort- 
fällt und  Beschädigungen  des  Gutes  an  diesen  Orten  ver- 
mieden werden.  Solche  'Sendungen  werden  durch  die  Orts- 
polizei geprüft  und  mit  dem  Polizeisiegel  verschlossen.  Für 
den  Verkehl-  von  Posen  gelten  die  gleichen  Bestimmungen. 

—  Güterverkehr  mit  Itjilien.  Der  Güterverkehr  mit  Italien 
und  dem  von  Italien  besetzten  Gebiet  von  Triest,  Istrieu, 
Görz  und  Gradiska  (Venetia  Giulia)  ist  über  Tarvis  und 
den  Gotthard  wieder  aufgenommen.  Die  Sendungen 
sind  mit  internationalem  Frachtbrief  direkt  nach  der  italie- 
nischen Bestimmungsstation  aufzuliefern.  Nachnahmen,  Bar- 
vorschüsse und  Interessedeklaration  sind  ausgeschlossen.  — 
Im  Verkehr  über  Tarvis  sind  die  Sendungen  zur  Umbe- 
handlung  auf  Salzburg  abzufertigen.  Es  besteht  hier 
FrankaturzTwang.  Deutsche  Verbandswagen  können  zunächst 
für  den  durchgehenden  Verkehr  mit  Italien  nicht  verwendet 
werden ;  sie  werden  daher  bis  auf  weiteres  in  Salzburg  um- 
geladen. —  Im  Verkehr  über  den  Gotthard  können  so- 
wohl Frachtbriefe  mit  frankierter  als  auch  unfrankierter 
Fracht  angenommen  werden.  Die  Abfertigung  hat  auf  die 
nach  den  früheren  deutsch-italienischen  Leitungsvorschriften 
für  den  Übergang  (Chiasso,  Luino,  Domodossola)  mäß- 
o:ebende  deutsch-schweizerische  Grenzstation  zu  erfolg-en. 
Vorerst  dürfen  hier  nur  schweizerische  Wagen  benutzt  wer- 
den. Der  Verkehr  mit  Italien  über  den  Brenner  bleibt 
noch  gesperrt.  Hinsichtlich  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote 
gelten  die  Vorschriften  im  Anhang  F.  zum  Kriegsmerkbuch 
für  den  Güterverkehr. 

—  Schadenersatzansprüche  an  die  Eisenbahn.    Wie  der 

Handelskammer  in  Berlin  von  amtlicher  ISeite  mitgeteilt  wird, 
hat  die  Eisenbahn  Verwaltung  wiederholt  bei  Erledigung  von 
Schadensersatzanträgen  eine  erhebliche  Nichtübereinstimmung 
der  Reklamationsangaben  mit  dem  Inhalt  der  iwiederauf^ 
gefundenen  Sendung  bedauerlicberweise  feststellen  müssen. 
Den  Verkehrsbeteilig-ten  wird  dringend  nahegelegt,  bei  Stel- 
lung von  Ersatzansprüchen  an  die  Eisenibahn  möglichst  ge- 
naue und  wahrheitsgemäße  Angaben  über  den  Inhalt  und 


(len  ^\■erl  d<^l■  in  A'erlusl  oerat-en'eu  Waren  zu  machen,  um 
«iutrs'eits  der  Eisenbahn  uuuötig*i  Arbeit  und  aud'erers.eit.s 
sjLoh  .selbst  otwaioe  unanoenehme.  Weit.erun^;en  zu  ersparen. 

~  Perfiüualnaehrichten.  Der  Ueheime  Baurat  A  n^e  r  ist 
zum  ()t>erbau-  und  Minusterialdirektor  im  preußischen  :\Iiiu- 
sltrium  der  öffentlichen  Arbeiten  ernannt.  —  Dem  Oberbau- 
und  Ministerialdirektor,  Wirklichen  Geheimen  Rat  Dr.-IuK- 
Wiehert,  ist  die  naohuesuchte  Entlassung  aus  dem  Staais- 
dien.'ite  mit  Ruheoehalt  erteilt  worden. 


üeutscliösterreicii. 

—  Einstellung  des  gesamten  Schnellzu^veikehrs  und  Ein- 
schränkung des  Personenverkehrs.  Infoloe  oändiih  unzu- 
reichenden Steinkohlenemlaufes  und  Fehlens  ieiiiiclu'r  Vor- 
räte nml^te  vom  19.  d.  M.  ab  der  Äesamte  Schut^llzusveikehr 
im  Bereich  der  d  e  ii  t  s,  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  u  .S  t  a  a  t  s  - 
bahnen  eiu^festellt  werden.  Als  Ersatz  werden  seit 
21.  d.  M.  der  Pensonenzus'  Nr.  213  Wien-Salzburg- 
Innsbruck  jeden  Donnerstaji'.  Sonnabend  und  Mon- 
tag- (Wien  ab  I  Uhr  30  Min.  nachmittaAis,  Innsbruck 
au  7  Uhr  5  Mm.  fiiih)  und  ferner  s^eit  20.  d.  M.  der  Personen- 
zug Nr.  26,  512,  218  Inusbruck-Salzbur>;-Wieu  jeden  Mitt- 
woch, Sonnabend  und  Montag  (Innslu-uck  ab  7  Uhr  27  Min.  früh, 
Wien  an  0  Uhr  10  Min.  früh)  gefühlt.  Diese  i'ersonenzüo-c 
vermitteLn  unter  anderm  Anschlüsse  v-ou  und  nach  Yoiarlberrr 
und  Bad  Gastein.  Sollten  die  Kohlenverhältnisse  es  irgend- 
wie ge,>-tatten,  .so  wird  sofort  an  die  Wiedereinführuui;-  des 
Öchnellzugverkehre«  o-eschritteu  werden. 

'Die  Einstelluno-  des  ganzen  öchnellzugverkehris  der  Staats- 
bahnen  auf  unbestimmte  Ztit  bedeutet  ein  Geschehnis,  dessen 
Folgen  kaum  abzusehen  sind.  Vom  Wiener  Westbahnhof 
ging- in  der  letzten  Zeit  statt  der  13  Schnellzüge  täglich  in 
der  Friedenszeit  nur  ein  Schnellzug  täglich  ab.  der  furchtbar 
ui>erfullt  war.  Durch  den  Wegfall  des  letzten  Schnellzuges 
dürfte  der  ganze  Reise\-erkehr  und  das  ganze  Geschäftslebeu 
gelähmt  werden.  Der  Andrang  auf  die  infolge  der  Kohlen- 
uot  weitgehend  eingeschränkten  Personenzüge  wird  im  Zu- 
sammenhang damit  einen  geradezu  beängstigenden  Umfano- 
annehmen.  " 

Durch  die  Einstellung  des  Sclinellzugverkehrs  auf  den 
Staatsbahnen  ist  auch  der  internationale  Reiseverkehr  stark 
beeinträchtigt.  Was  die  Westbahn  anlangt,  entfallen  die 
direkten  Schnellzüge  nach  Passau  und  Berlin,  nach  Mailand 
und  in  die  Schweiz,  und  aller  Voraussicht  nach  wird  es  die 
Kohlennot  nicht  ermöglichen,  daß  an  deren  Statt  Personen- 
züge eingeführt  werden,  die  in  den  Grenzstationen  Anschluß 
an  die  ausläudischeu  'Eilzüge  haben.  Auch  auf  der  Süd  bahn 
ist  am  gleichen  Tage  und  aus  gleichem  Grunde  der  Sohnell- 
ziTgverkehr  gänzlich  eingestellt  worden. 

Wie  die  Verhältnisse  gegenwärtig  "liegen,  wird  überdies 
in  nächster  Zeit  mit  einer  noch  weitergehenden  Zuo-ein- 
schränkung  gerechnet  werden  müssen.  Es  wird  daherfwie 
wir  der  ,yStaatskorrespondenz"  entnehmen,  die  Bevölkerung  ein- 
dringlichst aufgefordert,  in  der  nächsten  Zeit  Vergnügungs- 
tahrten  und  andere  nicht  unumgängliche  Reisen  unbedingt 
zu  unterlassen. 

'  —  Arbeiterurlaubsgesetz.  Das  Gesetz  vom  30.  .Juli  191H 
Uber  den  Urlaub  von  Arbeitern  bezieht  sich  nach  der  im  §  2 
enthaltenen  Aufzählung  auch  auf  die  Betnebe  der  Eisenbahn- 
und  Dampfschiffahrtsunternehmungen.  Die  wesentlichsten 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  lauten:  Arbeitern  der  im  §  3 
bezeichneten  Betriebe  ist  in  jedem  Jahre  ein  ununterbrocheiier 
Urlaub  von  einer  Woche  zu  gewähren,  wenn  ihr  Dienstver- 
hältnis ununterluoclien  schon  ein  Jahr  gedauert  hat,  und  von 
zwei  Wochen,  wenn  es  ununterbrochen  schon  fünf  Jahre  ge- 
dauert hat.  Jugendlichen  Arbeitern  vor  dem  vollendeten 
16.  Lebensjahre  gebührt  schon  nach  einjähriger  Dauer  des 
Dienstverhältnisses  ein  Urlaub  von  zwei  Wochen.  Arbeiter 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  alle  Dienstnehmer  mit  Ein- 
schluß der  Lehrlinge  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  die 
nicht  vorwiegend  zur  Leistung  kaufmännischer  oder  höherer, 
uichtkaufmännischer  Dienste  verwendet  w'erden.  —  Während 
des  Urlaubes  hat  der  Beurlaubte  Anspruch  auf  seine  Geldbe- 
züge,, die  bei  Akkord-,  Stück  oder  Gedinglohn,  wenn  nicht 
•lurch  Kollektivvertrag  etwas  anderes  vereinbart  ist.  nach 
dem  Durchschnitt  der  letzten  12  Wochen  unter  Ausscheidung 
nur  ausnahmsweise  geleisteter  Arbeiten   zu  bemessen  sind. 

,  Ist  die-Verpf legung  vereinbart  und  wird  sie  dem  Beurlaubten 
nicht  geleistet,  so  gebührt  ihm  an  ihrer  Stelle  für  jeden  Ur- 
laubstag der  Betrag  seines  täglichen  Krankengeldes,  der  ihm 
bei  Antritt  seines  Urlaubes  für  die  ganze  Urlaubsdauer  im 
voraus  auszubezahlen  ist.  Wird  dem  Arbeiter  gekündigt,  und 
sind  zur  Zeil  der  Kündigung  seit  Antritt  des  Dienstverhält- 
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Misses  oder  seit  Beginn  des  zweiten,  oder  eines  folgenden 
Dienstjahres  schon  10  .Monate  verstiichen,  so  hat  er.  unlx- 
schadet  der  ihm  für  die  allfällige  Kündigungsfrist  zustehen- 
den Ansprüche,  den  Anspruch  auf  die  durch  dieses  Gesell, 
festgesetzten  Bezüge  m  der  Weise,  als  ob  seit  jenem  Zeit- 
punkte schon  ein  Jahr  verstrichen  wäre.  Der  Ans))ruch  auf 
den  Urlaub  erlischt,  wenn  der  Arlieiter  gekündigt  hat  oder 
wenn  er  aus  einemi  wichtigen  Grunde  entlassen  wurde.  —  Dio 
dem  Art>eiter  durch  dieses  (resetz  gewährten  Ansprücho 
können  durch  Vereinbarung  weder  aufgehoben  noch  be- 
schränkt werden.  Wenn  es  zur  Vermeidung  von  Störungen 
des  Betriebes  oder  zur  Verhinderung  eines  erheblichen  Pro- 
duktionsau'sfalle^s  im  Betrielie  erforderlich  ist,  kann  zum  Er- 
satz der  durch  die  ITrlaube  ausfallenden  Arbeitsleistungen 
die  Arlieitszeit  der  übrigen  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter, 
und  zwar  für  jeden  von  ihnen  bis  zur  Höchstdauer  von 
11  Tagen  im  Jahre  und  bis  zu  zwei  Stunden  innerhalb  24  Stun- 
den, verlängert  werden.  Für  solche  ffberstunden  gebührt 
dem  Arbeiter  eine  besondere  Entlohnung,  die  um  mindesteüs 
50  %  höher  ist,  als  die  für  die  regelmäßige  Arbeitszeit  v^i- 
einbarte. 

—  Verbot  des  Hausierens,  des  Bettelus  und  des  Musizierens 
mit  Absammeln  im  Zuge.  Um  dem  sich  immer  mehr  aus- 
breitenden Unfuge  der  Belästigung  der  Reisenden  durch 
Hausierer,  Bettler  und  absammelnde  Musikanten  in  den  Per- 
sonen führenden  Zügen  zu  steuern,  ^at  das  Staatsarat  für 
Verkehrswesen  die  Auflage  einer  entsprechenden  Kumi- 
machung  und  deren  sofortige  Anbringung  in  allen  dem  rei- 
senden Publikum  zum  Aufenthalte  dienenden  Räumen,  ins- 
basondere  bei  den  Personenkassen  und  'l>eini  Ans.gange  auf 
den  Bahnsteig  angeordnet.  Von  der  Anlningnng  in  dea 
Wagen  wird  mit  Rücksicht  auf  ihre  Überfüllung  mit  Aus- 
hangaukündigungeu  abgesehen.  Das  Personal  ist  angewiesen 
worden,  Reisende,  die  dieses  Verbot  übertreten,  in  der  näch- 
sten Anhaltestelle  dem  diensthabenden  Beamten  zur  weiteren 
Amtshandlung  zu  übergeben. 

—  Der  Ausbau  von  Wasserkraftwerken  durch  die  Staats- 
regierung. Auf  Antrag  des  Präsidenten  des  Wasserkraft- 
und  Elektrizitätswirschaftsamte.s  Unterstaatssekretär  Dr.  El- 
lenbogen hat  die  iStaatsregierun.g  beschlossen,  das  Wasser- 
kraftwerk am  Spullersee  bei  Daööfen  in  Vorarlberg  auszu- 
bauen, da  dieses  Werk  iii  Gemeinschaft  mit  tlem  zu  erweitern- 
den Ruetzwerke  der  Mitten  Waldbahn  in  Tirol  den  Kraftbedarf 
für  den  elektrischen  Betrieb  der  Arlbergbahn  isichern  soll. 
Die  Vorarbeiten  des  Elektrisierungsamtes  der  Staatsbahnen 
für  das  Spullerseewerk  reichen  bis  in  das  Ja'hr  1908  zurück, 
das  wasserrechtliche  '\^erfahr€ii  ruhte  während  des  Krieges, 
und  erst  anfangs  des  Jahres  1919  winden,  die  Bemühungen 
um  die  Erteilung  der  wasserrechtlichen  Bewilligung  füi 
dieses  Werk  wieder  aufgenommen.  Die  Unterhandlungen 
verzögerten  sich  aber.  Nunmehr  habtn  die  Verhandlungen 
zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  der  Vorarlberger  Landesrat 
den  'Bestrebungen  der  Staatsregierung  für  den  Ausbau  de^ 
Spullersee Werkes  als  bahneigenes  Weik  seine  volle  Unter- 
stützung leiht  und  daß  die  Staatsregierang  einen  Beitrag,  vor 
einer  Million  Kronen  zu  den  Vorbereitungs-  und  Aus- 
führungskosten der  Abdichtung  des  Liinersees  leistet.  Mi' 
den  Aufschließungs-  nnd  Bauvorl>ereitungsar)>eiten  wirf 
sofort  begonnen  werden. 


Ungarn. 

—    Englische  Kohle  für  den   Eisenbahnbetrieb.    Wie  au* 

Budapest  gemeldet  wird,  traf  dort  am  19.  d.  M.  ein  eng- 
lischer Schlepper  ein,  der  über  Braila  englische  Kohh 
brachte,  die  dazu  verwendet  werden  soll,  daß  der  noraiah 
Personenverkehr  Budapest-Preßburg  mit  Schiffsanschlu£ 
nach  Wien  und  der  Zugverkehr  zwischen  Budapest,  Paks  uuc 
Baja  mit  Schiffsanschluß  nach  Belgrad  ermöglicht  werd« 
Weitere  englische  Kohlenlieferungen  sind  zu  erwarten. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Frankreichs  Wasserkräfte  und  die  Elektrisierung  dei 
Bahnen.  Unter  dem  Drucke  des  Krieges  und  des  Kohlen- 
mangels  hat  Frankreich  während  des  Krieges  eine  größerf 
Anzahl  Wasserkräfte  der  Industrie  nutzbar  gemacht  und  da- 
bei etwa  4C0  000  Pferdekräfte  gewonnen.  Eine  im  Mai  191'i 
von  Minister  Ribot  ernannte  Spezialkommission  hat  mui 
ihre  Arbeiten  beendigt,  über  welche  sich  Cels,  der  Unter- 
staats.sekretär  beim  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
dieser  Tage  folgendermafteu  ausgesprochen  hat :  Frankreio-l 
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rerfust  iii  seiii'en  Wasserfällen  und  Wasserlänfen  über  etwa 
9  Milliouen  Pfenkkräfte,  von  denen  im  Jahre  1913  nur 
nind  700 OCO  nutzbar  seniaeht  waren.  Dieso  9  Millionen 
Pferdekräfte  stellen  die  Kraft  dar,  die  jährlich  aus  78  MiU. 
Tonneu  Kohlen  «rewonnen  werden  können,  während  Frank- 
reich vor  dem  Kriecfe  nur  (10  Millionen  Tonnen  Kohlen  ver- 
brauchte. :Mit  der  erwähnten  Wasserkraft  könnten  alle  fran- 
zosischen Bahnlinien  l>etriel>en  werden.  Nach  dem  Plan,  der 
zunächst  verwirklicht  werden  soll,  würden  8100  km  "  der 
Paris-Orleaiis-Bahu,  2200  km  der  Paris-Lvon-A[ittelmeer-F>ahn 
und  3200  km-  der  Südbahn  elektrisiert.  Für  die  3100  km  der 
Paris-Orleans-Bahu  würde.n  85  000  PHi.  g-enüoeu,  al^o  die 
Ilälft-e  der  in  der  Dordoo'iie  nutzbar  gemaehten  Wasser- 
kräfte. Bei  der  Verwirklichung  des  Plans  werden  die  Kon- 
zessionäre verpflichtet,  sich  einem  Be\\'irtschaftunKsplan  zu 
unterziehen,  der  eine  einheitliche  Ausnützuno-  eines  Bassins 
oder  eines  Flusses  vorsieht ;  der  Staat  behält  sich  das  Reeht 
der  Teilnahme  und  der  Kontrolle  vor,  um  die  orößtmöo- 
liche  AusnutzuiifT  zu  erzielen,  sonst  aber  sind  die  Konzes- 
^.lonare  in  ihrer  Handlungsfähiokeit  nicht  gehindert.  Damit 
soll  erzielt  werden,  daß  keine  Wasserkraft  verloren  "-eht 
Die  Folge  wird  sein,  daß  sich  eine  ganze  Anzahl  neuei"  In- 
dustrien ansiedelt,  wie  die  Elektrochemie,  die  Elektrometal- 
lurgie usw. 

—  Zweite  Note  der  Schweiz  betr.  die  Kündisunä:  des  Inter- 
nationalen Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtver- 
kehr (Vergl.  Nr.  43,  S.  448  d.  Ztg.).  Der  .schweizerische 
Bundesrat  hat,  wie  wir  der  Zeitschrift  für  den  internatio- 
nalen Eisenbahntransport  entnehmen,  am  11.  Juli  d.  J  fol- 
gende Note  an  die  Staaten  gerichtet,  von  denen  das  I.  t'. 
gekündigt  worden  i.st,  und  den  übrigen  Verbandsstaatea  Ab- 
schrift davon  zugestellt : 

„Unter  Bezugnahme  auf  die  Note  vom  9.  Mai  d.  J.  be- 
treffend die  Kündigung  des  I.  Ü.  über  den  Ei.senbahn-Fra(dit- 
yerkehr  vom  14.  Oktober  1890.  sowie  sämtlicher  diesbezüg- 
lichen Internationalen  Akte,  durch  die  Eegierunoen  von 
Praukreich,  Serbien,  Belgien  und  Eumänieu,  eTachtet  es  der 
schweizerische  Bundesrat  als  angezeigt,  die  Regierungen,  die 
es  angeht,  auf  folgende  Umstände  aufmerksam  zu  maehen : 

V  om  1.  Januar  1920  an  bleiben  diejenigen  Verbandsstaaten, 
welche  das  I.  Ü.  von  1890  nicht  gekündigt,  gegenseitig  für 
eine  neue  dreijährige  Periode  gebunden,  '  während  die^Kün- 
digungsstaaten,  mit  bezug  auf  die  V^orgenannten,  jeglicher 
vertraglicher  Beziehungen  bar  sein  werden.  Dies  müßte  mit 
bezug  auf  den  internationalen  Verkehr  sehr  schwere  Folo-en 
nach  sich  ziehen.  Es  erscheint  in  der  Tat  beinahe  als  über- 
flüssig, daran  zu  erinnern,  welche  Schwierigkeiten  und  Kom- 
plikationen durch  das  I.  Ü.  von  1890  gehoben  Avordeu  sind 
In  der  Folge  ordnet  nun  die.ses  I.  t^.  .seit  mehr  als  einem 
Vierteljahrhundert  die  Verhältnisse  des  internationalen 
Eisenbahnfrachtverkehrs.  Eine  Anzahl  der  Sehöpfungen,  wie 
der  internationale  Frachtbrief,  spielen  im  europäischen 
Handelsverkehr  eine  so  bedeutende  Rolle,  daß  es  nur  schwer 
Gegriffen  werden  könnte,  wenn  man  wieder  zu  dem  früheren 
Zustand,  der  ohne  Frage  dem  nun  auf  Ende  des  laufenden 
Jahres  zum  Ver.schwinden  verurteilten  nachsteht,  zurück- 
iehren  mülite.  Nun  erscheint  es  aber,  aus  verschiedenen,  auf 
ier  Hand  liegenden  techni.^^chen  Gründen,  als  beinahe  un- 
möglich.  l)ii   zum    nächsten   Jahresbeginne  ein    neues  1. 


X  n    fIIJI  7  ^-'^^  internationale  Beordnung 

ZI  ^-  v"^  gegenwärtigen  I.  ü.  auszuarbeiten  und  bei 

den  verschiedenen  Staaten  zur  Annahm«  zu  bringen. 

I  nter  diesen  Um.ständen,  sowie  ganz  besonders  angesichts 
<les  gegen wartigeii  Bedürfnisses  für  Europa,  daß  die  Wieder^ 
aufnähme  des  internationalen  Transitverkehrs  auf  eine  de'i 
ix!chtniaßigeu  Interessen  aller  Staaten  in  möglichst  weit- 
gehendem Maße  Rücksicht  tragende  und  befriedigende  W^ise 
sichergestellt  werde  beehrt  sich  hiermit  der  'Bundesrat,  den- 
jenigen Staaten,  welche  gekündigt  haben,  den  Vor.schlkg  7u 
unterbreiten  sie  mochten  das  I.  ü.  von  1890  und  Xe  zu 
gehorigen  Vereinbarungen  über  den  1.  Januar  1920  hinaus  und 
bis  zum  Zustandekommen  eines  neuen  I.  Ü.,  m  ihrem  Eiseu- 
bahntransitverkehr  mit  denjenigen  Verbandstaaten  die  nicht 
gekündigt,  haben,  weiter  zur  Anwendung  bringen  Die 
.•5Cliweiz  be-sitzt  ein  ganz  besonderes  Intere.sse  an  der  An- 
gelegenheit, weshalb  sich  der  Bundesrat  gestattet  beizufügen 
daß  ihn  die  beteiligten  Staaten  lebhaft  verpflicht>en  würden 
wenn  sie  ihm  ihre  Entschließungen  zur  Sache  bis  Ende 
■Vugust  nachsthm  zur  Kenntnis  bringen  wollten." 

-.r^?^  Nationalisierung  des  Verkehrswesens  in  England 
Der  Meinungsstreit  über  die  Transport  Bill,  die  eine  um- 
fassende gesetzliche  Regelung  des  Verkehrs  aitf  Eisenbahnen 
^^traßen  und  Wasserwegen  herbeiführen  soll,  nimmt  einen 
immer  größeren  Raum  in  den  engli.schen  Zeituno-^n  ein  Die 
„limes"  nimmt  mit  besonderer  Schärfe  gegen  die  neue  Re- 
gierungsvorlage Stellung.    Sie  schreibt:  „Die  Transport'  Bill 
entspricht  nicht  praktischen  Grundsätzen,  weil  sie  einen  aus- 
gedehnten, bürokratischen  Apparat  schafft,  und  weil  sie  einem 
einzigen    Mini.ster    die  autokrati.sche  Macht  ütxr  das  o-an;^e 
\  ei-kehrswesen  gibt.    Sie  hat  ihre  T'rsache  nicht  in  der  Be- 
flurfnisfrage,  sondern  m  der  Stimmungsmache  eines  Mann^^s 
von  zweifelhafter  Befähigung.    Sie  baut  sich  auf  die  Ei*- 
fahrungen  an  der  Westfront  auf,  wo  dieser  Manu  das  militä- 
rische Eisenbahnwesen  organisierte,  nicht  etwa,  weil  er  hier- 
zu eine  besondere  Befähigung  besaß,  sondern  weil  ihm,  als 
alt/estem  Offizier,  alle  militärischen  Linien  unterstanden.  Wo 
er  frei  schalten  und   walten  konnte.    Nun  möchte  er  den 
gleichen*  Versuch  bei  den  englischen   Bahnen  wiederholen 
Di.6  Gesetzesvorlage  enthält  große  Gefahren,  weil  sie  auf 
militärische  Ideen  und    beschränkte  militärische  Erfahrung 
aufgebaut  ist.    Das  ^^erkehrswe-sen  des  Landes  bedarf  wohl 
der  gesetzlichen  Regelung,  aber  es  ist  zu  weitgehend,  einem 
einzigen  Minister  eine  Blankovollmacht  zu  erteilen,  die  ihm 
ennöglicht,  sogar  in  Friedenszeiten    vou  Verkehrsuntorneh- 
niungen   oder   Teilen    derselben    Besitz  zu   ergreifen.  Man 
gebe  die  Eisenbahnen  «obald   wie  möglich  ihren  Besitzern 
zurück."     Demgegenüber   führte  Bonar   Law  in  einer  An- 
sprache aus:  „Da.s  Verkehrswesen  des  Landes  bedarf  drin- 
gend der  einheitlichen  Organisation,  die  Transport  Bill  l>e- 
deutet  nicht  ohne  weiteres  die  Nationalisierung  des  Verkehrs^ 
Wesens.    Die  Befürchtungen  wegen  des  vorgesehenen  tTber- 
nalmierechtes     von     Verkehrsunternehmungen     durch  den 
Staat  sind  unbegründet.    Wohl  ist  ein  solches  Recht  im  neuen 
Transportgesetz  vorgesehen,  doch  soll  es  nur  zur  Anwendung 
kommen,  wenn  die  Wohlfahrt  des  Landes     dies  notwendig 
macht.    Er  gab  die  Versicherung,  daß  die  örtlichen  Verkehrs- 
verwaltungen so  weit  wie  inöglioh  unter  der  Kontrolle  ihrer 
eigenen  privaten  Zentralstellen   bleiben  werden. 


tber  eine  Ausführungsform  der  neuerdings  wieder  zu 
innren  gekommenen  Straßenlokomotive  (Zuglokomobile)  ver- 
datet sich  Dipl.-Ing.  A.  Dahme,  Magdeburg,  in  einem  vor 
iiehieren  Bezirksvereinen  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure 
:ehaltenen  V  ortrag,  dessen  Inhalt  in  den  Nummern  46  und  48 
leg  Jahrgangs  1918  der  „Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher 
ngenieure"  wiedergegeben  ist*). 

Zur  allgemeinen  Orientierung  ist  vorauszuschicken,  daß  der 
rste  btraßendampf wagen,  der  als  Ahne  der  Lokomotive  und 
es  Kraftwagens  angesprochen  werden  muß,  von  dem  fran- 
osischen  Artillerieoffizier  Nicolas  Joseph  Cugnot  im  Jahre 
/<ü  erbaut  wurde.  Dieser  Wagen  konnte  eine  Last  von  etwa 
t  t>ei  allerdings  nur  4  km  Stundengeschwindigkeit  auf 
r>ener  vStrecke  befordern.  Aus  den  achtziger  Jahren  des 
8.  Jahrhunderts  ist  ein  von  W.  Murdock,  dem  Betriebs- 
ngenieur  vou   James   Watt,    entworfenes   Dampf wägelohen 

/)  Sonderabdrücke  des  Aufsatzes  werden  an  Mito-lieder  des 
«reins  Deutscher  Ingenieure  sowie  Studierende  und  Schüler 
Minni.scher  Lehranstalten  gegen  Voreinsendung  von  70 
l  Ostscheckamt  Berlin,  Konto  Nr.  6535)  postfiei  abgegeben, 
ncleie  Bezieher  zahlen  den  doppelten  Preis  Zuschlao-  für 
uslandsporto  5  4.  ' 


Die  neuzeitliche  Heißdampf -Straßenlokomotive. 


erwähnenswert.  Um  1800  konnte  Richard  Trevithiek 'itiil 
seinem  schon  wesentlich  verbesserten  Straßendampfwa-geh 
die  ersten  Fahrten  in  London  unternehmen.  Diese  Wagen 
waren  nierkwürdigerweivs.e  sämtlich  dreiräderig.  Der  Bau 
von  Straßendampf  wagen  wäre  damals  wo  Iii  schneller  g>eför- 
dert  worden,  wenn  nicht  in  Gestalt  der  von  Tievithick  er- 
fundenen, auf  Schienen  laufenden  Lokomotive  im  Jahre  1803 
ein  gefährlicher  Wettbewerber  entstanden  wäre,  der  den  Be- 
trieb mit  Straßenlokomotiven  naturgemäß  in  den  Sohatten 
stellen  mußte. 

Erst  die  weitere  Durchbildung  der  Lokomobilen  um  1860 
schaffte  brauchbare  Unterlagen  für  eine  gewLsse  Vervoll- 
kommnung auch  der  Straßenlokomotiven.  Obwohl  auch  hierin 
England  bahnbrechende  Arbeit  leistete,  veriiachlä.ssigte  mau 
dort  ebenso  wie  in  Frankreich  und  Amerika  die  Einführung 
solcher  Fahrzeuge.  Inzwischen  wurde  in  Deutschland  nutz- 
bringendere Arbeit  im  Straßenlokomotivbau  geleistet,  bis 
schließlich  durch  den  modernen  Kraftwagen  wiederum  ein 
nicht  zu  unterschätzender  Wettbewerber  auf  dem  Plan  er- 
schien. Erst  durch  den  Weltkrieg,  der  unter  den  Pferden 
in  erschreckendem  Maße  aufgeräumt,  und  die  Px'.fei&e  der  Tiere 
auf  eine  kolossale  Höhe  getrieben  hat,  wurde  das  Interesse 
an    den    verbesserten    Straftenlokoniotiven    wieder  erweckt. 
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Zm'z«it  bestieht  imni'er  noch  ein  Wettkanipf  zwischen  dem 
Kraftwagen  mit  V'erbrenniingsmascbin'e  und  der  Dampf-Zug- 
lokoniobile,  soweit  Lasten  verkehr  'bei  mäßiger  Fahrge- 
schwindigkeit in  Frage  kommt.  Für  den  Lasten  s  c  h  n  e  1 1 - 
verkehr  auf  Straßen  ist  dem  Kraftwagen  der  Vorzutg  zu 
geben.  Als' Vorteile  der  Dampfmaschine  dem  Verbrennungs- 
motor gegenüber  werden  ^vom  Verfassier  ins  Feld  geführt: 
Zulä&sigkeit  einer  Überlastung  von  30  bis  40  %,  großes  An- 
zugsmoment, einfachere  Umsteuerung  unter  Venneidung 
empfindlicher  Wendegetriebe  und  schließlich  völlige  Unab- 
hängigkeit von  bestimmten  Brennstoffen.  Auch  die  neuzeit- 
lich durchgebildete  Straßenlokomotive  läßt  sich  in  einfachster 
Weise  .als  Lokomobile  verwenden.  Damit  wird  die  Straßen- 
lokomotive für  solche  Betriebe  wertvoll,  die  neben  leistun^gs. 
fähiger  Zugkraft  für  das  Heran-  oder  Fortschaffen  von 
Lasten  aller  Art  auch  zieitweilig  eiue  Betriebskraft  für  ihre 
Arbeitsmaßchinen  benötigen,  wie  Sägewerke,  Steinbrüche, 
Ziegeleien,  Mühlen,  Zementfabriken,  Bauuntemehmungen 
verschiedener  Art.  Besonders  aber  wird  sich  die  Zugloko- 
mobile auch  in  der  Landwirtschaft  nützlich  machen.  Im 
Straßenbilde  der  Großstädte,  z.  B.  ia  Berlin,  Cassel,  Chem- 
nitz, Dresden,  Düss-eldorf,  Elberfeld,  Essen,  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Leipzig  war  die  Zuglokomotive  im  Dienste  großer 
Speditionsfirmen  während  der  Kriegszeit  'eine  neuartige  Er- 
scheinung. 

In  dem  Dahmesohen  Vortrage  ist  eine  von  der  R.  Wolf 
A.^rG-,  Magdeburg-Buckau,  hergestellte  Maschine  eing'ehend 
behandelt,  über  die  einige  Mitteilungen  hier  folgen.  Die 
im  LokomoTbilbau  bewährte  Form  des  Röhrenkessels  wurde 
auch  auf  die  Straßenlokomotiv©  bei  10  at.  Betriebsdruck 
übertr9,gen.  Bei  der  DurchTaildung  neuzeitlicher  Straßen- 
lokomotiven hat  man  sich  auch  die  mit  der  Anwendung  des 
überhitzten  Dampfes  verbundenen  Vorteile  zu  Nutze  gemacht. 
Der  Rauchkammerüberhitzer  wurde  in  derselben  Form  wie 
bei  fahrbaren  Heißdampflokomobilen  verwendet.  Selbstver- 
ständlich erzielte  man  eiiie  erhebliche  Dampf-  und  Brenn- 
stoffvermiuderung  und  hierdurch  einien  größeren  Aktions- 
radiuis  des  Gefährtes,  der  sich  im  Vergleiche  zum  Sattdampf- 
betrieb bei  gleichen  Tendervorräten  um  nicht  weniger  als 
54  %  erhöhen  soll.  Dampftemperaturen  bis  zu  350"  sollen 
mühelos  erreicht  werden. 

Der  mit  Schutzdach  versehene  Führerstand  bietet  aus- 
reichenden Bewegungsraum  für  den  Steuermann  und  den 
Maschinisten.  Wasserbehälter  und  Kohlenbunker  reichen  zur 
Mitführung  der  Betriebsstoffe  für  20  bis  30  km  Fahrt,  .ie  nach 
der  Beschaffenheit  und  den  Steigungs Verhältnissen  der' Straße. 
Zum  Anfüllen  des  Wasserbehälters  aus  IBrunnen  oder  Wasser- 
läufen dient  eine  besondere  Dampfstrahlpumpe  mit  langem 
Saugsohlauch.  Am  hinteren  Tenderende  ist  eine  gefederte 
Zugvorrichtun,^  zum  Anhängen  der  Schleppla-st  angebracht; 
<lie  Seitenwändie  des  Tenders  tragen  das  aus  Winde,  Spaten 
und  Hackö  bestehende  Arbeitsgerät.  Vorwärts-  oder  Eück- 
wärtsg^ang  wird  durch  einen  einzigen  Griff  eingeleitet.  Er- 


Rechtspflege. 

—  Haftung  der  Direktionsmitfflieiier.  Der  auf  der  Bahn- 
Ireppe  gestürzte  Fahrgast  halte  die  Bahn  auf  Schadenersatz 
in  Anspruch  genommen  und  ein  obsiegendes  Urteil  er- 
stritten, das  die  Haftung  sowohl  aus  §  823  B.GjB.  wegen  un- 
erlaubter Handlung  als  auch  aus  §§  31,  89  B.G.B,  als  selb- 
ständigem Haftungsgrund  der  Direktionsmitglieder  der 
Straßenbahngesellschaft  aussprach.  Das  Reichsgericht  be- 
zeichnete in  seinem  Urteile  vom  15.  Okt.  1917  (Leipz.  Ztschr. 
f.  d.  Recht,  Jahrg.  12,  S.  369)  die  Bezugnahme  auf  die  §§  31, 
89  a.  a.  0.  mit  folgender  Ausführung  für  verfeUt:  Es  läßt 
sich  nicht  neben  der  Haftung  einer  Gesellschaft  nach  §§  31, 
89.  BGB.  ein  selbständiger  Haftungsgrund  aus  §§  823  ff.  BGB. 
herleiten.  Wird  auch  das  Unternehmen  für  haftbar  und 
deliktsfähig  erklärt,  so  soll  das  doch  nur  heißen,  daß  es  für 
Verschulden  ihrer  leitienden  Angestellten  einzustehen  hat. 
§§  31,  89  haben  den  Kreis  dieser  Angestellten  zu  bestimmen, 
eine  gesonderte  Haftung  dieser  Personen  besteht  nicht.  Be- 
züglich der  Bahnhaftung  für  ihre  Vertreter  begnügt  sich  das 


wähnung  verdient  die  zum  Einbau  gelangte  Patentkulissen- 
steuerung mit  Ach&enregler  zur  selbsttätigen  Regelung  der 
Fahrgeschwindigkeit.  Die  Kraftübertragung  auf  die  beiden 
Hinterräder  erfolgt  durch  ein  Zahnrädertriebwerk  mit  zwei 
Vorg-elegen.  Durch  zwei  Übersetzungen  wird  eine  Geschwin 
digkeit  von  3  oder  6  km/Std.  auf  ebener  Strecke  erzielt.  In 
der  zweiten  Vorgelegewelle  ist  das  vom  Automobilbau  her  be- 
kannte Ausgleich-  (Differenzial-)  Getriebe  eingeschaltet,  wo- 
durch das  Fahrzeug  eine  erhöhte  Wendefähigkeit  erlangt; 
Krümmungen  von  etwa  2,5  m  Halbmesser  sollen  anstandsloK 
durchfahren  werden  können.  Für  lange  Fahrten  auf  geradei' 
Strecke  kann  das  Ausgleichgetriebe  ausgeschaltet  werden. 
Für  genügende  Abfederung  des  Fahrzeugs  ist  Sorge  getragen. 
Mit  dem  linksseitig>en  Zahnrad  auf  der  Hinterachse  ist  edne 
schmale  Seiltrommel  gekuppelt,  mittels  der  in  besonderen 
Fällen  die  Schlepplast  an  die  ein  Stück  vorausgefahrene 
und  dann  festgestellte  •Lokomotive  am  Seil  herangewunden 
wird,  z.  B.  zur  Überwindung  besonders  steiler  oder  grund- 
loser Wegstrecken,  schwacher  Brücken  und  dergleichen.  Die 
Seilzugvorrichtung  wird  weiter  nützliche  Dienste  leisten  beim 
Verladen   von  Baumstämmen,  Steinquadern,  Geschützen  usw. 

Die  auf  der  Hinterachse  laufenden  Treibräder  haben  einen 
Durchmesser  von  1,8  m  und  eine  normale  Breite  von  350  bis 
500  mm ;  sie  sind  mit  Gleitschutz  in  G<estalt  von  aufgenieteten 
schrägen  Querlaschen  versehen.  Außerdem  lassen  sich  z.  B. 
für  Fahrten  auf  massem  lehmigen  Boden  besondiere  Erd- 
klauen oder  bei  Glatteis  Eissporen  anbring>en.  Die  schmaler 
gehaltenen  Vorderräder  haben  eine  glatte  Bereifung.  , 

Durch  ein  der  genannten  Firma  während  der  Kriegszeit 
patentamtlich  geschütztes  Verfahren  wird  der-  Abdampf  vöUig 
unsichtbar  gemacht;  auch  die  beim  Anfaihren  entstehende 
stärkere  Rauchentwicklung  soll  auf  einfachste  Weise  ver- 
mieden werden.  Es  wird  in  nächster  Zeit  möglich  sein,  den 
Antrieb  auf  beide  Wagenachsen,  also  auf  alle  Räder  des  Ge- 
fährtes zu  verteilen,  was  eine  recht  einschneidende  Ver- 
besserung bedeuten  würde.  Für  den  Verkehr  außerhalb  ge- 
ebneter Wege  wird  man  ein  solches  Gefährt  mit  den  soge- 
nannten Raupen  CCaterpillars)  oder  Triebketten  ausrüsten 
müssen,  wie  sie  von  un&em  Gegner  im  Weltkriege  bei  Aus- 
bildung ihrer  Sturmwagen  eingeführt  wurden. 

Da  nach  der  angezogenen  Abhandlung  die  Straßendects 
durch  Zuglokomobilen  nicht  stärker  beansprucht  wird,  als 
durch  andere  behördlich  zugelassene  Verkehrsmittel,  tritt  der 
Verfasser  dafür  ein,  daß  die  Bestimmungen  über  den  Verkehr 
mit  Zuglokomobilen  in  der  Richtung  völliger  Freizügigkeit 
innerhalb  des  gesamten  Reichsgebietes  geändert  werden 
müssen.  Der  bisherige  Zustand,  daß  die  wegeunterhaltungs- 
pflichtigien  Behördien  der  einzelnen  Provinzen  und  Kreise 
selbständig  Bestimmungen  über  die  Zulassung  von  Dampf- 
schleppzügen auf  den  .Straßen  ihres  Verwaltungsbereiches 
treffen  können,  die  in  ihrer  Wirkung  vielfach  einem  Verbot 
völlig  gleichkommen,  sei  nicht  me'hr  haltbar. 


Vordergericht  mit  der  Verweisung  auf  die  Begründung  des 
landgeriichtlichen  Urteils.  .  .  .  Was  die  in  Betracht  kommen- 
den Direktionsmitglieder  anlangt,  so  handelt  es  sich  hier 
nicht  um  einen  dauerenden  oder  sich  regelmäßig  wieder- 
holenden Übelstand,  der  den  Vorgesetzten  nicht  hätte  ent- 
gehen dürfen.  Ihre  Aufgabe  als  Direktionsmitglieder  ist  es 
nicht,  den  ganzen  Dienst  ständig  bis  in  die  Einzelheiten 
hinein  im  Auge  zu  behalten,  sie  können  und  müssen  darauf 
vertrauen,  daß  die  sorgfältig  ausgewählten  Beamten  nichts 
versäumen  und  besonders  eingreifen,  wenn  besondere  Um- 
stände eine  Anordnung  erfordern.  Zu  Unrecht  sieht  das 
erste  Urteil  einen  Einrichtungsfehler,  der  den  Direktioni;- 
mitgliedem  niclht  entgehen  durfte,  darin,  daß  die  Treppe 
auch  nach  den  Zügen  nicht  sofort  gegen  Glätte  bestreut 
wurde.  Daß  Schnee  und  Eis  beseitigt  werden  müssen,  ist 
klar.  Wann  es  im  einzelnen  zu  geschehen  hat,  hängt  vom 
Wetter  ab  und  kann  immer  nur  von  Fall  zu  Fall  entschieden 
werden.  Daß  es  einmal  hierin  versehen  wird,  kann  man  nicht 
ohne  weiteres  auf  einen  Fehler  in  der  Organisation  und 
damit  auf  eine  Verfehlung  der  höheren  Instanzen  zurück- 
führen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Eröffnung  von  Strecken 


Am  1.  September  1919  wird  die  3,0*  km 
lange  Verbindungsstrecke  bei  Hanau 
Ost,  die  die  Hauptbahnstrecken  Fried- 


berg-Hanau und  Hanau-Aschaffenburg 
verbindet,  in  Betrieb  genommen.  An 
der  Strecke  liegen  keine  Bahnhöfe. 
Tarifänderungen  treten  nicht  ein. 

Für  die  n.eue  Strecke  gilt  die  Eisen- 
bahn-Bau- und   Betrifebsordnung  viom 


4.  November  1904  und  die  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung  vom  23.  Dez.  1908. 

Näheres  ist  in  unserem  Verkehrs- 
büro  zu  erfahren. 

Frankfurt  (M.),  15.  August  1919.  (835) 
Eisenbahndirektion. 
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.  Verkehrswiederaufnahme. 

Ba(li>t  li-Pfälzischer  Gütei-verkehr. 

I)h'  Kheinbrück'e.n  bei  Worms,  Ci-er- 
BM'Psheiiu  und  Maxau  sind  für  den 
CTÜt>erverkehr  wieder  freigegeben  wor- 
den. E«  ti-eten  demzufolge  Änderungen 
in  den  Entfernungen  des  badisoh-pfäl- 
zischen  iTÜtertarifs  ein,  die  in  unserm 
Tarifauzeiger,  auf  den  wir  hiermit  vei'- 
wei'^ien,  des  näheren  angegeben  sin<l. 

Karli^ruhe,  den  20.  August  1919.  (831) 
Generaldirektion   d.  Staatseisenbahnen. 


3.  Güterverkehr. 

Geineinscliaftliches   Heft   ('   I   b  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Crültigkeit  vom  1.  September 
1919  ab  Averden  die  im  Verkehr  mit  den 
Bahnhöfen  der  Nordhausen-Wernige- 
roder  Eisenbahn  zu  erhebenden  Fracht- 
zu^;hliige  für  Eil-  und  Frachtstückgut 
sowie  für  Oüter  de.s  Ausnahmetarifs  2 
erhöht.  Nähere.s.  enthält  die  am 
25.  August  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarifauzeiger«.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
dfes  ^  (j  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(KUBl.  191i,  S.  455).  Auskunft  geben 
dio  beteiligten  Güterabfertigungen  so- 
wie ilas  Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz. 

Berlin,  den  21.  August  1919.  (826) 
Eisenbahn  direktion. 


Pfälzisch-Wiirtt.  Güterverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  treten  in 
Abschnitt  B,  1)  und  E,  Seite  4  bis  (i  des 
Tarifs  einig«  Änderungen  ein.  Näheres 
hi'i  den  Dienststellen  und  in  unserem 
Tarifanzeiger. 

.Stuttgart,  den  16.  August  1919.  (823) 
Gen. -Dir.  d.   Württ.  Staatseisenbahnen. 


Staats-  und  Privatbahn-Tierverkehr 
(Tfv.  1.Ö04). 

Mit  Wirkung  vom  1.  September 
1^)19  wird  der  Abschnilt  B.VI  „Fracht- 
erTTiäßigungen",  Seite  10—11  des  Tarifs, 
infgehoben. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tarifiiiaßnahine  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  ü  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  (K.  -  G.  -  Bl. 
1914,  Seite  455).  Auskunft  geben  die  be- 
teiligten Güterabfertigungen  sowie  das 
Auskunftsbüro,  hier,  Bhf.  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  22.  Augast  1919.  (886) 
Eisenb;ihndirektion. 


Mit  Gültigkeit  vom  10.  Oktober  1919 
(•is(  heint  zum  Besonderen  Tarifheft  B 
für  den  Binnenverkehr  unserer  Bahn 
ein  Nachtrag,  durch  den  vorbehaltlich 
der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehör- 
den Erhöhungen  im  Güter-  und  Tier- 
verkehr bis  zu  50  %  der  bisherigen 
Sätze  durchgeführt  werden. 
Mühlhausen,  23.  August  1919.  (829) 
Mühlhausen-Ebelebener  Eisenbahn. 


Vom  1.  September  1919  ab  werden  mit 
Genehmigung  der  Lan  desauf  sichtsbe- 
behörden  unter  Zustimmung  des  Reichs- 
Eisenbahn-Amts  die  Frachtsätze  für  den 
Binnen-  und  Güterverkehr  der  Oster- 
wieck-Wasserlebener  und  Südiharz- 
EiiWinbahn  sowie  die  im  direkten  Güter- 
Terkehr  mit  diesen  Bahnen  zur  Er- 
lebung  kommenden  besonderen  Fracht- 
nuschläge  und  die  im  Verkehr  mit  der 
Balborstadt-Blankenburger  Eisenbahn 


bei  Tarifbildung  über  die  Südharz- 
Eisenbahn  bestehenden  Zuschlags- 
frachten erhöht. 

Näheres  enthält  der  von  der  Eisen- 
bahndirektion Berlin  herausgegebene 
gemeinsame  Tarif-  und  Verkehrsan- 
zeiger für  den  Güter-  und  Tierverkehr, 
auch  erteUen  die  beteiligten  Güterab- 
fertig-ungen  w>eitere  Auskunft. 

Das  alsbaldige  Inkrafttret/en  dieser 
Tariferhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorül>ergehende  Änderung  des  §  ■  6  der 
EVO.  (EGBl.  1914,  Seite  455). 

Berlin,  den  22.  August  1919.  (832) 
Centraiverwaltung   für  Sekundärbahnen 

Herrmann  Bachstein. 
Die  Direktion  der  Osterwieck-Wasser- 
1  ebener  Eisenbahn-Gesellschaft. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b  fStations- 
tariftafeln  usw.)    —    Tfv.  200.  — 

31it  Gültigkeit  vom  25.  August  1919  ab 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Einteln-iStadthagener  Eisen- 
bahn zu  erhebenden  Frachtzuschläg>e  er- 
höht. Näheres  enthält  die  am 
2.5.  Augast  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarifauzeigers.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungien  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(BGBl.  1914,  S.  455).  Auskunft  geben 
die  'beteiligten  Güterabfertigungen  so- 
wie das  Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz. 

iBerliu,  den  19.  August  1919.  (821) 
Eisenba  h  ndirektion . 


Staats-  und  Privatbahnffütei-verkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
werden  die  im  D.  E.  G.-T.,  Teil  II, 
Heft  C  Ib  unter  Abschnitt  II  „Zu- 
schlags- und  Anstoßfrachten"  vorge- 
isehenen  Gebührensätze  für  Mainz  Hafen 
und  die  im  Abschnitt  III  „Überfuhr- 
gebühren und  sonstige  örtliche  Ge- 
bühren'"' vorgesehenen  Gebührensätze 
für  Bingen,  Darmstadt  Hbf.,  Gerns- 
heim, Gustavsburg,  Mainz,  Mainz  Hafen, 
Mainz-Ka.stel,  Nierstein,  Oberwesel  und 
.Ehcindürkheim  erhöht. 

Nähere  Auskunft  geben  die  Güterab- 
fertigungen. 

Mainz,  den  15..  August  1919.  (830) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen: 
Preußische  und  Hessische  Eisenbahn- 
dircktion  Mainz. 


Sächsisch-Schweizerischer  Güterverkehr 
über  Lindau-Romanshom  (Verkehr  mit 
Basel  und  Schaffhausen.) 

Am  1.  September  1919  tritt  der  Nach- 
trag II  zum  Gütertarif  Teil  II  in 
Kraft.  Er  enthält  außer  den  bereits 
durch  Bekanntmachung  eingeführten 
Tarifmaßnahmen  namentlich  noch  Än- 
derungen und  Ergänzungen  der  Be- 
sonderen Bestimmungen,  der  Kilo- 
meter- und  Tariftafeln  sowie  der  An- 
hänge I  und  II.  Abdrücke  des  Nach- 
trags sind  durch  die  beteiligten  Sta- 
tionen zu  erlangen. 

Dresden,  am  22.  August  1919.  (822) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenbahnen, 

als  geschäft&führende  Verwaltung. 


Deutsch-schweizerischer  Güterverkehr. 

Da  die  Fraehten  für  die  deutschen 
Strecken  jetzt  im  Verkehr  mit  der 
Schweiz  zu  einem  dem  Tageskurs  an- 
nähernd entsprechenden  Kurs  umge- 
rechnet werden,  die  in  den  direkten 
Frachtsätzen  für  obigen  Verkehr  ent- 
haltenen deutschen  Frachten  aber  zum 
Kurs  von  81  =  100  Franken  umge- 
rechnet    sind,     werden    die  direkten 


Frachtsätze  bei  Umbehandlung  der 
Sendungen  auf  den  geeignet  gelegenen 
deutssch-schweizerischen  Grenzstationen 
unterboten.  Sämtüche  deutsch^schwei- 
zerischen  Gütertarife  mit  Ausnahme 
<ler  Tarife  Teil  I,  Abt.  A  und  B, 
Teil  II,  Hefte  1,  für  den  südwest- 
deutsch- und  den  preußisch-hessisoh- 
bzw.  nordd.nschweiz.  Verkehr  und  der 
Gütertarife  Basel  bad.  Bhf.,  sowie 
Waldshut  usw.  —  Schweiz,  ferner  alle 
im  Vexfügungswege  eingeführten 
Frachtsätze  der  de.utsch-.schweizeri.schen 
Güterverkehre,  werden  deshalb  auf 
31.  August  d.  J.,  vorläufig  ohne  Ersatz, 
aufgehoben. 

Karlsruhe,  den  20.  August  1919.  (8.34) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen: 
Generaldiiektion  der  bad.  Staatscisen- 
b ah neu. 


Rhein-  und    Main-Umschlajsstarif  vom 
1.  Januar  1912. 
Verkehr  zwischen   Östen-eich  und 
Belgien-Holland. 

Mit  Ablauf  des  31.  August  1919  tre- 
ten sä.mtliche  Frachtsätze  des  .Speziai- 
tarifs  II  für  die  Stationen  A.sch  und 
Eger  außer  Kraft. 

Der  obengenannte  Gütertarif  ist  hier- 
nach vollständig  aufgehoben. 

München,  den  21.  August  1919.  (828) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Bayerisch-Württembergischer  Güter- 
verkehr. 

Badisch-BavPrischer   Gutem  erkehr. 
Pfälzisch- Bayerischer  Güterverkehr. 
Güterverkehr    der    Rhein-    und  Main- 
hafenstationen    mit     Bayern,  rechts- 
rheinisches Netz 
(Frankfurt  usw.  —  Bayerischer  Güter- 
tarif.) 

Mit  Ablauf  des  31.  August  1919  wird 
eine  Anzahl  von  Ausnahmetarifen  auf- 
gehoben. Im  Ausnahmietarif  2  treten 
verschiedene  Änderungen  in  Kraft. 

Näheres  durch  die  Abfertigungs- 
stellen. 

München,  den  20.  August  1919.  (825) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Gemeinschaftliches  Heft  CI b  (Stations- 
tariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
ab  wird  für  Sand  in  Wagenladungen 
von  Wiesloch  Stadt  der  Frachtzuschlag 
von  11  Pf.  auf  3,3  Pf.  für  100  kg  er- 
mäßigt. Näheres  enthält  die  am 
25.  August  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarifanzeigers.  Auskunft  geben 
auch  die  beteiligten  Güterabfertigungen 
sowie  das  Auskunftsbüro,  hier,  Bahn- 
hof Alexanderplatz. 

Berlin,  21.  August  1919.  (833)  , 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinsames  Heft  Tfv.  200  A,  Gemein- 
schaftliches Heft  Tfv.  200  C  I  a.  Ge- 
meinschaftliches Heft  Tfv.  200  C  I  b, 
Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr 
(Tfv.  5)  Heft  C  II,  C  II  a,  C  II  b, 
Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Sachsen  (Tfv.  200)  Heft  1  C  II,  Wechsel- 
verkehr Norddeutschland-Bayern  (Tfv. 
200)  Heft  2  C  II,  Wechselverkehr  Nord- 
deutschland-Pfalz (Tfv.  200)  Heft  3  C  II, 
Wechselverkehr  Norddeutschland-Baden 
(Tfv.  200)  Heft  4  ,C  II,  Wechselverkehr 
Norddeutschland- Württemberg  (Tfv.  200) 
Heft  6  C  II,  Deutscher  Seehafenver- 
kehr mit  Süddeutschland  (Tfv.  200) 
Heft  22  C  II,  Ausnahmetarif  für  Dünge- 
mittel und  Rohmaterialien  zur  Kunst- 
düngerfabrikatlon  (Tfv.  2),  Ausnahme- 
tarife für  Steinkohlen  usw.  (Tfv.  1100, 
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1103.  1110,  1113,  1132,  1140  und  1180.) 
Kriegsausnahmetai-ife   2   K    1   bis  33 

Mit  dem  1.  September  1919  tieten  in 
den  voro-enannten  Tarifheftea  folgende 
Ändeiimi^en  ein : 

I.     Gänzlich   aufgehoben   werden  fol- 
Seude  Ausnahjnetarife : 
1  llolztarif. 

1  b  Holz  des  Spezialtarif«  III. 

2  b  Holzkohlen  zum  Hochofenbetriebe. 
2  c  Kleiboden  und  Schlick. 

2e  Haus-       und  iStraßenkehricht. 

(Haus-  und  Straßenkehricht  wü-d  in 
den  Ausnahmeta rif  2  ohne  die  bisherige 
Kürzung  um  20  %  übernommen;  siehe 
unter    II      dieser  iBekanntmachung). 

2  f  Sand. 

2  g  Kies  in  ganzen  Zügen. 
3.  Kalitarif. 

(Die  Güter  dieses  Ausnahmetarifs 
werden  m  den  Ausnahnietarif  2  über- 
nommen; -siehe  unter  II  dieser  Be- 
kanntmachung. Die  Ennäßigung-en 
nach  Ostpreußen  fallen  fort.) 

3  a  Steinsalz,  rohes  und  Siedesalz  zu 
gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen 
Zwecken. 

3  b  (Steinsalz,  unverpackt. 

3  c  iSalze,  wie  im  Öpezialtarif  III  ge- 
nannt. 

4  a  Kalkasche,  Staubkallc. 

4  b  Mergel  zum  Düngen. 

(Die  Güter  der  Ausnahnietarife  4  a 
und  4  -b  werden  in  den  Ausnahmetarif  4 
übernommen;  siehe  unter  II  dieser  Be- 
kanntmachung.) 

5  a  Pflastersteine  aus  Naturgestein 
usw.  zum  Wegebau. 

(Die  Güter  dieses  Ausnahmetarifs 
werden  in  den  Ausuahmetarif  5  über- 
nommen; siehe  unter  II  dieser  Be- 
kanntmachung.) 

5  b  iSteiue,  rohe  Pflastersteine,  Pack- 
lagesteine, Hochofenschlacken  usw. 
zum  Wegebau. 

Ö'O  iSteingrus  /(iSteinsplitt)  'für  alle 
Verwendungsziwecke  mit  Ausschluß  der 
Verwendung  zur  Herstelluno-  künst- 
licher Steine. 

(iSteingrus  wird  ohne  Beschränkung 
auf  bestimmte  Verwendungszwecke  in 
den  Ausnahmetarif  5  übernommen ; 
eiehe  unter  II  dieser  Bekanntmachung.) 

5  e  Ziegelsteine. 

5  g-  Pflastersteine. 

9  Eisen  und  Stahl,  Eisen-  und  Stahl- 
waren  des  Spezialtarifs  II. 

9  a  Eisen  und  Stahl,  Eisen-  und  Stahl- 
waren des  Spezialtarifs  II  usw.  nach 
Seie-  und  Branenwerften  zum  Bau  usw. 
von  See-  und  FlußscMffen. 

9  b  Form-  (Fasson-)  Stücke  u.  Zylin- 
der im  Einzelgewicht  über  4000  kg. 

9  c  gewalztes  Stabeisen. 

9d  Eisen  und  Stahl,  Eisen-  und  Stahl- 
waren, wie  im  Spezialtarif  II  genannt. 

10  Getreide  usw. 

10  a  Weizen  und  Roooen. 
13   Rohblei    (Werkblei),  Hart-  usw. 
Blei  zur  Verwenduno-  im  Inlande. 
15  Garne,  Baumwoi  Ige  webe. 
19  Rohkupfer. 

25  Palmöl,  Palmkernöl,  Kokosnußöl. 

26  Thüringische,     böhmische  und 
Nürnberger  Waren. 

26  a  Griffel,  Marbel,  Schiefertafeln 
zur  Ausfuhr  über  See  über  Umschlags- 
plätze au  binnenländischen  Wasser- 
straßen. 

27  iBier  zur  Ausfuhr. 

Sämtliche       Seehafenausnahm  e  tari  f  e 
S  1  .bis  S  41. 

II.    Geändert    werden    folgende  Aus- 
nahmetarife : 
1.  Bei  dem  Ausnahmetarif  la  Rund- 
hölzer   zu    Grubenzwecken    des  Berg- 


baues von  mehr  als  20  bis  30  .cm  Zopf- 
starke  und  bis  zu  5  m  Länge  erfolgt  die 
Frachtberechuung  nicht  mehr  nach  den 
Sätzen  des  Rohstofftarifs,  sondern  nach 
denen  des  S]>ezialtarifs  III  der  allge- 
meinen Kilometertarif  tafeln.  Er  wird 
aus  deyi  bisherigen  Heft  C  II  a  in  das 
Heft  C  II  übernommen. 

2.  AuiS  dem  Auisnahmetarif  2  ischeideu 
die  Ziffern  7  (Häcksel),  8.  (Heu  und 
Stroh),  9  (Holz  des  Spezialtarifs  III) 
und  10  (Kalziumkarbid)  gänzlich  aus. 
Aus  der  Ziffer  2  (Düngemittel)  werden 
(4askalk,  Gipsasche  und  Wollstaub  o-e- 
strichen. 

Neu    aufgenommen    werden   als  neue 
Positionen : 

a)  Kalisalze,  rohe,  als  Bergkieserit, 
Hartsalz,  Kainit,  Karnallit,  Krugit, 
Schönit,  Sylvinit,  sämtliche  in  Stücken 
oder  gemahlen. 

Kalidüngesalze,  auch  -schwefelsaure 
KaHmagnesia  l)is  zu  einem  Höchstge- 
halt von  42  %  reinem  Kali,  auch 
kaliziuiert ; 

Kieserit,  kalziniert,  gemahlen ; 

(^J«menge  der  vorstehend  aufgeführten 
Stoffe  unteneüiauder  oder  mit  Torfmull, 
Torfraehl,  Torfstaub  iso^ie  bis  auf 
weiteres  gegen  iederzeil^geu  Widerruf 
auch  mit  Kieselgur  zur  Verwendung  als 
Düngemittel  oder  zur  Herstellung  von 
Kunstdünger,  ferner 

b)  Haus-  und  iStraßenkehricht  (ausge- 
nommen Kehricht  der  Metallverarbei- 
tungsstätten und  (Sendungen  von  Be- 
standteilen des  Haus-  und  Straßen- 
kelu-ichts,  die  zu  besonderer  Verwer- 
tung aus  ihm  ausgesondert  worden  sind 
[altes  abgängiges  Eisen,  Küchenab- 
fälle zur  Viehmast,  altes  abgängiges 
Papier  usw.l) 

3.  Der  Ausnahmetarif  4  wird  an  die 
Auisnutzung  des  Ladegewichts  der  g-e- 
istellten  Wagen  gebunden.  Neu  werden 
aufgenommen :  Kalkaisch-e,  Staubkalk 
und  Mergel  aus  den  bisherigen  Aus- 
nahmetarifen 4  a  und  4  b. 

4.  In  dem  A^nsnahm-etarif  5  erhält  der 
Absatz  1  b  des  Warenverzeichnisses  fol- 
gende Fassung : 

b)  Pflastersteine  (auch  Setz- 
isteinschlag)  ;  Mosaikpflastenst^eine.  ge- 
spalten oder  geschlagen,  sonst  unbe- 
arbeitet ;  Schlackenpflastersteine ; 

Am  Schluß  des  Warenverzeichnisses 
wird  nachgetragen:  Steingrus  (Stein- 
splitt) aus  kSteinbrüchen  —  Abfall  bei 
der  Herstellung  von  Steinschlag  aus 
Bruchsteinen  und  bei  der  sonstigen  Be- 
afbeitung  von  Steinen  —  ungemahlen 
und  ungewaschen  —  mit  Ausnahm©  von 
GipssteingTOs  —  für  alle  Verwendungs- 
zweoke. 

5.  Bei  den  Ausnahmetaiifen  6  für 
Brenristoffe  (besondere  Kohlentarife 
oder  in  den  Wechselverkehreu  enthal- 
tene Ausnahmetarife)  treten  alle  Ftacht- 
sätze,  die  eine  über  den  allgemeinen 
Brennstofftarif  (Ausnahmetarif  2)  hin- 
ausgehende Ermäßigung  gewähren, 
außer  Kraft.  Von  den  Gewinnungs- 
stationen und  den  Umschlagsplätzen 
gelten  künftig  mindestens  die  Fracht- 
sätze des  Ausnahmetarifs  2. 

III.  Der  Ausnahmetarif  für  Dünge- 
mittel und  Rohmaterialien  zur  Kunst- 
dünger fabrikation   (Tfv.  2)   tritt  außer 

Kraft. 

IV.  Der  Umbehandlungstarif  (Ab- 
schnitt G.  im  Anhang  6  zum  Heft  Tfv. 
200  A  und  Anhang  zum  Heft  Tfv.  200 

C  I  a)   tritt  außer  Kraft. 

V.  Im  Heft  C  I  a  fallen  die  Frachtßä,tze 
der  Ausnahmetarife  1  und  3  fort. 

VI.  In  den  Heften  Tfv.  2C0  A  und  C  I  b 


treten  durch  den  Wegfall  von  Auß- 
nahmetarifen  einige  Änderungen  ein 
A'II.  Die  besonderen  Teilhefte  ('  II  ä 
und  C  II  b  des  Staats-  und  Privatbahn- 
Güterverkehrs  .fallen  durch  die  Auf- 
hebung der  Ausnahmetarife  für  Hob 

und  Getreide  fort, 
yill.  Vom  gleichen  Zeiti)unkte  ab  wei- 
den die  Kriegsausnahmetarife  2  K  1 
bis  29  aufgehoben,  sofern  sie  nicht  be- 
reits außer  Kraft  getreten  sind.  Di-e 
Ausnahmetarife  2  K  33  und  34  gelt«n 
noch  bis  zum  15.  Novemljer  1919  ein- 
schließlich. 
Zum  1.  September  1919  bis  zum 
1.  April  1920  wird  ein  neuer  Aus- 
nahnietarif eino-eführt,  der  den  ver- 
schiedenen Futtennittelu.  die  regel- 
recht nach  der  allgemeinen  Wagen- 
ladungsklasse tarifieren,  in  unbearbei- 
tetem Zustande  den  Rohst  off  tarif,  in 
'bearbeitetem  Zustande  den  Spe-zialtarif 
III  g-ewährt.  Auch  wird  die  Fraoht- 
ermäßigung  für  S*itickstoff-Düugemehl 
aus  Abfällen  tierischer  Art  aus  dem 
früheren  Ausnahmetarif  2  K  16  in 
diesen  neuen  Tarif  mit  den  Sätzen  des 
Spezialtarifs  III  übernommen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  ^  der 
Eisenbahn-Verkehrsorduung  (RGBl. 
1914,  S.  455). 

Näheres  enthalten  die  in  diesen 
Tagen  eiNächeinenden  Sondernummern 
Nr.  95  und  98  des  Tarif-  und  Verkehr.'-- 
Anzeigers.  Abzüge  dieser  Anzeiger 
sind  zum  Pi^eise  von  50  ^  für  das  Stück 
diuch  das  Auskunftsbüro  Berlin, 
Alexanderplatz  zu  beziehen.  Auch  ei- 
teilen  das  genannte  Büro  sowie  die 
Güterabfertigungen  Auskunft. 

Berlin,  den  22.  August  1919.  (827: 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen 


4.  Verdingungen. 

Die  Oberbauarbeiten  zur  Herslellunif 
besonderer  Vorort-  und  Ferngleise 
(Bauzustand  I)  zwischen  km  6,4  und 
9,4  der  Schlesischen  Bahn  sollen  öffent- 
lich verdungen  werden. 

Angebote  sind  bis  zum  16.  September 
15)19,  vormittags  10  Uhr  portofrei  ver- 
siegelt und  mit  entsprechender  Auf- 
schrift versehen  an  die  Eisenbahn- 
Bauabteilung  Hirschgarten  einzu- 
reichen. 

Für  den  Verding  sind  die  für  die  Be- 
Merbung  um  Arbeiten  imd  Lieferungen 
geltenden  Vorschriften,  die  zuletzt  ia 
Nr.  76  des  Deutschen  Reicks-  und  Preu- 
ßischen Staatsanzeigers  vom  31.  März 
1913  veröffentlicht  worden  sind,  maß- 
gebend. 

Das  Öffnen  der  Angebote  findet  um 
11  Uhr  vormittags  im  Büro  der  Eisen- 
bahn-Bauabteilung statt. 

Angebotshefte  sind,  soweit  der  Vor- 
rat reicht,  vom  20.  August  ab  im  Büro 
der  Eisenbahn-Bauabteiluno-  Hirsch- 
garten einzusehen  beziehungsweise  von 
dort  gegen  portofreie  Einsendung  von 
1,50  Jl  und  5  Pf.  Bestellgeld  in  bar 
(nicht  in  Briefmarken)  zu 
beziehen.  Auskünfte  über  die  örtliche 
Lage  erteilt  unser  Baubüro  Bahnhof 
Warschauer  Str.  (Warschauer  Brücke), 
woselbst  auch  die  Lagepläne  einzu- 
sehen sind. 

Zuschlagsfrist  vier  Wochen. 

Hirschgar1>en,  6.  August  1919.  (824) 
Eisenbahn-Bau  abteilung. 


Heniusgegeben   im   Auftrage  des  VereiDs   Deutsclier  Eisenbahnverwattimgen 
von  dem   verantwortlichen   .Schriftleiter,    Geh.    Oherregierungsrat    Dr.   v.    Ritter   in  Berlin 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  Ton  n.  8.  HermanB  &  Co.  in  Berlin  8W 
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Berlin,  den  30.  August  1919. 


LIX,  Jahrgang. 


_  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

c-?5.ilr?^*  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
bcbiiftleitun?  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmachmiffen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  inBerlinW,9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 
AuJ^er^len  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 

(Pi'e's  für  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 
«0  Ft.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilajs^en  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53. 'Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Eeichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Kr.  llioa 
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RUDOLF  FÖRSTER 
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Eisenkonstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Luxemburgische  Bergwerlis- u.  Hütten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


Filzisolierplatte 


r 


BeersoteKt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jute  gewebeplatte  „Pachytekt"  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
1  a    scKwarzer    £isenlacK  terne 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben  ^  ^ 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z  1 

Fernspr.  A  18)2,  A  1813 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 

dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliche«  Kühl-  und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    imd    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  ab  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlöslicfae  Bohröle,  Rüböle  usw.     ♦      Kestenlose  Vorführung. 

R.  Täbben  &  Co.,  Duisbui^. 


Langjähr.  anerkannte  Spezialisten 
nad   Berater  in  der  Knhlfrage. 


Hebeböcke  •  Winden 

Flaschenlüge 
Laufkatzen  •  Ketten 


05 
09 


liefert  als  Sonderheiten 

G.Wagner,  Berlin  SO.  16 

Köpenlckerstr.  71. 

Putz  faden  i 

in  bunt  n.  weiß,  bietet  an  zn  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 

feTf! 


können  mittels  Ehni's  FalirKarteii«Loch- 
■pparat  als  StationsscKa£fner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zn  beziehen  von  dem  Fabrikanten: 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Elml, 
Braonschweig.  (704fi 

Technische  Hochschule  Danzig. 

Die  Einschreibungen  für  das  Winter- 
halbjahr finden  vom  20.  September  bis 
30.  Oktober  1919  statt.  Beginn  der  Vor- 
lesungen gegen  den  20.  Oktober.  Das 
Programm  wird  vom  Geschäftszimmer 
gegen  Einsendung  von  1.15  Mk.  versandt 
(Ausland  l.öOMk.).  Notwendige  Programm- 
änderungen werden  am  Anschlagbrett 
der  Hochschule  bekanntgegeben. 
[7179]  Der  Rektor. 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Vor  kurzem  erschien: 

Das  neue  Verfahren  in 
Militärversorgungssachen 

mit  Abdruck 
der  zugehörigen  Verordnungen  der  Reichs- 
regierung,  des  Reichsarbeitsministers,  des 
Staatenausschusses    (Bundesrats)   und  der 
obersten  Militärverwaltungsbehörden. 
Von 

Geh.  Reg.-Rat  Dr.  Wilh.  Rabeling. 

beauftragt  mit  der  ständigen  Vertretung  des 
Präsidenten  desReichs-Militärversorgungägerichts. 

 Preis  M.  4,40*)  

*)  Hierzu  10  %  Teuerungszuschlag  g-nmäß  den  Be- 
stimmungen des  BörsenTereina  der  deutschen  Buch- 
händler 
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LIX.  Jahrgang. 


Fehlende     und     überzählige  Wagen- 
ladungen. 
Nachrichten. 
D  e  u  t  vs  c  h  1  a  n  d :        Über  Kohlen- 
förderung  und  Transportfrage.  — 
Beamtenausschüsse.   —   Ober-  und 


I  n  h  a  1-t  i 

Geheimer  Eegierungsrat  Dr.  Koch. 
—  Personalnachrichiten. 

D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Die  Be- 
soldungisreform.  der  Staatsbahnbe- 
diensteten.  —  Personalnachrichten. 

Übrige     europäiische  Län- 
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Fehlende  und  überzählige  Wagenladungen. 

Von  Obergüter  Vorsteher  Eechnungsrat  Clausin  g,  Duisburg. 


Die  wirtschaftliche  Behandlung  und  erfolgreiche  Aus- 
autzung  des  Güterwagenparfcs  ist  eine  der  wichtigsten  und 
schwierigsten  Aufgaben  der  Eisenbahnverwaltungen.  Kein 
a.ndere*j  Gebiet  erfordert  unausgesetzt  so  strenge  eindring- 
liche Einwirkung  und  iBeaufsichtigung  der  beteiligten  Dienst- 
ätellen  und  Personale,  wie  diese.s.  Der  Bedeutung  dieses 
gegenständes  entsprechend  .sind  deshalb  alle  Maßnahmen  und 
^Ordnungen  dieses  Verwaltungszweiges  so  vorsichtig  klar 
md  bestimmt  ausgestaltet,  daß  bei  deren  tadelloser  Durch- 
uhrung  alle  verwaltungsseitigen  Wünsche  und  Forderungen 
irfüllt  werden  müßten.  Leider  findet  diese  Annahme  in  der 
Praxis  keine  Bestätigung,  Hier  sind  vielmehr  allen  guten 
Binwirkungen  zuwider  im  Betriebs-  und  Verkehrsdienst  fort- 
gesetzt .Störungen,  Vernachlässigungen  und  Fehler  an  der 
ragesordnung,  die  vermöge  ihrer  Tragweite  den  Wagenum- 
ichlag  bedeutend  schädigen.  Im  Hinblick  auf  den  viel- 
seitigen und  weitverzweigten  Verwaltungskörper,  die  unvoll- 
kommenen Verhältnisse,  unter  denen  sie  sich  vollziehen,  und 
lie  mehr  oder  weniger  zweifelhaften  Werkzeuge,  deren  sich 
lie  Eisenbahnverwaltung  bei  Ausführung  dieser  Arbeiten  be- 
lienen  muß,  kann  da»  nicht  wundernehmen.  Die  Vorgänge 
ipielen  sich  zum  größten  Teil  innerhalb  der  Verwaltung 
\b  und  bleiben  der  Öffentlichkeit  verborgen;  ein  anderer 
Peil  greift  aber  auf  die  Verfrachter  über,  welche  davon  nach- 
eilig betroffen  und  zu  einer  üblen  Stellungnahme  gegen  die 
Sisenbahnverwaltung  veranlaßt  werden.  Darin  sehen  wir 
[■en  Grund  zu  den  Beschwerden  und  Klagen,  die  früher  all- 
ähilich  in  Presse  und  Landtagen  erhoben  wurden.  Im  Zu- 
ammenhang  damit  .steht  zweifellos  das  ständige  Auftreten 
iner  beträchtlichen  Anzahl  fehlender  und  überzähliger 
Wagenladungen.  Begreift  man  doch  nielit.  wie  es  kommt, 
aß  diesem  Krebsschaden  nicht  endlich  Einhalt  getan  wer- 
en  kann.  Um  das  zu  verstehen,  muß  man  die  Gründe  ins 
k.uge  fassen,  auf  denen  diese  Unregelmäßigkeiten  beruhen. 
)iese  liegen  in  der  von  den  Wagen  getrennten  Behandlung 
nd  Beförderung  der  Begleitpapiere,  einem  Verfahren,  das 
0  alt  ist  wie  die  Eisenbahn  selbst,  und  an  dem  bis  heute 
rotz  .sdner  Schwäehe.seiten  festgehahen  wird.  Gewiß  haben 
lie  Eisenbahnen  alles  mögliche  versucht,  hier  Ordnung  zu 


halten,  aber  bis  jetzt  ohne  Erfolg.  Es  verlohnt  sich  daher, 
einmal  kurz  Ursache  und  Wirkung  des  Verfahrens,  sowie 
die  verwaltungsseitigen  Maßnahmen  gegen  ungünstige  Ein- 
wirkungen zu  besprechen,  um  ein  Urteil  darüber  zu  gewin- 
nen, ob  unter  Beibehaltung  desselben  eine  Besserung  zu  er- 
zielen, oder,  wenn  nicht,  ein  anderes  an  seine  Stelle  zu 
setzen  ist.  das  eine  Beseitigung  der  beklagten  Zustände 
verbürgt. 

Da  die  Zahl  der  fehlenden  Wagenladungen  verschwindend 
klein  ist.  so  sei  die  Besprechung  hauptsächlich  den  über- 
zähligen Wagenladungen  zugewandt.  —  Überzählige 
Wagenladungen  entstehen  zunächst  durch  das  Fehlen  der 
Begleitpapiere  auf  den  Versandbahnhöfeu,  sodann  infolge 
ihres  Verlustes  auf  Unterwegs-  und  Bestimmungsbahnhöfen. 
Aber  auch  beim  Zugpersonal,  in  dessen  Händen  die  Be- 
förderung der  Begleitpapiere  liegt,  können  Verluste  ein- 
treten, sei  es  infolge  oberflächlicher  Übeinahme,  vernach- 
lässigter Aufbewahrung  im  Packwagen,  Verschleppung  oder 
lückenhafter  Abgabe.  Auf  den  Abgangsbahnhöfen  ist  das 
Fehlen  der  Begleit oapiere  zu  Wagenladungen,  wenn  deren 
Abgang  bevorsteht,  ein  Tagesereignis.  Veranlassung  dazu 
geben  augenblicklich  vorliegende  örtliche  Verhältnisse:  ent- 
weder sind  die  Papiere  nicht  früh  genug  oder  unvollständig 
zur  Abfertigung  gekommen,  oder  sie  sind  nicht  rechtzeitig 
fertiggestellt  und  an  die  Übergabestelle  geholt  oder  endlich 
daselbst  verlegt  worden  und  dergl.  Lassen  sich  die  als 
fehlend  ermittelten  Papiere  bis  zur  Abfahrt  der  Züge  nicht 
herbeischaffen,  und  lehnt  der  Betrieb  das  Aussetzen  der 
Wagen  ab,  wie  solches  z.  B.  in  der  Nacht  oder  kurz  vor  der 
Abfahrt  oft  geschieht,  so  werden  in  der  Eegel  Begleit- 
scheine ausgestellt,  auf  Grund  deren  die  Wagen  den  Be- 
stimmungsbahnhöfen zugeführt  werden.  Nun  heißt  es,  die 
fehlenden  Papiere  nachträglich  herbeizuschaffen  und  nach- 
zusenden. Übernimmt  der  Zugabfertiger,  dem  sie  gefehlt, 
diese  Aufgabe  selbst,  so  kann  es  gelingen,  sie  rechtzeitig 
auf  den  Weg  zu  bringen,  d.  h.  der  Personenzugbeförderung 
zuzuführen,  wo  sie  allerdings,  mit  der  übrigen  zahlreichen 
Dienstbrief  Schaft  vermischt,  leicht  Unregelmäßigkeiten  und 
Verschleppungen  anheimfallen.    Überläßt  der  Zugabfertiger 
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aber  dies«  Arbeit  einer  anderen  Person,  so  sind  der  Un- 
sicherheit in  der  Nachisendung  Tür  und  Tor  ge- 
öffnet. Aus  diesen  beiden  Vorgängen  heraus  ent- 
steht die  erste  und  Hauptfehlerquelle.  Verfolgen 
wir  den  Weiterlauf  der  Wagen,  «o  wird  der 
größte  Teil  nach  Sammel-  oder  ITmstellbahnhöfen  geführt, 
woselbst  eine  erneute  Behandlung  der  Begleit|)api'.re  ein- 
tritt. Hier  gehen  solche  täglich  zu  Tausenden  ein,  und  es 
entwickelt  sich  fortgesetzt  eine  Kleinarbeit,  die  große  Ord- 
nung, Zuverlässigkeit  und  Sicherheit  erfordert.  Da  ist  es 
unbedingt  notwendig,  auf  eine  vollständige  Übernahme  der 
Begleitpapiere  von  den  eingehenden  Zügen  zu  halten,  auf 
eine  fehlerfreie  Aussonderung  in  die  Abgangsfächer  zu 
achten  und  endlich  für  eine  vollzählig->e  Bereithaltuna- 
der  Papiere  für  den  Abgang  der  Züge  Sorge  zu  tragen.  Ver- 
nachlässigungen der  einen  oder  anderen  Art  bringen  die- 
selben Unregelmäßigkeiten  zustande  und  sind  in  gleicher 
Weise  zu  regeln,  wie  auf  den  A^ersandbahnhöfen.  Daraus 
ergibt  sich  die  ZAveite  Fehlelquelle.  Viel  :weniger,  aber  doch 
vereinzelt  vorkommend  treten  Fehler  auch  auf  den  Bestim- 
mungsbahnhöfen hervor.  Sie  sind  in  ähnlicher  Weise  auf 
oberflächliche  Übernahme  der  Begleitpapiere  von  den  Zug- 
beamten, auf  deren  Aufbewahrung  und  Abgabe  an  die  zu- 
ständige Abfertigung  zurückzuführen.  Die  an  den  ver- 
schiedenen Stellen  örtlich  auftretenden  Fehler  werden  durch 
Verhältnisse  und  ungünstige  Einflüsse  teilweise  gefördert 
und  zwar  durch: 

a)  die  Verwendung  zu  jugendlichen  Personals  zu  Zug- 
abfertigern, dem  es  vielfach  an  Ordnungssinn  und  Zuver- 
lässigkeit fehlt; 

b)  die  unrichtige  Benennung  der  Bahnhöfe  eingemeindeter 
Vororte  von  Großstädten,  ein  Anlaß  zur  Irreführung  und 
Verschleppung  der  Wagen  nach  unrichtigen  Bahnhöfen; 

c)  das  lose  Tragen  der  Begleitpapiere  in  den  Händen  oder 
unter  dem  Arm,  aus  denen  sie  leicht  entgleiten  und  verloren- 
gehen können,  namentlich  in  der  Dunkelheit  und  bei  un- 
günstiger Witterung,  wenn  des  Begehen  der  Bahnhofsanla- 
gen  erschwert  ist ; 

d)  den  Mangel  an  Planmäßigkeit  in  der  Aufgabe,  Be- 
förderung und  Ablieferung  der  Nachsendepapiere; 

■e)  die  Trennung  der  Begleitpapiere  von  Wagen,  die  in 
Werkstätten  ausgebessert  werden,  ohne  daß  der  Zusammen- 
hang beider  gewahrt  wird; 

f)  die  Abfertigung  mehrerer  Wagenladungen  auf  einen 
Frachtbrief. 

Kleine  Ursachen  haben  große  Wirkungen.  Das  zeigt  sich 
auch  hier,  wenn  die  bei  den  einzelnen  Dienststellen  auf- 
kommenden überzähligen  Wagenladungen  zusammengefaßt 
vor  Augen  geführt  weiden.  Um  ein  klares  Bild  zu  geben, 
lasse  ich  dafür  folgende  gewissenhaft  geführte  Aufzeich- 
nungen folgen:  Für  die  Freiladegleise  Duisburg-Hbhf.  gin- 
gen'  vom  1.  1.  17  bis  30.  (i.  17  ein:  14160  Wagenladungen, 
etwa  halb  soviel  wie  zu  Friedenszeiten.  Davon  waren  über- 
zählig: 157  einen  Tag,  144  zwei  Tage.  164  drei  Tage,  132 
vier  und  mehrer-e  Tage.  Die  Verluste,  umgerechnet  auf  einen 
Tag,  betragen:  157  —  288  —  492  —  528  zusammen  1465  Wagen 
oder  rund  10  %.  Nicht  mit  eingerechnet  sind  die  vielen  über- 
zähligen Beutewagen  aus  dem  besetzten  Gebiet.  Dagegen 
haben  in  dem  Zeitraum  nur  5  Wagen  gefehlt.  Diese  geringe 
Zahl  beweist,  wie  bereits  bemerkt,  daß  der  Löwenanteil  der 
Unstimmigkeiten  auf  die  überzähligen  Wagen  entfällt,  und 
daß  hiergegen  alle  Maßnahmen  der  Eisenbahnverwaltung 
gerichtet  sein  müssen. 

Die  Aufsichtsbehörden  haben  bisher  hiergegen  vergebens 
angekämpft.  Deren  Maßnahmen  setzten  gewöhnlich  ein, 
wenn  die  Unregelmäßigkeiten  einen  aufsehenerregenden  Um- 
fang angenommen  hatten.  Sie  bestanden  in  eindringlichen 
Ermahnungen  des  Personals,  Verschärfung  der  Aufsicht, 
Verbesserung  oder  Neuauflage  der  Dienstanweisungen.  Als 
das  alles  nicht  half,  wurde  die  Anbringung  eines  dritten 


Beklebezettels  an  ,den  Langträgern  der  Wagen  angeordnet 
—  ohne  nennenswerten  Erfolg.  Darum  ging  man  noch 
einen  Schritt  weiter  und  verlangte  von  den  Versendern, 
jeden  Wagen  mit  einem  Anhängeschild  zu  versehen,  auf  dem' 
Versender,  Empfänger  und  Bestimmungsbahnhof  enthalten 
sein  mußten,  damit  so  auf  Grund  dieser  Angaben  die  Ab- 
lieferung überzähliger  Wagenladungen  bewirkt  werden 
konnte.  Kein  Wunder,  daß  auch  diese  Maßnahme  versagte. 
Trat  doch  zu  den  an  den  Wagen  bereits  vorhandenen  Un^er- 
weisungsmitteln  ein  neues  hinzu,  den  Kreis  der  Aufmerk- 
samkeit erweiternd  und  die  Schwierigkeiten  vermehrend. 
Was  sich  hesonders  häufig  ereignete,  das  waren  fehlerhafte 
Anschriften,  falsche  Anbringung  der  Schilder  an  die  Wagen, 
Nichtabnahme  auf  den  Bestimmungsbahnhöfen,  so  daß  "die 
Schilder  teilweise  doppelt  erschienen  und  Verwirrung  her- 
vorbrachten. Es  ist  bemerkenswert,  daß  diese  Art  der  Ver- 
besserung in  der  Kriegszeit  von  den  Verfrachtern  stül- 
schweigend  hingenommen  wurde;  in  der  Friedenszeit  hätten 
sie  sich  solche  nicht  gefallen  lassen,  weil  in  den  Anhänge- 
schildern ein  Verrat  des  Geschäftsgeheimnisses  liegt.  End- 
lich wandten  sich  gegen  diese  Neuerung  alsbald  Versender 
von  Massengütern,  auf  die  Eiesenarbeit  und  die  große 
Papierverschwendung  hinweisend.  Wohl  aus  diesem  Grunde 
.  ist  dieser  Versuch  größeren  Werken  und  Zechen  gegenüber 
fallen  gelassen  worden  und  deshalb  ein  Flickwerk  geblieben. 

Aus  den  vorstehenden  Ausführungen  ist  zu  entnehmen, 
daß ,  Ursache  und  Wirkung  der  beklagten  Vorkommnisse  in 
den  Mängeln  liegen,  die  der  getrennten  Beförderung  der  Be- 
gleitpapiere, und  der  Wagen  anhaften.  Daß  unter  Beibehal- 
tung dieses  Verfahrens  jemals  eine  Besserung  der  Zustände 
erreichbar  ist,  muß  nach  alledem  bezweifelt  werden.  Darum 
fort  mit  dieser  Trennung!  Man  versuche  anstatt  dessen, 
die  Beförderung  der  Begleitpapiere  an  den 
Wagen  selbst  durchzuführen.  Für  diese  Beförderung 
■näi-e.  die  Ausrüstung  sämtlicher  Güterwagen  mit  geeigneten 
Kasten  zur  Aufnahme  der  Papiere  notwendig.  Die  Kasten 
müßten  zweierlei  Bauart  sein:  einer  für  Stückgut-  und  Wa- 
genladungspapiere für  sämtliche  G-Wagen  (große  Kasten) 
und  ein  anderer  für  Wagenladungs-  und  Feuergutpapiere 
an  sämtlichen  offenen  Wagen  (kleine  Kasten).  Die  Kasten 
müssen  so  beschaffen  sein,  daß  sie  vor  Witterungseinflüssen 
und  gegen  unbefugte  Benutzung  oder  Entnahme  von  außen 
her  schützen,  daß  die  Schriftstücke  leicht  auswechselbar, 
stets  übersichtlich  an  allen  Beförderungsstellen  sind  und' 
•daß  das  Geschäftsgeheimnis  Unberufenen  gegenüber  gewahrt 
wird. 

Ein  allen  genannten  Bedingungen  in  vollkommener  Weise 
entsprechender  Behälter  wurde  nach  Anleitung  des  Verfas- 
sers von  der  Firma  Heinrich  von  Lackum  erbaut  und  Schutz 
darauf  beim  Reichspatentamt  beantragt.    Auf  nachstehender 
Zeichnung  ist  er  veranschaulicht. 
Es  zeigt:  Abb.  1  eine  Ansicht  des  Behälters  im  geschlos- 
isenen   Zustand  mit  eingelegtem  FVacht- 
brief ; 

Abb.  2   eine   Seitenansicht    des  .geöffneten  Be- 
hälters ; 

„    3  eine  Vorderansicht  zu  Abb.  2; 
„    4   einen  Schnitt  nach     A — B  ] 
„    5  einen  Schnitt  nach  C— D  [ 
„    6  einen  solchen  nach  E— F         J  ^' 
Es  bezeichnet  a  den  Behältelkörper,  der  aus  einem  ein- 
zigen entsprechend  geschnittenen     Stück  Blech  derart  zu- 
sammengebogen ist,  daß  sowohl  Eückwand  und  Seitenwände, 
als  auch  Dach-,  Boden-  und  Schloßeingriff  und  Deckungs- 
führungsfalz  entstehen.  Der  Deckel  b  ist  ebenfalls  aus  einem 
zusammenhängenden  Stück  .gebogen  und  gepreßt  und  bildet 
solchermaßen  die  Vorderseite,  Führungsgegenfalz,  Schauloch- 
lahmen  und  Handhabe.    In  den  Schaulochrahmen,  der  so  be- 
messen ist,  daß  durch  denselben  nur  die  für  den  Beförde- 
rungsweg des  Wagens  maßgebenden  Teile  der  einzulegenden 
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Papier«  sichtbar  sind,  ist  'Cine  Glasscheibe  eingesetzt.  Dies« 
wird  durch  2  ano-eniet^ete.  vorteilhaft  gelappte  Blechstücke  d 
giehalt-en,  vermittels  deren  die  Auswechslung  der  Scheine 
erfolgen  kann.  Im  übrigen  sind  alle  Einzelteile,  wie  Tür, 
deren  Verschluß.  Schauloch  und  Klemmplati*  zum  Festhalten 

der  Einlage  so  be- 
schaffen, daß  sie  den 
vorhin  ausgesproche- 
nen Forderungen  lauf 
Verwendbarkeit  und 
Beiwährung  vollstän- 
dig entsprechen. 

Die  sichere  Durch- 
führung dieses  Ver- 
fahrens denke  ich  mir 
folgendermaßen :  Auf 
den  Versandbahn- 
höfen müss'en  alle 
zweckdienlichen  Vor- 
bereitungen getroffen 
werden.  In  erster 
Linie  ist  zu  jeder 
AVagenladung  ein 
Frachtbrief  zu  for- 
dern. Sodann  ist  für 
eine  frühzeitige  Auf- 
gabe der  Frachtbriefe 
an  die  zuständige  Ab- 
fertigung, deren  un- 
gesäumte Abfertigung 
und  Ablieferung  an 
die  Zugabfertigungs- 
stelle  zu  sorgen.  Zur 
Erreichimg  dieses  Zie- 
les ist  bei  großen  Werken  mit  Massensendungen  die 
Voraussendung  der  Frachtbriefe  an  die  Abfertigung 
zu  vereinbaren,  so  daß  sie  rechtzeitig  zur  Stelle 
sind     und     zur     Abfertigung     gelangen.     Im  Bahnhofs- 


dienst  ist  bezüglich  der  Einstellung  der  Wagen  in  die  Züge 
darauf  Eücksicht  zu  nehmen,  daß  für  die  Abfertigung  ge- 
nügend Zeit  verbleibt.  Sind  so  die  Frachtbriefe  rechtzeitig 
an  die  Zugabfertigungsstelle  gelangt,  so  erfolgt  deren  Ein- 


legen in  die  Kasten  in  folgender  Weise:  Die  Frachtbriefe 
für  Wagenladungen  sind  zur  Hälfte  zu  falten,  so  daß  deren 
vorderer  Teil  (Leitungsvorschrift,  Wagennummern  und  Be- 
stimmungisbahnhof)  hintier  der  Glasfläche  nach  außen  hin 
sichtbar  erscheint,  während  der  hintere  Teil  verdeckt  bleibt 
zur  Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses  der  Verfrachter.  So- 
dann sind,  wie  bisher,  die  Wagen  eines  zum  Abgang  berei- 
ten Zuges  der  Eeihe  nach  aufzunehmen,  die  Begleitpapiere 
auszusuchen  und  in  gleicher  Eeihenfolge  in  einen  geeigneten 
Behälter,  zu  legen,  letzteres,  um  die  Ordnung  zu  wahren  und 
vor  Witterungseinflüssen  zu  schützen.  Hierauf  erfolgt  das 
Einlegen  der  Papiere  in  die  Kasten,  die,  unbeschadet  der 
Kontrolle  der  Zugführer,  von  zwei  Zugabfertigern  besorgt 
werden  muß :  der  eine  öffnet  und  schließt  die  Kasten  und 
prüft  die  Eichtigkeit  der  Einlage,  der  ander©  besorgt  das 
Einlegen.  Wagenladungspapiere  kommen  in  die  kleinen 
Kasten,  Stückgutpapiere  mit  dem  sie  umgebenden  Streifband 
in  die  großen  Kasten,  so  daß  deren  Eichtigkeit  nachgeprüft 
werden  kann.  In  den  Fällen,  wo  ein  Teil  der  Stückgut- 
papiere zwecks  Unterwegsausladung  in  Händen  des  Pack- 
meisters  bleibt,  ist  von  dem  betreffenden  Streifband  eine 
Zweitschrift  zu  fertigen  und  in  den  Behälter  der  großen 
Kasten  zu  legen,  die  unter  Kontrolle  auf  den  Empfangs- 
bj^hnhöfen  mit  den  Eestpapieren  zu  vereinigen  ist.  Auf 
Unterwegsbahnhöfen  ist  das  Einlegen  der  Papiere  ebenso 
sorgfältig  vorzubereiten  und  auszuführen.  Hier  übernimmt 
die  Kontrolle  über  die  Eichtigkeit  der  Einlagen  der  Zug- 
führer. Sind  so  die  Wagen  sämtlich  mit  den  zu  ihnen  ge- 
hörenden Begleitpapieren  zum  Abgang  gebracht,  so  kommen 
beide  unfehlbar  zu  gleicher  Zeit  auf  den  Bestimmungsbahn- 
höfen an,  wenn  dafür  gesorgt  wird,  daß  kein  Wagen  ohne 
Papiere  von  Versand-  und  Unterwegsbahnhöfen  ab-  odier 
weitergeht.  Daselbst  sind  die  Papiere  den  Kasten  zu  ent- 
nehmen, auf  Grund  derselben  die  Wagen  mit  den  Entlade- 
stellen zu  beschreiben  und  erstere  der  zuständigen  Abferti- 
gungsstelle  zuzuführen.  Diese  weiß  nun  bestimmt,  daß  die 
Wagen  zu  den  Papieren  eingegan.gen  sind,  die  Ladebereit- 
stellung nach  den  Bedienungsplänen  erfolgen  und  die  Be- 
nachrichtigung der  Empfänger  stattfinden  kann.  Unab- 
hängig hiervon  müssen  die  Güterwagenzettel  der  Zugführer 
sofort  an  die  betreffenden  Abfertigungen  überreicht  werden, 
damit  diese  die  Vollzähligkeit  •  der  abgegebenen  Papiere 
feststellen  und  gegen  etwaiges  Fehlen  einschreiten  kann. 
Bemerkenswert  ist  hier,  daß  das  vereinzelt  eingeführte  Vor- 
aussenden der  Wagenladungspapiere  keinen  festen  Fuß 
fassen  konnte,  weil  gerade  die  Ankunft  und  Gestellung  der 
Wagen  zu  ungewiß  war,  und  die  Empfänger  vor  deren  Ein- 
gang nicht  benachrichtigt  werden  konnten. 

Eine  Vergleichun.q;  des  vorgeschlagenen  Verfahrens  gegen- 
über dem  alten  läßt  ohne  weiteres  seine  großen  Vorteile  er- 
kennen. Es  ist  einfach,  leicht  durchführbar  und  von  allen 
störenden  Einwirkungen  frei.  Zugleich  bedeutet  es  auf 
diesem  Gebiete  des  Verkehrswesens  eine  Vorwärtsbewegung, 
die  um  so  willkommener  sein  muß,  als  der  Euf  nach  Ver- 
einfachung aller  Verwaltungszweige  gegenwärtig  so  dring- 
lich ertönt,  wie  kaum  .iemals.  Die  Vereinfachungen  und 
Vorteile  fasse  ich  wie  folgt  zusammen :  Zunächst  bekommt 
die  Eisenbahnverwaltung  ständig  den  Wagen.gewinn,  der  ihr 
bisher  verloren  ging.  Des  weiteren  ergibt  sich  zufolge  Weg- 
falls des  Zugabfertigungsp*ersonals  auf  den  Umstellbahn- 
höfen eine  bedeutende  Lohnersparnis,  die  sicher  so  groß 
ist,  daß  dadurch  die  Beschaffungskosten  der  Kasten  alsbald 
aufgewogen  werden.  Von  Bedeutung  ist  auch  die  Entlastung 
der  äußeren  Dienststellen,  der  Vorgesetztenstellen  und  na- 
mentlich der  Deutschen  Aus.gleichstelLe  von  den  Arbeiten, 
welche  die  fehlenden  und  überzähligen  Wagen  und  deren 
Eegelung  heute  erfordern.  Endlich  wird  auch  das  Zug- 
personal von  der  von  ihm  so  oft  beklagten  Nebenarbeit  des 
Papiergeschäftes  befreit,  so  daß  es  seine  ganze  Aufmerk- 
samkeit dem  Zugverkehr  zuwenden  kann.  Daß  auch  der 
durch  den  Schleichhandel  so  oft  betriebenen  Verschleppung 


von  Waoenladungen  ein  Eiegel  vors>eschoben  wird,  weil  Be- 
g-l€itscheine  nicht  mehr  besteh<"n  und  das  ff^ewaltsame  Heraus- 
n<>hmen  der  Papille  ans  den  Kasten  gteich  entdeckt  werden' 
mußte,  dürfte  sich  aus  der  Art  und  Kontrolle  des  Verfahrens 
von  selbst  ei-geben.     Wenn   diese  jvesamt>en   Vort^cile  ver- 
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waltunosseatia-  erkannt  und  gewürdiot  werden,  und  recht  bald 
zur  Erprobung  und  Du.chführuug  des  Verfahrens  geschrit- 
ten wird,  dann  wird  ein  Zustand  eintreten,  der  in  schwerer 
Zeit  geboren,  für  unser  Verkehrs-  und  Wirtschaftsleben  von 
dauerndem  Wert  und  Nutzen  sein  wird. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

T^bJ'  S^^^m:^^''^''^   ""'^   Transportfrage   wird  dem 
In  letzter  Zeit  wüxi  vielfach  aus  Bergarbeiterkreisen  in 
der  Presse  die  Ansicht  vertreten,  eine  Steigerung  der  KoMen^ 

ifh         ^  Transportmitteln  unmög- 

lich sei.  Es  wird  vor  allem  darauf  hingewiesen,  daß  die  er- 
forderten Kohlen  wegen  Nichtgestellung  der  Wagen  auf  Halde 
gestürzt  werden  müssen,  und  daß  infolgedessen  ^roße  Kohlen- 
mengen auf  den  Halden  lagern.  -  ^  L^umvn 
Demgegenüber  muß  festgestellt  werden,  daß  (üe  Halden- 
S'ffr*^n  ^^/Wirklichkeit  nicht  so  gioß  .sind,  wie  man  nach 
diesen  Darstellungen  annehmen  sollte.    Im  Ruhrrevier  la-er- 

95(^0  T  "^"^^  fl^  *         '^'^'^  Halden,  davon  ware^ 

124  000  Tonnen  Steinkohle,  340  000  Tonnen  Koks  und  3000 
Tonnen  Briketts.  Der  Sfeinkolilenbestand  stellt  da,s  Eroeb- 
nis  eines  halben  Fördertags  dar  und  bildet  die  allernot- 
wenchgste  Reserve  für  die  Gruben  selbst.  Ein  Vergleich  mit 
aen  Haldenbestanden  im  Vor.iahr,  wo  sie  Ende  Februar  1918 

d«li  rwT'r  «*TV^l^K^'^^^^^"r^  Tonnen  betrugen,  beweist, 
daß  der  heutrg-.e  Haldenbestand  verhältnismäßig  sehr  «^erintr 

^1  "t   rrß^^''''^*'^^'^'*''^^  der  Kohlenbestand  EndS  Jufi 

d.  J.  556  000  Tonnen  gegen  260000  Tonnen  Ende  Juni;  zwar 
erklart  sich  da«  Anwachsen  aus  den  Schwierigkeiten  des  Ab- 
transports, die  ledoch  eine  Folge  des  jüngsten  Eisenbahner- 

St  1  *c  1  Ks  iSl  11  Cl , 

Diese  ZahLen  beweisen,  daß  die  Raumfrage  hierbei  eine 
untergeordnete  Rolle  spielt,  daß  die  Auffassung,  eine  er- 
höhte Kohlenforderung  wäre  angesichtis  der  Transport- 
schwierigkeiten nicht  unbedingt  notwendig,  eine  durchaus 
irrige  ist  und  daß  em  weiterer  Rückgang  der  Förderung  von 
verhängnisvollen  Wirkungen  für  das  deutsche  Wirtschafts- 
leoen  begleitet  sein  wiirde. 

h.7  ,^f™*^Pausschüsse.  Die  preußische  Staatsnegierung 
hat    Uber    die    Bildung     und     Aufgaben     von  Beamten- 

^nTl'^^''f''^  «^linften  erlassen,  deren  wichtigste  Bestim- 
mungen folgende  sind: 

Bei  jeder  Behörde  (Amtsstelle,  Dienststelle),  die  dauernd 
mindestens    20  Beamte    beschäftigt,    wird  ein  B(^mtena^^s 
Schuß  gebildet     Die  Zahl  der  Mi^liX  des  A^chSs 
betragt  mindestens  5,  höchstens  15.    Sie  werden  in  geheWr 

^fil^^T^.^*-   -I^^  i-^t  em  Ehrenamt.    Wählbar  und 

wahlberechtigt  sind  alle  bei  der  Behörde  dauernd  anyestell-- 
?0  °?  PK  ''^''^  Unterschied  des  Geschlechts,  sobald  si^ 
das  20.   Lebens.iahr  vollendet  haben.     Die  näheren  Bestim- 
mungen Uber   Zahl   der  Mitglieder,    ZusammeSsetaing  uM 
T.f^  des  Ausschusses  werden  von  den  Beamten  der  e^- 

SteTlt     lu^Bpf^^'*  ^.f  ^  ö^ii'^l^'^^  Bedürfnis  fest- 

kanut    fl^  Ys^^den   einstweilen  aner- 

kannt: a)   die  höheren  Beamten,  b    die  Bürobeamten  rhei 

teJr^'^T-'^^^^^i"?.^^^  auch  die  den  BüXamten  in  der 
Besoldung  gleichgestellten  -Beamten),  c)  die  Kanzleibeamten 
d  d.e  übrigen  Beamten  mit  oder  ohne  f achSigf  vTrWb 
dung  Diese  Beamtengattungen  müssen  im  Beamtenaus- 
schuß Ihrer  Mitgliederzahl  entsprechend  vertreten  sein 
^p5f-  u  dient  der  Aufgabe,  das  Vertrauens- 

ken !nT  T'"  v'''.  Verwaltung  und  Beamtenschaft  zu  stär- 
5lo  Tl  als  Vertrauensorgan  der  Beamten  deren  Inter- 
essen behufs  Erhaltung  ihrer  Arbeitsfreudigkeit  und  behufs 
Vermeidung  von  Reibungen  bei  dem  Vorstand  der  Behörde 
zu  vertreten.  Der  Ausschuß  ist  berechtigt,  sich  über  all 
gemeine  innerdienstliche  AngelegenheiteS  gutachtlich  zu 
äußern  und  auf  Antrag  eines  Beamten  in  dest^en  dicnst- 
ichen  und  persönlichen  Angelegenbeiten  vorstellt  zu  we;i 

i^nete^^^J^f'^^' ^'^^  Ausschuß  in  ^Ge- 

eigneten PaUen  auch  ohne  eine  von  ihm  ,auso-ehende  An- 
legung vor  Erlaß  von  Anordnungen,  die  den  inSeS  Dienst 

oilLltU^f'^ta^^^^^^^  ^t^^^^ffen,  G^lSgenheTtTuJ 

guracnuicUen  Äußerung  zu  geben. 

Vi.  Ausführung  dieser  Vorschriften  hat  der  preußi^he 
Eisenbahmniuistex  angeordnet.  da,ß  zur  Begutachtung  dSch 


G?bip?^n1n'p^.".-''V^^  Angelegenheiten  aus  folgenden 

Gebieten  in  Frage  kommen:  Festsetzung  de«  Dienstlei^tumrs 
maßes,  Urlaubsfragen,  Kontrolle  von  DiensSmen  3 
Unfallfürsorge  und  Wohlfabrlse  nachtun  "en 
hf^U^i^  Verbesserungen,  SteUenznlagen  und  AusShs: 
beihilfen  Kriegsbeihilfen  und  Teuerungszulagen  Diszi- 
plinarmaßnahmen, Führung  der  Personalakten,  rbnähine  der 
Fachprufungen.  Handelt  es  sich  dabei  um  Best^mmuna-en 
d  TS^  *mer  ubergeordneten  Stelle  zu  treffen  sind  so  liS 
^e^IiS^^^'^  '«t^"«  .mgeset'ztrn 

1  "7^1  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Koch  \m 

Prä^fÄen  7^r'v'  langjährige^  erste  Ve7tretr  des 

i  lasiüenten  der  Eisenbahndirektion  Berlin  Ober-  und,  cT 
hemier  Regieriingsrat  Dr.  Koch,  im  67.  Debensiahre  aus  d^^" 
Staatsdienst.  Hennaun  Koch  wurde  am  20  oS^.  Tsi>  ^ 
Breslau  .als  Sohn  des  Vortrageu^n  £e,s  im  Änuitsho^ 
des  Deutschen  Reiches  Koch  g-eboren.  Das  GvSsium  be 
siechte  er  m   Breslau  und   Potsdam;   dann  .SnSerte  ?r  hi" 

wÄiftei^^^^f^'  4^ruifrs  wtt  "^^^^^^ 

19   Tanna,.  i8«i  o^t^^u*  iö^b  wuide  er  Referendar,  am 

i».  januai  1«81  Gerichtsassessor  Schon  in  demselben  Tnhrp 
trat  er  zur  Eisenbahnverwaltung  über  und  genrß  die  erst^ 
Ausbildung  im  Bezirk  Frankfurt  (Main).  Am  11  Uli  im 
wurde  er  zum  Regierun,gs.assessor  ernannt  uncrdauerml  über 
nommen  Als  .ständiger  Hilfsarbeiter  war  Koch  ™  den 
Eisenbahnbetriebsämtern  Cottbus,  Posen  und  .Brombero-  tätS 
Fi^Pnh.t'^Kr,""  ^^"'^'^  '^^^        HilfsarbeTr  b^  d^n 

ASS''bSÄ'^*''n^«  ^  der  öffentlicE 

|^TaS^:rÄ;^cif^S^ 

1893  vorübergehend  zur  Vertretung-  in  das  Ministerium  kom 
mandiert  wurde.  Nach  Beendigung^seiner  TSeit  im  iTw 
Stenum  wurde  Koch  am  1.  Oktober  1888  nafh  Ma-deburo- 
versetzt,  wo  er  als  Mitglied  (seit  4.  Mai  188rSo-ierunosS 
7ach"''röirn  VT^  Unterbrechung  durch  eii^T'-vIr'e'tzung 
?89?      i     (liJiksrheinisch)   vom  1.  Oktober  1893  bis  1.  Mai 

1894  —  bis  zum  1.  Oktober  1904  verbHeb  In  diese  Zeit  fäUt 
Kochs  verdienstvolle  Tätigkeit  als  Leiter  des  Beförderun-s 
verbind  oblfo?""  ^^'^  ^G-eschäftsführung  im  .StaatsbZwSen- 
Zft  li,  ?p^^  Die  ■B.edeutungr  und  Wichtigkeit  dieser  Tä^tig- 
keit  ist  bekannt.    Koch  hat  es  verstanden,  den  Vorsitz  mit 

beÄJf  def  v''f  "^'^^        der  Förderung  d  r  aS 

beiten  des  Verbandes  in  hervorragender  Weise  beizutra  o-en 
Am  19.  Aupst  1903  wurd.e  Koch  OberregieruSsratf  in  dilser 
Eigenschaft  kam  er  am  1.  Oktob.er  1904  an  die  Eisenbafm- 
direktion  Berlin,  wo  er  bis  jetzt  als  Etatsrat  gewirkt  hat 
In  di,esen  fünfzehn  Jahren  ist  Koch  erster  virtretei-  vSn 
vier  Präsidenten  gewesen..  Mit  den  Verhältnissen  des  Be- 
zirks wie  wenige  vertraut,  war  er  für  sie  ein  wertvoUer 

'r^s'"lm^BPrfn*"'^7?■'^?■*'^^^^^^  P'^  Tätigkeit  eiles  eS 
Koch  bi?^  ^"^^  Direktionsbezirk  ist  anerkannt  schwierig. 
Fraipn    !f  1  ^'^''^^^  finanziell  bedeutsamen 

1^  ragen  die  gerade  hier  m  den  letzten  fünfzehn  Jahren  °-e- 
schwebt  haben,  vor  allem  bei  den  großen  Arbeiten%am 
Aushau  der  Berliner  Eisenbahnaulagen,  .ständig  mitoewTrkt 
unci  datier  die  nicht  immer  angenehme  und  beoueme  \nf- 
gabe  mit  großem  Erfolge  erfüllt,  das  fiskalische  Tnter^ 
bei  dem  Umsatz  dieser  Millionenwein,e  zu  wahren  Die  "rwße 
personhche  Liebenswürdigkeit,  die  ihn  auszeichnet  hat"  üuu 
diese  Aufgabe  erleichtert.  Koch  war  nicht  bloß  ein  Be- 
amter von  altpreußi-scher   Zuverlässigkeit,  der  sich  auf  all 

en  schwieligen  Stellen  m  denen  er  sich  in  seiner  dienst- 
lichen Laufhahn  befunden  hat,  in  vorzüglicher  Wei.se  be- 
^^C!.r \  '».ordern  auch  ein  Mensch  von  vortrefflichen  per- 
sönlichen Eigenschatten.  Seine  Herzensgüte  hat  ihm  ^i 
MH^'^^J:  "TT'^f  "^Ä-ewöhulich  viel  Freunde  erworben. 
Mit  Liebe  und  Vertrauen  durften  stets  seine  jüngeren  Mit- 
arbeiter und  seme  Untergebenen  auf  ihn  blicken.  S?m  dienst- 
Verw.lS^''"  Angehörigen    der  eigenen  und  fremder 

s-efördert  '^^^^^  verbindlichen  Formen  s-ehr 

Ganz  besonders  viel  verliert  auch  der  Verein  Deut- 
sch.er  E  ise  n  b  a  h  n  v  e  r  wa  1 1  u  n  g  e  n  durch  da<i  Aus- 
scheiden Kochs  aus  dem  Dienste.   Er  hatte  bei  der  Geschäfts- 
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führend«!!  crwaltung  da«  Dezernat  für  allgemeine  Vereins- 
angele^enheiten  und  war  bei  der  Leitung  der  Vereins- 
geschafte  die  rechte  Hand  des  Präsidenten.  Ein  g-roßes  In- 
teresse hat  er  dem  A'ei-ein  nicht  bloß  in  der  Zeit  seiner 
Blüte,  sondern  auch  in  den  schwierigen  Ubergangszeiten,  die 
er  jetzt  infolge  des  Krieges  durchzumachen  hat,  cntg.igen- 
^ebracht.  Bei  den  schwerwiegenden  Entschlüssen,  die  der 
Verein  m  der  kommenden  Zeit  zu  fassen  haben  wird,  und  bei 
der  Neuordnung,  die  ihm  nicht  erspart  bleiben  wird,  wird 
er  die  fülirende  Hand  Kochs  schwer  vermissen.  So  steht  der 
Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  in  der  ersten  Eeihe 
derer,  die  mit  Trauer  Herrn  Oberregierungsrat  Dr.  Koch 
von  seinem  Amte  scheiden  sehen.  Er  wird  ihm  ein  treues 
und  dankbares  Andenken  bewahren  und  wünscht  ihm  in  dem 
wohlverdienten  Euhestande  einen  glücklichen  Lebensabend. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  sächsischen  Staaiseisen- 
bahnverwaltung  ist  verliehen  worden:  der  Titel  Ge- 
heimer Baurat  dem  Oljerbaurat  Gallus  bei  der  General- 
direktipn,  der  Titel  Finanzrat  dem  Finanzamtmann  Dr.  iur 
Keinige  bei  der  Generaldirektion,  der  Titel  Baurat  den 
Bauamtmännem  Erler,  Vorstand  des  Neubauamts  Baut- 
zen, und  Paul  beim  Maschinenamt  Zwickau;  der  Titel 
Lisenbahndirektor  dem  Vorstand  des  Büros  für  Arbeiter- 
versicherung Eechnungsrat  Schöne.  —  Befördert 
wurden:  die  Eegierungsbaumeister  Höpner  und  Krie- 
bisch  beim  Neubauamt  Plauen  (Vogtl.),  Lange  beim 
Neubauamt  Eiesa,  Eeinicke  beim  Elektrotechnischen 
Bureau,  Wappler  beim  Werkstättenamt  Zwickau  und 
Zosal  beim  Brucken-  und  Oberbaubureau  zu  Bauamt- 
männem. 


Deutschösterreich. 

j  ~:   P^®  Besoldungsreform  der  Staatsbahnbediensteten  der 

deutsch-osterreichischen  Staatsbahnen  sollte  am  1.  September 
d.  J.  m  Kraft  treten.  Bis  dahin  wurde  den  Bediensteten,  und 
zwar  vom  letzten  Streik  ab  gerechnet,  ein  Übergangsbeitra«- 
von  100  Kr.  für  .reden  Angestellten  und  von  je  20  Kr.  für  jedes 
lamilienmitglied  ausbezahlt.  Da  jedoch  mit  Eücksicht'  auf 
das  schwierige  Material  bis  zum  1.  September  und  vorausicht- 
hch  auch  bis  zum  1.  Oktober  es  nicht  möglich  min  wird,  die 
Besoldungsreform  zu  erledigen,  so  wurde  Vorsorge  getroffen 
daß  die  Übergangsbeiträge  sowohl  am  1.  September  als  auch 
^^•  A-lf  •  ^  1  ^".r  Auszahlung  gelangen.  Außerdem  be- 
schäftigt, sich  der  standige  Arbeitsausschuß  mit  dem  Vor- 


schlage, den  Eisenbahnern  am  I.September  eine  entspi-.eehende 
Entschädigung  auszuzahlen.  Die  Höhe  dieses  Betrages  soll 
.lener  des  Anschaffungsbeitrages  gleichkommen. 

—  Personalnachrichten.  Ernannt  wurden  die  Ministerial- 
vizesekretare  Georg  Benda,  Dr.  Eainer  Eeiuöhl  und  Dr 
Oswald  Caesmann  zu  Ministerialsekretären  im  Staatsamte 
tur  Verkehrswesen. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Zugentgleisung  in  Artix.  Einer  Meldung  aus  Versailles 
vom  25.  August  zufolge  entgleiste  in  der  Nacht  zum  24  d  M 
auf  der  Station  Artix  (Depaitemeut  Basses-Pyrenees)  der 
Schnellzug  Pau-Bordeaux.  Die  Blätter  berichten  von  sieben 
bis  zehn  Toten  und  etwa  20  Verwundeten. 

—  Einnalimen   der  Schweizerischen   Bundesbahnen  Die 

amtlichen  Betnebsergebnisse  der  Schweizerischen  Bundes- 
bahnen sind  jetzt  für  den  Monat  Juli  1919  erschienen  und 
ermöglichen  es,  em  Bild  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  ersten  Halbiahres  1919  zu  gewinnen.  In  dieser  Zeit  ist 
der  Verkehr  auf  den  Schweizeris.ohen  Bundesbahnen  nicht 
nur  nicht  gestiegen,  sondern  im  Personenverkehr  in  o-.erino- 
fugiger  Weise,  und  im  Güter-,  Gepäck-,  Tier-  und  Postverkehr 
etwas  stärker  gefallen.  Die  Btriebseinnahmen  dao-eo-en 
sind  infolge  der  erheblichen  Tariferhöhung  stark  o-estief^en 
namlich  von  131,2  Millionen  auf  176,3  Mill.  Franken.  Die 
kilometrischen  Betriebseinnahmen  hoben  sich  von  46  274  auf 
Gl  185  Fr.  In  noch  stärkerem  Maße  erhöhten  sich  aus  den 
bekannten  Gründen  die  Betriebsausgaben,  nämlich  von  1081 
Millionen  auf  155,4  Mll.  'Franken  oder,  auf  1  km  bezoo-en 
von  38  123  auf  53  918  Fr.  Der  Überschuß  der  Betrielxs^iii- 
nahmen  über  die  Ausgaben  ist  denn  auch  geringer  als  im 
Voriahre.;  er  betrug  für  Januar-Juli  1919  20,9  Mülionen 
gegen  23,1  Millionen  Franken  im  Jahre  1918.  So  unerfreulich 
diese  Ergebnisse  sind,  so  zeigen  doch  die  einzelnen  Monats- 
zahlen,  daß  sich  die  Schweizerischen  Bundesbahnen  wieder 
auf  aufsteigendem  Wege  befinden.  Während  die  beiden  ersten 
Monate  des  Jahres  noch  einen  Betriebsverlust  von  3  und  4,6 
Millionen  Franken  zeigten,  haben  sich  die  Überschüsse  vom 
Monat  März  ab  fast  ständig  erhöht,  sie  betrugen  in  runden 
Zahlen  0,6  -  5,9  —  7,4  -  6,4  und  8,3  milionen  Franken. 
Ks  ist  zu  hoffen,  daß  diese  Aufwärtsbewegung  infolge  der 
Wiederaufnahme  vieler  Handelsbeziehungen  und  der  weiteren 
Hebung  des  Fremdenverkehrs  anhalten  wird 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 

Eröffnung  neuer  Bahnstrecken.  1         Hanau  Ost,  die  di«  Hauptbahnstrecken  Friedberg-llanau 

Eisenbahndirektion  Frankfurt  MT«in->  a,«  "^na  Hanau-Aschaffenburg  verbindet,  in  Betrieb  genommen. 
.Septemberd.J.  wird  die  3Vkm%°ange(4bSnJuo^^^^^^^^^  freV'LcMefn'  '"'^"^  Ba^nl^öte.     Tarif ändenmgen 


Amtliche  Bekanntmachungen.  ' 


1.  Errichtung  von  Laderampen. 

Binnen-Gütertarif   der  Mecklenburg- 
Schwerinschen  Landeseisenbahn 

In  Möllenhagen  ist  eine  feste  Eainpe 
tur  Kopf-  und  Seitenverladung  er- 
richtet worden. 

Schwerin,  den  22.  August  1919.  (851) 
General-Eisenbahn  direktion. 

2.  Güterverkehr. 

Löwenbeig-Lindow-R  heinsberger 
Eisenbahn. 
Binnen-Güter-Tarif 

Mit  dem  31  August  1919  treten  Än- 
terungen  in  den  Ausnahmetarifen  ein. 
£<um   l«il  werden  dies«  gänzlich  auf- 


gehoben, zum  Teil  erhalten  sie  eine 
andere  Fassung.  Das  alsbaldige  Inkraft- 
treten dieser  Tarifänderung  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderuno- 
,^^r.t?  ^^J'  Eisenbahn-Verkehrsordnuna- 
EGBl.  1914,  S.  455).  Nähere  Auskunft 
üurcii  den  preußisch-hessischen  Tarif- 
und  Verkehrsanzeiger  und  durch  die 
unterzeichnete  Direktion. 

Eheinsberg,  im  August  1919.  (868) 
Die  Direktion  der 
Lö  wenber  g-Lin  d  o  w-Ebeinsbe  rg  e  r 
Eisenbahn. 

Württembergischer  Binnengüterverkehr 
Pfalzisch-Württembergischer  Güterver- 
kehr. 

Vom    1.  September  1919    an  treten 


außer  Kraft  a)  im  württ.  Binnengüter- 
verfcehr  die  Ausnahmetarife  1  (Holz- 
tarif), 2  b  Abtritt.sdünger,  2d  Straßen- 
kehricht und  Hausabfälle,  9  c  Eisen- 
bahnfahrzeuge, 23  Käse  sowie  der  üm- 
behandlungstarif ; 

b)  im  pfälzisch-württ.  Güterverkehr 
die  Ausnahmetarife  1  (Holztarif).  Sa 
Steinsalz,  19  Eohkupfer  und  25  Harze. 

Gleichzeitig  werden  in  beiden  Güter- 
verkehren im  Ausnahmetarif  2  (Eoh- 
stofftarif)  die  Ziffern  7  Häcksel,  8 
Heu  und  Stroh,  9  Hobebspäne  und  Holz- 
isägemehl  und  10  Kalziunikarbid,  außer- 
dem in  Ziffer  2  (Düngemitel)  Gaska,lk, 
Gipsasohe  und  Wollstaub  gestrichen, 
dagegen  neu  aufgenommen  als  Ziffer 
17  a)   Kalisalze   usw.,    b)  Kalidünge- 
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salze  usw.,  c)  Ki^serit  und  d)  G^emeng« 
dieser  Stoffe  uiit>ereiiiand'er  .i^  zur  Ver- 
wendung; als  Dünoemittel  oder  zur 
Herst-elluns'  von  Kunstdünger,  sowie  als 
Ziffer  18  Haus-  und  Straßenkehriclit. 
Das  alsbaldio'e  Inkrafttreten  dieser 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Ändening  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  '  (EGBl. 
1914,  S.  4.55). 

Nähere  Auskunft  gibt  unser  Tarif- 
büro. 

Stuttgart,  den  26.  Aug-ust  1919.  (867) 
Gen.-Dir.  der  Württ.  Staatseisenbahaen, 
zugleich  namens  der  übrigen  beteiligten 
Verwaltungen. 


Güterverkehr  zwischen  den  belgischen 
Eisenbahnen  einerseits  und  den  deut- 
schen Eisenbahnen  des  von  Alliierten 
besetzten      Rheingebietes  anderseits. 

Am  1.  September  d.  Js.  ti-eten  die 
„Vorläufigen  Vorschriften  für  den  Eil- 
umd  Frachtgutverkehr  zwischen  den  be- 
zeichneten  liisenbahnen"  in  Kraft.  Die 
Vorschriften  sind  zum  Preise  von 
1,30  J{  durch  Vermittlung  der  be- 
teiligten Dienststellen  oder  direkt  bei 
der  Drucksachenverwaltung  in  Cöln- 
Deutz  zu  beziehen. 

Cöln,  den  22.  August  1919.  (866) 
Eisenbahndirektion, 
zugleich  namens  der  übrigen  beteiligten 
Verwaltungen. 


Deutsch-dänischer  Gütertarif,  Teif  II. 

Mit  Ablauf  des  31.  August  1919  tre- 
ten die  Stückgutsätze  für  die  Richtung 
von  Deutschland  außer  Kraft.  Die 
Stückgutsätze  für  die  'Richtung  nach 
Deutschland  gelten  vom  1.  vSeptember 
1919  an  für  beide  Verkehrsrichtungen. 
Die  Ausnahmetarife  2,  5,  5  a  unä.  7 
treten  mit  Ablauf  des  31.  August  1919 
außer  Kraft.  Im  Ausnahmetarif  6 
(Kalisalze  usw.)  treten  am  1.  Sep- 
tember 1919  erhöhte  Sätze  der  Schnitt- 
tafel A  in  Kraft. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Ab- 
fertigungsstellen-. 

Altona,  den  27.  August  1919.  (865) 
Eisenbahndirektion, 

namens  der  Verbands  Verwaltungen. 


Gemeinsamer  Binnentarif  der  Bresjtal- 
bahn.   Kaiserstuhlbahn   und  Zell-Todt- 
nauer Eisenbahn.  Tf  v.  188  a. 

Am  1.  -September  1.  J.  treten  folgende 
Änderungen  ein : 

I.  Aufgehoben  werden  die  Ausnahme- 
tarife: 1  Holztarif,  5  a  für  Steine  des 
Spezialtarifs  III  und  Bausteine,  5  b  für 
Steine  des  Spezialtarifs  III,  Ziffer  1, 
7  für  Holzzellstoff  usw. 

II.  Die  Frachtsätze  im  Ausnahme- 
tarif 5  g  für  Steingrus  usw.  sind  zu 
streichen,  dafür  ist  zu  setzen: 

„Bei  Entfernun;,-en  von  22  Tarif kilo- 
mietern  ab  erfolgt  Frachtberechnung 
nach  den  SätZ'en  des  Rohstofftarifs 
zuzügl.  eines  Fraohtzuschlags  von  3,3  ^ 
für  ICO  kg.". 

Dannstadt,  im  August  1919.  (861) 
Süddeutsche  Eiseubahn^Gesenschaft. 
Die  Direktion. 


AVürttemberg^isch-Schweizerischer 
Gütertarif.  Teil  II  Heft  1. 

Der  Tarif,  dessen  Frachtsätze  durch 
die  bei  Umbehandlung  der  Sendungen 
in  den  deutsch-ischweizerischen  Grenz- 
stationen  sich   ergebenden  billigeren 
Frachten  unterboten  sind,  tritt  mit  Ab- 
lauf des  31.  August  1919  außer  Kraft. 
Stuttgart,  den  22.  August  1919.  (858) 
Generaldireklion  der  württ.  Staats- 
eisenbahnen. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b  (Sta- 
-  tionstarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November 
1919  ab  wenden  im  Abschnitt  „III. 
Überfuhrgebühren  und  sonstige  ört- 
liche Gebühi-en" 

a)  die  in  den  Bestimmungen  für 
Elbing,  Elbing-Roßwiesen  und 
Stolpmünde  angegebenen  "Über- 
fuhrgebühren erhöht, 

b)  neue  Bestimmungen  aufgenommen 
für  die  Überführung  zwischen 
Rügenwalde  und  der  Ladestelle 
„Hafen''. 

Näheres  enthält  cüe  am  1.  September 
1919  erscheinende  Nummer  des  Tarif- 
anzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

iBerlin,  den  23.  August  1919.  (856) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Güter-Tarif. 

Mit  dem  31.  August  1919  treten  Än- 
derungen in  den  Ausnahmetarifen  ein. 
Zum  Teil  werden  diese  gänzlich  auf- 
gehoben, zum  Teil  erhalten  sie  eine 
andere  Passung.  Das  lalsbaldige  In- 
krafttreten dieser  Tarifäuderung 
griindet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  lEisenbahnver- 
kehrsordnung  (RGBl.  1914,  S.  455). 
Nähere  Auskunft  durch  den  preußisch- 
hessischen Tarif-  und  Verkehrsanzei- 
ger und  durch  die  unterzeichnete 
Direktion. 

Neuruppin,  im  August  1919.  (859) 
Die  Direktion  der  Paulinenaue  Neu- 
ruppiner  Eisenbahn. 


Am  1.  September  d.  J.  gelangen  im 
Binnen-  und    direkten  Verkehr  teil- 
Aveise  neue  Fraohtzuschläge  zur  Ein- 
führung.   Nähere  Auskunft  erteilt  die 
u a te r zeiehne  te  D  irek  l  ion . 
Wernigerode,  21.  August  1919.  (837) 
Nordhausen  Wernige  roder 
Eisenbahn-Gesellschaft. 
Die  Direktion. 


Binnen-Güter-Tarif. 

Mit  dem  31.  August  1919  treten  Än- 
derungen in  den  Ausnahmetarifen  ein. 
Zum  Teil  werden  diese  gänzlich  auf- 
gehoben, zum  Teil  erhalten  sie  eine 
andere  Fassung.  ,  Das  alsbaldige  In- 
krafttreten dieser  Tarifänderung  grün- 
det sich  auf  die  vorübergehende  Än.- 
demng  des  §  6  der  Eisenbahn- Verkehrs- 
ordnung (RGBl.  1914,  ß.  455).  Nähere 
Auskunft  durch  den  preußLsoh- 
hessischen  Tarif-  und  Verkehrsanzeiger 
und  durch  die  unterzeichnete  Direktion. 

Neuruppin,  im  August  1919.  (860) 
Die  Direktion  der 
Ruppiner  Eisenbahn. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
(Stationstariftafeln  usw.)   —Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  I.September 
1919  ab  werden  die  im  Verkehr  mit  fast 
allen  Bahnhöfen  der  Bentheimer  Kreis- 
bahn geltenden  Frachtzusohläge  er- 
höht. Näheres  enthält  die  am 
28.  August  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarifanzeigers.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 
sich  a.uf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(RGBl.  1914,  Seite  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. '  I 

Berlin,  den  25.  August  1919.  (857) 
Eisenbahndirektion. 


Mit  dem  31.  August  d.  J«.  wird  der 
Ausnahmetarif  7  für  Ziegelsteine  un- 
seres Tarifheftes  iB  für  den  Binnen- 
verkehr aufgehoben. 
Mühlhausen,  26.  August  1019.  (861) 
Mühlhausen-Ebelebener  Eisenbahn. 


Für  alle  Stückgutsendungen,  die  auf 
dem  Bahnhof  Reitzenhain  in  der  Rich- 
tung von  Sachsen  eingehen,  auf  An- 
trag der  Empfänger  von  den  Organen 
der  Sächsischen  Staatseisenbahn  nach 
dem  tschecho-slowakischen  ZolLschup- 
pen  überführt  und  bei  der  priv.  Busch- 
tehrader Eisenbahn  in  Reitzenhain  mit 
neuem  J'rachtbrief  nach,  Stationen  in 
Böhmen  oder  darüber  hinaus  wieder 
aufgegeben  werden,  wird  vom  1.  Sep- 
tember 1919  ab  für  je  auch  nur  ange- 
fangene 100  kg  eine  Gebühr  von  10  ^, 
mindestens  20  ^3  für  die  Frachtbrief- 
sendung erhoben. 

Dresden,  am  26.  August  1919.  (862) 
Gen.-Dir.  d.  Säohs.  StaatseisenbahneQ. 

Binnentarif    der  Rinteln-Stadthagcner 
Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
werden  die  Frachtsätze  des  Ausnahme- 
tarifs 5i  erhöht,  und  der  Ausnahm^e- 
tarif  A  wird  aufgehoben. 

Einteln-Stadthagener  Eisenbahn- 
Gesellschaft.      -  (855) 

Weehselverkehr  Norddeutschland- 
Bayern,  Heft  2  C.  II. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  "die 
Station  Neuenmarkt-Wirsberg  mit  Sta- 
tionsfrachtsätzen -in  den  Ausnahme- 
tarif 7  für  Eisenerz  usw.  einbezogen. 
Näheres  durch  die  Dienststellen. 

Älünchen,  24.  Auj^ust  1919.  (849) 
Tarifamt  der  Bayer.  ,St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Neuhaldensleber  Eisenbahn. 

Mit  Ablauf  des  31.  August  1919  wer- 
den mit  Genehmigung  der  Landesauf- 
sichtsbehörde vorbehaltlich  der  Zu- 
istimmung  des  Reichs-Eisenbahn-Amts 
die  im  Binnengütertarif  bestehenden 
Ausnahmefrachtsätze  für  Steinschotter 
zur  Eisenbahnbeschotterung  sowie  für 
Pflastersteine  usw.  und  der  Aus- 
nahmetarif 1  für  Holz  aufgehoben. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
EVO.  (RGBl.  1914,  S.  455). 

Neuhaidensleben,  26.  August  1919. 
Die    Direktion    der  Neuhaldensleber 
Eisenbahn-Gesellschaft.  (847) 


Bad.    Binnenverkehr,      Verkehr  Bad. 
Staatsbahnen     —     Bad.  Privatneben- 
bahnen. 

Der  Ausnahmetarif  36  für  Fischbrut 
und  Besatzfische  wird  auf  1.  Dezem- 
ber d.  J.  aufgehoben. 

Karlsruhe,  22.  August  1919.  (843) 
Generaldirektion  der  Staatseisen.- 
bahnen. 


Niederlausitzer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September 
d.  J.  wird  der  Ausnahmetarif  1  (Holz- 
tarif) aufgehoben. 

Gleichzeitig  werden  die  Güterverzeich- 
nisse in  den  Ausnahmetarifen  2  (Roh- 
stofftarif) und  5  (Wegebaustofftarif) 
wie  im  Heft  C  II  zum  Staats-  und 
Privatbahn-Güterverkehr  (Tfv.  5)  ge- 
ändert. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  die 
vorüber.gehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung. 

Berlin,  den  25.  August  1919.  (854) 
Die  Direktion. 
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Binnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  3. 

Mit  Ablauf  d«5  31.  August  1919  wer- 
den aufgehoben:  a)  die  ermäßigten 
Fraehtsätze  der  ordentlichen  Tarif- 
klassen unter  II.  A.,  b)  die  Ausnahme- 
tarife 1  (Baumwolle,  rohe,  Abfälle  der 
Be-  oder  Verarbeitung  von  Baumwolle 
und  Linters),  2  (Steine),  3  (Fette), 
4  (Game),  5  (Harze),  6  (Wolle), 
7  (Porzellanwaren),  8  (Bleicherde, 
Gerbstoffe,  Soda,  Sumach)  unter  II.  B,. 
c)  die  Kiick Vergütungen  unter  C.  1  und 
2.  Hierdurch  treten  Frachterhöhungen 
ein.  Auskunft  gibt  un&er  Verkehrs- 
büro, hier,  Wiener  Straße  4.  II.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  dieser  Tarif- 
änderungen gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung  (RGBl. 
1914,  S.  4Ö5). 

Dresden,  am  25.  August  1919.  (840) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenba-hnen. 

Güter-  und   Tiertarif  für  die  schmal- 
spurigen  Linien,  Teil  II. 

öVIit  Ablauf  des  31.  August  1919  wer- 
den aufgehoben  die  Ausnahmetarife  1 
(Holztarif),  2e  (Hau.s-  und  Straßen- 
kehricht), 3  (Kalitarif),  5a  (Pflaster- 
steine usw.)  und  6c  (Steinkohlenasche), 
sowie  der  Ausnahmetarif  für  Fracht- 
stückgüter zur  Ausfuhr  über  See  von 
Oberschöaheide  und  Schönheide  nacJi 
Wilkau  (Übergang),  ferner  die  beson- 
ders herausgegebenen  Kriegsausnahme- 
tarife für  Milch  sowie  Magermilch, 
Molken  und  Buttermilch.  In  den  Aus- 
nahmetaxifen  für  Slteingrus  und  für 
PflastersteiiLe  aus  Naturgestein  usw. 
treten  Änderungen  der  Fraehtsätze  ein. 
Mit  diesen  Maßnahmen  sind  Frachter- 
höhungen verbunden.  Näheres  ist  aus 
unserm  Verkehrsanzeiger  zu  ersehen, 
auch  gibt  unser  Verkehrsbüro,  hier, 
Wiener  Straße  4,  II,  Auskunft.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  dieser  Tarif- 
änderungen gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahnverkehrsordnung  "  (RGBl. 
1914,  S.  455). 

Dresden,  am  25,  August  1919.  (842) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen. 


Binnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II. 

Mit  Ablauf  des  31.  August  1919  wer- 
den aufgehoben  im  Heft  1  die  Aus- 
nahmetarife 1  (Holztarif),  2a  (ge- 
trocknete Kartoffeln),  2b  (Kies  und 
Sand),  2e  (Haus-  und  Straßenkehricht), 
3  (Kalitarif),  5a  (Pflastersteine  usw.), 
6c  (Steinkohlenasche),  9a  (Schiffs- 
baueisen), 13  (Rohblei)  und  der  Um- 
behandlungstarif,  ferner  die  besonders 
herausgegebenen  Kriegsausnahme- 
tarife für  Milch  sowie  Magermilch, 
Molken  und  Buttermilch.  Gleichzeitig 
treten  im  Heft  1  in  den  Ausnahme- 
tanfen  2  (Rohstofftarif),  4  (Dünge-- 
kalktarif)  und  5  (Steine  aus  Natur- 
gestein usw.)  Änderungen  der  Waren- 
verzeichnisse und  außerdem  im  Aus- 
nahmetarif 4  (Düngekalktarif)  eine 
Änderung  der  Anwendung&bedingmi- 
g«n  in  Kraft.  Mit  diesen  Maßnahmen 
ßind  Frachterhöhungen  verbunden. 
Näheres  ist  aus  unserm  Verkehrs- 
anzeiger  zu  ersehen,  auch  gibt  unser 
Verkehrsbüro,  hier,  Wiener  Straße  4, 
II,  Auskunft.  Das  alsbaldige  Inkraft- 
treten dieser  Tarifänderungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung (RGBl.  1914,  S.  455). 

Dresden,  am  25.  August  1919.  (841) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staat&eisenbahnen. 


Neubrandenburg-Friedländer 
Eisenbahn. 

Mit  dem  1.  September  1919  werden 
vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Laudesaufsichtsbehörde  und  der  Zu- 
stimmung des  Reichs-Eisenbahn-Aaits 
die  Ausnahmetarife  1—4  des  Biuaen- 
gütertarifs  aufgehoben  und  die  Aus- 
nahmetarife 2  und  5  neu  eingeführt. 

Näheres  enthält  der  von  der  Eisen- 
bahndirektion Berlin  herausgegebene 
gemeiusame  Tarif-  und  Verkehrs- 
anzeiger für  den  Güter-  und  Tierver- 
kehr, auch  erteilen  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  weitere  Auskunft. 
Dals  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vor-, 
übergehende  Änderung  des  §  6  der 
EVO.   (RGBL  1914,  S.  455). 

Berlin,  den  26.  August  1919.  (846) 
Centraiverwaltung  für  Sekundärbahnen 
Heri-mann  Bachstein. 


Ana  1.  iS-eptember  1919  wird  der 
Ausnahmetarif  für  Düng'emittel  und 
Rohmaterialien  zur  Kunstdünger- 
fabrikation. 'Sächsische  Ausgabe  vom 
1.  Januar  1916,  aufgehoben.  Das  als- 
baldige Inkrafttreten  dieser  Maßnahme 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  Eisenbahn- Verkehrs- 
ordnung (Reichsgesetz-Blatt  1914, 
S.  455). 

Dresden,  am  25.  August  1919.  (838) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbabnen. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  II. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
werden  die  Überfuhrgebühren  nach 
und  von  den  Ladestellen  Aschhof  und 
Lastadie  in  Königsberg  (Pr.),  Hafen 
und  Dangegleis  in  Memel,  Memelgleis 
in  Tilsit.  Überladestelle  am  Drewenz- 
see  in  Osterode  (Ostpr.),  dem  Talter- 
gewä.sser  in  Nikolaiken  (Ostpr.),  zwi- 
schen den  Bahnhöfen  iKönigsberg  (Pr.) 
Ost,  Lizent,  Süd  Ort  und  der"  Sam- 
landbahn,  sowie  zwischen  den  Schiffs-, 
Lokalbahnhof-,  Schuppen-  und  Hafen- 
gleisen in  Pillau  erhöht.  Näheres 
im  Tarif-  und  Verkehrsauzeiger  der 
preußisch  -  hessischen  Staatseisen- 
bahnen und  bei  den  beteiligten  Sta- 
tionen. 

Königsberg  (Pr.),  22.  August  1919. 

Eisenbahndirektion  (844) 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Wechselverkehr  Sachsen  -  Bayern 

rechtsrh.  Netz,  Bayei-n  pfälz.  Netz, 
Baden  und  Württemberg,  Hefte  7,  8, 
9  und  11  C  II.  Verkehr  Gera-Meusel- 
■witz-Wuitzer  Eisenbahn  —  Sächsische 
Staatseisenbahnen. 
Mit  Ablauf  dos  31.  August  1919  wer- 
den aufgehoben  die  Ausnahmetarife  1 
(Holztarif),  Id  Stammholz,  3  (Kali- 
tarif), 5a  Pflaster.steine  usw.,  5o  Stein- 
grus, 8  Gießereiroheisen,  9a  Schiffs- 
baueisen, 9c  gewalztes  Stabeisen,  13 
Rohblei,  24  Kalk,  26  thüring.,  böhm. 
und  Nürnberger  Waren,  27  iBier  und 
28  Harze.  Gleichzeitig  treten  in  den 
Ausnahmetarifen  2  (Rohstofftarif), 
4  (Düngekalktarif")  und  5  (Steine  aus 
Naturgestein  usw.)  Änderungen  der 
Warenverzeichnisse  und  außerdem  im 
Ausnahmetarif  4  (Düngekalktarif) 
eine  Änderung  der  Anwendungsbe- 
dingungen in  Kraft.  (Mit  diesen  Maß- 
nahmen sind  Frachterhöhungen  ver- 
bunden. Näheres  ist -aus  dem  Tarif- 
und  Verkehrsanzeiger  der  preuß.- 
hess.  Staatseisenbahnen  und  aus  un- 
senn  Verkehrsanzeiger  zu  ersehen, 
auch  gibt  unser  Verkehrsbüro,  hier, 
Wiener  Straße  4.  II,   Auskunft.  Das 


alsbaldige  Inkrafttreten  dieser  Tarif- 
änderung^en  gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnuno-  (RGBl. 
1914,  S.  455). 

Dresden,  am  25.  August  1919.  (839) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

Binnengütertarif      der  Mecklenburg- 
Schwerinschen  Landeseisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
treten  in  nachgenannten  Ausnahme- 
tarifen folgende  Ändeiimgen  ein: 

1.  Aufgehoben  werden  folgende 
Ausnahmetarife ; 

i  für  Holz  des  Spezialtarifs  II,  Holiz- 
stoff,  Holzzellstoff,  grobe  Holz- 
waren, Strohstoff; 

3  für  rohe  Kalisalze,  Kalidünge- 
salze, Kieserit,  Gemenge  dieser 
iStoffe  untereinander  oder  mit 
Torfmull,  Torfmehl  oder  Torf- 
staub. (Die  Güter  dieses  Aus- 
nahmetarifs  werden  in  den  Aus- 
nahmetarif 2  übernommen  (siehe 
unter  II) ; 

5a  für  Pflastersteine  aus  Natur- 
gestein und  Schlackenpflaster- 
steine zum  Wegebau; 

6  für  Braunkohlen  und  Braunkohlen- 
briketts von  Dömitz; 

6a  für  Steinkohlen,  Steinkolüenkoks, 
Steinkohlenbriketts ;  Braunkohlen, 
Braunkohlenkoks  und  Braun- 
kohlenbriketts von  Dömitz  und 
Malchin; 

(Wegen  Einführung    eines  neuen 
Ausnahmetarifs  für  Kohlen  siehe 
nnter  III) ; 
Öb    für    Steinkohlen,  Braunkohlen, 
Koks    und    Briketts    und  Mauer- 
steine (Ziegel) ; 
S  1  für  Stückgut  zur  Ausfuhr  über 
See  nach  außerdeutschen  Ländern. 
IL  1.  Aus  dem  Ausnahmetarif  2 
scheiden    die    Ziffern    5  (Häcksel), 
6  (Heu  und  Stroh)  aus.    In  Ziffer  2 
(Düngemittel)  werden  Gaskalk,  Gips- 
asche und  -  Wollstaub  gestrichen.  Neu 
aufgenommen      werden      als  neue 
Position : 

12  a)  Kalisalze,  rohe,  als:  Berg- 
kieserit,  Hartsalz,  Kainit,  Karnal- 
lit,  Krugit,  iSchönit,  Sylvinit,  sämt- 
lich in  Stücken  oder  gemahlen; 

b)  Kalidüngesalze,  auch  schwefel- 
saure Kalimagnesia;  bis  zu  einem 
Höchstgehalt  von  42  %  reinem 
Kali,  auch  kalziniert; 

c)  Kieserit,  kalziniert,  gemahlen; 

d)  Gemenge  der  vorstehend  aufge- 
führten Stoffe  untereinander  oder 
mit  Torfmull,  Torfmehl  oder  Torf- 
ßtaub, 

zur  Verwendung  als  Düngemittel  oder 
zur  Herstellung  von  Kunstdünger. 

2.  In  dem  Ausnahmetarif  5  wird  am 
Schluß  des  Warenverzeichnisses  nach- 
getragen:  Steingrus  (Steinsplitt)  aus 
Steinbrüchen  Abfall  bei  der  Herstel- 
lung von  Steinschlag  aus  Bruchsteinen 
und  bei  der  sonstigen  Bearbeitung  von 
Steinen  —  ungemahlen  und  unge- 
waschen mit  Ausnahme  von  Gipsstein- 
grus für  alle  Verwendungszwecke. 

III.  An  Stelle  der  aufgehobenen  Aus- 
nahmetarife 6  und  6a  (siehe  unter  I) 
wird  bis  zum  30.  September  1919  neu 
eingeführt : 

Ausnahmetarif  6 
für  Steinkohlen,  Steinkohlenkoks 
(einschl.  Gaskoks),  Steinkohlenbriketts, 
Braunkohlen  (auch  pulverisiert)  und 
Braunkohlenbriketts  (auch  Naßpreß- 
steine). Die  Fracht  wird  für  das 
Ladegewicht  der  gestellten  Wagen  nach 
den     Sätzen     des    Ausnahmetarifs  2 
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(RoTistofftarif)  berechii'et.  Wegen  -Er- 
höhuno'  der  Frachtsätze  vom  1.  Okto- 
ber 1919  •erfolgt  besondere  Biekannt- 
maelumg. 

IV.  Die  Anfbebung,  Änderuna-  und 
Ergänzung  der  Ausnahmetarife  für 
den  W-ecliselv'erkelir  und  der  für  den 
Biutten-  und  Wechsclverkehr  gültigen 
Kriegs.ausnahm'etarife  sowie  des  Aus- 
naimietarifs  für  Düngemittel  und  Koh- 
materialien  d-er  Kunstdüngerfabrikation 
(Fortfall  der  Frachtermäßigung  nm 
20  %)  wird  von  der  Eisenibalmdirektion 
Berlin  namens  der  beteiligten  Eisen- 
bahnverwaltungen  bekannt  gemacht. 

Das  lalsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  die 
voiiibe-rgehende  Ändei-ung  des  §  6  der 
Eisenbahnverkehrsordnung  (EGBl. 
1914,  S.  455). 
Schwerin,  den  24.  August  1919.  (S45) 

 'General-Eisenbahndirektion . 

Tfv.  216  Rheinisch-Bayerischer  Ver- 
kehr, Tarif  vom  1.  Februar  1917. 
Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
Entfernungen  für  Sendungen  von 
Eger  eingeführt,  die  infolge  V-erzol- 
lung  in  Eger  oder  Wegevorschrift  über 
Marktredwitz  zu  leiten  sind. 

München,  24.  August  1919.  (848) 
Tarifamt  der  Bayer.  Staatseisenbaiinen 
 (rechtsrh.  Netz) ._  

Mit  Gültigkeit  vom  23.  d.  Mts.  ab 
werden  für  Braunkohlenbriketts  und 
Holzzellstoff  (Zelhilose)  in  Wagen- 
ladungen zwischen  Halle/Thüringer- 
bahnhof nnd  Halle/Hafen  ermäßigte 
Frachtsätze  eingeführt.  Die  näheren 
Bedingungen  sind  bei  der  Güterab- 
fertigung Halle/Kl.  einzusehen. 

Halle,  den  18.  August  1910.  (863) 
Halle-Hettstedter  Eisenbahn. 


Brohlthal-Eisenbahn. 

Mit  dem  31.  August  1919  tritt  der 
Ausnahmetarif  1  (Holztarif)  außer 
Kraft. 

KöRn,  im    Anguist  1919.  (850) 
Brohlthal-Eisenbahn-Gesellschaft. 
Der  Vorstand. 

3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Westfälische  Landes-Eisenbahn. 

Vorbehaltlich  istaatücher  Genehmi- 
gung werdicn  vom  1.  Oktober  1919  ab 
im  Verkehr  von  und  nach  der  Westfäli- 
schen Landes- Eissen  bahn  die  Fracht- 
sätze des  Güter-  und  Tierverkehrs  wie 
auf  den  deutschen  iStaatsbahnen  um 
50  %  erhöht.  Die  b^esonderen  Fracht- 
zuschläge —  Seite  25  (lfd.  Nr.  99)  des 
deutschen  Eisen'bahn^Gütertarifis,  Teil 
II,  Heft  Gib  (Tfv.  200)  —  werden 
vom  gleichen  Zeitpunkte  ab  verdoppelt. 

Ferner  werden,  ebenfalls  vom  1.  Ok- 
tober 1919  ab,  die  Personenfahrpreise 
2.  und  3.  Klasse  erhöht.  Nähere  Aus- 
kunft erteilt  die  unterzeichnete  Direk- 
tion. 

Lippstadt,  den  23.  August  1919.  (852) 
Die  Direktion^  

Vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch 
die  Aufsichtsbehörde  werden  die  Fahr- 
preise ab  1.  September  1919  um  50  % 
erhöht. 

Die  gleiche  Erhöhung  tritt  ab  1.  Ok- 
tober 1919  ,für  den  Güterverkehr  fin 
Kraft.  Die  Ausnahmetarife  1,  2  und 
2  a  werden  ab  1.  September  1919  auf- 
gehoben. 

Nähere  Auskunft  erteilt  das  Ver- 
kehrsbüro'. 

Berlin,  im  August  1919.  (853) 
Reinickendorf- Li  ebenwalde-Groß- 
Schön ebecker  E isenbahn- Akt i en- 
gesellschaft. 
Die  Direktion. 


Span  scimiieriiiiitei! 

Verwendet  Boschöler  an  jeder 

Lokomotive! 


Die  schwerste  Güterzugs- Lokomotive  Europas,  ausgerüstet  mit 
2  Boschölern,  die  insgesamt  44  Einzelsclimierstellen  versorgen I 

Mehr  als  40000  Apparate  für  alle  Zwecke 
des  gesamten  Maschinenbaues  geliefert, 

darunter  viele  Hundert  für  die  Württem« 
bergischen  Staats«  u.  Nebenbahnen 
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Die  Verbindungsbahn  Wannseebahnhof— Bahn 

Von  Professor 

Die  Forderung  nach  Herstellung  einer  unmittelbaren  Ver- 
bindung der  nördlichen,  am  Stettiner  Bahnhof  endigenden 
Berliner  Vorortbahnen  mit  den  am  Potsdamer  Platz  aus- 
laufenden südlichen  Vorortbahnen  ist  nicht  neu.  Immer 
wieder  ist  sowohl  von  berufenen  Verkehrstechnikern  wie 
auch  in  der  Öffentlichkeit  auf  die  Notwendigkeit  einer  Er- 
gänzung des  staatlichen  Nahbahnnetzes  in  Groß-Berlin  durch 
Sei  äff  ung  der  fehlenden  Nordsüd-Stadtbahn  hin- 
gewiesen worden,  ja,  woJil  noch  nie  ist  die  Notwendigkeit 
einer  Bahnlinie  so  einhellig  auch  von  allen  Eisenbahn- 
technikern anerkannt  worden,  wie  für  diese  Strecke. 

Als  erste  hat  im  Jahre  1906  die  Firma  Siemens  &  Halske 
■einen  eingehenden  Entwurf  für  eine  solche  Bahn  dem 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  unterbreitet,  der  aber  noch 
nicht  in  allen  Punkten  ausführungsreif  erschien.  Im  Wett- 
bewerb Groß-Berlin  1909  ist  die  Verbindungsbahn  in  allen 
drei  preisgeki  önten  Entwürfen  —  der  Hochbahngesellschaft, 
von  Professor  Petersen  und  von  Professor  S)r.-Sng.  Blum  — 
übereinstimmend  in  fast  gleicher  Linienführung  enthalten. 
Ebenso  hat  der  Stadtbaurat  von  Berlin,  Greheimer  Baurat 
Krause,  in  seinem  Entwurf  für  ein  Schnellbahnnetz  der  Stadt 
Berlin  vom  Jahre  1913  diese  Bahn  vorgesehen. 

Auch  in  den  letzten  Jahren  hat  die  Frage  einer  nordsüd- 
lichen Stadtbahn  keineswegs  geiuht.  So  wies  Geheimer  Ba,>- 
rat  Cauer  in  einem  am  11.  Januar  1916  im  Verein  für  Eisen- 
bahnkunde gehaltenen  Vortrage»),  a-uf  die  große  Bedeutun^g 


1)  Verkehrstechnische  Woche  1916.  S.  4:  Zum  Schnellver- 
kehr in  Groß-Berlin. 


lof  Friedrichstrafle— Stottiner  Bahnhof  in  Berlin. 

Sr.'Sng.  E.  G  i  e  s  e. 

dieser  Bahn  für  die  Verkehrsentwicklung  hin,  und  Professor 
Schimpf f  äußerte  sich  im  Jahre  1917^)  in  einem  Vortrage 
im  Architekten  verein  über  diese  Bahnverbindung  wie  folgt: 

„Diese  Linie  ist  ein  notwendiges  Schlüßglied  des  ört- 
lichen Berliner  Vollbahnnetzes.  Vom  Süden  her  mündet 
der  gewaltige  Verkehrsstrom  der  Wannseebahn,  der  Pots- 
damer Vorortlinie,  der  Anhalter  und  Dresdner  Vorortbahn 
und  des  Südringes  in  den  Potsdamer  Bahnhof;  von  Norden 
her  münden  die  fast  ebenso  gewaltigen  Verkehrsströme 
der  Vorortlinien  der  Stettiner,  Nord-  und  Kremmener  Bahn 
in  den  Stettiner  Bahnhof.  Die  Einrichtungen  zur  Ver- 
teilung des  Verkehrs  beider  Kopfbahnhöfe  über  die  Ge- 
schäftsstadt sind  durchaus  mangelhaft  und  werden  es  auch 
nach  dem  Ausbau  der  geplanten  innerstädtischen  Schnell- 
bahn bleiben.    Eine  Verbindung  mit  der  Ostwest-Stadtbahn 

ist    nicht    vorhanden   Diese  Schnellbahn  muß 

also    einmal  kommen,    und    es  hieße  Vogelstraußpolitik 
treiben,  wollte  man  bei  der  Planung  der  Verkehrsanlagen 
am  Bahnhof  Friedrichstraße  auf  diese  Schnellbahn  keine 
Rücksicht  nehmen.  Wer  diese  durchaus  notwendige  Schnell- 
bahnverbindung bauen  wird,  kann  uns  heute  gleichgültig 
sein;  betrieben  werden  kann  sie  zweckmäßigerweise  nur 
in  Verbindung  mit  dem  staatseigenen  Vorortbahnnetz." 
Die  Einhelligkeit  der  Ansichten  führender  Verkehrsmännei 
dürfte  bereits  zur  Genüge  die  Bauvmrdigkeit  der  Bahn  dar- 
tun, der  bei  allen  Vorzügen  wohl  nur  der  eine  Mangel  an- 
haften wird,  daß  sie  bald  nach  dem  Bau  die  Grenze  ihrer 
Leistungsfähigkeit  erreicht  haben  wird. 

Die    hervorragende    Bedeutung    einer  unmittelbaren 
Durchführung  der  nördlichen    und  südlichen  Vorortbahnen 

Verkehrstechnische  Woche  1917,  S.  246:  Die  Umgestal- 
tung der  Umgebung  des  Bahnhofes  Friedrichstraße  in 
Berlin. 
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durch  die  Innenstadt  macht  die  Abb.  1  besonders  ei- 
sichtlich.  Die  Abbildung  veranschaulicht  durch  die  Stärke 
der  Striche  und  die  beigeschriebenen  Zahlen  die  Anzahl 
der  in  einer  Stunde  des  stärksten  Verkehrs  zusammen  nach 
beiden  Richtungen  auf  den  verschiedenen  Verkehrsmitteln 
nach  dem  Friedensfahrplan  vom  Juni  1914  gefahreneu  ge- 
samten Sitz-  und  Stehplätze.  Man  erkennt,  daß  das  Pia  t°z  - 
angebot  am  Potsdamer  Platz  mit  etwar  40  000  Plätzen^) 
bei  weitem  das  stärkste  ist.  Heute  endigen  am  Pots- 
damer Platz  der  Südring  und  nicht  weniger  als  vier 
Vorortlinien,    nämlich    die  Wannseebahn,    die  Bahn  nach 


Maflstab  für  die  Stärke  der  Striche 
m  L_j  ' 

(C009  0  25000  60000  gefahrene  Plätze  in  der.  Stunde  nach 
■<          beiden  Richtungen   >- 

MBH    innerstädtische  Schnellbahnen^  Stadt-, 
Ring-   und  Vorortbahnen 
Slraßenbatinen,  Auto-  und  PPerde 
Omnibusse 

Abb.  1.   Platzangebot  auf  den 
Nahverkehrsmitteln  in  Groß-Berlin. 


Verbincfungsbahn  WannseebhE  - 
Stettiner  Bhf. 

Stadt-   Ring-  und  Vorortbahnen 
bestehende  und  m  Bau  beFindliche 
Schnellbahnen  ^ 
geplante  Schnellbahnen 


Abb.  2.    Linienführung  der 
Verbindungsbahn. 


Groß-Lichterfelde-Ost,  nach  Zossen  und  nach  Potsdam- 
Werder.  Diese  vier  hier  endigenden  Linien  hatten 'im  Jah.^e 
1912/13  zusammen  einen  Verkehr  von  19,3  Mill.,  davon  die 
Wannseebahn  allein  8,6  Mill.  zugehender  Fahrgäste.  Eir*^ 
weitere  erhebliche  Steigerung  des  Verkehrs  ist  mit  Uär  . 
sieht  auf  die  Erschließung  neuer  Siedelungsgebiete  zu  erwarf 
Die  Verlängerung  der  Wannseebahn  in  Richtung  nach  dem 

1-^^  T^??  diesen  haben  wegen  des  Kopfbahnhof  es  nur  etwa 
die  Hälfte,  nämlich  die  abfahrenden  Plätze,  praktische  Be- 
deutung. 


Stettiner  Bahnhof  würde  zunächst  zur  Folge  haben,  daß  der 
überlastete  Eisenbahnverkehrsknotenpunkt  aufgelöst  wird, 
indem  der  gesamte  Verkehr  dieser  Bahn  nicht  wie  jetzt  am' 
Potsdamer  Platz  abgestoßen,  sondern  zum  großen  Teile 
nach  den  verschiedenen  Bahnhöfen  der  Innenstadt  durch- 
geführt werden  würde.  Feiner  würde  ein  erheblicher  Teil 
der  Fahrgäste  der  übrigen  staatlichen  Vorortbahnen  am  Pots- 
damer Platz  in  die  Züge  der  verlängerten  Wannseebahn  über- 
steigen. Hierdurcli  werden  die  sehr  starken  Verkehrs- 
wellen, die  heute  tagtäglich  zu  bestimmten  Tagesstunden  von 
den  Kopfbahnhöfen  am  Potsdamer  Platz  ausgehen  und  diesen 
überfluten,  beseitigt,  und  es  wird  eine  erhebliche 
Entlastung  des  Potsdamer  Platzes  herbeigeführt 
werden.  Oewiß  wird  durch  die  Verbindungsbahn 
der  st'arke  Eisenbahnverkehrsknoten  am  Pots- 
damer Platz  nicht  vollständig  aufgelöst;  aber 
immerhin  wird  durch  die  Verteilung  des  Wann- 
seebahnverkehrs  auf  die  neuen  Bahnhöfe  im 
iStadtinnern  eine  erhebliche  Abschwächung  des 
Massenverkehi's  erzielt  wierden. 

Eine  ähnlich  große,  wenn  nicht  noch  größere 
Verkehrsbedeutung  hat  die  Verbindungsbahn 
für  den  Stettiner  Bahnhof.  Während  die 
Kopfbahnhöfe  am  Potsdamer  Platz  in  der  Nähe 
»ehr  vieler  wichtiger  Verkehrsausgangs-  und 
Zielpunkte  gelegen  sind,  ist  die  Verkehrslage 
des  Stettiner  Bahnhofes  verhältnismäßig  tot.  Im 
Straßenbahnverkehr  steht  z.  B.  die  Gegend  am 
Stettiner  Bahnhof  erst  an  58.  Stelle.  57  Ver- 
kehrspunkte in  Groß-Berlin  weisen  einen  stär- 
keren Straßenbahnverkehr  als  die  Gegend  am 
Stettiner  Bahnhof  auf.  Dabei  ist  noch  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  daß  im  Gegensatz  zum  Pots- 
damer Platz  die  meisten  den  Stettiner  Bahnhof 
benutzenden  Reisenden  einen  weiten  Weg  zu- 
rücklegen müssen,  um  von  diesem  Bahnhof  aus 
an  ihr  Reiseziel  zu  gelangen.  Hier  gilt  es  also 
in  der  Hauptsache  den  Anschluß  der  nördlichen 
Vorortbahnen  an  das  Stadtian-ere  herzustellen. 
Dieses  Ziel  wird  durch  die  vorgeschlagene  Ver- 
bindungsbahn ia  denkbar  bester  Weise  erreicht. 

Für  den  Entwurf  der  Bj^hn  hat  sich  eine 
einwandfreie  Lösung  ergeben,  durch  die  frühere 
Bedenken,  daß  eine  gute  Lösung  nicht  möglich 
sein  würde,  entkräftet  sind.  Im  einzelnen 
ist  zu  dem  in  Abb.  2  dargestellten  Entwurf 
folgendes  zu  bemerken: 

Die  Verbindungsbahn  verläuft  auf  der  gan- 
zen Strecke  als  Untergrundbahn.  Als  Umgren- 
zung des  lichten  Raumes  ist  das  Normalprofil 
der  Haupteisenbahnen  mit  einer  auf  4,40  m 
verringerten  Höhe  angenommen.  Einen  Vor- 
schlag für  die  Umgestaltung  und  Ergänzung  der 
Bahnanlagen  am  Wa  nn  se  e  b  a  h  n  h  of 
stellt  Abb.  3  dar.  Hiernach  werden  gleich  nach 
Überfahrung  des  Landwehrkanals  aus  der  be- 
stehenden, im  Kopfbahnhof  endigenden 
Strecke  zwei  Gleise  nach  außen  abgezweigt 
und  auf  Rampen  zur  Untergrundbahn  ab- 
wobei   das    Gleis    von    Wannsee    den  Kopfbahn- 

Die  Bahn  folgt  sodann 


gesenkt 

hof  der  Wannseebahn  unterfährt.  ^.   

der  Zufahrtstraße  zum  Wannseehahnhof  und  erhält  unter 
'"otsdamer  Platz  einen  neuen  Durchgangsbahnhof, 
littelbare  Zugänge  vom  Potsdamer  Platz  aus  hat  und 
  .^...iitlichen  hier  bereits  voihandenen  oder  noch  entstehen- 
den Schnellbahnen  durch  unterirdische  Verbindungsgänge 
-verbunden  werden  ßoU.  Der  jetzige  Kopfbahnhof  der  Wann- 
seebahn hat  seine  gegenwärtige  Lage  und  Ausdehnung  im 
wesentlichen    beibehalten    und  ist  nur  an  dem  südlichen 
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End«  etwas  v-erschmälcrt  worden.  Der  bisher  nur  über  die 
Hauptgl-eise  zu  erreichende  Abstellbahnhof  der  Wannseebahii 
hat  durch  ein  Zuführungsgleis  eine  wertvolle  Bereicheruni; 
erfahren. 

Durch  die  Verschiebung  des  Duichgangsbahnhofes  der 
Wannseebahn  in  nördlicher  Eichtung  nach  dem  Potsdamer 


Eeiseziel  nach  dem  Westen  oder  Osten  Berlins  zu  schaffen 
sein  würde. 

Vom  Potsdamer  Platz  aus  durchfährt  die  Verbindungsbahn 
dicht  unter  der  Straßenoberfläche  zunächst  die  Budapester 
Straße  und  "erhält  vor  dem  Brandenburger  Tor  einen  Bahn- 
hof.   Am  Eeichstagisgebäude  biegt  die  Bahn  in  das  Reichs- 


Abb.  3.   Entwarf  für  die  Umgestaltung  und  Ergänzung  der  Bahnanlagen  am  Wannseebahnhof. 


Platz  vergrößer*  sich  die  bisher  1900  m  lange  Strecke  bis 
zu  dem  südlichen  Bahnhof  Großgörschenstraße  um  etwa 
4C0  m  auf  2300  m  und  wird  damit  reichlich  groß.  Aus 
diesem  Grunde  und  weil  es  auch  zweckmäßig  ist,  der  dicht- 
bevölkerten Gegend^  südlich  des  Landwehrkanals  und  öst- 
lich der  Potsdamer  Straße  eine  weitere  unmittelbare  Ver- 


tagsufer  ein.  Der  nächste  Bahnhof,  der  nur  mit  Außen- 
bahnsteigen a-nzuleg'en  wäre,  befindet  sich  an  der  Wieideu- 
dammer  Brücke  vor  der  Kreuzung  mit  der  Nordsüdbahn.  Vor- 
aussetzung für  die  Möglichkeit  seiner  Ausführung  ist,  daß 
das  Keichstagsufer  an  dieser  Stelle  auf  mindestens  20  m, 
besser  22  m,  verbreitert  wird.    Der  Bahnhof    erhält  üm- 


9.  Anlagen  in  Geländehöhe 


Abb.  4.   Entwurf  für  die  Umgestaltung  und  Ergänzung  der  Bahnanlagen  am  Stettiner  Vorortbahnhof. 


brndung  mit  der  Innenstadt  zu  geben,  wäre  etwa  an  der  ge- 
planten wichtigen  durchgehenden  Entlastungsstraße  Kur- 
fürstenstraße-Schöneberger  Straße,  südlich  der  Steglitzer 
Straße,  für  die  Bahn  ein  neuer  Bahnhof  anzuordnen,  von 
dem  aus  gleichzeitig  eine  Umsteigegelegenheit  nach  dem 
Schnellbahnhof    Gleisdreieck    für  die  Fahrgäste  mit  einem 


Steigegelegenheiten  nach  dem  Staatsbahnhof  Friedrichstraße 
und  dem  Bahnhof  Friedrichstraße  der  Nordsüdbahn  der  Stadl 
Berlin  im  Zuge  der  Friedrichstraße.  Weiterhin  kreuzt  die 
Verbindungsbahn  die  Nordsüdbahn  in  oberer  Lage  und  senkt 
©ich  unmittelbar  danach  im  Zuge  des  Weidendamms  stark 
ab,  um  die  Spree  in  der  Eichtung  nach  der  Artilleriestraße 
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unterfahren  zu  können.  Der  folgende  Bahnhof  liegt  südlich 
der  Elsasser  Straße,  mit  Zugängen  von  dieser  und  der 
Auguststraße  aus.  Nach  Durchfahren  der  Borsigstraße  und 
Kreuzung  der  Invalidenstraße  biegt  die  Bahn  in  das  Vor- 
gelände des  Stettiner  Voiortbahnhofcs  ein. 

Abb.  4  zeigt  die  am  S  t  e  1 1  i  n  e  r  V  o  r -o  r  t  b  a  h  n  h  o  f 
bestehenden  und  g-eplanteu  Anlagen.  In  dem  oberen  Lage- 
plan sind  die  Anlagen  in  G-eländehöhe,  darunter  die  ge- 
planten und  unterirdischen  Anlagen  dargestellt.  Die  gegen- 
wärtig bestehenden  Gleisanlagen  für  den  Vorortverkehr  sind 
im  heutigen  Umfange  erhalten  worden  und  im  wesentlichen 
unverändert  geblieben.  Die  neu  hinzukommenden  durch- 
gehenden Gleise  der  Verbindungsbahn  zweigen  nordwestlich 
der  Schwartzkopffstraße  aus  den  bestehenden  iu  den  Kopf- 
bahnhof führenden  Vorortgleisen  nach  außen  zu  so  ab,  daß 
Gleiskreuzungen  vermieden  sind.  Sie  senken  sich  unmittel- 
bar darauf  zur  Untergrundbahn  ab.  Der  neugeplante  Bahn- 
steig der  Verbindungsbahn  liegt  unter  dem  Vorplatz  zum 
Stettiner  Vorortbahnhof  und  mit  seinem  einen  Ende  unter 
dem  bestehenden  südöstlichen  Vorortbahusteig.  Der  E  i  n  - 
gang  zum  Bahnsteig  der  Verbindungsbahn  ist  unmittelbar 
an  der  Invalidenstraße,  also  an  verkehilich  bevorzugter 
Stelle,  in  einem  kleinen  Empfangsgebäude  untergebracht, 
während  ein  besonderer  Ausgang  etwa  25  m  östlich  davon 
gelegen  ist.  Für  das  Umsteigen  zwischen  der  Verbindungs- 
bahn und  den  Vorortbahnsteigen  sind  zwei  Umisteigetreppen 
angeordnet. 

Die  Länge  der  Bahn  beträgt  4,7  km.  Die  Hohe  der 
Strecken  b  a  u  k  o  s  t  e  n  ist  überschläglich  auf  Grund  der  für 
ähnliche  Bahnbauten  aufgewendeten  Kosten  nach  Friedens- 
preisen auf  62,5  Mill.  Mark  ermittelt  worden;  1  km  Bahn- 
länge würde  somit  den  recht  hohen  Preis  von  13,3  Mill.  Mark 
kosten.  Dabei  ist  aber  das  sehr  große  Lichtraumprofil  so- 
wie der  Umstand  zu  berücksichtigen,  daß  die  Bahn  in  ihrer 
ganzen  Länge  unter  zum  Teil  schwierigen  Verhältnissen  als 
Untergrundbahn  gebaut  werden  muß.  Nimmt  man  an,  daß 
mit  Rücksicht  auf  die  eingetretene  dauernde  Verteuer m 5- 


sich  der  Preis  beim  Bau  gegenüber  dem  Friedenspreis  30  % 
höher  stellt,  so  würden  sich  die  Baukosten  für  die  ganze 
Strecke  auf  81,3  Mill.  Mark,  für  1  km  Bahnlänge  auf  17,3  Mill. 
Mark  belaufen.  Dazu  käme  noch  ein  anteiliger  Betrag  für 
die  Betriebsmittel,  die  die  Verbindungsbahn  benutzen,  sowie 
für  die  Betriebsbahnhöfe  und  Kraftwerke,  dessen  Höhe  na- 
türlich ganz  von  dem  Umfange  des  Betriebes  abhängig  ist 
und  daher  gegenwärtig  nicht  geschätzt  werden  kann.  Eine 
selbstverständliche  Voraussetzung  für  die  Verwirklichung 
der  Bahn  ist  die  in  Aussicht  genommene  Elektrisieiung  der 
Stadt-  und  Vorortbahnen. 

Für  die  Betriebsführung  ist  angenommen,  daß  die 
Vorortzüge  der  Stettiner  und  der  Nord-Vorortbahnen  nach 
Bernau  und  Oranienburg  in  der  Eegel  über  die  Verbin- 
dungsbahn auf  die  Wannseebahn  durchgehen,  wobei  das 
Kehren  von  Bedarfszügen  auf  dem  auch  gegenwärtig  vor- 
handenen Abstellbahnhof  südlich  der  Haltestelle  Kurfürsien- 
straße  in  beliebiger  Weise  möglich  ist.  In  umgekeh^Her 
Richtung  werden  die  Wannseebahnzüge  in  der  Regel  über 
die  Verbindungsbahn  nach  der  Stettiner  und  Nord-Vorortbahn 
durchgeführt,  können  aber  auch  nach  Bedarf  in  der  neuen 
unterirdischen  Bahnanlage  des  Stettiner  Vorörtbahnhofes 
kehren.  Zu  diesem  Zwecke  sind  am  nördlichen  Ende  des 
tiefliegenden  Bahnsteiges  der  Verbindungsbahn  zwei  Wende- 
gleise vorgesehen.  Die  Gleisanlagen  gestatten  jedoch,  ilaß 
auch  andere  Züge  über  die  Verbindungsbahn  weitergoieatet 
werden  können.  Überhaupt  besteht  der  große  Vorzug  des 
vorliegenden  Entwurfs  in  der  völlig  freien  Wahl  der  späte- 
ren Betriebsführung. 

Die  .ietzigen  K  o  p  f  b a h n  h  ö  f  e ,  der  Wannseebahnhof 
und  der  Stettiner  Vorortbahnhof,  bleiben  hx  ihrer  bisherigen 
Leistungsfähigkeit  unbeeinträchtigt;  im  Gegenteil  tritt  für 
beide  Bahnhöfe,  die  .ietzt  schon  fast  die  Grenze  ihrer  Lei- 
stungsfähigkeit erreicht  haben,  dadurch,  daß  sie  den  größe- 
ren Teil  der  jetzt  dort  endigenden  Züge  an  die  Verbindungs- 
bahn abgeben,  eine  bedeutende  Entlastung  ein,  die  sie  be- 
fähigt, auch  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  für  absehbare  Zeiten 
nllen  Verkehrsansprüchen  voll  zu  genügen. 


Die  australischen  Eisenbahnen. 

Von  Dr.  Ernst  Schnitze,  Privatdozent  an  der  TTniversität  Leipzig. 


Die  Eisenbahnen  in  Australien  standen  gleich  nach 
Beginn  de®  Krieges  vor  einer  Krisis.  Sie  drohte 
infolge  mehrerer  Umstände:  einmal  infolge  des  starken  Rück- 
gangs namentlich  der  Frachteinnahmen  seit  Beginn  des  Krie- 
ges, der  den  fünften  Weltteil  eines  «einer  besten  Abnehmer 
welligst  ens  vorübergehend  beraubte  und  den  Verkehr  mit  den 
übrigen  unsicher  machte;  zweitens  infolge  der  hohen  Löhne, 
die  den  Eisenbahnangestellten  durch  die  sozialistische  Regie- 
rung in  den  letzten  Jahren  bewilligt  waren,  und  die  zu  den 
Betriebseinnahmen  nicht  im  rechten  Verhältnis  standen;  end- 
lich infolge  mancher  technisch  oder  organisatorisch  unprak- 
tischen Einrichtungen. 

Zunächst  ein  Wort  über  das  letztere.  Es  berührt  bei  einer 
Nation,  die  in  dem  Stolz  auf  ihre  praktische  Befähigung  fast 
noch  das  Muttervolk  übertrifft,  merkvmrdig,  daß  vielerlei 
Unpraktisches  im  auvStralischen  Eisenbahnwesen  zu  fin- 
den ist.  Manches  davon  geht  auf  die  Zeit  zurück,  als  die  ein- 
zelnen Kolonien  in  Australien  noch  nicht  zu  dem  Common- 
wealth zusammengeschlossen  waren.  Jede  war  auf  die  andere 
eifersüchtig,  und  so  baute  jeder  dieser  „Staaten"  seine  Eisen- 
bahnen ohne  Rücksicht  auf  die  Gesamtheit  in  der  Spurweite, 
die  ihm  richtig  schien.  Victoria  hat  seine  Eisenbahnen  mit 
einer  Spurweite  von  5%  Fuß  gebaut,  Neu-Südwales  mit  einer 
solchen  von  4  Fuß  S%  Zoll,  während  die  übrigen  Staaten  aus 
Sparsamkeitsrücksichten  die  ischmale  Spurweite  von  S/4  Fuß 
wählten.  Die  Folge  ist,  daß  alle  Augenblicke  iu  Australien 
umgestiegen  werden  muß :  ob  man  nun  von  S.ydne.v  nach  Bris- 
bane fährt  oder  nach  Melbourne,  man  muß  an  der  Grenze  vom 
einen  zum  andern  Staat  umsteigen.  Ärger  noch  ist  die  Schwie- 
rigkeit für  den  Güterverkehr,  erhebliche  Verzögerungen  und 
Verteuerungen  mit  sich  bringend. 


Auch  im  Hinblick  auf  den  etwaigen  Angriff  eines  feind- 
lichen Staates  können  die  Verhältnisse  bedenklich  werden. 
Infolgedessen  erhob  der  im  Februar  1911  eingesetzte  Ver- 
teidigungsausschuß sehr  energisch  die  Forderung 
naeh  Vereinheitlichung  der  australischen 
Eisenbahn  Spurweiten.  Die  Kosten  würden  allerdings 
erheblich  sein :  die  Eisenbahnen  von  Neusüdwales  in  der  Spur- 
weite von  4  Fuß  S'A  Zoll,  haben  3382  englische  Meilen  Länge 
die  von  Victoria  und  Südaustralien  mit  5K  Fuß  Weite  sind 
insgesamt  4126  Meilen  lau£r.  während  die  übrigen  Staaten, 
deren  Eisenbahnspurweite  3J^  Fuß  beträgt,  über  8322  Meilen 
verfügen.  Die  geringsten  Kosten  würden  sich  wahrscheinlich 
durch  Vereinheitlichung  der  Spurweite  in  Victoria,  Südaustra- 
lien und  Neusüdwales  ergeben,  da  ihr  Unterschied  nicht  so 
STOß  ist  wie  zwischen  ihnen  und  den  übrigen  australischen 
Landesteilen.  Es  würden  also  auch  weniger  Kosten  für  die 
nötigen  Erweiterungen  von  Brücken,  Über-  und  Unterführun- 
,oen,  Tunneln,  Einschnitten  usw.  nötig  sein. 

Schon  1897  hat  sich  eine  Konferenz  mit  dieser  Frage  be- 
schäftigt, die  die  Kosten,  welche  bei  der  damaligen  Schienen- 
stranglänge und  dem  damaligen  rollenden  Inventar  erwachsen 
würden,  für  den  Fall,  daß  die  Eisenbahnen  von  Neusüdwales 
üuf  5%  Fuß  verbreitert  würden,  auf  insgesamt  4  260000  Pfund 
Sterling  berechnete,  während  sie  die  Kosten  der  Verkleinerung 
der  Spur  auf  den  Bahnsti-ecken  in  Victoria  und  Südaustralien 
(auf  4  Fuß  8%  Zoll)  auf  2  360  500  Pfund  schätzte.  Im  Novem- 
ber 1912  vnirde  eine  neue  Konferenz  abgehalten,  da  inzwischen 
das  Verlangen  nach  Vereinheitlichung  noch  stärker  zum  Aus- 
druck gekommen  war.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  zweiten 
Konferenz  kommen  nur  die  beiden  genannten  Spurweiten, 
nicht  dagegen  die  schmälere  von  3^  Fuß  in  Betracht. 


UX.  Jahrgan? 
3,  September  1919 


—  697  - 


Nr.  66 


Bleibt  nur  die  böse  Koatenfrag«.  Und  die  scheint  un- 
überwindliche Schwi^erio^keiten  zu  machen.  D-enn  di«  letzten 
Jahresberichte  vor  dem  Kriege  ließen  die  Zukunft  der  austra- 
lischen Eisenbahnen  nicht  gerade  rosig  erscheinen.  Insbe- 
sondere hat  die  sozialistische  Regierung  in  Neusiidwales  zwar 
dafür  gesorgt,  daß  der  Rein  Überschuß  der  Staats- 
betriebe, namentlich  also  der  Eisenbahnen  und  Straßen- 
bahnen, der  Arbeiterschaft  in  hohen  Löhnen  zugute  kam, 
nicht  aber  ernsthaft  in  Rechnung  gezogen,  daß  dadurch  ein 
erhebliches  Sinken  des  Einnahmeüberschusses  der  Eisen- 
bahnen verursacht  wurde.  Dasselbe  Bild  zeigte  sich  fa«t  in 
allen  australischen  Staaten.  Entweder  wuchsen  die  Einnah- 
men nur  noch  unerheblich,  oder  sie  gingen  zurück ;  .iedenfalls 
blieb  nach  Zahlung  der  Zins-en  ein  Überschuß,  der  sich  von 
Jahr  zu  Jahr  verringerte,  der  also  seit  dem  Jahre  1914  infolge 
de.=i  Krieges  sicherlich  in  einen  Fehlbetrag  umgeschlagen  ist. 

Die  Reinergebnisse  aus  dem  Betrieb  stellten  sich 
in  den  beiden  letzten  Berichtsjahren  für  die  Eisenbahnen  der 
einzelnen  australischen  Staaten  folgendermaßen: 


1911/12 
£ 

1912/13 
£ 

Unterschied 

£ 

We,  Staustralien   

2  321  882 
1  778  893 
1  115 59 > 
796  576 
540  6-27 
91  614 

2104  104 
1  617  269 
1  170  681 
828  661 
531  2.53 
109  756 

—  217  778 

—  161  6>4 
+  55  089 
+  32085 

—  9  374 
-f  18142 

zusammen 
Für  die  drei  Jahre  vor  dem 

6  645  184' 

—  11429 

—  5285 

6  361  724 

—  2  057 

—  4  558 

-  283  460 
-1-    9  372 
-1-  727 

6  628  470  1  6  335  109  |  —  273  361 
Kriege  stellten  sich  die  Ge- 

samtergebn  isse 
dermaßen : 


der  australischen  Eisenbahnen  folgen- 


Brutto- 

Betriebs- 

Zinsen- 

Ueber- 

einnahme 

unkosten 

auegabe 

schuß 

£ 

£ 

£ 

£ 

1910/11  

17  848  000 

11  051000 

5  371 000 

1  423  000 

1911/12  

19  104  000 

12  476  000 

5  662000 

966  000 

1912/13  

19  954  000 

13  599  000 

5  960  000 

393  000 

Der  Grund  des  Rückganges  war  hauptsächlich  in  den  stei- 
gienden  Arbeiterlöhnen  zu  suchen,  daneben  auch  in  dem  soge- 
nannten „Government  Strok e",  d.  h.  in  dem  langsamen 
Gang,  den  sich  die  Arbeiter  für  Regierungsarbeiten  gegen- 
seitig zur  Pflicht  gemacht  haben. 

Denn  fast  alle  Eisenbahnen  in  Australien  sind  heute 
im  Besitz  der  Einzelregierungen.  Neben  16  978^ 
englischen  Meilen  Regierungslinien  wurden  1911  nur  noch 
1099  Meilen  als  Privateisenbahnen  gezählt,  daneben  noch  835 
Meilen  Privatbahnen  für  besondere  Zwecke. 


Staat 

Staats- 
bahnen 

engl. 
Meilen 

Privat- 
ahnen 

engl. 
Meilen 

Eisenb , 
die  dem 
allgem. 
Verkehr 

offen 
stehen, 
insges 

engl. 
Meilen 

Privat- 
hahnen 
für  be- 
sondere 
Zwecke 

engl. 
Meilen 

Alle  zu- 
sammen 

engl 
Meilen 

Nensüdwales  .... 
Victoria  

3  761 
3  523 
3  868 
1935 

145Vo 
2  376 

470 

141 

14 
501 

277 
166 

3  902 

3  537 

4  369 
1935 

1451/0 
2  653 
636 

125 
37 
21 
58 

555 
39 

4  027 

3  574 

4  390 
1993 

1 .51/2 
3  208 
675 

Queensland  

Südaustralien  

Nordterritorium . . 
Westau-tralien  . . 
Tasmanien  

zusammen 

16  O78V2 

1099 

17  1771/2 

835 

18  0121/-J 

(Fortsetzung  folgt.) 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Die  Abtretung  der  Staatsbahnen.  In  den  letzten  \'ei- 
handlungen  ül>er  eine  A'ereinbarung  über  die  Höhe  der  Kauf- 
preise, die  für  den  Übergang  der  Staatsbahnen  an  das  Reich 
festgesetzt  werden  sollen,  ■wurde,  wie  die  Tageszeitungen 
hören,  in  wesentlichen  Fragen  eine  Klärung  erzielt.  SoW'tit 
die-s  bisher  nicht  möglich  war,  sollen  die  Einzelfragen  in  be- 
sonderen Gutachten  behandelt  werden,  die  von  dem  Referenten 
des  FinauzausschusS'es  auszuarbeiten  sind.  Über  die  strittigen 
Punkto  sollen  im  Herbst  weitere  Einigungsverhandlungen 
stattfinden.  Die  Unterausschüss'e,  die  über  <lie  sonstigen  Be- 
dingungen drs  Kaufvertrages,  Recht,s-,  Personal-,  Verkehrs- 
verhälfnisse  Vereinbarungen  treffen  sollen,  werden  voraus- 
sichtlich gleichfalls  im  Herbst  zu  Sondersitzungen  zusammen- 
treten. 

—  Einfluß  des  Kriegsendes  auf  die  Vorschriften  der 
Militär-Eisenbahnordnung  (M.  E.  0.).  Der  preußische  Eisen- 
bahnminister hat  an  die  Eisenbahndirektionen  folgenden  Er- 
laß gerichtet :  Mit  dem  Kriegsende  hat  auch  der  Kriegsbetrieb 
(§  18  der  M.  E.  0.)  sein  Ende  erreicht.  Die  nur  für  den  Kriegs- 
fall besti.mmten,  lateinisch  gedruckten  Bestimmungen  der 
M.  E.  0.  sind  damit  wieder  außer  Kraft  getreten.  Die  Militär- 
verwaltung legt  jedoch  Wert  darauf,  für  gewisse  außerordent- 
liche Fälle  auch  weiterhin  auf  einige  dieser  lateinisch  gie- 
druckten  Bestimmungen  zurückgreifen  zu  können.  Ich  habe 
mich  damit,  soweit  es  vom  Standpunkt  der  preußischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung unbedenklich  erscheint,  einverstanden 
erklärt  und  bestimme  danach  folgendes: 

„Mit  Wirkung  vom  1.  September  1919  treten  die  für  den 
Krieg  geltenden  (lateinisch  gedruckten)  Bestimmungen  der 
Militär-Eisenbahn-Ordnung  außer  Kraft.  Für  die  Regelung 
der  militärischen  Eisenbahnangelegenheiten  gelten  vom  ge- 
nannt-en  Tage  ab  wieder  die  für  den  Frieden  vorgesehenen 
Bestimmungen  der  M.  E.  0.  Bis  auf  weiteres  bleiben  jedoch 
Qoch  folgende  Ausnahmen  von  vorstehender  Regelung  be- 
stehen : 

1.  a)  Für  den  Transport  der  Truppen  zu  operativen 
Zwecken,  b)  für  die  Versorgung  der  an  der  Front  beim  Grenz- 
*chutz  oder  bei  der  Unterdrückung  von  Aufständen  usw.  ein- 
gesetzten Truppen,  c)  für  den  Abschub  der  vorgenannten 
l*rupi>en  (Verwundetenabschub  usw.),  d)  für  den  Abschub 
l«r  feindlichen  und  den  Heimtransport  der  eigenen  Kriegs- 
irefangenen  bleiben  die  für  den  Kriegsfall  (vorgesehenen  mit 


lateinischen  Buchstäbeu  gedruckten  Bestimmungen  folgendej- 
Paragraphen  der  Militär-Eisenbahn-Ordnung  noch  in  Kraft: 
§  1,  Ziffer  2;  §  10,  Ziffer  1 ;  §  20,  Ziffer  1;  §  26,  Ziffer  1; 
§  31,  Ziffer  10 BI;  §  32,  Ziffer  11;  §  36,  Ziffer  5;  §  38,  Ziffer 
2,  3  und  4;  §  41,  Ziffer  3  und  7;  §  42,  Ziffer  2  und  3;  §  49, 
Ziffer  7  und  11;  §  50,  Ziffer  6  c.  d,  e;  §  57,  Ziffer  1.  2.  5 
und  6;  §  58,  Ziffer  3a  und  b;  §  58,  Ziffer  5;  §  59,  Ziffer  2, 
3  und  4.  Zu  Ziffer  10  B  I  ist  zu  beachten,  daß  die  Anmelde- 
formen  beibehalten  werden,  wenn  sie  sich  in  Anwendung  des 
§  31,  Ziffer  12.  herausgebildet  und  bewährt  haben. 

2.  Da  die  Vorschriften  der  Militär-Eisenbahn-Ordnuug 
wegen  der  Beförderung  von  Sprerigstoffen  und  Munition  in- 
folge der  Vermehrung  der  Arten  der  Sprengstoffe  nicht  metr 
ausreichen,  bleiben  hinsichtlich  der  Beförderung  von  Spreng- 
stoffen und  Munition  die  im  Krieg  erprobten  Verfahren  vor- 
läufig bestehen. 

3.  Der  Militärtarif  bleibt,  soweit  nicht  inzwischen  ergän- 
zende Bestimmungen  erlassen  sind,  mit  Ausnahme  der  latei- 
nischen Zusätze  für  die  Angehörigen  der  Freiwilligen- 
Krankenpflege  und  deren  Pferde  und  Fahrzeuge,  ferner  der 
Bestimmung  Militärtarif  IV.  6.  betreffend  Deckenmiete,  die 
wi'eder  nach  den  Friedenssätzen  berechnet  wird,  ferner  der 
Bestimmung  VII  b  des  Militärtarifs  ebenfalls  in  der  für  den 
Krieg  maßgebenden  Fassung  in  Kraft." 

Das  Wesentliche  ist  also,  daß  vom  1.  September  ab  die 
Militäreisenbahnbehörden  keinerlei  Anordnungsbefug- 
nis mehr  haben,  sondern  auf  den  Weg  der  Anforderung 
verwiesen  sind.  Die  Eisenbahndirektionen  wollen  für  recht-  ' 
zeitige  Unterrichtung  aller  Stellen  sowie  dafür  sorgen,  daß 
alle  sich'  aus  dieser  Änderung  der  Vorschriften  ergebenden 
Maßnahmen  rechtzeitig  angeordnet  und  durchgeführt  werden. 

—  Die  Berliner  Stadtbahn  und  die  Kohlennot.  Wie  einer 
Berliner  Korrespondenz  von  zuständiger  Seite  mitgeteilt  wird, 
ist  vorläufig  noch  nicht  beabsichtigt,  den  Zugverkehr  auf  den 
Berliner  Stadt-,  Ring-  und  Vorortbahnen,  soweit  dieser  dem 
Berufsverkehr  dient,  zu  beschränken,  Wohl  ist  erwogen 
worden,  den  Spätverkehr  im  Direktionsbezirk  Berlin  durch 
den  Fortfall  einiger  NacTitzüge  einzuschränken,  wenn  die 
;  weitere  Verschärfung  der  Kohlenversorgung  dies  erforderlich 
machen  sollte.  Eine  derartige  Maßnahme  kann  jedoch  erst 
dann  zur  Durchführung  kommen,  wenn  die  Polizeistunde,  wie 
dies  die  Absicht  der  Behörden  zu  sein  scheint^  auf  ^11  Uhr 
eingeschränkt,  ist.  —  Die  Kohlenbestände  des  Eisenbahu- 
direktionsbezirks  Berlin  reichen  heute  noch  für  eine  Woche 
aus.  Es  darf  jedoch  angenommen  werden,  daß  sich  infolge 
der  Beendigung  des  Streiks  und  der  Wiederaufnahme  der 
Arbeit  in  den  Gruben  Oberschlesieus  der  Kohlenbestand  schon 
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in  der  nächst-en  Z«it  b«.sser  ist.  —  Im  Fernverbehr  sind  lein« 
Reihe  von  Schnellzüaen  b-ereits  in  Fortfall  gekommen  Ob 
noch  weitere  Fernzüge,  Schlaf-  und  iSi>eisewagen  fortfallen 
müssen,  unterliegt  noch  einer  eingehenden  Prüfung. 

—  Sächsischer  Landeseisenbahnrat.  Der  der  G^neraldirek- 
tion  beigeordnete  Eisenbahnrat  hielt  am  30.  August  unter  dem 
V  orsitz  des  Präsidenten  der  Generaldirektion  Dr.  Mettig  eine 
außerordentliche  Sitzung  ab.  Er  nahm  Mitteilungen  entgegen 
über  die  bevorstehende  Aufhebung  und  Änderung  von  Aus- 
nahmetarifen infolge  der  Friedensbedingungen  und  über  die 
Einfühi-ung  weiterer  allgemeiner  Tarifzuschläge  im  Per- 
sonen-, Guter-  und  Tierverkehr.  Der  Eisenbahnrat  erhob 
unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  g-egen  die  geplanten 
Maßnahmen  keine  Einwendungen. 

—  Leipziger  Mustermesse.  Für  die  Sonderzüge,  die  anläß- 
lich der  Leipziger  Mustermesse  trotz  des  außerordentlichen 
Kohlenmangels  gefahren  werden,  sind  nunmehr  auch  die 
amtlichen  Bekanntmachung'en  erschienen.  Hiernach  werden 
zwischen  Berlin  und  Leipzig  in  der  Zeit  vom  Freitag, 
29.  August,  bis  einschl.  Sonnabend,  6.  September,  täglich 
zwei  Sonder  -  Schnellzugspaare  gefahren.  Außer  diesen 
Zügen  verkehren  noch  andere  Sonderzüge  an  einzelnen 
Tagen  zwischen  Leipzig  und  Hamburg,  Breslau,  Stuttgart, 
Mannheim  usw.  In  Anbetracht  der  Wichtigkeit  dieser  Mess.e 
tur  das  deutsche  Wirtschaftsleben  sind  außerdem  für  aus- 
landische Meßbesucher  be.sondere  Schuellzugsverbindungen 
Kopenhagen-Leipzig  und  Amsterdam-Leipzig  vorffesehen. 

—  Ein  weiterer  Versuch  in  der  Neuordnung  des  württem- 
bergischen ßezirksdienstes.  Nach  der  Verordnung  über  die 
Organisation  des  äußeren  Dienstes  der  württembergischen 
Staatseisenbahnen  vom  8.  März  1900  ist  der  Betriebs-  und  Ver- 
kehrsdienst bei  besondei-en  Betriebsinspektionen  vereinigt, 
während  der  Geschäftskreis  der  Bauinspektionen  nur  die 
Bahnunterhaltung  und  kleinere  Neubauten  umfaßt.  Im  ' 
Jahre  1918  wurde  im  Bezirk  einer  Bauinspektion  ein  Versuch 
mit  der  Zusammenlegung  des  Bau-,  Betriebs-  und  Verkehrs- 
dienstes bei  einem  neuerrichteten  Betriebsamt  gemacht.  Nun- 
mehr soll  in  den  Bezirken  einiger  weiterer  Bau  lnspektionen 
em  Versuch  mit  der  Zusammenlegung  des  Bau-  und  Betriebs- 
dienstes gemacht  werden.  .  Dx>ei  Bauinspektionsbeizirke 
werden  zu  zwei  Eisenbahnbetriebsämtern  (Sigmaringen  und 
Bottweil)  zusammengelegt,  denen  neben  dem  Geschäftskreis 
der  Bauinspktionen  auch  die  den  Betriebsdienst  umfassenden 
Aufgaben  der  Betriebsinspektionen  zugewiesen  werden.  Für 
di'6  Besorgung  des  bisher  den  Betriebsinspektionen  obliegen- 
den Verkehrs-,  Abfertigungs-  und  Kassendienstes  wird  für 
den  Bereich  der  beiden  Betriebsämter  ein  besonderes  Ei&en- 
bahnverkehrsamt  (Eottweil)  errichtet.  Während  der  im  Leut- 
kircher  Bezirk  gemachte  Versuch  sich  an  einen  bayerischen 
Vorgang  unter  einfachen  Verhältnissen  anschließt,  sollen 
durch  den  neuen  Versuch  auch  über  die  bisherige  preußische 
Organisation  des  Bezirksdienstes  eigene  Erfahrungen  in 
Württemberg  gesämm^elt  werden. 

—  Personalnachrichteh.  Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahu- 
verwaltung  ist  der  Bauamtmann  Klötzer  vom  Bauamt 
Dresden-Fr.  zum  Bauamt  Pirna  versetzt. 


Bei  den  württembergischen  Staatseisenbahnen  wurden  be 
t  ordert:  der  Eisenbahnbauinspektor  tit.  Baurat  Kaiser 
m  Ludwigsburg  zum  Vorstand  der  Eisenbahnbauinspektioji 
Stuttgart  mit  der  Dienststellung  eines  Baurats,  der  Abteilungs- 
ingenieur  tit.  Eisenbahn  bauinspektor  Ensing.er  bei  der 
EisLubahnbauinspektion  Reutlingen  zum  Vorstand  der  Eisen- 
bahnbauinspektion  Eottweil  mit  der  Dienststellung  eines 
Eisenbahnbauinspektors  des  äußeren  Dienstes  die  Abteilung- 
ingenieure  Bihlmeyeir,  Vorstand  der  Eisenbahnbausektion 
Ulm,  Häberle,  Vorstand  der  Eisenbahjibausektion  Bibe- 
rach, und  G  a  u  g  e  r ,  Vorstand  der  Eisenbahnbausektion  Lud- 
wigsburg, zu  Eisenbahnbauinspektoren  des  äußeren  Dienstes 
auf  ihren  bisherigien  Stellen  —  Versetzt  wurden.-  der 
Eisenbahnbauinspektor  Schopf,  Vorstand  der  Eisenbahn- 
maschineninspektion  Heilbronn,  auf  die  Stelle  des  Vorstands 
der  Eisenbahnwerkstätteninspektion  Rottweil  auf  Ansuchen 
der  Bahnhofinspektor  Uz  1er  in  Ludwigsburg  auf  die  Stell« 
des  Bahnhof  Inspektors  in  Göppingen  aus  dienstlichen  Gran- 
den mit  seinem  Einverständnis  und  der  Bahnbofinspektor 
Greil  in  Geislingen  a.  d.  Steige  auf  die  Stelle  des  Bahnhof- 
insp-ektors  in  Ludwigsburg  aus  dienstlichen  Gründen.  —  In 
den  Ruhestand  wurden  versetzt  auf  Ansuchen :  dei- 
Oberbaurat  Stahl,  bei  der  Generaldirektion  sowie  die  Bau- 
räte Schmidt,  Vorstand  der  Eisenbahnbauinspektion  Hall, 
D  u  1  k  ,  Vorstand  der  Eis'enbahnbauinspektion  Reutlingen. 
Hartmann,  Vorstand  der  Eisenbahnbauinspektion  Ludwigs- 
burg, und  Bose,  Vox-stand  der  Eisenbahntelegrapheninspek- 
tion  Cannstatt.  —  Der  Vorstand  der  Eis«nbahnhauptkasse, 
Finanzrat  Kraiß,  ist  gestorben. 


Uebrigo  europäische  Länder. 

—  stand  der  italienischen  Betriebsmittel.    Wie  wir  d^i 

österreichischen  „Handelsmuseum"  entnehmen,  verfügt  uacli 
Mitteilung  des  „Economista  d'Italia"  Italien  gegenwärtig  über 
einen  Bestand  von  110  OCO  Güterwagen,  10  000  Personenwagen, 
4080  Gepäckwagen  und  5526  Lokomotiven  und  Motorwagen. 
Im  Trentino  und  in  der  Venezia  Giuglia  fanden  sich ''352 
Lokomotiven,  700  Personen-  und  Gepäckwagen  und  9260 
Güterwagen  vor,  während  von  Österreich  seinerzeit  wegge- 
nommene 123  Lokomotiven,  100  Personen-  und  2360  Güter- 
wagen zurückgegeben  wurden.  In  Reparatur  befanden  sicli 
10%  der  Güt  •erwägen  und  36,60  %  der  Personenwagen,  ge""eii 
11,9  und  28,3  %  im  September  1918,  an  Lokomotiven  21  % 
gegen  10,5  %  im  Juni  1918.  Der  hohe  Reparaturbestand  ent- 
springt offenbar  der  stärkeren  Ausnutzung  und  Belastung 
des  Materials.  Eine  Besserung  der  Lage  dürfte  die  Einstel- 
lung des  neuen  Materials  bringen.  726  Lokomotiven  sind  neu 
in  Auftrag  gegeben,  davon  150  in  Amerika  (hiervon  38  elek- 
trische). Von  diesen  sind  einige  bereits  geliefert.  Frank- 
reich liefert  jetzt  200  ehemals  deutschjB  Lokomotiven,  und 
zur  Lebensmittelversorgung  Deutschösterreichs  hat  Wien 
64  Lokomotiven  leihweise  zur  Verfügung  gestellt.  Im  Bau 
sind  ferner  640  Personenwagen,  300  Gepäckwagen  und  27  273 
Güterwagen;  von  letzteren  sind  10000  in  Amerika  bestellt 
und  sollen  im  Juli  abgeliefert  werden.  Bei  italienischen 
Firmen  werden  sodann  in  Kürze  560  Personen-,  300  G^päck- 
und  2150  Güterwagen  bestellt  werden. 


1 .  Güterverkehr. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr, 
Teilheft  C  II. 

Der  mit  Gültigkeit  vom  1.  Juni  1919 
für  die  Beförderung  von  Steinschlag 
und  Steinschotter  zum  Eisenbahnober- 
ban  eingeführte  Stationsfrachtsatz  von 
Löbejün  nach  Nauendorf  (Saalkreis) 
Stb.  tritt  mit  Ablauf  des  31,  August 
1919  wieder  außer  Kraft, 

Berlin,  den  26.  Auüust  1919.  (884) 
  Eisenbahndirektion. 

Gemeinschaftliches    Heft    C    Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September 
1919  ab  werden  die  im  Verkehr  mit 
Bahnhöfen  der  Gemrode-Harzgeroder 
Eisenbahn  für  Eil-  und  Frachtstück gut 
zu  erhebenden  Frachtzuschläge  erhöht. 
—  Näheres  enthält  die  am  1.  Septem- 
ber 1919  erscheinende  Nummer  des 
Tarifanzeigers.  Das  alsbaldige  Inkraft- 
treten der  Erhöhungen  gründet  sich 
*uf  die  vorübergehende  Änderung  de<s 


§  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(RGBl.  1914,  S.  455).  ■ 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro., hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  28.  August  1919.  (883) 
 Eisenbahndirektion.  

Binnentarif 
der  Rinteln-Stadthagener  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
wird  der  Ausnahmet.anif  1  (Holztarif) 
aufgehoben. 

Rinteln-iStadthagener  Eisenbahn- 
 Gesellschaft.  (894) 

Freie  ibahn. 
Mit  Gülti;:  )tember  d.  J. 

wird  der  Ai  (Holztarif) 
aufgehoben.  Das  sofortige  Inkraft- 
treten dieser  Maßnahme  gründet  sich 
auf  die  vorübergehende  Änderung  des 
§  6  der  Eisenbahnverkehrsordnung. 
Frankfurt  a.  M.,  den  28.  August  1919, 
.   Di«  Direktion.  (878) 


Binnentarif  der  Bentheimer  Kreisbahn. 
—  Tfv.  53. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
werden  die  Ausnahmetarife  i,  3  und  6 
aufgehoben.  Aus  dem  Ausnahmetarif  2 
scheiden  aus:  Häcksel,  Heu  und  Stroh, 
Holz  wie  im  Spezialtarif  III  genannt, 
Kalziumkarbid,  Steingrus,  aus  der 
Ziffer  2  (Düngemittel)  werd,en  Gas- 
kalk, Gipsasche  und  Wollstaub  ge- 
strichen. 

Neu  aufgenommen  werden  im  Aus- 
nahmetarif 2    die    Güter    des  aufge- 
hobenen Ausnahmetarifs  3  (Kalitarif). 
Bentheim,  den  29.  August  1919.  (893) 
Die  Direktion 
der  Bentheimer  Kreisbahn. 

Braunschweigische  Lapdes-Eisenbahn. 

Zum  1.  September  1919  erscheint  der 
Nachtrag  1  zu  unserem  Binnengüter- 
tarife. Der  Nachtrag  kann  zum  Preise 
von  0,20  M  bezogen  werden. 

Braunschweig,  23.  August  1919.  (877) 
Die  Direktion. 
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Württ.    Binnen-Gütertarif    (Tfv.  39  a). 
Gemeinschaftliches   Heft   C   Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Sept-ember  1919 
werden  die  im  Verkehr  mit  den  Sta- 
tionen der  rilderbahn,  der  Häi-tsfeld- 
bahji  sowie  d-er  Nebenbahnen  Komtal- 
Weissach  und  Eeutlinffen-Crönningen  zu 
erhebenden  Frachtzuschläge  erhöht. 
•  Näheres  in  unseiiem  Tarifahzeiger. 
—  Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der 
Erhöhungen  gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Yerkehrsordnuno-  (RGrBl. 
19U,  S.  455). 

Stuttgart,  den  27.  August  1919.  (890) 
G«n.-Dir.  d.  Württ.  Staatseisenbahn-en, 

Verkehr  Graslitz  oberer  Bahnhof- 
Sachsen.  Gütertarif,  Teil  II. 

Am  20.  September  1919  tritt  der  Aus- 
uahmetarif  1  (Holztarif)  außer  Kraft. 
Auskunft  über  die  dadurch  eintretenden 
Frachterhöhungen  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro, hier,  Wiener  Str.  4,  II.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  dieser  Tarif- 
Brhöhungen  gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderuno-  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung. 
^  Dresden,  den  31.  August"l919.  (892) 
3en.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenbahnen, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Württ.  Binncn-Gütertarif  —  Tfv.  39  a 
Jemeinschaftliches    Heft    C  Ib  (Sta- 
tionstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
s-erden  die  im  Verkehr  mit  den  Sta- 
lonen  der  Hohenzollerischen  Landes- 
)ahn  zu  erhebenden  Frachtzuschläge 
ur  Eil-  und  Frachtstückgut  auf  33  3,, 
u  den  Wagenladungsklassen  für  Stein- 
:ohlen,  Braunkohlen,  Koks  und  Preß- 
kohlen aller  Art  auf  11  4 ,  für  die  übri- 
gen Güter  auf  12  ^  für  100  kg  erhöht. 

Stuttgart,  den  28.  August  1919.  (889) 
ren.-Dir.  der  Württ.  Staatseisenbahnen. 


Jinnentarif  der  Bentheimer  Kreisbahn. 
—  Tfv.  53. 

Die  am  1.  April  1919  eingeführten  be- 
onderen  Zuschlagsfrachten  —  siehe 
leite  3  und  4  des  Nachtrages  1  —  wer- 
en  vom  1.  September  1919  erhöht: 

1.  für  Ellstückgut  auf  70  4, 

2.  für  Frachtstückgut    und  Stückgut 
des    Spezialtarifs    für  bestimmte 

.     Ellgüter  auf  40  ^, 
.3.  für  Wagenladungen: 

a)  für    Steinkohlen    und  Kohlen 
aller  Art  auf  9  ^ , 

b)  für  alle  übrigen  Güter  auf  10  ^. 
Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
ohungen gründet  sich  auf  die  vor- 
bergehende  Änderung  des  §  6  der 
iisenbahn- Verkehrsordnung  (EGBl 
W4,  S.  455).  V  v^-ci. 

Bentheim,  den  26.  August  1919.  (869) 
Die  Direktion 
der  Bentheimer  Kreisbahn. 


randenburgische      Städtebahn- Aktien- 
gesellschaft. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
erden  im  diesseitigen  Binnengüter- 
erkehr  die  Ausnahmetarife  1  (Holz- 
^rif),  3  (Kalitarif),  6  (Brenastoff- 
ml),  7  (Gebrannte  Steine)  und  8  (Ge- 
;ocknet6  Kartoffelü)  aufgehoben  und 
le  Ausnahmetarife  2  (Eohstofftarif), 
(Dungekalktarif)  und  5  (Wegebau- 
offe)  geändert.  Nähere  Auskunft  er- 
eilen die  Stationen.  Die  Änderuno-en 
nd  gemäß  §  2  der  Eisenbahn- Ver- 
ährsordnung  genehmigt.  Das  als- 
ildige  Inkrafttreten  der  Erhöhungen 


•und  Änderungen  gründet  isich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  (EGBl. 
1914,  S.  455).  . 

Brandenburg  (Havel),  27.  August  1919. 
 Die  Direktion.  (885) 

Norddeutsch-niederländischer  Tarif, 
Teil  II,  Heft  4  und  Gemeinsames  Heft. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  die 
Station  Borken  W.  L.  E.  mit  den  am 

1.  April  1918  außer  Kraft  gesetzten 
Frachtsätzen  für  Eil-  und  Frachtstück- 
guter,  allgemeine  Wagenladungsklassen 
A  1  und  B,  Spezialtarife  A  2,  I,  II,  III 
sowie  Ausnahmeklassen  1  bis  5  zuzüg- 
lich der  besonderen  Zuschläge  in  den 
V  erbandstarif  -wieder  aufgenommen. 

Cöln,  den  29.  August  1919.  (879) 
ELsenbahndirektion. 

Deutsch-schweizerischer  Güterverkehr. 

Die  Bekanntmachung  der  General- 
du-ektion  der  Badischen  ßtaatseisen- 
bahnen  vom  20.  August  1919  über  die 
teilweise  Aufhebung  von  Gütertarifen 
wird  dahin  ergänzt,  daß  der  Gütertarif 
Teil  II  des  sächsisch-schweizerischen 
Güterverkehrs  über  Lindau-Eomans- 
horn  (Verkehr  mit  Basel  und  Schaff- 
hausen) auch  fernerhin  in  Geltung 
bleibt. 

Dresden,  am  29.  August  1919.  (881) 
Gren.-Dir.  d.  Sächs.  Staats-eisenbahnen, 
als  geschäftsführende  Verwaltung. 

Badischer  Binneugütertarif,  Gütertarife 
badische  Staatsbahnen  mit  den  badi- 
schen Nebenbahnen,  Württemberg  und 
der  Pfalz,  sowie  Anhang  der  badischen 
Staatseisenbahnen  zu  den  direkten 
Gütertarifen. 
Auf  den  1.  September  1919  werden  die 
Tarife  wie  folgt  geändert: 

I.  Aufgehoben  werden  die  Ausnahme- 
tarife: 1  Holztarif,  2  a  für  Brenn- 
stoffe und  Holz,  2i  für  Sand,  2o  für 
Ton,  3  Kalitarif,  5  c  für  Steingrus  des 
badisch-württembergischen  Gütertarifs, 
5  g  für  Pflastersteine,  5i  für 
Schwerspat,  endgültig  14  für 
Zucker  und  14  a  für  Eohzucker,  19  für 
Eohkupfer,  24  c  für  Zement,  25  für 
Palmöl  usw.,  27  für  Bier  zur  Ausfuhr, 
28  für  Harze,  40  für  besonders  ge- 
nannte Güter  (Wasserumschlagstarif). 

II.  Erhöht  werden  die  Frachtsätze 
folgender  Ausnahmetarife:  4d  für 
roüe  Gipssteine,  5  c  für  Steingrus  des 
badischen  Binnengütertarifs,  des  Tarifs 
badische  Staatseisenbahnen  -  badische 
Nebenbahnen  und  5  h  für  Ste-ingrus  des 
Anhangs  der  badischen  Staatseisen- 
bahnen. 

III.  1.  Aus  dem  Ausnahmetarif  2 
scheiden  aus :  Häcksel,  Heu  und  Stroh, 
HolzsägemeM  und  Kalziumkarbid.  In 
der  Tarifstelle  „Düngemittel''  werden 
Gaskalk,  Gipsasche  und  Wollstaub  ge- 
strichen. Neu  aufgenommen  werden : 
die  im  _  bisherigen  Ausnahmetarif  3 
(Kalitarif)  genannten  G-egenstände, 
sowie  Haus-  und  Straßenkehricht. 

2.  Im  Ausnahmetarif  2  m  des  badisch- 
pfälzischen  Gütertarifs  werden  ge- 
strichen: im  Warenverzeichnis  die 
Ziffer  2  (Holz  usw.),  im  Abschnitt 
„Geltungsbereich«  der  Stationsname 
Basel. 

3.  Der  Ausnähmet  ,  vif  5  h  des  badisch- 
pfälzischen  Güter^ariis  wird  auf  Pfla- 
stersteine ausgedehnt  und  auf  die 
Frachtsätze  des 'Wegebaustoff tarifs  er- 
mäßigt. 

Näheres  in  unserem  nächsten  Tarif- 
anzeiger. 

Karlsrühe,  28.  August  1919.  (880) 
Gieneraldirektion  der  Staatseiseulbiahnen. 


Westdentsch-südwestdeutsch^r,  sowie 
Staats-   und  Privatbahngüterverkehr. 

iMit  Wirkung  vom  1.  September  1919 
werden  die  mit  Gültigkeit  vom  15,  Aprü 
1919  an  aujsgegebenen  Vorschriften  über 
die  Abfertigung  von  Gütersendungen 
im  Verkehr  zwisclfTn  östlichen  (rechts- 
rhein.)  Stationen  des  Direktiousbezirks 
Mainz  und  einigen  südlichen  Stationen 
des  Direktionsbezirks  Frankfurt  (Main) 
einerseits  und  den  Stationen  der  bayeri- 
schen Staatsbahnen,  pfälzisches  Netz, 
sowLe  rheinhessischen  und  Saarsta- 
tionen andereiis>eits  aufgehoben.  Die 
Abfertigung  der  Sendungen  für  die  in 
irage  kommenden  Verbindungen  hat 
vom  1.  September  1919  an  wieder  zu  den 
Frachtsätzen  auf  Grund  der  Entfer- 
nungen des  westdeutsch-südwestdeut- 
schen  Tarifhefts  6  und  des  Staats-  und 
Frivatbahn-Gütertarifs  über  die  für 
diese  Tarife  gültigen  L>eitungswege 
zu  erfolgen. 

Frankfurt  (M.),  25.  August  1919.  (891) 
 Ei&enbahndirektion. 

Gemeinschaftliches    Heft    C  Ib  (Sta- 
üonstariftafeln),  Seite  7,  Abschnitt  II, 
Zuschlags-  und  Anstoßfrachteu  —  8a 
Bentheimer  Kreisbahn,     (vergl.  Tarif- 
u.  Verkehrsanzeiger  35,  Nr.  303  III  19  ) 
—   Tfv.  200. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
werden  die  Frachtzuschläge  wie  folo-t 
gieandert :  " 
in  Spalte  4  von  28     ^     in  70 
in  Spalte  5  von  14    ^     in  40 
in  Spalte  6  von   5     s    in  10  Vi, 
in  Spalte  7  von   4,5  4    in   9  ^. 
Ausnahmen:   Die  Zuschläge  wer- 
den   nicht    erhoben    im  Wecbs-elver- 
kehr  zwischen  den  Stationen  Bentheim 
Nord    und    Laarwald    einerseits  und 
Stationen  fremder  Eisenbahn-Verwal- 
tungen andererseits  sowie  von  Emlich- 
heim für  solche  Sendungen,  die  dort  mit 
Schiff    angebracht    oder  abbefördert 
werden. 

Die  bestehende  Anmerkung  t  für 
Gronau  (Westf.)  ist  zu  streichen. 

Da.s  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
Ei&enbahn- Verkehrsordnung  (EGBl 
1914,  S.  455).  ^  ^ 

Bentheim,  den  26.  August  1919.  (870) 
Die  Direktion 
der  Bentheimer  Kreisbahn. 

Pfälzisch-Württembergischer 
Güterverkehr. 

Seit  16.  August  1919  sind  die  Ebein- 
brucken  bei  Worms,  G-ermersheim  und 
Maxau  für  den  Güterverkehr  wieder 
Ireigegeben.  Die  vor  der  Besetzung 
der  Pfalz  gültig  gewesenen  Tarifent- 
törnungen  der  für  diese  Übergänge  in 
Betracht  kommenden  Stationsverbin- 
dungen,  sowie  die  zugehörigen  Lei- 
tungsvorschriften  treten  daher  mit  so- 
fortiger Wirkung  wieder  in  Kraft. 
An  die  Stelle  des  noch  geschlossenen 
trüberen  Wegs  über  Kebl-Saargemünd 
tritt  der  Leitungsweg  Maxau.  Der 
Frachtberechnung  für  di^  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Stationsverbindun- 
gen werden  bis  auf  weiteres  die  nach 
den  Bestimmungen  unter  II  des  Ge- 
meinsamen zeitweiligen  Nachtrags 
vom  21.  Januar  1919  berechneten  Ent- 
fernungen über  Mannheim  abzüglich 
50  km  zugrunde  gelegt,  über  die  in 
Betracht  kommenden  Übergänge  des 
Leitungswegs  geben  die  Dienststellen. 
Auskunft. 

Stuttgart,  27.  August  1919.  (872) 
Generaldirektion    der    Württ.  Staats- 
eisenbahnen. 
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Uinnen-Giifer-Tarif  der  Halberstadt- 
Blankcnburger  Eisenbahn. 

Mit  Gültio-k^it  vom  1.  September  1919 
werd-eu  einige  Ausnahmefrachtsätze 
aufgehoben  bzw.  erhöht.  Nähere  Aus- 
kunft wird  durch  uas  -ert-eilt. 

Die  Abweichung  von  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnuug  ist  genehmigt. 
JBlankenbui'g  (Harz),  26.  August  1919. 
Direktion 
der  Halbers t.adt-BIankenburger 
Eisenbahn^Ge&ellschaft.  (882) 

Bayerisch-Württember^^sch-Badischer 
Tierverkehr. 

aiit  Gültigkeit  vom  1.  Juli  1919  sind 
die  Sondjerbestimmungen  und  Gebüh-! 
ren  für  die  Überführung  von  Sen- 
dungen nach  und  von  den  Viehhöfen  der 
'  badiischen  Stationen  Heidelberg,  Karls- 
rühe und  Mannheim  geändert  worden. 
Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dieust- 
istellen. 

München,  den  25.  August  1919.  (873) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Eh. 

Zum  Gemeinsamen  Binnentarif  der 
Deutschen  Eisenbaha-Betriebs-Gesell- 
sehaft  (Badische  Nebenbahnen)  kommt 
mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
ein  Ergänzungsblatt  zur  Einführung. 
Hierdurch  treten  im  Güterverkehr  Er- 
höhungen ein.  Das  alsbaldige  Inkraft- 
treten der  Tariferhöhung  .begründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrs- 
Orduung.  Nähere  Auskunft  erteilt  die 
Unterzeichnete. 

Berlin,  den  27.  August  1919.  (874) 
Deutsche  Eisenbahn-Betriebs-Gesell- 
ischaft,  Aktiengesellschaft. 

a)  Staats-  und  Privatbahn-Güter- 
tarif, Hefte  A  (Anhang  4)  und  Hefte 

BII  30  und  32  —  Tfv.  5. 

b)  Gemeinschaftliches    Heft    C  Ib 
(Stationstariftafeln  usw.)  Tfv.  200. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  November 

1919  ab  werden  die  Gebühren  für  die 
Überführung  zwischen  den  Stationen 
Beeskow  und  Beeskow  N.  L.  E.,  Des- 
sau und  Dessau  D.  Wörl.  E.,  Hohen- 
ibocka  und  Hohenbocka  Nord  sowie 
Uckro  und  Uckro  N.  L.  E.  aufgehoben. 
An  ihre  Stelle  treten  die  ordentlichen 
tarifmäßigen  Mindestfracüten  (10  km) 
gemäß  §  1  Abs.  3  der  allgemeinen 
Tarifvorschriften  des  Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarifs  Teil  I  Abt.  B., 
sofern  nicht  im  Umbehandlungsfalle 
mang-'els  des  Bestehens  direkter  Tarife 
die  wirklichen  Entfernungen  anzuwen- 
den sind. 

Ferner  werden  (ebenfalls  mit  Gül- 
tigkeit vom  1.  November  1919  ab)  die 
für  die  Beförderung  zwischen  den 
Bahnhöfen  Cottbus,  Halle  (Saale), 
Müllrose,  Salzmünde,  Tornau,  Trotha 
und  den  zugehörenden  Ladestellen  gel- 
tenden Überfuhrgebühren  erhöht. 

Näheres  enthält  die  am  1.  September 
1919  erscheinende  Nummer  des  Tarif- 
anzeigers. Auskunft  geben  auch  die 
beteiligten  Güterabfertigungen  sowie 
das  Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz. 

Berlin,  den  25.  August  1919.  (871) 
Eisenbahn  direktion. 

Mit  Gültigkeit  vom  1,  September 
d.  J.  wird  im  Binnenverkehr  der  Vor- 
wohle-Emmerthaler  Eisenbahn  der 
Ausnahmetarif  1  (Holztarif),  Aus- 
nahmetarif 2a  für  rohe  Asphaltsteine, 
der  Ausnahmetarif  4a  für  Staubkalk 
und  Kalkasche,  der  Ausnahmetarif  4b 


für  Mergel  zum  Düngen,  und  der  Auß- 
nahmetarif  5a  für  Steinschi'ott,  Stein- 
schlag und  Kies  aufgehoben. 

Die  Durchfühi'ung  der  Tarifänderung 
gründet  sich  auf  vorübergehende  Än- 
derung des  §  6  der  Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung. 

Eschershausen,  28.  August  1919.  (875) 
Die  Direktion  der  ,'Vorwohle-Emmer-' 
thaler  Eisepbahn-Gesellschaft. 

Binnen-Gütertarif 
der     Westfälischen  Landes-Eisenbahn. 

Mit  dem  1.  September  1919  treten  bei 
den  Ausnähmetarifen  folgende  Ände- 
rungen ein : 

.1.  Der  durch  Bekanntmachung  vom 
18.  August  1919  aufgehobene  Aus- 
nahmetarif 1  c  für  Kundhölzer  zu 
Grubenzwecken  des  Bergbaues  von 
mehr  als  20  bis  30  cm  Zopfstärke  und 
bis  zu  5  m  Länge  bleibt  bestehen  mit 
der  (Maßgabe,  daß  die  Frachitberteoh-' 
nung  nicht  mehr  nach  den  Sätzen  des 
Kohstofftarifs,  sondern  nach  denen  des 
Spezialtarifs  III  der  allgemeinen  Kilo- 
metertariftafeln erfolgt. 

2.  Im  Ausnahmetarif  2  bleibt  die 
nach  der  Bekanntmachung  vom 
18.  August  1919  ausscheidende  Ziffer  13 
(iSteingrus  usw.)  bestehen. 

3.  Die  Güter  des  durch  Bekannt- 
machung vom  18.  August  1919  aufge- 
hobenen Ausnahmetarifs  5  w  (Pfla- 
sterstteine  aus  Naturg&stein  usw.)  wer- 
den in  den  Ausnahmetarif  5  über- 
nommen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tarifänderungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
EiiS'enbahn-Verkehrs-Ordnung  (RGBl. 
1914,  S.  455).  Nähere  Auskunft  gibt 
die  unterzeichnete  Direktion. 

Lippstadt,  den  30.,  August  1919.  (895) 
Die  Direktion 
der     Westfälischen  Landes-Eisenbahn. 


Südbahn-Gesellschaft. 
Lokalgütertarif,  Teil  II,  Änderungen. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  September 
1919  bis  zur  Durchführung  im  Tarif- 
wege treten  im  Lokal-Güter- 
tarif, Teil  II,  für  die  Beförderung 
von  Leichen,  Gütern  und  lebenden 
Tieren  auf  den  österreichischen  und 
den  im  Gebiete  der  Länder  der  unga- 
rischen heiligen  Krone  gelegenen 
Linien  der  Südbahn^Gesellschaft,  gül- 
tig vom  1.  August  1917,  rücksichtlich 
der  im  Bereiche  des  deutsch- 
ö ßterr ei c tischen  Staates  ge- 
legenen Linien  der  Südbahn- 
Geisellschaft  nachstehende  Änderungen 
in  Kraft; 

Auf  iSeit  14  sind  unter  „Zu  Ab- 
.'.chnitt  A,  V.  Verladen  und  Ausladen", 
die  Bestimmungen  unter  den  Ziffern  1 
und  2  zu  streichen  und  durch  die  fol- 
genden Bestimmungen  zu  ersetzen: 

„Das  Verladen  von  Sendungen  aus 
Bahnmagiazinen.  ferner  das  Ausladen 
von  Sendungen,  deren  Einlagerung  in 
Bahnmagazine  die  Eisenbahn  auf  An- 
trag des  Empfängers  zuläßt,  wird_  der 
Eisenbahn  vorbehalten.  Die  Eisen- 
bahn kann  isich  aus  zwingenden  Grün- 
den des  Betriebes  das  Verladen  .  und 
Ausladen  von  Sendungen  im  Gewichte 
von  mindester -''^ono  kg  auch  nur  zeit- 
(veise  vorbei  h  Aushang 

verlautbart 

Auf  Seite  <u    .hnitt  „VII  a 

Auisnahmetarife  (inlandverkehr)"  un- 
ter „Allgemeine  Bestimmungen"  (Zif- 
fer 3)  der  zweite  Absatz  zu  streichen. 

Wien,  am  23.  August  1919.  (897) 


Gütertarif  vom  1.  Dezember  1909  und 
Tarif  für  die  Beförderung  von  Leichen 
und  lebenden  Tieren  vom  1.  November 
1911  für  den  Internationalen  Lokal- 
verkehr der  Holländischen  Eisenbahn 

Gesellschaft. 
,  Vorbehaltlich    der  Genehmigung  d^ 
Aufsichtsbehörde    tritt    am  1.  Oktobe 
1919  ein  für  den  Güter-  und  Tiei-tari 
gültiger  Anhang  (fünfte  Ausgabe)  it 
Kraft,  durch  den  der  erhöhte  deutsche 
Kriegszuschlag  durchgeführt  und  der 
Anhang  vom  1.  April  1919  (vierte  Aus- 
g'abe)  aufgehoben  wird.    Nähere  Aus- 
kunft erteilt  das  Kommerzielle  Büro  ip 
Amsterdam. 
Amsterdam,  28.  August  1919.  (886) 
G-eneraldirektion 
der  Holländischen  Eisenbahn. 


Mit  'Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
wird  im  Binnenverkehr  der  Gera- 
Meuselwitz-Wuitzer  Eisenbahn  der 
Ausnahmetarif  1  (Holztarif), 

„  2    iKoiisiotfwi  if)  • 

„  3  (Kalitarif) 

4  (Düngekalktaiif) 
„        •     5  (Wegebanstofttaiif) 
aufgehoben. 

Die    Durchführung    der  Tarifände- 
rung gründet  sich  auf  vorübergehend«' 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Ver- 
kehnsordnung. 
Berlin,  den  28.  August  1919.  (876) 
Grera-Meuselwitz-Wuitzer  Eisenbahn- 
Aktiengesellschaft. 
Die  Direktion. 


2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Freien  Grunder  Eisenbahn. 
Am  1.  Oktober  d.  J.  treten  vorbehalt- 
lich der  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde für  den  Personen-,  Güter-  und 
Tierverkehr  erhöhte  Tarifsätze  in 
Kraft. 

Näheres    durch    die  unterzeichnete 
Direktion. 
Frankfurt  a.  M.,  28.  Aug.  1919. 
Die  Direktion. 


Nebenbahn  Waldhof-Sandhofen. 
Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  d.  J. 
tritt  vorbehaltlich  der  (Genehmigung 
durch  die  Anfsichtsibehörde  eine  Er- 
höhung der  Beförderungspreise  i^ 
Personen-,  Güter-  und  Tierverkehr  in 
Kraft. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  Betriebs- 
leitung in  Mannheim-Sandhofen. 
Mannheim-Waldhof,  29.  August  1919. 
BahngeseUsohaft  Waldhof.  (896) 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Brandenburgische  Städtebahn- Aktien- 
gesellschaft. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  J. 
werden  im  diesseitigen  Binnen-Per- 
sonen-Verkehr  die  Fahrpreise  um  50  % 
erhöht.  Nähere  Auskunft  erteilen 
die  Stationen.  Genehmigung  ist  gemäß 
§  2  der  Eisenbahnverkehrsordnung  er- 
folgt Die  alsbaldige  Erhöhung  grün- 
det sich  auf  die  vorübergehende  Ände- 
rung des  §  6  der  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung (BGBl.  1914,  S.  455). 

Brandenburg  (Havel),  27.  Aug.  1919. 

Die  Direktion.  (887) 
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Berlin,  den  6.  September  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwoclis  und  Sonnabends. 

BeitniK-e  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitselirilteii  usw.  sind  an  die 
Schriftleiiunv  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  BisenbahnverwalCungen, 

amt liehe  Iteknnntniaehnng'Oii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9.  Kötliener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Bucliliandel  und  die  Post  zuiu  Preise  von  6  -M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  d  ir  elc  te  r  Zu  s  e  n  d  un  g  u  n  ter  S  t  rei  f  b  an  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  .Jahrgang  innerli.-ilb  iles  deutschen  und  bishirigen  österreichisc'i- 
ungartsp.hea  Postgebietes  für  ÜO  IL,  nach  samtliclien  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgogchen. 

Außer  den  amtlichen  Bekaniitiuachungen  werden  auch 
Privatan7.eigr<Mi  (Preis  für    die   einspaltige  Petitzeile    oder  zieren  Kaum 
10  Pt.)  angenommen.   Bei  Wiciierholungeu  entsprechende  Ermaßigunguu. 
Be"liiafen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liukstraße  23/24. 
Fenispr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reiohsbauk-fiirokouto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Xr.  lUüa 


CARL  BRANDT  •  hoch-  und  Tiefbau 

Düsseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle/  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 

in  Beton  u.  Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Eisenbeton   WassertUrme  •  Silos  .  bergbaul.  Anlagen 


Eisenbahnbau  •  Brücken 


7084) 


Zur  Tarifreformo  0^,4^  lappen  Einarmige  II 

FahrKarten-BindeaoDarate     I  A  faden  1 


FahrKarten  •  Bi  ndeapparate 

(Preis  6.3  Mk.)  für  Fahrkartenausgaben 
sofort  lieferbar  [71811 

Lienemann  (£L  Grund 

Oldenburg  i.  O.,  Bahnhofstraße  14. 


in  bunt  D.weifi,  bietet  an  zu  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 


können  mittels  Ehnl's  FahrHarten-Iocli- 
•pparat  als  St&tionsscKafifner  ao 

gestellt  werden.   D.  R.-Patent  Nr.  297854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabritaaien 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.i  A.  Ehut 
Braunschweig.  [7lS2] 


Maimheim« 
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Zeitunir  de»  Verein» 
Deutscher  EiBenbahnverwaltungen- 


KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin -Lichtenberg,  Neue  BaHnhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  ==  Brfissel  1910:  Ehrendiplom.  ==  Tarin  1911:  2  GroBe  Preise. 
Abteilung  I  für  Vollbahnen. 

Liftdruckbremten  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.  eiektr. Triebwagen. 

Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  PreBluftsandstreuer  für  Vollbahnen. 

Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge- u.  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  HeiBdampf- 

lekomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.   Speisewasserpumpen  und  Vorwirmer. 

Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Sohlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbabnen. 

(FrGiier  Kontinentale  Bremiei  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  Tereigigtc  Christenten-  md  Bekerbremtci) 
Laftdruckbremsen  für  StraBen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Aohs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluflsandstreuer 
f.  StraBen-'^u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen,  i  Bremsen- 
Elnstellvorrichtungen.  TürschlieBvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wlokelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


Wegeschranken,  Hand'  und  Drahtzug-Schranken 

A.  RAWIE,  Osnabrück-Schinkel 

nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  sowie  sämtliche  Zubehörteile.  

Bremsprellböcke,  Lokomotivschuppenschornsteine,  Weichenyerschlüsse,  Lademaße, 
Neigungszeieer,  Leitungsmaterialien.  Eisengießerei. 
WeUausstellung  "Brüssel:  Ehrenpreis.    Weltaasstellung  Turin:  ,, Grand  Prix". 

"Baltische  Ausstellung  Malmö:  Königl.  Medaille.  [7074] 


El 


I  eleWrlscheuluFtennastunbui] 
'       flütiigkellswaagen.*  ^ 


Technische  Hochschule  Danzig. 

Die  Einschreibungen  für  da.s  Winter- 
halbjahr finden  vom  20.  September  bis 
3ü.  Oktober  1919  statt.  Beginn  der  Vor- 
lesungen gegen  den  20.  Oktober.  Das 
Programm  wird  vom  Geschäftszimmer 
gegen  Einsendung  von  l.l.fiMk.  versandt 
(Ausland  1.50Mk.).  NotwendigeProgramm- 
änderunj^en  werden  am  Anschlagbrett 
der  Hochschule  bekanntgegeben. 
L7179]  Der  ReKtor. 

2  Stück  %  gek.  normalspurige 
Tenderlokomotiven 

von  ca.  30 1  Dienstgew^icht  m.  kupferner 
Feuerbuchse ,    gebraucht    aber  voll- 
ständig betriebsfähig,   zu  kaufen 
gesucht.  [7180] 

Deutsche  Eisenbahn-Betriebs-Geselischaft 

Berlin  W  35,  Steglitzer  Strafle  77/78. 

Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[70391 

Reparaturen  billigstl 


Iropfülei 

liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7159] 

ArmaturenwerHe 

BUe  &  Rost 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 

Verlag  von  Julias  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Die  Organisation  der  preußischen 
Staatseisenbahnen  bis  zum 
Kriegsausbruch. 

Geschichtliche  Beiträge  von 

F.  Seydel. 

weil.   Präsident  d«r  Eisenbahndirektion 
Halle  ä.  S.,  Wirkl.  Geh.  Rat. 

Preis  M.  3.— 
Hierzu  10%  Teuerun?8zii8chlag  g  uiäß  den  ßestiin- 
mungen  des  BörsenTereins  der  deutsch.Suchhändler 


Technisch  vollendel" 
in  jeder  Einzelheih 


der  Konstrukf ion. 

LEHMANN&MICHELS 

G.M.B.H. 

Caledonia-Haus 

Mönckebergshr.S 


G.M.B.H. 
ilAMnilDAf  Caledonia-Haus 

IIMIVI  DU  11 U  1  M;;r.i-U*.K*»rnfihr 
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Berlin,  den  6.  September  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


'Liii  Bremsung'  d^r  (iü(er2iift.u. 

Dfe  anstralisfhen  Eisenbahnen. 

Naohrichtien. 
D  -e  u  t  .s  c  h  1  a  n  d.  Erhöhung  der  Pei- 
sonentarife.  —  Koalitionsfreiheit. 
—  Löhnuno-  der  Werk-stätten- 
arbeiter.  —  Eisenbahnprojekt,  im 
Sehwarzatal.  —  Eisen  bahnunf all  in 
MitteLsteine.  —  Nacht  dienstzulag'en 
bei  den  bayerischen  Staat«eisen- 
bahnen.  —  Verhütuncn  von  Un- 
rejrelmäßigkeiten    im  Grüterdienst. 


I  n  h  a  1  1 1 

-  Pflege  der  deutschen  Sprache. 

-  Znständig-keit  zur  Erledigung 
von  Entschädigungsforderungen  in 
Württemberg.  —  Der  Arbeiterzug- 
verkehr in  Württemberg,  —  Kon- 


ferenz 
führer. 
t^  b  r  ige 
der. 

schwedischen 
Auslande. 


deutscher  EisenJ>ahnzug- 
—  Personalnachrichten. 
e  u  r  o  p  ä  i  .s  c  h  e      L  ä  n  - 
Güterwechselverkehr  der 
Bahnen     mit  dem 
Verbindungsbahn 


Soh  weden-Finnlan  d 


Die  Rege- 


lung   des   internal lonaU'u  Zugver- 
kehrs. —  Die  Ablenkung  des  Ver- 
Halien      über  den 


kehrs  mit 

Brenner. 
F  r  6  m  d  h  E  r 

gung  auf 

Eisenbahnen 
Allgemeines. 
Rechtspflege. 
Büoherschau. 
Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen 


I  e  i  I  e  Stieikbewf- 
flen  amerikanischen 


Zur  Bremsung  der  Güterzüge. 

Von  Bauraf  a.  D.  G  u  i  1 1  e  r  y  ,  München. 


Dem  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  folgend 
latte  der  Verein  Deulscher  Eisenbahn  Verwaltungen  schon 
*it.  langen  Jahren  Vorbei^eituugen  zur  Einführung  duichge- 
lender  Bremsen  im  C4üterzugverkehr  getroffen.  Die  Ange- 
cgenheit  wäre  wohl  längst  grund. sätzlich  entschieden  und  zur 
ndgültigen  Au.sführung  reif  gewesen,  wenn  zwischen  den  be- 
eiligten Bahnveiwaltungen  in  dieser  Frage  eher  eine  Über- 
inst immung  erzielt  worden  wäre.  Es  wird  nicht  unangebracht 
ein,  den  gf\schichtlichen  A'erlauf  der  bisherigen  Entwickelung 
,nrz  zu.sammen  zu  fassen,  zumal  der  Friedensschluß  die  Wie- 
eraufnahme  der  vom  Krieg  unterbrochenen  Verhandlungen 
ähei-  rückt. 

Ih  r  günstige  Erfolg  der  österreicliischen  Versuche  mit  der 
elbst  tätigen  Sauglufl-Schnellbremse  hatte  seinerzeit  den 
eslen  Eindruck  in  Fachkreisen  gemacht  und  der  österreichi- 
chen  .Ausführung  der  Saugbremse  auch  auf  deutscher  Seite 
lanche  Freunde  geworben.  "Wo  dies  indes  der  Fall  war,  ist 
littlerweile  ein  I'mschwung  eingetreten,  seitdem  die  eingehen- 
en  Bremsversuche  der  preußisch-hessischen  Slaatsbahnen  dar- 
etan  haben,  daß  Druckluftbremsen  weit  Imsser  als  eine  Saug- 
remso  allen  neuzeitlichen  Anforderungen  des  Güterzugbe- 
■iebes  in  einfachster  Weise  gerecht  werden  können  und  zur 
nheiilichen  Ausge.staltung  der  durchgehenden  Bremse  für 
ile  Zuggattungen  allein  eine  praktisch  brauchbare  Lösung 
ieten. 

Der  Verein  Deutscher  Ei&enbahnverwaltungen  hatte  sich 
ihon  seit  dem  Jahre  1904  eingehend  mit  der  Ausbildung  einer 
^Ibstiätigen  ^  durchgehenden  Brem.se  für  Güterzüge  befaßt, 
id  der  von  ihm  zur  Prüfung  dies-er  Frage  eingesetzte  Unter- 
is-^chuß  stellte  bereits  im  Jahi-e  1906  die  wesentlichsten  Be- 
ugungen zusammen,  denen  eine  durchgehende  Güterzug- 
^m.se  zu  entsprechen  hätte.  Hieran  schlössen  sich  langjäh- 
ge  Versuche  zur  Erprobung  der  verschiedenen,  seitens  der 
iteiligten  Bahnverwaltungen  in  Vorschlag  gebrachten  Brem- 


sen: der  Saugluftbremse  von  Ciayluu-llardy  der  <)slei  icichi- 
schen  Staatsbahnen,  der  Zweikamnier-Dnu-kluftliremse  der 
Pfalzbahn,  der  Einkammer-Druckluftbremse  von  Knoir,  der 
von  Westinghouse  mit  l>esonderer  Ililfsleitung  und  der 'ver- 
bundbremse  von  Kunze-Knorr. 

Inzwischen    wurde   der  Internationale  Bremsausschuß  der 
„Technischen  Einheit  im  Eisenbahnwesen"  gebildet,  der  in  dem 
Berner  Programm  von  1909  nochmals  in  erweiterter  und  ver- 
schärfter Form  die  unerläßlichen  Bedingungen  festlegte,  die 
man  an   eine   durchgehende  Güterzugbremse   stellen  müsse. 
Diesen  Ausschüssen  konnten  bereits  im  Jahre  1912  auf  den 
Gefällstrecken  des  Arlbergs  die  selbsttätige  Saugluft-Schnell - 
bremse  seitens   der  österredchisohen  Staatsbahnen,   und  im 
Jahre  1913  auf  den  ungarischen   Flachland-  und  Gebirgs- 
strecken  die  Westinghousebremse  vorgeführt  werden.  Die 
Probefahrten  mit  der  Kunze-Knorr-Br^cmse,  die  im  Jahre  1914 
erfolgen  sollten,  kamen  infolge  des  Kriegsausln-uclies  nicht 
mehr  zustande.    Trotz  der  sorgfältigen  Durchführung  dieser 
höchst  umfangreichen  Versuche  wurde  bislang  eine  Gegen - 
Uberstellung  der  verschiedenen  Bi  emsarten  weder  vom  Tech- 
nischen  Unterausschuß    des   Vereüis  Deutscher  Ei.senbahn- 
verwaltungen  noch  von  dem  Internationalen  Bremsatrsschull 
der  „Technischen  Einheit"  vorgenommen.  Auch  eine  streng 
sachliche  Beurteilung  der  Eignung  der  versehiedeuen  Brems- 
arten ist  bislang  noch  nicht  veröffentlichi,  worden.    In  den 
Schlußsitzungen  des  internationalen  Bremsausscliusses  nach 
den  Bremsversuchen  wurde  ebenso  für  die  Saugluftbremse, 
Bauart  Clayton-Hardy,  wie  für  die  Westinghousebremse  die 
Erklärung  abgegeben,  daß  beide  Bremsen  für  Güterzüge  ge- 
fignet  schienen,  daß  aber  noch  keine  Entscheidung  darüber 
gefällt  werden  könne,    ob  sich  die  vorgeführten  Bremsen 
für  den  internationalen  Verkehr  eignen  würden,  da  dies  von 
der  Verbreitung  der  betreffenden  Bremsait  und  anderen  Um- 
ständen  abhängig  sei. 


Nr.  (j7 


—    i04  — 


-Nf.iicidin.ü!'  iuil  sicii  <'ine  Anzahl  o.ing€hender  V^eröffienl- 
liohanoen  wmler  mit  d^er  Bremsfrage  befaßt.    Ein  Vortrag- 
•le.s   Geheimen   Oberbauiat  Dr.-Iug-.  Kunzse*)   'l>ehan(lelt  di«' 
Ansovstaltuno-  der  KuDyx?-Knorr-Brenise  für   die  verschiede- 
nen Zuo-sattungen.    Audew  Aiifscätze,  die  sich  mit  der  Sano- 
Inftbmnse  bcschäftio-en,  «iud  im  Organ  , für  die  Fortschritte 
lies     EisenbalinM-eseDÄ    ersolüenen.    Als  Erg-cbnis  der  bis- 
herio-en    Veröffentlichungen   darf  festgestellt    werden,  daß 
noch  «o  .glatt  verlaufene  Probefahrten  und  selbst  Danerver- 
.-uche  in  kleineren  abgeschlossenen    Bahnbezirken  die  Eig- 
nung- einer  Bremsart  für  den  allgemeinen  zwischenstaatlichen 
ti Uterzugbetrieb  noch  nicht  erweisen.    Ein  treffendes  Bei- 
spiel hierfür  bietet  die  Sangluft-Schnellbremse,  deren  Er- 
probung- nach  einem-  bestimmten,   leider   etwas  einseitigen 
\  ersuchsplan  verhältnismäßig  glänzende  Erg-ebnisse  gezeitigt 
hatte,  die  aber  trotzdem  sowohl  in  der  Bauart  der^Elnzel- 
leile  wie  bei  der  Handhabung  iui  Betrielx',  eine  große  Anzahl 
Nchwerstwiegender  IVIängel  aufweist,  wie  kürzlich  von  be- 
iiifener  Seit«  ausführlich  dargestellt  ist.    In  einer  ebenso 
giundhchen  wie  sachlichen  Abhandlung**),  hat  Regieiung's- 
Uanmeister  a.  D.  Führ  die  Avesentlichsfeu  Mängel  der  iselbst- 
läTigen  Saugluft-Schnellbremse  ül>erzeugond  dargestellt  und 
damit    den    Nachweis  erbracht,    daß  diese  Bremsart  trotz 
«•iniger  hervorragender  Eigenschaften  niemals  imstande  sein 
wird,    die  Aufgaben   einer    durchgehenden  Gütorzugbremse 
restlos  zu  lösen,  geschweige  denn  sich  als  Glied  in  die  cin- 
lieitliche  Durchbildung-  der  durchgehenden  Bremse  für  tUe 
\  crschiedenen  Zuggattungen  einzufü.o-en.    Bei  der  Fi'eizüo-ig- 
keit  der  Güterwagen  durch  das  ganze  vollspurige  Europa  von 
1  rankreich  bis  liumänien  oder  gar  bis  zu  den  Orientalischen 
Kisenbahncu,  von  Sizilien  bis  Schweden  und  Norweo-en  kann 
selbstverständlich  in  Zukunft  nur   eine   Bremsart  oe\yählt 
>verden.    Infolg-edessen  handelt  e.s  sich  nicht  allein  "darum 
welche  Bremse  sich  für  den  Betrieb  langer  Güterzüge  am 
Wsfeu  eignet,  sondern  ob  diese  Bremsart  ohne  schwicrio-e  üm- 
M-haltun.g  die  mannigfachen,  oft  miteinander  in  Widei^jiruch 
stehenden  Anfordeuiugcn  aller  sonstigen  Zuggattungen  an 
eine  durchgeheiule  Bremse  ebenfalls  erfüllen  kann. 

Die  Saugluftbremse  ist  als  Güterzugbrcnise.  schon  deshalb 
nicht  denkbai'.  weil  sie  eine  große  Zahl  der  im  Berncr  Pro- 
iTi-amm    von    1909    enthaltenen  Bedingungeu  nicht  zu  er- 
Inllen  vennag.    Sie  ist  weder  von  der  geforderten  Einfaoh- 
Jieit  in  der  Bauart,  da  jedes  Fahrzeug,  auch  die  Leituugs- 
uageu,  mit  Schnellbremisventilen  und  icder  Zug  mit  einem 
recht  vielteiligen  Schlußventil  ausgerüstet  werden  mul5  noch 
kann    man    Gummi,    das  infolge  der  geringen  Drucknnter- 
schiede  bei  der  Saugluft  für  alle  DichtsteDen  an  den  Yeu- 
iilen,  Bremskolben,  Stopfbuchsen,  Klappen,  Kupplunoen  nsw 
.lusschließlich  in   Frage  kommt,  zu   den  „besonders  wider- 
standsfähigen-' Baustoffen   rechnen,   aus  denen   alle  der  Ab- 
nutzung- nnterworfeneu   Teile  einer  brauchbaren  Güterzu--- 
i>re,nse   hergestellt  sein  müssen.    Auch   die  Bedingung,  daß 
das  Gewicht  der  Bremseinrichtnng-  möglichst  klein  sein  soll, 
laßt  sich  bei  der  niedrigen  Nutzspannung-  der  Saugluft  nicht 
erfüllen.    Das  von  den  Technischen  Vereiuliarungen  gefor- 
derte Verhältnis  zwischen  zulässigem  Kolbenhub  und  Hebel- 
nfierset zung-  läßt    sich    ohne  l>esonde,v>  Zusatzeinrichtungen 
nicht  erreichen.    Da  die  Saugluftbremw,  den  Begriff  des  Lei- 
tungswagens in   der  ursprünglichen   Bedeutung   als  Waoen 
HiU  durchgehender  Leitung,  aber  ohne  iede  Bremsein richtmro- 
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u  L^""*'  ausg-esclilossen,  daß  Bremswagen  mit 

schadhaft    .gewordenen    Bremseinrichtungen    als  Leilun-^s- 
wa.gen  benutzt  werden  können;  denn  an  .iedein  Wagen  m"u5 
das  Schnellbrcmsventil  zuverlässig  ar1>eiten,  soll  die  richtio-e 
Übertragung-    der    Schnellwirkun.g    durch  den  Zu-  gewäh"r4 
leistet  werden.   Die.  Zuverlässigkeit  der  J3ix"mswirknng  wir! 
durch  die  ausgedehnte  Verwendung  voji  Gummi,  durch  die 
Aklichtung-  des  Bremskolbens  mit  dem  bekannten  EoUrino^ 
und    die    ffroße  Empfiridlichkcit  der  Bremse  gegen  Witte- 
rungseinflüsse  sehr  in  Fra.ge  gestellt.    Der  schädliche  Ein^ 
Huß  kalter  Witteruno-  kommt  Ix'sonders  für  den  norddent- 
sehen  Winter  sehr  in  Betracht.    Eine  Güterzugbremse  soH 
als  Betriebs-  wie  als  Sclinellbi^mse  gleich  gut  zu  o-ebranchen 
sein;  so  ausgezeichnet  nun  die  Saugbremse  als  Schnellbrems« 
ist,  so  wcni«  geeignet  erscheint  sie  als  Betriebsbremse  in-^ 
folge  der  höchst  langsamen  Wirkungsweise  beim  Bremsen 
wie  l>eim  Lösen.    Die  Möglichkeit.  Grup)>en  von  Leitun«s- 
wagen  an  beliebiger  Stelle  des  Zuges  einzufügen,  ist  bei  der 
feaugbremse    ausgeschlossen,    weil    es    Leitungswaffen  als 
solche  nicht  geben  kann,  vielmehr  .jeder  Wagen  mit  schad- 
haften Schnellbiemsventilon,  auch  wenn  er  an  das  Zugende 
gestellt  würde,  die  Bremswirkung  der  übrigen  Wachen  im 
Zuge  beeinträchtigt.    Die  Forderung  .les  Berner  Programms  i 
daß    die    Guterzugbremse  mit  der  P-ersononzugbremse  an-^ 
Staudslos  znsammenarfreiten.soll,  gewinnt  dadurch  besondere 
Bedeutung,  daß  in   Zukimft  als  durchgehende  Bremse  nur 
eine  einheitliche  Kraftquelle,  Druckluft  oder  Sau<^luft  in 
l-rage  kommen  kann.   Die  für  schuellfahrendo  Züge  zur  Ver- 
kürzung   der    Bremswege    notwendige    Verdopi>elung  des 
Bremsklolzdrucke.s    ist    wegen  der  niedrigen  Nutzspanmino- 
der  Saugbremse    bei  den  neuzeitlichen  Betriebsmitteln  un- 
durchführbar.   Auch  die  weiteren,   über  die  Berner  Bedin- 
gungen lunausgehenden  Forderungen,    die  Abbremsunff  der 
Mitzlast  bei  Guterwagen  und  die  unbegrenzte  Mischbarkeit 
al  er  i^uhrzeuggattungen  ))egegnen  bei  der  Saugbremse  eben- 
falls den  größten  Schwierigkeiten.  Für  die  glatte  Abwickluno- 
des  Bremsbel liebes  ist  auch  das  Fehlen  der  Kupplung-shähne" 
die  umständliche  Handhabung-  des  Schlußventiles,    das  zeit- 
raubende Auffinden  undichter  Stellen  und  die  schwierige  Un- 
terhaltung- im  höchsten  Grade  hinderiich.    Alle  diese  Mängel 
haben  neuerdings    die  Ver^vallimg-  der  schwedischen  Staaf.^ 
bahnen  veranlaßt,  die  Saugluftbrem.se  zugunsten  der  Kunze- 
Knorr-Bremse  aufzugeben,  obwohl  sie  eine  der  neueren  Aus- 
iuhrung-en  der  Sangbremse  bislang  benutzt  hatte.   Die  letzten 
großt^    Bahn  Verwaltungen    des  feindlichen  Auslandes,  die 
sich    angere  Zeit  hindurch  der  Saugluftbremse  bedient  haf- 
ten, die  französische  Nordbahn  und  die  frühere  Mertdional- 
balin  in  Italien,  haben  diese  längst  zugunsten  einer  Druck- 
uftbremse  aufgegeben,  so  daß  heute  im  Durchgaugsverkehi- 
<ier  europjusclum  vollspurigen  Hauptbahnen  fast  ausschließ- 
lich  dre  Druckluftbremse  herrscht.     Außer  den  dänischen 
und  norxAegischen  Bahunetzen,  die  für  diesen  Durchganc^s- 
^•crkellr  nicht  in  Betracht  kommen,  wird  die  Saugbremse  nur 
noch  bei  den  ehemaligen  österreichischen  Staatsbahnen,  so- 
wie den  serbischen  und  bulgarischen  Bahnen  benutzt.  Die 
ba  hn  Verwaltungen  der  beiden  letztgenannten  Staaten  hatten 
indes  schon  vor  dem  Kriege  sich  ernstlich  mit  der  Frage 
beschäftigt,  zur  Vereinfachung  des  Durchgangsverkehrs  die 
Druckluftbremse  auf  ihren  Haupllinien  einzuführen. 

Mir  Rücksicht  auf  die  geringe  Vei-breitung  der  Saugbremse 
in  den  am  mitteleuropäischen  Durchgangsverkehr  beteiligten 
Landern  und  in  Wüixligung  ihrer  mannigfachen  und  schwer- 
wiegenden Mängel  muß  es  als  völlig  ausgeschlossen  gelten 
daß  irgend  eine  mit  Drucklnfibremse  arbeitende  Bahnver- 
waltuug  .sich  noch  für  die  Einführung  der  Saugluft-Schnell- 
Ivremse  einsetzen  könnte. 
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Die  australischen  EiseDbalinen. 

(Fortsetzung  aus  Nr  (56) 


Dm  Geschichte  der  'a  u  »  i  r  a  1  i  s  c  h  e  n  Eisen- 
bahneu  ß^hi  bi«  iiuMel'iihr  iu  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
zurück.  Für  den  fünften  W^-ltteil  war  die  Herstelluuo-  guter 
.allgemeiner  A  erbiudim.o-eu  von  xai'z  be-soudei^er  Bedeutuuo. 
weil  es  ihm  au  brauchbaren  Biunen.schiftahrt.sstraßeu  fast 
«änzlich  man.oelr.  Anderers-eits  war  dif  Bevölkerung-,  die  ja 
auch  heut«  uocli  im  Verhältnis  zu  der  gesamten  verfügbaren 
Landfläche  außerordentlich  klein  ist.  so  s])är]ich  und  eigen- 
artig verteilt,  daß  zunächst  nur  das  Ik'dürfiiis  vorhaiuleu  war, 
ein  paar  Küstenstädto  miteinander  zu  verbinden.  So  waren 
vor  dem  Beginn  des  Eisenbahnba u.s  nur  wenige  Straßen  hcrge- 
.stellt  worden,  die  fast  ausschließlich  im  üstliclien  und  südöst- 
lichen Australien  lagen.  Ursprünglich  haue  luau  sie  duicli 
tfträfling^B  bauen  lassen,  dann  hatte  mau  den  ^Veiterbau  dixrcli 
die  Einkünfte  des  von  der  Eegieiung  beimuten  Landes  ))ezahl',. 
1>!46  i>eganü  man  von  Eisenbahnen  zu  sj)rech<;n,  und  in  Sydney 
bildete  vsich  die  eiste  t^esellschaft  dafür.  Aber  bevor  sie  ihrV 
Arbeit  l>e.ginnen  konnte,  warf  die  Nachj-icht  von  der  Entdek- 
knng  des  Goldes  alles  ül>er  den  Haufen.  Alle  Arlxnter,  auf 
die  mau  gezählt  halte,  .strömten  in  die  Goldfelder  ab.  *'odaß 
18.54  die  beiden  damals  bestehenden  Gesellschaften,  die  sich 
den  Ei.senbahn'jau  zuj-  Aufgabe  machten,  \on  der  Kegierung 
von  Neusüdwales  angekauft  wurden.  Auch  in  den  übrigeu 
Staaten  nahm  nuin  den  Ei.«enbahnbau  —  im  Gegejisatz  zu  der 
iioidamerikanischen  I'nion  und  manchen  englischen  Kolonien 

fast  von  Anfang  an  in  die  Hände  des  Staates. 

Indessen  gab  es  bis  zum  Jahre  1870  dort  noch  uicht  einmal 
ItO  englische  Meilen  Schienenstränge.  Erst  nach  1875.  schritt 
de7-  Eisenl>ahnbau  .schnell  vorwärts.  Als  duich  Zusammen- 
schluß dei-  sechs  Eiuzelstaaten  der  „Commonwealth  of  Austra- 
lia"  gebildet  wurde,  umfaßte  das  australische  P^iseabahuuetz 
i-\\\ti  13  500  englische  Meilen.  Inzwischen  ist  ics  auf  etwa 
I V  (MX)  gestiegen : 


lahr 

Neu- 
I  süd- 
vales 

{  Vic- 
1  toiia 

1  Qaeens- 
land 

1  Süd- 
i  au- 
stra- 
i  lien 

!  Nord- 

terri- 
tori- 
um 

West- 
au- 
stra- 
lien 

Tas- 
ma- 
nien 

'  Ins- 
ge- 
samt 

1855   .  .  . 

14 

2V2 

&V4 

■-?3'/4 

1861    .  .  . 

73 

114 

56 

— 

243 

1871    .  .  . 

358 

276 

218 

133 

12 

45 

1  042 

1881    ..  . 

1  040 

1  247 

800 

845 

92 

168 

4  192 

1890/1    .  . 

2  263 

2  763 

2  205 

1  666 

145V-, 

656 

425 

10  123V, 

1900/1    .,  . 

2  926 

3  238 

2  904 

1  736 

1451/2 

1  984 

618 

13  5511  .', 

1909/10  .  . 

3  909 

3  542  j 

4  205 

1  970 

145'/2 

2  977 

673 

17  421 V^ 

1910/11  .  . 

4  027 

3  574  1 

4  390 

1  998 

145V.2 

3  208 

675 

18  012V, 

In  theser  Tabelle  sind  die  fertig  gebauten  Schieueustränge 
mit.  einbegriffen.  Die  Länge  der  iatsächlich  für  den  Verkehr 
eröffneten  war  ein  wenig  geiinger,  wie  folgende  Aufstellun" 
'■rgibt: 


Jahr 


I  Neu- 
:  süd- 
!  wales 


1902  . 

1903  . 
UX)4  . 

1905  . 

1906  . 

1907  . 

1908  . 

1909  . 

1910  . 

1911  . 


Vic- 
toria 


Queens- 
land 


13  026  8  3Ö2 
,3  138V2  3  383 
[3  281  3  381 
3  281  3  394 
3  390  3  394 
3  453  13  396 
3  4721/2  3  396 
3  623V4I3  410 
3  643  13  4903/41 3  660-V 
3  7603,V3  523V-2  3  8673/; 


Süd-  Nord-  j  West- 

au-  j  terri-  au- 

stra-  tori-  stra- 

llen  um  lien 


Tas- 
ma- 
nien 


Ins- 
ge- 
samt 


;2  80I 
2  711 

2  928 

3  092 
i3  137 
[3  137 
3  359 
3  498 


117.36  145V-2il3«0  '462  !  12  832V-, 
1  736  145V-2(  1.516  '462  13  092  ' 
1  7.36  146V-2  1541  '  -162  13  47-4 Va 
I746V2  145V2;i605  ,  462V.>i  13  725Vo 
1  745Vo  l45Vaa6nv;  462V-' '  13  886  " 
1  832  '  145V.t|1  764  "  462V<r  14190 
1S79V4  1-15V-^  1  943  1463  il4  658V4 
1  888  145V-, '2  0  44V2  463  15  072V4 
1912V|  145V-;  2 1443/1!  469  j  15  466 
.  1  935 Vl-'  145V-J  2  375V-J  4701/.,  '  16  0783/, 
Um  die  Eisenbahnen  zu  baueu,  mußten  zunächst  die  Einzel- 
sfaaten,  «päter  der  Commonwealth  große  Summen  auf- 
bringen, zumal  da  viele  Strecken  «ich  zuerst  nicht  rentierten. 
\Vahrend  des  eisten  hal)>en  Jahrhunderts  der  australischen 
Lißenbahnges<;hichte  wurden  dafür  etwa  132  Millionen  Pfund 
Sterling  durch  Anleihen  aufgebracht,  daninter  etwa  %  als 
Staatsanleihen.  Aber  wenn  auch  nur  einer  der  sechs  Staaten 
einen  wirklichen  Gewinn  aus  «einem  Schicuennefz  zog,  so  war 
doch  für  die  Entwickelung  des  Landes  die  Anlage  der  Eisen- 
bahnen von  größter  Bedeutung.  Die  Fahrpreise  wurden  ver- 
einfacht und  verbilligt,  und  ^^■urden  Ländereien  für  Viehzucht 
und  Bergbau  erschlos.sen.  die  .sonst  wahrscheinlich  noch  Jahr- 
zehnte unixnutzt  dagelegen  hätten.  Je  mehr  die  privaten  Ge- 
sellschaften ausgesclialtet  wurden,  desto  schneller  besserten 
«ch  die  finanziellen  Verhältnisse.  Immerhin  war  nun  ein  ge- 
waltiges Kapital  zu  veiziiisen.  Ks  mußten  au  Zinsen  auf- 
jrebracht  werib'ii  : 


1911/12 
£ 


1912/1£ 
£ 


Neusüdwales  . 
Victoria  .  .  . 
Queensland  .  . 
Südaustralien  . 
Westaustralien 
Titsraanieri  .  . 


Port  Augusta-Godnadatta 
Nordterritorium  ... 


1  906  369 
1  513  102 
1  069  840 
456  733 
439  153 
159J23 

5  544  320 
73  348 
44  500 


1  917  200 
1  595  019 
1  170  961 
492  907 
505  925 
164412 

5  846  424 
69  411 
44  500 


;ünterschied 
£ 

!  -f  lOSSf" 
•  +  81917 
+  101  121 
i  +  36  174 
'  +  66  772 
I  +    5  289 

:  -f  302  104 
—    3  937 


zusammen  i 
Nach  Zahlung  der  Zinsen 
«ich  in  den  meisten  Staaten 
■sentlioh  verringerte: 


5  662  168  I    5  960  335  i  -f  298  167 
blieb  also  ein  Ü  b  e  r  s  c  h  u  ß,  de 
vom  ersten  zum  zweiten  ,Tahr  Wf 


1911/12 

1912/13 

£ 

f 

Neu«üdwales  

Victoria  

Westaustralien  

Tasmanien  

415.513" 
265  791 
45  752 
;->39  843 
101  474 
.  —  67  905 

186  904 
22  250 
—  280 
335  754 
25  328 
54  656 

Fort  Augusta-Oüduadatta  

Nord  terri  tori  um  .... 

1    1  100  864 
—  84  777 
;  —  49  785 

515  300 

—  71468 

—  49  0,58 

/.usauunen 

966  302 

394  774 

l'ur  das  letzte  Jahrzehnt  vor  dem  Ki  iege  stellten  sieh  ZiuM  ii 
und  endgültiges  Fiuanzergebnis  für  sämtliche  ausli  idisehen 
Staatsbahnen  zusammengenommen,  wie  folgt: 


Zinseiiausgabe  Endergebnis 


£ 

£ 

190b 02  .... 
1907/08  .... 
1908/09  .... 
1909/10  .... 
1910/11  .... 
1911/12  .... 

4  657  000 

5  098  000 
5  102  000 
5  206  00t) 
5  371  OtKJ 
5  662  000 

-  T()41  ÖOO 
-f    807  000 
-f    821 000 
+    937  000 
+  1  423  000 
4     966  000 

Die   Bei  rieb*  11  n  kosten   und  i 
Hoheinnahmen  zeigen  folgende  Zahlen 

lir  Verhältnis 

Betriebs- 
Unkosten 
f 

»/o  der  Uüii- 
einnahmeu 

1901/02  .... 
1907/08  .... 
1908/09  .... 
1909/10      .  .  . 
1910/11  .... 

7  655  ()00 
■s  398  000 

8  826  0' 10 

9  899  000 
1 1  054  000 

67^92 
58,71 
.59,84 
61,70 
61.94 

lien 


Ini^  Jahre  darauf  stieg  der  Proz>entsatz  der  Betriebsunkosien 
un  Verhältnis  zu  den  Eoheinnahmen  auf  68  %  —  also  wiedei 
auf  die  Höhe  des  Jahres  1901/2,  das  indessen  in  absoluten 
Zahlen  nur  etwa  zwei  Drittel  so  viel  Betriebsimkosfen 
gebracht  hatte. 

Die  Eoheinnahmen  der  .staatlichen  Eisenbahnen  be- 
trugen : 


1911/12 
£ 

1912/13 

Unterschied 
£ 

Neusüd  wales   

Victoria  

Queensland   

Südaustralieu   

Westaustraiien   

Tasmanien   

6  491  473 

5  220  696 
3  032  858 
2  090  563 
1  884  604 
312  786 

6  748985 
5  206  483 
3  321  672 
2  222  436 
2  037  853 
327  113 

-f  257  512  ^ 

14  233 
-f  288  814 
+  131  873 
-f  153  249 
-f  14  327 

Port  Augusta-Ooduadatta 
Nordterritorinra   

zusamnu^n 

19  0.32  980 
57  938 
13  483 

10  104  401 

19  864  522 
75  869 
13  523 

-f  831  542 
-f  17  981 
+  40 

19  953  914 

+  849  51 3 

Nr.  67 


-    706  — 


Zeitung  de»  Vereini 
Deotseher  EigenbahaTerwaUnngga 


Die  g€.samt<>u  Eoheinnahmen  des  «taatlick-en  Eisenbahubc- 
trK>bes  ]u  d<>u  vorhergcheuden  Jahiien  istellten  «ich  auf: 

£ 

1901/02    11271000 

1907/08    14  304000 

I90H/09    14  750  000 

1909/10    16  042000 

1910/11    17  848  000 

Mithin  beträft  der  E  «  i  n    e  w  i  n  n  der  austi  alischeii  Staats- 
eis.eiibalm<?u  nach  Aibzug-  d«r  Unkosten,  der  Zinsen  und  der 
übri.ü''eu  Aust-abeu  weniger  als  1  %,  soweit  er  nicht  unter  0  % 
sinkt.    Die  Zahlen  betrao-eu  für: 
19ül/02  .  .  .  .— 0,ö2% 
1907/08  .  .   .  .+{1,580/0 
1808/09  .  .  .  .+0,57Vo 


1909/10 
1910/11 
1911/12 


■  •+0,64% 

■  -+0,93% 
•  -+0,61% 

Der  :8taatliclie  Gewinn  ist  also  sehr  klein.  Daß  er  mit  dem 
Gewinn  der  deutsch-en  Staatseiseubahn'eu  nicht  verslichen  wer- 
den kann,  liest  auf  der  llaud ;  indessen  wäre  es  uno-^recht,  ein 
so  (licht  iK'völkertes  Land  wie  das  Dieutsche  Eeich  mit  dem 
iil)ct;iii.s  sjtaihch  besiedelten  Weltteil  Australien  auf  eine  Ver- 
üb'ichsstufo  setzen  zu  wollen.  Immerhin  müssen  die  australi- 
schen Staatsmänner  docli  wohl  versuchen,  die  Eisenbahnen 
eiui.nermaßen  sewinnbrin.o-end  zu  gestalten,  falls  sie  nicht 
dauernd  die  Kosten  für  Neubauten  im  We£?e  von  Anleihen 
aufbringen  wollen.  Am  30.  Juni  1911  waix'u  nach  amtlicher 
Anaabe  ((»fficial  Yearbook  of  the  Commonwealth  of  Australia 
Nr.  5.  S.  703)  Meilen  im  Bau,  und  für  1644  weitere  Meilen 
war  der  Bau  bcsclilosseu.  Das  kostet,  insbesondere  für  austra- 
lische Verhäliiii--c.  sehr  viel  Geld.  Bisher  hat  die  Herstellung 
der  australischen  Eisenbahnen  die  Summe  von  mehr  als  3  Mil- 
liarden Mark  versohluno-en. 


Staat 


Länge 

der 
Schie- 
nen- 
stränge 
in  eng- 
lischen 
Meilen 


Neusüdwales  . 
Victoria  .... 
Queensland  .  . 
Südaustralien  . 
Nordterritorium 
Westaustialien 
Tasmanien    .  . 


3  760V-. 
3  5231/Ö 
3  868 

1  935V4 
1451/2 

2  375V0 
470'/4 


zusammen  1 16  O78V9    152  855  231      9  507 


Gesamt- 
kosten für 

Bau  und 
Einrichtung 


Durch- 
schnittl. 

Kosten  f. 

ijed. Meile 

j  offenen 
Schie- 
nen- 
strangs 

!  £ 


50971  894 
44  121  767 
25  898  841 
14  589  639 

1  173  332 
12  019  927 

4  079  831 


13  555 
12  522 

6  696 

7  539 

8  064 
5  060 
8  676 


Kosten 
auf  den 
Kopf  der 
Bevöl- 
kerunpf 

£ 

30,83' 
33,25 
41,96 
35,50 
351,30 
41,76 
21,62 


34,06 


Die  Kosten  für  das  N  o  r  d  t  e  r  r  i  t  o  r  i  u  m  sind  besonders 
hoch,  weil  hier  die  Bevölkerung  so  spärlich  ist.  daß  man  sagen 
kann,  es  sei  überhaupt  noch  nicht  besiedelt.  Es  bildete  früher 
die  nördliche  Hälfte  von  Südaustralien,  das  (trotz  seinem 
Namen)  die  ganze  Mitte  des  Festlandes  von  der  südlichen  bis 
zur  nördlichen  Küste  einnahm.  Bei  einer  Bevölkerung  von 
wenig  mehr  als  400  OCO  Menschen  beträgt  die  Staatsschuld  in 
Siidaustralieu  ungefähr  6000  Mill.  Mark.  Dieser  Staat  steht 
damit  m  der  Eeihenfolge  der  mit  Staatsschulden  belasteten 
an  zweiter  Stelle.  Da  nun  die  nördliche  Hälfte  zwar  wirt- 
schaftlich einstweilen  noch  nicht  in  Angriff  genommen,  mili- 
tärisch aber  von  großer  Bedeutung  ist,  so  hat  der  Common- 
wealth dieses  „Nordterritorium"  übernommen  und  beabsich- 
tigt, es  von  Süden  nach  Norden  durch  eine  große  Transkonti- 
nentalbahn zu  durchschneiden,  deren  Ko.sten  mindestens  auf 
144  Millionen  Mark  veranschlagt  werden. 


Auch  im  übrigen  braucht  Australien  neu«  Eisen- 
b  a  h  n  e  n  d  r  1  n  g  6  n  d.  Will  es  dahin  kommen,  daß  auf  seinen 
7  929  000  qkm  mehr  als  die  lächerlich  geringe  Menschenzahl 
von  43^  Millionen  Köpfen,  die  erst  gerade  erreicht  ist,  leben 
so  wird  es  eine  Eisenbahnpolitik  treil^en  müssen,  wie  man  sie 
aus  Canada  kennt,  wo  die  Canadiau  Pacific  Eailway  mit 
großen  Staatsunterstützungeu  ihre  Schienenstränge  iii  den 
völlig  unbesiedelten  Weäten  vorschob,  links  und '  rechts  der 
Eisenbahn  erhebliche  Landschenkungen  erhielt  und  auf  diese 
^Veise  in  den  Stand  gesetzt  wurde,  mit  Gewinn  und  daher  ener- 
gisch und  erfolgreich  Anisiedlenuassen  aus  Canada  selbst,  aus 
dem  großen  Nachbar  lande  und  aus  Europa  heranzuziehen.  lu 
Australien  zeigt  jede  Berechnung,  die  Elächeninhalt,  Bevölke- 
rung  und  Eisenbahnnetz  neben  einander  stellt,  ein  uugünstirres 
Bild : 


Staat 

Bevöl- 
kerung 
am 

Flächen- 
inhalt in 
englischen 
Geviert- 
meilen 

Auf  jede  Meile 
Schienenstrang 
entfallen : 

30.  Juni 
1911 

Men- 
schen 

Engl. 
Geviert- 
meilen 

Neusüdwales  

Victoria  

Queensland  

Südausti-alien  

Nordterritoriura  ... 
Westaustialien  .... 
Tasmanien   

1  653~222 
l  327  065 
617  211 
410 .327 
3  340 
287  826 
188  742 

'  310372^' 
87  884 
670500 
380  070 
523  620 
975  920 
26215 

411 

371 
141 

206 
23 
90 

280 

77,1 
24,6 
152,7 
190,7 
3  598,8 
304,2 
38,8 

zusammen 

4  487  733 

2  974  681 

249 

165,1 

Australien  hat  nichts  dringender  nötig  als  weiße  Menschen. 
Mit  seinen  4  455  005  Einwohnern  (nach  der  Volkszählung  vom 
3.  April  1911)  ist  es  einem  zu  gelegener  Zeit  unternommenen 
Angriff  Japans,  später  vielleicht  auch  Chinas  rettungslos  aus- 
geliefert. Seine  Eisenbahnen  haben  .sich  auch  nach  der  Be- 
gründung des  Commonwealth  keineswegs  schnell  genug 
entwickelt.  Überblickt  man  die  Zahl  der  Lokomotiven 
oder  die  iSchienenstrauglänge  oder  irgendwelche  andere  wieli- 
tige  Zahlenreihen,  so  (Stellt  sich  heraus,  daß  andere  Weltteile 
erheblich  schneller  fortgescliritten  sind.  Für  die  fünf  Welt- 
teile ergaben  sich  für  die  Jahi'je  1899  und  1909  die  folgenden 
Zahlen : 

1899  1909 

Europa   223  869  km         329  691  kui 

Amerika  313  417   „  513  824  „ 

Asien   33  724   „  99  436  „ 

Afrika   9  386   „  33  481  ,. 

Australien  u.  Neuseeland    18  889   „  .30  316  „ 

Australien  ist  also  in  die.ser  Zeit  von  Afrika  überholt  wor- 
den, das  1899  noch  an  letzter  Stelle  stand.  Gewiß  spielt  der 
Unterschied  in  der  Bevölkerungszahl  eine  große  Eolle.  Auf 
die  Dauer  aber  ist  es  unmöglich,  ein  „weißes  Austi-alien". 
diesen  Lieblingstraum  fast  aller  Bewohner  des  fünften  Erd- 
teils, aufrecht,  zu  erhalten,  wenn  die  Bevölkerungszahl  so  spär- 
lich bleibt  und  wenn  die  Eisenbahnkarte  Australiens  dassell>e 
merk^^'ürdige  Aussehen  beibehält  wie  heute,  wo  in  Neusüd- 
wales und  Victoria  ein  scheinbar  dichtes  Netz  vorhanden  ist- 
das  sich  im  wesentlichen  doch  auch  auf  ein  paar  Hauptlinieu 
beschränkt,  während  in  Westaustralien  nur  ein  paar  Striche 
die  dortigen  Eisenbahnen  ang'eben,  in  Queensland  ebenfalls 
nur  wenige  Striche  zu  finden  sind,  und  fast  der  gesamte  übrige 
Körper  dieses  Weltteils  der  Eisenbahnen  noch  eutbehit. 
(Schluß  folgt.) 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Erhöhung  der  Personentarife.  Mt  Wirkung  vom  1.  Ok- 
tober d.  Js.  soll  zu  den  heutigen  Fahrpreisen,  Gepäck-  und 
Expreßgutf  l  achten  ein  Zusc^hlag  von  50  %  erhoben  ^  weixien, 
der  im  Gegensatz  zu  der  Erhöhung"  der  Fahrpreise  am 
1.  April  d.  Jis.  diesmal  auch  bei  der  Ausgabe  von  Monats- 
karten, Schülerkarten.  Arbeiterrückfahr-  und  Arbeiterwochen- 
karten —  für  die  beiden  letzteren  Kartensorten  folgt  je- 
doch noch  nähere  Weisung  —  und  femer  auch  bei  den 
Schnell 

z  n  gl  u  i  1 1  d  ( '  s  t  p  rei  skar  teil ,  Schnell  zu  g  zusc  hl  agkarten  und 
lTnnfbk;n teil  erlioben  wird.  Der  Militärverkehr  Avird  von 
<lei-  ^laßualuiie  zurzeit  nicht  betroffen.  Die  jetzigen  Militär- 
fahiprei.s.0  zum   Einheits.satz  von  14    J\    für  das  Kilometer 


bleiben  daher  bis  auf  weiteres  auch  nach  dem  1.  Oktober 
d.  Js.  gültig.  Die  neuen  Beträge  sind  deraxt  zu  ermitteln, 
daß  der  bisherige  Fahrpreis  unter  spitzer  Bereclmung  um 
50  %  erhöht  wird.  Ergeben  sich  hierbei  Teilbeträge,  so  sind 
diese  bei  (Beträgen  bis  zu  1  J{  auf  5  ,S,  daiiil)er  auf  10  ,S 
abzurundlen. 

Die  neuen  erhöhten  S  c  h  n  e  1 1  z  u  g  z  u  s  c  h  1  ä  g  e  betrageu 
für  Tarifentf  ernungen  von  1—75  km  3,00  M  in  'l./2.  Klasse. 
1,50  M  in  3.  Klasse,  von  76—150  Ion  6,00  J(  in  1./2.  Klasse, 
3,00  M  in  3.  Klasse,  über  150  km  9,00  Jl  in  1./2.  Klasse, 
4,.50  M  in  8.  Kla.sse. 

Als  Mindestpreise  für  Eeisen  iji  Schnellzügeu  Averden  küut- 
tig  ei-hoben  25,50  .i^  in  1.  Klasse,  15  Jl  in  2.  Klasse  und 
7,50  M  in  3.  Klasse. 

Zur  iSicherstellung  der  technischen  Durchführuui-  der  Maß- 
nahme zum  1.  Oktober  d.  Js.  ist  wieder  das  Verfahren  dej- 
Abänderung  der  Fahrkarten  einschließlich  der  Schnellzug- 
Zuschlag-    und    Schnellzugmindevstpreiskarten,     sowie  der 
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Monats-.  ScliiUeiniouats-  irnd  Hund^ekai-ten  duroli  über- 
«tempeluüg  anzuwenckii. 

Die  oTjiff€ii  Bestimmuu<>.en  über  ErhöhunÄ'  dt'r  Fahrpiieisie 
gelten  nur  für  eleu  F«  r  n  v  e  r  k  e  h  r.  Voraus-sichtlich 
werden  auch  tlie  Preise  des  Stadt-,  Uing-  und  VorortverkehrvS 
erhölii  M  erden,  .iedoch  erst  zu  einem  spcäteren  Zeitpunkt. 

—  Koalitionsfreiheit.  Auf  eine  Anfra.oe  in  der  Landesver- 
sauinilun-i-  hat  der  preußische  Eisenbahnniimster  folgende 
Antwort  erteilt :  „Die  durch  Verordnung  vom  18.  November 
1918  gewährleistete  volle  Koalitionsfreiheit  bildet  die  Eicht- 
.sehnur  für  die  Staatsregierimg.  Jeder  Zwang  auf  Anders- 
denkende verstößt  gegen  die  Koalitionsfreiheit.  Ihm  wird 
uiit  Nachdruck  el>enso  entgegengetr'eten  wie  allen  Versuchen, 
auf  ungesetzlichem  AVege  die  Absetzung  von  Beamten,  die 
NichtbeschäftigTing  von  Mitarbeitern  oder  die  Degradierung 
von  Mitarl>eitem  und  Beamten  durchzusetzen." 

—  LiihnHnÄ  der  Werkstättenarbeiter.  Wir  entnehmen  der 
„Eisenbahn"-  zu  dieser  Trage  folgende  Anregung:  Ein 
großer  Teil  der  Werkstättenarbeiter  ist  mit  der  gegenwär- 
tigen gleichmachenden  Entlohnung  der  Arbeit  durchaus  nicht 
einverstanden  und  wünscht  sowohl  nach  Eichtung  der  Ac- 
beitsart  als  auch  der  Arbeitsleistung  eine  Unterscheidung. 
Allerdings  bleibt  die  Abneigung  geg»en  das  früher  für  die 
Ausbesserung  von  Fahrzeugen  ungeeigneie,  der  MT.llkür- 
lichen  Auslegung  zugängliche  Stüokzeitsfstem  bestehen, 
wohl  aber  würde  ein  übersichtliches  Prämiensr^tem  mit 
festem  Minimallohn  und  einer  Prämie  für  die  Anzahl  der 
wiederhergestellten  Fahrzeuge  Aussicht  auf  Annahme  haben. 
Es  hat  sich  gezeigt,  daß  eine  wenn  auch  geringe  -Anzalil 
von  Handwerkern  und  Arbeitern  von  mangelnder  Arbeits- 
lu'st  sich  von  den  fleißigen  Arbeitern  durchschleppen  läßt 
und  dadurch  auch  bei  diesen  die  Arbeitslust  herabsetzt,  wes- 
halb es  nur  billig  Kst,  daß  der  Strebsame  eine  Anerkennung 
m  (Gestalt  einer  Leistungsiprämie  und  die  Möglichkeit  der 
Hebung  .seiner  Stellung  erhält. 

Eine  rasche  Wiederaufnahme  des  vollen  Verkehrs  käme 
deu  Arbeitern  in  erster  Linie  zug-ute.  denn  sie  würde  zu- 
nächst die  schlimmen  Zustände  im  Personenverkehr  ver- 
bessern. Wird  es  auch  nicht  gelingen,  die  Zahl  der  Loko- 
motiven und  Wagen  dem  vollen  Bedarf  entsprechend  als- 
bald wiederherzusteUen,  so  dürfte  es  doch  möglich  sein,  so 
viele  Wagen  herauszuschaffen,  daß  eine  größere  Anzahl 
von  geeigneten  Güterzügen  mit  einigen  Personenwagen 
diesem  Verkehr  dienstbar  gemacht  werden,  was  zur  Bewäl- 
tigung des  Ortsverkehrs  und  zur  Entlastuuo-  des  Fernver- 
kehrs ei-heblich  beitragen  möchte;  außerdem"  könnten  hier- 
durch ^lie  verhaßten  „Maßnahmen  gegen  den  Verkehr-'  und 
•Ue  jetzigen  Schwieiigkeiten  beim  Eeisen  bald  in  Fortfall 
kommen.  Schließlicli  wird  die  vorzugsweise  Ausbessernuf 
der  Guterzugslokomotiven  den  (i  üterverkehr  besonders  zu 
beleben  geeignet  sein,  wodurch  eine  bessere  Versorgung  der 
Be-yölkerung  mit  Nahrungsmitteln  und  der  Industrie  niif 
Rohstoffen  erzielt  würde. 

Das  Wohlbehagen  des  schaffenden  Volkes  hängt  u.  a.  nicht 
allem  von  hohen  Einnahmen  ab,  sondern  auch  von  billigen 
Lel>e,nsl>edürfnissen,  besonders  Nahrung  und  Kleidung,  und 
diese  sind  von  fleißiger  Arl>eit  bedingt,  wie  sie  die  ^ut 
genährten  deutschen  Arbeiter  früher  leisteten  Hohe  Ar- 
beitsleistung jedes  einzelnen  ist  aber  rein  menschlich  ab- 
hängig von  einem  entsprechenden  Geldanreiz.  Diesen  An- 
reiz, den  freiüch  das  Stückzeitsystem  bot,  ohne  besseren 
Ersatz  fallen  zu  lassen,  Avar  ein  schwerwiegender  Fehler. 
Lr  wirkte  um  iso  verheerender,  als  nicht  nur  der  durch  Ab- 
gaf>e  von  Handwerkern  und  Kupfer  an  das  Heer  ohnehin 
geschwächte  Eisenbahnbetrieb  weiter  zusammenbrach,  son- 
dern daß  auch  em  Teil  der  Industrie  ähnlich  vorgehen 
mußte,  und  die  sprunghaften  Lohnsteigerungen  ibei  den  ge- 
waltigen m  Betracht  kommenden  Massen  unter  gleichzeiti- 
lem  gToßem  Arbeitsiückgang  eine  ebenso  sprunghafte  Ent- 
wertung des  Geldies  und  Steigerang  der  Preise  aller  Lehens- 
bedürfnisse herbeiführten. 

Nun  mag  das  Heer  der  Eisenbahnarbeiter  wieder  vorhild- 

I  .^V^'l*"'  ^^^""^^  ^^^^         VolksAvirtschaft  in  ruhio-e, 

s{edeihliohe  Bahnen  geleitet  werden  und  die  Grundlage 
unserem  Wirtschaftslebens,  die  Eisenbahn,  in  voller  Leistuno- 
wiedererstehen. 

—  Eisenbahnpro.jekt  im  Sclwarzatal.  Unter  der  Firma 
Jber-weißbacher  Bergbahn  Akt.-Ges.  ist  mit  dem  Sitz  in  Ober- 
weißbaeh  eine  neue  Gesellschaft  mit  einem  Kapital  von  l,3Mil- 
lonen  Mark  gegründet  Avorden,  die  den  Bau  und  B  e  t  r  i  e  )) 
nner  Eisenbahn  bezwieckt,  die  von  der  Schwarzatal- 
Jahn  Rottenbach-Katzhütte  abzweigt  und  durch  Bahnhöfe  für 
Lichtenhain.  Oberweißbach  und  Cunsdorf-Deesbach  dem  Per- 
|9neu-  und  Gutervfrkehr  dieser  Orte  und  ihrer  T^moebuno- 
ii<>nen  soll  "  " 


—  Eisenbahnunfall  in  Mittelsteine.  Aus  Glatz,  1.  Sep- 
tember, wird  hierüber  gemeldet:  Ein  schwerer  'Eisenbahn- 
unfall ereignete  sich  gestern  nachmittag  um  5  Uhr  bei  der 
Einfahrt  des  Zuges  der  Eulengebirgs-Kleinbahn  von 
Wünschelburg  m  den  Bahnhof  M  i  1 1  e  1  s  t  e  i  n  e.  Die  beiden 
Wagen  hinter  der  Lokomotive  sinangen  aus  bisher  uaauC- 
l'eklärter  Ursache  m  das  Nebengleis.  Ein  Wagen  fiel  uui. 
Bisher  sind  zwei  Tote,  vier  Schweix  (  i  lt  i/.te  und  10  Leicht- 
verletzte festgestellt.  Bis  zum  Eintreffen  des  Kettungszuges 
aus  Glatz  leistete  ein  auf  dein  Bahnhof  anwesender  Arzt 
aus  Mittelsteine  die  erste  Hilfe.  Von  den  Schwerverletzten 
sind  zwei  während  der  Überführung  nach  dem  Krankenst  it'i 
in  Scheibe  gestorl>en. 

—  Nachtdienstzulagen  bei  den  baverischeu  Staatseiseii- 
bahnen.  Seit  1.  August  w'ird  dem  gesamten  l'crsoual  (Beamten 
und  Arbeitern)  mit  Einschluß  des  Fahriieisonals  der  bayeri- 
schen Staatseisenibahnen  für  Dienstleistungen,  die  in  die  Zeit 
von  10  Uhr  abends  bis  6  Uhr  früh  fallen,  eine  besondere  A"cr- 
gütung  (Nachtdienstzulage)  gewähii.  Sie  l^etiägt  40  füi- 
die  Stunde,  für  die  gesamte  Nachldieustzeit  von  8  StuiKb'u 
also  3  Ji  20  Zeiträume  unter  30  .Minuten  bleibi  ii  an  Hit 
Berechnung,  solche  von  30  Minuten  und  darüber  weicb'u  tiir 
eine  volle  Stunde  gerechnet.  Zwischen  zwei  Naclitdion.'si- 
leistungen  von  10  Uhr  abends  bis  (5  Uhr  früh  fallende  Eu)io- 
pausen  sind  vergütimgsfähig,  wenn  si<'  l)eim  Fahrpers^mal 
nicht  ü)>er  3  Stunden,  beim  ülirigcn  Personal  nicht  über 
2  Stunden  betragen.  In  die  N^ielitdienstzeit  (lO—ti  I'hv) 
fallender  Bereitschaftsdienst  is|  tiiclit  vergütungsfäbii>-.  Yoi- 
und  Nacharbeit,  die  in  die  Niielitdienstzeit  f'alien.  zälileu  zu 
den  vergütungsfähigen  Naclitdieustleistungen,  ebenso  die 
durch  unverschuldete  Ausdehnung  (z.  1!.  Versijäfuugen)  des 
Dienstes  in  die  Nachtdienstzeit  fallenden  Dieustvcii iclitnngen. 
Nachtdienstzulage  wird  nicht  gewährt,  wenn  für  iu'di«' 
Nachtdienstzeit  fallendic  Dienstleistung  Tag-egclder  od<>r  Stun- 
dengelder zustehen.  Die  Auszalilung  der  Nachtilienstzulaiie 
erfolgt  auf  Grund  von  AufscJueil)uiigcn  des  Personals  a'in 
Schlüsse  des  Monats  in  einer  Summe. 

—  Vei-hütunj?  von  Unregelmäßigkeiten  im  Giiterdienst.  Der 

Präsident  der  isäehsischen  Staatseiseiibahuen  hat  an  alle 
Eisenbahnbeamte  und  -Bedienstet<.  folgenden  Aufruf  ge- 
lichtet : 

Die  Unregelmäßigkeiten  im  Güterverkehr  haben  einen 
geradezu  erschreckenden  Umfang  angenoiumeii.  Tägli<-h 
gehen  wertvolle  Güter  verloren.  Die  Uisaclie  dieser'"  Un- 
regelmäßigkeiten liegt  teils  in  mangelhafter  Aufsicht,  teils 
in  ungenügender  Beachtung  der  Vorschriften  für  den  Ei- 
mittlungs-,  Verlade-  und  Verschubdienst,  teils  in-  impfleg- 
licher  Behandlung  der  Güter.  Die  Folgen  hat  zunächst  die 
Eisenbahn  zu  tragen.  Zahllose  Ersatzansprüche  der  Ge- 
schädigten verursachen  einen  kaimi  mehr  zu  Ijewältigendini 
Aufwand  von  Schreibarbeit  und  Geldmitteln.  So  gingen  bei 
der  Deutschen  Ausgleichstelle  in  Berlin  in  den  Krieosjahren 
1915/18  zusammen  2  264  092  Fehl-  und  Ü1)erzäh]igineldungen 
ein,  die  in  931519  Fällen  zu  Entschädigungsforderungen 
führten.  Daraus  ergibt  sich,  daß  etwa  48  %  aller  fehlenden 
Güter  nicht  wieder  aufgefunden  worden  sind.  Beim  Ver- 
kehrsbüro Dresden  gingen  im  Jahre  1918  22  071  Entschädi- 
gungsfordei-ungen  ein,  eine  weitere  große  Anzahl  derartiaei 
Anträge  sind  von  den  Betriehsdirektionen  und  von  giößcien 
Stationen  zu  behandeln  gewesen.  Auf  diese  Anträge  lialien 
außerordentlich  hohe  Zahlungen  geleistet  werden  müssen 
Während  die  Höhe  der  im  sächsiscjien  Bereich  xcrriiaten  Eul- 
schädig-ungszahlimgen  im  Jahre  1913  noch  295  m)  .//  lietiu" 
erreichte  sie  im  Jahi-e  1918  5  359  000  ,//.  Der  auf  die  säeh- 
siche  .Eisenbahnverwaltung  entfallende  Auteil  hiervon  be- 
zifferte sich  im  Jahre  1913  auf  209113.//,  im  Jahre  1918  aber 
auf  3  144  862  Jl.  Diese  gewaltigen  Zahlen  haben  dazu  bei- 
getragen, daß  die  früheren  beträcht  Ii elien  t'-l,(.|  s(  liü^se  der 
Eisenbahn  sich  mit  der  Zeit  in  ganz  erbeblielie  Fehlbetriige 
verwandelt  haben,  die  durch  erhöhte  Steuern  wieder  ausge- 
glichen, demnach  von  .iedem  Staatsbürger  zu  seinem  Teile 
mit  getragen  werden  müssen.  ]\lit  deu  Entscliädiguiigszah- 
lungen  ist  aber  der  Schaden  nicht  erschöpft.  Nicht  alle 
Güter  lassen  sich  durch  Geld  ersetzen.  In  zn  hl  losen  Fällen 
gingenl  läußerslt  wertvolle  Güter  der  ;A"oikswirtscha>ft  iun- 
wiederbringlich  verloren,  es  sei  nur  an  die  Beraubungen  vou 
Lebeusmittelsendungen  erinnert,  die  die  gesamte  Lebens- 
mittelversorgung stark  gefährdet,  ja  sogar  nicht  uiiwesent- 
licli  beeinträchtigt  haben. 

Nachdean  nunmehr  der  alte  Stamm  der  Eisenbahner  wieder 
fast  vollzählig  dem  Berufe  zurückgegeben  ist,  ist  es  ernste 
Pllicht  jedes  einzelnen,  den  alten  guten  Euf  der  sächsischen 
li^isenbalm  restlos  wiedelherzustellen,  das  alte  )>ewährte  Ver- 
trauen der  Veitehrsti-eibeuden  in  ihre  Tätigkeit  wie- 
der zu  befestigen  und  jeder  für  seinen  Teil  und  von  seiner 
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Stell«  aus  am  Wiederaurbaii  des  Ekenbalmwesens  und  an  der 
hnii-uernuK-  der  alt^'u  Zuveiiiisssiffkeit,  Ge,wi«senha.f(igkeit 
und  Punkllichkcil  mitzuai-lK'iten.  Es  muß  wieder  dalüu 
kommeu,  daß  ein  Gut  niro-ends  sicherer  ist  und  nirgends 
ptle^licher  l-eliandelt  ^\-ird,  als  in  deu  Iläudeu  der  Eisenbahn. 

II*"»;  \.olksoanzeu  und  dem  Va,terlaude  <lienenden 
latag-keit  miü\  einer  für  alle,  müssen  alle  für  einen  ein- 
^>teheu.  An  der  wiedererweekten  Ehrliehkeit  und  Pflichl- 
freiio  der  Eisenbahner  sollen  andere  sich  ein  Beispiel  nehmen 
und  aiich  aut  diese  Weise  die  dringend  notweudioe  .sittlieh<i 
iresuuduno-  unsei-es  Volkes  in  die  Weo-e  leiten, 
r-  der  Einsicht  und  dem  beAväliilen  «ittlicheu 

bmptiufl-en  des  ,s>esamten  Eisenbahnpersonals,  daß  dieser 
Ma  inrui  m  ernster  Zeit  die  erwartete  AVirkung-  haljeu  wird. 
und  daß  in  seinem  i<inne  jeder  einzelne  »seine  Mtarbe.it<'r 
beeinllußt  und  miterzieht.  Nicht  Strafen  solLeu  letzteu 
h.ndes  die  Besscruno-  erzwing>en,  .sondern  in  erster  Linie 
<ler  feste,  ehrliche  Wille,  das  oute  Beispiel  und  ein  un- 
♦•rsehutterhches  Pflichtbewußtsein. 

-  Pfieffe  der  deutschen  Sprache.  Das  sächsische  Finauz- 
uumsterium  hat  fol.o-ende  Verordnuut;-  erlassen:  Auf  \n- 
i-esunji-  des  All.oemeineu  Deutscheu  Sprachverein«  M-erdeu 
.«amtliche  Beamten  der  Staatsf iuauzverwaUuuo-  eindriuo-Ii<di 
eiTuahnt,  die  Bestrebungen  des  Vi  icius  uaclidrücklich  zu^för- 
ilern,  sich  die  Eeiuheit  dir  deutschen  Si>rache  besonders  au- 
gelegen sein  zu  lassen  und  im  schriftlicheu  Verkehr  anf  o-utes 
klares  Deutsch  zu  halten.  In  dem  l'uglück,  das  unser  Vater- 
land getroffen  hat,  ist  dir  ^liiilcisin-ache  eines  der  wertvoll- 
sten Guter,  die  uns  gebli.  l.cn  miuI.  Sie  ist  das  Unterpfand 
tur  das  lebendige  Gemciiiscluilisgefühl,  auf  dem  unsere  Zn- 
kuult  beruht.  Das  gilt  es  zu  erhalten.  Jeder  einzelne  hat  die 
Pllichl,  die  Sprache  zu  ]jf legen  und  sie  vor  dem  Schaden  zu 
bewahren,  der  ihr  droht.  Ganz  liesonders  iuüss<'n  sich  alle 
die  berufen  sind,  amtliche  Geschäfte  zu  führen,  unter  den 
neuen  \  erliältnissen  der  einigenden  Kraft  einer  reinen  und 
verstand] iclien  Sprache  iiumer  bewußt  bleiben  und  darauf 
achten,  daß  sie  nicht  durch  Gleichgültigkeit  oder  ischlechte 
(.xeM-ohnheit  ihren  Verfall  fördern.  Die  neue  Staatsform  ver- 
langt m  viel  Aveiterem  Umfauy  als  früher  die  tätio-e  Teil- 
nahme des  ganzen  Volkes  am  öffentlichen  Leben  und  an  den 
>)taatsgeschaften.  Vm  «o  widitiser  ist  es,  daß  die  Verord- 
riung-en  und  Bescheide  dw  Belnirden  auch  jedem  Volks- 
-enosseu  leicht  A-erstäudlicdi  sind.  Die  Beamten,  deren  Arbeit 
tur  die  aUgemeine  Wohlfahrt  und  die  istaatliche  Oi-dnuno' 
iine'ntbehrlich  ist,  können  das  Vertrauen  des  Volkes  nn? 
haben,  Avenu  sie  leden  und  schreiben,  wie  das  Volk  es  ver- 
steht. Das  Finanzministerium  ci  wartet  von  den  Beamten, 
-laß  jeder  an  .sich  arlieitet,  um  seine  Schreibweise  deutsch, 
richtig  und  der  Scliönheit  unserer  Sprache  würdig  zu  erhalten. 

-  Zuständij^keit  zur  Eiledi^ning  von  EutschädijgunKsforde- 
run^eii  in  ürtteniberg.  Zur  Erledigung  von  Eutischä<li- 
gungstorderuugen  aus  dem  Gepäck-,  Expreßgut-,  Leichen- 
Guter-  und  Tier\'erkehr  waren  in  Württemberg  bisher  die 
Bahnstationen  IT.  Klasse  iin  Binnnenverkehr  l')is  zu  25  J(. 
im  Verbands  verkehr  bis  zu  10  J{,  die  Eisenbahntetriebs- 
nispektioneii  und  Bahnstaiionen  I.  Klasse  im  Binnenverkehr 
i>is  zu  dü  Jl  m\  'W^rbaiidsverkehr  bis  zum  gleichen  Betra»- 
zustandig.  Mit  Wirkung  vom  1.  September  d.  .T.  an  "wiirdV 
'iie  Zustan.ligkeit  der  Balmstationen  II.  Klasse  bis  zum  Be- 
irag von  50  .M  und  die  der  Eisenbahnbetriebsinspektionen 
und  Balmstatioueu  I.  Klasse  bis  zum  Betrag  von  100  J(,  und 
zwar  gleichmäßig  bei  Sendungen  aus  dem  Binnenverkehr  wie 
aus  dem  \  <•! bandsverkehr,  erweitert.  Entschädiouno-s- 
türderung.en  uIm  t  lü,here  Beträge  'werden  nach  wie  vor  Im 
KekJamationsbnjo    der  General direktion  beaiibeitet. 

^ ,  Arbeitcr/ii^verkehr     in    Wiii-ttemberff,     lu  dei 

Iriedenszeit  umfaßte  der  Arbeiterverkebr  48  %  des  würt- 
tembergischen Ge-samtveikehrs.  Da  hente  der  Gesamt- 
verkehr kaum  48  %des  Friedensverkehrs  beträot,  so  muß- 
ten sich  m  der  AliwickUmg  des  Arlieiterverkehrs  vvesem- 
Jiche  ??chwierigkeiten  ergeben.  Das  unbotmälHoe  A'erbalten 
rincs  Teils  der  Arbeiterschaft  bei  Zügen,  deren  Führnn- 
iliren  Wünschen  im  einzelnen  nicht  enlspracli.  \ermehrte 
noch  diese  Schwierigkeiten.  Häufige  und  unerwartet  durch- 
Meiuhrte  Änderungen  der  Arbeitszeit  in  den  einzelnen  Be- 
trieben erschwerten  überdies  <Ue  rechtzeitige  Aufstelluno- 
geeigneter  Fahrpläne.  Di,-  hierdnrcli  bedinaten  häufioeü 
Änderungen  der  l)i(.n.-i(Mnt<'iiniig  fainb'u  auch  Widerstand 
beim  Eisenbahnpcisonal.  Cbeidies  \  1 1 .surhtcn  liäiifio-  unzu- 
ständige, Vertretungen  der  Arbeiterscbatl  Änderungen  des 
talnidans  herbeizuführen.  Diese  Schwieri-kiitrn  ließen  es 
'ler  A\  nrttembergiscben  Eisenbahnverwaltuug  ang.i'zei('t  ei- 
■Nclieiuen,  im  Benehmen  mit  dem  Arbeitsministerium  die  Schal-' 
fung  i.e.sünderer  Vertretung^eu  der  Arbeiterschaft  anzuregen, 
die  im   Lmvernehmen  mit  den   .\rbeiteni  d+^n  für  die  raln- 


planaufstelluug  erforderlichen  Stoff  rechtzeitig  der  Eisen 
bahn  Verwaltung  zur  Verfügung  stellen  unil,  soweit  erforder- 
lich, durch  Einwirkung  auf  eine  möglichst  gleichmäßige  Ge- 
staltung der  Arbeitszeit  die  Aufstellung  des  Arbeiterzugfahi'- 
plans  erleichtern  «ollen.  Unter  Vermittlung  des  Arboitsmini- 
steriums  haben  nuumehi-  die  Gewerkschaften  in  den  ludustrie- 
ge.genden  besondere  Orbs-  und  Bezirksausschüsse  zwecks  ein 
heitlicher  T^egelung  der  Arl>eitszeit  und  reohtzicitiger  A'er- 
tretung  der  Wünsche  der  Arlieiterscliaft  vor  Ausarl>eitunl 
der  l<'ahrp]äne  eingerichtet. 

—  Konferenz  deutscher  Eiseubahnzufcführcr.  Ende  Augusi 
tagte  in  Stuttgart  unter  dem  Vorsitz  des  Landesvorstande*« 
der  württembfügischeu  Zugführer  eine  Konferenz  deutscher 
Eisenbahnzugführer,  bestehend  aus  berufenen  A'ertretern  dei 
preußischen,  bayerischen  und  württembergischen  Zugführer- 
vereine. Im  Hinblick  anf  die  zu  ei  wartende  überfühi-ung  der 
A  erkehrsanstalteu  aller  Bundesstaaten  an  das  Eeich  wurd«- 
beschlossen,  zwecks  einheitlicher  Wahrung  und  Förderung; 
dei'  gemeinsamen  Sl  andesiuteressen  eine  A  r  b  e  i  t  s  g  e  m  e  i  u  . 
Schaft  deutscher  Eisenbahnzugfühier  und  ihrer  Anwärtej 
herboizufühi-en.  Die  Selbstämligkeit  und  der  landsmännische 
(Jharakter  der  Eisenbaliu  Zugführer  vereine  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  soll  gewahrt  lileil)en.  Mit  den  weiteren  \'oi- 
arbeiten  Wirde  eine  Kommission,  bestehend  aus  je  zwei  Ver- 
tretern eines  Bundesstaat.s,  beauftragt.  Als  Eiuheitsfordorung 
wurde  u.  a.  verlangt:  Einheitliche  Engelung  der  dienstlichen 
und  beamteni-echtlichen  A'erhältnisse  der  Eisenbahnzugführei 
sowie  deren  ÜIx;rfühjung  in  die  mittlere  Beamtenlaufba.hii 
mit  allen  finanziellen  und  beamtenrechtlichen  A^orteilen,  Mit- 
wirkungsrecht l>ei  der  Xeui'egelung  des  Beamtengesetzes."  A'er- 
meiduug  von  Härten  und  Schädigungen  bei  der  OberiiahnH 
durcli  das  Ileicii,  früliere  Erreichung  des  Höchstgehalt.s  umJ 
einjährige.  Gehalts\orrücknugsfristen;  ferner  sollen  Ver- 
setzungen nach  anderen  Bundesistaaleu  nur  mit  Einwilligung 
der  Beamten  stattfinden  dürfen. 

—  l'ersoualnacliriehteii.  Bei  der  preußisch-hessischeji 
Staatsbahn  Verwaltung  isiml  planmäßige  Stellen  verliehen: 
füi-  Mitglieder  der  Eisenbahndirektionen  den  Eegierung.s-  un<i 
Hauräten  II  aa  c  k  in  Essen  und  Horstniann  in  Coblenz; 
für  Vorstände  der  llisenbahnrBetriebsämter  dem  Baiirai 
Linow  in  Dortmund  .sowie  den  Eegieruugsbaumei.slern  de- 
Eisenbahnljaufachs  Mauker  in  Harburg  und  Grell  in 
Lingen;  für  Vorstände  der  Eiseubahu-Maschiueuämter  den 
Kegieruugsbaumei«tern  des  Ma»schinenl)aufachs  Freiherr  von 
E  1 1  z  -  E  ü  'b  e  n  a  c  Ii  in  Düsseldorf  u nd  Eitter  und  Edler  v  o  n 
KeiSslcr  in  Bremen;  füj-  Eegierungsbaumeister  den 
gierungsbaumei.steru  'des  Eisenbahnbaufachs  Capelle  in 
Cassel,  AValter  Schmidt  in  Schwerte.  Culemever  in 
Celle,  Hille  in  Minden  (Westf.)  und  Troitzsch  in 
Leubus.  --  Der  Eogierungisbaumeister  des  Mascliinenbaufach^ 
Pietisch  in  Breslau  ist  dem  Ministerium  der  öffentlichen 
.\rbeiten.  zur  Eeschäftigung  beä  den  Eisenbahnabteiluniien 
überwiesen.  —  Versetzt  sind :  der  Eegieruugsrat  Di, 
T  schierkschky,  'bisher  iuMeiniugen,  zur  Eiisen'bahudirek- 
tion  nach  Kattowitz,  der  Eegierungs-  und  Baurat  Le  Blaue, 
bisher  in  Gleiwitz,  nach  Königsltei  g  (Pr.)  als  A'or..s1an<l  eine-- 
Werkstättenamts  bei  der  Ei.s'enbahn-Hauptwerstätte  daselbsi 
und  der  Eisenbahniugenieur  Eggebrechf.  bi^sher  A'orstand 
des  Fisenbahn-iBetrieibsuebenamtes  in  Birnliaiim,  zur  Eiseu- 
hahudirektion  nach  Altona. —  Der  bisherige  anhält  i.sche  Ge- 
lichtsassessor  Theodor  P  i  c  h  i  e  r  in  Breslau,  jetzt  in  Stetttiii. 
ist'  unter  Ernennung  zum  iireußischen  Eiegierungsassessoi 
dauernd  zur  »Staatseiseubahnver.waltung  übernommen.  —  Die 
preußische  Staatsregierung  hat  dem  (Oheimen  Baurat 
Seh  wandt,  MJtglied  der  Eisen  bahndirektion  in  .Berlin, 
die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienste  mir  Euhe- 
gehalt  erteilt.  —  Dem  ,Eegierungsa«sessor  Dr.  Bole«.laus 
V.  Sikorski  in  Halle  (Saale)  ist  die  naehgesnchie  Ent- 
lassung ans  dem  Staatsdienste  erteilt. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Güterwechselverkehr  der  schwedischen  Bahnen  mit  dem 
Auslande.  Der  Eisenbahngebütrenausschuß  hat  nunmehr 
sein  Gutachten  zum  Güterwechselverkehr  mit  dem  Ausland 
abgegeben.  Der  Auss<diuß  schlägt  vor,  daß  die  durchgehend'' 
Frachtberechnuug  im  A'erkehr  zwischen  Schweden  und  den 
Nachbarländern  aufgehoben  und  ersetzt  werden  soll  durch  eineu 
Vterkehr.  der  sich  a.uf  die  Zusammenlegung  der  Ix'treffendeu 
Frachtsätze  auf  beiden  Seiten  der  Grenzen  gründet  mit  den 
erforderlichen  Abändemngen.  unter  Umständen  .Frachtein- 
scliränkungen.  wo  solche  erforderlich  sind,  und  mit  der  erfoi- 
derlichen  Anpassung  der  Güterei nleilunff  au  die  Vorschriften 
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lies  aailereü  Laiid^e*.  Damit  wird  auob  dem  l>ekia.oiea  Miß- 
stände abo^eholfen.  daß  Fracht^^n  nach  oder  von  ■einer  schwf^- 
dischen  Station  sich  niedriger  oder  gleich  niedrig  stellen 
können  für  Kopenhagen  vrie  für  Malmö.  Dr.  S 

Verbinduiissbahn  Schweden-Finnland.  Xadi  finnischen 
Nachrichten  wird  der  finni.'iche  Teil  der  \erhindunosbahn 
Haparanda-Torneä  bi.s  Mitte  September  fertia,-.  Die  Ar})eiten 
auf  der  .schwedischen  Seite  haben,  sich  etwas  verzögert.  Sie 
werden  aber  möglicherweise  auch  noch  im  September  in^ 
Reine  kommen.  Der  finnische  Generaldij^ektor  'Ynolle  will 
sich  mit  dfer  schwedischen  EisienbahndireMion  wegen  Be- 
schleunigung der  Arbeiten  in  Verbindung  setzen.  Die  Luft- 
drahtseilbahn, welche  während  der  Krieg«zeit  Haparanda  und 
Tnrne.n  verband,  i.«t  an  eine  finni.'^'he  Firma  beivil.«;  verkauft. 

Dr.  S. 

Die  Ke^veluug  des  iuteruatioualen  Zugverkelirs.  Wie  wir 
der  „B,  B.  Ztg,"  entnehmen,  wird  aus  Paris  unterm  1.  Sep- 
tember gemeldet:  Maßgebende  A^ertreter  der  Eisenbahnver- 
waltamgen  der  Alliierten  konferierten  seit  Anfang  August 
m  Paris  über  die  Neuregelung  des  internationalen  Zugver- 
kehrs. Sie  1>estimmten  die  endgültige  Fahrlordnung  des 
Simplon-Orient-Expresses  mit.  direktem  Weg  Paris-Bukarest 
und  Paris-Belgrad  vom  15.  Oktober  ab.  Die  Wagen  mit  Be- 
stimmung nach  Belgrad  werden  als  Griecbenland-Exprell 
nach  Athen  weitergehen.  Vom  15.  Oktober  a.b  wird  auch  der 
Rom-Continental-Expreß  (Ostende-Brüssel-Mailand)  eingv- 
luhrt,  der  in  Maüand  Anschluß  an  den  Simplon-Orient-Expreß 
liat.  Die  Übereinkommen  zwischen  den  l>e teiligten  Ländern 
wurden  am  22.  August  unterzeichnet.  Der  Osteuropa-Expreß 
Paris-Prag-Warschau  über  Straßburg-Nürn)>erg  wird  vom 
bi.  September  ab  laufen.  In  f>esonderen  Bestimmungen  wur- 
den die  Verordnungen  hinsichtlich  der  deutischen  Gebiete  in 
Straßburg  am  .30.  Augit-st  geregelt.  Endlich  «teht  zur  Ent- 
scheidung, in  welcher  Weise  das  von  den  Enientestaaten  gr- 
kündigte  Berner  Übereinkommen  von  1890  zu  eiset zen  ist. 
Alle  diese  Fragen  werden  am  (i.  Septeml)er  einer  Vollsitzung 
dei   Kommi.ssion  zur  Genehmigung  unterbn-itet  werden. 

Die  .\blenkunf;  des  Verkehrs  mit  Italien  über  den 
IJrenner.  Zu  der  in  verschiedenen  Blättern  airf getauchten 
Meldung,  in  absehbarer  Zeit  würde  der  internationale  Bahn- 
hof in  Chiasso  von  Italien  als  unnötig  für  den  Verkehr  auf- 
gehoben, erfährt  der  Korrespondent  der  „Neuen  Zürcher 
Zeitung'-  in  Chiasso,  daß  man  in  Italien  in  der  Tat  mit  einer 
starken  Belebung  des  Verkehrs  ül>er  den  Brenner  rechnet. 
Die  Förderung  dieser  Linie  lieg<^.  natürlich  im  italienischen 
Interesse,  und  man  tue  gut,  sieh  auf  eine  .Ablenkung  eines 
Teils  des  Durchgangsverkehrs  Deutschland-Italien  einzn- 
ütelleii. 


Fremde  Erdteile. 

Streikbewegung  auf  den   amerikanisoheu  Eiseubahuen 

l>ib  Lohnbewegung  der  amerikanischen  Eisenbahner  h.u 
einen  bedrohlichen  Umfang  angenommen.  Eine  von  Wilson 
an  die  Arbeiterschaft  gerichtete  Kundgebung,  wonach  von 
erheblichen  Lohnerhöhungen  keine  Rede  sein  könne,  ehe 
aer  Wiederaufbau  vollbracht  und  e-s  möglich  sei,  das  Ver- 
hältnis zwischen  Lebensmittelpreisen  und  Löhnen  auf  einei 
iiauerha.ften  Grundlage  von  neuem  zu  regeln,  hat,  wie  die 
..B.  B.  Ztg.''der  „Times''  entnimmt,  furclitlbar  überrascht  und 
«Qttfi'scht.  Nach  einer  weiteren  .,Times"-iMeldun2-  beläuft 
^icli  die  geforderte  Lohnsteigerung  airf  insgesamt  80'/. 
VülliArden  Dollar.  Der  Vollzugsrat  der  Verbände  der  Arbeifer 
in  den  Eisenbahnwerkstätten  empfiehlt  dem  W.T.B,  zufolge 
lie  Annahme  von  Wilsons  Angebot,  wonach  der  Lohn  eine 
geringe  Erhöhung  erfahren  «oll,  bis  das  Ergebnis  des  ße- 
?,ierungsanerbiel<»ns,  die  Kosten  des  Le1>ensimterhalts  zu  ver- 
rmgern,  feststehe.  Die.sell>e  Quelle  berichtet  aW,  daß  die 
Art>eate,rvertreter  die  Regelung  ihrer  Forderungen  auf 
briindlage  der  Wilsonschen  Vonschläge  abgelehnt,  und  die 
'Ofortige  Abstimmung  über  den  Streik  in  Aussicht  gestellt 
Hai)en.  Für  einen  Streik  der  'Arbeiter  in  den  E  isenbahn  werk- 
statten soDlen  500  000  Mann  in  (Betracht  kommen  Der 
-Tcneraldirektor  der  Eisenbahnen  hat  angekündigt,  daß  die 
Urwaltung  den  Eisenbahnverkehr  in  Kalifornien,  Ilarrisön 
in<[  Nevada,  wo  gestreikt  wii'd,  in  vollem  Umfange  wieder 
^lerstellen  wird.  Die  Au.sst.ändig^en,  füe  die  Arbeit  nicht 
kvieder  aufnehmen,  werden  entla.ssen.  In  Pitt,sburg  ist  es 
"f*  -'^^il^ß  <^es  Ei.senbahuerausstands  zu  schweren  Zusammen- 
'toben  gekommen,  bei  denen  zahlreiche  Personen  verwundet 
STirden. 


Allgemeines. 

Dreisteiliges  \'orsignal.  Herr  Eegieruugs-  iind  Baii- 
lat  Rosen  fei  d,  Elberfeld,  schreibt  uas:  In  \r.  61 
.lahrgang  191.S  dieser  Zeitung  bringt  Herr  Dr.  Martens  eine 
neue  Form  für  ein  dreistelliges  \'orsignal,  vnd  zwar  ein 
Doppel-Scheiben-Signal  in  Vorschlag,  dessen  A'orzüge  ei- 
iMJSondeivs  hervorhebt.  Dieses  Vorsignal  hat  iedoch  mit 
allen  Scheil>ensignalen  gemein,  daß  es  bei  „Fahrt  frei"  füi- 
das  durchgeliende  (Uei.s  ein  l\lil.<ignal  i.st.  Dageoen  hilfi 
iiuch  kein  noch  so  auffallender  Anstrich  des  Stämiers  und 
der  Erkennungstafel.  Der  tlauji! vorzug  des  Scheibensignal.- 
besteht  in  seinem  vorzüglichen  Bild  in  der  Haltstellung 
Behält  man  dieses  ]>ei  und  beseitigt  das  Fehlsignal,  so  kommt 
"l^'^ii^"^  f'^*  .^onuschte  Signal,  von  Herrn  Dr.  Martens  zu 
abfallio-  „BastaxdnSignar-  genannt.  Die  Bedenken,  die  An- 
ordnung eines  Flügels  am  Vorsignal  könnte  zu  Verwechs- 
lungen mit  dem  Ilanptsignal  Anlaß  geben,  teile  ich  nicht 
Die  Vorsigniile  .lei'  engli^elien.  der  amerikanischen  und  auch 
einiger  festlnudiseher  Bahnen  sind  als  reine  Flügelsignale 
ausgebüdei  und  unterscheiden  sich  nur  durch  di(^  l'orm 
des  Flugeis  vom  Hauptsignal.  Zu  Verwechselungen  und  Bi- 
iriebsun fällen  dürften  sie  keinen  Anlaß  gegeben  ha1>eu. 
sonst  würden  sie  abgeändert  worden  sein.  Seiti  dem  1.  Mai 
1913  ist  nach  dem  Bericht  des  Herrn  E.  G.  Windohl,  Büro- 
Ingenieur  der  Schwedischen  Staatisei.senbahnen,  ein  neues 
dreistelliges  Vorsignal  dort  eiug^^führt  worden,  welches  wie 
mein  Vorschlag  (vgl.  Nr.  10,  .Jahrgang  191  f.  dieser  Zei- 
tung). Scheibe  und  Flügel  zur  Signalgebnng,  wenn  auch  in 
etwas  anderer  Form,  vereinigt.  Auch  dieses  Signal  hat  sich 
gut  bewährt. 

Bei  dem  von  mir  seinerzeit  entworfenen  Signal  ist  der 
Zusatzflugel,  wie  von  Herrn  Dr.  Martens  nicht  uiit  Unrecht 
bemängelt  wird,  etwas  zu  klein  und  daher  nicdit  fleutlich 
genug.  In  dem  folgenden  Vorschlage  hab<^  ich  diesen  Man- 
gel beseitigt  und  hoffe,  nunmehr  eine  wirklich  hrauciihnii' 
l^o.sung  der  viel  umstrittenen  Frage  zu  bringen. 

Für  (üe  Warnstelluug  (Abb.  I)  ist  die  iScheibe  nach  Ein- 
heitszeichnung unverändert  beibelialten.  Hinter  der  Scheibe 
sind  zwei  halb  aufwärts  gerichtete  Flügel  angeordnet,  von 
denen  der  nach  rechts  oben  zeigende  aui  .Mast'  befestigt  ist. 
während  der  nach  links  oben  zeigemb'  um  90"  abwärts  Ix-- 
w;egt  werden  kann.  Dieser  beweglich,.  Flügel  wird  durch 
eine  zweite  Btellrinne  des  Voi  sinnalanl  i  idis  mit  Leerlauf 
nach  der  einen  Drehrichtung  ui  bekannler  Art  gesteuert 
Bei  _  „Fahrt  frei''  für  das'  durchgehende  Gleis  '"wird  die 
Scheibe  des  Vor.signals  in  wagerechte  Stellung,  wie  bisher. 


Abb.  1.  Abb.  2.  Abb.  3. 


gebracht,  und  der  Flügel  m  die  in  Abbildung  2  dargestellte 
l^agG.  Das  Bild  des  auf  diesie  Wei,se  hergestellten  lang- 
g-estreckten  Flügels  ist  ,so  deutlich  und  klar,  daß  es  sich 
rtem  Gedächtnis  leicht  einprägt  und  zu  Verwechslungen  mit 
dem  Flügel  des  Hauptsignals  keinen  Anlaß  geben  kann. 
.Vuolt  Verwechslungen  mit  dem  Ablaufsignal  an  Rangier- 
|>ergen  sind  wohl  gänzlich  auiSgeschlossen.  Bei  der  Fahrt 
in  die  Abzweigung  —  2  oder  h  Flüge]  am  Hauptsignal  — 
g-elangt  das  Vorsignal  in  die  Stellung  Abbildung  '3.  Die 
.>oheibe  liegt  wagerecht,  die  Flügel  zeigen  halb  aufwärts 
.viich  dieses  Bild  ist.  iso  eigenartig,  daß  es  sich  zur  Kenn- 
zeichnung- der  Ablenkung  sehr  gut  eignen  wird. 

Die  Nachtsignale  für  die  Abbildungen  1  und  2  ergeben 
sich  nach  der  Signa lordnung ;  für  Abbildung  3  tritt  oben 
rechts  grünes  Licht,  links  unten  gelbes  Licht,  ohne  Ände- 
rung m  der  Höhenlage  der  Lichter  gegenüber  der  Ms- 
hengeu   Höhe.    Die  Bewegung  der  oberen   rechten  Blende 
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.-ilolsl  von  der  Scheibe  auw,  und  die  der  imt«reu  linken  cliiroh 
uen  bewes'lk'lK'n  Flüg^el. 

Die  Uniändcruuft-  bzw.  P^r^äuzuus-  iler  vorhaudemen  Sig- 
iialc  lalH^sioh  auf  einfachste  Art  ausfühmn:  Klappscheibe, 
menden,  L,a(cim'naufzus',  Vorsisnalantrieb  werden  unver- 
ändert beibehalten.  Eine  ]\lehrI)ela.«tuno-  der  Leituno-  erfolgt 
nur  in  ganz  Äerin«eni  Maße,  uud  auch  nur  bei  Fahitstclluu« 
des  <"isten  Flügels.  Bei  der  Bedienuns-'  des  zweiten  und 
•  Iritten  Flügels  lam  Hauptsignal  bleiben  liie  X'or.sionalflügel 
III  Ruhe. 

l>em  A'eruehmen  nach  ha.ben  sich  die  inaßijebenden  Stellen 
zu  }iraktischen  Versuchen  mit  einigen  der  vorgeschlagenen 
Mgnale  entschlossen,  dann  wäre  wdeder  ein  großer  Schritt 
vorwärts  im  Sicherungswesen  erfolgt.  Es  diirfte  nicht  zu 
iH-zweiteln  .sein,  daß  auch  dieses  Vorsignal  sich  zur  Probe- 
ausführung auf  einer  Versuchsstrecke  besonders  eignen 
wurde,  denn  darin  stünme  ich  mit  Herrn  Dr.  Martens  über- 
ein. da(j  Meinungsstreit  und  ^Meinungsaustausch  mehr  oder 
weniffer  unfruchtbar  isind  und  das  sichei'ste  Urtei'!  über  die 
Brauchbarkeit  eines  Signals  nur  durch  Erprobung  im  Be- 
irieiHi  erlang-t  werden  kann. 

-  Xeues  Anstreichverfahren.  In  der  Zeitschrift  „Ver- 
kehnslechnische  Woche  Nr.  19,  Jahrgang  XIII'-  ist  in  der 
Abhandlung  „Lack-  und  Leinölersatz'"  unter  anderem  auch 
das  Jägersche  Anstreichverfahieu  erwähnt,  nach  welchem 
mit  weit  geringrerem  öl\-erl)iaucli  haltbare,  besser  a-ussehende 
und  weniger  Zeit  und  Arbeit  erfordernde  Schutzflächen  er- 
zeugt werden  konnten,  als  nach  dem  bisherigen  Verfahren. 
Durch  das  Eisenbahu-Zentralamt  m  größerem  Umfange  atiis- 
gelührte  Probeanstriche  nach  dem  Jägerschen  Verfahren 
haben  indessen  ergeben,  daß  dies  bezüglich  der  Leinöl-, 
Zeit-  und  Arbeitsersparnis  wohl  zutrifft,  nicht  aiber  hin- 
sichtlich der  Haltbiarkeit.  Wie  in  der  vorerwähnten  Ab- 
handlung (Sehr  richtig  angegeben,  haftet  bei  der  Gruu- 
«lierung  mit  Kronengrund  der  flüssige,  satt  aufgetragene 
Grundanstrich  leider  nur  auf  der  Oberfläche,'  ohne  in 
die  Poren  des  Holzes  einzudringen  und  diese  zu  füllen,  da 
er  sehr  schnell,  fast  nuter  den  Händen,  beim  Streichen 
gallei-t artig  erstarrt  und  erhärtet  und  eine  zähe,  biegsame 
Haut^  bildet,  woran  auch  nichts  durch  eine  Wiederholung 
des  Grundanstrichs  geändert  wird.  Ja,  im  fxegenteil,  wenn 
eine  Berührung  des  zweiten  Anstrichs  mit  dem  noch  nicht 
völlig  trockenen  ersten  Anstrich  erfolgt,  so  Avird  'dieser  auf- 
,gelo.st  und  bildet  unebene  Stenen ;  aus  diesem  Grunde  ist 
das  V  erfahren  für  große  Außenflächen  schwiericr  oder  gar 
"^^i^^'w-^^i^'*'"^^**^^'-  J"ii»S€n  die  hervorstehendicn  Kanten 

lind  Winkel  der  Profileisen  sorgfältig  gut  gedeckt  werden, 
wdbei  sich  dann  Ablösungen  und  Flocken  bilden.    Wie  sieb 
hei  den   Versuchen  ferner  ergeben  hat,  ist  dieser  Grund- 
.instrich  nicht  wetterbeständig  und  hält  nur  solange,  wie  er 
von  dem  darauf  aufgetragenen  Laekansiiich  gesehützt  wird. 
Ist  dieser  Lackanstrich  infolge  der  Wiüciuugseinflüssp  oder 
inechanischen    Einwirkungen    verletzt  oder  ial)genutzt,  was 
\*'^,^^fsenbahnf ahrzeugen  besonders  leicht  eintritt  und  unaus- 
bleiblich ist,  so  bilden  sich  in  der  Grundierung  feiurissio-e 
Stellen,  die  nach  kurzer  Zeit  abblättern,  in  einzelnen  Fällen 
wreits  nach  seclis  Monaten.    Der  Hauptgrund  gegen  die  Ver- 
wendung dieser  Grundiemng  bestand  im  fast  vollständigen 
I'  ehlen  der  Deckfarben  f)der  von  Leinölfirnis ;    die  als  Ersatz 
verwendeten  Teerölfarten  lösten  die  Grundierung  auf.  Wohl 
oder  übel  mußte  schon  aus  Sparsamkeitsgründen  von  icinem 
Innenanstxich  der  Wagen  ganz  abgesehen  werden,  weshalb 
auch  (las  Grundiermittel  nicht  verwend1>ar  war.    Zum  Außen- 
anstrich mußten  die  Teerfarben  einen    wenn    auch  mangel- 
halten Ersatz  bieten.     Eisen  au  striche  mit  diesem.  Grimdier- 
maitel  halben  sich  ebenfalls  nicht  wetterbeständig  gezeigt  und 
nur  solange  gehalten,  als  sie  von  dem  darüber  befindMohen 
01t ar benanstrich  geschützt   wurden,  dann  aber  zeigten  sie 
Kost  Stellea,  die  sich  sehr  schnell  über  die  ganze  Fläche  aus- 
breiteten.    Ob  das  Jäger'sclie  Anstreichverfahren  für  neue 
Wagen  angewandt  werden  kann,  darüber  sind  Versuche  an 
neuen  Güterwagen  im  Gange. 
Alverdes.  techn.  Eisenbähnobersekretär  beim  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin. 


Rechtspflege. 

Höhere  (iewalt  bei  Explosion  eines  mit  explosibler 
Müssiffkeit  gefüllten  Gepäckstückes.  Am  25.  Januar  1918. 
kurz  vor  der  Station  Schleißheün,  entstand  in  dem  D-Zug  26 
durch  ein  Gepäckstück,  das  der  Soldat  W.  bei  sich  hatte,  und 
das  :{0  kg  m  eine  Korbflasche  gefüllte  Vulkanisierlöisiing 
enthielt,  eine  heftige  Explosion,  durch  die  zwei  Personen- 
wagen in  Brand  gesetzt  und  zahlreiche  Eeisende  teils  ge- 
tötet, teils  verletzt  wurden.    Die  auf  Grund  des  Haftpflicht- 
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gesetzes  und  der  Bestimmungen  des  ßüi  gerlichen  Gesetzbuchs 
Uber  den  Personenbeföiiderungisvertrag  in  Anspruch 
nommeue  bayerische  Eisenbahnverwaltung  lehnte  die  Haf- 
tung nut  der  Begründung  ab,  daß  kein  Betriebsunfall  im 
Sinne  des  §  1  Ilaftpflichtgesetzes  vorliege,  der  Unfall  auf 
hoheie  Gewalt  zurückzuführen  sei  und  ein  Verschulden  fier 
Eiseubahnverwaltung  und  ihrer  Organe  nicht  gegeben  sei 
Landgericht  und  Oberlandesgericht  München  haben  die  Klao-e 
abgewiesen.  In  dem  Urteil  des  Oberlandesgerichts  ist  fol- 
.gendes  ausgeführt:  Der  Senat  hält  in  Ü)>ereinstimmung  mit 
dem  Landgericht  einen  Betriebsunfall  für  gegeben,  die 
Haltung  der  Eiseubahnverwaltung  aber  für  ausgesclüossen 
weil  der  Unfall  durch  höhere  ( Jewalt  ^■eru^sacht  worden  ist! 
Uaß  der  Unfall  ein  Betriebsunfall  war,  weil  er  mit  den  dem 
Bahnbetrieb  eigentümlichen  Gefahren  inneilich  zusammen- 
hangt, kann  nicht  bestritten  werden.  Allerdings  kann  die 
Explosion  eines  feuergefährlichen  Gepäckstückes  auch  außer- 
XT- 1?  Eisenbahnwagens  zu  Verletzungen  der  in  der 

Nahe  befindlichen  Personen  führen.   Allein  es  ist  eine  Eigen- 
tümlichkeit   des    Eisenbahnverkehrs,    daß  der  Eeisende  ge- 
zwungen ist,  auf  verhältnismäßig  engem  Räume  für  längere 
Zeit  mit  anderen  Reisenden  •  und  anderen  Gepäckstücken"  zu- 
sammen zu  sein,  wodurch  er  gefährlichen  Einwirkungen  mehr 
ausgesetzt    ist,    als   dies  anderwärts  der  Fall  ist  Charak- 
teristisch hierfür  ist  im  vorliegenden  Falle  gerade  der  Um- 
stand, daß  der  Kläger,   obwohl  im  Besitze  einer  Fahrkarte 
z.  Klasse,  weqen  Platzmangels  genötigt  war,  in  einem  Abteü 
6.  Klasse  Platz  zu  nehmen.    Mit  Recht  hat  aber  das  Land- 
gericht höhere  Gewalt  angenommen.    Als  solche  ist  ein,  auch 
mit  der  peinlichsten  Sorgfalt  nicht  abzuwendendes  Ereio-nis 
anzusehen    (Eger,   Haftpflichtgesetz,   7.  Aufl.   S   127  RGR 
Komm.,  2.  Aufl.  Bem.  2  zu  §  203  BGB.).    Auch  ein 'inneres 
Ereignis     (Explosion     im    Innern  eines  Eisenbahnwagens) 
kann  unter  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  faUen,  voraus- 
gesetzt, da_ß  es  trotz  größter  Aufmerksamkeit  nicht  abwend- 
bar w^ar  (RG.  bei  Eger,  Eisenb.-Entsch.,  Bd.  18,  S  204)  Bei 
^1?^'    Piufung  der  Frage,    ob  das  Ereignis  abw^endbar  war» 
dürfen  aber  die  Natui-  des  in  Frage  stehenden  Unternehmend 
und  seme  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  nicht  außer  acht  "■e- 
lassen  werden.    Es  ist  selbstverständlich,  daß  der  Betrieb  der 
Eis-enbalin  es  unmöglich  macht,  die  Mitnahme  von  Handgepäck 
.^der   Art    m  die  Personenwagen  unbedingt  zu  verbietend 
Ebenso  undurchführbar  wäre  aber  auch  die  Anordnung  daß 
.jeder    Eeisende    vor  Eintritt  in  den  Wagen  einer  genauen 
Untersuchung  darüber  zu  unterziehen  sei,  ob  er  Gegenstände 
mit  sich  führe,  durch  welche  die  Mitreisenden  gefährdet  wer- 
den können.    Durch  das  Verbot,  explosionsgefährliche  Stoffe 
in  die  Personenwagen  mitzunehmen  (§  29  Eis.-Verk.-O.)  hat 
die  Eisenbahn  ihrer  Pflicht  in  dieser  Hinsicht  in  voUem 
Umfange    genügt.    Sie    darf  und  muß  damit  rechnen  daß 
diesem  \' erböte  Rechnung  getragen  wird,  und  ist  zu  weiter- 
.gehenden  Maßnahmen  um  deswillen,  weil  dem  Verbote  doch 
zuwider  gehandelt  werden  könnte,  nicht  verpflichtet  Hier- 
aus ergibt  sich  auch,  daß  ein  Verschulden  der  Eisenbahn  oder 
derjenigen    Personen,    für   die  sie  einzustehen  hat,  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  gegeben  ist.   Daß  die  mitgeführte  Glas- 
tlasohe  in  irgend  welcher  Hinsicht  auffallend  gewesen  wäre, 
so  daß    ihre    Mitnahme    in  den  Personenwagen  vom  Bahn- 
personal hätte  beanstandet  werden  müssen   ist  vom  Kläger 
gar  nicht  behauptet  worden;  er  hat  auch  der  Behauptung  der 
beklagten    Eiseubahnverwaltung,    daß    der  Soldat  W  eine 
bayerische    Bahnsteigspen  e   überhaupt  nicht  passiert  habe, 
sondern  schon  in  Leipzig  in  den  Zug  eingestiegen  und  dort 
bei  Ul>ergang  des  D-Zuges  auf  die  bayerische  Staatsbahn  ver- 
blieben isei,  nicht  widersprochen.    Demgemäß  kann  auch  von 
einer  Haftung  aus  dem  Beförderungsvertrag  oder  aus  §  823 
831  des  Biirgerlichen  Ge.setzbuches   keine  Rede  sein.  (Urt' 
des  Oberlandesgerichls  München  v.  8.  Jan.  1919.    Das  Urteil" 
ist  rechtskräftig  geworden.)  Dr  Eeindl 


Bücherschau. 

—  „Bürgerliches  Gesetzbuch  mit  gemeiuverstaudliclieu  Er- 
läuterunA-en"  von  Landgerichtsdirektor  Rosen thal  in  Dan- 
21g.  V  on  dieser  bekannten  und  weitverbreiteten  Ausgabe-  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist  soeben  eine  durch  „Nach- 
trage" aus  den  Gesetzen,  Verordnungen  und  Entscheidungen 
der  Jahre  1914  bis  Juni  1919  ergänzte  Ausgabe  der  9.  Auflage 
(62.-67.  Tausend)  m  Gustav  Röthes  Vterlagsbuchhandlung  in 
Graudenz  erschienen.  Diese  „Nachträge"  (32  Seiten  Groß- 
Oktav)  sind  gleichzeitig  als  Sonderheft  herausgegeben 
worden  (Preis  2  Jl).  Sie  sind  eine  unentbehi-liche  Ergänzung 
nicht  nur  zu  dem  Hauptwerke,  sondern  auch  zu  jeder  anderen 
Ausgabe  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 
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Amtliche 
Mitteilungen 

der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 

Zurcfhnunff    neuer    Strecken    zu  den 
A'ereinsbahnstrecken. 

Dil'  am  1.  Septembei-  d.  J.  eröffnete, 
km  öffentlkh«n  Güter-  imd  Tierver- 
rehr dteiw'nde  3,03  km  lange  Verbin- 
iunfrsbahn  bti  Hanau  Ost  —  Eisen- 
MihLiulirektion  Fraukfui-t  (^Main)  —  ist 
len  Vereins  bahnst  recken  zu- 
H'rt'chnet  worden. 


1919  ausgegebenen  Anhangs  zum 
Pfälzisch-Bayerischen  Gütertarif  zu 
Grunde  gelegt. 

Näher©  Auskunft  durch  die  betei- 
1  igten  Abf ertigungs.=;tellen. 

München,  den  30.  August  1919.  (899) 
Tarif amt  d.  Bayer.  St.-E.  rechts  d.  Rh. 


Pfälzisch-Württ.  Güterverkehr. 

mt  'Gültigkeit  vom  10.  September  1919 
an  Wird  im  Auisnahmetarif  7d  der 
Frachtsatz;  von  Lauchertal  nach  Lud- 
wigshafen (Rhein)  Hbf.  von  98,3  ^  ge- 
ändert in  107 

Stuttgart,  denl.  Septemiber  1919.  (900) 
Gen.-Dir.  der  Staatseisenbahnen. 


Süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Binnentarif  für  die  Hessischen  Neben- 
bahnen im  Privatbetrieb. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Sei^tember  1919 
werden  nachstehende  Ansnahmetarifc 
aufgehoben:  1  (Holztarif),  5a  für 
Steine  des  Spezialtarifs  III,  Sand  und 
Kies,  6  Steinkolüen  und  andere  Brenn- 
stoffe. 

Darmstadt,  am  25.  August  1919.  (90C) 
Die  Direktion. 

Oschersleben-Schöninger  Eisenbahn. 

Mit  isofortiger  Gültigkeit  wird  im 
Binnen-Güterverkehr  der  Ausnahme- 
tarijf  il  (Holztarif)  aufgehoben. 

Braunschweig,  1.  Septemb.  1919.  (902) 
Der  Vorstand. 

Mit!  Wirkung  vom  1.  9.  1919  ab  wird 
auf  Seite  6  des  Tarifs  die  Station 
Lübeck  in  das  unter  1  angegebene  Sta- 
tionsverzeichnis aufgenommen.  Das 
sofortiige  Inkrafttreten  d^r  hierdurch 
bedingten  Tariferhöhung  gründet  sich 
auf  die  vorübergehende  Änderung  des 
§  6  der  Eisenbahn-Verkehis-Ordnung. 

Essen,  den  31.  August  1919.  (907) 
Eisen  babndirektion. 


Die  Eisenbahner 

und 

das  Beamtenrecht 

sowie  die 

Heranziehung  von  Kaufleuten 

zur  Verwaltung  der 
Staats -Eisenbahnen. 

Von  [7183] 

H.  Schlegelmilch, 

Regierungs-Baumeister  a.  D. 

Portofrei  zu  beziehen  von  Schlegelmilch, 
Erfurt,  Klingenstr.  7,  gegen  Einsendung  von 
45  Pfg.  durch  Zahlkarte  auf  Postscheck-Konto 
Leipzig  Nr.  23  143. 


Amtliche 
Bekanntmachungen. 

Güterverkehr. 

forddeutscher  Donaii-T^mselil.agverkehr 
über  Regensburg:  usw. 

Mit  10.  September  1919  tritt  d«er  Ver- 
tandsgütertarif  Teil  II  vom  15.  Januar 
911  nebst  Nachträgen  und  den  zum 
^arif  veröffentlichten  Eigänzungen 
nd  Änderungen  außer  Kraft.  Das 
Isbaldige  Inkrafttreten  dieser  Tarif- 
mdenmg  (gründet  isich  auf  die  vor- 
Ivorgehende  Änderung  des  §  6  der 
lisenbahn-Verkehrsorduung  (RGBl.  14. 

4Ö.5)  und  ist  von  der  Landesaufsiehts- 
ehörde  genehmigt. 

Breslau,  den  1.  September  1919.  (898) 

Eisenbahndirektion, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Pfälzisch-bayerischer  Güterverkehr. 

Die  Rheinfbrücken  l>ei  Worms, 
lermersheim  und  Maxau  sind  für  den 
Güterverkehr  wieder  freigegel>«n  wor- 
en.  Die  vor  der  Besetzung  der  Pfalz 
ültig  gewesenen  Leitungsvonschriften 
reten  daher,  soweit  sie  ül)er  die  frei- 
egel)cnen  Übergänge  lauten,  mit  iso- 
ortiger  Wirkung  wieder  in  Kraft, 
benso  die  früheren  Tarifentfernungen 
ür  die  für  diese  Ül>ergäng,p  in  Be- 
racht  kommenden  Stationsverbin- 
ungen. 

An  i.S!l*ell}o  der  über  den  noch  ^e- 
perrten  Übergang  Kehl  führenden 
rüheren  Wege  tritt  der  Leitungsweg 
iudvvigshafen  (Rhein) -iManuheim.  Der 
'rachtberechming  für  die  hier  in  Be- 
racht  kouimenden  Station.sverbinduaii- 
fm  werden  die  über  Mannheim  be- 
Echneten  Entfernungen  des  ab  1.  II. 


Binnengütertarif 
der  Zschipkau-Finsterwalder  Eisenbahn. 

Mit  dem  lö.  ISeptember  1919  werden 
die  Ausnahmetarife  1  (Holztarif)  und 
2  für  Braunkohlen  zur  Herstelluno-  von 
Briketts  (Abschnitt  B,  Seite  6  des 
Tarifs)  vorbehaltlich  der  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  aufgehoben. 

Finsterwallde,  30.  August  1919.  (901) 
Die  Direktion 
der  Zsohipkau-Finsterwalder  Eisenbahn. 

Braunschweig-Schöninger  Eisenbahn. 

Mit  sofortiger  'Gültigkeit  werden  fol- 
gende Ausnahmetarife  im  Binnen- 
Güterverkehr  :aufgehol>en : 

1  (Holztarif),  3  (Kalitarif),  5a  und 
o  b  ( Zi  e gelsteine ) . 

Braunschweig.  1.  Septemb.  19il9.  (903) 
Der  Vorstand. 

Transit-Tarif    für    den  norddeutschen 
Güterverkehr  nach  den  unteren  Donau- 
ländern. 

Mit  dem  10.  September  1919  tritt  der 
Tarif  außer  Kraft. 

Das  alsbaldig«  Inkrafttreten  der  Auf- 
helmng  gründet  sich  auf  die  vorüber- 
geliende  Änderung  des  §  6  der  Eilsen- 
bahn-Verkehrsordnuno- (RGBl.  1914, 
S.  455). 

Breslau,  den  1.  Sei)tember  1919.  (904) 
Eise  n  bahnd  i  r  ektion , 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

In  der  Bekanntmachung  vom  23. 
August  1919  betr.  Aufhebung  und  Ein- 
schränkung von  Ausnahmetarifeu  ist 
der  ( )bci  schlesipch-sächsischo  Dienst  - 
kohJenausnahmetarif  Tfv.  1104  nachzu- 
tj-agen,  der  gleichfallis  am  31.  August 
außer  Kraft  getreten  ist  (zu  vergl. 
Tarif anzeiger  Nr.  719/1919). 

Berlin,  den  1.  September  1919.  (905) 
E  isen  b  ahii  d  ir  ek  ti  on , 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII^ 


o  ■ 


'2$etlangea  öle  iSintffo^en  nttb  Tßtti^z  x>on  btn  alleinigen  5<»£>tifanfcn 

©ttmme  /  OlataÜö  (Sc  So.  /  a. 


Hirschiberg  -  Sehl. 

ABTEILUNG  IV:  - 


Entwürfe  für  Haupt-  i: 
u.  Nebenbahnen. 

Anschlussgleise.  i: 

Bauleitung-  i; 
Abrechnungen. 

Schlussvermessungen,  i: 

ABTEILUNG  V:  ][ 

Wasserleitung,  Klär-  :| 

anlagen,  Kanalisation.  Ü 

Eigene      [7044]  il 
Zementwarenfabrik. 

30  jähr.  Praxis  J ; 
Beste  Empfehlungen. 
Ingenieurbesuch  Kostenlos. 
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I 


Filzisolierplatte 


Beersotekt 


für  Tunnels,  Brücken  usw ,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplalte  „Pachytekt"  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 

I  a    scHwarzer    £isenIacK  fern« 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 
V.  J 


C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z  1 


Hebezeug' 


für  die  WerKstättei 

wie:  [698! 

FlaschenzUge, 
Winden, 
Hebeböcke, 
Ketten 


liefert 


G.  Wagner 

BERLIN  S.O. 
Köpenicker  Str.  71 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel-Wilhelmshöhe 

Über  45000  Heifldampflohomotiven 

mit  ÜberKitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 

f^^l  im  Betrieb  und  Bau  befindlicK 

Einbau  erfolgt  durch  die  Uzenzberechtigten  Lokomotivfabriken  === 

DrucRscKriften  Kostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaaten 
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Zeitung  des  Vereins  ^tG22i8>9 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  v.  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W. 9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 

Nr.  68.  Berlin,  den  10.  September  1919.  LIX,  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beitrüge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Scbriftleitunj;  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntniachnneen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutsclier 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  inBerlinW.9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  dürch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlafjsbuch- 
liandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreiclüseh- 
nugari  scheu  Postgebietes  für  aO  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigen  (Preis  fiir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
00  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linl;straße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reich.sbaiik-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOO- 


( !-eschichte  der  Orgamsation  d^r  preulU- 
.schen  i^taat.sbahn-en 

Di«  australisch.en  Eisenbahnen. 
(Schluß.) 

N  achi'ichten. 
Deutschland  :     Die  Verk^ehrs- 
lag«    auf    d^en    deutschen  Eisen- 
bahnen. —  Der  Haushaltsplan  der 
iStaatseisenbahnen     im  württem- 


I  n  Ii  a  1  t  ! 

Ijergischen  Laadtag.  —  Deutsch- 
itatieniseher  G-üterverkehr.  —  Per- 
.sonalnaohrichten. 

1 )  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Neuord^ 
nun»'  des  kommerziellen  Dienstes 
der  Südbahn.  —  Fahrbegünstiguu- 
gen.  —  Verkehrsverhältnisse  auf 
der  Salzkammergut-Lokalbahn. 

(Hirige  europäische  Län- 
der:  Schwedischisibirischer  Han- 


delsaustausch. —  Ein  Vorstol)  für 
das  Fauoillepi'ojekt.  —  Die  Wieder- 
eröffnung des  baddscheu  Bahnhofes 
in  Basel.  —  Schnellzugzuschläge 
auf  den  Svchweizeriscben  Bundes- 
bahnen. —  Die  Schweiz  und  die 
freie  Rhein  schiff  ah  r  t . 

.Allgemeines. 

Amtliche  Bekanutmachuugeu. 


Geschichte  der  Organisation  der  prieußischen  Staatsbahnen. 


Die  im  Jahre  1817  eingeführte  Organisation  der  allge- 
iiieinea  Landesverwaltung  in  Preußen  hat  in  ihren  Grund- 
lagen ein  Jahrhundert  ül>erdauert,  die  Organisation  der 
pieußi.^-hen  Staatsei-senbahnen  ist  in  einem  Zeitraum  von 
etwa  Gö  Jahren  nicht  weniger  als  füufnTal  neu  aufgebaut  woi- 
ilen.  Der  Grund  für  diese  Erscheinung  liegt  gewiß  zum  großen 
Teil  darin,  daß  da-s  Netz  der  prieußischen  Htaatsbalmen  eine 
bei  ihrer  Entstehung  kaum  geahnte  Ausdehnung  genommen, 
.daß  die  Eisenbahnpol itik  wiederholt  gewechselt  hat.  An- 
dererseits Aber  haben  die  bei  der  Verwaltung  der  preußischen 
Staatsbahnen  gesammelten  Erfahrungien  wiederholt  gezeigt, 

,  daß  -flie  Formen,  in  denen  die  "Verwaltung  ausgeübt  wurtle, 
nicht  mehr  paßten,  daß  neue  Formen  gefunden  werden  mußten, 
wenn  die  Staatseisenbahnen  den  ihnen  gestellten  Aufgaben  in 
möglichst  vollkommener  Weise  gierecht  werden  wollten.  Die 
in  den  einzelnen  Zeitabschnitten  1>estehenden  Organisationen 
sind  allgemein  l>ekannt.  Die  Gründe  aber,  die  Änderungen 
jedesmal  nötig  machten,  sind  bisher  im  Zusammenhang  nicht 
dargelegt.  Es  ist  daher  ein  hohes  Verdienst  des  \'or  wenigen 
Monaten  verstorbenen  langjährigen  Präsidenten  der  Eisen- 
bahndirektion  Halle,  Wirklichen  Geheimen  Rats  Fiitz  Seydel, 
<laß  er  in  den  letzten  Monaten  seines  Lebens  eine  Geschichte 
dieser  Organisationen  in  ihren  üaux>tzügen  geschrieben  hatM- 

/  Er  war  dazu  l>esonders  berufen,  weil  er  unter  der  Herrschaft 
der  meisten  der  Organisationen  selbst  tätig  gewesen  ist  und 
dalxH  reiche  Erfahrungen  gesammelt  hat,  weil  er  außerdem 
als  Mitarbeiter  an  der  Eatstehung  der  in  ihren  Grundlagen 
lii'ute  noch  geltenden   Organisation  des  Jahres  1895  mitge- 


')  F.  Seydel.  Organisation  der  preußischen  Staatseisen- 
bahnien  bis  zum  Kriegsausbruch.  Geschjchtliche  Beiträge- 
Berlin  1919.  Julitiis  Springer.    66  ,S.,  8». 


wirkt  hat.  Seine  ges.chichtlicheii  Kiicklilickf  verdienen  um  so 
ernstere  Beachtung,  weil  bei  dem  bevorstehenden  Übergang 
der  deutschen  Eisenbahnen  an  das  Reich  organisatorische 
Änderungen  wohl  unausbleiblich  sein  weiden,  wie  denn  auch 
in  dieser  Zeitung  solche  in  den  letzten  Monaten  wiederholt 
erörtert  worden  sind.  „Wie  überall,"  .so  bemerkt  der  Ver- 
fasser in  der  Einleitung,  „so  muß  auch  hier  auf  diesejn  be- 
ischränkten  Gebiet  die  Geschichte  ein  Lehrmeister  sein.  Aus 
der  Vergangenheit  «ollen  die  Lelienden  lernen,  damit  sie 
das  Bestehende  recht  begreifen  und  in  der  Zukunft  nicht 
wieder  in  Fehler  verfallen,  die  in  früheren  Zeiten  gemacht 
und  oft  nur  mühselig  überwunden  sind." 

Ihre  erste  Organisation  erhielten  die  preußischen  Staats- 
bahnen im  Jahre  1850,  naiOhdem  der  Staat  mit  dem  Bau 
eig-'ener  Bahnen  begonnen  und  einzelne  Privaibahnen  er- 
worben oder  in  Staatsverwaltung  übernommen  hatte.  Wie 
die  Bahnen  in  den  verschiedenen  Landesgebieten  ohne  äußeren 
Zusammenhang  vorhanden  waren,  so  hatte  jede  Direktion 
ihre  eigene  Verwaltung,  dei'cn  Fonnen  im  wesentlichen  der 
der  Privatbahnen  nachgebildet  waren.  Im  Jahre  1867  erfolgte 
eine  Änderung,  die  hauptsächlich  in  einer  weiteren  Ausbil- 
dung des  Ausführungsdieustes  ))estanfl.  Von  größerer  Bedeu- 
tung war  die  Organisation  von  1872,  die  neben  den  Direk- 
tionen die  diesen  teils  gleidh-,  teils  untergeordneten  Eisen- 
bahnkommissionen  schuf,  worauf  die  Direktionen  die 
Proviuzialbehördeu,  die  Kommissionen  die  Lokal-  und  Bezirks- 
behörden bildeten.  Es  folgte  die  Organisation  des  Ministers 
Maybach  im  Jahre  1879,  durch  die  die  Kommissionen  in 
Eisenbahnbetriebs  ä  m  t  e  r  umgestaltet  und  nunmehr-  eine 
Instanz  unter  den  Direktionen  wurden.  Außerdem 
wurde  bei  den  Direktionen  das  Kollegialsystem   durch  das 
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Diiektorialsysteiu  —  abgesehen  von  der  Entsclieidung  über 
g>e wisse  Besc-li werden  der  Beamten  —  ersetzt-,  und  fiir  ihre 
(xeschäfte  drei  Abtedlung-eoa  g-ebildet,  die  erste  für  die  allg-e- 
meinca  Verwaltungsangelegenheiten,  die  zweite  für  Veiloehr 
und  Betrieb,  die  dritte  für  die  Bauverwaltung.  Diese  Or- 
ganisation wurde  während  des  Ministeriums  Maybach  nicht 
geändert.  Erst  nach  «einem  Abgang  erfolgte  in"  den  ersten 
Jahren  des  Ministeriums  Thielen  der  vollständige  Neubau 
durch  die  Organisation  des  Jahres  1895,  die  im  Jahre  1907 
ui  einigen  Punkten  geändert  und  ergänzt  wurde.  Die  haupt- 
sächlichste Änderung  war  die  Erriehtung  des  Eisenba-hn- 
zcutralamtes  neben  den  Ei&enha-hndirektionen. 

Seydel  gibt  —  ohne  «ich  in  Einzelheiten  zu  vertiefen  — 
(Ue  wesentlichsten  Grundzüge  dieser  Organisationen  v:ieder. 
Er  \-erkennt  nicht,   daß   die  jedesnialigen  Änderungen  un- 
zweifelhaft als  Verbesserungen  gelten  müssen.  Andrerseits 
aber  litten  die   beiden  Organisationen   von  1872  und  1879 
—  auf  diese  beiden  kommt  es  ha,uptisächlich  an  —  an  gewissen 
inneren     Eehlern,     deren     Beseitigung     nur     durch  voll- 
ständige Umgestaltung,  wie  .sie  im  Jahre  1895  erfolgte,  zw 
eri-eichen  war.    Die  Kritik  des  Verfassers,  aus  der  ich  uur 
einige  Punkte-  hervorbeben  kann,   wird  an  vielen  Stellen 
duich  Beispiele  uud  praktische  Erfahrungen  erläutert.  Allen 
<lreL  Organisationen  ist  gemeinsam,  daß  sie  unter  dem  Stich- 
woit  der  Dezentralisation  erfolgten.    Eine  solclie  wai- 
denn  auch  schon  mit  den  Organisationen  von  1872  und  mehr 
noch  von  1879  verbunden.    Aber  das  Ziel  war  doch  noch  nicht 
\()llständig  erreicht.    Der  Verfasser  hebt  (S.  21)  hervor,  es 
.s.ei  „das  besondere  Verdienst  der  Verfasser  namentlich  der 
Organisation   von    1879   gewesen,    die   Notwendigkeit  einer 
möglichst  weitgehenden  Dezentralisation  scharf  erkannt  uud 
für  eine  Entbürdung  der  oberen  Stellen,  namentlich  der  Zen- 
tralstelle,   durch    Übertragung    weitgehender,  selbstäudiiiri 
Rechte  und  Pflichten  auf  die  nachgeordneten  Stellen  in  der 
Weise  Fürsorge  getroffen  zu  haben,  dai3  den  ersteren  nur  das 
verblieb,  was  ihnen  im  Interesse  der  Einheitlichkeit  und  Ge- 
schlossenheit der  Verwaltung  verbleiben  mußte.'-    Aber  diese 
»Grundsätze  seien    bei    der  praktischen    Verwaltung  „nicht 
leljendig  erhalten  worden".     Dies  sei  vornehmlich  während 
des  Ministeriums  Achenbach  unter  dem  Einfluß  des  mächtigen 
Ministerialdirektors  Wei.shau])t  versäumt  worden.  Der  Minister 
Maybach  hat  dagegen  ausdrücklich  den  Standpunkt  vertreten. 
•  laß  der  Minister  uur  dann  -seine  Verantwortlichkeit  zu  tragen 
\ermöge,  „wenu  er  sich  auf  selbständige,  entschlußfähige, 
sich  ihrer  eigenen  Verantwortlichkeit  bewußte  und  mit  der 
nötigen    Autorität    ausgestattete    Behörden    stützen  könne"'. 
Maybach,  den  der  Verfasser  als  einen  „überragenden  Staats- 
mann, der  der  bedeutendste  Eisenbahnminister  g-.ewesen",  be- 
zeichnet, habe  nach  diesem  Grundsatz  a,uch  ununterbrochen 
gehandelt.    „Man  muß  den  Direktionen  den  Bücken  stärken'', 
sei  ein  oft  von  ihm  gehörtes  Wort  gewesen.    Die  Erhal- 
tung und  Sicherung  dieser  wichtigen  Grundsätze  haben  die 
mit  der  Durchführung  der  Organisation  von  1895  betrauten 
.Männer  „als  eine   ihrer   wichtigsten  Aufgaben  angesehen" 
und  sie  —  in  welcher-  Weise,  wird  S,  23  bis  25  dargestellt  ~ 
in  weitestem  Umfange  durchgeführt,  was  isich  besonder»  bei 
<Ier  fortschreitenden   Entlastung  der  Direktionen  von  ver- 
hältnismäßig untergeordneten  Geschäften  gezeigt  habe.  Un- 
geachtet aller  dieser  Erfolge  bei  Durchführung  der  Dezen- 
tralisation wird  auch  bei  den  jetzigen  Vorschlägen  über  die 
Organisation  der  zukünftigen  Reichsbahnen  die  Notwendig- 
keit der  Dezentralisation   wieder  in  den   Vordergrund  ge- 
stellt.    Freilich  scheint  es  tsich    jetzt  wesentlich  um  die 
Durchfühmng  dieses  Grundsatzes  auch  bei  der  obersten  Ver- 
waltungsstelle, dem  Ministerium,  zu  handeln.    Über  die  Aus- 
bUdung  der  Befugnisse  dieser   Zentralstelle  nach  der  Or- 
ganisation von  1895  äußert  sich'  Seyd^l    absichtlich.  nicM. 
Aber  hier  wäre  doch-  vielleicht  zu  bemerken  gewesen,  daß 
unter  der  Herrschaft  der  neuen  Organisation  in  dieser  Be- 
ziehung genau  das  Gegenteil  der  Dezentralisation  erreicht 
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worden  ist.  Das  Mimsterium  hat  mehr  und  mehr  Geschäft* 
an  isiich  herangezogen,  die  nach  der  Ansicht  vieler  Fäch- 
manner  besser  in  den  Händen  der  Direktionen  geblietjen  wären 
Sem  Geschaftskreis  hat  sich  infolge  davon  immer  erweitert 
und  die  Selbständigkeit  der  Direktionen  ist  dadurch  geschwäclit 
worden  -  das  Ministerium  ist  -auf  dem  besten  Wege  zu  einer 
Generaldirektion.  Der  vielfach  vertretenen  Ansicht,  daß 
dieser  Weg  der  richtige  sei,  kann  ich  mich  nach  meinen 
langjährigen  Erfahrungen  nicht  ansehließen.  Ich  halte  es 
tur  eine  der  wichtigsten,  aber  auch  schwierigsten  Aufo-aben, 
der  Organisatoren  der  Reichsbahnen,  hier  Wandeb  zu  s^f- 
fcn,  und  es  wäre  ein  großes  Verdienst,  wenn  es  gelänge 
die  Befugnisse  der  Zentralstelle  so  zu  gestalten,  daß  die 
Selbständigkeit  der  eigentlichen  Verwaltungsbehörden  und 
damit  ihre  Schaffens-  und  Arbeitsfreudigkeit,  voll  gewahrt 
würde. 

^  Die  Organisation  von  18  72  war  -  auch  nach  AnsicBt 
beydels  -  insofern  ein  großer  Fortschritt,  als  sie  neben  den 
Provinzialbehörden  Behörden  für  kleinere  Gebiete   in  denj 


Ersenbahn  kommissionen  geschaffen  hat.    Die  Bildung 
dneser  Kommissionen  wurde  seinerzeit  von  Handel  und  Ver*^ 
kehr  warm  begrüßt,  besonders  von  den  Handelsplätzen,  die, 
nicht  das  Glück  hatten,  am  Sitze  einer  Direktion  zu  liegen.! 
1l-1j  erinneie  mich  noch  lebhaft,  welche  Freude  es  in  Bremen' 
erregte,    als    dorthin    eine     Eisen  bahnkommission  gelegt 
wurde  und   damit  alle  für  Bremens  Handel  so  wichtigen 
Eisenbahnangelegenheiten  in  persönlichem  Verkehr  erörtert 
werden  konnten.    Bis  dahin  war  man  im  wesentlichen  auf 
den    schriftlichen    Weg    mit    der    Direktion    in  Hannover 
angewiesen.    —    Fi-eilich,    die    Zwitterstellung    der  Kom- 
missionen,   ihr    unklares    Verhältnis    zu    den  Direktionen, 
hat  sich  nicht  bewährt  und  mancherlei  Unzuträgüchkeiten 
zur  Folge  gehabt.    -Hier  hat  nun  die  Maybach-sehe  Organi- 
sation  Wandel  geschaffen.     Die  Betriebsam ter  wurden  zu 
einer  den  Direktionen  untergeordneten   Instanz.     Das  war, 
nach  Ansicht  des  Verfassers-,  .ein   Fortschritt.  Allerding.s 
hat  sich,  wie  an  verschiedenen  Beispielen  aus  der  Praxis 
erläutert   wird,   die   Bildung   von  zwei  Instanzen  auf  die 
Dauer  nicht  bewährt  (vgl.  S.  27—31).    Auch  mit  den  Direk- 
tiousabteilungen    sind    keine    guten  Erfahrungen  gemacht 
worden.     Durch  die  Organisation  von  1879  ist  aber,  und 
das  war  ein  großer  Vorzug,  die  Eingliederung  der  in  den 
Jahren  1879    und  folgenden  verstaatlichten  großen  Privat- 
bahnen in  den  Organismus  der  Staatsbahnverwaltung  in 
hohem    Grade    erleichtert    worden.    Der  Verfasser  ist  der 
Meinung,   daß  die  Mängel  -der  beiden  Organisationen  von 
1872  und  1879  isich  daraus  erklärten,  daß  sie  von  Männern 
ausgearbeitet  seien,  die  bei  der  praktischen  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  keine,  oder  nicht  genügende  Erfahrungen  gemacht 
hätten.    Die  Organisation  von  1895  sei  besser  gelungen,  weU 
(S.  18)   „die  Zentralstelle  über  eine  Anzahl  von  Männern 
verfügte",  bei  denen  die  beiden  Voraussetzungen  zum  Or- 
ganisieren, nämlich  außer  „dem  Talent  die  praktische  Er- 
fahrung tind  eine  gründliche,  allseitige    Kenntnis    der  zu 
organisierenden  Verwaltungen,  ihrer  Einrichtungen  und  Ziele" 
in  vollem  Umfange  zutrafen.    Die  Vorarbeiten  für  die  neue 
Organisation  wurden  unter  Leitung  des  Ministers  Thielen 
und  unter  hervorragend-er  Beteiligung  des  späteren  Ministe- 
rialdirektors Dr.  Micke  von  einer  eigenen  Kommission,  der 
der    Verfasser    angehörte,    ausgeführt.    Die  ausführliche 
Schilderung  der  Tätigkeit  dieser  Kommission  und  damit  der 
Vorarbeiten  zu  der  neuen  Organisation  bildet  den  größten 
Abschnitt  in  dem   vorliegenden  Buche.  Der  Leser  ersieht 
daraus,  .mit  welcher  Sachkenntnis  und  mit  welcher  Gründ- 
lichkeit diese  Arbeit  ausgefü-hrt  worden  ist,  wie  es  die  Ver- 
fasser ermöglicht   haben,   daß   eine   so   vollständige  Um- 
gestaltung ohne  irgendwelche  Störungen  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Organisation  treten  konnte.  Die  grundsät^ilichen  Ände- 
rungen, die  durch  die  Organisation  von  1895  herbeigeführt 
sind  ~  sie  werden  S.  61— (54  kurz  zusammengefaßt  — ,  sind 
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ileia  Leser  di€.&er  Zieitunff  bekannt  :  Beseitigung-  der  Doppel- 
iristanz  unter  dem  Minister   unter  Aufhebung-  der  Betriebs- 
iiinter,  infolgedesisen  Viennehrung  der  Direktionen^,  Besei- 
ii.i;'ung-  der  Direktionsa;bteilungen.    Diese  Änderungen  wer- 
'li-n  von  dem  Verfasser  eiogehend  dargestellt  und  begründet. 
MC    haben    »ich    nach  seiner  Meinung  voll  bewährt.  Er 
konnte    in     seiner  Darstellung  eine  Eeihe  von  Gesichts- 
punkten hervorheben,  die  in  weiteren  Kreisen  nicht  bekannt 
.'iind,  und  dies  geschieht  in  ungemein  lebendiger  und  an- 
ziehender Weise.    Dabei  möchte  ich  noch  auf  einen  beson- 
ilers  wichtigen    Punkt    eingehen.    Es  gab  eine  Eeihe  von 
\'erwaltungsvorschriften,    die    unbedenklich  gruppenweise 
für  eine  Anzahl  von  Direktionen  oder  für  den  ganzen  Be- 
K'ich  der  Staatsbahnen  gemeinsam'  geführt  werden  können. 
Hierher  gehört  das  Tarifwesen  einschl.  des  Abrechnungs- 
wesens,    die    Verwaltung   der    Hauptwerkstätten,  die  Kon- 
struktion und  Beschaffung  der  Betriebsmittel  und  größewn 
nieehanischen  Einrichtungen,  die  Beschaffung  und  Vertei- 
lung der  Oberbau-  und  Betriebsmaterialien,  die  Verteilung 
der    Crüterwagen,    dais    Dnicksachen-    und  Formularwesen. 
Wollte  man  die  Eegelung  all  dieser  Angelegenheiten  jeder 
einzelnen  der  neuen  21   Direktionen    überlassen,  so  würde 
das  eine  Zersplitterung  und  eine  große  wirtschaftliche  Ver- 
schwendung zur  Folge  gehabt  haben.    Über  die  Zuteilung 
solcher    Geschäfte    an    einzelne  Verwaltungsorgane  wurde 
lauge  beraten.    „Der  anfänglich  aufgetauchte  Gedanke,  hier- 
für besondere,  als  Generaldirektionen  zu  bezeichnende  Be- 
liördeu  zu  schaffen,  wurde  alsbald  wieder  fallen  gelassen'' 
(S.  53).     Man  befürchtete,  es  könnte  isich  dann  allmählich 
wieder  eine  besondere  Instanz  bilden.    Außerdem  war  man 
der.  Meinung,  daß  diese  Geschäfte  besser  und  zweekmäßiger 
von  einer  mit  dem  Betriebe  befaßten  [Behörde  erledigt  wer- 
den könnten.  —  Man  begnügte  sich,  die  Frage,  wie  hier  zu 
helfen  ■sei,  gründlich  zu  erörtern  und  sah  vorerst  von  prakti- 
schen  Vorschlägen   ab;  in  der   Organisation  wurde  jedoch 
dem  Minister  die  Befugnis   vorbehalten,  die   Bildung  von 
Gruppen  und  die  Verteilung  der  Geschäfte  an  sie  «elbst- 
ständig  anzuordnen.    Von  dieser  Befugnis  hat  der  Minister 
Gebrauch  gemacht  und  gewisse  Geschäfte  einer  einzelnen 
Direktion  für  eine  Eeihe  anderer  Direktionen  übertragen. 
Zur  AVahrnehmung  der  wichtigsten  hier  in  Frage  stehen- 
den Obliegenheiten  ist  schließlich  im  Jahre  1907   das  den 
Direktionen     koordinierte     Eisenbahnzentralamt  errichtet 
worden.     „Hiernach     konnte     die     Organisation   auch  auf 


diesem  Gebiete  im  wesentlichen  als  abgeschlosisen  gelten" 
(S.  56). 

Das  ungemein  günstige  Urteil,  das  Seydel  wiederholt,-  be- 
sonders auf  den  letzten  »Seiten  seines  Buches,  über  die  Orga- 
nisation von  1895  ausspricht,  mag  vielleicht  ein  wenig  da- 
durch beeinflußt  sein,  daß  er  als  einer  der  Väter  an  diesem 
großen  Werke  mitgearbeitet  hat.  Aber  im  ganzen  wird  man 
diesem  Urteil  nur  beipflichten  können,  besonders  soweit  e« 
sich  auf  die  Direktionen  und  die  Ausführungsorgane  bezieht. 
Einen  Vorbehalt  über  die  Einwirkung  der  Organisation  auf 
cüe  Zentralinstanz  habe  ich  oben  bereits  gemacht.  Auch  iiii 
Kriege  hat  sich  die  Organisation  in  jeder  Beziehung  be- 
währt. Die  während  des  Krieges  getroffenen  organisatori- 
schen Ändei-ungen  rechtfertig-en  sich  als  vorübergehend  not- 
wendige Kriegsmaßnahmen.  Seydel  wünscht,  „daß  es  sich  hier 
nur  um  vorübergehende  Erscheinungen  handelt."  „Denn", 
so  schließt  der  Verfasser  seine  trefflichen  Ausführungen, 
„die  Staatseisenbahnverwaltung  wird  naeh  den  reichen  Er- 
fahrungen langer  Jahre  nur  gedeihen,  wenn  der  treffliche 
Maybachsche  Geist,  der  auch  in  der  im  Jahre  1895  ge- 
schaffenen Organisation  seinen  Ausdruck  gefunden  hat,  in  ihr 
lebendig  erhalten,  wenn  sie  frei  von  jedem  überflüssigen 
Instanzenzug  von  mit  weitgehender  Selbständigkeit  ausge- 
statteten und  dementspi-echeud  entschlußfähigen  und  sich 
ihrer  eigenen  Verantwortlichkeit  voll  bewußten  Behörden 
verwaltet  wird." 

Diese  schönen  Worte  eines  unserer  tüchtigsten,  erfahren- 
sten EisenbahndirektionSrPräsi  deuten  werden  sicherlich 
auch  beh.'Orzigt  werden  von  den  Männern,  die  berufen  sind, 
die  Organisation  der  Eeichseisehbahnen  vorzubereiten.  Weht 
doch  der  Geist  der  Verwaltungsordnung  der  preußisch-hessi- 
schen Staatsbahnen  auch  in  den  Ordnungen  der  iStaatsbalinen 
der  größeren  Bundesstaaten  Bayern,  Sachsen  und  Württem- 
berg, ist  doch  das  Eisenbahnzentralamt  durch  Gründung  des 
Staatsbahn  wagen  verbau  des  bereits  zu  einer  Zentralbehörde 
für  wichtige  gemeinsame  Angeleg-'enheiten  aller  deutscheu 
Eisenbahnen  herausgewachsen.  Das  vorliegende  Buch  sei 
aber  allen  Berufsgenossen  auf  das  wärmste  empfohlen,  be- 
sonders die  jüngeren  unter  ihnen  werden  viel  daraus  lernen 
und  vieles  erfahren,  was  ihnen  bish'er  nicht  bekannt  ge- 
wesen ist,  und  den  älteren  wird  es  eine  Freude  und  ein 
Genuß  sein,  an  der  Hand  eines  solchen  Führers  in  die  eigene 
Vergangenheit  zurückzublicken. 

Dr.  A.  V.  der  Leyen. 


Die  australiscl 

(Schiuli 

Nach  den  Darlegungen  in  Nr.  66  und  67,  die  1914  geschrieben 
wurden,  ließ  sich  vernuiten,  daß  der  Krieg  auf  die  austra- 
lischen Eisenl)ahuen  sehr  ungünstig  wirken  mußte.  Tatsäch- 
lich brachte  er  schon  im  ersten  Jahre  einen  empfindlichen 
Eückgang  der  Einnahmen  und  eine  so  große  Steigerung  der 
Ausgal>en,  daß  der  Zinsendienst  die  Eeineinnah- 
men  ü  b  e  r  s  t  i  e  g.    Die  Zahlen  betrugen  1914/15 : 


« 

Eohein- 
n-ahmen 

£ 

Betriebs- 
aus- 
gaben 

£ 

Eein- 
ein- 
nahmen 

f 

Zinsen- 
dienst 

£ 

Neusüd  vval  es  

Victoria  

Queensland   

Südaustralien   

Westaustralien   

7  616  511 
5  161  073 
3  832003 

1  745  378 

2  058  244 
323  265 

5  311  162 
4  238  411 
2401  679 
1  448  495 
1  497  826 
225  995 

2  305  349 
922  669 

1  430  324 
296  883 
560  418 
97  270 

2  328  680 
1  767  807 
1  381  318 
584  811 
586  069 
172  34» 

zusammen  |20  736  474  15  123  568  5  612  906  1 6  8210341) 

Den  Hauptgrund  für  den  Eückgang  der  Eoheinnahmen  sah 
man  in  dem  Mißerfolg  der  Weizenemte  1914/15 ;  für  die  4  in 
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.en  Eisenbahnen. 

aus  Nr.  67.) 

Betracht  kommenden  Staaten  ergab  di'cs  niie  Minderung  der 
Eoheinnahmen  um  790  000  £.  Andererseits  flössen  den  Eisen- 
bahnen nicht  unbeträchtliche  Eiunahm<:'u  durch  die  Beför(k'- 
rung  von  Schafen  zu,  die  infolge  der  Düne  notwendig  wurde. 
Das  Gesamtergebnis  war  aber,  daß  der  Zinsendienst  6  821034 
Pfund  Sterling  erforderte,  während  die  Eeineinnahmen  nur 
5  612  906  Pfund  betrugen. 

Im  Jahre  darauf  wurde  der  Fehlbetrag  noch  größer.  Die 
Zahlen  seit  1910  lauten  in  Pfund  Sterling:^) 


Eohein- 
nahmen 

Betriebs- 
kosten 

Eeinein- 
nahmen 

Zinsen- 
dienst 

Gewinn 
od. Verlust 

1910/11  .  . 
1911/12  .  . 
1912/13  .  . 
191,8/14  .  . 
1914/15  ,  . 
1915/16  .  . 

17  806  361 
19  031  251 

19  863  501 
21  887  651 

20  736  474 

21  858  139 

11  008  130 

12  387  796 

13  501  797 

14  947  065 

15  123  568 
15  830  768' 

6  798  231 
6  643  455 
6  361  704 
6  940  586 

5  612  90(i 

6  027  371 

5  470  538 
5  646  348 

5  929  153 
()  412  942 

6  821  034 

7  475  061 

-1- 1  327  693 
+  997107 
4.32  551 
-I-   527  644 

—  1  208  128 

—  1  447  690 

Am  30.  Juni  1916  (Ende  des  Finanz.iahres  1915/16)  waren 
19  335  englische  Meilen  (1  englische  Meile  =  1,6  km)  vorhan- 
den (im  Vorjahre  18  869).  Außer  diesen  Bahnstrecken,  di-e  den 
Einzelstaaten  gehörten,  waren  noch  629  Meilen,  die  dem 


Nach  einem  Briefe  aus  Melbourne  im  „Economist"  vom 
10.  II.  17. 
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A  u  st  r.al  IS  c  h«n  Bund  (Commonwealth)  gehörten,  in  Be- 
trieb und  weitere  1107  Meilen  im  Bau.  Die  in  Betrieb  befind- 
lichen Sti'ecken  erj^aben  1915/16  nach  Deckung'  der  Zinsen  eben- 
falls einen  Verlust,  der  sich  auf  185  827  £  belief. 
Außerdem  sal>  noch  etwa  lOW  enolische  Meilen  Privat- 
bahnen  für  Sonderzweoke.^) 

Im  Finanz.iahre  1915/16  verwendete  man  auf  Kesierunss- 
bahnen  3688,  auf  Privatbahnen  125  L  ok  o  m  o  t  i  v  e'n. 

Die  empfindlichen  Fehl  beträo-e  der  Eisenbahnen 
iMädeuteten  neue  Belastungen  für  die  Steuetzahler.  Die  Be- 
förderungssätz.e  mußten  erhöht  werden.  Neusüdwales  nahm 
eine  weitere  Erhöhun.s:  der  Frachtsätze  in  Augriff,  die  iähr- 
hch  ungefähr  400  000  £  Mehreinnahmen  erbringen  sollte!  In 
Victoria  wollte  man  zunächst  einen  anderen  Weg  einschlagen, 
nämlich  durch  höhere  Einkommenl>esteuerung  den  Fehlbetrao- 
decken.')  Als  sich  jedoch  1915/16  nach  Zinsabschreibungen  auf 
die  Anleihen  ein  Fehlbetrag  von  über  330  000  £  ergab,  be- 
schloß die  Eegierung  auch  hier  die  Erhöhung  der  Fracht- 
und  Personentarife.  Die  Vierhältniszahl  der  Reineinnahmen 
zum  angelegten  Kapital  sämtlicher  australischen  Staats- 
bahnen hatte  1913/14  noch  3,85  %  betragen,  im  Jahre  darauf 
fiel  sie  auf  2,88  %.  Man  war  sich  darüber  klar,  daß  die 
beständige  Abnahme  keineswegs  ausschliießlich  durch  den 
Krieg  verursacht  war,  sondern  daß  die  Betriebskosten  durch 
Erhöhungen  der  Löhne  und  der  Rohstoffpreise  sowie  durch 
die  Zinszahlungen  auf  neue  Anleihen  stiegen.  Au  einer  ent- 
sprechenden Steigerung  der  Einuahuieu  fehlte  es  jedoch.  So 
überstieg  in  Neusüdwales  die  Steigerung  der  Ausgaben  die 
Zunahme  der  Einnahmen  von  1913/14  bis  1915/16  "um  etwa 
1  Million  £.  Hier  schlug  deshalb  der  Verwalter  der  Eisen-" 
bahnen  eine  Tariferhöhung  von  10  %  vor. 

Man  ]j)K)ffte,  daß  die  Lage  der  Eisenbahnen  sich  bedeutend 
bessern  werde,  wenn  einmal  die  zahlreichen  zur  Erschließung 
neuer  (Gebiete  erbauten  Bahnen  ertragsfähig  geworden  wären 
Andrerseits  wünschte  man  noch  neue  Bahnen  herzu- 
stellen. Die  große  Überlandbahn,  die  dien  ganzffeu  Kon- 
tinent von  Osten  na,  c  Ii  W  e  s  t  e  n  überqueren  soll  — 
sie  nimmt  in  Kalgoorlie  ihren  Anfang  und  endet  in  Port 
Augusta  —  näherte  sich  1917  ihrer  V  o  1  i  e  n  d  u  n  g.  Im  Früh- 
jahr 1917  waren  1470  km  feitiggestellt,  so  daI5  nur  noch  rund 
65  km  fehlten.  Freilich  beliefen  sich  die  Unkosten  bis  da- 
hin auf  die  gewaltige  Summe  von  4  256  000  £.  Die  Fertig- 
stellung wurde  durch  Schwierigkeiten  in  der  Beschaffung  von 
Schienen  verzögert.  Im  Her)>st  1917  Avurde  die  Bahn  taFsäch- 
lich  volleudet.  Für  das  Vei kehrsAvesen  Australiens  bedeutet 
sie  einen  großen  Fortschiill.  Denn  nun  zum  ersten  Male  ist 
das  Eiseubahnuclz  Westaustraljeus  mit  dem  der  üliiigou  Ein- 
»elstaaten  in  Verbindung  gehiacht.  Fortau  ist  der  "ßinnen- 
landverkehi  auf  Schieuensiiäugea  zwischen  den  fünf  ITaupt- 
städteu  möglich.  Diese  Linie,  die  ihren  Bau  einer  Anregung 
Kitcheners  Aerdaukt-  ist  abweichend  von  den  übrigen  Luiien 
mit  einer  Noriiialspur  von  4  Fuß  8K.  Zoll  gebaut.  Man  mißt 
ihr  vom  Standpunkt  der  L  a  u  d  e  s  v  e  r  t  e  i  d  i  g  u  n  g  aus 
große  Bedeutung  bei.  Bisher  hätten  Westaustralien  und  Tas- 
manien durch  eine  überlegene  Flotte  von  den  übrigen  Landes- 
teilen abgeschnitten  werden  können;  in  Zukunft  wird  dies 
nicht  mehr  möglich  sein,  außer  wenn  eine  Landung  erfolgt 
und  eine  Durchschneidung  der  Eisenbahnverbindung  gelingt. 
Auch  ist  man  in  Australien  nun  erfieut,  daß  man  im  Not- 
fall aus  den  östlichen  australischen  Staaten  naeh  dem  Westen 
Truppen  A-erschieben  und  dadurch  eine  feindliche  Landung  in 
Australien  abwehren  könnte. 

Durch  die  neue  Eisenbahn  wurdeu  viele  bis  dahin  im 
Kustendienst  zwischen  Perth  und  den  australischen  Oststaaten 
beschäftigte  Dampfer  entbehrlich.  Eine  Anzahl  von 
ihnen  stellte  man  sofort  als  Lazarettschiffe  in  Dienst.  Frei- 
lich dürfte  in  Friedenszeiten  ein  Wettbewerb  der 
Eisenbahn,  die  wenigstens  für  Massengüter  teurer  ar- 
beitet als  der  Schiffsverkehr,  mit  letzterem  nicht  möo-lich 
sein.    Während    des    Krieges    jedoch  A^'uchsen  infolge"  der 

^)   .  Board  of  Trade  Journal"  vom  13.  9.  17. 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Die  Verkelnslage  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  hat, 
Avie  die  Reichshauptstädtische  Korrespondenz  erfährt,  sich 
gegen  die  letzten  Wochen  noch  nicht  geändert.  Der  all- 
gemeine Kohlenmangel  macht  sich,  nach  Avie  vor  in  sehr 


Zeitung  des  Vereins 
ber  Eisenbahnverwaltungen. 


Frachtraumnot  die  Schiffsfrachten  so  gewaltig,  daß  die  Bahn- 
bef-orderung,  obwohl  auch  sie  sich  teurer  stellte  als  im 
l^rieden,  ihr  zuweilen  wirtschaftlich  überlegen  war  Auch 
abgesehen  davon  aber  schätzt  man  die  Vorteile  die  sich  nun 
aus  der  unmittelbaren  Eisenbahnverbindung  zwischen  Perth 
und  den  Goldfeldern  Westaustraliens  mit  den  großen  Städten 
des  Ostens  ergeben,  sehr  hoch  ein.  Ferner  ist  durch  die 
neue  Bahn  der  Post-  und  Personenverkehr  von  London  nach 
Melbourne  oder  Sidney  merkbar  verkürzt.  Der  Hauptvorteil 
liegt  in  der  Herstellung  einer  unmittelbaren  Verbindung  zwi- 
schen Brisbane,  der  Hauptstadt  Queenslands,  und  Perth  der 
Hauptstadt  Westaustraliens.  Bis  jetzt  mußten  die  Reisenden, 
um  Perth  auf  dem  ßeewe^ge  zu  erreichen,  in  Port  Adelaide  an 
Bord  gehen. 

Die  Durchschnittsgeschwindigkeit  auf  der 
neuen  Bahn  wurde  im  Anfang  nur  auf  30  englische  Meilen 
bemessen,  spater  soll  sie  auf  40  Meilen  gesteigert  werden 
Wöchentlich  sollen  nur  2  Züge  fahren.'')  Etwa  1000  Meilen 
weit  führt  die  Bahn  durch  unbebautes  Land,  zum  erheblichen 
Teil  durch  Wüstengebiet.  Sehr  stolz  ist  man  darauf,  daß  sie 
meist  aus  australischen  Rohstoffen  und  Industrieerzeugnisseu 
erbaut  wurde.  Technisch  war  sie  übrigens  nicht  ischwer 
zu  bauen,  da  keine  Tunnels  und  nur  6  Brücken  herzustellen 
waren.  Kostspielig  wurde  der  Bau  indessen  dadurch,  daß  er 
zum  Teil  durch  wasserloses  und  meist  durch  unbewohntes 
Land  führte. 

Nach  der  Schätzung  des  Bundeseisenbahnministers  soll  die 
Linie  einen  jährlichen  Ertrag  von  160  OOO  £  erbringen.  Zieht 
man  die  Kapitalzinsen  ab,  so  würde  sich  dm  ersten  Jahre  ein 
V  e  r  l  u  s  t  von  „nur"  200  000  £  ergeben.  Sie  führt  teils  durch 
sandige  und  landwirtschaftlich  kaum  verheißungsvolle  Land- 
striche, zum  andern  Teil  durch  Gebiete,  die  als  Weideland 
entwicklungsfähig  sind. 

Immerhin  kann  die  Bahn  nach  dem  Urteil  einer  sachvei-- 
standigen  englischen  Zeitschrift  nur  einen  Bruchteil  dessen, 
was  zur  Erschließung  des  australischen  Festlandes  nötig  ist 
leisten,  sofern  Australien  die  Bedeutung  für  das  Reich  ge- 
winnen soll,  zu  der  es  bei  seiner  geographischen  Lage  und 
seinen  Naturschätzen  vorbestimmt  ist.  Was  dazu  nötig  A\'äre, 
ist  eine  Verbindung  von  Süden  nach  Norden,  die  durch  die 
teilweise  unerforschten  Sümpfe  des  Innern  führen  und  die 
reichen  Baumwoll-  und  Zuckerländereien  des  Nordens  auf- 
schließen würde.  Ob  freilich  diese  Aufschließung  bei  der 
ge.ovenwärtigen  Arbeiterpolitik  der  Regierung  möglich  wäre, 
bleibt  abzuwarten.  Ließe  aber  Australien  eine  freie  in-  ■ 
dische  Einwanderung  zu,  so  könnten  jene  Gegenden  wohl 
zum  Besten  Australiens  wie  Indiens  erschlossen  werden."^) 
Freilich  sind  nun  doch  die  Baukosten  ganz  ungeheuer- 
lich. Ursprünglich  Avurden  sie  auf  etwas  über  4  Mllionen  £ 
geschätzt,  tatsä.chlioh  stiegen  sie  auf  7,1  Millionen  f. 
Ja,  sie  werden  sich  vermiitlich  auf  8  Millionen  steigern,  bis 
die  Bahn  zum  Schnellverkehr  fähig  ist.  Jede  Meile  kostet 
mithin  beinahe  7000  £  =  140  000  J{,  1  km  somit  87  500  M. 
Das  ist  meines  Wissens  bei  w^eitem  der  teuerste  Preis,  der 
für  eine  nicht  in  schwierigem  Gebirgsgelände  hergestellte 
Eisenbahn  jemals  gezahlt  Avurde.  Die  Einnahmen  werden 
auf  jährlich  980  000  £  geschätzt,  die  Betriebskosten  auf 
991 000  £,  so  daß  sich  nach  Abzug  der  Zinszahlungen  ein 
Fehlbetrag  von  220  500  £  ergeben  Avürde.'^)  Die  finan- 
zielle Zukunft  der  australischen  Eisen- 
bahnen ist  daher  keinswegs  als  rosig  anzusehen.  Einzel- 
staaten und  Bund  dürften,  wenn  sie  nicht  zu  sehr  empfind- 
lichen Tariferhöhungen  ihre  Zuflucht  nehmen  wollen,  die 
dauernden  Fehlbeträge  nur  durch  Zuschüsse  aus  der  Staats- 
kasse aufbringen  können  —  entweder  durch  erhöhte  Steuern, 
für  die  man  in  Australien  noch  weniger  ischwärmt  als  anders- 
wo, oder  durch  neue  Anleihen,  die  die  Finanzen  der  Staaten  . 
AA-eiler  bielasten,  und  die  außerdem  in  Zukunft  l>edeutend 
schwerer  zu  beschaffen  sein  würden  als  vor  dem  Kriege. 


'^)  „British  Australasian"  vom  5.  7.  1917. 

l)    ..Statist"  vom  27.  10.  1917. 

")    British  Australa-sian"  vom  7.  11.  1918. 


fühlbarer  Weise  bemerkbar,  so  daß  noch  nicht  abzusehen 
ist,  wann  eine  Besserung  in  der  'Kohlenversorgung  der 
Eisenbahnen  eintreten  könnte.  Wahrscheinlich  werden  die 
bisher  getroffenen  Einschränkungen  des  Zugverkehrs  noch 
nicht  ausreichen,  Avohl  oder  übel  werden  Aveitere  Beschrän- 
kungen in  den  Fahrplänen  voreenommen  werden  müssen. 
Infolge  der  bisherigen  Zugausfälle  sind  die  noch  im  Ver- 
kehr verbliebenen  Schnellzüge  sehr  stark  ü-berfüUt.  Die  Un- 
bequemlichkeiten, denen  die  Reisenden  unterwegs  ausgesetzt 
sind,  haben  sich  damit  bedeutend  vermehrt.  Wenn  auch  nicht 
damit  zu  rechnen  ist,  daß  der  Eeiseerlaubnisschein  AAdeder- 
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eingeführt  wii-d,  so  erscheinen  doch  Zwangsmaßregeln  der 
Eisenbahnverwaitung  bei  weiterem  Zvinehmeu  der  Zahl  der 
Reisenden  iinausbleiblich.  Jeder  sollte  daher  vor  Antritt 
einer  Reise  ernstlich  prüfen,  ob  seine  Reise  unbedingt  not- 
wendig ist,  oder  ob  sie  sich  vielleicht  auf  <>ine  gelegenere 
Zeit  vert>chieben  läßt.  Schon  jetzt  mußte  auf  einzelnen  Bahn- 
aöfen  zwangsweise  zur  Einschränkung  des  Reisevei-kehrs 
reschritten  werden,  und  zwar  durch  frühei'en  Schluß  der 
Fahrkartenausgaben,  Absperrung  der  Bahnsteige  durch  Mili- 
ar bei  Überfüllung  des  zur  Abfahrt  beiK'itsteheuden  Zuges 
isw.  Allgemeine  Anordnungen  dieser  Art  müßten  folgen, 
s-enn  der  Reiseverkehr  weiter  zunimmt. 

—  Der  Haushaltsplan  der  Staatseiseiibahnen  im  württoni- 
lerffischen  Landtag.  Bei  der  Beratung  des  Eiseubahuhau^- 
lalts  hielt  zunächst  der  Berichterstatter  Pf  lüg  er  (Soz.)  den 
»inleitenden  Vortrag  ül>er  die  finanzielle  Lage,  nach  der 
inter  Einrechnung  der  TeuerungJizuwemlungen  mit  einem 
^bmangel  von  96,5  Mill.  Mark  zu  rechnen  ist.  In  der  weitereu 
iespiechung  traten  in  den  Vordergrund  die  mit  der  Yei- 
eichlichung  zusammenhängenden  Fragen,  wobei  insbesondere 
lie  Bemessung  der  Entschädigung  für  die  Abtretung  der 
Jahnen  und  die  Sicherstellung  der  württembergischen  Staats- 
:läubiger  behandelt  wurde.  Der  Finanzausschuß  des  Land- 
ags  hatte  folgende  Entschließungen  gefaßt: 

1.  Der  Landtag  vertraut  zu  der  Staatsregierung,  daß  sie  in 
er  Frage  der  Überführung  der  württembergischen  Verkehrs- 
nstalten  in  die  Verwaltung  des  Reichs  dahin  wirken  wird, 
aß  nicht  nur  die  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Inter- 
ssen  des  Landes,  sondern  auch  die  wohlerworbenen  Rechte 
er  zu  übernehmenden  Beamten  und  Arbeiter,  insbesondere 
uf  dem  Gebiete  des  Einkommens-  und  Ruhegehaltswesens, 
ewahrt  werden. 

2.  Die  Staatsregierung  ist  zu  ersuchen :  a)  Beim  Übergang 
er  württembergischen  Verkehrsanstalten  an  das  Reich  mit 
llem  Nachdruck  dafür  einzutreten,  daß  die  zur  Zeit  des  Üt>er- 
angs  im  aktiven  Dienst  oder  im  Ruhestand  l>efindlicheu  Au- 
ehörigen der  Verkehrsanstalten  für  die  ganze  Dauer  ihres 
leamtenverhältnisses  in  beamtenrechtlichen  Fragen  nicht  un- 
ünstiger  als  die  württembergischen  Beamten  behandelt  wer- 
en,  und  daß  diese  Bestimmungen  in  einem  Staatsvertrag 
üt  dem  Reich  festgelegt  werden,  b)  Die  Dienstverhältnisse 
es  württembergischen  Verkehrspersonals,  insbesondere  auf 
em  Gebiete  der  Zuteilung  in  die  einzelnen  Gehaltsabteilungeu 
nd  Kategorien,  sowie  der  planmäßigen  Anstellung  mit  den 
ei  den  Verkehrsanstalten  des  Reichs  und  Preußens  bestehen- 
en  möglichst  ini  Haushaltsplan  für  das  Rechnungs.iahi 
919/20  in  Übereinstimmung  zu  bringen. 

Diese  Entschließungen  wurden  vom  Landtag  angenommen. 
Lüßerdem  wurde  ein  zunächst  im  Finanzausschuß  abgelehnter 
oitrag  vom  Landtag  angenommen,  wonach  württembergische 
leamte  nur  mit  ihrem  Einverständnis  nach  außerwürttem- 
ergischen  Orten  versetzt  werden  dürfen.  Dagegen  wurde  ein 
reiterer  schon  im  Finanzausschuß  abgelehnter  Antrag  auch 
n  Landtag  selbst  abgelehnt,  wonach  Stellen  im  Eisenbahn- 
ienst  innerhalb  Württembergs  an  Nichtwürttemberger  nur 
ann  übertragen  werden  sollen,  wenn  für  die  einzelnen  Stel- 
en ein  geeigneter  württembergischer  Landesangehöriger 
icht  vorhanden  sei. 

Die  neu  angeforderte,  seit  November  1918  vorläufig  besetzte 
teile  des  ünterstaatssekretärs  im  Ministerium  der  auswär- 
gen  Angelegenheiten,  Verkehrsabteilung,  gab  Anlaß  zu  leli- 
aften  Erörterungen.  Es  wurde  insbesondere  an  der  Begrün- 
ung die  Angabe  bemängelt,  daß  dem  Unterstaatssekretär  die 
/eitung  des  Verkehrswesens  mit  derselben  Verantwortung 
Wiege,  wie  sie  ein  Minister  habe.  In  der  Erörterung  wurde 
Übereinstimmung  dahin  erzielt,  daß  nach  den  Bestimmungen 
er  inzwischen  angenommenen  Verfassungsurkunde  dem 
/andtag  gegenüber  nicht  der  Unterstaatssekretär,  sondern 
er  Minister  selbst  verantwortlich  sei.  Nachdem  noch  von 
migen  Seiten  der  Befürchtung  Ausdruck  gegeben  worden 
rar,  daß  die  Stelle  zu  parteipolitischen  Zwecken  mißbraucht 
rerden  könnte,  wurde  die  Anforderung  für  die  Stelle  gegen 
ie  Stimmen  des  Zentrums  und  der  Bürgerpartei  bewilligt. 

Auch  die  Verhältnisse  des  Assistentendienstes  Avurden  ein- 
ehend  besprochen.  Der  Zugang  zum  S-ekretärdienst,  für  den 
1  der  Prüfungsverordnung  der  Besuch  einer  Lehranstalt  bis 
ur  Erlangung  des  Berechtigungszeugniss-es  für  den  Ein- 
ihrig-Freiwilligen-Dienst  vorgeschrieben  ist,  ist  schon  seit 
lelen  Jahren  nur  Bewerbern  mit  besonders  guten  Schulzeug- 
issen  offen  gehalten  und  späterhin  ganz  gesperrt  worden. 
»16  übrigen  Bewerber  für  den  mittleren  Dienst  wurden  auf 
le  Annahme  für,  den  Assistentendienst  verwiesen.  So  fanden 
ich  im  As.sistentendienst  im  Laufe  der  Jahr^'itiehrere  hundert 
.nwärter  mit  der  Berechtigung  zum  Einjährig-Freiwilligen- 
»lenst  zusammen,  die  eine  besondere  Vereinigung  gründeten 
nd  sich  an  den  Landtag  mit  einer  Eingabe  gewandt  hatten, 
1  der  sie  um  ihre  Überführung  in  den  S'ckretärdienst  baten. 


Die  Verwaltung  erklärt^',  sich  bereit,  den  Angehörigen  dies 
Assistentendienstes  allgemein  ohne  Rücksicht  auf  die  Ait 
des  früheren  Schulbesuchs  die  Möglichkeit  zu  geben,  durcli 
Ablegung  der  Sekretäri»rüfuug  in  den  Sekretaidienst  einzu- 
rücken. Em  sozialdemokratischer  Antrag,  die  Eingabe  der 
Einjährigen- Vereinigung  in  diesem  Sinuc  der  Regierung  zur 
Berücksichtigung  zu  überweisen,  wurde  al)cr  a))<ielehut.  .\n 
seiner  Stelle  wurde  ein  Antrag  der  bürgei'lielicn  I^a.rteien  an- 
genommen, wonach  die  Eingabe  der  EiujäliiugeM-Vereiniguuu 
der  Regierung  zur  Berücksichtigung  übergeljou  und  im  iibir- 
uen  lediglich  das  Staatsininisterium  ersucht  werden  soll,  di" 
Bestimmungen  der  Prüfungsordnung.  wonach  zu  der 
.Sekretärprüfung  auch  besonders  geeignete  und  genügend  vor- 
gebildete Bewerber  des  Assistentendienstes  nach  Bestehuiit; 
der  Assistentenprüfung  zugelassen  werden  können,  weil- 
herziger als  bisher  anzuwenden. 

Im  übrigen  wurd;e  die  Erörterung  von  Beamtenfragen  zu- 
rückgestellt bis  zur  Beratung  eines  Nachtrages  zum  Haus- 
haltsplan, in  dem  die  erfordeilichcn  :\IitLel  für  neue  Stellen 
und  für  Beförderungsstelleu  augeforderi  A\erden  sollen.  Im 
Haushaltsplan  selbst  Avar  wegen  der  gebotenen  Beschleu- 
nigung von  der  Anforderang  solclier  Stellen  abgesehen 
worden. 

Aus  der  sonstigen  Beratung  sind  noch  die  nachdrücklichen 
Klagen  über  das  Verhalten  eines  Teils  des  Publikums  in  den 
Eisenbahnzügen  zu  erwähnen.  Gegen  die  militärische  Be- 
deckung der  einzelnen  Züge  mußte  die  Regieiuug  Rcdeulveu 
aussprechen.  Eine  Besserung  der  Zusländc  soll  dadurch  er- 
reicht werden,  daß  aus  den  Kreisen  der  organisierten  Ar- 
beiterschaft besondere  Ordner  für  die  Züge  mit  Arbeiter- 
verkehr aufgestellt  werden.  Die  angediolite  Einstellung  von 
Zügen,  bei  denen  wiederholt  Ordnungsstörungen  vorkoninicu, 
will  die  Regierung  mit  Rücksicht  auf  den  ordnungslielicndcii 
Teil  der  Fahrgäste  solange  als  irgend  möglich  hinausschieli<Mi. 

—  Deutsch-italienischer  Giltei-A erkehr.  In  Deutschland 
können  wieder  bestimmte  Sendungen  nach  Italien  mit  dem 
alten  internationalen  Frachtluief  fiy-  iitalieniksche  Bestim- 
mungsstationen aufgegeben  werden;  ausgeschlossen  von  der 
Annahme  sind  zunächst  noch  Nachnahmen,  Barvorschüsse, 
Interessendeklarationen  und  unfrankierte  Sendungen.  Der 
Verkehr  von  Deutschland  nach  Italien  ueht  über  den  Gotthard 
oder  über  Salzburg,  Villach.  Tarvis.  Da  deutsche  Eisenbahn- 
wagen iiber  Tarvis  zunächst  für  den  dnrchgcheiHlen  Verkelii' 
noch  nicht  benutzt  werden  können,  so  müssen  die  Sendungen 
In  Salzburg  umgeladen  werden.  Füj-  den  A'erkehr  über  den 
(iotthard  sind  nur  schweizerisehe  Wagen  zugelassen,  doch 
sind  hier  unfrankierte  Sendungen  erlaubt. 

—  Personalnachrichtoii.  Im  Bereich  der  sächsischen 
Staatseisenbahnen  wurde  der  Finanz-  und  Baurat  bei  der 
Betriebsdirektion  Zwickau,  Schneider,  zum  Technischen 
Oberrat  bei  der  Generaldirektion  mit  der  Dienstbezeichnung 
Oberbaurat  befördert.  —  Versetzt  Avurden :  der  Bau  rat  und 
Vorstand  des  Bauamts  Z  wickau  II,  ,S  o  h  m  i  d  t  ,  zur  Be- 
triebsdirektion Zwickau,  der  GBaurat  bei  der  Betriebs- 
ilirektion  Leipzig  II,  Fischer,  als  Vorstand  zum  Bauanit 
Zwickau  II,  der  Bauamtmann  l>ei  Bauamt  Riesa,  C  1  a  u  ß  - 
nitzer,  als  Vorstand  zum  Neubauamt  Riesa,  der  Bauainl- 
mann  und  Vorstand  des  Neubauamts  Dresden-A,  Pestel, 
als  Vorstand  zuin"  Neubauaint  Dresden-A.  West,  der  Bau- 
amtmann bei  der  Betriebsdirektion  Zwickau.  S  (m  b  t .  als 
Vorstand  zum  Neubauamt  Altenberg,  der  Bauaiutmaim  beim 
Neubauamt  Dresdeu-A.,  Wiedemann,  als  Vorstand  zum 
Neubauamt  Dresden-A.  Ost.  dei-  Baiiamtinann  bei  der  Be- 
triebsdirektion Dresden-A.,  Zetzsche,  als  A'orstand  zum 
Neubauamt  Löliau  und  der  Regienmgsbaumeister  beim  Neu- 
bauamt Dresden-A..  Wolf,  zum  Neubauamt  Dresden-A. 
^yest.  —  Der  (Jeheimr  Baurat  bei  der  Genei'aldirektion. 
Mehr,  ist  in  den   üiihesiand  getreten. 


Deutschösterreich. 

—  Neuordnung   des  kommerzicllou    Dienstes  der  Siidbalin. 

Aus  Anlaß  der  am  1.  August  d.  J.  in  Wirksamkeit  getretenen 
Iveuordnung  der  Verwaltung  deir  Südbahni;-esellscliaft  simi 
für  den  kommerziellen  Dienst  nachstehende  Änderungen  «mu- 
getreten : 

Die  bisherige  kommerzielle  Direktion  Avird  gleich  den 
anderen  Fachdirektionen  aufgelöst ;  s  werden  nur  noch  ganz 
bestimmte  Aufgaben  des  kommerziellen  Dienstes  auch  Aveitei- 
hin  bei  der  Generaldirektion  (Bezeichnung:  „General-Direk- 
tion der  Südbahn-Gesellschaft,  kommerzieller  Dienst")  in 
Wien  erledigt.  Die^ser  Stelle  werden  sämtliche  Fragen  der 
Tariferstellun'j-.  die  Kartell verhaiidluno-eu  und  die  Kartell- 
abrechnuug  oldiegen.     Ferne]'  Averden  dieser  -Stelle  die  all- 
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.U;oniein<>n  Auw-los-enheiteD  .leg  TraasDorts-  imcl  Mauipula- 
i  Km.s(  reustos  ubertrac^cn.  «üclvsichtlich  d«s  Reklamatioiis- 
dienstes  ( bcliaadlunff  von  Entechädisuussansprücheu  w€ffen 
Vorlust,  iMmdiuimg  uM  Beschädigung  von  Gük'rn  sowie 
UK-^Nu    LH;forfri«tubcrschr6ituno-)    ist  Anordnunj»-  dahin  g.e- 

n.t  .'n,  da/5  <he  bus  einschneßlich  31.  Juli  d.  J.  emoebrachren 
KirkJainalionou  uoch  von  der  Geneiraldirektion  (kon.nierzieller 

)H'nst).  die  ab  1.  Auanst  d.  J.  einffcbraohten  Reklamationen 
inui-esen,  «o weit  sio  nicht  etwa  vor  dem  1.  Dezember  1918 
crwaclKsene  Schaden  betwlfeu,  von  den  zuständigen  Betriebs- 
dnektionen  erledigt  werden.  Die  den  ex.ekutiven  Betrieb^- 
; l.enst  betreffendeu  Aufgaben  des  kommerziellen  sowie  d,^ 

rausport-  nud  Mamiiulationsdienstes  werden  iseit  1.  Auo-ust 

<  .  J.  von  den  zuständioeu  Betriebsdirektionen  behandelt  "von 
denen,  neben  der  schon  bisher  für  die  iin  ungarischen  Sta^,te 
gelegenen  Linien  bestehenden  Betriebsdiwktion  in  Budapest 
voi-lauf lg  zwei  weitere  eingerichtet  wel^den,  und  zwar  eine  in 
^  i       f!,"'        ^^«^1^:11  '^l^r  im  Deuschösterreichiscehn  Staate  und 

<  me  in  Laibach  für  den  B.ereich  der  im  Königreiche  der 
.-«rlien,  Kroaten  und  blowenen  gelegenen  Südbahnlinien.- 

Fahrboft-iinstisuugen.  Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen 
ii.it  den  im  aktiven  Dienste  stehenden  d.  ö.  Gendar- 
fncrie.^rgauen,  insoweit  sie  nicht  als  Gagisten  ohne- 
1.  .  >ch(m  den  Ansprucli  auf  eine  Eisenbahnlegflimation  be- 
Ml/en,  bis  auf  Widerruf  .ledorli  längstens  füiif  Jahre  gel- 
Ciide  'steM.pcli.tliebtige  Legitiinationen  bewilligt,  die  den 
nhabe^-  aut  den  Linien  der  d.  ö.  Staatsbahnen  uml  der  vom 
'  ..().  Staate  betriebenen  Privatbahnen  bei  Benützuno-  der 
tioeu  halben  Fahrkarten  bcreoh- 

Weiter  wurden  den  im  akliveu  Dienste  des  d.  ö.  Heeres- 
X  ciban.le«  (Volkswehr)  stehenden  Bern  f  s  u  n  t  e  r  - 
••lliziercn  bis  auf  AViderruf  geltende  stcmpelpflichtioc 
Cri'Y  '<:^^^^T'^^'-'' .^l?  ''«^ii  l^liaber  auf 'den  Linien 
;'V  vil  ;i,r     1      p''"..  "'^'^  ^1-  ö.  Staate  betriebenen 

■ön  l  il  f!-'      Wagenklasse  zur  Lösung 

\()n  iialheu  r ahrkarten  berechtiuen 

Kutes?^n,i'f  'f%^^a«^f'"lfiii-  Verkehrswesen  den  im 
K  U  Ii  e  s  t  a  n  d  e  befindlichen  P  o  s  t  o  f  f  i  z  i  a  n  t  e  n 
1  c)stad.iunkten,  Postmampulanten,  Postasniranten  Postl 
meistern  und  PostexT.edienten  beiderlei  (^.eschlechtes  stem- 
pel].tkehtige  Legitimationen  mit  fünfiähriger  Gülti4eit  zur 
Losung  ha  l>er  Fahrkarten  auf  den  Linien  der  d  ö  sfaats- 
l>ewilligt  '        ■  betriebenen  Privatbahnen 

-  ycrkehrsvcrhältiiisse  auf  der  Salzkammergut-Lokalbahn 

.^    wf",'"-"}-^''^.^^''''^^"'     '^^i'^  Kohlenmaug^  s 

b  r..  Ischl   iln  fiSt  '^T  auf  Aen  Linien  Salz- 

en ig-ischi   und   St.    Lorenz-Mondsee  eingestellt   hatte  hat 

■mfanie  ^äJ'^^f'  ^''^"^  ^^^^^^^  'beschränkten 

I  mtange  wieder  aufg'enouimen. 


_,    ^   .^eitu.nB  des  Vereins 
i>eutBcher  Eisenbahnverwaltungan 


Übrige  europäische  Länder. 

S(ln>,>disch-sibirisfher  Handelsaustauscli.  Zu  <len  ondk-n 
Ansli  rnu,n,.^,,n  die  Schweden  zur^x-it  macht,  ans  .lenräll --e 
niHineii  W  eciisel  der  Welthandelsverhältnisse  für  s  ch  Nutzen 
iM^^^jr^T""  '"l}''^'         Bemühungen,  mit  dem 

w.      1  '■■  .J'andelsbeziehungen  anzuknüpfen.  Bemerkeiis- 

N.  M  isi  1,,,.,-  ein  ueueies  T  nternehmen,  das  ■bestimmt  ist,  auf 
m  Sec\\cgY  Beziehungen  mit  Sibirien  zu  schaffen.  Silnrieu 
hat  wahrend  des  Weltkrieges  m  verhältnismäßig-  geordne  en 

keiSn  tiffri  ^''t'''^-i  f^^^  Verkehrs^chvSo" 
keiten  hatte  das  Land  aber  mit  sehr  großen  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen,  seine  Rohwaren  anszuführen  und  die  e'f ordS- 
hchen  Ganzfabrikaie  liereinzubekommen.  Um  diesen  M  ß- 
standen  möglichst  abzuhelfen  und  zugleich  der  schwedischen 
Industrie  einen  aussichtsreichen  Markt  zu  eröffnen,  wurden 
in  letzter  Zeit  von  sch bipedischer  Seite  große  Anstrenguno-en 
gemacht.   So  ist  m  der  letzten  Zeit  von  Göteborg  ein  Kpfe? 

i^ckerbaugeraten,     Maschinen,     Hausgerät,  Schmiede- 
ar  ikeln,  Fernsprechern  n.  a.  abgegangen,  imd  ein  Dampfer, 
den  schwedische  Vertreter  in  England  ausgerüstet  haben  sol 
.Im  begleiten.    Der  größte  Teil  der  Last  ist  schon  Tn  d  e 
Reg.eriingeii  von  Omsk  und  Archangelsk  verkauft.    Die  Fahrt  ^ 
i;r])i  .,b,;r  Iroinso,  avo  sich  die  beiden  Schiffe  treffen,  durch 

IMurlo''s:n:^^*n''  ^'^t  Omskmündun^.  An  der  KaViSS 
I  leite  seilen  5  Dampf  er  der  Archangelskregierung  entgegen- 
oldi?'':'!!'  rl^t*''*"'-^  eintauschen.  Das  englische  Dampfboot 
g;  h    dann  noch  weiter  zum  Jenissei.    Auch  hier  wird  ein 

owiÄw^r  ''7^  ^t^^l'^-  ^t^e^ei^ommen  und  Get'eid? 
SU  nie  Rohwaren  (hauptsächlich  Kupfer,  Asliest  und  sibirische 
Vitt  Ties^'^n  die  schwedischen  Erzeugnisse  austauschen. 
Kn(Jvkunft  nach  Schweden  wird  im  Oktober  erwartet.  Die 

li'ln.hT'l  '^'''1  I^««i"ui?.2:pii  fördern  diese  Anknüpfung  Von 
ilandeisbeziehungen  sehr.  jj,^  g_ 


—  Ein  Vorstoß  fü,-  das  Faiicillcproiekt.    Wie  man  wein 
bemuhen  sich  die  Franzosen  aulU'rordintlich     de^  VeS 
i  hkS/'"'  '"^'^^'^  '«<^ben  Häfen  nach  der  Schweiz  Lch  Mö 
h  hkeit  zu   fordern      nachdem  sich   die   Beziehuno-e,,  ?C 
>cl  weiz  zu  den  Häfen  Bordeaux  und  Nantes  wählend 
vST'.rf f"ß<^y«^-^^«"tiichen  Umständen  in  aSn  i<. 
\Vei.vü.  entfaltet  .  haben.     Dies    veranlaßt   nun    den    C.vi  U 
ngenieur  Francis  Reverdin,  im  Journal  de  Genive  ,  e.  l 
•Img-s  auf  das  auch  in  dieser  Zeitung  vo    eS^fo-en  jS 
ifchnnT^^^*  Faucilleprojekt  hinzuweisen,  de  seS  VeÄ 
ichung  Uber  die  unzulänglichen  Bahnverbindungen  z wische 
den     atlantisciieu    Hafen    und     der  Schweiz  hinweo-helfe 
wurde.    Er  schreibt,  u.  a.:  „Die  gegenwärtio^  4er  da^Äft 
hochland  der  Auvergne  führenden"  Linien  "eijnln  sich 
für  den  direkten  Verkehr,  weü  sie  viele  staike  St^io-un5 
aufweisen,  und  die  anderen  Verbindungen  machen  zu"  Ä 
Umwege     So  .^Tird  die  Tarifentfernung  zwischen  Bordea ,  - 
und  Gent  Uber  Clermont.Ferrand  berechnet,  d  h  cüTGüte, 
Sm^)n  %f'r^  für  741  km,  während  sie  tktächlicÄ'; 
•Uon  lucon,  St.  Germain<les.Fosses,  Lyon,  Amberieu  oWoU,., 
werden,  also  792  km  durchfahren.    Üie  Örftansbaln  schläV 
che';.  ^.T^*^^'^^         bestehenden  eine  neue  Linie  mit  Jchwa 
if^t  ^^''''^-''''^^''r.''^"*'.^^^"'^'  '^i*       Linioges  abzweiot  un 
bei  St.  Gennain^des^Fosses  m  das  Netz  der  Paris-Mittelm^i 
Bahn  einmundet  und  die  Gesamtstreoke  zwischen  'CSx 
Z  ^^«*.üi'^t.    Die  Bahnverbindung  zwischen 

üer  Schweiz  und  den  Hafen  von  La  Roohelle,  Nantes  in 
St   Nazaire  _  ^eht    über    Tours,  Saincaize,  Gl  a<my  Maco. 
Bourg,  AiübeÄeu,  Bellegarde,  während  tarkaiis^h  dif  Ver- 
bindung Uber  Macon,  Bourg-,  Natua,  Bellecfarde  In  Red.nun 
or^T-  ,.Tatsachlich  machen  auch  hier  die  Güte^  eine  iW^ 
2C0  km  längere  Reise,  als  tarifarisch  verrechnet  winf  lie 
wurde  tatsächlich  die .  Faucillelinie  eine  VeiSsrrÜnc--  b 
nh^^;  r^""  ^'"^  «ich  am  meisten  der  Tariflinie  uml  g<.ht 

Uber  Chagny    Chalon.sur»Sa6ne,  Lonsde^Saulnier.  St.  Claud 
Genf     Die  Wegverkurzung  mirde  83  km  betrko-en  Xiieh" 
Sn'd  ^^T^^         P^"^'  Havre,  CalaiX  Boulo^ 

bfrfd.^o-  rin^"''  "^l^l*^  wrkürzt  und  dadurch  auch  die  Ver- 
bindung Genfs  mit  London.  Da  die  Verbindung  mit  Bo  - 
deaux  durch  das  Projekt  der  Orleansbahn  verbessert  wini 
wäre  CS  Sache  der  Paris-MittelmeernBahn,  so  bald  Ä  mö  - 
lieh  das  Faucillejjrojekt  zu  vermrklichen.« 

-  Die  Wiedereröffnung  des  badisehen  Bahnhofes  in  Basel 

Die    am    2    September    in  Bern  zwischen  Vertretern  der 
schweizerischen  und  deutschen  Regierungen  geführten  Ver- 
handlungen Uber  die  'Wiedereröffnung  des  bfdischSn  Bahn 
hofes  in  Basel  haben  zu  einer  Einigung  über  einen  Vor 
schlag-  an  die  betreffenden  Regierungen  geführt.    Kh  del 
:Genehmigung  wird  mit  einer  sofortigen  Aufnahme  des 
Efne'f  B'.^'i}    fer,  ß^l^^bofe   gerechnei    werden  k"^en 
fc^mer  Baseler  Mitteilung-  vom  5.  cl.  M.  zufolge  ist  schweize- 
nscherseits  das.  Übereinkommen  bereits  ratifiziert  woMen. 
dif,  ^^^^'^  '"l        Hauptsache  darin,  daß 

die  Schweiz  die  Forderung  aufstellte,  ihre  politische  und 
erritoriale  Hoheit  möchte  in  jeder  Beziehung  gewSirt  wer- 
den, wahrend  man  deutscherseits  verlangte,  daß  die  Paß- 
nl^i^^'Ä^d^rf?'^"^'^^  '™  ^^^"^«^  Ba^voSe^äS- 

u.V   •'^«hnellzug;,« schlage   auf   den   Schweizerischen  Bundes- 
atz   di.  'S«^™  '^bren  friiheren  Gi'md- 
Ndtz,  die  Preise  für  Schnell-  und  für  P.  t  ,snj„.„züoc  »kich- 
zustellen,  angesichts  der  schlechten  Finanz]. ^e  und  der  No(- 
H-encligkeit,  die  wenigen  noch  verbleibenden  Schnellzüge  für 
den  Durohgangsvei-kehr  freizuhalten,  nicht  aufrecht  erhalten 
Können   (Jahrg.  1917,  S.  717,  1918,  S.  494  d    Ztg.).  Die  in 
Winterfahrplan  1917/18  eingeführten  Schnellzagzuschläge  sahen 
Zonen  bis  50,  von  51  bis  100,  von  101  bis  200  und  über  200  km 
vor.   lufolge^der  völligen  Einstellung  des  Schnellzugverkehrs 
(Dezember-  1918)  ruhte  die  Ausgabe  von  Schnellzugfahrkarteu 
bis  zur  Wiedereinführung  einzelner  Schnellzüge  dm  .sogen 
\ierten   eingeschränkten   Fahrplan    (Sommerfahrplan  ,1919); 
dann  gelangten  aber  nur  noch  Zuschläge  bis  100,  von  101  bis 
200  und  iiber  200  km  zum  Preise  von  2,  4  und  6  Fr  in  der 
,    V  V4'  Ir^"^^  fY'             '^«r       iiiid  von  1,  2  und  3  Fi-, 
in  der  III.  Wagenklasse  zur  Ausgabe,  während  die  Nahzone 
aufgehoben  wurde,  um  den  Nahverkehr  von  den  SchneUzägeii 
ternzuhalten.     Auf  energisches  Drängen  der  Interesse.nteii 
hat  sich  indessen  der  Verwaltungsrat  der  Bundesbahnen  unter 
Aidehnung  der  geforderten  Nahzone  von  10  km  in  einem  Be- 
schluß vom  22.  August  1919  dazu  verstanden,  eine  Nahzone 
bis  einschließlich  33  km  zu  dem  halben  Preise  der  100-kni- 
Zone,  also  zu  1,  0,75  und  0,50  Fr.  zu  schaffen.    Das  Publikum 
ist    mit    diesem    Entgegenkommen    noch    nicht  zufrieden. 
Es  wird  'betont,  daß  man  bei  den  gegicnwärtigen  Fahrplan- 
verhältnissen  auch  bei  kurzen  Entfernungen  auf  die  Schnell-' 
zug*benutzung  angewiesen  sei,  und  daß  deshalb  die  Beschrän- 
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kun^r  d€r  1.  Zone  auf  33  statt  auf  50  km  eine  unerträ<rliche 
\  ert«uerunff  dieses  mittleren  Verkehrs  bedeute.  Weiter  wird 
daraut  lungemesen,  daß  gerade  in  der  Zone  zwischen  33  und 
T^ir^  f^Jil  Verbindungen  ( Zürioh-Schaff hausen, 

Zurich-Aarau,  Basel-Olteu,  Bern-Biel,  Luzem-Brunnen  usw ) 
liegen,  die  t>ei  der  jetzigen  Eegelung-  von  der  Vergünstio-un'o- 
ausge.schlossen  seien.  Es  wird  also  die  Heraufsetzuno-  der 
Orrenze  von  30  aut  50  km  verlangt  und  außerdem  an^-ereo-t 
die  Zonen  nicht  «tarr  nach  der  Kilometerzahl  abzuo-iTenzen' 
sondern  gewisse  Zugaben  bei  wichtigen  Verbindungen  zu  )>e- 
willigen,  da  gerade  sehr  wichtige  Eeisen  sich  nur  wenio-  über 
im  Zonengrenze  erheben  (Basel-Bern  107  km,  Basel-Zürich 
m  km  Zurich-St.  Gallen  102  km,  Basel-Lausanne  204  km 
Ba-sel-Chur  206  km.  Basel-Oöschenen  203  km). 

-  Die  Schweiz  und  die  freie  Rheinschiffahrt.  Durch  die 
gesamte  Presse  der  Schweiz  ging  dieser  'Tage  die  Plavas- 
meldung,  wonach  der  Straßburger  Berichterstatter  des  ,Petit 

C^uiL-.  'K'i.f^v'^  ■^''^'H  ^f""  Entwurf  des  elsässischen 
Jochim  Uber  die  Ausnützung  der  Wasserkräfte 
;les  Eheins  zwischen  Straßburg  und  Basel  eingehend  besprach 
md  am  Schlüsse  die  Bemerkung  machte,  daß  in  der  Schweiz 
Jthw''"''"!,!?'''"^ ^^^^  ReguKerung  oder  Kanaüsierung  der 
erwähnten  Rheinstrecke  noeh  geteilt  sei,  daß  sich  aber  die 
^teressierten  Kreise  immer  mehr  auf  das  Proiekt  Köchlin 
rereinigen.  Diese  letztere  Behauptung  entspricht  nicht  den 
ratsachen,  deim  so  viel  wir  haben  erkennen  können,  ist 
nan  in  der  techweiz  hoch  keineswegs  eingenommen  für  das  in 

on  S  raßburg  nach  Basel,  sondern  die  weitaus  größte  Mehr- 
leit  aller  Interessenten  und  die  fBehörden  stehen  noch  ünmer 
^:^l.,^^'J*^^ßvnnkte,  daß  der  freie  Rhein  und  die  freie 
«chittahrt  auf  dem  tetrome  zwischen  Straßburg  und  Basel 
as  einziffe  ist,  was  der  Schweiz  frommt.  Unci  darin  wird 
lie  Schweiz  von  England,  Holland,  Belgien,  Italien,  Amerika 

e''rst,Hz  '"''n^''"^.  '^'^  ^'"^  '^.'^  skandiLvi^chen  S^aatSi "  n^ 
er.stutzt.  Die  .Stimmung  in  der  Schweiz  in  bezug  auf  diese 
ngelegenheit  er^^ist  ,sich  am  liesten  aus  iener  Resolution! 
le  eme  große  \  Olksversammlung  am  26.  Mai  in  Basel  ein- 
timmig  angenommen  hat  und  in  welcher  es  u.  a.  heißt  •  Die 
Volksversammlung  nimmt  in  zustimmendem  Sinne  dankbar 
.enntnis.  von  den  Begehi-en,  die  der  hohe  Bundesrat  in  Pan.^ 
i  Q-I'^T  Delegierten  gestellt  hat,  um  entgegen  der  in 
.rt.  .io«  des  Friedensvertrags-Entwurfs  geplanten  Ableituno- 
on  \\  asser  aus  dem  Strome  unterhalb  Basel  zur  Speisuno- 
2rf  Ji^  Bewasserungs-  und  Schiffahrtskanälen  mit  der 
artiellen  Trockenlegung  des  Rheinbettes  und  der  dadurch 
ewirkten  Verkehrsausschaltung  des  Stromes,  für  die  Wah- 
mg  emer  offenen,  hindernisfreien  und  regulierten  Rhein- 
assemtraße  einzutreten  Die  Versammlung  erwartet,  daß 
.1,^.12'%^''  Verhandlungen,    welche  das  Wasser- 

^ft  tL„    1  zu  ordnen  haben,  beigezogen  werde  und 

a,ü  keinerlei  Bauwerke  im  Strome  zur  Erstellung  gelano-en 
Bestimmungen  de^r  revidierten  Rheinschiffahrtsakte 
widerlaufen.    Mit  aller  Entschiedenheit  legt  die  Versamm- 
ng  dagegen  Verwahrung  ein,  daß  die  Schweiz  allein  unter 
Wen  festländischen  Staaten  Verzicht    leiste    auf  das  ver- 
t'         ^arif politische    Selbstbestimmungsrecht    im  Aus- 
^(isverkehr  auf  den  natürlichen  Binnenwasserstraßen ;  sie 
TOiitigt  den  hohen  Bundesrat,  an  dem  Prinzipe  des  freien 
id  unverbauten  Rheines  iwi  Sinne  des  einmütigen  Willens 
>s  Schweizervolkes  festzuhalten.'-  • 

In  der  kürzlich  stattgehabten  Generalversammlung  des 
c^t  t""-  '^^iffalirt  auf  dem  Oberrhein  hat  de?  hei- 

sche Konsul  in  Basel,  Pitot,  m  einem  Referat  „Anvers- 
S=  Deutlichkeit  durchblicken  lassen,   daß  die 

Jgische  Regierung  unbedingt  für  die  Freiheit  der  Rhein- 
hiffahrt,  nach  liasel  eintrete  und  daß  dies  vollkommen  in 
'■a  belgischen  Interessen  liege.  In  ähnlicher  Weise  trat 
^er  Tage,  auch  die  ,,New  York  Times''  für  die  frlie  Rhein- 
ni  talirt.  ein  und  auch  die  angesehene  Pr6s.se  der  vrelschen 
liwnz    tiitt    neuerdings    mit  aller  Kraft  gegen  die  fran- 
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zosische  Absicht  auf,  Straßburg  zum  Endpunkt  der  Rhein- 
schiffahrt zu  machen  So  schreibt  das  „Journal  de  Geneve'' 
in  bezug  auf  obige  Havasmeldung :  „Daß  die  Mehrheit  der 
schweizerischen  Interessenten  für  das  Proiekt  Köchlin  ein- 
trete, mag  die  Meinung  des  Berichterstatters  de«  „Petit  Jour- 
nal'  sein,  aber  sie  entspricht  in  keiner  Weise  den  Erkun- 
digungen, die  uns  m  dieser  Sache  zugehen.  Ganz  im  Gegen- 
teil ist  man  in  den  kompetenten  Kreisen  der  Schweiz  immer 
mehr  davon  iiberzeugt,  daß  dem  Lande  die  volle  und  ganze 
l-reiheit  der  Schiffahrt  auf  dem  Rheinstromo  .selbst  als  Not- 
wendigkeit gewahrt  werden  müsse." 


Allgemeines. 

schnellen  Wiederlierstellung  be- 
schädigter Güterwagen  Herr  Regierungs-  und  Bäumt 
G.  Rosen  feldt  m  Gleiwitz  Aveist,  anknüpfend  an  eine 
truher  m  dieser  Zeitung  gegebene  Anregung,  über  wesent- 
U.che  technische  Verbesserungen,  die  zu  Ersparnissen  im 
Eisenbahn-  und  insbesondere  auch  im  Werkstättenl>6triebe 
t Uhren  können,  Mitteilung  zu  machen,  auf  eine  Anzahl  von 
Vorrichtungen  hm,  die  zu  beschknnigter*  Wiederlier-^l ;'!linH.- 
beschadig-ter  Güterwagen  dienen. 

„Überall  werden  jetzt  die  berechtigten  Forderungen  o-,e- 
Ta'  .f^ilfc^eitsweisen  und  Einrichtungen  dahin  zu  verbessern 
t  f'fv  ^  "^V^  '^''^  vorteilhafteste  Weise  gearbeitet  und  ^^irt- 
schattliche  ^Ersparnisse  an   Zeit,  Kraftauf -o'aud  und  Kosten 
erzielt  werden  können.     Bei  der  Ausbesserung  der  vielen 
t  ahrzeuge    der  Eisenbahn  Verwaltung,    die    in  "  den  lano-eu 
Kriegs.iahren  «ehr  gelitten  haben,  und  deren  gebrauchsfähiger 
Bestand  durch  die  Abgabe  an  die  Entente  außerdem  noch 
Wr^^Shi  §'<^^or''«?u  ist  müssen  alle  vorhandenen  Kräfte  und 
Einrichtungen  so  nutzbringend  verwertet  werden,  daß  dies-e 
Ausbesserungen  möglichst  schnell  und  mit  geringen  Kosten 
bewerkstelligt  werden  können."    Als  für  diesen  Zweck  dien- 
lich werden  von  dem  Einsender  unter  Beituguuo-  von  Zeich- 
nuno;en    benannt    und  hesohrieben    eine  Vorrichtung  zum 
Richten  eingedruckter  Pufferbohlen,  eine   Einrichtung  zum 
Richten    verbogener    Stirn  wandoberrahmen    offener  Güter- 
wagen, eine  Vorrichtung  zum  Eichten  durchgedrückter  Stirn- 
wandwinkel  offener  Güterwagen,  ferner    eiSe    solche  zum 
Eichten  ausgeschlagener  Achsgaibeln.        iDie  Vorrichtungen 
Mud  vom  Verfasser  bereits  im  Jahre  1912  entworfen  und  in 
1?I    Jla,uptwerkst^att  Gleiwitz    hei  Wagenausbesserungen  in 
ausgedehntestem  Maße    verwendet  worden.      Sie    sind  im 
icfl^''\        T       F«rt««^ritte  des  Eisenbahnwesens,  Jahrgang 
UU,  b.  8,   Jahrgang  1914,  S.  214  und  Jahrgang  1915,  S.  93  be- 
schrieben.   Nach  Ihrer.  Veröffentlichung  ""haben    naeh  Äfit- 
Vn^^h,      Einsenders  auch  viele  andere  Werkstätten  solche 
1^^«  Ä''^*^.'^'?^  b<>schafft.    Er  hält  es  aber  für  angezeigt 
fph?«r  Verbreitung  besonders  jetzt  .viederholt  zu  ennv 

h^i  r1«;  .^^"^^  pnaue  Berechnung  der  WartschaftHchkeit  ist 
^r^imoh^  Z^'^^^'^'i  ^''H^''  und  Materialpreisen  zurzeit  be- 
n   d^  n^lf^rU  -^'^'^h  früheren  Aufzeichnun- 

gen m  der  Hauptwerkstatt  Gleiwitz  sind  nach  seiner  ^lit- 
teilung  im  Jahre  1913  bei  den  damaligen  verhältnismäßio- 
aulÄ  ^Z^r  ^^^^  f  Ersparmsse  alle^  a^  LoSf- 

friiW^n  tLA''^''f^:^''^  "^^^  Vorrichtungen  gegenüber  den 
truheien  Arbeitsverfahren  von  Hand  erzielt  worden.  Die 
in  EmT''XTJi**^  f^'l  uatürlieh  entsprechend  höhere.  Da- 
nn tS^' t^.  Austrengung  der  die  Vorrichtungen  be- 
1-  ?  ^®A*^  geringere  ist,  als  bei  den  früher  er- 

tön dilf^Ti^  Artelten  von  Hand,  so  daß  die  Vorrichtungen 
J^^R  ^^^^  '^"^^^  ^®^u  benutzt  werden,  und  ferner, 

daß  die  Austessenmgszeiten  der  beschädigten  Güterwao-en 
Sff''^?!'^^  damit  die  Wagen  schneller  "wieder  dem  bT 
tnebe  ubergeben  werden  können. 

„.Die  Ausführung  dieser  Vorrichtungen  hat  die  Vereinigte 
ivonigs-  und  Laurahütte,  Aktiengesellschaft,  Aibteilnng 
Waggonfabrik,  Königshütte  G.-S.  übernommen 


1.  Verkehrswiederaufnahme. 

.Veri.scher  Llo.yd,  Scliiffahrts-Aktien- 

ffesellschaft. 
Ott  nunc  der  Gütcrannahme  im  Ver- 
^re  Wien,  Budapest  und  umgekehrt. 

la  den  ge.sellschaftüchen  Stationen 
en- Donau  kaibahnhof  und  Budapest 
ckiusive    hudapest  DonauufeTbahn- 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


hof)  wird  für  den  Verkehr  dieser  Sta- 
tionen untereinander  (mit  Ausschlu/5 
der  Z-wischenstationen)  die  Güteran- 
nahme ab  6.  September  1919  eröffnet. 
Die  Aufnahme  des  Verkehrs  wird  er- 
folgen, sobald  die  erforderlichen  Vor- 
aussetzungen dafür  sichergestellt  sind. 
Regensburg,  5.  September  1919.  (918) 


iSüddeutsche   Donau- Dampf  Schiffahrt- 
Gesellschaft. 

Die  Güterannahme  in  den  g-esell- 
schaftlichen  Stationen  Wien  Zwischen- 
brücken und  Budapest  Eudolfrakpart 
für  den  Verkehr  dieser  Stationen 
untereinander  wird  am  G.  d.  Mts.  in  der 
Annahme  vorläufig  eröffnet,  daß  es  in 


Nr.  68  —  720 


Deutseh 


d'M'  lüichstpn  Zeit  inöu'lich  sein 'wird,  die 
crfordcilicheu  Voraiis&etzunffen  für  die 
latsächliche  Eröffnung;-    des  Verkehrs 
sicberzustelLen. 
:\Iünolieii,  dea  T).  September  1919.  (922) 


2.  Güterverkehr. 

(iiitervorkohr  bad.-schAvoiz.  Übeigäiifio- 
Schwciiz. 

Di«  Auwenduno-  dits  oenieinsauieu 
scliweiz.  Aiisualmietarifs  Nr.  41  (Milch 
im  Abouuem'ent)  wird  ab  (i.  November 
1919  im  A'erbehr  mit  der  Solothurn- 
IJeru-Bahu  aufffehobeu  und  ab  1.  De- 
/,eml>e'r  1919  im  Verk(^hr  mit  der  Frei- 
Uiu  o-Mui-teu-lus-Bahu  zug-elassen. 

Karlsruhe,  4.  S'eptember  1919.  (920) 
Gen.-Dir.  der  Bad.  Staatseisenbahnen. 

Crefelder  -  Eisenbahn. 

\Iifc  Gültiükeit  vom  1.  September  I9l9 
werden  die  im  G-ütertarif  für  deu 
Binuenverkebr  a.uf.ü'efübitpu  Aus< 
uahmetarife  1  (Holz)  und  2  a  (Kies  und 
Sand)  aufoehoben.  Das  AVareuver- 
zi'ifhnis  für  den  Ausnahmetarif  2  wird, 
w  ie  iui  uemeinsameu  Tieft  Tfv.  200  A 
iiiiher  liezeichnet,  abo-eändei-t. 

tJrefeld,  deu  1.  September  1919.  (909) 
Die  Direktion. 


(iem^inschaftliches    Heft    Clb  (Sta- 
tioustarittafehi  usw.)  —  Tfv.  200. 

■Mit  (.;iUtiL;keit,  vom  8.  September  1919 
ah  werden  die  im  Verkehr  mit  den 
l'iahnhöfen  der  Crefekler  Eisenbaliu  zu 
i  ihebenden  Fr achtzu  Schläge  erhöht  und 
geändert.      Näheres    enthält    die  am 

September  1919  erscheinende  Nummei 
des  Tarifanzeis'ers.  —  Das  alsbaldige 
lukrafttreton  der  Erhöhungen  gründet 
-Loh  auf  die  \  in  iilicrgchetKle  Änderung 
des  §  ü  der  Eisculjalin- Verkehrsordnung 
(RGBL  1914,  8.  455). 

.\uskunft  geben  auch  di.c  beteiligten 
( ;  iiterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  3.  September  1919.  (921) 
Eisenbahndirektion. 


Teutoburger   Wald  -  Eisenbahn. 

Mit  Wirkung  vom  1.  September  1919 
Averden  in  dem  Tarif  für  die  Beförde- 
iiiug  von  lebenden  Tieren  und  Gütern 
im  Binnenverkehr.  Teil  II,  die  Aus- 
uahmetarife  1,  3,  41)  uud  c,  5  b,  c  u.  ü. 
t),  7,  10,  24  a  ixnd  27  aufgehoben.  Da« 
Waien Verzeichnis  dies  Ausnahmetarifs 
2  wird  geändert. 

Näheres  ist  auf  den  Stationen  und 
aus  dem  alsbald  erscheinenden  Nach- 
trage zu  ersehen. 

Gütersloh,  1.  September  1919.  (910) 
Die  Direktion. 


Süddeutscher  Donauumschlaffsverkehr 
über  Regensburg,  Deggendorf  und 
l'assau  Donaulände  transit.  Tarif, 
Teil   II,   vom    1.   Januar  1911. 

I»cr  Tarif  nebst  Nachträgen  I — III 
Irilt  am  10.  Sejiteniber  1919  ohne  Ersaiz 
außer  Kraft. 

Die  alslialdige  Durchführung  der 
'larifmaßnahme  gründet  «ich  auf  die 
\ oriihergehende  Äudeinang  des  §  G  der 
K  i  sc  nbahnverkehrsordnung. 

München,.  2.  Septembei-  1919.  •  (912) 
Tarifamt  der  Bayer.  Stb.  r.  d.  Rh. 


'     Staats-  und  Privatbahn-Gütei-verkehr. 

>      Mit  Gültigkeit  vom  8.  September  1919 
I    bis  30.  November  1919  (einschl.)  gelten 
I    für  llopfenranken,  auch  entfasert  und 
j    entrindet,    die    vorübergehenden  B«- 
\    Stimmungen  über  Frachtvergünstigung 
für  Heu,  iStroh  usw.   (Gestellung  von 
2  offenen  Wagen  gewöhnlicher  Größe 
au  Stelle  eines  großräumigen  offenen 
Wagens). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  4.  September  1919.  (908) 
Eisenbahndirektion. 


Preußisch  -  Hessisch  -  Sächsischer  Tier- 
verkehr.   Gemeinsames  Heft. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
werden  die  für  die  Station  der  Nieder- 
lauisitzer  Eisenbahn  geltenden  b  e  s  o  n  - 
d  e  r  e  n  Desinfektionsgebühren  aufge^- 
hoben  und  durch  die  im  Deutschen 
Eis'enbahn-Tiertarif,  Teil  I,  enthaltenen 
allgemein  g  ü  1 1  i  g  e  n  Desinfek- 
tionsgebühnen  ersetzt. 

Dresden.  3.  September  1919.  (911) 
Gen.-Dir.  der  Säohs.  Staatseisenbahnen. 

als  gesohäftsführende  Verwaltung. 


Pfälzisch-Württ.  Güterverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
Berg  (Pfalz)  Grenze  und  Kapsweyer 
G;renze  in  den  Tarif  einbezogen  und 
die  Entfernungsangaben  für  Saarge- 
münd ergänzt.  Näheres  bei  den  Dienist- 
slellen  und  in  unserem  Tarifanzeiger. 

;Stuttgart,  5.  September  1919.  (913) 
(ien.-Dir.  der  Württ.  Staatseisenbahnen. 


Deutsch-schwedisch-norwegischer 
(Jütertarif   Teil   II  vom   1.  Nov.  191.3. 

Am  15.  .September  1919  tritt  der 
Nachtrag  VII  in  Kraft.  Durch  ihn 
werden  neue  erhöhte  Frachtzuschläge 
für  die  schwedischen  ixnd  norwegischen 
Eisenbahnen  sowie  neue  Schnittsätze 
für  Saßnitz  Hafen,  die  zurzeit  bis  iauf 
weiteres  einzige  deutsche  Verbands- 
station, eingeführt.  (Die  Schnittsätze 
der  übrigen  deutschen  Verbands- 
stationen und  die  Ausnahmetarife  sind 
bei'eits  im  Verfügungswege  zum 
1.  September  d.  J.  aufgehoben.)  Der 
Nachtrag  enthält  ferner  neue  erhöhte 
Schnittsätze  für  Saßnitz  Hafen,  die 
vorbehaltlich  der  verfasungsmäßigen 
Genehmigung  am  1.  Oktober  1919  in 
Kraft  treten. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
tigungsstellen. 

Altona,  6.  September  1919.  (914) 

Eise  nbahndi  rekt  i  on , 
namens  der  Verbandisverwaltungen- 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Brohltal-Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  d.  J.  treten  im  Binnen- 
tarif für  die  Beförderung  von  Personen, 
Rei-segepäck,  Leiehen,  lebenden  Tieren 
und  Gütern  Tariferhöhungen  in  Kraft, 
worüber  die  Bahnverwaltung  in  Brohl 
nähere  Auskunft  erteilt. 

Cöln,  den  2.  September  1919.  '  (924) 
Der  Vorstand. 


Greif swald-Grimmener  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
werden  die  Ausmahmetarife  1  für  Holz 
und  3  für  Kali  im  Binnenverkehr  un- 
serer Eisenbahn  aufgehoben. 


Zeitung  des  Vereiui 

aer  Eisenbahnverwaltun^ei 


Zu  diem  gleichen  Zeitpunkt  tritt  vor 
behaltlich  der  Genehmigung  der  Aui 
Sichtsbehörde  eine  Erhöhung  der  Be 
förderungspreise  im  Personen-,  Gepäck 
Expi-eßgut-,  Tier-  und  Güterverkehr  «bi 
zu  50  %  der  bisherigen  Beförderungs 
pi'eis<e  ein. 

Die  Abkürzung  der  Veröffentlichungs 
frist  ist  in  der  vorübergehenden  Ab 
änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Vei 
kehrsordnung  begründet. 

Grimmen,  4.  September  1919.  (923 
Die  Direktion. 


Niederlausitzer  Eisenbahn 

Mit  Gültigkeit  tvom  1.  Oktobe 
1919  werden  die  Fahrpreis«  un 
Frachtsätze  im  Personen-,  Gepäck. 
Güter-  und  Tierverkehr  «rhöht. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Stg 
tionen  und  die  Betriebsverwaltung  i 
Lübben. 

Berlin,  im  September  1919.  (917 
Die  Direktion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn- 
Privatbahn-   Personen-  und  Gepäck- 
verkehr. 

Mit  Geltung  vom  1.  Oktober  191 
wird  zu  den  Fahrpreisen  und  den  Be 
förderungsgebühren  für  Gepäck  un 
Expreßgut  der  deutschen  Staatseiseu 
bahnen  ein  Zuschlag  von  .50  %  ei 
hoben.  Hierdurch  erhöhen  sich  auc 
die  Fahrpreise  und  Beförderungs 
g^ebühren  der  Verbindungen  des  obei 
l>ezeichneten  Verkehrs. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Vei 
kehrsibüros  der  VerbandsverWialtungei 

Hannover.  3.  ßeptemiber  1919.  (916 
Eisenbahndirektion. 


Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  3 
erscheint  ein  neuer 
preußisch-hessisch-wiirttembergischer 
Expreßguttarif   Teil  II. 

Er  enthält  Änderungen  der  besonde 
Pen  Ausführungsbestimmungen  zu 
Eisenbahnverkehrsordnung. 

Durch  diesen  Tarif  wird  de 
preußisch  -  hessisch  -  württembergiscb 
bayerische  Expreßguttarif  Teil  II  vor 
1.  April  1906  nebst  Nachträgen  auf 
gehoben.  Die  in  diesem  Tarife  ent 
halten  gewesenen  Verbindungen  mit  de: 
bayerischen  Stationen  sind  in  den  neue) 
hessisch-bayerischen  Expreßguttari 
Teil  II,  giiltig.  vom  1.  Juli  1919,  auf 
genommen  worden. 

Mainz,  den  4.  Septeml>er  1919.  (919 
Eisenbahndirektion. 


Tariferhöhungen  im  Personen-,  Ge 
pack-  und  Expreßgutverkehr. 

(Deutsche  Eisenbahn-Personen-  un 
Gepäcktarife,  Teile  I  und  II.) 

Am  1.  Oktober  1919  treten  auf  de; 
deutschen  Eisenbahnen  Erhöhunge; 
der  Personen-,  Gepäck-  und  Expreß 
guttarife  ein,  die  im  allgemeinen  50  9 
betragen.  Die  Änderungen  werden  j 
nach  ihrem  Umfange  teils  im  Verfü 
gungswege,  teils  durch  Nachträge  z 
den  Tarifen  oder  durch  Neuausgab 
dieser  durchgefühi't. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Ver 
kehrsbüros  der  obigen  Bahnen. 

Berlin,  2.  September  1919.  (915 
Ei.S'enbahndirektion,  namens  der  be 
teiligen  Eisenbahn  ver  waltungen. 
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Berlin,  den  13.  September  1919. 


LIX.  Jaiirgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beifrägre  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftlehune'  der  Zeitung  des  Vereins  Ueutsciier  BisenbahnverwultunKen, 

anitliolie  BekanntiuarhnnB'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenoannverwaltuneen,  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  2S/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bishi-rigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  JI.,  nach  samtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  -werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegebeiL 
Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 

Prlyatanjieiar«'!!  (Preis  für  die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

'^0  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 

l*e*tag:en  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 

Verlassbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 

Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Oirokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 
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Eisenkonstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  WeicFien 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  [7160] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-LuxemburgisGlie  Bergwerks-  u.  Hütten-A.-G. 

Abteilung  DOPtmUnder  Union,  Dortmund 

tneoBumMammmaimmmmmmm 


Filxisolierplatte 


Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
I  a    scKwarzer    £isenIacK       ferner : 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812.  A  1813 


r  ^ 

Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 
V,^  J 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.     •>      Kostenlose  Vorführung. 

Langjähr,  anerkannte  Spezialisten    T%    T"LL  0  T\    *  V. 

und   Berater  in  der  Kühlfrage.    K.   11100611  lO.,  UUlSDUrg. 


Eisenbahnunterassistent 

39  J.,  f.  d.  mittl.  Staatsdienst  gej)!-.,  mit 
lang-j.  prakt.  Erfahrung  im  Betr.- u.  Werk- 
dienst  tätig;  energ.,  ruhiger,  Weitblick., 
gerad.  Charakt ;  anpassungsfähig,  dun  h- 
aus  selbständ.  u.  organisat.  veranl  ;  Steno- 
graph; franz.  u.  engl.  Sprachkenninisse 
vorhanden;  sacht  gute  geeignete  Stellang 
im  städtischen  od«r  Privatbahnbetriebe. 

Angeb.  erb.  unt.  Eis.  7185  an  die  Anz  - 
Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24)  [7185] 

H.  R.  Heinicke 


Schornstein*  und 
Feuerungsbau 


Chemnitz,  Berlin  NW  23, 
Breslau. Mannheim.  München, 
Düsseldorf,  Wien  u.  Budapest 


iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiMiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 

Soeben  erschien: 

Taschenbuch  für  den 
Maschinenbau 

Bearbeitet  von 

Prof.  H.  Dubbel-Berlin,  Dr.  G.  Glage- 
Berlin,  Dipl.-Ing.  W.  Gruhl- Berlin 
Dipl.  -  Ing.  R.  Hänchen  -  Berlin,  Ing. 
O.Heinrich-Berlin,  Di-.  Ing.  M.  Krause- 
Berlin,  Prof.  E.  Touss  ai  nt- Berlin 
Dipl.-Ing.  H.  W  inkel -Berlin,  Dr. -Ing 
K.  Wolters  -  Berlin 

Herausgegeben  von 

Prof.  H.  Dtibbel 

Ingenieur,  Berlin 

Zweite,  erweiterte  u.  verbesserte  Auflage 
Mit  2510  Textfiguren  und  4  Tafeln 

In  zwei  Teilen 

(In  Ganzleinen  gebunden) 

In  einem  Bande  gebunden  Preis  M.  30.— 
In  zwei  Bänden  gebunden  Preis  M.  33.— 

(und  10%  TeuerungszuschlaR  gemäß  den  Bestim- 
mungen des  Börsenvereins  d.  deutsch.  Buchhändler) 

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllillllllllllllllllllllllllllli 


Zeitung  des  Vereins 
Deutseher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  V  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Zöthener  Str.  28/29. 


Nr.  69. 


Vorschläge    zui-    V-err-eichliohun<>  dc^' 
Eisenbahnen. 

Die  l>elgischeu  Staatsbahnen. 

^as  neue  Terkehrspolitischo  Prooramni 
Sow.iet-Rußlands. 

Nachrichten. 

D  e  u  t  s  c  bland  :  Gründung  der 
Verwaltungsakademie.  —  Spren- 
gung der  Neißebiücke  l>ei  Löwen. 
—  Betriebsaufnalune  auf  dem  badi- 
>ichen   Staatsbahn hof   in    Hasel.  - 


Berlin,  den  13.  September  1919. 


I  II  h  a  I  (  I 

Binnensclüffsraum  für  die  Lösung 
der  Verkehrsschwierigkeiten.  — 
Die  Eisenbahnverkehrslaue  im 
Rnhrgebiet.  —  Wirklicher  fteheimer 
Rat  Wehrmann  f.  —  Personal- 
nachrichteu. 

D  e  u  t  is  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Aus- 
.standsbeweguno-  der  österreichi- 
Äclien  Eisenbahner.  —  Wiederauf- 
nahme des  direkten  Zugverkehi-es 
zwischen  AVien  nnd  Budapest.  — 
Südbahn.  —  Geplante  Abschnürung 


LIX.  Jahrgang, 


I  Wien«  vom  Weltverkehre.  —  Hof- 

rat Dr.  Bruno  Wagner-Freynsheim 
Luxemburg:  Wilhelm'-Luxem- 
'burg-Ei.senhahn. 
j       Übrige     europäische  Län- 
der:   Eisenbahnunglück  in  Frank- 
reich.   —    Verlängerung  der  Til- 
gungsfrist für  das  Anlagekapital 
i         der  Schweizerischen  Bundesbahnen. 
Bücherschau. 
Rechtspfleo«. 
.  Amtliche  Mitteilungen. 
I    Amtliche  Bekanntmacliungen. 


Vorschläge  zur  Verreichlichung  der  Eisenbahnen. 

Von  Regierungsrat  Hinkelbeiu  in  München. 

Bearbeitet  im  Auftrage  des  engeren  .Jirbeitsausschusses  der  höheren  maschinentechnischen  Beamten  der 

bayerischen  Staatseisenbahnen. 


Nach  iMitleilungeu  in  der  Tagespres^e  ist  Reichsminisler  Dr. 
Hell  mit  den  Vorarbeiten  für  die  Überleitung  der  Verkehrs- 
austalten  der  Gliedstaaten,  betraut  worden.  Schon  bevor  diese 
Mitteilung  in  der  Presse  erschien,  war  mir  vom  Arbeitsaus- 
schuß der  höheren  maschinenteclinischen  Beamten  der  baye- 
rischen Staatseisenbahnen  der  Auftrag  erteilt  Morden,  Voi- 
<chläge  für  die  Gliederung  der  Reichsbahnen  auszuar1>eiten. 
Wenn  hiermit  auch  jeder  Zweifel  über  den  Kreis,  für  den  ich 
lie.se  Vorschläge  vertrete,  ausge.schloissen  ist,  so  möchte  ich 
loch  zur  Vermeidung  von  unrichtigen  Auffassungen  ausdrück- 
lich hervorheben,  daß  im  folgenden  keinesfalls  die  Anschauun«- 
ier  bayerischen  Verwaltung,  wohl  aber  des  überwiegenden 
Feiles  der  höheren  Beamten  des  maschinentechnischen  Dienstes 
ler  bayerischen  Staat.seisenbahnen  dargelegt  i.st.  Zwei  Gründe 
Jaben  uns  veranlaßt,  den  Weg  der  öffentlichkeit  zu  l>etrelen 
Der  erste  Grand  ist  die  Veröffentlichung  des  Regierun -srats 
.iuaatz  ni  Coln  in  der  Zeitung  des  Vereins  Deut,.scher  Eisea- 
lahnverwaltungcn,  der  zweite  Grund  die  Mitteilung,  daß  schon 
'ine  Rejhe  von  Ausschüs.sen  zur  Uberleitung  der  Laudeseiseu- 
mhuen  in  die  Reichsverwaltung  gebildet  worden  ,&ein  sollen 
JU  denen  ausschließlich  Angehörige  des  Verwaltungsdien.ste^ 
leigezogen  wurden. 

Die  Vorschläge  von  Quaatz  .sind  unterdessen  vom  Geheimen 
Baurat  Beinicke  in  Berlin  in  der  gleichen  Zeitung  als  un- 
lurchfnhrbar  und  unzweckmäßig  bezeichne't,  worden.  AVir 
connten  deshalb  von  einem  Eingehen  auf  diese  Vorschläo-<, 
absehen,  wenn  sie  nicht  einer  besonderen  Ergänzung  für  unsere 
>ayei-ischen  Verhältnisse  bedürften.    Quaatz  kann  zweifellos 

^^nf''vnn''tiT'^^'':  "'"SJ:enzle  VerhältnLs.se  für  die  Schaf- 
ung  von   P.ahnamtern   im   Auge  gehabt  haben.  Jedenfalls 


lassen  sich  aber  seine  Vorschläge  nicht  auf  bayerische  Ver- 
hältnis.se  übertragen,  die  von  den  preußischen  in  vielen  Punk- 
ten stark  abweichen.  Der  große  Unterschied  zwischen  den 
nord-  und  süddeutschen  Verhältnissen  ist  vor  allem  bei  den 
Betriebswerkstätten  deutlich  erkennbar,  die  in  Bayern  bis 
zu  2000  Mann  stark  sind  nnd  sich  neben  dem  eigentlichen  Zu«-- 
forderungsdienst  an  der  Lokomotiv-  und  Wagenunterhaltung 
m  erheblichem  Maße  zu  beteiligen  haben.  Nach  den  Erfah- 
rungen im  Kriege  wird  sich  wohl  die  Entwicklung  der  nord- 
deutschen Betriebswerkstätteu  immer  mehr  den  süddeutschen 
Verhaltnissen  nähern,  so  daß  die  Quaatzschen  Bahnämter  sehr 
bald  an  der  eigenen  Überentwicklung  zugrunde  gehen  müßten 
Amtsuugetume  mit  einer  Stärke  von  3000-6000  Mann  können 
nicht  mehr  wirtschaftlich  arbeiten,  weil  den  Leitern  solcher 
Amter  jeder  Überblick  verloren  geht,  besonders  wenn  ihnen 
w  verscliiedenartige,  nicht  miteinander  zusammenhängende 
Arbeiten  zugemutet  werden.  Stellt  doch  schon  die  Leituno- 
einer einzigen  Betriebswerkstätte  bayerischen  Musters,  besont 
ders  bei  der  heutigen  fortgesetzt  steigenden  Flut  der  Ei^io- 

W^ri^M  r^'''^^"^'"^'"  Anforderungen  an  den  Vorstand. 
Welches  Maß  von  ~  wir  geben  zu,  ungewollter  -  Gerin- 
schatzung  unseres  Dienstis  ist  in  dieser  Zusammenle-uno-  der 
niaschmentechnischen  Aufgaben  mit  den  anderen  Dienst- 
zweigen enthalten!  Man  darf  doch  nicht  übersehen  welch 
ungemein  schwierige  Aufgaben  jedem  einzelnen  Zwei-  des 
niaschmentechnischen  Dienstes  zufallen,  wie  sehr  unser  Fahr- 
park durch  den  Krieg  nnd  durch  die  Abga)>e  von  Tausenden 
von  Fahrzeugen  neuester  Bauart  gelitten  hat,  und  wie  außer- 
ordentlich schwierig  die  Wiederherstellung  m,  mit  welchen 
Schwierigkeiten  jeder,  auch  der  Vorstand  eines  der  kleinsten 
Amter,  kämpfen  muß,  um  wieder  nutzbringende  Arbeit  zu 
erzielen.  Das  ganze  Verkehrswesen  wird  einem  Zusammen- 
bruch  entgegeneilen,    wenn   es    dem  maschinentechnischen 
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Dienste  nichi  oeliugt,  dieser  Scliwieriokeiten  durch  liehe- 
volles  Eingehen  selbst  auf  die  kleinsten  Kleinigkeiten  Herr 
zu  werden.  Das  kann  er  aber  nur,  wenn  ihm  nicht  die  Hände 
gebunden,  seine  Kräfte  nicht  zersplittert  werden,  sondern 
wenn  er  sich  völlig  fi'ei  entfalten  kann. 

Nach  unserer  Auffassung  kann  daher  für  den  Aufbau  des 
Reichs verk-ehrswesens  nur  eine  Gliederung  in  Frage  kommen, 
die  die  Geschäftsaufgaben  nicht  zusammenlegt,  sondern  schärf- 
stens  nach  Fachgebieten  trennt,  und  zwar  nicht  nur  bei  den 
untersten  Stellen,  sondern  auch  —  das  möchten  wir  Eeinicke 
gegenüber  betonen  —  bis  hinauf  zur  höchsten  Spitze.  Die 
Maschinentechniker  ganz  Deutschlands  besitzen  Erfahi'ung 
miL.der  Zusammenfassung  von  Geschäftsaufgaben  verschiede- 
ner Fachrichtung  und  lehnen  sie  mit  aller  Entschiedenheit  ab. 
Wix.  sind  also,  um  richtig  verstanden  zu  werden,  vollkommen 
mit  Eeinicke  über  die  Notwendigkeit  scharfer  Trennung  der 
Arbeitsgebiete  nach  Fachrichtungen  einig,  aber  nicht  nur 
uijj^en  bei  den  Ämtern,  sondern  auch  bei  den  obersten  Spitzen. 
Dieser  Grundsatz  soll  durch  die  ganze  Verwaltung  der  Eeichs- 
bahnen  hindurchgehen.  Wer  gegen  ihn  verstößt,  berücksichtigt 
die  Erfahrungen  des  Krieges  und  die  neue  Zeit  mit  ihren  Auf- 
gai^n  nicht,  deren  Lösung  nur  bei  der  fr^iesten,  unabhängigen 
Etiffaltung  aller  Kräfte  möglich  ist. 

II. 

Zu  derFrage, welche  der  vorhandenen  Ver- 
waltungsgliederungen auf  die  Reichs  Ver- 
kehrs Verwaltung  übertragen  werden  kann, 
meehten  wir  uns  in  der  folgenden  Weise  äußern: 

1.  Notwendig  ist  vor  allen  Dingen  die  Schaffung  einer 
obersten  anordnenden  Behörde  (Ministerium),  sodann  die  Bil- 
dung einer  Reihe  von  überwachenden  Behörden  (Eisenbahn- 
direktionen). Unter  diesen  stehen  die  vollziehenden  Behörden 
(Ämter,  Inspektionen)  mit  den  Dienststellen,  Weitere  Zwi- 
schenbehörden, etwa  Generaldirektionen  zu  schaffen,  die  auch 
in  dem  Quaatzschen  Vorschlage  enthalten  sind  und  in  der 
P;"^.^se  von  bayerischer  Seite  vorgeschlagen  werden,  halten 
wi^,, nicht  für  notwendig  und  bei  der  allgemeiuen  Verarmung, 
der  ^  wir  verfallen  sind,  für  viel  zu  teuer.  Wir  befürworten 
sölfhe  zwischen  dem  ^Ministerium  und  den  Eisenbahndirek- 
tiopen  stehende  Mittelbehörden  nur  zur  Übernahme  von  beson- 
dere^i  Geschäftsaufgaben,  z.  B.  zur  Bearbeitung  von  Ange- 
lel^nheiten  der  Landesangehörigen  oder  zur  Überwachung  von 
Geschäften,  die  nicht  jeder  Eisenbahndirektion  für  sich  zuge- 
Iqiit  werden  können.  Es  soll  jedoch  hierfür  keine  General- 
flirie^^tion  mit  eigenem  Behördenkörper  gebildet  werden,  son- 
def'n  eine  Eisenbahndirektion  wird  mit  der  Bearbeitung  dieser 
Angelegenheiten  neben  ihren  sonstigen  Geschäftsaufgaben  be- 
trauk  Das  Landeseisenbahnamt  eines  Gliedstaates,  wie  wir 
an  '^'^telle  von  Generaldirektion  setzen  wollen,  ist  also  mit 
einer  der  Eisenbahndirektionen  des  Gliedstaates  vereinigt 
g^äacht. 

'  Besondere  Behörden  neben  diem  Ministerium,  den  Eisenbahn- 
mrelitionen  und  den  Ämtern  für  besondere  Geschäftsaufgaben, 
wi'ö'^  z-  B.  Ämter  bayerischen  Musters  oder  ein  Eisenbahn- 
zetitralamt,  möchten  wü-  ebensowenig  befürworten,  da  hier- 
(tü'^c'h  die  einfache  Gliederung  der  Verwaltung  durchbrochen 
düjj'der  allgemeine  Geschäftsgang  umgangen  wird.  Da  alle 
ö^schäftsaufgaben  entweder  anordnende  oder  überwachende 

l'i^)  ■vollziehende  sind,  so  wird  es  immer  möglich  sein,  alle 
lie'^ohderen  Aufgaben  in  diesem  allgemeinen  Rahmen  unter- 
zul^ringen. 

'Ö.' Wie  schon  unter  I  angedeutet,  empfehlen  wir  die  schärfste 
ünferteilung  der  Geschäfte  nach  Fachrichtungen  in  Form 
v^n,  Abteilungen.  Wir  wünschen  solche  Abteilungen  nicht  nur 
lieim'  Ministerium,  sondern  auch  bei  allen  Eisenbahndirek- 
tiorien.  Für  die  Trennung  der  Geschäfte  in  Abteilungen  sind 
wir  jedoch  nur,  soweit  es  sich  darum  handelt,  alle  zu  einer 
F|ac|irichtung  gehörenden  Arbeitsgebiete  einheitlich  zusammen- 


zufassen. Wir  befürworten  demnach  für  jede  Fachrichtung 
nur  eine  einzige  Abteilung.  Entsprechend  der  geschichtlich 
gewordenen  Teilung  des  Eisenbahndienstes  in  die  drei  Fach- 
gruppen: Maschinenwesen,  Bau-  und  Betriebsdienst  und  allge- 
meiner Eisenbahn-  und  Verwaltungsdienst  halten  wir  demnach 
bei  jeder  Eeichsbehörde  die  Bildung  von  drei  Abteilungen  für 
notwendig,  aber  auch  für  vollkommen  ausreichend. 

3.  Als  notwendige  Folge  ans  dieser  Dreiteilung  der  Geschäfte 
nach  Fachrichtungen  empfehlen  wir  bei  allen  Behörden  die 
Kollegialverfassung,  Die  Vorstände  der  drei  Abteilungen 
sollen  demnach  die  obersten  Vertreter  ihres  Faches  sein. 

4.  Das  Amt  des  Vorstandes  der  Abteilung  soll  ein  ehren- 
amtliches sein.  Es  darf  dem  Inhaber  nicht  lebenslänglich 
übertragen  werden.  Da  die  Bedeutung  der  Fachgebiete 
wechselt,  muß  Gelegenheit  vorhanden  sein,  bald  diesen,  bald 
jenen  Fachmann  an  die  Spitze  der  Abteilung  zu  stellen,  damit 
stets  der  rechte  Mann  zur  rechten  Zeit  an  die  rechte  Stelle 
kommt. 

5.  Wir  wünschen  eine  grundlegende  Änderung  des  Titel-  und 
Rangwesens.  Mit  dem  Vorhandenen  muß  in  weitgehendem 
Maße  aufgeräumt  werden,  um  aus  der  zurzeit  bestehenden 
Unzahl  der  Titel  und  Rangstufen  der  höheren  Beamten  der 
deutschen  Eisenbahnverwaltungen  herauszukommen.  Die  Neu- 
ordnung muß  jedoch  ohne  Schädigung  der  bei  den  einzelnen 
Verwaltungen  vorhandenen  Beamten  idurchgeführt  werden. 
Oberster  Grundsatz  ist  hierbei  die  völlige  Gleichstellung  der 
Beamten  aller  Fachgruppen. 

Wir  schlagen,  ohne  uns  hiermit  auf  diesen  Vorschlag  fest- 
zulegen und  uns  gegen  andere  bessere  Bezeichnungen  ab- 
lehnend verhalten  zu  wollen,  cüe  folgenden  leichtverständ- 
lichen, deutschen  Bezeichnungen  für  die  Behörden  und  zu- 
nächst für  die  höheren  Beamten  vor: 

Reichsamt  der  Reichsbahnen  statt  Ministerium  der  Reichs- 
bahnen, 

Landesamt    der    Reichsbahnen    statt    Generaldirektion  der 
Reichsbahnen, 

Kreisamt    der    Reichsbahnen   statt    Eisenbahndirektion  der 
Reichsbahnen, 

Bezirksamt  der  Reichsbahnen  statt  Inspektion  oder  Amt  der 

Reichsbahnen, 
sodann 

Reichsamtmann  der  Reichsbahnen  und  dementsprechend 
Reichsamtmann  Schaft  statt  Dezernat  oder  Referat  im  Mini- 
sterium der  Reichsbahnen,  Reichsoberamtmann  der  Reichs- 
bahnen, Landesamtmann  (Kreisamtmann)  der  Reichsbahnen 
und  dementsprechend  Landesamtmannschaft  (Kreisamtmann- 
schaft) statt  Dezernat  oder  Referat  der  Eisenbahndirektion. 
Landesoberamtmann  (Kreisoberamtmann)  der  Reichsbahnen. 
Bezirksamtmann  der  Reichsbahnen.  Nach  unserem  Vorschlage 
kommt  man  also  mit  5 — 6  Amtsbezeichnungen  vollkommen 
aus,  die  aus  der  Bezeichnung  der  Behörde  iselbst  heraus- 
wachsen. 

6.  Faßt  man  die  vorstehenden  Punkte  nochmals  kurz  zu- 
sammen, so  wünschen  wir  Dienststellen,  Ämter  (Inspektionen), 
Eisenbahndirektionen  (davon  bestimmte  Eisenbahndirektionen 
als  Landesämter)  und  ein  Eisenbahnministerium,  Wegfall, 
d.  h.  Aufsaugung  aller  bestehenden  Zwischen-  und  Neben- 
stellen, Einführung  der  Kollegialverfassung  bei  allen  Behör- 
den, scharfe  Trennung  der  Arbeitsgebiete  nach  Fachgebieten 
und  ihre  Zusammenfassung  in  Fachabteilungen,  häufigen 
Wechsel  in  der  Besetzung  der  leitenden  Stellen,  gründliche 
Neuordnung  des  gesamten  Titel-  und  Rangwesens. 

III. 

Wir  schlagen  hiernach  die  folgende  inner« 
Gliederung  der  Reichsbahnen  vor: 
1.  Das  Reichsamt  der  Reichsbahnen, 
a)   Allgemeine  Gliederung. 
Das  Reichsamt  der  Reichsbahnen  erhält  drei  Abteilungen, 
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nämlich  di«  Abteilung  für  Masoliinjenwes^n  und  Elektrotech- 
nik, di«  Abteilung  für  Bau  und  Betri^eb  und  die  Abteilung 
für  den  allgem-einen  Eisenbahn-  und  Verwaltungsdienst.  Die 
Abt€ilung-€n  sollen  auf  der  breitesten  Grundlage  aufgebaut 
werden  und  alle  Fachgebiete  umfassen,  die  zur  Abteilung 
gehören.  Diese  Fachgebiete  werden  von  besonders  hierzu 
berufenen  Fachleuten  bearbeitet,  die  die  Amtsbezeichnung 
führen:  Eeichsauitmann  der  Reichsbahnen  für  den  Betriebs- 
dienst, für  den  maschinentechnischen  Dienst  usw.  Die 
Fachgebiete  selbst  erhalten  die  Bezeichnung  Eeichsamtniann- 
schaft  für  den  Verwaltungsdienst  usw. 

Die  Eeichsamtmänner  gehen  aus  den  Kreisämtern  hervor. 
Sie  werden  vom  Landesausschuß  vorgeschlagen  und  vom 
Reichspräsidenten  ernannt.  Alle  Eeichsamtmannschaften 
sollen  zwar  nach  dem  Grundsatze  besetzt  werden,  daß  stets 
nur  der  tüchtigste  aus  der  Reihe  der  Vorgeschlagenen  zum 
Reichsamtmann  ernannt  wird,  mit  Rücksicht  auf  die  glied- 
staatlichen Verhältnisse  ist  es  jedoch  notwendig,  die  Reichs- 
amtmänner nach  einem  noch  näher  zu  vereinbarenden 
Schlüssel  auf  die  einzelnen  Gliedstaaten  zu  verteilen,  im 
übrigen  jedoch  zu  bestimmen,  daß  die  Zahl  der  preußischen 
Reichsamtmänner  höchstens  gleich  der  Hälfte  aller  Reichs- 
amtmänner vermindert  um  1  sein  darf. 

Die  Reichsamtmänner  jeder  Abteilung  wählen  aus  ihrer 
Mitte  in  geheimer  Wahl  für  die  Stelle  des  Abteilungsvor- 
standes und  seines  Stellvertreters  je  einen  Reichsamtmann, 
die  dem  Reichspräsidenten  vorgeschlagen  werden.  Ist  dem 
Reichspräsidenten  der  Vor&ohlag  nicht  genehm,  so  wird  von 
den  Abteilungen  ein  neuer  Vorschlag  unterbreitet. 

Die  zum  Abteilungsvorstand  ernannten  Reichsamtmännei 
führen  die  Bezeichnung  Reichsoberamtmann,  und  zwar  je 
nach  der  Fachrichtung  Reichsoberamtmann  der  Reichsbahnen 
für  den  maschinentechnischen  Dienst,  den  Bau-  und  Betriebs- 
dienst und  den  allgemeinen  Eisenbahn-  und  Verwaltungs- 
dienst. Sie  führen  diesen  Titel  nur  während  ihrer  Amts- 
tätigkeit als  Abteilungsvorstand  und  1>earbeiten  während 
ihrer  Vorstandsohaft  ihr  seitheriges  Fachgebiet  weiter. 

Ist  der  Reichsoberamtmann  ein  Preuße,  so  muß  sein  Stell- 
vertreter einem  anderen  Gliedstaate  angehöi-en  und  umgekehrt 
Die  Reichsoberamtmänner  führen  ihr  Amt  6  Jahre  lang. 
Sie  treten  dann  zurück  und  versehen  ihr  Amt  als  Reichs- 
amtmann weiter.  War  der  seitherige  Reichsoberamtmann 
ein  Preuße,  so  soll  der  neue  Reichsoberamtmann  einem  an- 
deren Glied&taate  angehören.  Die  Wiederwahl  eines  ab- 
gehenden Reichsoberamtmannes  ist  jedoch  zulässig. 

Der  Reichsoberamtmann  führt  selbständig  die  Geschäfte 
seiner  Abteilung,  vertritt  sie  nach  außen  hin  und  in  der 
Nationalversammlung.  Jeder  der  drei  Reichsoberamtmänner 
führt  die  Stelle  des  ersten  Reichsoberamtmannes  zwei  Jahre 
lang  und  ist  als  solcher  für  die  einheitliche  Führung  der  ge- 
meinsamen Geschäfte  verantwortlich. 

b)    Die  Geschäfte  der  Abteilungen. 

Wenn  hier  auch  der  weiteste  Spielraum  gewahrt  bleiben 
soll,  so  muß  dennoch  vermieden  werden,  daß  Angelegenheiten 
des  reinen  Vollzugs  oder  der  Überwachung  dem  Reichsamte 
zugeteilt  werden.  Es  wird  sich  z.  B.  wohl  nicht  umgehen 
lassen,  den  einheitlichen  Bau  der  Fahrzeuge,  ihre  Aus- 
stattung mit  besonderen  Einrichtungen  usw.  dem  Reichs- 
amte zu  übertragen,  dagegen  müßte  die  Vergebung  der  Fahr- 
25euge  und  ihrer  Ersatzteile  ausschließlich  den  Kreis-  und 
Landesämtern  nach  den  vom  Reichsamte  festgesetzten  Normen 
überlassen  werden.  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  der 
Durchführung  von  gc.'vetzlichen  Vorschriften,  die  bei  Reichs- 
behörden außerhalb  des  Reichsamtes  der  Reichsbahnen  be- 
arbeitet werden,  bei  der  Reichsbahn  jedoch  nur  Angelegen- 
heiten des  Vollzuges  oder  der  Überwachung  sind. 

Zur  Lösung  dieser  Frage  empfehlen  wir,  alsbald  beson- 
dere Fachaussohüsöe  zu  bilden,  die  eine  vorläufige  Geschäfts- 


ordnung für  das  Eeichsamt,  die  Kreis-  und  Landesämter  und 
für  die  Bezirksämter  auf  der  Grundlage  der  Anordnung,  der 
Überwachung  und  des  Vollzuges  ausarbeiten.  Diese  Fäch- 
ausschüsse müßten  aus  Angehörigen  der  drei  AbteilungeniiiSU 
gleichen  Teilen  zusammengesetzt  sein.  Bei  der  großen  Yres- 
schiedenheit  der  Anschauungen  über  diesen  Punkt  meWtön 
wir  als  Beratungsstoff  für  die  Ausschüsse  die  folgenden  iG»'^- 
schäftsaufgaben  als  maschinentechnische  Fachaufgaben  an|;i>i 

1.  Fahrdienst-  und  Fahrplanbildung,  Fahrzeitenberechritlifg 
usw.,  früher  Lokomotiv-  oder  Zugförderungsdienst;"'' 

2.  Werkstätten wesen  (Haupt-,  Neben-,  Betriebs-  und  SiiiHli- 
rungswerkstätten) ;  ■ 

3.  Bau-  und  Betriebsstoffbeschaffung; 

4.  Starkstromiwesen ;  ""^ 

5.  Elektrisierung  der  Eisenbahnen;  n'"'' 

6.  Schwachstrom-  und  Sicherungswesen; 

7.  Wirtschaftsdienst  und  vStatistik  der  Abteilung;  '''' 

8.  Haushalt  der  Abteilung; 

9.  Personalwesen  der  Abteilung;  "•'^ 

10.  Bau  der  Lokomotiven  und  ihrer  Teile ; 

11.  Bau  der  Wagen  und  ihrer  Teile;  '^'^ 

12.  Allgemeiner  Schiffahrtsdienst  auf  den  Wasserstralß''^b. 
Flüssen  und  Seen  uffll  Bau  von  Schiffen'; 

13.  Bremsangelegenheiten ; 

14.  Allgemeine  maschinentechnische  Anlagen  (Drehscheibe. 
Schiebebühnen,  Boden  wagen.  Hebezeuge,  Aufzlige, 
maschinentechnische  Hafenanlagen  usw..  jedoch  nicfht 
bautechnische  Arbeiten)  ;  ' 

1.5.  Versuche;  ' 

16.  Luftverkehrswesen; 

17.  Kraftwagen  Verkehrswesen.  '^^^ 

du 

'X  ' 

cj    Besondere  Geschäftsaufgaben  des  Reich « - 

amtes.  us 

Das  Reichsamt  kann  seinen  ungemein  schwierigen  Auf- 
gaben nur  dann  voll  gei-echt  werden,  wenn  es  stets  in  enggjpr 
Fühlung  mit  den  Aufgaben  des  äußeren  Vollzuges  bleibt. 
Bisher  suchte  man  diese  Fühlung  durch  die  Schaffung  you 
Zentralämtern  oder  einer  Reihe  von  Ämtern  bayerischer 
Musters  mit  besonderen  Geschäftsaufgaben  zu  erreichen.  Wir 
wissen  wohl,  daß  diese  Fühlung  auch  auf  dem  Wege  über  die 
Kreisämter,  aber  nur  mit  einem  ungewöhnlich  hohen  Auf- 
wände an  Berichten,  Nachweisungen  oder  Besprechungen  ej- 
reichbar  ist.  Das  reicht  aber  alles  nicht  aus,  um  das  Reichs- 
amt genügend  bewegungs-  und  handlungsfähig  zu  erhalten, 
da  auch  diese  lose  Gliederung  nicht  die  enge  lebendige  Füh- 
lung mit  dem  Vollzuge  schaffen  bann.  Diese  enge  lebenc|i^'e 
Fühlung  mit  dem  äußeren  Dienst  ist  nur  dadurch  erreichi|ai'. 
daß  das  Reichsamt  nicht  bloß  eine  anordnende,  sondern  auph 
eine  überwachende  und  vollziehende  Tätigkeit  erhält, 
ist  aber  nur  möglich,  wenn  das  Reichsamt  für  den  Kreis,, 'in 
dem  es  liegt,  die  Geschäfte  des  Kreis-  oder  Landesamtes  o^e 
eigenen  Behördenkörper  mitversieht.  Diese  besonderen  ,(^- 
schäftsaufgaben  würden  es  auch  ermöglichen,  das  Reichsa^t 
ohne  besondere  Kosten  auf  die  breite  Grundlage  zu  bringen, 
die  wir  für  die  Erfüllung  seiner  Aufgaben  für  notwenc^ig 
halten. 

Als  besondere  Geschäftsaufgabe  des  Reichsamt'es  ;  be- 
trachten wir  auch  die  Übernahme  der  Geschäfte  einer  Reic^s- 
■betriebsleitung  (Generalbetriebsleitung)  für  das  ganze  Reichs- 
netz. Die  beteiligten  Beichsamtmänner  (für  den  Fahrdiwst, 
den  Betriebsdienst,  Verkehrsdienst,  Wagendienst  usw.)  treten 
zu  diesem  Zwecke  bei  schwieriger  Betriebslage  unter  dem  Vor- 
sitze der  Abteilung,  die  den  ersten  Reichsoberamtmann  st|ellt. 
zusammen  und  treffen  unmittelbar  nach  dem  Ergebnisse  der 
Besprechung  ihre  Anordnungen.  Ähnlich  wären  auch  die 
Landes-  oder  die  Kreisbetriebsleitungen  zusammenzusetzen. 

Dem  Reichsamte  wird  ein  Reioheisenbahnrat  beigeordnet. 
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2.   Die  Kreis-  mid  Landesäiutcr  dti-  Reichsbahnen. 

a)  A  1 1  g-  e  III  c  i  u  e  ( ;  1  i  o  d  r  u  n  g. 
Die  Kreis-  und  Lamlesämtor  di-r  Beiclisbahneu  siud  Ämter 
zur  eiuheitlicheu  t^berwachuug  des  Vollzuges.  ]>ie  Landes- 
amter  sind  Kiu'isämter  mit  .erweiterten  'GeschäftsaufgalDeii. 
Em  Kreisamt  .soll  2000-2500  km  Streckeuläng«  haben,  wobei 
jedoch  der  gl«ichmäßig,eu  Belastung  Av<?geu  auch  di<;  V<iv- 
kehrsbedeutung  der  Strecken  bei  der  Kilometeraihl  berück- 
sichtigt werden  soll.  Von  je  zwei  bis  drei  Kreisiimteru  wird 
eines  mit  der  Führung  der  (k^schäfte  .eines  Laudesamtes  be- 
traut und  führt  als  solches  die  Bez^eichnnug  Laudesamt  der 
Reichsbahnen,  gleichgültig,  ob  es  eineu  ganzen  Gliedstaat 
oder  nur  eineu  Teil  hiervon  vertritt.  Da,s  Kreisamt  (Landes- 
amt) erhält  wie  das  Eeichsamt  drei  Abt.eilnng.en,  niimlieh 
die  Abteilung  für  das  Maschinenwesen  und  für  Elektro- 
technik, die  Abteilung  für  den  Bau  und  Betrieb  und  die 
Abteilung  füz-  allgemeiueu  Eisenbahn-  und  Verwaltungs- 
dienst. Jeder  Abteilung  wird  eine  Eeihe  von  Fachgebieten 
zur  Bearbeitung  zugeteilt.  Die  Eefereuteu  erhalten  die 
Amtsbezeichnung  Kreisamtmaun  und  Landcsamtmauu  der 
Reichsbahnen  für  den  usw.-Dienst.  Die  Kreis-  und  Laudes- 
amtmanner  werden  vom  Landesausschuß  aus  den  Reihen  der 
Bezirksamtmänner  vorgeschlagen  und  vom  ersten  Reichsobei- 
anitmann  ernannt.  Zu  Kreis-  und  Laudesamtmännern  kön- 
nen in  der  Regel  nur  Landesangehörige  ernannt  werden. 

Di©  Kreis- (Landes-) Amtmänner  jeder  Facliabteiluug  wählen 
aus  ihrer  Mitte  in  geheimer  Wahl  für  die  Stelle  des 
Abteilungsvorstandes  und  seines  Stellvertreters  je  einen 
Kreisamtmaun,  die  dem  ersten  Reichsoberamtmann  zur  Er- 
nennung vorgeschlagen  werden.  >Vähreud  ihrer  Tätigkeit 
als  Abteilungsvorstand  führen  sie  die  Bezeichnung  Kieis- 
oberamtmann  der  Reichsbahnen  für  den  usw.-Dienst.  Sic 
bearbeiten  während  ihrer  Amtstätigkeit  ihr  bisheriges  Fach- 
gebiet Aveater.  Nach  sechsjähriger  Vorstandschaft  treten  sie 
zurück  und  versehen  ihr  Amt  als  Kreis-(Landes-) Amtmann 
weiter.  Jeder  der  drei  i^reis-(Landes-)Oberamtmänn"|. 
fuhrt  die  Stelle  des  ersten  Kreisoberanitmannes  zwei  Jahre 
lang  und  ist  als  solcher  für  die  einheitliche  Führunu.  der 
gemeinsanien  Geschäfte  verantwortlich.  Die  Wieder waTiL  ab- 
gehender Kreisoberaintmänner  ist  zulässig. 

b)  Die    Geschäfte    der  Abteilungen. 
Das    unter    III  Ib  Gesagte  trifft  im  großen  und  ganzen 

auch  auf  die  Kreis-  und  Landesämter  zu. 

c)  besondere  !iG  e  s  oh  ä  f  t  sa  u  f  g  a  b  e  n 

der  Landesämter. 
Die  Landesämter  haben  außer  den  Befugnisseu  der  übri- 
gen Kreisämter  die  Bearbeitung  einer  Reihe  von  Aufgaben 
zu  übernehmen,  die  von  den  Kreisämtern  mangels  entspre- 
chender Arbeitsgebiete  nicht  übernommen  werden  können 
(z.  B,  die  Angelegenheiten  der  Hauptwerkstätten,  der  Schiff- 
fahrtsdienst  usw.).  Außer  diesen  besonderen  G^eschäftsauf- 
gaben  o'bliegt  den  Landesämtern  die  Bearbeitung  aller  An- 
gelegenheiten der  Landesangehörigen.  Zu  diesem  Zwecke 
sind  bei  jeder  Abteilung  des  Laudesamtes  Landesausschüs.se 
für  den  höheren  und  mittleren  und  unteren  Dienst  zu  bil- 
den. Die  Landesausschüsse  für  den  höheren  Dienst  hahnx 
das  Vorsehlagisreoht  für  die  Besetzung  der  höheren  Beamten- 
po&ten. 

Die  Kreis-  und  Laudesbetriebsleitungen  werden  wie  die 
Reichsbetriebsleitung  zusammengesetzt. 

Jedem  Laudesamt  wird  ein  Landeseisenbahurat  bei- 
geordnet. 

'6.    Die  Bezirksämter  der  Reichsbahnen. 

Die  Bezirksämter  sind  Ämter  des  zusammenfassenden 
\  Ollzuges.    Ihuen  werden  die  Dienststellen  uumittelbar  un- 
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(erstellt  Soweit  wie  möglich  werden  für  jedes  Arlieits- 
gebiet  des  Kreisamtes  Bezirksämter  der  Reichsbahnen  o-c- 
bildet.  Für  den  maschinentechuischen  Dienst  schlagen  wir 
i^e^2"k«ämter  der  Reichsbahnen  für  den  Fahrdienst 
(Iruher  Maschmeninspektion) .  für  den  Werkstättendienst,  für 
den  Starkstromdienst  (nach  Bedarf),  für  den  ma.schineu-  und 
elektrotechiuschen  Neubau  (nach  Bedarf),  für  die  Bau-  un<i 
Belriebsstotfbeschaffung  und  für  den  Sicheruugsdienst 

Die  Vorstände  der  Ämter  führen  die  Bezeichnung  Bezirks- 
amtmann der  Reichsbahnen  für  .den  usw.-Dienst.  Sie  wer- 
d.en  vom  Landesausscliuß  aus  der  Reihe  der  Anwärter  (Hilfs- 
aj.beiter  für  den  höheren  Dienst)  und  gegebenenfalls  auch 
aus  geeigneten  Bewerbern  für  den  mittleren  Dienst  au«- 
gewahlt  und  vom  Reich.soberamtniann  der  Abteilung  ernannt. 

1.    Die  Dienststellen  der  Reichsbahnen. 

Unter  den  Bezirksämtern  werden  die  Dienststellen  nach 
Uienstautgaben  ausgeschieden  und  zusammengefaßt  Sie 
werden  je  nach  der  Wichtigkeit  von  Beamten  des  höheren 
(ansibildnngsweise  als  Vorstufe  zum  Bezirksamtmann),  des 
nuttleren  oder  unteren  Dienstes  besetzt. 

IV. 

Wir  haben,  solange  die  Verhandlungen  über  die  Verreich- 
lichung  der  Landesbahnen  istattfanden,  uns  der  größten  Zu- 
rückhaltung befleißigt.    Nachdem    nun  die  Verreichüchuu- 
immderruflich  kommen  wird,  sind  wir  der  Anschauun«-,  daß 
das,  was  schon  heute  getan  werden  kann,  nicht  erst  in  dem 
Zeitpunkte    vollzogen    zu  werden  braucht,    zu    dem  die 
Landeseisenbahnen  an  das  Reich  übergehen.    Wir  halten  es 
für  notwendig,  jetzt  schon  dem  werdenden  Beichsamt  die 
nötige  Zahl  von  iBeamten  der  verschiedeneu  Verwaltuno^en 
und  besonders  auch  der  verschiedenen  Abteilungen,  wie  wir 
sie  vorgeschlagen  ha'beu,  beizuordnen,  die,  in  Ausschüssen 
verteilt,  mit  der  Aufgabe  betraut  werden,  die  Überleitung- 
so  vorzubereiten  und  zu  überwachen,  daß  sich  der  Übei" 
gaug  an  das  Reich  vollkommen  glatt  und  reibungslos  voll- 
zieht.   Die    hierfür    ausersehenen    Beamten  können  ihren 
Dienst  i|>ei  der  Heimatverwaltung  bis  zur  endgültigen  Ver- 
reichliichung  weiter  ausüben,  sie  müßten  nur  in  dauerndei' 
Fühlung  miteinander  bleiben.    Mit  der  Überleitung  eines 
Teiles  des  maschinentechuischen  Dienstes  in  die  Reichsvei- 
waltung  könnte  unbeschadet  der  übrigen   Geschäfte  schon 
jetzt  begonnen  werden,  nämlich  mit  dem  in  der  nächsten  Zu- 
kuntt  wohl  wichtigsten  Teile    des    Maschinenwesens,  der 
Normung  der  Fahrzeuge,  insbesondere  der  Lokomotiven  um! 
ihrer  Bauteile,  der  Geräte,  der  Baustoffe  und  ihrer  ein- 
heitlichen Beschaffung.    Wir    schlagen  deshalb  neben  der 
Bildung  der  unter  III  Ib  erw^ähnten  Geschäftsausschüs,se  vor, 
zunächst  die  verschiedenen  bereits  bestehenden  preußis.chen 
Ausschiisse      (Lokomotivenausschuß,  Güterwagenausschul! 
usw.)  auf  das  Reich  zu  übertragen  und  in  diese  Ausschüsse 
V  ertreter    aller    Gliedstaaten  zu  berufen,    sie  aber  durch 
einen  besonderen  Wirtschafts-    uud  Normungsausschuß  für 
den  masclünentechni.schen  Dienst  zu  ergänzen.    Je  rascher 
hier  gehandelt  und  ziig.egriffen  wird,  um  .so  besser  ist  .es  für 
die  Allgemeinheit. 

Wenn  wir  dann  zum  Schlüsse  unserer  Ausführungen  noch 
einen  AVunsch  anfügen  dürfen,  so  ist  es  der,  den  Sitz  des 
neuen  Reichsaintes  der  Reichsbahnen,  wenn  irgend  möglich, 
nicht  nach  Berlin,  sondern  au  einen  anderen  ruhigeren,  gün- 
stig gelegenen  Ort  Mitteldeutschlands,  etAva  AVeimar,  Cassel 
oder  auch  Nürnberg,  za  verlegen,  weil  da.s  Reichsaüit  in 
den  nächsten  Jahren  Ruhe  zur  Sammlung  aller  Kräfte  uud 
zum  AViederaufbau  eines  leistungsfähigen  Eisenbahnwesens 
bedarf.  Hierzu  erscheint  uns  Beilin  weniger  geeignet  als 
ein  anderer  günstig  gelegener  Ort. 
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Die  belgischen  Staatsbahnen. 


So  wohlverwaltcl  Belgien  auch  wähi^end  der  deutschen  i5e- 
setzuno-  gewesen  ist,  so  gibt  es  doch  natürlich  nach  Beendi- 
iiuutf  des  Krieges  mancherlei  in  seinem  Wirtschaftsleben  neu 
aufzubauen.  Die  Eisenbahnen  Belgiens  haben  schon  vor  dem 
Kriege  nicht  alle  Wünsche  der  sie  benutzenden  Gewerbebe- 
triebe zu  erfüllen  vermocht,  und  es  liegt  deshalb  nur  nahe, 
tlen  jetzigen  Zeitpunkt  mit  seinen  Wiederaufbauarbeiten  zu 
einem  Umbau  l>estehender  Einrichtungen,  die  den  an  sie  ge- 
stellten Anforderungen  nicht  voll  genügen,  zu  l:>enutzen.  Das 
Soziologische  Institut  der  „Instituts  Solvay" 
hat  daher  durch  «eine  Gruppe  für  die  Vorbereitung  des  staat- 
lichtn  Wiederaufbaues  eine  Denkschrift*)  über  die  Verwal- 
tung der  belgischen  Eisenbahnen  ausarbeiten  lassen,  die  in 
ihrem  ersten  Teil  eine  Kritik  der  bestehenden  Einrichtungen 
und  anschließend  daran  einen  Entwm'f  für  eine  Neuordnung 
enthält,  welch  letzterer  aber  an  Bedeutung-  gegenüber  der 
kiitischen  Schilderung-  der  gegenwärtigen  Verhältnisse  zu- 
rücktritt; mit  ihm  wollen  wir  uns  daher  hier  vorwiegend  be- 
schäftigen. 

Die  IBenutzer  der  belgischen  Eisenbahnen  haben  in  manchen 
Beziehungen  keinen  Grund  zu  klagen.  Die  -Tarife  sind  niedrig-, 
und  sowohl  für  die  Beförderung-  der  Eeisenden  als  auch  der 
Güter  werden  vorteilhafte  Bedingungen  geboten.  Die  Züge 
verkehren  pünktlich,  und  die  Wagen  sind  in  gutem  ZuStancle. 
Nur  die  größeren  Bahnhöfe  lassen  zu  wünschen  übrig-.  Der 
gewöhnliche  Verkehr  -wird  ohne  Schwierigkeiten  bewältigt, 
wenn  aber  einmal  eine  Hochflut  kommt,  wie  in  den  letzten 
Wintern  vor  dem  Kriege,  gibt  es  heftige  Verstopfungen  und 
Verkehrsstörungen.  Dies  wird  auf  Mängel  in  der  Leitung 
und  ungenügende  Voraussicht  zurückgeführt :  Erweiterungen 
und  Neubauten  sind  unterlassen  worden,  es  sind  keine  stär- 
keren, dem  Verkehisbedürfnis  der  neueren  Zeit  genügenden 
Lokomotiven  beschafft  worden.  Mißstände  in  der  Leitung  und 
Verwaltung  sind  nicht  oder  in  ungeeigneter,  behelfsmäßiger 
Weise  beseitigt  worden.  Der  Hauptzweig-  der  Verwaltung- 
einer Eisenbahn  ist  der  Betrieb;  dieser  -wird  in  Belgien  nicht 
wie  in  andei-en  Ländern  von  zu  diesem  Zwecke  vorgebildeten 
Technikern  geleitet,  sondern  ältere  Bahnhofsvorstände  wer- 
den in  leitende  Stellungen  berufen ;  ihnen  fehlt  die  technische 
Vorbildung,  die  durch  ihr  Dienstalter  nicht  ersetzt  werden 
kann.  Unsere  Quelle  erklärt  dies  für  eine  Folge  der  Verwal- 
tung der  Eisenbahnen  durch  den  Staat,  übersieht  aber,  daß  in 
anderen  Ländern  mit  Staatseisenbahnen  dieser  Fehler  nicht 
gemacht  wird.  Es  bedarf  also  nicht,  wie  gefordert  wird,  des 
Übergangs  der  Eisenbahnverwaltung  in  die  Formen  eines 
kaufmännischen  oder  g-e werblichen  l'rivathetriebes,  um  ihn 
zu  beseitigen. 

Betrachtet  man  die  belgischen  Staatsbahnen  als  erweibendes 
Unternehmen,  so  stehen  sie  sehr  ungünstig  da.  In  den  14 
.Jahren  von  1900  bis  1913  haben  nur  7  Jahre  Überschüsse,  die 
übrigen  7  Jahre  aber  Fehlbeträge  ergeben,  und  der  gesamte 
Fehlbetrag  belief  «ich  auf  nahezu  13  000000  Fr.  Das  ist  z.  T. 
auf  hohe  Betriebskosten,  zum  größeren  Teil  a1>er  auf  hohe 
geld wirtschaftliche  Lasten  zurückzuführen.  Das  Anlagekapi- 
tal ist  hoch,  weit  höher  als  z.  B.  in  Preußen,  und  nimmt  in 

•  einer  Weise  zu,  die  als  beunruhigend  1>ezeichnet  wird.  Von 
1900  bis  1910  ist  das  Anlagekapital  der  belgischen  Staats- 
bahnen für  1  km  von  495  674  Fr.  auf  628  014  Fr.,  also  um 
132  340  Fr.  gestieg<^u ;  das  sind  26,6  %,  während  in  Preußen 

die  Vemiehiung  nur  13,8  %,  in  Sachsen  14,.5  %,  in  Frankreich 
bei  der  Nordbahn  11.2  %  und  bei  der  Ostbahn  11,9  %  ]>etrag-en 
hat.  Dabei  ist  das  Netz  der  belgischen  Staatsbahnen  nur  von 
4060  km  auf  4330  km,  also  um  270  km  oder  6,6  %  gewachsen, 
das  pi-eußische  dagegen  um  20,5  %,  das  sächsische  um  8,3  %, 
das  der  französischen  Nordbahn  allerdings  nur  um  3,2  %  und 
das  der  Ostbahn  um  4,9  %.  Letztere  stehen  also  in  l>ezug  auf 
die  Erhöhung  des  Anlagekapitals  im  Verhältnis  zur  Verlän- 
gerung des  Netzes  noch  iingünstiger  da,  als  elie  belgischen 
Staatsbahnen. 

Der  Grund  für  die  hohe  Belastung  mit  Kapital  liegt  darin, 
daß  die  belgischen  Staatsbahnen  zu  ungünstigen  Bedingungen 
übernommen  worden  sind ;  nicht  nur  sind  viele  Strecken  hoch 
bezahlt  worden,  sondern  es  mußten  auch  nach  der  Übernahme 
durch  den  Staat  erhebliche  Aufwendungen  gemacht  werden, 
um  sie  auf  den  Stand  der  übrigen  Staatsbahnen  zu  bringen. 
Der  Streckenneubau  ist  sehr  langsam  betrietjen  worden,  wo- 
durch die  Zinsverluste  während  der  Bauzeit  sehr  beträchtlich 
geworden  sind 

Im  Jahre  1912  hatten  die  belgischen  Staatsbahnen  0,98  Lo- 
komotiven auf  1  km  Betriebslänge,  fast  das  Doppelte  derPi-eu- 
ßi.schen  Staatsbahnen  und  der  französischen  Nordbahu,  ohne 


*)  L'autonomie  des  chemins  de  fer  de  l'etat  beige,  Brüssel 
luid  Paris,  Lebegue  &  Cie.,  1919. 


daß  etwa  die  Anforderungen  des  Betriebes  entsprechend  höher 
gewesen  wären.  Die  hohe  .Zahl  von  Lokomotiven  war  viel- 
mehr nötig,  weil  die  einzelnen  Lokomotiven  zu  schwach 
waren  und  weil  alle  Lokomotiven  über  ihre  Zeit  im  Dienst 
behalten  wurden.  Hierdurch  wurde  das  Anlagekapital  statt 
der  Betriebsrechnung-  belastet.  Außerdem  sind  den  Eisen- 
bahnen manche  Ausgaben  zur  Last  geschrieben  worden,  die 
von  der  Straßeubauverwaltung  hätten  getragen  werden  müs- 
sen. Luxusbauten  haben  überdies  das  Anlagekapital  weiter 
belastet ;  hier  wird  der  Bahnhof  von  Antwerpen  erwähnt, 
und  zum  Luxus  zu  Lasten  der  Staatsbahnen  gehört  auch  ein 
Zug  für  den  König  Leopold  II.  Endlich  sind  sowohl  beim 
Erwerb  von  Grund  und  Boden,  als  auch  bei  der  Beschaffung 
des  Eisenbahnbedarfs  hohe  Preise  bezahlt  worden,  erstere  weil 
die  Eisenbahnverwaltung  ihren  Standpunkt  nicht  mit  genü- 
gender Tatkraft  vertreten  hat,  letztere,  weil  aus  politischen 
Gründen  der  Wettbewerb  nicht-belgischer  Lieferwerke  fast 
ausgeschlossen  worden  ist. 

Die  hohen  Anlagekosten  der  belgischen  Staatsbahnen  wer- 
den mithin  darauf  zurückgeführt,  daß  der  Haushalt  der  Eiseu- 
bahnen  mit  dem  des  Staates  verquickt  worden  ist,  und  daß  der 
Staat  unmittelbar  auf  ihre  Verwaltung  eingewirkt  hat.  Be- 
treffs der  Betriebskosten  vriLrd  gegen  die  belgischen  Staats- 
bahnen der  Vorwurf  erhoben,  daß  die  Unterhaltung-  ihres 
Fahrzeugpai-ks  zu  teuer  ist,  weil  den  Lokomotiven  und  Wagen 
die  einheitliche  Bauart  fehlt;  auch  der  Brennstoffverbrauch 
ist  zu  hoch,  was  seinen  Grund  darin  hat,  daß  ungeeignete 
Kohlen  zu  hohen  Preisen  gekauft  werden.  Ferner  werden  die 
belgischen  Lokomotiven  nicht  genügend  ausgenutzt.  Damit 
hängt  es  auch  zusammen,  daß  das  Zugbegleitpersonal  nicht 
nach  seiner  vollen  Leistungsfähigkeit  in  Anspruch  genommen 
jvird,  wodurch  hohe,  unnütze  Ausgaben  für  Löhne  und  Ge- 
hälter entstellen.  Betreffs  der  Arbeiter  im  Werkstätten-  und 
Bahnunterhaltungsdienst  wird  der  Vorwurf  erhoben,  daß  sie 
nicht  mit  genügender  Sorgfalt  ausgewählt  werden ;  geschähe 
dies,  so  müßten  zwar  möglicherweise  höhere  Löhne  gezahlt 
werden,  dieser  Mebraufwand  würde  aber  durch  die  größere 
Leistungsfähigkeit  mehr  als  ausgeglichen  werden.  Betreffs 
der  Beamten  -wird  gefordert,  daß  die  Techniker  mehr  als  bis- 
her mit  Arbeiten  beschäftigt  werden,  die  die  Verbesserung 
der  Bahnanlagen  und  ihi-er  Einrichtungen  in  technischer  Be- 
ziehung zum  Ziel  haben,  während  neben  ihnen  ein  Beamten- 
stab für  die  Verwaltung  zu  schaffen  wäi-e,  für  den  Anwärt.ir 
mit  kaufmännischer  und  wirtschaftlicher  Vorbildung  einzu- 
stellen wäi-en.  Allen  Beamten  müßte  größere  Selbständigkeit 
bei  ihren  Arbeiten  eingeräumt  werden,  und  es  wird  hier  als 
Vorbild  auf  Preußen  hingewiesen,  wo  die  höheren  Beamten 
stark  von  untergeordneten  Arbeiten  entlastet  worden  sind. 

Um  die  g-eschilderten  Mißstände  zu  beseitigen,  wird  ver- 
langt, daß  die  belgischen  Staatsbahnen  als  selbständiges 
wirtschaftliches  Unternehmen  betrieben  werden, 
das  sowohl  den  Einwirkungen  der  Eegierung-  als  auch  poli- 
tischen Einflüssen  entzogen  -wird.  Vor  allem  wäre,  um  dies 
Ziel  zu  erreichen,  eine  vollständige  Trennung  ihrer  Ausg-aben 
und  Einnahmen  von  den  übrigen  des  Staates  nötig.  Der  Ein- 
fluß der  gesetzgebenden  Körperschaften  dürfte  nicht  weiter 
gehen,  als  daß  sie  die  A^'erwaltung  der  Eisenbahnen  einsetzen, 
diese  aber  müßte  unter  eigener  Verantwortung  den  B.^trieb 
und  Verkehr  regeln,  die  Beschaffungen  veranlassen  und  das 
Personal  anstellen,  befördern  und  entlassen.  Dabei  müßte 
die  Verwaltung  „dezentralisiert"  werden,  und  an  tlie  Stelle 
eines  Direktoriums  müßte  ein  Generaldirektor  treten,  dem  eine 
Anzahl  von  Direktoren  für  die  verschiedenen  Bezirke  und 
Dienstzweige  zu  unterstellen  wäre.  Das  belgische  Netz  müßte 
etwa  in  vier  Bezirke  eingeteilt  werden,  deren  Leiter  in  allen 
ihren  örtlichen  Bereich  betreffenden  Fragen  selbständig  zu 
entscheiden  hätten.  Der  Hauptverwaltung  fielen  dann  die  Vor- 
arbeiten für  die  größeren  Neuanlagen,  der  Entwurf  der  Be- 
tr.iebsmittel,  der  Einkauf  von  Kohlen,  Oberbau  u.  dgl.,  die 
Vergebung  von  Lieferungen  usw.  zu.  Die  Bezirksleiter  müß- 
ten -wärklich  die  Verantwortung  für  den  Betrieb  in  ihren  Be- 
zirken tragen;  sie  müßten  vor  allen  Dingen  nach  Verdienst 
und  Würdigkeit  aus  Kreisen  mit  geeigiieter  Vorbildung-  aus- 
gewählt werden,  was  jetzt  nicht  der  Fall  zu  sein  scheint. 
Alle  Stellen,  nicht  nur  die  der  leitenden  Beamten,  werden 
augen.scheinlich  vielmehr  jetzt  nach  politischen  Eücksichten 
besetzt. 

Der  Entwurf  eines  Gesetzes,  das  das  erstrebte  Ziel, 
die  voi-stehend  gekennzeichnete  „Industrialisierung"  der  belgi- 
schen Staatsbahnen  herbeiführen  soll,  sieht  als  Leitung  des 
Eisenbahnwesens  einen  aus  neun  Mitgliedern  bestehenden,  von 
der  Kammer  auf  je  drei  Jahre  gewählten  V  e  r  av  a  1 1  u  n  g  s  - 
rat  vor,  der  den  Generaldirektor  der  Eisenbahnen  und 
auf  dessen  Vorschlag  die  Bezirksdirektoren  ernennen  soll.  Die 
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Amtsdauer  dies«r  Beamten  soll  sechs  Jahr«  betragen.  Den 
leitenden  .Beamten  werden  außer  ihren  festen  Bezügen  die 
der  Verwaltunssrat  festsetzt.  Anteile  an  den  Überschiissen 
zugebilligt.  Neben  der  Verwaltung  besteht  ein  Eisenbahn- 
rat mit  beratender  Stimme.  Die  Tarife  und  sonstigen 
Beförderungsbedingungen  werden  vom  Verwaltungsrat  fest- 
gesetzt. 

Die  neu  zu  schaffende  Eisenbahnverwaltung  soll  die 
vollste  Freiheit  m  bezug  auf  die  Beschaffungen  und 
Bauausführungen  genießen.  Nur  wenn  sie  Verträo'e 
abschließt,  die  sie  auf  länger  als  10  Jahre  verpflichten,  oder 
großei-e  Grundstucke  kaufen  oder  verkaufen  will,  bedarf  sie 
dazu  insofern  parlamentarischer  Mitwirkung,  als  sie  die  be- 
absichtigten Maßnahmen  erst  durchführen  darf,  wenn  die  Kam- 
mern, die  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen  sind,  innerhalb  30 
Sitzungstagen  keinen  Widerspruch  erheben. 

Der  WertderStaats  bahnen  im  Zeitpunkt  ihrer  Über- 
nahme durch  die  neue  Verwaltung  soll  abgeschätzt  und  ihr 
angelastet  werden.  Nach  außen  hin  wird  aber  auch  dieser 
Ttil  der  Staatsschuld  von  den  bisher  dafür  zuständigen  Stellen 
vertreten.  Der  auf  die  Eisenbahnen  entfallende  Teil  der 
Staatsschuld  ist  innerhalb  60  Jahren  zu  tilgen.  Die  nötio-en 
Betriebsmittel  werden  der  Eisenbahnverwaltung  vom  Sta'ate 
vorgeschossen.  Em  Voranschlag  der  Betriebskosten  ist  iähr- 
lich  dem  Minister  vorzulegen,  der  ihn  an  die  Kammern  weiter- 
leitet, die  Kosten  für  Bauten  sind  von  den  Kammern  zu  ge- 


nehmigen. Über  die  Verwendung  der  Mittel  sind  Eechen- 
schaftsberichte  vorzulegen.  Besondere  Rücklagen  sind  für 
die  Erneuerung  der  Anlagen  und  Einrichtungen  einerseits, 
für  unvorhergesehene  Fälle,  Deckung  von  Brandschäden,  Ent- 
schädigungen lur  Unfälle  u.  dgl.  andererseits  anzusammeln. 
Die  Festsetzung  der  Tarife  und  Beförderungsbedingun«'en 
wird  durch  den  Minister  überwacht,  der  bei  Zu widei  handlan- 
gen gegen  Gesetze  und  Verordnungen  die  Entscheidung  eines 
neu  zu  bildenden  Eisenbahn-Gerichtshofs  anruft. 
Dieser  prüft  nur,  ob  die  gesetzlichen  Be,stimmungen  usw 
eingehalten  worden  sind;  für  die  Entscheidung  über  Forde- 
rungen, die  sich  aus  seinem  Urteil  etwa  ergeben,  sind  aber  die 
ordentlichen  Gerichte  zuständig.  Die  Rechnungslegung 
der  Eisenbahnverwaltung  wird  durch  drei  Eechnuno-sprüfer 
geprüft,  die  vom  Senat  auf  sechs  Jahre  gewählt  werden. 

Soweit  der  Gesetzentwurf,  der  noch  eine  große  Anzahl  von 
Sonderbestimmungen  enthält  und  in  längeren  Darlegungen 
eingehend  begründet  ist.  Ganz  ohne  Mitwirkung  der  Mini- 
sterien und  des  Parlaments  kommt  er  freilich  auch  nicht  aus ; 
beiden  ist  aber  kein  unmittelbarer  Eingriff  in  die  Verwaltung 
der  Eisenbahnen  zugestanden,  sondern  sie  erhalten  im  allge- 
meinen nur  Kenntnis  von  beabsichtigten  Maßnahmen  und  von 
ihrer  Durchführung.  Nach  der  vernichtenden  Kritik,  die  an 
der  jetzigen  Verwaltung  der  belgischen  Eisenbahnen  geübt 
wird,  muß  diese  sehi-  im  argen  liegen;  ob  die  Mißstände  wohl 
durch  die  vorgeschlagene  neue  Verwaltung  beseitigt* werden 
können  1  wr 


Das  neue  verkehrspolitische  Programm  Sowjet-Rußlands. 


„So  geht,  es  nicht  weiter!",  hat  vor  gar  nicht  langer  Zeit 
der  neue  Verkehrsminister  Rußlands,  Krassin.  klipp  und  klar 
bekannt.  Dieser  Herr  von  der  kommunistischen  Partei  ist 
ziemlich  schnell  dazu  gekommen,  sich  zu  überz.eugen,  daß  es 
mit  den  Grundsätzen  des  Bolschewismus  oder  Kommunismus 
die  er  zu  vertreten  sich  offenbar  anheischig  gemacht  hat,  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrwesens  doch  nicht  geht,  wenn  es 
sich  auch  nur  halbwegs  in  geordneten  Bahnen  bewegen  soll. 
Es  ist  die  Verwaltung,  nach  dem  Bekenntnis  des  Ministers, 
infolge  von  Disziplinlosigkeit,  von  Versagen  der  Arbeits- 
fähigkeit der  Arbeiter,  von  Sabotage  der  oberen  Beamten 
soweit  gekommen,  daß  der  gesamte  Verwaltungsorganismus 
dem  Zusammenbruch  nahe  gekommen  ist.  Das  Kollegial- 
system hat  es  bei  der  Eisenbahnverwaltung  soweit ''ge- 
bracht, daß  der  Betrieb  in  der  Gefahr  schwebt,  völlig 
stillgelegt  zu  werden,  weil  es  an  Sachkenntnis  und  Ver- 
ständnis für  die  Durchführung  der  großen  Aufo-aben  die 
die  Eisenbahnen  im  Wirtschaftsleben  zu  lösen  haben, 
fehlte.  Wie  sollte  das  auch  anders  sein,  wenn  das 
herrschende  System  es  soweit  gebracht  hat,  daß  z.  B.  die 
Arbeiter  die  Bahn  vorstände  selbst  wählen,  wenn  aus 
ebensolcher  Wahl  als  Leiter  eines  Eisenbahnbezirks,  der 
4000  Werst  (=  4268  km)  umfaßt,  ein  Monteur  hervorgeht  wenn 
die  errungene  Freiheit  dazu  führt,  daß  die  Arbeiter  in  den 
Werkstätten  nur  das  tun  und  treiben,  was  ihnen  gut  er- 
scheint und  sich  allenfalls  noch  in  den  Rahmen  dessen  ein- 
ordnen läßt,  was  mit  ihrer  Bequemlichkeit  vereinbar  ist.  Als 
äußerlich  erkennbare  Folge  dieses  Systems  zeigte  sich  ein 
Rückgang  in  der-  Zahl  der  abgefertigten  Züge  und  gleich- 
zeitig ein  gewaltiges  Anwachsen  der  Zahl  der  Arbeiter  und 
Beamten.  Die  „Agence  Economique  et  Financifere"  vom 
1.  Juli  d.  J.  bestätigt  diese  Beobachtungen  durch  die  folgenden 
Angaben,  denen  zufolge  betrugen: 


1916 
1917 
1918 


Einnahmen 

.  1350 
.  .  1400 
.    .  1500 


Betriebs- 
au^ffahen 
1210 
3300 
950O- 


darunter  Gehälter 
n.  Ijohne 
650  Mill.  Rubel 
2300  „ 

8000   


Ergibt  sich  hieraus  nun,  wie  ungeheuer  unter  der 
Herrschaft  des  Rätesystems  die  Ausgaben  angewachsen  sind, 
so  zeigt  sich  der  Rückg-ang  der  L-eistungsfähigkeit  der  Ar- 
beiter-sohaft  deutlich  in  dem  Reparaturstande  der  Lokomotiven 
und  Wagen.  An  ausbesserungsbedürftigen  Fahrzeugen 
waren  nämlich  vorhanden : 


Lokomotiven 

vor  dem  Kriege   17  % 

im  September  1917  27  % 

im  März  1919  51  % 


Wagen 

3—5  % 
6,8  % 
18,8  %. 

Von  diesen  Zahlen  muß  allerdings  ein  Prozentanteil  auf 
11  '^^f^^         Krieg  mit  veranlaßte  starke  Abnutzung  des 
rollenden  Materials  verrechnet  werden,  wobei  aber  nicht  über- 
sehen werden  kann,   daß  diese  starke  Abnutzung  nur  auf- 


treten konnte,  weil  der  Werfcstättendienst  versagte.  Es  konnte 
bei  der  auf  acht  Stunden  zurückgegangenen  Arbeitszeit  nicht 
mehr  der  Bedarf  des  Betriebes  befriedigt  werden,  zumal  auch 
die  Güte  der  geleisteten  Arbeit  sehr  erheblich  zurückge- 
gangen ist,  was  seinen  Ausdruck  in  der  von  Lokomotiven  ge- 
leisteten Arbeit  findet.  Ich  habe  schon  früher  auf  den  Rück- 
gang der  Leistungen  der  Lokomotiven  und  ihren  gesteiger- 
ten Kohlenverbrauch  hingewiesen.  Die  Zahlen  werden  hier 
nochmals  wiederholt : 


Jahr  Tagesleistung 
einer  Lokomotive 

1916  91  Werst 

1917  75  „ 

1918  52  „ 


Kohlen  verbrauch 
auf  1 000  Lokomotiv- Werst 
27,-2  t 
31  0  t 
34,5  t 


Das  sind  Ergebnisse,  denen  gegenüber  sich  auch  ein 
bolschewistischer  Minister  nicht  mehr  der  Erkenntnis  ver- 
schließen konnte:  So  geht  es  nicht  mehr  weiter!  Es  muß 
Wandel  geschaffen  werden.  Das  Rätesystem  soll  aufgehoben 
werden;  an  Stelle  der  kollegial  zusammengesetzten  leitenden 
Dienststellen  soll  die  Leitung  wiederum  in  die  Hand  eines 
verantwortlichen  Mannes  übergehen,  also  der  frühere  be- 
währte Zustand  wiederhergestellt  werden,  allerdings  mit  dem 
Eingeständnis  an  den  Bolschewismus,  daß  dem  verantwort- 
lichen Leiter  eine  Kommission  zur  Seite  stehen  soll,  der 
ein  Vetorecht  erteilt  wird.  Dieser  Vorgang  erinnert  lebhaft 
an  den  Hund,  dessen  Schwanz  gestutzt  werden  sollte.  Um 
den  Vorgang  nicht  zu  schmerzlich  zu  machen,  vnirde  der 
Schwanz  nicht  mit  einem  Mal  auf  das  beabsichtigte  Maß  ver- 
kürzt, sondern  allmählich  wurden  kleinere  Teile  abgetrennt. 
Der  bedauernswerte  Hund !  Der  mangelnde  Entschluß,  als 
notwendig  erkannte  Vorgänge  durch  ein  zielbewußtes,  festes 
Eingreifen  zu  fördern,  bringt  immer  nur  Verzögerung  in  der 
Sanierung  der  Verhältnisse  und  Enttäuschungen  auf  beiden 
Seiten.  Zudem  drängt  sich  die  Frage  auf:  Was  wird  denn 
an  der  Lage  geändert,  wenn  eine  solche  Kommission,  der  ein 
Vetorecht  zusteht,  dem  leitenden  Beamten  zur  Seite  steht? 
Übt  die  Kommission  das  ihr  zustehende  Recht  aus,  so  ver- 
mag sie  .i'ßde  Maßnahme,  die  notwendig  ist,  aufzuhalten,  und 
zwar  so  lange  und  so  oft,  bis  der  Betrieb  einen  Aufschub 
nicht  länger  duldet,  in  welchem  Falle  dann  Kompromisse 
zustande  gebracht  werden  müssen,  bei  denen  die  bessere  Ein- 
sicht des  leitenden  Beamten  in  der  Regel  unterliegen  wird. 
Es  scheint  also  auf  dies>em  Wege  nicht  viel  zu  erreichen  zu  sein. 
Aber  wenigstens  ist  der  bolschewistische  Minister  zu  der  Er- 
kenntnis gekommen,  daß  es  im  Eisenbahnbetriebe  mit  der 
Leitung  durch  Kollegien  nichts  ist.  Ja,  Herr  Krassin  ist 
soweit  gegangen,  zu  erklären,  daß.  wenn  er  unter  den  Kom- 
munisten keine  geeignete  Person  finden  sollte,  er  technische 
Kräfte,  ohne  Rücksicht  auf  die  politische  Parteistellung,  an 
die  leitenden  Stellen  setzen  werde,  nur  um  das  Rätesystem 
mit  seinen  verderblichen  Folgen  zu  vermeiden.  Das  ist 
eine  völlige  Bankerotterklärung.  auch  soweit  es 
sich  um  Personenfragen  dreht,  denn  der  Bankerott  auf  wirt- 
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schaftlichem  Gebiete  ist  schon  durch  frühere  MitteSlungen  in 
dieser  Zeitung  einwandfrei  nachgewiesen  worden.  Es  kann 
natürlich  ein  Unternehmen  nicht  für  die  Dauer  l>estehen, 
das  150O  Millionen  Rubel  vereinnahmt  und  9500  verausgabt, 
um  seinen  Betrieb  aufrecht  zu  erhalten.  Eußland  ist  auf  dem 
abschüssigen  Wege,  auf  dem  sich  die  Räteregierung  befindet, 
schön  so  bedenklich  weit  vorgeschritten,  daß  eine  Umkehi 
ohne  abermalige  Anwendung  überlegener  Kraftmittel  kaum 
noch  denkbar  erscheint.  Es  sei  denn,  daß  die  bitterbösen  Er- 
fahrungen, die  bisher  gemacht  worden  sind,  auch  in  der 
großen  Masse  die  Erkenntnis  zur  Reife  bringen:  so  gellt  es 


nicht  mehr  weiter!  Verantwortliche  Stellen  der  Regierung 
sind,  wie  wir  für  das  Ministerium  der  Verkehrsanstalten 
ej>en  feststellen  konnten,  und  wie  es  für  das  Ministerium  für 
Handel  und  Gewerbe  bezüglich  einiger  Industrien  auch  ge- 
schehen kann,  schon  soweit  gekommen,  einen  Weg  zu  suchen, 
wieder  Verhaltnisse  zu  schaffen,  wie  sie  vor  der  Revolution 
bestanden,  von  denen  immer  weitere  Kreise  der  Bevölkeruno- 
anerkennen,  daß  die  Rückkehr  zu  ihnen  Rußland  vor  einem 
völligen  Zusammenbruch  noch  retten  könnte. 

Es  ist  gut  und  nützlich,  an  solchen  Erfahrungen  nicht  acht- 
los vorüberzugehen.  Dr.  M  e  r  t  e  n  s. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Gründung  der  Verwaltungsakadcmic.    Die  von  den  Be- 

amten-Groß-Organisationen  Deutschlands  mit  Unterstützung 
der  Behörden  gegründete  Verwaltungsakademie  beginnt  ihre 
Vorlesungen  im  Oktober  d.  J.  in  den  Hörsälen  der  Berliner 
Universität.  Zweck  der  Akademie  ist :  a)  Beamte,  die  einfi 
Hochschulbildung  nicht  genossen  haben,  aber  eine  in  prak- 
tischer Arbeit  und  Erfahrung  erworbene  Sachkenntnis  be- 
sitzen, umfassend  fortzubilden  und  sie  so  zu  befähigen,  den 
gesteigerten  Anforderungen  .  der  Neuzeit  voll  gerecht  zu 
werden,  größere  Aufgaben  selbständig  za  erfüllen  und  im 
Berufe  aufzusteigen;  b)  Beamten  mit  Hochschulbildung 
Gelegenheit  zur  Vertiefung  ihrer  Fachkenntnisse  zu  biegen; 
c)  die  allgemeine,  namentlich  die  staatsbürgerliche,  volks- 
wirtschaftliche und  sozialpolitische  Bildung-  der  Beamten 
auszugestalten.  Es  werden  Lehrgänge  und  Vortragsreihen 
eingerichtet.  Die  Teilnehmer  gliedern  sich  in  ordentliche 
Hörer  und  Gasthörer.  An  Gebühren  sind  zu  zahlen  von  den 
ordentlichen  Hörern  bei  wöchentlich  einstündig'm  Vor- 
lesungen 7,50  Ji,  bei  wöchentlich  zweistündigen  Vorlesungen 
12  Jf  iür  das  Semester,  gegebenenfalls  für  sämtliche  Ije.hr- 
gänge  eine  Bauschgebühr  von  125  Jt.  Die  Einschreibe- 
gebuhr  beträgt  außerdem  10  Jl,  die  für  Mitglieder  der  Ver- 
bände auf  die  Hälfte  ermäßigt  wird.  Die  Gasthörer  haben 
bei  wöchentlich  einstündigen  Vorlesungen  15  Jl  und  bei 
wöchentlich  zweistündigen  Vorlesungen  24  Jl  für  das  Se- 
mester zu  zahlen.  Der  Antrag  auf  Zulassung  als  ordent- 
licher Hörer  ist  schriftlich  oder  münd'ich  bei  dem  Sekre- 
tariat der  Akademie  in  Berlin,  Linkstraße  33/34  (in  der  Zeit 
von  bis  3}^  Uhr)  zu  stellen.  Muster  hierfür  sind  dort 
erhaltlich.  Für  Gasthörer  genügt  schriftliche  oder  münd- 
liche Bestellung  der  Eintrittskarten  beim  Sekretariat.  Das 
Vorlesungsverzeichnis  erscheint  demnächst  und  enthält  alle 
Einzelheiten  über  den  Inhalt  der  Vorlesungen,  die  Zeiten 
usw.  Im  Sekretariat  wird  jeden  Fi-eitag  von  4—5  Uhr  Sprech- 
stunde über  Studienberatuns:  abgehalten.  Die  Vorlesungen 
werden  auf  die  Nachmittags-  und  Abendstunden  ffelegt 
werden. 

—  Sprengung  der  Neißebrücke  bei  Löwen.  Aus  Breslau, 
9.  September,  wird  gemeldet :  In  der  Nacht  vom  Sonntag  zum 
Montag  wurde  auf  der  Hauptstrecke  Oppeln-Breslau  die  Vor- 
flutbrücke  über  die  Neiße  bei  Löwen  gesprengt.  Der  Ver- 
kehr wird  durch  Umsteigen  aufrechterhalten. 

—  Betriebsaufnahme  auf  dem  badischcn  Staatsbahnhof  in 
Basel.  Einer  Meldung  aus  Karlsruhe  vom  9.  September  zu- 
folge wird  am  14.  d.  M.  der  Bahnhof  der  badisohen  Staat«- 
bahnen  in  Basel  wieder  in  Betrieb  genommen.  Der 
deutsche  In  1  an  d  s  ve  r  k  e  h  r  ist  auf  diesem  Bahnhof 
keinen  Beschränkungen  mehr  unterworfen,  so  daß  die 
mit  den  badisohen  Zügen  dort  eintreffenden  Reisenden  ohne 
weitere  Förmlichkeiten  sich  zu  den  Anschlußzügen  beo-eben 
können.  Dagegen  ist  das  Verlassen  des  Bahnhofsgebietes 
nur  den  deutschen  Personen  gestattet,  die  sich  der  deutschen 
und  schweizerischen  Paß-  und  Zollprüfung  unterzogen  haben. 

—  Binnenschiffsraum  für  die  Lösung  der  Verkehrs- 
schwierigkeiten. Zwischen  den  verschiedenen  Pflichten- 
kreisen, von  denen  bei  den  außerordentlichen  Störungen  des 
Wirtschaftslebens  nicht  jeder  voll  befriedigend  erledigt 
werden  konnte,  hat  das  Reichswirtschaftsministerium  eine 
Vermittlung  insbesondere  in  der  Richtung  veranlaßt  daß 
der  verfugbare  Binnenschiffsraum  für  die  Lösuno-  der  Ver- 
kehrsschwierigkeiten  möglichst  weitgehend  herangezogen 
werden  sollte.  Namentlich  im  Westen  ist  dies  den  betei- 
ligten Dienststellen  vollauf  gelungen,  so  daß  dort  zeit- 
weilig ein  Mangel  an  Binnenschiffsraum  besteht.    Bei  der 


Abfuhr  der  oberschlesischen  Kohle  ist  dies  bisher  nicht 
ausreichend  erreicht  worden.  Als  Hauptgrundsatz  wurde 
von  allen  Seiten  anerkannt,  daß  die  Eisenbahn  die  zum  Be- 
triebe nötigen  Dienstkohlen  in  erster  Linie  erhalten  mußte 
Hierfür  war  schon  im  Frühjahr  vorgesehen,  die  Läo^er  der 
Eis^bahn  m  den  Sommermonaten  auf  einen  Bestand  von 
22  Tagesraten  zu  bringen.  Der  große  Mangel  an  Wagen 
und  Lokomotiven,  die  durch  die  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Unruhen  bedingten  Umwege  und  Störungen,  die  noch 
jetzt  fortdauernd©  Unterbrechung  de*  direkten  Schienen- 
weges von  Oberschlesien  nach  Ostpreußen,  ließen  indes 
nicht  nur  die  Auffüllung  der  Betriebsläger  der  Eisen- 
bahnen auf  das  für  einen  ordnungsmäßigen  Betrieb  nötige 
Maß  nicht  zu,  sondern  führten  vielmehr  zu  einer  forto-e- 
setzten  Verminderung  der  Vorräte  der  Eisenbahn  an  Be- 
triebskohlen, die  jetzt  in  den  mittleren  östlichen  Direk- 
tionen nur  noch  für  4  bis  6  Tage  versorgt  ist.  Die  Eisen- 
bahn sah  sich  daher  sogar  gezwungerf,  zeitweise  Kohlensendun- 
gen auf  der  Strecke  für  Aufrechterhaltung  des  dringendsten 
Zugverkehrs  zu  beschlagnahmen.  Abgesehen  von  den 
Elsenbahnbetriebskohlen  reichten  die  Wagen  o-estelluno-en 
der  Eisenbahn  nur  in  knappester  Weise  aus,  um  dem 
Keichskoblenkommissar  die  notdürftigste  Versoro-ung  der 
wichtigsten  Wirtschaftsbetriebe  für  ihren  augenblicklichen 
Bedarf  zu  ermöglichen.  Bei  dieser  B.edarfsdeckung  „von 
der  Hand  m  den  Mund"  war  die  Abdrängung  der  zur  Ab- 
-J^o™™«!!««!!  Kohlenmenge  auf  die  Oder  auch  für  die 
am  Wasserwege  liegenden  Empfänger  wegen  der  damit  ver- 
bundenen Verzögerung  unmöglich.  Die  Einrichtung  des  für 
die  Benutzung  des  Wasserweges  nötigen  Pendelverkehrs 
zwischen  den  Gru/ben  und  dem  Oderumschlagshafen  war  daher 
davon  abhangig,  daß  die  Eisenbahn  zur  WagengesteUung  über 
das  dringende  Mindestmaß  hinaus  in  der  Lage  war  Die 
Eisen  bahn  Verwaltung  bemüht  sich,  durch  Heranziehung 
weiterer  Lokomotiven  und  Wagen  und  durch  Organisation 
eines  vereinfachten  Abtransportes  von  den  Gruben  zum 
Oderumschlagsplatze,  nötigenfalls  auch  durch  weitere  Ein- 
schränkung der  Wagengestellung  für  den  sonstigen  Wagen- 
verkehr eine  wesentliche  Steigerung  der  Zufuhr  auf  die 
Oder  zu  erreichen.  Würde  auf  diesem  Wege  erst  einmal 
eine  bessere  Belieferung  der  dringendsten  Bedürfnisse  er- 
x^icht  werden  können  so  würde  die  Eisenbahn  die  meiste 
Erleichterung  dadurch  erfahj-en  und  Mann  weiterhin  viel 
meür  m  der  Lag«  sein,  den  Wasserweg  zu  ihrer  Entlastung 
zu  verwerten.  Zu  einer  vollen  Ausnutzung  des  Wasser- 
weges wurde  dann  allerdings  noch  eine  starke  Hebung  der 

nn'^J^'^^  -^^^'^  '^i«  wesentlich  über 

normale  Verhaltnisse  angewachsenen  Haldenbestände  bald 
abgefahren  sein  wurden.  Durch  Einschränkung  der  Kohlen- 
torderung  M^rd  die  von  ihr  ganz  abhängige  Oderschiff  ahn 
sehr  schwer  betroffen.  g  g  2to-. 

.  T  1  ^l'*"''*^!*"'*'®'"'^'''*''®'*^«  im  Riihrgebiet  gestaltete 

«eh  laut  Meldung  des  „W.  T.  B.«  auch  in  der  vergangenen 
Woche  weiterhin  gunstiger,  vor  allem,  weil  ein  Teil  der 
Wagen  aus  Oberschlesien  aus  Anlaß  des  dortigen  Streiks 
nach  dem  Ruhrrerier  gezogen  worden  war.  Die  Fehlziffer 
ging  bis  auf  500  Wagen  herunter,  die  Gestellung  betrug  rund 
i/öOO  Wagen  werktäglich,  die  Zufuhr  zur  Kipp-  und  Um- 
schlagsleistung m  den  Duisburg-Ruhrorter  Häfen  wurde 
durch  zunehmenden  Kahnraummangel  und  das  Fehlen  von 
Schleppkraft  auf  dem  Rhein  ungünstig  beeinflußt.  Obwohl 
die  Kipper  den  Zulauf  an  Wagen  tageweise  nicht  bewältigen 
konnten,  stellt©  sich  die  Umschlagsleistung  in  Kohle  und 
Koks  auf  durchschnittlich  20  6{X)  t  täglich. 

—  Wirklicher  Geheimer  Rat  Wehrmann  f.  Der  frühere 
Ministerialdirektor  im  preußischen  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  Wirklicher  Gebeimer  Rat  Wehrmann,  ge- 
boren am  10.  Dezember  1840,  ist  am  9.  d.  M.  infolge  eines 
Straßenbahnunfall»  plötzlich  verstorben.  Ein  näheres  Ein- 
gehen auf  die  Persönlichkeit  des  Verstorbenen  ibehalten  wir 
uns  vor.  . 
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Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  EiEenhahnverwiMtUDKeD. 


—  Personaluachrichten.  Bei  der  preußischen  Staatsbahn- 
verwaltimo-  ist  der  Baurat  Clemens  Marx,  Mitglied  der 
Eisenbahmlircktion  Erfurt,  zum  Geheimen  'Baurat  und  vor- 
tragenden Eat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  er- 
uannt  worden.  —  Der  Eegierungsbaumeister  des  Maschinen- 
baufachs Sehe  eh  1  beim^  Eiseubahn-Zentralamt  in  Berlin 
ist  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  zur  anshilfs- 
weisen  Beschäftigung  in  den  Eisenbahnabteilungen  über- 
wiesen. —  Der  Regierungsbaumeister  des  Maschinenhautaciis 
Kober.   Abnahmebeamter  in  Cölu,  ist  gestorben. 


Deutschösterreich. 

—  Ausstaudsbewegung  der  östen-eichischen  Eisenbahner. 

Auf  den  deutschösterreichischen  Eisenbahnen  ist  in  den 
letzten  Tagen  eine  Ausstandvsbewegung  ausgebrochen,  die 
bei  weiterer  Ausbreitung  auf  das  österreichische  Wirtschafts- 
leben, insbesondere  auf  die  'Kohlenversorgung,  eine  verhäng- 
uisvolle  Wirkung  hätte  ausüben  müssen.  Sie  begann  am 
2.  September  in  Wien  auf  der  Südbahn,  deren  Angestellte 
Lohnforderungen  erhoben  und  namentlich  den  weiteren  Aus- 
bau der  bisher  viermal  im  Jahre  gezahlten  sogenannten  An- 
schaffungsbeiträge verlangten.  Als  die  Verhandlungen  mit 
der  Südl)ahudii-ektion  nicht  vollen  Erfolg  hatten,  'begann  der 
Streik,  der  auch  vereinzelt  auf  die  Staatsbahnen  und  andere 
Privatbahneu  übergriff.  Zu  einer  größeren  Ausdehnung 
konnte  er  sich  .iedoch  nicht  entwickeln,  da  sieh  die  An- 
gestellten außerhalb  Wiens  ablehnend  verhielten.  So 
bröckelte  der  Ausstand  nach  Bewilligaing  einzelner  Forde- 
rungen, die  den  Staatshaushalt  um  jährlich  120  Millionen 
Kronen  belasten  werden,  den  Beschliissen  der  Streikleitung 
entgegen,  allmählich  ab. 

—  Wiederaufnahme  des  direkten  Zugverkehres  zwischen 
Wien  und  Budapest.  Der  direkte  Zugverkehr  Wien-Ostbahn- 
hof-Budapest war  seit  dem  29.  März  d.  J.  eingestellt.  Nun 
ist  der  Verkehr  am  5./6.  September  über  Bruck  wieder 
aufgenommen,  und  zwar  verkehi'te  der  Zug  Nj-.  12  erstmalig 
am  5.  d.  M.  von  Budapest  nach  Bruck  und  von  da  als  Zug 
Nr.  22  nach  Wien-Ostbahnhof ;  der  Zug  -Nr.  33  verkehrte  am 
6.  d.  M.  von  Wien-Ost bahnhof  nach  Bruck  und  von  da  als 
Zug  Nr.  15  nach  Budapest. 

—  Südbahn.  Die  Verwaltung  der  Südbahn  hat  sich  vor 
einiger  Zeit  mit  einer  Anfrage  nach  Paris  gewendet,  um 
die  Stellungnahme  der  französischen  Intei-essenten  zu  den 
schwebenden  Fragen  der  .Südbahn  kenneu  zu  lernen.  Auf 
Veranlassung  der  französischen  Prioritätenbesitzer  mußte  die 
Einlösung  der  Zinsscheine  der  Prioritäten  auch  in  Dentsch- 
österi-eich  eingestellt  werden.  Der  Verwaltung  der  Südbahn 
ist  nunmehr  eine  Mitteilung  zugekommen,  daß  Verhand- 
lungen vor  dem  Abschluß  des  Friedensvertrages  zwischen 
Deutschösterreich  und  der  Entente  ausgeschlossen  wäi-en. 
Die  Schwierigkeiten  der  Südbabn  haben  sich  in  den  letzten 
Monaten  weiter  erhöht,  und  der  Betriebsausfall  weist  eine 
neuerliche  Steigerung  auf. 

—  Geplante  Abschnürung  Wiens  vom  Weltverkehi-e,  Nach 
ausländischen  Zeitungsmeldungen  soll  der  Plan  bestehen, 
keinen  Luxuszug  und  keinen  direkten  Schlafwagenverkehr 
aus  Frankreich,  Belgien  oder  den  Niederlanden  durch  Wien 
zu  führen,  damit  dem  Simplonexpreß  kein  Wettbewerb  er- 
wachse. Belgien  und  England  wollten  ursprünglich  den 
ürientexpreß  auf  .seiner  alten  Linie  Ostende-Wien-Budapest 
wiederhergestellt  sehen,  doch  sollen  Frankreich,  die  Schweiz, 
Italien,  Griechenland  und  schließlich  auch  die  Niederlande 
die  Annahme  des  gegenwärtigen  Planes  durchgesetzt  haben. 

—  Hof  rat  Dr.  Bi'uno  Wagner-Freynsheim.  Aus  Salzburg 
kommt  die  Meldung,  daß  Hofrat  Dr.  Wagner-Fijeynsheim  von 
einer  Bergbesteigung  nicht  mehr  zurückgekehrt  .sei.  und 
man  befürchtet.,  daß  er  in  den  Bergen,  die  er  so  sehr  liebte, 
den  Tod  gefunden  habe.  Hofrat  IJr.  Wagner  wurde  im 
Jahre  1850  in  Salzburg  geboren;  nach  Ablegung  der  .iuri- 
4li.sch-politischen  Studien  erlangte  er  das  Doktorat  an  '  der 
Wiener  Universität,  wurde  dann  Hof-  und  Gerichtsadvokat 
in  Wien,  welchen  Beruf  er  im  Jahre  1881  aufgab,  um  als 
Eeehtskonsulent  in  die  Dienste  der  Staatseisenbahngesell- 
■schaft  zu  treten.  Hier  legte  er  den  Weg  bis  zum  Zentral- 
inspektor und  Vorstand  der  Abteilung  für  Eechtsangelegen- 
heiten  rasch  zuräck,  wobei  er  gleichzeitig  als  iStellvertieter 
des  Sekretariatsvorstandes  tätig  war.  Bei  den  Verslaat- 
lichungsverhandlungen  der  großen  PriTOtbahnen  im  Jahre 


1908  wirkte  er  hervorragend  mit.  Im  JahTO  1909  erfolgte 
seine  Berufung  dn  das  Eisenbahnministerium,  wo  er  untei 
Sektionschef  Dr.  Eöll  in  der  Oberleitung  für  die  neuver- 
staatlichten Bahnen  sehr  erfolgreich  tätig  war.  Seine  an 
äußeren  Ehren  reiche  Laufbahn  —  er  war  inzwdschen  zum 
Genoralinspektor  und  Hofrat  befördert  worden  —  beendett 
er  im  April  d.  J.  als  Dii-ektorstellvertreter  für  den  kommer- 
ziellen Transport  dienst  der  Nordbahndirektion.  (S.  Nr.  23 
S.  231  d,  Ztg.) 


Luxemburg. 

—  Wilhelm  Luxemburg-Eisenbahn.  Dia  auf  den  26.  August 
einberufene  Generalversammlung,  schreibt  die  B.  B.  Ztg.  vom 
8.  d.  M.,  konnte  wiederum  nicht  stattfinden,  da  die  nach  den 
Satzungen  zu  hinterlegenden  Aktien  nicht  die  Hälfte  de-s 
Kapitals  ausmachten.  Eine  dritte  Generalversammlung  \dn\ 
in  drei  Wochen  einberufen,  die  jedoch  unter  allen  Umsläuden 
beschlußfähig  sein  wird.  In  dieser  Generalversammlung  soll 
auch  der  Prozeß  mit  der  Eeichseisenbahnverwaltung  be- 
sprochen werden.  Bekanntlich  waren  die  deutschen  Eeichs- 
eisenbahnen  bis  Ende  1918  Pächter  der  Wilhelm  Luxemburg- 
Bahnen.  Lauit  Pachtvertrag  war  die  jährlich  zu  zahlende 
Pachtsumme  in  Gold  zahlbar.  Zu  Anfang  des  Jahres  191D 
weigerte  sich  die  deutsche'  Verwaltung,  die  fällige  Pacht 
summe  in  Gold  zu  zahlen  und  erklärte  sich  bereit  den  Be- 
trag in  luxemburgischen  Oelde  auszuzahlen^  Avomit  d$; 
W.  L.-B.  nicht  einverstanden  war.  Die  Folge  war,  daß  naelr 
fruchtlosen  Verhandlungen  die  W.  L.-B.  die  Eeichseisen- 
bahnverwaltung auf  Zahlung  der  fällig-cn  Pachtsumme 
in  Gold  verklagte.  Der  Prozeß  dauerte  den  ganz>eii 
'Krieg  über  und  ist  auch  heute  noch  nicht  entschie- 
den. Die  Verwaltung  der  W.  L.-^B.  hofft  nun  bei  der 
Übernahme  der  Bahnen  in  französische  EegLe  von  Frank- 
reich m  ihrer  Forderung  gegen  die  Eeichseisenbahnen  unter- 
stützt zu  werden. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnunglück  in  Frankreich.  Aus  Genf  wird  unterm 
8.  d.  M.  gemeldet:  Der  Schnellzug  Paris-Toulouse  ist  zwi- 
schen Montauban  und  Touloase  mit  dem  Schnellzug  Cette- 
Bordeaux  zusammengestoßen.  Nach  den  bisherigen  Mittei- 
lungen sind  20  Eeisende  getötet  und  mehr  als  10  ernst 
verletzt. 

,  —  Verlängerung  der  Tilgungsfrist  für  das  Anlagekapital 
der  Schweizerischen  Bundesbahnen.  Die  Gewinn-  und  Ver- 
lustreohnung  der  Bundesbahnen  zeigt  Ende  1918  einen  Passiv- 
saldo von  rund  128  620  000  Fr.  und  voraussichtlich  wird  der 
Fehlbetrag  Ende  1919  auf  etwa  200  Millionen  anwachsen.  Als 
geeignetste  Maßnahme  zur  Deckung  dieses  Fehlbetraaes 
schlägt  die  Generaldirektion  eine  Änderung  der  gesetzlichen 
(Schuldentilgung  vor.  Nach  Maßgabe  von  Art.  7  des  Eüek- 
kaufsgesetzes  hat  die  Tilgung  der  Schulden  der  Bundes- 
bahnen längstens  binnen  60  Jahren  zu  erfolgen.  Diese  Frist 
ist  seinerzeit  aus  der  Überlegung  gewählt  worden,  das  ur- 
sprüngliche Anlagekapital  vom  31.  Dezember  1902  auf  den 
Zeitpunkt  vollständig  zu  tilgen,  indem  sich  der  kostenlose 
Heimfall  der  französischen  Bahnen  an  den  Staat  vollziehen 
wird,  der  den  Privatgesellschaften  dann  nur  das  Bollmaterial, 
das  Betriebsmaterial  und  die  Vorräte  zu  bezahlen  hat,  und 
auf  den  gleichen  Zeitpunkt,  in  dem-  die  Tilgung  der  Eisen- 
bahnschuld  auch  in  den  übrigen  Nachbarländern  nahezu  voll- 
ständig vollzogen  sein  sollte.  Die  Anpassung  an  diesen 
Zeitpunkt  erschien  aus  der  Erwägung  geboten,  daß  die  aub- 
läudischen  Eisenbahnen  nach  Befreiung  vom  größten  Teile 
ihrer  Schulden  dann  in  der  Lage  sein  würden,  ihre  Tarife 
in  einem  Maße  herabzusetzen,  daß  die  schweizerischen  Bah- 
nen, falls  sie  infolge  Fortdauer  ihrer  Zinslasten  nicht  in  der 
Lage  wären,  diese  Bewegung  mitzumachen,  auch  nicht  mehr 
wettbewerbsfähig  wären.  Nunmehr  hat  der  Krieg  eine  der- 
artige Umwälzung  auf  allen  Wirtschaftsg^ebieten  verursacht 
und  die  finanziellen  Lasten  der  die  Schweiz  umgebenden 
Staaten  in  einem  Maße  A  ermehrt,  daß  diese  auch  nach  Ab- 
lauf der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts,  sei  es  aus  fis- 
kalischen Gründen,  sei  es  im  Hinblick  auf  die  Vermehrung' 
der  Lasten  ihrer  Eisenbahnen,  gezwungen  sein  werden,  hohe 
Tarife  beizubehalten.  Unter  diesen  Umständen  wird  die 
Schweiz  den  Wettbewerb  voraussichtlich  noch  auf  lange 
Zeit  aushalten  können  und  der  Gefahr  entgehen,  die  bei  der 
Ausarbeitung  des  Eückkaufsgesetzes  bestanden  hatte,  und 
die  durch  das  Mttel  der  sechzigjährigen  Tilgungsfrist  be- 
seitigt werden  sollte.    Die  Generaldirektion  ist  nun  der  Mei- 
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mmg,  daß  die  Dau«r  der  g«setzlich«n  Schüldentilguno-  ohn« 
Bedenken  von  60  auf  ICO  Jalire  erstreckt  und  der  Maßnahme 
rückwirkend«  Kraft  verliehen  werden  dürfte,  und  sie  stellt 
au  den  Verwaltungsrat  einen  entsprechenden  Antrag. 

Die  finanzielle  Bedeutuno-  dieser  Äuderuno-  ist  ein- 
leuchtend. Unter  Berücksichti^juno-  einer  TilgamÄsfrist  von 
100  Jahren  macht  die  «eit  dem  Rückkäufe  bis  Ende  1918  loll- 
zogene  oesetzliche  Tilguno-  einen  Betras;-  von  27  205  CG7  Fr. 
aus,  gegen  tatsächlich  getilgte  114  951172  Fr.  Der  Unter- 
schied von  87  74G105  Fr.  würde  .somit  verfügbar  und  könnte 
für  die  Ausgleichung  eines  Teiles  des  Passivsaldos  der  Ge- 
winn- und  \  erlustrechnimg  auf  Ende  des  Jahre«  191S  ver- 
wendet werden.  Daneben  würde  die  Eechnung  künftig  all- 
jährlich um  den  Betrag  de^  Unterschiedes  zwi.sehen  den  für 
60  Jahre  und  den  für  100  Jahre  berechneten  Tilgungsbetrao-eu 
erleichtert.  Für  das  Jahr  1919  \vürden  sieh  diese  Beträi^-e 
bei  einer  Tilgungsdauer  von  60  Jahren  auf  11  301 179  Fr.  be- 
laufen und  bei  einer  Tilgimgsdauer  von  100  Jahren  auf 
2  84-2  936  Fr.  Der  Unterschied  von  8  458  243  Fr.  würde  von 
Jahr  zu  Jahr  bis  zum  Jahre  1962  noch  beständig  wachsen. 

—  Südtiroler  Bahnen.  Laut  Zeitungsmeldungen  beginnen 
die  Italiener  Studien  für  eine  40  km  lange,  mit  Elektrizität 
zu  betreibende  Eisenbahn  von  Eo  ^-  e  r  e  it  o  durch  das  Vall 
Arsa  naeh  S  c  h  i  o  mit  einem  15  km  langen  Tunnel  dui-ch 
die  von  den  Kämpfen  her  bekannten  Berge  Pasubio  und 
Zngna  sowie  für  eine  U  m  1  e  g  u  n  g  der  S  u  g  a  n  a  t  a  1  - 
bahn   zwischen  Pergine  und  Trient. 


Rechtspflege. 

—  Entschädigung  für  Frachtgutverlust.  —  Zum  Begriff  des 
ffttmeinen  Handelswcrtcs.  Nach  §  88  der  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung hat  die  Eisenbahn  als  Entschädigung  für  verloren 
gegangenes  oder  be-schädigtes  Frachtgut  gi-undsätz- 
lich  nur  den  gemeinen  Hand  eis  wert,  in  Ennangelung 
eines  solchen  den  gemeinen  Wert  zu  ersetzen,  welchen  (iul 
derselben  Ait  und  Beschaffenheit  am  Ort  der  Absendung  im 
Zeitpunkt  der  Annahme  des  Gutes  zur-  Beförderung  hatte';  den 
vollen  Schaden  (einen  etwaigen  besonderen  individuellen 
V\ert  des  betreffenden  Frachtguts,  entgangenen  Gewinn  usw.) 
braucht  die  Bahn  nur  dann  zu  ersetzen,  wenn  «le  den  Schaden 
iuich  \orsatz  oder  grobe  Fahrlässigkeit  herbeige- 
rührt hat.  Was  als  gemeiner  H  a  n  d  e  1  s  w  e  r  t  anzusehen 
ist,  kann  unter  den  heutigen  durch  den  Krieg  geschaffenen 
Verhaltnissen  (teure  Einkaufspreise  für  Auslands  waren,  da- 
{•egen  ijedeutend  niedrigere  Höchstpreise  für  entsprechende 
•üländische  Waren)  mitunter  recht  zweifelhaft  sein.  Der  fol- 
rende  Streitfall  ist  hierfür  von  besonderem  Interesse: 

Au  die  Potsdamer  Bezii'kseinkaufsgesellschaft  in  Berlin  die 
lerteilungsstelle  für  Lebensmittelversorgung  der  Eüstunos- 
irbeiter  im  Bezirk  Potsdam,  ist  im  Januar  1918  von  Bresfau 
lus  ein  Ei.senbahnwagen  Fleisch-  und  Fett  waren  abgesandt 
/rordeu,  M  clche  die  Militärbehörden  in  den  besetzten  Gebieten 
mtgekault  hatten.  Der  Wagen  ist  unterwegs  auf  der  Eeise 
lach  Berlin  erheblich  bestohlen  worden.  Die  Eisenbahn  er- 
:enut  an.  der  Einkaufsge.sellschaft  hierfür  ersatzpflichtig  zu 
ein,  hat  al>er  als  Entschädigung  nur  denjenigen  Wert  bezahlt 
leii  die  gestohlenen  Waren  nach  den  für  solche  Fleisch  waren" 
:eltende^n  inländischen  Plöchstpreisen  hatten.  Die  Einkanfs- 
?esellschaft  verlangt  dagegen  den  erheblich  höheren  E  i  n- 
.  au  1  spr  eis  ersetzt,  der  für  die  abhanden  gekommenen 
Varen  in  den  besetzen  Gebieten  aufgewendet  worden  ist  in- 
era  .sie  geltend  macht,  dieser  Einkaufspreis  sei  der  i-emeine 
landel&M^-ert,  den  das  Frachtaut  gehabt  habe.  Sie  klao-te  den 
mterschied  zwischen  den  Höchstpreisen  und  den  Einkaufs- 
Teisen  gegen  den  Preußi.schen  Eisenbahnfiskiis  ein. 

Das  Landgericht  I  zu  Berlin  und  ebenso  das  Kammergericht 
at>en  die  K  1  a  s'  e  abgewiesen.  In  seinen  Entscheidungs- 
runden fuhrt  das  Kammergericht  aus,  daß  der  Beklagte,  da 
ini  weder  \  orsatz  noch  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  falle, 
ictit  den  vollen  Schaden,  sondern  nur  den  gemeinen  Handels- 
^ert  i>czw.  den  gemeinen  Wert  zu  ersetzen  habe.  Es  ent- 
preche  dem  Sinne  und  der  Absicht  der  Eisenbahnverkehrs- 
rdnung,  m  Fallen  der  vorliegenden  Art  als  gemeinen  Wert 
Bn  behördlich  festgesetzten  Preis  der  Waren,  also  den  Höchst- 
Pcjs,  anzusehen.  Die  Verpflichtung  zum  Ersatz  l>esonderer 
beipreise  verneine  gerade  das  Gesetz.  Die  Höchstpreise 
•umen  als  allgemeine  Handelspreise  gelten.  Wenn  im 
shleichhandel  oder  von  den  Verteilungsstellen  zur  Versor- 
ang  der  Eustungsarbeiter  besonder©  Preise  zugestanden  wür- 
;n  so  seien  das  Preise,  die  als  gemeiner  Handelswert  nicht 
i  Betracht  komm<?n  könnten.  Aber  .selbst  wenn  man  die 
öchstpreise  nicht  als  allgemeine  Handelspreise  ansehen 
olle,  so  mus.se  doch  als  der  in  §  88  der  Eisenbahuverkehrs- 


ordnung  erkennbar  ausgesprochene  Wille  des  G-esetzgebeis 
unterstellt  werden,  daß  an  Stelle  des  allgemeinen  Handels- 
werte.s  die  vom  Staat  als  angemessen  festgesetzten  Preise  tre- 
ten sollten,  und  das  seien  eben  die  Höchstpreise.  Daj  das 
Frachtgut  im  vorliegenden  Falle  in  Breslau  aufgegeben  sei, 
sei  hiernach  der  dort  geltende  Höchstpreis  für  den  Wei-tersatz 
zugrunde  zu  legen. 

Das  E  e  i  c  h  s  g  e  r  i  c  h  t  hat  dieses  Urteil  bestätig  t 
und  die  von  der  Klägerin  eingelegte  Eevision  zurückgewiesen. 
Zur  Begründung  bemerkte  der  höchste  Gerichtshof  kurz:  Die 
Bestimmung  des  §  88  der  Eisenbahnverkelmsordnung  über  den 
Ei^atz  des  gemeinen  Handelswertes  ist  nicht  so  auszulegen, 
daß  dre  Bahn  immer  denjenigen  Betrag  ersetzen  soll,  zu  wel- 
chem der  Geschadigte  sich  die  Ware  wieder  an.schaffen  kann. 
Vielmehr  soll  der  Wertersatz  grundsätzlich  nur  insoweit  ge- 
leistet werden,  als  eine  Preisbildung  auf  Grund  alloemeiuer 
wirtschaftlicher  Gesichtspunkte  stattgefunden  hat.  Deshalb 
muß  die  Preisbildung,  die  im  Schleichhandel  erfolgt  ist,  von 
vornherein  ausscheiden.  Aber  auch  besondere  Werte  wie  im 
vorliegenden  Fall  di«,  aus  bestimmten  Gründen  von  deü  Behör- 
den aufgewendeten  hoben  Einkaufspreise,  sollen  nicht  ersetzt 
werden.  Das  ist  auch  keine  Unbilligkeit  und  keine  Härte  ge- 
genüber dem  Absen ier;  denn  dieser  hat  es  ja  in  der  Hand, 
sich  durch  Deklanerung  seines  Interesses  vor  Schaden  zu  be- 
wahi-en.  (Aktenzeichen  :  L  61/19.  —  Urteil  des  Eeichsoeriehts 
vom  16.  Juni  1919.)  ^  -L 


Bücherschau, 

—  Dr.  H.  Reeder,  Hof  rat,  und  ür.  K.  ^^  eltsch,  Obersttiats- 
bahm-at :  Die  Zukunft  der  direkten  Eisenbahn- 
tarife  u  n  d  i  h  r  e  r  A  b  r  e  c  h  n  u  n  g  (in  Berncksichtigun':'- 
des  politischen  Umsturzes).  Wien  I,  1919,  Grünano-ero-asso 
Verlag  von  Ignatz  Eip]>el.    Preis  3  J(.  '  " 

Die    Zerstückelung    der    österreichischen  Eisenbahnen  in 
mehrere  selbständige  Netze  der-  Nationalstaaten  hat  der  bis- 
her durch  die  Monarchie  erreichten  Einheitlichkeit  im  Ver- 
kehrs- und  Tarif wesen  ein  Ende  gemacht    Zwar  ist  der  alte 
Staatsbahulokaltarif  in  den  Einzelstaaten  vorläufig  in  Gel- 
tung geblieben;  es  ist  dies  aber  nur  ein©  vorläufige  Maß- 
regel.   Die  Nationalstaaten  werden  nicht  nur  zu  der  Auf- 
stellung neuer  Binnentarife,  sondern  auch  zu  einer  Eeo-e- 
lung  des  durchgehenden  Verkehrs  schreiten  müssen,  wenn 
sie    nicht    eine    lebendige    Verbindung    mit    den  Nachbar- 
ländern verhindern  und  dadurch  ihr  Wirtschaftsleben  o-,e- 
lahrden  wollen.    Die  Verfasser  haben  es  sich  zur  Aufgabe 
gemaeht,  für  diese  neue  Eegelung  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung   der    deutschösteri-eichischen     Verhältnisse  Vor- 
schläge zu  machen.    Nachdem  sie  in  einem  ersten  Teile  die 
bisherige  Gestaltung  des  österreichischen  Tarifwesens  dar- 
gestellt  haben,   wenden  sie  sich  zu  den  Aufgaben,   die  die 
nach.ste  Zukunft  bringen  wiid,  und  unterscheiden  dabei  zwei 
Möglichkeiten,    je    nachdem  die  A^'ei-einigung  Deutschöster- 
reichs mit  dem  Deutschen  Eeiche  zustande  kommt  oder  nicht 
Der  neueste  Stand  der  Friedensverhandlungen  macht  diesen 
Zusammenschluß  so  unwahrscheinlich,  daß  nur  der  zweite 
Fall  in  Betracht  kommt.     Die  Verfasser  meinen     daß  die 
deutschosterreichischen    Staatsbahnen    ihren  Staffeltarif  mit 
lallenden  Einheitssätzen  beibehalten,  und  daß  auch  die  übri- 
gen Nationalstaaten  ihn   einführen   müssen.   Aveil   die  geo- 
graphische Gestaltung  Österreichs  zu  einer  Begünstigung"der 
p'oßen  Entfernunoen  dränge.    Sie  hoffen,  daß  auch  "im'  Ver- 
kehr der  einzelnen  Staaten  untereinander  die  jetzige  poli- 
tische Gegnerschaft  liald  einem  ruhigen  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenarbeiten Platz  machen  und  daß  es  dann  möglich  sein 
wei^le,    einige,    große  Gel)iete    umfa.ssende  Eisenbahngüter- 
tarifverbände zu  schaffen  und  in  diesen  grundsätzlich  ein- 
heitliche   Ve  r  ba  n  d  s  b  a  r  eme    über  alle  Eisenbahnen 
durchzurechnen.    Dabei    soll    die    Tarifhoheit    der  Staaten 
nicht  angetastet  werden,  vielmehr  soll  es  jedem  Staat  unbe- 
nommen bleiben,  einzelne  wichtige  Artikel  von  der  Durch- 
rechnung ausdrücklich  auszunehmen.    Die  Tarife  müßten  in 
einer   nationalen  oder  fremden  Währung  aufgestellt  wer- 
den.   Besonders  schwierig  werden  sich  die  Verhandlungen 
zwischen  den  Bahnverwaltungen  über  die  Teilung  des  Ver- 
kehrs zwischen  den  Wettbewerbsstrecken  gestalten.  Die  Ver- 
fasser empfehlen,  daß  jede  Verkehrsbeziehung  nur  e  i  n  e  ni 
Wege    zuo-ewieapu     werde,     und     daß    die  gegenseitigen 
Interessen  im  Kompensation swege  ausgeglichen  würden,  wo- 
bei Umwege  nur  bis  zu  einer    gewissen    Grenze  gefahren 
werden  dürften.    Diese  A^eikehrsteiluns-  könne  nur  im  Wege 
des  Kompromisses  naeh  schwierigen  Verhandlungen  erzielt 
werden,  für  die  nur  eine  —  zurzeit  noch  nicht  vorhandene  — 
statistische   Erfassung   des   Verkehrs  die  geeignete  Grund- 
lage bilden  könne.    Man  werde  vorläufig  für  eine  gewisse 
Übergangsz?eit    ohne    jeden   nachträglichen  Kartellausgleieh 
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ein«  Verkehrsbedienung  auf  einem  Wege  entweder  nach 
der  Tarifbildung-  oder  unter  Zugrundelegung  der  bisherigen 
Verkehrsteilung-svereinbarung  festzusetzen  haben,  während 
später  auf  Grund  der  mittlerweile  gesammelten  statistischen 
Daten  die  endgültige  Verkehiisteilung  durch  Festsetzung 
durchweg*;  einroutiger  Verkehrsbedienung  in  jeder  Verbin- 
dung vereinbart  werden  müsse.  Die  Verfasser  erhoffen  von 
dieser  Eegelung  eine  große  Vereinfachung  und  bedeutende 
Ersparnisse  und  raten  dringend,  sie  jetzt  schon  in  Angriff  zu 
nehmen. 

—  Kohle  und  Eisen.  Von  Professor  Dr.  A.  Binz.  2.  ver- 
besserte Auflage.  (Wissenschaft  und  Bildung,  Band  69.) 
120  Seiten  mit  6  Tafeln  und  zahlreichen  Abbildungen.  Ge- 
bunden 2,50  JL.   Verlag  von  Quelle  &  Meyer  in  Leipzig  1919. 

Kohle  und  Eisen,    ihre     Beschaffung  und  Verarbeitung 


haben  m  den  Jahren  des  Krieges  eine  beherrschende  KoUe 
gespielt.  Aber  auch  in  Zukunft  gehören  sie  zu  den  wich- 
tigsten Kapiteln  des  Wirtschaftslebens.  Deshalb  kommt  die 
neue,  vielfach  verbesserte  Auflage  dieses  trefflichen  Buch«*; 
zur  rechten  Zeit.  Der  Verfasser  hat  e.s  verstanden,  das  überaus 
mntangiMJiche  Material  auf  engem  Kaume  unterzubringea 
JJeben  Kohle  und  Eisen  haben  auch  deren  Erzeugnisse  und 
Nebenerzeugnisse  eingehende  Berücksichtigung  gefunden. 
Der  Leuchtgaserzeugung,  dem  Kampf  ums  Licht  ist  eiü 
breiter  Baum  eingeräumt.  Auch  der  Gewinnung  des  Am- 
moniaks, des  Steinkohlenteers  und  damit  der  ganzen  Farb- 
stoffindustrie  ist  ein  Kapitel  gewidmet.  Die  Entstehung 
und  Gewinnung  der  Kohlensorten,  die  Behandlung  des 
Eisens  insbesondere  in  den  Hochöfen  stehen  im  Mittelpunkt 
der  Darstellung.  Gute  Abbildungen  wirken  dabei  untet- 
stütz)end. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Zurechnung  neuer  Strecken  zu  den  Vereinsbahnstrecken. 

Die  am  1.  September  d.  J.  eröffnete,  dem  öffentlichen 
Güter-  und  Tierverkehr  dienende  Verbindungsstrecke 
Erpel-Sinzig/Ahr  talbahn  (4,31  km)  der  Eisenbahu- 
direktion  C  ö  1  n  ist  den  V  e  r  e  i  n  s  b  a  h  n  s  t  r  e  c  k  e  n  zuge- 
rechnet worden. 

Änderung  der  Abfertigungsbefugnisse. 

E  i sein  b  a hnd  i re)kt io  nsb  e  zir  k  Hannov'Or.  Der 
Bahnhof  Bielefeld  H  war  vom  4.  April  1915  ab  unter  dem 
Vorbehalte  jederzeitigen  Widerrufs  für  den  Versand  und 
Empfang  von  Munition  und  Gegenständen  zur  Munitions- 
anfertigung  in  Wagenladungen  für  das  Heer  und  die  Marine 
freigegeben.  Diese  Freigabe  kommt  mit  dem  1.  Oktober  d.  J. 
in  Wegfall. 


Änderung   von  iStationsnamen. 

Eisen  b  ahn  idiirektionsbezirk  Altona 


Der 


zwischen  den  Stationen  Trittau  und  Sprenge  rechts  der 
Bahnstrecke  Schwarzenbek-Bad  Oldesloe  gelegene  Staats- 
bahnhof Lütjensee  erhält  vom  1.  Oktober  d.  J.  ab  die  Be- 
zeichnung Dwerkiathen  und  der  zwischen  den  Stationen 
Eendsburg  und  Owschlag  rechts  der  Bahnstrecke  Kends- 
burg-iSchleswig  gelegene  Bahnhof  Duvenstedt  vom  gleichen 
Tage  ab  die  Bezeichnung  Alt-Duvenstedt. 

Nach  Mitteilung  der  Lübeck-<Büchener  Eisenbahngesell- 
schaft  wird  der  Name  der  Station  Eeinsbek  der  Lübeck-Sege- 
berger  Kleinbahn  vom  1.  Oktober  d.  J.  ab  iii  B  Utters  tief 
geändert  werden. 

C  ö  1  n  -  F  r  e  c  h  e  n  -  B  e  n  z  e  I  r  a  t  h  e  r  E  i  s  e  n  b  ji  Ii  n. 
Die  Station  Cöln-Ehrenfeld  Nebenbahn  erhält  vom  1.  Ok- 
tober d.  J.  ab  die  Bezeichung  Cöln-Bickendorf,  und 
die  Station  Cöln-Ehrenfeld  Jägerstraße  vom  gleichen  Tage 
ab  die  Bezeichnung  Cöln-Melaten. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Verkehrswiederaufnahme. 


Erste   Donau- Dampf  Schiffahrts- 
Gesellschaft. 
Eröffnung     der    Güteraufnahme  im 
Frachtgut- Verkehr  Wien-Budapest  und 
umgekehrt. 

Die  Güteraufnahme  an  den  gesell- 
schaftlichen Stationen  Wien  Praterkai 
und  Budapest  (exkl.  Budapest  Donau- 
uferbahnhof) für  den  Verkehr  dieser 
Stationen  untereinander  (mit  Aus- 
sohluß  der  ZwisohenstatioiLen)  wird 
am  6.  September  1919  in  der  Annahme 
vorläufig  eröffnet,  daß  es  in  der 
nächsten  Zeit  möglich  sein  wird,  die 
erforderlichen  Voraussetzungen  für  die 
tatsächliche  Eröffnung  des  Verkehres 
sicherzustellen. 

Wien,  5.  September   1919.  (932) 


2.  Güterverkehr. 

Preußisch-Hessisch-Sächsischer 
Tierverkehr. 

Am  15.  September  1919  treten  neue 
Frachtsätze  für  Naundorf  b.  Dresden 
in  Kraft.  Näheres  ist  aus  dem 
Tarif-  und  Verkehrsanzeiger  der 
Preußisch-Hessischen  Staatseisenbah- 
nen und  aus  unserem  Verkehrsanzei- 
ger  zu  1  ersehen,  auch  geben  die  Sta- 
tionen Auskunft. 

Dresden,  5.  Sep1>ember  1919.  (933) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  ßtaatseisenibalinen, 
als     geschäftsführende  Verwaltung. 


Gütertarif  für  den  Wechselverkehr 
zwischen  Stationen  der  früheren 
Kreis  Bergheimer  Nebenbahnen  und 
Mödrath-Liblar-Brühler  Eisenbahn 


einerseits    und    Stationen    der  Cöln- 

Bonner  Eisenbahnen  anderseits. 
N.  314    des     Tarifverzeichnisses  vom 
1.  Oktober  1912. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 

1.  die  Ausnahmetarife  1  und  3,  6a, 
14  und  14a  in  diesem  Tarif  auf- 
gehoben ;  I  ■ 

2.  die  Ausnahmetarife  2,  4  und  5 
im  Wai-enverzeichnis  und  Anwen- 
dungsbedingungen abgeändert. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Cöln,  6.  Sept/ember  1919.  (927) 
Eisenbahndirektion. 


Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Bayern  (Tfv.  200)  Heft  2  C  11. 

aiit  sofortiger^  Gültigkeit  tritt  der 
Ausnahmetarif  18a  für  Abfallsohwefel- 
säure  usw.  außer  Kraft.  Die  alsbal- 
dige Aufhebung  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn  -  Verkehrsordnung  (RGBl. 
1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Gü- 
terabfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,   Baahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  6.  September  1919.  (930) 
Eisenbahndirektion. 


Transittarif    für      den  »Süddeutschen 
Güterverkehr  nach  den  unteren  Donau- 
ländern, Teil  II  vom  1.  Febr.  1907. 

Am  10.  S'eptember  1919  tritt  der 
Tarif  nebst  Nachtrag  I  ohne  Ersatz 
außer  Kraft.  Die  alsbaldige  Durch- 
führung der  Tarifmaßnahme  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 


des  §  6  der  Eisenbahnverkehus- 
ordnung. 

München,  5.  September  1919.  (931) 
Tarifamt  der     B.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Brandenburgiäche  Städtebahn- Aktien- 
gesellschaft. 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung  wer- 
den im  diesseitigen  Binnen-Güterver- 
kehr  die  Frachtsätze  ab  1.  Oktober  d.  J. 
um  50  %  erhöht.  Gleichzeitig  tritt] 
eine  Erhöhung  der  Bahnhofsfraohten 
usw.  ein.  Die  alsbaldige  Erhöhung 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn- Ver- 
kehis-Ordnung  (RGBl.  1914,  S.  455). 

Brandenburg  (Havel),  9.  Sept.  1919. 

Die  Direktion.  (934) 

Eisem-Siegener  Eisenbahn. 
Binnentarif. 

Vom  15.  September  ab  werden  die 
Frachtsätze  des  Ausnahmetarifs  7  a  füi 
Eisenerz  (IL  F.  II  des  Tarifs  l)zw.  de* 
Nachtrags  I)  erhöht  und  die  Aus- 
nahmen von  der  Bahnhof  sfrachl 
(II.  D  2A.  e.  1  u.  2  des  Tarifs)  auf- 
gehoben, wodurch  ebenfalls  Erhöhun- 
gen eintreten.  Das  Reichs-Eisenbahn- 
Amt  hat  die  Abkürzung  der  Ver- 
öffentlichungsfrivst  genehmigt. 

Auskunft  erteilt  die  unterzeichnete 
Direktion. 

Siegen,  den  10.  September  1919.  (935) 
Eisern-.Siegener  Eisenbahn-Gesellsohaft 
Die  Direktion. 

3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Nordhausen- Wernigeroder  Eisenbahn 
Gesellschaft. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  l91f 
erscheint  für  den  Binnenverkehr  un- 


13  September  1919 


-    733  - 


Nt.  69 


serer  Bahn  Nachtra«:  IV,  durch  den 
vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  Erhöhungen  im  Per- 
sonen- Gepäck-,  Expreßgut-,  Güter- 
und Tierverkehr  durchgeführt  werden. 
Wernigerode,  im  Sept.  1919.  (929) 
Die  Direktion. 


Binnen-Tarife    der    Lausitzer  Eisen- 
bahnen. 

Dem  Vorgehen  der  deutschen  Staats- 
hahnen entsprechend  werden  die  Be- 
förderungspreise für  Personen,  Ge- 
päck, Expreßgut,  Güter  und  Tiere  im 
Binnenverkehr  unserer  Bahnen  mit 
Wirksamkeit  vom  1.  Oktober  1919 
ebenfalls  um  50  %  erhöht.  Das  vor- 
zeitige Inkrafttreten  dieser  Tarif- 
erhöhungen gründet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
EVO. 

Sommerfeld,  6.  September  1919.  (925) 
Direktion     der  Lausitzer  Eisenbahn- 
gesellschaft. 

Neustadt-Gogoliner  Eisenbahn. 

Mit  dem  Erscheinen  die.ser  Be- 
kanntmachung werden  im  Besonderen 
Tarifheft  B  für  den  Binnenverkehr 
un.serer  Eisenbahn  aufgehoben: 


1.  Ausnahmetarif  1  für  Holz  des 
Spezialtarifs  2, 

2.  Ausnahmetarif  3  für  Kali. 

Ferner  treten  vorbehaltlich  der  Ge- 
nehmigung der  Aufsichtsbehörde  mit 
Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d'.  J.  Er- 
höhungen der  Beförderungspreise  im 
Personen-,  Gepäck-,  Expreßgut-,  Tier- 
und Güterverkehr  bis  zu  50  %  der 
bisherigen  Beförderungspreise  ein. 
Die  A.bkürzung  der  Veröffentlichungs- 
frist ist  in  der  vorübergehenden  Ab- 
änderung des  §  6  der  Eisenbahn-Ver- 
kehrs-Ordnung begründet. 

Neustadt  O.-S.,  2.  Sept.  1919.  (928) 
Die  Direktdon. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
werden  im  diesseitigen  Binnen-  Per- 
sonen- und  Gepäck  verkehr  die  Fahi- 
pre^e  und  Beförderungsgebühren  um 
50  %  erhöht.  Genehmigung  ist  gemäß 
§  2  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
erfolgt.  Die  alsbaldige  Erhöhung 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung (RGBl.  1914,  S.  455) 

Nähere  Auskunft  erteilt  der  unter- 
zeichnete Betriebsvorstand. 

Perleberg,  6.  September  1919,  (926) 
Betriebsvorstand  der  Wittenberge- 
Perleberger  Eisenbahn. 


Jüngerer  Tarifeur 

mit  gründlichen  Kenntnissen  des  in-  und  ausländischen  Taiifwesens 

von  großem  HüttenwerK  Westfalens  gesucht. 

Angebote  mit  Referenzen,  Zeugnisabschriften.  Eintrittsmöglichkeit  und 
Gehaltsansprüchen  unter  E.F.528  an  die  „Ala",  Essen,  Selmastr.  18. 
V.  .   17188' 


WASSERREINIGUNG 


A.  L.  G.  D  E  H  N  E 


für  das  Speisewasser  der  Lokomotiven 
Wasser-Enteisener,  Kies -Filteranlagen 

HALLE  '/s. 


Straßenbahnwagen  /Tpiebwaöen 
Eilenbahnwaöemn  allen  Spurw^ten 
Dampf/elektEundTeuerlofe  Lokomotiven 
cr<::^::^>o  Kpaftmafchinen 


FMANN  WE 


BRESLAU /ö 

■ 


''OK' 


tEHRENFELD 
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Äettuns  des  Verein« 
Ueutgcher  Eisenhulmrerwaltungen. 


EISENBAHNsSICHERÜNGEN 


SIENENS&HALSKE'A'G' 
BLOCKWERK 

SIEHENSSTADT   BEI  BERLIN 


Cinarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  Fahrkarten -Loch* 
apparat  als  StationsscKaffner  an- 
gestellt werden.   D.  R.- Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Brannschweig.  [7182] 


Putz-  fadei 


len 

len  1 

in  bont  a.wei6,  bietet  an  zo  tagesgemäßen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 


Die  Eisenbahner 

und 

das  Beamtenrecht 


Von 

H.  Schlegelmilch, 

Regierungs-Baumeister  a.  D. 
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_  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

..■?*A**"^»e  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
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Eisenbahnverwaltungen,  beide  iii  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  23/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung' den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  liislierigen  österreicliisch- 
iingarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  siimtlielien  an^l-r'^i  Staaten  für  M 
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ISeilag^eu  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 
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Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Te!.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbaiik-fi  irokönto:' 
Deutsche  ijank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Kr.  IIIOO- 
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Jahre  1918.  —  Geh.  ICommerzien- 
rat  Dr.  Piutsch  f. 
I)  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  Die  Elek- 
trisierung    der     Arlberg'bahn.  — 


Lokalbahnen  im  Sa-lzkamnicrgut. 
T  s  c  h  e  c  h  o  -  ;s  1  o  w  a  k  i  ,s  e  h  e  s  G  e- 
biet.  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Eisenbahnen.  —  Ver- 
staatlichung böhmischer  Eisen- 
bahnen. 

Ü  I>  r  i  g  e  europäische  L  ä  n  - 
d  e  r.  Verkehrsüborgabe  der  bel- 
gischen Eisenbahnlinie  Tongern- 
Aaclien.  —  Der  Mont  Blaaic-Durcli- 
istioh. 

A ni fliehe  Bekann t machun gen 


Die  Unregelmäßigkeiten  und  Verluste  im  Güterverkehr. 


Der  unter  obigem  Titel  in  Nr.  52  d.  Ztg.  erschienene  Aufsatz 
des  Eisenbahn-Oberscki'etärs  K  o  b  1  e  r  hat  zur  Einsendung 
zahlreicher  Zuschriften  anderer  Praktiker  über  die  gleiche, 
für  un.ser  Eisenbahnwesen  so  bedeutsame  Frage  Anlaß  gege- 
ben. Der  uns  zur  Verfügung  rstehende  Kaum  gestattet  es 
leider  nicht,  alle  diese  Beiträge,  deren  Inhalt  überdies  sich 
in  manchen  Punkten  deckt,  zu  veröffentlichen.  Indessen  sol- 
len wenigstens  einige  der  bemerkenswertesten  Teile  dieser 
Ausführungen  zur  Kenntnis  unserer  Leser  gebracht  werden. 
Damit  schließen  wir  die  Erörterung  über  diesen  Gegenstand  sb. 

1.  Der  Oberbahn  Verwalter  Eef  f  ler  hält  wie  Kob- 
b  r  eine  anderweitige,  ausreichendere  Bemessung  der  Liefer- 
fristen für  unbedingt  erforderlich,  damit  eine  sachgemäße  und 
.sicherere  Geschäftsabwicklung  möglich  wird.  Es  kann  iiiu- 
.sichtlich  dieses  Punktes  auf  die  in  Nr.  35  u.  63  d.  Ztg.  erschie- 
nenen Aufsätze,  verwiesen  werden.  Zu  den  weiteren  Forde- 
rungen Koblers  führt  Eeffler  folgendes  aus: 

„Der  Wiedereinführung  der  Ladeliste  ist  hier  mit  einem 
ganz  auffallenden  Nachdnick  das  Wort  geredet,  und  es  scheint 
mir,  als  werde  damit  doch  weit  über  das  Ziel  hinausg->esch-»ssen. 
Gewiß  darf  solchen  Buchungen  eine  gewisse  innere  Berechti- 
gung und  auch  ein  bestimmter  Wert  —  und  sei  dies  auch  sozu- 
sagen nur  ein  moralischer,  indem  der  Nachweis  das  Personal 
vielleicht  zu  größerer  Aufmerksamkeit  veranlaßt  —  nicht  ab 
gesprochen  werden.  Es  geht  aber  nach  meinem  Dafürhalten 
zu  weit,  wenn  man  die  Ladelist-e  als  das  Rückgrat  des 
n  e  f  ö  r  d  e  r  u  n  g  s  d  i  e  n  is  t  e  s  bezeichnet.  Wer  an  die  Erör- 
terung dieser  Frage  herantritt,  kann  an  der  Eutwiokeking, 
die  das  Buchungswesen  im  Güterbeförderungsdienst  genom- 
men hat,  nicht  achtlos  vorübergehen.  Eückschauend  sehe»  wir, 
daß  das  B6.streben,  über  den  Verbleife  des  Gutes,  solange  es 
sich  im  Grewahrsam  der  Eisenbahn  Verwaltung  befindet,  einen 
möglichst  zuverlässigen  Ausweis  zu  besitzen,  um  in  Verlust- 
und  T.csohädigung.sf allen  sich  tunlichst  schadlos  hallen  zu  kön- 


nen, schon  in  den  ersten  Zeiten  des  Güterverkehrs  bestanden 
hat;  dieses  Bestreben  vertiefte  sich  mehr  und  mehr,  und  es 
hat  schließlich  zu  einem  ganz  unglaublich  umfangreichen 
Schreibwerk  geführt.  So  entsinne  ich  mich  noch,  daß  die 
Güterbegleitpapiere  für  Wagenladungen  auf  einer  Zollgrenz- 
station sechs  verschiedene  Buchungen  durchzumachen  hatten. 
Durch  das  umfangreiche  Schreibgeschäft  wurde  die  leben- 
dige Abwickelung  des  Dienstes  nachteiligst  beeinflußt, 
und  es  war  hohe  Zeit,  daß  dieser  Zopf  mit  einem  kräftig'']i 
Schnitt  beseitigt  wurde.  Nun  kann,  man  ja  der  Ansicht  sein, 
daß  damit  auch  Zweckmäßiges  und  Notwendiges  ausgeschalte! 
worden  sei.  Eine  Ladeliste  kann  jedoch  nur  dann  als 
einwandfrei  angesprochen  werden,  wenn  jeder  Beamte,  der  sie 
übernimmt,  auch  in  der  Lage  ist,  sie  auf  ihre  Richtigkeit  prü- 
fen, d.  h.  die  darin  enthaltenen  Vorträge  mit  den  zugehörigen 
Papieren  und  Gütern  vergleichen  zu  können.  Hat  er  dazu  reicht 
die  Möglichkeit,  dann  kann  ihm  auch  keine  Verantwortung 
aufgebürdet  werden,  und  damit  dürfte  sich  der  Wert  der  Lade- 
liste doch  ganz  wesentlich  verringern. 

Wenn  die  Ladeliste  wieder  zur  Einführung  käme,  dann 
würde  wohl  auch  künftig  nicht  ermöglicht  werden  können, 
daß  sie  da  geführt  wird,  wo  die  Güter  verladen  werden  un  - 
auch  tatsächlich*  kontrolliert  werden  können,  denn  es  wird 
kaum  möglich  sein,  an  jeden.  Wagen,  in  den  eingeladen  wird, 
einen  Beamten  zu  stellen,  der  die  jeweils  eingebrachten  Güter 
mit  den  Papieren  vergleicht  und  sie  in  die  Ladeliste  einträgt. 
Es  würde  also  wohl  die  alte  Übung  wieder  Platz  greifen,  daß 
die  Papiere  nach  Fertigstellen  der  Wagen  in  eine  Schreibstube 
verbracht  und  dort  in  die  Ladeliste  eingetragen  werden.  Die 
Ladeliste  als  solche  könnte  also  keine  Gewähr  dafür 
bieten,  daß  ihre  Eintragungen  auch  tatsäclilich.  mit  dem 
Wageninhalt  übereinstimmen. 

Was  die  praktische  Durchführung  anlangt,  so  läßt  sich  im 
Frachtstückgutverkehr  die  Einführung  der  Ladeliste  allge- 
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nwB  ermößlK-lK'u.  Ebenso  für  Eilgut.  ExDreßaut  uud  Gepäck, 
das  bei  den  Zuoausoausssfatioucu  anfällt,  wenn  der  L.-uk- 
.^chliiR  rechtzeitig  ^erfolgt.  Ob  dies  aber  lj*i  Eilgut.  Expreli- 
yul.  und  (k'päck.  das  bei  kurzen  Üb€rgäuK.eu  vpn  Zug  zu  Zug 
uiugeschlage.u  wird,  uiöglidi  ist,  erscheint  mir  zweifelhafu 
AV<^uu  also  <?iu  Nachweis  für  die  gauz<;  Beförderungsstrecke 
geschaffen  Averdeu  soll,  dann  müßte  dieser  wohl  schon  von 
der  Versaudstatiou  erstellt  werden,  und  zwar  streckenweise 
nach  einem  bei  Fahrplaubegiun  aufgestellten  Plan,  uud  diese 
Ladelisten  müßten  das  Gut  auf  seinem  ganzen  Wege  begleiten, 
also  auch  von  Zug-  zu  Zug-  mit  üljergeheu.  Dies"würde  aber 
sehr  viel  »Schreibwerk  -bringen  und  die  Gefahr  ausläsen,  daß 
dann  der  Ladeschaffner  sich  mehr  mit  der  großen  Zahl  der 
ihm  zugeheudeu  Ladelisten  als  mit  den  Gütern  selbst  befaßt. 

Die  Ladeliste  kann  indessen,  wenn  sie  von  Fall  zu  Fall  im 
Einvernehmen  zwischen  Versand-  und  Empfangsstation  er- 
istellt  wird,  sehr  wertvolle  Dienste  zur-  Einkreisung-  und  Auf- 
klärung- von  Diebstählen  leisten.  Sie  darf  iedoch  bei  dieser 
Verwendung  nicht  den  ^Frachtpapieren  beigegeben,  sondern 
si«  muß  der  Empfangsstation  unter  Umschlag-  zugesendet  wer- 
den. Eine  sichere  Verladung  der  Güter  ist  nach 
meinem  Dafürhalten  ohne  das  Hilfsmittel  einer 
Ladeliste  erreichbar,  wenn  das  Annahme-  und  Lade- 
geschäft gut  organisiert  und  durchgeführt  wird.  Nach  meiner 
Erfahrung  hat  auch  nicht  die  Aufhebung-  der  Ladeliste  zu 
einer  großen  Zunahme  der  Differenzen  geführt,  sondern  vor 
allem  der  Umstand,  daß  die  seinerzeit  durchgeführten  sehr 
zeitgemäßen  Reformen  im  Abfcrtigungs-  und  Ladedienst'f  a  s  t 
ausschließlich  vom  Standpunkt  der  reinen 
Kostenersparung  ))etraehtet  worden  sind.  Die  Ver- 
besserung- des  Abfertigmigsgescliäftes  und  des  Ladedienstes 
ist  dabei  stark  vernaehlässigt  worden.  Es  hat  sich  dies  na- 
mentlich auch  1)ei  der  seinerzeitigen  Wiedereinfühi-ung-  der 
Akkordarbeit  gezeigt,  bei  welcher  Gelegenheit  von  einzelnen 
V'erwaltungen  zur  Erzielunff  möglichster  Ersparnis  die  Zahl 
der  Lademeister  vermindert  worden  ist,  während  doch  gerade 
diese  Arbeitsübung-  eine  Vermehrung  des  Personals  für  Lei- 
tung nnd  Aufsicht  gefordert  hätte.- 

Ein  weiteres,  und  zwar  sehr  großes  Hemmnis  für  eine 
sichere  und  gut  geordnete  Geschäftsabwickelung-  ist  darin  zu 
erblicken,  daß  man  in  der  Zentralisierung-  des  Ladegeschäftes 
namentlich  nach  der  Eichtung-  hin  zu  weit  gegangen  ist,  daß 
man  isehr  große  0  r  t sg  ü  t e  rs  te  1 1  e  n  in  weitreichendem 
-Maße  auch  noch  mit  Umladegut  belastet  hat.  Dadurch  sind 
Ladeanlagen  entstanden,  die  keinen  sicheren  Ül>erblick  mehr 
.gewähren,  das  Ladeg-eschäft  sehr  erschweren  und  so  die  Ur- 
sache zu  häufigen  Fehl  Verladungen  w-erden.  Große  Ortsver- 
sandstellen sollten  grundsätzlich  nicht  mit  Umladegut  belastet 
werden.  Der  Eaum  der  großen  Versandböden  sollte  vielmehr 
zu  einer  ganz  ausgiebigen  Ansammlung:  des  Versandgutes 
zwecks  Bildung-  von  Orts-  und  Umlaelewagen  nutzbar  gemacht 
werden.  Man  kann  meines  Erachtens  den  bestehenden  Schwie- 
rigkeiten wirksam  nur  beikommen.  wenn  man  die  allseits  er- 
kannten Fehlerquellen  zu  beseitigen  sucht.  Dazu  gehört  vor 
allem:  grute  Verpackung  und  Bezeichnung  der  Güter,  ord- 
nunffsmäßig:  ausgefertigte  Begleitpapiere,  genaue  Übernahme 
und  Verwiegung,  zuverlässige  Beschreibung-  der  einzelnen 
Stücke  mit  der  Nummer  der  Plätze  oder  der  Wagen,  denen  sie 
von  der  Wage  weg  zuzuführen  sind,  ßchojiliche  Behandlung-, 
sachgemäße  Verstauung  und  eine  genaue  Kontrolle  darübeT, 
daß  die  Güter  auch  tatsächlich  dahin  .gebracht  werden,  wohin 
sie  gehören.  Ferner  häufige  und  eingehende  Güterbodenkou- 
I  rolle. 

Ich  kann  nicht  anerkennen,  daß  die  Verladung  von 
der  Wao^owegran  sich  schon  eine  Fehlerquelle  sein  müsse; 
sie  wird  es  nur  l>ei  einer  unzulänglichen  Anordnung-  des  Lade- 
dienstes und  liei  der  fehlenden  notwendigen  Kontrolle.  Mit 
ihr  ist  man  allerdin.gs  nach  meinem  Ermessen  zu  weit  gegan- 
gen, und  sie  vdrd  wieder  eingeschränkt  werden  müssen,  haupt- 
sächlich, damit  die  Ladekraft  des  Ortsgutes  besspr 
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ausgenutzt  werden  kann.  Jetzt  kann  man  große  Güterböden 
die  keinen  Umschlag vei kehr  haben,  zu  jeder  Tageszeit  fast 
Ucr  autreifi-n,  M^eil  die  Aufnahme  und  Sammlung  (b-r  Gütei 
in  (k-u  bereitgestellten  Wagen  erfolgt.  Durch  die  Zurück- 
stellung der  niclit  ausgehisteten  Wagen  auf  den  nächsten  oder 
auch  den  übernächsten  Tag-  wird  der  Wagenpark  zu  stark  be- 
ansprucht ;  es  ist  not\\iendig-,  daß  hier  eine  Einschränkung  in 
der  Direktladung  erfolgt,  so  zwar,  daß  nur  Güter  für  solche 
Enipfangsbezirke  direkt  verladen  werden,  für  die  täglich  ein 
oder  mehrere  Wagen  anfallen,  während  Güter  nach  Bezirken, 
für  die  erst  am  zweiten  oder  dritten  Tag  ein  Wagen  gebildet 
werden  kann,  in  der  Halle  niedergelegt  werden.  dTc  voll- 
ständige Beseitigung  der  Direktladung  uud  die  Niederlegung 
des  gesamten  Gutes  in  den  Güterhallen  wäirde  —  ganz  ab'^ 
gesehen  von  der  Raumfra.ge  —  neben  anderen  großen  Nach- 
teilen vor  allem  wieder  die  Einführung  eines  Spät-  oder  auch 
Nachtdienstes  bringen,  was  nicht  nur  aus  Avirtschaftlichen  und 
ladetechnischen  Gründen,  sondern  vor  allem  vom  Gesichts- 
punkte der  Personalf ürsoige  aus  vermieden  Averden  muß. 

Das  Fehlen  eines  geeigneten  Wagenverschlusses 
wird  allseits  als  ein  großer  Mangel  empfunden.  Auf  den. 
westlichen  Kriegsschauplatz  war  für  Stückgut-,  Lebens-  und 
Genußmittel-  und  für  sonsti.ge  Wagen  mit  hochwertigen  Gü- 
.tern  ein  Drahtverschluß  im  Gebrauche,  der  sich  sehr  gut  be- 
währt hat.  Es  war  ein  etwa  4  mm  dicker  geglühter  Eisen 
draht  in  Verwendung,  Zur  Herstellung  des  Verschlusses 
wurde  eine  sogenannte  Wickelmaschine  verwendet.  Diesei 
Verschluß  war  von  der  Verwaltung  auch  einzelnen  Prival- 
verseaidern  empfohlen  wortlen,  und  es  ist  von  diesen  von  dieser 
Einrichtung  in  großem  Umfan.ge  Gebrauch  gemacht  worden 

Das  Fehlen  einer  ausreichenden  sachlichen  Kon- 
trolle im  G  üterbe  fö  r  der  u  n  gs  d  i  cnst  e  ist  wohl 
selten  so  fühlbar  geworden,  wie  .jetzt,  wo  es  «ich  darum  han- 
delt, an  den  Wiederaufbau  der  in  diesem  Dienstzweig  Iieson 
ders  durch  die  Kriegsereignisse  mehr  oder  weniger  geschwun- 
denen Ordnung  heranzutreten  und  für  einen  erhöhten  Schutz 
der  Güter  zu  sorgen.  Eine  Güterlieförderungskontrolle,  wit 
ich  sie  hier  im  Auge  habe,  dürfte  sich  allerdings  nicht  in 
Kleinigkeiten  erschöpfen,  sondern  sie  müßte  von  höheren  Ge- 
sichtspunkten aus  aufgefaßt  und  durchgeführt  werden.  Außer 
der  Sorge  dafür,  daß  das  Geschäft  nach  den  aufgestellten  Ee- 
geln  all,gemein  abgewickelt  und  der  Dienst  im  ganzen  unter- 
stellten Vei-kehrsgebiet-  einheitlich  und  zweckdienlich  voll- 
zogen wird,  wären  die  Eegeln  selbst  fortgeselzt  daraufhin 
zu  prüfen,  ob  sie  den  .jeweiligen  Anforderungen  des  Verkehrs 
und  der  Wirtschaftlichkeit  entsprechen. 

Im  Zusammenhang  damit  müßte  der  Beförderungskontroll4' 
auch  ein  ihrer  Bedeutung  entsprechender  Einfluß  auf  die  Ge- 
staltung der  Lade-  und  Beförderungsvorschriften,  auf  elie  Ge- 
staltung des  Güterzugfahrplanes  usw.  zukommen.  Eine  solche 
Kontrolle  wird  wohl  am  besten  von  jenen  Stellen  ausgeübt 
werden,  die  die  Abfertigungs-,  Lade-  und  Befördemngsvor- 
schriften  sowie  den  Güterzugfahrplan,  bearbeiten  und  die  Be- 
förderungskurso  aufstellen.  Die  Wirkung  von  transportdienst- 
lichen  Maßnahmen  kann  von  den  äußeren  Dienststellen,  un<l 
selbst  von  den  Inspektionen,  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
erkannt  und  beurteilt  werden.  Ganz  abgesehen  davon.  dai5 
diese  Stellen  durch  die  Besorgung  ihrer  meist  sehr  umfang- 
reichen laufenden  Geschäfte  und  durch  die  Ausübung 
der  örtlichen  Kontrollen  zu  stark  in  Anspruch  ge- 
nommen sind,  um  sich  mit  Erfolg  solchen  Einzelaufgaben  wid- 
men zu  können,  fehlen  ihnen  vielfach  auch  die  nötigen  Hilfs- 
mittel, und  sie  können  außerdem  durch  die  Beschränkung 
ihrer  Tätigkeit  auf  einen  kleineren  Wirkungskreis  auch  kein 
ausreichendes  Urteil  über  die  Gesamtwirkung  von  Anordnun- 
gen gewinnen,  die  sich  auf  große  Verkehrs.gebiete  erstrecken. 

Hinsichtlich  der  Ausbildung  und  Beratung  des  Ab- 
fertigungspersonals ist  Kobler  uneingeschränkt  bei- 
zupflichten. Die  Frage  gewinnt  gerade  jetzt  große  Bedeu- 
tung.   Die  Wiederaufrichtung  des  Güterbeförderungsge-sohäf- 
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js  kauu  k'tzteu  Euiles  uur  gt'd-eiJien.  ^v^eiiii  mau  sich  auf  eiu 
u  l  o'  e  s  c  h  u  1 1 1'  s,  a  r  b  €  i  t  s  f  r  e  u  d  i  ff  e  s  Personal 
■ützi'n  kaun.  Voiau.s.s«tzuus"  hierfür  ist  eine  e  u  t  - 
p  r  e  c  h  e  n  d  e  A  u  s  b  i  1  d  ii  u  o-  «  n  d  B  e  w  e  r  t  u  n  o-  des 
ü  t  e  r  d  i  e  n  s  t  p  e  r  s  o  n  a  1  s.  Zum  Glück  ist  im  Güterper- 
>nal  noch  ein  sehr  guter  alter  Stamm  vorhanden.  Das  jüu- 
ere,  erst  zugeffanoeue  Personal  muß  durch  Unterricht  fül- 
le Erfülluny;  seiner  Aufoal>e  ausoebildet  und  erzogen  Averdeu. 
on  besonderer  Bedeutung  scheint  mir  dabei  zu  sein,  daß  bei 
sr  Unterrichtuno-  nicht  nur  die  Bestimmungen  der  einzelnen 
ienstordnuugen  durchgenommen  werden,  sondern  daß  dem 
ersoual  auch  zum  Bewußtsein  gebracht  Avird,  von  welch 
lolk'r  Bedeutuuo-  «ine  o-ute  Lösung  seiner  Aufsabe  für  die 
llgemeinheit  ist ;  daß  unsere  Brüder  und  Schwestern  mit 
ii-eu  Kindern  Not  leiden,  Menn  die  der  Eisenbahn  ül>erge- 
jnen  Lebensmittelseuduuu-en  nicht  rechtzeitig  verladen  und 
äfördert  werden  und  dadurch  minderwertig  werden  oder 
luz  zu  Grunde  gehen;  daß  große  Verlegenheiten  und  Scha- 
an in  den  einzelnen  Betrieben  entstehen,  wenn  die  Güter  ent- 
eder  nicht  befördert  werden  können  oder  zu  lange  unttr- 
egs  sind,  und  daß  durch  Xachläs.sigkeiten,  durch  uuschou- 
che  und  unsachgemäße  Behandlung  von  Gütern  große  und 
.cht  Avieder  gut  zu  machende  finanzielle  Verluste  eintreten, 
uch  müssen  die  jungen  Leute  darüber  aufgeklärt  werden, 
iß  der  Eisenbahnbetrieb  in  Hiu.sicht  auf  Arl>eitseinteiluug 
cht  ohne  weiteres  mit  irgendeinem  Fabrik)>etrieb  A'erglichen 
erden  kann.  Dem  Eisenbahnbetrieb  mit  seinem  be- 
juderen  Einrichtungen  und  Anforderungen 
uß  Eechnung  getrag-en  werden,  und  zwar  in  erster  Linie  a'ou 
tn  Angehörigen  der  Verwaltung  selbst.  Die  Leute  müssen 
r  Geschäft  eingehend  kenneu  lernen,  denn  nur  so  AA'erden 
e  die  Wichtigkeit  desselben  ei-kenneu,  Interesse  dafür  ge- 
innen,  und  wenn  dies  der  Fall  ist,  dann  werden  sie  es  auch 
hätzen  und  lieben  lernen.  Es  darf  dies  namentlich  a'ou 
Qem  Teil  vorausgesetzt  aaci  den,  der  in  der  Absicht  den  Eisen- 
ihnerberuf  ergr-eift,  um  sich  hier  eine  Lebensstellung  zu 
;haffen.  Dazu  gehöi-t  iselbstA-erständlich,  daß  die  Eisen- 
ihmerAvaltung  auch  ihrerseits  die  Beamten  und  Arbeiter 
;s  Güterdienstes  entsprechend  einschätzt  und  sie  nicht  in 
;r  Beförderung  andciH.>u  DienstzAvcigen  gegenüber  zu- 
icksetzt. 

Die  Erfahrungen,  die  l>oi  der  A  u  s  g  1  e  i  c  h  s  l  e  1 1  e  uud 

i  E  r  m  i  1 1 1  u  n  g  s  a  u  s  s  c  h  u  ß  in  Hinsicht  auf  den  Ermitt- 
ngs-  und  Sicherungsdienst  gemacht  worden  sind,  sind  mir 

Avenig  bekannt,  um  mir  ein  ausreichendes  Urteil  darül>er 
Iden  zu  können,  ob  die  Schaffung  einer  Zentralstelle 

ii  r  den  E  r  m  i  1 1 1  u  n  g  s  -  und  S  i  c  h  e  r  u  n  g  «  d  i  o  n  s  t 
ibcdingt  notwendig  erscheint,  uud  ob  mau  von  der  Eüuich- 
ng  einei-  solchen  Stelle  den  von  Kobler  erhofften  grotieu 
rfolg  auch  tatsächlich  erwarten  darf.  Ich  möchte  deshalb 
ir  meinen  persönlichen  Erfahrungen  Ausdi-uck  geben, 
6  ich  mir  in  einer  langen  Dienstzeit  bei  eingehender  Befas- 
ng  mit  dem  gesamten  Güterbeförderung.sgeschäft  erworben 
d>e,  und  die  unter  den  l>esondereu  Verhältnissen  des  Feld- 
senbahudienstes  während  einer  mehr  als  vierjährigen  Tätig- 
et auf  dem  AAestlichen  Kriegsschauplatze  noch  eine  Erwei- 
rung  erfahren  haben.  Zunächst  erscheint  es  mir  zAveifel- 
ift.  ob  1x4  einer  so  weit  reichenden  Zentralisation  des  Er- 
ittlungsdienstes.  wie  sie  hier  vorgeschlagen  wird,  die  a'oii 
Erfasser  besonders  hervorgehobene  einheitliche  Behandlung 
id  Beschleunigung  des  Geschäftsganges  erreicht  werden 
,nn.  Die  nach  dieser  Eichtung  hin  bei  anderen  Zentralstellen 
imachten  Erfahrungen  sprechen  nicht  dafür.  Die  bei  ein- 
Inen  solchen  Stellen  im  Laufe  der  Zeit  angewachsenen 
ickstände  haben  einen  früher  nie  gekannten  Umfang-  ange- 
minien.  und  die  Ausdehnung  der  Geschäfte  hat  die  Schaffung 
►n  Unterabteilungen  notAAendig  gemacht,  sodaß  die  A'on  der 
isammenleguug  eihoffle  einheitliche  Leitung  und 
iDheitliche-  Entscheidung  auch  wieder  durch- 
ochen  ist.   Jedenfalls  soll  eine  Zentralisierung  von  Geschäf- 


ten, die  aus  dem  \'olIzugsdienst  erwachsen,  uicht  zu  weit 
gehen,  und  sie  dürfte  sich  wohl  nur  mit  der  Regelung  der 
grundlegenden  Fragen  be.schäftigen. 

Besonders  fällt  mir  auf,  daß  nach  dem  ^'orschlage  die  Über- 
wachungsstellen weiter  ausgebaut  und  für  ihren  Bezirk  für 
alle  Fragen  des  Überwachungs-  und  Ermittlungsdienstes  (auch 
für  örtliche  Prüfungen)  zuständig  sein  sollen.  Eine  solche 
Anordnung  Avürde  m.  E.  zu  tief  in  das  Gebiet  der  lnsi)ektioneu 
und  selbst  der  Dienststellen  eingreifen  und  deshalb  vielleicht 
mehr  Nachteile  als  Vorteile  bringen.  I\lan  kann  nämlich  auch 
zu  viel  kontrollieren,  und  damit  schAvächt  man  das  Verant- 
Avortlichkeitsgefühl  und,  was  noch  schlimmer  ist,  man  A-er- 
bittert  damit  auch  die  Beamten  des  Arrßendienstes.  Ich  meine 
also,  man  sollte  für  den  Ermittlungsdienst  nicht  noch  eine 
Aveitere  Kontrollstelle  einschalten,  sondern  die  Ül>erwachung 
des  richtigen  Vollzugs  den  an  und  für  sich  für  den  Beförde- 
rungsdienst vorhandenen  Kontrollorganen  überlassien.  Ich 
glaube  auch,  daß  es  eine  Verkennung  der  vorliegenden  A'er- 
hältnisse  Aväre,  wenn  mau  annehmen  wollte,  man  könnte  A'Ou 
oben  her  auf  diesem  Gebiete  mehr  ausrichten,  als  auf  irgenil 
einem  anderen.  Ich  A-erkenne  nicht,  daß  beispielsA\'eise  zur 
Eindämmung  von  Diebstählen  gewisse  einheitliche 
-Maßnahmen  notwendig  sind,  die  sich  auf  größere  Gebiete 
zu  erstrecken  haben.  Ich  glaube  aber  nicht,  daß  man  hierbei 
die  Verkehrs-  und  Betriebsinspektionen  oder  gar  die  Eisen- 
bahndirektionen ausschalten  kann.  Bei  der  vorliegenden 
Frage  handelt  es  sich  doch  Avohl  um  einen  A  b  b  a  u,  nicht  um 
einen  Aufbau,  und  ich  meine,  dieser  Abbau,  der  auf  eine  Ab- 
minderung  der  Unregelmäßigkeiten  abzielt,  müßte  auf  eine 
Beseitigung  der  Ursachen  des  Übels  eingehen,  also  unten 
einsetzen.  Das  Avas  bei  der  Dienstabwickelung  versäumt 
wird,  kann  in  der  Eegel  nicht  mehr  gutgemacht  werden,  und 
gerade  bei  der  Bekämpfung  der  Eisenbahndiebstähle  ist  die 
MitAAirkung  der  Inspektionen  und  des  Außenpersonals  a'ou 
'besonderer  .Bedeutung.  Tüchtige  Güterdienst-  und  Stations- 
vorstände und  tüchtige  Güter-  und  Stationsbeamte  haben  im 
besetzten  westlichen  Gebiet  bei  der  Bekämpfung  der  Eiseu- 
bahndiebstähle  ganz  Hervorragendes  geleistet.  Diese  Stütze 
AA-ar  für  die  Eisenbahnverwaltung  die  wertvollste,  und  da,  wo 
diese  Mithilfe  A^ersagte,  blieb  der  Erfolg  aller  Bemühungen 
in  der  Eegel  aus.  Also,  dort  einsetzen,  av  o  das  Rad 
r  ollt,  sonst  kommen  wir  uicht  a'  o  r  av  ä  r  t  s. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  noch  kuiz  bemerkeu,  daß  Kobler 
tlie  schädlichen  Einflüsse  des  Krieges  und  seiner  Folgeer- 
scheinungen auf  die  Abwickelung-  des  Gütertransportgeschäf- 
tes doch  allzusehr  unterschätzt.  Schon  aus  den  von  ihm  an- 
geführten Zahlen  geht  hervor,  daß  die  Unregelmäßigkeiten 
gerade  in  den  Kriegsjahien  ganz  sprungweise  in  cüe  Höhe  ge- 
gangen sind.  Jeder,  der  in  dieser  Zeit  im  praktischen  Dienst- 
betriebe gestanden  hat,  weiß,  mit  AAelch  ungeheuren  SchAvierig- 
keiten  die  Eisenbahnen  zu  kämpfen  hatten;  \'or  allem  mit 
ungenügendem  und  zum  großen  Teil  unge schultern  Personal 
Im  Güteriadedienst  waren  vielfach  ungeübte  weibliche  Hilfs- 
kräfte und  Kriegsgefangene  verwendet.  Daß  mit  solchen 
Kräften  keine  gute  Arbeit  geleistet  w^erden  kann,  leuchtet  ein. 
Dazu  kam  der  mehr  und  mehr  sich  fühlbar  machende  Mangel 
an  geeignetem  Verpackungsmaterial,  wodurch  der  Zugriff  zu 
den  Gütern  sehr  erleichtert  worden  ist.  Ferner  Mangel  an 
Klebestoff.  Der  gelieferte  Ersatzstoff  schlug  durch  die  eben- 
falls immer  minderwertiger  werdenden  Beklebezettel,  diese 
bekamen  eine  dunkle  Färbung,  und  die  Aufschriften  konnten 
überhaupt  nicht  mehr  gelesen  werden.  Schließlich  fehlte  der 
Klebestoff  ganz.  Es  mußte  eine  andere  Befestigung  der  Be- 
klebezettel gesucht  oder  die  Kreideanschrift  geAvählt  Averden. 
Ebenso  war  es  mit  den  Wageuverschlüssen  bestellt.  Entweder 
sie  waren  minderwertig-,  oder  sie  fehlten  überhaupt.  Bei  solch 
unzulänglichen  Hilfsmitteln  hätte  schließlich  auch  das  beste 
System  versagen  müssen,  zimial,  wenn  ihm  durch  den  Nieder- 
gang der  Diszipliu  und  durch  das  Schwinden  der  Moral  die 
Unterlage  entzogen  wurde."  (Schluß  folgt.) 
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Verkehrspläne  unserer  Feinde. 


,  Vereins 
_^_"tS(;her  EisenbahnvorwaltuüKnn. 


Wie  im&ere  leaude  den  Kii^ä-  auch  uach  dem  Friedensschluß 
lortzusetzeu  gedenken,  ^eht  u.  a.  aus  einem  Aufsatz  in  der 
französischen  Zeitschiitt  „La  Nature"  hervor,  der  weoen 
semes  verkehrspolitischen  Inhalts  Beachtuns^  verdient  Der 
A  erlasser  warft  zunächst  einen  Blick  auf  das  deutsche  Eisen- 
bahnnetz, das  uns  nn  Kneo-ü  so  wertvolle  Dienste  oetan  hat; 
nach  ^iner  Ansicht  kann  es  alx-r  auch  ffCi-en  Deutschland 
verwendet  werden  Bohn.en  lexe  ,sich  wie  eüi  Keil  zwischen 
feile  von  Deutsch  and.  und  die  xon  Pra-,  .seiner  nunmelu' 
Deutschland  feindlichen  Hauptstadt,  stTählenförmio-  ans- 
«:.:-heuclen  Eisenbahnen  bedrohen  München,  Nürnber-,  l^ipzio- 
Dresden.  Ähnlich  «ehen  von  Warschau  fächerartig?  die  Ei^en-' 
bahnen  aus,  die  nach  Danziu-,  Thorn,  Posen,  BreSlau  führen 
Letztere  btadt  und  mit  ihr-  Schlesien  sei  überdies  durch  die 
von  Krakau  auss;eheud>.n  Eisenbahnen  bedroht.  Auf  einer 
Karte  der  deutschen  Eisenbahnen,  die  den  Aufsatz  beo-leitet 
ist  in  der  Unterschrift  darauf  hingewiesen,  daß  Dresileii 
km  von  der  Grenze  entfernt  lie^e,  also  mit  schwerem  Ge- 
schütz zu  erreichen  ,sei ;  die  Entfcrnum;-  zwischen  München 
und  der  Grenze  sei  50  km.  lieoe  also  innerhalb  der  i^chuß- 
(V^t.  ?nfT!  V'^F''*''''  Geschütze;  Leipzi»-,  no  km  von  der 
Uienzü  entfernt,  könne  mit  einer  „Bertha",  die  120  km  weit 
teuern  könne,  beschos.sen  werden,  und  Berlin  sei  mit  IGO  km 
Entfernung  von  der  Grenze  durch  Fluozeuoe  bedroht  die 
Ihre  Fahrten  auf  250  km  ausdehnen  könnten.  Deutschland 
sei  also  durch  seine  geooraphische  Lago  und  -sein  Eisenbahn- 
netz gezwunPen,,.ieden  Frreden  anzunehmen  und  nicht  in  der 
-Lia.oe.  den  Krie,"-  von  neuem  zu  beginnen. 

Diese  Betrachtuno-  bildet  die  Einleitung  zu  einer~Be- 
•spi echuna:  der  zwrschenstaatlichen  Verkehrsverbindunoen  des 
lerbunds  und  der  ihm  anoeschlos.senen  Völker,  namentlich 
dericnrsen.  dre  ostlrch  von  Deutschland  neue  Staaten  o-ebilde 
und  .sich  unseren  Avestliehen  Feinden  auoeolkdert  haben  Es 
wird  zunächst  beklaot,  daß  Pra-  un.l  mit  ihm  Böhmen  nich^ 
die  ihm  zukommenden  Eisenbahn verbmdunsen  besessen  habe  • 
v.^rrf'''"  Hauptstädten  von  Deutschland  uncf  Äter- 

reach-Uno-arn  veibunden,  es  fehle  ihm  aber  der  Anschluß  an 
'Seine  andei^en  „FiM^unde« :  die  Polen,  die  Südslaven  die 
Italiener  Durch  unfreundliche  Tarifpolitik  -sei  ihm  dir  A  s- 
«an-  naeh  Triest  und  dem  Adriatischen  Meer  veilpeirt  "e- 
^^Z^"")  Jag;e«eu  -sei  es  gezAvunffen  gewesen,  seinen  Auso-auo- 
nach  dem  Meere  über  Hamburg-  zu  suchen.  Ob  .las  wirklich 
m  T"^,  ^^-ai'-  w"in  es  überhaupt  zutrifft  wird 

nicht  erörtert  und  kann  wohl  auch  nicht  behauptet  werden 
TscheJ'bo  ^In"^  L  y«;k-ehfsbeziehunoen     zwischen  den 

Tschecho-Slowaken  und  Frankreich  -elähmt  -ewe.seu  und 
zw^ar  ans  dem  Grunde,  weil  mau  durch  Fesselung  dä  A'ei^ 
kehrs  die  dem  deut-sch-unoarischcn  Bund  feindlichen  Völker 
auch  polnisch  niederzuhalten  .i-esucht  habe.  Ähnlich  s-e-ien  die 
zwi^chenstaatlrchen  Verkehrsbeziehunnen  der  Serben  be- 
nachteiligt worden.  olifjlu  ut 

reSh« '^i'^  v''  ,^^f i^cben  Staaten,  namentlich  Frank- 
i-e-rchs  und  Lnfflauds,  wrid  Averter  beklagt,  daß  ,sie  keine  Ver- 
l>indung-  mit  dem  Osten,  besonders  Eußlknd  besäßen  außer 
durch  das  verhaßte  Deutschland.  Obi^leich  nach  den  in  Au" 
«cht  genommenen  Bestinrnrnneen  des  Friedensvertra  4 
Deutschland^  auch  Avenn  es  wollte,  einem  sein  Gebie  fe- 
ruhrenden  Durchgano-sverkehr  zwischen  den  feindliche^  Län 
dem  keine  Hindernisse  in  den  Weg  leo;^^  könnte  wird  doch 
eingehend  erörtert,  wie  es  bei  die.sen  Verk6hiS;eriehun^e-n 
umgangen  werden  kann.  Die  wichtiost-en  FernASinduumeü 
die  besprochen  werden,  -siud  dabei  London-BrinSi  Bo?: 
J^anzig-Triest.    Danzig  wird  also  schon  en  l- 

Äcf  anSehen^'^"  ^"'^^^  ö-""" 

Während  die  Verbindung  London-Brindisi  als  durcho-eheudo 
Strecke  -schon  vor  dem  Kri-e.ge  bestand,  müssen  füi  die  an- 
Äff?'"^'?-/"'^'''^^^^-'^^  einzelne  Glieder  teiLs  neu  o-i 
schaffen,    teils  aivso.ebaut   werden,  um  den  -schweren  imd 

u^lT/i'^i  f "'^"'^  ^1*^^"  nmn  ihnen  z^Vsen 

mochte,  aufnehmen  zu  können.  Der  Hauptgesichtspunkt  ist 
aber  dal>ei  für  die  Franzosen  nicht  die  Schaffung  der  besten 
Verbindung,  isondern  die  Umgehung  Deut-.schlands  und  .seiner 
irnneren   V erblindeten. 

Von  den  genannten  drei  Fernv<'rbindungen  ist  die  Avich- 
ti.aste  dio  von  Bordeaux  nach  Odessa.  Sie  deckt  sich  mit  der 
„hgiie  du  45e  parallele"  (-s.  Ztg.  d.  X^n.  Dtsch.  Eisenb.-Ver 
Nr.  60  r  19.  Ar>r-  19).  ^"on  Bordeaux  ausgehend  und  den 
Anschluß  A^on  Lvon  veimittelnd,  ülierschreiiet  sie  "die  Alpen 
erreicht  dann  das  Po-Tal  und  folgt  ilnu,  um  -sich  dann  über 
iVLailand  nach  Mestre  vor  Venedig  zu  wenden;  Aveiter  verläuft 
sie  an  der  Küst-e  nach  Triest,  führt  dann  landeinwärts  in 
clas  ,sa\  etal,  das  s)e  bei  Laibach  erreicht  und  iiber  Agraui  und 


Bosnisch  Brod  bis  Belgrad    durch  südslavisches  Gebiet  be- 
nutzt.   Wählend    aber   von  hier  bisher  dei  {4rke  u  av*^^^^^ 
Uber  Nisch  nach  Konstantinoptd,    zum  kleLerei  Teil  a  h 
nach  Saloniki  verlief,  -soll  er  nunmehr  über  Orsova  und  B 
karest  nach  Odessa  .geleitet  Averden.    IT,„  ,)ies  zu  Trmö  "liclie 
mußte  erst  die  heute  noch  fehlende  Eisenbahn  BeluTad-Ors^ 
gebaut  weiden,    bei    der  besonders  der  Üb^rgan:.   über  dVe 
in^^rp'^*'^  ^-^"^  Schwierigkeiten  sein  wird.    Auf  der  Strecke 
durch  Eunuinieu,   die  eingleisig  ist   würden  die  zahlreicWn 
AusAveichen.    die  Deutschland  ^^•äh■reId  Xr  BeseS  uo  dS 
Landes  gebaut  hat,  und  die  man  zur  Eileichteiun -  de?s  B^ 
riebes  und  zur  Erhöhung  der  Le-istungsfähijbeit  sicher  It 
s  eben    assen  wird,  dem  zu  schaffenden  Verkehr  sS-  zu 
-statten  kommen.    Wenn  auch  als  AA-e-stlicher  Kopf  Bordeaux 
bezeichnet  Avird,  so  wird  doch  -dadurch  auch  MarSlle  ferner 
Nantes  und  Bie-st  mit  Osteuropa  in  Verbindung  .n^brn;^.^^^^ 
enstere  .stellt  dann  Aveiter  die  Verbindung  mit"  S^i^^^^^^^^ 
V:^^T  ^Vi  ^^  al^'^Hl/li«  b.eiden  a-nderen^Häfen  Si  überleb 
verkehr  ablangen  und  iso  Hamburg  ausschalten  -sollen 

wf^i^'^Z.w''  r''^^-  Ausgangspunkt  der  Ost- 

A^  est-Stiecke  i.sem,  diese  aber  auch  den  Verkehr  von  ander-.. , 

e  rSüdo^t's!i  chr'i\"'^^'"^^^ 
A\  t st-^uaost-Stl ecke  London-Brindisi  ZAA-ar  von  London  -ms 

.g^ehen ;  von  wesentlicher  Bedeutung  i,st  aber  die  iS^r-  i..' 
^;^ÄlnSS  ^n-rpoofu?^  Z^aX^ 

H  z.ehnng  und  es  bleibt  deshalb  lüei  nui  Trei^ähnen  d^ß 
f  n.l     -^'^V  f,"'' ;  en  Anschluß.an  die  „ligne  du  45e  Sl 
im.l.  .     \ou  Lrindisi  aus  Avird  an  eine  A^erlängeiuno-  na.d. 
Kon-stantiuo,>el    ge.lacht.   und  ZAvar   nicht  zur  See  sonder 

Dtnst^'^lur,■h''^?''^r^'"^  -^^^^  Weltkrieg'"'geleistS 
<f^^a  (--iit't'h'enland,    also  nach  Überqueruno-  .kr 

npÄ  ''''^  ^^^-^J^^o  über  Valona,  von  Avo  alle rdin"«'' -eine 
n.lX  der  Eichtung  auf  Saloniki  erbaut  leiTu 

mußte.  Die  dabei  nötig  Averdende  Überschreitnno-  der  Ge" 
biige  von  Mazedonien  und  die  große  Entfernuno  -Valona 
ist  in  der  Luftlinie  rund  800  km  von  Saloniki  entfernt 
werden  freilich  die  Verwirklichung  dSe.s  Ran^s  noch  einio^ 
Zeit  hinaus-schieben.  Der  Zweck  dieser  Verbind un<.  lie-t 
natürlich  nur  zum  geringstem  Teil  auf  dem  Geb  ete  de"  Ver- 
kehrs, vielmehr  auf  dem  Gebiete  der  Politik.  Der  Verkehr 
der  vor  .lern  Kiiege  auf  der  vom  Orient-Expreß  befahrenen 
Strecke  bedient  wurde,  .soll  von  Mittcleuropl  abg-elenkt  imd 
(len  m,t  dem  Verband  befreundeten  Staaten  ^geführt  Averden 

B-ilo-v.^!  ^1^^  ^li«  Entfernung  Pari": 

Belgrad,  -die  auf  der  alten  Strecke  2057  km  betrug  .hirch  .  ic 
Umlenkuiig  u)>er  Mailand,  Mestre  Triest  auf  1936  km  i  u1 
durch  eine  VeiWerung  der  Verbindung  BisnLhBrS 
Belgrad  noch  um  weitere  24  km,  also  insgesamt  um  145  km 
verkürzt,  werden  kann.  Daß  die  dadurch  s-cheinC  elmö" 
lichte  Verringeiung  der  Fahrzeit  um  etwa  2  bis  3  Stunden 
bei  weitem  durch  die  Überschreitung  der  Alpen  uml  die 
geringe  Geeognetheit  der  nach  dem  Balkan  fühSen  Strecke 
für  einen  Sehne  lA.erkehr.  wie  er  hier  in  Frage  kcfmmr  a  ieder 

über.seh"en  .oder'Ä 

feVlt'iX  ■''''^  wes^ntlichTumSun  . 

eicrun    1^^^^^^^  Verkehrs  zur  Folge  haben,  und  FraU: 

^'M  il-l.  n„..  •erAA'arten,  hiervon  auch  erhebliche  Vorteile 

'eher  Ti?;^  ^vr'l  ^^^^^^.'^  brauchen  naeh  tschechi- 

sclrti  Ausrcht  aiis  politischen  und  Avirt.schaftlichen  Gründen 
notwendig  eine  Verbindung  mit  den  Polen  und  den  ST- 
?W«.  ^^^^  Deutschland,    Dent-schSerVrich  iJid 

Ungarn  augeAAne-sen  zu  sein,  und  eb-enso  bedürfen  die  Pofe 
Tschechen  und  Südslav^en,  dazu  auch  die  Eun  änen  einer 
isolchen  Verbindung.  S^ie  besteht  zwar  bereits,  -setzt  s^k  abe  - 
aus  einer  Anzahl  von  Gliedern  zusammen,  die  nicht  in  einem 
solchen  Zusammenhang  -stehen,  daß  -sie  als  eine  einheitliche 
Ei-senbahnstrecke-  ange-sehen  werden  können  Sie  o-^-höreu 
yerschredenen  Eigentümern  und  stehen,  uach  französisch- 
tschechischer  Ansicht,  auch  heut-e  noch  zu  stark  unter  dem 
Lmllnß  von  Wien  und  Budai>est,  als  daß  sia  für  di->.  neuen 
Staaten,  die  sich  im  nahen  Osten  gebEdet  haben,  von  wirk- 
lichem Nutzen  werden  könnten.  Da§  ist  erst  möglich,  AA-eun 
isite  fremdem  Einfluß  entzo.gen  und  so  eng  aneinander  an- 
geschlossen werden,  daß  von  einer  'einheitlichen,  durchgehen- 
-deu  Ersenbahusl recke  gesprochen  AA^erden  kann.  Dadurch 
wür.le  llambure-.  das,  wie  schon  erwähnt,  der  Aus-  und  Ein- 
fuluhafen  für  Böhmen  imd  Polen  ist.  -seiner  Bedeutung  für 
diesen  Verkehr  beraubt  und  Triest,  das  bisher  in  dieser  Be- 
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:khuBg  sowohl  durch  die  schlechten  A^erbiu(Iun<4€u  wie  durch 
iflo-ünstioe  Tarife  benachteiliot  worden  sein  soll,  an  «eine 
^teU*  gesetzt  werden.  Die  Bessicrung-  dieser  Yerhältui-sse  soll 
ladurch  geschaffen  werden,  daß  di<?  aus  Böhmen  und  Polen 
commenden  Zweige  des  Y-erkehrs  in  Preßburg  zusaninien- 
■  efuhrt.  von  da  vereinigt,  nach  Süden  bis  Csakatburn 
fud  weiter  nach  Wiesten  bis  Pragerhof  gNeleitet  werden  wo 
lie  Südbahn  nach  Triest  erreicht  wird.  Ein  Teil  dieser 
!treek-o  müßte  für  einen  .solchen  Verkehr  freilich  erst  aus- 
;ebaut  werden.  A'or  allem  müßte  aber  der  durchgehende  Ver- 
Lehr  auch  erst  oiganisiert  werden.  Die  Strecke  Pragerhof- 
['riest  ist  ja  beri'iis  eine  Hauptlinie  mit  güusligei  Nergimgs- 
erhältnis.seu.  ufid  die  Förderer  der  hier  ange7leutetcu  Ver- 
Lehrspohtik  nehmen  an,  daß  sich  auf  der  ganzen  Strecke 
■m  schnelle].  ljequem.er  und  billiger  Vierkehr  einrichten 
it'lk".  V  on  PrefUmrg  rückwcärts  isiud  Eisenbahnen  in  ge- 
ignetem  Zustande  bereits  vorhanden;  ihr  Ziel  oder 
•angsi.uukr  würden  Krakau,  Warschau,  Posen  und  Danzig 
ein.  1111(1  über  War.>>chau  wären  des  weitereu  Petersbur«-  und 
[(».-skau  zu  erreichen  und  <lamit  Rußland  anzuschließen." 

(Interessant  ist  in  diesem  Zu.<ammenhang,  daß  in  „La 
latiire"  dio  polnischen  Bezeichnungen  Posuanie  und  Odau.sk 


und  die  kroatische  Bezeiclinung  Cakovac  gewählt  werden, 
wahiiend  Preßburg  —  ungarisch  Poszonv  —  und  auch  Peter,.';- 
burg  mit  :hren  deutschen  Namen  bezeichnet  werden;  der 
iTrund  tur  diese  isprachlich  unterschiedliche  Behandlung  ist 
nicht  recht  einzusehen.) 

Deutschland,  das  vor  dem  Kriege  den  Verkehr  zwischen 
Amerika.  Frankreich  und  England  einerseits,  und  dem  Osteu 
Europas.  Rußland,  dem  Balkan  und  dem  Gebiet  der  neu  ent- 
standenen Staaten  auf  österreichischem  Boden  sowie  dem  nun- 
mehrigen Polen  andererseits  vermittelt  hat,  soll  also  durch 
die  neuen  \  eibmdungen,  namentlich  die  Ost-West-  und  die 
Nordost-Südwest- Verbindung  vollständig  ausgeschaltet  wer- 
den. Auf  die  natürlichen  geographischen  Verhältnisse,  dio 
J>utschland  zu  dieser  A'ermittlerrolle  nicht  nui-  o:(,ü[„-nH 
machen,  sondern  es  zu  ihr  geradezu  zwingen,  und  auf  "die 
Eignung  des  deut^.schen  Eisenbahnuetzes  zu  diesem  Zweck 
wird  dabei  keine  Rücksicht  genommen.  Ob  sich  freilich  der 
Verkehr  auf  die  Dauer  in  so  unnatürlichen  Bahnen  leiten 
lassen  wird,  ob  er  sich  nicht  vielmehr  allen  Ge<'-enl>estrebun- 
gen  zum  Trotz  bei  Wieilerkehr  geordneter  Verhältnisse  die 
Kuckkehr  lu  sein  natürliches  Bett  erzwingen  wird,  kann  da- 
bei zweifelhaft  sein.  Wein<'kke 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

~  Erhöhung  der  (Jiitertaiife  bei  den  preuß.-liess.  Staats- 
aliiien  Der  Preußi.-^chen  Landesversammluug  ist,  wie  die 
U.  AJlg.  Ztg."  mitteilt,  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über 
.rhel.uug  von  Zuschlägen  dm  Güter-  und  Tierverkehr  der 
ienl5-hc.ss.  Staatseiseubahnen  zugegangen,  wonach  die 
iiseubahnverwaltung  ermächtigt  wird'  vom  1.  Oktober  d  J 
b  auf  die  Frachtsätze  einen  Zuschlag  bis  zu  50  %  zu  er- 
ebeu.  Der  Zusolilag  soll  außer  Kraft  treten  mit  Ablauf  de..? 
weiten  Wirtschaftsjahres,  das  auf  den  Abschluß  des  Frie- 
pns  nut  der  letzten  mit  Deut.schland  im  Kriege  stehenden 
Jj-opjHschen  Großmacht  folgt. 

In  der  Hegrünilung  zu  dem  Gesetzentwurf  wird  davon  aiis- 
;.>gaugen,  daß  die  bisherigen  Tariferhöhungen  wm  1.  April 

J.  «len  Haushalt  der  Staatsbahuen  nicht  ius  Gleicli(>ewicht 
'lugen  wurden.  \  lelmehr  wäre  mit  einem  Zuschuß  aus 
Igemeincn  Staatsmitteln  von  345(5  Millionen  Mark  zu  reth- 
m  ^•ou  deucn  Hessen  51  Millionen  zu  tragen  hat  Die  Ur- 
ich('ii  ( lescr  ungunstigen  finanziellen  Entwicklung  sind  ))e- 
luut,  elx'nso,  daß  der  erforderliche  Ausgleich  zwischen  Ein- 
ihmeii  und  Ausgaben  rechnerisch  eine  Erhöhung  de,-  Be- 
lebseiunahmen  um  fast  100  %  bedingen  würde.  Solche  Er- 
)hung  wurde  aber  Handel,  Industrie  und  Verkehr  ganz 
ißer(>rdenti ich  belasten.  In  der  Erwägung,  daß  eine  Besse- 
ing  der  Verhaltni.ss(3  immerhin  niclit  völlig  außer  dem  Be- 
ich  der  Möglichkeit  liegt,  sollen  daher  neben  der  Auf- 
■bung  der  größeren  Zahl  der  Ausnahnietarife  die  ietzi<r,en 
ärsouen-  Guter-  und  l^i-ertarife  zunächst  nur  um  5Ö  %  er- 
)lit  werden  Im  Gesetzentwurf  ist  „bis  zu  50  %"  gesaa-t 
u  <tie  .Möglichkeit  zu  la.ssen,  nicht  so  weit  zu  oeheu  Die 
)rm  eines  allg(,'ineineii  prozentualen  Zuschlags  niußtö  auch 
izt  wieder  gewählt  werden,  da  die  Dringlichkeit  des  Geld- 
(larts  eine  besi-hleuuigte  Durchführung  der  Tariferhöhuno- 
ibietet.  Eine  Änderung  der  Klassen  und  des  TarifsA-s.stenis 
uß  spaterer  Zeit  vorbehalten  bleiten,  weil  die  dazu  er- 
i-deiliche  Stetigkeit  in  der  wirtschaftlichen  Entwickluno- 
Kl  <he  lestigung  der  neuen  Avirtschaftlichen  Verhältnisse 
•cl).  niclit  eingetreten  ist.  Di©  Tariferhöhung  wiixl  trotz 
rcr  Hohe  getragen  werden  müssen  und  auch  getragen  wer- 
n  kounen,  zumal  die  Preise  aller  Lebensmittel  und  Ge- 
auclisgegenslande  wie  in  Deut.schland  so  auch  auf  dem 
cltriiarkt  in  viel  stärkerem  Maße  gestiegen  sind  als  die 
■achtsatzo  und  Beförflerungsrireise  der  deutschen  Eisen- 
■hneu.  Selbst  bei  Eintritt  des  angestrebten  ISinkens  der 
■eise  wurde  die  jetzt  vorzunehmende  Tariferhöhung  immer 
ich  in  durchaus  angemessenem  Verhältnis  zur  Preislage 
r  beförderten  Güter  stehen.  Auch  die  anderen  deutschen 
lateu.  mit  Ötaat.sbahnbesitz  haben  die  Notwendigkeit  einer 
irilerhohung  anerkannt  und  werden  sie  ebenfalls  durch- 
hien.  Die  finanzielle  Bedeutung  der  Erhöhung  für  die 
aatskasse  kann  zurzeit  mit  annähernder  Sicherheit  nicht 
schätzt  werden,  zumal  das  Ergebnis  Avesentlich  beeinflußt 
Td  duTch  <lie  demnächstige  Alrtretuug  erheblicher  preußi- 
tier  r.andesteile  und  die  dadurch  eintretende  Ver.soliiel>ung 
V  vvii  l.s(  halt  liehen  \'erhältuj.s.se.  über  die  Erhöhung  der 
■isoneii-  und  (iepäcktarife  ist  in  Nr.  67  tl.  Ztg.  bereits  ))e- 
•lili'i  woi-<leii. 


—  Zur  Präge  der  Akkordarbeit  in  den  Eisenbahnbetrieben. 

In  den  letzten  Tagen  fanden  im  Reichsarbeitsmiuisteiiuui 
zwischen  den  Veitie'tem  der  Regierung  und  den  Beauf- 
tragten der  Eisenbahnerverbände  Bes))rechuugen  statt  An 
Hand  des  statistischen  i:Materials  wurde  nachgewiesen  daß 
der  Ruckgang  der  Leistungen  in  den  Eisenbahnwerkstätten 
erschreckend  sei.  Denn  Avenn  uamentüch  die  Reparatur- 
arbeit eri  nicht  binnen  kürzester  Zeit  auf  den  früheren  Stand 
ge.bracht  Avurden,  dann  sei  ein  Zusammenbrueh  des  Wirt- 
.schattslebens;  unvermeidlich.  Die  Kohlenlsrise  sei  zum  Teil 
(liirch  das  \  erkelirselend  bedingt.  Hier  müsse  unter  aHen 
l  mstandeu  Wandel  geschaffen  werden.  Die  Leistungen  in 
den  Werkstatten  seien  trotz  aller  A^erfügungen  und  ento-eo-en- 
kommenden  Bestimmungen  des  Eisenbahnministers  stets  wei- 
ter gesunken.  Die  Arbeitsunlust  gCAvisser  radikaler  Krei.se 
babe  zersetzend  auf  die  Teile  der  Arbeiterschaft  gewirkt, 
die  bistier  einer  besseren  Einsicht  zugänglich  Avaren.  Es  sei 
unmogiieh,  daß  der  Staat  die  Milliarden  an  Löhnen  ledio-licdi 
tur  die  ,.Prasenz'  der  Arbeiter  zahle.  Das  einzige  Mitt(d 
um  die  verhaugnisvollo  Arbeitsunlust  aus  den  Betriebeu  zu 
bannen,  sei  die  Einfuhrung  der  Lohnarbeit  mit  Mehrleistun u-s- 
betatigung.  Aus  den  weiteren  Verliaudlungen  ergab  sich, 
daß  der  Eisenbahnmiuister  ein  Arbeits-Reformprogrämm  aus- 
gearbeitet hat,  itas  zur  Durchführung  gelau<>en  soll  Die 
\  ei-treter  der  Eisenbahuer  machten  Bedenken  gegen  die  Eiu- 
tuhrung  des  Akkord.syslenis  geltend.  Man  müsse  damit 
lechnen,  daß  etAva  durch  die  kategorische  Einführung  des 
Akkordwesens  eine  gereizte  Stimmung  unter  den  Arbeitern 
ausgelost  werde.  Die  einzelnen  Verbände  werden  inzwischen 
^'V\.  Akliordarbeit    Stellung    nehmen.    Es  ist,    Avie  die 

„Dt  Ailg.  Ztg.«  mitteilt,  nicht  ausgesclilossen,  daß  auch  die 
großem  Eiisenbahnerverbände  [schließlich,  der  Not  gehorcliendl 
(tem  Akkordsystem  zustimmen  werden.  Der  Allo-.emeine 
Eisenbalinerverband,  der  inzwischen  eine  Vorstandssitzuno- 
einberufen  hat,  steht  auf  dem  Standpunkt,  daß  man  zwar 
prinzipiell  (lem  Akkordsystem  nicht  zustimmen  könne,  daß 
al>er  in  einigen  Werkstätten  die  Akkordarbeit  probcAveisc 
lur  drei  Monate  eingeführt  werden  solle. 

Die  von  iden  Verbänden  einberufenen  Versammlungen  zur 
Besprechung  der  Frage  der  Akkordarbeit  haben  indessen 
einen  stunnischen  Verl/m  f  genounnen  und  gezeigt,  daß  die 
.Vrbeiterscliaft  für  eine  Änderung  des  Lohnsystems  einst- 
weilen nicht  zu  hal>eu  ist.  Es  wurden  sehr  scharfe  Ent- 
soiUießungen  gegen  die  VerAA^altung  angenommen  und  sei- 
tens der  Radikalen  ein  gewaltsames  Vorgehen  ."-eo-en  die 
Gewerkschaften  und  ihre  Führer  angekündigt.  " 

—  Einführung  der  Betriebsräte  bei  der  Eisenbahn- 
yerwaltung.  Der  preußische  Arbeitsminister  hat  den  Eisen- 
bahndirektionen  folgenden  Erlaß  zur  Veiöffentlichuno-  zu- 
geiien  lassen:  .,lch  habe  soAvohl  ui  der  Laudesver.sammlun"-, 
wie  bei  den  Beratungen  der  preußischen  Staatsregierung  und 
der  Reichsregierung  über  den  Gesetzentwurf  über  die  Be- 
triebsräte stets  mit  allem  Nachdruck  betont,  daß  ich  den 
größten  Wert  auf  vmöglichst  schnelle  Einführung  der  Be- 
triebsrate bei  der  preußischen  Staat seiseubahnA^erAvaltun«' 
lege.  Auch  meine  Kommissare  halben  bei  allen  Vorberatun" 
gen  über  den  Gesetzentwurf  in  meiiiem  Auftrage  diesen 
Standpunkt  vertreten.  Das  Ccsctz  ist  in  erster  Lesung  von 
ii<'r  Nalioiialversammluug  beralcii,  worden.  Am  2;i.  So'pleiii- 
ber  tritt  der  Aus.schiiß  der  Xa(i()iiai\cisnninilung  zur  l?c- 
ralung  des  Gesetzes  zusaninieu.  Scdoit  iiacli  A)is<d7lnß  dieser 
.Vusscliußli'cratuugen     wivd    die    NationalversammUmg  über 
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das  Uosfiz  lu  uud  3.  Lfsuu.n'  be-schliflkMi.  IhzwIscIk-u  hal>c 
ich  den  Reichsarbeitsmauister  •ersucht,  scliuu  jetzt  die  Vus- 
tiüuuno-sibestinimunften  und  die  A'orschriften  für  die  Wahl- 
ordnuno-  zu  erlassen,  damit  unverzüglich  nach  der  Annahme 
des  Gesetzes  durch  die  Nationalversamnihuiti-  zu  den  Wahlen 
gescliritten  werden  kann.  Ich  habe  auch  den  Verbänden  der 
Arbeiter  mitgeteilt,  daß  ich  sie  noch  vor  der  endgültioen  An- 
nahme des  Gesetzes  durch  die  Nationalversammlung  zu  Be- 
sprechungen über  die  Einfiihrun<>-  der  Betriebsräte  bei  der 
li.isenbahnver\valtun<;  zu  mir  rufen  lassen  werde.  Auch  mit 
den  Beamtenverbänden  werde  ich  über  die  Gewähnmo-  ent- 
s|>reeliender  Rechte  an  die  Beamten  zusammenarbeiten. 

Ich  verstehe  es,  daß  die  Bediensteten  ungeduldi"-  auf  das 
Zustandekommen  des  Gesetzes  warten,  und  J^eauffrage  des- 
halb die  iisenbahudirektion,  diesen  'Erla(5  durch  das  Amts- 
blatt, bekanntzuoelien.  Ich  wünsche,  daß  jeder  Bedienstete 
ertahrt  daß  ich  bisher  und  auch  künftig  mit  allem  Nach- 
( ruck  für  das  schnelle  Zustandekommen  des  Gesetzes  uud 
t  aun  für  die  Einführung  iler  Betriebsräte  auf  dör  Grundlao<. 
dieses  Gesetzes  eintrete.  Bis  dahin  müssen  jedoch  alle 
>>ahieu  zu  wilden  Betriebsräten  unt-erbleuben." 

—  B*"!'  Lokomotivenmangel.  Hierüber  schreibt  die 
„D.  Allg.  Ztg."  folgendes:  Die  Presse 'hat  in  den  letzten 
la«^eu  -sieh  mit  der  Kohleunot  beschäftigt.  Dabei  ist  veieiiiz.  Ii 
behauptet  worden,  daß  diese  Kohlennot  in  erster  Linie  Vor- 
kehrsnot sei.  uud  daß  die  öffentliche  Qleiuung  über  diesen 
Zusammenhang  irregeführt  worden  sei.  Dieser  Vorwurf  ist 
unberechtigt.  Die  Eisenbahnverwaltuug  hat  V)ei  jeder  Ge- 
legenheit betont,  daß  sie  infolge  der  schlechten  Betriebsla^rc 
nicht  imstande  sei,  alle  von  ihr  verlangten  Leistungen  aifs- 
zufuhren.  Zuletzt  hat  :\Iinistei'  Oeser  in  seiner  Rede  vor  den 
Mitoiliedern  der  Ilandelskammer  auf  diesen  Umstand  offen 
hiugemesen,  und  als  T'rsache  für  die  schlechte  Betriebslage 
che  verminderten  Arneitsleistuugeu  in  den  Werkstätten  der 
J^-iisenbahn  lungestellt.  Infolge  dieser  mangelhaften  Arl)eit 
in  den  Werkstätten  ist  es  noch  nicht  gelungen,  den  seit  dem 
Krieg  l)estehenden  Lokomotivmaugel  zu  beheben.  Dieser 
Lokoinotivmangel  ist  eine  der  Grundursachen  für  die 
bohwierigkeiten  der  Betriebslage.  Die  Zahl  der  vorhandenen 
Lokoinotiven  au  sich  ist  so  groß,  daß  der  jetzige  sehwache 
\  erkehr^  spielend  damit  bewältigt  werden  konnte.  Dagegen 
ist  die  Zahl  der  wirklich  betriebsfähigen  Lokomotiven  un- 
zureichend. Der  Reparaturstand,  der  vor  deui  Ivrieoe 
7n°i^P^'^'  T^^--  -T*  ^ti'u,?,  bewegt  «ich  jetzt  regebnäßig  über 
1  *  T  ,®  LeistuugÄfähigkeit  der  Werkstätten  ist  in  den 
tetzteu  Jahren,  nachdem  .sie  sich  früher  fast  stets  auf  der- 
selben Hohe  hielt,  ständig  zurückgegangen.  Im  Haushalts- 
jahr betrug  in  einer  mittleren  Eisenbahnwerkstatt  für 
<lie  Ausbesserung  von  Lokoinotiven  die  durchschnittliche  Ai- 
beiterzahl  4:17,  der  Gesamtausgang  an  Lokomotiven  war  584 
Im  llaushaltsjahr  1917  brachte  ino  durchschnittliche  Zahl 
voii  Arbeitern  583  Lokollloti^•en  heraus.  Diese  Vw- 
schlechterung  erklärt  sich  daraus,  daß  von  191G  an  di-c  c- 
«chulten  Arbeiter  der  Eisenbahnweikstätteu  in  '>roii(n 
Mengen  tiir  den  Heeresdienst  freigegeben  Mcrden  mnßt<-n 
und  ..Ktatt  ihrer  Frauen,  Jugendliche  und  Kriegsgefangeue  ein- 
gestellt Avurden,  also  Arbeitskräft<',  die  nur  l>eschränkt  lei- 
stungsfähig waren.  Nach  dem  Waffenstillstand  A\urde  die  Ar- 
beilerzahl  einer  mittleren  iWerkstatt  auf  1187  erliöht,  die  je- 
doch nur  einen  Ausgang  von  411  Lokomotiveu  erreicheu 
konnten.  In  der  Zeit  A'om  1.  April  bis  31.  Juli  1919  stieg 
die  Arbciterzahl  weiter  auf  1253,  der  Lokomotivausgang  da- 
gegen sank  trotzdem  auf  351.  Die  tatsächliche  Verschlechte- 
rung ist  noch  großer,  als  in  diesem  Anschwellen  der  Ar- 
beiterzahl und  der  Verminderuue-  der  fertiggestellten  Loko- 
motiven zum  Ausdiiick  kommt;  denn  in  derselben  Zeit  .sind 
die  vorher  erwähnten  beschränkten  Arbeitskräfte  —  Frauen 
und  Kriegsgefangene  —  nsdeder  entlassen  und  durch  juno-e 
kräftige  Arbeiter  ersetzt  Avorden. 

Die  Gründe  für  die  A^erschlechterung  der  Arbeitsleistungen 
liegen  in  den  immer  wieder  aufflackernden  Streiks,  noch 
mehr  aber  m  der  überall  zu  beobachtenden  Arbeits- 
uuluist,  die  durch  das  Zeitlohnsystem  sehr  begünstigt  Avird. 
Eine  Besserung  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  kann  nur 
erM'artet  werden,  wenn  der  Grundsatz  Avieder  zur  Anerken- 
nung .gebracht  Avird,  daß  der  Jj  o  h  n  für  gel  e  i  s  t  e  t  e  A  r  - 
'»eit  gezahlt  AAnrd,  und  daß  ein  fleißiger  und  geschickter 
Arlieiter  mehr  Lohn  zu  beanspruchen  hat,  als  ein  bequemer 
uud  lässiger  Arbeiter. 

—  Eine  Arbeitsgemeinschaft  der  in  Reichs-  und  Staats- 
betrieben beschäftigten  Arbeiter,  lu  einer  Sitzung  der  Ai- 
bei(.rM;ii(^  iDiil  Vertrauensleute  der  in  Reichs-  und  Staats- 
lieli  ii-licn  beschilft  igten  Arbeiter,  die  vor  kurzem  in  Bei'lin 
slaltfand,  ist,  wie  die,  „D.  AUgv  Ztg."  mitteilt,  eine  Arbeits- 
genieinscliii Ii,  begründet  AV(M-den.  Zu  der  .Sitzung  Agaren  Ar- 
beitervertreter einer  Reihe  von  Reichs-  uud  Staatsbetrieben, 


u.  a.  auch  der  Eisen bahnver waltung,  erschienen.  Dies.e  \r- 
l>eitsgemieinschaft  hat  den  Zweck,  die  Tätigkeit  der  Arbeiter- 
rate oder  Vertrauensleute  der  einzelnen  Betriebe  nach  ein- 
heitlichen Grundsätzen  zu  regeln,  die  gegenseitige  Unter- 
stützung zu  ermöglichen  und  gemeiasames  Vorgehen  durcJi- 
zutuhreji.  Sie  erstrebt  volles  Mitbestimmungsrecht  und  Kon- 
trollrecht zur  Soziahsierung  der  Reichs-  und  Staats)>etriebo. 

—    Arboiter-Ortsausschüssc  im  besetzten  deutscheu  Gebiet. 

Wie  die  Reichshauptstädtiscbe  Korrespondenz  mitteilt  haben 
die  besetzenden  Mächte  auf  die  A'orstellungen  des  Wußi- 
schen  Eis.enbalmministers  hin  nunmehr  der  Einführum^-  der 
Arbeiterortsausschüsse  in  der  Form,  Avie  sie  .seit  Monaten 
bereds  im  unbesetzten  Deutschland  bestehen,  zugestimmt 
Die  Eiurichtiing  von  Beanitenausschüssen  ist  von  ihnen  trotz 
aller  \  orstelluugen  noch  nicht  genehmigt.  Die  Bemühun"-en 
in  dieser  Hinsicht  Averdeu  jetloeh  mit  allem  Nachdruck  fort- 
gesetzt. 

~  Zur  Wiedereröffnung  des  Badischen  Bahnhofs  in  Basel 

(v^l.  Nr.  b9>  S.  729  d.  Ztg.).  Zwischen  den  BadiscTien  Staats- 
Kalineu  uud  den  Schweizerischen  Bundesbahnen  ist  eine  Ver- 
ständigung' über  die  Handhabung  de«  Grenzdienstes  nach 
Waedererottnuug  des  Bahnhofs  erzielt  worden.  AVas  die 
Paßkontrolle  durch  die  'deutschen  Beamten  im  Badischen 
Bahnhof  betrifft,  so  erbebt  bezüglich  der  Einreise  die 
hchweizer  Regierung  keine  Einwendung  dagegen,  daß  von 
de;utsclier  Seite  die  Einreise  verAveigert  Avird,  wenn  die  deut- 
schen Paßvorschriften  als  nicht  erfüllt  erachtet  Averden.  Be- 
züglich der  Ausreise  soll  die  deutsche  Paßkontrolle  sich  auf 
üie  leststelluug  beschränken,  ob  die  PaßA-orschriften  erfüllt 
sind  oder  nicht.  Die  Schweizer  Regierung  erklärt  ihr  Ein- 
verständnis mit  der  Handhabung  der  deut.s.chen  Bedinguno-en 
betreffend  Steuer-  uud  Kapitalflucht^  durch  die  Beamten  des 
deutscben  Hauptzollamtes  Basel.  Die  fraglichen  Werte 
dürfen  beschlagnahmt  uud  nach  Deutschland  zurückgebracht 
werden  Für  Personen,  die  in  gutem  Glauben  mit  den  be- 
!^*"*""en  Bestimmungen  der  deutschen  Gesetzgebung  in 
Konflikt  geraten,  ist  die  Möglichkeit  vorgesehen,  die  strittigen 
Werte  l>ei  einer  Bankzweigstelle  im  .Badischen  Bahnhof  zu 
deponieren,  avo  isie  bis  zur  endgültigen  Erledigung  des  An- 
staudes  liefen  bleiben.  Eine  Zurückbeförderung  sleuer- 
ptlichtiger  Personen  nach  Deutschland  ist  unstatthaft.  Die 
deutschen  Behörden  sichern  zu,  daß  die  Handhabung  der 
Kontroümaßualmien  keine  A'exatorische  .sein  Avird.  Zur  Er- 
ieichteruug  der  sofortigen  Einreise  des  deutschen  Bahu- 
personals  Avird  den  deutscheu  Bahnljeamten  eine  vorläufige 
Einreisebewilligung  auf  Monatsfrist  erteilt,  unter  A^orbehalt 
der  endgültigen  EinreisebeAvilligung.  Die  Eröffnung  des  Bad. 
Bahnhofs  hat  am  14.  d.  Mts.  stattgefunden. 

—  Schroffes  Vorgehen  der  Franzosen  bei  den  Verhand- 
lungen Uber  die  Durchführung  des  Friedensvertrages.  Wie 

mau  uns  schreibt  haben,  bereits  die  ersten  Verhandlungen 
deutscher  EisenbahuverAvaltungen  mit  den  VerAvaltungen  der 
bisher  feindlichen  Länder  .stattgefunden.  Zunächst  handelte 
e.s  sich  um  die  Durchführung  von  Luxuszügen, 
die  von  den  Gcfgnern  nach  Artikel  367  des  Fiiedensvertra<.-cs 
A-eulaugt  Avird.  Man  hatte  deutsche  Eisenbahnvertreter  nach 
Versailles  hiubestellt,  avo  sie  in  üblicher  Wei.se  Avic  Ge- 
tangene behandelt  .Avurden.  Unter  unfrcuncUichem  mili- 
tärischem und  pohzeihehem  Schutz  Avurden  die  Herren  im 
Auto  nach  Paris  befördert,  mußten  dort  2'/-  .Stunden  im  Vor- 
zimmer warten  und  dann  anhören,  Avas  die  Vertreter  der 
gegnerischen  L;senbahnverAvaltungen  inzwis/chen  beschlossen 
hatten  und  unter  militärischem  Beistand  von  ihnen  begehrten. 
Sachlich  batte  diese  Verhandlung  kein  Ergebnis  da  die 
Iranzoseu  l>ei  Bestellung  der  deutschen  lEisenbahilvertreter 
es  nicht  der  Muhe  wert  gehalten  hatten,  den  Gegenstand  der 
verüaudlung  zu  'bezeichnen,  von  einer  ordnungsmäßigen 
laigesordnung,  Avie  sie  teonst  bei  'Eisenbahn v!erhandlungien 
ublioh  ist,  ganz  zu  .selnveigen.  lufoTgedeÄsen  waren  deutsche 
Herren  ei-schi.eneii,  die  mit  dem  Aerhandlung.sgegenstande 
niehts  zu  tun  hatten.  Die  Sache  wurde  später  mit  den  zu- 
ständigen Vertretern  in  Straßburg  verhandelt  und  soll  in 
tlieser  Woche  m  Paris  weiteLl>esprochen  werden 

Emen  anderen  Verhandlimgsgegenstand  bildet  die  Aus- 
fuhrung der  Kohleniieferungen,  die  man 
Deutschland  im  Friedensverträge  auferlegt  hat.  In  Essen 
ist  bereits  vor  einiger  Zeit  über  die  VerkehrsAvege  beraten 
worden,  auf  die  die  Kohleumenge  verteilt  weixien  sollen. 
Für  die  iBeratung  der  erforderlichen  Fahrpläne  hatten  all« 
beteiligten  Ei.seul>abnverAvaltungen  eine  Besprechung  in 
Cölu  für  den  11.  d.  Mts.  A'ereinbart.  Plötzlich  erscheint  ein 
uiilitärischer  Befehl,  der  ohne  Mitteilung  eines  sachlichen 
() rundes  die  von  den  KiseubahnverAvaltuugen  vereinbarte 
Konferenz  aufhebt  und  die  deutschen  A^ertreler  zum  15.  naeh 
Paris  bestellt.  tVieUeicht  .denkt  mau,  daß  die  deutschen 
Herren  durch  die  oben  ges.cliilderte  'Behandlung  in  Paris  so 
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uiürb«  ig«iuacht  w€rd€u,  daß  die  'Verhandlungen  für  die  frau- 
zösisclien  Eissen bahnverwaltungen  Ipiohtpr  und  anspnphnier 
v-prlauf'en. 

oh    wohl    in   spairit'ii    Jalir-fn.  muf,    rulufiprp.  Kp- 

iirlfiJuiii;-  Plat/i  >;c;ijil ti-u  lialwii  wird,  ihe.  Viortrclcr  dci 
franzö.sixch<'u  i^i!<enl)aliüvt'rwaltuu.s>pu  sich  ^>crn  an  ditS'Ps 
Rnhni'e.sblatt  in  dpr  GoscMcht.^  des  französisoheu  Eisenbahn- 
wesens erinnern  werden"? 

—  Der  Eisenbahn-Töehterhort  im  Jahre  1918.  Der  Eech- 
nungsa-bschluß  des  Eiseubahu-Töchterhorts  für  das  Jahr  191S 
schließt  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  1198  290  Ji  ab.  Das 
Vermögen  betrug  am  Emde  des  Bericiitsiahi-es  über  4  Millionen 
Mark,  es  ist  gegen  das  Vorjalir  um  364  058  Jl  gestiegen  und 
I>estaud  neben  Weitpapieien  und  Barbeständen  in  dem 
Kapitalwei-t,  des  ChristianenheLins  und  des  Töchterheims 
„Der  Aschenhof'.  Die  Einnahmen  aus  Sammlungen  siu(l 
gegen  1917  um  130  440  die  Zinseueiunahmen  um  64  024 
gestiegen.  Die  erhebliche  Steigerung  der  Zinseinnahmen 
ist  da-iauf  zui-uckzuf iihren,  daß  der  Ertrag  aus  dem  Vertriebe 
des  Kriegsandenkens  und  die  Sonderspe'nden  zugunsten  der 
Kriegswaisenfür*;orge  hinzugetreten  sind.  Die  Einnahmen 
l>etrugen  im  ganzen  G39  040  J{,  die  Ausgaben  435  270  Jl  Von 
letzteren  entfielen  auf  Waiseuunterstützungen  285  383  Ji,  Bei- 
hilfen für  Ferienkolonien  16  389,  Christianenheim  107149 
Toohterheini  „Der  Aschenhof"  20  374,  Verwaltungskosten 
;>9/4  M.  Im  abgelaufenen  Jahre  wurden  3822  Mädchen  unter- 
fn"^f*'  ""^^  ^  Töchter    von  höheren  Beamten  lOOl 

lochter  von  mittleren  Beamten,  2778  Töchter  von  Unterbe- 
amten und  Arbeitern  sowie  9  Bahnarzttöchter.  Die  »-ewährten 
Unterstützungen  betrafen  in  270  Fällen  Entsenduno-  er- 
\'Pl"n^«bedurftiger  junger  Mädchen  in  Ferienkolonien,  in 
413  1- allen  Berufsausbildung,  in  135  Fällen  Beihilfen  zur 
ornahme  von  Kuren,  in  267  Fällen  Beseitigung  einer  auopn- 
bückhchen  Notlage,  in  67.S  Fällen  Beihilfen  zum  Lebens- 
unterhalt, in  1779  Fällen  Erziehungsbeihilfen  usw.,  in  141 
fallen  Beschaffung  von  Kleirlern  und  Wäsche  beim  An+ritt 
■einer  Stellung,  in  125  Fällen  Aufnahme  Erwerbsunfähiger  in 
V  ersorgungsanstalteo,  in  10  Fällen  Anschaffun«-  von  Näh- 
maschinen, in  9  Fällen  Beihilfen  zu  Uinzüo-en  und  P>p- 
erdigungen. 

Aus  vor.stehendem  ergibt  sich,  daß  der  Eisenbahn-Töehter- 
hort, auch  un  abgelaufenen  Jahre  eine  im  hohen  Grade  .segf  ns- 
reiche  Wirksamkeit  entfaltet  hat.  Die  AnforderuugeS  an 
die  Stiftung  sind  al>er  angesichts  der  allgemeinen  Notlaop 
standig  g<^wach.^ii,  so  daß  die  Stiftungsverwaltung  immer 
wiwler  an  ihre  Mitglieder  und  Vertrauensmänner  mit  dpi- 
Bitte  herantreten  muß,  in  der  Oi)ferwilligkeit  zugunsten  <ier 
^  1  2"  erlalunen  und  ihr  tunlichst  neue  (iöuner 

und  1- orderer  zuzuführen.  Nur  dann  wird  sie  in  der  Lage 
sein,  dl«  ihr  durch  die  Satzungen  vorgezeichneten  Aufgaben 
auch  weiterhin  voll  zu  erfüllen. 

Ko„,„p   ie^^^^  Pj.  pj„^g^.,,  ^     jj^^  Lebensiahr 

'Aitän'lJ.*^r'l^7/'*'r.'^t-^-  ''^ufsichtsrats  der  Julius  Pintsch- 
Akt.iengesellsehaft,  Geheimer  Kommerzienrat  Dr.-lno-  h  c 
Kichard  Pint^h  gestorl>en.  Der  Verstorbene  war  vor  Grün- 
Firn^o  t""!-  -^ktiengeseUs^haft  langjähriger  Mitinhaber  der 
1-  irma  Julius  Pintsch.   Die  großartige  Entwicklung  des  durch 

t^inpJ?  T\l[toff''"'''}''i''-**^l\-^^*^™*^^"^^°''^  ist.  hauptsächlich 
tnnT  2  P-^^.*  und  Tüchtigkeit  zuzuschreiben.  Die  Bedeu- 
tung der  Pintsoh  sehen  .Erzeugnisse  für  das  Beleuchtunos- 
wesen,  insbesondere  auch  für  die  Zugbeleuchtuno-,  ist  all- 

d.m.h''an^ih^^°V^''^fr^  ^'""'^'^  Menschen^lter  hin- 

nrch  an  Ihrer  >  ervollkomnmung  gearl>eitet.  Seine  Verdienste 
um  die  T(M-hnik  sind  durch  Verleihung  de.s  Titels  eh  es 
Dr.-Ing.  gewürdigt  worden. 


Deutschösterreich. 

beHplSlt  Elektrisiennig  der  Arlbergbahn.  Aus  Bludenz  wird 
t^enchtei:  Mit  den  Bauarlxnten  für  die  Elektrisierung  der 
Iii  h5!  f  1 T^"^^  '^'^'''^  J'^««  begonnen,  und  Ende  1921 
wi»u  elektrische  Betrieb  auf  der  Arlbergbahn  eröffnet 
Zhia\  f  *i  4^-'>eiten  für  die  Verlegung  der  staatlichen 
N^hwachstromleitungen  (Fernspix^ch-  und  Telegraphen- 
Ip^htnL  ^^  {^'^u  ßererehe  der  künftigen  Plochspannüngs- 
eitungen  der  Bahn  sind  bereits  im  voUen  Gange.  Die  elek- 
trischen Lokomotiven  sind  in  Bestellung  gegeben,  und 
auch  dl«  elektrische  Kraftquelle  für  Bahnzwecke  wird  er- 
schlossen. Der  -Bau  des  1800  m  hoch  gelegenen  Speicher- 
werkes am  Spullersee  mit  der  elektrischen  Zentrale  wird 
in  der  Nahe  der  Station  Danöfen  aufgeführt  und  nimmt  die 
Sitz  Bauleitung  für  diese  Anlage  in  Klösterle  ihren 

—  Lokalbahnen  im  Salzkaramergut.  Naeh  Zeitungs- 
nieldimgen   lwT<-ist  gegenwärtig  eine  holländische  und  eine 


amerikanische  Finanzgruppe  das  Salzkammergut.  Diese 
l'inanzgruppen  sollen  beabsichtigeu.  niphi-pi-e  oroß«  Hotels 
insl>esondere  m  Ischl,  aufziukantpu  und  die  Salzkainmpi-.ni(- 
Tjokallxihn  y.n  erwerben.  AVeiler  «oll  du;  Krbaiiuiio-  <.riiei 
p  ektrisc  ien  Hahn  ii;a(  ii  Stiohl  sowie  die  Kerl igstel kni .-■  der 
eiektnscheii  Bahulim,.  zuiu  ( Josauschmied  und  den  Gosaii- 
seen,  tur  die  die  elektrische  Kraftanlage  schon  seit  Jahren 
vollendet  ist,  geplant  sein. 


Tschecho-slo wakisches  Gebiet. 

nr  TT '^'"''"/''V"^'  .  I^^'istuugsfähigkeit    der  Eisenbahnen. 

JJas  Eisenl)ahnniinisteiiuni  hat,  wie  wir  dem  „Prao-er  Tarif- 
anzeiger" entnehmen,  die  Absicht,  die  Leistungsfähigkeit  <ler 
iStaatsbahnen  unter  allen  Umständen  zu  erhöhen,  und  hat  zu 
diesem  Zwecke  auch  den  Oberbau  der  Strecken 
einer  eingehenden  Begutachtung  unterziehen  lassen.  Die 
Lntersuohuugen  über  die  heute  schon  veralteten  Schienen- 
systeme und  über  die  Größe  der  Abnützuno-  des  gesamten 
Schienenmaterials  werden  eifrig  weit/ergeführt,  da  mit  einer 
größeren  Beanspruchung  des  Oberbaumaterials  als  bisher  zu 
^^u^^^  ^'^^^  derzeit  verlegten  Systeme  eine 

Erhöhung  des  zulassigen  höchsten  Achsdruckes  nicht  zu- 
lassen, werden  nach  und  nach  Neulagen  stattfinden,  so  daß 
der  iSteat  m  absehbarer  Zeit  über  ein  gut  ausgebautes,  in 
jecler  Hinsicht  leistungsfähiges  Eisenbahnnetz  verfügen  wird 
Weiter  wird  auch  die  Vergrößerung  des  Loko- 
m  o  1 1 V  p  a  r  k  e  s  kräftig  betrieben.  Dieser'  Tage  ist  "wieder 
eine  großeie  Zahl  von  Lokomotivführern  nach  dem  Lawer 
von  Is-sur-Tille  gefahren,  um  die  restlichen,  an  den  tsche- 
chisch-slowakischen iStaat  abgegebenen  deutschen  Beute- 
masohinen  nach  Böhmen  zu  überführen.  Bisher  wurden  etwa 
70  Stuck  eingebracht  (größtenteils  Güterzugmaschinen  mit 
4o  und  60  km  Geschwindigkeitsgrenze),  während  die  letzten, 
ungetahr  noch  30  Stück,  der  Einreise  in  die  Republik  har- 
ren. Unter  den  angekommenen  Lokomotiven  befinden  sich 
liesonders  starice  Fünfkuppler  (Heißdampflokomotiven, 
reichsdeutsches  .System  Gio),  für  -die  ein  entsprechend  kräf- 
tiger Obe»ibau  notwendig  ist.  Was  die  Diensttauglichkeit  der 
Maschmen  anbelangt,  so  sind  einzelne  davon  in  recht  'gutem 
Zustande,  andere  dagegen  stark  reparaturbedürftig,  wes- 
u  ri-^i^'®  zunächst  in  die  Bndweiser  Werkstätte  gp- 
sohattt  wertlen  müssen.  Is-,sur-Tille  ist  ein  kleiner 
Ort  bei  Dijon,  wo  unübersehbare  Mengen  hölzerner  und 
eiserner  Bestandteile  aller  Art,  Drähte,  Kupfer-  und  Messino-. 
ma  erial,  Lokomotiven,  Wagen  und  deren  Einzelteile  lagern 
und  der  V  erteilung  harren,  die  die  Amerikaner  'besorgen. 

—      Verstaatlichung      böhmischer      Eisenbahnen.  Der 

„B.  B.  Ztg."  wird  hierüber  aus  Prag  unterm  10.  September 
a.  Js.  gemeldet:  Die  tschecho-slowakische  Regierun,"-  beab- 
srchtigt,  die  Aussig-Teplitzer  und  die  Busch- 
t  lehr  ade  r  Bahn  naeh  der  Unterzeichnung  des  Friedens- 
vortrages zu  verst,aatlichen. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Verkelirsiibergabe  der  belgischen  Elsenbahnlinie  Ton- 
gern-Aachen. Die  von  den  Deutschen  während  der  Zeil 
der  Besetzung  iBelgiens  gebaute  Linie  Tongern-Aachen  ist 
.let^t,  wie  wir  einer  .Alitteilung  der  „Weltwirtschaft"  ent- 
nelinien,  von  den  Belgiern  dem  öffentlichen  Verkehr  über- 
geben woMen.  Die  ;Linie  schafft  eine  direkte  Verbindung 
von  Brüssel  über  Löwen  mach  Cöln.  Sie  ist  technisch  wie 
in  ihrer  land.schaftlichen  Führung  ein  Meisterwerk  und  weist 
neben  vier  größeren  Tunneln  einige  großartige  Viadukte, 
aut.  Der  bedeutendste  unter  ihnen  ist  die  „General-Gröner- 
Jirucke^'  oberhalb  vom  Gueultal.  Die  ursprünglich  nur  für 
niiJatarische  Zw^ecke  gebaute  Bahn  wurde  1915  hegonnen  und 
war  1917  vollendet. 

—Der  Mout  Blanc- Durchstich,  der  schon  kurz  vor  dem 
Kriegsausbruch  grundsätzlich  beschlossen  war,  lebt,  wie  die 
„Weltwirtschaft"  aus  italienischer  Quelle  entnimmt  wieder 
auf,  zumal  da  die  Mont  Cenis-Linie  trotz  mancher  Ver- 
besserungen durchaus  unzulänglich  bleibt.  Der  Tunnel 
wurde  die  Täler  von  Chamonix  und  Aosta  verbinden  und 
14  300  m  Länge  erhalten.  Die  Kosten  der  zwischen  Sallan- 
ches  und  Aosta  neu  zu  bauenden  Bahn  werden  auf  120  Mil- 
lionen Franken  geschätzt.  Es  kommen  zwei  Linienführun- 
gen zur  Abkürzung  der  Verbindung  Paris-^Mailand  in  Be- 
tracht, die  jetzt  923  km  lang-  ist:  über  -St.  Amour-Vallerv- 
Bonneville  (844  km)  oder  über  Faucillepaß-tGenf  (809  lun). 
Die  erstere  Linie  hat  die  besseren  Aussichten.  Sie  würde 
.Schwerzer  Gebiet  nur  auf  eine  Sti-ecke  von  18  km  im  Genfer 
Zipfel  schneiden  und  der  Simplonliüie  empfimllichen  Ab- 
briich  tun.  Sollte  die  Schweiz  sich  sträuben,  so  will  man  ihr 
(lebiet  vollständig  umgehen. 
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  Oputscher  KisenlialiiiverwaUiiiKren 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

1)<T   lialiiLhof  Boruo  an  der  Balm- 
strccke  Wannsee-Giitero-lück  führt  künf- 
tio-  dk'.  Bezreichmuii;-  Borne  (Mark) 
.>ra.ii-(k'biirg-,  10.  September  1919,  (945) 
Eiseabalmdircktion. 


\'üm  1.  Oktober  1919  ab  ■erhält,  der  an 
der     Bahnstrecke  Eems<>.h>eid^Soliuo-'en 
Hbf.   gelegene  'Bahnhof  Schabero- 
B^'Z'eichnung        „,S  o  1  i  n  g  «  n  -  S  e  h  a  - 
IT  e  r  a;". 

Kllwrfeld,  10.  September  1919.  (937) 
Eisenlöhndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

Vom  1.  Oktober  d.  J.  ab  trilt  derTarif- 
naohtrao-  VII  zu  unserem  Tarif  vorbe- 
haltlieh der  Zustiniuiunü'  der  Aufsichts- 
Itehörde  in  Kraft. 

Der  Nachtrao-  enthält  in  der  Haupt- 
sache Erhöhuufi-  der  Gütertarife  .sowie 
Fortfall  von  einigen  Ausnahmetarif eu. 

Halle  (Saale),  VS.  iSept.  1919.  (940) 
.Die  llalle-Hettstedter-Eisenbahu. 


Teutoburger  Wald-Eiscnbaliii. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  vorbehall- 
lieh  der  'Genehniionno-  unserer  Auf- 
vsiohtsbehörde  zu  den  Binnentarifen 
Naohträge  in  Kraft.  Nähere  Auskunft 
erteilen  die  Dienststellen. 

Gütersloh,  12.  September  1919.  (939) 
Die  Direktion. 


Wecliselverkehr  Sachsen-Württemberg 
Tarif  heft  11  B. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
wird  in  den  Kilometertafeln  I  und  II 
bei  den  iStationen  der  württembergi- 
schen  Staatseisenbahnen  die  Angabe 
„Zu  102"  gestrichen. 

Dresden,  am  13.  September  1919.  (941) 
(Jen.-Dir.  der  Sächs.  Staatsteisenbahnen, 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Crefelder  Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  vorlhehalt- 
lioh  Ider  IGeneluniguing  unserer  Auf- 
sichtsbehörde zu  den  Binnentarifen 
Nachträge  in  Kraft.  Nähere  Auskunft 
erteilen  die  Dienststellen. 

Crefeld,  den  12.  iSeptem^ber  1919.  (943) 
Die  Diiiektion. 


Gütertarif  Bayern-Basel,  Konstanz, 
Schaffhausen  und  Sinken  (Hohentwiel) 
vom  1.  April  1919. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  September  1919 
treten  folgende  Änderungen  ein : 

Seite  5  des  Tarifes  ist  der  Absatz 
„Zahlungsmittel.  Erhebuno-  der  Fracht'' 
wie  folgt  zu  ändern: 

In  Basel  und  iSchaffhausen  können 
die  Frachten,  Nachnahmen  und  Neben- 
gebühren außer  in  der  Markwährung 
auch  in  der  Frankenwährung  bezahlt 
werden.  iBei  der  Zahlung  mittelis 
Frankengeld  erfolgt  die  Umrechnung 
der  Erhebuugsbeträge  aus  der  Mark- 
währung nach  einem  von  der  'Eisen- 


hahn \-  c  r  w  a  It  u  n  u-  1 H'  kann  tgeg  e  Wm  ■  n 
Wertverhältnisse  unter  Aufrundung 
auf  je  5  Rappen.  In  gleicher  Weise 
wird  auch  bei  Weiterrechnung  der  Be- 
träge verfahren. 

Bei  den  auf  österreichischem  Gebiete 
gelegenen  bayerischen  Stationen  können 
die  Frachten  sowie  die  Nachnahmen 
und  Nebengebüliren  entweder  in  deut- 
scher oder  in  österi'eichischer  Währung 
bezahlt  werden.  In  letzterem  Falle 
werden  die  Erhebungsbeträge  nach  dem 
jewedls  von  den  bayerisidieu  iSUaalts^ 
bahnen  bekanntgegebenen  Wertverhält- 
nisse umgerechnet. 

Seite  34  des  Tarifes  ist  der  Aus- 
nahmetarif 1  (Holztarif)   zu  streichen. 

Seite  35  ist  das  Warenverzeichnis  des 
AT  2  (Rohstof  f  tarif)  zu  ändern, 
wie  folgt : 

1.  In  Ziffer  2.  Düngemittel 
werden  gestrichen:  Gaskalk,  Gips- 
asche un,d  W'olllstaub,  ferner  am 
Schlüsse  der  Hinweis  auf  den  Dünge- 
mittel-Ausnahmetarif. 

2.  Es  scheiden  aus  und  sind  zu 
streichen:  die  Ziffern  7.  Häcksel, 
S.  Heu  und  iStroh,  9.  Hoizsägemehl  und 
10.  Kalziunikarbid. 

3.  Neu  aufgenommen  werden  als 
Ziffer: 

17.  a)  Rohe  Kalisalze,  als  iBerg- 
kieserit,  Hartsalz,  Kainit,  Karnallit, 
Krugit,  Schön it,  Sylvinit,  sämtlich  in 
Stücken  oder  gemahlen; 

b)  K  a  1  i  d  ü  n  g  e  s  a  1  z  e  .  auch 
schwefelsaui-e  Kalimagnesia,  bis  zu 
einem  Höchstgehalt  von  42  %  reinem 
Kali,  auch  kalziniert; 

c)  Kieserit,  kalziniert,  ge- 
mahlen ; 

d)  Gemenge  der  vorstehend  auf- 
geführten Stoffe  unter  sich  oder  mit 
Torfrnull,  Torfmehl  oder  Torfstaub; 
sämtlich  zur  Verwendung  als  Dünge- 
mittel oder  zur  Herstellung  von  Kunst- 
dünger; 

18.  Haus-  und  Straßenkeh- 
richt  [ausgenommen  Kehricht  der 
Metallverarbeitungsstätten  und  Sendun- 
gen von  Bestandteilen  des  Haus-  und 
iStraßenkehrichts,  die  zu  besonderer 
Verwertung  aus  ihm  ausgesondert  wor- 
den sind  (altes  abgängiges  Eisen, 
Küohenabfälle  zur  Viehmast,  altes  al)- 
gängiges  Papier  usw.)]. 

München,  G.  September  1919.  (944) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 

Wecliselvcrkehre  Sachsen-Bayern 
(rechtsrh.  Netz),  Bayern  (pfälz'.  Netz), 
Haden    und    Wüi-ttemberg,  Tarifhefte 
7B,  8B,  9B  und  IIB. 

Am  1.  Oktober  1919  wird  die  Station 
Niederwürschnitz  in  die  Tarife  aufge- 
nommen. Die  Tarifentfernungen  wer- 
den gebildet  durch  Anstoß  von  je  3  km 
an  die  Entfernungen  für  Neüölsnitz 
oder  für  Stollberg  (Sa.) ;  die  niedrigste 
Gesamtentfernung  ist  anzunehmen 

Dresden,  am  13.  September  1919.  (942) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  ßtaatseisenbahnen, 

als  geschäftsführende  'Verwialtung. 


Mit  sofortiger  'Gültigkeit  wird  dm  ge- 
meinsamen Binnentarif  der  Deutschen 
E  isen  bahn-Betriebs-G  esellschaf  t  (Ba- 


dische  Nebenbahnen)  der  Ausnahnii^- 
larif  51  für  St eingim  aufgehoben.  T)ii.<s 
alsl>aldige  Inkrafttreten  der  Ta-rilande- 
lung  gründet  sich  auf  die  vorülier- 
gehende  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Ordnung. 

Berlin,  11.  September  1919.  (93(;) 
Deutsche       Eisenl)ahn-Betrie'l>s4 !  ese)  I- 
scha ft,  Aktiengesellschaft. 


Binnengiitertarif  der  Zsehipkau- 
Finsterwalder  Eisenbahn. 

Vom  1.  Oktober  1919  ab  werden  die 
jetzt  l>estehenden  Frachtsätze  für  den 
(Güterverkehr  um  50  %  erhöht.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Erhöhuiiu 
gründet  sich  auf  die  vorübeigehend« 
Änderung  des  §  6  der  E.V.O. 

Finster walde,  13.  Sept.  1919.  (947) 
Die  Direktion 
der  Zschipkau-Finster walder  Eisen))ahii, 


Ost-Mitteldcutsch-Säch.sischer  Verkehr 
Heft  1  und  2. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  191? 
wird  die  Station  Niederwürsohnitz  d^ci 
Sächsischen  Staatseisenhahnen  in  den 
Tarif  einbezogen.'  Nähere  Auskunft 
erteileai  die  beteiligten  Güterabfcrl  i- 
gungen  sowie  das  Auskunftsbüro,  hier 
Bahnhof  Aiexanderplatz. 

Berlin,  1.3.  September  1919.  (91S) 
Eisen!  )ahndirektion. 


3.  Nachnahmen. 

Bayerischer  Lloyd,  Schiffahrts-Aktien 

gesellschaft. 
Nachnahmen  im  Verkehre  mit  ungari 
sehen  Schiffsstationen. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  bis  aul 
weiteres  werden  iin  Vfiikehre  7,wisch<  ii 
Ivayerischen  und  österreichischen  Sta- 
tionen einerseits,  ungarischen  Station-oi 
andererseits  Nachnahmen  nach  Eingani 
und  Barvorschüsse,  auch  Nachnahniri 
von  Bahnget)ühren  nicht  zugelassen. 

Regensburg,  12.  September  1919.  (94(1 


4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1919  al 
werden  die  Tarifsätze  im  Personen- 
Güter-  und  Tierverkehr  im  allgemeiner 
um  50  %  erhöht.  Näheres  ist  aai 
unserem  Verkehrsbüro,  vom  1.  Oktobei 
ab  auch  auf  unseren  Stationen,  zu  er- 
fahren. 

Oldenburg,  10.  September  1919.  (93S) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen  -  Personen-        Gepäck-  um! 
Gütertarif,  Teil  II  für  die  Lokalbahn 
Schaf  tlach-Gmund-Tegernsee. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  19U 
erscheint  der  Nachtrag  III,  durch  wel- 
chen von  der  Aufsichtsbehörde  geneh- 
migte  Erhöhungen  eintreten. 

Tegernsee,  15.  September  1919.  (949) 
Eisenbahn-Aktienges-ellschaft      Scha  fl- 
lach-G  miinxl-Tegern  see. 
Die  Direktion. 
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Berlin,  den  20.  September  1919. 


LIX.  Jatirgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
chiiftleituri(r  der  Zeitung  des  Vereins  Deutseber  Bisenbahnverwaltungen, 
amtliche  BekanntmaeliDnX'eii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
isenbahnverwaltungen,  beide  inBerlinW.9,  Köthener  Str.  28  29  einzusenden. 
Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
ir  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
uidlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
igarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  rorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchbandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsohe  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  ^r.  UIOO. 


CARL  BRANDT  •  HOCH-  und  Tiefbau 


Düsseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle/  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 

Wasserbauten  .  schi 
Wasserturme  •  Silos  •  bergbaul.  Anlagen 


Eisenbahnbau  •  Brücken  SS.:  i.?*"'»"9«  Gründungen 


[7084] 


Binarmi^eül 

(nnen  mittels  Ehnl't  FalirEarteii-L«ck« 
^parat  als  StationsscHalfner  an- 

»teilt  werden.   D.  R.- Patent  Nr.  297854. 
Beschreibune  mit  Abbildung  kostenlos, 
nr  za  beziehen  von  dem  Fabrikanten. 
Kar  Scka«C«r  Nachf.,  Inh.:  A.  Kkal, 
•rauBschwele.  f7l82] 


Eisenbahnunterassistent 

39  J.,  f  d.  mittl.  Staatsdienst  gepr..  mit 
langj.  prakt.  Erfahrung-  im  Betr.- u.  Werk- 
dienst tätig;  energ.,  ruhiger,  Weitblick., 
gerad.  Charakt ;  anpassungsfähig,  durch- 
aus selbständ.  u.  organisat.  veranl  :  Steno- 
graph; franz.  u.  engl.  Sprachkenntnisse 
vorhanden;  sacht  gute  geeignete  Stellong 
im  städtisclien  oder  Privatbahnbetriebe. 

Angeb.  erb.  unt.  Eis.  7185  an  die  Anz  - 
Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24)  [7185] 


Putz  fadei 


faden  | 

in  bunt  n.wei6,  bietet  an  za  tagesgemäSen  Preisen 

E.  E.  Meyer  *  Chemnitz 


pb\6gßlß 

Mannheim« 
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Zettun?  des  Vereins 
DeuUchar  Eiienb^hnyarwaltuiimx 

KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg.  Netie  Bahnhofstr.  9/17.  * 
■ailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brfissel  1910:  Ehreodiplom.  =  Tarin  1911:  2  GroBe  Preise. 

Abteilung'  I  für  VollbaKnen. 
Liftdruckbremten  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Elnkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.  elektr.Triebwagen 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen 
Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge-u.  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  Heißdampf- 
Ukomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven! 

Abteilung  II  für  Str&fsen-  und  Kleinbahnen.  ' 

(Frfiber  Kontioenuie  Bremsei  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  Tcreioigte  Cbristcasea-  ud  Btkerbremiea) 
Liftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Aehs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
Steuerung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen, »  Bremsen- 
Einetellvorrichtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wlokelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
•iektritcher  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


Jüngerer  Tarifeur 

mit  gründlichen  Kenntnissen   des  in-  und  ausländischen  Tarifwesens 

von  g^roßem  HiittenwerK  Westfalens  gesucht. 

Angebote  mit  Referenzen,  Zeugnisabschriften,  EintrittsmögHchkeit  und 
Gehaltsansprüchen  unter  E.F.528  an  die  „Ala",  Essen,  Selmastr.  18. 
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isenbahn- 
Draisinen. 

Einige  neue  normalspurige 
4  sitzige  Tretdraisinen  sofort 
ab  Fabrik  abzugeben. 

„Fenoba" 

Feld-  und  Normalbahnbedarf 

Berlin  W 1 5,  Kurfürstendamm  28 

Tel.  Steinplatz  5672.  [7207) 

Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[70891 

Reparaturen  billigetl 

Iropfüler 

liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7159] 

Armaturenwerhe 

Blnnbe  k 

Dippoldiswalde  i.Sa. 


Maschinenbau  und 
Eisenkonstruklion 

F.Osenberg 

Berlin-Lichtenberg 

liefert  als  Spezialität 

Llcht-u.Leltung8- 
Glttermaste  ^ 
Rohrmaste  i 
Kandelaber  - 

sowie  sämtlich^ 

EisenliODStniktioDeB 


Technisch  voll€nde^ 
in  jeder  Einzelheil' 
der  KonstrukMon. 

LEHMANN&MICHELS 

G.M.B.H. 
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Berlin,  den  20.  September  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


I  II  It  a  1  t 


l>i<i    l'iireo'elmäßiokeit'en   iin<l  \'<rliisic 

Uli  Güt-erv'Crkehi-.  (Schluß.) 
\()rw«g''eas  künftiges  Eiis^onliahBuetz. 

N  achlichten. 

D-eutschland:  Eückgabe  deut- 
scber  Lokomotiven?  —  Der  neue 
Winterfahrplan.  —  Bevorzuste  Wa- 
.uneno^cstelluns'  für  Ausfuhro-üter.  — 
Große    Güt-erimterschlagungcu.  — 


Wirklicher 
ntana  t-  — 


G-eheimier  Eat  Wehr- 
Personalnachrichteu. 


Deutschiö'St'erreicli:  Auf lösuna; 
der  Generalinspektion  der  österi'. 
Eisenbahnen.  —  Drohend©  Ein- 
schränkuno-  der  Fersonenzüo-e.  — 
Eisenbahneröffaun.o-.  —  Person  al- 
nachrichten. 

I)  r  i  o;  e  europäische  L  ä  n  tl  e  r : 
Ausstand  auf  den  lottringischeu 
Eisenbahnen.   —   Einweihung  der 


schwedisch-finnischen  Verbindungs- 
bahn. —  Tariferhöhung  auf  den 
polnischen  Eisienbahnen. 
F  r  e  m  d  e  E  r  <\  teile:  Betrieb  und 
Verwaltung;  der  nordamerikanischen 
Eisenbahnen.  —  Japanisierunio-  der 
Peking-Kaloa  n-Ba  hn . 

Eeohtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilunoen. 

Amtliche  Bekanntmachunoen. 


Die  Unregelmäßigkeiten  und  Verluste  im  Güterverkehr. 

iScl)liil.!  aus  Nr.  70.1 


•  2.  Der  V  e  r  ke  h  r  s  k  o  n  t  r  o  1 1  e  u  r  Bade  (Schwerin) 
:  log-t  den  größten  Wert  darauf,  daß  zur  besseren  Bewachung 
'  und  sichereren  Beförderung  der  Güt>er  zweckmäßige  bau- 
liche Anlagen  geschaffen  werden,  während  bisher  die  Lade- 
straßen, ■  Güterböden  und  Gleisanlagen  unübersichtlich  und 
dem  Zutritt  des  Publikums  freigegeben  sind,  so  daß  Zugriffe 
unehrlicher  Personen  weder  verhindert  noch  entdeckt  werden 
können.  Ferner  wünscht  er,  daß  mehr  als  bisher  für  ausrei- 
chendes, tüchtiges  Personal  und  seine  zweckdienliche  Ver- 
wendung gesorgt,  und  daß  der  Fahrplan  den  Bedürfnissen 
der  Güterbeförderung  besser  angepaßt  wird.  Er  faßt  seine 
A nsführangen  in  folgende  Schlußsätze  zusammen: 

„Zu  dem  Zweck  aber  müssen  die  Bahnhöfe  «o  abgesperrt 
und  die  Gebäude  so  hergerichtet  werden,  daß  man  mit  Fug 
und  Recht  sagen  kann,  „das  Gut  ist  im  Gewahrsam  der 
Eisenbahn".  Es  müss^en  im  Güterl>eförderungs-  und  Abferti- 
eungsdienst  unter  tunlich.stem  Ausschluß  ungelernter  Hilfs- 
kräfte zuverlässige  Personen  mit  dauerndem  Dienstver- 
hältnis in  ausreichender  Zahl  beschäftigt  werden;  es  muß 
zum  Grundsatz  werden,  daß  dieser  Dienstzweig  an  den  leiten- 
den Stellen  die  gewandtesten  und  tatkräftigsten  Beamten 
ebenso  sehr  nötig  hat,  wie  der  zu  Unrecht  oft  als  wichtiger 
,  eingeschätzte  Betriebsdienst ;  es  müssen  schließlich  die  Fahr- 
pläne mit  den  Plänen  für  Personal-  und.  Wagenwechsel  den 
Beflürfnissen  einer  ordnungsmäßigen  Ü' hergäbe  angepaßt 
werden. 

Aufwendungen  und  Anstrengungen  der  ELsenbahnverwal- 
tungen  nach  dieser  Richtung  hin  werden  auch  ihre  erziehe- 
1  ische  Wirkung  auf  das  Personal  nicht  verfehlen:  solange  die 
Beamten  gelegentlich  bemerken  können,  daß  Avertvolle  Eisen- 
bahngüter  auf  offenen  Bahnhöfen  oder  auf  Güterböden  dem 
Zugriff  ausgesetzt  sind  oder  von  unzuverlässigem  Hilfsper- 
sonal behandelt  werden,  wird  das  Verantwortlichkeitsgefühl  in 
ihnen  nicht  besonders  rege  werden.  Es  wird  erwachen,  wenn 
die  Eisenbahnverwaltung  durch  wirksame  Absperrungen  auf 


liahahöfen  und  in  Lagerräumen  und  duich  scharfe  Auswahl 
geeigneten  Personals  zeigt,  daß  sie  Wert  darauf  legt,  eine 
zuverlässige  Hüterin  der  ihr  übergehenen  Güter  zu  sein. 

Kleine  Einzelmittel  versagen.  Das  große  Ziel,  dessen  Er- 
reichung es  gilt,  fordei-t  großzügige  Maßnahmen !  ' 

3.  Der  Ohe  r  g  ü  t  e  r  v  o  r  s  t  e  he  r  Schulze  (Ham- 
burg) äußert  isich  zu  den  Vorschlägen  betr.  Wieder- 
einführung der  Ladeliste  und  Aufhellung  der  direkten  Ver- 
ladung wie  folgt:  „Zum  Beweise  dafür,  daß  das  ietzige  Be- 
förderungssystem  an  den  Unregelmäßigkeiten  und  Verlusten 
im  Güterverkehr  nicht  schuld  sein  kann,  sei  zunächst  auf 
die  von  Herrn  Köhler  nütg-eteilte  iStatistik  hingewiesen. 
Diese  umfaßt  lediglich  die  auf  die  Abschaffung  der  Fracht- 
karte  folgende  Zeit,  beweist  also  nichts  .gegen  die  Zweck- 
mäßigkeit ihrer  Beseitigung.  Die  Zahlen  für  die  Jahre 
1907,  1909  und  1911  sind  nicht  mitgeteilt.  Es  fehlen  Zahlen 
über  den  in  den  einzelnen  Jahren  abgewickelten  Vei'kehr. 
Nur  der  Nachweis,  daß  die  Unregelmäßigkeiten  wesentlich 
stärker  stiegen  als  der  Verkehr,  wäre  imstande,  zu  be- 
weisen, daß  das  Beförderungssystem  selbst  eine  Schuld  trüge. 
Überdies  müßte  noch  nachgewiesen  werden,  daß  nicht  andere 
Ursachen  vorlagen  (z.  B.  unzweckmäßige  Lohusysteme,  un- 
zulängliches Personal,  ungenügende  Anlagen  für  den  sohneU 
gestiegenen  Güterverkehr).  Die  Zahlen  für  die  Jahr-e  1912, 
1913  und  1914  (Zeit  nach  völliger  Abschaffung  der  Lade- 
listen) zeigen  im  Gegenteil  hüisichtlich  der  fehlend  ge- 
bliebenen Güter  deutlich  sinkende  Richtung.  Die  Tatsache, 
daß  im  Jahre  1918  97  083  Stücke  weniger  in  Verlust  gerieten 
als  im  Jahre  1917,  beweist,  daß  die  Maßnahmen  der  Eisen- 
bahnverwaltungen zur  Bekämpfung  der  Diebstähle  zweck- 
mäßig waren,  obwohl  sie  sich  in  der  Hauptsache  auf  die 
Verschäi-fung  der  Überwachung  der  Güterböden  und  Ver- 
schubbahuhöfe  und  auf  die  Besserung  des  Verschlusses  der 
Güterwagen  l>6schränkten  und  nach  Lage  der  Verhältnisse 
beschränken  müßten. 
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Dio  nulgeteill't'-  Statistik  ist  iiiilhio  nicht  geeignet,  di«  B«- 
liiiuptuug,  die  zahlreichen  Unregelmätiigkeiten  und  A'erlust-e 
iQi.  Güterv^rlvehr  'seilen  in  der  Tfauptsache  eine  Folg«  des 
nicht  genügt'iul  geordneten  Bieförd^'rungswesens,  ins- 
)>esond<?re  anch  der  Aufhebung  der  Frachtkarten  und  Lade- 
listen, zu  stützen.  Es  steht  nur  die  Tatsache  fest,  und  ist 
von  Herrn  Kobler  zahlenmäßig  belegt,  daß  die  Güter- 
beraivbung«n  seit  Kriegsiausbruch  troz  Abnahme  des  Ver- 
kehrs außerordtentlich  zugenommen  haben  und  nach  Kräften 
h.ekämpft  werd^en  niüsseu. 

Herr  Kobter  führt  (rriiude  für  die  Wie  derein  fiihiung  der 
Ladeliste  an  und  versteht  unter  letzterer  die  vollkommen'e 
Aufzeichnung  j*d.es  Gutes  von   der  Aufgab«-  bis  zur  B«- 
stinimungastation.    In  diesem  Sinne  ist  die  Ladeliste  eine 
längst  vergessene  Einrichtung.    Bei  der   Verladung  der 
Stückgüter  hat.  man  sich  ihrer  oder  der  Ladebücher  auch  in 
vergangenen  Zeiten  nur  in  beschränktem  Umfange  bedient; 
bei  der  E  n  1 1  a  d  u  n  g   wurde  die  Ladeliste  zwar  mehr  und 
längrer  benutzt,  ihre  Wiedereinführung  dürfte  aber  von  Lade- 
und  Abfertigungsbeamten  auch  für  die  Entladung  nicht  ge- 
wünscht werden.    Daß  die  1919  voraussichtlich  zu  zahlen- 
den Entschädigaingen  nicht  unter  110  Millionen  Mark  bleiben 
werden,  gegeoi  5  Millionen  im  Jahre.  1913,  bewei&t  nichts 
für    die    Notwendigkeit    der  Wiedereiaführung  der  Lade- 
listen; denn  1913  hat  die  Ladeliste  auch  nicht  bestanden. 
Die  gewaltige  Steigerung  der  Entschädigungssumme  ist.  ab- 
gesehen von  der  Zunahme  der  Diebstähle,  eine  Folge  der 
Wertsteigerung  für  Nahrungs-  und  (renußmittel,  die  vorzugs- 
\vtei,so  entwendet  werden.    Daß  die  Tatsache 'der  Aufzeicli- 
nung  der  Güter  auf  eine  Ladeliste  eiae  moralische  und  ab- 
schleckende Wirkung  auf  das  Personal  haben  würde,  ist 
nicht  anzunehmen.    Auf  das  Personal  der  Versehubbahnhöfe, 
das  die  meisten  und  umfangreichsten  Diebstähle  verübt,  wird 
die  Aufzeichnung  sicher  keinen  Einfluß  haben.    Der  Dieb 
fürchtet  nur  seine  Entdeckung  und  Bestrafung,  nicht  a.ber 
eine  Aufschreibuug  oder  ein  Begleitpapier,  die  zu  .seiner 
Ermittelung  nicht    dienen  können.    Ebenso  wie  jetzt  Diebe 
nicht  an  Hand  der  Frachtbriefe,  Duplikatfracht'briefe,  Stem- 
pelabdrücke    und  Handzeichen    ermittelt  werden,  sondern 
ausschließlich  auf  frischer  Tat,  durch  Anzeigen  Mitwissen- 
der,    durch    eisenbahnseitige    oder    polizeiliche  Kontroll- 
einrichtungen, körperliche  Durchsuchungen.  Haussuchungen 
usw.,  würden  in  Zukunft  Diebe  nicht  an  Hand  der  Lade- 
listen .ermittelt  werden  können.    Desgleichen  könnte  durch 
die  Aufzeichnungen  in  der  Ladeliste  das  fehlende  Gut  nicht 
wieder  herbeigeschafft  werden,  was  ja  jetzt  auch  durch  den 
Frachtbrief  nicht  geschehen  kann.    Die  Ladeliste  könnte  im 
g^ünstigsten    Falle    die    gleichen  Anhaltspunkte  zur  Fest- 
stellung der  Behandlung  des  Gutes  bieten,  welch,e  jetzt  der 
Frachtbrief    gewährt.    In    der  Regel  würde  der  Wert  der 
Ladeliste    für  Nachforstchungen    sogar  gering  sein,  weil 
Laydelisten  ibei  weitem  nicht  so  sorgfältig  ausgefertigt  und 
behandelt  werden  können,  wie  Frachtbriefe.    Zuzugeben  ist 
nur,  daß  beim  gleichzeitigen  Fehlen  von  Gut  und  Fracht- 
brief unter  Umständen  noch  einige  Nachforschungen  mög- 
lich sein    können,    deren    Ergebnislosigkeit  allerdings  von 
Tornhereia  feststeht. 

Als  Voraussetzung  der  Wiedereinführung  der  Ladelisten 
und  auch  davon  unabhängig  wird  von  Herrn  Kobler  die 
Aufhebung  der  jetzt  üblichen  direkten  Verladung 
von  den  Annahmeluken  in  die  Wagen  empfohlen.  Eine 
solche  Maßnahme  müßte  sich  auf  den  Schuppenanlagen, 
welche  außer  der  Annahme  von  Gütern,  noch  dem  Umlade- 
verkehr Idienen,  doch,  auch  .auf  letzteren  erstrecken,  aiso 
auch  die  direkte  Umladung  von  Wagen  zu  Wagen  aus- 
schließen. Die  Erfüllung  dieser  Forderung  dürfte  bei  der 
Bauart  und  Benutzungs weise  der  meisten  größeren  Versand- 
schuppen,  wenn  nicht  unmöglich,  so  doch  außerordentlich 
schwierig  sein  und  .sehr  viel  Arbeiterpersonal  beanspruchen, 
da  die  Güter  doppelt  bewegt  werden  müßten  und  die  Karr- 


wege bedeutend  verlängert  würden.  Auf  Schuppenanlagen 
mit  regem  ^  erkehr  und  beschränkten  Raiimverhältnissen 
wird  in  der  Eegel  die  direkte  Verladung  nicht  mehr  ent- 
behrt werden  können.  Aber  wenn  diese  örtlichen  Schwierig- 
keiten auch  nicht  beständen  und  der  Meihi-bedarf  an  Ar- 
beitern noch  erträglich  wäre,  Wirde  doch  die  mehrfache 
Behandlung  des  Gutes  durch  die  Arbeiter  und.  die  Lagerung 
auf  dem  Schuppen  neue  B  e  r  a  u  b  u  n  g  s  m  ö  g  1  i  c  h" 
k  e  i  t  e  n  schaffen. 

Dier  grundsätzlichen  Verladung  der  angenommenen  und 
der  aus  Umladewagen  entladenen  Güter  vom  Platz  kann 
auch  bei  dem  jetzigen,  gegen  frühere  Verhältnisse  geringen 
Güterverkehr  nicht  zugestimmt  werden,  weil  der  'Schuppen- 
raum zur  Lagerung  von  Gütern  aus  Anlaß  der  fortwähren- 
den Verkehrsbeschränkungen,  der  Heraufsetzung  der  Min- 
destgewichtsgrenze für  geschlossene  Stückgut  wagen  und 
der  Einschränkung  der  Kurswagen  iK^ansprucht  wird.  Die 
Niederlegung  aller  Güter  vor  der  Verladung  zum  Zwecke 
der  Aufschieibung  würde  daher  trotz  geringen  VerkeHrs  an 
vielen  Orten  ßchuppenüberfüllung  mit  allen  ihren  Begleit- 
erscheinungen hervorrufen.  Die  aus  der  Aufschreibung;  des 
Gutes  entspringenden  Nachteile  dürften  unter  allen  ~Um- 
•ständen  unerträglich  sein  und  können  niemals  aufgew^ogen 
W'Crden  durch  die  etwa  sich  aus  ihr  ergebenden  geringen 
Vorteile.'' 

4.  Endlich  spricht  sich  der  Obergütervorsteher  Reeh- 
uungsrat  Panke,  Breslau,  für  oiiK'  Besserung  (kr  Wa- 
genverschlüsse wie  folgt  aus: 

„Auf  d  en  Ruf  nach  der  „Ladeliste''  und  der  „Verladuno'  vom 
Platz"  will  ich  erschöpfend  nicht  eingehen,  denn  die  Haupt- 
ursache der  Unregelmäßigkeiten  and  Verluste  liegt  in  dem 
völligen  V  e.  r  s  a  g  e  n  der  vordem  K  r  i  e  g  e  g  e  b  r  ä  u  c  h- 
lichen  Schnur-  und  Drahtbleie  und  der  während 
des  Krieges  eingeführten,  noch  erheblic!i  minderwertigeren 
Blechstreifen-  und  Pappverschlüsse.    G^cwiß  wäre  die  Lade- 
liste und  das  Verladen  vom  Platz  von  großem  Vorteil,  aber 
man  bedenke  die  alsdann  notwendig  werdende  erhebliche  Per-  ' 
sonalvermehrung  —  Schreiber  oder  Lad<'pexsonal,  zum  Anfer- 
tigen der  Listen  —  den  Papierverbrauch,  die  Verlangsamung 
im  Ladegeschäft  und  damit  im  Wagenumlauf  —  bei  der  Um- 
ladestelle  Breslau-Ost  gingen  in  Friedenszeiten  täglich  350 
Wagen  aus  und  280  Wagen  ein  —  und  die  Anzahl  der  Plätze, 
die  zur  Verfügung  stehen  müßten,  und  die  nirgends  —  bei 
Umladestellen  wenigstens  —  vorhanden  sind.   Es  würden  daher 
kostspielige  Erweiterungsbaiiten  in  Aassicht  zu  nehmen  sein,- 
die  aber  wahrscheinlich  auf  Grund  der  beschiänkteu  Verhält- 
nisse  überwiegend   undurchführbar   wären.     Die  Verlang- 
samung im  Ladegeschäft  würde  mit  Bück.sicht  auf  die  Ver- 
weigerung des  Sonntags-  und  des  Nachtdienstes  seitens  der 
Arbeiterschaft  ohne  Erweiterungsbauton   bald  zu  schweren 
Stockungen  führen.    Nebenher  möchte  ich  einen  Hinweis  auf 
die  Mehraufwendungen  für  Löhne  nicht  unterlassen,  die  in 
Rechnung  zu  stellen  sind,  wenn  sich  an  Stelle  der  direkten 
Verladung  die  Verladung  von  den  Plätzen  ermöglichen  lassen 
sollte.    Bei  Akkordarbeit,  wo  sie  etwa  noch  besteht,  würde 
zunächst  das  Verbringen  der  Güter  auf  die  Plätze  und  alsdann 
erst  das  Verladen  derselben  in  die  Wagen  zu  bewerten  sein, 
also  eine  Doppelbezahlung  einzutreten  haben,  und  im  Tage- 
lohn würden  sich  die  Mehraufwendungen  geltend  machen  durch 
die  Minderleistungen  infolge  Fortfalls  der  dii-ekten  Verla- 
dung.  Bei  den  bestehenden  hohen  Lohn-  und  Baukosten  nicht 
zu  unterschätzende  Ausgaben.    Nach  meinen  Beobachtungen 
und  Erfahrungen  ist  jedoch  —  wie  bereits  erwähnt  —  weder 
die  Einführung  der  Ladeliste  noch  die  Beseitigung  der  direk- 
ten Verladung  die  dringendste  Forderung,  sondern  die  Ein- 
führung     eines     zweckmäßigen     W  a  g  e  n  v  e  r  - 
Schlusses.    Ein  solcher  ist  bis  .jetzt  bei  der  Eisenbahn 
noch  nie  vorhanden  gewesen.   Die  in  Friedenszeiten  gebräuch- 
lichen Schnur-  und  Drahtverschlüsse  mit  Bleiknöpfen  ließen 
.sich  an  df  n  Knöpfen  mit  einer  spitzen,  scharfer  Zange  nach 
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Ki  weiterimff  eines  der  DurchführuuffslöcJier  iiud  durch  Knip- 
sen des  Drahtes  mühelos  öffnen  und  nach  Beraubung  der 
Waot^n  wieder  durch  Einstecken  des  Spiraldrahtes  oder  der 
Schnur  und  Zusammendrücken  des  Loches  scliließen,  ohne 
leicht  sichtbare  Spuren  des  Eingriffs  zu  hinterlassen.  Sie  wur- 
den im  Kriege  auf  Grund  eingetretenen  Bleimangels  —  die 
•Post-,  Steuer-  und  Militärverwaltung  war  ausgiebig  mit  Blei 
-  versehen,  nur  für  den  mindestens  gleichwertigen  Betrieb  der 
Eisenbahn  i-eichte  nicht  —  durch  noch  viel  ungeeignetere 
Blechstreifen-  oder  Pappverschlüsse  erS'Ctzt,  von  denen  sich 
die  erstei^n  in  ganz  kurzer  Zeit  ohne  besondere  Instrumente 
öffnen  und  wieder  schließen  lassen,  während  die  letzteren 
eine  Prägung,  namentlich  bei  feuchtem  Wetter,  nicht  anneh- 
men, wodurch  die  Feststellung  des  Anlegungsortes  und  damit 
die  ü1>eraus  wichtige  Einkreisung  von  Diebstahlorten  unmög- 
lich gemacht  wird,  abgesehen  davon,  daß  sich  die  Pappver- 
xhlüsse  auf  dieselbe  Weise,  wie  die  Draht-  oder  Schnurver- 
-rhlüsse  mit  Blei  leicht  öffnen  und  wieder  schließen  lassen. 

Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  und  Erfahrungen  und  in- 
folge des  fast  täglichen  Anwachsens  der  Beraubungsfälle 
wurde  von  den  Eisenbahndii-ektionen  Altona  und  namentlich 
Breslau  ein  Wagenverschluß  (Jordaberg's  Sicherheitsverschluß 
\r.  79  Jahrg.  1918  u.  Inserat  in  gleicher  Nummer)  erprobt, 
der  aus  einem  Blechstrcifen  juit  einer  kleineu  Bleinieto  be- 
>t'<lii.    Bei  dessen  Herstellung  ist  man  von  dem  Grundsatze 


ausgegangen,  den  auch  Herr  Koblev  hervorhebt,  einen  A'er- 
schluß  zu  schaffen,  der  nicht  den  Zutritt  zum  Innern  des 
Wagens  verhindern,  sondern  in  erster  Linie  ohne  Mühe  erken- 
nen lassen  soll,  ob  ein  unbefugter  Zutritt  zum  Wagen  statt- 
gefunden hat.  Diesen  Grundsalz  erfüllt  der  Verschluß  voll- 
kommen. Außer  zur  Sicherung  von  Umladewagen  ab  Ham- 
burg Hgb.  nach  Breslau-Ost  sind  .ie  tausend  Verschlüsse  l>ei 
der  Güterabfertigung  Breslau- West  und  der  Güterabfertigung 
und  Umladesteile  Breslau-Ost  mit  dem  denkbar  besten  Erfolge 
erprobt  worden.  Wählend  der  Versuchszeit  ist  bei  beiden 
Güterabfertigungen  auch  nicht  ein  Beraubungsfall  bekannt 
geworden.  Die  Diebe  hatten  lierausgefunden,  daß  eine  Vei- 
letzung  des  Wageu^•erscllIusses  ü'jeraus  leicht  zu  erkennen 
ist  und  daher  von  der  Beraubung  solcher  plombierter  Wagen 
wohlweislich  Abstand  genoninieu.  ^(.'ucrdiiigs  finden  (li(;  Yvi- 
schlüsse  wieder  Anwendung  zur  Sicherung  der  von  den  Polen 
übernommenen  Austauschwagen.  Die  allgemeine  Einführung 
ist  bisher  gescheitert,  ist  aber  nach  Beseitigung  des  Bleiman- 
gels wieder  angeregt  worden.  Ein  baldiger  Entschluß  durch 
die  zuständigen  Stelleu  wäre  wünschenswert,  damit  seitens 
der  Eisenbahnverwaltung  die  zum  Vorteil  des  Staates  fiiiher 
geübte  Wirtschaftlichkeit  wieder  zur  Durchführung  gclaugl. 
In  Handels-,  Spediteur-  und  namentlich  Transi)ort-\'f isiclic- 
rungskreisen  sind  die  A'ei'sclüiissc  gleichfalls  geprüft  wonlcu 
iiud  haben  großen  Beifall  gcfunileu." 


Norwegens  künftiges  Eisenbahnnetz. 


Auf  der  7.  norwegischen  Lauilesversammlung  für  Technik 
Iii  Trondjhem  kam  Generaldirektor  Platou,  der  sich  kürzlich 
auch  durch  eine  überraschend  offene  Aussprache  über  die 
Bewährung  der  norwegischen  Bahnen-  im  AVeltkriege  bemerk- 
bar gemacht  hat  (Z.  d.  V.  D.  E.  1919,  S.  314),  in  einem  Vor- 
trag in  bemerkenswerter  AVeise  auf  die  zukünftige  Gestaltung 
d^'s  norwegischen  Eisenbahnnetzes  zu  sprechen.  Der  Vor- 
I  l  ag  gab  zu  einer  anregenden  Erörterunff  Anlaß,  in  der 
Ingenieur  Grimme  insbesondere  die  Eisenbahnforderungeu 
\Vvstnorwegcns  beleuchtete. 

Zwei  Hauptbahnlinien  vor  allem  sind  es,  die  als  besonders 
li-ideutuugsvoll  allgemein  anerkannt  und  gefordert  werden. 
\  (IUI  »Standpunkte  der  unmittelbaixin  Einträglichkeit  freilich 
.-iclien  sie  beide  nicht  sehr  günstig  da,  allein  man  darf  nie 
den  Nutzten,  den  solche  Bahnen  dem  schon  bestehenden  Netze 
zuführen,  und  die  nicht  in  Geldwert  ausd'rückbaren  Aufgaben, 
die  solche  Bahrien  zu  erfüllen  haben,  übersehen. 

In  erster  Linie  steht  hier  die  N  o  r  d  1  a  n  d  sb  a  h  u  (vergl. 

'  Z.  d.  y.  D.  E.  1915,  S.  222).  Man  versteht  unter  diesem 
Namen  gewöhnlich  die  Fortsetzung  der  (bestehenden  Bahn 
von  Grong  bis  Bodö  oder  auch  Sörfolden.  Weiter  d.3ukt  mau 
nicht.  Was  nördlich  darüber  hinarusgeht,  soll  sich  mit 
Danrpfschiff verkehr  behelfen.  Aber  da«  ist  nicht  richtig. 
"Das  Land  bedarf  eines  Schienen bandes,  das  vom  südlichsten 
bis  zum  nördlichsten  Punkte  reicht.    Allerdings  budet  Bodö 

.•  den  Ausgangsijunkt  —  wohlgemerkt  den  einzig  möglichen  im 
norwegischen  Nordland  —  einer  Küstenschnelldanipferlinie, 
aber  auf  die  Dauer  wird  das  nicht  genügen.  Die  Nordlands- 
bahu  wird  zumal  bei  den  unter  diesen  Breitegraden  gegebe- 
nen beschwerlichen  Ar)>eit.sverhältnissen  kostspielig  werden, 
aber  sie  ist  technisch  ausführbar.  Von  dem  Abzweigungs- 
P'Unkt  l>ei  Fausko  an  der  Strecke  nach  Bodö  bis  Nar^^k  Avird 
sie  310,  km  Länge  erhalten.  Von  Narvik  soll  sie  dann 
weitergehen  über  Riksgraenscn  (oder  Eombakken).  durch 
Salangsdalen,  Bardo,  Maalselven  über  Balsfiord  nach 
R.vk,strömmen  gleich  südlich  von  Tromsö.  Von  Sunnan  bis 
hierher  sind  es  gegen  1100  km,  und  von  Kristiania  (über 
Dovre  Gjövik)  rund  1780  km.  Aber  noch  weiter  soll  die 
Bahn  greifen  und  ihre  letzte  Aufgabe  erfüllen,  auch  den 
nördlichsten  Teil  Norwegens,  Fiuniark,  zu  erschließen.  Man 
denkt  sich  die  Linie  weiter  nach  Alten  am  Altenfjord  und 
Vadsö  am  \'arangerfjord.  Von  Kristiania  bis  herauf  nach 
V'adsö,  also  auf  die  ganze  Länge  Norwegens,  werden  es  an 
die  2330  km  sein.  Nicht  wenn  man  Bodö  als  den  „vor- 
läufigen" Endpunkt  der  Nordlandsbahn  ansieht,  sondern  erst 
wenn  man  auf  diese  Art  weitersieht,  kann  die  Linie  das 

,  eigentliche  Eückgrat  des  norwegischen  Verkehrs  von  einem 

,  Ende  zum  anderen  werden. 

Die  zweite  Bahn,  arrf  die  hier  hingewiesen  werden  soll, 
ist  die  vielbearl>eitete  und  auch  vielumstrittene  Sörlands- 
bahu.    Ihre  Führung  steht  im  großen  ganzen  fest.  Sie 


soll,  im  allgemeineu  sicli  immei'  in  der  Nähe  der  Küsie 
haltend,  von  Naeslandsvand  über  Kristiansaud  bis  Stavauger 
führen  unter  teilweiser  Benützung  der  umzubauenden  Flek- 
kefjordbahn.  Die  Größtsteiguug  soll  20"/oo  und  der  kleinste 
Krüinmungshalbmesser  300  m  werden.  Es  sind  Bestrebungen 
aufgetreten,  behufs  Verbilligung  des  Baues  dem  ganzen 
Stück  der  Sörlandbahn  westlich  von  Kristiansaud  elektrischen 
Betrieb  zu  geben  und  daraufhin  dann  schärfere  Kurven  und 
stärkere  Steigungen  anzuwenden.  Hiergegen  wiid  geltend 
gemacht,  daß  derartiges  Feilschen  an  den  für  die  Leistung 
einer  Bahn  maßgebenden  Grundbedingungen  wohl  i:ür  eine 
Bahn  örtlicher  Bedeutung  zulässig  sei,  nicht  a'jcr  für  eine 
Hauptbahn.  lEine  bestimmte  Kurve  stelle  unabhängin  von 
der  Betriebsart  vom  tSicherheitsstandpunkt  der  Fahrgeschwin- 
digkeit bestimmte  Grenzen,  und  das  gleiche  gelte  im  wesi'ut- 
lichen  auch  für  die  Steigungsverhältnisse. 

Diese  beiden  Bahnen,  die  Nordlandsbahn  und  die  Sörlaads- 
bahn,  bilden  im  Zusammenhang  mit  den  schon  bestehenden 
Bahnstrecken  das  Rückgrat  eines  künftigen,  ganz  Norwegen 
erschließenden  Scliienennetzes.  Es  läßt  sich  nicht  umgehen, 
daß  hierbei  auch  die  bestehendf;  Verbindung  Kristiania- 
Trondhjem  ver&chiedentilioh  vertessert,  verkürzt  und  ergäuzf 
wird.  So  ist  eine  Verbindung  G.iövik-Lillehammer  s'  liuii 
vom  Standpunkte  des  Wagenumlaufes  von  Wichtigkeit. 
Zwischen  Hamar  und  Stören  sind  zwei  Linien  möglich,  eine 
Gudbrandsdalslinie  und  eine  Österdalslinie.  Jede  hat  iinc 
Vorteile.  Die  größ-ere  Kürze  der  erster-en  kann  1>ei  der 
letzteren,  welcher  an  sich  w-eseutlich  gümstigere  llöheuver- 
hältnisse  zukommen,  durch  eine  Führung  über  IVAikuo  nit^hr 
als  wettgemacht  werden.  Man  könnte  auf  diese  Weise  die 
Entfernung  Kristiania-Trondhjem  von  "»til  auf  503  km  her- 
unterbringen rrnd  dabei  auf  Grund  der  günstigeren  Anlage- 
verhältnisse Verkehrsvorteile  gewinnen,  die  in  den  Längen 
gar  nicht  zum  Ausdruck  kommen,  uml  die  für  eine  Hau]jt- 
bahn  von  ungemeinem  Gewicht  sind. 

Außer  diesem  Haupthahnstrang  ^xeist  die  besondere  (ie- 
staltüng  Norwegens  aber  noch  auf  die  Erschlielkrno-  des 
großen,  ungefähr  den  fünften  Teil  von  ganz  Norwegen  vor- 
stellenden Dreiecks  Aalesund-Dombaas-Stavanger  als  ein 
sehr  dringendes  Bedürfnis  hin.  In  diesem  Zusammenhang 
muß  auch  auf  eineir  Umstand  hingewiesen  Averdeu,  der  für 
das  norwegische  Eisenbahnnetz  bisher  ungemein  be/x-icluK  in! 
war  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  einen  offenbaren 
Nachteil  der  ganzen  Anlage  darstellt.  Es  gibt  im  Laude 
tatsächlich  nur  einen  Krrotenpunkl,  von  <lem  die  aller- 
meisten der  bestehenden  Bahnen  ausgehen,  und  den  der  Y<'v- 
ke'hr  beim  Übergang  von  der  einen  zur  anderen  Bahn  immer 
wieder  berühren  muß,  und  das  ist  Kristiania.  Die  Haupt- 
bahnstation Kristiania  ist  schon  .letzt  stark  überlastet,  und 
es  ist  sehr  fraglich,  ob  selbst  die  reichlich  bewilligten.  Mittel 
für     die     Erweiterung     dieser  Station  dauernd   Abhilfe  zu 
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schaffen  wrmogen.  Es  könnte  «ich  ,sehr  leicht  herausstellen, 
daß  (he  Beibehaltung  dieses  (Mittelpunktes  auf  die  Lei^stun»- 
<les  ganzen  Netzes  dauernd  heniiuend  einwirkt.  Es  l^steht 
driuseuder  Bedarf  an  Bahnverzweigungeu,  die  dem  un- 
mittelbaren Bedürfnis  des  Landes  zu  dienen  und  zuo-leich 
geeignet  sind,  eine  Entlastung  Kristianias  herbeizuführen 
und  ein  ungehemmtes  Pulsieren  de«  Verkehrs  in  allen  Adern 
zu  ermöglichen. 

Mit  der  iBehandluug  der  Frage  der  Erschließung  des  großen 
Dreiecks  Aalesuud-Dombaas-Stavang-.er,  in  dem.  seit  der  vor 
10  Jahi^en  erfolgten  Eröffnung  der  Bergensbahn  keine  neue 
Bahn  mehr  erbaut  wurde,  wird  nun  aDerdino-s  ein  etwa* 
unsicherer  Boden  betreten.    Es  handelt  ,sich  um  Landstriche, 
die  sich  nach  ihrer  Beschaffenheit  nur  ischwer  für  Eisen- 
bahnanlagen  eignen,  die  auf  Anlagemöglichkeiten  von  Eisen- 
bahnen noch  fast  gar  nicht  untersucht  sind,  ja  für  die  sogar 
die  Mögilichkeit  isolcher  Untensuchungen  bis  zu   einem  jo-^- 
wissen  Grad  durch  den  Mangel  geeigneter  Karten  erschwert 
ist.    Bisher  gel>en  ja  schon  die  Eomsdalsbahn  und  d  ie  Ber- 
geusbahn   gute  Querverbiudungen    der;  norwegischen  West- 
küste mit  dem  Landinneren  und  dem  Stammbahnetz.  Aber  sie 
werden  auf  die  Dauer  nicht  genügen,  um  so  mehr,  als  es  sich 
hier  um  Striche  handelt,  die  reich  an  Wasserkräften  sind,  und 
um  so  mehr,  als  Bergen  und  das  ganze  Westland,  d.  i.  der 
Küstenstrich     von    iStavanger    nordwärts,     uralte  Handels- 
beziehungen zu  „Nordland"  und  Finmark  pflegt.    Man  wird 
vor    allem    eine    wesentliche    Verkürzung  der  Verbindung 
Bergen-Troudhiem  anzustreben  haben.    Ob  diese  Verbindung 
etwa  östlieh  Jotuuheim  durch  Erbauung  der  Mowinokels- 
linie.  etwa  von  Torpe  an  der  Bergensbahn  über  Valdres 
und  üstre  Slidre  zur  Station  Kvam  der  Gudbrandsdalbahn, 
oder    durch    Erbauung    der    J  o  s  t  e d al  s  1  i n  i e  westlich 
Jotunheim    von    der    Bergensbahn   über   Sogn   nach  Bram- 
hangen  an  der  Dovrebahn.  oder  endlich  durch  Erbauung  einer 
Vestenf.ield- Stamm  bahn   südlich  bis  Stava-nger  und 
Haugesund  greifend,    mit  einer  Fähre  den  Hardangerf.iord 
uberschreitend  und  sich  dann  immer  möglichst  an  die  Küste 
haltend  bis  Trondhjem  erzielt  werden  soll,  läßt  .sieh  in  Er- 
manglung der  nötigen  Untersuchungsgrundlagen  zurzeit  noch 
schwer  beurteilen.    Den  beiden  letzten  Projekten  v^Tirde  eine 
Fährenvel*ludu^o•    über    den    Sogn<3ftord  mit  ihren  nahe- 
liegenden  Nachteilen   für  den   Verkehr  eigen   sein  Alle 
Projekte    haben     das  Bestreben,    die  Vei4)indung  Bergen- 
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Trondhiem  immer  mehr  zu  kürzen.  Man  wird  im  «roßen 
ganzen  ubeieinstimmend  mit  der  Gestaltung  des  Landes  die 
^  nordnorxvegische  Kustenlängsbahn  südlich  von  Trondhiein  in 
^  •  Hauptverzweigungen  fächerförmig  fortziisetzeu 
bedacht  sein,  einmal,  wie  schon  oben  bemerkt,  über  Kvikne 
und  österdal  nach  dem  südlichen  und  östlichen  Norweo-en 
zweitens  über  Dovre,  Lillehammer,  Gjövik  und  weiter  iTber 
Honeloß,  Kongsberg  nach  Kristiansand  und  Stavangcr,  also 
zu  den  mittleren  und  südlichsten  Landteilen,  drittens  eine 
Verbindung  zur  Bergensbahn  und  weiter  gegen  Hanoesund 
und  btavanger  zu  den  westlichen  Bezirken  Mit  lüesen 
Linien,  zu  denen  vielleicht  noch  eine  vierte  käme,  die  wir 
oben  mit  Vestenfieldbahn  ibezoiohnet  haben,  über  Orkedalen 
Surendalen,  Romsdalen  etwa  bis  Bergen,  wären  im  allee- 
memen  die  Bedurfnisse  des  Landes  nach  L  ä  n  g  s  veibindun- 
gen  gedeckt  Was  die  Zeit  an  Quer  Verbindungen  noch  ver- 
langen wird,  läßt  sich  noch  kaum  ahnen. 

Es  kamen  dann  noch  die  unendlich  vielen  Bahnen  mehr 
örtlicher  Bedeutung  von  denen  fast  jedes  Amt  im  Laude  sein 
geschütteltes  Maß  besitzt  und  die  alle  eingehender  ITnter- 
.suchungen  in  technnscher  wie  finanzieiller  Beziehun»'  |l>e- 
durten.  tBei  ihrer  nationalen  Bedeutung  nimmt  unter  ihnen 
die  Trysilbahn  (Z.  d.  V.  D.  E.  1912,  S.  606)  eine  aus- 
gezeichnete Stellung  ein.  Sie  wird  in  keinem  Plan  für  Be- 
wiMigung  neuer  Bahnen  fehlen  dürfen.  Verbindungsbahnen 
mit  Schweden  können  natürlich  nur  auf  dem  Weo-e  von  Ver- 
handlungen mit  dem  Nachbarland  zustande  kommen. 

Daß  bei  dem  Eeichtum  Norwegens  an  Wasserkräften  Er- 
örterungen über  ein  künftiges  Eisenbahnnetz  nicht  statt- 
tmden  können,  ohne  gleichzeitig  die  Frage  der  Elektri- 
sierung anzuschneiden,  liegt  auf  der  Hand.  Das  schwierioe 
stark  durchschnittene  Gelände  macht  die  Vorzüge  elektri- 
schen Betriebes  zur  Überwindung  starker  Steigungen,  wobei 
manche  Linien  von  vornherein  kürzer  und  billiger  ano'eleo-t 
werden  könnten,  ibesonders  einleuchtend.  Gerade  der  jetzige 
Zeitpunkt  legt  diesen  Gesichtspunkt  nahe.  Kürzlich  haben 
nämhch  die  Staatshahnen  ein  Angebot  für  die  Elektiisieruno- 
der  Kristiania-Drammenbahn  (Z.  d.  V.  D.  E.  1914,  S.  182)  an" 
genommen,  das  gemeinschaftlich  von  drei  norwegischen  Fir- 
men eingereicht  wurde,  und  das  sich  auf  mehrere  Millionen 
Kronen  beläuft.  Sie  haben  damit  den  ersten  tatsächlichen 
Schritt  auf  dem  AVege  zur  Elektrisierung  dier  norwegischen 
Bahnen  getan.  Dr.  S. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Rückgabe  deutscher  Lokomotiven?  Der  „D.  Allg.  Ztg.'' 
entnehmen  ^vil^,  daß  sich  nach  einer  Meldung  des  „Matin'' 
die  französische  Regierung  entsehlossen  haben  soll,  einen 
Teil  der  deutschen  Lokomotiven,  die  auf  Grund  des  Friedens- 
\ertrages  ausgeliefert  werden  mußten,  au  Deutschland  zu- 
rückzugeben, weil  ihr  Bau  sich  nicht  für  den  ßetricli  auf 
den  französischen  Strecken  eigne.  Daß  ein  Teil  unserer 
Lokomotiven,  und  zwar  die  schwersten  Maschinen  unter 
ihnen,  für  die  französischen  Bahnen  infolge  ihres  leichten 
Oberbaues  und  ihrer  Betriebshandhabuug  sich  nicht  eigneten, 
wurde  sofort  uaeh  der  Ablieferung  dieser  Maschinen  wieder- 
holt in  der  französischen  Presse  besprochen.  Von  einer 
Rückgabe  dieser  Lokomotiven  ist  aber  damals  nicht  die  Rede 
gewesen.  Bisher  soll  in  den  amtlichen  deutschen  Stellen  von 
einer  jetzt  beabsichtigten  Rückgabe  dieser  Maschinen  nichts 
bekannt  geworden  sein.  Ob  Frankreich  die  Absicht  einer 
solchen  Ruckgabe  hat,  läßt  sich  also  zurzeit  nicht  feststellen. 

—  Der  neue  Winterfahrplan.  Die  deutsehen  Eisenbalin Ver- 
waltungen haben  vereinbart,  den  neuen  Fahrplan  am 
y.  Oktober  einzuführen.  Der  Grund  der  Verschiebung  ist 
folgendicr:  In  dem  besetzten  deutschen  Gebiet  links'  des 
Rheins  A\'ird  auf  Geheiß  des  Chefs  des  Feldbahnwesens  der 
Besatzungstruppen  in  der  Nacht  vom  4.  zum  5.  Oktober  die 
Avesteuropäische  Zeit  eingeführt.  Dort  gilt  jetzt  die  mittel- 
euro])äische  Zeit,  die  der  Sommerzeit  Frankreichs  entspricht 
Die  Franzosen  haben  bekanntlich  die  Sommerzeit  in  diesem 
Jahre  beibehalten,  während  sie  in  ihrem  Ursprungsland  nicht 
weder  eingeführt  worden  ist.  Wenn  nun  links  des  Rheins 
am  1.  Oktober  der  Winterfahrplan  eingeführt  würde,  so  müßte 
dort  in  der  Nacht  vom  4.  zum  5.  Oktober  ein  zweiter  Fahr- 
planwechsel stattfinden.  Durch  die  Verschiebun  »•  wird  der 
doppelte  Wechsel  vermieden. 


—    Bevorzugte    AVagcngcstellunj?    für  Ausf uhrsütcr.  Auf 

Antrag  des  diktatorischen  Ausschusses  für  Ein-  und  Aus- 
fuhr hat  der  preußische  Eisenbahnminisler  verfügt,  daß  ohne 
besondere  Genehmigung  der  Eisenbahndirektioueu  -  für  sämt- 
liche Guter,  die  nachweislich  zur  Ausfuhr  bestimmt  sind, 
Wagen  angefordert  werden  können.  Das  stellt  insofern  eine 
nicht  unwesentliche  Begünstigung  des  Ausfuhrverkehrs  dar, 
als  sonst  infolge  der  Knappheit  unseres  Eisenbahnmaterials 
die  AVa-gengestellung  für  Verkehrsgüter  mit  Ausnahme  be- 
sonders wichtiger  Gegenstände  des  Lebensbedarfs  so  z.  B. 
tur  Lebensmittel  und  Kohle,  der  Genehmigung  der  Eiseubahu- 
direktion  unterliegt.  Die  nunmehr  getroffene  Anordnung  läßt 
im  Interesse  unserer  Valuta  und  des  Wiederaufbaues  unserer 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  eine  wesentliche  Erleichterung 
und  Beschleunigung  des  Ausfuhrverkehrs  erhoffen. 

fiüterunterschlagungeii.  Die  Täti^-ikeit  der  hvi  der 
Ljsenl)ahndiiektiou  Berlin  eingerichteten  Üherwachunnsab- 
teilung.  die  sich  nicht  nur  auf  die  Strecken  der  Beidiner 
Direktion  erstreckt,  hat  zu  einem  neuen  großen  Erfolg  ge- 
führt. Schon  seit  längerer  Zeit  wiesen  die  EinütlunKen  dci- 
Abteilung  auf  Unregelmäßigkeiten  im  Güterverkehr  auf  der 
Hamburg-Lehrter  Strecke  hin.  Die  angestellte  Überwachung 
der  Gütersendungen,  die  diese  Strecke  benutzten,  ergab  daß 
eine  Bande  von  Eisenbahüräubern  in  Gestalt  von  Eisenbahn- 
beamten und  -arbeitern  dem  Verschwinden  einer  Reihe  wert- 
voller Sendungen  nicht  fern  stand.  Nach  eingehenden  Beob- 
achtungen wurde  festgestellt,  daß  von  einzelnen  Zugbeoieit- 
personälen  Sendungen  aller  Art  ausgesucht  und  auf'  der 
zmschen  den  Stationen  Charlottenburg  und  Stendal  gelegenen 
Station  Groß»Behnitz  ausgeladen  wurden.  Die  echten  Fracht- 
briefe wurden  vernichtet,  während  die  Güter  unter  der 
Adresse  einzelner  der  Beteiligten  weiter  gesandt  wnirden. 
Soweit  die  Ermittlungen  bisher  ergeben  hallen,  sind  an  den 
Räubereien  zwei  Zugbegieitpersonale,  eine  Reihe  der  Ar- 
beiter der  Station  Groß^Behnitz.  außerdem  aber  auch  noch 
von  -den  dortigen  Bieamten  ein  Fahrdienstleiter,  insgesamt 
15  Mann  dieser  Station  an  den  Diebstählen  beteiligt.  Die 
Menge  der  auf  dieser  Station  aufgestapelten  und  veruntreuten 
Stückgutsendungen  Avar  so  groß,  daß  ein  Wagen  mit  den  be- 
sehlaguahmten  Sendungen  gefüllt  wnrde.  Der  Wert  der  durch 
das    schnelle  Handeln    der  Überwachungisabteiluno-  sicher- 
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g*st€llt.eii  Waren  überstcist  bis  zur  Stund«  über  200  000  ,//. 
Di«  bisher  ermittelten  Tät^er  «ind  durchweg-  oestäudig'. 

—  Wirklicher  Geheimer  Rat  Wehrmaiiii  f.  Mit  dem  ;uii 
3.  September  plötzlich  \'erstorl>eu>eu  Ministerialdirektor  a.  D. 
Wukl.  t;eh.  Kat  Leo  Wehrmann  ist  wieder  einer  der  Männer 
ilahinsesancfen,  deren  Namen  mit  der  Geschichte  der  preußi- 
schtn  Staatseiseubahnverwaltuuii;-  in  ihrer  v  ichtiusten  Ent- 
wicklungszeit, untrennbar  verbunden  sind. 

Wehrmanu  wurde  am  10.  Dez.  1840  in  Frankfurt  (Oder)  ge- 
Itoreu,  be.'ichäftigte  sich  nach  dem   Abiturientenesamen  zu- 
lächst  mit  landwirtschaftlichen    und    landmesserischeu  Ar- 
>eiten  und  studierte  dann  die  Eechtswissenschaft.   Im  Jahre 
L8G7  zum  G^erichts-Assessor  ernannt,  trat  er  am  1.  April  1868 
ils  Hilfsarbeiter    bei    der    Königlichen  Eisenbahndirektion 
Elljerfeld  ein.     Im   Juni  1870   wurde  er   der  Kaiserlichen 
Eisenbahnl>etriebs-Kommission  in  Straßburg  i.  Eis.  zugeteilt 
Ii e  die  Aufgabe  hatte,  die  im  Frieden.sschluß  von  der  fran- 
5&sischen   Ostbahn  an  das  Deutsche  Eeich  übergegangenen 
)lsaß-lothringi.schen  Bahnen  zu  verwalten.     Im   Jahre  1872 
:um  Mitglied  der  Direktion  Elberfebl  ernannt,  wurde  Wehr- 
nann  dort  bald  mit  einem  Verkehrsdezernat  betraut  und  er- 
Lielt  damit  Gelegenheit,   an   den  wichtigen  Aufgaben  jener 
türinischeu   Zeit  mitzuwirken.     Besonders  war  er  beteiligt 
in  den  Verhandlungen  über  eine  Vereinbarung  einer  einheit- 
ichen  Güterklassifikation  der  deutschen  Bahnen.    Von  großer 
iedeutung  war  auch  seine  Tätigkeit  für  die  damals'  ange- 
lahute    \  erstandigung  der  drei  großen  westlichen  Bahnen, 
er  Bergisch-.:Markischen,  der  Cölu-Miudener  und  der  Rhei- 
iischen  Eisenbahnge,sellschaft  auf  tarifarischem  C4.cbiete. 
Im  Jahre  1875  ging  Wehrmann  im  Auftrage  des  Haudels- 
unister-s  nach  England,  um  die  dortigen  Eisenbahueinrich- 
uigen  kennen  zu  lernen ;  187fi  zum  Regierunigsrat  ernannt, 
rarde  er  im  folgenden  Jahre  nach  Berlin  versetzt,  um  die 
5erIin-Dresdener  Bahn  in  die  Verwaltung  des  Staates  zu 
berf Uhren.    Es  mußten  hier  die  ersten  Regeln  für  die  nun- 
lehr    beginnende    Verstaatlichung    der  Privateisenbahnen 
etuncen  werden.      Wehimanu  löste  die  ihm  aufgetragene 
LUlg-al>e  mit  großem  Geschick  und  hat  nicht  nur  als  Kom- 
ussar  lur  die  Berlm-Dresdener  Bahn,  sondern  auch  in  seinen 
pateren  Stellungen  in  Bromberg  and  namentlich  in  Erfurt 
ut  diesem  Gebiete  bei  der  Umwandlung  der  Einrichtunoeu 
er   erwoi-benen    Bahnen    in   die   Formen    des  Staatsbalm- 
&tricl>es  hervorragendes  geleistet.     Nach    Ü.l>ernahme  der 
;erlin-Dresdener  Bahn  ^^ar  Wehrmann  noch  einige  Zeit  als 
ersitzender  der  für  diese  eingesetzten  Eisenbahnkonimission 
itig  und  wurde  «odann  am  1.  Oktober  1879  der  Direktion  der 
lederschlesisch-Markischen  Bahn  zugeteilt.    Im  Februar  1880 
'ur<lo  er  nach  Bromberg  versetzt,  wo  ihm  die  Geschäfte  eines 
.Uteilungsdirigenten  anvertraut  wurden  und  er  im  November 
es  Jahres  zum  Oberregierungsrat  ernannt  wurde.     Im  De- 
Miiber  1882  erfolgte  seine  Versetzung  nach  Erfurt  Nach 
)jahriger  erfolgreicher  Tätigkeit,  die'  sich  insbesondere  auf 
le  großen  Autgaben  der  Verstaatlichung  erstreckte,  wurde 
r  1111  November  1892  zum  Präsidenten  dieser  Eisenbahn- 
LiM^ktiou  ernannt  und  ein  Jahr  später  in  gleicher  Eigenschaft 
ich  Breslau  versetzt.    In  die  Zeit  .seiner  dortigen  Tätigkeit 
illt  die  Reorganisation  der  preußischen  Staatseisenbahu  im 
Ihre  189o,  an  deren  Au.sarbeitung  ihm  bestimmender  Ein- 
uß  zutiel.    Auch  nach  seiner  Berufung  in  das  Ministerium 
^toiin  "'V  ^^•f'^^'^^'jf^i-  1898  zum  Direktor  der  Verwaltungs- 
Jteil  ing  ernannt  wurde,  arbeitete  er  an  dem  weiteren  Aus- 
iii  der   Verwaltung-sorganisation.     Insbesondere  oblag  ihm 
e  1  o|l''iWnug  (b-r  Personalangclegenheiten,  die  Schaffung 
.uer  \orschrif  en  für  die  Vorbildung.  Ausbildung  und  Ver- 
nriten".    '  ^'^^"itß^'  ^lie  Ausgestaltung  der  Wohlfahrts- 
nnchtungen,  sowie  andere  Maßnahmen  für  die  Verbesse- 
ng  der  Lage  der  Bediensteten.     Im  Jahre  1909  erint  er 
anen  Abschied  aus  dem  Staatsdienst,  nachdem  er  im  Jahie 
uor  zum  AVirkhchen  Geh.  Rat  mit  dem  Prädikat  Exzellenz 
ndiuit  Avordeu  war.  Die  Jahre  der  nun  folgenden  Muße  be- 
«.ft  li^^/"i'        ^''"e"!  Bucbe  „Über  die  Verwaltung  der 
^atseisenbahne^i«    .«eine    reichen    Erfahrungen    in  allen 
«Feigen    der    Eisen  l>ahn  Verwaltung    niederzulegen.  Seine 
•oßen  \  erdienste  um  die  Staatseisen bahnverwaltuno-  sind  so 
lg  mit  deren  Blüte  in  der  Zeit  glänzender  Entwicklung  der 
»utschen  Wirtschaft  verbunden,  daß  sein  Name  unvergessen 
«Iben  wird. 

—  Personal nachrichten.  Bei  der  p  r  e  u  ß  i  s  c  h  -  h  es  s  i - 
3üen  Staat sl)ahn Verwaltung  sind  folgende  Änderungen  ein- 
treten: Zur  au shilfs weisen  Beschäftiguno-  in  den  Eisen- 
ihnabteilungen  sind  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
sten uberwiesen:  die  Regierungsräte  Dr.  Luther  in 
is.sel  und  Dr.  Sommer  in  Braunschweig  sowie  der  Re- 
Leiungsbaumei.ster  des  Maschinenbaufachis  TetziLaff  in 
Brlm. 


Bei   den   bayerischen   Staatseiseiibahnen   Avurden  :am 
I.September    in    etatsmäßiger    Weise    befördert:  beim 
Staatsministerium  für  A^erkehrsaiigelogcnheiten  der  mit  dem 
Titel  und  Rang  eines  Gclieiiuen  Rates  bekleidete  JMiiiisferial- 
rat  Dr.  Josef  v.  Gr  aß  mann  zum  Ministerialdirektor,  der 
mit  dem  Titel  und   Rang  eines  Ministerialrates  bekleidete 
Oberregierungsrat  Dr.  Julius  Groeschel  zum  Ministerial- 
rat, der  mit  dem  Titel  und  Rang  eines  Oberregierungsrate.s 
liekleidete  Regierungsrat  Georg  Rösch  zum  Oberregierungs- 
rat; die  Regierungsräte  Karl  Benkert,  Ab)is  Dantscher, 
Dr.  Eduard  Priedel,    Johann  Friedrich  und  Valentin 
Koch,   zu    Oberregieruugsräten,    der    Direktions  rat  Karl 
Straub   zum  Regierungsrat ;  zu  Obenegierungsräten  dieses 
Staatsministeriums  die  Regierungsräte  Ferdinand  II  a  p  p  der 
Eisenbahndirektion   München    uud   Kail   II  o  Ilfelder  der 
Eisenbahndirektion  Nürnberg;  fern-er  wurden    befördert  zir 
Oberregierungsräten    die   mit    dem    Titel    und    Rang  eines 
(.)berregierungsrates     bekleideten     Regieruiigsräte  "Eduard 
Fesenniair  der   Eisenbahndirektion   München   und  Josef 
Schaller    der   Eisenbahndirektion    Aug,sl)urg,   die  Reo-ie- 
rungsräte    Rudolf    Abel    des    LMaschinenkonstrukt  ionsamts 
München,     Karl      Haß  lauer      der  Eisenbahndirektion 
^München.     Ludwig    Gleißner     der  Eivsenbahndirektion 
N'ürnberg,   Albert  Hübler    der    Eiseiil)aliiulirektion  Nürn- 
berg, Heinrich   Krämer  der  lEisenliinhiulireklion  Regens- 
burg, Johann  Burkhardt    der  Eisenbalmdirektion  Nürn- 
berg,  Theodor   A  1 1  e  n  s  c  h  ö  p  f  e  r   der  Eisenbahndirektion 
München,     Albert  We  fezler  der  Eisenbahndirektion  Augs- 
burg, Dr.  Karl  Herr   der  Eiseubahndirekl  ion  :\tiinchen ;  "zu 
Regierungsräten  die  Direktionsräte  (Jeorg  R  v  i  t  e  r  ik-r  Eiscii- 
liahndirektion  Regensburg.   Anton   Hertel   der  Eiseiibabii- 
direktion  Ludwigshafen  (Rhein),  Eduard  Alzheimer  der 
Eisenbahndirektion   Nürnberg,   Johann   Hennch,  A'orstaud 
der    Betriebsinspektion    II.    Nürnl>erg,     Friedrich    H  ö  o  h  - 
■stetter',  Vorstand    der  Bauinspektion  Regensburg,  Erwin 
Eberle,  Vorstand  der  Bauinspektion  IV.  Nürnberg,  Wilhelm 
Emrich,  Vorstand  der  Betrieb.s-  und  'Bauinspektion  Neu- 
ulm,   Theodor    Lauböok.     Vorstand    der  Bauinsiiektiou 
Rasenheim,    Christian    Köber,    Vorstand    der  Bauinspek- 
tion I.  Ingolstadts  Peter  Mühl  bau  er,  Vorstand  der  Neu- 
liaumspektion  München,    Hermann  G  e  u  1 .  Vorstand  der  Be- 
triebs- und  Bauinspektion    Hof,    Adolf    Kohlborn,  Vor- 
.^tand      der      iStarkstromiuspektion      München,  Friedrich 
Scharspert,  Vorstand  der  Wcrk.stätteninspektion  II.  Nürn- 
berg, der  nut  dem  Titel  und  IJaiig  eines  Regierungsrats  be- 
kleidete Direktionsrat  und    \'orstan(l   der  Bauinspektion  II 
Kaiserslautern  Gustav    Lang,  ferner  der  Vorstand  der  Be- 
triebsinspektion  Weiden   Direktiousrat   Otto    Versil  zum 
Regieruugsrat     beim     Personalamt    der    tStaatsbahnen  in 
München  und  der  Vorstand  der  Betriebs-  und  Bauinspeklion 
Donau-Wörth  DirektiDnsrat  Wilhelm  Salier  zum  Reoie- 
niiigsrat    und    Vorstand    der    Bauinspektion  LiuhA-igsha'fen 
(Rhein)  ;     zu  Direktionsräten  die  mit  dem  Titel  und  Ran" 
eines    Direktionsrates    bekleideten    Inspektoren  WolfganJ 
Wunder,     Otto     0  b  e  r  n  i  e  d  e  r  m  a  v  r      und  Wilhelm 
Peißner  des  Reklamation  samt  s  dei-  Staatsbahnen  r.  d.  Rh. 
in   München,    sowie   Heinrich    Keniniei'    der  Eisenbahn- 
direktion Würzburg:   eudlii-li   der   mit  dem  Titel   uud  Rano- 
■eines   Rates  bekleidete   Oberbahuve-rwaltcr  der  Eisenbahn- 
direktion Wurzburo-  Leonhard  Pfeiffer    zum  Direktions- 
rat  der  Betriebsinspektion  III  Nürnberg  und  der  Vorstand 
dcf    Bahnstation    München    ffljf.    Oberbahnverwalter  Max 
Siege  rt    zum   Direktionsrat   und    "\'()iistand    der  Betriebs- 
luspektion  I  Ingolstadt.    —    Am    I.Oktober  werden  l)e- 
fordert:    die  mit  dem  l'itel  und  Rano-  eines  Ministerialräte* 
bekleideten  Obcrreoierungsiäte     des  Staatsministieriums  fiir 
A'erkehrsangelegenheileii  Kourad  Dasch    zum  Präsidenten 
der  Eisenbahndirektion  WüivJnirg   und   Ferdinand  Käp])ol 
zum  Präsidenten  der  Eisenbahudireklion  Nürnberg.  —  In  den 
Ruhe.stand  werden  ver.setzt :     dci'  Präsident  de r  Eisenbahn- 
direktion Würzburg  Karl  v.  We  Icker  und  der  Präsident 
der     Eisenbahndirektion'    Nürnberg     August     v.  Kalck- 
h  r  e  n  n  e  r. 


Deutschösterreich. 

—  Auflösung  der  Geiieia)iiis])ektioii  der  österr.  Eisenbahnen. 

Die  Regieruu.g  hat  in  der  NationalA-ersainmluns'  einen  Gesetz- 
entwurf eingebracht,  mit  dem  die  Generalinspektion  der 
Eisenbahnen  aufgelöst  wird.  Alle  bisher  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Generalinspektion  der  Eisenbahnen  fallenden  Ob- 
liegenheiten sind  vom  Tage  der  Auflös.ung  dieser  Behörde 
angefangen  vom  Staatsamte  für  Verkehrswesen  zu  besorgen, 
lu  der  Begründung  der  Vorlage  heißt  es :  Infolge  der  durch 
die  staatliche  Umwälzung  erfolgten  Verminderung  des  für 
diese  Behörde  in  Betracht  kommenden  Netzes  auf  etwa  ein 
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Uriiucte  für  deu  Bestand  der  Ueucralinspektion  ticr  lEisen- 
bahn-eii.  Da  das  8t.aat&aint  für  Verkehrswesen  dieses  Hilfs- 
i)rg-aiies  zur  Aivsübun.tc  der  iiuu  übertragenen  Geschäfte  nicht 
luelir  bedarf,  ers<?heiut  es  zur  Anpassung  an  die  neuen  Ver- 
iialtuisse  und  nut  Eücksicht  auf  die  Finanzlage  des  Staates 
geboten,  die  deneralinspektion  der  Eisenbahnen  aufzulassen 
und  deren  Obliegenheiten  in  den  engeren  Wirkungskreis  des 
btaatsamt&s  für  Verkehrswesen  einzube ziehen. 

—  Drohende  Einschränkung  der  Personenzüge.  Die  Staats- 
ijahndirektion  m  Innsbruck  g-ibfc  .bekannt,  daß  mit  Eüofesicht 
;Hit  die  vollständige  Erschöpfung  der  Kohlenvorräte  und  das 
unregelmäßige  Zurollen  der  Kohlen  die  Staatsbahnverwaltung 
genötigt  sein  wird,  m  der  allernächsten  Zeit  auch  den  Be- 

1,  ^"   Pei'souenführeuden    Züge  stark  einzuschränken, 

allenfalls  aaich  ganzlich  einzusteUen.  Eine  Gewähr  für  den 

tahrplanmaßio-.en  \  erkehr  kann  von  jetzt  an  nicht  mehr 
übernommen  werden. 

—  Eisenbahneröffnung.  Am  4.  September  wurde  die 
Kteinsche  Lokalbahn  Peggau-Übelbach  dem  Betrieb  über- 
geben. Der  Bahnbau  w^urde  von  der  Bauunternehmung  ln<y 
laulolt  C  zeczowicka  und  Sohn  ausgeführt.  Die  neue  Bahn  die 
von  der  Strecke  Graz-Bruck  abzweigt  und  in  westlicher  Eioh- 
rung  dem  Tal  des  Übelbaohs  folgt,  ist  geeignet,  den  Touristen- 
verl^ehr  m  das  von  Übelbach  leicht  zu  erreichende  Glein- 
alix-ngebiet  zu  heben. 

—  I'ersonaluachrichten.  Ernannt  wurden:  die  Miiisterial- 
\  izcsekretäro.  Dr.  Johann  Gangibauer  und  Dr  Karl 
(  onstautin  zu  Mmistorialsekretären  im  Staatsaiiite  für 
\  erkehi  s\veseii.  der  Bauoberkommissär  Ing.  Julius  L  u  b  e  u  i  k 
sowie  dir  .Mascliiueuoberkommissäre  Ing  Leo  Truxa  Dr' 
techn.  Ing.  Karl  Mayer  und  Ing.  Adolf  Brandl  zu  Bau- 
rateu  im  Ifetaatsamt  für  Verkehrswesen  und  der  Ober- 
kommissar der  Geueralinsi>ektion  der  d.  ö.  Eisenbahnen  In"- 
Werner  N  o  u  a  o  k  h  zum  Inspektionsrate  bei  dieser  Be- 
lioide. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Ausstand    aiii*    den  lothringischen  Eisenbahnen.  Am 

n.  beidem-ber  ist  auf  den  lothringischen  Eisenbahnen  der 
Geuexalstreik  ausgcl>rocheu,  ,der  auch  auf  die  Eisenbahnen 
des  baargebiets  und  die  luxemburgischen  Bahnen  sowie  auf 
tlie  fetraßejibahnen  und  Postanstalten  von  Metz  hinüber- 
gegritten  bat.  lu  Metz  wurde  der  verstärkte  Belageruno'S- 
zustand'  verhangt  und  tlie  Zahl  der  Besatzuugstrpppen  stark 
verinehi-t.  Soweit  man  sich  aus  den  lückenhaften  Zeituno-s- 
berichten  em  Bild  machen  kann,  scheint  der  Streik  wenic'-er 
auf  wirtscliaftliche  als  auf  politische  und  persönliche  Gründe 
zuruckzu  lull  reu  zu  sein.  Vor  allem  haben  sich  die  Eisen- 
bahnangestellten  gegen  die  Tatsache  verwahrt,  daß  alle 
höheren  Posten  in  Elsaß-Lothringen  durch  Franzosen  be- 
setzt wurden,  die  sich  mit  den  Eisenbahnern,  die  nicht  fran- 
zosisch sprechen,  nicht  verständigen  könnten.  Auch  scheinen 
die  ELsenbahnor  gegen  die  Betriebsführunff  durch  die  Ost- 
bahn Stellung  genommen  und  dten  Staatsbetiit b  a'cfordeit  zu 
haben.  Der  zweitägige  Streik,  wählend  dcissen  der  gesamte 
Ijetneb  bis  auf  deu  Nahrungsmittelverkehr  ruhte  ist  durch 
ein  Abküinnien  beendet  worden,  dessen  wichtigste  Bestim- 
uiuiigeu  1  olgende  sind:  die  von  den  Arbeitern  geforderte 
Entlassung  emes  Depotchefs  wird  von  der  Verwaltuno-  zu- 
gesagt; das  lothringische  Eisenbahnnetz  wird  als  STaats- 
eisenbahnnetz,  dem  Dekret  des  G^neralkommissar.s  vom 
ly.  Juni  1919  entsprechend,  betrieben.  Es  Avird  eine  von 
den  Parteien  zu  gleichen  Teilen  zu  besetzende  Kommission 
•eirrichtet,  die  die  Giundlagen  für  die  Regeluno-  wichti<>-er 
Fragen  des  Dienstes  festsetzen  und  ihre  Beschlüsse  dem 
»TeneraLsekrctariat  unterbreiten  soll.  .  Gegen  die  Streikenden 
soll  nicht  eingeschritten  werden.  Die  Streiktage  weiden 
bezahlt.  Der  Zugverkehr  ist  am  13.  September  wieder  auf- 
genommen Avorden. 

—  Einweihung  der  schwedisch-finnischen  Verbindungsbahn. 

liUde  beptember  oder  Anfang  Oktober  erwartet  man  die 
feierliche  Eröffnung  der  schwedisch-finnischen  Verbindungs- 
bahn im  Beisein  des  Königs  von  Schweden  und  des  neuen 
Präsideuten  von  Finnland  Stählberg. 

—  Tariferhöhung  auf  den  polnischen  Eisenbahnen.  >iach 
einer  Kundgebung  des  polnischen  VeAehrsministeriums 
wurden  mit  Gültigkeit  vom  15.  September  in  Galizien  und 
Ostschlesien  auf  -sämtlichen  Eisenbahnlinien  die  Personen- 
und  Gütertarife  um  100  %  erhöht. 


Fremde  Erdteile. 

~  Betrieb  und  Verwaltung  der  uordamerikanischen  Eisen- 
bahnen. Aus  Neujork  wird  der  B.  B.  Ztg.  gemeldet:  Im 
Nenai  Avurde  ein  G<;setzentwurf  eingebracht,  wonach  dio 
Eisenbahnen  den  früheren  Besitzern  zurückgegeben  Averden 
sollen.  Die  Arbeiter  erhalten  Stimmen  in  der  A^erwaltuu" 
und  Anteile  am  Reingewinn.  Die  Linien  Averden  von  ge- 
mischten Ausschüssen  aus  Besitzern  und  Arbeitern  vei- 
Aval  t  et.  Auvsstande  werden  verboten.  Außerdem  solleu 
billigere  Tarife  geschaffen  werden. 

—  Japanisierung  der  Pcking-Kalgan-Hahii.  •  Der  einzi<>M 
SchienenAveg,  den  China  in  völlig  eigener  A'erAvaltuno-  be- 
saß die  PekingJKalgan-Bahn,  die  mit  ausschließlich  chine- 
sischem Kapital  erbaut  war,  ist,  einer  Mitteilung  der  „Weh- 
wirtschaft" zulolge,  in  japanische  Hände  übergegangen. 


Rechtspflege. 

—  Höchstpreise  als  der  „gemeine  Handelswcrt"  einer 
\nire  bei  Verlust  von  Eisenbahnfrachtgut.  In  einem  Sti>eit- 
fali,  bei  Avelchem  es  sich  um  die  Höhe  des  von  der  Eisen- 
bahn für  untei-Avegs  gestohlenes  Frachtgut 
(Fleisch waren)  zu  ersetzenden  Schadens  liandelte,  hai 
das  Reichsgericht  entschieden,  daß  auch  bei  teuren 
Auslandiswaren  nicht  der  Avirklich  gezahlte  hohe  Einkauf^- 
preis,  sondern  nur  der  für  solche  Waren  im  Inland  geltemli« 
Höchstpreis  als  „gemeiner  Handelswert"  des  abhanden 
gekommenen  Frachtg-utes  zu  ersetzen  sei.  Es  hat  <lazu  fol- 
gendes ausgeführt : 

Wenn  §  38  EVO.  (entsprechend  dem  §  457  HGB.)  den  g*- 
lueinen  Handelswert  und  in  deissen  Ei-mangelung  den  ge- 
meinen Wert,  den  Gut  der.selben  Art  und  Beschaffenheit  am 
Absendungsorte  im  Zeitpunkte  der  Annahme  zur  Beförderang 
hatte,   als   Maßstab  für   den    Umfang-  des  Schadensersatzes 
A^onschreibt,  so  wird  damit  klar  zum  Ausdruck  gebracht,  dali 
der  zu  leistende  Wertersatz  nur  auf  Grund  allgemeiner  wirt- 
schaftlicher Gesichtspunkte',  nicht  aber  auf  Grand  der  be- 
sonderen Interessen  des  einzelnen  Beteiligten  bemessen  Avei- 
den    soll.     Offensichtlich    bezweckt     die    Vorschrift  deu 
Schutz  der  Eisenbahn  gegen  übermäßige,  ihrer  Höhe  nach 
nicht    A-oraussehbare    Entsohädigungisanspi-üche.  Gemeiner 
Handelswert    ist     der  im   Handelsvei'kehr  erzielte  Durcli- 
schnittspreis,  der  Markt-  oder  Handelspreis  der  Ware;  gic- 
meiner  Wert-  ist  derjenige,  den  das  Gut  nach  seiner  objek- 
tiven Beschaffenheit  für  jedermann  hat.     Den  Gegensatz 
dazu  bildet  eiue  Wertbennessung,   die   den  besondeiien  Uni- 
ständen  des  Falles  und  den  individuellen  Verhältnissen  di  s 
Beteiligten  Rechnung  trägt.    Von  diesem  Gsichtspunkt  aus 
erscheint  es  bei   Gegenständen,  die  soAA^ohl  im  Großhandel 
wie  bei  der  Veräußerung  an  den  Verbraucher  behördlich  vor- 
gesohriebenen   Höchstpreisen  unterliegen,  ausgeschlos- 
sen,    den   gemeinen   Handelswert   oder  überhau|it  den  ge* 
luieinen  Wert  höher  zu  bemessen,  als  die  Höchstpreise,  die 
die  äußerste  Grenze  für-  die  im   Handels\-erkehr  zulässige 
Preisbemessung     darstellen.      Grundsätzlich     ergreift  die 
Höohsitpreisfestsetzuug  untei'ischiedlos  jedes     Geschäft  ük-r 
eine  Ware  der  einschlägigen  Art,  und  es  kommt  dabei  auf 
den  Beweggrand,  aus  Avelehem  ein  Geschäft  über  die  Ware_ 
abgeschlossen  worden  ist,  und  auf  die  av irtschaftliche  Be-' 
deutung  des  Geschäft«  nicht  an.    Deshalb  kann  jenseits  der 
durch  die  Höchstpreisfestsetzung     gczogeu>en    Grenze  voii 
eimem     gemeinen  Wert    oder  einem  gemeinen  Handelswert 
nicht   die   Rede   sein.    Wenn   im    Schleichhandel  all- 
gemein weit  höhere  Preise  gezahlt  werden,  .so  müsseu  dic^c 
außer  Betracht  bleiben,  da  unsittliche  und  strafbare  Höchsl- 
preisüberschreitungen      im     ordentlichen    Geschäft  SA^erk  ehr 
keine  Berücksichtigung  finden  und  für  die  Werthemessuii'i 
nicht  maßgebend  sein  können.    Die  hier  in  Frage  stehende 
Ware    (Schweine-    und    Rindfleisch,    Räucherwaieu,  Speck) 
gehörte,  auch  wenn  sie  im  besetzten  Gebiiet,  also  im  Au>- 
lancle  gekauft  war,  zu  einer  Gattung,  Avelche  im  allgemeinen 
der  Höohstpreisfestsetzung  unterlag.     Au«     der  Gesamtheit 
der  maßgebenden     Einfuhr-     und  Höchstpreisbestimmunffen 
folgt,    daß  im  allgemeinen  redlichen  Verkehr  für  die  hier 
fraglichen  Fleisch-  und  FettAvaren,  auch  Avenn  sie  aus  dem 
Auslande  bezogen  wurden,  ein  höherer  Preis  als  der  für  In- 
landswaren gleicher  Art  festgesetzte  Höchstpreis  nicht  er- 
zielt Averden  konnte.    Allerdings  ist  im  A^orlie senden  Falle 
vom  Kriegsernährangsamt  ausnahmsweise  der  Klägerin  zur 
Versorgung  der  Rüstuugsindustriearbeiter  die  Erlaubnis  ■er- 
teilt worden,  die  Ware  zu  einem  den  Höchstpreis  überstei- 
genden Preis  zu  beziehen.    Dieser  Umstand  l>erührt  jedoch 
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iie  Schad«n.sersatzpflich(;  cter  Eisenbahn  ,in  kleiner  Weise. 
Er  stellt  «ich  lediglich  als  eine  der  Klägerin  zuteil  gewordene 
sondervergiinstigung  dar.  die,  wie  jedes  andere  individuelle 
Recht,  bei  der  Bemessung  des  gemeinen  Wertes  oder  HandeLs- 
B-ertes  außer  Betracht  bleiben  muß.  Durch  die  (unstreitig 
jrfolgte)  Zahlung  des  Höchstpreises  für  die  verloren  gegan- 
«enen  Waren  ist  daher  die  Klägerin  wegen  ihi-es  Anspruchs 
luf  Ersatz  des  g-emeinten  Handelswertes  oder  .schlechthin 
ies  gemeinen  Wertes  befriedigt  worden.  Wollte  sie  sich 
larüber  hinaus  die  SchadlosJialtung  wegen  des  ganzen  von 
hr  gezahlten  Preise«  sichern,  so  hätte  sie  den  Absender 
les  Gute«  veranlassen  müssen,  da«  Interesse  an  der  Liefe- 
■ung  im  Frachtbrief  anzugeben.  §  92  EVO.''  (Akten/eichen  • 
.  61  19.-16.  G.  19.) 


Der  Sohriftleitung  sind  folgende  Bücher 
zugegangen : 

Dr.  0.  Gönnenweiu:  Württemberg  und  die  Vereinheiilic-huiig 
deutschen  Eisenbahnwesens.    Verlag  J.  Bensheimer.  Mann- 
eim.  Berlin  und  Leipzig  191«;.    Preis  4  c//. 


Dr.-liijr.  Biedermann:  Der  wirtschaftliche  Erfolg  einer  Ge- 
juemschaft  der  deutschen  Staatsbahnen.  Beurteiluno-  der  Vor- 
.schlag-e  von  Kirohhoff.  (Sonderabdruck  aus  dem  Organ  für  die 
1<  ortschritte  des  Eisenbahnwesens.  Heft  1919.)  0  W  Krei- 
dcls  Verlag.  Wiesbaden.    Preis  4  J(., 

Dr.-Inff.  Saclisenberg :  Grundlagen  der  Fabrikorganisation, 
/.weite  Auflage,  v  erlag  von  Jul.  Springer  Berlin  1919  Preis 
geb.  11  Jl. 

Dr.  Guttmann:  Die  \'erwendung  der  Hochofenschlacke  im 
Baugewerbe.  Herausgegeben  im  Auftrag  .des  Vereins  deut- 
scher Eisenhüttenieute.  Verlag  Stahleisen  m.  b.  H.,  Düssel- 
dorf 1919.    Pi-eis  10  M  und  10  %  Teuerungszuschlag. 

Adreßbuch  der  deutschen  Werkzeugmaschinen-Industrie  für 
-Metall-  und  Holzbearbeitung,  ne-bst  einem  Lieferantenver- 
zeichnis  und  Export-  und  Bezugsq^ellennachweiser.  Zweit>e 
Ausgabe  1919.  Alwin  Fröhlich.  Deutscher  Facha)dreßbuch- 
V  erlag,  Leipzig.    Preis  12  J(. 

Statistik  des  böhmischen  Kohlenverkehrs  im  Jahre  1917 
Herausgegeben  von  der  Direktion  der  Aussig-Teplitzer 
Eisenb.-Ges.,  Teplitz-Schönau  1919.    Preis  10  Kc. 

Jahrbuch  des  Norddeutschen  Lloyd  1918/19.  Der  Krieg  und 
die  Seeschiffahrt  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Nord- 
deutschen Lloyd  (5.  Teil).  Kommission.sverlag  Franz  Leuwer, 
Enemen.    Pi-eis  15  J{  zuzügl.  10%  Teuenuigszuschlao-. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Änderung  von  Stationsnamen. 

Eisenbahndirektion  l)ezirk  ELberfeld.  Vom 
,  Oktober  d.  Js.  ab  erhält  der  an  der  Bahnstrecke  Kemscheid- 
Dlingen  Hbf.  gelegene  Bahnhof  Schaberg  die  Bezeichnung 
o  1  i  n  g  e  n  -  S  c  h  a  b  e  r  g. 

E  i  s  e  n  b  n.  h  n  d  i  r  o  k  t  i  o  n  s  !)<■  z  i  r  k   .\l  a  g  d  e  b  n  r  f.  Der 


Bahnhof  Borne  an  der  Bahnstrecke  AVanusee-Güterglück 
führt  künftig  die  Bezeichnung  B  o  r  ne  (Mark). 

Württembergische  S  t  aa  t  se  i«  e  n  h  a  h  ue  n.  Der 
Name  der  an  der  ^>trecke  Plochingen-Ulm  gelegenen  Station 
Ebersbach  b.  Göppingen  i.^t  in  Fj.bersba.ch  (Fils)  ge- 
iinilert  worden. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  8.  September  d.  J.  ist  der 

Regierungsrat  Adolf  Coenen 

während  seines  Erholungsurlaubes  in  den  Bergen  Nordtirols  infolo-e  eines 
Abstieges  plötzlich  verschieden. 

Der  Verstorbene  hat  der  Eisenbahndirektion  Hanuover  seit  dem  1.  April 
1914  als  Mitglied  angehört,  wo  ihm  die  Verwaltung  eines  administrativen 
strecken dezernats  ubertragen  war  Am  22.  August  1914  wurde  er  als  Haupt- 
mann der  Eeserve  des  Kaiser  Alexander  Garde-Grenadier-Regiments  Nr  1  tür 
Eisenbahnformationen  zum  Heeresdienst  einberufen,  :\ua  dem  er  am  1  No- 
vember 1918  wieder  ausschied.  Infolge  seiner  Tüchtigkeit  und  Liebenswürdig- 
keit erfreute  er  sich  unserer  Aller  Wertschätzung  in  hohem  Maße;  wir  Averden 
sein  Andenken  in  Ehren  halten. 

Hannover,  den  1.5.  September  1919.  (9.50) 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


2.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Erste  Donau-Dampfschiffahi-ts- 

Gesellschaft. 
Änderung  von  Stationsnamen. 

In    den    gesellschaftlichen  Tarifen 
id  nachstehende  Stationsnamen,  wie 
Igt,  zu  ändern: 
iös  auf  Bes, 

)ev(;ny  „  Devin, 

)unaradvänv    .    Dunajske  ßadvany, 
Koloznema, 
Komärno, 
Parkan, 
Bratislava. 


Colozsn6ma 
Corhärom 
'Arki'iny 
'ozsonv 


Wien.  10.  September  1919. 


(954) 


Priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
Änderung  eines  Stationsnamens. 

Mili  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  i919 
wird  der  Stationsname  „Franz  Josef- 
Stollen",  tschechisch  „Dul  Frantiska 
„Josefa",  auf  „Wohontsch",  tsche- 
chisch „0  h  n  i  c".  abgeändert. 

Teplitz-Schönau,  10.  Sept.  1919.  (9.5ä) 


3.  Güterverkehr. 

Tarif  für  die  Beförderung  von  lebenden 
Rindern    in   Wagenladungen  zwischen 


schwedischen    Stationen    und  Saßnitz= 
Hafen. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  der  Nach- 
trag V  in  Kraft.  Er  enthält  neue 
Frachtsätze  in  Schnittform,  in  denen  die 
weiteren  «ohwedischen  Frachtzuschläge 
und  —  vonbehaltlich  der  verfassungs- 
mäßigen Genehmigung  —  der  neue 
.">Oijrozeutige  deutsche  Frachtzuschlag 
berücksichtigt  sind. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Ab- 
fertigungsstellen. 

Altona,  dem  14.  September  1919.  (9(;i) 

Eisenbahudirekt  ion. 
namens  der  \^erbandsverwal(ungen. 


Tfv.    86.    Binnentarif    der  Elmsliorn- 
ßarmstedt-Oldesloer  Eisenbahn. 
Teil  II  für  Güter. 

Am  1.  Oktober  d.  J«.  gelangt  der 
Nachtrag  VI  zum  Gütertarif  für  den 
Binnenverkehr  vom  2.  Januar  1917  zui- 
Einführung.  Derselbe  enthält  eine 
neue  Kilometertarif  tabelle,  durch  welche 
«ämtliche  Frachtsätze  Erhöhungen  ei- 
fahr-'en. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  unter- 
zeichnete Direktion.  Das  alsbaldige 
Inkr-'afttreten  der  Erhöhuugen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der,  Eisenbahn-A'erkehrsord- 
irang  (R.  G.  Bl.  1914  Seite  455). 

Elmshorn,  17.  September  1919.  (950) 
Elmshorn-Baimstedt-Oldesloer 
Eisenbalui. 
Die  Direktion. 
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Zeitunu  des  Verein! 
Deutscher  Eigenbahuverwaltuniren. 


liaycrisclier  Lokalbaliu-Schiiittarif  vom 
1.  April  1919. 

Auf  tten  Seiten  33  und  34  des  Tarifs 
ist  bei  den  Stationen  Bach,  Demling» 
St-einbnich,  Donaustauf,  Stadtamhof, 
Stadtamhof  Kareth,  Stadtamhof  Eeiu- 
hausen,  Sulzbach  (Donau).  Wiesent 
und  Wörth  (Donau)  der  Stern  *  bei  den 
Anstoßbeträo-en  des  Ausnahmetarif« 
für  Holz  des  Spezialtarifs  II  (Seite  33) 
bezw.  des  Spezialtarifs  III  (Seite  34) 
zu  streichen  und  unmittelbar  hinter 
den  senannten  Stationen  nachzutragen. 

Die  Stern  *  Pußnote  auf  den  Seiticn 
33/34  erhält  mit  Gültiokeit  vom  1.  Sep- 
tember 1919  folgende  Fassuna:: 

„Für  Lans-  und  Stammholz,  lange 
Eisenteile  und  «onstio-e  schwere  Güter, 
zu  deren  Umladuno-  in  Walhallastraße 
de.r  Bockkran  benützt  wird  oder  zu 
dieren  Umladuno-  besondere  Hilfskräfte 
notwendi.o-  sind,  wird  eine  Um  lade - 
.o"  e  'b  ü  h  r  von  3  ^  f  ü  r  i  e  100  k  o- 
durch  die  Walhallabahnstationen  er- 
hoben." 

Die  Abweichnno-  von  der  in  §  6  EVO 
voro-esehenen  ^'eröffentlichun.Olsfrist 
ist  vom  Staatsministerium  für  Ver- 
kehrsana-eleji'enlieiten  o  cnclimiiil. 

München,  15.  Septenibir  1919.  (957) 
Tarifamt  d.  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


C'refelder  Eisenbahn. 

Mit  sofortiger  Wirkung  werden  die 
FrachtzuiSchläge  im  Binnenverkehr  er- 
höht. 

Nähere  Anskunft  erteilen  die  Dienst- 
istellen. 

Crefeld,  16.  September  1919.  (9r.5) 
Die  Direktion. 


Butzbach-Licher  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  A'om  20.  September  d^  Js. 
werden  im  Binnenveiikelu'  unserer  Bahn 
aufgehoben: 

der  Ausuahmetarif  1  für  Holz  des 

Spezialtarifs  2, 
der  Ansnahmetarif  3  für  Kali. 
Zu  dem  gleiclieu  Zeiti)auktc  weiden 
die  Frachtsätze  der  Ausuahmetarife  6 — 8 
auf  die  nim  50  %  eihöht.en  Frachtsätze 
des  Spezialtarifs  3  der  Preuß.  Staats- 
eisenbahnen •trhöht. 


Die  Abkürzung  der  Veröffentlichungs- 
frist  ist  genehmigt. 
Butzbach.  11.  September  1919.  (962) 
Der  Vonstanjd. 


Süddeutsche    Donau  -  Dampfschiffahrt- 
Oesellschaft. 

Zeitweilige  Nichtzulassung  von  Bar- 
vorschüssen, Nachnahmen  nach  Eingang 
ind  ^'orfrachten.  Im  Verkehr  von  den 
gesellschaftlichen  Stationen  Regeus- 
burg,  Deggendorf,  Passan,  Linz  und 
Wien  naeh  Budapest  nnd  umgekehrt 
werden  bis  auf  woiteixis  Barvorschüs&e, 
Naolinahmen  aach  Eingang  und  die 
Nachnahme  von  Vorfraehten  nicht  zu- 
gelassen. 

Wien,  den  12.  September  1919.  (9G3) 

Erste  Donau- Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Zeitweilige  Nichtzulassung  von  Nach- 
nahmen   nach    Eingang    und  Barvor- 
schüssen. 

Im  Verkehre  zwiischen  l>ayerischen 
und  österreichischen  Schiffsstationeu 
einerseits  und  ungarischen  Schiffs- 
stationen anders-eits  werden  bis  auf 
weiteres  Nachnahmen  nach  Eingang 
und  Barvorschüsse,  daher  auch  Nach- 
nahmen von  Balingebühren,  nicht  zuge- 
lassen. 

W^ien,  am  12.  September  1919.  (964) 


4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Binnentarif  für  die  Hessischen  Neben- 
bahnen  im  Privatbeti-ieb. 

Am  1.  Oktober  1.  J.  tritt  Nachtrag  V. 
in  Kraft,  der  Tariferhöhungen  im  Per- 
sonen-, Gepäck-.  Expreßgut-,  Tier-  und 
Güterverkehr  enthält.  Die  Abweichung 
von  §  ()  (5)  E.V.O.  ist  genehmigt. 

Darmstadt,  16.  September  1919.  (958) 
Die  Direktion. 

Süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Gemeinsamer  Binnentarif  der  Bregtal- 
bahn.  Kaiserstuhlbahn  und  Zell-Todt- 
nauer Eisenbahn. 

Am  1.  Oktol>er  1.  J.  tritt  Nachtrag 
VII  in  Kraft,  der  Tariferhöhungen  im 
Personen-,  G-cpäck-  Expreßgut-.  Tier- 
und   Güterverkehr    enthält.    Die  Ab- 


weichung von  S  6  (5)  E.\'.0.  ist  ga- 
nehm  igt. 

Darmstadt,  16.  September  1919.  (9.59) 
Die  Direktion. 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Meppen-Haselünner  Eisenbahn. 

Am  1.  ()ktol>er    ds.  Js.    treten  Er- 
höhungen der  Sätze  im  Personen-  und 
(iepäckverkiehr  ein.    Nähei^o  Auskunl't 
erteilen  die  Dieustistellen.      -  (95-j) 
Der  Betriebs-Direktor. 

Vom  1.  Oktober  d.  Js.  ab  werden  die 
Tarifsätze    des  Binnentarifs    füi-  den 
Personenverkehr    um    50%    für  alle 
3  Wagenklassen  erhöht. 
MühlhaiDsen,  16.  Septemb.  1919.  (951) 
aVIühlhausen-Ebelel lener  Eisenbahn. 


Binnen-Personentarif     der  Prignitzci 
Eisenbahn  (Tfv.  2168). 

A^om  1.  Oktober  d.  Js.  ab  werden  du.- 
Fahi'geldpreiise  nnd  (Jepäckfraehtsätzf 
erhöht.  Näheiie  Au.skunft  erteilt  unser 
Verkehrsbüro.  Das  alsbaldige  Inkraft. 
treten  dieser  Tariferhöhungen  gründ«! 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderuns; 
das  §  6  der  Eisenbahn- Verkehrs-Or<l- 
nung.     (R.G.Bl.  1914  Seite  455.) 

Perleberg,  im  September  191^^.  (95;;) 
Die  Direktion 
der  Prignitzer  Eisenbahn-GeseUsohai  t 

Deutsche  Eisenbahn-Personen-  und  Gf- 
päcktarife.  v 

Am  1.  Oktober  1919  treten  auf  d-to 
deutschen  Eisenbahnen  Erhöhnngcn 
der  Personen-,  Gtepäck-  und  ExprelVgul- 
tarife  ein,  die  im  allgemeinen  50  "'< 
betragen.  Die  Änderungen  -oerden 
nach  ihi'eni  Umfange  teils  im  Vei 
fügung'Swege,  teils  durch  Nachträgt 
zu  den  Tarifen  oder  durch  Neuausgalit- 
illeser  dui^chgeführt. 

Die  aufgenommenen  besonderen  Au 
führungsbestimmungen  und  die  Nicht- 
einhaltung der  Veröffeintlichungisfrist 
sind  gemäß  §  2  und  §  6  der  Eisenbahn 
Verkehrsordnung-  genehmigt. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Karlsruhe,  12.  September  1919.  (960)|a 
(ien.-Dir.  der    Bad.  Staatseiseinbahneu 


Robert  Latowshi'sche  Läutewerhe 

BRCSI^AU  XIII. 


Einfachste  KonstruKtion  aller  bestehenden  Systeme. 
Bisher  über  18000  Stück  geliefert.   


(6999J 


A.  Dampriäutewerke  mit  Vorwärmer  d.r.p.io8604. 

50—700/0  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdampf;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  V2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  Luftläutewerke  mit  PreQIuftbetrieb  d.g.  11.504356. 

Bei  1  Atm.  arbeitend.  Narmale  Sdilagzahl  tob 
100—120  p.  Hin.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüf t  vom  Versuchsfeld  an  der  Techn. Hochschule,  Berlin. 

Zu  A  and  B:  Sofortiget  Ansprechen,  anch  bei  streng- 
ster Killte  gewttlu*reistet.    Spielend  leichter  Gang. 
Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 

—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden.  — 
— — — —  "Billigste  Preise.  — — — ^ 


Tragbares,  'zasammenlegbares 

LADEMASS  ^ 

System:  Müller  -  Witte  - 


1             Fabrikant:  \ 

'    Willielffl  Engel  \ 

Nied  b  Frankfurt  a.M 

1 

H  r        ^  )  ^ 

7 

Ersatz  für  feststehende  Lademafle 
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Berlin,  den  24.  September  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


_  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

^^•/r*f»e  sowie  sonstige  Mitteilungren,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
chriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 
amtliche  Bekanntmarhnns'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Isenbalinverwaltungen,  beide  in  B  er  lin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 
JJie  Zeitung  kann  durch  den  Buchhand«!  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
ir  das  v  lerteljalir  bezogen  werden. 

Bei  direkterZusendungunterStreif  band  liefert  die  Verlags  buch- 
indlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
igarischen  Postgebietes  für  30  M,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

_     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
TA  die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

«0  Pt.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Iteilagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstiaße  ''3/''4 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuoh.  Reichsbank-(;irokönto' 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOO- 


fofanisation  und  Deistun«:  der"  Eisen- 
bahnlokomotiv-  und  -Wakenwerke. 
aa      tleutsche  Reichsverkehrsmini- 
sterium. 

iriferhöhiino-en   tiad  Sparmaßnahmten 
bei'  den  Sch.wedi.sch'en  Bahnen, 
ichxichten. 

DiCiutschland  :  Prüf  unffserl  eich - 
terungen  für  ältere  Beamte.  — 
Die  neuen  Tarife  für  Arbeiterfahi-- 

•  karten.  —  Eine  Neueruno-  im  Ex- 
preßo-utverkehr.  —  Eisenbahnunfall 
bei  Haltern.  —  Niederlausitzer 
Eisenbahn-Gesellschaft.  —  Bauj- 
technische  Vorträge  und  Übunaen 


I  n  Ii  a  I  t  : 

des  Vereins  deutscher  Ins,-enieuie. 
—  Die  ZentralstelLei  für  das  deut- 
.sche  Transport-  und  Verkehrs- 
ffewerbe  in  Cölu.  —  Personalnach- 
richten. 

De  u  t  s  c  h  ö  is  terreich:'  Wien  im 
internationalen  Verkehr.  —  Keine 
Internationalisieruns:  der  Nord- 
bahn. —  Wiedereröffnuno:  des  Han- 
delsverkehrs auf  der  Donau.  — 
EinmaHoer  Zuschuß  für  die  Staate- 
bahjibecliensteten  des  Euhestandes 
und  Witwen  und  Waisen  von 
Staatsbahnbediensteten. 

Tscheche  - slowakische«  Ge- 


zwi- 
und 


biet  :   Direkter  Zugverkehr 
sehen  der  Tscheche-Slowakei 
Polen. 

Ü  b  r  i  e  europäische  L  ä  n  d  e  j  : 
Unmittelbare  Telephionverbindun';: 
zwischen  Schweden  und  Deutsch" 
land.  —  Lebhafte  Steiffei-unff  der 
deutschen  Einfuhr  nach  Schweden. 
—  Transportnot  in  Prankreich. 
Fremde  Erdteile:  Der  Verkehr 
in  und  nach  Sibirien. 

Rechtspfleo-e. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungeu. 


Organisation  und  Leistung  der  Eisenbahn-Lokomotiv-  und  -Wagenwerke. 


Von  Dr.  Hans  A.  3Iartens. 


Der  durch  landesherrlichen  Erlaß  vom  24.  November  1879 
inehmigten  „Organisation  der  Verwaltung  der  Staatseisen- 
hnen  und  der  vom  Staate  verwalteten  Privatbahnen"  war 
.ch  15  Jahren  die  „Verwaltungsordnung  für  die  Staatseisen- 
hnen-'  gefolgt,  die  am  1.  April  1895  gemäß  allerhöchstem 
'laß  vom  15.  Dezember  1894  eingeführt  wurde.  Diese  Ver- 
iltungsordnung  von  1895  besteht,  von  Ergänzungen  abge- 
hen, in  ihren  Grundzügen  unverändert  bis  auf  den  heutigen 
lg  und  beweist  mit  dieser  mehr  als  24-.iährigen  Gültigkeifs- 
■uer  und  den  beispiellosen  Erfolgen,  die  die  Preußenbahnen 

den  langen  Frieden-sjahren  und  im  Weltkriege  wirtschaft- 
>h  und  betrieblich  zu  verzeichnen  hatten,  ihren  glücklichen 
urf.  Und  dennoch  lassen  sich  in  gleichem  Atemzuge  die 
■agen  auf  werfen:  Hätten  sich  in  den  Friedensjahren  nicht 
•ch  größere  geldliche  Erfolge  erzielen  lassen,  wenn  die  Ver- 
iltungsordnung  von  Zeit  zu  Zeit  einer  gründlichen  Durch- 
Jht  und  Neuordnung  unterzogen  worden  wäre?  Ist  die  Ord- 
ng  von  1895  von  dem  technisch-wirtsehaftliohen  Geis.t  ßo 
rchdrungen,  wie  er  in  einem  vorzugsweise  auf  technischer 
•undlage  arbeitenden  Verkehrsunternehmen,  dem  bisher 
ößten  einheitlich  verwalteten  der  Welt,  herrschen  muß? 
Iben  die  Schöpfer  jener  Ordnung  ischon  damals  diesen  G-eist 

sie  hineingelegt  oder  ihm  wenigstens  so  weiten  Spielraum 
lassen,  daß  er  sich  mit  wachsendem  Einfluß  der  Technik 
ji  entfalten  konnte? 

Wir  greifen  das  Werkstättenwesen  heraus,  das  in  der  Eeihe 
r  Jahre  eine  bedeutsame  Entwicklung  genommen  hat.  Ne- 
tt den  im  J  ahre  1895  betriebenen  Eisenbahn-Lokomotiv-  und 
agenwerken  sind  neue  entstanden,  die  alten  wurden  bis 
die  Grenze  des  Möglichen  erweitert,  die  Belegschaften 
ben  sich  vervielfacht.    Viele  Hauptwerkstätten  sind  große 


Industriewerke  geworden,  von  denen  schon  im  Jahre  1914  eine 
große  Anzahl  Belegschaften  von  weit  über  1000  Köpfen  hat- 
ten, die  mit  Einführung  doppelter  Arbeitsschicht  auf  VA  bis 
3  Tausend  und  darüber  angewachsen  sind.  Das  sind  Zahlen, 
tüe  der  Betriebsverwaltung  der  Werke  ganz  andere  Aufgaben 
stellen,  als  die  Werke  mit  einer  Belegschaft  von  400  bis  50O 
Mann,  für  welcbe  die  in  den  Verwaltungsvorschriften  fii)- 
das  Werkstätten wes-en  niedergelegten  Bestimmungen  geschaf- 
fen sind.  Man  kann  ruhig  sagen:  An  eine  solche  Entwick- 
lung ins  Große  hat  man  im  Jahre  1895  sicher  nicht  gedacht. 

Das  Werkstättenwesen  nimmt  bei  den  Eisenbahnen  eine 
gewisse  Sonderstellung  ein.  Nur  dadurch,  daß  in  den  Werken 
Eisenbahnfahrzeuge  ausgebessert  und  die  maschinellen  Ein- 
richtungen des  Betriebsdienstes  unterhalten  werden,  zeigen 
■die  Werke  ihre  eisenbahnliche  Zugehörigkeit.  Dem  ganzen 
Charakter  nach,  sind  die  Werke  dem  Verkehrsunternehmen 
fremd  und  Industriewerke  wie  jedes  andere,  das  wir  als  sol- 
ches bezeichnen.  Kennzeichnend  ist,  daß  die  Werke  nicht 
A\erbender  Natur  sind,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen 
keine  Einnahmen  bringen,  sondern  nur  Ausgaben  verursachen, 
also  bei  dem  Eisenbahnfinanzmann,  der  Erträge  sehen  will^ 
nicht  wohlgeütten  sein  können.  Das  ist  nicht  ohne  Einfluß 
auf  die  Ausgestaltung  der  Werkstätten  geblieben.  In  Ver- 
kennung ihrer  Bedeutung  für  das  Finanzgebaren  und  betrieb- 
liche Gedeihen  der  Eisenbahnen  wurden  die  Lokomotiv-  und 
Wagenwerke  lange  Jahre  als  notwendiges  Übel  angesehen, 
mit  dem  man  sich  schlecht  und  recht  abzufinden  hatte.  Nun 
hat  die  Staatsumwälzung  in  unserem  Vaterlande  die  Haupt- 
werkstätten wegen  der  in  ihnen  arbeitenden,  großen  Massen 
sozialpolitisch  und,  da  sie  die  einzige  Stütze  der  Fahrzeug- 
uuterhaltung  sind,  technisch- wirtschaftlich  in   den  Vorder- 
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grund  geschoben.  Es  ist  daher  wohl  berechtigt,  die  Frage  zu 
prüfen,  ob  die  in  der  Verwaltungsorduung  von  1895  nieder- 
gelegten Bestimmungen  für  das  Werfcstättenwesen  mit  ihren 
Ergänzungen  der  folgenden  Jahre  der  heutigen  Zeit  ent- 
vsprechen.  Dabei  müssen  wir  uns  die  Sonderstellung  der 
Werkstätten  im  Rahmen  der  Staatsbahnen  wohl  vergecre-a- 
wärtigen,  da  -sie  ihnen  Einfluß  auf  die  Verwaltungstechnik 
nimmt  und  zwingt,  in  Zukunft  mehr  beachtet  zu  werden.  Wir 
müssen  prüfen,  mehr  mit  den  Augen  des  Großindustriellen 
als  denen  des  Eisenbahners,  ob  die  seit  1895  in  ihren  Grund- 
lagen nicht  geänderte  Organisation  der  Werkstätten  für  die 
heutigen  Werkbetriebe  und  die  von  ihnen  zu  erfüllenden  Auf- 
gaben genügt,  um  L-eistuug  und  Erfolg  zu  verbürgen.  Diese 
Prüfung  muß  zu  einer  der  brennendsten  Tagesfragen  für  die 
Staatseisenbahnverwaltung  werden,  denn  Leistung  und  Erfolg 
eines  iaüuj&triellen  Eetriebes  g-ehen  nur  über  eine  vorzügliche 
Orgunisation. 

Wir  schicken  voraus,  daß  die  Organisation  der  Werkstätten 
yom.  Jahr©  1895  den  heutigen  Anforderungen  nicht  mehr  ent- 
ispricht  und  daher  eine  Neuoi-dnung  so  schnell  wie  möglich 
in  Augriff  genommen  werden  muß.  Mahnende  Stimmen 
werden  überaU  im  eisenbahntechnischen  Schrifttum,  laut,  die 
Meinungen  in  vertraulichem  Gespräch  sind  erfreulich  über- 
einstimmend, instinktiv  fühlt  es  ein  jeder,  vom  Werkführer 
bis  zur  Werkleitung,  es  muß  ein  neuer,  frischer  Geist  die 
Werke  belebend  durchdringen.  Mehr  unausgesprochen  als 
klar  zur  Oberfläche  durchgerungen  lagen  schon  seit- Jahren 
die  Wünsche  und  Bemühungen  kritischer  Köpfe  vor,  die  zum 
Scheitern  verdammt  waren,  weil  sie  das  feste  Gefüge  be- 
stehender A-orschriften  nicht  zerbrechen  konnten  und  wollten. 
Die  wertvollen  VeröffentHchungen^)  von  Lorenz,  Weddigen 
luid  Prommuitz  sind  Beispiele  hierfür.  In  der  Tat  sind  die 
Grenzen  der  Vorschriften  vom  Jahre  1895  so  eng  gezogen, 
tragen  so  wenig  dem  industriellen  Gepräge  der  Hauptwerk- 
stätten Rechnung,  daß,  wie  die  Tatsachen  beweisen,  innerhalb 
ihres  Rahmens  eine  Weiterentwicklung  in  der  Vergangen- 
heit zur  Unmöglichkeit  wurde.  Deshalb  muß  die  Neuordnung 
des  Werkwesens  zwar  auf  der  bestehenden  Grundlage  auf- 
bauen, Brauchbares  und  Bewährtes  '  beibehalten,  aber  kühn 
und  vorurteilsfrei  die  Fesseln  sprengen,  um  eine  zeitgemäße 
Organisation  zu  schaffen. 

Die  nachfolgenden  Betrachtungen  isind  nicht  unter  dem 
Eindruck  des  g-egenwärtigen  Zusammenbruchs  in  unserem 
Vaterland  geschrieben,  'denn  sie  waren  lange  vor  dem  po- 
litischen Umsturz  in  Deutschland  entworfen.  Daher  sollen  sie 
keine  besonderen  Heilmittel  zur  Gesundung  der  gegen- 
wärtigen tiefen  Schäden  sein.  Jetzt  aber  drängt  die  Not,  das 
bittere  Muß,  durch  neue  Ordnung  den  Werken  und  ihren 
Leitern  neue  Hüfe  zu  geben,  um  Hochleistung  und  sparsame 
Wirtschaft  zu  erzielen.  Als  ein  ibescheidener  Beitrag  zu  der, 
wie  wir  sehen  werden,  mühevollen  Arbeit  der  Neuordnung' 
die  ein  Kopf  allein  weder  ersinnen  noch  glücklich  durch- 
führen karun,  sollen  die  nachstehenden  Ausführungen  ange- 
sehen werden,  in  der  Hoffnung,  daß  Neues  wieder  Neues  aus- 
löisen,  Gutes  durch  Besseres  ersetzt  werden  wird,  um  der  end- 
gültigen Gestaltung  förderlich  zu  sein. 

Ziel   und   L  e  is  t  u  n  gs  m  aß  s  t  a  b  der  Werkarboit. 

Auf  die  kürzeste  Formel  gebracht,  lautet  die  Aufgabe  der 
Werke:  schnellste,  beste  und  billigste  WiederhersteUung  der 
Eisenbahnfahrzeuge.  Als  Leistungsmaßstab  gilt  zurzeit  die 
Anzahl  der  in  .einem  bestimmten  Zeitraum  fertiggestellten 
Fahrzeuge.  Da  die  Ausbesserungsarbeiten  an  den  Fahrzeugen 
wegen  des  verschieden  abgefahrenen  Zustandes  und  der  Größe 
und  Vielteüigkeit  der  Fahrzeuge,  namentlich  der  Lokomotiven, 
sehr  veränderlich  sind,  so  stellt  die  Anzahl  fertiggesteUter 
Fahrzeuge  nur  einen  rohen  Maßstab  dar:  man  zählt  Un- 
gleichartiges zusammen.     Man  könnte  die  Ausbesserung-en 

Z.  d.  V.  D.  Ev.,  Jahrgang  1917. 
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verschiedener  Art  und  der  Fahrzeuge   verschiedener  Bauaxt 
nach  besonderem  Verfahren  auf  der  Grundlage  der  erforder- 
lichen Ausbesserungszeit  bewerten,  etwa  ähnlich  der  Bewer- 
tung der  Zugkräfte  der  Lokomotiven:    Eine  bestimmte  Art 
der  Ausbesserung  an  einem  bestimmten  Fahrzeug-  wird  als 
Einheit    festgelegt,    auf    die    alle    anderen  AusbesserungB- 
arbeiten  bezogen  und  umgerechnet  werden.    Dies  Verfahmi 
ist  nicht  neu.   Aber  es  beantwortet  nieht  die  Frage  nach  den 
Kosten.    Für  ein  Werk,  das  eine  AVaie  erzeugt  und  verkauft, 
ist  der  Preis  für  die  Selbstkosten  und  für  den  Verkauf  das 
Entscheidende  für  Blühen   und   Gedeihen.     Die  Eisenbahn- 
werke  kennen  keinen  Wettbewerb  und  keinen  Verkauf  und 
deswegen  fragen  sie  kaum  nach  dem  Preis  ihrer  Leistungen 
zum  mindesten  nicht  im  täglichen  Schaffen.      Das    ist  eii^ 
großer  Fehler.    Es  fehlt    jedes    Urteil    über    Teuer-  odier 
Billigarbeiten,  jedes  zielbewußte  Streben  nach  sparsamer  Er- 
zeugung auf  Grund  der  Kalkulation;    wenn  auch  nicht  ver- 
kannt werden  soll,  daß  Ansätze  allerorten  vorhanden  sind, 
um  em  Bild  wenigstens  von  einigen  Unkosten  zu  gewinnen' 
Aber  es  sind  doch  nur  Ansätze.   Ein  vollständiges  System  der 
Selbstkostenberechnung  zu  schaffen,  haben    immer    die  be- 
stehenden Vorschriften  und  der  Mangel  an  Bürokräften  ver- 
hindert.    Der  Begriff  „Kalkulation",  der  im  geschäftlichen 
Leben  eine  so  große  Rolle  spielt,  fehlt  bei  den  Eisenbahn- 
werken so  gut  wie  ganz.    Insbesondere  ist  ohne  Berechnung 
der   Selbstkosten  keine   planmäßige   Leitung   eines  Werte 
schaffenden  Werks  möglich.    Die  Un1>erteilung  der  Unkosten 
aller  Art  gibt  die  sicherste  Unterlage  zur  Erkenntnis  wirt^ 
sohaftlicher  Mißstände  und,  wenn  möglich,  zu  ihrer  Beseiti- 
gung.   Die  Notwendigkeit  läßt  sich  nicht  abstreiten  daß  die 
HersteUungskosten  für  jedes  fertiggestellte  Fahrzeug  und  die 
Betnebsunkosten   jeder  einzelnen  Werkabteilung  sorgfältig 
ermittelt  werden  müssen,  um  einen  Wertmesser  für  die  Plan- 
wirtschaft zu  gewinnen.    Denn  zurzeit  ist  keine  Werkleitung 
im  Stande,  die  Frage  zu  beantworten :    Welche  Rente  hat  das 
Werk  m  den  vergangenen  Jahren  abgeworfen,  und  wie  wird 
die  Bilanz  voraussichtlich  im  laufenden  Betriebsjahre  wer- 
den?   Dabei  darf  natürlich  nicht  vergessen  werden,  daß  die 
erforderlichen  Verbuchungsarbeiten  in  den  Kosten  so  geriag 
gehalten  werden.,  daß  der  Nutzen  nicht  durch  die  Kosten  auf- 
gezehrt wird.    Die  Verbuchungsvorsohriften,  Avie  sie  in  der 
„Werkstättenordnung«,  Teil  IV  der  Finanzordnung  nieder- 
gelegt sind,  bedürfen  nur  des  Ausbaues  zu  einer  technisch- 
kaufmännischen  Buchhaltung,  um  der  Werkleitung  eine  zu- 
vierlässige  Unkostenstatistik  zu  liefern,  aus  der  sie  jederzeit 
den  jeweiligen   wirtschaftlichen  Wirkungsgrad  des  ganzen 
Werks  und  der  einzelnen  Abteilungen  sowie  den  Gestehungs- 
preis  für  ein  fertiggestelltes  Fahrzeug  abzulesen  vermag. 
Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  die  Unkostenstatistik  reichlichen 
Gebrauch  von  Schaubildern^)  neben  der  Tabellenform  machen 
muß,  um  der  meist  überlasteten  Werkleitung  ein  schnell  er- 
faßbares Bild  von  der  Bewegung-  der  wichtigsten  Zahlen- 
werte  aus  der  Unkostenstatistik  zu  bieten.    Nun  liegen  die 
Vorteile  auf  der  Hand.    Der  Erfolg  aller  Arbeit,  alllr  Vor- 
schriften, die  noch  .so  gut  erdacht  sein  mögen.  Hegt  letzten 
Endes  nicht  zum  wenigsten  in  den  Händen  und  Köpfen  der 
ausführenden  Männer;  ihr  „wii'tschaftliohes  Gewissen"  wird 
entwickelt  und  gestärkt,   der  edle  Ehrgeiz  und  Wettbewerb 
wird  geweckt,  den  anderen  gleichzukommen  oder  sie  wohl 
gar  zu  überholen  in  Sparsamkeit  an  Werkstoffen,  Antriebs- 
energie oder  Geringhaltung  der  Löhne  auf  die  Leistungsein- 
beit.    Die  Werkleitung  kann  sofort  eingreifen,  wo  die  Un- 
kostenwerte eine  ungiiustige  Entwicklung  nehmen  und  aner- 
kennen, wo  Anerkennenswertes  geleistet  wird.    Die  vorge- 
setzten Dienstbehörden  haben  sichere  Unterlagen  zum  Ver- 
gleich der  wirtschaftlichen  Arbeitsweise  der  im  Direktions- 
bezirk vereinigten  Werke.     Und  die  Zentralstelle  gewinnt 
über  die  Arbeitsweise  aller  Werke  den  sichersten  Überblick. 


^)  Des  Verfassers  Aufsatz  „Schaulinien  im  Dienste  eines 
Masehinenamts"  in  Z.  d.  V,  D.  Ev.,  Nr.  67,  1913. 
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Statistik  ist  <ü©  Grundlage  aller  wirtschaftlichen  Zielarbeit, 
der  Preis  eines  fertiggestellten  Fahrzeuges  ist  der  beste 
Wertmesser  für  sie  in  den  Eisenbahn  werken,  das  darf  bei  der 
Neuordnung  des  Werkstättenwesens  nicht  vergessen  werden. 
Welche  Bedeutung  diese  Kalkulationsarbeiten  noch  in  anderer 
.Beziehung  haben,  wird  sich  noch  zeigen. 

Die  IIerausga}>e  eines  Jahresgeschäftsbericht«  nach  be- 
stimmt vorgeschriebenen  KichtUnien  in  allen  Eisenbahn- 
werken kann  nicht  entbehrt  werden  und  wird  jeder  Werk- 
leitung Gelegenheit  geben,  sich  selbst  und  der  vorgesetzten 
Dienstbehörde  über  „Gewinn  und  Verlust"  im  abgelaufenen 
Jahre  Eechenschaft  abzulegen,  d.  h.  darüber,  welche  Ent- 
wicklung das  Werk  in  ihrer  Hand  genommen  hat'). 

.Werkdirektor    und  Abteilungsleiter. 

,  Das  auffällige  Merkmal  für  die  Tätigkeit  der  Vorstände 
der  Werkstättenämter,  die  in  der  „Geschäftsanweisung,  gül- 
tig vom  1.  Juli  1910-'  umrissen  ist,  zum  Teil  in  der  „Geschäfts- 
anweisung fü*  die  Eisenbahn-Betriebsingenieure  bei  den 
Werkstätten-  und  Maschineninspektionen,  gültig  vom  r.  Juli 
1910'',  mit  erscheint,  auch  in  der  „Werkstättenordnung"  ihren 
Ausdruck  findet,  ist  die  persönliche  Verantwortlichkeit  und 
persönliche  Dienstausübung  in  aUen,  selbst  mioderwichtigen 
Werkgeschäften.  Alles  selbst  machen  wollen  ist  sehr 
schlimm,  aber  alles  selbst  machen  müssen  ist  der  größte 
Fehler,  den  ein  Untei-nehmer  seinem  ersten  Direktor  zu- 
muten kann.  In  der  Tat  sind  die  Vorschriften  auch  immer 
so  ausgelegt  worden,  und  noch  heute  ist  es  eine  gebräuchliche 
Foi-mel  in  Verfügungen  selbst  für  ganz  belanglose  Dienst- 
geschäfte: „Die  Herren  Amtsvorstände  woll6n  persönlich 
die  Durchführung  dieser  Verfügung  überwachen".  Dabei  wird 
ganz  übersehen,  daß  die  Zeiten  hierzu  infolge  der  Überlastung 
der  Vorstände  lange  vorbei  sind,  wenn  sie  auch  als  erste  lei- 
tende Beamte  die  Seele  des  ganzen  Betriebs  sein  müssen. 
Die  „Geschäftsanweisung  für  die  Vorstände  der  Werkstätten- 
inspektionen"' ist  zugeschnitten  auf  kleine  Betriebe,  in  denen 
der  Werkleiter  noch  alles  selbst  übersehen  konnte  und  kaum 
„der  Hilfeleistung  bei  Erledigung  der  diesem  übertragenen 
Dienstgesohäfte"  bedurfte.  Für  die  heutigen  Groß-Betriebe 
muß  die  bestehende  Organisation  der  Werkleitung  versagen 
und  bedarf  g ründUcher  Änderung,  zumal  schon  seinerzeit  der 
Mißgriff  begangen  worden  ist,  große  Werke  willkürlich  nach 
Maßgabe  der  Kopfzahl  der  Belegschaft  zu  unterteilen  und  die 
Teile  mehreren  völlig  gleichgeordneten  Leitern  ohne  vorge- 
ordnete Oberleitung  zu  unterstellen.  Wir  übergehen  die  dar- 
aus entstandenen  sattsam  bekannten  MißhelLigkeiten,  deren 
■schwerste  das  Fehlen  jeder  sachlichen  Emieit  ist,  und  unter- 
schreiben die  Worte,  die  Quaatz  in  seiner  bemerkenswerten 
Abhandlung:  „Die  Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei 
den  künftigen  Eeichseisenbahnen''*)  und  Ensch  hierzu  in 
seinem  vortrefflichen  Aufsatz  „Zur  Umwandlung  des  Eisen- 
bahn werkstättendienstes"^)  gefunden  hat:  Ersterer  sagt: 
„Sie  (die  Hauptwerkstätten)  unterstehen  zurzeit  in  Preußen 
in  der  Eegel  mehreren  gleichgeordneten  Werkstättenämtem 
und  entbehren  der  einheitlichen  Spitze,  die  sie  als  Fabrik- 
betrieb brauchen.  Künftig  wäre  jede  Hauptwerkstätte  einer 
einheitlichen  Leitung  (Direktor)  zu  unterstellen."   Und  Ensch 


/•)  Kurz  nach  Fertigstellung  dieser  Denkschrift  wurde  mir 
ein  in  der  „Vossischen  Zeitung"  vom  31.  August  d.  J.  ver- 
öffentlichter, lesenswerter  Aufsatz  „Klare  Eechnung  im 
Staatsbetrieb-'  von  Herbert  Peiser,  Direktor  der  Berlih- 
.Anhaltischen  Maschinenfabrik,  bekannt,  der  mit  meiner  hier 
niedergelegten  Entwicklung  parallel  geht  '  und  die  Notwen- 
digkeit des  Ubergangs  der  kameralistisohen  zur  kaufmänni- 
schen Buchhaltung  für  technische  Staatsbetriebe  nachweist. 

D.  Verf. 

')  Z.  d.  V.  D.  Ev.,  Nr.  36  und  37,  1919. 

*)  Techn.  Eisenbahn- Zeitschrift,  Organ  des  Verbandes  der 
Ingenieure  der  Preuß.-Hess.  Staatseisenbahnen,  Nr.  12,  1919 
(7.  6.  1919),  nachgedruckt  mit  geringen  Abänderungen  in  der 
Zeitung  d.  V,  D.  Ev.,  Nr.  51,  1919  (12.  7.  1919)  und  in  der 
Werkführer-Zeitung,  Nr.  7,  1919  (1.  7.  1919) 


schreibt :  „Es  muß  einmal  klar  heraus  gesagt  werden,  daß  hier 
ein  Orgauisationsfehler  schlimmster  Art  vorliegt,  dessen  Be- 
seitigung dringend  geboten  ist.  Grundsätzlich  muß  gefordert 
werden,  d^iß  jede  Werkstatt,  wie  groß  sie  auch  sein  möge, 
nur  einem  Vorstande  unterstellt  sein  darf;  denn  eine  Eisen- 
bahnwerfcstatt  ist  eine  Einheit,  die  man  nicht  in  mehrere 
selbständig  nebeneinander  bestehende  Teile  zerlegen  kann, 
ohne  der  EinheitHohkeit  des  Betriebes  und  der  Verwaltung 
zu  schaden."  Die  Werkleitung  üegi;  noch  immer  lediglich  in 
der  Hand  eines  Mannes  für  jedes  Amt,  des  Vorstandes,  der 
technischer  Direktor,  Vorstand  des  technischen  Büros,  Öber- 
ingenieur  für  den  Werkbetrieb,  Chef  für  das  gesamte  Beamten- 
Lind  Arbeiterpersonalienwesen,  Vorstand  des  Lohnbüros  und 
der  Einkaufsabteüung  in  einer  Person  sein  muß,  denn  alle  Ge- 
sohäftsstüoke  gehen  bei  Vorlage  der  neuen  Post  und  beim 
Ausgang  der  Unterschiiftssachen  durch  seine  Hand.  Daß 
hierdurch  seit  Jahren  namentlich  bei  den  dienstältesten  Vor- 
ständen größerer  Werkstätten  eine  ung-eheure  Überlastung 
eingetreten  ist,  ist  genügend  bekannt.  Es  ist  nicht  nur  die 
Übersicht  über  den  ganzen  Werkbetrieb  verloren  gegangen, 
es  entgleiten  auch  wichtige  Dienstgeschäfte  der  Werkleitomg 
sehr  zum  Schaden  des  Betriebes ;  aber  es  ist  eben  zur  physi- 
schen Unmöglichkeit  geworden,  die  Dienstgeschäfte  zu  be- 
wältigen. Vor  wenigen  Monaten  faßte  ein  ausländischer 
Eisenbahningenieur  mir  gegenüber  .sein  Erstaunen  in  die 
Worte  zusammen :  „Wie  können  so  große  Werke  nur  mit  so 
wenigen  Maschineningenieuren  geleitet  werden"?"'  Mehrere 
hundert  Unterschriften  am  Tage  zu  leisten,  wozu  mehrere 
Stunden  Zeit  g-ehören,  bedeutet,  um  das  von  Quaatz  kürzlich 
angeführte  Juristenscherzwort  anzuführen,  den  „perpetuier- 
lichen,  aber  gänzlich  erfolglosen  Kampf  mit  dem  Aktenbock". 
Aber  es  ist  bitterer  Ernst.  Auch  die  Entlastung  durch  Über- 
tragung von  Dienstgeschäften  minderwertiger  Art  auf  Ver- 
treter und  Bürobeamte  zur  selbständigen  Erledigung  greift 
das  Übel  nicht  an  der  Wurzel  an,  denn  die  Überlastung  ist 
bestehen  geblieben:  Die  FüUung  des  Aktenbockes  ist  nach 
wie  vor  mit  der  Elle  zu  messen,  weil  alle  Entscheidungen, 
auch  über  minderwichtige  Sachen,  in  der  Hand  des  Vorstandtee 
verblieben  sind.  Es  ist  daher  dringend  erforderlich,  die  Or- 
ganisation der  Leitung  in  befriedigender  Weise  neu  zu 
ordnen.  Alles,  was  die  derzeitige  Geschäftsanweisung  an 
kaufmännisch-industriellem  Geist  vermissen  läßt,  muß  in  die 
Neuordnung  hineingearbeitet  werden,  zu  der  ein  Entwurf 
nachstehend  gegeben  wird. 

Der  Werkdirektor  behält  als  oberster  Werkbeamter  die 
wichtigsten  technischen  und  finanziellen  Entscheidungen,  die 
Personalien  sämtlicher  Beamten,  vertritt  das  Werk  nach  außen 
und  der  Oberbehörde  gegenüber,  gibt  daher  alle  andere  lei- 
tende Tätigkeit  des  inneren  Werkdienstes  an  den  Direktor- 
stellvertreter und  die  anderen  Abteilungsleiter  ab. 

Der  Erfolg  des  Werks  ist  auf  die  Persönlichkeit  des  Werk- 
direktors eingestellt,  über  dessen  Persönlichkeits  werte  das 
technische  Schrifttum,  genügende  Meinungsäußerungen  ge- 
bracht hat.  Daß  er,  aus  den  höheren  Beamten  hervorgehend, 
stets  Maschineningenieur  sein  muß,  darf  nur  der  Vollständig- 
keit halber  erwähnt  sein,  da  seine  anderweite  Vorbildung 
ganz  außer  jeder  Erörterung  steht.  Denn  er  ist  kein  Ver- 
waltungsbeamter, sondern  technisch-kaufmännischer  Direktor 
in  des  Wortes  vollster  Bedeutung,  von  dessen  fachlicher  Sach- 
kunde die  letzte  Entscheidung  in  wichtigen  Fragen  abhängt, 
und  der  auch  durch  sein  Aufrücken  im  Werk  selbst  die  besten 
Erfahrungen  in  der  Verwaltung  der  Geldmittel  und  in  den 
heut  so  wichtigen,  sozialpolitischen  Aufgaben,  im  Umgang 
mit  der  Beleg'schaft  und  in  der  Einschätzung  der  Psyche  des 
einzelnen  Arbeiters  g-esammelt  hat.  Der  Posten  des  ersten 
Direktors  ist  kein  Euhepöstchen,  er  verlangt  schaffensfreu- 
dige, rüstige  Männer,  denen  ihr  Werk  über  alles  geht.  Für 
Gleichgültige  ist  kein  Eaum  auf  diesem  Platz.  Wichtig  ist 
die  Erweiterung  der  Befugnisse  des  Direktors.  Die  Freude  an 
Verantwortung  und  am  Schaffen  gedeiht  nur  bei  genügender 
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Fiieiheit  der  Entschlüsse,  uucl  ck-s  Handelns,  üer  Werk- 
d  i  k  t  o  r  muß  mehr  als  bisher  Herr  im  eigenen  Hause  sein, 
unbeschadet  des  Rechtes  der  vorgesetzten  Behörde,  die  Ober- 
aufsicht über  die  Werke  zu  führen  und  bei  offensichtlichen 
Fehlern  einzugreifen.  Diese  Freiheit  bezieht  sich  in  erster 
Linie  auf  die  A^ei-fügung  über  die  Gelder  bei  Beschaffungen 
und  Bauten.  Jede  Schaffensfreude  wird  gelähmt,  wenn  im- 
mer wieder  die  Anträge  auf  sofortige  Neu-  oder  Erweiterungs- 
bauten und  auf  größere  Beschaffungen,  deren  Notwendigkeit 
der  Werkleitung  so  klar  vor  Augen  liegt,  von  der  vorgesetzten 
Stelle  abgelehnt  werden.  .  Hier  wird  allerdings  eine  große 
Schwierigkeit  in  der  Bewilligung  großer  Geldsummen,  die  bis- 
her durch  den  Staatshaushalt  gingen,  zu  überwinden  sein,  viel- 
leicht durch  Änderung  des  Systems.  Die  größeren  Befugnisse 
weaxien  in  zweiter  Linie  in  der  Verfügung  über  das  Personal 
zu  suchen  sein.  Soweit  es  nicht  iselbst  im  Werk  herangebildet 
wird,  werden  bisher  die  Beamten  „überwiesen"  oder  „ver- 
setzt", zumeist  ohne  Mitwirkung  der  Werkleitimg.  Es  muß 
beachtet  werden,  daß  in  diesem  System  die  Ursachen  zu  schwe- 
ren inneren  Eeibungen  liegen,  wenn  ungeeignete  Kräfte  über- 
wiesen .und  nicht  wieder  abgestoßen  werden  können.  Um  der 
Bedeutung  des  Direktors  großer  Werke  mit  über  200  Köpfen 
Belegschaft  besonderen  Ausdruck  zu  verleihen,  wird  seine 
Gleichstellung  mit  den  Direktionsmitgliedem  zu  erwägen  sein. 

Der  Direktor-Stellvertreter,  als  Erster  unter 
Gleichen,  ist  Chef  des  Arbeiter-Personalienwesens  und  bear- 
beitet den  Ein-  und  Ausgang  der  Fahrzeuge  und  ihi-e  Vertei- 
lung auf  die  Werkabteilungen,  überwacht  den  wirtschaftlichen 
Wiilkungsgrad  für  das  ganze  Werk  und  die  einzelnen  Abtei- 
lungen; ihm  unterstehen  auch  die  Wohlfahrt-seinrichtungen. 
Er  hat  durch  seine  Dienstgeschäfte  neben  dem  Direktor  die 
einflußreichste  Stellung  im  Werk  und  ist  der  berafenste  An- 
wärter für  den  Direktorposten. 

Der  Oberingenieur  übernimmt  die  meist  axis  Zeitman- 
gel arg  vernachlässigte  „Betriebsunterhaltung'',  die  sorgfältig 
mit  Mkroskop-Augen  und  -Ohren  ausgeübt,  dem  Werk  die 
größten  Ersparnisse  sichert.  Er  wacht  über  den  sparsamen 
Verbrauch  von  Kraft  und  Licht,  Druckluft,  Warmwasser, 
Heizdampf  und  hält  die  Maschinen,  Einrichtungen  und  Leitun- 
gen hierzu  in  Ordnung,  einschließlich  der  Förder-  und  Hebe- 
zeuge sowie  der  Werkzeugmaschinen ;  daher  obliegen  ihm  das 
Indizieren  an  Antriebsmaschinen  aller  Art  und  Luftpressern, 
Eauchgasanalysen  der  Kesselanlage  und  Isolationsprüfun- 
gen. Als  Leiter  des  technischen  Büros  bereitet  er  die  Bau- 
entwürfe und  Kostenanschläge  vor.  Seine  wichtige  Stelle 
kennzeichnet  die  Amtsbezeichnung  „Oberingenieur". 

Der  Lageringenieur  ist  der  Leiter  der  Werkstoff e- 
und  Geräte  Verwaltung,  in  der  die  Beschaffung,  Prüfung, 
Ausgabe  und  Veileilung  an  die  Abteüungen,  Unterhaltung  der 
Geräte,  Rückgewinnung  der  Werkstoffe,  Sammeln  und  Verkauf 
der  Abfälle  bearbeitet  wird.  Seine  Befugnisse  gehen  weiter 
als  die  des  heutigen  Magazin-Vorstehers.  Entgegen  den  heu- 
tigen Gepflogenheiten  leitet  diese  Abteilung  ein  technischer 
Beamter,  der  ein  Mann  von  Kenntnissen  in  Werkstoffen  aller 
Art  (der  Abnahmedienst  wird  eine  gute  Vorschule  sein),  gut 
„kaufmännisch  versiert"  seiu  muß.  Ein  Teil  .seiner  Gehil- 
fen ist,  wie  das  isoviel  und  mit  Recht  gewünscht  wird,  tech- 
nisch vorgebildet.  '  • 

Der  Betriebsingenieur  trägt  die  Verantwortung  für 
den  Arbeitagang,  die  Arbeitsverfahren  und  die  Terminarbeiten 
in  mehreren  Werkmeistereien ;  ihm  obliegt  die  Unkostensta- 
tistik für  seine  Abteilung. 

Der  Betrieb  «Ingenieur  b  und  c.  wie  vor,  nach 
Maßgabe  der  Größe  des  Werks. 

Die  Ingenieure  sind  mittlere  technische  Beamte,  was  nicht 
liindert,  daß  ihre  Stellen  auch  von  jüngeren  höheren  Beamten 
im  Bedarfsfalle  l)esetzt  werden  können.    Den  Ingenieuren  ist 


gegen  heute  eine  so  selbständige,  verantwortimgsreiche  Stelle 
zugewiesen,  daß  ihnen  nicht  nur  B:erufsfreudigkeit,  sondern 
auch  alle  Gelegenheit  gegebe u  wird,  zu  zeigen,  daß  sie  das  Zeug 
zu  höheren  Stellen  haben.  Hoffentlich  gelingt  bei  der  Neuoni- 
nung  auch  noch  der  Ersatz  de«  für  einen  Ingenieur  so  unzu- 
treffend wie  nur  möglich  gewählten  Charakters  „Rechnungs- 
rat"'. Ich  denke  an  „Werkrat",  ähnlich  gebildet  wie  der  weiter 
unten  von  mir  vorgeschlagene  Charakter  ^  erkehrsrat  nach 
dem  Vorbilde  von  Zollrat  und  Postrat,  ohne  dem  Wort  mehr 
als  die  Bedeutung  eines  allerersten  Vorschlages  beimessen  zu 
wollen. 

Die  Maschineningenieure  der  höheren  und  mittleren  Lauf- 
bahn müssen  für  ihre  Stellungen  viel  mehr  Können  und  Wis- 
sen mitbringen  aus  den  Gebieten,  die  man  unter  „Werkstatts- 
technik"  zusammenfaßt.  Die  Beurlauibung  der  höheren  tech- 
nischen Beamten  zu  Industriewerken,  die  allerdings  raeist 
mit  dem  Ausscheiden  des  Beurlaubten  aus  der  Staatsbahn  Ver- 
waltung endete  und  die  bisher  ein  besondeies  Entgegenkom- 
men der  Verwaltung  für  Einzelne  darsteUte,»  muß  sich  ver- 
wandeln in  einen  Zwang  für  alle,  vor  Eintritt  in  die  Eisen- 
bahnwerke den  Nachweis  einei-  Tätigkeit  in  einem  Indu&trie- 
Werkbetriebe  zu  führen.  Dann  muß  auch  das  heute  beliebte 
Verfahren  aufgegeben  werden,  nur  einen  Teil  der  auswärti- 
gen, bahnfremdlen  Tätigkeit  auf  die  „vorgeschriebene  Ausbil- 
dungszeit" der  Dienstzeit  anzurechnen.  Das  ist  ein  alter  büro- 
kratischer Zopf.  Keinem  industriellen  oder  kaufmännischen 
Betrieb  wird  es  einfallen,  die  frühere  Tätigkeit  eines  Nenein- 
tie^tenden  verneinend  zu  bewerten.  Die  Uibernahme  erfahrener 
Ingenieure  und  Techniker  in  die  Staatsbahnverwaltung  sollte 
tlerart  erfolgen,  daß  eine  reichliche  Probez.eit  gewährt  wird, 
nach  der  die  vorgeschriebene  Prüfung  abzulegen  ist,  die  den 
Nachweis  erbringt,  daß  der  Anwärter  nunmehr  auch  die  ver- 
waltungstechnischen Formen  der  Staatsbahnen  beherrscht. 
Nach  günstigem  Ausfall  der  Prüfung  erfolgt  die  Eini>eihung 
in  den  Beamtenkörper.  Nur  so  wird  man  die.  Sache  über  di* 
Form  und  wirkliches  technisches  Können  über  oberflächlichen 
Prüfungsei-folg  steUen.  Wie  der  Industrie-Ingenieur  von  Werk 
zu  Werk  freizügig  ist  und  dadurch  die  Industrie  die  Möglich- 
keit hat,  die  Bewerber  unbeschränkt  sich  auszuwählen,  so 
muß  auch  (die  Staatsbahn  aus  der  Industrie  ihre  Maschinen- 
ingenieure hereinnehmen.  Nur  dann  werden  die  Werke  der 
Gefahr,  langsam  nnd  unsichtbar  zu  veralten  und  rückständig 
zu  werden,  entgehen.  Nicht  die  „Ausbildung",  das  Wandern 
und  Durchhetzen  der  „Ausbilder"  von  Büro  zu  Büro,  vou 
Werk  zu  Werk,  von  Abteilung  zu  Abteilung  ohne  verantwort- 
■lichie  Tätigkeit  schafft  erfahi-ene  Staatsbahningenieure,  eon- 
dem  der  Aufstieg  von  Stufe  zu  Stufe  und  in  jeder  Stufe  dir 
eigene,  verantM'ortungsvoUe  Arbeit.  Was  hier  vorstehend  in 
wenigen  Worten  angedeutet  ist,  bedeutet  einen  völligen  Brucli 
miti  der  heutigen  Annahme  der  maschinentechnischen  Anwär- 
ter der  höheren  unjd  mittleren  Laufbahn  und  ihrer  Entwick- 
lung zu  Staatsbahn-Ingenieuren  für  leitende  Stellungen.  Die 
neuen  Richtlinien  vollständig  zu  entwickeln,  würde  den  Rah- 
men dieser  Denkschrift  weit  überschreiten,  • 

Der  Bürovorsteher  ist  der  Leiter  des  Werkbüros  ein- 
schließlich der  Werkbetriebskasse,  er  sorgt  für  die  einheit- 
liche Betriebsberechnung  unid  Unkostenstatistik  des  ganzen 
Werks,  deren  Unterlagen  ihm  von  den  einzelnen  Abteilungen 
zaigeleitet  werden.  Das  gesamte  Lohn-Rechnungswesen  fin- 
det in  ihm  seinen  verantwortlichen  Führer.  Er  sorgt  dafür, 
daß  die  Büroarbeit  stets  mit  zeitgemäßen,  zeitsparenden  Hilfs- 
mitteln ausgeführt  wird.  Er  ist  unentbehrlich  für  die  Büros 
der  großen  Werke  mit  ihren  30  und  mehr  Bürokräften;  denn 
sein  Dienst  kann  schon  beute  nicht  mehr  von  dem  Amtsvor- 
stand mit  wahrgenommen  werden,  wie  es  manche  Abschnitte 
der  Büroordnung  fordern.  Eine  eingehende  Kenntnis  des  tech- 
nischen Werkdien^tes  muß  ihm  neben  großer  Sachkunde  im 
Rechnungswesen  eigen  seia,  damit  er  die  aus  den  Ingenieur- 
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abt'eilungen  bei  ihm  zusammenströmenden  Buchnng'en  d€r 
Selbstkosten  übersehen,  beurteilen  und  der  Werkleitung  zum 
A'ortrag  bringen  kann. 

I><;r  l!ürüvor.st<"her  geht  aus  den  nichttechnischon  Wt  rk- 
ii'kretäneu  hcr\or.    ?<eineiii  Aufstieg  zu  höheren  ytelleu  kann 
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die  Tätigkeit  bei  einem  Eisenbahnwerk  nur  förderlieh  sein. 
Sein  Geschäftsbereich  und  seine  Verantwortung  übersteigen 
j-L-ne  des  ehemaligen  Bürovorstehers  nicht  unerheblich.  Ei' 
ist  deshalb  in  die  Reihe  der  Abteilungsleiter  mit  aufgcnonuie!! 
(Fortsetzung  folgt.) 
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Das  deutsche  Reichs  Verkehrsministerium. 


Ilatbamthch  wird  mitgeteilt:  Die  Eeiohs Verfassung  bringt 
die  Jahrzehnte  lang  geforderte  Einheit  auf  dem  Gebiet  des 
\  erkehr« Wesens.  Die  Staatseisenbahnen  und  die  deutschen 
Wasserstraßen,  soweit  sie  dem  allgemeinen  Verkehr  dienen 
gehen  spätestens  am  1.  April  1921  auf  das  Eeich  über.  Der 
Keichspräsident  hat  deshalb  schon  vor  einigen  Monaten  den 
Keichsminister  Dr.  Bell  zum ,  Reichsverkehrsminister  ernannt 
und  mit  der  Bildung  eines  Reichsverkehrsministeriums  be- 
traut. In  diesem  sollen  sämtliche  dem  Reich  auf  dem  Gebiete 
des  \erkehrs  obliegenden  Aufgaben,  mit  Ausnahme  der 
Postangelegenheiten.  vereinigt  werden.  Es  wird  die 
Eisenbahnen,  die  Wasserstraßen,  das  Luft-  und  Kraft- 
fahrwesen umfassen.  Am  1.  Oktober  d.  Js.  wird  die  neue 
Zentralbehörde  in  Wirksamkeit  treten. 

Auf  dem  Gebiet  des  Eisenhahn wesens  und  der  Wasserstraßen 
^ind  die  Aufgaben  des  Reiches  bis  zum  Übergang  der  Eisen- 
bahnen und  Wasserstraßen  auf  das  Reich,  dem  1.  April  1921 
Iwschraukt.  Es  drängt  sich  bei  den  augenblicklichen  Ver- 
kehrsschwierigkeiten, die  neben  der  Kohlennot  uns  mit  der 
größten  Sorge  vor  dem  kommenden  Winter  erfüllen  müssen 
der  Gedanke  auf,  ob  e*  nicht  richtig  sein  würde,  dem  Reich 
schon  jetzt  die  Regelunff  der  gesamten  Eisenbahn-  und 
Wassertransportverhältnisse  zu  (übertragen,.  Mehrfach  ist 
gerade  m  den  letzten  Wochen  nach  dem  Reichsverkehrs- 
miuister  als  demjenigen  gerufen  worden,  der  mit  starker 
llanil  versuchen  sollte,  eine  Lösung-  aus  den  Wirrnissen  dieser 
Jransportkalamitat  zu  finden,  Indessen  darf  nicht  außer 
Acht  gelassen  werden,  daß  die  Gründe  des  mannigfachen 
\  ersagens  unserer  Eisenbahnen  in  erster  Linie  in  der  Her- 
aljwirtsehaftung  des  technischen  Apparates,  insbesondere  des 
^ulirparks  iind  in  den  geringer  gewordenen  Leistungen  des 
Personals  liegen.  Die  hin  und  wieder  lautwerdende  Be- 
lurchtung,  daß  die  Ei&enbahnverwaltungen  der  Länder,  nach- 
»tem  Ihnen  die  Verreichlichung  bevorsteht,  nicht  mehr  mit 
dem  nötigen  Nachdruck  sich  der  Bekämpfung  der  Verkehrs- 
noi  widmen,  ist  haltlos.  Insbesondere  die  Pi-eußische 
Staatseisenbahn  Verwaltung,  die  als  größtes  Eisenbahnunter- 
nehnien  tur  die  Hebung  der  Transportnot  in  erster  Liui<' 
in.  Betracht  kommt,  läßt  kein  Mittel  unversucht,  um  die  Lei- 
stungsfähigkeit ihres  Fuhrparks,  auf  die  es  im  Augenbück 
an  erster  ,Stelle  ankommt,  zu  erhöhen.  Ihr  sind  aber  da- 
bei w-ie  allen  anderen  staatlichen  und  privaten  Unter- 
nehmern durch  die  geringe  Arbeitsleistung  in  den  Rena- 
faturwerkstatteu  und  Fabriken  die  Hände  gebunden  -  Was 
sodann  die  ürganisationsfrage  angeht,  so  ist  der  Glaube 
rert>reitct,  (laß  es  an  einer  zu.sammenhängenden  ßtelle  fehle 
tie  die  gesamte  iBetriebs-  und  A'erkehrsfrage  regeln  soll' 
^^üsicht  beruht  auf  einem  Irrtum,  denn  die  Zusam- 
iientassiing  des  Bahnbetrwbes  innerhalb  aller  deutschen 
Liuieii  ist  zurzeit  dureh  die  beim  preußischen  Ministerium 
ler  otlentlicheu  Arbeiten  eingerichtete  oberste  Betriebs- 
eitung  Sichergestellt. 

-Ph?if  n'^^'^i'^^*''!  T,''*'*'  ««ichsveikehrsmmisteriums  auf  dem 
xebiet  der  Ei.senbahnen  besteht  bis  zum  1.  April  1921  ein- 
if,f  ■  'k.  Aufsaugunu-  des  Reichseisenbahnamtes,  dessen 
lutsichtstatigkeit  in  Zukunft  durch  das  Ministerium  selbst 
lusgeubt  werden  wird,  während  neue  Aufgaben  durch  di(. 
lustuhrung  des  Iriedensvertrages  und  die  Anbahnun<r  neuer 
nternationaler  Beziehungen  hinzutieten.  Es  lie^-t  auf  der 
land.  daß,  trotzdem  der  Betrieb  auf  deu  Eisenbahnen  durch 
116  Lander  gefuhrt  wird,  diese  großen  Fragen,  die  für  die 
.ukuntt  Deutschlands  von  ausschlaggebender  Bedeutuno- 
imi,  nicht  ohne  entscheidende  Mitwirkung  der  Reichsvei" 
.ehr.-itx}horde  gelost  werden  können.  Daneben  gilt  es,  den 
tbbaii  der  einzigen  bisherigen  Betriebsverwaltung,  der 
teich.seisenbahneu  von  Elsaß-Lothringen  durchzufühlen.  Das 
teichsamt  tur  die  Verwaltung-  der  Rcichseiseubaline.i  d^^ 
1^  •  ,  „^"l""'ationsarl)eiten  auszuführen  hat,  geht  deshalb 
■leichtalls  am  1.  Oktober  in  dem  Reiohsverkehrsministerium 
.ut.  Die  Hauptaufgabe  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens liegt  aber  m  der  A^erreichlichung-  selbst.  Hier  sind 
uinial  die  üebernahmebefliugungen  festzulegen,  wobei  man 
eileiiW-n  muß.  daß  es  sieh  um  ein  Aulaoekapital  von  ins- 
esam-    rnml  20  Milliarden  und  um  ein  Personal  von  rund 


einer  Million  Menschen  handelt.  Die  Aufgabe  wird  in  Aus- 
sohüssen  gelöst,  an  denen  alle  Länder  mit  Eisen  bahn  besitz 
und  das  Reich  beteiligt  sind.  Ebenso  -wichtig  ist  die  Tätig- 
keit des  Reiches  bei  der  Vorbereitung  der  Verreichliohungs- 
maßnahmen  selbst.  Hier  muß  das  Reich  zum  1.  April  1921 
alles  durchführen,  was  zur  Überleitung  der  Eisenbahnen  uu' 
bedingt  nötig  ist,  insbesondere  sind  die  durch  die  Ver- 
fassung geforderten  Maßnahmen  (Eisenbahnfinanzgesetz 
Bildung  von  Beiräten  usw.)  in  die  Tat  umzusetzen.  Schließ- 
lich sollen  auch  die  große  Neuorganisation  der  Eisenbahn- 
verwaltung  und  die  Beamtenfragen  in  Angriff  genommen 
werden.  Das  Reich  wird  hierbei  die  durch  den  Krieg  und 
die  staatliche  Umwälzung  veränderten  politischen  und  sozia- 
len Verhältnisse  in  der  Weise  berücksichtigen,  daß  es  nach 
den  notwendigen  Vorbereitungsarbeiten  mit  den  Ländern  und 
den  zuständigen  Organisationen  des  Personals  in  Fühlun^j 
tritt  und  mit  ihnen  zusammen  prüft,  wie  die  Persoualfrageii 
in  der  zukünftigen  Reichsverkehrsverwaltung  zu  ordnen  sind 
Die  verschiedensten  großen  Probleme  (man  denke  nur  an 
die  unbedingt  erforderliche  Demokratisierung)  harren  hier 
der  Lösung.  Das  Reich  ist  der  Auffassung,  daß,  wenn  eine 
Lösung  dieser  schwierigen  Fragen  gefunden  werden  soll, 
sie  nur  mit  den  Organisation-en  zu  finden  ist.  Das  gleiche 
gilt  für  die  große  Umbildung  des  Verkehrswesens,  die  von 
den  verschiedenen  Seiten  mehr  oder  weniger  stürmisch  ge- 
fordert wird.  Hier  werden  auch  die  berufenen  Vertreter 
von  Technik  und  Wirtschaft  in  weitestem  Sinne  beteiligt 
werden. 

Die  Überleitung  der  Wasserstraßen  und  Seezeichen  auf 
das  Reich  ist  bei  der  augenblieklichen  Zersplitterung  der 
Verwaltung  der  deutschen  Wasserstraßen  eine  schwierige 
Aufgabe.  Namentlich  in  den  kleineren  Ländern  sind  die 
Wasserstraßen  vielfach  mit  anderen  Verwaltungenn  zu  einer 
gemeinschaftlichen  Organisation  vereinigt.  Auch  die  Grenze 
zwischen  den  dem  Reich  zn  übertragenden  und  den  den  Län- 
dern zu  überlassenden  W^asserstraßen  ist  recht  schwierig. 
Auf  die  Behandlung  der  Was.serkräfte  uud  Talsperren  iiia 
besonders  hingewiesen  werden.  Daß  die  finanzielle  Aus'^ 
emandersetzung  mit  dem  Reiche  gleichfalls  nicht  leicht  wer- 
den wird,  ergibt  sich  aus  der  Un^-leichartigkeit  der  Ver- 
hältnisse bei  deu  Wasserstraßen  ohne  weiteres.  Die  be- 
vorstehenden Verhandlungen  über  die  internatiotialen 
Schiffahrtsakte  für  die  deutsoheu  Flüsse  verlangen  natur- 
gemäß eine  Beteiligung  des  Reiches,  sie  können  nur  von 
einer  Stelle  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  o-^^fühit 
werden.  Wie  endlich  der  Wasserstraßenbetrieb  und  -Ver- 
kehr zu  gestalten  und  mit  dem  Eisenbahnverkehr  zu  einer 
einheitlichen  Befehlsstelle  —  um  einen  militärischen  Aus- 
druck zu  gebrauchen  —  auszugestalten  ist,  wird  besonders 
eingehend,  und  zwar  gleichzeitig  mit  den  Erörterungen  über 
die  zukünftige  Eisenbahnorganisation  geprüft  werden.  Daß 
auch  bei  den  gesamten  Wasserfragen  Sachverständige  aus 
dem  Reichs-  und  Wirtschaftsleben  zu  beteiligen  sind, 
braucht  nicht  besonders  betont  zu  werden. 

Die  Luft-  und  Kraftfahrerangelegenheiten  sollen  schließ- 
lich gleichfalls  in  dem  neuen  Reichsverkehrsministerium 
bearbeitet  werden.  Auf  'beiden  Gebieten  handelt  es  sich 
viel  mehr  als  bei  den  Eis-enbahnen  und  Wasserstraßen  um 
Aeuland,  dessen  Bearbeitung  schwierig  ist,  aber  anderseits 
•besonders  'lohnend  zu  werden  verspricht,  weil  beiden  Ge- 
bieten eine  große  Zukunft  bevorsteht.  Das  Luftwesen  wird 
seit  dem  4.  Dezember  1918  durch  ein  besonderes  Reichs- 
luttamt behandelt,  das  nunmehr  unter  Erweiterung  zu  einem 
Reiohsamt  für  das  Luft-  und  Kraftfahrwesen  als  3.  Ab- 
teilung in  das  Reichsverkehrsministerium  eingegliedert  wer- 
den soll.  Die  Behandlung  der  gesamten  auf  das  Luftver- 
kehrswesen sich  beziehenden  Fragen  soll  durch  ein  Luft- 
verkehrsgesetz  geregelt  werden,  dessen  Vorbereitungen  im 
Gange  sind.  Die  augeubückliche  Zersplitterung  des  Kraft- 
tahrweseus  in  den  versohiedenen  Reichsressorts  erfordert 
dringend  eine  Zusammenfassung.  Gerade  hier  sind  eine 
Anzahl  verkehrswirtschaftlicher  und  technischer  Fragen  zu 
lösen,  die  nur  durch  Zusammenlegung  aller  Arbeiten  an 
einer  Stelle  erfüllt  werden  können. 
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Das  EeiclisverkehrsminiÄteriuDi  wird  sich  natürlich  auf 
aU«n  Gebieten  von  dem  Grundsatz  höchster  Wirtschaf tlich- 

F?nnn.!^o^     t''*''-  ^^'-^^^         heutige  trostlose 

lananzlage.    Ersparnisse  werden  sich  durch  die  Zusammen- 
fassung d^s  Verkehrs  zweifellos  erzielen  lassen,  auch  w^a 
nicht  sofort  un.l  mcht  l>ci  den  Ausgaben  d^r  VerkXs- 


Zeitung  des  Voreins 
Ueutseher  Eisenbahnverwaltuncon 


oZ^S^^^f.^'^T^^^^  ."^^^^^  Er^heinung  treten  sollten.  Es 
gilt  uberall,  aber  natürlich  m  der  richtigen  Art,  zu  sparen 
Dem  Beichsverkehrsministerium  ist  eine  Riesenaufgabe  über^ 
ragen  Dost  e«  sie,  so  kann  es  in  hohem  Maße  zur  Wieder- 
aufnchtung  des  deutschens  Wirtschaftslebens  beitragen 


Tariferhöhungen  und  Sparmaßnahmen  bei  den  schwedischen  Bahnen. 


über    den    außerordentlich     ungünstigen    Abschluß  der 

Äq?'Sr  ^Vo\i^i^^^^x«\        ««l'on  wiederholt 
(S.  200,  414,  497,  Jahrg.  1919  d.  Ztg.)  iberichtet.   Die  Lage  ist 
sowohl  bei  den  btaatsbahnen  wie  auch  bei  der  Mehrzahl  der 
Priyatbahnen  derart,  daß  das  finanzielle  Ergebnis  auch  wei- 
terhin sehr  ungunstag  ausfallen  muß.    Man  berechnet  für 
die  fetaat-seisenbahnen  den  unmittelbaren  Verlust  unter  o-e- 
wissen  Annahmen  der  Verkehrsstärke  und  der  Betriebskosten 
tur  das  laufende    Jahr  zu  ungefähr  50  Millionen  Kronen 
rrotz  der  gegenwärtigen  betrüblichen  Lage  in  der  Lebens- 
mittelyersoroiing  besteht  daher  die  Ansicht,  daß  sowohl  bei 
ilen  8taat«bahuen  als  auch  den  Privatbahnen  Tarifeiiiöhun- 
gen  stattfinden  müssen,  sofern  der  Grundsatz  aufrecht  blei- 
ben «oll,  daß  die  geleistete  Verkehrsarbeit  wenigstens  soweit 
A  ergutung  erhalten  soll,  daß  das  Gan^e  nicht  mit  Verlust 
abschließt.    Dabei  herrscht    die  Auffassung,  daß  der  Per- 
sonenverkehr gegenwärtig'  eher  eine  dauernde  Tarif erhöhun  o- 
ertragen  könne  ,  als  der  -Güterverkehr.    Die  Vorschläo-e  der 
Eisenbahndirektion    liegen  vor.    Unter    der  Voraussetzung, 
u    fn^JÄ^^  den  gleichen  Umfang  wie  im  ersten  Halb- 
lahr  1919  behalt,  sollen  die  neuen  Erhöhungen  den  Staats- 
pannen tur  das  laufende  Jahr  eine  Mehreinna'hme  von  74  Mil- 
fionen  Kronen  zufuhren,  wovon  29  Millionen  auf  den  Per- 
sonenverkehr und  45  Millionen  auf  den  Güterverkehr  treffen 
Die  Eisenbahndirektion  hat  diesmal  das  Verfahren  der  pro- 
zentuellen Erhöhung  auf  der  gaaizen  Linie  völlio-  aufo-eo-eben 
und  datur  einen  neuen  Zonentarif  ausgearbeitet,  dessen  Ab- 
gaben so  abgewogen  sind,  daß  die  Erhöhungen  am  stärksten  die 
Kelsen  auf   kurze  und  mittlere  Entfernungen  treffen  Es 
wird  dies  damit  begründet,  daß  die  kurzen  Eeisen  in  so  er- 
druckender Überzahl  seien,    daß  man  unbedingt  hier  mit 
1  ariterboliungen  zugreifen  müsse,  wenn  man  einen  annehm- 
baren Ertrag  erzielen  wolle.   Der  neue  Zonentarif  beruht  auf 
folgenden  Grundlagen:  Die  ersten  20  Zonen  beziehen  sich 
auf  ]e  5  km    Diese  Zonen  werden  für  die  dritte  Klasse  hal- 
biert, so  daß  die  Abgabe  für  jede  Halbzone  die  Hälfte  der 
Abgabe  für  die  ganze  Zone   ist.     Dann   folgen  5  Gruppen 
von  .ie  6  Zonen  mit  einer  Zonenlänge  in  der  ersten  Gruppe 
von  6  km  und  einer  Erhöhung  der  Zonenlänge  um  1  km  für 
.jede  Gruppe.    Dann  kommen  20  Zonen  von  11  km,  und  schließ- 
lich Gruppen  von  10  Zonen  mit  einer  Zonenüänge  von  12  km 
m  der  ersten  dieser  Gruppen  und  einem  Zuwachs  von  1  km 
III  jeder  Gruppe.    Die  Abgabe  für  .iede  Zone  ist  40  öre  in 
dritter  Klasse,  70  öre  in  zweiter  und  1  Kr.  40  öre  in  erster 
^r^u'  ^ra^e  nach   der  Beziehung   zwischen  den 

Abgaben  m  der  dritten  und  den  höheren  Wagenklassen 
glaubte  die  Eisenbahndirektion,  den  bisher  betretenen  Weo- 
namlich  die  Abgaben  der  letzteren  Klassen  verhältnismäßige^ 
mehr  anwachsen  zu  lass.en  als  bei  der  ersteren,  nicht  mehr 
beibehalten  zu  können.  Ein  solches  Verfahren  würde  näm- 
lich zu  einem  alLzugroßen  Abwandern  der  Reisenden  von 
den  höheren  Wagenklassen  zur  dritten  Klasse  führen.  Schlaf- 
wagenfahrscheme  sollen  30,  15  und  6,5  Kr.  kosten  Schne.ll- 
zugszuschläge  7,50,  3,75  und  2,50  Kr.  und  sog.  Aufenthalts- 
soheme  6,  3  und  1,5  Kr.  in  1.  bzw.  2.  und  3.  Klasse.  Die  Zu- 
schlagisabgaben  für  Reisegutübergewioht,  Fahrzeuge  und  ähn- 
liche Transportmittel,  lebende  Tiere  im  allgemeinen  und  für 
Paketgut  soll  250  Prozent  der  entsprechenden  gewöhnlichen 
Abgaben  betragen. 

Auß-er  auf  dem  Wege  der  Tariferhöhungen  sucht  die  Eisen- 
bahndirektion  aber  auch  mit  Ersparnissen  an  Betriebskosten 
vorzugehen,  und  zwar  will  sie  vor  allem  Personal  einziehen 
und  die  Aufwendungen  an  Material  und  Verbrauchsartikeln 
herunterdrücken.  Beim  V er  k  e  h  r  s p  e  r  s  o  n  a  1  sollen  um- 
fassende Personaleinschränkungen  stattfinden.  Einem  großen 


1  eil  des  Aspirantenpersonals  wurde  schon  aufgesa»!  und 
die  Pensionare  die  in  großem  Umfange  zur  Dienstleisiuu" 
einberufen  worden  wai^en,  wurden  wieder  entlassen.  Es  sof- 
ten die  Möglichkeiten  gewisser,  personalsparender  Um- 
h^fT^^T  Giiterverkehr  untersucht  werden.  So  soll  augen- 
blicklich geprüft  werden,  m  welchem  Umfange  der  Nacht- 
zugsguterdienst  eingeschränkt  werden  kaum  Wenn  man 
UR^  "^1  Fernguterzüge  in  der  Regel  nur  am  Tage  laufet 
faßt  und  Umladungen  bei  Nacht  vermeidet,  könnten  in  der 
Besetzung  der  ßtationen  große  Personalminderungen  statt- 
fmden  Freilich  wurde  die  Schnelligkeit  des  Güterverkehrs 
darunter  leiden,  und  der  iBezieher  wäre  zuletzt  der  Ge- 
schädigte. Von  wieiteren  in  letzter  Zeit  durchgeführien 
Sparmaßnahmen  im  Güterverkehr  kann  die  Übernahme  der 
Guteruberwaehung  durch  das  Bahnpersonal  selbst  anstelle 
der  bisher  an  großem  Maße  beigezogenen  Bewachung  durch 
Nachtwachgesellsohaften  und  andere  Private  genannt  werden 
^le  Personalemziehungen  beziehen  sich  auf  Aspiranten  un<i 
Pensionare.  Dagegen  sollen  die  Entlassungen,  soweit  mög- 
Jicli,  sich  mcht  auf  das  außerordentliche  Personal  emtrecken. 

Auch  der  Personalumfang  in  der  M as  c h  inen  a b  t e  i - 
iung  soll  einer  gründlichen  und  sachkundigen  Prüfung 
unterzogen  werden.  Es  soll  dafür  ein  aus  einem  Maschinen- 
o Oerinspektor,  einem  Maschineningenieur  und  einem  Loko- 
motivmeister zusammengesetzter  Dienstleistungsausschuß  ge- 
bildet werden,  in  dem  sowohl  tlie  Vorstände  der  Maschinen- 
amter,  .leder  für  seine  Sektion,  als  auch  Vertrauensmänner, 
welche  von  dem  Personal  der  größeren  Lokomotivstationen 
gewählt  werden,  an  den  Untersuchungen  und  Überleo-ungen 
aber  nicht  an  den  Beschlüssen  teilnehmen  sollen.  Dieser 
Ausschuß  hat  die  Aufgabe,  zur  Ordnung  der  Dienstleistung 
^n"/  '%^ien  Lokomotivstationen  der  Staatsbahnen  und  auf 
allen  übrigen  Stationen,  wo  die  Maschinenabteilung  ständig 
Personal  beschäftigt,  Vorschläge  zu  machen.  Auch  spll  er 
untersuchen,  inwieweit  höheres  Personal  durch  niedrio-eres 
ersetzt  werden  kann. 

Was  die  B  a  h  n  u  n  t  e  r  h  a  1 1  u  n  g  s  a  b  t  e  i  1  u  n  g  betrifft, 
so  gTundet  sich  die  Personalbesetzung  in  der  Bahnbewachun"- 
auf  gründliche  Erhebungen,  die  erst  im  Jahr  1916  gemachl 
wurden,  und  auf  eine  damals  aufgestellte  >so<'.  Bahu- 
bewachun^rsoixinung.  Diese  enthält  allgemeiae  Vorschriften 
für  die.  Einteilung  der  Staatshahnen  in  Bahnmeistereien  und 
Bewachungsstreoken  in  Anpassung  sowohl  an  die  Lebhafti"- 
keit  und  Bedeutung  des  Verkehrs  wie  an  die  Größe  der  Bahn- 
hofe und  die  auf  den  Stationen  befindlichen  Einrichtunoen 
usw.  Auf  Grund  der  in  dieser  Aufstellung  niedergelegten 
allgemeinen  Vorschriften  ist  das  Personal  für  die  Bahnbe- 
wachung und  gewöhnliche  Bahnunterhaltuno-  bestimmt.  Es 
scheint,  also  hier  dafür  gesorgt  zu  sein,  .daß  für  .ieden  Bahn- 
teil  keine  größere  Personalbesetzung  stattfindet,'  als  es  die 
Verkehrs  Verhältnisse  erheischen.  Die  für  andere  Zwecke 
erforderliche  Personalstärke  hängt  dagegen  in  gioßem  Maße 
von  dem  Umfange  der  Arbeiten  ab,  für  deren  Ausführung 
Staatsmittel  angewiesen  werden.  Die  Prüfung  der  Arbeits- 
leistungen dieses  Personals,  der  sog.  iBahn-  und  Bauarbeiter, 
wird  durch  die  Vorgesetzten  aller  Grade  vollzogen,  war  in 
letzter  Zeit  'Gegenstand  besonderer  Erwägungen  und  wurde 
neuerlich  wesentlich  verschärft.  Bei  der  Bahnunterhaltungs- 
abteilung, ebenso  wie  bei  der  Maschinenabteilung,  prüfen  be- 
sonders ausersehene  iBeamte  auch  den  Personalstand  im  sog. 
Expeditionsdieust.  Ein  Bahningenieur,  ein  Bureauvorsteher  und 
ein  Oberbahnmeisler  sind  mit  dieser  Tätigkeit,  die  sich  auch 
auf  Vorschläge  über  Ordnung  und  A'^ereiufachung  im  Expe- 
ditionsdienst bezieht,  betraut.  Dr.  S. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Prüfunsserleichterungen  für  ältere  Beamte.  Der  preu- 
ßische Eisenbahmninister  hat  den  Eisenbahndirektionen  hier- 
über folgenden  Erlaß  vom  20.  August  d,  J.  zugehen  lassen  : 


„Unter  Berufung  auf  die  den  Krieg.steilnehmern  bei  .\b- 
legung  .der  förmlichen  Prüfungen  hinsichtlich  der  Anforde- 
rungen an  das  Gedächtnis  zugestandene  Erleichterung  (Er- 
laß vom  21.  FebiTiar  1919)  sind  wiederholt  ältere  Beamte 
mit  der  Bitte  vorstellig  geworden,  auch  ihnen  die  gleiche 
V^ergünstigung  zuzubilligen.  Es  läßt  sich  nicht  verkennen, 
daß  die  Aneignung  der  in  den  Prüfungen  verlangten  theore- 
tischen Kenntnisse  an  das  Gedächtnis  erhebliche  Anforderun- 
gen stellt,  wodurch  die  Beamten  im  vorgeschrittenen  Lebens- 
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alter  ungl«ich  stärker  belastet  werden,  als  jüngere  Beamte. 
Anderer&€it.s  bildet  die  von  den  älteren  Beamten  im  prak- 
tischen Dienst  erworbene  reiche  Erfahrung  einen  gewissen 
Ausgleich  für  die  ihnen  etwa  fehlenden  Einzelkenntnisse  des 
Inhalts  der  Dienstvorschi-iften  und  Dienstanweisungen.  Aus 
diesen  Erwägungen  will  ich  mich  damit  einverstanden  er- 
klären, daß  für  die  Folge  bei  der  Prüfung  älterer  Be- 
amten unter  Hintansetzung  von  Einzelkeuntnissen  nament- 
lich festzustellen  ist.  ob  der  Prüfling  die  für  das  erstrebte 
Amt  erforderliche  Befähigung-  zweifellos  besitzt,  und  ob 
er  für  den  Zweck  und  Zusammenhang  der  bestehenden  Ein- 
richtungen ein  richtiges  ^^erständnis  hat.  Unter  älteren  Be- 
amten im  Sinne  dieses  Erlasses  sind  Beamte  zu  verstehen, 
die  ein  Lebensalter 'von  etwa  40  Jahren  erreicht  haben.  —  Die 
Ergänzung  der  Prüfungsordnung  wird  zu  gelegener  Zeit  er- 
folgen." 

—  Die  neuen  Tarife  für  Arbeiterfahrkarten.  Am  1.  Ok- 
tober tritt  neljen  den  übrigen  Tariferhöhungen  (vgl.  Nr.  67, 
S.  706  (1.  Ztg.)  auch  eine  Erhöhung  der  Preise  für  die  Ar- 
beiterfahrkarten  ein.  Die  Arbeiterrückfahr-  und  Arbeiter- 
W9chenkaj-ten  4.  Kl.  für  täglich  eine  einfache  Fahrt  werden 
wie  alle  anderen  Fahrkarten,  um  50  %  erhöht.  Dagegen 
werden  die  Preise  für  Arbeiterwochenkarten  des  Fernver- 
kehrs für  tägliche  Hin-  und  Eückfahrt  in  folo-ender  W  ise 
erhöht.  Die  billigste  Karte  (1—4  km)  wird  nach  dem  1.  Ok- 
tober 1  Mark  kosten.  Weiterhin  sind  die  Preise  dann  so 
|e*taffelt,  daß  für  jede«  Kilometer  größere  Entfernuno-  auch 
der  Preis  um  mindestens  10  Pf.  steigt.  Es  kostet  afso  die 
Wochenkarte  für  die  Entfernuno'  von  5  km  1,10  Jl  6  km 
1,20  Ji,  7  km  1,50  M,  8  km  1,70  M.  9  km  1,90  10  km  2  J( 
15  km  2,70  JL  20  km  3,30  M,  25  km  3,60  M,  30  km  4,20  M 
3.)  km  4,70  Jl,  40  km  5,20  Jl,  60  km  6,40  Ji  und  iedes  weitere 
km  0,11  mehr  auf  volle  10  Pf.  aufgerundet.  Diese  Preise 
gelten  tür  die  Arbeiterwochenkarten  des  Fernverkehrs  Die 
Arljeitertahrkarten  des  Stadt-,  Eing-  und  Vorortverkehrs 
bleiben  bis  auf  weiteres  unverändert.  Am  1  November 
d.  J.  werden  voraussichtlich  im  gesamten  Verkehr  die  Ar- 
beiterwochenkarten (für  täglich  eine  Fahrt  und  für  Hin- 
und  Ruckfahrt)  aufgehoben.  An  die  Stelle  der  Arbeiter- 
wochenkarten für  Hm-  und  Rückreise  treten  an  diesem  Tage 
neue,  .ledermann  zugängliche  Wochenkarten,  ül)er  die  nooh 
näheres  bekanntgegeben  werden  soll.  In  der  Übergansszeit 
1  h.  vom  1.  bis  31.  Oktober  1919,  treten  Änderungen  der 
Be,stimniungen  über  die  Benutzung  und  Ausgabe  der  Ar- 
beiterfahrkarten  nicht  ein. 

^"  Expieß^utverkehr  der  Eisenbahn  ist 
!ur  Durchfuhrung  gelangt,  die  dazu  bestimmt  ist,  die  Gütei- 
len  betrettenden  Empfängern  sicherer  zuzuführen,  als  die^ 
ns  let^t  der  Fall  war.  Den  Expreßgütern  ist  eine  Ei&en- 
»ä,M^,P.ak«tkarte  beigegteben,.  die  die  für  iedes  'Stück  un- 
erläßlichen Angaben  enthält.  In  dieser  Karte  genügt  in 
1er  Zukunft  nicht  mehr  die  Angabe  der  Zahl  der  auf- 
jeheferten  Stucke,  vielmehr  ist  der  Inhalt  der  Güter  und 
Uo  Art  der  Verpackuns:  anzugeben.  Die  Überschrift  der 
i-arten  der  neuen  Ausfertigung&art  muß  also  in  Zukunft 
auten:  z.  B..-  „Eisenbahnpaketkarte  zu  2  Kisten  Spiel- 
^'*'o''L  -"?'^^°'*^^,  '"^^^  f'rüli«!-  „Eisenbahnpaketkarte 

•  L  ^*]^^.^  Expreßgut".  Durch  diese  Maßnahme  wird  er- 
euht,  daß  die  Güter  für  die  Abfertigungsbeamten  in  den 
&ugen  leichter  auffindbar  sind  und  schwerer  verschlenot 
Verden  können.  An  den  Gepäckschaltern  sind  Bekannt- 
nachungen  angebracht  worden,  die  auf  diese  Neueruno-  im 
ixpreßgut verkehr  hinweisen. 

„Ufo  ^'^'^  o'"'^r"^^.y  Haltern.  Am  21.  September,  vor- 
llrTy.^S^W^.^''''  f""^    Bahnhof  Haltern 

!L  :  k7  Coln-Altona  ^bei  der  Durchfahrt  auf  eine 
iangierabteilung  gefahren.  Der  Heizer  und  der  in  Abtei- 
ung  1  im  Postwagen  des  D-Zuges  befindliche  Postsekretär 
mrden  getötet.  Eine  weitere  verkohlte  Leiche,  vermutlich 
le  eines  Fostt>eamten,  wurde  noch  nicht  erkannt.  Schwer 
erletzt  irorden  ein  Postbeamter  und  der  Lokomotivführer 
er  Rangier^teilung.  Leicht  verletzt  sind  U  Bahnpost- 
edienstete.  Reisende  sind  nicht  zu  Schaden  gekommen.  Der 
ratenalschaden  ist  bedeutend 

,hr  ?Q^fnQ  ''T^}'%''  Eisenbahn-Gesellschaft.  Im  Geschäfts- 
iDr  l.n8A9  hat  der  \  erkehr  eine  weitere  Steigeruno-  er- 

RiQ^Q  Äo^n^^^lt.-^^^"  ^förderten  Personen  ist  von 
51  3.i9  aut  j03  807,  mithin  um  6,4  %  gestiegen,  und  die  Ein- 
aüme  aus  dem  Personen-  und  Gepäckverkehr  betrug  385  514 
egen  295127  Jl  im  Vor.iahre,  also  mehr  90  387  M  =  30  6  % 
'er  größere  Teil  dieser  Mehreinnahme  ist  aus  der  im  Vor- 
iJire  zur  Einführung  gelangten  Tariferhöhung  zu  erklären, 
►er  Durobschnittsertrag  für  den  Reisenden  betmo-  55  ^ 
egen  44  4  im  Voriahre  und  für  das  Personenkm"  3,98  ^ 


gegen  3,31  ^  im  Vorjahre.  Im  Güterverkehr  wurden  ins- 
gesamt 342  228  t  gegen  289  668  t  im  Voriahre,  also  52  560  t 
mehr  befordert.  Die  Gesamteinnahme  aiis  dem  Güter-  und 
Tierverkehr  betnig  548  022  Jl  gegen  405  153  Jl  im' Vorjahre, 
mithin  mehr  142  869  M  gleich  35,3  %.  Davon  entfallen 
auf  die  am  1.  September  1917  eingeführten  Zuschläge  zu  den 
ordentlichen  Tarifsät/jcu  etwa  70  000  Jl  und  auf  die  am 
1.  April  1918  eingeführte  Tariferhöhung  40  000  ',/^.  Der 
Durchsohnittsertrag  für  eine  Tonne  betnig  1,60  Jl  gegen 
1,39  Jl  im  Vor.iahre  und  7,23  ^,  für  das  Tonnenkm  gegen 
6,43  4  im  Vorjahre.  Die  gesamten  Betriebseinnahmen  von 
976  436  J{  (i.  V.  736  373  Jl)  abzügb'ch  der  gesamten  Betriebs- 
ausgaben von  649  744  Jl  (464  460  Jl)  ergeben  einen  Betriebs- 
uberschuß von  326  692  Jl  (271913  M).  Nach  Verrechnung 
der  Zinsen,  Rücklagen,  Schuldentilgung,  Vergütung  an  den 
Aufsichtsrat,  Rückstellung  für  nachzuholende  Unterhaltungs- 
arbeiten und  Anschaffungen  verbleibt  ein  Reingewinn  von 
269  893  Jl  (237  854  M)  einschließlich  34141  M  (39  076  Jl) 
Vortrag:  aus  dem  Vorjahre. 

—  Bautechnische  Vorträge  und  Übungen  des  Vereins  deut- 
scher Ingenieure.  Der  Verein  veranstaltet  in  seinem  Hause 
in  Berliu  in  den  Monaten  Oktober  d.  J.  bis  Januar 
1920  eine  Reihe  von  Vorträgen,  in  denen  Interessenten  Ge- 
legenheit pgeben  wird,  sich  ohne  Störung  ihrer  Berufs- 
tätigkeit über  den  Stand  der  Bautechnik  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Fragen  zu  unterrichten.  Eine  Anzahl 
b^ekannter  Körperschaften,  wie  das  Staatskommissariat  für 
Wohnungswesen,  der  Reichsverband  zur  Förderung  spar- 
samer Bauweise,  die  Handwerkskammer  Berlin,  der  Deutsche 
Eisenbauverband  |u.  a.,  sowie  eine  größere  Anaahl  nam- 
hafter Baufirmen  wirken  an  der  Veranstaltung  mit.  Das 
Programm  umfaßt  über  150  Einzelvorträge,  für  die  ange- 
sehene Fachleute  gewonnen  sind.  Den  Vorträgen,  die 
durch  Lichtbilder,  Modelle,  Zeichnungen  und  sonstiges  An- 
schauungsmaterial ergänzt  werden,  schließen  sich  Aus- 
sprachen an.  Die  Vorträge  werden  mit  einer  Versamm- 
lung- aller  Teilnehmer  am  Freitag,  dem  3.  Oktober,  abends 
7  Uhr  im  Ingenieurlbausie  eröffnet;  dort  spricht  Herr  (;eh. 
Eeg.-Rat  Prof.  Dr.-Ing.  Gary  über  den  „Gegenwärtigen 
Stand  der  Versorgung-  mit  Baustoffen".  Die  ersten  Vor- 
tragsfolgen beginnen  am  6.,  7.  und  13.  Oktober.  Nähere 
Auskunft  erteilt  die  Geschäftsstelle  des  Vereins  in  Berliu 
Nr,  7,  Sommerstraße  4a. 

—  Die  Zentralstelle  für  das  deutsche  Transport-  und  Ver- 
kehrsgewerbe in  Cöln,  der  fast  sämtliche  großen  deutschen 
v^erbände  des  Transport-  und  Verkehrsgewerbes  mit  etwa 
50000  Betrieben  angeschlossen  sind,  hatte  zur  Hauptver- 
sammlung nach  Goslar  eingeladen.  Es  waren  Vertreter  des 
Gewerbes  aus  allen  Teüen  des  Deutschen  Reiches  erschie- 
nen. Bei  den  Beratungen,'  die  sich  mit  den  wichtigsten 
Fragen  des  deutschen  Transport-  und  Verkehrsgewerbes  be- 
faßten, wurde  u.  a.  gegen  die  geplante  Sozialisierung  und 
Kommunalisierung  weiter  Zweige  der  Privatwirtschaft,  ins- 
besondere des  Transport-  und  Verkehrsgewerbes,  Einspruch 
erhoben  und  darauf  hingewiesen,  daß  die  dem  Staate  und 
den  Gemeinden  durch  die  Enteignung  der  Betriebe  ent- 
stehenden finanziellen  Opfer  ungeheuer  sein  würden;  Lastten, 
die  von  der  gesamten  Bürgerschaft  getragen  werden  müßten, 
ohne  daß  ein  Gewinn  aus  den  Unternehmungen  nach  ihrer 
Verstaatlichung  oder  Verstadtlichuns-  zu  erwarten  sei.  Die 
Überführung  des  örtlichen  Transport-  und  Verkehrswesens 
in  die  Gemeinschaft  bedeute  bei  der  eigenartigen  Gestaltung 
dieses  Gewerbes  einen  gewaltigen  Rückschritt. 

—  Personalnachrichten.  Der  Regierungsrat  Dr,  Kurt 
Born,  bisher  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Brom- 
berg, ist  zum  Geheimen  Regierungsrat  und  Vortragenden  Rat 
im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  er- 
nannt worden. 


Deutschösterreich. 

—  Wien  im  internationalen  Verkehr.  Nach  Zeitungsmelduu- 
gen  soll  der  Ententeexpreßzug  (vergl.  Nr.  69,  S.  730  d.  Ztg.) 
nun  doch  künftighin  übler  Wien  laufen.  Diese  Verfügung  des 
französischen  Eisenbahnministeriums  wird  auf  -eindringliche 
Vorstellungen  der  französischen  Mission  in  Wien  zuiiickji»'- 
führt.  Der  Ententeexpreßzug  soll  fortab  von  Stiaßburg  aus 
in  zwei  Teilen  weiterlaufen,  der  eine  nach  Prag,  um  von  dort 
aus  nach  AVarschau  zu  gelangen,  der  landere  unmittelbai' 
nach  Wien. 

—  Keine  Internationalisierung  der  Nordbahn.  Aus  Wien 
wird  gemeldet:  Die  von  der  Friedenskonferenz  in  Paris  ein- 
gesetzte Eisenbahnkommission  hat  in  der  letzten   Zeit  die 
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Zeituni;  des  Verein» 
Deutscher  Eisenbahn verwaltiinarea 


Frao-e  der  Internationalkierung  der  Ferdinands-Nordbahn  be- 
raten, dieselbe  aber  endjEfülti^  abgelehnt.  Auch  der  Ver- 
treter der  polnischen  Eeaierung:  sprach  «ich  aegen  die  In(er- 
uationalii'ieruna  au.^,  weil  diesclbo  einen  Eingriff  in  das 
'rarifhoheitsreoht  des  polnischen  Staates  bedeuten  würde. 
-Mit  der  gleichen  Begründung  hat  die  Kommission  auch  die 
Internationalisieruug  der  Südbahn  abgelehnt.  Von  selten 
unserer  Vertiietcr  bei  der  Fiiedenskoiifcrenz  -wurde  die  Ini*'- 
nationalisieruug  der  Nordbahu  niulit  uur  aus  verkehrspoliti- 
schen  Kücksiohtcu,  souden  auch  deshalb  angeregt,  weil  der 
tschecho-slowakische  Staat  im  Friedensverträge  sich  ein 
weitgehendes  Mitbeuützungsrecht  unsrcr  Staatsbahnlinien 
nach  Triest  gesichert  hat  und  es  daher  nur  gerecht  und 
billiir  wäi-e,  wenn  auch  uns  ein  Mitben ützungsrecht  auf  den 
Nordbahnlinien  zugestanden  würde.  Leider  hat  sich  die 
Friedenskonferenz  über  diese  sowie  über  alle  andern  von 
uns  erhobenen  verkehrspolitischen  Forderungen  hinweg- 
gesetzt. 

— ■  AViedcreröffnun^r  des  Handelsverkehrs  auf  der  Donau. 

Dem  Staatsamt  für  Handel  und  Gewerbe,  Industiie  und 
Bauten  ist  vom  Donaukommandant eu  die  amtliche  Nachricht 
zugekommen,  daß  die  Donau  nunmehr  für  den  Handelsverkehr 
offen  sei.  Nach  südslavischen  Pressemeldungen  wurde  der 
regelmäßig-e  Schiffsverkehr  zwischen  Belgrad  und  Preßburg 
am  15,  September  aufgenommen. 

—  Eiumaliffer  Zuschuß  für  die  Staatsbahnbediensteten  d^s 
Ruhestandes  und  Witwen  und  Waisen  von  Staatsbahn- 
bediensteten. Den  Staatsbahul)edieusteten  des  Ruhestandes 
und  den  Witwen  und  Waisen  von  Staatsbahnbediensteteu, 
deren  Ruhe-  und  Versorgungsgenüsse  im  Wege  der  d.  ö. 
Postsparkas^se  ausgezahlt  werden,  wurde  neuerlich  ein  ein- 
maliger Zuschuß  bewilligt,  wenn  sie  die  d.  ö.  Staatsbürger- 
schaft besitzen  und  eine  Beihilfe  a.uf  Gruml  der  Verfüüuniien 
vom  Juli  1919  genießen.  Dieser  einmalige  Zuschuß  beträgt: 
I.  a)  für  pensionierte  oder  provisionierte  Beamte,  llouorar- 
1>eamte  und  Bahnärzte  100  bis  126  Kr.,  b)  füi'  Witweu  von 
Beamten,  Ilonorarbeamten  und  Bahnärzten  mit  einer  Wit- 
weupension (Witwenprovision)  80  bis  11-1  'Kr.;  II.  a)  für 
])ensionierto  oder  provisionierte  TTnterl>eamte.  Bahuoffizian- 
tiuuen  und  Diener  (Wächter)  100  Kr.,  b)  für  die  im  Bezüge 
eines  statutenmäßigen  Versorgungsgenusses  steheaden  Wit- 
wen von  Unterbeamten  und  Dienern  (Wächtern)  80  Kr.; 
III.  a)  für  provisionierte  Hilfsbedienstete  80  Kr.  b)  t' 
tlic  im  Bezüge  einer  Witwenprovision  stehenden  Wit- 
wen von  Hilfsbedieusteten  60  Kr. ;  IV.  für  die  ehelichen 
Wais-en  a)  von  Beamten.  Ilonorarbeamten  und  Bahnärzten 
mit  einer  Waisenpension  (Waisenprovision)  samt  allfälligem 
Zuschüsse  bis  einschließlich  3000  Kr.  oder  mit  einem  Er- 
ziehuugsbeitrage  samt  allfälligeni  Zuschüsse  bis  einschließ- 
lich 600  Kr.  und  zwar  für  jede  ellerulosc  Waise  60  Kr.  und 
für  jede  vaterlose  Waise  40  Kr.,  b)  von  Unterbeamten, 
Dienern  (Wächtern)  und  Hilfsbedieusteten  mit  einer  Waisen- 
pension (Waisenprovision)  oder  einem  Erziehungsbeitrage, 
und  zwar  für  jede  elternlose  Waise  40  Kr.  und  für  jede 
vaterlose  Waise  30  Kr.;  V.  für  die  mit  fortlaufenden 
Gnadengaben  (gnadenweisen  Erziehungsbeiträgen)  aus  den 
Mitteln  der  Staatsei.senbahnverwaltung  bcliehenen  ehemaligen 
Staatsbahnbediensteten  sowie  Witwen  und  Waisen  von 
Staatsbahnbediensteten  30  Kr, 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Direkter  Zugverkelir  zwischen  der  Tschecho-Slowakei 
und  Polen.  Laut  Zeitungsmeldungen  wurden  lin  Warschau 
die  Beratungen  der  polnischen  und  tscheoho-slowakischen 
Ministerien  über  die  Einführung  des  direkten  Verkehres 
zwischen  der  tsohecho-^slo wakischen  Republik  und  Polen  er- 
öffnet. Hierbei  wurde  volles  Einverständnis  erzielt.  Vom 
1.  Oktober  an  -wird  der  gegenseitige  Eisenbahnverkehr 
zwischen  beiden  Staaten  auf  Grund  des  Berner  V ertrages  ein- 
führt. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Uomittelbare  Telephonverbindung  zwischen  Schweden 
und  Deutschland.  Nach  schwedischen  Nachrichten  wird  das 
Kabel,  das  Schweden  mit  Deutschland  verbinden  soll,  auf 
sohwediscber  Seite  ausgelegt  von  der  Kämpingebucht  zwischen 
Falsterbo  und  Trälleborg.  Man  g^laubt,  das  Kabel  in  nächster 
Zeit  verlegen  zu  könneu,  und  hofft  noch  im  September  fertig 
zu  werden.  Die  Verlegung  des  Kabels  wird  von  deutscher 
Seite  besorgt.  Dr.  S. 


—  Lebhafte  Steigerung  der  deutschen  Einfuhr  nach 
Schweden.  Nach  schwedischen  Nachrichten  hat  die  Einfuhr 
von  Deutschland  in  letzter  Zeit  eine  bedeutende  Steigening 
erfahren.  Vor  allem  haben  Lager  von  gewissen  Erzeugni.ssen 
der  Kriegszeit  ihren  Weg  nach  Skandinavien  gesiudit  zu 
Preisen,  welche  jeden  Wettbewerb  von  England  und  Amerika 
ausschließen.  Die  deutsche  Armeeverwaltuna-  brachte  vor 
etwa  einem  Monat  nicht  weniger  als  400  000  Automobile,  und 
fiir  150  000  derselben  wurde  die  Genehmigung  erwirkt.  Da 
die  skandina\'ischen  Länder  so  gut  wie  dif  einzigen  sind, 
an  die  sich  hierbei  die  deutsche  Ausfuhr  wenden  kann,  sind 
die  Preise  auf  20-  bis  40  000  M  gesunken.  Auch  die  schwedi- 
schen Werften  haben  Angebote  von  Deutschland  erhalten, 
und  an  AVaren  wie  Glühlampen.  Pottasche,  Chlorkalk,  Ton, 
Ziegel  usw.  kann  man  von  Deutschland  beliebig  viel  er- 
halten zu  Preisen,  die  weit  unter  den  marktgängigen  sind. 
Laut  Angabe  der  Trälleborger  Zollkammer  hat  die  Einfuhr 
in  letzter  Zeit  solchen  Umfang  angenommen,  daß  der  Ver- 
kehr nur  mit  Schwierigkeit  von  der  gewöhnlichen  täglichen 
Fähre  bewältigt  werden  kann.  Man  hat  daher  Anstalten 
getroffen,  eine  Extrafähre  in  Betrieb  zu  setzen,  die  aus- 
schließlich der  Güterbeförderung  dienen  soll.  Dr.  S. 

—  Transportnot  in  Frankreich.  Marcel  Cachin  veröffent- 
licht in  der  „Humanite"  (14.  September)  den  „Alarmi-uf": 
..Arn  \orabend  des  Winters  verschärft  sich  die  Transport- 
krise". Bidegaray,  Generalseki-etär  des  Eisenbahner- 
verbandes, hat  am  Freitaa  eine  Anzahl  Senatoren  und  De- 
putierte versammelt,  um  ihi-e  Aufmerksamkeit  auf  <lie 
ge<?enwärtige  Lage  der  Eisenbahnen  zu  richten.  Die  vor- 
gebrachten Tatsachen  waren  derart  beMcgend,  daß  geaen 
Ende  des  Monats  eine  weitere  Versammlung  füi-  zweckmäi^i" 
gehalten  wird,  um  die  Ursache  der  Krise  und  die  Abhilf- 
mittel vor  dem  ganzen  Lande  zu  erörtern,  da  die  Sache  sich 
zu  einem  Unglück  auszuwachsen  droht.  Nicht  der  Acht- 
stundentag ist  die  Ursache  der  Kalamität.  Dieser  ist  bis 
jetzt  allem  in  den  Werkstätten  durchgeführt.  Die  Ange- 
stellten des  Betriebs-  und  Maschinendienstes  genießen  noch 
nicht  die  Wohltaten  des  Achtstundentages.  Tx»komotivführer 
und  Heizer  bleiben  24,  30,  jetzt  40  Stunden  im  Dienst,  genau 
wie  im  vollen  Wirrwarr  des  Krieges.  Die  Schuld  trägen 
die  Regierung  und  die  Direktionen  der  Ei.senbahngesell- 
.schaften.  Nach  fünf  Jahren  Krieg  verzichtet  man'  noch 
immer  nicht  auf  die  überlebten  Gewohnheiten.  Dem  Wohle 
der  Nation  werden  die  Privatinteressen  der  Gesellschaften 
vorangestellt. 

Die  Bezirke  verfügen  über  22  687  Lokomotiven,  das  sind 
8000  mehr  als  1914.  Der  gesamte  Wagenpark  zählt  100  OOO 
Wagen  mehr,  als  vor  fünf  Jahren.  Aber  die  Lokomotiven 
und  Wagen  werden  nicht  repariert.  Man  besitzt  nicht  genug 
Gleise  und  Drehscheiben,  nicht  genügend  ausgerüstete  Weit 
Stätten.  Sie  simd  zum  Teil  fünfzig  Jahre  alt,  ihre  Er- 
neuerung würde  Geld  kosten.  Wichtige  Bahnhöfe  werden 
für  den  Verkehr  geschlossen.  Anstatt  60  COO  Wagen  täglich 
vor  dem  Kriege,  werden  jetzt  nur  29  000  Wageü  beladen. 
Diese  Zahl  droht  noch  weiter  zu  fallen.  Der  Generalsekretär 
gab  Einzelheiten  zum  besten  über  die  Sorglosigkeit  und  Ent- 
schlußlosigkeit  der  Verwaltungen,  über  den  beklagenswerten 
Zustand  des  rollenden  Materials,  über  den  mangelnden  guten 
Willen  des  Staates,  der  die  Ausnutzung  der  Werkstätten  an 
sechs  größeren  Plätzen  abgelehnt  und  die  Arbeiterschaft 
entlassen  hat,  alles  Einzelheiten  so  bestimmt  und  so  Auf- 
sehen erregend,  daß  die  Anwesenden  wahrhaft  entrüstet 
waren.  Als  Abhilfmittel  schlägt  er  sofortige  Staat-i- 
kontrolle  sowie  die  Einrichtung  eines  DirektorialkomitC'es 
mit  den  weitgehendsten  Befugnissen  vor.  Die  alteu  Gesell- 
schaften müssen  sofort  liquidiert  werden.  Mit  der  alten  Ar- 
beitsmethode muß  gebioclieu  werden.  Ein  Appell  ist  zu 
richten  zwecks  Zusammenarbeitens  des  Personals,  das  ge- 
rade in  den  Eisenbahnen  noch  viel  tüchtige  Kräfte  hat. 
Kurz,  er  verlangt  sofortige  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen. 


Fremde  Erdteile. 

—  Der  Verkehr  in  und  nach  Sibirien.  Die  Nachnchtci). 
die  über  den  Verkehr  in  und  nach  Sibirien  eiulaufeu,  sind 
sehr  sparsam,  liegen  außerdem  auch  in  der  Regel  ziemlich 
weit  zurück.  Aber  es  sind  doch  immer  Nachrichten,  aus 
denen  man  einen  Einblick  darüber  gef\\annen  kann,  in  welcher 
Richtung  sich  die  Dinge  in  jenen  Gebieten  des  russischen 
Reiches  bewegen.  Dabei  darf  niicht  übersehen  werden,  daß 
sich  Sibirien  zurzeit  geordneterer  Verhält uisse  erfreut,  als 
das  unglückliche  europäische  Rußland,  das  lu  Gewaltmärschen 
durch  die  Räte  Wirtschaft  seiner  Auflösung  entgegengetrieben 
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wild.  Die  Eegierung  in  Omsk  tmter  Koltschak  scheint 
allmählich  Ordnung-  zu  vschaff^n,  so  daß  auch  der  "Wrkphr  auf 
den  Eisenbahnen  sich  in  erfreulicher  Weise  hebt.  So  teilt  am 
2.  Juni  die  „Agence  Economique  et  Financiere,"  mit,  daß  in 
Millionen  Rubel  in  den  ersten  neun  ilonaten  vereinnahmt 
wurden  im  Eisenbahn t>ezirk  : 

1917  1918 

von  Omsk   45,9  67,8 

Tom.sk  28,8  38,7 

V    Altai   4,8  S.l 

„    Westural  0,8  2,7 

.,    Nord-Ostural   —  26 

Troizk   2,9  4,5 

Das  bedeutet  eine  Stelseiaino-  der  A'erkehrseinnahmen  von 
65,0  %.  Dazu  finde  ich  im  „Goloss  Nossii"  die  Angaben,  daß 
der  Verkehr  «ich  auf  der  Strecke  Wladiwostock-Tscheliä- 
binsk-Jekaterinburo-  im  März  geffenüber  Januar  1919  um 
22  %  gebessert  habe,  und  daß  aus  dem  Osten  sich  Güter  in 
großem  Umfang  bewegen.  Wenn  die  ersten  Angaben  nur  eine 
.Steigerung  der  Verkehrs  einnahmen  feststellen,  die  wenig- 
stens z\xm  Teil  auch  eine  Folge  von  Tariferhöhungen  seni 
können,  so  fällt,  diese  Einschränkung  für  das  Jahr  1919  fort, 
da  hier  ausdrücklich  von  einer  sehr  erheblichen  V  e  r  k  e  h  r  s  - 
Steigerung  gesprochen  wird.  Es  ist  ja  bekannt,  daß  in 
Wladiwostok  ganz  außerordentlich  große  Gütennengen  ange- 
sammelt lagern  und  auf  die  Abbeförderung  (siehe  Nr.  "55 
d.Ztg.)  warten,  aber  bisher  nicht  bewegt  werden  konnten,  weil 
die  Eisenbahnen  den  Dienst  ver..sagten.  Nun  hat  die  Entente 
unter  Führung  von  Amerika  die  Sanierung  des  sibirischen 
Eisenbahnwesens  übernommen.  Ob  diese  erhöhten  Leistungen 
schon  auf  das  amerikanische  Eingreifen  zurückzuführen  sfnd, 
kann  schwer  aus  der  Entfernung  entschieden  Averden,  ieden- 
fall.s  zeigt  die  —  günstige  —  Entwicklung  dcvs  Verkehrs,  daß 
die  wirtschaftlichen  A'erhältnisse  im  Einflußbei^ich  der 
Omsker  Eegieruncj  sich  wesentlich  gebessert  hal>en.  Diese 
Schlußfolgerung  läßt  sich  ziehen,  wenn  die  Berichte  russi- 
scher Zeitungen,  wie  „Russkaja  Shisn"  und  „Goloss  Eussii". 
zutreffend  sind,  wonach  einer  großen  amerikanischen  Bau- 
genossenschaft von  der  Omsker  Regierung  die  Genehmigung- 
erteilt  worden  ist,  Wohnhäuser,  Wasserleitungen,  Kanali" 
sationen,  Fabriken,  Eisenbahnen  und  neue  Städte  zu  erbauen. 
Ebenso  ist  im  Omsker  Bezirk  die  Konzession  zur  Er- 
richtung einer  großen  Zuckerfabrik,  ferner  von  Fabriken 
zur  Herstellung  von  Stearinlichten,  Seifen,  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  und  Gießereien  erteilt  worden.  Auch 
will  ich  nicht  unterlassen,  hier  zu  registrieren,  daß  die 
staatlichen  Forsten  in  Sibirien  für  das  erste  Vierteljahr  1919 
6  Millionen  Rubel,  gegenüber  0,5  Millionen  Rubel  für  dieselbe 
Zeit  1918  an  Einnahmen  ergaben.  Kurz,  aus  allen  diesen 
Vorgängen  muß  man  zu  dem  Urteil  gelangen,  daß  unter  der 
Fühlung  der  Regierung  in  Omsk  das  wirtschaftliche  und  Ver- 
kehrsleben in  Sibiri.en  anscheinend  -wieder  geordneten  Ver- 
hältnissen entgegengeht.  Das  ist  ein  sehr  großer  Vorsprung, 
den  Sibirien  gewonnen  hat  gegenüber  dem  europäischen  Ruß- 
land, in  dem  die  Räteregierung  der  Wut,  mit  der  alles  Be- 
stehende zerstört  -wird,  freien  Lauf  läßt  —  und  sie  sogar 
fördert. 

.  Neben  dieser  sichtlich  günstigen  Entwicklung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  Sibirien  selbst  tritt  dann  noch 
femer  der  günstige  Umstand  hinzu,  daß  England  aufs  neue 
bemüht  ist,  auf  dem  Wege  durch  das  Karische  Meer  eine 
regelmäßige  Dampfer-Verbindung  herzustellen.  So  bringt 
der  erste  Dampfer  „Baymingo".  der  unterwegs  ist,  Zucker, 
Salz,  Baumwollenwaren,  Heringe.  Metallwaren  us-w.  zum  Ob. 
und  soll  dagegen  Flachs,  Borsten,  Wolle,  Hanf  usw.  nach  Eng- 
land zurückzubefördern.  England  trifft  auch  Vorkehrungen, 
um  am  Ob,  w'ie  auch  amJenissei-Strom  größere  und  bequemere 
Anlegeplätze  imd  neuzeitliche  Entladevorrichtungen  zu  schaf- 
fen, um  der  Entwicklung  des  Verkehrs  förderlich  zu  sein. 
Demgegenüber  hat  die  Regierung  in  Omsk  Zollfreiheit  für 
:lie  Einfuhrgüter,  die  auf  diesem  Wege  nach  Sibirien  gebracht 
nerden,  bewilligt.  Ob  durch  dieses  Vorgehen  Englands  ange- 
regt oder  unabhängig  hiervon,  kann«icht  festgestellt  werden, 
Iber  eine  ähnliche  Expedition  geht  gleichzeitig  von  Göte- 
jorg  aus.  Die  große  Bedeutung  dieser  Unternehmungen,  die 
ia  nur  eine  Wiederholung  früherer  Versuche,  Handelsbezie- 
lungen  zu  Sibirien  zu  unterhalten,  sind,  liegt  eben  zurzeit 
larin.  daß  damit  der  einzige  Weg  beschritten  wdrd,  auf  dem 
5S  Sibirien  möglich  wird,  zur  AuiSenwelt  in  Handelsbeziehun- 
?en  zu  treten,  und  namentlich  England  und  West-Europa  auf 
jinem  verhältnismäßig  kurzem  Wege  zu  erreichen.  m. 


Rechtspflege. 

—  Haftpflicht  der  Eisenbahn.  —  Sturz  eines  Reisenden  über 
5ine  auf  dem  Bahnsteig  stehende  Gepäckkarre.  (Entschel- 
lung  des  Reichsgerichts  vom  G.  12.  18.  VII.  260/18.)  Auf  einen 


Lnfall.  den  ein  Eisenbahnreisender  nach  Beendio-ung 
der  Reise  auf  dem  Bahnsteig  erleidet,  ist  das  ReTchs- 
lat  tpt  licht  gesetz  in  der  Regel  nicht  anwendbar. 
Das  spiicht  das  Reichsgericht  in  der  folgenden  Entscheiduno- 
aus: " 

ioP/^"  J^auf™?,':'!!  ,^var  in  der  Nacht  vom  14.  zum  15.  Januar 
1J15  mit  der  Ersenbahn  auf  dem  Hauptbahnhof  in  Barmen  an- 
gekonimen.  Wahrend  er  vom  Zuge  aus  nach  der  Treppe  einer 
Unterfuhrung  schritt,  fiel  er  auf  dem  Bahnsteige  über  die 
Deichsel  einer  dort  stehenden  Gepäckkarre  und  verletzte  sich 
dabei  erheblich  Auf  Ersatz  des  ihm  dadurch  entstandeneu 
Schadens  nahm  er  im  Prozeßwege  den  Preußischen  Eisen- 
bahnfiskus  in  Anspiuch.  Das  Landgericht  Elberfeld  spracli 
dem  Klager  die  Hälfte  des  Schadens  zu,  indem  es  zwar  die 
Haftung  des  beklagten  Fiskus,  andererseits  aber  auch  ein  mit- 
wirkendes eigenes  Verschulden  des  Klägers  annahm.  Das 
Oberlandesgericht  Düsseldorf  dagegen  hat  die  Klage  im 
vollen  Umfange  abgewiesen.  Diese  letztere  Ent- 
scheidung ist  vom  Reichsgericht  durch  Zurückweisung 
der  klagerischen  Revision  bestätigt  worden.  Zur  Be<^rün- 
dung  fuhrt  der  höchste  Gerichtshof  aus:  „Mit  Recht  nimmt 
da^  ^'^rlandesgericht  an,  daß  der  Klageanspruch  nicht  auf 
das  Reichshaftpfhchtgesetz  gestützt  werden  könne.  Zur  An- 
wendung dieses  Gesetzes  wäre  em  innerer  ursächlicher  und 
auch  ein  aui>erer  örtlicher  und  zeitlicher  Zusammenhaute  des 
vorgekommenen  Unfalls  mit  einem  konkreten  Betriebs voi gang 
der  Eisenbahn  erforderiich.  Diese  Voraussetzungen  sind  aber 
vorliegend  nicht  gegeben.  Der  Unfall  hat  sich  ereignet,  als 
Klager  nach  seiner  Ankunft  am  Reiseziel  und  nach  dem  Aus- 
.steigen  aus  dem  Bahnzuge  über  den  Bahnsteig  ^schritt,  um  das 
Bahnhofsgebäude  zu  verlassen.  Hier  fehlt  es  an  jedem  Zu- 
l^^'^f^^f^'i^  «J^^-Unfalls  mit  den  dem  Eisenbahnbetrieb 
eigentümlichen  Gefahrdungen.  Es  kommt  deshalb  nur  eine 
Haftung  des  Beklagten  für  den  Unfall  aus  dem  Eisenbahn-Be- 
orderungsvertrage der  Parteien  in  Frage.  Der  Verrrao- 
brachte  für  den  Beklagten  die  Neben  Verpflichtung  mit  sich 
dem  Klager  am  Reiseziel  auf  der  Strecke  vom  Bahnzuge  bis 
^^\r  "^^^""^  ^""t  ?/^Jiofs  eine  ungefährdete  Abgaugsmög- 
Ver^rplrn  T^^^^l^f /«^i;  Wäre  insofern  von  den  gesetzlicher. 
n«.h  8  ^7«  iIpI*''^^^**^^.'^*^  7«^  Angestellten,  für  die  er 
Unf^lf  :,l  ö^Ar^-  liat..  ein  für  den  Eintritt  des 

.inh  i  n  u^-aeWiches  Verschulden  begangen  worden,  so  würde 
sich  ein  Ersatzanspruch  des  Klägers  rechtfertigen.   Das  Ol)er- 

e^hüi7h".1^'  ^""u  -i'^'?.'^  ^-"^^  '^^«^^^^^^  ausreichender  und 
RTcht  f^aß  em  nach  dieser 

Arf^icf  fu   ^^.''^'''S®'?/''''^^^"^^*^  ^uf  Seiten  der  Organe  und 
Angestellten  des  Beklagten  nicht  vorliegt.    Die  Bahnanlagen 
n     h '""i"^^  beleuchtet.   Daß  sich  die  Gepäckkarre,  Kr 
ohne  e?n.''Jf  ^P^^^^i'  ^f^i^*^         ^»^^  d^m  Bahnsteige 

?n  1  *r^°'''*'^''  stehende  Aufsichtsperson  befand,  gehörie 
hnÄ.^"^*^'"*?  i"'''^  alltäglichen  Erscheinungen  d;s  Bahn- 
hof sbetrieb^s,  mit  denen  .leder  Reis-ende  zu  i^echSen  hat  Auch 
aus  dem  besonckren  Standort  der  Karre  erg-ebe  sich  kein  An- 
lialt  tur  ein  in  Betracht  kommendes  Verschulden.  Sie  istand  in 
fe.^^fc.  t  rT  ^■''t^.P*'  "^S""  ,Uuterfühiung.  nicht  hinter  einer 

ahrplantafel,  nicht  verdeckt  durch  solche  Tafeln  und  ver- 
sperrte nicht  den  AVeg.  Kläger  konnte  sie  isehen,  wenn  er 
aut  sie  aehtete.  Daß  Gepäckwagen  gM^rade  nur  in  der  Nähe 
ankommender  oder  abfahrender  Bahnzüge  aufgestellt  w^erden, 
kann  nicht  verlangt  werden.  Es  war  ein  unerheblicher  Zu- 
tall,  -wenn  der  Gepäckwagen  des  eingelaufenen  Zuges  weit  al) 
von  dem  Standorte  der  Karre  hielt.  Da  es  sonach  an  dem 
Nachweise  eines  klagebegriindenden  Verschuldens  von  Ver- 
tretern oder  Erfüllungsgehilfen  des  Beklagten  mano-elt 
braucht  auf  die  in  zweiter  Reihe  stehenden  Ansführungen^des 
Oberlandesgerichts,  die  sich  auf  ein  überwiegendes  Verschul- 
den des  Klägers  beziehen,  nicht  eingegangen  zu  werden" 

K.  M.— L. 

—  Sind  Bahnanlage  und  Konzcssion  trennbar?  Ein  ei<yen- 
tumhcher  Bahnkonflikt  ist  nach  Sv.  Dagbladet  in  Gothfand 
autgetreten,  wobei  es  sich  um  die  etwa  12  km  lange  Ronehamn- 
Hemsebahn  handelt.  Diese  Bahn  -wird  mit  einem  Motorwao-en 
betneben  und  gilt  als  sehr  wichtig  für  die  Ortsbevölkeinino- 
besonders  für  den  Rübentransport.  Dia  Bahn  ist  außer  Be- 
trieb. Bei  bevorstehender  Rübenernte  ist  Wiederaufnahme 
des  Betriebs  dringend.  Die  Eigentümerin,  Handelsgesellschaft 
Ekonomia,  die  vor  einiger  Zeit  die  'Bahn  kaufte',  -wiU  aber 
den  Beitrieb  nicht  wieder  aufnehmen  nnd  hält  sich  dazu  auch 
nicht  für  verpflichtet,  da  sie  ledigHch  die  Bahnanlage  rein 
materiell.  Schienen,  rollendes  Material  usav.  gekauft  habe 
weiter  nichts.  Mit  der  Konzession  habe  sie  nichts  zu  schaffen! 
Die  Länsregierung  dagegen  isiteht  auf  dtem  Standpunkt,  es 
liege  in  dter  Natur  der  Sache,  daß  die  Rechte  und  Verpflich- 
tungen, die  gesetzlich  an  einen  Giiindbesdtz  geknüpft  sind, 
beim  Verkauf  an  den  neuen  Eige^ntümer  übergeben.  Die  Weg- 
und  Wasserbaudirektion,  die  sich  in  einem  Schreiben  an  die 
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Eeoierung  zur  Sache  geäußert  hat,  sagt  u.  a.  ebenfalls,  sei 
ganz  natürlich,  daß  ein  Unternieihmien,  das  vollsitändio-  mit  einer 
Konzession  verwachsen  sei,  nicht  ohne  weiteres  von  dieser 
^-'elöst  werden  könne,  daß  vielmehr  Unternehmen  und  Kon- 
zession iinti-ennbar  zusammeuhäuoeu.  Der  jetzige  Eigen- 
lümer  l>emerkt,  daß  die  Konzession  ohne  Reoierunsiserlaiibnis 
ja  gar  nicht  übertraaen  werden  könne,  und  nachctem  er  um 
diese  Erlaubnis  nicht  naeho-e.sucht  hat,  erachtet  er  sich  als 
frei  von  der  Konzession  und  den  damit  zusammeuhänoenden 
\'orschriften.  Nach  Ansicht  der  Eegieruug-  hinwiederum  hat 
teich  der  neue  Eigentümer  gerade  hierdurch  einer  Unterlassung 
•schuldig  giemacht,  ßich  seiner  Verpflichtungen  aber  nicht  ent- 
ledigt. Die  Weg-  und  Wasserbaudirektion  ischlägt  vor,  der 
neue  Eigentümer  sei  dahin  anzuweisen,  daß  er  innerhalb 
15  Tagen  nach  Erlaß  der  RegTerungsentschließung  den  Be- 
tiieb  wieder  aufzunehmen  habe.  Andernfalls  müsse  die  Bahn 
laut  Konzessionsbestimmung  noch  einmal  —  wie  schon  ver- 
lier —  auf  dem  Wege  der  Zwangs  Versteigerung  veräußert 
werdeu.  Nach  neueisten  schwedischen  Nachrichten  ist  die  Ent- 
.scheiduug  der  Regierung  anscheinend  sehr  schnell  gefallen 
und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  die  vorgeschlagene  Verständi- 
gung des  Bahneigentümers,  er  habe  den  Verbehr  wieder  auf- 
zunehmen, abgelehnt  vrird.  Die  Regierung  hebt  hervor,  daß 
die  Konzession  der  Bahn  keinerlei  Bestimmung  enthalte,  wo- 
nach der  neue  Bahneigeutümer,  der  die  Bahn  auf  dem  Wege 
der  Zwangsversteigerung  erstanden  habe,  als  pflichtig  ange- 
sehen wei-den  könne,  die  Bahn  auch  zu  betreiben. 

Dr.  Salier. 


Bücherscliau. 

—  Billig  Verladen  und  Fördern.  Von  G.  v.  Hanffstengel, 
beratendem  Ingenieur  und  Privatdozent  au  der  Technischen 
Hochschule  in  Berlin.  Zweite  Auflage  1919.  Verlag  von 
.Julius  Springer.    Preis'  6,60  Jl. 

Schon  bei  Besprechung  der  ersten  Auflage  (1917,  S.  107 
d.  Ztg.)  hatte  ich  darauf  hingewiesen,  wie  wichtig  in.  einer 
Zeit  des  Wagenmangels,  der  Ausnutzung  und  Zusammen- 
fassung aller  Kräfte  die  Vermindemng  der  ^Kosten  für  das 
Verladen  und  Fördern  sei.  Heute  gilt  dies  leider  noch  in 
einem  ganz  anderen  Maße  als  damals.  Es  ist  nicht  zuviel 
l>ehauptet,  wenn  man  ausspricht,  daß  in  einem  sehr  großen 
Teil  der  deutschen  industriellen  Betriebe  durch  eine  richtige 
(-)rganisation  des  Verlade-  und  Förderwesens  und  durch 
Schaffung  hierfür  vpirklich  leistungsfähigier  Anlagen  und 
Einrichtungen  noch  ganz  bedeutende  Ersparnisse  möglich 
sind.  Die  Amerikaner  sind  uns  hierin  voraus.  Nicht  um- 
sonst sieht  Taylors  Verfahren^)  einen  eigienen  Fachmann  in 
jeder  Fabrik  für  solobe  Aufgaben  vor. 

Wir  müssen  unter  allen  Umständen,  wenn  wir  wirtschaft- 
licher arbeiten  wollen,  hier  ebenfalls  den  Hebel  mit  an- 
setzen, besonders  auch  in  den  Eisenbahniwerkstätten.  Es 
ist  nicht  zu  sagen,  wieviel  die  Fertigstellung  der  Fahrzeuge 
beschleunigt  und  verbilligt  werden  kann,  wenn  bei  dem 
Magazin,  den  Werkzeugmaschinen,  im  Kesselhause,  bei  den 
Ausbessei-ungsständen  die  Zu-  und  Abführung  der  Werk- 
stoffe gut  organisiert  ist  und  ischnell  und  billig  von  statten 
geht.  Wieviel  besser  daneben  durch  Fortfall  von  Warte- 
zieiten  das  in  den  .hochwertigten  Werkzeugmaschinen  und 
anderen  Anlagen  steckende  Kapital  ausgenutzt  werden  kann, 
und  welche  Summen  von  Löhnen  sich  durch  Einschränkung 
des  Hin-  und  Herlaufens  der  Arbeiter  sparen  lassen,  soll 
nur  kurz  gestreift  werden.  Jeder  Betriebsleiter  kann  hier- 
für Beispiele  genug  anführen.  Für  die  kommenden  schwe- 
ren Jlahre  dieis  Wiederaufbaues  ider  deutscheni  Volkswirt- 
schaft würde  es  sich  im  Eisenbahnwesen  überreich  bezahlt 
machen  —  und  ich  glaube  dies  Mer  besonders  anregen  zu 
soUen  — ,  für  ein  größeres  Gebiet,  etwa  für  einen  oder  auch 
mehrere  Direktionsbezirke  gemeinsam,  je  einen  hervor- 
ragenden Fachmann  zu  bestellen,  der  sich  ausschließlich  mit 
diesen  Fragen  befaßt  und  die  Einrichtungen  hierfür  trifft.''') 

*)  Fred  W.  Taylor:  Shop  mangement ;  deutsch  von 
A.  Wallichs  —  Berlin,  Julius  Springer. 

In  dieser  Hinsicht  erscheint  auch  für  das  Eisenbahn- 
wesen der  von  dem  Verfasser  im  Vorwort  gegebene  Hinweis 
beachtenswert,  daß  dier  entwerfende  Ingenieur  immer  vor 
Festlegung  des  Gesamtentiwurfs  und  vor  Festlegung  des 
Arl>eitsplanes  herangezogen  werden  solle.  „Denn  die  Auf- 
gabe, die  beim  Entwurf  der  Förderanlage  gelöst  werden  muß, 
betril'ft  oft  weniger  die  Auswahl  eines  geeigneten  Förder- 
mittels  als  die  zweckmäßige  Anordnung  der  Gesamtanlage 
und  die  richtige  Organisation  des  Betriebes  nach  dem  Ge- 
sichtspunkt einfachster  und  billigster  Beförderung  der  Roh- 
stoffe und  der  Erzeuffnisse." 


Die  mit  technischen  und  Verwaltungisarbeiten  aller  Art 
meist  sehr  belasteten  Werkstätten-,  Verkehrs-  und  Betriebs- 
dezernenten sowie  die  Amtsvorstände  können  diese  Arbei- 
ten nicht  noch  mit  übernehmen,  wenigstens  nicht  dann,  wenn 
etwas  wirklich  Gründliches  geleistet  werden  soll.  Es  be- 
steht auch  die  bekannte  Gefahr,  daß  sich  auf  solchen  'Sondei'- 
grebieten  ein  Beamter  nur  zu  leicht  sein  Urteil  nach  dem 
Staude  der  Wissenschaft  zur  Zeit  des  eigeneu  Hochschul- 
oder Universitäfcsstudiums  bildiet.  Man  wird  ihm  hieraUiS 
uicht  einmal  einen  Vorwurf  m^aohen  können,  denn  die  große 
und  vielseitige  dienstliche  Beanspruchung  erlaubt  bislang 
nur  in  Ausnahmefällen  die  Fortschrittei  auf  derartigen  Son- 
dergebieten so  vveit  zu  verfolgen,  um  auch  hier  eine  aus- 
gesprochene Initiative  entwickeln  und  sohfwerwiegende  Ent- 
scheidungen treffen  zu  können.^) 

Zu  diesen  und  ähnlichen  Erwägungen  regt  die  vorliegend« 
zweite  Auflage  des  von  Hanffstengelschen  Buches  an.  Es 
bietet  gerade  dem  Eisen balmfachmann  in  dem  besprochen'«] 
Sinne  eine  gute  Hilfe  und  unterrichtet  —  auf  nur  145  Seiten 
—  rasch  über  die  Hauptgesichtspunkte.  Von  den  Förder- 
stoffen sind  u.  a.  Kohle,  Koks,  Erze,  Steine  und  Sand  be- 
handelte sodann  die  Verschlußvorrichtungen  für  Hochbehäl- 
ter, die  Aufladevorriohtungen  für  Lagerplätze,  die  Hilfs- 
mittel für  FördeiTing  auf  geringe  Entfernung  wie  Glieder- 
bänder, Schvömgenförderiinuen,  Förderung  mit  Luft,  Elektro- 
hängebahnen. Der  Abschnitt  „Förderung  auf  große  Ent- 
fernungen" behandelt  u.  a.  die  Wagen  für  Massengüter- 
förderung  und  die  Mittel  zu  ihrer  Entleerung.  In  einem  wei- 
.teren  Abschnitt  sind  Aufzüge,  Förderkübel,  Selbstgreifer  und 
verschiedene  Kranbauarten  besprochen.  Zum  Schluß  folgt 
die  Durchrechnuing  einigeir  Zahlenbeispiele  in  bezug  auf 
Anlage  und  Betriebskosten. 

Da  es  mir  von  Wert  war,  hier  besonders  den  Grund- 
gedanken des  Buches  hervortreten  zu  lassen,  gehe  ich  nicht 
auf  kleinere  etwa  zu  machende  Ausstände  ein.  Erwähnt 
sei  noch,  daß,  wer  aus  führ  lic'here  Angaben  über  die 
Berechnung  und  den  Bau  der  Anlagen  und  Vorrichtungen 
wünscht,  zur  Ergänzung  das  bekannte  Werk  des  Verfassern 
„Die  Förderung  von  Massengütern"  heranziehen  kann.  E.* 
liegt  bereits  in  mehreren  Auflagen  und  auch  in  einer  fran- 
zösischen Ausgabe  vor. 

Dr.-Ing.  Schwarze. 

—  Eisenbahn-  und  Verkehrsrechtliche  Entscheidungen  uml 
Abhandlungen.  Zeitschrift  für  Eisenbahn-  und  Verkehrs- 
recht. Begründet  von  Dr.  jur.  Georg  Eger,  redigiert  von 
Kurt  Gordan  und  Gerhard  Eger.  Vierteljährlich  ein  Heft. 
Preis  des  Jahrgangs  24  Ji.  Verlag  Dr.  Walther  Rothschild. 
Berlin  und  Leipzig. 

Im  Heft  4  des  35.  Bandes  dieser  Zeitschrift  befinden  sich 
f  olgende  Abhandlungen :  Der  Einfluß  des  Wohnungsg6setze.'^ 
auf  das  Fluchtlinien-  und  Enteignungsrecht.  Von  Ober- 
landesgerichtsrat Grünebaum,  Hamm.  —  Zu  §  25  des  preußi- 
schen Giesetzes  über  die  Eisenbahnuntemehmungen  vom 
3.  November  1838  und  §  254  Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Von 
Rechtsanwalt  Heine,  Bochum.  —  Zur  Reohtsnatur  von  Fracht- 
brief und  FrachtbriefdupUkat  im  deutschen  und  internatio- 
nalen Eisenbahnfrachtrecht,  Von  Rechtsanwalt  Dr.  Werne- 
burg, Berlin^Schöneberg.  —  Tarifabreden  in  Straßen- 
benutzungsverträgen. Von  Oberregierungsrat  Dr.  Hartmanu 
in  Hamburg.  —  Außerdem  sind  40  grundsätzliche  Entschei- 
dungen mitgeteilt  und  einige  Angaben  über  Literatur  und 
Gesetzgebung  des  In-  und  Auslandes  aufgenommen. 

—  Auflager  und  Gelenke.-  Die  Spanungsverteilung  und 
Wirkungsweise  von  Flächenlagem,  Bleigelenken,  Kipplageru 
und  Wälzgelenken.  Von  Dr.-Ing.  A.  Kollmar.  Berliu 
1919.  Wilhelm  Ernst  &  Sohn.  VII  u.  116  S.  in  gr.  8"  mit 
57  Textabb.   Geh.  12  J{. 

Bei  den  Brücken-  und  Dachkonstruktionen  fällt  den  Auf- 
lagern und  Gelenken  die  wichtige  Aufgabe  zu,  die  Lastüber- 
tragung der  Hauptträger  und  .  Binder  auf  die  Widerlager  zu 
vermitteln  oder  im  Tragwerk  selbst  Drehpunkte  zu  schaffeu- 
Es  liegt  in  der  Natur  der  baulichen  Ausbildung  der  Auflager 

^)  Dies  gilt  im  Eisenbahnwesen  noch  für  andere  wichtig« 
Zweige  der  tecbnischen  Wissenschaft  und  auch  für  das  sozi- 
ale Gebiet,  so  daß  m.  E.  ein  dringendes  Bedürfnis  vorliegt, 
■eine  spätere  Ergänzung  des  Studiums  durch  fachwissenschaft- 
liche Kurse  eintreten  zu  lassen,  etwa  ähnlich  wie  bei  den 
Ärzten.  Solche  Kurse  könnten,  wie  hier  nur  nebenbei  be- 
merkt sei,  einer  einbeitlichen  großzügigen  Organisation  des 
gesamten  Unterrichtswesens  der  Eisenbahnverwaltung  ein- 
gegliedert werden,  das  dann  auch  die  Aus-  und  Fortbildims 
der  mittleren  und  unteren  Eisenbahnbeamten  und  die  aus 
sozialen  und  gesetzlichen  Gründen  schon  jetzt  erforderlich'en 
Eisenbahn  werkßtättensohulen  für  die  Lehrlinge  und  Arbeifer 
umfaßte. 


LIX.  Jahrgang 
24.  Septemlier  1<J14. 

   ^  

und  G«lenke.  daß  di«  Untersuchiung-  d^es  Spannungszustandes 
in  den  Berührun.osfläohen  oder  -lini>en  d«r  druckübertrao-en- 
den  Teile  zu  den  schwierigsten  Gebieten  der  Elastizitätslehre 
SHJhoit..  Das  vorliegende,  bereits  1914  abg:eschlossene  Buch 
behandelt  zusammenfassend  den  bezeichneten  Gegenstand, 
indem  es  an  die  zahli-eichen,  zum  Teil  weit  zurückreichenden 
Veröflenthchungen  anknüpft.  Es  werden  zwei  Hauptgruppeu 
"^on  Auf  lagern  und  Gelenken  unterschieden,  und  zwar  erstens 
Flächenlager  und  unvollkommene  Gelenke  und  zweitens 
Liaienberuhrungskipplager  und  Wälzgelenke.  Zu  den 
ersteren  gehören  die  ebenen  und  gewölbten  Lagerplatten  und 
Bleiplattengelenke,  die  wieder  als  dauernd  offene  und  als 
nachträglich  geschlossene  Gelenke  ausgefühit  werden  können. 
Zu  der  zweiten  Giiippe  gehören  die  Berührungskipplager," 
EoUen-  und  Stelzenlager  und  die  Wälzgelenke  in  Eisen  Stein 
Beton  und  Eisenbeton.  Der  Verfasser  stellt  Itheioreti&che 
l ntersuchungen  über  die  Beanspruchungs-  und  Berechnuno-s- 
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weise  der  Auflager  bzw.  Gelenke  bei  Belastungen  infolge 
verschiedener  Ursachen  an.  Zu  den  letzteren  gehören  Wärme- 
andeining^en,  Durchbiegungen  des  gelagerten  Trägers  bei 
Baiken  brücken  und  Scheitelbewegungen.  Setzen  des  Lehr- 
gerüstes, Ausweichen  der  Widerlager  usw.  bei  Bogenbrückeii. 
Er  vergleicht  die  bisher  aufgestellten  Formeln  bezüglich  ihrer 
Brauchbarkeit  und  prüft  sie  an  der  Hand  älterer  und  neuerer 
Versuche,  uutier  Emschaltung  von  Zahlenbeispielen,  nach. 
Die  wichtigsten  Ergebnisse  sind  am  Schlüsse  kurz  zusammen- 
gefaßt. Da  es  sich  hier  um  wichtige  Fragen  des  Bauw-eisens 
handelt,  die  bei  Brücken-  und  Dachkonstruktionen  immer 
wiederkehren  und  bei  großen  Auflager-  oder  Gelenkdrücken 
besondere  Aufmerksamkeit  verdienen,  so  ist  das  Erscheinen 
der  Druckschrift  sehr  zu  begrüßen.  Der  Wert  der  Arbeit 
wird  noch  durch  die  eingehenden  Quellenhinweise  erhöht 
Berlin.  Dr.  Gesteschi. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Eröffnung  von  Stationen. 

Eisenbahndirektionsbezirk   Cassel       Am  1 
Oktober  d.  Js.  wird  der  rechts  der  Bahnstrecke  Cassel-Nord- 
hausen z-nischen  den  Stationen  Leinefelde  und  Niederorschel 
neuerrichtete  Haltepunkt  Hausen  für  den  Personen-  Gepäek- 
und  Expreßgutverkehr  eröffnet  werden.    Die  Entfernuno-en 


betragen :  zwischen  Hausen  und  Leinefelde  3,75  km,  zwischen 
Hausen  und  Niederorschel  2,74  km. 

Änderung:  von  Stationsnamen. 

1  ^isenbahndirektionsbezirk  Kattowitz.  Vom 
1.  Uktober  d  Js.  ab  erhält  der  an  der  Strecke  Breslau- 
Üswiecim  gelegene  Bahnhof  II.  Klasse  Kunigundeweiohe  die 
Bezeichnung  B  o  g  u  t  s  c  h  ü  t  z. 


1.  Eröffnung  von  Stationen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Am  1.  Oktober  d.  Js.  wird  der  rechts 
der  Bahnstrecke  Ca,ssel  -  Nordhausen 
zwischen  den  Stationen  Leinefelde  und 
Niederorschel  neuerrichtete  Haltepunkt 
Hausen  für  den  Personen-,  Gepäck- 
uml  Expreßgutverkehr  eröffnet  werden. 

Die  Entfernung-en  betragen : 
,  zwischen    Hausen    und  Leinefelde 
3,75  km, 

zwischen  Hausen  und  Niederorschel 
2,74  km. 

Zur  Bedienung  des  neuen  Haltepunk- 
tes werden  zunächst  folgende  Züge  an- 
halten : 

a)  in  der  Richtung  von  Cassel  nach 
Nordhausien  die  Züge  Nr.  571  575. 
577.  579, 

L>)  in  der  Richtung  von  Nordhausen 
nach  Cassel  die  Züge  Nr.  580,  574, 
576,  578. 

.  Cassel,  15.  September  1919.  (970) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  Js. 
orhält  der  an  der  Strecke  Breslau- 
)swdecim  gelegene  Bahnhof  II.  Klasse 
^unigundeweiche  die  Bezeichnung 
,B  o  g  u  t  s  c  h  ü  t  z". 

Kattowitz,  im  September  1919.  (978) 
ELsenbahndirektion. 


3.  Güterverl(ehr. 

ffv.  Nr.  67  Binnengütertarif  der  Cölu- 
Bonner  Eisenbahnen. 

Vom  1.  Oktober  1919  ab  wird  der  auf 
en  preußisch-hessischen  Staatseisen- 
ahnen zur  Einführung  kommende 
]rachtzuschlag  von  50  %  zu  den  Fracht- 
ätzen des  Güterverkehrs  auch  auf  den 
iesseitigen  Strecbdi  erhoben. 

Direktion  (973) 
der  Cöln-Bonner  Eisenbahnen. 


Mitteldeutsch-südwestdeutscher 
Güterverkehr. 

I.  Am  1.  Oktober  d.  Js.  wird  zum  Tarif- 
heft 1  der  Nachtrag  VIII  ausgegeben. 
Er  enthält  Entfemungien  von  nörd- 
lichen Kaliversandstationen  nach  be- 
stimmten, in  den  aUgemednen  Verkehr- 
nicht  aufgenommenen  badischen  Statio- 
nen. Die  Entfernungen  sind  nur  zur 
Abfertigung  von  Gütern  des  Ausnahme- 
tarifs  2  (Eohstofftarif)  anzuwenden. 

II.  Am  gleichen  Tage  treten  Entfer- 
nungen zwischen  bestimmten  pfälzi- 
schen und  norddeutschen,  sowie  zwi- 
schen bestimmten  norddeutschen  und 
württembergischen  Stationen  zur  Ab- 
fertigung von  Gütern  deis  Ausnahme- 
tarifs  2  (Rohstofftarif)  in  Kraft.  Nähe- 
res hierüber  im  nächsten  preußischen 
usw.  Tarif-  und  Verkehrsanzeiger  für 
den  Güterverkehr. 

Erfurt,  den  17.  September  1919.  (972) 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch-schwedisch-norwejE^ischer 
Gütertarif  Teil  II  vom  1.  November  1913. 

Am  1.  Oktol>er  1919  tritt  zum  Nach- 
trag VII  ein  Ergänzungsblatt  in  Kraft, 
das  neue  iSchnittsätze  für  Saßnitz 
Hafen,  sowie  Bestimmungen  über  die 
Berechnung'  eines  deutschen  Kurszu- 
schlages enthält. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Altona,  den  17.  September  1919.  (971) 

Eisenbahndirektion, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 


Gütertarif  zwischen  Stationen  der 
Eisenbahnen  Im  deutschen  Militär- 
betrieb des  besetzten  östlichen  Gebietes 
und  deutschen  Stationen. 

Der  Tarif,  gültig  vom  1.  September 
1917  ab  wird  am  20.  September  1919 
ohne  Ersatz  aufgehobien. 

Bromberg,  19.  September  1919.  (981) 
Eis  enbahndi  rektion , 

aLs  geschäftsführende  Verwaltung. 


Badischer  Gütertarif,  deutsche  Wechsel- 
tarife für  den  Güterverkehr 

Auf  1.  Oktober  1919  werden  die'jetzt 
bestehenden  Frachtsätze  um  50  v'.  H. 
erhöht. 

Gleichzeitig-  werden  die  im  Badisohen 
Gütertarif.  Abschnitt  D,  enthaltenen 
örtlichen  Gebühren  erhöht  und  die  An- 
ßtoßfracht  für  Rheinau  Hafen. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 
Karlsruhe,  18.  September  1919.  (980) 
Generaldirektion 
der  Bad.  Staatsedsenbahnen. 


Badischer  Tiertarif,  deutsche  Wechsel- 
tarife für  den  Tierverkehr. 

Auf  1.  Oktober  1919  werden  die  .i-etzt 
bestehenden  Tarifsätze  für  den  Tier- 
verkehr um  50  V.  H.  erhöht. 

Nähere  Auskunft  erteilt  uns.er  Ver- 
kehr sbüro. 
Karlsruhe.  18.  September  1919.  (979) 
Generaldirektion 
der  Bad.  Staatseisenbahnen. 

Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Am  22.  September  1919  werden  für 
Fischsendungen  von  Edkernförde  und 
Kiel  nach  Dresden»Neust.  bei  vorge- 
schriebener Beförlderung  über  Witten- 
berge-Magdeburg-Engelsdorf besondere 
Tarifentfemungen  eingeführt.  Näherejs 
enthält  der  Tarif-  und  Verkehrsanzei» 
ger  der  preuß.-hess.  Staatseisenbahnen 
und  unser  Verkehrsanzeiger. 

Dresden,  am  18.  September  1919.  (966) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb., 
namens   der   beteiligten  Verwaltungen. 


Wechselverkehr    zwischen    der  Nord- 
hausen-Wernifferoder     Eisenbahn  und 
der    Gernrode-HarzÄcroder  Eisenbahn 
Nr.  300  des  Tfv. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  September  1919 
wierden  die  Ausnahmetarife  1  (Holz- 
tarif), la  (Holztarif),  3  (Kalitarif), 
5a  (für  Grand,  Kies,  Sand  usw.),  5b  (für 
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Ste/iue)  und  5w  (für  Pflaistersteine  auis 
Naüirg'iestein    zum    Weg-ebau)  aufge- 
hoben.     In    den    Ausnahmetarifen  2 
(Robstofftarif)  und  4  (Düngekalktarif) 
ti^ten    die    gieicben    Änderun.g€n  ein, 
wie  is-i«  für  den  Staats-  und  Privatbalm- 
Güterverkehr  bekannt  g:€!S-eben  sind. 
Grexnxode  am  Harz, 
den  15.  September  l&ig.  (988) 
Die  Direktion  der  Gemrode^ 
Harzgeroder  Eis>enbahn, 
zugleich  namens 
der  Direktion  der  Nordha.usen- 
Wernigeroder  Eisenbahn. 


Bayerischer  Lloyd.  Schiffahrts-Aktien- 
gesellschaft. 
Haftung:  für  aufgelieferte  Sendungen. 

Für  eine  (ganz  oder  t^eilweise)  aufge- 
lieferte Sendung  haftet  die  (jpesellschaft 
für  Verlust,  Minderung  oder  Beschädi- 
gung- vor  Abschluß  des  Frachtvertrageis 
(d.  i.  vor  Aufdruck  des  Tagesstempels 
der  AibfertigungSistelle  auf  den  Fracht- 
brief) —  insoweit  eine  Haftung  der  Ge- 
sellschaft überhaupt  platzgreift  —  nur 
bis  zur  Höhe  der  tarifmäßigen  Tianis- 
port- Versicherung. 

Eegensburg,  16.  Sept.  1919.  (967) 


Mecklenburgische  Friedi'ich-Wilhelm- 
Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  J. 
wird  im  Personen-,  Gepäck-,  Expreß- 
gut-, Güter-  ugud  Tierverkehi-  ein  Zu- 
schlag von  50  %  erhoben. 

Die  besonderen  Pfennig- Zuschläge  im 
Gü1>erverkehr  kommen  in  Fortfall. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dietser 
Tarif  maßnähme  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Ändenmg  des  §  6  der 
Eisenbahn  -  Verkehrsordnung  (E.G.Bl. 
1914,  S.  455). 

Neustrelitz,  22.  Septbr.  1919.  (987) 
Die  Direktion. 


Neuhaldensleber  Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  1919  erscheint  zum 
Binnen-Personen-  und  (3epäcktarif  der 
Nachtrag  III,  mit  welchem  Tarif- 
erhöhungen zur  Durchführung  kom- 
men. Mit  gleichem  Tage  werden  die 
Frachtsätze  des  Binnen-Gütertarifs  um 
50  %  erhöht.  Näihere  Auskunft  ei-teilen 
die  b6t>eiligten  Dienststellen. 

Das  alsbaldige  Inki-afttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  §  6  der  EVO. 
(E.G.B1.  1914  S.  455). 

Neuhaidensleben.  22.  Sept.  1919.  (986) 
Die  Direktion 
der  Neuhaldensleiber  Eisenbahn- 
(5esellschaft. 


Eisenbahngesellschaft  Stralsund- 
Tribsees. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  September  d.  J. 
werden  im  Binnenverkehr  unserer 
Eisenbahn  aufgehoben: 

Ausnahmetarif  1  für  Holz  des  Spe- 
zialtarifs  2, 

Ausnahm etarif  3  für  KaH. 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  werden  vom  1.  Okto- 
ber d.  J.  die  Beförderungspreise  im 
Personen-,  (repäck-,  Expreßgut-,  Tier- 
und Güterverkehr  bis  zu-  50  v.  H.  er- 
höht. 

Die  Abkürzung  der  Veröffent- 
lichungsfrist  ist  genehmigt. 

Nähere  Auskunft  erteilt  Ms  zum  Er- 
scheinen   eines    Nachtrages   die  Ges. 


m.  b.  H.  Lena  &  Co.,  Berlin  NW.  7, 
Neue  Willielmstr.  1. 

Stralsund,  11.  September  1919.  (977) 
Der  Vorstand. 


Liegnitz-Rawitscher 
Eisenbalm-Gesellschatt. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  September  d.  J. 
werden  im  Binnenverkehr  unserer 
Eisenbahn  nachstehende  Ausnahme- 
tarife aufgehoben: 

Ausnahmetarif  1  für  Holz  des  Spe- 

zialtarifß  2, 
Ausnahmetarif  3  für  Kali, 
Ausnahmetarif  ö  a  für  Ziegelsteine. 
Vorbehaltlich  der  GenehmigTing  der 
Aufsichtsbehörde   werden   mit  Gültig- 
keit vom  1.  Oktober  d.  J.  die  Beförde- 
rungspreise   im    Personen-,  Gepäck-, 
Expreßg-ut-,    Güter-    und  Tierverkehr 
bis  zu  50  V.  H.  erhöht. 

Die  Abkürzung  der  Veröffent- 
lichungsfrist ist  genehmigt. 

Nähei-e  Auskunft  erteilt  bis  zum  Er- 
scheinen eines  Tarifnachtrages  die  Be- 
triebs-Abteüung  Breslau  der  G.  m.  b.  H. 
Lenz  &  Co.,  Berlin,  Breslau.  Schvroid- 
nitzer  Stadtgraben  12. 
Eawitsoh,  11.  September  1919.  (976) 
Die  Direktion. 


Tfv.  53  Binnentarif  der  Bentheimer 
Kreisbalm. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
werden,    wie    bei  den    preuß.  Staats- 
bahnen die  Beförderungspreisie  für  Per- 
sonen, Gepäck,  Expreßgut,  Tiere  und 
Güter  im  Binnenverkehr  der  diesseitigen 
Bahn  ebenfalls  um  50  v.  H.  erhöht.  l3as 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Erhöhun- 
gen gründet    sich    auf    die  vorüber, 
igehende  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Ordnung  (E.-G.-B1.  1914, 
Seite  455). 
Bentheim,  17.  September  1919.  (975) 
Bentheimer  Kreis-Bahn. 
Der  Betriebsdirektor. 


Binnentarif 
der  OscherslebennSchöninger 
Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  d.  J.  werden  die  Per- 
sonenfahrpreise   und   die  Frachtsätze 
für  den  'Güter-  und'  Tierverkehr  um 
50  V.  H.  erhöht. 
Braunschweig-,  19.  Septbr.  1919.  (985) 
Oschersleben-Schöninger 
Eisenbahn-(jle«ellsohaft. 
Der  Vorstand. 


Binnentarif 
der  Braunschweig-Schöninger 
Eisenbahn. 
Am  1.  Oktober  d.  J.  werden  die  Per- 
sonenfahrpreise    und   die  Frachtsätze 
für  den  Güter-  und  Tierverkehr  um 
50  V.  H.  erhöht. 

Braunschweig.  19.  Septbr..  1919.  (984) 
Braunschweig-Schöninger  Eisenbahn- 
Actien-Gesellschaft. 
Der  Vorstand. 


Eisern-Siegener  Eisenbahn-Binnentarif. 

Am  1.  Oktober  1919  wird  zum  Binnen- 
tarif vom  1.  8.  18  der  Nachtrag  II.  ein- 
geführt, der  erhöhte  Personenfahr. 
preise,  Bahnhofsfrachtsätze  und  Fracht- 
sätze für  Güter  enthält. 

Die  Abkürzung  der  Veröffent- 
lichungsfrist hat  da«  Reichs-Eisenbahn- 
Amt  igenehmig't. 


Auskunft  erteilt  die  unterzoichuete 
Direktion. 

Siegen,  den  18.  September  1919.  (983) 
Eisern-Siegener  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Die  Direktion. 


Dahme-Uckroer  Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  Nach- 
trag ly  zum  diesseitigen  Binnentarif 
für  die  Beförderung  von  Personen, 
Reisegepäck,  Expreßgut  und  Leichen, 
sowie  Nachtrag  II  zum  Binnen-Güter- 
Tarif  der  diesseitigen  Bahn  an  Kraft. 
Sie  enthalten  Erhöhungen  der  Fahr- 
preise und  Frachtsätze.  Die  Ausnahme- 
tarife 2,  3  und  5  werden  dadurch  auf- 
gehoben. Näheres  ist  auf  unserem  Ge- 
schäftszimmer zu  erfahren. 

Dahme  (Mark),  20.  Septbr.  1919.  (itsi.M 
Die  Dii-ektion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Bayerisch-schweizerischer  Persunen- 
und  Gepäcktarif. 

Vom  1.  Oktober  1919  an  wird  auf  den 
deutschen  Strecken  der  Gepäokfracht- 
berechnung  im  vorbezeichneten  Ver- 
kehr vom  1.  Juni  1908  der  auf  den  glei. 
eben  Zeitpunkt  erhöhte  deutsche  Ge- 
päoktarif  zugrundegelegt 

Stuttgart,  17.  September  1919.  (974) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen: 
Generaldirektion 
der  württ.  Staatseisenbahnen. 


5.  Verdingungen. 

Die  Ausführung  der  Pflasterarbeiten 
und  die  Lieferung  von  Baustoffen  zur 
Instandsetzung  des  Bürgersteigies  vor 
dem  Verkehrs-  und  Baumuseum  Berlin, 
Invalidenstraße  50/51  soll  im  Wege  der 
öffentlichen  Ausschreibung  vergeben 
werden.  Die  Verdingungsunterlagen 
können  im  Zimmer  29  des  unterzeichne- 
ten Betriebsamts  eingesehen  werden. 
Auch  können  An.gebotshefte,  soweit  der 
Vorrat  reicht,  gegen  Zahlung'  von  2  M 
von  der  Kanzlei,  Zimmer  31  hierselbst 
bezogen  werden.  Die  Beträge  hierfür 
isind  in  bar  zu  zahlen  oder  post-  und 
bestellgeldfrei  einzusenden.  Die  Ange- 
bote sind  verschlossen  und  versiegielt 
mit  der  Aufschxififc  „Angebot  auf  Her- 
ßtelliing  von  Pflasterarbeiten  beim  Ver- 
kehrs- und  Baumuseum  Berlin"  verse- 
hen bis  zu  dem  Eröffnungstermin  am 
9.  Oktober  1919  vormittags  11  Uhx, 
postfrei  an  das  unterzeichnete  Betriebs- 
amt Zimmer  29  einzureichen.  Die  Öff- 
nung der  eingegangenen  Angebote  fin- 
det zur  vorgenannten  Zeit  in  (^regenwart 
etwa  erschienener  Bieter  statt.  Zu- 
schlagsfrist 4  Wochen. 

Berlin  NW  40,  Invalidenstr.  51.  (969) 
Eisenbahnbetriebsamt  3. 


6.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Tenderlokomotive 

normalspurig.  vierachsig,  sieben  Ton- 
nen Raddruck,  vierundfünfzig  Tonnen 
Dienstgewicht,  besonders  geeignet  auch 
für  schwellen  Rangierdienst,  zu  verkau- 
fen. 

Anfragen  an  Aktiengesellschaft  für 
Bahn-Bau  und  Betrieb 
Frankfurt  a.M.,  Moselstraße  2.  (96?) 
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Berlin,  den  27.  September  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


I^lese  Zeitungr  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
8^.rt«ui.^.-i°jrj®  l^nstiee  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 

-Xl^iilV  •'«^'^  Zeltung  de«  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
pi?I?K  Bekanntmaohnngien  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

nt«  7A"^"'T''  9-  Nöthener  Str.  28/29  einzusenden. 

ha^n^dlV/d%VlÄ|^^rlflb"°dL^5eltVcL^ 

ungarisrlen  Postgelixetes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  StaTten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  Ton  40  Pf.  abgegebea 
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Filzisolierplatte 

Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 

1  a    scHwarzer    £isenlacK       te  rner  : 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 


C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 

Grundwasser- 
dichtungen 

durch  bewährte 

Facharbeiter 
V  . 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,.  Rüböle  usw.     ♦>     Kosteidose  Vorführung. 

Langjähr,  anerkannte  Spezialisten    DT**LL  0    f*  f\*L 

und    Berater   in   der   Kühlfrage.    R.    11100611  Ä  lO.,  UUlSOUrg. 


Eisenbahnunterassistent 

39  J.,  f.  d.  mittl.  Staatsdienst  gepr..  mit 
langj.prakt.  Erfahrung  im  Betr.- u.  Werk- 
dienst tätig;  energ.,  ruhiger,  Weitblick., 
gerad.  Charakt;  anpassungsfähig,  durch- 
aus selbständ.  u.  organisat.  veranl-;  Steno- 
graph; franz.  u.  engl.  Sprachkenninisse 
vorhanden;  sucht  gute  geeignete  Stellang 
im  städtischen  oder  Privatbahnbetriebe. 

Angeb.  erb.  unt.  Eis.  7185  an  die  Anz  - 
Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24)  [7185) 

Büro-Vorsteher 

gewandt,  im  Eisenbahnfach  durchaus 
erfahren,  zu  baldig.  Eintritt  von  Privat- 
eisenb  am  Khein  gesucht.  Angebote  mit 
Zeugnisabschr.,  Gebaltsford.  und  Lebens- 
beschreib.  unter  Eis.  3216  an  die  Anz.- 
Annahrne  ds.  Zeitschrift  (Linkstr.  23 '24) 
erbeten.  [y.jiß] 

Einarmig'eül 

können  mittels  Ehni's  Fahrkarten -Lock» 
apparat  als  StationsscKaffner  an- 
gestellt werden.   D.  R,-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  XU  beziehen  von  dem  Fabrikanten. 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.i  A.  Ehni, 
Braunschweig.  -f7i82] 
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bahn-Lokoiaotiv-  und  -Waoenwerke. 

Verhandluno'ea  über  die  Erhöhung:  der 
Gütertarif«  in  der  preußischfu  Lan- 
de* v^rsanunluno. 

!i  achrichten. 
P  -e  u  t  s  c  h  1  a  n  d :  Preußisches  Eisen- 
bahnanleiheK-esetz.      —  Keförd^e- 


I  11  Ii  a  I  t  : 

runffsvorscliriften  für  Militärpei- 
sonen.  —  Die  Erhöhung-  d«r  Lei- 
stunoeu  der  Eisenbahn  Werkstätten. 
—  Die  Neuordmmo;  der  Berliner 
Stadt-  und  Ringbahn-  ,  sowie  der 
Vororttarife.  —  Personalnach- 
richten. 

I )  e  u  t  'S  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i c  h  :   Neue  Strn- 
lienhahnwao-en  in  Wien. 


T  s  c  h  e  e  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i  vs,  c  h  e  s 
(iebiet:  Einführung  der  General- 
kautionen bei  den  Staatsbahneu.  — 
Ausbau  der  Streck(>  Prag-Preßburgv 

tT  b  r  i  g  6  e  u  r  ()  p  ä  i  8  c  h  e^  Land  e  r : 
Verdrängung  der  deutschen  St>a- 
tionsbezeichnungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Organisation  und  Leistung  der  Eisenbahn-Lokomotiv-  und  -Wagenwerke. 
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Auf  weitere  Einz/tdheiten  des  Entwurfs  «oll  nicht  ein- 
gegangen werden.  Doch  seien  einige  Aruucrkungen  zu  ihm 
loch  gestattet. 

Zur  Erhöhung  der  Selbständigkeit  und  der^  Verant- 
ivortungsfreudigkeit  der  Abteilungsleiter  soll  die.sen  zur 
Teien  Verfügung  in  ihrem  GJeschäftsbereich  eine  bestimmte 
lahressumme  ü)>erwie.sen  werden,  aus  der  sie  Ausgaben  bis 
5U  einer  bestimmten  Höhe  ohne  weiteres  nach  Bedarf  be- 
itreiten  dürfen. 

Die  Einheitlichkeit  der  Leitung  wird  gewahrt  durch  täg- 
iche  Besprechungen  des  '  Werk direktors  mit  den  Abteilungs- 
©itern,  in  denen  an  Hand  der  neuen  Dienstpost  das  wiidi- 
igste  zur  Sprache  gebracht  und  bedeutsame  Vorgänge  aus 
lern  Werk  vorgetragen  werden.. 

Der  Direktor  zeichnet  alle  Anordnungen,  Berichte  und 
Briefe  allein,  desgleichen  der  Direktorate!! Vertreter  mit 
lern  Zusatz  i.  V.  (in  Vertretung),  wenn  er  Direktorial-iGe- 
ichäftssachen  zeichnet,  sonst  ohne  diesen  Zusatz  bei  Vor- 
fängen  sein^ea  eigenen  Bereichs.  Di©  anderen  Abteilungs- 
eiter zeichnen  im  inneren  Dienst  allein;  wo  erforderlich, 
gemeinsam  mit  den  beteiligten  Abteilungsleitern;  bei  den 
las  Werk    verlassenden     Briefen  ist  stets  die  Unterschrift 


zweier  Abteilungsleiter  erforderlich.  Dementsprechend  tra- 
gen die  Briefbügen ,  unter  der  Firma  den  Aufdruck  „Der 
Direktor''  bzw.  „Abteilung  .  .  .  mit  dem  Expedienten- 
Zeichen.  \  .  .  , 

Der  vorstehende  Entwurf  bringt  die  Tätigkeit  des  Ma- 
schineningenieurs gebührend  in  den  Vordergrund.  Wenn 
man  ihn  richtig  durchdenkt,  so  kommt  erst  zu  Bewüßt.-^^ein, 
was  jetzt  aus  Mangel  an  Organisation  und  techuischen  Ar- 
beitskräften an  technisch-kaufmännischer  Arbeit  verabsäumt 
Avird,,.  Daß  mit  der  heutigen  Organisation  diese  Unsummen 
leohniseher  Tätigkeit  in  den  großen  "Weikeu  von  dem  Vor- 
stand und  einem  oder  zwei  Betriebsingeui  oui  ( n,  die  mehr 
Büro-  als  Betriebsingenieure  'sind,  nicht  geleistet  werden 
kann,  bedarf  keines  Beweises. 

Die  ganze,  Trostlosigkeit  der  Geringschätzung  des  Kon- 
struktionsingenieurs tritt  uns  entgegen  in  dem  §  1.)  der 
Büroordnung  vom  Jahre  1910,  geltend  für  alle  Eisen- 
bahnämter, wo  es  heißt:  „Bei  der  Anfertigung  technischer 
und  zeichnerischer  Büroarbeiten  ist  möglichste  Einfachheit 
anzustreben.  Die  Herstellung  von  E-einzeichnungen,  auch 
im  Verkehr  mit  der  Ei.senbahndirektion.  hat  zu  unterbleiben, 
wenn    die  T^rzeichnungen,     gleichviel,    ol)  sie  bei    der  In- 


Nr.  1^ 


spektiou  oder  von  den  Dienststelleu  oef^rtigt  sind,  für  den 
beabsiehtigteu  Zweck  ausreichen.  Die  Erläuterung  der  für 
zwcckniälho-  erachtetea  Bauausführunffen  hat,  wenn  sie  nicht 
den  Direktionsdezernenteu  .oe,^enüber  mündlich  erfolgen 
kann,  durch  einfache  Ilandskizzen  und  überschläo-licho 
Ivosteuberechiiungen  zu  geschehen.  Die  Aufstelluno-'  voll- 
staudiger  .Entwürfe  -durch  die  Inspektionen  ist  nicht  zu- 
lässig.« Der  letzte  Satz  ist  immer  von  d;er  Oberl>ehörde  mit 
Vorliebe  bei  allen  Anträgen  der  Ämter  um  Verstärkuno- 
des  technischen  Büropersonals  ins  Feld  g-eführt  worden  in 
völliger  Aerfcennung  der  Tatsache,  daß  der  Entwarf  dort 
am  besten  aufgestellt  wird,  wo  der  Anlaß  zu  ihm  entsteht 
nnd  daß  zur  Bearbeitung  auch  Kräfte  gehören. 

Es  wird  -schon  aufgefallen  sein,  daß  von  dem' Werkdirektor 
nnd  den  Eisenbahnwerken  an  Stelle  des  Amtsvorstandes  und 
der  Hauptwerkstätten-  bzw.  Werkstättenämter  gesprochen 
wird.  :\Ian  muß  Quaatz  recht  geben,  daß  ,sicli  die  Bezeich- 
nung ,.Amter"  zum  mindesten  für  die  Hauptwerkstätteu 
nach  mehr  ,als  zwei  Jahrzehnten  ihres  Bestehens  im  o-roßen 
Publikum  noch  nicht  durchgesetzt  hat.  Auch  gibt  die  nichts- 
sagende Nummer  bei  mehreren  an  einem  Ort  -befindlichen 
Amtern  zu  «tändigen  Verwechslungen  Anlaß.  Außerdem  ist 
nicht  das  „Amt",  -sondern  da«  „Werk--'  der  wesentliche  Be- 
standteil. Wie  die  Indu-striewerke  und  staatlichen  Bero-- 
Averke  klangvolle,  gedächtnisstarke  Namen  führen,  so  wäre 
•es  durchaus  erwägenswert,  auch  den  Ei-senbahnwerken  wohl- 
klingende Namen  zu  geben,  die  sich  auf  ihre  Lage  beziehen 
oder  das  Gedächtnis  großer  Männer  ehren.  Man  braucht  sich 
nur  vom  Sprachgebrauch  leiten  zu  lassen:  Lokomotivwerk 
.Markgrafendamm.  Odertor,  Stadtwald;  Wagenwerk  Silesia 
sind  Firmen,  an  denen  doch  wahrlich  nichts  -auszusetzen  ist 
Ls  ist  durchaus  nicht  nötig,  daß  die  Staatsbetriebe  in  so 
tarblosem  und  bürokratisch  nüchternem  Gew-ande  erschei- 
nen. Gegenuber  der  Bezeichnung  „Haupt-werkstätte"  die 
die  geschichtliehe  Entwicklung  von  der  kleinen  Werkstätte 
zur  größeren  Hauptwerkstätto  wiederspiegelt,  erscheint  die 
Bezeichnung  „Werk'',  der»n  Einführung  vo-rgeschlageu  wird 
markiger,  tneff ender  und  kürzer. 

Dem  ersten  leitenden  Beamten  wird  die  bei  den  Ber«- 
iKdiorden  und  Industrie  werken  geläufige  Amtsbezeichnung 
„Werkdirektor''  beigelegt,  um  sein  Ansehen  zu  heben.  Dann 
ist  es  allerdings  zweckmäßig,  daß  der  für  Niohtakademiker 
unglücklich  gewählte  Charakter  „Eisenbahndirektor«  t'ällt 
und  durch  eine  andere  Bezeichnung,  etwa  „Verkehrsrat«  für 
die  alteren  Verkehrsinspektoren  und  „Direktionsrat"  für  die 
Niohtakademiker   in   DirektionsmitgliedsteUen,  ersetzt  wird. 

Man  wird  nun  begierig  sein,  den  Mehraufwand  an  Beamten 
kennen  zu  lernen,  der  durch  die  Neuordnung  bedingt  wird 
Man  muß  hier  sofort  den  richtigen  Standpunkt  festhalten- 
Nicht  mehr  Beamte  werden  erforderlich,  als  die  großen 
Werke  schon  lange  zu  ihrer  sorgfTältigen  techn,isch.kauf- 
mannischen  Leitung  nötig  -haben.  So  wird  es  -überraschen, 
daß  ein  Lokomotivwerk  mit  2  Vorständen,  einem  Hilfs- 
arbeiter und  2  Betri-ebsingeni-euren  voraussichtlich  nur 
einen  Ingenieur  und  einen  Bürovorsteher  als  Vermehruno- 
benotigen  wird.  Diese  geringe  Vermehrung  ist  nur  zu  natür" 
iich.  da  ja  die  Hauptwirkung  der  Neuordnung  in  der  zweck- 
mäßigeren Verteilung  der  Geschäfte  liegt. 

Die  Ubergangszeit  wird  keine  Besonderheiten  bringen,  da 
der  natürliche  Abgang  der  ältesten  maschin-entecbni-schen 
höheren  Beamten  bei  der  Überführang  der  Eisenbahn  in 
den  Eeichsbetrieb  zweifellos  vergrößert  werden  wird.  Die 
jetzigen  dienstältesten  Vorstände  werden  zu  Werkdirektoren 
<'rnannt,  die  Zweitältesten  rücken  in  die  Stelle  des  Direktor- 
Stellvertreters  ein,  soweit  sie  nicht  in  die  ersten  durch 
Abgang  frei  werdenden  Stellen  anderer  Werke  versetzt  wer- 
<len,  während  die  „o«-  und  „d«-Vorständ.e  mit  den  -Stellen  des 
Oberingenieurs  betraut  werden,  die  ihnen  besseres,  angeneh- 
meres Arbeiten  verschaffen  als  die  gegenwärtige  Vorstands- 
stellung,  in  dci-  sie  ja  nur  dem  Schein  nach  selbständig,  in 
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Wirklichlkeit  aber  von  den  „gLeichgeordnelcn"  älteren  Vor- 
ständen recht  abhängig  sind.  Da  die  „d«- Vorstände  in 
äußerst  geringer  Anzahl  vorhanden  sind,  so  wird  auch  ihnen 
ein  Vorrücken  -beschieden  isein.  Ein  Mangel  an  Ingenieuren 
kann  kaum  eintreten,  da  aus  den  abzutretenden  Grenzländern 
ein  Zuströmen  in  die  Heimat  stattfindet.  Die  Bürovorsteher 
werden  .aus  den  zurzeit  best  geeigneten  Bürobeamten  der 
Werke  oder  Direktionen  ausgesucht.  Für  durch  Einkünfte 
und  Ansehen  bevorzugte  Stellungen  kann  es  an  Anwärtern 
nicht  fehlen,  so  ungern  bekanntlich  brauchbare  Sekretäre  aus 
der  Direktjon  in  die  örtlichen  Dienststellen  gehen  bzw.  ab- 
gegeben werden. 


W  e  r  k  b  ü  r  0  und  B  ü  r  o  b  e  a  m  t  -e. 

In    weiser  Erkenntnis,   die   unproduktiven  Gehälter  für 
Bürobeamte  gering  zu  halten,  sind  die  für  -alle  Eisenbahn- 
ämter  geltende  „Büroordnung«  und  die  „Anweisung  für  den 
Schriftverkehi-  der  Dienststellen«  ausgearbeitet.    Aber  man 
kann  sich  der  Äußerung  nicht  enthalten,  daß  -in  dem.  büro- 
mäßigen  Arbeitsverfahren  bürokratische  Engherzigkeit-  ihre 
schönsten  Blüten  gezeitigt  bat.    Die  Forderung,  daß  jeder 
Beamte  -sein  eigener  Eegistrator  und  Kanzlist  sein  soll,  ist 
für  kleinen  Bürobetri-eb  durchführbar,  für  den  Großbetrieb 
muß    sie    versagen.    Wenn  Ensch  beklagt,  daß  (Betriebs- 
ingenieure einer  großen  Haupt  Werkstatt  selbst  Kanzleidienst 
verrichten  müssen,  so  ist  dieser  rückständige  Zustand  aller- 
dings tief   bekla-.genswert,   aber  -schließlich   nur   im  Sinn-e 
der  Verwaltungsvorscbriften,  von  denen  sich  die  betreffende 
Werkleitung  anscheinend   nicht   befreien  kann.     Die  über- 
lebte Büroordnung  ist  die  Ihsaohe  des  versteckten,  zermür- 
benden Kampfes  der  Ämter  g-egen  die  Oberbehörde  für  die 
Verwendung  von  Schreibhilfen,  für  deren  Einstellung  die 
Obetbehörde  im  Kriege  allerdings  mildernde  Umstände  an- 
erkannt hat.    Auch  Quaatz  fordert  neue  Arbeitsverfahren  in 
den  Büros.     Ich  selbst  habe  in  meinem  Aufsatz  „Die  Er- 
sparnis und  Schonung  an  Menschenkraft  auf  Eisenbahnen''^*) 
darauf  hingewiesen,  daß  Kurzschrift  und  Schreibmaschine 
im  eisenbahnlichen  Gi-eschäftsbetriebe  noch    nicht    die  ge- 
bührende Würdigung  erfahren  haben,  und  welche  Vorteile 
sie  ihm.  ebenso  gei^-ähren  würden  wie  dem  kleinsten  Kauf- 
mann, der  -sich  heute  ihrer  bedient.   Die  Kanzlei  muß  sicli 
für  große  Büros  wieder  herausbilden,  und  die  Registratur, 
wenn  auch  in  vereinfachter  Form,  wird  nicht  ausbleiben 
können,  wenn  nicht  das  zeitraubende  Suchen  nach  Vorgän- 
gen oder  ihre  gänzliche  Unauffindbarkeit  weitere  Verlegen- 
heiten bereiten  soll.   Auch  das  Kartenregister  (Kartothek), 
das  sehr  vereinzelt  bei  der  Eisenbahn  verwendet  wird,  sollte 
allgemein  eingeführt  werden.    In  der  Befürchtung,  daß  zu- 
viel geschrieben  werden  könnte,  wird  doch  heute  no.ch  völlig 
übersehen,  daß  ein  geordneter  Betrieb  eines  großen  Werkes 
nur  möglich  ist,  wenn  die  büromäßige  Behandlung  der  Ge- 
schäftssaöhen   vollkommen   organisiert  ist   und   nicht  bloß 
alles   auf  das  Gedächtnis  der  leitenden  Bürobeamten  ein- 
gestellt ist,  wie  es  tatsächlich  die  Büroordnung  verlangt. 
Keine  verständige  Werkleitung  wird  überflüssige  Buchungen 
und  Aufzeichnungen  anordnen,  ebensowenig  wie  sie  ein  Be- 
amter für  sich  selbst  machen  wird.    Daß  für  mechanische 
Schreibarbeit  Schreibgehilfen  (Stenotypistinnen)  einzustellen 
und    besonders    dem    Direktor   wie  den  Abteilungsleitern 
ständig  zur  Unterstützung  beizugeben  sind,  ist  wohl  nur 
eine  selbstverständliche  neuzeitliche  Forderung. 

Die  Bürogeschäfte  eines  Eisenbahnwerkes  sind  nicht  un- 
erhebKch  verschieden  von  denen  der  anderen  Eis-enbahn- 
ämter.  Schon  rein  äußerlich  zeigt  sich  der  Unterschied: 
Die  ganze  Tätigkeit  des  Werkes  wickelt  «.ich  innerhalb  der 
Werkumzäunung  ab,  während  die  dixii  anderen  Ämter  des 
Betriebs-,  Betriebsmaschinen-  und  Verkehrsdienstes  Hand  in 
Hand  die  Angelegenheiten  d-es  Betriebes  und  A'erkehr.s  ab- 
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wickflu.    Im  Werk  werden,  we  d«r  Gesohäftsmami  sagt, 
„BranL-hekuudige«  gebraucht,  der  Betrieb  und  Verkehr  ver- 
langt Betriebsbeamte, 
t 

Es  erschwert  die  ganz-e  Arbeit  uugeinein,  wenn  dem  Werk- 
biiro  Betriebs-  und  Verkehrsbeamte  aller  Gattungen  über- 
wiesen werden,  die  weiter  nichts  bringen,  als  den  Nachweis 
von  Prüfungen,  die  den  AVerkI)ürodienst  kaum  in  einer  ein- 
zigen Sonderheit  bei-ücksichtigen :  Bahnhofsvorsteher,  Güter- 
vorsteher, Fahrdienstleiter,  AVeichensteller  bringen  rein  gar 
nichts  für  das  Werk  mit,  so  tüchtig   sie  -sonst  in  ihr'em 
Sonderfach  «ein  mögen.    Die  „  ü  b  e  r  a  11  v  e  r  w  e  n  d  b  a  r  - 
keif  der  Beamten  muß  mittelnicäßige  Kräfte  gehaffen  und 
läßt  ein  Sonderfachmannstum,  das  allein  die  Erleichterung 
der  Afbeit  und  ihren   Erfolg   verbürgt,   nicht  aufkommen. 
Es  ist  durchaus  erforderlich,     daß    die   Bürobeamten  der 
Werke  und  der  Direktionsabteilungen,  die  die  Werkangele- 
^enhciten  bearbeiten,  nicht  mit  den  anderen  Beamten  durch- 
Jinander  rangieren,  sondern  eine  Gruppe  für  -sich  bilden,  die 
schon  in  dem  Ausbilduugsgang  hinsichtlich  technisch-kauf- 
uäunischer    Schulung    besondere    Berücksichtigung  findet. 
tVird  sich  diese  Forderung  ermöglichen  lassen,  so  "wird  der 
iVerkleitung  die  Arbeit  überaus  erleichtert  und  der  ■  Sache 
■in  großer  Dienst  erwiesen;  denn  von  der  verständnisvollen 
^litarbeit  der  iBürobeaniten  in  den  ßozialpoMti.soheu  Auf- 
raben, in  den  Beschaffungen,  im  Lohn-  und  Kalkulatious- 
re.sen   (ein  neues  Feld  der  Bürotäfigkeit.  das  noch  unge- 
hnte  Bedeutung  erlangen  wird)  hängt  -sehr  viel  ab,  worüber 
i'Citero    Ausführungen    sich  wohl  erübrigen.    Der  Grund- 
e^lanke  der  Arbeitsteilung  muß  auch  im  Bürobeamten  den 
onderfachmann  für  die  Eisenbatnwerke  heranbilden.  Diese 
'ordemng  steht  in  -scharfem  Gegensatz  zu  den  Vorschriften 
her  die   Verwendung   des   Personals,  di«  eine  „vielseitige 
erwendbarkeit'-'    als    wesentliche    Erleichterung    für  d^' 
«rfügung  über  das  Personal  betonen,  ja  sogar  hervorheben 
aß  es  notwendig  ist,  „die  Beamten  ohne  Beeinträchtigung 
er  Gründlichkeit  vielseitig  auszubilden  und  auch  während 
6r    weiteren    Beschäftigung  einer  einseitigen  Entwickluno- 
arzubeugen."    Der  nächste  Satz  der  Vorschriften  ändert  an 
.eser  grundlegenden  Anschauung  nichts,  wie  die  Erfaliruug 
hrt :  „Andererseits  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ein  häufige"- 
"■echsel  -in  der  Personalbesetzung  einer  sachgemäßen  luid 
.  allmählicher  Entwickluna-    fortschreitenden  Erledigung 
JT  Dienstgeschäfte  nicht  zuträglich  ist,  und  daß  au  inau" 
len  Stellen  Ijesonders  sachkundige  und  erfahrene  Beamte 
(peziahsten)     nicht    entbehrt  werden  können."    Nur  au 
anchen  Stellen  Spezialisten!    Nein,  an  jede  Stelle  gehört 
a  Spezialist!    Für  die  Werke,  wie  der  Geschäftsmann  sa<rt, 
a  „Branchespezialist«!    Das  ganze  Versetzungswesen  ^nrd 
ernut  m  Fluß  gebracht,  bei  dessen  uenem  Aufbau  di-e  Per- 
ahchkeitswerte    der    -Beamten    (Befähigung,  Kenntnisse, 
Mgung,  Eignung,  Heimat,  Familie)  mehr  als  bisher  zu  be- 
cksichtigen sein  werden. 

Der  mangelnde  technisehe  Geist  in  den  Verwaltungsvor- 
iiilten  von  1895  -hat  den  technischen  Bürodienst  stief- 
itterlich  genug  behandelt.  Es  war  ischon  Gelegenheit,  den 
izigen  Paragraphen  der  Büroordnung,  der  sich  mit  der 
shmschen  Buroarl>eit  beschäftigt,  im  Wortlaut  anzuführen 
in  sollte  meinen,  daß  die  technischen  -Bürobeamten  etwas 
s  ihrer  Stellung  als  Männer  der  Technik  zu  machen  ver- 
nden.  Im  Gegenteil.  Echt«?ster  Schreiberseelengeist  läßt 
die  Tätigkeit  des  „Expedierens"  erstreben  in  dem  -sie 
J  doeh  wirklich  hochwertige,  technisches  G-escMck  und 
'nken  erforderliche  konstruktive  Tätigkeit  am  Reißbrett 
1  Anfangern  und  Ausbildern  -geringschätzend  überlassen, 
ese  Flucht  vom  Reißbrett  hat  natürlich  zur  Folge,  daß 
zu  den  iSeltenheiten  gehört,  wenn  ein  Werk  einen  guten 
Instrukteur  in  Dauerstellung  hat,  wieder  sehr  zum  Scha- 
1  der  Sache  und  des  Ansehens  des  technischen  Berufs. 


Die  Werkbeamteu. 


An  erster  -Stelle  gehören  hierzu  die  Abteilungs-Ingenieure, 
deren  Werdegang  und  Pflichtenkreis  bereits  besprochen  vmv- 
den.  Es  erleichtert  -ihre  Tätigkeit  und  das  Zusammenarbeiten 
mit  Ihrer  Abteilung,  wenn  -sie  in  den  Werkhallen  ihre  Ge- 
schäftszimmer erhalten. 

Über  die  Bedeutung  der  Werkmeister,  ihre  Auslnlduuo-  ^,„1 
ihre  Aufgaben  habe  ich  mich  in  einem  kürzlich  erschienenen 
Aufsatz  „Die  -Eisenbahnwerkmeister''»)  ausgesprochen,  auf 
den  daher  vermesen  werden  darf. 

Die  Werkführer'  ringen,  wie  aus  der  „Werkführe r- 
Zeitung'-,  dem  Organ  des  Verbandes  deutscher  Ersenbahn- 
werk-statten-Werkführer,  zu  entnehmen  ist,  um  Anerkennung 
und  Besserstellung.  -Mit  Recht.  Ganz  unmittelbar  auf  dem 
Wissen  und  Können  die.ser  gelernten  Handwerker,  auf  ihrem 
Takt  und  Geschick  im  Umgang  mit  -den  Leuten  beruht  die 
werkgerechte  Arbeitsausführung  und  die  gute  -Stimmuno- 
unter  der  Belegschaft.  Sie  kennen  die  -Seele  des  Volks  der 
w-erktätigen  Bevölkerung  am  'besten,  aus  der  sie  in  die  u'nter- 
f Uhrerstellung  emporgestiegen  sind.  Auf  ,sie  wird  die'Werk- 
leituno-  neben  der  berufenen  Arbeiterv-ertretung  mit  Vor- 
liebe zurückgreifen,  wenn  -sie  ps.ychologi-sche  Wirkungen  be- 
absichtigter Anordnungen  persönlicher  Natur  prüfen  möchte. 

Die  Erwägungen,  die  Stelle  des  Werkführers  aufzuheben 
wen  Werkmeister  und  Werkführer  -sich  in  ihrer  Dienstaus- 
ubung  teilweise  übei^schneiden  und  hindern,   werden  mit 
aller  Vo-rsicht  und  Sorgfalt  angestellt  werden  müssen.  Die 
Tätigkeit  der  Werkführer  wird  nach  der  Neuordnung  ver- 
antwortungsvoller und  umfangreicher  denn  je  sein  und  sich 
recht  gut  von  jener  der  Werkmeister  abgrenzen  lassen.  Bei 
Aufhebung  -der  Werkführerstelle  muß  natürlich  ein  Ersatz 
geschaffen  werden.    Ob    dann  unter  anderen  Namen  mehr 
erreicht  wird,  ob  überhaupt  ein  B-edürfnis  zurzeit  vorlie.ot 
oder  ob  es  überhaupt  nützlich  ist,  diese  Frage  zu  erörtern 
und  zur  Entscheidung  zu  drängen,  wage  ich  nicht  zu  ent- 
scheiden, möchte  dies  aber  lieber  verneinen  als  beiahen  Ich 
bin  eher  der  Meinung,  daß  bei  der  Ausbildung  wirtschaft- 
licher   Arbeitsweise    die    Werkführer  eine  unentbehrliche 
btutze  der  Bestrebungen  sein  werden.    Das  volle  Verständ- 
nis   für    neuzeitliche    Arbeitsweise,    das  viele  Werkführer 
haben  und  nur  nicht  genügend  betätigen  -können,  wie  das 
aus  zahlreichen  Veröffentlichungen^)  aus  Werkführerkreisen 
hervorleuchtet,  sind  die  Belege    für  meine  Ansicht  Mit 
Spannung  muß  man  den  Ergebnissen  entgegensehen,  die  die 
vom  obengenannten  Werkführerverba.nd  in  diesem  Jahre  in 
Berlin  eröffnete  Eisenibahnerfachschule  zeitigen  wird. 

Die  Belegschaft. 
Der  Selbsterhaltungstrieb  der  Werkleituuo-  lälH  es  ^sicli 
als  vornehmste  Pflicht  angelegen  sein,  für  einen  guten 
btamm  der  'Belegschaft  zu  sorgen.  Die  Staatsbahnverwal- 
tung wird  nach  den  Vorbildern  der  Privatindustrie  die  For- 
schungsergehnisse und  Lehren  der  neueren  iBerufsps.ycho- 
logie  sich  zu  Nutzen  machen  müssen,  um  bei  der  Einstel- 
lung: und  Verwendung  der  Arbeiter  die  Auslese  nach  der 
natürlichen  Begabuns:  und  Eignung  des  Bewerbers  vorzu- 
nehmen. Davon  ist  bisher  noch  so  gut  wie  gar  nichts  zu 
sehen. 

Die  Erziehung  der  Lehrlinge  muß  den  Grund  zur  Beleo- 
schaft  legen,  wie  es  alle  großen  Industriewerke  anstreben 
Geldmittel  und  Lehrer  sind  nicht  zu  entbehren,  wenn  das 
Lehrlmgs-iTOsen  auf  eine  höhere  Stufe  als  bisher  «gehoben 
werden  soll.  Das  Buch  von  Dr.  Schwarze  „Das  Leln- 
hng-swesen  der  preußisch-hessi-schien  Staatsbahnverwaltun"'"') 
gibt  erschöpfende  Auskunft,  so  daß  weitere  Erörterung  sich 

;;)  Z.  d.  V.  D.  Ev.,  Nr.  48,  1919. 
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erübrigt.  Heniincnd  auf  die  Bilduag"  .eines  Sianmi'es  outer 
Dauerbel^oschaft  wirkt  die  Vorschrift,  daß  die  iVnwärtei'  für 
den  LokouiotiYfahrdionst  mindestens  ein  Jahr  in  eiu>er 
Hauptwerkstätto  als  Schlosser  oder  Schmied  ficarbcitet  haben 
müssen.  Dadurch  werden  die  von  dieser  Bestimmuno-  be- 
troffenen Werkabteilungen,  zum  wesientlichen  die  wichtigen 
Lokomotiv-Zusanmienbauhällen  und  die  Schmied^,  zu  einer 
Durohgangsstelle  für  die  Anwärter  zum  Fahrdienst,  während 
im  Werk  nur  die  Untauglichen  (Faibenblinde,  Schwer- 
hörige, Ilerz-  und  Bruchleidende  usw.)  zurückbleiben. 
Da  aucli  die  Lehrlinge,  soweit  sie  Lokomotivfühier- 
söhne  sind,  meistens  dem  Beruf  dts  Vaters  zustreben, 
(SO  ist  die  ganz^e  Yierjähiige  Mühe  und  Arbeit  des. 
Werks  au  ilmen  für  das  Werk  selbst  veiioreu.  !Es  ist- 
zu  natürlich,  daß  die  Lehrlinge  und  Schlosser  •  als  An- 
wärter zum  Lokomotivfahrdienst  dem  Erlernen  des  Hand- 
werks und  der  werkgereohten  Schlosserkunst  nur  geringes 
Interesse  entgeg>enbringen,  vielmehr  darauf  bedacht  sind,  die 
vorgeschriebene  Zeit  niit  einem  Mindestaufwand  von  Arbei-t 
hinzubringen.  Hier  muß  gründlich  Waiulel  geschaffen  wer- 
fleu.  In  meinem  Aufsatz  ,.Ei!senl>ahn-Bildungsvvesen' hahe 
ich  bereits  die  Frage  aufg^eworfen :  „Können  wir  uns  noch 
den  Luxus  leisten,  den  Lokomotivführeranwärter-  in  für  ihn 
uud  die  Verwaltung  kostspieliger  vieljähriger  Lehr-  und 
Gesellenzeit  das  Schlosserhandwerk  erlernen  zu  lassen,  da,s 
er  später  als  Lok'omotivbeamter,  heutiger  Arbeitst  idÜmg  ent- 
sprechend, gar  nicht  mehr  ausübt  (und  nicht  mehr  auszuüben 
geneigt  ist),  oder  müssen  wir  möglichst  bald  die  ganze  Lauf- 
bahn des  Lokomotivführers  auf  eine  andere  Grundlage  nach 
dem  bewährten  Muster  vieler  Auslanilsbahnen  stellen"]''  Icii 
beantworte  diese  Frage,  nicht  nur  vom  Standpunkt  der  Werk- 
leitung, bejahend,  ohne  dafür  die  Begründung  vom  Stand- 
punkt des  Betriebsmaschiuendienstes  als  nicht  hierher  ge- 
hörio-  zu  geben;  sie  mag  einer  besonderen  Veröffentlichung 
vorbehalten  bleiben.  ^ 

Neben  der  tüchtigeu  Aibeitsausführung  einer  eingearbei- 
teten Stammbelegschaft  spielen  seelische  Einflüsse  für  das 
Wohl  und  Wehe  eines  Werks  die  größte  Eolle;  Es  muß  sich 
in  eintr  Dauerbelegschaft  das  entwickein.  was  ich,  ;!em 
Familiensinn  und  Heimatsgefühl  entsprechend,  so  gern  als 
„Werksinn"  )>ezeiehne.  „Er  (der  Angestellte)  muß  persöulicli 
stolz  sein  auf  das  Unternehmen,  in  dem  er  angestellt  ist, 
er  muß  es  als  sein  eigenes  betrachten  und  alle  seine  Kraft 
und  Energie  aufbieten,  .als.  gelte  es  für  sich  selbst'"").  Die 
ganze  Frage  von  Chef  und  Angestelllem  wird  aufgerollt, 
wenn  man  an  die  Belegschaft  denkt,  denn  „das  Zusammen- 
gehen von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  kann  nicht  innig 
genug  sein,  auch  das  innigste  ist  noch  nicht  innig  genug. 
In  einer  Firma,  die  Erfolge  haben  will,  müssen  alle  isein  wie 
Geschwister.  Das  Haupt  muß  mit  den  übrigen  zusammen- 
arbeiten und  dies-e  wieder  mit  ihm,  so  wie  wenn  :alle  ein 
gemeinsames  Interesse  an  der  Arbeit  hätten''^").'  Ein  solcher 
erwünschter  Zustand  ist  mir  möglich,  wenn  alles  auf  Euhe 
und  Stetigkeit  im  Bestände  der  Belegschaft  angelegt  wird. 

Die  Erziehung  zum  M  i  t  a  i  b  e  i  t  e  r. 
Die  beiden  Pole,  um  die  sich  die  Erziehung  aller  Vv^erk- 
angehörigen  vom  Direktor  bis  zum  letzten  ungelernten  Ar- 
beiter dreht,  heißen  gute  Leistungen,  anerkennende,  gute  Be- 
handlung und  den  Ijeistuugeu  entsprech(  mle  IVezahluug. 
Beide  spornen  an  uud  lass.eu  die  Arbeit  zum  Wohle  des 
Ganzen  freudig  verrichten.  „Einem  rechten  Arbeiter  .ge- 
nügt der  bloße  Lohn  nicht,  den  er  für  seine  Leistungen  er- 
hält, er  will  bei  seinem  Brotherrn  auch  die  Anerkennung 


Z.  d.  V.  D.  Ev.,  Nr.  92  und  94,  191S.' 
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kriege tut  dem  Wert  seiner  Gedanken  keinen  Abbruch. 


dafür  sehen  und  an  sich  spüren.  Dies  ist  ihm  Bedürfnis""). 
Das  gute  Einvernehmen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer beruht  zum  größten  Teil  auf  ps.ychologischer  Ein- 
sicht und  wahrer  IMenschenliebe  und  Herzensbildung, '  eine 
Tatsache,  der  das  kalte,  geschäftsmäßige  Leben  in  der  Eegel. 
sehr  zum  Schaden,  recht  wenig  Eechnung  getragen  hat,  F'ie 
psychologische  Forschung  und  Lehre  wird  hoffentlich  iech( 
bald  in  ihren  praktischen  Nutzanwendungen  alle  Indu,strie- 
kreise,  also  auch  die  EisenbahLnen,  durchdringen,  und  iiiii 
_Recht  forden  Professor  A.  Eiedler  in  seiner  Denkschrift") 
„Zerfall  und  Neubau  der  technischen  Hochschulen"  die  Auf- 
nahme der  Volks-  uud  Menschenwissenschaft  in  den  Lehr- 
plan  der  technischen  Hochschule.  Die  engen  Beziehungen 
zwischen  Psychologie  und  Verkehrswesen  habe  ich  an  an- 
derer Stelle^-)  genauer  nachzuweisen  versucht. 

Ist  die  gute  Behandlung  der  nachgeordneten  Mitarbeiter 
eine  Eegung  des  Gemüts  und  Charakters,  die  der  verstaubte 
Aktenmensch  kaum  kennt,  die  nur  in  frischen,  ]ebensbe.iahe,a- 
den,  an  ihre  Aufgabe  und  an  die  Menschen  glaubenden 
Männern  sprießt,  und  reiche  Früchte  in  Gemüt  und  Charaktei 
der  ihnen  anvertrauten  großen  Masse  an  Werksangehörigen 
aller  Gruppen  tragen  wird,  so  ist  die  Bezahlung  der  Lei- 
stungen eine  reine  Verstandesäuß'drung,  ein  kühles,  nüch- 
ternes Abwägen  von  Leistung  und  Gegenwert,  nicht  ohne 
intuitives  Ver.stehen  der  menschiiclien  Natur.  Der  Kultur- 
mensch arbeitet,  sofern  er  nicht  auf  braunen  Scheinen  ge- 
lioren  ist,  um  Geld  zu  verdienen.  Sage  mir,  wie  Du  bezahlt 
wirst,  uud  ich  weiß,  was  Du  wert  bist,  sagt  der  Amerikaner. 
Deswegen  muß  eine  Lohnordnuug  Leistungen  werten,  wich- 
tige und  seU-wierigc,  gut  ausgeführt,  besser  bezahlen  als 
einfache,  mindei  \\  iehtige.  Eine  gute,  gei-echte  Lohnordnung 
ist  die  Grundlage  aller  Arbeit  in  den  Werken,  leia  Alles- 
über-einen-Kamiu-seheren  isf  der  Tod  jeder  gesunden, 
fleißigen  Mitarbeit.  Es  wird  die  wichtigste  Aufgabe  sein, 
einie  Lohnordnung  unter  Mitwirkung  der  Blelegschaftsver- 
.tieter  und  Gewerkschaf len  auszuarbeiten,  die  allen  neuzeit- 
lichen Anforderungen  und  Wünschen  der  Verwaltung  und 
der  Arbeiterschaft  entspricht.  Mit  Stiundenlohn,  guter  Über- 
Avachung  der  Arbeit  und  bester  Manneszucht  —  die  neben 
wahrer  Menschenfreundlichkeit  wohl  bestehen  kann  —  läßt 
sich  viel  erreichen.  Daß  in  Amerika,  dem  viel  gepriesenen 
.,Land  der  Freiheit"  die  Disziplin  in  den  Fabriken  eine  viel 
schärfere  als  bei  uns  ist,  dürfte  unseren  Arbeitern  nicht  all- 
geimein  bekannt  sein.  Besondere  Leistungen  besonders  -  z  i 
Ii;  zahlen  ist  eben  so  klug  wie  selbstverständlich.  Wie  weit 
das  Akkordsystem  möglich  ist,  ohne  bei  den  sehr  schwanken- 
den Arbeiten  der  teilweisen  oder  völligen  Wicderherstielluii. 
von  Einzelteilen  zu  ständiger  Unzufriedenheit  Anlaß  zu 
gp|>eu,  bedarf  sorgfältigster  Prüfung. 

NotAvendig  ist  die  allgemeine  Einführung  von  Einidch- 
tuugen,  an  denen  der  Arbeiter  die  Arbeitszeit  sich  ßtelbst  auf 
eine  Karte  abstempelt,  wodurch  das  Mißtrauen  gegen  falsche 
.Vnfs^chreibnngen  einer  iLrbeitszeit  und  eigenei  Versuche  zu 
falsclier  Zeitangabe,  wie  sie  das  nicht  mehr  zeitgemäße  Koii- 
trollma.rkensystem  mit  sich  bringt,  schwinden. 

Die  Mitarbeit  der  Belegsohäft  ist  besonders  wichtig  bei 
der  Verbesserung  aii  den  Einzelteilen  dter  Fahrzeuge,  den 
Arl>eitsverfahien,  den  Werkzeugmaschinen  und  Werkzeugen. 
In  Amerika  hatte  man  seit  .Jahrzehnten  die  Bedeutun.g  dieser 
Mitarbeit  erkannt  und  sie  durch  Prämien  nicht  nur  angeregt, 
sondern  "weitherzig  belohnt.  Als  ich  vor  15  Jahren  dies  Ver- 
fahren zur  Tagesordnung  einer  Sitzung  anmeldete,  wurde  e.< 
als  „nicht  dringlich"  auf  Nimmerwiedersehen  abgesetzt  und 
die  „IntelHgenz-box"  be.gegnete  nur  lächelnden  Mienen.  Wenn 


Zeitschrift  d.  Ver.  Deutscher  Ingenieure,  Nr.  1-1,  1919. 
'-)   Zeitschrift  für  augewandte  Psychologie,  Nr.  5  und  6. 
1919,  auch  erschienen  als  Sonderdruck  in  den  „Schriften  zuri 
Psychologie  der  Berufseiguuug  und  des  Wirtschaftslebens.'' 
\'erlag  J.  A.  Barth. 
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d'Cr  „Kasten  für  A^orsoMäge''  (box  for  suggestioas  and 
complatints)  s^-inerzeit  in  den  Werk-en  der  Prenßi&olien 
Staatsbahnen  allgemein  eingeführt  worden  wäre,  so  wäre 
zweifellos  in  den  15  Jahi-en  schon  viel  geleistet  worden,  und 
jedemiann  wäre  heute  an  ihn  gewöhnt.  Ihn  in  .ietziiier 
Zeit,  wo  die  Köpfe  mit  anderen  Fragen  beschäftigt  -sind, 
volkstümlich  zu  machen,  ist  schwierig,  wie  mein  vor  Jahres- 
frist begonnener  Versuch  mir  beweist.  Der  Wert  des  Ver- 
fahrens besteht  bekanntlich  darin,  daß  Vorschläge  von  jedem 
Einzelnen  unmittelbar  an  die  Werkleitung  gelangen,  ohne 
daß  sie  irgendwelche  Instanzen  zu  durchlaufen  haben.  Dai5 
er  nötig  ist,  scheint  ein  Schriftsatz  aus  der  „Werkführer- 
Zeituug''^*)  zu  beweisen:  „Dem  unteren  technischen  Be- 
diensteten ist  das  InteresS'e  an  Neuerungen  und  Verbesse- 
rungen, welche  zur  Vereinfachung  beitragen  würden,  dadurch 
genommen,  daß  meistens  nicht  der  Ui'heber  desselben,  sondern 
ein  Vorgesetzter  desselben  den  materiellen  wie  individuellen 
Nutzen  davon  hat.  Es  fehlt  die  Anregung  zur  freien  Betäti- 
gung des  Geistes.  Denn  in  den  meisten  Fällen  sind,  bei  et- 
waigen von  den  Werkführern  oder  einem  anderen  unteren 
Bediensteten  gemachten  Vorschlägen  betreffs  Verbesserung, 
die  Herren  Vorgesetzten  beleidigt,  und  lassen  dieses  dann 
später  in  irgend  einer  Art  und  Weise  den  Betreffenden 
fühlen."  Mit  welch  engherzigen,  kleinen  Seelen,  die  nicht 
selten  sein  sollen,  muß  der  Schreiber  dieser  Zeilen  gemein- 
sam arbeiten ! 

Heiß  umstritten  ist  heute  die  Frage  der  Gewinnbeteiligung 
der  Beamten  und  Arbeiter.  Sie  ist  keineswegs  neu  und  in 
mehrfacher  Form  bei-eits  in  der  Industrie  teilweise  hier  und 
da  der  Lösung  näher  gebracht.  Sie  liegt  für  die  Eisenbahn- 
werke ganz  besonders  schwierig,  da  diese  ihre  Erzeugnisse 
nicht  verkaufen,  den  Verkaufspreis  jedes  wiederhergestell- 
ten Fahrzeugs  nicht  kennen,  ja  nicht  einmal  die  Selbst- 
kosten dafür  berechnen,  also  von  einem  eigentlichen.  Ge- 
winn gar  nicht  sprechen  können.  Das  erschwert  die  ,',Ge- 
wiunbeteiliguug'-  für  die  Beamten  und  Arbeiter  der  Eisen- 
bahn außerordentlich.  Es  ist  fast  überflüssig,  den  günstigen 
Einfluß  der  Gewinnbeteiligung  auf  die  Schaffensfreude  und 
die  Deistung  umständlich  beweisen  zu  wollen.  Heiniicb 
Freese  hat  in  einem  lesenswerten  Buch^')  die  geschichtliche 
Entwicklung,  die  guten  Erfahrungen  und  Erfolge  der  Ge- 
mnnbeteiligung  der  Beamten  und  Arbeiter,  die  er  vor  etwa 
dreißig'  Jahren  in  seiner  Fabrik  einführte,  mitgeteilt.  Der 
geniale  Organisator  Andrew  Carnegie  schreibt:^")  „Kein  Ge- 
schäft kann  einen  glänzenden  und  dauernden  Erfolg  haben, 
wenn  seine  Leitung  nicht  in  den  Händen  praktischer  Män- 
ner liegt,  die  bei  seinen  Ergebnissen  finanziell  beteiligt  sind. 
—  Es  darf  als  ein  ökonomisches  Gesetz  gelten,  daß  das- 
jenige Geschäft,  das  die  größte  Anzahl  von  Gehilfen  am  Ge- 
winn beteiligt,  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  am  mei- 
sten Erfolg  haben  wird,  und  es  ist  eine  allbekannte  Tat- 
sache, daß  in  solchen  Riesenbetrieben  die  Gewinnbeteiligung, 
wenigstens  für  die  zahlreichen  Abteilungsleiter,  die  Regel 
ist.''  —  Quaatz  weist  auf  die  Notwendigkeit  hin,  den  leiten- 
den Beamten  <lcr  .Staatseisenbahnen  eine  namhafte  Gewinn- 
beteiligung zu  gewähren,  die  ich  bereits  in  meinem  Auf- 
satz") „Die  Ersparnis  und  Schonung-  an  Menschenkraft  auf 
Eisenbahnen"  in  Erinnerung  an  ein  Wort  W.  v.  Siemens 
aus  dem  Jahre  1868  befürwortete.  Aber  auch  das  große 
Heer  der  Eisenbahner  muß  zu  Mitbesitzern  der  Eisenbahnen, 

Eisenbahn-Werkführer- Zeitung  Nr.  3,  1918.  Beitrag 
zum  Kapitel:  Vereinfachung  im  Lokomotivwerkstättenwesen 
bzw.  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der  Lokomotivwerk- 
stätlen. 

")  Die  konstitutionelle  Fabrik,  Jena,  Verlag  von  G.  Fischer, 
1919. 


zu  deren  Gedeihen  sie  beitragen,  gemacht  werden.  Die  Auf- 
gabe ist  schon  viel  schwieriger  als  die  Gewinnbeteiligung 
der  leitenden  Beamten.  Quaatz  entwirft  ein  „Korporatives 
Prämiensystem'i'.  Mann  kann  aber  auch  an  Differenzierung 
der  Gewinnanteile  auf  einzelne  Ertragsgruppen  denken.  Zum 
mindesten  muß  mit  der  Bearbeitung-  der  Frage  von  unten  her, 
d.  h.  von  -kleinen  Wirtschafts-  und  Interessengebieten  her 
angefangen  werden,  um  zu  greifbaren  Ergebnissen  ziu  kom- 
men. Für  die  Eisenbahnwerke  kann  man  folgendermaßen 
vorgehen:  Es  vdrd  für  jedes  Werk  ein  fingiertes  Aktien- 
kapital dem  Anlagewert  entsprechend  festgesetzt  und  eine 
ideelle  Dividende  errechnet,  die  zur  Verteilung  gelangt  und 
etwa  sich  in  den  Grenzen  gutgehender  Privatwerke  bei 
normalem  Geschäft  halten  wird.  Der  Anteil  für  jeden  Ein- 
zelnen kann  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten,  für  die 
Vorbilder  vorhanden  sind,  festgesetzt  werden.  Ein  beson- 
derer Weg"  der  Anteilbestimmung  kann  über  den  Sparsinn 
jedes  Einzelnen  gehen  nach  ausländischen  Vorbildern'. 
Carnegie  i&chreibt  darüber^"):  „Wenn  ein  Angestellter  heuto 
einen  Anteil  in  einem  Fabrikbetriebe  wünscht,  so  kann  er 
das  leicht  genug  haben  und  schon  mit  100  Mark  Aktionär 
werden.  Es  vnrd  unter  Arbeitern  immer  mehr  Brauch,  ihre 
Ersparnisse  in  dieser  Weise  anzulegen.  Gar  viele  gut  ge- 
leitete Gesellschaften  zahlen  den  Einlegern  recht  zufrieden- 
stellende Dividenden,  und  der  Arbeiter  kann  seinem  Arbeit- 
geber keinen  besseren  Beweis  seiner  Fähigkeit  und  seines 
richtigen  Urteils  geben,  als  den  der  Eintragung  seines 
Namens  unter  die  Aktieninhaber  der  Gesellschaft.  Es  sollte 
das  Bestreben  einer  jeden  Gesellschaft  sein,  ihre  besten  An- 
gestellten zur  Anlage,  ihrer  Ersparnisse  zu  veranlassen.  Für 
die  Durchführung  dieses  Gedankens  bei  den  deutschen  Privat- 
werken würde  eine  Änderung  des  deutschen  Aktiengesetzes, 
das  die  kleinste  Aktie  auf  1000  Jl  festlegt,  notwendig  sein, 
um  dem  kleinen  Sparer  die  Beteiligung  zu  ermöglichen.  Für 
die  staatlichen  Eisenbahnwerke  würde  sich  etwa  folgende 
Lösung  ergeben:  'Entsprechend  dem  fingierten  Aktienkapital 
jedes  einzelnen  Werks  werden  ideelle  Aktien  ausgegeben, 
im  Betrage  von  100  J(  aufwärts.  Der  Besitzer  einer  Aktie 
würde  gemäß  dem  Nennwert  seiner  Aktie  die  entsprechende 
Summe,  d.  h.  seine  Ersparnisse,  der  Staatsbahn  hingeben,  die 
sie  ihm  fest  verzinst  mit  einem  Zinsfuß,  der  dem  Ertrag 
rentierender  .Industriepapiere  entspricht,  oder  entspi-echenl 
der  veränderlichen  errechneten  ideellen  Dividende.  Ich  habe 
nicht  Kenntnisse  im  Bankfach  genug,  um  das  System  bis  in 
die  letzten  Einzelheiten  ausarbeiten  zu  können,  glaube  aber 
doch  den  Vorschlao-  hiermit  zur  Erörterung  stellen  zu  sollen. 
Jedenfalls  ist  soviel  wohl  klar,  daß  die  Dividende  kein 
Bausohbetrag  für  alle  Staatsbahn  werke  gemeinsam  sein  darf, 
sondern  nur  dann  Wert  hat,  wenn  sie  ifür  jedes  einzelne 
Werk  ermittelt  wird.  Dann  bleibt  sie  durchsichtig  und  gibt 
den  Leistoingsmaßstab  für  das  Werk,  was  mit  der  wesent- 
lichste Zweck  der  Berechnun.g  ist. 

Die  Frage  der  Gewinnbeteiligung  aller  Angestellten  ist 
auch  für  die  Eisenbahnen  eins  der  schwierigsten  und  folgen- 
schwersten, aber  zugleich  eins  der  einflußreichsten  Mittel  zur 
Erziehung  zu  einem^  am  Geschäft  interessierten  Mitarbeiter. 
Kann,  die  Giewinnbeteiligung-  das  Interesse  am  Geschäft 
wesentlich  heben,  wie  dies  Freese  an  einem  kleinen  Bei- 
spiel, das  zweifellos  nur  eins  der  vielen  ist,  in  seinem  Bucht 
zeigt,  und  das  Gefühl  des  Unrechts  beseitigen,  an  dem  der 
Angestellte  leidet,  insofern  als  er  sich  von  dem  ganzen  Ge- 
winn, als  dessen  Miterzeuger  er  sich  fühlt,  ausgeschlossen 
sieht,  so  darf  keine  Mühe  zu  groß  sein,  eine  endgültige  be- 
friedigende Lösuncy  für  die  Staatsbahnwerke  zu  finden. 

(Schluß  folgt.) 
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Zeitung  des  Vereing 
Ueutscher  Eisenbahnverwaltungen. 


Verhandlungen  über  die  Erhöhung  der  Gütertarife  in  der  preußischen  Landesversammlung. 


lu  (1er  prcaßischeu   Landiesversammlun.e:  ist  am  19.  Sep- 
tiuib«r  d€r  Gr€setzent\\airf  über  die  Erhöhung  d'or  Gütertarife 
(vwsl.  Nr.  70,  Seite  741  d.  Zig.)  beraten  worden.    Als  erster 
Kedner  führte  der  Abgeordnete  Dr.  Prent  z«l  (Dem.)  folgen- 
des a.us:  Der  Finanizminister  hat  aus  den  schwierigen  Finanz- 
verhältnissen  der  Eisenbahnverwaltung  keinen  anderen  Aus- 
weg gefunden.    Wir  sind  in  einer  außerordentlich  brennen- 
den ^otlage.  die  Dringlichkeit   beanspruchte     Der  Fiaanz- 
miuister  hat  schon  früher  darauf  hingewiesen,  daß  die  ge- 
werblichen Betriebe  des  Staates  sich  selbst  erhalten  müssen 
und  keine  Zuschüsse  erfordern  dürfen.    Er  rechnete  damals 
mit  einem  Fehlbetrage  m  der  Eisenbahnverwaltung  von  mehr 
als  einer  Mlliarde,  woraus  inzwischen  aber  3,2  Milliarden 
geworden  sind.    Wir  müssen  jetzt  ischnelle  Arbeit  leisten, 
um  unser  Eisenbahnwesen  und  damit  unser  gesamtes  Finanz- 
wesen zur  Gesundung  zu  bringen.    Die  Eisenbahneinnahmeu 
sind  zuruckgegaoigen,  die  Ausgaben  sind  gestiegen,  und  die 
Veränderungen  des  Wirtschaftslebens  isind  auch  nicht  spurlos 
an  den   Eisenbahnen  vorübergegangen.     Bed  einer  Aktien- 
gesellschaft wurde  man  den  Tag  berechnen  können  an  wel- 
chem das  Anlagekapital  verloren  seia  würde.  Das  Eisenbahn- 
kapital  ist  nur  zum  kleinen  Teil  eigenes  Kapital  der  Eisen- 
bahnen, den  größten  Teil  schulden  sie  dem  Staat.   Die  Eisen- 
bahnen erfoi-dem  jährlich  561  Millionen  für  die  Verzinsuno- 
Wenu  diese  Vei'zmsung  nicht  mehr  aus  Einnahmen  der  Eisen- 
bahn gedeckt  wird,  iso  muß  der  Staat  sein  Kapital  für  ver- 
loren ansehen,  und  das  trifft  die  Gläubiger  des  Staates.  Die 
Eisenbahnen  müssen  also  mindestens  die  Selbstkosten  decken, 
der  fetaat  kann  sae  nicht  aus  seinen  Mitteln  auffüttern.  Früher 
waren  die  Eisenbahnen  das  Eückgrat  der  preußischen  Finan- 
j^'"'  "^i"'**^"-,  ^.'^^ü^  sorgen,  daß  die   jetzt  entstandene 
Wunde  wieder  geheilt  wird.    Durch  Vermiuderung  der  Aus- 
gaben ist  es  zurzeit  nicht  möglich,  denn  wir  können  z.  B  die 
L,ohn6  nicht  zurückschrauben,  also  bleibt  nur  die  Erhöhuno- 
(er   Einnahmen.     Die   Erhöhung  der  Gütertarife  um  50  % 
<1  eckt  nur  einen  Teü  des  Fehlbetrages,  aber  ein  Zuschlag 
\on  100  %  wurde  für  Handel  und  Wirtschaft  unmöglich  sein 
Wenn  wir  diese  Vorlage  annehmen,  so  tun  wir  es  nur  des- 
wegen  weil  wir  im  AugenbHck  keine  anderen  Mittel  sehen 
Der  Minister  hatte  seinerzeit  recht  damit,  daß  durch  eine 
Üb(}rspannung  der  Tarife  die  Eisenbahn  den  Charakter  eines 
sozialen  Unternehmens  verliere.    Die  Eisenbahnen  sollen  den 
Verkehr  entfalten  und  entwickeln,  besonders  jetzt,  wo  Handel 
und  Wandel  und  Verkehr  damiederliegen.     Bei  einer  be- 
st mimten  Hohe  der  Tarife  können  manche  Güter  nicht  mehr 
hergestellt  werden,  weil  sie  die  Transportkosten  nicht  er- 
tragen.   Deshalb  wäre  eine  soziale  Tarifreform  notwendi«-  • 
aber  ,im  Augenblick  bleibt  uns  nur  ein  prozentuaJer  Zuschlag 
ubri^.     Wir  erwarten  .ledoch.  daß   eine  Tarif  reform  bald 
k(>mmt,  die  von  Dauer  ist.    Denn  vor  allem  ist  Stetigkeit  der 
.,f«S,T  ^ 1>eantrage,  die  Vorlage  dem  Haushalts. 

ausschuD  zu  uberweiisen. 

Die  Redner  sämtlicher  Parteien,  Abg.  Dr.  S  c  h  m  e  dd  i n  g  , 
Bruckner,  Dr.  S  e  e  1  m  a  n  n  .  Paul  Hoffmann  Ga?- 
YrL,  •  '  ^'■•^-'"^4*^^^'  Hauke,  stimmten  gleichfalls 
dei  Überweisung  der  Vorlage  an  den  Haushaltsausschuß  zu, 
fla  von  allen  Seiten  die  Notwendigkeit  einer  Tariferhöhuno' 
anerkannt  werden  mußte.  Der  Minister  der  öffentliche^ 
Arbeiten  Oes  er  ergriff  während  der  Beratungen  zu  län- 
geren Ausfuhrungen  das  Wort,  deren  Wortlaut  mr  hier 
folgen  lassen : 

„Äleine  Damen  und  Herren,  die  Gefühle,  die  Mer  zum  Aus- 
druck kommen  teile  ich  durchaus.    Es  ist  ein  ungemein  un- 

rT.^^^if   ^^t^   ^^'^    meinem    Standpunkt  und 
meinen  wirtschaftlichen  Überzeugungen  aus,  daß  ich  genöti<.t 

i^tJ"''^^^  ^^"'^  derartigen  Forderung  zu 

treten.  Wenn  ich  es  tue,  so  geschieht  das  aus  der  absoluten 
Äen  "^D^i  \^^^f.^xi^,^^^^]r^nder  Staatseisenbahn  1^ 
dfir^h  •  Möglichkeit,  an  die  ich  noch  im  Mai  dachte, 

urch  eine  Forderung  des  Verkehrs,  durch  eine  Steigerung 
der  Betnebsemnahmen  eme  Besserung  herbeizuführen,  hat 
sich  als  unausführbar  erwiesen.  Sie  (Scheitert  nicht  eigent- 
iKjh  an  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Ich  bin  in  der 
Hinsicht  kein  vollendeter  Pessimist,  ich  bin  eher  der  Mei- 
nung, daß  augenblicküch  die  MögHchkeit  für  einen  gestei- 
g(3rten  Betrieb  bea  der  Staatseisenbahn  im  Personen-  und 
Gut(5rv6rkehr  gegeben  wäre.  Es  macht  sich  ein  allmähliches 
Anziehen  des  Wirtschaftslebens  bemerkbar.  Die  Tatsache, 
die  für  die  Volksernährung  aiußerordentlioh  ungünstig  ist 
namlich  der  absolute  Tiefstand  unserer  Valuta,  ist  doch  für 
die  Belebung  des  Wirt.schaftslebens  insofern  von  Bedeutun«', 
als  die  Ausfuhr  dadurch  gesteigert  werdien  könnte,  wenn  wir 
nur  arbeiten  und  wenn  wir  Rohstoffe  haben.    (Sehr  richtio- ') 


In  allen  Industrien,  in  denen  Avir  über  eigene  R6hstoffe 
verfugen  sind  wii-  imstande,  die  Ausfuhr  zu  steigern.  An 
einem  Absatz  wird  es  nicht  fehlen.  Auch  das  Ausland  hun- 
^®i:.'iia()ö^,f entaschen  Erzeugnissen  und  deutschen  Waren' 
(Hort,  fiort!)     Wenn  ich  trotzdem  nicht  die  erstrebte  Ver- 

vtI1fu'^*'''"'^/''r''^'^*f*^  an  äußeren 

Verhaltnissen.  Es  hegt  daran,  daß  mr  nicht  über  genügendes 
Betmebsmaterial  verfügen,  insbesondere  nicht  über  Lokomo- 
tiven. Wenn  der  Herr  Abg.  Paul  Hoff  mann  gesagt  hat,  da 
Stande  eine  Reihe  von  Wagen,  die  nicht  benutzt  werden  so 
ist  das  vollständig:  richtig.  Ich  habe  55  000  überflüssige 
Wagen,  die  ich  nicht  benutzen  kann,  weil  es  mir  an  Loko- 
motivkraft gebrich  .  Die  Lokomotiven  bekomme  ich  aus  den 
Werkstatten  nicht  m  dem  Maße  betriebsfertig  heraus,  wie  idi 
sie  unbedingt  gebrauche.  (Hört,  hört!)  Das  ist  die  eine  der 
Schwierigkeiten,  gegen  die  ich  kämpfe,  und  wo  ich  dringend 
wünsche  und  hoffe,  daß  es  uns  in  Übereinstimmung  mit  den 
Arbeiterorganisationen  gelingt,  die  Mittel  zu  finden^  um  eine 
gesteigerte  Produktion  wieder  herbeizuführen 

Die  andere  Schwierigkeit  liegt  an  dem  Mangel  an  Kohle 
Wir  haben  einm  Güterverkehr  von  55  bis  60  %  des  vorjäh- 
rigen. Wir  haben  im  Personenverkehr  42%  des  Friedens- 
fabrplans  gefahren.  Wir  hatten  die  Hoffnung,  allmähüch 
weiter  zu  kommen,  neue  Züge  einzulegen  und  dem  Publikum 
die  absolut  wünschenswerten  Bequemlichkeiten  zu  bieten 
Diese  Hoffnung  hat  sich  nicht  erfüllt,  weil  wir  keine  Loko- 
motiven und  vor  aUem  auch  keine  Kohle  hatten  und  der 
Reichskohlenkommissar  alle  acht  Tage  eine  dringende  Mah- 
nung an  uns  richtete,  den  Zugverkehr  noch  weiter  einzu- 
schränken,^ weil  es  unmöglich  sei,  für  den  bescliränkten  Ver- 
kehr die  Kohle  zu  beschaffen. 

Also,  meine  Damen  und  Herren,  die  Möglichkeit  der  stei- 
genden Einnahmen  wäre  vorhanden,  wir  könnten  den  Per- 
sonen- und  den  Güterverkehr  weiter  entwickeln,  es  geht  aber 
Sir^'^  ^?5,^P/J^r  Härte  der  Tatsache  scheitern,  an  dem 
Mangel  an  betriebsfähigen  Lokomotiven  —  nichtbetriebs- 
fahige  Lokomotiven  sind  nämlich  in  Massen  vorhanden  — 
und  an  dem  Mangel  an  Kohle.  Es  bleibt  uns  nichts  anderes 
übrig,  als  einen  Ausgleich  darin  zu  finden,  daß  wir  die  Ein- 
nahmen auf  einem  anderen  und  weniger  erwünschffen  We<^e 
steigern  namhch  auf  dem  Wege  der  Tariferhöhung.  Di^ 
Tariferhöhungen  schneiden  tief  in  das  gesunde  Fleisch  des 
Wirtschaftskorpers  ein.  Denn  nicht  nur  das,  was  Ihnen  vor- 
gelegt worden  ist,  wobei  Sie  auf  Grund  der  bestehenden  Ge- 
setze mitzubestimmen  haben,  nicht  allein  eine  Erhöhung  der 
Normaltransportgebühren  des  Gütertarifs  muß  durchgeführt 
wierden,  sondern  auch  eine  entsprechende  Erhöhun«-  der  Per- 
sonenfahrpreise. d_ie  gleichfalls  ün  Durchschnitt  50%  aus- 
w?  Pazu  sind  wir  genötigt  gewesen,  die  Mehrzahl  der 
bestehenden  Ausnalimetarife  aus  anderen  Ursachen  aufzu- 
heben .so  daß  gleichzeitig  eine  Erhöhung  der  Tarife  und  eine 
Beseitigung  der  wichtigsten  Ausnahmetarife,  also  S 
doppelte  Besteuerung  des  Verkehrs,  erfolgt.  Über  die  Gründe 
kann  iich  Ihnen  im  Haushaltsausschuß  nähere  Auskunft  «•eben 
Sie  liegen  zu  einem  Teil  in  der  Notwendigkeit,  die  eigenen 
Einnahmen  zu  steigern,  zum  Teil  liegen  auch  ändert  Ur- 
'SjcI-c  Li  GH    o  r. 

Die  Entwicklung  der  Einnahmen  ist,  trotz  der  bisher  vor- 
genommenen   Tariferhöhungen,   bisher   keine   günstige  a«. 

f^f"  f Abschluß  bis  Ende  Juli  war  im  Personen- 
verkehr trotz  der  erfolgten  Erhöhung  der  Tarife  eine  Minder, 
einnähme  im  laufenden  Betriebsjahre  von  21,5  Millionen  bei 
dem  Güterverkehr  eme  Mindereinnahme  von  49  Millionen  vor- 
handen. Der  August  hat  sich  eine  Kleinigkeit  besser  gesteUt, 
er  bat  eine  Erhöhung  um  9,84  %  im  Personenverkehr  ge- 
braclit,  da  aber  die  Ei-höhung  der  Personentarife  30%  aus- 
macht ist  es  gegenüber  dem  rechnerischen  SoU  immer  noch 
ein  Minderertrag  Bei  den  Gütertarifen,  wo  die  Tarif- 
erhöhung bisher  60  %  ausm,acht,  beträgt  das  Plus  3,26  %  also 
auch  hier  gegen  den  Voranschlag  ein  erhebliches  Zurück- 
bleiben der  Einnahmen. 

Dazu  kommen  die  außergewöhnlichen  Steigerungen  der 
Ausgaben.  Nehmen  wir  nur  die  Kohle  an.  Wir  zahlten  für 
?ooA^*^Äx.?^  Anfang  1914  12,30  M  und  zahlen  gegenwärtio- 
68,90  (Hort,  hört !) ,  und  zu  diesen  68,90  M  sollen  nun  neue 
Zuschlage  von  45  M  für  die  Tonne  Kohle  ti-eten,  was  für 
uns  wieder  700  MüHonen  Mehrausgabe  bedeutet.  (Hört,  hört !) 
Das  ruiniert  natürlich  jeden  Etat,  es  macht  es  unmöglich, 
eine  geordnete  Rechnungsführung  durchzuführen.  Außerdem 
ist  die  Kohle  erheblich  ischlechter  als  in  Friedenszeiten,  wir 
■bekommen  nicht  die  Sorten,  die  wir  in  Friedenszeiten  bekom- 
men haben,  wir  haben  bis  zu  20  %  Berg  in  den  Kohlen,  also 
unbrauchbares  Zeug,  das  aber  mitbez^ahlt  werden  muß.'  Die 
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jberschlesisch'e  Kohle  ist  in  derselben  Zeit  von  12  M  auf 
)9,50  M  dm  Preise  siestieoeu.  Ganz  ähnlioli  verhält  es  sich 
latürüch  mit  allen  anderen  Preisen.  Die  Schienen  hatten  im 
Fahre  1914/15  einen  Grundpreis  von  114  Jl,  für  September- 
)ktober  1919  zahlen  wir  750  Jl  für  die  Tonne.  Ähnlich  ver- 
lält  es  sich  mit  dem  übrigen  Eisen.  Die  Schwellenpreise  sin  J 
•eit  Jahresfrist  wieder  um  100%  srestiegen,  die  Ölpreiso 
tei^r«n  mit,  und  so  g-eht  es  unausgesetzt  weiter,  so  daß  wir  ^ 
las  möchte  ich  Herrn  Abg.  Paul  Hoffmann  zu  bedenken 
reben  —  mit  der  Tariferhöhung  nicht  etwa  ein  Geschäft 
ür  die  Staatseisenbahnen  machen,  sondern  damit  nur  eineu 
:'eil  des  Fehlbetrages.,  aber  keineswegs  den  Fehlbetrag  voll- 
tändig  decken.     Würden  wir  wie  ein  Kaufmann  rechnen, 

0  müßten  wir  auch  eüien  Gewinn  von  vielleicht  10  %  mit- 
eranschlagen,  dann  kämen  wir  aber  zu  einer  Tarif erhöhuno 
icht  von  50%,  sondern  von  150%.  (Hört,  hört  !)  Eine  dei- 
rtige  Erhöhung  stände  auch  wiederimi  nur  auf  dem  Papier, 
enn  sie  wirkte  doch  so  ein^schneidend  auf  den  Verkehr,  daß' 
icht  etwa  150  %  Mehreinnalimen  sich  daraus  ergäben  son- 
em  nur  ein  Bruchteil  der  Mehi-einnahme,  weil  der  Verkehr 
Qtsprechend  geringer  würde. 

Also  alles,  was  sich  volkswirtschaftlich  gegen  diese  Vor- 
ige sagen  läßt,  wissen  und  sehen  wir  alle,  und  doch  haben 
•ir  alle  die  Empfindung,  daß  wir  trotzdem  in  den  sauren 
pfel  beißen  und  die  Vorlage  annehmen  müs.sen.  Ich  will 
icht  verhehlen,  daß  verschiedene  Bundesstaaten  den  driu- 
enden  Wunsch  gehabt  haben,  eine  stärkere  Erhöhun  g  her  bei- 
if Uhren  eme  Erhöhung  von  100%,  und  daß  auch  aus  indu- 
inellen  Kreisen  an  uns  die  Mahnung  ergangen  ist  doch 
'^^^^^rJ'i}'  zaghaft  zu  sein  und  statt 

er  oO  %  gleich  100  %  oder  noch  etwas  mehr  zu  nehmen 
»mit  der  Fehlbetrag  vollständig  abgebürdet  wird  Wir 
Iben  geglaubt,  aus  den  angegebenen  volkswirtschaftlichen 
rwagungen  diesen  Weg  nicht  beschreiten  zu  sollen  son- 
3rn  uns  mit  den  Ihnen  unterbreiteten  Vorschläo-en  zu  be- 
lügen. 

Immerhin  sind  die  Erhöhungen  doch  so  stark,  daß,  wenn 
.6  die  Zahl  der  Friedenstarife  gleich  100  setzeu.  wir  ietzt 

1  «mem  Preise  von  276  kommen.  Dazu  treten  dann  noch 
'  ^  für  die  7-prozentige  Verkehrssteuer,  so  daß  also  aus 
!m  Gaiizen  sich  eine  erhebliche  Mehrbelastumr  der  Volks- 
irtschaft  ergibt.  Dabei  ist  aber  in  Betracht  zu  ziehen,  daß 
idere  Guter  in  ihrem  Prei&e  entsprechend  mehr  gestieger. 
nd,  als  die  Beförderungskosten  jetzt  gesteigert  werden,  und 

vielfach  Anfuhr  und  Abfuhr  zur  und  von  der  Eisenbahn 
>ute  kostspieliger  sind  als  die  Beförderang  auf  de-r 
i&enbahn  selbst,  und  daß  auch  im  Personenverkehr  die 
Jisenden,  wenn  sie  am  Bahnhof  sind,  schon  mehr  ans- 
igeben haben,  als  sie  das  Billett  nachher  kostet  Im'mer- 
n  wird  der  Personenverkehr  entsprechend  stark  heran- 
■zogen.  Die  vierte  Klasse,  deren  Friedefaspreis  2  Pf  für  das 
ilometer  betrug,  muß  auf  4,5  Pf.  gesteigert  werden,  die 
itte  Klasse  von  3  Pf  auf  7,215  Pf.  D.  h.  mit  dürren  Wor- 
a,  daß  die  dritte  Klasse  jetzt  mehr  zahlt,  als  die  erste 
U-sse  wahrend  des  Friedens  bezahlt  hat,  weil  der  Friedens- 
^1«  der  ersten  Klasse  7  Pf,  war.  Die  zweite  Klasse  wird 
'° /'S^P/.  auf  11,97  Pf  steigen,  und  die  erste  Klasse  von 
auf  2t   Pf.  für  das  Kilometer. 

Das  sind  ganz  anständige  Sprünge,  und  wenn  Sie  sich  das 
L  einzelnen  Bpispielci  klar  machen  wollen,  so  .sehen  Sie 
st,  wie  stark  die  Steigerung  ist.    So  wird  gegenül>er  dem 

Ä'^TT^'"'''*  ^ach  Stettin  in  der 

erten  Klasse  von  4,2  M  auf  6,3  M  gesteigert,  in  der  ersten 

f  füi'         einfache  Fahrt.  Die 
7  V^nf  ^'^«rten  Klasse  von 

V  i  .gesteigert,  m  der  dritten  Klasse  von  42,8 

t  64,2  M  m  der  zweiten  Klasse  von  70,9  auf  106,4  M  und 
der  ersten  Klasse  wird  das  Vergnügen,  von  Berlin  nach 

^he  FVrt'kos-ten!"'^'''  '''''  '""^ 

JJun  kann  man  nur  sagen :  so  fühlbar  diese  Steigerungen 
ul,  so  können  sie  doch  gegenwärtig  leichter  ertragen  wer- 

°Tif  .L"'p^T''''''^^  ^"^'^f^'  ^^^^  ^^^^^  gegenwärtig 
tl^A  f olle  spielen,  die  sie  sonst  gespielt  haben.  Herr 
»geordneter  Dr.  Schmeddmg  hat  gesagt,  im  Inlande  würde 

sich  tragen  lassen,  denn  die  anderen  Preise  stiegen  ja 
cb;  man  irage  ja  heute  kaum  noch,  wie  hoch  der  Preis  fi'ir 
le  Ware  sei.  wenn  man  nur  die  Ware  bekommen  könne 

hat  aber  das  Bedenken  ausgesprochen,  daß  die  Steige- 
ag  für  die  Ausfuhr  ein.^chränkend  sein  würde.  Dieser 
inung  bin  ich  nicht,  ich  glaube.  d!aß  sich  die  Steio-eruno- 
>1  mehr  für  den  Lebensmittelverkehr  im  Inlande  bemerk" 
r  macht  als  für  Ausfuhrgüter.  Denn  bei  den  Ausfuhrgütern 
rkt  die  schlechte  Valuta  so  ansaugend,  daß  derartige  Sätze 
rzeit  gar  nicht  in  Betracht  kommen. 

den  Personenverkehr  werden  wir  insofern  'eine  Ei- 
chteruDu'  einführen,  als  Avir  die  Arbeiterwochenkarte  um- 


bilden. Es  war  eine  bei-echtigte  Klage  weiter,  besondere 
intellektueller  Kreise,  daß  für  die  mit  mechanischen  oder 
Handarbeiten  beschäftigten  Personen,  also  Arbeiter  im 
engeren  Sinne  in  Gestalt  der  Arbeiterwochenkarte  gesorgt  sei, 
sie  aber,  wenn  sie  nicht  in  einem  solchen  Arl>eitsverhältnis 
stünden,  von  der  Vergünstigung  dieser  Karte  keinen  Ge- 
))rauoh  machen  können.  Wir  werden  nun  eine  Wochenkarte 
lür  die  vierte  Klasse  einführen.  Bei  der  Preisbemessung 
hierfür  wird  ausgegangen  von  dem  Preise  einer  Monatskarte 
vierter  Klasse  plus  50%.  Diese  Monatskarte  zerlegen  wir  in 
Wochenkarten,  die  '/so  des  Monatskartenpreises  kosten  wer- 
den. Diese  Wochenkarte  soll  aber  nicht  allein  den  Arbeitern 
zugänglich  gemacht,  sondern  allgemein  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden,  so  daß  das  große  Publikum  davon  Gebrauch 
machen  kann.  Es  tritt  dabei  eine  ganz  kleine  Verteuerung 
gegenüber  der  bisherigen  Arbeiterwochenkarte  auf  die  nahen 
Entfernungen  bis  zu  13  km  ein.  13  km  würden  bei  einem 
oOproz.  Zuschlag  auf  die  Arbeiterwochenkarte  jetzt  2,40  Ji 
kosten,  während  die  neue  Wochenkarte  2.50  Ji  in  (h'r  Woch«' 
kostet.  Von  da  ab  tritt  eine  Ermäßigung  ein.  Bei  15  km  ist 
es  gleich,  bei  16  km  beträgt  sie  15  ..^ ,  bei  20  km  30  4  gegen- 
über der  sonstigen  Bildung.  Dafür  wird  aber  die  Wochen- 
karte keine  Begrenzung  insofern  enthalten,  als  die  Fahrt  be- 
liebig oft  und  auch  am  Sonntag  gemacht  werden  darf.  Es 
mrd  eine  andere  Kontrolle  eingeführt,  da  die  gegenwärtige 
Kontrolle  absolut  versagt  hat,  und  schon  aus  dem  Grande 
eine  Änderung  notwendig  war.  Daneben  soll  die  Arbeitcr- 
rückfahrtkarte,  die  nur  für  die  einmalige  Fahrt  zwischen 
.Vrbeitsort  und  Wohnort  gilt,  aufrecht  erhalten  werden,  weil 
sie  durch  diese  neue  Wochenkarte  nicht  gedeckt  wird.  Ich 
hoffe,  daß  von  dieser  Einrichtung  die  Siedlungspolitik  ge- 
wisse Vorteile  haben  wird. 

Nun.  meine  Damen  und  Herren,  habe  ich  kaum  Veran- 
lassung, auf  das,  was  in  der  Debatte  geäußert  worden  ist, 
näher  einzugehen;  denn  im  großen  und  ganzen  sind  wir  in 
(1er  Auffassung  dieser  Vorlage  alle  eiuig.  Ich  möchte  aber 
doch  einige  Ausführangen  zu  den  Mitteilungen  machen,  die 
Herr  Abgeordneter  Paul  Hoffmann  über  Kohle  und  Schiffs- 
verkehr hier  vorgetragen  hat.  Herr  Abgeordneter  Paul  Hoff- 
niann  kann  recht  haben,  daß  vielleicht  72O0O  Eisenbahn- 
wagen Kohle  auf  den  Halden  liegen.  Im  Ruhrsebiet  iif«'i 
etwas  Kohle  auf  der  Halde,  Aveil  sich  die  Gruben  nicht  vollstän- 
dig von  Kohle  entblößen  wollen,  also  selbst  den  Wunsch  hegen, 
einige  Vorräte  liegen  zu  haben,  wenn  irgendein  Maschinen- 
defekt oder  ein  Streik  eintritt,  damit  sie  dann  nicht  vollstän- 
ihg  blank  sind.  Die  Haldenvorräte  an  der  Ruhr  sind  deshalb 
kaum  nennenswert.  Etwas  anders  liegt  es  allerdino-s  in 
(Jberschlesien.  Dort  haben  die  Vorräte  auf  den  Halden  zu- 
genommen, und  diese  Kohlen  müssen  in  den  Verkehr  kommen. 
Aber  72  000  Wagen  sind  absolut  keine  erschreckende  Zahl, 
wenn  Sie  bedenken,  daß  wir  im  Frieden  täglich  5O0O0,  60O0O 
^Vagen  Kohle  abgefahren  haben,  daß  wir  auch  heute  mit 
diesen  Vorräten,  wenn  wir  sie  allein  abzutransportieren 
■uitten,  in  zwei,  höchstens  drei  Ta.gen  fertig  wären.  Dann 
macht  allerdings  Herr  Abgeordneter  Hoffmanu  einen  Denk- 
fehler, wenn  er  sagt,  es  wäre  möglich,  nun  immer  soviel 
ivohle  abzufahren.  So  ist  es  nicht;  denn  wenn  die  Halden 
gereinigt  sind,  dann  ist  eben  dieser  Vorrat  nicht  mehr  vor- 
handen, er  Avird  nicht  erneuert,  denn  die  Kohle,  die  produziert 
wird,  fahren  wir  glatt  ab. 

Dann  ist  es  auch  richtig,  meine  Damen  und  llerreu,  daß 
sich  ZAVischen  der  Abfuhr  auf  der  Eisenbahn  und  mit  den 
Schiffen  Schwierigkeiten  ergeben  haben.  Es  ist  Tatsache 
daß  m  Kosel  ungenutzter  Schiffsraum  vorhanden  war  (hört, 
hört!  bei  den  Unabhängigen  Sozialdemokraten),  daß  ich  als 
Eisenbahuminister  den  lebhaftesten  AVunsch  gehabt  habe,  daß 
dieser  Schiffsraum  auch  benutzt  werden  soll,  damit  die  Eisen- 
bahn in  ihren  Transportpflichten  in  dieser  schwierigen  Zeit 
erleichtert  wird.  Aber  die  Eisenbahn  war  dazu  nicht  in  der 
Lage,  Aveil  die  Anweisung  über  die  Beförderung  der  Kohlen 
»icht  von  den  Kohlenmagnaten,  AA^ie  Herr  Abgeordneter 
1  aul  Hoffmann  zu  meinen  ischeiut,  auch  nicht  von  der 
LisenbahnvorAvaltung  ausgeht,  sondern  von  dem  Eeichs- 
kolüenkommissar.  Wenn  der  Eeichskohlenkommissar  nicht 
die  Anweisung  gibt,  wohin  die  Kohlen  abgefahren 
AA-erden  sollen,  nicht  die  Abfuhrerlaubnis  erteilt,  dann 
kann  weder  die  Eisenbahn  noch  die  Schiffahrt  diese 
Kohlen  transportieren.  Der  Reichskohlenkommissar  hat  aus 
nicht  unbeachtliohen  Gründen  Nachdruck  darauf  gelegt,  daß 
die  Abfuhr  der  Kohle  durch  die  Eisenbahn  erfolgen  müsse, 
weil  durch  die  Beförderang  mit  dem  Kahn  eine  leerer  Raum 
\-on  etwa  14  Tagen  eingetreten  Aväre.  Überall  in  den  Gas- 
werken, in  den  ElektrizitätsA\'erken,  in  der  Industrie  fehlt  es 
an  Kohle,  und  wenn  nun  die  Kolüen  erst  nach  Kosel  ge- 
fahren und  dort  auf  das  .Schiff  verfrachtet  worden  wären, 
dann  wären  alle  diese  Werke  vorübergehend  zum  Stillstand 
gekommen,  sie  hätten  in  der  Zwischenzeit  bis  zur  Ankunft 
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d©s  ©rst-en  Kahnes  keine  Kohlen  bekommen.  Deshalb  hat 
der  Reichskohlenkommissar  verlangt,  daß  die  Kohle  von  uns, 
soweit  wir  es  damals  leisten  konnten,  in  die  notleidenden  Be- 
zirke aefahi^en  werden  müsse.  Dip.se  Transi)orte  wami  fiii 
uns  sehr  viel  unbequemer  als  in  Friedenszeiten;  denn  wegen 
der  polnischen  Besetzung  müsi.sen  wir  weite  Umwege  fahren ; 
wir  nabeu  die  größten  Schwierigkeiten,  das  Leennaterial  nach 
Oberschle.sden  zu  bTingeu ;  wir  müssen  Bahuhöfe  t>cimtzeu 
bei  denen  die  Durchfahrt,  sehr  unglücklich  ist,  weil  sie  auf 
diesen  Verkehr  nicht  eingerichtet  sind.  Hier  liegt  also  eine 
Fülle  von  Betriebsschwierigkeiten  vor,  die  eine  flotte  Kohlen- 
abfuhr verhindern. 

'Als  mir  diese  Verhältnisise  zum  ersten  Male  dargelegt  wur- 
den, habe  ich  sofort  erklärt :  wir  müssen  diese  alten  Be- 
stände unter  allen  Umständen  abfahren ;  denn  ich  will  nicht 
die  Verantwortung  auf  mich  nehmen,  daß  die  Kohlen  an  einer 
Stelle  fehlen,  wähi-end  sie  au  einer  anderen  Stelle  liegen 
bleiben.  Ich  will  auch  den  Bergarbeitern  gegenüber  nicht 
die  Verantwortung  tragen,  daß  sie  isagen  könnten,  man  rede 
ihnen  tagtäglich  vor,  sie  sollten  arT>eitcn.  .sie  müßten  Kohkn 
fördern,  und  diese  würden  dann  auf  die  Halde  geschafft;  es 
war  deshalb  ganz  selbstverständlich,  daß  die  Kohle  weg- 
gebracht werden  mußte,  damit  eine  flotte  Arbeit  nicht  be- 
hindert wird.  Wir  haben  deshalb  den  Vorschlag:  g'emacht, 
einen  Pendelverkehr  zwischen  Gleiwitz-Kattowitz  und  Kosei 
einzurichten,  und  außer  der  Kohle,  die  zum  unmiitelba  reu  Ver- 
brauch bestimmt  ist,  noch  ein  Plus  an  Kohlen  für  den  Um- 
schlagsverkehr abzufahren.  Darüber  ist  zu  meinem  Bedauern 
etwas  länger  verhandelt  worden,  als  wünschenswert  war.  Es 
erschien  notwendig,  die  für  den  Wasserverkehr  günstig  ge- 
legenen GiTiben  diesem  vorzubehalten  und  aus  den  für  den 
Eisenbahnverkehr  günstig  gelegenen  Gruben  die  Kohle  mit 
der  Bahn  abzufahren.  Jetzt  ist  man  zu  einem  Einverständnis 
gekommen;  aber  ich  fürchte,  daß  gegenwärtig  der  Wasser- 
verkehr durch  den  schlechten  Wasserstand  ungün.stig  beein- 
flußt werden  wird. 

Hier  haben  also  keineswegs  kapitalistische  Gesichtspunkte 
und  Rücksichten  auf  die  Kohlenmagnaten  mitgesprochen.  — 
Diesen  liegt  natürlich  nur  daran,  möglichst  viel  Kohle  los- 
zuwerden. —  Es  haben  technische  Schwierigkeiten  vorge- 
legen. Auch  die  Tarif  frage  hat  keine  Rolle  dabei  gespielt. 
Allerdings  ist  die  Abfuhr  auf  dem  Wasserwege  heute  teurer 
als  auf  der  Eisenbahn;  aber  jeder,  der  Kohle  bekommen 
kann,  würde  nach  meinem  Dafürhalten  heute  mit  Vergnügen 
den  erhöhten  Tarif  zahlen,  weil  er  ia  durch  die  Anlieferung 
von  Kohle  iseine  Arbeit  fortsetzen  kann  und  nicht  zur  Still- 
legung seines  Betriebe.si  gezwungeni ist.  Also  diesei Dinge  haben 
meines  Erachtens  nicht  mitgespielt,  sondern  entscheidend  sind 
da  nur  die  dargelegten  technischen  Schwierigkeiten  gewesen. 

Dann  noch  einige  Worte  zu  einer  Bemerkung  des  Herrn 
Abgeordneten  Brückner.  Dieser  hat  darauf  hingewiesen,  daß 
die  Sicherheit  des  der  Eisenbahn  anvertrauten  Gutes  heute  zu 
wünschen  übrig  lasse.  Leider  ist  es  so.  Ich  beklage  die  Zu- 
stände tief,  die  da  eingerissen  sind,  und  bin  jedennann  dank- 
bai\  der  mir  Mitteilung  über  bestimmte  Vorfälle  macht  so 
daß  es  möglich  ist,  sie  zu  verfolgen.  Auch  ich  habe  den  Ein- 
di-uck,  daß  wir  alle  die  Verpflichtung  haben,  daran  zu  ar- 
beiten, daß  die  Zuverläsvsigkeit  unseres  Personals  wiederher- 
gestellt wird.  (Sehl-  wahr!)  Es  ist  ganz  iselbstverständlich, 
daß  wir  schon  im  Interesse  des  guten  Rufes  der  Personale 
jeden,  sei  er  Arbeiter  oder  Beamter,  hinaussetzen  müssen, 
der  bei  einer  Untreue  ertappt  ward ;  denn  ein  solcher 
gehört  nicht  in  einen  aniständigen  Betrieb  hinein.  (Lebhafte 
Zustimmung.  —  Zuruf  rechts.)  —  Und  nicht  wieder  einstellen ; 
ganz  selbstverständlich.  — •  Ich  habe  die  Hoffnung,  daß.  wenn 
Avir  die  Betriebsräte  bekommen  haben,  auf  diesem  Gebiete 
sich  manches  bessern  wird.  Ich  bin  selbstverständlich  der 
Meinung,  daß  der  Betriebsrat  toicht  nur  Rechte,  sondern 
ganz  festumgrenzte  Pflichten  bekommen  wird.  Die  Leute 
im  Betriebe  wissen  ungefähr,  wer  verdächtig  sein  kann,  und 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Preußisches  Eisenbahnanleihegesetz.  Die  Preußische 
Landesversammlung  hat  durch  Gesetz  vom  9.  September  1919 
die  Staatsregierung  ermächtigt,  zur  Erweiterung,  Vervoll- 
ständigung und  besseren  Ausrüstung  des  Staatseisen-bahn- 
netj^s  sowie  zur  Beteiligung  des  Staates  an  dem  Bau  von- 
Kleinbahnen  die  folgenden  Beträge  zu  verwenden: 

I.  zur  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 
Strecke  Berlin-Lucken waldie,    weitere    Kosten  6500  000  Jl; 

II.  zur  Deckung  der  Mehrkosten  für  bereits  genehmigte 


ich  glaube,  wenn  der  Betriebsrat  unter  der  Verpflichtung 
.^iner  Verantwortung  mitarbeitet,  wird  er  schon  die  schlechten 
Elemente  mit  heraussuchen  helfen,  damit  wir  sie  entfernen 
können. 

Der  Herr  Abgeordnete  Dr.  Seehnanu  hat  darauf  hinge- 
wiesen, daß  die  Staa,t.seiseubahn  170  000  Köiifc  zu  viel  hah.f. 
Meine  Damen  und  Heri-en,  es  ist  überaus  schwierig,  das 
zahlenmäßig  auszusprechen;  denn  die  Verhältnisse  sind  in 
mancher  Hinsicht  gegen  früher  sehr  stark  verändert.  Wii 
müssen  mit  dem  Achtstundentag  rechnen,  der  selbstver- 
ständlich ein  Mehr  an  Köpfen  veirlangt.  Aber  die  Tat^ 
Sache  ist  au  und  für  sich  richtig,  daß  die  Staatseisenbahn 
heute  bei  einem  verhältnismäßig  eingeschrumpften  Betriebe 
über  ein  Heer  von  über  800  000  Mann  verfügt,  Avährend  sie 
in  Friedenszeiten  mit  550  000  Mann  einen  erheblich  größe- 
ren Betrieb  glatt  bewältigen  konnte.  (Hört,  hört!  rechts.) 
Es  ist  sicher,  daß  hierin  allmählich  wieder  ein  Ausgleich 
erfolgen  muß.  Nur  möchte  ich  es  ablehnen,  nun  etwa  niii 
rauher  Hand  hineinzugreifen  und  170000  Mann  oder  eim 
ähnliche  Zahl  plötzlich  auf  die  Straße  zu  setzen.  Da  bin 
ich  nicht  allein  Eisenbahnminister,  sondern  Staatsministei 
und  trage  als  solcher  mit  die  Sorge,  daß  die  Arbeitslosig- 
keit im  Lande  nicht  vergrößert  werde;  die  Arbeitslosen 
Unterstützung  auszudehnen,  halte  ich  für  unwirtschaftliche! 
als  einige  Lexite  noch  mit  durchzubeschäfttigen,  die  man 
vielleicht  nicht  braucht.  (Zuruf.)  —  Sie  werden  schon  be- 
schäftigt; wenn  sie  arbeiten  wollen,  finden  sie  recht  gut^ 
Arbeit. 

Ich  habe  in  Anbetracht  dessen,  daß  wir  einen  Rückstrom 
aus  dem  0.sten  bekommen  und  sehr  erfreulicherweise  die 
Rückkehr  unserer  Kriegsgefangenen  bevorsteht,  angeordnet, 
daß  Plätze  freigemacht  werden  für  alle  jene  unter  ihnen, 
die  schon  früher  bei  der  Staatseisenbahn  beschäftigt  waren. 
Dabei  sind  in  erster  Linie  natürlich  die  jungen,  nicht  schon 
lange  Zeit  in  der  Eisenbahn  Verwaltung  beschäftigten  Kräfte 
zu  entlassen.  Diese  Entlassung  soll  geschehen  in  Überein- 
stimmung mit  dem  Arbeiterausschuß  und  auch  in  ständiger 
Verbindung  mit  dem  Arbeitsnachweis.  Denn  es  hat  keinen 
großen  Wert,  die  Leute  auf  die  Straße  zu  setzen,  sie  der 
.•Vrbeitslosenunterstützung  zuzuweisen.  Ich  halte  es  für  viel 
l>esser,  wenn  man  sie  aus  dem  einen  Platz  in  den  andetien 
hinüberschieben  kann,  daß  sie.  wenn  sie  bei  uns  entlassen 
werden,  bereits  wissen,  wo  sie  hinkommen.  Die  Arbeits- 
möglichkeiten werden  sich  in  der  nächsten  Zeit  steigern. 
In  den  Kohlengebieten  ist  eine  starke  Arbeitsmöglichkeit 
vorhanden.  Der  Wiederaufbau  in  Prankreich  und  Belgien 
wird  ein  starkes  Heer  von  Arbeitskräften  absorbieren.  Also 
die  Zeit  wird  kommen,  wo  man  ohne  große  Schwierigkeiten 
hier  eingreifen  kann,  ohne  größere  Mengen  von  Menschen 
bix)tlos  zu  machen.  Ich  habe  darüber  hinaus  auch  die  An- 
weisung gegeben,  daß  die  Elemente,  die  nicht  arbeiten  wol- 
len, aus  den  Werkstätten  entfernt  werden  müssen.  (Bravo! 
rechts.)  Ich  habe  mit  den  zuständigen  Dezernenten  persön- 
lich in  Berlin  die  ganze  Sachlage  durchgesprochen  und  habe 
ihnen  idargelegt,  daß  die  Erlasse,  die  ich  in  diesem  Sinne 
herausgegeben  habe,  auch  von  ihnen  zu  erfüllen  sind,  und 
daß  ich  jeden  einzelnen  dafür  verantwortlich  mache,  daß 
sie  durchgeführt  werden.  (Sehr  richtig!  und  Bravo!)  Ich 
fühle  mich  in  voller  Übereinstimmung  mit  allen  anständigen 
Arbeitem,  wenn  ich  so  vorgehe,  daß  ich  diejenigen,  die  er- 
klären, daß  sie  aus  dem  oder  jenem  Grunde  nicht  zu  ar- 
beiten gedenken,  daß  sie  nicht  gewillt  sind,  für  ehrlichen 
Lohn  auch  ehrliche  Arbeit  zu  leisten,  aus  dem  Betrieb  wie- 
der herausbringe.     (Sehr  richtig!) 

Die  übrigen  Fragen,  meine  Damen  und  Herren,  wollen  wir 
dann  in  tler  Haushaltungskommission  klären.    (Bravo !) 

In  der  Sitzung  der  preußischen  Landesversammlung  vom 
24.  d.  M.  gelangte  der  Gesetzentwurf  in  zweiter  und  dritter  Be- 
ratung ohne  Erörterung  unverändert  endgültig  zur  Annahme. 


Bauausführungen,  und  zwar:  1.  der  Eisenbahn  von  Ober- 
hausen-West   nach     Hohenbudbergi    einschli.    einer  neuen 
Eisenbahnbrüoke  über  den  Rhein  bei  Ruhrort  15  000  000  Jl,  ' 
2.  der  Eisenbahn  von  Mansfeld  nach  Wippra  2  300  0(X>  JU 
'i.  der    Eisenbahn    von    Liblar  nach  dem  Ahrtal  (Dernau) 
30  000  000  Jl,    4.  des    dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 
Strecke  Hamm  i.  Westf. -Wunstorf  39  600  000  M,  5.  des  zwei- 
ten Gleises  auf  der  Strecke  Osberghausen   (b.  Ründeroth)- 
Dieringhausen,  einschl.  Verlegung    der    Strecke  auf  einen  , 
eigenen   Bahnkörper  1 580  000   Jl,  6.  der   Verbindungsbahn  , 
bei  Gießen  850000  M,  zusammen  89  330  000  M;  , 

III.  zur  Erhöhung  der  Leistun£"sfähigkeit  des  Bahnnetzes;  I 
1.  Ausrüstung  vorhandener  Güterzugfahrzeuge  mit  der  i 
Kunze-Knorr-Brem-se,  weitere  Kosten  9  300  000  Jl,  2.  örtliche  j  : 
Einrichtungen  für  die  Betriebsführung  mit  der  Kunze-Knorr-  1 
Bremse  weitere  Kosten  3  000000  M,  zusammen  12  300000  Ji  ;  i 
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IV.  zur  w-eitei'eii  Föiderung-  de*  Baues  von  Kleinbahnen 
ÜOCOOOO  Jl, 
insgesamt  (I  bis  IV)  113130  000  Jl. 

Die  Staat sre^rierung  Tfird  ermächtigt,  zur  Deckuno-  der 
Mittel  für  die  Bauausführungen  und  Beschaffungen  usw.  im 
Betrage  von  113 130  000  Ji  Staatss«'huldverschreibungen  aus- 
zugeben. Au  Stelle  der  Schuldverschre.ibungen  können  vor- 
übergehend Schatzanweisungen  oder  Wechsel  ausgegeben 
werden.  Über  die  Be.schaffung,  Einlösung  usw.  der  Schuld- 
verschreibungen, Schatzanweisungen  oder  Wechsel  werden 
im  Gesetz  weitere  nähere  Bestimmungen  getroffen.  Jede 
Verttigung  der  Staatsre.irieruno-  über  die  unter  I  bis  II  be- 
zeichneten Eisenbahnen  und  Eisenbahnteile  durch  Veräuße- 
rung bedarf  zu  ihrer  Recht sgültigkeit  der  Zustimmung  der 
Landesversammlung.  Diese  Bestimmung  berieht  sich  nicht 
auf  die  beweglichen  Bestandteile  und  Zubehörungen  dieser 
Eisenbahnen  und  Eisenbahnteile  und  auf  die  unbeweglichen 
insoweit  nicht,  als  ^sie  nach  der  Erklärung  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  für  den  Betrieb  der  betreffenden  Eisen- 
bahnen entbehrlich  sind. 

—  Die  Beförderungsvorsehrifteu  für  Militäi-personen  auf 
der  Eisenbahn  sind  ergänzt  ttnd  teilweise  abgeändert  worden : 
Offiziere  und  obere  Beamte  der  Militärverwaltung  müssen 
bei  allen  Reisen  Fahrkarten  des  öffentlichen  Verkehrs  für 
die  betreffende  Zugart  und  Wagenklasse  lösen.  Nur  bei 
Dienstreisen  (Urlaubsreisen  zur  Wiederherstellung  der  Ge- 
sundheit gelten  hierbei  nicht  mehr  als  Dienstreisen)  in  der 
2.  Klasse  von  Personenzügen  haben  Offiziere  gegen  Vorlage 
eines  besonderen  Ausweis^es  Anspruch  auf  eine  Ermäßigung 
(Lösung  von  3  Militärfahrkarten).  Mannschaften  (bisher 
vom  Feldwebel  abwärts,  .ietzt  auch  OffizierstellveTtreter 
und  in  gleichem  Range  steifiende  Beamte)  können  dagegen 
gegen  Vorlage  eines  Ausweises  für  Mannschaften  Militär- 
fanrkarten  lösen.  Militärfahrkarten  berechtigen  aber  in 
Zukunft  nur  zur  Benutzung  von  Personenzügen,  nicht  aber 
zur  Benutzung  von  Schnellzügen  (Eilzüge  rechnen  zu  den 
Schnellzügen).  Soll  die  Beförderung  wegen  Krankheit  oder 
dgl.  in  der  2.  Klasse  erfolgen,  so  gelten  die  bisherigen  Vor- 
schriften. Schnellzüge  können  auch  gegen  Lösung  von  Zu- 
schlagkarten auf  Militärfährkarten  nicht  mehr  benutzt  wer- 
den. Bei  Urlaubsreisen  ist  die  Benutzung  von  Schnellzügen 
unter  folgenden  Voraussetzungen  außerhalb  der  Festzei^en 
gestattet:  die  Entfernung  muß  mindestens  300  km  betragen, 
der  Urlaub  darf  dabei  bei  Unteroffizieren  (vom  Feldwebel 
abwärts)  14  Tage,  bei  Mannschaften  8  Tage  nicht  über- 
schreiten. Bei  Entfernungen  unter  300  km  wird  die  Be- 
rechtigiing  zur  Benutzung  der  Schnellzüg'e  nur  im  Falle  der 
Beurlaubung  wiegen  schAverer  Erkrankung  oder  Todesfalls  in 
der  Familie  erteilt.  Die  Dringlichkeit  solcher  Reisen  ist 
dann  von  der  Truppe  auf  dem  Ausweise  besonders  zu  be- 
scheinigen. Bei  der  Benutzung  von  Schnellzügen  muß  in 
allen  Fällen  der  Schnell2ragzuschlag-  gezahlt  w^erden.  Höhere 
Wagenklassen  dürfen  auf  Militärfahrkarten  nicht  benutzt 
werden.  Will  der  betreffende  Reisende  trotzdem  in  eine 
höhere  Wagenklasse  übergehen,  so  verlieren  die  bereits  ge- 
lösten Militärfahrkarten  die  Gültigkeit,  und  es  müs.sen  neue 
Fahrkarten  des  öffentlichen  Verkehrs  gelöst  werden.  Der 
Preis  für  die  nicht  benutzte  Strecke  wird  auf  dem  üblichen 
Wege  von  den  Verkehrsämtern  erstattet.  Allerdings  sollen 
solche  Ansprüche,  die  von  Militärpersonen  über  diese  Ver- 
günstigungen hinausgehen,  auch  dann  abgelehnt  werden, 
wenn  .sich  die  Antragsteller  auf  Erlasse  von  Militär-  oder 
Marinel>ehörden  berufen. 

—  Die  Erhöhung  der  Leistungen  der  Eisenbahnwerkstätten. 

.^m  23.  d.  M.  fanden  im  preußischen  Eisenbahnministerium 
Besprechungen  mit  den  Vertretern  der  Organisationen  der 
Eisenbahnarbeiter  unter  Beteiligung  des  Reichsarbeits- 
ministcriums  und  des  Reichswirtschaftsministeriums  statt 
über  die  Schritte,  die  zur  Hebung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Eisenbahnwerkstätten  zu.  ergreifen  seien.  Es  herrschte  völ- 
lige Ubereinstimmung  darüber,  daß  die  Verhältnisse  zu 
schleunigsten  Maßnahmen  drängten,  wenn  der  Eisenbahnver- 
kehr vor  dem  völligen  Zusammenbruch  bewahrt  werden 
.«oll.  In  einer  engeren  Kommission,  die  in  den  nächsten 
Tagen  zusammentreten  soll,  wird  die  Frage  im  einzelnen 
weiterbehandelt  werden. 

—  Die  Neuordnunc  der  Berliner  Stadt-  und  Ringbahn-  so- 
wie der  Voroi-ttarife.  Wie  am  1.  Oktober  im  Personen-Fern- 
verkehr und  im  Güterverkehr  auf  den  Eisenbahnen,  so  soll 
auch  am'  1.  November  im  Stadt-,  Ring-  und  Vorortver- 
kehr eine  neue  Erhöhung  der  Fahrpreise  eintreten,  nur  soll 
die  Erhöhung  nicht  wie  im  Fern-  und  Güterverkeihr  50, 
sondern  nur  30  %  betragen.  Nachdem  nunmehr  diese 
Frage  geklärt  ist,  sind  auch  die  neuen  genauen  Falirpreise 
für  die  Stadt-  und  Ringbahn  fesgesetzt  worden.  Die  Sätze 
für  die   einfachen   Fahrkarten,  die  wi.eder  wie  bis- 


her nach  Zonen  ausgegeben  werdien,  ibetragen  vom  1.  No- 
vember ab 

für  die  1.  Zone  (bis  zur  5.  Station)  2.  KI.  30  Pf..  3.  Kl. 
20  Pf., 

für  die  2.  Zone  (bis  zur  8.  Station)  2.  Kl.  40  Pf.,  3.  Kl. 
30  Pf., 

für  die  3.  Zone  (ganze  Stadt-  und  Ringbahn)  2.  Kl.  50  Pf., 
3.  Kl.  35  Pf. 

Hierbei  ist  der  allgemeine  Grundsatz  der  dreißigprozenti- 
gen  Erhöhung  durchbrochen  worden ;  die  Erhöhtinsr  beträgt 
bei  den  einzelnen  Preisen  nicht  ganz  30  %,  zum  Teil  nur 
25  %.  Die  Preise  für  die  Monatskarten  werden  eben- 
falls um  30  %  erhöht.  Sie  betragen  nach  der  Erhöhung 
für  die  1.  Zone  2.  Kl.  7,80  J(,  3.  Kl.  5,20  Jt, 
für  die  2.  Zone  2.  Kl.  10,40  M,  3.  Kl.  7,30  M, 
für  die  3.  Zone  2.  Kl.  13  J{,  3.  Kl.  9,10  Ji. 
Aus  diesen  Preisen  lassen  sich  die  Monatsnebenkarteu 
leicht  errechnen,  die  auch  bei  den  neuen  Preisen  um  50  % 
billiger  sind  als  die  Stammkarten.  Sie  kosten 
also  für  die  1.  Zone  3,70  bzw.  2.60  J(,  für  die  2.  Zone  5,20 
bzw.  3,60  M  und  für  die  3.  Zone  6,50  bzw.  4,60  J{.  An  die 
Stelle  der  bisherigen  Arbeiterwochenkarten  tritt  eine 
Wochenkarte  3.  Klasse,  die  insofern  eine  Neuemng 
bedeutet,  als  sie  ganz  allgemein  zur  Ausgabe  gelangt  und 
nicht  auf  einen  kleinen  Benutzerkreis  beschränkt  ist.  Sie 
kostet  für  die  1.  Zone  1,30  Jl,  für  die  2.  Zone  1,70  Jl  uml 
für  die  dritte  Zone  2,20  Ji.  Endlich  gelangen  noch 
Schüler monatskarten  zur  Ausgabe,  die  ebenfalls 
wieder  für  Zonen  gelten  werden.  Die  Preise  betragen  für 
die  2.  bzw.  3.  Wagenklasse  in  der  1.  Zone  3  und  2  Jf.  in 
der  2.  Zone  3,90  und  2,60  und  in  der  3.  Zone  5  und  3,30  M. 

Vergleiche  mit  den  Tarifen  der  übrigen  Verkehrsmittel 
ergeben  zwar  keinerlei  Abweichungen  von  den  Fahrpreisen 
der  einfachen  Fahrkarten,  die  bei  der  Straßenbahn  und 
auch  bei  der  Untergrundbahn  etwa  gleich  sind.  Dagegen 
weisen  die  Preise  für  die  Monatskarten  einen  sehr  bedeu- 
tenden Unterschied  auf,  bei  dem  Abonnement  für  eine 
Linie  zahlt  man  bei  der  Straßenbahn  heute  15,60  während 
die  Monatskarte  für  die  ganze  Stadt-  und  Ringbahn  nur 
9,10  J(  kosten  wird. 

Personalnachrichten.  Bei  der  preußiscIi-lLessisohen 
Staatsbahnverwaltung  sind  folgende  Änderungen  eingetreten : 
Mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  Referenten  hei 
den  Eisenbahnabteilungen  des  Ministeriums  der  öffentlichen 
Arbeiten  sind  beauftragt:  die  Regierungs-  und  Bauräte 
S  c  h  a  p  e  r  aus  Stettin  und  Dr.-Ing.  Schwarze  aus  Ber- 
lin. —  Zur  aushilfsweisen  Beschäftigung  in  den  Eisenbahn- 
abteilungen sind  dem  Ministerium  der  öffentlicben  Arbeiten 
überwiesen :  der  Regierungsrat  Dr.  Schlütter  aus  Essen 
und  der  Regierungsassesor  Lagatz  aus  Saarbrücken.  — 
Der  Regierungs-  und  Baurat  P  r  o  s  k  e  ,  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Werkstättenamts 2b  in  Berlin,  ist  mit  der  Wahrneh- 
mung der  Geschäfte  eines  Mitgliedes  der  ^Eisenbahndirektion 
Berlin  beauftragt.  —  Der  Regierungsbatiführer  des  Eisen- 
bahn- und  Straßenbaufachs  Oskar  Schröder  aus  Diep-holz 
ist  zum  Regierungsbaumeister  ernannt  und  zur  Beschäfti- 
gune  im  Staatseisenbahndienste  bei  der  Eisenbahndirektion 
in  Essen  einberufen.  —  Der  Regierungrat  Coenen,  Mit- 
glied der  Eisenbahndirektion  in  Hannover,  ist  gestorben. 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  ist  der  Re- 
gierungsbaumeister beim  Baua.mt  Chemnitz  I,  Meißner, 
zum  Rauamtmann  befördert  und  der  Bauamtmann  beim 
Neubauamt  Ebersbach,  G  r  a  u  p  n  ©  r,  zum  Vorstand  des 
Neubauamts  ernannt  worden.  Die  außerplanmäßigien  Re- 
gierungsbaumeister Echte  beim  Neubauamt  Klingenberg, 
Halank  beim  Neubauamt  Würzen,  Köhn  beim  Neubau- 
amt Löbau  und  May  beim  Neubauamt  Döbeln  II  sind  als 
planmäßige  Regierungsbaumeister  angestellt  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Neue  Straßenbahnwagen  in  Wien.  Seit  eiuiyen  Wochfii 
sind  in  den  Fahrpark  der  Wiener  städtischen  Straßenbahn 
ein,6  Anzahl  neuer  Triebwagen  eingestellt  worden,  die  eine 
wesentliche  Verbesseruna:  der  bisherigen  Bauart  darstellen. 
Es  isind  Triebwagen  mit  besonderem  Unterg-estell.  auf  flem 
der  Wagenkasten  federnd  aufsitzt,  so  daß  er  gegenüber  dem 
Gleis  doppelt  abgefedert  ist.  Dies  ermöglicht  ein  angenehmes 
weiches  Fahren,  aber  auch  eine  wesentliche  Schonung  der 
elektrischen  Wageneinrichtung.  Die  Verwendung  des  be- 
sonderen Untergestelles  erzielt  einen  (kleineren  Radstand', 
wodurch  eine  größere  .Schonung  der  Gleise  in  den  Bögen  und 
eine  Verminderung  des  Geräusches  bei  deren  Durchfahrung 
eintritt.    Den  Wagenkasten  hat  an  den  Enden  kurze  Länffs- 


Nr.  -73 


—  780 


Äift  1  r  D"roh-ana-  im  Waoeu  zu  erpichtem,  welchem 
Zweck  auch  die  Verwenduno-  doppelter  FlüjreltüreA  mr  tkn 
PlattiormyeTSchluß  dient,  die  im  geöffneten  Zustinde 
T,wf 'ill'^  Plattform  hineinix^iclen  ak  die  eSchen 

Türen  der  bisher  verwendeten  Wagen  mit  Doppelein  und 
aus«  le8^    Die  Wageu  sind  nach  den  Eut.^4rSn  (^^?r  Wie  h- 
Ätb^auf  Ä'^"^^    ^-^^  Sinimonn.er^  ^^l^.:. 


Zeitiinif  des  Verein» 
JJeut«cher  KisenhahnTerwaltunirea 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

\  om.  Finanzministerium  wird,  Avie  wir  dem  ..Pra-er  Tant- 
an^ig-er"  entnehmen,  folgendes  mitgeteilt:  Daunt  orößeie 
Firmen,  welche  an  mehrere  Dii^ktionen  liefern  von  de!  Stel- 
lung der  Kaution  für  jede  einzelne  Direktion  i;efreit  weKlen 
fuhrt  das  Eisenbahnministerium  zur  Sicherung  der  Verpflich: 
tungen  gegenüber  der  tschechoslowakischen  Staatsverwal ti^n', 
ö-^H^n  f-^  ""V  Lietei-ungen  die  Generalkautiou  (Vadiuiu) 
gültig  für  das  ganze  Netz  der  tschechoslowakischen  Staats 
T  "^^^  "^^iP^^*  ^^^^  Staatsbahndirektion  in  BrüSi?  bei 
elcher  di,e  Bestellung  und  die  Übernahme  der  MatexialiV, 

kautfonenln'^l.^-*  Verwaltung,  Insoweit  die  Se"S! 

kautionen  m  Barem  oder  in  garantierten  Papieren  erleot 
Ttlt''^  '''T^"'  "r^its;ltlich  in  der  Staatsbahudirektion;- 
ka&se  m  Brunn  autbewahrt.  Generalkautionen  in  Wert- 
papieren werden  bei  deu  Filialen  der  Zivnosteuska  lanki 
in  Brunn  gegen  eine  Gebühr  von  VA  für  das  Tausend  hnl  .  ' 
jahrig  aufbewahrt  welche  den  Kautionsbesitze™  St^a^ 
gerechnet  wird.    Die  Bewilligung  der  Generalkautionen  er- 


teilt den  Firmen  auschließlich  das  EisenbahnministeHnm 
Die  Gesuche  sind  stempelpflichtig.  ^'^aoannministenum. 

-  Ausbau  der  Strecke  Prag-Preßbm-ff.  Die  Verbinduue' 
Preßburgs  mit  Prag  genügt  m  der  St  recke  Tliebeniähr 
Xeudorf-Joku  nicht  mehr  den  gesleigerten  AnSerun-en 
mid  ist  be  riebstechnisch  gänzlich  unvollkommfn  D^e  St^t^ 
bahnen  geheri  deshalb  jetzt  daran,  die  genannte  Stiecke  aut 
zubauen.  Weitex  ist  im  Hinblick  auf  "die  heurige  Verdtch 
tung  des  Fahrplanes  eine  Vergrößerung  der  Station  Jokut 
uotwendig  geworden.  An  dem  Proiekt  a^K-itet  cbo  Preß- 
luirger  Staatsbahndirektion,  wobei  bereits  auf  dirHerSteUuno 
<:mes  zweiten  Gleises  Bedacht  genommen  wird!    Die  pS 

llufc^^teS^^j^aÄ"^^'^^^*^'"^^^-^  ^ir^- 


Uebrige  europäische  Länder. 

-ültiror'^Slf/'y^i/''''  '••^"^'^ili«^"  .Stationsbczciclmuugeu  in 

^  f  vo  ■  ,1.  /:  Zeituugsmeldungen  ersetzen  die  Italiener  in 
nÄ     r1  Stationsnamen  vielfach  durch  italie- 

usche  Bezeichnungen.    Der  Fahr])lan  der  Strecke  Brenner- 
rieut^  enthalt  fo  gende  Na,meu :  Brenner,  TeiT^e  del  Bren- 
uero  (ßrennerbad),  G.ogelberg,  Fleres,  Gosseusal5,  Vipiteno 

/ensW^tV'    if''^^'^^'  ^^^^'«^tein,  Fortezza  (Fmn- 

zeiisteste!),  Bama,  Biessanone  (BrixenM  AlbÄa  PnXti 
Gusidaun!).  Chiusa  di  Bressanone  Klausen ?)  Val  GarÄ^ 
)J^aidbruck!)  S.  Esvajdo-Castelrotto,  CampSdazzo  (AtwLn  °) 
blumau,  Cardiano,  Bolzano    Bozen!)  Laives,  Branzolo  fh^ 


1.  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

_  Am  1.  Oktober  1919  M  ird  der  an  der 
•Dreeke  Heide  (IIol«t.)-Karolmenkooo- 
liegende  Halteiraukt  S  t  e  1 1  e  -  W  i  t" 
t  6  n  w  II  r  t  h  ,  der  bisher  aur  dem  Pei- 
.sonenverkehr  diente,  als  Ladestelle  dier 
Station  Weddingstedt  für  deu  Fraclit- 
gutverkohr  in  Wagenladungen  eröffne  t 
^^r^-  Abfertigung  von  und  nacli 
Stelle-Wattenwurth  bleiben  Eil-  und 
Irachtstuckgut,  Expreßgut,  Spreng- 
stoffe, lebende  Tiere  und  solche  Gegen- 
stände ausgeschlossen,  ■  zu  deren  Ver- 
oder  Entladung  eine  Eampe  erfordisr. 
lich  ast.  - 

Gepäck  wird  wie  biisJier  unabgeferti"t 
angenommen.  Der  Fahrkai-tenverkauf 
durch  die  Zugführer  hört  vom  genann- 
ten Tage  ab  auf  und.^  findet  in  Stclle- 
Wittomwurth  statt. 

Nähene  Auskunft  erteilt  die  G.-A 
und  das  Verkehi-sbüro  der  Eisenbahn- 
dii-ektion  Altona. 

Altona,  23.  September  1909.  (1004) 
Eisenbahndirektion. 

2.  Güterverl(ehr. 

V  erkehr  Gera-JIcusehvitz-Wuitzer 
Üisenbahn-Sächsischc  Staatseisenbahnen 

Am  1.  Oktober  1919  wird  die  Station 
Niederwui-schnitz  der  Sächsischen 
ötaatsieasenbahnen  in  den  Tarif  aufo'e- 
nommen.  Näheres  ist  aus  unserem  Ver- 
kehrsanzeiger  und  aus  dem  Tarif-  und 
Verkehrsanzeiger  der  preußisch-hessi- 
schen Staatseisenbalmen  zu  ersehen 
auch  erteilen  die  Dienststellen  Aus- 
kunft. 

Drteisden,  24.  September  1919.  (1005) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenb. 

Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr 

Am  1.  Oktober  1919  wird  die  sächsi- 
sche Station  Niederwürschnitz  in  den 
larit  aufgenommen.  Fe^mer  wird!  das 
lanf Vorwort,  betr.  di«  Bekanntmachun- 
gen tur  den  Verkehr  mit  Eedchenberg 
(fetation  der  vormaligen  k    k.  öistierr 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


.Naatsbahnen).  geändert.  Näheres  ent- 
halt -unser  Verkehrsianzeigior  und  der 
Tarif-  und  Verkehrs-Anzedger  der 
preuß.-ihess.  Staat seisenbahnen . 
Dresden.  24.  September  1919.  (IGOti) 
Gen.-Dir.  der  Sächs.  Staatseisenb 
namens  der  beteiligten  Ver Y\'alt ungen. 

A'erbaudsffütei-tarif   zwischen  Deutsch- 
land einerseits,   Dänemajik,  Schweden 
und  Norwegen  andererseits 

In  allen  Fällen,  in  denen  -die  Ümbe- 
bandlung  in  Vamdrup  und  G'.üedser  vor- 
gcs.ehen  ist,  ti'itt.  die  dänisch.e  Station 
V  edsteid  als  Umbehandlungsstation  hin- 
zii,  wahrend  die  preußische  Station 
Hvidding  als  Umbehandlungsstation 
wegfällt. 

Nähere  Auskunft    erteilen    die  Ab- 
t  ertio-ungsstellen. 
Altona,  den  22.'  September  1919.  (lOOö) 

Eisenbahndiiiektion, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Deutsch-däuiseh^-schwedischer  Eisen- 

bahnvcrband. 
Ausnahmetarif  für  Steinkohlen  usw. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  Nachtrag  VII 
Jii  Kraft.  Er  enthält  im  wesentlichen 
erhöhte  Frachtsätze  anläßlich  des  50- 
prozentigen  TeueiTin]gszusoMages  der 
dicutsohen  Eisenbahnen. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfei- 
tigungssitellen. 

Altona,  .  24.  September  1919.  (1002) 
Eisenbahndirekt  ion, 

namens  dier  Ve  rbandls ve  r walt  ungen. 

Deutsch-dänischer  Gütertarif,  Teil  II 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  Nachtrag  II 
in  Kraft.  Er  enthält  außer  den  bereits 
im  Verfügungswege  durchgeführten 
Änderungen  sowie  kleineren  Ergänzun- 
gen amd  Änderungen.  Bestimmungen 
über  Berechnung  und  Erh.^bung  d-es 
öOprozentigen  Teuerungszuschlages  der 
deutschen  Eisienbahnen.  Entsprechend 
'den  dm  innerdeutschen  Verkehr  bereits 
durchgeführten  Änderungen  sind  fer- 
ner die  Umladegebühren  der  Kreis  Al- 
lenaer  Schmalspur-Eisenbahnen  sowie 


die  Frachtsatze  der  ILalberstadt-Blau- 
kcnbiQ-ger  Eisenbahn  erhöht  worden. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
tigung-sstellen. 

Altona,  24.  September  1919.  (1001) 
Eisenbahndirektion, 

namens  der  Vieil>ajKls\'ern^altiing-en. 

Deutsch-dänischer  Tiertarif. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  Nachtrag  II 
lu  Kraft.  Er  enthält  dm  wesentlichen 
die  durch  den  50prozentigen  Teuerungs- 
ziischlag  der  deutschen  Eisenbahnen 
biedmgten  Tariferhöhungen. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
tigungisstellen. 

Altona,  24.  September  1919.  (lOOO) 
E  isen  bahndi  r  ekt  ion, 

namens  der  Verbandisverwaltungen. 

Mecklenbm-ig-Schwerinsche  Landcs- 
cisenbahn. 

Vom  1.  Oktober  1919  ab  werden  mit 
(ienehmigung  der  Mecklenbuxg-SchM'e- 
rmschen  Eegieruug  die  .letzt  bestehen- 
den Frachtsätze  für  den  Güter-  und 
Tierverkehr  um  50  v.  H.  erhöht.  Vom 
g'l eichen  Tage  wird  zum  Binnengüter- 
tarif der  Nachtrag  1  herausgeg-'eben. 
der  neben  den  bereits,  bekanntgeigebe- 
uieu  Änderungen  und  Ergänz-ungen 
einen  neuen  Ausnahnietarif  6  für  Stein- 
kohlen usw.  enthält  und  den  Erhöhun- 
gen Eleelmung  trägt.  Der  Nachtrag  ist 
liei  den  Güterabfertigungen*  vom  28. 
d.  Mts.  ab  für  50  ^  zu  haben. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  gi-ündet 
sich  auf  die  •  vorübergehende  Ändeinmg 
des  §  6  der  Eisenbahn- Verkehrsord- 
nung. 

Schwerin,  23.  September  1919.  (999) 
General-Eisen  bahndirektion. 

Vom  1.  Oktober  1919  ab  tritt  unter 
dem  Vorbehalt,  daß  bis  dahin  zu  der 
ilaßregel  -die  gesetzliche  Ermächtigung 
-erteilt  wird,  eine  Erhöhung  '  der 
Tarife  für  den  Güter-  und 
T  i  e  r  v  e  r  k  e  h  r  i  m  i  n  n  e  r  d  e  u  t- 
s  c  h  e  n  Verkehr  um  50  v.  H.  ein.  Für 
Steinkohlen,  Braunkohlen  sowie  Gas- 
koks, tritt  ein  neuer  mit  Erhöhung  ver- 
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buoid'eucr      Kohlenaiisnahmetarif  in 
Kraft,     über    d^n    weitere  Bekannt- 
macbunff    von  dter  Eisienbahndirektiou 
Ess€n  erlassen  wird.    Eine  Erliöhuuo- 
der    Bahnhof&f rächten    im    Anhan»-  6 
ziim  gemeinsamen  Heft  Tf v.  200  A  tritt 
vorläufig;  noch  nicht  ein.    Soweit  nicht 
einzelae  Tarifhefte  zum  1.  Oktober  1919 
neu  ausgegeben  oder  durch  Nachträge 
ergänzt  werden  —  vgl.  die  hierüber 
besonders    erlassene  Bekannitmachung 
— ,  erfolgt  die  Erhebung  auf  Cirund  von 
Eim-echnungstafeLu.      Das  alsbaldig-o 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen,  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung- 
des  1^  6  der  Eisenbahnverkehrsorclnting. 
ISerlin,  den  25.  September  1919.(1010) 
Eisenbahndirektion. 

Pfälzisch-Württ.  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
aa  werden  die  Frachtsätze  um  50  v.  H. 
erhöht.  Zugleich  werden  einige  wei- 
t!>re  Änderungien  lim  Tarif  duirchge- 
liihrt.  Näheres  bei  den  Dienststellen 
und  in  unserem  Tarif  anzeige  i-. 

Stuttgart.  24.  September  1919.  (1009) 
Generaldirektion  der  Wiirtt.  Staatseisen- 
bahnen. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B 
(Tfv.  Ib)    und    Deutscher  Eisenbahn- 
Tiertarif,  Teil  I  (Tfv.  1500). 

-Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d  J. 
werden  die  Mindestgebühren  für  die 
Beförderung  von  Edelmetallen,  Kost- 
barkeiten usw.  in  Sonderzügen  sowie 
las  Fahrgeld  für  die  Begleiter  \on 
Kostbarkeiten,  Flugzeug^sn,  Bienen, 
Fischen  und  lebenden  Tieren  um  50 
rom  Hundert  erhöht.  Näheres  siehe  in 
unseiem  Giemeinsamen  Tarif-  und  Ver- 
cehrsanzeiger. 

Berlin,  18.  September  1919.  (1011) 
Eisenbahndirektion, 

als  ge&cliäftsführende  Vexwaltun,»'. 

)lrekter  Güterverkehr  zwischen  Sta- 
ionen  der  Lokalbahn  Friedland  in 
Jöhmen-Hermsdorf   (Böhm.)  einerseits 

und  Stationen  der  schmalspurigen 
lisenbahnen  Zittau-Hermsdorf  (Böhm.) 
und  Zittau-Oybin  anderseits. 

Der  Tarif,  Teil  II,  neb.st  Nachtrag  I 
ritt  mit  30.  September  1919  außer 
Lraft.  Auskunft  über  die  dadurch  ein- 
retenden  iFrachterhöhungen  erteilt 
nser  Verkehrsbureau,  liier,  Wiener 
traße  4,  II.  Die  alsbaldige  Aufhebung 
es  Tarifs  gründet  sich  auf  die  voi" 
hergehende   Änderung  dies   §    6  der 

Dresden,  22.  September  1919.  (991) 
6en.-Dir.  der  Sächs.  Staat»eisenb. 


usnahmetarif  6  für  Steinkohlen  usw., 
Braunkohlen  usw.  und  Gaskoks. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
ird  vorbehaltlich  der  v>?rfassungs- 
äßigen  Genehmigung  der  ZusehLfge 
n  Güterverkehr  ein  neuer  Kohlen- 
irif  eingeführt.  Der  Tarif  umfaßt  den 
ohlen  verkehr  Norddentschland-Sach- 
in,  Norddeutschland-Bayern,  Nord- 
Butschland-Baden,  Württemberg,  Pfalz, 
>wie  den  Binnen-  und  Wechscl- 
?rkehr  im  Bereich  des  Staats-  und 
rivatbahngütertarifs.  Er  gilt  für 
»einkohlen  usw.  von  dien  Gewann ungs- 
eilen  und  WasserumschlagssteUen  für 
askoks  allgemein.  Der  Artikel  „Gas- 
)ks"  wird  im  Warenverzeichnis  des 
ohstofftarifs  gestrichen  und  in  den 
men  Ausnahmetarif  einbezogen 
urch  diesen  Tarif  werden  die  "be- 
eh^vnden  besonderen  Tarif  hefte  für 
ohlen  sowie  die  Ausnahmetarife  6  in 
n  einzelnen  Ausnahmetarifheften  im 


Rahmen  des  Geltungsbereichs  des  neuen 
Tarifs  aufgehoben. 

Auskunft  über  die  Höhe  der  Fracht- 
sätze geben  die  Verkehrsbüros  in  Bres- 
lau, Essen,  Halle  (Saale)  und  Katto- 
witz. 

Essen,  ditn,  22.  September  1919.  (998) 
Eisenbahndirektion. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Am  1.  Oktober  d.  J.  tritt  zum  Biunen- 
taiif  der  Nebenbiahn  Möckmühl-Dörz- 
bach  (Jaigsttalbahn)  der  Nachtrag  6  in 
Kraft.  Durch  diesen  Naohtrao-  werden 
die  jetzigen  Tarifsätze  im  Personen-, 
Gepäck-,  Tier-  und  Güterverkehr  er- 
höht. Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der 
Tariferhöhung  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änikrnug  des  §  6  der 
Eiisenbahn-Verkehris-Ordnaing  '(R,-G  - 
BL  1914,  Seite  455).  Nähere  Auskunft 
erteilt  die  Unterzeichnete. 

Berlin,  22.  September  1919.  (997) 
Deutsche 
Eisenbah  n-B  etr  ie  bs^iesellsc  h  a  f  t 
Aktie  ages  e  llscha  f  t . 

Am  1.  OktO'bier  d.  J.  tritt  zum  gemein- 
samen Binnentarif  der  Deutsclien 
Eisenhahn,-Betiiebs-Geisellschaft  (Badi- 
sche Nebenbahnen)  der  Nachtrag  3  in 
Kraft.  Durch  diesen  Nachtrag  werden 
die  Tarifsätze  im  Personen-,  Gepäck-, 
Tiier-  und  Güterverkehr  erhöht.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Tarif- 
erhöhung gründet  sich  aiuf  die  vorülier- 
g>;hende  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrs-iOixinung  (E.jG.-BI  1914, 
Seite  455).  Nähere  Auskunft  ertieilt  die 
l  nterzeichnetei.  , 

Berlin,  22.  September  1919.  (996) 
/  Dieutsche 
Eisenbahn-Bet  ri  ebs^  esellsch  af  t 
 Aktiengesellschaft. 

Am  1.  Oktober  treten  zum  Binnen- 
tarif der  Vorwohle-Emmerthaler  Eisen- 
bahn die  Nachträgiri  4  in  Kraft.  Hier- 
durch weiden  die  Tarifsätze  im  Per- 
sonen-, Gepäck-,    Tier-   und  Güterver- 
kehr erhöht.      Das  alsbaldige  Inki-aft- 
tieten  d^er  Tariferhöhung  gründet  sich 
auf^  die  vortibergehende  Änderung  des 
§   0  der  lEisenbahn-Verkehrs-Ordauing 
(R.-G.-B1.  1914,   Seite  455).  Nähere 
Auskunft    erteilt    die  nnteirzeicbnete 
Direktion. 
Eschemhausen,  22.  Septbr.  1919  (995) 
Vorwohle-Emmerthaler  Eisenbahn. 
Giesellschaft. 
Dio  Direktion. 

Am  1.  Oktober  d.  J.  kommt  zum 
Binnentarif  der  Gera-Meuselwitz- 
Wuitzer  Eisenbahn  der  Nachtrag  5  zur 
Einführung.  Hierdurch  treten  im  Per- 
sonen-, Gepäck-,  Tier-  und  Güterver- 
kehr Tariferhöhuniglen  ein.  Das  als- 
baldige Inkrafttreten  der  Tariferhö- 
hung gründet  sicli  auf  die  vorüber- 
geii-eudie  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Ordnung (R.-G.-Bl.  1914, 
Seite  455).  Nähere  Auskunft  erteilt  die 
unterzeichnete  Direktion. 

Berlin,  22.  September  1919.  (994) 
Gera^Meuselwitz-Wuitzer  Eisenba  Im 
Aktiengesellschaft 
Die  Direktion. 


Neubrandenburg-Fiicdländer  Eisenbahn. 

Am  1.  Oktober  1919  erscheint  zum 
Binnen  -  Personen-  und  Gepäcktarif 
der  Nachtrag  III,  mit  welchem  Tarif- 
erhöhungen zur  Durchführung  kommen. 
Mit  gleichem  Tage  wei-den  die  Fracht- 
satze des  Binn^n-GüteVtarifs  um  50  % 


erhöht,  dagjcgen  kommen  die  toi&herigen 
besonderen  Frachtzuschlä.ge  in  Fort- 
lall. Nähere  Auskunft  erteilen  die  be- 
te 1 1  Igten  Dienstste llen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
liohungen  gründet  sich  auf  die  voi-übei'- 
S«hend6  Änder-img  des  §  G  der  EVO 
(R.-G.-Bl.  1914,  S.  455). 

Berlin,  22.  September  1919.  (990) 
üentralverwaltiung  für  Sek  und  ärb  ahnen 
Herrmann  Bachstein. 

ThüHngische  Nebenbahnen, 

Am  1.  Oktober  1919  erscheint  zum 
Binnen-Personen-  und  Gepäcktarif 
(J\r.  2192  des  Tarifverzeichnissos)  und 
zum  ■  Bmnenr Tiertarif  der  Weimar- 
Rastenberger  Eisenbahn  (Nr.  1692  des 
Tarifverzeichnisses),  je  d-er  Nachtraa-  3, 
mit  welchlen  Tariferhöhungen  "zur 
Durchführung  kommen.  Mit  gleichem 
Tage  werden  die  Frachtsätze  des 
Binnen-iGütertarifs  (Nr.  192  des  Tarif- 
yerzeichnises)  um  50  %  und  <iie  Um- 
ladegebuhren  der  Weimar-Eastenber- 
ger  Eisenbahn  erhöht. 

Nähere.  Auskunft  erteilen  die.  belei- 
ligteu  Dienststellen.  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  G  der  EVO.  (R.-G.-BL  1914, 
S.  455). 

^  Berlin,  22.   September  1919.  (989) 
Centralverwaltung  für  Sekundärbahnen 
Ilerraiaiin  Bachstein. 

4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badiseher  Personentarif,  Heft  A. 

Diiji  Tarif bestdmmung,  wonach  für 
mehreie  aufeinanderfolgende  Monate  des 
gleichen  Kalenderjahres  jMoniatskarteri 
Jin  voraus  gelöst  weixlen  können,  wird 
mit  sofortiger  Wirkung  bis  auf  weite- 
res aufgehoben.  Die  ÄndU'rung  ist  ,o-e- 
mäß  §  2  der  .Eisenhahn-Verkehrs-Ord- 
nung gemehmigt  worden. 

Karksruhe,  20.  September  1919.  (993) 
Generaldirektiou 
 der  Bad.  Staatseisenbahnen. 

Personen-  und  Gepäcktarif  Teil  II  der 
prcuß.-hess.  Staatsbahnen. 

Am  1.  Oktober  d.  J.  wird  dier  Nach- 
trag II  herausgegeben.  Er  enthält 
nehen  einer  Reihe  von  Erhöhungen 
von  Gebührensätzen.  Vorschriften  über 
die  neuen  allgemeinen  Wochenkarten 
4.  Klasse,  die  unter  Aufhebung  der  Ar- 
beiterwochenkartlen  zum  1.  November 
d.  J.  eingeführt  werden.  Auskunft  er- 
teilt unser  Verkehrsbüro 

Erfurt,   22.   September   1919.  (1007) 
Eisenbahndirektion, 
namens 

der  pi-euß.-.hess.  Staatseisenbahnen. 


Personen-  und  Gepäcktarif,  Teil  II,  für 
denPreußisch-Hessisch-Oldenburg'ischen 
Personenverkehr. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  Nachtrag  II 
zum    Tarifheft  1    und   Nachtrao-  XIV 
zum  Tarifheft  2  in  Kraft. 
■    Oldenburg,  18.  September  1919.  (992) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen: 
Die  Eisenbahndirektion. 

Deutscher   Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäektarif. 
Teil  i  (Tfv.  2000) 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  der  Nach- 
trag I  in  Kraft.  Er  enthält  Ändtemn- 
gen  und  Ergänzungen  der  Ausführungs. 
bestimmungen  zur  Eisenbahn- Verkehrs- 
ordnung, insbesondere  mit  unserer  Be- 
kanntmachung vom  2.  September  d.  J. 
:nig.('kiin:lig(("   Tarif eihöhungen;  sowie 
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ÄnderungKa  der  Anla.g-«ii  des  Tarifs. 
Die  Aii;sführimffS'b€S.tiininunigiea  »indi  ^e- 
mäß  §  2  a.  a.  0.  g^enehmigt. 

Druckabzüffe  der  Nachta'ä^'e  können 
vom  30.  September  an.  vom  den  dleut- 
schein,  Ei&enbahav-erw.altimge.n,  in  Ber- 
lin, von  dem  Aiiskunftsbureaii  (Bahn- 
hof Alexandierplatz),  käuflioh  bezogen 
Meiden. 

Berlin,  dea  18.  September  1919.  (1012) 

Eisen  baihndirektion, 
als  geschäfts-führendie  Verwaltuuig'. 

Halberstadt-Blankenburger  Elsenbahn- 
gesellschaft. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  zu  unserem 
Binnen-Personentiarif  der  Nachtrag  ü 
in  Kraft,  der  Erhöhungen  'enthält.  Di« 
Abweichung  von  §  6  (5)  der  E.  V.  (.). 
i-st  gienelimigt. 

Jfähere  Auskunft  wird  durch  uns  er- 
t-eilt. 

Blankenburg  Harz,  22.  September 
1919.  ■  (1014) 

Die  Direktion. 

Binnen-Personen-  und  Gepäcktarif  der 
Zschiipkau-Finsterwalder  Eisenbahn. 

Vorbehaltlich  der  Grenehmigun.g  der 
Landesiaufsicht.sbehörde  tritt  am  1.  Ok- 
tober 1919  der  Nachtrag  3  in  Kriaft.  Er 
lentMlt  Erhöhungein  dk?r  Fahrpreise, 
(iepäck-  und  Expreßgutfrachten.  Das 


alsbaldigie  Inkrafttreten  dier  ErhöJiuai- 
gen    gründiet    sich    auf    die  vorüiber- 
gehende  Änidernng  des  §  6  der  E.  V.  0. 
iPinsterwalde.  d^ai  23.  iSeptember  1919. 

Die  Direktion  (1013) 
der  Zschipkau-Finster walder  Eisenbahn. 


5.  Verdingungen. 

Die  Auisfülming  der  Pflasterarbeiten 
und  die  Lieferung  von  Baustoffen  zui' 
Instandsetzung  des  Büraeiisteiges  A'or 
dem  Verkehrs-  und  Baumuseum  Berlin, 
Invalidenstraße  50/Ö1  soll  im  Wege  d)er 
öffentlicihen  Aus&ohxeibung  vergeben 
werden.  Die  Verdinigoingsuaiterlagen 
können  im  Ziimmer  29  des  unterzeich- 
neten Betriebsamts  leinffesehen  werden. 
Auch  können  Angebotshefte,  soweit 
der  Vorrat  reicht,  geg-en  Zahlunjg  von 
2  Jl  von  der  Kanzlei,  Zimmer  31,  hier- 
selbst  bezogen!  werden.  Die  Beträge 
hierfür  sind  in  bar  zu  zahlen  oder 
post-  und  ibestellgeldfrei  einzusenden. 
Die  Angebote  sind  verschlossen  und 
versiegelt  mit  der  Aufsohiift  „Ange- 
bot auf  Herstellung  von  Pflasterarbei- 
tien  beim  Verkehrs-  und  Baumuseum 
Berlin"  versehen  bis  zu  d'em  Eröff- 
nungstermin  am  9.  Oktober  1919, 
vormittags  11  Uhr,  postfrei  an  das 
unterzeichnete  Betniebsamt,  Zimmer  29, 


einzuredclien.  Die  Öffnung  der  einge- 
gangenen Angebote  findet  zur  vorge- 
nannten Zeit  in  Gegenwart  etwa  er- 
schienener Bieter  statt.  Zuschlagsfrist 
4  Woohen.  * 
Berlin,  NW.  40,  Invabdenstraße  51. 

Eisen bahnbetripibsamt  ■  3.(1008) 

Die  Ausfiihiiiug  der  Erd-,  Beton-, 
,\Laujrer-  und  Asphaltarbeiten  zum  Bau 
eines  Lok.- Anheizgebäudes  bei  der  Er- 
weiterung der  Hauptwerkstätte  Pader- 
born Hbf.  (etwia  90O  cbm  Bodenaushub. 
120  cbm  Bruchsteinfundamente,  112  cbm 
Sockelmauerwerk,  300  cbm  Ziegelmauer- 
werk,  250  cbm'  Stampfbetonmauem, 
810  qm  Betonfaßbodien  und  800  qm 
Außenputz)  soll  im  ganzen  vergeben 
werden. 

Zeichnungen  und  Bedingsbefte  kön- 
nen bei  dem  'Unterzeichneten  BaubüTO 
eingesehen,  letztere  auch,  soweit  der 
Vorrat  rieioht,  gegen  post-  und  bestell- 
geldfreie Bareinsendung  von  1,80  Ji 
bezogen  weirden. 

Öffnung  der  postfrei  einzusendendien 
Angebote  am  15.  Oktober  1919,  vor- 
mittags 11  Uhr,  Glashüttenstraße  8i 
Zuschlagsfrist  4  Woohen.  Erfüllungs^ 
frist  21  Wochen. 

Paderborn.  20.  September  1919.  (1015) 
Baubüro  B 

des   Eisenbahu-Werkstättenamts  1. 
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WASSERREINIGUNG 


für  das  Speisewasser  der  Lokomotiven 
Wasser-  Enteisener,  Kies  -  Filteranlagen 

A.  L.  G.  DEHNE  "Ä"  HALLE  Vs. 
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Straßenbahnwagen  /Tpiebwaöen 
Eilenbahnwagemn  allen  Spurw^ten 
Dampf/elektpundfeuerlofe  Lokomotiven 
cr^ci^::>o  Kraftmafchinen 
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Berlin,  den  1.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträgre  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftleitun^  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntmachnnsen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  inBerlin  W.  9.  Kötliener  Str.  28'29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  "Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  uiul  bisherigen  österreiohisch- 
«ugarisclien  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlicliea  anderen  Staaten  für  'i\  il. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeigcn  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
tfO  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagreii  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Lin!;ätraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerhuoh.  Reichsbank-Girokonto; 
Deutsche  Bank,  Dcp.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  IIIOO- 


Organisation  und  Leistung  der  ELs-en- 
bahn  -  Lokomotiv-  und  Waoeawerke. 
(Schluß.) 

Nachrichten. 

Deutschland:  Empfang  von  Ar- 
beitervertretem  im  Mnisteriuni.  — 
Zur  Einführung  eines  neuen  Lohn- 
verfahrens in  den  Eisenbahnwerk- 
istätten.  —  Änderung  von  Ambs- 
bezjeichnungen.  —  Böswillige  Trans- 


1  n  Ii  a  1  t  < 

portgefährdung.  — ■  Personalnacn- 
richten. 

Deutschösterreich:  Neuerliche 
Erhöhung  der  Gütertarife.  — 
Schnellziug  Berlin-Wien.  —  Schnell- 
zugverkehr auf  der  Südbahn.  —  Die 
Kohlennot. 

Tchecho- slowakisches  Ge- 
1)  i  e  t :  Neue  verkehrsrechtliche  Be- 
dingungen für  den  Verkehr  zwi- 
schen den  tschecho  -  slowakischen 
und  den  italienischen  Bahnen.  — 


Übernalime  der  Staatsgarantie  für 
die  tschecho  -  slowakischen  Lokal- 
bahnen. 

Übrigeeuropäiische  Länder: 
Erwerb  von  Wagen  für  die  belgi- 
schen Staatsbahnen.  — •  Nachrichten 
aus  der  Schweiz.  —  Generalstreik 
auf  den  englischen  Eisenbahnen. 

Fremde  Erdteile:  Von  den  chi- 
nesischen Eisenbahnen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Organisation  und  Leistung  der  Eisen bahn-Lokomotiv-  und  -Wagenwerke. 

(Schluß  aus  Nr.  73.) 


Wirtschaftliche  Fertigung. 

Die  Zeit  der  Faustformeln  für  die  Entwurfsarbeit  des  In- 
genieurs ist  lange  vobei.  aber  auch  der  Betrieb  in  den  Fabriken 
gedeiht  nicht  mehr  aus  dem  freien  Handgelenk,  er  ist  zur 
Wissenschaft  gewoixlen.  An  der  wissenschaftlichen  Betriebs- 
führung kann  auch  der  Eisenbahn- Werkbetrieb  nicht  mehr 
■vorbeigehen. 

Zwei  Punkte  sind  wesentlich  bei  dem  Streben  nach  wirt- 
schaftlicher Fertigung :  Die  Erzeugnisse  selbst  hinsichtlich 
ihrer  die  Ausbesserung  Ijeeinflussenden  Bauart  und  die  Ar- 
beitsweise. Die  Eisenbahnwerke  führen  Neubauten  von  Fahi-- 
zeugen  nicht  selbst  aus,  haben  dalier  auf  die  Bauart  nur  in- 
sofern Einfluß,  als  sLe  Mängel  der  Konstruktion  und  Besse- 
rungsvorschläge gemeinsam  mit  dem  Betriebsmaschinendienst 
nur  zur  Sprache  bringen  können.  Trotz  aller  Grundbauarten 
der  Fahrzeuge  besteht  aber  eine  Mannigfaltigkeit  in  den  Fahr- 
zeugen der  gleichen  Gattung,  welche  die  Ausbesserung,  wie 
bekannt,  oft  sehr  verzögert  und  erschwert.  Das  Streben  nach 
einer  Einbeitslokomotive  wird  wohl  idie  Gruppenzahl  der  Fahr- 
zeuge vermindern.  AbM-eichungen  in  den  Bauarten  selbst 
gleicher  Gattungen  werden  aber  unvermeidlich  sein,  sofern 
man  die  Betriebsergebnisse  der  zuerst  gelieferten  Fahrzeugie 
bei  den  später  zu  bauenden  durch  Verbesserung-en  berücksich- 
tigen will.  Ebenso  nötig  wird  es  laber  sein,  zur  Einfachheit 
bei  den  Fahrzeugen,  sowohl  Lokomotiven  als  auch  Wagen, 
zurückzukehren.  Die  heutige  Lokomotive,  an  und  für  sich  ein 
Kunstwerk,  ist  so  vielteilig  geworden,  daß  es  der  Prüfung  be- 
daj-f,  ob  alle  in  Anschaffung  und  Unterhaltung  teuren  Aus- 
rüstungateile  -wirklich  den  erwarteten  Nutzen  bringen.  Ist 
zum  Beispiel  die  Volksgesundheit  oder  der  Verbrauch  in  Loko- 
motivkohle wirklich  so  erheblich  günstig  durch  einen  ohne 
Zweifel  gut  durchgebildeten,  aber  um  so  vielseitiger  gewor- 


denen Eauchverzehrer  beeinflußt  worden,  daß  man  ihn  in 
vielen  Tausenden  beibehalten  muß.  wenn  er  auch  niu'  bei  An.- 
wesenheit  von  Vorgesetzten  auf  der  Lokomotive  in  Tätigkeit 
gesetzt  wirid"?  Bei  den  P-ersonenwagen  muß  unter  allen  Um- 
ständen zu  weiser  Mäßigung  in  der  Innenausstattung  zurück- 
gekehrt werden.  Es  ist  wirklich  nicht  nötig,  aus  einem  Eisen- 
bahnabteil ein  gemütliches  Wohn-  oder  Klubzimmer  zu 
machen,  in  dem  sich  doch  der  einzelne  Reisende'  nur  stunden- 
weise aufhält.  Die  Vorteile  einfacher  Bauart  der  Fahrzeuge 
hat  ider  Krieg  zur  GJenüge  bewiesien ;  denn  die  einfachsten 
Lokomotiven  waren  am  meisten  begehrt  und  verursachten  die 
geringste  Ausbesserung.  Die  Mäßigung  in  den  Anforderungen 
an  den  Schnellzugverkehr  wind  wohltuend  auf  die  Bauart  der 
Fahrzeuge  und  ihre  Unterhaltung  wirken. 

In  dem  Bemühen,  die  Ausbesserungen  mehr  nach  den 
Grundsätzen  der  Massenarbeit  und  Arbeitsteilung  auszubilden, 
hat  Lorenz  im  Jahre  1917  den  bemerkenswerten  Vorschlag''^) 
gemacht,  die  Lokomotiven  nach  Bauarten  auf  die  Unterhal- 
tungswerke zu  verteilen,  um  dadurch  die  Mehrfachherstellung 
an  Stelle  der  Einzelarbeiten  zu  begünstigen.  Ob  dieser  Grund- 
satz durchführbar  ist.  kann  nur  die  Prüfung  zeigen.  In  großen 
Werken  ist  natürlich  dieser  Grundsatz  schon  in  Übung,  daß 
eine  Gruppe  von  Ausbesserungsständen,  d>eren  Anzahl  der 
durchschnittliche  Bedarf  ergibt,  stets  den  Lokomotiven  der 
gleichen  Bauart  vorbehalten  ist,  womit  die  Leute  wegen  der 
bequemen  Arbeit  sehr  einverstanden  sinid. 
AndereAusführungen  in  dem  Aufsatz  von  Lorenz  führen  zur 
wirtschaftlichen  Arbeitsweise  hin.  Hier  ist  allerdings  noch 
sehr  viel  neuzeitlicher  Geist  vonnöten,  um  die  Arbeitsweise 


1^)  Z.  d.  V.  D.  Ev.,  Nr.  2/1917: 
motivwerkstättenwesen. 
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auf  die  Iloh«  d«r  Zeit  zu  bringou.  Das  wind  nur  möglicli  sein, 
wenn  luoeuieuro  von  größter  Sa^hlcund-e  und  Erfahruno'  iu 
dien  neueren  Arbeitsverfahren  von  Grund  auf  die  «-effenwär- 
tigen  Verhältnisse  studiewa.   Ich  habe  nicht  die  Überzeuguncv 
daß  die  Hebung  auf  eine  höhere  Stufe  mit  den  eis^enen  m2- 
schineninoenieuren  ohne  ihre  eigens  zu  diesem  Zweck  ver- 
anJaßte  Ausbüdun.a:  in  wünschenswerter  Kürze  möglich  ist 
Ich  neige  zu  der  Ansicht,  daß  die  Mitarbeit  Watenlder  In- 
genieiu^e,  Sonderfachmänner  in  der  Modernisierung  von  Werk- 
betrieben nicht  zu  umgehen  ist,  um  schnell  unid  gründlich  neu- 
zuordnen.  Die  Inzucht  ist  im  Laufe  der  Jahrzehnte  zu  groß 
geworden,  fiusches  Blut  aus  anderer  Art  muß  einmal  hinein 
Werkzeugmaschinen.  Hebezeuge  isind  in  bester  Ausführung 
vorhanden,  aber  es  wird  mit  ihnen  nicht  genüv<>ud  a.uf  Hoch" 
leistung  gearbeitet.    Möglichste  Ausnutzung  der  teuw-n  Ma 
schmen  durch  Fortfall  vermeidbarer  Pausen,  ^schnelles  Ein- 
spannen der  Werkstücke  mittels  besonderer  Hilfsmittel,  auf 
Grund    von    Zeit-  im\ä   Bewegungsstudien,  Schablonenarbeit, 
\  orratsarbeit,  Hand-in-Handarbeiten  aller  Abteilungen,  Fiist 
arbeiten,    Vorikalkulation   zwecks    Entscheidung   der  Selbst- 
anfertigung   oder  des  Kaufs  von  auswärts,  arbeitsparende 
Sondereinrichtungen  und  Werkzeuge  stellen  einige  Abschnitte 
aus  der  Neuordnung  zur  wirtschaftlichen  Arbeitsweise  dar 
„There  is  money  iu  it"  sagt  der  Amerikaner. 

Da  auf  produktionswirtschaftlichem  Gebiet  die  Pflicht  der 
Betriebsräte  darin  liegt,  den  Arbeitgtber  in  der  Betriebslei- 
tung zu  unterstützen,  um  einen  möglichst  hohen  Stand  der 
Produktion  zu  erwichen,  «o  werden  die  Betriebsräte  bei  der 
Neuordnung  der  Arbeitsweise  viel  nützliche  Arbeit  leisten 
können.  Hauptbedingung  bleibt  allerdings  der  gute  Wille  der 
Belegschaft,  die  sich  ihrer  Pflicht  bewußt  ist.  AVas  wir  von 
der  nächsten  Zukunft  zum  Segen  unseres  Volkes  und  Vater 
landes  erhoffen. 

Wohlfahrt. 

Die  landläuf  igen  Wohlfahrtseinrichtungen,  wie  Werkkantine 
Selterwasseranstalt.  Kaffeeküche.  Badeanstalt  sowie  Beschaf- 
fung von  Lebensmitteln  können  wir  übergehen,  da  ihi-  Ausbau 
durch  das  Bedürfnis  sich  von  selbst  regelt.  Für  die  nächste 
Zeit  wird  die  Staatsbahn Verwaltung  auf  ihr  Programm  die 
Schaffung  von  Eigenheimen  schreiben  und  aus  der  Zurück- 
haltung hervortreten  müssen,  die  isie  sich  bisher  in  dieser  An- 
gelegenheit auferlegte.  Wie  weit  die  Finanzlage  gestatten 
wird,  dieser  wichtigen  Aufgabe  näher  zu  treten,  bleibt  abzu- 
warten. In  der  Absicht,  einen  Stamm  seßhafter,  verheirateter 
Arbeiter  heranzuziehen,  verspricht  sie  besten  Erfolg,  da  sich 
hier  Verwaltung  und  Belegschaft  in  Bemühung  und  Wunsch 
völlig  einig  sind.  Bei  allen  Wohlfahrtseinrichtungen  muß  der 
große  Gedanke  mehr  herausgearbeitet  werden,  daß  sie  aUe 
eine  lohnergänzende  Wirkung  haben  sollen,  zum  Teil  in 
gleicher  Weise  für  alle,  zum  Teil  als  Alterszulagen.  Der 
Gedanke,  daß  Wohlfahrt,  diesergestalt  eine^  mittelbare  Gewinn- 
beteiligung darstellt  und  eiue  der  besten  immer  bleiben  wird, 
muß  auch  in  den  Kreisen  der  Arbeitnehmer  immer  aufnahme- 
fähiger werden. 

„Eine  wichtige  Art  von  Wohlfahrts.be.strebungen  bildet  die 
Bildung  des  Verstandes  und  Herzens.  Vorträge  sollten  aus 
dem  Betriebe  gewissermaßen  herauswachsen  durch  Anknüp- 
fung an  die  betreffende  Industrie  und  ihrx^n  Stand  und  ihre 
Entwicklung.  Ferner  ist  großer  Wert  zu  legen  auf  Förderung 
der  Allgemeinbildung  durch  Erweiterung  des  Gesichtskreises 
des  Arbeiters  und  Hebung  iseines  Urteils  und  Begriffsver- 
mög6n.s.  Vorträge  wirtschaftlicher  und  politischer  Natur  ohne 
parteilichen  Standpunkt,  in  gemeinverständlicher  Weise  be- 
arbeitet, können  ein  wichtiges  Erziehungsmittel  werden. 
Von  großer  Bedeutung  für  den  Erfolg  der  Vorträge  ist  die 
Art  und  Weise,  wie  sie  gehalten  werden.  Die  Erfahrung  lehrt, 
daß  eine  Volksmenge  zum  bloßen  Zuhören  oft  nur  minuten-i 
zum  Disputieren  aber  stundenlang  Zeit  hat.  Der  Arbeiter 
muß  sieh  äußern  dürfen  über  das  Gehörte  und  auch  Gegen- 
meinungen hören,  um  die  eigene  Ansicht  zu  vertiefen  und  zu 
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berichtigen,  dann  wird  er  Befriedi,gung  und  Nut^n  aus  einem 
\ortrag;e  ziehen."    So  schrieb  ich  im  Jaliro  1903  in  dem  von 
iktor  Bolimei-t  herausgegebenen  „Arbeiterfreund".   Ich  habe 
das  Gluck  gehabt,  an  den  volkstümlichen  Kursen  Berliner 
Hochschullehrer   vor   beinahe  zwei  Jahrzehnten  mitwk-ken 
und  manche  Erfahrung  auf  die.^em  Gebiete  sammeln  zu  dürfen 
\\enn  m  .lenen  Jahren  bereits  die  Volkshochschulbeweoning' 
wie  sie  heute  die  Not  der  Zeit  in  Fluß  gebracht  hat,  in  -roßem 
Stü  weiteste  Kreise  der  unteren  und  mittleren  Volksschichten 
erlaßt  hatte,  so  stände  es  wahrlich  besser  um  unser  Volk  Be 
geisterte,  gutmeinende  Volksfreunde  haben  gleich  nach  Ein- 
isetzung  der  Staatsumwälzung  mit  den  Kursen  zur  Volksbil- 
dung begonnen.   Ich  habe  nur  geringen  Einblick  in  die  Vor- 
tragsthemen   in    verschiedenen    Städten    g-ewiniuen  können 
glaube  aber,  daß  noch  mehr  Erziehung  zur  praktischen  Lebens- 
kuns^t  getrieben  werden  muß;  d.  h.  praktische  Nutzanwendung 
der  Lehren  und  Arbeiten  von  großen  Männern  unseres  Volke« 
(und  ar derer  Völker)  auf  die  Lebensführung.    Wir  müssen 
„das  Volk  der  Praktiker"  werden,  nachdem  wir  lano-.e  genug 
„das  Volk  der  Dichter  und  Träumer"  (wie  das  bekannte  o-e- 
tlugelte  Wort  ursprünglich  niedergesohrieben  wurde)  gewesen 
■sind.   Um  verständlicher  zu  .sein,  nenne  ich  einige  Stichworte  • 
Liebe  zu  Heimat,  Vaterland  und  Volk,  Völker-,  Länder-  und 
Burgerkunde,  Lebensbilder   großer  Männer,    die  Kunst  zu 
sparen,  Bank-  und  Geldwesen,  insbesondere  die  Anleguna-*  von 
Ersparnissen.  Selbst-  und  Kindererziehung,  Kochkunst  Haus- 
halt, Gesundheitslehi-e.  Säuglingspflege.  Pflanzenkunde  (was 
uns  die  Natur  umisonst  auf  den  Tisch  liefert),  Tierle^ben 
Pflege  der  Hausmusik.  ' 

Auch  wertvoUe  Bücher  können  dem  Vortrag  zugrunde  gelegt 
werden.  Der  eigenen  Werkbücherei  entnommen.  Wie  würde 
das  Interesse  an  den  Büchern  sich  beleben !  Aber  haben  wir 
denn  eine  eigene  Bücherei?  Ich  fürchte,  da  ist  noch  viel  Öd- 
land, der  Aufschließung  harrend  und  wert.  Die  Belegschaft 
soll  die  Bücher  selbst  auswählen.  Wir  haben  uns  nur  die  Er- 
fahrungen der  Werke,  die  Büchereien  besitzen,  zunutze  zu 
machen. 

Es  ist  eine  große  Kunst,  volkstümlich  zu  sprechen.  Der 
Prophet  muß  zum  Berge  kommen.  Bis  die  Organisation  der 
Volkshochschulen  in  großem,  vom  Unterrichtsministerium  ge- 
dachten Stil  zur  Wirkung  kommt,  wird  noch  geraume  Zeit  ver- 
gehen. Der  Winter,  die  beste  Zeit  zum  Lernen,  steht  vor  der 
Tür,  lassen  wir  sie  nicht  ganz  ungenützt  verstreichen.  Ver- 
suchen wir  im  Einvernehmen  mit  den  Belegschaftsvertretern, 
jedeis  Wei'k  für  sich,  das  Bedürfnis,  die  Themen  festzulegen! 
Vortragslehrer  zu  gewinnen,  um  im  kleinen  Kreise  mit  der 
Arbeit  anzufangen.  Den  persönlichen  Bemühungen  der  Werk- 
leitung wird  gewiß  der  Erfolg  nicht  versagt  bleiben.  Der 
Sonnta.gnachmittag  ist  die  beste  Zeit:  40  Minuten  Vortrag, 
1  bis  VA  Stunde  anschließend  Erörterung.  Was  können  die 
Stunden  von  4  bis  6  Uhr  am  Sonntagnachmittag  für  Gewinn 
bringen ! 

Bei  den  Männern  darf  die  Arbeit  nicht  stehen  bleiben.  In 
gleicher  Weise  soll  den  Ehefrauen  und  Töchtern  in  ihrem 
eigensten  Pfliohtenkreise  geholfen  werden,  wie  die  Stichworte 
für  die  Vorträge  erkennen  lassen.  Die  Tätigkeit  der  Eisen- 
hahn-Frauenvereine kann  sich  nicht  damit  erschöpfen,  daß 
Lebensmittel  an  Bedürftige  verteilt,  die  Wöchnerinnen-  und 
Säuglingspflege  in  richtige  Bahnen  .geleitet  werden.  Es  muß 
helfend  eingegriffen  werden  durch  praktisches  Vorkochen, 
um  zu  zeigen,  wie  eine  schmackhafte  Mahlzeit  mit  beschei- 
denen Mitteln  und  Zutaten  hergrerichtet  werden  kann.  Daß 
das  nötig  ist,  lehren  die  Gerichte  der  Unterschichten,  die  zu- 
meist an  einer  Eintönigkeit  nach  Art  und  Zubereitung  leiden; 
daß  es  möglich  ist,  muß  den  Hausfrauen  der  Arbeit  erki-eise 
vorgemacht  werden,  denn  sonst  glauben  sie  es  nicht  und 
lernen  es  auch  nicht.  Wirklich  tüchtig-e  Hausfrauen  der  Ober- 
schichten, mit  warmem  Herzen  und  viel  Menschenliebe 
können,  wie  es  mit  praktischen  Kochkursen  im  Kriege  ver- 
sucht worden  ist.  dauernd  segensreich  wirken.    Die  Haus- 
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Schneiderei  (Neues  aus  Altem)  muß  mit  aufs  Pro^rramm  ge- 
nommen werden,  das  Wohnlichmachen  des  Heim®  mit  beschei- 
denen Mitteln  nicht  zu.  vergessen.  Die  beste  Möglichkeit,  .iunge 
Mädchen  der  Untrerschichten  zu  tüchtigen  Hausfrauen  heran- 
zubilden, ist  deren  Stellung  als  Hausgehilfin  in  einem  gut- 
bürgerlichen  Hause:  Sparsamkeit,  schmackhaftes  Kochen, 
Sauberkeit  und  Ordnung  im  Heim  sind  neben  Kindererziehung 
die  wertvollsten  Edelsteine  in  der  Krone  aller  Hausfrauen. 
Hier  kann  die  wahrhaft  „gleichbürgerlich"  (demokratisch  im 
ethischen  Sinne  vers'tanden)  gesinnte  Hausfrau  unendlichen 
Nutzen  stiften  als  praktische  Sozialpolitikerin  durch  gute  Be- 
handlung und  geschicktes  Anlernen  der  jungen  Hausgehilfin. 
In  dem  engen  Kreise  häuslicher  Tätigkeit  kann  unmerklich 
der  Geigensatz  zwischen  oben  und  unten  ausgeglichen  werden. 
Hier  kann  «ich  zeigen,  ob  unsere  Hausfrauen  der  oberen 
Schichten  wahrhafte  Nächstenliebe  haben,  oder  ob  alles  nur 
Firnis  ist,  was  in  den  Vereinen  gerede't  YÖxd.  Die  Frauen, 
denen  diese  Zeilen  zu  Gesicht  kommien,  werden  mich  besser 
verstehen  als  die  Männer;  deswegen  ist  auch  ihre  Mitarbeit' 
so  unentbehrlich. 

Wenn  alle  Eisenbahnerfrauen,  hoch  und  niedrig,  zu  gemein- 
samer Arbeit  in  vorgedaehtem  Sinne  sich  vereinen,  so  muß 
dieses  große  Beispiel  Naoheiferung  auch  in  anderen  Kreisen 
uns-eres  Volkes  wecken:  Nacheiferung,  um  Glück  und  Zu- 
friedenheit in  ungezählte  Tausende  von  deutschen  Familien 
zu  tragen. 

Und  zum  Schluß  noch  eineAnregung  zwar  nicht  zum  Lebens- 
notwendigen, doch  aber  fördernd  in  ihrer  Art.  Ich  meine  die 
Pflege  der  Musik,  von  der  ein  scharfer  Beobachter  meinte, 
es  laufe  bei  ihr  zuletzt  doch  alles  auf  Gesundheit  hinaus.  Der 
Männergesang  wird  von  unseren  Eisenbahnern  allenthalben 
gepflegt,  aber  nur-  als  seltenes  Pflänzlein  ist  die  Orchester- 
musik, die  auf  Hüttien  und  Gruben  so  alltäglich  ist.  anzu- 
treffen. Und  doch  ist  sie  so  recht  geeignet,  die  Seele  vom 
Staube  des  Alltags  zu  reinigen  und  zu  erfrischen  und  den 
Musikfreund  die  volle  Freude  an  seinem  Instrument  im  Zu- 
sammenspiel empfinden  zu  la.ssen.  Sozialpolitisch  gesehen, 
kennt  die  ]\Iusik  keinen  Kastengeist,  keine  politische  Partei- 
gesinnung, keinen  konfessionellen  Unterschied ;  hoch  über  dem 
Allzumenschlichen  regt  sie  ilire  Schwängen  und  überbrückt 
die  Kluft  der  Klassengegensätze.  Auf  Grand  meiner  guten 
Erfahrangen  kann  ich  den  Zusammenschluß  von  Musiklieb- 
habern in  einem  Werkorchester  nur  empfehlen.  Denn  manchen 
Nachmittag  und  Abend  hat  unser  Werkorchester  uns  schon 
mit  seinen  schönsten  Weisen  erfreut. 

S  t  u  d  i  e  n  a  u  s  s  c  h  u  ß  zur  Neuordnung. 
Die  Aufgabe,  das  Eiis-tinbahnwerkwesen  neu  zu  ordnen,  ist 
dringend,  groß,  wie  nachzuweisen  vensucht  wurde,  und  der 
Besten  -würdig.  Sie  kann  nur  gelöst  werden  von  Männern 
mit  Sachkenntnis  und  Erfahrung,  Arbeitskraft  und  Geschäfts- 
interesse, die  frei  von  der  Tagesarbeit,  d.  h.  beurlaubt  von 
ihren  Dienstgeschäften,  sich  ihr-  widmen  wollen.  Im  Neben- 
amt nach  bekanntem  Mu.ster,  in  den  bestehenden  Ausschüssen 
für  Werkstätten-.  Finanz-,  Personalien-  und  Wohlfahrtswesen 
ist  sie  nicht  zu  leisten.  Das  bedeutet  die  Einsetzung  eines 
besonderen  Studienaus-sohusses.  Diesem  werden  nicht  nur 
Männer  der  Eisenbahn,  sondern  auch  Ingenieure  und  Kauf- 
leute aus  der  Industrie,  gut  empfohlen  zur  Mitarbeit,  anzu- 
ajehören  haben.  „Daß  Industrie  und  Handel  gern  bereit  sein 
werden,  bei  dieser  großen  Arbeit  behilflich  zu  sein,  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen",  so  -schließt  Peiser  .seinen  weiter 
oben  genannten  Aufsatz  „Klare  Rechnung  im  Staatsbetrieb". 
Der  Mitarbeit  des  Vereins  deutscher  Ingenieure  wird  man 
dicht  entraten  können,  wenn  man  sich  der  Arbeiten  erinnert, 
Jie  in  .seinen  Ausschüssen  für  Betriebsorganisation,  indu- 
strielle P.sychotechnik  und  wii-tschaftliche  F-extigung  (um  nur 
einige  zu  nennen)  in  Angriff  genommen  sind.  Mit  fremdem, 
vorurteilslosem,  kritischem  Auge  muß  das  bestehende  Werk- 
wesen  angesehen  werden,  nur  so  läßt  sich  die  Inzucht  ver- 


meiden. Es  ist  kein  Armutszeugnis,  wenn  die  Staatsbahn 
Manner  der  Industrio  zur  Mitarbeit  zu  gewinnen  sucht.  Eine 
frei  und  fortschrittlich  denkende  Verwaltung  kennt  keine  eng- 
herzige Elfersucht  gegen  fremde  Mitarbeiter,  sondern  wählt 
diese,  unbekümmert  um  das  Urteil  Unberafener,  wo  es  gilt, 
Neues  und  Mustergültiges  zu  schaffen.  Das  bewahrende  Ele- 
ment werden  naturgemäß  die  Ei.s.enbahner  sein,  neue  der  In- 
dustrie entnommene  Eindrücke  werden  durch  die  eisenbahn- 
fremden Mitarbeiter  übermittelt  werden:  Wer  jahrelang  nach 
einem  System  gearbeitet  hat.  glau))t  leicht  an  seine  ewige 
Gültigkeit;  wer  es  nie  gekannt,  hat  dafür  eine  glückliche  und 
naive  Verachtung  —  und  schwört  auf  das  ihm  Wohlbekannte. 
Von  der  Verschmelzung  der  beiden  vorgeschlagenen  MitV- 
arbeitergrappen  darf  man  erst  erwarten,  daß  die  festgefügten 
Waben  mit  neuem  Ertrag  gefüllt  werden.  Daß  in  .engster 
Fühlung  mit  den  Beamten-  und  Arbeitervertretungen  gear- 
beitet werden  muß,  entspricht  nicht  nur  heutiger  Anschauung, 
sondern  sichert  ein  Ergebnis,  das  gut  sein  wird  und  Beamten 
und  Arbeitern  nicht  überraschend  kommen  kann. 

Die  Arbeit  des  Ausschusses  darf  man  auf  ein  Jahr  schätzen, 
Ihr  Erfolg,  eine  zeitgemäße  Werkbetriebsordnung  für  die 
Eisenbahnlokomotiv-  und  Wagenwerke,  wird,  in  annähernd 
100  AVerken  zur  Eichtschnur  genommen,  die  Kosten  des 
Studienausschusses  vielfältig  im  Laufe  der  nahen  Zukunft 
meder  einbringen. 

Umstellung  der  Werke  auf  die  Neuordnung. 
Wenn  der  Studienaussohuß  die  Neuordnung  zur  Einführung 
fertiggestellt  hat.  so  beginnt  erst  die  mühsame  Umstellung 
deis  gegenwärtigen  Werkbetriebes  auf  die  neue  Werkbetriebs- 
ordnung. Nach  Ermittelung  und  Bereitstellung  der  erforder- 
lichen Zahl  der  Maschineningenieure,  technischen  und  nicht- 
technischen Bü'robeamten  muß  die  Besetzung  der  Stellen  mit 
den  für  sie  geeignetsten  Beamten  erfolgen,  die  erste  Möglich- 
keit zum  Erfolg  oder  Mißerfolg. 

Alsdann  ist  der  Werkbetrieb  bis  ins  einzelne  kritisch  zu 
durchforschen,  damit  man  energisch  nach  den  neuen  Richt- 
linien durchgreifen  und  behilflich  isein  kann,  wobei  man  sich 
des  guten  Willens  der  gesamten  Werkbeamtenschaft  und  der 
Belegschaft  unbedingt  versichern  muß.  Man  darf  sich  keiner 
Täuschung  hingeben  und  die  Schwierigkeiten  nicht  verkennen, 
die  zu  überwinden  es  Männer  von  Zähigkeit,  Hingab-e,  Men- 
ischenkenntnis,  Takt  und  Gewandtheit  bedarf").  Der  Studien- 
au.sschuß,  der  für  die  Umstiellung  die  gegebene  Zentralstelle 
bleibt,  wird  Ingenieure  und  Ingenieurkaufleute,  die,  soweit 
sie  Außenseiter  isdnd,  spät-er  in  den  Eisenbahnwerkdienst  zu 
übernehmen  wären,  besonders  ausbilden  müssen,  damit  sie  der 
Werkleitung,  die  für  die  Umstellung  verantwortlich  bleibt-, 
zur  Hand  g»eihen  können;  denn  zur  ischnellen  und  sicheren 
Überleitung  in  die  neuen  Betriebsverhältnisse  werden  diese 
besonderen  Ingenieure  nicht  zu  entbehren  sein,  wie  sie  ähn- 
lich bei  der  Neugestaltung  nicht  mehr  zeitgemäßer  Privat- 
betriebe mit  Erfolg  tätig  sind. 

Zusammenfassung. 
Es  ist  verständlich,  daß  die  Staatisbahnverwaltung  dem  Er- 
folg einer  Neuordnung  der  Eisenbahnwerke  mit  Ungeduld 
icntgegensehen  wird.  Daß  er  sich  langsamer  als:  in  Zeiten 
politischer  Ruhe  einstellen  wird,  darf  nicht  übersehen  werden. 
Als  Kernpunkte  des  vorgeschlagenen  Entwurfs  zu  einer  Neu- 
ordnung dürfen  zusammengestellt  werden: 

1.  Der  bisher  fehlende  Leistungsmaßstab  (der  wirtschaft- 
liche Wertmesser)  wird  bestimmt  mit  Hilfe  der  neu  zu 
schaffenden  techniiscben-kaufmännischen  Buchhaltung. 

2.  Die  technisch^kaufmännische  Buchhaltung  erfaßt  die 
Selbstkosten  jedes  einzelnen  fertiggestellten  Fahrzeuges  und 
die  Unkosten  jeder  einzelnen  Werkabteilung. 


'")  Der  Betiiebsorganisator  und  die  alten  Meister.  In  Werk- 
stattstechnik, Heft  6  und  13,  1919. 
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3.  Die  Eisenbahnwierke  erhalten  ein«  Spitze  für  die  ein- 
heitliche t'echniisoh-kaufmännische  Leitung-  und  Vierwaltun^  in 
dem  W'erkdirektor. 

4.  Di-e  Entlastung  des  Werkdimktors  wird  durch  in  ihiHiin 
Greschäftsbereich  «elbständig  und  verantwortlich  arbeitende 
Abtreilimffsl'eiter  berbeigefühi't. 

5.  Di«  Neuordnung:  für  die  Werkleitung  ist  so  getroffen, 
daü  sie  der  Größe  j'edes  Werks  angepaßt  werden  kann. 

6.  Für  das  Werkbüro  wird  die  Arbeitsweise  mit  allen  Hilfs- 
mitteln vorgesehen,  die  sich  in  großen  Industriebüros  seit 
langer  Zeit  bewährt  haben. 

7.  Die  Werkbürobeamt%n  und  Bürobeamten  für  Werkang-e- 
legenheiten  in  den  Direktionsbüros  bilden  eine  Gruppe  für 
sich  uud  werden  zu  „branchekundigen"  Mitarbeitern  du'roh 
besondere  technisch-kaufmännische  Schulung  herangebildet. 

8.  Die  Ingenieure,  Werkmeister  und  Werkführer  erhalten 
neue  Aufga.ben  bei  der  Einführung  neuzeitlicher  Arbeits- 
weisen.  Dementsprechend  wird  der  Na.chwuch,s  heraagebildet. 

9.  Die  Belegschaft  wird  zu  einer  leistimg-sfähigen  Stamm- 
belegschaft, worauf  bei  EinstelLen  der  Bewerber  und  ihrer 
Verwendung  nach  den  Lehren  psychologischer  Berufsfor- 
ischung  hingearbeitet  wird. 

10.  Die  Lokomotivwerke  gelten  nicht  mehr  als  Durchgangs- 
stelle für  Anwärter  des  Lokomotivfahxdienstes. 

11.  Die  Erziehung  aller  Werkangehörigen  \om  Werk- 
direktor bis  zum  letzten  ungelernten  Arbeiter  zum  Mitarbeiter 
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wird  dem  eigenen  Arbeitsfleiß  entsprechend  durch  eine  voll- 
kommene GehaJts-  und  Lohnordnung  vorgesehen  und  ge- 
fördert. 

12.  Verbesserungisprämien  werden  reichlich  gewährt. 

13.  Die  Vereinfachung  der  Bauart  der  Eisenbahnfahrzeuge 
wird  dem  Konstrukteur  wegen  ihres  Einflusses  auf  die  wirt- 
schaftliche Fertigung  in  den  Eisenbahnwerken  zur  Pflicht 
gemacht. 

14.  Neuzeitliche  Arbeitsweise  wird  mit  Hilfe  beratender 
Ingenieure  und  besonders  ausgebildeter  eigener  Ingenieure 
eingeführt. 

15.  Die  Wohlfahrt  ist  auszudehnen  auf  die  Hebung  des  Ur- 
teils- und  Denkvermögens  der  Arbeiter  durch  Volksbildungs- 
kurse, deren  Leitwort  lautet:  Erziehung  zur  praktischen 
Lebemskunst. 

16.  Die  Einrichtung  einer  eigenen  Werkbücherei  wird 
empfohlen. 

17.  Die  Arbeit  der  Eisenbalm-Frauenvereine  ist  auszudehnen 
im  Sinne  der  Erziehung  zur  praktischen  Lebenskunst. 

18.  Die  Vereinigung  der  Musilcfreimde  in  einem  Werk- 
oi'chester  wird  empfohlen. 

19.  Eia  besonderer  Studienausschuß  bereitet  die  Neuordnung 
und  Umstellung  der  Werke  auf  sie  vor. 

20.  Der  Studienauschuß  wird  gebildet  aus  bahneigenen  Fach- 
leuten und  bahnfremden  Ingenieuren  und  Kaufleuten. 
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Nachrichten. 

Vereins  gebiet. 
Deutschland. 

—  Empfang  von  Arbeitervertretern  im  Ministerium.  Der 

preußische  Ei&enbahnminister  hat  folgenden  Erlaß  an  die 
Eisenbahndirektionen  genichtet :  Mehrere  Vorfälle  veranlassen 
mich  zu  dem  Hinweis,  daß  Abordnungen  von  Arbeitern,  die 
im  Ministerium  ihre  Wünsche  persönlich  vorzutragen  beab- 
sichtigen, freie  Fahrt  und  Lohn  nur  dann  gewährt  werden 
darf,  wenn  ich  den  Empfang  der  Abordnung  zuvor  genehmigt 
habe.  Durch  diese  Maßnahme  soll  das  Recht  der  Ar'beiter 
auf  persönliche  Vertretung  ihrer  Wünsche  in  keiner  Weise 
beschränkt  werden.  Aber  aus  Gründen  der  G^schäfts- 
erledigung-  und  im  eigenen  Interesse  der  Arbeiter  muß  ich 
darauf  Wert  legen,  den  Empfang  solcher  Abordnungen  vom 
Ministerium  aus  zu  regeln.  Sonst  laufen  die  Abordnungen 
aus  rein  tatsächlichen  Gründen  Gefahr,  nicht  zu  Gehör  zu 
kommen,  da  meine  Kommissare,  an  die  Erledigung  dringen- 
der Dienstgeschäfte  oder  an  vorher  schon  angesetzte  wichtige 
Besprechungen  gebunden,  nicht  regellos  neue  Verhandlungen 
einschieben  können.  Ebensowenig  vermag  ich  selbst  bei  dem 
Umfang  meiner  Dienstgeschäfte  mich  für  unvereinbarte 
Empfänge  immer  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Aber  auch  wenn  sich  der  Empfang  ermöglichen  läßt,  leidet 
die  von  den  Arbeitern  vertretene  Sache  selbst  häufig  unter 
dem  unangemeldeten  Erscheinen.  Untyerlagen  für  eine  zu- 
treffende Beurteiluna-  der  meist  auf  örtlichen  Verhältnissen 
beruhenden  Wünsche  sind  im  Ministerium  nicht  immer  im 
ausreichenden  Maße  vorhanden,  namentlich  aber  ist  die  Stel- 
lungnahmre  der  Eisenbahndirektionen,  auf  die  bei  der  oft  weit- 
tragenden Bedeutung  der  Wünsche  unmöglich  verzichtet 
werden  kann,  nicht  bekannt.  Die  erbetene  Entscheidung  kann 
daher  in  der  Regel  nicht  sofort  getroffen  werden,  so  daß  nur 
übrig  bleibt,  entweder  von  hier  aus  die  Eisenbahndirektion 
zur  Stellungnahme  zu  veranlassen,  oder  die  Abordnung  an 
die  Eisenbahndirektion  zurückzuverweisen,  damit  sie  zu- 
nächst dort  ihre  Wünsche  zur  Entscheidung  oder  Weitergabe 
an  mich  vorträgt.  Das  unangemeldete  Erscheinen  fördert  so- 
nnt nicht  den  beabsichtigten  Zweck,  eine  Entscheidung  als- 
bald herbeizuführen,  sondern  wirkt  im  Gegenteil  •  der  be- 
schleunigten Erledigung  häufig  entgegen.  Wenn  gleichwohl 
in  den  letzten  Monaten  solche  Abordnungen  angehört  wor- 
den sind,  so  ist  das  geschehen,  weil  es  billig  erschien,  der 
Erregung  und  der  Unsicherheit,  die  die  tiefgreifende  Um- 
gestaltung ihres  Arbeitsverhältnisses  bei  der  Arbeiterschaft 
hervorgerufen  hat,  Rechnung  zu  tragen.  Es  muß  aber  nvin- 
mehr  wieder  ein  zweckdienliches  Verfahren  herbeigeführt  j 
werden.    Haben  die  Arbeiter  den  Wunsch,  einen  von  ihnen 


gestellten  Antrag  mir  persönlich  vorzutragen,  so  muß  mir 
dies  rechtzeitig  angezeigt  und  meine  Entscheidung  abge- 
wartet werden.  Bei  Vorlage  dCi.s  Antrages  hat  die  Eiiscu- 
bahndirektion  die  zur  Beurte'üung  der  Forderungen  notwen- 
diegen  Unterlagen  beizufügen,  zu  ihnen  Stellung  zu  nehuK-n 
und  Name  und  Dienststellung  der  Arbeitervertreter  anzu- 
geben. Die  Arbeiter  sind  in  allen  vorkommenden  Fällen  im 
Sinne  der  vorstehenden  Ausführungen  zu  unterrichten.  Die 
Amtsvorstände  werden  von  der  Absicht,  Arbeiterabordnungen 
hierher  zu  entsenden,  regelmäßig  Kenntnis  erhalten.  Sie  haben 
alsdann  die  Gewährung  der  Freifahrscheine  zur  Reise  nach 
Berlin  von  der  Erfüllung  der  hier  vorgeschriebenen  Voraus- 
setzung abhängig  zu  machen.  Selbstverständlich  bleibt  es 
den  Arbeitern  auch  unibenommen,  Wünsche  auf  persönliche 
Vei'tretung  ihrer  Forderungen  im  Ministerium  durch  Ver- 
mittlung der  Zentralleitung  ihrer  Verbände  •  an  mich  ge- 
langen zu  lassen.  Um  die  hierbei  unvermeidliche  Verzöge- 
rung möglichst  einzuschrä.nken,  werde  ich  die  Verbände  er- 
suchen, bei  Weitergabe  solcher  Anträge  an  mich  sofort  auch 
die  beteiligte  Eisenbahndirektion  zu  benachrichtigen,  damit 
diese  in  der  Lage  ist,  zu  den  Forderungen  Stellung  zu  nehmen 
und  die  Unterlagen  für  ihre  Beurteilung  beizubringen. 

—  Zur  Einführung  eines  neuen  Lohnverfahrens  in  den 
Eisenbahnwerkstätten.  Auf  Anregung  der  dtemokratischen 
Fraktion  haben  sich,  wie  die  „B.  B.  Z.''  meldet,  die  drei 
Mehrheitsparteien  der  Preußischen  Landesversammlung  über 
die  Einbringung  eines  gemeinsamen  Antrags  geeinigt,  um 
zu  erwägen,  auf  welche  Weise  ein  besseres  Arbeitsergebnis 
erreicht  werden  könnte.    Der  Antrag  lautet: 

Die  verfassunggebende  Preuiiische  Landesversammlung 
wolle  beschließ'en,  die  Staatsregierung  zxl  ersuchen,  1.  in 
beschleunigter  Weise  eine  gründliche  Umgestaltung  und 
Modernisierung  der  Verwaltung  und  des  Betriebes  der  Eisen- 
bahnwerkstätte durchzuführen ;  2.  für  die  Beschaffung  geeig- 
neten Materials  und  ausreichender  Werkzeuge  in  der  Staats- 
eisenbahnverweltung  Sorge  zu  tragen  und  sofort  versuchst 
weise  in  den  Hauptwerkstätten  sowie  in  denjenigen  Teilen 
des  iStaateeisenbahnbetriebes,  in  denen  es  zur  Hebung  der 
Arbeitsleistiuugen  angezeigt  erscheint,  im  Einvernehmen  mit 
den  Organisationen  der .  Arbeiter  ein  Lohnverfahren  eia- 
zuführen,  bei  dem  die  Arbeiterschaft  an  gesteigerter  Lei- 
stung durch  Mehrbewertung  interessiert  wird;  3.  unverzüg- 
lich mit  den  gewerkschaftlichen  Organisationen  und  einem 
vom  Haushaltsausschuß  zu  wählenden  Ausschuß  von  sechs 
Vertretern  der  Parteien  die  Verhandlungen  in  dieser  Rich- 
tung aufzunehmen. 

—  Änderung  von  Amtsbezeichnungen.  Durch  Erlaß  vom 
30.  August  d.  J.  hat  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in 
Erfüllung  eines  Wunscheis  der  beteiligten  Biediensteten  be- 
stimmt, daß  die  für  die  Lokomotivfühi-erlaufbahn  in  Frage 
kommenden  Eisenbahnhandwerker  bei  ihrer  Überna-hme  in 


LIX.  Jabrgaiig: 
1.  Oktober  1919. 
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«tändiffen  Fahrdimst  nicht  m«lir  di«  Di^iistbezeiclinuiig 
,JIilfsheizer",  «ondem  „Loikomotivführeranwärter''  zu  führen 
haben,  und  femer,  daß  d^en  Lokomotivheizem  die  Dienst- 
bezeichnuno:  „Eeservelokomotivführer"  bereits  unmittelbar 
nach  bestandener  förmlicher  Lokomotivführerprüfung-  bei- 
gelegt wird. 

Aus  demselben  Gi-unde  ist  durch  Erlaß  vom  3.  September 
genehmigt  worden,  daß  an  die  Stelle  der  Dienstbezeichnung 
„Aushelfer"  die  Bezeichnung  „Eisenbahnanwärtier"  tritt.  Eine 
besondere  Benachrichtigung  der  Beteiligten  findet  nicht  statt. 

—  Böswillijä;e  Transportgefährdung.  Die  Generaldirektion 
der  württembergischen  Sta.atseisenbahnea  g-^ibt  im  „Schwab. 
Merkur-  folgendes  bekannt:  In  letzter  Zeit  ist  wiederholt 
die  B  r  e  m  s  1  II  f  1 1  e  i  t  u  n  g  von  Personenzügen  von  h  ö  ^s  - 
willigfer  Hand  zwischen  zwei  Wagten  ,g  e  s  p  e  r  r  t 
worden,  so  daß  di«  hinter  der  Unterbreohungsstelle  befind- 
lichen Wagen  von  der  Lokomotive  aus  nicht  mehr  gebremst 
werden  konnten.  Diese  Unterbrechung  der  Leitung  ist  um  so 
gefährlicher,  je  länger  die  Züge  sind  und  je  weiter  vom  im 
Zug  sie  erfolgt.  Solche  Handlungen  bringen  Leben  und  Ge- 
sundheit der  Eeisenden  in  höchste  Gefahr,  weil  ein  recht- 
zeitiges Halten  des  Zuges  in  Frage  gestellt  ist  und  Auf- 
stöße des  ungebremsten  Zugteils  auf  die  vorderen  Wagen 
möglich  sind.  Auch  andere  Züge  sind  unter  Umständen 
schwer  gefährdet.  Es  liegt  daher  im  eigenen  Interesse  aller 
Mitreisenden,  daß  sie  die  Vornahme  solcher  ruchloser  Hand- 
lungen möglichst  verhindern  und  zur  Feststellung  des  Täters 
beitragen. 

—  Personalnachrichten.  Bei  den  oldenburgischen  Staats- 
bahnen ist  dem  bislang  bei  den  Eeichseisenbahnen  tätigieu 
Baurat  Ammermann  mit  Wirkung  vom  1.  September  d.  J. 
ab  die  etatsmäßige  Stelle  des  Vorstandes  der  Hauptwerkstätte 
verliehen  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Xeuei-liche  Erhöhung  der  Gütertarife.  Geg-enwärtig 
schweben  zwischen  den  einzelnen  Ministerien  Verhandlungen, 
die  eine  neuerliche  istarke  Erhöhung  der  iTransporttarife 
der  deutßchösterreichischen  Bahnen  zum  Gegenstande  haben. 
Wie  verlautet,  soll  eine  hundertprozentige  Steigerung  der  be- 
reits durch  die  letzten  Maßnahmen  wesentlich  erhöhten 
Tarife  beabsichtigt  sein.  Als  Ursachen  der  neuerlichen  Er- 
höhungen gelten  die  Steigerungen  der  Personalausgaben  so- 
wie die  gleichzeitigen  Verteuerungen  aller  Materialien,  ins- 
besondere der  Kohle.  Eine  Erhöhung  der  Personen- 
tarife ist  nicht  in  Aussicht  genommen. 

—  Schnellzug  Berlin-Wien.  In  Teschen  wurde  eine  Kon- 
ferenz der  beteiligten  Eisen  bahn  Verwaltungen  in  Angol;- Neu- 
heit der  Führung  eines  direkten  Schnellzuges  zwischen  Ber- 
lin und  Wien  über  Prag  abgehalten.  Man  einigte  sich  so 
weit,  daß  die  Führung  des  Zuges  vom  6.  Oktober  an  aufge- 
nommen werden  soll,  falls  Deutschösterreich  eine  hin- 
reichende Menge  Kohlen  zur  Verfügung  haben  wird. 

—  Schnelllzugverkehr  auf  der  Südbahn.  Die  Betriebs- 
direktion der  Südbahn  teilt  mit,  daß  infolge  der  verschärften 
Kohlenkrise  die  bereits  verlautbarte.  für  den  20.  September  in 
Aussicht  genommen  gewesene  Wiedereinführung  der  Schnell- 
züge 5  und  6  (Wien-Laibach  und  zurück)  bis  auf  weiteres  auf- 
ge.schoben  Avorden  ist. 

—  Die  Kohlennot.  Aus  Wien  wird  unterm  23.  September 
gemeldet:  Die  infolge  der  Kohlenknappheit  eingetretene  Not- 
lage läßt,  wie  die  „Arbeiterzeitung"  vom  Staatsamt  für  Öffent- 
liche Arbeiten  erfährt,  das  Schlimmste  befürchten.  Zehn 
Lebensmittelzuge,  die  auf  der  Südlmhn  nach  Wien  gehen 
äollten,  konnten  ihren  Bestimmungsort  nicht  eii-eichen. 


Tscheche-slowakisches  Gebiet. 

Neue  verkehrsrechtliche  Bedingungen  für  den  Verkehr 
Bwischen    den   tschecho-slowakischen   und   den  italienischen 

Bahnen.  Das  Eisenbahnministeriimi  in  Prag  hat  mit  der 
Italienischen  Regierung  die  verkehrsrechtlicheu  Bedingungen 
für  den  Eisenbahnverkehr  mit  den  italienischen  Bahnen  eiu- 
ächließlich  der  im  besetzten  Gebiet  des  ehemaligen  Österreich 
gelegenen  Bahnen  vereinbart.  Auf  Grund  dieses  Uberein- 
iommens  wurde  der  Verkehr-  über  die  österreichisch-italieni- 
schen Ubergangspunkte  Brenner,  Toblach  (Inuiohen)  un<l 
farvis  eröffnet.   Die  Verkehrsb«dingxingeu  sind  folgende: 


1.  Als  Grundlage  für  den  Verkehr  wurde  das  Bern  er 
internationale  Übereinkommen  vom  14.  Oktober 
1890  mit  Änderung  folgender  Punkte  angenommen:  a)  Zu 
Artikel  5:  In  den  Frachtbriefen  muß  der  Absender  die  öster- 
reichisch-italienische Übergang-sstation  angeben,  über  welche 
die  Sendung  in  das  italienische  Gebiet  einzutreten  hat.  b)  Zu 
§  2  der  Ausführungsbestimmungen:  die  Frachtbriefe  müssen 
den  italienischen  Vordrack  haben  und  entweder  tschechisch- 
französisch-italienisch  oder  tschechisch-deutsch-italieuisch 
sein,  c)  Zum  Artikel  13 :  Nachnahmen  nach  Eingang  und  Bar- 
vorschüsse  sind  nur  zulässig  in  der  Währung  jenes  Staates, 
in  welchem  die  Versandstation  liegt. 

2.  Die  Fraehtgtebühren  für  die  Sen düngten  werden  auf  Grund 
der  Lokaltarife  der  beteiligten  Ba|jnen  bis  zu  jener  öster- 
TOiohisch-italienischen  Übergangsstation  berechnet,  welche 
sich  der  Absender  im  Frachtbriefe  vorgeschrieben  hat.  Beim 
Übergange  von  einem  Staa,te  in  den  anderen  werden  Gebühren, 
welche  dem  Empfänger  zur  Bezahlung  angewiesen  sind  so« 
wie  die  Nachnahmen  nach  Eingang  und  Barvorschüsse  nach 
dem  Züricher  Tageskurs  in  die  Währung  des  Nachbarstaates 
umgerechnet. 

3.  -  Ansprüche  auf  Entschädigung  bei  Beschädigungen,  Ab- 
gängen oder  Verlust  der  Sendimgen  und  Aufteilung  der  aus- 
gezahlten Entschädigungen  a-uf  die  beteiligten  Bahnen  richten 
sich  nach  dem  „übereinkommen  über  die  Beförderung  der 
Güter  im  östereichisch-iunoTariischen-ffltalienisicben  Verbände" 
vom  1.  Januar  1900. 

—  Übernahme  der  Staatsgarantie  für  die  tschecho-slowaki- 
schen Lokalbahnen.  Das  t&cheohisohe  Staatsgesetzblatt  ver- 
öffentlicht ein  Gesetz  betreffend  den  Eintritt  des  tschecho- 
slowakischen Staates  in  das  Garantieverhältnis  'bei  den  vom 
Staate  garantierten  Lokalbahnen.  Den  Gesellschaften  wird 
zur  Pflicht  gemacht,  ihren  Sitz  von  Wien  nach  Prag  zu  ver- 
legen und  zu  Mtgliedern  ihres  Verwältungsrates  nur  Per- 
sonen zu  wählen,  die  Angehörige  des  tschecho-slowakischen 
Staates  sind  und  innerhalb  seines  Gebietes  wohnen.  Das 
österreichische  Kreditinstitut  für  Verkehrsunternehmungen, 
das  an  diesen  Lokalbahnen  besonders  beteiligt  ist,  hat  sich 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  sogleich  unterworfen  und  die 
von  ihm  bisher  geführten  Geschäfte  dem  tschechischen  Eisen- 
bahnministerium übertragen. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Erwerb  von  Wagen  für  die  belgischen  Staatsbahnen. 

Nach  einer  Meldung  aus  Brüssel  kaufte  die  belgische  von 
der  britischen  Regierung  8750  Eisenbahnwagen,  die  der  eng- 
lischen Armee  zum  Transport  in  Frankreich  g-edient  hatten. 

—  Nachrichten  aus  der  Schweiz.  Die  Elektrisierung 
der  Gotthard  bahn  sohreitet  liistig  vorwärts.  Nachdem 
die  Arbeiten  auf  der  Bergstrecke  Erstfeld-Bellinzona  ihrem 
Ende  zugehen,  soll  noch  in  diesem  Herbst  mit  den  Brücken- 
verstärkungsarbeiten begonnen  werden,  welche  auf  der  Ceneri- 
istiecko  (Bellinzona-Lugano)  im  Zusammenhang  mit  der  Elek- 
trisierung ausg-eführt  werden  müssen.  Die  Steinbrücken  wer- 
den auf  der  ganzen  Strecke  für  die  Doppelspur  gebaut.  Auch 
für  die  Brünigbahn  werden  jetzt  Vorarbeiten  für  den  elek- 
trischen Betrieb  gemacht.  Der  Ciief  des  Eisenbahndepartements. 
Bundesrat  Haab.  hat  kürzlich  mit  den  Tessiner  Behörden  die 
C  e  ntova  Iiibahn  besichtigt,  die  auf  schweizerischem  G  c- 
biete  samt  ihren  Kunstbauten  so  g-ut  wie  vollendet  ist.  Sie 
führt  von  Locamo  nach  Doniodossola  (italienische  Strecke  der 
Simplonbahn)  ;  die  Eröffnung  soll  im  nächsten  Jahre  statt- 
finden. Eine  zweite  Linie,  die  eine  Verbindung  des  schweize- 
rischen mit  dem  italienischen  Baluinetz  herstellen  soll,  ist  die 
F  o  n  d  o  t  o  c  e  1)  a  h  n  ,  die  gleichfalls  von  Locarno  ausgeht  und 
in  südlicher  Richtung  nach  Pallanza  zu  führt.  M^ahrscheinlich 
wird  die  Ausführung  von  den  Bundesibahuen  übernommen 
werden.  —  Die  schweizerische  Presse  hat  wiederum  einen 
Feldzug  zugunisten  des  Umbaues  der  beriden  Bahn- 
höfe Neuenburg  und  Thun  begonnen.  Beide.  Umbauten 
sind  seit  vielen  J ahren  dringend  geworden.  Die  Vergrößerung 
des  Bahnhofs  Neuenburg,  für  die  der  Venvaltungsrat  der  Bun- 
desbahnen Anfang  1918  einen  Betrag  von  8  300  000 /Fr.  vor- 
gesehen hat,  hat  sich  infolge  der  Verhandlungen  mit  der  Ge- 
meinde und  dem  Kanton  verzögei-t^  Eime  Einigung  scheint 
aber  bevoizustehen.  Noch  viel  dringender  ist  der  Umbau  cles 
Bahnhofs  Thun,  der  schon  von  der  Schweizerischen  Zentral- 
bahn vor  20  Jahren  beschlossen  wurde.  Die  Verstaatlichung 
dieser  Bahn  verzögerte  die  Ausfühi-ung.  Der  jetzige  Bahnhof 
ist  nicht  nur  völlig  veraltet  und  viel  zu  klein,  sondern  seine 
Lage  in  unmittelbarer  Nähe  des  Seiebahnhofs  Scherzligen,  wo 
der  Übergang  auf  die  Dampfer  stattfindet,  ist  betrieblich  un- 
haltbar. Inzwisch««  hat  «ich  der  Verkehr  über  Thun  durch  die 
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Eröffnung  der  Montreux-OWlandbahn  und  der  Lötschberg- 
bakn.  &owie  zahlreicher  neuer  Berg-bahnen  (Niesenbahn,  Jung- 
fraubahn,  Harderbahn  uisw.)  außerordentlich  ^hoben.  Es  -sind 
MToße  neue  Bahnhöfe  in  Spiez  und  Interlaken-Ost  g-ebaut  wor- 
den. Für  Interlaken.West  befindet  sich  ein  solcher  im  Bau. 
Dio  Verschmelzung:  der  Bahnhöfe  Thun  und  Scherzligen  zu 
einen  Zentralbahnhof  läßt  aber  immer  noch  auf  sich  warten. 
—  Die  Holzfeuerung-.  In  der  Schweizerischen  Bau» 
zeitung-  werden  über  die  wegen  des  Kohlenmangel«  in  größe- 
rem Umfange  eingeführte  Holzfeuening  der  Lokomotiven  Mit- 
teilungen gemacht,  auf  Grund  der  Beobaohtungien,  die  seit 
Dezember  1918  auf  der  Bodensee-Toggenburgbahn  gemacht 
worden  isind.  Das  Holz  wird  in  kurze  Stücke  zersägt,  .iedoch 
nicht  gespalten.  Trotz  der  hohen  Holzpreise  hat  sich  heraus- 
g-esteUt,  daß  für  1000  Zugkilometer  bei  Holzfeuerung  2720  Fr. 
und  bei  Kohlenfeuerung  3904  Fr.  verbraucht  werden,  was  für 
1000  tkm  23,20  Fr.  bei  Holzfeuerung:  gegen  31,70  Fr.  bei  Kohlen- 
feuerung ausmacht.  Als  großer  Nachteil  der  Holzfeueruno- 
wird  der  starke  Funkenwurf  der  Lokomotiven  empfunden  der 
die  an  der  Bahnlinie  liegenden  Gebäude  und  Wälder,  die'  La- 
dung: der  Wagen  und  auch  die  Reisenden  gefährdet,  selbst 
wenn  man  Abwehrmittel  (Funkenfänger)  anwendet  und  vor- 
sichtig: verfährt.  —  Mit  dem  Sommerfahrplan  1920  wird  nach 
einer  Verfugung  des  Post-  und  Eisnbahndepartements  die 
Stunden  Zählung  1—24  eingeführt  werden.  Di>s  eilt  für 
alle  ischweizerischen  Transportanstalten,  die  Telegraphenver- 
waltung, den  Zolldienst  und  alle  übrigien  eidgenössischen  Be- 
tnebe. Die  Bezeichnung  „morgens",  „vormittags"  nsw  fallen 
bei  der  Stundenangabe  fort.  Die  Zifferblätter  der  Dienst- 
uhren  werden  durch  eine  zweite  Zahlenreihe  ergänzt  werden 
Im  Fahrplan  wird  bei  Züg-en,  die  um  Mitternacht  ankommen, 
die  Stunden bezeichnung:  24,oo  geisetzt,  bei  Zügen,  die  um 
Mitteroacht  abgehen:  0,oo.  Im  brieflichen  Verkehr  ist  für 
Mitternacht  stets  0,oo  und  für  die  Zeit  in  der  ersten  Stunde 
naeh  Mitternacht  0,oi  zu  setzen. 

—    Generalstreik   auf    den   englischen    Eisenbahnen.  4uf 

dem   gesamten  engKschen   Eisenhahnnetz  list   ein  General- 
■^h}  ''^r€?''''u  «nglisohen  Presse  als  „der 

größte  Wirtschaftskampf"  bezeichnet  wird,  „den  Englancl  ie 
erlebte".  Es  handelt  sich  nach  außen  hin  um  einen  Lohn- 
kampt.  Den  Eisenbahnarbeitern  waren  bis  zum  Ende  dieses 
Jahres  hohe  Kriegslöhne  versprochen  worden ;  die  Regieruno- 
beabsicht.ig:te  aber,  nach  Ablauf  des  Jahres  die  Löhne  der 
niedriger  Besoldeten  zu  heben  und  zum  Ausgleich  die  der 
Hochstbesoldeten  zu  isenken.  Die  Arbeiter  wollten  diese  Sen- 
xr^^^i,^  *  ;ann6hmen;  sie  forderten  vielmehr  eine  allo-emeine 
iiirbohung-  der  Lohne  und  verlangten,  unter  Androhuno-  so- 
fortigen Streiks  für  den  27.  .September,  sofortige  Annahme 
dieser  Forderungen.  Es  wird  jedoch  behauptet,  daß  die  Be- 
wegung von  radikalen  Elementen  aus  politischen  Gründen 
gelordert  werde,  um  die  englische  Industrie  iso  zu  ver- 
wirren, daß  ein  Regierungssturz  und  das  Aussohreiben  einer 
parlamentarischen  Neuwahl  unvermeidbar  seien.  Die  am 
•  27.  September  mit  den  Eisenbahnerorganisationen,  die 
von  dem  Generalsekretär  der  englischen  nationalen  Arbeiter- 
scbatt  Ihomas  gefuhrt,  werden,  und  den  Regierungsvertretern 
geptlogenen  Verhandlungen  schienen  zunächst  Aussicht  auf 
-trtolg  zu  haben,  dann  wurden  sie  aber  plötzlich  aus  noch 
geheim  gehaltenen  Gründen  abgebrochen,  und  dter  Streik  be- 
gann am  28  September  um  Mitternacht.  Di©  Abfahrt  voller 
ZiUge  die  London  verlassen  sollten,  mußte  unterbleiben. 
Aus  der  ganzen  Provinz  liegen  Nachrichten  vor.  daß  sich 
die  gesamte  Arbeiterschaft  angeschlossen  hat.  Die  Zahl  der 
Ausständigen  wrde  nach  den  letzten  Nachrichten  auf  fast 
1  Million  geschätzt.  Auch  die  Genossenschaft  der  Lokomotiv- 
tuhrer  und  Heizer  hat  beschlossen,  mitzumachen.  Straßen- 
bahnen und  Omnibusse  sowie  andere  Transportuuternehniun- 
gen  sollen  eich  anschließen.  Die  Regierung  faßt  die  Lage 
sehr  ernst  auf  und  ist  entschlossen,  mit  allen  Mitteln  den 
von  ihr  für  unbillig  gehaltenen  Streik  zu  bekämpfen.  Feld- 
marschall Haig  hat  mit  dem  Kabinett  lange  Verhandluno-en 


gehabt.  Kohlen,  Gas  und  Lebensmittel  werden  wegen  der 
Unterbrechung  der  Zufuhr  streng  rationiert.  Die  Versorgung 
mit  Lebensmitteln  erfolgt  durch  Motortransportzüge;  alle 
Motorfahrzeuge  einschließlich  der  Omnibus-  und  Auto- 
droschken  werden  dazu  herangezogen  werden.  Dem  Auf- 
ruf de.r  Regierung  an  Freiwillige,  sich  zur  Aufrechberhaltuno' 
des  notwendigsten  öffentlichen  Dienstes  zu  melden,  ist  von 
zahlreichen  Personen  Folge  geleistet  worden.  Die  Urlaubs^ 
erteilung  an  Heeresangehörige  wurde  eingestellt.  Bisher 
wurden  zwar  die  Eisenbahnen  von  Truppen  bewacht,  aber 
noch  keine  Vorkehrungen  getroffen,  um  den  Bahnverkehr 
militärisch  aufrecht  zu  erhalten.  Von  amerikanischen  und 
französischen  Arbeiterkreisen  ist  Unterstützung  der  Be- 
wegung zugesagt  worden. 


F  r  e  m.d  e  Erdteile. 

—  Von  den  chinesischen  Eisenbahnen.  Zu  den  Vertretern 
Chinas  bei  den  Friedensverhandlungen  in  Paris  gehörte  auch 
der  Verkehrsminister,  der  von  einem  Eisenbahnfachmann  be- 
gleitiet  war.  Beide  haben  ihre  sechsmonatige  Anwesenheit  in 
Europa  zugleich  zu  einer  Studiem-eise  benutzt.,  die  sich  zu- 
nächst auf  England,  aber  auch  auf  Teile  des  Festlandes  er- 
streckt hat.  In  England  haben  sie  besonders  den  Güterverkehr 
auf  dem  Bahnhof  Marylebone,  namentlich  die  dort  sehr  be- 
deutende Paketbeföixlerung,  den  Hafen  von  Immingham  und 
den  von  Giimsby,  letzteren  wegen  des  Fisohverkehrs,  der  für 
China  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  sowie  einte  Wagenbau- 
anstalt in  Birmingham  besichtigt.  Über  ihre  heimatlichen 
Eisenbahnen  haben  sie  dabei  folgendes  berichtet:  Die  Peking- 
Hankau-Eisenbahn,  zu  deren  Beamten  der  genannte  Fachmann 
gehört,  hat  ungefähr  60%  Güter-  und  40%  Personenverkehr; 
sie  ist  namentlich  bemüht,  dem  Landwirt  die  Vorteile  klar 
zu  machen,  die  er  durch  Abförderung  seiner  Erzeugnisse  mit 
der  Eisenbahn  erzielen  kann;  auch  sonst  sucht  sie  die  Land- 
wirtschaft zu  fördern.  Sie  hat  einen  Ausstellungszug  ausge- 
rüstet, der  von  Ort  zu  Ort  fährt;  er  enthält  namentlich  Saat- 
gut. Die  Ausstellung  veransohaulicht  weiter  verbesserte 
Arbeitsverfahren  für  die  Landwirtschaft  und  gibt  Anleitung 
zur  Verwertung  der  Erzeugnisse.  Vorträge,  bei  denen  auch 
das  lebende  Lichtbild  mitwirkt,  soUen  den  Eindruck,  den  die 
Ausstellung  hervorruft,  vertiefen.  Die  Landwirte  bringen 
ihr  große  Teilnahme  entgegen,  und  die  Eisenbahn  hofft  durch 
ihre  Bemühungen  namentlich  den  Stückgutverkehr  in  Form 
des  Marktverkeihrs  zur  Versorgung  größerer  Städte  zu  fördern. 
Die  Studien  der  chinesischen  Vertreter  haben  sich  auch  dar- 
auf erstreckt,  Unterlagen  für  die  Vei-einheitlichung  der  Be- 
triebsmittel, des  Oberbaus  und  der  Brücken  zu  isammeln.  Die 
chinieaischen  Güterwagen  haben  nach  amerikanischem  Muster 
meist  40  t  Tragfähigkeit,  und  den  Chinesen  wird  der  englische 
Gütervragenpark  mit  seinem  Über-wiegen  des  kleinen  Wageng 
sehr  eigenartig  vorgekommen  sein.  Die  Personenwagen  sind 
in  China  meist  französischer  Bauart.,  zum  Teil  Abteil-,  zum 
Teil  Saalwagen.  Eine  vollständige  Vereinheitlichung  ist 
nicht  beabsichtigt,  nur  die  Untergestelle  sollen  einheitlich 
gebaut  werden.  Ferner  wird  eine  einheitliche  Bauart  für 
Brücken  angestrebt ;  die  Mehrzahl  der  Brücken  ist  für  leichte 
Lasten  berechnet  und  muß  daher  verstärkt  werden,  was  hohe 
Kosten  erfordern  wird.  Nur  ein  kleiner  Teil  der  Eisenbahnen 
Chinas  sind  Staatsbahnen,  das  Bestreben  geht  aber  dahin,  sie 
alle  zu  verstaatlichen,  und  im  Zusammenhang  damit  wird  die 
Einführung  einheitlichen  Oberbaus  angebahnt.  .  Der  Eisen- 
bahnneubau wird  eifrig  betrieben ;  es  sind  Genehmigungen 
zum  Bau  von  über  15  000  km  erteilt.  Die  Bahn  von  Hankau 
nach  Kanton  macht  Fortschritte;  ihr  Bau  wird  von  beidep 
Enden  her  betrieben,  doch  befindet  sich  in  der  Mitte  eine 
Lücke  von  etwa  130  km  Länge,  wo  noch  nicht  einmal  die  Erd- 
arbeiten in  Angriff  genommen  isind. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Güterverkehr. 


Anhang  zu  den  bad.  Gütertarifen. 

Auf  1.  Oktober  1919  wird  Nachtrag  II 
ausgegeben.    Er  enthält  die  um  50  v.  II. 
erhöhten  Frachtsätze.    Preis  10  Pf. 
Karlsruhe,  26.  September  1919.  (1040) 

Geueraldirektion 
der  l)adischen  Staatseisenbahnen. 


Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
tritt,  A'orbehaltlich  der  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde,  zu  unserem  Bin- 
nen-Gütertarif  der  Nachtrag  3  in  Kraft, 
der  Tariferhöhungen  enthält. 

Blankenburg  (Harz),  26.  Sept.  1919. 

Direktion  (1032) 
der  Halbei-stadt-Blankenburger  Eii.sen- 
bahn-Gesellschaft. 


Gütei-tarif  Bayern-Basel,  Konstanz, 
Schaffhausen  und  Singen  (Hohentwiel) 
vom  1.  April  1919. 

Am  1.  Oktober  1919  wird  der  Naeh- 
trag  1  ausgegeben  werden;  er  enthält 
neben  einigen  Änderungen  und  Ergän- 
zungen eine  neue  Kilometertariftafel 
mit  erhöhten  Frachtsätzen. 
München,  23.  September  1919.  (1033) 
Tarifamt  d.  bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


LES.  Jahrgang: 
1.  Oktober  1919. 
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2.  Nachruf. 


Am  25.  September  1919  verschied  in  Mag-debiiro-  der 
Resierunss-  und  Baiirat 

Herr  JBTermann  Blindow, 

Vorstand  des  Eisenbahn-Werkstättenamts  a  Mag-deburg-Salbke, 
im  65.  Lebensjahre.         -  ' 

Wir  betrauern  in  dem  Dahingeschiedenen  einen  durch  besondere  Pfliol.t 
treue  und  hebenswürdig-es  Wesen  ausgezeichneten  laSriuen  Mitar^e^^^ 
dem  wir  ein  ehrendes  Andenken  stets  bewahren  werde"  Mitarbeitei, 


(1018) 


Magdeburg,  den  26.  September  1919. 

A-  ^  Präsident 

und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion  und  der  Eisenbahnämter. 


Güterverkehr  (Fortsetznng). 

Gemeinsames  Heft  Tfv.  200A. 

Infolge  der  Erhöliung  d«r  Gütertarife 
um  50  V.  H.  (vgl.  uns«re  Bekannt- 
machung vom  25.  S-eptember  1919)  tre- 
ten auch  im  Heft  A  sowie  im  An- 
fang 6  zum  1.  Oktober  1919  einio'e 
Änderungen  ein.  die  aas  dem  nächsten 
lanf-  und  Verkehrs- Anzeiger  im  Ein- 
seinen zu  ersehen  sind.  Ferner  fällt 
nit  dem  gleichen  Zeitpunkt  die  Ziffer  2 
ler  besonderen  Tarif  Vorschriften  (ivgel- 
näßige  Beförderung  von  Brot  im  Bin- 
lenverkehr  der  oldenburgischen  Staats- 
iisenbahnen)  im  Anhang  6  fort.  Das 
Jsbaldige  Inkrafttreten  dieser  Er- 
lohunÄen  gründet  sich  auf  die  vorüber- 
rehejide  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
lahn-  V  erkehrs-Ordnung-. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
iMerti.gungen,   sowie   das  Auskunfts- 
büro hier.  Bahnhof  Alexanderplatz. 
'Berlin,  den  26.  September  1919.  (1030) 
Eisenbahndirektion. 


temeinsehaftliches  Heft  CI b  (Stations- 
tariftafeln usw.)  Tfv.  200 

r  V.  9'^tober  1919  erscheint  der 
[aohtrag  2  (Preis  30  4  für  1  Stück), 
-r  enthalt  außer  den  bereits  im  Ver- 
igungswege  bekanntgegebenen  Ände- 
ungen 

i)  die  Erhöhung  der  im  Verkehr  mit 
•  Bahnhöfen     der  Nebenbahn 

Khem-Lahr-Seelbach     bei  Leituno- 
ube.r    Kehl    geltenden  Frachtzu- 
schlage  und  Überfuhrgebühren 
J)  die  Aufhebung  der  im  Verkehr  mit 
den  Bahnhöfen  der  Mecklenburo-i- 
schen  Friedrich-Wilhelm-Eisenbahn 
und  der  Neubrandenburg-Friedlän- 
der   Eisenbahn     zu  erhebenden 
r  raehtzusohläge, 
i)  die    Erhöhung    der  Stationsfracht- 
sat^ze  und  der  nach  Entfernungen 
und  der  allgemeinen  Kilometertarif - 
tatet     berechneten  Überfuhrgebüh- 
ren (vorbehaltlich  der  Genehmiguno- 
der  SOproz.  Frachterhöhuno-) 
i)as  alsbaldige  Inkrafttreten"  der  Er- 
>hung6n  gnindet  sich  auf  die  vorüber- 
»hende  Änderung    des  §  6  der  Eisen- 
,hn- Verkehrsordnung  (R€ichsg>esetz- 
att  1914,  Seite  455). 

w^'^^'V^^i-^^^^  f^i«  beteiHgten 

iterabfertigungen    sowie    -das  Ans- 
^tsburo,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
Berlin,  den  25.  September  1919.  (1029) 
Eisenbahndirektion. 

iter\'erkehr  bad.-schweiz.  Überß:änj?e- 
Schweiz. 

Unter  Aufhebung  der  Bestimmungen 


unter  d  und  e  des  Anhangs  zu  den 
deutsch-schweizerischen  Gütertarifen 
vom  1.  April  1919  wird  die  Zuischlags- 
berechnung  ab  1.  Oktober  1919  neu  fest- 
gesetzt. Näheres  enthält  unser  Tarif- 
anzeiger. 

Karlsruhe,  26.  September  1919.  (1039) 

G  eneraldirekt  ion 
der  badischen  Staatseisenbahnen. 


Bad.  Binnengütertarif.  Gütertarif  Bad. 
Staatsb.  —  Bad.  Privatnebenbahnen, 
iad.-pfälzischer-.  Württemberg.-  baye- 
rischer Gütertarif.  Tarif  für  den"  Güter- 
verkehr der  Rhein-  und  Main-Hafen- 
stationen  mit  Baycrn-rechtsrhein.  Netz. 

An  Stelle  der  bisherigen  Ausnahme- 
tarife  6,  6a  und  6b  für  Steinkohlen  usw 
tritt  mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1919 
ein  neuer  Ausnahmetarif  6  mit  erhöh- 
ten Sätzen.  Nilhere  Auskunft  erteilt 
unser  Verkehrsbüro. 

Karlsruhe,   26.  September  1919.  (1041) 
Generaldii-ektion 
^       der  bad.  Staatseisenbahnen. 

Zum  Gütertarif  für  den  Verkehr  mit 
Wangerooge,  Geestemünde,  Fähre  und 
Dedesdorf  usw.  —  Nr.  312  des  Tarif- 
verzeichnisses —  tritt  am  1.  Oktober 
1919  der  Naehtrag  II  in  Kraft,  ent- 
haltend neue,  zum  Teil  erhöhte  Tarif- 
sätze. 

Näheres  ist  auf  unserem  Verkehrs- 
buro  und  vom  1.  Oktober  ab  auch  auf 
den  Stationen  zu  erfahren. 

Oldenburo-.  23.  September  1919.  (1042) 
  Eisenbahndirektion. 

Württ.    Binnen-Gütertarif    (Tfv.  .89a). 

Am  1.  Oktober  1919  werden  sämtliche 
Frachtsätze  um  50  v.  H.  erhöht,  außer- 
dem treten  verschiedene  andere  zum 
Teil  mit  Tariferhöhungen  verbundene 
Änderungen  in  Kraft.  Gleichzeitig 
entfallt  bei  den  Württ.  Staatseisenbah- 
nen der  besondere  Zuschlag  von  2  und 
2,2  ^  zu  den  Frachtsätzen  der  Wagen- 
ladiingsklassen.  Näheres  in  unse-rem 
Tarif  anzeiger. 

Stuttgart,  25.  Septemiber  1919.  (1035) 
Generaldirektion 
 der  Württ.  Staatseisenbahnen. 

Ostdeutsch-bayerischer  Güterverkehr. 
Tarif  vom  1.  Januar  1912. 

Ab  1.  Oktober  1919  werden  die  Statio- 
nen Custrin=.Kietz  (Brbg)  und  Studzien- 
na  (Kz)  in  den  Tarif  einbezogen.  Die 
Tarifentfemungen  werden  gebildet  • 
für  Cüstrin=Kietz  ermäßigen  sich  die 
Entfernungen  von  Cüstria.Altstadt  um 
2  km,  für  Studzienna  werden  an  Woino- 
witz  5  oder  an  Eatibor  4  km  angestoßen 
München.  17.  September  1919.  (1034) 
Tanfamt  d.  bayer.  St.-E.-B.  r  d  Rh 


Sächsisch-Schweizerischer  Gütei-verkehr 
Uber  Lindau-Ronmnshorn  (Verkehr  mit 
Basel  und  Schaff  hausen). 

Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1919 
wird  der  Ausnahmetarif  1  (HoLztarif) 
aut  gehoben  und  beim  Ausnahmetarif  2 
(Rohstoffarif)  das  Warenverzeichnis 
und  der  Geltungsbereich  geändert  und 
ergänzt.  Vom  gleichen  Tage  an  wer- 
den die  auf  den  Seiten  5—15  des  Nach- 
trags II  enthaltenen  Fraeht,sätze  der 
Allgemeinen  Kilome1>er-Tariftafel  um 
oO  V.  H.  erhöht.  Das  alsbaldige  Inlcraft- 
treten  dieser  Tariferhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
ues  ö  b  hü  Y.  Näheres  ist  aus  unserm 
Verkehrsanzeiger  zu  ersehen,  auch  gibt 
unser  Verkehrsbüro  hier,  Wiener 
Str.  4,  II,  Auskunft. 

Dresden,  am  25.  Septbr.  1919.  (1027) 
(ren  -Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 
als  geschäftsf.  Verwaltung. 

Norddeutsch-Niederländischer  Güter- 
verkehr. 

Am  1  Oktober  1919  wird  das  Gemein- 
same Heft  zum  Norddeutsch-Niederlän- 
dischen Verbandsg-ütertarif  Teil  II  neu 
herausgegeben.  Zum  gleichen  Zicit- 
punkt  tritt  ein  Gemeinsamer  Nachtrag 
zu  den  Heften  1—9  dieses  Verbands- 
larifs  m  Kraft. 

Ersteres  enthält  u.  a.  ein  neues  Ver- 
zoichnis  <ler  deutschen  und  niederländi- 
schen Verbandsstationen,  die  Bestim- 
mungen Uber  die  rterechniing  beson- 
derer Zuschläge  zu  den  direkten 
^Frachtsätzen  im  Verkehr  mit  einzelnen 
Bahnen  und  Stationen,  sowie  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  die 
i-rhebung  der  deutschen  Beiclisabgabe, 
der  deutschen  Kriegs-  und  Teuerunos- 
zuschlage  und  des  niederländischen 
Waürungs-  und  Betriebskostenzuscblags. 

Letzteres  enthält  neben  der  —  zum 
Teil  -schon  im  Verfügung» weg e  durch- 
get  uhrten  —  Aufnahme  neuer  und 
Streichung  verschiedener  für  den  Ver- 
kehr bedeutungsloser  deut-schetr  Statio- 
nen eine  Vereinfachung  der  Leitung  im 
Verkehl-  mit  den  niederländischen  Ge- 
memschafts-  und  Wettbewerbsstationen 
intolge  Zusammenschlusses  der  nieder- 
ländischen Eisenbahnen.  Für  die 
Stationen  Rinteln  Rint.  St.  E.  der 
Rmteln-Stadthaffener  Eisenbahn  (Heft  3) 
imd  Eckdorf,  Kendenich,  Sürth  und 
Wesseling  Rheinwerft  der  CöLn-Bonner 
Eisenbahnen  (Heft  7),  welche  in  das 
Gemeinsame  Heft  wieder  aufgenommen 
sind,  treten  die  am  1.  4.  18  im  Ver- 
fügungswege aufgehobenen  Frachtsätze 
wieder  in  Geltung. 

Infolge  der  am  1.  Oktober  1919  auf 
den  deutschen  Eisenbahnen  eintretenden 
allgemeinen  Tariferhöhung  um  50  v  H 
werden  gleichzeitig  die  bisherigien  Zu- 
schlage m  Zuschlagstafel  für  Eil-  und 
1  rachbstuckgut  und   Zuschlagstafel  II 
für  Wagenladimgen    aufgehoben  und 
durch    neue    ersetzt.      Die  neuen  Zu- 
schläge werden  wie  seither  den  direk- 
ten   Frachtsätzen    zug-eschlagen.  Die 
sämtlichen  Drucksachen  sind  von  unse- 
rem  Drucksaohenlager  in  Cöln^Deutz 
wie  folgt  zu  beziehen: 
Gemeinsiames  Heft  zum  Preise  von  2  Jl 
Gemeinsamer  Nachtrag  z.  Preise  v  20  ^ 
Zuschlagstafel  II  zum  Preise  von  30  ^ 
Zuschlagstafel  für  Eü-  und  Fracht- 
stückgut     zum    Preise    von    20  ..^ 
Nähere  Auskunft  geben  die  beteilig- 
ten Verwaltungen  und  Güterabfertisiin- 
gen. 

Cöln^  den  25.  September  1919.  (1031) 
Eisenbahndirektion. 
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a)  Deutscher  Eiseubahn-Gütertarif, 
Teil  II,  Heft  C  I  b. 
b)  Staats-     und  Privatbahn-Tiertarif, 
Teil  II. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  erhöhte 
Fra^'htsätze  im  Verkehx  mit  den  Güter- 
uebenstell'en  Keitum  (Sylt)  vmd  Wester- 
land (Sylt)  in  Kraft. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhimgien  gründet  sich  auf  diei  yorüber- 
sehende  Änderung:  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkelirsiordnunsf  (E.G.Bl.  1914, 
S.  455). 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 
Alton».  25.  September  1919.  (1017) 

Eisenbahndirektion, 
namens  der  Verbandsverwaltun^jen. 


a)  Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  II,  Heft  Clb, 
b)    Staats-    und  Privatbahn-Tiertarif, 
Teil  II. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  erhöhte 
Frachtsätz-e  im  Verkehr  mit  den  Güter- 
nebenstelLen  Wittdün  (Amrum)  und 
Wyk  (Föhi-)  in  Kraft. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  g^ründet 
■sich  auf  die  yorüber^ehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(E.G.B1.  1914,  S.  455). 

Altona,  24.  Septem,ber  1919.  (1016) 
Eisenbahndirektion, 

nam^enis  der  Verbandsverwaltujigen. 


Berichtiffunff. 
Crefelder  Eisenbahn. 

In  unserer  Bekanntmachung  vom 
16.  September  d.  J®.  muß  es  anstatt 
„werden  die  Frachtzuschläge  im  Bin- 
nen vierkehr  erhöht"  heißen :  „werden 
Frachtzuschläge  im  Binnenverkehr  ein- 
geführt". 

Crefeld,  26.  September  1919.  (1019) 
Die  Direktion. 


Wechselverkehre  Sachsen-Bayern 
rechtsrh.    Netz,    Bayern    pfälz.  Netz, 
Baden  und  Württemberg. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  ein  für  die 
vorstehend  genannten  Verkehre  gemein- 
sames besonderes  Tarifheft  in  Kraft, 
enthaltend  den  Ausnahmetarif  6  für 
Steinkohlen,  Steinkohlenkoks,  Stein- 
kohlenbriketts, Braunkohlen,  Braun- 
kohlenbriketts, Braunkohlenkoks  sowie 
Gaskoks.  Dadurch  wird  der  in  den  mit 
Ablauf  des  30.  September  1919  außer 
Kraft  tretenden  Tarifheften  7,  8,  9  und 
11  C  II  enthaltene  Ausnahmetarif  6  er» 
setzt. 

Dresden,  am  26.  Septbr.  1919.  (1026) 
Gen.-Dir.  d'.  Sachs.  Staatseisenb.. 
namens  der  beteil.  Verwaltungen. 


Verkehr  Graslitz  oberer  Bahnhof- 
Sachsen.    Gütertarif  Teil  II. 

Mit  dem  1.  Oktober  1919  gelangt  ein 
neues  Heft  C  I  a  des  Tarifs  Nr.  200  für 
den  Wechselverkehr  deutscher  Eisen- 
bahnen untereinander.  Kilometertarif- 
tafeln enthaltend,  zur  Ausgabe.  In  die 
Frachtsätze  der  Klassentarife  ist  eine 
Erhöhung  um  50  v.  H.  eingerechnet. 
Weitere  Auskunft  erteilt  unser  Ver» 
ke'hrsbüro,  hier,  Wiener  Straße  4,  II. 
Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Tariferhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn- Verkehrs-Ordnung. 

Dresden,  25.  September  1919.  (1028) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 

namens  der  beteiligt.  Verwaltungen. 


Binneugütcrtarif    für  die  vollspurigcn 
Linien,  Teil  II,  Heft  1. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  dei-  Nach- 
trag II  in  Kraft.  Er  enthält  tmen 
anderweiten  Ausnahmetarif  G  für 
iSteiukohleu,  Bi'auukohlen,  Gaskoks 
usw.  Abdrucke  des  Nachtrags  können 
von  unserer  Wirtsohaftshauptverwal- 
tung  in  Dresden^N.  und  durch  die  Sta- 
tionen bezogen  werden.  Gleichzeitig 
wird  in  Ziffer  la  des  Warenverzeich- 
nisses zum  Ausuahmetarif  2  (Rohstoff- 
tarif) „Gaskoits  von  Gasanstalten  ver- 
sandt" gestrichen. 

Dresden,  25.  September  1919.  (1020) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenbahnen. 


Binnen-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Linien     der    Sächsischen  Staatseisen- 
bahnen Teil  II,  Heft  2. 

Am  1.  Oktober  1919  tritt  der  Nach- 
trag XIII  in  Kraft.  Er  enthält  Ent- 
fernungen für  die  Station  Nieder- 
würschnitz,  neue  Bestimmungen  über 
die  Frachtberechnung  für  die  Station 
Bederwitz  und  um  50  %  erhöhte  Tarif- 
sätze für  die  in  den  Anhang  zum  Tarif 
aufgenommenen  Stationen  mit  be- 
schränkter Abfertigung.  Der  Nachtrag 
kann  durch  unsere  Wirtschaftshaupt- 
verwaltung in  Dresden-Neust,  und 
durch  die  Stationen  bezogen  werden. 

Dresden,  25.  September  1919.  (1021) 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenbahnen. 


Erste     Donau- Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft. 

Haftung  für  aufgelieferte  Sendungen. 

Anläßlich  der  Eröffnung  der  Güter- 
annahme in  verschiedenen  Verkehi"sver- 
bindungen  wdrd  darauf  aufmerksam 
gemacht,  daß  laut  Verordnungsblatt  für 
Eisenbahnen  imd  Schiffahrt  Nr.  56  vom 
14.  Mai  1918,  Kundmachung  (694)  für 
eine  (g-anz  oder  teilweise)  aufgeliefei-te 
Sendung  die  Gesellscliaft  für  Verlust, 
Minderung  oder  Beschädigun«-  vor  Ab- 
s:chluß  des  Frachtvertrages  (d.  i.  vor 
Aufdruck  des  Tagesstempels  der  gesell- 
schaftlichen Abfertigungsstelle  auf  den 
Frachtbrief)  —  insoweit  eine  Haftung 
der  Gesellschaft  überhaupt  Platz  greift 
—  nur  bis  zu  einem  Betrage  von  120  Kr., 
120  Fros.  bzw.  120  Ji  für  100  kg  (je  nach 
der  Währung  der  im  Verkehr  zwischen 
Stationen  des  betreffenden  Landes  un- 
tereinander bestehenden  Tariffracht- 
sätze) haftet. 

Wien,  am  19.  September  1919.  (1036) 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Zum  1.  Oktober  1919  wird  zum  Bin- 
nentarif der  IX.  Nachtrag  heraus- 
gegeben. Derselbe  enthält  Tariferhö- 
hungen für  den  Personen-,  (jrepäck- 
und  Güterverkehr. 

Auskunft  erteilt  das  Verkehrsbüro. 
Berlin,  den  26.  September  1919.  (1023) 
Beinickendorf -Liebenwalde-Groß» 
Schönebecker  Eisenbahn. 
Die  Direktion. 


Ruppiner  Eisenbalm. 

Zum  1.  10.  d.  J.  werden  die  Tarifsätze 
im  Personen-,  Güter-  und  Tierverkehr 
erhöht.  Am  gleichen  Tage  tritt  der 
Nachtrag  IV  zum  Binnen-Personen-  u. 
Gepäcktarif  in  Kraft. 


Die  Verkürzung  der  Veröffent- 
lichungsfrist griindet  sich  auf  die  vor- 
übergehende Ändening  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  (R.-G.-Bl. 
1914,  S.  455). 

Neuruppin,  im  September  1919.  (1037) 
Die  Direktion. 


Binnentarif 
der     Stiafiburger  Straßenbahn-Gesell- 
schaft vom  1.  Mai  1913. 
Wechseltarif 
Nebenbahnen  der  Straßburger  Straßen- 
bahn-Gesellschaft und  der  Nebenbahn 
Rhein-Lahr-Seelbach  vom  1.  Oktob.  1914. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  im  Per- 
sonen-, Gepäck-,  Expreßgut-,  Tier-  und 
Güterverkehr  Tariferhöhungen  in  Kraft. 
Die  Abweichung  vom  §  6  (5)  der  Eis«D- 
bahn-Verkehrs-Ordnung  ist  von  der  Auf- 
sichtsbehörde genehmigt. 

Kehl,  den  25.  September  1919.  (1038) 
Straßburger  Straßenbahn-Gesellschaft. 
Abteilung  Baden. 


Löwenberg-Lindow-Rheinsberger 
Eisenbahn. 

Zum  1.  Oktober  d.  J.  werden  die 
Tarifsätze  im  Personen-,  Güter-  und 
Tierverkehr  erhöht.  Am  gleichen  Tag« 
tritt  der  Nachtrag  IV  zum  Binnen- 
Personen-  und  Gepäcktarif  in  Kraft. 

Die  Verkürzung  der  Veröffent- 
liohungsfrist  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung  (EGBl. 
1914,  S.  455). 

Rheinsberg,  im  September  1919.  (1(0) 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Personen-  und  Gepäcktarif  der  Sachs. 
Staatsbahnen  Teil  II,  vom  15.  Juli  1919. 

Am  1.  Oktober  1919  wird  ein  Nach- 
trag 1  zum  bezeichneten  Tarif  ausge- 
geben, der  Änderungen  und  Ergänzun- 
.gen  der  Ausführungsbestimmungen  und 
der  Anlagen  enthält. 

Dresden,  am  26.  Septbr.  1919.  (1025) 
(jpen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 


Zum  Personentarif  für  unseren  Bin- 
nenverkehr treten  mit  Gültigkeit  vom 
1.  Oktober  1919  ab  der  Nachtrag  II 
zum  Heft  1  und  ein  neues  Heft  3  in 
Kraft-,  enthaltend  anderweite,  größten- 
teils erhöhte  Tarifsätze. 

Näheres  ist  auf  unserem  Verkehrs- 
büro und  demnächst  auch  bei  den  Fahr- 
kartenausgaben zu  erfahren. 

Oldenburg,  23.  September  1919.  (1024) 
Eisenbahn  direktion. 


Tarifverzeichnis    95,    Binnentarif  der 
Gernrode-Harzgeroder  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  d.  Js. 
tritt  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  eine  Erhöhung  der 
Beförderungspreise  im  Personen-,  Ge- 
päck- und  Expreßgutverkehr  bis  zu  50 
V.  H.  der  bisherigen  Befördenmgs- 
preise  ein. 

Nähere  Auskunft  bei  der  unterzeich- 
neten Direktion  und  den  Fahrkarben- 
Ausgabestellen  . 

Gemrode  a.  H.,  25.  September  1919. 

Die  Dipektion  (1043) 
der  Gernrode-Harzgeroder  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.  Ritter  in  Berlm. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  8.  Hermann  &  Co.  in  Berlin  8W. 


Zeitung  Vereins 
Deutseher  Eisenbahnverwaltungen. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

?on  Dr.  V,  Ritter.  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter-  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.S. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 


Nr.  75. 


Berlin,  den  4.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 
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KNORR^BREMSE  Ä 

Berlin- Mchtenberg,  Neue  Bahnhofatr.  9/17.  ^ 
HailaBd  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 

Abteilung  I  für  VoUbaKnen. 
Liftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schneilbremsen  f. Personen- n. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  r.Benzol-  u.  elektr.Triebwagen. 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  PreBluftsandstreuer  für  Vollbahnen. 
Federnde  Kolbenringe.  Lunsauge- u. Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  HelBdampf- 
Ivkomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer. 
Vorwarmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Sohlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  KleinbaKnen. 

(FrGher  Kontineotalt  Brentei  -  Gesellicliaft  ■.  b.  H.,  Tcreiiigtc  ChritUBin-  md  BtktrbremiN) 
Liftdruckbremsen  für  StraBen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Aehs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
Steuerung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  StraBen-  u.  Kleinbahnen.  Drnckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen,  e  Bremsen- 
Elnstellvorrlchtungen.  TürschlieBvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
Wickelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeug«,  Reinigung 
otektrlscner  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


Wegeschranken,  Hand'  und  Drahtzug-Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK-SchinKel 

 nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  »owie  sämtliche  Zubehörteile.  

Bremsprellböcke,  Lokomotivschuppenschornsteine,  WeichenverschlUsse,  Lademaße, 
Neigungszeiger,  Leitungsmaterialien,  Eisengießerei. 
Weltaasstellung  Brüssel:  Ehrenpreis.    Weltausstellung  Turin:  ,,Grand  Prix". 

Saltische  Ausstellung  Malmö:  Kenigl.  Medaille.  17074] 
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Berlin,  den  4.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


B-estimmung;   <l-er    Zahl   und    Art  der 

Werkstättenarbeiter  und  B-eamt-en  d«r 

Betri'Cbswerkstätten. 
Die   Einrichtun«:  der  B^etriebsverwal- 

tune:    bei    den    neuen  Reiobseisen- 

bahmen. 

Nachxicliten. 
D^eutscbland:    Gksetz   über  Er- 
h'Cbunff  von  Zuschlägen  im  Güter- 


1  II  Ii  a  1  1 1 

und  Tierverkehr  der  preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen.  — 
Grebührenerhebung'  bei  Anweisun- 
gen dcis  Absenders  und  des  Emp- 
fängers sowie  bei  nachträglichen 
Verfügungen  des  Absenders.  — 
Frachtermäßigung  für  Ammonsul- 
fatsalpeter.  —  Weitere  Verkehrs- 
einschränkungen? —  Eröffnung  von 
Strecken.  —  Die  Kohlennot  in  Lud- 


wigshafen. —  Personalnachrichten. 

Deut  schößterr  eich:  Südbahn. 
—  Die  Elektrisierung  der  Strecke 
Stainach^Irdning-Attnang.  —  Ein- 
ischränkung  des  Personenverkehrs. 

Übrige  europäische  Länder: 
Generalstreik  auf  den  englischen 
Eisenbahnen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Bestimmung  der  Zahl  und  Art  der  Werkstättenarbeiter  und  Beamten  der  Betriebswerkstätten. 

Von  Regierungs-  und  Baurat  Lüders,  Thorn. 


Die  Abnahme  der  Leistung  der  Eisenbalmhauptwerkstätten 
in  den  Jahren  1916  und  1917  hat  dazu  geführt,  die  Bedeutung 
der  Eisenbahnbetriebswerkstätten  namentlich  für  die  Aus- 
be-&.serung  der  Fahrbetriebsmittel  klarer  hervortreten  zu  lassen. 
Vielfach  ist  ihr  jedoch  in  ihrer  Ausstattung  nicht  genügend 
Eechnung  getragen,  so  daß  viele  noch  heute  nicht  mit  den  für 
die  gute  und  schnelle  Instandsetzung  der  Betriebsmittel  nöti- 
gen Einrichtungen  versehen  sind.  Die  Folge  war,  daß  die 
Fahrzeuge  ohne  ausreichende  Instandsetzung  im  Betriebe 
bleiben  mußten  und  bei  den  ungeeigneten  oder  minderwertigen 
Dichtungs-  und  Ersatzstoffen  immer  mehr  herunterkamen, 
bis  sie  schließlich  in  gänzlich  zerrüttetem  Zustande  in  die 
Hauptwerkstätten  gelangten.  Die  Haupt  Werkstätten  waren 
jedoch  infolge  Leistungsrückganges  nicht  imstande,  die  Aus- 
besserungen mit  der  für  eine  wirtschaftliche  Betriebsführuug 
nötigen  Beschleunigung  vorzunehmen.  Die  einzige  Bettung 
zur  Herabdrückung  des  hohen  Ausbesserungszustandes  war 
die  größere  Inanspruchnahme  der  Betriebswerkstätten,  die 
namentlich  ermöglicht  wurde  durch  das  starke  Angebot  von 
Arbeitskräften  nach  Beendigung  des  Kriegszustandes  und  teil- 
weise durch  Einführung  des  Achtstundenarbeitstages  und  die 
dadurch  bedingte  Einrichtung  der  Doppelschichten. 

Der  Dienst  in  den  Betriebswerkstätten  umfaßt  alle  Arbeiten 
und  Obliegenheiten,  die  nötig  sind,  um  die  kleinen  und  mitt- 
leren Schäden  an  den  Eisenba,hnfahrzeugen  und  maschinellen 
Anlagen  zu  beseitigen,  die  dazu  nötigen  Arbeiter  einzustellen, 
auf  die  Arbeiten  richtig  zu  verteilen  und  die  Arbeitsausfüh- 
rungen zu  (beaufsichtigen,  sowie  die  erforderlichen  Werk- 
stattseiniichtumgen  zu  beschaffen  und'  instandzuhalten. 

Allgemein  kann  nicht  nachdrücklich  genug  betont  werden, 
daß  die  Betriebswerkstätten  in  ihren  Einrichtungen  so  aus- 
gestattet werden  müssen,  daß  sie  den  höchsten  Anforderungen 
in  bezug  auf  schnellste  und  beste  Arbeitsausführung  genügen, 
und  daß  sie  imstande  sind,  mit  Ausnahme  der  größeren  Kessel- 


arbeiten,  sämtliche  im  Betriebe  vorkommenden  Ausbesserun- 
gen selbst  ohne  Inanspruchnahme  der  Hauptwerfcstätten  aus- 
zuführen. Das  Einschweißen  der  Siede-  und  Flammenrohre 
jedoch  vrird  zweckmäßig  ausschließlich  in  den  Hauptwerk- 
stätten vorgenommen,  weil  hierfür  besonders  vorgebildete, 
eingeübte  Arbeitskräfte  nötig  sind.  Dagegen  erscheint  es 
vorteilhaft,  das  Auswechseln  einzelner,  nicht  eingeschweißter 
Siederohre  oder  Eohrbündel  in  den  Betriebswerkstätten  zu 
bewirken  und  die  hierfür  sowie  zum  Anschuhen  der  Eohre 
erforderlichen  Einrichtungen  vorzusehen.  Je  weniger  die 
Hauptwerkstätten  mit  Arbeiten  für  die  Betriebswerkstätten 
belastet  werden,  um  so  mehr  hebt  sich  die  Leistung  der  Haupt- 
werkstätten selbst,  um  so  geringer  ist  die  Beanspruchung  des 
Wagenparkes  für  Dienstgutsendungen,  und  um  so  kürzer  wer- 
den die  Wartezeiten  der  Bietriebsmittel  auf  Fertigstellung. 

Von  wesentlichem  Einfluß  auf  die  Arbeitsausführung  ist 
die  richtige  Bemessung  der  Zahl  und  Art  der  Arbeiter,  ihre 
sachgemäße  Einteilung  und  fachkundige  B^eaufsichtigung. 
Der  Dienst  in  den  Betriebswerbstätten  scheidet  sich  nach  der 
Art  der  Betriebsmittel  in  Lokomotiv-  und  Wagen-,  hauptsäch- 
lich Güterwagenausbesserung.  Die  folgende  Untersuchung 
erstreckt  sich  daher 

1.  auf  die  Loikomotivausbeiss>6rung, 

2.  auf  die  Güterwagenausbesserung. 

1.   L  o  k  o  m  o  t  i  V  a u s  b  esse  r  un  g. 

Der  Ausbesserungsstand  der  Lokomotiven  hat  betragen 

im  Jahre  1914 :  19  %,  davon  in  den  Hauptwerkstätten  16  %, 
in  den  Betriebswerbstätten  3  %, 

im  Jahre  1917 :  27  %,  davon  in  den  Hauptwerkstätten  21  %, 
in  den  Betriebswerkstätten  6  %, 

im  Jahre  1918:  36%,  davon  in  den  Hauptwerkstätten  27  %, 
in  den  Betriebswerkstätten  9  %. 


MX.  Jahrgant; 

4.  <.)ktober  191y.  7% 

Bei  ikin  Ausbesseninffsstand  der  Betriebsw^rkstätten  eind 
die  vi^lou  kleinen  Schäden  nicht  berüoksichtiot,  deren  Besei- 
tiffung-  24  Stunden  und  wenioer  Zeit  dn  Ansprucli  nimmt,  die 
.iedoch  eine  starke  Belastung  des  Lokomotivparkes  und  der 
Betiiebswerkstätten  darstellen.  Da  die  Leistuuoen  der  Haupt- 
werkstätten in  absehbarer  Zeit  nicht  isteifferuno-sfähi.g  erschei- 
nen, sind  die  Betriebswerkstätten  durch  beste  Arbeitsweisen 
und  Äute  Einrichtungen  in  den  Stand  zu  setzen,  den  Aus- 
be-ssenmffsstand  auf  den  alten  Satz  von  3  %  zu  bringen.  Jeder 
Tag  des  Stillstandes  einer  Lokomotive  erfordert  außer  den 
Ausbesserungskosten  selbst  noch  Standkosten,  die  naeh  den 
derzeitigen  Leihgebühren  für  eine  vierachsige  Tenderloko- 
motive und  für  eine  Lokomotive  mit  Tender  —  dreiachsige 
Tenderlokomotiven  kommen  nur  noch  vereinzelt  vor  und 
können  außer  Betracht  gelassen  werden  — -  bemessen,  betrafen : 
ohne  Lokomötivpersonal  und  Betriebsstoffe  105  Jl, 
mit  Lokomotivpersonal  und  Betriebsstoffen  180  Jl. 

Jede  Überführung  einer  Lokomotive  von  der  Betriebswerk- 
stätte zur  Hauptwerkstätte  und  zur  Betriebs werkstätte  zurück 
beansprucht  demnaeh  l>ei  sechsstündiger  Fahrtdauer  ein- 
ischließlich  Vorbewitungs-  und  Abschlußdienst  einen  Auf- 
wand von 

„/ISO -6  '    4-105\  , 

n— 10    +     1— I^SOO.M- 
und  gegenüber  den  täglichen  Lokomotivstandkosten  von  105  .// 
einen  Mehraufwand  von 

300  —  105  =  195  Jl. 

Die  Überführungen  von  Lokomotiven  nach  den  Hauiitwerk- 
stätten  müssen  daher  bei  kleinen  und  mittleren  Sclüiden  unter- 
bleiben. 

Die  Bestimmung  der  Zahl  und  Art  der  Arbeiter  für  die 
Lokomotivausbessenmg  in  den  Betriebswerkstätten  erfolgt 
nicht  einheitlich.  Während  in  Mittel-  und  Westdeutschland 
bereits  vor  dem  Kriege  auf  ie  eine  zugeteilte  Lokomotive  ein 
Arbeite.r  (gereohmet  wondten  list,  hat  die  Bierechniung  der 
Arbeiter  in  einigen  östlichen  Bezirken  nach  der  Zahl  der 
Lokoniotivpersonale  stattgefunden,  wobei  auf  je  2  Personale 
ein  Werkstättenarbeit/er  kam.  Im  letzteren  Falle 
hat  sich  toi  dier  Umrecihnung  auf  zu,geteilte  Loko- 
motiven allgemein  etwa  0,3  Kopf  für  die  Lokomotive 
■er,geben;  diese  Be-reohnunigsiart,  von  der  wälirend  des 
Krieges  allgemein  abgegangen  ist.  muß  demnach  als  nicht  zeit- 
gemäß bezeichnet  werden.  Infolge  Leistungsrückganges  der 
Arbeiter  während  des  Krieges  hat  sich  die  Zahl  der-  Arbeiter, 
die  auf  eine  zugeteilte  Lokomotive  entfallen,  im  Durchschnitt 
auf  1,5  Arbeiter  bei  zehnstündiger  und  auf  1,8  bei  achtstün- 
diger Arbeitszeit  erhöht.  Jedoch  auch  hierbei  gelangt  man 
zu  unrichtigen  Ergiebnissen.  Es  ist  zweckmäßig,  die  Zahl  der 
Arbeiter  nach  den  Lokomotivgattnngen  zu  bemessen,  und 
zwar  ist  bei  achtstündiger  Arbeitszeit  zu  reohnen 

für  jede  zugeteilte  S  9/S  lO-Lokomotive  1,8  bis  2,7  Arbeiter, 

für  jede  zugeteilte  S7/P  8/G- 8/G  8VG  10/G  12-Lokomotive  1,2 
bis  1,S  Arbeiter. 

für  jede  Lokomotive  anderer  Gattung  0,8  bis  1,2  Arbeiter. 

Die  Arbeitsleistung  Ixsdarf  ständiger  Nachprüfung.  Die  an- 
gegebenen Höchstwerte  für  die  Ermittlung  der  Arbeiterzahlen 
sind  zurzeit  als  richtig  anzusehen;  mit  den  Mindestwerten 
kann  erst  wieder  gerechnet  werden,  wenn  die  Leistung  der 
Arbeiter  auf  den  Wert  der  Vorkriegszeit  im  Jahre  1914  ge- 
stiegen ist. 

Die  nach  vorst/ehenden  Gnmdsätzen  ermittelte  Gesamtzahl 
der  Arbeiter  ist  auf  die  einzelnen  Handwerke  wie  folgt  zu 
verteüen.  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  daß  auf  die  Hand- 
werkeir  etwa  70%  und  auf  die  Hilfsarbeiter  etwa  30%  ent- 
fallen. 


  Nr.  7.5 

Zusammenstellung  1. 


Verteilung  ^cr  Arbeiter  auf  die  Handwerke. 


1  Ziffer  1 

Art  der 
Arbeiter 

0 

j     davon  in 
Nachtschicht 

8 

1  Bemerkungen 

1 

Schlosser 

  - 

53 

! 

s.  Zusammen- 
stellung 2 

j—  ^  

dazu  bei  Bedarf  Schlosser 
für  die  Unterhaltung  der 
maschinellen  Anlagen 
duuerudio    uer  werlt- 
stätten.  Bei  einfacheren 
Verhältnissen  werden 
die   Arbeiter    der  lfd. 
Zilfer  1  und  2  oder  1, 
2  und  6,  bezw.  8  und  11 
zusammengefaßt. 

2 

Werkzeug- 
schlosser 

1  ^ 

i 

1 
1 

3 

j  Schmiede 

2'  — 

1 
i 

4 

Dreher 

4 

0,5 

5 

Kupfer- 
schmiede 
und  Klempner 

1 

6 

Kessel- 
schmiede 

6 

0,5 

7 

Tischler 

1 

bei  Werkstätten  mit  ver- 
einigter Lokomotiv-  und 
Wagenausbesserung 
wciuou    tiic  Alöcmerar* 
beiten  von  der  Wagen- 
abteilung ausgeführt,  so- 
fern sie  nicht  weit  ent- 
fernt liegt. 

8 

Hilfsarbeiter 
der  Schlosser 

19 

s.  Zusammen- 
stellung 2 

9 

Zuschläger 

2 

10 

Dreherei- 
Hilfsarbeiter 

2 

1 

Bedienung  der  Achsschen- 
kelbank, der  Bohr-  und 
Hobelmaschinen 

11 

1 

Hilfsarbeiter 
der  Kessel- 
schmiede 1 

3 

0,5 

— 

12 

Lagerarbeiter  | 

1 

'1 

0,3 

bei  einfachen  Verhältnissen 
zusammen  lfd.  Ziffer  12 
u.  13:  1     der  überschie- 
ßende Teil  erhöht  alsdann 
den  Wert  der  lfd.  Ziffer  8. 

13 

Werkzeug-  j 
ausgeber 

1^ 

0,3 

zusammen 

lool 

Die  Schlosser  werden  zu  .  Sonder-  und  Allgemeingruppen 
zusammengefaßt;  ihnen  werden,  wie  auch  den  Ke.'isel- 
sohmieden,  HilfsarT>eiter  beigegeben,  die  die  einfachen  und 
groben  Arbeiten,  wie  z.  B.  das  Reinigen  der  Teile,  verrichten 
Tind  für  idie  Beförderung  der  Gegenstände  sorgen. 
An  Sondergruppen  isiind  zweckmäßig  folgendie  zu  balden: 

1.  für  Achssenke  und  Achslager  zum  Wiederherstellen  heiß- 
gelaufener Achsen  und  Achslager.  Bei  dem  zurzeit  zur 
Verfügung  stellenden  minderwertigen  öl  -wird  an  Arbeit 
kein  Mangel  sein.  Aber  auch  dann  iet  die  Gruppe  mit 
Vorteil  zur  Verhütung  von  Heißläufern  zu  verwenden, 
wenn  wieder  genügend  öl  von  angemessener  Beschaffen- 
heit zu  annehmbaren  Preisen  zu  haben  ist,  oder  wenn 
die  Zahl  der  Heißläufer  vorübergehend  nachläßt.  Die 
Achslager  und  ihre  Stellkeile  sollten  in  bestimmten  Zeit- 
räumen nachgesehen  und  nachgear'beitet,  die  Sehiuier- 
dochte  in  regelmäßigem  Wechsel  ausgewaschen  werden, 
wodurch  nicht  nur  Betriebsunregelmäßigkeiten  vermie- 
den, sondern  auch  Material-  und  Lohnkof^fen  ersi)art 
werden ; 

2.  für  Stangen.  Stangenlanger  und  Gewerkteile.  Bei  diesen 
Teilen  bewirkt  vor  allen  Dingen  die  schlechte  Beschaffen- 
heit des  Öles  -und    die  Überbean.spruchung    der  Loko- 
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motiv€u  liohen  Ausbesserungssband.      Auch    hier  kann 
<lu;i-ch  h-onbetig-onde  Maßnaluu€n  —  ;<>rüacüich<i  Durch- 
sicht des  gesamten  G^ewerks  ■einschließlich  dier  Stangen 
und    regelmäßige  Überwachung    d«r  Stang^^enlager  und 
ihrer  Stellkeile  —    an  Material,    namentlich    an  Lager- 
metall, und  an  Lohn  gespart  werden ; 
:>.  für  Armaturen.     Durch  rechtzeitige  vorbeugende  Maß- 
nahmen kann  namentlich  bei  den  mangelhaften  Dich- 
tungsstoffen  Kohle  und  Dampf  gespart  werden.    Ein  bis 
zwei  Schlosser  werden  dauernd  an  den  Auswasohloko- ' 
motiven  tätig  sein  müssen; 
4.  für  Kolbcnschieber,  die  in  iZeiträumen  von  etwa  14  Tagen 
nachzusehen  sind.    Je  nach  der  Beschaffenheit  des  Öles 
ist  der  Zeitraum  zu  verlängern  oder  zu  verkürzen.  Durch 
Vernaehlässigung    der   Kolbenschieber    tritt    vor  allen 
Diuigen.  neben  großem  Verschleiß  an  Kolbenringen  hoher 
Dampfverbrauch  und  damit  großer  Kohlenverbrauch  ein. 
Bei  ix.'g'elmä-ßiger  Prüfung  lassen  sich  die  Kolbenschiebei' 
ohmo  Beschädiguag  der  Hinge  herausnehmen.  Bei  der  Prü- 
fung   der  Kolbenschieber    werden    auch    zu,gleich  die 
Überdruck-  \md  Sicherheitsventile  der  Zylinider  sowie  die 
Zylinderhähne  nachigesehen  und  gereiinigt  und  die  Öllei- 
tungen zu  den  Kolben  und  Schiebern  gereinigt  und  durch- 
geblasen.   Die  Dampfkolben  der  Heißdampflokomotiven 
müs.sen  gleichfalls  zur  Ersparung  an  Material  —  Kolben- 
ringen — •  sowie  von  Betriebsstoff  —  Kohle  und  öl  —  in 
Zeiträumen  von  etwa  drei  Monaten  nachgesehen  werden. 
Die  Gruppen  für  allgemeine  Arbeiten  beheben  diie  übrigen 
nicht  genannten  Schäden,  insbesondere  an  Flachschiebern  mit 
ihren  Kolt>en,  an  den  Bremsen,  an  den  Stopfbüchsen,  Zylindern. 
Federn  und  am  Untergestell  einschließlich  der  Verpackungen, 
soweit  das  nicht  di«  Armaturgruppe  besorgt. 

Bei  mittleren  Betriebswerkstätt>en  kann  die  Sondergruppe 
für  Stangen  mit  der  Gnippe  für  allgemeine  Arbeiten  zusam- 
mengefaßt werden ;  bei  kleinen  Betriebswerkstälten  wird  ma)i 
häufig  von  der  Bildung  der  Sondergruppen  absehen  können. 

örtliche  Verhältnisse  spielen  bei  Bemessung-  der  Gruppen 
und  ihrer  Zahl  erheblich  mit,  insbesond«  ro  schlechtes  Kessel- 
sixjisewasser  u.  dgl. 

Eine  zweckmäßige  Verteilung  der  Schlosser  und  Hilfs- 
arl>eiter  auf  Gruppen  ist  in  Zusammenstellung  2  gegeben. 

Z  u  .s  a  ni  m  e  n  s  t  e  1 1  u  n  g  2. 


V'ierteilung  der  Sciüosser  und  Hilfsarbeiter  auf  Gruppen. 


Anzahl  der 

davon  in  Nachtschicht 

Ziffer- 

Art 
der  Arbeiten 

Schlosser 

Hilfs- 
arbeiter 

% 

Schlosser 
8 

Hilfs- 
arbeiter 

der  Gesamtzahl 

der  Gesamtzahl 

1 

Achssenke  und 
Achslager 

3 

1,5 

■> 

Stangen,  Stan- 
genlager und 
Gewerk 

16 

4 

2 

0,5 

3 

Armaturen 

5 

1,5 

0,5 

- 

»4 

Kolbenschieber 

2 

2 

6 



Allgemeine  Ar- 
beiten 

26 

9 

3 

1 

6 

Maschinelle  An- 
lagen 

3 

1 

Zusammen 

.55 

19 

'~  Die  Giuppep  für  allgemeine  Arbeiten  und  Stangen  —  Tages- 
uiid  Nachlg)-n ppen  —  bestehen  aus  je  1  A'orsehlosser.  1  bis 


9  Schlossern  und  1  bis  4  Arbeitern;  sie  versehen  den  Dienst 
abwechselnd,  so  daß  sich  der  Nachtdienst  auf  sämtliche  Gnip- 
pen  für  allgemeine  Arbeiten  und  Stangen  erstreckt.  Bei 
mehreren  Lokomotivschuppen  werden  die  Arbeiter  auf  die 
einzelnen  Schuppen  nach  der  Zahl  der  unterzubringenden 
Lokomotiven  verteilt,  jedoch  ist  nur  eine  gemeinsame 
Schmiede,  Kupferschmiede  und  Tischlerei  und  möglichst  auch 
eine  allen  Schuppen  gremeinsamo  Dreherei  zweckmäßig,  wenn 
die  Entfernungen  nicht  zu  groß  sind.  Die  Sondergruppen  wer- 
den nach  Bedarf  in  den  einzelnen  Schuppen  verwendet ;  jedocli 
empfiehlt  es  sich,  die  Kesselschmiede,  Armaturschlosser  und 
die  Gruppen  für  allgemeine  Arbeiten  und  für  Stangen  und 
Ge<werk  auf  die  einzelnen  Schuppen  zu  verteilen. 

Es  ist  zweckmäßig,  außer  etwa  10  %  der  Schlosser  und  9  % 
der  Hilfsarbeiter  für  die  in  der  Naehtz-eit  auszuführenden 
kleineren  Arbeiten  auch  je  einen  Dreher  und  einen  Kessel- 
schmied vorzusehen;  die  übrigen  Arbeiter  werden  dagegen 
in  zwei  Schichten  geteilt.  Hierdurch  wird  der  Vorteil  er- 
i-eicht,  daß  während  der  Dauer  von  16  Stunden  am  Tage  die 
Werkstatt  mit  einer  g-^enügenden  Zalil  von  Arl)eitern  besetzt 
ist,  und  daß  die  Werstattseinrichtungen  wirtscliaftlicher'  aus- 
genutzt werden,  während  in  der  Nachtzeit  nur  die  unbe^lingt 
notwendige  Arbeiterzahl  gehalten  werden  sollte.  Bei  Bedarf 
ist  auch  das  Werkstattlager  und  die  Werkzeugausgabe  in  der 
Nachtzeit  zu  besetzen. 

Zur  Verteilung  der  Arbeiten  auf  die  einzelnen  Gruppen,  zur 
richtigen  Einteilung  der  Arbeitergruppen,  zur  Beaufsichti- 
gung der  Arbeiter,  zur  Über■\^'acllung  der  Arbeiten,  Maschinen 
und  Geräte  ist  für  einen  ordnungsmäßigen  Betrieb  besonderes 
Aufsichtspersonal  für  den  Werkstättendienst  nötig,  und  zwar: 
1  Werkführer  für  je  30  Werkstättenarbeiter,  ?  einer  Schicht, 
1  Werkmeister  für  je  100  Werkstättenarbeiter' 
wenn  nicht  örtliche  Gründe  eine  Herabsetzung  oder  Erhöhung 
der  Zahlen  geboten  erscheinen  lassen  sollten;  mindestens  muß 
in  jeder  Früh-  und  Spätschicht  ein  Wei'kmeister  und  ein  Werk- 
führer vorhanden  sein.  In  der  Nachtschicht  ist  ein  Werkführer 
erforderlich  bei  melrr  als  10  Arbeitern. 

Zur  Entlastung  der  Werkmeister  vom  Schreibwerk  und  Büro- 
dienst sind  Bürokräfte  —  Schreibhilfen  —  vorzusehen;  ihre 
Zahl  ermittelt  sich  unter  Berücksichtigung  der  jetzt  allgemein 
eingefühi-ten  Lohnzahlung  mit  Al)rechnungszetteln  aus  der 
Gesamtzahl  der  Bediensteten  der  Dienststelle  derart,  daß  eine 
Schreibhilfe  auf  je  80  Köpfe  bei  wöchentlicher  und  auf  je 
120  Köpfe  bei  monatlicher  Lohnabrechnung  entfällt. 

Die  Zahl  der  in  einer  Lohnrechnung  zu  führenden  Lohn- 
empfänger ist  derart  zu  bennessen,  daß  sie  120  Lohnempfänger 
bei  wöchentlicher  und  150  Lohnempfänger  bei  monatlicher 
Lohnabrechnung  nicht  übersteigt. 

Die  Schreibhilfen  haben  alle  Personalsacheu,  einschließlich 
der  Vernehmungen  in  diesen  Angelegenheiten,  das  Lohn-, 
Kranken-,  Unfall-  und  Versicherungswesen  zu  bearl>eiten,  die 
Lohnrechnungen  zu  führen  und  gegenseitig  zu  prüfen,  die 
Drucksachen,  namentlich  die  Fahrplanbücher  und  Dienstau- 
weisungen der  Lokomotivführer,  zu  berichtigen,  die  Zusam- 
menstellung der  Lokomotivleistungen  zu  fertigen,  bei  der 
Prüfung  der  Dienistbücher  der  Fahrbeamten  Hilfe  zu  leisten 
und,  falls  kein  besonderer  Beamter  vorhanden  ist.  die  Geräte- 
verwaltung und  den  Materialienrapport  zu  führen.  Sie  müssen 
gleich  den  Arbeitern  Dienst  in  zwei  Schichten  leisten,  damit 
der  Dienststellenvorsteher  und  die  Werkmeister  in  Personal-, 
Lohn-,  Kranken-,  Unfall-  und  Versicherungssachen  wirksam 
entlastet  werden.  Für  die  Vernehmungen,  auch  der  Lokomotiv- 
führer, in  Personalsachen,  zur  Auskunfterteilung  in  Lohn-, 
Kranken-,  Unfall-  und  InvaUdensachen  muß  in  jeder  Schicht 
bei  größeren  Betriebsw^erkstätten  ein  mittlerer  Beamter  — 
Eisenbahnassisteut  —  als  Bürokraft  vorhanden  sein.  A'^on 
den  übrigen  Schreibhilfen  müssen  mindestens  einer  bis  zwei 
Unterbeamte  ^sein.  Die  Schreibhilfen  müssen  mit  den  Beamten 
anderer  Dieniststellen  in  den  Bezügen  völlig  gleichgestellt 
werden,  um  ein  Abwandern  zu  verhüten. 
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Zui-  weiteren  wirksamen  Entlastung,  insbesondere  der  Werk- 
stätten Werkmeister  und  Werkführer,  sind  dem  Büro  jeder 
ÄTÖßei-en  Betriebswerkstätte  mit  mehr  als  100  Werkstätten- 
arbeitern technische  Büroassistenteu  beizug-ebeu,  die  folgende 
Arbeiten  zu  erledigen  haben:  Führung  des  Materiaüen- 
rapportes  und  des  Ausbesserung-sstandes,  Verwaltung  der  Ge- 
räte aller  Art  einschließlich  des  Gerätewagens,  Verwaltung 


deo^  LokomotivaushilfsteUe,  Überwachung  des  Stofflagers  und 
der  maschinellen  und  elektrischen  Anlagen  einschüeßlich  der 
Schreibarbeiten,  Verhandlung  mit  Lieferfirmen.  Fühi-uno- 
der  Bestellzettelbücher,  Anforderung  der  Betriebs-  und  Werk- 
-stattsstoffe  usw.  Für  je  150  Werkstättenarbeiter  ist  ein  tech- 
nischer Büroassistent  nötig. 

(Schluß  folgt.) 


Die  Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei  den  neuen  Reichseisenbahnen 

Vom  Betriebsinspektor  Kraus,   Villingen  (B,aden). 


In  einem  fachmannisch  ausgezeichnet  und  vorurteilsfrei 
durchgearbeiteten  Aufsatz  behandelt  Herr  Eegierungsrat 
Quaatz  in  Nr.  36  und  37  der  Vereinszeitung  die  Frage  des 
Neuaufbaues  der  Betriebsverwaltung  bei  den  künftigen 
Reichseisenbahnen.  Diese  Abhandlung  hat  in  süddeutschen 
achkreisen  ein  außerordentliches  Interesse  gefunden.  Sie 
zeigt  uns  vom  Standpunkte  eines  unparteiisch  urteilen- 
den preußischen  Fachmannes  aus,  wo  und  wie  die  preußisch- 
üessische  Organisation  im  Interesse  einer  gemeinwirtschaft- 
üchen  Leistungssteigerung  grundlegender  Änderuno-en  be- 
<lari.  Die  Trennung  von  Verkehr  und  Betrieb  zwecks  Zu- 
sammenlegung von  Bau  und  Betrieb  ist  in  Süddeutschland 
nie  als  sachlich  zweckentsprechend  angesehen  worden  Denn 
der  Betrieb  ist  u.  E.  nicht  das  selbstregelnde  und  beherr- 
schende Verwaltungs-.  sondern  nur  das  ausführende  Voll- 
zugsorgan des  Verkehrs.  Die  Erfahrungen,  die  über  die 
preußische  Betriebsorganisation  während  des  Krieges  im 
Feldeisenbahndienst  und  in  der  Heimat  gesammelt  wurden 
konnten  die  in  süddeutschen,  nicht  rein  technischen  Fach- 
kreisen bestehenden  Bedenken  nur  bestätigen.  Es  erscheint 
deshalb  im  Interesse  der  Durchführung  des  Eeichseisenbahn- 
gedankens  besonders  verdienstlich,  daß  nun  auch  von  seilen 
preußischer  Fachleute  offen  und  frei  die  Nachteile  der  preu- 
ßischen Betriebsgestaltung  zugegeben  werden  und  den  übri- 
gen bundesstaatlichen  Verwaltungen  nicht  wieder    wie 

leider  bei  so  manchen  finiheren  Staatsverträgen  mit  Preußen 
—  zugemutet  wird,  die  preußischen  Einrichtungen  in  Bausch 
und  Bogen  zu  übernehmen. 

In  Nr.  42  der  Vereinszeitung  wird  nun  in  einer  Abhand- 
lung über  die  Frage  der  Betriebsschwierigkeiten  der  Versuch 
gemacht,  die  Vorzüglichkeit  des  preußischen  Betriebssystems 
m  der  Hand  des  bautechnisch  vorgebildeten  Beamten  zu  ver- 
teidigen und  die  Behauptung  aufgestellt,  es  habe  sich  be- 
währt und  müsse  sich  auch  durchsetzen,  wenn  die  Orga- 
nisation der  Eeichseisenbahn  aufgebaut  werde.  Die  Berech- 
tigung dies-er  Behauptung  und  der  darauf  gegründeten  For- 
derung steht  aber  nach  der  Beobachtung  süddeutscher  Be- 
triebsfachleute —  und  unbefangene  Beurteiler  aus  preußi- 
schen Fachkreisen  lassen  sich,  wie  erwähnt,  neuerdings  im 
gleichen  Sinne  vernehmen  —  durchaus  nicht  unbestritten  fest. 
Selbstverständlich  müssen  bei  der  sachlichen  Erörterung  über 
den  Wert  eines  Organisationssystems  in  bezug  auf  die  zu  er- 
strebende größtmögliche  Nutzwirkung  die  Interessen  dieser 
oder  jener  beteiligten  Vorbildungskategorien  von  vornherein 
außer  Betracht  gelassen  werden.  Maßgebend  können  nur  die 
tatsächlichen  Leistungen,  die  G-esichtspunkte  des  G-emein- 
wohls  bleiben.  Die  Reichseisenbahnfrage  ist  für  das  ge- 
s.amte  deutsche  Wirtschaftsleben  so  wichtig,  sie  ist  unter 
Umständen  für  den  Reichsgedanken  von  solcher  Bedeutung, 
daß  die  Erörterung  über  ihre  beste  praktische  Durchführung 
nicht  an  einer  freimütigen  Kritik  der  in  erster  Linie  als 
maßgebend  bezeichneten  preußischen  Betriebsgestaltung  vor- 
übergehen darf. 

Die  Behauptung,  die  preußische  Organisation  habe  sicii 
bewährt,  wird  im  allgemeinen  aus  der  glänzenden  Bewälti- 
gung des  Eisenbahnaufmarsches  begründet.  Dieser  ist  aber 
von  den  nichtpreußischen  Verwaltungen  ebenso  glänzend 
durchgeführt  worden.  Im,  übrigen  war  der  Aufmarsch  bis 
ins  einzelne  ausgearbeitet  und  vorbereitet,  und  kein  Fach- 
mann hätte  es  verstehen  können,  wenn  er  nicht  glatt  durch- 
gebracht worden  wäre.  Ganz  anders  der  Rückmarsch'  Hier 
hatte  sich  die  Anpassungsfähigkeit  der  preußischen"  Oro-a- 
nisation  m  besonderem  Maße  bewähren  müssen.  Es  zeigte 
sich  aber,  daß  die  süddeutsche  Betriebsorganisation  erheb- 
lich rascher  und  reibungsloser  mit  den  unerwarteten  Anfor- 
derungen zurecht  kam  als  die  preußisch-hessische 

Die  preußische  Organisation  hatte  im  Jahre  1912  mit 
großen  Betriebsschwierigkeiten  in  Rheinland  und  Westfalen 
zu  kämpfen  weil  sie,  wie  der  oben  erwähnte  Aufsatz  in 
JNr.  4i  angibt,  von  einer  außerordentlichen  Verkehrswelle 
überrascht  wurde.    Solche  Überraschungen  aber  scheinen  bei 


einer  Vereinigung  von  A  erkehr  und  Betrieb,  die  durch  stän- 

Aff;rHr'***^^^'^-£^^^^"^S">*  ^1*^  Verkehrswelt  und  den 
Abfertigungsgeschaften  auch  die  Koniunkturen  übersehen 
lernt,  weit  eher  vermeidbar  zu  bleiben.  ixoersen.n 

.  Während  des  Krieges  traten  dann  in  den  preußischen  Be- 
zirken erstmals  im  Jahre  1916  Betriebsschwierigkeiten  auf 
Mfßv^rhJu  'erwähnten  Abhandlung  ihre  Ursache  in  dem 
Mißverhältnis  izwischen  Verkehrsanforderung  und  Betriebs- 
leistung hatten  In  Südwestdeutschland  blieb  der  Betrieb  bis 
zum  Spatnahr  1917  noch  flüssig.  Die  dann  ebenfalir  ein- 
setzenden Schwierigkeiten  fanden  in  Bader?hi.rBeIründun: 
in  einer  allzu  starken  militärischen  Beanspruchuno-  durch 
Sammelstationen  -  Baden  war  z.  T.  Etappengebiet  -  hä 
einem  Lokomotivreparaturstand  von  über  40  %.  Auch  hier 
traten  die  Schwierigkeiten  mit  längerer  Dauer  und  periodisch 
nuj  auf  der  Odenwaldbahn,  wo  die  Lokomotivschäden  durch 
sehr  ungunstige  Gelände-  und  Wasserverhältnisse  sich  be- 
sonders fühlbar  machten,  auf.  Die  württembergischen  Bahnen 
sind  von  Betnebsschwierigkeiten  überhaupt  dauernd  gänzlich 
trei  geblieben,  obgleich  auch  sie  infolge  überwiegender  Ge- 
birgsstrecken  mit  hohem  Lokomotivreparaturstand  zu  kämpfen 
Hatten.  Ihre  Betriebsorganisation  hat  sich,  nach  dem  Erfolo- 
lüf r'l*  Vergleich  können  nur  die  mittleren  und 

westlicüen  Verwaltungsbezirke  herangezogen  werden  —  als 
die  weitaus  entschlußkräftigste  und  anpassungsfähigste  er- 
wiesen. Daß  demgegenüber  die  Betriebsführung  auf  den  preu- 

9ft^l-®^Q^^I^^^  J^^  Lokomotivreparaturstand  von 

^0  bis  SO  %  in  einen  Schwächezustand  (wie  der  Aufsatz  er- 
wähnt) —  sogar  m  ihren  mittleren  Bezirken  und  schon  1916 
beginnend  -  verfallen  konnte,  muß  wohl  immerhin  Zweifel 
aulkommen  lassen,  ob  bei  der  preußischen  Betriebsorgani- 
sation  das  Höchstmaß  praktischer  Voraussicht  und  An- 
passungsfähigkeit gegenüber  rasch  schwankenden  Koniunktur- 
antorderungen  und  der  praktisch  erreichbare  Gienznutzen 
organisatorischer  Leistungsfähigkeit  schlechthin  wirklicli  er- 
reichbar ist. 

Diese  Folgerung  scheint  mir  durch  die  unter  dem  Druck 
der  Betriebsnot  an  der  preußischen  Betriebsgestaltuno-  vor^e- 
nommene  Ergänzung  —  in  Form  eines  Neuaufbaues  reiner, 
vom  Baudienst  wieder  losgelöster  Betriebsinstanzen 
(Zugleitungen,  Oberzugleitungen  usw.)  -  bestätigt 
zu  sein.  Eine  Betriebsorganisation  muß  aber  m.  E.  von  vorn- 
herein so  aufgebaut  werden,  daß  sie  ihre  Aufgaben  auch  ^bei 
wechselnden  Kon.iunkturen  ohne  Schädigung  der  Volkswirt- 
schalt  «riullt.  Das  ist  eben  ihre  volkswirtschaftliche  Auf- 
gabe und  Pflicht  Sie  kann  schHeßlioh  nicht  Selbstzweck, 
nicht  der  Drosseler,  sondern  nur  der  Mittler  des  Verkehrs 
sein.  Sie  erfüllt  diese  Aufgabe  m.  E.  nicht,  wenn  sie  sie  nicht 
von  sich  aus  l9sen  kann.  Dies  scheint  mir  aber  dann  nicht 
der  ±ail  zu  stan,  wenn  sie  zu  jeder  außergewöhnlichen  Be- 
tätigung eine  Hilfsorganisation  in  Gestalt  von  Zugleituno-en, 
Oberzugleitungen  und  Generalbetriebsleitungen  aufrufen  muß. 
Die  zweckentsprechendste  Organisation  muß  m.  E.  schon  vor- 
beugend eingreifen,  jedenfaUs  darf  sie  nicht  von  vornherein 
schon  von  einer  Art  Feuei-wehr  abhängig  gemacht  werden. 

i"  T'^riodische  Brände  im  Verkehrsleben  bereit  stehen 
muß,  deren  Bewältigung  einer  elastisch  arbeitenden  Om-ani- 
sation  selbst  gelingen  müßte. 

Die  beste  Organisation  muß  positiv  und  schöpferisch 
allen  wechselnden  Anforderungen  des  Wirtschaftslebens 
Rechnung  zu  tragen  suchen.  Sie  muß  darauf  eingerichtet 
werden,  um  mit  den  geringsten  Mitteln  an  Personal  und 
Material  die  größte  Nutzwirkung  bieten  zu  können.  Nicht 
die  Verkehrsleitung  wird  sich,  wie  der  mehrfach  ervvähnte 
Aufsatz  fordert,  mehr  als  bisher  den  betrieblichen  Gesichts- 
punkten anzupassen  haben,  sondern  die  Betriebsorganisation 
muß  auf  die  höchste  Leistungsfähigkeit  eingestellt  werden. 
Keine  schaffende  Volkswirtschaft  wird  auf  die  Dauer  die 
negative  Stellungnahme  einer  Betriebsorganisation  mit  einem 
System  von  Drosselungsmaßnahmen  hinnehmen  können.  Auf 
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diesem  Grebiet  li^egt  die  schwere  Grefahr,  die  eine  Foi-tsetzuno- 
der  Kriegszwanffswirtschaft  der  preußischen  Betriebsorgani" 
sation  für  das  wirtschaftliche  Leben  im  Friedensaufbau  herauf- 
beschwöi^n  kann.  Nicht  der  Oberbetriebsleiter  kann  das  Eisen- 
bahnwesen fortdauernd  beherrschen,  sondern  die  Verkehrs- 
leitung muß  Ziel  und  Eichtung  der  Entwicklung  bestimmen 
können.  Niemals  kann  in  einer  sich  ihrer  volks^virtschaft- 
lichen  Aufgabe  bewußten  Eisenbahnverwaltung  der  Betrieb 
als  Selbstzweck  anerkannt  werden. 

Auch  die  Mittel  zur  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  des 
Betriebsdienstes  werden  auf  verschiedenen  Wegen  gesucht. 
In  der  preußisch-hessischen  Betriebsverwaltung  ßchei"nt  man 
sich  von  der  Technik  fast  alles  zu  versprechen.  Der  Be- 
trieb sei,  behauptet  man,  ein  Ergebnis  vorTvaegend  technischer 
Erwägungen.  Wir  süddeutschen  Fachleute  sind  demgegenüber 
der  Anschauung,  daß  der  Betrieb  eine  Summe  wc^chselnder 
Erfahrungen  und  eine  genaue  Kenntnis  der  Zusammonhän!>-e 
mit  dem  Verkehrsdienst  erfordert,  und  daß  er  in  erster  Linie 
praktische  Geschicklichkeit  und  organisatorische  Fähigkeiten 
zu  seiner  Flüssighaltung  verlangt.  Auf  exakte  Formeln  läßt 
er  sich  trotz  aller  Versuche  nicht  bringen. 

Die  Aufgabe  der  Eis-enbahnen  ist  im  neuen  Wirtsohafts- 
staate  eine  rein  wirtschaftliche,  Sie  haben  die  räumliche 
Veränderung  von  Personen  und  Gütern  (und  Nachrichten)  zum 
Zwecke  der  damit  erstrebten  persönlichen,  sozialen  oder 
wirtschaftlichen  Bedürfnisbefriedigung  und  VoTksversoro-uno- 
zu  bewältigen.  Für  die  Betriebsverwaltung  läuft  die"  Er" 
ledigung  «dieser  Aufgabe  auf  die  zweckentsprechendste  Be- 
reitschaft und  Einteilung  ihrer  Mittel  für  die  Verteilung  von 
Massen  an  Personen  und  Gütern  —  also  auf  richtige  Massen- 
verteilung  —  hinaus.  Die  praktische  Durchfühnmg  dieser 
Massenverteilung  ist  eine  überwiegend  organisatorische 
Frage  und  erfordert,  vor  allem  organisatorisch  gut  befähigte 
Kräfte.  Das  Bestreben  muß  in  erster  Linie  darauf  ausgehen, 
die  Massenverteilung  durch  beste  Ausnützung  der  Einrich- 
tungen für  den  A'erkehr  und  durch  die  zweckentsprechendste 
Umlaufregelung  der  Betriebsmittel  unter  Anpassung  oder 
besser  in  Ansehung  der  Schwankungen  des  Wirtschafts- 
l«t>ens  zu  organisieren.  Durch  zweckdienliche,  gestaltende 
Maßnahmen  kann  oft  viel  einfacher  und  rascher  ein  Erfolg 
erreicht  werden,  als  es  auf  technischem  Wege  mit  lang" 
wierigen  Bauprojekten  geschehen  kann.  Unsere  wirtschaft- 
liche Lage  wird  geradezu  gebieterisch  verlangen,  daß  Ver- 
besserungen zunächst  auf  organisatorischem  Weg  und  dann 
erst  auf  dem  kostspieligeren  technischen  angestrebt  werd-en. 

Die  Behauptung,  daß  eine  erfolgreiche  Betätigung  im  Be- 
ti-iebe  ohne  Vertrautsein  mit  den  technischen  Grundlagen  des 
Eisenbahnapparates  nicht  denkbar  sei,  entbehrt  der  schlüssio-en 
Beweisführung.  Nach  dieser  Behauptung  müßte  gleichmäßio 
gefolgert  werden,  daß  auch  ein  hervorragender  Klavier- 
virtuose  selbst  Instrumentenmacher,  ein  tüchtioer  Flieoer 
selbst  Flugzeugbauer,  ein  Schiffskapitän  auch  Schiffs- 
ingenieur usw.  sein  müsse.  Im  übrigen  glaube  ich  darauf 
hinweisen  zu  dürfen,  daß  auch  im  preußischen  Betriebsdienst 
gerade  diejenigen  Beamten,  die  als  sein  Eückgrat  bezeichnet 
werden  müssen,  die  Vorsteher  großer  Knotenstationen  und 
vor  allem  die  Betriebskontrolleure,  die  doch  unbestreitbar 
lie  meisten  Anregungen  geben  und  Unregelmäßigkeiten  auf- 
klaren, ihre  für  die  preußische  Organisation  ganz  unentbehr- 
liche Betätigung  im  Betriebsdienst  ohne  bautechnische  Vor- 
JiWung  ausüben.  Diese  Tatsache  verkennen,  hieße  aber,  die 
lußerordenthchen  Verdienste  dieser  Beamten  zugunsten  bau- 
echnischer  bestreiten  zu  wollen.  Selbst  wenn  man  sich  aber 
I'IH,,  ^■^^  rein  technischen  Auffassungsstandpunkt  stellen 
iurtte.  so  wäre  nicht  zu  erkennen,  weshalb  der  bautech- 
iische  und  nicht  der  maschinentechnische  Akademiker  den 
Betrieb  leiten  soll. 

Nicht  mit  dem  Bau,  sondern  mit  dem  Verkehr  muß  der  Be- 
neb  Arm  in  Ann  gehen,  denn  von  letzterem  erhält  er  seine 
i-utgaben,  seine  Ziele  und  Eichtungen  vorgezeichnet,  und 
etzterem  hat  er  sich  anzupassen.  Einen  kleinen  Schritt  zu 
liesem  Anschluß  hat  die  preußische  Organisation  unter  dem 
Jrucke  der  Verhältnisse  mit  der  Einrichtuno-  der  Zug- 
eitungen,  Oberzugleitungen,  Betriebsleitungen  und  General- 


betriebsleitungen vom  Baudienst  weg  zum  Verkehrsdienst  hin 
bereits  tun  müssen.  Die  Entwicklung  wird  ihren  weiteren 
Gang  nicht  im  Sinne  der  jetzigen  preußischen  Organisation, 
sondern  m  der  Eichtung  der  Quaatzschen  Vorschläge  nehmen 
—  aus  zwingender  volkswirtschaftlicher  Notwendigkeit, 
truher  oder  später. 


Der  Verfasser  des  m  vorstehenden  Ausführungen  be- 
kämpften Aufsatzes  m  Nr.  42  d.  Ztg.  hat  um  Aufnahme  fol- 
gender Entgegnung  ersucht: 

Herr  Kraus  wendet  sich  hauptsächlich  gegen  meine  Be- 
hauptung, die  Vereinigung  des  Bau-  und  Betriebsdienstes  in 
der  Hand  des  Bautechnikers  zur  wech.selseitigen  Verwertung 
der  praktischen  Erfahrungen  habe  sieh  bewährt.    Er  o-laubt 
nun,  «eine  gegenteilige  Meinung  zunächst  durch  den  Hinweis 
auf  die  Betriebskrise  im  Herbst  1912  begründen  zu  sollen. 
Wenn  er  lur  sie  das  Nichtvoraussehen  der  großen  Verkehrs- 
welle verantwortlich  macht,  so  übersieht  er,  daß  der  Betriebs- 
techniker bei  der  preußischen  Organisation  diese  Verant- 
wortung gar  nicht  zu  tragen  hat.   Wenn  nun  weiter  das  Ver- 
sagen des  preußischen  Systems  mit  dem«  Umstände  bewiesen 
werden  soll,  daß  die  Betriebsschwierigkeiten   des  Krieges 
in  Preußen  etwas  früher  einsetzten  als  in  den  südwestlichen 
btaaten  lind  die  Demobilmachung  angeblich  im  Süden  glatter 
verlaufen  ist  als  in  Preußen,  so  vermisse  ich  bei  dieser  Be- 
weisführung die  unumgängliche  Berücksichtigung  der  Ver- 
schiedenheit der  Verkehrsanforderungen.     Der  Wechselver- 
kehr zwischen  den  zwei  Fronten  und  dieser  mit  den  Mittel- 
punkten der  Kriegsindustrie  hat  Preußen  zweifellos  stärker 
belastet  als  die  Südwestecke.    Es  würde  zu  weit  führen,  an 
dieser  Stelle  darauf  näher  einzugehen.     Daß  ein  Versagen 
der  preußischen  Betriebsführung  bei  der  Demobilmachung 
billigerweise  nicht  behauptet  werden  kann,  hat  bereits  Dr.- 
Ing.  Jänecke  in  Nr.  51  der  Vereinszeitung  zutreffend  nach- 
gewiesen.   Auch  der  Ausbau  der  Betriebsorganisation  durch 
die    Zugleitungen,    Oberzugleitungen    und  Generalbetriebs- 
leitungen, durch  die  sich  der  preußische .  Betriebstechniker 
keineswegs  ausschaltete,  ist  kein  Beweismittel  für  die  Kraus- 
sche  Ansicht,  denn  es  ist  klar,  daß  in  dem  Augenblicke,  wo 
die  durch  den  Krieg  verursachte  Schwächung  des  Betriebs- 
mittel- und  Personalstandes  eine  Störung  des  Gleichgewichts- 
zustandes zwischen  Verkehrsanforderung  und  Betriebsleistung 
herbeiführte,  ein  schärferer  Eingriff  in  die  Betriebsleitung 
durch  besondere  Organe  notwendig  wurde.     Keine  noch  so 
elastische  Betriebsorganisation  kommt  schließlich  ohne  Ver- 
kehrsdrosselung aus,  wenn  sie  nicht  genug  Lokomotiven  hat. 
In  solcher  Lage  ist  eben  die  mögliche  Betriebsleistung  das 
Bestimmende.     Gewiß  ist  es  Aufgabe  der  Betriebsführung, 
diese  Leistung  mit  allen  Mitteln  zu  steigern.     Darin  sieht 
auch  in  Pi-eußen  der  Betriebstechniker  iseine  Hauptaufgabe. 
Das  hat  aber  seine  Grenzen.    Kann  man  der  Betriebsleitung 
nicht  den  nötigen  Fahrzeugpark  zur  VerfügTing  stellen,  muiß 
man  ihr  durch  die  Verkehrsdrosselung  Luft  schaffen.  Daß 
dies  ein  erwünschter  Zustand  sei,  dessen  Beibehaltung  an- 
zustreben sei,  glaube  ich  nicht  behauptet  zu  haben.  Ich 
fürchte  nur,  daß  es  noch  recht  lange  dauern  wird,  bis  man 
den  Betrieb  wieder  so  ausstatten  kann,  daß  er  allen  Verkehrs- 
ansprüchen gerecht  zu  werden  vermag.   Bis  das  aber  erreicht 
ist,  muß  das  Urteil  des  Betriebsleiters  entscheiden,  inwieweit 
der  Verkehr  zu  beschränken  ist,  damit  nicht  durch  Übenbe- 
anspruchung  die  Leistungen  noch  weiter  sinken. 

Wenn  der  Verfasser  von  Betriebsbeamten  praktische  Ge- 
schicklichkeit und  organisatorische  Fähigkeiten  verlangt,  so 
ist  dem  selbstverständlich  zuzustimmen.  Warum  er  aber 
diese  Eigenschaften  bei  den  bautechnisch  vorgebildeten  Be- 
triebsbeamten nicht  in  ausreichendem  Maße  vorauszusetzen 
scheint,  ist  nicht  erfindlich.  Es  sei  darauf  hingewiesen,  daß 
natürlich  der  Bautechniker,  wie  in  Preußen,  eine  theoretische 
Vorbildung,  eine  praktische  Ausbildung  und  eine  Erfahrung 
.sammelnde  praktische  Tätigkeit  durchmachen  muß,  bevor  er 
als  Betriebsleiter  tätig  ist. 

Auf  die  sonstigen  Ausführungen  an  dieser  Stelle  zu  er- 
widern, möchte  ich  vermeiden. 

E  ö  b  e ,  Eegierungsbaumeister. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Gesetz  über  Erhebung  von  Zuschlägen  im  Güter-  und 
.lerverkehr  der  preußisch-hessischen  Staatseisenbahnen.  Die 

erfassungge.bende  Preußische  Landesver.sammlung  hat  am 
1.  September  d.  J.  folgendes  Gesetz  beschlossen  und  verkündet: 


§  1.  Die  Staatseisenbahnverwaltung  wird  ermächtigt, 
vom  1.  Oktober  1919  ab  auf  den  preußisch-hessischen  Staats- 
eisenbahnen im  Güter-  und  Tierverkehr  zu  den  jetzt  be- 
stehenden, auf  Grund  der  Gesetze  vom  20.  März  1918  (Ge- 
setzsamml.,  S.  19)  und  vom  9.  März  1919  (Gesetzsamml  S  50) 
erhöhten  Frachtsätzen  einen  Zuschlag  bis  zu  50  %  zu  erheben. 

^J-  P"^^  Zuschlag  tritt  außer  Kraft  mit  Ablauf  des  zweiten 
Wirtschaftsjahres,  das  auf  den  Abschluß  des  Friedens  mit  der 
letzten  mit  Deutschland  im  Kriege  stehenden  europäischen 
Großmacht  folgt. 


U.V.  JaurgfiiiK  , 
4.  Oktober  1919.  -  i 

—  Gebühreuerhebuiif;  bei  Au\veisiiJi;;eu  dvs  Abseuders  und 
des  Empfängers  sowie  bei  nachträglicben  Verfiiftunsen  des 
Absenders.  Mit  Gültigkeit  vom  5.  Dezember  1919  treten  lür 
obige  Anweisungen  folgende  neue  Bestimmungen  in  Krafl : 

1.  Für  die  Ausführung  der  A  n  w  e  i  ß  u  n  g  e  n  des  Absen- 
ders bei  Ablief erungshindernissen  (§  81  der  Eisenbahn- 
Verkelirsordnung)  —  nicht  auch  bei  B  e  f  ö  r  d  e  r  u  n  g  s  - 
binde  missen  (§  74  a.  a.  0.)  ~  werden  von  obigem 
Tage  an  die  gleichen  Gebühren  erhoben  wie  für  die  Aus- 
tührung  nachträglicher  Verfügungen  des  Abs-enders 
(§  73  a.  a.  0.).  Die  Gebühren  sind  im  Abschnitt  XII  des 
Nübengebührentarifs  im  Deutschen  Eisenbahn  -  Gütertarif, 
Teil  I  B  festgesetzt  und  werden,  abgestuft  nach  Stückgut  und 
Ladungen,  je  nach  der  Art  der  Anweisung  oder  nachträg- 
lichen Verfügung  in  verschiedener  Höhe  erhoben. 

2.  Die  Gebühren  für  die  Ausfühi-ung  nachträglicher  A'er- 
tugungen  des  Absenders  (§  73  der  Eis.eubahu-Verkchi's- 
Ordnung)  sowie  für  die  Anweisungen  des  Absenders,  das  Gut 
von  einem  Dritten  zar  Beförderung  anzunehmen  (Ausf.- 
Best.  I  2:u  §  61  a.  a.  O.)  und  für  Anweisungen  des  Emijfäugers 
(Ausf.-Best.  I  zu  §  76  a.  a.  0.)  Averden  zukünftig  aucli  schon 
bei  nur  versuchter  Ausfülmmg  fällig.  Die  Ausführung 
derartiger  Verfügungen  und  Anweisunuen  scheitert  häufiger 
an  Umständen,  die  die  Eisenbahn  nicht  zu  vertreten  hat,  z.  B. 
infolge  zu  späten  Eingangs  der  Verfügung,  ohne  daß  «ich 
hierdurch  die  Arbeitsleistung  der  Eisenbahn  wesentlich  ver- 
ringert. Die  Erhebung  der  tarifmäßigen  Gebühr  in  solchen 
Fällen  entspiicht  also  der  Billigkeit. 

3.  Die  GJebühren  für  die  Ausfühi-uug  nachträglicher  Ver- 
fügungen des  Absenders  (§  73  der  Eisenbahn- Verkehrsord- 
nung) müssen  fortan  sogleich  bei  der  Übergabe  der  Verfü- 
g'ungen  vom  Absender  entrichtet  werden.  Hierdurch  soll 
Einnahmeverlusten  der  Eisenbahn  vorgebeugt  werden,  da  die 
Einziehung  der  Gebühren  mit  Schwierigkeiten  verbunden  ist. 
soljald  sich  später  die  nachträgliche  Verfügung  nach  dem 
.Stande  der  Beförderung  als  nicht  mehr  ausführbar  erweist.  , 

4.  Die  nach  dem  Gewicht  der  Seudimg  zu  erhebende 
Gebühr  für  Ausführung  nachträglicher  Verfügungen  des  Ab- 
sendens (Abschnitt  XII  ^  des  Nebengebührentarifs  im  Deut- 
schen Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I B)  wird  auf  1  Jl  für  die 
Stückgutsendung  und  5  Ji  für  die  Ladung  ermäßigt,  wenn  die 
A'erfügung  nach  dem  Stande  der  Beförderung  nicht  mehi' 
ausführbar  ist. 

—  Frachtermäßigung  für  Ammonsulfatsalpeter.  Mit  Gültig- 
keit vom  10.  Oktober  ist  Ammonsuilfatsalpeter  in  den  Spezial- 
tarif  III,  den  Stückgutspezialtarif  sowie  das  Verzeichnis  II 
(bei  bedeckter  Beförderung  vom  lO-proz.  Gewichtszusohlage 
befreite  Gütei-)  aufgenommen  worden.  Ammonsulfatsalpeter 
stellt  ein  hochprozentiges  stickstoffhaltiges  (etwa  27  %) 
Düngemittel  dar,  das  aus  einer  Mischung  von  je  zur  Hälfte 
schwefelsaurem  Ammoniak  und  salpetersaurein  Ajnmoniak 
besteht.  Wegen  des  Kohlenmangels  und  der  Transport- 
schAvierigkeiten  ist  die  deutsche  Stickstoffindustrie  neuer- 
dings bemüht,  der  Landwirtschaft  den  'Stickstoffbedarf  ibe- 
sonders  in  hochprozentigen  Stickstoffdüngern  zuzuführen. 
Als  solche  sind  bereits  in  den  gleichen  Tarif  aufgenommen: 
schwefelsaures  Ammoniak  (20%),  Kaliammonsalpeter  (16%), 
salzsaures  Ammoniak  (25%)  und  Natrammonsalpeter  (20%). 

—  Weitere  Verkehrseinschränkungeu?  Hierzu  schreibt 
die  „Eeichshanptstädtische  Korrespondenz" :  Weitere  Ver- 
kehrseinschränkungen sind  nach  der  augeuldicklicheu  Ver- 
kehrslage auf  den  Eisenbahnen  erforderlich.  Bekanntlich 
Jiat  die  Eevolution  und  ilire  Folgen  für  Deutschland  ein 
Höchstmaß  an  Einschränkungen  im  Eisenbahnverkehr  ge- 
bracht, so  daß  die  Frage  auftaucht,  ob  weitere  Einschrän- 
kungen im  Eisenbahnverkehr  (Persoueubeföiiflerung)  den 
gewünschten  Erfolg  haben  können.  Bei  der  Beautwortuno- 
dieser  Frage  muß  man  von  der  Erwägung  ausgeheu.  daß 
die  Folge  des  Ausfalles  einzelner  Züge  eiue  weitere  Über- 
lastuno: der  noch  verbleibenden  Züge  sein  wird.  Unaus- 
bleiblich erscheinen  neue  größere  Verspätungen,  die  eines- 
teils auf  das  sohlechte  Material,  andernteils  al>er  auf  die 
infolge  der  Überfüllung  notwendig  werdenden  längeren  Zug- 
aufenthalte zurückgeführt  werden  müssen.  Längere  Züge  be- 
dingen schwere  und  leistungsfähige  Maschinen,  scblcchtcs 
Material  aber  leistungsfähige  Werkstätten.  Beides  ist  al>er 
nicht  vorhanden.  Die  Verspätungen  einzelner  Züge  über- 
tragen sich  aber  erfahrungsgemäß  schon  nach  kurzer  Zeit 
auf  die  ganze  Sti'ecke,  wenn  nicht  von  allen  Beamten  mehr 
getan  wird  als  nur  die  bloße  Pflicht.  Verspätungen  im 
Zugverkehr  erfordern  aber  wieder  vermehrten  Kohlen  ver- 
brauch, so  daß  mit  dem  Ausfall  einiger  Züge  nicht  nur 
keine  Kohlen  gespart  werden,  sondern  mehr  Kohlen  als 
sonst  verbraucht  werden,  wenn  nicht  gleichzeitisi-  eine  ge- 
waltsame  Abdi'osselung   des   Eeiseverkehrs  eintritt.  Diese 
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würde  neben  schweiicn  wirtschaftlichen  Folgen  noch  Nach- 
teile für  den  Berufsverkehr  mit  «ich  bringen.  Die  einzige 
Möglichkeit,  zu  einer  Avirklichen  Ersparnis  a^ou  Kohlen  zu 
kommen,  scheint,  Avie  in  Österreich,  die  Ein.'^lellung  des 
Schnellzugverkehrs  oder  aber  die  Einstellunü-  des  Personen- 
verkehrs an  einem  Tage  der  Woche,  z.  ß.  Sonntags,  zu  sein. 
Hoffentlich  finden  aber  die  berufenen  Kreise  unserer  ße- 
gieruug  einen  anderen  Ausweg  als  eine  derartige  einscluici- 
dende  Maßnahme. 

—  Eröffnung  von  Strecken.  Am  1,  September  d,  J.  siiul 
eröffnet  AA'orden:  a)  im  Direktionsbezirk  Cöln  die  Gleisvcr- 
bindung  E  r  p  e  1  -  L  u  d  o  n  il  o  r  f  f  b  r  ü  c  k  e  -  S  i  n  z  i  g  -  A  h  r  - 
talbahn  zunächst  für  den  beschränkten  Güterverkehr; 
b)  im  Direktionsbezirk  Frankfurt  (Main)  die  zweigleisige 
Verbindungsbahn  bei  H  a  n  a  u »  0  s  t  zA\'isohen  den 
Bahnstrecken  Friedberg-Hanau  und  Hanau-Aschaffenburg  für 
den  Güterverkehr. 

—  Die  Kohlennot  in  Ludwigshafen.  Da  die  fiauzösisoheu 
Behörden  die  Abgabe  von  Kohlen  au  die  Stadt  Ludwigshafen 
verweigerten,  mußte  teilweis.o  schon  am  25.  Sept>ember  der 
elektrische  Betrieb  eingestellt  werden.  Am  26.  September 
vormittag  verkehrten  keine  Straßenbahnen,  die  städtische 
elektrische  Beleuchtung  soAAde  alle  elektrisch  betriebeneu 
Maschinen  in  öffentlichen  und  privaten  Betrieben  Avareu  aus- 
.geschaltet.  Auf  die  erhobenen  BeschAverden  hin  stellten 
die  französischen  Behörden  bis  zum  Nachmittag  cüe  unum- 
gänglich notAvendigen  Kohlen  Vorräte  zur  Verfügung.  Trotz- 
dem konnte  die  Straßenbahn  nur  von  2>2  bis  7  Uhr  verkehren. 
Der  gesamte  Betrieb  der  Ehein-llaardt-Bahn  bleibt  vorei-st 
eingestellt.  Auch  in  anderen  Teilen  der  Pfalz  ist  seit 
mehreren  Tagen  die  elektrische  Strom A'ersorgung  zeitweise 
unterbunden. 

Personalnaclu'icliten.       Bei     der  ineußisch-hessischen 
Staatsbahnver\A'altuug  sind  versetzt  worden:  der  Geh.  Eegie- 
ruugrat  P  u  r  s  o  h  e,  bisher  in  Posen,  als  Mitglied  der  Eisen- 
bahndiiektion  nach  Halle  (Saale),  'die  Eegierungsräte  Adolf 
V.  S  c  h  a  e  AV  e  n  ,  bisher    in    Berlin,    als  überregierungsrat 
(auftrw.)    der    Eisenbahndirektion   nach   Frankfurt  (Main), 
ß  r  ü  0  k  11  -e  r  ,     bisher    in    Altona,     als  O'beri-egicrungsrat 
(auftrw.)  der  Eisen bahndirektion  nach  Erfurt,  Dr.  Spieß, 
bisher  in  Erfurt,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach 
Frankfurt  (Main)    und    Dr.  v.  Eenesse,    bisher    in  Saar- 
brücken, zur  Eisenbahndirektion  nach  Cöln;  die  Eeijierungs- 
und  Bauräte  Foellner.  bisher  in  Trier,  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Magdeburg,  Horstmann,  bisher 
in  Coblenz,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Cöln, 
J  ohannes  Simon,  bisher  in  Lübben,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts  nach  Drambur-g,  Klostermann,  bis- 
her in  Liegnitz,    als  Vorstand    .des  Eisenbahn-Betriebsamts 
nach  Marburg,  Arnold  Kuhnke,  bisher  in  Dramburg,  als 
Vorstand     des    Ei&enbahn-Betriebsamts    2    nach  Liegnitz, 
Lichtenfels,  bisher  in  Cüstrin,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-B etriebsamts  nach  Lübben,  Klein  mann,   bisher  ia 
Wesel,  zur  Eisenbahndirektion  nach  KatloAvitz,  SchAveimer, 
bisher  in  Breslau,  als  Mitglied  des  Eisenbahn-Zentralamts 
nach  Essen,  Hermann  Jung,  (bisher  in  Jena,  nach  Darmstadt, 
als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  ELsenbahn-Haupt- 
Averkstätte  1  daselbst,    Karl  E  ei  nicke,    bisher   in  Saar- 
brücken, nach  Meiningen,  als  Vorstand  eines  hei  der  Eisen- 
bahn-Hauptwerkstätte daselbst  nieu  zu  lerrichteuden  Werk- 
stättenamts,   Wilhelm  Heyden,    bisher  in  Halle  (Saale), 
als  Vorstand  des  Eisenbahn-Ma.-^.cliineuamts  nach  Leipzig  und 
der  hessische  Eegierungs-  und  ßaurat    Pf  äff,    bisher  in 
Lauterbach  (Hessen),  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts 2  nach  Gießen ;  —  die  Eegierungsbaumeister  des  Eisen- 
bahnbaufaches Ernst  E  g  g  ext,  bisher  in  Dortmund,  als  Vor- 
stand   des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Cüstrin,  Zilcken, 
bisher  in  Cöln,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
Coblenz,  Brück  mann,  bisher  in  Münster  (Westf.),  als  Vor- 
stand (auftrw,)    des    Eisenbahn-Betriebsamts    nach  AA'esel. 
Eeese,  bisher  in  Ilsenburg,  zum  Eisen bahn-Betriebsamt  1 
nach  Halberstadt  und  G  e  r  t  e  i  s.  bisher  in  Essen,  dn  den  Be- 
zirk der  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt  (Main) ;  —  die 
Eegierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Walbauui, 
bisher    in    Ostrowo,    zum    Eisenbahn-Werkstättenamt  nach 
Göttingen,  Berghauer,  bisher  in  Magdeburg-Buckau,  als 
Vorstand  dm  Eisenbahn-Maschinenanits  nach  Halle  (Saale). 
K  1  e  i  n  o  w ,  bisher  in  Breslau,  nach  Niedersalzbruuu  und 
D  o  m  n  i  c  k  ,  bisher  in  Wittenberg-e,  zum  Ei&cnbalm-Zentral- 
amt  nach  Berlin;     der  hessische  Eegieinngsbaumeister  des 
Eis>enbahnbaufach6s  U  c  k  o  ,  bisher  in  Hoyerswei-da.  als  Vor- 
stand des  Eisenbalm-Betriebsamts  nach  Lauterbach  (Hessen) 
und  der  hessische  Eegierungsbaumeister  des  Maschinenbau- 
faches B  e  t  z ,  bisher  in  Darmstadt,  als  Vorstand  des  Eisen- 
Iiaiui-Maschineuamts  uacli  Olückstadl;  —  die  Eegieruugsimi- 
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iiivistm-  des  Hoclibaufaches  Birkholz,  bisher  in  llamui 
(We&tf.),  zur  Eis^nbahndirektioa  nach  Essen  und  Soh- 
le d  e  r ,  bisher  in  Kattowitz,  zur  Eisenbahndirektion  nacli 
Erlurt ;  die  V^rkehrsinspektoren,  Ei&enbahndirektor  B  a  r  - 
leben,  bisher  in  Cüstrin,  als  Vorstand  des  Eisenbahn  Ver- 
kehrsamts nach  Wittenl>erge,  Keller,  bisher  in  Bentschen, 
als  "\  erstand  des  Eisenbahn- Verkehrsamts  nach  Ha^en 
(\\estf.),  Pavel,  bisher  in  Wittenberge,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn- Verkehrsamts  nach  Liegnitz,  Ö  o  m  m  e  r ,  bisher 
in  Neilie,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- Verkehrsamts  nach 
Custrin,  Melzer,  bisher  in  Oppeln,  als  Vorstand  des  Eisen- 
■baha-Verkehrsamts  nach  Leipzig  und  Paul  Hoffmann, 
busher  in  Allenstein,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Verkehrs- 
anits  nach  Neiße;  —  der  Eisenbahn-Betriebsiugenieur  Haupt, 
bisher  in  Gumbinnen,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts nach  Simmern  und  der  Ei.sen  bahn  Ingenieur  Eaute,  bis- 
her m  Bereut,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
Ho/erswerda. 

Der  Eegierungs.baumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Martin 
Luther  in  Berlin  ist  mit  der  Wahrnehmimg  der  Geschäfte 
des  Vorstands  des  Eisenbahn-Betriebsamts  3  ia  Berlii  und 
der  Eegierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Grütz- 
n  e  r  ia  Breslau  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des 
Vorstands  des  Eisen  bahn-Maschinenamts  1  in  Breslau  beauf- 
tragt worden.  —  Dem  Verkehrsinspektor,  Eisenbahndirektor 
Dieckmann  in  Stettin  ist  die  Stellung  des  Vorstandes  des 
Eisenbahn- Verkehrsamts  1  daselbst  übertragen  worden. 

Dem  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  in  Elberfeld. 
VVirklichen  Geheimen  Oberbaurat  Hoeft,  dem  Präsidenten 
der  Eisenbalindirektion  in  Frankfurt  (Main),  Wirklichen  Ge- 
heimen Ober-Eegierungsrat  Eeuleaux,  den  Präsidenten 
der  Eisenbahndirektionen  MaMison  in  Breslau  und 
St  ein  baß  m  Kattowitz,  dem  Ober-  und  Geheimen  Eeo-ie- 
ruagsrat  Dr.  Hermann  K  o  c  h  be'i  der  Eisenbahndirektion  in 
Berlin,  dem  Ober-  und  Geheimen  Baurat  Falke  bei 
der  Eisenbahndirektion  in  Berlia,  den  Oberbauräiea  Büttner 
und  Hartmann  1>ei  der  Eisenbahndirektion  in  Altona,  den 
Mitgliedern  der  EisenbahndirektioD  en  Geheimen  Bauräten 
Blunck  in  Posen,  Mertens  in  Magdeburg,  Krauß  in 
Cassel  Gunter  in  Stettin,  Leipziger  in  Halle  (Saale), 
Knoblauch  in  Saarbrücken  und  Stand  in  Cöln,  ferner 
den  Geheimen  Bauräten  Danco,  Vorstand  des  Eisenbakn- 
Betriebsamts  2  ia  Saarbrücken,  Schroeter,  Vorstand  des 
Eisenbahn-Betriebsamts  2  in  Liegnitz,  Elten  Vorstand  des 
Eisenbahn-Betriebsamts  2  in  Halberstadt  und  dem  hessischen 
Geheimen  Baurat  Zimmermann,  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  2  in  Gießen;  den  Eegierungs-  und  Bauräten 
Ratkowski,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2  in 
Kattowitz,  Paschen,  Vorstand  des  Eisenbahn -Maschiaen- 
amts  in  Lissa  (Posen),  und  v.  Glinski,  Vorstand  des  Eiscn- 
baha-Maschinenamts  in  Leipzig,  dem  Eegierungsbaumeister 
(les  Eisenbahnbaufachs  Dr.-lng.  v.  Willmann  beim  Eisen- 
bahn-Betnebsamt  m  Aachen,  dem  hessischen  Eisenbahn- 
iirektor  Schilding,  Vorstand  des  Eisenbahn-B etriebs- 
imts  1  in  Darmstadt,  ferner  den  Verkehrsinspektoren  Eisen- 
t)ahndirektor  vom  Hagen,  Vorstand  des  Eisenbahn-Ver- 
tehrsamts  in  Leipzig  und  Eisenbahndirektor  Bütow,  A'oi- 
;tand  des  Eisen  bahn- Verkehrsamts  in  Danzig  sowie  den 
Eisenbahndirektoren  Behren,  Eechnungsdirektor  der  Eisen- 
jahndirektion  m  Essen  und  Heuser,  Eechnungsdirektor 
>ei  der  Eisenbahndirektion  in  Elberfeld  und  dem  Bechnungs- 
rat  E  j  c  h  t  e  r ,  Hauptkassenrendant  bei  der  Eisenbahn- 
lirektion  m  Danzig,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem 
Staatsdienste  mit  Euheg-ehalt  erteilt  worden.  — 

Der  Eegierungs-  und  Baurat  Blindow,  Vorstand  des 
ÜLsenbahn-Werkstättenamts  a  in  Magdeburg-iSalbke,  ist  "e- 
rtorben. 


Deutschösterreich. 

^  Südbahn.  In  der  letzten,  unter  Vorsitz  des  Präsidenten 
sektionschef  Dr.  Weeber  abgehaltenen  Sitzung  des  Verwal- 
ungsrates.  eirstattete  Generaldirektor  Dr.  Fall  einen  ein- 
fehenden  Bericht  über  die  ernste,  durch  die  Kohlennot  noch 
nnptindlich  verschärfte  Verkehrskrise  sowie  über  die  hier- 
lurch  hervorgerufene  weitere  Verschlechterung  des  finan- 
ziellen Standes  der  Gesellschaft.  Bezüglich  der  Einlösung 
es  Oktoberkupons  1919  der  3proz.  Obligationen,  Serie  X,  hat 
ler  Verwaltungsrat  —  m  gleicher  Weise  wie  bei  den  früheren 
tuponterminen  seit  April  d.  Js.  —  seine  Beschlußfassung 
»instweilen  verschoben.  Dies  geschah  mit  Eücksicht  auf  die 
chwierig<)  finanzielle  Lage  der  GesellLsohaft,  da  es  bisher 
loch  nicht  möglich  war,  hinsichtlich  des  von  der  Vertretuno- 
ler  tranzosischen  Priontätenbesitzer  erhobenen  Protestes  die 
rewunschte  Klärung  herbeizuführen.  Obwohl  der  Verkehr 
nicli  mi  Juni  und  Juli  1919  nicht  einmal  ein  Drittel  des  Ver- 


kehrs iiu  J  um  und  J  uJi  191«  erreicht«,  sind  .die  Betriebsaus- 
gaben infolge  andauernder  Steigerung  der  Personalkosten  und 
der  Matenalauslagen,  insbesondere  für  Kohle,  im  Juni  und 
Juli  1919  wieder  wesentlich  höher  als  im  Juni  und  Juli  191S 
und  ubersteigen  die  Betriebseinnahmen  des  Juni  und  Juli  1919 
abermals  um.  ein  Beträchtliches. 

Der  Generaldirektor  holte  die  Genelimigung  für  die  Ver- 
fugungen zugunsten  des  Personals  ein,  die  wähi-end  der  letzten 
2  Monate  für  das  deutschösterreichische  und  das  südslawische 
iNetz  getrotfien  wurden.  Ferner  wurden  Summen  von  mehreren 
Millionen  Kronen  für  die  Schaffung  von  Notwohnungen  für 
das  Personal  bewillig-t.  Es  wurde  erklärt,  daß  .ieno  Bedien- 
steten, welche  aus  dem  südslawischen  Gebiete  .ausgewiesen 
wurden,  ohne  jede  Unterkunft  seien,  und  mit  iWen  Familien 
in  Eisenbahnwagen  wohnen  müssen,  ein  ang-esiohts  der 
nahenden  kalten  Jahreszeit  ganz  unmöglicher  Zustand.  Es 
werden  deshalb  Baracken  und  Wohnungspavillons  in  Wiener- 
Neustadt,  Bruck  an  der  Mur,  Graz,  Laibach,  Agram  Sissek 
und  Leibnitz  gebaut  oder  käuflich  erworben  werden.  Der 
Kohlenmangel  sei  besonders  empfindlich  auf  der  Kärntrier- 
und  Tiroler  Linie,  ferner  in  Ungarn.  Das  südslawische  Netz 
sei  mit  den  Kohlenzu Weisungen  besser  daran,  da  es  zum.  großen 
ieile  von  der  Enteute  versorgt  werde.  Dies  gelte  insbeson- 
( ere  für  den  Simplon-Orient-Expreßzug,  der  auf  der  Südbahn 
■diei  Strecke  von  Loitsch  über  Steinbrück  nach  Sissek  duroh- 
tahrt.  Der  Guter^^erkehr  auf  den  österreichischen  Strecken 
Jeide  besonders  durch  die  großen  Schwierigkeiten  und  Um- 
ständlichkeiten der  Verzollung,  weil  die  bestehenden  Zoll- 
ämter ganz  unzureichend  sind  und  sehr  schwerfällig  arbeiten 
Auf  den  ungarischen  Linien  hat  sich  die  Lage  seitdem  Sturz 
der  Eateregierung  nicht  g-ebiessert.  Der  Güterverkehr  stockt 
beinahe  vollständig,  der  Personenverkehr  beschränkt  sich  auf 
das  Publikum,  das  bei  der  Landbevölkerung  eine  Ergänzuno' 
seiner  Lebensmittelversorgung  sucht.  Die  von  Eumänien 
besetzten  Strecken,  von  Budapest  über  Stuhlweißenburg  nach 
Komom,  sind  besonders  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Bezüg- 
iioji  der  finanziellen  Lage  berichtete  Generaldirektor  Dr.  Fall, 
daß  die  Betriebsausgaben  bei  weitem  größer  seien  als  die  Be- 
triebseinnahmen, wodurch  die  Kassenbestände  fortwährend 
geschwächt  werden.  Die  Südbahn  habe  wiederholt  die  Not- 
wendio;keit  betont,  durch  Verhandlungen  mit  den  französi- 
schen Prioritätenbesitzem  eine  Sanierung  der  finanziellen 
V  erhaltnisse  anzubahnen  und  habe  erst  vor  einer  Woohe  ihr 
seinerzeitiges  Ansuchen  neuerlich  vorgebracht.  Wenn  hierzu 
die  Bereitwilligkeit  der  französischen  Prioritätenbesitzer 
ausgesprochen  wird  und  eine  bezügliche  Einladung  einlangt, 
foll  eine  Abordnung,  bestehend  aus  dem  Präsidenten  Dr. 
Weeber,  Generaldirektor  Dr.  Fall  und  mehreren  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrates,  nach  Paris  entsendet  werden. 

—  Die  Elektiisierung  der  Strecke  Stainach=Irdnlng-Attnans. 

Bekanntlich  ist  die  Elektrisierung  der  Staatsbahnlinie  Stainaoh» 
Irdning-Attnang-Puchheim  als  begünstigter  Bau  im  Sinne 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Oktober  1914  erklärt 
worden.  Diese  Verfügung  ist,  wie  das  „Eisenbahnblatt"  aus- 
tuhrt,  berufen,  die  letzten  noeh  zu  erledigenden  Arbeiten  für 
die  Vorbereitung  der  Elektrisierung  dieser  Strecke  —  es  han- 
iteit  sich  dabei  unter  anderem  auch  um  Grundeinlösungen  — 
möglichst  zju  beschleunigen.  Dies  wird  dadurch  ermöglicht, 
da,ß  diese  letzten  Arbeiten  in  den  Formen  vollzogen  werden. 
Wie  sie  für  staatlich  begünstigte  Bauten  vorgesehen  sind. 
Uie  Vorarbeiten  für  diese  Elektrisierung  waren  bis  zum 
Kriegsbegmne  schon  zum  größten  Teile  durchgeführt  Da- 
mals war  es  geplant,  diesen  Bau  von  der  Aktiengiesellsohaft 
Stern  &  Hafferl  im  Vereine  mit  der  Bank  für  Oberösterreich 
Salzburg  tinanzieren  zu  lassen,  wobei  man  den  Aufwand 
tur  lilgung  und  Verzinsung  aus  der  heim  elektrischen  Be- 
triebe zu  erzielenden  Ersparnis  an  Betriebskosten  decken 
wollte  Die  Umwälzungen  die  der  Krieg  g-ebracht  hat,  die 
Veränderungen,  die  der  Geldmarkt  erfahren  hat,  haben 
diesen  Plan  nicht  zur  Ausführung  kommen  Jassen  und  so 
wird  es  nunmehr  nötig  sein,  .die  Ausführung  des  Projektes 
der  Elektrisierung  auf  einer  anderen  Grundlage  zu  vollziehen. 

Einschränkung  des  Personenverkehrs.  Infolge  der 
Kohlennot  sind  vom  22.  September  an  im  Nahverkehr  der 
Westbahn  weitere  fünf  Zugpaare,  und  im  Nahverkehr  der 
l'ranz-Josefsbahn  ein  w.e.iteres  Zugpaar  eingestellt  worden. 
Dieser  stark  eingeschränkte  Personenverkehr  wird  auch  an 
bonntagen  unter  allen  Umständen  beibehalten.  Bei  stärkerem 
Austlugsverkehr  wird  eine  vorzeitige  Schließung  der  Fahr- 
kartenschalter verfügt  werden.  — 

In  der  kürzlich  abgehaltenen  Verwaltungsratssitzung  der 
»udbahn  teilte  Generaldirektor  Fall  mit,  daß  im  V  er  kehr  s- 
a.  m  t  zwischen  .den  deutschösterreiohischen  Bahnen  Verhand- 
lungen stattfinden,  die  sich  mit  der  Einstellung  des  Gesamt- 
\-crkehrs  auf  sämtlichen  deut«chösterreiclii sehen  Strecken  an 
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Sonntagen  befaßten.  Grund  dieser  Maßregel  sei  die  dxückende 
Ivohlennot,  die  dazu  zwinge,  auf  jedem  möglichen  Wege  Er- 
Äparungen  zu  erzielen.  Da  der  Sonntagsverkehi'  hauptsächlieh 
einen  Vergnügungsverkehr  darstelle,  der  nicht  den  dringend- 
sten Bedürfnissen  der  Bevölkerung  diene,  seien  Besprechun- 
g'^en  betreffs  einer  völligen  Einstellung  im  Gange. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—     Generalstreik  auf  den  englischen  Eisenbahnen.  Der 

Generalstreik  der  Eisenbahner  (vgl.  Nr.  74,  S.  790  d.  Ztg.) 
■  hat  England  in  eine  äußerst  bedi-ohliche  Lage  gebracht.  Die 
Unterbrechung  der  Zufuhr  stört  die  großen,  für  die  Wirt- 
schaft unbedingt  notwendigen  Betriebe  auf  das  empfind- 
lichste. Die .  Metallindustrie  hat  zum  Teil  mit  der  Arbeit 
aufhören  müssen.  Die  gesamte  AVebwarenindustrie  in  Lan- 
cashire  ist  ernstlich  gefährdet.  Bei  einer  Fortdauer  des 
Streiks  wird,  was  das  schlimmste  ist,  mit  einer  erzwungenen 
Arbeitseinstellung  von  90  %  der  Bergarbeiter  gerechnet. 
Der  Seeverkehr  ist  jetzt  schon  gestört,  weil  aus  den  Häfen 
nicht  abgefahren  werden  kann.  Die  Fischerei  kann  den 
Fischfang  nicht  an  den  Markt  bringen.  Bis  jetzt  hat  sich 
ilie  Lebensmittelzufuhr  allerdings  mit  Hilfe  von  Landfuhr- 
werken, insbesondere  Motorfahrzeugen,  ausreichend  durch- 
führen lassen.  Die  Rationierung  des  Verbrauchs  und  die 
Organisation  der  Transporte  wird  mit  Strenge  und  großer 
Umsieht  durchgeführt.  Fi-eiwillige  Helfer  unterstützen  da- 
bei die  Regierung,  die  bisher  von  dem  äußersten  Mittel,  der 
Übernahme  des  Betriebes  durch  die  Truppen,  noch  ab- 
gesehen hat.  Sie  ißt  dazu  entschlossen,  den  Kampf  durch- 
zuhalten. Nach  den  neuesten  Nachrichten  scheint  eine  Bes- 
serung in  der  Lage  eingetreten  zu  sein.  Die  Eisenbahner 
sind  durchaus  nicht  allgemein  mit  dem^  Ausstand  einver- 
standen. Die  Streikdeituna:  hat  die  Streikposten  verstärken 
müssen,  um  die  Rückkehr  zur  Arbeit  zu  verhindern;  ti-otz- 
dem  ist  in  beschränktem  Umfange  ein  bescheidener  Zugver- 
kehr wieder  aufgenommen  worden,  namentlich  in  Schottland. 
Wenn  diese  Besserung  anhält,  wird  man,  was  in  einzelnen 
englischen  Zeitungen  bereits  geschieht,  von  dem  ..verlorenen 
Kisenbahnerstreik"  i'eden  können. 


Über  die  bisher  nicht  geklärte  Ursache  des  Streiks  und 
dessen  Charakter  gab,  wie  der  „N.  Z.  Z."  unterm  28.  Sep- 
tember aus  London  gemeldet  wird,  Ministerpräsident  Lloyd 
George  in  einem  Brief  folgende  Erklärung  ab :  Ich  bin 
zu  dem  Schlüsse  gelangt,  daß  ich  mich  in  meiner  langen 
verschiedenartigen  Erfahrung  keines  Streiks  erinnern  kann, 
der  in  so  wenig  gerechtfertigter  VV^eise  und  mit  so  völliger 
Rücksichtslosigkeit  gegen  die  Interessen  des  Volkes  herauf- 
beschworen wurde.  Die  Regierung  hat  die  Eisenbahner- 
Union  gebeten,  den  Streik  aufzuschieben,  wenn  auch  nur 
um  zwei  oder  drei  Tage.  Die  Union  der  Eisenbahner  ver- 
weigerte ihren  Landsleuten  selbst  diese  kleine  Frist  und 
der  Betrieb,  von  dem  das  Leben  der  Nation  so  sehr  ab- 
hängt, wurde  fast  ohne  jede  vorangegangene  Kündigung 
oder  Warnung  eingestellt.  Die  Hast  und  Überstürzung  diese« 
Vorgehens  macht  den  Eindruck  einer  vorsätzlich  reiflich 
überlegten  Absicht  einzelner,  den  Streik  um  jeden  Preis  zu 
suchen.  Das  überzeugt  mich,  daß  es  kein  Streik  wegen 
Lohnerhöhung  oder  besserer  Bedingungen  ist.  Die  Regie- 
rung hat  Grund,  anzunehmen,  daß  dieser  Ausstand  seit  einer 
langen  Zeit  von  einer  kleinen  aber  sehr  eifrig  tätigen  Kör- 
perschaft vorbereitet  worden  ist,  die  unermüdlich  und  hinter- 
üstig darauf  hinarbeitete,  die  Arbeiter-Organisationen  Groß- 
britanniens zu  umstürzlerischen  Zwecken  auszunutzen.  Es 
gibt  keine  patriotischere  Körperschaft  von  Männern  in  Groß- 
britannien, als  die  Eisenbahner.  Ihre  Haltung  während  des 
Krieges  hat  diese  Tatsache  bewiesen.  Wenn  sie  erkennen 
werden,  daß  ßie  von  den  Extremisten  zu  unheilvollen 
Zwecken  ausgenützt  werden,  so  wird  ihr  gesunder  Menschen- 
verstand Oberhand  gewinnen  und  das  Land  vor  einer  Kata- 
strophe retten.  Inzwischen  hat  die  Regien.me'  im  Interesse 
des  Landes  keine  andere  Wahl,  als  den  ihr  zugeworfenen 
Fehdehandschuh  anzunehmen.  Die  Regierung  gedenkt  die- 
sem, dem  Volke  versetzten  Schlag  mit  allen  dem  Staate  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln  zu  begegnen,  und  sie  rechnet  dar- 
auf, daß  die  Nation  ohne  Unterschied  der  Klassen  die  Ent- 
behrungen, die  dieser  unverantwortliche  Streik  mit  sich 
bringt,  leichten  Herzens  erträgt  und  die  Erhaltung  der  sozia- 
len Ordnung,  von  der  das  Wohlergehen  des  Landes  ab- 
hängt, unterstützen  wird. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Verkehrswiederaufnahme. 

Eisenbahndirektion  Saarbrücken. 

Vom  5.  Oktober  ab  wird  auf  den 
Haltepunkten  Cues  und  Maring  der 
Strecke  Wengerohr-Bernkastel^Cues  der 
Verkehr,  wie  er  früher  bestanden  hat, 
wieder  eröffnet.  Die  Tarife  und  Sta- 
tionsverzeichni&se  sind  zu  berichtigen. 

Saarbrücken,  25.  Septbr.  1919.  (1048) 


2.  Güterverkehr. 

Tiadischer  Binnengütertarif. 

Auf  1.  Oktober  1919  erscheint  zur 
Abt.  2  des  Tarifs  der  Nachtrag  IV. 
Durch  denselben  treten  im  Verkehr  mit 
den  Stationen  der  Linie  Heidelsheim- 
Bretten  Entfemungserhöhungen  bis  zu 
2  km  ein.  Femer  wird  die  Entfernung 
Kehl  Umschlag-Basel  aufgehoben. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Karlsruhe,  28.  September  1919.  (1051) 
Generaldirektion 
der  Bad.  Staatseisenbahnen. 


Gemeinschaftliches  Heft  CI  b  (Stations- 
tariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
ab  vrorden  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Nebenbahn  Zell  (Wiesental) - 
Todtnau  auch  für  Wagenladungen 
Frachtzuschläge  erhoben.  Näheres  ent- 
hält der  Tarif-  und  Verkehrsanzeiger 
sowie  der  Nachtrag  2.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn- Verkdirsordnung 
(R.-G.-Bl.  1914,  S.  455). 


Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus^ 
kunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

BerUn,  27.  September  1919.  (1049) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Tiertarif  für  die  voUspurigeu 
Linien,  Teil  II. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
wird  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Deutschen  Tiertarif,  Teil  I,  auf  Seite  9 
des  Tarifs  (Seite  2  des  Nachtrags  I)  im 
Abschnitt  I  des  Nebengebührentarifs 
die  Gebühr  unter  a)  von  8  Jl  auf  12  M, 
von  14  Kronen  40  Heller  auf  16  Kronen, 
das  Fahrgeld  unter  b)  für  die  Hinreise 
von  3  auf  4,5  ^,  von  5,4  auf  6  Heller, 
für  die  Rückreise  von  4,9  auf  7,4 
von  8,8  auf  9,8  Heller  erhöht. 

Dresden,  29.  September  1919.  (1046) 
Gren.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 


Wechselverkehr  deutscher  Eisenbahnen 
untereinander,  Staats-  und  Privatbahn- 
Güterverkehr  sowie  Binnenverkehr  ein- 
zelner deutscher  Staats-  und  Privat- 
eisenbahnen. 

Mit  dem  1.  Oktober  1919  wird  das  Heft 
Tfv.  200  Cla  (Allgemeine  Kilometer- 
tariftafeln) unter  Einrechnung  der  Ver- 
kehrsabgabe  sowie  der  Kriegs-  und 
Teuerungszuschläge  neu  ausgegeben. 
Einrechnungstafeln  sind  daher  nicht 
anzuwenden.  (Vergl.  unsere  Bekannt- 
machung vom  25.  September  1919  über 
die  am  1.  Oktober  d.  Js.  eintretende  Er- 
höhung der  Güter-  und  Tiertarife.) 

Abzüge  des  Heftes  sind  zum  Preise 
von  1,20  Jt  durch  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunftsbüro. 


hier,  Bahnhof  Alexanderplatz,  zu  be- 
ziehen.    Auch  erteilen   diese  Dienst- 
stellen weitere  Auskunft. 
Berlin,  26.  September  1919.  (1057) 
Eisenbahndirektion. 

Erhöhung  der  Güter-  und  Tiertarife 
um  50%. 

Die  durch  unsere  Bekanntmachung  vom 
25.  September  1919  25um  1.  Oktober  1919 
angekündigte  Erhöhung  der  Güter-  und 
Tiertarife  um  50  %  ist  durch  Gesetz 
vom  24.  September  1919  (Preußische  Ge- 
setzsammlung von  1919,  Seite  155)  ge- 
nehmigt worden. 

Berlin.  30.  September  1919.  .  (1044) 
 Eisenbahndirektion.  

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr, 
Heft  CIL 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
wird  das  Heft  C  II  neu  ausgegeben. 
Aufgehoben  werden  hierdurch  das 
Heft  C  II  vom  1.  Mai  1918  so- 
wie die  Hefte  C  II  a  vom  1.  Mai  1918 
und  C  II  b  vom  1.  Februar  1918  sowi* 
der  Ausnahmetarif  für  Eisenerz  und 
Mang^anerz  vom  10.  Oktober  1914,  der  als 
Ausnahmetarif  7  d.  soweit  er  für  den 
Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr 
gilt,  in  dieses  Heft  übernommen  ist.  Neu 
einbezogen  ist  in  den  Ausnahmetarif  7  b 
als  Versandstation  der  Gruppe  1  die 
Station  Dehrn.  Gaskoks  ist  in  den 
neuen  Kohlenausnahmetarif  über- 
nommen. 

In  das  neue  Heft  sind  die  Verkehrs- 
abgabe sowie  die  Kriegs-  und  Teue- 
rungszuschläg>e  eingerechnet.  Einrech- 
nungstafeln sind  daher  nicht  anzuwen- 
den. Abzüge  des  neuen  Heftes  sind  zum 
Preise  von  60  ^  durch  die  beteiligten 
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GüterabfertigunÄen    sowie    das  Auis- 
kunftsbüro.  hier,   Balinhof  Alexander- 
platz,  zu  bezieben. 
Berlin.  26.  September  1919.  (105S) 
Eisienbahndirektion. 


Xorddeutsch-niederländischer  Güter- 
verkehr. 

Infolge  der  am  1.  Oktober  1919  auf 
den  deutscliien  B,ahn«u  einti-etenden  Ta^ 
riferhöhung€n  tiitt  mit  dem  gleicben 
Tage  an  Stelle  des  Ausnahme tarifs  für 
die  Beförderung  von  Steinkohlen  usw. 
von  deutschen  Stationen  nach  Stationen 
der  niederländischen  Eisenbahnen  vom 
1.  April  1919  ein  neuer  Ausnahmetarif 
in  Kraft,  dessen  Sätze  gegen  die  iseit- 
herigen  bedeutend  erhöht  sind.  Das  als- 
•baldji,a  Inkrafttreten  der  Tariferhöhun- 
gen giündet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. Preis  des  Ta- 
rifs 0,4ö  Jl. 

Es>eI^  29.  September  1919.  (10.50) 
Eisenbahndirektion . 


Bayerisch-Württcmbergischer 
Güterverkehr. 

Ab  1.  Oktober  1919  wird  der  A.  T.  6 
Abteilung  B  für  Steinkohlen  usw.  auf- 
o-ehc;>en. 

Das   sofortige    Inkrafttreten  dieser 
Tarif  maßnähme  ginindet  sich   auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
,  E.  Y.  0. 

-  München,  20.  September  1919.  (10.59) 
Tarif amt  der  Bayer.  St.-E.  r.  d.  Eh. 


Weciiselverkehr  Norddeutschland- 
.Saehsen  (Tfv.  200),  Heft  ICH, 
Weehselverkelir  Norddeutschlaiid- 

Bayern  (Tfv.  200),  Heft  2  011, 
Wechselverkehr  Norddeutsehland- 
Pfalz  (Tfv.  200),  Heft  3  C  11, 
Yv'echselverkehr  Norddeutschland- 
Baden  (Tfv.  200),  Heft  4  C  II, 
Wechsel  verkehr  Norddeutschland- 
AViirttembers  (Tfv.  200),  Heft  «5  C  II, 
Wechselverkehr  Bayern-Sachsen 
(Tfv.  200),  Heft  7  C  II, 
Wechsel V  erkehr  Sachsen-Pifalz 

(Tfv.  200),  Heft  8  C  II, 
"Wechsel verkehr  Sachsen-Baden 
(Tfv.  200),  Heft  9  C  II, 
Wechselverkehr  Sachsen-Württemberg 

(Tfv.  200),  Heft  11  V  II, 
We;diselverkehr  der  Gera-Meuselwitz- 
V»  uitzer  Eisenbahn  mit  Sachsen 
(Tfv.  28.5), 
.\usnahmetarif  für  Eisenerz  und  Man- 
Kanoi  z  zum  Hochofenbetrieb  in  Ober- 
sehlesien (Tfv.  ,33). 
Mit  dem  1.  Oktober  1919  treten  die 
olienbezeichneben  Ä usnahmetarif e  —  im 
Wechs<  Iverkehr  der  Gera-Meuselwitz- 
Wuitzor  Eisenbahn  mit  Sachsen  der  Ab- 
ischnitt  F.  b.  (Ausnahmetarife)  —  außer 
Kraft  und  werden  durch  ein  gemein- 
schaftliches neues  Aiisnahmetaiifheft 
Tfv.  200,  Heft  1  C  II,  er.setzt.  Die  Fracht- 
sätze enthalten  die  Verkehrsabgabe 
und  die  Kriegs-  und  Teuerungszu- 
schläge.  (Vergl.  unsere  Bekannt- 
machung vom  25.  September  d.  Js.  über 
die  Eihöhung  der  Güter-  und  Tier- 
farife.)  Einrechnungistafeln  sind  daher 
nicht  r.nzu wenden.  Die  Ausnahmetarife 
für  Steinkohlen  usw.  sowie  auch  Ga.s- 
koks  nus  dem  Ausnahmetarif  2  gehen 
in  den  besonders  herausgegebenen  Koh- 
lentarif über.  Im  weiteren  ist  der  Aus- 
nahmetarif für  Eisenerz  (Tfv.  33),  so- 
weit er  den  Wechsel  verkehr  betrifft,  in 
dieses  Heft  eingearbeitet.  Das  alsbal- 
dige Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
grüralet  sich  auf  die  vorübergehende  Än- 
derung; des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrs- 


ordnung. Abzüge  des  neuen  Heftes  sind 
zum  Preise  von  60  ^  durch  die  betei- 
lig-ten  Güterabfertigungen  sowie  das 
Auskunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexaii- 
derplatz,  zu  beziehen. 
Berlini.  29.  September  1919.  (lOl.i) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Giitertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II,  Heft  2. 

Vom  5.  Oktober  1919  an  wird  regel- 
mäßiger Milchverkehr  auf  dem  Per- 
sonenhaltepunkt Walthersdorf  (Sa.) 
Htp.  zugelassen.  Wegen  der  Fraohtbe- 
rechnung  wird  auf  imsiem  Verkehnsan- 
zeiger  verwiesen,  aucthi  ,gt&ben  die  Sta- 
tionen Auskunft. 

Dresden,  1.  Oktober  1919.  (1061) 
Gen. -Dir.  d.  Sachs.  Stb. 


Badischer  Binnenverkehr  und  Wechsel- 
vejkehr  deutscher  Bahnen. 

Am  1.  Oktobicr  1.  J.  tritt  eine  Ne^iaus- 
gabe  des  Teilheftes  C  I  a  in  Kraft,  ent- 
haltend die  allgemeine  Kilometertarif- 
tafel für  den  badischen  Binnenverkehr 
und  die  deutschen  Wechselverkehre  mit 
den  vom  genannten  Zeitpunkte  ab 
dui'chzuführenden  Tariferhöhungen, 
durch  welches  das  Teilheft  C I  a  vom 
1.  April  1919  nebst  Nachtrag  1  aufge- 
hoben und  ersetzt  wird.  Verkaufspreis 
1  ^  20  ^ . 

Karlsruhe,  30.  September  1919.  (1062) 
Generaldirektion 
der  Badischen  Staatseisenbahnen. 


Niederländisch-Nordbr'abant-Deutscher 
Güterverkehr   und  Lokal-Güterverkehr 

der  Nordbrabant- Deutschen  Bahn, 
Tarife  Teil  II  vom  1.  Januar  1913,  bzw. 
1.  August  1915. 

Durch  die  neue  am  1.  Oktober  1919  lu 
Kraft  tretende  „Internationale  Zu- 
•schlagtafel"  wird  die  allgemeine  .Er- 
höhung der  bestehenden  Frachtsätze 
um  50  %  für  die  deutschen  Stnecken 
auch  in  den  oben  bezeichneten  Tarifen 
durchgeführt. 

Der  Nichtinnehaltnng  der  Veröffent- 
lichungisfrist  (§  6  (5)  E.  V.  0.)  hat  das 
Re i  chs-Eisenbahn- Amt  zugest imm t . 

Nähere  Auskunft  erteilt  das  kommer- 
zielle Büro  in  TTtrecht. 

Utreeht,  24.  September  1919.  (1047) 
Gesellschaft  für  den  Betrieb  von 

Niederländischen  Staatseisienbahnen. 


Süddeutsche  Donau- Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft 

1.  Mit  Geltung  vom  1.  Oktober  1919 
bis  auf  weitei-es  sind  im  Verkehr: 

a)  von  bayerischen,  deutschöster- 
reichischen und  tschechoslowaki- 
schen nach  ungarischen  sowie 
von  tschechoslowakischen  nach 
dcutsohösterreichischen  Schiffs- 
stationen die  Frachten.  Nebenge- 
l>ühren  und  sonsti^n  Kosten  vom 
Absender  bei  der  Aufgabe  des 
Ciutes  zu  bezahlen, 

b)  von  ungarischen  nach  bayeri- 
schen, deutschösterreiohischen  und 
tschechoslowakischen  sowie  von 
deutschösterreiohischen  nach 
tschechoslowakischen  Schiffssta- 
tionen die  Frachten,  Nebengebüh- 
ren und  sonstigen  Kosten  vom 
Empfänger  bei  der  Annahme  des 
Giutes  zu  entrichten. 

2.  Barvorsohüsse,  Nachnahmen  nach 
Eingang  und  die  Nachnahme  von  Vor- 
frachten sind  in  den  unter  la)  und  Ib 
bezeichneten  Verkehrsverbindungen  bis 
auf  weiteres  unzulässig. 

München,  30.  September  1919.  (1063) 
Z.  32156/T/19. 


Mit    Gültigkeit    vom    1.  September 
d.   Jis.   treten   bei  einigen  Ausnahmte- 
tarifen  der  Kerker  bachbahn  wi'e  bei  der 
Staatsbahn  Änderungen  ein. 
Näheres  durch  die  Stationen. 
Kerkerbach,  29.  September  1919.  (1052) 
Kerkerbachbahn- Akt.-GesL 
Der  A^orstand. 


Ab  1.  Oktober  d.  Js.  tritt  auf  der 
Kerkerbaohbahn  wie  bei  der  Staatsbahn 
eine  50-prozentige  Erhöhung  der  Fracht- 
sätze im  Güterverkehr  ein. 

Kerkerbach,  29.  September  1919.  (1053) 
KieTkeTbachbahn-Akt.-iGes. 
Der  Vorstand. 


Süddeutsche  Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Bei  Schäden,  die  an  Gütern  vor  Ab- 
iSchliLß  des  Frachtvertrages  (§  20  des 
Betriebs-Eeglements)  durch  Verlust, 
Minderung  oder  Beschädigung  entstehen 
und  von  der  Gesellschaft  zu  vertreten 
sind,  haftet  sie  nur  bis  zur  Höhe 
der  tarifmäßigen  Transportversicherung 
(Gütertarif,  Teil  I.  Abteilung  B,  Ab- 
schnitt F— XVI). 

München,  24.  September  1919.  (1054) 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Tariferhöhung. 

Am  1.  Oktober  treten  im  Personen-, 
Gepäck-,  Expreßgut-,  Tier-  und  Güter- 
verkehr unserer  Nebenbahnen  Albtal- 
))ahn,  Braohsal  -  Hilsbach  -  Menzingen, 
Bü  hlei-talbahn,  Neckarbischofsheim- 
Hüffenhardt  und  Wiesloch-Meckesheim- 
Waldaugelloch  erhöhte  Tarifsätze  und 
Erschwerungen  in  Kraft.  Die  Preise 
für  Fahrscheiubücher  der  Albtalbahn 
werden  schon  vom  28.  September  1919 
ab  erhöht.  Die  Einhaltung  der  durch 
S  6  (5)  der  Eisenbahn- Verkehnsordnung 
vorgeschriebeneu  Veröffentlichnngs- 
frist  hat  das  Beichs-Eisenbahnamt  nach- 
gelass'cn. 

Nähere  Auskunft  erteilt  die  unter- 
zeichnete Stelle. 

Karlsruhe,  26.  September  1919.  (1056) 
Badische  Lokal-Eisenbahnen  A.-G. 
Die  Direktion. 


Wiirttembergische  Nebenbahnen. 

Am  1.  Oktober  d.  Js.  werden  bei  der 
Filderbahn    die    Gepäck-,  Expreßgut-, 
Tier-  und  Gütertarife,  bei  der  Härts- 
feldbahn, Reutlingen  -  Gönninger  Bahn 
und  Strohgäubahn  die  Personen-,  Ge- 
päck-,   Expreßgut-,    Tier-   und  Güter- 
tarife erhöht.    Näheres  bei  der  unter- 
zeichneten Direktion. 
Stuttgart,  30.  September  1919.,  (1060) 
Direktion  * 
der  Württembergischen  Nebenbahnen. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Am  1.  Oktober  1919  treten  neue  Vor- 
schi'iften  für  die  Befördening  von  Per- 
sonen und  Reisegepäck  zwischen  Sta- 
tionen des  besetzten  rheinischen  Gebiets 
und  französischen  und  belgischen  Sta- 
tionen in  Kraft.  Nähere  Auskunft  er- 
feilen die  an  diesem  Verkehr  beteiligten 
Dienstsrtellen  und  das  Verbehrsbüro  der 
unt/erzeichneten  Eisenbahndirektion. 

Cöln,  den  20.  September  1919.  (1055) 
Eisenbahndirektion,  zugleich 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 
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Berlin,  den  8.  Oktober  1919. 


LIX.  jähr  gang. 


Diese  Zeitung:  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträse  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftleitun^  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntinaclinngren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbahnverwaltungen,  beide  in  BerIinW.9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  Icann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
Tingarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanzeisen  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
•JO  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Be^Iagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbucli.  Reichsbank-CJirokonto; 
Deutsche  Bank,  Dep-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOü. 


B«stinimun>r   d-er    Zahl    und    Art  der 
Werkstätt'Cnarbeiter  und  Bmmten  der 
Betrieb.swerk.stätten.  (Schluß.) 
Sind  Bezirkstellen  für  den  Eisenbahn- 
betrieb und  -verkehr  nötig? 
Nachrichten. 
Deutschland:  Eeichsverkehrü- 
minister  Dr.  Bell  in  München.  — 
Ei.senbahn  -  Xebenämter.    —  Dieb- 
.•<tahl  in  der  Eothcmseer  Stations- 
ka.%se.  — ■    Eechnunctsabschluß  der 
Eisenbahusesellschaift  Altona  -  Kal- 


■  II  Ii  a  1  t  : 

tenkirchen  -  Neumünster  im  Jahre 
1918/19.  —  Teutoburger  Wald-Eisen- 
bahn. —  Z-schipkau-Finsterwalder 
Eisenbahn.  —  Heimkehr  der  deut- 
schen Kriegso-efangenen.  —  Errich- 
tung von  Ei.senbahnbetriebsämtern 
in  Sigmaringen  und  Eottweil  und 
eines  Ei-s^enbahnverkehrsamts  in 
Eottweil.  —  Die  Verkehrslage  im 
Euhrrevier.  —  Personalnaclrrichten. 
D  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Maßnah- 
men zur  Behebung  der  Wolmuugs- 


not.  —  Der  vSchnellzug  Berlin-Wien. 

T  s c  h  e c  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  Ge- 
biet: Neubesetzung  des  Ei.senbahn- 
ministeriumiS.  —  Tschecho-slowaki- 
scher  Verkehr  auf  der  Donau. 

Übrige  europäische  Länder: 
Die     französische     Ostbahn  am 
Kriegsende.    —    Ein  Eiesengüter- 
bahnhof  bei  Basel. 
Allgemeines.  —  Berichtigung. 

Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Bestimmung  der  Zalil  und  Art  der  Werkstättenarbeiter  und  Beamten  der  Betriebswerkstätten. 

(Schluß  aus  Nr.  75.) 


2.   G  ü  t  e  r  w  a  g  e  n  a  u  s  b  e  «  s  e  r  u  n  g. 

Während  in  den  Vorkriegis.iahren  die  Betriebswerkstätten, 
abgesehen  von  einzelnen  örtlichen  Ausnahmen,  zur  Wageu- 
ausbeisserung  nur  in  geringem  Umfange  herangezogen  worden 
sind,  weil  die  Hauptw^erkstätten  leistungsfähig  waren,  hat  sich 
die  Inanspruchnahme  der  Betriebswerkstätten  mit  Güterwagen- 
ausbe-sserung  —  Personenwagen  kommen  kaum  in  Frag-e  — 
während  des  Kriege«  sehr  geändert.  Im  Jahre  1917  hat  die 
Beteiligung  der  Betriebsv.'erkstätten  des  Eisenbahndirektions- 
bezirks Bromberg  an  der  Güterwagenausbesserung  etwa  G6  %, 
im  Jahre  1918  etwa  76  %,  und  im  Jahre  1919  bisher  etwa  80  % 
betragen.  Von  der  Gesamtzahl  der  bei  der  Güterwagenaus- 
besserung beschäftigten  Arbeiter  entfallen  auf  die  Betriebs- 
wenkstätten  —  naeh  den  Ergebnissen  der  Eisenbahndirektion 
Broml>erg  —  etwa  26  %  im  Jahre  1918  und  etwa  23  %  im 
gleichen  Zeitraum  des  Jahres  1919.  In  den  anderen  Eisen- 
bahndirektionsbezirken dürften  ähnliche  Werte  erzielt  worden 
»ein.  Hierbei  darf  jedoch  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die 
Hauptwerkstätten  fast  ausschließlich  mit  der  Behebung  von 
Schäden  größerer  Art  belastet  gewesen  sind. 

Die  vermehrte  Inanspruchnahme  der  Betriebswerkstätten 
mit  Güterwagenausbesserungen  hat  dazu  geführt,  besondere 
Wagenwerk-stätten  zu  errichten,  die  zweckmäßig  dort  angelegt 
werden,  wo  der  größte  Teil  der  Güterwagenschäden  entsteht, 
auf  den  größeren  Eangierbahnhöfen  und  auf  und  hinter  den 
Ablaufbergen.  Zur  Verkürzung  zeitraubender  Uberführungen 
ist  es  daher  vorteilhaft,  die  Betriebswagenwerkstätten  iso  an- 
zulegen, daß  ihre  Au.sbesserungsgleise  unmittelbar  von  den 
Richtungsgleisen  der  Eangierbahnhöfe  aus  zugänglich  sind. 
Fliegende  Gruppen  auf  den  Eangierbahnhöfen  haben  gleich- 


falls wertvolle  Dienste  geleistet,  können  jedoch  die  besonderen 
Wagenwerkstätten  nicht  ersetzen,  weil  ihnen  die  Gleise  fehlen, 
um  ungestört  arbeiten  zu  können.  Zur  Ausfiihrung  einzelner 
Arbeiten,  'wie  z.  B.  Ausbesserung  der  Güterwagenbre-msen  und 
Instandsetzung  der  Bremshäuser  einschließlich  ihrer  Fenster 
und  Türen,  werden  sie  zweckmäßig  noch  neben  der  Wagen- 
werkstätte verwendet. 

Die  Betriebswagenwerkstätten  sind  zur  Beschleunigung  der 
Wagenausbe'sserung  und  des  Wagenumlauf  es  so  auszustatten, 
daß  sie  alle  vorkommenden  Arbeiten,  namentlich  der  kleinen 
und  mittleren  Schäden,  selbst  ausführen  können. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  ist  bedingt  durch  die  Anzahl  der  vor- 
b,atodenein  Ausbesserungsstände,  .die  Leistung  der  Arbeiter 
selbst  und  die  Ausstattung  der  Werkstätte,  sowie  durch  die 
Schichtzahl. 

Es  sind  zu  ixjehnen: 

1.  für  jeden  unbedeckten  Stand  1  bis  1,25  Arbeiter  bei  einer 
Arbeitsschicht,  2  bis  2,5  Arbeiter  bei  Doppelschicht; 

2.  für  jeden  bedeckten  Stand  1,25  bis  1,5  Ar]>eiter  bei  einer 
Arbeitssohicht,  2,5  bis  3,0  Arbeiter  bei  Doppelschicht. 

Die  Höchstwerte  sind  zurzeit  bei  der  verringerten  Arbeits- 
leistung maßgebend;  die  Mindest werts  können  erst  wieder 
angenommen  werden,  wenn  sich  die  Leistung  auf  den  Stand 
der  Vorkriegsjahre  gehoben  hat. 

Die  Gesamtzahl  der  nach  Vorstehendem  ermittelten  Arbeiter 
verteilt  sich  auf  60  %  Handwerker  und  etwa  40  %  Hilfsarbeiter, 
weil  bei  der  Güterwagenausbess.eruiig  viele  Arbeiten  vor- 
kommen, die  sehr  gut  von  Hilfsarbeitern  erledigt  werden 
können.  Ihre  Verteilung  auf  Handwerke  geschieht  zweek- 
mäßig  folgendermaßen : 


Nr.  76 


806 


Z  u  is  a  m  m  €  n  s  t  e  1 1  u  n  ff  3. 
Verteilung  der  Arbeiter  auf  die  Handwerke: 


1     Ziffer  1 

Art  der  Arbeiter 

 .  

Anzahl 

der 
Arbeiter 

Q 

Bemerkungen 

1 

Schlosser 

38 

2 

Werkzeugschlosser 

2 



3 

Schmiede 

8 

— 

4 

Dreher 

4 

— 

5 

Kupferschmiede 
und  Klempner 

2 

— 

6 

Tischler  und  Stell- 
macher 

12 

— 

7 

Maler,  Anstreicher 

2 

— 

8 

Hilfsarbeiter  der 
Schlosser 

27 

9 

Zuschläg'er 

3 



10 

Hilfsarbeiter  in 
Dreherei 

3 

Bedienung   der  Achsschen- 
kelbank,   der   Bohr-  und 
Hobelmaschinen. 

11 

Hilfsarbeiter  der 
Stellmacherei 

2 

Bedienung  der  Holzbearbei- 
tungsmaschinen  und  an- 
dere leichte  Arbeiten. 

12 

Lagerarbeiter 

1 

bei  kleinen    und  mittleren 
Betriebswerkstätten  kann 
lfde.  Ziffer  12  und  13  zu- 
sammengefaßt werden. 

13 

Werkzeugausgeber  | 

1 

Nachtarbeit  ist  im  allgemieinen  nicht  erforderlich,  kann  je- 
doch bei  Bedarf  eingelegt  werden. 

Die  Schlosser  Und  ihre  Hilfsarbeiter  (Ziffer  1  und  8  der  Zu- 
sammenstellung 3)  werden  in  Gruppen  nach  der  Gesamtzahl 
der  Arbeiter  eingeteilt: 


Zusammenstellung  4. 
Verteilung  der  Schlosser  und  Hilfsarbeiter  auf  Gruppen : 


Art  der  Arbeiten 
(Gruppen) 


Anzahl  der 


Schlosser 


Achssenke,  Achs- 
lager und  Luftdruck- 
bremse 


Allgemeine  Arbeiten 
an  Wagen 


Hilfsarbeiter 


der  Gesamtzahl  der 
Arbeiter 


32 


Fliegende  Gruppe 


Maschinelle  Anlagen 


Zusammen 


38 
Ziffer  1 


18 


Bemei'- 
kungen 


27 
Ziffer  8 


der  Zusammenstellung  3 
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Eine  zweckmäßige  Grupeaeint-eilung  zeigt 
Zusammen  »Stellung  5. 
Einteilung  in  Gruppen: 


Ziffer  1 

der  Gruppen 
Benennung 

Zahl 

Anzahl 
e  i 

Vor- 
schlosser 

der  Arbe 
n  e  r  Grup 

Schlosser 

iter  in 
pe 

nuis- 

arbeiter 

Zu-| 

sam- 
men 

1 

Achssenke,  Achs- 
lager und  Luft-' 
druckbremse 

2 

1—2 

2-4 

3—6 

2 

Allgemeine  Arbei- 
ten an  Wagen 

miud. 
2 

1 

3—6 

2-4 

6-11 

3 

Fliegende  Gruppe 

1 

1 

2 

3 

4 

Maschinelle  An- 
lagen 

2 

1-2 

1-2 

2—4 

Die  Gruppe  1  —  Achssenke,  Achslager  und  Luftdruck- 
bremse —  erfordert  genau  mit  den  Einzelheiten  und  ihrer 
Bearbeitung  vertraute  Bedienstete.  Sie  hat  vor  allen  Dingen 
in  regelmäßigem  Wechsel  von  mindestens  sechs  Monaten  die 
Achslager  in  .allen  ihren  Teilen  nachzusehen  und  instandzu- 
isetzen,  insbesondere  die  Schmierdochte  auszuwaschen  und  bei 
Bedarf  zu  ersetzen,  die  Schmierpolster  und  ihre  bestelle  aiuf 
Brauchbarkeit  nachzuprüfen  und  die  Staubverschlüsse  in  Ord- 
nung zu  bringen;  die  Achsbucbsuntersuchung  wird  mit  Tag, 
Monat  und  Jahr  am  Langträger  des  Wagens  auf  beiden  Seiten 
angesobiieiben.  Die  Gruppe  bessert  neben  den  heißgelaufenen 
Achsen  auch  alle  Schäden  dter  Luftdruckbremsen  aus,  so  daß  sie 
künftig  bei  der  Einführung  der  Güterzugluftdinickbremse  erhöhte 
Bediciutung  gewinnt.  Bei  Bedarf  kann  sie  mit  Gruppe'  2  —  allge- 
meine Arbeiten  an  Wagen  —  vereinigt  werden,  die  sämtliche 
übrigen  Sohlosserarbeiten  in  der  Wagenwerfcstätte  erledigt. 
Der  Wirkungskreiis  der  Gruppe  3 'ist  bereits  in  Abs.  2  voriger 
Seite  erwähnt  ;  bei  kleinen,  sowie  bei  günstig  zum  Eangier- 
bahnhof  gelegenen  Werkstätten  kann  sie  ganz  fortfallen,  ihre 
Arbeit  wird  dann  von  Gruppe  2  ausgeführt. 

Aus  den  unter  1  angegebenen  Gründen  werden  die  Arbeiter 
der  Wagen  Werkstätten  gleichfalls  in  zwei  Schichten  beschäf- 
tigt; der  Dienst  der  fliegenden  Gruppe  ist  jedoch  ausschließ- 
lich wegen  Fehlen«  ausreichender  Beleuchtung  in  die  Tages- 
stunden legen,  und  zwar  in  die  Stunden,  in  denen  erfah- 
rungsgemäß der  stärkste  Eangierbetrieb  stattfindet. 

Die  völlige  Wiederherstellung  heißgelaufener  Achsen, 
namentlich  beladener  Wagen,  auf  benachbarten  Bahnhöfen 
ist  nicht  vorteilhaft,  wenn  nicht  Einrichtungen  vorhanden  sind, 
die  es  lermöglichen,  daß  die  Achse  ersetzt  oder  der  Aobs- 
schenkel  sauber  und  ordnungsmäßig  nachgeschliffen  wird. 
Dierartige  Einrichtung  besitzt  der  Wittenberger  Heißläufer- 
wagen, der  neben  Werkbank  mit  Schraubstock  und  Schlosser- 
werkzeug mit  einer  Feldschmiede  und  einer  Achsschenkeldreh- 
und  Schleifmaschine  von  etwa  600  mm  Spitzenhöhe  ausgerüstet 
ist,  so  daß  an  Ort  und  Stelle  der  Achsschenkel  sauber  bear- 
beitet werden  kann ;  außerdem  führt  der  Wagen  noch  mehrere 
Aushilfsachsen  gebräuchlichster  Art  mit  und  besitzt  Hebe- 
böcke und  Winden  zum  Anheben  der  Wagen.  Bs  empfiehlt 
sich,  den  Heißläuferwagen  zur  Verbesserung  der  Arbeitsaus- 
führung noch  mit  einer  Achslagerbohi"bank  auszustatten.  So- 
bald die  Betriebswerkstätten  mit  ortsfesten  Achsschenkel- 
bänken versehen  sind,  ist  die  Ausrüstung  jeder  Betriebswerk- 
stätte mit  größerem  Streckenbezirk  mit  einem  Heißläufer- 
wagen Wittenberger  Bauart  zweckmäßig.  Kann  jedoch  die 
Achse  des  heißgelaufenen  Wagens  auf  einem  benachbarten 
Bahnhofe  nicht  ersetzt  oder  der  Achsschenkel  nicht  nachge- 
schliffen werden,  so  empfiehlt  es  sich  nicht,  die  Achse  völlig 
wiederherzustellen,  weil  der  Wagen,  namentlich  im  beladenen 
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Zustande,  bald  wieder  heißlaufen  wird.  Es  ist  alsdann  vor- 
teilhaft, heißgelaufene  Wagen  auf  .benachbarten  Bahnhöfen 
nur  lauffähiff  herzustellen  und  in  die  Waoenwerkstätten  zu 
nehmen,  wo  ihre  ordnungsmäßige  Instandsetzung  gewähr- 
leistet ist.  Dagegen  ist  es  zweckmäßig,  zur  Untersuchung  von 
Zügen,  die  auf  benachbarten  Bahnhöfen  abgestellt  sind,  eine 
kleine  Gruppe  von  einem  Schlosser  und  ein  bis  zwei  Hilfs- 
arbeitern bei  Bedarf  zu  entsenden,  die  die  kleinen  Schäden 
sofort  beseitigt  und  die  Überführung  der  Wagen  mit  größieren 
Ausbesserungen  zur  nächsten  geeigneten  Wagenwerkstätte 
veraalaßt. 

Für  den  Werkstättenaufsichtsdienst  sind,  wie  auf  S.  797. 
Abs.  3  angegeben,  Aufsicht sbeamte  erforderlich,  deren  Zahl 
unter  Berücksichtigung  der  Eigenart  der  Güterwagenausbesse- 
rung  zu  bemessen  ist  auf 
1  Werkführer  für  je  40  bis  50  Arbeiter  einer  Schicht, 
1  Werkmeister  für  je  100  Arbeiter  der  Gesamtzahl ; 
mindestens  ist  jedoch  ein  Werkführer  für  jede  Schicht  und 
mindestens  ein  Werkmeister  für  den  Werkstättendienst  allein 


nötig.  Bezüglich  der  Bürokräfte  gilt  das  auf  Seite.  797/798 
Gesagte  auch  für  Wagen  Werkstätten. 

Auf  Grund  d.er  vorstehenden  Erwägungen  ist  die  Beleg- 
schaft einer  Anzahl  größerer  und  kleinerer  Betriebswerk- 
stätten Ost-  und  Mitteldeutschlands  nachgeprüft.  Dabei  fällt 
vor  allen  Dingen  die  unrichtige  Bemessung  der  Zahl  der  Hand- 
werker und  Hilfsarbeiter  auf.  Die  Zahl  der  Hilfsarbeiter 
ist  häufig  so  gering,  daß  die  Handwerker  zu  den  unter- 
geordnetsten Arbeiteh.  herangezogen  werden  müssen,  wodurch 
keinesfalls  die  Arbeitsfreudigkeit  der  Handwerker  gehoben 
wird.  Aber  auch  das  Gebot  der  Wirtschaftlichkeit  verlangt 
dringend,  daß  Arbeiten  untergeordneter  Art  nicht  von  den 
höchstbezahlten  Arbeitskräften  ausgeführt  werden.  Die  rich- 
tige Verteilung  der  Arbeiter  und  die  zwieckmäßige  Einteilung 
der  Arbeiten  fördert  nicht  nur  die  Leistung  der  Arbeiter 
selbst,  sondern  ist  auch  ein  Maßstab  für  die  Wirtschaftlichkeit 
des  Betrieibes,  die  vor  allem  wieder  gehoben  werden  muß  zum 
Vorteil  der  Eisenbahnen  .selbst  und  damit  der  Allgemeinheit. 


Sind  Bezirkstellen  für  den  Eisenbahnbetrieb  und  -verkehr  nötig  ? 

Von  Ernst  Kehm  in  Crailsheim. 


In  der  Nummer  53  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen hat  Herr  Eechnungsrat  Faude  in  Stuttgart 
die  Frage  untersucht,  ob  Bezirkstellen  für  den  Eisenbahn- 
betrieb und  -verkehr-  nötig  sind.  In  .seinem  Aufsatz  geht  er 
auf  die  Greschichte  der  württembergischen  Organisation  im 
Jahre  1900  zurück  und  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  weder  für 
die  süddeutschen  Betrieb&in.spektionen  noch  für  die  preußi- 
schen Verkehr-sämter  ein  Bedürfnis  vorhanden  sei;  es  gäbe 
kein  Dienstgeschäft,  das  nicht  von  einer  Lokalstelle,  aiso 
von  einer  Station,  ebenso  gut  wie  von  einer  Bezirkstelle 
erledigt  werden  könnte.  Hierzu  erlaube  ich  mir  folgendes 
zu  bemerken: 

Bis  zum  Jahre  1900  waren  in  Württemberg  .di.e  Betriebs- 
inspektionen  zugleich  Vorsteher  der  Stationen  an  ihiem 
Dienstsitz.  Diese  Vereinigung  von  Stationsdienst  und  Be- 
zii'ksdienst  in  einer  Person  war  mit  der  Zunahme  des  Ver- 
kehrs, namentlich  auf  den  großen  Stationen  Stuttgart,  Ulm, 
Heilbronn  usw.,  nicht  mehr  aufrechtzuerhalten:  entweder 
mußte  der  Stationsdienst  oder  der  Bezirkdienst  Not  leiden. 
Der  Betriebsinspektor  war  durch  den  Stationsdienst  so  sehi' 
in  Anspruch  genommen,  daß  er  nur  in  seltenen  Fällen  auf  die 
eine  oder  andere  Bezirkstation  kam.  Oft  vermochte  er  nicht 
einmal  die  jährlichen  Kassenpiüfungen  bei  den  B.ezirk- 
stationen  auf  den  vorgeschriebenen  Termin  vorzunehmen.  In 
der  Hauptsache  war  der  Betriebsinspektqr  eben  Stationsvor- 
steher: im  Stationsdienst  lag  der  Schwerpunkt  seiner  Tätig- 
keit. Daß  /diese  Organisation  einfach  war,  kann  man  wohl 
zugeben ;  ob  sie  aber  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  noch 
wirtschaftlich  war,  wäre  zu  bezweifeln. 

Es  war  daher  ganz  richtig,  daß  die  württembergische  Eisen- 
bahnverwaltung im  Jahre  1900  den  Bezirkdienst  vom  Stations- 
diienst  trennte.  In  einer  Denkschrift  zu  dem  Entwurf  des 
■württembergischen  Hauptfinanzetats  für  1899  und  1900  wurde 
diese  Trennung  wie  folgt  begründet: 

„Für  die  Besorgung  und  Überwachung  des  B.etriebs-  und 
Verkehrsdienstes  sowie  für  die  Ausübung  .der  Bahnpolizei 
in  einem  bestimmten  Bahnbezirk  sind  die  Betriebsinspektionen 
bestimmt.  Der  Betriebsinspektor  ist  zugleich  Stationsvor- 
steher an  seinem  Amtssitz  und  hat  als  solcher,  soweit  nicht 
für  einzelne  größere  Stationen  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  die  dem  Stationsvorsteher  oblieg-enden  Dienstie 
wahrzunehmen.  Nachdem  infolge  erheblicher  und  nachhal- 
tiger Zunahmie  des  Verkehrs  der  Betrieb  verwickelter,  auch 
die  Anforderungen  an  Easchheit,  Ordnung,  Pünktlichkeit 
und  Sicherheit  des  Betriebs  größer  geworden  sind  und  .der 
Personalstand  beträchtlich  erhöht  worden  ist,  macht  sich 
das  Bedürfnis  nach  einer  Vervollkommnung  der  bestehenden 
Einrichtung  mehr  und  mehr  geltend.  Die  Betriebsinspektoren 
sind  nicht  mehr  in  der  Lage,  den  ihnen  zugewiesenen  Auf- 
ffaljen  voll  nachzukommen,  insbesondere  fehlt  ihnen  infolge 
ihrer  Inanspruchnahme  als  Stationsvorsteher  ihres  Amts- 
sitzCiS  die  Zeit  und  Gelegenheit,  den  Bezirkdienst,  -wie  es  die 
Sorge  für  die  Sicherheit  und  Ordnung  erheischt,  eingehend 
zu  bea.ufsichtigen  und  das  zahlreiche,  ihnen  untergebene  Per- 
äonal  gründlich  auszubilden  und  zu  überwachen.    Die  Ver- 


einigung der  Stellung  des  Btetriebsinspektors  mit  der  dies 
Stationsvorstehers  besteht  bei  keiner  größeren  Eisenbahn- 
A'erwaltung ;  ebensowenig  die  unmittelbare  Unterordnung 
eines  Teüs  der  Stationsvorsteher  unter  die  Direktivbehörde, 
wie  es  bezüglich  der  Bahnhofverwalter  I.  Klasise  in  Württem- 
berg der  Fall  ist.  Durch  dais  B'Csteben  der  Bahnhofverwal- 
tungen I.  Klasse,  deren  Vorsteher  .der  Aufsicht  der  Betriebs- 
inspektoren entzogen  .sind,  wird  die  Wirksamkeit  der  letzteren 
in  unerwünschter  Weise  beeinträchtigt  und  der  Geschäftsgang 
bei  der  Generaldii'ektion  erschwiert.  Den  Mängeln  der  der- 
maligen Organisation  kann  abgeholfen  werden  einmal  durch 
die  Entbindung  der  Betriebsinspektoren  von  dem  Dienst  als 
Stationsvorsteher,  wobei  in  Aussicht  genommen  ist,  denselben 
noch  Geschälte  aus  .dem  bisherigen  Geschäftskreis  der 
Generaldirektion  der  Staatseisenbahnen  zuzuweisen,  sodann 
durch  Unterordnung  der  Bahnhofverwaltungen  I.  Klasse  unt/er 
die  Betriebsinspektionen."  Dies  das  Wesentliche  aus  der 
Denkschrift. 

Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  Bezirkstellen  im  Eisien- 
bahnbetrieb  nötig  .sind,  wäien  vorher  zwei  andere  Fragen  zu 
untersuchen,  und  zwar: 

1.  Welche  Geschäfte,  die  bisher  bei  den  Betriebsinspektionen 
erledigt  wurden,  sind  überhaupt  unnötig? 

2.  Welche  Geschäfte  bei  den  Betriebsinspekionen  sind  nötig, 
und  welchen  anderen  Stellien  können  diese  Geschäfte  über- 
wiesen werden,  ohne  daß  die  Sicherheit  des  Betriebs,  die 
Ordnung  und  die  Wirtschaf tlichk.eit  beeinträchtigt  werden? 

In  dem  Aufsatz  wird  die  Überwachung  des  Dienstes  dürch 
die  Betriebsinspektionen  im  allgemeinen  als  unnötig  be- 
zeichnet. Gewiß,  es  gibt  gar  manche  Station,  deren  Dienst- 
verhältnisse geordnet  sind.  Abier  bei  dem  häufigen  Wechsel 
des  Personals,  zumal  in  neuerer  Zeit,  ist  eine  Überwachung 
und  insbesondere  Belehrung  nicht  immer  zu  umgehen.  Die 
Durchführung  der  vielen  Neuerangen  und  Änderungen  im 
Dienst  verlangt  eine  Aufsicht.  Es  gibt  auch  im  ganzen  Eeiche 
keine  Verwaltung,  die  .auf  die  Überwachung  des  Dienstes 
durch  besondere  Organe  bisher  verzichtet  hätte.  Im  Gegen- 
teil, neben  den  Betriebsinspektionen  bestehen  noch  die  Be- 
triebs- und  Verkehrskontrolleure.  Di©  Überwachung  des 
Dienstes  wird  also  in  zweifacher  Wteise  gewährleistet.  Man 
darf  wohl  annehmen,  daß  die  Ei.senbahnverwaltung  diese  Ein- 
richtung nicht  ohne  Grund  getroffen  hat.  Es  könnte  ja  ein- 
mal der  Versuch  gemacht  werden,  von  einer  Überwachung 
des  Dienstes  auf  den  Stationen  für  längere  Zeit  abzus.ehen; 
sicher  wüixile  die  Überwachung  später  vpieder  eingeführt 
werden. 

Wenn  über  eine  Vermehrung  des  Schreibwerks  geklagt  wird, 
weil  die  Stationen  ihre  Berichte  an  die  Gcneraldirektion  zu- 
erst der  Betriebsinspektion  vorlegen,  so  ist  hierauf  zu  er- 
widern, daß  gar  mancher  B.ericht  einer  Station  von  der  Be- 
triebsinspektion zur  Ergänzung  zurückgegeben  werd.en  muß. 
Meist  geschieht  .dies  mit  einem  besonderen  Blatt  oder  auf 
Grund  einer  Mitteilung  am  Fernsprecher.  Der  Bericht  wird 
dann  nach  der  Ergänzung  mit  dem  Vermerk  „Gesehen"  von 
der  Betriebsinspektion  weitergesandt ;   aus  dem  Bericht  ist 
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letzt  aber  moht  zu  erselien,  daß  er  der  Station  vorher  zur  Er- 
^^•auzun,i^•  zuruckg-esaudt  werden  mußte.  jDiesie  Ero-änzung 
wird  Ott  notio-,  wenn  auf  Stationen  jünoiwe  Stellvertreter  für 
<leu  lelilenden  Station svorist eher  eingeteilt  ßind.  AVenn  die 
iierichte  der  Stationen  vor  iler  Vorlaue  an  die  Geueral- 
clirektdon  bei  der  B*triebsinspektion  durchgesehen  werden 
ISO  geschieht  dies  im  Interesse  d'er  Entlastung-  der  General- 
direktion.  Für  die  Station  entsteht  da,durch  keinerlei  V-er- 
mehrung  des  Schi'eibwerks.  ■ 

AVenn  auf  einer  Station  während  eines  Urlaubs  oder  einer 
Krankheit  usw.  em  Beamtem?  zu  ersetzen  war,  iso  hatte  bisher 
Uie  iietriebsmspektion  für  den  Ersatz  zu  sorgen.   In  der  Eeo-el 
\Yii\i  vou  der  Eetriebsinspektion  in  solchen  Fällen  ein  Beamter 
einer  anderen  Bezirkstation  der  Station,  wo  der  Beamte  fehlt, 
zugewiesen.  Diese  Personalzuteilung  ist  dann,  wenn  Personal- 
maugel herrscht  und  gleichzeitig  mehnere  Beamte  zu  ersetzen 
ismtl,  mit  viel  Arbeit  verbunden.    Die  Generaldirektion  wird 
nur  augeiulen,  wenn  im  Bezirk  keine  verfügbaren  Beamten 
mehi'  vorhanden  sind.    Sind  keine  Bezirkstellen  mehr  vorhan- 
den   so   mußten   die   Ersatzleute   stets   durch  die  General- 
direktiou   den  Stationen   zugiewiesen   werdeu.     Welche  Ge- 
schäftslast würde  hierdurch  der  G>eneiraMirektion  aufgebürdet 
werden!     Zudem    könnte  die  Generaldii-ektion  oft  nicht  iso 
rascJi  einen  Ersatzmann  herbeischaffen,  als  eine  Bezirkstelle, 
<lie  sich  m  der  Nähe  der  Stationen  befindet  und  mit  den  Sta- 
tionen durch  den  Linienfemsprechier  verkehien  kann.  Wer 
soll  bei  Streitigkeiten  unter  dem  Personal  einer  Station  oder 
bei  Beschwerden  der  Untergebenen  über  den  Vorsteher  die 
Untersuchung  führen  und  eine  Schlichtung  versuchen,  wenn 
keine  Bezirkstelle  da  ist"?    AVer  soU  bei  Beschwerden  von 
Eeiseuden  über  das  Personal  einer  Station,  über  den  Vor- 
steher die  Untersuchung  fühien"?    AVer  soll  die  Anträge  für 
di©n  Fahrplan  vorbereiten,  wenn  die  Anträge  der  einzelnen 
Stationen  nicht  übereinstimmen"?     AVer  soll  die  Entschädi- 
gungsforderungen aus  diem  Güterverkehi-,  die  bei  den  kleinen 
Stataonen  anfallen,  ejlcdigeu"?    Im  Jahre  1908  wurden  den 
Betruebsiuspektionen  und  Stationen  I.  Klasse  Entschädigungs- 
forderungen aus  dem  Güterverkehr  bis  zu   einer  gewissen 
Höhe  des  Betrages  zur  selbständigen  Erledigung  übertragen. 
Im  Jahre  1917  wurde  die  Zuständigkeit  dieser  Stellen  zur  Er- 
ledigung der  Forderungen  erweitert.    Die  Zahl  dieser  Forde- 
rungen, die  die  Betriebsiuspektionen  für  die  kleinen  Stationen 
zu  erledigen  haben,  hat  sich  in  der  letzten  Zeit  verdoppelt. 
In  dem  Aufsatz  Seite  556  isit  ein  AVort  des  bayerischen  Ver- 
kiehrsmim-sters  Frauendorfer  angeführt,  wonach  die  Geschäfte 
womöglich  da  erledigt  werden,  wo  sie  anfallen;   wenn  man 
sich  dies  als  Richtschnur  vorhalte  —  heißt  es  weiter  in  dem 
Autsatz  —  so  bleibe  für  Bezirkstellen  im  Betrieb  und  Ver- 
kehr kern  Raum  übrig.    In  dtm  AVort  des  Verkehrsministers 
wird  der  Nachdruck  auf  das  Wörtchen  „womöglich"  zu 
legen  sein.    Es  gibt  eben  eine  Reihe  von  Geschäften,  die  auf 
der  Station,  wo  sie  anfallen,  aus  verschiedenen  Gründen  nicht 
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erledigt  werden  konneoi.  Die  Erledigung  von  Entschädigungs- 
lorderuugen,  der  oft  eine  schwierige  Untersuchung  voraus- 
geht, kann  man  nicht  jeder  kleinen  Station  zumuten.  Auch 
das  Bahnpolizeistrafvei-fahren  kann  man  den  kleineren  Sta- 
tionen nicht  zuweisen.  Die  Dienstein teüungen  für  die  kleinen 
Stationen  müssen  zum  größeren  Teile  bei  der  Betriebs- 
inspektion  aufges1>ellt  werden.  AVem  spllen  diese  Gieschäfte 
ubertragen  werden,  wenn  keine  Betiiebsinspektion  mehr  vor- 
handen ist,  einer  großen  Station  oder  der  Generaldirektion'' 
Werden  diese  Geschäfte  einer  großen  Station  übertragen,  dann 
braucht  diese  Station  mehi-  Personal ;  dann  ward  der  Stations- 
vorsteher wieder  Betriebsiaspektor  wie  vor  dem  Jahi-e,  1900. 
Werden  die  Geschäfte  der  Generaklirektion  wieder  überwiesen, 
dann  sind  bei  dieser  wieder  mehr  Beamte,  nötig. 

Die  Stationen  brauchen  auch  eine  Stelle,  an  die  eich  das 
Personal  in  eigenen  Angelegenheiten  wenden  und  bei  der  es 
sich  Rats  erholen  kann.  Diese  Stelle  ist  bis  jetzt  die  Betriehs- 
inspektion,  die  das  Personal  beraten  soll.  An  wen  soll  sich 
das  Personal  wenden,  wenn  die  Bezirkstelle  aufgehoben  ist? 
Es  gibt  sehr-  viel©  Fälle,  wo  eine  Bezirkstelle  die  Beamt-en 
des  Bezirks  auf  ihre  Anfragen  ibescheiden  kann  und  wo  die 
Bieamten  sich  mit  dem  Bescheid  der  Bezirkstelle  zufrdeden 
geben. 

,  Nach  den  Ausführungen  auf  Seite  557  der  Vereinszedtung 
sollen  die  Kassenprüfungen  entweder  auf  Stationen  mit  einem 
besondeiren  Kassierer  an  den  Stationsvorsteher  oder  an  einen 
Beamten  der  Generaldinektion  übertragen  werden.  In  Württem- 
berg bestehen  jetzt  etwa  700  Stationen.  Zur  regelmäßigen 
Prüfung  der  Kasisen  auf  diesen  vielen  Stationen  reicht  aber 
weidbr  das  vorhandene  Personal  der  prüfenden  Station,  noch 
das  vorhandene  Personal  der  Gieneraldirektion  aus.  Es  müßte 
alsio  für  diesen  Zweck  eiue  Personalvermehrung  eintreten. 
Die  periotdische  Prüfung  der  gesamten  übrigen  Amtsfühi-ung 
auf  den  Stationen  ist  in  dem  Aufsatz  nicht  berührt;  wahr- 
scheinlich wird  sie  als  ebenso  unnötig  angesehen  wie  die  Über-, 
wachung  des  Dienstes  durch  die  Betiiebsinsp-ektionen.  Ini 
Int«i"esse  leiner  gleichmäßigen  Durchfühi'ung  des  Dienstes  auf 
den  verschiedenen  Statiouien  wird  aber  eine  Prüfung  der  Amts- 
fühiamg-,  wenn  aiuch  in  längeren  Zeiträumen,  nicht  zu  um- 
gehen sein. 

In  jüngster  Zeit  hat  die  Fürsorge  für  das  Personal  eine  er- 
höhte Bedeutung  erhalten,  di6  Ai'beiterausschüsse  sind  wedtier 
ausgebaut  worden:  die  Geschäfte  in  dieser  Richtung  sind  bei 
den  Bezirkstellen  sehr  gewachsen.  Es  gibt  nach  meiner  Über- 
zeugung bei  den  Bezixkstellen  keine  Dienstgeschäfte,  die  an 
isdoh  unnötig  siud;  die  vorhandenen  Geschäfte  können  aber 
anderen  Dienststellen  nur  übertragen  werden,  wenn  deren 
Personal  vermehrt  wird.  Es  tritt  also  bei  einer  Aufhebung 
der  Bezirkstellen  keinerlei  Ersparnis  ein.  •  Meine  Ausführun- 
gen erschöpfen  den  Geschäftskreis  der  Bezirkstellen  nicht; 
es  gibt  noch  eiue  Reihe  wichtiger  Aufgaben  der  Betiiebs- 
inspektioneu,  die  oben  nicht  erwähnt  sind. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Reichsverkehrsminister  Dr.  Bell  in  München.  Reichsver- 
kehrsminister Dr.  Bell  hatte  in  München,  wie  die  „B.  B.  Zto.« 
mitteilt,  eine  längere  Konferenz  mit  dem  bayerischen  Ver- 
kehrsmmister  v.  Frauendorfer  und  empfing '  im  Verkehrs- 
ministerium Vertreter  der  Verkehrsbeamtenorganiaationen,  des 
Ijandtages  und  der  Presse,  vor  denen  er  sein  wirtischaftliches, 
■politisches  und  organisatorisches  Verkehrsvereinheitlichunos- 
programm  entwickelte.  An  die  Spitze  seines  Programms  stellte 
der  Reiohsverkehrsmüiister  den  Satz:  Verkehrseinheit  mit 
weitestgehender  Dezentralisation  bei  der  Organisation  des 
Reichsverkehrsministeriums ;  namentlich  werde  bei  der  Durch- 
fuhrung der  Verreichlichung  auf  die  berechtigten  Wünsche 
und  die  Eigenai>t  der  Länder  und  Stämme  Deutschlands,  alle 
Rucksicht  genommen  werden. 

Aus  diesen  Grundgedanken  heraus  sei  beabsichtigt,  vom 
Zeitpunkt  der  Verreichlichung  der  Eisenbahnen,  also  nach  der 
Reichsverfassung  vom  1.  April  1921  ab,  eine  oberste  Zentral- 
eiseubahnbehörde  für  Bayern  in  München  zu  errichten.  Diese 
oberste  Zentralbehörde,  so  führte  der  Ministier  aus,  soll  den 
grol5en  Schatz,  den  Bayern  hat,  selbständig  verwalten  und  in 
<ler  Hauptsache  aus  Landeskindexn  zusammengesetzt  sein.  Sie 
soll  die  oberste  Instanz  für  die  ihr  unterstellten  Angelegen- 
heiten sein,  so  daß  für  diese  Angelegenheiten  die  letzte  In- 
stanz, das  Reichsverkehrsministeiium,  ausscheidet. 


—  Eisenbahn-Nebenämter.    Seit  1.  Oktober  d.  J.  ist  die  Be- 

zeichnimg  einzeln'er  Eisenbahnbetriebs-,  Maschinen-  und  AVerk- 
stättenämter  als  Nebenämter  aufgehoben  worden.  Diese  Ämter 
führen  jetzt  wie  die  übrigen  Ämter  die  Bezeichnung  „Eisen- 
bahnbetriebs-. Maschinen-  oder  Werkstättenamt". 

—  Diebstahl  in  der  Rothenseer  Stationskasse.  Durch  wahr» 
schednlioh  mißbräuchliche  Anwendung  der  Soldatenuniform 
ist  die  Eisenbahnstationskasse  zu  Rothensee  bei  Magdeburg 
um  200  000  Ji  bestohlen  worden.  Der  Wächter,  der  die  Kasse 
zu  bewachen  hatte,  ließ  sich  von  emem  Manne  in  Soldaten- 
iiniform  durch  einen  Auftrag  entfernen.  Der  angebliche 
Soldat  öffnete  dann  mit  einem  Nachschlüssel  den  Kassien- 
schrank  und  entnahm  ihm  200000  die  zur  Lohnzahlung  be- 
stimmt waren. 

—  Rechnungsabschluß  der  Eisenbahngesellschaft  Altona- 
Kaltenkirchen-Neumünster  im  Jahre  1918/19.  Aus  dem  Ge- 
schäftsbericht der  Gesellschaft  ist  zu  entnehmen,  daß  die  Bie- 
triebseinnahmen  1580  472  Ji  (gegen  das  Vorjahr 
+  463  377  Ji)  und  die  Betriebsausgaben  1235  429'  Jl 
(+  423  895  Ji)  ergeben  haben.  Nach  Deckung  der  Zinsen 
und  Tilgung  für  die  Anleihen  und  Speisung  verschiedener 
Fonds  verbleibt  ein  Reingewinn  von  234  755,45  M,  der  di« 
Zahlung  von  4J^  %  Dividende  auf  die  Stamm-Prioritäts- 
Aktien  Buchstabe  A,  von  5  %  auf  die  Stamm-Prioritäts- Aktien 
Buchstabe  B,  sowie  von  5  %  auf  einen  Teil  und  4  %  auf  den 
Rest  der  Stammaktien  ermöglicht. 

—  Teutoburger  Wald-Eisenbahn.  Das  am  31.  März  abge- 
laufene Geschäftsjahr  erbrachte  einen  Betriebsgewinn  von 
475  303  JI     (i.  V.  480  697  Ji).    Es    gehen    ab' für  Zinsen 
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29  926  Ji  (29  591  Jl),  für  außerordentlicli«  Eücklao;.en  und 
Erneuerungen  46  005  JL  (50  437  Jl),  Abschreibungen  3206 
(5809  Jl),  Verzinsung  und  Tilgung  der  Anleihen  62180  Ji 
(61938  Jl),  Rückzahlung  eines  von  den  früheren  Betriebs 
führern  gewährleisteten  Gewinnanteils  55164^//  (60178  Ji), 
Vergütung  an  den  Aufsichtsrat  6000  Jl  ( — ),  so  daß  ein 
Reingewinn  von  272  820  Jl  (272  820  Jl)  einschließlich  78  Jl 
Vortrag  aus  dem  Vor.iahr  verbleibt.  Der  Generalversamm 
lung  wird  die  Verteilung  einer  Dividende  von  4  %  (wie  im 
Vorjahre)  vorgeschlagen. 

—  Zschipkau-Finsterwaldcr  Eisenbahn.  Nach  dem  Bericht 
für  das  am  31.  März  1919  abgelaufene  Geschäfts.iahr  1918/19 
betrugen  die  Betiiebseinnahmen  ohne  den  Vortrag  aus  dem 
Vorjahr  1212  984  Jl  (i.  V.  988  946  Jl)  und  die  reinen  Betriebs- 
ausgaben 842  389  Jl  (632  728  Jl),  demnach  stellt  sich  der  Über- 
schuß auf  370  595  Jl  (356  218  Jl).  Die  Einnahme  aus  dem 
Personen-  und  Gepäckverkehr  beträgt  160192  Ji  (115  250  Jl), 
diejenige  aus  dem  Güterverkehr  einschließlich  Nebeneiu- 
nahmen  1057137  Jl  (873  706  Jl).  Nach  Ateug  der  Zinsen  und 
satzung'sraäßigen  Rücklagen  verbleibt  ein  Reingewinif  von 
292  263  Jl  (276  111  Jl),  aus  dem,  wie  im  Vorjahr,  11  %  Divi- 
dende gezahlt  werden  isollen. 

—  Heimkehr  der  deutschen  Kriegsgefangenen.  Der  baye- 
rische Verkehrsminister  hat  an  sämtliche  Dienststellen  fol- 
gende iSlahnung  gerichtet :  „Die  Heimkehr  der  Kriegsgefan- 
genen wird  nun  in  größerem  Umfang  einsetzen.  Den  Volks- 
genoss-en  und  Kameraden,  die  für  ihr  Vaterland  gelitten  und 
Vieles  erduldet  haben,  soll  eine  möglichst  bequeme  und 
pünktliche  Heimfahrt  geboten  werden.  Hierzu  kann  das  ge- 
samte Eisenbahnp'ersonal  wesentlich  beitragen.  Das  oft  be- 
währte Pflichtgefühl  der  Eis>enbahner  wolle  auch  bei  diesem 
Anlaß  zum  Ausdruck  kommen.  Bei  den  gegenwärtig  ischwie» 
rigen  Verkekrsverhältnisisen  wird  die  glatte  DurchführuDg 
dieser  Transporte  nur  möglich  sein,  wenn  das  Personal  Be- 
sonderes leistet.  Werden  Mehrleistungen  notwendig,  so  wollen 
diese  vom  Personal  zum  Nutzen  der  Heimkehrenden  willig 
übernommen  werden.  Die  Zeit  fordert  an  sich  schon,  daß 
jeder  Angehörige  des  Freistaats  insbesondere  mit  Rücksicht 
auf  die  Genoss>en  mehr  als  unter  früheren  Verhältnissen 
durch  angestrengte  Arbeit  und  selbstlose  Aufopferung  dem 
allgemeinen  und  damit  dem  eigenen  Wohle  dient." 

—  Errichtung  von  Eisenbahnbetriebsämtern  in  Siginarin- 
gen  und  Rottweil  und  eines  Eisenbahnverkehrsamts  in  Rott- 
weil, iiit  Wirkung  vom  1.  November  d.  J.  an  hat  das  würt- 
temt>ergische  Jünisteiium  der  auswärtig-en  Angelegenheiten, 
Verkehrsabteilung,  folgendes  angeordnet:  1.  Die  Eisenbahn- 
bauinspektion Balingen  wird  aufgehoben.  2.  Die  Eisenbahu- 
bau lnspektionen  Sigmar ingen  und  Rbttweil  werden  in  Eisen- 
bahnbetriebsämter an  ihrem  bisherig-en  Sitz  umgewandelt.  Neben 
dem  Geschäftskreis  einer  Bauinspektion  werden  ihnen  die  den 
Betnebsdienst  und  die  Handhabung  der  Bahnpolizei  umfas- 
senden Aufgaben  einer  Betriebsinspektion  zugewiesen.  3.  Die 
Eisen bahnbetriel>sinspektion  Rottweil  wird  in  ein  Eisenbahn» 
Verkehrsamt  an  ihrem  bisherigen  Sitz  umgewandelt.  Diesem 
Amt  werden  die  den  Verkehrs-,  Abfertigungs-  und  Kassen- 
dienst lunfasisenden  Geschäftsaufgaben  ekier  Betriebsin- 
äpektion  übertragen.  4.  Dem  Betriebsaint  Sigmaringen  werden 
rler  Bezirk  der  bisherigen  Bauinspektion  Sigmaringen  (ausge- 
noiiimen  den  der  Bauinsi>ektion  Ravensburg  zuzuteilenden 
Bahnmeisterbezirk  Altshausen),  sowie  die  bisher  zur  Bau- 
insTiektioa  Balingen  gehörigen  Bahnnieisterbezirke  Ebingen 
lind  Balmgen  zugeteilt,  dem  Bietriebsamt  Rottweil  der  Bezirk 
ler  bisherigen  Bauinspektion  Rottweil  und  der  bisher  zur 
Kauinspektion  Horb  gehörige  Bahnmeisterbezirk  Oberndorf. 
Der  bisher  zur  Bauinspektion  Balingen  gehörige  Bahn- 
neistetljezirk  Hechingen  wird  der  Bauinspektion  Horb  zuge- 
eilt. 5.  Der  Bezirk  des  Verkehrsamts  Rottweil  umfaßt  die 
Bezirke  der  Betriebsämter  Sigmaringen  und  Rottweil  hier» 
lach  die  Strecken  der  bisherigen  Betriebsinspektion  Rott  weil 
lausgenomnien  die  der  Betriebsinspektion  Tübingen  zuzutei- 
lende Strecke  Horb  einschl.  —  Oberndorf  ausschl.),  ferner  die 
)isher  zum  Bezirk  der  Betriel>sinspektion  Tübinoen  gehöri- 
ren  Strecken  Hechmgen  ausschl.  —  Inzigkofen  .einschl.  und 
Balingen  —  Schömberg  sowie  die  bisher  zum  Bezirk  der  Be- 
■riel>sinspektion  Ulm  gehörige  Strecke  Zwiefaltendorf 
lusscul.  —  Herbertlingen  einschl. 

—  Die  Verkehrslage  im  Ruhrrevier.  Die  Eisenbahnver- 
cehrslage  hat,  wio  der  „D.  Allg.  Zt."  untenn  1.  d.  M.  aus  Essen 
remeldet  wird,  m  der  letzten  Woche  eine  beträchtliche  Ver- 
geh le  c  h  t  e  r  u  n  g  erfahren.  Im  Werktagsdurchschnitt  gin- 
cen  die  Bestell nngszahlen  auf  fast  14  000  Wagen  zurück,  die 
^ehlzahlen  auf  rund  8200  Wagen  in  die  Höhe'.  Gegen  Ende 
ler  Woche  wurde  die  Gestellung  noch  ungünstiger,  so  daß  I 


-sich  die  Eisenbahn  Verwaltung  veranlaßt  sah,  für  das  ganze 
Zulaufsgebiet  eine  vollkommene  Sperre  für  die  Annahme  von 
Gütern  in  offenen  Wagen  außer  Brennstoffen  zu  verhängen. 
Da  aber  der  Zulauf  an  Deerräumen,  namentlich  von  Osten  her, 
zurzeit  nur  ganz  gering  ist,  wurde  ein  merklicher  Erfolg  hier- 
durch nicht  erzielt.  Die  Zechen  sind  infolge  dieser  Vierhält- 
nisise  »gezwungen,  täglich  erhebliche  Mengen  der  Förderung 
auf  Lager  zu  nehmen.  Einie  Besserung  ist  vorläufig  nicht  ab- 
zusehen. Der  Versand  zu  den  Duisburg^Ruhrorter  Kippern 
hielt  sich  in  der  gleichen  Höhe  wie  in  der  Vorwoche  (15  000  t 
täglich).  In  den  letzten  Tagen  wurden  allerdings  17  bis  18  000  t 
gekippt.  Der  Rbeinwaisserstand  geht  noch  mehr  zurück.  Die 
Ausnutzung  der  Betriebsmittel  in  den  Häfen  und  auf  dem 
Strom  selbst  werden  täglich  ungünstiger.  Der  Umschlag  der 
Kaualzechen  litt  in  ständig  zunehmendem  Maße  unter  dem 
Mangel  an  Leierraum,  so  daß  nur  eine  Tagesleistung  von 
23  400  t  im  Durchschnitt  erzielt  wurde  und  auch  von  den  Kanal- 
zechen erhebliche  Brennstoffmengen  auf  Lager  genommen 
werden  mußten.  Der  Leerraumstand  im  Kanal  ging  in  den 
letzten  Tagen  bis  auf  einige  tausend  Tonnen  zurück.  Infolge 
der  andauernd  geringen  Schlepperleistung  haben  sich  oberhalb 
und  unterhalb  an  Schleuse  7  etwa  80  beladene  Kähne  ange- 
sammelt. Neuerdings  ist  eine  Anzahl  Schleper,  die  von  der 
Monopolverwaltung  im  Gebiet  der  märkischen  Wasserstraße 
angemietet  worden  sind,  eingetroffen.  Hoffentlich  gelingt  es 
nunmehr  bald,  die  Störung'en  zu  beseitigen  und  die  Umlauf*- 
zeit  der  Fahrzeuge  zu  verkürzen. 

—  Personalnachrichten.  Dem  Wirklichen  Geheimen  Ober- 
baurat Dr.-Ing.  Blum  und  den  Geheimen  Oberbauräten 
Sprengeil,  Domschke  und  Labes,  vortragende  Räte 
im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  ist  die 
nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  mit  Ruhege- 
halt erteilt  worden. 

Bei  der  sächsischen  Staatsieisenbahnverwaltung  ist  der  Fi- 
nanz- und  Baurat  Rothe,  Vorstand  des  Allgein.  techn.  Büros, 
zum  technischen  Oberrat  bei  der  Generaldirektion  mit  der 
Dienstbezeichnung  Oberbaurat  befördert  worden.  —  Er- 
nannt   sind :  der  Finanz-  und  Baurat  beim  Allgem.  techn. 
Büro  Dr.-Ing.  Schreiber  zum  Vorstand  dieses  Büros,  der 
Baurat  beim  Neaibauamt  Schniiedeberg,'  Welte,  der  Bau- 
anitmann  beim  Neubauamt  Aue,  Körner,  der  Bauamtmann 
lieim  Neubaumt  Zwickau,  Kratz,     der  Bauamtmann  beim 
Neubauamt  Flöha.  R  i  1 1  e  r  -  G  r  o  ß  e ,  und  der  Bauamtmann 
beim  Neubauamt  Altenburg,  Voigt,  zu  Vorständen  dieser 
Neubauämter.  —  Versetzt  sind:   der  Finanz-  und  Baurat 
H  e  1  n  i  g  vom  Werkstättenamt  Chemnitz  als  •  Vorstand  zum 
Maschinen  technischen  Büro,  der  Finanz-  und  Baurat  Kothe 
von  der  Betriebsdirektion  Dresden-A.  zur  Generaldirektion, 
der  Finanz-  und  Baurat  Schauer  von  der  Betriebsdirektion 
Dresden-N.  als  Vorstand  zum  Bauamt  Dresden-A.,  der  Finanz- 
und  Baurat  Schindler  vom  Bauamt  Annaberg  als  Vorstand 
zum  Bauanit  Dresden-Fr.,  der  Baurat  Hei  dr  ich  vom  Bau- 
amt Chemnitz  I  zur  GeneraldirektLon  mit  der  Dienstbezeich- 
nung  Finanz-  und  Baurat.  der  Baurat  Ehrlich  vom  Neubau- 
amt Schmiedeberg  zur  Betriebsdirektion  Dresden-A.,  der  Bau- 
rat Gretzschel  vom  Bauamt  Ölsnitz  (Vgll.)  zur  Betriebs- 
direktion Dresden-N.,  der  Baurat  G  ü  n  s  c  h  e  1  vom  Nieubauamt 
Zwickau  als  Vorstand  zum  Bauamt  El)ers1jach,  der  Baurat 
K  ä  u  f  l  e  r  vom  Neubauamt  Altenburg  als  Vorstand  zum  Bau- 
anit Altenbura-   II.   der  Baurat   Knöfel    vom  Neubauamt 
Attenberg  als  Vorstand  zum  Bauanit  Chemnitz  II,  der  Baurat 
Dr.-Ing.  Muller  vom  Neubauamt  Aue    als  Vorstand  zum 
Baiiamt  Olsnitz  (Vogtl.),  der  Baurat  Ruder    vom  Bauamt 
Zwickau  I  als  Vorstand  des  Bauamts  Chemnitz  I,  der  Baurat 
Rudolph    vom  Neubauamt  Plauen  (Vogtl.)     als  A^orstand 
zum  ßauamt  Annaberg,  der  Baurat  T  h  i  e  Le ,  Vorstand  des 
Maschinenamtis  Chemnitz,  als  1.  Vorstand  zum  Werkstättenamt 
Chemnitz,  der  Finanzassessor  Dr.,  jur.  Richter  von  der  Be- 
triebsdirektaon  Dresden-A.  zur  Generaldirektion.  —  In  den 
Ruhestand  sind  getreten:  der  Geheime  Baurat  Gallus 
ftei  der  Generaldirektion.  die  Oberbauräte  C  1  a  u  ß  n  i  t  z  e  r , 
Vorstand  des  Bauamts  Altenburg  II,  Cunradi,  Vorstand 
des  Bauamts  Chemnitz  II,  Häbler.  Vorstand  des  Bauamts 
i)residen-A..  Heckel,   Vorstand  des  Bauamts  Dresden-Fr. 
und  L  i  n  k  e .  Vorstand  des  Bauamts  Ebersbach,  der  Trans- 
portdirektor Bahmann.  Vorstand  des  Fahrdienstbüros,  der 
Verkehrsinspektor,    präd.    Betriebsoberinspektor  Fischer 
bei  der  Betnebsdircktion  Chemnitz  und  der  technische  Inspek- 
tor,  Rechnungsrat  Buch  er,     bemi  Allgem.  techn   Büro.  — 
Ausgeschieden  sind  ferner:    der  Finanzrat  bei  der  General- 
direktion  Dr.  jur.  Kittel  infolge  Em.ennung  zum  juristi-  ' 
sehen  Hilfsarbeiter    im  Finanzministerium    mit  der  Dienst- 
bezeichnung Oberfinanzrat  und  der  Finanzamtmann  bei  der 
Generaldirektion  Dr.  jur.  Müller  infolge  Versetzung  in  das 
Finanzministerium. 
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D  eutschösterreich. 

—  Maßnahmen  zur  Behebung  der  Wohnungsnot.  Das  Staats- 
amt für  Verkelirsweseu  hat  nachstellenden  Erlaß  heraus- 
gegeben: Gelegientlich  durchgefühi-tier  unmittelbarer  Er- 
hebungen m  Angelegenheiten  der  Wohnung-sfürsorge  wurden 
einige  Umstände  bemerkt,  die  geeignet  erscheinen,  den  Er- 
lols:  der  eingeleiteten  und  derz^eit  schon  ziemlich  umfano-- 
reichen  Abhilfstätigkeit  in  Frage  zu  stellen.  Durch  die  im 
Zuge  befindliche  Herstellung  von  Notwohnungen,  durch  die 
gleichzeitig  begonnene,  Erbauung  ständiger  Wohngebäude, 
some  durch  den  Ankauf  bestehender  Gebäude  wü-d  mit  allen 
Mitteln  getrachtet,  die  gegenwärtig;  in  vielen  Stationen  herr- 
schende starke  Wohnungsnot  zu  lindern.  Dieser  Zweck 
wird  jedoch  nicht  erreicht,  wenn  immer  wieder  Wohnungen, 
die  gegenwärtig  von  Eisenbahnern  benützt  sind,  bei  eintre- 
tendem Wohnungswechsel  von  bahnfremden  Personen  be- 
zogen werden.  Dadurch  wird  die  Zahl  der  von  Eisenbahner- 
tamilien  benützten  Mietwohnungen  immer  geringer  und  die 
Gesamtheit  der  den  Bediensteten  der  Staats^eisenbahnverwal- 
tiing  zur  Verfügung  st.ehenden  Wohnungen  erfährt  trotz  der 
vielen  neu  geschaffenen  Wohnungen  keine  Vermehrung. 
Die  mit  großem  Kostenaufwand  eingeleitete  Bautätigkeit 
der  Staatseisenbahnverwaltung  hätte  dann  nur  den  Erfolg, 
auf  die  allgemeine  Wohnungsnot  lindernd  einzuwirken  uiid 
käme  daher  den  Bediensteten,  für  die  sie  in  erster  Linie 
unternommen  wird,  höchstens  mittelbar  zugute. 

Um  diesen  Mißständen  nach  Möglichkeit '  abzuhelfen,  wird 
angeordnet:  1.  Jeder  Bedienstete,  der  iu  einer  von  der  Staats- 
ei&enbahnverwaltung  neugeschaffenem  oder  m  bestehenden 
Gebäuden  neu  erworbenen  Wohnung  untergebracht  wird,  ist 
verpflichtet,     seine    bis     dahin  innegehabte  Wohnung  der 
Staatseisenbahnverwaltung  zeitgerecht    zur    Verfügung  zu 
stellen  und  kann  nur  unter  dieser  Bedingung  eine  "neue 
Wohnung  zugewiesen  erhalten.   Die  Direktion  wird  in  jedem 
einzelnen  Falle  in  geeigneter  Weise  dafür  zu  sorgen  haben, 
daß  die  zur  Verfügung  gestellte  Wohnung  wieder  von  einem 
wohnungsuchenden  Eisenbahner    in     Benützung  genommen 
wird.    2.  Es  wurde  vielfach  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß 
viele  Bedienstete  der  Meinung  sind,  daß  gegen  eine  gericht- 
liche Kündigung  nach  erfolgter  Zustellung  und  Übernahme 
<ier  Kündigungsverständigung  nichts  mehr  zu  machen  ist. 
Alle  Bediensteten  sind  na^chwieisbar  dahin  aufzuklären,  daß 
sie  auf  Grand  des  Mietersohutzgesetzes  gegen  jede  Kündi- 
gung Einsprache  erheben  können  und  unter  den  gegenwär- 
tigen Verhältnissen  auch  müssen.    Im  Falle  einer'  erfolgten 
Kündigung  ist  vor  ,allem'  von  der  Direktion  oder  einem  Ver- 
treter der  zuständigen  Außendienststelle  bei  dem  Eigentümer 
des  betreffenden  Hauses  fristgerecht  vorzusprechen  und  auf 
außergerichtlichem  Wege  der  Versuch  zu  unternehmen,  die 
Zurücknahme  der  Kündigung  zu  erreichen.    In  den  weitaus 
meisten  Fällen  wird  es  schon  auf  diese    Weise  geHngen, 
durch  den  Hinweis  auf  die  herrschende  Wohnungsnot  und 
auf  die  Wichtigkeit  der  klaglosen    Aufrechterhaltung  des 
Betriebes,  für   die  (eine  entsprechende   Unterbringung  der 
Eisenbahnbediensteten  Grundbedingung  ist,  die  Zurncknahme 
der  Kündigung  oder  wenigstens    eine  Fristerstreckung  für 
die  Räumung  der  Wohnung  zu  erreichen.   Wenn  dieser  Weg 
nicht  zu  dem  angestrebten  Erfolg  führen  sollte,  ist  unbedingt 
das  gerichtliche  Einspruchsverfahren  zu  betreten  und  der 
betreffende  Bedienstete  im  Zuge    desselben    reohtUch  be- 
raten  beziehungsweise   viertreten    zu   lassen.    3.    Sollte  der 
Fall    eintreten,    daß    einem  Bediensteten  aus  persönlichen 
Gründen  seine  Wohnung  gekündigt  wird  und  die   von  der 
Direktion  eingeleiteten   Einhebungen  die  (Berechtigung  der 
angeführten  Kündigungsgründe  ergeben,  so  wird  die  Direk- 
tion bzw.  die  zuständige  Außendienstistelle  mit  dem  Haus- 
eigentümer das  Einvernehmen  zu  pflegen  und  anzustreben 
haben,  daß  der  Kündig-ung  wohl  entsprochen,  in  die  frei- 
werdende  Wohnung  aber  eine  andere  geeignete  Eisenbahner- 
famihe  untergebracht  wird.     4.  Die     Direktionen  werden 
auch  m  geeigneter  Weise  dafür  zu  sorgen  haben,  daß  jene 
Wohnungen,  die  durch  den  Abgang  von  Bediensteten  nicht- 
deutscher  Volkszugehörigkeit    in    ihre  Nationalstaaten  frei 
werden,    für    die    Benützung  durch  Eisenbahner  gesichert 
werden.    Zu  diesem  Zwecke  wird  es  siöh  empfehlen  nicht 
nur  das  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Hausbesitzern 
zu  pflegen,  sondern  auch  die  bestehenden  Organisationen  der 
Bediensteten  zur  Mitarbeit  heranzuziehen. 

Die  Direktionen  werden  eingeladen,  die  im  Sinne  der  vor- 
stehenden Ausfuhrungen  bereits  schon  vielfach  eingeleiteten 
Schritte  m  Anbetracht  der  außerordentlichen  Wichtigkeit  der 
Angelegenheiten  der  Wohnungsfürsorge  mit  erhöhter  Auf- 
merksamkeit zu  verfolgen  und  alle  Dienststellen,  sowie  alle 
Bediensteten  in  geeigneter  Form  über  die,  die  betreffenden 
Kreise  jeweils  berührenden  Fragen  zu  unterrichten.  Eine 
umfassende  und  erfolgreiche  Durchführung  der  vorstehenden 


Ani-eguno-.en  erfordert  wohl  eine  bedeutende  Arbeitsleistung 
der  in  Irage  kommenden  Dienststellen,  doch  ist  sie  unter 
den  gegenwartigen  Verhältnissen  auch  ein  unabweisbare^ 
wirtschaitLi.ches  Gebot,  wenn  nicht  der  Erfolg  der  eino-eJ 
leiteten  Bautätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsofgd 
ganz  m  Frage  gestellt  werden  soll.  \ 

c  r  Vi*^*"  ''^«l'»Vl*^"ff  Berlin-Wien.  Der  Fahrplan  für  den  neiuen 
SohneUzuig  (vgl.  Nr.  74,  S.  789  d:  Ztg.)  ist  bereits  feirtiggestellt. 
Er  wird  .leden  Montag,  Donnerstag  und  Sonnabend'  um  7  Uhr 
morgiens  von  Wien  abgehen  und  um  11  Uhr  nachts  in  Berlm 
emtrelten.  An  dten  gleichen  Tagen  läuft  auch  der  Gegenzug,/ 
der  Berlin  um  8  Uhr  früh  verläßt  und  ebenfaUa  um  11  Ufil 
nachts  m  Wien  eintrifft. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

1  —-Neubesetzung  des  Eisenbahnniinisteriums.  An  Stelle 
ües  biishengen  Ministers  Stribny  ist  eine  politische  Person-^ 
lichkeit,  Dr,  Franke,  zum  Eisenbahnminister  ernannti 
worden.  Es  ist  schon  der  dritte  Minister,  der  das  Eisen-; 
bahnressort  m  dem  jungen  Staat  übernimmt.  Die  Fachpressei 
bedauert,  daß  das  wichtigste  Wirtsehaftsunternehmen  des 
btaates,  von  dessen  Giedeihen  der  Wohlstand  des  Landes  ab- 
hangt zum  „Schacher  der  Pai-beien"  geworden  und  einem 
mclittaohmann  übertragen  worden  ß>ei.  Dr.  Franke  hat  bis- 
her keine  Beziehungen  zum  Eisenbahnwesten  gehabt,  mit  Aus- 
nahme des  Umstandes,  daß  er  der  Sohn  eines  Eisenbahners 
ist.  Es  soill  ihm  ein  Staatssekretär  zur  Seite  gestellt  wer- 
den, der  der  ruhende  Pol  in  dem  Wechsel  der  Leiter  dies 
Ministeriums  sein  soll.  Der  Stand  der  tschecho-slowakischen 
Eisenbahnen  ist  infolge  des  Lokomotiv-  und  Wagenmangels 
sehr  bedenklich.  Das  Land  ist  nicht  imstande,  seinen  Waren- 
uberschuß dem  Ausland  zuzuführen  und  dadurch  seine  Va- 
luta zu  heben.  Für  sehr  dringend  vnrd  die  baldige  Neu- 
ordnung des  Eisenbahndienstes  gehalten,  die  bis  jetzt  immer 
hinausgescJioben   worden  ist. 

—  Tschecho  slowakischer  Verkehr  auf  der  Donau.  Zwecks 
yerbesse-rung  des  Donau  Verkehrs  ist  die  Errichtung  eines  mo- 
dernen Hafens  m  Preßburg  geplant.  Sodann  soU  die  Donau 
mit  der  Elba  verbundlen  werden.  Die  Vorbereitungsarbedten 
sind  beneits  beende*.  Die  Länge  des  Verbindiungsiweges  wird 
555  km  betragen.  Dien  Verkehr  auf  der  Donau  wird  die 
rscheoho-islowakisohe  Dampfsiohrffahrts-AktiengesielLschaft  be- 
sorgen, welche  dieser  Tage  eine  Agentur  in  Preß  bürg  eröffnet 
hat.  ^  'Sobald  sie  sicih  mit  der  serbischen  nnid  der  rumänischen 
ßeg'ueriunig  ins  Eiaveirnehmen  gesetzt  haben  Avird,  wird  sie 
ihre  Agentui-em  auch  in  diesem  Lande  eröffnen.  Im  Elbe- 
giebi-et  errichtet  d'ie  Gesellschaft  je  eine  Agentur  in  Aussig 
und^  in  Hamburig.  Die  Tramsportbedingungen  können  vor- 
läufig nicht  allgemieim  aufgestellt  werden,  "sondern  nur  von 
lall  zu  Fall.  Die  Transporttarife  und  die  anderen  Gebühren 
werden  auf  Grund  der  Klassifikation  und  der  Tarife  der 
Donaudampfschiffahrts-Aktiengesellschaft  voni  1.  April  1918 
mit  einer  ISproz-entigen  Erhöhung  festgesetzt  wierden. 


Uebrige  europäische  Länder. 

Die  fianzösische  Ostbahn  am  Kriegsende.  Die  franzö- 
isische  Ostbahn  gehört  infolge  ihrer  Lage  zu  denjenigen 
Eisenbahnen,  die  vom  Kriege  mit  am  härtesten  betroffen 
sind;  das  zeigt  sieh  deutlich  in  den  Betriebsergebnissen  des 
Jahres  1918.  Die  Gesamteinnahmen  dieses  Jahres  haben 
312  718  290  Fr.  betragen,  die  Ausgaben  301526  580  Fr.,  so  daß 
die  Betriebszahl  die  außerordentliche  Höhe  von  96,29»  er- 
reicht hat.  Nachdem  die  Einnahmen  schon  im  Jahre  1913 
den  Betrag  von  300  000  000  Fr.  überschritten  hatten,  sind 
Sie  im  Kriege  zunächst  stark  zurückgegangen,  haben  sich 
dann  aber  wieder  vermehrt;  1917  waren  sie  wieder  auf 
275  547  230  Fr.  gestiegen,  und  1918  haben  sie  also  die  vor 
dem  Kriege  erreichte  Höhe  wieder  überschritten.  Die  Be- 
triebsausgaben sind  gegen  1917  um  86273190  Fr.  oder  um 
39,53  %  gestiegen;  von  ihnen  entfällt  auf  den  Zugförde- 
rungisdienst  eine  Zunahme  von  39  203  000  Fr.,  auf  die  bau- 
lichen Anlagen  eine  solche  von  4  683  000  Fr.,  während  die 
sonstigen  eigentlichen  Betriebsausgaben  um  30  377  000  Fr. 
gestiegen  sind.  Von  diesen  Beträgen  sind  26  000  000  Fr.  auf 
die  Erhöhung  der  Bezüge  des  Personals  zurückzuführen. 
Ein  Vergleich  mit  den  Betriebsergebnissen  der  Vorjahre  hat 
Schwierigkeiten,  weil  die  wechselnden  Ereignisse  des 
Krieges,  namentlich  der  deutsch©  Vorstoß  im  Mai  1918,  der 
zur  Außerbetriebsetzung  der  Strecke  Paris-Avricourt  zwang, 
einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Länge  der  im  Betrieb 
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befindlich«!!  Strecken  hatte.  Es  sei  als  einzige  Zahl,  die 
einen  Veroleich  zuläßt,  nur  die  Betriebszahl  des  Jahres  1917 
mit  76,71  erwähnt,  die  mit  der  von  1913  —  60,62  — ■  und  der 
obengenannten  für  1918  verglichen,  deutlich  den  Einfluß  des 
Krieges  zeigt.  Die  Einnahmen  aus  dem  Militärverkehr 
haben  1918  gegen  das  Vorjahr  um  47  835  000  Fr.  zu-,  die  aus 
dem  Piivatverkehr  dagegen  um  10  664  000  Fr.  abgenommen. 
Zwischen  dem  1.  Januar  und  dem  20.  März  verkehrten  auf 
der  Ostbahn  täglich  290  Militärzüge,  die  zusammen  28  000  km 
zurücklegten;  von  letzterem  Tage  an  nahm  der  Militärver- 
kehr stark  zu.  So  wurden  z.  B.  in  der  letzten  Märzwoche 
täglich  im  Durchschnitt  437  Militärzüge  auf  72  400  km  ge- 
fahren. Selbst  nach  diem  Waffenstillstand  erforderte  der 
Verkehr  der  Truppen  noch  täglich  265  Züge  auf  30  000  km. 

Die  Streckenlänge  der  Ostbahn  ist,  abgesehen  von  den 
durch  die  kriegerischen  Ereignisse  veruT&acht>en  Schwan- 
kungen, im  Berichtsjahre  unverändert  geblieben;  isie  hat 
5027  km  betragen,  worin  84  km  fremde  Strecken,  auf  denen 
die  Ostbahn  den  Betrieb  führt,  inbegriffen  sind.  Neue  Be- 
triebsmittel sind  im  Jahre  1918  nicht  beschafft  worden.  Im 
Januar  waren  zur  Behebung  des  Wagenmangels  in  den  Ver- 
einigten Staaten  2700  Güterwagen  bestellt  worden,  zu  deren 
Kosten  der  Staat  40  %  beiträgt;  ihre  Lieferung  hat  im 
Jahre  1919  begonnen.  Zugleich  ist  Anfang  dieses  Jahres 
die  Zahl  der  bestellten  Güterwagen  verdoppelt  worden;  da- 
zu kommen  noch  266  Personenwagen,  25  Schnellzug-  und 
40  Güterzuglokomotiven,  deren  Beschaffung  in  die  Wege  ge- 
leitet ist.  Die  Schnellzuglokomotiven  werden  mit  Verbund- 
wirkung, die  Güterzuglokomotiven  mit  Verbundwirkung  und 
Überhitzung  gebaut.  Von  ihren  Betriebsmitteln  fehlen  der 
Ostbahn  1200  Güterwagen,  die  in  deutsche  Hände  gefallen 
ßind.  Von  ihren  Strecken  sind  950  km  mit  150  Über-  und 
Lnt erfuhrungen  im  Kriege  zerstört  worden.  Im  Manre- 
Tunnel  bei  Challerange  mußten  200  000  cl)m  Massen  be- 
seitigt werden,  um  die  Strecke  zu  räumen.  Auf  einer  Länge 
von  30  km  zwischen  Eeim.s  und  Laon  und  von  20  km  zwi- 
schen Bazancourt  und  Challerange  ist  die  Eisenbahn  voll- 
standig  verschwunden,  und  auf  den  Strecken  Sedan-Verdun, 
Metz-Nancy,  Chäteau  Salins-Nancy  und  Straßburg-Paris  ist 
der  Oberbau  auf  große  Längen  vollständig  zerstört.  Dabei 
«lad  alle  Signal-  und  Stellwerkanlagen,  Wasserstationen, 
Werkstätten  und  Bahnhöfe  unbenutzbar  geworden.  Die 
Ausgaben  zur  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes 
werden  auf  640  000  000  Fr.  geschätzt. 

,  —  Ein  Riosenffiiterbahnhof  bei  Basel.  Die  Bundesbahnen 
wollen  jetzt  an  den  dringend  notwendigen  Bau  eines  grolien 
Güterbahnhofes  für  Basel  herantreten,  der  in  enger  Verbin- 
dung mit  dem  geplanten  Bundesbahn-Rheinhafen  bei  Birs- 
felden  stehen  wird.  Das  Projekt  für  den  neuen  Eangierbahn- 
hot  auf  dem  Muttenzerfeld,  wie  er  amtlich  von  der  General- 
direktion genannt  wird,  ist  den  el.saß-lothringi.schen  Bahnen 
sowie  den  badischen  Staatsbahnen  zur  Äußerung  zugestellt 
wortlen.  Die  Kosten  sind  auf  37  Millionen  Franken  veran- 
schlagt, doch  werden  voraussichtlich  im  Jahre  1920  nur 
iOOOtK)  Fr.  dafür  verausgabt  werden.  Da  die  Eheinlinie.  wie 
es  sich  heute  ischon  zeigt,  künftig  immer  miehr  im  Dienste 
ies  Weltverkehrs  Verwertung  finden  dürfte  und  daher  von 
lieser  Seite  ein  beträchtlichier  Güterzuschub  zu  erwarten  ist, 
ind  da  auch  die  im  Bau  begriffenen  und  geplanten  franzö- 
sischen   Vogesendurch'Stiche    Basel   .einen    weitei'en    Güter-  I 


andrang  sichern  werden,  so  ist  die  Erweiterung  des  Baysler 
Eangierbahnhofes  notwendig  geworden.  Dies  bedin  gt  aber 
auch  eine  wesentliche  Verbes.*.erung  und  Erweiterung  der 
An-  und  Abfuhrlinien,  und  es  ist  daher  für  die  Verbinduno-«- 
bahn  nach  dem  Badischen  Bahnhof  der  Bau  eines  zweireu 
Gleises  geplant,  für  das  im  Jahre  1920  eine  vorläufioe  Aus- 
gabe von  300  000  Fr.  vorgesehen  ist.  Mit  den  Unterbau- 
arbeiten ist  bereits  im  laufenden  Jahre  als  Notstandsarbeiten 
begonnen  worden.  Aber  auch  für  die  Linie  Basel-Delsbero- 
ist  ein  zweites  Gleis  projektiert  mit  Erweiterungen  der  Sta" 
tionen  Zwingen,  Bärschwil  und  Liesberg,  welche  Arbeiten 
auf  rund  4  Millionen  veranschlagt  sind.  Die  vorau.ssichtliche 
Verkehrsvermehrung  sowie  der  Umstand,  daß  ein  Teil  der 
infolge  der  Elektrisierung  der  Gotthardbergstrecke  frei  wer- 
denden schweren  Dampflokomotiven  auf  der  Linie  Basel-Dels- 
berg  Verwendung  finden  sollen,  für  welche  die  meisten 
Brucken  der  Juralinie  zu  schwach  sind,  erfordern  auch  den 
Umbau  oder  die  Verstärkung  zahlreicher  Brücken 


Allgemeines. 

—  Erfahrungen  über  Braunkohlenfeuerung  im  Lokomotiv- 
betrieb werden  von  Dr.  techn.  R.  Sauzin  auf  Grund  von 
Versuchen  an  einer  1  C-Naßdampf-Zweizylinder-Verbiindloko- 
motive,  einer  1  D-Naßdampf-Zwillingslo'koniotive  und  einer 
1  D-Heißdampf-Zwillingslokomotive  in  der  „Verkehrstechn 
Woche"  mitgeteilt.  Die  Versuche  haben  ergeben,  daß  mit 
Braunkohlen,  deren  Heizwert  weniger  als  4500  bis  5000  kcal 
bieträgt,  auch  bei  äußerster  Anstrengung  der  Lokomotiven 
nicht  mehr  die  Leistungen  des  Betriebes  mit  Steinkohlen  er- 
reicht werden  können.  Mit  Rücksicht  hierauf  müssen  die  Zu»-- 
lasten  oder  die  Fahrpläne  geändert  werden.  Lokomotiven, 
die  von  vornherein  für  Braunkohlenfeuerung  entworfen 
werden,  müssen  entsprechend  der  stärkeren  Rostbelastung, 
die  aut  rd.  2000  kg/st  geschätzt  werden  kann,  eine  verhältnis- 
mäßig größere  Rostfläehe  erhalten.  Dais  Verhältnis  von 
Heizfläche  zu  Rostfläche  soll  dabei  etwa  60  :  1  betrao-en. 
Ebenso  müssen  idie  Überhitzerheizflächen  verhältnismäßig 
größer  bemessen  werden  als  bei  Steinkohlenfeuerung,  weil  die 
Bramukohlenfeuergase  nicht  so  wirksam  sind.  Da  die  bei 
Braunkohlenfeuerung  erzielbare  Dampferzeugung  nach  oben- 
hin sehr  beschränkt  ist,  so  ist  höchste  Wirtschaftlichkeit  der 
Dampfausnutzung  anzustreben,  also  die  Anwenduno-  hohen 
Kesseldruokes,  der  Dampfüberhitzung  und  der  Verbundwir- 
kung zu  empfehlen,  wobei  noch  besonders  auf  die  bei  Braun- 
kohlenfeuerung  schwer  vermeidliclien  stärkereu  Schwankun- 
gen deis  Kesseldrucks  zu  achten  ist. 


Berichtigung.  In  dem  Aufsatz  ül)er  „TT  u  r  e  o-e  1  m  ä  ß  i  g - 
k  e  1 1  e  n  u  n  d  V  e  r  1  u  s  t  e  i  m  G  ü  t  e  r  v  e  r  k  e"h  r "  ist  auf 
>eite  <49  ,c[.  Ztg.  vom  Obergütervorsteher,  Rechnungsrat 
1  ante,  Breslau,  ein  Wagenverschluß  erwähnt  worden,  der 
zur  Sicherung  gegen  Beraubungen  ^dienen  sdllte.  Wir  wer- 
<leQ  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  der  von  Herrn  Pauke 
empfohlene  Verschluß  nicht  mit  dem  Jordaberg sehen  Ver- 
schluß gleichbedeutend  ist,  vielmehr  soll  der  in  Breslau  ein- 
geführte Verschluß  wesentlicher  einfacher  in  der  Handhabung 
sein  und  größere  Sicherung  gegen  Beraubung  gewähren. 

D.  Schriftl. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Erweiterung  der  Abfertigiingsbefugnisse  von  Stationen. 

Ei senbahndirektions bezirk  A  1  t  o  n  a.  Am 
..  Oktober  d.  Js.  ist  der  an  der  Strecke  Heide(Holstein)-Karo- 
menkoog  zwischen  den  Bahnhöfen  Weddingstedt  und  Hemme 
•echts  der  Bahnlinie  liegende  Haltepunkt  S  t  e  1 1  e .  W  i  1 1  e  n  - 
V  u  r  t  h  ,  der  bisher  nur  dem  Personenverkehr  diente,  als  Lade- 
stelle der  Station  Weddingstedt  für  den  Fraehtgutverkehr  in 
iVagenladungen  eröffnet  worden. 


Von  der  Abfertigung  von  und  nach  S  t  e  1 1  e  =  W  i  1 1  e  n - 
Wurth  bleibeu  Eil-  und  Frachtslückgut,  Expreßgut,  Spreng- 
stoffe, lebende  Tiere  und  solche  ({egenstände  ausgeschlossen, 
zu  deren  Ver-  oder  Entladung  eine  Rampe  erforderlich  ist. 

Sächsi-sche  Staatseisenbahnen.  Vom  5.  Oktober 
d.  Js.  ab  wird  die  Beförderung  von  Milch  von  und  nach  dem 
Personenhaltepunkt  Waithersdorf  (Sa.)  Htp  zuoe- 
lassen. 


I.Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Wiirtt.  Binnengiitertarif  (Tfv.  .39a). 
Jadisch-Württ.    Gütertarif    (Tfv  290) 
fayerisch-Württ.  Gütertarif  (Tfv  278) 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Pfälzisch-Württ.  Gütertarif  (Tfv.  280). 

Die  bisher  nur  dem  Stückgutverkeihr 
dienende  Station  Neufra  (Donau) 
wird  am  10.  Oktober  d.  J.  für  den  Ver- 
sand und  Empfang  solcher  Wagen- 
ladunffsgüter  eröffnet,  zu  deren  Ver- 


ladimg  oder  Entladung  eine  Kopf-  oder 
Seitenrampe     nicht    erforderlioli  ist. 
Näheres  bei  den  Güterstellen.  (1067) 
-Stuttgart,  den  3.  Oktiober  1919. 
Generaldirektipn  der  württ.  Staats- 
eisenbahnen. 
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ZeituDR:  des  Vereins 
Deutseber  Eisenbalinver waltungen. 


2.  Nachruf. 


Am  30.  September  d.  Js.  vorstarb  in  Ober  Schroiberhau  der 

Verkehrsinspektor  Hermann  Caesar 

im  Alter  von  56  Jabren. 

Seit  1911  wdv  der  Yerstorbeno  Vorstand  des  yerkehrsamts  1  Broslaii. 
Wir  verlieren  in  ihm  einen  treuen  Mitarbeiter,  dem  wir  ein  ehrendes  Andenkon 
bewahren  werden. 

Breslau,  den  4.  Oktober  1919.  (106«) 

Der  Präsi«lent 
und  die  höheren  Beamten  des  Direktionsbezirks. 


3.  Güterverkehr. 

Badischer  Tiertarif.  Deutsche  Wechsel- 
tiertarife. 

Mit  Gültiokeit  vom  1.  Oktober  1919 
erhöht  iSiioli  infol2,'.e  der  leatispTiecbenden 
ÄrLcterutto:  des  Tiertarifs,  Teil  I,  d'as 
B'e^feiterfahro.eM  von  3  Pf.  auf  4,5  Pf. 

Karlsruhe,  2.  Oktober  1919.  (1068) 
Generaldinektio-u  der  Bad.  Staatseisenb. 

Gütertarif  Bad.  Staatshahnen  —  Bad. 
Privatnebenhahnen. 

Äldt  Gült:i,ok.eit  vom  1.  November  1919, 
soweit  Erhöbunojen  eintreten  vom 
1.  Januar  1920,  werden  die  Entfexmun- 
g'en  zwiisohien  igewisseu  Staatsibalmstia- 
tioneu  und  den  Übero-angspunkteu  zu 
den  Neljenbabnen  oieaudert.  Näheres  in 
unserem  näohksten  Tarifanzei-s:er. 

Karlsruhe,  den  3.  Oktober  1919.  (1069) 
Generaldirnektion  der  Staatiseisenbahmeai. 

Deutsch-Schweiz.  Gütei*verkehr. 

Mit  sofortiger  Gülti»'keit  sind  Wert- 
nachnahmen auf  Sendungen  aus  der 
Schweiz  wieder  zua^elasisen. 

■Karlsruhe,  den  2.  Oktober  1919.  (1070) 
Namens  der  beteiligten  Verwaltungen : 
Generaldirektion 
der  Bad.  Staatse-isenbiahnen. 

Bayerischer  Lokalhahn-Schnittarif 
vom  1.  April  1919. 

Am  1.  Oktober  1919  wird'  der  Nach- 
tra^g  I  aiisigeffeben';  dieser  berücksich- 
ti.fft  u.  a,  d)ie  50  %  Erhöhung  der  Fracht. 
sätz»6. 

Die  Abweichung  von  der  in  §  6_EV0. 
vorigesehenen  Veröffentlichiunffisfrist  ist 
vom  Staatsministerium  für  Verbehrs- 
lanffeleisrenheiten  ,o-enehmigt.  Preis  20 

München,  den  4.  Oktober  1919.  (1071) 
Tarifamt  d.  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Eh. 

Donau-Rhein-  und  Main-Umschlacsver- 
kehr-Tarif  vom  1.  April  1911. 

Mit  15.  Oktober  1919  tritt  der  Tarif 
nebist  Nachtrag  I  ohne  Ersatz  aiußer 
Kraft. 

Da«  alsbaldige  Inkrafttreten  der 
Tarifmaßnahme  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Ei  '•■'Pnbahnverkeh  r  sordnun-g. 

München,  30.  September  1919.  (1072) 
1\irifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Eh. 

Binnen-Gütertarif  Teil  II,  Heft  1,  und 
Binnen-Tiertarif,  Teil  II,  für  die  voll- 
spurisen  Linien  der  Sächsischen  Staats- 
eisenhahnen. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
übereinstimmend  mit  den  Änderungen 


im  Deutschen  Personen-  und  Gepäck- 
tarif, Teil  I,  und  im  Deutschen  Eisen- 
bahn-Tiertarif, Teil  I.  die  bestehenden 
Gebührensätze  für  Sonderzüge  um  50  % 
erhöht  und  im  Anhang  die  Bestimnnin- 
gen  zum  Ausnahmetarif  2  amter  Zif- 
fer 1  gestrichen.  Näheres  ist  aus  unisenn 
Verkehrsanzeiger  zu  ersehen,  au.ch 
geben  die  Stationen  Auskunft. 

Dresden,  am  2.  Oktober  1919.  (1064) 
(xen.=Dir.  d.  Säolis.  Staatsb. 


Süddeutsche  Donau-Dampf schiffalirt- 
Geaellschaft. 

Im  Gütertarif,  Teil  I,  Abteilung  B,  \  om 
1.  April  1918  treten  am  1.  Oktober  1919 
folgende  Änderungen  in  Geltung: 
Abschnitt  F,  Ziffer  III.    Ablege-  und 
Auflegegebühr. 
Punkt  4,  5  und  6  erhalten  nachstehende 
Fassung: 
In  jenen  Stationen,  in  welchen 
das   Ablegen   und  Auflegen 
Leute  der  Gesellschaft  besor- 
gen, wird  erhoben: 

a)  für  das  A})legen,  für  100  kg  20  20 

b )  für  das  Auflegen,  für  100  kg  '20  20 
Die  unter  4.  angeführten  Ge- 
bühren gelten  nur  für  Gegen- 
stände bis  7  m  Länge  und 
500  kg  Einzelgewicht. 
Gegenstände  größerer  Länge 
als  7  m  oder  einzeln  melir  als 
500  kg  wiegend  sowie  Sendun- 
gen, bei  denen  sich  solche  Ge- 
genstände befinden,  sind  vom 
Absender  abzulegen  und  vom 
Empfänger  aufzule.gen. 

Werden  diese  Leistungen 
über  Antrag  von  der  Gesell- 
schaft übernommen  und  be- 
sorgt, so  kommt  hierfür  eine 
fallweise  festzusetzende  Ge- 
bühr zur  Erhobung,  mindest 

für  100  kg   50  50  I 

Abschnitt  F,  Ziffer  FV.  Ein-  und  Auslade- 
gebühr. 

Der  Ladekostenzuschlag  (Punkt  2)  wird 
von  16  Hellern  und  16  Pfennigen  auf 
30  Heller  und  30  Pfennige  für  .100  kg  er- 
höht. 

Abschnitt  F,  Ziffer  X.  Wartegeld. 

Punkt  1  wird  folgend  geändert:    Kr.j  M. 

1.  Das  Wartegeld  wird  nach  IMaß- 
gabe  des  der  Frachtberech- 
nung für  die  Gesamtladung  zu- 
grunde zu  legenden  Gewichtes 
erhoben. 

Es  beträgt  für  den  Schlepp 
und  Tag: 

bei  einem  Gewicht  unter  400  t  260  260 
„       „  „  „     650  1  300  300 

von  650  t  340  340 
München,  den  30.  Septb.  1919.  (1076) 


Süddeutsche     Donau  -  Dampf schiffahrt- 
(Jesellschaft. 

Gütertarif,  Teil  I,  Abteilung  B,  vom 
1.  April  1918,  Gütertarif,  Teil  II,  vom 
1.  April  1918.  Ausnahmetarif  für  <lio 
Beförderung  von  Holz,  gültig  vom 
1.  Juni  1918.  Die  in  den  Tarifen  und 
in  Bekanntmachungen  in  Kronenwäh- 
rung bezifferten  Fraohtisätze  und  Neben- 
gobühren  g-elten  ab  1.  Oktober  1919  als 
in  der  gesetzlichen  Währung  .ienes 
Staates  erstellt,  in  welchem  die  Sohiffs- 
station  gelegen  ist,  an  welche  vor- 
schriftisgemäß  die  Zahlung  von  Fracht 
und  Gebühren  zu  leisten  ist. 

In  Kronenwährung  bezifferte  Frach- 
tiCn  und  Gebühren  sind  somit  stets  in 
der  gesetzlichen  Währung  und  in  ge- 
setzlichen Zahlungsmitteln  .ienes  Staates 
fällig  und  zu  entrichten,  in  welchem  die 
Schiffsstation  gelegen  ist.  an  welche 
die  Zahlung  zu  erfolgen  hat. 

München,  30.  Septemher  1919.  (1065) 


4.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werdiein,  der 
Regiclimig  im  Deutsohen  Eisenbahn-^Per- 
sonen-  und  Gepäoktarif,  Teil  I,  und!  im 
Deutschen  Eisenlbahn-Tiertarif,  Teil  I, 
entsprechend,  d'as  Begleiterfaihrgeld, 
diie  Mindestgebüihr  für  Sonderzüge-,  so- 
wie die  Bahnb-ewaobungsgebiUir  erhöht. 
Näheres  ist  iaus  dem  Tarif-  und  Ver- 
kehrsanzeiger  der  Prenßisch-Hes&ischen 
Staatseisenbahnen  und  aus  unserem 
Verkehrsanzeiger  zu  ersehen,  auch 
ge'1>en  die  Stationen  Auskunft 

Dresden,  am  1.  Oktober  1919.  (1073) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisemh., 
als  gieschäfusführende  Verwaltung. 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badischcr  Personentarif.  Heft  A. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
eisoheint  der  Nachtrag  VII.  Er  ent- 
hält Änd'ernngen  mndl  Ergänzunigen  der 
besonderen  Ausführungsbestinmian.gen 
aind  Preiistafelm.  Nähepe  Auskunft  er- 
teilt unser  VerkehrsibürO'.  Die  im  Nach- 
trag enthaltenen  Änderungen  sind  naeh 
den  Vorschriften  in  §  2  der  Eisenbahn- 
verk  ehrsor dnung  gien  ehmig  t. 

Karlsruhe,  25.  ßieptember  1919.  (1074) 
Generaldinektion 
der  Bad.  Staataeisenbahnem. 


Frachtei*mäßigun<>:  für  Kriegerleichen. 

Die  deutschen  Staats-  und  Privat- 
bahnen gewähren  für  die  Leichen  ge- 
fallener oder  im  Felde,  in  einem  inlän- 
dischen Lazarett  oder  einer  Heilanstalt 
des  Inlandeis  giestorbener  Krie^gsteil- 
nehmer,  die  nach  der  Heimat  übergie^ 
führt  und  mit  den  dem  GüteiTerkehr 
dienenden  Züg-en  befördert  werden, 
eine  Ermäßigunig  von  50  vom  Hundert 
der  tarifmäßigen  Fracht.  Die  Vergün- 
stigung wird  in  der  Zeit  vom.  1.  Okto- 
ber 1919  bis  31.  Dezember  1920  giewä.h.rt. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Gütier- 
abfertigungen. 

Berlin,  den  23.  September  1919.  (1075) 
Eisenbahndirektiou, 
zu.gleich  namens  der  übrigen  beteiligten 
Eisenbahn  Verwaltung  en. 
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LIX.  Jahrgang. 


_  ....       Diese  Zeihmg  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
SchrififJ?,^,^iT- sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschrif  ten  usw.  sind  an  die 
Schriftleitunjt  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbalinverwaltuneen, 

amtliche  Bekanntmadinnsen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

nT«  ypuir/T"       F*"  i  ^  ■>  7-  \  Nöthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

»,.^^'1  '^"■ekter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
..S^„i?c°Ä.  p'^^'"'l''°f  '°?.?""'^,^'^r'''''  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

_     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
S^^Pf'f'^?^'*®*^®"  <l'''<^?s  für   die   einspaltige  Petitzeile    oder  deren  Raum 
VLlk\ ä'Ii^'LTT"-  Bf  1  W 1  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  Ermäßigungen 
Belagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  Von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  "3/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokönto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Ivasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Kr.  uiOtt 
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für  ^aupt^,  ncben^  und  ^(embo^ncn 


[7149] 


CARL  BRANDT  •  HOCH-  und  Tiefbau 

Dusseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle  /  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 


Eisenbahnbau  •  Brücken  Eis'erton 
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Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Wasserturme  •  Silos  .  bergbaul.  Anlagen 


roK  "Und  imprägniert 


RUDOLF 


Charloftenburg  9 

Fernsprecher: 
Wilhelm  1895.1948,7174 
Telearämm-Adresae; 
3chwellenf ör$f  e  r 
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Zeitung  des  Verein» 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungren. 


Eisen  konstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Bäseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks-  u.  Hütten-A.-G. 


Abteilung 


Dortmunder  Union. 


Dortmund 


Filzisolierplatte 

Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
I  a    scKwarzer    E^isenlacK  ferner 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben  -^~^^—  ^ 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812.  A  1813 


r  N 

Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 

dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 


Oportet  Tür  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleif  arbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.     •>     Kostenlose  Vorführung. 


Langjähr,  anerkannte  Spezialisten 
und   Berater  in  der  Kühlfriige. 


R.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


Einarmig'eü! 

kOnnen  mittels  Ehnl't  Falurllartea«L«ch- 
ftpparat  als  Stationsschaffner  an- 

fcstellt  werden.   D.  R.- Patent  Nr.  297854. 

Beschreibune  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  ZQ  beziehen  von  dem  Fabrikanten. 
Oscar  Sckaeffer  Nachf.,  Inh.i  A.  Ehiil, 
•raaMchwelf.  [7182] 

Putz  faden  1 

in  bnnt  D.wei6,  bietet  an  zn  tagesgemafien  Preisea 

E.E.  Meyer  *  Chemnitz 


Cropföler 


liefern   in   großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7169] 

ArmaturenwerKe 

Blnnlie  &  Rist, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 


Der  5iege5lduf  des 

roM  Gürielpanzer  D.R.P 


Anwendbar  für 
Presslurt 
Dampf  , 

^esild^t  u.  überhi/zt 

Wasser  *  Gas 
Oele 
Laufen 
Benzin  usw 

GEBRÜDER/  JÄCOB 

ZWICKAU!.  SA.  23 

<Zwjck<5tuer  Me/ all  schlauch  ikbrik. 
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Berlin,  den  11.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Dit)  Fortbilclmiff  der  deutschten  Eisen- 
bahn-Beamtenschaft und  die  Ver- 
waltungsakademie  in  Berlin. 

Zur  beabsichtigten  Ausschaltung-  Wiens 
aus  dem  internationalen  Reisever- 
kehr. 

Naehrichten. 
Deutschland:  Der  neue  Prä.si- 
dent  des  Beichseisenbahnamts.  — 
Teilweise  Einstellung  des  Schnell- 
zugverkehrs. —  Die  Eisenbahn- 
direktion der  Ostmark  in  Berlin.  — 


I  n  Ii  a  1  t  i 

Versuche  mit  Ersatzbrennstoffen 
zur  Kohlenersparnis  auf  der  Eisen- 
bahn. —  Mißbräuchliche  Hand- 
habung der  Vorschriften  über 
Dienst-  und  Ruhezeit.  —  Personal- 
naehrichten. 
Deutschösterreich:  Erhöhung 
der  Gütertarife  der  Staatsbahnen 
und  der  Südbahn.  —  Allgemeine- 
Freigabe  der  Durchfuhr  durch 
Deutschösterreich.  —  Auflassung 
der  Staatsbahndirektionen  Teplitz  und 
Jägemdorf.   —   Gresetzliche  Rege- 


lung der  Luftfahrt.  —  Steigerung 
der  Kohlenföjxlerung. 
Übrige  europäische  Länder: 
Schienenlieferungen  für  die  schv^ei- 
zerischen  Bundesbahnen.  —  Das 
Rollmaterial  der  Bundesbahnen.  — 
Vermehrter  Reiseverkehr  nach  der 
Schvtreiz  in  Sicht.  —  Eisenbahner- 
streik in  Portugal.  —  Der  Eisen- 
bahnerstreik in  England. 

Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Fortbildung  der  deutschen  Eisenbahn-Beamtenschaft  und  die  Verwaltungsakademie  in  Berlin. 

Von  Regierungsrat  Dr.  Adolf  Sarter,  Berlin. 


In  den  Grundzügen   einer  „Verwaltungsreform",  die  der 
zum  Kommissar  für  diese  Fragen  bestellte  Staatsmiaister  a.  D. 
Dr.  Drews  kürzHch  aufgestellt  hat,  werden  als  Mittel  zur 
Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der  Beamten  bezeichnet : 
Die  Neuregelung  der  Besoldungsfrage  und  die  Verbesserung 
der  Ausbildung,  Fortbildung  und  Beförderung  unter  Gewäh- 
rung von  Aufstiegsmöglichkeiten  in  höhere  Beamtenklassen. 
Diese  Forderungen  enthalten  das  Ziel  der  im  Fluß  befind- 
lichen Bewegung:    Finanzielle  und  geistige  Hebung  der  Be- 
amtenschaft.   Je  mehr  die  trostlose  Finanzlage  der  nächsten 
Jahrzehnte  zum  Maßhalten  in  den  Besoldungsfragen  zwingen 
wird,  um  so  mehr  werden  die  Eisenbahnbeamten  der  geistigen 
Hebung  ihres  Standes  ihr  Augenmerk  zuwenden  dürfen  und 
müssen.    Einmal  im  Interesse  des  Reiches  selbst.    Denn  es 
liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  es  ist  bei  den  Ereignissen 
■    des  letzten  Jahres  bestätigt  worden,  daß  die  Erkenntnis  der 
wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  um  so  größer  und  die  frei- 
willige Zurückstellung  unerfüllbarer  vnrtsohaftlicher  Forde- 
rungen um  so  eher  zu  erzielen  ist,  je  weiter  die  soziale  Er- 
ziehung der  in  Frage  kommenden  Schichten  vorgeschritten  ist. 
.   Es  braucht  in  dieser  Hinsicht  nur  an  die  durch  die  Organi- 
sation geschulte  Arbeiterschaft  dm  Gegensatz  zur  nicht  or- 
ganisierten  erinnert  zu  werden.    Die  Hebung  des  geistigen 
Niveaus  der  Beamtenschaft  liegt  aber  vor  al'lem  im  Interesse 
ihrer  selbst.   Denn  man  mag  politisch  denken,  wie  man  will: 
der  Einsicht,  daß  wir  nicht  in  einer  Verschärfung  der  Klassen- 
gegensätze oder  gar  in  einer  Vernichtung  einer  Klasse  durch 
die  andei-e,  sondern  in  einer  Ausgleichung  der  Klassen  und 
der  g^osellschaftlichen  Unterschiede  ein  wirksames  Mittel  zur 
Errettung  aus  der  Not  der  Zeit  erblicken  müssen,  sollte  sich 
heute   kein   Einsichtiger   mehr   verschließen.     Diese  Aus- 
gleichung hat  aber  mit  einer  nach  oben  gerichteten  Tendenz 
zu  erfolgen  und  muß  im  Endergebnis  dazu  führen,  die  heute 
bestehenden  Unterschiede  zwischen  den   verschiedenen  Be- 


amtenklassen abzuschwächen  und  insbesondere  zwischen  der 
höheren  und  mittleren  Beamtenschaft,  soweit  irgend  möglich, 
zu  beseitigen. 

Die  praktische  Durchführung  dieser  Annäherung  liegt  in 
der  Umgestaltung  der  heutigen  Vorbildung  des  Ei&enbahn- 
beämten,  einem  Problem,  das,  äußerst  umstritten,  gerade  in 
letzter  Zeit  vielfach  behandelt  worden  ist,  und  letzten  Endes 
mit  der  Neugestaltung  der  Eisenbahnorganisation  selbst  in 
engem  Zusammenhang  steht.    Aber  auch  ohne  Rücksicht  auf 
Form  und  Art  dieser  Neugestaltung  zeichnen  sich  schon  die 
Umrisse  dieser  zukünftigen  Vor-  und  Ausbildung  mehr  oder 
minder  deutlich  ab.    Sie  muß  einmal  für  alle  Beamte  so  ge- 
artet sein,  daß  sie  nicht  zu  einer  rein  handwerksmäßigen, 
mechanischen  Tätigkeit  erzieht,  sondern   den  Zusanmi'fenhang 
der  Arbeitsgänge  und  den  wirtschaftlichen  Wert  der  eigenen 
Tätigkeit  vor  Augen  führt  und  dadurch  die  Freude  an  der 
Arbeit    macht.    Für  den  zukünftigen  „oberen  Beamten''  ins- 
besondere, worunter  ich  den  mit  einer  selbständigen  Stelle 
von  gewisser  Bedeutung  betrauten  Beamten  verstehe,  ist  eine 
Auebildung  anzustreben,  die  gegenüber  der  Vorbildung  des 
heutigen  höheren  Beamten  mehr  Praxis  und  weniger  Theorie 
enthält,  gegenüber  der  des  heutigen  mittleren  Beamten  da- 
gegen auf  größere  wissenschaftliche  Durchbildung  Wert  legt 
und  zu  größerer  Selbständigkeit  erzieht. 

Ähnliche  Gedanken  haben  wohl  den  Schöpfern  der  Ber- 
liner Verwaltungsakademie  vor  Augen  geschwebt,  als  sie 
eine  Fortbildung  der  Beamtenschaft  durch  eine  besondere,  von 
den  Organisationen  der  Beamten  selbst  geschaffene,  gestützte 
und  überwachte  Anstalt  ins  Leben  riefen.  Sie  gehen  von  dem 
Grundsatz  aus,  die  Beamten  umfassend,  fachlich  und  allge- 
mein fortzubilden,  um  sie  zu  tüchtigen,  selbständig  denken- 
den und  arbeitenden  Menschen  zu  erziehen.  Dabei  wendet 
sich  die  Anstalt  gleichmäßig  an  alle  höheren  und  mittleren 
Beamten  und  versucht  dadurch  schon  vor  der  zukünftigen 


Umgestaltung  d^er  B-eamt^nverhältuisse  cten  Gegensatz  zu 
überbrücken,  der  beute  nocb  vielfaob  zwdsohen  diesen  beiden 
Gruppen  der  Beamtensebaft  besteht.  ]\Ian  wird  dLe  Notwen- 
digkeit einer  isolcben  Fortbiklung  und  die  Ausfüllung  einer 
Lücke  dureh  die  neue  Akademie  ohne  weiteres  zugeben 
müssen.  Der  höberen  Beamtenschaft  standen  z.  B.  bisher  in 
Treußen  zur  Fortbildung  z^ar  allgemeine  Verwaltungskurse 
zur  Verfügung;  auf  dem  eigentlichen  Fachgebiet  beschränkte 
sich  jedoch  die  Fortbildung  für  die  jüngeren  Beamten  auf 
wenige  Vorlesungen,  für  die  A-ielfach  trotz  ihres  großen 
inneren  Wertes  das  nötige  Intei-esse  fehlte,  weil  sie  nicht  in 
den  Rahmen  einer  allgemeinen  Fortbildung  eingepaßt  waren. 
Daß  man  diese  Kurse  nicht  g'leichmäßig  für  die  höheren  Be- 
amten und  wenigstens  für  die  Anwärter  für  höhere  Beamten- 
steilen  aus  dem  mittleren  Beamtenstande  einrichtete,  und  nicht 
überhaupt  die  Vorträge  auf  eine  breitere  Grundlage  stellte, 
war  sicherlich  ein  Fehler.  Die  Fortbildung  der  mittleren 
Beamtenschaft  beschränkte  sieh  in  Preußen  bisher  auf  die 
an  sich  gut  durchdachte  Eisenbahnischule,  die  jedoch,  wenn 
auch  nicht  bestimmungsgemäß,  so  doeh  in  der  Praxis  mehr 
der  Vorbereitung  auf  die  Fachprüfung,  als  der  allgemeinen 
Weiterbildung  diente  imd  vielfach  darunter  litt,  daß  man  zur 
Abhaltung  dieser  Vorlesungen  nicht  immer  di©  erfahrensten 
und  eifrigsten  Beamten  heranzog.  Für  die  Fortbildung  der 
unteren  Beiamt  en  ist  schließlich  bisher  sehr  wenig  geschehen, 
da  man  die  Unterrichtung  durch  die  Dienstvorsteher  nicht 
wohl  als  eine  systematische  Weiterbildung  ansehen  kann, 
wenngleich  ihre  großen  Vorzüge  nicht  zu  Terkennen  sind. 
Bei  den  Unterbeamten  wird  es  allerdings  in  erster  Linie  dar- 
auf ankommen,  durch  eine  besondere,  gewissermaßen  ele- 
mentar^ Unterrichtung  zunächst  eine  Grundlage  zu  schaffen, 
die  ihnen  ermöglicht,  den  Vorlesungen  zu  folgen,  die  für  die 
mittleren  und  höheren  Beamten  eingerichtet  werden  sollen. 

Die  Verwaltungsakademie  ist  eine  Fachhochschule,  die 
von  den  Breamten^Großorganisationen  Deutschlands  giegrün- 
det  ist  und  verwaltet  wird,  und  der  die  Behörden  des  Reichs, 
der  Länder  und  der  Selbstverwaltungen  Unterstützung  und 
Förderung  zugesagt  haben.  Ihr  Zweck  ist  fachliche  und 
allgemeine  Fortbildung  von  Beamten.  Bei  der  allgemeinen 
Fortbildung  handelt  es  sich  um  eine  Ausgestaltung  und  Vei- 
tiefung  der  staatsbürgerlichen,  volkswirtschaftlichen  und  so- 
zialpolitischen Bildung.  Diese  ist  zur  Erfassung  der  politi- 
schen und  sozialen  Fortschritte  für  Beamte  aller  Grade  un- 
erläßlich. Weiter  soll  die  Fachhoohschule  die  Beamten,  die 
eine  Hochschulbildung  nicht  genossen  haben,  aber  eine  in- 
praktischer  Arbeit  und  Erfahrung  erworbene  Sachkenntnis 
besitzen,  fortbilden  umd  befähigen,  größere  Aufgaben  selb- 
ständig zu  erfüllen  und  dadurch  im  Berufe  aufzusteigen. 
Schließlich  soll  den  Beamten  mit  Hochschuilbildung  Gelegen- 
heit zur  Vertiefung  ihrer  Fachkenntnisse  geboten  werden. 

Die  Verwaltungsakaderaie  soll  also,  kurzgesagt,  den  Be- 
amten das  nötige  Rüstzeug  zum  Vorwärtskommen  geben. 
Man  darf  hierunter  allerdings  nicht  nur  den  Aufstieg  in 
höhere  Stellen  verstehen,  da  die  Möglichkeit  hierzu  gerade 
bei  der  Eisenbahn  Verwaltung  äußerst  ibeschränkt  ist;  im 
Jahre  1911  waren  z.  B.  bei  der  Preußischen  Eisenbahnver- 
waltung von  den  Beamten :  76,1  %  untere  Beamte  (einschließ- 
lich der  Hilfsunterbeiamten),  23,2  %  mittlere  Beamte  und 
0,7  %  höhere  Beamte.  Der  Ilauptwert  wird  vie'lmehr  darauf 
zu  legen  sein,  daß  die  Hebung  des  allgemeinen  und  fach- 
lichen Bildungsgrades,  wie  sie  die  Akademie  erstrebt,  die 
Möglichkeit  schaffe,  dem  Beamten  in  seiner  Stelle  soviel 
Selbständigkeit  zu  geben  und  ihn  soviel  Verantwortung  tragen 
zu  lassen,  daß  er  sieh  mit  vollem  Recht  als  mitschaffendes 
Organ  des  Ganzen  betrachten  kann  und  auch  als  isolches  von 
der  Verwaltung  und  von  Außenstehenden  bewertet  wird. 

Die  Art  des  Aufbaus  der  Anstalt  gibt  die  Hoffnung,  daß 
diese  Ziele  zu  erreichen  sind.  Schon  daß  ihr  Vorkämpfer 
und  jetziger  Verwaltungsvorsitzender,  der  Rechnungsrat  im 
Reichsverkehrsministerium  Walter  Pietsch,  seit  1'5  Jahren  im 


Beamtenvereinswesen  tätig  und  mit  den  Wünschen  und 
Schmerzen  der  Eisenbahnbeamtenschaft  besonders  vertraut 
ist,  kann  als  gutes  Vorzeichen  dienen.  Auch  daß  die  Aka- 
demie zwar  in  engen  Beziehungen  zur  Berliner  Universität 
steht,  aber  doch  auf  der  Grundlage  der  Selbstverwaltung  der 
Beamtenschaft  als  .selbständige  Anstalt  errichtet  ist,  bietet 
bei  der  Eigenart  und  der  Neuheit  der  Verhältnisse  die  beste 
Gewähr  für  ein  Gelingen.  Als  Lehrfächer  kommen  zunächst 
die  allgemeinen  Wissenschaften  in  Betracht,  deien  Kenntnis 
für  Beamte  aller  Verwaltungszweige  nötig  ist.  Es  handelt 
sich  dabei  um  Volkswirtschaftslelire,  Finanzwissenschaft, 
öffentliches  und  privates  Recht  u.  a.  Danel>en  werden  für  die 
einzelnen  Fachgebiete  Sonderlehrgänge  abg.ehalten.  die  in 
systematischem  Aufbau  das  in  der  Praxis  Erlernte  wissen- 
schaftlich vor  Augen  führen  und  die  wirtschaftlichen  und 
technischen  Zusammenhänge  innerlialb  des  betreffenden  Fach- 
gebiets und  zwischen  ihm  und  den  Nachbargebieten  und  dem 
allgemeinen  Staats-  und  Wirtschaftsleben  darstellen  sollen. 
Für  das  erste,  am  1-5.  Oktober  d.  Js.  beginnende  Semester 
sind  Sonderlehrgänge,  und  damit  regelrechte  Studiengänge 
für  Kommunalbeamte  und  für  Steuerbeamte  vorgesehen, 
während  der  erste  Lehrgang  für  Eisenbahnbeamte  im  näch- 
sten Sommer  beginnen  und  sich  alhnähGich  so  aufbauen  soll, 
daß  er,  entsprechend  dem  Plane  der  Akademie,  in  vier  Se- 
mestern -den  gesamten  Stoff  dem  Hörer  vorfühi-t.  Größter 
Wert  soll  auf  die  Durcharbeitung  des  Gehörten  in  besonderen 
Übungen  und  ia  Aussprachen  zwischen  Lehrex  und  Schüler 
gelegt  werden.  Wegen  der  Ausgestaltung  des  Sonderstudien- 
gangs für  Eisenbahnbeamte  wird  die  Verwaltung  der  Aka- 
demie baldigst  die  Verhandlungen  mit  den  Reichs-  und  Lan- 
desbehörden und  den  Organisationen  aufnehmen  müssen;  es 
sei  an  dieser  Stelle  bemerkt,  daß  die  Anstalt  naturgemäß  mit 
Zuschüssen  des  Reichs  und  der  Länder  —  für  die  Kommun'al- 
beamten  auch  der  Gemeinden  —  rechnen  muß. 

Als  Lehrer  sind  Professoren  und  Dozenten  der  Hoch- 
schulen gewonnen;  für  den  Sonde rstudiengaiPg  kommen  als 
Lehrer  in  erster  Linie  tüchtige  Eisenbalmpraktiker  in  Be- 
tracht, die  sich  sicherlich  finden  werden. 

Als  ordent*liche  Hörer  sollen  Beamte  zugelassen  werden, 
die  eine  gute  Allgemeinbildung  sowie  ausreichende  Fach- 
kenntnisse und  praktische  Erfahrungen  besitzen,  um  den 
Vorlesungen  mit.  Nutzen  folgen  zu  können.  Als  Maßstab  soll 
die  Ablegung  der  vorgeschriebenen  Verwaltungsprüfungen 
dienen.  Man  wird  auch  diese  Frage  für  die  Eisenbahn- 
beamten ganz  besonders  behandeln  müssen,  aber  vielleichi 
weniger  nach  dem  Gesichtspunkt  bestandener  oder  nicht  be- 
standener Prüfungen,  als  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  und 
Hilter  dem  Gesichtspunkte,  daß  der  Höi-er  in  der  Lage  sein 
muß,  aus  den  einien  bestimmten  Bildungsgrad  voraussetzen- 
den Vorträgen  ^'rirldichen  Nutzen  zu  ziehen.  —  Das 
viersemestrige  Studium  fällt  mit  seinen  Vorträgen  auf  die 
Nachmittags-  und  Abendstunden;  die  Akademie  glaubt,  daß 
es  genügen  wird,  den  Höi-ern  Diensterleichterungen  zu  ge- 
währe.n.  Diese  Möglichkeit  entfällt  naturgiemäß  für  aus- 
wärtige Hörer,  die  zu  beurlauben  wären ;  für-  sie  ist  die  Zu- 
sammenziehung des  Stoffes  in  zwei  Semester  vorgesehen. 

Ob  man  bei  der  Auswahl  der  Hörer  von  einer  Mitwirkung 
der  Verwaltung  und  der  Organisationen  wird  absehen  können, 
erscheint  zweifelhaft,  jedenfalls  nicht  in  dem  Falle,  wo  es 
sich  um  Beurlaubungen  von  auswärts  und  um  Zubilligung  von 
geldlichen  Beihilfen  handelt;  es  ist  in  letzter  Hinsicht  z.  B. 
an  die  Bemlligung  von  Freistellen  an  der  Akademie  an  Stelle 
von  Remi^nerationen  für  gut  bestandene  Verwaltungs- 
prüfyngen  oder  besondere  Leistungen  gedacht. 

Die  Frage  einer  Abschlußprüfung  und  einer  Diplom- 
erteilung ist  noch  in  der  Schwebe.  Beides  ist  an  sich  ver- 
lockend und  für  den  Beamten  erstrebenswert.  Es  kann  aber 
leicht  zu  einer  Überschätzung  des  Studienganges  und  der  An- 
sicht führen,  als  sei  der  Diplominhaber  nunmehr  zu  den 
höchsten  Stellen  bestimmt,  während  es  im  allgemeinen  nocb 
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dahin  steht,  ob  er  «ich  uachhei-  in  der  Praxis  bewähren  wird. 
Es  scheint  mir  aber  im  Eis-enbahnwesen  nicht  mehr  zeit- 
il'emäß,  eine  bestimmte  Vorbildung  alkin  als  Freibrief  für  be- 
stimmte Stellen  anzusehen.  Ist  der  weniger  Vorgebildete 
fähiger,  so  gehört  er  an  den  wichtigeren  Platz. 

Die  neu  gegründete  Akademie  ist  ein  Berliner  Kind.  Das 
ist  an  sich  nicht  geeignet,  ihr  bei  den  ELsenbahnbeamteu 
aller  deutschen  Länder  besondere  Zuneigung  zu  erwerben. 
Aber  ihre  Gründung  in  Berlin  war  durch  die  Wechsel- 
beziehungen gegeben,  die  zwischen  ihr  und  den  Reichszentral- 
Uehörden  nötig  sind,  um  aus  ihr  ein  lebensfähiges  Gebilde 
/u  gestalten.  Die  Anstalt  wird  aber  auf  den  Zuspruch  aus 
allen  deutschen  Gauen  rechnen.  Gerade  bei  den  Eisenbahn- 
kursen wird  mit  Rücksicht  auf  'den  demnäohstigen  Übergang 
der  Staatsbahn  auf  das  Eeich  von  vornhei-ein  anzustrebeu 
sein,  den  Aufbau  für  die  zukünftige  Eeichseiseubahnverwal- 
tung  pach  bestimmten  einheitlichen  Gesichtspunkten  zu  ge- 
^•^talten,  ohne  dabei  die  Eigenart  einzelner  Länder  zu  ver- 


nachlässigen. Diese  Einheitlichkeit  muß  auch  in  dem  Falle 
gewahrt  bleiben,  Avenn  mit  Rücksicht  auf  die  heute  nicht  mehr 
zentrale  Lage  Berlins  die  Bildung  ähnlicher  Anstalten  auch 
in  anderen  Landesteilen,  beispielsweise  für  den  Westen  und 
den  Südwesten,  lin  Frage  kommen  sollte.  Jedenfalls  wird  man 
aber  zweckmäßig  vor  derartigen  weitereu  Gründungen  die 
Erfahrungen  abwarten,  die  mit  der  neuen  Anstalt  gemacht 
werden. 

Die  Frage  der  Vorbildung  gehört  zu  den  wichtigsten  und 
zu  den  brennendsten,  die  in  nächster  Zukunft  zu  lösen  sind, 
sie  ist  für  den  Beamten  die  soziale  Frage  schlechthin.  Die 
Beamtenschaft  aber  darf  stolz  darauf  sein,  die  Fortbildung 
ihres  Nachwuchses  durch  die  mutige  Gründung  selbst  in  die 
Hand  genommen  zu  haben.  Möge  die  neue  Anstalt  eine 
Stätte  ernsten  Strehlens  werden  und  in  dem  Beamten  wecken 
und  beleben:  die  Freude  an  der  Arbeit  und  das  Bevraßtsein 
der  Pflicht! 


Zur  beabsichtigten  Ausschaltung  Wiens  aus  dem  internationalen  Reiseverkehr. 


Nach  allerneu&ten  Nachrichten  (vgl.  Nr.  69,  S.  763  d.  Ztg.) 
sollen  Wien  und  Budapest  aus  dem  internationalen  Reise- 
verkehr — •  durch  die  Ablenkung  des  vor  dem  Krie<>-e  über 
sie  nach  dem  Balkan  geführten  Luxus-  und  Konventionszu  v- 
verkehiis  auf  die  Linie  Mailand-Monfalcone-St.  Peter- Agrani- 
Verciorova-Bukarcst,  und  durch  die  Führung  des  Entento- 
zuges  Straßburg-Eger-Prag-Warschau  —  nun  doch  nicht  in 
der  ursprünglich  beabsichtigten  Weise  vollkommen  ausge- 
.schaltet  werden.  Vielmehr  soll  eine  Teilung  des  den  Ver- 
kehr nach  Prag  und  Warschau  vermittelnden  Luxuszuges  iu 
Straßburg  geplant  sein,  dessen  einer  Teil  über  Wien,  daher 
auch  über  Budapest  geführt  werden  soll.  Ein  direkter  Verkehr, 
mit  Ausschaltung  Prags,  nach  Warschau  und  Rußland  wird 
liber  die  TschechonSlowakei  kaum  zu  erlangen  sein,  doch 
könnte  bei  Geneigtheit  Rumäniens  ein  solcher  mit  Bukarest 
und  der  L^kraine  gegenüber  der  Mailänder  Linie  von  Be- 
deutung werden.  Voraussetzung  wäre  dabei,  daß  die  Durch- 
lahrt  Wiens  nicht  nur  durch  Luxuszüge,  sondern  auch  durch 
-onstige  direkte  Züge  bei  deren  Uberführung  über  den  kür- 
zesten Weg  von  Bahn  zu  Bahn  und  mindester  Belästigung 
durchreisender   Fahrgäste  möglich  wäre. 

Die  für  die  Hebung  des  Fremdenverkehrs  iu  Wien  be- 
stehenden' Organisationen  hatten  bisher  stets  den  Standpunkt 
( ingenonunen,  die  Reisenden  an  der  Durchfahrt  durch  un- 
uünstige  Anschlüsse  zu  behindern  und  sie  zu  wenigstens  vor- 
übergehendem Aufenthalt  hier  zu  veranlassen.  Aber  selbst 
wenn  Anschlüsse  bestanden,  war  die  mit  zeitraubender  Ge- 
päckrevision und  für  damalige  Verhältnisse  nicht  unbedeu- 
tenden Kosten  verknüpfte  Fahrt  von  Bahn  zu  Bahn  die  Ur- 
sache, daß  direkte  Eeisende  andere  V erkehrslinien  bevor- 
zugten. Beispielsweise  hat  die  österireichische  Forderung 
der  Einholung  eines  Paßvisums  in  Rußland  dem  österreiclii- 
sLhen  Fremdenverkehr  infolge  der  Meidung  der  Monarchie 
^  bei  Fahrten  nach  Paris  und  der  Riviera.  die  über  Berlin 
.  angetreten  wurden,  einen  ^Schaden  gebracht,  der  in  keinem 
Verhältnis  zu  den  beschränkten  Einnahmen  aus  Paßgebühren 
stand. 

Daß  man  in  Prag  bemüht  sein  werde,  den  polnischen  und 
insV)esondei-e  russischen  Verkehr  nach  dem  Westen  für  sich 
zu  gewinnen,  war  vorauszusehen.  Leider  ist  mau  dort  auch 
.  in  der  Lage,  ihn  durch  günstige  Zugverbiudungen  zu  be- 
;  einflus.sen  und,  da  der  Hauptstrom'  insbesondere  wohlhaben- 
'  der  Reisender  sich  nach  Eintritt  friedlicher  Verhältnisse 
voraussichtlich  wieder  von  Osten  nach  Westen  ergießen 
dürfte,  wird  wohl  nur  der  Personenverkehr  mit  rumänischen 
und  dahinter  liegenden  Gebieten  für  die  Budapest-Wiener 
Route  bei  sehr  guten  Verbindungen  zurückzugewinnen  möglich 
sein,  während  der  südslawische  und  bulgarische  A^erkehr 
der  südlichen  Agramer  Route  zufallen  dürfte.  Heute  läßt 
Mch  dafür  allerdings  noch  keine  bestimmte  Voraussage 
machen,  da  der  dnternationale  Personenverkehr  bei  der 
Wahl  des  Reiseweges  auch  von  freundschaftlichen  und  feind- 
seligen Gefühlen  der  Völker  beeinflußt  wird.  Und  erst 
nach  dem  allgemeinen  Friedensschluß  wird  sichtbar  werden, 
in  welcjiem  Verhältnisse  die  östlichen  Völker  tatsächlich  zu- 
einander stehen. 

Daß  der  Personenverkehr  zwischen  den  deutschen  Alpeii- 
ländem  und  Norddeutschland  bei  besserer  Ausgestaltung  des 
Fahrplanes  und  Fühi-ung  von  Schlaf wagenzügen  auch  über 


Passau  sehr  entwicklungsfähig  wäre,  ist  unzweifelhaft. 
Wenn  auch  die  Fahrt  von  Berlin  nach  Wien  und  Budapest 
über  Leipzig-Regensburg-Passau  selbstverständlich  bedeutend 
länger  dauert  als  über  die  tschecho-slowakischen  Wege 
Tetschen,  Bodenbach  und  Oderberg,  würde  sie  schon  der 
Paß-  und  Zollschwierigkeiten  wegen,  dnsbesondere  wenn 
nach  nordeuropäischem  Muster  Schlafwagen  3.  Klasse  zur 
Verfügung  ständen,  den  kürzeren  Wegen  vorgezogen  werden. 
Unter  allen  Umständen  müßte  den  über  Wien  Eeiseniden  zur 
Hebung  des  lintemationalen  Verkehrs  die  direkte  Fahrt  er- 
möglicht werden.  Der  in  deutschen  Zeitungen  enthaltene 
Vorwurf,  daß  die  bisherige  Unmöglichkeit  der  Durchfahrt 
durch  Wien  eine  meist  halbtägige  Fahrt  Verlängerung  und 
gi-oße  Kostenerhöhung  bedeute,  ist  leider  nicht  unbegründet. 

Nach  Eröffnung  der  Alpenbahnen  wurde  die  von  berufe- 
ner Seite  gegebene  Anregung  der  Führung  von  Luxuszügen 
Berlin-Prag-Linz-Triest,  um  den  Orientverkehr  von  den 
westlichen  Routen  abzulenken,  von  Wiener  Interessenten  des 
Fremdenverkehrs  als  Wien  schädigend  abgelehnt.  Man  sah 
leider  von  dieser  Einrichtung  zum  Schaden  des  gesamtöster- 
reichischen Fremdenverkehrs  ab,  durch  dessen  Gedeihen 
auch  Wien  mittelbar  Gewinn  gezogen  haben  würde,  und  er- 
reichte, daß  sich  der  Fremdenverkehr  weiter  westlich  über 
München-Salzburg- Villach  besser  entwickelte,  wovon  Wien 
allerdings  keinen  Vorteil  hatte.  Gegenwärtig  handelt  es  sich 
darum,  die  Wiener  Verkehrslinie  ^  übierhaupt  wieder  einzu- 
schalten. Geht  doch  die  Absicht  der  Tschecho-Slowaken  da- 
hin, Wien  auch  beim  Verkehr  von  Nord  nach  Süd  durch  die 
Preßburger  Route  auszuschließen. 

De-r  Luxusper.sonenverkehr  über  weite  Entfernungen  kann 
in  absehbarer  Zeit  durch  den  Luftverkehr  nach  seiner 
internationalen  Regelung  eine  wesentliche  Erweiterung- 
erfahren.  Mit  der  Zunähme  der  Verkehrssicherheit  des 
Flugzeuges  und  Luftschiffes  —  laut  „Verkehrstechnik"  war 
die  Betriebssicherheit  einie  ganz  erstaunliche,  da  dm  regel- 
mäßigen fahrplanmäßigen  Betriebe  in  einem  Halb.iahr  von 
Fahrzeugen  der  deutschen  Luftreederei*)  zurückgelegten 
556  155  Fahrkm.  nur  4,7  %  aus  technischen  oder  Witterungs- 
gründen unterbrochen  werden  und  2  %  ausfallen  mußten  — 
erwächst  dem  Luxuszug  ein  beachtenswerter  Wettbewerb. 

Der  Schnellverkehr  in  der  Luft  wird,  selbst  bei  Einhaltung 
bestimmter  Eintrittspunkte,  über  weitere  Entfernungen  den 
Eisenbahnzugverkehr  schlagen.  Resondere  Aufmerksamkeit 
wird  allerdings  den  Flugzeuglandungsplätzen  zu  schenken 
sein,  deren  günstige  Lage  die  Eoutenwahl  beeinflussen  dürfte. 
A'bseits  des  Mittelpunkts  der  Hauptstädte  sollten  sie  um  so 
weniger  liegen,  da  isonst  die  Zu-  und  Abfahrt  zu  ihnen 
einen  verhältnismäßig-  zu  großen  Zeitaufwand  erfordert,  der 
die  Gesamtfahrzeit  überflüssigerweis©  verlängern  würde. 

Schon  vor  Kriegsbeginn  war  in  Ungarn  eine  Luftverkehrs- 
uuternehmung,  die  Aero-Lloydgesellschaft,  entstanden,  die 
trotz  der  damals  auf  dem  Gebiete  des  Flugzeugwesens  _  ge- 
wonnenen geringen  Erfahrungen  die  Einrichtung  einer 
größeren  Zahl  fahrplanmäßig  zu  betreibender,  zum  Teil 
internationaler  Luftlinien  bei  verhältnismäßig  niederen,  un- 


*)  Auf  fünf  von  Berlin  und  _  einer  von  Hamburg  aus- 
gehenden Linien  mit  einer  Gesamtlänge  von  1615  km. 
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g^fähr  dem  doppelten  Fahrpreise  d'er  skichen  Eisenbahn- 
stxecke  ■entspi-^chenden  Tarifen  in  Aussicht  genommen  halte. 

Selbstverständlich  sind  bei  dem  schon  g-eg'enwärtio-  im 
Luftreiseverkehr  ßrebotenen  Komfort  die  im  Jahre  1916  mit 
10  Pf.  für  das  Personenkilometer  veranschlagten  Selbstkosten 
we&entlich  g-eistiegen  und  di«  Fahrpreise,  die  übrigens  auch 
im  Eisenbahnverkehr  erhöht  wurden,  vs^esentlich  verteuert 
worden,  doch  wird  man  um  so  mehr  bemüht  sein  müssen,  die 
Luftreisekosten  in  mäßiger  Höhe  zu  halten,  da  der  freie  Wett- 
bewerb sonst  zu  Herabsetzungen  zwing-en  würde.  Jene  Luft- 
verkehr sg-e  Seilschaft,  die  über  die  am  zentralsten  gelegenen 
und  besten.  Landungsplätze  verfügt  und  die  schnellste  Be- 
förderung bei  verhältnismäßig  größter  Sicherheit  verspricht, 
wird  zweifellos  im  internationalen  Verkehr  siegen.  Ge- 
schwindigkeitsrekorde —  ein  solcher  von  270  km  in  der 
Stunde  wurde  schon  erreicht  —  dürften  bei  Luftreisen  über 
weite  Entfernungen  ebenso  wie  bei  den  Ozeanfahrten  zur 
Bevorzugung  einzelner  Gesellschaften  führen. 

Trotz  aller  drückenden  Friedensbestimmungen  kann  kaum 
angenommen  werden,  daß  die  Überfahrung  einzelner  Länder 
bei  sonstiger  Einhaltung  der  internationalen  Vereinbarungen 
für  den  Luftverkehr  dauernd  behindert  werden  könnte. 
Deutschland  wird  dann  auch  im  internationalen  Luftreise- 
verkehr _  zweifellos  jene  überragende  B'edeutung  gewinnen, 
die  es  im  Seeverkehr  inne  hatte,  und  die  ihm  durch  den 
Friedensvertrag  entzogen  werden  soll.    Auch  die  deutschen 


Alpenländer  könnten  dadurch  nur  gewinnen,  denn  ihre  land- 
schaftlichen Reize  werden  auf  dem  Luftwege  leichter  und 
vor  allem  bequemer  und  rascher  als  auf  dem  Bahnwege  dem 
geldkraftigen  internationalen  und  neutralen  Reisepublikum 
zugänglich  gemacht  werden  können.  Von  hervorragender 
Bedeutung  wäre  es,  schon  vor  Beginn  einer  neuen  Bau- 
tätigkeit in  den  Hauptstädten  jene  Örtlichkeiten  sicherzu- 
stellen, die  als  Flugzeuglandungsplätze  geeignet  und  noch 
verfügbar  sind.  Die  armen  deutschen  Alpenländer  und  ins- 
besondere Wien  sind  gegenwärtig  mehr  als  je  auf  eine  Stei- 
gerung der  Einnahmen  aus  dem  internationalen  Fremden- 
verkehr angewiesen,  dessen  Bedeutung  man  trotz  aller 
kürzlich  notgedrungen  verfügten  und  hauptsächlich  gegen  den 
jüdischen  Zustrom  aus  Osten  gerichteten  Einreiseerschwer- 
nisse  durchaus  nicht  verkennt.  Sei  es  auf  dem  Bahn-,  sei 
es  auf  dem  Wasser-,  sei  es  endlich  auf  dem  Luftwege,  müßte 
daher  alles  rechtzeitig  versucht  werden,  um  alle  deutschen 
Länder  aus  dem  internationalen  Eeise verkehr  nicht  nur 
nicht  ausschalten  zu  lassen,  sondern  diesen  nach  dem  Vorbilde 
der  Schweiz  mit  allen  Mitteln  zu  fördern  und  wohlhabende 
Fremde  zu  däuerndem  Aufenthalt  anzulocken,  nicht  zum  Er- 
satz jener  armen  Mitbürger,  die  im  Auslande  ihr  Brot  zu 
suchen  gezmmgen  sind,  sondern  um  diesen  in  der  Heimat 
neuen  Erwerb  aus  gesteigerter  Fremdenindustrie  zu  schaffen. 

Kegiei-ungisrat  Leopold   Stocke rt. 


Nachrichten. 

V  e  reinsgebiet. 
Deutschland. 

-—    Der   neue   Präsident   des   Reiehs-Eisenbahnamts.  Dei 

Eeichsverkehrsminister  hat  den  württembergischen  Staatsrat 
und  Präsidenten  der  AVürttembergischen  Generaldirektion  der 
Eisenbahnen  Stieler  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte 
eines  Unter  Staatssekretärs  im  Reichs  Ver- 
kehrs mini  sterium  betraut  und  ihn  gleichzeitig  bis  zur 
gesetzlichen  Aufhebung  des  Reichs-Eisenbahnamts  und  des 
Reichsamts  für  die  Verwaltung  der  Reichseisenbahnen  mit  der 
Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Präisidenten  des 
Reichs-Eisenbahnamts  und  mit  seiner  Vertretung 
als  Chef  des  Reichsamts  für  die  Verwaltung  der  Reichseisen- 
bahnen  beauftragt. 

—  Teilweise  Einstellung  des  Sehnellzugverkehrs.  An  zu- 
ständiger Stelle  erfahren  die  „P.  P.  N." :  Vom  12.  Oktober  wird 
der  gesamte  Schn'jllzugverkehr  zunächst  auf  den  Strecken 
östlich  der  Linie  Dresden-Berlin-Stettin 
bis  zum  2.  November  einschließlich  eingestellt.  Die  Eisen- 
bahnverwaltung ist  sich  bewußt,  daß  durch  diese  Maßnahme 
ein  großer  Teil  der  berufstätigen  Bevölkerung  schwer  ge- 
schädigt wird.  Die  Durchführung  ist  aber  zur  Verhütung 
noch  -schwererer  Schäden  der  gesamten  Volksvsdrtschaft  unum- 
gänglich notwendig.  Nur  auf  diese  Weise  wird  es  möglich 
sein,  die  notwendige  Zahl  von  Lokomotiven  freizumachen  zur 
Beseitigung  der  immer  größer  werdenden  Betriebsschwierig- 
keiten auf  den  östlichen  Hauptabfuhrlinien  und  zur  pünkt- 
lichen Beförderung  der  Güterzüge.  Nur  so  wird  es  auch 
möglich  sein,  lem  bedenklichen  Mangel  an  Kohlen  abzuhelfen. 

—  Die  Eisenbahndirektion  der  Ostmark  in  Berlin.  Von  zu- 
ständiger Seite  wird  den  „P.  P.  N."  mitgeteilt:  Drei  preußi- 
sche Eisenbahndirektionen  und  Teile  ihrer  Bezirke  fallen 
nach  dem  Friedensvertrag  an  Polen,  die  deutschbleibenden 
Reststrecken  dieser  drei  Bezirke  müssen,  da  sie  zu  umfang- 
reich sind,  um  unter  die  Nachbardirektionen  aufgeteilt  zu 
werden,  zu  einer  Eisenbahndirektion  vereinigt  werden.  Die 
Unterbringung  dieser  Direktion  und  ihrer  Beamten  in  einer 
der  Mittelstädte  der  Ostmark  selbst  hat  sich  als  vollkommen 
unmöglich  ervdesen.  Sie  muß  deshalb  in  Berlin  erfolgen,  so 
unerwünscht  dies  der  Verwaltung  selbst  ist.  Es  hat  sich  aber 
berausgestellt,  daß  nur  in  Berlin  auch  die  Wohnungsfrage  zu 
lösen  ist,  da  über  100  Beamtenfamilien  der  Direktion  hier 
in  Berlin  ein  Unterkommen  bei  Verwandten  finden. 

Für  die  Unterbringung  der  Büroräume  kommen  mehrere 
bisher  vom  Reich  benutzte  Gebäude  in  Frage,  die  auf  Grund 
des  Reichsgesetzes  vom  25.  Mai  1873  vom  Reich  an  Preußen 
zurückgegeben  werden  müssen.  Die  Verhandlung-en  hierüber 
ismd  im  Gange;  ihre  rasche  Erledigung  ist  zu  erwarten,  da 
auch  die  Reichsstellen  sich  der  Erkenntnis  nicht  verschließen 
•können,  daß  die  Unterbringung  der  den  Betrieb  in  der  östli- 
chen Grenzmark  leitenden  Behörde  der  Eisenbahnverwaltung 
»urz«it  das  allerdringendste  Bedürfnis  ist,  denn  gerade  dieser 


Behörde  fallen  in  der  Zeit  der  Ausführung  des  Friedens- 
vertrages wichtige  Aufgaben  auf  politischem  und  wirt- 
schaftlichem Gebiete  zu.  Die  Aufrechterhaltung  der  dringend 
erforderlichen  Eisenbahnverbindung  nach  Ostpreußen,  die 
Sicherstellung  der  Volksernährung  und  die  Ausführung  des 
Friedensvertrages  selbst  hängen  von  ihrer  Arbeit  ab.  Die 
Verpflichtung  zur  Unterbringung  dieser  Behörde  wird  vom 
Reich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende  Übernahme 
der  Eisenbahn  anerkannt.  Die  rasche  Unterbringung  der 
Eisenbahndirektion  ist  um  so  wichtiger,  als  die  Beamten- 
schaft der  polnisch  Averdenden  Bezirke  sich  in  großer  Unruhe 
befindet  und  stürmisch  ihren  Abtransport  verlangt.  Die  Auf- 
rechterhaltung des  ganzen  Verkehrs  im  Osten  hängt  davon 
ab,  daß  die  Verlegung  der  Direktion,  die  für  den  Betrieb 
verantwortlich  ist,  vor  der  Ratifizierung  des  Friedens 
vollendet  ist. 

—  Versuche  mit  Ersatzbrennstoffen  zur  Kohlenersparnis 
auf  der  Eisenbahn.  Die  wachsende  Kohlennot,  schreibt  die 
„B.  B.  Ztg.",  hat  die  Eisenbahn  Verwaltung  veranlaßt,  der  Frage 
näherzutreten,  ob  sich  durch  Verbesserungen  der 
bestehenden  Heizvorriohtungen  bei  den  La- 
komotiven  nicht  Erspamissie  erzielen  lassen.  Zu  diesem 
Zweck  ist  eine  Versuchsanstalt  im  preußischen  Eisen- 
bahnministerium eingerichtet  worden,  welche  die  aus  den 
Kreisen  der  Industrie  und  der  Erfinder  kommenden  Vor- 
schläge auf  ihre  Durchführbarkeit  zu  prüfen  und  dann  durch 
Versuche  im  Betrieb  die  errechneten  Ergebnisse  zu  er- 
forschen hat. 

Vor  allem  beschäftigen  sich  die  Eisenbahningenieui-e  im 
Augenblick  mit  der  Frage,  auf  welche  Weise  sich  der  Nutzungs- 
wert der  Steinkohle,  der  bekanntlich  in  gar  keinem'  Verhält- 
nis zu  der  entwickelten  Dampfkraft  steht,  gehoben  werden 
kann.  Die  Eisenbahnverwaltung  hat  Gutachten  der  bekann- 
testen Wissenschaftler  auf  dem  Gebiet  der  Kohlenverbren- 
nung eingefordert  und  man  hofft,  in  nicht  allzu  ferner  Zeit 
die  Ergebniise  der  jetzigen  Studien  in  die  Praxis  umsetzen 
zu  können.  Vor  allem  dürfte  die  jetzige  Beheizungsart.  gründ- 
lich durch  Verbesserung  der  Roste  usw.  umgeändert  werden. 
Die  Beheizung  der  Lokomotiven  mit  Braunkohle  erfordert 
ebenfalls  Umbauten  der  Maschinen.  Weiterhin  werden  Ver- 
suche einer  Feuerung  mit  öl  unternommen.  Bekanntlich  ent- 
hält die  Steinkohle  Teeröl,  das  bei  der  Behandlung  der  Kohle 
in  den  Gasanstalten  gewonnen  wird.  Um  nun  nicht  alle  in 
der  Kohle  enthaltenen  Nebenerzeugnisse  durch  den  Schorn- 
stein der  Maschine  entweichen  zu  lassen,  soll  versucht 
werden,  die  Lokomotive  mit  derartigen  ölen  zu  heizen.  Die 
Kosten  für  die  Umbauten  des  gesamten  Maschinenparks 
vrärden  allerdings  außerordentlich  hohe  sein,  doch  hofft  man. 
bei  der  Kohlenknappheit,  die  voraussichtlich  noch  sehr  lange 
anhalten  vrird,  die  so  entstandenen  Ausgaben  hereinbringen 
und  der  Gesamtwirtschaft  nutzen  zu  können. 

—  Mißbräuchliche  Handhabung  der  Vorschriften  ül>er 
Dienst-  und  Ruhezeit.  Der  bayerische  Verkehrsminister  hat 
folgenden  Erlaß  an  das  gesamte  Personal  gerichtet :  „Vor 
einiger  Zeit  hat  sich  folgender  Fall  zugetragen.  Eine 
Bremspartie  hatte  an  einem  Sonntag  bis  abends  8  Uhr  Bereit- 
schaftsdienst; sodann  eollte  nach  ider  Diensteinteilung  einer 
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3r  planmäßicren  Euheta«:«  beginnen,  und  zwar  in  ■einer  Aus- 
?hnunsr  von  44  Stunden.  Während  der  für  die  Bereitschaft 
)ro:e.sehenen  Zeit  hatte  das  Bremsp«rsonal  einen  Bdgz,  der 
1  diesem  Taoe  einsreleot  wurd«.  zu  beo-leiten  (52  km).  Nach 
nkuuft  in  der  Umkehrstation  sollt«  das  Personal  für'  eiu'cn 
igz  (Kohlenzug).  der  inzwischen  in  ento^egenoesetzt'er 
Lchtuno^  eingeleot  worden  war,  wieder  rückverwendet 
erden.  Da  sich  diese  Eückverwendung  unter  Berücksichti- 
mg  einer  mehrstündio-en  Verspätung  des  Kohlenzuges  7 — 8 
unden  über  das  vorgesehene  Ende  der  Dienstbereitschaft 
Uhr  abends)  hinaus  erstreckt  hätte,  hat  das  Bremspersonal 
9  angeordnete  Begleitung  des  letzteren  Bdgz  verweigert  und 
6  Fahrt  bereits  früher  außer  Dienst  nach  der  Heimatstation 
[getreten.  Die  Folge  war,  daß  der  Kohlenzug  stehen  blieb 
id  die  Lokomotive  unausgenutzt  als  Leerfahrt  zurückkeh- 
n  mußte. 

Es  bedarf  keines  weiteren  Hinweises  darauf,  daß  das  Ver- 
Iten  des  Bremspersonals  jede  Einsicht  in  die  schwierige 
i.ge  vermissen  läßt,  in  weicher  sich  unser  Wirtschaftsleben 
d  insbesondei-e  die  Eisenbahnen  gegenwärtig  befinden.  Der 
)rfall  ist  um  so  bedauerlicher,  als  durch  Übernahme  der 
dstung  dem  Personal  im  Erfolg  keine  Mehrleistung  zuge- 
itet  worden  wäre.  Denn  das  von  den  einzelnen  Personal- 
uppen  zu  leistende  Monats  maß  ist  nach  dem  jetzt  gelten- 
1  D  Euhe  V  —  im  Gegensatz  zu  den  früheren  Bestünmun- 
1  —  in  der  Diensteinteilung  genau  festgelegt,  so  daß  eine 

emem  Tag  anfallende  Mehrleistung  durch  eine  entspre- 
3nde  Minderleistung  an  einem  anderen  Tag  wieder  ausge- 
ohen  würde.  Auch  für  den  Ausgleich  von  Verspätuno-en  ist 
rsorge  getroffen  (EV  1919/98).  Dazu  kommt,  daß  auch  eine 
enfallsige  Verkürzung  des  dienstfreien  Tages  nach  Ziff. 
der  EV  1919/38  jederzeit  wieder  hätte  eingebracht  werden 
anen.  ganz  abgesehen  davon,  daß  im  vorliegenden  Fall  der 
nstplanmäßio-  vorgesehene  Euhetag  durch  die  dienstliche 
ckverwendunT  in  seiner  Mindestdauer  von  32  Stunden  über- 
ipt  nicht  beeinträchtigt  worden  wäre.  Auch  wäre  die 
chstdauer  der  zulässigen  Dienstschicht  (EV  1919/38  Ziff.  2 
8.  2)  nicht  überschritten  worden,  da  das  Personal  vormit- 
s  9  bei  Antritt  der  planmäßig  vorgesehenen  Dienstbereit- 
;aft  sofort  wieder  nachhause  entlassen  und  erst  vrieder 
ihmittags  4  Uhr,  wie  bereits  vormittag  bekanntgegeben 
a  Dienst  gerufen  worden  war.  Wenn  daher  einerseits  An- 
■  genommen  wird,  das  Vorkommnis  als  beklagenswertes 
spiel  ernster  Pflichtvergessenheit  zur  allgemeinen  Kennt- 

zu  bringen,  «o  darf  doch  anderseits  angenommen  werden, 
f  das  Eisenbahnpersonal,  das  während  des  Krieo-es  rsoviei 
Pflichtgefühl  und  gutem  Willen  aufgebracht  haf,  nament- 
i  .letzt,  wo  seine  Forderung  durch  Neuregelung  der  Dienst- 

I  Eiihezeiten  im  weitesten  Umfang  Erfüllung  o-ef unden 
ten.  in  seiner  Gesamtheit  Fälle  der  vorliegenden  Art  durch- 

mißbilligen  wird 

[n  dieser  Auffassung  weiß  sich  die  Staats- 
jen bahnverwaltung  in  vollkommener  Über- 
istimmung  mit  sämtlichen  S  t  a  n  d  e  s  v  e  r  t  r  e - 

II  g  e  n  de  s  Personals,  die  es  u.  a.  stets  als  ihre  Auf- 
«  erachtet  haben,  bei  aller  Wahrung  der  Interessen  des 
«onals  nicht  zum  Letzten  auch  die  Wirtschaftlichkeit  des 
enbahnbetnebes  selber,  auf  welcher  die  Wohlfahrt  des 
l*'"^^^,?'?  Ende  beruht,  aus  dem  Auge  zu  verlieren.  Mit  der 
■ottentiichung  des  Vorkommnisses  verbinde  ich  die  ernst- 
e  Mahnnng  an  das  gesamte  Personal,  im  Eahmen  der  be- 
tenden Dienstvorschriften  in  der  gegenwärtigen  schicksals. 
R^eren  Zeit  alles  zu  vermeiden,  was  den  Eisenbahnbetrieb 

damit  die  gesamte  Volkswirtschaft  schließlich  einer  voU- 
imenen  Zerrüttung  zutreiben  müßte.  Nichts  wäre  bedau- 
cher  als  wenn  dem  Mangel  an  gutem  Willen  im  einzelnen 
l  mit  Strafen  nach  Maßgabe  der  Dienstordnung  beo'egnet 
den  mußte."  ^'=«"■^1 

■P^''  Präsident  des  Beicheisenbahn- 
'a.Z.Yi-"i^^  Geheime  Eat  Fritsch,  ist  mit  Gewährung 
«Izt  ^onlelf  einstweilig  in  den  Euhestand 

Bi  der  preußisch-hessischen  Staatseisenbahnverwaltuno- 
L+^'a"^?'^^  worden:  der  Eegierungs-  und  Baurat 
ist  Ackermann,  Mitglied  des  Eisenbahn-Zentralamts 
K>rl  n  und  derEegienings.  und  Baurat  Gustav  Hammer, 
,lied  der  Ei.'^enbahndirektion  in  Münster  (Westf.)  zu  Ge- 
aen  ßauraten  und  vortragenden  Eäten  im  Ministerium  der 
milchen  Arbeiten  sowie  der  Eegierungsrat  Dr.  iur.  Wib 
a  Wei  rauch.  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Al- 
'  fu™  E«s:i«rungsrat  und  vortragenden  Eat  in 

selben  Ministerium.  —  Die  Amtsbezeichnung  Eisenbahn- 
Ktor  ist  den  F^echnungsräten  im  Ministerium  der  öffentli- 
äen  M«D«rt    xmd    Trampedach  beigelegt 

irner  vnirden  ernannt  :  die  Eegierungsräte  Lochte  in 
in,  unter  vorläufiger  Belassung  eeines  amtlichen  Wohn- 


sitzes m  Frankfurt  (Main),  Adolf  Schaewen  in  Frankfurt 
(Main),  Max  Ludicke  in  Essen,  Johannes  Vogt  in  Berlin 
^}     rJ^^'  ^  c  k  n  e  r  in  Erfurt  zu  Oberiegierungsräten  sowie 
der  Geheime  Baurat  Albert  Wagner  in  Frankfurt  (Main) 
H,™.  die  Eegierungs-     und  Bauräte  Kümmel  iu  Altona, 
Emil  SchuUze  in  Stettin,  Martin  in  Essen,  Flume  in 
Stettin  und  W  a  1 1  b  a  u  m  m  Berlin  zu  Oberbauräten  mit  dem 
Kang«  der  Eegierungsräte,  ferner  der  Eisenbahn-Obers.ekretär 
Maubrichs  aus  Saarbrücken    zum  Eisenbahn-Eechnungs- 
direktor    bei  der  Eisenbahndirektion    in  Elberfeld  und  der 
Eisenbahn-Eechnungrevisor  Paul  Puschmann  aus  Danzig 
zum  Eisenbahn-Hauptkassenrendanten     bei     der  Eisenbahn- 
direktion daselbst.    —    Planmäßige  Stellen    sind  verliehen 
worden:  a)  für  Mitglieder  des  Eisenbahn- Zentralaints  und  der 
Eisenbahndirektionen:  den  Eisenbahndirektoren  Kollwitz 
unter  Versetzung  von  Warburg  (Westf.)  nach  Halle  (Saale)' 
und  Hausmarn,  unter  Versetzung  von  Torgau  nach  Bres- 
lau, ferner  dem  Ober-  und  Geheimen  Baurat  Albert  Wagner 
m  Frankfurt  (Main),  den  Eegierungs-  und  Bauräten  Direk- 
te n  m  Halle  (Saale).  Wilhebn  Koch    in  Cassel,  Kilp  in 
Halle  (Saale),  und  Budczies  in  Stettin,  diesen  unter  Über- 
nahme aus  dem  Eeichseisenbahndienst    in  den  preußischen 
Staatsdienst,    sowie  dem  Eegierungs-  und  Baurat  Dr.-Ing. 
Schwarze  in  Berlin  unter  Belassung  in  seiner  Beschäfti- 
guiig  im  Ministerium    der  öffentlichen  Arbeiten,  den  Eisen- 
bahndirektoren Ciliax  in  Königsberg  (Pr.)  und  Giesecke 
m  Munster  (Westf.)  und  dem  Eegierungsbaumeister  des  Ma- 
schinenbaufa.-hs  Peter  Kühne  in  Berlin  unter  Ernennuu"- 
zum  Eegierungs-  und  Baurat  und  Belassung  in  seiner  Beschäf" 
tigung  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten;     b)  für 
Vorstände  der  Eisenbahn-Betriebsämter:  dem  Eisenbahnin o-e- 
nieur  Eobert  Witte  in  Geestemünde;  c)  für  Vorstände  der 
Eisenbahnmaschinenämter :     dem  Eegierungsbaumeister  ^ 
Maschinenbaufachs  Grützner  in  Breslau ;  d)  für  Vorstände 
1     ,^i«enbahn-Werkstättenämter :  dem  Eegierungsbaumeister 
des  Maschinenbaufachs  Fesser  in  Saarbrücken,  unter  Über- 
nahme aus  dem  Eeichseisenbahndienst    in  den  preußischen 
Staatsdienst;  e)  für  Eegierungsbaumeister:  dem  Eeo-ierungs- 
baumeister  des  Eisenbahnbaufachs  H  i  p  p  in  Weilerswist  und 
B  r  u  h  n  6  in  Hannover.  —  Versetzt  worden  ist :  der  Eegie- 
rungsbaumeister des  Maschinenbaufachs  Ottersbach  bis- 
her m  Berlin,  als  Abnahmebeamter  nach  Düsseldorf. 


Deutschösterreich. 

—  Erhöhung  der  Gütertarife  der  Staatsbahnen  und  der  Süd- 
bahn. Das  A'erordnungsblatt  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt, 
enthalt  eine  Kundmachung,  mit  welcher  mit  Gültigkeit  vom 
15.  Oktober  die  Gebuhren  des  Lokaltarifs  der  deutschösterrei- 
chischen Staatsbahnen  um  150  %  erhöht  werden.  Die  o-leiche 
Erhöhung  wird  auch  bei  der  Südbahn,  der  Wien-Pottendorfer 
Bahn  und  bei  der  Eisenbahn  Wien-Aspang  eingeführt  Der 
finanzielle  Erfolg  dies'er  Tarif  maßnahmen  wird  bei  den 
Staatsbahnen  unter  Bedachtnahme  auf  den  gegenwärtig 
eingeschränkten  Verkehr  auf  ungefähr  200  Millionen  Kronen 
.lahrhch  berechnet.  Bei  der  Südbahn  dürfte  sich  der  Erfol"- 
mit  Kucksicht  darauf,  daß  sie  die  gleiche  Erhöhung  auf  den 
außerosterreichischen  Linien  bereits  vor  kurzem  durcho-e- 
tuhrt  hat.  im  ganzen  auf  rund  100  Millionen  Kronen  belaufen 
Wie  verla^utet,  tragt  sich  die  Staatseisenbahnverwaltung  mit 
der  Absicht,  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  auch  mit  einer  Er- 
höhung des  Personentarifs  vorzugehen. 

—  Allgemeine  Freigabe  der  Durchfuhr  durch  Deutsch- 
österreich. Die  deutschösterreichischen  Zollämter  sind  er- 
mächtigt worden,  bis  auf  weiteres  direkte  Durchfuhrsendun- 
gen von  Verbotswaren  von  und  nach  anderen  Staaten  zuzu- 
lassen. Von  der  Durchfuhrfreiheit  sind  nur  Heeresaus- 
rustungsgegenstände.  dann  Waren,  die  schon  zu  Friedenszei- 
ten einer  besonderen  Bewilligung  bedurften  (wie  Monopol- 
gegenstande, Schieß-  und  Sprengmittel,  Waffen),  ausgenommen. 
Deutschösterreich  erfüllt  hiermit  die  Verpflichtung,  die  ihm 
im  i^riedensvertrage  auferlegt  worden  ist.  Bisher  war  die 
±iintuhr  und  Durchfuhr  für  eine  Anzahl  von  Waren  gesperrt 
und  es  mußte  m  jedem  einzelnen  FaUe  die  besondere.  Erlaub- 
nis eingeholt  werden.  Jetzt  wird  diese  Beschränkung  aufo-e- 
hoben  und  der  Durchzugsverkehr  in  allen  Gütern  außer  "in 
Moiiopolartikeln,  deren  Durchfuhr  noch  einer  besonderen  Be- 
willigung bedarf,  und  in  allen  Gegenständen,  die  für  den 
Heeresbedarf  dienen,  gestattet.  Die  Freigabe  der  Durchfuhr 
ertolgte  auch  aus  dem  Grunde,  damit  der  Durchzugsverkehr 
die  ^wohnte  Eichtung  nimmt  und  nicht  etwa  mit  Umoiehuno- 
des  deutschosterreichischen  Staates  sich  vollzieht. 

— Auflassung  der  Staatsbahndirektionen  Teplitz  und  Jägern- 
dorf. Mit  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Verkehrs- 
wemn  vom  18.  September  1919  wurde  verordnet:  Die  Staats- 
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bahndirektionen  Teplitz  uud  Jäs>eJi-iidorf  werden  mit  Wirksam- 
keit vom  11.  September  1919  aufgelasseu.  Alle  mit  der  Liqui- 
dieriiuo-  der  Geschäftsführuua:  der  seuaunteu  Staatsbahndirek- 
tioneu  zusammenhäuoenden  Angele.uenheiten  wird  das  Staats- 
amt für  Verkehrswesen  besorseu. 

—  (Jesetzliehe  Refteluns  der  Lufti'ahrt.  Die  Staatsre>;ieruui> 
liat  der  Nationalversammluuu-  den  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betreffend  die  vorläufige  Eegeluny-  der  Luftfahrt  vor<ieleo-t. 
Der  Gesetzeulwurf  umfaßt  im  wesentlichen  zunächst  die  vom 
Standpunkt  der  öffentlichen  Sicherheit  unbedingt  erforderli« 
chen  grundsätzlichen  Beslininuin.ücu  über  die  Zulassuns,'  von 
Luftfahrzeufteu  uud  ihrer  Besatzunsj-  sowie  die  oldchfalls 
zwecks  Schadeuvergütuno-  uud  zur  Wahrung  der  öffeutlicheu 
Yerkehrsinteressen  uotwendi.oe  Anordmiui»-,  daß  sowohl  die 
erwerbsmäßige  Beförderuu»'  von  Personen  oder  Sachen  oder 
Nachrichten  durch  Luftfahrzeuu©  (Luftfahrunternehmungeu), 
also  auch  die  Anlage  und  der  Betrieb  von  Flugplätzen,  der 
•staatlichen  Genehmigung  nach  dem  Luftfahrgcsetze  bedarf. 
Ferner  enthält  der  Eut-n^irf  die  zur  Beachtung  der  Sicherheits- 
und Ordnungsvorschriften  erforderlichen  Strafandrohuugeu 
und  eine  den  berechtigten  Interessen  des  Grundeigentümers 
und  den  Bedürfnisen  der  Luftfahrt  entsprechende  Abgrenzung 
der  ans  dem  Grundeigentume  sich  ergebenden  Befugnisse. 
Bezüglich  des  Schadenersatzes  enthält  der  Gesetzentwurf  eine 
der  Haftpflicht  für  Schäden  aus  dem  Belrieb<'  von  Kraftfahr- 
zeugen nachgebildete  Regelung,  derzufolgi_>  auch  die  schuld- 
lose Herbeiführung  eines  Schadens  durcli  die  ^lotorluftfahrt 
zum  Schadenersatz  verpflichten  soll. 

Steijjerunjc  der  Kohlenförderung-.  Die  Kohlenförderung 
Deutschösterreichs  hat  im  Augusl  d.  J.  17  787  t  (gegen 
]^|ft74  t  im  Juli)  betragen.  Diese  Zahl  ist  die  höchste,  die  im 
laufenden  Jahre  in  irgend  einem  Monat  erreicht  worden  ist. 
Jedenfalls  wäre  eine  weitere  nennenswerte  Zunahme  gegen 
den  Vormonat  zu  verzeichnen  gewesjcn,  wenn  nicht  teilweise 
Arbeitseinstellungen  dies  verhindert  hätten.  (Im  Juli  hatte 
die  Zunahme  gegen  den  Vormonat  rund  17  000  t  betragen.) 
In  den  ersten  acht  i\Ionaten  betrug  die  Gesamtförderuug 
135  000  t.  Es  kann  somit  für  das  Jahr  1919  höchstens  eine  För- 
derung von  200  000  t  erzielt  werden,  das  sind  nur  etwa  15% 
des  Bedarfs. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Schienenlief crunn:en  für  die  schweizerischen  Bundesbah- 
nen. Da  in  der  Lieferaina:  von  Schienen  durch  den  deutschen 
Stahlwerksverband  A.-G.  in  Düsseldorf  keine  wesentliche 
Besiserung-  eingetreten  ist  nnd  xla  gitit  der  Besetzung  voai 
Luxemlniro-  und  des  Saargebiieteis  ein,  großer  Teil  der  bisliex 
für  die  Lieferungen  nach  der  Schweiz  arbeitenden  AVerke 
stillgelegt  wurde,  so  idaß  von  den  4500  t  bestellten  Schienen 
mur  etwa  700  t  gelit  fert  wurde,  hat  sich  die  Generaldirektioo 
nach  weiteren  Bezugsquellen  nnigesiehen  im'd  mit  dier  „Societe 
d'Ougrö-;^rnriha.ve•"  in  Ougree  (Belgien)  einen  Vertrag 
über  d)ie  Lieferun.n;  von,  lÖOOO  t  Schienen  ,abgeschlo,ssen. 

—  Das  Rollmaterial  der  Bundesbahnen.  Im  Bauvoranschlag 
der  Bundesbahnen  für  das  Jahr  1920  ist  die  Anschaffung  von 
110  Personen wa.gen  und  von  900  Güt^rrwagen  vorgesehen.  Sind 
diese  neubestellten  Wagen  einmal  im  Dienste,  dann  verfügen 
-die  Bundesbahnen  über  773  (iopäckwagcn,  18  764  Güterwagen 
und  3368  Personenwagen.  Letztere  weisen  6756  Plätze  eTster 
Klasse  auf,  ferner  33  920  zweiter  Klas&p  und  142  337  Plätze 
dritter  Klasse,  zusammen  also  183  013  Sitzplätze.  Die  An- 
forderungen an  den  GüteTwagenbestand  sind  irnnvcr  noch  sehr 
groß  und  die  Buudicsibahnen  werden  wahrschcinlicli  noch  für 
einige  Zeit  ihre  eigenen  Wagen  zur  Abholun,";  von  Gütern, 
besorwlers  amcli  Kohlen.,  in  dien  Nachbarstaaten  verwenden 
müssen.  Avomit  die  hohe  Zahl  der  neubestellten  Güterwagen 
begründet  wird.  Aber  auch  diie  Ehci,iischiffa.hrt  und  der  Ab- 
transport der  Güter  aus  dem  Basler  Rheinhafen  werden  grö- 
ßere Anforderungen  an  d'as  RollmiateTial  stellen. 

—  Vermehrter  Reiseverkehr  nach  der  Schweiz  in  Sicht.  In 

letzter  Zeit  werden  bei  der  Gencraldirektion  der  Bundesbahnen 
von  zahlreichen  ausländischen  Rc,isennter,nehni.nn,gen  Gesuehe 
um  Übertragung  deis  Fahikartenverkanfs  einigericicht,  worans 
sich  die  erf  r'euliohe  Tatsache  'i  rgiltt,  d,aß  im  Äusla.nide  das.  BiC- 
stneben  unid  das  Be'düi'fniis  liesteht,  ilen  Reiseverkehr  nach  ^er 
Schweiz  AAd^eder  aufleben  zu  lassen. 

Eisenbahnerstreik  in  Portugal.  Wie  unterm  7.  il.  M. 
aus  Madrid  gemeldet  wird,  ist  in  Lissabon  ein  Eisenbahner- 
streik ausgebrochen  und  hat  sich  .über  ganz  Portugal  ausge- 
dehnt. Truppen  halten  die  istrategischen  Punkte  der  Stadt 
mit  Maschinengewehren  besetzt. 


Infolg«  Verhaftung  von  ü8  gewerkschaftlich  Organisierten 
versuchten  Gewerkschaftler  das  Gefängnis  von  Limoveii'a  zu 
stürmen.  Truppen  zerstreuten  die  Manifestanten.  In  det 
Nähe  von  Aveiro  haben  die  Revolutionäre  einen  Zug  zuiu 
Entgleisen  gebracht.  Durch  die  Umsicht  des  Lokomo- 
tivführers wurde  größeres"  Unglück  verhütet.  Am  6.  d.  Jl 
Icam  es  in  Lissabon  zu  weiteren  gewerkschaftlichen  Kundge- 
bungen, wobei  die  Polizei  zahlreiche  Verhaftungen  vornahm 

—  Der  Eisenbahnerausstand  in  England  hat  mit  elaer  völli- 
gen Niederlage  der  Ausständigen  geendet.  Über  die  Bedingun- 
gen, unter  denen  »eine  Beilegung  erfolgte,  wird  aus  Londou 
unterm  6.  d.  M.  gemeldet:  Die  streikenden  Eisenbahner nehmci 
die  Arbeit  sofort  wieder  auf  Die  Verhandlungen  werden  fort 
gesetzt  unter  derVoraussetzung,  daß  sie  vor  Ende  des  Jahres 
Ix^eudet  sind.  Die  gegenwäiiigen  Lohnsätze  bleiben  hn 
September  1920  aufrechterhalten  und  können  dann  herabge 
setzt  werden,  wenn  die  Preise  der  Lebenshaltung  inzwischei 
gefallen  sein  sollten.  Der  volle  Zugverkehr  wird  möglicher 
weise  bereits  am  Dienstag  wieder  im  Gange  sein. 

Ans  dem  Haag  wird  hierzu  vom  gleichen  Tage  berichtet 
daß  die  Beendigung  des  Streiks  durch  die  Vermittlung  der  Ge 
werkschaften  zustande  kam,  die  nach  mehrstündiger  Dauci 
zu  einem  Vergleich  zwischen  der  Regierung  und  dem  Eisen 
bahnerkomitee  führte.  Darauf  erklärte  das  Streikkomitee 
sofort  den  Streik  zu  beenden,  und  forderte  die  Arbeiter  auf 
zur  Arbeit  zurückzukehren.  Die  Regierung-  Mdrd  erst  nacl 
AViederaufnahme  der  Arbeit  in  Verhandlungen  eintreten. 

Eine  R^eutermeldung  vom  5.  Oktober  besagt:  Der  Eis-en 
l>ahnerausstand  war  um  i%  Uhr  nachmittags  beigelegt,  un( 
die  Leute  kehrten  sofort  zur  Arbeit  zurück.  Es  ist  noch  zi 
früh,  alle  Lehren  aus  dem  Ausstande  zu  ziehen,  aber  schoi 
jetzt  ist  klar,  daß  er.  soweit  er  einen  Versuch  darstellte,,  de- 
Regierung Schwierigkeiten  zu  bereiten,  ein  ungeheure: 
M  i  ß  e  r  f  o  1  g  gewesen  ist.  Die  Eisenbahner  sind  der  Arbei 
acht  Tage  fern  geblieben  und  haben  300  000  Pfund  Sterlinj 
an  Aussta,ndsunterstützungen  erfolglos  aufgewendet;  es  is 
ihnen  nicht  gelungen,  das  tätige  Leben  der  Nation  auch  nu 
einen  Augenblick  in  Gefahr  zu  bringen.  Dies  wurde  in  de 
Hauptsache  durch  zweierlei  ermöglicht,  nämlich  die  be 
w  u  n  d  e  r  u  IS  w  e  r  t  e  Organisation  der  Notstand  « 
dienste  durch  die  Regierung  und  den  frischen  Mu 
und  die  Bereitwilligkeit,  mit  der  das  ganze  Publi 
kum  sich  mit  den  zeitweiligen  Unbequemlichkeiten  abfand 
Vom  ersten  Augenblick  der  Arbeitsniederlegung  an  war  di- 
Lebensmittellieferung  durchaus  gesichert.  Genaue  Anordnuu 
gen  für  die  Verteilung  von  Jlilch  und  anderen  leicht  ver 
derblichen  Lebensmitteln  -waren  in  den  großen  Städten  ge 
troffen,  die  Postbeförderung  wurde  nur  leicht  verzögert,  di- 
Zeitungen  in  der  gewohnten  Weise  besorgt,  die  notwendige] 
Fahrlen  im  Lande  dn.rch  Automobile  und  in  beschränkten 
Maße  durch  Eisenbahnzüge  versehen,  die  von  einer  gm 
ß  e  n  Zahl  Freiwillige  r  geführt  wurden ;  die  Haltuu.: 
des  ganzen  Volkes  war  über  alles  Lob  erhaben.  Ohne  Frag 
bestand  alls'emeine  Entschlossenheit,  sich  mit  den  Unannelmi 
lichkeilen  abzufinden,  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  un 
eine  starke  Bürgerwehr  zu  bilden,  vor  allem,  um  zu  verhin 
dern,  daß  ein  Teil  des  Volkes  an  der  Gesamtheit  Erpressun, 
übe.  Große  Verdienste,  um  die  Aufrechterhaltung  der  Ord 
nuug  haben  auch  die  Gewerkschaften  einschließlich  de 
Eisenbahner,  die  ihr  Bestes  taten,  um  Sabotage  zu  verhindeir 
Bemerkenswert  ist,  daß  während  der  ganzen  Ausstandswoch 
nicht  ein  Schuß  abgefeuert  wurde  und  kein  Fall  von  Tod  ode 
VcrA^-undung  vorgekommen  ist.  Die  Lage  war  zweifellos  erns 
oenug,  ermutigt  aber  die.ienisen  nicht,  die  sich  eingebihk 
haben,  daß  England  ein  fruchtbarer  Boden  für  die  Revolutio 
sei. 

Man  schätzTt  den  Verlust,  den  England  durch  den  Streik, er 
litten  hat.  auf  .50  Millionen  Pfund  Sterlinsr,  und  nimmt  ar 
daß  die  Eiscnljanner  durch  den  Streik  viel  S.-7mpathie  bei  de 
Bevölkerung  verloren  haben. 


Bücherschau. 

—  Jahrbuch  des  Norddeutschen  Lloyd  1918/19.  (Der  Krie. 
und  die  Seeschiffahrt  unter  besonderer  Berücksichtigxmg  de 
Norddeutschen  Lloyd.  V.  Teil.)  Biemen  1919.  Verlag  Fran 
Leuwer,  Biemen.    Preis  15  J{  und  10  %  Teuerungszuschlag. 

Das  diesjährige  Jahrbuch  des  Norddeutschen  Llo.vd  brins 
außer  den  üblichen  Berichten  über  Geschäftstätigkeit,  Vei 
waltuug  und  Personalien  des  Lloyd  im  Jahre  1918/19  (Teil  - 
und  C)  in  dem  allgemeinen  Teil  Ä  eine  Reihe  wertvoller  Aul 
Sätze  über  wdchtige  Fragen  der  Gegenwart  und  Zukunft.  B< 
sonder©  Erwähnung  verdient  der  Aufsatz  „Das  Schicksal 
der  deutschen  Handelsflotte"  (Seite  27—92),  i 
dem  in  geschichtlicher  Folge  die  z-wischen  dem  Reich  und  de 
Entente  gepflögenen  Verhandlungen  und  gewechselten  Schxif 
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stück-e  über  die  se-erechtlichen  B^estiminuiiÄen  des  Waffenstill- 
stauls-  und  Fried ensvertraoies  urkundlich  dargestellt  sind. 
Es  zeioft  sich  aus  dieser  erschöpfenden  Zusammenstelluno-  und 
den  Erläuterungen  des  A'erfasso's,  wie  wir  allmählich  dazu 
cfezwunoen  worden  sind,  die  niederschmtettemden  Bedino-uno-.en 
anzunehmen,  die  uns  der  gesamten  Bmttotounaoe  von  Bremen 
und  Hamburü-  bis  auf  3K  %  unseres  Friedensstandes  berauben. 
Die  traurigen  Folgen  dieses  Zusammenbruchs  werden  in  dem 
einleitenden  Aufsatz  „Vergangenheit  und  Zukunft'- 
(Seite  9 — 27)  belenchtet,  der  aus  der  Feder  des  Generaldirek- 
tors Philipp  Heineken  stammt.  Er  warnt  nachdrücklichst 
vor  dem  viel  verbreiteten  C4]auben,  daß  das  von  unserer  Re- 
gierung unterschriebene  Todesurteil  von  den  Feinden  schließ- 
lich doch  nicht  vollstreckt  werden  würde,  weil  sie  damit  die 
Zahlungsfähigkeit  ihres  Schuldners  zum  eigenen  Schaden  vei- 
nichten  würden.  Dieser  Glaube  wäi-e  ebenso  verhängnisvoll 
wie  damals  das  Vertrauen  auf  das  Wilson-Programm,  das 
Heineken  als  den  größten  und  wohl  einzig  dastehenden  Betrug 
der  Weltgeschichte  bezeichnet.  Durch  iseine  Darstellung 
klingi.  der  Zweifel  leise  hindurch,,  ob  es  wirklich  notwendig 
2?ewesen  wäre,  uns  zu  solchen  Bedingungen  pressen  zu  lasseii". 
Richer  lag  es  aber  in  unserer  Macht,  nicht  auch  den  letzten 
Schritt  zur  Vernichtung  des  Symbols  unserer  alten  Größe  zu 
:.un :  die  Preisgabe  unserer  deutschen  Eeichs-  und  Handels- 
'lagg*.  die  durch  eine  kleine  parlamentarische  Mehrheit  be- 


schlossen worden  ist.  Heineken  betrachtet  diese  Tat  nicht 
))loß  als  eine  „Schmach  und  Schande."  und  als  eine  „schmäh- 
liche Kapitulation  vor  dem  Ausland",  sondern  er  mißt  diesem 
unnötigen  Schritt  auch  große  praktische  Bedeutung  bei.  Nach 
.-■einer  Ansicht  haben  wir  uns  damit  um  den  Rest  unseres  An- 
.-.  ehens  m  der  Welt  gebracht  und  den  Feinden  em  glänzendes 
Agitationsmittel  in  die  Hand  gegeben.  Vor  allem  aber  haben 
wir  das  Wahrzeichen  vernichtet,  das  uns  mit  dem  Auslands- 
deutschtum verband,  und  im  Ausland  den  Eindruck  erweckt, 
als  hätte  Deutschland  zu  bestehen  aufgehört.  Dieses  Urteil 
■eines  JMannes,  der,  wie  wenige,  Erfahrungen  und  Urteil  über 
ims-ere  aiusländischen  Beziehungen  besitzt,  gibt  zu  denken! 
Trotz  seiner  Entrüstung  über  unsere  militärische  und  mrt- 
schafthche  Vernichtung  läßt  II.  .«-einen  Aufsatz  in  der  Mah- 
nung auskliiigen,  un.s  des  ;\lißtiauens  gegen  unsere  eig^enen 
\'olksg-enosseu  anderer  raiteiriehtiingen.  mit  Ausnahme  der- 
.lenigen,  die  stets  ^ernelncu,  zu  begeben,  und  unter  der  Losung 
„.Vrbeiten  und  nicht  verzweifeln"  an  der  Wiedeiaufrichtun'o- 
Deutschlands,  an  die  er  fest  glaubt,  mitzuwirken.  —  Unter  den 
weitereu  Aufsätzen  sind  zu  erwähnen:  „Die  Lohnbe- 
wegung der  Seeleute  l!iis/i;>-  von  Kränzlin 
.Bremische  B  i  n  n  en  wa  sse  r  s  t  r  a  ße  n  p  o  Ii  t-ik"  von 
II.  M 1  c  h e  1  a  u  ,  „D  i  e  d e  u  t  s  c  h  e  F  u  n  k  e  n  t  e  1  e  o-  r  a  p  h  i  e 
im  Weltkriege"  von  T  hurn  und  „Die  Vertreibung 
d.er  Deutschen  ans  China"'  von  Plaschke 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Deutsch-dänischer  Gütertarif  Teil  11, 

Mit  Gültigkeit  vom  13.  Oktober  1919 
,u  werden  folgende  Stationen  in  den 
'arif  aufgenommen : 

Nachrodt  und  Siegen  des  Direktions- 
bezirks Elberfeld,  Duisburg^Ruhr- 
ort,  Gelsenkirchen  »  Schalke  Süd 
(Hochöfen),  FLamm  (Westf.),  Hoerde. 
Hoerde= Hacheney  und  Langendreer 
des  Direktionsbezirks  Ess^en. 
Nähere  Auskunft  erteilen  die  Ab- 
ertigungsstellen. 

Altona,  den  6.  Oktober  1919.  (1082) 

Eisenbahndirektion, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  Ib. 
ätationstariftaf ein  usw.)  —  Tfv.  2d0. 

Mit  Geltung  vom  10.  Oktober  d.  Js. 
■erden  die  auf  Seite  21  unter  lfd. 
r.  77  (Schmalspurbahnen  des  Direk- 
onsbezirks  Erfurt)  aufgeführten  Um- 
ide-  bezw.  Eollbockgebühren  in  lfd. 
r.  2  von  8  auf  10  ^  und  in  lfd.  Nr.  3 
on  5  auf  8  ^  erhöht. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
öhungen  gründet  sich  auf  die  vorüber- 
ehende  Änderung  des  §  6  der  Eisen- 
ihn-Verkehrsordnung.  (R.-G.-Bl.  1914 
.  455.) 

Erfurt,  den  6.  Oktober  1919.  (1079) 
Eisenbahndirektion. 


'eutscher  Eisenbahn-Güter-  und  Tier- 
arif,  Teile  I.    (Tfv.  1  a/b  und  1500). 

Mit  Gültigkeit  vom  5.  Dezember  1919 
ird  in  obigen  Tarifen  klargestellt: 
L.  Daß  für  die  Ausführung  der, An- 
weisungen des  Absenders  bei  Ab- 
lieferungshindemissen  (§  81  E.V.O.) 
—  nicht  auch  bei  Beförderungshin- 
dernissen (§  74  E.V.O.)  —  die  gM- 
chen    Gebühren    erhoben  werden 
wie  für  die  Au.sfüluung  nachträg- 
licher Verfügungen  des  Absenders 
(§  73  E.V.O.) ; 
l  daß  die  Gebühren  für  die  Ausfüli- 
rung    nachträglicher  Verfügungen 
des  Absenders  sowie  für  Anweisun- 


gen des  Absender.-  und  Eni iil  äugers 
(§§  61,  73  und  Ausf.-Best.  1  zu  §  76 
E.A'.O.)  aucli  schon  bei  nur  vei  - 
s  u  c  h  t  e  1-  Ausführung  fällig  wer- 
den; 

'.'>.   daß  die  Gebühren  für  die  .\u.->fiih- 
r  ung    nacht  läg  l  ic  h  ;•  r    \  C 1 1  ü,g  u  ngen 
des  Abscndei-fS  sogleich  beiderUbei- 
gal>e  der  A'erfügiuigeu  \om  Absen- 
der zu  entrichten  sind. 
4.  Gleichzeitig  wird  die  Gei)iiiir  für 
die      Ausführung  nacii'iäglicher 
Verfügungen  (Abschnitt  XII  1  des 
Nebengebührentaiit's  in  Teil   I  Ii 
und   Abschnitt    III   la   a.  a.  O.  im 
Tiertarif,   Teil   I)    auf   die  unter 
Abs.  2  ebenda  augeführte  Gebühr 
ermäßigt,    wenn     die  Verfüg-.ing 
nach  dem  Stande  der  Beförderung 
nicht  mehr  ausführbar  ist. 
Wegen  des  Wortlauts  der  Änderun- 
gen, die  gemäß  §  2  der  Eisenbahn- \'er- 
kehrsordnuug    genehmio-t    sind,  siehe 
unseren  Gemein.sameii  Tarif,  und  ''er- 
kehrsanzeiger. 

Berlin,  1.  Oktober  1919.  (im\) 

Eisenbahndirektion, 
als  g-'eschäftsführeude  Verwaltung. 


Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  IE  (Tfv.  Ib). 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  Oktober  1919 
yvird  Amm  on  Sulfatsalpeter 
(Gemisch  von  je  zur  Hälfte  schwefel- 
saurem Ammoniak  und  salpetersauiem 
Ammoniak)  in  den  Spezialtarif  III. 
den  Stückgutspezialtarif  und  in  das 
Verzeichnis  II  (bei  bedeckter  Beför- 
derung von  dem  10%igen  Gewdchtszu- 
schlage  befreite  Güter)  aufgenommen. 

Berlin,  den  2.  Oktober  1919.  (lOS'^) 
Eisenbahndirektion, 

als  .geschäftsführende  Verwaltung. 


Gemeinschaftliches    Heft  ('  I  b  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  9.  Oktober  1919 
ab  werden  die  im  Verkehr  mit  den 
Bahnhöfen  der  Nebenbahnen 

Achern-Oberhöfen, 

Bil>erach-Oberharmersbach. 


Haltingen-Kandern, 

Krozingen-Münstertal-Sulzburg, 

Mosbach-Mudau, 

Ober.schefflenz-Billigheim     und  der 
Lokalbahn 

Khein-Ettenheimmünster 
zu     erhebenden     Frachtzuschläge  er- 
mäßigt. 

Näheres  enthält  die  am  9;  Oktobei' 
1919  erscheinende  Nummer  des  Tarif- 
anzeigers. Auskunft  geben  auch  die 
beteiligten  Güterabfertigungen  sowie 
das  "Auskunflslmro,  hier,  Bahnhof 
.Mexanderplatz. 

Berlin,  den  G.  Oktober  1919.  (1084) 
Eisenbahndirektion. 


Norddeutsch-niedei-ländischer 

\-ork(dir. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die 
besonderen  Bestimmungen  zum  Art.  6 
(Inhalt  des  Frachtbriefs)  auf  Seite  5 
des  gemeinsamen  Heftes  des  nord- 
deutsch -  niedciläudischen  Gütertarifs 
Teil  II  v.  1.  10.  1919  wie  folgt  geändert: 
Absätze  1  und  2  werden  aufgehoben 
und  dafür  die  frühere  Fassung  wieder- 
hergestellt, lautend  wie  folgt : 

„Die  Leitung  der  Sendungen,  für 
die  der  direkte  Tarif  in  Anspruch 
genommen  wird,  erfolgt  nach  Ver- 
einbarung der  an  der  Beförderung 
beteiligten  EiiRenbahn  Verwaltungen ." 

„Ist  im  Frachtbriefe  usw.  wie 
bisher." 

Nähere  Auskunft  geben  die  betei- 
ligtien  Verwaltungen  und  Güterabferti- 
gungen. 

Göhl,  den  6.  Oktober  1919.  (1080) 
Eisenbahndirektion. 


Norddeutsch-niederländischer  Güter- 
verkehr. 

Auf  dem  Titelblatt  des  am  1.  Oktober 
1919  herausgegebenen  Ausnahmetarifs 
für  Steinkohlen  usw.  von  deutschen  Sta- 
tionen nach  Stationen  der  niederlän- 
dischen Eisenbahnen  wird  hinter  den 
Worten  „Braunkohlenkoks  (Grudekoks)" 
eingefügt  „und  Gaskoks". 

Essen,  7.  Oktober  1919.  (1087) 
Eisenbahndirektion. 


Nr.  77 


822  — 


^eitungr  des  Voreins 
npTitscner  EisenlxihiiverwMltuntr« 


(Jütertarif  vom  1.  Dezember  1909  für 
den  Internationalen  Lokalvcrkehr  der 
Holländischen    Eisenbahn  -  Gesellschaft. 

Vorbehaltlich  cl€r  Genehmigung-  der 
uiederläudiscben  Aufsichtsbehörde  wer- 
den am  1.  November  1919  die  Ausnahme- 
tarife jU,  12.  13  und  14  ohne  Ersatz  auf- 
gehoben. 

.Amsterdam,  4.  Oktober  1919.  (1090) 
G  e  n  e  r  a  1  d  i  rek  ti  on 
der  Holländischen  Eisenbahn. 


Binnentarif  der  Oschersleben- 
Schöninger  Eisenbahn. 
Mit  Wirkung  vom  15.  Oktober  d.  Js. 
werden  die  bisherigen  Fr achtzu schlage 
wie  folgt  erhöht: 

Für  Eil-  und  Frachtstückgut 

für  100  kg  

Für  Wagenladungen 

a)  Steinkohlen,  Koks,  Braun- 
kohlen und  Preßkohle  aller 
Art  für  100  kg  .... 

b)  übrige  Güter  für  100  kg  . 
Braunschweig,  8.  Oktober  1919,  (1089) 


43  4 


4 

4,3  „ 


Binnentarif   der  Braunschweig- 
Schöninger  Eisenbahn. 
Mit  Wirkung  vom  15.  Oktober  d.  Js. 
werden  die  bisherigen  Frachtzuschläge 
wie  folgt  erhöht: 
Für  Eil-  und  Frachtstückgut 
für  100  kg  ....    .       .    34  4 

Für  Wagenladungen 
a)  Steinkohlen,  Koks.  Braun- 
kohlen    und  Preßkohle 
aller  Art  für  100  kg  .   .     3,3  „ 
b)  übrige  Güter  für  100  kg  .     3,4  „ 
Braunschweig,  8.  Oktober  1919.  (1088) 


Süddeutsche     Donau  -  Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 
Mit  Geltung  vom  1.  Oktober  1919  vrird 
im  Abschnitt  V  des  vom  1.  Juni  1918 


gültigen  Auisnahmetarifs  für  die  Be- 
förderung von  Holz  der  Punkt  1  der 
Ziffer  3  (Wartegeld)  folgend  geändert: 


l.  Das  Wartegeld  wird 
nach  Maßgabe  des  der 
Frachtberechnung  für 
die  GesamtladuDg  zu- 
grunde zu  legenden 
Gewichtes  erhoben. 

Es   beträgt  für  den 
Schlepp  und  Tag : 
bei     einem  Gewicht 

unter  400  Tonnen 
bei     einem  Gewicht 

unter  650  Tonnen  . 
bei     einem  Gewicht 

von  650  Tonnen  .  . 
München,  den  30.  Sept. 


Kr. 

M 

Fr 
(Gold) 

260 

260 

260 

300 

300 

300 

340 

340 

340 

1919.  (1077) 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Fahrpreiserhöhung  im  Berliner 
Stadt-,  Ring,  und  Vorortverkehr. 

Am  1.  November  1919  werden  die 
Fahrpreise  im  Berliner  Stadt-,  Bing- 
und  Vorortverkehr  erhöht.  Die  Erhö- 
hung beträgt  im  allgemeinen  30  %  der 
jetzigen  Fahrpreise.  Gleichzeitig  wer- 
den die  Arbeiterwochenkarten  aufge- 
hoben und  an  ihrer  Stelle  für  jeder- 
mann erhältliche  Wochenkar1>en  einge- 
führt. Die  infolge  der  Preiserhöhung 
eintretenden  Änderungen  der  Tarife 
und  Preistafela  werden  durch  Ausgabe 
von  Nachträgen  durchgeführt. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
behrsbüro. 

Berlin,  den  6.  Oktober  1919.  (1085) 
Eisenbahn  direktion. 


3.  Verkauf  von  Altmaterialien. 

Verkauf  alter  Werkstattstoffe  at 
P  6  -  Metall,  Metallkehricht,  Gieß^re 
Schutt,  Gießereiformsand,  alte  Sied 
röhre,  stählerne  gebogene  Überhit 
siedierohre,  Langträger.  Drahtgef let  h 
\Veißblech-  und  Glasabfälle.  lagen 
und  zu  besichtigen  bei  den  Hauptwer) 
Stätten  Lingen  (Ems)  und  Osnabrück.  ■ 
Eröffnung  der  Angebote  am  5.  N  c 
v  e  m  b  e  r  1919,  vorm.  11  Uhr, 
unserem  Verwaltungsgebäude,  Bah] 
hofstraße  1,  Zimmer  Nr.  139.  —  Z\ 
Schlagsfrist  bis  18.  November  1919.  - 
Bedingungen  gibt  gegen  portofreie  En 
Sendung  von  1  Ji  &0  iu  bar  un« 
Zentralbüro  ab. 
Münster  (Westf.),  4.  Oktober  1919. 

Eisenbahndirektion.  (1081 


Die  in  dem  Oberbau-Sammellager 

(ielsenkirchen- Wattenscheid,  sowie 
den  Bezirken  verschiedener  Bahnme 
stereien  lagernden,  zu  Eisenbahi 
zwecken  nicht  mehr  verwendbar 
Oberbau-  und  Baustoffe,  besteh« 
aus  Schienen.  Schwellen.  Eisen-  uc 
Blechschrot  im  (Gesamtgewicht  von  et^v 
3000  Tonnen,  sollen  verkauft  werdei 
Die  Verkaufsunterlagen  liegen  beij 
Zentralbüro  hierselbst.  Bismarckplai 
Nr.  1,  zur  Einsicht  offen  und  könne: 
solange  der  Vorrat  reicht,  gegen  Eii 
Sendung  von  1,00  Jl  in  bar  (nicht 
Briefmarken)  von  dort  bezogen  werde: 
Mit  der  Aufschrift :  „Gebot  auf  An 
k  a  uf  abgängiger  Oberbau 
und  Baustoffe"  Versehene  An^,'< 
bol>e  sind  bis  zu  dem  am  5.  N  o  v  e m 
ber  d.  Js. ,  vormittags  10  Uh 
im  Verkaufszimmer  der  unterzeichne! 
Direktion  (Bismarckplatz  Nr.  1)  stat 
findenden  Eröffnungstermine  einzusei 
den.  Zuschlagsfrist  nicht  vor  2  Woche 
Essen,  den  2.  Oktober  1919.  (107$ 
Eisenbahndii-ektion. 


I 


^^J^  S  S  E  R  R  E  I  N  I  G  U  N  G  '"'^       Spelsewasser  der  Lokomotiven 


A.  L.  G.  DEHNE 


Ha«ch.- 
FabriK 


Wasser-Enteisener,  Kies-Filteranlagen 

HALLE  '/s. 


o 


o  ■ 


'Sexlangen  <3iz  Stnttfa^en  nnb  Pteife  von  btn  aUeiniQttt  ^abxitanien 

©rxmma  /  Dlatalis  (Sc  So.  /  a. 


Gesucht 


zur  Einstellun 
als  Privat-Güte 
wagen  in  den  Staatseisenbahnwagen-Par 
etwa  6—8  StücK  offene,  neui 
oder  wenig  gebrauchte  fü 
den  Kohlentran Sport  geeignet 

Güterwagen 

von  15  000  kg  Ladegewicht  oder  meh 

H.  Heye  Glasfabrik 

ScKauenstein  bei  Obernhirchen 

Grafschaft  Schaumburg.     [72 1( 


1  oilef  2  Elsenbahnwagfloii! 

neu  oder  gebraucht    (10,  15  oder  20  i 
kaufen  cder  leihen 

Rieh.  Engelmann  &  Söhnt 

Apolda  Thp.  (Abtlg.  Kohlen).  [721t 
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Zur  Frage  der  Organisation  der  Eeichs- 
eisenbahnen. 

Tätigkeit    auf    deu    Baustrecken  der 
Bagdadbahn  während  des  Kriege«. 

Nachrichten. 

Deutschland.  Anlage  C  zur 
Eisenbahn- Verkehrsordnuug.  —  Be- 
ratung des  Haushalts  der  preußi- 
schen Staatseisenbahn  Verwaltung. 
—  Die  Kolüenabfuhr  aus  Oberschle- 
sien. —  Vermehrte  Herstellung  von 
Eisenbahnwagen.  —  Eeinickendorf- 


I  II  Ii  a  I  t  : 

Lieben walde  -  Groß**  Schönebecker 
Eisrenbahn.  —  Sonntagsverkehr  auf 
den  badischen  Staatsbahnen. 
Deut  schösterr  eich.  Neue 
Verkelrrsmaßnahmen.  Einführung 
von  Schnellzügen. —  Zur  Erhöhung 
der    Eisenbahiitarife.  —  Förderung 
de«  Fremdenverkehrs.    —  Schnell- 
zugverkehr   auf    der  Südbahn.  — 
Dier  Schnellzugverkehr  Wien-Ber- 
lin über  Prag. 
Tschecho    -  islowakisches 
Gebiet.    Erhöhung    der  Kohlen- 


tarife nach  dem  Auslande.  —  Bau 
einer  mährischen  Querbahn.  — 
Luftverkehr. 
Übrige  europäiischeLänder. 
Englischer  Wettbewerb  bei  Ein- 
führung durchgehender  Luftdruck- 
bremsen auf  -schwedischen  Staats- 
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Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  Frage  der  Organisation  der  Reichseisenbalinen. 

Vom  Eegierungsbaumeister  Freyß. 


Die  Ausführungen  des  Regierungsrats  Quaatz  über  die  Ge- 
staltung der  Organisation  der  Betriebsverwaltung  der  Reichs- 
eisenbahnen haben  schon  mehr'fach  Widerspruch  hervorge- 
rufen. Besonders  bemerkenswert  ist  da.bei  eine  nichtpreußi- 
sche Entgegnung,  daß  manche  süddeutsche  Staaten  bereits  .ietzt 
•  Jmndzüge  der  Quaatzschen  Vorschläge  in  ihrer  Organisation 
zeigen,  daß  sich  diese  aber  in  den  fraglichen  Staaten  auch 
nicht  bewährt  habe.  Im  GJegenteil,  meistens  habe  man  in  der 
preußischen  Organisation  sogar  das  Bessere  und  Erstrebiens- 
werte  gesehen.  Diese  Feststellungen  fordern  doch  die 
strengste  Prüfung  der  Fragen  heranis: 

Weshalb  wird  unsere  preußische  Organisa- 
tion den  Anforderungen  nicht  gerecht,  die 
an  ein  so  'großes  Verkehrsunternehmen  zu 
stellen  sind? 

Ist  diese  Organisation,  absolut  betrachtet, 
nicht  doch  gut  und  brauchbar? 

Ist  nicht  vielmehr  die  Art  und  Weise,  wie 
diese  Organisation  in  die  Wirklichkeit  über- 
tragen ißt,  der  wesentli  <^  s  t  e  Grund  für  ihr 
scheinbares  Versagen? 

Vorweg  betrachtet  sei  die  Ansicht  von  Quaatz,  eine  Organi- 
-sation  beweise  ischon  ihre  g-eringe  Brauchbacrkeit.  wenn  sie 
nicht  volkstümlich  isei.  d.  h.  wenn  sich  der  Bürger  keine  Vor- 
stellung von  der  Tätigkeit  der  einzelnen  Stellen  und  ihrer 
Befugnis&e  machen  kann.  Ist  diese  Auffassung  Quaatz'  nicht 
vielleicht  aus  dem  Gesichtskreis  hervorgegangen,  aus  dem 
heraus  der  Jurist  und  Verwaltungsbeamte  urteilt?  Überträgt 
man  nämlich  diese  Auffassung  auf  das  Gebiet  der  innerpoliti- 


scben  Verwaltung,  so  wird  ihr  ohne  Einspruch  beizupflichten 
sein.  Deren  ganzes  Handeln  und  Wirken  bezieht  isich  nur  auf 
das  Leben  und  die  Arbeit  der  einzelnen  Bürger,  mag  es  sich 
nun  um  polizeiliche  Maßnahmen  aller  Art,  um  Steuern,  um 
Wegebau,  um  SchulangeLegenheiten  oder  dergl.  handeln.  Hier 
ist  eine  Teilung  der  Arbeitsgebiete  mit  entsprechender  Amts- 
bezeichnung am  Platze,  die  sich  dem  Bürger  ohne  Aveiteres 
einprägt  und  ihm  damit  eine  leichte  Orientierung  in  allen 
seinen  persönlichen  Angelegienheiten  ermöglicht. 

Wie  jedoch  liegen  die  Dinge  bei  der  Eisenbahn  Verwaltung? 
Hier  liegt  die  Hauptarbeit  von  mindestens  zwei  Dritteln  aller 
Beamten  dem  Empfinden,  der  Urteilsfähigkeit  und  damit  dem 
Interesse  fast  aller  Bürger  durchaus  fern.  Ich  meine  hiermit 
das  Wesien  der  Eisenbahn,  den  ganzen  Betrieb,  d.  h.  die  Füh- 
rung dies  rollenden  Materials.  Von  den  sich  auf  diesem 
Arbeitsgebiet  abspielenden  Vorgängen  und  seinen  Einrich- 
tungen kann  sich  nur  der.ienige  ein  Bild  machen,  der  sich 
längere  Zeit  mit  diesem  Stoff  beschäftigt  hat ;  für  alle  anderen, 
zu  deutsch  für  alle  Nichteisenbahner,  bleibt  der  scheinbar  sebi" 
einfache  Begriff  des  Fuhrwerks  als  Begriff  der  Eisenbahn 
bestehen,  daß  man  eine  Lokomotive  (das  Pferd)  nimmt,  sie 
vor  den  Wafen  spannt  und  den  Wagen  dorthin  bringt,  wohin 
der  Versender  das  von  ihm  d-er  Eisenbahn  anvertraute  Gut 
gebracht  haben  will. 

Anträge  auf  Einlegung  von  Personenzügen  lassen  vielfach 
erkennen,  daß  die  meisten  Menschen  diesen  Vergleich  des 
Fuhrwerks  sopfar  vergessen,  indem  sie  außer  Acht  lassen,  daß 
das  gesamte  Fuhxwerk  (Pferd,  Wagen  und  Kutscher)  zum 
Stall,  d.  h.  zum  Ausgangspunkt  zurück  muß.    Von  der  Firma 
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Krupp  wußte  bis  vor  «inigen  Monaten  .ieiter  üeulsch-e,  daß 
sie  Kanonen  machte.  Wie  eine  Kanone  zustande  kam,  wiißt« 
•er  aber  nicht.  XTcnau  so  ist  und  wird  es  immer  bei  der  Eisen- 
bahuverwaltunft-  bleiben.  Für  den  Cölner  Bür^-er  wird  der 
Hauptbahnhof  und  der  (TÜterbahnhof  Gercou  immer  der  Be- 
griff der  Eis<enbahn  sein,  denn  dort  beginnt  er  seine  Reisen 
und  hier  versendet  er  »eine  Handelsware.  Von  Cöln-Beitriebs- 
bahnhof  und  Deutz/erfeld,  von  den  Rangierbaamhöfen  Cöln- 
Eifeltor,  Kalk-Nord  und  Nippes  weiß  er  meistens  nichts.  Dem 
Volksbegriff  und  -empfinden  nahe  steht  somit  nur  ein  kleiner 
Teil  der  EisenbahnverwaJtung,  ein  Teil  dessen,  was  wir  mit 
„Verkehr"  .bezeichnen.  Die  Abfertigungen,  die  Verkehrsämter 
und  das  Verkehrsdezernat  isind  Teile  der  Eisenbahnverwal- 
tung,  die  mit  dem  Volk  in  Berührung  kommen.  Beim  Dezer- 
nenten ist  der  Begriff  Volk  naturgemäß  schon  sehr  beschränkt 
.Ulf  Tlaudclskamniern  und  große  Interessenten.  Diesen  ist 
.iedoch  kaum  be^vußt,  daß  die  Verwirklichung  ihrer  Wünsche 
^^elfach  nur  zum  sehr  gering^en  Teil  von  dem  Verfcehrsdezer- 
nenten  abhängig  ist.  daß  es  vielmehj;  auch  Betriebsleiter  gibt, 
mit  denen  Stellungnahme  ihr  Antrag  steht  oder  fällt. 

Soweit   g-.estützt  erscheint  diese  Ansicht  jedenfalls  wohl 
nicht,  daß  sie  als  Grundlage  für  die  Organisation  der  Eisien- 
bahnverwaltuug  mit  herangezogen  werden  kann.    Aber  auch 
m  anderen  Teilen  der  Verwaltung  wäre  es  bei  der  bestehen- 
den Organisation  wohl  möglich,  den  B.egriff  der  Behörde  bzw. 
des  Amteis  diem  Volk  näher  zu  bringen,  w^enn  dies  nicht  durch 
wenig  zweckmäßige  Zuteilung  der  Zuständigkeitsgebiete  ver- 
eitelt würde.    Ein  Eisenbahn  n  e  u  b  a  u  greift  gewölmlich  mit 
recht  roher  Hand  in  die  Verhältnisse  ides  Grundbesitzes  und 
in  die  Führung  von  Wegen  ein.   Die  Folge  davon  ist,  daß  die 
den  Neubau  leitende  Bauabteilung  mit  den  Grundstücksbe- 
sitzern, den  Gemeinden  und  Behörden  in  steter  Fühlung  sein 
muß.  Dies  wird  ihr  außerordentlich  erschwert  dadurch,  daß 
all  diese  Personen  nicht  recht  wissen,  wais  sie  von  der  Zu- 
ständigkeit der  Bauabteilung  halten  sollen.   In  Grunderwerbs- 
imd  Entschädigungsangelegenheiten,  gerade  in  dem,  was  ihnen 
am  meisten  am  Herzen  Hegt,  iist  nämlich  die  Bauabteilung 
nicht  zuständig,  diese  Dinge  werden  von  der  Direktion  aus 
behandelt.    In  den  meisten  den  Neubau  betreffenden  Ange- 
legenheiten wenden  sich  die  genannten  Personen  daher  an 
die  Direktion.  Diese  gibt  die  Zuschrift  zunächst  zur  Äußerung 
an  die  BauabteUung.  und  der  Einsender  wundert  sich,  daß 
zunächst  doch  ein  Beamter  der  Bauabteihmg  mit  ihm  ver- 
handelt.   Er  glaubt  auch  die  Sache  damit  erledigt.   Nein,  nun 
erst  erscheint  wieder  die  Direktion  bei  ihm,  ein  Grunderwerbs- 
sekretär mit  dem  zugehörig-en  Sachverständigen.   Es  erfordert 
zuviel  Raum,  das  Bild  weiter  zu  entwickeln.   Der  Grund- 
erwerb  muß   auch   zur   N  e  u  b  a  u  a  b  t  le  i  1  u  n  g  ge- 
hören.   In  den  wenigen  Fällen,  in  denen  rechtliche  Fragen 
zu  behandeln  sind,  wirkt  dann  der  iuristische  Dezernent  der 
Direktion  mit.    Dann  weiß  auch  jeder,  was  er  von  der  Bau- 
abteilung zu  halten  hat.    Sie  erledigt  alles,  was  mit  dem  Neu- 
bau zusammenhängt,  ob  iu  eigener  Zuständigkeit  oder  nicht, 
das  ist  dem  Interessenten  gleichgiltig.    Viel  Schreibwerk  und 
noch  mehr  unnötige  Arbeit  wdrd  erspart.    Jedenfalls  könnte 
die  Bauabteilung,  dieser  Bestandteil  der  bestehenden  Organi- 
sation, der  auch  mit  dem  Volk  in  Berührung  kommt,  so  ge- 
staltet werden,  daß  ihr  Name  imd  ihre  Arbeit  für  alle  einen 
klaren  und  bekannten  Begriff  bildet. 

Von  den  Ämtern  hat  das  Verkehrsamt,  wie  oben  ge- 
«ag-t,  das  weitaus  größte  Interess.6  für  den  Bürger.  Unklar- 
heiten entstehen  nur  durch  dien  Begriff  Verkehr,  ■  Betriebs- 
amt  und  Maschinenamt  könnten  ziemlich  klare  und  eindeutige 
Bezedchnnngen  sein.  Nun  aber  sagt  der  Sprachgebrauch,  daß 
„der  Zug  verkehr  unregelmäßig  ist,  daß  ein  Zug  nur  Werk- 
tags verkehrt."  Muß  da  der  Laie  nicht  annehmen,  daß 
das  Verkehrsamt  auch  den  Betrieb,  die  Tätigkeit  des  Betriebs- 
amtes umfaßt,  während  es  eigentlich  4och  nur  das  „Speditions- 
amt" ist.  Warum  sollte  hier  nicht  dtem  Begriff  der  Güterstelle 
das  „Güteramt"  zur  Seite  gestellt  werden  können. 
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I  -  L>eut8cher  Eisenbahnverwaltung'en. 

Ich  fasse  füese  Ausfühiungen  dahin  zusammen,  daß  Ma- 
schinen- und  Betriebsamt  so  wenig  mit  dem  Volke  im  all.cre- 
meinen  zu  tun  haben,  daß  die  Forderung  der  Volkstümlich- 
machung  dieser  Stellen  kaum  berechtigt  ist.  ]<^ür  „Verkehrs- 
amt" muß  aber  eine  andere  Bezeichuung  gewählt  werden 
unter  der  sich  dais  Volk  auch  da.s  Richtige,  vorstellen  kann! 

Warum  Leistet  nun  dieser  Teil  unserer  Organisation  —  die 
Ämter  —  nicht  das,  was  verlangt  werden  muß?  Die  Leistung 
einer  Balm  ist  in  erstei-  Linie  abliängig  \on  der  AusgestaU 
tung  der  baulichen  Anla-geu  und  ^■on  der  Betriebsführung. 
Der  Verkehi^s-  bzw.  Befördei-ungisdieust  tritt  dagegen  in  den 
Hintergrund,  er  kann  allerdings  die  Betriebsfühiung  lecht 
ungunstig  beeinflussen,  wenn  er  sich  den  Möglichkeiten  der 
B.e(triebsführung  nicht  ausreichend  anpaßt.  Hierüber  zu 
wachen,  bleibt  eine  wichtige  Aufgal>e  des  Iwtriebsleitendeu 
Technikers. 

Bezüglich  dex  baulichen  Anlagen  scheint  auch  Herr 
Quaatz  der  Auffassung  zu  sein  —  wenii  ich  seine  Forderung 
nach  kaufmännischer  Wirtschaftsführung  richtig  ver" 
stamden  habe  — ,  daß  Versäumnisse  hier  vorwiegend  begründet 
sind  in  der  administrativen  Wirtschaftsführung.  Daß 
die  besten  und  damit,  meistens  teuersten  bauUchen  Anlagen 
die  billigsten  sind,  hat  diese  Wirl  Schaftsführung  nicht  "er- 
kannt. Der  Techniker  konnte  mit  seinen  Fordierungen  nicht 
durchdringen,  weil  er  bis  zum  Krieg  .einen  maßgel>enden  Ein- 
fluß nicht  hatte  und  ja  auch  heute  noch  nicht  hat.  Am  schlech- 
testen kam  dabei  der  Ma.schinendii  nst  fort,  weil  leider  auch 
der  Bautechniker  die  Wünsche  des  Macchinentechnikers  nicht 
in  dem  Maße  unterstützte,  wie  .Cis  nötig  gewesen  wäre.  Wozu 
auch'?  Die  Lokomotivbauanstalten  lieferten  die  besten  Ma- 
schinen. Diese  wieder  waren  in  so  reichlichem  Maße  vor» 
handeu  und  so  leicht  zu  unterhalten,  daß  die  Lokomotiven 
auf  die  Züge  warteten. 

Der  Krieg  brachte  andei-e  Bilder.  Jetzt  warteten  die  Züge 
auf  die  Lokomotiven;  Reparaturwerkstätten  und  Bekohlungs- 
anlagen  wurden  unzureichend.  Die  stetige  Verschlechterung 
der  Reparaturstoffe  und  insbesondere  der  Kohle  brachte  diese 
Anlagien  letzten  Endesi  zum  Erliegen.  In  dem  Begriff  des 
Maschinenamte  und  des  Betriebsamts  sind  demnach  die  Gründe 
des  Versagens  der  baulichen  Anlagen  aber  nicht  zu  suchen. 

B.ei  der  Betrachtung  der  Betriebsfühning  tritt  mit  dem 
Namen  das  Betriebsamt  in  den  Vordergrund.  Die 
Frage  ist  aber  wohl  berechtigt,  ob  es  bis  zum  Kriegsausbruch 
'diesen  Namen  verdient  hat.  Welchen  Einfluß  hatte  denn  das 
Betriebsamt  auf  die  Betriebsführung'?  Fast  möchte  man  sagen: 
Gaa-  keinen.  Herr  Quaatz  sagt  aber,  das  Betriebsamt  habe 
sich  nicht  bewährt.  Er  weist  dabei  hin  auf  die  Betriebskon- 
trollöre  als  Behelfseinrichtung  der  Direktion  zum  Ersatz  der 
fehlenden  Leistung  des  Amtes  und  auf  die  Zugleitungen.  Daß 
die  Betrieb  skontrollöre  sich  auch  bei  anderer  Orga- 
nisation kaum  werden  ausschalten  lassen,  dafür  sind  schon 
Gründe  von  anderer  Seite  gegeben  worden.  Sie  sind  haupt- 
sächlich dazu  da,  den  leitenden  Stellen  nach  örtlicher  Betrach- 
tung mündlich  ein  Bild  zu  entwerfen  und  werden  sich  bei  den 
Betriebsdirektionen  und  Generaldirektionen  der  Vorschläge 
Quaatz'  wahrscheinlich  auch  nicht  vci-meiden  lassen. 

Bei  den  Zugleitungen  ist  jedoch  zunächst  festzustellen, 
daß  sie  einem  Betiiebsamt  angegliedert,  und  daß  sie  in  man- 
chen Fällen  auch  linnerhalb  des  Nachbaramts  zuständig  waren. 
Sie  waren  dazu  berufen,  den  unregelmäßigen  Zuglauf  inner- 
halb des  Amtsbezirks  z^t  überwachen,  den  Amtsvorstand  auf 
dem  scjinellsten  Wege  von  den  Vorgängen  in  seinem  Bezii-k 
zu  unterrichten  und  ihm  die  Möglichkeit  der  Abhilfe  zu  geben. 
A^or  ihrem  Bestehen  lief  dem  Amtsvorstaud  überhaupt  kein 
übersichtliches  Material  zum  Überblick  des  ständig  wechseln- 
den Betiiebsbildes  zu.  Jetzt  war  das  Material  ja  aber  da, 
wird  man  einwenden.  Damit  tritt  der  Kernpunkt  dieser  Frage 
in  den  Vordergrund:  Der  Amtsvorstand  konnte  vielfach  nicht 
selbst  helfen,  denn  der  notleidende  Bahnhof,  von  dem  die' 
ganzen  Störungen  ausgingen,  lag  nicht  in  seinem  Bezirk. 


LIX.  Jabrg-an^ 
iri.  Oktober  1919. 


Nr.  78 


Hen-  Quaatz  will  daher  für  die  Betriebeführunff  größere 
Bezirke  schaffen.    Schon  die  .ietzig>en  Bezirk«  der  ffrößereia 
Ämter  sind  aber  «o  ätoB,  daß  der  leitende  Kopf  sich  mit  den 
Schwächen  der  einzelnen  Bahnhöfe,  mit  deren  Arbeit  und 
mit  der  Zweckmäßigkeit  der  Personalverteilung:  nicht  aus- 
reichend vertraiit  machen  kann.    Bei  der  ^feplanten  Betriebs- 
direktion  wird  dies  daher  noch  weniger  möglich  .»ein.  Leitende 
Köpfe  mit  umfassender  Vor-  und  Ausbildung  müssen  sich 
(lieser  Punkte  aber  mit  Liebe  annehmen  können.  —  Vergleiche 
die  Betriebsingenieure  eines  größeren  Werks.  —  Der  geplantie 
Bahnamtsvorstand  bildet  dafür  keinen  Ersatz.    Die  Mängel 
der  Betriebsämter  sind  nicht  darin  zu  suchen,  daß  ihre  Be2iirke 
zu  klein  sind,  sondern  darin,  daß  ihre  Bezirke  nach  rein 
administrativen     Gesichtspunkten  abgegrenzt 
>Lnd  und  eng  miteinander  zusammenhängende  Betriebsbezirke 
auf  der  freien  Strecke  durchschnitten  sind.    Ein  Beispiel: 
Das   Betriebsamt  Aachen   umfaßt   in   der  Hauptsache  die 
strecken  Herbesthal-Eschwciler  und  Aachen^West  -  Lindern. 
Die    einzige    Verkehrsbeziehung    zwischen    diesen  beiden 
Strecken  besteht  in  zwei  Über^abezügen  zwischen  Eothe»Erde 
luid  AachenAVest  und  einigen  bis  Aachen  Hbf.  durchlaufen- 
den Personen-  und  Eilgüterzügen.  ^Damit  ist  aber  keine  Be- 
triebs beziehuug  der  Strecken  gegeben.  "Herbesthal-Düren  da- 
gegen ist  ein  betrieblicher  Begriff.   Ist  diese  Strecke  einschl. 
der  Endbahnhöfe  in  einer  Hand,  dann  können  von  Neuß  oder 
Cöln  kommende  Stöße  mit  Hilfe  der  beiden  Endbahnhöfe 
Düren  und  Herbesthal  und  den  Bahnhöfen  der  Strecke  aus- 
ueglichen  werden,  und  umgekehrt  kann  auf  Schwächen  in 
Xeuüuud  Cöln  Rücksicht  g-^nommen  werden.    Die  Bahnhöfe 
desselben  Betriebsbezirks  folgen  dann  alle  demselben  Kopf, 
sie  werden  sich  scheuen,  nicht  die  nötige  gegiemseitige  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

In  gleicher  Weise  ist  die  Strecke  Aachen  West-Rheydt  lein 
Betriebsabschuitt  im  Betrieb.sbezirk.  Solche  Betriebsbecirke 
müssen  für  die  Abgrenzung  der  Betriebsamtsbezirke  maßgebend 
sein.  In  Cöln  brauchen  die  dem  Personenzugdienst  dienenden 
strecken  und  Bahnhöfe  durchaus  nicht  dem  Amte  zu  unter- 
stehen, dem  die  Güterzugstrecken  und  Rangierbahnhöfe  zu- 
geteilt sind,  und  bei  letzteren  steht  nicht  ohne  weiteres  fest, 
ob  beispielsweise  Kalk  »Nord  zu  einem  Betriebsbezirk  der 
rechten  Rheinseite  oder  zu  einem  Betriebsbezirk  Kalk-Nord- 
( 'öln-Eifidtor^Nippes  zu  schlagen  ist.  Man  könnte  sogar  die 
Frage  auf  werfen,  ob  Nippes  nicht  einem  Betriebsbezirk 
Nippes»Neuß  zuzuAveisen  wäre,  obwohl  Nippes  in  Cöln  liegt. 
Schon  der  Lokomotivumlauf  ist  hierfür  ein,  Avenn  auch  nicht 
>icheiier  Wegweiser.  Dem  „Güteramt"  Aachen  werden  dagegen 
alle  Bahnhöfe  in  Aachen  und  dem  Güteramt  Cöln  alle  Bahn- 
höfe in  Cöln  unterstehen.  Der  Betrieb  umfaßt  eben  die  Bahn- 
höfe mit  den  zugehörigen  Verbindungsstrecken,  die  Tätigkeit 
ilevs  Verkehrs  ist  dagegen  auf  die  Bahnhöfe  beschränkt.  Man 
-ebe  also  dem  Betriebsamt  betriebliche,  nicht  admi- 
nistrative Grenzeu,  bevor  man  es  als  Organisationsteil 
verwirft,  weil  es  sich  mit  diesen  Grenzeu  nicht  bewährt  hat. 

Dann  muß  mau  aber  auch  weiter  dafür  sorgen,  daß  der  Be- 
I  iiebsamtsvorstand  sich  mit  seinem  Betrieb  im  großen,  dem 
Streckenbetrieb,  und  mit  .seinem  Betrieb  mit  allen  Einzelhei- 
ten, dem  Bahnhofsbetrieb,  ausreichend  befassen  kann.  Heute 
ist  es  ihm  nicht  allein  unmöglich  durch  iseinen  drohenden  Ak- 
lenbock,  sondern  vor  allem  auch  durch  eine  Unsumme  von 
Prüfungen  —  bei  einem  größeren  Amte  sind  es  über  900  iähr- 


jiijli  — ^  deren  terminmäßige  Vornahm«  ihm  durch  ein©  Reih« 
von    Vorschrift>en    mit    administrativer    Grundlage  aufge- 
bürdet ist.    Was  heißt  es  beispielsweise,   wenn   eine  solche 
Vorschrift  foixlert,  daß  ein  Bahnhof  .iährlich  einmal  zu  prüfen 
istf    Der  Techniker  hat  sich  diesen  Forderungen  nach  ter- 
minmäßigen Prüfungen  gewissenhaft  angepaßt.    Er  hat  sich 
bis  heute  noch  nicht  dagegen  gewehrt,  daß  der  Amtsvorstand 
beispielsweise  auch  die  mechanischen  Prüfungen  der  Siche- 
rungsanlagen vom^ehmen  muß.    Daß  gterade  diese  Prüfungen 
sehr  wichtig  sind,    wird   niemand  bezweifeln.    Daher  muß 
wahrscheinlich  auch  der  Amtsvorstand  sie  .iähidich  einmal 
isielbst  ausführen.    Vor  30  Jahren  wird  das  auch  möglich  ge- 
wesen sein.    Man  besehe  sich  eine  solche  Arbeit  bei  einem 
nur  etwas  vervsdckelten  größeren  Bahnhof  aber  heute  näher. 
Ist  der  Zugverkehr  etwas  rege,  so  wird  bei  einem  Befehls- 
ßtellwerk  die  Ausführung  cter  Prüfung  in  einem  Tage  viel- 
leicht glücken.    Einen  ganzen  Tag  hierfür  zu  opfern,  ist  der 
Amtsvorstand  aber  gar  nicht  in  der  Lage.    Und  viel  wich- 
tiger wäre  es  für  ihn,  einmal  einen  ganzen  Tag  dem  Dienst 
auf  dem  Stellwerk  beiwohnen  zu  können    ohne  Ablenkung 
durch  Prüfungshandlungen.    Dann  könnte,  er  sehen,  ob  das 
Personal  die  Einrichtungen  sachgemäß  handhabt   und  alle 
Aufgaben  mit  der  nötigen  Entschlußkraft  und  schneller,  kla- 
rer Disposition  löst.    Bei  gleichzeitigem  Studium  der  Ver- 
schlußtafel  wird  es  dann  eher  möglich  sein,  festzustellen,  ob 
etwa  unzweckmäßige  Abhängigkeiten  durch  andere  Sicherun- 
gen ersetzt  werdeoa  müssen,  statt  daß  er  .seine  kostbare  Zeit 
der  Prüfimg  der  Apparate.  widm.et,  die  er,  da  heute  .schon  Spe- 
zialiistensache,  in  ihiMjn  Einzelheiten  und  Feinheiten  gar  nicht 
mehr-  ausreichend  kennt.   Diese  Art  der  jetzt  durch  den  Amts- 
vorstand vorzunehmenden  Stell  wer  kprüfungeai  müßte  beson- 
deren Spezialisten    anvertraut  werden,   deren  Tätigkeit  sich 
über  mehrere  Ämter  erstr-eoken  könnte.    Daß  der  Amtsvor- 
stand zur  Bewältigung  seiner  betrieblichen  Aufgal>en  über- 
haupt einer  Stütze  bedarf,  hat  man  offenbar  schon  vor  län- 
gei-er  Zeit  empfunden,  denn  man  hat  ihm  .einen  Betriebs- 
ingenieur  beigegeben,  der  ihn  auch  bei  Abwesenheit  ver- 
treten soll.    Entspricht  denn  nun  die  Tätigkeit  dieses  Kopfes 
tatsächlich  .seinem  Titel"?    Das  ihm  zugeteilte  Arbeitspensum 
-läßt  eine  Be.iahung  dieser  Frage  kaiun  zu.    Und  tatsächlich 
nimmt  er  an  der  Beobachtung  des  Betriebs  allgemein  und  an 
der  Bearbeitung  und  Verfolgung  von  dessen  Mängeln  nur  so- 
.weit  Anteil,  als  ihm  dies  bei  der  Vertretung  dns  Vorstandes 
"durch  kurze  Einblicke  möglich  ist.    Hier  müßten  die  heutigen 
Bearbeiter  der  Betriebsrate  und  der  Unfallsachen   zu  einer 
Art     von   Amtskontrollören     herangebildet  werden. 
Heute    bearbeiten    diese    Herren  Fahrberichte    und  Unfall- 
saehen,  ohne  daß  sie  die  Möglichkeit  haben,  auch  draußen  in 
diesen  betrieblichen  Vorgängen  mitzuleben.   Lange  Erklärun- 
gen und  Weisungen  des  Amtsvorstandes    und  noch  längere 
Verfügung-en  könnten  zur  Aufklärung  von  Unfallsachen  er- 
spart bleiben,   wenn  schwierigere  Erhebungen   und  Verneh- 
mungen von  diesen  Beamten  auf  Grund  örtlicher  Sachkennt- 
nis an  Ort  und  Stelle  vorgenomm.en  werden  könnten.  Eine 
größere  Verm-ehrung  de.s  Personals  wäre  wohl  nicht  einmal 
erforderlich,  die  Betriebsüberwaehung  draußen  würde  ver- 
stärkt und  die  Arbeitsfreudigkeit   dieser  Beamten  gehoben. 
Allerdings  wären  bei  deren  Auswahl  auch  andere  Forderun- 
gen zu  stellen. 

(Schluß  folgt.) 


Tätigkeit  auf  den  Baustrecken  der  Bagdadbahn  während  des  Krieges*). 


Bei  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  England  und  der  Tür- 

*)  Diese  Darstellung,  die  uns  von  der  Gesellschaft 
für  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  der  Türkei 
(Prankfurt  a.   M.)    zur   Verfügung  gestellt    worden  ist. 


kei  Ende  Oktoiber  1914  waren  von  der  Hauptlinie  der  Bag- 
dadbahn  eröffnet: 


weicht  in  einigen  Punkten  von  der  in  dem  Aufsatz  von 
Dr.  Ilennig  in  Nr.  59  d.  Ztg.  ab, 
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Zeltung  des  Vereins 
ueutscher  Eisenbahnrerwaltungen. 


Strecke 


Konia-Bulg-urlu  .  .  . 

Bulgurlu-Ülukischla  

UlukischJa-Karapunar .... 

Lücke  im  züizischen  Taurus: 
Karapunar  Dorak  .  . 

Dorak-YeDidsche   .  '  ' 

Die  nicht  zur  Bagdadbahn  gehörige 
Strecke :  * 
Yenidsche-Adana  .  .  . 
Adana-Toprak  Kale-Mamure 
Lücke  im  Amanusgebirge : 
Mamure-Eadju   .  . 
Radju-Muslimije-Djerablus  . 
Anschluß : 

Muslimije-Aleppo  .  . 
Notbrücke    bei  Djerablus   über  den 
Luphrat 

DJerablus-Tel  Ebiad  

Lücke  Tel  Eöiad-Samarra'  '  '  "  •  ' 

bamarra-Istabulat   

Istabulat-Sumike 
SumikeBagdad  


Länge 

Eröffnungstag 


200 
38 
53 

(37) 
18 


(24) 
97 

(100) 
188 

15 


101 

((389) 
21 
37 
61 


25.  Okt.  1904 
I.  Juli  1911 
21.  Dez.  1912 


27.  April  1912 

27.  April  1912 

15.  Dez.  1912 
15.  Dez.  1912 

11.  Juli  1914 

7.  Okt.  1914 
27.  Aug.  1914 
2.  Juni  1914 


EimrftÄ.  T  •  Bagdadbahnlinie  waren  somit  bei 

fle^  4«.  H  den  Kriecr  829  km  eröffnet.  Außer- 

vi^-^  ^  die  zur  Mcrsinabalin  g-ehörige  24  km  lanc-e  Strecke 
Yenidscli,e-Adana  d^n  durch  die  Mitbenutzung  de?  Bagdad- 
di^^und  ^^.?T  Anforderungen  .entsprechend  umgebaut"  und 
aie  rund  59  km  lange  Zweiglinie  von  Toprak  Kaie  nach 

Ä^i^rgeS.  ^^^^^"^^^  ''''  öfftntla^^ä 

dÜSf^hn^^^'^^-'^r^'"''''  mußten  die  Bauarbeiten  an  der  Ba-- 
^chrän^  hlpfttf^'S  ™  .^^ef entheben  auf  die  ^Strecken  be- 
schrankt Werben,  die  mit  den  vorhandenen  Baustoffvorräten 

^^f^^^^i^^^^nvden  mir  die  zur  Sicherung  <ler  bi..heng;"u 
Ausfuhrungen  unumgänglich  notwendigen  Arbeiten  voi'cr... 
^rT.u°'''^-  /^^  ^1-^^'^  Weise  konnten  "folgende  LeistnngVn 
wrde  Z  T\  die  62_ km  lange  Strecke^^Tel  Ebiad-Tu^n 
wurde  am  1.  Juni  191o,  die  41  km  lange  Strecke  Tuem- 
Rasulain  am  23.  Juli  1915  und  die  46  km  lange  Strecke 
Radju-Islahie  am  19.  Oktober  1915  dem  öffentliche!  Verkeh? 

üter^'d^^'V         ^'f''''  ^^"^^'«^  Notbrücke  erStl'te  Brücte 

Uber  den  Euphrat  konnte  am  24.  April  1915  dn  Betrieb  sre- 

BaCliui^d?*"-  Sohlstollen  d^s  größte^  Tunnels  ^e^ 

Bahnlinie,  des  rund  5  km  langen  Bagtscbetunnels  im  Ama- 
nusgebirge,.  wrde  am  15.  Juni  1915  durchgeschJagen. 
..nftf.  ^"^^^^■'^lie  .  die  verbündete  deutsche  Heeresleitung 
mußten  auf  erne  Weiterfülirung  der  Bauarbeiten  in  den  iin- 
vollendeten  Strecken,  besonders  auf  den  Taurus-  und  Ama- 
nusubergangen,.den  größten  Wert  legen,  da  die  -BWaÄn 
Ihre  'einzige,  leistungsfähige  Nachschublinie  für  dfe  KriW 
schauplatze  im  Osten  der  Türkei  und  damit  für  dit  ^vfoUe 
Ihrer.  Unternehmungen  von  entscheidender  Bedeutung  war. 
^rst*le?ln'n^.''^^i'^^  Fördei-iing  dieser  Arbeiten  konnte  iedoch 
den   AT?sfh^,R  '^^^  durch  die  Eroberung  Serbiens  und 

1 01^  Anschluß  Bulgariens  an  die  Mittelmächte  im  Herbste 
rnH.hto  Verbindung  zwischen  der  Türkei  nnd  den  Mittel- 
machten wieder  hergestellt  und  damit  die  Zufuhr  der  er- 
forderlichen Baustoffe  usw.  möglich  geworden  war 
n„TJ!,ni'''"-  ^^lanus  strecke  wnrde  zunächst  unter  Be- 
nutzung emer  vor  dem  Kriege  für  Bauzwecke  hergestellten 

fS^'dt^BSe?^^"^''''^'^^Tr^^'^  .vorläufige,  ausschMeßlich 
h\^r\.t    ^'^f.o^derung  von  Heeresgütern  bestimmte  Bahnver- 

Februa?  ^^iT^T  ^^'^  gebaut    und  Mitte 

l-ebruar  1916  dem  Betrieb  ubergeben.  Von  dieser  Militär- 
bahn waren  die  Abschnitte  Mamure^KUometei  472  4  Ä 
und  Islahie-Kilometer  516  (6  km)  vollspurig,  die  dazwiscS 
we^f?'^''n?'^*^^^.^  f ^2-516  schmalspurig  mit  60  cuT  SpuT- 
Zt\t:  •^''•^  ^^T^'"  l^^S«  Schmalspursti^ecke  lag  teil- 

weise auf  eigenem  Unterbau,  teilweise  auf  dem  Unterbau 
deLn  Z*^^!?,'  «v  erhielt.  12  Bahnhöfe  und  Kreuzungen,  von 

schJn  FeVSS  ''^''^''^^v''^^*v.  ^^^^"^^  den  Umschlag' zwi- 
ffphl  Zydliahn  und  Vollbahn  ausgerüstet  wurden.  Sämt- 
liche Anlagen  waren  für  eine  Tagesleistung  von  250  t  be- 
messfoi.  Dem  Fortschritte  der  Bauarbeiten  fm  Unterbau  der 
Hauptbahn  entsprechend  wurde  die  Schmalspurstrecke  ab- 
schnittsweis.6  durch  die  Vollspurbahn  ersetzt.  Die  Uni- 
aciebahnhofe  wurden  jeweilia:  entsprechend  verschoben.  Vom 
1.  August  1917  ab  konnten  die  Militärzüge  der  ganzen  Länse 
der  Strecke^  Mamure-Islahie  die  Vollbahn  benutzen.  Ain 
if-P^'^^T^V  ,  "w;urd6  die.ser  Bahnabschnitt  für  den  öffent- 
iicnen  Verkehr  ireigegeiben. 


deiV^^V^in-fV«""  .Taurus    erfolgte  die  Beförderung 
^V"?d  Bauguter    zunächst    durch  deutsche  L'is," 
ÄrTzÄw°T?f  "^'^  Heeresstraße  Bozanü-Ts^^^^^ 

SÄfnabSn     Tn  ""ffe  Bahnhofe  Gülek  der 

iuersinabahn.  In  Gulek  und  Bozanti  waren  größere  An- 
IrrXlT  Umschlag  zwischen  bV  und  LftkrXa^ea 
errichtet.    Neben   den   Laslki-aftwagen  liefen  für  (li<.  H«.i 

xieei-esstiaiie.    Die  durch  die  Kolonnen  geförderten  Mpno-^n 

ShTXkn  &RT"-l^^f\^^  BeschaffeSeU  derVfee 
senr  steilen  btra;ß6  natürlich  nur  gering  im  Vergleich  zin. 
Leistungsfähigkeit  ,  einer   Bahnlinie  sein     Trotzdlm  warn 
Pn  i^^^^r^'^^'i  deutschen  KraftfahrtSpen  Tnter 

ÄUÄr  VerhältniTn 

wMä  siL^irÄÄ^^d^s:^' 

37ll''m)''\unnel'-  ^l'^^l?'^^  ^^]'  l^^'  ^'etzte  und' ifngf ?e 
■^o  T„  '  /m?  •  der  Strecke  durchgeschlagen  und  am 
22.  Januar  1917  eine  vorläufige  Militärbahn  zwischen  Karf^J 
pun.ar  und  Dorak  in  Betrieb  genonmien  wSn  konnte 
Zwischen .  Karapunar  und  Kelebek  (Km.  324)  hatte  X'o 
Bahnverbindung  eine  Spurweite  von  60  cm,  von  Kelebek  bis 
Dorak  war  sie  vollspurig.  Auf  der  Strecke  Karapunar  bis 
zum  Ausgang  der  großen  T.schakitschlucht  (Bahnhof  Hadi 
Kir  ),  die  auf  rund  15  km  Länge  12  Tunnel  von  nahez, 
Unti^.^T™*\^°i1^;''^*^^^t-  1^^-  die  MilitäXhn  auTS 
dir,  f^.wi  '^n  ^Ä^''-  Tunnel  waren  vorläufig  Tn 

den  für  die  Durchführung  der  schmalspurigen  Eollmittel  not- 
wendigen Mindestabmessungen  von  3,30  m  Weife  und 
3,80  m  Hohe  ausgebrochen,  die  zahlreichen  Steinbrüoken  der 
strecke,  darunter  mehrere  mit  EinzelHchtweiten  von  20  bis 
33  m,  dagegen  endgültig  fertiggestellt.  Auf  de*  Strecke  Hadi 
Kiri-Kelebek  mußte  für  den  größten  Teil  der  MilitärSn  ei. 

drÄtba^h^  w"\?T-^"-^^^^^^^^^  d^  die  rrbeSn 

<ier  Hauptbahn  hier  teilweise  zu  umfangreich  und  sclmierisr 
waren,  um  m  so  kurzer  Zeit  vollendet  werden  zu  könneT  ^ 
P^^i'*  Feldbahn  Verbindung  Karapunar-Kelebek  besaß  bei 
•einer  Gesamtlange  von  rd.  36,4  km  12  Bahnhöfe  und 
Kreuzungen,  von  denen  die  Endbahnhöfe  bei  Karapunar  und 
fen  Umsoh/i  """^^^^^l^^^^^^  «leis-  und  Verladean^agen  f ü r 
den  Umschlag  zwischen  Haupt-  und  Feldbahn  ausgerüstet 
^^yf°-..^''^  Ausbau  der  Gleisanlagen  der  Feldbahn  Ä  der 
Rollmittelpark   waren  för  eine  f agesleistungi  von  WOO 

frPhTp'%pr''-l''^°"^"^  die  Militärbain  ausschließ- 

lich der  Beförderung  von  Heeres-  und  Baugut  in  der  Rich- 
Ps^'ffp?!?  N-^f ^«^^be-s  von  Karapunar  nach  Dorak  dienen 
es  stellte  sich  nedooh  sehr  bald  die  Notwendigkeit  heraus 
auch  hochwertige  Ausfuhrgüter    in    der  Gegenriehtung 
Weiterbeförderung  nach  Europa  zu  fahren.  Auch  d iS  IS- 
SS-ißrT^  ^ei^te  sie  sich  in  vollem  Umfange  geSb^n 
Schließlich  wurde  die  Bahn  auch  für  die  BeförderunJ  von 
Mihtarpersonen  und  Beamten,  nicht  iedoch  von  geschlossene^ 
Truppenkorpern  m  Anspruch  genommen.    Einef  EinblTck  In 
Ihre  Leistungen  geben  folgende  Zahlen:     In  der  Zeit  von 
22.  Januar  1917  bis  zum  30.  Juni  1918  wurden  in  beiden  Rieh 
tungen  insgesamt  befördert :    310  787  t  Güter^  rd.  221  OOO  Per 
fürTrJif,\°^P^f^^^°^^°^«tiven.  8  Kessel  nnd  13  ünter'esJet  p 
JrhnlÄtget.'"^*^"'"'        ^-llb-l^-tender  und  768  Voll- 

wSter?effihr^'*tn Ha^Ptbaliiilinie  wurden  inzwischeu 
Seokfn   ?  d^n  If-^''''  T,^*^    Militärbahn  benutzten 

T  äu^P  ^^i^^      \  vorgesehenen  Betriebspausen,  deren 

Am  9  OkSbP?iQi^''°  niüitanschen  Anforderungen  i-ichtete 
T^,^  Oktober  1918  waren  sie  so  weit  vorgeschritten  daß  dv- 
LnnTp  vollspurig  befahre^'  werden 

w  ^^^^^i  ^l''  die  ununterbrochene  Verbinduno-  zwi- 
h^nt\-^'''^f'"mF^^^^?,™d  der  damaligen  Gleisspit/e  (Nis^i- 
bm)  hergestellt.  Leider  fiel  die  Bahnlinie  wenig-e  T^ge  n^h 
der  Erreichung  dieses  mit  Anspannung  aller  Kräfte  Ti^ 
strebten  Zieles  m  die  Hände  des  Gegners. 

Anfang  1916  entschlossen  sich  die  verbünde'ten  Heere«.- 
Leitungen  mit  Rücksicht  auf  das  Vordiin*  en  der  LSSr 
fafusli^e^'^dP  ""f  die  Fortschritte  der  Reisen 'an  def  Kau- 

zS  FoXihJuL  a^^li  die  Mittel 

zur  1-  orttuhi ung  des  Bahnbaues  über  R  a  is  u  1  a  i  n  hin- 
aus  ostwärts  zur  Verfügung  zu  stellt  BeaLichtigt 
Sd^l^o'kS  ^^^tfülirimf  der  Bahnlinie  bis  NissSS 

61  km  ös+Hph  p""^  ,^^^'^lain).  Im  Februar  1917  war  der 
rPipM  östlich  Rasulam  getegene  Bahnhof  Derbizie  er- 
nti^^  L  w  egische  Lage  veranlaßte  die  Heeresleitung 
nun  den  Weiterbau  in  der  Richtung  auf  Nissibin  hier  ein- 
zustellen und  zur  Verbesserung  des  Nachschubes  für  die  im 
Kaukasus  kämpf  enden  Truppen  zunächst  eine  rund  25  Icni 
lange  vollspurige  Bahnlinie,  nach  dem  Fuße  des  (^cbiroe-^ 
zu  bauen,  auf  dem  die  Stadt  Mardin  liegt.  Ende  März  1917 
war  diese  Bahn  betriebsfertig.    Inzwis.chen  war  Bao-dad  <xe- 


LIX.  Jahr^an? 
15.  Oktober  1919. 
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fallen.  Damit  ßrewann  di«  Iraklinie  wieder  erhöhte  Be- 
deutung-. Die  türkische  IDeeresleitung  nahm  daher  ihren 
ursprünglichen  Plan  ^vieder  auf  und  dehnte  die  mit  dei: 
Bagdadeisenbahngesellvschaft  getroffenen  Abmachungen  auf 
den  Weiterbau  über  Nissibin  hinaus  nach  Mossul  am  Tigris 
aus.  Ende  Juni  1918  war  der  Bahnhof  Nissibin  mit  der  YoU- 
bahn  erreicht.  Zwischen  Nissibin  und  Mossul  Avareu  die 
Arbeiten  auf  der  ganzen  Strecke  in  Angriff  genommen  und 
teilweise  re^ht  erheblich  vorgeschritten.  Es  war  beabsich- 
tigt, diese  Strecke  zum  großen  Teile  zunächst  schmalspurig 
und  späterhin  nach  Maßgabe  des  Eintreffens  des  Oberbaues 
vollspurig  auszubauen.  Der  türkische  Waffenstillstand 
setzte  jedoch  Ende  Oktober  1918  auch  diesen  AAeiten  ein 
Ende. 

Bei  Abschluß  des  türkischen  Waffenstillstandes  waren  so- 
mit; von  der  Bagdadbahn    1032  km  dem  öffentlichen  Verkehr 


übergeben  und  157  km  vorläufig  für  Heereszweoke  voll- 
spurig in  Betrieb  genommen.  Welche  Strecken  der  ver- 
bliebenen Lücke  von  446  km  Länge  zwischen  Nissibin  und 
Samarra  die  Engländer  von  Samarra  aus  während  des  Krie- 
ges etwa  gebaut  haben,  ist  nicht  sicher  bekannt  geworden. 

Die  Entwürfe  der  genannten  Anlagen  sowie'  sämtliche  Bau- 
arbeiten wurden  im  Auftrage  der  Baadadeisenbahngesell- 
sohaft  von  der  Gresellschaft  für  den  Bau  von  Eisenbahnea  in 
der  Türkei  ausgeführt.  Die  Leitung  de«  Betriebes  auf 
den  vorläufigen  Militärbahneu  im  Amanus  und  Taurus  wuru;' 
aus  militärischen  Gründen  deutschen  Eisenbahntruppeh 
übertragen.  Die  Gestellung  der  Hilfskräfte  für  die  Be- 
triebsführung und  Streckenunterhaltung  sowie  die'  Bc- 
Schaffung  der  Betriebsmittel,  der  Streckenausrüstung  und  der 
Betriebsstoffe  lag  jedoch  in  der  Hand  der  genannten  Bau- 
gesellschaft. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Verkehrsordnung.  Das  Keichs- 
eisenbahnamt  hat  unterm  29.  Septeml>er  einige  Änderungen 
der  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Verkehrsordnung  verfügt.  Das 
Nähere  geht  aus  der  Bekanntmachung  in  Nr.  197  des  Eeichs- 
gesetzblattes  hervor. 

—  Beratung  des  Haushalts  der  preußischen  Staatseisenbahn- 
verwaltung. Am  8.,  9.  und  14.  d.  M.  erfolgte  in  der  preußischen 
Landesversammlung  die  Beratung  des  Haushalts  der  Eisen- 
bahnverwaltung. Dabei  gelangte  u.  a.  auch  di,e  Kohlenversor- 
gung, die  Einstellung  des  Schnellzugverkehrs  im  Osten,  die 
Überleitung  der  Eisenbahnverwaltung  auf  das  Reich  und  die 
Elektrisierung  der  Eisenbahnen  eingehend  zur  Erörterung. 
Wir  behalten  uns  vor,  hierauf  demnächst  zurückzukommen. 

—  Die  Kohlenabfuhr  aus  Oberschlesien.  Die&erhalb  fand 
am  4.  Oktober  unter  dem  Vorsitz  des  preußischen  Minister- 
präsidenten eine  Besprechung  statt,  an  welcher  der  preußische 
Eisenbahnminister,  der  Eeichsverkehrsminister,  der  Eeichs- 
kohlenkommissar  und  Vertreter  des  Eeichswirtschafteministe- 
riums.  des  Eeichsarbeitsministeriums  und  der  Schiffahrtsabtei- 
lung teilnahmen. 

Es  herrschte  Übereinstimmung  darüber,  daß  alle  gegebenen 
Mittel  zur  Beserung  der  Transportmittel  angewendet  werden 
müssen.  Die  Aussprache  ergab  indessen  ein  außerordentlicli 
angünstiges  Bild.  In  Oberschlesien  steigt  die  Menge  der  auf 
iie  Halden  geschütteten  Kohle,  während  in  dem  mit  ober- 
^hlesischer  Kohle  zu  versorgenden  Gebiet  empfindlicher 
Kohlenmangel  herrscht.  Die  Eisenbahnverwaltung  ist  nicht 
m  der  Lage,  ohne  Unterstützung  mit  besonderen  Mitteln 
größere  Leistungen  auszuführen.  Die  Ursachen  ihrer  unzu- 
reiehenden  Leistungen  bestehen,  me  hekannt,  in  der  Ab-^^abe 
les  wertvollsten  Betriebsmaterials  an  die  Entente,  in  "dem 
lußerordenthch  heruntergewirtschafteten  und  mitgenommenen 
Zustand  der  verblielienen  Betriebsmittel,  insbesondere  der 
Lokomotiven,  m  den  geringen  Dienstkohlenbeständen,  die 
außerdem  vielfach  für  Lokomotivfeuerung  sehr  ungeeignete 
mit  Steinen  durch.setzte  Kohle  enthalten,  in  der  unzureioheu- 
len  Arbeitslei-stung  der  Reparaturwerkstätten  aber  auch  in 
ler  Unlust  von  Beamten  und  Arbeitern  des  Betriebes.  Dazu 
fcommt  für  Oberschlesien  die  liesondere  Erschwernis  durch  die 
Unmöglichkeit  der  Benutzung  früherer  Abfuhrstrecken  in- 
lolge  Be.«etzung  eines  Teils  der  Provinz  Posen  durch  die 
Folen.  Alle  diese  Umstände  führen  eine  „Dickflüssigkeit"  des 
Betriebes  herbei,  die  den  Wagenumlauf  stark  verzöo-ert  wo- 
lurch  ein  Warenumlauf  von  rund  230%  des  normalen  bedingt  ist 
und  so  eirMscharfer  Wagenmangel  hervorgehoben  wurde.  Ein 
weiterer  Wagenbedarf  entsteht  durch  die  Kohlenlieferung  an 
äie  Entente  und  den  äußerst  schleppenden  Rücklauf  des 
Warienmatenals. 

Eine  stärkere  Entlastung  der  Eisenbahn,  als  sie  zurzeit 
rlnrch  Benutzung  des  Wasserweges  ab  Cosel  (Oderhafen)  er- 
tolgt.  ifit,  solange  die  Wagengestellung  in  Oberschlesien  unzu- 
länglich bleibt,  schwer  durchführbar,  da  sonst  eine  außer- 
ordentlich große  Anzahl  Kohlenverbraucher,  die  nicht  auf 
äem  Wasserwege  beliefert  werden  können,  zeitweilig  völlig 
□nbeliefert  bleiben  ^^ürde.  Es  kommt  alles  darauf  an,  der 
Eisenbahnverwaltung  die  Möglichkeit  zu  verschaffen,  größere 
Betriebsleistungen  in  der  Kohlenzufuhr  zu  erreichen.  Die 
Mittel  hierzu  bestehen  in  besserer  Arbeitsleistung  in  der  Werk- 


station, für  die  vielleieht  ein  Anieiz  durch  Bezahlung  nach 
der  Leistung  zu  erreiehen  wäre,  in  größerer  Dieustfrcudig- 
keit  des  Betriebspersonals,  dem  seine  Mitverantwortung  füi- 
flie  gesamte  Wirtschaftslage  bei  der  ausschlaggebenden  Be- 
deutung der  Betriebsleistung  voll  zum  Bewußtsein  kommen 
muß ;  vor  allem  jedoch  in  ausreichender  Belief  ©iimg  der  Eisen- 
bahnverwaltung mit  für  den  Lokomotivbetrieb  wirklich  ge- 
eigneter, nicht  mit  Bergmitteln  stark  durchsetzter  Kohle. 

Um  den  Betrieb  flüssiger  zu  gestalten,  hat  sich  der  preu- 
ßische Eisenbahnminister,  wie  bereits  in  Nr.  77  S.  818  d.  Ztg. 
gemeldet,  entschließen  müssen,  vom  12.  Oktober  ab  gewisse 
Einschränkungen  im  Schnellzugverkehr  durchzuführen.  Wenn 
diese  Maßnahme  einen  ausreichenden  Erfolg  nicht  l)ringt,  was 
ohne  die  anderen  oben  angeführten  Mittel  zur  Herbeifühiung 
günstigerer  Betriebsleistungen  bei  den  vorhandenen  Wechsel- 
wirkungen leider  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegt,  so  wird  es 
bei  der  überragenden  Wichtigkeit,  die  der  Kohlenversorgung 
für  das  ganze  Wirtschaftsleben  zukommt,  nötig  werden,  daß 
man  zu  weit  schärferen  Einschränkungen  greifen  muß. 

—  Vermehrte    Herstellung    von    Eisenbahnwagen.  Aus 

Schlesien  wird  der  .,D.  Allg.  Ztg."  geschrieben :  Dem  schweren 
Mangel  an  Eisenbahnwagen  Rechnung  tragend,  hat  die  preu- 
ßische Staatsbahnverwaltung  in  letzter  Zeit  ihre  Aufträge 
erheblich  vergrößert  und  auch,  teilweise  noch  nachträglich, 
den  Fabriken  höhere  Preise  bewilligt.  Die  Wagenfabriken 
Schlesiens  sind  infolgedessen  bestrebt,  ihre  Erzeugung  so 
stark  wie  möglich  zu  erhöhen.  Allerdings  können  noch  immer 
nicht  die  Betriebsanlagen  voll  ausgenutzt  werden,  und  so  sind 
weitere  Steigerungen  der  Leistungsfähigkeit  vor  der  Hand 
nicht  mehr  zu  erwarten.  Die  schleisischen  Fabriken  haben 
Lieferungsaufträge  auf  viele  Monate  hinaus;  bei  ihnen  dürf- 
ten auch  im  Winter  Arbeitsmangel  und  Entlassungen  nicht 
eintreten.  Der  Umschwung  in  der  Geschäftslage,  den  diese 
Industrie  durch  den  Krieg  erfuhr,  wird  also  noch  dauerd  an- 
halten. Während  in  den  Jahren  vor  dem  Kriege  die  Aufträge 
selten  ausreichten,  um  die  Wagenfabriken  entsprechend  ihrer 
Leistungsfähigkeit  zu  biCschäftigen,  sind  jetzt  lange  Liefe- 
rungsfristen nötig,  und  diese  werden  im'  Winter  teilweise 
noch  weiter  ausgedehnt  werden  müssen.  Die  Fabrikation  be- 
faßt sich  jetzt  zumeist  mit  Güterwagen,  dann  mit  Personen- 
wagen. 

—  Reinickendorf-Liebenwalde-Groß  Schönebecker  Eisen- 
bahn. Der  Abschluß  für  das  Geschäftsjahr  1918/19  weist  nach 
Abzug  aller  Unkosten  und  Abschreibungen  einen  Reino-ewinn 
^:on  61 769  J{  (i.  V.  386  337  Ji)  aus.  woraus  auf  die  Aktien 
Lit._  A  2%  (3%)  Dividende  verteilt  werden,  während  die 
Aktien  Lit.  B,  wie  seit  fünf  Jahren,  dividendenlos  bleiben. 
Uber  den  Ausbau  der  Bahn  wurde  vom  Vorsitzenden  in  dei' 
Generalversammlung  mitgeteilt,  daß  ihre  Verlängeruno-  üb^r 
Zehdenick  bis  zum  Anschluß  an  die  Staalsbahnstrecke  Lö- 
wenberg-Prenzlau  geplant  ist.  während  t'in  zweites  Projekt 
auf  die  Verlänarerung  der  Stammbahn,  und  zwar  zunächst  auf 
Anschluß  an  die  A.E.G.-Sohnellbahn  abzielt.  Der  gesamte 
Geldbedarf  ist  auf  16^  Millionen  Mark  zu  beziffern  und 
wird  gedeckt  durch  Ausgabe  von  6,9  Millionen  Mark  Aktien, 
wobei  die  Stammaktien  A  um  5,55  auf  8.38  Millionen  Mark, 
die  Stammaktien  B  um  4,05  auf  4,95  Millionen  Mark  erhöht 
werden  sollen.  Staat  und  Reich  gewähren  einen  Zuschuß 
von  1,807  Millionen  Mark.  Durch  Ausgabe  von  Schuldver- 
schreibungen sollen  4,89  Millionen  Mark  aufgebracht  werden. 
Die  neuen  Aktien  sind  bereits  gezeichnet  von  den  Gemeinden 
Reinickendorf  und  Rosenthal,  der  Stadt  Berlin  und  den  in  Be- 
tracht kommenden  Kreisen.  Auch  von  den  auszugebenden 
Scihuldverschreibungen  sind  2  ."Millionen  Mark  l>ereits  fest 
untergebracht.  Die  neuen  Aktien  erhalten  bis  zur  Inbetrieb- 
nahme der  Strecke  4  %  Bauzinseu. 


Zeitung  lies  Vereins 
Deutscher  Eiseabahnverwaltungeo. 


—  Sonnta^sverkehr  auf  den  badiBchen  Staatsbahnen.  Wie 

(Ii«  „B-  B.  Ztfi\"  mitteilt,  wird  avif  den  badisohen  Staatsbalmen 
der  Personen verkeJrr  an  den  Sonnta^n  voraussichtlich  vom 
26.  Oktober  ab  Yorübergehend  ein^reistellt  werden. 


Deutschösterreich. 

—  Neue  Verkehrsmaßnahmen.  Einführung  von  Schnell- 
zügen. Seit  Sonntag:,  dem  12.  Oktober  d.  J.,  ruht  bis  auf  weiteres 
au  Sonntagen  der  öffentliche  Personenverkehr  auf  den  Eisen- 
bahnen sowohl  im  Fern-  als  auch  im  Nahverkehr  gänzKch. 
Ebenso  werden  in  der  Nacht  von  Sonnabend  auf  Sonntag  und 
von  Sonntag-  amf  Montag  die  Fernpersonenzüge  nioht  mehr 
oder  doch  nur  in  jenen  Teilstrecken  verkehren,  in  denen  sie 
entweder  Sonnabend  abend  oder  Montag  morgen  auch  dem 
Nahverkehr  dienen. 

Diese  Maßnahme  ersti-eckt  sich  nicht  auf  Feiertage. 

Die  Staatseisenbahnverwaltung  hat  -sich  zur  Durchführung 
dieser  neuerlichen  Verkehrsdrosselung,  die  zweifellos  weite 
Bevölkerungskreise  empfindlich  trifft,  entschließen  müssen, 
weil  die  trostlose  Kohlenversorgimg  dazu  nötigt,  mit  An- 
^vendung  der  äuliersten  Mittel  eine  vollständige  Verkehrs- 
stillegung womöglich  abzuwenden.  In  der  letzten  Zeit  wurde 
an  Betriebskohle  für  die  Eisenbahn  eine  durchschnittliche 
Menge  geliefert,  die  hinter  ,dem  täglichen  GJesamtbedarf  um 
etwa  300  t  zurückbleibt.  Die  vorhandenen  Kohlenvorräte 
könnten  diesen  Fehlbetrag  im  günstigsten  Falle  noch  durch 
vier  Wochen  decken.  Wird  noch  in  Betracht  gezogen,  daß  der 
Herbstverkehr  außergewöhnliche  Mehrleistungen  im  Güterzug- 
verkehr (Eübenverkehr,  Austausch  der  Ernteerzeugniase, 
Lebensmittelzüge  und  dergleichen)  erfoj^ert,  so  ergibt  sich 
die  unabweisliche  Notwendigkeit,  den  Kohlenverbrauch  der 
Eisenbahnen  auf  das  alleräußerste  einzuschränken. 

Die  geplante  Verkehrseinstellung  ermöglicht  eine  Ersparnis 
von  ungefähr  700  bis  900  t  Kohle  in  der  Woche,  die  da^u 
dienen  «oll,  die  Aufrechthaltung  des  unumgänglich  notwen- 
digen Mindestverkehrs  an  Wocheutagen  solange  wie  möglich 
zu  gewähi-leisteu.  Sie  soll  aber  auch  noch  einen  anderen 
Avichtigen  Zweck  erfüllen :  Bekanntlich  haben  die  Entente- 
staaten die  Umleitung  der  Entente-Exi^reßzüge  in  Aussicht 
genommen,  die  in  Hinkunft  ihren  Weg  nicht  mehr  über  Wien, 
sondern  über  Prag  nehmen  sollen.  Der  Paris-Bukarester  Ex- 
preßzug, der  anfänglich  über  Wien-Budapest  A'crkehrte.  läuft 
nunmehr  über  den  Simplon  durch  Italien  und  Jugoslawien 
nach  Rumänien.  Da  außerdem  in  der  letzten  Zeit  alle  anderen 
noch  in  Deutschösterreich  in  Verkehr  gestandenen  Schnell- 
züge wegen  des  drückenden  Kohlenmangels  eingestellt  werden 
mußten,  würde  Wien,  sobald  die  Ententezüge  verlegt  sind, 
was  in  nächster  Zeit  geschehen  soll,  gänzlich  vom  Verkehr 
mit.den  Nachbarstaaten  abgeschnitten  oder  doch  auf  einen  ganz 
unzulänglichen  Verkehr  mit  langsam  fahrenden  Personenzügen 
angewiesen  sein.  Dieser  neuerliche,  mit  einer  schweren  vnii- 
schaftlichen  Schädigung  Wiens  verbundene  Schlag  muß  unbe- 
dingt abgewehrt  werden.  Die  Staatseisenbahnverw^altung  wird 
daher  einen  Teil  der  durch  die  sonntägliche  Verkehrsein- 
stellung ersparten  Kohlenmengen  dazu  verwenden,  auf  den 
Hauptverkehrsadern  wieder  einen  in  den  notwendigsten  Gren- 
zen gehaltenen  Schnellzugverkehr  einzurichten.  Mit  den  be- 
teiligten Anschlußbahnen  ist  liierüber  schon  das  Einvernehmen 
gepflogen  worden,  und  es  wei'den  noch  vor  Ablauf  der  ersten 
Hälfte  Oktober  d.  J.  außer  dem  Schnellzug  Wien-Prag-Dresden- 
Berlin,  der  3  mal  wöchentlich  verkehren  vnrd,  folgende  Schnell- 
züge, und  zwar  je  einmal  wöchentlich,  in  Verkehr  gesetzt 
werden:  1)  Wien  Westbahnhof-Salzburg-Innsbruok-Bregenz 
mit  Anschluß  von  Innsbruck  nach  Verona-Mailand-Bologna- 
Rom  und  von  Feldkirch  nach  der  Schweiz.  2)  Wien  Westbahn- 
hof-Passau-Eegensburg-Leipzig-Berlin.  3)  Wien  Südbahnhof- 
Leoben-Tarvis-Bologna-Eom  mit  Abzweigung  von  St.  Veit  an 
der  Glan  nach  Klagenfurt  und  von  Udine  nach  Triest.  4)  Wien 
Südbahnhof-Graz-Laibach  mit  Anschluß  in  Steinbrück  an  die 
Expreßzüge  über  Agram  nach  Belgrad  und  Bukarest.  Außer- 
dem sind  vorbereitende  Schritte  im  Zuge,  um  eine  Schnellzug- 
verbindung von  Wien  über  Buda|>est  nach  Rumänien  zu  ermög- 
lichen. 

—  Zur  Erhöhung  der  Bisenhahntarife.  Das  Tarifkomitee 
des  Hauptverbandes  der  Industrie  Deutschösterreichs  hat  zu 
der  am  15.  d.  M.  in  Kraft  tretenden  150prozentigen  Erhöhung 
der  Staatsbahn-  und  Privatbahntarife  (vergl.  Nr.  77  S.  819  d. 
Ztg.)_  in  eingehender  Weise  Stellung  genommen ;  hierbei  kam 
einstimmig  die  Ansicht  zum  Ausdruck,  daß  die  ausnahmslose 
schematische  Hinaufsetzung  aller  Tarife  den  wirtschaftlichen 
Wiederaufbau  in  der  ungünstigsten  Weise  beeinflussen  muß. 
Es  wurde  der  Beschluß  gefaßt,  bei  den  zuständigen  Regie- 


run^fisistellen  vorzusprech'en,  um  j«ne  Maßnahmen  zu  verlangen, 
die  angesichts  der  bevorstehenden  allgemeinen  Tariferhöhung 
unbedingt  und  sofort  im  Interesse  des  Fortbestandes  wichtiger 
Industrien  getroffen  werden  müssen,  sowie  um  für  die  weiter» 
Tarifpolitik  im  Einvernehmen  mit  der  Industrie  jene  Grund- 
linien festzulegen,  von  welchen  sich  das  Staatsamt  für  Ver- 
kehrswesen bei  seiner  Mitwirkung  am  Wiederaufbau  der  Wirt- 
schaft wird  leiten  lassen  müssen. 

—  Förderung  des  Fremdenverkehrs.  Das  Staatsamt  für 
Verkehrswesen  hat  den  Vorstand  des  Büros  für  Fremdenver- 
kehr. Ministerialrat  Dr.  Lenz,  als  seinen  Vertreter  in  die  Wirt- 
schaftssektion zixr  Wiederaufnahme  internationaler  Beziehun- 
gen der  Völkerliga  entsendet.  Von  dem  Zusammenwirken  dei 
zur  Hebung  des  Fremdenverkehrs  tätigen  staatlichen  Organe 
mit  der  vorgenannten  Wirtschaftssektion  darf  mit  gutem  Grund 
eine  nachhaltige  Förderung  der  wirtschaftlichen  Beziehungen 
Deutschösterreichis  zum  Auslande  erhofft  werden. 

—  Schnellzugverkehr  auf  der  Südbahn.  Die  Betriebsdirek- 
tion der  Südba-hn  teilt  mit:  Ab  6.  Oktober  werden  die  Nacht- 
schnellzüge Nr.  5  (Wien  Südbahn  ab  8  Uhr  30  Minuten  abends) 
und  Nr.  6  (Wien  Südbahn  an  10  Uhr  20  Minuten  vormittags) 
mit  einem  Schlafwagen  von  und  nach  Semlin  (Zemun)  unfi 
direkten  Wagen  I.,  II.,  III.  Klasse  nach  und  von  Laibacli 
(Ljubljana)  wieder,  und  zwar  dreimal  wöchentlich  in  Verkehi 
g-esetzt.  Die  Abfahrt  von  Wien  wird  jeden  Montag,  Mittwoch 
und  Freitag,  die  Ankunft  in  Wien  jeden  Dienstag,  Donnerstag 
und  Samstag  erfolgen.  Um  die  klaglose  Durchführung  der 
Paß-  und  Zollrevision  im  Zuge  (während  der  Fahrt)  zu  er- 
möglichen vind  die  in  dieser  Hinsicht  bisher  bestandenen,  für 

die  Reiseuden  gleichwie  für  die  Revisiouisorgane  unerträglichen 
Mißstände  zu  beheben,  war  es  unerläßlich,  Vorkehrungen  zu 
treffen.  AA^elche  geeignet  sind,  die  Führung  der  beiden  Schnell- 
züge überhaupt  möglich  zu  machen.  Diese  Maßnahmen  sin<l 
folgende:  Der  Schnellzug  Nr.  6  wird  nunmehr  die  Stationen 
Meidling,  Baden,  Mittersdorf^Veitsch,  Kindberg,  Kapfenberg 
\md  Frohnleiten,  der  Schnellzug  Nr.  6  nebst  diesen  Stationen 
auch  die  Station  Neunkirchen,  in  welchen  Stationen  die  beiden 
Schnellzüge  bisher  angehalten  haben,  ohne  Auf  enthalt  durch- 
fahren. Bei  dem  Schnellzuge  Nr.  5  werden  in  Wien  und  in  den 
Haltestationen  der  Strecke  Wien-Semmering  (einschließlich) 
Fahrkarten  nur  nach  Bruck  a.  d.  Mur  und  südlich  davon  gele- 
genen Haltestationen  und  von  den  Stationen  Mürzzuschlag, 
Bruck  a.  d.  Mur  und  Graz  nur  nach  Marburg  und  isüdlich  von 
Marburg  gelegenen  Stationen  ausgegeben  werden;  bei  dem 
Schnellzug  Nr.  6  gelangen  in  den  südlich  von  Bruck  a.  d.  Mur 
gelegenen  Stationen  und  in  Bruck  a.  d.  Mur  Fahrkarten  nur 
nach  den  Haltestationen  der  Strecke  Mürzzuschlag  (einschließ- 
lich) —  Wien,  von  den  Haltest^tionen  der  Strecke  Mürzzu- 
schlag (ausschließlich)  —  Wien  überhaupt  keine  Fahrkarten 
zur  Ausgabe. 

Weitere  durch  die  außergewöhnlichen  Verhältnisse  begrün- 
dete Maßnahmen  sind  die  folgenden:  1 .  Es  werden  zu  den  beiden 
Schnellzügen  unter  allen  Umständen  nur  so  viele  Fahrkarten 
ausgegeben,  wie  Sitzplätze  im  Zug  vorhanden  sind ;  die  Auf- 
nahme von  Reisenden  in  den  Zwischenstationen  ist  beschränkt. 
2.  Handgepäck  darf  von  den  Reisenden  nur  so  viel  mitge- 
nommen werden,  wie  auf  dem  hierfür  oberhalb  der  Sitzplätzo 
angebrachten  Gepäcknetze  ohne  Schmälerun'g  des  gleichen 
Rechtes  der  übrigen  Mitreisenden  untergebracht  werden  kann. 
Die  Unterbringung  von  Handgepäck  in  den  Korridoren  dei 
Wagen  wird  unter  keinen  Umständen  geduldet.  3.  Reisegepäck 
wird  zur  bahnmäßigen  Abfertigung  nur  im  Höchstgewicht  von 
100  kg  für  jeden  Reisenden  übernommen,  und  zwar  ausschließ- 
lich das  für  den  persönlichen  Gebrauch  nötige,  in  Koffern. 
Reisekörben,  Reisetaschen,  Hutschachteln  und  dergleichen 
verpackte  Passagiergut.  Die  Gepäckaufgabekassen  sind 
angiewiesen,  sich  von  dem  Inhalt  der  einzelnen  Gepäckstücke 
zu  überzeugen  und  Kaufmannsgütei'  und  solche  Gegenstände, 
welche  für  die  Reise  nicht  unbedingt  nötig  sind,  von  der  Auf- 
gabe zurückzuweisen. 

—  Der  Selniellzugverkehr  Wien-Berlin  über  Prag.  Seil 
f).  Oktober  verkehren  jeden  Montag,  Donnerstag  und  Sonnabenr 
Schnellzüge  aus  Berlin  über  Prag  nach  Wien  imd  zurück.  Di* 
Abfahrt  aus  Berlin  ist  für  8  Uhr  früh,  aus  Dresden  für  11  ülii 
35  Minuten  vormittags,  aus  Tetschen  für  1  Uhr  17  Minutei 
uachmittaos,  aus  Prag  für  4  Uhr  12  Minuten  nachmittags  fest- 
gesetzt. Die  Ankunft  in  Wien  Franz  Josefs-Bahnhof  erfol«! 
um  11  Uhr  10  Minuten  abends.  In  der  entgegengesetzten  Rich- 
tung erfolgt  die  Abfahrt  aus  Wien  um  7  Uhr  früh,  aus  Gmüiu 
um  11  Uhr  19  Minuten,  aus  Prag  um  2  Uhr  30  Minuten  nach 
mittags,  und  die  Ankunft  in  Tetschen  um  5  Uhr  20  Minuten 
in  Dresden  um  7  Uhr  20  Minuten,  in  Berlin  um  11  TTir  30  Mi- 
nuten abends.  Die  Schnellzüge  führen  Wagen  aller  dre 
Klassen.    Ein  Umsteigen  wird  nur  in  Tetschen  notwendig  -sein 
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Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

Erhöhung  der  Kohlentarife  nach  dem  Auslände.  Wi< 

(la>  .,Pra^er  Tagblatl"  berichtet,  werden  die  tisch echo-slo  wa- 
kischen Staatsbahnen,  die  Au'&sig'-Teplitzer  Eisenbahn  und  die 
Buschtiehia-der  Eisenbahn  di'C  Kohlentarife  ins  Ausland  mit 
15.  Oktober  d.  J.  erhöhen,  derart,  daß  statt  deis  Ausnahm>e- 
tarifes  Ic  der  Ausnahmetarif  la  an.fi^'cwendet  werden  «oll.  Es 
werden  also  für  di«  Ausfuhr  höhere  Frachtsätze  berechnet 
werden,  als  für  den  Verkehr  im  Inland«,  während  sonst  die 
Ausfuhrtarife  im  all^em^einen  billiger  ßimd.  Vor  dem  Kriefto 
wäre  eine  solche  Maßnahme  unmöglich  gewesen,  denn  nach 
den  Handelsverträgen  durften  nach  dem  Auslände  bestimmt« 
tlüter  nicht  schlechter  behandelt  werden  als  inländische.  Die 
neuen  Friedensverträge  binden  nur  Deutschland  und  Deutsch- 
öst-erreich  eiaseitig  in  der  bisherigen  Weise.  Die  tschecho- 
slowakische Bepublik  kann  also  die  Tarife  nach  Belieben  ge- 
stalten, ohne  (regenmaßregeln  vom  Auslände  befürchten  zu 
müssen.  Die  Tarif erhöhuno-  ist  ziemlich  bedeutend  unrl 
dürfte  für  Wien  neuerliche  Kohlenpreiserhöhungen  im  Ge- 
folg« haben. 

—  Bau  einer  mährischen  Querbahn.  Kürzlich  fand  in  Proß- 
aitz  ein«  vom  Proßnitzer  Stadtrate  einberufen«  B«ratung  statt, 
an  der  die  Vertreter  der  Städte  von  Mittel-  und  Ostmähren,  wie 
auch  der  Walachei,  teilnahmen.  Gegenstand  der  Beratung  war 
der  Bau  einer  Transversalbahn,  die  die  Städte  Tabor,  Iglau, 
Groß<Meseritsch,  Tischnowitz.  Drahau,  Frößnitz,  Prerau  und 
Bistritz  am  Hostein  verbinden,  von  dort  das  Gebiet  der 
Walachei  durchqueren  und  die  Verlundung  mit  der  Haupt- 
streck« Sillein-Kaschau  herstellen  würde.  An  der  Beratung 
Dahm  auch  ein  Vertreter  des  tschecho-slowakischen  Eisenbahn- 
ministeriums teil.  Es  wurde  eine  Entschließung  angenommeu, 
die  sich  für  die  rasch«  Ausführung  des  Baues  der  erwähnten 
Streck«  ausspricht,  die  für  di«  ganjze  Republik  aus  volkswirt- 
schaftlichen und  strategischen  Gründen  wichtig  is-ei. 

—  Luftverkehr.  Aus  Prag  wird  gemeldet:  Eine  englische 
Gesellschaft  plant  einen  Luft-Personen-  und  -Postverkehr 
zwischen  Hamburg-Berlin-Prag-Wien  und  Belgrad  mit  Ab- 
zweigung nach  Konstantinopel.  Bukarest  und  Saloniki. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Englischer  Wettbewerb  bei  Einführung  durchgehender 
Luftdruckbremsen  auf  schwedischen  Staatseisenbahnen.  Für 

ilie  Einführung  dieser  Luftdruckbremsen  sind  im  schwedischen 
Staatshaushalt  für  1920  vorgesehen  2  600  000  Kr.  Dies  hat  dem 
Vertreter  der  englischen  Firma  The  Westinghouse  Brake 
Company  Lunited  in  Stockholm  zu  einer  Eingabe  an  die 
schwedisch«  Eegierung  Veranlassung  gegeben,  worin  darauf 
aufmerksam  gemacht  wird,  daß  das  in  Frage  stehende  deutsch« 
Bremssystem  Kunze-Knorr,  das  unter  schwedischer  Vermitt- 
lung m  Handel  komme,  ganz  auf  den  weltbekannten  Konstruk- 
tionen der  Firma  Th«  Westinghous.e  Brake  Company  Limited 
segrundet  sei.  '  Die  Eegierung  möge  daher,  bevor  der  schwe- 
disch« Eeichstag  um  Mittelgenehmigung  angegangen  werde 
^'^^i'^m^^^'^^^*'^  Firma  Gelegenheit  zum  Mitbewerb  gel>eul 
schüeßhch  wird  der  Eegierung  noch  nahegelegt,  unter  Bei- 
ziehung von  Sachverständigen  zu  untersuchen,  welches  Recht 
le  Knorr-Brem.s.engesellschaft  zur  Einführung  der  betreffeu- 
len  Luftdruckbremseinrichtungen  auf  den  schwedischen 
Staatsbahnen  besitze.  Dr.  S. 

I  —  Die  schwedischen  Staatsbahnen  und  die  Kugellagerfrage. 

Um  schwedischen  Staatsbahnen  stehen  zurzeit  vor  einem  merk- 
würdigen Wettbewerb  zweier  Privatfirmen  um  di«  kostenlose 
Lintuhrung  von  Kugellagern  bei  Staatsbahnwagen.  Die 
M^hwedischen  Kugellagerfabriken  haben  sich  ischon  vor  einiger 
^eit  erboten,  auf  eigen«  Kosten  ein«  Anzahl  Erzwagen  zur 
Probe  mit  Kugellagern  einzurichten,  und  nun  haben  sich  auch 
lie  nordischen  Kugellagerfabriken  zu  einem  ähnlichen  Ange- 
bot gedrängt  gefühlt,  und  zwar  auch 'für  Personenwagen  im 
5chnellzugverkehi'.  Für  diesen  letzteren  Zweck  bietet  di«  Ge- 
sellschaft ihre  neue  Erfindung  auf  dem  Gebiet  der  Kugellager, 
las  sog.  Scheibenlager,  an.  Dieses  Scheibenlager  ist  «ru 
Vlittelding  zwischen  Kugel-  und  Rollenlager,  das  die  Vorteile 
-»eid er  vereinigen  und  di«  Nachteile  beider  vermeiden  will.  Es 
<oll  viel  größere,  beispielsweise  um  40  %  höher«  Belastung 
ils  ein  Kugellager  des  gleichen  Ausmaßes  aushalten.  Bei 
seiner  bisherigen  Erprobung  auf  den  schwedischen  Staäts- 
t)ahnen  hat  «s  voll  entsprochen,  was  um  so  mehr  sagen  will, 
ils  man  bish«r  für  Eisenbahnen  und  Straßenbahnen  kein 
K-ugpllager  besaß,  das  allen  auftretenden  Beanspruchungen 
^«wachsen  war.  Auch  die  nordischen  Kugellagerfabriken 
tragen  di«  Kosten,  doch  sollen  di«  Lagerbüchsen  und  Scheiben- 


lager nach  einem  Jahr  von  den  Staatsbahneu  eingelöst  werden, 
sofern  die  Probe  zufriedenstellend  ausfällt.  Die  Einlösungs- 
pflicht hört  auf.  wenn  die  Eisenbahnverwaltung  unter  der 
Probezeit  auf  Gruud  von  Mängeln  glaubt,  den  Versuch  ab- 
brechen zu  müssen.  Die  llrma  macht  fler  Staatsbahndirektion 
gegenüber  geltend,  ilai*>  die  Versuche  mit  Kugellagern  iai 
Schnellzugverkehr  ein  weniger  gutes  Ergebnis  geliefert 
hätten,  während  die  A'eisuche  im  Erzwagenverkehr  mehr  be- 
friedigt hätten,  ^venigstens  soweit  die  Zeit  und  nicht  die  Weg- 
läng« als  Maßstab  angenommen  werde.  Dieses  Ergebnis  be- 
weis«, daß  der  Erz\A  agen verkehr  die  Lager  viel  weniger  in  An- 
spruch nehme  als  der  Schnellzugverk«hr,  bei  welchem  die 
Größtgeschwindigkeit  etwa  doppelt  so  groß  und  die  Anzahl 
der  Wagenachskilometer  im  Jahr  5-  bis  6  mal  so  groß  sei  als 
l>ei  Erzwagen,  wenn  man  von  der  im  Leerlauf  zurückgelegten 
Wegstreck«  absehe.  Die  Scheibenlager,  die  bei  den  Staats- 
bahnen schon  erprobt  wurden,  waren  iseit  ihrem  Einbau  in 
ständigem  Verkehr  ohne  irgend  einen  Anstand  und  haben  nun 
50  000  km  zurückgelegt,  das  ist  ungefähr  die  Weglänge 
während  eines  Normalverkehrsiahi-es  oder  eine  Weglänge  ent- 
.sprechend  der  eines  Erzwagen.s  innerhalb  beiläufig  fünf 
Jahren.  ßj-.  S. 

—  Die  Abdrängung  der  Schweiz  vom  Rheine.  In  der  dem- 
nächst erscheinenden  neuesten  Nummer  der  Zeitschrift  „Die 
Rheinquellen"  weist  Nationalrat  R.  Gelpk«  in  einem  Auf- 
satz: „Praktische  Schiffahrtsfragen"  auf  die  bemerkens- 
wert« Tatsache  hin,  daß,  wähi-end  vor  dem  Kriege  die  auf 
dem  Rheine  nach  Basel  geschleppten  Gütermengen  haupt- 
sächlich aus  deutschen  Kohlen,  Phosphaten,  Holz  und  Me- 
tallen bestanden,  Rohstoff«  und  Nahrungsmittel  aus  über- 
seeischen Ländern  im  ersten  Friedensjahr  il919  am  Rheiuver- 
kehr  verhältnismäßig  stark  beteiligt  waren,  und  daß  dem- 
nach die  Verwertung  der  Rheinwasserstraß«  Straßburg- 
Basel  im  Dienst«  des  eigentlichen  Weltverkehrs  die  Rhein- 
schiffahrt im  ersten  Fried ensjahre  auszeichne.  Von  der  ge- 
samten Güteranfuhr  auf  dem  Rheine  von  16  200  t  im  Monat 
Juli  .entfielen  5070  t  auf  Güter,  die  aus  England  schwimmend 
m  Basel  anlangten,  ferner  5730  t  auf  amerifcanitsch«  und 
1081  t  auf  skandinavische  Güter.  Der  Verfasser  weist  so- 
dann darauf  hin,  daß  auch  in  diesem  Jahre  nichts  getan  wor- 
den sei,  um  den  Talweg  des  Stromes  vor  Versandung  durch 
Baggerungen  zu .  schützen  und  den  Fahrweg  an  den  ein- 
zelnen kritischen  Stellen  durch  künstlich«  Nachhilf«  offen 
zu  halten,  daß  sich  also  :im  Stroma1>schnitt  Basel-Straßburg 
die  Uferstaaten  nicht  im  geringsten  an  Art.  28  der  revidierten 
Rheinschiffahrtsakte  halten,  di«  die  Vertragsstaaten  ver- 
pflichtet, innerhalb  der  Grenzen  ihres  Gebietes  das  Fahr- 
wasser des  Rheines  in  guten  Stand  zu  setzen.  Es  .sei  daher 
kein  Wunder,  wenn  die  Schiffahrt  nach  Basel  mit  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  habe,  die  sich  ausschließlich  herleiten  aus 
der  unverantwortlichen  Vernachlässigung  des  Fahrwassers. 
Was  nam«ntlich  von  elsässdscher  Seit«  zur  Verkehrsbe- 
kämpfung und  zur  Ausschaltung  des  Rheinschiffahrtsweges 
getan  wird,  überschreite  .i«  länger  desto  mehr  das  erträg- 
lich« Maß  freundnachbarlicher  Duldsamkeit.  Der  Zeitpunkt 
sei  hoffentlich  nich  mehr  allzu  ferne,  wo  alle  am  Rhein- 
verkehr bis  Basel  beteiligten  Staaten  endMoh  ihnen  Ein- 
fluß zugunsten  des  Rheines  in  entschiedenerer  Weise  als  bis- 
her geltend  machen.  Wenn  die  Uferstaaten  ihren  Verpflich- 
tungen in  Sachen  der  Fahrwasseröffenhaltung  nicht  nach- 
kommen, wird  man  sich  in  der  Schweiz  dazu  entschließen 
luiLssen,  den  Ausräumungsdienst  im  Fahrwasser  zwischen 
Straßburg  und  Basel  sowie  di«  Durchbaggerung  der  wenigen 
zugeschwemmten  Übergänge  selber  zu  besorgen.  Der  Ent- 
schluß müsse  einmal  gefaßt  werden,  die  schweizerischen  Inter- 
essen am  Rhein  wirksamer  als  bisher  zu  wahren.  Bevor  sich 
der  Kanalisierungsgedank«  in  den  Köpfen  festsetze  und  eine 
gewisse  Gleichmütigkeit  in  bezug  auf  die  Ausnützung  der  be- 
stehenden Stromwasserverhältnisse  platzzugreifen  beginne, 
müsse  man  den  Verkehr  auf  dem  Rheine  derart  festigen, 
daß  an  seiner  Aufrechterhaltung  und  Festigung  England, 
Belgien,  Holland,  Italien  und  auch  Frankreich  ein  über- 
wiegendes Interesse  besäßen.  Dies  könne  nur  dadurch  ge- 
schehen, daß  man  di«  Verkehrstätigkeit  sichere  durch  In- 
dienststellen  von  Schleppdampfern  von  g-eringer  Eintauch- 
tief«, die  an  270  bis  300  Tagen  des  Jahres  alle  zu- 
geschwemmten Übergänge  zu  überwinden  vermögen,  durch 
den  Ausbau  und  die  Vervollständigung  der  im  Bau  be- 
griffenen Umschlagseinrichtungen,  durch  Errichtung  von  pro- 
visorischen Ladestellen  zur  Entlastung  des  schweren  Massen- 
güterverkehrs  und  vor  allem  durch  eine  unverzüglich«  In- 
angriffnahme der  erforderlichen  Baggerarbeiten,  wobei  für 
den  Fall,  daß  sich  di«  Uf«rstaat«n  weigern  sollten,  Bagge- 
runo'en  selber  vorzunehmen,  die  Schweis;  ihr«  aktive  Mit- 
wirkung zusichern  würde.  Mit  papierenen  Protesten  sei  es 
nicht  g^etan;  die  einzig«  Waffe,  die  wirken  könne,  sei  die 
produktive  Selbsthilfe. 
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Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Erweiterung  der  Abiertisuuftsbetiiftiiisse  von  Stationen. 

W  ü  r  1 1  6  m  b  e  r  ii  i  is  e.  Ii  e  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  u  e  n.  Am 
10.  Oktober  d.  Js.  \v\ii\le  der  an  der  Strock«  Ulni-Si,^"mariaoen 
zwischen  den  Stationen  Kiedlin.oen  und  Ertin^en  lieo-ende 
Haltepunkt  Neufra  (Donau),  der  bisher  nur  für  die 
Abferti,£:una'    von  Person-en,    ßeiseg-epäck,    Expreßo-ut  und 


Kleinvieh  in  Einzekendungen  isovFie  lür  den  Eil-  und  Eracht- 
stückgutverkehr eingerichtet  war,  in  eine  Haltestelle  umge- 
wandelt und  für  dien  Versand  und  Empfang  solcher  Wagen- 
ladungsgüter  eröffnet,  zu  deren  Verladung  oder  Entladung 
eine  Kopf-  oder  Seitenrampe  nicht  erforderlich  ist.  Eine 
Gleiswage  ist  nicht  vorhanden. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  8.  Oktober  1919  entschlief  in  Saarbrücken  der 
Ke^ieriiiigshaiiiiieis^tei* 

Herr  Heinrich  Becker, 

Hilfsarbeiter  der  Eisenbahndirektion  Saarbrücken, 

nach  langem,  schwerem  Leiden  im  41.  Lebensjahre.  Wir  betrauern  in  dem 
seinem  Berufe  und  seiner  jungen  Familie  so  früh  Entrissenen  einen  tüchtigen, 
pflichttreuen,  lieben  Amtsgenossen,  dessen  Andenken  wir  hoch  in  Ehren 
halten  werden. 

Saarbrücken,  den  9.  (Oktober  1919.  (1U99) 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

Badlscher  Binnenverkehr    und  Wech- 
selverkehr deutscher  Bahnen. 

Die  Bestimmungen  des  Anhangs  3 
zum  gemeinsamen  Heft  A  über  Nach- 
nahmebelastung im  Verkehr  mit  der 
Schweiz,  den  nordischen  Ländern  und 
den  Niederlanden,  die  auch  im  Badi- 
scheu  Binnenverkehil  i.sdungemäß  au- 
gewendet wurden,  treten  mit  sofor- 
tiger Gültigkeit  außer  Kraft. 

.Karlsruhe,  9.  Oktober  1919.  (1096) 
Generaldirektion  der  Badischen  Staats- 
eiseiibahiiien. 


Im  Überfuhrtarif  für  die  Bahnhöfe 
in  Eger  werden  mit  sofortiger  Gültig- 
keit die  Gebühren  für  je  angefangene 
ICO  kg  an  46  Heller  =  23  Pf.,  die 
.Mindestgebühr  für  jede  Frachtbrief- 
.sendung  in  2  Kroaen  20  Heller  =  iJt 
10  Pf.  und  die  Höohstgebühr  für  eine 
Wagenladung  in  22  Kronen  20  Heller 
=  11  Jl  10  Pf.  geändert. 

Dresden,  am  11.  Oktober  1919.  (1097) 
Gen.-Dii'.  d.  Sachs.  iStaatseisenbahnen. 


Aufhebung      der  Frachtvergünstigung 
für     Heu-,      8troh-      und  Häcksel- 
sendungen.  [ 

Mit  Gültigkeit  vom  13.  Oktober  1919 
an  wird  die  für 

H  e  Ti ,    'Stroh,     auch  gepreßt, 

und  Häcksel 
gewährte  Frachtvergünstigung  (Ge- 
stellung von  zwei  offenen  Wagen  ge- 
wöhnlicher Größe  anstelle  eines  groß- 
räumigen offenen  Wagens  unter  Be- 
rechnung der  Fracht  nach  (llem  Ge- 
.samtgewicht,  mindestens  10  t,  na.ch  den 
für  10  t-Ladungen  bekStehenden  Fracht- 
sätzien)  —  zunächst  für  den  Bereich 
der      preußisch-hessischen     und  der 


oildenburgischeu  Staabsbahnen  isowie 
der  Militäieisenbahn  —  aufgehoben. 

Welche  weiteren  Bahnen  der  Maß- 
nahme beitreten,  wird  im  Gemeinsamen 
Tarif-  und  Verkehraanzeiger  b-ekannt- 
gemaoht  werden. 

Berlin,  den  8.  Oktober  1919.  (1093) 
Eiseubahndirektion. 


Bayerisch-Württembergischer 
Güterverkehr. 

Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1919 
sind  im  Abschnitt  F  des  Tarifs  die 
Frachtsätze  der  Stations-  und  Aus- 
nahmetarife um  den  fünfzigprozenti- 
gen  Teuerungszuschlag  erhöht  worden. 

Näheren  Aufschluß  durch  die  be- 
tieiligten  Abfertigungpist eilen. 

München,  8.  Oktober  1919.  (1095) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Die  auf  Seite  39,  40,  41,  49  und  55 
des  Tarifheftes  C  Ib  feßtgesetzt-en 
Überfuhrgebühren  für  Bremen,  Bre- 
merhaven, Geeistemünde  und  Lehe 
werden  vom  1.  Dezember  ab  um  50  % 
und  soweit  diese  Gebühren  jetzt  1  Jl 
und  weniger  —  ohne  .Steuer  —  betra- 
gen, auf  das  Doppelte  erhöht. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  gmndet 
sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahnverkehrsordnung 
(BGBl.  1914,  Seite  455). 

Hannover,  im  Oktober  1919.  (1094) 
Bisenbahoidirektion. 


Gemeinschaftliches    Heft    C  I  b  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  13.  Oktober  1919 
ab  werden  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Nenstadt-Gogoliuer  Eisen- 
bahn für  Kohlensendimgen  dCkS  Aus- 
nahmetarifs   6     Fraohtzuschläge  .er- 


rfceSr 


hoben;  ferner  werden  die  im  VerfceSr 
mit  den  Bahnhöfen  der  Greifswald- 
Grimmener  und  der  Stralsund-Trib- 
screr  Eisenbahn  zu  erhebenden  Fracht- 
zuschläge für  Kohlensendungen  er- 
höht. Näheres  enthält  die  am  13.  Ok- 
tober 1919  erscheinende  Nummer  de.s 
Tarifanzeigers.  —  Das  alsbaldige  In- 
krafttreten der  Erhöhxmgen  gründet 
.sich  auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn- Verkehrsord- 
nuug  (RGBl.  1914„ß.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  9.  Oktober  1919.  (1091) 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Tiertarif    für  die  vollspurigeu 
Linien    der    Sächsischen  Staatseisen- 
bahnen,  Teil  II. 

Mit  Genehmigung  unserer  Aufsichts- 
behörde werden  mit  sofortiger  Gültig- 
keit die  besonderen  Ausführung&be- 
stimmungen  zur  Eisenbahn- Verkehrs- 
ordnung, Ziffer  6  (Begleiterfahrgeld) 
und  Ziffer  10  (Fahrtausweise  der  Be- 
gleiter) geändert.  Näheres  ist  aus 
unsei'm  Verkehrsanzeiger  ersichtlich ; 
auch  geben  die  Stationen  Auskunft. 

Dresden,  am  9.  Oktober  1919.  (1092) 
Gen.-Dir.  d.  Säehs.  Staatseisenbahnen. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Westfälische  Landes-Eisenbahn. 

Die  durch  unsere  Bekanntmachung 
vom  23.  August  1919  zum  1.  Oktober 
1919  angekündigte  Erhöhung  der  Per- 
sonen-, Güter-  und  Tiertarife  um  50%, 
sowie  die  Verdoppelung  der  besonde- 
ren Frachtzuschläge  der  Westfälischen 
Landeseisenbahn  sind  nach  Erteilung 
der  gesetzlichen  Ermächtigung  durch 
die  Aufsichtsbehörde  genehmigt  wor- 
den. 

Lippstadt.  1.  Oktober  1919  (1100) 
Die  Direktion. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Personentarif  für    den  Binnenverkehr 
der  Oldenburgischen  Staatsbahnen. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
werden  die  Prei&e  für  Monatsbahnsteig- 
karten auf  1  M  und  für  Zieitkarten 
zur  Aufbewahruno:  von  Fahrrädern  für 
Monatskarteninhaber  auf  2  Ji  und  für 
Wochenkarten  auf  0,50  Ji  erhöht. 

Oldenburg;,  8.  Oktober  1919.  (1098) 
Eisenbahndirektion. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,   Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.   Ritter  in  Berlin. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  S.  Hermann  &  Co.  in  Berlin  8W. 
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Berlin,  den  18.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


,  .  „  I'iese  Zeihingr  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
K.5f»ir  .F*  ^°H*''®  soustige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  us\y.  sind  an  die 
Bchriftlehunjr  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  eisenbahnverwaltuneen, 
amtliche  Bekanntmarlinns'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbahnverwaltuneen  beide  in  BerlinW.9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 
t-A  ^eitunsr  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M 
für  das  V  lerteljahr  bezogen  werden.  u  u  ^. 

h.nri'i.ll'  ZusendungunterStreifband  liefert  die  Verlairsbuch- 

tandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigpn  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  iL.  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  Torherige  Einsendung  von  40  Tf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
f^^n?'?*'*"*^''-'""  '^f'^'U^'i''  .rfie  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
^0  It.)  angenommen.  Bei  W lederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Ue'lasren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlaesbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.;  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerhuch.  noichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Xr.  lUOa 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  in.b.H. 

Cassel-Wilhelms  höhe 

Über  45000  Heifldampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 

f^^l  im  Betrieb  und  Bau  befindlicK 

====  Einbau  erfolgt  durch  die  lizenzberechtigten  Lokomotivfabriken  == 


DrucRscHriften  Rostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaaten 


3oSGphVögßte*MannM 


♦  Gdenh-Of ehscheibG  • 
Patente  in  allßn  Kulrupstaateii' 
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Zeltung  deB  Tereins 

ber  Eisenbahnverwaltungen. 


KNORR-BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Neue  Balinhofstr.  9/17. 

■ailaBd  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  —  Turin  1911:  2  Große  Preise. 

AbteUun^  I  für  Vollbahnen. 

'•■/"'■"C.H'»'"«"'« Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f.  Personen- u. 
Sohnellzuge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. »lektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwanen 
DoMpfluftpumpen,  em-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen' 
Fidernde  Kolbenringe.  Luflsauge- u.  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f  HeiBdamof- 
lokomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vvnträrmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokoomtiven! 

Abteilung  U  «ir  Strafsen-  und  Kleinbahnen. 

(Prtter  KontioenUlc  Brcuun  -  Gesellschaft  n.  k.  H.,   Tereinigt«  Christtnstn-  nd  Bekerbremsti) 

'•■J*,^''x".S.^*""''!?*f"  ^'"'•StraBen-ü.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen,  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Aohs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
•tenerung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkonipressoren,  Druckluflskndstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen  .  Bremsen- 
Elnstellvorrlchtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wlokelung  der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeug«  Relniouna 
•lektriaoher  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


Robert  Latowshi'sche  Läutewerke 

BRCSI^AU  XIII. 

Einfachste  KonstruKtion  aller  bestehciiden  Systeme. 

bisher  über  18000  Stück  geliefert.    (6999J 

A.  Dampfläutewerke  mit  Vorwärmer  d.r.p.io8604. 

50—700/0  Dampfersparnis. 

Anwarmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdampf;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  Va  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  LurtläutewerkemitPreßlurtbetrieb  d.g.m.5043S6. 

Bei    1  Atm.  arbeitend.    Neriaale  Schlagzahl  vob 

100  —  120  p.  Min.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versuchsfeld  im  der  TechruHochschule,  Berlin. 

Zu  A  und  Bi  Sofortiges  Ansprechen,  auch  bei  streng« 
ster  Bttlte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gang. 

Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 
—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden.  — 
■  "Billigste  Preise.  ■ 


Filzisolierplatte 


Beersotekt 


für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt  streichbarer  Isolieranstrich 
I  a    schwarzer  £isenlacK 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 


Ausfiihrung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 
^  J 


C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 


Fernspr.  A  1812,  A  1813 


Gütervorsteher 

zur  selbständigen  Leitung  einer 
umfangreichen  Güterabfertigung 
einer  Nebenbahn  gesucht.  Bewerber 
muß  in  allen  Fächern  des  Güter- 
und Kassendienstes  vollständig  ver- 
traut sein  und  Befähigung  hierzu 
nachweisen  können.  Angebote  er- 
beten unter  Eis.  7220  an  die  Anz.- 
Annahme  dieser  Zeitung  (Link- 
straße 23/24)  [7220] 


Tragbares,  zusammenlegbares 

IvADEMASS  H 

System:  Müller -IVitte  S 


fn 


Wllbelin  Engel 

Nied  b  Frankfurt  a.M 


Ersatz  für  feststehende  Lademafie 
Siehe  Vereinszeitnng  Nr.  34  von  1917 


Uebezeuge 


für  Elsenbah«»- 
werkstätten 


Winden 
Hebeböcke 
Krane 


[e96«i 


liefert  sofort 


G.  Wagner 

Berlin  S0.18 

Köpenickerstr.  71 


Reparaturen  an 
aUen  HetMieugea 
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Berlin,  den  18.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Zur  Frage  der  Organisation  der  Eeichs- 

ei&enbahnen.  (.icliiuii.) 
Der    Staatseisenbahnhaushalt    in  dier 

preußischen  LandesversammlunÄ. 
Nachrichten. 
Deutschland.  Verkehr&einnah- 
men.  —  Deutsches  Aus)fl«ichsamt.  — 
Einmalio:«  Beschaffun^jsbeihilfe  für 
die  preußischen  Beamten  und 
Staatsarbeiter.  —  Zum  Warenman- 
gel in  Oberschlesien.  —  Der  Bayer. 
Landeseisenbahnrat  —  Unterstaats- 
ßekretär  Stieler.  —  General  Groe- 
ner.  —  Personalnaclirichten. 


I  n  Ii  a  1  1 1 

Deutischösterreich.  Staats- 
bahndirektion Wien  Nordost.  — 
Verkehrseinschränkungen  wegen 
Kohlenmangels.  —  Eröffnung  der 
Lokalbahn  Peggau-Übelbach.  —  Die 
ungarische  Einlösungsrente  der 
Staatseisenbahngesellschaft-  —  Per- 
ßonalnachriichten. 

Tschecho  - slowakisches  Ge- 
biet. Schadenersatzansprüche  gegen 
die  Eisenbahn. 

Luxemburg.   Die  Eisenbahnfrage. 

tTbrige  europäische  Län- 
der.    Verkehrsverbindung  Ham- 


burg-Kopenhagen. —  Eröffnung 
der  schwedisch-finnischen  Verbin- 
dungsbahn. —  Deutsch-schwedische 
Verbindungen.  —  Elektrisierung 
italienischer  Bahnen  zum  Zwecke 
der  KohLenersparnis.  —  Beförde- 
rung von  97  000  Bergleuten. 
Fremde  Erdteile.  Die  Ostindi- 
sche Eisenbahn  im  Betriebsiahr 
1918/19. 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  Frage  der  Organisation  der  Reichseisenbahnen. 

(Schluß  aus  Nr.  78). 


Nach  den  Vorschlägen  Quaatz'  soU  auch  Bau  und  Betrieb 
getrennt  werdien.  Gerade  hier  ist  aber  unsere  heutige  Ein- 
richtung, nach  der  die  Unterhaltung  und  bis  zu  einem  be- 
stimmten Umfange  auch  der  Neubau  zur  Tätigkeit  des  Be- 
triebsamts gehört,  durchaus  zweckmäßig.  Die  Angabe  von 
Gründen  würde  zu  viele  Einzelheiten  erfordern.  Ich  verweise 
aber  auf  die  vielen,  scharfen  Direktionsverfügungen,  durch 
die  den  selbständigen  Bauabteilungen  immer  wieder  an«  Herz 
gelegt  wird,  doch  ja  auch  bei  Arbeiten,  die  «ich  nur  in  der 
Nähe  der  Betriebsgleise  abspielen,  nichts  ohne  Einverständnis 
des  Betriebsamts  zu  unternehmen.  Der  Wunsch,  wäre  sicher 
nicht  unberechtigt,  sogar  in  der  Dii^ektioa  Bau  und  Betrieb 
in  einer  Hand  zu  «eben.  Jedenfalls  wären  dann  oft  betrieb- 
lich schlechte  bauliche  Anlagen  vermieden  "worden.  Manche 
Anzeichen  lassen  auch  hier  darauf  schließen,  daß  gerade  auf 
administrativer  Seite  diese  voruehme  Aufgabe  des  betriebs- 
leitenden Technikers,  die  unbedingte  Beeinflussung  der  Aus- 
gestaltung der  Bahnanlagen  im  einzelnen  wie  im  großen, 
wenig  erkanut  ist.  Aus  Gründen  der  nötigen  Arbeitsteilung 
wird  «ich  dieser  Wunsch  nach  Zusammenlegung  der  beiden 
technischen  Gebiete  in  -edne  Hand  auf  der  Direktion  jedoch 
wohl  nie  durchführen  lassen. 

Inwieweit  ähnliche  Umstände,  wie  sie  im  Vorstehenden  für 
das  Betriebsamt  dargelegt  sind,  auch  bei  den  Mascbinen- 
ämtern  die  Leistung  ungünstig  beeinflußt  haben,  dies  auszu- 
führen, überlasse  ich  berufener  Seite.  Soweit  bauliche  An- 
lagen in  Frage  kommen,  ist  ja  bereits  oben  Einiges  gesagt. 
Die  Auffassung,  daß  der  Begriff  des  Amtes  als  solcher  ver- 
fehlt ist,  dürfte  jedenfalls  nicht  ohne  weiteres  hinzunehmen 
sein  und  nicht  zum  Anlaß  genommen  werden,  die  bestehende 
Organisation  zu  verdammen,  denn  bis  jetzt  isit  das  Betriebs- 
amt künstlich  zum  Betriebskrüppel  gemacht 

Der  Fortfall  der  jetzigen  Ämter  bat  nun  die  Gründung  von 
..Bahnämtern"  zur  Folge.    Der  Grundgedanke,  daß  besonders 


unsem  großen  Bahnhöfen  die  alles  umfassende  Spitz« 
heute  fehlt,  daß  damit  die  den  veiischiedenen  Ämtern  unter- 
stellten Stellen  trotz  des  Übereinandergreifens  ihrer  Arbeit 
nebeneinander  her.  wenn  nicht  sogar  gegeneinander  arbeiten, 
ist  ja  leider  nur  zu  richtig,  auch  daß  der  vermittelnde  Weg 
über  die  Ämter  schwerfällig  ist.  Frankreich  gibt  uns  für  die 
einheitliche  Spitze  das  Beispiel,  den  chef  de  gare.  Soweit 
ich  diesen  kenne,  ist  er  aber  in  seiner  Arbeit  sehr  generell 
und  repräsentativ.  Wir  würden  ihn  uns  anders  wünschen.  Hat 
denn  eine  solche  Spitze  heute,  wo  schon  das  Beherrschen 
eines  Spezialgebietes  kaum  mehr  möglich  ist,  noch  prakti- 
schen Wert?  Soweit  Betrieb  und  Verkehr  in  Frage  kommen, 
könnte  die  Frage  vielleicht  bejaht  werden.  Die  Ausbildung 
der  Betriebs-  und  Verkehrsbeamten  ist  bis  zum  Vorsteher 
eines  mittleren  Bahnhofs  jetzt  ja  die  gleiche.  Betrieb  und 
Verkehr  liegt  auch  bei  vielen  Bahnhöfen  zweiter  Klasse  noch 
in  einer  Hand,  ohne  daß  sich  bedenkliche  Schwierigkeiten 
infolge  der  gleichzeitigen  Stellung  unter  Betriebs-  und  Ver- 
kehrsamt ergeben  hätten.  Auch  der  Wunsch  nach  Personal- 
ausgleich ohne  Mitwirkung  der  Ämter  wäre  damit  erfüllt. 

Den  maschinentechnischen  Dienst  und  dessen  Anlagen  auch 
dem  Oberbahnhofsvorsteher  der  neuen  Form  zu  unterstellen, 
ist  aber  wohl  unmöglich.  Soviel  Spezialkenntnisse  kann  sich 
dieser  Beamte  nicht  aneignen.  Er  bleibt  Figur.  Je  höher  die 
Instanzen,  lun  so  eher  ist  es  möglich  —  ob  zweckmäßig,  sei 
dahingestellt  — ,  einem  Nichtfachmann  leitende  Befugnisse 
über  mehrere  Arbeitsgebiete  zu  übertragen.  Aber  schon  bei 
der  Stellung  eines  Oberbaurats  wird  man  eine  etwaige  Über- 
tragung der  Leitung  des  Betriebsmaschinendienstes  auf  den 
betriebstechnischen  Oberbaurat  kaum  für  zweckmäßig  halten. 
Je  mehr  man  sich  auf  dem  Instanz-enweg  den  ausführ>enden 
Stellen  nähert,  um  so  größer  wird  und  muß  der  Drang  nach 
Spezialgebieten  werden. 

In   betriebsöchwierigen    Zeiten    ist   der  Oberbahnhofsvor- 
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Steher  ein^es  großen  Bahnhofs  schon  heute  nicht  mehr  in  der 
Lao-e,  seinen  Bahnhofsbetrieb  ohne  die  Hilfe  einer  Bahnhofa- 
zugkontrolle  oder  Bahnhofsbetriebsaufsicht  zu  übersehen. 
Seine  Stütze  in  vergangenen  Jahren,  der  Fahrdienstleiter, 
kann  bei  den  großen  Bahnhofsanlagen  seine  Gewalt  über  die 
Bezirke  nicht  mehr  richtig  handhaben,  denn  er  übersieht  nicht 
mehr,  welche  Fahrten  zu  bestimmten  Zeiten  zu  bevorzugen 
sind.  Er  wird  von  den  eigenmächtigen  Handlungen  der  Be- 
zirke geschoben.  Zur  sachgemäßen  Leitung  des  gesamten 
BahnhofsbetriEbsdienstes  wird  man  den  Fahrdienstleiter  auf 
großen  Bahnhöfen  daher  nach  der  Art  einer  Betriebsaufsicht, 
jedoch  mit  größerer  Befehlsgewalt,  umbilden  müssen.  Hier 
wird  auch  das  Bindeglied  zwischen  Betriebsdienst  und  Ma- 
schinendienst Platz  finden.  Wenn  möglich,  dürfte  es  der  neue 
Fahrdienstleiter  durch  entsprechende  Ausbildung  selbst  .sein. 
Im  übrigen  wäre  aber  der  maischinentechnische  Teil  vollkom- 
men abgetrennt,  wie  jetzt,  zu  behandeln.  Man  könnte  diesen  ja 
sogar  räumlich  viele  Kilometer  weit  von  dem  Bahnhof,  dem 
er  dient,  unterbringen,  ohne  dem  Bahnhofsbetrieb  zu  schaden. 
Diesen  berühren  die  Lokomotiven  doch  erst,  wenn  sie  den 
Schuppen  oder  den  Hof  der  Betriebswerkmeisterei  verlaSisen, 
also  aktiv  auftreten.  Die  Bahnämter,  die  aus  mehreren  Bahn- 
höfen bestellen,  sind  wohl  nur  als  Folge  der  Bahnämter  der 
großen  Bahnhöfe  zu  betrachten. 

An  den  heutigen  Bahnmeistereien  wäre  die  ihnen 
aufgezwungene  Tätigkeit  in  Schwachstromanlagen  zu  bemän- 
geln. Ein  Spezialgebiet  ist  hier  Beamten  übertragen,  die  je 
nach  ihrer  Veranlagung  vielleicht  viel,  oft  aber  auch  gar  kein 
Interesse  für  dieses  Gebiet  haben. 

Die  Direktionen  sollen  unter  dem  Namen  Betriebsr 
direktionen  ja  im  wesentlichen  bestehen  bleiben.  Ihre  Bezirke 
sollen  jedoch  teilweise  kleiner  wexden.  Ob  dies  zweckmäßig 
ist,  erscheint  fraglich.  Die  beute  schwerfällige  Arbeits- 
leistung besonders  der  großen  Direktionen  wird  die  Begrün- 
dung wohl  nicht  ohne  weiteres  abgeben.  Warum  soll  man 
nicht  auch  diese  wieder  in  ihrer  Leistumg  auf  die  Höhe  brin- 
gen können,  indem  man  sie,  wie  vorgesehen,  vor  allem  selb- 
ständiger macht?  Wird  es  für  ihre  Leistung  dann  nicht  auch 
von  größtem  Vorteil  sein,  wenn  die  administrative  Verwal- 
tung durch  die  kaufmännische  ersetzt  wird?  Allerdings 
müssen  wir  alle  uns  erheblich  umgewöhnen.  Die  Flucht  der 
Dezernentenzimmer  wird  fallen  müssen,  ebenso  wie  die  Be- 
griffe der  Büros.  Bei  der  Betriebsabteilung  und  der  Abtei- 
lung für  Lokomotivbetriebsdienst  liegen  die  Zimmer  der  Kon- 
trollöre  und  Expedienten  heute  schon  teilweise  in  erreichbarer 
Nähe  der  Zimmer  der  Dezernenten,  und  man  kann  diese  schon 
recht  oft  in  jenen  Zimmern  antreffen.  Die  Not  der  Zeit  hat 
hier  schon  gewirkt.  Die  Zimmer  der  Expedienten  müssen  bei 
weiterem  Fortschreiten  so  sachgemäß  wie  möglich  zwischen 
die  Dezernentenzimmer  eingeschaltet  werden.  Dasselbe  gilt 
naturg>emäß  auch  für  die  Baudezernenten  und  das  technische 
Büro  sowie  auch  für  die  administrativen  Dezernenten  mit  dem 
Zentralbüro  und  der  Liegenschaftsabteilung.  Bei  der  dann 
erreichten  Verkürzung  der  Wege  wird  sich  auch  der  zur  Eück- 
sprache  bestellte  Expedient  nicht  scheuen,  zur  vorübergehen- 
den Aufnahme  seiner  Arbeit  wieder  zurückzukehren,  wenn 
sein  Dezernent  nicht  frei  ist.  Durch  Teilung  der  Kanzleien 
wird  man  sicher  eine  Keinschrift  vor  den  heute  nötigen 
48  Stunden  erhalten  können.  Man  wird  sich  aber  von  vorn- 
herein auch  darüber  klar  sein  müssen,  daß  zur  Durchführung 
dies-er  von  Quaatz  in  großen  Zügen  dargelegten  Neuordnung 
erhebliche  Umbauten  der  Verwaltungsgebäude  nötig  sind, 
denn  auch  deren  Grundriß  ist  entsprechend  der  heutigen  Ord- 
nung administrativ. 

Neben  dem  anscheinenden  Versagen  der  Ämter  liegt  das 
größte  Übel  unserer  heutigen  Organisation  wohl  in  dem 
Sprung  von  der  Direktion  zum  Minister.  Dieser  Sprung  löste 
im  Kriege  das  Nebenprodukt  der  Generalbetriebsleitung  West 
aus.  Der  Bezirk  der  Zentralstelle  ist  mit  Eücksicht  auf  ihre 
Tätigkeit  viel  zu  groß,  ein  Übelstand,  der  noch  schlimmer 


wird  beim  Hinzutreten  der  Bahnen  der  nicht-preußischeii 
Staaten.  Hier  setzt  daher  auch  Herr  Quaatz  das  Zwischen- 
glied der  Generaldirektionen  ein.  Bei  Beibehaltung  der  be- 
stehenden Organisation  von  der  Direktion  aufwärts!  würde 
hier  also  eine  neue  Instanz  eingeschaltet.  Umständlichere 
Gestaltung  des  Geschäftsganges  von  der  Zentrale  aufwärts 
wurde  damit  schon  von  anderer  Seite  befürchtet.  Diese  Be- 
denken sind  jedoch  wohl  nicht  begründet,  wenn,  wie  beabsich- 
tigt, das  heutige  Ministerium  mit  Zentralamt  aufgelöst  wird, 
und  in  denkbar  weitester  Zuständigkeit  die  Generaldirektionen 
an  seine  Stelle  treten.  Zu  fragen  wäre  hier  einerseits,  ob 
nicht  die  Arbeit  des  geplanten  Eeichseisenbahndirektoriums 
noch  mehr  als  in  den  Vorschlägen  Quaatz'  zugunsten  der 
G-e^neraldirektionen  begrenzt  werden  kann.  Könnten  z.  B. 
nicht  die  Vorschriften  bezüglich  Verwaltung,  Betriebsführung. 
Wirtschaftsfühi-ung  und  dergl.  der  Bearbeitung  von  Aus;- 
schü&sen  der  Generaldii-ektionen  überlassen  bleiben  und  dem 
Verwaltungsrat  annahmefertig  durch  das  Direktorium  vor- 
gelegt werden"?  Sind  andererseits  die  von  Herrn  Quaatz  ange- 
deuteten Abgrenzungen  der  Generaldirektionen  nicht  noch  zu 
klein  gedacht? 

Man  kann  sich  an  Hand  der  Beschreibung  und  der  Tabelle, 
die  wir  bei  Quaatz  finden,  weder  über  sie  noch  über  die 
Direktionen  ein  ausreichendes  Bild  bezüglich  ihres  Umfangs 
machen.  In  Anlehnung  an  die  Bezirke  der  heutigen  Direk- 
tionen sollen  die  großen  Direktionen  beschnitten  werd'en. 
Man  kommt  dabei  auf  etwa  25.  Multipliziert  man  jedoch  die 
in  dem  Schema  der  Tabelle  angegebenen  Mindcstzahlen  der 
Generaldirektionen  mit  der  Höchstzahl  der  Betriebsdirek- 
tionen, so  erhält  man  zwei  Zahlen  4  . 8  =  32  und  7  . 6  =  42.  Das 
Bild  ist  also  recht  schwankend.  Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  bei 
der  Gegenüberstellung  der  Schemen  der  alten  und  neuen  B^e- 
triebsverwaltung  in  der  Tabelle  III  der  Druckschrift  die  Bil- 
der doch  sehr  zuungunsiten  der  alten  Verwaltung  dargestellt 
sind.  Die  Zahl  der  in  die  Augen  springenden  Pfeile 
ist  nämlich  bei  der  neuen  Verwaltung  deshalb  verblüffend 
gering,  weil  die  Bahnämter  als  Ende  angenommen  sind  und 
ein  dickes  Bündel  Pfeile  im  Vergleich  zum  andern  Schema 
fehlt.  Sollte  dieses  fehlend^e  Pfeilbündel  nicht  auch  schon 
den  Augen  sagen,  daß  der  Umfang  der  Bahnämter  doch  recht 
umfassend  ist?  , 

Die  Zahl  der  Generaldirektionen  müßte  wohl  möglichst  ge- 
ring sein,  da  sonst  die  Gefahr  nahe  liegt,  daß  eine  solche 
Generaldirektion  an  den  Grenzen  eines  Staates  halt  macht  und 
der  einheitliche  II  e  i  c  h  s  eisenbahngedanke  damit  wieder  ge- 
schädigt vdrd.  Auch  politisch  wäre  eine  Verwischung  der 
Grenzen  der  Einzelstaaten  auf  diesem  Wege  vielleicht  zu  be- 
grüßen. 

Nicht  alle  Wirtschaftsgebiete  haben  den  Umfang  desjenigen 
des  Ruhr-Moselverkehrs,  und  auch  die^ses  erscheint  für  den 
Bezirk  einer  Generaldirektion  noch  nicht  umfangreich  genug. 
Die  Tätigkeit  der  G.  B.  L.  W.  bewegte  sich  meines  Wissens 
auch  in  noch  größerem  Rahmen,  wenn  auch  der  Euhr-Mosel- 
verkehr  wohl  den  größten  Teil  ihrer  Tätigkeit  beanspruchtev 
Bei  solchem  Umfang  werden  die  Generaldirektionen  auch  die 
durchgehenden  Zugverbindungen  besser  in  eigener  Zuständig* 
k-eit  behandeln  können.  Die  Begrenzung  der  Größe  der  Be- 
zirke der  Generaldirektionen  nach  oben  hin  ist  ja  gegeben 
durch  die  beim  bestehenden  Ministerium  gemachten  Erfah- 
rungen. Die  Nähe  dieser  Erfahrungsgrenze  wäre  aber  viel- 
leicht anzustreben. 

Wenn  eine  Eisenbahnstrecke  mit  Dampflokomotivbetrieb  in 
schnell  steigendem  Maße  eine  höhere  Leistung  hergeben  solL, 
so  ist  damit  noch  nicht  der  Grund  gegeben,  sie  zu  elektrisieren, 
,  besonders  wenn  die  Erfahrungen  über  einen  elektrischen  Be- 
trieb noch  gering  sind  und  die  Kraftquellen  nicht  direkt  bei 
der  Hand  liegen.  Andere  Maschinen  und  vergrößerte  Bahn- 
anlagen mit  mehr  Bewegungsfreiheit  werden  die  alte  Betriebs- 
weise vielleicht  als  erheblich  vorteilhafter  zeigen.    Genau  so 
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in  der  uns  so  bewegenden  Frage  der  Organisation  d)er  künf- 
tigen Eeiclisbahnen. 

Der  Mängel  der  Organisation  der  preußischen  Bahnen,  die 
der  Betrachtung  zugiiinde  liegt,  war  man  sich  noch  im  ersten 
Kriegsjahr  wenig  bewußt.  Ein  jeder  bestaunte  damals  noch 
die  Leistungen  der  Eisenbahn.  Heute  genügt  ihre  Leistung 
nicht.  Überall  zeigen  sich  diese  großen  Mängel.  Deren 
Hauptschuld  findet  man  angeblich  in  der  Organisation  der 
Betriebsverwaltung.   Sie  muß  daher  durch  eine  bessere  ersetzt 


werden !  Vor  di.&sem  Entschluß  isteht  wohl  die  Frage :  Welche 
Mängel  hat  die  bestehende  Organisation,  und  lassen  sich  diese 
Mängel  nicht  so  beeeitigen.  daß  aus  der  jetzigen  Organisation 
eine  leistungsfähige  entsteht?  Diese  Frage  ist  in  Fachkreisen 
gesprächsweise  vielfach  erörtert.  Bis  in  alle  Einzelheiten 
von  Fachmännern  jeder  Eichtung  zusamm.engestelltes  Material 
ist  aber  bisher  nicht  bekannt  geworden.  Möchten  die  vor- 
stehenden Ausführungen  dazu  anregen ! 


Der  Staatseisenbalmhaushalt  in  der  preußischen  Landesversammlung. 


Die  von  dem  preußischen  Eisenbahnminister  am  8.  und  9.  Ok- 
tober bei  der  Beratung  des  Haushalts  der  Staatseisenbahn- 
ver«altung  (vergl.  Nr.  78  S.  829  d.  Ztg.)  gehaltenen  Rede  hatte 
folgenden  Wortlaut : 

Meine  Damen  und  Herren!  Die  Auffassung,  der  die  beiden 
Herren  Redner  Ausdruck  gegeben  haben,  beruht  darauf,  daß 
hier  der  Osten  unterschiedlich  vom  Westen  behandelt  wird, 
und  daß  gewissermaßen  die  Bürger  des  Ostens  als  Bürger 
zweiter  Klasse  behandelt  würden.  Ich  muß  mich  i^anz  ent- 
schieden gegen  diese  Auffassung  verwahren.  Es  liegt  mir 
durchaus  fern,  irgend  jemand  als  einen  Bürger  zweiter  Klasse 
zu  behandeln,  und  vor  allen  Dingen  liegt  mir  fern,  irgendeine 
Tendenz  etwa  gegen  den  Osten  obwalten  zu  lassen  in  den  Maß- 
nahmen der  Eisenbahnver\valtung.  (Zurufe.)  —  Ja,  ich  weiß, 
daß  ich  eine  groß-e  Reihe  von  Stiefkindern  habe:  jeder  Lan- 
desteil behauptet  von  sich,  er  würde  als  Stiefkind  von  der 
Eisenbahnverwaltung  behandelt.  Das  trifft  natürlich  nicht 
zu.  sondern  die  Eisenbahn  wird  rein  aus  technischen  und  all- 
gemein iandeswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  heraus  ver- 
waltet, und  die  Begründung  der  Maßnahme,  zu  der  wir  uns 
hier  notgedrungen  haben  entschlielkn  müssen,  deren  Schwere 
und  Härte  wir  durchaus  anerkennen,  von  der  wir  wissen,  daß 
sie  als  geradezu  unerträglich  von  den  betreffenden  Landes- 
teilen  aufgefaßt  werden  muß,  liegt  eben  in  den  schwierigen 
Betriebsverhältnissen,  unter  denen  wir  augenblicklich  stehen. 
Ich  bin  zu  meinem  lebhaften  Bedauern  genötigt,  zu  sa^-en,  daß 
die  Verhältnisse  in  den  nächsten  Wochen  und  MonaFen  vor- 
aussichtlich kaum  besser,  sondern  eher  noch  schlechter  wer- 
den diuffen.  (Zurufe.)  —  Seit  ich  an  dieser  Stelle  stehe, 
werden  Sie  von  mir  hoffentlich  den  Eindruck  erhalten  haben, 
daß  ich  mein  Amt  ernst  und  gewissenhaft  auffasse.  Ich  be- 
rufe mich  auf  die  Ausführungen,  die  ich  in  diesem  hohen 
Hause  und  auch  außerhalb  gemacht  habe,  in  denen  ich  immer 
wieder  und  wieder  darauf  hinweisen  mußte,  wie  schwierio-  die 
X  erhältnisse  der  Eisbeubahnverwaltung  sind,  und  daß  wenn 
eine  durchgreifende  Besserung  nicht  zu  erzielen  i.st  'wir  in 
den  Herbstmonaten  vor  eine  ernste  Katastrophe  gestellt  wer- 
den können.  Es  ist  bisher  nicht  gelungen  die  Versorguno- 
mit  Kohlen,  die  Versorgung  mit  Lokomotiven  und  die  allere'^ 
meinen  Leistungen  im  Betriebe  und  in  den  Werkstätten  auf 
bringen,  daß  wir  von  so  eiuschneiden- 
den  Maßnahmen,  wie  sie  hier  durchgeführt  werden  mußten 
absehen  können. 

Wenn  Sie  nun  fragen:  warum  wird  diese  Maßnahme  nicht 
allgemein  sondern  nur  für  den  Osten  durchgeführt?  so  beruht 
das  darauf,  daß  sie  getroffen  worden  ist  im  Hinblick  auf  das 
oberschlesische  Kohlenrevier,  auf  die  Vorräte,  die  dort  auf 
den  Halden  vorhanden  sind  und  die,  raeine  Damen  und 
Herren,  nach  gewi.ssenhafter  Erwägung  abgefahren  sein 
müssen,  bis  der  Friedensvertrag  zur  Durchführung  gebracht 
u    r  ^'^^  '^^^^■^  ™Ö!rlich  ist,  sie  im  normalen  Betriebe 

abzufahren,  mu.^sen  wir  die  hier  besprochene  Maßnahme  so 
schnell  wie  möglich  durchführen,  um  diese  Vorräte  dem  ein- 
heimischen Wirtschaftsleben  nicht  etwa  verloren  gehen  zu 
lassen.  Diese  Maßnahme  nun  zugleich  auf  den  Westen  auszu- 
dehnen, wo  *ie  zurzeit  noch  nicht  notwendig  ist.  aber  eben- 
falls notwendig  werden  kann,  wäre  meines  Erachtens  eine 
Handluncr  des  verantwortlichen  Ministers,  die  er  nicht  ver- 
treten könnte.  Denn  nur  um  eine  Gleichmäßigkeit  herzu- 
stellen, den  Westen  im  gegenwärtigen  Augenblick  ebenso  zu 
behandeln  wie  den  Osten,  wo  es  notwendig  geworden  ist,  das 
könnte  ich  betrieblich  nicht  rechtfertigen  und  deshalb  auch 
vor  dem  Lande  nicht  vertreten.  Aber  ich  wiederhole  und  be- 
tone, daß  die  Wahrscheinlichkeit  oder  die  Möglichkeit  einer 
solchen  Einschränkung  für  den  Wösten  sich  durchaus  ergeben 
könnte,  und  daß  ich  dann  zu  weitergehenden  Maßnahmen  auch 
dort  schreiten  muß.  Es  kann  notwendig  werden,  daß  wir  den 
Personenverkehr  so  gut  wie  vollständig  einstellen  (Hört, 
hört!),  daß  wir  nur  noch  den  Arbeiterverkehr  und  den 
notwendigsten    Geschäftsverkehr,   den    Nahrungsmittel-,  den 


Milch-  und  den  Postverkehr  aufrechterhalten,  um  die  Versor- 
gung des  Landes  mit  Lebensmitteln  und  Kohle  eiaigermaf)en 
sicherzustellen.  Stehe  ich  vor  der  Frage,  ob  ich  die  Nahrungs- 
mittel und  die  Kohle  nicht  dorthin  transportieren  soll,  wo  sie 
dringend  gebraucht  werden,  dafür  aber  den  Personenverkehr 
aufrechterhalten  kann,  dann  bleibt  eine  andere  Entscheidung 
nicht  mehr  möglich,  als  daß  der  Personenverkehr  zurückge- 
drängt werden  muß,  weil  das  Wirtschaftsleben  des  Landes 
und  die  Ernährung  der  Bewohnerschaft  doch  noch  notwen- 
diger sind  als  der  Personenverkehr.    (Sehr  richtig!) 

Wie  sind  die  Zustände  entstanden'?  —  Vergessen  Sie  nicht, 
daß  die  deutschen  Staatsbahnen  5(X)0  der  allerbesten  und 
leistungsfähigsten  Lokomotiven  an  die  Entente  abzugeben 
hatten.  Diese  5000  Lokomotiven  fehlen  uns  überall,  während 
die  Entente  den  erhoften  Nutzen  dr.von  nicht  gehabt  hat;  denn 
soviel  wir  wissen,  stehen  die  Lokomotiven  kalt  auf  den 
Strecken  und  verrosten,  während  unser  Wirtschaftsleben  da- 
durch Not  leidet.  Hätten  wir  diese  5000  Lokomotiven  zur  Ver- 
fügung, dann  brauchten  wir  nicht  so  zu  verfahren.  Nun  läßt 
sich  nicht  verschweigen,  daß  jetzt  die  Wochen  und  Monate 
kommen,  in  denen  sich  an  unserem  Volke  die  Streiklust 
bitter  rächen  wird,  die  im  Frühjahr  und  im  Sommer  herrschte. 
(Sehr  richtig!)  Damals  hätten  wir  Kohlen  abtransportieren 
können.  Es  ging  nicht,  weil  der  Betrieb  in  den  Bergwerken, 
bei  den  Staatseisenbahnen  allenthalben  stillgelegt  wurde. 
Diese  Wochen  und  Monate,  die  uns  verloren  gegangen  sind, 
lassen  sich  nicht  wieder  einholen,  und  wenn  nun  die  harte 
und  schwere  Periode  kommt,  in  der  es  an  Kohlen  und  Nah- 
rungsmitteln fehlt,  in  der  die  Unternehmungen  vor  den  Zwang 

,  gestellt  werden  können,  ihren  Betrieb  einzustellen  aus  Mangel 
an  Kohlen,  dann  werden  jene,  die  diese  Streiks  hervorgerufen 
haben,  die  Verantwortung  für  diese  Zustände  nicht  von  sich 
abwälzen  können.  Es  rächt  sich  eben  auch  am  Volk  alles, 
was  im  Volk  gesündigt  wird. 

Eine  große  SchAvierigkeit  ist  für  uns  auch  heute  noch  die 
K  o  h  le  n  V  e  r  s  o  r  g  u  n  g.  Wir  sind  nicht  genügend  mit  Be- 
triebskohlen verseben;  wir  bringen  es  nicht  über  einen 
Durchschnittsbestand  von  neun  Tagen,  während  wir  min- 
destens für  20  Tage  Kohlen  haben  müßten,  um  einigermaßen 
wirtschaftlich  verfahren  zu  können.  Einige  Direktionen  haben 
nur  noch  für  vier,  fünf,  sechs  Tage  Kohlen  im  Durchschnitt, 

•  d.  h.  daß  an  vielen  Betriebsorten  die  Kohle  mangelt  und  nun 
die  Lokomotiven  lange  Wege  zurückzulegen  haben,  um  be- 
kohlt zu  werden,  oder  daß  die  Kohlen  erst  mal  innerhalb  des 
Direktions bezirkes  hin-  und  hergeschoben  werden  müssen,  da- 
mit sie  an  die  Stelle  kommen,  wo  sie  gebraucht  werden.  Das 
kostet  Menschen,  Material  und  Feuerung,  ohne  daß  damit 
irgend  etwas  genützt  wird,  und  all  unser  Drängen  nach  einer 
besseren  BeKeferung  mit  Kohlen  hat  bisher  noch  keinen  Er- 
folg gehabt. 

Aber  nicht  nur  darin  liegen  die  großen  Schwierigkeiten, 
sondern  vor  allen  Dingen  auch  in  der  schlechten  Be- 
schaffenheit der  Kohle.  Unsere  Lokomotiven  sind 
auf  gute  Lokomotivkohle  eingerichtet:  die  bekommen  wir 
heute  nicht  mehr.  Wir  müssen  die  Kohle  nehmen,  die  wir 
eben  bekommen,  wir  müssen  im  grofkn  Maßstab  Koks  ver- 
feuern, der  für  uns  unwirtschaftlich  ist.  Aber  in  dieser  Kohle 
sind  nun  auch  Beimischungen,  Steine  vor  allem,  der  soQe- 
nannte  Berg,  die  die  Qualität  weit  herunterdrücken.  Wir 
haben  festgestellt,  daß  wir  Tag"  für  Tag  4000  Waagen  Steine 
fahren,  die  als  Kohle  deklariert  sind  (Hört,  hört!),  die  als 
Kohle  bezahlt  werden  müssen,  also  Steine  als  Beimischung 
in  der  Kohle, 

Aber  nicht  nur  das !  Wenn  nun  eine  solche  schlechte  Kohle 
unter  die  Lokomotive  kommt,  so  gibt  sie  natürlich  keine 
Hitze,  keinen  Dampf.  Der  Zug  bleibt  auf  der  Strecke  liegen. 
Der  schlechte  Bestandteil  muß  ausgeklaubt  werden  aus  der 
Kohle.  Der  Zug  liegt  ein  oder  zwei  Stunden,  bis  die  Lokomo- 
tive wieder  Dampf  hat  und  weiterfahren  kann.  Die  Folge 
davon  ist .  nicht  nur.  daß  di'Cser  eine  Zug  stillsteht,  sondern 
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daß  die  ganze  Reihe  voa  Zügen,  die  ßich  hinter  ihm  befinden, 
ebenfalls  zum  Stillstehen  gezwungen  sind,  daß  sich  die  Loko- 
motiven alle  unter  Dampf  befinden,  daß  die  Feuerung  nutzlos 
vergeudet  wird  und  die  größten  Stockungen  in  dem  ganzen 
Betrieb  eintreten,  Stockungen,  die  wirtschaftlich  nicht  nur 
schädlich  sind,  die  auch  das  Personal  unnötig  belasten  und 
uns  den  Betrieb  im  außergewöhnlichen  Maße  erschweren.  Da- 
durch meine  Heri-en  und  Damen,  kommt  das,  was  der  Techniker 
die  „Dickf  lüj&sigkeit  des  Betriebes"  nennt.  Wir  würden  vielleicht 
mit  unserem  Material  noch  auskommen  können,  wenn  der  Be- 
trieb so  flott  vonstatten  ging-e,  wie  es  früher  der  Fall  gewesen 
ist.  Aber  zu  derselben  Lreistung,  zu  der  wir  früher  10  000 
Wagen  gebraucht  hätten,  brauchen  wir  heute  25  000  Wao-en 
(Hört,  hört!),  weil  der  Verkehr  entsprechend  langsam  ist,  und 
es  trotz  aller  Anstrengungen,  die  wir  machen,  nicht  möglich 
ist,  eine  Beschleunigung  des  Verkehrs  durchzusetzen. 

Das  hegt  an  einer  ganzen  Eeihe  von  Umständen,  zum  Teil 
auch  an  den  Schwierigkeiten,  die  aus  der  Umstellung  von  dem 
früheren  in  den  jetzigen  Zustand  bestehen,  an  der  Durchfüh- 
rung des  Achstundentages,  an  der  notwendigen  Mehrleistuno- 
die  durch  die  Unregelmäßigkeiten  eintritt  usw.  Es  lieo-t  mit 
an  den  Verheerungen,  die  der  Krieg  hervorgerufen  hat"  Ver- 
heerungen, die  nicht  nur  das  rollende  Material  und  die  An- 
lagen getroffen  haben,  sondern  auch  die  Menschen;  denn  die 
Menschen  leisten  eben  heute  in  der  Staatseisenbahnverwaltung 
ebenso  wenig  wie  in  den  übrigen  industriellen  Betrieben  das 
normale  Maß  von  früher.  Auch  auf  die  Vorgesetzten  wirken 
die  Verhaltnisse  em.  Es  wird  nicht  mit  dem  Druck  und  der 
Energie  gearbeitet  wie  früher;  auch  das  ist  eine  Folo-e  eine 
Nachwirkung  des  Krieges.  Während  des  Krieges  mußte  von 
außen  in  die  Staatseisenbahn  Verwaltung  hineingearbeitet  wer- 
den, Verordnungen  mußten  erlassen  werden  unter  dem  Druck 
der  Verhaltnisse,  die  die  Verantwortung  von  den  Voro^esetzten 
wegnahmen  und  m  andere  Instanzen  legten.  Die  Umschaltuno- 
nun  daß  der  Vorgesetzte  selbst  wieder  dem  Lande,  dem  Be- 
triebe gegenüber  verantwortlich  ist,  daß  er  die  PfUcht  hat 
dafür  zu  sorgen,  den  Betrieb  wieder  flott  zu  gestalten,  diese 
Umschaltung  durchzusetzen,  ist  in  der  Kürze  der  Zeit  bisher 
nicht  gelungen.  Ich  darf  von  dieser  Stellte  au«  den  Appell  an 
alle,  an  Arbeiter,  an  Beamte,  an  Vorgesetzte  und  Untergebene 
wiederholen,  daß  sie  der  Pflicht  eingedenk  seien,  die  sie  dem 
Lande  gegenüber  haben,  und  daß  sie  als  Arbeiter  und  Beamte 
eines  sozialisierten  Unternehmens  nun  auch  das  tun,  was  wir 
unmer  als  die  Folge  und  das  Ziel  der  Sozialisierung  hören- 
daß  sozialisieren  heißt  mehr  leisten.  Von  diesen  Mehr- 
leistungen sind  wir  heute  noch  entfernt  (Sehr  wahr!  und  Zu- 
rule  rechts)  ;  wir  bemühen  uns.  sie  herbeizuführen 

O?/^.  ^If^^tF"""^  Schnellzugverkehrs  im 

Usten  ist  nicht  nur  aus  den  Gründen,  die  ich  schon  vorhin 
andeutete,  sondern  auch  aus  dem  ganzen  Zustande  des  Be- 
Vorffnf ''''Fr''^'^  geworden  Wir  brauchen  die  sogenannte 
in^fi  r  K  *  '^^^  größten  Schwierigkeiten  verbunden, 
A  A-  <^™t>ejibezirke  das  notige  Leermaterial  hineinzubringen 
und  die  beladenen  Zuge  von  dort  abzufahren.  Diese  Schwiericr. 
üb^  P^Pn  p^''""^  multipliziert,  daß  wir  die  Bahnstrecken 
Uber  Pos-en  und  Gnesen  nicht  mehr  zur  Verfügun^r  haben  und 
geno  Igt  smd,  große  Umwege  zu  fahren  und  BahSstreSn  zu 
benutzen  die  für  diesen  starken  Verkehr  nicht  eingerichtet 
Äl^^Mf  hindurch  müssen  und  den 

Betrieb  nicht  so  in  der  Hand  haben  wie  vor  dem  Kriege  weil 
ofes?  von''.^"""  Abfahrtstraßen  im  besetzten  Gebif?'lSgt 
Diese  von  uns  unabhängigen  Umstände  verpflichten  uns  zu 
wirtschaftlichen  Mehrleistungen  und  großen  Umwegen  und 
gestalten  den  Betrieb  sehr  schwierig.  i^mwegen  una 

nr^Xr^tiH^rr'^r  •  ""^^^  ^^^^^'^  allgemein;  auch  Ost- 
Ei!  *  täglich  dringend  um  mehr  Kohlen,  um  bessere 

Kohlen  versorgung.  Es  ist  unmöglich,  die  Kohlen  Versorgung 
und  die  Menschenbeförderung  jetzt  gleichmäßig  durohzu- 
fuhren.  Es  mußte  eingegriffen  werden.  Die  Strecken  müssen 
freigemacht  werden;  es  müssen  Lokomotiven  für  den  Kohlen- 
verkehr gewonnen  werden,  wozu  auch  die  Schnellzugslokomo- 
tiven tauglich  sind.  In  letzter  Zeit  ist  der  Mangel  an  Leer- 
wagen besonders  groß  geworden.  Das  hängt  wohl  zum  Teil 
mit  den  Leistungen  zusammen,  die  wir  für  die  Entente  durch- 
zutuhren  gezwungen  sind,  indem  wir  Kohlen  nach  Frankreich 
zu  tahren  haben.  Der  Eückstrom  der  Leerwagen  aus  Frank- 
reich ist  außerordentlich  langsam  (Hört,  hört!)  wir  bekom- 
men die  Leerwagen  nicht  wieder  in  die  Hand.  (Hört,  hört') 
Daneben  sind  an  uns  größere  Anforderungen  durch  den  Rück- 
transport der  Gefangenen  gestellt  worden.  Es  ist  ganz  selbst- 
verständlich, daß  durch  die  Schuld  der  Staatseisenbahnverwal- 
tung nicht  ein  einziger  Gefangener  auch  nur  eine  Stunde  länger 
im  feindlichen  Lande  bleiben  soll,  als  unbedingt  notwendig  ist. 
Wir  müssen  also  diese  Verkehre  leisten,  sie  gehen  allen 
anderen  vor. 

Nun  stehen  wir  jetzt  vor  dem  Herbstverkehr.  Wir 
müissen  damit  rechnen,  daß  außergewöhnüohe  Anforderungen 


an  uns  «esteUt  werden.  Eüben,  Kartoffeln,  Getreide  müssen 
t>etordert  werden,  daneben  müssen  auch  Kohlen  befördert 
werden.  Alle  diese  Anforderungen,  die  sich  in  den  nächsten 
Wochen  fortgesetzt  steigern  werden,  die  größer  sein  werden 
als  es  der  gegenwärtige  Zustand  der  Staatseisenbahnen  erlaubt' 
müssen  einigermaßen  befriedigt  werden.  Da  bleibt  keine  andere 
Möglichkeit  übrig,  als  den  Personenverkehr  in  dem  Maße  ein- 
zuschränken, wie  es  für  die  Beförderung  der  Güter  notwendi<r 
ist.  Da  nun  die  gegenwärtige  Stockung  im  Osten  entstandet 
^-u^^^K^^^  4*"^  ^^'^  bezieht,  war  es  ganz  selbstver- 
änR?in  '  rp^'^'''  Personenverkehr  im  Osten  einschränken 
mußten.  (Rufe  rechts:  Aber  nicht  vollständig  einstellen')  - 
Ja  wenn  wir  den  Schnellzugverkehr  nicht  vollständio-  ein- 
stellen, so  erreichen  wir  mit  dieser  Maßnahme  nicht  daS  wa« 
^;?^^^^en  naussen.  Wir  müssen  die  Strecken  freibekom- 
men, damit  die  Güterzuge  ungestört  verkehren  können.  Jeder 
Schnellzug  den  wir  einschalten,  stört  den  Abfluß  der  Güter- 
zuge und  bringt  den  aufgestellten  Plan  wieder  in  Unordaun- 
Wir  können  dann  nicht  leisten,  was  wir  leisten  müssen.  Die 
Einstellung  wurde  eme  viel  längere  Periode  andauern,  wenn 
sie  nicht  vollständig  wäre.  Das  kann  ich  Ihnen  aber  ver- 
sprechen: wenn  sich  die  Möglichkeit  bietet,  den  Schnellzug- 
verkehr auch  nur  in  beschränktem  Maße  wieder  einzuführen 
wird  er  sofort  wieder  eingeführt  werden.  Aber  ich  kann 
nicht  umhin,  zu  sagen,  daß  solche  Schwierigkeiten  und  Unzu- 
traghchkeiten,  so  hart  sie  den  Einzelnen  und  ganze  Provinzen 
treffen,  nicht  zu  vermeiden  sind,  weil  wir  heute  nicht  ei  n.Pn 
so  gesunden  Staatseisenbahnkörper  haben,  daß  er  alles,  was  von 
Ihm  verlangt  wird,  leisten  kann.  Ich  kann  deshalb  nur^eder- 
holen  und  nur  immer  wieder  dringend  bitten,  daß  jeder  Ein- 
MoRf  f""^  bewußt  ist,  daß,  wenn  wir  nicht  in  dem 

Maße  der  personlichen  und  sachlichen  Leistungen  recht  bald 
eine  Steigerung  herbeiführen,  die  Verhältnisse  nicht  bester 
.rj'^M '  ^l^        ^1"*^  '"^o^-  '>e™ühe  mich  seit  Wochen 

nnd  Monaten,  m  diesem  Sinne  zu  wirken.    Ich  würde  mich 

Ä  ^w''^'''  J^"^?""  •'^i'  ^"^'.^  die  Unterstützung  dSses 

Ä.''^^^"'^/'"'^^'  '^l^"'  ^'""^  I^^e^  Beschlüssen  wfe  i? 
Ihrer  Einwirkung  nach  aul^n,  die  ich  sehr  hoch  schätze,  auf 
den  Standpunkt  stellen,  daß  wir  ohne  erhebliche  Stei^eruna 
vor  allem  auch  der  persönlichen  Leistungen,  der  LeisTu^en 
der  Beamtenschaft  wie  der  Arbeiterschaft,  über  die  Krisis 
nicht  hinwegkommen.  Es  muß  deshalb  alles  darauf  abo-estellt 
werden,  die  Steigerung  dieser  'Leistungen  herbeizuführen. 
Je  eher  flott  und  ordentlich  gearbeitet  ^rd,  desto  schneller 
werden  wir  über  die  Krise  Mnwegkommen.  und  je  wenlS 
das  geschieht,  desto  länger  wird  sie  dauern  weniger 
•  ^«111  Herr  Vorredner  (der  Abgeordnete  Frentzel)  hat  eben 
in  beredten  Worten  auf  die  Folgen  hingewiesen,  die  viellS 
en  stehen  wurden,  wenn  es  nicht  gelingt,  die  finanzieHen  vS 
haltmsse  der  Staatseisenbahn  Verwaltung  wieder  gesund  zu 
™^\en  Ich  gebe  ihm  darin  vollständig  recht,  daß  es  o-anz 
gleichgültig  ist,  ob  die  Eisenbahnen  den  Ländern  verbleiben 
oder  ob  sie  ans  Reich  gehen;  der  schlechte  Finanzzultand 
wurde  dieselben  Wirkungen  ausüben;  ebenso  wie  dS  schlechte 
S^Sff'^'v'''^  ^^'Z  Bevölkerung  wirkt,  ob  nun  an  der 
SsteJ  Jtehr""^  Landesminister  oder  ein  R^ichJ- 

r,rSt^^\^^^-^'^^  ^i"^^  Besserung  der  Finanzverhältnisse  leider 
noch  nicht  eingesetzt.  Ich  darf  mir  vielleicht  erlauber  TWn 
die  neuesten  Zahlen  darüber  anzugeben  die  im  großen  Gan^n 
aber  nur  das  bestätigen,  was  ich  früher  dem  hohen  Ha^e 
dargelegt  habe.    Es  sind  jetzt  neue  Berechnungen  ano-fstellt 

W^rZä  f91R'^Jj\^'^^^^^  Oktober  Khen 

vvaürend  1918  die  Betriebseinnahmen  3549  Millionen  Mark 
betrugen  und  der  Voranschlag  für  das  laufende  Jahr  auf  4815 
Ä  GeSn^iqiT'fy^f  Schätzung  jetzt  auf  4181  Mimonen 
Marie,  bregen  1918  ist  also  zwar  ein  Plus  von  632  Millionen 
Mark  vorhanden,  aber  gegen  den  Voranschlag  für  1919  ein 
Jinen^^'Ä-"^^^  634  Millionen.  .  Ich  brauch?  nicht  zu 
Auf  kJ^J.-T  -^^^1^°  J^^«^*   vollständig  feststehen. 

Umständen  eS      "^°        °  ^  ^^"^^  ^^^^  ^^^^^ 

Ich  kann  nur  sagen:  es  ist  mir  Tag  für  Tag  ein  unsagbar 
peinliches  Empfinden,  daß  so  viele  Möglichkeiten  für  die 
Steigerung  der  Betriebseinnahmen  der  Staats- 
eisenbahnen vorliegen,  ohne  daß  wir  imstande  sind,  von  diesen 
Möglichkeiten  Gebrauch  zu  machen.  (Hört,  hört!)  Es  ist 
zweifellos  ein  starkes  Bedürfnis  für  den  Personenverkehr 
vorhanden.  Wir  würden  mindestens  20%  Züge  mehr  fahren 
lassen_können  und  würden  diese  Züge  alle  voll  besetzt  haben. 
Wir  könnten  dem  Publikum  etwas  Bequemlichkeit  bieten,  das 
Publikum  wäre  zufriedener.  Und  was  geschieht?  Wir  müssen 
den  Verkehr  abdrosseln,  während  doch  das  finanzielle  Inter- 
esse des  Landes  unbedingt  darauf  hinausläuft,  den  Verkehr 
za  steigern,  nicht  nur,  um  die  Einnahmen  für  das  Land  zu 
gewinnen,  sondern  auch,  um  das  wirtschaftliche  Leben  leb- 
hafter zu  geßtaltea.    Ganz  ähnlich  ist  es  mit  dem  Güterver- 
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zehr.  Auch  für  d^n  Güterverkehr  haben  wir  gestern  wieder 
;^«„4fordmino:  hinausgehen  lassen  müssen,  daß  nur  noch 
lie  Hallte  der  Guterwagen  für  den  gewöhnlichen  Verkehr 
gestellt  werden  dürfen  (Hört,  hört!),  weil  alle  Güterwa-^en 
ur  Kohle  und  die  notwendigsten  Lebensmittel  gebraucht 
rerden.  Dabei  merken  wir,  daß  das  wirtschaftliche  Leben 
angsam  wieder  anfangt,  zu  pulsieren,  daß  ein  gewisser  ünter- 
lehmungsgeist  vorhanden  ist,  daß  auch  überaU  in  den  Be- 
rieben die  Arbeiterschaft  williger  zur  Arbeit  ist  als  vor  Mo- 
aten  daß  die  Leistungen  gesteigert  werden.  In  dem  Moment 
ann  die  btaatseisenbahnverwaltung  aber  die  Anforderun<^en 
le  an  sie  gestellt  werden,  aus  den  Gründen,  die  ich  ges?ern 
arlegen  mußte,  nicht  erfüllen.  Es  entgehen  uns  nicht  nur 
le  Einnahmen  die  wir  so  dringend  brauchen,  sondern  vor 
llen  Dingen  ist  es  auch  unmöglich,  das  wirtschaftliche  Leben 
es  Landes  so  zu  befruchten,  wie  es  unbedingt  sein  müßte 
'Ollen  fifeffenwärtigen   Krisen  herauskommen 

Meine  Damen  und  Herren,  man  kann  die  Dinge  ja  ver- 
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ßchieden  darstellen.  Ich  könnte  Ihnen  eine  wunderschöne  Bede 
mit  den  ßchonsten  Ausblicken  auf  die  Zukunft  halten  und 
wurde  Sie  vielleicht  zu  einem  stürmischen  Beifall  hinreißen. 
Ich  wurde  es  aber  in  der  gegenwärtigen  Situation  nicht  ver- 

th^lHil®''  ^ZT^""-  J^K^H""^^^  ^^o'^Q  volle  Wahrheit 

schuldig  (Sehr  richtig!)  Ich  würde  auch  meiner  Natur  nicht 
entsprechen  wenn  ich  über  diese  Dinge  stillschweigend  hin- 
wegginge Es  gibt  einen  Optimismus,  der  da  sagt:  na,  es  sieht 
na  schlecht  aus  aber  es  wird  schon  besser  werden.    Ich  halte 

&  «n.w1L^^^''^^°."°'^^"^?^^"^^^^  Optimismus.  Aber  el 
gibt  auch  einen  gesunden  Optimismus,  der  da  sagt:  ich  muß 
erst  einma  sehen,  wie  schlecht  es  ist,  ich  muß  mioh  volWon 
der  Grundlosigkeit  der  Verhältnisse  überzeugen  lassen  und 
wenn  ich  dann  mit  dem  Willen  zur  Besserung  vorgehe  dann 
werde  ich  es.  erreichen,  daß  es  beser  wird.  Das  ilt  ein  ge- 
sunder Optimismus,  der  den  Willen  hat,  sich  durchzusetzen  und 
die  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Ich  glaube,  diesen  Opti- 
mismus braucht  unser  Volk,  um  weiter  zu  kommen 
(Fortsetzung  folgt ) 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

-  Verkehrseinnahmen.  Nach  vorläufiger  Feststellnn-r  im 
Ju^^rM'"^?-'^  betrugen  die  Verkehrseinnahmen  de^ 
utschen  Haupteisenbahnen  sowie  der  vollspurigen  Neben- 
Iinen  mit  mehr  als  50  km  Betriebslänge  im  Monat  A  u  .^Ts  t 
IsWs^'s  ^.f'ZT'''^'^'  179  908  597  M,  im  Güterverkehr 
+  S0105  0O7  ?egen  August  1918  im  Personenver- 
15  fHl<>-3t)27  J(,  im  Güterverkehr  +  26  522  591  J{  Bei 
r  Beurteilung  des  Ergebnisses  sind  die  am  1.  April  1919  ^in 
tretenen  erheblichen  Tariferhöhungen  zu  bfrücksichtijen: 
-Deutsches  Ausgleichsamt.    Die  Deutsche  Ausgleichst"lle 

Äsa'rt-^ThaL^:        ^^^^ic^^r.,  :dÄ 

muen  ^'unl'' Volktll?  weibücE  sSats- 

imten  und  V^olkvsschullehrpersonen  sowie  Euheo-ohalts- 
pfangern    und    Ihren  Hinterbliebenen,     ferner  allen  im 

f^%uu^'L^t'^^^^^  «1^6  einmali teB™ 

laffungsbeihilfe  bewilligt  worden.  Die  Beihilfe  beträft 
für  Beamte  und  Lohnangestellte  höherer  Ordnun-Ä 

J^ren%ffil/  f  \1foo'^2T^"#*V*'?  ^^^^^^^  Ordnung  unte; 
jauren  c(UU  .iO..  1000  Jl  für  Verheiratete  und  daneben  für 
es  zu  berücksichtigende  Kind  200  J(,    b)  für  Bel  m  t  e 
Ruhestand  und  Hinterbliebene  im  Falle  Lr  Bedürf 

r(GS"/1ooy/'2^n';i'^'f*^T  'l''  100%"derSige?Be: 
«to  f  I  '  l"']<^-^\20q^),  die  den  Beamten  zustehen  c)  für 
4m  ;f         ^scJ^aftiS^te  Lohnempfänger  (A  r  be  i  t'e  r)  b k 

janre).  ms  zn  biJO  Ji  für  Verheiratete  und  daneben  '00  4f 
.ledes  zu  berücksichtigende  Kind.    Die  Beihilfen  sind  in 
gleichen  Teilbeträgen,  und  zwar  der  erste  Te    sofort  der 
ite  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  Dezember  d  Js  l^ 
en  -  die  erste  Eate  ist  bereits  in  diesen  Sen  aus<4- 
forden.    Stichtag  für  das  Vorliegen  der  Vorfussetzun 
IS  für  beide  Teilzahlungen  der  3.  September  Snät^rV^n' 
*nde  Änderungen    der  Verhältnisse    bSn  aÄ  C 
!ht.    Ein  Eechtsanspruch  auf  die  Beihi  feX.teht  n  >hT 
gen  der  Ausführungsvorschriften  verweiin  wir  im  1  hJi 
auf  die  betreffenden  Verfügungen 

igfrScSnrder'iJ:?  Oberschlesien.  Angesichts  des 
w  der  aus  dem  derzeitigen  Wagenmano-el  er- 

n  r?±°'  "^'""u^*  ZU."  meldet,  die  obers"chleli- 

;n  Grubenverwaltungen  eine  Anzahl  Wünsche  -eäußert 
sie  an  die  zustandigen  Stellen  richten  werden  und  d  e  be 
cken.  wenigstens  für  spätere  Zeiten  einigermaßen  erträ^ 
e  Zustande  m  dieser  Beziehuno-  zu  schflff.Pn     nfi  vlJ^fc. 

von  r^ite.  Verabsäumten  eine  so  weitgehende  Beschaff 
r  von  Guterwagen,  und   zwar  nicht  nur     von  offenen 

finde?lrein'^'pr^'"?.^f ^7'  ^^^^^  Lokomitiven 
Diinclet.  daß  ein  Gesamtbestand  an  Wagen  und  Lokomo- 

höVbÄ  ^"'^-i  ^^^i^^^'^"  "^'^  Anforderungen  de^  bis  da- 
hoohstens  Standes  des  gesamten  Güterverkehres  auch  in 
Zeiten  der  stärksten  Anforderungen,  d.  h.  im  Herbst, 
9  Mangel  zu  befriedigen  vermag.  Daß  dann  weiter,  wenn 
dieser  Stand  erreicht  ist.  aUjährüch  und  regelmäßig,  ganz 


unabhängig  von  der  jeweiligen  tatsächlichen  Verkehrszu- 
nahme, die  der  purchschnitts-Jahresverkehrszunahme  ent- 
ßprechende  Vermehrung  des  Wagen-  und  Lokomotivparkes 
BS^f.^-/^™""  «o^«ber  Ausbau  der  Gleis-  un^ 

Bahnhofsanlagen  geschehen,  daß  auch  sie  dem  bereits  er- 
reichten höchsten  Verkehrszustande  entsprechen,  und  danach 
ebenfalls  in  Zukunft  regelmäßig  und  aliiährlich  die  erfoi- 
deriichen  Ergänzungen  und  Erweiterungen.  Weil  in  den 
fruhei^n  Jahren  'Oberschlesien  durchaus  nicht  weniö-er 
unter  dem  Wagenmangel  zu  leiden  hatte,  als  das  westliche 
Eevier,  so  muß  auch  für  den  Osten  fernerhin  bezücrüch  neuer 
Bahnstrecken    sonstiger  Gleis-    und  Bahnhofserweitenmcren 

Erhebliches  geschehen.  3.  Nötig  ist  auch  die  Her- 
an Schaffung  einer  ausreichenden  Zahl  von  kleinen  Wa^oen 
tur  die  Bedurfnisse  einzelner  Gruben  und  VerkehrsbeJie- 

Jahren  Oberschlesien  durchaus  nicht  wenYger 
gleichmäßigere  Verteilung  des  insgesamt  etwa  nicht  zu  ver- 
meidenden Wagenmangels  auf  die  einzelnen  Gruben  sowie 
auch  eine  bessere  Verteilung  der  tatsächlich  zur  Stellun<r 
SögUchJn      ^^^"^  "^'^  einzelnen  FörderschichtzeiteS 

anr9?^ouShf''-iQfo"'^^"'i'^'?^''''?^^*       ™  ««'°er  23.  Sitzung 
m  ^^^^  ^^'^^  München  einberufen 

Die  Tagesordnung  umfaßt  die  Aufhebung  von  Ausnahme- 
tarilen  aus  Anlaß  der  Friedensbedingungen,  dann  die  Zu- 
schlage auf  die  Giiter-  und  Tierfrachten  sowie  die  Zuschlä-e 
zu  den  Personenfahrpreisen  und  schließlich  Erörterun<^en 
Uber  den  Personenfahrplan.  ivjiicuui^tu 

-7  Unterstaatssekretär  Stieler.  Zu  der  Berufimo-  des  bis- 
herigen Präsidenten  der  Generaldirektion  der  württembercri- 
«chen  Staatsbahnen  Stieler  in  da-s  Eeichsverl  eh^smin - 
sterium  (Nr  77  S.  818  d.  Ztg.)  schreibt  der  ,.Scliwäb  X 
Merkur«:  , .Für  die  wichtigen  Aufgaben,  die  ihn  n  Berlii^e  ! 
warten,  bringt  Stieler  die  Vorbedingungen  alle  mit.  In  seiner 
Tätigkeit  an  der  Spitze  der  württembergischen  Stantseisen- 
bahnen,  an  die  er  als  Nachfolger  des  Geh.  Eats  v.  Balz  Im 
7.  Januar  1908  getreten  ist,  hat  er  eine  Fülle  von  Erfihnmoen 
gesammelt.  Zudem  ist  ihm  der  Berliner  Boden  niclit  neu 
er  war  dort  schon  drei  Jahre  lang  —  von  1904  bis  1907  —  im 
Eeichseisenbahnamt  tätig,  und  die  Anhaltspunkte  die  er  da- 
mals gewonnen,  werden  ihm  jetzt,  trotz  der  einschneidenden 
reC?3r°'  ^''^  inzwischen  auch  auf  persönlichem 
Gebref^  vollzogen  haben,  von  besonderem  Werte  sein.  Gewiß 
7p  t!l^-''^f''i  Übergang  nach  Berlin,  vollends  in  d^n  i^(zio-^n 
Zeiten,  nicht  leicht  genommen.  Entscheidend  dürfte  fi.r  ihn 
die  Erwägung  gewesen  sem.  daß  der  Stuttgarter  l'osjen,  der 
Ihm  früher  eine  gewisse  Selbständigkeit  geboten  hatte  immer 
Z^n'r7,  ?.^b".'}''ener  werden  wird,  während  die  Berliner 
unT  n  w-''?.  T  ^hn. wenigstens  an  der  Quelle  abspielt.  Für 
Z  ^«  schmerzlich,  einen  tüchtin-.en  Mann 

«Jhen  w^.  ^"f  "nse^m  heimischen  Dienste  scheiden  zu 
^tri^;  Y  \H^^''  ^''^^^  immerhin  wenigstens  den  Trost 

und  Anff.  speziellen  württembergischen  Wünsche 

LT?öff  ^^^*''"il"^^'^^"  «^''D  erfahrene  und  o-c- 

schaftsgewandte  Kräfte  aus  dem  Schwabenland  im  Eeichs- 
dienst  auf  wichtigen  Posten  zu  haben.  Und  unser  Eeich  hat 
solche  Manner  bitter  nötig!" 

„  ~  Groener.     Anläßlich    des    Ausscheid-ins  des 

früheren  Chefs  des  Feldeisenbahnwesens,  Generals  G  roe  ne? 
dnre^Tni  ^T"^«'^^'*'-.^^*  ^^"^^^^  ^-  ^^^^kt  Seine  Verdienst! 

TT  ?  -^r*^«®  Schreiben  gewürdigt:  „Euer  Exzellenz  haben 
den  Entschluß  gefaßt,  aus  dem  Heeresdienst  auszuscheiden 
Hiermit  trennt  sich  ein  Mann  von  uns,  dessen  Wirken  auf  das 
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en.sste  mit  dem  Gen«ralstab  verknüpft  war.  Als  Chef  der 
Eiseubahnabteiluno-  des  Großen  Gencralstabs  haben  Sie,  das 
Werk  bedeutender  Vorg:änoer  forlführend  und  vollendend,  der 
Armee  eine  Waffe  von  unverg-leicblicher  Schärfe  und  Lei- 
stunffsfähi.o'keit  geschaffen,  ünverojessen  ist  für  alle  Welt, 
wie  reibungs-  und  anfragelos  in  den  Au.ousttagen  1914  die 
schwierigen  MobilmachunÄ'Stransporte  über  alle  Schienen  des 
gesamten  Eisenbahnnetzes  liefen,  wie  dann  pünktlich  a.uf  die 
Minute  die  Aufmarschzüge  an  der  Grenze  eintrafen.  Glänzend 
bestand  Ihre  und  Ihrer  Gehilfen  rastlose  Friedensarbeit  in 
der  Stunde  der  Entscheidung  die  Probe  auf  das  Exempel.  Der 
Krieg  stellte  dem  Chef  des  Feldeis'enbahnwesens  neue  Auf- 
gaben von  bisher  unerhörter  Größe.  Ihre  geniale  Ausnutzung 
des  Eisenbahnnetzes  erlaubte  der  Heeresleitung,  die  Vorteile 
der  inneren  Linie  auszunutzen  und  die  bald  für  die  gewaltigen 
Angriffe,  bald  für  zähe  Abwehr  erforderlichen  Kräfte  vom 
Westen  nach  dem  Osten,  vom  Osten  zum  Westen,  nach  Nord 
und  Süd  stets  rechtzeitig  an  die  Fronten  zu  bringen.  Mit  der 
Ausdehnung  des  Kriegsschauplatzes  wuchsen  unverhältnis- 
mäßig auch  Ihre  Aufgaben.  Das  mangelhafte  Eisenbahnnetz 
der  verbündeten  Staaten  mußte  ergänzt,  die  Leistungsfähigkeit 
ihrer  Betriebe  um  das  Vielfache  gesteigert  werden;  weite 
Bahnnetze  in  eroberten  Ländern  mußten  der  Kriegführung 
nutzbar  gemacht  werden.  Bis  naeh  Palästina  und  bis  zum 
Kaukasus  erstreckte  sich  der  mächtige  Einfluß  des  deutschen 
Feldeisenbahnchefs.  Tausende  von  Kilometern  neuer  Schienen- 
stränge, Brücken  und  Bahnhöfe.  Feld-  und  Gebirgsbahnen  ent- 
standen unter  den  fleißigen  Händen  Ihrer  nie  versagenden 
Baukompagnien.  Mit  berechtigtem  Stolz  und  Dankbarkeit 
sieht  der  Generalstab  auf  die  Leistungen  s^eines  Feldeisenbahn- 
wesens  im  Kriege  zurück. 

Neue  Aufgaben  auf  anderem  Gebiete  stellten  an  Ihre 
Arbeitskraft  und  Ihre  Organisationsgabe  neue  Anforderungen. 
Dann  durften  Sie  an  der  Spitze  von  Feldtruppen  sich  dem 
besten  und  eigentlichen  Teil  unseres  Berufes  zuwenden, 
bis  Sie  in  schwerster  Zeit  das  Amt  des  Ersten  Generalquartier- 
meisters übernehmen  mußten. 

Heute,  in  dieser  Abschiedsstunde,  will  ich  nicht  die  in  uns 
allen  gleich  lebendige  Erinnerung  an  die  schwärz-esten  Tage, 
Wochen  und  Monate  unserer  Heeresgeschichte  wachrufen. 
Ihre  Anordnungen  führten  das  Feldheer  in  bester  Ordnung 
über  die  Grenze  zurück.  Dann  setzte  eine  neue  und  letzte 
Arbeit  ein,  an  die  Sie  mit  aller  Tatkraft  und  Frische  gingen, 
der  Aufbau  der  neuen  Armee.  Mit  unermüdlicher  Zähigkeit 
und  gegen  tausend  Hemmungen  und  Schwierigkeiten  führten 
Sie  den  Kampf  gegen  Unordnung  und  Unbotmäßigkeit.  Die 
Aufstellung  der  Freikorps  und  der  Eeichswehr  fand  in  Ihnen 
einen  stets  bereiten  und  verständnisvollen  Förderer. 

Ich  bitte  Euer  Exzellenz,  für  alles  im  Dienste  der  Armee 
Geleistete  den  Dank  des  Generalstabs  von  mir  anzunehmen." 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch  -  hessischen 
Staatsbahnverwaltung  sind  versetzt  worden :  der  Eegierungs- 
baumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Eichert,  bisher  in 
Mainz,  als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 
nach  Saarbrücken,  der  Eegierungsbaumeister  des  Maschinen- 
baufachs Otto  Breuer,  bisher  in  Königsberg  (Pr.),  als  Ab- 
nahmebeamter nach  Cöln,  und  der  Eegienmgsbaumeister  des 
Hochbaufaches  Behmer',  bisher  in  Hannover,  zur  Eisen- 
bahndirektion  nach  Cöln.  —  Der  Eisenbahn- Verkehrsinspektor 
Caesar,  Vorstand  des  Eisenbahn  Verkehrsamts  1  in  Breslau, 
ist  gestorben. 

Bei  den  bayerischen  Staatseisenbahnen  wurden  vom  1.  Ok- 
tober d.  J.  an  befördert:  der  Eegierungsrat  des  Staatsmini- 
steriums für  Verkehrsangelegenheiten  Johann  Wunschel 
zum  Oberregierungsrat  des  Eevisionsamtes  der  Staatseisenbah- 
nen in  München,  der  Eegierungsrat  der  Eisenbahndirektion 
Würzburg  Adam  V  o  1 1  ni  u  t  h  zum  Oberregierungsrat  dieser 
Eisenbahndirektion,  der  Eegierungsrat  des  Staatsministeriums 
für  Verkehrsangelegenheiten  Julius  Barth  zum  Oberregie- 
rungsrat dieses  Staatsministeriums,  der  Direktionsrat  der  Be- 
triebs- und  Bauinspektion  Memmingen  Max  de  Cillia  zum 
Eegierungsrat  der  Bauinspektion  Augsburg. 

Vom  1.  November  d.  J.  an  werden  in  gleicher  Diensteseigen- 
schaft  berufen:  der  Eegierungsrat  der  Eisenbahndirektion 
München  Hugo  Hundsdorfer  in  das  Staatsministerium  für 
Verkehrsansrelegenbeiten.  der  Vorstand  der  Betriebs-  und  Bau- 
inspektion Neuulm  Eegierungsrat  Wilhelm  E  m  r  i  c  Ii  an  die 
Eisenbahndirektion  Augsburg,  der  Vorstand  der  Maschinen- 
inspektion Lindau  Eegierungsrat  Emil  Leykauf  an  die 
Werkstätteninsp^ektion  I  Neuaubing  als  deren  Vorstand,  der 
Vorstand  der  Werkstätteninspektion  Augsburg  Eegierungsrat 
Karl  Hart  mann  an  die  Eisenbahndirektion  Augsburg,  der 
Direktionsrat  der  Eisenbahndirektion  München  Dr.  Ludwig 
Homberger  in  das  Staatsministerium  für  Verkehrsange- 
legenheiten.  der  Direktionsrat  der  Eisenbahndirektion  Nürn- 


berg Anton  W  ö  h  r  1  an  die  Bauinspektion  II  Nürnberg  als 
deren  Vorstand,  der  Direktionsrat  der  EisenbahndirektioQ 
Nürnberg  Karl  Horbelt  an  die  Bauinspektion 
Bamberg  als  deren  Vorstand,  der  Direktionsrat  der  Eisenbahn- 
dii-ektion  Nürnberg  Wilhelm  Netzsch  an  die  Betriebs-  und 
Bauinspektion  Amberg  als  deren' Vorstand.  —  Der  Eegierungs- 
rat Wilhelm  Salier  ist  vom  Antritt  der  ihm  bei  der  Bau- 
inspektion Ludwigshafen  a.  Eh.  übertragenen  Vorstandstelk 
auf  sein  Ansuchen  entbunden  und  vorläufig  an  seinem  seit- 
herigen Dienstorte  als  Vorstand  der  Betriebs-  und  Bau- 
inspektion Donauwörth  belassen  worden. 


Deutschösterreich. 


—  Staatsbahndirektion  Wien  Nordost.  Anläßlich  der  Er 
richtung  dieser  Staatsbahndirektion  wurde  der  Staatsbahn 
direktorstellvertreter  Hofrat  Dr.  Edmund  Bechm  an  n  zun 
Direktorstellvertreter  für  den  kommerziellen  Dienst  und  de 
.Staatsbahndirektorstellvertreter  Eegierungsrat  Max  Han< 
Siegmund  zum  Direktorstellvertreter  für  den  technischei 
Dienst  bei  dieser  Direktion  bestellt,  endlich  der  General 
Inspektor  der  Österreichischen  Nordwestbahn  Hofrat  Di 
Franz  Schubert  mit  der  Stellvertretung  des  Direktors  fü 
den  administrativen  Dienst  bei  der  Direktion  betraut.  —  De 
Vorstand  der  Abteilung  I  der  Nordwestbahndirektion,  Ober 
staatsbahnrat  Dr.  Ferdinand  T  i  t  z  e  wurde  zum  Vorstand 
der  Abteilung  I  der  Staatsbahndirektiqn  Wien  Nordost  ernannt 

—  Verkehrseinschränkungen  wegen  Kohlenmangels.  Wi 

die  Staatsbahndirektion  Innsbruck  mitteilt,  wird  wegei 
der  ungünstigen  Kohlenlage  mit  sofortiger  Wirksamkeit  de 
gesamte  Güterverkehr  im  Bereiche  der  Staatsbahndirektio 
Innsbruck  und  im  Durchzug  über  diese  hinaus  eingestell' 
Zugelassen  bleiben  nur  Güter  der  Bedarfsgüterliste  Punkt 
(Lebensmittel)  als  Stückgut  und  in  Wagenladungen  sowie  di 
übrigen  Güter  der  Bedarfsgüterliste  als  Eilstückgut.  Bereit 
im  Eollen  befindliche  Güter  können  auslaufen. 

—  Eröffnung  der  Lokalbahn  Peggan-Übelbach.    Am  3.  Ser 

bember  d.  J.  wurde  die  vollspurige  Lokalbahn  Peggau-Übel 
bach  dem  öffentlichen  Personen-  und  Güterverkehr  übergebet 
An  ihr  liegen  die  Stationen  Peggau  Deutsch-Feistritz  un 
Übelbach,  ferner  die  Personenhalte-  und  Verladestell 
Prenning  und  die  Personenhaltestellen  Waldstein  und  Guggei 
ßach.  Den  Betrieb  führt  die  Generaldirektion  der  Südbahr 
Gesellschaft. 

—  Die  ungarische  Einlösungsrente  der  Staatseisenbahi 
Gesellschaft.  Die  Eäteregierung  hat  die  ungarische  Einlösung« 
rente  der  Staatseis>enbahngesellschaft  zum  Fälligkeitszeil 
punkte  nicht  bezahlt;  demgemäß  ist  auch  über  die  Bilanz  d< 
Jahres  1918  kein  Beschluß  gefaßt  und  auch  keine  Dividend 
ausgeschüttet  worden.  Im  Juli  hatte  die  Eäteregierung  nacl 
träglich  der  Staatsbahn  die  am  1.  Juli  fällige  Eate  angewiesei 
aber  nicht  die  nötigen  Summen  zur  Verfügung  g'estellt.  In  de 
letzten  Tagen  ist  nun  von  der  gegenwärtigen  Eegierung  di 
tatsächliche  Auszahlung  erfolgt.  Die  im  Juli  fällige  Eat 
beträgt  rund  10.6  Millionen  Kronen.  Der  gesamte  Betrag  i: 
an  die  Ungarische  Kreditbank  überwiesen  worden.  Da  iedoc 
vorläufig  der  Zahlungsverkehr  zwischen  Deutschösterreic 
und  Ungarn  noch  nicht  aufgenommen  vnirde.  ist  die  Staat; 
eisenbahngesellschaft  noch  nicht  in  den  tatsächlichen  Besit 
des  Geldes  gelangt,  und  demgemäß  kann  auch  vorläufig  noc 
nicht  die  Einlösung  des  Julizinsscheins  der  Aktien  erfolgei 

— •  Personalnachrichten.  Im  Staatsamte  für  Verkehrswes« 
wurden  ernannt:  zu  Ministerialräten  die  mit  dem  Tit* 
und  Charakter  eines  Ministerialrates  bekleideten  Oberbauräl 
Dr.  techn.  Ing.  Artur  Uruschka.  Ing.  Karl  Kr  am  er  un 
Ing.  Leopold  L  e  h  a  r ,  Ing.  Moritz  Prinz  und  Ing.  Eob<^: 
rakter  eines  Ministerialrates  bekleideten  Sektionsräte  D 
Anton  Pöschmann  und  Dr.  Eobert  Lenz;  zu  Oberbai 
raten  die  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  Oberbaurates  1» 
kleideten  Bauräte  Ing.  Theodor  Binder,  Ing.  Artur  Mille 
Ing.  Leopold  Lehar,  Ing.  Moritz  Prinz  und  Ttiet.  Eobe 
Engel  ;  zu  Sektionsräten  die  mit  dem  Titel  und  Charakt* 
eines  Sektionsrates  bekleideten  Ministerialsekretäi-e  Dr.  Josi 
Maschek,  Viktor  Zborowski,  Dr.  Josef  Augste  un 
Dr.  Hugo  Willner  ;  zum  Hofrat  in  der  V.  Eangklasse  d« 
Staatsbeamten  der  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  Hofrat« 
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bekleidete  Oberinspektionsrat  In«:.  Adalbert  Stieglitz;  zum 
Oberinspektionsrate  in  der  VI.  Rangkla^se  der  Staatsbeamten 
der  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  solchen  bekleidete  In- 
spektionsrat Dr.  techn.  Ing.  Franz  Gebauer  ;  zum  Eech- 
nun^sdirektor  der  Oberrechnuns-srat  Eudolf  Schlesinger. 
—  Verliehen  -nurde  der  Titel  und  Charakter  eines  Mini- 
sterialrates den  Oberbauräten  Ing.  Josef  B  o  c  e  k  ,  Ing.  Max 
F  i  s  0  h  1  und  Ing.  Eobert  Hartinger,  ferner  den  S^ektions- 
räten  Dr.  Eobert  Sotlschegg  und  Dr.  Julius  Sagas-ser; 
der  Titel  und  Charakter  eines  Oberbaurates  den  Bauräten  In«-. 
Emmerich  Pascher  und  Dr.  techn.  Ing.  Marian  E  o  m  a  n  o"- 
ricz  ;  der  Titel  und  Charakter  eines  Sektionsrat*s  den  Mini- 
äterialsekretären  Dr.  Wilhelm  Eauschor,  Julius  K  n  i  e  p  , 
Dr.  Friedrich  Dorninger,  Anton  Schöpfer  und  Dr. 
Johann  Fabritius;  der  Titel  und  Charakter  eines  Eech- 
lungsdirektors  dem  Oberrechnungsrate  Julius  Pohl.  —  Ferner 
fnirde  die  Einreihung  des  mit  dem  Titel  und  Charakter  eines 
lofrales  bekleideten  Direktors  des  Hauptwagenamtes  Dr.  Max 
auef  in  die  V.  Eangklass«  der  Staatsbeamteu  genehmigt. 


Tschecho-slowakisclies  Gebiet. 

—  Sehadenersatzansprüche  gegen  die  Eisenbahn.  Im  Hin- 
[lick  auf  die  fortdauernde  Verwirrung,  welche  hinsichtlich  der 
Ersatzansprüche  für  auf  dem  Eisenbahntransport  verloren  ge- 
rangene  oder  beschädigte  Ware  besteht,  macht,  wie  da«  Eisen- 
lahnblatt  meldet,  die  Verwaltungskommission  der  Prao-er 
landelskammer  darauf  aufmerksam,  daß  zwischen  den 
schecho-slowakischen  und  den  deutschösterreichischen  Staats- 
ahnen  vereinbart  wurde,  daß  Ersatzansprüche  für  Verlust 
Ibgang,  Beschädigung  und  Überschreitung  der  Transportfrist 
eim  Warentransport  sowie  auch  Mängel  und  Beschwerden, 
le  aus  dem  Transportvertrage  entstehen,  soweit  sie  sich  auf 
IS  zum  28.  Oktober  1918  gelieferte  Waren  beziehen,  so  wie 
ruher  durch  die  vor  dem  28.  Oktober  1918  zuständige  Eisen- 
ahndirektion erledio-t  werden.  Bei  in  Verlust  geratenen  Sen- 
ungen  entscheidet  der  Tag,  an  welchem  die  Eechnuno-sbeleo-e 
1  der  Bestimmungsstation  eingetroffen  sind.  Auch  Eeklama- 
on^a  JOQ  Sendungen  vor  dem  28.  Oktober  1918,  welche  nicht 
urch  das  Gebiet  Deutschösterreichs  gegangen  sind,  sind  wie 
riiher  durch  die  zuständigen  Direktionen  zu  erledigen 


Luxemburg. 

—  Die  Eisenbahnfrage.  Mit  bezug  auf  eine  amtliche  Mit- 
ulung  der  luxemburgischen  Eegierung,  es  würden  drei  fran- 
>sische  Vertreter  mit  der  Wilhelm- Luxemburgbahn  zum 
wecke  der  Übernahme  Verhandlungen  anknüpfen,  stellten 
le  Sozialisten  folgenden  Antrag:  Die  Kammer  fordert  die 
egierung  auf.  die  vollkommene  Unabhängigkeit  des  Landes 
ich  Möglichkeit  zu  schützen  und  zwar  durch  eine  Verstaat- 
chung  der  Bahnen.  Der  erste  Teil  dieses  Antrages  wurde 
nstimmig  angenommen;  der  zweite  Teil  wurde  mit  24  «reo-en 
!  btimmen  verworfen.  Desgleichen  wurde  die  Beo'ründuno- 
Jrworfen  wonach  die  Eisenbahnfrage  von  der  Zustimmung 
>s  i^isenbahnerausschusses  abhängig  gemacht  werden  sollte 
er  Staatsmmister  erklärte,  die  Eis-enbahnfrage  müsse  gleich- 
fltig  mit  der  gesamten  wirtschaftlichen  Frage  gelöst  werden 


üebrige  europäische  Länder. 

-  Verkehrsverbindung  Hamburg-Kopenhagen.  Zur  Förde- 
mg  der  Uber  Fehmarn  gehenden  Eoute  Hamburg-Lübeck- 
aaland-Kopenhagen  fand  in  Kopenhagen  auf  Einladun<^  des 
hmarn-Bahnkoniitees  eine  aus  dänischen  Handels-,  Industrie- 
id Landwirtschaftskreisen  gut  besuchte  Versammlung  statt, 
e  sicti  tur  ein  Zusammenwirken  Dänemarks  und  Deutsch- 
nds  zur  baldigen  Herstellung  dieser  Verkehrslinie  aussprach. 

mo•^■^*^*  ''a  "^^V  J^^'^  e^^«^  großen  Brückenverbin- 

ng  Uber  den  M  a  s  n  e  d  -  S  u  n  d  ein,  der  in  der  bevorstehen- 
m  soU^"°"  danischen   Reichstages  eingebracht  wer- 

m       nw°K"^  der  schwedisch-finnischen  Verbindungsbahn. 

m  6.  Oktober  wurde  die  Verbindung  Haparanda-Torneä  in 
egenwart  von  amtlichen  Vertretern  Schwedens  und  Finnlands 
id  unter  lebhafter  Teilnahme  der  Bevölkerung  eröffnet 
acbfJem  die  schwedische  Stammbahn  einmal  bis  zum  Torne- 
1  vorgestreckt  war.  war  der  Übergang  über  den  Fluß  und  der 
isammenschluß  beider  Bahnen  nur  noch  eine  Zeitfra^^e.  Es 
indelte  sich  nur  noch  um  die  geeignetste  Übergangsstelle, 
ne  Frage,  die  nicht  nur  vom  Verkehrs-  und  eisenbahn tech- 


nischen Standpunkt  zu  behandeln  war,  und  die  viel  Zeit  in 
Anspruch  nahm.  Als  man  sich  endlich  über  die  Stelle  gleich 
südlich  Haparanda  geeinigt  hatte,  kamen  neue  Schwieri«-- 
keiten,  der  Krieg,  die  AVirtschaftskrise  mit  ihren  Transporl- 
schwierigkeiten  und  ihrem  Materialmangel.  Die  Folo-o  war 
eine  unverhaltnismäßige  Verlängerung  der  Bauzeit,  und  auch 
Heute  ist  die  Anlage  nur  wenigstens  soweit  fertig,  daß  un- 
mittelbar nach  der  Einweihung  die  Verbindungsbahn  dem  all- 
gemeinen Verkehr  freigegeben  werden  konnte. 

Wie  in  solchen  Fällen  .ia  oft,  kann  die  wirtschaftliche  Be- 
lÄT  n1«  ^^^^^  «^^f  iiach  Verlauf  einiger  Zeit  überblickt 
^^,f^w^-f  ^  ef ''^^  schwedischen  und  finnischen 
Spurweite  macht  m  di.6sem  Falle  alle  Wahrscheinlichkeits- 
berechnungen  noch  schwieriger.  Ohne  Umladung  ist  nicht 
auszukommen.  Immerhin  ist  diese  Umladung  nur  von  Eisen- 
£^?^-^tf/tS>^«  E^s^iibahn wagen  erforderlich,  während  der  bis- 
her übliche  Seeweg  doppelte  Umladung  zwischen  Eisenbahn- 
wagen und  Schiff  erforderte.  Bei  den  hohen  Kosten,  die  diese 
Hafenumladungen  neuerdings  verschlingen,  wird  es  sich  wohl 
recht  weit  südwärts  noch  lohnen,  die  Eisenbahn  zu  benutzen 
Für  Finnland  erwachst  dabei  noch  der  besondere  Vorteil  daß 
StL  v^"^^.""^!  •  t^^^  umfangreichen  Warenmengen,  welche 
^^^'^  hereinkommen,  sehr  wesentlich  erleichtert  wiri 
Noch  größere  Bedeutung  als  für  den  Güterverkehr  wird  die 
neue  Verbindung  für  den  Personen-  und  Postverkehr  bekom! 
SnÄ^'^h  Winterzeit,  wo  die  Verbindung  b  sh^r 

bekanntlich  sehr  erschwert  und  verzögert  war.  Übrio-^ns  wird 
auch  im  Sommer  die  Verbindung  von  Stockholm  nach  pTnu- 
land  bis  herab  nach  Uleäborg  über  Haparanda  schneUer  gihen 
Die  al  ergroßfre  Bedeutung  hat  die  Verbindung  allerdin-s  auf 
dem  Ideellen  Gebiete   als  Verbindung  zwischen  dem  wisten 

W  Fr/^f?'  f^^^/sc^«  Generaldirektor  Wuolle  sich  in 

der  Eröffnungsrede  ausdrückte. 

'''''''  "^'^  beiderseitigen  Staatsoberhäupter  zu- 
gegen waren  waren  durch  anhaltendes  Eegenwett^r  sehr 
beeinträchtigt.  Sehr  reichlich  war  auch  der  mit  deT  Eröff- 
nung verknüpfte  Eegen  an  Orden  und  Medaillen. 

'■  Oktober  ist  unmittelbare  Beförderung  von  Personen 
nämlS''Äri'''^'r?-.  bestimmten  schwedischen  Statfonen, 
namlich  Stockholm,  Göteborg  und  Malmö  sowie  einio-en 
Stationen  im  oberen  Norrland  einerseits  und  gew^Ln  finnf- 

Äü>eirr7';'^'"'''^\"^-^i^^-  GüterverSr  muß 

nocü  tur  einige  Zeit  im  großen  ganzen  in  der  gleichen  behelfs- 
mäßigen Weise  vor  sich  gehen  wie  bisher.  Man  Sl  die  Be- 
förderung aber  auch  auf  Stückgut  ausdehnen.  Die  end^ülti- 
S  £  zum  f 'n/'^  Haparanda  werden  voraussicht- 

ncü  bis  zum  1.  November  in  Anwendung  kommen  können 

Dr.  S. 

—  Deutsch-schwedische  Verbindungen.  Mit  dem  schwedi- 
^i^lfobY''''''?^'P^f/^  r^l'^"  '^"^  Pastbeförderungen  n?ch  dem 
nätiw^r'^'"^!  westlichen  Europa  und  nach  den  außereurT 
paischen  Landern,  mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  wieder  über  Deutschland  auf  dem  We-e  der  TräTlS 
borg-Saßnitz-Linie  geleitet  werden.  Damit  bekommt  Schweden 
wieder  seine  alten  schnellen  Postverbindungen  im  w^ent 
4ch  E^Ä'^^'^^^^^  mit  Ausnahme^der  VerbTndung 

^^^^ Auslegung  erfolgen  noch  Erprobungen  diS 
TnK  J>f  Anspruch  nehmen  werden,  und  dann  kann  d  e 
Inbetriebnahme  eintreten.  Zur  Erleichterung  des  Fern- 
spreehens  sollen  in  Malmö  und  Stralsund  so°fnannte  Audi 
Phonlampen  angebracht  werden,  wodurch  de^  Lcituno-sstroin 
sieben-  bis  achtmal  verstärkt  wird.    Man  kLn  S  unbe- 

s.  Ln'*<?f^\\^r^^°\''=l*°  ,  Fernsprechapparaten,  z  B.  zwi- 
schen Stockholm  und  Berlin    oder  noch  weiter,  eprechai 

Dr.  S. 

K^lnnl'i*J'^'*'''"°?T  "^lif'nisfher   Bahnen   zum    Zwecke  der 

Slbenen'^S-i  '^^^  ..Weltwirtschaft"  wieder- 

gegebenen Mitteilung  der  Zeitung  ..Sole"  ist  in  Italien  die 

inÄnderil-r?  B,^>länge  geplant.     Es  sollen 

ffeherfd^fe  V  *  Hauptlinien  des  Landes  als  durch- 

gehende Strecken  mit  elektrischem  Betrieb  eingerichtet  wer- 
den, namen  hch  die  Strecke  Turin- Verona-Triest  und  Mailand- 
Eom-Neapel-Eeggio=Calabria.     Man   hofft,  auf  diese  Weise 
Millionen  Tonnen  Kohlen  ersparen  zu  können. 

T!^*'*?''*^f'' Bergleuten.  Die  Gewerkschaft 
der  Bergleute  von  Lancashire  und  Cheshire  hat  im  vero-an- 
genen  Sommer  m  Blackpool  eine  Kunda-ebung  veranstaltet 
zu  der  sie  alle  ihre  Mitglieder,  etwa  97  0C0  an  der  Zahl 
eingeladen  hatte.  Da  sie  die  Eeise  auf  Kosten  der  Gewerk- 
schaft machen  sollten,  erwartete  man  die  Beteiliguno-  aller 
Mitglieder,  und  die  Lancashire-  und  Yorkshire-Eisenbahn  so- 
wie die  London-  und  Nordwestbahn  trafen  üixe  Vorbereitun- 
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g€n  für  di«  Beförderung  «iuer  so  großeu  Menge  von  Men- 
i&chea  an  einem  Tag©  dementsprechend.  Die  Kundgebung 
sollte  um  1411  Uhr  vormittags  beginnen,  die  130  Züge,  die 
die  Bergleute  nach  BJackpool  bringen  sollten,  mußten  also 
alJo  in  den  ersten  Stunden  des  Vormittags  dort  eintreffen.  Die 
Lancashire-  und  Yorkshire-Eisenbahn  übernahm  die  Beför- 
derung von  45  000  Mann  in  58  Zügen,  die  London-  und  Nord- 
westbahn stellte  72  Züge  zur  Beförderung  von  52C00  Mann. 
Der  erste  Zug  traf  nach  etwa  zweistündiger  Fahrt  bereits 
bald  nach  2  Uhr  morgens  in  Blackpool  ein;  ihm  folgten  bis 
4  Uhr  fünf  weitere  Züge.  Dann  setzte  ein  Zugverkehr  mit 
drei  Minuten  Abstand  ein,  derart,  daß  die  aufeinander  fol- 
genden Züge  abwechselnd  auf  den  Hauptbahnhof  und  den 
Bahnhof  Talbot  Eoad  geleitet  wurden,  so  daß  auf  jedem 
der  beiden  Bahnhöfe  alle  6  Minuten  ein  Zug  eintraf.  Ein 
Zug  in  jeder  Stunde  war  im  Fahrplan  ausgelassen,  um 
etwaige  Verspätungen  ausgleichen  zu  können.  Die  Kück- 
beförderung  begann  um  K>4  Uhr  nachmittags  und  war  bald 
nach  Mitternacht  beendet.  Die  Züge  waren  numeriert,  und 
die  Fahrkarten  waren  mit  der  Nummer  des  Zuges,  für  den 
sie  galten,  bedruckt.  Sie  bestanden  nach  englischem  Ge- 
brauch aus  zwei  Hälften,  von  denen  die  erste  bei  Antritt  der 
Hinfahrt,  die  zweite  bei  Antritt  der  Eückfahrt  abgenommen 
wurde.  Der  Verkehr  der  zahlreichen  Sonderzüge,  neben  dem 
noch  der  ganze  sonstige  Zugverkehr  der  beiden  Eisenbahn- 
gesellschahen  zu  bewältigen  war,  hat  sich  ganz  glatt  ab- 
gewickelt. Der  Durchschnitt  aller  Verspätungen  betrug  nur 
etwa  7  Minuten.  Die  großen  Heerestransporte,  die  die  eng- 
lischen Eisenbahnen  hinter  sich  haben,  waren  jedenfalls 
eine  gute  Schulung  für  diesen  verkehrsstarken  Tag  gewesen, 
dessen  Leistunoen  diejenigen  an  den  in  England  eine  außer- 
ordentliche Hochflut  bringenden,  großen  Eenntagen  jeden- 
falls noch  übertroffen  hat. 


Fremde  Erdteile. 

—  Die  Ostindisehe  Eisenbahn  im  Betriebsjahre  1918/19.  In 

dem  am  31.  März  1919  zu  Ende  gegangenen  Beohnuagsjahr 
hat  die  Ostindische  Eisenbahn  bei  11  604  935  £  Eoheinnahmen 
nur  4  CG3  208  £  Ausgaben  gehabt,  damit  also  den  erstaunlich 
hohen  Betrag  an  Eeineinnahmen  von  7  541  727  £  und  die  außer, 
gewöhnlich  niedrige  Betriebszahl  von  35,01  erzielt.  Außer  im 
Paket-,  Pferde-  und  Postverk&hr,  wo  die  Einnahmen  um  ge- 
ringtüg-ige  Beträge  zurückgegangen  sind,  sind  dies-e  überall 
gestiegen,  und  die  Auagaben  haben  im  Gegensatz  zu  denen  der 
meisten  anderen  Eisenbahnen  mit  dieser  Steigerung  nicht 
Schritt  gehalten.  Die  Roheinnahmen  haben  um  1  422  977  £, 
die  Ausgaben  dagegen  nur  um  536  051  £  zugenommen.  Die 
Betriebszahl  hatte  im  vorhergegangenen  Jahre  34,64  betragen, 
ist  also  nur  wenig  verändert  worden.  Die  Erhöhung  der  Eein- 
eiamahmen  belief  sich  auf  886  926  £,  und  nach  Abzug  der 
Zinsen  und  Dividenden  blieb  immer  nooh  ein  Uberschuß  von 
228  292  £.  Die  Zunahme  des  Personenverkehrs,  die  sich  be- 
sonders in  der  1.  und  2.  Klasse,  also  im  Verkehr  der  Europäer 
gezeigt  hat,  ist  namentlich  darauf  zurückzuführen,  daß  die 
Beschränkungen,  die  der  Krieg  für  den  Verkehr  zwischen 
Indien  und  Europa  ziur  Folge  gehabt  hat,  weggefallen  sind. 
Auch  der  Kohlenverkehr  nach  dem  Hafen  Kidderpore  hat  in- 
folge der  Einstellung  der  Feindseligkeiten  und  der  dadurch 
freigegebenen  Ausfuhr  wieder  zugenommen.  Die  beförderten 
Güter  hatten  ein  Gesamtgewicht  von  16  317  471  t  und  brachten 
6  9C0  592  i;  ein.  Die  Zahl  der  gefahrenen  Zugkilometer  ist 
von  41354  290  auf  41  841  322,  also  um  487  033  km  gestiegen. 


Reclitspflege. 

—  Schadenshaftung  des  Spediteurs  gegenüber  der  Eisen- 
bahn bei  Versendung  von  feuergefährlichem,  nicht  als  solches 
bezeichnetem  Frachtgut.  (Urteil  des  Eeichsgerichts  vom 
27.  September  1919.  1.  84/19.)  Die  Eisenbahnverkehrsordnung 
schreibt  vor,  daß  Frachtgut  feuergefährlicher  Art 
als  solches  im  Frachtbrief  ausdrücklich  bezeichnet 
werden  muß,  damit  die  Bahn,  wenn  sie  das  Gut  überhaupt 
zur  Beförderung  annimmt,  die  notwendigen  Vorsichtsmaß- 
regeln treffen  kann.  Der  Spediteur  kann  sich  nun 
nicht  ohne  weiteres  darauf  berufen,  daß  er  die  feuergefähr- 
liche Eigenschaft-  eines  von  ihm  versandten  Gutes  nicht  ge- 
kannt habe;  er  muß  sich  vielmehr  gegebenenfalls  erkun- 
digen   und  haftet  an  sich  frachtrechtlich  der  Eisenbahn 

gegenüber  überhaupt  auch  schon  ohne  Verschulden,  wie 
as  Ecichsgericht  im  folgenden  Streitfall  entschieden  hat. 
Die  Speditionsfirma  A.  in  Frankfurt  a.  M.  hat  am  6.  Mai 
1915  im  Anftraae  eines  Dritten  ein  Faß  „Schuhzement"  als  Eil- 
stückgut der  Eisenbahn  zur  Beförderung  nach  Berlin  übergeben. 
Schuhzenient  ist  eine  brennbare,  explosive  Flüssigkeit,  ein 
Gemisch  aus  Petroleum,  Benzin  und  Kautscbuk.    Der  Spe- 


ditionsfirma war  diese  Zusammensetzung  der  Ware  nicht 
bekannt,  sie  bezeichnete  dieselbe  im  Frachtbrief  deshalb  nur 
als  „Schuhzement''  ohne  einen  Hinweis  auf  die  Feuergefähr- 
lichkeit  des  Stoffes.  Das  Faß  explodierte  in  dem  Güter- 
wagen, in  welchem  es  verladen  war,  und  zwar  anscheinend 
dadurch,  daß  Benzin  aus  dem  Faß  verdampfte  und  sich  die 
Dämpfe  an  den  Laternen  zweier  Eisenbahnbeamteu,  die  in 
die  Nähe  kamen,  entzündeten.  Der  Eisenbahnwagen  und 
mit  ihm  die  anderen  darin  befindlichen  Güter,  üeren  Weit 
die  Bahn  den  Eigentümern  ersetzen  mußte,  wurden  durch  das 
Feuer  vernichtet.  Auf  Ersatz  des  dadurch  entstandenen  Scha- 
dens von  etwa  24  0C0  Mark  und  ferner  auf  Zahlung  voa 
630  Mark  Frachtzuschlag  wegen  unrichtiger  Bezeichnung  des 
Frachtgutes  nimmt  der  preußische  Eisen bahnfiskus  mit  der 
vorliegenden  Klage  die  Speditionsfirma  A.  in  Anspruch,  weil 
dieso  unterlassen  habe,  dio  Ware  als  feuergefährlich  iin 
Frachtbrief  anzugeben. 

Das  Landgericht  Frankfurt  gab  der  Klage  im 
vollen  Umfange,  das  Oberlandes gericht  nur  bezüg- 
lich des  Hauptanspruches  auf  Schadenersatz  statt,  während 
es  den  Anspruch  auf  Frachtzuschlag  abwies.  Zur  Begrün- 
dung führt  das  Oberlandesgericht  aus:  „Nach  §  57  der  Eisen- 
bahnverkehrsordnung haftet  der  Absender  von  Frachtgut  der 
Eisenbahn  für  die  Eichtigkeit  und  Vollständigkeit  der  im 
Frachtbrief  abgegebenen  Erklärungen  und  trägt  alle  Folgen, 
die  aus  unrichtigen  oder  ungenauen  Angaben  herrühren.  Diese 
Haftung  knüpft  sich  an  die  bloße  Tatsache  der  unrichtigea 
oder  ungenauen  Angabe  und  hängt  nicht  von  einem  Ver- 
schulden des  Absenders  ab.  Im  vorliegenden  Falle  war  nun 
die  Angabe  der  Beklagten  im  Frachtbriefe  ungenau,  weil 
nicht  ersichtlich  war,  daß  die  Ware,  die  als  Schuhzement 
angegeben  war,  ein  explosiver  Stoff  war.  Die  Beklagte  hatte 
die  Pflicht,  die  Ware  als  brennbare  Flüssigkeit,  bereitet  aus 
Petroleum,  Benzin  und  Kautschuk,  im  Fracht.brief  anzugeben. 
Hätte  die  Beklagte  eine  dem  §  56  der  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung entsprechende  Bezeichnung  des  Frachtguts  vorge- 
nommen, so  ist  anzunehmen,  daß  der  Schaden  nicht  entstan- 
den wäre.  Denn  da  es  sich  um  eine  Menge  von  mehr  ala 
10  kg  handelte,  so  würde  das  Gut  voraussichtlich  in  einen» 
offenen  Wagen  verladen  worden  sein,  nicht  aber  in  den» 
hier  fraglichen  Wagen  zusammen  mit  anderen  wertvollen 
Gütern.  Selbst  wenn  man  aber  annehmen  wollte,  daß  di« 
Beklagte  nur  im  Falle  eines  ihr  zur  Last  fallendeu  Ver- 
schuldens haftet,  so  würde  doch  ein  solches  Verschulden  zu 
bejahen  sein.  Sie  kann  sich  nicht  damit  entschuldigen,  daß 
sie  die  Zusammensetzung  der  Ware  nicht  gekannt  habe;  sie 
hätte  sich  vielmehr  erkundigen  müssen,  was  Schuhzement 
sei,  und  isie  muß  ein  Verschulden  ihrer  Angestellten  in 
dieser  Beziehung  vertreten.  Ein  mitwirkendes  Verschulden 
der  Bahnbeamten  liegt  nicht  vor.  Den  Annahmebeamten  dei 
Bahn  kann  insbesondere  nicht  ein  Vorwurf  daraus  gemacht 
werden,  daß  sie  die  Bezeichnung  „Schuhzement''  im  Fracht- 
brief nicht  beanstandet  haben;  es  kann  nicht  verlangt  wer- 
den, daß  die  Güterannahmebeamten  alle  handelsüblichen 
Warenbezeichnungen  kennen  müssen.  Dazu  kommt,  daß  ge- 
rade dio  Bezeichnung  „Schuhzement"  eine  solche  ist,  dici 
keiaeswegs  ohne  weiteres  auf  ein©  Feuergefährlichkeit  der: 
AVaro  hinweist.  Der  Schadensersatzanspruch  des  Klägers  ist 
danach  begründet.  Nicht  dagegen  der  Anspruch  auf  deE 
Frachtzuschlag.  Dieser  setzt  nach  §  60  der  Eisenbahnver- 
kehrsordnung eine  Unrichtigkeit  der  Inhaltsangabe  im 
Frachtbrief  voraus.  Unrichtig  ist  aber  nicht  jede  der  Klassifi- 
kat  ion  des  Frachtguts  nicht  entsprechende,  sondern  nur  eiwi 
wahrheits widrige  Angabe.  Daß  aber  die  Bezeichnuno 
,.Schuhzement"  _  wahrheitswidrig  gewesen  sei,  läßt  sich  nicht 
feststellen,  weil  unbestritten  diese  Bezeichnung  im  Handel 
für  Ware  der  fraglichen  Art  gebraucht  wird." 

Das  Ecichsgericht  hat  die  gegen  dieses  Urteil  vor 
der  Beklagten  eingelegte  Eevision  zurückgewiesen,  dageger 
auf  dio  Eevision  des  klagenden  Eisenbahnfiskus  die  Beklagt* 
weiter  auch  zur  Zahlung  der  630  Mark  Frachtzuschlag  ver- 
urteilt. Der  Fiskus  hatte  in  dieser  Beziehung  geltend  ge- 
macht, daß  hier  zweifellos  eine  ungenaue  Bezeichnung  in 
Sinne  der  Eisenbahnverkehrsordnung  vorliege,  wobei  nicht* 
darauf  ankomme,  ob  die  Ware  sonst  im  Handelsverkehr  sc 
bezeichnet  wird,  wie  im  Frachtbrief  angegeben.  —  Die  Be- 
klagte muß  also  den  vollen  entstandener 
Schaden  und  außerdem  noch  den  Frachtzu 
schlag  zahlen.  K.  M.-L. 


ßücherschau. 

—  Dr.  phil.  Otto  Gönnenwein.  Württemberg  und  di< 
Vereinheitlichung  des  deutsch en  Eisenbahn 
Wesens.  Mannheim,  Berlin  und  Leipzig  1918.  Verlag  voi 
J.  Bensheimer.  —  Dieses  Buch,  das  der  Schriftleitung  erst  jetz 
zugegangen  iist,  ist  in  den  Jahren  1916  und  1917  entstand^ 
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und  1918  erschien'en,  also  zu  einher  Zeit,  wo  der  Verfasser  die 
durch  den  Krieffsausgano:  und  vor  allem  durch  die  Eevolution 
geschaffenen  Verhältnisse  noch  nicht  voraussehen  und  in 
Bechnuns:  stellen  konnte,  namentKch  unsere  Verluste  an  Eisen- 
bahnjiebieten,  die  Knebelung  uns^erer  Wirtschaft  und  unseres 
Verkehrs,  aber  auch  die  Beseiti^runff  mancher  Schranken,  die 
eich  der  Vereinheitlichung  der  deutschen  Bahnen  entgegen- 
stellten. Da  der  Verfasser  es  sich  gerade  zur  Aufgabe  g.e^ 
macht  hat.  die  Notwendigkeit  einer  Vereinheitlichung  der 
deutschen  Eisenbahnen  nachzuweisen  und  Vorschläge  für  ihre 
Dui'chführung  zu  machen,  ist  sein  Buch  üisofem  überholt.  Es 
ist  aber  trotzdem  nicht  wertlos  geworden.  Denn  es  enthält 
eine  gedrängte,  aber  recht  erschöpfende  geschichtliche  Dar- 
stellung der  Einieitsbestrebungen,  die  «eit  Friedrich  List 
und  dem  Hohenlohe ischen  Entwurf  eines  deutschen  Eisen- 
bahnvereins bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  die  Eisenbahn- 


politik _^beherrscht  und  in  den  Bestimmungen  der  neuen  d«.ut- 
schen  Verfassung  einen  Abschluß  gefunden  haben.  Gerade 
.letzt,  wo  an  die  Ausführung  dieser  Verfassungsbestimmungen 
herangetreten  und  noch  manche  schwerwiegende  Einzelfrao-e 
erwogen  werden  muß,  wird  es  für  dieienigen,  die  sich  von  den 
bisher  von  fuhrenden  Männern  empfohlenen  Lösungen  und 
von  den  Gegenansichten  ein  Bild  machen  wollen,  ein  wert- 
volles und  bequemes  Hilfsmittel  bilden.  Sehr  interessant  ist 
auch  der  erste  Teil,  der  sich  besonders  mit  den  württem- 
bergischen  Verhältniss.en  befaßt.  Der  Verfasser  bringt  ein 
sehr  vollständiges  Material  über  die  Entwicklung  des  württem- 
bergiscben  Eisenbahnwesens  und  über  sein  Verhältnis  zu  den 
Nachbarstaaten,  aus  dem  die  Schwierigkeiten,  mit  denen  eine 
kleine,  zwischen  anderen  Eisenbahnstaatcn  eingekeilte  Ver- 
waltung in  Wettbewerbs-  und  Materialausnutzungsfragen  zu 
kämpfen  hat,  anschaulich  erkennbar  sind. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Einführung  des  Personenverkehrs  auf  der  Güterbahn  Lam- 
pertsmühle-Otterberg. 

Bayerische  Staatseisenbahnen.  Am  5.  Oktober 
d.  Js.  wurde  auf  der  Güterbahn  Lamper tsmühle- 
Otterberg  auch  der  Personenverkehr  eingeführt,  so  daß 
die  Strecke  nunmehr  dem  öffentlichen  Personen-  und  Güter- 
verkehr dient, 

Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltung  sind  er- 
lassen worden : 

Nr.  I  136  vom  6.  Oktober  d.  Js.  an  die  Mitglieder  des 
Satzungsausschusses,  betreffend  die  g-egenwärtige  Lage  des 


(abgesandt  am 


Vereins    Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
16.  Oktober  d.  Js.). 

Nr:  II  139  vom  8.  Oktober  d.  Js.  an  sämtliche  Vereinsver- 
waltungen, betreffend  Schienenstatistik  (abgesandt  am 
15.  Oktober  d.  Js.). 

Nr.  IV  67  vom  6.  Oktober  d.  J.  an  die  Mitglieder  des 
Satzungsausschusses,  betreffend  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen (abgesandt  am  16.  Oktober  d.  Js.). 

Nr.  IX  637  vom  7.  Oktober  d.  Js.  an  sämtliche  Vereinsver- 
waltungen, betreffend:  Unrichtige  Anmeldungen  zu  den  Ver- 
einsabrechnungen (abgesandt  am  15.  Oktober  d.  Js.). 


I .  Güterverkehr. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Gemeinschaftliches  Heft  Gib 
fStationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200  — . 

Mit  Gültigkeit  vom  16.  Oktober  1919 
kb  werden  die  im  Verkehr  mit  den 
Bahnhöfen  der  Liegnitz  -  Rawitscher 
Sisenbahn  für  Wagenladungssendungen 
5u  erhebenden  Frachtzuschlagsätze  er- 
löht.  Näheres  enthält  die  am  16.  Oktober 
^919  erscheinende  Nummer  des  Tarifan- 
jeigers.  —  Das  alsbaldige  Inkrafttreten 
ler  Erhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Änderung  des  §  6  der 
Sisenbahn  -  Verkehrsordnung  (RGBl 
914,  S.  455). 

^  Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
TÜterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
;nnftsbüro.  hier,  Bahnhof  Alexander- 
•latz. 

Berlin,  11.  Oktober  1919.  (1103) 
Eisenbahndii-ektion. 


Norddeutsch-niederländischer  Güter- 
verkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die 
esonderen  Zuschläge  der  Westfälischen 
jande-s-Eisenbahn  für  Eilgut,  Fracht- 
tückgut und  Wagenladungen  auf  Seite 
5  unter  lfd.  Nr.  12  des  Gemeinsamen 
leftes  des  norddeutsch  -  niederländi- 
ßhen  Gütertarifs  Teü  II  v.  1.  10.  19 
erdoppelt. 

Nähere  Auskunft  geben  die  beteiligten 
üterabfertigungen. 

Cöln,  10.  Oktober  1919.  (1102) 
Eisenbahndirektion. 


emeinschaftliches  Heft  Gib  (Stations- 
tariftafeln usw.)  —  Tfv.  200  — . 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
b  sind  die  auf  Seite  66  für  Rheinau 
agegebenen  Überfuhrgebühren  erhöht 
Orden.  Das  alsbaldige  Inkrafttreten 
er  Erhöhungen  gründet  sich  auf  die 
orübergehende  Änderung  des  §  6  der 
lisenbahn  -  Verkehrsordnung  (RGBl. 
914.  S.  455). 


Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  13.  Oktober  1919.  (1105) 
Eisenbahndirektion. 


Bayerisch-Sächsischer  Tierverkehr. 

Auf  dem  Titelblatt  des  Tarifs  ist  mit 
sofortiger  Wirkung  die  Angabe:  „Für 
diesen  Tarif  sind  Einrechnungstafeln 
nicht  anzuwenden"  zu  ändern  in:  „Für 
diesen  Tarif  ist  die  Einrechnungstafel  I 
anzuwenden".  Ferner  ist  in  den  Beson- 
deren Ausführungsbestimmungen  zur 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  und  in  den 
Besonderen  Tarifvorschriften  (S.  4  und 
5  des  Tarifs)  der  Einheitssatz  für  das 
Begleiterfahrgeld  in  4,5  ^  und  auf  S.  4 
des  Tarifs  die  österreichische  Fahr- 
kartensteuer für  die  Strecke  Zittau- 
Reichenberg  in  9  ^  zu  ändern. 
Dresden,  am  15.  Oktober  1919.  (1106) 

Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb., 
,als  geschäftsführende  Verwaltung. 

BinnengUtertarif  für  die  vollspurigen 
Linien,  Teil  II  Heft  1. 

Am  1.  November  1919  wird  die  Aus- 
führungsbestimmung zum  Abschnitt  IX 
des  Nebengebührentarifs  im  Nachtrag  I 
zu  obigem  Tarif  über  die  Auflassung 
von  Zollgebühren  bei  Sendungen  des 
Grenzverkehrs  aufgehoben.  Das  als- 
baldige Inkrafttreten  dieser  Maßnahme 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn.- Ver- 
kehrsordnung. 

Dresden,  am  15.  Oktober  1919.  (1107) 
G-en.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenb. 


a)  Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr, 
Hefte  B  I  und  B  II  —Tfv.  5  — , 
b)  Gemeinschaftliches  Heft  Clb 
(Stationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200  — . 

Im  Verkehr  mit  den  Bahnhöfen  der 
Eckemförde-Kappelner  Kreisbahn  treten 
mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919  ab 
folgende  Änderungen  ein: 


1.  Es  werden  gekürzt  die  Tarif- 
entfemungen  mit  Barkelsby  um 
6  km,  mit  Loose  um  2  km. 

2.  Es  werden  erhöht  die  Tarif- 
entfernungen mit  den  übrigen  Bahn- 
höfen um  Zuschläge  bis  zu  19  km. 

3.  Für  Kohlensendungen  werden  bei 
Frachtberechnung  nach  den  Bestim- 
mungen und  zu  den  Frachtsätzen 
des  Ausnahmetarifs  6  für  lOO  kg 
10  ^  Frachtzuschlag  erhoben. 

4.  Die  für  die  Umladung  in  Eckem- 
förde  zu  erhebenden  Gebühren  wer- 
den erhöht. 

Näheres  enthält  die  am  13.  Oktober 
1919  erscheinende  Nummer  des  Tarif- 
und  Verkehrsanzeigers.  —  Das  alsbal- 
dige Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung (R.G.Bl.  1914.  S.  455). 
Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  11.  Oktober  1919.  (1104) 
E  i  senbahnd  irektion. 


2.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Etwa  37  000  kg  zum  Einstampfen 
(Einkochen)  bestimmte  gebrauchte  und 
ungültige  Fahrkarten,  Fahrscheine, 
Nachweisungen  und  Kontrollstreifen 
von  Druckmaschinen  sollen  in  einem 
Lese  verkauft  werden.  Angebotbogen 
und  Bedingungen  können  in  unserem 
Zentralbüro,  Fürsten straI5e  1— 1(),  einge- 
sehen, auch  von  dort  gegen  portofreie 
Einsendung  von  75  ^  in  bar  (nicht  in 
Briefmarken)  bezogen  werden.  Die  an 
uns  einzusendenden  Angebote  werden 
am  30.  Oktober  1919.  vormittags 
11  Uhr,  im  Verwaltungsgebäude 
Fürstenstraße  1 — 10  eröffnet.  Der  Zu- 
schlag erfolgt  bis  zum  12.  November 
1919. 

Magdeburg,  12.  Oktober  1919.  (1101^ 
Eisenbahndipekti  on . 
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Berlin,  den  22.  Oktober  1919. 
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R^w^u»^  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

SchH«r.u^.^  JT»,®  Mitteilungen.  Bücher.  Zeitschriften  us>y.  sind  an  die 

oJ^lV-  \.  ^«  1  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltunzen, 
Rifl^K  Bekanntmachnnsen  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

r)i^  7l1?l^Jl        r\^^^^^^  9-  Köthener  Str.  28/29  einzusenden 

für  H„f  Vi Prfpli*?"  B"'=Wiandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M 

»ur-rtas  Vierteljahr  bezogen  werden. 

1  «^»""ekter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verla^sbuch- 
.Ij^ndlun^  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  ösLrreifhisch- 
«ngarisclen  Postgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  fiir  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben, 
»w.s^«^'^'^"  -^^^^  ^"t'i.clien  Bekanntmachungen  werden  auch 
^  Pf  Äenom^np"n  ^^^ti'w^'  !^'^  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
«..nni^f.  l^ei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen 

»eilasren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt  is""äou. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  2S/'4 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuoh.  Roichsbank-Girokonto:' 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOO 


Praktische  Winke  für  d*n  Hilf.szug-. 

O'er    Staat&ei««nbahnhaushalt    in  dfi- 
preußischen  Landesversammlun<f. 

Nachrichten. 

Deutschland:  Ein«  Stück^t- 
sperre  auf  den  preußischen  Staats- 
bahnen. —  Nordhaus-en  -  Wernige- 
roder  Eisenbahn.  —  B-eschaffung-s- 
beihilf«  in  Bayern.  —  Einstellung 
des  Personenzugverkehrs  an  Sonn- 


■  »  Ii  a  I  I  : 

tagen  in  Württemberg.  —  Verein 
für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin.  — 

,  Personalnachrichten. 

Deutschösterreich:  Einschrän- 
kung des  Güterverkehrs  infolge 
Kohlennot.  —  Tagesschnellzug  Wien 
Sudbahnhof  -  Tarvis  (ItaKen)  über 
Leoben  und  Wien-Graz.  —  Ams- 
schließung  zollpflichtigen  Handge- 
päcks. —  Kohlenförderung  und 
Kohlenversorgung.  —  Die  Verwer- 
tung der  Knrntner  Wasserkräfte. 


Tschecho-slowakische«  Ge- 
biet: Kohlenstatistik. 

tH)  r  i  g^  e  europäische  Länder: 
Die  .schwedischen  Eis.enbahnen  im 
ersten  Halbjahr  1919.  —  Geotech- 
nische  Jjis-enbahnkommission  iu 
Schweden.  —  Erfahrungen  mit  weib- 
lichen Arbeitern  bei  den  englischen 
Eisenbahnen.  —  Amerikanische 
Eisenbahnkonzession  in  Serbien. 
Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Praktische  Winke  für  den  Hilfszug. 


lu  einer  Dienstvorschrift  haben  alle  Eisenbahnen  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  Hilfsdienstes  bei  Betriebsun- 
fällen niedergelegt.  Aber  die  Kleinarbeit  an  Organisation, 
Kegrundet  auf  Erfahrung  und  Übung,  die  geleistet  werden 
miüJ,  um  den  Hilfszug  sohneU  zur  Unfallstelle  zu  fahren  und 
um  dort  flott  und  sicher  aufziu-äumen,  findet  «ich  selten  in 
ihrem  ganzen  Ausmaße  in  Gestalt  einer  Dienstanweisung 
vollständig  und  einheitlich  zusammengetragen.  In  der  Regel 
ergehen,  aus  dem  jeweiligen  Bedürfnis  und  aus  besonderem 
Anlaß  herausgewachsen,  Anordnungen,  deren  Wortlaut  nach 
Ihrer  Durchführung  zumeist  in  den  Akten  spurlos  ver- 
schwindet. Die  Handhabung  des  Hilfszugdienstes  verfällt 
■somit  der  Gewohnheit  und  pflanzt  sich  von  einem  auf  den 
andern  durch  ÜberKeferung  fort.  Die  Üt>ersicht  über  das 
Gebaren  des  Dienstes  am  HiLfszuge  von  der  Anforderung 
bis  zum  Inruhestellen  nach  Wiedereintreffen  auf  dem  Heimat"- 
bahnhof  ist  daher  äußerst  erschwert  und  nur  mit  großer  Mühe 
iurch  das  Durchprüfen  aller  Einzelvorgänge  schrittweise  zu 
erreichen.  Die  durch  örtliche  und  persönliche  Einflüsse  not- 
svendig  beeinflußte  Verschiedenheit  der  Eürzelvorgänge  er- 
loht  dabei  die  Schwierigkeiten,  ein  klares  Bild  zu  gewinnen. 

Das  fachwissensohaftliche  Schrifttum  ist  über  die  Beschrei- 
>ung  der  Einrichtung  von  Hilfszügen  nicht  weit  hinausge- 
kommen. Über  die  Ausgestaltung  des  Hilfszugdienstes  hat 
nan  noch  selten  etwas  gelesen,  obwohl  der  Austausch  von 
Erfahrungen  auf  diesem  Gebiet  besonders  nützlich  wäre. 
Ss  ßoU  daher  der  Versuch  gemacht  werden,  auf  Grund  des 
Jienstes  eines  Jahrzehntes  am  Hilfszuge  die  wesentlichen 
Jedingungen  für  das  glatte  Arbeiten  des  Eisenbahn- 
ulfsdienstes  zusammenzustellen. 


Es  lassen  sich  folgende,  wichtige  Abschnitte  für  di©  Ord- 
nung des  Hilfszuigdienstes  erkennen: 
Zusammensetzung  des  Hilfszuges, 
Personal  des  Hüfszuges, 
Unfalldepesche, 

Herbeirufen  des  Hilfszugpersonals, 

Vorbereitung  des  Zuges  zur  Abfahrt  und  seine  Hin-  und 

■Rückfahrt  sowie  Abrüstung, 
Arbeiten  auf  der  Unfallstelle, 

Einige  bewährte  Hilfszuggeräte,  Bauart  des  Gerätewagens. 
Befehlsbuch  für  den  Hilfszug. 

Geräte-,  Mannschafts-  und  Arztwagen  büden  in  der  Regel 
den  Hüfszug,  der  durch  Personenwagen  zur  Abbeförderung 
von  Reisenden  nach  Bedarf  zu  ergänzen  ist.  Zuweilen  wird 
ein  Wagen  mit  einem  Hilfsuntergestell  beigesteUt,  der  aber 
nach  meinen  Erfahrungen  entbehrüch  ist.  Jeder  kräftige 
Bahnmeisterwagen  vermag  das  Hilfsuntergestell  zu  ersetzen. 
Wünschenswert  ist  die  Bereitstellung  eines  sogenannten 
kleinen  G-erätewagens  mit  einfacherer  Ausrüstung  für 
leichtere  Entgleisungen.  Die  Aufstellung  des  Hilfszuges  be^ 
reitet  oft  Schwierigkeiten.  Besonders  günstig  ist  leichte  Zu- 
gänglichkeit von  beiden  Seiten,  nahe  den  Gas-  und  Heizan- 
schlüssen,  auch  muß  ständige  Aufsicht  wegen  der  Diebstahls- 
gefahr möglich  sein.  Bei  Neuentwürfen  von  Bahnhöfen  muß 
der  Aufstellungsort  des  Hilfszuges  Berücksichtigung  finden, 
damit  der  Zug  nicht,  wie  notwendigerweise  meist  üblich,  auf 
einem  Gleisstück  aufgesteUt  wird,  das  zu  andern  Zwecken 
nicht  verwendbar,  aber  für  den  Hilfszug  vielleicht  am 
ungeeignetsten  ist.  Der  passend  ausgewählte  AufsteUungs- 
ort  des  Znges  verbürgt  seine  schnelle  Bereitstellung.  Die 
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Zugmasciline  ist  nach  wichtigeu  G^sichtspunktea  zu  wähkn. 
B.ei  weiter  Fahrt  ist  ■eine  Schnellzuglokomotive  erforderlich, 
damit  mit  hoher  Gruudgeschwindigk'eit  gefahren  werden 
kajm.  Ist  tliie  Entfernung  zur  Unfallst'elle  belanglos,  so  lem- 
pfiehlt  sich  die  GreisteUung  'einer  Grüt/erzuglokomotive,  di?i  an 
der  Unfallst-elle  für  grobe  Ai'beit  des  gewaltsamen  Aus- 
•einanderreißeu  der  Trümm-er  größere  Zugki'aft  als  eine 
Schnellzug'lokomotive  entwickelt.  Oft  wird  man  die  Loko- 
werden  kann.  Aber  auch  die  zu  befaluenden  Strecken  (Neben- 
werden kann.  A)>er  auch  die  befahrenen  Sirecken  (Nebcn- 
und  Kleinbahnen)  beeinfluss-en  die  Gattung  der  zu  stellenden 
Zuglokomotive.  Die  schnelle  und  sichere  Kenntnis  des  Un- 
falls- und  des  örtlichen  Betriebsdienstes,  verbunden  mit  Um- 
sicht und  Entschlußkraft  des  anordnenden  Beamten  kann  bei 
der  Zugbildung  schon  wertvolle  Minuten  gewinnen  lassen. 

Der  Hilfszugdienst  geliört  in  den  Geschäftsbereich  des 
Betriebsmaschinendienstes  j  denn  in  seinem  eigensten  Inter- 
esse liegt  es,  die  Folgten  eines  Unfalls,  namentlich  bei 
Streckensperrungen,  so  schnell  wie  möglich  zu  beseitigen. 
Auch  bleiben  Gestellung  der  Lokomotive,  Hüfszugmannschaft 
und  Leitung  des  Zuges  wähnend  der  Fahrt  in  einer  Hand, 
neben  vielen  andern  dienstlichen  Annehmüchkeiten,  die  auf 
schnellste  Bereitst-ellung  des  Zuges  günstig  wirken.  Die 
Mannschaft  aus  den  Hauptwerkstätten  sollte  lediglich  zur 
V'erstärkung  bei  sehr  umfangreichen  Aufräumungsarbeiten 
herangezogen  werden,  welche  von  der  Hilfszugmannschaft 
der  Betiiebswerkstätten  nicht  allein  bewältigt  werden 
können.  Bei  Unterstellung  eines  Hilfszuges  unter  die  Ver- 
waltung einer  Hauptwerkstätte  fehlen  oft  viele  Bedingungen 
vrerwaltungstechnischer  und  räumlicher  Natur,  die  für  eine 
zuverlässige  Erledigung  in  allen  Abschnitten  des  Hüfszug- 
dienstes  unerläßlich  sind. 

Das  Personal  des  Hilfszuges  besteht  aus  dem  aufsichts- 
führenden maschinentechnischen  Beamten,  der  Hilfszugmann- 
«jhaft  und  den  Samaritern,  denen  sich  der  Bahnarzt  an- 
schließt; das  Personal  der  Zuglokomotive  untersteht  auch 
dem  Führer  des  Hilfszug.es.  Sofern  der  leitende  Beamte,  dem 
der  Hüfszug  unterstellt  ist,  nur  irgend  Zeit  erübrigen  kann, 
wird  er  die  Führung  des  Hüfszuges  selbst  übernehmen.  Denn 
eine  Unfallstelle  aufzuräumen,  entgleiste  Fahrzeuge  aufzu- 
gleisen oder  umgestürzte  wiederaufzurichten  ist  eine  Kunst, 
die  keine  Dienstvorschrift,  keine  Beschreibung  und  bildliche 
Darstellung  lehren  können.  Fast  jeder  Unfall  stellt  der  Um- 
sicht und  Geschicklichkeit  des  Hilfszugführers  neue  Auf- 
gaben, die  nur  mit  reicher  Erfahrung  schnell  —  darauf 
kommt  es  besonders  an  —  zu  lösen  sind,  und  deren  Lösung 
gleichzeitig  eine  Ergänzung  sein.es  Könnens  darstellt.  Des- 
w.egen  ist  die  Teilnahme  an  leichteren  Aufgleisungen, 
namentlich  für  Neulinge  auf  diesem  Arbeitsgebiet,  ganz  be- 
sonders ersprießlich,  weil  dort  die  Grundlagen  für 
schwierigere  Aufgleisungsarbeiten  zu  lernen  sind.  Die 
Mannschaft  isetzt  man  mit  Vorliebe  aus  Handwerkern  zu- 
sammen, da  dies.6  dem  ungelernten  Arbeiter  überlegen  sind, 
so  daß  mit  ihnen  die  Tätigkeit  an  der  Unfallstelle  flotter 
vorangeht.  Sehr  praktisch  ist  die  Unterteilung  der  Mann- 
schaft in  einen  großen  Hilfstrupp  und  einen  kleinen  Hüfs- 
trupp  für  kleinere  Aufgleisungen.  Dadurch  läßt  sich  die  Mit- 
nahme einer  überflüssig  großen  Anzahl  von  Leuten  ver- 
meiden, die  der  Arbeit  in  der  Werkstatt  besser  erhalten 
bleiben.  Die  Liste  der  Mannschaft  wird  monatlich  durch- 
'zustehen  sein,  damit  CB.erichtigungen  rechtzeitig  vorgenom- 
men werden.  Die  Verteilung  der  „Eollen"  auf  die  einzelnen 
Mitglieder  der  Mannschaft  trägt  zu  schn.eller  Bereitschaft 
und  flotter,  gefahrfreier  Arbeit  an  der  Unfallstelle  nicht 
wenig  bei.  Solche  Eollen  sind:  Gneräteverwalter,  Beleuchter, 
Fernsprecher,  Kalfaktor,  Sauerstoff  sehn  ei  der  und  Vor- 
männer, die  mit  kleineren  Gruppen  zu  vier  bis  fünf  Mann 
selbständig  arbeiten.  M.eist  bildet  sich  ein  Vormann  von 
selbst  aus,  indem  der  Geschickteste  die  Leitung  einer  kleinen 
Gruppe  übernimmt,  dem  sich  diese  willig  unterordnet.  Man 


hat  dann  nur  noch  nötig,  den  Vormann  als  solchen  zu  be- 
stätigen. Solche  zuverlässigen  Unterführer  sind  bei  schweren 
und  umfangreichen  Aufgleisungen,  wo  an  m^ehreren  Stellen 
zugleich  gearbeitet  werden  muß,  recht  vorteilhaft  und  gerade- 
zu unentbehrlich.  Zu  beachten  ist,  daß  der  Hilfszugmann- 
schaft nicht  Leute  mit  auswärtigem  Dienst  (Strecken- 
schlosser, Hilfsfeuermänner  des  Lokoraotivdienstes)  zuge- 
wiesen werden,  da  sie  nicht  jederzeit  verfügbar  sind, 

Für  die  Abfassung  der.  Unfalldepesche  bestehen  zwar  Vor- 
schriften; aber  häufig  genug  lassen  erste  Aufregung  oder 
absichtliche  Zurückhaltung  die  Unfallmeldung  nicht  vor- 
schriftsgemäß  ausfallen.  Deswegen  ist  es  in  jedem  Falle  er- 
forderlich, durch  sofortige  Fernsprechanfrage  beim  melden- 
den Bahnhof  genauere  Erkundigung  einzuziehen.  Im  Laufe 
der  Jahre  hatte  sich  mir  ein ,  Frag.eschema  herausgebildet,  das 
in  meinem  Dienstzimmer  und  in  meiner  Wohnung  am  Fern- 
sprecher zur  sofortigen  Benützung   bereit   lag;    es  lautete: 

a)  Sind  Hauptgleise  gesperrt  und  welche? 

b)  Was  ist  entgleist,  Lokomotive  und  wieviel  Wagen,  sind 
Fahrzeuge,  Lokomotive  oder  Wagten  umgestürzt? 

c)  Nummer  des  Zuges  und    der  Lokomotive    oder  deren 
Gattung,  die  vom  Unfall  betroffen  sind? 

d)  War  ein  Zusammenstoß?     Unfall  auf  einem  Bahnhof 
oder  auf  freier  Strecke? 

e)  Menschen  verletzt  oder  getötet? 

f)  Mutmaßliche  Ursache  des  Unfalls? 

Das  Abfragen  hat  den  großen  Wert,  daß  man,  ohne  selbst 
Wichtiges  zu  vergessen,  auf  alle  Fragen  eine  Antwort  er- 
halten muß,  und  daß  die  Verschleierung  des  Tatbestandes 
hierbei  recht  erschwert  ist.  Dieses  Frageschema  hat  abei- 
auch  für  nächtliche  Alarmierung  größten  Wert.  Wenn  man 
aus  tiefem  Schlaf  plötzlich  durch  die  Fernspreoherglocke  ge^ 
weckt  wird,  so  ist  das  Frageschema  der  sicherste  Führer, 
der  schnell  ein  Bild  über  den  Unfall  gewinnen  läßt  und 
weitere  Anordnungen  ruhig  und  richtig  zu  treffen  gestattet. 
Auf  Grund  meiner  jahi"elangen  Erprobung  kann  ich  das  Frage- 
schema nur  empfehlen.  Da  die  Übermittlung  der  Unfall- 
depesche auf  dem  Fernschreiber  Zeit  kostet,  so  muß  die  Er- 
ziehung des  Bahnhofspersonals  dahin  zielen,  daß  der  Hilfs- 
zug durch  den  Fernsprecher,  wie  allgemein  üblich,  angefor- 
dert wird,  so  daß  die&e  Fernsprechanfordening  dem  Tele- 
gramm vorauseilt.  Da  der  leitende  Beamte  des  Betriebs- 
maschinendienstes nicht  j.ede  Aufgleisung  persönlich  zu  leiten 
geneigt  sein  wird,  andererseits  aber  sein-e  Anwesenheit  auf 
der  Unfallstelle  in  b.esonderen  Fällen  dring'.end  erforderlich 
ist,  so  ist  es  nötig,  diese  Fälle  dem  Telegraphenbüro  seine« 
Wohnortes  ganz  genau  festzulegen,  damit  die  Übermittlung 
der  Unfallmeldung  an  ihn  in  diesen  Fällen  ohne  Verzug 
stattfindet.  Ich  hatte  seinerzeit  durch  Aushang  im  Tele- 
graphenzimmer meines  Wohnortes  folgende  Fälle  bekannt- 
gegeben : 

1.  bei  Sperrung  von  Hauptgleisen  auf  der  freien  Strecke 
oder  in  Bahnhöfen; 

2.  bei  Verletzung  oder  Tötung  von  Personen; 

3.  bei  allen  Unfällen  von  Schnell-  und  Personenzügen; 

4.  bei  Befürchtung  größerer  Störungen  in  der  Lokomotiv- 
gestellung infolge  des  Unfalls; 

5.  wenn  der  Unfall  Anlaß  gibt,  größeres  Aufsehen  in  der 
öffentlichk'eit  zu  erregen  ; 

6.  wenn  die  Aufräumungsarbeiten  größeren  Umfanges  sein 
werden  (Entgleisung  schwerer  Lokomotiven,  von  D-Zug- 
wagen oder  einer  größeren  Anzahl  von  Wagen). 

Es  ist  gut,  wenn  alle  Bahnhöfe  des  Hüfszugbezirks  nach 
und  nach  mit  diesen  besonderen  Fällen  vertraut  werden;  es 
wird  der  Unfallmeldung  zum  Nutzen  gereichen. 

Entscheidend  für  die  schnelle  Dienstbereitschaft  des  Hilfs- 
zuges sind  die  Anordnungen  für  das  Herbeirufen  der  Mann-. 
Schaft  einschließlich  der  begleitenden  Beamten  und  für  die 
Abfahrt.  Wer  seinen  Hilfszugdienst  neuordnen  und  auf  Voll- 
kommenheit bringen  will,  muß  diesem  Abschnitt  seine  voUe 
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Aufmerksamkeit  zuwenden,  und  mag  getrost  bei  der  Feuer- 
wehr in  die  Schulde  gehen;  denn  von  ihrem  Dienst  läßt  sieh 
rautatis  mutandis  sehr  viel  für  den  Hilf-szug  übernehmen, 
\'on  der  Alarmierung  bis  zum  Wiedereinrücken  auf  dem 
Ileimatbahnhof.  Um  den  Hilfszug  in  kürzester  Zeit  in  Marsch 
zu  setzen,  bedarf  es  einer  klaren,  alle  Einzelheiten  erfassen- 
den Ordnung,  die  jede  notwendige  Handlung  in  zeitlichem 
Neben-  bzw.  Hintereinander  genau  festlegt.  Ist  diese  Arbeit 
unter  Berücksichtigung  aller  örtliehen  Eigenarten  und  der 
vorhandenen  Einrichtungen,  deren  Vervollkommnung  immer 
angestrebt  werden  muß,  einmal  geleistet,  iso  muß  sich  bei 
Aiarmierung  des  Zuges  alles  selbsttätig,  sicher  und  ohne 
Fehler  abwickeln.  Ich  habe,  daher  die  unmittelbaren  Vorge- 
setzten des  Hüfszugdienstes  dazu  angehaltei),  sich  in  einem 
Merkblatt  „Was  tun?"  Rechenschaft  hierüber  abzulegen  und 
danach  die  Mannschaft  und  die  Beamten  vom  Dienst  zu  unter- 
weisen. Auch  über  die  Unterhaltung  und  zeitweilige  Prüfung 
aller  Einrichtungen  für  den  Hilfszugdienst  (Alarmwecker, 
Fernsprecher,  Lampen,  Winden,  autogene  Schneideinrieh- 
tung  us>w.)  ist  ein  Merkblatt  in  Gestalt  .eines  Fristenkalender* 
aufzustellen,  das  den  dauernd  guten  Zustand  bequem  zu 
überwachen  gestattet. 

Das  Sammeln  der  im  Dienst  tätigen  Beamten  und  Arbeiter 
ist  verhältnismäßig  leicht  durch  Lautwecker  zu  erreichen. 
Schwieriger  schon  wird  das  Herbeirufen  der  außer  Dienst 
befindlichen  Mannschaft.  Die  Wohnungsfrage  ist  hierbei 
von  Bedeutung.  Sind  die  HiKszugleute  in  Dienstwohnhäusern 
untergebracht,  so  ist  ein  Heranholen  durch  Fernsprecher  und 
Alarmweoker  leicht,  vorausgesetzt,  daß  die  Meldeeinrich- 
tungea  zweckmäßig  angelegt  und  stets  in  betriebssicherem 
Zustande  gehalten  werden.  Es  ist  erforderlich,  daß  jede 
Wohnung  eines.  Dienstwohnhauses  im  Schlafzimmer  einen 
Alarm  Wecker  erhält,  so  daß  in  allen  Wohnungen  gleichze?  tig 
das  Alarmsignal  ertönt  und  aufgenommen  werden  kann.  Der 
häufig  anzutreffend©  Alarmwecker  im  Hausflur,  bei  dessen 
Ertönen  ein  Mann  die  andern  Hilfszugleute  im  Hau&e  zu 
wecken  hat,  genügt  nicht.  Kichtig  ist  die  Anibringung  em-es, 
Femsprechers  im  Hausflur,  damit  er  von  jedem  Hilfszug- 
mann  benützt  werden  kann.  Schwieriger  ist  das  Heranholen 
<ier  Leute  aus  privaten  Mietswohnungen.  Da  muß  zunächst 
mit  den  Hauswirten  vereinbart  werden,  daß  der  Hausschlüssel 
unter  sicherem.  Verschluß  auf  der  Dienststelle  aufbewahrt 
werden  darf.  Eine  Bezeichnung  der  Häi'.ser  und  Wohnungen 
durch  bahuFeitig  anzubringende  Blechschilder  (weißes  Kreuz 
auf  rotem  Grunde,  darunter  der  Name)  hat  sich  zum  leichteren 
Auffinden  durch  die  Alarmboten,  namentlich  des  Nachts,  gut 
bewährt.  Kommen  mehrere  Häuser  in  Frage,  so  ist  die 
Reihenfolge  der  durch  den  Boten  abzulaufenden  Häuser  und 
Wohnungen  genau  festzulegen  in  einer  Liste,  die  neben  der 
Laterne  des  Boten  Tag  und  Nacht  bereit  zuhalten  ist.  Ich 
habe  seinerzeit  die  Liste  auf  ein  Brettohen  aufschreiben 
lassen,  das  der  ortskundige  Bote  an  einer  Schnur  beim  Weck- 
gang umhängte.  Das  einfache  Verfahren  hat  sich  sehr  be- 
währt. 

Das  Herbeiholen  durch  Weckboten  wird  beschleunigt, 
wenn  die  Mietwohnung  jedes  Hüfszugmannes  mit  einer  elek- 
trischen Klingel  ausgerüstet  wird,  deren  Leitung  bis  in  Reich- 
höhe auf  die  Straße  hinuntergeführt  wird  und  in  einen  Steck- 
kontakt endigt.  Der  Weokbote  trägt  ein  Trockenelement  mit 
sich  und  verbindet  dessen  Stecker  mit  dem  Steckkontakt  am 
Haus.?.,  worauf  die  Alarmklingel  in  der  Wohnung  ertönt:  Eine 
einfache  Einrichtung,  die  kaum  mißbraucht  wird,  allerdings 
des  Einverständnisses  der  Hauswirte  hedarf.  Weitere  Voraus- 
setzung für  das  schnelle  Sammeln  der  in  der  Wohnung  alar- 
mierten Leute  ist  ihre  Anwesenheit  zu  Hause  und  ihre  Be- 
reitwilligkeit, ohne  Rücksicht  auf  Wind  und  Wetter  sofort 
zum  Sammelplatz  zu  eilen.  An  Sonn-  und  Festtagen  kann  die 
Anwesenheit  dienstfreier  Leute  in  der  Wohnung  nicht  immer 
angenommen,  am  wenigstens  ohne  jede  Entschädigung  ver- 


langt werden.  Man  muß  sich  überhaupt  auf  den  Standpunkt 
stellen,  daß  der  Hilfszugdienst  für  alle  Beamte  und  Arbeiter 
eine  außergewöhnliche,  den  eigentlichen  Obliegenheiten  zu- 
sätzliche und  keiuieswegs  leichte  un'd  angenehme  "Dienst- 
pflicht ist.  Deshalb  bedarf  sie  billigerweise  besonderer  Ent- 
lohnung und  geldlichen  Anreizes.  Jede  fiskalische  Knauserei 
ist  vom  Übel.  Wird  beispielsweise  eine  Prämie  für  recht- 
zeitiges Eintreffen  am  Sammelplatz  gezahlt,  so  erreicht  man 
mehr  damit  als  mit  Vernehmung  und  Brestrafung  der  bei 
Alarmierung  unentschuldigt  ferngebliebenen  Leute.  Auch 
schnelles  und  eifriges  Arbeiten  an  der  Unfallstelle  ist  wohl 
besonderen  Dankes  der  Verwaltung  wert,  und  immer  habe  ich 
große  Freude  empfunden,  wenn  ich  der  Mannschaft  für 
schwere  Arbeit  eine  besondere  Anerkennung  in  klingendem 
Mün2<b'lech  erwirken  konnte.  Um  Ordnung  und  Übersicht  in 
dem  Herbeiruf  der  Mannschaft  zu  behalten,  ist  eine  Meldung 
nach  folgendem  Entwurf  empfehlenswert: 

Meldung 

über  Alarmierung  der  Hilfszugmauusehaft  betr.  Unfall  auf 
Bahnhof   am  

1.  Die  Unfalldepe'Sche  gino-  ein  um  ....  Uhr  ....  Mm. ; 

2.  Das  Herbeirufen  der  Mannschaft  hat  veranlaßt:  

3.  Es  sind  in  angemessener  Zeit  (.  .  .  .  Min.)  herbeigeeilt 
(der  Reihe  nach  nach  dem  Eintreffen  aufzuführen)  : 

1  bis  zur  letzten  Nummer. 

4.  Es  sind  herbeigerufen  und  nicht  gekommen  : 

Vernehm-ungen  sind  beigefügt. 

5.  Fühi-er  des  Hilfzuges:   

6.  Aufsichtsbeamter  vom  Dienst  bei  der  Alarmierung :  

Männer,  die  es  an  dem  erforderlichen  Eifer  fehlen  lassen, 
werden  an  Hand  dieser  Meldung  leicht  erkannt  und  am  besten 
aus  dem  Hilfszugdienst  entfernt.  Der  drohende  Verlust  der 
Dienstwohnung  pflegt  immer  günstig  auf  die  Dienstbei-eit- 
schaft  zum  Hilfszuge  zu  wirken. 

Die  Alarmvorrichtung  muß  dauernd  in  betriebstüchtigem 
Zustand  erhalten  werden,  so  daß  ein  Ver.sagen  ausgeschlossen 
ist.  Sie  muß  deshalb  innerhalb  bestimmter,  kurzer  Frist  von 
sachverständiger  Seite  geprobt  und  unterhalten  werden.  Diese 
fristgemäßen  Prüfungen  werden  nur  zu  leicht  vergessen  und 
bedürfen  daher  strenger  Überwachung  durch  die  Leitung  des 
Hilfszugdienstes.  Für  den  Fall  des  Versagens  sind  Anord- 
nungen zu  treffen,  welche  die  Alarmierung  in  anderer  Weise 
sicher  stellen.  Dies  Behelfsverfahren  muß  allen  Beteiligten 
bekannt  sein  und  von  Zeit  zu  Zeit  geübt  wei'den,  damit  es 
nicht  in  Vergessenheit  gerät.  Jede  mißbräuchliche  Benutzung 
der  Alarm  Vorrichtung  muß  vermieden  werden;  hierzu  ge- 
hören z.  B.  Bestellung  von  Nachtschlossern  oder  Elektro- 
montören  mittels  des  Alarmfernsprechers  oder  Alarmweokers. 
Verwendung  der  Alarmwecker  auf  der  Arbeitsstelle,  im 
Lokomotivschuppen,  zur  Bestellung  von  Sonderlokomotiven. 
Wird  solche  falsche  Verwendung  zur  Gewohnheit,  so  darf 
man  sich  nicht  wundern,  wenn  der  Alarm  im  Ernstfalle  zu 
wünschen  übrig  läßt.  Deswegen  soll  die  an  den  Alarmein- 
richtungen anzubringende  Bedienungsvorschrift  das  Verbot 
mißbräuchlicher  Benutzung  auffällig  zur  Kenntnis  bringen. 

Für  das  Herbeirufen  des  Bahnarztes  und  der  Sanitätsmann- 
schaft gelten  die  gleichen  Gesichtspunkte.  Die  Zeiten,  inner- 
halb deren  beide  am  Hilfszuge  sein  können,  müssen  bekannt 
sein,  damit  nicht  unnötigerweise  Zeit  durch  Warten  ver- 
loren geht.  Bei  sehr  ungünstigen  Verhältnissen  ist  die  Be- 
förderung von  Bahnarzt  und  Sanitätsmannschaft  in  beson- 
derem Zuge  in  Aussicht  zu  nehmen,  um  die  Abfahrt  des  Hilfs- 
zuges  nicht  ungebührlich  zu  verzögern.  Es  bedarf  hierbei 
klarer  Einsicht  in  die  örtlichen  Verhäiltnisse  und  in  die  Mög- 
lichkeit, sie  zu  berücksichtigen. 

Die  örtlichkeit  wird  oft  zwingen,  mehr  als  einen  Sammel- 
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platz  d-er  Hilfszugmaunschaft  zu  bezeichnen.  Die  Lag«  der 
Wohnuag.en,  aus  cknen  die  Leute.  hie^bei€.ilen,  die  Fahrtrich- 
tung: des  Hilfszuges  üben  ihren  Einfluß.  Mitunter  läßt  «^ich 
der  Weg  der  Leute  abkürzen,  wenn  sie  vom  Zuge  bei  Vorbei- 
fahrt an  den  Wohnungen  aufgenommen  wierden  können;  das 


bedeutet  oft  einen  Zeitgewinn  von  kostbaren  10  und  15 
Mnuten.  Die  Prüfung  in  dieser  Beziehung  bringt  über- 
raschenden Gewinn,  wo  überlieferte  Gewohnheit  nichts  mehr 
glaubt  herausholen  zu  können. 

(Schluß  folgt.) 


Der  Staatseisenbahnhaushalt  in  der  preußischen  Landesversammlung. 


(Fortsetzung  aus  Nr.  79. 


Die  Betriebsausgaben  «ind  ohne  un.^er  Zutun 
außerordentlich  gestiegen.  Während  rsie  im  Jahre  1918 
noch  4778  Mllionen  Mark  betrugen  und  nach  dem  Voran- 
schlag für  1919  4864  Millionen  Mark  betragen  sollten,  geht  die 
jetzige  Schätzung  auf  7406  Mllionen  Mark.  (Hört,  hört!) 
Es  ist  die  unausgesetzte  Steigerung  aller  Preise  für  Kohle 
für  Eisen,  für  Holz,  für  Petroleum,  für  Öl  für  sonstio« 
Schmiermittel  usw.,  die  den  Haushalt  auseinanderreißen,  und 
denen  wir  mit  unseren  Berechnungen  kaum  nachkommen 
können,  so  ealig  geht  es  voran.  Der  Betiiebskoeffizient  war 
im  Jahre  1918  134,60  und  ist  nach  den  ietzigen  Berechnunoen 
auf  177,13  gestiegen,  d.  h.  also:  die  Ausgaben  übersteigen  "die 
Einnahmen  um  77,13%.  Der  Fehlbetrag  hat  im  Jahre  1918  in 
Wirklichkeit  1894  Millionen  Mark  betragen;  die  Schätzuu« 
für  1919  geht  augenblicklich  auf  3963  Millionen  Mark.  (Be" 
wegung.) 

Ich  brauche  Ihnen  die  Steigerung  der  Preise  im  einzelnen 
nicht  vorzufuhren,  Sie  werden  darüber  ja  unoefähr  unter- 
richtet sein.  Die  Kohlen  sind  von  39,50  auf  79,40  M  je 
Tonne  gestiegen;  sie  steigen  unausgesetzt  weiter  und  wir 
muss-en  mit  einer  neuen  großen  Steigerung  rechnen,  die  für 
die  Eisenbahnverwaltung  Hunderte  von  Millionen  an  Mehr- 
ausgaben verursachen  werden.  Koks  ist  gestiegen  von  40  4( 
oo/  111'65  Mmeralsehmieiöl  von  50  auf  110,  Schienen  von 
320  auf  750,  eiserne  Schwellen  von  310  auf  750,  hölz;n-ne 
bchwellen  das  Stück  von  11  auf  13  Jt,  Eichenholz  das  Kubik- 

'SS^^^/  Öl'''     Kiefernholz  von    180  auf 

236  Jl  usw. 

Die  Umstände,  die  auf  die  weitere  Einuahmegestaltuu"'  ein- 
wirken werden,  lassen  sich  nicht  klar  übersehen  Es  sind 
das  einerseits  die  weitere  Steigerung  der  Preise,  andererseits 
die  Unsicherheit  des  Betriebes  und  der  Zwang  den  Betrieb 
einzuschränken,  statt  ihn  zu  entwickeln.  Es  -w-ird  auch  hin- 
zukommen, daß  wir  infolge  des  Friedensvertrages  einen 
gegen  fmher  verkleinerten  Betrieb  erhalten.  In  den  Abtre- 
o^?^^§*^*^**?T  ^^^^  abzutreten  1941,47  km  Hauptbahnen  und 
^618.78  km  Nebenbahnen;  in  den  Abstimmungsgebieten  kom- 
^^^"^  Hauptbahnen,  1576  km  Nebenbahnen 
und  Iji)  km  Schmalspurbahnen.  In  den  Abtretunosgebieten 
sind  51  Amter,  893  selbständige  Dienststellen,  14  778  Beamte 
und  Hüfsbeamte  und  11600  Arbeiter.  Es  handelt  isich  also 
um  einen  sehr  großen  Apparat.  Weiter  kommen  in  den  Ab- 
stimmungsgebieten in  Betracht  46  Ämter,  889  selbständige 
Dienststellen,  17  084  Beamte  und  Hüfsbeamte  und  12  946 
Arbeiter. 

Von  dem  Personal  wird  ein  großer  Teil  in  das  ^■erbleibende 
Preußen  zurückströmen.  Die  Neigung  im  Personal  geht 
ganz  allgemean  dahin,  der  Heimat  erhalten  zu  bleiben  und 
nicht  in  fremde  Dienste  zu  treten.  Wir  werden  infolgedessen 
damit  rechnen  müssen,  daß  die  Zahl  des  Personals  noch  über 

A  S^r]^l^°^*  hinausgeht,  insbesondere  insofern  Beamte 
und  Hilfsbeamte  m  Betracht  kommen.  Es  ist  ganz  selbst- 
verständlich, daß  wir  diese  B-eamten  nicht  im  Stich  lassen 
dürfen  und  wollen.  (Sehr  richtig!  und  Bravo!)  Dadurch 
wird  sich  eine  allgemeine  Verschlechterung  der  Aufrückuncr-s- 
zeiten  für  die  Beamtenschaft  wahrscheinlich  als  unvermeid- 
bar ercreben.  Wir  versuchen,  durch  Verjüngung  der  Beamten- 
schaft zu  bessern.  Daß  dieses  Mittel  aber  nicht  vollständio- 
ausreicht,  liegt  auf  der  Hand.  Wir  werden  durch  eine  Jieihe 
von  anderen  Maßnahmen,  die  ich  schon  bei  früheren  Geleo-en- 
heiten  angedeutet  habe,  auch  die  Möglichkeit  des  Au  f  - 
r  u  c  k  e  n  s  d  e  r  Beamten  in  verstärktem  Maße  schaffen. 
Um  den  mittleren  Beamten  den  Übergang  in  die  höhere 
Beanitenschaft  zu  erleichtern,  werden  wir  voraussichtlich  da- 
hin kommen,  gehobene  mittlere  Beamtenstellen  zu  schaffen 
die  gewissermaß.en  als  Brücke  zwischen  den  beiden  Kate- 
gorien gedacht  sind,  in  die  die  besten  mittleren  Beamten  auf- 
rucken sollen,  aus  denen  wir  dann  \vieder  die  b-esten  Köpfe 
in  die  höhere  Beamtenschaft  übernehmen  können.  Aber 
diese  Vorschläge  sind  mit  den  Beteiligten  noch  uicht  be- 
sprochen worden;  weiteres  behalte  ich  mir  vor. 

Herr  A-bg.  Höfler  hat  gestern  gemeint,  für  die  unteren  Be- 
amten sei  dabei  nichts  herausgekommen.    Grundsätzlich  wäre 


es  nicht  notwendig-,  für  die  Unterbeamien  hier  eine  Neuerung 
zu  schaffen,  da  es  ihnen  auch  heute  schon  durchaus  mög- 
lich ist.  m  mittlere  Beamtenstellen  aufzurücken.  Die  Schwie- 
rigkeiten für  die  unteren  Beamten  liegen  darin,  daß  durch 
die  Militaranwärter  eine  große  Zahl  der  Stellungen  wefo-c- 
nommen  smd,  die  kraft  Eeichsgesetzgebung  ganz  be,stim"mte 
liechte  besitzen,  über  die  man  nicht  hinweggehen  kann 
Nun  wii-d  ia  die  Zahl  der  Militäranwärter,  die  augenblick- 
lich besonders  groß  ist,  aus  bekannten  Ursachen  in  den 
nächsten  Jahren  allmählich  sinken.  Wir  werden  aber  doch 
versuchen  müssen,  um  für  die  un teilen  Beamten  das  4uf- 
rucken  m  mittlere  Beamtenstellen  nicht  völlig  illusorisch 
zu  machen,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  befähigten  ünterbeamten 
so  t ruh  an  die  Grenze  zur  mittleren  Beamtenschaft  kommen 
daß  ihnen  noch  die  Möglichkeit  eines  weiteren  Aufrückeus 
bleibt.  In  dieser  Hinsicht  werden  wir  demnächst  Beschlüsse 
zu  fassen  haben.  Wir  werden  aber  dann,  um  dieses  ganze 
System  auszubauen,  das  ja  ganz  neu  aufgebaut  werden  muß 
auch  zu  einer  großen  Erweiterung  der  Fachschulen,  vor  allem' 
auch  der  Lehrlingsschulen  schreiten  müssen,  um  den  Beamten 
diie  Möglichkeit  der  geistigen  Fortbüdung  zu  geben  und  sie 
dadurch  auch  zu  befähigen,  in  höhere  Stellen  einzurücken. 

Nun  haben  verschiedene  der  Herren  Vorredner  auf  die 
Überleitung  der  E  i  se  n  b  a  h  n  ve  r  w  a  1 1  u  n  g  auf 
das  Eeich  Bezug  genommen.  Ich  will  auf  die  Fra<^e  im 
einzelnen  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  eingehen,  ich  wiU.  nur 
darauf  hinweisen,  daß  in  den  Ausschüssen  lebhaft  an  den 
Vorbedingungen  für  die  Überführung  auf  das  Reich  gear- 
beitet wird.  Insbesondere  in  zwei  Ausschüssen  konzentriert, 
sich  die  wichtigste  Arbeit,  das  ist  der  Finanzausschuß,  der 
die  sehr  schwierige  Frage  der  Abrechnung  zwischen  dem 
Keich  und  den  Landern  lösen  soll,  und  sodann  der  soe-e- 
nannte  Utx!iieitungsausschuß.  Damit  am  1.  April  1921  die 
Eisenbahnen  m  der  Hand  des  Eeiches  sofort  funktionieren 
können,  erweist  es  sich  als  notwndig,  gewisse  Aus»-leichun- 
gen  vorzunehmen.  Es  müs.sen  gegienwärtig  schon  Unter- 
.schiede  in  der  Organisation  und  Verwaltung  beseitigt  werden 
damit  daraus  nicht  Schwierigkeiten  entstehen.  Auch  für  die 
großen  Personale,  die  hier  vereinigt  werden  und  die  ein 
Beer  von  über  1  Million  Köpfen  darstellen  werden,  müssen 
die  brrundsatze  festgestellt  werden,  es  müssen  die  Eechte  der 
Personale  gesichert  werden.  Ich  weiß,  daß  der  drino-ende 
Wunsch  der  Beamten  und  Arbeiter  besteht,  an  diesen  Ver- 
handlimgen  beteiligt  zu  sein.  Im  gegenwärtigen  Moment  der 
Vorarbeit  wird  das  noch  nicht  möglich  sein,  denn  diese  Vor- 
arbeit muß  in  einem  möglichst  kleinen  Kreise  vorgenommen 
werden.  Es  smd  sämtliche  Länder,  und  es  ist  das  Reich  be- 
teiügt,  und  wenn  von  sämtlichen  Ländern  und  vom  Reiche 
nun  noch  solche  Nebenausschüsse  hinzugezogen  würden  so 
wnirde  es  keine  Arbeitsausschüsse  mehr  geben,  sondern  es 
wurden  große,  reich  besetzte  Parlamente  werden.  41>er  so- 
bald eine  Klarheit  über  den  Weg  erreicht  ist,  werden  na- 
türlich auch  dve  Beamten  und  die  Arbeiter  volle  (Gelegenheit 
üaber  ihren  St^andpunkt  zu  wahren,  sie  werden  rechtzeitio- 
mitzusprechen  haben,  ebenso  wie  ja  selbstverständlich  dieses 
üoüe  Haus  auch  sich  nicht  nur  vorbehalten  hat,  sondern  auf 
'Sein  gutes  Recht  pochen  kann,  daß,  beVor  endgültio-e  Be- 
schlüsse gefaßt  werden,  das  Haus  oder  der  Ausschuß,  der 
von  dem  Haushaltsausschuß  ernannt  worden  ist,  gehört  wh-d. 

Es  wird  sich  wohl  als  notwendig  ergeben,  daß  man  sich 
doch  schon  in  weiterem  Maße  über  die  Organisation  der  künf- 
tigen Eeichseisenbahnen  ein  Bild  gestalten  muß,  als  wir 
ursprünglich  in  Aussicht  nahmen.  Ursprünglich  nahmen  vdv 
an,  man  würde  die  Organisationen  im  großen  und  ganzen  so 
belassen  können,  wie  sie  jetzt  sind,  man  brauche  sie  nur  an- 
einander zu  schieben,  und  es  sei  dann  dem  Eeich  überlassen, 
eine  neu©  Organisation  der  Eeichseisen- 
bahnen zu  schaffen.  Wir  merken  aber  jetzt  schon,  daß 
insbesondere  die  Annäherung  der  verschiedenen  Bahnsvsteme 
aneinander  wenigstens  eine  gewisse  Kenntnis  des  künftigen 
Zustandes  der  künftigen  Organisation  voraussetzt,  weil  ja 
sonst  die  Annäherung  in  einer  ganz  falschen  Eichtung  vorge- 
nommen werden  könnte.     Man  muß  ungefähr  schon  wiss^en. 


« 


LIX.  Jahrgang 
2.  Oktober  1919. 

wohin  die  Reise  2>eht,  .uiid  ich  hoffe,  daß  ich  bei  dieser  sehr 
schwierigen  und  tief  in  alle  Verhältnisse  ein^^reifenden  Um- 
ifestaltuno:  der  Eisenbahnen  zu  den  Beichseisenbahnen  nicht 
aur  die  Unterstützunff  dieses  hohen  Hauses  finden  werde, 
sondern  daß  auch  die  Praktiker  aus  allen  Lagern  bereit  sein 
«•erden,  uns  dabei  mit  Eat  und  Tat  zu  unterstützen.  Selhst- 
i-erstäudlich  wird  die  endgültige  Beschlußfassung  nicht  meine 
Aufgabe  sein,  sondern  die  des  Eeiches  und  des  künftio-en 
ElejchÄverkehrsministers.  Es  ist  das  aber  eine  Aufgabe  von 
jiner  solchen  großen,  andauernden  und  entscheidenden  Be- 
leutung,  daß  man  sie  nicht  früh  genug  in  die  Hand  nehmen 
cann  und  sie  auf  ihre  Bedeutung  hinzuweis-en  hat. 

Es  war  in  Frage  gekommen,  ob  die  Yerneichlichung  nicht 
ruher  eintreten  könne  als  am  1.  April  1921.  Über  diese  Frage 
st  innerhalb  der  Landesregierungen  in  Bamberg  mit  dem  Er- 
:^nis  verhandelt  worden,  daß  allgemein  zugestanden  wurde, 
>ine  frühere  Verreichlichung  sei  technisch  nicht  durchführ- 
lar.  Es  wird  einer  größeren  und  anstrengenden  Arbeit 
ledürfen.  um  bis  zum  vorgeschriebenen  Termin  fertio-  zu 
(-erden.  Wir  hoffen,  das  erreichen  zu  können,  aber  früher 
rird  es  kaum  angängig  sein. 

Meine  Damen  und  Herren,  es  ist  heute  vom  Herrn  Ab" 
chmeddmg  und  gestern  vom  Herrn  Abg.  Sprenger  eine  An- 
elegenheit  hier  berührt  worden,  von  der  ich  mir  voro-e- 
omnien  hatte,  ebenfalls  zu  Ihnen  zu  sprechen.  Das  ist  die 
ußcrordentlich  leidige  Frage  der  Diebstähle  der 
.«  ß  1  e  b  u  n  ge  n  und  der  H  a  m  s  t  e  r  f  a  h  r  t  e  n.  Diebstähle 
md  leider  in  der  Eisenbahn  auch  vor  dem  Kriege  vortrckom- 
^^'^ar  in  dem  Umfange,  daß  vielleicht  im  Jahre  3  bis 

Millionen  Mark  Entschädigungen  zu  zahlen  waren.  Wäh- 
änd  des  Krieges  hat  sich  hier  ein  Übel  eingefres,5en,  das 
iclit  nur  moralisch,  sondern  auch  wirtschaftlich  von  o-roßer 
edeutung  für  die  Staatsbahnen  geworden  ist.  Nach  einer  Be- 
jehnung,  die  mir  gestern  vorgelegt  worden  ist  rechnen  die 
irektionen  damit,  daß  im  laufenden  Betriebsjähr  eine  Ent- 
ihadigungssumme  von  160  Millionen  Mark  für  Diebstähle 
ad  verlorenes  Gut  zu  zahlen  ist.  (Lebhaftes  Hört,  hört ') 
n  letzten  Jahre  waren  es  120  Millionen  Mark.  JMeine  Herren 
«■se  Zunahme  ist  vielleicht  weniger  eine  qualitative  als 
ne  quantitative;  sie  hängt  mit  der  Steigeruno-  aller  Breise 
iRammen  die  auch  dazu  führt,  daß  Entschädigun<rön  in 
)herem  Maße  gezahlt  werden  müssen.  Aber  kein  Zweifel 
irf  daran  ^rf  as^n  werden,  daß  dieser  Zustand  ganz  uner- 
unscht  ist  (lebhafte  Zustimmung)  und  daß  die  Verwaltung 
e  Pflicht  und  Schuldigkeit  hat,  mit  aller  Schärfe  dao-eo-en 
)rzugehen.  (Erneute  lebhafte  Zustimmung.) 
Ich  habe  früher  als  Abgeordneter  den  Standpunkt  ver- 
eten.  daß  die  Verwaltung  diesen  Dingen  nicht  mit  der 
jtigen  Aufmerksamkeit  gefolgt  sei.  Man  hat  zunächst  das 
t>el  unterschätzt.  Jetzt  ist  es  groß  geworden  und  muß  mit 
sonderen  Maßnahmen  bekämpft  werden.  So  haben  wir  vor 
ngerer  Zeit  die  zuständigen  Dezernenten  der  Direktionen 
sammengerufen,  um  mit  ihnen  diese  Frage  zu  besprechen 
i  ist  notwendig  geworden,  daß  im  Ministerium  ein  beson- 
h?^;.??i,T7f''*  Diebstähle,     Schiebereien  und 

hleichhandelsgo^schichten  ernannt  wird.  der  seine  ganze 
ratt  auf  die  Bekämpfung  verwendet.  Es  werden  in  sämt- 
ihen  Direktionen  Ausschüsse  errichtet  werden,  die  diese 
;nge  zu  verfolgen  haben,  und  die  sich  aus  geeigneten  Män- 
rn  zusammensetzen  müssen,  die  die  Fähigkeit  hab-n  ent- 

vLll'^ri'^-   i'^  •^."^'^  f^^^^^  Willen,  hie'r  mit 

er    Entschiedenheit    durchzugreifen.    (Bravo!)    Ich  hoffe 

nLwf'r ^'a  "^^''^  ^^^^^  unterstützen,  denn  es 

n  ^n^t,  Vf-  "^f  Elemente,  die  sich  solche  Verf'.hlun- 
n  zuschulden  kommen  lassen,  aus  der  Verwaltuno-  heraus- 
mmen    (Lebhaftes  Sehr  richtig!)   Bs  muß  der  Grundsatz 

n  a;velLu^^^^'"^'^^'  hineinkommt,  der  sich  an  dem 
n  anveitrauten  Gut  vergangen  hat  und  der  sich    hat  be- 

^it^d^Tl^H.r  ^^^«S?'^^^  yovi.eüe  zuzuwenden, 

^r  fie    sn^Ib  f  ^  ^''■''^  Sie  angeht,  denn  die  meisten 

itrage,  solche  Elemente  wieder  hineinzunchmeu,  kommen 
a  dem  guten  Herzen  der  Abgeordneten,  die  sich  .sehr  leicht 
»hmmen  lassen  zu  sagen :  in  diesem  Falle  möchte  ich  eine 
.nähme  gemacht^  haben.    Der  Mann  hat    sich  gebes^rt 

und  kZp  ^^'^'^^  ""^•^^'^    rücksichtslos  Tor- 

.e  An/i>,o    ?  ""^'"'^  nur  herbeiführen,  wenn 

ae  Ansehen  der  Person  von  oben  bis  unten  ieder,  der  ver- 
h  ili^'^'Tih  w  ^«'T^alt^nsr    verschwindet.  (Sehr 

°V~ 'l-  ^^"^  ^f'^.  'l^^i^'i"  alle  Direktionen  angewiesen,  mir 
^Imaßig  zu  berichten,  was  auf  dem  Gebiete  geschieht, 
r  sämtliche  Verurteilungen  mit  dem  Namen  des  Verur- 
ten  anzugeben  und  ich  werde  alle  diese  Listen  in  allen 
itsblattern  veröffentlichen  la-ssen,  damit  man  draußen 
rkt,  daß  hier  durchgegriffen  werden  soll.  (Sehr  richti"- ') 
Vm  Sonnabend  der  letzten  Woche  war  eine.  Abordnung  au.s 
)firfeld  bei  mir.  In  Elberfeld,  in  der  Näh©  des  besetzten 
öiftes.  sind  die  Schiebungen  am  allerschwersten  und  haben 
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ganz;  erstaunlichen  Lmfang  angenommen,  der  naeh  meinem 
Daturhalten  nicht  hätte  erreicht  werden  können,  wenn  die 
zustandigen  Stellen  von  Anfang  an  mit  der  größten  Energie 
vorgegangen  wären.    In  Elberfeld  wurde    zur  Bekämpfung 
des  bchieberwesens  ein  freier  Ausschuß   aus  Beamten  und 
Arbeitern  gebildet.    Dieser  Ausschuß  hat,  so  gut  wie  er  es 
vel^standen  hat,  augenscheinlich    ein    »ehr  beachtenswerte* 
Material  gesammelt.     Dieses  Material  ist  der  Staatsanwalt- 
schaft uberreicht  worden,  die  es  weiter  zu  prüfen  hat.  Die 
Kommission  beschwerte  sich  bei  mir  darüber,  daß  anschei- 
nend die  Staatsanwaltschaft  nicht  mit  der  gebotenen  Schnel- 
ligkeit die  Angelegenheit  weiter  verfolgt,    üb  das  richtig  ist, 
kann  ich  nicht  beurteilen.    Wir  müssen  auch  die  Gegenseite 
hoiMjn.    Man  darf  niemand  verurteilen,  ehe  man  ihn  gehört 
hat,  und  eine  Beschuldigung  ist  noch  kein  Beweis  Erst 
wenn  der  Beweis  erbracht,  wenn  eine  Verurteilung  erfolgt 
ist,  haben  wir  das  Recht,  einzuschreiten.    Aber  da  diese" Mei- 
nung entstand,  als  ob  dort  nicht  mit  der  Lebhaftio-keit  voi-- 
gegangen  wäre,  die  im  Interesse  der  Saehe  geboten  ist,  hahv 
ich  mich  mit  den  zustandigen  Ministerien  vereinbart,  und  wir 
haben   am   Dienstag      eine  Kommission  heruntergeschiokt 
die  ans  einem  Vertreter  meiner  Verwaltung,  einem  Vertreter 
des  Justizministeriums,    einem    Vertreter    des  Reichs-svirt- 
schaftsministeiiums  und  einem  Vertreter  der  Landespolizci- 
behorde  bestand.    Dieser  Ausschuß  hat  die  Befugnis,  mit  aller 
Macht  durchzugreifen,  damit  sie  ein  Ergebnis  hat   und  ich 
glaube,  Sie  werden  nicht  daran  zweifeln,  daß  wir '  üUe  "ge- 
botenen Maßnahmen  in  Angriff  nehmen,  um  diese  Zustände 
zu  bekämpfen,    nicht    allein  aus  finanziellen    Gründen  - 
die  Diebstahle  sind  heute  für  uns  eine  finanzielle  Fra"-e  o-e- 
worden  — .  sondern  wir  müssen  sie  bekämpfen  vorfallen! 
auch  im  Interesse  der  Moral  unseres  Volkes  (sehr  richti'--') 
und  der  Moral  des  eigenen  Betriebes.    Es  ist  ganz  selbst\^i- 
standlich,  wenn  von  einer  so  großen  Verwaltung,  wie  der 
^taatseisenbahnverwaltung,    es  im  Lande    hei-umraunt  und 
wispert,  daß  man  durch  Bestechung  Wagen  bekommen  kann 
wenn  kein  anderer  Wagen  bekommt ;  wenn  man  beoliai-hteu 
kann,  daß  Wagen  an  eine  bestimmte  Adresse  ohne  Boo-leit- 
papiere  durchgeführt  werden,  Wagen,    die  nur  Schi3b"^r"-ut 
enthalten ;  wenn  die  Güter,  die  der  Staatseisenbahn  anver- 
traut sind,  beraubt  an  ihre  Adresse  gelangen,  daß  dann  natür- 
lich das  weit  hmauswirkt  auch  auf  die  Moral  der  aude™n 
Kreise.    Im  Interesse  der  Sauberkeit  unserer    eioeuen  Ver- 
waltung, im  Interess.e  unseres  'S^olkes  muß  mit  aller  Schärfe 
dagegen  vorgegangen  werden.  (Sehr  richtig!)    Nun  hat  der 
Abg.  Brunner  gestern  gesagt  —  ich  habe  leider  -seinen  Aus-, 
tuhrungen  nicht  folgen  können,  weil  ich  anderweit  beschäftigt 
^^^i,T',  ■  S^aatseisenbahnverwaltung  auch  beute 

noch  Arbeiter  und  Angestellte  wegen  ihrer  politischen  Ge- 
sinnung verfolgt  würden.  Das  geschehe  nicht  in  den  Direk- 
tionen, sondern  draußen.  Wenn  derartige  Fälle  vorkommen 
bitfe  ich,  mich  e.s  wissen  zu  lassen;  ich  werde  eingreifen 
Nach  meiner  Meinung  haben  wir  wegen  seiner  politischen 
Überzeugung  niemanden  zu  verfolgen.  Solange  er  seine 
Ft licht  und  Schuldigkeit  tut,  muß  uns  der  eine  so  willkommen 
sein  wie  der  andere,  und  wir  dürfen  da  auch  keinen  T'nter- 
schied  in  den  Parteien  machen.  (Sehr  gut!) 

Herr  Abg.  Bninner  hat  dann  auch  Stellung  o-.enommen  zu 
dem  früheren  Eisenbabnminister  Herrn  von  Breitenbaoh.  Ich 
verstehe  es  vollständig,  wenn  Herr  Brunner  seiner  abwei- 
chenden politischen  Überzeugung  Ausdruck  gibt.  und  ich 
verstehe  es  von  ihm  insbesondere,  der  ia  sehou.  als  Herr  von 
BreitenbacJi  noch  an  dieser  Stelle  stand,  sein  Svstem  scharf 
ki-itisMrt  hat,  wenn  er  auch  heute  sein  Svstem.  das  beseHicrt 
ist.  hier  seharf  unter  die  Lupe  genommen  hat.  Ich  würde 
darüber  kein  Worf  verlieren.  Aber  Herr  Brunner  hat  weiter- 
hin die  Person  und  den  Charakter  meines  Herrn  \mtsv.)i- 
e^ngers  m  die  Debatte  gezogen  und  ihm  in  der  schärfsten 
Weise  Vorwurfe  gemacht,  die  nach  meiner  festen  TTberzeu- 
gung  absolut  unbegründet  sind.  (Sehr  richtig !)  Es  geht  nicht 
an.  Herrn  von  Breitenba.ch  einen  Landesverräter  zu  schelten 
weil  er  m  der  Zeit.  in  der  Tvär  im  schwersten  Kampfe 
standen,  es  für  seine  Pflicht  erachtete,  alles  zu  tun,  um  dies.cn 
pw  ^  ^  ^"  ^^"'^«^  ^'^  bringen,  und   was  er  als 

cnet   der   Eiseubahnverwaitung   leisten   konnte,     leist.Me  ei' 
zur  Unterstützung  der  Truppen  draußen. 

V^enn  Herr  Brunner  auf  das  Herausreißen  der  Feuer- 
Imchsen  liingewiesen  bat,  so  darf  er  überzeugt  -sein,  daß 
Herr  von  Breitenbach  das  gewiß  nicht  freiwillio-  a-.etan  hat 
(sehr  richtig!)  und  es  auch  nicht  leichten  Herzens  o-etan  hat 
sondern  eben  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  und  wie 
ich  noch  hinzufügen  darf,  nach  einem  harten  Kampf  inner- 
halb der  Verwaltungen.  Er  ist  dafür  ebensowenig  verant- 
wortlich wie  der  Geistliche,  der  zugeben  mußte,  daß  ihm 
die  Glocken  vom  Kirchturm  heruntergeholt  wurden  und  so 
wenig  wie  man  den  Geistlichen  einen  Kriegsverlängerer 
nennen  darf,  weil  -seine  Glocken  umgego.s.seu  werden  sollten. 
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so  weniß:  darf  man  H^errn  von  Bpeitenbach  «inen  Kriegsver- 
l.änÄ'erer  nennen,  weil  er  pflichtgemäß  das  ausfühi-te,  was 
von  den  zuständigen  Stellen  beschlossen  wurde.  (Sehr 
richtig !) 

Wenn  Herr  Bruuuer  weiter  Herrn  von  Breitenbach  emen 
Ijandesverräter  genannt  hat.  wie  mir  eben  zugerufen  wird, 
•so  ist.  ganz  selbstverständlich,  daß  das  eine  abwegio>e 
Kampfeswei&e  ist  (sehr  gut!  und  lebhafte  Zurufe  rechts), 
eine  Kampfesweise,  von  der  ich  wünschte,  daß  sie  nicht 
allgemein  wird,  daß  sie  in  diesem  hohen  Hause  sich  nicht 
einbürgern  möge.    Wir  wollen  auch  in  dem  Ghegner  noch  den 


Menschen  sehen  und  einem  Mann  wie  Herrn  von  Breitenbach, 
ob  man  nun  mit  seinem  System  einverstanden  war  odier  nicht, 
die  Hochachtung  vor  iseinem.  Charakter,  seinem  Wesen, 
seinen  Leistungen  unter  keinen  Umständen  versagen. 
(Bravo !  —  Zurufe  links.)  —  Daß  die  Arbeiterschaft  sich  mit, 
ihm  im  Kampfe  befand,  ist  ganz  richtig,  Sie  dürfen  aber  eiac 
einzelne  Frage  nicht  allein  ausschlaggebend  sein  lassen, 
sondern  wenn  derartig  schwere  Vor\\airfe  'erhoben  werden, 
müssen  sie  auch  begründet  sein. 

(Schluß  folgt.) 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Stückffutsperre  auf  den  preußischen  Staatsbahnon.  In- 
folge der  verzögerten  Abfuhr  der  aufgestellten  Kohleuzügc, 
der  damit  verbundenen  verlängerten  Umiaufzeit  der  einzelneu 
Wagen  und  des  hohen  Reparaturstandes  der  Eisenbahnwagen 
■'hat  sich  in  diesem  Jahie  ein  vierschärft  er  Wagenmangel 
t>emerkbar  gemacht.  Zur  Zeit  des  alljährlich  im  HerDSt  eiu- 
.setzcnden  Eruteverkehrs  werden  an  den  Wagenpark  der  Eisen- 
bahnen regelmäßig  hohe  Anforderungen  gesteiit.  In  diesem 
Jahre  liegen  die  Verhältnisse  wesentlich  ungünstiger  uls  in 
den  Vor.iahren.  Neben  den  unbedingt  zu  befördernden  Ernte- 
gütern: Kartoffeln.  Getreide,  Eüben  usw.  stellt  die  sonst  in 
den  Sommermonaten,  zur  Zeit  des  schwachen  Verkehrs,  be- 
werkstelligte Kehlenversendung,  die  bekanntlich  in  diesem 
Jahre  durch  vielfache  Ausstände  gestört  wurde,  außerordent- 
lich hohe  Anforderungen  an  den  Wagenpark  der  Eisenbahnen. 
Hinzu  kommt  noch,  daß  auch  die  Eisenbahnen  nicht  mit  den 
sonst  üblichen  Kohlenvorräten  rechneu  können,  die  bereits 
zu  wesentlichen  Einschränkungen  des  Zugverkehrs  geführt 
haben  und  noch  weiter  führen  werden.  Hinter  den  Lebens- 
mittel- und  Kohlentransporten  müssen  selbstverständlich  alle 
anderen  TransDorte  zurückstehen.  Daher  ist  zur  Behebung 
des  eingetretenen  Wagenmangels  und  zur  Schaffung  von 
Wagen  für  den  Lebensmittel-  und  Kohlentransport  für  den 
Bereich  der  preußischen  Staatsbahnen  bei  sämtlichen  Güter- 
abfertigungen für  die  Zeit  von  Montag,  den  20.  d.  M. 
bis  einschließlich  Sonnabend,  den  25.  d.  M.  die  Annahme  von 
Frachtstüokgutsendungen  gesperrt  worden.  Ausgenommen 
sind  hiervon  folgende  Güterarfren:  Lebens-  und  Genußmittel, 
Saatgut,  lebende  Tiere,  Bekleidungsgegenstände,  Leuchtstoffe, 
Betriebsstoff  für  Motore,  Brennstoffe,  Heizöl,  Düngemittel, 
Futtermittel,  Hopfen,  Umzugsgut,  Zeitungsdruckpapier,  Wagen- 
de<;ken  und  Verpackungen  für  alle  diese  Güter. 

—  Nordhausen-Wernifferoder  Eisenbahn.  Nach  dem 
Rechenschaftsbericht  für  das  am  31.  März  abgelaufene  Ge- 
Kchäftsiahr  1918  betrugen  die  Einnahmen  aus  dem  Personen- 
und  Gepäckverk^hr  725  371  M  (499  850  Ji),  aus  dem  Güterver- 
kehr 3,35  937  J{  (251611  J{),  und  aus  sonstigen  Quellen  59  691 
Mark  (41891  J{),  zusammen  1  122  999  M  (793  352  Jl).  Die  Be- 
triebsausgaben belaufen  sich  demgegenüber  auf  868  635  Ji 
(643  801  J(').  Nach  Abführung  von  56  598  M  (54  708  jH)  an  den 
Erneuerungsfonds  und  Rückstellung  von'  153  060  J(  (wie  im 
Vori.)  für  Teilschuldverschreibungszinsen,-  verbleibt  ein  Rein- 
gewinn von  42  258  ./^  (i.  V.  98167  Ji  Verlust),  um  den  isich 
der  Verlustvortrag  von  299  688  Ji  auf  257  431  Ji  ermäßigt. 

—  Beschaffungsbeihilfe  in  Bayern.  Nach  Ermächtigung 
durch  den  Landtag  hat  die  bayerische  Regierung  beschlossen, 
den  Staatsbeamten  und  den  diesen  gleichzuachtenden  Personen, 
die  auf  Grund  der  Ministerialbekanntmachung  vom  26.  März 
1919  Ten  erungsZulasren  für  den  Monat  Dezember  1919  beziehen 
für  das  laufende  Jahr  eine  Beschaffungsbeihilfe  zu  gewähren,' 
die  für  verheiratete  Beamte  500,  für  ledige  Beamte  300  M  be- 
trägt. Für  jedes  Kind  vsdrd  eine  weitere  Beihilfe  von  100  J{ 
gewährt.  Stichtag  für  das  Vorliegen  der  Voraiissetzungen 
für  die  Gewährung  der  Beihilfe  i.st  der  1.  Dezember  1919.  An 
diesem  Tage  wird  auch  die  Beihilfe  ausgezahlt  werden. 

—  Einstellung:  des  Personenzujaiverkehrs  an  Sonntagen  in 
Württemberg.  Wegen  ungenügenden  Bestandes  an  Dien.st- 
kohlen  ist  bis  auf  weiteres  der  gesamte  württembergische 
Personenverkehr  an  den  Sonntagen,  erstmals  am  Sonntag 
19.  Oktober  eingestellt,  nur  der  Sonnabend  abend  5.20  in  Berlin 
abgebende  Zug  D  38  wird  Sonntags  von  Osterburken  bis  Stutt- 
gart Hbf.  unter  Ausnützung  für  die  Milchbeförderung  durch- 
geführt, olme  jedoch  Reisende  aufzunehmen. 


—  Im  Verein    für  Eisenbahnkundc  zu  Berlin    hielt  Prof 
Dr.-Ing.  Blum- Hannover  einen  Vortrag  über  „Die  Klein 
balin    im   neuen   Deut  schlau  d".     Der  Vortra.gendo 
ging  von  den  ErfahiTingen  aus.  die  er  in  Verbindung  mit  an 
deinen  Fachleuten  im  Krieg  im  Bau  und  Betrieb  der  Schmal 
spurbahnen  sammeln  konnte.    Wir  müssen  in  Deutschland  das 
Kleinbahnwesen  mehr  pflegen  als  bisher,  denn  der  Wiederauf 
bau  und  die  Innenkolonisation    fordern    kräftige  Verkehrs 
pflege,  aber  mit  bescheidenen  Mitteln.    Im  Kleinbahn weseu 
müssen  wir   (zur  gegenseitigen  Aushilfe,  zur  Herabsetzung 
der  Kosten  und  zur  Stärkung  unserer  G-ewerbe  im  Ausland 
Wettbewerb)  vereinheitlichen  (normalisieren,  typisieren).  Das 
Chaos  der  vielen  Schmalspurweiten  muß  aufhören;  die  60-cm 
Spur  hat  sich  • —  trotz  ihrer  übereifrigen  Vorkämpfer  —  aL- 
zu  klein  erwiesen,  sie  darf  nur  noch  für  „fliegende"  Bahnen 
(Wald-,  Rüben-,   Unternehmerbahnen)   geduldet  werden ;  in 
übrigen  sind  nur  die  Spuren  von  75  cm  und  1  m,  außerdem 
natürlich  die  Vollspur  (1,435)  zuzulassen,  und  zwar:  die  Spur 
von  75  cm  für  Kleinbahnen  in  landwirtschaftlichen,  nicht  ge 
birgigen  Gegenden,  die  Meterspur  im  Gebirge,  für  gewerb 
liehe  Gegenden,  für  stark  bela,stete  Netze,  für  Bahnen,  die  sieli 
aus  (meterspurigen  Straßenbahnen  entwickeln,  und  für  elek 
trische  Bahnen. 

Das  Kleinbahnwesen  ist  der  Gesetzgebung  und  Aufsicht 
(nicht  dem  Betrieb)  des  Reiches  zu  unterstellen,  das  Reichß 
Verkehrsamt  muß  zu  diesem  Zweck  eine  Kleinbahnabteilung 
erhalten.  Bau  und  Betrieb  ist  aber  den  Gliedstaaten.  Pro 
vinzen  usw.  und  vor  allem  der  Privatindustrie  zu  überlassen 
Auch  in  der  Frage  der  Vereinheitlichung  kann  die  Haupt 
arbeit  nicht  vom  Reichsverkehrsamt,  sondern  sie  muß  von 
den  einzelnen  Kleinbahn-Unternehmungen  und  deren  Verband 
in  Verbindung  mit  der  deutschen  Industrie  geleistet  werdep 

—  Personalnachrichten.  Bei  den  württembergischen  Staats- 
eisenbahnen ist  dem  Eisenbahnbetriebsinspektor  Karle  bei 
der  Generaldirektion  die  Stelle  des  Vorstandes  der  Eisen- 
bahnhauptkasse  mit  der  Dienststellung  eines  Finanzrats,  dem 
Eiseubahnbauinspektor  Ackermann,  Vorstand  der  Eisen- 
bahnbauinspektion  Horb,  die  Stelle  des  Vorstandes  der  Eisen- 
bahubauinspektion  Reutlingen  mit  der  Dienststellung  eine? 
Baurats  und  dem  Masehinenins'enieur  Schäfer  bei  der 
Eisenbahnwerkstätteninspektion  Cannstatt  die  Stelle  des  Vor- 
standes der  Maschineninspektiou  Heilbronn  mit  der  Dienst- 
stellung eines  Eisenbahnbauinspektors  des  äußeren  maschi- 
nentechnischen Dienstes  übertragen  worden.  —  Der  Vorstann 
der  Eisenbahnbausektion  Eßlingen.  Eisenbahnbauinspektor 
Bau  mann  ist  auf  die  Stelle  des  Vorstandes  der  Eisenbahn 
bausektion  Cannstatt  versetzt  worden. 


Deutschösterreich . 

—  Einschränkung    des    Güterverkehrs    infolge  Kohlennot 

Die  Südbahn  hat  mit  Genehmis-ung  des  Staatsamtes  für  Ver- 
kehrswesen mit  sofortiger  Gültigkeit  den  Güterverkehr 
in  der  Strecke  Wien  Südbahn  -  E  h  reu  h  au  se  n  einschließ- 
lich und  im  Durchzuge  über  diese  Strecke  bis  auf  weitere* 
eingestellt.  Zusrelassen  bleiben  nur:  Lebensmittel  de« 
Punktes  1  der  Bedarfsgüterliste  (mit  Ausnahme  von  Wein. 
Bier.  Spirituosen).  Kohle  und  Brennholz,  ferner  Verpackungen 
für  die-  zugelassenen  Lebensmittel,  Güter  aus  dem  Zollaus- 
lande  einschließlich  der  neugegründeten  Nationalstaaten  unc 
schließlich  der  Durchzup-sverkehr  durch  Deutschösterreich 
in  nicht  gesperrten  Verkehren. 

—  Tagesschnellzug  Wien  Südbahnhof-Tai-vis  (Italien)  übci 
Leoben  und  Wien-Graz.  Seit  dem  14.  Oktober  1919  sind  Ak 
Tagesschnellzüo-e  Nr.  1/1107  und  1108 '2.  Wien  Südbahnhof- 
Bruck  an  der  Mur-Leoben-Klagenfurt-Villach-Tarvis  und  uni- 
gekehrt,  mit  direkten  Wagen  nach  und  von  Triest  und  Roir 
wieder  zweimal  wöchentlich  in  BetHeb  gesetzt  worden.  Zug 
Nr.  1/1107  (Wien  Südbahnhof  ab  7  LHir  45  Minuten  früh)  ver- 
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L^ehi-t  jeden  Dienstag  und  Samsta«-,  Zu«:  Nr.  1108/2  j^eden  Mon- 
as und  Fi'eitaff.  erstmals  am  17.  Oktober  (um  9  Uhr  45  Mi- 
mttn  a.l>ends)  in  Wien  Südbahnhof  ankommend.  Der  V^erkehr 
lach  und  von  Graz  \Av(\.  durch  Anschluß  vermittelt. 

—  Ausschließung  zoilpflielitisen  Handgepäcks.  Die  Süd- 
tahnffesellschaft  erli-eß  foioendo  Kundmachun«: :  Infolge  der 
litnahme  zollpflichtig'en  K-eise-  und  Hand£;epäckis  bei  dem 
on  Wi€n  nach  Triest  verkehrenden  Schnellzuo^  Nr.  5  (vgl. 
ir.  78,  S.  830  d.  Ztg-.) erwachsen  in  der  Gi-enzstation  Spielfeld 
urch  die  Zollamtshandlung  derzeit  große  Verspätunoen  und 
iird  hierdurch  der  regelmäßige  Verkehr  dieses  Zuges  in  Präge 
©stellt.  In  der  Folge  wird  die  Durchführung  von  Verzollun- 
en  bei  dem  genannten  Zuge  nicht  mehr  vorgenommen  werden, 
►je  Reisenden  werden  daher  im  eigenen  Interesse  aufgefor- 
ert,  keine  zollpflichtigen  Gepäckstücke  als  Eeise-  oder  Hand- 
epäck  hei  diesem  Zuge  mitzuführen,  da  derartige  Gegenstände 
i  der  Grenzstation  unbedingt  zurückbleiben  müßten.  Zur 
eförderung  zugelassen  sind  ausschließlich  nur  die  in 
.offern,  Reisekörben,  Ilutschaehteln,  handlichen  Kisten  und 
srgleichen  verpakten  Gegenstände,  deren  der  Fahrgast  zur 
eise  bedarf. 

—  Kohlenförderung  und  Kohlenversorgung.  Im  0  s  t  r  a  u  . 
arwiner  Steinkohlenbezirk  sind  die  Förderver- 
iltnisse  verhältnismäßig  günstige.  Die  veröffentlichten 
'ochenausweise  für  den  September  lassen  allerdings  erken- 
m,  daß  die  Förderung  im  September  die  Augustförderung 
cht  erreicht  hat.  Einzelne  Streiks  sind  nach  wie  vor  im 
ezirke  nichts  seltenes,  und  auch  die  Lebensmittelversorgung 
treitet  wieder  einige  Schwierigkeiten.  Bei  den  Gruben 
srrscht  Mangel  an  verschiedenen  Stoffen.  So  ist  z.  B.  die  Ben- 
anot  eine  drückende.  Die  Verladungen  für  die  Wiener  Gas- 
srke  iaben  sich  in  der  letzten  Zeit  auf  das  Pflichtmaß  er- 
>ht.  Die  tschechische  Industrie  sowie  auch  die  Bahnen  sind, 
weit  Kohle  aus  dem  Ostrau  -  Karwiaer  Bezirk  in  Frage 
mmt.  ziemlich  gut  versorgt,  wenn  auch  einzelne  Industrie- 
reige,  die  jetzt  in  der  Hauptbetriebszeit  mehr  Kohle  benö- 
jen  würden,  als  ihnen  zugeteilt  wird,  nicht  voll  versorgt 
jrden  können.  Im  nordwestböhmischen  Braun- 
)hlenbezirke  droht  eine  neue  Lohnbewegung  auszu- 
echen.  Die  Arbeiter  verlangen  die  Einführung  des  Sechs- 
indentages  und  die  Hinauf setzung  des  an  keine  Leistung 
bundenen  Mindestlohnes  von  18  auf  28  Kr.  für  die  Schicht, 
e  Herabsetzung  der  achtstündigen  Schicht  auf  sechs  Stunden 
»Uen  die  Arbeitervertreter  damit  rechtfertigen,  daß  im  nord- 
istböhmischen Braunkohlenbergbau  der  Achtstundentag 
lon  vor  dem  Kriege  eingeführt  war,  während  in  den  Stein- 
hlenbezirken  bekanntlich  erst  nach  dem  Umsturz  die  Herab- 
izung  der  Schicht  von  neun  auf  acht  Stunden  erwirkt  werden 
ante.  In  Ober  Schlesien  bessern  sich  die  Förderver- 
Itnisse  von  Tag  zu  Tag,  und  die  Arbeiter  zeigen  erhöhte 
beitslust.  Sie  scheinen  auch  politischen  Einflüssen  nicht 
hr  so  zugänglich  zu  «ein  wie  früher.  In  erster  Linie  ist  die 
sserung  der  Verhältnisse  den  Eingriffen  der  Ententever- 
ter  zu  danken.  Die  Förderleistung  ist  im  Steigen  und  er- 
chte  in  der  letzten  Zeit  bereits  98  000  t  im  Tag.  das  ist  etwa 
%  der  Friedensleistung.     Die  Wagenbeistellung  ist  zwar 

weitem  nicht  ausreichend,  doch  bewegen  sich  trotzdem 
Lieferungen  nach  Deutschösterroich  in  aufsteigender  Rich- 
ig.  Die  Lager  bei  den  Gruben  sind  infolge  der  großen 
rdera.usfälle  während  des  Streiks  bedeutend  zu&ammenge- 
molzen.  Die  Kokserzeugung  ist  gleichfalls  im  Zunehmen, 
.gleichen  die  Gewinnung  an  Nebenerzeugnissen.  Trotzdem 
in  der  Bedarf  an  Ammoniak,  Benzol  und  Teer  bei  weitem 
ht  gedeckt  werden. 

-  Die  Verwertung  der  Kärntner  Wasserkräfte.  Vor  kur- 
1  fand  in  Villach  unter  Vorsitz  des  Unterstaatssekretärs 

Ellenbogen  eine  vom  Wasiser-  und  Elektrizitätswirtschafs- 
te  („Wewa")  einberufene  Versammlung  behufs  Beratung 
<v  die  Verwertung  der  Kärntner  Wasserkräfte  und  die 
ste  Inangriffnahme  der  bezüglichen  Arbeiten  statt  bei  wel- 
r  der  Landesrat  von  Kärnten,  der  Wirtschaftsausschuß  der 
läufigen  Landesversammlung  sowie  die  einzelnen  Inter- 
entengruppen  vertreten  waren.  In  der  Frage  der  Elektri- 
■ung  der  Eisenbahnen  erklärte  der  Vertreter  der  Staats- 
inbahnverwaltung, daß  vor  allem  die  Tauernbahnstrecke 

Mallnitz-Spittal  aus  einem  an  der  Mallnitz  zu  errichten- 
.  Kraftwerk  elektrisiert  werde.  Für  später  sei  die  Elektri- 
■ung  der  von  Obersteiermark  nach  Kärnten  führenden 
mlinien  und  allenfalls  auch  jene  der  Anschlußstrecken  zu 
'artigen,  während  bezüglich  der  Südbahnstrecke,  bei  der 
Kraftquelle  die  Drau  herangezogen  werden  müßte,  wegen 
noch  ungeklärten  politischen  Lage  Südkärntens  kein  Plan 
ißt  werden  konnte.  Aus  der  Erörterung  ergab  sich,  daß 
Land  zu  allererst  das  Projekt  der  Ausnützung  des  Weißen- 


sees in  Angriif  nehmen  wolle.  Die  maßgebenden  Körper- 
schafteii  des  Landes  werden  veranlaßt  werden,  die  auf  eine 
möglichst  rasche  Elektrisierung  der  Eisenbahn  abzielenden 
Maßnahmen  der  Staat seisenbahnverwaltung  mit  allen  Mitteln 
zu  fordern,  wogegen  die  Vertreter  der  Staatsregierung  die  tat- 
kräftigste 1  orderung  des  Ausbaues  der  Kärntner  Wasserkräfte 
m  einer  l^orm  versprachen,  die  der  je  weiligen  Vereinbarung 
entspricht.  Eine  von  der  Direktion  des  Kraftwerkes  Villach 
gestellte  Anregung,  die  Staatsbahnverwaltung  mö^^e  zuerst  o-e- 
meinsam  mit  dem  Lande  das  Weißenseepro.iekt  verwirküchen 
und  die  anderen  Fragen  der  Beratung  und  Beschlußfassung 
einer  ,schon  m  der  allernächsten  Zeit  zu  bildenden  Körperschaft 
überlassen,  wurde  angenommen. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Kohlenstatistik.  Zum  49.  Mal  ist  dieser  Tage  die  von 
Aussig-Teplitzer  Eisenbahngeselschaft  all- 
jährlich herausgegebene  „Statistik  des  böhmischen  Kohlen- 
verkehrs" erschienen.  Sie  betrifft  die  Statistik  für  das  Jahr 
1J17,  hat  also  eigentlich  nur  geschichtlichen  Wert  ist  aber 
gerade  bei  den  heutigen  Verhältnissen  von  Interesse.  Sie 
umfaßt  die  Forderung,  den  Absatz  und  die  Verfrachtuno-  so- 
wohl in  Braunkohle  wie  in  Steinkohle,  außerdem  enthält  sie 
•ein  Verzeichnis  der  mit  1.  Juü  1918  in  Wirksamkeit  stehen- 
den Kohlenlrachttarife  und  in  einem  Anhan«-  eine  Nach- 
weisung  der  Braunkohlenaufgabe  nach  Verkehi^richtuno-en 
und  Empfangsbahnen  des  Inlandes.  Der  Statistik  zufolge  sand 
im  Berichtsjahr  m  den  Bezirken  Elbogen,  Falkenau,  Komo- 
7%  ""^^    ^'■^^>  ,^^^^2    Arbeitern  insgesamt 

17,79  Millionen  Tonnen  Braunkohle  gefördert  worden  Da 
im  Jahre  1916  von  26  641  Arbeitern  18,9  Millionen  Tonnen 
gefordert  worden  sind,  ergibt  sich  für  das  Berichtsjahr  bei 
einer  Vermehrung  der  Arbeiterzahl  um  5351  eine  Verringeruno- 
der  Forderung  von  1,1  Million  Tonnen.  Bei  einem  Mtteb 
preis  von  993,3  Heller  für  die  Tonne  im  Berichtsjahre  geo-en- 
uber  einem  solchen  von  668,3  Heller  im  Jahre  1906  beziffrerte 
sich  der  Geldwert  der  im  Berichtsjahre  geförderten  Braun- 
kohlenmenge auf  176,75  MiUionen  Kronen  g-egenüber  dem 
Vorjahre  um  50,43  Millionen  Kronen  oder  28,5  %  mek^.  Voa 
hf'Li.i™  if^^'^^'ln^v^''^  geförderten  Braunkohlenmenge  ver- 
lÄrii-^^'^^  ^^^"^«^en  Tonnen  oder  77%  im  Inland,  und 
4,09  Millionen  Tonnen,  also  23  %,  gingen  teüs  auf  dem  Bahn- 
teils  auf  dem  Wasserweg  ins  Ausland.  An  St>einkohl6  sind 
m  den  Bezirken  Mies,  Pilsen,  Prag  und  Schlau  im  Berichts- 
jahre von  18  741  Arbeitern  insgesamt  3,31  Millionen  Tonnen 
7«h?  .n"?  Ir^A^-  ''.^^^^  1906  bezifferte  sich  die  Arbeiter- 
^7ö  M-n-  "^"^^  '^^'^  geforderte  Steinkohlenmenge  auf 

3,78  Millionen  Tonnen,  so  daß  sich  für  das  Berichtsjahr  bei 
oT«  M-fr  ^^^1  Arbeitern  eine  Minderförderung  ^ 

0,46  Millionen  Tonnen  und  auf  jeden  einzelnen  Arbeiter  um- 

vo^^9^rqQ*'w''ll'''^'•^*  F^'i^t-  '"^-em  Mittelpreis 

vnn  i^Q- 9  M  11  ^  .ßerichtsjahre  gegenüber  einem  solchen 
von  159o,2  Heller  im  Jahre  1906  ergab  der  Geldwert,  der  sich 
im- Jahre  1917  auf  72,003  Millionen  Kronen  bezifferte,  oe^en- 
uber  dem  Vorjahre  ein  Plus  von  11,71  Millionen  Kronen:  Von 
der  geforderten  Steinkohlenmenge  wurden  blol5  5,6  %  in  das 
Ausland  abgeschoben. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Die  schwedischen  Eisenbahnen  im  ersten  Halbjahr  15)19 

8^9qnnn  ^  Staatsbahnen  hatten  im    ersten '  Halbjahr 

8  3^9  000  Kr  Betriebsverlust,  die  Privatbahnen  11 512  OOO'  Kr 
hipihf    T  '^^^  insgesamt  3  183  000  Kr  Betriebsgewinn 

Dieibt.    Im  entsprechenden  Zeitraum  des  Vorjahres  ''  hatten 

b^hn  n'^Sn  o/i)  f 'i'?^^  Kr  Betriebsverlust  und  die  Privat 
Dannen  31  211  000  Kr  Betriebsuberschuß.  Dr.  S. 

~  f^cotechnische  Eisenbahnkommission  in  Schweden  Über 
r.  ,  -t>«stelien  dei-  eigenartigen  Einrichtung  einer  ständio^en 
geotechnischen  Eisenbahnkommission  bei  den  schwedischen 
btaatsbahnen  haben  wir  schon  in  Nr.  71.  Jahrgano-  1914  dieser 
Zeitung  eingehend  berichtet.  Es  ist  vielleicht  nicht  ohne  In- 
teresse, emem  praktischen,  in  schwedischen  Tageszeituno-en 
zum  Ausdruck  gebrachten  Fall  zu  entnehmen,  wie  diese  Kom- 
mission ihre  ständige  Überwachung  der  schwedischen  Bahnen 
betätigt  und  m  einzelnen  Fällen  eingreift.  So  hat  die  Kom- 
mission kürzlich  für  die  Strecke  Järna-Norrköping  Geschwin- 
digkeitseinschränkungen vorgeschlagen,  wodurch  die  Höchst- 
geschwindigkeit für  die  Strecke  zwischen  Krokek  und  Aby 
auf  20  km/st.  herabgesetzt  -würde.  Derartige  Eingriffe  sind 
natürlich  nicht  ohne  Einfluß  auf  den  Gang  der  Züge  und  den 
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Fahrplan  nnd  begegii'en  nahelieo'end'erweisc  leicht  ■einena  ge- 
wissen  Widerstaud  der  B'Ctriebsfachleute,  di<'  auch  im  vor- 
lieg-endcn  Fall©  30  km/s^t.  diirohsetz'eu  ruöcht-en.  Dr.  S. 

—  Erfahrungen  mit  Avciblichen  Arboitorn  bei  den  enfflischen 
Eisenbahnen.    Der   Krieg   hat^  in  England  ebenso  wie  bei 
allen  anderen  kriegführenden  Völkern  dem  Transportgewerbe 
große  Mengen  von  Arbeitern  entzogen,  die  duroh  Frauen  er- 
**etzt  werden  mußten.    Als  Beispiel  *-ei  nur  angeführt,  daß 
<ldo  Londoner  Untergrundbahnen  auiS  ihrem  Bahn-,  Straßen- 
I>ahn-  und  Omnibusbetrieb  innerhalb  -18  Stunden  nach  Aus- 
bruch der  Feindseligkeiten  3500  Jlann  an  das  Heer  abgegeben 
haben.   Ihnen  sind  später  weitere  Einberufungen  bis  zu  einer 
Gesamtzahl  von  15  979  Manu  gefolgt,  von  denen  3481  auf  die 
Untergrundbahnen  selbst,  9648  auf  die  Omnibusse  und  2850 
auf  die  Straßenbalinen  und  sonstigen  Betriebe  entfielen.  Ein 
Bericht  des  Kriegsausschusses  spricht  sich  über  die  Arbeit 
der  Frauen,  die  die  Männer  ersetzt  haben,  ziemlich  ungünstig 
aus.    Sie  waren  schwerer  Arbeit  nicht  gewachsen,  leisteten 
infolgedessen  wenig-er  als  die  Männer,  hatten  aber  di©  Wir- 
kung auf  die  mit  ihnen  arbeitenden  Männer,  daß  diese  ihre 
Leistungen  denen  der  Frauen  anpaßten.    Die  Frauen  kamen 
unpünktlich   zum   Dienst  und   fehlten  häufig    infolge  von 
Krankheit.    Es  mußten  mehr  Frauen  eingestellt  werden  als 
Männer  abgegeben  worden  waren,  und  dadurch  wurden  die 
Kosten .  hoch.    Beim  Fahrkarten  verkauf  in  den  Omnibussen 
und  Straßenbahnen  haben  sie  aamentlich  in  den  Stunden  star- 
ken Verkehrs  versagt;  auch  als  Bahnsteigschaffner  haben 
sie  sich  nicht  bewährt,  da  .sie  die  Fahrkarten  nicht  schnell 
genug  prüfen  konnten.    Sie  sahen  ihi-e  Beschäftigung  als 
vorübergehend  an  und  hatten  kein  Besti-e'ben,  sich  fortzu- 
bilden.   Infolgedessen  waren  sie  nur  für   den  Posten  ge- 
eignet, den  sie  eben  —  nach  dem  vorstehend  ftesagten  un- 
genügend — •  ausfüllten  und   nicht    imstande,  aushilfsweise 
einen  anderen  Po.sten  zu  übernehmen.    Ans  den  Kreisen  der 
Reisenden  kamen  mehr  Klagen  über  die  Frauen  als  über  die 
Männer  vor.    Die  deutschen  Arbeiterinnen  haben  sich  also 
beim  Ersatz  der  Männer  im  Kriegsdienst  in  der  Heimat  besser 
bewährt  als  ihre  englischen  Genossianen.     Im  englischen 
Transportgewerbe    mit    Ausnahme  der  städtischen  Straßen- 
bahnen waren  bei  Ausbruch  des  Krieges  2^  %  weiblicher  Ar- 
beitskräfte beschäftigt;  ihre  Zahl  stieg  bis  Mitte  1918  um 
Sl  000  Köpfe  auf  11  %,  von  denen  etwa  vier  Fünftel  Er.satz 


für  feMende  Männer  waren.  Im  Bürodienst,  der  Eisenbahnen 
nahm  ihre  Zahl  von  2431  auf  25  161,  in  den  Werkstätten  von 
857  auf  6305,  unter  den  sonstigen  Lohnarbeitern  von  913f. 
auf  36  948  zu.  Im  ganzen  waren  bei  Kriegsende  schließlich 
65  887  Frauien  gegen  12  423  bei  Kriegsausbruch  im  Dienste  dei 
englischen  Eisenbahnen  beschäftigt. 

—  Amerikanische  Eisenbahnkonzession  in  Serbien.  Einei 
von  dem  „Handelsmuseum"  ■\viedergegobenen  Mitteilung  dei 
„Journ^e  Industrielle"  zufolge  hat  die  südslawische  Regierung 
uiit  einer  Anzahl  amerikanischer  Banken  und  Industrift- 
firmen  ein  Abkommen  über  die  Konzessionienmg  von  Eisen- 
bahnlinien in  Serbien  abgeschlossen.  Diese  amerikanische^ 
Gesellschaft  soll  die  Konzession  auf  50  Jahre  erhalten  und 
sowohl  den  Ausbau  der  bestehenden  Linien  für  zweigleisigen 
Betrieb  als  auch  die  Schaffung  neuer  zweigleisiger  Strecken 
in  dem  noch  zu'  erschließenden  Landesteil  übernehmen. 


Bücherschau. 

—  Deutscher  Verkehr.  Zeitschrift  für  Fördern 
und  Ausbau  des  Fremdenverkehrswesens. 
Herausgegeben  vom  Bund  Deutscher  Ver- 
kehr s  -  V  e  r  e  i  n  e  e.  V.  in  Leipzig'.  Druck  von 
Ackermann  &  Glaser.  Die  von  dem  Bund  seit  19i(' 
herausgegebene  Zeitschrift  „Deutschland"  hat  mit  ihren  ge- 
schmackvollen bildlichen  Darstellungen  der  schönsten  und 
zum  Teil  noch  nicht  genügend  besuchten  Teile  Deutschland.- 
viel  Anklang  gefunden  und  bildet  eine  sehr  brauchbare  Werbf- 
.schrift  für  die  Entwicklung  des  deutschen  Verkehrs.  Der 
Bund  ist  indessen  zu  der  Erkenntnis  gekommen,  daß  es  sich 
angesichts  des  an  ganz  verschiedene  Leserkreise  g'erichteteu 
Inhalts  der  Zeitschrift  empfiehlt,  ihren  illustrierten  und  ihieu 
wirtschaftlichen  Teil  voneinander  zu  trennen  und  an  Stellt- 
des  letzteren  ein  gesondertes  Blatt  herauszugeben,  das  zu  einei 
erstklassigen  verkehrswissenschaftlichen  Fachzeitschrift  aus- 
gebaut werden  soll.  Diese  Fachzeitschrift  ist  in  ihrem  1.  Heft 
unter  obigem  Titel  erschienen.  Sie  enthält  eine  Reihe  inter- 
essanter Abhandlungen  und  auß-erdem  Nachrichten  aller  Art 
aus  dem  Verkehrswesen.  Der  Bund  beabsichtigt,  die  neue 
Zeitschrift  allmonatlich  zum  Jahrespreise  von  10  J(  er.«cheinen 
zu  la.ssen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Güterverkehr. 


Sächsisch  -  Schweizerischer  Güterver- 
kehr über  Lindau-Romanshorn  (Ver- 
kehr mit   Basel     und  Schaffhausen). 

Am  1.  November  1919  tritt  der  Nach- 
trag III  zum  Gütertarif  Teil  II  in 
Kraft.  Er  enthält  außer  den  bereits 
durch  Bekanntmachung  verlautbarten 
Tarifmaßnahmen  namentlich  noch  Än- 
derungen der  Besonderen  Bestimmun- 
gen und  der  Allgemeinen  Kilometer- 
Tariftafel,  sowie  neue  Frachtsätze  für 
die  Station  Niederwürschnitz.  Ab- 
drücke des  Nachtrags  sind  durch  die 
beteiligien  Stationen  zu  erlangen. 

Dresden,  am  17.  Oktober  1919.  (1112) 
Gen.-Dir,  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen, 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Binnen-Gütertarif  für  die  voUspuriffen 
Linien    der    Sächsischen  Staatseisen- 
bahnen, Teil  II,   Heft  3  vom   1.  März 
1919. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November 
1919  werden  die  im  Abschnitt  IV  ent- 
haltenen Rückvergütungen  für  die  Be- 
förderung von  Umschlaggütern  auf  den 
Verbindungs-  und  Elbuferbahnion  er- 
höht. Näheres  ist  aus  unserem  Vei- 
kehrsanzeigter  zu  ersehen. 

Dresden,  am  18.  Oktober  1919.  (1111) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b  (Stati- 
onstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  Dezember  1919 
ab  werden  die  im  Verkehr  mit  den 
Bahnhöfen  der  Braunschweig-Schönin- 
ger  Eisenbahn'  zu  erhebenden  Frachtzu- 
schläge erhöht.  Näheres  enthält  die  am 
20.  Oktober  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarif  anzeige  rs. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunfsbüro,  hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

BerHn,  den  16.  Oktober  1919.  (1109) 
Ei&enbahndirektion. 


Gemeinschaftliches  Heft    C    I  b  (Stati- 
onstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  16.  Oktober  1919 
ab  werden  die  im  Verkehr  mit  den 
Bahnhöfen  der  Oschersleben-Schönin- 
ger  Eisenbahn  zu  erhebenden  Fracht- 
zuschläge erhöht.  Näheres  enthält  die 
am  16.  Oktober  1919  erscheinende  Num- 
mer des  Tari  fanzeig ers.  Das  alsbal- 
dige Inkrafttreten  der  Erhöhungen 
gründet  «ich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  drcs  §  6  der  Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung (R.  G.  Bl.  1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen,  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz.. 

Berlin,  den  15.  Oktober  1919.  (1108) 
Eisenbahndirektion. 


Norddeutsch  -  niederländische  Güter- 
und Kohlcntarife. 
Güter-,    Leichen-   und    lebende  Tiere- 
Tarife   für  den   internationalen  Lokal- 
verkehr der  niederländischen  Eisenbahn. 

Niederländisch-nordbrabant-deutscher 
Güterverkehr. 

Am  1.  November  1919  treten  ueiw 
niederländische  Zuschlagstafeln  füi 
Eil-  und  Frachtgut,  Leichen,  lebend*- 
Tiere  und  Edelmetalle  und  dergleichen 
in  Kraft. 

Die  Zuschlagstafeln  vom  15.  Juli  und 
1.  September  1919  werden  hierdurch 
aufgehoben.  (1110) 

Amsterdam/Utrecht,  16.  Oktober  1919. 
Generaldirektion  der  Holländischerj 
Ei.senbahn-  und  der  Niederländischen 
Staatseisenbahn-Öese  11  Schaft. 


2.  Offene  Stellen. 

Bei  der  Brandenburgischeu  Städte- 
bahn Aktiengesellschaft  in  Branden- 
burg ist  zum  1.  April  1920  die  Stelle 
eines  Direktionsmitgliedes  zu  besetzen. 
Gehalt  15  000  M.  Eisenbahningenieure, 
die  die  Befähigung  zum  höheren  Eisen- 
bahnverwaltungsdienst und  reiche  Er- 
fahrung in  deren  Dienstzweigen  be- 
sitzen, wollen  ihre  Meldung  mit  Lebens- 
lauf und  Zeugnissen  senden  an :  Regie- 
ruijgsrat  Arrnold,  Magdeburg.  Eisenbahn- 
Direktion.  (1113) 
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Eisen  konstruktlonen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks- u.  Hütten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


Filzisolierplatte 


Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
I  a    scKwarzer    CisenlacK  ferner 

Bomitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812,  A  1813 


f  N 

Ausfiiiirung  von 

Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 

Facharbeiter 
V  J 


Oportet  Tur  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.     •>     Kosteiüose  Vorführung. 

I;^"£;™'!r;i°°s!,';^"  K.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


Einarmige  !II 

kfnncii  mittels  Ikiil's  Fakrlartwi-Lcdl. 
tpyarat  als  8tations«cKaÄ»er  an- 

IMtellt  werden.  D.  R.- Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nor  zn  beziehen  von  dem  Fabrikanten, 
tmr  SduMSur  Nftchf.,  bik.t  k. 

Bni«Mchw«l«.  [71821 

¥>^.4_  läppen 
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In  bnnt  a.wei6,  bietet  an  zo  tagesgemäOeD  Preisen 

E.E.  Meyer  •  Chemnitz 


Zropföler 


liefern  in  großen  Posten 

II  rasch  imd  grut 
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Dippoldiswalde  i.Sa. 


^bester  Ersatz  für  Gummischlauche 
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Tressluff.f 
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^Wassei;^ 
Gas.Oeie« 
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Förder-Zwecke 

mir  Saug-und  Druckluft 
wie  überhaupt  für  alle 

^ technischen^^  Zwecke.; 


D.R.P 


D.R.P. 
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Berlin,  den  25.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Praktische  Winke  für  den  Hilfszuo-. 
(SchluÜ.) 

Der    Staatseisenbahnhaushalt    in  der 
preußischen  Landesversammlung. 
(Schluß.) 

Nachrichten. 

Deutschland:  Aufhebung  der 
Gewichtsbeschränkun^c  für  Expreß- 
gut. —  Greneralbetriebsleituno:  Ost. 
—  Die  Erhöhung-  des  Militärtarifs. 


I  n  Ii  a  I  1 1 

—  Eisenbahnerkonflikt  in  Frank- 
furt. —  Preußisches  Elektrisde- 
rungsprogramm.  — •  Die  Verwen- 
dung der  elsaß  -  lothringischen 
Eisenbahnbeamten.  —  Dienstliche 
Bezeichnung  des  Taglohnpersonals 
in  Bayern.  —  Einmalige  Teuerungs- 
zulage in  Württemberg.  —  Ver- 
kehrslage im  ßuhrgebiet.  —  Wil- 
helm V.  Siemens  f. 


T  8  c  h  e  c  h  o  -  'S  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  Ge- 
biet: Neue  Verkehrs  rechtliche 
Bedingungen  für  den  Verkehr  mit 
den  tschecho-slowakischen  Eisen- 
bahnen. —  Uberführung  der  Bahnen 
in  englischen  Besitz. 
Übrig©  europäische  Län- 
der: Der  lothringische  Eisen- 
bahnerstreik. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Praktische  Winke  für  den  Hilfszug. 

(Schluß  aus  Nr.  80.) 


Bei  der  Vorbereitung  des  Zuges  zur  Abfahrt  beginnt  be- 
reits die  Arbeit  der  Leute  nach  Maßgabe  ihrer  „Rollen"  mit 
dem  sichtbaren  Erfolg,  daß  viele  Handgriffe  nicht  hinter- 
einander, sondern  im  zeitlichen  Nebeneinander  getan  vrerden, 
als  da  sind:  Signale  aufstecken,  beleuchten,  Trinkwasser 
holen,  Stärkungsmittel  für  Unfallverletzte  aus  der  Bahnwirt- 
schaft entnehmen,  den  Fahrdienstleiter  nach  Fertigstellung 
des  Fahrplans  fragen,  den  streckenkundigen  Lokomotivführer 
auf  der  Übergangsstation  (Betriebswerkstätte)  in  fremde 
Strecken  bestellen,  die  Lokomotive  nebst  Personal  bei  dem 
Bahnhof  (Betriebswerkstätte)  anfordern,  auf  dem  der  Hilfs- 
zug „kopfmacht"  oder  auf  Nebenbahnen  übergeht  und  einer 
leichteren  Lokomotive  bedarf.  Wenn  ischon  alle  diese  zaM- 
reichen  Einzelheiten  durch  häufige  Wiederholungen  in  Fleisch 
und  Blut  deis  gesamten  Hilfszugpersonals  übergehen,  so 
darf  doch  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Beamten  und  Ar- 
beiter dem  Wechsel  unterworfen  sind  und  selbst  bei  ständiger 
Übung  in  der  Aufregung  etwas  vergessen  können.  Deswegen 
ist  es  sehr  praktisch,  aus  der  allgemeinen,  schriftlich  zum 
Handgebrauch  niederzulegenden  Anordnung  „Wa«  tun?"  Aus- 
züge zu  fertigen  und  als  Anschlag  dort  anzubringen,  wo  er 
von  der  betreffenden  Eolle  sicher  gesehen  werden  muß.  Alle 
Rrundsätze  der  Eeklame  müssen  hierbei  mitsprechen:  Text 
in  Stichworten,  auffällige  Farbe  und  Form,  Anbringen  an 
nichtübersehbarer  Stelle. 

Die  Hinfahrt  des  dringlichen  Hilfszuges  zur  Unfallstelle 
tiat  ohne  Verzögerung  zu  erfolgen.  Bei  Unfällen  auf  der 
freien  Strecke  ist  auf  der  Vorstation  genaue  Erkundigung  ein- 
zuziehen über  die  Eigenart  des  Unfalls,  damit  über  das  Her- 
anfahren entschieden  Vierden  kann.  Die  Einstellung  des 
[liir.szuges  in  Güterzüge  bei  Nichtdringlichkeit,  wie  es  zur 
Er.sparnis  einer  Lokomotive  wohl  geschieht,  kann  nicht  emp- 
fohlen werden.  Das  Verfahren  ist  viel  zu  zeitraubend  für 
len  Hilfszug,  der  nur  geringste  Zeit  in  Anspruch  genommen 
«•erden  darf,  und  für  die  Mannschaft,  die  wertvoller  Arbeit 
?nfizogen  wird.    Das  Gleiche  gilt  für  die  Rückfahrt:  Auch 


die  Feuerwehr  fährt  von  der  Brandstelle  zur  Feuerwache  im 
schlanken  Trab  zurück,  um  zum  Ausrücken  wieder  bereit  zu 
s-ein.  Ab  und  zu  taucht  die  Frage  auf,  ob  entgleiste,  schwer- 
beschädigte, noch  lauffähige  Fahrzeuge  vom  Hilfszuge  zur 
nächsten  Betriebs-  oder  Haupt  Werkstatt,  wo  der  Zug  be- 
heimatet ist,  mitzunehmen  sind.  Die  Entscheidung  hierüber 
hat  natürlich  der  Führer  des  Hilfszuges;  Geschäftsbereich- 
schwierigkeiten mit  dem  nächsten  Bahnhof  dürfen  gar  nicht 
aufkommen.  Bei  Aufräumung  auf  freier  Strecke  ist  die  Frage 
ohne  Erörterung  zu  bejahen,  sofern  die  Fahrzeuge  vorher 
noeh  nicht  abgefahren  worden  sind.  In  jedem  Fall  ist  der 
maschinentechnische  Beamte  für  die  Sicherheit  der  Fahrt-,  für 
die  Geschvdndigkeit  und  Beobachtung  der  Fahrzeuge  verant- 
wortlich. Daß  der  Hilfszug  bei  der  Mitnahme  beschädigter 
Fahrzeuge  nicht  in  flottier  Fahrt  zur  Heimat  zurückkehrt,  ist 
das  kleinere  Übel.  Be^  der  Abrüstung  des  Zuges  ist  das 
Wesentliche  das  Aufräumen  der  gebrauchten  Wagen,  damit 
jeder  Gegenstand  w-ieder  an  seinen  richtigen  Platz  kommt 
und  die  Wiederherstelli^ing  besebädigter  Werkz>euge  und  Ge- 
räte sowie  der  Ersatz  verlorener  Ausrüstungsteile  und  ver- 
brauchter Vorräte,  vne  Kaffee  und  Zucker,  sofort  veranlaßt 
wird.  Diese  „Rolle''  muß  einem  besonders  zuverlässigen  und 
ordnungsliebenden  Manne  übergeben  werden;  denn  er  hat 
erheblichen  Anteil  an  der  Leistungsfähigkeit  des  Hilfszuges. 

Den  Erfolg  der  Arbeiten  an  der  Unfallstelle  verbürgen 
Erfahrung  und  Geschick  des  Hilfszugführeres  und  der  ge- 
samten Mannschaft,  bei  der  sich  die  Dienstwilligkeit  zum  fri-  , 
sehen  Drauflosgehen  steigern  muß,  und  gute,  starke,  zweck- 
entsprechende Werkzeuge.  Führer  und  Mannschaft  müssen 
miteinander  eingearbeitet  sein  und  im  besten  Einvernehmen 
stehen.  Nie  habe  ich  das  Band  echter  dienstlicher  Kamerad- 
schaft mit  den  mir  anvertrauten  Männern  stärker  empfunden, 
als  wenn  ich  nach  langer,  harter  Aufgleisungsarbeit  endlich 
nach  Hause  abrücken  konnte.  Bewunderungswürdig  war  mir 
immer  die  Unermüdlichkeit  der  Hilfszugleute,  mit  denen  ich 
so  oft  Lokomotiven  und  Wagen  wieder  auf  die  Beine  ge- 
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holfen  habe,  und  d«r  s-chönste  Schluß  schien  mir  dann,  wenn 
ich  eine  außeroixlentlich-e  Lohnzulage  für  alle  Helfer  am 
Werk  «rwirkt  hatte. 

Für  rechtzeitige  Ablösung  ermüdeter  Hilfszugleute  muß 
gevsorgt  werden,  desgleichen  für  ausreichende  Verpflegung  an 
der  Unfallstelle.  Für  kurze  Zeit  genügen  Brot  und  Zubrot, 
aber  auch  Mittag-  oder  Abendes&en  ist  heranzusohaffen,  um 
die  Kräfte  neu  zu  beleben.  Aus  der  Zeit  der  großen  Schuee- 
verwehung-.e.n  des  Jahres  1918  ist  mir  besonders  in  Erinne- 
rung eine  wohlgelungene  Verpflegung  von  40  Mann  auf 
einem  nahe  der  Unfallstelle  gelegenen  Gute,  das  uns  in  lie- 
benswürdiger Weise  abends  gegen  3^10  Uhr  aufgenommen 
hatte:  Schmunzelnd  erzählten  die  Leute  von  der  Kartoffel- 
suppe, wobei  die  Wirtschafterin  mit  Speck  nicht  gespart 
hatte,  imd  uns  Beamten  wurde  der  Abschied  aus  dem  so  gast- 
lichen Hause,  hinaus  in  die  eisige  Winternacht  zur  Weiter- 
arbeit, ganz  besonders  schwer.  Der  weiteren  Sorge  dies  Hüfs- 
, Zugführers  obUegt  die  Schonung  der  Kräfte  der  Leute;  die&e 
ist  nur  möglich,  wenn  leistungsfähige  Hebezeuge  richtig  an- 
gesetzt werden  und  der  Führer  über  eine  gute  Praxis  ver- 
fügt. Die  Mithilfe  der  Lokomotive  bei  Äußerung  großer 
Kräfte  entlastet  die  Leute.  Oft  findet  man  in 'Geräte  wagen 
nur  Hebezeuge  von  geringer  Tragfähigkeit,  die  den  neuzeit- 
lichen, schweren  Fahrzeugen  gar  nicht  gewachsen  sind  und 
die  daher  für  die  Leute  Verg^eudung  ihrer  Kraft  bedeuten. 
Ich  habe  beste  Erfahrungen  gemacht  mit  den  Lokomotiv- 
hebern, Bauart  Lechler,  geliefeil,  von  der  Firma  Schäfer  und 
Kohli-ausch,  Hannover.  Zwei  Mann  üben  spielend  einen 
Drnick  von  45  bis  50  t  aus.  Auch  der  Antrieb  in  pumpender 
Bewegung  und  bequemer  Aufrechtstellung  ermüdet  nicht,  so 
■^ehr  wie  das  Kurbeln  in  gebückter  Haltung  an  den  meist  tief 
angesetzten  Winden.  Von  den  hydraulischen  Winden  habe 
ich  nie  et  was  gehalten.  Die  Einrichtung  zum  autogenen  Schnei- 
den gehört  in  jeden  G-erätewagen ;  auch  die  Verwendung  eines 
Luftclruckhammers  zum  Heraustreiben  der  Kupplungsbolzeh 
zwischen  Lokomotive  und  Tender  wird  von  vielen  Seiten  ge- 
rühmt. 

(!ute  künstliche  Beleuchtung  erleichtert  das  mögliche  Auf- 
räumen sehr.  Azetylenstur-mbrenner  von  200  N.-K.  mit  nach 
unten  drehbarem  Ausleger  müssen  in  reichlicher  Anzahl  be- 
reitgestellt sein;  auf  die  Drehbarkeit  der  Sturmbrenner 
habe  ich  immer  besonderen  Wert  gelegt,  da  dann  der  Licht- 
punkt eines  Brenners  je  nach  Bedarf  in  beliebiger  Höhe  ver- 
wendet werden  kann.  Daß  Azetylenliandlaternen  von  starker 
Leuchtkraft  den  Aufsichtsbeamten  und  Gruppenführern  zur 
Verfügung  stehen  müssen,  ist  gar  nicht  so  überflüssig  her- 
vorzuheben. Ich  habe  stets  eine  Azetylenlaterne  von  »echs 
Stund'en  Brenndauer  nebst  Karbifdtaschenflasche  neben  meinem 
Fernsprecher  biereit  stehen  gehabt,  die  sich  in  vielen  Jahren 
bewährt  und  auch  bei  nächtlichem  Eevisionsdi.enst  gute 
Dienste  geleistet  hat.  Hingegen  sind  Versuche  mit  elektri- 
schen Handlaternen  mit  Akkumulator,  auch  im  Wagenmeister- 
dienst, ungünstig  ausgefallen:  Zu  großes  Gewicht  und  Un- 
zuverlässigkeit  sind  ihre  schweren  Mängel. 

Aufmerksame  Bieobaohtung  der  Aufräumungsarbeiten  regt 
zur  Vervollständigung  und  Verbesserung  der  'Geräte  und 
Hilfsvorrichtungen  an.  Der  auf  freier  Strecke  zu  löschende 
Brand  eines  Güterwagens  hat  dazu  geführt,  dem  Gerätewagen 
einen  Spritzenschlauch  mit  Mundstück  und  Anschlußstück  für 
das  Kesselventil  der  Lokomotiven  beizugeben.  Einen  Hand- 
feuerlösoher  (Minimax-Apparat)  hahe  ich  im  Gerätewagen 
immer  für  entbehrlich  gehalt.en :  Bei  Ausbruch  des  Feuers,  wo 
er  helfen  könnte,  ist  er  nicht  zur  Stelle,  und  bei  Ankunft  des 
HUfszuges  auf  der  Unfallbrandstelle  kann  er  nichts  mehr 
ausrichten.  Bliebe  allein  die  Bekämpfung  eines  Feuers  im 
Hilfszuge   rselbst.     Eine    Beschädigung    des  Tenderwasser- 


behälters ließ  das  Wasser  ausfließen  und  gab  Veranlassung 
zur  Herstellung  eines  mehrere  Meter  langen  Abflußrohres, 
um  das  Wasser  von  der  Unfallstelle  abzuleiten.  Behelfsmäßig 
genügt  auch  eine,  aus  Brettern  roh  zusammengeschlagene 
Rinne.  Bei  entgleisten  Tendern  mit  großem  Wasservorrat,  an 
uenen  viel  Hub-  und  Schiebarbeit  zu  leisten  ist,  ist  das  Ab- 
lassen des  Wassers  zur  Erleichterung  der  Aribeit  erforderlich 
und  mittels  des  gedachten  Abflußrohres  mit  Anschlußstüek 
zu  ermöglichen,  ohne  die  Unfallstelle  zu  überschwemmen. 
In  jeder  Hilfszugmannschaft  bilden  sich  Arbeitsgewohnheiten 
beim  Aufgleisen  heraus,  und  es  ist  nicht  ganz  leicht,  die 
Leute  von  unzweckmäßigen,  die  Kräfte  unnütz  anstrengenden 
Verfahren  abzubringen  und  an  Kraft  sparende  Arbeitsweise 
zu  gewöhnen.  So  fiel  mir  auf,  daß  die  Leute  auf  ziemlich 
große  Entfernung  cüe  Fa/hrzeuge  durch  wiederholtes  An- 
winden  und  Seitwärtswerfen  (Ansetzen  der  Winden  „auf 
Schub"  heißt  es  im  Sprachgebrauch)  an  das  Gleis  heran- 
holten, anstatt  einmal  anzuheben,  das  Fahrzeug  auf  leichtge- 
neigt, gut  geölte  Gleiitschienen  zu  setzen,  um  es  dann  mit  sehr 
geringer  Kraftäußerung  seitwärts  zu  verschieben.  Den  Grund 
fand  ich  in  der  unzweckmäßigen  Unterbringung  der  Schienen 
im  Gerätewagen,  so  daß  das  Ein-  und  Ausbring'en  der  Schienen 
\^el  Zeit  und  Mühe  verursachte.  Die  Schienen  wurden  des- 
halb unter  dem  Wagen  für  bequemste  Handhabung  unterge- 
bracht und  auch  häufiger  mit  Vorteil  benutzt.  Die  weita,u5 
L^rößte  Zahl  der  Gerätewagen  stellen  sich  dar  als  gedeckter 
Güterwagen,  in  dem  die  Geräte  und  Werkzeuge  mehr  oder 
weniger  praktisch  und  übersichtlich  untergebracht  sind  und 
der  in  der  Regel  einen  überfüllten  Eindruck  macht.  Es 
wäre  eine  dankbare  Aufgabe,  einen  Wagen  zu  entwerfen 
auf  der  Grundlage  der  Erfahrungen  und  Anschauungen  von 
Männern,  die  mit  dem  Gerätewagen  jahrelang  Dienst  tun. 
Alle  die  vielen  neuzeitlichen  Hilfsmittel  übersichtlich  mit 
der  Möglichkeit  schnellen  und  bequemen  Aus-  und  Einbringens 
in  und  an  dem  Wagen  zu  verteilen,  ist  wirklich  der  Mühe 
des  Nachdenkens  und  eines  Entwurfs  wert.  Desgleichen  ist 
die  Ausstattung  des  MannschaftsAvagens  als  Aufenthaltsraum 
bei  Hin-  und  Rückfahrt  und  an  der  Unfallstelle  zur  Benützung 
in  einer  Arbeitspause  nach  den  Grundsätzen  ortsfester  Aufent- 
haltsräume vorzunehmen..  Neben  der  Dampfheizung  habe 
ich  einen  kleinen  eisernen  Ofen  mit  Kocheinrichtung  immer 
sehr  geschätzt,  weil  er  bei  strenger  Kälte  sehr  schnell  heizt 
und  zum  Kochen  des  Kaffees  (Versuche  mit  anderen  Ge- 
tränken schlugen  stets  fehl)  nicht  zu  entbehren  ist.  Wasch- 
einrichtung mit  kippbaren  Waschbecken  ist  selbstvers ländlich 
einzubauen.  Je  wohler  und  behaglicher  sich  die  Leute  im 
Wagen  fühlen,  um  so  besser  für  die  Arbeit  an  der  Unfall- 
stelle. Das  Gleiche  gilt  für  das  Beamtenabteil,  in  dem  ein 
Tisch  und  verschließbarer  Wandschrank  und  Schlafbank  nicht 
fehlen  dürfen.  Für  alle  Wagen  des  Hilfszuges  ist  kräftiger, 
diebessicherer  Verschluß  der  Türen  und  Fenster  notwendig,- 
da  die  Wag'^en  mit  ihrem  wertvollen  Inhalt  starken  Anreiz 
zur  Beraubung  bieten. 

Diese  kleine  Zusammenstellung  praktischer  Winke  für  den 
Hilfszug  läßt  in  aller  Deutlichkeit  erkennien,  daß  es  auch  für 
ihn  keinen  Stillstand,  sondern  nur  Fortschritt  geben  darf. 
Wo  irgend  etwas  nicht  geklappt  hat,  muß  sofort  eingehakt 
werden.  Alle  Anordnungen  für  den  Hilfszug  sammelt  man 
zweckmäßig  in  einem  Befehlsbuch,  das  stets  im  Zuge  aufzu- 
bewahren ist.  Ein  wortgetreues  zweites  Stück  ist  bei  dem 
Maschinenamt  fortzuführen,  wo  auch  alle  Geschäftsvor- 
gänge in  einem  Aktenstück  zu  sammeln  sind.  Nur  so  ge- 
winnt man  Ordnung  und  Übersicht.  Die  leitenden  und  auf- 
sichtsführenden Beamten  mögen  aus  diesen  Zeilen  Anregung 
schöpfen,  ihr  Hilfszugwesen  durchzuarbeiten  mit  dem  Zielje: 
Ständige  Dienstbereitschaft  und  schnellste  Arbeit  an  der  Un- 
fallstelle. Dr.  Hanf   A.  Marten  s. 
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Der  Staatseisenbalinhaushalt  in  der  preußischen  Landesversammlung. 

(Schluß  aus  Nr.  80) 


„Meiu<i  Damen  uud"  H€rr€n,  nuu  liegt  Ihu^en  ein  Antra;;- 
ilei-  Abs«-.  Gräf,  Dr.  Forsch  und  Dr.  Friedberg-  vor,  Nr.  9öö 
der  Drucksachen.  Für  diesen  Antrag"  bitte  ich  um  Ihr  Inter- 
t  .-se  aus  Gründen,  die  ich  bereits  ausgeführt  habe,  ich  mul5 
immer  -wieder  darauf  hin-^veisen,  dal5  unsere  Betriebslao-e 
heute  außerordentliche  Maßnahmen  erheischt,  -^venn  nicht 
noch  schwerere  Einschr-änkun.oeu  erfolgen  sollen.  Wir  haben 
im  Euhrrevier  vor  dem  Kriege  33  000  AVagen  täglich  gestellt. 
.Der  gegen -wärtige  Normalbedarf  im  Euhrrevier  -\Aird  un-e- 
fähr  IG  500  Wagen  sein;  wir  stellen  12  000  bis  14  000  Wagen, 
oft  noch  weniger.  Es  ist  uns  unmöglich,  die  volle  Wagenge- 
isf^llung  herbeizuführen.  In  Oberschlesien  haben  wir  vor 
dem  Kriege  12  000  bis  13  000  Wagen  täglich  gebraucht,  der 
normale  heutige  Gebrauch  würde  6000  bis  6500  seiu.  Wir 
sind  zeitweise  heruntergekommen  auf  4000  Wagen ;  also 
auch  in  Oljerschlesien  die  Unmöglichkeit,  die  benötigte  Wagen- 
zahl zu  gestiellen.  Nuu  aber  stehen  wir  vor  dem  Zwange,  daß 
die  Ernte  eingebracht  ist  und  in  den  Verbrauch  übergehen 
soll.  Wir  haben  üu  Oktober  v.  J.  für  Kartoffeln,  Mehl,  Ge- 
treide, Gemüse.  Obst,  Eüben,  Kali  usw.  19  600  Wagen  täglich 
mehr  gebraucht.  Wir  können  aber  heute  4000,  5000.  6000 
Wagen,  die  -wir  mehr  brauchen  -würden  für  Kohlen  allein",  nicht 
aufbringen.  Wir  haben  im  November  25  200  Wagen  täglich 
mehr  gebraucht.  Wenn  die  Eüben  nicht  in  die  Zuckerfabriken 
kommen,  was  geschieht  juit  ihnen?    Das  Getreide  wird  not- 

'  wendig  gebraucht.  Jetzt  «ollen  die  Kartoffeln  abbefönlert 
werden.  Wenn  Frost  eingetreten  ist,  hat  es  keinen  Zweck 
mehr,  die  Kartoffeln  zu  fahren,  sie  erfrieren.  Der  ganze  Ver- 
kehr drängt  «ich  erfahrungsgemäß  in  der  Herbstperiode  zu- 
sammen.   Weshalb  wir  diese  Wagen  nicht  fahren  können,  das 

.  ist  Ihnen  schon  gestern  A^on  mir  dargelegt  worden,  es  ergibt' 
»ich  das  aus  dem  schlechten  Stand  unserer  Lokomotiven  und 
auch  aus  den  mangelhaften  Leistungen  des  Personals.  Wir 
haben  die  Lokomotiven  früher  ausgenützt  mit  50  bis  60  km 
täglich  mehr  als  heute.  Wir  haben  heute  vielleicht  eine  Aus- 
nutzung von  150  km  im  Tage,  während  es  fiiiher  190,  bis 
200  km  waren.    Eechnen  Sie  das  auf  12  000  Lokomotiven  um, 

.  so  bekommen  Sie  eine  tägliche  Minderleistung  an  Zugkilo- 
metern bei  den  Lokomotiven  von  600  000  km.  Da  ist  es  ganz 
erklärlich,  daß  der  Betrieb  stockt  und  nicht  leistungsfähig 
srenug  ist.  - 

Nun  hat  man  uns  vorgeworfen,  daß  -wir  selbst  nicht  genü- 
gend Bestellungen  herausgegeben  hätten.  Während  de.r 
Krieges  ist  mit  Ausnahme  einer  kleinen  Schwankung  «o  viel 
an  Material  bestellt  worden,  wie  die  Werke  überhaupt  leisten 
konnten.  Heute  haben  wir  noch  Bestellungen  an  Lokomotiven, 
Personenwagen  und  Güterwagen  draußen,  die  für  Monate 
reichen,  die  vielleicht  bis  1922  reichen,  die  aber  nicht  recht- 
zeitig geliefert  werden.  Am  1.  September  Avaren  bei  den  Bau- 
anstalten rückständig  640  Lokomot>iven  und  14  914  Güterwagen. 

Man  sagt  nun,  wir  sollten  die  P r  i.v  a  t  i n  d u  s  t  r  i  e  zu 
den  Eeparaturen  stärker  heranziehen.  Wir 
haben  sie  in  steigendem  Maße  an  den  Eeparaturen  beteiligt. 
Ende  August  waren  mit  Lokomotivenausbesserungen  60  Werke, 
mit  Kesselausbesserungen  57  Werke,  mit  Personen wagenaus- 
besserungen  52,  mit  Güterwagenausbesserungen  142  Werke  be- 
schäftigt. Die  Heranziehung  der  Privatindustrie  hat  gewisse 
Schwierigkeiten,  weil  sich  .iedes  Privat  unternehmen  erst  auf 
Eeparaturen  an  Wagen  einstellen  muß  und  diese  Einstellung 
natürlich  verschiedene  Arbeiten  und  Einrichtungen  verlangt. 
Aber  wir  sind  gern  bereit,  Privatwerke  auch  noch  in  stär- 
kerem Maße  heranzuziehen,  wenn  sie  für  Eeparaturen  ge- 
eignet sind. 

Es^  ist  wiederholt  gesagt  worden,  daß  die  Ausstattung  der 
Werk.stätten  zu  wünschen  übrig  lasse,  iniSbcsond«re  die  Aus- 
stattung der  Werkstätten  mit  Werkzeugen. 
Meine  Damen  und  Herren,  nun  haben  wir  eine  Eeihe  von 
Werkstätten,  die  -seit  50  oder  40  Jahren  in  Betrieb  sind,  und 
da  ist  ohne  weiteres  zuzugeben,  daß  diese  Werkstätten  unzu- 
länglich isind.  Sie  sind  zu  eng,  zu  niedrig-,  haben  den  Eaum 
nicht  und  bieten  nicht  die  Möglichkeit  einer  Modernisierung, 
und  wir  würden  sie  bereits  aufgegeben  haben,  wenn  der  Ee- 
paraturstand  augenblicklich  nicht  so  groß  w^äre,  daß  wir  sie 
noch  benutzen  müssen.  Was  die  Werkzeuge  anbelangt,  so  ist 
von  Anfang  an  darauf  gedrückt  worden,  als  der  Achtstunden- 
tag und  damit  Doppelschichten  eingeführt  wurden,  daß  für 
iede  Schicht  das  entsprechende  Werkzeug  vorhanden  sein  muß. 
Die  von  mir  veranlaßt en  Kontrollen  haben  im  wesentlichen 
ergeben,  daß  diese  Bestimmungen  durchgeführt  sind.  Es  ist 
neulich  mitgeteilt  worden,  daß  in  den  Hauptwerkstätten 
Breslau  Mangel  an  Werkzeug  vorhanden  sei.   Ich  habe  sofort 


einen  Dezernenten  hinuntergeschickt,  damit  er  untersuche,  in- 
wieweit diese  Beschwerden  berechtigt  sind.  Der  Dezernent 
ist  von  einem  Arbeiterbeirat  begleitet  gewesen,  damit  die 
Unparteilichkeit  gewahrt  war.  und  es  hat  sich  ergeben,  daß 
biei  ean-er  Belegschaft  von  4000  bis  5000  Mann  für  etwa 
20  Manu  in  der  Doppelschicht  nicht  doppeltes  Werkzeug,  son- 
dern nur  einfaches  Werkzeug  vorhanden  war.  Also  ein  Hin- 
dernis zur  Arbeit  war  nicht  vorhanden;  nur  haben  20  Manu 
dasselbe  Werkzeug  zu  benutzen,  die  einen  in  der  einen  Schicht, 
die  andern  m  der  folgenden  Schicht.  Daß  daran  nun  der 
schlechte  Stand  der  Arbeiten  schuld  sei,  wird  man  schwerlich 
sagen  können. 

Zu  dem  Zwecke  sind  wir  bemüht,  eine  vollständige  Eeorga- 
stätten  gebaut  und  dafür  erhebliche  Millionen  aufgewendet. 
Das  geschieht  auch  jet  zt  noch,  um  d  en  Stand  der  Haupt  Werk- 
stätten zu  bessern.  Ich  habe  das  ernste  BemülMu.  unsere 
Werkstätten  in  einen  Zustand  zu  bringen,  der  ieden  Tadel 
und  jeden  Angriff  ausschließt. 

Aus  dem  Zwecke  sind  wir  bemüht,  eiue  vollständige  Eeorga- 
nisation  des  gesamten  Werkstättenweseus  herbeizuführen.  Die 
Vorarbeiten  hierfür  sind  abgeschlossen,  so  daß  -nir  dem- 
nächst mit  den  Jieteiligten  darüber  in  Verbindung  treten 
können.  Diese  Neuorganisation  wird  zum  Teil  einn  wirl- 
sohaftliche  sein.  Wir  wissen  genau,  -wdeviel  Löhne  in  deu 
Werkstätten  gezahlt  werden,  wir  wissen  auch,  was  au  i;  -- 
paratureu  herauskommt,  und  ebenso  wissen  Avir,  was  an  Hau- 
stoffen  in  die  Werkstätten  liineiugeht.  Aber  ob  die  Werk- 
stätten nun  wirtschaftlich  arbeiten,  kann  auf  Grund  der  bis- 
herigen Aufschreilmngen  nicht  festgestellt  werden.  (Hört, 
hört!  b.  d.  Soz.)  Wir  können  nicht  A^ergleichen,  Avie  eiu4' 
Werkstatt  im  Verhältnis  zur  anderen  Werkstatt  arbeitet,  und 
wie  sich  das  Verhältnis  unserer  Werkstätten  zur  Priva-t- 
industrie  gestaltet.  Also  diese  Aviehtigen  Auskünfte  gibt  uns 
das  bisherigie  System  nicht.  Wir  Avollen  hier  ändernd  ein- 
greifen.   Das  ist  aber  nur  die  Avirtschaftliche  Seite. 

Es  Avird  weiter  not-ft-endig  sein,  den  Techniker  in  die  Mitte 
der  Werkstatt  zu  bringen.  (Sehr  richtig!)  Den  alten  Vor- 
Avurf,  daß  Avir  die  Techniker  nicht  mögen,  kann  man  .letzt 
Avohl  bei  Seite  lassen.  Wir  haben  durchaus  das  Bestreben, 
den  Techniker  zu  seinem  Eechte  kommen  zu  lassen.  Gegen- 
AA-ärtig  ist  es  so.  daß  große  Haupt Averkstätten  beispielsAveise 
zwei  Vorstände  haben.  Ich  halte  das  für  einen  unmöglichen 
Zustand ;  denn  es  kann  nur  ein  Mann  die  VerantAvortung 
fragen.  Dieser  soll  sie  dann  aber  auch  im  vollen  Maße 
tragen  müssen.  (Sehr  richtig!)  Deshall»  sollen  die  großen 
Hauptwerkstätten  einen  Direktor  bekoiuiucn.  (Zuruf  rechts: 
Eine  monarchische  Einrichtung!)  —  Ja,  einer  nmß  leiten.  Wii- 
haben  auch  nur  einen  i\linister,  und  Sie  haben  nur  einen 
Fraktionsvorsitzenden.  (Sehr  gut!  bei  der  D.  Dem.  Parti'i 
und  Heiterkeit.)  Beratungen  kann  man  im  großen  Kreise 
halten;  aber  ausführen  muß  schließlich  immer  nur  der  eine. 
Aber  nicht  nur  der  Direktor  der  HauptAA-erkstätte  soll  in 
seiner  VerantAvortung  A'ollkommen  klargestellt  Averden,  son- 
dern es  soll  der  Techniker  voll  in  den  Mittelpunkt  der  Ilaupt- 
werkstätte  gerückt  Averden.  Er  soll  dort  auch  sein  Büro 
bekommen  und  soll  von  allen  überflüssigen  Schreibarbeiten 
befreit  Averden.  so  daß  er  sich  nur  der  Beaufsichtigung  des 
Betriebes  zu  Andmen  hat,  dann  aber  auch  dafür  verantAVortlich 
ist,  daß  wirtschaftlich  gearbeitet  wird,  daß  eine  gute  und 
rechtzeitige  Arbeit  herauskommt. 

Daneben  geht  der  dritte  Gedanke,  daß  wir  infolge  der  Ee- 
organisation  auch  die  Möglichkeit  des  Aufstiegs  bieten 
AArollen.  Die  ZAvei  Instanzen,  die  wir  gegeuAvärtig  hier 
haben,  nämlich  den  Werkführer  und  den  Werkmeister,  AA^erden 
voraussichtlich  beseitigt  werden,  so  daß  einer  entscheidend 
ist,  der  Avi^eder  in  seiner  Abteilung  voll  A-erant wortlich  ge- 
macht wird.  Wir  AvoUen  also  einen  Aufstieg;  schaffen,  daß 
die  Begabten,  die  Tüchtigen  aus  dem  Betriebe  heraus  weiter 
in  die  Höhe  kommen  können.  Dabei  sollen  sie  durch  Fach- 
literatur, Fachunterweisung-  und  vor  allen  Dingen  durch  Fach- 
schulen unterstützt  Averden.  Ich  hoffe,  daß  wir  dann,  wenn 
wir  dieses  S.vstem  durchgeführt  haben,  mit  d-en  PrivatAverken 
durchaus  konkurrieren  können,  und  daß  mit  ihnen  auch  die 
neuen  Werkstätten,  die  wir  eingerichtet  haben,  technisch 
durchaus  konkurrenzfähig  sind.. 

Meine  Damen  und  Herren,  es  unterliegt  keinem  ZAA^eifcl 
—  das  hat  Herr  Abg-.  Brunner  gestern  ja  auch  dargelegt  — ,  daß 
heute  ein  normaler  Arbeitsstand  in  den  Werkstätten  noch 
nicht  zu  erzielen  ist.  Das  bezieht  sich  aber  nicht  allein  auf 
unsere  Werkstätten,  sondern  es  ist  dies  ein  ganz  allgemeiner 
Zustand.    Er  ist  nicht  allein  in  Deutschland  vorhanden,  son- 
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(lern  :u  KuIJlaud  süid  die  Zustäud«  noch  viel  schlimmer,  und 
wu-  haben  iu  Frankreich  «inen  Zustand  des  Eisenbahnweseu.s, 
d-er  o-cwiß  nicht  besser  ist  als  der  unsrige.    Sie  haben  jetzt 
auch  in  Enslaud  die  Schwierigkeiten  oe.gehen.    Also  ist  es 
KGÄ-enwärtia:  eioentlich  «anz  "leicho-ültiff,  ob  die  Spitze  re- 
publikanisch oder  monarchisch  ist;  denn  in  den  Republiken 
wi'O  in  den  Monarchien  und  auch  iu  der  Sowjeti-epublik  haben 
wir  den  Zustand  der  Ermattun.o;,  der  allüenieinen  Arbeitsun- 
liist  und  der  llmderuno-  der  L.eistun,i>sfäliiok.eit.    Es  hat  also 
nicht  viel  Wert,  sich  darüber  zu  streiten,  aus  welchen  Ursachen 
dieser  Zustand   entstanden  ist,    sondern  es  handelt  sich  da- 
rum, wie  wir  ihn  beseitigen  können.    Wir  müssen  ihn  be- 
seiti.o-eu,  wenn  der  Staatseisenbahubetrieb  flotter  werden  soll 
uicht  nur-  in  den  Werkstätten,  sondern  auch  auf  den  Güter- 
böden, auf  den  Bahnhöfen  (sehr  richtio  !)  und  in  den  Betrie- 
ben.   Es  wäre  falsch  und  unoeiechtfertist,    nur  die  Werk- 
stätten zu  nennen,  während  es  sich  um  ganz  alloemeine  Er- 
.schemunoen  handelt.    Für  mich    ist  die     Hauptsache:  wie 
kann  ich  den  oegenwärtigen  Zustand  beseitigen'?      Ich  bin 
durchaus  kein  Prinzipienreiter,  und  es  ist  mir  vollständig 
gleichgültig,  auf  welchem  Wege  das   Ziel     erreicht  wird"; 
aber  ich  muß  den  Nachdruck  darauf  legen:  das  Ziel  muß  er- 
reicht werden,  wenn  wir  aus  den  .ietzio^pu  Zuständen  heraus- 
kommen wollen.    (Sehr  richtig!)  Welche  Mittel  gibt  es*?  Wir 
haben  mit  den  Gewerkschaften  darüber  verhandelt.    Ich  habe 
ihnen  ein  Angebot  gemacht,  das  meines  Erachtens  durchaus 
für  die  Arbeiterschaft  und    ihre  Führer    augemessen  war. 
Ich  habe  gesagt,  ich  will  die  heutigen  Löhne  bis  zur  Abfas- 
sun.g  eines  neuen  Tarifvertrages  unverändert  belassen.  Diese 
Löhne  bekommt  jeder  Arbeiter  ohue  weiteres  in  den  Werk- 
stätten.   Ich  will  aber  auf  diese  Löhne  noch  ein  Zuschlag- 
.system  in  irgend  einer  Form  bewilligen,  indem  ich  von  dem 
Gedanken  ausgehe,  daß  ich  die  Arbeiterschaft  an  dem  Gewinn 
Ijeteiligen  will,  den  die  Staatseisenbahnverwaltung  dadurch 
macht,   daß  -sie   die   Reparaturen   schneller  bekommt.  Eine 
Lokomotive,  die  ich  10  oder  8  Tage  früher  in  Dienst  stellen 
kann,  verdient  der  Eisenbahn  Verwaltung    Geld.    Weil  die 
Verwaltung-  Geld  verdient,  kann  sie  wirtschaftlich  Geld  aus- 
geben, das  heißt,  den  Arbeitern  ein  Plus  über  den  Lohn  hinaus 
bewilligen,  unter  der  einen  Voraussetzung,  daß  die  frühere 
Indienststellung  der  Lokomotive  erreicht  wird.    Wenn  also 
die  Eci;araturen  um  so  nnd  so  viel  schneller  erledigt  werden, 
als  nach  den  bisherigen  Erfahrungen    und  Vereinbarungen 
anzunehmen  wäre,  so  soll  die  gewonnene  Z^iit  der  ArbeiFer- 
schaft  in  einer  Form  vergütet  werden,  bei  der  sie  vollberech- 
tigt mit    entscheiden  kann.    Ich  habe  der  Arbeiterschaft  das 
Mitbestimmungsrecht  in  diesen  Dingen  und  ein  Mehr  über 
Lohn  hinaus  angeboten.    Bisher  ist  es  leider  nicht  gelungen, 
mit  den  Gewerkschaften  eine  Einigung  herbeizuführen.  (Hört' 
hört!) 

Die  Gewerkschaften  hängen  zu  sehr  an  den  Erfahrungen 
der  Vergangenheit.  "Sie  wissen,  daß  früher  solche  Systeme 
zuungunsten  der  Arbeiter  ausgefallen  sind,  daß  es  nur 
Schemsvsteme  gewesen  sind,  und  man  den  Arbeitern  viel 
blauen  Dunst  vorgemacht  hat.  (Sehr  richtig !)  Deshalb  hat  der 
-Arbeiter  ein  tief  eingefressenes  Mißtrauen,  das  außerordent- 
lich schwer  zu  beseitigen  ist.  Ich  meine  aber,  auch  die  Ge- 
werkschaften sollen  den  Blick  aus  der  Gegenwart  hinaus  in 
die  Zukunft  wenden,  die  unbedingt  verlangt,  daß  der  Eisen- 
bahnbetrieb einigermaßen  in  Ordnung  kommt  und  leistungs- 
fähig wird.  Ich  .sage  mir:  wenn  ich  kein  anderes  Mittel  finde, 
um  die^se  Leistungsfähigkeit  möglichst  schnell  herbeizuführen, 
wie  ich  es  mit  diesem  System  glaube,  dann  liegt  es  im  Inter- 
esse nicht  nur  der  Staatseisenbalinarbeiterschaft.  sondern 
der  allgemeinen  Arbeiterschaft.  Denn  wenn  wir  die  Kohle 
nicht  heranfahren,  müssen  die  Betriebe  schließen.  Die  Ar- 
l>ei(er  lu  den  anderen  Betrieben  werden  wahrscheinlich  un- 


sanft mit  uns  verfahren,  wenn  wir  schuld  daran  sind,  daß  die 
Betriebe  geschlossen  sind.  Aber  es  liegt  auch  im  Interesse 
de^r  Pamihe.  Wir  müs.sen  Nahrungismittel  und  Kohle  für  den 
schweren  Winter,  der  uns  bevorsteht,  heranbringen.  Ein 
anderes  Mittel  gibt  es  nicht;  da  müssen  auch  einmal  Schön- 
heitsfehler eines  solchen  Systems  mit  in  den  Kauf  genom- 
men werden !  Man  darf  die  Frage  nicht  allein  vom  Geld- 
standpuukt  aus  behandeln,  sondern  soll  sie  von  großen  sozialen 
Gesichtspunkten  aus  betrachten  und  darf  auch  die  psycho- 
logischen Beweggründe  uicht  außer  Betracht  lassen.  Denn 
wenn  in  einer  großen  Verwaltung:  wie  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung die  Arbeiterschaft  zu  dem  Entschluß  kommt  und 
safit:  gut,  wir  wollen  im  Interesse  des  Landies  das  tun,  dann 
müßte  das  wie  ein  Signal  ins  Land  hinausgehen,  daß  auch  die 
anderen  Arbeiter  zu  dem  Ent.schluß  kommen,  in  gleicher 
Werse  vorzugehen,  und  wir  damit  den  kritischen  Punkt  über- 
wunden haben.  Mein.  Bestreben  ist  durchaus  darauf  gerichtet, 
mich  mit  den  Arbeitern  zu  verständigen,  weil  ich  mir  sage: 
sobald  die  Arbeiterschaft  freiwillig  auf  ein  solches  S.ystem 
eingeht,  was  mein  Ziel  ist,  habe  ich  viel  mehr  gewonnen,  als 
ich  .iemals  durch  eine  Zwangsvorschrift  erreichen  könnte.  Wir 
brauchen  die  freiwillige  Hingabe,  das  Streben,  etwas  mehr 
zu  leisten,  als  gerade  durch  den  Geldlohn,  durch  den  Stunden- 
lohn ausgeglichen  wird.  Wir  müssen  die  Gesinnung-  haben, 
die  sagt:  für  mein  Volk,  damit  es  nicht  zugrunde  geht  leiste 
ich  mehr,  als  ich  bisher  geleistet  habe ;  ich  habe  die'  Über- 
zeugung, es  geht  nicht  mehr  anders,  ich  weiß  jetzt,  wir 
brechen  zusammen,  wenn  es  nicht  geschieht,  und  deshalb  will 
ich  alle  die  alten  überkommenen  Bedenken,  all  das  Miß- 
trauen, so  berechtigt  es  ist,  und  all  die  technischen  Einwen- 
dungen, die  mau  machen  könnte,  zur  Seite  stellen  und  will 
mich  von  keinem  anderen  Gedanken  leiten  lassen  als  von  dem : 
wie  nütze  ich.  wie  helfe  ich  meinem  Lande,  wie  bringe  ich 
meine  Volksgenossen  in  die  Höhe,  wie  kommen  wir  über  den 
uns  drohenden  schweren  Winter  hinweg?  Ich  hoffe,  daß  die 
Arbeiterschaft  sich  mit  mir  auf  diesen  Standpunkt  stellen 
wird,  und  wurde  es  lebhaft  begrüßen.  Deshalb  kann  ich  auch 
von  hier  aus  Sie  nur  bitten,  dem  Antrage  der  drei  Parteien 
zuzustimmen.  Ich  bin  auch  durchaus  damit  einverstanden, 
wenn  Sie  einen  Ausschuß  einsetzen,  der  mit  uns  gemeinsam 
und  mit  den  Gewerkschaften  darüber  weiter  verhandelt 
(Bravo !)" 

Außerdem  hat  Minis t.er  Oeser  im  Laufe  der  Beratungen 
Gelegenheit  genommen,  zu  verschiedenen  Anfragen,  Anträgen 
und  Anregungen  der  Landesversammlun^  in  längeren  a'us- 
tührungen  Stellung-  zu  nehmen. 

Der  Eisenbahnhaushalt  wurde  in  zweiter  Lesung  angenom- 
men. Auf  Autrag  des  Staatshaushaltsausschusses  wurde  fer- 
ner gegen  die  Stimmen  der  Unabhängigen  Sozialdemokraten 
nachstehende  Entschließung  angenommen,  die  die  Eisenbahner 
zu  treuer  Pflichterfüllung  ermahnt: 

Die  preußische  Laudesversammlung,  die  durchaus  von  dem 
Bestreben  geleitet  wird,  allen  berechtigten  Wünschen  und  An- 
sprüchen des  Personals  der  Staatseisenbahnen  Rechnung  zu 
tragen,  insoweit  sie  erfüllbar  sind  und  mit  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  des  gesamten  Volkes  in  Einklang  stehen,  weist 
alle  Beamten  und  Arbeiter  der  Staatseisenbahnverwaltung 
darauf  hin,  daß  eine  der  wichtigsten  und  unerläßlichsten 
Voraussetzungen  für  die  Volkswohlfahrt,  für  den  Wieder- 
aufbau unserer  Wirtschaft  und  damit  auch  für  die  Erfüllbar- 
keit der  Eisenbahnerwünsche  treue  Pflichterfüllung-  aller 
Eisenbahner  ist.  In  dieser  Erwägung  ermahnt  sie  die  Staats- 
eisenbahner, den  von  unverantwortlichen  Seiten  an  sie  heran- 
geführten Einflüsterungen  kein  Gehör  zu  schenken,  sondern 
im  Vertrauen  auf  die  vorstehende  Erklärung-  der  Volksver- 
tretung nicht  von  dem  Pfade  der  Pflicht  abzuweichen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Aufhebung    der  Gewichtsbeschiänkuntf    für  Expreßgut. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  d.  J.  wird  die  Ausführungsbe- 
stimmung 2  zu  ^  40  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung,  "nach 
der  das  Gewicht  einer  Expreßgutsendung  50  kg  nicht  über- 
steigen darf,  auüer  Kraft  gesetzt.  Die  Bestimmung  hat 
sich  zum  Teil  als  unwirksam  erwiesen  insofern,  als  schwerere 
Sendungen  häufiger  geteilt  aufgegeben  wurden,  so  daß 
den  Abfertigungen  doppelte  Arbeit  erwuchs;  zum  andern 
■erwes  sie  sich  nunmehr  als  entbehrlich,  da  jetzt  durchweg 
das  weibliche  Hilfspeisonal     bei     den  Gepäckabfertigungen 


durch  männliche  Kräfte  ersetzt  ist,  und  die  Befürchtung  daß 
andernfalls  infolge  der  Erhöhung  der  Mindestfrachten  im 
Güterverkehr  eine  erhebliche  Abwanderung  dieses  Verkehi-s 
auf  den  Expreßgutverkehr  eintreten  würde,  nicht  mehr  besteht. 
Den  Anträgen  aus  Handelskieisen,  diese  als  lästig  empfun- 
dene verkehrshemmende  Maßregel  aufzuheben,  konnte  daher 
unbedenklich  entsprochen  werden.  Dagegen  bleiben  die 
somst  für  Expreßgut  noch  bestehenden  Beschr-änkungen,  wo- 
nach als  Expreßgut  nur  solche  Güter  angenommen  werden, 
die  sich  zur  Beförderung  im  Packwagen  eignen,  und  ferner 
für  einzelne  Züge  die  Beförderung  ausgeschlossen  oder  be- 
schränkt werden  kann,  unverändert  in  Geltung. 

—  Gcneralbetriebsleituu}!;  Ost.  Der  preußische  Eisenbahn- 
minister  hat  zur  Behebung  der  Betriebsschwierigkeiten  im 
Osten  vorül>ergehend  eine  Generalbetriebsleitung  Ost  einge- 
richtet, die  die  Betriebsführung-  im  östlichen  Direktionsbezirk 
von  einer  Zentrale  aus  leiten  soll. 
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—  Die  Erhöhung:  des  Militärtarifs.  Zu  den  bisher  mitg^e- 
teilten  Erhöhungen  der  Ei&enbahnfahrpreise  (vgl.  Nr.  67, 
S.  706  und  Nr.  73,  S.  779  d.  Ztg.)  tritt  auch  im  allgemeinen  Ver- 
kehr noch  ein«  Erhöhung  der  Militärfahrpreise  in  Kraft.  Bis- 
her sind  die  Preise  für  die  Militärfahrkarten  nur  verhältnis- 
mäßig wenig  erhöht  worden.  Der  Kilometerpreis  betrug  vor 
dem  Kriege  1,0  ^.  Bei  der  Einführung  der  Verkehrssleuer 
wurde  dieser  Preis  um  0,1  auf  1,1  ^  erhöht.  Nunmehr  wird 
auch  der  Militärtarif  weiter  erhöht  werden,  und  zwar  von 
1,1  4  auf  1,3  ^  für  das  Kilometer.  —  Gleichzeitig  wird  auch 
tlarauf  hingewiesen,  daß  zur  Erlangung  von  Militärfahrkarten 
t>esondere  Ausweise  von  den  Truppenkommandos  erforderlich 
dnd,  die  den  betreffenden  Soldaten  beurlauben.  Für  den  Fern- 
verkehr sind  diese  Scheine  nur  für  eine  Hin-  und  Kückreise 
rültig  und  wex-den  von  den  Fahrkartenausgaben  gestempelt,  bei 
Beendio-ung  der  Reise  mit  der  Fahrkarte  abgenommen.  Im  Vor- 
mverkehr  ist  ein  für  zwei  Monate  gültiger  Daueransweis 
rorgeschrieben,  der  mit  einem  Lichtbild  des  Inhabers  ver- 
gehen sein  muß.  Alle  Ausweise  gelten  nur  beim  Tragen  der 
Uniformen. 

—  Eisenbahnerkonflikt  in  Frankfurt.  Der  bei  der  Eisenbahn- 
lirektion  Frankfurt  (Main)  gebildete  Verkehrsau«- 
chuß,  der  nicht  bloß  aus  Eisenbahnarbeitern  besteht,  son- 
lem  auch  eisenbahnfremde  Persönlichkeiten  in  »einem  Vor- 
tande hat,  stellte  bei  dem  neuernannten  Präsidenten  der 
Cisenbahndirektion  S  t  a  p  f  f  das  Verlangen,  daß  der  Ver- 
ehrsausschuß an  den  Präsidialsitzungen  teilnehmen  und  das 
oUe  Mitbestimmungsrecht  haben  sollte.  Als  der  Präsident 
rklärte,  zu  der  Annahme  dieser  Forderung  nicht  in  der  Lage 
u  sein,  erschienen,  am  13.  Oktober  15 — 20  000  Personen  vor 
em  Direktionsaebäude,  die  auch  in  die  Privatwohnung  des 
'räsidenten  einzudringen  suchten,  und  ihn  tätlich  bedrohten, 
ie  erpreßten  von  ihm  das  Zugeständnis,  daß  er  nach  Berlin 
eisen  und  ihre  Forderung  befürworten  werde.  Am  14.  Oktober 
nirde  von  dem  Verkehrsausschuß  in  einer  öffentlichen  Ver- 
ammlung  die  Absetzung  des  Präsidenten  und  seiner  Vertreter 
erkündet  und  gleichzeitig  die  Mitglieder  des  Allgemeinen 
lisenbahnerverbandes  zum  Austritt  aus  dieser  Gewerkschaft 
a  veranlassen  versucht,  unter  der  Androhung,  sie  sonst  aus 
irer  Arbeitsstelle  zu  verdrängen.  Es  war  dies  ein  giesetz- 
ddriger  Eingriff  in  die  Eegierungsgewalt  und  Koalitions- 
reiheit.  Auch  die  Eisenbahnbeamten  fühlten  sich  durch  Ge- 
■alttätigkeiten  der  Arbeiter  verletzt  und  richteten  an  die 
eichsregierung  eine  Kundgebung  folgenden  Wortlauts:  Die 
isenbahnbeamtenschaft  erhebt  schärfsten  Einspruch  gegen 
IS  terroristische  Verhalten  der.ienigen  Arbeiter,  welche  'am 
i.  Oktober  mit  Gewalttätigkeiten  gegen  Beamte  der  Eisen- 
ihndirektion  Frankfurt  vorgegangen  sind.  Sie  fordert  eben- 
ills  schleunige  Demokratisierung  der  Verwaltung,  aber  auf 
;m  Wege  der  Verhandlung  und  Verständigung ;  sie  mißbilligt 
lle  Gewaltakte  und  verlangt  Maßnahmen  zum  Schutz  der  Be- 
uten bei  Ausübung  des  Dienstes. 

Am  20.  Oktober  fanden  nun  Verhandlungen  in  dem  Eisen- 
ihnministerium statt,  die  zu  einer  Beendigung  des  Streites 
ihi-ten.  Der  Verkehrsaus.schuß  mußte  sich  zunächst  bereit 
•klären,  seine  gegen  den  Präsidenten  Stapff  und  seine  Ver- 
eter  sowie  gegen  den  Allgemeinen  Eisenbahnerverband  ge- 
chteten  Beschlüsse  öffentlich  zurückzunehmen.  Unter  dieser 
qraussetzung  wurde  die  Frage  der  Tätigkeit  und  Zuständig- 
st des  Verkehrsausschusses  wie  folgt  geregelt :  Der  Ver- 
>hrsausschuß  bleibt  bis  zur  Vornahme  der  Wahlen,  mit 
inen  sich  seine  Vertreter  einverstanden  erklären,  längstens 
doch  bis  zur  Einführung  des  Betriebsrätegesetzes  bei  der 
bsenbahnverwaltung.  in  Tätigkeit.  Die  geforderte  Teil- 
ihme an  allen  Direktionssitzungen  wird  abgelehnt.  Da- 
>gen  wird  der  Ausschuß  zu  solchen  Sitzungen  zugelassen 
erden,  in  denen  allgemeine  Arbeiterangelegenheiten  be- 
mdelt  werden.  Zu  solchen  Angelegenheiten  sind  erhöhte 
äistungsfähigkeit  der  Werkstätten,  Verbesserungen  im  Be- 
iebsdienst  und  dergl.  zu  rechnen.  Auf  Verlangen  der  Ar- 
iter-  und  Beamtenvertretungen  sind  in  den  Direktions- 
;zungen  Anträge,  die  in  den  Bereich  der  erwähnten  Ge- 
nstände fallen,  zu  besprechen.  Ein  Mitbestimmungsrecht 
.nn  den  Vertretungen  nicht  eingeräumt  werden,  da  in  den 
tzungen  überhaupt  nicht  abgestimmt  wird,  sondern  der 
•äsident  die  Entscheidung  fällt. 

Inzwischen  hat  in  Frankfurt  eine  öffentliche  Versamm- 
Qg  des  Verkehrsaxissohusses  stattgefunden,  in  der  die  von 
m  Ministerium  geforderten  Entschließungen  auf  Rück- 
hme  der  früheren  Beschlüsse  gefaßt  worden  sind,  so  daß 
r  Konflikt  als  beendigt  angesehen  werden  kann. 

—  Preußisches  Elektrisierungsprogi'amm.  Der  Chef  der 
Teilung  für  elektrischen  Zugbetrieb  im  Ministerium  der 
rentlichen  Arbeiten,  Geheimrat  Dr.-Ing.  W  i  1 1  f  e  1  d  ,  hat 
!h,  wie  wir  der  „B.  B.-Ztg."  entnehmen,  über  diese  wichtige 
age  wie  folgt  geäußert: 


„Die  Elektnsierungsfrage  beschäftigt  uns  schon  vom  Be- 
ginn des  20.  Jahrhunderts  ab.  Auf  der  Militärbahn  BerHn- 
Zossen  begannen  damals  die  berühmten  Schnellbalinversuchc, 
die  bewiesen,  daß  mittels  elektrischer  Zugförderung  Fahrge- 
schwindigkeiten bis  etwa  210  km  in  der  Stunde  sicher  erreicht 
werden  können.  Noch  wichtiger  waren  die  1903  von  mir  ge- 
machten Versuche  zur  Erprobung  des  einfachen  hochgespann- 
ten Wechselstromes  auf  der  Staatsbahnstrecke  Niederschöne- 
weide-Spmdlersfeld  bei  Berlin.  Wichtig  war  hierbei,  daß 
schon  damals  eine  verhältnismäßig  niedrige  Wechselzahl 
(2o  Penoden  m  der  Sekunde)  und  eine  für  jene  Zeit  hohe 
Fahrleitungsspannung  (6000  Volt)  als  zweckdienlich  erkannt 
wurden.  Die  bahnbrechende  Wirkung  dieser  Versuche  blieb 
nicht  aus.  Es  folgte  die  elektrische  Zugförderung  auf  der 
Stadt-  und  Vorortbahn  Blankenese-Altona-Hamburg-Ohlsdorf 
es  kam  die  Elektrisierung  von  Fernbahnstrecken  zunächst  der 
reilstrecke  Dessau-Bitterfeld.  Die  Fortsetzung  "der  Versuche 
hat  der  Krieg  verhindert,  der  uns  auch  zwang,  das  bereits  in 
die  Fahrleitungsanlagen  eingebaute  Kupfer  für  die  Verteidi- 
gung des  Vaterlandes  zu  opfern.  Zu  nennen  sind  noch  bereits 
elektrisierte  Teilstrecken  im  schlesischen  Gebirge,  in  Baden 
und  in  Bavern.  Die  gesamte  Länge  der  Strecken,  die  bereits 
elektrisch  betrieben  werden,  beträgt  mehr  als  300  km  und  wird 
am  Ende  des  laufenden  Jahres  auf  370  km  ausgedehnt  sein. 

Wir  hoffen  in  30  Jahren  die  elektrische  Zugförderung  auf 
sämtlichen  Strecken  durchgeführt  zu  haben.  Das  wird  zun"ächst 
einmal  eine  Erhöhung  der  Schnelligkeit  des  Verkehrs  bedeuten ; 
zweitens  eine  erheblich©  Ersparnis  an  Personal,  die  man  un- 
ter Zugrundelegung  der  augenblicklichen  Lohnsätae  auf  jähr- 
lich 300  Millionen  Mark  beziffern  kann;  drittens  eine  Erniäßi- 
gung  der  Kohlenkosten  auf  die  Hälfte.  Augenblicklich  geben 
wir  1,3  Milliarden  für  Kohlen  auf  der  Staatsbahn  aus.  Die 
Ersparnis  an  Kohle  und  Personalkosten  würden  etwa,  wenn 
man  ein  aktuelles  Zahlenbeispiel  wählen  will,  genügen  um 
den  diesjährigen  Fehlbetrag  der  Bahnen,  der  etwa  700  Milli- 
onen Mark  beträgt,  zu  decken. 

Daß  wir  heute  nicht  mit  der  Elektrisierung  schon  weiter 
sind.  Liegt  zunächst  am  Kriege,  ferner  daran,  daß  auch  vor  dem 
Krieg  erst  gewisse  technische  Voraussetzungen  geschaffen 
Averden  mußten,  und  drittens  daran,  daß  man  sich  früher  aus 
militärischen  Gründen  überhaupt  mit  der  ELektrisierung  der 
Bahnen  nicht  befreunden  konnte,  weil  in  vielen  Fällen  die 
leichtmögliche  Zerstörbarkeit  einzelner  Teile  die  Betriebs- 
fähigkeit des  ganzen  Betriebs  mattsetzen  konnte.  Die  pazi- 
fistischen Hoffnungen  der  Zukunft  stellen  diese  Bedenken  in 
die  zweite  Reihe.  Außerdem  haben  wir  im  Kriege  gesehen, 
daß  auch  die  Dampfbahn  viele  verwundbare  Stellen  hat.  Man 
brauchte  nur  durch  Brandbomben  die  Kohlenlager  in  Brand 
setzen  und  konnte  den  ganzen  Bahnbetrieb  lahmlegen.  Ein 
sorgfältig  verlegtes  elektrisches  Leitungsnetz  mit  Mehrfaoh- 
speisung  ist  nicht  so  ganz  einfach  zu  zerstören,  wie  es  auf  den 
ersten  Blick  erscheint,  und  jedenfalls  leichter  auszubessern 
als  maschinelle  Einrichtungen. 

Die  Elektrisierung  der  Bahnen  sichert  uns  gewaltige  wirt- 
schaftliche Vorteile.  Zunächst  ist  darauf  hinzu-n^eisen,  daß 
die  Kohlen  nicht  mehr  in  dem  Maße  wie  bisher  spazi.eren  ge- 
fahren werden  brauchen.  Es  fällt  der  Kohlentransport  von 
den  Gruben  zu  den  Kohlenlagern  an  den  Strecken  weg,  und 
die  Lokomotive  vermag  eine  größere  Leistungsfähigkeit  zu 
entfalten,  weil  sie  kein  totes  Gewicht  an  Vorräten  mitzu- 
schleppen braucht.  Das  Wichtigste  ist  die  wirtschaftliche 
Ausnützung  der  Kohlen  selber.  Heute  werden  von  der  Lo- 
komotive die  Kohlen  direkt  verfeuert,  wobei  ihre  gesamten 
wertvollen  Nebenstoffe  verloren  gehen.  Der  elektrische  Be- 
trieb sieht  die  Errichtung  großer  Bahnkraftwerke  direkt  am 
Fundort  der  Kohle  vor.  Braunkohle  und  Torf  gelangen  in 
diesen  Werken  zunächst  in  riesige  Gefäße,  wo  ihnen  unter  ver- 
schiedenen Temperaturen  die  Wertstoffe  entzogen  werden.  Es 
fällt  dabei  der  Teer  ab  (Grundstoff  für  Ärzn.eien,  Fai-b-, 
Riechstoffe,  Desinfektionsmittel),  aus  dem  weiter  Treib-  und 
Schmieröle  für  den  Bahnbetrieb  gewonnen  werden,  es  ent- 
steht Benzol,  schwefelsaures  Ammonium,  und  die  nitrosen 
Abgase  der  Gasmaschinen  laissen  sich  zu  Salpetersäure  ver- 
arbeiten. Die  wirtschaftlichere  Ausnützung  der  Kohle  ist  also 
um  ein  Unendliches  vermehrt..  Die  Kraftwerke  werden  außer- 
dem nicht  nur  den  Strom  für  weite  Bahnstrecken  liefern, 
sondern  zugleich  die  umliegenden  Landstriche  mit  elektrischer 
Kraft  und  elektrischem  Strom  versorgen. 

Augenblicklich  werden  die  beiden  Vorortstnecken  Berlin- 
Oranienburg  und  Berlin-Bernau  für  den  elektrischen  Betrieb 
umgiebaut.  Die  vermehrte  Zugfolge  wird  insbesondere  der 
Arbeiterbevölkerung  an  diesen  Strecken  willkommen  sein. 
Wie  bereits  erwähnt,  ist  im  Halleschen  Bezirk  ebenfalls  die 
Elektrisierang  in  Angriff  genommen,  ebenso  in  Schlesien.  Es 
wird  geplant,  die  elektrische  Zugförderung  der  schlesischen 
Gebirgsstrecken  auf  der  Hauptstrecke  ostwärts  bis  nach 
Breslau  und  westwärts  bis  nach  Berlin  durchzuführen^  eine 
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g-eeio-nete  Verbindung-  mit  dem  vorher  erwähnten  elektri- 
schen Bahnnetz  der-  Eisenbahndirektiou  Halle  (Saale)  zu 
schaffen  und  dieses  nordostwärts  bis  nach  Berlia  zu  er- 
weitern- Die  auf  solche  Weise  zustande  zu  bringende  Ver- 
bindung: der  von  Schlesien,  Halle  und  Magdeburg  nach  Berlin 
luhreudeu  Bahnen  mit  dem  Berliner  Bahnnetz  läßt  es  unbe- 
dingt geboten  erscheinen,  auch  hier  den  einfachen  Wechsel- 
strom zu  verwenden.  Sind  alsdann  die  bei  Berlin  zunächst  für 
den  Betneb  auf  den  Berliner  Stadt-,  Ring-  und  Voiortbahneu 
geplanten  Kraftwerke  errichtet,  so  können  diese  auch  für  die 
erwähnten  in  Berlin  einlaufenden  Femstrecken  sowie  für 
weitere^  von  Berlin  ausgehende  Strahlen  (Berlin-Hamburg, 
Berlin-Stettin,  Berlin-Hannover  nsw.)  Strom  liefern.  Auf 
die&o  Weise  würde  Berlin  zu  einem  Mittelpunkt  eines  größe- 
ren elektiischen  Bahnnetzes  werden,  wobei  die  in  der  Nieder- 
lausitz und  im  Bitterfelder  Gebiet  vorhandenen  Braunkohlen- 
schätze und  der  Havelländische  Torf  am  Orte  ihres  Vorkom- 
mens zur  Stromerzeugung  verwendet  werden  können.  Ein 
andei-er  Mittelpunkt  für  elektrischen  Fernbahnbetrieb  könnte 
im  westfälischen  Kohlenbecken,  ein  weiterer  etwa  in  wasser- 
reichen Voralpenländern  entstehen,  und  so  la«s<en  sich  im 
Lauf  der  Jahrzehnte  weite  Gebiete  des  Vaterlandes  für  die 
elektrische  Zugförderung  erschließen,  zumal  man  auch  außer- 
halb Preußens  rüstig  am  Werke  arbeitet. 

Das  Elektrisierungsprogramm  ist  ein  Teil  jener  Versuche, 
die  auf  die  Vereinfachung  und  bessere  Ansuützung  unserer 
gesamten  Wirtschaftskräfte  hinzielen,  und  wenn  sich  dem 
ernsten  Willen  von  Technik  und  Wissenschaft  freudiger  Ar- 
beitseifer und  Zukuuftswille  zugesellen,  muß  das  in  abseh- 
barer Zeit  die  Avertvollsten  Früchte  für  unseren  Wiederaufbau 
tragen !" 

—  Die  Verwendung  der  elsaß-lothringischen  Eisenbahn- 
beaniten.  Infolge  Auflösung  der  Betriebsverwaltung  der 
Keichseisenbahncn  in  Elsaß-Lothringen  muß,  wie  die  „Dt. 
Allg.  Ztg."  mitteilt,  ülier  die  dort  bisher  täti,gen  Keichseisen-, 
bahubeamten  anderweit  verfügt  werden.  Dies  soll  in  der 
Weise  geschehen,  daß  die  gesamte  Beamtenschaft,  soweit  .sie 
nicht  im  Dienste  der  französischen  Eisenbahnverwaltung  ver- 
bleibt, nach  und  nach  in  den  Eisenbahndienst  der  Länder  über- 
geführt wird.  Die  Landesregierungen  haben  sich  bereits 
grundsätzlicii  damit  einverstanden  erklärt,  ihre  Staatsange- 
hörigen zu  übernehmen.  Die  endgültige  Übernahme  vermögen 
sie  indes  erst  auszusprechen,  nachdem  ihnen  die  hierzu  erfor- 
derlichen Stellen  und  ^Mittel  durch  ihren  Landesh'aushalt  be- 
Avilligt  worden  sind.  Bis  dahin  können  sie  die  Beamten  nur 
vorläufig  in  ihrem  Dienst  beschäftigen.  Für  die  in  dieser 
Wei  se  im  Dienst  der  Länder  nur  vorläufig  beschäftigten  Be- 
amten, ferner  für  die  Beamten,  die  bis  zur  vollständigen  Auf- 
lösung der  bisherigen  Beüiebsverwaltung  der  Reichseisen- 
bahnen im  Beichsdienst  verbleiben,  endlich  für  alle  Beamten, 
deren  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Rücksicht  auf  ihr 
Alter  oder  ihren  Gesundheitszustand  in  Frage  kommt,  müssen 
die  erforderlichen  Stellen  und  die  zur  Besoldung  usw.  notwen- 
digen Geldmittel  im  Haushalt  der  bisherigen  Betriebsverwal- 
tung belassen  werden.  Mit  den  Landesregierungen  schweben 
Verhandlungen  darüber,  für  die  Dienstleistungen  der  nur  vor- 
läufig beschäftigten  Beamten  eine  angemessene  Vergütung 
au  die  Reichskasse  abzuführen. 

Eine  besondere  Amtsstelle,  die  die  Bezeichnung 
„R  e  i  c  h  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  z  w  e  i  g  is  t  e  1 1  e"  führt  und  wegen 
lies  leichteren  Verkehrs  mit  dem  elsaß-lothringischen  Bahn- 
uetz und  der  französischen  Verwaltung  ihren  Sitz  in  Karls- 
ruhe hat,  ist,  wie  in  Nr.  31  d.  Ztg.  berichtet  worden  ist,  damit 
betraut,  die  Geschäfte  der  Auflösung  der  Betriebsverwaltung 
der  Reichseisenbahnen  unter  der  Aufsieht  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums abzuwickeln.  Den  aus  Elsaß-Lothringen  ab- 
wandernden Beamten  und  Arbeitern  mußte  die  Verwaltung 
Vorschüsse  in  Frankenwährung  zahlen,  um  ihnen  zu  ermög- 
lichen, ihre  laufenden  Verbindlichkeiten  und  die  in  Elsaß- 
Lothringen  entstehenden  Umzugskosten  zu  regeln.  Diese 
Regelung  war  Vorbedingung  für  das  ordnungsmäßige  Ver- 
lassen des  Landes  mit  Familie  und  Hausrat.  Außerdem  be- 
ziehen die  deutschen  Beamten  im  Ruhestand  und  die  deut- 
ischen  Beamtenhinterbliebenen  in  Elsaß-Lothringen  zurzeit 
ihre  Versorgungsgebührnisse  in  Frankenwährung.  Die  fran- 
zösische Verwaltung  hat  es  abgelehnt,  diese  Crebührnisse  auf 
die  französische  Kasse  zu  übernehmen.  Die  für  die  Reichs- 
kasse hierdurch  erwachsenden  Mehrkosten  stellen  sich  auf 
10  251  000  Jl. 

—  Dienstliche  Bezeichnung  des  Taglohnpersonals  in  Bayern. 

Nach  einem  Erlaß  des  Verkekrsministers  vom  4.  Oktober  sind 
folgende  Dienstbez-eichnungen  eingeführt  worden : 

1.  a)  Die  im  Taglohn  Verhältnis  der  StaatseisenbahnverAval- 
tung  und  ihrer  Nebenbetriebe  beschäftigten  männlichen  Ar- 
beitskräfte, die  Mitglieder  der  Abteilung  B  der  Arl3eiter- 
pmsionskasse  sind,  führen  die  Bezeichnung  „Gehilfe''  mit  dem 


Zusatz«:  im  Stationsdienst,  im  Maschinenhausdienst,  im  ßahn- 
unterhaltungsdienst,  im  Schwellenwerksdienst,  im  Neubau- 
dienst usw. ;  b)  die  Handwerker  der  Werkstätten,  die  in  ihrem 
Handwerk  ständig  beschäftigt  sind,  führen  die  diesem  Hand- 
werk entsprechende  Bezeichnung  (Schlosser,  Schmied,  Schrei- 
ner usw.)  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  Mitglieder 
der  Abt.  B  der  Arbciterpensiouskasse  sind  oder  nicht.  Es 
besteht  keine  Erinnerung  dagegen,  daß  auch  in  anderen 
Dienstzweigen  die  fachhandwerksmätiig  ausgebildeten  und 
iwisschließlich  in  ihiem  Handwerk  beschäftigten  Arbeiter  nach 
diesem  Handwerk  bezeichnet  werden. 

2.  Die  nicht  unter  Ziffer  1  fallenden  Arbeiter  werden  als 
„Aushelfer"  mit  dem  Zusatz:  im  Stationsdienst.  im  Maschinen- 
hausdienst,  im  Babnunterhaltungsdieust,  im  Schwellen werks- 
dienst,  im  Neubaudienst  usw.  bezeichnet.  Die  während  des 
Krieges  eingeführte  Bezeichnung  „Aii&hilfsarbeiter"  hat 
künftig  zu  unterbleiben. 

3.  Die  Arbeiter,  die  nur  für  ganz  vorübergehende  Zwecke 
(Schneeräumen,  Beseitigung  von  Betriebsstörungen  und 
dergl.),  isonach  nur  auf  ganz  kurze  Zeit  «ingestellt  worden 
sind,  fühi-en  die  Bezeichnung  „Gelegenheitsarbeiter". 

—  Einmalige  Teuerungszulage  in  Württemberg.  Auch  die 
württembergischen  Staatseisenbahnen  haben  als  Beschaffungs- 
beihilfe für  das  Jahr  1919  eine  einmalige  Teueningszulage 
ihren  Beamten  bewilligt.  Sie  beträgt  für  verheiratete  männ- 
liche Beamte  je  nach  der  Ortsklasse  des  Wohnungsgeldtarifs 
850  bis  1000  Jt  in  vier  Abstufungen,  unverheiratete  Beamte 
über  21  Jahre  erhalten  60%,  Jugendliche  40%  dieser  Sätze, 
Außerdem  wird  für  jedes  Kind  ein  Zuschlag  bezahlt,  der  je 
nach  der  Ortsklasse  zwischen  180  und  24Ö  jH  beträgt.  Stich- 
tag für  die  Festsetzung  der  Zulage  ist  der  1.  Oktober  1919. 
Beamte,  die  an  die&em  Tage  mindestens  12  Monate  im  Staats- 
dienst beschäftigt  waren,  erhalten  diese  Zulage  voll,  später 
eingetretene  erhalten  nur  und  K  des  Betrages.  Diii 
eine  Hälfte  wird  sofort,  die  andere  am  15.  Dezember  d.  Jis. 
ausbezahlt. 

—  Verkehrslage  im  Ruhrgebiet.  Die  Wagengestellung 
für  die  Zechen,  die  schon  um  den  10.  d.  M.  eine  kleine  Besse- 
rung gezeigt,  hatte,  gestaltete  sich,  wie  wir  der  B.  B.-Ztg, 
entnehmen,  anfangs  voriger  Woche  zunächst  weiterhin  gün^ 
stiger.  Da  aber  die  Eisen  bahn  Verwaltung  die  auf  Anordnung 
des  Ministers  zugunsten  der  Kohlenabfuhr  getroffenen  Maß' 
nahmen  infolge  des  Einspruchs  der  übrigen  Versender  zum 
Teil  wieder  aufheben  mußte,  ging  die  Wagengestellung,  dit 
am  15.  Oktober  etwa  17  300  Wagen  erreicht  hatte,  in  den 
letzten  Tagen  wieder  zurück.  Am  Sonnabend,  dem  18.  Oktobei' 
betrug  die  Gestellung  etwa  14000,  die  Fehlziffer  fast  1000( 
Wagen.  Zum  Abtransport  von  den  Halden,  der  infolge  Besse- 
rung der  Lage  zechenseitig  eingeleitet  worden  war,  ist  es 
unter  diesen  Umständen  kaum  gekommen.  Neben  den  scher 
erwähnten  Gründen  haben  vor  allem  auch  die  verstärki 
einsetzenden  Herbsttransporte  sowie  die  lange  Laufzeit  dej 
Wagen  „Wiedergutmachung"  die  abermalige  Verschlechterung 
der  Verkehrsverhältnisse  verursacht.  Die  Leistung  der  Kippej 
in  den  Duisburg -Ruhrorter  Häfen  hielt  sich  mit  einem  ümschlaj 
von  durchschnittlich  16  900  t  arbeitstäglich  auf  der  Höhe  dej 
Vorwoche.  Die  Kahnraumgestellung  für  den  Abtranspoi' 
d'er  Brennstoffe  ab  den  Ziechen  des  Rhein-Herne-  und  Doit 
mund-Emskanals  scheint  günstiger  ent-wickelt  zu  werdeu 
vor  allem,  seitdem  wieder  etwas  holländischer  Kahnraum  iii 
Kanal  zur  Verfügung  steht.  Der  Umschlag  der  Kanalzechei 
betrug  etwa  23  250  t  arbeitstäglich  gegen  rund  19  000  t  di 
der  vorausgegangenen  Woche. 

—  Wilhelm  von  Siemens  t-  In  seinem  65.  Lebensjahn 
starb  vor  wenigen  Tagen  zu  Arosa  (Schweiz)  der  Geheim^ 
Regierungsrat  Wilhelm  von  Siemens,  der  Zweitälteste  Sohl 
des  genialen  Werner  Siemens.  Mit  ihm  ist  einer  der  führen 
den  Geister  der  deutschen  Großindustrie  dahingegangen,  eu 
Mann,  der  an  der  Erkämpfung  der  jetzt  durch  die  Kriegs 
folgen  so  schwer  erschüttert'en  Vormachtstellung  deutsche: 
Industrie  imd  Technik  hervox-ragenden  Anteil  hatte.  Er  ha 
es  vermocht,  das  große  Erbe  seines  Vaters  nicht  nur  zu  er 
halten,  sondern  durch  neue  wertvolle  Erfindungen  auszupft 
stalten  und  zu  vermehren. 

Wilhelm  von  Siemens  ist  am  .30.  Juli  1855  in  Berlin  ge 
boren.  Ende  der  70  er  Jahre  trat  er  nach  vollendetem  Stu 
dium  der  Mathematik  und  Naturwissenschaften  in  die  Fiinu 
Siemens  &  Halske  ein,  wurde  1883  deren  Mitinhaber,  18S! 
nach  dem  Ausscheiden  seines  Vaters  in  Gemeinschaft  nü 
iseinem  Oheim  Karl  und  seinem  Bmder  Arnold  Inhaber  de 
Firma.  Seit  Umwandlung  der  Firma  in  eine  Aktien-Gesell, 
Schaft  im  Jahre  1897  führte  er  den  Vorsitz  im  Aufsichtsrat 
seit  Gründung  der  Siemens-Schuckertwerke  G.  m.  b.  H.  IPO' 
auch  in  dieser  Gesellschaft. 
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25.  Oktober  1919. 

Bis  zuletzt,  auch  zu  Lebzeiten  seines  kaum  ein  Jahr  vor 
Jim  verstorbenen  ältesten  Bruders  Arnold,  war  Wühelm  von 
biemens  der  von  allen  anerkannte  Leiter  der  zu  so  mächti- 
gem Lmtano-  angewachsenen  Unternehmen,  die  rund  80  000 
Menschen  beschäftioen,  und  deren  gewerbliche  Anlagen  einer 
ganzen  fetadt,  der  seinem  Vater  zu  Ehren  benannten,  vor  den 
loren  Uroß-Berlins  gelegenen  Siemen&stadt,  das  ausschliieß- 
liche  Gepräge  geben. 

Größte  GrüncUichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  waren  die 
hervorstechenden  Merkmale  -seiner  Arbeitsweise.  Dadurch 
und  dank  seiner  trefflichen  technischen  Schulung  und  Beo-a- 
bimg,  war  es  ihm  möglich,  selbst  bei  der  gewaltigen  Ausdeh- 
nung der  Siemensbetriebe  -sich  noch  genauen  Einblick  in  alle 
tinzelzweige  zu  erhalten,  ja  darüber  hinaus  immer  wieder 
aut  Grund  eigener  Forschungen  neue  Wege  zu  weisen.  Eine 
große  Zahl  wichtiger  Verbesserungen,  oft  von  entscheiden- 
der Bedeutung  für  die  Weiterentwicklung  der  einzelnen 
Zweige  sind  ihm  zu  verdanken.  So  ist  z.  B.  die  Schaf fun- 
der  ersten  brauchbaren  Metallfadenlampe,  der  Tantallamp? 
tos  VVerk  seiner  langjährigen  persönlichen  Versuche  und 
Bemühungen  g-ewesen. 

Der  Name  Siemens  ist  mit  der  Geschichte  des  Verkehr.^- 
wesens  nicht  nur  Deutschlands,  sondern  fast  der  ganzen  Welt 
durch  die  Großtaten  von  Werner  Siemens  auf  dem  Gebiete  de. 
Telegraphie  und  des  Signal-  und  Sicherungswesens,  dann 
auch  auf  dem  der  elektrischen  Zugförderung  und  des  Schnei 
bahnbetriebs  längst  eng  verbunden.  Siemen^'sche  elektrische 
Blockapparate  und  Stellwerke  finden  sich  auf  zahllosen 
deutschen  und  ausländischen  Bahnhöfen.  An  vielen  der 
großen  Verbesserungen  und  Umgestaltungen,  die  alle  die^" 
Einrichtungen  m  den  letzten  drei  Jahrzehnten  foito-e-setzt 
erfahren  hahen,  hat  Wilhelm  von  Siemens  maßgebend  mit- 
sjewirkt.    Von  ihm  stammt  auch  der  Siemens'sche  Schnell- 

^P^'^'Ä'nJ.lS'l'rK''"''  Zii^^rlässigkeit  des  Arbeitens, 
1er  1000  Druckbuchstaben     in    der  JiünHte  weiterzugeben 

aS^?'"*''  i''^^  n*^^'^  *^^,^  Erfolge  seiner  Arbeiten  an  der 
Ausbildung  des  elektrischen  Bahnbetriebs.  Unter  seiner 
Leitaing  und  tatkräftigen  Mitwirkung  wurde  im  Jahre  1902 
in  Berlin  naeh  Überwindung  ungeheuerer  Schwierigkeiten 
lie  eiste  Hoch-  und  Untergrundbahn  vollendet.  Die  Ein- 
^chtung  der  bekannten  Versuchsschnellbahn  bei  Zossen 
Jahrhunderts  auf  der  damals  zum  Staunen  der 
Jlitwelt  Stundengeschwindigkeiten  von  über  200  km  erreicht 
'ilh^i'T'  4■f\'''''^^^i.''!^^*  auf  seine  Einwirkung  zurückzu- 
i^r  v;..^^  f/'  ^^""^  fortdauernd  -schöpferisch  an 

er  Vervollkommnung  aller  der  Maschinen  und  Emzelem- 
■ichtungen.  die  dem  elektrischen  Bahnbetrieb  dienen  be- 
atigt und  sich  um  die  Fortbildung  dieser  Betriebsart,  an  die 
^ch  gerade  .letzt  so  große  Zukunftshoffnungen  knüpfen 
)leibendo  Verdienste  erworben.  "u|jieu, 

Äußere  Ehrungen  wrden  Wilhelm  von  Siemens  für  sein 
mermudliches  Wirken,  auch  auf  anderen  gemeinnützigen  Ge- 
neten,  von  allen  Seiten  in  reichster  Fülle  zuteil.    U?^  hat 
hm  die  technische  Hochschule  zu  Dresden  die  Würde  eines 
^•"ihfl  t  Universität  zu  Berlin    die  emes 

r'  ^  -  ^-  verliehen.  Er  war  Senator  der  Kaiser-Wil 
le  m-Gesellschaft  und  .Mitglied  der  Akademie  des  Wesen; 
,ein  Tod  bedeutet  weit  über  das  Gebiet  der  von  ihm  o^elei: 

?.w*         *  ^l'''''''*  für  die  gesamte  Industrie  und  Wissen 
chatt  einen  schweren  Verlust 
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-  Neue  verkehrsrechthche  Bedingungen  für  den  Verkehr 
tschcchos  owakischen  Eisenbahnen.  Die  VerwaS- 
er  tschechoslowakischen  Eisenbahnen  hat  mit  der  .^euerrf- 
irektion  der  rumänischen  Eisenbahnen  ein  Ukommen 
SnV^'^rT.V"'*'"^ ■'^  Eegelunj.  eines  direkten  EisTn- 

ahn  Verkehrs  Uber  Siebenbürgen   getroffen.  Für 

rei.Seb^rS'T.''*  "^'^  i^^^*^'^*  B'^eregszlxsz-KiräiyhS 
reigege^n,  mit  Beregszasz  als  Grenzstation.  Für  den  Per- 

P^in'"1^f  ^'  "'''^  Expreßgüterverkehr  werden  i,och 
3  Grenzsta  lonen  verembart  werden.    Die  4bfertioun- 
en  erfolgen  m  beiden  Eichtungen  nur  bis  zur  Grenzstation. 

errao^en  we'rln^"^^*'  i™^^!^,  '^'^  ^^'^^^^  von  dem  Absen.k; 
«ragen  a\  erden    von  der  Grenzstation  ab  wird    sie  dem 

o^^rM^r/  gestellt.    Nachnalimen  und  Bar- 

Zu^]^^    i''''''^,^''''^^^^^^^  desgleichen  nachträgliche  Ver- 
efl  feferinf  ^^^^^^ers  Und  die  Angabe  des  Interesses  an 
dit  .^'^''1  -^^i^I"  Widerruf  die  Vorschrif- 

;n  de.s  Internationalen  Übereinkommens;  den  Hinweis  auf 
ese.s  in  den  Frachtbriefen  muß  abe;  der  Ve7frachter 
Ä°  irX?""'  ^"^«.^«<^l^t'  daß  das  übefeLkomS  als 
echtlH'h  nicht  mehr  gültig  angesehen   wird).     Die  Fracht 


SSrtSifS'feiÄ"  tation  nach  den  Lokal- 

^^liLl\t]}^^^  tischecho-slowakische  Eisenbahn ver- 

die  \orschriften  des  Internationalen  Übereinkommens  Zu? 
Beförderung  ist  kein  Stückgut  zugelassen,  sondern  nurWaoen- 
ladungen  Die  Abfertigung  kann  bis  zu^-  Bestmimu  r^ssiaTion 
direkt  erfolgen  dem  Frachtbrief  müssen  aber  zahfehe  b^^ 
sonders  bezeichnete  Begleitpapiere  beigefügt  sein.  Bis"  zur 
Station  Bi^enner  unterliegen  die  Sendun<,^n  für  FSc'hten 
Nebengebuhren  und  Barauslagen  dem  Frankaturzwan^  von 
dort  ab  werden  diese  Gebühren  überwiesen.    Für  die  Beför- 

oXn2  ""^Lf'^  ?.^^r^'^"^*,  der  beteiligten  Bahnen  maß- 
gebend. Bei  Beförderung  über  Umwege  sind  die  für  die 
Mehrstpecke  entta  lenden  Gebühren  zu  zahlen.  Nachnahmen 
Bai^orschusse  und  Angaben  des  Interesses  an  der  Serano' 
sind  unzulässig.  Im  Frachtbrief  müssen  die  Grenzübeio-anos- 
stationen  zur  Kennzeichnung  des  Beförderungsweg  vo?ge- 
schrieben  werden;  als  solche  kommen  für  den  Übei"<^ano  nfch 
Bayern  Eger.  Furth  i.  W.  und  Eisenstein  (zuS  ist  nur 
dieser  letztere  Weg  offen),  für  die  weiteren  übergängfKuf- 
stem  und  Brenner  m  Betracht.  »'^"kc  rviu 

Ki.^  Überführung  der  Bahnen  in  englischem  Besitz.    Wie  in 

böhmischen  Eiseubahnkreisen  verlautet,  schreibt  die  B  B 
Ä:.if  ^i^'*"'',''''''''r'" /'"'^  ■englische  Kommission  m'  der 
Tschecho-Slowakei,  die  den  Zustand  der  tschecho-slowakischen 
Staatsbahü  prutt.  Diese  Überprüfung  stehe  mit  dem  Plan  in 
Verbindung,  den  Gesamtbetrieb  der  Staatsbahnen  an  eine  euo^ 
li.sche  Unternehmergesellschaft  gegen  Entrichtung  des  PacM,- 
schiUings  in  auslandischer  Valuta  zu  verpachten.  Ob  es  aber 
zum  Abschluß  dieses  Geschäfts  kommen  wird,  ist  sehr  zweffeT- 
«pW'  Kommission  den  Zustand  der  Staatsbahnen  als 

sehr  schlecht  bezeichnet  hat. 


üebrige  europäisclie  Länder. 

d,>;p?^^''f,i"i''"T''*'''''  Eisenbahnerstreik.  Über  die  Ursachen 
dieses  Stieiks  der  am  11.  September  überraschend  begonnen 
nat  unti  am  13.  bereits  beendet  war  (vo-1  Nr  71  S  752  d 
Ztg.),  werden  nachträglich  noch  Einzelhehen  bekannt 'die  die 
Annahme  bestätigen,  daß  es  sich  mehr  um  politische  als  m 
wutsxhaft  iche  Streitfragen  gehandelt  hat.  Die  Stimmung  hi 
den  Eisenbahnerkreisen  war  längst  sehr  schlecht.  Die  völlicp 
„Desorganisation«  des  Eisenbahnwe.^ens,  über  die  viel  o^I 
du.^h  ^™/d-^.... wurde  von  dem  Eisenbahnpersonal  als  ehie 
durch  die  höheren  Vorgesetzten  beabsichtigte  Sabotage  an- 
gesehen die  den  Zweck  haben  sollte,  die  el,saß-lothrin|ischen 
Eisenbahnen  den  Privatgesellschaften  wieder  in  die  Hände 
zu  spielen,  obwohl  die  Übernahme  in  Staatsbetrieb  fest  zu- 
gesagt worden  war.  Ganz  besonders  erbittert  waren  die 
Eisenbahner  darüber,  daß  ihre  Landessprache,  die  zum  über- 
wiegenden Teile  deutsch  ist,  im  dienstlichen  Verkehr  nicht  zu- 

"''«i'^'"'^*^°i  '""^^If;  "^^^  ^'^^  dadurch,  von  der  Verletzung 
ihies    Stammesbewußtseins    abgesehen,     der  Dienstverkehr 

wL^'''''^''"  ^^•■i"*-'"'^'''^.^  Taktlose  und  aufreizende 

Worte  eines  höheren  französischen  Beamten,  des  Depot- 
'jf i?u'''  '^f achten  das  Faß  zum  Überlaufen,  und  es  kam 
zu  dem  Ultimatum  vom  11.  September,  durch  das  neben  ande- 
ren Forderungen  die  alsbaldige  Entlassung  Negers  verlano-t 
wurde.  Als  die  bis  zum  11.  September  mittags  gesetzte  Frist 
verstrich,  wurde  durch  ein  verabredetes  Sirenenzeichen  den 
Arbeitern  der  Beginn  des  Streiks  mitgeteilt.  Schon  am  glei- 
chen läge  dehnte  sich  der  Ausstand  auf  den  ganzen  Lothrin- 
ger Bezirk  ans  Alle  Eisenbahner  wurden  durch  Foch  mobi- 
lisiert und  dadurch  den  Kriegsgesetzen  unterstellt  Die  Fol- 
gerungen aus  dieser  Unterstellung  wurden  i-edoch'  nicht  be- 
zogen da  der  Ausstand  auch  auf  andere  Gruppen  übero-rlff 
und  die  gesamte  Arbeiterschaft  Elsaß-Lothidngens  zu  uni- 
tassen  drohte.  Deshalb  gab  die  Eegierung  in  fast  allen 
Punkten  nach.  Der  Depotchef  Neger  mußte  seine  Entlassung 
nehmen;  die  dauernde  Übernahme  des  elsaß-lothringischen 
Eisenbahnnetzes  durch  den  Staat  wurde  zugesichert;  über  die 
wirtschaftlichen  Fordeningen  sollte  noch  verhandelt  werden 
dagegen  wurde  sofort  die  Entlassung  der  Verhafteten  und 
die  Bezahlung  der  Streiktage  angeordnet.  In  der  elsässischen 
Presse  wird  dieser  Sieg  der  Eisenbahner  als  ein  Wendepunkt 
der  franzosischen  Eegierungspolitik  dem  Lande  geoenüber 
bezeichnet.  Die  Franzosen  haben  gesehen,  daß  sie  mit  einer 
chauvinistischen  PoHtik  nicht  durchkommen  können  Die 
Freie  Presse,  deren  Chefredakteur  der  Bürgermeister  von 
Straßburg  ist.  schreibt:  ,.Der  von  ge^^asser  Seite  unternom- 
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mene  Anschlao-  geo'-en  da-s  elsässische  Volk,  gegen  unsere 
Sprache  und  Gewohnbeiten  ist  abgeschlag'en.  Uns  Elsaß- 
Lothriü.oern  g-ehöi-t  im  Eahmen  Frankreichs  an  erster  Stelle 
Elsaß  -  Lothringen !  LaBt  uns  unsere  Muttersprache." 
Der  „Elsässische  Kurier"  (Colmar),  das  Organ  der 
katholischen  Volkspartei,  sagt:  „Die  Forderungen  der 
Lothringer  Eisenbahner  haben  ihren  sehr  berechtigten 
Untergrund.  Es  ist  nun  eben  Tatsache,  daß  die  Bevölkerung 
Elsaß-Lothringens  ül>er  80  %  deutschsprechend  ist.  Wie  ist 
ein  Ziisammenarbeiten  möglich  zwischen  Vorgesetzten,  die 
nur  Französisch  verstehen,  und  Beamten,  die  nur  Deutsch 
verstehen,  die  mündliche  Verhandlungen  und  schriftliche  Be- 


richte nur  in  deutscher  Sprache  erledigen  können"?  Wie  kann 
unter  solchen  Umständen  der  Dienst  klappen"?"  „La  E6- 
publique"  erklärt:  „Dieser  Eisenbahnerstreik  Ijedeutet  unse- 
ler  Ansicht  nach  den  Beginn  einer  neuen  Zeit  in  unserem 
Lande.  Gewaß,  die  überwältigende  Mehrheit  des  Volkes  war 
froh,  französisch  zu  werden  und  ist  noch  heute  ehrlich  dazu 
bereit ;  aber  es  will  nicht  als  Fremdling  in  seinem  Hause 
wohnen,  es  will  unbehindert  seine  Sprache  ispreohen  und  ver-/ 
langt,  daß  der  Beamte,  der  herkommt,  die  Sprache  verstohtjj 
und  daß  vor  allem  ciii'jenigen,  die  nur  sie  sprechen,  nich^ 
darum  beschimpft  werden.  Wir  wollen  keine  Einteilung  ir 
Franzosen  1.  und  2.  Klasse,  wir  verlangen  Egalit6."  .... 


Amtliche  Bekanntmachimgen. 


1.  Eröffnung  von  Stationen. 

Stralsund-Tribseer  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  Oktober  1919 
wii-d  an  unserer  Nebenbahn  die  neue 
Tarifstation  S  t  r  a  1  s  u  n  d  -V  o  r  s  t  a  d  t 
für  den  beschränkten  Güterverkehr  in 
Wagenladungen  eröffnet.  Nach  dieser 
Tarifstation  können  nur  Sendungen  der 
angeschlossenen  Werke  abgefertigt 
werden  oder  von  dort  ausgehen.  Bis 
zur  Ergänzung  der  Tarife  sind  der 
Fi-achtberechnung  die  Entfernungen  der 
Station  Stralsund  zuzüglich  2  km  oder 
der  Station  Negast  zuzüglich  7  km  zu 
Gxunde  zu  legen,  je  nachdem  sich  die 
niedrigste  Gesamtentfernung  ergibt. 


An  besonderen 
werden  erhoben: 


Frachtzuschlägen 


a)  für  Steinkohlen  usw.  16,5  *3  für 
100  kg, 

b)  für  alle  übrigen  Güter  3,5  für 
100  kg, 

c)  im  Verkehr  mit  Stralsund  Hafen 
keiae  Zuschläge.  . 

Stralsund,  den  14.  Oktober  1919.  (1114) 
Der  Vorstand. 


2.  Güterverkehr. 

Gemeinschaftliches  Heft  Gib 
(Stationstariftafeln  usw.)  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
werden  die  im  Verkehr  mit  der  Elms- 
horn-Barmstedt-Oldesloer  Eisenbahn  zu 
erhebenden  Frachtzuschläge  für  Koh- 
lensendungen des  Ausnahmetarifs  6  er- 
höht. Näheres  enthält  die  am  16.  Ok- 
tober d.  Js.  erscheinende  Nummer  des 


Tarifanzeigers.  —  Das  alsbaldige  In- 
krafttreten der  Erhöhung  gründet  sich 
auf  die  vorübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahnverkehrsordnung 
(R.  G.  Bl.  1914,  S.  455).  Auskunft 
gehen  auch  die  beteiligten  Güter-Ab- 
fertigungen, sowie  das  Auskunftsbüro 
Berlin,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Elmshorn,  30.  September  1919.  (1116) 
Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer  Eisen- 
bahn. 
Die  Direktion. 


Ostdeutsch  -  Bayerischer  Güterverkehr. 

Die  Station  Kunigundeweiche  des 
Eisenbahndirektionsbezirks  Kattowitz 
hat  die  Bezeichnung  „  B  o  g  u  t  - 
schütz"  erhalten. 

München,  den  20.  Oktober  1919.  (1115) 
Tarifamt  der  Bayer.  St.  E.  B.  r.  d.  l?h. 


iBflli  iiiiiifiiiili¥M''i1iitlH^  iimiiiii  imiiiiii  niiiiiif'iiimiBB;^ 

  —  "     »r>ri5«i«in.  'l||il|lllMI«lllMilllllIlilt|i|llllMlllllnlllJIH'«»«»i««r' 


Straßenbahnwagen  /Tpiebwaöen 
Eilenb  ahnwagen  in  allen  Spurweiten 

Dampf/elektpundfeuerlofe  Lokomotiven 
(r^<:::^::::^Kpaftniafchinen  " 
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Berlin,  den  29.  Oktober  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstig-e  Mitteilungren.  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schiiftleltuni;  der  Zeitung:  des  Vereins  Deutscher  Elsenbatanverwaitungen, 

amtliche  Bekanntmaehnnsen  au  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisellbahnverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  deu  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifban  d  liefert  die  Verlagsbuch- 
baudlimg  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreirhisch- 
tmgarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
**',^y>****"**sreii  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.   Bei  W lederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  mau  sich  «tn  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Eeichsbaiik-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dpp. -Kasse  C.   Pobtscheck-Konto:  Berlin  >"r.  lUOO 


D^r  JLauiblialt  des  E^icli-sverkelusmini- 
.■si€riuin.s. 

Nachrichten. 

Deutschland:  Wiederaufnahme 
dee  Schnellzug-Verkehrs  nach  dem 
<>st<en.  —  Verbrecherische  An- 
.schläo;e  auf  einen  D-Zuo-.  —  Ein- 
stellunjc  der  Beförderuno'Sbe;irün- 
«ti^^ungen  für  die  au.s  den  Ostge- 
bieten vertriebenen  Beamten  und 
Dehrer.  —  ELsenbahnunfall  in 
Kranowitz.  —  Maßnahmen  gegen 
Getreide.schiebuugeu.  -     Die  Eisen- 


I  n  Ii  »  I  t  : 

bahnfinanzen  m  Baden.  —  Per.so- 
nalnachrichten. 

D  6  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Wagen- 
knappheit  auf  den  deutschöster- 
i^ichischen  Staatsbahnen.  —  Inter- 
nationale Luxuszüge  mit  Berüh- 
rung Wien.s.  —  Erhöhung-  des 
Wagens  tandgeides.  —  Freio  ]  »nreh- 
fahrt  xi'ii  Triest  nach  \Vi<;a  durch 
das  G-ebici  des  S.  K.  S.-Statitcs.  — 
Ministerialrat  d.  V .  Ladislaus 
Miller  t- 

Personalnachrichten. 

T  s  c  h  e  c  h  6  -  s  1  o  w  a  k  j  sehe  .s   tj  e- 


biet  :  iluschüelirader  Lisi'ubahn. 
—  Bestellung  neuer  Wagen  in 
Sachsten. 

L  u  X  e  m  b  u  r  g  :  Luxembu)-:;).sch© 

Wilhelmsbahn. 
C  b  r  i  Ä  e  europäische  L  ä  )1  d  e  i : 

Erhöhung   der    Eisenbahntavife  in 

Italien. 

Frcinde  Erdteile:  Ausstandsl>p\vegaiig- 

in  Ägypten. 
Rechtspflege. 
Bücherschau. 
Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Der  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums. 


Zum  ersten  Male  wui-de  der  Haushalt  eines  Eeichsverkehr— 
ljiinisteriuni.s  deu  gesetzgel>enden  Körperschaften  vorgekgl. 
-Da  das  neue  Ministerium  erst  vom  1.  Oktober  d.  J.  ab  in  Wirk- 
samkeit tritt,  umfaßt  der  Haushalt  nur  die  Zeit  vom  1.0ktol>er 
1919  bis  1.  April  1920.  Er  hat  die  Etats  des  bisherigen  Eeich.- 
■  eisenbahnamts  und  des  ReichsamLs  für  die  Verwaltung  uii 
Reichseisenbahnen  in  sich  aufgenommen  und  bewegt  sich  dem 
Umfang  seiner  Beamtenstellen  nach  im  allgemeinen  im  Ge- 
samtrahmen dieser  beiden  Etat^.  Die  Länder  mit  größei-em 
Staatsbahnbesitz  werden  bei  der  Stellenbesetzung  von  vorn- 
herein berück-sichtigt.  Die  Aufgaben  des  Reichsverkehrs- 
minißteriums  legte  der  Reichsverkehrsmiuister  Dr.  Bell  in 
der  Nationalver.sammlung  am  2-4.  Oktober  d.  ,1.  in  einer  An- 
sprache dar,  die  wir  im  nachstehenden  auszugsweise  folgen 
lassen.  Auf  Einzelheiten  ziirückzukomnien,  behalten  wir 
uns  vor. 

„Als  ich  vor  kurzem  in  meiner  Eigenschaft  als  Koiouiai- 
ujinister  in  meiner  Etatsrede  zum  Reichskolonialamt  des  \'er- 
lustee  unserer  Kolonien  gedachte,  charakterisierte  die  Presse 
fast  aller  Parteischattierungeu  meine  Ausführungen  als  eine 
Grabrede  auf  unsere  Kolonien.  Heut-e  bin  ich  in  meiner  Eigen- 
schaft als  Reichsverkehrsminister  in  der  umgekehrten  Lage, 
eine  Gebuxtsrede  auf  das  neue  Reichsverkehrsministerium 
halten  zu  müssen.  Indessen  kann  ich  auch  an  diese  Aufgabe 
nur  mit  gemischten  Gefühlen  herantreten.  Bedeutet  Geburts- 
fest gemeiniglich  ein  Fi-eudenfe.st,  so  lagert  heuer  ein  trüber 
Schatten  verdüsternd  über  der  Festfreude.  Reichsnot,  Wirt- 
•schaft-sniedergang,  Finanzelend.  Gieldentwertung,  Axbeitsun- 
lust,  Disziplinlosigkeit,  Kohlenmangel  und  Verkehrsstockung 
sind  die  Taufpaten,  die  an  der  Wiege  des  neugeborenen  Ver- 
kehrsministeriums nicht  gerade  glückverheißend  erscheinen. 
So  gewiß  der  Satz  auch  heute  noch  richtig  bleibt,  daß  ma.'i 


nur  mit  leb<;askrättigeni  Optimismus  praktische  Politik 
treil>en  kann,  darf  mau  doch  vor  den  geradezu  ungeheuer- 
lichen Schwierigkeiten  die  Augen  nicht  verschließen,  wenn 
anders  man  vor  bittersten  Enttäuschungen  und  gefährlichsten 
Üben-aschuugen  geschützt  iseiji  soll. 

Der  Minister  verweist  auf  tüe  dem ,  Reichstag  vorgelegte 
Denkschrift  über  die  Bildung  de«  Reichsverkehrsministeriums. 
das  für  die  gesamten  Verkehrsfragen,  mit  Ausnahme  der  Post- 
angelegenheitea.  zuständig  ist.  Aus  der  Umgrenzung  der 
Arbeitsgebiete,  so  fähi-t  der  Minister  fort,  die  in  das  Eisen- 
bahn-, Wasserstraßen-,  Luft-  und  Kraftfahrwesen  zerfallen, 
ergibt  sich  ein  Geschäftsbereich,  dessen  Au.smaß  und  Trag- 
weite kaum  noch  übertroffen  werden  kann.  Kern  des  Arbeits- 
programms ist  die  tunlichste  Zusammeuschließung-  aller  Ver- 
kehrsmittel, um  die-  Verkehrsbedürfnisse  des  Reichs  in  mög- 
lichst erschöpfendem  Umfange  zu  befriedigen. 

Was  zunächst  tüe  Eisenbahnen  angeht,  so  sind  zwei  Zeit- 
abschnitte scharf  zu  unterscheiden.  Der  vollstÄndige  Ausbau 
des  Ministeriums  wird  erst  in  die  Erscheinung  treten,  wenn 
die  Überleitung  der  Staatsbahnen  auf  das  Reich  erfolgt  und 
dem  Reiche  eine  unmittelbare  Betriebsverwaltung-  mit  eigenem 
Bahnnetz  zufällt.  Dagegen  wird  bis  zum  1.  April  1921  der 
Geschäftski-eis  der  Eisenbahnverwaltung  eingeschränkt  sein 
und  in  drei  Gruppen  zerfallen.  Zunächst  sind  die  Aufgaben 
des  bisherigen  Reichseisenbahnanites  fortzuführen,  zu  ilenen 
außer  der  Reiohsaufsicht  vor  allem  die  Vorljereituug  der 
eisenbahnrechtlichen  Vorschriften  und  die  Mitarbeit  bei 
Durchführung-  der  internationalen  Beziehungen  gehört.  Dazu 
gesellt  sich  die  Liquidation  der  Reichseisenbahnen  in  Elsaß- 
Lothringen,  die  mir  Veranlassung  gibt,  von  Herzen  kommende 
Abschiedsworte  an  die  Verwaltung  zu  richten.  Unter  muster- 
gülti  er^r  Leitimö-  hat  die  V-erwaltuno'  vorbildlicli  gewirkt  und 
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■eine  bedeut«aiiie  Stellung''  im  d^eiitschen  Wirtfschaftsleben  ■lind 
im  internationalen  Yerkehi"  «inÄienonimen.  Jetzt  gehen  fünfzio- 
Jahiie  deutscher  Kultui-arbeit  dem  Beich  verloren.  Eine 
pflichttreue  Bea^üitenschaft  und  Arbeiterschaft  hat  dem  Reiche 
vorbildlich©  Dienste  geleistet.  Nach  dem  Waffenstillstand 
hat  das  Personal  treu  auf  steinern  Posten  ausgeharrt,  wofür 
ihm  des  Vaterlandes  Dank  und  Anerkennung  gebührt.  Die 
französische  Eegierung  hat  dies  auch  mehrfach  anerkannt. 
Die  deutsche  Regierung  erwartet,  daß  die  französische  Eegie- 
i-ung  die  dem  deutschen  Eisenbahnpersonal  und  seinen  Ange- 
hörigen durcli  die  französijsche  Feldeis-enbahnkommiission 
wiederholt  g-egebenen  Zusicherungen  ü'ber  Unverletzlichlceit 
des  persönlichen  Eigentums  einlöst  und  in  den  Fällen,  wo 
entgegen  den  Zusicherungen  Eigentum  zurückbehalten  oder 
veräußert  worden  ist,  die  Freigabe  angeordnet  oder  aus- 
reichende Entschädigung  gewährt  wird.  Fast  5000  deutsche 
Beamte  und  2500  deutsche  Arbeiter  werden  im  Laufe  der 
nächsten  \?oche  Elsaß-Lothi'ingen  verlassen  haben,  zahllose 
weitere  folgen.  Alle  geben  die  Heimat,  viele  ihr  Geburtsland 
auf.  Die  Sorge  für  die  Bediensteten  ist  eine  Ehrenpflicht 
des  Eeiches.  Alle  Länder  erklärten  sich  zur  Übernahme 
bereit.  Ich  richte  besonders  die  Bitte  an  alle  Stellen,  vor  allem 
die  Gemeinden,  bei  Beschaffung  von  Wohnungen  behilflich 
zu  isein. 

Die  wichtigste  Aufgabe  des  Eeichsverkehrsministeriums  auf 
dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  ist  die  Überleitung 
der  Staats  bahnen  auf  das  Reich.  Hierzu  bedarf 
es  der  Festsetzung  der  Übernahmebedingungen  im  Vertrags- 
wege oder,  wenn  dieser  nicht  gelingen  sollte,  durch  den 
Staatsgerichtshof.  Außerdem  wird  die  Zeit  bis  zum  1.  April 
1921  zu  benutzen  «sein,  daß  die  Landeseisenbahnverwaltungen 
ihre  Eisenbahnieinrichtung  tunlichst  aneinander  annähern. 
Schließlich  sind  —  und  zwar  vom  Reichsverkehrsministerium  — 
alle  Maßnahmen  vorzubereiten  und  zu  treffen,  die  nach  dem 
1.  April  1921  für  die  Reichseisenbahnverwaltung  Geltung 
haben  sollen.  Bei  der  Besetzung  des  Ministeriums  —  das  bis- 
herige Reichseisenbahnamt  und  das  Reichsamt  für  die  Ver- 
waltung der  Reichseisenbahnen  kommen  in  Fortfall  —  ist  auf 
die  beteiligten  Länder  weitgehendste  Rücksicht  genommen, 
wobei  naturgemäß  äußeirste  Sparsamkeit  walten  mußte. 
Außer  der  preußisch-hessischen  Eisenbahng-'emeLnschaft 
sind  Bayern,  Sachsen,  Baden  und  Württemberg  von  Anfang 
an  mit  Beamten  des  höheren  wie  des  mittleren  Dienstes  ver- 
treten. Die  Technik  wird  )>ei  der  Zusammensetzung  die 
verdiente  Berücksichtigung  finden.  Das  neue  Reichsverkehrs- 
ministerium will  den  vielfach  erhobenen  Beschwerden  da- 
rüber, daß  die  Techniker  bei  der  Eisenbahnverwaltung  nicht 
ausreichend  z;ur  G'eltung  kommen,  von  vornherein  abhelfen 
und  für  deren  entscheidende  Mitwirkung  sorgen.  Entspre- 
chend den  Wünschen  der  Neuzeit  und  nachträglichen  For- 
derungen der  Organisationen  sollen  Nichtakademiker 
aus  dem  praktischen  Dienst  in  leitende  Stellen  befördert 
werden,  wozu  Stellen  für  ständige  Hilfsarbeiter  geschaffen 
vsind. 

Der  Minister  wirft  alsdann  einen  kurzen  Rückblick  auf  die 
Einheitsbestrebungen  im  deutschen  ilisen- 
bahnwesen,  erinnert  an  die  Bismarckschen  Bestrebun- 
gen auf  Schaffung  von  Reichseisenbahnen,  an  die  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnen  durch  Preußen  und  an  die  Ab- 
kommen auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Eisenbahn- 
wesens. Die  Verkehrseinheit  bedeutet  die  größte  innerpoliti-" 
s(che  ^Errungenschaft  der  neuen  Eeichsverfassung,  neben 
iLhren  wirtschaftlichen  und  finaaiziellen  WirkxtngenJ  Daß 
die  Vereinheitlichung  nicht  zu  Vorteilen  führen  soll,  die  den 
Literessen  der  Länder  widersprechen,  liegt  auf  der  Hand. 
Namentlich  soll  der  Ausbau  von  Meliorationsbahnen  weiter 
gefördert  werden.  Im  übrigen  ist  eine  Abschätzung-  dieser 
Vorteile  nicht  möglich.  Die  Zukunft  mag  lehren,  welche 
der  hierfür  aufgestellten  Berechnungen  richtig  sein  mag.  In 
der  Vorkriegszeit  und  während  des  Krieges  haben  wir  der- 


art unter  schiefen  Statistiken  zu  leiden  gehabt,  daß  man  aUe 
Veranlassung  haben  sollte,  bei  derartigen  Berechnungen  Vor- 
sicht walten  zu  lassen.  Für  die  G<esamtwirfcschaft  ergeben 
sich  jedoch  zweifellos  aus  der  Vereinheitlichung  der  Eisen- 
bahnen erhebliche  Vorteile.  Man  denke  an  die  einheitliche 
Verkehrsleitung,  die  einheitliche  Bauart  der  Fahrzeuge,  ein- 
heitliche Beschaffungen,  Vereinheitlichung  der  Typen  und 
einheitliche  Regelung  im  Personal wesen. 

Der  Minister  weist  auf  die  Kehrseite  der  MedaiUe,  die 
schlechte  Finanzlage  der  deutschen  Eisenbahnen, 
hin.  die  die  neue  Verwaltung  und  den  Reichsfinanzminißter 
schon  jetzt  mit  großer  Sorge  erfüDen.  wie  der  Etat  für  das 
Jahr  1921  ins  Gleichgewicht  zu  bringen  sei.  Wie  es  möglich 
sein  werde,  den ,  Artikel  92  der  Eeichsverfassung  zu  erfüllen, 
wonach  die  Eeichseisenbahnen  als  selbständiges,  wirtschaft- 
liches Unternehmen  ihre  Ausgaben  selbst  zu  hestreiten  haben, 
sei  heute  noch  unklar. 

Was  die  Beteiligung  des  Personals  an  den.  Ai- 
beiten  der  Eisenbahnverwaltung  anlangt,  so  besteht  die 
nächste  Aufgabe  des  Eeichsverkehrsministers  darin,  Ver- 
handlungen zur  Bildung  einer  Vertretung  der  Orga- 
nisationen des  gesamten  deutschen  Eisen- 
ba hn  p  e  rs  o  nals  beim  Reichs  v  e r k  e h nsmi n  i s  te- 
rium  aufzunehmen.  Die  bisherigen  gelegentlichen  Be- 
sprechungen des  Reichsverkehrsministers  mit  Vertretern  der 
Organisationen  haben  zu  einer  erfreulichen  Klärung  und  der 
Feststellung  eines  wechselseitigen  Vertrauensverhältnisses 
mit  zielbewußter  Gemeinschaftsarbeit  geführt.  Die  konstitu- 
ierende Sitzung  soll  in  Kürze  stattfinden.  Daran  knüpfe  ich 
die  zuversichtliche  Hoffnung,  daß  eine  ebenso  arbeitsfähig-e, 
wie  arbeitswillige  Arbeitervertretung,  die  zur  Mitarbeit  für 
alle  sie  betreffenden  Angelegenheiten  herangezogen  werden 
soll,  gelingen  möge.  Die  Gesamtvertretung  soll  sich  auf  den 
Organisationen  der  Länder  aufbauen.  Dabei  werden  die  Ver- 
treter der  Organisationen  beim  Reichsverkehrsministerium  mit 
ihren  Landesorganisationen  in  steter  Fühlung  bleiben  müssen 
und  die  erforderlichen  Instruktionen  von  ihnen  einzuholen 
haben.  Auch  wird  es  ihre  Aufgabe  sein,  auf  Bildung  von 
Unterausschüssen  für  bestimmte  Arbeitsgebiete  hinzuwirken. 
Das  güt  namentlich  von  dem  dringend  reformbedürftigen 
Werkstätten  wesen. 

Gerade  in  dieser  Frage  verspreche  ich  mir  von  der  Verwei- 
tung  der  praktischen  Erfahrungen  des  Personals  die  so 
nötigte  Herbeiführung  einer  wirtschaftlicheren  Betriebsweise 
und  dadurch  letzten  Endes  die  Verbesserung  der  Verkehrsver- 
hältnisse  überhaupt.  Führt  man  diese  Mitwirkung  in  richti- 
ger Weise  durch,  so  wird  auch  der  Geist  der  Unzufriedenheit 
und  Unruhe,  der  heute  im  Personal  drin  steckt,  der  Erkeimt- 
nis  von  der  Notwendigkeit  der  Steigerung  der  Arbeitsleistun- 
gen weichen.  Ist  das  Reichsverkehrsministerium  so  von  dem 
ehrlichen  Willen  bestrebt,  seine  überaus  schwierigen  und  weit- 
tragenden Aufgaben  in  reger  Mitarbeit  mit  dem  Personal  zu 
erledigen,  so  rechnet  es  andererseits  auf  das  volle  Vertrauen 
und  die  tätige  Mitwirkung  des  gesamten  Personals  und  seiner 
Organisationen. 

Diese  Mitarbeit  der  Angestellten  und  Organisationen  muß 
aber  eine  wirksame  Ergänzung  finden  in  der  Mitwirkung  der 
breitesten  Öffentlichkeit.  Je  ausgedehnter  und  verantwor- 
tungsvoller sich  der  Aufgabenkreis  der  Verwaltung  der 
Eeichseisenbahnen  gestaltet,  um  so  stärker  wird  mit  dem  In- 
teresse des  Publikums  die  Heranziehung  der  'breitesten 
Schichten  zur  Mitarbeit  geboten  sein  Das  gilt  vor  allem  von 
der  Mitwirkung  des  einflußreichen  Reichstages,  wobei  der 
nötige  Einfluß  der  Länder  durch  den  Reichsrat  gewährleistet 
bleibt.  Dazu  tritt  die  Mitarbeit  des  Eeichswirtschaftsrates. 
weiter  der  im  Artikel  93  der  Reichsverfassung  vorgesehe- 
nen Beiräte  für  Ta.rif-  und  Verkehrsfragen,  des  Reichseisen- 
bahnrates,  der  Landeseisenbahnräte  und  der  Bezirkseisen- 
bahnräte. Nicht  minder  bedeutungsvoll  ist  die  Mitarbeit  des 
Personals  in  dem  durch  das  Betriebsrätegesetz  zu  begren- 
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Zernien  Umfano-e.  Hinzu  kommt  die  besonderis  wertvolle 
Mitwirkuns:  auch  von  Technik  und  Wirtschaft  bei  der  Neu- 
gestaltung; des  Verkehrswesens.  Hierbei  .sollen  «ämtliche 
Problenje,  die  im  Laufe  der  letzten  Jahre  über  die  zukünf- 
tig;«  Ausffe stall  ans:  des  Eisenbahnwesens  auf^eta-ucht  und 
teilweise  zu  praktischen  Yorschlägen  verdicht-et  sind,  einge- 
hende Beratung:  und  Behandlung:  finden.  Das  gilt  vornehm- 
lirh  auch  von  der  frag«  der  Gründung  einer  Eeichs.ei&enbahn- 
gesellschaft,  sowie  des  Verhältnisses  der  Eisenbahnverwal- 
tung zur  Finanzverwaltung.  Schließlich  soll  vom  Eeichsver- 
kehrsminist-erium  Obacht  genommen  werden  auf  eine  stän- 
dige Ve  r  b  i  n  d  u  n  g  m  i  t  der  Presse,  die  als  Sprachrohr 
der  öffentlichen  Meinung  naturg.emäß  eine  immer  einfluß- 
reichere Einwirkung  auf-  die  Verkehrsentwicklung  gewinnt. 

Es  wüi-de  verfrüht  sein,  heute  schon  aiis  dem  Eeichs^eiseu- 
bahnproblem,  das  für  die  Übergangszeit  bis  zum  1.  April  1921 
nur  allg>emein  in  großen  Zügen  vorgetragen  werden  kann, 
einzelne,  besonders  wichtige  Probleme  herauszugreifen-  Zur 
gegebenen  Zeit  wird  das  Reichs  Verkehrsministerium  zu  allen 
wesentlichen  Fragen  Stellung  nehmen,  und  ich  werde  nicht 
verfehlen,  darüber  auch  dem  Eeichstage  Bericht  zu  erstatl/en. 
Grundlegend  muß  ich  bemerken,  daß  ich  ein  abgesagter  Geg- 
ner von  überhasteten  und  bedenklichen  Experimenten  bin, 
andererseits  aber  den  festen  Entschluß  habe,  das  nach  sorg- 
samer Abwägung  aller  einschlägigen  Verhältnisse  und  nach 
gründlicher  Ausspräche  mit  allen  beteiligten  Kreisen  als 
richtig  Erkannte  praktisch  zu  verwirklichen. 

Auf  dem  Gebiet  der  Tarifpolitik  bezeichnet  der  Mi- 
nister die  Aussichten  als  recht  trübe.  Dauert  die  verhängnis- 
volle Geldentwertung  länger  an,  so  kann  daran  auch"  die 
Tarifpolitik  nicht  achtlos  vorübergehen.  Andererseits  darf 
die  Erhöhung  der  Tarife  nicht  so  weit  gehen,  daß  dadurch 
die  Wirtschaftspolitik  und  Sozialpolitik  schädlich  beeinflußt 
werden.  Eine  befriedigende  Lösung  setzt  die  Wieder- 
kehr der  Arbeitswilligkeit  und  der  Schaf- 
fenskraft als  notwendige  Vorbedingung  für  den  Wieder- 
aufbau des  Wirtschaftslebens  voraus.  Für  den  Leiter  des 
Reichsverkehrsministeriums  bleibt  aber  die  vornehmste 
Pflicht,  neben  der  unablässigen  Sorge  für  die  zuverlässige 
fachmännische  Leitung  seines  Ressorts  zugleich  der  Stellung 
des  politischen  Ministers  und  der  Bedeutung  des  parlamenta- 
rischen Systems  dadurch  gerecht  zu  werden,  daß  sein  neue« 
Ministerium  einen  starken  wirtschaftspolitischen  Einschlac^ 
erhält. 

Auf  dem  Gebiete  der  Elektrisierung  wii'd  das  Mini- 
«terium  die  Bestrebungen  der  deutschen  Eisenbahuverwal- 
tungen  zweckentsprechend  zusammenschließen.  Der  Elektri- 
zität gehört  die  Zukunft,  dieser  Gedanke  zieht  sich  durch 
unsere  Verkehrsprobleme  wie  ein  roter  Faden  hindurch. 

Durch  die  Übernahme  der  Wasserstraßen  wird  die 
Reichspolitik  in  eine  neue  bedeutsame  Epoche  hinüberge- 
leitet.  Wir  haben  in  Deutschland  heute  vierzehn  Staaren 
mit  Wasserstraßenbesitz,  eine  Zersplitterung,  die  eine  groß- 
zugige VerkehrspoHtik  dauernd  verhindert.  Nunmehr  "sind 
nicht  nur  die  getrennten  Verwaltungen  in  eine  eiuzige  zu 
\'eremigen,  sondern  es  ist  auch  eine  einheitliche  Wasser- 
straßenpolitik zum  Nutzen  der  Gesamtheit  zielbewußt  durch- 
zufuhren. Dabei  ist  die  Organisation  so  einzuleiten,  daß  sie 
gegenüber  dem  bisherigen  System  der  getrennten  Organismen 
wirtschaftHch  uad  finanziell  Vorteüe  bietet,  vor  allem  aber 
Ersparnisse  im  Verwaltungsapparat  bringt.  Der  Minister 
geht  auf  die  Nachteile  der  bisherigen  Zersplitterung  ein 
und  weist  auf  die  Fülle  von  Vorschlägen  und  Entwürfen 
hin,  die  dem  Eeichsverkehrsministerium  als  Geburtstagso-e- 
schenk  überwiesen  worden  sind.  Die  traurige  Finanzla"o-o 
des  Reiches  zwingt  jedoch  für  abs.ehbare  Zeit  zur  Zurück- 
haltung und  zur  sorgsamen  Prüfung  jedes  Vorschlages  auf 
seine  wirtschaftliche  Zweckbestimmung  und  seine  finanzielle 
Wirkung.  Die  Heranziehung  der  Schiffahrt  und  der  Interes- 
senten im  weiteren  Sinne  ist  da)>ei  unausbleiblich  notwendig- 


Der  wesentliche  Fortschritt  der  durch  die  Reichsverfassun<r 
vorgesehenen  Überleitung  der  Wasserstraßen  auf  das  Reich 
besteht  darm,  daß  in  Zukunft  lediglich  des  Reichs  und  des 
Reichstags  Wille  entscheidend  ist  für  die  Bauwürdigkeit  der 
Wasserstraßen  und  die  Aufwendung  von  Mitteln.  Die  Reichs- 
verfasßung  enthält  also  auch  in  dieser  Hinsicht  einen  hoch- 
bedeutsamen Merkstein  auf  dem  Wege  der  deutschen  Ver- 
kehrsentwicklung. Sobald  es  die  Finanzlage  des  Reichs 
einigermaßen  gestattet,  wird  im  Interesse  der  Verkehrsent- 
wicklung darauf  hinzuwirken  sein,  durch  Erbauung  von  Ka- 
nälen und  Talsperren,  ferner  durch  Kanalisierung  von 
Flüssen  Wasserkräfte  zu  g^ewinnen  und  für  die  Erzeugung 
elektrischer  Kraft  nutzbar  zu  verwerten.  Weitere  Fortschritt^ 
der  Schiffahrtsentwicklung  sind  darin  zu  erblicken,  daß  in 
normalen  Zeiten  die  Selbstkosten  der  Güterbeförderung  auf 
Wasserstraßen  sich  dauernd  verringern,  gegenüber  den  Selbst- 
kosten der  Eisenbahn,  zumal  die  Steigerung  der  Löhne  und 
Materialpreise  auf  die  Selbstkosten  der  Eisenbahn  bedeutend 
mehr  einwirken,  als  bei  der  Schiffahrt.  Jetzt  freilich  ergibt 
sich  infolge  der  Kriegswirkungen  eine  eigenartige  Umstel- 
lung insofern,  als  die  Eisenbahnfrachten  unter  den  Selbst- 
kosten bleiben,  während  die  Wasserf rächten  die  Selbstkosten 
bedeutend  übersteigen.  Daraus  ergibt  sich  auf  der  einen 
Seite  der  nach  Milliarden  zählende  Fehlbetrag  im  Eisenbahn- 
haushaltsetat,  wogegen  die  Schiffahrt  als  Privatuntemehmen 
begreiflicherweise  Gewinne  erzielen  wollte,  nachdem  ihr 
der  Gütertransport  zwangsweise  überwiesen  wurde.  Die 
zukünftiges  Tarif  Politik  wird  sich  mit  dem  schwierigen  Pro- 
blem zu  befassen  haben,  wie  sich  das  Verhältnis  der  Fracht- 
tarife von  Eisenbahn  und  Schiffahrt  zu  einander  gestalten  soll, 
wobei  heute  bekanntlich  infolge  der  Verschiebun  g  der  g'e- 
wöhnUchen  Verhältnisse  der  Transport  auf  dem  Wasserwege 
kostspieliger  ist  als  auf  der  J^i&enbahn. 

Bei  der  Organisation  der  Reichswasserstraßenverwaltun'g 
springen  die  Unterschiede  zwischen  Eisenbahn  und  Wasser- 
straßen in  die  Erscheinung.  Die  Eisenbahnen  sind  aus- 
schließlich Verkehrsanstalten,  die  Wasserstraßen  dagegen 
gleichzeitig  Mittel  zur  Förderung  der  allgemeinen  Landes- 
kultur, sowohl  der  Landwirtschaft,  wie  der  Industrie.  Sie 
sollen  nicht  ausschließlich  der  Schiffahrt  dienen,  sondern 
außerdem  auch  der  Bewässerung,  der  Wasserentnahme,  der 
Abwässerbeseitigung  und  der  Kraftgewinnung.  Die  Erfül- 
lung der  letztgenannten  Aufgabe  ist  Sache  der  Länder.  G^e- 
meinschaftliche  Arbeit  und  zielbewußtes  Zusammenwir- 
ken zwischen  Reich  und  Ländern  wird  deshalb  die  beste 
Gewähr  für  eine  wirtschaftliche  Ausnützung  und  Verwaltung 
der  Wasserstraßen  im  Gemeininteresse  der  gesamten  deut- 
schen Nation  bilden.  Auch  für  die  Neuorganisation  der 
Wass.erstraßenabteilung  ist  die  Heranziehung  und  Mitwir- 
kung der  Schiffahrtsinteressenten  bereits  in  die  Wege  ge- 
leitet. Nach  Anhörung  der  Interessenten  soll  sodann  an  das 
Problem  der  Organisation  der  Binnenschiffahrt  und  der 
Tarifpolitik  herangetreten  werden.  Die  berechtigten  Inter- 
essen der  Schiffahrttreibenden,  die  in  begreiflicher  Sorge' 
um  ihre  Zukunft  sind,  werden  dabei  nachdrücklich  gewahrt 
werden. 

Die  dritte  Abteilung  des  Reichsverkehrsministeriums  um- 
faßt die  gesamte  Luftfahrt  und  da,s  Kraftfahr- 
w  e  .s  e  n  ;  sie  ist  unter  entsprechender  Erweiterung  aus  dem 
Reichsluftiamt  gebildet  und  untersteht  einem,  aus  dem  prak- 
tischen Leben  hervorgegangenen,  hervorragend  bewährten 
und  mit  Handel  und  Industrie  eng  vertrauten  Unterstaats- 
sekretär. Sie  soll  den  neuzeitlichen  Verkehrsbedürfnissen 
ang.e.paßt  sein.  Demnächst  wird  ein  Gesetzentwurf  über  das 
Pveiahsluftamt  vorgelegt  werden,  der  nicht  nur  das  Bedürf- 
nis nach  reichsgesetzlicher  und  einheitlicher  Regelung  des 
Luftweseus  zu  erfüllen  bestimmt  ist,  sondern  auch  für  die 
Regelung  der  internationalen  Beziehungen  hervorragende 
Bedeutung  verspricht.    Hier  gilt  es,  Neuland  zu  bearbeiten. 

Für  das  Kraftfahrwesen  waren  bisher  außer  dem  Reichs- 
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postmiaisterium  noch  vi^-i'  anckTf  Keichsbeliöidcii  zustiiii  U». 
lu  Zukunft,  soll  lüdioliok  di«  V'<>ivvertuiiii-  der  für  f iiskalisehc 
Zwecke  ciitlK^ulkh  "■OAvoi'dcueu  Kraft wasfeii  der  Zustäüdi.o- 
keit  (In  Vcrwertunosaht.eilnni;-  den  Roichssfhatzniinisfcei  iuuis 
verbkiben.  wähwud  das  R^pichsverkehrsnuiüstcrium  für  di<> 
Bearboituno-  sämtliflK-r  übri.u'eu  Aufo-.al>e'ii^->e.bi'et<,'  zustäudix 
s^ein  «oll,  Dkuer  Zusanimeuschluß  bietet  die  iciuzio-.e  -Mö.s>- 
liehkint  zur  •erfolgieichfu  Bes^dtiouuo-  a&r  immer  stärker 
hervorg«t!'ete.neii  Cbelstäudt\.-  Die  volkswirtscliafllichcn  uud 
fiaauzi<>lkMi  B-estrebuuoeu  iuüss.eif  fei'n-er  zu  einiheit.lifth«n 
RichtlirL'wn  für  di«  Koustniktionsfrage,  die  ßciscbaffuiig,  Ab- 
iiahnie.  uud  Unterhaltung  dei-  ver&ehded'en'eu  Kraftwagx.'n 
führen.    Verordnungen  hierüber  sind  in  die  Wege  g-eleite». 

An  deu  Schluß  nieiii.es  \'erkehr.sprogi-anniis  muß  ich  di^e 
Verkehrsuot  stelku.  Das  Auf.-; ichtsr echt  und  die  Auf- 
sichtspflicht des  Reiches  zwingt  mich  dazu,  zumal  die  höchst 
bedauerlichen  "\^erkchrsv6rhältniisso  zwt;if«lloa  ihr«  finan- 
ziellen Nachwirkungen  über  dc-n  Zeitpunkt  hinaus  äußern 
werden,  zu  dem  die  t^berleitung  der  Staats  bahnen  auf  das 
Reich  vorg'^esehen  ist.  Die  Proble-m^e  der  Vierkehrsiiot  haben 
vor  allem  einen  hochpolit'Lschen  Charakter,  tielingt  es  nicht, 
in  kürzester  Zeil  der  weiteren  Steigerung  der  Verkehrsnot 
einen  Eiegel  vorzuschieben,  so  haben  wir  bestimmt  mit  dem 
Zusammenbruch  unseres  Wirtschaftslebens  uutd  der  Veivsor- 
guno-  des  deutschen  Volkes  mit  den  notwendigsten  Bedarf^;- 
artikeln  zu  rechnen.  Wekhe  außerpolitischen  Folgen  ein 
derartig  furchtbawr  Zusammenbruch  z.eitigeu  würde,  werden 
Sie  sich  »seihst  vergegenwärtigen  können.  Bei  der-  außer- 
ordentlichen Bedeutung  dieser,  das  ganze  deutsche  \'olk  er- 
fassenden Fragen  der  Verkehrsnot  hat  in  den  letzten  Tagen 
auch  da.s  Beichska binett  auf  gemeinschaftliche  Anregung  des 
ßeiohswirtschaftsministeriums  und  des  Reich  sverkehns- 
ministeriums  aille  hiermit  im  Znsammenhan  scehenden 
Fragen  gründlich  erörtert.  Daraufhin  habe  ich  vom  Reichs- 
kabinett  den  Auftrag  erhalten,  gemeinschaftlich  mit  tteu  in 
Betracht  kommenden  Reichs-  und  preußischen  Bessort- 
miuisteru,  die  zur  Durchführung  der  Eegeluuig  d«i'  Verkehis- 
verhältnisse  erforderlichen  Maßnaihmen  in  die  Wege  zu 
leiten. 

Obwohl  mir  auch  heute  noch  das  Personal  zur  Bewältigiiui; 
dieser  neuen  Aufgabe  nicht  vollzählig  zur  Verfügung  sti  lil. 
habe  ich  alsbald  unter  tatkräftigster  Mitwirkung  der  übrigen 
beteiligten  Ressorts  des  Reichs,  Preußens  und  der  übrigen 
Länder  mit  Staat sbahn betsitz  eine  Untersuohünig  darüber  ein- 
geleitet, ob  innerhalb  der  einzelnen  Verkehr.'^zweige  — 
Eisenbahnen,  Schiffahrt,  Kraftf-ahrwesen  noch  eine  wei- 
tere Steigerung  der  Leistungen  zu  erzielen  ist. 
Nach  sorgfältigen  A^orber24;ungen  dürfen  wir!  uns  darüber  niciit 
hinwegtäuschen,  daß  leider  nieht  allzuviel  mehr  herauszu- 
holen sein  wird.  Ausführungen  über  die  Gründe  der  Not 
und  über  die  auf  dem  Sondei:gebiet  der  Eisenbahnen  zu  er- 
greifenden Gegeumaßregeln  werden  sich  heute  umsomehr  er- 
übrigen, als  dai-über  vom  Herrn  PrcuBischen  Arbeit-sminister 
vor  kurzem  eine  erschöpfende  Aufklärung  gegeben  worden 
ist.  Die  Reserven  »sind  im  Eisenbahnwesen  längst  eingesßi:zt 
und  erschöpft.  Meine  vornehmste  Aufgabe  muß  es  daher 
sein,  festzustellen,  ob  über  den  Bereich  der  erwähnten  ein- 
zelnen Verkehrszweige  hinaus  etwas  vorzukehren  ist,  ob 
das  Ineinandergreifen  der  Verkehrszweige  gesichert,  ob  ins- 
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be.sonderc^  die  [lotleidenden  Eisenbahnen  durch  Schiffahii 
und  Kraftwagen  nach  Maßgabe,  dei'  Lei.sluugsfähigkeit  <lieye! 
V.erkBhrszweigx>.  enthuslet  werden.  Zwar  hat  der  Krieg  Vn- 
anl.i..s.snns-  gegeben,  auf  die  zwangsweise  Verteilung  d(  i 
Transporte  zwischen  Eisenbahnen  und  .Schiffahrt  zu  drFng. n. 
Es  ist  aber  doeih  nicht  ausgeschlossen,  daß  hiei'  no-h 
mehr  als  bisher  geschehen  kann.  Zur  Vorbereituuff  der  not- 
wendigen Maßnähmen  auf  verwaltun,gstechni«chem"und  viel 
leicht,  auch  auf  gesetzgebe  lisch  em  (iebiet  und  zur  Durcli- 
führung  dieser  Maßnalunen  habe  ich  .eine  besondere  Abtei- 
lung bei  meinem  Verkehrsmiu,i«terium  gebildet,  worin  außei 
den  erwähnten  Verkehi'szw eigen  auch  das  Reiehswirtsohafts- 
uünistK'rium  vertreten  sein  soll,  <las  seinerseits  mit  den  Ver- 
kehrsinteie&senten,  mit  den  Verfrachtern  in  Verbindunß-  /u 
treten  haben  wird. 

Inzwischen  habe  ich  auch  mit  allen  beteiligten  Ressort.-, 
ausgiebige  Verhandlungen  gepflogen  und  werde  das  sor-^ 
fältig  durchzüberatendo  Material  eines  Ilauptausschusses  und 
von  vier  I^nterausschüsscn  über  die  Verkehrsfragen  gründlich 
verwerten. 

Ersclii'eckeud  ist  der  tUdauke,  w  eich  geringes  Ver.ständni» 
breite  Schichten  der  Bevölkerung  (l,er  Verkehrsnot  und  dem 
hi(!nnit  im  engsten  Zusamimjeuhaii.g  stehiudon  vni-tschaift- 
Iichen  uud  finanziellen  Niedergang  unseres  .  Vaterlandes  enl- 
gegenbringen.  Erwachen  wir  nicht  endlieh  aus  dem  wahn- 
witzigen Taumel  der  Vergnügungssucht,  der  volksvergiften- 
den  .Spiel-  -  und  Tanzwut,  '  dann  bleiben  alle  Mittel  zur 
Steuerung  der  Nöte  unseres  Landes  und  Volkes  vergeblich. 
Rückkehr  zum  Einsetzen  der  vollen  Arl)eitskraft,  zur  istraf- 
fen Disziplin  ■  und'  zur  spart  an  ischen  Einfachhem,  für  alle 
Volkskreise  ist  Vorbedingung  für  unsere  sittliche  Wiedei- 
erncuerung.  Vaterländische  Ehrenpflicht  de.r  oberen  Stände 
ist  es,  d.en  mittleren  und  unteren  Schichten,  mit  gutem  Bei- 
spiel voranzugiehen. 

Der  unenmeßlichen  Schwierigkeiten.  <iie  verknüpft  .sind 
mit  der  ersprießlichen  Bearbeitung  des  neuen  Verkehrs- 
ministeriums, ist  sich  nieman.d  mehr  bewußt,  als  sein  m 
schwerster  Zeit  an  die  Spitze  gestellter  .erster  Leiter.  Was 
ich  abea'  bereits  vor  einigem  Zeit  den  Organisationen  und 
Pressievertret.ern  auSidrücklieh  erklärt  habe,  das  verspi^eche 
ich  .auch  der  deutschen  Volksvertretung:  mein  Amt  unpar- 
teii,sch,  sti-eng  sachlich  und  nach  bestem  Wissen  und  Gne- 
wissen  im  Dienst  des  Vaterlandes  zu  verwalten.  Dabei  hoffe 
ich  zuversichtlich  auf  die  tatkräftige  Unt.erstützung  aller 
Parteirichtungen,  aller  Organisationen  uud  Verbände,  sowie 
der  gesamten  Presse.  Für  jedie  Anregung,  gleichviel,  von 
welcher  Seite  sie  kommen  mag,  bin  ich  dankbar.  Alle  Voi- 
sohläge  sollen  &org6.ame  Piüfung  finden.  Zugleich  erw.art'' 
ich  von  der  nationalen  Gesinnunio-  imd  dem  Solidaritäts- 
gefülü  der  dem  neuen  Ressort  jetzt  und  in  nächster*  Zu- 
kunft unt.erstellt.en  Beamtenschaft  und  Arbieiterschaft,  daß 
die  vom  deutschen  Volk  auf  ihre  Disziplin  und  pflicht- 
treue Arbeit  gesetzten  Hoffnungen  restlos  .erfüllt  werden. 
Dann  brauchen  wir,  so  trüb  auch  die  G>egenwart  uns  er- 
scheint, nicht  zu  verzweifeln  an  unseres  Volk.es  Zukunft. 
Aufrüttelung  und  Anspannung  aller  Glieder  sind  die  Heil- 
m.eth.od.e,  um  den  gestörtien  Kreislauf  des  Blutes  zwischen 
Wirtschaft  und  Verkehr  zu  verjüngen  und  den  gebroch.enen 
Volkskörper  langsam,  aber  sicher  wieder  zu  Iveleben." 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Wiederaufnahme  des  Schnellzugverkehrs  nach  dem 
Osten.  Die  Verhandlungen  über  die  Wiederaufnalime  des 
Durehgangsreiseverkehrs  nach  Polen  sind  nunmehr  zu  Ende 
geführt    und    hrina'en    die    vorzeitige    Wiederaufnahme  des 


Schuellzugverkehrs  im  Osten  Deutschlands.  Infolge  der 
nunmehr  zum  Abschluß  gekommenen  Verhandlungen  mit  den 
Polen  verkehren  vom  24.  Oktober  ab  jie  ein  D-Zug  Berlin- 
Kattowitz,  Berlin  -  Eydtkuhnen  uud  Berlin  -  ln.«tei  burg ;  d'w 
beiden  letzten  nur  an  Werktagen. 

-    Verbrecherische  Anschläge  auf  einen  D-Zug.    Auf  den 

Nachtschnellzug  Bremen-Osnabrück  D  92  wurde  in  zwei 
aufeinancter  folgenden  Nächten  Anschläge  verübt.  Am  21./22. 
Oktober  ist  an  einer  einsamen  Stelle  in  der  Nähe  des  Blocks 
Nevei'höfen-Lemförxle  zwischen  Bohrinte  und  Lemförde  eine 
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schiene  gelöst  und  zur  Seite  <;H;schob'eu  worden.  Anscheinend 
■   haben  die  Verbrecher  die  mehr  als  20  m  lanije  Schiene  niclil 
Uber  eine  Erhöhunu'  der  Unterlas-e  hiuwe.u'  b«w.e!>-cu  können, 
iist  wäre  ein  Unglück  unvermeidbar  gewesen.    In  der  fol- 
iitk'u  Nacht  wurde  eine  «chwcr*  Eis^enbahnschw-elle  über 
ia>  Uleis  sele.ul.    Das  Zuspersoual  bemerkte  das  Hindernis 
..Is  bereits  die  Maschine  und  der  Poslwa^;en  über  di«  Seh  welk' 
lunübeio-efahren  war-en  und  diese  sich  zwischen  den  Eäderu 
verfangen  hatte.  Der  Zug  konnte  zum  Stehen  gebracht  werden. 

-  Einstellung   der    Hcförderungsbegünstigungen    für  die 
;m!s  den  Ostgebieten  vertriebenen  IJeamteu  und  Lehrer.  Für 

I-  vorbezeichneten  Personen  wird  das  bisherige  Verfahren 
1-  fi-eien  Fahrt  und  freier  Beförderung  ile»  Hausrats  Aoni 
1.  Noveinl>er  d.  J.  ab  eingestellt.    Es  findet  dann  die  Beförde- 
rung   unter  Stundung   de«ä  Fahrgeldes    und    der  Fracht  zu 
Lasten  der  „staatlichen  Fürsorgestelle  für  Beamte  aus  den 
Grenzgebieten"  in  Berlin  im  Gutscheinverfahi-en  statt.  Zu- 
■rleich    wird   das  Verfahren   unter   den    bisherigen  Yoraus- 
! Zungen  auch  auf  die  Beamten  und  Lehrer  in  den  noch  nicht 
>etzteu,  aber  später  an  Folen  abzutretenden  Gebieten  (nicht 
dagegen  auch  in  den  Abstimmungsgebieten)  atisgedehnt.  Die 
G-utscheine  werden  au  Stelle  der  Barzahlung  von  der  Fahr- 
kartenausgabe,  der  Gepäek-  oder  Güterabfertigung  des  Al)- 
gangs-(Versand-) Bahnhofs  eingezogen  werden. 

-  Eisenbahnuuiall  in  Krano^itz.  Aus  ßeuthen  wird  unterm 
-'1.  d.  M.  amtlich  gemelilet:  Am  24.  Oktober  um  5  Uhr  7  Mi- 

frn  vormittags  ist  in  Kilometer  !i,G5  der  S! recke  Ratiboi-- 
.Oppau  in  Weiche  Nr.  8  der  von  Knchelna  einfahren Ji- 
i'ersoneuzug  Nr.  1002  dem  im  Bahnhof  Kranowitz  haltenden 
Güterzug  8901  in  die  Flanke  gefahren.  Der  Packwagen  di'< 
Personenzuges  Nr.  1002  und  zwei  Abteile  der  vierten  Wagen- 
klasse desselben  Zuges  wurden  ineinandeigescholx'n  und  ge- 
rieten in  Brand,  desgleichen  noch  ein  Wagen  der  zwfdten  unil 
dritten  Klasse.  Bisher  wurden  19  verkohlte  Leichen  geborgen 
Etwa  GO  Schwerverletzte  und  IS  Leichtverletzte  mirden"  in 
Kraukenhäuser  von  Katibor  und  Kranowitz  gebracht.  Die 
beiden  Lokomotiven  sowie  drei  Wagen  vom  Güterzuge  wur- 
den statk  beschädigt.  Der  große  Umfang  des  Brandes  i>l 
hauptsäehlich  auf  den  durch  die  Eeisenden  mitgeführten  g(>- 
schmuggelten  Spiritus  zurückzuführen.  Der  Personenverkehr 
\vj.rd  durch  Umsteigen  aufrechterhalten.  Die  Schuldfvaoe  ist 
noch  nicht  geklärt. 

Die  Zahl  der  Todesopfer  hat  .sieh  einei'  späteien  Melduri" 
zufolge  mzwi.schen  auf  40  erhöht,  inden»  ein  größerer  Teil 
der  Sehwerverletztren  «einen  Wunden  erlegen  ist;  auch  die 
Zahl  der  Leichtverletzten  ist  bedeutend  größer  als  zuei'^t 
angegelien  wuide,  da  viele  sich  von  der  l'ngiücksstätte  ent- 
fernten, ohne  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  zu  nehmen.  Eine 
Feststellung  der  Verunglückten  ist  vielfach  unmöo-lich  da 
«le  raeist  vollständig  verkohlt  sind.  Es  handelt  sich  haupt- 
saclüich  um  Einwohner  des  oberseh Irsischen  Ini]ustriebezirk< 
und  der  Umgebung  von  Ratibor. 

—  .Maßnahmen  gegen  GetreidescIuebuuKen.  Nach  Wahr- 
nehmungen der  wüi'ttembergischen  Landesgetreidestelle  wird 
zurzeit  Brotgetreide  in  großem  ITmfang  mit  der  Eisenbahn 
aus  W  ü  r  1 1  0  m  b  e  r  g  im  Wege  des  S(dileichhandels  f orrge- 
schafft, indem  l>ei  Wagenladungen  das  Getrei(ip  unter  anderen 
(intern  versteckt  oder  der  Inhalt  im  Frachtbiief  unrichtio. 
z^  B.  als  beschlagnahmefreie  Hülsenfrucht,  angegeben  wird. 
Die  Eisenbahndienststelleu  .sind  daher  neuerdings  angewiesen 
worden,  bei  irgendwie  verdächtigen  Sendungen,  namentlich 
bei  Wagenladungen,  die  von  fremden  oder  nicht  ganz  zuver- 
lässig l>ekannten  Personen  aufgeliefert  werden,  "sofort  zuj- 
Inhaltsprüfung  zu  «chreilen  und  alle  Wahrnehmungen  über 
versuchte  Getreideschiebungen  sofort  zu  melden.  Eisenbahn- 
an gestellte,  die  durch  ihre  Tätigkeit  solche  Schiebungen  ver- 
hindert haben,  können  angemessene  Belohnung  erhalten.  Zur 
Bekämpfung  de«  wucherischen  Sehleichhandels  mit  Gnetreide 
hat  außerdem  die  Landesgetreideistelle  besondere  Über- 
wachungsbeanite  aufgestellt. 

—  Die  Eisenbahnfinanzen  in  Baden.  Im  Haushaltungsaus- 
.sehuß  des  badi-schen  Landtags  erklärte  Finanzmini.ster  Dr. 
Wirth  der  D.  Allg.  Ztg.  zufolge,  daß  Baden  au  einem  Wende- 
punkt seiner  Finanzpolitik  angelangt  sei.  Hinter  der  Be- 
.schaffungsbeihilfe  au  Beamte  und  Eisenbahner  ständen  neue 
Forderungen  des  Beamtenbundes,  die  zusammen  mit  der  jetzt 
geforderten  Beschaffungsbeihilfe  einen  Aufwand  von  rund 
170  aiillionen  iVlark  ausmachten.  Der  Stand  der  Eisenbahn- 
finanzen verschlechtere  sich  von  Tag  zu  Tag.  Es  isei  ihm 
berichtet,  daß  der  Eisenbahnbetrieb  in  Baden  ein  tägliches 
Defizit  von  einer  Million  Mark  ergebe.  Für  die  jetzigen  For- 
derungen sei  eine  Deckung  nicht  vorhanden.  In  der  Ams- 
sprache  verlangte  der  demokratische  Vertreter,  die  Staats- 
regierung  solle  mit  der  Reichsregiemng  in  Verbindung  treten 


um  die  Ijngleichheiten  bei  den  Teuerungszulagen  in  den  Eju- 
zelstaaten  zu  beseitigen.  Ein  Zentriinisveitreter  erklärte,  ei 
könne  die  Revolverpolitik  dci-  Heaniten-  und  Arbeiteroroani- 
sattoueu  nicht  mehr  niitmacheu.  Die  Soziahlemokraten  zeigten 
sich  den  1' orderungen  zugänglicher.  Eni  Beschluß  wurde  nichi 
gefaßt. 

o.".  l'7>'Oi»-i»--'-c»'i-i<-hten.  Bei  der  t>!eußi.sidi-hes.sisch>eii 
Staatsba  in\-i>rwaluuig  ist  der  Regierungsrat.  Dr.  Eber  s- 
bach,  bi.'^h.er  in  Gera  (Reuß),  als  Mitgäed  der  Eisenbahu- 
direktion  nach  Eiiurl,  verselzt-.  —  Zu  Regierungsbaumeistern 
sind  ernannt:  die  Eegicrungsbauführer  des  Maschinenbau- 
lachs  lierniaun  Bartels  auis  Göttingen  und  Carl  Witte 
;!us  E]l>erfeld. 


Deutschösterreich. 

Wagenknappheit  auf  den  deutsehösterreiehischeu  Staats- 
bahuen.  Vor  kurzem  fand  im  Staatsamto  für  A't  rkehrswe^en 
eine  Be.'^prechung  statt,  bei  der  die  Verlretci  alL-r  Staat.A- 
ä_mt-(ir  uud  anderer  am  Ei,s«nbahuverkehr  beteiligter  öffent- 
licher Stellen  eingehende  Aufkläningeu  über  di;  "dri  zeitio-.eu 
WagengesteUnugs Verhältnisse  ini  Fraehtveikehr  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  des  Wagenverkichrs  ntii  den  Neustaa- 
ten erhielten.  Den  unmittelbaren  Anstoß  zu  dieser  Beratun«' 
bot  die  in  weiten  Kreisen  verbreitete  irrige  Auschauumo'^ 
■daß  DeutschösteiTeioh  für  Waren,  die  es  in'  den  Neuistiaateu" 
einkauft,  die  erforderlichen  Wagten  beiziis; eilen  liabe.  Es 
werden  von  deutschösterrcieliiseh-eu  KaufbMit;_'u  Kaufverträge' 
aus  den  Neu.staateu  vorgewiesen,  in  dcueu  Lieferuny  der 
Ware  abhängig  gemacht  wird  von  der  Bedingung,  daß  Deutsch- 
österreich die  zur  Abix'förderung  des  Guties  notwendigen 
Eisenbahnwagen  nach  dem  im  X enaaislando  gelegenen  V.er- 
■  ladeorte  sende.  Diese  Bedinguusi  'wru bt  auf  einer  unrichtigen 
Auffassung,  die  dem  Eiseubaliuw.  inm  fern.stehemlo  Behörden 
und  andere  Stellen  in  den  Ncnsiaaten  m  xölliger  Verkennuu.. 
der  tatsächlichen  Verhältni.'ese  den  Kanfleuten  beibringen"". 
Diese  fordern  dann  lieini  Staatsamte  für  Verkehrsweu^ien  odei- 
beim  Hauptwagenamte  der  Deulsehösterreichischen  Staats- 
bahnen die  Beistellung  der  Wagen  naeh  deni  fremden  Staate, 
erfahren  aber,  daß  die  von  unberufi'ucr  Seite  erhait^-ne  Aus- 
kunft den  Tatsachen  in  keiner  W<'i.^e  cul -ui icht.  Est  ist  daher 
für  die  Öffentlichkeit  von  ganz  l>es<>nUerer  Wielitigkei!,  die 
Verhältnisse,  wie  sie  wirklich  liegen,  kenneu  zu  lernen." 

Deulischösterreieh  besitzt,  außer  den  iseit  dem  Zerfall  der 
i^lonarohie  von  den  deutschösterreichiÄ(dien  Waueiiliaaanstalt'  n 
uieüeingelieferlen  Wagen,  keine  eigenen  Wagen.  Diu  Wu'  en 
der  vormialigen  k.  k.  övsterreichiischen  Staatsbahnen  bilden  bis 
zu  der  vorbereiteten,  aber  noch  nicht  durchgefühlten  Auf- 
teilung des  k.  k.  Staatsbahu wagen park<'s  eine  Gemeinsamkeit, 
die  namentlich  im.  Verkehr  mit  der  Tsehieeho-Slowakei  A-oli- 
kommen  aufnecht  ist.  DalH>r  kann  eJ>ensowenig  davou  ge- 
sprochen werden,  daß  für  dieseis  oder  jt\ne.s  Gut  in  der  Tsche- 
c'ho-Slowakei  deutschöst  ei reiehisciie  AVageii  lieizustellen  sind, 
al.s  davon,  daß  für  ein  Gut,  das  in  Dentschösteneich  für  die 
TiSeheoho-iSlowakei  zu  verladen  ist.  tschecho-slowakiseh.,. 
Wagen  anzusprechen  wären.  'Selljv^t  wenn  jedei-  Staat  schon 
seinen  eigenen  Wagenpark  hätt^e,  liöiiuto  nicht  davon  ge- 
sprochen werden,  daß  der  eine  Staat  für  den  anderen  hinsicht- 
lich der  Beistollung  der  Wagen  aufzukoniinen  habe,  weil  an 
dem  ■Gntndisatze,  daß  die  Versandbahn  füi'  die  Stellung  der 
Wagen  zu  sorgen  h-a)>e.,  nicht  gerüttelt  werden  darf.  Die  zur 
Kohl^enverladung  geeigneten  Wagen  rollen  genau  wie  voi' 
dem  Zerfall  des  alten  Österreich  gleich  uaeli  jedesmaliger 
Entladung  ohne  'besonderen  Leitungsauftnag  in  (!ie  Kohlen- 
gebieto  nach  Böhmen  und  Mähren.  Die  A.bsendung  erfolgt 
auch  dann,  wenn  der  eiaene  Bredarf  an  hocihbordigen  Wagen 
damit  beeinträchtigt  wird. 

Den_  Anforderungen  an  gedeckten  Güterwagen  für  besonders 
dringliche  Sendungen,  wie  für  Lebensmittel,  Kriegsgefangene. 
Internierte  und  Flüchtlinge,  fiir  Lic|uidierungisgüter,  für  Son- 
derzügo  der  Eutentemissioncn  konnte  nur  durch  eine  weit- 
gehende Diosselnng  dei'  Verleiduu.j  entsprochen  werden.  Nun 
siud  dii-  Wagenbe.-^iiinde  in  1  >eiitscbö.-terieich  in  letzter  Zeit 
weiter  gesunken,  während  gleichzeitig  die  Wagenanfordterun- 
gen  für  die  vorgenannten  Beförderungen  zugenommen  hab-en, 
so  daß  zu  befürchten  ist,  daß  .auch  für  den  allerdringiendsten 
Wagenbedarf  nicht  mein-  die  volle  W;!'.r"nanza:hl  aufgebracht 
w-erden  kann,  wenn  niehi  alle  Kräfte,  im  Staate  zur  Besseruuir 
unserer  Wagenlage  zusannuen  wirken. 

Vom  Staatsamte  für  "\'eikeluswesen  wird  mit  allen  zu  Ge- 
bote -stehenden  Mitteln  auf  den  rasebesten  Wagenurasatz  ge- 
drungen. Alle  greifl.)areu  Wagen,  auch  solche,  die  isonst  nicht 
dem  allgemeinen  Verkehr  dienen,  werden  aufs  äußerste  aus- 
genützt.    Die  beschleunigte  Fertigstellung    von  Reparatur- 
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wa^ea  wird  tatkräftig  betrieben  und  dio  DurcMiihrung'  all^r 
getroffenen  Maßnahmen  fortgesetzt  überwacht.  Um  für  die 
.ieweiligo  Dringlichkeit  der  Sendungen  eine  Rangordnung  zu 
bestimmen,  wurde  der  frühere  zwisohenstaatsamtliche  Tran^- 
portaussohuß  einbenifen,  in  dem  nicht  nur  alle  Staatsämter 
vertreten  sind,  sondern  auch  die  am  Eisenbahnverkehr  beson- 
ders beteiligten  Körperschaften  .sowie  Vertreter  des  Handels 
und  der  Industrie  zu  Worte  kommen  sollen. 

Eino  durchgreifende  Be^&eiiing  der  wagenwirtschaftlichen 
Verhältniss'e  läßt  sich  jedoch  nur  bei  tatkräftiger  und  ver- 
ständnisvoller Unterstützung  aller  Kräfte  erwarten.  Das 
Staatsamt  für  Verkehrswesen  rechnet  hierbei  in  erster  Eeihe 
aut  die  Mitwirkung  der  Industrie  und  des  G-ewerbes,  der  Ver- 
frachter und  der  Empfänger  der  Gütersendungen.  Zu  den  Mit- 
teln, die  den  Verfraehtern  zu  G-ebote  stehen,  um.  tli,e  um- 
fassenden Vorkelirungen  der  Staatseisenbahnverwaltung  zu 
unterstützen,  gehöi-en:  Unterlassung  jeglicJier  Überbestellung 
der  Wagen;  vollzählige  und  rechtzeitige  Beibringung  aller 
notwendigen  Begleitpapiei'e,  namentlich  auch  der  Ausfinhr- 
und  Einfuhrbewilligungen;  bestmögliche  Ausnutzung-  des 
Ladegewichts  oder  Laderaumes;  Beginn  der  Verlad^earbeiten 
sofort  nach  Beistellung  der  Wagen,  ununterbrochene  und 
rasche  Durchfuhrung  dieser  Arbeiten;  Beginn  der  Entladear- 
beiten  gleich  nach  der  Benachrichtigung;  rascheste  Abfuhr 
der  angelangten  und  in  die  Bahnmagazine  eingelagerten  Güter 
zur  Vermeidung  von  Güterstauungen;  ausgedehnte  Gebrauch- 
nahme  von  drahtlicher,  insbesondere  fernmündlicher  Benach- 
richtigung über  eingelangte  Güter. 

—  Internationale  Luxuszü^e  mit  Berührunj;  Wiens.  Als 

endgüluges  Ergebnis  der  im  Laufe  der  letzten  Wochen  izwi- 
schen  den  deutschen,  französisch-belgischen  und  österreichi- 
schen Staats-  und  Privatbahnverwaltun.gen  wegen  der  Wieder- 
aufnahme eines  internationalen,  durch  Deutschland  führenden 
Sohnellzugverkehres  geführten  Verhandlungen  darf  nach  einer 
Mitteilung  der  „Frankf.  Ztg."  der  endgültig  festgelegte  Fahr- 
plan eines  von  Paris  und  Ostende  über  Nancy-Brüssel-Namur- 
Straßburg-Karlsruhe-fStuttgart  nach  Ulm-München-Salzburo-- 
Wien  verkehrenden  Luxuszugpaares  L63/62  angesehen  werden. 
L  63  soll  zunächst  (nach  Bedarf)  dreim.al  wöchentlich  ver- 
kehren; Paris  ab  Sonntag,  Dienstag  und  Donnerstag  abends 
7.20  und  die  deutschen  Linien  Montag,  Mittwoch  und  Freitag 
durchlaufen.  Sein  Gegenzug  L  62  wird  Wien  um  12.00  nachts 
verlassen.  Über  den  Zeitpunkt  der  Durchführung  dieses  Ver- 
kehres läßt  sich  heute  nur  sagen,  daß  er  von  dem  Z^eitpunkte 
des  Wiedereintrittes  des  Friedenszustandes  abhängt,  sodann 
von  der  Ausgestaltung  und  Änderung  des  großen  mternatio- 
iiaJen  Durchgangsverkehres. 

—  Erhöhuna:  des  Wagenstandseldes.  Die  „Staats korrespon- 
denz"  bringt  folgende  Mitteilung :  „Die  gegenwärtigen  ganz 
auß.erordentlichen  Verkehrsschwierikeiten  haben  ihre  Ursache 
im  Kohlenmanoel  und  Wagenmangel.  Da  die  deutschösterreichi- 
schen Eisenbahnen  auf  die  Kohlenförderung  keinen  unmittel- 
baren Einfluß  auszuüben  vermögen,  so  muß  ihr  Bestreben 
zunächst  darauf  gerichtet  sein,  dem  Waoenmangel  soweit  als 
möglich  abzuhelfen.  Der  Mangel  an  Güterwagen  ist,  abge- 
sehen von  einer  Reihe  anderer  Gründe,  insbesondere  auch 
darauf  zurückzuführen,  daß  viele  Parteien,  namentlich  beim 
Bezüge  von  Einfuhrgütern,  die  S-endungen  nicht  sofort  ent- 
laden, sondern  in  den  Wagen  —  mitunter  .sogar  wochenlang 
—  deshalb  stehen  lass.en.  weil  die  erforderlichen  Begleit- 
papiere noch  nicht  beschafft  sind,  oder  weil  sie  für  die  Ver- 
wertung der  Ware  eine  möglichst  günstig>6  Gelegenheit  ab- 
warten wollen.  Hunderte  unentladener  Wagen  stehen  anf 
den  Wiener  Bahnhöfen  und  werden  dadurch  dem  a.llg6meinen 
Verkehr  entzogen.  Die  Bahnen  haben  es  wiederholt  versucht, 
auf  die  Parteien  dahin  einzuwirken,  daß  .sie  die  Entladung 
der  Wagen  sofort  vornehmen  und  tlie  ei-wähnte  Übung,  die 
Eisenbahnwagen  als  La  germagazine  zu  verwenden,  aufgeben 
mögen.  Leider  sind  diese  Bemühungen  nicht  von  dem  er- 
wünschten Erfolae  begleitet  gewesen.  Die  Bahnen  haben 
sich  daher  zu  Gesenraaßnahmen  entschließen  müs&en.  Zu- 
nächst wird  mit  Gültigkeit  vom  21.  Oktober  1919  auf  sämt- 
lichen Strecken  der  deutsohösterreichisch'en  Staatsbahnen  eine 
namhafte  Erhöhung  des  Wagenstandgeldes  eintreten.  Das 
nach  Ablauf  der  standgeldfreien  Frist  zu  entrichtende  Wagen- 
standgeld, das  bisher  60  H.  für  die  Stunde  beträgt,  wird  von 
dem  angegebenen  Tage  an  für  die  ersten  48  Stunden  auf 
2  K.  für  die  Stunde,  für  die  weiteren  fünf  Tae^e  auf  6  K.  für 
die  Stunde  und  bei  der  Überhaltung  um  mehr  als  7  Tage 
auf  12  K.  für  die  Stunde  und  den  Wagen  erhöht.  Die  gleiche 
Erhöhung  des  Wagenstandgeldes  wird  auch  auf  den  deutsoh- 
österreichischen  Strecken  der  Südbahngesellsclxaft  eintreten.'' 

—  Fi-eie  Durchfahrt  von  Triest  nach  Wien  durch  das  Ge- 
biet des  S.  K.  S.-Staates.  Nach  langwierigen  Verhandlungen, 
die  die  Überwindung  schwieriger  diplomatischer  und  tari- 
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farisoher  Fragen  nötig  machten,  hat  der  S.  K.S.-Siaat  die 
freie  Durchfahrt  von  Reisenden  und  Waren  von  Triest  naeh 
Wien  über  südslawisches  Gebiet  zugestanden.  In  Tiicst  wer- 
den zwei  serbische  Offiziere,  in  Laibach  zwei  Vertrauensper- 
sonen aus  Italien  die  Abwicklung  des  Verkehrs  überwachen. 

Für  den  20.  Oktober  war  nach  Laibach  eine  Konferenz  ein- 
benifen worden,  an  der  Vertreter  von  Italien,  des  S.K. S.- 
Staates und  Deutschösterreichs  teilnehmen  wollten.  In  der 
Beratung  sollte  die  Tariffrage  klargestellt  werden.  Die  Linie 
über  Aßling  soll  vornehmlich  dem  Warenverkehr,  die  S  ü  d  - 
bahn  linie  dem  Personenverkehr  dienen. 

—  Ministerialrat  d.  R.  Ladislaus  3Iiller  Am  13.  Oktober 
d.  J.  ist  der  Ministerialrat  d.  R.  im  Staatsamte  für  Ver- 
kehrswesen Ladislaus  Miller  nach  kurzem  Leiden  gestorben. 
]\Iinisterialrat  Miller  gehörte  seit  dem  Jahre  1906  zu  den 
Vertretern  des  früheren  k.  k.  Eisenbahnministeriums  iin 
Satzungsausschuß  des  Vereins  Deutscher  Eiseubahnverwaltun- 
gen.  Nach  der  Wahl  des  Eisenbahnministeriums  zur  Vorsitzen- 
den Verwaltung  dieses  Ausschusses  führte  er  vom  Jahre 
1910  bis  zu  «.einem  Übertritt  in  den  dauernden  Ruhestand 
im  Jahre  1917  den  Vorsitz  in  diesem  Ausschuß.  Ministeiial- 
rat  Miller  hat  an  den  Verhandlungen  des  Vereins  stets  leb- 
haften Anteil  genommen  und  .an  vielen  bedeutungsvollen  Auf- 
gab'en  mitgewirkt.  Das  Amt  des  Vorsitzenden  führte  er  in 
vorbildlicher  Weise.  Auch  unserer  Zeitung  hat  er  stets  ein 
reges  Inteiesse  entgegengebracht  und  sie  durch  seine  Mit- 
arbeiterschaffc  unterstützt.  Sein  herzsewinnendes  Wesen  er- 
warb ihm  die  Zuneigung  und  Hochachtung  aller  spiner  Fach- 
genossen. Die.se  und  insbesondere  die  Mitglieder  des 
Satzungsaussohusses  werden  ihm  ein  dauerndes,  ehrendes  An- 
gedenken b'ewahren. 

—  Personalnachrichten.  Ernannt  wurde  der  Ministerial- 
konzipist  Dr.  Ernst  S  e  i  d  1  e  r  zum  Ministerialvizesekretär  im 
Staatsamt  für  Verkehrswesen. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Buschtiehi-ader  Eisenbahn.      Wie  aus  Prag  gemeldet 
wird,    hat    das    Eisenbahnministerium    der  Buschtiehrader 
Eisenbahn  die  Genehmigung   zur  Einführung   des  erhöhten 
Tarifs   der   tschecho-slowakischen   Staatsbahnen   unter  der 
Bedingung  erteilt,    daß  die  Dividende    der  Gesellschaft  in 
Zukunft  mit  höchstens  6  %  festgesetzt  werde  und  ein  dann 
noch  etwa  erübrigendes  Erträgnis  zur  Bildung  eines  Investi-  i 
tionsfonds  verwendet  werde,  der  im  Falle  der  Einlösung  der 
gesellschaftlichen  Linien  an  die  Staatsvenvaltung  zu  über-  i 
geben  ist.    Ein  ähnlich^es  Abkommen  ist  mit  der  Aussig-Tep-  i 
litzer  Eisenbahn  getroffen  worden.  ; 
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—  Bestelluns:  neuer  Wa^en  in  Sachsen.  Die  tschecho-  s 
slowakische  Regierunsr  hat,  wie  die  B.  B.-Ztg.  mitteilt,  trotz  ! 
ihres  eigentlich  ablehnenden  Standpunktes  die  Lieferung  i 
einer  größeren  Zahl  von  Güterwagen  ap  säehsische  Wagen-  l 
bauanstalten  ver.jeben.  fi 


Luxemburg.  i 

—   Luxembur^sche   Wilhelmsbahn.     Die  Gesellschaft  er-  l; 
zielte  im  Jahi-.e  1918  einen  Reingewinn  von  1  047  274  Fr.,  i 
wovon  auf  die  alten  Aktien  eine  Dividende  von  23,50  Fr.  n 
und  auf  die  privilegierten  eine  solche  von  10  Fr.  entfällt,  l 
Gegen  die  frühere  deutsche  Verwaltung  ist  man   bei  der 
deutschen  Regierung  vorstelKg  geworden,  weil  erstere  von 
der  Pachtsumm.e  289  318  Fr.  zurückbehielt.  Augenblicklich 
wird  das  Bahnnetz   von  der  französischen  Commission  des 
chemins  de  fer  verwaltet,  welche  die  Pachtsumm.e  in  fran- 
zösischer Valuta  bezahlt.    Mit  der  belgischen  Regierung  ist 
man  über  die  Linie  ßpa-Geuvy  noch  in  Meinungsverschieden- 
heiten verwickelt,  weshalb  von  jener  Seite  vorläufig  die 
Paohtsumme  noch  nicht  bezahlt  wird.    Von  Deutschland  for- 
dert man  die    Auszahlunig    dieser    Pachtbeträge  in  Gold- 
franken.  , 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Erhöhung  der  Eisenbahntarife  in  Italien.  Der  „Coniere  I 
della  Sera"  berichtet,  daß  in  diesen  Tagen  auf  den  ganzen  h 
italienischen  Eisenbahnen  eine  neue  Tariferhöhung  in  Kraft  l 
treten  werde.    Für  den  Güt>erverkehr  wird  die  Erhöhuag  all-  J  ki 


LIX.  Jahrgang 
29  Uktober  vn'>. 


—   871  — 


Nr.  82 


tt'ineiii  sein,  während  beim  Personenverkehr  nur  die  Pi-eise 
für  die  erste  und  zweite  Klasse  eine  starke  Steiserunof  er- 
fahien.    Die  Sätze  für  die  dritte  Klasse  bleiben  unverändert. 


Fremde  Erdteile, 

—  Ausstandsbewesuns  in  Ägypten.  Nach  einer  Meldung 
aus  Kaiio  ist  in  Ägypten  eine  Bewegung  unter  den  Eis-en- 
bahnern  ausgebrochen,  die  den  Generalstreik  vora^issehen  läßt. 


Rechtspflege. 

—  Unfall  auf   einem   Bahnhof  beim   Entladen   von  Vieh. 

Keine  Haftung  der  Bahn  für  Stellung 
einer  ungeigneten  Laderampe.  (Urteil  des 
Eeichsgerichts  vom  9.  Oktober  1919.  VI.  151/19.)  Wenn 
jemand  weiß,  daß  ein  Gerät  oder  eine  Einrichtung 
zur  Verrichtung  einer  bestimmten  Tätigkeit  wenig  ge- 
eignet und  nicht  ungefährlich  ist,  so  handelt  er  auf 
eigene  Gefahr,  wenn  er  ohne  zwingenden  Grund  dennoch 
die  Einrichtung  benutzt ;  kommt  er  dabei  zu  Schaden,  so  kann 
er  dafür  in  der  Eegel  niemand  ersatzpflichtig  machen.  Nach 
diesem  Grundsatz  ist  kürzlich  der  folgende  Schaden§proz-eß 
entschieden  worden : 

Äm  20.  Oktober  1914  vormittags  war  auf  dem  Bahnhof  L. 
für  den  Viehhändler  B.  daselbst  ein  Transport  von  acht  Kühen 
angekommen.  Zum  Ausladen  der  Tiere  benutzte  B.  eine  der 
Bahn  gehörende  bewegliche,  offene  Laderampe,  die  aus  kreuz- 
weise übereinander  gelegten  Holzbohlen  besteht  und  sehr  steü 
ist.  Eine  der  Kühe  scheute  beim  Herunterführen  auf  der 
Rampe,  blieb  mit  dem  einen  Fuß  in  einer  Fuge  zwischen  den 
nicht  eng  aneinander  gelegten  Bohlen  hängen  und  hat  dabei 
ien  B.  mit  umgexussen.  Weg'-en  der  dadurch  erlittenen  schweren 
V' erletzungen  vorlangt  B.  von  dem  preußischen  Eisenbahn- 
fiskus Schadenersatz,  und  zwar  u.  a.  eine  jährliche 
Rente  von  7000  J{.  Er  meint,  es  liege  ein  von  der  Bahn  zu 
vertretendes  Verschulden  ihi-er  Beamten  darin,  daß  sie  ihm 
iie  fragliche,  für  die  Entladung  von  Klauenvieh  ungeeignete 
Rampe  zur  Verfügung  stellten.  Der  beklagte  Fiskus  dagegen 
sagt,  der  Kläger  sei  selbst  schuld  an  meinem  Unfall ;  er  habe 
iie  Beschaffenheit  der  fraglichen  Rampe  genau  gekannt,  da 
iT  schon  früher  einmal  an  derselben  Rampe  einen  Unfall'  er- 
itten  habe;  er  hätte  deshalb  mit  der  Entladung  warten 
nüssen,  bis  eine  der  beiden  anderen  auf  dem  Bahnhof  vor- 
landenen  Rampen,  die  sich  besser  eigneten,  frei  wurden 

Während  das  Landgericht  die  Haftung  des  Fiskus  be- 
hüte, nur  em  mitwirkendes  Verschulden  des  Klägers  annahm 
md  ihm  deshalb  dem  Grunde  nach  die  Hälfte  des  Schadens 
^sprach,  hat  das  Oberlandesgericht  die  Klage 
ränzlich  abgewiesen.  In  seinen  Entscbeidunos- 
:ründen  führt  das  Oberlandesgericht  zunächst  aus,  daß  dier 
Llase^Tuspruch  auf  das  Eeüchshaftpflichtgesetz  nicht  gestützt 
Verden  könne,  weil  der  Unfall  nichts  mit  einer  dem  Eisen- 
lahnbetrieb  eigentümlichen  Gefahr  zu  tun  habe.  Es  frage 
ich  deshalb  nur,  ob  ein  vom  Beklagten  zu  vertretendes  Ve'r- 
chulden  vorliege.  Das  verneint' das  Oberlandesgericht:  „Auf 
lem  Bahnhof  L.  standen  außer  der  Laderampe  leine 
este  und  eine  fahrbare  e-eschlossene  Rampe.  Es  war  ein 
iufall.  daß  an  dem  Unfalltage  die  feste  Laderampe  besetzt 
nd  die  fahrbare  geschlossene  Eampe  naeh  einem  benach- 
arten Bahnhof  gesandt  war.  Die  hier  fragliche  Lattenrampe 
rar  aber  im  allgemeinen  zum  Entladen  auch  durchaus  nicht 
Jigeeignet,  wenn  auch  zuzugeben  sein  mag.  daß  sie  für 
Janen  vi  eh    weniger  geeignet  war,    weil  das'  Vieh  infolo^6 


j  Durchschimmerns  des  Erdbodens  durch  die  Fugen  zwischen 
I  den  einzelnen  Latten  scheuen  und  dann  mit  den  Klauen  in 
den  Fugen  hängen  bleiben  konnte.  Der  Kläger  hat  nun  aber, 
wie  feststeht,  schon  früher  einmal  einen  Unfall  bei  Be- 
nutzung der  fraglichen  Laderampe  erlitten.  Mußte  somit  der 
Stationsvorsteher,  der  von  diesem  früheren  Unfall  wußte,  da- 
von ausgehen,  daß  dem  Kläger  die  Gefährlichkeit  der  Latten- 
rampe bekannt  war,  so  enthält  es  kein  .Versehen,  wenn  er 
seinerseits  den  Kläger  auf  die  Gefährlichkeit  der  Rampe  nicht 
noch  hingewiesen  oder  die  Benutzung  geradezu  verboten  hat. 
Der  Kläger  hätte  die  Eampe  nicht  benutzen  sollen.  Ein  Zwang 
für  ihn  dies  doch  zu  tun  bestand  nicht.  Auf  Einhaltung  der 
allerdings  in  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  vorgesehenen 
zweistündigen  Ausladefrist  nach  Ankunft  des  Transports 
haben  die  Bahnbeamten  nicht  sedrungeu.  Verfehlt  ist  auch 
der  Hinweis  des  Klägers  darauf,  daß  der  Zustand  der  Küi' 
unter  denen  sich  sechs  hochtragende,  eine  frischmelkende  und 
eine  mit  einem  Kalb  von  acht  Tagen  befanden,  und  die  schon 
18  Stunden  unterwegs  gewesen  seien,  ein  längeres  Warten  mit 
der  Ausladung,  bis  eine  andere  Rampe  frei  wurde,  verboten 
hätte.  Es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  der  Kläger"  nicht  auf 
dem  Bahnhof  für  das  Füttern  der  Tdere  und  für  das  Abmelkeji 
hätte  sorgen  können.  Wollte  man  aber  selbst  ein  Verschulden 
der  Bahnbeamten  in  bezug  auf  Stellung  und  Duldung  der  Be- 
nutzung der  Lattenrampe  annehmen,  so  wäre  doch  das  eigene 
Verschulden  des  Klägers  an  seinem  Unfälle  ein  so  überwie- 
gendes, daß  er  den  ganzen  Schaden  tragen  müßte.  S-eine  Fahr- 
lässigkeit, die  sich  aus  den  obigen  Ausführungen  ergibt,  ist 
um  so  größer,  als  er  durch  seinen  früheren  Unfall  gewarnt 
sein  mußte."  —  Das  Reichsgericht  hat  dieses  Urteil 
bestätigt  und  die  von  dem  Kläger  versuchte  Revision  zu- 
rückgewiesen. K.  M.-L. 


Bücherschau, 

— -  Anleitung  zu  genauen  technischen  Temperatur- 
niossungcn  mit  Flüssigkeits-  und  elektrischen  Thermometern, 
Von  Prof.  Dr.  Ose.  Knoblauch  und  Dr  .  Ing. 
K.  Hencky.  München.  Druck  und  Verlag  von  R.  Olden- 
bourg,  München  und  Berlin  1919.  Geh.  8,50  Jt,  geb.  10  J( 
und  10  %  Teuerungszuschlag. 

Das  vorliegende  Buch,  enthaltend  128  Druckseiten  mit 
65  erläuternden,  klaren  Abbildungen,  ist  in  erster  Linie 
tür  .den  technischen  Physiker  und  den  in  der  Praxis  stehen- 
den Ingenieur  bestimmt.  Die&era  soll  es  bei  der  Ausführung 
von  Temperaturmessungen  ein  Ratseber  sein,  die  .sich  im 
technischen  Betriebe  je  nach  Umständen  außerordentlich  ver- 
schiedenartig und  Lschwierig  gestalten  und  alle  möglichen 
rehlerquellen  in  sich  bergen,  wenn  sie  nicht  mit  der 
nötigen  Sachkenntnis  vor.genommen  werden.  Das  Verständ- 
nis für  .di:ie  FehlerqueUen  soll  geweckt  werden,  die  bei 
nicht  genügend  sachgemäßer  Anwendung  des  Meßinstruments 
entstehen,  und  die  hauptsächlich  durch  den  Wärmeaustausch 
des  Instruments  mit  «einer  Umgebung  bedingt  sind.  Im 
1.  Teil  des  Buches  werden  die  Gesetze  der  Wärmeübertrao-un»- 
eingehend  behandelt,  im  2.  und  3.  Teil  folgen  für  die  ver- 
schiedenartigsten Fälle  Anlcatungen  über  die  Wahl  der  Me- 
thod'^  und  wie  die  Instrumente  eingebaut  und  angewandt 
werden  müssen,  um  die  Messung  mit  der  erforderlichen  G^ 
nauigkeit  auszuführen.  Die  Schrift  bietet  einen  reichen 
Erfahrungsstoff,  der  bei  den  im  Laboratorium  für  tech- 
nisoho  Physik  in  München  ausgeführten  Untersuchungen  ge- 
sammelt worden  ist,  bereichert  durch  die  Aufnahme  ander- 
weitiger Erfahruno-en,  und  eine  Zusammenstellung  der  wich- 
tigsten Punkte,  die  bei  einer  Temperaturmessung  beachtet 
werden  müssen.  Das  treffliche  Werkchen  wird  in  den  Krei- 
s-en.  für  die  es  bestimmt  ist,  gebührende  Beachtuns-  finden. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Schließung  von  Stationen. 

Eisenbahndirektions  bezirk  Hannover.  Am 
,  November  d.  Js.  wird  der  zwischen  den  Stationen  Salzwedel 
nd  Lübbow  an  der  Bahnstrecke  Salzwedel-Lüchow  gelegene 
.altepunkt  Bürgerholz  für  den  Verkehr  geschlossen. 

Bezeichnung  von  Stationen. 

Eisenbahndirektions  bezirk  Cassel.  Der  an 
er  Strecke  Altenbeken  -  Ottbergen  gelegene  Bahnhof 
[.  Klasse  Driburg  erhält  vom  15.  November  d,  Js.  ab  die  Be- 
Jichnung  Bad  Driburg  (Westf.), 


Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  Vei-waltung  sind 
erlassen  worden: 

Nr.  I  140  vom  21.  Oktober  d.  Js.  an  die  Mitglieder  des  Aus- 
schusses für  die  Vereinssatzungen  und  allgemeinen  Verwal- 
tungsangelegenheiten.  betreffend  Antrag  der  Ba.yerischen 
Staatsbahn  auf  Schaffung  eines  Übereinkommens  über  die 
Ausfertigung  und  Verteilung  von  Freikarten  usw.  im  Verein 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  (abgesandt  am  24.  Oktober 
dieses  Jahres). 

Nr,  VI  12  vom  7.  Oktober  d.  Js.  an  die  Ver^einsverwaltungeu 
und  -die  vereinsfremden  Bahnen,  die  Drucksachen  des  Ver- 
eins bezogen  haben,  betreffend  Kosten  für  gelieferte  Druck- 
sachen des  Vereins  (abgesandt  am  21.  Oktober  d,  Js.) 
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Zeltung  des  Vereini 
Deutscher  EisenViahnvnrwaltungen 


1.  Schließung  von  Stallontn. 

Am  J.  Novenilx-r  1919  wird  der 
/«■ischteü  d.eii  Sitationen  Salzwedel  nud 
Lübbow  au  dier  Bahnstrecke  Salzwed«! 
— Lüohow  .a;el«i>  eae  Haltepunkt  B  ü  r  ■■ 
.u-  e  r  hol  z  für  dta  Wnkehr  erschlossen. 

Mannovei-,  21.  Oktober  1919.  (1119) 
  i  si'n  'jahn ilii-ekt  i on. 

2.  Änderung  von  Staiionsnamt  n. 

Der  au  der  Strecke  Altenbekon-Oit- 
'.eixen  «eleo-eu^^  Bahnhof  II.  Klaisse 
Driburo-  erhält  ab  15.  November  1919 
ilie  Bezeichmmu'  B  a  d  I)  r  ^  b  u  r  >•• 
(Wcstf.). 

Casf  el,  den  23.  Oktober  1919.  (113:'.) 
 Eisen  bahnd  i  rektion. 

3.  Einschränkung  der  Abfertigungs- 
befurjnisse  von  Stationen. 

Biiinen-Giitortarif  für  die  vollspuriffeii 
Linien  der  .Sächsischen  Sfaatseiscnbah- 
nen,   Teil  II,   Heft  2\ 

Am  15.  Januar  1920  viinl  der  Halte- 
i>unkt  Frohbufo-  Schülzenhau.s  für  den 
Stück.o-utverkehr  geschlossen  und  die 
Tarif btesiiramua>;'  für  Frohbur^  Schüt- 
zenhaus  im  Nachtrao-  X  auf  Seite  2S 
sj'estrich'eii. 

Dresden,  25.  Oktober  1919.  (1128) 
i^n.-Dii\  d.  Sachs.  Staat&eisenbalmen. 

4.  Güterverkehr. 

Deutsch  -  Dänisch  -  Schwedischer  .\us- 
nahmetarif  für  Steinkohlen  usw. 

Am  1.  November  1919  tritt  Nachtrao- 
VIII  in  Kraft.  Er  enthält,  im  wesent^ 
liehen  erhöhte  Frachtsätze  für  die  dä- 
nischen Yerbandsstationen  anläßlich 
■einer  auf  den  dänischen  Staatsbahnen 
(dno^etret-enen  20prozeutige.n  Fracht- 
■erhöhuno'. 

Nähere  Auskunft  erteilt  uns.er  Ver- 
kehrsbüro. 

Altona,  den  25.  Oktober  1919.  (1130) 
Eis  enbahn  direktion, 

namens   der  Verbandsvere-altunireu. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Preußisch-Hessisch-Baycrischer 
Tierverkehr. 

I.  .Mit  sofoitioxr  Grültiokeit  wenleu 
di«  in  den  besonderen  Ausfühuinusbo- 
stimuuino'en  zur  Eisenl)ahnvorfce'rirs- 
ordnuno;  und  den  besonderen  Tarifvor- 
schriften ano-esrebenen  ßealeiteroebüh- 
ren  für  Tiersendun;;-en  auf  4.5  für 
das  km  erhöht,  ferner  werden  di.9  be- 
sondepen  Besl  immun  gen  zum  Nebenge- 
bührentarif  i  eä n il-e  1 1. 

II.  Am  1.  Xovem'ic;-  d.  J.  werden  die 
Stationen  Bottrop  Nord,  Castrop.  Höide 
und  Witten  O.st  des  Direkt ionsbezirks 
Essen,  SchAvclm  Loh  des  Direktions- 
bezirkes Fdlerfeld  und  Könio-,sbero- 
(Franken)  dej'  Bavorisohen  Staatisbah- 
n-en,  rechtsrheiniselies  Nefz,  in  den  Ta- 
rif ein)>ezoaen. 

Näheres  bei  den  beleili<>:ten  Abferti- 
üiino^en. 

Erfurt,  d<'n  21.  Oktober  1919.  (1129) 
Eise  nba  h  ndi  r  ek  tio  n . 


ßadischer  Güter-,  Bad.  Tiertarif. 

.Mit  Wirkuno-  vom  1.  November  .sinil 
bei  unseren  Stationen  auf  «chweizeii- 
schem  Gebiet  die  Frachten,  Nachnah- 
men und  Nebenffebühien  nur  in  Fran- 
kenwährimo'  zu  begleichen.  Näheres 
in  unserem  Tarif anzeiger. 

Karlsruhe,  22.  OktolxH'  1919.  (1127) 
(•eneraldir.  d.  Bad.  Staatseisenbahnen. 


OemeinschaftUches  Heft  C  Ib 
(Statioustarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Dio  in  der  Nummer  240  des  Deutscheu 
Keichsan  Zeigers       und  Preußischen 


StaatsanzeiKirs  vom  20.  Oktober  1919 
bekanutseÄ-ebene  Erhöhung  der  Fracht- 
zuschläge der  Braunschwei.gJSchönin- 
ger  Eisenbahn  gilt  nicht  erst  vorn 
20.  D  ezenibcr  1919,  sondern  schon  vom 
27.  Oktober  1919  <ab.  Das  alsba'idige 
Inkrafttreten  der  Erhöhung  grünjet 
sich  auf  die  vorübergehen d.ö  Änderung 
des  §  G  der  Eisenbahn- Verkehrsordnung 
(E.-G.-Bl.  1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Gü- 
terabfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderpia' z 

Berlin,  den  23.  Oktober  1919.  (1126) 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch- Dänischer  Tiertarif. 

Am  1.  November  1919  tritt  Nach- 
trag III  in  Kraft.  Er  enthält  im  we- 
sentlichen eine  neue  Schnittafel  B  mit 
erhöhten  Schnittsätzen,  entsprechend 
der  auf  den  dänischea  Staatgbahnen 
eingetretenen  20piozentigen  Frachf- 
erböhung. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kelinsbüro. 

Altona,  den  25.  Oktober  1919.  (1132) 
Eisenbahndirektion, 

nameu.si  der  Verbandisverwaltuii.gen. 

Deutscher   Le\  ante- Verkehr  über 
Hamburg/Bremen  seewärts  (nach 
Hafenplätzen  der  Levante)  und  Deut- 
/  scher  Ost-Afrika- Verkehr  über 
Hambui'g. 

Wegen  andauernder  Unwirksamkeit 
treten  die  Tarife  für  die  obengenann- 
ten Verkehre  mit  dem  1.  .Januar  k.  Js. 
außer  Kraft. 

Altona,  den  23.  Oktober  1919.  ill34) 

Eiseubahndirektion, 
namens  der  Verbandsverwaltungen. 

Ost-Mitteldeutsch-Sächsischer  Verkehr, 
Heft  2. 

Mit  Gültigkeit  vom  25.  Oktober  1919 
wird  die  Entfernung  Pegau-Gera 
(Reuß)  Sachs.  Staatsb.  von  46  in  45  km 
abgeändert. 

Berlin,  den  23.  Oktobei'  1919.  (1136) 
Eis  en  bahnd  i  re  kt  ion . 

Staats-    und  Privatbahü-Güterverkehr. 

Mit  (Gültigkeit  vom  1.  .Januar  1920, 
soweit,  nicht  im  Tarif  ein  anderer  Zeit- 
punkt augegeben  ist,  werden  folgend« 
Nachträge  herausgegeben: 

1.  Zu  Heft  B  I  (Teilhefte  B  I  11 
B  I  15)  Nachtrag  10.  Preis  des 
Nachtrags  für  .iedes  Einzelheft 
10  ,8. 

2.  Zu  Heft  B  II  (Teilhefte  B  II 
1—64)  Nachtrag  10.  Preis  für  die 
Gesamtausgabe  5,00  Jl,  des  Nach- 
trags für  .iedes  Einzelheft  20  . 

Berlin,  den  22.  Oktober  1919.  (1135) 
Eisenbahndirektion. 

.Vusnalimetarif  für  verschiedene 
Futtermittel  —  Tfv.  2  c. 

Mit  Gültigkeit  vom  27.  Oktober  1919 
wird  „Dörrgemüse  zu  Futterzwecken 
oder  zur  Herstellung  von  Futter- 
mitteln" unter  Ziffer  3  des  Waren ver- 
zeiehnissGs  aufgenommen  (Frachtbe- 
rechnung  nach  Sr>ezialtarif  III 
bzw.  II). 

Berlin,  24,  Oktober  1919.  (1120) 
Eisenbahndirektion. 

(Jemeinsehaftliches    Heft    C    Ib  (Sta- 
tionstariftafeln usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
ab  werden  in  den  Absohnitten  II  und 
III  die  bei  Bad  Nauheim,  Butzbach. 
Frankfurt  (Main),  Frankfurt  (3Iain) 
Viehhof,  Grüaberg  (Obe^iheaseco) ,  Lieh 


JStb.,  Offeubach  (Main)  und  Siei.'-l»uro 
angegefbenen  G^jbühien  erhöht.  Nä- 
here« enthält  die  am  27.  Oktober  19]!i 
erscheinencle  Nummer  drs  Tarifanzei- 
gers.  —  Das  alsbäLdige  Inkrafttreten 
der  Erhöhungen  gründet  sich  auf  dit 
vorüb ergehende  Änderung  des  §  6  dei 
Eisenbahn- Verkehrsordnung  ( R.-f ;  .-B I 
1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Guferabfertigunigen  sowie  das  Au.*- 
kunftsbüro,  hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  22.  Oktober  1919.  (lllTi 
Eisenbahn'dii'ektion. 

PreuBisch-Hessisch-Sächsischer  Tier 
verkehr.  Gemeinsames  Heft. 
Mit  sofortiger  Wirkung  treten  im 
StePe  des  auf  S.  7  unter  Ziff  4  zu 
§  48  aufgeführten  rahrkartenk.teuer- 
satzes  von  3  Pf.  für  ViehbeigleitÄ 
höhere  iSteuersätze  im  Verkehre  vö  1 
und  nach  den  Stationen  Bodenbach  un  i 
Tetschen  in  Kraft.  Ferner  wird  1 
Nachtrag  II  auf  S.  18  die  in  der  B(  - 
Stimmung  für  Marburg  (Lahn)  vo:  ■ 
ges-ebene  Verschiebegebühr  erhöht,  a  - 
wie  die  Station  Spirokeln  in  den  Tai'  ( 
einbezogen.  Näheres  ist  aus  de;  j 
Taiiif-  und  Verkehi-sanzeiger  der  Prei  ■ 
ßisch-Hessi  scheu  Stiaatseisenbaline  1 
und  a.us  unserem  Verkehrsanzeiger  J 
ersehen,  .auch  g.eben  die  Stationen  Aus- 
kunft. 

Dresden.  22.  Oktober  1919.        (1118 1 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  .Staatseisenba hü'Pi 
als  geschäftsiführendie  Verwaltri  1 1 ; . 

Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Am  31.  Dezember  1919  treten  die  be- 
.souderen  Stationsfrachtsätze  für  be 
sehleunigtes  Eilstückgut  von  Hambur  ; 
Hgbf.  und  Wandsbek  narh  Bodenbacli 
und  Tetschen  außer  Kraft 
DiesiJen,  am  23.  Oktober  1919.  (1125  - 
Gen.-Dir.  der  Sachs.  Staats'bahnen, 
namens  der  'bet)eili.gtein  Verwaltungen 

Erste  Donau- Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Lokalgütertarif.        Änderungen  isui 
Ergänzungen   von   Bestimmungen  »n< 
Frachtsätzen. 

Die  fortschreitende  überaus  groß^ 
Steigei-ung  der  Selbstkosten  nötigt  a.uci 
zu  eiuier  entsprechenden  Geistaltung  dd 
Tarife  der  Donauschiffahrt.  Deing'f 
maß  werden  mit  Gültigkeit  vom  1.  Nc- 
vember  1919  bis  auf  weiteres  als  pro- 
visorische Maßnahmen  f  olgendi 
Änderungen  und  Ergänzungen  der  Be 
Stimmungen  und  Frachtsätze  der  Lokal- 
gütertarife  Teil  I,  Abt.  A  und  B,  Teil 
II,  Teü  III  (Spezialtarif  Nr.  1  für  die 
Beförderung  von  G(>eti-eid6  usw.)  unl 
Teil  IV  (Sp-ezialtarif  Nr.  2  für  die  Be- 
förderung von  Holz)  durchgeführt. 
1.  F  r  a  c  h  t  g  e  b  ü  h  r  e  n. 

Die  in  den  vorbezeichneten  Tariftu 
futhaltenen  Mindestfrachtgebühren, 
Frachtsätze,  ziffermäßigen  Zuschlag« 
( Anstoßbeträ.ge) ,  Kürzungsbeträge. 
gleichviel,  ob  sie  auf  Heller,  Centime.^ 
(iold  oder  Pfennige  lauten,  gelten  (mit 
nachstehender  Auisnahme)  in  der  in  deu 
Tarifen  ex  1918  an.ge.gebenen  ziffer- 
mäßigen Höhe  einheitlich  als  Aväb' 
rungslose  Tarifziffern  (an  Stelle  voü 
Gebühren  in  Gold). 

Zur  Vermeidung  der  durch  die  V;i- 
lutaschwankungen  sich  ergebenden.  Er- 
•schwernisse  und  uni  die  übergroßen  Er- 
höhungen, die  durch  die  tatsäe-hlichea 
Kursverhältnisse  herbeigeführt  werden 
würden,  hintanzuhalten,  werden  zum 
Zwecke  der  Berechnung  der  Fi-acht  in 
den  unten  aage.gieibenen  Währuagsein- 


heitea  die  1  anfziff ern  mit  folg-enden 
ttxen  Verhältniszahlen  vervi-elfältio-t 
und  gelten  die  so  gefimd-en^n  Betr£?b> 
als  Frachtsätze  für  100  ko-  in  den  eiu- 
iselnen  Frachtb'erechnuno-swährun'^'en 

Brucht-e.de  von  Pfenniio-ea  usw.  'in 
:ten  so  ermittelten  Frachtsätzen  weiden 
*ui  ganze  Pfennige  usw.  aufg.erund'er. 

Die  Tarifbestimmung,  beti<.'ff€nd 
Aulrundung  der  Fracht,  gilt  auch  für 
Bani  und  Stotin_ki. 


Die  fix€n  VierhältniszaMen  betrag^in 
^ur  Umrechnung 

auf  Pfennige  2  5 

auf  öst.  Heller  .    .    .    .  . 

auf  cechoslovak.  Heller  '. 

auf  ung.   Heller  .... 

auf  jagoslav.  Heller  . 

auf  Bani   

auf  Stotinki  .... 
Der  im  Lokalgütertaiufe  Teil 
Abschnitt   III,   Punkt   2  und 


o 

2,5 


4 

2,5 
4 

IV  im 

im    A  b- 


^r.  82 

schnitt  V  angegebene  Anstoßbetrag  von 
^9.^^^'^^^'(^J^o.  usw.  wird  auf  die  Tarif- 
ziffer 30  abgeändert. 

Hinsichtlich    der    Berechnung  der 
Macht  und  Gebühren  in  den  einzelnen 
V  erkehrsbeziehimgen  werden  folgende 
bostimmungen  eingeführt: 
/  Fracht   und    Gebühren  werden 

(aut  Grund  der  betreffenden  Verhält- 
nisza/hlen)  berechnet  'im  Verkehr 


.2 


nach  Stationen 
bezw. 
Ladestellen 


Bayern 


öster- 


reic: 


der  liuks- 
ufrigen 
Strecke 
Oeviu-Szob 
i'aussehl.) 


;d.  rechtsufrigen  Strecke; 
d.  rechtsufri-  i  Fadd-Tolna  (anfeschl.) 
gen  Strecke  i    "i'molimündung  d.  i 
VV.dfsthal  rau.s-  strecke  Sü-  j''  Imk.sufrigen 

'sciiließl)-Fadd-' 'ausschl  )  -Bäziäs 'Strecke  Bäziäs 
Tohia  (ein-  i'aussehl),  ferner  d.  Frz  (einschl.)  -Su- 
scldießl.),  d.  J^-^n-    lina  und  der 


d.  rechts- 
ufrigen 

inksufri'gen  |f  "Skanals  u.'d.  SpeisV:  ''"^ l,.^'"]'^". 
Strecke  Szob  l^^nals,  d.  Drau,  d.  Teiß  lechtsufngea  j  T  imokinun- 


on  Stationen 

bezw. 
Ladestellen 


(•'inschl.)  -Sü-  Mundung  bis 

kösd  (einschl)i   ^f^yaikanizsa  (ein- 
sowie  der  Teißi**^Y"'^^'-);  "-'es  Be^aka- 
oberhalb  Ma-  l"^^^'        Temes,  sowie 
gvarkanizsa  I  'tf  o  Bo'^sut, 
der  Studva  und  der 
Spacva 


Strecke  Tur- 
lucaia  (ein- 
schließl.; 
-Sulina 


dung-Tur 

I  ucaia 
(ausschl.) 


in  Bayern 

in  Plen- 
nigen 

j  in  Pfen- 
1  nigen 

in 

Pfennigen 

in  Pfennigen 

in  Pfennigen 

in  Pfennigen 

in 

Pfennigen 

in  ( ).-,terreich 

in  Pien- 
nigen 

i 

jin  österr. 
1  Hellem 

in  Cecho- 
slovak. 
Hellern 

!  in  österr.  oder 
Ungar.  Hellern 

1 

in  jugosiav.  Hellern 

in 

BaTii 

in  Sioiiiik 

der  linksufrigen  Strecke  De- 
vin-Szob  (ausschl.) 

in  Pfen- 
nigen 

lin  oecho- 
'  slovak. 
Hellern 

in  ßecho- 
slovak., 
Hellern 

j  in  oechoslo- 
1  vak.  Hellern 

in  6echoslovak.  Hellern 

in 

Bani 

in  Stotiuk 

.'if*'..    iechtsulrigen  Strecke 
Uo!fsthal(aus-chl.)-Fadd-Tolna 
uiinschl  ),      der  linksufrigen 
btrecke  Szob  (einschl.)  -Siikösd 
(einschl.),  sowie  der  Teiß  ober- 
halb iMagyarkanizsa 

l 

in  Pfen- 
nigen 

iu 
österr. 
oder 
iingar. 
Hellero 

in 

cechoslo- 
vakischen 
Hellern 

in 

ungarischen 
Hellern 

iu  jugoslavischen 
Hellern 

iu 

Bani 

in  Stotink 

der  rechtsufrigen  Strecke  Fadd' 
rolna  (ausschl)  -Timokmün- 
diirig,  der  li:iksufiigen  Strecke 
Suküsd  (ausseid.)  -Bäziäs  laus- 
schließl):  ferner  des  Franz- 
Josef-Kanals.  des  Franzens- 
kanals und  des  Speisekanals, 
der  Drau,  der  Theiß  von  der 
Miindung  bis  Magvarkanizsa 
(einseht),  des  Bögakanals,  der 
lemes,  sowie  der  Save,  der 
Bossut,  der  Studva  und  der 
Spacva 


in  Pfen- 
nigen 


in  jugo- 
slavi- 
schen 

Hellern 


in  cechnslo- 
vakischen 
Ht^llern 


in  jugo- 
slawischen 
Hellern 


in  jugoslawischen 
Hellern 


in  Bani         in  Stotinki 


der  linksufrigen  Strecke  Bä- 
ziäs (elnschl)  -Sulina  und  der 
rechtsufrigen    Strecke  Turtu- 
caia  (einschl.)  -Sulina 

der  rechtsufrigen  Strecke  Ti- 
mokmündung-Turtucaia  raus- 
scliließlich) 


nigen 


in  Pfen- 


i  in  Baut 

in  Bani 

in  Bani 

in  Bani 

in  Bani 

in  Bani 

in 

!  Stotinki 

in  Stotinki 

iu  Stotinki 

in  Stotinki 

in  Bani 

in  Stolink 

2.  N  e  b  e  n  g  e  b  ü  h  r  e  u 
Die  im  Tarife  bezifferten  Neben o-e- 
lüren  gelten,  soweit  nachst>ehend  nichr 
usnahmen  festgesetzt  sind,  gleich- 
lls  in  der  m  den  Tarifen  ex  1918  an- 
»gebenen  ziffermäßigen  Höhe  als 
ahrungsloso  Tarifziffern  (an  Stelle 
•n  Irebuhien  in  Gold).  Für  die  Be- 
<ier  Gebühren  auf  Grun.1 
eser  Tarifziffern  sind  die  gleichen 
estimmungen  wie  für  die  Berechnung 
r  Frafht  maßgebend.    Soweit  einzelne 


-Nebengebuhreu  bisher  in  Kronen, 
Francs  Gold  oder  Mark  (und  nicht  in 
ilellern,  Centimes  oder  Pfennigen)  be- 
zittert  waren,  gelten  .si^  zu  100  auf 
Melier,  Centimes  oder  Pfennio-e  nmo-e- 
leohnet,  als  Tarif  Ziffern. 

Ausnahmen 
(saehe  auch  Ausjiahmen  unter  4)  • 
Als  Ladespesehzuschlag  wird  die  Ta- 
rif Ziffer  50  pro  100  kg  für  Eilgnt  und 
die    Tanfziffer    30    pro    IGO    ko-  für 
Frachtgut  festgesetzt. 


Für  den  Lokalgüteitanf  Teil  111 
werden  die  Ansätze  der  Tarifziffen» 
tur  das  Wartegeld  und  die  Verstello-e- 
buhren  auf  jene  des  Lokalgütertarlfs 
Teil  I,  Abt.  B,  abgeändert. 

Die     Ablege-    und  Auflegegebühi' 
werden  in  der  nachstehend  ang-egebenen 
Höhe  in  der  Währung  jenes'  Ortes,  an 
welchem  sie  erwachsen,  berechnet  : 
a)  für  Sendungen,  die  G>egenstände  \ou 
mehr  als  7  ni  Länge  oder  &eo-en- 
stande  enthalten,  die  einzeln  mehr 
als  500  kg  wiegen,  für  je  IfiO  k"' 
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der  ganzen  S^ndnnff  50  Pfenni»,  50 
östorr.,  6echoslov.  usw.  Heller,  50 
Bani  oder  50  Stotinki, 
b)  für  100  kg  aller  anderen  Sendiin- 
g-en  20  Pfennig;,  20  österr.,  öechoslov. 
usw.  Heller  oder  20  Bani  oder 
20  Stotinki. 

Die  Preise  der  Vordruck«  und  Gc- 
bühi-en  für  ihre  Stempelung,  das  Wä- 
gegeld, das  Lagergeld,  die  Gebühren 
für  die  Ausführung  nachträglicher 
Verfügungen,  die  Gebühr  für  die  Au- 
fstellung von  Benachrichtigungen  wer- 
den in  der  im  Tarife  festgesetzten  zif- 
fermäßigen Höhe  in  der  Währung  des 
Ortes,  an  welchem  sie  erwachsen,  be- 
i-echnet. 

Die  Schiffahrtsgebühren  am  Eiser- 
nen Tore  werden  in  der  im  Tarife 
festgesietzten  ziffermäßigen  Höhe  in 
<ler  "Währung  des  angewendeten  Fracht- 
satzes berechnet. 

Für  die  Versteligebühr,  die  Überwin- 
terungsgebühr sowie  den  Manipula- 
tionszuschlag gelten  die  Tarifansätze 
in  der  im  Tarife  ex  1918  angegebeneu 
Höhe  (für  die  beiden  erstangeführten 
Gebühren  zu  100  auf  HeUei-,  Centimes 
oder  Pfennige  vervielfältigt)  als  Tarif- 
ziffern; die  Umrec-hnunof  erfolgt  auf 
Grund  der  Verhältniszahlen  für  die 
Verstellgebühr  in  die  Währung  des 
Ortes,  nach  welchem  die  Verstellung 
erfolgt,  für  die  Überwinterungsgebühr 
und  den  Manipulationszuschlag  in  die 
Währung  des  Ortes,  an  welchem  di^ese 
Gebühren  erwachsen. 
3.  Nachna,hmen  nach  Ein- 
gang und  B  a  r  V  o  r  is  c  h  ü  s  s  e. 
Nachnahmen  nach  Eingang  und  Bar- 
vorschüsse  (auch  Nachnahmen  von 
Bahngebühren)  werden  in  allen  Ver- 
kehiMjn  mit  Ausnahme  der  Verkehre  in- 
nerhalb eines  Staatsgebietes  ausge- 
.<chlos&en. 

4.  V er  s  ic h  6 r  u n  gs  bes  ti m - 

m  u  n  g  6  n. 
Für  die  tarifmäßige  Transportver- 
•sicherung  wird  die  Grenze  der  Haftung 
mit  120  Jl,  bzw.  120  (österr.,  tschecho- 
slovakischen,  ungarischen,  jugoslavi- 
schen)  Kronen  für  100  kg,  rücksichtlich 
der  Güter  des  Lokalo-ütertarifs  Teil  III 
(Getreide  usw.)  mit  18  M  bzw.  18 
(österreichischen,  tschechoslovakischen, 
ungarischen,  jugoslaviischen)  Kronen 
für  100  kg  —  .16  nach  der  für  die 
Fracht berechnuna:  in  Betracht  kommen- 
den Währung,  bzw.  der  Währung  des 
in  Mark  oder  in  österreichischen,  tsche- 
clios'ovakischen,  ungarischen  oder  .iugo- 
slavischen  Kronen  anzugebenden  (ie- 
iSiamtwertes  —  festgesetzt.  \m  Lokal- 
gütei-tarif  Teil  I,  Abt.  B,  Abschnitt  D, 
Punkt  XVII,  ist  die  Ziffer  (32).  im  Lo- 
kalgütertarif Teil  III,  Abschnitt  V, 
Punkt  12,  die  Ziffer  (27),  im  Lokalgü- 
tertarif Teil  IV,  Abschnitt  IV,  Punkt  X, 
die  Ziffer  (16)  :  „die  Werte  sind  in 
der  Währung  des  für  'die  Sendung  zur 
Anwendung  kommenden  Tariffracht- 
satzes  anzugeben."  zu  streichen. 

Die  Prämien  für  die  Mehrwertver- 
sicherung gelten  in  der  im  Tarif  enthal- 
tenen ziffermäßigen  Höhe  in  der  Wäh- 
rung des  angegebenen  Gesamtwertes 

Die  Prämien    für    die  Winterfahrt- 
und    Winterstandversicherung  werden 
bis  aui'  weiteres  nicht  geändert. 
5.  Aufhebung    von  Bestim- 
mungen und  Gebühren. 
Bis  auf  weiteres  finden  ab  1.  Novem- 
ber 1919  keine  Anwendung: 

1.  alle  im  Nachtrag  I  zum  Lokalgü- 
tertarif Teil  I,  Abt.  B,  enthaltenen  zif- 
fermäßigen Ansätze  zu  Abschnitt  A 
und  Abschnitt  D  dieses  Tarifs, 

2.  der  laut  Kundmaohung  [257]  im 


Verordnungsblatt  Nr.  41  vom  10.  April 
1919  eingeführte  100%ig6  Zuschlag  zu 
den  Frachtsätzen  bzw.  Zuschlägen  (An- 
stoßsätzen) des  Lokalgüterfarif s  Teil  II 
Teil  III  (,Sp-ezialtarif  Nr.  1  für  die  Be- 
förderung von  Getreide  usw.)  und  Teil 
IV  (Spezialtarif  Nr.  2  für  die  Beför- 
derung von  Holz), 

3.  die  Verlautbaning-'en  im  Veroixi- 
nungsblatte  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  91  vom  6.  August  1918 
Kundmachung  [968],  Nr.  43  vom 
15.  April  1919  Kundmachung  [277], 
sowie  die  Bestimmungen  unter  Punkt 
2  (Änderung  des  Wartegeldes)  der 
Kundmachung  [256]  im  Verordnungs- 
blatte für  Eisenbahnen  und  Schiffahi-t 
Nr.  41  vom  10.  April  1919. 

Die  Eröffnung  der  Güteraufnahme 
in  den  einzelnen  Verkehren  wird  ge- 
sondert verlautbart. 

Wien,  am  21.  Oktober  1919.  (1123) 


Süddeutsche    Donau-Dampf  schiff  ahrt- 

Gesellschaft. 
Gütertarife.  Ändeniugen  und  Ergän- 
zungen von  Bestimmungen,  Fracht- 
sätzen und  Nebengebühren. 
Wegen  der  fortschreitend  überaus 
großen  Steigerung  der  Eigenkosten 
werden  mit  (Geltung  vom  1.  November 
1919  bis  auf  weiteres  als  vorläufige 
Maßnahmen  folgende  Änderungen  und 
Ergänzungen  der  Bestimmungen, 
Frachtsätze  und  Nebengebühi'en  im 
Gütertarif,  Teil  I,  Abteilung:  A,  vom 
Sohiffahrt'begian  1912,  Gütertarif, 
Teil  I,  AbteUuno-  B,  vom  1.  April  1918, 
Gütertarif,  Teil  II,  vom  1.  April  1918, 
Ausnahmetarif  für  die  Beförderung  von 
Getreide  usw.  vom  1.  Mai  1918  und  im 
Ausnahmetarif  für  die  Beförderung  von 
Holz  vom  1.  Juni  1918  durchgeführt: 
1.  Fracht  gebühren. 
Die  in  den  vorgenannten  Tarifen  ent- 
haltenen Mindestfrachten,  Frachtsätze, 
Frachtzuschläge  (Anstoßbeträge)  und 
Kürzungsbeträge,  gleichviel  ob  in  Pfen- 
nigen, Hellern  oder  Centimen  lautend, 
gelten  in  der  im  Jahre  1918  bestan- 
denien  ziffermäßigen  Höhe  einheitlich 
als  währungslose  Tarifziffern. 

Zur  Vermeidung  der  durch  Wäh- 
rungsschwankungen sich  ergebenden 
Erschwernisse  und  um  die  übergroßen 
Erhöhungen  hintanzuhalten,  welche 
durch  die  tatsächlichen  Kursverhält^ 
uisse  herbeigeführt  werden  würden, 
werden  behufs  Fracht-  und  Gebühren- 
berechnung in  den  nachstehend  angege- 
benen Währungen  die  Tarifziffern  mit 
den  unten  angegebenen  festen  Verhält- 
niszahlen vervielfältigt  und  gelten  die 
.sich  so  ergebenden  Beträge  als  Fracht- 
sätze für  ICO  kg  in  der  für  die  Fracht- 
berechnung festgesetzten  Währung. 
Die  festen  Verhältniszahlea  betragen 


zur  Umrechnung  in: 

Pfennige   2,5 

österreichische  Heller  .   .    .   •  '  5 

tschechoslovakische  Heller  .    .  2,5 

ungarische  Heller   5 

jugoslavische  Heller    ....  4 

Bani    2,5 

Sto  linken   4 


IBei  der  Umrechnuno;  sich  ergebende 
Bruchteile  von  Pfennigen  usw.  werden 
auf  volle  Pfennige  usw.  aufgerundet. 

Die  Tarifbestimmung  über  Aufnm- 
dung  der  Frachtbeträge  gilt  sinn- 
gemäß auch  für  die  in  rumänischer  und 
bulgarisoher  Währun^g  anfallenden 
Frachten. 

Der  im  Ausnahmetarif  für  die  Be- 
förderung von  Holz,  Abschnitt  III. 
Punkli  2,  festgesetzte  ZusKjhlag  von 
20  Hellern  oder  20  Pfennigen  wird  in 
die  Tardfziffer  30  abgmudert. 


Wegen  Fracht-  und  Gebührenberech- 
nung in  den  einzelnen  Verkehrsverbin- 
dungen wird  folgendes  bestimmt: 

(Siehe  Tabelle  auf  Seite  875.)  , 
2.  Nebengebühren.,  I 

Die  in  den  Tarifen  enthälteuen  No4 
beng^ebühren  gelten  mit  nachstehendeia 
Ausnahmen  in  der  im  Jahr  1918  bestajiJ 
denen  ziffermäßigen  Höhe  gleichfalls 
als  Tarifziffern. 

Für  die  Berechnung  der  Nebenge- 
tühr^n  auf  Grund  der  Tarifziffern 
gelten  die  gleichen  Bestimmungen  vri< 
für  die  Berechnung  der  Fracht. 

Soweit  einzelne  Nebengebühren  biS' 
her  in  Kronen,  Mark  oder  Franken  fest 
gesetzt  waren,  gelten  sie  im  hundert' 
fachen  Betrag  der  Ansätze  aus  den 
Jahr  1918  als  Tarif  Ziffern. 

Ausnahmen. 

Für  den  Ladekostenzuschlag  wir'd  die 
Tarifziffer  30  festgesetzt. 

Im  Ausnahmetarif  für  die  Befördel 
rung  von  G'Ctreide  usw.  werden  die  TaJ 
rifziffern  für  das  Wartegeld  und  dii 
Verstellgebühren  in  jene  des  Gütertal 
rifs,  Teil  I,  Abteilung  B,  Abschnitt  F, 
Ziffer  X  und  XI,  abgeändert. 

Ablege-  und  Auflegegebühren  werden 
in  der  Landeswährung  .ienes  Ortes,  an 
welchem  sie  erwachsen,  in  folgender 
Höhe  erhoben: 

a)  für  Gegenstände  größerer  Länge 
als  7  m  oder  einzeln  mehr  als  500  ka| 
wiegend  sowie  für  Sendungen,  b^ 
denen  sich  solche  Gegenständ«  be- 
finden, für  ICO  kg  mindest  50  Pfen- 
nige, Heller,  Bani,  .Stotinken ; 

b)  für  Gegenstände  bis  7  m  Länge  und 
bis  500  ^g  Einzelgewicht,  für  100  kg 
20  Pfennige,  Heller,  Bani,  Stotinken. 

Die  Preise  der  Vordrucke  und  die 
Gebühren  für  ihre  Abstempelung,  das 
Wägegeld,  das  Lagergeld,  die  Grebühren 
für  die  Ausführung  nachträglicher 
Verfügungen  und  die  Gebühren  für  die 
Zustellung  von  Benachrichtigungen 
werden  in  tarifmäßiger  Höhe  in  der 
Landeswährung  jenes  Ortes  erhoben, 
an  welchem  sie  erwachsen. 

Die  Schiffahrtgebühren  am  Eisernen 
Tor  werden  in  tarifmäßiger  Hö'he  in 
der  Währung  des  anzuwendenden 
Frachtsatzes  berechnet. 

Für  die  Verstellgebühren,  die  Über- 
winterungsgebühren  und  die  Abferti- 
gungsgebühr gelten  die  in  den  Tarifen 
für  das  Jahr  1918  bestandenen  Ansätze, 
für  die  Verstellgebühren  im  hundert- 
fachen Betrag,  als  Tarifziffem. 

Die  Umrechnung  erfolgt  auf  Grund 
der  Verhältniszahlen : 

a)  für  die  Verstellgebühren  in  der 
Landeswährung  .ienes  Ortes,  nach 
welchem  die  Verstellung  erfolgt; 

b)  für  die  Überwinterungsgebühi'en 
und  die  Abfertigungsgebühr  in  die 
Landeswährung  .fenes  Oi-tes,  an 
welchem  diese  (jrebühren  erwachsen. 

3.  Nachnahmen  nach  Ein- 
gang,   Bar vor  Schüsse  und 

Bahnvorfrachten. 
Nachnahmen  nach  Eingang,  Barvor- 
schüsse und  Nachnahmen  von  Bahnvor- 
frachten  sind  vorerst  nur  im  Verkehr 
zwischen  Stationen  des  gleichen  Staats- 
gebietes zulä<&sig,  im  Verkehr  zwischen 
Stationen  verschiedener  Sta-atsgebiele 
jedoch  bis  auf  weiteres  ausgeschlossen. 
4.   V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  b  e  s  t  i  m  - 

m  u  n  ge  n. 
Die  Höhe  der  tarifmäßigen  Tran*i- 
portversicherung  wird  für  Güter,  die 
auf  Grund:  des  Gütertarifs,  Teil  II, 
und  des  Ausnahmetarifs  für  die  Be- 
förderung von  Holz  abgefertigt  wer- 
den, mit'  120  Jt  oder  120  K.  (österrei- 
chisch,   tschechos^lovakisch.  ungaiisck 


IdX-  Jahrgang- 
29.  Oktober  1919. 
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ju,g^slavisch),  des  Ansnahmetajifs  für 
itLe  itefördeinino-  für  Gretreide  usw.  ab- 
s-ef«rtigt  werden,  mit  18  Jl  oder  18  K. 
(österreichistli,  tsohechoslovakisoli.  un- 
garisch, .iuooslavisoh),  je  nach  der 
Währung  des  anzuwend'enden  Fraeht- 
»iatzes  festoesetzt. 

I>i.e  Zuh^A-hlä^'o  für  di-e  Veirsicherung' 
von  Mehrwerten  werden  in  dter  im 
Tarif  festgesetzten  Höhe  in  der  Wäh- 
i-ung-  des  im  Frachtbrief  angegebenen 
Wertes  bei^ecchnet. 

Die  Gebühren  füi-  die  Wiaterfahrt- 
veiisieheiung'  und  Winterstandversiche- 
rano'  bleiben  bis  auf  weiteres  unver- 
ändert. 

5.  Aufhebung;    von  Bestim- 
mungen  und  Gebühre  n. 
Ab  1.  Novemljor  1919  bis  auf  weiteres 
finden  keine  Anwendung : 

a)  alle  im  Nachtrag  I  zum  Gütertarif, 
Teil  I,  Abteilung  B,  enthaltenen 
ziffermäßigen  Ansätze  zum  Ab- 
schnitt A  und  F; 

b)  die  Bekanntmachungen  in  der  Zei- 
tung des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen, Berlin, 

Nr.  56  vom  24.  .Juli  1918    (1189)  (1190) 

Nr.  28  vom  12.  April  1919   (456)  (457) 

Nr.  29  vom  16.  April  1919  (469) 

Nr.  75  vom    4.  Okt.   1919  (1063) 

Nr.  76  vom    8.  Okt.   1919   (1065)  (1076) 

Nr.  77  vom  11.  Okt.   1919  (1077) 

München,  21.  Oktober  1919.  (1122) 

Z.  82464/T/19. 


Zeitong  de«  Verein» 
Deutscher  Kisenbahnverwaltuoirer 


\'on  Stationen  ])ez\\  .  Ladestellen. 


Erste  Donau- Dampf  schiff  ahrts- 
Gcsellschaft. 

Touage-Tarif  für  die  Strecke  Hof- 
kirchen— Kegensburg,  giltig  vom  20. 
Oktober  1891,  Remorque-Tarif  für  die 
Beförderung  hölzerner  ßuderschiffe 
auf  der  Strecke  D6veny  (Theben) — Wien 
—Linz— Passau,  giltig  vom  Schiffahrt  s- 
begion  1905.  Tarif  für  die  Eemorkie- 
rung  fremder  Fahrzeuge  auf  der  Do- 
naustrecke Gönyü — Bäziäs,  der  Theiss, 
der  Save  und  der  Drau,  giltig  ■\'oni 
1.  Juli  191G. 

Die  fortschi-eitende  überaus  große 
Steigeining  der  Selbstkosten  nötigt  auch 
zu  einer  entsprechenden  Gestaltung 
der  Tarife  der  Donan-Schif fahrt.  Dem- 
gemäß werden  mit  Giltigkeit  vom  1.  No- 
vember 1919  bis  auf  weiteres  als  pro- 
visorische Maßnahme  folgende  Än- 
derungen und  Ergänzimg-en  der  Be- 
stimmungen und  Geibührensätze  der 
obengenannten  Tarife  durchgeführt. 

Die  in  den  vorbezeiehneten  Tarifen 
enthaltenen  Gebührensätze,  gleichviel 
6b  dieselben  auf  Pfennige  oder  auf 
Heller  lauten,  gelten  —  mit  nachste- 
hender Ausnahme  —  in  der  in  den  obi- 
gen Tarifen  ang-egebenen  ziffermä- 
ßigen Höhe  einheitlich  als  währungs- 
lose Tarifziffern. 

Zur  Vermeidung  der  durch  die  Valu- 
ta Schwankungen  sich  erg>ebe(nden  Er- 
schwernisse und  um  die  überaus  große 


Erhöhung,  die  durch  die  tatsächlidhe 
Kursverhältnisse  herbei.geführt  werde 
würde,  hintanzulialten,  werden  zrin 
Zwecke  der  Berechnuno-  der  Gebühre: 
in  den  unten  an'geg'ebencn  Wälming*- 
einheiten  die  Tarifziffem  mit  folgen 
den  fixen  Verhältniszahlen  vexvielfäl 
t^gt  und  g-elten  die  so  gefundenen  Be 
träge  als  Gebühi-ensätze  in  den  edn 
ze  Ine  n  G  e'bü  h  reu  l)e  r  ee  hu  un  g\-  wä  h 

lungen : 

zur  Umrechnung 

auf   Pfennigie  2,5 

österr.  Heller  .    .    .    .  ö 
„     tschechoslov.  Heller  .  2,5 
„     ungarisclie  Hellei'  .    .  5 
„     jugoslav.  Heller  .    .  4 
Die  im  Touage-Tarife  für  die  Streck 
Hofkirolien— Regensburg     in  Guldei 
(Gold)  enthaltenen  Gebührensatz  gel 
ten  zu  200  auf  Pfennige  umgerechne 
als  Tarifziffem.  Soweit  in  den  Tarif«) 
Gebühren  in  Kronen  oder  in  ^laxk  au 
gegeben  sind,   gelten  sie   in  hundert 
facher  Höhe  als  Tarifziffern. 

Die  in  der  Kundmachung  276,  Veroi-d 
uungsiblatb  Nr.  43  \'om  15.  April  191E 
bzw.  Kundmachung  346  Verordnungs 
blatt  Nr.  50  vom  3.  Mai  1919  verlaui 
l>arten  hundertprozentigen  Zuj&ohlägi 
zu  den  Gebühren  werden  bis  au^  wei 
teres  nicht  angewendet. 

Die  Gebühren  werden  auf  Gimad  de 
betreffenden  Verhältniszahlen  be 
rechnet. 


in 

B.tvern 


im  ^'erkehre  : 

"Nach  Stationen  bezw.  J^adestellen 
■2.  4. 

'  in  der  linksufrigen  !     der  rechtsufrigen 
ecke  von  Göi 
)is  Szob  exkl 


in 

Österreich 


Strecke  von  Gönvü  ' 


bis  P'add-Tolna  inkl. 
usw. 


in  der  rechtsufrigen 
Strecke  Fadd-Tolna 
bis  Bäziäs  inkl.  xisy^i 


1.  in  Bayern  in  Pfennigeni  — 

2.  in  Österreich  und  von  Devin  in  Pfennigen'  in  ilellern 

3.  der  linksufrigen  Strecke  von  (^önyü  bis  >    _ 

Szob  exkl.  '  )  ~~ 

4.  der  rechtsufrigen  Strecke  von  Gönyü  j 

inkl.  der  linksufrigen  Strecke  von  Szob  I 
inkl.-  Fadd-Tolna  inkl.,  sowie  der  Theiß  ' 
oberhalb  Magyarkanizsa, 

5.  der   rechtsufrigen  Strecke   von  Fadd- 

Tolna  bis  Bäziäs  inkl.  der  linksufrigen 
Strecke  von  Fadd-Tolna  bis  Bäziäs  inkl. 
ferner  der  Drau,  der  Theiß  von  der 
Mündung  bis  Magyarkanizsa  des  B6ga- 
kanals  und  der  Save 
Wien,  den  21.  Oktober  1919. 


in  tschechosl.Hellernln  t.schechosl.Hellerniin  tschecho.sl.Hellei 

in  tschechosl.Hellerii|    in  nngar.  Hellern       in  jugosl.  Hellfi-n 

j 

in  t.schechosl.Hellern]   in  jugosl.  Hellern       in  jugosl.  Hellern 

j 

iil2-t 


Dentsch- Dänischer  Gütertarif,  Teil  II. 

Am  1.  Novembei-  1919  tritt  Nach- 
trag III  in  Kraft.  Er  enthält  in  der 
llauptsaehe  anläßlich  einer  auf  den 
dänischen  Staatsbahnen  eingetretenen 
20prozentigen  Frachterhöhung  neue  er- 
höhte Schnittafeln  B  und  neue  erhöhte 
Stationsfraohtsätize  für  Bsbjerg  und 
Hamburg  L.  B.  Außei-dem  sind  die  be- 
reits im  Verfügungswege  durchgeführ- 
ten Ergänzungen  der  Schnittafel  A  be- 
rücksichtigt. Die  Frachtsätze  für  die 
Stationen  der  Braunschweig-Schöninjger 
Eisenbahn  sind  um  0.9  Pf.  erhöht  wor- 
den, entsprechend  der  im  innerdeut- 
schen Verkehr  bereits  durchgeführten 
Erhöhung  der  Zuschläge  für  diese 
Bahn 


Nähere  Au.skunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Altona,  den  25.  Oktober  1919.  (1131) 

Eisenbahndirektion. 
namens    der  Verbandsverwaltuugen. 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Badischer  Personentarif.  Heft  A. 

An  Stelle  der  Arbeiterwochenkarten 
werden  ab  1.  November  1919  Wochen- 
karten ausgegeben,  die  von  jedennann 
gelöst  werden  können.  Die  Preise  der 
Wochenkarten  erhöhen  sich  gegenüber 
den  Preisen  der  seitherigen  Arbeiter- 
wochenkarten um  geriujge  Beträge  — 
bis  zu  30  -<5 .    Von  20  km  ab  sind  sie 


billiger.    Die  Preise  für  Monatskai-t»' 
1.  Klasse  werden  von  g-enanntem  Zeil 
punkt  ab  etwas  ermäßigt.   Näliere  Atj.- 
kunffr  erteilen  die  Stationen.    Die  gt 
iinderten  Bestimmungmen    sind  g-emäj 
ijs  2  E.-V.-O.  genehmigt. 
Karlsruhe,  22.  Oktober  1919.  (1121 
Generaldirektion  der  bad.  Staate 
eisenbahnen. 

6.   Vermischte  Bekanntmachungen 

2  ganz  neue  normalspurige  Tendii 
lokomotiven  4/4  gek.,  56  t  Dien.->t§e 
wicht,  13  Atm.,  kupferne  Feuerbüch.s 
zu  vermieten.  Anfragen  an  <tie  T> 
rektion  der  Braunschweig-Schöning^ 
Eisenbahn-A.-G.,   Braunschweig.  (1137 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins   Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,   Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.   Ritter  in  Berlin. 
Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  —  Druck  von  H.  S.  Hermann  &  Co.  in  Berlin  SW. 
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Berlin,  den  1.  November  1919. 


LIX,  Jahrgang. 


.  Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends, 

c  .  «owie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
bchrlftleltunir  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Bisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntnia(>hiin?en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Elsenbalinverwaltuntren,  beide  inBerlinW.9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buclihandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  V  lerteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkte  rZusendungunterStreifb  and  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungarischen  Postgebietes  für  30  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummei  u  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriTatany.eig:«'n  (Preis  für  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 
10  Pf.)  angenommen.   Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Be'lasreii  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W. 9,  Liukstraße  23/24. 
Fernspr.!  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto : 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.  b.  H. 

Cassel-Wilhelmshöhc 

Uber  45000  Heifidampflohomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 

170021  im  Betrieb  und  Bau  befindlich 

===  Einbaa  erfolgt  durch  die  Uzenzberechtigten  LokomotWfabriken  ===== 


DrucRscKriften  Kostenfrei 
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KNORR^BREMSE  Ä 

Berlin- Lrichtenber^,  Neue  Balinhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  ==  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
Abteilung  I  für  VolIbaKnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schneilbremsen  f.  Personen-  u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. elektr. Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwagen. 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen. 
Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge- u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  Heindampf- 
lokomotiven. Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer. 
Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbabnen. 

(Früher   Kontinentale  Bremsen  -  Gesellschaft  nt.  b.  H.,   vereinigte  Christeosen-  und  Bökerbremsen) 

Luftdruckbremsen  für  Straßen-  u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkcmpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  ftir  Riotorkompressoren.  Druckluftsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Einstellvorrichtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge.  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  ITUOI] 
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Filzisolierplatte 

Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  .,  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer    1  so  1  i  era  ns  t  r  ich 
I  a    scHwarzer    E^isenlacK        fm.ei  : 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z  1 

Fernspr.  A  1812,  A  1813 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 


Geltung  des  Vereins  | 
Deutecher  EiBenlialinverwaltimeen  1 

£inarmig[el!l 

können  mittels  Ehnl's  Fahrkarten -Lack- 
apparat  als  StationsscKaffner  an- 

Cestellt  werden.   D.  R.- Patent  Nr.  297 854 

Beschreibung  mit  Abbildung  kosttnlos. 
Nur  ZQ  beziehen  von  dem  Fabrikanten. 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Iiih.t  A.  Ikal, 
Branaschwelg.  [7182] 

Güterwagen 

O.,  S.,  SS.,  SL.  und  gedeckte 
(Bier-,  Butter-,  Spezialwagen)  für 
Staatsbahn  geeignet,  auf  längere 

Zeit  ZU  mieten  oder  zu  kaufen 

gesucht.  Eilangebote  unter  J.  C. 
5238  an  Rud.  Mosse,  Cassel.  [72351 


Hebeböcke  •  Winden 

Flaschenzüge 
Laufkatzen  •  Ketten 


OL 
CO 


liefert  als  Sonderheiten 

G.Wagner,  Berlin  SO.  16 

Köpenickerstr.  71. 
Gebrauchte 

Giiterlokomotive 

und  Personenwagen  für  Normal- 
spur zu  kaufen  gesucht 

Lysekils  Järnväg 

Lysekil,  Schweden.  [7249] 
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Lokomotiven, 
Gleise  und 
Güterwag'en 

für  Klein-  und  Normalspur,  gebraucht 
oder  neu,  gesucht.  Nachweis  wird  hono- 
riert, Diskretion  zugesichert.  Nachricht 
erbeten  unter  Eis.  7250  durch  die  Anz.- 
Annahme  ds.  Ztg.  (Linkstr.  23/24).  [7250] 
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Die  Eisenbahnen  Litauens  und  des  Baltikums  zu  russischer  Zeit  und  ihre  Entwicklung 

durch  den  Krieg. 

Von  Regierungsbaumeister  Georg  Neumann  in  Beuthen  (Oberschi.). 


Als  Baltikum  bezeichnet  man  das  Kolonisationsgebiet  des 
deutschea  Ritterordens,  die  späteren  mssischen  Ostseeprovin- 
zen Kurland,  Livland  und  Estland.  Die  beiden  letzteren  isintl 
durch  den  Peipus-see  und  eine  von  Pleskau  (Pskow)  nach 
Kreuzburg  an  der  Düna  gehende  Linie  kulturell  scharf  von 
dem  eigentlichen  Rußland  geschieden.  Kurland  setzt  sich  mit 
einem  nur  wenige  Kilometer  breiten  Landstreifen  an  die 
Nordspitze  Ostpreußens  oberhalb  Memel  an  und  verläuft  im 
Norden  in  einem  e}>enso  schmalen  Streifen  auf  dem  linken 
Dünaufer  bis  östlich  Dünaburg,  als  Hauptorte  die  Hafenstädte 
Libau  und  Windau  und  im  Binnenlande  Alt  Autz,  Mitau, 
Tuckum  und  Bausk  in  sich  schließend.  Vom  Hauptteile  Ost- 
preußens war  das  Baltikum  durch  Litauen  geti-ennt,  das  durch 
die  Eigenart  seiner  Bewohner  und  die  Bauart  der  Häuser 
einen  ausgesprochen  russischen  Charakter  zeigt.  Da  die  wäh- 
rend des  Krieges  zwischen  Deutschland  und  dem  Baltikum 
gebauten  Eisenbahnlinien  auch  über  litauisches  Gebiet 
führen,  so  werden  die  Bahnen  im  nördlichen  Teil  dieses  Lan- 
des mit  in  den  Kreis  der  Betrachtung  gezogen.  Entsprechend 
der  Entwicklung  der  müitärischen  Ereignisse  soUen  zunächst 
die  Bahnlinien  zwischen  Memel  und  Dünastrom  besprochen 
werden  in  einem  Gebiet,  das  während  des  Krieges  der  Mil.- 
Ei.s.-Dir.  8  in  Schaulen  unterstellt  war.  Die  eroberten  russi- 
schen Breitspurstrecken  wurden  sämtlich  umgenagelt  und 
der  Betrieb  auf  Vollspur  durchgeführt.  Nach  Eroberung  der 
Stadt  Riga  und  Besetzung  Livlands  und  Estlands  wurde  für 
die  Strecken  nördlich  der  Düna  die  Mil.-Eis.-Dir.  11  mit  dem 
Sitz  in  Dorpat  gegründet,  die  unter  Ausnutzung  der  erbeu- 
teten Betriebsmittel  ihre  Strecken  breitspurig  betrieb. 
■  Der-  einzige  Grenzübergang-,  der  vor  dem  Kriege  den  Eisen- 
bahnverkehi-  nach   Litauen  und  dem   Baltikum  vermittelte. 


war  bei  Eydtkuhnen-Wirballen.  Hier  nahm  die  zweigleisige 
Sti-ecke  nach  Petersburg  über  Kowno,  Koschedary.  Land- 
warowo,  Wilna,  Wilejka,  Dünaburg,  Pskow  ihren  Anfang,  in 
die  bei  Landwarowo  die  zweigleisige  Linie  von  Warschau 
einmündete.  Diese  beiden  Strecken  gehörten  zur  ehemaligen 
■  russischen  Nordwestbahn.  Sie  waren  wie  alle  russischen 
Hauptbahnlinien  breitspurig  und  wurden  im  Laufe  des 
Krieges  bis  Dünaburg  auf  Vollspur  umgenagelt.  Wirballen 
als  Übergangsbahnhof  zwischen  Breit-  und  Vollspur  war 
schon  zu  russischer  Zeit  mit  leistungsfähigen  Gleisnetzen  aus- 
gestattet. Während  des  Krieges  mußte  eine  bedeutende  Er- 
weiterung eintreten,  da  der  Bahnhof  zum  Bilden  und  Auf- 
stellen von  Truppenzügen  gebraucht  wurde.  Zusammen  mit 
Eydtkuhnpn  wurde  Wirballen  ferner  Entlausungsbahnhof  für 
die  gesamte  Nordostfront.  Für  diesen  Zweck  wurde  der  Aus- 
bau von  Gleisgruppen  zur  Aufnahme  und  Pufferung  einer 
von  Deutschland  kommenden  Bewegung  von  Reinzügen  und 
der  von  der  Front  kommenden  verlausten  Züge  notwendig. 
Ferner  mußten  Bahnsteige  für  die  Soldaten  an  der  Ent- 
lausungsanstalt und  Rampen  zum  Umladen  der  Pferde  ge- 
schaffen werden.  Ein  weiterer  wichtiger  Grenzübergang  be- 
stand nördlich  von  Tilsit  zwischen  Laugszargen  und  Tau- 
roggen, wo  die  von  Napoleon  I.  ausgebaute  Heerstraße  über 
Schaulen,  Mitau,  Riga,  Pskow  nach  Petersburg  ihren  Aus- 
gangspunkt fand.  Bei  dem  Mangel  an  Eisenbahnen  und  den 
besonders  im  Winter  grundlosen  Wegeverhältnissen  Litauen« 
bot  diese  Straße  die  einzige  für  Kriegszwecke  brauchbare  Ver- 
kehrsmöglichkeit. Ein  lebhafter  Grenzverkehr  bestand  ferner 
zwischen  Bajohren  und  Russisch  Krottingen,  nördlich  von 
Memel.  In  Bajohren  strömten  a,uf  dem  Landwege  die  russi- 
schen Auswanderer  zusammen,  die  in  Deutschland  auf  Ernte- 
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arbeit  oingen  oder  vom  Noixltleutschen  Lloyd  zunächst  mit 
d€r  Bahn  nach  Hamburg  gebracht  und  von  dort  nach  Am-erika 
verschifft  wurden. 

Die  bei  Kriegsbesinn  in  Kurland  und  Litauen  im  Betriebe  be- 
f indlich«n  Eisenbahnstrecken  standen  früher  im  Besitz  von  drei 
russischen  Privatbahngesellschaften.  Es  waren:  1.  die  Libau- 
Komny-Bahn,  2.  die  Moskau-Windau-Bahn,  3.  die  Kiga-Oreler 
Bahn.  Während  die  Bahnen  zu  1.  und  3.  bereitsi  verstaatlicht 
wai-en,  gehörte  die  Moskau-Windau-Bahn  noch  einer  Privat- 
gesellschaft. Der  Ursprung  liegt  in  den  fruchtbaren  Gebieten 
Zentralrußlands  und  der  Ukraine  in  Romny,  Moskau  und  Orel. 
Ihre  wirtschaftliche  Begründung  fanden  die  Bahnen  in  der 
Beförderung  der  großen  Gktreidemengen,  die  in  den  Ostsee- 
häfen hauptsächlich  nach  Westeuropa  verschifft  vrarden.  Zu 
diesem  Zwecke  waren  alle  drei  Bahnlinien  als  ausgesprochene 
Durchgangsbahnen  gebaut.  Die  genannten  Ausgangspunkte 
liegen  ungefähr  auf  der  wiiischaftlichen  Transportgrenze  des 
Inneren  von  Eußland.  Als  solche  kana  die  Linie  Kolomna- 
Kursk-Jekaterinoslaw  angesprochen  werdea,  die  zwischen 
dem  Abtransport  der  Landeserzeugnisse  nach  dem  Nordwesten 
mit  den  Ostseehäfen  als  Ausfuhrbasis  und  dem  Abtranspoit 
nach  dem  Süden  mit  dem  Schwarzen  Meer  als  Ausfuhrbasis 
scheidet.  Die  Abfuhr  nach  dem  Süden  erfolgte  hauptsächlich 
auf  den  großen,  in  das  Schwarze  Meer  mündenden  Strömen 
Dnjester,  Bug,  Dnjepr  und  Don,  die  in  Verbindung  mit  einem 
stark  entwickelten  Kanalnetz  die  angrenzenden  Gebiete  auf- 
schlössen. 

Bei  Ausnutzung  der  Ostseehäfen  war  die  Frage  der  Eisfrei- 
heit von  ausschlaggebender  Bedeutung.  Der  südlichste  Hafen 
Libau  war  zu  Zeiten  der  Segelschiffahrt  einen  Monat  lang 
zugefroren.  Seit  dem  Aufleben  des  Dampferverkehrs  wird 
der  Hafen  den  ganzen  Winter  über  durch  Eisbrecher  offen 
gehalten.  Die  Eussen  haben  in  Ausnutzung  dieser  für  sie 
einzig  günstigen  klimatischen  Verhältnisse  riesige  Summen 
in  den  Hafen  hineingebaut,  um  seine  Leistungsfähigkeit  zu 
erhöhen.  Durch  Errichtung  eines  zweiten  Außenwellen- 
brechers  WTirde  er  auch  zum  Kriegshafen  ausgestaltet.  Eine 
immer  weiter  fortschreitende  Versandung  hemmt  indessen 
seine  Entwicklung,  so  daß  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung 
dadurch  ein  Ziel  gesetzt  zu  «ein  scheint,  Windau,  als  natür- 
licher Hafen,  hat  eine  größere  Zukunft,  da  er  bei  sonst  ähn- 
lichen klimatischen  Verhältnissen  gerade  in  einem  Strom- 
strich der  Ostsee  liegt,  also  wenig  unter  Eis  zu  leiden  hat. 
Der  an  seiner  Mündung  125  m  breite  Windau-(Wenta-)Fluß 
hat  durchschnittlich  7  m  Tiefe  und  gestattet  so  die  Einfahrt 
für  Seeschiffe  bis  zu  8000  Eeg.-Tonnen.  In  seinem  Oberlauf 
kommt  er  für  die  Verflößung  der  reichen  Holzbestände  Kur- 
lands in  Frage,  so  daß  Windau  zugleich  der  natürliche  Aus- 
fuhrplatz für  Holz  ist.  Eiga  hat  sich  zu  einem  der  bedeu- 
tendsten Häfen  Eußlands  entwickelt,  obgleich  es  infolge  seiner 
geschützten  Lage  in  der  Eigaer  Bucht  der  Eisversetzung  am 
stärksten  ausgesetzt  ist.  Für  den  im  Winter  bis  zu  10  Wochen 
durch  Treibeis  verstopften  Hafen  bildete  die  Eisenbahnstrecke 
über  Tuokum  nach  dem  eisfreien  Windau  eine  wichtige  Ent- 
lastungslinie zur  Verschiffung  der  Getreidetransporte. 

Die  Linienführung  der  Bahnen  im  Ostseegebiet  war  bedingt 
durch  den  Wettbewerb  der  russischen  Häfen  mit  den  deut- 
schen, insbesondere  mit  Königsberg  und  Memel.  Aus  diesem 
Grunde  hat  sich  Eußland  auch  trotz  mehrfacher  Verhand- 
lungen mit  der  preußischen  Staatseisenbahnverwaltung  nicht 
zu  dem  oft  angeregten  Bau  der  Strecke  (Tilsit-Laugszargen-) 
Tauroggen-Eadziwilischki  entschließen  können,  weil  die  Ge- 
fahr einer  Überflügelung  Libaus  durch  Königsberg  und  Memel 
mit  ihren  günstigeren  Hafenverhältnissen  in  Verbindung  mit 
den  pi^ußischerseits  gewährten  Zollerleichterungen  im  Durch- 
gangsverkehr nahe  lag.  Aus  demselben  Grunde  konnte  der 
Anschluß  irgend  eines  anderen  Zwischenbahnhofs  der  Strecke 
Koschedary -Libau  durch  eine  Bahnverbindung  nach  Deutsch- 
land nicht  zustande  kommen.    Eine  Bahnlinie  Libau-Dubissa- 


tal-Kowno  wurde  wegen  zu  geringer  Entfernung  von  der 
preußischen  Grenze  abgelehnt,  so  daß  die  Trasse  Libau- 
Koschedary  zur  Ausführung  kam.  Die  allgemeine  Linien- 
führung der  russischen  Bahnen  zeigt,  wie  schon  gesagt,  den 
Charakter  der  Durchgangsbahn.  Sie  sind,  soweit  nicht  die 
Lage  größerer  Städte  einen  entscheidenden  Einfluß  ausübte, 
ebenso  wie  das  Kanalnetz  so  angelegt,  daß  je  200  km  als  seit- 
liches Zuflußgebiet  zu  rechnen  sind. 

Es  gehörten  von  den  in  Kurland  und  Litauen  gelegenen 
rnssischen  Bahnen  (vergl.  Abb.  1) : 

a)  Zur  Libau-Eomny-Bahn  die  Strecken  Ko.sche- 
dary  -  Eadziwilischki  -  Schaulen  -  Murawjewo  -  Libau  und 
Eadziwilischky-Pouewjesh-Kalkuhnen. 

Die  Sti-ecke  Libau  -  Eomny  hatte  von  Wilejka  (bei 
Wilna)  bis  Koschedary  mit  der  Nordwestbahn  Gemein- 
schaftsbetrieb.  Die  Betriebsführung  oblag  der  Nord- 
westbahn ; 

b)  zui  M  OS  k  a  u  -  W  ind  a  u  -  B  a  h  n  gehörte  die  Strecke 
Ejeshiza-Kreuzburg-Mitau-Tuck,um-Windau  und 

c)  zur  Eiga-Oreler  Bahn  die  Strecken  Eiga-Kreuz- 
burg-Dünaburg,  Riga-Mitau-Murawjewo  und  Riga- 
Thorensberg-Kemmern-Tuckum. 

Sämtliche  Linien  waren  bis  auf  die  Teilstrecke  Eiga- 
Kemmen  und  die  Strecke  Eiga-Dünaburg  eingleisig  und 
wurden  mit  einer  Höchstgeschwindigkeit  von  40  bis  50  km 
in  der  Stunde  befahren.  Die  Zugzahl  für  den  öffentlichen 
Personenverkehr  war  gering.  Es  verkehrten  im  Sommer  1914 
täglich  in  jeder  Eichtling  auf  der  Strecke :  Koschedary-Muraw- 
jewo  3  Pz.,  Murawjewo-Libau  4  Pz.,  Eadziwilischki-Kalkuhneii 
2  Pz.  und  1  Gmz.,  Murawjewo-Mtau  4  Pz.,  Mitau-Eiga  6  Pz.. 
Mitau-Kreuzburg  1  Pz.,  Mitau-Tuckum  2  Pz.,  Tuckum- Windau 
1  Pz.,  Eiga-Kemmem  bis  zu  43  Pz.  Aus  diesen  Zahlen  ergibt 
sich  die  Stärke  und  Hauptrichtung  des  öffentlichen  Personen- 
verkehrs. 

Die  hohe  Zugzahl  auf  der  Strecke  Eiga-Kemmern  in  den 
Monaten  Juni  und  Juli  wurde  durch  den  Ausflugsverkehr 
nach  den  Badeorten  am  Eigaschen  Meerbusen  bedingt.  Ein 
reger  Personenverkehr  bestand  ferner  zwischen  den  beiden 
größten  Städten  Kurlands,  Mitau  nnd  Libau.  Wenngleich 
für  die  Stadt  Mitau  die  Bahnstrecke  über  Kreuzburg  die  direkte 
Verbindung  nach  Moskau  darstellte,  so  wurde  sie  doch  durch 
den  öffentlichen  Personenverkehr  nur  wenig  benutzt  (1  Zug 
täglich!),  da  man  den  Umweg  über  Eiga  vorzog,  das  direkte 
Schnellzugverbindung  nach  Petersburg,  Moskau  und  Kiew  in 
bequem  ausgestatteten  Wagen  hatte.  Ebenso  wurde  als  Eeise- 
weg  von  Mitau  nach  Wilna,  Kowno  und  Deutschland  die 
Strecke  über  Eiga-Dünaburg  mehr  benutzt,  als  die  Bahnlinie 
über  Murawjewo-Koschedary.  Auf  allen  Strecken  lief  eine 
große  Zahl  von  Kurswagen,  um  den  durchgehenden  Personen- 
verkehr ohne  Umsteigen  zu  ermöglichen. 

An  allen  Knotenpunkten,  an  denen  sich  die  Verwaltungs- 
bezirke der  früheren  Privatbahnen  berührten,  hatte  jede 
Eisenbahngesellschaft  ihren  eigenen  Bahnhof.  So  entstanden 
die  Bahnhöfe  Murawjewo  West  und  Ost,  Mitau  West  und  Ost, 
Tuckum  West  und  Ost,  oder,  wie  sie  zu  russischer  Zeit  hießen, 
I  und  IL  In  Murawjewo  Ost  hatte  die  Eiga-Oreler  Bahn  ihren 
Endpunkt.  Dieser  hing  mit  dem  Westbahnhof  nur  durch  eine 
einfache  Weichenverbindung  zum  Übersetzen  der  Kurswagen 
zusammen.  Zur  Ermöglichung  des  Personenübergangs  zwi- 
schen den  beiden  Bahnlinien  wurden  die  Eigaer  Ansohlußzüge 
an  einen  Kopfbahnsteig  im  Westbahnhof  herangestellt.  Für 
den  Durchgangsverkehr  der  Strecke  Libau-Koschedary  waren 
hier  noch  drei  weitere  Bahnsteigkanten  vorgesehen.  Ein 
rechteckiger  Lokomotivschuppen  diente  zur  Einstellung  von 
8  bis  10  Maschinen.  Für  die  Abwicklung  des  Güterzugvei- 
kehrs  waren  acht  Gleise  von  annähernd  Zuglänge  vorhanden. 
Abgesehen  von  einer  140  m  la^igen  Umladehalle  waren  dit 
Güteriadeanlagen  dem  geringen  Ortsverkehr  entsprechend  nui 
klein  bemessen 
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In  Mit  au  umfuhr  die  Moskau-Windau-Bahn  den  auf  d«r 
5tadts€ite  g*l<?g€nen  Bahnhof  Mitau  West  der  Eiga-Oreler 
Bahn  und  übeikreuzte  ihn  schienenfrei  an  seinem  Westende. 
Der  Bahnhof  Mitau  Ost  dei»  Moskau-Windau-Bahn  besaß 
eigene  Betriebs-  und  Verkehrsanlagen  und  war  von  der  Stadt 
und  dem  Westbahnhof  durch  den  Aa-Fluß  getrennt.  Ein  Zu- 
sammenhang zwischen  den  beiden  Bahnlinien  bestand  nur 
durch  zwei  Weichenverbindungen  im   Umfahrungsgleis.  die 


Große,  von  deutschen  Firmen  erbaute  Silospeicher  dienen  zur 
Lagerung  des  Getreides.  Die  Eisenbahngleise  sind  in  ver- 
schiedener Höhe  an  die  Schuppen  herangeführt,  wodurch  ein 
Entladen  der  Wagen  mittels  Eutschen  möglich  wird.  Gleich- 
zeitig wird  auf  diese  Weise  der  sich  in  Kaihöhe  abwickelnde 
Fuhrwerksverkehr  durch  aufgestellte  Wagen  und  Eangier- 
bewegungen  nur  wenig  behindert.  Die  Verschiebeanlagen 
für  den  Hafenbahnhof  liegen  neben  dem  ebenfalls  auf  der 


voa  Ausschluß-  und   Übergabezügen  benutzt 


/uiji  Ülxrleiten 
wurden. 

In  Ead  zi  wilischki  wurde  die  von  Kalkuhuen  ein- 
mündende eingleisige  Bahn  an  einen  Kopfbahnsteig  herange- 
führt. Drei  weitere  Bahnsteigkanten  dienten  zur  Abfertigulig 
der  Per.sonenzüge  der  Durchgangsstrecke.  Für  den  Güterzug- 
verkehr standen  neben  kürz.erep  Eangiergleisen  sechs  Gleise 
von  voller  Zuglänge  zur  Verfügung.  Der  Ortsverkehr  war 
gering.  Die  Getreidezüge  wuixien  mit  Lokomotivwechsel  ge- 
schlossen durch  den  Bahnhof  durchgeführt.  In  den  beiden 
rechteckigen  Lokomotivschuppen  ließen  sich  zusammen  10  bis 
12  Maschinen  unterbringen. 

Der  Hafenort  Windau  besitzt  auf  dem  Nordufer  des 
gleichnamigen  Flusses  neuzeitUche  und  leistungsfähige  Um- 
.<chlagseinrichtungen  an  äußerst  günstigen  Schiffsliegeplätzen 


Nordseit«  des  Flusses  befindlichen  Personenbahnhof.  Von 
dies.em  gelangt  man  über  eine  Floßbrücke  zu  der  weit  ent- 
fernt auf  dem  Südufer  belegenen  Stadt  Wie  vorgefundene 
Plane  ergeben,  bestand  die  Absicht,  auch  das  Südufer  der 
Windau  für  Ladezwecke  nutzbar  zu  machen  und  einen  neuen 
Personenbahnhof  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt  zu  er- 
bauen. Eine  größte  Eisenbahnbrücke  über  den  Fluß  mit  an- 
schließenden Eampensti-ecken  war  bereits  fertiggestellt. 

Die  ausgedehntesten  Eisenbahnanlagen  besitzt  der  Hafenoit 
Libau,  der  gleichzeitig  die  einzige  Industriestadt  Kurlands 
ist.  Der  Gleisplan  von  Personen-  und  Güterbahnhof  ist  durch 
allmähliche  Entwicklung  entstanden;  er  ist  daher  für  das 
Eangieren  sehr  unbequem  und  verursacht  hohe  Betriebs- 
kosten. Die  Lage  des  Güterbahnhofs  zwischen  Libauer 
Binnensee  und  Stadt  und  eine  große  Anzahl  von  Privatgleis- 
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ansohlüssen  wichtiger  Betriebe  hindern  seinen  Umbau  mit  ein- 
fachen Älitteln.  Zum  Abstelkn  von  Grctreidezügien  waren 
Stumpfgleis«  von  2-  bis  3-facher  Zuglänge  vorhanden.  Da 
Libau  auf  einer  schmalen  Landzunge  liegt,  ist  auch  hier  der 
Personenbahnhof  weit  vom  Mittelpunkte  der  Stadt  entfernt. 
Er  steht  mit  dem  Güterbahnhof  durch  die  am  Handelshafen 
entlang  führende  Uferbahn  in  Verbindung.  Neben  dem  Per- 
sonenbahnhof befinden  sich  die  Übergabegleise  und  ein  Per- 
sonenhaltepunkt der  von  der  Marine  Verwaltung  betriebenen, 
mehrere  Kilometer  langen  Anschlußbahn  des  Kriegshafens 
und  der  Festungswerke.  Von  hier  aus  fahren  die  Werft- 
arbeiter zu  den  im  Kriegshafengebiet  weit  verstreut  liegenden 
Werkstätten  und  Docks. 

Die  Bahnlinien  Kurlands  und  Litauens  sind  unter  Vermei- 
dung großer  Erdbewegungen  erbaut  worden.  Zur  Ersparung 
von  Dammschüttungsarbeiten  sind  die  Täler  tief  ausgefahren. 
Fast  alle  Wege  kreuzen  die  Bahnlinie  in  Schienenhöhe,  selbst 
die  große  Kunststraße  Tilsit-Riga  überschneidet  die  Bahnhöfe 
Schaulen  und  Mitau  zwischen  den  Gleisgruppen.  Die  Strecken 
Koschedary-Libau  und  Murawjewo-Riga  waren  im  Unterbau 
zweigleisig  ausgebaut.  Die  Überholungsgieiso  waren  infolge 
der  leichten  russischen  Güterwagen  meist  weit  über  600  m 
lang.  Die  billige  Bauart  der  Bahnlinien  und  die  dadurch 
bedingten  ungünstigen  Steigungsverhältnisse,  die  insbesondere 
bei  der  Strecke  Eadziwilischki-Kalkuhnen  ganz  augenfällig 
sind,  mögen  durch  den  Umstand  erklärt  werden,  daß  die 
Privatbahngesellschaften  möglichst  vschnell  zu  guten  Erträg- 
nissen ihres  Unternehmens  gelangen  wollten,  vielleicht  mögen 
auch  die  für  den  Bau  zur  Verfügung  gestellten  Gelder  andere 
Wege  gewandert  sein.  Die  Wartesäle,  insbesondei-e  auf  den 
Knotenpunktbahnhöfen,  waren  im  Vergleich  zu  deutschen 
Verhältnissen  äußerst  groß  bemessen.  Kam  es  doch  vor,  daß 
aus  dem  Innern  des  Landes  eingetroffene  Leute  in  Unkenntnis 
eines  Fahrplans  oft  tagelang  auf  den  Bahnhöfen  herum- 
lungerten, da  einzelne  Züge  nur  an  bestimmten  Wochentagen 
verkehrten.  Außer  dem  Bahnsteig  am  Empfangsgebäude 
wai-en  meist  nur  einseitige  Bahnsteigkanten  bei  6  m  Gleis- 
abstand vorhanden.  Diese  Breiten  genügten  bei  weitem  nicht 
bei  einem  Massenverkehr,  wie  ihn  später  der  Krieg  mit  sich 
brachte.  Die  Lokomotivschuppen  waren  sämtlich  in  Eecht- 
eckform  erbaut  und  lagen  gegenüber  dem  Empfangsgebäude 
mit  ihren  Zufahrten  an  die  beiden  Endweichenstraßen  ange- 
schlossen. Bei  Erweiterung  der  Bahnsteiganlagen  mußten 
sie  daher  fast  überall  beseitigt  werden.  Schienenfreie  Zu- 
gänge zu  den  Bahnsteigen  waren  nicht  vorhanden.  Wegen 
des  hochanstehenden  Oberflächenwassers  hätten  sich  Bahn- 
steigtunnel auch  nur  mit  sehr  erheblichen  Kosten  herstellen 
lassen.  Im  Kriege  sind  daher  vielfach  Bahnsteigtreppen  über 
die  Gleise  gebaut  worden.  Die  Lokomotiven  wurden  auf 
einigen  Strecken  nur  mit  Holz  gefeuert.  Zur  Übernahme  des 
Heizmaterials  im  Walde  waren  im  Fahrplan  auf  freier  Strecke 
Beholzungsaufenthalte  vorgesehen.  Für  die  Anlage  der  durch- 
schnittlich 20  km  entfernt  liegenden  Wasserstationen  waren 
die  Grund  Wasserverhältnisse  Litauens  sehr  ungünstig.  Ober- 
flächenwasser aus  Sümpfen  und  Bächen  stand  reichlich  zur 
Verfügung;  ergiebige  Grundwasserströme  waren  aber  erst  in 
300  m  Tiefe  anzutreffen.  Da  die  Wasserstationen  meist  aus 
Sammelbrunnen  gespeist  wurden,  diese  aber  im  Winter  nur 
wenig  Zulauf  hatten,  weil  Bäche  und  Sümpfe  bis  auf  den 
Grund  zufroren,  trat  infolge  starker  Inanspruchnahme  der 
Wasserstationen  bei  Truppenbewegungen  oft  Wassermangel 
ein.  Ausi  gleichem  Grunde  und  wegen  ungenügender  Schnee- 
sicherung wurde  zu  russischer  Zeit  der  Betrieb  auf  der 
Strecke  Eadziwilischki-Kalkuhnen  oft  wochenlang  eingestellt. 
Rangiert  wurde  nur  durch  Abstoßen,  dabei  wurden  die  Spitzen 
der  Weichenstraßen  zum  Ordnen  der  Wagen  benutzt.  Stell- 
werke waren  auf  Bahnhof  Mitau  West  in  Betrieb,  für  Muraw- 
jewo  waren  sie  in  Aussicht  genommen.  Alle  von  Personen- 
zügen spitz  befahrenen  Weichen  -wurden  durch  einen  beson- 


deren Posten  gesichert;  Abhängigkeiten  zwischen  Weichen 
und  Signalen  bestanden  nicht.  Für  die  Unterbringung  ihres 
Personals  hatten  die  Bahn  Verwaltungen  durch  Ausbau  von 
Wohnkolonien  gesorgt,  da  die  meisten  Ortschaften  nur  wenige 
Steinhäuser  aufwiesen  und  oft  weit  vom  Bahnhof  entfernt 
lagen.  Bei  Besitznahme  des  Landes  durch  die  Deutschen 
waren  fast  alle  Dienst-  und  Wohngebäude  auf  den  Zwischen- 
stationen beim  Kampfe  zerstört  worden;  nur  auf  den  Knoten- 
punkten imd  in  den  großen  Slädten  waren  die  Baulichkeiten 
unversehrt  geblieben.  Das  russische  Eisenbahux)ersi>nal  war 
überall  geflohen. 

Der  Feldzug  in  Kurland  und  Litatien  begann  mit  der  Ein- 
nahme Libaus  durch  Hindenburg.  An  Betriebsmitteln  fielen  1 
den  Deutschen  nur  etwa  100  Breitspurwagen  ia  die  .Hände. 
Da  eine  Schienenverbindung  mit  Deutschland  bicht  bestand, 
auf  der  deutsches  Eisenbahnmaterial  hätte  herangebracht  _ 
werden  können,  beschloß  man,  auf  der  ero1>erten  Teilstrecke- * 
von  Libau  bis  Kurschany  den  Betrieb  in  Breitspur  aufzu- 
nehmen. Zwei  auf  dem  polnischen  Kriegsschaupl.Htz  erbeutete 
Breitspurmaschinen,  die  in  der  Ilauptwerkstätte  '.Meiwitz  auf 
Vollspur  umgearbeitet  waren,  wurden  nach  Saßnitz  gefahren, 
von  dort  mittels  des  Fährschiffes  der  Trajektstrecke  Saßnitz- 
Trälleborg  nach  Libau  gebracht  und  hier  wieder  auf  Breit- 
spurachsen gesetzt.  So  wurde  der  Nachschub  des  Nordflügels 
der  8.  Armee  zunächst  zu  Schiff  bis  Libau  befördert  und  dann 
mit  den  zwei  zur  Verfügung  stehenden  Breitsijurzügen  weiter 
verteilt.  Proviant  und  Munition  für  den  vor  Schaulen 
kämpfenden  Teil  der  8.  Armee  wurde  von  Tilsit  über  Laugs- 
zargen-Tauroggen auf  der  Landstraße  mit  Lastautos  vorge- 
fahren. Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  wurde  neben  der 
Straße  die  Feldbahn  Laugszargen-Skaudwile-Kielmy  erbaut. 
Nach  der  Einnahme  Schaulens  wurde  der  Breitspurbetrieb 
von  Libau  über  Rädziwilischki  bis  Ponewjesh  durchgeführt. 
Da  nun  die  beiden  Züge  wegen  der  langen  Fahrwege  für  den 
Nachschub  nicht  mehr  ausreichten  und  der  Seeweg  nach  Libau 
durch  englische  U-Boote  gefährdet  war,  wurde  der  Bau  einei 


Verbindangsbahn  nach  Deutschland  und  damit  die  Umnage- 
lung  auf  Vollspur  beschlossen.  So  kam  es  im  Sommer  1915 
zum  Bau  der  eingleisigen  Kriegsbahn  Bajohren-Prekuln,  die 
später  ein  Glied  der  wichtigen  Etapjvenstraße  Königsberg- 
Labiau-Tilsit-Pogegen-Memel-Ba.iohren  -  Prekuln  -  Muraw.iewo- 
Mitau-Daudsewas  wurde  (siehe  Abb.  2).   Die  Linienführung 
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der  neu€n  74  km  langen  Strecke  (größte  Steigung  1  :  100, 
kleinster  Halbmeser  500  m,  Statiansentfernnng  6  bis  8  km  für 
40-Miuutenverkehr)  T\-ar  lediglicli  dadurch  gegeben,  daß  Pre- 
kuln  infolge  seiner  Lage  und  Erweiterungsfälligkeit  allein 
als  Einmündungsbahnhof  in  Frage  kam.  Durch  den  Fall 
Kownos  und  die  schnelle  Wiederherstellung  der  152  m  lang<  n 
Wilijabrücke  bei  Janow  war  es  möglich,  noch  ror  Fertig- 
stellung der  Linie  Bajohren-Prekuln  über  Wirballen  Voll- 


sDurwagen  auf  die  Strecke  Koschedary-Libau  zu  schiel)eii, 
von  der  die  Russen  sämtliche  Betriebsmittel  geräumt  hatti  n 
Hierdurch  gelang  es,  die  großen  Ernährungsschwierigkeitiii 
der  inzwischen  bis  zur  Dünaft-ont  vorgerückten  8.  Armee  zu 
l^eheben.  Der  Nachschub  für  die  au  der  Strecke  Eadziwi- 
lischki-Kalkuhnen  vor  Jelowka  liegeude  Armeeabteiluu- 
wurde  auf  der  zweigleisigen  Strecke  Insterburg-Wirballeu'^ 
Koschedarj  gefahren  (siehe  Abb.  2).  Diese  Strecke  führt.' 
aber  zugleich  den  gesamten  Nachschub  der  vor  Wilna  liegen- 
den 10.  Armee.  Zur  Entlastung  wurde  im  Herbst  lOlö^'dir 
neue  Bahnlinie  Laugszargen-Eadziwilischki  mit  Abzweigung 
nach  Schaulen  begonnen,    so  daß  eine  neue  Etappen  Straß". 

Insterburg-Tilsit-Pogegen-Laugszargen-Eadziwilischki-Jelowk'i 
entstand  (s.  Abb.  3).  Da  die  Strecke  Tilsit-Pogegen  gleioh- 
itjg  von  den  Transporten  für  die  Mitauer  Front  beleget  war 
mußte  während  des  Krieges  zum  zweigleisigen  Ausbau  dieses 
Streckenabschnittes  und  zum  Bau  einer  zweiten  Eisenbahu- 
brucke  über  den  Memelfluß  geschritten  werden.  Um  beide 
Etappenstraßen  von  einander  unabhängig  zu  machen,  und  da 
die  bestehende  Nachschubliuie  bei  Memel  innerhalb  der  Reich- 
weite der  feindlichen  Schiffsgeschütze  liegt,  wurde  der  zwei- 
glei-sige  Ausbau  der  Strecke  Groß  Brittanien  -  Kugeleit  -  Kon- 
stantinowo-Telsclie-:Mnrawjewo  befohlen   (siehe  Abb,  4).  wo- 


von jedoch  infolge  des  unglücklichen  Kriegsausganges 
schließlich  nur  die  Erdarbeiten  für  die  Teilstrecke  Kugeleit- 
Konstantinowo  (25  km)  fertiggestellt  wurden.  Die  zwei 
Etappenlinien  stellten  somit  eine  direkte  Verlängerung  dei 
beiden  nördlichsten,  quer  durch  Deutschland  laufenden  Tran«- 
portstraßen  dar,  die  für  Austauschbewegungen  zwischen 
West-  und  Ostfront  hauptsächlich  in  Frage  kamen;  zugleich 
wird  eine  wirksame  Erschließung  der  nördlichen  Gebiet^' 
Litauens  erzielt.  Unmittelbar  nach  Fertigstellung  der  129  km 
langen  Strecke  Laugszargen-Schaulen  wurde  mit  dem  Bau  der 
Bahnlinie  Schaulen-Janischki-Mitau  begonnen  (Länge  94  km). 
Zur  Umgehung  der  weiten  Sumpfgebiete  verfolgt  sie  die  auf 
der  Wasserscheide  verlaufende  Trasse  eines  alten  Landweges 
unter  zweimaliger  Überkreuzung  der  Chaussee  Schauleii- 
Mitau.  Für  Truppenbewegungen  hinter  der  Front  aus  der  Rich- 
tuno- vonKoschedary  nach:\Iitau.  die  bisher  unter  Kopfmacheii 
über  Murawjewo  geleitet  wurden,  bedeutete  diese  neue  Strecke 
eine  wesentliche  Abkürzung  des  Weges.  Ebenso  war  die 
Linie  Tilsit-Schaulen-Mitau  für  später  als  zwcigleisioe 
Schnellzugslinie  in  Aussicht  genommen  und  wurde  auch  sclion 


während  de.-  Krieges  von  den  Zügen  D  57/58  Berlin-Riga 
befahren.  Bei  Eintiitt  des  Waffenstillstandes  war  der  größte 
Teil  der  Erdarbeiten  für  den  im  Frühjahr  1917  begonnenen 
zweigleisigen  hauptbahnniäl5i^eii  Ausbau  der  Strecke  Tilsit- 
Schaulen  bereits  vollendet.  Um  die  Strecke  auch  für  den 
stärksten  A'erkehr  voll  b^i-tiingsfähig  zu  machen,  mußte  die 
Bahnachse  auf  60  %  ihrer  Länge  verlegt  werden.  Die  Krüin- 
inungs-  und  Steigungs\-crhältnisse  der  alten  Kriegsbahn  ^mir- 
den  auf  einen  Alindeslhalbmcsser  von  1000  m  und  auf  eine 
Il<>el)--t.-teigiiiig  \-on  1  :  200  \-erbessei'f . 

iS,  l  liil.;  fido-t  1 


Betriebsstockungen. 


Die  Eisenbahnen  Deutschlands  leiden  schon  lange  an 
schweren  Betriebsstoc-kungen.  Die  Ursachen  sind  allgemein 
bekannt  und  brauchen  einzeln  wohl  nicht  erst  aufaeführt  zu 
werden.  Besserung  ist  vorläufig  nicht  zu  erwarten.  Im  Gegen- 
teil es  wird  noch  immer  schlimmer  werden.  Da  nun  die'  Ur- 
sachen so  bald  nicht  beseitiot  werden,  köuuen,  wird  es  drin- 
üend  nötig  sein,  für  Abhilfe  zu  sorgen.  Die  Eisenbahnen 


d  ü  r  f  e  u  ii  i  c  h  t  m  e  h  r  Gute  r  annehmen,  a  1  *  s  i  e 
g;  1  a  t,t  b  e  fördern  könne  u  !  Sonst  gleichen  die  großen 
Bahnhöfe  geknebelten  Riesen,  die  Frachten  verderben  (Kar- 
tofteln!),  die  Wagenausnutzung  leidet  ungeheuer,  die  Zahl 
der  verfügbaren  Wagen  wird  immer  kleiner,  weil  die  be- 
ladencn  AVagen  nicht  leei-  werden.  Vier  \\'ochen  alte  Frachten 
sind  keine  Seltenheit  mehr!    Ich  .schlajre  vor: 
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1.  An  Sonaabendea  werden  grundsätzilich  kein^e  Wagen- 
hidungsfrai'hten  aa.o-euommea  (auch  keine  Kartoffeln),,  Aus- 
g-euommen  von  d-er  iSperi"^'  bleiben  nur  ßilgütt'r.  Tigere, 
Kohlen,  Kok.s  und  Braketts  sowie  Frachten  im  Nahverkehr. 
Diesf.  aber  nur  dann,  wenn  sie  die  von  den  Verwaltungien 
einzeln  zu  bezeichneud'eu  großen  Bahnhöf«  nicht  berühren. 

2.  An  Sonntagen  werden  ausnahmslos  Güterzüge  nach 
Plan  C.  gefahren.    Die  Not  des  Vaterlandes  erfordert  es. 

^  Auf  die&o  Weise  steht  zii  erwarten,  daß  die  abgestellten 
Frachten  wenigstens  einmal  wöchentlich  abg>efahiieu  wier- 
den.  Sollte  es  wider  Erwarten  nicht  der  Fall  sein,  so  müßte 
notgedrungen  die  Annahme  der  Güter  auch  am  Fi-eitag  aus- 


geschlossen werden.  Ich  gebe  zu,  daß  mein  Vorschlag  auf  den 
ers.ten  Blick  als  ein  Gewaltmittel  erscheint.  Wer  sich  aber 
eingehend  mit  ihm  befaßt,  wird  doch  wohl  zu  der  Über- 
zeugung kommen,  daß  es  \'  o  r  1  ä  u  f  i  g  einen  andern 
—  gangbaren  —  Weg  zur  Gesundung-  nicht  gibt.  Auch  die 
Versender  und  Empfänger  würden  bald  einsehen  lernen,  daß 
sie  auf  diesem  Wege  besser  fahien  als  bisher,  indem "  die 
aufgelief eilen  Frachten  demnächst  in  angemcs-sener  Frist  auch 
wirklich  ans  Ziel  gelangen,  was  jetzt  meist  nicht  der  Fall 
ist.  Die  Maßnahme  hätte  aber  nur  dann  vollen  Wert,  wenn 
sie  gleichmäßig  in  ganz  Deutschland  eingeführt  würde. 
Rechnungsrat  Steffens.  Betriebskontrolleur  in  Stettin 


Der  große  englische 

Die  g-ewaltige  Ausstandsbewegung,  die  für  die  ganze  eng- 
lische Volkswirtschaft  eine  der  größten  Gefahren  bedeutete, 
der  sie  seit  Menschengedenken  gegenüberstand,  hat  inmitten 
unserer  an  auf.*ehenerregenden  Ereignissen  iso  reichen  Zeit 
in  Mitteleuropa  nicht  so  viel  InteresS'e  erregt,  wie  sie  es 
verdient.  Die  Ursachen  dieses  Streiks  und  sein  Verlauf  sind 
auch  nur  lückenhaft  bekannt  geworden  (vgl.  Nr.  74,  S.  790, 
Nr.  75,  S.  802  und  Nr.  77.  S.  820  d.  Ztg.),  und  erst  .jetzt,  nach- 
dem uns  die  ausländischen  Zeitung-en  zugänglich  geworden 
sind,  beginnt  man  etwas  klar  zu  sehen. 

Die  englischen  Eisenbahner  sind  in  einer  großen  Gewerk- 
schaft, der  National-Union  der  Eisenbahner  (National  Union 
of  Railwaymen  —  N.  U.  E.  — )  organisiert.  Schon  im  Jahre 
1914  war  diese  Gewerkschaft  in  eine  Lohnbewegung  einge- 
treten, die  sie  aber  in  anerkennenswerter  vaterländischer 
Gesinnung  bei  Ausbruch  des  Krieo-es  eingestellt  hatte.  Nach 
dem  Waffenstillstand  lebte  die  Bewegung  wieder  auf.  Im 
Februar  d.  Js.  war  es  schon  zu  einer  Streikandrohung-  gekom- 
men; die  Führer  hatten  es  aber  damals  noch  verstanden,  die 
Gefahr  abzuwenden  tind  die  Verhandlungen  fortzufühi-en. 
Mit  dem  Lokomotivpersonal,  das  eine  besondere  Gewerkschaft 
bildet,  kam  es  im  August  zu  einer  Vereinbarung  auf  der 
Grundlage,  daß  die  Löhne  nach  dem  höchsten  Vorkriegsl  )hn 
mit  33  sh  Woohenzuschlag  bei  eiinem  Äürüdiestlohn  von 
60  sh  berechnet  werden  sollten.  Die  übrigen  Eisenbahner- 
g-ruppen  verlangten  nun  die  gleiche  Eegelung  wie  das  Loko- 
motivpersonal, während  der  Handelsminister,  Sir  Auckland 
(xeddes,  ihnen  am  19.  Sept>ember  etwas  geringere  Lohasätze 
als  „endo-ültigen"  Vorschlag  anbot.  Am  24.  September  ül^er- 
reichte  die  N.  Tl.  E.  der  Regierung  ein  Ultimatum,  das  die 
Vor.^chläge  des  Handelsministers  ablehnte  und  mit  Arbeitsedn- 
stellung  zum  26.  September  drohte.  Als  sich  die  Regienmg 
diesem  Ultimatum  nicht  beugen  wollte,  brach  der  Streik  Ics. 

Daß  rund  eine  Million  Eisenbahner  die  Arbeit  niederlegten 
und  fast  der  gesamte  Eisenbahnverkehr  Groß-Britanniens 
stillgelegt  wurde,  ist  den  Lesern  dieser  Zeitung  bekannt.  Die 
öffentliche  Meinung  stellte  sich  bei  dem  Kampf,  in  dem  beide 
Parteien  den  festen  Willen  bekundeten,  dui'chzuhallen.  auf 
die  Sedte  der  Regierung.  Das  Publikum  wurde  durch  die  Ein- 
stellung des  Eisenbahnverkehrs  in  seinem  ganzen  Berufs- 
und (5eschäftsleben  aufs  empfindlichste  gietroffen.  Gerade  in 
der  schweren  wirtschaftlichen  Krisis,  die  England  wie  fast 
alle  Länder  jetzt  durchmacht,  vrarde  es  als  eine  Herausfor- 
derung angesehen,  daß  der  Ausstand  ohne  allmähliche  Vor- 
bereitung des  Publikums  wie  ein  Blitz  aus  heiterem  Himmel 
losbrach.  Die  vorhergegangenen  Kämpfe  waren  kaum  an 
die  Öffentlichkeit  gedrungen;  man  wußte,  daß  die  gegen- 
wärtige Regelung  noch  bis  zum  31.  Dezember  in  Geltung 
blieb,  und  daß  somit  noch  ein  Viertel.iahr  für  die  Verhand- 
lungen übrig  blieb.  Diese  Verhandlungen,  zu  denen  die  Re- 
gierung bei-eit  wai-,  wurden  von  der  N.  U.  E.  abgelehnt.  Es 
kam  hinzu,  daß  nach  allgemeiner  Ansicht,  die  auch  von  der 
Reg  ierung  geteilt  und  geschickt  beeinflußt  wurde,  dieser 
Kampf  einen  politischen  Charakter  hatte,  daß  er  —  nach  dem 
Muster  der  Bewegungen  in  den  anderen  Staaten  —  von  einer 
verhältnismäßig  kleinen  Zahl  von  Hetzern  angefacht  worden 
war,  die  die  über  das  Land  hereinbrechende  Notlage  zur  Er- 
reichung persönlicher,  politischer  und  finanzieller  A^'orteile 
ausnutzen  wollten.  Das  wollte  das  gesund  denkende  englische 
Publikum  einschließlich  der  Mehrheit  der  Arbeiterschaft  nicht 
dulden.  So  sah  sich  die  Regierung  in  ihrer  Stellung  ge- 
festigt und  von  allen  Seiten  tatkräftig  unterstützt.  Die 
Schwierigkeiten  im  Fern-  und  Ortsverkehr,  die  l^ei  weitem 
die  schlimmsten  deutschen  Verkehrsnöte  übei-troffen  hal)en 
müssen,  wurden  mit  Geduld  und  Humor  ertragen.  Schon  am 
1.  Streikt age  meldete   sich  eine  Viertelmillion   j\'Iänner  und  1 


Eisenbahnerstreik. 

Frauen  allein  zur  Bewältigung  der  Lebensmittelversorgung 
Londons.  In  der  Provinz  strömten  gleichfalls  Scharen  von 
Freiwilligen  der  Regierung  zu.  Die  technische  Studenten- 
schaft stellte  sich  zur  Verfügung.  Die  Regierung  zeigte 
ihren  schon  im  Kriege  oft  bewährten  Organisationssinn.  Der 
Hydepark  wurde  für  den  öffentlichen  Verkehi-  geschlos&en 
und  verwandelte  sich  in  ein  großes  Lager  zur  V'ersorg:ing 
der  Hauptstadt  mit  Milch  und  anderen  Lebensbedürfnissen. 
Der  Verkehr  wurde  zunächst  durch  die  allers^eits  requirierten 
Autos  aufrecht  erhalten;  die  Post  wurde  zum  Teil  durch 
Luftfahrzeuge  bedient,  die  Untergrundbahn  durch  Freiwillige 
betrieben.  Allmählich  mirden  auch  Fernzüge  in  Gang  ge- 
setzt. A'on  Tag  zu  Tag  wurde  der  Verkehr  besser.  Es  stellte 
sich  heraus,  daß  es  zur  Not  auch  ohne  die  Eisenbahner  ging, 
und  damit  war  die  Streikbewegung  schon  nach  wenigen 
Tagen  d  em  Tode  g'eweiht. 

Da  trat  am  5.  Streiktage  der  Transportarbeiterver- 
band, der  mit  der  Gewerkschaft  der  Bergarbeiter  und  mit 
der  N.  U.  R.  zu  einem  Gesamtverband  zusammenge^jchlossen 
ist,  als  Vennittler  auf  den  Plan  und  verhinderte  den  völligen 
Zusammenbruch  des  Ausstandes,  der  einen  dauerden  Stachel 
und  den  Keim  zu  neuen  Kämpfen  hinterlassen  hätte.  Eine 
Kommission  von  11  seiner  Mitglieder  erschien  oei  Lloyd 
George,  um  neue  Verhandlungen  anzubieten.  Sie  wui^en 
von  der  vorherigen  Aufnahme  des  Dienstes  abhängig  gemacht. 
Die  „Verhandlungen"  kamen  also  nicht  zustande,  wohl  aber 
unverbindliche  „Besprechungen",  die  schließlich  dazu  führten, 
daß  am  9.  Streiktage  die  Arbeit  wieder  aufgenommen  und 
ein  Vergleich  geschlossen  wurde. 

Die  Regiening  hatte  schon  in  den  Kriegsjahren  den  Eisen- 
bahnern Teuerungszulagen  bis  83  sh  für  die  Woche  bei  An- 
nahme einer  125  prozentigen  Teuerung  der  Lebenshaltung  ge- 
währt. Ein  Arbeiter,  der  früher  18  sh  verdiente,  erhielt 
jetzt  51  sh.  Der  Vorschlag  der  Regierung  ging-  nun  dahin, 
den  Vorkriegslohn  ungefähr  zu  verdoppeln  und  auf  einen 
Mndestlohn  von  40  sh  zu  bringen.  Diese  am  1.  Januar  1920 
in  Kraft  zu  setzende  Neuerung  sollte  für  diejenigen,  die  da- 
durch in  ihrem  jetzigen  Einkommen  geschmälert  worden 
wären,  erst  dann  in  Wirksamkeit  treten,  wenn  die  Teuemng 
drei  Monate  hindurch  wieder  auf  110  %  gesunken  wäre,  und 
dann  auch  nicht  mit  einem  Schlage,  sondern  durch  allmäh- 
lichen Abbau.  Der  jetzt  in  seinen  Grundzügen  festgelegte 
Verg-leich  sieht  vor,  daß  die  gegenwärtigen  Löhne  bis  zum 
30.  September  1920  in  Kraft  bleiben  sollen.  Die  erwachsenen 
Eisenbahnarbeiter  erhalten  einen  Mindestlohn  von  50  sh.  so- 
lange die  Teuerung  nicht  unter  110  %  sinkt  (wobei  allerdings 
nicht  recht  klar  ist.  wie  dieser  Prozentsatz  mit  Zuverlässig- 
keit ermittelt  werden  soll).  Die  endgültige  Festsetzung 
unterliegt  noch  Verhandlungen,  die  am  31.  Dezember  beendigt 
sein  sollen. 

Durch  diesen  Vergleich  hat  ein  g^ewaltiges  wirtschaftliches 
Ringen  sein  Ende  gefunden.  Er  bedeutet  eigentlich  einen 
großen  Sieg:  der  Regierung,  ist  aber  so  gehalten,  daß  nach 
außen  hin  für  die  Eisenbahner  der  Schein  eines  „ehrenvollen 
Vergleichs"  gewahrt  wird.  In  der  Presse  wird  dieses  Er- 
gebnis der  Geschicklichkeit  und  klugen  Mäßigung  Lloyd  Ge- 
orges und  des  Sekretärs  der  N.  U.  E..  J.  H.  Thomas,  zuge- 
schrieben. Es  wird  rühmend  hervorgehoben,  daß  der  Kampf 
ohne  unnötige  Schärfe  und  ohne  Anwendung  der  in  den 
mitteleuropäischen  Revolutionskämpfen  leider  geübten  ge- 
hässigen Verunglimpfung  der  Gegner  geführt  worden  ist. 
Die  englische  Regierung  hat  gezeigt,  daß  sie  die  Kraft  be- 
sitzt, einer  ^Bewegung,  die  das  ganze  Wirtschaftsleiben  störte 
mit  eigenen  Mitteln  Herr  zu  werden,  daß  sie  aber  anderer- 
seits gerechte  Forderungen  nach  Möglichkeit  zu  erfüllen  sre- 
willt  ist.    Hieraus  können  wir  lernen  ' 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
1^:  Deutschland. 

—  Die  übergrabe  der  bayerischen  Eisenbahnen  an  das  Reich. 

Iiu   \  €rk«Iirsra:nisterium  fanden,   wie  der  „B.  B.  Zto-."  aus 
Muochen  berichtet  wird,  am  28.  Oktober  d,  J,  Bespi^chunoen 
mit  den  A  €rtr€t«rn  von  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  stl-tt, 
■  ^  Ergebnis  führten,  daß  bei  der  Übergabe  der  baye- 

rischen Eisenbahnen  an  das  Eeich  eine  w-eito%ehende  Dezen- 
tralisation der  Aerwaltun^r  erfolgen  müsse,  und  zwar  durch 
Jie  Errichtung  einer  Abteilung  des  Eeichsverkehrsmini- 
iteriums  in  München.  Es  wurde  allgemein  zum  Ausdruck  o-e- 
>racht,  daß  eine  übertriebene  Zentralisation  dem  Eeichs^-e- 
lanken  schwer  schaden  Avürde. 

«."ru^'l''"''*''"""^^"^'^..'^'^^  Neudietendorf.  Nachdem  am 
!9.  Oktober  morgens  6K.  ühr  der  Personenzug  810  Naum- 
)urff-i,rturt-Bebra  die  Station  Neudietendorf  verlassen  hatte 
Uhr  ihm  ein  aus  entgegengesetzter  Eichtung  kommender 
ruterzug  in  die  Flanke.  Sieben  Wagen  des  Personenzuges 
TOrden  von  der  Lokomotive  des  Gül>erzuges  umgeworfen  und 
mm  feil  schwer  beschädigt.  Drei  Personen  «ind  getötet 
twa  80  wurden  verletzt,  davon  sechs  bis  acht  schwer  Die 
jrsache  ist  noch  nicht  völlig  aufgeklärt.  Der  Verkehr'  erlitt 
;eine  Unterbrechung. 

—  Schwieriffkeiten  beim  Bau  der  Berliner  Nord-Südbahn 

D  der  Aul  Sichtsratssitzung,  an  der  auch  die  Vertreter  der 
tadt  und  des  V  erbandes  Groß-Berlin  teilnahmen,  wurde  die 
anwirkung  der  Eevolutionsfolgen  auf  das  in  Bau  befind- 
-che  Lnternehmen  besprochen.  Im  letzten  Geschäftsberichte 
rar  bereits  auf  die  ünmöglichkeit  hingewiesen,  das  Unter- 
ehnien  bei  den  derzeitigen  Löhneu  .  und  Materialpreisen 
urchzufuhren  Die  von  den  Behörden  in  Aussicht  gestellten 
otstandszuschusse  bleiben  aus,  und  die  Notstandsarbeiten 
lussen  eingestellt  werden.  Die  Preise  und  Löhne  sind  der« 
rt  weiter  gestiegen  und  steigen  noch  immer,  daß  die  Fertic»-- 
;ellung  der  Bahn  das  Dreifache  und  mehr  dei  Friedenspreise 
eansprucht.  Bei  solchen  Aufwendungen  ist  eine  Eentabili- 
it  auch  bei  erheblich  gesteigerten  Tarifen  nicht  zu  er- 
Jichen.  Die  Verwaltung  der  Gesellschaft  hat  deshalb  be- 
Jhlossen ,  die  Arbeiten  soweit  als  möglich  auf  die  Siche- 
ingsmaßregeln  zu  beschränken  und  zur  Erörterung-  der  Ver- 
Mtnisse  mit  dem  Magistrat  Berlin  und  dem  Verband  Groß- 
erliu  m  Verhandlungen  einzutreten. 

-  DienstbezcichnunÄen  sächsischer  Eisenbahnbeamten.  Das 

esamtmini-sterium  hat  folgendes  beschlossen:  „Im  Bereiche 
ir  Eisenbahnverwaltung  erhalteci 

I.  die  Eisenbahnaspiranten,  die  Bahnmeisteraspirauten,  die 
.   lelegraphenmeisteraspiranten,    die.  Gasmeisteraspiranten 
und  die  Werkmeisteraspiranten  nach  Bestehen  der  An- 
IfÄr^'^^.^Hf  -         Dienstbezeichnung  „Eisenbahnprak- 
1  f-^  '   "Bahnmeisterpraktikant",  „Telegraphenmeister- 
prSktikänt"    "^^^^^is^-e^P^^a^^tii^ant«   und  „Werkmeister- 

tty^F^^^^^^^^f^'f^^^"^  inneren  Dienstes  nach  Be- 
ÄbahLek'rSLt'""-"'''''*''""^  Dienstbezeichnung 

1.  die  Eisenbahnassistenten  des  äußeren  Dienstes  (hierunter 
fallen  auch  die  tetationsverwalter)  nach  Bestehen  der  Be- 
forderungsprufung,  le  nach  ihrer  Verwendung,  die  Dienst- 
bezeichnung .Bahnhofs-,  Güter-  oder  Kassenvorsteher'S 

'  ^  Bahnmeister  Telegraphenmeister.  Gasmeister  und 
Werkmeister  nach  Bestehen  der  Bausekretärprüfung  die 
Dienstbezeichnung  „Bausekretär''  ^  ^ 

'  itif  Bahnmeister  nach  Bestehen  der  Bahnverwalter- 
prufrmg  die  Dienstbezeichnung  „Bahn Verwalter" 

■  r>wifn  ^    r '''f^*'"  .  Bestehen   der  Oberwerkmeister- 

prufung  die  Dienstbezeichnung  „Oberwerkmeister", 

'  SrvÄ.^^^'''/''^^^/"n'?'^''^^*"^™ä^^e^  I-  Klasse  und  Ee- 
^nrl^?  ^'t.'''?  S.tellvertreter  von  Heizhausvorstehern 
Ä^tÄ-  Bestehen  der  Heizhausvorsteherprüfung  die 
Dienst  Bezeichnung  ,.Heizhausvorsteher". 

Sä  S^l^^""'^^'  Bestimmungen  gelten  auch  für  alle  Be- 
nr1pn^aii'''^r^*'"'  ""l®  eine  der  genannten  Prüfungen  be- 
inden  haben,  denen  aber  bisher  die  entsprechende  Di anst- 
seichnung  nicht  verliehen  worden  ist.  Wo  es  zur  Unter- 
aeidung  von  Beamten  in  planmäßiger  Stellung  notwendio- 
äcüeint.  soll  <ien  neu  eingeführten  Dieastbezeichnungen  dter 


Zusat^  „nicitplanmäßig"  (abgekürzt:  „npl.")  in  Klammein 
e^öffneYke'^nen'^Ä  ~  Die  Verleihung  der  Dienstbezefchnunjer. 
S  Dlen^tstelb,;^'''^''"'^         ^^i^irü^ken  in  die  entsprechen- 

^  Gewerkschaft  deutscher  Lokoraotivfühiar     Im  Lohiei 

hSf.'^T  Ö'^*«^"-        außerordentl  chei  Ve  - 

bandstag  des  Vereins  deutscher  Lokomotivführer  der  55  000 
Mitglieder  umfaßt,  statt.  Es  wurde  die  ümändemn.^  des  Ver- 
/nL'''  ^^^^«rkschaft  beschlossen,  und  zwar  durch  eine 

t?beftein  u^fd^BÄ^*  Anbetracht  dessen,  daß  z\vLh«. 
Ait>eitein  und  Beamten  gewisse  Unterschiede  beständen,  soll 

M,t  ITA^h'^r^'*'^''^*  ^^'^^  Berufsorganisation  b  lden 

.  }  t""  Arbeiterorganisationen  soll  aber  zusammen  gearbeite 
werden,  unter  Umstanden  sollen  Kartelle  mit  diesen  Verein! 
gungen  gebildet  werden.  Ein  Zusammenschluß  mit  dei 
Deutschen  Eisenbahnerverband  werde  deswegen  audi  ab-?- 
lehnt  werden  müssen.  Parteipolitisch  soll  die  neue  Gewerk- 
schaft neutral  sein.  Alle  gewerkschaftlichen  Alütel  sollen 
im  gegebenen  Falle  zur  Anwendung  gebracht  werden  Auf 
das  Streikrecht  solle  man  nicht  Verzicht  lefsten  de?' Streik 
solle  aber  als  das  allerletzte  Mittil  m  Anwenduno-  'ebraeft 
werden  Das  Mitbestimmungsrecht  wird  in  der  Form  ver 
langt,  daß  zur  Eegelung  des  Dienstverhältnisses  ein  Emfluß 
angestrebt  und  erhalten  werden  soll.    Der  GeneraÄS 

dem  sifz  in%Tf^"'^."f*  ^'^i  Döbling;%er  vSÄ^^ 

dem  Sitz  m  Berlin  setzt  sich  aus  acht  Herren  zusammen. 

-  Minderwertigkeit  der  deutschen   Lokomotivkohle  Die 

Generalversammlung  des  Preußisch-Hessischen  Lokomotiv- 
fuhrerverbandes  nahm  eine  Entschließung  über  die  VerbeS- 
rung  der  Betriebslage  der  Eisenbahnen  an.  worin  daiauf 
hingewiesen  wird,  daß  die  äußerst  schlechte  Beschaffenheit 
hfhifnVfcf  tT^^  u'^*"?''''^?  abgelieferten  Kohle  eine  der  er- 
lit  K  i*^*.^''^^^^''  der  letzigen  unzureichenden  Eisenbah..- 
T  nui^r^'^.^'f  Tr*''  ^^i''  längerer   Zeit  angelieferte 

Lokomotivkohle     hat    nicht    nur    ungenügenden  Heizwert 
sondern  ist  auch  zum  größten  Teile,  vielfach  bis  zu  30%  S 
mehr,  mit  Bergmitteln  durehsetzt,  wodurch  die  Lokomo™ 
feuerungen  vorzeitig  vollständig  verschlacken  und  die  I^i- 

iit'f^'^ß^'^Hf'*  '^^""«^  ^o«^  betriebsfälüger  Loko,m->ti^^ 
ubennaßig  herabgesetzt  wird.  Die  Versammlung  gab  der 
Hoffnung  Ausdruck,  daß  eine  aufklärende  Aussprache  mit 
Pflicht 'ifn^^v  °  ^?  Bergarbeiter  und  deren  vaterländische  " 
Rlinhaff  Verantworthchkeitsgefühl  eine  Besserung  der 
Beschaffung,  der  Lokomotivkohle  herbeiführen  werde. 

h^vTn.^v'^^r'"''''**"''.''**'"-  Pi^eußisch-hessischen  Staate 

bahnverwaltung  sind  veisetzt  worden :  die  Eegierungs-  und 
Laurate  Linke,  bisher  in  Posen,  als  Mitglied  der  Eisenbahn 
direktion  nach  Elberfeld,  H  o  1 1  a  k  d  , ,  bishVm  0^  als  V^^-I 
stand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Frankenberg  (Eder) 
Kellner    bisher  in  Frankfuit   (Main),    als   Vorstand  des 
Eisenbahnbetriebsamts  nach  Olpe,  und  S  e  m  b  d  n  el-?  bishlr 
Ber?i^.'''d;.''lf  ^^«^«^^^d  des  Eisenbahn-Maschinenamts  4  nJch 
Berlin  die  Eegieningsbaumeister  des  Eisen bahnbaufaehs  Max 
Schulze,  bisher  m  Berlin,  als  Vorstaad  (auftrw.)  des  Ei^ 
bahn-Betriebsamts  2  nach  Halberstadt,   E  v  e  r  t ,  bisher^n 
iÄ^h^^^^W^^"  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabt^ilung  nach 
feenftenberg  (Laus.),  und  Eeuleaux.  bisher  in  Breslau  S 
Eisenbahndirektion  nach  Berlin,  die  Eegierungsbaumeistä  Ss 
Maschinenbaufachs  S  c  h  1  e  i  f  e  n  h  e  i  m  e  r  ,    bisher   in  Star 
gard  (Pom.)  als  Abnahmebeamter  nach  Königsberg  (Pr.)  und 
Wen  gel,  bisher  in  Berlin,    zur  Eisenbahndü4tion  n^h 
Saarbrucken,  sowie  der  ELsenbahningenieur  Lehr,  bisheiin 
Frankenberg   (Eder),   als   Vorstand  des  EisenbahA-BetSeb^ 
amts  3  nach  Frankfurt  (Main).  -  Überwiesen  sind:  ler  Ee- 
gterungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Gaede  in  Han- 
nover dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  zur  ausMlfs- 
weisen  Beschäftigung  in  den  Eisenbahn-Abteilungen,  die  E^- 
b  s W^fvf des    Maschinenbaufachs  Goldmann, 
bisher  Abnahmebeamter  in  Königsberg  (Pr.)    zur  Beschäfti 
n^F^'  der  Eisenbahndirektion^laselbst,  u^d  Ob??beck 
dem  Eisenbahn-Zentralamt    als  Abnahmebeamter    unter  Be- 
lassung  seines  amtlichen  Wohnsitzes  in  Essen.  -  Dem  Präsi- 
denten   der   Eisenbahndirektion    Brandt    in   Stettin,  dem 
Geheimen  Baurat  Eobert  Köhler,  Mitglied  der  Eisenbahn- 
direktion m  Bromberg,  und  dem  Eegierungs-  und  Baurat  Her- 
mann Opper  mann,  Vorstand  des  Ei&enbahn-Werkstätten- 
amts  b  m  Magdeburg.Salbke,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Staatsdienste  mit  Euhegehalt  erteilt  worden  —  Der 
Eegierungsbaumeister     de«      Eisenbahnbaufachs  Heinrich 
Becker  bei    der  Eisenbahndirektion    in    Saarbrücken  ist 
gestorben 
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Deutschösterreich. 


—  Die  Verkehrslage  in  Deutschösterreich.  In  der  Sitzung 
des  Ausschusses  für  Verkehrswesen  machte  vor  Eingehen  in 
die  Tagesordnuno'  Staatssekretär  Paul  eine  Reihe  von  Mit- 
feilunaen  über  die  wichtigsten  Angelegenheiten  des  Verkehrs- 
wesens. Die  allgemeine  Verkehrs  läge  ist  durch  den 
außerordentlichen  Mangel  an  Kohle  gekennzeichnet.  Dieser  ist 
•seit  taehi-ei-en  Tagen  derart  gestiegen,  daß.  wenn  nicht  ehestens 
die  Kohlenlieferung  steigt,  da«  Verkehrsamt  gezwungen  sein 
wird,  weitei-e  Verkehrsbeschi'änkungen  eintreten  zu  lassen. 
Zur  Aufrechterhaltung  des  ohnehin  tsehr  eingeschränkten 
Verkehrs  sind  täglich  Zuwendungen  aus  der  Rücklage  not- 
wendig, welche  nur  noch  geringe  Mengen  umfaßt. 

Eine  ganz  besondere  Schwierigkeit  bildet  die  AV  a  g  e  n  n  o  t. 
Sie  wird  hauptsächlich  dadurch  hervorgerufen,  daß  unser  ge- 
meinsamer Wagenpark,  der  noch  immer  aufrecht  erhalten 
ist,  uns  nicht  in  dem  Maße  zur  Verfügung  steht,  wie  es  eigent- 
lich sein  soll.  Wir  können  noch  so  viele  Wagen  in  den 
deutschösterreichisehen  Werkstätten  ausbessern,  noch  so 
gute  Wagen  in  den  Verkehr  stellen,  es  kommen  immer  Wagen 
aus  den  Nachfolgestaaten  zurück,  die  wir  wieder  ausbessern 
müssen.  Außeixlem  wird  immer  häufiger  verlangt,  daß  wir 
leere  Wagen  schicken,  um  Lebensmittel  und  Rohstoffe  zu 
holen.  Wir  sind  daher  auf  einem  Punkte  angelangt,  wo  uns 
der  Verkehr  üb^grhaupt  unmöglich  wird,  wenn  nicht  von  der 
Entente  auf  eine  ordnungsmäßige  Wa.g'enverteilung  hinge- 
wirkt wird. 

Der  Staatssekretär  machte  hierauf  Mitteilung  von  der  bei 
den  österreichischen  Staatsbahnen  aus  Anlaß  der  Steigerung 
der  Personal-  und  Materialkosten  vorgenommenen  Tarif- 
erhöhung und  erklärte,  die  Tariferhöhung  werde  unge- 
fähr 200  Millionen  im  Güterverkehre,  und  90  Millionen  im 
Personen  verkehre  tragen.  Der  budgetmäßig  festgestellte 
Ausfall  der  österreichischen  Staatsbahnen  beträgt  550  Millio- 
nen, dazu  kommen  noch  210  Millionen  für  bestimmte  Aus- 
gaben, welche  mittlerweile  eingetreten  sind,  so  daß  nach  der 
Tariferhöhung  noch  ein  Ausfall  von  400  Millionen  übrig- 
bleibt. Eine  ähnliche  Tariferhöhung  wird  bei  der  Post  ein- 
treten, deren  Ergebnis  ungefähr  auf  120  MilKonen  geschätzt 
werden  kann.  Der  Ausfall  der  Post  beträgt  165  Millionen, 
so  daß  also  hier  das  Ergebnis  ein  etwas  günstigeres  ist. 
Ebenso  wird  eine  Erhöhung  der  Fernsprech-  und  Telegramm- 
tärife  vorgenommen  werden. 

—  Der  Wajscenmangel  und    die  Wagonleihanstalten.  Die 

Schwierigkeiten,  welche  die  Zufuhr  von  Kohle  und  verschie- 
denen Rohstoffen  für  eine  Reihe  von  Industrien  im  Gefolge 
hat,  vermehren  bei  diesen  das  Streben,  sich  durch  Anmietung 
von  Wagen  von  den  staatlichen  Fahrbetriebsmitteln  unab- 
hängiger zu  machen.  Sie  hoffen,  auf  diese  Weise  Kohlen 
leichter  zuführen  zu  können.  Unter  diesen  Umständen  ist 
■eine  starke  Nachfrage  nach  AVagen  vorhanden,  die  sich  für 
die  Kohlenbeförderung  eignen.  Die  Bestände  an  vermietbaren 
Wagen  sind  aber  sehr  gering,  da  die  Staats-  und  Privatbahnen 
den  größten  Teil  des  Fahrparks  der  Wagenleihgesellschaften 
gemietet  haben.  Auch  die  Nachfrage  nach  Kesselwagen  ist 
sehr  erheblich.  Für  letztere  werden  im  tschecho-slo waki- 
schen Staate  bis  zu  2000  tschecho-slowakische  Kronen,  in 
Österreich  bis  zu  4000  Kr.  Jahresmiete  bezahlt.  Für  gewöhn- 
liche Güterwagen  wird  in  Deutschösteri'eich  eine  A'^ergütung 
bis  zu  2000  Kr.  geleistet,  demnach  vier-  bis  fünfmal  so  viel 
wie  im  Frieden.  Der  Mangel  an  Wagen  besteht  aber  nicht 
bloß  in  Deutschösterreich  und  Deutschland,  sondern  auch  im 
ganzen  Ausland.  Während  die  Herstellungskosten  eines  Kes- 
selwagens sich  im  Frieden  in  Deutschösterreich  auf  rund 
7000  -Kr.  stellten  und  ein  gewöhnlicher  Güterwagen  noch  viel 
billiger  erhältlich  war,  werden  .letzt  in  der  Schweiz  und  in 
Frankreich  für  ganz  alte  Güterwagen  Preise  bis  zu  9000 
Franken  bezahlt.  Es  sind  auch  wiederholt  Anfragen  an 
Wagenleihgesellschaften  in  Deufcschösteri^ich  gekommen,  ob 
diese  bereit  wären,  Wagen  abzugeben.  Sie  mußten  aber 
diese  Anfragen  auch  aus  dem  Grunde  ablehnen,  weil  die 
Herstellungskosten  neuer  Wagen  ungewöhnlich  hoch  sind 
und  ein  Kesselwagen  kaum  unter  70  000  Kr  .erhältlich  ist. 
Beim  politischen  Zusammenbruch  hatten  die  österreichischen 
Wagenleihanstalten  einen  großen  Teil  ihres  Fahrparks  in 
den  Nationalstaaten  verstreut.  Sie  hatten  daher  den  Wunsch, 
möglichst  bald  eine  Aufnahme  der  Bestände  ihrer  Wagen 
vornehmen  zii  können  und  die  Verfügung  über  diese  zu  erlan- 
gen. Dies  ist  bisher  noch  nicht  in  allen  Nationalstaaten  ge» 
lungen. 

—  'Frachtbegünstigung  für  Sendungen  der  Lebensmittel- 
magazine  der  deutschösterreichischen  Staatsbahnen.  Mit  Er- 
laß des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  wird  den  für  die 
Bediensteten  der  Staatseisenbahnverwaltuiig  mit  Bewilligung 


dieser  Verwaltung  errichteten  Lebensmittelmagazinen  hin 
sichtlich  des  Bezuges  bestimmter  Lebensmittel,  Verbrauchs 
güter  (ausgenommen  Brennstoffe)  und  Umschließungen 
(Packmittol)  bis  auf  weiteres  auf  den  Linien  der  deutsch- 
österreichischen  Staatsbahnen  und  der  in  ihrem  Beti'iebe  ste- 
henden Privatbahnen,  rücksichtlich  letzterer  .iedoch  nur  nach 
Maßgabe  des  der  Staatseisenbahnverwaltung  zustehenden  Ta 
rifierungsreohte^s,  die  frachtfreie  Beförderung  in  dei 
Voraussetzung  bewilligt,  daß  die  hierdurch  erzielten  Fracht 
ersparnisse  zur  Herabsetzung  der  Preise  der  Lebensmittel 
verwendet  werden.  ^ 

—  Keine  Beheizung  der  Personenzüge.  Amtlich  wird  Y«r- 
lautbart:  Die  bestehenden  Schwierigkeiten  in  der  Kohlen  Ver- 
sorgung zwingen  auch  zu  Ersparnissen  in  der  Zugbeheizung 
Aus  diesem  Grunde  wird  heuer  die  im  Vor,iahre  vom  15.  Ok- 
tober an  erfolgte  Heizung  der  Züge  zur  Nachtzeit  und  an 
kühleren  Tagen  erst  zu  einem  späteren  Zeitpunkte  einsetzen, 
Doch  auch  dann  wird  in  den  kommenden  Wintermonaten  mit 
einer  ausreichenden  Erwärmun.g  der  Abteile  nicht  mit  Sicher- 
heit zu  rechnen  sein,  weil  der  Verkehr  auf  den  Eisenbahnen 
darunter  leiden  wird,  daß  die  in  den  früher-en  Jahren  zweck«- 
Ix'sserer  Beheizung  der  Wagen  übliche  Teilung  langer  Schnell- 
und  Personenzüge  aus  Betriebsrücksichten  und  um  Kohle  zu 
ersparen,  unterbleiben  muß.  Die  daraus  sich  ergebende  größer« 
Länge  der  Züge  hat  zur  unvermeidlichen  Folge,  daß  die  Wa- 
genabteile  trotz  dauernder  Beheizung  nicht  immer  genügemi 
erwärmt  werden  können.  Es  wird  daher  dringend  empfohlen 
sich  bei  Eisenhahnfahrten  mit  warmer  Kleidunor  zu  versehen 
um  bei  ungenügender  Wagenheizung  .gegen  Kälte  geschützt 


—  Graz-Köflacher  Eisenbahn.  Die  Verwaltung  dieser 
Eiseuibähn  hat  an  das  Staatsanit  für  Verkehi-swesen  das  An- 
suchen gerichtet,  die  bei  den  Staatsbahnen  und  der  Südhahr 
seit  dem  15.  Oktober  eingeführte  Erhöhung  der  Gütertarife 
auch  auf  ihren  Linien  einführen  zu  dürfen.  Gleichzeitig  hat  äk 
Gesellschaft  um  Verlängerung  der  bis  Ende  1919  befristeter 
Erhöhung  der  gegenwärtigen  Gütertarife  angesucht.  Der  Be- 
trieb der  gesellschaftlichen  Linien  wird  .gegen  eine  vertrags- 
mäßig zu  leistende  Betriebsentschädigung  durch  die  Südbakn- 
aesellschaft  geführt,  so  daß  die  Steigerung  der  Betriebskostei: 
der  Südbahn  zur  Last  fällt.  Diese  glaubt  daher,  die  Einnah 
men  aus  der  Erhöhung  der  Tarife  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men zu  sollen.  In  dieser  Richtuno-  haben  in  den  letzter 
Tagen  Besprechungen  stattgefunden,  bei  denen,  wie  verlautet 
die  Regierung  den  Standpunkt  eingenommen  hat,  daß  sie  di'( 
Genehmigung  zur  Einführung  bzw.  Aufreohterhaltung  dei 
erhöhten  Tarife  nur  unter  der  Voraussetzung  erteilen  würde 
daß  die  Graz-'Köflacher  Bahn  sich  bereit  erklärt,  ein  da> 
Jahr  1918  überisteigendes  Erträgnis,  insoweit  es  nicht  dei 
Siidbahn  als  der  betrieibführenden  Verwaltuuff  zu.gebilligt  wird 
zur  Büdung  pines  Investitionsfonds  zu  verwenden,  der  in 
Falle  der  Einlösung  des  Bahnuuternehmens  der  Staatsver- 
waltung zur  Verfügung  zu  stellen  wäre.  Außerdem  v-erlang 
die  Regierung  gewisse  Änderungen  der  konzession&mäßigei 
Einlösungsbedingungen.  Da  die  Verwaltung  der  Graz-Köf- 
lacher Eisenbahn  sich  diesen  Forderungen  gegenüber  ableh 
nend  verhält,  sind  die  Verhandlungen  bisher  ohne  Ergebnis 
geblieben. 

—  über  die  Elektrisierung  der  deutsch  -  österreichischer 
Staatsbahnen  und  die  damit  in  Zusammenhang  stehender 
Fragen  der  Elekti-izitäts-  und  Wasserwirtschaft.  Dieses  Thems 
behandelte  Oberstaatsbahnrat  Ing.  W.  Wittek  in  einem  in 
Elektrotechnischen  Verein  zu  Wien  am  5.  Februar  1919  gehal 
tenen  Vortrage,  der  im  Jahrgang  1919,  Heft  25  der  Zeitschrif- 
„Elektrotechnik  und  Maschinenbau^',  Wien,  wiedergegeben  unc 
auch  als  Sonderdruck  erschienen  ist. 

Der  Vortragende  knüpft  an  die  Ausführungen  an,  die  der 
Unterstaatssekretär  Ing.  R.  v.  Ender  es  in  einem  am  21.  De- 
zember 1918  im  östere ichischen  Ingenieur-  und  Architekten 
Vei-ein  gehaltenen  Vorträge  „Zur  Neuordnung  der  deutsch- 
österreichischen  Staatsbaimverwaltung"  gemacht  hat.  It 
diesem  Vortrage,  der  in  Nr.  19  bis  21  unserer  Zeitung  abge- 
druckt ist,  wurde  die  Elektrisieiung  der  Staatsbahnen  alt 
einer  der  wichtigsten  Programmpunkt-e  hingestellt  —  vergl 
S.  196  (1.  Ztg.  —  und  daran  die  Bemerkung  geknüpft,  daß  da.' 
VeAehrsamt  künftig  eine  führende  Rolle  in  der  Elektrizi 
tätswirtschaft  werde  erhalten  müssen,  da  der  Verkehr  das 
Rückgrat  der  ganzen  Volkswirtschaft  darstelle.  Die  Sta/ats 
eisenbahnverwaltung  vrürde  sich  zuerst  das  für  ihre  Zweck< 
)>enötigte  Drittel  an  Wasserkräften  sichern  müssen ;  erst  danr 
sollten  der  Industrie  die  übrigen  Wasserkräfte  freigegeber 
werden. 

Insoweit  es  sich  nur  um  die  Sicherung  des  Bezuges  ar 
elektrischer  Kraft  für  den  elektrischen  Betrieb  der  StaaU 
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.  bahnen  handelt,  ist  nach  Ansicht  des  Vortragenden  da/s  Be- 
giehren  vom  Standpunkte  der  Staatseisenbahnverwaltung  un- 
zweifelhaft verständlich  und  gerechtfertigt.  Er  hält  es  aber 
nicht  für  gerechtfertigt,  wenn  die  Staatsbahnen  zum  Bau 
eigener  Kraftwerke  schreiten  und  sich  in  diesem  Falle  die 
billigsten  Wass-erkräfte  sichern  wollten.  Damit  wäre  z.  B.  die 
elektrochemische  Industrie  in  eine  sehr  schwierige  Lage 
gebracht. 

In  dem  vom  Vortragenden  aufgestellten  Programm  ist  für 
Peutschösterreich    die    Elektrisierung    der  Hauptverkehrs- 
straße nach  dem  Westen  als  wesentliche  Notwendigkeit  be- 
zeichnet, also  der  Westbahn  von  Wien  bis  an  die  Staats- 
grenzen.   Seine  Bestrebungen  zielen  darauf  ab.  die  Strom- 
versorgung der  Eisenbahnen  imEahmen  des  gesamten  elektri- 
schen Wirtschaftsgebietes  zu  lösen,  um  daduich  eine  restlose 
Ausnutzung  der  Energiequellen  zu  ermöglichen  zum  Nutzen 
der  ganzen  Volkswirtschaft.    Bestehende  Wasserkraftwerke, 
die  nicht  voll  ausgenutzt  sind,  sollen  ihre  überschüssige  Kraft 
dem  Bahnleitungsnetz,  das  baldigst  herzustellen  sei,  zuführen. 
Doch  müßte  man  über  einen  sehr  schwierigen  Punkt  hinweg- 
kommen; das  ist  die  Frage  der  für  die  zu  elektrisierenden 
Bahnen  anzuwendende  Stromart.    Da  die  Proiekte  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung  für    den    Bahnbetrieb    eine    Art  des 
Wechselstroms  vorsehen,  die  für  alle  übrigen  Verwendungs- 
zwecke ungeeignet  ist,  wäre  es  somit  nicht  möglich,  mit  der- 
jenigen Stromart.    die  die  Elektrizitätswerke    für  allge- 
meine Verwendungszwecke  verteilen,  die  Bahnen  iinmiFtel- 
bar  zu  betreiben.    Es  müßten  größere,  äußerst  kostspielige 
Umformerwerke  errichtet  werden.    Gleichzeitig  mit  der  Her- 
stellung des  Bahnleitungsnetzes  müßten   auch  neue  Kraft- 
werke geschaffen  werden.   a]>er  —  nach  Ansicht   des  Vor- 
tragenden —  nicht  von  der  Staatsbahnverwaltung  sondern 
Kraftwerke,    die   im    Kähmen    der  Gesamtelektrowirtschaft 
hauptsächlich  allgemeine  Verwendungszwecke  im  Auge  be- 
halten sollen.   Die  Bahnvei-waltungen  müßten  im  volkswirt- 
schaftlichen Gesamtinteresse  Deutschösterreichs  bestrebt  sein, 
ihre  Bahnen  unmittelbar  mit  der  von  den  Elektrizitätswerken 
für  allgemeine  .Verwendungszwecke  verteilten  Stromart  zu 
betreiben.     Die    unter    den    maßgebenden  proiektierenden 
Elektroingenieuren     gegenwärtig    noch     herrschende  An- 
schauung, der  elektrische  Bahnbetrieb  könne  mit  der  für  die 
all  gemeinen  Verwendungszwecke  zur  Anwendung  gelano"en- 
den  Stromart  nicht  beherrscht  werden,  treffe,  wie  die  Entw-ick- 
lung  der  Verhältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten  erweise, 
nicht  zu.    Anfängliche  Schwierigkeiten  lagen  darin,  daß  es 
nicht  möglich  war,  einen  dem  Bahnbetrieb  sich  vorteilhaft  an- 
passenden Lokomotivmotor  zu  schaffen,  der  mit  der  für  die 
-allgemeinen  Verwendungszwecke  am  besten  geeigneten  Strom- 
art betrieben  werden  konnte;  diese  seien  heute  aber  über- 
wunden.^ 

Der  Vortragende  macht  zur  besseren  Ausnutzung  bestehen- 
der Elektrizitätswerke,  insbesondere  in  bezug  auf  die  Über- 
gangswirtschaft, Vorschläge;  diese  ließen  sich  am  raschesten 
und  billigsten  verwirkliehen,  wenn  die  Stromerzeufunos- 
anlagen  —  darunter  sind  nicht  nur  öffentliche  Elektrizitäts- 
werke, sondern  auch  die  Eigenanlagen  (natürlich  hauptsäch- 
lich Wasserkraftwerke)  zu  verstehen  —  schon  heute  eine  ein- 
heitliche Stromart,  z.  B.  den  in  Zukunft  wohl  allgemein  zur 
■Einführung  gelangenden  Drehstrom  mit  50  Per/S  verteilen 
wurden,  und  wenn  sie  schon  heute  durch  ein  zusammen- 
hangendes Leitungsnetz  verbunden  wären.  In  diesem  Falle 
ließe  sich  die  elektrische  Arbeit  unzweifelhaft  in  einer  Weise 
verteilen,  daß  alle  Bedürfnisse  gedeckt  werden. 

Aus  den  Ausführungen  des  Ministerialrates  Dr.  Kruschka 
in  der  dem  Vortrage  folgenden  Besprechung  sei  noch  erwähnt 
daß  dieser  die  gutgemeinte  Propaganda  des  Vortragenden  für 
die  Verwendung  von  50-T>eriodigem  Bahnstrom  angesichts  der 
ubereinstimmenden  gegenteiligen  Eesultate.  die  sich  aus  den 
gründlichen  Studien  und  Entschließungen  der  schweizerischen 
bayerischen,  preußischen  und  österreichischen  Staatsbahnver- 
waltungen über  diesen  Gegenstand  ergeben  haben  für  zweck- 
los halt.  Er  stimmt  aber  mit  dem  Vortragenden"  darin  voll- 
kommen uberem,  daß  alle  Mittel  aufgewendet  werden  sollten 
um  die  schlechte,  die  starke  Verschiedenheit  der  Preise  der 
elektrischen  Energie  bedingende  Ausnutzung  der  Kraftwerke 
von  etwa  30  %  womöglich  bis  gegen  100  %  nach  Kräften  zu 
verbessern. 

L  A^L®^^!^'^  weiteren,  die  vorstehend  angeschnittenen  Fragen 
betreffenden  Aufsatz  von  W.  Wittek  in  der  „Wiener  Eeichs- 
post«  vom  18.  Juli  1919  sei  an  dieser  Stelle  noch  hingewiesen. 

—  Anmeldung  und  entgeltliche  Überlassung  von  Kessel- 
wagen. Mit  einer  im  Staatsgesetzblatt  verlautbarten  Voll- 
sugsanweisung  werden  Vorschriften  für  die  Anmeldung  und 
Jntgelthche  Überlassung  von  Kesselwagen  erlassen.  Durch 
liese  Vollzugsanweisung  werden  zunächst  alle  Eigentümer 
Besitzer  und  Verwahrer  von  in  deutschösterreichischen 
Jtationen  beheimateten  Kesselwagen  verpflichtet,  diese  unter 


Anführung  aller  in  Betracht  kommenden  Angaben  bis  läng- 
stens 31.  Oktober  1919  mittels  eingeschriebenen  Briefes  dem 
Staatsamt  -  für  Handel  und  Gewerbe,  Industrie  und  Bauten 
(Abteilung  25)  m  Wien,  anzumelden.  Die  Festsetzung  d<j.> 
Entgeltes  wird  im  allgemeinen  auf  Grund  einer  gütlichen 
Vereinbarung  erfolgen,  während  für  den  Fall,  daß  ein  solches 
Übereinkommen  nicht  zustande  gekommen  ist.  die  Vergütung' 
durch  das  Bezirksgericht  Wien.  Innere  Stadt,  "im  außerstreit i^ 
gen  Verfahren  festzusetzen  ist.  Der  Grund  zum  Erlaß  tler 
erwähnten  Vollzugsanweisung  ist,  daß  es  der  mit  der  Durch- 
führung der  Mineralöleinfuhr  nach  Deutschösterreich  Ix;- 
trauten  Erdölstelle  bisher  nicht  möglich  war,  einen  entspre- 
chenden Kesselwagenpark  sicherzustellen,  so  daß  die  Gefahr 
besteht,  daß  die  Verträge  mit  Polen  und  Eumänien  ablaufen, 
ohne  daß  es  möglich  gewesen  wäre,  die  Deutschösterreich 
vertragsmäßig  zugesicherten  Mineralölerzeugnisse  abzube- 
fördern. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Versorgung  der  Staatsbahnon  mit  Betriebsöleu.  Wie  deui 
„Osteuropa-Dienst"  aus  Prag  gemeldet  wird,  hat  man  Vor- 
sorge getroffen,  die  tschecho-slowakischen  Staatsbahnen  mit 
Betriebsstoff,  insbesondere  mit  Zylinder-  und  Spezialöleii 
rechtzeitiq-  zu  versorgen.  Der  Verband  der  tschecho-slowaki- 
schen Bauken  hat  zu  diesem  Zwecke  dem  Verband  der  Pctro- 
leum-Eaffinerien  einen  Kredit  von  IG  Millionen  Kronen  zur 
Verfügung  gestellt;  die  öle  sollen  im  wesentlichen  aus  den 
Vereinigten  Staaten  bezogen  werden. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Schwedisch-norwegische  Verkehrsverbindung.  Über  die 
eigenartige  nach  Schweden  hinneigende  wirtschaftliche  Lage 
des  norwegischen  Waldbezirks  Trysil  wurde  in  Nr.  37  Jahr- 
gang 1912  dieser  Zeitung  eingehend  berichtet.  Die  Verhält- 
nisse scheinen  sich  immer  mehr  zuzuspitzen.  Die  schwedische 
Norra-Finnskoga-Gemeinde  hat  der  Gemeinde  Trysil  ein  Zu- 
sammenarbeiten behufs  Erreichung  einer  staatlichen  Fern- 
sprechverbindung zwischen  Norwegen  und  Schwe- 
den bei  Langfloen  über  Finnskoga  vorgeschlagen  und  die 
Gemeinde  Trysil  hat  zugestimmt.  Ein  ähnliches  Zusammen- 
arbeiten soll  auch  auf  das  Zustandekommen  einer  Eisen- 
bahnverbindung von  Trysil  nach  Langfloen  und 
weiter  zum  Anschluß  an  das  schwedische  Eisenbahnnetz  ab- 
zielen. Trysil  hat  geantwortet,  daß  es  schon  30  Jahre  lang 
einen  Anschluß  an  das  Eisenbahnnetz  des  norwegischen 
Mutterlandes  anstrebe,  ohne  etwas  zu  erreichen,  und  daß  es 
daher  den  Gedanken  einer  Eisenbahnverbindung  nach  Schwe- 
den hin.  der  ihm  auch  den  Anschluß  an  das  Meer  und  zum 
Ausland  verschaffe^  begrüße.  Dr.  S. 

—  Eisenbahnerbewegung  in  Elsaß-Lothringen.  Die  Ein- 
stellung des  Güterverkehrs  zwischen  Elsaß-Lothrino'en  und 
der  Schweiz  ist  laut  der  Genfer  „Feuille"  durch  "die  un- 
ruhigen ^Verhältnisse  im  Elsaß  notwendig  geworden. 
Die  elsässische  Bevölkerung  ist  besonders  deswegen  er- 
regt, weil  Frankreich  Aufsichtspersonal  geschickt  hat,  das 
nicht  einmal  die  deutsche  Sprache  beherrscht.  Die  Eisen- 
bahner, die  nach  ihrem  letzten  Ausstand  (vgl.  Nr.  71,  S.  752 
und  Nr.  81,  S.  861  d.  Ztg.)  die  Arbeit  wieder  aufnehmen 
mußten,  ohne  die  volle  Erfüllung  ihrer  Forderungen  erreicht 
zu  haben,  rächen  sich  nun  dadurch,  daß  sie  den  Verkehr  sabo- 
tieren. Das  gleiche  tut  das  Personal  der  Kheinschif fahrt.  Die 
Behörden  haben  daher  die  Schweiz  ersucht,  ihre  Waren  über 
französisches  Gebiet  umzuleiten. 

-;-  Die  französischen  Lokomotiven  nacli  dem  Kriege.  Die 

meisten  von  den  Schwierigkeiten,  die  als  Folgen  des  Krieges 
bei  uns  aufgetreten  sind,  haben  sich  bei  unseren  Feinden 
^  1  i,^*^^"**  namentlich  vom  Eisenbahnwesen, 

und  hier  wieder  besonders  in  Bezug  auf  den  Manoel  an  Be- 
triebsmitteln. Für  die  Aufreohterhaltung  des  Bestandes  an 
Lokomotiven  wirkte  besonders  der  Umstand  ungünstig  daß 
vier  von  den  sechs  Lokomotivfabriken,  die  Frankreich  vor 
dem  Kriege  besaß,  in  dem  von  den  deutschen  Truppen  be- 
setzten Gebiet  lagen.  Sie  konnten  jährlich  im  Durchschnitt 
650  neue  Lokomotiven  bauen.  Dazu  kamen  noch  50  Stück, 
die  m  den  Werkstätten  der  Eisenbahnen  hergestellt  wurden, 
so  daß  bei  einem  Jahresbedarf  der  französischen  Eisenbah- 
nen von  575  Stück  noch  ein  allerdings  kleiner  Überschuß  für 
die  Ausfuhr  verblieb.  Dieser  ging  auch  nicht  eigentlich  ins 
Ausland,  sondern  blieb  in  den  französischen  Kolonien  und 
in  Algerien.  Aus2nih6ssern  waren  im  Jahresdurchschnitt 
etwa  1570  Lokomotiven.   Im  Kriege  mußte  die  Tätigkeit  auf 
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diesem  Gebiei«  staik  eingeschränkt  werd-en,  und  die  Folge 
war,  daß  Anfang  1918  schon  2336  nicht  betriebsfähige  Loko- 
motiven vorhanden  waren.  Die  dadurch  verursachten  Schwie- 
rigkeiten winden  noch  insofern  erhöht,  als  auch  der  Neubau 
nicht  das  leisten  konnte,  was.  von  ihm  erwartet  werden  mußte. 
Die  Paris-Lyon-Mittelmeerbahn  hatte  z.  B.  vor  dem  Kriege 
337  Lokomotiven  zur  Ablieferung  in  den  Jahren  1914  und 
1915  bestellt ;  von  diesen  waren  aber  bis  Ende  1916  erst 
75  Stück  abgeliefert  worden.  Im  Jahre  1917  wurden  660  Lo- 
komotiven in  den  Vereinigten  Staaten  und  170  in  England 
bestellt,  Sie  sollten  bis  Ende  1918  geliefert  werden.  Ihr 
Preis  übertraf  den  Friedenspreis  um  125  %.  Außerdem  liehen 
die  Verbündeten  den  französischen  Eisenbahnen  1412  Loko- 
motiven. Immerhin  konnte  dadurch  der  Fehlbetrag  an  neuen 
Lokomotiven,  der  von  1914  bis  1917  1725  Stück  betrug,  liicht 
ganz  ausgeglichen  werden.  Eine  Besserung  der  Lage  wuide 
durch  die  Überweisung  der  von  Deutschland  abgegebenen  Lo- 
komotiven geschaffen,  doch  scheinen  die  Schwierigkeiten,  niit 
denen  die  französischen  Eisenbahnen  zu  kämpfen  haben,  da- 
durch noch  nicht  beseitigt  zu  sein.  Durch  den  Wied  irauf bau 
der  Lokomotivfabriken  im  ehemals  besetzten  Gebiet  Frank- 
reichs hofft  man  ihre  Leistungsfähigkeit  bis  auf  eine  Liefe- 
rung von  800  bis  1000  Stück  jährlich  zu  steigern,  so  daß  für 
den  Überschuß,  der  nach  Deckung  des  innerfranzösischen  Be- 
darfs bleibt,  ein  weiteres  Absatzgebiet  gesucht  werden  muß. 

—  Arbeiter  in  französischen  Eisenbahn-Betriebsaus- 
schüssen. Das  Bundeskomitiee  der  französischen  Eiisenhahn- 
gewerkschaften  stimmte,  wie  die  „D.  Allg.  Ztg."  meldet, 
auf  einer  in  diesen  Taigen  abgehaltenen  Sitzung  grundsätz- 
lich dem  Eintritt  von  Arbeitern  in  den  Betriebsaus&chuß 
der  Eisenbahnen  zu.  Die  Giewerkschaften  erblicken  hierin 
•^ine  neue  Etappe  zur  Verstaatlichung  der  Eisenbahn. 

—  Direkte  Eisenbahn  verbin  duna:  Grenoble-Nizza.  Zur  Schaf- 
fang einer  besseren  Verbindung  zwischen  Savoyen  und  Nizza 
wird,  wie  wir  der  ,jSchweiz.  Bauztg."  entnehmen,  von  den 
Handelskammern  der  daran  beteiligten  Gegenden  die  Er- 
stellung einer  zweispurigen  Hauptlinie  mit  ausschließlich 
elektrischem  Betrieb  von  Grenoble  nach  Nizza  erwogen.  Zur 
Erlang-ung  von  bezüglichen  Vorprojekten  eröffnet  die  Han- 
delskammer in  Nizza  einen  Wettbewerb  mit  Preisen  von  25  000, 
15  000  und  lOOOO  Franken. 

—  Betriebsgesellschaft    der    Orientalisehen  Eisenbahnen. 

Einem  Wiener  Drahtbericht  zufolge  meldet  die  „Neue  Freie 
Presse":  In  Paris  werden  in  den  nächsten  Tagen  Verhand- 
lungen über  den  Verkauf  des  österreichischen  Besitzes  an 
Aktien  der  Betriebsgesellschaft  der  Orientalischen  Bahnren 
stattfinden.  Direktor  Popper  vom  Wiener  Bankverein  ist 
bereits  zu  dem  Zweck  nach  Paris  abgereist.  Der  Verkauf  der 
Aktien  soll  an  eine  in  Frankreich  neu  gebildete  Orient- 
gruppe erfolgen,  die  von  den  großen  Banken,  der  Soci6t6 
Generale  und  der  Banque  de  Paris  gebildet'  worden  ist.  Mit 
dieser  Gnippe  haben  bereits  während  des  ganzen  Jahres 
wiederholt  Besprechungen  stattgefunden,  die  aber  stets  an  der 
Frage  des  Verkaufspreises  gescheitert  isind. 

(Die  Betriebsgesellschaft  der  Orientalischen  Eisenbahnen 
ist  bekanntlich  eine  Gründung  des  Finanzmannes  Baron 
Hirsch,  die  bis  zum  Jahre  1910  unter  der  Führung  der  Anglo- 
bank  und  später  des  Bankvereins  in  Wien  ihren  Sitz  hatte, 
und  dann  „ottomanisiert"  wurde  und  ihren  Sitz  nach  Konstan- 
tinopel verlegen  mußte.  Ein  sehr  großer  Teil,  zeitweilig  so- 
gar die  Mehrheit  der  Aktien,  befand  sich  allerdings  in  schwei- 
zerischen Händen.  Die  Orient bahngesellschaft  ist  nicht  Eigen- 
tümerin, sondern  nur  Betriebsführerin  der  von  ihr  verwal- 
teten Strecken;  ihre  Betriebskonzession  läuft  bis  zum  31.  De- 
zember 1957.  Bis  zum  Jahre  1888  umfaßte  das  Netz  rund 
1400  km.  meist  Sackbahnen,  die  weder  unter  sich,  noch  mit 
dem  mitteleuropäischen  Bahnnetz  verbunden  waren,  und  die 
später  zum  Teil  an  die  Bulgarischen  Staatsbahnen  abgegeben 
werden  mußten.  Erst  auf  Grund  eines  1882  abgeschlossenen 
Staatsvertrages  zwischen  Österreich-Ungarn,  Serbien,  Bul- 
garien und  der  Türkei  (sog.  Convention  ä  quatre)  wurde  das 
Netz  weiter  ausgebaut,  und  insbesondere  die  durchgehenden 
Verbindungen  Wien-Konstantinopel  und  Wien-Saloniki  herge- 
stellt. Die  Ausdehnung  des  Betriebnetzes  stieg  damals  wieder 
auf  1265  km.  Von  diesen  wurden  zunächst  im  Jahre  1908 
durch  die  Bulgaren  310  km  abgelöst ;  nach  dem  Balkankrieg 
1912/13  behielten  die  Serben  die  in  den  erworbenen  Landcs- 
teilen  liegenden  370  km  und  fügten  sie  ihrem  Staatsbahnbesitz 
gegen  einen  anständigen  Ablösungspreis  ein.  Die  Aus- 
einandersetzung mit  den  Serben  war  noch  nicht  beendet,  als 
der  Weltkrieg  einsetzte. 

Die  Gesellschaft  hat  im  allgemeinen  gute  Erträge  abge- 
worfen; die  Dividende  fiel  niemals  unter  i%  und  betrug  1912 
und  1913:  8  %.  Frankreich  kann  sich  also  finanzielle  Vorteile 
von  der  Erwerbunx  der  Bahnen  verisprechen,  zumal  seine 


durch  den  Krieg  gestärkte  Stellung  es  ihm  leicht  machen  wird, 
die  noch  schwebenden  Ansprüche  der  Gesellschaft  gegen  Ser- 
bien und  Entschädigungsfordei-ungen  gegen  Bulgaren,  Türken 
und  Griechen  aus  dem  Balkankricg  und  aus  de'in  Weltkrieg« 
in  gunstiger  Weise  durchzusetzen.  Die  Franzosen  haben  offen- 
bar die  Absicht,  auf  das  Eiseubahnuetz  im  Balkan  entschei- 
denden Einfluß  zu  gewinnen,  sich  weitere  Konzessionen  für 
einen  großzügigen  Ausbau  eiteilen  zu  lassen  und  insbesondere 
die  läno'st  geplanten  Verbindungen  mit  Griechenland  und 
Albanien  herzustellen.  Daß  bei  diesem  Vorgehen  zu"-leich 
auch  der  politische  Einfluß  Frankreichs  auf  dem  B'alkan 
außerordentlich  erstarken  wird,  versteht  sich  von  selbst,  und 
das  ist  wohl  einer  der  Hauptgründe  für  die  jetzt  gep*lant<jj 
Erwerbung.  J 


Allgemeines.  'SM 

—  Der  Zahnradhilfsantrieb  für  die  Berliner  Stadtbahn  beim 
Verkehr  mit  Triebgestellzügen.  Bekanntlich  werden  zurzeit 
verschiedene  für  die  Elektrisierung  der  Berliner  Stadtbahn  er- 
wogene technische  Neuerungen  auf  den  Strecken  der  boi-eitsl 
elektrisch  betiiebenen  „Schlesischeu  Gebirgsbahn"  eineri 
gründlichen  Ausprobung  unterzogen.  Die  Leser  sind  über  diftl 
elektrische  Zugförderung  auf  diesen  Bahnen  durch  Abhand- 
lungen in  den  Nrn.  78  und  79  des  Jahrg.  1913,  in  Nr  89  S.  921 
des  Jahrg.  1918  und  in  Nr.  11  S.  104  des  lfd.  Jahrg.  unter- 
richtet. Neuerdings  verbreitet  sich  Privatdozent  E.  C.  Z  ehme 
eingehend  über  diese  Bahn  in  einem  Reisebericht,  der  in 
den  Heften  29  bis  31  des  lfd.  Jahrg.  der  von  ihm  geleiteten 
„Elektrotechnischen  Zeitschrift"  abgedijuckt  ist.  Dieser  Be- 
richt beschäftigt  sich  auf  S.  365  der  „E.  T.  Z."  auch  mit  dem 
auf  dem.  Bahnhof  Nieder-Salzbrunn  zu  probeweisem  Einbau 
gelangten  Zahnra  d  hilf  s  an  trieb.  Zehme  fällt  darüber 
em  ungünstiges  Urteil,  das  aber  von  dem  Dezernenten  bei  der 
Eisenbahndirektion  Berlin.  Eegierungsbaumeister  Wech- 
mann,  in  Heft  36  S.  446  der  „Elektrotechnischen  Zeitschrift") 
nach  Form  und  Inhalt  beanstandet  wird.  Die  Aussprache  übeii 
die  Angelesenheit  gibt  zu  einigen  Mitteilungen  über  die  für 
die  Stadtbahn  in  Aussicht  genommene  elektrische  Betriebs- 
weise V'eranlassung.  Es  ist  daran  zu  erinnern,  daß  die  elek- 
trische Zugförderung  auf  den  Berliner  Stadt-,  Ring-  und  Vor- 
ortbahnen einstweilen  unter  Verwendung  sogenannter  Trieb- 
gestelle durchgeführt,  werden  soll,  gegen  deren  Verwendung 
im  Stadtschnellverkehr  sich  Zehme  in  einer  bereits  im 
Jahrg.  1913  auf  S.  616  der  „E.  T.  Z."  veröffentlichten  Nieder- 
schrift ebenfalls  ausgesprochen  hat.  Die  Züge  werden  — 
nach  Wechmann  —  aus  zwei  selbstfahrenden  Einheiten  be- 
stehen, die  bei  starkem  Verkehr  zusammen  und  bei  schwäche- 
ren einzeln  fahren.  Jede  Einheit  besitzt  ein  zweiachsiges 
zweigekuppeltes  (B-) Triebgestell  und  sechs  dreiachsige  Vor- 
ortwagen. Bei  dieser  AnOrdnun.o;  wird  es  möglich,  den  vor- 
handenen großen  Wagenbestand  ohne  wesentlichen  Umbau 
weiter  zu  verwerten.  Die  Zeitschrift  ..Elektrische  Kraft- 
betriebe und  Bahnen"  brachte  auf  S.  265/66  des  Jahrg.  iyi6 
tadellos  ausgeführte  Bilder  eines  Versuchszuges,  der  damals 
'Probefahrten  zwischen  Dessau  und  Bitterfeld  machte. 

Die  Triebgestelle  sollen  nach  neuerdings  in  Schlesien 
durchgeführten  Versuchen  eine  Zugfolgezeit  von  95  Sekunden, 
d.  h.  eine  Zahl  von  38  Zügen  .stündlich  verbürgen,  wobei 
jedoch  nicht  angegeben  ist,  ob  bei  den  Ermittelungen  der  Ver- 
suchszug aus  einer  oder  zwei  Triebgestelleinheiten  be- 
stand, mit  anderen  Worten,  ob  es  sich  um  einen  Halb-  oder 
Ganzzug  handelte.  Auch  über  die  Bremsverzögerung.  die 
HaHf>stellenaufenthalte  und  die  Signalstellzeiten. '  die  Höchst- 
geschvrindigkeit,  Länge  der  Schutzstrecken  wären  Angaben 
erwünscht  gewesen.  Daß  die  obige  Leistung  nur  unter  Ein- 
führung des  selbsttätigen  Signalsystems  gedacht  ist,  bedarf 
vrohl  keiner  weiteren  Erörterung.  AV  e  c  h  m  a  n  n  hofft,  daß 
eine  derartig  dichte  Zugfolge  unter  Einbau  eines  einzigen 
Nachrücksignals,  wie  solche  bereits  auf  der  Berliner  Unter- 
grundbahn im  regelrechten  Betrieb  stehen,  auch  auf  der  Ber- 
liner Stadtbahn  durchführbar  sei,  obwohl  die  Anfahrbeschleu- 
nigung des  Triebgestellzuges  im  Mittel  nur  0,32  m/Sek.^  be» 
trägt ;  er  rechnet  weiter  damit,  daß  eine  solche  Zugdichte  auch 
in  den  Flutstunden  des  Stadtbahnverkehrs  für  viele  Jahre  ge- 
nügen dürfte.  Für  Vorortstrecken  kommt  eine  so  dichte  Zug- 
folge nicht  in  Frage. 

Da  nicht  von  der  Hand  zu  weisen  wäre,  daß  auf  der  eigentr 
liehen  Stadtbahnstrecke  zwischen  Charlottenburg  und  Stralau- 
Eummelsburg  später  eine  noch  dichtere  Zugfolge^  erforder- 
lich sein  könnte,  wäre  vor  allem  zu  untersuchen,  auf  welche 
Weise  die  Anfahrbeschleunigung  der  Züge  zu  steigern  sei 
Der  äuß-erste  Wert  hierfür  wäre  —  nach  der  genannte!) 
Quelle  —  0,6  m/Sek.^  im  Mittel ;  hiermit  wären  in  günstigen 
Fällen  45  Züge  in  der  Stunde  abzufertigen,  entsprechend  einei 
Zugfolge  von  80  Sekunden.    Höhere  Anfahrbeschleunigung 
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li€ße  sich.  w€nii  die  Geldfraoe  keine  Eolle  spielte,  auf  ein- 
tachste  Weise  diu'ch  Verwendung  der  im  elektrischen  Stadt- 
schnellverkehr üblichen  Triebwagen  erreichen,  deren  Einfüh- 
rung aut  der  Berliner  Stadtbahn  aber  erst  dann  in  Frao-e 
kommt,  wenn  die  vorhandenen  Personenwaoen  aufgebraucht 
sind  und  neue  angefordert  werden  müssen.  Nach  Weciimann  ist 
aber  auch  für  diesen  Fall  bereits  ietzt  Vorsorge  getroffen- 
em für  die  Berliner  Stadtbahn  eingerichteter  Triebwaoenzu<^ 
ist  last  fertiggestellt  und  wird  demnächst  ebenfalls  erprob't 
werden  Aber  auch  ohne  dieses  Mittel  ist  die  Erhöhuno'  der 
Antahrbeschleunigung  durch  Vermehrung  der  Trieboestell- 
achsen  ohne  weiteres  zu  erreichen.       '     '  " 

Ein  drittes  Mittel  zur  Verbesserung  der  Anfahrbeschleuni- 
gung hoffte  man  im  Z  a  h  n  r  a  d  h  i  1  f  s  a  n  t  r  i  e  b  zu  finden- 
hiert>ei  wäre  das  Bei bungsge wicht  überhaupt  nicht  zu  ver- 
mehren. Um  die  Zweckmäßigkeit  einer  solchen  Anlaoe  nach 
allen  Eichtungen  klarzustellen,  hat  die  Eisenbahn verwaltuu'^ 
tur  die  Proben  auf  dem  Bahnhof  Nieder-Salzbrunn  letzthiS 
eine  loü  m  lange  Zahnstange  einbauen  lassen;  diese  ist  an 
dem  in  der  Fahrrichtung  vorn  befindlichen  Ende  verankert 
und  kann  sich  im  übrigen  auf  Schlitten  frei  ausdehnen.  Die 
Einrichtung  soll  sich  bis  zur  Niederschrift  des  Wechmann- 
schen  Berichts  völlig  einwandfrei  bewährt  haben;  die  für 
die  V  erdichtung  der  Zugfolge  erwünschte  Erhöhuno-  der  mitt- 
leeren Anfahrsbeschleunigung  auf  0,6  m/Sek.-  ist  danach  bei 
jeder  Witterunp-  erreicht  worden. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung,  die  immerhin 
als  xNot  behell  anzusprechen  ist,  kommt  nur  für  den  Fall  in 
Frage  daß  mit  der  mit  den  Triebgestellen  ohne  weiteres  zu 
eri^eicheuden  Zugfolge  der  Stadtbahnverkehr  auf  der  Stamm- 
strecke nicht  zu  bewältigen  ist.  Für  diesen  Fall  wären  also 
nur  11  Zwischenbahnhöfe  mit  Zahnstangen  auszurüsten;  für 
das  übrige  Netz  durfte  sich  die  Anwendung  des  eigenartio-en 
Antriebhilfsmittels  voraussichtlich  ein  für  allemal  erübrigen 
Eine  wertvolle  Ergänzung  des  Vorstehenden  findet  «ich  in 
einem  gleichfalls  von  Wechmann  verfaßten,  in  der  „Elektro- 
technischen Zeitschrift"  S.  163  des  lfd.  Jahrg.  wiederi-e- 
gebenen  Aufsatz  über  den  derzeitigen  Stand  der  Vorarbeiten 
zur  Elektrisierung  der  Berliner  Stadt-,  Bing-  und  Vorort- 
bahnen. Da  wird  u  a.  mitgeteilt,  daß  auf  Strecken  mit  sehr 
schwankendem  Verkehr  Trieb  wagenzüge  nach  dam 
Muster  eines  von  den  Siemens-Schuckert-Werken  bereits  er» 
bauten  verkehren  dürften,  und  daß  für  Strecken  mit  wenio- 
dichtem.  al>er  schwerem  Verkehr  Züge  mit  Diesel- 
lokomotiven in  Betracht  kommen.  Mit  der  Durchbilduno- 
derartiger  Lokomotiven  nach  den  Vorschlägen  der  Eiseubahu" 
vervraltung  sind  bekannte  Fachleute  und  Fabriken  betraut 
worden. 


Rechtspflege. 

—  Haftpflicht  der  Eisenbahn  bei  Diebstahl  aus  offenem  Waeen. 

Die  Frage,  ob  den  Eisenbahnen  bei  Diebstählen  aus  offenen 
Wagen  der  Schutz  des  §  86  (1)  EVO.  zur  Seite  steht  oder  nicht, 
ist  sowohl  in  der  Literatur  als  auch  in  der  Eechtsprechun^.' 
verschieden  beantwortet  worden.  So  haben  nach  Nr.  68/15  der 
\  ereinszeitung  das  Landgericht  Aachen,  das  Oberlandesgericht 

thntJ^i  s^1i^^n°^''"^."^  ^  ^^^^^^  ''^^^  Eisenbahn  den 
1f  §  «6/1).  EVO.  versagt,  während  das  Landgericht 
Dresden  durch  Urteil  vom  22.  Mai  1914  einen  Entschädi^unc^s- 
Kdef  dl?A  T?T  ^^^^  abgelehnt  und  das  Oberlandesgericht 
Z^^^t^f  ili^^j^^'r'^  ^"""i  l^-  Dezember  19U  die  Abweisung 
Wrlpr.7n\,  t^"  ^.'^'t"?  v^,^^^®  "^«^^  ""'^^  Entschädigungs- 
la.  T^nLr^^J"  Dj.^bstahls  von  einem  offenen  Wagen  durch 
las  Landgericht  I  in  Cassel  zugunsten  der  Eisenbahn  ent- 
nii  '^'^^  Begründung  wurde  Diebstahl  als  eine 

^L^   r  verbundene  Gefahr  bezeichnet.  Die 

regen  dieses  Urteil  beim  Oberlandesgericht  Cassel  eino-eleote 
Äi^"  abgewiesen,  worden.  Die  Abweisung  der  Beruf ung 
.nttialt  nun  nicht  etwa  eine  Bestätigung  der  Gründe  des 
^hYrS'^  "T^''?  OberiandesJericht  kommt  zu  dem 
hl{  .i^h  K^'^'i  Falle  der  Beweis  dafür  fehle, 

fe  ai^r^i.^!.  der  Annahnie  der  Sendung  durch  die  Eisenbahn 
ahen  ""n^.  Gegenstände  noch  auf  dem  Wagen  befunden 

laöen.  Das  Oberlandesgericht  hält  entgegen  der  Ansicht  des 
dSS*HaÄw^''  Beförderung,  im  offenen  Wagen  nicht  für 
»inen  rlattbelreiungsgrund  an  sich. 

ie^ienfw''^4l'f*'i  "^""^  allgemeine  Interesse,  das  Fällen  vor- 
ntt  ttlfil  TT*  «J^ISjeS'enaebracht  wird,  möge  der  Casseler  Fall 
>,  1  u  Urteilsbegründungen  kurz  wiedergegeben  werden: 
handelt  sich  um  den  Eaub  zweier  Treibriemen,  die  in  der 
iauchkammer  einer  auf  offenen  Wagen  in  A.  nach.  B.  aufge- 
^benen  Lokomobile  aufbewahrt  waren.  Nach  Ankunft  in  B. 
mrde  festgestellt,  daß  zwei  Treibriemen,  die  in  angegebener 
Vei.se  verladen  waren,  fehlten.  Der  Empfänger,  der  auf  eine 
«hadensersatzf orderung  von  1090,20  Jt  unter  Hinweis  auf 


L.bfA  L^^^\''''*''^?'^^«l*.  ablehnend  beschieden  worden  war, 
clfif  o'el         T'^^i'*'  ™  Klagewege  bei  dem  Landgericht 
m?   kostSLlli?^  Klage  wurde  mit  Urteil  vom  5.  DeSember 
Nach  §  459  Ahf  1  Ttp  ^ ,  •  Begründung   abgewiesen  : 

„IN ach  S  4o9  Abs.  1  HGB.  haltet  die  Eisenbahn  nicht  in  A.n- 
«ehnng  der  Guter,  die  nach  den  Bestimmungen  des  Ta  ifs  oder 
mit  deTYh.'''  aufgenommenen  Vereinbarung 

Tür  SsyS^'w^i''/^'''  gebauten  Wagen  befördert  werden, 
l^f K     ,  ^ehaden  welcher  aus  der  mit  dies,er  Beförderuno-isart 
r'^^  ^^^^^^^i-   ^'aeh  Absatz  2  a.a.O.  Srd"wS 

rn^standen  isT  w.^f 'r*'^^  ^i''^^^*^  "^^'^  ««^ehen  GefX 
entstanden  ist,  wenn  er  aus  ihr  entstehen  konnte.    Zu  den  mil 

der  bezeichrieten  Beförderungsart  verbundenen  Gefahren  ^e 
s"l07T%S*e  Vo^ ^  (Rundnagel.  Haftung  derEisefbahn,  1909 
II-    r^ie^e  Voraussetzungen  treffen  im  vorlieo-cnden  Falle 
zu.   Die  Beförderung  der  Lokomobile  in  einem  off enen  Va-^^^ 

ta'r^sVom  ATaiV9i«^^i'''V'  f^- D^-^^^ehen  EisenbalSi-Ä 
xariis  vom  i.  Mai  1916.  Ein  Gut  wird  danach  im  offenen  Wao-f,. 

d'eSInt  prichT  Nact'r'^"  V  r'}'""''  und  dL^ElÄn 
uem  enrspiictit.    JVach  dem  unbestrittenen  Auszuo-e  ims  den. 

Lokomobile  in  B.  durch  Abschlagen  der  Schraubämutter  et 
öffnet  gewesen  wäre     Es  wird  daher  vermutet?  dXder  V^ 
S  lnderrw?/f entstanden  ist.    Daß  die  Riemeu  auf 
eine  am  ere  Weise  verloren  gegangen  seien,  oder  daß  der  TIp 
beh?upt'et."  verschuldet  hätte,  hat  \le7  KllgeJ'ni^ht 

Das  die  Berufung  des  Klägers  abwei&ende  Urteil  macht  die 
Beantwortung  der  Frage,  ob  Diebstahl  im  ein^lne^  Fal  e 
J//klich  zu  den  Gefahren  gehört,  die  mit  der  Befö^demng  m 
offenen  Wagen  verbunden  sind,  von  der  PriifunfS  Beurt^?" 
lung  d  e  r  Umstände  des  betreffenden  Fal  es  abhln<rig  Die" 

S'-S'd^fs^autyrf'^  Oberiandesgerichtt'&fvom 
lu.        a.  Jh.  lautet  auszugsweise: 

..Der  Eerufunir  war  der  Erfolg'  zu  versao-en  Allorilii.»« 
kann  -  entgegen  der  Ansicht  des  VorSi^htera  - 

iJio  JNi.  d9.)    Da  die  fraglichen  Treibriemen  —  für  H^p  r7 

mrwerden'd?ßTiie'ire'r^T  «nb-denklich  anginom: 

de?Äaiititr'l^  fornt^ 

der  Eienien  in^ihr  zugeschraubt  und  vernietet  war  un  ei  aT 

bä  dfrBelvf;d?r^r'''^"T''""  '^?tr°^'^^  worden  'siT  Daß 
n^ik  *  "Gerung  von  Gegenständen  in  offenen  Güterwpo>tr. 
Diebstahl  zu  den  mit  dieser  Beförderun^rT  verbunSeu 
im  e^L^Tn  F^ne'^r  °^^^*  zweifelhaft.''  Ob  Sstah 
no.i  ^  T,°  ^^^^e  wirklich  zu  diesen  Gefahren  o-ehört  i^t 
zu  turiei]en™"^1^f  r  E ^-'^t-p-'en  Fallerzr  prüS'uud 
50  u  f  \    T^^'  rvl^-      Warneyer,  Bd.  1915  Nr.  39  Seite 

Shlössene?  rüt?rf '^'^^'^'^^^^^  ^"«^^  ^ei  Verwendung- gi' 
^^niossener  Guterwagen  nicht  ausgeschlossen     Daß  sie  iibfT,. 

SÄ" wir"/"  ^iiter.^gen^ehlechthin  erm^  undtä-'- 

han^+or.     ^  1  ^jen  nicht  m  dieser  Allgemeinheit  be- 

vÄent  kannlan^  "^'^  ''""t!}'  herrschenden  Umstände  an. 
Aino  °^a^         "^eit  sagen,  daß  die  Verwenduns 

nr-Tl^  ^■'"^''V  f?^^^f  für  die  Beförderung  der  LoSobfle 
erlei  h  e?t  hatS^  Begehung  des  Diebstahls  thlechthin 

trieicntert  hatte.  Denn  die  Eiemen  waren  in  der  Eauch- 
kammer  so  gut  aufgehoben  und  «o  fest  verschlossen  daß  ihJe 
Unterbringung  in  einem  geschlossenen  Güterwagen  nichi 
Mcherer  hatte  sein  können.  Zur  Überwindung  der  ihrer  Ent- 
wendung aus  dem  offenen  Güterwagen  entgegenstehenden 
Hindernisse  gehörte  demnach  ein  derart  hartnäckiger  ver- 
brecherischer Wille,  daß  man  ohne  weiteres  annehmen  kann 
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dieser  Wille  würde  auch  vor  einem  geschlossenen  Güterwagen 
nicht  Halt  gemacht  haben.  Hat  aber  der  seschlossene  Güter- 
wagen nach  den  besonderen  Umständen  des  einzelnen  Falles 
keine  größere  Sicherheit  vor  Begehung  des  Diebstahls  als  ein 
offener  Wagen,  iso  kann  auch  keine  Kode  davon  sein,  daß  die 
Begehung  eines  Diebstahls  in  einem  solchen  Falle  zu  den  mit 
der  Beförderungsart  in  offenen  Wagen  verbundenen  Gefahren 
oehört.  Der  Beklagte  kann  sich  hiernach  für  die  Befreiung 
von  seiner  Haftung  nicht  auf  §  459  Abs.  1  Ziffer  1  HGB.  bezw. 
§  86  Abs.  1  Ziffer  1  der  Eisenbahn verkehrsordnung  berufen. 


Er  haftet  vielmehr  gemäß  §  456  HGB.  an  sich  für  den  Schaden, 
der  durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Gutes  in  der  Zeit 
von  der  Annahme  des  Gutes  zur  Beförderung  bis  zur  Abliefe-; 
Tung  entstanden  ist.  ] 
Kläger  hat  iedoch  —  beim  Bestieilen  des  Beklagten  —  nicht 
nachzuweisen  vermocht,  daß  der  Diebstahl  der  hier  fraglichen 
Eiemen  erst  nach  der  Annahme  der  Lokomobile  durch  den 
Beklagten  zur  Beförderung  erfolgt  ist.  .  .  .  Die  Beruf nnj 
gegen  das  klageabweisende  Urteil  ist  daher  unbegründet." 


Amtliche  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltung'  sind  er- 
lassen Morden: 

Nr.  II  146  vom  25.  Oktober  d.  Js.  an  tsämtUche  Vereinsver' 
waltungen,  betreffend  Neuverteilung  des  Technischen  Ver- 
einsorgans  (abgesandt  am  29.  Oktober  d.  Js.). 


Nr.  IV  70  vom  24.  Oktober  d.  Js.  an  die  Vereinsverwaltungen, 
die  im  III.  Vierteljahr  1919  zahlpflichtige  Bekanntmachungei 
in  der  Vei-einszeitung  erlassen  haben,  betreffend  Kosten  füi 
Bekanntmachungen  in  der  Vereinszeitung  (abgesandt  ana 
29,  Oktober  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Änderung  von  Stationsnamen. 

Der  Bahnhof  Güsen  an  der  Bahn- 
^^trecke  Berlin-Magdeburg  führt  künftig 
d\e  Bezeichnung 

Güsen  (Bez.  Magdeburg). 
Magdeburg.  26.  Oktober  1919.  (1144) 
Eisenbahüdirektion. 

2.  Güterverkehr. 

Biunen-Tiertarif.  Teil  II,  und  Binnen- 
Gütertarif,  Teil  II,  Heft  1  für  die  voll- 
spurigen Linien  der  Sächsischen  Staats- 
eisenbahnen. 

Mit  Gültigkeit  vom  5.  Dezember  1919 
wird  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Deutschen  Eisenbahn»Tiertarif,  Teil  I, 
und  dem  Deutschen  Eisenbahn-Güter- 
tarif. Teil  I,  Abteilung  B,  der  Abschnitt 
„Ciebühren  für  die  Ausführung  nach- 
träglicher Verfügungen"  des  Nebenge- 
bührentarifs geändert.  Näheres  über 
ilie  Änderungen,  die  gemäß  §  2  der 
Eisenbahn- Verkehrs-Ordnung  genehmigt 
sind,  ist  aus  unserem  Verkehrsanzeiger 
zu  ersehen,  auch  geben  die  Stationen 
Auskunft. 

Dresden,  am  27.  Oktober  1919.  (1138) 
'  Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 

Staats-  und  Privatbalin-Gütervcrkchr. 

Voraussichtlich  am  15.  Oktober  1919 
wird  die  Station  Braunschweig  Nordost 
der  Braunschweig-Schöninger  Eisen- 
bahn eröffnet  und  mit  diesem  Tage  in 
den  Staats-  und  Privatbahn-Gütertarif 
aufgenommen. 

Alles  Nähere  durch  den  nächsten 
Tarif-  und  Verkehrsanzeiger. 

Berlin,  9.  Oktober  1919.  (1140) 
Eisenbahndii-ektion. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
(Stationstarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
ab  werden  im  Verkehr  mit  der  Nord- 
hausen-Wernigeroder  Eisenbahn  die 
Gebühren  für  die  in  Nordhausen  oder 
Wernigerode  erforderliche  Umladung 
aus  den  Vollspurwagen  in  die  Schmal- 
spurwagen oder  umgekehrt  vtnd  für  die 
Gestellung  von  Eollböcken  von  8  <5 
für  100  kg  auf  10  *3  erhöht.  —  Nähe- 
res enthält  die  am  3.  November  1919 
erscheinende  Nummer  des  Tarifanzei- 
gers. —  Das  alsbaldige  Inkrafttreten 
der  Erhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehende  Aenderung  des  §  6  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnuug  (R.  G.  Bl. 
1914,  S.  455).  Auskunft  geben  auch  die 
beteiligten    Güterabfertigungen  sowie 


das    Auskunftsbüro,      hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz. 
Berlin,  den  28.  Oktober  1919.  (1146) 
Eisenbahn  direktion. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
(Stationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mt  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1920 
ab  werden  die  im  Abschnitt  III  bei 
Hochfeld  Hafen  angegebenen  Uberfuhr- 
gebühren erhöht.  Näheres  enthält  die 
am  3.  November  1919  erscheinende 
Nummer  des  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berün.  den  29.  Oktober  1919.  (1148) 
Eisenbahndirektion, 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
(Stationstarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  1919 
ab  werden  die  im  Abschnitt  II  bei 
Dresden  Hauptmarkthalle,  Eibenstock 
ob.  Bf..  Neu  weit.  Oberfrohna,  Sohweins- 
burg  und  Zeulenroda  ob.  Bf.  angegebe- 
nen Zuschlagsfrachten  erhöht.  Nähe- 
res enthält  die  am  3.  November  1919 
erscheinende  Nummer  des  Tarif anzei- 
gers.  —  Das  alsbaldige  Inkraftreten 
der  Erhöhungen  gründet  sich  auf  die 
vorübergehend©  Aenderung  des  §  6  der 
Eisenbahn  -  Verkehrsordnung  (R.-G.- 
Bl.  1914,  S.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  29.  Oktober  1919.  (1147) 
Eisenbahndirektion. 

Dahme-Uckro'er  Eisenbahn. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  d.  Js. 
ab  betragen  im  Wechselverkehr  mit  der 
diesseitigen  Bahn  dife  zur  Erhebung 
kommenden  besonderen  Frachtzuschläge 
(Tfv.  200,  Heft  Gib  —  Stationstarif- 
tafeln usw.  — ,  Nachtrag  1,  Seite  6)  für 
Steinkohlen,  Braunkohlen,  Koks  und 
Preßkohlen,  die  nach  dem  Ausnahme- 
tarif 6  berechnet  werden,  im  Verkehr 
mit 

Dahme  (Mark)  19  4 
Kemlitz  18  „ 

für  100  kg. 
Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Erhöhung  gründet  sich  auf  die  voriiber- 
gehende  Änderung  des  ^  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Ordnung (R.-G.-Bl.  1914, 
S.  455). 

Dahme  (Mark),  29.  Oktober  1919. 

Die  Direktion.  (1141) 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Deutscher     Eisenbahn-Personen-  nnd 
Gepäcktarif,  Teil  I  (Tfv.  2000).  , 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  November  <^ 
Js.  wird  die  Ausführungsbestimmung  3 
zu  §  40,  nach  der  das  Gewicht  einer  Exl 
preßgut Sendung  auf  50  kg  beschränk! 
ist,  aufgehoben. 

Berlin,  den  22.  Oktober  1919.  (1145) 
Eisenbahn  direktion 

als  geschäftsführende  Verwaltung.  . 


Braunschweig-Schöninger  Eisenbahn. 
Mit  Wirkung  vom  1.  November  d.  Js. 
werden  die  Fahrpreise    für  Arbeiter- 
karten erhöht. 

Braunschweig,  28.  Oktober  1919. 

Der  Vorstand.  (1139) 

Neubrandenburg-Friedländer  Eisenbahn. 

Ab  1.  November  1919  werden  Sonn- 
tagsrückfahrkarten zu  ermäßigten 
Preisen  auf  der  Neubrandenburg-Fried- 
länder Eisenbahn  nicht  mehr  ausge- 
geben. 

Die  (Genehmigung  zur  Aufhebung 
dieser  Karten  ist  von  der  Landesauf- 
sicht sbehörde  unter  Zustiimmung  des 
Eeichs^EiS'enbahn-Amts  erteilt.  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Maßnahme 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  E.-V.-O.  (E,-G.-Bl. 
1914,  S.  455). 

Berlin,  27.  Oktober  1919.  (1142) 
Central  Verwaltung  für  Sekundärbahneu 
Herrmann  Bachstein. 


4.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Verkauf  von  ausgemusterten  Güter- 
wagen-Untergestellen (10  Stück),  Per- 
sonenwagen-Untergestellen (2  Stück) 
und  beschädigten,  offenen  Güterwagen 
(5  Stück).  Die  Fahrzeuge  sind  laut- 
fähig  und  für  den  beschränkten  leich- 
ten Verkehr  geeignet.  Verkaufsbedin- 
gungen  und  Zeichnungen  auf  postfreie 
Anfrage  zum  Preise  von  2  Jl  für  Güter- 
wagen und  2  Jl  für  Untergestelle  er- 
hältlich. Versand  nach  auswärts  als 
portopflichtige  Dienstsache,  gegen  post- 
freie Zusendung  der  Beträge  an  öta- 
tionskasse  Hauptwerkstätte  Karlsruhe. 
Angebote  mit  Aufschrift  sind  ver- 
schlossen, postfrei  spätestens  bie 
27.  November  1919  einzureicheu. 
Zuschlagsfrist  4  Wochen. 

Karlsruhe,  im  Oktober  1919.  (1143) 
Verwaltung  der  Hauptwerkstätte. 
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Berlin,  den  5.  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrlftleituni;  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  BIsenbahnverwaltungen, 

amtliehe  Bekanntniachuns'eii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  beide  in  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28'29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
tmgarischen  Postgebietes  für  30  JL,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
P^':J?'*'^tixeigen  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Kaum 
'>0  Ft.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokonto: 
Deutsche  Bank,  Dep  -Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Kr.  lUOO. 
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Entwicklung  durch  den  Kiies. 
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der: Eisenbahnunglück  bei  Kopen- 
hagen.  —  Nordische  Eisenbahner- 


union. —  Probebetrieb  iu  Schweden 
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der  Bauart  j\Ialcher.  —  Antwerpen 
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züge. —  Amerikanisches  Geld  für 
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staaten. 
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Die  Eisenbahnen  Litauens  und  des  Baltikums  zu  russischer  Zeit  und  ihre  Entwicklung 

durch  den  Krieg. 

(Schluß  aus  Nr.  83  ) 


Durch  Befehl  ties  Feldeisenbahnchefs  wurde  der  Bau  einer 
Verbindungskurve  zwischen  Kowno  und  Janow  zur  Ent- 
laistung  des  Bahnhofs  Koschedary  und  zur  Abkürzung  der 
Transportlängen  angeordnet.  Durch  die  eo  entstandene  25  kin 
lange  zweigleisige  Bahnverbindung  zwischen  Block  Gallwitz 
und  Gaischuny  wurde  betrieblich  bei  Truppenbewegungen 
von  Wirballen  über  Koschedary,  Radziwilischki  nach  Jelowka 
und  Mitau  oder  in  umgekehrter  Richtung  das  lästige  Kopf- 
machen der  Züge  in  Koschedary  vermieden.  Dies  wurde 
beim  Abtransport  der  Truppen  aus  dem  Baltikum  von  Wich- 
tigkeit, die  zur  Entlausung  sämtlich  über  Wirballen  gefahren 
werden  mußten.  Für  den  Personenverkehr  ans  der  Richtung 
von  Schau! en  nach  Kowno  tritt  durch  Ausbau  der  Verbin- 
iungskurve  ebenfalls  eine  Besserung  durch  Fortfall  des  Um- 
steigens in  Koschedary  ein.  Auch  für  die  Richtung  nach 
Wilna  ist  die  Fahrtverlängerung  nicht  bedeutend,  wenn  die 
Haupti>ersonenzüge  über  die  Kurve  nach  Kowno  geleiiet  wer- 
len  und  hier  ihre  Anschlüsse  an  die  Züge  der  Strecke  Wir- 
t)allen-Wilna  finden.  Da  eine  großzügige  Erweiterung  der 
Bahnhofsanlagen  in  Kowno  nicht  möglich  ist  und  das  noch 
5ur  Verfügung  stehende  Gelände  bereits  zu  russischer  Zeit 
für  einen  Hafenbahnhof  der  sich  stark  entwickelnden  Njemen- 
ächiffahrt  in  Aussicht  genommen  war,  werden  auch  später 
größere  Rangierarbeiten  in  Kowno  nicht  vorg-enommen  wer- 
den, können.  Der  Personenverkehr  der  Libauer  Strecke  dürfte 
tementsprechend  nach  Kowno  geleitet  werden,  während  die 
Behandlung  der  Güterzüge  in  dem  erweiterungsfähigen  Bahn- 
lof  Ko.s^hedary  vorgenommen  werden  muß. 


Für  die  Offensive  g-egen  die  Stadt  Riga,  welche  nach  Er- 
zwingung des  Dünaüberganges  durch  Umgehung  genommen 
werden  sollte,  wurde  im  Jahre  1915  die  eingleisige  Kriegs- 
bahn Neugut-Merzendorf  an  der  Dünafront  erbaut.  Sie  diente 
mit  ihren  in  tiefem  Walde  gelegenen  Bahnhöfen  zunächst  zum 
Entladen  der  12  Divisionen  (starken  Angriffsarmee  außer 
Sicht  des  Feindes.  Andererseits  war  ihre  Linienführung  so 
gewählt,  daß  die  Überquerung  der  Düna  an  einer  für  den'ßau 
einer  Brücke  günstigen  Stelle  und  die  Einführung  in  den 
Bahnhof  ÜxküU  der  Strecke  Riga-Dünaburg  möglich  war.  Man 
wollte  so  den  Nachschub  für  die  weiter  vorgehende  Armee 
über  Mitau,  Neugut,  Merzendorf,  Üxküll,  um  Riga  herum  in 
Richtung  liinzenberg  leiten,  da  man  mit  einer  Zerstörung  der 
großen  Rigaer  Eisenbahnbrücken  der  Strecke  I\Iitau-Riga  rech- 
nete. Die  Wiederherstellung  dieser  aus  Zweigelenkbögen  mit 
Zugband  bestehenden  Brücken  mußte  bei  Sprengungen  wegen 
Verlust  der  Systemwirkung  des  statisch  unbestimmten  Trägers 
auf  erhebliche  Schwierigkeiten  stoßen.  Beim  Zurückgehen 
der  Russen  ergab  sich,  daß  an  der  bei  Merzdorf  für  den 
Brückenbau  in  Aussicht  genommenen  Stelle  schwerer  Lehm- 
und  Letteboden  vorhanden  war,  der  zur  Fertigstellung  der 
Rammarbeiten  an  einer  Holzbrücke  5  Wochen  Frist  ver- 
langte. Da  die  Wiederherstellung  der  aus  Parallelträgern  be- 
stehenden eisernen  Straßenbrücke  in  Riga  nur  3  Wochen  in 
Anspruch  nahm,  wurde  über  sie  der  erste  Zugverkehr  auf  das 
i-echte  Dünaufer  geleitet. 

Zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der  alten  russischen 
Betriebsstrecken  wurden  nacheinander  die  Linien  Prekuln- 
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Murawjewü,  Schaul'en-Koschtdai.N'  uud  Mitau-Eiga  wähieud 
deti  Feldzuges  zweigleisig-  ausg-ebaut.  Diese  Arbeiten  wiirdcu 
dadurch  lei'leiclitert,  daß  der  zweigleisige  Dammkörjjer  bereite 
überall  vorhanden  war. 

Durch  den  3Iagistrat  der  Ötailt  Memel  wurde  der  Bau  der 
ISO  km  langen  eingleisigen  Jiahnlinie  Meuiel-Telsche-Schauleu 
Stork  betrieben.  Diese  neue  Linie  sollte  die  Stadt  Menud 
aus  der  durch  die  eigenartige  Lage  der  deutsehen  Grenze  be- 
dingten Isoliertheit  befreien  uud  dem  Hafen  das  Hinterland 
öffnen.  Da  die  Bahnsti-ecke  strategisch  als  bedeutungslos 
bezeichnet  wurde,  übertrug  die  Stadt  Memel  die  allgemeinen 
A'orarbeiten  der  Ostdeutschen  Eisenbahngesellschaft.  Es  war 
beabsichtigt,  die  Strecke  hauptbahnmäßig  mit  Überholungs- 
gleisen von  halber  Militärzuglänge  auszubauen.  Die  abge- 
steckte Eahuachse  verfolgte  von  Memel  aus  zunächst  den 
Lauf  der  Memeler  Kleinbahn,  eine  andere  Lösung  sah  die 
Einführung  in  den  Bahnhof  Baj obren  vor.  Weiter  berührt 
die  Bahn  den  wichtigen  Straßenkreuzungspunkt  Plungiany 
und  erschließt  das  äußerst  fruchtbare  Gebiet  der  im  baltischen 
Höhenzug  gelegenen  Stadt  Telsche.'  Hier  war  ein  Kreu- 
zungsbahnliof  mit  schieueufreien  Endunterführungen  mit  der 
Stiecke  Kugeleit-Muraw.iewo  vorgesehen.  Von  Telsche  aus 
veiläuft  die  projektierte  Linie  weiter  östlich,  berührt  die  er- 
tragreichen Ländereien  in  der  Nähe  von  Kielmy,  um  dann 
nach  Norden  abbiegend  ilire  'Einmündung  in  dien  Bahnhof 
Schaulen  zu  suchen.  Infolge  Abtretung  Memels  an  den  neu- 
entstehenden litaiuischen  Staat  dürfte  dieser  Bauplan  bald 
seiner  Verwirklichung  entgegengehen. 

Außer  den  besprochenen  Hauptbahnen  wurde  im  Krieg'e  eine 
große  Anzalil  von  Feldbahnen  teils  aus  militärischen  Grün- 
fleu,  teils  zur  Erschließung  des  Landes  giebaut.  Die  wich- 
tigsten sind:  Laugszargen-Kielmy  (85  km  lang,  wieder  a))- 
gebaut),  Janischki-Scheimy  (32  km),  Gubernia-Poswol 
(73  km),  Janow-Wilkomierz  (33  km),  Skopischki-Nerft 
(40  km)  und  Meiten-Bausk  (36  km).  Die  Spurweite  betrug 
liO  cm,  größte  Steigung  war  1  : 40,  kleinster  Krümmungs- 
halbmesser 100  m.  Die  1  m-spurige  Bahn  Libau-Hasenpot 
wurdo  bis  nach  Goklingen  verfäugert.  — 

Die  Hauptaufgabe  der  militärischen  Bauformationen  bei 
Besetzung  des  Landes  bestand  zunächst  in  der  Wiederher- 
stellung der  16  größtenteils  zerstörten  Wa-sserstationen.  So- 
dann mußte  eine  große  Anzahl  von  neuen  Ausweichen  ge- 
baut weixien,  um  bei  30  km  Grundgeschwindigkeit  eine  Zug- 
folge von  40  Min.  zu  erzielen.  Die  neuen  zweigleisigen 
Strecken  wurden  für  20  Min.  Zugfolge  bei  17  km  Entfer- 
nung der  Überholungsstationen  erbaut.  So  entstanden  im 
Beizirk  der  Mil.-Eis.-Dir.  8  ^-ährend  der  Besetzung  27  neue 
Bahnhöfe  und  Ausweichen.  Der  gesamte  Gleisplan  wurde 
in  .solchem  Umfange  ausgebaut,  daß  die  Aufstellung  von 
50  ganzen  Militärzügen  für  Umgruppierungszwecke  "außer- 
halb der  für  die  Abwicklung  des  Betriebes  erforderlichen 
Gleise  möglich  wurde.  Durch  Eröffnung  der  neuen  Bahn- 
höfe und  Schaffung  von  Lademöglichkeiten  trat  eine  weit- 
gehende Erschließung  des  Landes  ein.  Leider  hatten 
bei  Anlage  der  lediglich  von  militärischen  Formationen  er- 
bauten Bahnlinie  Laoigszargen-Schaulen  die  wirtschaftlichen 
Erfordernisse  des  Landes  nur  wenig  Berücksichtigung  ge- 
funden. Die  großen  Bahnhöfe  Poscheruny  und  Lidowiany 
lagen  vom  Verkehr  weit  entfernt  und  für  Fuhrwerke  .schwer 
erreichbar  in  der  Einöde.  Auch  die  mit  3  Gleisen  ausge- 
statteten Ausweichen  waren  nur  auf  langen  Seitenwegen  von 
den  Landstraßen  aus  zugänglich.  Bei  Gelegenheit  des  zwei- 
gleisigen Ausbaues  sollte  auch  dieser  Übelstand  beseitigt 
werden.  Bemerkenswert  bei  der  Bahnlinie  war  die  Eisen- 
bahnbrücke über  das  Dubissatal  bei  Lidowiany,  .ein  Bau- 
w.eiic,  das  weniger  durch  die  Schwierigkeit  seiner  baulichen 
Gestaltung,  als  diirch  seine  gewaltigen  Abmessungen  wirkte. 
Die  700  m  lange  und  42  m  hohe  Kriegsbrücke  war  vollkom- 
men aus  einzelnen  Holzjocheu  zusammengesetzt,  die  Fahr- 


bahn wui-de  aus  Differdinger  Walzträgern  Prof.  47K'  gebildet. 
Für  das  Bauwerk  allein  wurden  7000  cbm  Holz  verbraucht. 
Die  endgiltige  Brücke  in  der  zweiglcisig-en  Sti-ecke  erhielt 
Pfeiler  aus  Stampfbeton  mit  70  m  weit  gespannten  Übor- 
l)auten. 

Eine  weitere  Bauaufgabe,  die  jedoch  von  den  militärischen 
Bauformationen  nur  mit  großer  Entsagung  durchgeführt 
wurde,  war  der  Ausbau  der  Knotenpunktbahnhöfe,  der  durch 
das  Anwachsen  des  Betriebes  und  die  Einführung  neuer 
Strecken  uot^vendig  wurde.  In  Murawjewo  mußten  die  wenig 
leistungsfähigen  Übergangsgleisverbindungen  zwischen  Ost- 
und  Westbahnhof  vervollkommnet  werden,  ebenso  mußte  in 
OMitau  ein  betrieblicher  Zusammenschluß  der  Bahnhofsan- 
lagen der  beiden  Eisenbahn  Verwaltungen  erfolgen.  Vor 
Wiederherstelhmg  der  Aabrücken  wurden  zur  Eröffnung 
eines  Zugverkehrs  auf  dem  Nordufer  des  Flusses  in  Eich- 
tung  Eiga  und  Daudsewas  Betriebsmittel  auf  Prähmen  über 
die  Aa  gesetzt.  Der  gesamte  Nachschub  wurde  hier  um^^e- 
laden.  Mitau  mußte  in  der  langen  Zeit,  während  die  Prent 
vor  Eiga  lag,  die  Aufgaben  eines  Knotenpunkts-,  Verp^'le- 
gungs-  und  Spitzenbahnhofs  erfüllen  und  erfuhr  democmäß 
eine  großzügige  Erweiterung  durch  Ausbau  von  Bahnst"eiox?n 
eines  Lokomotivschuppens  und  mehrerer  Gleiso-ruTjpen 
Schaulen,^  russischer  Zeit  nur  ein  Durchgangs bahnhof  mit 
ö  Hauptgleisen,  lag  an  der  Landstraße  Tilsit-Mita.i  und  ^i<.te 
weit  au,sge;baute  Schuppenanlagen,  da  es  der  .einzige  Verlade 
platz  an  der  Hauptknnststraße  des  Landes  war  Dnrcli 
Einfuhrung  der  Strecken  von  Tilsit  und  ^ou  Mitau  mußte 
eine  Erweiterung  des  Bahnhofs  eintreten,  die  allein  3  Vmi 
onen  kostete.  Die  Züge  wrden  im  Eichtungsbetrieb  an  die 
neuen  Bahnsteige  herangenommen,  da  ein  starker  U)nsteio-e- 
verkehr  zwischen  den  Strecken  Tilsit-Mitau  und  Libau-Kowno 
vorauszusehen  war.  Auf  die  Einführung  .der  o^plantei, 
Strecke  von  Memel  ist  Eücksicht  genommen  worde^  S 
.gi-oßzugige  Erweiterung  erfuhren  ferner  der  Knotenpnnki 
Radzi^lischki  und  die  Frontbahnhöfe  Jelowka,  .Vbeh"  Neu 
gut  und  Daudsewas.  ^  ^  .  -Ntu- 

Um  .einen  direkten  Übergang  zwischen  den  Strecken  von 
Jelowka  und  Koschedary  zu  schaffen  und  den  Bahnhof  RaZ 
wihschlu  zu  .entlasten,  baute  man  .eine  VerbinXn.skur  ' 
wischen  Gimbogoty  und  Pujten.    Sie  wurde  inSSet 

nach  den  T  '  "^'f I^erfahrten  der  Wech..elmaschinen 
nach  den  Kurvenanfangsbahahö.^en  betrieblich  unbenucn. 
war.  Sie  diente  daher,  .ebenso  wie  eine  den  Bahnhof  M.fau 
umgehende  Verbindungskurve  zwischen  den  Streck-en  nach 
1 )  :;t  ^^'^^^^  l^d.igHch  zu  Aufstellzwecken  und  zum 
Dl  eilen  von  Maschinen  bei  ßchäd-en  an  den  Drebs.clieiben. 

Die  litauischen  Bahnen  krankien  bei  Übernahme  durch  lU  < 
Deutschen  vor  allen  DingA.n  an  einer  hinzureichenden  Au.- 
gestaltung  der  maschinellen  Anlagen.  Die  Lokomati^-  und 
Wagenwerkstätte  in  Libau  war  dem  Ausbesserungsstande  der 
Betriebsmittel  bei  weitem  nicht  gewachsen.  "Die  kleineu 
Lokomotivschuppen,  die  wegen  Verbreiterung  der  Bahnsteig- 
anlagen meist  noch  beseitigt  werden  mußten,  genügten  nicht 
zur  Unterbringung  und  Ausbesserung  .der  großen  Anzahl  der 
für  Truppentransporte  erforderlichen  Masohin.en.  In  harter, 
anerkennenswerter  Arbeit  haben  Lokomotivführer  bei  dem 
Mangel  an  Werkstättenpersonal  ihre  Maschinen  bei  25 "  Kälte 
neben  Koksfeuern  im  Freien  ausgebessert.  Die  Militäreisen- 
bahndirektion  erkannte,  daß  nur  eine  .schnelle  und  durch- 
greifende Erweiterung  und  ein  umfangreifber  Werkstätten- 
neubau sie  zu  .den  bevorstehenden  großen  Aufgaben  rüsten 
konnte.  In  Schaulen  vrarde  neben  dem  neuen  Betriebs- 
schuppen von  18  Ständen  eine  Lokoniotivwerkstätte  mit  24 
Eeparaturständen  bei  einem  Bauauf  wände  von  VA  Millionen 
geschaffen.  Leider  hat  in  neuerer  Zeit  der  Bolschewismu.«; 
die  Brandfackel  an  dieses  Bauwerk  g-elegt.   Neue  Maschineu- 
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schuppen  erhielten  ferner  di«  Bahnhöfe  Radziwilischki 
(25  Stände)  und  Mitau  (15  Stände),  die  maschinellen  Anlagen 
in  Ponemunek,  Keidany,  Prekuln  und  Neugut  wurden  erheb- 
lich vergrößert.  So  wurde  es  nach  4  Jahren  der  Besetzung 
erreicht,  daß  Älaschinen  und  Wagen  zur  Ausbesserung  nicht 
mehr  in  die  Heimat  geschickt  zu  werden  brauchten.  Da  Dreh- 
scheiben wegen  langer  Lieferfristen  schwer  heranzubekom- 
men waren,  wurden  Gleisdreiecke  zum  Wenden  der  Maschi- 
nen gebaute  Sie  legten  sich  entweder  an  das  letzte  kürzeste 
Gleis  des  Durchgangsbahnhofs  oder  an  das  Ausziehgleis  als 
Dreieckseite  an.  Zur  Entseuchung  der  Pferdewagen  wurden 
in  Libau  und  Eadziwilischki  Wagenwäschen  gebaut,  die  bis- 
her in  Kurland  und  Litauen  gänzlich  fehlten. 

Der  Oberbau  bestand  aus  kurzen  Schienen  leichten  Profils, 
die  oft  ohne  Verwendung  von  Unterlagsplatten  mit  2  Nägeln 
auf  den  Schwellen  befestigt  waren.  Die  schwereren  preu- 
ISischen  Maschinen  machten  bald  die  Einführung  des  dritten 
Schienennagels,  den  streckenweisen  Gleisumbau  mit  Profil  6 
lind  den  Einbau  von  Unterlagsplattcu,  insbesondere  von 
Hakenplalten  mit  Schwellenschrauben  in  Kurven  notwendig. 
Auf  die  Bahnunterhaltung  war  zu  russischer  Zeit  wenig 
Mühe  verwendet  worden;  aus  diesem  Grunde  traten  bei  dei' 
starken  Belastung  durch  den  Militärverkehr  oft  Betriebs- 
unfälle ein.  Die  Bettung  bestand  zumeist  nur  aus  lehm- 
haltigem  Sande.  Wegen  des  entstehenden  Staubes  war  eine 
uroße  Anzahl  \on  Heißläufern  zu  verzeichnen.      Für  Ent- 


wässerung des  Planums  war  überhaupt  nicht  gesorgt,  so  daß 
die  meist  nicht  durchtränkten  Schwellen  sehr  bald  durch 
Fäulnis  zu  Grunde  gingen.  Die  Hauptarbeit  für  die  deut- 
schen Bahnmeister  bestand  in  der  Auswechslung  der  Bahn- 
schwellen, in  der  Herstellung  von  Gräben  und  Abzugsleitun- 
gen und  im  Einbau  von  Kleinschlag  unter  den  Weichen  und 
den  meist  nur  durch  Flachlaschen  gehaltenen  Schienen- 
stößen. Ferner  mußten  bei  den  Bahnhofseinfahrten  deutsche 
Weichen  mit  zeitgemäßen  Spitzenverschlüssen  eingebaut 
werden,  besonders  auch,  weil  bei  den  russischen  Weichen  die 
Durchlochung  des  Steges  für  die  Verschlußstange  des  Wei- 
chenschlosses vielfach  Anlaß  zu  Schienenbrüchen  gab.  Durch 
Anlage  von  bahneigenen  Kiesgruben,  Sägewerken  und  Trän- 
kungsanstalten wurde  versucht,  die  Bahnunterhaltung  mög- 
lichst wirtschaftlich  zu  gestalten. 

Der  Betrieb  wurde  unter  möglichster  Würdigung  volkswirt- 
schaftlicher Interessen  gefühlt,  wenn  auch  die  starke  Bele- 
gung der  Strecken  durch  Truppenzüge  oft  zu  einer  Beschrän- 
kung des  öffentlichen  Güterverkehrs  zwang. 

Nach  obigen  Darlegungen  hat  das  unter  russischer  Ver- 
waltung offensichtlich  vernachlässigte  Eisenbahnnetz  Kur- 
lands und  Litauens  während  des  Krieges  eine  gewaltige  Ent- 
wicklung genommen.  So  ist  von  deutschen  Eisenbahnern 
eine  hohe  kulturelle  Aufgabe  erfüllt,  und  es  sind  Werte  ge- 
schaffen worden,  die  dem  Lande  auch  später  noch  zu  Gute 
kommen  werden. 


Verbesserung  der  Brennfähigkeit  der  Signallaternen. 


Während  des  Krieges  begann  infolge  der  Blockade  nicht 
nur  ein  Mangel  an  Petroleum  in  Deutschland  sich  einzustellen, 
sondern  auch  die  mangelhafte  Peinigung  des  aus  Galizien  oder 
dem  Inlando  stammenden  Petroleums  verursachte  beim  Brennen 
allerlei  Übelstände,  da  unsere  Petroleumbrenner  nur  für  Spei- 
sung mit  dem  früher  stets  zur  Verwendung  kommenden  ge- 
reinigten Petroleum  aus  Eußland  oder  Amerika  geeignet  sind. 
Wenn  auch  das  mangelhafte  Brennen  der  Petroleumlampen 
im  Haushalt  als  eine  unabwendbare  Folgeerscheinung  des 
Krieges  hingenommen  werden  kann,  so  kann  man  sich  im 
Eisenbahnbetrieb,  soweit  es  sich  um  die  Signallaternen  han- 
delt, mit  der  Tatsache  nicht  ohne  weiteres  abfinden.  Da.s 
naphthalinhaltige,  ungereinigte  Petroleum  verursacht  nämlich 
•  in  starkes  Verkohlen  und  Verkrusten  des  Dochtes.  Nach 
3 — 4-stündiger  Brenndauer  erlöschen  meist  die  Signallatemcn. 
Schon  bei  den  Zugschlußlatemen  ist  ein  Erlöschen  nicht  un- 
bedenklich, bei  den  Vor-  und  Hauptsignalen  dagegen  kann  das 
fehlende  Licht  sehr  leicht  Anlaß  zu  einem  Unfall  sein.  Es 
häufen  sich  die  Klagen  der  Lokomotivführer  über  die  Unsicher- 
heit der  Signalbeleuchtung  bei  Nacht  und  die  Beschwerden 
der  Bahnhofsbediensteten,  die  in  kürzeren  Zwischenräumen 
des  Nachts  öfters  recht  weite  Wege  zu  den  Bahnhofsabschluß- 
signalen machen  müs.sen,  um  die  erloschenen  Laternen  wieder 


in  Ordnung  zu  bringen.  Auf  größeren  Bahnhöfen  hat  die 
Betriebsleitung  notgedrungen  besondere  Bedienstete  nur  zu 
dem  Zweck,  während  der  Dunkelheit  die  Signallaternen  in 
gutem  Zustande  zu  erhalten,  einstellen  müssen.  Da  bei  dem 
heutigen  Mangel  an  Überschüssen  bei  der  Eisenbahn  jede  un- 
nötige Personalvermehrung  vermieden  werden  muß,'  ist  ei 
nicht  ohne  Bedeutung,  wenn  ein  Mittel  gesucht  wird,  das  ein 
besseres  Brennen  der  Petroleumlaternen  gewährleistet.  Da 
die  Verkrustung  des  Dochtes  durch  die  mangelhafte  Verbren- 
nung der  in  dem  Petroleum  enthaltenen  Kohlenstoffverbin- 
dungen verursacht  wird,  liegt  es  nahe,  der  Flamme  einen 
Sauerstoff  abgebenden  Körper  zuzuführen.  Ein  solches  Mittel, 
das  billig  und  einfach  anzuwenden  ist^  habe  ich  nach  verschie- 
denen Versuchen  in  dem  Kaliumnitrat  gefunden.  Es  genügt, 
den  Docht  in  eine  20  %-Lösung  des  Salzes  in  Wasser  etwa 
5  Stunden  lang  zu  legen  und  ihn  dann  zu  trocknen.  Die 
Flamme  wird  dadurch  nicht  nur  heller,  sondern  auch  das  vor- 
zeitige Erlöschen  wird  verhindert.  Zweckmäßig  wird  man 
das  Tränken  des  Dochtes  im  großen  bei  der  Anlieferung  vor- 
nehmen und  es  nicht  der  Verbrauchsstelle  überlassen.  Die 
Kosten  für  die  allgemeine  Einführung  dieses  Vorschlages 
sind  so  gering,  daß  sie  gar  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Olbrich. 


Zehn  Jahre 


Es  sind  jetzt  zehn  Jahre  verflossen,  seit  der  japanische 
Staat  Betrieb  und  Verwaltung  der  wichtigsten  Eisenbahnen 
'les  Landes  selbst  in  die  Hand  genommen  hat.  Aus  diesem 
.Vnlaß  hat  die  Regierung  kürzlich  einen  stattlichen  Band  mit 
(lern  Titel:  „Die  Eisenbahn  Verstaatlichung  in  Japan;  Fort- 
schritte der  letzten  zehn  Jahre  unter  staatlicher  Verwaltung'-' 
veröffentlicht.  Wenn  die  Abschlußzahlen  aus  Jahres- 
berichten von  Eisenbahnen  eine  zuverlässige  Unterlage  für 
die  Beurteilung-  gewähren,  so  hat  die  Staatseisenbahnverwal- 
tung in  Japan  in  den  verflossenen  zehn  Jahren  mit  hervor- 
ragendem finanziellen  Erfolge  gearbeitet.  Die  nachstehen- 
den Angaben  hierüber  sind  im  wesentlichen  einer  Veröffent- 
lichung des  Londoner  „Economisf  (Nr.  3967  vom  6  Sep- 
tember d.  J.,  S.  391)  entnommen. 

Die  ersten  Eisenbahnen  in  Japan  wurden  vom  Staate  er- 
baut ;  1869  wurde  auf  dem  Geldmarkt  in  London  eine  Anleihe 
von  1  Million  Pfund  Sterling  (zu  9  %  Zinsen !)  aufgenommen, 
und  britische  Ingenieure  erbauten  mit  britischen  Baustoffen  die 
ersten  Abschnitte  der  Strecken  Yokohama-Tokio  29  km,  und 


hnverwaltung  in  Japan. 

Kobe-Osaka,  35  km,  die  in  den  Jahren  1872  und  1874  zui 
Betriebseröffnung  gelangten.  In  der  Folge  fand  die  Regie- 
rung indes  Schwierigkeiten  bei  der  Geldbeschaffung  für  den 
Weiterbau.  und  es  wurden  daher  Konzessionen  zum  Bahn- 
bau an  private  Unternehmergesellschaften  erteilt,  stets  abe; 
mit  dem  Vorbehalt  des  künftigen  staatlichen  Ankaufs  der 
Bahn.  Die  erste  Privatunternehmung  war  die  im  Jahr  1881 
mit  einem  Anlagekapital  von  20  Millionen  Yen*)  gegründet^' 
Nippon-Eisenbahn-Gesellschaft.  Um  das  Jahr  1891  hatten 
bereits  15  Gesellschaften  Konzessionen  zu  Eisenbahnen  er- 
halten, wobei  sie  vom  Staate  meist  durch  Zinsbürgschaften 
(zwischen  4  und  8  %)  oder  Barzuschüsse  unterstützt  wurden. 
Zwischen  1881  und  1891  hatten  die  Privatgesellschaften  1165 
Meilen  (engl.)  erbaut,  während  der  Staat  es  bis  zum  Ende 
des  Jahres  1891  nur  auf  551  Meilen  gebracht  hatte.  Aber  die 
Priva t-eisenbahnen  waren  meist  ohne  Zusammenhang  und 
in  kurzen  Strecken  stark  zersplittert  über  das  Land;  die 


*)  1  Yen  =  2,05  Mark. 


Nr.  84 

Zijisbürgfcchat'teu  lüi-  lueiie  Strecken  wurden  mit  der  Zeit. 
!stark  <>iugeschränkt  odor  gauz  zuriickj;ezo-o:eii  und  die  Frist 
für  die  Erkläruuo-  ühfv  d-eu  «taatliclitu  llückkauf  von  ÖO  auf 
25  Jaki-e  herabg-e&etzt.  AVeit-ere  313UO  -Meilen  Ei&eubaliü  waren 
■erforderlich,  um  das  Eisenbahnnetz  des  ganzen  Land««  zu 
rervolktändioen,  und  in  den  Jahren  von  1891  bis  190«  hatte 
der  Staat  980  Meilen  mit  oiueni  Anlagekapital  von  etwa 
127  Millionen  Yen  hergestellt.  Am  31.  März  1906  besaß  der 
Staat  1536  Meilen.  Eisenbahn,  während  an  Privatci.senbahueu 
3248  Meilen  vorhanden  wai-en;  Im  Jahre  1903  war  der  tech- 
nische Berater  de^s  japanischen  A'erkehrsministeriunis  nach 
Preußen  zurückgekehrt,  naehdem  .er  während  seiner  füuf- 
jähiigen  Tätigkeit  in  Tokio  der  japanischen  Eegietung  unl.cr 
anderem  die  Annahme  des  Staatseisenbahnsystems  nach 
preußischem  Muster  in  ednein  ausführlichen  Gutachten  an- 
gelegentlich empfohlen  hatte.  Die  in  .ien.er  Zeit  unter  dem 
nachmaligen  Verkehnsmiuister  Hoschi  Tom  (der  später  diircli 
.Meuchelmoixi  endete)  versuchte  Verstaatlichung  der  Bahnen 
kam  nicht  zum  Ziel;  aber  die  Sache  wurde  nach  Beendigung 
des  russischen  Krieges  vom  Ministerium  Saionji  wieder 
aufgenommen,  nachdem  es  das  ruhmgekrönfe  Kabinett, 
K  a  t  s  u  r  a  abgelöst  hatte. 

Im  März  1906  wurde  das  Gesetz  für  die  Verstaat- 
lichung der  Privatei'seubahneu  (nebst  dem  Gesetz 
für  den  Ankauf  der  koreanischen  Eisenbahn  Söul-Fusan)  ver- 
abschiedet, und  die  Eegienmg  erwarb  nunmehr  die  wichtig- 
.-■t.en  Privateisenbahnen  des  Landes.  Der  Kaufpreis  wurde 
so  ermitt.elt.  daß  das  Verhältnis  des  Eeingewinns  zu  den  Bau- 
kosten im  Durchschnitt  der  letzten  sechs  Geschäftshalbjahre 
der  Gesellsohaften  (vom  zweiten  Halbiahr  1902  bis  zum  ersteu 
Halbjahi-  1905)  vervielfältigt  wiirde  mit  dem  20-faclieu  Be- 
trage der  Baukosten  bis  zum  Tage  des  Ankaufs.  Der  Ankanfs- 
pi-eis  Avar  in  fünfproz-euligen  Staatsschuldverschieibungen  in 
längstens  fünf  vollen  Jahren  nach  dem  Tage  des  Ankaufs  zu 
bezahlen.  Die  Zahlung  v>ar  tatsäclilich  beieits  im  Oktober 
1907  vollendet,  nnd  obwohl  im  Gesetz  (§  9)  ©in  ScMedsgericht 
vorgesehen  war.  vollzog  sich  der  Ankauf  der  17  zu  verstaat- 
lichenden Privateiseubalmeu  glatt  in  friedlichem  Überein- 
kommen, so  daß  sich  keine  Gelegenheit  zum  Anruf  des  Schieds- 
gerichts ergab.  Die  Länge  der  verstaatlichten  Ei&enbahn- 
strecken  umfaßte  2823  englische  Meilen  (=  4543  km),  der  An- 
kaufspreis betrug  484  639  584  Yen,  wovon  2  658112  Yen  für 
Nebenanlagen  vergütet  Avurden;  das  ergibt  einen  durchschnitt- 
lichen EiAverbspreis  von  171675,4  Yen  für  die  englische  Meile 
oder  rund  218  728  Ji  für  das  Kilometer  (1  Y.en  =  2,05  .//  ge- 
lechnet). 

Im  Dez.ember  1908  wurden  die  Kaiserlichen  Staatsbahneu 
der  bisherigen  Oberaufsicht  des  Verkehi'smini.steriuras  ent- 
zogen, und  es  wurde  ein  neuer  Verwaltungskörp-er,  das  Reichs, 
eisenbahnamt  mit  einem  Präsideuten  au  der  Spitze,  geschaffen. 
\  or  derVerstaatlichung  hatte  man  die  Eisenbahn-Einnahmen  und 
-Ausgaben  behandelt  wie  die  jedes  andern  Staatsunternehmens, 
indem  jeder  Überschuß  dem  Reichsschatz  zugeführt  wurde. 
1906  wurde  dieses  Verfahren  aufgegeben  und  1909  ein  neues 
Gesetz  betreffend  die  Rechnungslegung  der  Sfaatseisenbahneu 
Axn abschiedet,  durch  das  die  Staatsbahnen  völlige  finanzielle 
üuabliäugigkeit  erhielten.  Vom  Rpchnungsjahie  1908/09  bis 
1916/17  steigerte  sich  das  Anlag.ekapititl  der  Siiaatsbahnen  um 
354  Millionen  Yen  oder  47  %  und  belief  sich  am  31.  März  1917 
auf  1  108  060  237  Yen;  davon  waren  706^^  Millionen  öffentliche 
Anleihen,  923^  Millionen  schwebende  Schuld,  13K  Millionen 
waren  als  Schulden  mit  den  erworbenen  Privatbahnen  übei- 
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uomimeu  und  295 K>  Millionen  waren  besonderes  Kapital  cn.- 
schUeßiich  konsolidierter  t^berschü'S.se,  und  sonsti^^er  Kin- 
nahmeu. 

Der  europäische  Krieg  brachte  für  Japan  einen  gewaltigen 
Handelsauf stieg;  infolgedessen  lassen  sich  die  Betriebsero-eb- 
nisse  für  die  Jahre  1914  bis  1916  mit  den  Ergebnissen  der 
Jahre  vor  Ausfuhrung  der  Verstaatlichung  nicht  ohne  wei- 
teres vergleichen.  Iiidesseu  ergibt  ein  Vergleich  des  Jahres 
1913/1914  mit  1905/06  eine  Zunahme  von  72  %  in  der  Zahl  der 
beforderten  Reisend'en,  von  79  %  in  der  Zahl  der  beförderten 
Güter  und  von  35  %  in  den  Roheinnahmen  auf.  die  Betriebs- 
meile  (engl.).  Die  Betriebszahl  fiel  von  48  %  auf  46,9,  während 
sie  im  Jahre  1916/17  sogar  auf  42,3  %  sank.  Der  Überschuß 
SX';";'-, 59  Millionen  Yen  im  Jahie  1913/14  und  auf 
tWi  Millionen  Yen  im  Jahre  1916/17.  Seit  der  Verstaatlichun- 
hat  die  Einnahme  auf  die  Zugmeile  uin  0,261  Yen  zuoenommen, 
während  sich  die  Ausgabe  um  0,031  Yen  veimindertp, 
obgleich  starke  Ermäßigungen  der  Personentarife  im  Jahre 
1^07,  der  Gütertarife  im  Jahre  1912  eingeführt  wurden. 
In  den  zehn  Jahren  des  Staatsbahnbetriebes  nahm  der 
■  Personenverkehr  um  81.  der  Güterverkehr  um  190  %  zu. 
Beziighch  der  Reisegeschwindigkeit  sind  die  Eisenbahnen 
Japans  aber  bekanntlich  stark  gehemmt  durch  den  Umstand, 
daß  die  Schmalspur  (von  1,067  m),  die  beim  ersten  Eisenbahn - 
bau  des  Landes  angeAvendet  wurde,  noch  immei'  beibehalten 
ist.  und  daß  zahlreiche  scharfe  Steigungen  und  Krümmungen 
vorhanden  sind.  Die  durchschnittliche  Geschwinjdigkfit  Vier 
Personenziige  in  der  Wagerechten  beträgt  25  bis  ,30  Meilen 
(40  bis  48  km)  in  dei'  Stunde,  während  sich  di<^  höchste  Durch- 
schnittsgeschwindigkeit eines  Schnellzuges  auf  34  Meilen 
-  54,7  km  in  der  Stunde  beläuft. 

Die  Ergebnisse  des  Jahres  1917/18  zeigen,  daß  die  Steige- 
rungen im  Eisenbahnbetriebe,  die  in  den  ersten  drei  Krie'gs- 
jahreu  so  ausgeprägt  waren,  noch  anhalten.  Die  Ergel)nisse 
für  die  verflossenen  fünf  Jahre  folgen  nachstehend: 

1913/14  1914/15  1915/16  1916/17  1917/18 

Betriehslänge    in  cugl. 
Meilen     ......     8323     8  472     8  840     9  029     9  313 

Roheinnahme  in  1000  Yen  113  477  112170  120  212  141255  183  525 
Betriebsausgabß  in  1000 

Yen    54  551    57  178    55  602    61  163    84  370 

Überschuß  nach  Berück- 
sichtigung des  Zinseii- 

dienstes  in  1000  Yen  .    19  794    13  242    24  223    34  994    43  5sl 
Einnahmen   aus  Perso- 
nenverkehr in  1000  Yen    51 ,3ti4    49  942    52  220    58  745  74160 
Einnahmen    aus  Gütcr- 

wrlcehr  in  1000  Yen  .    53  033    51399    56  666    69  332    87  721^ 

Das  Anlagekapital  ist  von  1108  MilHouien  Yen  am  31.  März 
1917  auf  1190  Millionen  Yen  am  31.  März  1918  gestiegen.'  Seit 
der  Verstaatlichung  der  Bahnen  ist  von  Jahr  zu  Jähr  eine 
ständige  Verbesserung  in  den  finanziellen  Ergebnissen  einge- 
treten, aber  diese  sind,  wie  der  amtliche  Bericht  betont,  not- 
wendigerweise den  Schwankungen  im  Umfange  des  Verkehrs 
und  «einer  Erträgnisse  unterworfen,  die  in  w-eitem  Maße  von. 
den  sozialen  und  Avirtschaftlichen  Be-dingungen  des  Landes  ab- 
hängen. —  So  ist  also  der  seinerzeit  von  dem  preußischen  Be- 
rater des  japanischen  Verkehrsministeriums  gegebene  Rat 
offenbar  auf  guten  Boden  gefallen  und  hat  dem  Lande  bis 
jetzt  vortreffliche  Früchte  getragen.  B. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
DeutscMand. 

—  Das  Reichsverkehrsrainisterium.  Nachdem  der  Reiclis- 
haushalt  von  den  gesetzi-ebeuden  Körperschaften  genehmigt 
worden  ist,  tritt  nunmehr  das  Reichsverkehrsministerium  hi 
folgender  Gliederung  in  Wirksamkeit : 

Clief  :  Reichsminister  Dr.  Bell,  Vertreter:  Unter- 
staatssekretär S  t  i  6 1  6  r. 

1.  Eisen  bahn  ab  teil  ungen:  UnterstaatssekTetär  Stie- 
ler, T.  Ei  s  en  b  ahn  v  er  Av-a  It  un  gs  abte  i  lung  :  Di- 
i-ektor  Eberbaoh.  (Übernahme  der  Staatseisenl)ahnen  auf  das 
Reich  und  die  Liquidation  der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Loth- 
ringen.) Unterstellte  Behörde :  Reichseiseultahn-Zweigsielle 
m  Karlsruhe.  IL  E  i  s  e  n  b  a  h  n  a  u  f  s  i  c  h  t  s  a  b  t  e  i  1  u  n  g  : 
Wirkhcber  Geheimer  Oberbaurat  Petri.  (Aufgaben  des 
Reich.seis enbahnamtes) .  III.  Verkehrsabteilung:  Ge- 
heimer Regierungsrat  Marx.    (Maßnahmen  zur  Behebung  der 


Veikehrsnot.)  Unterstellte  Behörde:  -Schiffahrtsabteilung 
(bisher  heim  Chef  des  Feldeisenbahnwesens). 

2.  Abteilung  für  Wasserstraßen:  Unterstaatsse- 
kretär Peters. 

3.  Abteilung  für  Luft-  und  K  r  a  f  t  f  a  h  r  we &e  n. 
(Reichsamt  für  Luft-  und  Kraftfahrwesen) :  Unterstaats- 
sekietär  Euler. 

Die  Amtisräume  de«  Ministers,  des  Unterstaatss-ekretärs  und 
des  Zent.ralbüros  sowie  der  Eisenbahnverwaltungsabteilung 
und  der  Eisenbahnaufsichtsabteiluug  befinden  sich  W.  9,  Link- 
straße 44  (Ztr.  11803/04),  diejenigen  der  Verkehrsabteilung 
W.9,  Voßstraße  35  (Ztr.  10  381/88),  Avährend  die  Amtsräume 
der  Abteilung  für  Wasserstraßen  sich  W.  66,  Wilhelmstraße 
80  (Ztr.  10  381/88)  und  die  der  Abteilung  für  Luft-  und  Kraft- 
fahrwesen sich  W.  66,  Wilhelmstraße  72  (Ztr.  462)  befinden. 

— Elftägige  Einstellung  des  gesamten  Personenzugverkehrs. 

Die  Reichsregierung  hat  folgende  Verordnung  betr.  Einstel- 
lung des  Personenverkehrs  auf  den  Eisenbahnen  vom  1.  No- 
A-ember  1919  erlassen : 

Auf  Grund  der  die  v\Tatschaf fliehe  Demobilmachung  betref- 
fenden Befugnisse  wird  nach  Maßgabe  des  Erlasses  .betr.  die 
Auflösung  des  Eeichsministeriums  für    wirtschaftliche  De- 


uiobilmachuncr  vom  26.  April  1919  (R€ichss«s€tzblatt  Seite 
toN)  nut  Kucksjcht  auf  die  Transportnot  und  die  Verbesse- 
lunÄ-  der  Kartoffel-  und  Kohlenversor^runs?  in  Übereinstim- 
luiiuo-  mit,  den  Eiseuba linvf^rwaltunoen  der  Länder  ano.eord- 
nct,  Avas  folo-t: 

1.  In  der  Zeit  vom  5.  bis  15.  November  1919  einschließlich 
i>t  auf  sämtlichen,  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  voll- 
-l'ungen  Haupt-  und  Nebencisenbahuen  der  gesamte  Per- 
-i'uenzuffverkehr  einzustellen. 

Ausnahmen  sind  nur  zugelassen  zu  gunsteu  des  unbediu"! 
uotwendio-en  Arbeiterverkehrs  und  des  ^Vorortverkehrs  der 
•  Großstädte. 

Nach  dem  15.  November  1919  dürfen  auf  den  zu  1  be- 
zeichneten Bahnen  bis  auf  weiteres  für  den  Personenverkehr 
nur  ilic  im  Interesse  der  Erhaltuno-    de»s  Wirtschaftsleben-; 
unbedinsrt  notwendigen  Züge  gefahren  werden 
*       *  * 

Die  Einstellung-  des  Personenverkehrs  ist  durch  die  Eisen- 
i'aiiii Verwaltung-  der  Eegierung  bereits  vor  einio-er  Zeit 
'  luptohleu  worden.  In  fachmännischen  Kreisen  hielt  man 
bliese  Kuhepause  für  unbedingt  notwendig,  um  alle  vorhan- 
'lenen  Kräfte  für  tien  Transport  von  Kohle  und  Le-bens- 
initteln  zusammenzufassen. 

Tor  allen  Dingen  Avird  es  jetzt  darauf  ankommen,  ener^-isch 
.Ii  eine  bessere  Versorgung  der  Eisenbahn  selbst  mit  Kohle 
i;  ranzugeheu,  vor  allem  aber  auch  mit  Kohlen  von  besserer 
l  escüatlenheit,  denn  es  ist  unmöglich,  den  Betriel>  auch  nur 
l'uiigermaßen    ordnungsmäßig      durchzuführen,     wenn  die 
Ivohlenvorrate   bei   den   eiuzelnen  Eisenbahudirektionsbezir- 
ken  bis  auf  einen  Bestand  zusammenschmelzen,  der  für  nichl 
i.iehr  als  3  Tage  reicht,  und  wenn  die  der  Eisenbahn  gelie- 
li  iten  Kohlen  so  wenig  geeignet  für  die  Lokomotivfeneruno 
I.  daß  wegen  ungenügender  Dampfeutwickhmg  und  volf- 
iiliger   \  erschlackung  der  Maschinen  die  Züo-«    auf    d(  i- 
cke  hegen  bleil>en.  wie  man  es  seit  längerer  Zeit  fa'^t  iä"- 
t  auf  allen  Strecken  beobachten  mußte, 
l'ie  iüngste  Eadikalmaßnahme  der  Eeichseiseui)aiinver\vi)l- 
in:i-  greüt  gewiß  außerordntlich  hemmend  in  den  Gang  dei 
-\bischuierie  des  gesamten  öffentlichen  Lebens  ein    aber  si<- 
erweist  sich  doch  als  das  einzige  Mittel,  um  schwerwieo-i^ii- 
♦dere  Nachteile  von  der  Gesanitbevölkerung  fernzuhalten  und 
muß  daher  hiugeuommeu  werden,  zumal  es  sich  ia  nur  um 
eine  vorübergehende  Er&cheiuung  handeln  wird,  von  der  «ine 
,  endgültige  Besserung  schier  unerträglich  gewordener  Lebens- 
verhältnisse erhofft  werden  darf. 

Kein  Soiintaffsverkehr  im  besetzten  Gebiet.  Nach  einer 
kddung  des  Mittagsblattes"  ist  auch  im  besetzten  Gebiet 
uei  gesamte  Zugverkehr,  mit  Ausnahme  der  V'erbindnno- 
btraßburg-Paris.  an  Sonntagen  stillgelegt  M'orden. 
:  —  Gütci-verkehr  mit  Polen.  Für  den  Güterverkehr  nach, 
von  und  durch  die  von  den  Polen  besetzten  Gebiete  der  Provinz 
Posen  sowie  mit  Kongreßpolen  werden  mit  der  demnach  st  igeu 
|A  lederaufnahme  des  Verkehrs  folgende  Beslinmiuno-en  ^.-e- 
Irotfen:  L  Allgemeine  Bestimmungen.  Für  den 
nechselverkehr  zwischen  Deutschland  und  den  bereits  durch- 
J  oleii  besetzten  deutschen  Gebieten  gelten  wie  im  Verkehr 
mit  Kongreßpolen  die  Be^tinmiuuo-en  des  Internationalen 
Übereinkommens  Uber  den  Eisenbahnfrachtverkeln-  Für  den 
Durchgang.syerkehr  durch  deutsches  oder  polnisches  Gebiet 
linden  die  Bestimmungen  der  Deutscheu  Eisenbahn- Verkehrs- 
ordnung  Anwendung.    2.  Leitung.    Die  Leitung  der  Güter 

ln'M,lt'?if^  '"'f ^"'1  ^"'l''''  "der  im  Durch- 

gangsverkehr durch  polnisches  oder  deutsches  Gebiet  erfolo-t 

mit  Aufnahme  de^s\erkehrs  wieder  entsprechend  den  früheren 

,K  v"fT'^''^''f ?'^*''--''?''''^^*  auf  einzelnen  Übergänoen 
der  Verkehr  noch  nicht  wieder  aufgenommen  wird,  über  Tleii 

^euT  y'L^T-        ^^^'''-^^ßl    ^"  l^f^"'"'™  fol- 

gende  Übergänge:    Illowo    (Richtung   Mlawa),  Ilohensalza 

Eich  ung  Thorn) Thorn  (Richtung  .Uexandro wo),  Kreuz 
Eichtling  Posen)  Ben  sehen  (Eichtung  Posen),  Lissa.  (Eieli- 
iing  Posen  ,  Ilohensalza  (Eichtung  Bromberg).  Ki^tizbur'. 
(Eichtung  Ostrowo).  Katt^witz  (Eichtung  OsÄm)  Katto^- 
nifz  (Eichtung  Sosnowice),  Lublinitz  (Eichtuno-  Hcrbv) 
Dzieditz  (Eichtung  Pleß),  Szakowa  (Eichtling  Mvslowil- 
h,t  ^''i^^^V  Großgralten  (Eichtung-  Ostrowo),  Müitsch  (Eich- 
ung Krotosehm)i  4.  Tarif  bes.timmungen.  Im 
L^'Llt*  ol.s^t  ^«teilte  Frachtberechnung-  für 

he  tK,-ideTseitigen  Strecken.  Die  Sendungen  sind  bis  zur 
^ix-nze  (Übergangsstation)  zu  frankieren,  von  dieser  ab  mrd 
he  Weiter!  lacht  auf  den  Empfänger  überwiesen.  Nachnahmen 
u  IrPvn'hfK'w"-  Abfertigung  erfolgt  auf  internati- 

nalen  Frachtbrref .  Im  D  u  r  c  h  g  a  n  g  s  verkehr  durch 
Jolnisches  Gebiet  von  deutschem  nach  deutschem  Gebiet,  so- 
^16  von  und  nach  Danzig  sind  die  Sendungen  mit  deutschem 
?iaehtbrief  nach  den  bestehenden  deutschen  Tarifen  un- 
nitte  bar  auf  die  Empfangsstation  abzufertigen.  Püi- 
liese   l»urchgange..^cndungen     besteht     kein  Frallkatlu■z^^•an..■ 


und  sind  Nachnahmen  zugelassen.  Für  polnische  Durch- 
gang^ssendungen  durch  deutsches  Gebiet  finden  diese  Bostim- 
niuugen  sinngemäß  Anwendung.  5.  A  b  r  e  c  h  n  u  n  "-.  Die 
'Anteilsausscheidung  der  reinen  StI^eckenfracht  erfolgt  na<jli 
dem  Verhältnis  der  kilonietrischen  Länge  der  durchfahrenen 
Strecken  Die  Abrechnung  erfolgt  durch  die  Verkehrskou- 
trohe  11  der  Lisenbahndirektion  Bromberg  (Berhn). 
b.  Halt  Pflicht.  Entschädigung  für  Verlust,  Minderung. 
Beschädigung  und  Lieferfristüberschreitung  wird  nach  den 
Bestimmungeu  der  Eisenbahn-A  erkehrsordnung  und  des 
internationalen  Übereinkommens  ülj^  den  Eisenbahn frachl- 
verkehr  geleistet.  7.  S  o  nd  e  r  b e  s  l  i  m  m  u  n  o-.  Den  Ver- 
sendern von  Umzugsgut  ist  nahezulegen,  die  polizeiliche  Un- 
tersuchung inöglicbst  schon  auf  der  Versandstation  bei  der 
Verladung-  durch  Polizeiorgane  ausführen  und  im  Fracht- 
briete beschemigeii  zu  lassen. 

ir^j'^i!^''^***^'^''"*^*  <»«^nt>ralbetriel)sleitungen.      Der  am 

lo.  d.  Mts.  m  Berlin  errichteten  (vgl.  Nr.  81,  S  858  d  Zt»- ) 
G « n_ e  r  a  1  b  e  t  r  i  e  b  s  1  e  1 1  u  n  g  -.0  s  t  (telegr. '  Abkürzung 
Gr  B  L  O)  sind  die  Bezirke  der  Eisenbahndirektionen  Berlin, 
Breslau,  Brombcrg,  Danzig,  Halle,  Kattovritz,  Königsberg  und 
ötettin  sowie  die  im  deutscheu  Betriebe  befindlichen  Strecken 
der  bisherigen  Eisenbahndirektion  Posen  zuo-eteilt  Es  ob 
hegt  ihr  die  Ülierwachung  der  Einheitlichkeit  der '  Betrie1>s- 
tuhrung  in  den  ihr  zugeteilten  Bezirken,  die  Ermittlun"-  d<'r 
Grunde  von  Betriebserschwermssen  und  Betiiebsstöruno-en 
sowie  die  Anordnung  oder  Anregung  notwendiger  AbMlfs- 
maßnahmen.  Sie  ist  befugt,  die  Umleitung  von  Züo-en  über 
andere  als  die  regelmäßigen  Leitungswege  die  andere  Ver- 
tealung  der  Aufgaben  der  Eangierbahuhöfe,  sowie  Sperrun- 
gen des  Verkehrs  airzuordnen. 

Auskünfte  einfacher  Art  kann  sie  von  deu  Ämtern  und 
Dienststellen  unmittelbar  einziehen,  im  übno-eu  wird  sie  An- 
fragen an  diese  durch  die  Hand  der  Direktion  leiten.  '  Deu 
der  Generalbetriebsleitung  zugeteilten  Beamten  ist  bei  ihren 
Reisen  und  örtlichen  Erhebungen  Auskunft  zu  erteilen  und 
lede  Unterstützung  zu  gewähren.  Die  Zuständiok<?it  des 
(r-eneralveikehrsamts  bleibt  unberührt. 
Der  Gr  e  u  e  r  a  1  b  e  t  r  i  e  b  s  1  e  i  t  u  n  g  W  le  s  I  in  Essen  sind 
'^^f'  Bezirke  der  Eisenbahndirektionen 
Altona  und  Magdeburg  zugeteilt. 

I  ~^i:>^''o^'^"'°^o^'"">  Amtsbezeichnunft-en.  Im  Anschluß  an 
den  Erlaß  vom  30.  August  d.  J.  (vgl.  Nr.  74  S.  788  d.  Zto- ) 
hat  der  preußische  Eisenbahnminister  bestimmt,  daß  an  Stelle 
der  bisherigen  Amtsbezeichnung  „Feuermann"  für  die  nicht 
handwerksmäßig  vorgebildeten  Lokomotivheizer  die  Amts- 
bezeichnung „Lokfimotivheizer"  tritt.  Bis  zur  planmäßi^^en 
'1:?S;t«\l"iiÄ-  fuhren  diese  Bediensteten  die  Amtsbezeichnuno- 
„Hilfsheizer"  anstatt  „Hilfsfeuermann". 

TT  Entlastung  der  Eisenbahn  durch  die  Schiffahrt.  Inner- 
halb des  Eeichsverkehrsniinisteriums  haben  weitere  Bespre- 
chungen stattgefunden,  um  die  Maßnahmen  festzuleoen  die  zur 
Linderung  der  Verkehrsnot  erforderlich  sind.  Wie  '  AVolffs 
Telegraphenbüro"'  mitteilt,  kommt  es  für  eine  wirksame  Ent- 
lastung der  Eisenbahn  durch  die  Schiffahrt  mehr  denn  ie 
darauf  an.  daß  der  Kahnraum  im  vollen  Umfan<>e  ausgenützt 
und  besonders  für  die  lebens-wichtigen  Frachten  verwendet 
wird.  Von  den  Bestimmungen,  die  während  des  Krieo-es  er- 
las-sen.  worden  sind,  um  eine  erhöhte  Transportleistuno-  auf 
den  Wasserstraßen  zu  erzielen,  kann  daher  noch  nicht  Ab- 
stand genommen  weiden.  Insbesondere  sieht  sich  das  Eeichs- 
verkehrsnimisterium  veranlaßt,  die  Bundesratsverordnuno-en 
von}  18-  August  1917  aufrecht  zu  erhalten,  die  die  Bilduno-  von 
Schiffsbetriebs  verbänden  regeln  und  zur  Gewinnuno-  des'nöti- 
gen  Kahnraums  für  bestimmte  Transpoite  iiötioienfalls  Be- 
schlagnahmen vorsehen.  Die  bisherige  Schiffahrtsabteiluno 
beim  Chef  des  Feldeisenbahnwesens,  die  nunmehr  dem  Reichs- 
verkehrsminrsterium  unterstellt  wurde,  wird  von  den  ihr 
durch  jene  Verordnungen  eingeräumten  besonderen  Befuo-- 
nissen  Jeweils  nach  besonderer  Anweisung  des  Eeichsve'r- 
kehrsministers  Gebrauch  machen.  Besondere  Beachtuno- 
wird  dem  Freimachen  der  mancherorts  noch  zu  Lao-erzweeken 
verwendeten  Kähne  geschenkt  werden. 

—  Bautechnische  Vorträge  und  Übungen.  Im  November  und 
Dezember  finden  seitens  des  Vereins  deutscher  Ingenieure 
u.  a,  die  folgenden  A'orträge  statt:  Folge  C  (2  Teil)-  Das 
Eisen  im  Hoch-  und  In  g  e  n  i  e  u  r  b  a  u.  '  (Beginn  am 
4.  November  abends  %8  Uhr.  Teilnehmerkarte  12  Ji.)  Folo-c 
1-'  V  ,  ^iedlungs  weseij    und    die  neuzeit- 

iA^n.r®^  köhlesparendeu  Bauweisen.  (Am  6  und 
JÄn^T^rr"'''?^'  uutl  19.  Dezember  von  K8  bis 

/2iU  IJür.  Im  Anschluß  allgemeine  Aussprache.  Teilnehmer- 
karte 2;)  .f(.  für  einen  Vortragsabend  allein  5  M.)    Fol^^e  E  2- 
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Di«  Naturbauw«i8'en.  (Die  Vorträ«'«  finden  in  un- 
mittelbarer Aufeinand^rfolg'e  vom  12.  bis  14.  November  von 
6  bis  'AlO  Uhr  —  mit  kurzer  Zwischenpause  —  statt.  Teil- 
nehmerkarte 15  M.)  Folo-e  E.  3:  Wirtschaftlicher 
Baubetrieb.  (Die  Yorträoe,  denen  sich  aJl.oemeine  An- 
sprachen anschließen,  finden  in  unmittelbarer  Aufeinander- 
folge am  17.,  18.  und  20.  November  von  6  bis  KIO  Uhr  —  mit 
kurzer  Zwischenpause  —  statt.    Teilnehmerkarte  15  Jl.) 

Sämtliche  Vorträg-e  werden  im  Ingenieuthaus,  Sommer- 
straße  4a,  gehalten.  Da  die  Teilnehmerzahl  beschränkt  ist, 
wird  baldige  Anmeldung  empfohlen. 

—  Personalnachrichten.  Im  Reichs  v  e  r  k  e  h  r  s  n)  i  n  i  - 
«uteri  um  «ind  ernannt  woi-den:  zum  Unterstaatssekretär 
der  württembergische  Staatsrat  Stiel  er,  Präsident  der  Ge- 
neraldirektion der  württembergi.^chen  Staatseisenbahnen,  zum 
Direktor  der  Geheime  Oberreu icrungsrat  Eberbach,  Di- 
rigent im  Eeichsamt  für  die  Verwaltung  der  Eeichseisen- 
bahnen,  zum  Geheimen  Baurat  und  vortragenden  Rat  der 
sächsische  Oberbaurat  Besser  im  sächsischen  Finanzmi- 
nisterium, zum  Geheimen  Regierungsrat  und  vortragenden 
Rat  der  Regierungsrat  Wolf,  Mitglied  der  bisherigen  Gene- 
raldirektion der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  und  der 
preußische  Regierungsrat  Dr.  S  arter,  Mitglied  der  Eisen- 
bahndirektion Hannover ;  zum  Regierung-srat  und  ständigen 
Hilfsarbeiter  der  Rechnung.sdirektor  Grab  er  von  der 
Reichseisenbahnverwaltung  und  der  Rechnungsrat  Angel- 
kort.  Geheimer  expedierender  Sekretär  im  Reichsamt  für 
die  Verwaltung  der  Reichseisenbahnen. 

In  das  Reichsverkehrsministerium  sind  vom  Eeichseisen- 
bahnamt  übernommen  worden :  Wirklicher  Geheimer  Ober- 
baurat P  e  t  r  i  ,  Geheimer  Oljerbaurat  L  o  h  s  e  ,  Geheiraei- 
Oberbaurat  Dieisel,  Geheimer  Oberregierungsrat  Schle- 
sier.  Geheimer  Oberregierung.srat  Vogel,  Geheimer 
Oberbaurat  G  a  d  o  w ,  Geheimer  Oberbaurat  L  o  e  w  e  1.  — 
Es  werden  noch  ein  bayerischer  und  ein  badischer  höherer 
Beamter  übernommen  werden. 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  ist  d'tir 
Finanzassessor  bei  der  Generaldirektion  Dr.  jur.  Wolfgang 
Richter  zum  Finanzamtmann  ernannt  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Gerüchte  über  eine  Verpachtung  der  deutschösterreichi- 
schen und  der  tschecho-slowakischen  Staatsbahnen.    In  den 

letzten  Tagen  verdichteten  .sich  die  Gerüchte  über  eine  pacht- 
weise Überlassung  der  tschecho-slowakischen  Staatsbahuen  au 
eine  ausländische  Unternehmergesellschaft  fs.  Nr.  81,  S.  861 
d.  Ztg.).  Wie  verlautet,  sollen  die  Verhandlungen  der  tsche- 
cho-slowakischen Regierung  mit  einer  amerikaniseh-eng- 
lisehen  ünternehmervereiuigung  dieserhalb  schon  so  gut  wie 
abgeschlossen  sein.  Dieses  Pachtverhältnis  soll  bereits  am 
1.  Januar  1920  in  Kraft  treten  und  für  eine  längere  Reihe 
von  Jahren  vorgesehen  sein.  Bei  einer  Unterredung  mit 
einem  amerikanischen  Gewährsmann  z-eigte  sich  dieser,  wie 
die  österreichische  Tagespresse  berichtet,  zwar  sehr  zurück- 
haltend und  erklärte,  er  glaube  nicht,  daß  Amerikaner  au  dem 
Pachtvertrage  beteiligt  seien.  Daß  von  England  derartige 
Verhandlungen  geführt  würden,  habe  er  .gehört.  Auf  die 
Fraffe,  ob  die  .seineizeit  gebrachte  Naeliiicht,  daß  sieh  aus- 
ländisches Kapital  für  die  Pachtung  der  österreichischen  Bali- 
nen  interessiere,  zumal  die.se  Nachricht  von  der  österi-ei'-bi- 
schen  Regierung-  nicht  widerrufen  worden  sei.  erwiderte  der 
Amerikaner,  daß  diese  Nachricht  der  Grundlagen  nicht  ent- 
behre und  daß  die  Verhandlimgen  vermutlich  mit  ders  Iben 
Untei-nehmervereinigung  geführt  würden,  welche  angeldich 
die  tschecho-slowakischen  Bahnen  zir  pachten  beabsichtige. 

—  Die  Aufteilunsr  des  Wagenparkes  der  Staatsbahnen.  Der 

Oberst«  Rat  der  Entente  hat  beschlossen,  dem  Friedeus^-er- 
trage  mit  Österreich  vorzugreifen  und  die  im  Artikel  318  vor- 
geseheno  Sachverständigenkommission  einzusetzen.  Diese 
Kommisnsion  wird  die  Aufgabe  haben,  eine  Aufteilung  des 
Wagenparkes  der  ehemaligen  österreichischen  Staatsbahnen 
in  geordneter  Weise  durchzuführen.  Der  jetzige  Zustand  hat 
für  Deutsch-Österreich  die  schwersten  Nachteile.  Er  hat 
Deutsch-Österreich  die  Verfügung  über  einen  großen  Teil  'des 
Fahrparkes,  der  ihm  rechtmäßig  gebühren  Avürde,  entzogen 
und  damit  die  Schwierigkeiten  der  Zufuhr  von  Kohle  und 
Lebensmitteln  noch  gesteigert.  Die  einzelnen  National- 
staaten haben  ohne.  Rücksicht  auf  die  Größe  der  Linien  der 
Ei.senbahnen,  idio  an  sie  gefallen  sind,  getrachtet,  so  viel 
Wagen  wie  möglich  an  sich  zu  ziehen  rrnd  die  Wasen  dann 
nicht  mehr  über  ihre  Grenzen  zu  lassen.  Die  Folgen  iur 
Deutsch-Österreich  waren  anhaltende  Schwierigkeiten  in  der 


!  Beförderung  von  Kohle  und  Gütern  aller  Art.  Nach  der 
letzten  Wagenzählung  vor  dem  Kriege,  die  auf  das  Jahr  1914 
zurückgeht,  entfielen  auf  das  Gebiet  der  österreichischcTi 
Monarchie  rund  120  000  Güterwagen.  Während  des  Kriege.-- 
sind  rund  40  000  Wagen  neu  angeschafft  worden  und  im 
Kriege  sind  von  diesen  160  000  Wagen  etwa  20  %  verloren 
gegangen.  Au  Personenwagen  wurden  damals  etwa  20  000 
gezählt,  A\-ähreni(l  des  Krieges  wurden  rund  4000  angeschafft, 
und  durcli  den  Kriea-  trat  am  Gesamtbestande  ein  Verlust  von 
etwa  glei(difalls  20  %  ein.  Von  den  Wagen,  die  nach  dem 
Zusammenbruche  noch  verfügbar  waren,  ging  der  größte  Teil 
in  den  Besitz  des  tschecho-slowakischen  Staates  über.  Dieser 
verfügt  nach  den  letzten  Zählungen  über  rund  53  000  Güter- 
wagen. In  Deutsch-Österreich,  das  bei  einer  entsprechenden 
Aufteilung  zumindest  30  000  Güterwagen  haben  sollte,  werden 
kaum  20  000  Güterwagen  verfügbar  sein.  Voraussichtlich 
dürfte  diese  Zahl  noch  niedriger  sein.  Ein  erheblicher  Teil 
des  Wagenparkes  der  alten  österreichischen  Staatsbahnen  be- 
findet sich  auf  polnischem  und  südslawischem  Gebiete. 
Deutsch-Österreich  hat  in  den  letzten  Monaten  wiederholt  die 
traurige  Erfahrung  gemacht,  daß  Wagen,  die  es  auf  Ver- 
langen der  Nationalstaaten  zur  Beförderung  von  Kohle  oder 
Gütern  anderer  Art  in  die  Nationalstaaten  geschickt  hat,  nicht 
mehr  zurückkamen,  sondern  dort  zurückbehalten  wurden. 
Wenn  die  Kommission  die  der  Oberste  Rat  nunmehr  ent- 
•sendet,  eine  gerechte  Verteilung  des  Fahrparkes  durchführt, 
so  wird  auch  eine  ErleichterTing  in  der  Versendirng  von 
Kohle  eintreten  können. 

—  Donau  -  Dampf schiffahrtsgesollschaft,  Staatsgarantie. 

Die  deutschösterreichische  Finanzverwaltung  hat  die 
Haftung  gegenüber  der  Donau  -  Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft für  Gefahrenrisiko  und  Betriebsverlust  aus 
dem  fahrplanmäßigen  Personenverkehr  auf  der  Donau- 
strecke während  des  ersten  Betriebsmonats  über- 
nommen, da  die  tschecho-slo wakische  Regierung  sich  bereit 
erklärt  hat.  die  angesprochene  Garantie  zur  Hälfte  zu  tragen. 
Die  Höchstgrenze  für  die  Garantiehälfte  ist  auf  5000  Kr.  fest- 
gesetzt worden.  _  Nach  dem  bisherigen  Verlauf  der  Fahrteji 
dürfte  sie  kaum  in  Anspnich  genommen  werden. 

—  Behandlung  von  Zollstückgütern.  Die  Nordbahndi- 
rektion  teilt  najuens  der  Wiener  staatlichen  Eisenbahnver- 
waltungen  mit :  Die  auf  den  Wiener  Bahnhöfen  zur  Abliefe- 
i'ung  gelangenden  Zollstückgüter  werden  vom  20.  Oktober  an 
von  der  Eisenbahn  verzollt  und  durch  die  Rollfuhrunterneh- 
mung zugeführt.  Ausgenommen  von  der  bahnseitigen  Ver- 
zollung und  Zuführung  bleiben  jene  Zollstückgüter,  bei  denen 
der  Empfänger  sich  die  Vornahme  der  bahnseitigen  Verzol- 
lung verbeten  hat,  und  diejenigen  Güter,  die  nach  der  Kund- 
machung für  den  Rollfuhrdienst  von  der  Zuführung  ausge- 
nommen sind  (so  insbesondere  die  Stückgüter  für  Parteien, 
die  sich  die  Zuführung  durch  die  Rollfuhrunternehmung 
schriftlich  verbeten  haben);  ferner  folgende  Zollstückgüter: 
Textilien,  deren  Tarifierung  schwierig  ist,  Chemikalien 
und  Güter,  die  nach  dem  Werte  verzollt  werden,  sofern  bei 
letzteren  nicht  eine  Warenerklärung  des  Ab,s>eu(Iers  vorliegt. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Tariferhöhung  auf    der  Kaschau-Oderberger  Eisenbahn. 

Mit  Gültigkeit  vom  4.  November  1919  werden  die  Fahr- 
preise und  G  «  p  ä  c  k  fracht  Sätze  auf  der  Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahn  um  50  %  erhöht.  Dagegen  erhöhen  sicli 
sämtliche  Fracht  sätze  einschließlich  der  ermäßigten  Fracht- 
sätze und  der  Mindest  gebühren  sowie  die  Neben  gebühren  mit 
Ausnahme  des  Standgeldes  um  100%. — -Die  Kaschau-Oderber- 
ger Eisenbahn  wurde  teilweise  in  den  Betrieb  der  Stäatsbahn- 
direktion  Kaschau  übernommen.  Das  (xcbiet  vor  Teschen  ist 
deazeit  von  den  Polen  besetzt.  In  der  Verwaltung  der 
Kaschau-Oderberger  Eisenbahn  befindet  sich  gegenwärtig 
bloß  eine  Strecke  von  70  km. 


üebrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnunglück  bei  Kopenhagen.  Aus  dem  Zuge  von 
Kallenborg,  der  am  1.  November  gegen  9  Uhr  abends  in  Ko- 
penhagen eintreffen  sollte,  fiel  bei  Vigerslev  ein  Kind  aus 
einem  Abteil.  Der  Zug  wurde  zum  Stehen  gebracht 
und  fuhr  langsam  zur  Unfallstelle  zurück.  Als  man  das 
Kind  wieder  aufgefunden  hatte  und  der  Zug  sich  laugsam  in 
Bewegung  setzte,  brauste  der  D-Zug  von  Korsör  heran  und 
fuhr  in  die  letzten  Wagen  des  vorhergehenden  Zuges  hinein. 
Fünf  Wagen  des  Kallenbörger  Zuges  wurden  zertrümmert. 


LIX.  Jahrgang 
5.  Xovember  1919. 

Die  Lokomotive,  d^r  Tender,  ein  Packwagen  und  ein  Per- 
sonenwagen des  Koisör-Zuges  stürzten  den  hohen  Bahn- 
damm hinab.  Die  ganze  Nacht  hindurch  wurde  an  der  Ret- 
tung- der  Yerunglückten  gearbeitet.  Bis  zum  Vormitta^-e 
n-aien  25  Tote  geborgen;  die  Zahl  hat  sich  nach  späteren 
Fest-^vtellungen  auf  41  erhöht.  Außerdem  sind  zahlreiche 
Keisende  verwundet  worden.  Der  Verkehr  auf  der  Strecke 
konnte  bald  wieder  herg-estellt  werden. 

^  Nordische  Eisenbahnerunion.  Die  Eisenbahnerorgaui- 
sationen  Schwedens,  Norwegens  und  Dänemarks  hielten  Mitte 
September  eine  Konferenz  in  Kopenhagen  ab.  Es  wurde  der 
Zusammenschluß  des  schwedischen  Eisenbahnerverbandes 
des  norwegischen  Eisenbahnbimdcs,  des  dänischen  Eisenbahn- 
bundes und  des  norwegischen  Lokomotivführerverbandes  un- 
ter dem  Namen  „Nordische  Eiseubahnerunion"  vorgeschlao-en 
Die  Union  soll  unter  Leitung  eines  gemeinsamen  Sekretariats 
stehen,  der  Wortführer  soll  von  diesem  gewählt  werden.  Die 
Aufgabe  der  Union  soll  sein,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Eisen- 
bahnerorganisationen  der  verschiedenen  Länder  in  ständioer 
Beziehung  zu  einander  stehen  und  daß  wirtschaftliche  Unter- 
stutzung  an  die  Eisenbahner  in  dem  einen  oder  anderen  Lande 
geleistet  wird,  die  gegebenenfalls  in  Lohnstreitiokeit  oder 
Streik  verwickelt  werden.  Der  ^'orschl.ig  isoll  nunmehr  den 
einzelnen  Eisenbahnerorganistiouen  vorgelegt  werden  und 
o^^i^  '^^^  Union  in  Kraft.  Sie  umfaßt  40  000  schwedische 
8000  norwegische  und  12  000  dänische  Eisenbahner. 

—  Probobetrieb  in  Schweden  mit  Flachboden-Selbstenthide- 
vagen  der  Bauart  Malcher.  Nach  einer  Mitteilung  der  Tle- 
ueialdirektion  der  schwedischen  Staatseisenbahnen  haben 
diese  von  der  Oberschlesischen  Eisenbahnbedarfs-Aktden-Ge- 
seUschatt  an  Gleiwitz  zehn  zweiachsige  Flachboden-Selbst- 
eutladawagen  der  Bauart  Mal  eher  bezogen  und  seit  März 
i.  J.  einen  Probebetrieb  mit  ihnen  zur  Beförderuno-  von 
Dienstkohleii  eingerichtet.  '  Die  Wagen  zeigen  die  glei>che 
Bauart  wie  die  zehn  von  der  Eisenbahndirektiou  Katiowitz 
«Ifangs  zwischen  Cosel  (Oderhafen)  und  Friedenshütte  in 
Übel  Schlesien,  spater  auch  au  anderen  Stellen  probeweise  in 
Dienst  geste  Iten  Flachboden-Selbstentladewagen  *)  mit  um- 
legbaren Bodenklappcn  der  Bauart  Malcher  '  (Ommk)  Sie 
werden  in  Schweden  an  drei  verschiedenen  Stellen  benutzt 
tur  die  Lokomotivstationen  Hagalon  und  Tomteboda 
beule  unweit  Stockholm,  und  für  die  Lokomotivstatiou 
Malmo.  In  Hagalon  erfolgt  die  Selbstentladung  auf  einei- 
:rrube,  von  der  aus  die  Kohlen  mittels  Förderwerks  in  Bunk-'M 
rehoben  werden,  um  von  diesen  beim  öffnen  der  Entlade- 
uappen  m  die  Lokomotivtender  abzurutschen.  In  Tomteboda 
i^t  zur  Lokomotivbekohlung  ein  hölzernes  GLeisgerüst  heroe- 
?tellt,  von  dem  aus  die  Kohle  in  die  zu  beiden  Seiten  de-, 
br.ei.-^gerustes  belegenen  Bansen  abgestürzt  wird;  die  Kobl- 
vird  von  da  mittels  Muldenkipper  und  Feldbahngleise  auf 
eine  hochgelegene  eiserne  Bühne  gebracht,  und  von  dies( 
seitwärts  in  die  Lokomotivtender  abgekippt.  Die  Entlad« - 
»lunchtung  m  Malmö  ist  der  in  Tomteboda  ähnlich  Die  bi- 
ler  beforderte  Kohle  war  Staub-  und  Stückkohle.  Die  Er- 
sparnis, die  bei  Verwendung  der  Selbstentladewagen  oe- 
jf'iiuber  der  Handentladung  erzielt  worden  ist,  Avird  auf  etwa 
y  Jl  für  einen  Wagen  täglich,  und  da  der  Wagenumlauf 
A  btunden  betragt,  auf  insgesamt  täglich  rund  20  X  10  — 
iOO  Jl  geschätzt. 

Wie  die  Generaldirektion  der  schwedischen  Staat.^ei.«;enbah- 
len  bestätigt,  haben  .«ich  die  Wagen  in  dem  Probebetrieb  der 
ns  zum  April  1920  fortgesetzt  werden  soll,  im  oanzen"  "ut 
>ewahrt.  »  ^ 

—  Antwerpen  —  französischer  Umschlagshafen.  Xa.f  h 
sinem  Artikel  des  Pariser  „Temps"  ist  der  Hafen  von  Ant- 
rerpen  endgultio-  als  L  mschlagshaf en  für  die  besetzten  deut- 
ßhen  Gebiete  soT\-ie  für  Elsaß-Lothringen  seitens  der  fraii- 
osischen  Regierung  bestimmt  worden.  Die  Verbinduno-  di^^ 
•roA-iÄorisch  mit  Rotterdam  bestand,  ist  aufgehoben :  "aller 
lu .st uhrverkehr  aus  obigem  Gebiete  wird  in"  Zukunft  über 
Antwerpen  geleitet  werden.  Ferner  wird  die  französische 
Eegierung  vorläufig  für  die  wiedeierlangten  Gebiete  die  sur- 
ixes  d'Enfrepot  aufheben,  was  den  A'erkehr  dieser  Länder 
m  Antwerpen  außerordentlicli  fördern  wird. 

•  ~v.  ^^fr  ^^^^^  internationalen  Schnellzüge.  Die  Schweize- 
ische  Verkehrs-Korespondenz  ischreibt:  „Die  neuen  intx?r- 
ationalen  Schnellzuge  die  auf  der  Pariser  Konferenz  vom 
d',.Vo"^i"^ü^'^  'H""  Frankreich.  Belgien,  Griechenland,  Italien, 
.ngland,  Holland,  di-e  Schweiz,  Rumänien  und  Jugoslavien 
ertreten  waren.  beschlo.ssen  wurden,  sind  noch 
nmer  nicht  so  ausgebaut,  wie  die  Konferenz  es 
jabsichtigte.  Die  Grundidee  der  Konferenz  o-in* 
araui  aus,  den  voi-  dem  Krieg  bestandenen  Orieii?- 
f — •  

'.•)  Vergl.  Verkehrstechttik  1919.  Heft  3,  S.  43. 
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Expreß  der  über  deutsche  Linien  ging,  durch  einen  Simplon- 
A^A^'o^!  iP^'^i  ersetzen,  der  nun  bereits  seit  einigen 
Wochen  den  Kurs  aufgenommen  hat.  Da  dieser  Expreß  aber 
aus  lauter  Wagen  der  Internationalen  Schlafwagengesellschaf  L 
/usammenoesetzt  .ein  soll  und  die  GeselLs.chaJt  immer  noeh 
uicht  genügen.  V/ageiimaterial  zur  Verfügung  hat,  ist  es 
'''''^  ""YK  «^^t-  Umsteigen  von  Calais  oder 

Boulo-ne  nach  Bukarest,  .Vthen  und  Konstantinopel  zu  fah- 
v1^;>,^  das  Teiistück  der  Linie  zwischen  Belgrad  und 

Nisoh,  das  wahrend  des  Krieges  zenstört  worden  war,  erst 
wieder  erstellt  werden  muß,  Avird  es  erst  ab  15.  Dezember 
mog-iich  sein,  die  lahrt  ohne  Umsteigen  vorzunehmen 

Der  neue  Simplon-Orient-Expreß  hat  auch  bereit«  die  Schaf- 
timg weiterer  direkter  internationaler  Züge  zur  Folge  die  wie 
die  Nebenflusse  eines  Stromes  auf  ihn  einmünden,  die"  mit  ihm 
tur  gewisse  btrecken  lu  Wettbewerb  treten,  aber  auch  ganz 
gut  als  Alimentierungslinien  angesehen  Averden  können  So 
geht  seit  einiger  Zeit  ein  täglicher  Schnellzug  von  Bordeaux 
'Ii  ''Ai^^?''"^''^'*  Cenis-Turin  naeh  Mailand,  und  ^»eit  dem 
11.  Oktober  ein  solclier  von  Brüssel  über  Straßhurg-Basel- 
brotthard  nach  Mailand,  wo  sie  beide  im  Simplon-Orienl- 
Expreß  ihre  Fortsetzung  finden.  Der  Schucllzug  Brüssel- 
btraßburg-Ba,s.el-Gottbar(l-Mai1aii.l  beruht  auf  Zugeständnissen 
au  Belgren  und  Holland  und  wohl  aucli  an  die  Schweiz; 
Beio-i-en  und  Holland  hatten  an  einer  am  U.  August  im  Mini- 
.sterium  für  offenlhclie  Arbeiten  in  Paris  slatt^ehabten  Vor- 
besprechung ihre  Teilnahme  an  der  Konferenz  vom  22  \u- 
^ust  von  dem  Zugeständnis  dieses  für  sie  und  die  Schweiz 
sehr  wichtigen  Schnellzuges  abhängig  gemacht.  Die  Be^ 
■Schlüsse  dieser  Konferenz  treten  für  eine  Dauer  von  zehn 
Jahren  von  dem  Augenblick  an  in  Kraft,  da  es  möo-lich  sein 
wird,  die  Endpunkte  des  Simplon-Orient-Epreß  ohne  Fahrt- 
unterbrechung zu  erreichen,  d.  h.  also  im  kommenden  Dezember 
LUiie  Unterkommissiou  der  Konfereny.  hat  den  Auftrag  er- 
halten die  EiuLeguug  eines  neuen  Luxuszuges  Paris-Straß- 
ijurg-Prag- Warschau  zu  prüfen,  der,  wie  man  in  Frankreich 
annahm,  das  neue  System  der  iüternationalen  Eisenbahnver- 
bindungen glücklieh  ergänzen  dürfte. 

Die  einschneidendste  Bestimmung  der  Konferenz  \  om  22  Vii- 
gust  besteht  m  einem  für  alle  teilnehmenden  Regieruiio-en 
geltenden  \  erbot  der  Teilnahme  an  andern  durch «-ehenden 
L.UXUS-  und  Schlafwagen-Schnellzügen,  die  in  irgend  welcher 
Werse  mit  dem  Simplon-Orient-Expreß  in  AVettbewerb  treten 
konnten.  Ferner  darf  kein  direkter  Luxus-  oder  Sohlaf- 
wagendienst  aus  Frankreich,  Belgien  und  Holland  über  Wien 
liinaustahren,  und  das  bezieht  sich  insbesondere  auf  den 
hxpreßzug  Ostende- Wien,  der  vor  dem  Kriege  bis  nach  Buda- 
pest iuhr.  Der  Kampf  um  die  letztere  Bestimmung  war  ziem- 
lich hart,  denn  einzelne  Regierungen,  wie  Südslavien,  be- 
standen auf  der  Beibehaltung  dieses  Zuges  in  seiner  früheren 
.Ausdehnung.  Wenn  der  Grundsatz,  der  für  die  Sohaffun"-  des 
.^implon-Orient-Expreß  maßgebend  war,  schließlich  trotz  des 
Widerstandes  Belgiens  und  Englands  gutgeheißen  wurde,  so 
gesfchah  es  durch  die  Unterstützung  Hollands,  das  sich  trot^z 
der  Gemeinsamkeit  seiner  Interessen  mit  denen  Eeloiens  auf 
die  Seite  Frankreichs,  der  Schweiz,  Italiens  und  (h-iechen- 
lands  stellte." 

—  Amerikanisches  Geld  für  die  italienischen  Bahnen. 
Aach  Berichten  italienischer  Tageszeitungen  ist  zur  weiteren 
Einfuhniug  der  elektrischen  Zugförderung  auf  den  italieni- 
schen Staatsbahnen  (vgl.  Nr.  79,  S.  841  d.  Ztg.)  ein  amerikanisch- 
onn  Syndikat  gegründet  worden.  Das  Kapital  von 
.JÜO  Mill.  Lire  wird  je  zur  Hälfte  von  amerikanischen  und 
italienischen  Banken  aufgebracht.  IrgendAvelchen  Einfluß  auf 
den  Betrieb  der  Bahnen  soll  das  Syndikat  nicht  besitzen.  Man 
A\T.rd  aber  m  der  Annahme  nicht  fehlgehen,  daß  ein  großer 
leil  der  elektrischen  und  mechanischen  Betriebsmittel  nun- 
mehr von  amerikanischen  Werken  geliefert  wird.  In  ähn- 
licher Weise  soll  übrigens  auch  aurerikanisches  Geld  für  die 
Einführung  des  elektrisclien  Betriebes  auf  den  SchAveizeri- 
schen  Bundesbahnen  herangezogen  werden. 

—  Der  englische  Verkelirsminister.  Naeh  langwierigen 
Verhandlungen  in  beiden  Häusern  des  Parlaments  ist  in  Eng- 
land ein  Verkehrsgesetz  angenommen  worden,  das  alle 
Zweige  des  Verkehrswesens  regeln  soll.  Die  erste  in  die 
ä^ußere  Erscheinung  tretende  Folge  diese^s  Gesetzes,  über 
dessen  Inhalt  noch  berichtet  werden  wird,  ist  die  Gründung 
eines  Verkehrsministeriums;  in  ihm  sind  die  Teile  des  Han- 
delsministeriums, in  dem  bisher  Verkehrsangelegenheiten 
namentlich  die  Fragen  des  Eisenbahnwesens  bearbeitet 
Avurden,  und  auch  Teile  anderer  Behörden,  die  sich  mit  Ver- 
kehrsfragen befaßten,  aufgegangen.  Zu  seiner  Leitung  ist 
ein  Eisenbahn-Fachmann,  Sir  Eric  Geddes.  berufen  worden, 
der  am  Zustandekommen  des  neuen  Gesetzes  beträchtlichen 
Anteil  gehabt  hat.  Er  hat  eine  eigenartige  und  beweo*te 
Laufbahn  hinter  sich.     Er    wollte    ursprünglich  Offiaer 
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werden,  ß-ab  aber  .li€s.cu  Plan  Avieder  auf  und  wanderte  nach 
Anwrika  aus,  wo  rr  in  den  Dienst  der  Baitimor©  and  Ohio- 
bisenbahn  eintrat.  Hier  erwarb  -er  sieli  Eifaliruu"-  im  Eahn- 
liütswes«n,  namentlich  auch  im  Vcrscliiebediensl  f  er  selK-iat 
also  dort  von  d<>r  Pike  auf  uedienl  zu  liaben.  1S95  "iu"-  ei 
von  Amerika  nach  Indien,  wo  i-r  Leit<M'  einer  DampfstraTlen- 
bahn  wurde,  ^paler  übi-rnahm  er  di(^  Leituno-  des  \"erkehrs- 
dieustes  *inej-  indischen  Eisenbahn,  kehrte  ab-er  1904  nacli 
England  zurück,  um  in  den  Dienst  der  Nordostl>ahn  einzu- 
treten, wo  er  dl«  Anträge  auf  Schadenersatz  bearbeitete.  Im 
A  erkehrsdienst  di-eser  Gesellschaft  rückte  .er  bald  zum  Leiter 
des  (.uterdijcnstes  unil  im  .Jahre"  1911  zum  Stellvertreter  des 
-.cneialdirektors  auf.  Aus  dieser  Steiluni--  wurdo  .er  im 
Krie.oo  in  das  .Alunitions-Ministeiium  berufen.  Als  im  Jahre 
IJIO  das  en,£;lische  P  eldeisenbahnwesen  neu  uereoelt  wurde 
wurd<'  (jreddes  zum-  (ieneraldii  ektor  der  Militäreis^nbahneu 
ernannt.  Seine  ."^tellunÄ-  mao-  etwa  der  des  deutschen  Feld- 
eis.enbahnehefs  ent.sprochen  haben.  Sein  Name  dürfte  wohl 
derienio-e  unter  den  enüli-schen  Eisenbahnfachleuten  s.ein  der 
seitdem  in  d^r  einschlägio-en  Literatur  am  meisten  «enannl 
wordoii  ist.  Zeitweiho-  war  er  auch  in  der  Admiralität  tati»' 
deren  Erster  Lord  er  üii  ,7ahre  1917  wurde.  liier  bekleLdet""<' 
■er  tur  (li.6  Dauer  des  Dienstes  den  Bano-  eines  Vizeadmiral < 
wahrtuK  er  im  Heer-e  als  Oberstleutnant  des  Ingenieur-  nn.\ 
bisenhalm-Stabskorps,  «iner  Art  technischen  Gen.eralstal)s 
de«  ;eno-lischeu  Heeres,  geführt  wurde.  Seit  Beginn  der  Dv- 
luobilmachun?-  hat  er  seine  Haupttäti<>keit  dem  Parlament 
dem  er  ubrioens  seit  1917  als  Mitoliod  für  Oambridoe  anoc- 
horns  bei  der  Beratunu-  d.es  A'erkehrs.ücsetz'es  widmen^müsseu 
Uie  Durchfuhruuo-  der  Bestimmungen  dieses  Ge:.s.atz;es  dürfte 
eine  ziemlich  weitg-chentle  Umwäizunij  des  en"iischen  Ver- 
kehrswesens zur  Folo-e  haben,  und  der  Auftraß-,  der  Gedd<s 
zu  teil  Äcwoiden  ist,  das  Gesetz  in  die  Wirklichkeit  umzu- 
setzen, Avird  nicht  leicht  auszuführen  sein  Nach  seiner  Ver- 
uansenheit  wird  er  dabei  voraussichtlich  stark  dazu  uei<.en 
die  luter.e&s»en  der  Els.enbahno^esells(■haften  wahrzunehiuen' 
sich  aber  dadurch  zahlreicliei>Ang.riffen  aus  anderen  Kr(  iseii 
aussetzen,  da  in  weiten  Kreisen  der  Benutzer  der  ea"!ischi  ii 
Lisenbahnen  eine  ziemliche  Mißstimmuuu'  o-egen  die  Eiseu- 
bahn.o-esellschaften  herrscht.  Auch  die  Interessen  der  Pceoi,^.- 
runs-  stehen  vielfach  mit  denen  der  Eisenbahno-.escllschafteii 
im  \\  Kiers pj.uch.  und  auch  hierdurch  wird  das  Amt  des  Ve'  - 
kehrsministers  -sehr  dornenvoll  werd.en. 

N-ach  den  neuesten  Nachrichten  hat  der  erste  A^.erkehrs- 
n^^'  ^^^"^  ^eiies  Amt  nicht  lano-e  vergaltet.  B.ei  d(n- 
I  mbib.lunff  der  englischen  Eegieruno-  Ende  September  hat  er 
(la.s  Amt  des  1^  inanzmmisters  übernommen,  Mährend  das  Ver- 
kehrsinmisterium  zunä.chst  imbesetzt  o-,e,bliebeu  zu  sein 
scüemt  Über  die  Befälii.ouno-  von  Sir  E.  Geddes  für  sein 
neues  Amt  kann  kein  Urteil  abg-egebcn  werden.  Seine  »anze 
\  orlaufbahn,  namentlich  seine  Täti<?keit  während  des  Krieo^es 
und  nach  d<jss.en  B-eendis-una-,  setzten  ihn  zweifellos  in  d.en 
Stand,  die  dem  Verkehrsministerium  g-estellten  Auf(>-aben  zp 
losen,  und  es  wird  nicht  leicht  sein,  einen  Nachfolg-er  für  ihn 
zu  finden,  der  m  dieser  Beziehunü'  dre  ob.ioh.p  Befähioiwi"- 
aufweist. 

—  Kaucherabteile  auf  englischen  Eisenbahnen.  Dit^  Auf- 
rechterhaltunji-  der  Ordnuuo-  scheint  bei  den  eno-lischen  Eisen- 
i)ahnen  ebenso  schwi.;  !  i-  zu  sein  wie  in  Deutschland,  obodei(  h 
dort  der  zersetzende  Einfluß  der  Revolution  fehlt.  Es'wiril 
z.  i..  lebhaft  darüber  «eklagt,  daß  in  den  Nielitraucher-Aldei- 
len  oerancht  wird,  was  ja  auch  bei  uns  zur  Zeit  £?an>.-  und 
M-abe^  ist.  Di.e  Engdänderinneu  sind  allerdins>-s  nicht  mehi'  so 
empfindlich  aeo.en  Tabakrauch  wie  früher,  aber  es  u'ibt  doch 
noch  eine  beträchtliche  Zahl  von  Eeisenden.  .die  eine  unüber- 
wimlliche  Abueio-unif  oeoeu  Rauch  iiaben.  Wälu-end  bei  uns 
m  Deutschland  und  in  einer  Anzahl  anderer  Länder  besondeic 
Abteile  für  Raucher  vorbehallen  sind.  M'crden  diese  in  Eng- 
land veranlaßt,  besondere  für  sie  b(  stimmte  Plätze  zu  be- 
nutzten. Tu  d«r  enadischen  Fachpresse  wird  neuerdin"s  anue- 
res-t  mit  diesem  Gebrauch  zu  brechen,  dem  Beispiele  des  Fcsf- 
lands  zu  folgen  und  Nichtrauchei'abteile  einzurichten.  Dies,  r 
\  orschlag  erinnert  daran,  daß  auf  den  Westtiustralisehcn 
>taatsbahnen  niemand  ein  Eaucherabteil  l)enutzen  darf,  dtr 
nicht  den  vollen  Preis  einer  Eisenbalmfahrkart-e  für  Er- 
wachsen« bezahlt  hat,  wodurch  Jugendlielie  am  Eauchen  auf 
ler  Eisenbahn  verhindert  wenieti  sollen.  .Vueh  Frauen  ist 
dort  der  Aufenthalt  in  den  Rautdiei'abi eilen  verboten,  und  die 
Lcstimmunaen  sehen  sogar  deren  m  \v,:;~;ime  Entfernung  vor. 
wenn  sie  sich  weigern.  *in  RaucliL  i^iLii  il  gutwillig  zu  ver- 
la-ssen.  Wir  halj^n  also  auch  hier  o  ine  Umkehrung  des  deut- 
schen Gebrauchs,  den  Frauen  besondere  Abteile  vorzubi - 
halten.  Wenn  auch  in  dieser  Beziehung  die  Raucher  in  Eni;- 
iaud  und  seinen  Kolonien  einen  gewissen "  Vorzug  genießen, 
so  fühlen  sie  sich  doch  dadurch  benachteiligt,  daß  meist  di^ 
l'mdabteile  der  Wagen  für  Raucher  bezeicdmet  sind,  während 
die  mittleren  Abteile  ihnen  verschlossen  bl.tibeu.    Ein  erfah- 
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reuer  Reisender,  der  die  bekannten  Annehmlichkeiten  der 
mittleren  Abteile  genießen  will,  muß  sich  also  auf  der  Re  sc 
das  Rauchen  versagen. 


Fremde  Erdteile. 

-  Die  Eisenbahnen  der  verbündeten  MuIua  eustaateii  W-e- 
uige  Lander  sind  vom  Kriege  so  wenig  berilhrt  worden  wie 
die  unter  britischer  Hohen  stehenden  Malavensteaten  Ihr 
cliul-:f'zu''fe'iVn"'  '''i^^f^^.^S^'nter  einer  Mißernte  des  Ka^it- 
schuk.s  zu  leiden  gehabt,  und  gegen  Ende  des  Jahres  191« 
machte  sich  eine  gewisse  Knappheit  an  Reis  so  weit  fühlbar 
daß  eine  weitgehende  Beschränkimg  und  übeiwacLng  des 
Verkehrs  mit  Lebensmitteln  nötig  wurde.  Über  die  llsen- 
bahnen  wird  tur  1918  das  Folgende  l>erichtet:  Ihre  G-esamt- 
lango  betrug  eim^eliließlich  einer  neu  eröffneten  sTreE  ^-on 
,f  km  Lange  1527  km;  208  Bahnhöfe  waren  im  Betriebe!  Der 
Gesamtuberschuß  von  396  591  f  ermöglichte  eine  Verzinsuno 
ues  Anlagekapitals  mit  3,12  %.   Die  Zahl  der  beförderten  Ref- 

und  1J9  290  Stuck  lebendes  Vieh  befördert.  Am  1.  Juli  A^rdo 
ein  durchgehender  Ziigverkehr  mit  Slam  eröffnet,  der  sich 
aber,  obgleith  ihm  große  Bedeutung  beigelegt  wird,  nur  wenio- 
entwickeln  konnte,  weil  es  sowohl  auf  der  Seite  Slams  wi? 
f,oH  -^^alayeastaaten  an  Lokomotiven  fehlte.  Letztere 

hatten  zwar  schon  1914  sechs  Lokomotiven  bestellt,  die  auch 

M,  T,f,i';;, ,  '^'']'  ^■^'^i^V''"  ^^'^^  militärischen  Gründen 

tui  Imben  beschlagnahmt  worden  sind.  Da  in  England  Auf- 
trage auf  Lokomotiven  nicht  untergebracht  werden  konnteu 
wurden  14  Lokomotn-.en,  die  dringend  benötigt  werden,  gegen 
totle  des  Jahres  in  den  Vereinigten  Staaten  bestellt.  Ehe 
diese  nicht  g-ediefert  sind,  wird  .es  kaum  mögH.ch  sein  Vor- 
kehrsverbesserungen, für  die  ein  dringendes'  Bedürfnis  vor- 
Iffh^^'T^'-'Y'''-  Neubauten  und  Vorarbeiten  wurden 

274G(>0  L  aufgeAvendet.  Auf  der  Ostküstenbahn  die  drc 
östlichen  Staaten  mit  Slam  verbinden  soll,  sind  Fortschritte 
gemacht  worden  Eine  Zweigbahn  nach  Bataug  Beriuntai 
am  ^elano-oi;-Bl.uß  ist  fertiggestellt  und  in  Betrieb  genommen 
worden.  Pur  die  näehsten  sechs'  bis  sieben  Jahre  liegt  ein 
umlangieiches  Bauprogramm  vor.  Die  auszuführenden  Ar- 
beiten sind  mit  über  17  000000  £  veranschlagt;    von  diesem 

loÄT  veÄaS  ''''  ^''''^^ 


Allgemeines. 

i>T  ^V*'  ^^^t'tdimäßigstc  Verwendung  von  Glühlampen  für  die 
IJeleuclitung  von  Bahnhofsanlagen.  Über  diesen  Gegenstand 
(•er  auJmerlvsame  Beachtung  des  Eisenbahnfachmannes  ver- 
dien l.  hat  Regierungs-  und  Baurat  H.  v.  Glinski,  Leipzi<>- 
lehrreiche  Untersuchungen  gemacht,  deren  Ef'<ebnisse  nun- 
mehr in  Hett  3  und  4  des  laufenden  Jahrganges  von  Glasers 
.Annaleu  für  Gewerbe  und  Bauwesen  ausführlich  veröffent- 
licht sind.  Bei  Behandlung  des  Stoffes  kamen  dem  Verfasser 
die  in  der  Praxis  gesammelten  eigenen  Erfahrungen  und  auch 
neuere  Veröffentlichungen  zustatten.  Einleitend  gelan"en 
die  Aut gaben  der  Beleuchtung  von  Balinhofsanlagen  und  die 
Bedeutung  von  Untersuchungen  darüber  zur  Erörteruno-  Es 
tolgen  an  Hand  neuerer  Ermittelungen  Angaben  über  die 
wesentlichen  Eigenschaften  neuartiger  Glühlampen,  ihre 
Lichta usbeiite,  die  Schwankungen  der  Lichtstärke,  die  4b- 
Lebensdauer  \ou  der  Spannuns'  und  über  den 
hmllub  der  Leuchtdrahlanordnung  auf  die  Lichtstrabluu"- 
f)i.e  von  Beleuchtungskörpern  zu  erfüllentlen  mannigfachen 
Aulgaben  werd.en  aufgeführt.  Ans  rechnerischen  '  Untoi- 
.siH'hungen  sind  Regeln  dafür  abgeleitet,  wie  eine  ausreichende 
Beleuchtung  mit  dem  geringsten  Kostenaufwand  zu  erzielen 
ist.  In  diesem  Zusammenhang  ^vird  auch  die  Berechnun"-  der 
gunstigsten  Brenndauer  durchgeführt  und  die  zweckenl- 
.-precheudste  Stärke  und  beste  örtli(die  Lage  der  Lampen  be- 
handelt, einmal  für  sehr  schmale  Flächenstreifen,  dann  für 
\>-eit  ausgedehnte  Flächen  und  sfihließlich  für  verschiedene 
breite  Streifen.  Vergl.  hierzu  auch  den  in  Nr.  03  des  lfd. 
Jahrg.  dieser  Zeitung  veröffentlichten  Aufsalz  des  Geh.  Ba  i 
rats  Hoef^'r.  Oölu,  übei'  Bahnliof.sbeleuclituug. 


Rechtspflege. 

Keine  Haltung  der  Bahn  für  Beschädigung  beim  Eui- 
iaden,  wenn  der  Emi>fänger  nicht  schriftlich  bahuseitige  Ent- 
ladung beantragt  hat.  (Urteil  des  Reichsgerichts  vom  25.  Ok- 
tober d.  J.S.  T  128/19.)  §  50  des  Eisenba hn.gütertarifs  be- 
stimmt, daß  bei  Wagenladungsgütern     die  Entladung  dem 
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ßahn  die  Entladuno  mfttVu  /w    J^^^^chhoh  habe  aber  di« 

Ausladung  übei  nonSu  ^eha^  t  ''xuf^v''  ^■erlraÄ..miißio-  ,iie 
<luno-,santrao-  nicht  Sfilic  i  te^^^  ^^t^^' 
anch  k€iü<i  2,yiuoendo  Voil^hnt^^^^  Aber  das  s<n 

lieh.  A.tra^  i^^^    t^^SaSr        f  ^['-^^^ 

vorlieo-^.  ■ersetzt  werdpn     n^,,,,  i,  "»u«.  wie  >ic  hiei 

A.isladuno   nur  hafU.      viH  '1^^  *^'<^  für  die 

auf  übernahiu<.  dlr]!?ntiyLro"^t.  l^st^  -^"'f  ^- 

uicht  sagen,  daß  der  -ohriftlich-  An'rno    i.MiiV  - 
liehen  ersetzt  werden  könlie     i^fAi     ,  -  ^'"'''^  "luud- 

^cliriftlichor  AltSi^f^hh  %rn  {r^^^^^^  ^™ 
«len  über  die  Ausladuno  nicht  zn^fJnfu  -^""^«^'l^^^  flen  Par- 
.laste  haftet  deshalb  St  au?  6™^!°  t  f 'STlirr'  '''''  P^^' 
Fiachtvcrtrao'6  für  den  '^ehnd^^V  i^- ^  .  '1^^^ 
lern  Fracht^^rkehr  Sescl  W^er  wl'T"*^.  t'^"  °eben 
commen.  Aber  aus  ernr^m  ni^^^^^^  \^«rkvertrao■  m  Fra-e 
M^im  Vorliegen  el^es  voTihm  ^-^vey^'l*  1"'  ^-^^^lagte  nur 
laften.  Daß  abei  der  fraSh^  v  i  V''^'^''''^'^  ^  erschuldens 
rer.chulden  >>eruhe,te!Ä^SS^;^  niS'Ä 

=««er^?^'^^re^}^°'^'^^^t^';f  '"^'^^  ^ü»«-  ««^^-er- 
\  b  s  €  n"d  e  r    v  o  m  E  i  n  t  ?  f  1 1  d  e  r  v''.^  ^  i  c  h  t  i  o-  u  n  g  d  e  . 


Ei««ubahnverkehrsordiiim£r  und  dem  Im,  ,   i      ,  i 

kommen    üHpi-         Tr;.„  ?  ,    ;r     ,     luii  iadUoujileji  (  iH  ie^m- 

wXn°  die  küch,    hpfK^^^'^^'^'J^^'^*^^^-  1'^''  di^".  üahnver- 

fördÄg  vonlÄtSut   f«K'''''.V'^^^f  ^'"^^  der  Be- 

militärisJhen  (^ndenf  c  ei  \1;.'^^,?  f:  ^t^<^kensperruiig  aus 

n  a  c  h  r  i  c  h  t  i  -  <  n      unT  a        ^  ^  ^  F^verzuohch  zu  b  e- 

Schudeu  er  eien    wobfV^^^^^^^^^^^^^^    cles   Gute.s  entstandenen 
grober  FahrläSVi^''  der  volt"i^^^^^^^^  '^^^^ 
lieber  Fahrlä^^iokeft  ,,„,  ^1       ■    'Schaden,   bei  ge  w  ö  h  n- 
ersetzen         Hierzu  bietet  '  '^i^  Handel  s  wen 

geiicht,  entschH.d?ne"i;Ä  ''''''  ^-i- 

pi5^dÄi£^;^,^-,j^-^i-^- --^^^  f 

der  Firma  S.  &  Co  in  iiZtiT^t    \    \^■        '^^^  Pfund  von 

ließ  den  Käse  dureh  il^en  hini^nTil^h'P  ^t'*'^^'-  l^^*^^« 
Warden,  lose  m  %am^l  ^iffi^ni^  .  Lieferanten  in  Leeu- 

schen  EiserbaLwa^n'^^eiTX  D??.1l^i^^^  ^''^^^  ^"^"1- 
bruar  1915  ab  traf  aber  erst  ging  am  IG.  Fe- 

ein, weil  er  infolge  Streckons;^.,^^-  ^V""'^  ^^^^  Allenstein 
iransporte  und  er  1  „.Uer^^r^^^^^^  C  Militär- 
(das  eine  .a.      i  t  der  "aite  O? L  «"f^^^halten  mirde 

worden).  Infc&der  Hnie;  Lf ^^''^"Si^'i«  aufgestellt 
schichten  flüssi^^4v^iS?^,f^^'  ''^T''  ''''^  obersten  Käse- 

S  c  h  a  d  e  n  &  e  r  .'^  a  t  z  v  e  r  u  .  f    i   f    n     i,  ■  ^        ''^   ^  "  " ' 

Eisenbahnverkeh  ■soSun^s<Sder^da^^^^^^^^        annimmt,  die 
Ubertunkommen  zur  AnwenÄ    denn  .nf 

Beurteilung  dei  sS<  oLe  ''^'^  ^^^litliche 

war  ihnen  also  ?ekanm  Vi  S^^^  ^«"^^^^^fe'  enthielt.  Es 

oe-etzt^  h.;.!i  }!  '•     ,  f''  '-"■■^^  "™         dem  A^erd^rb  aus 

daß'^Sfden^JÄidl™^  *  ^ -"^-l^"^«  fah^Ui^  g. 

<|er  Beförderung  beiTacS^^ 

flen  Bestimmungen  des  iXu'  liol,^^^^^     'Pf  ^^'^  ^^^'^ 

Aber  e.s  ist  eut-eoen  rlem  OhSvio  i  T^beremkommens  tun. 
siffkeit  zu  V  er  n  en  n  e  n  n«cb  i."''?-"'^''''^'''  •  "  '  «  Fahrläs- 
<len  kann  nur  e"nV.  e  w'ö  ,  ?  Umstän- 
den werden  Daraus  fol  t/  rlnR^  angenom- 
Übereinkcmmen  nYcl^  der  voll  '^f.^'f^  ^em  Intei nationalen 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Kröffnung  von  Stationen. 

eJ'^lk'^^M*dlr'tn'd:>rY^''V*^'^?°-  Xovem- 
tationen  KieritSdi  und  Br.T""  ^W'Hof  zwischen  den 
unkt  Deutzen  dem  öffeSlTrh^^'^o  .^«legene  Halte- 

reßgut-     und     Whrnni^  F'^''^^^*^"--  ^'^Päck-,  Ex- 

'erden  beschinnkren      Stuckgu)  v-rkehr  ül.er<Veben 


F  I  s  e  n  h  o  1,  ^^'^^^•■''«"».2:  von  Stationen. 

I  V^r  ^  n  1  J^, 1 1-  e  k  1 1  o  n  s  b  e  z  i  r  k  31  a  c, 
füh/   kS?  o''^  i"^^-  Bahnstrecke  Ber 

bürg).        °  Bezeichnung    C^üsen  (B 

^  i  «  e  n  b  a  h  n  d  i  r  e  k  I  i  o  n  s  b  e  z  i  r  k  s  f 


■  d  e  b  u  r  g. 
lin-Magdeburg 
e  z.  M  a  g  d  e  - 

e  1 1  i  n. 

(Bega)  ge- 
eihält  fortan 


Züituug  des  Vereins 
Deutscher  EisenbahnTerwaltumren. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1 .  Güterverkehr. 


Süddeutsche  Eisciibalin-Gesellschaf t.  ' 
Kiniieutarif  für  die  Hessischen  Neben- 
bahnen im  Privatbeh'ieb. 

i>ie  besonderen  Au&füluuno-,sb€Stian- 
luiino-en  zur  Eisenbahn- V^erk-ehrs-Ord- 
nuno-  zu  §  12  A.  Sonderzüo'e  Ziffer  1 
und  2  werden  mit  -sofortioer  Wirksam- 
keit aufgehob'en. 

Darnistadt,  am  28.  Oktober  1919.  (115(J) 
Die  Dii-ektion 


Deutsch-Nledeii  ländischer  Eisenbahn- 
verband. 

Nachdem  am  1.  Oktober  1919  im  deut- 
schen Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B 
das  rahroekl  der  Begleiter  von  Flu«- 
zeugen  tisw.  sowie  von  Sendungen  von 
Bienen,  kbentleu  Fischen  und  Fisch- 
brut auf  4,5  für  das  Tarifkilometer 
erhöht  vporden  ist,  tritt  mit  Wirkung 
vom  gleichen  Zeitpunkt  ab  diese  Än- 
derung aiich  in  den  entsprechenden 
§§  24  und  32  des  deutsch-niederländi- 
schen Verbandsgütertarifs  Teil  I  B  in 
Kraft. 

Oöln,  den  28.  Oktober  1919.  (1149) 
Eisenbahndirektion . 


Niederländisch-deutsche  Eisenbahn- 
verbändc. 

im  Tarif  für  die  Beförderung  von 
Leichen  und  lebenden  Tieren  Teil  I 
vom  1.  Mai  1910  treten  mit  sofortigei 
Oültigkeit  folgende  Änderungen  ein: 

Seite  8  unter  VII  1  wird  das  Fahr- 
geld für  Begleiter  von  lebenden  Tieren 
auf  4,5  für  das  Tarif kilometer  er- 
höht. 

Seite  11  §  9  (-).  Die  Bestimmung 
lautet  nunmehr: 

„(2)  Bruchquadratmeter  werden  auf 
ganze  Quadratmeter  nach  oben  abge- 
rundet." 

Cöln.  -den  28.  Oktober  1919.  (1150) 
Eisenbalmdirektion, 


a)  Jlitteldeutsch-südwestdeutscher  und 

b)  3Iitteldeutsch-bayerischcr  Gütertarif. 
Am  10.  November  d.  Js.  wird  iti^iic 

Station  Lüblow  (Mecklenb.-Schwe  rau- 
sche Landeseisenbahn)  in  den  Tarif  zu 
a  einbezogen.  Am  gleichen  Tage  oder 
dem  späteren  Tage  der  Betriebseröff- 
nung wird  die  Station  Braunschweig 
Nordost  (Braunschweig  -  Schöninger 
Eis.enbahn)  in  die  Tarife  zu  a  und  b 
aufgenommen.  Näheres  bei  den  betei- 
ligten Abfertigungen. 

Erfurt,  den  28.  Oktober  1919.  (1152) 
Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr  Basel  S.  B.  B.  —  Baden, 
Pfalz  —  Baden  und  Basel  Bad.  Stb.  — 
Schweiz. 

Die  Auflassung  der  Fracht  für  die 
Basler  Verbindungsbahn  nach  E,  3 
und  4  des  a-m  1.  9.  19  aufgehobenen  Gü- 
tertarifs Basel  S.  B.  B.  —  Baden  und 
nach  der  Anmerkung  zu  Absatz  F,  I, 
III  des  badisch-pfälzischen  Gütertarifs 
für  den  Verkehr  zwischen  Kehl  Wasser- 
umschlag,, Mannheim  und  Ludwigsha- 
fen  (Ehein)  Hbf  einerseits  und  Basel 
S.  B.  B.  und  Basel  St.  Johann  ander- 
seits wird  ab  1.  November  1.  Js.  aufge- 
hoben.   Ferner  treten  mit  Ablauf  des 


30.  November  1.  Js.  die  Bestimmungen 
und  Frachtsätze  für  Basel  Bad.  Stb. 
transit  im  GiUertarif  Basel  Bad.  Stb. — 
Schweiz  außer  Kraft. 

Ab  1.  Dezember  1.  Js.  wird  die  Fracht 
für  die  Basler  Verbindungsbahn  nur 
noch  im  Verkehr  zwischen  Schaf fliau- 
sen  Bad.  Stb.,  Singen  (Hohentwiel)  Bad. 
Stb.,  Konstanz  Bad.  Stb.  sowie  bayeri- 
schen oder  isächsischen  Stationen  bei 
Leitung  über  Grenzach  oder  Weil'>Leo- 
poklshöhe  und  Basel  S.  B.  B.  und 
weiter  übernommen. 

Karlsruhe.  28.  Oktober  1919.  (1151) 
Generaldirektion  der  bad.  Staatsei.-^en- 
bahnen. 


Deutsch-schwedlsch-uoi-wegischer 
Gütertarif   Teil  II   vom   1.  November 
1913. 

lufolge  Eiöffnung  der  Strecke  Kri- 
.■^tianstad-Längebro  der  Östra  Skanei^' 
Eisenbahnen  werden  die  Frachtsätze 
für  Kristianstad  und  die  hinter  Kristi- 
anstad  gelegenen  Stationen  mit  Gültig- 
keit vom  1.  November  1919  an  geän- 
dert. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
tiguugsstellen. 

Altona,  den  28.  Oktober  1919  (1153) 
Eisenbahndirektiofi. 
namens     der  Verbandsverwaltungen. 


Ostdeutsch-Südwestdeutscher  Güter-^ 
verkehr. 

Vom  10.  November  1919  ab  wird  die 
Station  Groß-Mochbern  in  die  Tarif- 
hefte, 1,  2  und  4  aufgenouimen.  Nä- 
lieres  enthält  der  Tarif-  und  Verkehrs- 
aazeiger  der  Preußisch  -  Hessischen 
Staatsbähnen. 

Die  Station  Kunigundeweiche  des 
Direktionsbezirks  Kattowitz  hat  die  Be- 
zeichnung „Bogutschütz'-  und  die  würt- 
tembergische ötation  Ebersbach  bei 
Göppingen  die  Bezeichnung  „Ebersbach 
(Fils)"  erhalten. 

Breslau,  den  28.  Oktober  1919.  (1154) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Binneu-Gütertarif  für  die  vollspurigen 
Innien   der  \Sächsischeu  Staatsbähnen, 
Teil  II,  Heft  1. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
auf  S.  24  im  Ausnahmetarif  4  (Dünge- 
kalktarif) die  Ziffern  2.  3  und  4  <ler 
An  wendun  g.sbcdingungen  geändert. 
Näheres  ist  aus  unserem  Verkehrsan- 
zeiger zu  ersehen,  auch  erteilen  die 
Stationen  Auskunft. 

Dresden,  1.  November  1919.  (1155) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 


Bayerischer  Lloyd,  Schiffahrts-Aktien- 

gesellschaft. 
Gütertarif,  Änderungen  und  Er^änzun- 
Sen   von   Bestimmungen     und  Fracht- 
sätzen. 

Die  fortgesetzte  überaus  große  Stei- 
gerung der  Eigenkosten  nötigt  auch 
die  DonauschiJffahrt,  eine  entspre- 
chende Neugestaltung  ihrer  Tarife  vor- 
zunehmen. Demgemäß  treten  mit  Gül- 
tigkeit vom  1.  November  1919  bis  auf 
weiteres  in  den  Gütertarifen,  Teil  I, 
Abteilung  A  und  B,  Teil  II,  dem  Aus- 
nahmetarif    für  die  Beförderung  von 


Getreide  usw.  und  dem  Ausnahmet  arit 
für  die  Beförderung  von  Holz  usw. 
folgende  neue  Frachtsatz-  und  Tarifbe- 
stimmungen als  vorübergehende  Maß- 
nahme in  Kraft : 

1.  Frachtsätze. 
Die  in    den    vorgenannten  Tarifeu 

enthaltenen  Mindestfrachtgebühren 
Frachtsätze  und  tarifmäßigen  Zu- 
schläge (Anstoßbeträge),  Kürzungsbe- 
träge gelten  ohne  Eücksicht  darauf,  ol 
sie  in  Pfennigen,  Hellern  oder  Centi 
mes  Gold  beziffertt  sind,  in  der  dort  an 
gegebenen  Höhe  als  währungslose  Ta 
rifziffein  (au  Stelle  von  Gebühren  ii 
Gold).  Zur  Ermittlung  der  Frachtsätzi 
in  den  unten  angegebenen  Währungea 
werden,  um  etwa  durch  Valutaschwan 
klingen  sich  ergebende  Erschwernis»! 
oder  übergroße  Erhöhungen  zu  vermei 
den,  die  währungslosen  Tarif zifferi 
mit  folgenden  feststehenden  Verhält 
uiszahlen  vervielfältigt  und  gelten  di< 
so  gefundenen  Beträge  als  Frachtsätzi 
für  100  kg  in  den  einzelnen  Frachtbe 
aechnungswähaungen. 

Bei  den  solcheai  Art  ermittelte! 
Frachtsätzen  werden  Bruchteile  vo 
Pfennigen  usw.  auf  ganze  Pfennigf 
usw.  aufgerundet. 

Die  Tarifbestimmung  Avegen  Aul 
runduug  der  Fracht  gilt  auch  für  Bau 
und  Stotinki. 

Die  festistehenden  Verhältniszahlei 
betragen : 

Zur  Umrechnung 

auf  Pfennige  '2.i 

,,    öst.  Heller  5 

.,    cechoslovak.  Heller  2.1 

„    ung.  Heller  5 

.,   jugoslaw.  Heller  4 

„    Bani  t 

„    Stotinki   4 

Für  die  Berechnung  der  Fracht  un( 

Gebühren  in  uen    einzelnen  Verkehr.•^ 

bczitbungen  werden  folgende  Bestiin 

uMingen  neu  eingeführt: 
Die   Fracht   und   Gebühren  werdei 

(auf  Grund  der  betrieffenden  Verhältni.s 

zahlen)  berechnet  im  Verkehre:  (Sieh' 

Tabelle  auf  Seite  9i):;.) 

2.  Nebengebühren. 
Die  in  den  Tarifen  be.tiffertyn  N«; 

benecbühren  gelten,  soferne  nächste^ 
hend  nicht  Ausnahmen  angegeben  sinö 
als  währungslose  Tarifziffern.  Fü 
deren  Berechnung  gelten  die  gleicht: 
Bestimmungen  wie  für  die  Frachtbe 
rechnung.  Soweit  einzelne  Nebenge 
bühren  bisher  in  Mark,  Kronen  ode 
Goldfrancs  angegeben  waren,  gelte: 
sie  zu  100  auf  Pfennige,  Heller  odo 
Centimes  Gold  umgerechnet  als  Tarif 
Ziffern. 

Ausnahmen  (siehe  auch  Ausna!: 
men  unter  4) : 

Als  Ladespesenzuschlag  wird  di 
Tarifziffer  30  für  100  kg  festgesetz 
Die  Ablege-  und  Auflegegebühr  wir 
in  jenen  Stationen,  in  denen  das  Abl< 
gen  oder  Auflegen  der  Güter  Leut 
der  Gesellschaft  besorgen,  in  der  nacl 
stehend  angegebenen  Höhe  in  der  Wal 
rung  jenes  Ortes,  an  welchem  sie  ei 
wächst>  berechnet : 

a)  für  Sendungen,  die  Gegenständ 
von  mehr  als  7  m  Länge  oder  G^g*^r 
stände  enthalten,  die  einzeln  mehr  aJ 
500  Kg.  wiegen,  für  je  100  Kg.  der  gai 
zen  Sendung  50  4  >  50  österr..  öecl 
usw.  Heller,  50  Bani  oder  50  Stotink 

b)  für  je  100  Kg.  aller  anderen  Sei 
düngen 


LIX.  Jahrgang: 
ä.  Kovpinlier  IQl'i. 
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20  20  ösl-crr..  coch.  usw.  H^elkr, 
20  Bani  oder  20  S^totinki. 

Di«  G^'bülir  für  die  Stempehiui;-  der 
Vordrucke,  das  AVäft-eoeld,  das  La^er- 
neld.  die  G^biilrnea  für  die  Ausfüh- 
niuo-  nachträo-licher  Verfüoun.O'en,  die 
<3*bühr  für  Benachrichtioivns  werden 
in  der  im  Tarife  fest^osctzteu  ziffer- 
mäßigen  Höhe  in  der  Wähniu^  des  Or- 
te>s,  au  weichem  sie.  crwaclison,  be- 
rechnet. 

Die  Schiff ahrtssebühnen  am  Eiser- 
nen Tor©  werden  in  der  im  Tarife 
festgesetzten  ziffermäßigen  Höhe  in 
der  Währuno-  des  angewendeten  Fracht- 
ßatzes  berechnet. 

Für  die  Überwinterungsffebühr,  sowie 
die  Manipulationsgebühr  gelten  die 
Tarifansätze  in  der  iu  den  Tarifen  an- 
gegebenea  Höhe  (für  erster©  auf  100 
Pfennige,  100  Heller  oder  100  Centimes 
G-old  umgerechnet)  als  Tarifziffern,  die 
Umrechnung    erfolgt    auf    Grund  der 


Verhältniszahlen  in  die  Währung  .jenes 
Orte*s,  an  welchem  diese  Gebühren  er- 
wachs^en. 

Di©  Bestimmungen  für  die  Verstell- 
gebiihr  werden  wie  folgt  geändert: 

für  die  Verstellung  eines  Schleppe« 
gelten  als  Tarifziffern: 

a)  für  einen  uubeladenen  Schlepp 

,  ,  .  10000 

b)  tur  einen  beladenen  Schlepp  20  000. 
Dl©  Umrechnung  erfolgt  auf  Grund  der 
Verhältniszahlen  in  di©  Währung  jenes 
Ortes,  nach  welchem  die  Verstellung 
erfolgt. 

3.  Nachnahmen  nach  Ein- 
gang uuid  Barvor-schüisse. 

Nachnahmen  nach  Eingang  und  Bar- 
vorschüsse (auch  Nachnahmen  von 
Bahngebuhren)  werden  in  allen  Ver- 
kehren mit  Ausnahm©  der  Verkehre  in- 
nerhalb eines  Staatsgebietes  ausge- 
schlossen. 

4,  ,  V  e  r  s  i  ö  h  ©  r  u  n  g  s  )  >  ©;  si  t  i  m  - 
inungen. 


Für  die  tarifmäßige  Tianspürtver- 
sicherung  wird  die  Grenze  der  Haftung 
mxt  Mark  120,—,  bzw.  österreichischen, 
tschechoslovakischen,  ungarischen,  ju- 
goslavischen  Kronen  120,—  für  100  kg, 
rücksichtlich  des  Ausnahmetarifes  für 
Getreide  usw.  mit  Mark  18,—  bzw. 
österreichischen,  cechoslovakischen,  un- 
garischen, jugoslavLschen  Kronen  18  — 
für  100  kg  —  i©  nach  der  für  die  Fracht- 
bereohnung  in  Betracht  kommenden 
Währung,  bzw.  der  Währung  des  in 
Mark  oder  österreichischen,  cechoslova^- 
kischen,  ungarischen  oder  jugoslavi- 
ischen  Kronen  anzugebenden'  Gesamte 
wertes  —  festgesetzt. 

Im  Gütertarif,  Teil  I,  AbtKjilung  B 
Abschnitt  F,  Ziffer  XIX/B  Absatz  2 
und  im  Ausnahmetarif  für  Getreid« 
usw.,  Abschnitt  IV.  Ziffer  10  d  Ab- 
satz 10  sind  die  Worte :  „Di©  W©rte  sind 
m  der  Währung  des  für  di©  Sendung  zur 
Anwendung  kommenden  Frachtsat  wis 
anzugeben"  zu  streichen. 
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1  ufrigen 
Strecke 
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(ausschl.) 
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d.  rechtsufri- 
gen Strecke 
IWolfsthal  (aus 
scnlieJil.)-Fadd 
1    Tolna  (ein- 
1  schließl.),  d. 
linksufrigen 
Strecke  Szob 
(einschl.)  -Sü- 
kösd (einschl.) 
sowie  der  Teiß 
oberhalb  Ma- 
gyarkanizsa 

d.  rechtsufrigen  Streck 
Fadd-Tolna  (ausschl.) 
-Timokmünduug,  d. 
linksufr.  Strecke  Sü- 
kösd (ausschl^  -RAyiä« 
(ausschl.),  ferner  d.  Frz. 
Josef-Kanals,  d.  Fran- 
zenskanals u.  d.  Speise 
kanals,  d.  Drau,  d.  Teil 
von  d.  Mündung  bis 
Magyarkanizsa  (ein- 
schließl.);  des  Bögaka 
nals,  der  Temes,  sowie 
der  Save,  der  Bossut, 
j   der  Studva  und  der 
Späcva 

e 

d.  linksufriger 
_  Strecke  Bäziäi 
(einschl.)  -Su- 
j  lina  und  der 
rechtsufrigen 
Strecke  Tur- 
tucaia-Sulina 

1  d.  rechts- 
3  ufrigen 
Strecke 
Timokmün- 
dung-Tur- 

tucaia 
(ausschl.) 

1.  In  Bayern 

in  Pfen- 

in  Pfen- 
nigen 

! 

in 

t  1  eunigen 

! 

in  Pfennigen 

j             »-MX  X  loUtHgcD 

1 

j  in  Pfennigen 

1. 

in 

Pfennigen 

2.  in  Österreich 

in  Pfen- 
nigen 

in  österr. 
Hellern 

in  6echo- 
slovak. 
Hellern 

in  österr.  oder 
Ungar.  Hellern 

in  jugoslaw.  Hellern 

j      in  Bani 

i 

in  Stotinki 

.3.  der  linksufrigen  Strecke  D6- 
vin-Szob  (ausschl.) 

in  Pfen- 
nigen 

in  öecho- 
slovak. 
Hellern 

in  Secho- 
slovak. 
Hellern 

in  cechoslo- 
vak.  Hellern 

j 

1 

in  5echoslovak.  Hellern 

in  Bani 

in  Stotinki 

4.  der     rechtsufrigen  Strecke 
Wolfsthal  (ausschl.)-Fadd-ToIna 
i^einschl.)      der  linksufrigen 
Strecke  Szob  (einschl.)  -Sükösd 
(einschl.),  sowie  derTeiß  ober- 
halb Magyarkanizsa 

in  Pfen- 
nigen 

in 
österr. 
oder 
Ungar. 
Hellern 

in 

cechoslo- 
vakischen 
Hellern 

in 

ungarischen 
Hellern 

1 

in  jugoslawischen 
Hellern 

in  Bani 

1 

in  Stotinki 

5.  der  rechtsufrigen  Strecke  Fadd-  ' 
Tolna    (ausschl.)  -Timokmün- 
dung,  der  linksufrigen  Strecke 
Sükösd  (ausschl.)  -Bäziäs  (aus- 
schließl.)  :   ferner    des  Franz- 
Josef-Kanals,    des  Franzen.s- 
kanals  und  des  Speisekanals, 
der  Drau,  der  Theiß  von  der 
Mündung    bis  Magyarkanizsa 
(einschl.),  des  Begakanals,  der 
Temes,  sowie  der  Save,  der 
Bossut,    der  Studva  und  der 
Späcva 

• 

in  Pfen- 
nigen 

in  jugo- 
slawi- 
schen 

Hellern 

in 

cechoslo- 
vakischen 1 
Hellern  ! 

j 
1 
1 

in  jugo- 
slawischen 
Hellern 

i 

in  jugoslawischen 
Hellern 

j 
1 

in  Bani 

in  Stotinki 

6.  der  linksufrigen  Strecke  Bä-  j 
zids  (einschl.)  -Sulina  und  der  ! 
rechtsufrigen   Strecke  Turtu- 
caia-Sulina 

  1 

in  Pfen- 
nigen 

1 

in  Bani 

in  Bani 

in  Bani 

1 

in  Bani 

in  Bani 

in  Bani 

7.  der  rechtsufrigen  Strecke  Ti- 
mokmündung-Turtucaia  (aus- 
schließlich) 

in  Pfen- 
nigen 1 

1 

1 

in  j 
Stotinki 

! 

n  Stotinki 

[ 

in  Stotinki 

1 

in  Stotinki 

1 

in  Bani      j  ] 

n  Stotinki 
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Die  Piämiea  für  di«  Mekiw^eitver- 
sicliieiuno-  gelten  in  der  in  den  Tarifen 
anÄ'es<'l>euen  ziffernmäßigen  Hölie  in 
der  Wälmiusi'  des  ang:eg'eb6nen  Gresamt- 
wertes. 

Die  Prämien  für  die  Winterfahrt-  und 
Winterstandsversicherunff  werden  bis 
auf  weiteies  nicht  geändert. 

5.  Änderung  von  G-ebühren. 
Im  Auisnahmetarif  für  Gretreide  usw. 

werden  die  Ausätzte  dej-  Tarifzifferu 
für  das  Wartegeld  auf  jenie  des  Güter- 
tarife», Teil  I,  Abteilung  B  (Haupt- 
tarif)  abgeändert. 

6.  Aufhebung  von  ße-stim- 
muugenundGebühren. 

Bis  auf  weiteres  finden  ab  1.  Novem- 
ber 1919  keine  Anwendung: 

1.  alle  im  Nachtrag  I  zum  Gütertarif, 
Teil  I,  Abteilung  B  enthaltenen  ziffern- 
mäßigen Ansätze  zum  Abschnitt  A  und 
Abschnitt  F  dieses  Tarifs. 

2.  Der  laut  Kundmachung  (454)  in 
der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen  Nr.  28  vom 
12.  April  1919  eingeführte  Zuschlag  in 
deo"  Höhe  der  Frachtsätze  des  Güter- 
tarifs Teil  II,  des  Ausnahmetarifs  für 
die  Beförderung  von  Getreide  usw.  und 
des  Ausnahmetarifes  für  die  Beförde- 
rung von  Holz  usw. 

Die  Eröffnung  der  Güteraufnahme  in 
den  einzelnen  Verkehren  wird  geson- 
dert verlautbart. 

Eegensburg.  21.  Oktober  1919.  (IIGO) 

Bayei-ischer  Lloyd, 
Schiffahrts-Aktiengesellschaft. 
Bestimmungen   und  Gebühren   für  das 
Schleppen   fremder  Fahrzeuge  auf  der 
Donaustrecke  Gönyü-Bäziäs,  der  Theiß, 
der   Save   und   der    Drau,  gültig  vom 
1.  März  1919. 
Die  fortgesetzte  überaus  große  Stei- 
gerung der  Eigenkosten  nötigt  auch  die 


Donanschiffahrt,  eine  entsprechende 
Neugestaltung  ihrer  Tarife  vorzu- 
nehmen, und  treten  demgemäß  mit  Gül- 
tigkeit vom  1.  November  1919  bis  auf 
weiteres  in  dem  obenbezeichneten  Ta- 
rife folgende  Änderungen  und  Ergän- 
zungen der  Bestimmungen  und  Ge- 
bührensätze als  vorübergehende  Maß- 
nahmen in  Kraft.  Die  in  den  Gebühren- 
tafeln 1,  2  und  3  enthaltenen  Gebühren 
gelten  als  währungslose  Tarifziffern. 

Die  Gebührentafel  4  wird  bis  auf 
weiteres  außer  Kraft  gesetzt  und  haben 
für  örtliche  Verstellungen  (auch  für 
Verstellungen  im  Gebiete  von  Buda- 
pest) die  in  Abschnitt  A,  Ziffer  X,  Ab- 
satz 2a  und  b  enthaltenen  Gebühren  zu 
100  auf  Heller  umgerechnet,  als  Tarif- 
ziffern zu  gelten. 

Zui-  Ermittlung  der  Gebührensätze  in 
den  iinten  angegebenen  Währungen 
weiden,  um  etwa  durch  Valutaschwan- 
kungen sich  ergebende  Erschwernisse 
oder  übergroße  Erhöhungen  zu  vermei- 
den, diese  währungislose  Tarifziffern 
mit  folgenden  feststehenden  Verhältnis- 
zahlen vervielfältigt  und  gelten  die  so 
gefundenen  Beträge  als  Gebührensätze 
in  den  einzelnen  Gebührenberechnungs- 
wähi'ungen. 

Die  feststehenden  Verhältniszahlen 
betragen : 

zur  Umrechnung  auf 

ceohoslov.  Heller  2,5 

ungarische  Heller  ....  5 
jugoslawische  Heller  ...  4 

Die  in  der  Kundmachung  594  der  Zei- 
tung des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen Nr.  42  vom  4.  Juni  1919 
verlautbarten  lOOnrozeutigen  Zuschläge 
zu  den  Gebühren  werden  bis  auf  wei- 
teres nicht  erhoben. 

Die  Gebühren  werden  auf  Grund  der 
Verhältniszahlen  beiechnet  im  Ver- 
kehre : 


Nach  Stationen  bzw.  Ladestellen 


Von  Stationen 
bzw.  Ladestellen 

1. 

i.  d.  linksufrigen 

Strecke  von 
Gönyü  bis  Szob 
exkl. 

2. 

i.  d.  rechtsufrigen 

Strecke  von 
Gönyü  bis  Fadd- 
Tolna  inkl.  U9W. 

3. 

i.  d.  rechtsufrigen 

Strecke  Fadd- 
Tolna  bis  Bäziäs 
inkl.  usw. 

1.  der  linksufrigen  Strecke  von 
Gönyü  bis  Szob  exkl.  .   .  . 

in  cechoslov. 
Hellern 

in  cechoslov. 
Hellern 

in  cechoslov. 
Hellern 

2.  der    rechtsufrigen  Strecke 
von  Gönyü  inkl.  d.  linksufri- 
gen Strecke  von  Szob  inkl - 
Fadd-Tolna  inkl.,    sowie  d. 
Theiß      oberhalb  Magyar- 

in  cechoslov. 
Hellern 

in  ungarischen 
Hellern 

in  jugoslaw. 
Hellern 

3.  der   rechtsufrigen  Strecke' 
von  Fadd-Tolna  bis  Bä^iäs 
inkl.  der  linksufrigen  Strecke 
von  Fadd-Tolna  bis  BäziAs 
inkl ,  ferner  der  Drau,  der 
Theiß  von  der  Mündung  bis 
Magyarkanizsa,    des  Bega- 
Kanals  und  der  Save  .    .  . 

in  cechoslov. 
Hellern 

■ 

in  jugoslaw. 
Hellern 

■ 

in  jugoslaw. 
Hellern 

Regensburg,  den       Oktober  1919. 


(1161) 


2.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Brandenburgische   Städtebahn- Aktien- 
gesellschaft. 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung  wird 


die  durch  Nachtrag  1  zum  diesseitigen 
Binnen-Personen-  und  Gepäcktarif  be- 
reits bekanntgegebene  Aufhebung  der 
Arbeitermonats-  und  Arbeiterwochen- 
karten zum  1.  November  d.  Js.  durchge- 
führt, vom  gleichen  Tage  ab  wei'den 


Woclienkarten  für  die  dritte  Kla.s;>.e  an 
.iedei'mann  verausgabt.  Nähere  Auskunft 
erteilen  die  Fahrkartenausgabe.stellen. 
Brandenburg  (Ha.vel),  Okt.  1919.  (11.57) 
Die  Direktion. 

Biunen-Porsonou-  und  Gepäcktarit  der 
Zschipkfuu-Finsiterwa  Idcr  Eisenbahn. 

Unter  Aufhebung  der  Arbeiter- 
wochenkarten 4.  Klasse  gelangen  vom 
1.  Dezember  1919  ab  Wochenkarten 
4.  Klasse  zur  Einführung. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dienst- 
stellen. Die  zusätzlichen  Bestimmun- 
gen sind  gemäß  §  2  der  E.  Y.  0.  ge- 
nehmigt. 

Finsterwalde.  1.  November  1919.  (1158) 
Die  Direktion 
de r  Z schipkau-Finster w a Ide  r 
Eisenbahn. 


•^üdbahn-GcscUschaft. 
Einführung  von  Personentarif- 
Nachträgen. 

Mit  15.  November  1919  gelangen  fol- 
gende Tarif-Nachträge  zur  Einführung: 
Nachtrag  II  zvi  dem  A'om  1.  Fe- 
bruar 1917  an    gültigen  Personen- 
uud  Gepäoktarif,  Teil  II,    Heft  1, 
für  die  österreichi  .sehen  Linien  der 
Südbahn-Gesellschaft ; 
'   Kachtrag  III  zu  dem  vom  1.  Fe- 
bruar 1917  au  gültigen  Personen- 
und  Gepäcktarif,  Teil  II,  Heft  2, 
für  den  direkten  Verkehr  zwischen 
Stationen  der  österreichi.schen  und 
Stationen  der    ungarischen  Linien 
der  Südbahn-Geselischaft.  — 
Mit  diesen  Nachträgen    treten  hin- 
sichtlich der  im    österreichischen  Be- 
reich gelegenen  Strecken  der  Südbahn 
Änderungen  und  Ergänzungen  der  Ta- 
rif bestimniungen    und    neue  erhöhte 
Gebühren    für    die  Beförderung  von 
Personen.    Hunden,    Eeisegepäok,  Ex- 
preßgut und  von    als  Expreßgut  zur 
Aufgabe    gelangenden    Zeitungen  in 
Ballen  (Zeitungspakete)  in  Kraft.  — 

Die  in  den  Personen-  und  Gepäck- 
tarifen, Teil  II,  Heft  1  und  2  der  Süd- 
bahn enthaltenen  Preistafeln  bzw. 
Schnittsätze  —  einschließlich  sämtlicher 
bis  zum  Tage  dieser  Bekanntmachung 
im  Nachtrags-  und  Kundmachungswege 
erfolgter  Erhöhungen,  Änderungen  und 
Ergänzungen  —  gelangen  sonach  mit 
Ablauf  des  14.  November  1919  auf  den 
im  österreichischen  Bereich  gelegenen 
Strecken  der  Südbahn  nicht  mehr  zur 
Anwendung. 
Wieu,  am  28.  Oktober  1919.  (1159) 

3.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Verkauf  von  ausgemusterten  Güter- 
wagen-Untergestellen (10  Stück),  Per- 
sonenwagen-Untergestellen (2  Stück) 
und  beschädigten,  offenen  Güterwagen 
(5  Stück).  Die  Fahrzeuge  sind  lauf- 
fäMg  und  für  den  beschränkten  leich- 
ten Verkehr  geeignet.  Verkaufsbedin- 
gungen und  Zeichnungen  auf  postfreie 
Anfrage  zum  Preise  von  2  Jl  für  Güter- 
wagen und  2  Ji  für  Untergestelle  er- 
hältlich. Versand  nach  auswärts  als 
portopflichtige  Dienstsache,  gegen  post- 
freie Zusendung  der  Beträge  an  Sta- 
tionskasse Hauptwerkstätte  Karlsruhe. 
Angebote  mit  Aufschrift  sind  ver- 
schlossen, postfrei  spätestens  bis 
27.  November  1919  einzureichen. 
Zuschlagsfrist  4  Wochen. 

Karlsruhe,  im  Oktober  1919.  (1162) 
A^'erwaltung  der  Hauptwerkstätte. 
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CARL  BRANDT  •  hoch-  und  Tiefbau 

Dusseldorf/  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle/  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 

Eisenbahnbau  •  Briicken 


in  Beton  u. 
Elsenbeton 


Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Wasserturme  .  Silos  .  bergHaul.  Anlagen 


ron.  "urvd  imprägniert 


RUDOLF 


Ckarlottenburg  4 

Fernspreclier ; 

Steinplatz  13867-69 

Telegramm- Adresse  : 

Schwel  lenförster 
Berlin 
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906  - 


Zeltungr  de»  Verein» 
Deuticher  Eisenhdhnverwaltunpen.j 


Eisenkonstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weiciien 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 


Patent  Baseler  [7160] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Luxemburgische  Berperks- u.  Hütten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


Filzisolierplatte 

BeersoteKt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 

I  a.    scKwarzer    £isenlacR  ferner 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 


f  

Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 
^<  J 


C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 


Fernspr.  A  1812.  A  1813 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser,  * 
wasserlösliche  Bohröle,  Rül»öle  usw.     <•     Kostenlose  Vorführung. 

^''ä^airt'^lr^KiSSlSr,^  R.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


aagen 


Einarmigem 

kSnnen  mittels  Ehni's  FahrKartea-LACk- 
afparat  als  StationsscKaffner  an- 

Cestellt  werden.   D.  R.- Patent  Nr.  297854 

BetchrelbunE  mit  Abbildung  kosttnlo«. 
Nur  zn  bezieben  von  dem  F«brik«iit*n. 
Oscar  Scha*>«r  Nachf.,  lBh.t  A.  Ilal. 

Braoaschwelg.  [7182| 

Ty%m4^  läppen 
jrVlli&*  faden 

in  bont  n.weiB,  bietet  ao  zo  tagesgemäfieD  Preisei 

E.  E.  Meyer  *  Chemnitz 


Cropföler 


tiefen)  in  grofien  Posten 
rasch  und  gut 
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Armatnrenwerhe 

BUe  &  Rost. 

Dippoldiswalde  i.Sa. 

H.  R.  Heinicke 


Schornstein-  und 
Feuerungsbau 


Chemnitz,  Berlin  NW  23. 
Breslau .  Mannheim,  München, 
Dttsselclorf,  Wien  u.  Budapest 


Armaturenfabrik 
0.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehtt  steh 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen  
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Berlin,  den  8  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Eerufsp-sychofframm   und  Psychoperso- 

nal bösen  auf  Eisenbahnen.  ■ 
(iedanken  zur  Verwaltunosordnuno-  der 

Keichseisenbahu. 
Nachrichten. 

D «  u  tiS  c  h  1  and :  Yierbot  der  im- 
wirtschaftiichen  Benutzung:  der 
Ei.senbahngüterwagen.  —  Eröffnunu; 
einer  Eisenbahnstrecke.  —  Unbe- 
fugte Zugbegleiter.  —  Errichtung 
von      Eis-enbahninsi>ektionen.  — 


I  n  Ii  a  1  (  ! 

Eiienbalmerwehr  in  Württemberg. 
D  >i  u  t  s  c  hl  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h :  Österrei- 
chisch-polnischer Güterverkehr.  — 
Verkehr  mit  den  S.-K.-S.-B ahnen.  — 
Starke  Einschränkung  bei  der  Gii- 
terannahme  der  Staatsbahnen.  — 
Über  den  Ausbau  der  Wasserkräfte. 
—  Die  Elektrisierung  der  Arlberg- 
•bahn. 

Südslawisches    Gebiet:  Die 
Eisenbahn  Stalac-Uzice. 


Übrige  europäische  Länder: 
Belgische  und  französische  Binnen- 
schiffahrt. —  Wiederaufbau  der 
französischen  Nordbahnstrecken.  — 
Eisenbahnunglück  in  Frankreich.  — 
Londoner  Verkehr. 

Fremde  Erdteile:  Eiseubahn- 
eröffnung  in  Arabien. 

Eechtspflege. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Berufspsychograuam  und  Psychopersonalbogen  auf  Eisenbabneo. 


Wir  hören  häufiger  das  leichthin  gesprochene  Wort:  „Er  hat 
-I  inen  Beruf  verfehlt",  ohne  uns  der  ganz-en  SchicksalsschM'ere, 
'Im  über  dem  also  Abgeurteilten  lagert,  bewußt  zu  werden. 
Schon  seltener  ist  die  Kennzeichnung:  „Der  Beruf  ist  sein 
Si.ort."  Beide  Worte  sind  der  Inbegriff  zweier  entgegenge- 
M  tzter  Menschenschicksale.  Hier  Freude  an  täglicher  Mannes- 
arbeit, die  vspielend  und  erfolgreich  getan  wird,  und  daher 
Glück  und  innere  Zufriedenheit,  dort  mürrischer  Frondienst 
in  der  beruflichen  Tretmühle,  in  der  nur  das  allernotwendigste 
geleistet  wird,  weil  Neigung  und  Begabung  in  andere,  nicht 
mehr  erreichbare  Arbeitsgebiete  weisen,  und  daher  keine 
••^■plbstsicheie  Behaglichkeit  und  keine  Befriedigung. 

Gewiß  ist  keine  Entscheidung  im  Leben  des  Kulturmenschen 
-;o  schwierig,  wie  die  Wahl  des  Berufs,  die  bei  größter  Sorg- 
talt  doch  immer  ein  Ergebnis  äußerer  Zufälligkeiten  sein  und 
bleiben  wird.  Aber  auch  keine  so  schwerwiegend  für  das  Ein- 
zelwesen, für  die  Volkswirtschaft  und  für  das  Staatswohl,  die 
in  dem  in  den  letzten  Monaten  oft  gehörten  Leitgedanken 
gipfelt:  „Jeder  Mann  an  die  richtige  Stelle,  an  jede  Stelle  den 
richtigen  Mann."  Es  ist  durchaus  notwendig,  daß  alle  in  den 
deutschen  Eisenbahnen  gemeinsam  wirkenden  Beamten  und 
Al  beiter,  Führende  wie  Geführte,  die  neueren  Bestrebungen*) 

*)  Zur  Einführung  in  die  Berufspsychologie  sind  folgende 
»•hriften  geeignet: 

1.  Lipmanu,  Wirtschaftspsychologie  und  psychologische  Be- 
rufsberatung.   Preis  0,80  M.  k  .r  „ 

c!*^"  o'''*  u™,:  P\^^'  ^^^■^  psychologische  Eignungsprüfung  für 
Straßenbahnfahrennnen.    Preis  0,40  J{.  ' 

3.  Heinitz,  Vorstudien  über  die  psychologischen  Arbeits- 
t>edingungen  des  Maschinenschreibens.    Preis  1,40  Jl 

4.  Lirich,  Die  psychologische  Analyse  der  höheren  Berufe 
•  Ms  (Grundlage  einer  künftigen  Berufsberatung.    Preis  1,00  J(. 

■>.  Hugo  Munsterberg.  Psychologie  und  Wirtschaftsleben, 
tj.    Stern.    Psychische    Berufseignung.    Leitgedanken  über 
T  f*i'ucksichtigung  und  Feststellung  in  Wirtschaftsleben 

Q1Q  ofo  .n^r^^^'.t^^^i^'^  ^ür  Pädagogische  Psychologie,  1.3, 
1917.   (Leipzig,  Quelle  und  Meyer)  '  ' 

1  '"•  l-^  T?''  ,Eii<'Wiirf  eines  Fragebogens  für  berufspsycho- 
1'  msche  Beobachtungen  in  der  Schule.  Zeitschrift  für  au- 
;;cwaridtß  Psychologie  12  (5/6)  372—385.  1917  VII. 

8.  Stolzenberg,  Berufseignung  (Hochwertige  Facharbeiter 
dor  Metallindustrie).  Heft  6  der  Berichte  der  Vereinio'ung 
der  deutschen  Arbeitgeberverbände.  1918.  41 — 42. 

Die  Schriften  unter  1  bis  5  sind  im  Verlag  von  Joh. 
Ambrosius  Barth  in  Leipzig  erschienen. 


kenneu  lernen,  die  die  Berufswahl  auf  Grund  wissenschaft- 
licher Forschung  erleichtern  und  dadurch  dem  in  das  Leben 
hinaustretenden,  der  Schule  eben  erst  entwachsenen  Jüngling 
den  Weg  zu  seinem'  Lebensglück  ebnen  wollen.  Man  muß  sich 
vor  Allem  klar  werden,  daß  alle  Bemühungen  der  Psychologie, 
die  in  dieser  Frage  in  Berufseignung  und  Berufsberatung  zu- 
sammenlaufen, keineswegs  auf  Ausbeute  und  ge- 
wissenlose Ausnütz  ung  menschlicher  Ar- 
beitskraft ausgehen,  sondern  gerade  das  Ge- 
genteil erstreben.  Um  Beispiele  anzuführen:  Wer 
keinerlei  Anlage  zu  einer  führenden  Stellung  hat,  der  wird 
immer  nur  mittelmäßig  leitende  Posten  bekleiden  können,  wäh- 
rend er  an  anderer,  für  ihn  passender  Stelle  vielleicht  Bestes 
in  Selbstsicherheit  und  Ruhe  leisten  würde.  Ein  guter  Bahn- 
hofsvorsteher wird  vielleicht  im  Bürodienst  versagen;  ein 
Werkmeister  des  Betriebsdienstes  wird  oft  im  Werkstätten- 
dienst nicht  den  Duichschnitt  an  Leistung  aufweisen,  den  er 
an  erstgenannter  Stelle  spielend  erreicht,  weil  Neigung  und 
Begabung  ihm  helfend  zur  Seite  stehen.  Die  Verbrei- 
tung der  Kenntnis  der  Bestrebungen  der  Wirfc- 
schafts Psychologie  ist  unerläßlich,  um  das 
gegen  sie  in  weiten  Kreisen  bestehende  Miß- 
trauen zu  zerstreuen.  Die  Arbeiten  der  Berufsfor- 
schung sind  erst  in  den  Anfängen,  ihre  Prüfverfahren  und 
Versuche  werden  mit  wachsender  Erfahrung  und  Erkenntnis 
verbessert  werden,  aber  nicht  ohne  das  Verständnis  und  die 
willige  Mitarbeit  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  aller  Art. 
Die  Fülle  und  der  Umfang  der  Aufgaben  ist  überwältigend. 
Nicht  Gelehrte  und  Forscher  vermögen  sie  allein  zu  lösen. 
Aufgaben,  die  aus  dem  praktischen  Berufs-  und  Wirtschafts- 
Leben  stammen,  bedürfen  zu  ihrer  Lösung  auch  der  Mithilfe 
der  in  ihm  schaffenden  Männer. 

Wir  übergehen  die  Mitarbeit  der  Schule  als  dem  Interessen- 
kreis der  Eisenbahnen  zu  ferngelegen.  Für  die  Eisenbahnen 
handelt  es  sich  um  zwei  Fragen:  Ist  ein  Bewerber  für  den 
Eisenbahndienst  in  weitbegrenztem  Eahmen  der  Anforderun- 
gen tauglich  und  für  welchen  Dienstzweig  eignet 
er  sich  ganz  besonders  mit  Rücksicht  auf  Be- 
gabung und  Neigung?  Die  erste  Frage  wäre  schon  von 
den  Berufsberatungsstellen  zu  beantworten,  die  zweite 
ist  eine  mehr  innere  Angelegenheit  der  Eisenbahnverwaltuno'. 
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die  in  den  Berufsberatungsstellen  Gnesiebten  hinsichtlich 
EignungfürbestimmteDienstgruppenpsycho- 
logisch  zu  prüfen,  um  si«  dem  Ausfall  dieser  Prüfung _ 
entsprechend  den  einzelnen  Dienstzweigen  zuzuführen.  Der 
Berufsberatungsstelle  muß  die  neuzuschaf fende  „D  i  e  n  s  t- 
/  u  w  e  i  s  u  D  g  s  s  t  e  1 1  o"  folgen. 

Um  die  Eigenschaften,  welche  jede  Dienstgattung  des  beruf- 
lich vielvei  zweigten  Eisenbahnbetriebes  erfordert,  genau  fest- 
zulegen, müssen  sich  die  Eisenbahnen  der  Mühe  unterziehen, 
gemeinsam  mit  den  Psychologen  nach  deren  Anleitung  zu  ar- 
beiten. Eine  solche  Hilfe  haben  wir  in  der  neuerdings  von 
Dr.  Lipmann  vom  Sekretariat  für  Berufs-  und  Wiitschafts- 
Psychologie  zu  Berlin  zusammengestellten  „Frageliste  zur 
psychologischen  Charakteristik  der  mittleren  (kaufmännischen, 
handwe:klichen  und  industriellen)  Berufe".  Ihr  Zweck  ist, 
Unterlagen  für  Berufsbilder  nach  psychologischen  Gesichts- 
punkten, d.  h.  für  Berufs -  Psycho. g  ramme  zu  beschaf- 
fen. Sie  «ollen  ein  anschauliches  Bild  von  der  beruflichen 
Tätigkeit  und  der  zu  ihr  erforderlichen  psychischen  Eigen- 
schaften geben,  um  dem  Berufsberater,  den  Eltern,  Lehrern 
und  den  Personalien-Büros  sowie  der  Dienstzuweisungsstelle 
•ihre  schwierige  Aufgabe  bei  der  Berufswahl  bezw.  bei  der 
Einstellung  von  Bewerbern  zu  erleichtern. 

Die  Flageliste  enthält  148  Fragen  über  die  Anforderungen 
einer  Berufstätigkeit,  ohne  daß  damit  die  Anzahl  der  Fragen 
als  erschöpft  bezeichnet  werden  soll.  Für  die  Beantwortung 
gilt  folgende  Unterteilung: 

a)  ob  die  Eigenschaft  für  eine  tüchtige  Berufsausübung 
als  unbedingt  erforderlich, 

als  nur  wünschenswert 

oder  als  gleichgültig  betrachtet  wird; 

b)  ob  die  Eigenschaft  bei  der  Berufsausübung  stets, 
manchmal  oder  nie  in  Frage  kommt ; 

c)  ob  die  Eigenschaft  durch  die  Berufsausübung,  die  be- 
rufliche Erziehung  oder  überhaupt  durch  die  Alters- 
entwicklung 

in   sehr  hohem  Grade, 

in  geringerem  Grade 
oder     gar     nicht    entwickelt     und  vervollkomm- 
net wird. 

Als  Beantworter  der  Fiageliste  sind  solche  Personen  ge- 
dacht, die  genaue  Kenntnisse  über  einen  Beruf  haben.  Da 
es  sich  hier  um  eine  ernste  Mitarbeit  von  weittragender  Be- 
deutung handelt,  so  dürfen  mit  der  Beantwortung  amtlicher- 
seits  nur  Personen  betraut  werden,  die  bei  hinreichendem 
Sachverständnis  auch  genügend  Muße  neben  ihrer  Tages- 
arbeit zur  Bearbeitung  der  Frageliste  finden.  Aber  be- 
sonders hoch  würden  die  Antworten  zu  bewerten  sein,  die 
Freunde  zur  Sache  uneigennützig,  ohne  amtlichen  Auftrag 
vorlegen.  Die  Generalkommission  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  hat  der  Frageliste  große  Aufmerksamkeit  zu- 
sre. wendet,  und  ihrem  Ersuchen  ist  es  zu  danken,  daß  diie 
Prageliste  bisher  von  mehr  als  20  großen  Zentralverbänden 
beantwortet  worden  ist.  Dieses  Beispiel  wird  ein  Ansporn 
für  die  deutschen  Eisenbahnen  sein,  bei  denen,  wie  bekannt, 
die  psychologische  Berufsforschung  volle  Würdigung  findet. 
Das  Sekretariat  für  Berufs-  und  Wirtschaftspsychologie  be- 
absichtigt, die  Antworten  zu  der  Frageliste,  sowie  alle  son- 
stigen Hinweise  auf  die  Forderungen  bestimmter  Eigen- 
schaften für  bestimmte  Berufe  in  Kartotheken  zu  ordnen,  und 
zwar  derart,  daß  ersichtlich  ist: 

1.  welche  Eigenschaften  für  einen  bestimmten  Beruf  ge- 
fordert werden, 

2.  für  welche  Berufe  eine  bestimmte  Eigenschaft  ge- 
fordert wird. 

Diese  Kartotheken  stehen  dann  zur  Einsichtnahme  und  Be- 
nutzung zur  Verfügung. 

Man  erkennt  aus  diesen  wenigen  Umrissen  den  zu  errich- 
tenden Bau  der  Berufs-Psychologie  in  seiner   ganzen  Be- 


deutung für  das  Wirtschaftsleben,  und  die  Eisenbahnen  wei- 
den es  sich  nicht  nehmen  lassen,  an  ihm  mitbauen  zu  helfen, 
schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  sie  meistbeteiligt  sind.  Wie 
das  obengenannte  Sekretariat  die  Sammlung  und  Sichtung 
der  Unterlagen  für  das  ganze  deutsche  Berufsleben  plant, 
werden  die  Eisenbahnen  in  einer  Zentralstelle  für  den  Beruf 
des  Eisenbahners  die  psychologischen  Grundlagen  sammeln, 
sichten  und  weiterbearbeiten  lassen  müssen.  In  dem  Zusam 
mentragen  des  Stoffes  ist  freiwillige  Mitarbeit  in 
großem  Umfange  sehr  erwünscht;  denn  je  reicher  die 
Antworten  auf  die  Frageliste  vorliegen,  um  so  sicherer  und 
zuverlässiger  an  Sachkunde  und  Unparteilichkeit  werden  die 
endgültig  auszuarbeitenden  Psychogramme  jeder  Dienst- 
gruppe werden,  die  natürlich  die  Subjektivität  des  Urteils 
des  einzelnen  Bearbeiters  ausschließen  müssen. 

Es  ist  an  dieser  Stelle  nicht  Baum  genug,  um  ein  voll- 
ständiges Berufspsychogramm  zu  geben,  aber  es  erscheint 
doch  zum  Nutzen  der  Sache  und  zur  Förderung  des  Verständ- 
nisses für  sie  angebracht,  einige  Fragen  aus  der  Lipmann- 
ischen  Prageliste,  beispielsweise  für  den  Beruf  des  Lokomotiv 
führers,  herauszugreifen. 

Wir  versuchen  folgende  Fragen  nach  der  weiter  oben  uo 
gebenen  Unterteilung  zu  beantworten: 

Erfordert  die  Berufstätigkeit  des  Lokomotivführers 

1.  das  Wahmehmen,  rasche  Erkennen  und  die  Unterschei- 
dung auch  unscheinbaiMjr,  schwach  beleuchteter  oder  erii 
fernter  Gegenstände? 

Antwort; 

zu  a)  unbedingt  erforderlich,  zu  b)  stets,  zu  c)  in  sein 
hohem  Grade;  ' 

2.  Das  Sich-hineinf Inden  in  den  Bau  und  in  die  Arbeits 
weise  einer  Maschine? 

zu  a)  unbedingt  erforderlich,  zu  b)  manchmal,  zu  c)  in 
geringerem  Grade; 

3.  rasches  und  sichei-es  Einpiägen  räumlicher  Anord- 
nungen ? 

zu  a)  wünschenswert,  zu  b)  manchmal,  zu  c)  in  ge 
ringerem  Grade; 

4.  rasche  Beantwortung  einer  unerwarteten  Ge.sichts Wahr- 
nehmung durch  bestimmte  vorgeschriebene  Bewegungen? 

zu  a)  unbedingt  erforderlich,  zu  b)  stets,  zu  c)  in  seh 
hohem  Grade; 

5.  schärfste  Anspannung  der  Aufmerksamkeit  in  gewissen 
Augenblicken  ? 

zu  a)  unbedingt  erforderlich,  zu  b)  manchmal,  zu  c)  in  sehr 
hohem  Grade; 

6.  die  Fähigkeit,  mit  Untfergebenen  umzugehen,  sie  gerecht 
zu  behandeln? 

zu  a)  unbedingt  erforderlich,  zu  b)  stets,  zu  c)  unenf 
•schieden ; 

7.  ,gewandte,  mündliche  Ansdrucksfähigkeit? 

zu  a)  wünschenswert,  zu  b)  manchmal,  zu  c)  unentschieden 

8.  kurzes  und  bestimmtes  Fragen? 

zu  a)  wünschenswert,  zu  b)  stets,  zu  c)  in  geringerem 
Grade ; 

9.  die  Fähigkeit,  einen  Gegenstand  oder  eine  Vorrichtun 
genau  zu  beschreiben? 

zu  a)  gleichgültig,  zu  b)  manchmal,  c)  in  geringerem 
Grade ; 

10.  das  Arbeiten  nach  Zeichnungen,  Vorlagen  oder  Modell 
zu  a)  gleichgültig,  zu  b)  nie,  zu  c)  gar  nicht. 
Sind    die    psychischen     Anforderungen     der  einzelnen 

Dienstzweige  erforscht,  so  harrt  noch  die  zweite  Teil- 
aufgäbe  der  Lösung,  ob  und  in  welchem  Grade  die  in  die 
einzelnen  Dienste  einzureihenden  Personen  sie  besitzen 
Bei  den  Eisenbahnen  werden  Anforderungen  an  die  schul- 
mäßige Vorbildung  und  an  die  körperliche  Gesundheit  ge- 
stellt, je  nach  der  Dienstgruppe,  in  die  der  Bewerber  ein- 
zuti-eten   wünscht.     Sind  beide  Vorbedingungen   erfüllt,  so 
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steht  der  Annahme  und  Ausbildung  nichts  im  Weg«.  Es 
wird  aber  ein  großer  Gewinn  s^in,  schon 
bei  der  Annahme  der  Bewerber  ein  zuyer- 
lässiges  Bild  ihrer  psychischen  Eigen- 
schaften  zu  haben,  das  auf  ganz  bestimmte 
Gattungen  im  v  i  e  1  v  e  r  z  we  ig  t  en  Dienst- 
betriebe der^Eiienbahnen  hinweist.  Aber  viele 
Eigenschaften  sind  dem  Versuch  entzogen,  wieder  andere  ent- 
wickeln sich  erst  mit  der  Berufsausübung  ganz  selbsttätig, 
weil  sie  vielleicht  vorher  gar  nicht  geweckt  waren.  Es  wird 
also  der  psychologische  Fragebogen,  der  für  eine  Person  aus- 
üef  üllt,  zum  psychologischen  Personalbogen 
wird,  immer  höher  einzuschätzen  sein,  als  der  flüchtige 
..erste  Eindruck"  bei  der  persönlichen  Vorstellung.  Dieser 
vom  Bahnarzt  erstmalig  auszufertigende  Psycho-Per- 
sona.1  bogen,  der  über  Energie,  Initiative,  Intelligenz,  Be- 
obachtungsgabe, Zuverlässigkeit,  Pünktlichkeit,  Ordnungs- 
sinn, Gemeinschaftssinn,  Verschwiegenheit,  Ausdauer,  Geduld 
(um  nur  einige  Eigenschaften  in  bunter  Eeihe  zu  nennen) 
Auskunft  gibt,  erlangt  erhöhte  Bedeutung,  wenn  er  von 
Lehrern  des  eisenbahnlichen  Schuldienstes  und  Vorgesetzten 
von  Zeit  zu  Zeit  ergänzt,  auch  nach  Bedarf  vom  Arzt  nach- 
geprüft wird.  Einen  besonderen  Vermerk  wird  er  tragen 
müssen  unter  dem  Stichwort:  „Besondere  dienstliche  Nei- 
gung". Wie  selten  begegnen  wir  ihm  im  amtlichen  Leben; 
allenfalls  noch  in  den  Einstellungsgesuchen,  schon  w<"uiger 
in  den  Versetzungsgesuchen,  in  denen  persönliche  Wünsche 
immer  wiederkehren.  Und  doch  besteht  diese  besondere  dienst- 
liche Neigung;  nur  wagt  sie  sich  nicht  zum  Licht.  Doch 
muß  jeder  Betrieb,  der  auf  tieistung  hin- 
arbeitet, besondere  dienstliche  Neigung 
seiner  Angestellten  zu  beider  Nutzen  be- 
rücksichtigen und  geradezu  entwickeln. 
Di-e  Frage  ist  wirtschaftlich  von  großer  Bedeutung.  Findet 
Liar  ein  häufiger  Wechsel  aus  einem  Dienstzweig  in  den 
andern  statt,  so  geht  viel  Kapital  an  Erfahrung,  erworbener 
Übung  und  Geschicklichkeit  verloren.  Jäher  Beschäftigungs- 
wechsel  vom  Außen-  zum  Bürodienst,  vom  Maschinenbetriebs- 
znm  Werkstättendienst,  vom  Kassendienst  zum  Bahnhofs- 
dien,«t  muß,  wenn  rücksichtslos  und  gewohnheitsgemäß 
•durchgeführt,  der  Verwaltung  zum  Schaden  gereichen  und 
besondere  dienstliche  Neis^uno-  ziim  Verkümmern  bringen. 
Der  Psycho-Personalbogen  kann  hiergegen  hem- 
mend wirken,  denn  er  zeigt  der  Personalleitung,  was 
an  psychischen  Kräften  bei  falscher  Verwendung  des 
PersonaLs  brachgelegt,  wenn  nicht  für  immer 
vernichtet  -wird.  Das  Goethe-Wort  „Lust  und  Liebe  sind 
Ii.'  Fittige  zu  großen  Taten"  muß  in- der  Übertragung  auch 
III  allen  großen  Betrieben  gelten. 

Der  Psycho-Personalbogen  wird  die  Eigenschaften  des 
Inhabers  nach  zwei  Gruppen  getrennt  nachweisen:  In  der 
er.«ten  Gruppe  sind  die  durch  den  Versuch  vom  Arzt  zu  unter- 
'^nfhenden  Eigenschaften  enthalten,  die  zweite  Gruppe  faßt 
zusammen  die  Eigenschaften,  die  der  Beurteilung  durch  aus- 
bildende Lehrer  und  Vorge.setzte  unterliesren.  Wir  würden 
liierdurch  den  Gepflosrenheiten  amerikanischer  Großbetriebe 
näher  kommen,  die  bekanntlich  den  Persönlichkeitswerten 
ihrer  Angestellten  besonders  gerecht  zu  werden  versuchen, 
um  sie  entsprechend  zu  verwenden  und  vorwärtszubrinoren. 
Wenn  der  Angestellte  selbst  einen  Einblick  in  seinen  Psvcho- 
personalbogen  nimmt,  .so  wird  der  Eitle  und  Selbstgefällige 
schließlich  zur  Selbsterkenntnis  kommen.  Nichtbefriedigende 
Urteile  werden  zu  Fleiß  und  Mühe  anspornen.  Die  frei- 
mütige Offenheit  vom  Vorsresetzten  zum  Untergebenen  in 
der  Wertung  der  Persönlichkeit  wird  zwischen  beiden  das 


Vertrauen  entwickeln  und  stärken.  Das  große  Heer  der  An- 
gestellten lebt  in  der  ruhigen  Überzeugung,  daß  nicht 
jeder  bloß  eine  Nummer  ist,  sondern  daß 
die  Verwaltung,  der  sie  dienen,  es  ernst 
meint  mit  ihrer  Förderung  und  gerechten 
Behandlung.  Ist  schon  gleichmäßige  Schulung  der  An- 
gestellten eine  Notwendigkeit  großer  Betriebe,  so  dürfen 
doch  die  Angestellten  nicht  wie  die  Be- 
triebsmittel in  eine  Normal ie  hineingepreßt 
werden.  Die  Psychopersonalbogen  werden  den  Personalien- 
büros und  den  Personalleitern,  die  in  großen  Betrieben  die 
einzelnen  Angestellten  gar  nicht  persönlich  kennen  können, 
die  Verfügung  über  das  Personal  sehr  erleichtern,  so  daß 
bei  Stellenbesetzungen  in  erster  Linie  die  Eignung  des  An- 
wärters entscheidet  und  äußere  Gründe,  wie  geringe  Ver- 
setzungsunkosten, Verheiratet-  oder  Ledigsein,  Vorhanden- 
sein oder  Fehlen  von  Wohnungen  nur  nebensächliche  Be- 
deutung haben  können. 

Daß  die  berufspsychologischen  Arbeiten  der  Mühe  wohl 
wert  sind,  beweist  ein  Vergleich  der  Psychopersonalbogen 
mit  den  seit  altersher  gebräuchlichen  Personalbogen.  Worüber 
gibt  dieser  denn  Auskunft,  wenn  er  dem  Angestellten  vor- 
auseilt? Der  zünftige  Aktenmann  alten  Stils  überfliegt  zu- 
nächst das  Strafregister  und  erhält  dadurch  kein  Urteil, 
sondern  ein  oft  unberechtigtes  Vorurteil.  Eemunerationen 
und  Urlaub  sind  ganz  belanglos,  Zeitangaben  und  Ergebnisse 
von  oft  lange  zurückliegenden  Prüfungen  desgleichen.  Ver- 
merke über  die  dienstliche  Laufbahn  sind  eigentlich  das 
einzige,  was  auf  dem  Bogen  in  Betracht  kommt  Über 
Leistungen,  Eignung,  besondere  dienstliche  Neigung  sagt 
der  Bogen  nichts,  Empfehlendes  als  Gegenstück  zum  Straf- 
register vermißt  man  völlig.  Deswegen  verzichten  erfahrene 
Personalleiter  gern  auf  Einsichtnahme  in  einen  Führer,  der 
nur  Gleichgültiges  zu  sagen  hat,  oft  aber  zu  einseitiger  Stel- 
lungnahme gegen  den  Inhaber  verführt.  Das  gleiche  gilt 
für  die  Arbeiterpersonalliste.  Die  Personalbogen  waren 
schon  wiederholt  der  Gegenstand  heftigster  Angriffe  durch 
deutsche  Beamte  aller  staatlichen  Verwaltungsgebiete.  Ihn 
neu  zu  gestalten,  damit  er  dem  Inhaber  und  der  Verwaltung 
zum  Vorteil  gereicht,  darf  hiermit  genügende  Anregung  ge- 
geben sein. 

Die  richtige  Auslese  ist  eine  der  wichtigsten  Vorbedingun- 
gen zum  Gedeihen  großer  Betriebe,  in  denen  sie  wegen  der 
Vielseitigkeit  der  Arbeit  leicht  durchzuführen  ist.  Wahl  des 
Berufs,  Arbeitsteilung  und  Auslese  müssen  Hand  in  Hand 
gehen.  Die  Wahl  des  Berufs  unterliegt  größtenteils  der 
freien  Entschließung  des  Einzelwesens.  Bei  der  Zuweisung 
in  eine  bestimmte  Diensttätigkeit  greift  der  Beruf  schon  er- 
heblich in  den  Entschluß  des  Arbeitnehmers  ein,  nach  den 
Gesichtspunkten  der  Eignung,  die  an  erster  Stelle  zu  be- 
rücksichtigen wäre,  und  des  jeweiligen  Bedarfs.  Die  Aus- 
lese bedeutet  mit  nüchternen  Worten  bessere  Bezahlung  oder 
Vorwärtskommen  für  den  Tüchtigen.  Das  klingt  in  heutigen 
Zeitläuften  unzeitgemäß,  wird  aber  doch  eine  alte  Wahrheit 
des  wirtschaftlichen  Lebens  bleiben  müssen ;  denn  Ehrgeiz 
und  Fleiß  werden  auch  in  unserm  Vaterlande  nicht  aus- 
gestorben sein.  Die  Tüchtigen  will  die  psychologische  Eig- 
nungsfoischung  nach  neuer  Lehre  objektiv  erkennen,  aber 
auch  dem  Durchschnitt  will  sie  gerecht  werden,  damit  jeder 
in  seinem  Fach  der  Beste  wird,  den  man  für  seinen  Posten 
finden  konnte.  Dann  wird  jeder  sich  fragen,  nicht:  Was 
muß  ich  für  den  Dienst  tun,  sondern :  Was  kann  ich  für 
den  Dienst  tun?  Das  klingt  groß  —  und  iseltsam  in  unseren 
Tagen.    Es  ist  ein  Wort  des  Amerikaners  Andrew  Carnegie. 

Dr.  Hans  A.  Martens. 
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ZeittiD);  des  Vereins 
üeutsclier  EisenliabnverwaUun<;en. 


Gedanken  zur  Verwaltungsordnung  der  Reichseisenbahn. 

Von  Ri's-.-  und  Baurat  Runip,  Siegen  i.  W. 


Die  Fraove  d^r  Orduuue:  der  Verwaltuuij  der  küuftit-eu 
Reichs.eisenbahn  beschäftigt  die  'beteiligten  Kreise  lebhaft 
wie  ein  Blick  in  die  Fachz-eitschriften  lehrt.  Es  kanu  m  e'. 
den  Mannern,  denen  die  .schwieinge  Frag©  der  Neuordnuno  '  ob- 
ii^fV  ^meg^iiaen  und  Mitteilunoen  "über 

Erfalirungen  aus  den  Kreisen  der  beteiligten  Beamten  zu 
erhalten.  Änderungsvorschläge  müssen  sich  von  allen  über- 
kommenen Vorurteilen  frei  zu  maeheu  suchen.  In  diesem 
Sinne  mögen  die  nachstehenden  ZeUen.  die  sicli  auf  preußische 
Verhaltnisse  beziehen,  betrachtet  werden. 

Bei  den  Dienststellen  brauchen  wir  nur  kurz  zu  verweilen 
da  sie,  aus  den  örtlichen  Bedürfnissen  entstanden  kauni 
grundlegender  Änderung  bedürfen. 

Über  die  nächste  übergeordnete  Stelle  —  die  Ämter  —  ox-hcn 
die  Ansichten  auseinander.  Man  pflegt  von  preußischer  und 
von  suciideutscher  Auffassung  zu  reden.  In  Pr-eußen  ist  dem 
leitenden  Beamten  des  Betriebsamtes  neben  der  baulichen 
Unterhaltung  die  Bearbeitung  von  Personalangeleoenheiten 
und  der  sogenannte  betriebliche  Kleindienst  übertra"-en  Die 
gnindsatzliche  Verbindung-  von  Bau  und  Betrieb  in  ""leitender 
Stellung,  die  der  suddeutschen  Anschauung  nicht  entspricht 
ist  m.  E.  aus  praktischen  Erwägungen  und  dem  Gedanken  der 
Sparsamkeit  entstanden.  Der  seinen  Bezirk  beieisende  Bau- 
beamte kann  die  vorhin  erwähnten  Geschäfte  im  alioemeinen 
mit  erledigen.  Er  erkennt  die  baulichen  Bedürfnisse  unmittel- 
bar als  Forderung  des  Betriebes  und  Verkehrs.  Das  ist  m  E 
der  Vorteil  der  preußischen  Anschauung.  Diese  Einrichtunö- 
besteht  ununterbrochen  seit  der  Aufgabe  der  oroßeu 
preußischen  Betriebsämter  im  Jahre  1895.  " 

Wie  kommt  es  nun.  daß  ältere  Betriebsbeamte  voll  des 
Lobes  sind  über  die  alten  Betriebsämter,  und  daß  sie  sie  sich 
zurückwünschen  f  Der  Grund  liegt  m.  E.  darin,  daß  die  Auf- 
losung in  selbständige  Betriebs-,  Maschinen-,  Verkehrs-  und 
Werkstättenämter,  die  ohne  Zweifel  einen  bemerkenswerten 
Fortschritt  zur  Verbilligung  darstellte,  etwas  enthält,  was 
dem  Wesen  der  Eisenbahn  fremd  ist.  Die  Eit^enbahn  ist.  eine 
Einheit.  Verkehr,  Betrieb,  bauliche  Unterhaltung  sind  daher 
zweckmäßig  nicht  voneinander  zu  trennen.  Und  hier  zeiot 
die  Neuordnung  von  1895  ihre  Schattenseiten.  Die  örtliche 
oder  räumliche  Trennung  der  Ämter  erschwert  den  Dienst 
Es  fehlt  die  persönliche  Fühlungnahme,  namentlich  dann 
wenn  sich  die  zusammenarbeitenden  Ämter  in  verschiedenen 
Städten  befinden.  Eine  solche  räumliche  Trennuno-  muß  des- 
wegen vielfach  vorliegen,  weil  A^erkehrs-  und  Maschinen- 
amter  etwa  den  dreifachen  Umfang  eines  Betriebsamts  be- 
sitzen. Der  größte  Teil  der  Bahnhöfe  hat  vereinigten  Dienst  • 
r  \  '^.^^'^^r.  "Vorsteher  ist  der  Betriebs-  und  Verkehrsdienst 
des  Bahnhofs  unterstellt.  Dazu  tritt  beim  Fehlen  eines  Werk- 
meisters auf  den  Zugbildungsstationen  noch  die  Beaufsichti- 
gung des  Maschinendienstes.  Die  Biediensteten  sind  demjenigen 
Amte  unterstellt,  für  das  sie,  überwiegend  tätio-  sind.  Hieraus 
folgt  mit  Notwendigkeit,  d'aß  trotz  aller  Einheitlichkeit  der 
in  der  Eisenbahndirektion  verkörperten  Leituno-  Unterschiede 
namentlich  m  der  Behandlung  der  Personalangelegenheiten 
durch  die  Amter  unvermeidlich  sind.  Es  bedarf  einer  dauern- 
den Verständigung  der  Ämter  untereinander,  um  den  Ge- 
danken einer  einheitlichen  Verwaltung  möglichst  zur  Durch- 
fuhrung zu  bringen.  Das  Betriebßamt  von  heute  ist  zu  klein 
zur  Betrieibsleitung.  Die  Folge  war  die  Einrichtuno-  der  Zuo-- 
leitungen  unter  einer  bei  der  Eisenbahndirektion"  bestelltem 
Oberzugleitung.  Quaatz  (Nr.  36/37  d.  Ztg.)  meint 
die  Einteilung  der  Ämter  sei  nicht  volkstümlich  o-e- 
worden.  Dann  muß  ihm  beigepflichtet  werden: 
denn  es    kann     dem  Publikum    nfcht    zugemutet  werden 


die  tur  Außenstehende  undurchsichtige  Verwaltuno-sordnun» 
zu  erkennen.  Zahlreiche  Fehlläufe  von  Eingaben  sind  die 
l-olge.  Daraus  entsteht  naturgemäß  eina  Verzöo-eruno-  in  der 
Bearbeitung.  >  ' 

Bei  der  Neuordnung  im  Jahre  1895  hat  man  sich  m  E.  viel 
zu  i&ehr  an  die  Verwaltungsorduungen  anderer  Zweio-e  der 
Staatsverwaltung  a,ngelehnt,  als  man  getrennte  Ämter^schuf. 
Die  Eisenbahn  beansprucht  aber  ihre  eigenste  VerAvaltuno-s- 
ordnung,  die  lediglich  aus  den  besonderen  Bedürfnissen  der 
Eisenbahn  herzuleiten  ist. 

Die  Quaatzschen  Vorschläge  gipfeln  in  der  Einrichtun«-  der 
ortlich  zustandigen  Bahnämter  unter  einem  Oberbeamleu. 
über  den  Bahnamteru  und  den  besonderen  Bauämtern  isteht 
die  verkleinerte  Eisenbahndirektion.  Generaldirektionen  sollen 
mit  besonderen  Zwecken  für  große  Wirtschaftsgebiete  vor- 
handen sein.  Von  anscheinend  offiziöser  Seite  wurde  bereit« 
mit  Recht  auf  den  großen  Mehraufwand  an  Beamten  hino-e- 
wiesen,  den  sich  da.s  heutige  Deutschland  nicht  leisten  kann. 
Ich  gebe  einer  anderen  Lösung  den  Vorzug,  deren  Einführung 
mit  den  überhaupt  geringsten  Mitteln  möglich  ist.  Die  Be- 
triebsamter  von  heute  sind  zu  klein,  die  Verkehrsämter  zu 
groß.  Em  Ausgleich  liegt  nahe.  Mein  Vorschlag  geht  dahin 
Betriebs-,  Maschinen-  und  Verkehrsämter  in  Eisenbahnämtern 
zu  vereinigen.  Eisenbalmamt  und  Eisenbahndirektion  bedeu- 
ten für  das  Publikum  eine  klare  und  durchsichtige  Verwal- 
tungsemrichtunf:.  Es  gibt  im  allgem.einen  in  einer  Stadt  nur 
ein  Eisenbahnamt,  das  bauliche  Unterhaltung,  Betrieb 
Ma<schinendienst  und  Verkehr  umfaßt.  Die  größeren  Eisen- 
bahnämter erhalten  besondere  Oberbeamte  für  Bau  und  Be- 
trieb, während  auf  den  übrigen  Ämtern  von  geringerem  Um- 
fang Bau  und  Betrieb  in  der  bisherigen  Weise  vereinigt 
bleiben.  Durch  die  Verteilung  auf  die  großen  Ämter  wird 
die  sonst  unvermeidliche  Überlastung  der  bisherigen  Bau- 
und  Betriehsoberbeamten  vermieden.  Ich  erwarte  hier  den 
Einwand  einer  Unstetigkeit  in  der  vorgeschlagenen  Ordnuno- 
möchte  dem  aber  beizeiten  mit  dem  Hinweis  begegnen,  daß 
«ich  eben  das  vorgeschlagene  Eisenbahnamt  allen  Bedürf- 
nissen anpassen  soll.  Dieser  Forderung  kommt  das  ietzio-e 
Betriebsamt  nicht  überall  nach.  Namentlich  bestehen  Miß- 
verhältnisse in  den  Betriebsämtem  mit  Äehr  großen  Knoten- 
punktstationen. Hier  ist  meistens  ein  zweiter  Oberbeamter 
als  Hilfsarbeiter  vorhanden,  so  daß  tatsächlich  schon  eine 
Trennung  von  Bau  und  Betrieb  A'orliegt. 

Ein  Direktor  an  der  Spitze  des  neuen  Eisenbahnamtes  wird 
nicht  erforderlich  sein,  da  ieder  Oberbeamte  für  seinen  Dienst- 
bereich m  bisheriger  Weise  der  Eisenbahndirektion  gegenüber 
verantwortlich  ist.  Die  Bürobeamten  würden  dem  ältesten 
Oherbeamten  lunterstellt.  !Eine  Neuabgrenzung  der  Eisen- 
bahndirektionen,  deren  Bezirke  jetzt  vielfach  geschichtlicher 
und  politischer  Entwicklung  entsprechen,  ^drd  unvermeid- 
lich sein.  iSie  sollte  ohne  Rücksicht  auf  die  inneren  Landes- 
grenzen  erfolgen.  Liegt  die  Direktion  im  Mittelpunkt  des 
Bezirks,  so  werden  auch  die  Ämter  in  größerer  Nähe  liegen, 
so  daß  die  persönliche  Fühlungmahme,  die  so  laußerordent- 
Uch  wichtig  ist,  verb'essert  wird.  Um  idie  vorgeschlagen-e 
yerwaltungs.ordnung  bis  oben  klar  durchzuführen,  wäre  die 
Wiedereinrichtung  von  Abteilungen  erwägenswert. 

Die  persönlichen  Wünsche  und  Beschwerden  der  Beamten- 
schaft haben  hier  keine  Erörterung  gefunden.  Sie  können 
erst  geprüft  werden,  wenn  die  neue  Verwaltungsordnung 
grundsätzlich  feststeht;  denn  sie  sind  niemals  Selbstzw^eck, 
die  die  Neuordnung  bestimmen  könnten.  Das  Ha.us  muß  ge- 
baut werden,  bevor  es  eingerichtet  und  bewohnt  werden  kann. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Verbot  der  unwirtschaftlichen  Benutzung  der  Elsen- 
bahnffüterwagen.  Der  Reichsverkehrsminister  hat  unterm 
2.  November  d.  Js.  folgende  Verordnung  erlassen:  Auf  Grund 
der  die  wirtschaftliche  Demobilmachung  betreffenden  Befu"- 
nisse  wird  nach  Maßgabe  des  Erlasses,  betreffend  die  Auf- 
lösung des  Reicbsministeriums  für  wirtschaftliche  Demobil- 
machung vom  26.  April  1919  (RGBl.  Seite  438),  angeordnet 
wie  folgt: 


ij.  1.  Es  ist  verboten,  Wagen,  die  von  der  Eisenbahn  zur 
Beförderung  bestimmter  Güter  gestellt  sind,  zur  Verladung 
anderer  Güter  zu  verwenden,  oder  Wagen,  die  beladen  einge- 
gang-en  sind,  nach  Entladung  ohne  Einverständnis  der  Eisen- 
bahn wieder  zu  beladen. 

§  2.  Es  ist  verboten,  Güter  zur  Beförderung  mit  der  Eisen- 
bahn .aufzuliefern,  sofern  die  Eisenbahn  durch  öffentliche  Be- 
kanntmachung die  Beförderung  dieser  Güter  mit  der  Eisen- 
bahn —  sei  es  allgemein,  sei  es  für  bestimmte  Verkehrsbe- 
ziehungen —  als  im  öffentlichen  Interesse  unzulässig  be- 
zeichnet hat. 

i  3.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  der 
§§  1  und  2  wird  mit  G-efängnis  bis  zu  einem  Jahr  und  mit  Geld- 
strafe bis  zu  15  000  Jl  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft. 
Außerdem  kann  auf  Einziehung  der  G-egenstände.  auf  die  sich 
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die  strafbare  Handlung  b^zwht,  ohn«  Unterschied,  ob  sie  dem 
Täter  gehören  oder  nicht,  erkannt  werden. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Verkündi- 
gung in  Kraft. 

Eröffnung  einer  Eisenbahnstrecke.  Auf  der  bayeri- 
schen Staatsbahnsti  ecke  L  a  m  p  e  r  t  s  m  ü  h  1  €:  -  Otter- 
berg,  die  bisher  nur  dem  Güterverkehr  diente,  ist  am  5.  Ok- 
tol>er  d.  Js.  auch  der  Personenverkehr  eingeführt  worden  so 
daß  die  Strecke  nunmehr-  dem  öffentlichen  Personen-  und 
Gilterverkehr  dient. 

^  Unbefugte  Zugbegleiter.  In  letzter  Z«it  hatte  sich  die 
ptlogenheit  herausgebildet,  daß  bei  der  allgemeinen  Un- 
sicherheit aut  der  Eisenbahn  Güterwagen,  in  denen  besonders 
wertvolle  Sendungen  untergebracht  waren,  von  Privatper- 
sonen begleitet  wurden.  Hiergegen  nimmt  die  Eisenbahn- 
verwaltung m  ein>em  an  alle  Dienststellen  gerichtreten  Erlaß 
■Stellung,  der  folgendes  besagt:  „Wir  haben  festgestellt,  daß 
Privatpersonen  von  Dienststellen  eigenmächtig  die  Beo-l.eituno- 
hochwertiger  Guter,  insbesondere  von  Unizugsout,  gestatte"t 
worden  ist.  Das  übersteigt  die  Befugnis  der  Dienststellen 
und  ist  strengstens  untersagt.  Wir  verweisen  auf  die  in  den 
^uterbeforderungsvorschriften  Heft  1,  Anlage  2,  .erlassenen 
Bestimmungen  ub€r  die  Begleitung  von  Tieren,  Leichen  Fahr- 
zeugen usw.  Nur  in  den  darin  aufgeführten  Fällen  dürfen 
die  Dienststellen  selbständig  Transpoitbegleitung  fordern 
bezw.  zulassen.  Andere  Transporte  dürfen  durch  «ioene 
Transporteure  nur  dann  begleitet  werden,  wenn  dazu  "eine 
besonder^  Genehmigung  vorliegt.  Die  Genehmiguno-  hierfür 
wird  m  der  Berel  jedoch  nicht  erteilt,  da  die  Mitgabe  von  Be- 
gleitern eine  Belästigung  des  Eisenbahnpersonals  und  eine 
Behinderung  des  Betriebes  bedeutet." 

Die  Eisenbahn  Verwaltung  wiU  mit  dieser  Maßnalme  auch 
äie  i-ahrten  der  sogenannten  „Schieberwagen«  verhindern 
Bekanntlich  haben  m  letzter  Zeit  die  Schleichhändler  und 
Schieber  ihre  im  Westen  aufgekauften  Waren  durch  Vertrau- 
msleute  begleiten  lassen,  welche  dafür  zu  sorgen  hatten  daß 
i^Tf  Schieberware  selbst  nicht  gestohlen  wurde,  untl 

lali  die  Wagen  an  den  von  ihnen  gewünschten  Platz  kamen. 

—  Errichtung  von  Eisenbahninspektionen.  Am  1.  November 
st  m  Kaiserslautern  für  den  Betrieb  der  neuen  Hauptwerk- 
ilatte  eine  zweite  Werkstätteninspektiou  unter  der  Bezeich- 
lung  Werkstatteninspektion  II  Kaiserslautern  errichtet  wor- 
«n.  Dieser  Werkstätteninspektion  obliegt  die  Leitun»-  der 
üokomptxvwerfcstätten.  Von  dem  gleichen  Zeitpunkt  an  er- 
lalt  die  bisherige  Werkstätteninspektion  Kai-serslauem  die 
3ezeichnuno-  AVerkstätteninspektion  I  Kaiserslautern.  Die 
^e.sehaltsaufgabe  dieser  Werkstatteninspektion  umfaßt  die 
[jeitung  der  allgemeinen  Werkstätten  und  der  Wao-enwerk- 
>tatten  sowie  die  Führung  der  für  beide  Inspektionen  o-,^. 
Deinsamen  Verwaltungsgeschäfte.  Der  bisherigen  Maschinen- 
nspektion  verbleiben  die  allgemeinen  den  Maschineninspok- 
lonen  zukommenden  Geschäftsäufgaben.  . 

M^h^n'^t?''^^"''^^'^  Württemberg.  Vom  württember- 
,isthen  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Vef- 
^hrsabteilung,  ist  ein  Aufruf  an  alle  waffenfähigen  Ar- 
biter und  Beamten  der  M-ürtfembergischen  Vcrkehrsanstalten 
Tgaugen.  sich  zum  Schutz  der  Eisenbahn  und  Post  der  Ein- 
TOhnerwehr  zur  Verfügung  zu  stellen.  Es  sollen  an  iedem 
Jrt  möglichst  starke  eigene  Gruppen  oder  Züoe  als  Teile  der 
niiwohnervvehr  gebildet  werden.  Schon  bei'  drohenden  ün- 
uhen  müssen  so  viele  Leute  zur  Verfügung  stehen,  daß  so- 
?uU"^^  ^Hf^i^biser  Schutz  für  alle  besonders  bedrohten 
'unkte  durchgeführt  werden  kann 

Bei  der  württembergischen  Eisenbahnverwaltung  waren 
chon  bisher  zum  Schutz  der  Eisenbahn  besondere  Eiseu- 
ahnerkompagnien,  in  neuerer  Zeit  für  Groß-Stuttgart  der 
ufrS^r^J'*'"^^,  (Eisenbahn-   und  PostkompSnie 

ufgestellt.  Es  soll  nunmehr  eine  „Verkehrswehr  als  frei- 
rillige  Vereinigung  der  waffenfähigen  Angehörioen  der 
-isenbahn  und  Po&t  errichtet  werden,  die  gewillt  sind  bei 
Inruhen  Gewaltakte  und  Angriffe  gegen  die  Verkehrs- 
ns  alten  nötigenfalls  mit  der  Waffe  V  der  Hand  abzu- 
^Hrtnf  """"{.^^f  '^.chutz  der  den  Verkehrsanstalten  an- 

ertrauten  Werte,  zur  Sicherung  ungestörter  Versorguno-  der 

[Ih?!  1  f^^r^^'^f ^''^'^'^^f*^  Bekämpfung    der  Dieb- 

taülf!  des  Schleichhandels  und  des  Schiebertumsi  auf  der 
asenbahn  und  Post  nachdrücklich  einzusetzen."  Die  Ver- 
ehr.swehr  ist  ein  Teil  der  Einwohnerwehr  und  wd,  soweit 
loghch,  von  dieser  wie  auch  von  der  Polizei  und  der 
n'Ä  r  "^t^^f  "tzt.  Sie  hat  aber  die  ausschließliche 
^utgabe.  dl©  Verkehrsanstalten  zu  schützen,  und  wird  nur 
ar  diesen  Zweck,  nicht  auch  a,uf  der  Straße  verwendet.  Die 

il  Weh?'?  Ll^T^'"^' ■  gegliedert,  von  denen 

1«  Wehr  I  schon  bei  drohenden  Unruhen    in  Wirksamkeit 


treten  muß,  während  die  Wehr  II  erst  nach  Aufruf  durch 
das  Ministerium  des  Innern  bzw.  das  Oberamt  oder  die  Ge- 
meinde unler  die  Waffen  tritt.  Sie  ist  militärisch  gegliedert 
und  steht  unter  selbstgewählten  Führern,  die  Angehörige  der 
Eisenbahn-  oder  Postverwaltung  sein  müssen.  Zur  Ausbil- 
dung werden  Schießübungen,  Bahnhofwachtpatrouillen  und 
Bahnalarme  -abgehalten;  zur  Teilnahme  an  den  Übungen 
wird  Dienstbefieiung  gewährt. 

Nach  dem  Entwurf  eines  württembergischen  Ge.setz&s  betr. 
üie  Unfallfürsorge  für  Einwohnerwehren  und  beltr.  eine  Er- 
gänzung des  Unfallfürsorgegesetzes  für  Beamte  vom  23.  De- 
zember 1902  .sollen  Mitglieder  von  Einwohnerwehren,  die  in- 
folge ihrer  Dienstleistungen  einen  Unfall  erleiden,  aus  der 
Staatskasse  Ersatz  für  entgangenen  und  nicht  anderweitig  er- 
statteten Arbeitsverdienst  und  für  Heilkosten,  sowie  im  Fall 
Ideibender  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  fortlaufende 
Unterstutzungen  erhalten;  falls  der  Unfall  den  Tod  des  Be- 
troffenen herbeiführt,  besteht  die  Entschädigung  in  den  nicht 
anderweitig  erstatteten  Kur-  und  Beerdigungskosten  sowie 
m  einer  der  Witwe  und  den  Kindern  zu  reichenden  fort- 
J  aufenden  Unterstützung.  Den  unter  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  betr.  die  Unfallfürsorge  für  Beamte  vom  23.  De- 
zembei-  190-2  fallenden  Beamten,  die  bei  Ausübung  des  Dien- 
steiS  Verletzungen  erleiden,  kann  für  besonders  mutiges  Ver- 
halten bei  der  Kettung  von  Menschen  oder  bei  einer"anderen 
für  Leben  und  Gesundheit  gefahrvollen  Handlung  außer  den 
ihnen  nach  den  Bestimmungen  des  Gessetzes  vom  23.  De- 
zember 1902  gebührenden  Leistungen  eine  weitere  Entschädi- 
gung gewährt  werden. 


Deutschösterreich. 

—  österreichisch-polnischer  Güterverkehr.  Mit  Wirksam- 
keit vom  1.  November  d.  J  ist  der  durchgehende  Güterverkehr 
zwischen  Deutschösterreich  und  Polen  wiederhergestellt  wor- 
cien.  Ausgenommen  von  dem  Durchgangsverkehr  sind  die 
schmalspurigen  und  die  in  Polen  unter  militärischer  Verwal- 
tung stehenden  Eisenbahnen.  Im  Verkehr  mit  den  Direktions- 
bezirken Posen,  Eadom  und  Warschau  ist  die  Leitung  über 
den  GreQzi.^unkt  Suchahora  unzulässig.  Die  Güter  werd'en  auf 
durchgehenden  Frachtbrief  abgefertigt,  die  in  deutsch-fran- 
zosischer oder  polnisch-französischer  Sprache  abzufassen 
.sind.  Es  können  internationale  oder  interne  Muster  verwendet 
-vTcrden.  sie  müssen  aber  die  Aufschrift  „Lettre  de  voiture 
niternationale"  tragen.  Der  Hinweis  auf  das  International© 
iJbeieinkommen  ist  zu  streichen  und  durch  die  Worte  zu  er- 
setzen: „Für  den  Frachtvertrag  gelten  die  für  den  Güterver- 
kehr zwischen  Österreich  und  Polen  getroffenen  Verein- 
barungen". Für  die  rechtlichen  Beziehungen  sind  die  Vor- 
schiiften  des  Internationalen  Ubereinkommens  mit  einio-.vn 
Ausnahmen  maßgebend.  Nachnahmen,  Barvorsohüsse,  na'ch- 
trägüche  Verfügungen  und  Interessedeklarationen  des  Absen- 
ders sind  unzulässig.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  14  I.  U. 
über  die  Lieferfristen  sind  bis  auf  weiteres  außer  Kraft  ge- 
setzt. Die  Fracht-  und  N-ebengebühren  sind  von  der  Aufgabe- 
station bis  zur  polnisch-tschechoslowakischen  Grenze  zu  fran- 
kieren, von  da  ab  in  Überweisung  zu  stellen.  Haftungs- 
anspruche werden  bis  Ende  Januar  1920  auf  den  Höchstbetrao- 
von  3  osterr.  Kronen  oder  1.20  poln.  Mark  für  1  kg  beschränkt" 
Die  Sendung  kann  als  verloren  angesehen  werden,  wenn  Eil- 
gut nicht  am  45.  und  Frachtgut  nicht  am  90.  Tage  zur  Be- 
stimmungsstation gelangt  ist. 

—  Verkehr  mit  deü  S.-K.-S.-Bahnen.  Das  Staatsamt  für 
V  erkehrswesen  hat  mit  Vollzugsanweisung  verfügt,  daß  Eil- 
und  Frachto-utsendungen  nach  Stationen  der  S.-K.-S.-Bahnen 
und  darüber  hinaus  nur  dann  angenommen  werden  dürfen 
wenn  die  Frachtgebühren  für  die  ganze  Beförderungsstrecke 
oder  wenigstens  für  den  deutschösterreichischen  Durchlauf 
sowie  die  in  der  Versandstation  erwachsenen  Nebengebükren 
trankiert  werden.  Unterwegs  oder  in  den  Grenzstationen  auf- 
lautende Nebengebühren  und  Barauslagen  sind  in  die  Ver- 
sandstation zurückzukartieren.  die  sie  vom  Absender  nach- 
träglich einzuheben  hat. 

Im  Verkehre  \on  den  S.-K.-S.-Bahnen  nach  Deutschöster- 
leich  sind  in  den  Grenzstationn  nur  solche  Sendungen  zu 
iibernehmen,  deren  Frachtgebühren  hinsichtlich  der  ganzen 
oder  wenig.s.t.ens  hinsichtlich  der  deutschösterreichischen  Be- 
torderungsstrecke  überwieiS.en  sind.  Nachnahmen  nach  Ein- 
gang und  Barvorschüsse  sind  in  beiden  Eiohtungen  unzu- 
lässig; daher  dürfen  mit  solchen  belastete  Sendungen  nicht 
übernommen  werden. 

—  Starke  Einschränkung  bei  der  Güterannahme  der  Staats- 
bahnen. Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  hat  die  Anord- 
nung getroffen,  daß  auf  den  deutschösterreichischen  Staats- 
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bahnen  im  Hinblicke  auf  den  großen  Kohlenmangel  die  An- 
nahme von  Gütern,  mit  Ausnahme  von  einzelnen  Waren,  vor- 
läufig- völlig:  eingestellt  wird.  Zulässig  ist  die  Annahme 
und  Beförderung  von  Lebensmitteln.  Kohle,  Koks,  Benzin, 
Karbid  und  Petroleum. 

—  Über  den  Ausbau  der  Wasserkräfte  haben  in  den  letzten 
Wochen  in  Vorarlberg,  Tirol,  Salzburg,  Kärnten  und  Ober- 
österreich Verhandlungen  zwischen  Vertretern  der  Regierung 
und  der  Länder  stattgefunden,  in  denen  wichtige  Beschlüsse 
gefaßt  wurden.  Unterstaatssekretär  Dr.  Ellenbogen,  der 
diesen  Besprechungen  beiwohnte,  äußerte  sich  über  die  Ergeb- 
nisse der  Verhandlungen  gegenüber  einem  Mitarbeiter  des 
„Neuen  Wiener  Tagblatt"  in  folgender  Weise: 

„Die  überaus  schwierige  Aktion,  den  Ausbau  der  Wasser- 
kräfte in  Deutschösterreich  ins  Werk  zu  setzen,  macht  isehr 
erfreuliche  Fortschritte.  Die  wesentlichsten  Hemmungen  die 
dann  lagen,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Land  nicht 
geklärt  war,  sind  nun  infolge  der  Bemühungen  des  zu  diesem 
Zwecke  eingesetzten  Amtes  „Wewa"  zum  «roßten  Teil  aus 
dem  Wege  geräumt.  Die  Aktion  ist  ja  nur  dann  erfolgver- 
sprechend, wenn  sie  von  Land  und  Staat  einverständlich  in  die 
Hand  genommen  wird  und  wenn  die  Interessen,  die  beide  am 
Ausbau  der  einz-elnen  Kraftwerke  haben,  parallel  gerichtet 
werden. 

Eine  Konferenz,  die  vor  etwa  isechs  Wochen  in  B  r  e  g  e  n  z 
stattfand,  hat  diesem  Zwecke  gedient,  und  es  ist  gelungen, 
ein  vollständiges  Einvernehmen  herzustellen.  In  Vorarlber»- 
wird  bereits  das  Kraftwerk  am  Spullersee  in  den  nörd" 
liehen  Kalkalpen  (1800  m  Höhe)  für  Zwecke  des  Staates  aus- 
gebaut, wahrend  für  die  des  Landes  der  L  ü  n  e  rs  e  e  als  Kraft- 
quelle herangezogen  werden  wird.  Die  technischen  Vorbe- 
reitungen, wie  die  Abdichtung  des  Sees,  sind  bereits  in  An- 
griff genommen  worden. 

Eine  zweite  Bespi-echung  hat  in  Innsbruck  stattgefun- 
den, bei  der  zunächst  die  Frage  der  Elektrisieruno-  der 
Tiroler  Staatsbahnstiecke  von  Wörgl  bis  zum  Arlberg  ins 
Auge  gefaßt  wurde.  Gleichzeitig  mußte  aber  auch  an  die 
Versorgung  der  Stadt  Innsbruck  mit  Licht  und  Kraft  gedacht 
werden.  Für  die  Elektrisierung  der  Eisenbahnstrecke  kommt 
in  erster  Linie  der  Euetzbach  in  Betracht,  in  zweiter  Linie  der 
Achensee,  der  jetzt  der  Stadt  Innsbruck  gehört,  dessen  Aus- 
bau aber  vorläufig  wegen  der  ungeheuren  Kosten  zurückge- 
stellt werden  muß.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  die  Ver- 
handlungen wegen  des  Euetzbaches  zu  einem  gedeihlichen 
Ende  führen  werden. 

In  den  ITnterhandlungen,  die  in  Salzburg  stattfanden, 
wurde  ein  Einvernehmen  mdt  den  Landesräten  insofern  her- 
gestellt, als  es  der  Staatsbahnverwaltung  überlassen  wurde 
die  notigen  Kraftwerke  in  Salzburg  auszubauen.  Da  kommt 
zunächst  eine  Stufe  im  oberen  Stuppachtal  und  eine  an  der 
Gasteiner  Ache  m  Betracht.  Diese  beiden  Werke  würden  voll- 
ständig genügen,  um  die  Staatsbahnstrecke  von  Linz  bis  Saal- 
telden,  nötigenfalls  sogar  bis  Wörgl  zu  elektrisieren.  Gleich- 
zeitig wurde  vereinbart,  die  Bestrebungen  des  Landes  Salz- 
burg, die  zunächst  auf  eine  Fernleitung  von  Leoo-ano-  nach 
Lungau  gerichtet  sind  und  eines  Ausbaues  des  K^aftw^erkes 
in  Kaprun  bedürfen,  insofern  zu  unterstützen,  als  die  Kosten 
durch  Obligationen  des  Kreditinstituts  für  Verkehrsanlao-en 
gedeckt  werden  sollen,  für  die  Staat,  Land  und  Gemeinde 
garantieren. 

Vor  einigen  Tagen  haben  dann  auch  in  V  i  1 1  a  c  h  Verhand- 
lungen stat^tgefunden.  Hier  wurde  festgestellt,  daß  für  Kärnten 
m  erster  Eeih 6  die  Elektrisierung  der  Tauernbahn  von  Slall- 
nitz  bis  Villach  in  Betracht  käme.  Die  Staatsbahnverwaltuno- 
beabsichtigt  zunächst  ein  Kraftwerk  bei  Mallnitz  auszubauen. 
Anderseits  hat  das  Land  für  seine  eigenen  Zwecke  den  Aus- 
bau des  Weißensees  in  Erwägung  gezogen.  Über  die  an  «re- 
regten Fragen  werden  noch  Verhandlungen,  die  sich  mit  d"en 
Einzelheiten  beschäftigen  werden,  zu  führen  sein.  Sobald  es 
ledoch  die  Temperaturverhältnisse  ermöglichen,  spätestens 
im  Frühling  des  nächsten  Jahres,  wird  mit  dem  Ausbau  eines 
dieser  beiden  Kraftwerke  begonnen  werden.  Bezüo'lich  der 
Finanziening  wird  derselbe  We-  wie  in  Salzburg  beschritten 
werden,  das  heißt,  es  wd  der  Kredit  durch  Obligationen  des 
Gemeinde  haften^*'  werden,  für  die  Staat,  Land  und 

Endlich  hat  vor  einis-en  Monaten  eine  Besprechung  in  L  i  n  z 
stattgefunden,  bei  welcher  das  schon  seinerzeit  erwoo-ene  Pro- 
lekt  einer  Elektrisierung  der  Strecke  Attnan  g=Puchheim- 
Stainach-Trdning  zur  Sprache  kam.  Auch  diese  Frage  dürfte 
binnen  kurzer  Zeit  einer  endgültigen  Lösung  zugeführt 
werden. 

Aus  all  dem  Gesagten  erhellt  nun,  daß  der  Ausbau  der 
Wasserkräfte  tatsächlich  rüstig  vorwärts  schreitet,  und  daß 
die  Tage  nicht  mehr  fern  sind,  die  der  Industrie  die  Möglich- 
keit einer   ausgiebigen   Bpeschäftigung   für  Elektrisierungs- 


zwecke eröffnen  werden.  Es  muß  allerdings  rüstig  zuge- 
griffen werden,  und  wenn  alles  zusammenhilft,  so  können  wir 
in  spätestens  drei  Jahren  von  Linz  bis  Bregenz.  und  wenn  in- 
zwischen —  wozu  begründete  Hoffnung  besteht  —  auch  die 
niederösterreichische  Kraftfrage  gelöst  wird,  von  Wien  bis 
Bregenz  elektrisch  fahren.  Wir  werden  dann  ungefähr  drei 
Millionen  Tonnen  Kohle  jährlich  ersparen,  die  wir  der  In- 
dustrie zuführen  können,  soweit  sie  nicht  durch  den  Ausbau 
der  übrigen  Wasserkräfte  schon  vom  Kohlenbedarf  unab- 
hängig sein  wird. 

Gleichzeitig  sind  Bemühungen  im  Gange,  um  die  elektrischen 
Heizungsmethoden  zu  vervollkommnen  und  es  zu  ermöglichen, 
daß  man  auch  für  den  Hausbrand  in  Zukunft  keine  Kohle 
mehr  benötigt.  Die  Volkswirtschaft  des  Landes  ist  also  tat- 
sächlich auf  dem  Wege,  ihre  Unabhängigkeit  von  den  Kohleu- 
bezügen  des  Auslandes  herzustellen." 

—  Die  Elektrisierung  der  Arlbergbahn.  Trotz  mannig- 
facher Schwierigkeiten  ^vu^d6  es,  wie  die  „Tiroler  Zeitungs- 
korrespondenz" berichtet,  dank  gemeinsamer  Arbeit  des  Elefc- 
trisierungsamtes  Wien,  der  Staatsbahndirektion  Innsbruck 
und  der  österreichischen  Siemens-Schuckert-Werke  ermög- 
licht, im  Oktober  mit  dem  Bau  der  elektiischen  Streckenaus- 
rüstung der  Arlbergbahn  zu  beginnen.  Zwischen  Flirsch  und 
St.  Anton  wird  bereits  das  eiserne  Gestänge  für  die  Fahr- 
leitung aufgestellt.  Solange  die  Witterungsverhältnisse  es 
erlauben,  werden  die  Arbeiten  heuer  fortgesetzt. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Die  Eisenbahn  Stalac-Uzice.  Wie  das  „Agramer  Tag- 
blatt" mitteilt,  wurde  Ende  September  die  Strecke  Stalac- 
Uzice  auf  ihre  Betriebsfähigkeit  peprüft,  und  da  die  Kom- 
mission die  Strecke  tadellos  befunden  hat,  der  Verkehr  auf 
ihr  wieder  eröffnet. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Belgische  und  französische  Binnenschiffahrt.  Der  fran- 
zösische Bautenminister  Claveille  hat  eine  Spezialkommission 
nach  Brüssel  geschickt,  um  im  Einverständnis  mit  der  bel- 
gischen Regierung  die  Frage  zu  prüfen,  ob  es  nicht  möglich 
wäre,  die  unzähligen  im^  Hafen  von  Antwerpen  liegenden 
untätigen  Kähne  auf  dem  belgisch-französischen  Kanalnetz 
zu  verwenden,  und  zu  untersuchen,  durch  welche  Mittel  die 
Schiffahrt  auf  den  belgisch-französischen  Wasserstraßen  ge- 
fördert werden  könnte,  zumal  die  Schiffahrt  zwischen  den 
Becken  von  Charleroi  und  Paris  namentlich  auf  belgischem 
Gebiet  dringend  der  Verbesserung  bedarf. 

—  Wiederaufbau  der  französischen  Nordbahnsti-ecken.  Der 

Arbeitsminister  Claveille  stellt  nach  einer  Besichtigung  in 
den  verwüsteten  Gebieten  dem  ,. Petit  Parisien"  zufolge  fest, 
daß  beträchtliche  Anstrengunsren  für  die  Wiederinstand- 
setzung des  Netzes  der  Nordbahn  gemacht  worden  sind.  Am 
1.  November  1919  sind  die  Linien  in  ihrem  ganzen  Umfange 
wieder  hergestellt,  auf  allen  Bahnhöfen  ist  der  Dienst  wieder 
aufgenommen  und  40  %  der  Arbeiten  für  Instandsetzung  der 
Depots  sind  durchgeführt  worden.  Von  48  000  Kilometern 
zerstörter  Straßen  sind  12  000,  von  3173  wieder  zu  erbauenden 
Brücken  sind  seit  dem  Waffenstillstand  873  Holzbrücken  unrl 
1117  Eisenbrücken,  davon  1120  .sehr  große,  wieder  hergestellt 
worden. 

—  Eisenbahnunglück  in  Frankreich.  Wie  die  „Schweize- 
rische Depeschenagentur"  meldet,  ereignete  sich  am  3.  No- 
vember ein  Zugzusammenstoß  zwischen  Pont-sur- Yvonne  und 
Sens.  Der  Simplonzug  fuhr  in  den  nach  Genf  fahrenden  Zug 
hinein,  nachdem  er  die  Signale  am  Bahnhof  überfahren  hatte. 
Bis  jetzt  wurden  nach  einer  Havasmeldung  12  Tote  unter  den 
Trümmern  gefunden.  Ungefähr  'öO  Verletzte,  wurden  nach 
Sens  und  Montereau  gebracht.  Nach  der  Erklämng  eine? 
Augenzeugen  soll  es  ungefähr  30  Tote  und  100  Verwundete 
gegeben  haben.  Zwei  Wagen  3.  Klasse  und  ein  Salonwagen 
wurden  zertrümmert,  der  Postwagen  und  der  Speisewagen 
umgeworfen. 

—  Londoner  Verkehr.  Vom  Abschluß  des  Waffenstillstandes 
an  bis  Mitte  Auffust  1919.  also  in  rund  neun  Monaten  ist  die 
Leistungsfähigkeit  der  Londoner  Untergrundbahnen,  ein- 
schließlich der  mit  ihnen  im  Zusammenhang  stehenden 
Omnibus-  und  Straßenbahnstrecken  täglich  mit  einer  Million 
Fahrgäste  mehr  als  vor  dem  Waffenstillstand  in  Anspruch 
genommen  worden.  Die  Möglichkeit,  einen  so  gesteigerten 
Verkehr  zu  bewältigen,  ist  durch  eine  Erhöhung  der  Fahrge- 
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iSchwindio-k€it  bei  allen  drei  Verkehrsunternehinunseii,  durch 
ßeschleunio'unff  der  Instandsetzun^sarbeiten  und  durch  Ein- 
stellen vermehrter  Betriebsmittel  geschaffen  worden.  Infolge- 
dessen haben  die  Untergrundbahnzüge  täglich  über  71000  km 
mehr  zurückgelegt,  und  dadurch  die  Möglichkeit  geboten, 
täglich  270  000  Fahrgäste  mehr  zu  befördern;  die  Omnibusse 
haben  ihre  tägliche  Leistung  um  mehr  als  119  000-  km  gestei- 
gert und  infolgedessen  Eaum  für  667  000  Fahrgäste  geschaf- 
fen. Bei  den  Straßenbahnen  konnten  täglich  100  000  Fahr- 
gäste mehr  befördert  werden.  Aus  diesen  Zahlen  ist  deut- 
lich die  bekannte  Tatsache  zu  ersehen,  daß  die  Straßenbahnen 
in  London  im  Gegensatz  zu  anderen  Großstädten  eine  unter- 
geordnete Kolle  spielen.  Bei  den  Untergrundbahnen 
ist  eine  Anzahl  neuer  Züge  eingelegt  und  ein  Teil  der  wäh- 
rend des  Krieges  geschlossenen  Haltestellen  ist  wieder  eröffnet 
worden.  Namentlich  ist  auch  die  Zahl  der  am  Abend  dem 
A  ergnügungsverkehr  dienenden  Züge  vermehrt  worden.  100 
neue  Wagen  verbesserter  Bauart,  die  eine  höhere  Fahrge- 
schwindigkeit entwickeln  können,  sind  bestellt  worden.  Die 
Omnibus  gesell  Schäften  haben  709  Kraftomnibusse  in 
Dienst  gestellt  und  mit  diesen  und  den  vorher  noch  vorhan- 
denen fast  den  gesamten  Verkehr  der  vor  dem  Krieg  betrie- 
benen Strecken  wieder  aufgenommen.  Eine  Anzahl  größerer 
Omnibusse  ist  im  Bau;  sie  sollen  25  000  Ji  das  Stück  kosten 
und  im  Jahre  1920  mit  50  Stück  wöchentlich  abo-diefert 
werden.  Für  die  Straßenbahnen  ist  eine  Anzahl  neuer 
Gleise  verlegt  und  bestehende  Gleiste  ausgebessert  und  er- 
neuert worden.  Straßenbahnschienen  mußten  in  Amerika  be- 
stellt werden,  weil  die  englischen  Walzwerke  nur  nach  aus 
dem  Jahre  1903  stammenden  Vorschriften  liefern  wollten. 
Eine  nach  diesen  veralteten  Bedingungen  gewalzte  Schiene 
ist  aber  den  gesteigerten  Ansprüchen  des  heutigen  Verkehrs 
nicht  mehr  gewachsen.  Vor  dem  Kriege  kostete  1  km  Doppel- 
gleis  der  Straßenbahn  etwa  180  bis  190  000  Jl  ;  jetzt  ist  der 
Preis  auf  etwa  400  000  Jl  in  die  Höhe  gegangeia.  Der  Be- 
triebsmittelpark der  Straßenbahnen  ist  um  64  Wagen  vermehrt 
worden.  Ein  Straßenbahnwagen  kostete  vor  dem  Krieoe 
18  000  Jl;  jetzt  beträgt  der  Preis  50  000  M.  Für  die  nächsten 
Jahre  sind  Erweiterungen  für  alle  Zweige  des  großstädtischen 
Verkehrs  geplant.  Für  die  Untergrundbahnen  und  ihre  Ver- 
langerungen sollen  allein  73  000  000  Jl  aufgewendet  werden. 
Dafür  sollen  u.  a.  auf  10  Haltestellen  Rolltreppen  eingebaut 
werden.  Für  die  Erneuerung  des  Wagenparks  der  Omnibus- 
strecken sind  55  000  000  Ji  ausgesetzt. 


Fremde  Erdteile. 

1  ~  fiisenbahneröffnunff  in  Arabien.  Die  30  englische  Meilen 
lange  Bahnverbindung  zwischen  Aden  und  Lahej,  der 
Hauptstadt  des  Abdali-Stammes  im  südwestlichen  Arabien, 
ist  wie  „Wall  Street  Jornal"  vor  einiger  Zeit  meldete,  er- 
öffnet worden. 


Rechtspflege. 


„Haftpflicht  der  Eisenbahn.    —    Unfall  einer  Radfahrerin. 

ifiir  Unlalle,  die  sich  unzweifelhaft  beim  Betriebe  der  Eisen- 


bahn ereignet  haben,  muß  die  Bahn  gepiäß  dem  Eeichshaft- 
ptlichtgesetz  haften,  auch  wenn  die  Einzelheiten  des  Unfall- 
herganges nicht  zweifelsfrei  aufgeklärt  werden  können.  Hier- 
zu ist  der  folgende  Streitfall  von  besondeiem  Interesse. 

Am  11.  April  1917  morgens  gegen  8  Uhr  fuhr  die  Arbeiterin 
H.  mit  ihrem  Rade  von  der  Nachtschicht  nach  Hause.  Neben 
der  Straße  lauft  ein  Schienenstrang  der  Staatsbahn,  auf  dem 
sich  ein  Güterzug  bewegte ;  von  diesem  wurde  die  Radfahre- 
rin uberholt.  Die  letztere  ist  nun  nach  ihrer  Behauptung, 
auf  der  Mitte  der  Straße  fahrend,  an  einen  Stein  gestoßen, 
geriet  dadurch  bei  dem  herrschenden  starken  Wind  aus  der 
Richtung,  stürzte  zu  Boden  und  fiel  so  unglücklich,  daß  sie 
mit  dem  rechten  Arm  auf  das  Bahngleis  zu  liegen  kam,  wobei 
Ihr  von  dem  fahrenden  Zuge  der  Arm  zermalmt  wurde 
n  *  aer  vorliegenden  Kiasie  verLiugt  sie  nun  von  .leni 
Preußischen  Eisenbahnfiskus  Schadenersatz,  wogegen 
der  Fiskus  einwendet,  der  UnfaU  beruhe  auf  eioenem  Ver- 
schulden der  Verletzten,  die  zu  nahe  an  dem  Bahnoleis  ge- 
fahren sei.  Das  Landgericht  sprach  der  Klägerin  die  Hälfte 
des  Sehadens  zu,  indem  es  ein  mitwirkendes  Verschulden  der 
Klägerin  annahm  und  sie  deshalb  mit  der  anderen  Hälfte  ab- 
^i*t  ^ -^f-  Oberlandesgericht  dagegen  erlcannte  äuf  einen 
•Vxi  'i^  .  Klägerin:  wenn  sie  schwöre,  daß  sie  nicht  ab- 
sichtlich naaer  an  den  Zug  herangefahren  sei,  auch  nicht  den 
Versuch  g-emacht  habe,  sich  von  dem  Zuge  ziehen  zu  lassen 
solle  der  Fiskus  verurteilt  werden,  der  Klägerin  den  vollen 
ihr  durch  den  Unfall  entstandenen  Schaden  zu  erset- 
zen; verweigere  die  Klägerin  den  Eid,  so  solle  die  Klao-e  ab- 
gewiesen werden  Zur  Begründung  dieser  Entscheldun«^ 
fuhrt  das  Oberlandsgericht  aus:  Durch  die  Beweisaufnahme 
ist  der  Hergang  des  Unfalls  nicht  genau  aufgeklärt  worden 
Die  Straße  ist  nach  der  Abrechnung  des  von  der  Eisenbahn 
beanspruchten  Raumes  noch  über  6  m  breit.  Die  Klägerin 
will  sich  in  der  Mitte  der  Straße  gehalten  haben,  also  in  einer 
Entfernung  von  über  3  Metern  vom  Bahngleis  gefahren  sein. 
Ein  Verschulden  der  Klägerin  ist  nun  jedenfalls  nicht 
schon  dann  zu  finden,  daß  sie  mit  Rücksicht  auf  den  fahren- 
den Zug  nicht  vom  Rade  stieg  und  wartete,  bis  dieser  vorbei 
war,  sondern  ihre  Fahrt  auf  der  Mitte  der  Straße  fortsetzte; 
es  kann  ihr  bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  geglaubt  werden 
daß  sie  eine  geübte  und  sichere  Radfahrerin  war;  sie 
brauchte  sich  deshalb  in  einer  Entfernung  von  3  Metern 
vom  Zug  nicht  gefährdet  zu  erachten.  AVenn  die  Klägerin 
wie  sie  behaup1>et,  infolge  eines  Hindernisses  (Anfahrens  an 
einen  Stein)  aus  der  Richtung  geraten  ist,  so  erscheint  es 
durchaus  glaubhaft,  daß  sie  durch  den  Druck  des  herrschen- 
den starken  Sturme«  nach  rechts  auf  das  Bahnoleis  o-ewor- 
ten  sein  kann.  Dann  ist  es  auch  erklärlich,  daß  das  hin-  und 
herschleudernde  Fahrrad  von  einem  Trittbrett  des  Zuges  er- 
laßt worden  ist,  —  ein  Umstand,  den  das  Landgericht  als  Be- 
weis dafür  ansieht,  daß  die  Klägerin  zu  nahe  am  Zu«-e  ge- 
fahren sein  müsse.  Ein  Verschulden  der  Klägerin  ist  also 
nicht  erwiesen.  Ein  solches  würde  freilich  dann  vorlieo-en 
wenn  die  Klägerin  absichtlich  an  den  Zug  herangefahren 
wäre,  weshalb  ihr  hierüber  ein  Eid  aufzuerlegen  ist.  Das 
Reichsgericht  hat  dieses  Urteil  bestätigt  und 
die  von  dem  beklagten  Eisenbahnfiskus  eingelegte  Revision 
zurückgewiesen.  (Aktenzeichen:  VI.  212/19.  —  Urteil  des 
Reichsgerichts  vom  27.  Oktober  1919.)  K  M-L 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Güterverkehr, 


/c.  ^.Gemeinschaftliches  Heft  Clb 
(Stationstarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

-Alit  Gültigkeit  vom  6.  November  1919 
ab  M-erden  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Dahme-Uckroer  Eisenbahn 
tur  Kohlensendungen  zu  erhebenden 
^rachtzuschläge  erhöht,  sofern  die 
^  rächt  nach  den  Bestimmungen  und  zu 
den  Sätzen  des  Ausnahmetarifs  6  be- 
rechnet wird.  Näheres  enthält  die  am 
b.  JNovember  1919  erscheinende  Nummer 
des  Tarif anzeigers.  —  Das  alsbaldio-e 


Inkrafttreten  der  Erhöhungen  gründet 
sich  auf  die  voiübergehende  Änderung 
des  §  6  der  Eisenbahn- Verkehrsordnuno- 
(R.-G.-B1.  1914,  S,  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  1.  November  1919.  (1165) 
Eisenbahndirektion. 


Vom  4.  November  1919  an  werden  die 
Umlade-  und  Rollbockgebühren  erhöht. 


Nähere   Auskunft   erteilt  die  unter- 
zeichnete Direktion.  (1164) 
Die  Direktion 
der  Nordhausen-Wernigeroder 
Eisenbahn-Gesellschaft, 


Tfv.  53.    Binnentarif  der  Bentheimer 
Kreisbahn.    Bk.  7  (III), 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung  un- 
serer Aufsichtsbehörde  tritt  mit  Gültig- 
keit vom  1,  10.  1919  für  den  diesseitigen 
Binnentarif  der  Nachtrag  2  in  Kraft, 
Bentheim,  25,  Oktober  1919.  (1163) 
Betr.-Dir.  d.  Bentheimer  Kreisbahn. 
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t.  Vk  5(nleil)c  befragt  S«»f  ^iHiorbcn  ^Hark  in  5ün|  Millionen  ^nlcif)cldicinßti  ju  Siiifaulciib  ^!ork,  rück- 
?af)'bar  innerl)olb  80  5a()rcn  nacb  unfenftcbenbcm  Silciiniflsplantf.  Sic  ift  cinpclcilf  in  fünf  Reiben  (A,  B,  C,  D,  E). 
3cbc  ^dbß  cnfbäÜ  2500  «Sruppcn  (I  bis  250D),  jt'bß  "iSruppc  4?0  Hummern  "(1  bis  400). 

2.  ö<»lbjät)rlid)  finDcf  eine  ®cn)iniiocrIo)ung  nad)  untcnftcl)enbem  «Seroinnplonc  ftatf. 

3.  ^om  l.öanuar  1940  an  lUl)t  bcm  öii()öber  bos  ^ed)f  ?u,  unter  Sin^alfung  einer  Künbigungsfriff  oon  einem, 
öobre  bic  ^tütkjablung  jum  ^ennirerf  }"|üg(id)  bes  5uJct)lags  oon  50  "21Iark  für  jebcs  oerfionene^  Ä'alcnbcrjat)r  unlei' 
^b}ug  von  10  o.  5.  bes  ©efamfbefrags  |u  oerlangcn. 

4.  Sollte  oor  bcm  l.öanuar  1950  eine  neue  glcid)artigc  Spar-^röttiicnanlcil)c  ?ur  21usgabe  gelangen,  fo  bobcn 
bie  önl)aber  ber  6tü£ke  b^cfer  ^nleibe  bas  oeid)nungsoorrecf)t. 

5.  ^ie  5ni)aber  ber  Stücks  genießen  bie  untenftebenben  Steuerbegünj'tigungen. 

SetDinnjiebungen  bis  ju  feiner  STiIgutiQ  teil.   Sin  unb  öüsfelbe  Stück 
kann  jebod)  in  jeöer  3iebung  nur  einmalgeroinnen.  Vie  ©etoinne  roerben 
oon  bem  auf  bie  '^Serlofung  folgenben  1.  VTlärj  ober  1  September  on,  bit 
ber  er|ten  ^erlofung  oom  I.  ^pril  J920  an  unter  ^bjug  oon  10  p. 
ausge?at)lt. 

Silgungsplan : 
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3m  gongen  jebes  ^albjabr 
2500  ©eroinnc  über  ^ufammen  25  000000  ^ark. 

Seroinnoerlofungen  fin^c^  am  2.  öanuar  unb  J.SuII  jebi's  öaljres, 
ciffmals  im  War}  1920,  ftatt.  "Sei  jebcr  ^erlofung  roerben  2500 
Seminne  im  Sefamtb'trage  oon  Sünjnnbjnjaaji;)  Millionen  '2nark  ge- 
jog  n.  "Die  gejogenen  Sruppen  uno  "^Jummern  gelten  für  {ämtlicSe 
fünf  "^^eiben.  Sie  roerben  im  „'Deutfcben  ^eicbsonjeiger"  bekanntgemarijt. 
Sin  mit  eimm  ©eroinn  gejogenes  Süick  nimmt  aucl;  ferner  an  ben 


'X  i  l  n  u  ti  9 

SBonuS 

iiilntidic 

idrirli  t-er 
©cfamtDctvaq 

jäl)-  ttitc 

im 
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1920-1929 
19r;0-1939 
1940-1949 
i;i50-1959 
1960-1999 

50  000 
75  000 
1  Ol  1000 
75  OJO 
50  010 

50  00  )  000 

75  000  oon 

100  000  000 
75  000  OüO 
50  000  000 

25  000 
37  500 
50  000 
37  500 
25  000 

1000 
1000 
1000 
2000 
4000- 

25  000  000 
37  500  000 
50  OJO  000 
75  000  000 
100  000  000 

'Die  Siigungsauslofungen  finben  am  l.öuli  jebes  >5Qbres,  erftmals 
am  I.  öuli  19^0,  im  ^njcbiulj  an  bie  ©eroinnoerlofung  ftatt.  ^ur  ieft» 
(te.lung  ber  ju  tilgenben  Stücke  (50  000.  T5  000  ober  100  000)  roer  en 
jebesmol  4,  6  ober  8  stummem  gejogen.  "Die  gejogenen  Hummern 
gelten  für  alle  Sruppen  unb  "i^eiben.  Sie  roerben  im  „'Deuifcben  "i^eicbs« 
onjeiger"  bekanntgemacbt.  öebes  gejogenc  Stück  roirb  jum  "^^ennroert 
jurückgejabit  mit  einem_i3ulcblag  oon  50"211jrk  für  jebes  bis  jur  Fälligkeit 
Derfloffene  öabr;  bie  ötücke  jeber  jroeiten  gejogenen  stummer  erbalten 
aujjerbem  öen  im  Silgungsplan  angegeben. n  'öonus.  'Die  £ilgung&= 
fummen  mit  3uIcblQ9  unb  'öonus  roerben  oon  bem  auf  tie  ^uslofung 
folgenben  29.  "Dezember  an  gegen  '2Ijsl)ünbigung  bes  Stückes  ausgejablt. 


ötßUßrbcgünftigungen : 

a)  "Befreiung  eines  '2>e[itjes  bis  ju  25  Stück  oon  ber  ^acblapeuer  unb  be?ügli>b  berlelben  Stücke  oon  ber  Srbanfallfte.  er.  Keine  'Z^arblaß- 
ober  Srbanfallfteuer  für  bie  auf  ben  tarnen  ^Dritter  bei  ber  ?ti'icbsbank  ober  anberen  com  "ileicbsminilter  ber  Jinanjen  nocb  }u  benenncnben 
Ste  len  anf  fünf  <3abre  unb  mebr  ober  auf  Cobesfall  binterlegten  Stücke  (bis  10  Stück  für  jebe  i-injelne  britte  "^erfon). 

b)  "Der  ^ermögensjuroacbs,  ber  (icb  aus  bem  "^efi^e  ber  "itnleibcltücke  gegenüber  bem  bei  ber  Srrocrbung  ber  Stücke  anjunebmenben  15e\:= 
m()gensroert  ergibt,  unterliegt  nicbt  ber  'öefi^ftcuer  Cöermi5gens5uroad)S|teuer). 

■Der  lieberfitul  bes  'öeräuljerungsroertes  über  ben  Silgungsroert  bleibt  frei  oon  ber  Kapitalertrogsfteuer. 

c)  Vie  bem  ^efi^er  ber  Stücke  auf  Srunb  ber  oorftebenben  ^eftimmungen  juftebenb  n  Ceijtungen  foroie  ber  aus  bcm  "^öerkauf  ber  Stücke 
erhielte  ©eroinn  unterliegen  im  ©eroinnjabre  roeber  ber  Ciinkommenfteuer  nod)  ber  Kapitaleriragsjteu  r. 

d)  ^ei  jeber  ^rt  ber  ^effeuerung  roerben  bie  '2In!cibcfcbeine  bei  einer  StückjabI  bis  }u  50  Stück  böcbftens  jum  ^ennroert,  oom  20.  öabrc  ob 
jum  ^ünbigungsroerte  beirertet. 

3ßicl)nungsbß5ingungen: 


1 .  ^nnabmefteilen.  SeiAnunnärtcacii  ftnb  blc  9?ei486nnt  uiib  bic  im  o'fi;,iclIcn 

Hcicfjnungsprofpctt  aufflifiilivteu  ©clbinftirute.  Xtc  3cid)nuu(|cn  tonnen 
ober  and)  iurdj  2}crmitt(nn0  i.bi.-r  ©anf,  icbcö  SBitnftcr^.  ic&cv  <Zpiiv- 
loffe  unl>  Ärcbitgcnoficnfcf)  ift  erfotiitn.  -  8«d)nunflctt  werben 

öon  9)?ontog,  ben  10.,  Iiis 
aWittüjocf),  ben  26.  9?oöembcr  1919,  mittags  1  U^r 

cntgcnengenommen.  fjrüijerer  SeicfinunggftßluB  bleibt  öot6ct)alten. 

2.  3ei(t)nungspretS.    ©er  9prei§  für  icbcS  (Spnr  =  <ßiämieiiftiicf  betragt  1000  3». 

©leiöou  finb  500  9K-  in  5%  Xeiitfcljer  SJeit^äniilei^e  jum  ^Jiennroert  Dtveiimet 
unb  fiOO  9Jf.  in  bar  än  6eciletd)'n. 

Sic  mit  Sanuiit— ö'i'i  =  3'"f'"n  nuägefiattctcn  SfoidiäiintciCicflücfc  fiiib  mit 
8in§[iJiciiicii,  fiiaig  an  1.  ;"i!uU  ly^O,  bie  niit  Slpril  — OEtoDcv  3tiifen  nnS-iefiattcti-n 
©tüdte  mit  3tnS|ti)C''icn,  fiillig  am  1.  Siprtl  19/0,  cin,iu\  ciefictt.  ©cn  (äiiiliefcrorn 
öon  50(1  SRcicfiäar.lcifie  mit  atpvil  — DE.ober ; 8ii'Sict)ciia'«  «erben  auf  i^re  alten 
Stnliiftcn  etüctiiinfen  für  90  Xagc  =  i,2ö<'/r  ucrgütct. 

3.  SicbecbeitsbeffeUang.  Sei  ber3eiifiniing5at  jeber ^eicftnev eine  ©icftfi'^eit  oon  10  /o 

beS  gcjcicftneten  iBctcageS  mit  luo  9Ji.  für  jebeS  *Piamien|tüc£  in  bar  äu  tjiutcrlcgcn 

4.  3>lteilung.  S5ie  Suteitung  finbct  tunticfi"t  6alb  nac6  b'.-m  3eitfjnung8ic|>tuö  ftatt. 

Sic  3lrt  ber  SJcrtcitung  bcftimnit  baS  ■lionfjofiiianäminiftciium. 

"iJ  c  r  l  i  n  ,  im  ^oocmber  19,19. 


172601 


5.  ^eiablültd*    Sie  nnb  ücrtiflitfttet,  bie  sugeteilten  Setrige  6iS  ,ium 

29.  Scsembcr  b.  3.  jii  tiegleidjen.  Sic  iiegleiitung  fiot  bei  berimigcn  (stelle  jii 
erfolgen,  bei  ber  bie  angemclbet  luorbcn  ift. 

©ollcit  5%  ©rf)iilöbiuf)forbcrungcn  jiir  5Bcgtcid)iing  öenuctibct  locibcn,  fo  ifi 
fogleirf)  noit)  (Si'ftnlr  ber  äi'tcilung  ci:i  ittitra.i  auf  'JluSrctdiiing  nein  ertiulborr 
fdiieibiiageii  an  btc  9i-'cti'J|d)ulbi;iiui'riu.iltun3,  Scrliii  SW  68,  OranicititraBc  92-93: 
rirfitcn.  Ser  Stiitraj  uiui;  einen  nuf  b  e  Söcglcidning  ber  Spar  *Piamuniiüctc 
l)iniucifcnb''u  SJcrmcit  enifjaltcn  unb  fpiitcfteiio  am  2ii.  SejtmOcr  D.  3.  bei  bev 
9J' ivl)öid)iilbcn»erii'a.tuiig  eingelien.  aSoiDrucEc  ju  foldjen  Vinträgen  mit  fvorm^ 
oordniftcii  iinb  bei  allen  BstdinungS;  unb  SJeunit  lungsfielleu  su  finbcii 
Savoufinn  roerben  ©diutbDevfdjreiüiingen,  bie  nur  üur  Sc.lcidjunq  oon  (Spar; 
»PriimieiiftiicEcn  geeignet  finb,  ohne  3'"'^l'0'isn  a\isgcrei*t.  Sie  3lu6rcid)  ng 
evfoUn  gctuifirciifrei  uiib  pcrtojroi  aI8  WctdiSh  eiiliiadK'.  Siefc  ©diulbuce; 
fd)reibHiigen  finb  fuäteftenä  bi-3  suin  20.  9J(äri  1920  ben  in  Slbfof}  t  genannten 
3eicbiningS=  ob;r  SBL-rmittlungaftcDcu  ein.'jurcidjen. 

6.  ^(nsgabe  ber  Stück?.  Sie  SluSgobc  ber  ■■Pi-ämtcnftiiile  erfclgt  im  fjefiruar  1920; 

igdmlDbudii^änlnger  erf)a(tcn  crftuberlidienfallä  biS  jur  cricn  (iSciumnuertofunii 
im  IffdrA  n.  3-  buvd)  ilirc  SßermittlungSftclleii  Siummernaufgabe.  3"'ifdic»i*eiric 
finb  nid)t  Uargciclicn. 

7.  Umfäuf d)  bct  ^riegsanlci^Sn.   Sic  .OietiSbanE  mirb,  foiueit  möglid),  uncnt 

geltlid)  Stü(fe  0011  iH'ticrom  ■.ifcnnrocrt  olä  5u0  'St  in  tlc.ne  Stnile  taufdjen. 


^ßicbsfinan^miniftßriutn 

^nleibe^^bteilunfl. 
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Vereinfachungen  im  Abfertigungswesen. 

Von  A.  Weniicke,  Berlin. 


A  us  unserem  Zusammenbruch  veimögen  wir  uns  nur  durch 
sparsamste  Ansnutzung  aller  Kräfte  wieder  emporzuarbeiten. 
-Mahnungen  zur  Sparsamkeit  hört  man  heute  von  allen  Seiten; 
doch  bei  den  Staatsbehörden,  die  durch  Beseitigung  von  Aus- 
wüchsen in  sparsamer  Wirt<schaft  vorangehen  sollten,  geht 
\i  elf  ach  alles  noch  im  alten  Gleise  weiter.  Voraussichtlich 
\  führt  bei  der  Eisenbahn  der  bevoi-stehende  Übergang  der 
einzelstaatlichen  Verwaltungen  auf  das  Eeich    zu  Verein- 
lachungen    und    zu    einer    Besserung    unserer  zerrütteten 
Finanzlage;  es  muli  aber  bezweifelt  we:rden,  daß  damit  auch 
"  gleichzeitig  eine  Umgestaltung    des    gesamten  Eisenbahn- 
wesens auf  neuzeitlicher  Grundlage  erfolgt.    Hierzu  bedürfte 
i>  der   Erkenntnis  unserer  wirtschaftlichen  Geschäftsgeba- 
.  rung  im  inneren  und  äußeren  Dienst   sowie  der  Mittel  zu 
^  Dlrer  Beseitigung;  zu  dieser  Erkenntnis  hat  man  sich  aber 
,  noch  keineswegs«  allseitig  durchgerungen.    Wir  arbeiten  im 
.\bfertignngs-  und  Bureaudienst  nach  völlig  veralteten  Ar- 
ix  itsweisen,  die  zum  großen  Teil  den  fünfziger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  entstammen  und  die,  gemessen  an  der 
Nutzleistung,  einen  hohen  Aufwand  an  Arbeitskräften  und 
Kosten  verursachen.    Zwei  Beispiele  aus  dem  Gepäckabfei-ti- 
gungs-  und  dem  Fahrkartenausgabedienst  werden  es  beweisen. 
;     Die  Abfertigung  des  Eeisegepäcks    erfolgt  mit 
Blankettgepäckschednen  und,  nach  einem  vereinfachten  Ver- 
fahren, mit  den  sogenannten  Eundscheinen.    Der  Ilauptan- 
teil  entfällt  auf  die  Blankettschetne.    Nach  der  Auflieferung 
der  Stücke  füllt  man  den  Blankettschein  handschriftlich  mit 
Datum,  Zugnummer,  Packmeisterkartenniumner,  Zahl  der  Ge- 


päckstücke, Zahl  der  Fahrkarten,  Bestimmungsstation,  Be- 
förderungsweg, Gewicht  und,  nach  sorgfältiger  Einsicht- 
nahme in  den  Tarif,  mit  dem  Frachtbetrage  aus.  Diese  me- 
chanische Arbeit  braucht  Zeit  und  kostet  viele  xVrbeitskräfte. 
Stets  sammelt  sich  in  der  Eeisezeit  vor  den  Gepäckschaltcin 
ungeduldig  wartendes  Publikum  an,  von  dem  fast  regelmäßig 
einzelne  die,  ihrer  Meinung  nach  unvollkommene,  Einrich- 
tung abfällig  beurteilen.  .Bei  all  der  Umständlichkeit  und 
Zeitinanspruchnahme  glaubt  man  nicht  die  Gewähr  zu  haben, 
daß  der  Beamte  auch  fehlerlos  gearbeitet  hat,  daß  besonders 
durch  falsche  Eintragung  des  Eeisewegs  nicht  etwa  eine 
Verschleppung  des  Gepäcks  erfolgt  oder  im  Drange  des  Ge- 
schäfts zu  viel  Fracht  berechnet  wird. 

Unleugbar  gehören  Blankettgepäckscheine  nicht  mehr  in 
unsere  Zeit;  sie  gehören  um  so  weniger  hinein,  als  seit  Jahr- 
zehnten feststeht,  daß  mit  der  Besorgung  des  Gepäcks  be- 
auftragte Hotelbedienstete  die  Frachtbeträge  oftmals  heimlich 
handschriftlich  erhöhen  und  so  unter  der  Firma  d(;r  Eisen- 
bahnverwaltung  das  Publikum  brandschatzen.  Dieselbe 
Praxis,  in  etwas  anderer  Art,  üben  unredliche  Angestellte  aus, 
tragen  trotz  des  Pauseverfahrens  in  die  Gepäckscheinstämme 
niedrigere  Beträge  als  in  die  zugehörigen  Scheine  ein  und 
Ijereichern  sich  so  auf  Kosten  der  Verwaltung.  Nur  ein  be- 
langios'er  Bruchteil  solcher  .  Betrügereien  kommt  g-^elegent- 
lich  bei  Frachterst^ttungsanträg-en  ans  Tageslicht;  die  weit- 
aus meisten  Fälle  bleiben  unentdeckt,  da  die  hei  Einführung 
des  jetzigen  Blankettsystems  ins  Auge  gefaßte,  in  den  Verkehrs- 
kontrollen vorzunehmende  Abstimmung    der  abg-enommenen 
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litiitniiÄ  dos  Vuruiiis 
Uoulüoher  BisenbaUnverwaUiiuf,'«)!!. 


Scheine  und  der  eiag€li€f'erl<?ii  Stäiumt'  sich  als  undurchführ- 
bar erwi'p.s^^n  hat.  Di^s^  Sachlag-o  ist  in  dpv  B^amtPnschaft 
Hekannt. 

Mechanische  Arbejl  jst  teuer.  Du.  vor  d-en  Abfertiguugs- 
heamten  auf  den  Blanketts  handschriftlich  ausgeworfen« n 
Frachtbeträfto  erfordern  amtliclie  NachT>rüfuuo-.  Das  führte 
seinerzeit,  zur  Schaffunff  besonderer  Picnststelleu ;  so  entstan- 
den die  Verk Ahrskontrollen.  Hier  sammelt  sich  die  Flut  der 
(iepäckscheinstämme  aller  Abferti^'unÄen.  Bis  zum  Kriege 
lieferten  große  Berliner  Crepäekahfertiguus'en  während  der 
Eeisezeit  monatlich  je  20000  und  mehr  Stämme.  Den  zu- 
sammengeströmten Papierwusl  in  neuer  mechanischer  Arl)eit 
ordnungsmäßig  zu  priifen  und  aus  ihm  die  Einnahme  jeder  Ab- 
fertigung festzusetzen,  ist  Sache  der  Verkehrskontrollen,  deren 
Beamtenzahl  durch  den  TTmfang  der  Arbeit  bestimmt  wird. 
Hindert,  die  Scheu  vor  den  Kosteu  die.  ausreichende  Per- 
sonalbesetzuug  dieser  Dienststellen,  dann  fehlt  die  nötige 
Überwachung  der  Gepäckabfertigungen,  und  die  Verwaltung 
müßte  die  Verfügung  über  Staatsgeldcr  gewissermaßen  ihren 
Angestellten  preisgeben.  Das  'N'erfahren,  den  Masseugepäck- 
verkehr  der  Eiseubaliu  mit  Blauketts  )>pwältigen  iind  kon- 
trollieren zu  wollen,  ist,  wie  erkennbar,  eigenartig  und  über- 
aus kostspielig,  es  «pricht  sich  in  seiner  Mangelhaftigkeit 
und  Unbeholfenheit  selbst  da.s  Urteil.  Das  Gefühl  sträubt  sich 
gegen  den  Gedanken,  eine  solche  Rückständigkeit  in  die 
werdende  Eeichseisenbahngemeinschaft  mit  hinüI>ernehnion 
■/AI  müssen. 

Am  1.  Mai  1907  löste  ein  Zouengepäcktarif  mit  570  Sätzen 
die  bisherigen  Statioustarifsätze  ab.  Es  wäre,  angesichts  der 
geringen  Zahl  der  Tarifsätze,  damals  Gebot  gewesen,  mit 
dem  Blankettsystem  zu  brechen  und  den  Fahrkarten  ähnliche 
Vordrucke  einzuführen.  Die  Beobachtung-  des  Tarifbilrtcs 
mußte  zu  folgender  Schlußfolgerung  führen:  An  die  Stelle 
<ler  Stationstarifsätze  waren  Zonensätze  getreten,  dem  Be- 
griff der  Zone  entsprechend  konnte  man  in  den  Vordruck 
daher  die  Bestimmungsstation  nicht  aufnehmen,  sondern 
mußte  den  Eaum  hierfür  freilassen.  Da  ferner  die  Tarifsätze 
nicht  mehr  nach  den  kilometrischeu  Entfernungen  über  Balui- 
w  (  ge  gebildet  wai-en,  sondern  nunmehr  für  den  Bereich  ganzer 
Zonen  galten,  durften  Gepäckscheine,  als  öffentliche  Urkun- 
den, die  Angabe  des  Beförderungswegs  nicht  mehr  enthalten. 
Sie  hatten  vielmehr-,  als  Wiedergabe  des  Tarifs  in  Einzel- 
ab.schnitten,  die  Bezeichnung  der  Zone,  der  Gewichtsstufe 
und  des  Tarifsatzes  zu  tragen.  Somit  schrieb  damals  der 
Tarif  das  folgende  Muster  vor: 


Gepäckschein  Nr  

über 

.  .  .  .  Stück  Gepäck  auf  ;i  Fnhrkarten 

von  Berlin  Stett.  Bf 

Zone  VII 

101-^12.5  kg.                     7,-25  M. 

Handschriftlich  auszufüllen  blieb  Paekmeisterkartennummer, 
Zahl  der  Gepäckstücke  und  Bestimmungsstation,  was  Angen- 
blickssache  war.  Die  Gepäckscheinstämme  kamen  in  Fort- 
fall, Gepäck  bis  200  kg  war  mit  einem,  über  200  kg  mit  zwei 
oder  mehr  Scheinen  oder  einem  Blankett  abzufertigen.  Von 
den  570  Sätzen  des  Tarifs  hätten,  infolge  ihrer  Gruppierung, 
403  Stück  genügt,  nm  an  den  Gepäckschaltern  eine  ebenso 
schnelle  Abfertigung  wie  an  den  Fahrkartenschaltem  herbe i- 
zuführ.en.  Mit  403  Sorten,  das  heißt  ungefähr  dem  dneißigsten 
Teil  des  Bestandes  einer  großen  Berliner  Fahi-kartenausgabe, 
veimochten  die  großen  Gepäckabfertigungen  der  preußisch- 
hessischen Eisenbahngemeinschaft  ihren  gesamten,  bis  nach 
den  entferntesten  Stationen  sich  erstreckenden  Binnenverkehr 
zu  bewältigen.  Der  Verteilung  des  Frachtaufkommens  wegen 
waren  liesondere  Gepäckscheine  für  den  Binnenverkehr  und 
für  jeden  Wechselverkehr  erforderlich.    Für  den  Binnenver- 


kehr hatten  dje  Abferüg.uugeii  die  Scheine  <ier  Zonen  de> 
eigenen  Verwaltungsbezirks,  für  jeden  Wechselverkehr  dagegen 
je  besondere,  mit  der  Verkehrsbezeichnuug  bedruckte  Scheine 
derjenigen  Zonen  aufzulegen,  die  sich  über  das  Gebiet  jedot 
fremden  Verwaltung  erstrocken. 

Dieses  V^erfahren  ^vurde  in  der  Nr.  ,22  des  .Jahrgangs  lyOd 
dieser  Zeitung  veröffentlicht  und  bald  darauf  dem  Herrn 
Minister  zur  Einführung  vorgeschlagen.  Diese  Lösung  hätte 
die  verfahreneu  Zustände  iles  Abfertiguugswesens  beseitigt 
und  bot  derarl  greifbarl^.  Vorteile,  daß  weder  in  dieser  Zei- 
tung noch  sonst  ein  Widerspnich  laut  wurde,  der  auch  wohl 
nirgends  einen  Halt  gefunden  hätte.  Jedoch  der  Herr  Mi- 
nist'pr  lehnte  den  Vorschlag,  ohne  Angabe  eines  Grundes,  ab. 
Damit  schien  dieser  Gedanke  begraben  zu  sein.  Er  war  es 
aber  nicht,  andere  hatten  ihn  aufgegriffen,  und  nach  dem  Auf- 
satz in  der  Nr.  31  de-s  Jahrgangs  1911  dieser  Zeitung  war 
„das  neue  A\n-fahren  seil  Anfang  Juli  1910  "bei  der  Gepäckab- 
fertigung Halle  ununterbrochen  mit  Vorteil  in  Übung  und 
hatte  sich  insbesondere  in  der  stärksten  Reisezeit  und  bei 
'sonstigiem  außerordentlichem  Andränge  gut  bewährt,  weil 
die  Schalterabfertigung  schneller  von  statten  ging." 

In  Halle  legte  man  statt  der  vorgeschlagenen  403  Vordrucke 
nur  271  auf,  was  den  Abfertigungsbeamten  zwang,  bei  jeder 
Sendung  den  Tarif  zur  Hand  zu  nehmen  und  fünf  statt  drei 
Angaben  auf  dem  Vordruck  auszufüllen;  die  Wechselverkehre 
zog  man  in  das  Verfahren  nicht  ein  und  schrieb  in  ilmen  naeh 
wie  vor  Blanketts  aus.  Endlich  bediente  man  sich  obendrein 
noch  der  Ruudsclieine.  Die  Eiulieitlichkeit  des  ursprünglich 
vorgesehenen  Verfahrens  ging  da,mit  in  die  Brüche,  aus  dem 
einen  Verfahren  wurden  drei,  die  A^orteile  verwandelten  sich 
in  Nachteile.  Genug,  man  gab  später  das  Verfahren  wieder 
auf  und  kehrte  reumütig  zu  den  Blankettscheinen  ganz  zurück. 
Das  Hallenser  Verfahren  übernahm  später  die  Gepäckabferti- 
gung Leipzig,  bei  der  es  gegenwärtig  noch  in  'Gebrauch  ist. 
Da  es  an  den  gleichen  Fehlern  leidet,  soUte  man  es  auch  hier 
abschaffen.  Der  Gedanbe  war  vom  Minister  verworfen,  in 
Halle  und  Leipzig  hatte  man  ihn  nicht  verstanden;  er  bleibt 
aber  und  wird  sich  durchsetzen. 

Die  Tariferhöhungen  sind  bei  uns  in  einen  Dauerzustand 
getreten,  dessen  Ende  in  grauer  Feme  verschwimmt.  Die 
Fahrkarteupreise  setzte  man  einfach  hinauf,  der  Ertrag  des 
&epäcktarifs  erfuhr  dagegen  außerdem  noch  durch  Aufhebung 
der  Nahzone  und  durch  Herabsetzung  der  Gewichtsstufen 
von  25  kg  auf  10  kg  Spannweite  eine  Steigerung.  Früher 
hing  an  den  Gepäekschaltern  eine  Tafel  mit  ausgerechneten 
Frachtbeträgen  für  Sendungen  bis  zu  200  kg,  jetzt  eine 
für  solche  bis  zu  600  kg.  Ließen  sich  die  bisherigen  Tarif- 
sätze noch  gut  übersehen,  so  flimmern  jetzt  die  vielen  Zahlen 
auf  der  Gepäcktafel  vor  den  Augen  und  nifen  vielleicht  leb- 
hafte Bedenken  gegen  Versuche  zur  Aufhebung  der  Blanketl- 
scheine  hervor. 

In  Wirklichkeit  hat  sich  der  einfaehe  Zonentarif  vom 
1.  Mai  1907  aber  noch  bedeutend  vereinfacht.  Er  zählt  für 
Sendungen  bis  zu  200  kg  jetzt  490  Sätze  gegen  570,  und  mit 
244  gegen  403  Voitlmcken  kann  man  Gepäckscheine  gleich 
den  Fahrkarten  haben.  Sendungen  über  200  kg  kommen  in 
der  Praxis  wohl  vor,  fallen  jedoch  als  Einzelerscheinungen 
gar  nicht  in  die  Wagschale.  Für  solche  Ausnahmen  sich  den 
Luxus  von  Vordrucken  leisten  zu  wollen,  wäre  Verschwen- 
dung; für  s.ie  müssen,  wie  in  den  Fahrkartenausgaben,  Blan- 
ketts vorbehalten  bleiben.  Der  Tarif  kann  eine  eindringlichere 
Aufforderung  zur  Schaffung  von  Vordrucken  an  uns  nicht 
richten.  Wirft  man  jetzt  das  Blankettscheinsystem  nicht  über 
Bord,  dann  verabsäumt  man  die  Gelegenheit,  die  Eisenbahn- 
finanzen zu  verbessern.  Jetzt,  ist  die  Zeit  für  diese  Gepäck- 
scheine gekommen. 

Das  hier  vorgeschlagene  System  schiebt  die  Rundscheine 
völlig  beiseite.  Sie  passen  mit  ihren  vorgedruckten  Bestim- 
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mungs Stationen  in  das  Schema  d^es  Zonentarifs  nicht  hinein. 
Di«  Rundschein-e  «rblickten  im  Winter  1906  das  Tag-eslicht 
und  hätten,  wenn  dei'  damals  veröffentlichte  Entwurf  eines 
(iepäcktarifs  mit  seinen  gleichmäßigen  Grcwichtsstufen  und 
seinen  sich  ebenso  gleichmäßig  erhöhenden  Tarifsätzen  ein- 
u<  führt  worden  wäre,  die  all  einigten  Giepäekschein  verdrucke 
wrrden  können.  Doch  die  Herabminderung  der  Gebühren- 
-ätze  für  die  er.ste  C4ewichtsstufe  türmte  in  allen  Zonen  eine 
so  große  Zalil  verschiedener  Frachtsätze  aufeinander,  daß 
damit  die  Au«ilehuungtsfähigkeit  der  Eundscheine  über  die 
ersten  Gewichtsstufen  für  immer  zerstört  wurde.  Sie  waren 
für  eine  andere  Tarifform  bestimmt  und  bleiben  als  Fremd- 
körper in  den  Maschen  des  heutigen  Tarifs  hängen.  In  l>ezug 
auf  Schnelligkeit  der  Abfertigung  treten  die  obigen  Vor- 
drucke mit  ihnen  in  Wettbewerb. 

^fit  diesen  Gepäckscheinen  steigt  eine  neue  Zeit  für  das 
( M-päckabfertigungswesen  empor.  Ein  einheitlicher,  den  Fahr- 
kurten ebenbürtiger  Ausweis  löst  die  Blaukett-  und  die  Eund- 
scheine ab  und  hebt  die  Gepäekabfertigungen  auf  die  vollen- 
dete Höhe  der  Fahrkartenausgal>eu.  Betrug,  Unredlichkeiten 
und  fehlerhafte  Fraehtberechnuugen  scheitern  an  dem  Vordruck 
des  Frachtbetra.ges;  mit  Genugtuung  ^vird  das  reisende  Publi- 


kum dies  anerkennen,  mit  Freude  vor  allem  wieder  den  großen 
Zeitgewinn  bei  der  Aufgabe  des  Gepäcks  begrüßen.  An  den 
Gepäckschaltern  schrumpft  die  Schreibarbeit  gewaltig  zu'sam- 
nien,  überall  werden  Kräfte  frei.  Die  Verkehrskontrolle,  di-<' 
den  Papiermassen  der  eingehenden  nachzuprüfenden  Gepäck- 
scheinstämme jetzt  ohnmächtig  gegenübersteht,  wird  von  einei' 
ungeheuren  Arbeit  befreit.  Die  Eevisionen  der  Gepäckkassen 
vereinfachen  «ich  und  bekommen  eine  haltbare  Grundlage, 
die  Mehrzahl  der  Erstattungsanträge  wegen  falscher  Fracht- 
Ijerechnung  kann  nicht  mehr  erhoben  werden,  allenthalben 
tritt  klaae  Übersicht  und  Arbeitsverminderung  ein. 

Die  Vorteile  sind  großj  ausgenützt  bis  aufs  letzte  würden 
•sie  aber  erst,  wenn  die  Gepäckscheine,  gemäß  dem  Vorschlag 
in  Nr.  73  des  Jahrgangs  1905,  in  Gepäckkarten  umgewandeK 
würden  und  an  den  Fahrkartenschaltem  mit  zum  A^erkauf 
kämen.  Auf  fast  allen  größenen  Stationen  würde  der  Ab- 
fertigiingsbeamte  für  den  Nachtdienst  und  auf  den  uicisteu 
mittleren  und  allen  kleinen  Stationen  besondere  GepäckabfertJ- 
gungsbeamte  überhaupt  erübrigt  werden.  Dem  Anschein  nach 
ist  dank  dem  einfachen  Tarif  aus  dem  Abfertigungswescn 
mit  Hilfe  der  Gepäckkarten  ein  Schatz  von  Millionen  zu  he1>en. 
(Schluß  folgt. I 


Überwachung  des  Betriebes  durch  die  Betriebsämter. 

Von  Privatdozent  Dr.-Iug.  Louis  Jäneeke. 


Der  Kri^ig  wird  eine  große  Verschiebung  des  Güterver- 
kehrs zur  Folge  haben.  Der  Eisenbahnbetrieb,  der  schon 
aus  manchen  anderen  Gninden  unter  den  Folgen  des  Krieges 
zu  leiden  hat,  wird  dadurch  weiter  erschwert  werden.  Trotz- 
dem ist  zur  Gesundung  des  Wirtschaftslebens  und  zur  Stei- 
gerung der  Einnahmen  der  Bahn  unbedingt  uötjig,  den  Ver- 
kehr zu  heben.  Der  Betrieb  wird  daher  große  Aufgaben  zu 
bewältigen  haben.  Durch  den  Bau  neuer  Bahnen  und  den 
Ausbau  der  Bahnhöfe  kann  ihm  wenig  geholfen  werden 
Denn  einmal  müssen  )>ei  der  .ietzigen  Wirtschaftslaae  di;* 
Kosten  eingeschränkt  werden,  und  dann  werden  die  Bauten 
ijci  dem  Mangel  an  Oberbaumaterial  und  Baustoffen  längere 
Zeit  erfordern..  Der  Betrieb  ist  daher  im  allgemeinen 
auf  das  bestehende  Bahnnetz  angewiesen.  Es  kommt  des- 
halb darauf  an.  dieses  möglichst  auszunutzen  und  seine 
Leistung  zu  steigern.  Vorbedingunff  ist  hierfür,  daß  die 
alte  Arbeit-sfreudigkeit  bei  allen  Eisenbahnern  wiederkehrt. 
Denn  ein  gesunder^  leistungsfähiger  Eisenballinkörper  ist 
nur  bei  gesunden,  arbeitsfi-eudigen  Blutkörperchen  möglicli, 
die  für  die  Gesundheit  des  ganzen  Körpers  alle  ihre  Kraft 
Clusetzen.  Um  die  höchsten  Leistungen  zu  erreichen,  müßt(> 
femer  der  Betrieb  die  ihm  zufallende  Aufgabe  (den  Verkehr) 
genau  kennen  und  Ixieinflus-S'en  und  auf  den  Ausbau  dei 
-Mittel  (das  Bahnnetz,  die  Lokomotiven  und  Wagen  und  das 
Personal)  entscheidenden  Einfluß  haben  und  darüber  frei  ver- 
fügen und  den  Betrieb  genau  ülx^iwachen  können.  Die  für 
die  bessere  Überwachung  des  Betriebs  durch  den  Krieg  nötig 
gewordenen  Betriebsleitungen  häben  zweifellos  wert- 
volle Dienste  geleistet.  (Vgl.  Zeitung  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahn-Verwaltungen  1919  Nr.  46,  Seite  483.)  Eine  weitere 
Bessemng  des  Betriebes  würde  meiner  Ansicht  nach  zu  er- 
reichen sein,  wenn  die  Betrieb.sämtor  zur  Überwachung  des 
Betriebes  mehr  herangezogen  würden,  und  hierauf  bei  der 
<Iurch  die  Übernahme  der  deutschen  Bahnen  durch  das  Eeich 
nötigen  Änderang  der  Organisation  Eücksicht  genommen  würde. 

Bei  der  jetzigen  Organisation  ist  der  Vorstand  eines 
großen  Betriebsamtes  durch  Kleinarbeit,  Personalangeleoen- 
heiten  aller  Art,  Vorarbeiten,  Ausschreibungen  und  Leitung 
von  Bauten,  Untersuchung  von  Unfällen  und  Unregelmäßig- 
keiten, Berichte  aller  Art  usw.  so  überlastet  und  durch  Be- 
stimmungen so  beschränkt,  daß  er  nicht  immer  die  Zeit 
findet,  den  Betriebsdienst  örtlich  bis  ins  Kleinste  nachzu- 
pcufen.  Gutes  Ineinandergreifen  der  vielen  Einzelheiten 
(Gleis-,  Sichenings-.  Telephon-,  Lokomotivanlagen,  Ziio- 
bildung,  Fahrplanbildung,  Personalbesetzung,  Be-  und  Ent- 
laduna:  häw.)  machen  es  notwendig  (vgl.  Zeitung  des  Ver- 
eins Deutscher  Eisenbahn- Verwaltung.  1918  Nr.  80),  die  ört- 
liche Prüfung  so  gründlich  wie  möglich  auszuführen.  Hier- 
zu ist  aber  der  Vorstand  eines  gi'oßen  Amtes  bei  der 
jetzigen  Überlastung  mit  Kleinigkeiten  nur  selten  in  der 
Lage. 

Infolgedessen  sind  die  Bezirke  gerade  der  wichtigsten  Be- 
trii'l).sämter  nur  klein.    Tn   den  großen  St^ädten   sind  zum 


Beispiel  einem  Amte  der  Personenbahnhof,  ein  Teil  des 
(j^üterverkehrs  und  einige  der  einmündenden  Linien,  einem 
anderen  der  Verschiebebahnliof,  ein  anderer  Teil  des  Güter- 
verkehrs und  die  übrigen  Strecken  zugeteilt.  Selten  ist  ein 
ganzes  Verkehrsgebiet  einer  Großstadt  einem  einzigen  Amte 
unterstellt.  Nun  hängt  aber  der  Personenverkehr  vom  Güter- 
verkehr, die  Tätigkeit  eines  Verschiebebahnhofes  von  dem  des 
Nachbarverschiebebahnhofs,  der  Zuglauf  auf  einer  Linie 
von  dem  Verkehr-  der  übrigen  in  denselben  Bahnhof  ein- 
niündenden  Strecken  ab.  Fast  kein  Amt  ist  also  bei  betrieb- 
lichen Jlaßnahmen  selbständig  und  kann  bei  Schwierigkeiten 
allein  helfend  eingreifen. 

Die  gesamte  Betriebsüberwachung  ruht  bei  der  Direktion. 
Diese  ist  aber  bei  dem  großen  Bezirk  und  den  vielen  Ver- 
kehrsknotenpunkten ihres  Gebiete-s  nicht  in  der  Lage,  die 
Leistung  jedes  Bahnhofs  bis  ins  einz^elne  genau  zu  über- 
sehen. Sie  ist  zum  Teil  auf  die  Zugleitungen  und  Bahn- 
höfe angewiesen.  Die  Zugleitungen  sind  den  Ämtern  nicht 
unterstellt'.  Diese  erhalten  meist  auch  keine  Meldungen  ü)>er 
die  Belastung  der  Bahnhöfe  und  Strecken  und  haben  fast  keinen 
Einfluß  auf  die  Betriebsführung.  Die  Zugleitungen  und 
auch  die  Direktion  richten  sich  bei  ihren  Maßnahmen  meist 
nach  den  Angaben  der  Bahnhöfe.  Nun  wird  aber  auch  der 
tüchtigste  Bahnhofsvorsteher  bewußt  oder  unl>ewußt  bei  Be- 
triebsfragen (Fahrplanbildung,  Belastung  mit  Eangier- 
arbeiten.  Abstellen  von  Zügen,  Umleitungen,  Lokomotiv- 
und  Personalwechsel  usw.)  in  erster  Linie  den  Einfluß  auf 
seinen  eigenen  Bahnhof  und  erst  in  zweiter  den  auf  den 
gesamten  Verkehr  und  die  Leistung  anderer  Bahnhöfe  in 
Rücksicht  ziehen.  Es  kann  daher  vorkommen,  daß  die  Bahn- 
anlag-eu  nicht  voll  ausgenutzt  und  unzweckmäßige  Anord- 
nungen g-etroffen  werden.  Es  wäre  deshalb  erviaiuscht,  wenn 
die  Ämter  die  Meldungen  an  die  Zugleitungen  und  deren  An- 
ordnungen örtlich  nachprüfen  und  überwachen  könnten. 

Die  Betriebsämter  sind  aber  noch  bei  einer  anderen,  für 
den  Betrieb  viel  wichtigeren  Frage,  nämlich  beim  Wagen- 
dienst so  gut  wie  ausgeschaltet.  Und  doch  handelt  es 
•sich  bei  der  Leerwagenverteilung,  d(;r  Lader  echt  Stellung  der 
Wagen,  der  Durohfühi'ung  der  beladenen  Wagen  und  Be- 
reitstellung der  Wagen  zur  Entladung  immer  um  Betriebs- 
aufgaben. Bei.  weitem  am  wichtigsten  ist  die  Leerwagen- 
verteilung. Von  ihr  hängt  nicht  nur  der  Lauf  der  leeren 
Wagen,  sondern  auch  der  beladenen  und  damit  die  Zahl  und 
Zusammensetzung  der  Güterzüge  und  die  Belastung  der 
Bahnhöfe  und  Strecken  ab.  Wird  mm  Beispiel  einem  Bahn- 
liofe  die  Sammlung  und  Verteilung  der  leeren  G-Wagen  für 
ein  bestimmtes  Gebiet  durch  das  Wag-enbüro  der  Direktion 
übertragen,  so  müssen  die  Wagen  aus  den  verschiedenen 
Ziigen  ausgesetzt,  nach  bestimmten  Eichtungen  verteilt  und 
wieder  in  andere  Züge  in.  bestimmter  Reihenfolge  eingesetzt 
werden.  Es  sind  also  umfangreiche  Eangierarbeiten  nötig. 
Züge  sind  mnzubilden,  neue  abzulassen  und  Gleise  für  das 
^aminoln     und.    Verteilen    der    leereu  Wfl^ien  freizuhalten. 
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Gehen  die  Leerwagen  auf  den  Be«tiinmuii#8«tation'en  lein,  eo 
sind  wieder  Venschiebearbeiten  für  das  Aiissptzen  der 
Wagen,  die  Verteilung  auf  die  verschiedenen  Anschlüsse 
und  das  ^.pätere  Wiedereinstellen  nach  den  verschiedenen 
Zielen  nötig.  Trotzdem  haben  der  Betriel»  und  das  ßetriebs- 
amt,  von  dem  hier  in  erster  Linie  die  Eede  sein  soll,  auf 
die  Wagengestellung  keinen  Einfluß.  Nicht  einmal  bei  der 
Durchfühi-ung  der  toeladeneu  Wagen  sind  isie  aillein  zu- 
ständig. Bei  Aiifstellung  der  Leitungsvonschriften  ist  die 
Tarifbildung  mitbestimmend.  Die  Wagenbeamten,  zum  Bei- 
spiel die  für  die  Zugbildung  so  wichtigen  Zugabfertiger, 
sind  nicht  dem  Betriebs-,  sondern  dem  Verkehrsainte  unter- 
stellt. Dabei  ist  die  Tätigkeit  der  Zugabfextiger  und  die 
Durchsicht  der  Papiere  lind  der  Empfangs-  und  Versand- 
bücher für  den  Betrieb  so  außerordentlich  wichtig!  Bekannt- 
lich befindet  «ich  ein  Wagen  am  Tage  durchschnittlieh  nur 
3  Stunden  im  rollenden  Zuge,  9  Stunden  steht  er  zur  Be- 
und  Entladung;  die  übrige  Zeit  also,  den  hal))cn  Tau-, 
ist  der  Wagen  auf  den  Bahnhöfen  und  wird  dort  rangiert, 
wartet  auf  Abfahrt  oder  einen  Anschlußzug.  'Gerade '  über 
diese  12  Stunden  geben  aber  die  Papiere  bei  dem  Zugabfer- 
tiger guten  Aufschluß.  Sie  zeigen,  wann  der  Waagen  von 
der  Anfangs  Station  abgegangen,  wo  er  unterwegs  längen- 
Zeit  gelegen,  wann  er  auf  der  Zielstation  eingetroffen  und 
laderecht  gestellt  ist.  Sie  können  eine  Fundgrube  für  die 
Feststellung  von  Unregelmäßigkeiten  und  Betriebssohwierig- 
keiten  bilden  und  zur  Besserung  des  Betriebes  beitragen.  Bei 
der  Überwachung  durch  die  Verkehrsämter,  die  auf  deu 
Betrieb  keinen  Einfluß  haben,  können  diese  Vorteile  natür- 
lich nicht  ausgenutzt  werden. 

Mit  der  Überwachung  des  Wa-gendienstes  durch  die  Ver- 
kehrsämter hän^t  es  zusammen,  daß  das  Betriebsamt  zu  we- 
nig Fühlung  mit  deu  Verkehrstreibenden  hat  und  der  Betrieb 
daher  oft  nicht  rechtzeitig-  über  Verkehrssteigerungen  unter- 
richtet ist,  um  durch  Ausbau  der  Bahnhöfe,  Aufstellung- 
richtiger  Fahrpläne,  Verschiebung  von  Lokomotiven  uud 
Personal,  andere  Einteilung  der  Eangierarbeiten.  Überwei- 
sung von  Eangiermaschinen  usw.,  einer  Überlastung-  uud 
stoßweisen  Belastung  der  Bahnhöfe  und  Strecken  und 
Stockungen  vorbeugen  zu  können.  Aus  dem  gleichen  Grunde 
sind  den  Verkehrstreibenden  die  Schwierigkeiten  des  Be- 
triebes meist  wenig  bekannt.  Sie  sind  daher  auch  nicht  genoiut, 
hei  der  Wagenl>estellung  darauf  Kücksich;  zu  nehiiveu. 

Fassen  wir  die  Betrachtungen  kurz  zusammen,  so  sehen 
wir,  daß  die  Überwachung  des  Betriebes  durch  die  Ämter 
vielfachen  Hemmungen  unterliegt.  Einerseits  sind  die  Ämter 
durch  viele  Kleinai-beit  überlastet  und  durch  Bestimmungen 
eingeschränkt,  andererseits  haben  sie  oft  ein  für  die  Be- 
triebsüberwachung zu  kleines  Gebiet  und  siud  in  \Ai.chtigen 
Betriebsfragen,  in  der  Beaufsichtio-ung-  der  Zugleitung  und 
im  Wagendienst  ohne  Einfluß.  Auch  fehlt  ein  engeres  Zu- 
sammenarbeiten mit  den  Verkehrstreibenden. 

Zur  besseren  Beaufsichtigung  des  Betriebes  müßte  das 
Betriebsamt  durch  größere  Selbständigkeit  in  Personal-,  Bau- 
und  Geldfragen  und  größere  Selbständigkeit  der  unterstellten 
Dienststellen  und  Beamten  entlastet  werden.  Für  die  Über- 
wachung des  Betriebsdienstes  (Diensteinteilungen.  Personal- 
besetzung, Zugbildung,  Wagendienst)  müßten  die  großen 
Ämter  außerdem  einen  auf  großen  Bahnhöfen  erprobten  tat- 
kräftigen Bahnhofsvorsteher  erhalten,  da  der  erste  Betriebs- 
ingenieur durch  die  Überwachung,  örtliche  Prüfung  und  den 
Umbau  der  Sicherungsanlagen  meist  voll  belastet  ist. 
Weiter  wäre  e-s  erwünscht,  den  großen  Ämtern  einen  be- 
sonderen Beamten  zur  Bearbeitung  der  Personalien  und  Lei- 
stungen (Dicnstleistungsbücher)  der  Zugbeamten  zu  über- 
weisen. Der  den  größeren  Ämtern  für  alle  Bauangelegeu- 
heiten  zuzuteilende  höhei-e  Beamte  oder  Eisenbahningenieiii, 
der  Betriebsingenieur  und  die  Etatis-  und  Personali,^eamten 
müssen  größere  selbständige  Befugnis  hinsichtlich  ihrer 
Arbeitsgebiete  erhalten.  ,Dem  Betriebsingenieur  wären 
weniger  wichtige  Angelegenheiten  (Inventarien,  Materialien, 
Dienstwohnungen,  Dienstländereien,  die  Prüfungen  usw.)  zur 
selbständigen  Erledigung  zu  übertragen,  so  daß  der  Amtsvor- 
istand  entlastet  würde  und  sich  ganz  der  Betriebsüberwachuiig 
mdmen  könnte. 

Ferner  wäre  deu  Ämtern  ein  größeres,  möglichst  in  sich 
abgeschlossenes  Verkehrsgebiet  zu  übertrasen  (z.  B.  alle  zu 
einer  Großstadt  gehörenden  Bahnhöfe  einschließlich  der  Ver- 
sehiebebahnhöfe  und  aller  einmündenden  Strecken).  Bei 
der  Größe  der  Ämter  wäre  weniger  auf  die  Zahl  der  Kilo- 
meter, als  auf  die  Größe  des  Verkehrs  und  die  Zahl  der  un- 
terstellten Beamten  und  Arbeiter  zu  sehen. 

Nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Größe  der  Ämter  ist  auch  die 
für  nötig  gehaltene  Zuteilung  der  Zugleitungen.  Deren  Bezirke 
werden  im  übrigen  in  den  einzelnen  Teilen  Deutschlands  ganz 
verschieden  groß  sein;  denn  der  Verkehr  ist  verschieden 
stark.   Tm  Buhrgebiet  kamen  z.  B.  vor  dem  Kriege  (1912)  auf 


1  qkm  47  200  t,  in  Sachsen  2300  t  und'  in  Ostpreußen  nur 
205  t  (also  i/sso  de«  Verkehrs  im  Ruhrgebiet).  Am  zweck- 
mäßigsten ist  es  natürlich,  wenn  sich  der  Amtsbezirk  und 
der  Bezirk  der  Zugleitungen  decken.  Für  unbedingt  nötig 
halte  ich  dies  aber  nicht.  Nur  müßten  die  Befugnisse  des 
Amtes  und  der  Zugleitung  für  die  zur  Betriebsüberwachungi 
zugeteilten  Strecken  und  Bahnhöfe  aixderer  Ämter  genaul 
festgelegt  sein.  Mit  der  Unterstellung  der  Zugleitungen 
unter  das  Amt  könnte  auch  ein  weiterer  Ausbau  derselben 
und  eine  genaue  Überwachung  des  Wagendienstes  und  der 
Leerwagengestellung  verbunden  werden.*)  Erwünscht 
wäre  es  übrigens,  wenn  sich  die  Bezirke  der  Zugleitungen 
und  Maschinenämter  deckten,  so  daß  eine  \A'irtschattlichi' 
Ausnutzung  der  Lokomotiven  und  des  Zugpersonal.^  gefördert 
würde  und  ein  engeres  Zusammenai''beiteu  zwischen  Betriebs- 
und Maschinenamt  möglich  wäre.  Die  Erfüllung  dieser  For- 
derung wird  dadurch  erleichtert,  daß  der  Achtstundentag 
eüien  andei-en  Umlauf  der  Maschinen  und  damit  auch  eine 
andere  Einteilung,  eine  Verkleinerung  der  Maschinenämtei- 
nahelegt. 

Am  meisten  würde  aber  die  Ai-beit  der  Betriebsämter  be- 
fruchtet, wenn  ihnen  der  Wagendienst  übertragen  würde. 
Hierdurch  erhielten  sie  erst  einen  klaren  Überblick  über 
die  Belastung  ihrer  Bahnhöfe  und  könnten  auf  einen  besse-, 
ren  Ausbau  des  Güterzugfahi'planes,  auf  zweckmäßige  Ver-i 
teilung  und  Einschränkung  der  Eangierarbeiten  usw.  hin-J 
wirken  und  rechtzeitig  bei  Verkehrssteigerung  Vorsorgel 
treffen  und  ani-egen.  Durcli  engeres  Zusammenarbeiten  mii3 
den  Verkehi'streibenden,  wiederkehrende  Besprechungen 
(vielleicht  alle  halbe  Jahre)  über  den  vorhandenen  und 
zu  erwartenden  Verkehr,  durch  eingehende  Besichtigung  der 
industriellen  Werke  würden  sie  besser  über  die  Bedürfuisse  <U'v 
Interessenten  unterrichtet  werden  und  mehr-  darauf  Eücksicht 
nehmen  können.  Gleichzeitig  würden  sie  aber  auch  über  die 
Schwierigkeiten  des  Betriebes  aufklären  und  auf  Ausbau  und 
Besserung  der  Be-  und  Entladeeinrichtungen  der  Gleis-  und 
Lagerplatzanlagen  nnd  zweckmäßige  Anlage  von  Anschluß- 
o;leiisen,  auf  größei-e  Eücfcsichtnahme  bei  der  Anforderung 
und  Beladung  der  Wagen  (z.  B.  durch  Beladung  geschlossener 
Wagengruppen  und  Züge  für  ein  Ziel)  hinwirken  und  eine 
Besserung  des  Wagenumlaufes  föi-dern  können.  Im  Kriege 
waren  nur  durch  unmittelbare  Fühlungnahme  der  Tnipiit^n- 
körper  mit  dem  Betriebe  und  durch  rechtzeitige  Benachrich- 
tigung bei  größeren  Anfordei-ungen  die  gewaltigen  Leistungen 
der  Bahn  möglich.  Wo  dies  unterblieb  oder  zxl  spät  erfolgte, 
hat  sich  dies  stets  gerächt. 

Zum  Schlüsse  möge  noch  auf  einen  Punkt  hingewiesen 
werden,  der  für  eine  gute  Betriebsführung  unerläßlich  ist, 
nämlich  auf  ausreichende  Verkehrs-  und  Verständigungsmög- 
lichkeiten. Zur  betrieblichen  Überwachung  sind  zahlreiche 
Eeisen  nötig.  Hierbei  darf  man  nicht  an  die  Züge  gebunden 
sein.  Der  Amtsvorstand  muß  bei  Uru-egelmäßigkeiten  und 
Stöningen  sofort  örtliche  Erhebungen  machen  und  sie  auf 
den  einzelnen  Stationen  so  lange  ausdehnen  können,  wie  ei* 
für  nötig  hält.  Hierfür  müßte  ein  Triebwagen  und  für 
mehrere  Ämter  (Betriebs-  und  Maschinenamt)  in  den  großen 
Städten  ein  Auto  ständig  zixr  Verfugung  stehen.  Die  hier- 
für aufgewandten  Kosten  werden  sich  durch  besseren  Wagen- 
umlauf leichlich  bezahlt  machen,  ebenso  wie  ein  besserer 
Ausbau  der  Telephonleitungen,  zum  Beispiel  unmittelbaK^ 
Verbindung  von  den  Zugleitungen  zu  den  Fahi'dienstleitern 
der  großen  Bahnhöfe. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  über  die 
Überwachung  dös  Betriebsdienstes  durch  <lie  Betriebsämter, 
die  nur  eine  Anregung  geben  wollen,  zusammen,  so 
sprechen  sie  einerseits  für  eine  größere  Zentralisa- 
tion der  jetzt  von  den  Verkehrs-  und  Be- 
trieb s  ä  m  t  e  r  n  getrennt  behandelten  Betriebs- 
aufgaben  und  andererseits  für  eine  Entlastung  der 
Direktionen  und  eine  größere  Selbständig- 
keit und  einen  größeren  Einfluß  der  Be- 
trieb s  ä  m  t  e  r.  Hierbei  sollte  man  nicht  vor  erhöhten 
Personalkosten  zuiückschrecken,  denn  wenn  man  es  nur 
en-eioht,  daß  ein  Wagen  am  Tage  4  Stunden,  statt 
wie  ietzt  3  Stunden  im  Zuge  rollt,  so  würden  bei 
einem  Wagenpark  von  480000  Wagen  20000  Wagen  oder 
20  OOO  X  5000  —  100  Millionen  Mark  gespart  und  20  OCO  X  ? 
~  160  km  Gleise  auf  den  Bahnhöfen  für  andere  Zwecke 
frei  werden,  oder  man  könnte  täglich  für  andere  Zwecke 
20  000/40  =  500  Züge  mehr  fahren. 

Voraussetzung  für  die  erhöhten  Betriebsleistungen  der 
Bahn  bleibt  aber  vor  allen  Dingen  die  Eüokkehr  der  Arbeits- 
freudigkeit und  des  Pflichtbewußtseins.  Hierzu  würd^c 
meiner  Ansicht  nach  die  größei-e  Selbständigkeit  der  Ämter 
und  der  ihi-  unterstellten  Beamten  beitragen. 


*)  Vergleiche  Zeitung  des  V(-reius  Deutscher  Eiseubalm- 
verwaltuiigen  1918,  Nr.  1.50. 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

; —  Vorübei-Keliende  Erhöhung  des  Wagenstaudgeldes.  Mit 
Eücksiclit  auf  die  derzeitige  äuI5erst  uugünstiffe  Betriebs-  und 
Verkehrslage  ist  mit  Wirkung  vom  10.  November  1919  an  bis 
auf  weiteres  für  dea  Bereich  der  preußisch-hessischen  Staats- 
eisenbahnen mit  Genehmigung  der  Landesaufsichtsbehörde 
gemäß  §  80  (8)  der  Eisenbahn -Verkehrsordnung  das  Wagen- 
standgeld (Abschnitt  VII  (^)  des  Nebengebühi'entarifs  im 
Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I  B),  wie  folgt,  er- 
höht worden :  für  die  ersten  24  Stunden  von  4  M  auf'  50  .M, 
für  (üe  zweiten  24  Stunden  von  6  Jl  auf  75  J(,  für  iede  wei- 
teren 24  Stunden  von  8  M  auf  100  M.  Am  10.  November  d,  J. 
bereits  laufende  Standgelder  werden  noch  naeh  den  alten 
Sätzen  berechnet.  Diese  gewiß  einschneidende  Maßnahme  soll 
in  Verbindung  mit  den  getroffenen  betrieblichen  und  sonstigen 
\' erwaltungsmaßnahmen  die  schnelle  und  ttünktliche  Entladung 
der  Güterwagen  unbedingt  sicherstellen,  da  die  im  Gebiet  der 
preußisch-hessischen  Staatsbahnen  bestehenden  Güterstauun- 
gen cUe  dringend  notwendige  ordnungsmäßige  Abwicklung 
des  Güterverkehrs  gefährden.  Den  außerpreußischea  Verwal- 
tungen ist  anheimgestellt  worden,  sich  im  Bedarfsfalle  der 
Maßnahme  anzuschließen. 

—  Aufruf  an  die  Beamten  und  Arbeiter.  Der  i)r6ußische 
Eiseubahnminister  hat  folgenden  Erlaß  an  alle  Beamten  und 
Arljeiter  gerichtet :  Die  gesunkene  Leistungsfähigkeit  der 
Staatseisenbahnen  erfordert  von  allen  Beteiligten  Einsicht 
in  die  Notwendigkeit  der  Besserung  und  der  Zusammen- 
fassung aller  Kräfte.  Der  Betrieb  kann  ordnungsgemäß  nur 
geführt  werden,  wenn  die  für  die  Gesamtleistung  verantwort- 
lichen Stellen  die  Giewißheit  der  pünktlichen  und  sicheren 
Ausführung  ihrer  Anordnung  besitzen.  Darauf  beruht  die 
zweckvolle  Zu-sammenarbeit  aller  einzelnen  Teile.  Die  pünkt- 
liche Durchführung  der  Anordnungen  ist  al>er  nur  gewähr- 
leistet, wenn  alle  Vorgesetzten  deren  Ausführung  und  die 
dazu  erlassenen  eigenen  Vorschriften  streng  überwachen  und 
wenn  jeder  Untergebene  die  Weisungen  der  Vorgesetzten 
willig  und  zuverlässig  ausführt.  Ich  muß  deshalb  die  Vor- 
gesetzten im  weitesten  Umfange  für  die  Durchführung 
meiner  Anordnungen  verantwortlich  machen.  Insbesondere 
ist  es  Sache  der  Vorgesetzten  aller  Dienstgrade,  daß  sie  ihre 
Aufsichtspflicht  gewissenhaft  ausüljen  und  mit  Euhe,  aber 
auch  mit  Stetigkeit  und  Nachdruck  auf  die  Befolgung  ihrer 
Anordnungen  halten.  Kann  in  dieser  Beziehung  ein  festes 
und  entschiedenes  Auftreten  in  keiner  Staatsform  entbehrt 
werden,  so  ist  es  andeierseits  notwendig,  im  Verkehi-  mit 
dem  nachgeordneten  Personal  auf  das.  menschliche  Empfinden 
und  das  berechtigte  Ehrgefühl  der  Untergebenen  Eücksicht 
zu  nehmen  und  in  der  Form  der  Anordnungen  alles  zu  ver- 
meiden, was  voll  den  Nachgeordneten  etwa  als  Nichtachtung 
ihrer  Persönlichkeit  gedeutet  werden  könnte.  Es  muß  von 
den  Vorgesetzten  crwax-tet  werden,  daß  sie  es  verstehen, 
beide  Forderungen  miteinander  in  Einklang  zu  bringen. 
Vielfach  wird  die  Willigkeit  zur  Ausfülu'ung  angeordneter 
Maßnahmen  schon  durch  kurze  Angabe  der  Gründe,  die  zur 
Anordnung  Anlaß  gaben  und  aus  denen  ihre  Notwemligkeit 
oder  Zweckmäßigkeit  hervorgeht,  gefördert  werden.  Hier- 
von ist  in  allen  geeigneten  Fällen  verständig  Gebrauch  zu 
machen.  Gern  erkenne  ich  an,  daß  die  größte  Zahl  der  Vor- 
gesetzten ischon  bisher  in  musterhaftem  Pflichtgefühl  bestrebt 
war,  den  vorstehend  gekennzeichneten  Aufgaben  gerecht  zu 
werden;  ihnen  gebührt  mein  Dank  für  das,  was  sie  gewollt 
und  erreicht  haben.  Sie  werden,  ohne  daß  es  erneuter  Mah- 
nung bedarf,  in  diesem  Sinne  weiter  wirken  und  es  nicht 
auf  sich  beziehen,  wenn  ich  hiermit  ausspreche,  daß  Vorge- 
setzte, die  es  an  dem  Willen  zur  Durchsetzung  der  getroffenen 
Anordnungen  fehlen  lassen,  von  ihren  Posten  entfernt  und 
an  anderer  Stelle  verwendet  werden  müssen,  soweit  nicht  ihre 
Pensionierung  in  Frage  kommt.  Von  den  nachgeordneten  Be- 
amten und  Arbeitern  erwarte  ich,  daß  sie  sich  der  Einsicht 
in  die  gegenwärtigen  schmerigen  Verhältnisse  nicht  ver- 
schließen. Die  Einstellung  des  gesamten  Personenverkehrs 
ist  das  iedermann  deutlich  erkennbare  Zeichen  dafür,  wie 
dringlich  die  schleunige  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  den 
notwendigsten  Lebensmitteln-  und  mit  Kohle  geworden  ist. 
Die  Augen  des  Vaterlandes  sind  mit  Spannung  auf  die  Eisen- 
bahn gerichtet ;  von  ihr  wird  die  Rettung  vor  den  nus  alle  be- 
drohenden Entbehrungen  des  kommenden  Winters  erwartet. 
Ehrenpflicht  der  Eisenbahnverwaltung  und  jedes  Bediensteten 
bi«  zum  jün^-«ten  Arbeiter  ist  es.  diese  Erwartung  der  Volk«- 


genossen  nicht  zu  täuschen.  Deshalb  m*uß  für-  jetzt  alles 
hinter  dem  Willen  zu  treuester  Pflichterfüllung  imd  ernst- 
hafter Arbeit  zurücktreten.  Zu  dem  Zwecke  sind  die  allge- 
meinen Anordnungen  der  "\^erwaltung  sowie  die  besonderen 
Anweisungen  der  Dienstvorsteher  gewissenhaft  und  selbst  da 
zu  befolgen,  wo  der  Ausführende  etwa  ihre  sachliche  Berecii- 
tigung  nicht  zu  erkennen  ver-mag.  Nur  durch  straffe  Disziplin 
und  freiwillige  Unterordnung  kann  die  Leistungsfähigkeit  de i 
Eisenbahn  wieder  hergestellt  werden.  Ich  vertraue,  daß  jeder 
än  seinem  Platze  sich  für  die  glatte  Abwicklung  des  Verkehr.^ 
mit  seiner  vollen  Kraft  einsetzt  und  im  Verständnis  voUei' 
Unterortlnung  unter  die  Anordnungen  der  verantwortiicheu 
Stellen  zur  Wiederschaffung  gesunder  Veikehrsverhältnisse 
beiträgi. 

—  Auflösung  der  Kriessbetriebsleituus.  Nachdem  iun 
1.  September  d.  J.  der  Kriegsbetrieb  auf  den  deutschen  Eistu- 
bahnen aufgehört  hat.  ist  die  Kriegsbeil icbskitung  im  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten  aufyebi.st  worden.  Ihre 
Tätigkeit  wird  unter  Beteiligung  von  Vertretern  aller  außer- 
preußischen  deutschen  Staatseiseubaliu^erwaltungen  bis  auf 
weiteres  unter  der  Firma  „Ober.ste  Betriebsleitung  der  deuL- 
.schen  StaatseLsenbahnen"  (Telegramnianschrift  für  den  Eisen- 
bahntelegraphen: O.B.L.  Emb.)  durch  die  Betriebsabteiluno- 
im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  fort" 
gesetzt. 

—  Treue  Pflichterfülluus;.  Die  verfassunggebende  ])reu- 
ßische  Landesversammlung  hat  auf  den  Antrag  des  Staatshaus- 
haltsausschusses folgenden  Beschluß  gefaßt,  der  durch  ^'er- 
öffentüchung  in  den  Amtsblättern  sofort  zur  Kenntnis  des  Per- 
sonals gebracht  worden  ist:  Die  Preußische  Landesversamm- 
lung, die  durchaus  von  dem  Bestreben  geleitet  wird,  allen 
berechtigten  Wünschen  und  Ansprüchen  des  Personals  der 
Staatseisenbahnen  Eechnung  zu  tragen,  insoA\eit  sie  erfüllbar 
sind  und  mit  der  allgemeinen  Wohlfahrt  des  gesamten  Volkes 
in  Einklang  stehen,  weist  alle  Beamten  und  Arbeiter  der 
Staatseisenbahnverwaltung  darauf  hin,  daß  eine  der  ■  wich- 
tigsten und  unerläßlichsten  Voraussetzungen  für  die  Volks- 
wohlfahrt, für  den  Wiederaufbau  unserer  Wirtschaft  und  da- 
mit auch  für  die  Erfüllbarkeit  der  Eisenbahnerwünscbe  die 
treue  Pflichterfüllung  aller  Eisenbahner  ist.  In  dieser  Er- 
wägung ermahnt  sie  die  Staatseisenbahner,  den  von  unverant- 
wortlichen Seiten  an  sie  herangeführten  Einflüsterungen  kein 
Grehör  zu  schenken,  sondern  im  Vertrauen  auf  die  voistehendc 
Erklärung  der  Volksvertretung  nicht  vom  Pfade  der  Pflicht 
abzuweichen. 

—  Die  Wirkungen  der  Verkehrssperre.  Aus  dem  preußi- 
schen Eisenbahnministerium  wird  den  „P.  P.  N."  mitgeteilt: 
„Es  laufen  beim  Ministerium  zahlreiche  Anfragen  ein,  welche 
Wirkungen  die  Verkehrssperre  bisher  gehabt  habe.  Dem- 
gegenüber sei  festgestellt,  daß  ein  zusaiiiuienfasseudi^s  Bild 
über  die  Wirkung  der  Verkehrssperre,  die  am  5.  d.  M.  einge- 
setzt hat,  noch  nicht  gegeben  werden  kann.  Es  ist  jedoch  so 
viel  zu  übersehen,  daß  die  Veikehrssi)erre  sowohl  auf  die 
Kohlen-  wie  auf  die  Kartoffelbeförde lung  günstig  wirkt.  Ein- 
zelne durch  die  Presse  gehende  Zahlen  übei-  \  ermehrte  Wagen- 
gestellung in  den  Kohlenrevieren  können  zu  Irrtümern  An- 
laß geben,  denn  die  Tatsache,  daß  in  der  ersten  Hälfte  der 
laufenden  Woche  gegen  die  Vorwoche  er  lieblich  nielir  Wagen 
gestellt  sind,  hängt  nicht  mit  der  Einstellung  des  Personen- 
verkehrs zusammen,  die  bekanntlich  ei\st  Mitl;^  der  Woche 
eingesetzt  hat,  sondern  mit  Einschränkungei)  auf  dem  Geliiete 
des  Güterverkehrs,  die  die  einzelnen  deutscheu  Eisenbahu- 
verwaltungen  bereits  in  der  vorigen  Woche  angeordnet  ha(t;n. 

Das  preußische  Eisenbahnministeriuni  wird,  um  der  Allge- 
meinheit ein  Urteil  über  die  Wirkungen  tli  r  A-erkehrssperre 
zu  ermöglichen,  sobald  wie  möglich  an  Haud  voji  Zahlen- 
material den  Einfluß  der  Einstellung  des  Pcisonem-erkehrs. 
insbesondere  auf  die  Kohlen-  und  Karl  off  elversorgung  be- 
kannt geben. 

Im  Augenblick  muß  leider  festgestellt  weiden,  daß  von  den 
für  d^e  Koblenverteilung  zuständigen  Stellen  die  Zeit  der 
Verkehrssperre  nicht  ausgenutzt  wird,  um  die  Kohlenbestände 
der  Jiiisenbahnverwaltungen  aufzufüllen.  Die  Zufuhren  reichen 
auch  jetzt  nach  dem  Wegfall  der  Personenzüge  nicht  für  den 
täglichtn  Bedarf.  Die  Eeserveu  sind  daher  so  zus;anmen- 
geschmolzeu,  daß  in  Kürze  eine  ernste  Gefahi-  l  ür  den  Güter- 
vorkehr entstehen  wird,  wenn  nicht  sofort  an  die  Auffülluui;- 
der  Dienstkohlenbestände  der  Eisenbahn  •eiKigiscli  herangc'- 
gangen.  wird." 

—  Keine  Personenbeförderung  in  Güterzügen.  Von  Berlin 
au«,  wo  die  größte  Mehrzahl  der  geschlossenen  sogenannten 
„Heimkehrerzüge",  d.  h.  Züge  mit  zurückbeförderten  Kriegs- 
gefangenen, aufgelöst  werden,  verkehrt  während  dei  Ver- 
kehrS'Speri*  ein«  Tleihe  von  Güterzügen,  aii  die  j'ö  öäch- Be- 


darf  Person enwasan  angehäaert  werden,  sollen.  Diese  Per- 
sonenwagen sind  jedoch  nur  für  Flüchtlinge  (aus  den  Ost- 
inarken)  und  für  heimkehrende  Krieosgefangeue  bestimmt. 
Für  diese  Züge  werden  Fahi-karteu  nicht  verkauft,  da  die 
Flüchtlinge  wie  auch  die  Heiuikehrtu-  nur  auf  Gutscheine 
iizw.  3hlitärfahr.scheiue  abgefertigt  werden.  Diesen  geben 
itbei'  die  verkehrenden  Güterzüge  mit  Persouenbeförderuu"' 
die  Ankuuftsbahuhöfe  Auskunft.  Für  den  allgemeinen  öffeut^ 
licheu  \ erkehr  sind  dit  s^.  Eeisegelegenheiten  nicht  zugelassen. 

~  Die  Milchtrausporte  nach  Berlin,  die  während  der  Ver- 
kelirssperre  ausschließlich  mit  Eilgüterzügen  befördert 
werden  müssen,  sind  bisher  ohne  jede  Störung  in  Berliu  ein- 
getroffen. Bekanntlicli  wird  die  Milch,  die  in  Berlin  zu  den 
\  erb  räuchern  gelaugt,  übei'wiegend  aus  G^egenden  abtrans- 
portiert, die  hunderte  von  Kilometern  entfernt  liegen.  Der 
Trausport  der  Milch  geschah  zum  größten  Teile  in  den  Eil- 
güterzügen, die  in  den  Morgenstunden  in  Berlin  eintreffen. 
Nur  auf  solchen  Eisenbahnstrecken,  wo  solclw?  Züge  nicht 
verkehrten,  wurde  die  Milch  in  Personenzügen  befördert.  Da 
nun  bis  zum  15.  d.  Ms.  die  Personenzüge  nicht  verkehren,  war 
e>^  erforderlich,  für  den  Transport  dieser  Milchniengen  neue 
Wege  zu  schaffen.  Dies  ist  den  beteiligten  Eiseubahn- 
(hrektionen  in  ül>erraschend  kurzer  Zeit  gelungen,  so  daß  in 
der  Beförderung  der  Milchtranspoi'tzüg<'  eine  Stockung  niclil 
eingetreten  ist. 

—  Das  Reichsuotopfer  eine  schwere  Bedrohung  der  fach- 
wissenschaftlichen Vereine.  Wie  schwer  die  Arbeit  unserer 
tachwisseuschafthchen  ^'ereine  durch  die  geplante  wahilo.se 
Auferlegung  des  Keichsnotopfeis  bedroht  -wird,  zeio-t  eine 
Lingabe,  die  der  Verein  d  out  scher  Ingenieure  in 
diesen  Tagen  an  die  Nationalversammlung  gegeben  hat.  Der 
Verein  -n^ist  darauf  hin,  daß  qv  über  GO  Jahre  die  geistigen 
Kräfte  der  gesamten  deutschen  Technik  im  Dienste  der  Allge- 
raeinheit zusauunengefaßt,  daß  er  die  erforderlichen  Mittel  für 
seine  zahlreichen  Arbeiten  stets  sell>st  aufgebracht  und  sich 
allmählich  ein  für  seine  wisisenschaftlichen  Arbeiten  nnent- 
behrliches  Vermögen  geschaffen  hat.  Die  Verluste,  die  der  Welt- 
krieg dem  Verein  wie  vieleu  andern  Organisationen  brachte, 
smd  von  «einen  Mitgliedern  unter  seltener  Hingabe  an  die 
großen  Aufgaben  des  Vereins  durch  freiwillige  Spenden  teil- 
weise gedeckt  worden,  so  daß  der  A^erein  einigermaßen  lei- 
stungsfähig geldieben  ist.  Diese  für  den  Wiederaufbau 
unseres  AVirt Schaftslebens  unumgänglich  nötige  L>eistungs- 
fahigkeit  mirde  jedoch  durch  das  Reichsnotopfer  auf  das 
Schwerste  gefährdet  werden.  Bei  der  Notwendigkeit  der  in 
Angriff  genommenen  Arbeiten,  die  der  Verein  und  ähnliche 
ürg-anisationen  bei  einer  so  starken  .Schwächuna-  ihrer  Mittel 
nicht  mehr  durchzuführen  in  der  Lage  wären,  müßte  das 
Keich  selbst  an  ihre  Stelle  treten,  was  einen  unvergleichlich 
höheren  Kostenaufwand  verursachen  dürfte,  lals  das  Reiihs- 
notopfer  von  dies<'n  Organisationen  einbringen  könnte.  Un- 
endlich wichtige  A'orarbeiten  mirden  auch  unvollendet  ab- 
geljrochen  werden  müsseu.  Es  liegt  daher  iin  dringendsten 
Interesse  des  Staates  selbst,  die  Vermögen  solcher  fach^vissen- 
sohaftliohen  Körperschaften  vom  Eeichsuotoiifer  freizuhalten. 
Vertreter  technischer  Kreise  aus  allen  Teilen  Deutschlands 
weisen  in  der  Eingabe  mit  allem  Nachdruck  im  Gefühl 
emstesV.r  Besorgnis  auf  diese  Sachlage  hin  und  fordern  dir 
gleiche  Behandlung  der  für  wissenschaftliche  und  kulturelle 
Ziele  arbeitenden  Organi^-ationen,  wie  sie  für.  die  reli- 
giösen   Körperschaften  bereits  beschlossen  ist. 

—  Personaliiachrichten.  Der  Regierungsrat  Dr.  Ueinhokl 
Quaatz,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Cölu,  ist  zum 
Geheimen  Regierungsrat  und  vortragenden  Rat  im  Minisferiiun 
der  öffentiichen  Arbeiten  eruannt  worden. 


Deutschösterreich. 

—  Sprachkurse  bei  den  Staatsbahnen.  Im  Staatsamt  für 
\  e^kehrswesen  und  bei  sämtlichen  Staatsbahndirektionen 
wurden  m  jüngster  Zeit  UnterricJitskurse  in  der  französi-' 
■sehen,  englischen  und  italieni sehen  Sprache,  vornehmlich  für 
Bedienstete  errichtet,  die  im  Interesse  des  Dienstes,  inslse- 
sondere  mit  Rücksicht  auf  die  mit  den  verschie(Umen  Entente- 
kommissiünen  zu  pflegenden  mündlichen  und  sclirifllieheu 
Verhandlungen,  über  ausreichende  Keuiilinsse  in  den  frem- 
den Spraeheu  verfügen  sollen.  Yon\  Staatsanil  Avird  aber 
auch  AVert  daraui'  gelegt,  Statious-  und  Zugbegleituugisper-' 
sonal  der  großen  Verkehrsorte  und  der  internationalen"  Fern- 
züge in  den  vorgenannten  Snrachen  4,0  weit  auszubilden,  daß 
tsie  den  zur  Hebung  des  Fremdenverkehrs  bestimmten  Maß- 
nahmen durch  unmittelbare  verständnisvolle  Mitwirkung  beim 
Verkehre  mit  dem  reisenden  Publikum  dienen  können/ 


—  Dieust^futsendungen  zu  Zwecken  der  Einführung  der  elek- 
trischen Zugförderung.     Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen 
bat  verfügt,  daß  Dienstg-ntseudungen  zu  Zwecken  der  Ein- 
tührnug  der  elektrischen  Zugförderung  auf  Strecken  der  d.  ö 
Staatsbahnen  (Anlagen  und  Fahrzeuge)  als  gebührenpflich- 
tige  Regiesendnngen   (Baudienstgut)   anzusehen    und  daher 
mit  ungestempelten  Parteif rächt briefeu  zur  Aufgabe  zu  brin-| 
gen  sind.     Die  Frachtbriefe  sind  mit  dem  Vermerke  „Bau-  » 
dienstgnt  für  Zwecke  der  Elektrisierung"  zu  versehen.  Zur 
Einleitung  .solcher  Regiesendungen  werden  berechtigt  «ein: 
das  Elektrisierungsaint  der  d.  ö.  Staatsbahnen,  die  zur  Errich- 
tung gelangenden  Bauleitungen  und  endlich  auf  Ermächti- 
gung des  Elektrisierungsamtes  bestimmte    in  den  Dienstvor-  ^ 
Schriften  bezeichnete  Dienststellen. 

—  Sehnellzugverkehr  Wien-Bregenz.  Wegen  Kohlenmaugels 
verkehren  bis  auf  weiteres  die  Schnellzüge  Wien-Innsbruck- 
Bregenz  nur  einmal  in  der  Woche,  und  zwar:  AVien  Westbhf. 
Freitag  ab  6  Uhr  40  Minuten  abends,  ziu-ück  Bregenz  ab  Mon-  ■ 
tag,  AVien  AVestbhf.  Dienstag  an  9  Uhr  40  Alinuten  voi-mittags. 
Ayegen  der  bei  einmal  wöchentlichem   Verkehr  unausbleib- 
lichen Überfüllung  dieser  Züge  werden  zur  A^ermeidung  un- 
haltbarer betriebsgefährlicher  Zustände  von  den  Stationen  der- 
Strecke  AVien-Salzburg  nur  Fahrkarten  nach  Stationen  übei' 
Salzburg  hinaus  ausgegeben.    Bei  dem  Schnellzug  Bregenz- 
Wien  werden  von  Salzburg  und  den  Stationen  der  Streck<'. 
Salzburg-AVien  überhaupt  keine  Fahrkarten  ausgegeben.  Für 
den  Verkehr  AVien-Salzburg  und  zurück  können  demnach  bis 
auf  weiteres  nur  die  Nachtpersonenzüge  (Nr.  III  und  112)  ^ 
und  auf  der  Strecke  Wien-Wels  (-Passau)  auch  noch  die  Mitt-| 
woch  und  Freitag  verkehrenden  Passaner  Schnellzüge  (Nr  403  ■ 
und  404)  benützt  werden. 

—  A'^oraussichtliche  Umgestaltung  der  Kommission  für  Ver- 
kehrsanlagen. Nach  Zeitungismeldungen  soll  die  Absicht  be- 
stehen, die  Kommission  für  Verkehrsanlagen  einer  vollstän- 
digen Neuordnung  zu  unterziehen.  Der  AVirkungskreis  dieser 
Kommission  ist  infolge  der  A^erhältnisse  wesentlich  einge- 
schiänkt.  Die  Stadtbahn  hat  seit  nahezu  11  Monaten  den  Be-  | 
Iriel)  eingestellt,  die  Arbeiten  der  Donauregulierung,  gleichwie 
die  AVienflußregulierung-  sind  schon  seit  längerer  Zeit  voll- 
ständig ins  Stocken  geraten,  und  somit  ist  das  Tätigkeitsgebiet 
der  Kommission  der  Verkehrsanlagen  so  eingeengt,  daß  eine 
Vereinigung  mit  der  Donauregulierungskommission  geplant 
wird.  Hierdurch  würde  eine  V ereinf achung  der  Ge<schäfts- 
führung  der  beiden  Kommissionen  herbeigeführt  und  eine 
großo  Zahl  von  Arbeitskräften  frei  werden. 


Uebrige  europäische  Länder. 

—  Unannehmbare  Eingriffe  der  Entente  in  der  Rheinschiff- 
fahrt.  Der  holländische  A^erband  der  Rheinschiffahrtsinter- 
essenten liat,  wie  aus  dei  Schweiz  gemeldet  wird,  eine  scharfe 
Kritik  an  den  Friedeusbestimmungen  bezüglich  der  Rhein- 
schiffahrt verfaßt.  Insl^esondere  sei  als  unannehmbar  anzu- 
sehen der  Raub  der  Rheinbrücken  durch  Frankreich,  sein  Ein- 
bruch in  die  Souveränität  der  Uferstaateu,  die  Forderung 
eines  Rhein-Maas-Kanals  für  Belgien,  dessen  Kosten  Deutsch- 
land und  Holland  aufgebürdet  werden  sollen,  usw.  Der  Ver- 
band schließt  seine  Betrachtungen  mit  folgenden  Worten: 
„Unzweifelhaft  ist  es  zu  empfehlen,  daß  die  holländische  Re- 
gierung Anschluß  bei  Deutschland  und  der  Schweiz  sucht,  um 
durch  tätige  Zusammenarbeit  zu  einer  guten  Regelung  des 
Rheinschiffahrtsregime  zu  gelangen.  Bei  der  Behaiidlung 
dieser  Fragen  müssen  auch  die  Vorschriften  der  das  linke 
Rheinufer  besetzenden  Truppen  nicht  außer  Acht  g'ielassen 
werden,  da  diese  den  Scdiiffsverkehr  behindern.  Bleibt  das 
linke  Rheinufer  besetzt,  so  darf  in  keinem  Falle  der  Zustand 
Dauer  gewinnen,  daß  der  Betrieb  der  Rheinsohiffahrt  durch 
alle  möglichen  Förmlichkeiten  nnd  militärischen  Kontrollen 
geschädigt  wird.'» 

—  Transportuot  in  England.  V^ielc  der  Schwierigkeiten, 
die  als  Folge  des  Krieges  und  der  Revolution  bei  den  EiseP' 
Ixthnen  Deutscblands  entstanden  sind,  sind  auch  dem  eng- 
lischen A^erkehrswesen  nicht  erspart  geblieben,,  obgleich  Eng- 
land bis  jetzt  von  einer  Revolution  verschont  geblieben  ist. 
Besonders  wird  dort  ül>er  die  A^erstopfung  der  Häfen  ge- 
klagt, die  ihren  Grund  in  verschiedenen  Umständen  hat.  Sie 
geht  so  weit,  daß  mau  eine  ernstliche  Gefährdung  der  Lebens- 
mittelversorgung und  der  A'erteilung  der  Rohstoffe  befürchtet 
und  bereits  zu  einer  höchst  eigenartigen  Maßnahme  gegriffen 
hat,  um  wenigsteüs  einen  der  Gründe  für  die  Transportnot 
zu  beseitigen.  AVährend  nämlich  vor  dem  Kriege  ein  großer 
Teil  des  englischen  A'erkehrs  von  Hafen  zu  Hafen  ging  and 
zu  Wasser  bewältigt  wurde,  ist  im  Kriege  wegen  der  Gefahr- 
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Inn«  der  Küslenschiffalixt  diu-ch  die  deutechea  Ü-Boote  eiß 
oToß^r  Teil  dies««  Verkehrs  vom  WasRerT\w  abgelenkt  und 
Eisenbahnen  überführt  worden.    Als  aber  iafolffe  des 
WaffensüUstanda  die  Gefahr   für  die  Küstenschiffahrt  be- 
*eiti«T;  war,  kehrte  der  Verkehi-  nicht  auf  seine  alte  Straße 
ziu-uck,  sondern  benutzte  den  Landweg-  weiter,  weil  als  Foloe 
des  Kriege«,  namentlich  der  dadurch  verursachten  Knappheit 
;m  fcchiffsraiun,  der  hohen  Lohne  usw.  die  Seefrachten,  die 
treier  Vereinbarung  unterliegen  und  durch  das  Verhältnis 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  beeinflußt  werden,  stark  in 
me  Hohe    gegangen  waren,    wäkrend  die  Frachtsätze  der 
hiseiibahnen,  die  infolge  gesetzlicher  Beschränkungen  weit 
weniger  anpassungsfähig  sind,  ihre  alte  Höhe  behalten  hatten. 
Intolgedessen  ist  es  .jetzt  billiger,  Güter  zu  Lande  als  zu 
\\  asser  zu  befordern,  und  der  Handel  zieht  infolgedessen  den 
Landweg  dem  Seeweg  vor.    Die  Folge  davon  ist  wiederum, 
daiS  den  Eisenbahnen  zahlreiche  Güter  zur  Beförderung  zu- 
taUeri.  die  früher  zu  Schiff  befördert  wurden.    Obgleich  da- 
durch noch  bei  weitem  nicht  die  Belastung  der  Eisenbahnen 
vor  dem  Kriege  eri-eicht  worden  ist,  haben  diese  sich  doch  als 
iinlahig  gezeigt,  den  ihnen  so  zufallenden  Verkehr-  zu  bewäl- 
tigen, teils,  weü  die  Abgabe  zahlreicher  AVagen  auf  den  fran- 
zosischen Kriegsschauplatz  ihren  Wagenpark  vermindert  hat, 
teils  weil  die  fehlende  Arlx-itslust  der  j\.rbeiter,  sowolil  der- 
jenigen  in  den  Werkstätten,   als  der   Lade-  und  sonstigen 
Bahnhofsarbeiter,  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  stark' be- 
emtTachtigt.    Nicht  zuletzt  ist  au  den  geringen  Leistungen 
auch  der  achtstündige  Arbeitstag  schuld,  der  in  England  gar 
zu  einer  •44-stündigen  Woche  geführt  hat.    Die  Werkstätten- 
arbeiter  sind  schuld  daran,  daß  die  Zahl  der  AVagen,  cüe  dej- 
\V lederherstellung  bedürfen,  beständig  zunimmt,  die  Lade-  und 
Ba.hnhofarbeiter  daran,  daß  die  Aufcuthalte  auf  den  Bahnhöf  on 
"O'l  Entladen  immer  länger  werden.    Dazu  kommt 
die  infolge  der  mangelhaften  Unterhaltung  verringerte  Lei- 
stungsfähigkeit der  Lokomotiven,  die  ihrerseits  eine  lano- 
samere  Beförderung  der  Züge  zur  Folge  hat.    Endlich  wird 
der  liegierung  der  Vorwurf  gemacht,  daß  sie  die  Transport- 
not  dadurch   verschärft,    flaß   sie   auch   nach  Beendio-uu"- 
des   Krieges   noch    zahlreiche    Güter    den   Häfen  zuleitet, 
tur    die    der    endgültige    Bestimmungsort    nicht  feststeht, 
flie  also  dort   ausgeladen  und  mit  der   Eisenbahn  weiter 
vertraehtet.    werden.      Unter    all    diesen  Ersch^^ernissen 
,?^'^^..'i''""*;ns  nicht  nur  die  Eisenbahnen,  sondern  auch 
I  i('   Halen   zu   leiden,   und   auch   in   ihnen   sind  infolge- 
■■t*?    schwerwiegende    Übelstände    entstanden.     Das  er- 
wähnte Mittel  zur  Beseitigung  der  Verkehrsnot  ist  nun  eine 
Verordnung  des  Handelsamts  gewesen,  die  die  Eisenbahn  ent- 
lasten  und  den  Verkehr   in  möglichst  weitgehendem  Maße 
der  Küstenschiffahrt  zuwei.^n  soll.    Es  ist  den  Eisenbalineu 
untersagt  worden,  Güter,    die   auf   dem   Seeweg  befördert 
werden  konnten,  zur  Beförderung  anzunehmen.    Um  aber  da- 
durch den  Verfrachter  nicht  zu  schädigen,  sollen  die  Mehr- 
kosten, die  die  Benutzung  des  Wasserwege^  gegenüber  der 
Eisenbahn  mit  sich  biingt.  vom  Staate  getragen  werden.  Der 
Eisenbahn-Betriebsausschuß,  der  seit  der  Übernalime  der  eng- 
lischen Eisenbahnen  durch  den  Staat  bei  Kriegsausbruch  da* 
englische  Eisenbahnwesen  leitet,   wird  den  Gewerbetreiben- 
den aul  Antrag  die  genannten  Mehrkosten  ersetzen.  Die 
Eisenbahngesellschaften    werden   dadurch   nicht  geschädigt, 
weil  der  Staat  ihnen  la  die  Überschüsse  in  der  Höhe  gewähr- 
en" wf;.'?  I-""  ^'^'^^  Z^^'''^-  1913  erzielt  worden  sind;  belastet 
]^    rJ"  ^  ^l^^^ßQ  Kosten  vielmehr  der  Staat.    Zur  Eegelung 
JT''^%^^  "^^""J-^         '^«^  Seeweg  verwiesenen  Güter 
.sind  sieben  Transportamter  eingesetzt  worden,  bei  denen  der- 
artige Guter  anzumelden  sind.    Natürlich  ist  diese  Maßnahme 
nur  als  eine  vorübergehende  Abhilfe  gedacht,  und  es  wird 
eine  der  Aufgal>en  des  neugegründeteu  Verkehrsministeriums 
.'-em    bei  der  Neiu-egelung  des  engHschen  Verkehrswesens, 
^u  der  es  berufen  ist,  auch  die  hier  in  Frage  kommenden  Ver- 
haltnisse zu  ordnen,  namentlich  aber  durch  eine  Eegelung 
dei  Eisenbahnfraehtsatze  den  Verkehrstreibenden  den  Anreiz 
m  nehmen,  ihre  Güte,-  statt  zur  See  mit  der  Eisenbahn  be- 
toiviern  zu  lassen. 


Allgemeines. 

hflAt^  •^.W  Unter   dieser  Überschrift 

haftte  der  Eiisenbahnobersekretär  Alverdes  vom  Eisen- 
bahnzentralamt  einige  Mitteüungen  über  ein  von  der  Firma 
v:'^ffL%1A?  "i^i"^ a^^l^%^J^\  erfundenes  Anstreichverfahren 
,nt         f  ZtÄ--)-   Die  Firma  Jaeger  bittet 

uns  um  Aufnahme  folgender  Entgegnung:  „In  dem  Aufsatz 
.Neues  Anstreichverfahien"  in  Nr.  67  werden  unter  Bezuo-- 
Ä^^l^  einen,  die  neue  ölfreie  Grundierteehnik  empfehleS- 
len  Artikel  in  der  „Verkehrstechnischen  Woche"  dieselben 
iTXf  "^^T  f*^*^  «eit  nunmehr  11  Jahren 

feiehrte  Technik  gemacht,  welche  vor  etwa  10  Jahren  a^ng 


und  gäbe  waren,  die  aber  durch  die  Praxis  längst  glänzend 
Tilif'^l^  T^^'  ^^'s'>^sonde.re  durch  die  Tatsaehe^  def  gewal- 
tigen  Ausdehnung,  welche  die  Verbreitung  der  örfreien 
Grundiertechnik  auf  allen  Gebieten  im  Laufe  der  Jalire  S- 
wrfn%^'^-  ^^^r  ^'1  Einzelheiten  einzugehen  1s, 
Hit^o        vT^''^'*^^  mögHch.    Erwähnt  seien  iedocl) 

die  guten  Erfahrungen  m  der  Schweiz,  wo  das  A^erf ahren  ^seil 

J'^Jprf«;h?'^'^"'''         f  ^^^^^  ^'"^  preußS^htn 

t^Vff;  1  "m'^  andei^en  süddeutschen  Staatsbahnwerk- 
it^S  .^i^.f"^'^'",  ^li.^^ Anwendung  der  ölf^eien  Grundier- 
lecünik  Gunstiges  berichtet. 

^"f®'**^      «iiier  im  Ministerium  der  öffentlichen 
herausgegebenen  Zeitschrift,  worin  über  die  sieben- 
:^no       ■  ^^/^Ji^Dfen  einer  süddeutschen  EisenbahnverwaJ- 
J^'^'f  ist  gNEsagt:  „So  soll  sich  z.  B.  das  Ver- 
ST.iZri'y^'''''^^"  auf  Eisen  besonder«  gut  bewährt  haben." 
Auch  andere  Zeugnisse  über  gunstige  Ergebnisse  über  die  be- 
«nW^nf^  Technik  konnten  beigebracht  werden.  Alles  in  allem 
"l.o,benerwähntem  Aufsatz  abgegeben. 
Urteil  niclit  auf  gründlicher  Sachkenntnis  zu  beruhen?  Nur 
so   erklart  sich   auch   der   große,   in   jenen  Ausführungen 
hegende  AViderspruch,  daß  im  ersten  Teil  die  neue  SS 
unbrauclibar  dargestellt  wird,  im  letzten  Teil 
Slrbt        f  '^1«  Fi-aß-e  offen  gelassen  wird,  ob 

't^^^T'"  ""^"^^^^^^'^^^Ä'*^  angewendet  werden 
könne.  Es  ist  nicht  einzusehen,  wanun  eine  Technik  in  einem 
Fall  verwendbar  sein  sollte,  wenn  ihr  die  bei  einem  anderen 
häeten"^"'^'''''  "•■""(liegenden    Mängel    wirklich  an- 

Das  E  ise  nb  a  hn  zentral  am  t  hat,  zu  ^-iner  Stelluno-- 
dS"He;',?,^*'^F-^''\"'',;  f«lÄ-e"fe^.bemerkt:  „Die  Ausführungen 
ues  Heiin  Eisenbahnobersekretar  Alverdes  geben  den  Sach- 
verhalt im  wesentlichen  zutreffend  wieder.  Diese  Ausführun- 
gen beziehen  sich  auf  in  der  Vergangenheit  liegende  Vei  - 
Flit'n^  f    "^'T^^-  'ff^'  ^^^alt,  daß  die  bisherigen 

Ligebnisse  noch  nicht  als  endgültig  angesehen  werden,  Snd 

uZ,^j '™  ^I^^"^'  f  .^1**^1'  'li^^  ein  Urteil  noch  nicht  vor- 
.  5  v*""^  trotz  der  nicht  befriedigenden  Ergebnisse  der 
•ersten  Versuche^  die  A^erwaltung  weitere  Ver.^uche  vorzu- 
nehmen sich  nicht  scheut,  so  erhellt  hieraus,  daß  sie  der  An- 
gelegenheit durchaus  vorurteilslos  gegenübersteht.  Das  Er- 
gebnis wird  abzuwarten  sein,  doch  sei  schon  jetzt  bemerkt, 
i^.on.f       1  «ofem^s  ungünstig  ausfallen  sollte,  die 

1  rage  noch  nicht  endgültig  klären  wird,  weil  die  Notwendig- 
keit der  Verwendung  von  minderwertigen  Deckfarben  t-m.^ 
«iQ^^a'if freie  Beurteilung  des  Jaegerschen   Verfahrens  niebi 


Bücherschau. 

Iev%JX'^\}f''''^''''^''  Gelieiiucr  Lej^ationsrat :  Handausxabe 
vivin  ^'n/;^''\"P^  August  1919.     Berlin  1919 

\  e^lag  von  Otto  Liebmann..    Preis  5,50  Jl,  geb  6,50  JL 

Dl«  Arbeiten  der  Nationalvensammlung  an  ihrem  großen 
^x^setzgeberischen  Werk  fielen  gerade  in"  eine  Zei™  S  der 
"rliJ*  F     f  angesichts  der  A^erhandlungen  und  Kämpfe 
r^f^.n^i.  mfolge  ,der  im  Innern  ieder 

of tenthchen  Ordnung  durch  bolschewistiische  Umtriebe  dro- 
henden Gefahr  m  fast  unerträglicher  Spannung  gehalten 
wurde.     AVir  sind  deshalb  von  den  Vorgängen  in  Weiii  ar 

^1«-  Hast,  mit  der  die  Verfassung 
ei^f       'ir  ¥    ^^^^^^  ., fehlte    es   auch   an    Zeit  fü7 
eine  grundhcho  Erörterung  ihrer  bedeutsamsten  Fragen  in 
reifer  Öffentlichkeit.    Die  Folge  dieser  Tatsache  is^  daß 
die  Beichsverfassung  vom  11.  August  1919  von   einer  xer- 
haltmsmaßig  geringen  Anzahl  deutscher  Männer  und  Frauen 
mi   Zusammenhang  gelesen  oder  gar  studiert  worden  ist 
Es  entsprach  daher  einem  wirklichen  Bedürfnis,  eine  hand- 
liche,  mit   klai-en   und   für  .jedei-mann   verständlichen  Ei- 
lanterungcn  versehene  Ausgabe    des  Gesetzes  herzustellen. 
Diese  Bödmg-ungen  erfüllt  die  kleine  von  Dr.  Poetsch  her- 
^li^^^Ä  r  5  Handausgabe   vollständig.     Ihr   A^erfasser  hat 
als  Mitglied  des  fetaatenanssehusses  an  den  Beratungen  des 
Gesetzes  mitgewirkt  und  war  daher  zu  seiner  AuslegW  be- 
sonders berufen     Er  hat  der  Ausgabe  eine  Darstellung-  der 
V  orgeschichte  der  neuen  Eeichsverfaasung  (,Seite  7  bis  18) 
vorangestellt  und  dann  jedem  einzelnen  Abschnitt  eine  er- 
läuternde,   zusammenfassende  Angabe   seines    Inhalts  voi-- 
ausgesehickt.    'Außerdem  sind  die  Artikel  mit  kurz  gehal- 
tenen Anmerkungen     versehen,    -die    zweifelhafte  Beo-riffe 
klarstellen  und  vielfach  auf  die  alte  Eeichsverfas,suno"  ver- 
wegen.   Da  das  deutsche  A^olk  gemäß  Ai-tikel  1  der  A^er- 
t assun^  die  Staatsgewalt  mitauszuüben  hat,  ist  es  die  Pflicht 
eines  jeden  erwachsenen  Deutsohen,  das  Verfassungsrecht  in 
seinen  Grandzugen  zu  kennen.    Dafür  bietet  der  Kommen- 
tar von  Poetsch  ein  sehr  brauchbares  und  für  alle  Benifs- 
kreise  verstandhcbes  Hilfsmittel. 
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Züiding  dos  Vereins 
Deutscher  Eisonhahiivprwaltunsrpn. 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Gesehäftsführenden  Verwaltung. 


Huiidschreiben  -d'er  .G«eschäft6luhr.ead<sn    Verwaltiiug  -'-md 
dlasseu  worden: 
\r.  II  147  Toro  22.  Oktobej-  d.  J«.  aa  sämtliche  Ver.einsv^r- 


waltunsen  und  die  MitÄ-lied^r  des  Preisausschuissee,  betreffend 
Ersatzwahl  eines  PreisanisschußmitgliedieiS  (abÄ'esandt  am 
8.  November  d.  Js.).  ■ 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Eröffnung  von  Stationen. 


Eiste  Donau-Dampf schiffahrts- 
Gesollschaft. 
Postschiff  verkehr. 
Eröffniina;  der  Station  Eszterffom. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  wird  dii- 
Station  Esztergom  für  den  Personen-, 
Gepäck-  und  Eilgutverkehr  eröffnet. 
Demzufolge  werden  die»  zwischen 
Wien  und  Budapest  verkehrenden 
Po  st  schiffe  auch  diese  Station  berühren. 

Wien,  am  5.  November  1919.  (1173) 


2.  Güterverkehr. 

Gütertarif  Bayern-Basel,  Konstanz, 
Schaff  hausen  und  Singen  (Hohentwiel) 
vom  1.  April  1919. 

In  den  durch  den  Nachtrag  1  vom 
l.  Oktober  1919  neu  gefaßten  Bestim- 
niuugf'u  zu  §  9  der  deutschen  Eisen- 
bahn-Veikehrsordnung  u.  Art.  12  des 
deutsch-schweizerischen  Beglements  ist 
der  1.  Absatz  mit  Gültigkeit  vom  1.  No- 
vember 1919  wie  folgt  zu  ändern: 

„In  Basel  und  Schaf fhaus-en  sind  die 
Frachten,  Nachnahmen  und  Nebenge- 
bühren in  der  Frankenwährung  zu  be- 
zahlen. Die  Umrechnung  der  Er- 
hebungsbetiäge  aus  der  Markwührung 
erfolgt  nach  einem  von  der  Eisenbahn- 
verwaltung bekanntgegebenen  Wertver- 
hältnisso  unter  Aufrundnng  auf  je 
5  Rp.  In  gleicher  Weise  wird  auch  bei 
Weiterrechnung  der  Beträge  verfahren. 

In  den  Stationen  Konstanz  und  Singen 
(Hohentwiel)  hat  die  Zalilung  iu  der 
Mark  Währung  zu  erfolgen." 

München,  29.  Oktober  1919.  (1171) 
Tarifamt  der  bayer.  Staatseisenbahnen 
rechts  d.  Rheins. 

Güterverkehr  bad.  sclweiz.  Über- 
gänge— Schweiz. 
Am  10.  November  1.  J.^  tritt  ein  Aus- 
nahmefrachtsatz von  141  Rappen  für 
100  kg  in  Kraft,  gültig  für  Talksteine, 
auch    gemahlen,    schweizerischen  Ur- 
sprungs   in  Ladungen    Ton    10  000  kg 
oder   dafür   zahlend    von  Truns  nach 
Basel  Bad.  Stb. 
Karlsruhe,  5.  November  1919.  (1175) 
Generaldirektion  der  Bad.  Staats- 
eisenbahnen. 

Gemeinschaftliches  Heft  Clb 
(Stationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  November  1919 
ab  werden  die  im  Verkehr  mit  mehreren 
Bahnhöfen  der  Halberstadt-Blanken- 
burger Eisenbahn  zu  erhebenden  Fracht- 
zuschläge für  Sendungen  des  Ausnahme- 
tarifs 6  tmi  5  S  für  100  kg  erhöht. 
Näheres  enthält  die  am  10.  11.  19  er- 
scheinende Nummer  des  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin.  6.  November  1919.  (1170) 
Ei&enbahndirektion. 


Norddeutsch-Niederländischer  Güterverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die  besonderen  Frachtzuschläge  der  Bentheimei 
Kreisbahn,  der  Braunschweig  -  Schöninger  Eisenbahn  und  der  Gernrode  -  Harzgeroder 
Eisenbahn  auf  S.  84/85  des  Gemeinsamen  Heftes  des  Norddeutsch  -  Niederländische! 
Gütertarits  Teil  U  vom  1.  10.  19  wie  folgt  geändert: 


Lfde. 
Nr. 


iEilstück- 
gut 


Bentheimer  Kreisbahn   70 

'  Braunschweig  -  Schöninger  Eisen- 

1     bahn   :-j4 

I  Gernrode-Harzgeroder  Eisenbahn  .  50 
(  'ülu,  den  ^.  November  1919. 

Eisenbalmdirektion. 


Wagen- 
ladungen 
ausg.  Stein- 
kohlen usw. 


84 
40 


10 

Ö.4 

8,6 


Stein- 
kohlen 
nsw. 


8 

(117(S 


Deutscher  Eisenbahngütertarif,  Teil  II, 
Heft  C  II,  Ausnahmetarife. 

Die  Station  Hiltersdorf  wird  mit  so- 
fortiger Gültigkeit  mit  Stationsfracht- 
sätzen in  den  Ausnahmetarif  7  für 
Eisenerz  usw.  einbezogen. 

Näheres  durch  die  Dienststellen. 

München,  4.  November  1919.  (1172) 
Tarifamt  der  Bayer.  Staatseisenbahnen 
rechts-  des  Rheins. 

Deutscher  Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil  II,  Heft  A. 

Der  Übergangstarif  für  den  Verkehr 
mit  Kleinbahnen  von  und  nach  der 
Kleinbahn  Bergwitz-Kemberg  und  den 
angeschlossenen  Werken  gilt  ab  15.  No- 
vember 1919  nicht  für  die  von  der 
Grube  „Roberts  Hoffnung"  ausgehen- 
den und  dorthin  eingehenden  Sen- 
dungen. (1168) 

Halle  (Saale),  5.  November  1919. 
Eisenbahndirektion  8.  V  19. 

Hafenordnung  für  die  Umschlagstelle 
Cosel  Hafen  (Deutscher  Eisenbahn- 
Gütertarif,  Teil  I,  Abs  B,  Abschn.  B). 

Vom  10.  November  d.  Js.  ab  werden 
die  seit  dem  1.  April  1919  gültigen  Ge- 
l>ührensätze  für  den  Umschlag 
an  den  Kränen  um  rund  30  %, 
an    den   Rutschen    und  Dampfer- 
kohlenrutschen um  rund  16  % 
erhöht.    Auch  die  Gebühren   für  den 
Rufzettel  und  das  Heraussuchen  be- 
stimmter Güter  sind  um  5  bzw.  10  Pfg. 
gesteigert.    Die  (Gebühren  für  den  Um- 
schlag an  den  Kippern  bleiben  unver- 
ändert.   Nähere  Auskunft  erteilen  un- 
ser Verkehrsbüro  und  die  Güterabfer- 
tigung in  Cosel  Hafen. 

Das  vorzeitige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhung gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  der  Eisenbahnver- 
kehrsordnung (R.  G.  Bl.  1914,  S,  455). 

Kattowitz.  den  4.  November  1919. 

■  Eisenbahndirektion.  (1169) 

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr, 
Heft  C  II. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  November 
1919  werden  die  Stationen  Farge  und 
Wulsdorf  als  Versandstationen  in  den 


Ausnahmetarif  2  a  für  Torfstreu  unx 
die  Station  Neustettin  als  Versandsta 
tion  in  den  Ausnahmetarif  4  (Dünge 
kalktarif)  einbezogen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter 
abfertigungen  sowie  das  Auskunft« 
büro,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  5.  November  1919.  (1166 
Eisenbahndirektion. 


Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr 

Tfv.  5.   Heft  C  II. 
Wechselverkehr  deutscher  Eisenbaliuei 
untereinander.    Tfv.  200.    Heft  C  II. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Novembe 
1919  werden  die  Stationen  Alsdori 
Kohlscheid,  Mariagrube,  Nordstern 
Trompet  und  Würselen  Nord  als  Emp 
fangsstatiouen  in  den  Ausnahmetarif  Ii 
für  Rundhölzer  zu  Grubenzwecken  un 
ter  den  Kohlengruben- Anschlußstationei 
nachgetragen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter 
abfertigungen  sowie  das  Auskünfte 
Iniro,  hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  5.  November  1919.  (1167 
Eisenbahndirektion. 


Erste  Donau- Dampf  Schiffahrts- 
Gesellschaft. 
Haftung  füi"  aufgelieferte  Sendungen. 

Die  verlautbarten  Bestimmungen,  h(. 
tr-effend  Haftung  für  aufgeliefert 
Sendungen,  erhalten  mit  sofortiger  Gü^ 
tigkeit  bis  auf  weiteres  folgende 
Wortlaut : 

Für  eine  (ganz  oder  teilweise)  aul 
gelieferte  Sendung  haftet  die  (resel' 
«chaft  für  Verlust,  Minderung  oder  B( 
Schädigung  vor  Abschluß  des  Frach' 
Vertrages  (d.  i.  vor  Aufdruck  de 
Tagesstempels  der  gesellschaftliche 
AbfertigTingsstelle  auf  den  Frachtbriel 
—  insoweit  eine  Haftung  .  der  G-esel 
Schaft  überhaupt  Platz  greift  —  nur  bi 
zum  Betrage  der  tarifmäßigen  Tran.- 
Portversicherung  in  der  für  die  Frach 
berechnung  im  Verkehre  zwischen  St£ 
tionen  des  betreffenden  Landes  untti 
einander  in  Betracht  kommenden  Wät 
rung. 

Wien,  am  4.  November  1919.  (1174 
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Berlin,  den  15.  November  1919. 


LIX.  Jahrgang.  ; 


^  , .  _       Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
«iffSi:?!?^*  sowie  sonstige  Mitteilungen,  bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  dio 
BChriftlellunr  der  Zeitung  des  Vereins  Ueutscaer  Bisenbahnverwaltunsen 

Anitlirhe  Bekanntmai-hungen  an  das  Bureau  de«  Vereins  Deutscher 
B^senoannverwaliuneen  Leide  in  B er  1  i  n  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 
„Die  /.eitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  0  5J 
Tor  «las  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  dl  rekterZusendung  unter  St  reifband  liefert  die  Verlagshnch- 
tendlunK  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bislu  rigpn  österreichiscli- 
nnganschen  Postgebietes  für  3ö  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  Ton  40  Pf.  abgeget^iL 
Außer  den  am  t  liehen  Bekanntmachungen  werden  auch  f 
(^'''eis  für  die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Rauifc 
•JO  11.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen 
Ite-Iasjeii  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt.  l 
Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die  * 
Verlagsbuctihandiung;  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/2^ 
Fernspr.-  AnitKurfürst6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerhuoh.  Reichsbank-flirokontd- 
Deuische  Hank,  Dep-KasseC.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUOtt 


Schmidt'sche  Heißdampf -Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel -Wilhelmshöhe 

Über  45000  HeifldampfloRomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  BaHnverwaltungen 

im  Betrieb  und  Bau  befindlicK 
=====  Einbau  erfolgt  durch  die  Uzenzherechtigten  Lokomotivfabriken  ■ 
DrucRscHriften  Rostenfrei  Patente  in  allen  Industriestaaten 
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Kettnnir  des  Verein« 
Deiitiio.her  Ki(ipnt>«hnvprwRltiinma. 


KN0RR-ßREMSE 


Ahtienge- 
Seilschaft 

Berlin- Licl\tenber^,  Neue  Babnhofstr.  9/17. 
Hailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
Abteilung  I  für  VollbaKnen. 

Laftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Sohnellzüge.  Einkammer- 
bremsen f.  elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.  elektr.Triebwagen. 
DampfluftDumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  Preßluftsandstreuer  für  Vollbahtien. 
Federnde  Kolbenringe.  Luftsauge- u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  Heißdampf- 
lokomotiven. Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Spe isewasserpumpen  und  Vorwärmer. 
Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schiammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen»  und  Kleinbahnen. 

(Froher  Kontinentale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  h.  H.,  Tereinigte  Christensen-  und  Bokerbremsen) 
Luftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorktmpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuprung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluflsandstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Einstelävorrichtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  17U01| 


Robert  Latowski'sche  Läutewerke 

BR£SI^AU  XIII. 


Einfachste  KonstruKtioii  aller  bestehenden  Systeme. 
=   "Bisher  über  18  $00  Stück  geliefert.   g 


16999] 


A.  Dampfläutewerke  mit  Vorwärmer  d.r.p.io8604. 

50—700/0  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
Frischdaai|if;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  V2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollkommene 
Entwässerung. 

B.  LuftiäotewerkemitPreDlurtbetrieb  d.g.m.5043S6. 

Bei  1  Atm.  arbeitend.  Nsnaale  Schlagzahl  tob 
190— 120  p.  Min.  bei  mittlerem  Druck  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versuchsfeld  an  der  Techn.Hochschule,  Berlin. 

In  A  and  Bs  Ssfortigcs  Ansprechen,  auch  bei  streng« 
«ter  Kttlte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gang. 
Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 

—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden,  — 
i  Einigste  Preise.  ' 


Filzisolierplatte 


BeersoteKt 

(ÜT  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „Pachytekt"  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
I  a    scH warzer    £isenlacK  terne 

Bonitekt 

für  Waegonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812.  A  1813 


 N 

Ausführung  von 

Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 
V  


Für  eine  größere  Nebenbahn 
wird  ein  tüchtiger,  zuverlässiger 

Bahnmeister 


gesucht.  Gefl.  Offerte  mit  Gehalts- 
ansprüchen, Lebenslauf,  Zeugnis- 
abschriften etc.  erbeten  unter  Eis. 
7264  durch  die  Anzeigen-Annahme 
ds  Zeitung  (Linkstr.  23/24).  [72641 


Maschinenbau  und 
Eisenkonstruktion 

F.Osenberg 

Berlin-Lichtenberg  9 

liefert  als  Spezialität 

1%  Licht  u.Leitungs- 
Gittermaste  _ 
Rohrmaste  ^ 
Kandelaber  ^ 

sowie  s^imtliche 

EisenbonstmlitioQen 


Tragbares,  zusammenlegbares 

LADEMASS  ^ 

System:  Müller  - IVitte  ü 


WllheliQ  Enpl 

Niedb.Frank(oita.M 

C 

(Q 

a 

oc 

o 

IC 

Ul 

<r 

in 

(0 

U) 

O' 

Z 

i 

(3 

« 

OC 

8 

r 

Ersatz  für  feststehende  Lademälle 
Siehe  Vereinszeitung  Nr.34  von  1917 


Arnnaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen • 

[70391 

Reparaturen  bliligstl 
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Berlin,  den  15.  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


A'ereinfacliuno'-en      im  A))f(Mti.üiiuJs- 

wesen.  (BchliüJ.) 
(;rüterwao;.enausbess<.'ruuo'. 
D*r  Sivezkanal   in   seiner  Eiuwirlcunu' 
auf  das  europäisch«:  V-exkehrswesen. 
N  achrichten. 
D  e  u  t  .s  c  h  1  a  n  cl  :  "N' erbesserte  Koh- 
Icnbeförderuuo'.   —   Die  Beschla.o- 
uahm.6     der    Privatgüterwagen.  — 
Ei&enbahntariferhöhung     oder  i>ü- 
zialisieruno-  der  Binnenschiff alu't "! 
—  Eisenbahnunglück  bei  Neumühl- 
Katzdorf.   —    Verkehrssperi-e  und 


I  II  Ii  a  1  1  i 

Schneefall.  —  Anträge  des  A\-iirl- 
lemb.  Staatsministeriums.  —  Eiuv 
<!injnalige  Beschaffungsbeihilfe  für 
badische  Beamte  und  Arbeiter.  ~ 
Die  Ell>eschif fahrt  als  Entlastung.s- 
raöglichkeit  der  Eisenbahn.  —  Ver- 
bandstag  der  Privateisenba.hner. 
—  Der  neue  Präsident  der  Gene- 
raldirektion der  Württemberg. 
Staatseisenbahuen.  —  Personal- 
uachrichten. 

'  b  r  d  g  e  europäische  L  ä  n - 
de  r  :  Plan  der  Fertigstellung  der 


schwedischen  lulaudsbahu.  —  Die 
französischen  Eisenbahnen  im 
Kriege.  —  Die  Luftaugriffe  anl 
London  und  die  Ei&enbahn.en. 
i'"  r  e  m  d  e  E  r  d  t  e  i  1  e  :  Truppenlc- 
wegungen  auf  den  amerikanischeu 
Eisenbahnen.  —  Eückkehr  der  ka- 
nadischen Truppen. 

Allgeraeines. 
Eechtspflege. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Vereinfachungen  im  Abfertigungswesen. 

(Schluß  aus  Nr.  86.) 


Das  zweite  Bcisi)iel  betrifft  die  F  a  h  r  k  a  r  t  e  n  a  u  s  - 
gaben.  Der  Kaufmann  überwacht  sein  Geschäft  durch  kauf- 
männische Buchführung.  Die  gesetzliche  Vorschrift  des  Soll 
und  des  Ist  seiner  Bücher  legt  über  seine  und  seiner  Ange- 
■  stellten  Geschäftsführung  Eechenschaft  ab.  Die  Bilanz  gibt 
'  ihm  Aufschluß  über  den  Stand  seines  Geschäfts.  Die  Eisen- 
:  'bahnverwaltung  verfährt  nach  anderen  Grundsätz-en.  Ihre 
■Fahrkartenausgaben  ermitteln  die  Einnahmen  nach  Abgang 
der  Züge,  durch  einen  besonderen  Tagesabschluß,  durch  einen 
Monatsabschluß  und  außerdem  noch  durch  besondere  Schalter- 
prüfungcn;  sie  besitzen  also  ein  zuverlässig  gebildetes  Ist. 
Könnten  sie  dieses  Ist  einem  SoU  oegenüberstellen,  bestehend 
in  dem  zahlenmäßigen  Wert  der  Fahrkartenbestände,  dann 
wäre  nach  Abzug  des  Ist  vom  Soll  eine  einfache  Ermittlung 
und  Kontrolle  der  Einnahmen  geschaffen,  und  die  Arbeit  der 
Vierkehrskontrollen  w-äre  fast  ganz  entbehrlich.  Da  aber  die 
Fahrkartenwerte  in  den  Fahrkartenausgabebüchern  nicht  zum 
Soll  gestellt  werden,  fehlt  dem  Ist  die  Gegenbuchung,  und  die 
Feststellung  der  Einnahmen  muß  durch  besondere  Dienst- 
stellen, die  Verkehrskontrollen,  erfolgen.  Monatlich  und 
vierteljährlich  senden  die  Fahrkartenansgaben  diesen  die  in 
;  mühseliger,  unendlicher  Schreibarbeit  aufgestellten  Auszüge 
'  -aus  den  Falirkartenausgabebüchern  als  Rechnungen  zu,  ohne 
iinstande  zu  sein,  die  Zahlenangaben  zu  belegen  und  ihre 
Richtigkeit  zu  beweisen,  und  aus  diesen  unbewiesenen  Zahlen- 
angaben, enthalten  in  Bergen  von  Eechnujigen,  stellt  die  Ver- 
kehrskontrolle in  ermüdender,  stets  sich  gleichbleibender 
Rechenarbeit  cüe  Einnahmen  fest.  Eine  Fülle  von  Arbeits- 
kraft und  Kosten  wird  hier  für  die  Ermittelung  eines  Er- 
gebnisses aufgewendet,  das  der  Kaufmann  sich  durch  einfache 
Ruchführung  verschafft. 

Die  Richtigkeit  der  unbelegfcen  Zahlenangaben  in  den  Fahr- 
kartenrechnungen sollen  die  alle  zwei -Jahre  dreimal  statt- 
findenden  Kassenre Visionen  dartun.  Da  aber  auch  dem  Kassen- 
revisor das  zahlenmäßige  Soll  der  Fahrkartenwerte  fehlt,  kann 
«r  ein©  selbständige  Feststellung  der  Eixinahmen  bei  der  Re- 
vision nicht  ermöglichen,  er  muß  auf  die  Verkehrskontrolle 
-  zurückgreif eu  und  ihr  seine  Revisionsnachweisungen  zwecks 


Nachprüfung  der  Bestandsnummern  laut  ktztir  Kechuungs- 
legung  übersenden. 

Es  ist  für  den  Fabrkartenverkäufer  eine  Kleinigkeit,  die 
Verwaltung  durch  Unterschlagung  um  große  Beträge  zu  schä- 
digen, er  braucht  in  den  Rechnungen  nur  falsche  Zahlen  zu 
führen,  um  die  Unregelmäßigkeiten  von  Monat  zu  Monat  zu 
übernehmen,  und  mit  Gleichmut  kann  er  allen  Kassen- 
revisionen entgegensehen,  wenn  er  die  Fahi-kartenpäckcheu 
mit  iinterschlagenien  Karten  durch  andere  mit  gleichlauten- 
den Nummern  vorübergehend  ersetzt  oder  zu  anderen  I\Ia- 
növern  greift.  Keine  Rechnungslegung  und  Revision  vermag 
ihm  den  Raub  wieder  zu  entreißen.  Vor  einer  Reihe  von 
Jahren  wurde  auf  einer  Berliner  Station  gelegentlich  das 
Fehlen  von  mehreren  tausend  Stadtbahnkarten  entdeckt.  Be- 
freundete Fahrkartenausgeber  hatten  von  den  zu  je  10  000 
durch  Seitenzahlen  laufend  numerierten,  im  Vorrat  befind- 
lichen iStadtbahnkarten  ab  und  zu  nach  Verkauf  von  lOOÖO 
Stück  deren  Betrag  unterschlagen  und  den  Betrug  dadurch 
verdeckt,  daß  sie  in  den  Ausgabebüchern  und  Fahrkarten- 
rechnungen jeweils  eine  höhere  Seitenzahl  nachwiesen.  Die 
Unachtsamkeit  oder  Ermüdung  der  KontroUbeamten  ließ  den 
Fehler  übersehen.  Ob  imd  wie  oft  derart  einträgliche  Ge- 
sohäftei  auf  anderen  Bahnhöfen  auch  ausgeübt  wurden,  ist 
nicht  bekannt.  Das  jetzige  Abz^echnungsverfahreu  kann  si-c 
nur  verhindern,  wenn  die  Verkehrskontrollen  mit  einer  aus- 
giebigen Anzahl  durchaus  gewissenhafter  Beamten  besetzt 
werden,  denen  die  Verwaltung  volles  Vertrauen  entgegeü- 
bringen  muß,  andernfalls  mag  die  Phantasie  sich  die  Folgen 
ausmalen,  die  aus  einem  betrügerischen  Hand-in-Hand- 
arbeiten  von  Abfertigungs-  und  Kontrollbeamten  entstehen 
können.  Der  Drehpunkt  des  jetzigen  Systems  liegt  in  der 
Verkehrskontrolle,  er  muß  von  hier  heraus  und  in  die  Fahr- 
kartenausgaben verlegt  werden. 

Im  Nachstehenden  sei  der  Vorschlag  zu  einer  in  einfachen 
Foimen  gehaltenen  Buchführung  gemacht:  Die  Fahrkarten  sind 
in  den  Ausgabebüchem  nicht  nur  mit  der  Stückzahl,  sondern 
auch  mit  dem  Wert  zum  Soll  zu  «teilen,  dann  ist  in  der  Ge- 
samtsumme  aller  Bestände   der  Hauptbestandteil  d«s  Solls'' 
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iahlenmäßig  darg^estellt.  Das  Ist  besteht  in  dem  Erlös  äüe 
Fahrkarten.  Wird  Soll  und  Ist  in  einem  Abrechnuugs^ 
i>uch  gegenübergestellt  und  am  Monatsschluß  nach  dem  Abzug 
des  Ist  vom  Soll  "das  verbleibende  Soll  ans  den  Bestandteil 
)>erechnei,  dann  können  sich  die  Ausgabestellen  selbst  kon- 
rrollieren.  Wenn  dann  der  YerkehrskontroUe  ein  Auszug 
ans  dem  Abrechnungsbuch,  der  vorher  an  die  Fahrkartenver- 
\valtung  zur  Bescheinigung  des  Werls  der  über-\viesenen  Falir- 
kartenbestände  zu  gelangen  hat,  eingereicht  wii-d,  dann  ist 
eine  vollgültige  Unterlage  für  den  Geldyerkehr  in  den  Fahr- 
kartenausgaben erbracht.  Auf  cücse  sich  stützend,  kann  der 
Kasseni-evisor  nach  den  vorhandenen  Fahrkartenbe&tändeu 
eine  von  allen  Faktoren  unabhängige  Feststellijng  der  Ein- 
nahmen und  Kontrolle  der  bisherigen  Ablieferungen  vor- 
uelinien.  Der  Geschäftsgang  in  den  Fahrkartenausgaben  mit 
den  haujitsächlichsten  Abänderungen  von  dem  jetzigen  Ver- 
t'ahi'en  -s«i  nachstehend  gedrängt  wiedergegeben  : 

Die  Anforderung  der  Fahrkarten  erfolgt,  wie  bisher,  nach 
den  hierfür  erlassenen  Bestiniuiungen,  jedoch  auf  Bedarfs- 
listen, die  durch  eine  Spalte  „Sollbetrag"  zu  ergänzen  sind. 
Nach  Eingang  bei  den  Ausgabestelleu  sind  sie  in  den  Fahi- 
kart'cnausgabebüeheiu  außer  mit  der  Stückzahl  noch  mit  dem 
Betrage  für  jede  Station  in  einer  auch  hier  einzurichtenden 
Spalte  „Sollbetrag-  in  Zugaug  zu  bringen.  Jede  Bedarf t^listi' 
ist  alsdanu  mit  ihrem  Gesamtbetrage  in  einem  .\breehniiiigs- 
imch  zum  Soll  zu  stellen.  In  der  Anforderimg  der  Blaakett- 
und  ^[onat-sblankettkarteu  tritt  eine  Änderung  nicht  ein. 

In  den  Fahrkartenausgaben  wird  als  Hauptbuch  ein  Ab- 
rechnungsbuch geführt,  die  Eiutragungen  in  dasselbe  obliegen 
dem  Dieustleiter.  Es  enthält  link-sseitig  das  Soll,  rechtsseitig 
<las  Ist  und  ist  nioiiatlich  abzuschließen.  Außer  dem  den 
llauptb<?standteil  des  Solls  bildenden  Werte  der  Fahrkarten 
gehören  zum  Soll:  der  Ertrag  der  Blankett-  und  Monats- 
hlankettkarten  und  sonstige  Überweisungen,  die  di  i  Ansgalie- 
stelle  zur  Einziehung  zugehen,  z.  B.  Erträge  für  Souderziigc. 
Schülerzeitkarten,  von  anderen  Ausgabestellen  augeforderte 
Fahrkarten  usvs'.  Das  Ist  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Be- 
trage der  Ablieferungen  an  die  Stationskasse,  aus  den  ge- 
zahlten Erstattungen  und  aus  der  Gutschrift  des  Geldwerts 
•der  verstempelten  Fahrkarten  und  Kinderkartenabschnitte. 
Diese  Gutschrift  muß  aus  dem  Grunde  erfolgen,  weil  das  Soll 
aus  nur  ganzen  und  in  ununterbrochener  Reihenfolge  gelie- 
ferten Werten  besteht  und  das  am  Monatsschluß  zu  iiciech- 
aende  Soll  sich  nur  au«  vollen  Werten  bestimmen  läßt.  Mit 
Ausnahme  des  alsbald  nach  Eingang  der  angeforderten  Fahr- 
karten zu  buchenden  Betragens  der  Fahrkarlenbedarfslistcn 
luid  des  täglich  zu  buchenden  Betrages  der  Ablieferung  au 
die  Stationskasse  erfolgt  die  Buchung  der  übrigen  Beträge 
am  Monatsschluß,  nach  ihrer  Aufnahme  in  eine  Nachweisung 
a  bschnittsweise  summarisch. 

In  die&er  Nach^^•eislmg  besteht  (üe  Rechnuugsiegling  für  dir 
Verkeirrskontiollr.  Sie  ist  ihr  monatlich  mit  dca  Belegen  ein- 
zureichen. Bis  zur  Einführung  der  Eeich.-eisenbahugemein- 
schaft  sind  ihr  Nachweisungeu  über  dir  iai  Verkehr 
mit  fremden  Bahnen  verausgaljten  Fahrkarten  beizufügen. 
Die  Rechnung  über  den  Binnenverkehr,  die  Hauptarbeit  dei- 
jetzigen  Rechnungslegung,  die  bei  großen  Ausgabestelle/! 
tagelang  alle  Kräfte  iu  Anspruch  uinimt,  fällt  fort.  Daniii 
<  utfällt  der  Stützpunkt  des  heiitigoa  Syslcin-s,  uud  eine  ge- 
waltige Schreibarbeit  hört  auf. 

Nach  Abgang  der  Nachweisungen  ist  das  Abrechnungsbuch 
provisorisch  abzuschließen,  das  Ist  \om  Soll  abzusetzen,  das 
verbleibende  Soll  in  den  Fahrkartenausgaljelxichcrn  aus  dem 
Werte  der  verliliebenen  Bestände  zu  Ijerechnen  und  das  Er- 
gebnis in  einem  Schalterprüfungsbuch  darzustellen.  Die  Yer- 
kehrskontrolle  prüft  die  ihr  zugegangenen  Belege  und  Nach- 
weisungen, stellt  bei  Richtigbefund  oder  nach  Richtigstellung 
und  Erledigung  etwaiger  Erinnerungen  ein  Auerkenntnis  aus 
und  übersendet  es  den  Fahrkartenausgaben,  die  es  bei  der  Re- 


"  Vision  dem  Revisor  vorzulegen  haben.  Die  Tätigkeit  der  Vei 
kehrskont-i-olle  beschränkt  sieh  also  auf  die  Prüfung  ihr  fai 
sächlich  vorliegender  Belege  und  vermindert  sich  in  diesem 
Zweige  ihrer  Geschäft sfühiung  derart,  daß  zur  Kontrolle  aller 
Fahrkartenausgaben  eines  Bezirks  der  zehnte  Teil  der 
jetzigen  Arbeitskräfte  ausreichen  wird.  Eine  \'ermincle- 
rung  des  die  Abrechnung  mit  fremdem  Bahnen  bewirkenden 
ßeamtenpersonals  tritt  bis  zur  Einführung  der  Reichseisen- 
l.iahngemeinschaft  nicht  ein. 

Nach  Eingang  der  Anerkenntnisse  bei  den  Fahrkartenaus- 
gaben ist  das  Abrechnungslnich  im  Soll  und  Ist  für  den  be- 
treffenden Monat  endgültig  abzuschließen,  das  Ist  vom  Soll 
abzusetzen  und  das  verbleibende  Soll  auf  den  näehsten  Monat- 
zu  übertragen.  Ein  in  doppelter  AiLsfertigung  aufzustellende!- 
Auszug  aus  dem  Abrechnungsbuch,  welcher  die  Sollbeträge 
in  Abschrift,  von  den  Istbeträgen  die  der  Ablieferungen  au 
die  Stationskasse  in  einer-  Summe,  die  übrigen  einzeln  auf- 
führt, geht  hierauf  an  die  Fahrkartenverwaltung  und  von 
dieser  an  die  Verkehrskontrolle.  Beide  Dienststellen  prüfen 
den  Auszug  und  bescheinigen  beide  Ausfertigungen  nach 
Richtigbefuad  oder  Richtigstellung  und  Erledigung  etwaiger 
Erinnerungen.  Die  Verkehrskontrolle  fertigt  auf  Grund  des- 
selben die  Sollisten  aus,  behält  eine  Ausfertigung  zurück  um! 
übersendet  die  andere  an  die  Fahrkartenausgabe,  die  sie  dem 
Re\-iisor  bei  der  Revision  vorzulegen  hat. 

Das  sind  die  Grundzüge  der  Buchführung  für  die  Fahr- 
kartenausgaben, die  in  gleicher  Weise  auch  für  die  Gepäck- 
abfertigungen einzuführen  wären. 

Losgelöst  von  der  Verkehrskontrolle,  obüegt  die  .Über- 
wachung der  (Jeschäftäführung  und  des  Kassien dien.stes  "der 
Fahrkartenausgaben  und  der  Gepäckabfertigungen  nunmehr 
uneingeschränkt  den  Kassenrevisoren.  Das  Soll  des  Abrech- 
nungsbuches gewährleistet  die  imabhängige  Feststellung  de.- 
Ist.  Solläüderungen  infolge  Tariferhöhungen  oder  -herab- 
sitzungen  oder  infolge  nachweist)aren  .Verlustes  von  Fahr- 
kartenbeständeu  durch  Diebstahl,  Feuer  oder  sonstige  den 
Angestellten  nicht  zur  Last  fallenden  Umstände  unterliegen 
der  Kontrolle  der  Revisoren.  Die  heute  alle  zwei  Jahre  drei- 
mal stattfindenden  Kassenreivisionen  können  im  Hinblick  auf 
die  einwandfreien  Bescheinigungen  der  Fahrkartenverwaltung 
und  der  Verkehrskontrolle  auf  jährlich  eine,  wie  in  kaufmän- 
nischen Betrieben,  herabgesetzt  werden.  Der  Gang  der  Re- 
vision ist  kurz  folgender:  Nach  Aufnahme  der  Barbestände 
und  Abschluß  der  Ausgabebücher  und  des  Abrechnungsbuche« 
erfolgt  Aufnahme  aller  Fahrkartenbestände  nach  den  Aus- 
g.abebüchem,  Übernahme  der  Bestandsnummern  in  Eevisions- 
aachweisangeu  uud  hierin  Ermittelung  der  Werte.  Zur  Gegen- 
kontrolle nehmen  die  Abfertigungsbeamten  dieselbe  Wert- 
ermittelung du  den  Ausgabebüchern  vor.  Die  hiemach  auf- 
zustellende Bilanz  hat  als  Sollposten  zu  enthalten:  das  laut 
Eevisionsnachweisung  errechnet«  FahrkarlensoU,  die  Summe 
des  Betrages  der  ausgestellten  Blankett-  und  iMonatsblanketl- 
karten,  sowie  etwaige  besonders  eingezogene  Beträge;  als 
Fstposten:  den  vorgefundenen  Barbestand,  das  Saldo  des  Ab- 
rechnungsbuches, den  Betrag  der  verstempelten  Karten  und 
der  Kinderkartena)>schnitte  und  die  Summe  der  Erstattungen. 
Abweichungen  des  Solls  vom  Ist  ergeben  sich  ohne  weiteres 
aus  einem  Vergleich  der  Sollsummen  der  Ausgabebücher  uiil 
denen  der  Revi.sionsnachweisung.  Die  Bilanz  ist  der  mathe- 
matische Beweis  der  Richtigkeit  der.  Geldablieferungen  au 
die  Stationskasse  und  belegt  la  den  Revisionsnachweisungen 
gleichzeitig  die  Richtigkeil  der  der  A''erkehrskontrolle  zuge- 
gangenen Nachweisungen  über  die  im  Verkehr  mit  fremden 
Bahnen  verausgabten  Fahrkarten.  Nach  Richtigbefuud  bzw. 
Richtigstellung  der  Bilanz,  Prüfung-  der  von  der  Verkehrs- 
kontrolle eingegangenen  Auerkenntnisse  und  der  bescheinig- 
ten Auszüge  aus  dem  Abrechnungsbuch  geht  die  Bilanz  nebst 
einem  Auszug  au®  dem  Abi-echuungsbuch,  enthaltend  die  Be- 
träge vom  Monatscrsten  bis  zum  Revisionstage,  mit  der  auf- 
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zunehmenden  EeTisioneverhandlvmg  an  die  Fahrkartenvier- 
vralttmg  und  die  VerkehrskontroUe  zwecke  Prüfung  der  tob 
diesen  Dienststellen  noch  nicht  festgestellten  Angaben. 

Uusere  Zeit  verlangt  eine  Selbstverwaltung  und  den  ßrucli 
mit  der  Bürokratie.  Der  Hebel,  di«  jetzige  l>ärokratische  Rech- 
nungslegung zu  brechen,  ist  die  kaufmännische  Buchführung. 
Er  zerreißt  das  Zahlengewebe  der  Reclmungen,  in  dena  «ich 
alle  unlauteren  Machenschaften  von  Angestellten  verstecken 
können,  schafft  klare  Übersicht  über  den  Stand  der  Kasse  und 
erleichtert  die  Fahrkartenausgaben  um  eine  gewaltige  Schreib- 
arbeit. Das  Eäderwerk  der  Zahlen  des  Abreehnungsbuches 
läßt  fehlerhaftes  Arbeiten  und  Unredlichkeiten  nicht  durch, 
PS  würde  sie  gegen  die  von  der  Fahrkartenverwaltung  zahlen- 
mäßig festgestellte  Sollseite  pressen  und  einzeln  zutage  för- 
dern. Die  Arbeit  der  Verkehrj?kontrolleu  wird  derart  ver- 
mindert, daß  sich  nach  Einführung  der  Reich seisenbahnge- 
iiieinschaft  je  vier  bis  fünf  Verkehrskoutrollen  zu  einer  zu- 
.«ammenlegen  lassen  werden,  was  eine  hofh  in  die  Millionen 


giehende  Ersparnis  bedeutet..  Es  sei  noch  erwähnt,  daß  di« 
vormalige  Altona-Kieler  Eisen^bahn  eine  der  oben  beschrie- 
benen ähnliche  Buchführung  eingeführt  hatte,  die  sich,  nach 
einem  vorliegenden  Briefe,  vorzüglich  bewährte.  Sie  wurd^■ 
bei  der  Verstaatlichung  dieser  Bahn  aufgegeben,  weil  man 
sich,  der  Gleichmäßigkeit  halber,  dem  Staatsbahnsystem  an- 
schließen mußte.  -       .  (. 

Die  beiden  Beispiele  lassen  den  gegenwärtigen  Stand  und 
ilie  Entwicklungsmöglichkedt  von  wichtigen  Einrichtungen  des 
Eisenbahn weseus  erkennen.  Millionen  können  erspart  und 
die  ge.sauite  Vcrkehrsabfertigung  vereinfacht  werden.  Die 
A'orschläg-e  sehen  die  fast  völlige  Beseitigung  der  Verkehrs- 
kontroUe 1  vor.  Klafft  aber  ein  Spalt  in  dem  Gebäude  unseres 
Verwaltuu.i;\s.sy.-ti')ii^.  dsiiiii  fallen  andere  Teile  nach,  da  all-e 
miteinander  A^<rwachseii  sind.  Die  Not  der  Zeit  wird  uns 
dazu  zwingen,  uns  nicht  mit  bloßem  Flickwerk  zu  begniigen. 
sondern  zu  einem  völligen  Neubau  zu  solireiten.  Möchten  diese 
Anreguno'eT)  dal^ei  von  Nutzen  sein ! 


Güterwagenausbesserung. 

\'on  Reguerujigs-  und  Baurai  (irehüni 


Die  Ausbe-sserungSÄÜterwagen  sind  alii  Massengegenstäude 
anzusehen.  Bei  ihrer"  Behandlung  ist  daher,  wie  bei  allen 
-Massengegenständen,  Vorbedingung  eine  richtige  Sortierung. 
Sie  ist  für  die  Beschleunigung  der  Ausbesserung  von  größerer 
Wichtigkeit  als  alle  rsonstigen  werkstattsorganisatOrisehen 
Einrichtungen.  Sie  soll  bewirken,  daß  Wagen  mit  kleinereu 
Schäden  nicht  länger  auf  Ausbejssening  warten,  als  nötig  und 
keine  überflüssigen  Wege  machen.  Sodann  soll  sie  ermög- 
lichen, diejenig-en  Gattungen,  die  besonders  dringlich  für  die 
Ausbesserung  ^sind,  auch  wirklich  schnell  zu  erfassen..  Daß 
bei  der  seitherigen  Organisation  die  Wagen  mit  kleinereu 
Schäden  häufig  nicht  rechtzeitig  wirksam  herausgezogen 
werden,  ist  eine  von  allen  Stellen  >>eklagte  Tatsache.  Um 
gründlich  Abhilfe  zu  schaffen,  ist  da-s  Werkstättenamt  a  Saar- 
brücken-Burbach, mit  Genekmigung  der  Eisenbahndirektion 
Saarbrücken,  seit  zwei  Jahren  zu  einer  Einrichtung  überge- 
gangen, die  in  folgendem  beschrieben  ist. 

Als  Grundforderung  ist  aufgestellt,  <laß  Wagen,  die  nur  eine 
eintägige  Ausbessemngszeit  haben,  die  Hauptwerkstätte  ül>ei  - 
haupt  nicht  berühren  dürfen,  sondern  in  den  Betriebswerk- 
stätten hergestellt  werden  müssen.  Deshalb  wurde  vom  Werk- 
stättenamt ein  Beamter  (Werkführer),  der  sich  besonders 
eignet  und  mit  den  Einrichtungen  der  Hauptwerkstätte  und 
ihren  wechselnden  Erfordernissen  dauernd  vertraut  gehalten 
\vird.  aaif  dem  Verschiel>ebahnhof  eingestellt  mit  der  Aitfgabc, 
alle  für  die  Hauptwerkstätte  und  die  Betriebswerkstätten 
eingehenden  Ausbesserungswagx»n  auf  ihre  Schäden  zu  besich- 
tigen und  zum  Zeichen,  daß  er  sie  besichtigt  hat,  ein  Kreide- 
merkmal anzubringen.  Auch  mirde  angeordnet,  daß  alle 
in  Saarbiücken  für  die  Haupt  wer  k.stäite  eingehenden  Wagen 
nicht"  unmittelbar  der  Hauptwerkstätte,  sondeni  erst  diesem 
„Verteiler"  auf  dem  A'erschiebebahnhof  zugeleitet 
werden.  Der  A^erteiler  hat  eine  Dienstvorschrift,  nach  der 
er  mit  allen  Betriebswerkstätteu  in  Saari>rücken  dauernd  in 
Verbindung  stehen  und  diesen  so  viele  Wagen  zuschicken 
muß.  wie  sie  nur  irgend  aufnehmen  können.  Reicht  der  Platz 
.nicht  aus.  so  werden  doppelte  Schichten  eingelegt;  ich!  die 
.\rbeiterzahl  nicht  aus,  so  Averden  solche  \  on  der  Hauptwerk- 
.stätte  den  Betriebswerkstätten  zugeschickt. 
_  In  der  Hauptwerkstätte  wird  nachgeprüft,  ob  der  Wagen- 
verteiler keine  Wagen  durchläßt,  die  von  einer  Betriebswerk- 
stättc  hätten  hergesteilt  werden  können.  Auf  diese  Weise 
wird  erreicht,  daß  tatsächlich  solche  eintägigen  Wagen  über- 
haupt nur  in  Ausnahmefällen  zur  Hauptwerkstätte  gelangen, 
im  übrigen  sämtlich  in  den  Betriebswei'kstätteu  hergf.s'"Ilt 
werden.  Besonders  hat  sich  die  Wirkung  gezeigt,  bei  Wauen- 
zügen,  dievon  anderen  Bezirken  der  Hauptwerkstätte  zugeführt 
werden,  nachdem  sie  vielleicht  schon  längere  Zeit  .gestände n 
hatten.  So  konnten  aus  solchen  Zügen  von  dem  Verteiler  elA\a 
■jO— 70  %  der  Wagen  vor  der  Fahrt  nach  der  Hanptwerkstäit  e 
herausgezogen  und  den  Betriebswerkstätten  zugestellt  werden, 
die  ohne  die  Tätigkeit  des  Verleileis  sämtlich  den  Wen 
zur  Hauptwerks tätte  genommen  hätten.  Im  ganzen  wurde 
erreicht,  daß  ein  Wegfall  von  etwa  SO  %  an  solchen  Wageji 
•antrat,  die  zur  Haupt werkstätte  liefen,  während  sie  in  einer 
l*etriebswerkstätte  hätten  avisgebes.sert  wei'den  können.  In- 
lolge  der  Tätigkeit  des  Verteilers  kann  es  auch  nicht  Mri- 


kommen,  daß.  wenn  von  der  Hauptwerkstätte  Wa.gen  abge- 
lenkt werden,  sieb  solche  mit  leichten  Schäden  darunter  be- 
finden, um  so  weniui-r.  als  die  der  Haupt  werkstätte  zugefübr- 
ten  Waut'u  doji  <'ine  nochmalige  Soudeiung  durchmachen. 


Skizze 


Skizze  2. 


Skiz/c 


Außer  der  rUiuenliichiiL  \'trieüuuK  der  Wagen  hat  dej-  Ver- 
teiler die  Aufgabe,  in  dauejnder  enger  Fühlung  mit  der  Bahn- 
hofsleitung  zu  bleiben  und  diese  auf  alle  'Mißstände,  die  zm 
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Verlänfferuiifi:  der  Ausbesserunerszedt  beitragen,  aufmerksam 
zu.  maclKTi.  Kann  «r  mit  dem  Bahnhof  nicht  einiff  werden 
so  iiat  dem  Werkstättenamt  Mitteilung  zu  machen.  Er  hat 
lerner  das  ^  erscbiebe-,  Zug-  und  Wagenpersonal  immer-  unter 
Augen,  das  durch  mancherlei  Bequemlichkeiten  und  Unarten 
<-benialls  dazu  beiträgt,  daß  die  von  ihm  leider  als  ziemlich 
(nebensächlich  behandelten  Ausbesiserung-swagen  nicht  mit  der 
'^o^^S.^^  Beschleunigung  ihr-em  Zwecke  zugeführt  werden. 
Um  che  Tätigkeit  des  Verteilers  und  deren  Überwachung  und 
Unterstützung  wirkungsvoll  zu  gestalten,  war  es  erforderlich, 
daß  auch  die  Überwachung  der  Ausbesserung  von  Güterwagen 
m  den  Betriebswerkstätten  in  tüe  Hände  des  Werkstättenamt'; 
g^elegt  wurde. 

,.2"^  Wa^uuff  <ies  Zusammenhanges  zwischen  Hauptwerk- 
statte Be  riebswerkstätten.  Verteilern  und  Bahnhöfen  hat  die 
Mauptweiiistatte  einen  besonderen  „V e r m  i  1 1 1  u  n  o-  g  ■^ve  r  k 
meist  er«  bestimmt,    dem  die  BetriebswerfcstätteS  und  die 
Verteiler  unterstellt  -sind,  der  auch  für  Versorgung  der  Be- 

riebswerkstatten  mit  Werkstoffen  und  Arbeitern  verantwort- 

l'lCli  ist« 

Es  wird  empfohlen,  die  geschilderten  Einrichtungen  ver- 
suchsweise allgemeiner  einzuführen  und  im  ganzen  darauf 
Hinzuzielen,  daß  die  Leitung  der  Wagenausbesserung  nicht 
.  rst  in  der  Hauptwerkstätte,  sondern  schon  von  dem  Augen- 
li'"  13  ,Z."saJ^menströniens  der  Ausbessemngswagen  '  auf 
den  Bahnhofen  an  die  Werkstattsleitung  übertragen  wird 
Damit,  auf  dem  gesamten  Gebiet  der  Güterwagenausbesseruno- 
ein  einheitliches  Durchgreifen  und  eine  einheitliche  Verant- 
■«vortung  möglich  ist,  würde  den  Leitern  der  Werkstätten- 
amter  da.her  zweckmäßig    nicht  nur  wie    bisher  ihr  abge- 
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sohlossener  Einzelbetrieb  unterstellt,  sondern  es  würden 
ihnen  tatsächlich  alle  Ausbesserungisangelegenheiten  für  den 
gan2>en  Amtsbezirk  übertragen.  Die  Werkstättenämter 
wiu-den  somit  gewissermaßen  in  Wagenausbesserungsämtei- 
verwandelt.  Daß  diese  Umwälzung  trotz  aller  etwa  befürch- 
teten bch-wiengkeiten  möglich  ist,  zeigt  der  zweiiährige  gün- 
stige Verlauf  in  Saarbrücken. 

,  Sortierung  der  Wagen    in  den  Hauptwefkstätten 

betrittt,  so  hat  es  sich  herausgestellt,  daß  vor  allem  auf  die 
Schaltung  genügender  Gleisanlagen  zu  sehen  ist.  Ohne  sie 
ist  eine  Sortierung  nicht  möglich.  Die  häufig  getroffene  Ein- 
richtung daß  die  Schiebebühne  jeder  Halle  nur  ein  einziges 
Zufuhi-gleis  hat,  ist  falsch.  Es  muß  vielmehr  eine  ganze  An- 
zahl Gleise  von  dem  Schleppseil  der  Innenschiebebühne  aus 
unuiittelbar  erreicht  werden  können,  damit  die  Schiebebühne 
auch  tatsächlich  die  Wahl  hat. 

Die  isei^ther  häufig  angetroffene  Gleisanlage  ist  in  Skizze  1 
(  argestellt.  Bei  ihr  ist  jedoch  für  die  richtige  Verwertuno- 
der  Sortierung  die  Benutzung  einer  Außenschiebebühne  außer 
der  Innenschiebebuhne  erforderlich,  was  sehr  umständlich  ist 
und  namentlich  dadurch  verzögernd  wirkt,  daß  die  Außen- 
sohiebebuhne  infolge  Überlastung  nicht  nachkommen  kann. 
J^-ur  zweckmäßig  wird  bei  vorhandenen  Werkstätten  eine  An- 
ordnung nach  Skizze  2  gehalten,  wobei  durch  Anlegung  von 
VVeichenstraßen  vor  den  Einfahrtstüreu  der  Innenschiebebüli- 
nen  eine  unmittelbare  Erreichung  der  gewünschten  Wagen - 
gattungen  durch  das  Schiebebühnens.eil  möglich  ist.  Bei  Neu. 
anläge  von  Werkstätten  liämo  auch  eine  Anordnung  uemäll 
Skizze  3  in  Frage. 


Der  Suez-Kanal  in  seiner  Einwirkung  auf  das  europäische  Verkehrswesen. 

Von  Franz  Woas-Wiesbaden. 


Am  1/.  November  d.  J.  sind  es  fünfzig  Jahre,  daß  der  Suez- 
Kanal  eröffnet  wurde.  Unwillkürlich  macht  an  einem 
S9lchen  Gedenktage  der  ewig  forthastende  Menschengeist  für 
eine  kurze  Zeit  Halt,  um  bis  zum  Anfange  dieser  Zeitspanne 
ziiruckzu.schauen ;  mit  Fug  und  Eecht  stellt  man  (üe  Frage- 
Hat  der  Kanal  erfüllt,  was  man  von  ihm  erwartete? 

Man  wird  dabei  naturgemäß  in  erster  Linie  den  Seever- 
kehr im  Auge  haben;  aber  es  ist  klar,  daß  auch  der 
Landverkehr  mit  seinen  Eisenbahnnetzen  stark  in  Betracht 
kommen  muß,  weil  See-  und  Eisenbahnverkehr  aufs  engste 
miteinander  im  Zusammenhang  stehen. 

Gerade  bei  dem  Suez^-Kanal  zeigt  sich  das  in  deutlichster 
\Veise;  denn  er  hat  dem  Eisenbahnverkehr  geradezu  o-anz 
ueue  Wege  gewiesen.  War  vor  seiner  Zeit  die  Hauptrichtung 
tur  den  europaiscli.en  Weltverkehr  im  wesentlichen  eine  ost- 
westhche  und  west-östliche,  so  trat  durch  die  Eröffnung  des 
Seeverkehrs  durch  den  Suez-Kanal  eine  nord-südliche  und 
-u(l-nordiiche  Richtung  hinzu.  Alle  euix)päischen  Seehäfen 
fanden  bis  dahin  ihre  Hauptziele  in  Amerika,  das  sie  von 
nesten  her  anzog,  oder  auch  in  Asien,  das  schlechter- 
(Ijngs  auch  nicht  gut  anders  zu  erreichen  war,  als  durch  West- 
tahrten,  die  schließlich  um  das  Kap  der  Guten  Hoffnung  nach 
dem  ersehnten  fernen  Osten  führten.  Der  Weg  durch  den 
Suez-Kanal  war  aber  um  so  viel  kürzer,  daß  eine  alsbaldige 
Schwenkung  des  Verkehrs  unausbleiblich  war,  und  diese 
.Schwenkung  mußte  dann  der  Landverkehr  mit  seinen  Eisen- 
bahnen un-R-eigerlich  mitmachen. 

So  haben  -wir  es  in  diesen  hinter  uns  liegenden  50  Jahren 
in  der  Tat  miterlebt,  daß  .einmal  die  vorher  schon  vorhan- 
deiien  Eisenbahnen,  die  in  Europa  südwärts  führten,  eine 
bisher  nicht  gehabte  Bedeutung  gewannen,  andermal  alsbald 
eine  Reihe  von  neuen  Linien  zustande  kam,  die  ohne  den 
Jsuezr-Kanal  kaum  so  rasch  entstanden  wären.  Der  Kanal 
war  zunächst  die  Veranlassung,  -daß  mehrere  Seehäfen  die  hU 
'laliin  von  nur  mittlerer  oder  gar  untergeordneter  Bedeutung 
-waren,  zu  deutlich  merkbarem  Aufsch-wunge  kamen.  Es  be- 
tritft  dies;  zum  Teil  solche  Häfen,  die  erst  durch  ihn  zu 
rjclitigen  Weltplatzen  -wurden,  -^vie  Genua.  Neapel,  Triest  und 
^^..■2:«wissem  Maße  auch  Marseille.  Es  war  ganz  selbstver- 
^itandlich,  daß  für  diese  Seehäfen  das  Eisenbahnnetz  ihres 
Hinterlandes  dem  anstürmenden  neuen  Verkehr  entsprechend 
auso;.ebaut  -werden  mußte.  Die  Alpenbahnen  über  den  Mont 
uenis  und  tlen  Brenner  wäien  nie  zu  solcher  Bedeutung  ge- 
äugt, dic.ienigen  über  den  St.  Golthard  und  den  Simplen' viel- 
ieicht  nullt,  (oder  jedenfalls  erst  viel  später)  gebaut  -n'orden 
oline  den  Suez-Kanal. 

Eine  ähnliche  Wirkung  hat  der  Kanal  auf  die  Eisenbahnen 
der  beiden  anderen  Erdteile  gewonnen,  die  für  ihn  in-  BetrselH 
l<onmien:     Afrika    und     Asien.      Das  Eisenbahnnetz 


Ägyptens  bis  vor  50  Jahien  geradezu  ein  kümmerliches,  hat 
eine  Ausdehnung  und  Verdichtung  erfahren,  wie  man  da,s  in 
einem  Lande  mit  so  spärlicher  und  völlig  rückständiger 
Bevölkerung  niemal«  hätte  erwarten  können.  Mit  der  Er- 
öffnung des  Kanals  gewann  das  Land  aber  eine  solche  Bedeu- 
taing,  daß  sich  frir  eine  Fülle  von  Eisenbahnlinien  die  vollste 
Berechtigung,  Notwendigkeit  und  auch  Verzinsung  ero-äb- 
alle  großen  Häfen  des  Landes,  Alexandrien,  Port-  Said' 
Ismailia,  Suez  bekamen  ihre  reichhaltigen  Eisenbahnverbin- 
dungen; auch  nach  dem  Süden  zu  erweiterte  sich  das  Netz 
,ia,  westwärts  griff  es  bis  tief  in  die  'Wüste  hinein  und  noch 
immer  weiter  ist  es  heute  in  der  Ausdehnung  begriffen 

Auf  dem  benachbarten  Boden  A  s  i  e  n  s'  verzögerte  sich  der 
.sichtbare  Einfluß  des  Kanals  auf  die  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnnetzes freilich  etwas:  aber  der  schließlich  erfolgte  Aus- 
bau der  Hedschasbahn  hängi  unzweifelhaft  ebenfalls  mit  dem 
Suez-Kanal  zusammen,  da  mit  ihm  eine  Fülle  von  neuem  Ver- 
kehr in  (Uese  Weltecke  gekommen  ist.  die  sonst  niemals  zu 
irgendwie  bedeutsamem  Verkehi-  gelangt  wäre. 

Während  des  Weltkrieges  ist  dann  noch  eine  den  "Kanal 
überquerende  Eisenbahnlinie  lünzugekommeu,  welche  die  bis- 
hei'  fehlende  Verbindung  der  ägyptischen  und  syrischen 
Eisenbahnen  schuf.  Auch  von  den  Eisenbahnen,  die  einer- 
seits von  Suakin,  andererseits  von  Djibouti  aus  ins  afrika- 
nische J'estland  hin  eingebaut  worden  sind,  kann  man  mit 
voller  Berechtigung  sagen,  daß  beide  ohne  den  Suez-Kanal 
niemals  ausgeführt  -\vorden  -wären.  Dieser  Kanal  hat  eben 
allen  diesen  Gebieten,  die  er  erst  dem  Weltverkehr  eröffnete, 
eine  bis  dahin  nicht  bestandene  B^edeutung  gegeben. 

Was  der  Suez-Kanal  im  übrigen  für  den  Weltverkehr  zu 
bedeuten  hat,  -wde  ler  die  Erwartungen,  die  man  von  ihm  bei 
der  Eröffnung  hegte,  erfüUt  hat  -  darüber  lange  Worte  zu 
machen,  dürfte  sich  hier  erübrigen.  Vor  un.-cren  sehenden 
Augen  hat  sich  ja  auch  in  diesem  ersten  Halbjahrhundert 
des  Bestehens  seine  B-estimniung  klar  vollzogen;  er  ist  zu 
einer  allerersten  ■\\  clistralle  für  den  Verkehr  aller  fünf  Erd- 
teile geworden,  und  er  wird  dies  auch  fernerhin  bleiben. 
Freilfch  ist  inz^^'ischen  der  Panama- Kanal  zum  Wett- 
bewerb ihm  hart  zur  Seite  getreten;  aber  daß  er  ihn  emp- 
tindlich  schädigen  würde,  davon  kann  nicht  die  Rede  sein. 
Er  wird  nur  dafür  sorgen,  daß  der  Suez-Kanal  nicht  etwa 
veraltet,  daß  er  \iehnehr  um  so  ausgiebiger  seine  Zwecke 
erfüllt;  zumal  es  bei  ihm  jetzt  darauf  ankommt,  <lGn  Wett- 
1>ewerb  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Welt  im  fernen 
Osten  künftig  zugun.sten  dpr  alten  Welt  zu  unterstüt-zen. 

Damit  wird  der  Kanal  auch  auf  die  weitere  Eni wi.khmu 
des  europäischen  Eisenbahnnetzes  seine  starke  Eiirwirkunu 
nach  -wi-e  vor  behalten. 
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Nachrichten. 

V  e  r  e  i  n  s  g  e  b  i  e  t. 
Deutschland. 


-  \>ibesiscite  Kohlenbeförderunff.  Das  Beiehsveikehis- 
H»iiii6.K'num  teilt,  v,  ie.  wir  der  .,D.  Alla;.  Zt?."  vom  11.  .1.  M. 
entnehmen,  hierüber  l'ol.o€udeÄ  mit:  '  Die",  einschneidenden 
Maßna  hmen  der  Ei  sen  bahn  verTraltuito;-  haben  im  Euhr^ebiete 
Ijereits  zn  einor  ueuuensAverten  St'ei^-eruusr  der  Wao-en'^estel- 
lun.a-  für  Kohle,  Koks  und  Briketts,  geführt.  Während  in  den 
ersten  vier  Werktagen  der  voriaren  Woche  die  Wa  o-eneestel- 
lung  im  ganzen  .')8  8si  Wagen,  das  heißt  im  werktäglichen 
Durch-schnitt  1-4  595  AVa^-eu  betrug,  stieg  sie  iu  den  ersten 
vier  Tagen  der  laufenden  Woche  auf  70  714  Wagen,  mithhi 
aui  wei'ktatfhch  17  G79  Wagen.  Die  Steigemng  beträgt  mithin 
IIB  werktaglichen  Durchschnitt  rund  3000  Wagen  das  sind 
mehr  als  20  vom  Hundert.  Gestern  wurden  annähirnd  18  500 
Waaen  gestellt,  eine  Zahl,  die  seit  Juli  d.  Js.  nicht  mehr  er- 
reicht worden  ist. 

—  Die  Besehlagnahnio  der  PrivatÄÜterA\ay;en.  Das  Reichs- 
^■erkehrsministerium  teilt  mit:  Die  Verordnung  über  die  Be- 
ichlagnahme  der  Privatwagen  ist  im  „Eeichsgesetzblatt"  er- 
schienen. Alle  für  die  Beförderung  von  Kohlen.  Koks  und 
Briketts  eingestellten  Privatgüterwagen,  die  im  öffentlichen 
k  erkehr  verwendbar  sind,  unterliegen  der  Beschlagnahme 
ind  werden  von  der  Eisenbahn  Verwaltung,  in  deren  Park  sie 
iinßc.stellt  «ind,  im  öffentlichen  Verkehr  zugunsten  der  411- 
[pmeinheit  verwandt.  Auch  diese  Maßnahme  "bedeutet  ein 
lefes  Eingreifen  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  und 
rird  von  den  Emstellern  der  Privatwagen  vielfach  als  Härte 
jmpiimden.  Um  L  ngleichmäßigkeiten  •,vorzul>euox}n,  waren 
ie  Eisenbahndirektioneu  schon  längere  Zeit  angewiesen  die 
Anstellung  von  Privatwagen  für  Kohle  nur  zu  genehmigen 
renn  der  Eeich.skohleukommissar  zustimmte.  Bei  der  zit 
lähmenden  Kohlenknappheit  wurde  die  Ciefahr  einer  un- 
leichmäßioen  Versorgung  mit  Kohlen  immer  größer,  so  daß 
ie  Reich-sregierung  zu  rücksichlslo.^-em  DuichgiH^ifen  <.( - 
Wim gen  war. 

—  EisenbahutariferhöhuüK  oder  8ü/ialisieruns  der  IJinneu- 
chiffahrt?  In  der  Reichsregierung  finden,  wie  wir  der  B 
lörsen-Ztg.-  entnehmen,  zurzeit  Beratungen  s.tüti,  um  dem' 
jhreienden  Mißverhältnis  zwischen  dem  J^nteil  der  Eisen- 
ahnen  und  der  Binnenschiffahrt  am  Gütertransport  abzu- 
elten.  Die  Lage  i.st  dadurch  so  scinvierig,  daß  die  Eisen- 
ahnen mit  Defizit  auf  Staatskosten  arlx'iten.  was  äch  die 
nvate  Binnen.schiffahrt  naturgemäß  nicht-  leisten  kann 
ußer  den  beiden  Extremen  einer  wesenlliehon  Erhöhung' 
6r  Eiseubahntrachttarife  oder  einer  Inbesitznahme  der 
mnenschitfahrt  durch  den  Staat  komme  noch  die  Fra^-e  einer 
nterstutzung  der  Binnenschiffahrt  aus  öffentlichen^Mittelu 

i  Betracht.  Die  preußische  Schiffahrt sableiluug  ist  #eit  dem 
Oktober  dem  Reichsverkehrsministcrium  luiierstellt  da« 
ich  seiner  ursprünglichen  Bestimmung  ?jis  zum  1.  Vpril  iü'^l 
Lclu  in  den  Betrieb  eingreifen,  sondern  die  l'bernahme  der 
äsamten  Eisenbahnen  und  Wa.sser.straßcn  durchführen  sollte 
le  ungeheure  A  erkehrsnot  zwang  jedoch  entgefen  diesem 
roaramm,  einzugreifen.  Es  wurde  im  Reichsverkehrsmini- 
eri um  zu  diesem  Zwecke  eine  eigene  Verkehrsabieiluno- 
jscliatten,  die  auch  alle  wa-sserverkehrstechnischen  i'raopn 
L  bearbeiten  hat.  Die  Was.^erstraßenabteilung  des  ReiAis- 
irkehr.smini Stenums  hat  mit  dem  Binnenschiffahrt.sverkehr 
clits  zu  tun,  die  aus  Kl^eiscn  der  Binnenscliif fahrt  oeo-^n 
^es  Amt  erhobenen  Vorwürfe  ".mihI  dnliei  vdll'^'ändic- 
ibegrundet. 

—  Eisenbalinunjilüek  bei  Neumühl Katzdoii.    Am  lo  d  M< 

mnittags  8K-  Uhr,  fuhr  auf 'dem  Bahnhof  >^eumühl  Katzdorf 
;r  Güterzug  7o51  auf  eine  Rangierabteiliut</  {»uf.  Hierbei 
urden  \^er  IVisonen  gelötet,  eine  schwer  und  siebzehn 
icht  verletzt.  Der  Materialschaden  ist-  bedeutend.  "  Die 
;nuldlrage  ist  noch  nicht  einwandfrei  geklärt. 

-  Verkehrssperre  und  ScJuieelall.  Wie  die  P  P  N '■  aus 
hneidemühl  erfahren,  sind  die  guten  Wirkunaen  der  Ver- 
■ürssperre  g-anz  durch  die  Schneestürme  und  den  siarkei; 
•Ost.  d«r  teilweise  10  Grad  erreichte,  lauf  gehoben,  zumal  da 

sich  im  Bereich  des  \  erkehreamte«  Schneidemühl  in, 
Jter  ransport  in  der  Haupt^aehe  um  Kartoffeln  handeltv 
«  Montag  war  es  z.  B.  infolge  des  überaus  starken  Schne- 
iSl  "    •    "^^  möglich,    irgendwelche  Verladunoen  vorzu- 


Euie  Wirkung  der  Verkehrssperre  ist  in  E  ö.ni^Ä  sl»  g 
wenig  zu  verspüren,  da  auch  schon  vor  der  Sperre:  der  g-e- 
•samte  Güterverkehr,  soweit  Verladungen  in  Frage  kartion, 
gut  erledigt  werden  konnte. 

Die  Verkehrssperre  im  Eisenbahndirektionsbezirk 
Stettin  hatte  außerordentlich  gut  wirken  können,  wenn 
tler  starke  Schneefall  nicht  eingetreten  wäre.  Es  waren  ur- 
sprünglich tagHch  20  Güterzüge  aufgeÄtellt  worden.  W^gen 
des  schlechten  Wetters  konnten  aber  bisher  nur  5  abgelassen 
werden.  Durch  Kälte  und  Schneesturm  wird  das  Rano-ieren 
stark  behindert. 

In  Dan  zig  hat  die  Verkehrssperre  bisher  gut-e  Wirkun- 
gen gezeigt.  Betriebseinschränkungen  durch  den  Schneefall 
waren  bisher  nicht  notwendig.  Auch  im  B  r  e  s  1  a  u  e  r  ELsen- 
bahndirektionsbezirk  hat  die  Verkehrssperre  bi.sher  fünstif 
gewirkt,  wenn  auch  der  Schneefall  einige  Behinderungen  her" 
vorgerufen  hat.  42  Maschinen,  die  dem  Personenverkehr  enl- 
zogen  werden  konnten,  sind  für  den  Güterverkehr  dienstbar 
gemacht  worden. 

—    Anträge     des     wiirttcrab.    Staatsministeriums  Da< 

Württemberg] sehe  Staatsministerium  hat  einniütio-  beschlossen 
die  Reichsregierung  auf  das  dringendste  zu  er.sucheni 
sie  möge  1.  das  g  e  s  a  m  t  e  V  e  r  k  e  h  r  s  w  e  s  e  n  in  Deutsch- 
land^ mit  sofortiger  Wirkung  einer  mit  weitestgehenden  Voll- 
machten a usgestatteten  Z  e  n  t  r  a.  1  b  e  t  r  i  e  b  >s  1  e  i  t  u  u  g  u n - 
terstellen,  2.  Vorsorge  treffen,  daß  auch  nach  dem  15  No- 
vember durcli  geeignete  Einschiänkuugen  des  Personenver- 
kehrs die  Flüssigkeit  und  ausreicliende  Leistnnosfähigkeit 
des  Güterverkehrs  auf  allen  deutschen  Eisenbalinen  o-esichert 
ist^  3.  den  P  e  r  s  o  n  e  n  r.e  r  k  e  h  r  an  Sonn  tagten  auf 
allen  deut scheu  Eisenbahnen  bis  auf  weiteres  unter- 
•s  a  ge  n  .  4.  die  Benützung  von  Personen  k  r  a  f  t  wagen 
nur  an  Werktagen  und  in  iedem  einzelnen  Fall  nur  geo-en 
besondere  behördliche  Erlaubnis  zulassen,  5.  eine  besondere 
t  b  e  r  w  a  c  h  u  n  g  zur  Sich  e  r  s  t  e  1 1  u  n  g  regelmäßiger 
und  ausreichender  K  o  h  1  e  n  t  r  a  n  s  p  o  r  t  e  auf  dem  Rhein 
und  durch  .die  Bahn  nach  Süddeutschland  einrichten,  6.  eine 
weitere  Einschränkung  des  Verbrauchs  an 
G  a  s.  u  n  d  e  1  e  k  t  r  i  s  c  h  e  m  S 1 1-  o  in  für  das  ganze  Reich 
einheitlich  vorsclueiben  und  ebenso  eine  einheitliche 
Pohzeisperrstunde  für  alle  öffentlichen  Lokale  vorschreiben 
die  nicht  nach  10  Uhr  abends  liegen  soll.  —  Die  Bevölkerung 
>uddeutschlands  vermag  die  ihr  aufgezwungenen  .über.aus 
liafften  Emschränkiungen  fernerhin  nur  dann  zn  ertragen 
wenn  sie  die  Gewißheit  hat,  daß  die  für  den  Kolileubezug 
gunstiger  liegenden  Eeichsteile  denselben  Einschränkunsren 
unterworfen  sind.  ■  :\ 

—  Eine  ciniualige  Beschaff ungsbeihilfe  für  badische  Beäaito 
und  Arbeiter  ist  durcli  den  badisclien  Lan<liag  in  folgender 
Hohe  be-\villigt  worden : 

Ortsgruppe    für  Verheiratete    für  iedes  Kind    für  Ledioe 
•/«  M  Ji. 

,]  •>00  200  300 

1  400  200  200 

|ij  300  150  150 

„  „f\      ,  .  ^00  150  1.50  - 

.Mabgfijend  i>i  tler  Amissuz  der  Beamten.  Ledige  bis  /am 
1^.  Lebeii.^.iahi  erhalten  die  Hälfte.  Die  Beihilfe  wird  nur 
acAvahrt.  wenn  der  Beamte  vor  1.  November  1919  mindestens 
<>  Höchen  gegen  Entgelt  im  Staatsdienste  beschäftigt  war 

Die  Bewilligung  der  Beihilfe  hat  im  Landtag  und  in'  der 
Ollentlichkeit  zu  großen  Eröi  terunaen  AulafJ  .'>egeben,  auch 
tur  einige  Stunden  in  einer  Werkstätte  zu  einem  Streik  ge- 
luhrt.  Der  Herr  Minister  hat  bei  den  Landtagsveiliaudluno-en 
auch  bei'  diesem  Anlaß  auf  die'  sehr  sohwieri-e  finanzielle 
l^age  der  Eisenbahnverwaltung  hingewiesen. 

1  r  I^i«  J'^ll'f'^ihiiffihrt  als  Entlastungsniöglichkeit  der  Ehen- 
bahn.  Lnter  dieser  Überschrift  finden  sich  in  den  ,.Mit- 
teilung-en  der  Handelskammer  Hamburg"  vom  25  Oktober 
S.  1  a  ff  .  interessante  Ausführungen,  durcli  die  eine  stärkere 
Ileranziehung  der  Elbeschiffahrt  zur  Beförderung  der  durch 
die  Eisenbahn  nicht  Ijewäliigten  Transporte  b-efürM-ortet  wir.i 
hs  wird  darauf  hingeA\je>cjj.  dal5  s<_"i1  dem  Abflauen  der  bis- 
her auf  dem  Was.serweg  beförderten  Lebensmittel.s-enduugen 
der  Entente  an  die  Tschecho-Slowakei  der  Schiffspark  nur 
ungenügend  ausgenutzt  werde,  während  die  Ei.senbalmen  -ilen 
an  isie  gestellten  Anforderungen  auch  nicht  eulfernt  o-enüfen 
konnten.  Deshalb  dürfe  kein  Mittel  unversucht  gtdassen  wer- 
den, durch  das  .eine  Milderung  der  be\  orsie]ienden  Tran>j)oi  t- 
uot  herbeigeführt,  werden  könne.  Em  Gutachten  der  Dresdner 
Handelskammer  hat  festgestellt,  daß  nach  wie  v<»r  ^;üt^isen- 
dungen,  die  sich  ohne  weiteres  für  den  Wasserverkehr  eignen 
mit  geringen  Ausnahmen  auf  dem  Schienenwege  teiTaden" 
werden.  Vielfach  liegt  auch  der  Grund  für  die  Äüsschalhino' 
ctes  Wasserweges  m  dem  Beförderungspreis.  WähÄM  früher 
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die  Wassexfracht  viel  billiÄ«r  war  als  die  Ei&enbahntarife, 
haben  Krieg  und  Eevolution  dieses  Verhältiiis  vielfach  um- 
^rekehxt,  da  — von  den  Kohlenpreissteigerunsjen  abgesehen  — 
tlie  Erhöhung  der  Jlannschaftslöhne,  die  Einführung  der 
uchtstündigen  Arbeitszeit,  die  Verlängerung  der  Nachtruhe 
auf  der  Fahrt  die  Kosten  ungeheuer  gesteigert  haben.  Die 
neuesten  Tariferhöhungen  im  Eisenbahngüterverkehr  haben 
allerdings  dieses  Verhältnis  ■nieder  zugunsten  der  Wasser- 
frachten gebessert.  In  den  „Mitteilungen  der  Handel skamnjer 
Hamburg"  finden  sich  hierfür  einige  Beispiele.  100  t  Baum- 
wolle des  Spezialtarifs  I  Hamburg-Bautzen  kosteten  bis  zum 
1.  Oktober  453  ..S  auf  dem  Bahnweg  und  508  .,S  auf  dem 
Wasserweg.  Letzterer  war  also  um  55  <S  teurer.  Nach  dem 
l.  Oktober  erhöht  .sich  die  Bahnfracht  auf  677  -»3,  so  daß  ein 
Unterschied  von  137  ,S  zugunsten  des  Wasserweges  eintritt. 
100  t  Zellulose,  Spezialtarif  II.  Hamburg-Üresden  kosteten 
bis  1.  Oktober  mit  der  Bahn  346  -S .  mit  dem  Schiff  421  -S ,  also 
75  mehr.  Seit  dem  1.  Oktober  kostet  die  Bahnfracht  516 
ist  also  um  95  teurer  geworden  als  die  Schiffsfracht.  Im 
allgemeinen  ergeben  die  Beispiele,  daß  Güter  des  Spezial- 
tarifs I  nach  der  Tarif  reform  vom  1.  Oktober  auf  dem  Wasser- 
weg billiger  befördert  werden  als  mit  der  Eisenbahn,  Das  ist 
in  verstärktem  Maße  der  Fall  bei  Gütern  der  allg>emeinen 
Wagenladungsklasse  (Fette,  Öle,  Tabak  usw.),  dagegen  reicht 
die  50  %ige  Bahnfrachterhöhung  bei  den  Gütern  der  Spezial- 
tarif« II  und  III  uud  der  meisten  Ausnahmeta.rif'o  im  allge- 
meinen zum  Ausgleich  nicht  aus.  Der  Verfasser  des  Auf- 
satzes fordert  deshalb  die  Bes'eitigung  der  Ausuahmetarife 
und  die  Einführung  von  Zwangsmaßnahmen  für  die  bevor- 
zugte Benutzung  der  Wasserwege. 

—  Verbandstas  der  PrivateisenBjihner.  Im  Anschluß  an 
den  Gewerkschaftstag  tler  G-ewerkschaft  Deutscher  Eisen- 
bahner und  Staatsbediensteter  fand  in  Berlin  vom  27.  bis  2&. 
Oktober  die  Hauptversammlung  des  Fachverbandes  dei 
Privateieenbahner  statt.  Zur  Beratung  standen  die 
neuen  Gewerkschafts.satzungeu  und  der  ^'()l.schlag  des  Arbeit- 
«■eberverbandes  für  die  Erneuerung  dcss  Tarifvertrages.  Da 
der  Tarifvertragsentwurf  nicht  als  befriedigend  angesehen 
wurde,  sind  weitere  A^erhandlungeu  notwendig.  Durch  die 
ang'enommenen  neuen  Satzungen  ist  der  völlige  Zusammen- 
schluß mit  der  (Gewerkschaft  Deutscher  Eisenbahner  end- 
gültig vollzogen.  Weitgehende  Mitwirkung  bei  den  Verhand- 
lungen über  die  Übernahme  der  Babueti  durch  das  Eeich  ist 
sicbergestpllt. 

Der  neue  Präsident  der  (icneraldirektioii  der  württemb. 
Staatseisenbahnen.  Zum  Nachfolger  des  als  Unterstaats- 
sekretär  in  deu  Eeichsilifji.st  übergetretenen  bisherigen 
Präsidenten,  Staatsrats  v.  Stiel  er,  ist  der  Ministerial- 
direktor im  auswärtigen  Ministerium,  Dr.  Walter  Sigel, 
ernannt  worden.  Der  neue  Präsident  ist  1871  geboren  als 
vSohn  des  damaligen  Bergrats  Sigel  in  Friedrichshall.  Er  war 
nach  Vollendung  «eine«  .iuristischen  Studiums  von  1899  bis 
1903  als  Gewerbe-  vind  Gemeinderichter  in  Stuttgart  tätig. 
Nach  kurzer  Verwendung  im  Finauzdepartement  trat  er  im 
Prühiahr  1904  als  .Tustitiar  in  die  Geueraldiiektion  der  Staats- 
eisenbahnen über.  Er  hat  von  da  an  bei  den  württembergi- 
schen Staatseisenbahnen  bald  innerhalb  der  Genei'aldirektion, 
bald  im  Ministerium  selbst  gewirkt  und  ist  dabei  von  Stufe 
zu  Stufe  rasch  emporgestiegen.  Seil  Januar  1917  war  er  Di- 
rektor der  Verwaltungsabteilung  in  der  Generaldirektion,  seit 
zwei  Jahren  Ministerialdirektor  in  der  Verkelirsabteilung  des 
auswärtigen  Ministeriums.  In  der  laugen  Zeit  seiner  Zuge- 
hörigkeit zu  der  A^'iwaltung  der  württembergischen  Staats- 
eisenbahneii  hat  (u-  sich  als  tüchtige)-  und  umsichtiger  Bcamtei 
bewährt,  der  auch  zu  der  Leitung  der  höchsten  Verwahungs- 
stelle  der  \nirtt('nib<'rgi.scheii  Staatseisenbahnen  berufen 
<'rsehien. 

—  Personalnaehrichten.  LU  i  di  i  iinußisch-liesftischen  Staals- 
bahnverwaltung  sind  planiii;iijjgc  >ifllen  verliehen  vror- 
den  unter  ÜbcDjahme  der  Beamten  aus  dem  Keichseisenbaliu- 
dienst  in  deu  ijieußischen  Staatsdienst:  für  Mitglieder  der 
Eisenbahndirektioneu :  den  Bauräten  Dr.-Ing.  Hermann  J  o  i-  - 
dan  in  Breslau  und  Winkel  haus  in  Mainz;  für  Vorstände 
der  Eisenbahn- Werkstättenämter :  dein  Regierungsbaumcisici 
des  Maschiiienbaufaehs  K  r  e  t  sc  h  in  c  r  in  Arnsberg  (Westf.)  ; 
für  Regieruugsbuinneister :  dem  IJegierungsbauroeister  des 
Eisenbahnbaufach,-  R  a  s  c  h  in  Magdeburg.  —  Em  a:  n  n  t 
.>ind:  zum  Eisen'>ahn-Ve)kehrsinsptktor:  die  Eisenbahu-Ver- 
kehrskontrolleure  Friedrich  Lüdtke.  bislier  in  Bromberg. 
untir  Verseilung  nach  Sehueidemühl  und  T\uter  Übertragung 
Crr  Stellung  de-  Vorstands  des  Eiseubahu-Veikehrsamts  da- 
-clbbi,  uud  Felix  A  1 1  w  e  i  n  s  in  Düren  unter  Übertragung 
iler  Stellung  des  \  i  i  -iamb  s  di Iiis<'nba]in-Verkehrsamts  da- 
■^olbst ;  zum  Eisenbahn-Kechuani;s  ;i rektor :  der  Eiseubahn- 
UechnungsreMsor  Edmund  IT  u  s  s  a  c  k  an>  Berlirj  unter  Über- 
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tragung  der  Stellung  des  Eisenbahn-Rechnungsdirektors  he 
der  Eisenbahndirektion  in  Münster  (Westf.) ;  zum  EegieruniWi 
baumeister:  der  Eegierungsbauführer  des  Eisenbahnbaufach 
I-'ritz  Beer  aus  Rudolstadt  (l'hür.).  —  Versetzt  sind :  de 
Geheime  Baurat  Bock  holt,  bisher  in  Posen,  als  Mitglit 
der  Eisenbahndirektion  nach  Mainz,  die  Regierungsbaumeiste 
desi  Eisenbahnbaufachs  Täniges,  bisher  in  Saalfeld,  zui 
Eisenbahu-Betriebsamt  1  nach  Erfurt  und  Zoll  er,  bishe 
in  Neurode,  als  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabteilung  nac 
Glogau.  —  Einberufen  zur  Beschäftigung  im  Staat-s^eiseii 
bahndienst  sind:  die  Eegierungsbaumeister  des  Maschinenbai: 
fachs  Bartels  l>ei  der  Eisenbahndirektion  in  Cassel  un 
W  i  t  t  e  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Berlin.  —  Dem  Eegi'j 
rungsasses&or  Bruck,  bisher  bei  dem  Eisenbahn-Zeutralaii 
in  Berlin,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatf 
dienste  erteilt. 


Uebrige  europäische  Länder. 

Plan  der  Fertigstellung  der  schwedischen  Inlandsbahi 

In  ihrer  Vorlage  an  den  Reichstag  stellt  die  schwediscli 
Eisenbahndirektion  einen  Plan  für  die  Fertigstellung  der  Ii 
landsbahn  auf.  Danach  soll  die  Bahn  von  Süden  her  de 
Umeälv  im  Jahre  1921  erreichen.  Die  Brücke  über  d< 
Umeälv  soll  im  Winter  1921/22  aufgestellt  werden.  Die  übri^ 
Strecke  bis  ziun  Bahnhof  von  Storuman  soll  der  HauptsacJ 
nach  im  JaJire  1922  fertig  werden,  wonach  wenigstens  behelf 
mäßig  der  Verkehr  bis  Storuman  eröffnet  werden  könnt 
Die  Bahnstrecke  Gällivare-Porjus  sollte  im  Jahre  1920  en^ 
gültig  fertiggestellt,  der  Überbau  der  Luleälvbrücke  im  Wii 
ter  1920/21  aufgesetzt  werden.  Im  Jahre  1921  soll  dann  d 
Gleislage  die  Verkehrsstelle  Harspränget  erreichen.  Mit.  d( 
Fertigstellung  der  Brücke  würde  man  den  Vorteil  gewinne 
daß  man  im  Bedarfsfalle  ST'äter  die  Arbeiten  südwärts  gegc 
Jockmock  mit  größerer  Kraft  in  Angriff  nehmen  kann.  Fi 
die  Ausführung  des  so  gezeichneten  Planes  sollen  für  tl 
beiden  Jahre  1920  und  1921  zu  den  schön  genehmigten  Mitte 
noch  8  900  000  Kr.  verlangt  werden,  womit  man  zunächst  f  i 
1920  den  bisherigen  Arbeiterstand  durchhalten  will.     Dr.  S. 

—  Die  französischen  Eisenbahnen  im  Kriege.  Die  Freun 
Schaft  zwischen  England  und  Frankreich  wird  voii  der  en 
lischen  Presse  so  weitgehend  gepflegt,  daß  die  „Times"  sog 
eine  „Französische  Beilage"  eingeführt  haben.  Sie  brach 
kürzliifli  aus  der  Feder  eines  französischen  Generals  ein- 
Bericht  über  die  Leistungen  der  französischen  Eisenbahn- 
im  Kriege,  betreffs  deren  hier  einige  Zahlen  wiedergogeci 
seien.  Anfang  1914  verfügten  die  Eisenbahnen  Frankreic 
bei  einer  Netzlänge  von  rund  40  000  km  über  14  047  Lokorn 
tiven  und  373  000  Fahrzeuge ;  das  Personal  umf  aßte  357  0 
Köpfe.  Mit  der  Mobilmachung  ging  die  Leitung  des  Eise 
b%hnwe.sens  auf  das  Heer  über.  Vom  5.  August  an  mußt 
etwa  3000  Züge  mit  147  000  Fahrzeugen  für  den  Aufmars 
des  Heeres  abgefertigt  werden.  Am  9.  August  landeten  t 
ersten  englischen  TrupT>en,  zu  deren  Beförderung  die  Staa 
bahnen  und  die  Nordbahn  nahezu  700  Züge  stellen  mußt< 
Durch  einen  Knotenpunkt  gingen  in  ienen  Tagen  in  24  Stu 
den  200  Züge,  so  daß  dort  alle  7,2  Minuten  ein  Zug  abgefert: 
werden  mußte.  Der  auf  den  Aufmarsch  alsbald  folgen 
Ixiickzug,  die  Abförderung  der  Flüchtlinge  ausi  den  von  d 
Deutschen  besetzten  Gebieten,  die  Rückbeförderung  von  \'< 
wuudeten,  lauter  Transporte,  die  schon  zu  einer  Zeit  e: 
setzten,  als.  der  Aufmarsch  nocli  nicht  beendet  wa.r,  erschv« 
ten  den  Eihenbahnbetrieb  sehr;  dazit  kam  der  Mangel  an  I 
triebsmitteln  und  namentlich  auch  an  Peisonal.  Am  3. 
t  ember  mußten  allein  auf  dem  Orlöans-Bahnhof  in  Pa. 
."»O  000  Menschen,  die  vor  dem  befürchteten  Einmarsch  -  d 
Deutschen  flohen,  abgefahi-en  werden.  Anfang  Noveml; 
l'olgte  eine  ähnliche  Hoehflut  auf  der  Nordbahn  auf  ihj 
Sirecke  Amiens-Boulogne-Calais,  Im  Jahre  1915  bracht 
.">2  Transportdampfer  70  000  Mann  indische  Truppen  in  Mi 
seille  an.  die  auf  der  Paris-Lvon-Mittelmeerbahn  abgefahr 
wurden.  Der  Orl6ansbahn  fiel  die  Beförderung  von  400  Truppe 
Zügen  für  Inder  zu.  Die  Nordbahn  hat  während  des  Krief 
60000  000  Mann  französische  und  britische  Truppen  beförct 
Ein  neuer  Ansturm  auf  die  Eisenbahnen  des  südlichen  Frsr 
reich  entstand  bei  dem  Vorrücken  der  Mittelmächte  in  Ob« 
Italien  im  Spätherbst  1917.  Die  Paris-Lyon-Mttelmeerba 
brachte  für  diesen  Feldzug  1200  TruppenzÜ2,-e  nach  Italn 
Während  im  Jahre  1913  in  den  französischen  Häfen  €t\^ 
über  31  000  000  t  Güter  eingegangen  Avaren.  stieg  diese  Zi 
im  jD,hie  1916  auf  über  51000  000  t.  Da  ihr  keine.  Ausfu 
gegeniiberstand,  mußten  zur  Verteilung  die^ser  Güter  Mu 
der  Front  Leerzüge  gestellt  werden,  was  natürlich  den  V. 
kehr  erschwerte.  _       '     .;  - 


Ii.  November  1919. 

Die  LuftaniSTiffe  auf  London  und  die  Eisenbahnen  In 
^ia€m  B^riclit  über  die  deutschen  Luftangriffe  auf  London, 
den  die  Londoner  Feuerwehr  vor  einiger  Zeit  veröffentlich) 
^^b  7^  zufi-effebeu.  daß  diese  Angriffe  ganz  ungeheuren 
schaden  angerichtet  haben,  was  wählend  des  Krieges  immer 
zu  verbergen  versucht  -nurde.  Im  o-anz>en  sind  vom  31,  Mai 
1910  bis  zum  19.  Mai  1918,  dem  Pfingstsonntag,  25  Luft- 
angriffe, teils  mit  Flugzeu^:en,  teils  mit  Luftschiffen  auf  Lon- 
don unternommen  worden.  Bei  17  von  diesen  Luftangriffen 
«Tirden  Eisenbahnanlagen,  zum  Teil  schwer,  beschädio't  Der 
Sachschaden,  der  dabei  angerichtet  wurde,  belief  sich  auf  :\ril- 
honen  Pfund  Sterling.  Die  meisten  Angriffe  fanden  in  der 
Nacht,  statt;  es  sind  aber  auch  Tagesangriffe  unternommen 
worden.  Kaum  em  Teil  der  englischen  Hauptstadt  ist  von 
Bombentreffern  verschont  geblieben.  Von  Eisenbahnanlagcn 
haben  namentlich  die  Bahnhöfe  St.  Pancras,  Liverpool  Street 
imd  Waterloo  grelitten.  Gleich  beim  ersten  Angriff  schlugen 
5wei  Brandbomben  in  den  Güterbahnhof  Bishops  Gate  der 
srroßen  Ostbahn  ein  und  verursachten  eine  Feuersbrunst  mit 
erheblichem  Schaden.  Im  ganz^en  wurden  bei  den  17  Luftan- 
jnften,  von  denen  auch  die  Eisenbahnen  betroffen  wurden 
lurch  nahezu  600  abgeworfene  Boui)>en  itwa  1150t)  IIau>- 
jrundstücke  beschädigt,  etwa  400  Personen  g-etötet  und  übci- 
m  verletzt.  Bei  den  späteren  Angriffen  kamen  auch  wieder- 
liolt  fechäden  durch  die  Abwehrgreschosse  \-or.  Die  erfolg- 
reichsten Angriffe  waren  der  neunte  am  13.  Juni  1917  am 
liellen,  lichten  Tage,  bei  dcou  108  Tote  und  228  Verletzte  of. 
räblt  wurden,  ferner  der  16.  am  1.  Oktober  1917,  von  dem  177.5 
Säuser  l,)etroffen  wurden,  und  der  2.').  und  letzte,  bei  dem  di.^ 
Zahl  der  beschädigten  Häu.ser  sogar  3010  betrag.  Der  schon 
rcii  innte  neunte  Angriff  hat  auch  die  Eisenbahnen  Lomlon-. 

getroffen.  Auf  dem  Bahnhof  Liverpool 
t  der  Großen  Ostbahn  fielen  gegen  Mittag  vier  Spreno- 
)oiii!>en.  die  12  Personenwagen,  eine  12  zu  80  m  große  Fläche 
>ines  hölzernen  Bahnsteigs  und  ein  Ghisdach  auf  einer  Fläche 
ron  60  zu  30  m,  zum  Teil  durch  die  dabei  entstehende  Feuer.>- 
minst  schwer  beschädigten.  16  Männer  wurden  dabei  getötet 
0  Manner  und  3  Frauen  veiletzt.  Beim  nächsten  An"rift" 
srlitt  der  Bahnhof  Cannou  Street  der-  Südost-  und  Chathaui- 
Usoiibahn  sow«?  die  .Vnlagen  der  Großen  Nordbahn  schwereu 
»chaden.  Auch  die  Midlaudbahn  Avurde  •  von  einer  Spreu o- 
»omi>e  getroffen,  die  zwar  zu  den  wenigen  BIindgän<'-ern  <>-*- 
tone,  trotzdem  aber  einigen  Schaden  anrichtete. 

Bei  dem  16.  Luftangriff  am  1.  Oktober  1917  wurde  der  Lon- 
lon.  Brighton  und  Südkü.^tenbahn  schwerer  Schaden  durch 
-le  Abwehrgeschosse  zug-.efügt.  Sie  brachten  drei  Gashaupt- 
eitungen  auf  dec  Grosvenor-Brücke  zur  Entzündung,  es  ent- 
tand  eine  große  Feuersbrunst,  ein  30  m  langes  Stück  der 
irucke  wurde  zer&töi-t,  ebenso  10  Wagen,  die  unter  der  Brücke 
tanden.  Zugleich  wurde  auf  einem  Güterbahnhof  der  London 
;nd  Jsiordwestbahu  der  Oberbau,  ein  elektrisches  Kabel  uu;l 
in  Stellwerk  beschädigt.  In  bezug-  auf  die  betroffenen  Grund- 
tucke,  deren  Zahl,  wie  schon  erwähnt,  1755  betrug,  wurde 
loser  Angriff  noch  von  dem  letzten  übertroffen,  bei  dem  3010 
rrundstucko  in  Mitleidenschaft  gezogen  würden  Der  bei 
lesem  Angriff  an  Ei.senbahneigentum  angerichtete  Schaden 
m-  nur  2-_erino:  dagegen  war  er  ,sehr  erheblich  Ix'i  dem 
3.  Angriff  am  17  Febraar  1918.  Fünf  Sprengbomben  trafen 
as  bekannte  Midland-Hotel  der  gleichnamigen  Eisenbahu- 
eselLschaft,  ze  istorten  einen  etwa  170  zu  90  m  o-roßen  Teil 
es  teilweise  vier-,  teilweise  sieben-  und  neunstöckigen  Gebäu- 
es  beschadio-t«n  weitere  Teile  des  Hausen?  schwer  und  andere 
äichf.  In  dem  anstoßenden  Bahnhof  St.  Pancras  wurde  viel 
«nstergla.s  zerbrochen.  Es  gab  eine  Anzahl  Tote  und  Ver- 
nindete.    Zugleich  fiel  eine  Sprengboml>e  in  den  Güterbahn- 

,  ^omerstown  derselben  Gesellschaft,  riß  das  Pflaster  auf 
nd  beschädigte  das  Bahnhofsgebäude  sowie  vlum^  Häuser 
PI  i'mgebung. 
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Fremde  Erdteile. 

-  Truppenbewegungen  auf  den  amerikanischen  Eisen- 
ahneu.  Vom  1  Januar  1918  bis  zum  Abschluß  des  Waffen- 
nustands  hat  die  1  ruppentransport-Abteilung  der  amerikani- 
sier 6  4961Ö0  Offiziere  und  Mannschafteu  be- 
i^"i^V  1  4k^o?^^^  ^^^^  '''"^^^^  Jiili  1147  013  Mann 
m^rt  '  AKnX^^  m  lins  Heer  eintretende  Mannschaften 
mman  an  4Ö00  Orten  aufgenommen  und  nach  den  Truppen- 
öungsplatzen  zur  Ausbildung  befördert,  wobei  sie  unterwe»-,» 
fen?*vr^*'**^*^.  9109  Sonderzügen  wurden 
iW«  J18  Mann  aoif  eine  Durohschnittsentfernung  von  1445  km 
eiaüren.  Zur  Bef ordenin  g  nach  Übersee  brachten  die  Eisen- 
ahnen in  den  Hafen  1904  €00  Mann  an.  InneAalb  eines 
ei  raums  von  30  Tagen  liefen  in  den  Hafen  von  Nex^Tork 
ighch  mehr  als  20  Züge  ein.  Täglich  mußten  die  Eisen- 
iünen  nach  den  Übungsplätzen,  Munitionsfabriken  usw.  und 
iiruek  205  587  Personen  in  2319  Wag-en  befördern.  Zwischen 


  Nr.  87 

dem  Abschluß  des  WaffenstilLstands  und  dem  30  Aprü  1919 
^^Id.3t.^u  mr  nnd  nach  der  Mobilmachung 

-  Rückkehr  der  kanadischen  Truppen.  Bei  der  ßüokkehr 
T>n'^iffr°'?;o'h  1Ä  3.™%?,?^  .aus  Frankreich  hat  die  Kanadische 
.wf'-^f^?-  i^^^'  .0«i^i«re,  Unteroffiziere  und  Älann- 
nv^o  befordern  müssen.  Diese  Zahl  ist  zwar  nicht  außer- 
oidenthch  hoch,  sie  gewinnt  aber  ein  anderes  G-ewicht,  wenn 
man  die  großen  Entfernungen  berücksichtigt,  über  die  die 
Iruppen  befordert  werden  mußten.  Im  ganzen  haben  die 
.Militärzüge  etwas  über  353  000  km  zuruckgeleg-t.  Di«  Truppen- 
zuge verteilten  sich  aul'  die  g-anze,  6000  km  lang-e  Strecke  von 
Halitax  bis  Vancouver.-  Es  mußten  76  Sonderzüge  gefahren 
AAerden,  die  zu  ihrer  Beförderung  956  Lokomotiven  bedurften, 
biß  bestanden  aus  97  Gepäckwagen,  109  gewöhnlichen,  689 
Schlafwagen,  und  zwar  zum  Teil  solchen  für  den  Touristen- 
verkehr, und  zum  Teil  solchen  zur  Beförderung  von  An- 

inoQ  Wa\t  '^'^T^o'^¥''''  ''''^]  Sonderwagen,  insgesamt  aus 
1009  Wagen.  4663  Angestellte  der  Eisenbahnen  wurden  bei 
fiesen  Transporten  beschäftigt.  Zur  Verpfleonno-  dieser 
Iinppen  wurden  208  000  Mahlzeiten  verabreicht"  " 


Allgemeines. 

K^T'"'!"r'"5*''"*','."""-.v  Begriff,  der  eine  ueu<- 

Fakultät  bedeutet,  hat  die  Überwachungsstelle  für 
l^rennstoff-  u  n  d  E  n  e  r  g  i  e  w  i  r  t  s  e  h  a  f  t  auf 
Eisenwerken  m  Düsseldorf  geprägt.  Sie  versteh i 
darunter  Ingenieuie,  die  auf  größereu,  mittleren  oder  Gruppen 
von  kleinen  Werken  angest^ellt  sind  und  lediglich  die  Aufgabe 
naöen,  an  Warme  und  Energie  zu  sparen.  Eine  große  Eeihe 
von  Werken,  die  an  die  genannte  Überwachun»sstelLe  ano-e- 
sclilossen  siud,  hat  bereits  diese  Einrichtung  getroffen  und 
glanzende  Erfolg.e  mit  ihr  erzielt.  Durch  zielbewußte  Über- 
waehung  sowohl  der  einztdueu  Feuerstelle  als  auch  der  ganzen 
warmewirtschaftlichen  Werkoigamsation  lassen  sich  gewal- 
tige Mengen  an  Kohle  sparen.  Die  Düsseldorfer  Über- 
wachungsstelle, vom  Verein  deutscher  E i sen- 
il ut  te  nie  ute  ins  Leben  gerufen  und  seit  vier  Monaten  auf 
dem  Gebiete  der  Kohlener.-parnis  praktisch  tätig,  hat  bei  Aus- 
übung der  Werksuberwachung  erkannt,  daß  die  „Wärme- 
ingenieure'- einer  besonderen  Ausbildung  bedürfen,  und  zwar 
theoretisch  und  meßtechnisch.  Sie  rief  daher  einen  14täcrigen 
Austnldtingskursus  ins  Leben,  der  in  Dortmund  vom  20  Ok- 
im^u-  ^-  ^'oyember  d.  J.  stattgefunden  hat  und  von 
100  Hörern  aus  allen  Gauen  Deutschlands  besucht  war.  Das 
Programm  bestand  aus  zahlreichen  Vorträgen  und  Übungen 
Besichtigungen  der  wärmewirtschaftlichen  Einrichtunc^en  der 
großen  Dortmunder  Werke  ergänzten  das  Gelernte,  Aus- 
sprachen forderten  den  Gedankenaustausch  und  knüpften  für' 
^7  1  1  Beziehungen.    Eine  von  einer  großen 

Zahl  fuhi-ender  Firmen  aus  eigenem  Antrieb  reich  beschickte 
Ausstellung  von  wärmetechnischen  Meßwerkzeugen,  die  zum 
leil  im  praktischen- Betriebe  vorgeführt  wurden,  zeigte,  welch 
reg.es  Leben  auch  auf  diesem  wichtigen  Gebiet  heute  herrscht 


Rechtspflege, 

Unzulässige  Versendung  von  Gegenständen  als  „Reisege- 
päck .  Keiue  Entschädigungspflicht  der  Eisen- 
haün.  Zur  Beförderung-  als  „  Re i  s eg- e  p  ä c  k  "  dürfen  nur 
.solche  Geg-enstande  aufgegelien  werden,  die  in  §  30  der  Eise,n- 
)aJin-\  erkehrsordnung  und  in  der  Ausführungsbesimmuno 
in erzu  gekennzeichnet  sind.  Wenn  unzulässigerweise  an - 
'.'?«r^'P^'*^''^^'^*  o^^"^  „Reisegepäck"  verschickt  werden  so 
^nfp^n*        ^r'^^T  §  ^^0.;  die  Eisenbahn  haftet  also 

im  l<alle  des  Verluste«  nicht. 

Der  Kaufmann  K.  aus  Gh.,  der  während  des  Krieges  zum 
Heere  eingezogen  war,  hat  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis 
Ii.  Dezember  191/  von  Flandern  aus  auf  Militärfahrscheine 
nach  Berlin  als.  „Reisegepäck"  6  Koffer  aufgegeben,  deren 
innalt  aus  Handtuchern,  Leinenzwirn,  Damentuchen,  Herren- 
kieiderst offen  usw.  bestand.  Die  Koffer  sind  unterwegs  oder 
vielleicht  auch  erst  in  Berlin  abhanden  gekommen.  K  ver- 
densLsat™  Eisenbahnfiskus  rund  8000  M  Scha- 

Das  Landgericht  und  das  K  a  m  m  e  r  g  e  r  i  c  h  t 
haben  die  K 1  a  g  e  a  b  g  e  w  i es e n. 

Das  Reichsgericht  hat  diese  Urteile  bestätig! 
und  die  Revision  zurückgewiesen.  Zur  Begründung 
führte  der  höchste  Gerichtshof  aus:  „Es  ist  in  §  30  EVO  ht- 
stimmt,  was  als  Reisegepäck  ziu-  Beförderunff  zugelassen'  ist  ■ 
es  sind  das  zunächst  eigentlich  nur  Gegenstände  die  während 
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Zeitung  des-  ,V«reiiiS-  " 
Deutscher  Eiseubalmvcrwaltungeji. 


■'te'  Bßis«^.  vom  jB«is«iid€ii.  gebraucht  werden;,  daneben  äb^  jje- 
tQflß' Absatz  3  noch  diei-eniß'en  <>egenst&iide,  die  iii  der  Aus- 
ituhruue.sbestimmr.ii.2:  zu  §  30  bezeichnet  &md.  Unter  alle 
diese  Gegenstände  fällt  aber  dasjenige'  was  hier  der  Kläger 
aufgegeben  hat,  nicht;  das  -waren  Sachen,  die  er  in  Flandern 
aufgekauft,  oder  sich  sonst  x-erschafft  hat,  um  sie  in  der 
Heimat  zu  verwerten.  Es  war  daher  ein  grober  iWißbraucJi, 
daß  der  Kläger  die  6  Koffer  mit  dem  fraglichen  Inhalt  als 
Reisegepäck  aufgegeben  hat.  §  35  EVO.  bestimmt  nun,  daß 
bezüglich  der  Haftung  für  Eeisegepäck  die  Vorschriften  über 
die  Haftung  für  Güter  Anwendung  finden.  Es  greift  also  auch 
für  Eeisegepäck  die  Vorschrift  des  §  96  EVO.  Platz,  daß  bei 
unrichtiger  Bezeichnung   des   Frachtgutes   die  Haftung  der 


Bahn  ausgeschlossen  i«t;  Die  fraglichen  GeÄ«nstähde  sin 
al>et  hier  vom  Kläger  unter  einer  unrichtigen  Bezeichnünt 
nämlich  als  Reisegepäck,  zur  Beförderung  aufgegeben 
den.  obwohl  sie  solches,  wie  oben  ausgeführt,  nicht  wawi. 
Dui'ch  Heranziehung  einer  Verordnung  des  Chefs  des  Feld 
eiscnbahu Wesens,  der  die  unzulässige,  Versendung  solche 
Gegenstände  als  Reisegepäck  ausdrücklich  verboten  habe,  lui 
(las  Kammergericht  noch  besonders  deutlich  machen  woUei 
daß  hier  ein  grober  Mißbrauch  vorliegt.  Einen  Schadensei 
satzanspruch  aus  dem  Frachtvertrag  kann  daher  der  Klage 
gegen  den  Fiskus  nicht  geltend  machen."  (Aktenzeichen 
1.  151/19.  —  Vorteil  des  Reichsgerichts  vom  .'S.  November  191 

K.  M.— L, 


Ämtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Wagenstandgelder. 


Erliöhung  der  Standjreldcr. 

Mit  Rücksicht  auf  die  derzeitige 
äußerst  ungünstige  Betriebs-  und  Ver- 
Ivchrslage  werden  gemäß  ^  SO  (*)  der 
Eisenbahn-A'erk?hrsordnu7ig  mit  Wii- 
Tauig  von  älonlag,  den  10.  Xovemboi' 
d.  J.  an  bis  auf  weiteres  zuuäclist  für 
den  Bereich  der  preußisch-hessischen 
f^taafseisenbahnen  die  Staudo-elder  (Ab- 
schnitt VII  (')  des  Nebongeljiihi-entarifs 
im  Deutschen  Eis.^abaha-i^titertarif, 
Teil  I  B)  nnt  Geuehniigiiug  der  Landcs- 
Aufsichtsbehörde,  wie  foUvt,  erhöht : 

für  die  er.sten  24  Stunden  von  4  dl  auf 
50  .M, 

-  für  die  zweiten  24  Stunden  \oa  ö  .// 
auf  75  J(, 

•  für  iedo  weiteren  24  Stunden  von  8  .f(. 

auf  100  .//. 
Etwa  für  einzelne  Bezirke  oder  Orte 
bereits  eingeführte  höhere  Sätze  bleilieu 
in  Kraft.  Am  10.  November  bereits  lau- 
fende Standoelder  werden  nach  den  )>is- 
Irerigen  Salzen  berechnet. 

üorlin,  den  7.  November  1919.  (1177) 
Eisenbahndii'>ektion. 


2.  Güterverkehr. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
(Stationstarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit,  Gültigkeit  vom  13.  N  o  v  e  m  b  e  r 
1919  ab  werden  die  auf  Seite  29  im  Ab- 
schnitt II  unter  Frankfurt  (Main)  Ost- 
und  Westhafen  angegebenen  Anstoß- 
frachten erhöht.  Näheres  enthält  die 
am  13.  November  1919  erscheinende 
Nummer  des  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen    «sowie    das  Aus- 
.  kunftsbüro,  hier,   Bahnliof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  7.  November  1919.  (1173.) 
Eisenbahndirektion. 

Deutscher  Seohafenverkclir  mit  Süd- 
deutschland. 

;  Mit  Gültigkeit  vom  15.  November  1919 
ist  die  Entfernung  zwischen  der  baye- 
rischen Station  Ludwigstadt  und  Memel 
von  1219  km  in  1119  km  zu  berich- 
tigen. (1179) 

Eisenbahndirektion  Hannover. 
.  •     -SV  10/66  vom  8.  11.  1919. 

Gemeinschaftliches  Heft  CI b 
(Stationstarif tafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919 
ab  sind  die  im  Verkehr  mit  den  Bahn- 
höfen der  Nordhausen-Wernigeroder 
Eisenbahn  für  Stückgutsendungen  und 
für  Kohlen  in  Wagenladungen  zu  er- 
hebenden    Frachtzuschläge  ermäßigt. 


Näheres  cuthält  die  am  13.  11.  19  er- 
seheinende Nummer  des  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  <lie  beteiligten 
Güterabfertigungen,  sowie  das  Aus- 
ktmftsbüroK  hier,  Bahnhof  ^Mexander- 
platz. 

Berlin,  deu  10.  November  1919.  (1182) 
Eisenbahndirekt  ion . 


Aufhebung     der  Frachtvergünstignug 
für     Eiehenbuschholz,     Flaclis,  Hanf, 
Torfstreu  usw. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Januar  1920 
nh  tritt  die  für  Eichenbuschholz,  Flachs. 
Hanf,  Torfstreu,  Torfmull,  Torfmehl, 
Spieu  auch  Klcespreu,  Eübenstroh  und 
ähnliches  Stroh,  Rückstände  der  Rü- 
)>ensamenieinigung  .gewährte  Frachi- 
vergünstiguug  (Gestellung  von  2  offe- 
nen Wagen  gewöhnlicher  Größe  an- 
stelle eines  .großräumigen  offenen  Wa- 
gens unter  Berechnung  der  Fracht 
nach  dem  Gesamtgewicht,  •  mindestens 
10  t,  nach  den  für  10  t-Ladungeu  be- 
stehenden Frachtsätzen)  für  alle  betei- 
ligten Strecken  außer  Kraft. 

Die  gleiche  Frachtvergünstigung  für 
Hopfrenranken  tritt  bereits  vom  1.  De- 
zember 1919  ab  außer  Kraft. 

Berlin,  11.  November  1919.  -  (1183) 
Eisenbahndirektion. 

Gemeinschaftliches   Heft   C  I  b 
(Stationstariftafeln  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gülti.gkeit  vom  15.  N  o  v  e  m  ))  e  r 
1919  ab  wird  die  im  Verkehr  mit  den 
Badischen  Bodenseestationen  in  die 
Frachtsätzre  ^  einzurechnende  Lade  ge- 
bühr von  16  Ji  auf  30  für  100 '  kg 
erhöht.  —  Däs  alsbaldige  Inkrafttreten 
der  Erhöhung  gründet  isich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  ^  6  der 
Eis-enbahn  -  Verkehrsordnung  (Reichs- 
Gesetz-Blatt  1914,  S.  455.) 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen, .sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  den  11.  November  1919.  (1184) 
Eisenbahndirektion. 

Westdeutsch-Südwestdeutscheri  Giiter- 
verkehr. 

Die  mit  Gültigkeit  vom  15.  April  1919 
lairsgeg'ebenen  Vorschriften  über  die 
Abfertigung  von  Gütersendungen  im 
Verkehr  zwischen  badiscben  und 
wiirttembergischen  Stationen  einer- 
seits und  linksrheinischen  sowie  ver- 
kschiedenen  rechtsrheinischen  preu- 
ßisch-hessischen Stationen  anderer- 
seits, während  der  Besetzung  der 
linksrheinischen  Gebiete,  werden  mit 
Wirkung  vom  20.  November  1919  auf- 
gehoben und  durch  neu©  Vör- 
.s  c  h  r  i  f  t  e  n  ersetzt,  die  eine-,  Er- 


mäßigung der  Entfernungen  undFracJit- 
ßätze  für  zahlreiche  Stations  Verbin- 
dungen enthalten.  Nähere  Auskunft 
erteilen  die  beteiligten  Abfertigungen 
Frankfurt  (M.),  6.  November  1919. 

Eisenbahudirektion.       (1185 ) 

Süddeutsche    Douau-Üampf  schiff  ahrt- 
GescUschaft. 

Begrenzung  der  Haftpflicht.  B( 
Schäden,  die  an  Gütern  vor  Abschluf 
des  Frachtvertrages  (§  20  des  Betriebs- 
Reglement.s)  durch  Verlust,  Minderung 
oder  Beschädigung  entstehen  und  vor 
der  Gesellschaft  zu  vertreten  sind,  haf 
tet  diese  nur  Ijis  zum  Höchstbetrag  voi 
120  Jl  oder  120  Kr.  (österreichisch«]) 
ischechoslowakischen,  ungarischen,  .in 
goslawischen)  für  100  kg,  .ie  nach  de; 
in  der  Versandstation  geltenden  Lau 
de.swährung. 

Die  Bekanntmachungen 
(793)  in  der  Vereinszeitüng  5Jr.  30  von 
20.  April  1918  und  (1064)  in  der  Ver 
einszeitung  Nr.  75  vom  4.  Oktober  T91' 
werden  gleichzeitig  aufgehoben. 

München,  4.  November  1919.  (118! 
Z.  31640/T/18. 


3.  Verdingungen. 

\  erdinguug  vou  Kleincisen  und 
Hakenschloßteilen. 

-    55  t  Laschenschr'auben, 
245  t  Klemmplatten, 
16  t  Schwellenschrauben, 
12  t  Doppelfederringe, 
116  t  Wanderklemmen. 
116  t  Hakennägel, 
14  t  Schraubenunterlagsplä't 
chen, 

74  t  Haken-  und  Weiehen- 

ischrauben, 
60  t  Hakenschloßteile, 
19  t  Weichenböcke. 
50  t  gußeiserne  Unterlags- 
1,  platten. 
Verdingungsunterlagen   liegen   bei  uu 
serer    Materialien  -  Verwaltung  hier 
selbst  zur  Einsicht  aus  und  können  voi 
dieser    Dienststelle     bezogen  werdet 
gegen  Einsendung  von 
2,00  M  für  I 
5,00  Ji  für  II 
1,50  Jl  für  III. 
Augebote  sind  verschlossen  und  mi 
entsprechender    Aufschrift     bis  zun 
Dienstag,  dem  9.   Dezember,  yor 
mittags  11  Uhr,  dem   Zeitpunkte  de, 
Öffnung,  an  uns  einzureichen. 
Schwerin  i.  M.,  11.  Nov.  1919,  (11^6 
.  General-Eisenbahndirektion. 
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Berlin,  den  19.  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


^'    -B^i^  u       '^iese  Zeituugr  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

sSfifJr.H^.nJT^J"  %°"l^'se  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  un  die 

Sehriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
amtlicJie  Uekanntinaeliangren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
ntp  y^.ih.^/r""""/^" !  ^f'^^  4°  ^  r ' h  Nöthener  Str.  28-29  einzusenden. 

fnVl   V-    f  1-  K^i.^"''''^''        ß»'^l''«<ndel  und  die  Post  zum  Preise  TOn  6  Ji. 

'ör  das  \  lerteljahr  bezog'en  werden. 

Bei  direkter  Zusondungunter  Streifband  liefert  d;e  Terlaffsbucli- 
handluuK  den  .Jahrgang  innerhalb  das  deutschen  und  bisherigen  österrofchisch- 
niisrarischen  Postgoluetes  li  r  30  SI.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  34  "l 


Einzelne  Hummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben. 

_     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
'./pf'i***"*"'»*"  die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 

K^n.iiff^T'r"-  liei  Wiederholungen  entsprechende  Krmäßigungen. 
Keilagpen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  w»  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24 
Fernspr.:  Am  t  Kurf üi-st^6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reiohsbank-Girokonto- 
Deutsohe  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  UiOO 


y.nr  Jujt^o  der  Aii.sbiliuiui;-  üor  liölieji'ii 
1  ifhnisch-en  Eis-cnbahnbeamten. 


/.iir  wiii.schaftlichcn 
ilis^nbahndionistf.s. 

X  irlirichten. 


fio  .stall  ui 


1 1  f  u  (  s  c  Ii  1  au  d  :  Da.s  Ende  dci 
A'crkehrssperre.  —  Die  'Wn-kelu^- 
I  m.schränkuno-ojj,.  _  Ernste  Ofähr- 
diino-  des  GüteiVorkehi.s.  Au.s- 
-cliuß  zur  Prüfuuy.-  des  GeschäfY.s- 
uaiit-o.s    der  Eiseubahjidirektiom'ji. 


I  II  Ii  alt: 

—  Die  \Va!5.serkral'tauMiulzuu>;  tu 
Bayeiji.  —  Gründuus  einer  Wageu- 
leihanstalt.  —  Beschränkung  dci 
Bmn^nseliiffahrt  auf  lebenswielitigc 
Tran.sporte.  —  AVettbewerb  für  den 
Schmkelpr<?is  des  Berliner  Archi- 
tekt euvereiu.s  für  1921.  —  Per-sonal- 
iiachrichtt'u. 
n  e  u  1 4^  e  h  ö  ,s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  A  bü  u  de- 
ruuo-  der  amtlichen  Bezeichuun«; 
„Deutschö.sterr'eiehisch"  iu  „Oster- 
i'eichi.sch''.  —  Erhöhung  der  Per- 
sonentarife. —  Verkehrseinsehrän- 


kuugeu.  —  Die  (Ji  It-nanieii 
tirol. 

■|'  s  c  h  e  eil  ü     -     s  J  o  w  a  k  i  s  c 
G-ebiet:  Vorbereitungen  füi 
neues  Belriebsrecht. 
r  u  g  a  r  u  :  Verkehr  zwischen  Vn 

und  der  Tschechoslowakei. 
ITbrige    europäiische  L 
der:  Der  Internationale  Eisen)) 
Kongreß-Verband, 
liechtspflege. 
Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen 


in  Süd- 


li  e  s 

'  ein 

gii  III 

ii  II  - 
ahn- 


Zur  Frage  der  Ausbildung  der  höheren  technischen  Eisenbahnbeamten. 

\'ou  Beg.-Baumei.^tei-   Dcrikartz,  Jülich. 


Die  Leisinngslaiiigkeit  der  Eisenbahnen  ist  im  eutseheiden- 
>tlen  .Alaße  abhängig  von  der  Güte  der  Betriebsführung.  Dem 
;,Ei.senbahnbetrieb.  d<vr  Durchführung  der  Verkehrsauf gaben 
•der  Eisenbahnen  auf  wirtschaftlichstem  Wege,  kommt  also  eine 
entscheidende  Stellung  unter  den  weitverzAveigten  Wissens- 
gibieten,  die  man  als  Eisenbahnwesen  ziusammenfaßt,  zu. 

l>ieso  Stellung  der  Betriebswis-senschaf l  ist  im  L^ufe  der 
Zeit  immer  mehr  erkannt  und  gewürdigt  worden  (Betriebs- 
leitungsdezeniate,  Generalbetri  cbsleitungen,  Betriebsabtei- 
lung- im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten).  Bei  die.«ei' 
Entwicklung  ist  es  auffallend,  daß  die  Ausbildung  der  ange- 
henden höheren  technischen  Eiseubahnbeaiuten  bisher  keine 
weitere  Au.sgestaltung  im  Sinne  einer  eingehenderen  Be- 
schäftigung mit  der  Betriebswis.s.cnschaft  erfahi-eu  hat. 

Gewiß  nimmt  die  Beschäftigung  mit  betrieblichen  Dingen 
«ein©  nicht  unerhebliche  Zeit  der  Ausbildung  in  Anspruch, 
al>er  sie  genügt  trotzdem  nicht,  um  dem  angehenden  höhereu 
Beamten  dieses  Avichtige  Gebiet  des  Eisenbahnwesens  m 
nahe  zu  bring<'n,  wie  es  erforderlich  wäre,  um  ihm  nach 
meinem  Eintritt  in  die  Verwaltung  fruchtbringende  Arbeit 
auf  den  damit  zusammenhängenden  G-obieten  zu  ermöglichen. 
Es  muß  hier  ]>ctont  werden,  daß  auch  für  die  Entwurfsbear- 
beitiing  und  Ausfühning  -scheinbar  rein  baulicher  Aufgaben 
hei  der  Ei.senbahnverwaltung  betriebliche  Kenntnisse  fast 
immer  erforderlich  .sind,  da  fast  alle  diese  Bauten  betrieb- 
lichen Zwecken  zu  dienen  haben. 

Die  ietzige  Ausbilrlung  begnügt  sich  im  wesentlichen  da- 
mit, praktische  Betriebskenntuisse,  wie  isie  die  Abwicklung 
des  Betriebe«  auf  kleineren  und  größeren  Bahnhöfen  erfor- 
dert, zu  vermitteln.    Die  Wichtigkeit  dieser  Kenntnisse  soll 


nicht  unterschätzt  werden.  Eür  das  aber,  was  heute  unter 
Betriebswisseuschaft  verslandeu  werden  muß,  bietet  die 
ganze  heutige  Ausbildung  eigentlich  nur  die  Vorkenntnisse. 

Der  Auszubildende  muß  lernen,  die  betrieblichen  "Vorgänge 
vom  höheren  Standpunkt  aus  zu  betrachten.  Dazu  gehört  ein- 
gehende Beschäftigung  mit  deu  betrieblichen  Erscheinungen 
größerer  Betriebsgebiete.  Aus  der  Fülle  dieser  Einzeler- 
scheinungen müssen  die  großen  Zusammenhänge  erkannt 
und  die  Kegeln  für  die  Leitung  des  Betriebes  abgeleitet 
werden.  Die  Natur  der  Betriebswisseuschaft  bringt  es  mit 
«ich,  daß  sie  am  leichtesten  in  engster  A'erbindung  mit  dem 
l)riaktischeu  Eisenbahnljetriebe  erlernt  werden  kann.  Des- 
wegen ist  es  richtig,  diese  Ausbildung  ~  wie  es  auch  jetzt  be- 
reits geschieht  —  in  die  Zeit  der  praktischen  Vorbildung, 
die  Regierungsbauführerzeit,  zu  legen. 

Es  ist  bereits  mehrfach  darauf  hingewiesen  worden,  daß 
eine  geschlossene  wissenschaftliche  Darstellung  des  Wissens- 
gebietes „Eisennahnbetrieb"  bisher  fehlt.  Die  Verhältnisse 
liegen  so,  daß  jeder,  der  auf  diesem  Gebiet  zu  arbeiten  hat, 
gezwungen  ist,  sich  die  hierzu  erforderlichen  Kenntnisse 
in  mühsamer  Selbstausbildung  anzueignen.  Gewiß  wird  er 
iliirch  eine  Reihe  wertvoller  Darstellungen  von  Einzelfragen, 
die  sich  zerstreut  in  technisch-wissenschaftlichen  Schiliften 
finden,  unterstützt;  aber  die  muptarbeit  muß  jeder  selbst 
leisten.  Das  Rüstzeug  zu  diesen  betriebswiasenschaftlichen 
.Vrbeiten.  die  ihrem  Wesen  nach  dem  technisch-wissenschaft- 
lichen Denken  a.m  nächsten  •  stehen,  bringt  der  angehende 
höhere  technische  Beamte  mit;  es  kommt  nur  darauf  a.n, 
ihm  Gelegenheit  zu  bieten,  aich  unter  geeigneter  Anleitung 
eingehend  mit  ihnen  zu  l>eschäftig6n. 
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Zeitiingr  du«  Veretu« 
Deutscher  EisenbahnTerwaUungren 


Dk^  jetziffe  Awsbildung-szeit.  umfaßt  drei  Jahr«."  Diese  Ze:4 
dürfte  bei  richtioor  Ausnützuuu;  ausieiehend  sein.  Zu  Ungun- 
sten der  Ausbildung  im  Botrii-be  fälli  zunächst  rein  äulk^rlich 
auf,  daß  diese  Ausbildung  in  zwei  Teile  zerfällt,  die  durch 
die  achtzehnmonatia'i^  Tätio^keit  bei  Bauausführunaen  ge- 
trennt sind.  Besser  ■v\äre  es  sicher,  wenn  di^e  betriebliche 
Ausbilduu^i:  zusammenhängend  •(u-folgte,  und  zwar  nach  der 
Tätigkeit  l>ei  Bauausführungen.  Mit  dieser,  die  \\-i'e  bisher 
18  Monate  umfassen  soll,  würde  die  Ausbildung  der  Eegie- 
rungsbauführer  zweckmäßig  beginnen. 

Die  betriebliche  Ausbildung  selbst  muß.  wie  bereits  her- 
vorgehoben, mehr  als  bisher  darauf  gerichtet  Fein,  die  Zu- 
sammenhänge der  betrieblichen  Erscheinungen  von  weiteren 
Gesichtspunkten  aus  zu  erfasisen  und  dem  Auszubildenden  zu 
vermitteln.  Das  geschieht  bisher  kaum.  Wenn  fünf  volle 
Monate  darauf  verwendet  werden,  die  Betriebsvorgänge  eines 
kleinen  und  eines  größeren  Bahnhofs  kennen  zu  lernen,  so 
kann  das  nur  als  Zeitverschwendung  bezeichnet  werden. 
Denn  mehr  kann  der  Eegierungsbauführer  in  der  Eegel  nicht 
lernen,  die  Beamten,  auf  die  er  hau))! sächlich  angewiesen  ist, 

—  die  Betriebsbeamten  des  Bahnhofs  bis  zum  Obervorsteher 

—  mögen  ihi'«n  Dienst  ausgezeichnet  verstehen  und  alles 
i/e  mens  werte,  was  den  Betriebsdienst  ihres  Bahnhofs  angeht, 
dem  angehenden  höheren  Beamten  vermitteln.  Anregungen 
darüber  hinaus  zur  Beschäftigung  mit  allgenieinfu  Zusam- 
menhängen der  Betriebsleitung  vermögen  sie  nicht  zu  geben. 
So  ist  es  wenigstens  die  Eegel.  Der  die  Ausbildung  leitende 
Betriebsvorstand  ist  so  mit  anderen  Arbeiten  überlastet,  daß 
er  seine  Lehrtätigkeit  kaum  ausüben  kann.  Da  ihm  in  der 
Regel  nur  ein  Eegierungsbauführer  zugewiesen  ist,  wäre 
auch  die  hierfür  erforderliche  Zeit  nicht  wirtschaftlich  an- 
gewendet. Die  von  betrieblichen  Beamten  der  Eisenbahn- 
direktion  nebenamtlieh  gehaltenen  Vorträge  über  Betriebs- 
wesen  sollen  gewiss  nicht  unterschätzt  werden,  es  fehlt  alier 
gerade  der  für  Ausbildungszwecke  erforderliche  Zusammen- 
hang mit  dem  praktischen  Betriebe.  Die  Hörer,  die  von 
ihren  Ausbildungsbahnhöfen  aus  diese  Vorträge  besuchen, 
sind  infolge  dieser  Art  des  Lehrbetriebes  auch  nicht  in  d/er 
Lage,  praktische  Aufgaben  zu  bearbeiten.  Darauf  kommt  es 
aber  gerade  an.  Der  Auszubildende  muß  Betriebsaufgaben, 
die  geeignet  sind,  ihn  dem  Wesen  der  Betriebsführuug  in  dem 
vorher  geschilderten  Sinne  näher  zu  bringen,  unter  fach- 
kundiger Leitung  bearlxdten. 

Auf  die  ohne  Gefahr  auf  drei  Monate  zu  verkürzende  Aus- 
bildungszeit im  praktischen  Dienst  eines  kleinen  und  eines 
größei^en  Bahnhofs  müßte  eine  etwa  auf  dv<-[  viertel  .Jahr  zu 
bemessend©  „Betriebsausbildung"  folgen.  Zu  diesem  Zwecke 
wäre  eine  Eeihe  von  Eegierungs1)aufühi('rn  aus  einem  oder 


niehi-eren  Bezirlien  einem  höheren  Betriebsbeanileu  (Betneb«i 
leiter  oder  Betriebsvorstand)  zuzuteilen,  dessen  Aufgabe  da- 
rin zu  bestehen  hatte,  seine  Schüler  in  die  wissenschaftliche 
Heliandluug  von  Betriebsfragen  einzuführen,  unte 
.Vnlehuung  an  den  praktischen  Betrieb.  Es  spricht  vieles  da- 
für, diese  höheren  Beamten  nicht  ein  für  allemal  mit  dieser 
Anslnldungstätigkeit  zu  betrauen,  sondern  wechseln  zu  lassen 
zwischen  Ansliiklnngs-  und  Amtstätigkeit.  FreiM'illigkeit  füi 
die  Lehrtätigkeit  und  Entbindung  von  allen  Amtsgeschäften 
für  ihre  Iraner  müssen  Bedingung  sein. 

Die  Auszubildenden  wären  durch  Vorträge  und  Bearbeitung, 
praktischer  Aufgaben  dahin  zu  bringen,  betriebstechnischf 
Aufgaben  lösen  zu  lernen,  und  zwar  aus  den  Erscheinungen 
des  täglichen  praktischen  Betrieks  heraus,  also  z.  B.  rnter- 
sucliungen  über  die  Ursache  von  Betriebsstörungen  und 
Stockungen,  die  Mittel  zu  deren  Beseitigung  in  einzelnen 
Fällen,  Unfalluntersuchungen,  Aufgaben  aus  dem  Fahrplan- 
wesen. Hand  in  Hand  mit  dieser  Ausbildung  müßten  Besich- 
tigungen von  großen  und  kleinen  Betriebsanlagen,  insbeson- 
dere von  Verschiebebahnhöfen,  gehen  und  die  Teilnahme 
w(  un  auch  nur  als  Hörer  —  bei  Betriebsberatungen.  Am  Emle 
wäie  die  selbständige  Bearbeitung  größerer  betrieblicher  Auf- 
gaben, wie  z.  B.  die  Aufstellung  der  betrieblichen  Unterlagen 
für  den  Um-  oder  Neubau  eines  größeren  Bahnhofs,  nach 
eigenen  örtlichen  Ermittlungen  zu  foidern. 

So  etwa  ist  die  Betriebsausbildnng  in  grol5en  Umrissen  g^ 
dacht.  Der  Ausbildungsplan  will  hiernach  etwa  folgender- 
maßen zu  gestalten  sein: 

l)^  iMonate  Tätigkeit  bei  Bauausführungen,  Ausbildun.L 
in  tl(  r  Verwaltung  bei  einer  Banabteilun; 
oder  <  inem  Betriebsamt. 
3  Monate  Unlerrieiitende  Beschäftigung  bei  einer  Güter- 
abf ert igung,  Betriebswerkstätte,  Telegraphen- 
werkstätte  und  Bahnmeist-erei.  Die  Tätigkeil 
bei  einer  Haupt werkstätte  kann  wegfallen 
oder  auf  eine  Besichtigung  beschränkt  werden, 
.'!  Monate  Vorbereitung  im  Betriebsdienst.  Praktisciiei 
Dienst  auf  einem  kleineren  und  größeren 
Bahnhof. 

9- Monate  Betriebsausbildung  bei  der  Eisenbahndirektioji 
unter  Leitung  eines  höheren  Betriebsbeamten 

3  Monate  Verwaltungsausibildung  bei  der  Eisenbahn- 
direktion. 

36  Monate. 

Die  Ausbildungsbeschäftigung  beim  Betriebsamt.  für  di< 
ietzt  drei  Monate  vorgesehen  sind,  kann  bei  dieser  Gestaltunj^ 
des  Ausldldnngsplanes  ohne  Schaden  wegfallen. 


Zur  wirtschaftlichen  Gestaltung  des  Eisenbahndienstes. 


Für  die  Staatsciseubahneu  liegt  die  zwingende  Notwendig- 
keit vor,  aus  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Notlage 
ilurch  Steigerung  der  Arbeitsleistungen  und  äußerste  Spar- 
samkeit wieder  herau.^zukommeu.  Erhöhte  Iveistungeii  sind 
im  Eiseubahndienste  möglieh,  wenn  die  vorhandi-nen  Dieu.->1- 
einrichtungen  vereinfacht  sowie  nützliche  nml  wiii>e:iaft- 
lich  gel)ofene  Änderungen  eingeführt  werden.  Dieses  Ziel 
kann  daduich  erreicht  werden,  daß  der  durch  Dienstkennlni.sse 
und  praktische  Erfahrungen  zur  Mitwirkung  lierufenen  Be- 
amtenschaft mehr  als  bisher  (Gelegenheit  zu  Vi  rbesserungs- 
vorschlägen  und  Anregung^Mi  gegeben  wird.  In  den  Zweigen 
der  Technik  ist  ilie  Eisenliahu\erMaltuug  dem  kaufmänni- 
schen Grundsatze,  daß  besouideie  Leistungen  auch  besonders 
zu  bezalilen  sind,  längst  gefolgi,  indem  für  nützliche  Ei'fin- 
dungen  und  technische  Verbesserungen  des  Eisenbahndien- 
stes K-grhnäßig  Belohnungen  gewährt  wei-den.  Demgeo-cn- 
über  felilt  es  auf  den  weitverzweigten  Ge'iieteu  des  Verk'»hrs-, 
Betriebs-,  Rechnungs-,  Kontroll-,  Kassen-  und  allgemeinen 
Verwaltnngsdiensti  s  an  Einrichtungen,  die  dem  strebsamen 
l'.eamteu  Gewähr  dafür  bieten,  daß  außerordentliche  Arbeiten, 
au(di  wenn  sie  die  Durchschnittsleistungen  überragen  und 
der  Verwaltung    erhebliche    Vorteile    bringen,  gebühi'ende 


Aaerktuuung  finden.  (Jbwolrl  diese  Gebiete  ebenfalls  dei 
organischen  Ausgestallung  und  zeilgemäßer  Vervollkomm 
nung  bedürfen,  und  somit  Änderungen  von  großer  finanzielle  i 
Bedeutung  in  Frage  kommen,  hat  es  doch  bisher  an  einen 
verwaltungsseitigen  Ansporn  zur  Betätigung  nach  diesei 
Eichtung  gefehlt.  Diese  Umstände  mußten  auf  die  produktiv; 
Tatkraft  der  Beamten  nachteilig  wirken  und  haben  dazu  bei 
getragen,  daß  bei  vielen  Beamten  für  die  den  eigentliche) 
Arbeitskreis  weniger  berührenden  Angelegenheiten  eine  ge- 
wisse Gleichgültigkeit  besteht.  Dieser  Entwicklung  wirc 
Einhalt  geboten  und  die  Verbesserung  und  Neubelebung  de- 
Eisenbahndienstes  dadurch,  angestrebt  werden  müssen,  dal 
den  Beamten  ein  Anreiz  zur  Mitwirkung  gegeben  wird. 

Zweck  dieser  Ausführungen  ist,  im  Interesse  der  Sache  aui 
dite  der  Erzielung  von  Mehrleistungen  im  Eiseubahndiensti 
noch  entgegenstehenden  Mängel  hinzuweisen  und  die  Not  wen 
digkeit  sowie  Möglichkeit  ihi-er  Beseitigung  darzutun.  £■ 
handelt  sich  deshalb  bei  dem  nachfolgenden  Vorschlag  nur  un 
eine  Anregung,  die  weit-er  ausbaufähig  ist. 

Die  hier  gegebene  Aufgabe  könnte  für  die  preuß.-hess 
Staatseisenbahnen  ohne  erhebliche  Ko.sten  gelöst  werden 
wenn    ein  „Ausschuß  für  Verbesserungen    kn  Eisenbahn 
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iiienste"  eingerichtet  würdie,  dem  Anregungen  zur  Vervoll- 
kommnung und  Anträgei  auf  Änderung  der  Diensteinriclitun- 
cen  unmittelbar  einzui"«ichen  wären.  Dieser  Ausschuß 
dürfte  bei  der  grundsätzlichen  und  allgemeinen  B^edeutung 
der  Sache  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  zu  bilden 
und  seiner  Zweckbestimmung  entsprechend  der  Finanzabtei- 
lung anzugliedern  sein.  Er  würde  aus  einem  leitenden  Beamten 
der  Finanzabteilung  als  Vorsitzendem  und  der  erforderlichen 
Zahl  geeigneter  sachkundiger  Mitglieder,  die  je  nach  Bedarf 
hinzuzuziehen  wären,  bestehen  können.  Für  Entscheidungen 
in  Angelegenheiten  des  Verkehrsdienstes  würden  dem  Aus- 
schuß z.  B.  außer  dem  A  orsitzenden  verschiedene  (höhere, 
mittlere  und  untere)  Beamte  der  Eisenbalmdirektionen,  Ver- 
kehrsämter und  äußeren  Dienststellen  angehören  können. 
Der  Vor-sitzende  wäre  in  erster  Linie  für  die  Vertretung  der 
wirtschaftlichen  Interessen  berufen,  während  den  Mitgliediern 
die  sachliche  Begutachtung  obliegen  würde.  Der  Ausschuß 
^^  tzt  die  eingehenden  Anträge  bei  seinen  Mitgliedern  in  Tjm- 
lauf.  Diese  würden  nach  Prüfung  darüber  entscheiden,  ob 
der  Antrag  zur  Weiterbehandlung  geeignet  ist.  Spricht  tsich 
die  Mehrzahl  der  Ausschußmitglieder  für  näiiere  Prüfung 
and  Durcharbeitung  des  Antrages  aus  —  bei  Stimmengleich- 
heit kann  der  Vorsitzende,  dem  der  Antrag  zuletzt  zugeht,  den 
Ausschlag  geben  — ,  so  würde  der  Ausschuß  nach  Bedarf  zu- 
^nirimentreten  und  mündlich  über  die  weitere  praktische  Er- 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Das  Ende  der  Verkehrssperrc.  Aus  dem  Eeichsverkehrs- 
lüinisterium  wiitl  gemeldet:  Der  15.  November  ist  der  letzte 
Tag  der  Personcnzugsperre.  Vom  16.  ab  werden  auf  sämt- 
lichen dem  öffentlichen  Verkeha*  dienenden  Haupt-  und  Neben- 
eisenbahuen  die  im  Intei-ess©  der  Erhaltung  des  Wirtschafts- 
lebens unbedingt  notwendigen  Personen  -  und  Schnell- 
züge wieder  gefahren  werden.  Sollte  die  Durchfüh- 
rung dieses  Verkehrs  zu  Schwierigkeiten  in  der  Kartoffel- 
iind  Kohlenversorgung  führen,  so  müßte  mit  einer  Wieder- 
holung der  völligen  Per.sonensperre  gerechnet  werden.  Um 
diiese  ^laßnahme  nach  Möglichkeit  venneiden  zu  können,  er- 
sieht erneut  die  dringende  iMahnuug,  alle  nicht  unbedingt  er- 
forde rliolien  Eei.*en  A^orläufig  zu  unterlassen. 

—  Die  Verkchrselnschränkiingen.  Aus  dem  Reichsver- 
kehr sm  in  isteri  um  wird  gemeldet:  Zugunsten  des  Kartoff el- 
iind  Kohlcnversandes  ist  der  Personeuverk(dir  eingestellt.  Da- 
neben beschränken  die  Eisenbahnverwaltungen  auch  den 
Güterverkehr,  soweit  es  sich  nicht  um  Kohlen  und  Lebens- 
mittel  handelt,  noch  stärker  als  bisher,  um  möglichst  viel 
Betriebsmittel  für  Kartoffeln  und  Kohlen  freizumachen. 
A.m  4.  und  7.  November  ist  die  Wagengestelluug  nur 
für  Lebensmittel.  Koks  und  Briketts  zugelassen  worden. 
Die-s-e  Maßnahrae  w  ird  auch  in  den  nächsten  Wochen  durchge- 
führt, erforderlichenfalls  noch  weiter  veischärft  werden.  Es 
läßt,  sich  nieht  verkennen,  wie  außerordentlich  tschwer  der- 
;iitige  Ein.'^chiänkungen  auch  zum  Teil  lebenswichtige  In- 
dustrien treffen.  Zurzeit  muß  aber  alles  hinter  dem  wich- 
liustem  Verkehr  der  Tjebensmittel  und  Kolilen  zurüektrot-en. 

Ernste  Gcfälirdung  des  Güteiwerkehrs.  Aus  dem  rneu- 
ru>ehen  Eis<'ubahiinrinisterium  erfährt  die  „D.  Allg.  Ztg 
ihiC)  die  Befürchtung,  der  (Trüterverkehr  werde  durch  .Mangel 
an  Eisenbahndienstkohle  lx?hindert  wierden,  bereits  einge- 
treten ist.  Im  Bezirk  Hannover  sind  die  Vorräte  auf  großen 
Lokomotivstationen  völlig  aufgebraucht;  der  Güterverkehr 
wurde  durch  den  Mangel  an  Kohlen  erheblich  gestört.  Auf 
der  Strecke  Hamm-Berlin  mußte  ein  Teil  der  Bekohlungsan- 
l.iucn  stillgelegt  werden,  so  daß  die  Bereitstellung  dei'  Loko- 
motiven stark  verzögert  wurdie.  Auch  von  dem  Bezirke 
Altona,  inslK'Sondere  von  den  großen  Hamburger  Baliuliöf:'n 
-<'iwie  von  Stettin,  wird  über  Kohleumang(l  und  dadurch  hei- 
N  <  rgcrufene  schwere  Störungen  des  Güterverkehrs  berichtet. 
I  ri;tz  aller  Hinweise  der  Eisenbahnverwaltung  bleibt  die  Zu- 
ti  ilung  von  Diimstkohlen  noch  immer  hinter  dem  Bedarf 
zurück.  Nachdem  nunmelir  die  Bestände  bei  der  Eiscabahn- 
\<  i  vvalturig  an  wichtigeji  Betriebsi)unkten  bereits  aufgezehrt 
-ind,  muß  demnach  mit  teilweiser  Einstellung  des  Güterv<i- 
kehrs  emstlich  gerechnet  werden,  Avenu  die  für  die  Kohlenver- 
teilung zuständigen  Stellen  nicht  unverzüglicli  für  eine  Ims.-i  re 
Belieferung  der  Eisenbahn  sorgen. 


probung,  Einführung  usw.  beraten  können.  Die  endgültige 
Einführung  von  Änderungen  bliebe  der  ministeriellen  Ent- 
scheidung vorbehalten.  Diie  Tätigkeit  des  Ausschusses,  der  nur 
für  nichttechnische  Angelegenheiten  zuständig  wäre,  würde 
aiuch  Anregungen  aus  dem  Kreise  der  im  Eisenbahndiensl 
tätigen  vVrbeiter  sowie  auch  Vorschläge  von  Privatpersonen 
umfassen  können. 

Die  Durchführung  der  empfohlenen  Maßnahme  würde  ohne 
Zweifel  eine  Fülle  werlvoller  Anregungen  z;ir  Folge  hal>en, 
die  für  die  Verwaltung  dauernd  von  großem  Nutzen  und 
weiter  geeignet  wären,  das  Interesse  am  Dienst  zu  fördern, 
die  Arbeitsleistungen  zu  steigern  und  zur  Hebung  der  Tüch- 
tigkeit des  Personals  beizutragen.  Vorausset2:ung  für  einen 
guten  Erfolg  "Würde  sein,  daß  praktisch  verwertbare  Ver- 
besserungsvorschläge ausreichend  vergütet  und  die  Namen 
der  mit  Erfolg  tätig  geweseneu  Beamten  sowie  auch  die  Ge- 
währung von  Belohnungen  bekannt  gegeben  würden.  Der  Er- 
folg kann  noch  wirksamer  gestaltet  werden,  wenn  Beamte 
mit  guten  Anregungen  beim  Aufstieg  in  höhere  Stellen  und 
bei  Verleihung  von  Hilfsdezernenteustellen  in  erster  Linie 
Berücksichtigung  finden.  Gerade  diese  Forderung  dürfte  be- 
rechtigt sein,  weil  Beamte  mit  organisatorischer  Fähigkeit 
in  der  Eegel  über  eine  größere  Sachkenntnis  verfügen,  und 
von  ihnen  eine  ersprießliche  Tätigkeit  erwartet  werden  kann. 

Eisenb.-01>ersekretär  E.  Keller,  Essen  (Euhr). 


—  Ausschuß  zur  Prüfung  des  CJesehäftsganges  der  Eiseii- 
hahndirektionen.  Die  außerordentlich  ge.spanntei  Lage  der 
Eisenbahn  Verwaltung  stellt  an  die  Eisenbahndirektionen 
waclusende  Anforderungen,  die  mit  den  vorhandenen  Kräften 
nur  bei  aller  Anstrengung  -liewältigt  werden  können.  Es  ist 
daher  nötig,  die  geschäftliche  Einrichtung  der  Direktionen 
einer  Prüfung  darauf  zu  unterziehen,  ob  sie  allen  Anforde- 
rungen der  Zweckmäßigkeit,  namentlich  hinsichtlich  Ein- 
heitlichkeit der  Verwaltung  und  raschen  Geschäftsgangs  ent- 
spricht. "  Zur  Prüfung  dieser  Fragen  hat  der  preußische 
Eisenbahnminister  einen  Ausschuß  eingesetzt,  in  den  acht 
iiöheW'  und  mittlere  Beamte  einberufen  worden  sind. 
Die  Bestellung  weitei-er  Ansschußmitgldeder  bleibt  vorbe- 
halten. Als  Kommissar  des  Ministers  wurde  der  Geh.  Eeg.- 
Rat  Dr.  Quaatz  bestellt.  Der  Ausschuß  ist  berechtigt,  Be- 
amte und  Arbeiter  gutachtlich  zu  hören  und  von  allen  Akten 
und  Einrichtungen  Kenntnis  zu  nehmen.  Schriftliche  An- 
fragen des  Ausschusses  sind  umgehend  zu  erledigen.  Er  tritt 
am  20.  November  zusiammen. 

—  Die  Wasserkraftausmitzung  in  Bayern.  Den  „Mitteilun- 
gen des  Eeichsbundes  Deutscher  Technik"  entnehmen  wir  fol- 
gende Ausführungen  des  Professors  Dantsclier-München : 

„Die  Wasserkraftausnutzung  hat  während  des  Krieges  in 
Bayern  durch  Eohstoff-  und  Kohlenmangel  an  Bedeutung  ge- 
wonnen ;  von  den  Großwasserwerken  wurden  die  beiden  Ge- 
fällsstufen an  der  Alz  Tacherting-Margarctenberg  und  Ma-rga- 
retenberg-Burghausen  in  Angriff  genommen.  Sie  sollten  ihre 
Energie  für  kriegs-  und  volkswirtschaftlich  wichtige  Betriebe 
liefern. 

Wenn  trotz  der  erkannten  Bedeutung  und  des  Bedarfs  an 
Kraft  weitere  Großkräfte  nicht  in  Anspruch  genommen 
wurden,  so  hat  das  seinen  Gi  und  in  der  Langwierigkeit  derar- 
tiger Bauten.  Es  wurden  aber  Projekte  vorbereitet,  die  mil 
Abschluß  des  Krieges  zur  Ausführung  kommen  sollten;  so 
vor  allem  das  Walchen seepro.iekt  mit  dem  Bayeinwerk,  das 
der  Überlandversorgung  dient,  das  Projekt  am  mittleren  Inn, 
wo  unter  Beteiligung  des  Eeiches  ein  Aluminiumwerk  er- 
richtet werden  sollte,  die  Projekte  am  oberen  und  unteren  Inn, 
an  der  mittleren  imd  unteren  Isar,  am  Lech  usw.  Charak- 
teristisch i-^t  dabei,  daß  diese  Projekte  mit  Aufwand  großer 
Kosten  von  den  Kraftinteressenten  selbst  aufgestellt  wurden, 
im  Gegensatz  zu  früher,  wo  das  Eeklame-  und  Spekulations- 
proiekt  das  Feld  beherrschte. 

Mit  Been  ligung  des  Krieges  waren  die  Werke  an  der  Alz 
noch  nicht  zu  Ende  geführt ;  durch  die  Eevolution  wurden 
die  Sch\yierigkeiten  der  Bandurehführung  wesentlich  erhöhl, 
und  erst  heute  ist  die  eine  der  beiden  Alzstuf<'n,  die  der  Baye- 
rischen Stickstoffw'erke  Taclierting-Margan-tcn'u  ig-,  naeli 
riesioen  ]\lühen  so  weit,  daß  in  nächster  Zeit  mit  der  Inbe- 
triebnahme geiechnet  werden  kann. 

Das  Wal  ehen  See  werk  trat  gleich  nach  <lera  Krieg  in  den 
Bau  ein,  das  Eeichsaluminiumwerk  am  mittleren  Inn  folgte 
kurz  darauf ;'  etwas  später  wurde  ein<'  n'rößer«-  Anlage  am 
Lech  in  Augriff  genomuM'n,  Unter  dem  Druck  der  sclilechten 
Münchener  Arbeitsverhältnisse  wurde  im  Frühjahr  dieses 
.Jahres  der  Ausbau  der  mittleren  Isar  von  München-Moosburg 
iilx'r  H.ils  und  Kopf  in  .\ngiiff  genommen,  um  Arlieitsoelo- 
genhedt  zu  schaffen. 
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So  sind  also  derzeit  im  Bau:  Die  Alzstuf«  Tacherting-Marsa- 
letenberÄ  der  Bayerisch'Cn  Stickstoffwerke  mit  rund  100  MiÜi- 
(men  Kilowattstunden  Jahriosleistunff ;  die  Alzstufe  Mar^a- 
let-enberÄ-Burgliausen  der  Alzwerk«  G.  m.  b.  H.  mit  rund  '220 
Millionen  Kilowattstunden  Jahresleistung;  das  Walchens&e- 
werk  des  Bayerischen  Staates  mit  rund  150  Millionen  Kilo- 
wattstuudeu;  das  Innwerk  bei  Mühldorf  der  Bayerischen 
Aluminium  A.  G.  mit  rund  400  Millionen  Kilowattstunden; 
(ho  „mittlere  Isar"  des  Bayerischen  Staates  zwischen  München 
und  MoosburÄ  mit  rund  540  Millionen  Kilowattstunden;  das 
VVerk  am  Lech  der  Lahmeyerwerke  Frankfurt  mit  rund  50 
Millionen  Kilowattstunden. 

J^?'^*®'^'^^^^t^°l»s;e  stand  im  letzten  Jahre-  unter  dem 
liiinfluß  der  Sozialisierunßsidec  uml  der  Yerreichlichung'.  Für 
leden  Kenner  der  Verhältnisse  bedeutete  das  „Sozialisieren 
der  Wasserkräfte"  das  Einrennen  offener  Türen ;  trotzdem  er- 
streckte sich  der  Sozialisieiiingsdrang-  gerade  auf  diese«  Ge- 
biet. Man  kann  nicht  sa/?en,  daß  der  unklare  Sozialisierung-s- 
üiedanke  förderlich  auf  die  Erschließunff  der  Wasserkräfte 
wirken  würde. 

Die  Verreichlichung  hat  in  Bayern  viel  böses  Blut  oemaeht. 
Die  damit  zusammenhängenden  Eechtsfragen.  der  Eingriff  in 
das  innerstaatliche  bayerische  Leben  und  in  die  bayerische 
Wasserwirtschaft  sind  viel  größer,  als  es  auf  den  ersten  Blick 
den  Anschein  hat.  Wirtschaftlich  betrachtet,  ist  aber  die  Ver- 
i^ichlichung  insofern  von  Vorteil,  als  die  Verwertung  der 
Kräfte  vom  Gesichtspunkt  der  Eeicbswirtschaft  aus  betrachtet 
werden  kann,  und  dieKräfte,  hinausgeschoben  über  den  enoen 
Rahmen  unseres  bayerischen  AVirtschaftslebens,  an  Bedeutung 
gewinnen.  Bei  richtiger  Handhabung  des  Energiegesetzes 
ist  davon  eine  Sieigernug  der  Wasserkrafterschließung  .zu  er- 
warten. ' 

Störend  für  den  Wasserkraftausbau  -sind  die  jetzt  wieder 
^hlreich  auftauchenden  Schiffahrtsideen.  Schiffahrt  und 
Kraftausn\itzung  sind  zweierlei  und  lassen  sich  nur  in  den 
■'*?"'ensfen,  günstigsten  Fällen  vereinigen.  Immer  belasten 
die  Schiffahrt  die  Kraftausnutzung  ganz  wesentlich,  und  wenn 
letztere  allem  die  Lasten  tiagen  muß,  wird  -sie  unmöglich  o-e- 
macht.  Dazu  kommt,  daß  die  Schiffahrtisinteressen  imnier 
nur  fordern,  jedoch  zur  Übernahme  von  Lasten  und  Opfern 
Aveder  bereit  noch  geeignet  sind." 

—  Gründung  einer  Wasen-Leihanstalt.  Es  ist  kürzlich  in 
Berlin  eine  Gesellschaft  unter  dem  Namen:  Eisenbahn- 
Betriebsmittel-Leihanstalt  G.  m.  b.  H.  g-egründet  worden,  die 
s^ich  mit  der  Vermietung  von  Eisenbahngüterwageh  aller 'Art, 
Lokomotiven  und  sonstigem  Eisenbahnmaterial  1>efassen  soll 
Gesellschafter  dieser  Gründung  sind  fast  zu  gleichen  Teilen 
'y'^-rK^™^^  ^'i'ied.  Krupp,  A.  G.  in  Essen  (Kühr),  und  Glaser 
&  Pflaum,  Alleinverkauf  der  Kruppschen  Feld-.  Forst-  imd 
Industriebahnen,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin.  Die  Firma  Krupp  will 
sich  durch  diese  Gründung  für  ihre  Wagenfabrik  für  die  Zu- 
kunft neben  den  Staatslieferungeu  einen  Großabnehmer 
sichern,  als  welche  die  Wagenleihanstalten  für  die  Wagen- 
tabriken  stets  gegolten  haben.  i:s  ist  beabsichtigt  '"'ein 
größeres  Kapital  in  Tjeibgüterwagen  anznlegen. 

—  Beschränkung  der  Binnenschiffahrt  anf  lebcusAvichtigo 
Transporte.  Der  „Reichsanzeiger"  veröffentlicht  eine  Ver- 
ordnung des  Eeichsverkehrsministers,  l>etreffend  Verwendung 
der  Fahrzeuge  der  Binnenschiffahrt  für  Lebensmittel  und 
K-Ohle.  Danach  dürfen  alle  auf-  deutschen  Gewässern  be- 
heimateten Binnenfahrzeuge  bis  auf  weiteres  lediglich  für 
den  Transport  von  Lebensmit1>eln  und  Kohlen,  die  im  Inter- 
esse des  Deutschen  Eeiches  Verwendung  finden,  benutzt  Aver- 
den.  Ausnahmen  sind  nur  mit  Genehmigung  der  Schiffahrts- 
abteilung  zulässig,  die  die  erforderlichen  Ausführiingsbe- 
.stimmungen  erlassen  kann.  Zuwiderhandlungen  wcnlen  mit 
Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  15  000  Ji 
belegt.  Auch  kann  die  zwangsweise  Löschune,  Beladuu«- 
und  Bewegung  des  Fahrzeuges  von  dei'  Sdiif f;,hi-t.-^ab'teilunV;- 
verfügt  werden. 

-  Wettbewerb  für  deji  Schinkelpreis  des  Berlinei'  Archi- 
tektenvereins für  1921.  Wie  das  „Zentr.-Blatt  der  Bauver- 
waltung" meldet,  ist  für  den  Eiisenbalmbaai  der  Entwui-f 
einer  südlichen  U m  g  e h u  n  g  s  1  i n  i e  am  Blanken- 
keimer  Tunnel  gewählt  worden.  Für  die  Strecke  Obo- 
löblmgen  a.  See-Sangerhausen  der  Halle-Casiseler  Bahn  ist. 
(  ine  den  Blankenheimer  Tunnel  südlich  umgehende,  die  ver- 
lorep/e  Steigung  möglichst  vermindernde  zweigleisige  Ver- 
uleichslinie  zu  entwerfen,  und  zu  untersuchen,  Avie  sich  Tine 
•■^^che  Lösung  gegenüber  einem  viergleisigen  Ausbau  des 
Bahnabschnitts  von  der  Ost-seite  des  Blankenheinier  Tunnels 
bis  zum  Bahnhof  Sangerhausen  in  bau-  und  betriebstechni- 
scher sowie  wirtschaftlicher  Hinsicht  stellt.  Dem  Bearf)f  iter 
Ideibt  es  überlassen,  die  Vergleichslinie  auch  an  Zwischen- 
punktfen  der  Strecken  01>erröb]ingen-Eisleben   und  Eiostedt- 
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Sangerhausen  anzuschließen.  Vor  etwaigen  Zwischenan- 
.schlußpunkten  bis  zu  den  benachbarten  Endbahuhöfen  der 
Mrecke  sind  vier  Gleise  vorzusehen.  Die  Baukosten  sowohl 
der  neuen  Linie  als  der  viergleisig  auszubauenden  Strecken 
sind  ohne  Massenermittlung  auf  Grund  von  Erfahruno-ssätzen 
nach  Friedenspreisen  zu  schätzen.  Der  Ermittlung  7ler  Be- 
triebskosten sind  die  Zugzahlen  de«  Sommer  fahr  plan  s  1914 
zugrunde  zu  legen  zuzüglich  20%  für  künftige  Verkehrsstei- 
gerung. Eisleben  ist  von  Oberröblingen  aus  dnrch  Anschluß 
zuge  zu  bedaenen.  Diese  Anschlußleislungen  sind  liei  der 
\  ergleichsbereohnung  ,zu  berücksichtigen. 

Personalna  chricijtcn.    B  e  i  m  E  e  i  c  Ii  s  v  e  r  k  e  h  r  s  m  i  u  i- 

steriuni  ist  dei'  badische  Eegierimgsrat  Dr.  Eo&er  zum 
OeJieiinon  Ixegieruugsrat  und  vortragenden  Rat  cMiannt  wor- 
den. 

Bei  der  p  r  e  u  ß  i  s  c  h  -  Ii  e  s  s  i  s  c  Ii  e  n  S  t  a  a  t  s  Ij  a  h  n  v  e  r- 
w  a  1 1 11  n  g  .-^ond  toi  «ende  Änderungen  eingetreten  -  Der  bis- 
lierige_Magistratsa.ssessoj-  E  um  m  e  1  s  p  a  c  h  e  r  in  Berlin  ist 
unter  Ernennung  zum  Dreußischen  Ee,gierungsas&e.<sor  dauern.- 
zur  .fetiaatseasenbahnverwaltung  übernommen  woitlen  —  Zu 
Ee.gaer«ngsbaumei.stern  sind  ernannt  worden:  Die  Eegicruno,.;- 
bauf uhrer  des  :\laschinenbaufachs  Erich  Dürre  aus  Berlin 
und  Adolt  AVicke  aus  Cassel.  —  Der  Eisenbahu-Eechnungs- 
revisor  Seh  u  cht  aus  -Aüagdeburg  ist  unter  fnjert  ragung  der 
Stellung  des  Eechnungsdirektors  bei  der  Eisenibahndirektiou 
m  Essen  zum  Eisenbahn-^Eechnungsdiiektor  ernannt  worden 
—  Ausgeschieden  aus  ilem  Staatseiseiiljalindienste  sind  tüe 
Eeg-ierungsrate  Dr.  jnr.  Hausmann,  Mitglied  der  Eisen- 
bahndirektion  ui  Danzig,  infolge  Ernennung  zum  Geheimen 
Regierung-srat  und  vortragenden  Eat  im  Eeiclisarbeilsministe- 
rinm,  und  Dr.  nir.  Sarter,  :\litglied  der  Eisenbahndirektion  in 
ilannovei-,  miolge  Ernennung  zum  Geheimen  Eegiernno-srat 
und  voitra Inenden  Eat  im  Eeichsverbehrsministerium 

Im  w  u  r  1 1  e  m  b  e  r  g  i  s  c  Ii  e  n  JI  i  n  i  s  t  o  r  i  u  m  d  e  r  a  u  s . 
wart  Igen  Angelegenheiten,  Verkehrsabteilung,  i.si 
dem  Direktor  Lupf  er,  \'orst.and  der  Bauabteiluu"-  der  Ge- 
neraldirektion  der  wiirllembergi .sehen  Staatseisenbahnen  die 
fetelie  deis  Direktors  mit  der  Amtsbezeichnung  "Ministerial- 
(iirektof  überti'agen  worden. 


Deutschösterreich. 


-  Abänderung  der  amtlichen  Bezeichnung  „Deutschöster- 
icichisch"  in  „österreichisch".*)  Der  Staatssekretär  für  Ver- 
kehrswesen hat  in  Duichführung  des  Gesetzes  vom  21  Okto- 
ber 1919,  über  die  Staatsform,  verfügt,  daß  in  Abänderung 
der  trüberen  Erlasse  die  Bezeichnung  „dent.schösterreichisch^ 
Staatsbahnen"  auf  „österreichische  Staatsbahnen"  abzuändern 
ist.  Die  Dienst  .Stelleu  der  Staatseisenbahnverwaltung  sind 
künftig  statt  als  „deulschösterreichisch  {d.  ö.)"  als  „österrei- 
chisch (ösl.  (>d<'r  öslerr.)"  zu  bezeichnen. 

—  Erhöhung  der  Persoueutarife.  ^\in  15.  November  siml 
die  Erhöhungen  der  Personentarife  der  Eisenbahnen  in  Krafl 
getreten.  Bs  ist  eine  Neugestaltung  des  Tarifs,  die  nich1 
schematiscli  vorg-enommen  wurde,  sondern  auf  die  sozialen 
Bedürfnisse,  vor  allem  aber  anoh  auf  die  Forderungen  der 
Wohnungsfnrsorge  Eücksichl  nimmt.  E.s  wiuilen  nämlich  dori 
lirlcichterungen  geschaffen,  wo  es  gilt,  das  VVoliuen  in  einem 
anderen  als  dem  Täti-k rilsorte  möglicii  zu  macheu 

Bei  der  NengestalUiu-  der  Tarife  Iritt  vor  allem  eine  Ver- 
.schiebung  im  Verhältnis  der  Fahrpreise  der  einzelnen  Klassei- 
zueinander  ein.  Die  Preise  zweiter  Klas.se  werden  das  .Dop- 
pelte der  Fahrpreise  diitter  Klasse  und  die  <'rster  Klasse  da- 
Doppelt-e  tter  Fahrpreise  zweiter  Klasse  betragen.  In  dei 
(Jritten  Klasse  tritt  eine  Erhöhung  von  Kd  was  ül>er  4.S  %  de- 
bisherigvn  Tarifs  ein.  Der  jetzige  Grundpreis  in  der  dritt«ii 
Klasse  betrag!  16  Heller  für  das  Kilometer.  In  der  ersten 
und  zweiten  Kla<sse  wird  eine  Prei.serhöhuim-  \-oii  etwas  mehr 
als  70%  zu  verzeichnen  sein.  Außerdem  tritt  eine  Ver.schie- 
bung  des  Pl■elsverhältni.«se^  zwischen  Personen-  imd 
Sch_nellziügen  ein.  Bisher  betrug  die  Preisspannun- 
J.>  %,  . letzt  wird  sie  auf  ,'.0  %  erhöht.  Bemerkenswert  isi. 
daß  die  Preise  so  aufgerundet  werden,  daß  die  Heller  stet^ 
durch  20  bei  den  ganzen  Karten,  durch  K)  oder  20  bei  den 
halben  Karten  teilbar  sein  werden. 

Die  Lösiuig  der  Frage  ([py  S  i  r  e  c  k  e n  .  und  Z  e  i  t  k  a  r  t  e  n 
crlolgte  in  folgender  Weise:  Der  Preis  der  Monats- 
strecUenkarteu  erster  bis  dritter  Klasse  Mird  um  .30  % 
«  liiö'ht.  Die  Fahrkarten  für  Arbeitei'  werdi  u  um  25  % 
billiger  als  die  alten  Monals.slreckenkarlen  bzw.  um  .50  % 
l>il  1  Ige  r  als  di<'  i'i-böhlen  Jlonat.sstreckenkarti  u  .-,-iu.  DleS'' 


*)  1  »ie  iJciif  Seine ibwei.'- 
lung  angewendet  werden. 
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Arbeiterstreckenkarten  (die  nur  für  di«  dritte  Klasso  gelöst 
werden  können)  werden  nicht  wie  bisher  nur  an  Handarbeiter, 
-ondem  auch  an  seisti;?«  -Arbeiter  oder  an  An^?e*teilte  jeder 
.\rt  imd  ferner  auch  an  -Schiller  aus-^egeben  werden.  Si«  kön- 
nen lür  die  Woche  oder  für  den  Monat  bezoa^en  werden.  Um 
(kr  "\\  o  h  n  u  n  «■  s  n  o  t  Kechnuno;'  zu  trafen,  wurde  die  wei- 
leste  Entferniin,e  zwisclien  Berufs,  und  Wohnort,  die  bisher 
mit  üO  km  anffe^etzt  war.  auf  ]00  km  feslK-elegt. 

Tarife  für  das  R  e  i  .s  e  g  e  o  ;i  c  k  wurden  ebenfalls  tr- 
•  höht.   .Line  Neuerunjj:  hei  dieser  Eegeliuiii:  besteht  darin,  daß 
liier  nicht  wie  frülier  ein  einheitlicher  Tarif  bei  Personen- 
imd  Schnellzuo-en  festgesetzt  wurde,  sondern  daß  die  Erhöhung 
I  Personen zÜÄ>en  S5  %,  bei  Schnellzügen  185  %  beträgt. 

-  Verkehrseinschränkungeu.  lia  Bereiche  dei-  Staatsbahii- 
ilirektion  Linz  sind  seifC.  November  sämtliche  Personenzüge 
i  iuge^tellt  worden  und  ist  die  Personenbeförderung  auf  die 
wenigen  und  hauptsächlich  zur  Beförderung  von  Yerpflegs- 
mitern  dienenden  Güterzüge  gelegt.  Diese  Art  von  Personeu- 
I  t  tördenmg  ist  naturgemäß  nur  für  den  Nahverkehr  ho- 
-timmt,  wobei  auf  einen  Ansehlußverkehr  nach  nud  von  der 
•>t  itenlmien  nicht  gereehnet  werden  kann.  Bei  den  Güfcr- 
/iigen  ist  eine  ausreichende  Beistellung  von  Personenwagen 
nicht  möglich,  so  daß  eine  restlose  Abbeförderung  sämtlicher 
Keiseudcu  nicht  immer  wird  erfolgen  können.  Ein  Anhalten 
theser  Güterzuge  m  den  Haltestellen  findet  mit  Eücksich; 
.int  den  damit  verbundenen  verhältnismäßig  großen  Kahlen- 
M  ibrauch  nicht  statt.  Die  Züge  halten  daher  nur  in 
'  l  u  Haltestellen,  wo  Milchauflieferung  erfolgt.  Infolge 
<l<v  gänzlichen  Einstellung  des  Personeuzugverkehi-es  im 
Bereiche  der  Staatsbahn direktion  Linz  verkehrt,  seit  dem 
.-.  November  der  von  AVien  um  4  Uhr  45  Min.  nach- 
iiuttags  abgeliende  Personenzug  Iiis  auf  weiteres  nur  in  der 
-trecke  W  le  n  -  Am  s  t  e  1 1  e  n.  Von  Amstetten  findet  dieser 
Zug  Anschluß  an  den  um  4  Uhr  früh  uaeh  Salzburg  ab- 
ui  henden  Güterzug  mit  Personenbeförderung.  Aukunft  "Salz- 
'urg  12  Uhr  nachts.  Zu  diesem  Zug  findet  nur  eine  sehr  be- 
tankt*? Fahrkartenausgabe  i,tatt.  In  der  Eichtung  von 
Izburg  ist  der  in  Wien< Westbahnhof  um  12  Uhr  45  Min. 
1  ichmittags  ankomuiende  Personenzug  letztmals  am  6.  d.  M 
abgelassen  worden.  An  dessen  Stelle  verkehrt  seit  7.  d.  M, 
der  Strecke  Amsietten-AVien  !)is  auf  weiteres  Zug  Nr, /216 
Amstetten  5  Uhi-  50  Min.  nachmittag.«',  an  Wien  9  Ulir 
Mm.  abends  ohne  Ansohluß  A-on  Salzburg. 

Die  Ortsnamen  in  Siidtirol.  Naeh  italienischen  und  lim- 
I'  I  Zeltungsmeldungen  hat  dei'  Gencralkommissar  Credam 
»nt-rehieden,  daß  im  Trentino  ,nur  italienische  Ortsnamen 
verwendet  werden  dürfen,  weil  die  ganze  Bevölkeruno-  j(a- 
lieuisch  sei.  Im  Gebiete  von  Salum  bis  Meran  sollen  dir 
«leutschen  und  italieni.«chen  Namen  als  gleichgestellt  '■•<■- 
braucht  werden.  A'^on  Bozen  bis  zum  Brenner  nud  Innichon 
.-owie  von  Meran  Ins  Reschen-Scheideck  und  Stilfser  Joch 
Mribe-n  die  Namen  deutsch,  doch  wird  in  Orten,  wo  früh<'r 
'l'-r  italienische  Name  in  Gebrauch  stainl.  deniscHien  (b  r 
'bntsclie  l>eigesetzl. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

A'orbcreitungen  für  ein  neues  Bctiiebsrccht.  Das  Eistii- 
l  ahnmimsfernim  in  T'rag  hat.  wie  wir  dem  „Prag-er  Tarif- 
anzeiger"  entnehmen,  an  alle  Handelskammern  und  alle  Lan- 
<bskulturrato  folgendes  Euudschreiben  gerichtet:  Durch  die 

riedensbedmgungen  Avnrde  unter  anderem  bestimmt,  daß  da> 
bciner  L hereinkommen  betreffend  den  internationalen  Ei.sen- 
.  iiahntransport.  zu  welch,  in  un.ser  Staat  beiHiits  seinen  Beitriti 
angemeldet  hat,  iimgearbi  iltl,  werden  soll.  Durch  eben  die-.- 
lk:dingungen  sind  auch  die  Verkehrsbeziehuugeu  mit  unseren 
nächsten  Nachbarn  in  rollen  Umrissen  bestimmt,  so  daß  für 
den  künftigen  internationalen  Eisenbahnverkehr  einige  feste 
Hl  ulile  gegeben  sind,  auf  welchen  wir  weitcrzubaneu  haben. 
I>i  :  nächste  Aufgabe  unseres  Transportwesens  ist  daher- 

I.  Mitzuarbeiten  an  dem  Neuaufbau  des  internationalen 
I  rausportubereinkommens.  und  zwar  nicht  iiloß  für  den 
Gütertransport  (bisheriges  Berhcr  Übereinkommen),  sondern 
auch  lur  die  Personenbeförderung. 

'2.  Unser  eigenjes  Betrielisreglemeut  in  Überein^liiiiuuuu> 
irijl  tlem  neuen  internationalen  A'ertrage  auszuarbeiten. 

"'^"L  tliese-'^  Beiriel>sregleaMius     (b'ii   neuen  In- 

Jand.stanf,  Teil  1,  die  regiementari scheu  und  tarifarischen 
Bestimmungen,  insl>esondeiK'  aber  eine  neu^e  (t'üterklassifi- 
kation  zu  erstellen  und  zuletzt 

4.  einer),  neuen  Lokallarif  der  tschechoslowakischen  .staats- 
'"■üien   herauszugeben,   weicher  den   geänderten  iiolitisehen 
wirtseliafiliciien    \  eihällnissen   enlspriclil.     Da».  Eisen- 

iMiministeriuni  gedenkt  natürlicli  al]<'  die-e  w  icbiiu,.,i  und 
Nii.langreichen   Arbeiten  im  engen   Ziisaimnen w  i  1  kcn  "in  1 L  den 


interessierten  Handels-,  Industrie-  und  Landwirtschaftskrei- 
scn  durchzuführen  und  erbittet  sich  daher  vor  allem  Anre- 
gungen und  A'orschläge,  welche  beim  Aufbau  der  erwähnten 
fünf  Grundlagen  unseres  Transportwesens  nach  dortigen  An- 
sichten und  AVünschen  in  Betracht  gezogen  werden  sollten. 

Nach  Einlangen,  Sichtung  und  vorläufiger  A'erarbeitung  der 
erljeteneu  Anträge  gedenkt  da>i  Eisenbahnministerhun,  alle 
diese  in  Vorbereitung  stellenden  Gesetze  und  Tarife  in  ge- 
meinsamen Konferenzen  durchzuberalen,  und  zwar,  wenn 
bis  däliin  der  Staatseisenbahnrat  errichtet  sein  wird,  in 
diesem,  wenn  nicht,  so  in  besonderen,  zu  diesem  Zwecke  ein- 
berufenen Komitees. 


Ungarn. 

—    \  erkelu-  zwischen   Ungarn  und  der  Tschechoslowakei. 

Zwischen  diesen  beiden  Staaten  ist  eine  ^'ereinliamng  ge- 
troffen Avorden,  wonach  der  direkte  Güterverkehr  widerruf- 
lich auf  Grund -des  östeireichisch-uugarischen  und  bosniscii- 
herz*egottiuischen  Eiseubahn-BetriebsregJements  vom  1.  Ja- 
nuar 1910  imd  der  bisherigen  Eiscnbahngütertarife  zuge- 
lassen wird,  mit  folgenden  Abänderungen:  Es  sind  die  Fraclil- 
briefniuster  de.si  Eisenbaiiu-Betriebsreglements  anzuwenden 
imd  in  ungarisclier  oder  -in  tschechischer  bzw.  slowakischer 
Spraehe  auszufüllen.  Daneben  müssen  -alle  geschriebenen 
oder  gedruckten  Frachtbrief  angaben  mit  einer  deutschen  Über- 
setzung des  Alisenders  versehen  sein.  Die  Fracht  ist  bis  zur 
Übergangsstation  im  voraus  zu  ])ezahlen,  von  da.  ab  auf  den 
Empfänger  zu  überweisen.  Barvorschüsse,  Nachnahmen, 
nachträgliche  A'erfügungen  des  Absenders  (mit  .Ausnahme  der 
Änderungen  des  Emidangers  in  der  Bestimmungsstation)  sind 
ausgeschlossen.  Zugelassen  sind  nur  AVagenladiingen  bei 
Fracht  Zahlung  von  mindestens  5000  kg.  Die  erforderlichen 
Wagen  stellt  die  V'ersandbahn ;  auf  der  Übergangsstation 
muß  abei-  im  Tauschwege  je  ein  gleichaitiger  AVagen  zurück- 
geg-eben  werden.  Eine  nähere  Eeg<'lung  des  AVagenüber- 
ganges  ist  künftigen  A'ereinbarung-'en  vorbehalten,  ebenso  die 
Abrechnung  über  Zahlungen  für  Beschädigung,  \'erlust  und 
dergl..  die  vorläufig  von  jeder  Eisenbahnverwaltung  in  rhrei' 
eigenen  AVährung  zu  leisten  sind.  Die  Fracht  Avird  nach  den 
Lokalgütertarifen  der  beteiligien  Eisenbahnen  bis  zu  fler 
(■■■  \h' rga  ngsst a t  i on  berechnet. 


üebrige  europäische  Länder. 

-  Der    Internationale    Ei senl)ahn-Kongreß- Verband.  Die 

'bekannte  A^creinigung  von  EisenbahnverAvaltungcn,  der  Inter- 
nationale Eisenbahu-Kongreß-Verband,  dessen  Ständiger 
Ausschuß  seinen  Sitz  in  Brüssel  hatte,  ist  infolge  der  Be- 
setzung Belgiens  durch  die  Deutschen  nahezu  fünf  Jahre  an 
der  Ausübung  seiner  Tätigkeit  Aerhindert  gewesen.  Als 
nach  dem  AVaffenstillstande  die  i.ielgisclie  Eegiernng  an  ihren 
■Sitz  zurückkehrte.  A^-urd(^  er,  Aveil  ein  Teil  seines  Vermögens 
feindlichen  Auslämlern  gehörte,  auf  Grund  eires  belgischen 
Gesetzes  vom  10.  Novemlx'r  1918  zwangsweise  aufgelöst.  Eine 
Anzahl"  seiner  Alitglieder,  die  35  A^erscliiedenen  Ländern,  ahei' 
nur  neutralen  oder  mit  der  Entente  verbündeten,  angehören, 
haben  daraufhin  eine  neue  Vereinigung,  die  .Association 
International  e  d  v  s  c  h  e  m  i  n  s  d  0  f  e  r  gegründet,  die 
.unter  Beibehaltung  der  Salzungen  des  alten  Verbandes  dessen 
Tätigkeit  fortsetzen  Avill.  Ihr  gehören  Eisenbahneu  aus  fol- 
genden Ländern  au:  Agyyitcn.  Argentinien.  Belgien  und 
.s>eiHen  Siedelungen,  BoliAien,  Brasilien,  Gliile,  China.  Costa 
Rica,  Cnha,  Dänemark,  Dominica,  Ecuador.  Frankreich  mit 
Algier,  Tunis  und  seinen  Siedelungen,  Großbritannien  mii 
Irland.  Indien,  den  Schut^zgebieten  r.nd  Siedilnugen,  Griechen- 
land. Haiti,  Holland  mit  seinen  Siedeluugeu,  Italien,  Japan. 
Luxemburg.  Mexiko,  Nicai-agna.  Norwegtin,  Paraguav,  Peru. 
Portugal  uüt  seinen  Siedelungen,  Eumänieu.  SchAveden,  die 
SchAveiz.  Salvador,  Spanien,  Serbien.  Siam.  Uruguav,  den  A^er- 
einigteu  Staaten  von  Noixlameiika.  Deutschland'  und  seine 
.Aerbündeten  sind  also  \^on  der  neuen  A'ereiuigung  ausge- 
schlossen und  Averden  es  wahrscheinlich  aucli  in  Zukunft 
bleiben,  denn  in  den  Satznug-en  ist  als  einzige  AbAveichnng 
von  der  früliereu  Fassung  die  Bestimmung  neu  aufgenommen 
worden,  daß  der  Ständige  Aussclmß  die  Länder  Itesfiniint,  auf 
die  sich  die  Veieiuigimg  erstrecken  soll.  Da  zur  Aul'u.'ibme 
eines  neuen  Landes  eine  DreiAdert;<'l-31ehi  heit  erforderlich  ist. 
ist,  mit  Bestimmtheit  zu  erwarten,  daß.  selbst  Avenn  einzelne 
Alitgheder  dafür  wären,  politische  Gegensätze  außer  Acht 
zu  lassen  und  die  Zulassung  der  Mittelmächte  zur  Teilnahme 
am  A^erbande  anzuregen,  ilie  Franzosen  und  Engländer  in 
ihrem  blinden  Haß.  gegen  alles  Deut.sehe,  unterstützt  von 
ibiii   zaiilreichen  (-Jef olgschall,  da.s  Zustaudekommeu  <U  r  ■er- 
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forderlich«!!  Mehrheit,  für  die  Aufnahine  ihrer  Feinde  zu  ver- 
hindern wisisen  \nirden.  Deutschland  uirl  mit  ihm  seine  cho- 
maliÄ"'en  Verbündeten  werden  diesen  Verlust  mit  Würde  zu 
verschmerzen,  wissen,  und  es  ist  fra-fflicdi.  wer  dabei  mein- 
verliert.  Die  deutsche  Jütarbeit  hat  sicher  den  eheraaliKcn 
Verband  nur  gefördert,  w.ährend  die  vielen  klf'inen  t>taaten. 
die  ihm  jetzt  angehören,  sicher  \veuig  zur  P'örderung  seiner 
Ziele  tun  können,  übrigens  fehlt  unter  den  Teilnehmern  auoh 
Bußland,  Polen  und  die  neugegründeten  islavischen  Staaten. 
Vielleicht  ist  der  Grund  hierfür  darin  zu  suchen,  daß  in  diesen 
Staaten  die  Verhältnisse  noch  nicht  genügend  gekläit  sind, 
als  daß  mit  ihnen  Verhandlungen  augekniipft  und  durchge- 
führt werden  könnten.  Die  „Schweizerische  Bauzeitung", 
<lie  eine  amtliche  Mitteilung  des  neuen  Verbandes  über  seine 
Gründung  veröffentlicht,  spricht  dabei  die  Hoffnung  aus, 
daß  die  Beteiligung  bald  wieder  eine  allgemeine  sein  werde, 
denn  nur  dann  könne  der  Verband  seine  Aufgaben  voll  er- 
füllen. Diese  sollen  nach  wie  vor  in  der  Förderung  des 
Portschrittsi  der  Wissenschaft  und  des  Betriebes  der  Eisen- 
bahnen bestehen,  haben  also  mit  Politik  nichts  zu  tun.  Wie 
aber  die  Stimmung  l)ei  der  Leitung  des  Verbandes  ist.  g;dit 
auch  daraus  liervor,  daß  in  dem  genannten  Sehieiben  unter 
den  Arbeiten  des  alten  Verbandeis  wohl  die  fran/.osiselie  Aus- 
gabe des  bekannten  „Ibillcl  ins'S  die  iless-t^n  ei'sio  Ersclieinun^^'s- 
form  war.  und  die  seit  1SS7  veröffentlichte  englische  Ausgatje 
erwähnt  werden,  daß  aber  die  deutsche  Ausgabe  totgeschwiegen 
wird.  Eine  der  ersten  Aufgaben  der  neuen  A'ereinigung  .soll 
übrigens  die  Wiederaufnalune  dieser  Veröffentlichung  ^ein. 
Vielleicht  zwingt  der  Papiermangel,  der  wie  alle  sehlininien 
Folgen  des  Krieges  bei  unseren  Feinden  sielier  auch  vorhan- 
den ist,  dazu,  daß  einzelne  Teile  der  Zeitsehrift  etwas  knapper 
gefaßt  werden;  die  Übersichtlieldveit  und  der  Wert  würden 
dadurch  nur  gewinnen. 

Für  das  Jahr  1915  war  bekaimilich  eine  Vollversammhin:! 
des  Verbandes  in  Berlin  geplant,  und  die  Vorbereitungen 
wax'en  bei  Ausbruch  des  Krieges  bereits  im  Gange,  mußten 
.':ber  infolge  der  Ereignisse  abgebrochen  werden.  Der  Ständige 
Ausschuß  soll  demnächst  zum  eislt  inual  wieder  zusamiucn- 
treten,_um  über  Zeit  und  Ort  dei'  näeiisten  Tagung  Besciiliil! 
zu  fassen.  Tn  dieser  sollen  die  Satzungen  endgültig  festge- 
legt werden. 

Aus  dem  geschichtlichen  EücJiblick,  der  das  erwähnte 
Rumlschreiben  des  neuen  Verbandes  einleitet,  sei  nur  i  i- 
wähnt,  daß  der  alte  Verband  auf  Veranlassung  der  lielgisch  ri 
Regierung  im  Jahre  1S85  aus  Anlaß  der  fünfzigiährig.  ü 
.Fubelfeier  der  Eisenbahn  en  ]><di;i('ii<  iiegi'ündet  wurde.  Im 
folgenden  Jahre  Muirde'  der  Stäieji^e  Ausschuß  in  ljjiiss(d 
eingesetzt.^  Zu  seinen  Haiiisiaufgaben  gehört  die  Vorberei- 
tung der  Vollversauimlungen,  iiie  'erst  alle  zwei,  s|)äter  alle 
fünf  Jahre  stattgefvindeii  hal  HTi.  Da'iei  durften  in  den  fünf 
Abteilungen  je  vier  Frngen  iMliand^lt  werden,  für  die  jede 
Ländergruppe  einen  Berieliterst.'idej-  emannle.  Die  Entwick- 
lung des  Verbandes  in  den  ersten  30  Jahren  seines  t'esltdi'.'ns 
spiegelt  sich  in  den  nachstehenden  .Vngaben  wieder. 
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fnielitieeht.     Die  11  ö  h  e  d  e  ^  \V  e  r  l    a  L  z  e  ^ 
liehen.    (Urteil  des  Reichsgericht'^ 
Da^  luK  hsgericht  hat  kürzlich  ent- 


schieden, (laß  die  durch  den  Krieg  und  die  allgemeine  Teue- 
rung eingetretene  W  e  r  t  s  t  c  i  g  e  r  u  n  g  für  gebrauchte 
Sachen  berücksichtigt  werden  nuiß.  daß  also  der.ienigc 
Wert  zu  ersetzen  ist,  den  die  Sachen  zur  Zeit  ihrer  Be- 
förderung hatten,  auch  wenn  sie  vor  dem  Kriege  erheb- 
lich billiger  angeschafft  worden  sind.  Im  Oktober  1917  licl) 
eine  Frau  C.  ihre  Habe  als  l'mzug.sgui  durch  die  Eisenbahn 
befördern.  Unlerwegs  sind  eine  große  Anzahl  Sachen,  haupt- 
sächlich Wäsche  und  Kleidmig.sstücke,  gestohlen  worden.  Div 
Bahn  hat  als  Ersatz  5000  Ji  ausgezahlt.  Frau  0.  klagte  abei- 
nocli  weitere  47G5  J/.  ein,  indem  sie  geltend  machte.. die  ab- 
handen gekommenen  Sachen  hätten  ietzt  einen  bedeutend 
höheren  Wert  als  vor  dem  Kriege.  Die  Bahn  dagegen  will 
nicht  mehr  aU  höchstens  den  Anschaffung.swert  der  Sachen 
ersetzen. 

Lau  d  g  e  r  i  c  h  t  und  0  b  e  r  1  a  n  d  c  s  g  e  r  i  c  ht  Hamburg 
leg-ten  der  Klägeiin  einen  Schätzungseid  dahin  auf,  daß  nach 
ihrer  besten  Überzeugung  die  verloren  gegangenen  Gegen- 
stände im  Oktober  1917  in  Siegburg  einen  AVert  von  9765  J, 
hatten ;  schwört  sie  diesen  Eid,  so  soll  der  Fiskus  zur  Zahlung 
der  restlichen  4765  M  vemrteilt  werden.  Das  Oberlandesge- 
iieiit  führt  aus,  die  durch  den  Krieg  eingetretene  allge- 
meine Preissteigerung  habe  sich  inslx-sondere  auch 
auf  Haushaltung.ssachen  erstrectt;  diese  Steigerung  sei  schon 
im  Oktober  1917  eingetreten  gewesen,  und  sie  sei  bei  Fest- 
setzung der  vom  Fiskus  zu  zahlenden  Entscliädigung  zu 
rücksiclitigen.  Denn  nach  der  Eisenbahn-A-erkehrsordnung  sei 
derjenige  gemf  ine  Handelswert  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen  derjenige  gemeine  Wert  zu  ersetzen,  den  die  Sacheo 
zur  Zeit  der  Annahme  zur  Beförderung  (also  im  Oktober 
1917)  hatten. 

Das  Reich  g  e  rieht  liat  dieses  -U  !■  t  e  i  1  bestätigt 
und  die  vom  Eisenbahnfiskus  ver.«uclite  Revision  zurückge- 
wiesen. K.  M.-L. 

^  —  Diebstahlsgefahr  bei  offenen  Wagen  (vgl.  auch  IVr.  88. 
S.  889  d.  Ztg.).  Von  einer  offenen  Wagenladung  Einmache- 
töpfe kam  ein  Teil  zerbrochen  an.  Die  Schadensersatzklage 
wurde  vom  Landgericht  Lübeck  und  dem  Hanseati- 
schen O  b  e  r  1  a  n  d  et  's  g  ei  rieh  t  abgicwiesen.  Die  Ent- 
sclieidungsgründe  des  ( )berlaudesgerichts  (Urteil  vom  2.  Ok- 
tober 1919)  werden  nachstehend  im  Auszuge  mitgeteilt. 
„Es  kann  dahingestellt  bleüien.  ob  die  in  Fragte  kommenden 
Einmachetöpfe  zu  denjenigen  Gütern  gehören,  die  vermöge 
ihrer  eigentümlichen  natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen 
Gefahr  ausgesetzt  sind.  Bruch  (andere  Beschädigungen  kom- 
men hier  nicht  in  Frage)  zu  erleiden,  und  ob  demgemäß  die 
Haftung  der  Beklagten  für  die  eingetretene  Bruch beschädi- 
gung  sehen  auf  Grand  des  §  86  Nr.  4  der  Eisenbahn-Verkehre- 
ordnung ausgescblos,-en  ist.  Die  Beschädigung  der  Töpfe  ist 
nämlich  nach  dem  Ergebnis  der  stattgehabten  Bcweisaufnahm<' 
infolge  eler  mangelhaften  A'erladung  der  Güter  durch  den  Ab- 
sender (ungenügeiides  Packmaterial)  eingetreten.  .  .  .  Die  Be- 
klagte ist  demnaeli  auf  Grund  de«  §  86  Nr.  ö  E.  V.  0.  von  der 
Haftung  für  den  eingetretenen  Schaden  frei,  der  aus  der  mit, 
der  mangelhaften  .Verladung  verbundenen  Gefahr  ent- 
!:tanden  T~:t. 

Dafür,  daß  Verpackungsmaterial  aus  dem  offenen  Eisen- 
bahnwaggon  entwendet  i.st,  fehlt  es  an  genügenden  Anhalts- 
punkten. Würrie  laber  selbst  Diebstahl  von  \^erpackungs- 
material  in  Frage  kommen,  .'-o  würde  flie  Beklagte  auch  von 
der  Haftung  für  den  infolge  de.s  Diebstahls  entstehenden 
Sehaden  gemäß  ö  86  Xr.  1  E.V.C).  frei  sein,  es  «ei  denn,  daß  dif 
Beklagic  mIIisI  ein  Verschulden  träfe,  was  nicht  behaupte! 
ist.  Offene,  d.  h.  unbedeckte  Wagen  sind  für  Unbefugte  leich- 
ter zugängüeh  als  ge..Jchlo>> eno  Wagen,  welche  nach  der  Vei- 
ladnng  dureh.^cbnittlich  plombiert  werden.  Die  leichtere  Zu- 
gängliehkeit  der  offciren  gegenüber  den  gf^v-chlossenen  Wageii 
bedingl  eine  Erhöhung  der  I)iebstah!M;(  Iwlir.  Danach  ist  di- 
Difd.nstalilsgefahr  als  eine  mit  der  B-efürderuugsart  in  offenen 
Wagen  verbundene  Gefahr  im  Sinne  des  §  86  Nr.  1  E.  V.  t' 
anzu.sehen.  Vgl.  Sta.nb  zu  S  459  H.G.B.  Anni.  4  und  lö." 


Bücherschau. 

Dreißig  Jahie  russischer  Eiseubaluipolitik  (1882—1911). 
\  on  Geh.  Reg.-Rat  Dr.  Mertens,  erschienen  als  Sonderab- 
druck aus  dem  Archiv  für  F.isenbalmwesen.  A'erlag  von 
Jtilius  Springer,  Berlin. 

Der  Verfasser,  einer  der  genauesten  Kenner  russischer 
F'n.senbahnverhältnisse.  hat  inj  .Auftrage  des  Ministeriums  der 
öffentli(dien  Arbeiten  in  einer  Folge  von  .-\ufsätzen  «ein« 
reichen  Erfahrungen  niedergelegt,  die  er  an  leitender  Stelle 
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lu  der  Direktion  ein^r  der  giößten  rus-sischen  Eisenbahn- 
s«'sellschafteu  maclHn  kocntf.  Selbst  im  Baltikum  auffte- 
\vachs€n,  hat  -er  das  russisclif  Eis<'nbahn\v(  st'n  in  seinen  Au- 
f.'irmen  entstehen  stehen. 

Df'i-  eiste  Teil  des  Buches  bringt  die  Geschichte  iler  bau- 
lichen Eutwickluns  des  russischen  Eisenbahnnetzes.  Unter 
Nikolai  I.  (bis  ISÖj)  wurde  die  eiste  Bahnlinie  Petersburo- 
Zarskoje  Sselo-Pawlowsk  eröffnet.  Die  Bahnen  wurden  flu- 
Kechnuno"  des  Staates  erbaut  und  ver\A'altet.  Eine  einfluß- 
reiche Hofpartei  wußte  den  Ausbau  weiterer  Strecken  in  den 
Jahren  1835 — 1SÖ3  fast  g-anz  zu  unterbinden.  Der  unoiüek- 
liche  Krimkrieg  1853— öG  brachte  den  Beweis,  daß  die  weni- 
gen zur  A'erfü.o-ung  stehenden  Bahnlinien  nicht  genügten,  um 
die  Laudesgrenze  am  Sch^^arz-eu  Meer  hinreichend  zu  vertei- 
digen. Der  durch  den  Krieg  leer  gewordene  Staatssäckel 
mußte  die  weitere  Bautätigkeit  dem  privaten  Unternehmertum 
überlassen.  Die  vorhandenen  Staatseiseu bahnen  gingen  fast 
alle  in  den  Besitz  von  Piivatgösell^chaften  über,  wobei  der 
Staat  die  Zinsbürg.-chaft  übernahm,  im  Türkenlcriege  1877 
bis  78  zeigten  sicli  die  Nachteile  des  in  viele  Verwaltungen 
zersplitterten  Eisenbahnnetzes  bei  der  taktischen  Benutzung 
der  Bahnen  und  i>ei  Durchführung  geschlossener  Tranapori  . 
Militärische  (uünde  zwangen  zur  Zusammenfassung  i; 
größere  Privatbahngrupi-en  und  schließlich  zur  ^Verstaatli- 
chung der  Bahnen.  Im  Turkmenenkrieg  1878 — 79  wurde  die 
mittelasiatische  Bahn  aus  strategischen  Gründen  erbaut,  die 
durch  Erschließung  eines  alten  Kulturlandes  später  hohe 
w'irtschaftliche  Bedeutung  gewinnen  sollte.  Äußere  Macht- 
betätigung seiner  Nachbarn  im  Osten  trieb  Eußland  dazu, 
die  Gi-enzen  seines  Eeiclies  durch  Bau  der  sibirischen  Balm 
zu  sichern,  die  in  Europa  direkte  Anschlußbahnen  nach  Mos- 
k.TU  und  St.  Petersburg  erhielt.  Die  kürzeste  Strecke,  strate- 
gische und  wirtschaftliche  Fragen  der  Linienführung  bildeten 
lange  einen  Gegenstand  der  Erörterung.  Zum  Glück  gab  mau 
noch  in  letzter  Sturrde  der  russischen  Normalspur  den  Vor- 
zug vor  der  Schmalspur.  Der  Betr  ieb  hat  im  ja  panischen 
Kriege  wegen  zu  leichten  Oberl)aus  und  schlechter  Stations- 
ausrüstung selir  oft  versagt.  "Wladiwostok  wurde  zuerst  über 
chinesischen  Boden  mit  Hilfe  der  mandschurischen  Bahn 
erreicht,  während  der  schwierige  Bau  der  ganz  auf  russi- 
schem Gebiet  liegx'nden  Amurbahn  erst  siiäter  in  Augriff  ge- 
nommen wurde.  Wirtschaftliche  Kücksiciiten  zur  Beförde- 
rung der  Ernte  kamen  beim  Bahnbau  er,st  in  zweiter  Linie 
in  Frage.  Als  Bahnen  von  örtlicher  Bedeutung  wurden  unter 
Vermeidung  lioher  Baukosten  schmalspurige  Zufuhrbahnen 
geschaffen,  welche  die  Getreideernte  den  Hauptbahnen  für 
den  Aiislaudsexporl  zuführ<yi  sollten.  Bei  wachsender  Länge 
sitid  viele  dieser  Bahnen  wegen  begrenzter  Leistung.'-fähig- 
keit  auf  russische  Normalspur  umgebaut  worden.  — 

In  der  Geschichte  der  Verwaltung  i.-t  der  Standpunkt  der 
Regierung  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwesens  von  grundlegen- 
der Bedeutung.  Der  Kern  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
der  ersten  Privatbahngesellschaften  war  die  Freiheit  in  der 
Regelung  und  Festsetzung  der  Tarife.  Später  wurden  oft  zu 
hohe  Frachtsätze  zur  Erlangung  großer  Dividenden  gefor- 
dert, an  anderer  Stelle  trat  durch  die  Privatbahuen  eine  A"er- 
billigung  der  Tarife  aus  Koukurrenzgründeu  ein.  Auf  staat- 
lichen Einfluß  ist  die  Vereinheitlichung  in  der  Tarifgestal- 
tung und  Warenklassifikation  und  die  Zusammenlegung  von 
Bahnen  zu  Gesellschaftsgruppen  zurückzuführ-en,  die  unter 
Einführung  von  Tarifen  für  den  durchgehenden  Verkehr 
einen  Wagenübergang  möglieh  machen  sollten.  Im  Jahre  1883 
regelt  die  Regierung  die  Erhebung  der  Nebengebühren, 
die  von  den  Privatbahnen  zur  Erzielung  möglielist  hoher  Ein- 
nahmen ganz  willkürlieh  festgesetzt  wurden.  Vier  Jahre 
spater  sichert  sich  der  Staat  das  Aufsichtsrecht  über  die  Ta- 
rife, um  die  iu  der  Zinsgarantie  begründeten  staatlichen  In- 
teressen vor  Verlusten  zu  bewahren.  Die  Verordnuno-  vom 
8.  März  1891  nimmt  den  Gesellschaften  das  Recht  der  selb- 
ständrgeu  TariftV st.- iizung,  was  von  den  Privatbahnen  als 
V  ergewaltigung  und  Beugung  de«  bestehenden  Rechtszustan- 
des angesehen  wurde.  Durch  die  allmähliche  Entrechtung  der- 
Gesellschaften  wurde  von  selten  der  Regierung  die  Verstaat- 
lichung wirksam  vorbereitet.  — 

Vielfältigen  Nutzen  hat  Rußland  durch  den  Ausbau  seines 
Bahnnetzes  gehabt.  Ein-  und  Ausfuhr  wurden  bedeutend  ge- 
steigert. Durch  die  Ausfuhr  der  reichen  Bodenschätze,  in.<=- 
besondere  der  Getr-eideernte,  trat  ein  Geldzufluß  au«  dem 
Auslande  ein,  der  zur  Besorgung  des  auswärtigen  Zinsen- 
dienstes notwendig  get)raucht  wurde.  Eine  Kräftigung  des 
Ackerbaues  war  durch  die  billige  Bewegung  und  Verwe'r-timg 
der  Körnerfrüchte  zu  verzeichnen.  Durch  Pflege  des  Ackers, 
Heranführung  von  künstlichen  Düngemitteln,  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  und  Geräten  wurde  die  Erzeugung  belebt. 
Die  Bahnen  dienten  zur  Versorgung  der  stark  anwachsenden 


Bevölkerung  mit  Brotgetreide  und  zur  Verteilung  der  Ernteu 
im  Laude,  so  daI5  die  Gefahr  des  Wiedereintritts  örtlicher 
Hungersnöte  vermindert  wurde.  Bei  der  Besiedlung  Sibiriens 
hat  der  Bau  der  ostasiatischen  Bahn  eine  ausschlaggebend*' 
B  ed  e  u  tu  n g  erlang*. 

Unter  Einfluß  der  Eisenbahuverwaltung  ist  die  Organi- 
sation des  GJetrerdehandels  zustande  gekommen.  Auf  dem 
langen  Wege  des  Getreides  aus  den  Händen  des  Bauers  über 
den  Aufkäufer,  ilen  ausführenden  Händler  zum  auswärtigen 
Käufer  war  der  erste  Erzeuger  der  Ausbeutung  am  meisten 
preisgegeben.  Von  der  Sackbeförderung  wurde  bald  zur  losen 
Schüttung  iu  Eisenbahnwagen  ül>ergegangen.  Zur  Ausglei- 
chung von  Unregelmäßigkeiten  in  der  An- und  Abfuhr  wurden 
auf  den  Versaudbahnhöfen  GetreideschupiX'U  errichtet.  Bei 
der  Beleihung  des  eingelagerten  Getreides  hatte  die  Eisen- 
bahnverwaltung mitzuwirken.  Unter  Finanzierung  durch  die 
Reichsbank  wurde  zur  Einlagerung  des  Getreides  an  den 
Häfen  und  Verlade  platzen  eine  große  Anzahl  von  Silospei- 
ehern erbaut,  welche  die  mechanische  Be-  und  Entladung,  Lüf- 
tung. Entstaubung  und  Verwiegung  des  Getreides  ermögli- 
(•hen.  Durch  Schaffung  dieser  großen  Behälter  wurde  die  Be- 
lastung der  Eisenliahn  bei  der  Abbeförderung  gleichmäßiger 
gestaltet  und  dem  bisher  ständigen  ^'ersagen  der  Bahnen  bei 
der  Hochflut  des  Getreideverkehrs  vorgebeugt.  — 

Eine  starke  Entwicklung  der  Nebeubet riebe  iler  Landwirt- 
Nchaft,  die  Erzeugung  von  Eiern,  Butter,  Fleisch,  Geflügel  und 
Gemüse  trat  ein,  sobald  die  ( l-jisenbalmen  eine  große  ^Vnzahl  von 
Kühlwagen  einstellten  und  die  Personenzüge  zur  Beförderung 
von  ,Eilgut  freigegeben  wurden.  Die  sibirische  Bahn  durch- 
quert o  gute  AVerdeplätze,  so  daß  Viehzucht  und  Molker .jibe- 
tiieb  ihren  Nährboden  fanden.  Durch  Erschließung  der  alten 
fruchtbaien  Gebiete  Mittelasiens  kam  die  Baunnvollkultur  zu 
neuer  Blüte.  Wo  eine  neue  Eisenbahn  billigen  Abtransport 
ermöglichte,  wurde  der  Flachsanbau  durch  den  lohnenderen 
Getreideanbau  ersetzt  oder  Weideplätze  unter  den  Pflug  genom- 
men, so  daß  die  Schafzucht  aus  dem  europäischen  Rußland 
ganz  nach  Sibirien  zurückgedrängt  Avorden  ist.  — 

Im  letzten  Teil  des  Buches  l>ehandelt  der  Verfasser  die 
Agrarreform  und  damit  die  in  Zusamuienhang  stehende  An- 
.siedlerbewegung  nach  Sibirien,  ferner  die  Rückwirkung  der 
russischen  Eiscnbahnpolitik  auf  das  Emporblühen  der  Indu- 
strie. Beim  Bau  der  Eisenbahnen  und  bei  Bestellung  seines 
Bodens  war  Rußland  bisher  lediglich  auf  das  angwiesen,  was 
ihm  das  Ausland  au  Maschinen  und  Geräten  lieferte,  obwohl 
das  weite  Raich  alle  Rohstoffe  in  sich  barg,  die  zur  Begrün- 
dung einer  Industrie  nötig  war-en.  Das  Land  litt  stark  unter 
dem  .Mangel  an  flüssigem  Gelde.  So  kam  es,  daß  der  neuentste- 
henden Industrie,  unterstützt  durch  eine  weitsichtige  Schutz- 
zollpolitik, vom  Auslände  Geld  und  geistige  Kräfte  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden  mußten,  während  Rußland  Rohstoffe 
und  die  menschliehe  Arbeitskraft  lieferte.  Der  Verfasser  be- 
handelt im  einzelnen  die  Entwicklung  und  die  wirt.schaftlichen 
Aussichten  der  Xaphtha-,  Eisen-  und  Kohlengewinnung,  um  in 
einem  Sehlußwori  auf  den  Bolschewismus  und  die  durch  Na- 
tionalisiernng  der  Industrie  geschaffene  Lage  zu  sprechen 
zu  kommen.  — 

Das  vor  uns  liegende  Werk  erscheint  zu  einem  •  Zeitpunkte, 
an  dem  die  Augen  der  ganzen  Welt  auf  den  Endkampf  an  den 
Grenzen  Sowjetrußlands  gerichtet  sind.  In  offenem  oder  ver- 
kapptem Ränkespiel  bemüht  sich  jeder  der  an  Rußlands 
Wiedererstehen  interessierten  Staaten  als  erster  von  dem  be- 
dr-ängten  Volke  als  Befreier  begrüßt  zu  werden,  um  so  auch 
an  erster  Stelle  im  Lande  wirtschaftlich  Fuß  fassen  zu 
können.  Der  blutige  Aderlaß,  den  das  Bürgertum  durch  den 
Bolschewrsmus  erfahren  hat.  muß  durch  Zuwanderung  aller 
Berufsklassen  vom  Auslande  her  ausgeglichen  werden,  um 
Handel  und  Wandel  wieder  in  Fluß  zu  bringen.  In  einem 
Augenblicke,  wo  eine  große  Zahl  gei.stig  hochstehender  Per- 
sonen nach  dem  verkleinerten  deutschen  Vafcerlande  zurück- 
strömt und  schließlieh  mangels  lohnender  Beschäftigung  zur 
A.uswandeis.rng  gezAvungen  ist,  gibt  das  Buch  Aufschluß  über 
die  inneren  Zusammenhänge  des  russischen  Handels  und  Wirt- 
schaftslebens. In  Rußland,  das  sich  schneller  als  .jedes  an- 
dere Land  wieder  von  der  drückenden  Lebensmittelnot  er- 
holen wird,  dürfte  der  deutsche  Ingenieur  und  Kaufmann  bald 
einen  seinen  geistigen  Fähigkeiten  entsprechenden  Verdienst 
finden.  So  wird  das  Buch  nicht  allein  dem  Eisenbahnfach- 
mann, soDdero  jedem,  dT  hich  für  ru-sische  Wirts  hatr-fragen 
intei-essiert,  ein  willkommener  und  wertvoller  Lesestoff  ^sein. 

G  e  o  r  g  N  e  u  m  a  n  n  ,  Eeg.-Bmstr.,  Beuthen  O.-S. 
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Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  1l'   N(m cmlier  iL  .1>   sliirli  licr  <  >lierli;ini:i(  l.ri  (irr  Kisonh.'ilindircklinn 

Herr  Fraiiz  Höckel. 

Wir  belnuiri  ii  iu  dem  Heimgeg'augenen  einen  (lurcli  reiclie.s  l'aeliw  isscn 
ausgezeiclineten   Kollegeu    von  vornehmer  Gesinnung   und    allzeit  liehens- 
gem  \Vesen  und  "werden  ilim  ein  treues  Oedenlveii  bewaliren. 

Erfurt,  den  1P>.  November  1919.  tll94'i 

Der  Verein  der  hölieren  Keamten  dos  Eiseubalindirekl ionsbezirks  Erfurt. 


2.  Wagenstandgelder. 

Alii  AVitkung  vom  20.  d.  Mt.s.  wertlcn 
die  Standgelder  Aviic  t'olgl  erhöht: 

für  die  ersten  24  Stunden  von  4  Ji 

auf  50  .'//, 
für  die  zweiten  24  Stunden  von  tl  .// 

auf  75  J(, 
für  jede  weitereu  24  Stunden  von 
S  Jl  auf  Klü  Jl. 
Brauuschweig,  15.  Nov.  1919.  (119S) 
( )Ächersle]>en-Schöningei'   Eisen I lahu- 
G  esellschaf  t. 
  Der  Yor&tand. 

Mit  Wirkung  vom  20.  d.  IMt.s.  werden 
die  Standgelder  wie  folgt  erhöht: 
für  die  ersten  24  Stunden  von  4 

auf  50  Jl, 
für  die  zweiten,  24  Stunden  von  (i  .// 

anf  75  .//, 
für  ied'O  weiteren   24  Stunden  von 
8  jl  auf  100  Jl. 
Hraunschweig,  15.  November  1919. 
R  la  11  n  se h  weig-Se höninge r  VI  i  se n  ba  h  n 
Aktien-fiesellschaft. 

Dei'  Vorstand.  (1197) 

Siltlisischcr  Binnen-Oiiter-  und  Tier- 
Aerkelir.  \'om  18.  Noveml  er  1919  an 
wird  iiiii  Ueiiehmigung  des  Fiuauzinini- 
i^ierninis  und  .auf  (-rrund  von  ^  SO  (S) 
'Irl  l';i.'^enbahn-\'ei k'elns-urdnung  bis  am' 
Willi  res  das  im  Nebengelnihrentarif 
i  i -1  -  L'.setzte  Wagenstaudgeld  für  den 
\\agen  und  je  —  auch  nur  angefan- 
i;>  ae  —  24  Stunden  wie  folgt  fest- 
ufs>etzt : 

für  die  ersten  24  Slund<'n  auf  50  Jl 

(66.70  Kr.), 
für  die  zweiten  24  Stunden  auf  75  .11 

(100  Kr.), 
für  i-ede  M-eiteren  24  Stunden  auf 
100  Ji  (133,30  Kr.). 
Dresden.  14.  November  1919.  (1193) 
(.4en.-Dir.  der  Sachs.  Staatseisenix 


C'refeldcr  Eisenbahn. 

."Mit  Wirkung  vom  12.  d.  Mt;s.  werden 
ilie  W'ageustanilgelder,  wie  bei  den 
Freußi.«chen  Staatsbahueu,  erhöht: 

für  die  ersten  24  Stunden  auf  50  Ji, 
tür  die  zweiten  24  Stunden  anf  75  Jl, 
für  ie^de  weiteren  24  Stunden  auf 
100  Jl. 

Crefeld,  11.  November  1919.  (1192) 
 Die  Direktion.   

Teutoburger- Wald-Elseubahu. 

Mit  Wirkung  vom  12.  d.  Mts.  werden 
du'.  TV'agenstaudgelder,  wie  bei  den 
Preußischen  Staatsbahueu.  eihöht: 

für  die  ersten  24  Stunden  auf  50  .//, 
für  die  zweiten  24  Stunden  auf  75  Jl, 
fiir  jede  weiteren  24  Stunden  auf 
100  .i/. 

(Uiteisloh,  11.  November  1919.  (1191) 
Die  Direktion. 


3.  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Sächsiselier  iiiuiien-diüterverkelir. 

\m  15.  Novemlx'r  1919  wird  dei. 
Haltepunkt  Deutzen  für  den  be- 
sehr.änkten  Eil-  und  Frachtstückgutver- 
kehr  eröffnet.  Näheres  über  die  Frachi- 
beieehnung  ist  ans  unserem  Verkehrs- 
anzeiger zu  ersehen,  auch  gel)en  die 
Abfertignug.ssi eilen  Auskunft. 

Dresden,  11.  November  1919.  (1187) 
Gc-D.-l>ir.  d.  Sachs.  Staatseiseub. 


4.  Güterverkehr. 

iiinuen-(iü(ertarit'  fiir  die  vollspurigen 
Linien    der    sächsischen  Stantseisen- 
bahuen.  Teil  II,  Heft  2. 

Mit  Gültigkeit  vom  20.  November  1919 
v.'erden  die  'rarifbestimniuugen  für 
Dresden  Hauiitmarkthalle  dahin  erwei- 
tert, daß  Sendungen  zugelassen  werden, 
die  von  Dresden  Altstadt  nach  Dresden 
llauptmarklhalle  zufolge  nacliträg- 
liehei*  Verfügung  des  Absenders  odei' 
mit  ueuem  Frachtbriefe  —  bei  Wagen- 
ladung ohne  l^mladung  —  weit-erbeför- 
ilert  werden. 

Dresden,  14.  November  1919.  (1200) 
Gan.  Dir.  d.  Sachs.  Staat.sbahn. 

ijlüter-  und  Tiertarif   für    die  schmal- 
spurigen Linien  der  Sächsisebcii  8taats- 
eisenbahnen,  Teil  II. 

Der  Bahnhof  Oberschlott  witz  hat 
\  olle  Abfertiguugsbefuguisse  erhalten. 
Die  bisherigen  Beschränkmigen  —  vgl. 
l/esondeie-  :  Ansführungsbe^timmuug'en 
zu  §  53  der  Eisenbahn-Verkehr.sord- 
nung  —  fallen  weg. 

Dresden,  14.  November  1919.  (1201) 
&en.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseiseub. 

Staats-     und  Privatbahn-Giiterverkebr. 
Heft  C  IL 
Nr.  5  des  Tarifverzeichnisses. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  die 
Stationen  Annalx'i-g  (Oberschles.),  Beu- 
then  (Oberschles.)  ob.  Bhf.  und  Groß 
Gorschütz  als  Empfangsstation  in  den 
Ausualunetarif  1  a  für  Kundhölzier,  zu 
G.ruben  zweckeil  des  Bergbaues  be- 
stimmte, usw.  aufgenommen. 

Kattowitz,  11.  November  1919.  (1195) 
Ei  senba  hn  d  irek  t  ion . 


Badischer  Binnengütertarif. 

Auf  20.  November  1919  erscheint  zur 
Abt.  1  des  Tarifs  der  Nachtrag  I.  Er 
enthält  neue  Bestimmungen  über  die 
Erhebung  von  Nebeugebühren  auf  den 
auf  Schweiz.  Gebiet  gelegeneu  badi- 
schen Stationen,  neue  Sätz^e  für  Sonder- 


züge und  <'.rhöhte  Laiiegebülii en  füi  die 
Hodeu«eestationen,     sowie     die  seit 
1.   .Vpril  1919  ]>ewits  im  Verfügung.- 
\\  ege   in   Kraft  gesetzten  .\ndernngeii 
des  Tarifs. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbüro. 

Karlsruhe,  15.  November  1919.  (]2(»2) 
Generaldirektion 
der  Bad.  Staat seisenbahneu. 

Deutscb-scliwedisch-norwegischer 
Gütertarif  Teil  IL 

Mit  (Jültigkeit  vom  15.  November 
1919  au  werden  die  Frachtzuschläge 
der  Stationen  Hälsingborg,  Jordholraen, 
Malmö  und  Trälleborg  in  einzelnen 
Tarif klassen  ennäßigt. 

Nähere  .Auskunft  erteilen  die  Abfer- 
tigiingsstellen.  (llfi,8) 
Eisenbahudirektion  Altona 

8.  (4).  V.  11.  vom  12.  November  1919. 

Hayerischer  Lloyd,  Schiffalirts-Aktien- 

gesellseliaft. 
H.iftung  fiir  aufgelieferte  Sendungen. 

Die  mit  Kundmachung  (967)  in  der 
Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahn Verwaltungen  Nr.  72  vom  24.  Sep- 
teml)er  1919  verlautbarten  Bestimmun- 
gen erhalten  mit  sofortiger  Gültigkeit 
bis  auf  Aveiteres  folgenden  AVortlaut: 

Für  eine  (ganz  oder  teilweise)  aufge- 
lieferte Sendung  haftet  die  Gesellschaft 
für  Verlust,  Äliiiderung  oderi  Beschädi- 
gung vor  Abschluß  des  Frachtvertrages 
(d.  i.  vor  Aufdruck  des  Tagesstempel« 
der  Abfertiguugsstelle  auf  dem  Fracht- 
brief) —  insoweit  eine  Haftung  der  Ge- 
sellschaft überhauiit  Platz  greift  -  nur 
bis  zur  Höhe  der  tarifmäßigen  Trans- 
portversicherung in  der  für  die  Fracht- 
berechnung  im  Verkehre  zwischen  Sta- 
ll oneu  des  lietreffenden  Landes  unter- 
einander in  Betracht  kommenden  W^äh- 
rung.  (1190) 

Kegejisburg,  am  11.  November  1919. 


5.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Personen-  und  Gepäcktarif  der  Sachs. 
Staatseisenbabneu  Teil  II. 
Am  15.  November  1919  wird  der  Nach- 
trag III  zur  Entfemungstafel  ausgege- 
ben. Er  enthält  Entfernungen  für  die 
neue  A^erkehrs&telle  Deutzen.  Nähere 
Auskunft  erteilt  die  Verkehrskontrolle 
T  in  Dresden,  Strehlener  Str.  1,  Erd- 
geschoß. 

Dresden,  am  14.  Nov.  1919.  (1196) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb. 


Oschersleben-Schöniuger  Eisenbahn. 

Mit  Wirkung  vom  24.  November  1919 
werden  die  Bestünmun.gen  für  Arbei- 
terwochenkarten     geändert     und  di( 
l-'ahrpreise  erhöht. 
Braunschweig,  15.  Nov.  1919.  (1199) 
Oschersleben-Schöninger  Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
Der  Vorstand. 


6.  Vermischte  Bekanntmachungen 

Zwei  Giiterzugtenderlokomotivcu, 

Xormalspur,  mit^  guten  kupfernen  Feuer- 
büchsen, bis  68  t  Gewicht  der  gekuppel- 
ten Achsen  und  8,5  t  Raddruck,  zu 
leihen  gesucht.  (1189 1 

Cöln-Boniier  Eisenbahnen,  Cöln. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutsclier  Eisenbahnverwaltuugen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,  Geh,  Oberregierungsrat  Dr.  v.  Ritter  in  Berlin 
Verlag  von  Julius  Springer  In  Berlin  W  —  Druck  von  H  S  Hermann  &  Co  In  Berlin  BW 
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Berlin,  den  22  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
SchriftleiiVn„*'*d^'r''  Mitteiluügen,  Bücher.  Zeitschriften  usvt.  sind  an  die 

«J^  »„1  1"  Vereins  Deulscner  Eisenbahnverwaltungen, 

puP^ili"*  '*«'^annt'Maolinnffeii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
EJsenbahnverwaltunsen  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28/29  ein2,isend"n 

«?^^?Ä^_,'>^"n bezogen  werden  """^  '^'^         zum  Preise  von  6  m! 


nngar 


Einzelne  Hummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf .  abgegeben. 

_     Aui]er  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
<5^7>n*^?I'/''""''"  '^«''•'^  J^""  f''''  ^.einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
I^fiWiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Ite- lagen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sieb  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße 
Fernspr  ;  Am  t  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  P.eichsbank-Girokonto- 
r>piiT»p>ip  !.;nik.  Dpp-Iva'ise  0.    Po.st.'io.heck-Konto:  Berlin  Nr.  llina 
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Zeitung  aes  Vereint 
Dentscher  EisenbahnTeriraltan^en. 


Eisenkonstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen  :-:  Weichen  w 

Sonderheit:  Vj 

Verkürzte  Kreuzungsweiche  \ 

Patent  Baseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks- u.  Hütten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


Filzisolierplatte 

BeersoteKt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „Pachytekt"  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt  streichbarer  Isolieranstrich 
I  a   scKwarzer  E,isenlacK 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentraiamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne    Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812.  A  1813 


femer  : 


r  N 

Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleif  arbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.     ❖      Kostenlose  Vorführung. 

:^:r^starrrr'l:S;i^  R.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


r 


Ein  mehrere  Jahre  bei  eicor 
Staatsbiihn  im  Abteriigangs- 
und  Telegraphendienst  voll- 
ständig ausgebildeter 

junger  Mann 

23  Jahre,  z.  Z.  bei  der  Auf- 
lösungstruppe im  Bürodienst 
beschäftigt,  sucht  geeignete 
Stellang  bei  Privat-  oder 
Kleinbahn. 

Offelten  unter  Eis.  727!  an 
die  Anz.-Annahme  dieser  Ztg. 
(Linkstraße  23/24).         [727 1] 


J 


iiiiiiiiiiiiitiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiitiiiiiiiiiiiiiiim 

Zur  Leitung  des  Zentralbüros 
einer  Eisenbahngesellschaft  wird 
erfahrener,  zuverlässiger  und 

[72721 


energischer 


Bürovorsteher 

zum  baldigen  Eintritt  gesucht. 
Angebote  mit  Zeugnisabschriften, 
Gehaltsft>rderungen  und  Emp' 
fehlungen  unter  Eis.  7272  an 
die  Anzeigen '  Annahme  dieser 
Zeitung  (Linkstr.  23/24)  erbeten. 

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiimiiiiiiiiiiiiimiiiiiiiimiimiiiiiHHiiii 


Iropfilei 

liefern   in   großen  Postee 
rasch  und  gut 

[7169( 

ArmaturenwerKe 

Blanbe  &  M 

Dippoldiswalde  i.Sa 

Armaturenfabril« 
0.  F.  Pilz 


Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[70 
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LIX.  Jahrgang. 


;jpie  Einrichtuno-  der  B'Ctri'ebsV'erwal- 
tuag  bei  den  neuen  Beichseisen- 
bahnen. 

Die  B-etrieb&erffebni-sse  der  Lokalbahnen 
Böhmens  in  den  Jahren  1914  bis  1917. 

Nachrichten. 

Deutschland:  Umoestaltunff  der 
Verwaltung-  der  Werkstätten,  —  Er- 
folg der  Verkehrssperi-e.  —  Eisen- 
bahnunfälle. —  Beschränkt  freie 
Arztwahl     bei     den  Bayerischen 
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Staatsei'Senbahnen.  —  Güterverkehr 
und  Personenverkehrssperre,  auf 
den  badischen  Bahnen.  —  Die 
Dienstbezeichuun^:  Keservelokomo- 
tivführer  und  Lokomotivführer- 
anwärter.  —  Eortbildung  de*  Eiseu- 
bahn|>ersonals.  —  Tersonalnach- 
richten. 

Österreich:  Ändeiiino:  in  der  Ge- 
schäftseinteilung  des  Staatsamles 
für  Verkehrswesen.  —  Bezeichnung 
„österr.  Staatsbahnen".  —  Behebung 


von  Unzukömmlichkeiten  im  Per- 
sonenverkehr. —  Personalnach- 
lichten. 

Ungarn:  Erhöhung  der  Eisenbahn- 
tarife.   —    Wiedereinstellung  der 
durch  die  Eäteregierung  aus  dem 
Dienste    entlassenen   oder  pensio- 
nierten Beamten  der  Staatsbahnen. 
Luxemburg  :  Betriebseinstellung 
auf  der  Prinz-Hemrich-Bahn. 
Amtliche  Alitteilungen. 
Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Einrichtung  der  Betriebsverwaltung  bei  den  neuen  Reichseisenbahnen. 

Von  Prof.  Dr.-Ing.  Blum-Hannover. 


Zu  den  Ausführungen  von  Herrn  Betriebsinspektor  Kraus 
öeien  mir,  der  ich  ja  auch  „Unparteilichkeit"  in  Anspruch 
nehmen  kann,  folgende  Ausführungen  gestattet: 

Die  Behauptung,  die  preußische  Organisation  habe  sich 
bewährt,  wird  von  Fachleuten  nicht  aus  der  glänzenden 
Durchführung  des  Eisenbahnaufmarschs  begründet,  denn 
diese  bis  ins  einzelne  vorbereitete  Leistung  war  für  den 
Faehmann  etwas  Selbstverständliches.  Bewährt,  hat  sich  die 
Organisation  im  Frieden,  z.  B.  in  der  Bewältigung  des 
Verkehrs  von  Niederrhein-Westfalen,  wo  sich  mit  den  größten 
Kohlenbecken  die  größte  Zusammenballung  der  Bevölkerung 
des  Kontinents  deckt,  wo  der  eine  der  drei  verkehrlich  größten 
Ströme  der  Welt  fließt,  wo  der  größte  Binnenhafen  der  Welt 
liegt,  wo  sich  der  europäische  W-O-Verkehr  mit  dem  N-S-Ver- 
kehr  kreuzt.  Ob  es  auf  der  Welt  noch  eine  Gegend  mit  ähn- 
lich schwieriger  Eisenbahnlage  gibt,  mag  bUlig  bezweifelt 
werden;  daß  aber  hier  der  Eisenbahnbetrieb  —  abges-ehen 
von  kleinen  Störungen,  deren  Ursachen  vom  Betriebstechniker 
übrigens  klar  erkannt  .sind  —  stets  so  glatt  abgevnckelt  wor- 
den ist,  ist  ein  Beweis  für  die  Güte  ider  Organisation. 

Im  Krieg  mußten  die  preußischen  Bahnen,  ihrer  geoo-ra- 
phischen  Lage  zu  Belgien,  Rußland,  zur  Kohle  und  zur"ln- 
dustrie  entsprechena,  verhältnismäßig  mehr  herangezoo-en 
werden  als  die  süddeutschen;  sie  sind  allen  vernunftgemäßen 
Ansprüchen  voll  gerecht  geworden.  Die  Angabe,  daß  die 
preußische  Betriebsorganisation  sich  beim  Eückmarsch  den 
Anforderungen  nur  langsamer  und  reibungsvoller  anpaßte  als 
die  suddeutsche,  beruht  auf  einer  von  Dr.-Ing.  Jaenecke  be- 
reits widerlegten  beweislosen  -  anscheinend  übelwoUenden  — 
Notiz  der  Tagespresse.  Im  Krieg  haben  es  aber  gerade  die 
süddeutschen  Kollegen  -  ich  könnte  hier  namhafte  Fachleute 
fus  Baden,  Württemberg  und  Bayern  nennen  -  stets  bedauert 
daß  bei  ihnen  die  Einheit  Bau  und  Betrieb  gestört  ist,  daß 
darunter  der  innige  Zusammenhang  dieser  eben  eine  Einheit 
bildenden  Teile  leidet,  daß  die  wissenschaftliche  B.etriebs- 
führung,  die  Ausnutzung  der  Bahnhöfe,  die  schnelle  Ver- 


besserung der  Bahnhöfe  mit  kleinen  Mitteln  usw.  dadurch 
beeinträchtigt  wird.  Im  Krieg  hat  auch  der  Betrieb  der  Front- 
Strecken  und  der  Kleinbahnen  bewiesen,  daß  die  Einheit  Bau 
und  Betrieb  um  so  wichtiger  ist,  je  schwieriger  die  Verkehrs- 
lage ist  und  je  unvollkommener  die  Bahnhofsanlagen  sind. 
Jedes  Auseinanderschneiden  von  Bau  und  Betrieb  hat  zu  Miß- 
erfolgen, mehrmals  zum  Zusammenbruch  geführt.  Wenn  es 
mir  z.  B.  in  den  beiden  letzten  Jahren  gelungen  ist,  die  Bau- 
aufgabea  der  überanstrengten  Bahnen  in  dem  so  heiß  um- 
strittenen Eaum  Cambrai-Eeims  zu  bewältigen,  so  danke  ich 
das  einerseits  der  Betriebsschule,  durch  die  ich  gegangen  bin, 
andererseits  aber  vor  allem  der  tatkräftigen  Hilfe,  die  mir 
stets  der  Betriebschef  und  der  Betriebsmaschinenchef  ge- 
leistet haben,  und  diese  konnten  die  Hilfe  nur  leisten,  weil 
sie  voll  ausgebildete  Ingenieure  waren. 

Dagegen  war  z.  B.  die  Trennung  von  Bau  und  Betrieb  bei 
der  Bahn  Montmedy-Verdun  ein  vollkommener  Fehlschlag,  der 
sofort  beseitigt  werden  mußte ;  nicht  unbekannt  ist  woM  "auch 
das  Versagen  mancher  Betriebskompagnien,  die  eben  nur  das 
Vorhandene  betreiben,  nicht  aber  die  notwendigen  Verbesse- 
rungen erkennen  oder  gar  entwerfen  konnten,  und  einer  der 
schlimmsten  Organisationsfehler,  die  im  Eisenbahnwesen 
wahrend  des  Krieges  gemacht  worden  sind,  war  die  Schaffung 
besonderer  „Eegimentskommandeure  der  Eisenbahntruppen«, 
die  den  Bau  für  die  Offensive  1918,  losgelöst  von  den  Eisen- 
bahndirektionen, durchführen  sollten,  —  eine  Organisation, 
deren  Zusammenbruch  nur  dadurch  künstHch  verzögert 
wurde,  daß  die  Eisenbahndirektionen  die  notwendigen  "Be- 
triebsanlagen selbst  bauten. 

•  Warum  ein  Ingenieur,  der  doch  technisch-wissenschaftlich 
ausgebildet  ist,  nicht  „das  Höcbstmaß  praktischer  Voraussicht 
und  Anpassungsfähigkeit  gegenüber  rasch  schwankenden  Kon- 
junkturanforderungen" besitzen  soll,  ist  unerfindlich.  Die  An- 
gaben, die  aus  den  Kriegs erscheinungen  und  der  Schwierigkeit 
des  Jahres  1912  heraus  diese  Behauptungen,  stützen  sollen, 
entbehren    der    Grundlage.    Die    Anpassung    der  Gesamt- 
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leistung'SfäMgkeit  d«r  Bahnen  mit  ihren  Bahnhofsanlagen 
und  Betriebsmitteln  kann  überhaupt  nicht  von  den  unteren 
Behörden,  sondern  muß  vom  Ministerium  aus  erfolgen,  wo 
in  Preußen  die  drei  Fachrichtungen  (Administrative,  Bau-  und 
Maschineningenieure)  diese  Fragen  gemeinsam  bearbeiten. 

Der  schon  oft  gehörte  Vergleich  mit  dem  Klavierspieler  und 
Instrumentenbauer,  dem  Flieger  und  Flugzeugbauer  usw. 
wird  durch  die  Wiederholung  nicht  beweiskräftiger.  Im  Eisen- 
bahnwesen kommt  es  nicht  darauf  an,  eine  unveränder- 
liche, starre  technische  Anlage  mit  nicht  technischen 
Mitteln  auszunutzen,  sondern  die  auszunutzenden  Mittel  sind 
sämtlich  technischer  Natur  (Betriebsmittel,  Siche- 
rungsanlagen usw.),  und  ein  großer  Teil  der  ausnutzenden 
Menschen  muß  t-echnisch  geschult  sein;  vor  allem  ist  aber 
die  Anlage  nicht  starr,  sie  ist  keine  gegebene  Größe,  son- 
dern sie  muß  ständig  in  Fluß  gehalten,  nämlich 
erweitert,  umgestaltet,  verbessert  werden,  um  sie  den  „Kon- 
junkturschwankungen" dauernd  angepaßt  zu  halten.  Der 
Bahnhof  ist  die  Grundlage  des  Betriebes;  wie 
soll  aber  eine  Weiterentwicklung  des  Bahnhofs,»  von  der  ge- 
ringfügigen Verbesserung  der  kleinen  Station  an  bis  zur 
Neuanlage  der  größten  Verschiebebahnhöfe,  möglich  sein, 
wenn  man  die  Einheit  Bau  und  Betrieb  künstlich  aus- 
einanderschneidet ?  Gewiß,  für  einfache  Verhältnisse 
mag  die  Trennung  möglich  sein,  weil  man  bei  ihnen  mit  der 
Anwendung  d  e j  Kenntnisse  und  Erfahrungen  auskommt, 
die  in  den  schwierigen  Netzen  mit  guten  Betriebsorganisa- 
tionen, also  mit  Vereinigung  von  Bau  und  Betrieb,  gewonnen 
werden.  Es  ist  ja  auch  bezeichnend,  daß  die  Fortschritte  in 
der  Eisenbahnbetriebstechnik  (vergl.  die  Bahnhofswissen- 
schaft, die  Durcharbeitung  des  Fahrplan wesens,  des  Betriebes 
viergleisiger  Strecken,  die  Erzielung  der  Höchstleistung  an 
Zugzahlen)  fast  ausschließlich  den  Angehörigen  der  großen 
und  schwierigen  Eisenbahnen  zu  danken  sind,  bei  denen  Bau 
und  Betrieb  nicht  auseinandergerissen  sind. 

Man  muß  sich  bei  der  Beurteilung '  der  Frage  klar  darüber 
sein,  welche  Instanz  eigentlich  den  „Betrieb  machen"  soll. 
Wenn  die  unterste  Behörde,  das  Betriebsamt,  nur  das  aus- 
führen soll,  was  die  nächsthöhere,  die  Direktion,  anordnet, 
dann  könnte  man  dazu  neigen,  Herrn  Kraus  zuzustimmen. 
Diese  Beschränkung  und  Niederhaltung  des  Betriebsamte« 
wird  aber  von  den  namhaftesten  Fachleuten  für  unrichtig 
gehalten,  sie  fordern  im  Gegenteil  eine  Stärkung  des  Betriebs- 
amtes und  seines  Vorstandes.  Anscheinend  ist  Herr  Kraus 
über  die  Bedeutung  der  preußischen  Betriebsämter  nicht  aus- 
reichend unterrichtet. 

Daß  ich  vorstehende  Zeilen  geschrieben  habe,  bedauere  ich 
nach  mehreren  Richtungen: 

1.  Man  kann  daraus  ableiten,  daß  ich  den  preußischen  mitt- 
leren Betriebsbeamten  den  Aufstieg  nicht  gönne.  Hiervon 
weiß  ich  mich  frei,  und  die  mittleren  Beamten,  die  mich  z.  B. 
im  Krieg  kennen  gelernt  haben,  wissen,  wie  warm  ich  stets 
für  sie  eingetreten  bin. 

2.  Ich  bedaure.  daß  ich  den  Unterschied  zwischen  Süddeutsch 
und  Preußisch  hervorheben  mußte,  aber  das  mußte  geschehen, 
weil  die  preußische  Organisation  zu  unrecht  angegriffen 
worden  ist. 


3.  Ich  bedaure,  daß  ich  „militaristisch"  geworden  bin,  indem 
ich  einige  Kriegserfahrungen  mitgeteilt  habe,  und  daß  ich 
dabei  „antimilitaristisch"  werden  mußte,  indem  ich  die  Leitung 
defs  Feldeisenbahnwesens  angreifen  mußte.  Man  soll  sicher 
aus  dem  Krieg  für  die  Friedenswirtschaft  lernen,  aber  man 
darf  einer  bewährten  Friedensorganisation  nicht  vorwerfen, 
daß  sie  im  Krieg  stellenweise  versagt  habe,  denn  was  im 
Krieg  im  Eisenbahnwesen  sich  in  der  Organisation  nicht  be- 
währt und  zeitweise  zu  sehr  Übeln  Lagen  geführt  hat,  waren 
nicht  die  Friedensorganieation  und  die  Beamten,  sondern  es 
war  <;lie  Überspannung  des  Militärischen,  das  den  Kessel 
ständig  unter  zu  hohem  Druck  halten  wollte. 
* 

Der  Verfasser  des  Aufsatzes  in  Nr.  75,  S.  798  d.  Ztg.,  Herr 
Betriebsinspektor  Kraus,  h^t  um  Aufnahme  nachstehender 
Bemerkungen  ersucht,  mit  denen  die  Erörterung  abgeschlossen 
worden  soll:  - 

1.  Herr  Professor  Blum  befindet  sich  im  Irrtum,  wenn  er 
annimmt,  auf  den  süddeutschen  Bahnen  seien  viel  einfachere 
Betriebsverhältnis&e  als  auf  den  preußiischen.  Ein  Einblick 
in  die  Betriebsstatistik  der  süddeutschen  Hauptstrecken,  z.  B. 
der  badischen  Haujjtlinien.  etwa  Eastatt-Appenweier,  Karls- 
ruhe-Mühlacker u.  a.,  wird  leicht  dartun,  daß  diese  den  dicht- 
belegt-esten  pr-eußischen  Linien  in  den  erwähnten  Industriege- 
biet-en  an  Zugzahlen  kaum  nachstehen.  Diese  täglichen  Zag- 
zahlen allein  können  auch'  beweisen,  ob  und  inwieweit  die 
preußischen  Bahnen  auf  einigen  wenigen  Strecken  verhältnis- 
mäßig mehr  herangezogen  wurden,  als  süddeutsche  Haupt- 
linieu.  Vom  Rückmarsch  weiß  ich  genau,  daß  preußische 
Hauptsti-ecken,  wie  z.  B,  Hanau-Bebra,  Gießen-Cassel  usw., 
es  täglich  nicht  über  30—35  Züge  (alles,  einschl.  öffentl.  Ver- 
kehr) in  einer  Richtung  bringen  konnten  und  Truppenteile 
2  Monate  auf  Beförderung  warten  mußten. 

2.  Über  die  Ursachen,  die  zum  Eisenbahnzusammenbruch  im 
Westen  führen  mußten,  habe  ich  seit.  1916,  vor  allem  auch  auf 
den  Etappenstraßen  Richtung  Cambrai-Reims,  als  Verkehrs- 
amtsvorstand leider  andere  Beobachtungen  machen  müssen  als 
Herr  Professor  Blum  in  seiner  Bautätigkeit.  Die  Züge  stan- 
den dort  oft  halbe  Tage  umher,  so  Verstopfungen  und  Loko- 
moiivmangel  fortwirkend  hervorrufend,  offenbar  weil  die 
gewählte  Betriebsführang  und  Ausnützungsart  der  Bahnhof- 
anlagen sich  nicht  in  die  Praxis  umzusetzen  vermochte. 
Alles  in  allem :  Weder  draußen  noch  in  der  Heimat  vermochte 
die  preußische  Betriebsart  in  diesem  rücksichtslosen  Wirt- 
schaftskrieg dessen  Forderungen  auf  deutscher  Seite  zu  er- 
füllen und  zeigte  sich  schließlich  außerstande,  die  in  Belgien 
aufgestapelten  Milliarden  werte  in  3  Monaten  (August-Novem- 
ber 1918)  auch  nur  zum  größeren  Teil  nach  der  Heimat  zu' 
retten. 

3.  Die  Behauptung,  alle  Fortschritt«  der  Eisenbahnbetriebs- 
technik seien  fast  ausschließlich  auf  die  Verwaltungen  mit 
vereinigtem  Bau  und  Betrieb  zui-ückzufühi-en,  scheint  mir 
übertrieben.  Durch  die  Geschichte  bewieisen  ist  vielmehr  — 
und  das  kommt  hier  gerade  in  Frage  — ,  daß  die  meisten  aus 
dem  Volfcsempfinden  herausgewachsenen  guten  staatlichen 
Neueinrichtungen  sich  in  Deutschland  fast  regelmäßig  von 
Süden  nach  Norden  durchsetzen  mußten. 


Die  Betriebsergebnisse  der  Lokalbahne] 

Im  Jahre  1914  ist  die  „statistische  Übersicht  der  Landes- 
aktion zur  Unterstützung  von  Eisenbahnen  niederer  Ordnung 
im  Königreiche  Böhmen  für  das  Jahr  1913"  erschienen.  Seit 
dieser  Zeit  erfolgte  der  Kriegswirren  halber  keine  Veröffent- 
lichung mehr.  Nun  hat  die  Landesverwaltungskommission 
neuerlich  einen  Bericht  erstattet,  der  die  vier  ersten  Kriegs- 
jahre behandelt.  Er  ist  nur  in  tschechischer  Sprache  verfaßt, 
hält  sich  aber  in  Anordnung  des  Stoffes  und  der  Übersichten 
so  genau  an  die  auch  deutsch  geschriebenen  Vorgänger,  daß 
man  immerhin  seinen  Darlegungen  folgen  kann. 

Wenn  man  von  den  Bahnen  absieht,  die  das  Land  durch 
Giewährung  von  Darlehen  untenstützte,  so  umfaßt  dais  Lokal- 


Böbmens  in  den  Jahren  1914  bis  1917. 

bahnnetz  zurzeit  53  Linien,  von  denen  32  in  einer  Länge  von 
1082,2  km  durch  Gewährleistung  des  Zinsenerträgnisses  und 
21  in  einer  Länge  von  664,1  km  durch  Übernahme  von  Stamm- 
aktien seitens  des  Landes  gefördert  WTirden.  Die  Bürgschaft 
des  Landes  bezieht  sich  auf  ein  Kapital  von  91 645  300  Kr., 
nämlich  auf  72,78  %  de«  Gesamtanlagekapitals  von  125  911  700 
Kronen  und  belastet  das  Land  jährlich  nominell  mit  3  855  46S 
Kronen.  Die  vom  Lande  übernommenen  Stammaktien  stellen 
ein  Kapital  von  8  307  400  Kr.  dar,  das  ist  3,22  %  des  Gesamt- 
anlagekapitals von  .90  062  400  Kr.,  und  bedeuten  für  das  Land 
eine  nominelle  Jahresbelastung  von  332  296  Kr.  Die  gesamte 
nominelle  JaJireebelastung  des  Landes  betrug  alt^o  mit  Ende 


IiIX.  Jahrgang 
22.  Noveuiber  1919. 


-   949  — 


Nr.  89 


des  Jahres  1917  nahezu  4  187  800  Kr.,  entsprechend  G.2i  %  der 
Landesumlaffe.  Die  tatsäehliche  B-elastung  des  Landes  istellte 
sich  al>er  bei  den  Bahnen  der  ersten  Gruppe  infolge  der  un- 
günstigen Ergebnisse  wesentlich  höher,  auf  4  363  852  Kr.  im 
Jahr©  1917,  während  sie  bei  den  anderen  Bahnen  von  der  no- 
minellen nur  wenig  abweicht.  Da  die  übernommenen  Stamm- 
aktien fast  keinen  Ertrag  aufweisen,  so  entsprach  die  tat.->äch- 
liche  Jahresbelastung  zu  Ende  des  letzten  Berichtsjahres 
7,07%  der  Landesumlage.  Über  die  Art  der  Geldbeschaff ung  für 
die  in  Eede  stehenden  Bahnen  gibt  nachfolgende  Übersicht 
Aufschluß. 


Bahnen 

Anlage- 

Y om*Anl  agekapital 
rf  entfallen  in  "/o  auf 

kapital 
Kr. 

das 
Land  • 

den 
Staat 

andere 

Be- 
teiligte 

1.  Mit  Zinsensicherang 
durch  das  Land 

127  464  700*) 

72,85 

7,69 

19,46 

2    Mit  Ziusensicheruug 
durch  den  Staat 

87  746  400 

9,21 

75,65 

15,14 

*)  Einschließlich  der  Kosten  einer  sichergestellten,  aber 
noch  nicht  ausgebauten  Bahnlinie. 


Mit  dem  28,  Juli  dieses  Jahi-es  ist  das  Gesetz  über  die  Über- 
nahme der  Staatsgarantie  für  den  Eeinertrag  der  bisher  vom 
österreichischen  Staate  garantierten  Lokalbahnen  durch  den 
tschechoslowakischen  Staat  in  Kraft  getreten. 

Die  Bahnen  d^er  ersten  Gruppe  unterliegen  selbstverständlich 
einer  nachdrücklichen  Einflußnahme  der  Landesverwaltung. 
Der  Bericht  bringt  daher  ausfühiliche  Mitteilungen  über  ihre 
Bau-  und  Betriebsergebnisse  in  sechs  Übersichten,  aus  denen 
im  Nachstehenden  das  Wichtigere  besonders  hinsichtlich  des 
Betriebes  in  den  Jahren  1914  bis  einschließlich  1917  hervor- 
gehoben werd'Cn  soll. 

Das  Netz  der  vom  Lande  Böhmen  dtirch  Zinsenbürgschaft 
g-eförderten,  im  Betriebe  stehenden  Bahnen  bestand  zu  Ende 
des  Jahres  1917  —  wie  schon  erwähnt  —  aus  32  Linien  von 
zusammen  1082,2  km  Baulänge;  es  hat  in  der  Berichtszeit 
keine  Veränderung  erfahren.  Die  Eigenart  der  einzelnen  Bah'= 
neu  ist  sehr  verschieden.  Sie  führen  durch  gewerb-  und  durch 
ackerbautreibende  Gebiete,  diu-ch  Wälder  und  diuxjh  unfrucht- 
bares Land;  sie  sind  Hügelland-  und  Gebii'gsbahnen  oder 
durchschneiden  weitgßdehnt>e  El>enen.  Im  Jahre  1895  wurde 
die  erste  Lokalbahn  dieser  Art.  die  13,3  km  lange  Netolitzer 
Lokalbahn  erbaut;  im  Jahre  1906  feierte  das  Land  die  Bau- 
vollcndung  des  tausendsten  Kilometers  der  Landesbahn.  Dann 
trat  eine  Stockung  ein  als  Folge  der  ungünstigen  Betriebser- 
gebnisse der  Bahnen  und  der  finanziellen  Überbürdung  des 
Landes  durch  die  Zinsenzahlungen.  Alle  Bahnen,  mit  Aus- 
nahme der  43,7  km  langen  Linie  Neuhaus-Wobratain,  die  die 
Spur  von  76  cm  hat,  sind  vollspuris  angelegt;  Die  Bahn  Ta- 
bor-Bechin  (23,7  km)  wird  mit  Elektrizität  betrieben,  die 
anderen  Bahnen  hal>en  Dampfbetrieb.  Die  Benützung  von 
Straßen  hat  nur  ganz  ausnahmsweise  stattgefunden. 

Die  e:rößte  Steigung  beträgt  50  "/oo  (Schlackenwert-Joachims- 
tal) ;  im  übrigen  liegt  sie  zumeist  zwischen  15  und  25  "/oo,  nur 
vereinzelt  über  30  "/oo  und  unter  15  "/oo.  Der  kleinste  Halb- 
messer ist  bei  der  Vollspur  125  m.  bei  der  Schmalspur  100  m, 
bei  der  überwiegenden  Melu'zahl  der  Bahnen  aber  nicht  unter 
180  m.  Die  Ausrüstung  der  einzelnen  Bahnen  niit  Eahrbe- 
triebsmitteln  hängt  wesentlich  mit  ihrer  Länge  zusammen ; 
einige  Linien  besitzen  nur  eine  Lokomotive,  einen  bis  vier 
Personenwagen  und  eine  größere  Anzahl  von  Güterwagen. 
Neben  Landeslokomotiven  verkehren  auch  noch  Lokomotiven 
mit  Schleppt endem,  die  für  die  ersten  Lokalbahnen  beschafft 
wurden.  Der  Betrieb  mit  Selbstfahrwagen  hat  trotz  wieder- 
holter Versuche  mit  günstigen  Ergebnissen  nicht  Eingang 
gefunden.  Das  Anlaffekapital  stellt  sich  duxoixsouaittlich  auf 
113  500  Kr.  für  1  km  Baulänge ;  den  größten  Aufwand  (142  562 
Kronen/km)  erforderte  die  70  km  lange  Bahn  Cercan-Modran- 
Dobrisch,  in  deren  Lauf  hohe  Dämme,  tiefe  Felseinschnitte, 
Tunnel,  Durchlässe  und  Brücken  in  rascher  Reihenfolge  ab- 
wechseln ;  am  billigsten  von  den  Vollspurbahnen  war  die  Ne- 
tolitzer Lokalbahn,  die  bei  einer  Länge  von  13,3  km  rund 
890  000  Kr.,  also  i-und  67  000  Kr./km  kostet ;  sie  liegt  in  einem 
ebenen,  von  keinem  nennenswerten  Wasserlauf  berührten  Ge- 
lände. Die  43,7  km  lange  Schmalspurbahn  Neuhaus-Wobra- 
tain weist  nicht  so  günstige  Bauverhältnisse  auf,  sie  wurde 
zehn  Jahre  später,  also  in  einer  Zeit  erbaut,  da  Baustoff  preise 
und  Arbeitslöhne  wesentlich  höher  waren,  und  erforderte 
einen  kilometrischen  Bauaufwand  von  64  408  Kr.  Nähere  bau- 
technische und  baufinanzielle  Mitteilungen  finden  sich  in 
meinem  Aufsatze  über  die  Anlagekosten  österreichischer  Lo» 
kalbahnen  (Nr.  13,  Jahrg.  1907  d.  Ztg.). 


Die  Leistungen  der  Fahrbetriebsmittel  waren  in  der  Be- 
richtszeit eigenartigen  Veränderungen  unterworfen,  die  den 
Einfluß  der  kriegerischen  Verhältnisse  kennzeichnen.  Die 
Gesamtzahl  der  geleisteten  Zuskilometer  ist  von  Jahr  zu  Jahr, 
von  2  832  648  im  Jahre  1914  auf  2  303  751  im  Jahre  1917  ge- 
sunken; an  der  Abnahme  waren  alle  Zuggattungen  beteiligt. 
Auch  die  Kilometerleistung  der  Lokomotiven  ist  von  34  427 
auf  25  255  gefallen.  Dagegen  Lst  der  Durchlauf  eines  Per- 
sonenwagens von  68  928  auf  74  227  Achskilometer  gestiegen, 
während  die  Achskilometer  der  Dienst-  und  Postwagen  von 
84  341  auf  61882,  jene  der  Güterwagen  von  15  251  auf  10  974 
fielen.  Der  Personenverkehr  hat  also  wesentlich  zugenom- 
men; es  kamen  auf  ein  Zugkilometer  im  Jahre  1913:  17,9, 
im  Jahre  1915:  24,6  und  im  Jahre  1917:  44,8  Personen;  im 
Zusammenhange  damit  steht  die  Zunahme  der  auf  ein  Zug- 
kilometer entfallenden  Bruttolast,  die  von  62,3  auf  79,1  t  an- 
wuchs; die  Nettolast  sank  von  15,9  auf  13,3  t.  wohl  infolge 
der  oben  angegebenen  Vermindenxng  der  AchskUometer  der 
Dienst-  und  Postwagen. 

Die  bedeutende  Zunahme  des  Personenverkehrs  er- 
gibt sich  auch  aus  folgenden  Zahlen: 


Jahr 

Beförderte  Personen 

Geleistete  Personenldlometer 

im  ganzen 

auf  1  km 

im  ganzen 

,  auf  1  km 

1914 

3  547  706 

3  237 

50  725  355 

46  282 

1915 

4  077  858 

3  721 

59  026  240 

53  856 

1916 

5  540  023 

5  055 

79  219  295 

72  280 

,1917 

7  220  569 

6  5^9 

103  37U  369 

94  316 

Die  Ausnutzung  der  Sitzplätze  ist  von  22,13  %  im  Jahre 
1914  auf  38,73  %  im  Jahre  1917  gestiegen,  also  um  75  %,  wäh- 
rend die  Zahl  der  beförderten  Personen  im  letzten  Jahre  dop- 
pelt so  groß  war,  als  im  «rsteren.  Noch  bedeutender  sind  die 
Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr  angewachsen;  sie  be» 
trugen  im  Jahre  1914  1843  683  und  im  letzten  Berichtsjahre 
4  788  850  Kr.,  der  jähe  Aufschwung  erfolgte  von  1916  auf  1917, 
nämlich  von  2  380  005  auf  4  788  850  Kr.  Daß  die  Ursache  dieser 
Mehreinnahme  in  einer  Fahrpreiserhöhung  zu  suchen  ist,  er- 
hellt aus  dem  Umstände,  daß  die  Einnahmen  für  jede  beför- 
derte Person  betrugen  1913  0,48  Kr..  1914  0.52  Kr.,  1915  0,50  Kr., 
1916  0,43  Kr.  und  im  Jahre  1917  auf  0,66  Kr.  anwuchsen.  Fast 
bei  allen  Bahnen  hat  der  Personenverkehr  im  J ahre  1917  einen 
sprunghaften  Aufschwung  genommen. 

Ein  wesentlich  anderes  Bild  zeigt  der  Güterverkehr. 
Während  im  Jahi-e  1914  noch  2  594  016  t  Güter,  also  2  367  t  auf 
1  km  befördert  und  41  051 785  t/km,  d.  i.  37  546  auf  1  km  ge- 
leistet wurden  betme:  der  Güterverkehr  im  Jahre  1917  nur 
noch  1  885  718  t  und  die  Leistung  der  Bahnen  30  719  736  t/km, 
das  sind  1721  t  und  28  029  t/km  auf  1  km.  Die  Belastung 
einer  Wagenachse  sank  von  2,99  auf  2,72  t.  Entsprechend 
verminderten  sich  auch  die  Einnahmen  von  4  906  760  Kr.  aut 
4  348  053  Kr.  trotz  der  Erhöhung  der  Frachtsätze,  die  m  dem 
Umstände  zum  Ausdrucke  kommt,  daß  die  Einnahmen  aus  jeder 
beförderten  Tonne  sich  im  ersteren  Jahre  auf  1,89,  im  letzteren 
auf  2,31  Kr.  stellten.  An  der  Abnahme  des  Verkehrs  waren 
die  meisten  Güterarten  beteiligt,  im  besonderen  Maße  Kunst- 
dünger, Chemikalien,  Fettwaren.  Garne.  Rüben,  Glas,  Bier, 
Reis,  Spirituosen,  Baustoffe  (namentlich  Steine,  Zement,  Kalk). 
Eine  große  Steigerung  des  Verkehrs  zeigte  sich  m  Kartotlein, 
Obst,  Salz,  Pferden  und  Hornvieh.  Sehr  wechselnd  war  die 
Meno-e  der  Militärgüter,  die  von  863  t  im  Jahre  1913  aut 
30 107  t  im  Jahre  1915  anschwoll,  um  auf  7  160 1  im  J ahre  1917  zu 
fallen.  Die  Beförderung  von  Kohle,  Holz  und  Papier  hat  erst 
im  Jahre  1917  eine  bemerkenswerte  Abschwächung  erfahren. 

Über  die  Gesamteinnahmen  und  die  Gesamtaus- 
gaben, sowie  über  den  Reinertrag  der  vom  Lande  Böhmen 
durch  Zinsenbürgschaft  g-eförderten  Bahnen  gibt  der  nach- 
stehende Auszug  aus  dem  amtlichen  Berichte  Aufschluß. 


Jahr 

Betriebslänge 

Gesamt- 
Einnahmen 

Gesamt- 
Ausgaben 

Verh.  d.  Ausg 
z.  d.  Einnahm 

Reinertrag 

in  %  des  Anlage- 
kapitals 

a 

CS 

bJD 

a 

SS 
CS 

d 

.5  c 

ci 
&c 

a 

M 
"s 

CS 

d 

a> 

d  N 
•S  d 
es 
bß 

a 

M 

Cm 

d 

es 

km 

Kr. 

Kr. 

% 

Kr. 

1913 
1914 
1915 
1916 
1917 

1095,9 
10?i5,9 
1095,9 
1095,v 
1095,9 

7  813  201 
7  078  530 

6  951  436 

7  7fl8  945 

9  600  193 

7129 
6459 
6342 
7116 
8760 

6  039  346 
5  807  611 
5  358  711 
5  842  603 
8  372  711 

5511 
5300 
4889 
5331 
7640 

78,58 
82,07 
77,09 
74,92 
87,21 

1  773  855 
1  270  919 
1  592  725 
1  956  342 
1  227  482 

1618 
1160 
1453 
1785 
1120 

1,41 
1,01 
1.26 
1,55 
0,98 
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Zeitnnsr  des  Vereins 
Deutscher  EisenbahnTerwaltunffen. 


Werden  nur  di©  eigentlichen  Betriebsauslagen  in  Betracht 
gezogen,  also  di«  \erwaltungskosten,  ferner  die. in  einzelnen 
faUen  sehr  hohen  Ausgaben  für  di«  Anschlußstationen  und 
wrschiedene  andere  Ausgaben  nicht  berücksichtigt  so  ero-ibt 
das  Verhältnis  diEser  i-«men  B^etriebsausgaben  zu  d«n  Be- 
triebseinnahmen für  die  Berichtsiahr« :  1913  ^76,29  %  1914 
79,88  %,  1915  75,31  %,  1916  71,47  %  und  1917  84,60  %. 

Bei  den  ^einzelnen  Bahnen  zeigt  die  B«triebszahl  in  den  Be- 
richts.iahren  kein©  bestimmte  Neigung,  weder  zum  beharr- 
lichen Steigen,  noch  zum  Fallen;  aber  fast  bei  sämtücheu 
Linien  ist  sie  im  Jahi-e  1917  stark  emporgeschnellt.  Die  über- 
wiegende Anzahl  der  Bahnen,  nämlich  21,  weist  eine  Be- 
triebszahl unter  dem  Mittelwerte  (84,60%)  auf,  der  eben  nur 
dadurch  herbeigeführt  wird,  daß  bei  einigen  Bahnen  die  Be» 
triebszahl  beträchtlich  über  100  %  ansteigt;  so  betru"-  sie  bei 
Mscheno-Unter.Cetno  118,62%,  bei  Hinter^Treban-Lochowitz 
117,83  %.  Karlsbad-Merkelsgrün  123,58  %  (geg-en  47,46  %  im 
Jahre  1913).  Böhmisch»Leipa-Steinschönau  1^6,64%  (im  Jahre 
1913  schon  124,06%),  Polna-Stecken-Polna^Stadt  127,49  %  und 
bei  Opocno-Dobruska  117,96%  gegen  71,24%  im  Jahre  1913. 
Bei  Berücksichtigung  aller  Ausgaben  stellen  sich  die  Verhält- 
nisse bei  vielen  Bahnen  noch  wesentlich  ungünstiger  sie 
waren  allerdings  auch  schon  vielfach  vor  dem  Kriege  keine 
rosigen.  Die  Lokalbahntätigkeit  ging  eben  von  allem  An- 
fange an  nicht  immer  zweckmäßige  "Wege,  war  auch  durch 
die  national-politischen  Zustände  des  Landes  beeinflußt  und 
geriet  schließlich  in  eine  ungesunde  Hast,  die  als  Gegenwir- 
kung den  völligen  Abbruch  der  Arbeit  auf  diesem  Gebiete 
■schon  mehrere  Jahr©  vor  dem  Kriege  zeugte. 

Es  ist  für  di©  Beurteilung  der  Sachlage,  wie  sie  der  Krieo- 
für  die  böhmischen  Lokalbahnen  geschaffen  hatte,  nicht  ohne 
Wert,  di©  Gliederung  der  Betriebskosten  nach  den  einzelnen 
Dienstzweigen  wenigstens  in  den  Hauptwerten  zu  kennen. 
Die  Erhöhung  der  Ausgaben  ist  in  allen  Zweigen  (Bahnauf- 
sicht und  Bahnerhaltung,  Verkehrsdienst,  Zugförderung  und 
Werkstättendienst)  eigentlich  erst  im  Jahre  1917  schärfer  in 
Erscheinung  getreten;  die  Jahre  1914,  1915  und  1916  zeigen 
gegenüber  dem  Jahre  1913  und  untereinander  keine  wesentli- 
chen Abweichungen  der  Betriebsausgaben.  Im  Jahrel917  machen 
sich  die  hohen  Preise  der  verschiedenen  Bau-  und  Verbrauch- 
stoffe und  die  höheren  Gehälter  und  Löhne  bemerkbar.  Na- 
mentlich ist  der  Einfluß  der  letzteren  sehr  bedeutend,  weil 
eine  Verminderung  der  Arbeitskräfte  nicht  möglich  war. 
So  steht  denn  auch  in  der  Erhöhung  der  Ausgaben  der  Ver- 
kehrsdienst an  erster  Stelle;  er  kostete  im  Jahre  1917  53  % 
mehr  als  im  Jahre  1913;  die  Ausgaben  für  Zwischenstationen 
®ind  von  893  205  auf  1487  930  Kr.,  jene  für  den  Fahrdienst 
von  378  352  Kr.  auf  526  495  Kr.  angewachsen.  Dem  Verkehrs- 
dienst© zunächst  hält  .sich  Zugförderung  und  Werkstätten- 
dienst; hier  betrug  die  Steigerung  der  Ausgaben  41  %;  sie 


ergibt  sich  vorwiegend  aus  der  Erhöhung  der  Ausgaben  für 
Lohn©  von  613121  auf  909  293  Kr.  und  .ie^er  für  Heizung  und 
Scbmierung  der  Lokomotiven  von  487  041  auf  654  362  Kr  Di© 
geringste  Ausgabensteigerung  findet  sich  beim  Bahnauf- 
isicüts-  und  Bahnerhaltungsdienste;  sie  betrug  nur  34  %,  iddeni 
die  Ausgaben  von  1  560  414  im  Jahre  1913  auf  2  087  516  Kr 
im  Jahre  1917  anwuchsen ;  zu  dieser  Erhöhung  haben  am  mei- 
sten dl©  außerordentlichen  Ausgaben  beigesteuert,  die  sich  im 
Jahr©  1917  auf  125  000  Kr.  gegen  47  800  Kr.  im  Jahre  191^ 
stellten;  auch  Hochbau  und  Streckendienst  haben  wesentlich 
höhere  Ausladen  verursacht.  Anders  ist  die  Sachlage  bei 
der  Oberbau-Erhaltung ;  hier  war  es  möglich,  durch  wedt- 
gehende  Verminderung  der  Schwellenauswechslung  und  der 
Sohotterbetterneuerung  den  Einfluß  des  wesentlich  höheren 
bcbw;ellen-  und  Schotterpreises  und  der  bedeutend  höheren 
Arbeitslohne  wenigstens  zum  Teil  auszugleichen,  wie  rmcn- 
ßtenende  Zusammenstellung  zeigt. 


Ausgaben 
für 
Gleise- 
Erhaltung 

Kr. 

Schwellen-Aus- 
wechslung 

Schotterbett- 
Erneuerung- 

Zu- 

03 
1-5 

Stück 

Betrag 
Kr. 

Kubik- 
meter 

Betrag 
Kr. 

sammen 
Kr. 

1913 
1914 
1915 
1916 
1917 

489  064 
452  881 
460  237 
531  206 
824  261 

128  672 
81  566 
70  946 
48  424 
41  162 

389  106 
226  459 
236  762 
143  243 
153  581 

17  044 
15  046 
13  285 
12  986 
9  340 

43  DBl 
37  893 
28  746 
31  549 
30  455 

947  297 
758  848 
738  200 
744  106 
1  046  341 

A^^n^^  kostet©  im  Jahr©  1913  1  km  Gleise-Erhaltung 
\  1  Schwell©  3,0  Kr.,  1  m»  Schotter  2,53  Kr.,  und 
1917  1  km  Gleise-Erhaltung  752,22  Kr.,  1  Schwelle  3,V  Kr.. 
1  m^  Schotter  3,26  Kr.  Die  Sparsamkeit  in  der  Schwellen- 
und  bchotterauswechslung  kann  natürlich  für  die  Zukunft 
nicHt  ohne  Euckwirkung  bleiben.  Sie  muß  sich  —  wie  di© 
allgemeine  Zurückhaltung  in  der  Erhaltung  der  baulichen 
Anlagen  und  der  Fahrbetriebsmittel  —  früher  oder  später  in 
wesentlich  erhöhten  Ausgaben  geltend  machen.  Das  Jahr 
1917  bedeutet  noch  nicht  den  Höhepunkt  d^-r  Notlage  in  dieoer 
Krieg  die  böhmischen  Lokalbahnen  wie  überhaupt  das  ge- 
samt© Eisenbahnwesen  gedrängt  hat;  er  wird  erst  dann  ein- 
treten, wenn  der  notwendigerweis©  arg  vernachlässio-te  Be- 
triebszustand  der  Bahnen  schon  aus  Sicherheitsgründen  zu 
umtangreichen  Ausbesserungs-  und  .  Erneuerungsarbeiten 
zwingt.  Diese  werden  auch  auf  den  böhmischen  Landesbahnen 
sehr  bedeutende  sein. 

Pr^g-  ,  A.  Birk. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Umgestaltung   der  Verwaltung   der  Werkstätten.  Die 

verfassunggebende  Preußische  Lande&versammlung  hat  am 
14  Oktober  d.  J.  beschlossen,  di©  Staatsregierung  zu  er- 
suchen : 

L  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  zu  veranlassen, 
in  beschleunigter  Weis.e  eine  gründliche  Umgestaltung 
der  Verwaltung  und  eine  allen  Anforderungen  genü- 
gende technisch©  Ausgestaltung  der  Eisenbahnwerk- 
stätten vorzunehmen,  sowie  für  Beschaffung  geeig- 
neten Materials  und  ausreichender  Werkzeuge  Sorge 
zu  tragen. 

II.  zur  Behebung  der  gegenwärtigen  schweren  Transport- 
krise sofort  versuchsweise  in  den  Hauptwerkstätten 
sowiö  in  denjenigen  Teilen  des  Staatseisenbahn- 
betriebes, m  denen  es  zur  Hebung  der  Arbeitsleistunoen 
angezeigt  erscheint,  im  Einvernehmen  mit  den  Oro-ani- 
sationen  der  Arbeiter  ein  Lohnverfahren  einzuführen 
bei  dem  die  Arbeiterschaft  an  gesteigerter  Leistuno' 
durch  Mehrbewertung  interessiert  wird.  Voraus" 
Setzung  für  die  Einführung  jedes  Akkord-  oder  Prä- 
miensystems  ist  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  oder 
ihres  Vertrauensmannes  bei  der  Festsetzuno-  der  Be- 
dingungen und  bei  deren  Durchführung.  Als  "Grundsatz 
hat  zu  gelten,  daß  kein  Arbeiter  weniger  verdienen 
darf  als  nach  dem  .jetzigen  Lohns.^stem. 
III.  unverzüglich  mit  den  gewerkschaftlichen  Oro-ani- 
sationen  und  einem  vom  Haushaltsausschuß  zu  wäh- 


lenden Ausschuß  von  sechs  Vertretern  der  Parteien 
di©  Verhandlungen  in  dieser  Richtung  aufzunehmen. 
Di©  Umgestaltung  der  Verwaltung  der  Eisenbahn-Haupt- 
werkstätten und  eine  allen  Anforderungen  genügende  tech- 
nische Ausgestaltung  der  Eisenbahnwerkstätten  ist"in  Angriff 
genommen  und  wird  nach  Durcharbeitung  aller  Vorscliläge 
mit  den  beteiligten  Beamten-  und  Arbeitergruppen  eingehend 
beraten  werden.  Die  sofort  aufgenommenen  Verhandlungen 
mit  den  gewerkschaftlichen  Organisationen  und-  dem  vom 
Haushaltsausschuß  gewählten  Ausschuß  von  sechs  Vertretern 
der  Parteien  haben  zur  Ablehnung  der  Einführung  einer 
Lohnform  mit  Mehrleistungsentschädigung  geführt.  Die 
Vertreter  der  Gewerkschaften  erwarten  aber  von  der  Durch- 
führung eines  Mtbestimmungsreohtes  auf  den  Arbeitsgang 
in  den  Werkstätten  Erhöhung  der  Arbeitsfreude  und"  der 
Leistungsfähigkeit  der  Arbeiterschaft.  Zu  dem  Ende  sind  die 
Leistungskommissionen  gebildet  und  diesen  weitgehende  Mit- 
bestimmungsrechte eingeräumt.  Mit  diesen  Eechten  hat  die 
Arbeiterschaft  große  Pflichten  übernommen,  die  sie  in  gutem 
Einvernehmen  mit  der  Beamtenschaft  zum  Besten  der  ge- 
samten Volkswohlfahrt  und  zur  Hebung  des  Betriebes  zu  er- 
füllen bemüht  sein  möge. 

—  Erfolg  der  Verkehrsspen-e.  Von  zuständiger  Seite  wird 
den  „Berl.  Pol.  Nachr."  mitgeteilt:  Das  Ergebnis  der 
Wag  eng  ©Stellung  der  beiden  letzten  Wochen,  in  die 
die  Personenverkehrssperre  fiel,  liegt  nunmehr  vor.  Ein  Ver- 
gleich der  werktäglichen  Wagengestellung  für  Kohlen.  Koks 
und  Briketts  in  diesen  beiden  Wochen  mit  der  Gestellung 
der  beiden  vorhergehenden  Wochen  ergibt  folgendes: 

An  der  Ruhr  sind  arbeitstäglioh  in  der  Zeit  vom  3.  bis  15. 
November  angefordert  18  227  Wagen,  g-estellt  17  427  Waoen, 
beladen  zurückgestellt  15  659  Wagen;  in  der  Zeit  vom  20."bis 
31.  Oktober  angefordert  23  947,  gestellt  15  108,  beladen  zurück- 
gestellt   13  500  Wagen.    Es  sind    demnach    in    den  letzten 


jIX.  Jahrgang- 
Kovember  1919. 


-   95t  - 


Nr.  89 


ochen  werktäfflich  2319  Wagen  oder  15  %  mehr  gestellt, 
ihrend  die  weiktä »liehe  -Anforderung^  um  5670  Wao^n  oder 
%  zurückgesanÄcn  ist.  Die  Zahl  der  beladen  zurückge- 
illten  .Wagen  hat  sich  um  werktäglich  2159  Wagen,  mithin 
i  12  Arbeitstagen  insgesamt  um  25  908  Wagen  vermehrt. 
In  Oberschlesien  sind  im  arbeitstäglichen  Durchschnitt  in 
r  Zeit  vom  3.  bis  15.  November  angefordert  S449,  gestellt 
42,  beladen  zurückgestellt  7118  Wagen;  in  der  Zeit  vom  20. 
»  31.  Oktober  angefordert  9103,  gestellt  6066,  beladen  zu- 
ckgestellt 5918  Wagen.  Es  sind  hiernach  in  Oberschlesien 
t>eitstäglich  1176  Wagen  oder  19%  mehr  gestellt  worden, 
laden  zuiückgestellt  wurden  in  der  Zeit  vom  3.  bis  15.  No- 
mber  arl>eitstäglich  mehr  1200  Wagen  oder  20  %,  für  12  Ar- 
itstage  also  14  400  Wagen. 

[n  beiden  Ee vieren  sind  somit  in  den  beiden  letzten  V^ochen 
den  Werktagen  40  308  Wagen  mehr  für  die  Verbraucher 
t  der  Bahn  auf  den  Weg  gebracht,  als  an  den  Werktagen 
r  beiden  vorhergehenden  Wochen. 

[n  der  Niederlausitz  sind  in  der  Zeit  vom  3.  bis  15  No- 
mber  2235  Wagen,  in  der  Zeit  vom  20.  bis  31.  Oktober  1883 
Igen  gestellt. 

Cach  den  mitgeteilten  Zahlen  ist  in  den  beiden  Wochen'  eine 
iht  wesentliche  Besserung  eingetreten.  Über  400  000  t 
hie  sind  in  den  beiden  großen  Eevieren  mehr  auf  den 
ig  gebracht,  als  in  den  beiden  vorherliegenden  Wochen, 
ch  die  Niederlausitz  hat  hierunter  nicht  gelitten.  Im  Ge- 
iteil  hat  auch  hier  die  Ge^samtgestellung  der  beiden  letzten 
•chen  zugenommen.  Diese  günstige  Wendung  ist  anf  die 
arf  eingreifenden  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Eisen- 
mwesens  zurückzuführen.    An  erster  Stelle  steht  hierbei 

Personenverkehrssperre.  Daneben  kommen  in  Betracht  die 
arfen  Einschränkungen  des  übrigen  Ladungsverkehrsi  zu- 
isten  der  Kohle,  die  zeitweise  völlige  Speri-e  des  Stück- 
verkehrs, die  Erhöhung  des  Standgeldes,  das  Verbot  eigtn- 
shtiger   Benutzung   der  Güterwagen,   die  Beschlagnahme 

Privatwagen  und  die  im  Eeichsverkehrsministerium  ge- 
ffenen  organisatorischen  Einrichtungen,  die  vor  allem  ein 
sammenarbeiten  mit  der  Schiffahrt  mehr  als  bisher  ge- 
trleisten. 

•er  augenblickliche  Kückschlag  ist  lediglich  eine  Folge 
schlechten  Wetters.  Ob  eine  erneute  Sperre  des  Personen- 
kehrs  nötig  sein  wird,  läßt  sich  beute  noch  nicht  über- 
en.  Selbstverständlich  wird  gegebenenfalls  die  Maß- 
ime  rechtzeitig  bekanntgegeben  werden^ 

-  Eisenbahnunfälle.  Amtlich  wird  aus  Berlin  vom  16.  No- 
iber  gemeldet:  Heute  Nacht  1  Uhr  10  Min.  fuhr  eine  von 
lezen  nach  Frankfurt  fahrende  Lokomotive  bei 
.  81,0  zwischen  den  Stationen  Thöringswerder  und  Neu- 
bbin  auf  den  von  Neu»Trebbin  kommenden  Güterzug  9552 
»Ige  Überfahrens  des  auf  Bahnhof  Thöringswerder  Halt 
senden  Abfahrsignals  auf.  Beide  Lokomotiven  sind 
k  beschädigt,  diese  sowie  über  10  Wagen,  die  hierbei  in 
nd  gerieten,  .sind  entgleist.  Sechs  Zugbearate  wurden  hier- 
verletzt, darunter  drei  erheblich.  Die  Strecke  ist  voraus- 
tlich  2  Tage  für  den  Güterverkehr  gesperrt.  Person en- 
iehr  wird  durch  Umsteigen  aufrecht  erhalten.  Die  Ver- 
ten  sind  im  Krankenhaus  in  Wriezen  unterg-ebracht.  Die 
ersuchung  ist  eingeleitet. 

erner  wird  über  ein  schweres  Eisenbahnun- 
ick  m  Sachsen  aus  Dresden  gemeldet:  Am  18.  d  M 
iags  hat  sich  auf  der  Schmalspurlinie  Mügeln  "bei 
iH-'z—  Dohi^ln  ein  srhwrffrer  Eisenhahniinfall  ♦>roig'«et.  Der 
sonenzug  5750  war  eben  auf  dem  Bahnhof  Töllschütz  ein- 
offen und  zum  Halten  gekommen,  als  der  mit  ihm  dort 
■planmäßig  kreuzende  Güterzug  10  889.  der  infolge  des 
leetreibens  und  wahrscheinlich  Versagens  der  vereisten 
msen  nicht,  wie  vorgeschrieben,  vor  der  Einfahrtsweiche 

Halten  gebracht  werden  konnte,  auf  ihn  auffuhr.  Hier- 
;h  ist  auf  noch  nicht  aufgeklärte  Weise  der  Personenzu»- 
die  anschließende  Gefällstrecke  gelangt  und.  da  das  Loko" 
vpersonal  abgesprungen  war,  führerlos  diese  hinabgerollt 
'Ige  der  erreichten  größten  Geschwindigkeit  ist  er  dann 
iner  scharfen  Krümmung,  in  der  zum  Unglück  eine  Brücke 
t.  mit  der  Lokomotive  abgestürzt,  wobei  sämtliche  Wagen 
Zuges,  mit  Ausnahme  von  einem,  zertrümmert  wurden. 
T\  ^  j  festa-estellt  werden  konnte,  sind  4  Personen 
tet  und  24  Eeisende  verletzt,  darunter  16  schwer.  Ob  noch 
lere  Tote  unter  den  Trümmern  liegen,  konnte  bis  ietzt 
fß-*t2r*ft<^nt  werden,  ist  aber  zu  befürchten.  Es  Wird 
f^^*^.  Ki'aften  an  der  Beseitigung  der  Trümmer  gear- 
Hilfszuge  mit  Ärzten  und  Sanitätspersonal  waren  als- 

zur  Stelle.   Die  Verletzten  wurden  in  Schlitten  nach  dem 
ttkenhause  m  Mügeln  gebracht. 

ie  Strecke  ist  un  fahrbar  und  wird  auf  einige  Tao-e  unter- 
hen  bleiben.  Es  wird  versucht  werden,  den  "Verkehr 
ü  Umstellen  zu  ermöglichen. 


—  Beschränkt  freie  Arztwahl  bei  den  Bayerischen  Staats- 
eisenbahnen.   Bei  den  Betriebskrankenkassen  1  u.  II  (B.-K.-; 

K.  I  u.  II)  der  Bayerischen  Staatseisenbahnen  ist  schon  seit 
Jahren  die  beschränkt  freie  Arztwahl  eingeführt.  Diese  Ein- 
richtung ist  vom  20.  November  ds.  Js.  ab  durch  Einbeziehung 
weiterer  Orte  und  durch  Vermehrung  der  zur  Wahl  gestellten 
Kassenärzte  weiter  ausgebaut  worden.  Demnach  ist  jedes 
Kassenmitglied  berechtigt,  statt  des  nach  der  Bezirkseinteilung 
zuständigen  Kassenarztes  zur  ärztlichen  Behandlung  für  «ich 
und  die  anspruchsberechtigten  Familienangehörigen  einen 
anderen,  am  gleichen  oder  anstoßenden  (^rte  wohnenden  Kas- 
senarzt zu  wählen.  Die  Orte,  an  denen  die  Wahl  zulässig  ist, 
und  die  zur  Wahl  gestellten  Ärzte  sind  in  einem  im  Verkehrs- 
ministerialblatte  veröffentlichten  Verzeichnisse  näher  aufge- 
führt. Die  Wahl  gilt  auf  die  Dauer  eines  Jahres,  vom  1.  Juli 
.ieden  Jahres  ab,  erstmalig  vom  20.  November  1919  bis  1.  JuU 
1920.  Der  gewählte  Kassenarzt  ist,  falls  er  zugleich  Bahn- 
arzt ist,  auch  der  zuständige  Amtsarzt  für  den  WahlberechtigT 
ten.  In  dem  gleichen  Umfange  wie  den  Kassenmitgliederri, 
ist  ab  20.  November  1.  J.  zum  erstenmal  versuchsweise  auch 
dem  zur  freien  bahnärztlichen  Behandlung  berechtigten  Beam- 
tenpersonal die  Arztwahl  zugestanden  worden.  Auch  hier  ist 
der  gewählte  Bahnarzt  zugleich  der  zuständige  Amtsarzt  für 
den  Wahlberechtigten.  Dieses  Zugeständnis  der  beschränkt 
freien  Wahl  des  Bahnarztes  entspricht  langjährigen  Bestre- 
bungen der  Organisationen  des  betreffenden  Beamtenper- 
sonals. 

—  Güterverkehr  und  Personenverkehrsspene  auf  den  badi- 
schen Bahnen.  Nach  einer  halbamtlichen  Pressemitteilung 
haben  die  badischen  Staatsbahn  eu  zurzeit  einen  Güterverkehr 
zu  bewältig-en,  der  den  der  Zeit  vor  dem  Kriege  weit  über- 
steigt. Wohl  ist  der  Güterverkehr  Pfalz-Elsaß-Württemberg- 
Bayem  zurückgegangen,  dagegen  laufen  auf  der  Hauptbahn 
von  Mannheim  nach  Basel  zurzeit  mehr  Güterzüge  als  1914 
vor  dem  Kriege,  z.  B.  Richtung  Offenburg-Basel  17  gegen  9 
Züge.  Auch  auf  der  Schwarzwaldbahn  ist  der  Verkelir  an- 
dauernd sehr  stark.  Neben  den  im  Herbst  regelmäßig  in  grö- 
ßerem Umfang  innerhalb  des  Landes  aufkommenden  Lebens- 
mitteltransporten sind  täglich  zahlreiche  Kohlenzüge  für  die 
Schweiz  und  Italien  zu  befördern,  darunter  die  sogenannten 
Wiedergutmachungskohlen  für  Italien  sowie  amerikanische 
Kohlen  für  die  Schweiz.  Der  Umschlag  dieser  Kohlen  findet 
fast  ausschließlich  in  den  Mannheimer  Häfen  statt. 

Da  die  früheren  Maßnahmen  zur  Behebung  der  Schwierig- 
keiten infolge  dieses  großen  Verkehrsandranges  keine  durch- 
greifende und  anhaltende  Bes.serung  gebracht  hatten,  kam 
die  inzwischen  für  die  Zeit  vom  5.  bis  15.  November  angeord- 
nete völlige  Einstellung  desi  Personenverkehrs  zur  rechten 
Zeit,  um  mit  Hilfe  der  durch  den  Ausfall  der  Schnell-  und 
Personenzüg«  freigewordenen  Lokomotiven  und  Personale  ein- 
mal die  Anstauungen  in  den  Rangierbahnhöfen  beseitigen  und 
die  teilweisen  Stockungen  in  der  Abbeförderang  der  Güterzüge 
beheben  zu  können.  Die  scharfe  Maßnahme  hat  auch  schon 
nach  wenigen  Tagen  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Beförderung 
der  Lebensmittel  in  Baden  bereits  wieder  in  geordneten  Bah- 
nen sich  bewegt  und  der  ganze  Güterzugbetrieb  anfing,  sich 
glatter  abzuwickeln.  Auf  der  Schwarzwaldbahu  konnten  die 
früheren  Stockungen  beseitigt  werden,  so  daß  die  für  diese 
Bahn  zeitweise  verfügte  Annahmesperre  für  Frachtgut- 
wagenladungen am  6.  November  wieder  aufgehoben  werden 
konnte.  Die  noch  bestehenden  Sperren  für  Mannheim  und 
Basel  hofft  man  ebenfallsi  bald  aufheben  zu  können. 

—  Die  Dienstbezeichnunsr  Resei-velokomotivführer  und 
Lokomotivführeranwärter  ist  bei  den  badischen  Staats- 
bahnen allgemein  eingeführt  worden.  Die  Bezeichnung  Re- 
servelokomotivführer wird  den  Lokomotivheizern  verliehen, 
welche  die  Lokomotivführerprüfung  bestanden  haben  und  im 
Führerdienst  verwendet  werden  dürfen,  und  zwar  alsbald  nach 
dem  Bestehen  der  Prüfung  zugleich  mit  der  Fahrerlaubnis. 
Die  für  die  Laufbahn  der  Lokomotivführer  in  Frage  kom- 
menden, handwerksmäßig  ausgebildeten  Hilfsheizer,  die  jetzt 
ständig  im  Fahrdienst  verwendet  sind,  erhalten  die  Dienst- 
bezeichnung Lokomotivführeranwärter.  Künftig  erhalten 
die  für  die  gedachte  Laufbahn  in  Frage  kommenden  Eisen- 
bahnhandwerker diese  Dienstbezeichnung  bei  ihrer  Über- 
nahme in  den  ständigen  Fahrdienst. 

—  Fortbildung  des  Eisenbahnpersonals.  Wegen  der  Be- 
deutung, die  dem  Bildungswesen  im  Rahmen  der  Neuordnung 
des  deutschen  Verkehrswesensi  zukommen  wird,  errichtet  das 
Reichsverkehrsministerium  eine  Zentral  stelle  für  da« 
Bildung«  w  6«  en  der  Eisenbahn-Beamten  und 
-Arbeiter  (abgek.  Bildungszentrale).  Die  Bearbeitung  der 
Angelegenheit  wird  dem  Rechnungsrat  Pietsch,  der  zu- 
gleich Verwaltungsdirektor  der  Verwaltungs-Akädemie  ist, 
übertragen.    Aufgabe  der  Zentrale  wird  es   zunächst  sein. 
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ünterlaffen  zu  sammeln,  auf  Grund  deren  das  Eisenbahn-Bil- 
d'unffswe-sen  nach  einheitlichen  Gnesichtspunkten  für  das  ganze 
Reich  geordnet  und  zeitgemäß  ausgestaltet  werden  kann. 
Eine  solche  Regelung  würde  einem  oft  geäußerten  Wunsche 
des  Eisenbahnpersonals  entsprechen.  Um  die  künftigen  Maß- 
nahmen eng  an  das  Bestehende  anlehnen  und  eine  Zusammen- 
arbeit aller  beteiligten  Stellen  ermöglichen  zu  können,  ist  es 
erforderlich,  einen  genauen  Uberblick  über  die  vorhandenen 
Einrichtungen  zu  erhalten.  Der  Eeichsverkehrsminister  hat 
daher  die  Regierungen  der  deutschen  Staaten  gebeten,  alle 
hierfür  in  Betracht  kommenden  Unterlagen  der  Bildnngs- 
zentrale  mitzuteilen.  Namentlich  handelt  es  sich  um  Vor- 
schriften über  Ausbildung,  Fortbildung  und  Prüfung  der  Be- 
amten und  Arbeiter;  um  Schriften  und  Aufsätze  über  das 
Eisenbahn-Bildungs-,  namentlich  Fachschulwesen  (falls  nicht 
verfügbar,  Angabe  des  Titels  und  Verlags) ;  um  Lehrbücher 
und  Leitfäden  für  den  Unterricht,  und  um  bereits  getroffene 
oder  geplante  Maßnahmen  zur  Ermöglichung  des  Aufstiegs 
(Demokratisierungsmaßnahmen) . 

Bei  diesem  Anlaß  lenkt  der  Reichsverkehrsminister  die 
Aufmerksamkeit  der  Regierungen  auf  die  in  Berlin  begrün- 
dete Verwaltungs- Akademie  (vgl.  Nr.  77,  S.  815  d.  Ztg.).  Diese 
auf  der  Grundlage  der  Selbstverwaltung  der  Beamtenorgani- 
sationen errichtet-6  Bildungsanstalt  beabsichtigt  im  Sommer- 
halbiahr  einen  Sonderlehrgang  für  das  Eisenbahnwesen  zu 
veranstalten.  Die  Vorbereitungen  hierfür  sind  in  enger  Zu- 
sammenarbeit mit  den  Organisationen  unter  Leitung  der 
Akademie  im  Gange.  Da  das  Bedürfnis  zur  Errichtung  ähn- 
licher Anstalten  zweifellos  auch  in  anderen  großen  Städten 
D^'Utschlands  bestehen  wird,  so  werden  die  bei  der  Verwal- 
taings-Akademie  gemachten  Erfahrungen  als  geeignete  Unter- 
lagen für  ähnliche  Einrichtungen  dienen  können. 

—  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischen 
Staatsbahnverwaltung  sind  planmäßige  Stellen  für  Mitglieder 
der  Eisenbahndirektionen  verliehen  worden:  den  Regierungs- 
xäten  Dr.  jur.  Güldenpenning  unter  vorläufiger  Be- 
lassung «eines  amtlichen  Wohnsitzes  in  Uelzen  und  Dr.  jur. 
Tschierschky  in  Kattowitz.  —  Versetzt  sind :  die  Regie- 
I  rungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  S  p  a  n  a  u  s ,  bisher 
in  Czersk.  zum  Eisenbahn-Zentralamt  nach  Berlin  und  Hein- 
rich Schulze,  bisher  in  Dortmund,  zum  Eisenbahnbetriebs- 
amt  nach  Emden,  und  der  Regierungsbaumeister  des  Maschi- 
nenbaufachs Küsel.  bisher  in  Altona,  als  Abnahmebeamter 
nach  Düsseldorf.  —  Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn- 
baufachs  Karl  Pirath  in  Münster  (Westf.)  ist  dem  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten  zur  aushilf s weisen  Be- 
schäftigung in  den  Eisenbahn- Abteilungen  überwiesen 
worden.  —  Dem  bisher  aus  dem  Staatseisenbahndienste  be- 
urlaubten Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  The- 
odor Schmutz  in  Cöln  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus 
dem  Staatsdienste  erteilt.  —  Der  Oberbaurat  M  ö  c  k  e  1  bei  der 
Eisenbahndirektion  in  Erfurt  ist  gestorben. 

Bei  den  Bayerischen  Staatseisenbahnen  werden  vom  1.  De- 
zember d.  J.  an  zu  Direktionsräten  an  ihren  seitherigen  Dienst- 
orten befördert  die  Eisenbahnassessoren  Eugen  S  c  h  w  e  r  d 
der  Eisenbahndirektion  Nürnberg,  August  Nicklaus  der 
Eisenbahndirektion  Ludwigshafen  (Rhein),  Dr.  Hugo  Bau- 
m  a  n  n  der  Eisenbahndirektion  Würzburg.  Gregor  N  u  s  s  e  r 
der  Eisenbahndirektion  München.  Dr.  Max  Gerhard  der 
Eisenbahndirektion  Würzburg,  David  R  o  o  b  der  Eisenbahn- 
direktion Nürnberg,  Hans  Braun  der  Bauinspektion  Eger, 
dieser  unter  Berufung  zum  Vorstand  dieser  Bauinspektion, 
Hermann  R  o  o  s  der  Eisenbahndirektion  Ludwigshafen 
(Rhein),  Johann  Feuerlein,  Vorstand  der  Kanalbauin- 
spektion Roth,  Robert  Vorhölzer  der  Eisenbahndirektion 
Augsburg  und  (xeorg  Völker  der  Eisenbahndirektion  Lud- 
wiffshafen  (Rhein). 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  sind  ver- 
setzt worden :  Der  Bauamtmann  beim  Maschinenamt  Leipzig 
Dr.-Ing.  P  f  a  f  f  als  2.  Vorstand  zum  Werkstättenamt  Zwickau 
und  der  außerplanmäßige  Regierungsbaumeister  Lange 
vom  Bauamt  Riesa  zum  Neubauamt  daselbst.  —  Dem  Eisen- 
bahndirektor Krämer  bei  der  Generaldirektion  ist  die 
Dienstbezeichnung  Finanzrat  verliehen  worden. 


Österreich. 

—  Änderuns:  in  der  Geschäftseintellung  des  Staatsamtes 
für  Verkehrswesen.  Zum  Zwecke  der  einheitlichen  und  zu- 
sammenfassenden Behandlung  aller  mit  den  Bestimmungen 
des  Staatsvertrages  von  St.  Grermain  zusammenhängenden, 
das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  berührenden  Angelegenhei- 
ten vnirde  mit  Wirksamkeit  vom  11.  November  1919  im  Staats- 
amt für  Verkehrswesen  eine  eigene,  dem  Staatssekretär  un- 
mittelbar unterstellte  „Abteilung  für  gesetzgeberische  und 
zwischenstaatliche  Angelegenheiten"  errichtet. 


Die  neu«  Abteilung  wird  bis  auf  weiteres  und  vorbehält 
lieh  späterer  Ausgestaltung  nach  Maßgabe  des  einti^tendei 
Bedürfnisses  in  di'ei  Bureaus  und  ein  Spezialreferat  geglio 
dert.  Das  Bureau  a)  umfaßt  die  gesetzgeberischen,  zjvischen 
staatlichen  und  alle  die  Durchführung  des  StaatsvertragG 
von  St.  Germain  betreffenden  Angelegenheiten,  das  Bureau  h 
dift  Liquidierungsangelegenheiten  und  die  Staatsaufsicht  übt' 
die  Südbahn  und  das  Bureau  c)  die  Angelegenheit  der  Sach 
abrüstung.  Im  Spezialreferat  wurden  alle  Arbeiten  über  di 
westungarischen  Angelegenheiten  zusammengefaßt. 

—  Bezeichnung  „österr.  Staatsbahnen".  In  DurchführuD) 
des  Gesetzes  vom  21.  Oktober  1919  über  die  Staatsform  wurd 
die  Bezeichnung  „Deutschösterr.  Staatsbahnen"  auf  „Osten 
Staatsbahnen"  abgeändert  (vgl.  Nr.  88,  S.  940  d.  Ztg.).  Demg« 
maß  werden  von  nun  an  alle  Eisenbahnwagen,  die  für  di< 
österr.  Staatsbahn  Verwaltung  hergestellt  werden  oder  au 
andere  Weise  in  ihr  unbestrittenes  Eigentum  gelangen  ode 
von  ihr  gemietet  werden,  mit  dem  neuen  Eigentumsmerkma 
„ö.  St.  B."  bezeichnet  werden.  Bei  den  derzeit  mi 
„D.  ö.  St.  B."  bezeichneten  Wagen  wird  der  Buchstabe  „D. 
allmählich  gelöscht  werden.  Völlig  außer  Gebrauch  wir 
die  Anschrift  „D.  ö.  St.  B."  erst  nach  Durchführung  du 
Aufteilung  des  Wagenparks  der  ehemaligen  k.  k.  Osten 
Staatsbahnen  auf  die  Nationalstaaten  gelangen, 

—  Behebung  von  Unzuträglichkeiten  im  Personenverkehi 

Der  Staatssekretär  für  Verkehrswesen  hat  an  alle  Dienst 
stellen  nachstehenden  Erlaß  gerichtet :  Das  reisende  Publikui 
erhebt  vielfach  berechtigte  Klagen  über  die  Schwierigkeit« 
und  Unzuträglichkeiten,  die  gegenwärtig  mit  jeder  Eiser 
bahnreise  verbunden  sind.  Wenngleich  eine  völlige  Beseit 
gung  dieser  Schwierigkeiten  insolange  nicht  möglich  sei 
wird,  als  der  Zugverkehr  infolge  der  durch  die  Verhältniss 
gebotenen  Einschränkungen  dem  Reisebedürfnisse  nicht  z 
genügen  vermag,  so  könnte  doch  in  mancher  Beziehung  ein 
Besserung  erreicht  werden,  wenn  alle  Eisenbahnbedienstete 
aus  eigenem  Antriebe  bestrebt  wären,  auf  die  Bedürfniss 
und  Wünsche  des  reisenden  Publikums,  soweit  als  nur  ünme 
tunlich,  Rücksicht  zu  nehmen. 

Es  kommt  oft  vor.  daß  die  Fahrpläne  und  sdnstigen  Kunc 
maehungen  über  den  Zugverkehr  nicht  oder  nur  an  ein« 
schlecht  belichteten  Stelle  ausgehängt,  nicht  auf  dem  lai 
fenden  erhalten  und  bei  Unleserlichwerden  nicht  erset; 
werden.  Die  Persouenkassen  werden  vielfach  in  ungenügei 
der  Zahl  und  manchmal  sogar  unter  Außerachtlassung  d< 
vorgeschriebenen  Fristen  zu  spät  geöffnet.  Die  Reisendei 
die  genötigt  sind,  sich  oft  stundenlang  bei  den  Kassen  au; 
zustellen,  führen  darüber  Klage,  daß  es  verabsäumt  vrird,  durc 
Aushang  bei  den  Schaltern  oder  durch  entsprechende  Verstäi 
digung  seitens  der  Türsteher  rechtzeitig  bekanntmachen  z 
lassen,  welcher  Schalter  zu  einem  bestimmten  Zuge  geöffn< 
wird,  zu  welcher  Stunde  die  Schalteröffnung  erfolgt  und  wi< 
viel  Karten  bei  jenen  Zügen,  für  die  ein  großer  Te 
der  Karten  schon  im  Vorverkauf  abgegeben  wurd 
noch  bei  der  Personenkasse  ausgegeben  werden.  D 
Warteräume  werden  oft  ohne  triftigen  Grund  zu  spät 
öffnet,  die  Verspätungen  der  ankommenden  Züge  gar  nie) 
oder  zu  spät  oder  nur  rsehr  ungenau  kundgemacht.  Leicl 
vermeidbare  Schwierigkeiten  für  die  Reisenden  ergeben  sie, 
ferner  daraus,  daß  auch  bei  sehr  starkem  Andrang  zu  wen 
Türen  auf  den  Bahnsteig  geöffnet  werden  und  daß  der  Einlf 
auf  den  Bahnsteig  zu  spät  erfolgt.  Die  Reinigung  der  Pe 
sonenwagen  aller  drei  Klassen  und  der  BahnhofräumKc! 
keiten  läßt  oft  viel  zu  vninschen  übrig.  Beim  Verlassen  d' 
Bahnhofs  ergeben  sich  für  die  Reisenden  sehr  häufig  unnötig 
Schwierigkeiten  daraus,  daß  auch  bei  sehr  starkem  Andrans 
von  mehreren  Ausgängen  des  Bahnhofs  nur  einer  offen  g 
halten  wii'd,  und  daß  die  Ausfolgung  des  Reisegepäcks  ; 
langsam  erfolgt.  Schließlich  werden  berechtigte  Klagen  da 
über  erhoben,  daß  Eisenbahnbedienstete  die  erbetenen  Au 
künfte  häufig  gar  nicht  oder  unrichtig  oder  nur  widerwill 
geben,  sei  es,  weil  sie  selbst  nicht  genügend  unterrichtet  sip 
sei  es,  weil  sie  sich  nicht  vor  Augen  halten,  daß  der  häufi; 
Wechsel  der  Fahrordnung  sowie  räumliche  Veränderung* 
auf  den  Bahnhöfen  das  Publikum  mehr  denn  je  zwingen,  si- 
mündlich  um  Auskünfte  an  die  Bediensteten  zu  wenden. 

Diese  und  ähnliche  Unzuträglichkeiten,  die  besonders  a" 
den  größeren  Bahnhöfe  herrschen,  werden  von  den  Reisend» 
sehr  unangenehm  empfunden  und  auf  den  Mangel  an  gute  j 
Willen  und  an  Voraussicht  der  Eisenbahnorgane  zurücka 
führt.    Sie  könnten  unschwer  von  den  Stationsvorständen  i 
eigenen  Wirkungskreise,  ohne  daß  erst  das  Eingreifen  d 
Direktion  oder  der  Aufsichtsbehörde   abgewartet   wird,   b  , 
hoben  werden.    Ihrem  Diensteifer  und  ihrer  Einsicht  nn 
es  überlassen  bleiben,  auf  ihrem  Bahnhofe  Ordnung  zu  halt-  , 
und  durch  entsprechende  Verfügungen  dafür  zu  sorgen,  d: 
dies«  Unbequemlichkeiten  dem  reisenden  Publikum  nach  Mo 
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ichkeit  erspart  bleiben.  Di©  während  des  Krieges  einffetr«- 
enen  mißlichen  Verhältnisse  auf  den  Bahnhöfen  müssen  end- 
ich  einmal  wieder  der  früheren  Ordnung  weichen. 

Es  ergeht  an  alle  Bediensteten  die  eindringliche  Mahnung, 
ich  «tets  vor  Augen  zu  halten,  daß  sie  im  Dienste  der  Allge- 
oeinheit  stehen,  daß  sie  daher  alles  vorzukehren  haben,  was 
ur  Erleichterung  des  Eeiseverkehrs  unter  den  gegenwärtigen 
chwierigen  Verhältnissen  beitragen  kann,  und  daß  es  ihre 
elbstverständliche  Pflicht  ist,  sich  den  Eeis-enden  gegenüber 
LÖflich  und  entgegenkommend  zu  benehmen. 

—  Personalnachrichten.  Der  beim  Staatsamt«  für  Ver- 
«hrswesen  zur  Dienstleistung  eingeteilte  Direktor  der  Di- 
ektion  für  die  Linie  der  Staatseisenbahngesellschaft,  Hofrat 
)r.  Albert  0  s  t  h  e  i  m  wurde  von  seiner  bisherigen  Verwen- 
ung  als  Vorstand  der  Kanzlei  des  Staatssekretärs  für  Ver- 
ehrswesen  enthoben  und  zum  Vorstande  der  Sektion  IIa, 
iir  administrative  Angelegenheiten  bestellt.  Außerdem 
nirde  ihm  für  seine  Person  die  unmittelbare  Behandlung 
Her  bisher  der  Kanzlei  des  Staatssekretärs  zugewiesenen 
'rganisationsangelegenheiten  übertragen.  —  Weiter  wurden 
»stellt:  zum  Vorstand  der  Kanzlei  des  Staatssekretärs  Mi- 
isterialrat  Dr.  Walter  Rodler,  zum  Vorstand  der  Abtei- 
ing  für  gesetzgeberische  und  zwischenstaatliche  Angelegen- 
eiten  Ministerialrat  mit  Titel  und  Charakter  eines  Sektions- 
iefs Dr.  Otto  Müller-Martini. 


Ungarn. 

—  Erhöhung:  der  Eisenbahntarife.  Infolge  der  erheblich 
sechränkten  Betriebseinnahmen  der  Eisenbahnen  und  der 
ehaltsaufbesserungen  nebst  Teurungszulagen  der  Eisenbahn- 
igestellten  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  für  die  Steigerung 
är  Einnahmen  durch  Erhöhung  der  Personen-  und  Güter- 
,rife  zu  sorgen.  Es  sind  deshalb  vom  15.  Juni  an  die  Tarife 
}r  Eisenbahnen  um  200  %  erhöht  und  die  bestehenden  Fahr- 
jbühr-  und  Transportbegünstigungen  außer  Kraft  gesetzt 
orden.  Die  Tariferhöhung  erstreckt  sich  auf  sämtliche 
Inien  der  ungarischen  Staatsbahnen,  der  durch  diese  ver- 
alteten Vizinalbahnen  sowie  die  Strecken  der  Mohäcs-Pecser 
id  der  Györ-Sopron-Ebenfurter  Eisenbahn. 

—  Wiedereinstellung  der  durch  die  RäteregiemnÄ  aus  dem 
ienste  entlassenen  oder  pensionierten  Beamten  der  Staats- 
ihnen.  Infolge  des  Zusammenbruches  der  Eäteregierung 
iirde  mit  Ministerialerlaß  angeordnet,  daß  die  durch  f-ie 
iteregierung  seit  dem  21.  März  1919  bis  zum  6.  August  er- 
igten Emennungen,  Anstellungen  und  Betrauungen  außer 
raft  gesetzt  und  sämtliche  in  dem  Zeiträume  vom  30.  Oktober 
18  bis  zum  21.  März  1919  getroffenen  Verfügungen  einer 
>erprüfung  unterzogen  werden.  Demzufolge  muß  die  unter- 
ochene  Eechtsverbindlichkeit  bei  den  ungarischen  Staats- 


bahnen der  tatsächlichen.  Lage  entsprechend  wieder  hexge- 
istellt  werden. 

Die  erste  Maßnahme  des  Handeleministers  war,  daß  Staats- 
sekretär Dr.  Julius  Gerlöczy,  Diiektor  der  finanziellen 
Hauptabteilung,  aufgefordert  wurde,  die  Leitung  der  unga- 
rischen Staatsbahnen  bis  auf  weiteres  zu  übernehmen.  Ferner 
wurde  verfügt,  daß  die  vor  dem  21,  März  d.  J.  im  Dienste  ge- 
standenen Direktoren  zur  Dienstleitung  wieder  herange- 
zogen werden.  Auch  wurde  die  Direktion  ermächtigt  die- 
ienigen  Beamten,  die  seit  dem  21.  März  1919  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  wurden,  deren  Dienstleistung  .iedoch  im  Inter- 
esse einer  anstandslosen  Dienstabwicklung  '  unbedingt  not- 
wendig erscheint,  in  ihre  frühere  Stellungen  wieder  einzu- 
setzen. 

Auf  Grund  dieser  Bevollmächtigung  wurde  mit  der  vorläu- 
figen Leitung  der  Direktion  der  Staatsbahnen  und  mit  der 
finanziellen  Hauptabteilung  B.  Staatssekretärstellvertreter 
Dr.  Julius  Gerlöczy,  mit  der  Leitung  der  Hauptsektion  A 
Dr.  Märk  Benedikt,  mit  der  Leitung  der  Hauptsektion  C. 
der  bereits  in  den  Ruhestand  versetzte  Direktor  Anton  P  a  s  - 
t  e  r  c  z  y  k  und  mit  der  Leitung  der  Hauptsektion  D.  Ludwig 
Läzär  betraut.  Ferner  haben  die  Leitung  der  Hauptabtei- 
lung E.  Johann  Papp,  die  der  Hauptabteilung  F.  Direktor 
Julius  Horänszky  und  die  der  Hauptabteilung  G.  Franz 
Parkas,  Direktorstellvertreter.  aufs  neue  oder  fortsetzungs- 
weise  übernommen. 

Zu  Stellvertretern  wurden  ernannt:  bei  der  Hauptabtei- 
lung A.  der  von  der  Räteregierung  aus  dem  Dienste  entlassene 
Direktorstellvertreter  Dr.  Elek  Szerbäk,  bei  der  Haupt- 
sektion B.  der  ebenfalls  entlassene  Direktor  Josef  Szalay, 
ferner  die  bereits  in  den  Ruhestand  versetzten  DirektorsteÜ- 
vertretex  Karl  P  r  e  t  s  c  h  und  Emanuel  Chlumszky  ; 
schließlich  bei  der  Hauptabteilung  E.  die  ebenfalls  in  den 
Ruhestand  versetzten  Direktorstellvertreter  Nikolaus  Mar- 
s  0  V  s  ^  k  y  und  Korn^l  Peez. 

Die  von  der  Räteregierung  entlassenen  übrigen  Eisenbahn- 
angestellten, soweit  sie  nicht  in  den  Ruhestand  getreten  sind 
und  aus  dem  Dienste  nicht  entlassen  wurden,  haben  sich  un- 
verzüglich zum  Dienste  zu  melden. 

Die  Angelegenheiten  der  von  der  Räteregierung  in  den  Ruhe- 
stand versetzten  Beamten  werden  einer  Nachprüfung  unter- 
zogen werden. 


Luxemburg. 

—  Betriebseinstellung  auf  der  Prinz-Heinrich-Bahn.  Die 
Prinz-Heinrich-Bahn  mußte  wegen  Kohlenmangels  den  Güter- 
betrieb einstellen.  Wahrscheinlich  muß  auch  der  Personen- 
verkehr zeitweilig  eingestellt  werden.  Die  Kohlennot  be- 
ginnt auch  auf  die  Post  und  das  Schulwesen  ü)>erzugreifen. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltung  sind 
lassen  worden: 

Nr.  III  132  vom  12.  November  d.  J.  an  sämtliche  Vereins- 
rwaltungen,  betreffend  die  Niederschrift  Nr.  72  des  Satzungs- 


ausschusses (Bamberg,  den  30./31.  Oktober  1919)  —  (abgesandt 
am  17.  November  d.  Js.). 

Nr.  III  133  vom  13.  November  d.  Js.  an  sämtliche  Vereins- 
verwaltungen betreffend  Abstimmung  über  einen  Beschluß 
des  Satzungsausschusses  (abgesandt  am  17.  November  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Wagenstandgelder. 


Erhöhung  des  Wagenstandgeldes. 

lit  Bücksicht  auf  die  derzeitige 
ierst  ungünstige  Betriebs-  und  Ver- 
irslage  werden  gemäß  §  80  (")  E.V.O. 
;  Wirkung  vom  10.  November  1919  bis 
'  weiteres  die  Standgelder  (Ab- 
nitt  VII  (^)  des  Nebengebührentarifs 

Deutschen     Eisen  bahn-(>ütertarif 
il  I B)  mit  Genehmigung  der  Auf- 
itsbehörde  wie  folgt  erhöht: 
für  die  ersten  24  Stunden  von  4  M 

auf  50  Jl, 
für  die  zweiten  24  Stunden  von  6  M 

auf  75  vÄ, 
für  jede  weiteren  24  Stunden  von 

8  JL  auf  100  JH. 


Lippstadt.  10.  November  1919.  (1207) 
Die  Direktion 
der  Westfälischen  Landes-Eisenbahn. 


2.  Güterverkehr. 

Hafenordnunjs:  für  die  Umschlagstelle 
Cosel-Hafen.  (Deutscher  Eisenbahn- 
Gütertarif  Teil  I  Abt.  B,  Abschnitt  B.) 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  nach- 
stehende Gebührensätze  neu  eingeführt: 
für  Salz,  lose  aus  dem  Schiff  in 

gedeckte  Wagen 
bei  Benützung  der  Salzrutsche  für 

1000  kg  =  2,50  Jl, 
ohne    Benutzung    der  Salzrutsäche 
für  1000  kg  =  3,40  JH. 


Das  sofortige  Inkrafttreten  der  Sätze 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  der  Eisenbahn- Verkehrsord- 
nung (R.G.B1.  1914,  S.  455). 

Kattowitz,  8.  November  1919.  (1180) 
Eisenbahn  direktion. 


Güter-  und  Tiertarif  für  die  schmal- 
spurigen Linien,  Teil  II. 

Am  10.  Dezember  1919  wird  Ziffer  4 
des  Nebengebührentarifs  durch  fol- 
gende Bestimmung  ersetzt: 

„4.  Für  das  Umladen  der  Güter  in 
Wagenladungen  von  Vollspurwagen  auf 
Schmalspurwagen  oder  umgekehrt  wird 
eine  Gebühr  von  15  für  100  kg  er- 
hoben." 

„5.  Für  die  Gestellung  und  Beförde- 
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runff  von  Eollfahrz'eugen  und  das  Auf- 
setzen der  Vollspurwagen  auf  Koll- 
fahrzeuge  oder  das  Absetzen  der  Voll- 
spurwagen  von  Eollfahrzeugen  wird 
ein«  Gebühr  von  15  Jl  für  ieden  VoU- 
spurwagen  erhoben.  Bei  Verwendung 
privater  Kollfahrzeuge  wird  diese  Ge- 
bühr um  1  Jl  für  den  Eollwagen  oder 
ein  Eollbockpaar  ermäßigt." 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
Maßnahme  gründet  «ich  auf  die  vor- 
übergehende Änderung  des  §  6  der 
E.  V.  0. 

Dresden,  18.  November  1919.  (1205) 
Gen.-Dir.  d.  Sächs.  Staatseisenb. 


Deutschef  Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I 
Abt,  A  (Tfv.  la). 

.  Mit  Gültigkeit  vom  15.  November  1919 
erhält  die  Ausf.-Best.  I  zu  Abschnitt 
IV  B  (2)  der  Anlage  C  zur  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung  folgenden   Wortlaut : 

I.  Die  in  Ziffer  1,  3,  4,  5,  6a)  und  8 
genannten  Stoffe  isowie  leere  Behälter 
(auch  Säcke),  in  denen  Stoffe  der  Zif- 
fern 1,  3,  4.  5  und  6a)  enthalten  waren, 
werden  — ■  ausgenommen  die  Stoffe  der 
Ziffer  3  bei. Sendungen  zur  Schädlings- 
bekämpfung in  eiligen  Fällen  —  nicht 
als  Eilstückgut  angenommen. 

Berlin,  12.  November  1919.  (1208) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Lokalbahnen  Spielfeld-Radkersburg  und 
Radkersburg-Ljutomer.  Barcs-Pakracer 
Eisenbahn. 
Neuauflage  der  Lokal- 
Gütertarife. 

Mit  Gültigkeit  vom  16.  November  1919 
treten  in  Kraft :  die  Neuauflage  des 
Lokal-Gütertarifes,  Teil  II,  und  Kilo- 
meterzeigers der  Lokalbahn  Spielfeld- 
Eadkersburg,  die  Neuauflage  des  Lokal- 
Gütertarifes,  Teil  II,  und  Kilomet-er- 
zeigers  der  Lokalbahn  Eadkersburg- 
Ljutomer  und  die  Neuauflage  des  Lo- 
kal-Gütertarifes, Teil  II,  und  Kilometer- 
zeigers der  Barcs-Pakracer  Eisenbahn. 

Diese  Neuauflagen  enthalten  Er- 
höhungen der  Frachtsätze  und  Abände- 
rungen der  tarifarischen  Bestimmungen. 

Exemplar©  dies>er  Tarife  sind  durch 
Vermittlung  der  Stationen  zum  Preise 
von  3  K.  für  das  Stück  zu  erhalten. 

Durch  die  vorstehend  bezeichneten 
Tarife  werden  nachstehende  Tarife  und 
Kilometerzeiger    aufgehoben    und  er- 

Der  Lokal-Güter-Tarif.  Teil  II,  und 
Kilometerzeiger  vom  1.  Januar  1910  für 


die  Beförderung  von  Leichen,  Gütern 
und  lebenden  Tieren  auf  der  Lokalbahn 
Spielfeld-Radkersburg,  Neuauflage  vom 
1.  August  1917  und  der  Nachtrag  I  hier- 
zu; der  Lokal-Gütertarif,  Teil  II,  und 
Kilometerzeiger  vom  1.  Januar  1910  für 
die  Beförderung  von  Leichen,  Gütern 
und  lebenden  Tieren  auf  der  Lokalbahn 
Eadkersburg  -  Luttenberg,  Neuauflage 
vom  1.  August  1917  und  der  Nachtrag  I 
hierzu ;  der  Lokal-Gütertarif,  Teil  II, 
für  die  Beförderung  von  Leichen,  Gü- 
tern und  lebenden  Tieren  auf  den  Linien 
der  Barcs-Pakracer  Eisenbahn,  gültig 
vom  1.  Februar  1917  und  der  Nachtrag  I 
hierzu;  außerdem  wird  mit  Wirksam- 
keit vom  16.  November  1919  aufgehoben 
der  Tarif,  Teil  II  (vom  1.  Januar 
1910),  für  die  Beförderung  von  Leichen, 
Gütern  und  lebenden  Tieren  im  direk- 
ten Verkehre  zwischen  den  Stationen 
der  Lokalbahn  Eadkersburg-Luttenberg 
einerseits  und  den  Stationen  der  Lokal- 
bahn Spielfeld-Eadkersburg  und  darüber 
hinaus  anderseits,  Neuauflage  vom 
1.  August  1917  und  der  Nachtrag  I 
hierzu. 

Wien,  am  1.  November  1919.  (1210) 
Südbahn-Gesellschaft 
__als  betriebführende  Gesellschaft.  

Südbahn-Gesellschaft.  Wien-Pottendorf- 
Wiener  Neustädter  Bahn.  Lokalbahn 
Spielfeld  -  Eadkersburg.  Lokalbahn 
Liesing-Kaltenleutgeben.  ' 

Änderung    des    Anhanges  zu 
den  Lokal-Gütertarifen. 
Teil  IL 

Mit  Gültigkeit  vom  16.  November  1919 
sind  in  dem  ursprünglich  mit  1.  Januar 

1918  ausgegebenen  bis  auf  Wider- 
ruf, längstens  aber  bis  Ende  Dezember 

1919  gültigen  Anhange  zu  den  Lokal- 
Gütertarifen,  Teilen  II,  der  obenbe- 
zeichneten Bahnen,  die  Post-Nrn.  16a 
und  b  und  17  zu  streichen. 

Es  ist  demnach  für  den  Bereich  der 
im  Königreiche  der  Serben,  Kroaten 
und  Slovenen  gelegenen  Linien  der  Süd- 
bahn-Gesellschaft der  Anhang  zu  den 
Lokal-Gütertarifen,  Teilen  II,  der  ob- 
bezeichneten  Bahnen  außer  Kraft  ge- 
setzt. 

Wien,  am  1.  November  1919.  (1211) 
 ,S.  B.  Z.  3446/III/1  —  1919.  

Südbahn-Gesellschaft. 
Lokal-Oütertanf.    —  Einfüh- 
rung einps  Nachtrages  IV. 
Mit  Gültigkeit  vom  16.  November  1939 
gelangt  der  Nachtrag  IV  zu  dem  vom 
1.  August  1917  gültigen  Lokal-Güter- 


tarif, Teil  II.  der  Südbahn-Oesellschaf 
zur  Einführung. 

Dieser  Nachtrag  gilt  nur  für  die  it 
Königreiche  der  S-erben,  Kroaten  uu 
Slovenen  gelegenen  Linien  der  Süc 
bahn-Gesellschaft  und  enthält  Ei 
höhungen  der  Frachtsätze  und  Änd< 
rungen  von  Tarifbestimmungen. 

Exemplare  dieses  Nachtrages  sin 
durch  Vermittlung  der  Stationen  lui 
Preise  von  5  K.  für  das  Stück  erhältlicl 

Wien,  am  1.  November  1919.  (120£ 
S.  B.  ZI.  3445/III/1  1919. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Preußisch-Sächsischer  Staatsbahn- 
Privatbahn  -  Personen-    und  Gepäcl 
verkehr. 

Mit  Geltung  vom  1.  November  191 
ist  der  Nachtrag  1  zum  Tarif,  Teil  1 
(Heft  1)  vom  1.  April  1918  herausg< 
geben. 

I      Die  in  den  Nachtrag  aufgenommene 
besonderen  Ausführungsbestimmunge 
sind  nach  den  Vorschriften  unter  I  § 
der     Eisenbahn-Verkehrsordfnung  g( 
nehmigt. 

Hannover,  11.  November  1919.  (1203 
Eisenbahndirektion. 


Brohlthal-Eisenbahn. 

Vom  15.  Dezember  d.  Js.  ab  werde 
die  Arbeiterwochenkarten  nur  noch  fü 
die  Kalenderwoche  verausgabt;  außei 
dem  tritt  eine  Erhöhung  der  Fahi 
preise  sämtlicher  Arbeiterkart-en  ui 
50  %  ein. 

CöLn,  den  13.  November  1919.  (1206 
Der  Vorstand. 


.  4.  Verdingungen. 

Verdingung  der  Lieferung  vo. 
150  ÖOO  Bahnschwellen  —  Kiefern  un 
Buchen  —  nach  Tränkungsansta! 
Warnemünde. 

Verdingungsunterlagen  liegen  b< 
unserer  Materialienverwaltung  hiei 
selbst  zur  Einsicht  aus  und  können  vo 
dieser  Dienststelle  bezogen  werde 
gegen  Einsendung  von  60  ^. 

Angebote  sind  verschlossen  und  mi 
Aufschrift  .,Schwellenverdingung"  bi 
zum  13.  Dezember  voiinilttags  10^2  Uh: 
dem  Zeitpunkte  der  Öffnung,  an  un 
einzureichen. 

Schwerin,  15.  November  1919.  (1204 
General-Eisenbahndii-ektion. 
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Berlin,  den  26.  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


„  ....  ..       ^'^^^  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sontiahemls 

<;-hHtT^'?r.^„^°^'''^  sonstige  .Mitteilungeu,  Biiclier,  Zeiisdirifte.i  us\v.  sind  an  die 
Sv-hrifileitunp  der  ^e.lutn^  o.:»  Vereins  i><;ui,c.ie.  ti.^enoaiiuverwaltungen 

aiiitliclie  Bekann(ma<  liiiniren  an  das  Bureau  de»  Vereins  üeutscher 
Eisenoannverwaj.unaen  heide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28,29  einzusenden. 

Die  Zejtutig  Icaun  durcli  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  vo-i  (,  M 
ti:r  das  Viertel.iahr  t'ezoKou  werden. 

'  ,1  t  'f  1  ^  "  ^  '•  "  '!  ^„^'  n  1 0  r  S  t  r  e  i  f  b  a  n  d  liefert  die  Terlatrsbueli- 
mng  den  Jahr^Hng  innerhalb  des  deutschen  und  bwh  rr^'..n  österreichisr-h- 
iriscüen  i  Ostsebiutes  für  :-,0  \\..  naci  säriitlic!i,-ii  nnderön  .Staaten  für  M 


Einzelne  .Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abgegeben 

_     Aiifier  den  a  m  1 1  i  c  Ii  e  n  Bekaiintinachungen  werden  auch 
../pf?  '"'•''"^*''"  ".'i'"^'."^,/'!''  t^i'ispaUige  Petitzcila   oder  deren  Raum 

Ki-^ir"'''"'""?''"-  '  '■■ '        °  V"  "    «  n  entsprecliende  ErmiUäigungen 

Beilast^n  werden  nach  Vereiiibarung  bcis-efügt.  «i"=uuson. 


Wegen  der  Privatanzeig-ou  und  Beilagen  wende  man  sicli  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Boi  lin  W  "    |  Inj 

Fornspr.:  AmHuirfürst  6(150-.%  Tel.-Adr.:  Spriiigpi-buch   b'n'.  h'-liuiik-l' , .1, 
üeutsclio  Bank.l)..p.-Kasse  U.  Postbcbeek-Konto:  iierlin  iVr.  lliuü 


23/24. 
onto: 


\>iv  .Seefrachttarif«. 

Der  Ilau.^halt  des  Eeich.sv•erk€hr.snHui- 
>ter^unl.s. 


iirichten. 

«'  u  t  .s  c  h  I  a  u  tl  :  Organisation  dtr 
Eeichsei.s*nl)ahneu.  —  V-erkehrsein- 
uahm-en.  —  Ver.^chlechteruuo-  d^er 
Wag-en.oestellung-.  —  Bess-erimg-  in 
den  Ei&enbahnwerk.stätteu.  —  Zur 
Verkehr. ^lage  im  Euhrrovier.  — 
Dif    Eirichtung-    einer  Cienerallx^- 


I  n  Ii  a  1  t  : 

triebsl-eitunff  Süd  in  Wür/Juir»'.  — 
Ei&enbahnuno'lücic  in  Kochlitz.  — 
Bensionieruug:  der  Beamten.  — 
Landesverein  württeml>erÄ-i.seh<'r 
Ver  k  ehrsbeam  ten . 

ö.ster  reich:  Wiederaufbavi  des 
Fremdenverkehrs. 

UnÄ-arn:  Wareneinfuiir  nach  l'u- 
g'arn  und  Si-ebeubürgen.  —  i^erso- 
ualnachricht-en. 

(T  b  r  i  o-  e  europäische  Län- 
der :    Neuordnun.o'    der  .seliwedi- 


^ieh-en  iStaalsbaliiK'ii.  —  Norrkö- 
pings  Aussichten  im  scliwedischen 

Durchgaaosverkehr  nach  Osben.   

Soaderzu.o-  für  den  enodischen  oi.>er- 
befehbshaber  in  Frankreich.  — 
Nachrichten  von  den  »chweizeri- 
vsohen  Eisenbahnen. 
F  r  e  m  d  e  E  r  d  teile  :  Schweiiii^cli- 
sibirischer  Handelsaustausch. 
Rechtspflege. 

Amtliche  Bekauutmachuniten. 


Die  Seefrachttarife. 


1. 

Flu     Tarif     ist    nach    der    wis.St-uscliaft  liehen  Begriffs- 
bestimmung ein  Verzeichnis  der  von  einem  Unternehmer  füi- 
seine  Güter  oder  «eine  Leistungen  zu  erhebenden  Preise 
unter  Beifügung  der  Bedingungen,  unter  denen  die  Preise 
»rhoben  werden.   So  sprechen  wir  von  Zolltarifen,  von  Post- 
torifen,  von  Eisenbahntarifen,  aber  z.  B.  auch  von  einem 
Droschkentarif.     Die    Iw  deiitendste    EoUo    im  Wirtsohafts- 
.<?ben    spielen    wohl   die   Eisenba hutarife,  mit  denen  «ich 
luch  die  Wissenf^chaft  —  ich  brauche  nur  zu  erinnern  au 
^ie  bekannten  AVerke  von  Ulrich  und  von  Bank  -  sehr  ein- 
[■ehend   beschäftigt   hat   und   cüe  im   täglichen   Leben  uu- 
mterbrochen  zur  Anwendung  kommen.    Die  Eisenbahntarife 
?ellen  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  (im 
mtesten  Sinne)  zu  Lande.    Eine  solche  Beförderung-  findet 
n  ^,aoßerein  Umfan^g  aueh  auf  den  Binnenwasserstraßen  und 
■uf  dem  Weltmeer  statt.    Die  Beförderung  von  Personen 
ind  Gutern  auf  dem  Weltmeer  hat  sich  in  den  vergangenen 
ahrzehnten,  vornehmlich  seit   der  Benutzung-  der  Dampf - 
raft  zur  Bewegung  der  Schiffe,  weit  und  immer  weiter  aus- 
gedehnt.   Sie  hat  einen  immer  .steigenden  Einfluß  auf  den 
landel  und  Verkehr,  auf  die  Wohlfahrt  aller  Völker  des 
Erdenrunds  ausgeübt,  einen  Einfluß,  der  durch  d.en  Welt- 
neg  zwar  unterbrochen,  aber  nicht  beseitigt  ist.    Denn  ge- 
ide  die  letzten  Monate  beweisen,  daß  das  Wietlerauf leben 
mes  gevsunden  Seeverkehi^s   eines   der   wichtigsten  Mittel 
am  Neubau  des  wirtschaftlichen    Leben«    sein  wü-d.  Die 
iitemehmer  der  Seeschiffahi-t  erheben  für  ihre  Leistungen 
bensogut  Gebühren,  wie  die  Eisenbahnen.    Kann  man  diese 
ebuhren    —    unter  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  - 


auch  als  Tarife  bezeichnend     Untl,  wenn  man  diese  Frage 
bejaht,  verlohnt  es  sich,  sie  ähnlich  wie  die  Eisenbahntarife, 
unter    Avissenschaftlichen    tie  sieht  spunkten    zu  betrachten? 
AVird  eine  solche  Betrachtung  von  Bedeutung  isein  für  diie 
\  Olkswirtschaftslehre,  besonders  die  Lehre  von  den  Verkehrs- 
untteln,    und    für    das  praktische  Lieben?    Die  Erfahrung 
.scheint  eine  solche  Frage  zu  verneinen.   In  den  großen  Lehr- 
büchern von  CoJin  und  Schmoller  wird  so  gut  wie  nichts 
ulx'r  die  Prei&e  dieses  Verkehns  gesagt,  auch  Sax  beschäftigt 
sich  m  der  ersten  Auflage  seines  Werks  über  die  Verkehrs- 
mittel -  tüe  allerdings  .schon  im  Jahre  1878  erschienen  ist 
-  nur  wenig  mit  der  Seeschiffahrt.   Eine  etwas  eingehendere 
Erörterung  über  die  Preisbildung  im  Seeverkehr  habe  ich 
querst  gefunden  in  dem  Jahrbuch  des  Norddeutschen  Lloyd 
tur  1912/13,  S.  88  ff.    Sie  g^eht  aus  von  theoretischen  Er- 
örterungen und  igibt  in  Umrissen  ein  B4d  von  der  tatsäch- 
lichen Gestaltung-  der  Preise  im  Seeverkehr  für  Güter  und 
l  ersonen.    So  wertvoll  diese  Abhandlung  ist,  sie  konn.j  da.s 
iherna  nicht  emchöpfen.    Im  Sommer  dieses  Jahres  ist  nun 
ein  hochbedeutsames  Buch  erschienen,  in  dem  der  Beweis 
geliefert  wird,  daß  die  oben  ge.ste.llte  Fi-age  entschieden  be- 
jaht werden  muß.   Es  gibt  auch  Seefrachttarife,  deren  wissen- 
schaftliche    Zergliederung    nicht    nur    erwünscht,  sondern 
dring-end  notwendig  ist,  und  deren  praktische  Gestaltung  und 
i^mtwicklung    durch   eine  solche  wissenschaftliche  Betrach- 
tung- wesentlich  gefördert   wird^).    Die  Ausführungen  des 
Verlassers,   der  sich   auf  die    Gütertarife  besokränkt, 

V  ^5^"'^^^^*^'  Ob-erregierungsrat  in  Hamburg,  Das  S  se- 

f  r  ächt  tan  fwesen.  XVI  und  379  S.  8".  Berlin  1919 
Julius  Springer,    ai  Jl.  -Deum  laij. 
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»edg^Ti    aber,    daß    <las    Buch    vou    großem    Wert   ist  auch 
für  die  Erkeuutnis  und  das  V-erstäudniÄ  des  W'ö&en'S  d«r 
Ei&en'bahntarife,  und  schon  dieser  Umstand  rechtfiCrtigt 
vielleicht,  wenn  ich  d«u  Lesern  dieser  Zeitung  leiniges  über 
den  Inhalt  des  Buch^es  sage. 

11. 

Es  lag  im  W'bseu  der  Eisieubahueu,  daß  sie  gleich  bti 
ihrem  Entstehen  ihre  Preiste  in  der  Form  von  Tarifen  fest- 
i^tellten.  Die  ältesten  Eisonbahnkonzessionen  fa4St  aller 
Länder  enthalten  Bestimmungen  darüber.  In  dei-  See«chiff- 
fahrt  wurden  dageigen  früher  und  bis  auf  die  neueste  Zeit 
di^i  Beförderung'spneise,  wie  bei  anderen  freien  Gewerben, 
durch  die  Beteiligten,  Reeder  oder  Schiffer  und  \'er- 
fracMer,  in  jedem  Falle  ibesonders  vereinbart.  Nur 
zwei  Ausnä.hiaen  sind  aus  älterer  Zeit  bekannt.  Ein.- 
mal  die  Tarife  der  bis  in  da«  17.  Jahrhundert  (1613) 
zurückreichenden  .sogenaunttu  Börtfahrt  (Bört  —  Eedhe, 
(Jrdnung),  einer  regelmäßigen  und  häufigen  Schiff- 
fahrt zwischen  zwei  Häfen,  z.  B.  Hamburg  und  Amster- 
ilam,  Harlem  und  Alto-ua  (Hamburg),  Hamburg  und  London. 
Diese  Fahrten  bildeten  eine  Art  von  Monopol,  und  es  wurilen 
für  die  Beförderung  amtliche  Tarife  festgesetzt  (S.  21  ff.). 
Die  zweite  Ausnahme  ist  die  sog.  Tonne n&kala,  das 
sind  Verzeiclinisse,  durch  die  das  Fraehtverhältnis  der  eiii- 
zelnen  Güter  zueinander  festgesetzt  AAurde  (S.  34  ff.). 
Durch  diese,  die  gelegentlich  als  Tarife  'bezeichnet  werden 
(der  Verfasser  meint  mit  Üni'echt),  werden  die  Grundpreise 
für  die  Beförderung  nicht  beinihrt,  jedoch  dais  Vei'hältnis  der 
l'rachtpreise  der  einzelnen  Güter  zueinander  bindend  fest- 
gelegt. Sie  lassen  sich  jedenfalls  als  eine  Art  Yor.stufe  dei' 
Tarifbilduug  bezeichnen.  :., 

Eigentliche  Seef rächt  t  a  r  i  f  e  gibt  es  erst  seit  der  Ent- 
stehung und  der  weiteren  Ausdehnung  der  Linien- 
.Schiffahrt.  Hier  müssen  wir  au  die  beiden,  heute  noch 
tortbestehenden  Arten  dcvs  Seeschiffahrtsbetriebs  anknüpfen, 
die  L  i  n  i  6  n  schiff  ahrt  und  die  freie  (auch  Tramp-^) 
Schiffahrt.  Die  freie  Schiffahrt  kennt  keine  Tarife. 
Die  Preise,  sei  es  für  die  Befrachtung  einics  ganzen  Schiffes, 
sei  e.s  für  Einzelgüter  werden  durch  Vereinbarung  in  jedem' 
einzelnen  Falle  festgestellt.  Unter  Linienschiffahrt  versieht 
man  (S.  51)  eine  Schiffahrt,  die  mehrere  im  voraus 
bestimmte  Häfen  zu  im  vorau.s  festgelegten 
Zeiten  ohne  Eück  sieht  auf  die  Benutzung 
im  E  i  n  z  e  1  f  a  1 1  e  r  e  g  e  1  m  ä  ß  i  g  .  b  e  d  i  e  n  t.  Ihre  Ent- 
stehung ist  auf  das  w/izt schaftliche  Bedürfnis  zurückzu- 
führen, für  den  mehr  und  mehr  sich  entwickelnden  V^eikehr 
mit  Einzelgut  regielmäßige-  Verbindungen  und  damit  feste 
Prachtsätze  zu  erhalten.  Heute  bildet  sie  das  wichtigste 
■Glied  der  Seeschiffahrt,  ist  der  freien  Schiffahrt  weit  über- 
legen. Währ^end  schon  im  Jahre  1824  die  erste  Dampfer- 
linie der  Welt  von  der  General  Steam  Navigation  Company 
zwischen  London,  Hamburg  und  Rotterdam  eröffnet  wurde, 
der  im  Jahre  1839  eine  überseeische  Dampferlinie  der. 
Royal  Mail  Steam  Packet  Company  zwischen  London  und 
Westindien  und  Mittelameiika  folgte,  worauf  sich  nach  und 
nach  in  lallen  Erdteilen,  zuletzt  in  Australien,  einzelne 
l^ampferlinien  bildeten,  beginnt  die  lebhafte  allgemeine  Ent- 
wicklung der  Linienfahrt  erst  zu  Ende  der  sechziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts.  Dies  hängt  zusammen  mit  der  Er- 
öffnung des  Suezkanals  (1869)  und  der  Entstehung  des 
Deutschen  Reichs.  Seitdem  werden  Hamiburg,  Bremen  und 
Antwerpen  mit  einem  sich  auf  alle  Erdteile  erstreckenden, 
dem  Londoner  ebenbürtigen  Netz  von  Dampf eilinien  aus- 
gestattet und  dieses  Netz  erstrieckt  sich  auch  auf  eine 
große  Anzahl  kleinerer  Häfen.  (Vgl.  die  Aufzählung 
S.  58,  59.) 

Tramp  bedeutet  Landstreicher.  Im  Eisenbahn- 
verkehr, Ijesonders  in  den  Vereinigten  Staaten,  heißen  auch 
di©  wilden  Passagiere  Tramp«. 


III. 

Die  einzelnen  Dampferliuier  gestalten  f«icli  uunmchi 
allmählich  zu  einem  faktischen  Monopol,  und  damii 
nähert  sich  ihre  öffentlich-reclitliche  Stellung  der  da 
Eisenbahnen.  Sie  nähert  sich,  aber  es  bleiben  doch  groß* 
Unterschiede  zwischen  den  beiden  Monopolen  bestehen.  Dat- 
Monopol  der  Eisen liahnen  ist  zwar  aucJi  nur  ein  fakti 
sc  h  os,  ein  rechtliches  CMonopol  bestelht  für  sie  nirgend.'-. 
Abel"  dieses  faktische  Monopol  ist  ein  nahezu  ausschließ- 
liches, es  wird  durch  den  ^V'ettlbewcrb  nur  £-ianz  selten  wirksam 
beeinflußt.  Das  gilt  insbesondere  da.,  wo  das  Staatsbahn- 
system in  einem  Lande  durchgefülu-t  ist,  und  ebenso,  wo 
mächtige  Privatbahnen  sich  fgleiohsam  teilen'  in  den  A^'erktelu 
eines  Landes  (Frankreich,  England,  Vei^inigte  Staaten  von 
Amerika).  Hier  gehört,  es  zu  de«  Aufgaben  des  Staates, 
durch  gesetzliche  Maßnahmen  darauf  hinzuwirken,  daß  dais 
^Monopol  das  wirtschaftliche  Leben  nicht  .schädigt.  Eines  der 
wichtigsten  dem  Staate  zu  Gebote  stehenden  Mittel  ist  dit- 
.\ufsicht  über  die  Tarife,  sei  es,  daß  er  sie  selbst  festsetzt, 
sei  es,  daß  er  durch  das  Gesetz  oder  durch  die  Konzessionen 
der  Privatbahnen  sich  das  Recht  der  Einwirkung  auf  die  !Be- 
fördeningspreise  wahrt.  Anders  bei  der  Li nienschif fahrt. 
Ihre  Monopolstellung  wird  einmal  geschwächt  durch  deri 
möglichen  und  auf  vielen  Gebieten  tatsächlich  vorhandeneii 
Wettbewerb  der  freien  Schiffahrt.  Sodann  dadurch,  daß  - 
anders  wie  bei  den  Eisenbahnen  —  .sich  immer  wieder  neue- 
Linienfahrten  auf  dem  AVeltmeer  entwickeln  können,  die  mit 
den  bestehenden  älteren  in  Wettbewert)  treten.  Solohi' 
Linienfahiten  brauchen  gar  nicht  zwischen  denselben  End- 
punkten stattzufinden,  ein  Wettbewerb  liegt  auch  vor  ibei 
Linienfahrten  zwischen  anderen,  besonders  den  benachbarteii 
Häfen.  Ein  dringendes  Bedürfnis,  daß  der  Staat  in  di^- 
Freiheit  der  Preisgestaltung  bei  der  Linienschiffa-hrt  ein- 
greift, liegt  daher  nicht  vor,  ,ganz  abgiesehen  davon,  daß 
ihm  dazu  auch  die  gesetzliche  Handhabe,  freilich  mii 
der  Ausnahme  der  staatlich  unterstützten  (subventionierten) 
Schiffahrt,  fehlt.  Bei  dieser  bewahrt  isich  der  Staat  das  Recht 
einer  gewissen  Aufsicht  über  die  Tarife.  Dagegen  liegt  es 
im  eigenen  Intei-esse  der  Linienschiffahrt  selbst,  die  Preis- 
bildung nach  Willkür  durch  eine  solche  nach  festen  Regeln 
in  Form  der  Tarife  zu  ersetzen.  Dieser  Übergang  ist 
nur  allmählich  erfolgt  mit  wiederholten  Rückschlägen  (vgl. 
S.  70 — 71).  Erst  als  sicli  in  den  siebziger  und  aühtziger 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  einzelnen  Linien  zn 
größeren  Verbänden  vereinigten  und  sich  damit  für  ganz<^ 
Verkehrsgebiete  mächtigere  Monopole  herausbildeten,  der 
Wettbewerb  zwischen  den  einzelnen  Linien  damit  eingif- 
schränkt  oder  beseitigt  war,  konnte  zu  einer  dauernden  Bilduni; 
fester  Seefrachttarife  übergegangen  werden.  (Vgl.  darüber  S.  71  ff.) 

A,ber  auch  na-ch  dieser  weiten  Ausdehnung  der  Linien- 
schiffahrt unterscheidet  sich  das  Seetarifwesen  von  den 
Eisenbahntarifen.  Biei  diesen  vollzieht  sich  die  PreisMlduni; 
•so  gut.  wie  vollständig  in  der  Form  der  Tarife.  Im  See- 
wesen besteht  aber  immer  noch  neben  den  Tarifen  die  freie 
Preisbildung  auf  vielen  Gebieten  fort,  nämlich  a)  im 
sog.  Charterverkehr,  d.h.  in  der  Beförderung  ganzer  Schiff^s- 
ladungen,  b)  in  der  freien  Schiff  ahi-t,  c)  innerhalh 
der    Linienschiffahrt    für    gewisse    minderwertige  Gü1>ei\ 

d)  für  solche  Einzelgüter,  die  in  hervorraigendem  Maße  dem 
Wettbewerb,  sei  es  der  freien  Schiffahrt,  sei  es  einer  nicbi 
dem  "\^erband  angehörigen  Linienschiffalrrt  ausgesetzt  sind. 

e)  für  Güter  mit  besonderen  Eigenschaften,  z  B,  )>esonders 
hohem  Eigengewicht  oder  außergewöhnlicher  Länge,  f)  füi 
kleinei-e,  nicht  in  den  Falirplänen  aufgeführie  Hafenplätz 
g)  für  Güter,  die  in  die  Gjüterverzeichnisse  wegen  ihrer  ge- 
ringen Bedeutung  nicht  aufgenommen  sind,  h)  für  .gejvis.sf- 
unregelmäßige  (Ausnahme-)  Tarife.  Wir  isehen,  da«  ist  ^ine 
Reihe  von  Ausnahmefällen  und  Abweichungen,  die  natürlich 
nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Tarife  bleiben  können. 
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IV. 

^^■^il^lenll  diu-  trstij  Teil  uiiser«i>  Biicäfs  sich  mit  der  Eut- 
isteliimo-  der  Seefrachttaiif<?  beschäftigt,  worüber  vorstehend 
♦»iniges  mitgeteilt  worden  ist,  handelt  der  zweite,  umfang- 
M  jchere'von  der  Darstellung  des  Seefiachttarifwestens  selbst 
lu  drei  Abschnitten:  1.  Da*  Se^efraehttarifwesen  im  allgf- 
meinen.  2.  Grundlagen  der  Tarifbildung.  3.  Tarifbilduug  selbst. 

Die  Se«frachttarife  werden  in  erster  Linie  nach  privat  wir» - 
schaftlichen  Grundsätzen  aufgestellt.  „Das  alles  andere  über- 
wiegende Interesse  geht  bei  der  Eeederei  dahin,  die  Beför- 
deiung  möglichst  gewinnbringend  zu  gestalten."  (S.  217.) 
Eine  Ausnahme  machen  in  gewissem  Grade  die  Tarife  der 
sub^-cntionie^•ten  Linien,  bei  denen  auch  gemein  wirtschaft- 
liche Gesichtspunkte  berücksichtigt  werden.  Durch  das  Mittel 
der  Verstaatlichung  der  Reedereien  würde  sich  eine  mrt- 
schaftHchere  Tarifbildung  kaum  erreichen  lass-en,  schon 
wegen  des  durchweg  iaternationalen  Charakters  des  Reederei- 
gesohäfte«.  Denn  ein  Staatsbetrieb  wäre  nur  innerhalb  der 
(Frenzen  eines  Staates  möglich,  während  die  Tätigkeit  der 
meisten  Reedereien  sich  grundsätzlich  üljer  die  Grenzen  des 
.Staates  hinaus  über  die  ganze  Welt  erstreckt. 
•  Gleichwohl  muß  man  an  die  Gestaltung  der  Seefrachttarife, 
wie  an  die  aller  öffentlichen  Verkehrsan«talten,  geAvisse  all- 
gemeine  Anforderungen  stellen,  d.  h.  die  gleichmäßige 
Behandlung  aller  V  e  r  ke  h  r  s  b  e  teil  i  g  t  e  n  die 
Öffentlichkeit  und  Stetigkeit,  die  Einfach- 
heit, Klarheit  und  Übersichtlichkeit,  eine 
angemessene  Wohlfeilheit  Avird  man  auch  von  den 
Seefraohttarifen  verlangen  müssen.  Bei  den  Eiscnbahn- 
taiifen  fa«t  aller  Kulturländer  werden  diese  Grundsätze  mög- 
licli^r  stmm-  bonchtct.  sie  sollten  wenigstens  nach  den  be- 
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stehenden  Vorschriften  streng  beachtet  werden.  Es  liegt  im 
Wesen  der  Seefrachttarife,  daß  eine  so  strenge  Durohführang 
bei  ihnen  nicht  möglich  ist.  .Die  gleichmäßige  Behandlung 
aller  Verfrachter  zwar  ist  als  Regel  durchgeführt  mit  we- 
nigen Ausnahmen.  Die  Reedereien  haben  selbst  ein  Inter- 
esse daran.  Anders  schon  ist  es  mit  der  Öffentlichkeit. 
Neben  den  veröffentlichten  gibt  es  eine  Reihe  unveröffent- 
lichter oder  nur  unvollständig  veröffentlichter  Tarife.  „So 
kommt  es,"  (S.  137)  „daß  manche  Tarife  m  zwei  Teile  zer- 
fallen, einen  veröffentlichten  und  einen  geheimen,  von  denen 
der  lerste  die  dem  Wettbewerb  der  freien  Schiffahrt  nicht 
merklich  unterliegenden  Güter,  der  zweite  die  übrigen  Güter 
enthält."  Auch  die  Fordei-ung  der  rechtzeitigen  V'ei öl fr:;!- 
liohung  ist  „so  gut  wie  gar  nicht  verwirklicht'-.  \'on  einer 
Stetigkeit  der  Preise  in  der  Weise,  wie  bei  den  Eisenbahnen, 
kann  bei  der  Schiffahrt  nicht  die  Rede  sein.  Diese  For- 
derung hat  sich  aber  innerhalb  des  Tarif wesens  im  all- 
gemeinen durchsetzen  la&sen.  Einfache,  klare  und  übersicht- 
liche Tarife  sind  auch  für  die  Seeschiffahrt  erwünscht  und 
hierfür  lieg-en  ihre  Verhältnisse  besonders  günstig.  Allei-- 
diags  wird  die  Verwirklichung  dieser  Forderung  durch  ge- 
wisse Erscheinungen  beeinträchtigt.  Einmal  die  Npiguiif,. 
übermäßig  viel  Wertabstufungen  zwischen  den  Gütern  /n 
machen.  Sodann  die  in  den  meisten  Fällen  übliche  Bereili- 
nung  der  Tarife  nach  dem  Raummaß,  wodurch  das  Er- 
gebnis vielfach  unsicher  und  unzuverlässig  wird.  Die  Foi- 
derung  angemessener  Billigkeit  der  Tarife  ist  im  großen 
ganzen  erfüllt,  wobei  berücksichtigt  werden  muß,  daß  di.p 
Seeschiffahrt  überhaupt  in  der  Lage  ist,  verhältnismäßig 
bilüg  zu  fahren,  weil  sie  für  die  Fahrstraße  nichts  zu  zahlen 
hat,  ihre  Selbstkosten  also  niedrig  sind. 

(Schluß  folgt.) 
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Der  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums. 


Im  Anschluß  au  unseren  Bericht  m  Nr.  82  über  die  Rede 
des  Eeichsverkehisministers  anläßlich  der  Beratun»-  des 
Reichshaushaltsplans  für  1919  in  der  Deutschen  Nationalver- 
sammlung bringen  wir  in  folgendem  noch  einige  Zahlen 
aus  dem  Haushalt  selbst.  Dieser  zerfällt  entsprechend  der  in 
der  Rede  eingehend  geschilderten  Umgrenzung  der  Arbeits- 
gebiete des  neugebildeten  Eeichsverkehi-smiaisteriums  in 
fwei  Teile;  der  erste  umfaßt  die  Einnahmen  und  Ausgaben, 
die  sich  auf  die  Auflösupg  der  bisherigen  Betriebsverwal- 
tung der  Eeichseisenbahnen  beziehen,  der  zweite  die  nur 
tür  das  Halbjahr  Oktober— März  berechneten  Ansätze  für  da> 
Reichsverkehrsministerium,  gel  rennt-  nach  den 'drei  Grupp<'n  : 
Eisenbahnabteilungen.  A)>teilung  für  Wasserstraßen  und  Ab- 
teilung für  Luft-  und  Kraftfahrweseu. 

Die  im  Entwurf  des  Haushalts  der  Verwaltung  der  Reich s- 
Bisenbahnen  für  1919  vorgesehenen  Einnahmen  und  Ausgaben 
(Kap.  3  Tit.  1-6,  Kap.  87  Tit.  9—38  und  Kap.  11  Tit  1—7) 
äiud  nur  noch  insoweit  berücksichtigt,  als  die  Auflösung  der 
bisherigen  A  erwaltung  dies  bedingt.  Als  Eiunahmen  kommen 
liiert ur  nur  noch  die  Restbeträge  in  Betracht,  die  aus  rück- 
ständigen Abrechnungen  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Dezember 
1918,  dem  Tag  der  Üliernahmo  der  elsaß-lothringischen  Bah- 
len durch  Frankreich,  herrühren.  Hierfür  sind  l*i  Kap.  3 
ritel  1— i)  (Verkehrsein nahmen,  Überlassung  von  Bahnan- 
lageu  und  Fahrzeugen.  Erträge  aus  Veräußerungen)  im 
äranzen  nur  noch  15,57  Millionen  Mark  als  Teilbeträge  der 
»•sprunghch  mit  174,76  Millionen  Mark  angesetzten  Ein- 
lahme  ausgeworfen;  Ix-im  Tit.  6  (verschiedene  Einnahmen) 
ist  der  Ansatz  auf  7,60  Millionen  Mark  erhöht  worden  weil 
ttier  die  A  ergütungen  nachzuweisen  .seiu  werden,  die  die  ein- 
lelnen  Landesregienan9,en  für  die  Dienstleistungen  der  ihnen 
5ur  vorläufigen  Beschäftigung  üiierwiesenen  ehemaligen 
Beicbseisenbahnbeamten  an  die  Eeichskasse  abfülu-en  sollen. 
Die.se  Beamten  müssen,  soweit  sie  nicht  im  Dienste  der  frau- 
jösischeu  Eisenbahn  Verwaltung  verbleiben,  in  den  Eisenbahn- 
lienst  der  Länder  übergeführt  werden,  und  es  haben  sich  auch 
lie  Landesregierungen  bereits  damit  einv('rstanden  erklärt, 
thie  Staatsangehörigen  zu  übernehmen.  Die  endgültigr 
Lbcrnalime  vermögen  -sie  indes  erst  auszusprechen,  nach- 
lem  ihnen  die  hierzu  erforderlichen  Stellen  und  Mittel  durch 
ihren  Landeshaushalt  bewilligt  Avorden  sind.  Für  die  in 
Jjesei  Weise  im  Dienst  der  Länfler  vorläufig  beschäftigt,eH 


Beamten.  ferner  für  die  Beamten,  die  bis  zur 
vollständigen  Auflösung  der  bisherigen  Betriebsver- 
Avaltung  im  Reichsdienst  verbleiben,  endlich  für  alle 
Beamten,  deren  Versetzung  in  den  Ruhestand  in  Frag" 
kommt,  mußten  die  erforderlichen  Stellen  und  die  zur  Besol- 
dung notwendigen  GJeldmittel  im  Haushalt  belassen  werden. 
lnsge.samt  sind  bei  Kap.  87  Tit.  9—11:  5144  planmäßig.' 
Stellen  vorgesehen,  mithin  8984  Stellen  weniger  als  ur- 
sprünglich im  Haushaltsentwurf  für  1919  ausgebracht  waren. 
Die  Stelle  des  Präsidenten  der  Generaldirektion  ist  niclit 
mehr  besetzt  und  als  erledigt  weggefallen.  Bei  Titel  17 
(Reise-  und  ümzugsgebührnisse)  ist  ein  beträchtlicher  Zu- 
gang von  rund  9,5  Millionen  Mark  ausgeworfen  für  Entschä- 
iligungen,  die  an  die  zahlreiclien  nach  Deutschland  übersie- 
delnden Beamten  für  die  Bewerkstelligung  ihres  Wegzugs 
aus  Elsaß-Lothringen  gewährt  Averden.  Die  Summe  der  per- 
sönlichen Ausgaben  beim  Titel  87  ist  mit  32,19  Millionen 
Mark,  die  der  sachlichen  und  vermischten  Ausgaben  mit  21,5!; 
Millionen  Mark  eingestellt.  Letztere  stellen  die  Teilbeträge  au 
Ausgaben  dar,  die  noch  aus  rückständigen  Abrechnungen 
und  Zahlungen  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Dezember  1918  zu 
erwarten  sind ;  sie  enthalten  feiner  einen  Zugang  von  10 
Millionen  Mark  für  Kursunterschiede,  die  daraus  entstehen, 
daß  den  aus  Elsaß-Lothringen  abwandernden  Beamten  und 
Arbeitern  zur  Regelung  ihrer  laufenden  Verbindlichkeiten 
und  zur  Deckung  der  in  Elsaß-Lothringen  entstehenden  üni- 
zugskosten  Vorschüsse  in  Frankenwährung  gezahlt  werden, 
soAvie  daß  die  deutschen  Beamten  im  Ruhestand  und  die  deut- 
schen Beamtenhinteibliebenen  in  Elsaß-Lothi  ingen  zurzeit 
ihre  \^ersorgungsgebührnisse  in  Franlienwähiimg  beziehen. 
Die  im  ursprünglichen  Haushaltsentwurf  beim  Kapitel  11 
fiir  die  Erweiterung  des  Bahnhofs  Sablon  usw.  angesetzten 
einmaligen  Ausgaben  im  Betrage  von  38,72  Millionen 
Mark  fallen  wey-,  weil  Bauarbeiten  oder  Beschaffungen  nicht 
mehr  voigeiiom.men  werden. 

Die  im  zweiten  Teil  behandelten  Einnahmen  und  Ausgaben 
für  das  Re  i  c  hs  ve  r  k  e  h  r  s  m  i  n  i  s  t  e  r  i u  ni  selbst  bezie- 
hen sich,  Avie  eingangs  bereits  erwähnt,  nur  auf  die  Zeit  vom 
1.  Oktober  ab  und  sind  mit  Rücksicht  auf  die  vorerst  be- 
schränkt f  Verwaltungstäliglieit  verhältnismäßig  gering.  Die 
Einnahuicn.  die  im  Entwurf  mit  4200  Jl  angesetzt  waren,  siud 
um  23  000  ,//  erhöht  worden.    Dieser  Betrag  ist  aus  Kap.  10 
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des  Haushaltsentwurfs  ckr  Eeichsmanne  übernommen.  Die 
fortdauernden  Ausgaben  sind  mit  1229  675  Jl  angesttzt;  da- 
von entfallen  701085  M  auf  di«  beiden  EisenbalinabteiluuÄen 
(Aufsichts-  und  V«rwaltungsabteiluus-),  110  000  Jt  auf  die 
Abteiluns:  für  Wasserstraßen  und  418  590  Jl  auf  die  Abteiluno- 
für Luft-  und  Kraftfahrwesen.  An  planmäßigem  Personal 
für  die  Eig'enbahnabt'eilungen    sind    zunächst    vorgesehen : 

1  Untei  Staatssekretär,     1  Direktor,    13    vortragende  Eät*, 

2  ständige  Hilfsarbeiter,  1  Bürovorsteher.  27  expedierende 
Sekretäre,  1  Kanzleivorsteher,  4  Bürobeamte,  8  Kanzleisekre- 
täre und  10  Unterbeamte.  Dafür  fallen  au  Stellen,  die  bisher 
in  den  Haushalten  des  Eeieliseisenbahnamt«  und  der  Verwal- 
tung der  Reichseisenbahucu  vorg^esehen  waren,  weg :  1  Prä- 
sident d«s  Eeichseisenbahnamts,  12  vortragende  Eäte, 
1  Bürovorsteher,  25  expedierende  Sekretäre.  1  Kanzlei  Vor- 
steher. 5  Bürobeamte,  9  Kanzleisekretäre  und  10  Unterbeamte. 

Der  Zugang  besteht  demnach  in :  1  Direktor,  1  voi-tragenden 
Bat,  2  ständigen  Hilfsarbeitern  und  2  expedierenden  Sekre- 
tären, ihm  *;teht  der  Fortfall  von  1  Dirigenten,  1  Bürobeamten 
und  1  Kanzleisekwtär  gegenüber.  Die  Stelle  des  Eeiclis- 
minister«  ist  aus  dem  Haushalt  des  Eeichskolonialministeriums 
entnommen.  ^ 
.  Für  die  W  a  s  s.e  r  s  t  r  a  ß  e  n  a  1)  t  e  i  1  u  n  g ,  ideren  eigent- 
üoho  \  erwa'Itungstätigkeit  erst  beginnen  kann,  wenn  die  jetzt 
den  Ländern  gehörenden  Wassenstraßen  einschließlich '  der 
Nebenanlagen,  des  Seezeichen wesens  und  der  Nutzungen  aller 
Art  auf  da«  Eeioh  übertragen  sein  werden,  sind  vorerst  zur 


A  orbe reitung  des  Überganges  und  zur  Wahrnehmung  rtei 
Eeichsinteress-en  bei  den  mit  -den  Ländern  zu  führenden  Ven- 
handlungen 110  000  Jl  ausgeworfen. 

Für  das  als  dritte  Abteilung  angegliederte  Eeichsamt  für 
Luft-  un,d  K  r.af' tf  a  hr  w  e  sen  »sind  an  plaumäßigem 
Personal  vorgesehen:  1  Unterstaatsseki-etär ;  5  vortragende 
Käte;  3  ständige  Hilfsarbeiter;  8  expedierende  und  7  Kou- 
;  truktioussekretäre,  2  Büro-  und  5  PInter1>eamte. 
Die  persönlichen  Ausgaben  hierfür^  .sind  mit  191 340  M 
ausgeworfen,  außerdem  sind  144  000  JL  für  <W- 
schäftsbedürfuisse  nsw.,  25  000  M  für  Eeise-  und 
Umzugsgebührnisse  und  58  250  Ji  für  allgemeine  Be- 
willigungen vorgesehen.  Hierzu  kommen  noch  die  ein- 
lualigen  Ausgaben  für  die  erstmalige  Beschaffung  vou  Büro- 
iiurichtuugen  (68  000  M),  für  einen  Beitrag  zu  den  Unter- 
haltungskosten einer  deutschen  Versuchsanstalt  für  Luftfahrt 
(50  000  Ji)  und  für  einen  Beitrag  zu  den  Bctrieljskosteu  der 
Drachen  warte  in  Friedrichshafen  (5000  M),  und  schließlich 
ein  Betrag  vou  1,75  Jlillionen  Mark  für  die  Überleitung  von 
Einrichtungen  der  Eeichsmarine  auf  dem-  Gebiete  des  See- 
zeichen wescns.  des  iSeewetterdienstes  usw.  in  den  Friedens- 
betrieb. 

Die  Gesamtausgabe  beziffert  sich  auf  56,85  Millionen  Mark, 
so  'daß' sich  nach  Abzug  (bu-  Einnahmen  vou  23,20  Millionen 
im  ordentlichen  Haushalt  ein  FehPwtrag  von  33,65  Millionen 
Mark  ergibt.  6. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Organisation  der  Reichseiseiibahiieii.  Auf  EmlaiUiug  des 
Eeichsverkehrsministeriums  fanden  sich  am.  18.  November, 
wie  „Wolffs  Telegraphenbüro-'  mitteilt,  die  Vertreter  (k^r 
großen  Organisationen  der  Beamten  und  Arbeiter  aller  deut- 
schen Staatseisenbahiiverwaltungen  mit  Vertret(M-u  der  betei- 
ligten Länder  im  Eeichstagsgebäude  zu  einer  Beratung  dar- 
ub'or  zusammen,  auf  welche  Weise  diese  Örgauisatiouen  bei 
der  Lösung  der  Frage  der  Überführung  der  iStaatseisenbalm- 
verwaltungen  auf  das  Eeich  beteiligt  werden  Ivönn-ßn.  Den 
Vorsitz  führte  der  Eeichsverkehrsmin ister  Dr.  Bell  und  sjjäicr 
der  Unterstaatssekretär  im  Eeichsverkehrsmimstcrium,  Stieler 
Die  Verhandlungen  hatten,  wie  wir  der  .,D.  Allg.  Ztg."  ent- 
nehmen, das  eifi.euliche  Ergebnis,  daß  es  gelaui;\  die^großcn 
Gewerksehafien  der  Eisenbahner,  das  Kartell  der  Eisciibahu- 
gewerksehaften  Deutschlands,  den  Deutseheu  Eisenb.ibii ervei- 
band,  die  (4ewerkschaft  Deutscher  Eisenbahner  und  (hu  ;\U- 
gemeinen  Eisenbahnerverlvand  durch  Bildung  eines  2r)ei-^Uis- 
schusses  zu  einer  Arbeitsgemeinschaft  zusammcnzuschweilW'ii 
Aus  dieser  Köriieischatr  wird  ein  engerer  Arlndtsanssclinß 
von  5  Mifgliedern  zur  ständigen  ^litarbeit  in  das  ßei'disver- 
kehrsminist-t'iium  Ijciufen  werden.  Damit  ist  die  Grundlage 
und  Voraussetzung  für  ein  harmonisches  Zusamineuarheiten 
des  Ministeriums  mit  dem  gesamten  organisierten  Personai  ge- 
schaffen. Es  wird  von  dem  Geiste  abhängen,  in  (b'm  l>eTile 
Teile  an  die  schwere  Aufgabe  herantieleii,  oh  ihre  Jjösung 
ohne  schwere  Erschiilterungen  in  dem  seelischen  Zustainle 
des  in  seiueu  wichtigsten  Interessen  durch  die  Verreiohiiehung 
berührten  Eiseul)ahDpersonals  gelingt.  DalS  auf  seiteu  der 
Gewerkschaften  der  gute  Wille  vorhanden  ist.  zeigte  der  A"ei- 
lauf  der  Vei-l'andlungen  vom  18.  November;  es  gelang,  die 
nicht  unerheblichen  Interessengegensätze  zwischen  einzelnen 
Oig-anisationeu  zu  überbrüekeii,  wobei,  wie  auerkaunt  w^eK'en 
muß,  im  Intere.s.,se  der  auien  Sache  Opfer  gebracht  wurdeu. 
Wie  der  E  e  i  c  h  s  v  e  r  k  e  Ii  r  s  ni  i  n  i  s  t  e  r  über  den  Auf  ga-ben- 
kreis  und  die  Ziele  der  genieinsaiiien  Arbeit  denkt,  entwickelte 
■er  m  einer  Begrüßungsansprache,  aus  der  wir  das  Wesentliche 
hervorheben : 

„Ich  freue  mich,  daß  Sie  meiner  Einladung  gefolgt 
«md,  um  mit  den  A'ertretern  der  Länder  und  mit"  mir  eine 
arbeitsfähige  und  arbeitswillige  Vertretung  des  Eisenbahnper- 
sonaLs  bei  dem  mir  unterstellten  Eeichsvcrkehrsministerium 
zu  vsehaffen.  Bereits  bei  früheren  Besprechungen  mit  den 
Orgiimsationen  in  Bav(  ru.  dann  aber  auch  bei  Verhandlungen 
mit  den  Führern  der  ( »r- a nisationen  m  Berlin  habe  ich  das 
nachdrücklich  betont,  was  ich  in  meiner  Etatrede  zum  Eeichs- 
verkehrsministerium  wiederholt  ausgesprochen  habe,  daß  zu 
einer  wirksamen  Durchführung  der  dem  Eeichsverkehrs- 
minisferiuin  gestellten  Aufgalx-n  und  in.slmsondere  zu  der 
Durchfiilirnng  der  Aufgabe,  die  Eisenbahnen  der  Länder  auf 
das  Eeieh  überzuleiten,  die  tatkräftige  Mit^virknug  des  tiseu- 


bahnpersonals  in  seineu  Oi'ganisationen  geschaffen  wertlen 
muß.  Wir  können  die  praktische  Erfahrung  und  die  zielbe- 
wußte. Arbeit  der.  Eisenbahner  nicht  entbehien,  wir  brauclnm 
ihr  Gutachten  in  allen  Fragen,  und  ich  lietrachte  es  als  die 
wichtigste  und  voru*elmiste  Aufgabe,  gemeinsam  mit  dem 
Eisenbahnpersonal  an  die  Lösung  der  praktischen  Probleme 
heranzugehen.  Ich  hoffe,  daß  es  uns  gelingen  möge,  durch 
ruhige  und  sachliche  Au.ssprac;he  mit  dem  Eisenbahnpersonal 
eine  gedeihliche  Organisation  zu  schaffen,  daß  der  Grund- 
gedanke und  der  Zweck  der  Aufgaben  des  Eeichsverkehrs- 
ministeriums mit  den  berechtigten  Wünschen  des  Eiseubahn- 
liersonals  in  Einklang  gebracht  werden  können.  Es  entsteht 
nun  die  grundlegende  Frage,  wie  die  Mitwirkung  der 
P  6  r  s  o  n  a  1  V  e  r  t'r  e  t  u  11  g  gedacht  wird.  Ich  möchte,  daß 
das  Eisenbahnpersonal  nicht  nur  für  die  Beratung  derjenigen 
Fragten  und  der  Verwirklichung  derjenigen  Probleme,  an 
denen  es  in  erster  Linie  interessiert  ist,  zum  Beispiel  Besol- 
dung.sfragen  usw.,  zugezogen  werden  soll,  sondern  daß  auch 
an  eine  Heranziehung  des  Peisonals  in  weitausgedehnterem 
Eahinen  für  alle  Organisationsfragen  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  gedacht  wird.  Sie  sehien,  daß  für  die  Mitwirkung,  zu 
der  Sie  herangezogen  Averden  sollen,  ein  sehr  ausgiebiges  Feld 
ist.  Es  wird  Ihnen  dadurch  Aveitgehender  Einfluß  geAvährt. 
Demgegenüber  darf  ich  aber  auch  nicht  unerwähnt  lassen,. 
(Iat5  auf  Ihnen  damit  auch  Verantwortlichkeit  und  Pflichten 
ruhen. 

Soll  die  Personal  Vertretung  ihre  Aufgaben  erfüllen,  so 
müssen  dabei  die  Organisationen  im  weitesten  Umfange 
herangezogen  werden,  da  die  in  Erscheinung  tretende  Ver- 
tretung ein  getreues  Spiegelbild  der  Organisationen  darstellen 
soll.  Aber  neben  die  Frage  der  zweckentsprechenden  Berück- 
sichtigung der  Organisationen  tritt  gleichzeitig  auch  die  Frage 
der  entsprechenden  Berücksichtigung  der 
Länder,  Aveil  die  Übertragung  der  den  Ländern  gehörenden 
Eisenbahnen  auf  das  Eeich  die  notAvendige  Wirkung  haben 
muß,  dalj  jedes  Land  seine  Berücksichtigung  findet.  Wollen 
Avir  diesem  doppelten  Grundge'danken  Eechnung  tragen,  so 
Avird  naturgemäß  ein  größerer  Apparat  geschaffen  Averden 
müssen.  Zweckeutsiiiechende  Aj'beiten  lassen  sich  aber  nur 
in  einem  kleineren  Kreise  leisten.  Je  größer  der  Apparat  isi, 
um  so  schwieriger  ist  die  praktische  Arbeit.  Wollen  Avii-  das 
doppelte  Ziel  erreichen,  so  müssen  wir  tunlichst  alle  in  Be- 
tracht kommenden  Organisationen  heranziehen  uml  die  Länder 
gleichzeitig  berücksichtigen.  Dies  können  Avir  A-erAvirklichen. 
Avenn  wir  aus  dem  großen  Ausschuß  Unterausschüsse  bilden. 
Wegen  deren  Aveiterer  Ausgestaltung  Avill  ich  der  Beratung 
nicht  vorgreifen.  Einen  Gedanken  möchte  ich  aber  noch  her- 
voiheben,  der  dahin  geht,  ob  die  Einrichtung  der  Bei- 
räte vielleicht  nutzbar  zu  m  a  c  h e  u  sein  werde. 
Ich  verneine  die  Frage,  da  die  Beiräte  mehr  amtlichen  Cha- 
rakter tragen.  Dabei  darf  auch  das  nicht  A-ergessen  werden, 
daß  das  Gesetz  über  die  Betriebsräte  und  die  Eeform  des 
Beamtenrechts  in  Vorbereitung  sind.  Diese  gesetzgeberischen 
Maßnahmen  AA-erden  naturgemäß  später  eine  Auswirkung  auf 
die  ganze  Organisation  haben,  die  wir  für  das  Eisenbahn- 
personal im  EeichsA^erkehrsministerium  schaffen  wollen.  Aber 
Ich  olaube,  mit  den  Aufgaben,  die  uns  unmittelbar  beTorstehen, 
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nicht  warten  zu  sollen,  bis  diese  g-esetzg-'eberisctien  Maßnahmen 
ver-wirklicht  sind.  Es  ist  nicht  allein  eine  berechtigte  Forde- 
lun.s:  des  Eisenbahn)>ersonals,  sondern  es  ist  auch  im  Inter- 
esse de.s;  Eeichsverkehrsministeriums  und  der  Länder  notwen- 
dig:, schon  jetzt  bei  den  bedeutsamen  Aufgaben  der  Verreich- 
lichunff  und  bei  den  Org;anisationsaufgabeu  des  Keiohsver- 
kehrsmiaisterium.s  das  Eisenbahnpersonal  in  einer  zu  verein- 
barenden Form  heranzuziehen.  Bei  Yerwirklichuno-  des  Be- 
triebsräteg-e-setzes  würden  zunächst  Ausschüsse  (Ortsaus- 
schüsse, Bezirksausschüsse  usw.)  oebildet  werden,,  die  sich 
dann  im  Eeichsausschuß  kristallisieren  würden.  Wir  aber 
müssen  zunächst  den  umoekehrten  Weg  gehen,  den  Weg  von 
oben  nach  unteuc  Bei  der  Vorbesprechung  mit  den  Vertretern 
der  Länder  wurde  in  erster  Linie  für  richtig  gehalten,  sich 
mit  den  Organisationen  in  Verbindung  zu  setzien,  um  mit  ihnen 
den  Weg  zu  beraten,  der  eingeschlagen  werden  soll.  Die  Ge- 
werkschaften haben  sicli  verständigt,  wie  der  Apparat  ge- 
i^chaffen  werden  soll,  und  ich  bitte  Sie  nunmehr,  mir  Ihre 
Vorschläge  zu  unterbreiten.  Ich  lioffe,  daß  die  Lösung  unserer 
für  das  gesamte  Arbeitsleben  des'  deutschen  Volkes  liochbe- 
deutenden  Aufgaben  einen  ruhigen  und  sachlichen  Verlauf 
finden  und  ein  Ergebnis  zeitigen  möge,  wie  es  dem  Ciesamt- 
interesse  dient." 

—  '\'erkehrseinnahmcn.  Nach  vorläufiger  Feststellung  im 
Kvichsverkehrsministerium  lietrugeu  die  A'erkehrseinuahmen 
der  deutschen  Haupteisenbahnen  sowie  der  vollspurigeu 
Nebenbahnen  mit  mehr  als  50  km  Betriebslänge  im  ]\[oual 
September  1919:  im  Personenverkehr  173  500  000  Ji,  im 
Güterverkehr  280  700 000  J(,  mithin  gegen  September 
1918  mehr  :  im  Personenverkehr  25  600 000  J(,  im  Güterver- 
kehr 49  400  000  Jl.  Bei  der  Beurteilung  des  Ergebnisses  sind 
die  am  1.  A7)ril  1919  eingetretenen  erheblichen  Taiif- 
(  iliöhungen  zu  berücksichtigen. 

—  Verschlechterung  der  Wageugestellung.  Das  Eeichs- 
\  c  ikehrsmiiiisterium  teilt  mit:  Die  l  iigunsl  der  Witterun"- 
beeinträchtigt  in  immer  größerem  Maße  den  Eiseubahnvei" 
kehr  und  droht,  die  Besserung,  "die  in  den  letzten  beiden 
Wochen  für  die  Kohlenabfuhr  aus  den  großen  Revieren  an 
der  Ruhr  und  in  Obcrschlesien  eingetreten  war,  zunichte  zu 
machen.  Bereits  am  15.  d.  i\r.  machte  sich  eine  kleine  Ver- 
schlechterung in  der  Wagengestellung  benierkliar.  Inim'^rhia 
war  es  noch  möglich,  an  der  Ruhr  17  000  Wagen  (ein  ige 
hundert  mehr  als  rechtzeitig  angefordert),  und  in  Oberschle- 
sien 6.500  Wagen  für  Kohlen,  Koks  und  Briketts  zu  stellen. 
Während  in  Oberschlesien  die  Bestände  sich  einigermaßen  ge- 
halten haben,  ist  an  der  Ruhr,  avo  der  Eisenbahnbetrieb  be- 
sonders unter  den  Witterungsunbilden  zu  leiden  hatte,  der 
Bestand  an  Leerwagen  erheblich  zurückgegangen,  so  da.H 
auch  die  Wagengestellung  in  den  nächsten  Tagen  uno-ünsti»- 
beeinflußt  werden  wird.  Die  starken  Rückstände,  die  duieh 
die  Witterung  im  ganzen  Eisenbahnbetriebe  entstanden  sind, 
und  die  überall  aufti-etenden  großen  Zugvenspätungen  ha)>en 
auch  eine  erhebliche  Verlaugsamung  des  Umlaufs  der  belade- 
nen  Kohlenwagen  zur  Folge,  so  daß  die  bessere  Verladuno- 
m  den  letzten  beiden  AVochen  sich  in  den  Empfangs oebieteu 
nicht  so  schnell  bemerkbar  machen  kann. 

—  Besseruns:  in  den  Eisenbahnwerks'tätteii.  Nach  einer 
Mitteilung  m  der  „D.  Allg.  Ztg.«  geüngt  es  letzt  dem  unermüd- 
lichen Bemuhen  der  technischen  Instanzen  im  Ministeriitni 
der  öffentlichen  Arbeiten  erfreulicherweise,  eine  Verbesseruno- 
m  der  Instandsetzung  des  EisenbahnmateriaJs  zu  erreichen. 
Bei  einer  Besichtigung  der  Hauptwerkstätten  Grunewald 
konnte  eine  bemerkenswerte  Steigerung  der  Leistuno-en  der 
Arbeiter  und  eine  Qualitätssteigerung  beobachtet  werde"u.  Vor 
alleni  ist  aber  auch  die  leidige  Rohstoffrage,  Bereitsteilun"- 
Srohei-ev  Meng-en  von  Spai-metallen.  vor  allem  auch  Kupfer 
Lagermetallen  usw.,  einer  zufriedenstellenden  Lösung-  näher 
gebracht  worden. 

Eine  Hauptrolle  spielt  dabei  die  Anlieferung  von  kupferneu 
l^euerbuchsen,  die  jetzt  in  stärkerem  Ausmaß  erfolgt  Be- 
kanntlich ist  Avähiend  des  Krieges  eine  große  Zahl  Feuer- 
buchsen (der  Teil  des  Kessels,  in  dem  das  Feuer  lirennt)  ent- 
gegen den  dringenden  Warnungen  der  Eisenbahntechniker 
herausgenssen  und  durch  weit  weniger  widerstandsfähio-e 
eiserne  ausgewechselt  worden.  Diese  Tatsache  ist  eine  der 
wichtigsten  Ursaehen  für  die  außerordentlich  vielen  Betriebs- 
störungen und  Reparaturfälle  an  den  Lokomotiven  die  durch 
\  erwendung  ungeeiuneter  Breunstoffe  noch  verstärkt  wird. 
!><'lbstverstandlich  wird  die  hieraus  zu  erwartende  Verbesse- 
rung erst  m  einiger  Zeit  in  Erscheinung  treten.  Das  große 
Interesse,  das  gerade  Minister  Öser  diesen  so  ausschlaogebend 
wichtigen  und  itechnisch^wirtschaftlichen  Fragen  ento-eo-en- 
briiigl,  hat  entscheidend  zu  diesen  erfreulichi  u  Vuderuiioen 
Ejeigetragen. 


Derselben  Zeitung  wird  aus  Cassel  unterm  18.  Novembci- 
gedrahtet:  Die  Arbeiter  d<'r  hiesigen  Eisenbahn\\-erkstätL(;ii 
beschlossen  mit  4000  gegen  200  Stimmen,  am  Bußtag  zu 
arbeiten. 

—  Zur  A'erkelu-slage  im  Ruhrrevicr  meldet  die  Allg. 
Ztg.":  Die  Eisenbahnverkehrsverhältuisse,  die  sich  seit  ßi- 
ginn  der  Personenverkelirssperre  we-sentlich  güiistigei-  <;■■('- 
staltet  hatten.  gestattiCtcn  zunächst  einen  großen  Abtrausii-irt. 
Vom  14.  November  ab  trat  jedoch  wieder  ein  merklicher 
Rückgang  ein.  Allmähliche  Überfüllung  der  Bahnliöfe  beein- 
trächtigte in  zunehmendem  Jlaße  die  Wa.geiigestellang,  so 
daß  die  Anordnung  zum  Alitransport  der  Bestände  auf  ein- 
zelnen Zechen  rückgängig  gomariil  und  schon  wieder  frische 
Förderung  vom  Lager  genommen  werden  mußte.  Seit  dem  Ein- 
treten der  stärkeren  Kälte  haben  isicli  diese^Schwierigkeileu  ^ve- 
lich  verschärft.  Unter  der  Einwirkung  dieser  AVrhältuis.sc 
erfuhr  auch  die  Kipperleistuug,  die  auf  22  600  t  am  14.  Nov^^m- 
ber  gestiegen  war,  am  15.  November  einen  plötzlichen  lUick- 
gang.  ©er  Rheinwasserstand  hat  sich  inzwischen  wieder 
weit  gebessert,  daß  die  Schleppzüge  größtenteils  ohne 
Dampferwechsel  durchfahreu  können.  Eine  weitere  Besserung, 
namentlich  auch  hinsichtlich  der  Kalinraiim-  und  Schleppkraft- 
frage, steht  zu  erwarten.  Der  Umschlag  in  den  Zceheuhäfen 
am  Rhein-IIerne-Kanal  und  Dortmund-Ems-Kanal  verlief  gün- 
stig, obwohl  der  Dortmund-Ems-Kanal  auf  der  Strecke  "von 
Meppen  abwärts  und  der  Strecltenverkehr  auf  dem  Eins-Weser- 
Kanal  von  Bergeshövede  ostwärts  vom  11.  November  ab  ge- 
sperrt war.  Die  Umschlagleist  ung  der  Kanalzechen  betrug 
im  Tagesdurchschnitt  21700  t  gegenüber  17  000  t  in  der  Vor- 
woche. 

—  Die  Errielitung  einer  Generalbetiiebsleituiig  Süd  in 
Würzburg  wird  durch  Erlaß  des  baverischen  A'orkehrsniini- 
sters  vom  7.  November  d.  Js.  den  Dienststellen  I)eider  baye- 
rischer Netze  wie  folgt  bekanntgegeben: 

1.  Um  den  Schwierigkeiten  in  der  Durchführung  des  Ver- 
kehrs auf  den  Ei.senliahnen  Süddeutschlands  durch  größeri' 
Einheitlichkeit  der  Betriebsführung  zu  b-egegncn,  T^'ird  (muc 
Generalbetriebsleitung  Süd  (telegraphische  Abkürzuno-  GBL 
Süd)  in  Würzburg  errichtet.. 

2.  Der  Generalbetriebsleifung  Süd  werden  die  Bezirlie  der 
Eisenbahndirektionen  Augsburg,  München.  Nürnberg,  Regeus- 
burg,  Würzburg  und  Ludwigshafen  (Rhein*)  zugeteilf.  Iiu^Eiu- 
verständnis  mit  der  Preußischen,  AVürttembergischen  und 
Badischen  Regierung  werden  ihr  außerdem  die  Bezirke  der 
Eisenbahndirektiouen  Mainz,  Frankfurt  (Main)  und  Erfurt 
und  der  Geueraldirektionen  Stuttgart  und  Karlsruhe  zugeteilt 

3.  Die  Generalbetriehsleitung  Süd  hat  die  Einlieitlu-hkeit 
der  Betriebsführung  in  dem  ihr  zugeteilten  (icbiete  zu  ülter- 
waohen.  sich  über  die  Betriebslage  in  diesem  Geliiete  ständig 
zu  unterrichten,  die  Gründe  von  B<'triebsschwierigiteiten  zn 
ermitteln  und  die  zur  Aufrechterhaltung  eines  regelmäßiocn 
Betriebes  gebotenen  Abhilf emaßnahuM'u  zu  treffen  oder  1>ei 
den  zuständigen  Stellen  anzuregen.  Als  Ma(5nahmen,  welcln' 
die  Generalbetriebsleitung  nach  Bienelimen  mit  den  sonst  hier- 
für zuständigen  Stellen  selbst  anordnen  kann,  kommen  in  Be- 
tracht: Verhängung  von  Sperren,  l'mleitung  von  Zügen  iibcr 
andere  als  die  regelmäßigen  Wege,  Änderung  der  Aufgaben 
von  Rangierbahnhöfen.  —  Hin.siehtliidi  der  Beförderung  der 
Kohlen  hat  die  Generalbetriebsleitung  Süd  mit  der  hiermit 
besonders  betrauten  Generalbetriebsleituug  Wesi  in  Essen  in 
lebhafter  Fühlung  zu  Ideiben. 

4.  Die  Generalbetriebsleitung  Süd  kann  von  den  Verwaltn Il- 
gen (GJeneraldirektionen,  Eisenbahndireklionen),  deren  Ib- 
zirke  ihr  zugeteilt  sind,  im  Einzelfalle,  oder  regelnüißio-  ^[it- 
leilungen  einfordern;  einfache  Auskünfte  kann  sie  von  den 
Inspektionen  (Ämtern)  und  den  äußeren  Dienststellen  un- 
mittelbar erholen.  Der  Schriftverkehr  ist  von  der  General- 
Betriebsleitung  regelmäßig  mit  den  Verwaltungen  (G^neral- 
direktioneu.  Eisenbahndirektionen)  der  ihr  zugeteilten  Be- 
zirke zu  führen. 

5.  Die  regelmäßigen  Meldungen  über  die  Belrielislage  sind 
vom  Tage  der  Errichtung  ab  an  die  Generalbetriebsleitung 
Sud  zu  geben.  Den  Beamten  der  Generalbetrielisleitung  isl 
bei  iliren  Reisen  im  Bezirke  bereitwilligst  jrde  geAvünschte 
Auskunft  zu  erteilen  und  jede  sonstige  T.'nterstütznng,  deren 
sie  in  Ausübung  ihres  Dienstes  bedürfen,  zu  gewähren. 

6.  Mit  der  Leitung  der  Geu-eralbetriebsleitung  Süd  wird  der 
Präsident  Dasch  der  Eisenlialmdirektion  Würzlmro-  als 
Ministe rialkomuiissar  be- traut. 

7.  Die  Generalbetriebsleitiing  Süd  nimmt  am  Donuer.stao- 
den  20.  November  1.  J.  ihre  Tätigkeil  auf. 

—  Eisenbahmmglück  in  Rochlitz.  Leider  ist  die  sächsische 
Staatseisenbahnverwallung  abermals  von  einem  schw^i-en 
Unfall  betroffen  worden.  Am  20.  November  verunglückte  der 
von  Großbothen  kommende  Personenzug  3604  bei  der  Ein- 
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fahrt  in  d^en  Balmhof  Eochlitz  dadurch,  daß  aerade,  als  er 
das  auf  „frei"  stehende  Einfahrtssignal  überfahren  hatte, 
von  einem  mit  dem  Hauptgieis  nicht  in  Verbindung  stehenden 
stumpf  ■endenden  Nebengleis  beim  Zusammendrücken  dw  auf 
<lem  Gleise  stehenden  Wagen  ein  Wagen  über  den  als  End- 
schutz vorhandenen  Erdhaufen  gedrückt  mirde  und.  einen 
zweiten  AVagen  miti-eißend,  auf  das  tieferliegende  Einfahr- 
gleis des  Zuges  und  in  den  Zug  selbst  hineinfiel.  Hierdurch 
mirde  die  Lokomo'tive  und  ein  Personenwag-en  schwer  beschä- 
digt. Tiefbedauerlicherweise  wurden  von  den  in  dem  Per- 
sonenwagen befindlichen  zahlreichen  Eeisenden  und  Schul- 
kindern drei  Realschüler  getötet  und  weiter  iseclis  Eeiseade 
schwer  und  eine  größere  Anzahl  leicht  verletzt.  Der  Loko- 
motivführer des  Personenzuges  wurde  schwer,  der  Zugführer 
leicht  verletzt.  Die  Rochlitzer  Ärzte  und  die  Freiwillige 
Sauitäts^kolonne  vom  Boten  Kreuz  in  Eochlitz  waren  alsbfild 
zur  Stelle,  auch  traf  bald  der  Hilfszug  aus  Chemnitz  ein.  Die 
Strecke  war  zunächst  gesperrt,  der  Verkehr  wurde  durch  Um- 
steigen aufrechterhalten.  Nachmittags  3  Uhr  war  die  Strecke 
wieder  fahrbar. 

—  Pensionierung  der  Bejimten.  Das  württembergisclie 
Staatsministerium  bat  bezüglich  der  Pensionierung  der  Be- 
amten folgenden  Beschluß  gefaßt:  Die  starken  Anforderuugeu, 
die  gegenwärtig  und  bis  auf  weiteres  an  die  Beamlen  gestellt 
werden  müssen,  und  die  Notwendigkeit,  eine  Überalterung 
des  Beamtenstandes  zu  verhüten  und  jüngeren  Kräften  reciht- 
zeitig  das  Vorrücken  zu  ermöglichen,  zwingen  dazu,  bei  sol- 
chen Beamten,  die  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben, 
streng  zu  prüfen,  ob  nicht  )>ei  ihnen  durch  ihr  Alter  eine  Hem- 
mung in  ihi'er  Tätigkeit  im  Sinne  des  Art.  29  Abs.  2  Ziffer  1 
des  Beamten gesetzes  eingetreten  ist.  Wo  hiernach  das  dienst- 
liche Interesse  es  erheischt,  sind  die  Beamten  über  65  Jahre, 
auf  die  die  oben  bezeichneten  Voraussetzungen  zutreffeu, 
nachsichtig,  aber  offen  darauf  aufmerksam  zn  machen,  daß  sie 
nicht  mehr'  in  vollem  Maß  ihren  dienstlichen  Obliegenhoiteu 
nachkommen  können  und  daher  dei>  Zeitpunkt  der  Zurruhe- 
setzung für  sie  gekommen  ist. 

—  Landesverein  württembei-gischer  Verkehrsbeamten.  Bei 

der  diesjährigen  Hauptversammlung  des  Landes  Vereins 
württembergischer  Verkehrs)>eamteu  im  Bürgermuseum  wur<le 
nach  eingehender  sachlicher  Beratung  die  Aiiflösung  des  VeiT 
eins  auf  1.  Oktober  1920  beschlossen.  Mit  dem  Verein  scheidet 
einer  der  ältesten  württembergischen  Beamten  vereine  ai  s. 
Er  ist  nach  34-jährigem  Bestehen  ein  Opfer  der  Zeitumstände 
und  der  Neuorganisationen  in  der  Beamtenschaft  geworden. 


Österreich. 

—  Wiederaufbau  des  Fremdenverkehrs.  \  ertreter  der 
deutschösterreichischen  Landesverbände  für  Fremdenverkehr, 
der  alpinen  Vereine,  der  Vereinigungen  der  Hotelbesitzer, 
großer  Transportunternehnumgen  und  des  Heimatschutzes 
versammelten  sich  A-or  kurzem  im  Staatsamte  für  Verkehrs- 
wesen unter  dem  Vorsitze  des  Staatssekretärs  Paul  zur 
Gründung  des  d  e  u  t  s  c  h  ö  s  t  e  r  r  ei  c  h  i  s  c  h  e  n  Ver- 
kehr s  v  e  r  b  a  u  d e  is  ,  der  vom  Staatsamte  für  Verkeh r>- 
wesen  mit  der  Vorbereitung  und  Durchführung  der  Arbeiten 
zur  Förderung  des  Reise-  und  Fremdenverkehrs  betraut  worden 
ist.  Der  Staatssekretär  gab  bei  diesem  Anlasse  seiner  1k'- 
sonderen  Befriedigung  darüber  Ausdruck,  die  Vertreter  der 
Länder  und  der  Fremdenverkehrsinteressenten  zu  einträchti- 
ger Arbeit  vereinigt  zu  isehen.  Es  müsse  im  Innern  eine 
Stimmung  hervorgerufen  werden,  die  der  Bedeutung  des 
Fremdenverkehrs  gerecht  werde.  Er  richtete  au  die  Versam- 
melten die  Aufforderung,  in  ihren  Ländern  in  diesem  Sinne 
aufklärend  zu  wirken,  und  sicherte  die  weitgehendste  Förde- 
rxmg  des  Staatsamtes  zu.  Der  Verkehrsverband  beschloß  so- 
dann die  Einsetzung  von  14  Fachausschüssen  zur  Vorberei- 
tung der  der  Staatisregierung  für  den  Wiederaufbau  des 
Fremdenverkehrs  zu  unterbreitenden  Vorschläge. 


Ungarn. 

-  Wareneinfuhr  nach  Ungarn  und  Siebenbürgen.  Im  Smue 
I  eines  zwichen  der  ungarischen  und  österreichischen  Regie- 
rung zustande  gekommenen  Übereinkommens  werden  alle  an,s 
Österreich  nach  Ungarn  bestimmten  Sendungen,  die  für  das 
von  den  Rumänen  besetzte  Gebiet  lauten  —  derzeit  östlich 
von  Gyoi  (Raab),  —  durch  die  Reprä/sentanz  des  rumänischen 
Handelsmmisieriunis  Wien.  Staatsamt  für  Heerwesen,  zur 
Einfuhr  zugelassen,  widrigenfalls  die  Sendungen  durch  die 
rnmänischen  Militärl>ehörden    beschlagnahmt    werden.  Die 
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Frachturkunden  sind  daher  bei  genannter  Stelle  einzureichen. 
Für  das  von  den  Riunänen  nicht  besetzte  Gebiet  ist  lediglicli 
die  Einfuhrbewilligung  des  ungarischen  Warenverkehrsbüros 
Wien.  1.  Bezirk,  notwendig.  Siebenbürgen  und  die  angrenzen- 
den, von  Rumänen  bewohnten  Teile  des  ehemaligen  König- 
reiches Ungarn  stehen  unter  rumänischer  Verwaltung.  Diese 
Gebiete  haben  Autonomie  und  werden  von  einem  leitenden 
Regierungsrat  verwaltet.  Diese  autonome  Regierung  hat  - 
um  mit  Österreich  die  erforderlichen  Handelsbeziehungen  an- 
zuknüpfen —  einen  bevollmächtigten  Vertreter  nach  Wien 
gesandt.  Diese  Vertretung  ist  ausschließlich  ermächtigt,  Ein- 
fuhrbewilligungen nach  Siebenbürgen  und  den  angrenzenden, 
von  Rumänen  bewohnten  Teil  zu  eiieilen.  Die  von  andereu, 
als  der  eben  bezeichneten  Stelle  herrührenden  Einfuhrbewil- 
ligungen sind  der  genannten  Veitrotung  vorzulegen. 

—  Persoualnachrichten.  Präsident  dir  ekt  or  der  ungarischen 
Staatsbahnen,  Eugen  V  ä  z  s  o  n  y  i  ist  aus  dem  Dienste  geschie- 
den. Aus  diesem  Anlaß  richtete  er  im  Amtsblatte  an  die  Be- 
amten tiefempfundene  Abschiedsworte,  in  denen  er  für  die  ihm 
<'rwiesene  moralische  Unterstützung  rrnd  den  trotz  obwalten- 
der Schwierigkeiten  erfüllten  Diensteifer  seinen  wärmsten 
Dank  ausdrückt. 

Richard  R  apaisch,  pensionierter  Oberinspektor  dei' 
Staatsbahnen  und  ehemaliger  Direktor  der  Ungarischen  Fluß- 
und  Seeschiffahrt  A.-G.,  ist  im  Alter  von  73  Jahren  gestorben. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Neuordnung  der  schwedischen  Staatsbahnen.  Auf  Ver- 
anlassung des  Staatsa-usschusses  hat.  die  Regierung  im  Laufe 
des  Sommers  einen  Ausschuß  eingesetzt  mit  der  Aufgabe,  eine 
allseitige  Ermittlung  der  Maßnahmen  zu  l>ewerksteiligen,  die 
zur  künftigen  Gewinnung  eines  zufriedenstellenden,  wirt- 
schaftlichen Ergebnisse®  des  Staatsbahnbetriebs  erforderlich 
sind.  Die  Regierung  hat  diesen  Ausschuß  neuerdings  durch 
Zuwahl  erfahrener  Faelimänner  ergänzt.  Der  Ausschuß  ist 
zu  der  Auffassung  gekommen,  daß  die  Frage  der  Umgestaltung 
der  Eisenbahnverwaltung  nicht  umgangen  werden  könne.  Die 
vorbereitende  Klarlegung  dieser  schA^derigen  und  verwickelten 
Frage  wurde  einem  Unterausschuß  übertragen.  Ein  zweiter 
Unterausschuß  hat  die  Aufgabe  bekommen,  unter  Beiziehung 
von  Sachverständigen  gewisse  andere  Fragen  zu  behandeln, 
die  schon  Gegenstand  der  Kritik  waren,  darunter  von  Fragen, 
welche  die  Dienstverhältnisse  des  Personals  berühren,  ob  dasi 
Personal  zu  zahli-eich  und  ob  die  erfolgte  Personaleinziehuu}? 
nach  vernünftigen  und  gerechten  Grundsätzen  erfolgt  sei.  Als 
solche  Sachverständige  sollen  Beamte  der  verschiedenen 
Dienstgrade  berufen  werden.  Bei  der  Durchfühiaxng  der  Aus- 
schußarbeiten 'Soll  die  Erfahrung  und  die  Teilnahme  des  Per- 
sonals in  Ansijruch  genommen  werden.  Der  Ausschuß  hat 
daher  an  das  gan/e  Si aatsbahnpersonal  einen  Aufruf  erlassen, 
dem  Ausschuß  Jie:ni>tandung''en  und  Verl>6&serungsvorschläge 
uiitzuteilen.  .  Dr.  S. 

—  Noriköpiugs  Aussichten  im  schwedischen  Uurchgangs- 
verkehr  nach  Osten.  Norrköping  macht  sich  nicht  zu  Unrecht 
!>'roße  Hoffnungen,  nicht  nur  für  große  Teile  von  Schweden 
selbst,  sondern  auch  für,  den  Durchgangsverkehr  vom  Atlan- 
tischen Ozean  und  A  on  der  Nordsee,  der  sich  Gothenburgs  als 
Anlegehafen  bedient,  Ausgangspforte  gegen  Rußland  zu  wer- 
den. Bei  der  ausgezeichneten  Lage  Norrköpings  beispiels- 
weise, zu  einem  so  bedeutenden  Hafen  wie  Riga  und  dessen 
Außenhafen  Windau,  glaubt  Nonköping  auf  der  ganzen  Ost- 
küste Schwedens  die  besten  Aussichten  als  Üurchgangspunkt 
des  Verkehrs  nach  Rußland  und  Finnland  zu  haben.  Kommt 
die  geplante  Eisenbahn  Gothenburg-Jöuköpiug-Sommen  zu- 
stande, ISO  werden  die  "\"erkehrsaussichten  noch  weiter  ver- 
bessert. Die  Lastschiffe  der  8veabolaget  haben  die  Fahrt  von 
Norrköping  nach  Riga  schon  in  40  Stunden  gemaeht,  und  nacli 
Windau  braucht  man  unter  regelmäßigen  Verhältnissen  mii 
einem  Lastfahrzeug  nicht  mehr  als  etwa  28  Stunden.  NoiTkö- 
pings  Hafen  ist  auch  sehr  gut  vorbereitet,  den  erwarteten  Durch- 
gangsverkehr aufzunehmen.  .Mit  seineu  3874  m  langen  Kais 
und  geräumigen  Stapelplätzen  für  Waren,  seinen  18  elektri- 
schen Ladekranen  und  zwei  Pontonkranen,  some  seinen  vor- 
züglichen Anknüpfungen  an  breit-  und  schmalspurige  Eisen- 
bahnnetze, welche  mit  den  Hafenkais  in  Spurverlündun^: 
stehen,  sind  alle  Voraussetzungen  gegeben,  daß  Norrköpin«; 
in  zufriedenstellendeT-  Weise  den  Duichgangsverkehr-  üljer- 
nelnnen  kann.  Dr.  S. 

—  Sonderzug  iiir  den  englischen  Oberbefehlshaber  in  Frank 
reich.    In  den  Wagenwerkstätten  der  London  und  Nordwesl- 
bahn  ist  im  Kriege  ein  Sonderzug  für  den  englischen  .Obeii- 
l>efehlshaber  zu  «einer  Benutzung  in  Frankreich  ausgerüstfi 
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vvorden.  Zu  diesem  Zwecks  wurden  11  Saalwagea  von  le 
l'J.S  m  Länge  wie  folgi.  umgebaut.  Der  erste  enthielt  eineu 
Wohnraum,  Schlafraum  und  Ankleideraum  für  den  Obei- 
■trfehlshaber,  der  zweite  die  entsprechenden  Ääume  für  den 
Chef  des  Stabes  und  seine  Adjutanten.  In  den  AVagen  Nr.  8 
bis  6  waren  Schlaf-  und  Arbeitsräume,  im  sechsten  aulierdem 
ein  Sitzungszimmer  untergebracht.  Darauf  folgte  als  siebenter 
and  achter  Wagen  der  Speiseraum  und  die  Küche.  In  letzterem 
waren  auch  die  Speicherbatterien  und  sonstigen  Einrichtunaeu 
zur  elektrischen  Beleuchtung  angeordnet.  Wagen  U  diente  den 
i)rdonnanzen  imd  Burschen,  Wagen  10  einer  Anzahl  von 
rüngeren  Offizieren  .'il^  Unterkunfl.  .Der  elfte  Wagen  endlich 
enthielt  einen  großen  Büroraum,  -sowie  einen  Schlafraum  mit 
Bad  für  einen  Offizier.  An  diese  Wohn-  und  Bürozweckeu 
dienenden' Wagen  schloß  sich  noch  der  Fernsprech-  und  Tele- 
L;raphenwagen.  ein  Vorratswagen  und  ein  Zugführerwagen  an. 
[m  vorletzten  Wagen  war  nelien  den  Vorräten  noch  ein  Heiz- 
kessel zur  Heizung  des  Zuges  während  der  Zeit,  wo  er  ohne 
Lokomotive  war,  aufgestellt.  Solange  der  Zug  .jedoch  eine 
Lokomotive  hatte,  wurde  er  von  dieser  beheizt.  Zur  Belench- 
rung  diente  elektrischer  Strom,  der  von  einem  Benzinmotor 
i  izeugt  wurde.  Der  Zug  war  mit  Westinghouse-Bremse  ver- 
gehen. Die  Anweisung  zur  Zusammenstellung  des  Zuges 
\\  urde  am  10.  April  1917  erteilt ;  schon  am  5.  Mai  verließen  die 
'  rsten  fünf  Wagen  die  Werkstatt  in  Wolvertou,  und  eine 
Woche  später  folgten  weitere  fünf.  Damit  war  der  Zug  zu- 
nächst vollständig.  Die  vier  letzten  Wageii  wurden  auf  s])äter(' 
Anforderung  nachgeliefert.  Die  irmere  Einrichtung  des  Ferri- 
-liiechwagens  wurde  von  der  Postverwaltung  aus  ihren  Be- 
ständen abgegel>eu  und  eiji gebaut.  Die  Telegraphen  und  Fern- 
>|ir  echer  können  an  die  in  der  Nähe  des  Wagens  vorbeiführen- 
•  li  n  Leitungen  angeschlossen  werden.  Alle  Wagen  sind'unter- 
<  juander  durch  Ferns7)recher  und  Kliugelleituügen  verbunden, 
t'ie  Wagen  sind  innen  im  wesentlichen  weili  .gesitrichen,  außen 
i>t  der  Zug  in  einem  «tvuupfen  Bleigrau  gehalten.  Besonderer 
j  \A'ert  ist  auf  die  Lüftun.g  g'-elegt  worden. 

—  Nachrichten  von  den  schweizerischen  Eisenbahnen.    Di  r 

•1  a  h  r  e  s  a  b  s  c  h  1  n  ß  der  Schweizerischen  Eisen- 
bahnen (Buiidesbahnen,  Pi-ivateisenbahneu,  Zahnradbahnen, 
-ladti'Sche  Straßenbahnen  und  Drahtseilbahnen)  für  1918  steht 
noch  vollständig  im  Zeichen  de.s  Weltkrieges:  Verkehrsein- 
»hränkungen,  Kohlenmaugel,  Preissteigerung  für  Bi-enn- 
>ioffe.  Bau-  und  Betriebsmaterialien,  Grehalt.s-  und  Lohnsteige- 
rungen. Die  Ausgaben  für  Brenirmaterialien  allein  stiegen 
seit  1917  fast  auf  den  dop|>elten  Betrag.  Den  als  Ausgleich  für 
notwendig  gehaltenen  Tariferhöhungen  (im  Mai  30 — 40  %  auf 
Personenfahrkarten  und  63%  auf  Güterfrachten;  Ende  1918 
■  nochmalige  starke  Erhöhung  der  Gütertarife)  waren  gewisse 
\  Schianken  gezogen,  wenn  nicht  der  Verkehr,  insbesondere  der 
'  für  die  Touristenbalmen  iSo  wesentliche  Fremdenverkehr,  er- 
drosselt werden  sollte.  So  brachte  das  Jahr  1918  bei  den 
meisten  Unternehmungen  eine  j\Iinderun,g  der  Überschüsse ; 
bei  der  Ge.samtheit  der  schweizerischen  Eisenbahnen  gingen 
.sie  um  45,6  %  zurück,  )>ei  27  {=  Va)  der  Privatbahnen  reichten 
.  sie  nicht  einmal  zur  Deckung  der  Ausgaben  aus.  Daß  viele 
i  in  sehr  bedrängte  Finanzlage  .gerieten  imd  zu  verschieden- 
artigen Gesundungsmaßnahmen  gix'ifen  mußten,  ist  bereits 
früher  in  dieser  Zeitung  l>erichtet  worden.  Nur  wenigen 
UnternehmunÄcn  gelang  es  trotz  der  schweren  Krisis,  einen 
finanziellen  Aufschwung  zu  nehmen ;  das  sind  vornehmlicli 
die  Bahnen  mit  elektrischem  Betrieb.  Ihnen  kam  die  Ablen- 
kung des  Verkehrs  von  den  nur  noch  mit  schwacher  Zugfolge 
l>f;triebenen  Hauptlinien  und  die  geringexe  Zunahme  der 
Kosten  für  Betriebskraft  zirstatten,  eine  Erfahrung,  die  zur 
I'öiderting  der  schweizeri.schen  Elektrisierungspläue  beiträgt. 

Die  Schweizerischen  Bundesbahnen  hal>en  den 
Voransclüag  für  1920  dem  Verwaltungsrat  vorgelegt,  der  ihn 
unverändert  g-enehmigt  hat.  Er  schließt  mit  einem  Überschuß 
der  Betriebseinnahmen  (328  701240  Fr.)  über  die  Betriebs- 
ausgaben (288  404  390  Fr.)  von  rund  40  Jlillionen  Franken 
ab,  wobei  vorausgesetzt  wird,  daß  —  unter  Aufrechterhaltung 
der  .jetzigen  Zugleistungen  —  eine  Zunahme  des  Verkehrs,  der 
^■vorsichtigen  Schätzung  entsprechend,  erzielt  werden  kann. 
.Die  Betriebseinnahmen  sind  tun  07  Millionen  höher  veran- 
schlagt worden  als  im  Etat  von  1919.  Zugrunde  gelegt  sind 
die  Betriebsergebnisse  des  laufenden  Jahres,  zuzüglich  einer 
Vermehrung  von  7  %  im  Personenverkehr  und  4  %  im  Güter- 
vorkehr. Unter  den  Ausgabeerhöhungen  erscheinen  die  Kosten 
einer  großen  Person^lvermehiung  wegen  der  Einführung  des 
Achtstundentages.  Für  Beschaffung  von  Kohlen  ist  mit  einem 
Durchschnittspreise  von  140  Fr.  für  die  Tonne  gegen  210  Fr.  im 
laufenden  Jahr'e  gerechnet,  worden.  Es  ist  in  Aussicht  genom- 
men, die  für  die  Schweiz  bestimmten  amerikanischen  Koh- 
len gegen  die  durch  die  Schweiz  nach  Italien  zu  befördern- 
den deutschen  Kohlen  auszutauschen  und  damit  wesentliche 
Ersparnisse  zu  erzielen.  Der  B  a  u  voraaschlag  für  1920  stellt 
sieh  auf  fast  122  Mill.  Frankeu  ;  gegenüber  dem  Bauetat  von 


1919  bedeutet  dies  eine  Zunahme  von  über  43  Millionen.  Für 
neue  Linien  sind  in  Aussicht  genommen  3850  Mül.  Frardieu 
für  den  zweiten  Simplontunnel,  870  000  Fr.  für  die  Genfer 
Verbindungsbahnen  und  20  000  Fr.  für  die  Surbtalbahn  (nördl. 
Aargau).  Für  die  Einführung  der  elektrischen  Zugförderung 
sind  50,603  Mill.  veranschlagt,  für  Eollmaterial  38,047  Mill.. 
für  Hilfsbetriebe  (Werkstätten)  1,323  Mill.  Franken.  Der  Eesi 
entfällt  auf  Ergänzun.gsbauten,  Beschaffung  von  Gerätschaften 
itsw.  Von  den  Kosten  für-  elektrischen  Betrieb  ist  der  Haupt- 
teil für  die  Herstellung  der  ,großen  Kraftwerke  Amsteg,  Ei- 
tom,  Barberine  und  Euppertswil  und  der  Unterwerke  für  die 
Strecken  Erstfeld-Belliirzona,  Bellinzona-Chiasso,  Erstfeld- 
Luzern  und  Luzern-Zürich  bestimmt.  Ferner  müssen  die  Ka- 
bel und  Freileitungen  für  diese  vier  Sitrecken  hergestellt 
werden.  Für  die  Vorbereitung  der  Elektrisierung  der  Strecke 
Sitten-Lausanne  sind  500  (X)0  Fr.  eingesetzt.  Im  Jahre  1920 
sollen  30  lelektrische  Streckenlokomotiven  beschafft  werden. 
Der  K  a  p  i  t  a  1  b  e  d  a  r  f  flu-  1920  Ijeträgt  168,4  Mill.  Franken, 
die  durch  Anleihen  .gedeckt  werden  müssen.  Die  Gewinn- 
n  n  d  V  e  r  1  u  s  t  r  e  o  h  n  u  n  g  schließt  mit  einem  Passivsaldo 
von  rund  47,2  ^lill.  Franken  ab.  Avas  mit  den  Verlusten  frühe- 
rer Jahie  ein  Gesamtpassivsaldo  von  rund  231  Mill.  für  Ende 

1920  ergibt.  Die  Finanzlage  wird  als  ernst,  aber  nicht  als 
l>edrohlich  bezeichnet,  weil  mit  einer  Wiederlxdebung  des  Ver- 
k(dirs  gerechuet  wird. 


Fremde  Erdteile. 

—  Schwedisch-sibirischer  Haudelsaustauscii.  Eirn  von  dir 
schwedischen  Handels-  und  Seefahrtskompaguie  ausgerüstete 
Handelsunternehmung  nach  Sibirien  mit  dem  Dampfer  „Hal- 
var",  von  welcher  schon  in  Nr.  08,  S.  718  d.  Ztg.  berichtet  wurde, 
ist  nach  glücklicher  Erledigung  ihrer  Aufgabe  nach  Europa 
zurückgekehrt.  Am  1.  Oktober  legte  „Halvar"  in  Tromsö  an. 
Als  Ergebnis  des  Unternehmens  wird  mit.geteilt,  daß  die  Mög- 
lichkeiten für  Warenaustausch  zwischen  Schweden  und  Si- 
birien die  allerbesten  seien.  Die  südliche  Hälfte  des  geVal- 
tigen  Bezirks  von  Omsk  und  Tomsk  habe  eine  ungeheui'e  .jähr- 
liche Getreideernte.  Zum  Austausch  seien  Erntemaschinen, 
Äxte.  Sen.sen  u.  a.  geeignet.  Der  Ural  ist  ein  ungemein  metall- 
]-eiches  Gebiet,  das  vom  Ob  aus  leicht  erreicht  wird.  Von  dort 
könnten  bedeutende  Mengen  Kupfer,  Asbest  und  anderer  wich- 
tiger Jlineralien  beschafft  weiden.  Hier  ebenso  wie  in  deti 
nördlichen  waldreichen  Teilen  Sibiriens  besteht  großer  Be- 
darf an  Sägewerksmaschinen.  Im  übrigen  bietet  Sibirien  eine 
Fülle  b€.g''ehrenswerter  Erzeugnisse:  Käse,  Butter,  Wolle. 
Felle,  Peizwaren,  Eoßhaar  u.  a.  Kohle  von  einer  der  eng- 
lischen Ostküstenkohle  ebenbürti.gen  Beschaffenheit  findet 
.sieh  in  .g'-eschlossenen  und  leicht  zu  bearbeitenden  Lägern  in 
den  QueJlgebieten  der  .großen  Flüsse.  Zum  Tauschobjekt  ist 
so  ziemlich  alles  geeignet,  was  Schweden  erzeugt.  Der  Bedarf 
ist  unbegrenzt.  Elektrische  Maschinen,  Motore,  Papier,  Zünd- 
hölzer, Glas,  alles  wird  mit  offenen  Armen  aufgenommen. 
Es  ist  gar  nicht  so  merkwürdig,  daß  der  Bedarf  jetzt  so  un- 
geheuer ist,  denn  vor  dem  Kriege  zählte  Sibirien  ungefähi- 
8  Millionen  Bewohner.  Jetzt  dürfte  die  Zahl  von  ungefähr 
25  Millionen  eri-eicht  sein.  Dr.  S. 


Rechtspflege. 

—  Fracht  bei  Geltung  mehrerer  Tarife  für  dieselbe  Strecke. 

Über  die  Frage,  ob  die  Eisenbahnbehörde  verpflichtet  ist,  den 
Innigsten  \oi\  mehreren  Tarifen  zu  berechnen  (Internationales 
Übereinkommen  Art.  6e,  11,  12;  BGB.  §  242),  hat  sich  das 
Reichsgericht  in  einer  Entscheidung  I.  274.  18  vom  24.  Mai 
1919  geäußtert.  In  der  „Deutschen  Juristenzeitung"  befindet 
sich  folgende  Darstellung  dieses  Rechtsstreites :  „Für  den 
Kläger  sind  1915  von  der  rumänischen  Station  Buzeu  aus 
15  Wag:gons  Petroleum  mit  durchgehendem  Frachtbrief  nach 
Kattowitz  gesandt,  und  er  hat  dafür  12  970  M  Fracht  bezahlt. 
Der  Frachtbrief  enthielt  den  Vermerk  des  Absenders :  Ich  bitte 
den  Tarif  für  Ausfuhr  anzuwenden.  Die  Sendung  ist  auf  den 
Grenzstationen  Predeal  und  Oderberg  umbehandelt  worden. 
Der  Klä.ger  l^ehauptet,  daß,  wenn  die  Umbehandlnng  nur  ein- 
mal auf  der  rumänischen  Station  Ploesti  stattgefunden  hätte, 
der  von  dort  aus  geltende  Ausnahmetaiif  (lumänischer  Ex- 
porttarif XI)  eine  Frachtersparnis  von  4337,55  Ji  gebraeht 
haben  würde.  Er  verlangt  diesen  Betrag  von  dem  verklagten 
ineußischen  Eisenbahnfiskus.  Seine  Klage  ist  in  allen  In- 
stanzen abgewiesen.  Das  Reichsgericht  führt  aus;  Der  bis- 
herigen Eechtsprechung,  wonach  mangels  einer  besonderen 
Anweisung  des  Absenders  die  Eisenbahn  bei  der  Auswahl 
mehrerer  für  dieselbe  Strecke  geltender  Tarife  zwar  den  füi- 
den  Absender  günstigsten  zu  wählen  habe,  aber  für  die  Folgen 
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threr.  Wa>hJ  mir  bei  .£;rob<<in  Y'erscliulden  hafte,  i&ei  beizu- 
tri-^tien ;  ft-robes  Vcrßchuld-eu  .aber  liege  nicht  vor.  Nach  Ari.  11 
[.  Ü.  'erfolffc  ilic  Bcicohuuii.o,"  der  Fracht  nach  iMaßoabe  der  zu 
Recht  tjcsteh'eiid'eii  Tarife.  Danach  habe,  wörtlich  ftcuommen. 
^\ie  Jaseiibahn  soo-ar  das  E^cht,  dcu  ihr  .Efcnehmsteu  zu 
wähleD.  Da  dies  iiubillio;  sei,  müsse  die  Analogie  des  An. 
(>e  I.  T'.  heraiift'ezo.o'eu  werden,  nach  dem  bei  der  Auswahl 
mehrerer  Transportwese  die  Eisenbahn  für  grobes  Verschul- 
den hafte.  Für  die  Gleichstellung  spreche,  daß  die  <;lurch 
den  Absender  auszufüllende  Spalte  8  des  internationalen 
l'rachtbriefcs  die  Anweisung  für  Tai>if  und  Transportweg 
unter  der  Überschi'if t :  , Angabe  der  anzuwendenden  Tarife 
und  Eoutenvorschrift'  in  «ich  vereinige.  Die  Feststellung 
des  Frachtbriefformulars  'Sei  den  Ausführungsbestiminungen 
vorbehalten,  die  mit  dem   i.  l\  gleiche  reciitliehe  Wirkung 


hätten.  Auch  die  Verhandlungen,  d«r  Pariser  Konferen/. 
von  1896  und  der  Berner  Konferenz  von  190.')  lieR^'n  erkennen, 
daß  man  der  Eisenbahn  nicht  die  Aufgabe  habe  ziunnlcii 
wollen,  die  vielfältigen  Tarifkombinationen  herauszusuchen, 
und  dal»  mau  ausdrücklich  nur  grobes  Verschulden  zur  Haft- 
l)f licht  habe  füliren  lassen  wollen.  Zu  einem  entgegen- 
gesetzen  Ergebnis  führe  auch  weder  die  allgemeine  BesFlm- 
mung  des  §  242  BCJB.  noch  der  Art.  12  l.  ().,  der  dem  Em- 
pfänger bei  zuviel  gezahlter  Fracht  einen  Bereicherungsan- 
vspiiich  gebe,  aber  nicht  bestimme,  wann  eine  Bei^icherung 
anzunehmen  sei.  Endlich  liege  auch  nicht  ein  Fall  des  Ar?. 
11  Satz  2  1.  Ü.  voi,  der  jedes  Privatabkommen  verbiete,  wo- 
durch einzelnen  Absendern  eine  Ermäßigung  gegenüber  dem 
Tai-if^e  gewährt  werde.'" 


Amtliche  Bekanntmachun 

1.  Nachruf. 


gen. 


Am  13.  November  d.  J.  verschied  in  Jülich  im  40.  Lebensjahre  der 
Regierungsbaumeister 

Herl  Emil  Panzlaff. 

Seit  annähernd  16  Jahren  im  preuß.  Staatsdienste,  übernahm  er  im 
Jahre  1913  die  Leitung  der  Eisenbahnbauabteiinng  Jülich,  deren  vornehmste 
Aufgabe,  die  Erbauung  der  großen  Eisenbahnhauptwerkstätte,  er  in  uner- 
müdlicher Pflichttreue  und  mit  äußerster  Anspannung  seiner  Kräfte  trotz  aller 
in  Folge  der  Kriegszeit  auftretenden  Schwierigkeiten  bis  zu  seiner  Erkrankung 
im  Herbste  191«  derart  förderte,  daß  sie  Anfang  dieses  Jahres  in  Betrieb 
genommen  werden  konnte.  Daneben  'v\idmetc  er  sich  mit  gleichem  Eifer  der 
für  die  Eisenbahnverwaltung  zu  schattenden  Wohnsiedelnng. 

Sein  Andenken  wird  bei  uns  in  Ehren  bleiben. 

Cöln.  den  14.  November  1919.  fl2l9) 

Der  Präsident 
und  die  höheren  Beamten  der  £iseubahndirektion. 


2.  Wiedereröffnung  von  Stationen. 

Kiste  Donau-Dampf schif f alü  ts- 
(jloscllsehaft. 
P  o  s  t  s  c  h  i  f  f  V  e  r  k  e  h  i-. 
E  r  ö  f  f  n  u  n  g  der  Station   V  ä  c  z. 

Mit  sofortioer  Giltigkeit  wird  die  Sta- 
I  ion  V  ä  c  z  f iir  den  Personen-,  Gei läcks- 
und  Eilgut^'el■kehr  eröffnet.  Demzufolge 
werden  die  zwischen  Wien  und 
B  u  d  a  p  e  s  t  verkehrenden  i'o.stschif  fe 
auch  diese  Station  berühren. 
Wien,  am  17.  November  1919.  (1217) 


3.  Wagenstandgelder. 

Holländische  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Mit  Gültigkeit  vom  11.  November  1819 
ist  für  die  auf  den  deutschen  Strecken 
gelegenen  Stationen  das  Wagenstand- 
geld mit  Gienehmigung  tier  Aufsichtsbe- 
hörde wie  folgt  erhöht  worden  : 

für  die  ersten  24  Stunden  für  jeden 

Wagen  auf  50  .M 
für  die  zweiten  24  Stunden  für  jeden 

Wagen  auf  75  Jl, 
für  jede  weiteren  24  Stunden  für 
jeden  Wagen  auf  100  Ji. 
Amsterdam,  10.  Novembej'  1919.  (1214) 


4.  Gebühren. 

Staats-  und  Privatbahn-Gütei'tarif, 
Staats-  und  Privatbahn-Tieitarif,  Teil 
II,  Ostdeutsch-  und  mittoldeutsch-süd- 
westdeutscher  Tiertarif,  Preußisch- 
Hessisch-Bayrischer-  und  Preußisch- 
Hessiseh-Sächsiseher  -  Tiertarif . 
Mit  Gültigkeit  vom  i.  Dezember  1919 
erhöht  der  Magistrat  der  Stadt  Breslau 
die   tTherfuhi'gebühren   für  Sendungen 


zwischen  Mochberu  und  Breslau  Vieh- 
hof wie  folgt : 

1 .  für  Ei  n  z  e  1  .s  e  n  d  u  n  g  e  n  : 
für  jedes  Stüde  Großvieli  von  1,10  Jl 

auf  2,20  Ji; 

für  jedes  Stück  ICleinvieh  \on  0,60  Ji 
auf  1,10  .^j 

ilie  Mindestgebühr  für  den  Wagen  von 
3,80  Ji  auf  6,50  Ji ; 

die  Höeh-stgebühr  für  den  Wagen  von 
10,20  Ji  auf  19,30  Jl. 

2.  f  ür   W  a  g  e  n  1  a  d  vi  n  g  e  n  : 

a)  für  Steinkohlen,  Braunkohlen.  Koks 
und  Preßkohlen  aller  An  von  9,50 

Mark  auf  18  Ji  für  den  Wagen; 

b)  für  alle  übrigen  Güter,  sowie  für 
lebende  Tiere  von  10,20  Ji  auf  19,30 

Mark  für  den  Wagen. 
Breslau,  18.  November  1919.  (1218) 
Eisenl>ahndirektion, 
namens  der  beteiiigten  Verv/altungen. 


5.  Güterverkehr. 

Staats-  und  Privatbahn-Güierverkehr, 
Heft  CIL 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Dezeml>er  1919 
wird  Altdamm  als  Versandstation  in 
den  Ausnahmetarif  4  (Düngekalk)  für 
den  Verkehr  nach  Stationen  in  der  Pro- 
vinz Ostpreußen  aufgenommen.  Nähere 
^Vuskunft  über  die  Höhe  der  Frachtsätze 
geben  die  -beteiligten  Güterabferti- 
gungen.. 

Stettin,  17.  November  1919:  (1213) 
E  isenbahndirektion. 

Badisch-Bayerischer  Güterverkehr. 

Tarif  vom  1.  Dezember  1909. 
Pfälzisch-Bayerischer  Güterverkehr. 
Tarif  vom  1.  August  1916. 

1.  An  Stelle  der   bisherigen  Ausnahme- 


larife  6  und  6  b  füj-  Steinkohlen  usw. 
Iiitt  mit  sofortiger  Gültigkeit  ein  neuer 
.\usnahmetarif  0.  Da.s  Warenverzeich- 
uis  iliesies  Ausnahmetarifs  enth.ält  auch 
Gaskoks. 

t^ber  die  Höhe  der  Frachtsätze  ei- 
teilen  die  Dienststellen  Auskunft. 

2.  Im  Warenverz^eiclmis  des  .Vus- 
uahmetarifs  2  (Rohstofftarif)  ist  unter 
Ziffer  1  „Gaskoks,  W'Cnn  von  Gas- 
anstalten versandt"  zu  streichen. 

^München,  20.  Novemljer  1919.  (1216) 
Tarifamt  der  bayer.  Staatsei,senl)ahneii 
rechts  d.  Eheius. 

Uutzbacb-Licher  Eisenbahn. 

Ab  15.  November  1919  werden  die 
Sätze  des  Ausnahmetarifs  9  für  Bauxit 
ungewaschen  im  Binnenverkehr  unseieii 
Bahn  auf  die  Sätze  des  Spezialtarifs  3| 
der  Preußischen  Staatseisenbahnen  er- 
höht. Nähei-e  Auskunft  erteilt  der 
linterzeichnete  Vorstand. 

Die  Abkürzung  der  Veröffentlichungs- 
frist ist  genehmigt. 

Eiitzbach,  10.  November  1919.  (1220) 
Der  Vorstand. 


6.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

FahriHeisermäßigung  für  Lauben- 
kolonisteu. 

Die  auf  Widerruf,  längstens  für  die 
Dauer  des  Krieges  eingeführte  Fahr- 
l>reisermäßigung  zur  Förderang  der 
landwirtschaftlichen  Ausnutzung-  von 
Laubenland  in  der  Umgebung  .Berlini?^ 
wird  am  31.  Dezember  1919  aufgehoben. 
Die  Ausweiskarten  zur  Erlangung  der 
Fahrpreisermäßigung  für  Laubenkolo- 
nisten verlieren  daher  mit  Ablauf  dieses 
Jahres  ihr^c  Gültigkeit. 

Berlin,  den  15.  November  1919.  (1221) 
Eisenbahndirektion. 

Frankfurt-Hessisch-Badiselier  Personen- 
und  Gepäcktarif. 

Am  1.  November  d.  Js.  erschien  der 
Nachtrag  V  zu  dem  Tarif.  Nähere  Ausr 
kunft   erteilen   die    beteiligten  Fahr- 
kartenausgaben. 
Mainz,  15.  November  1919.  (1212) 
Preußisch-Hessische  Eisenbahn- 
direktion. 

Zschipkau-Finsterwalder  Eisenb.ahn. 

B  i  n  n  e  n - P  e  r  s  o  n  e  n  -  und 
G  e  p  ä  c  k  t  a  r  i  f. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Noveiober  1919 
sind    die  Fahrpreise   für  Militärfahr- 
karten   verschiedener  Stationsverbin- 
dungen erhöht  worden. 
Auskunft  erteilen  die  Dienststellen. 
Finsterwalde,  20.  November  1919. 

Die  Direktion.  (1215) 
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Berlin,  den  29.  November  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


i'iese  /eitunsr  erscheint  i]itt«oclis  und  Sonnaliends. 

Bcif  rage  sowie  sonstige  -Mitteihnigeii,  Liiiclier,  Zeitschrit'teu  usw.  sind  an  die 
^fhriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekaniitmachimsr'en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
hi.^enbahnverwaliungen,  lieide  in  Berlin  \V.  9.  Köthener  Str.28  29  eiiizuseuden. 

Hie  Zeitung  kann  dureh  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  >I. 

r  das  Vierteljahr  lie/.osen  werden. 

I!ei  d  i  rekter  Zu.sc  n  il  u  iitr  u  11 1  e  r  .S  t  re  i  fba  n  il  liefert  die  Verhigsliuch- 
MMudluiis  den  JahrffaniT  innerhalb  des  .Icutselieu  und  bisherigen  österreichisch- 
uiiaanschen  Postgehictes  dir  30  JI..  mich  sanitlicheu  anderen  Staaten  für  34  il. 


Liazelne  Niuiirnern  werden  sre?en  vorherigre  Einsendiins-  von  4U  Pt.  alüfesebeii 
Au/icr  den  a  ni  1 1  i  c  Ii  e  n  Melianntmachung-eu  wei  ilen  auch 

(Preis  für  die  einspaltige  Petit/.eile  oder  dc^ren  Kaum 
90  II.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  eutsiu-echende  Ermaßigiiu<'on 
Beilagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wemle  man  sieh  au  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  \V.  9,  LiukstialJe  23/24 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst 6ai0-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichshank-Girokonto- 
l.)eutsche  Bank  .  Dep.-Kasse  C.    Postscheck-Koiito:  Berlin  Kr.  1 1  lüU. 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  in.b.H. 

Cassel -Wilhelmshöhe 

Über  45000  Heifldampflokomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  Bahnverwaltung'en 

im  Betrieb  und  Bau  befindlicli 

==  Einbau  erfolgt  durch  die  lizenzberechtigten  Lokomotivfabriken  ===== 
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Patente  in  allen  Industriestaaten 


Mannheim* 
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Am  15.  November  verschied  nach  langer,  schwerer  Kvaakheit 
Herr  Regieruni^sbauraeister 

HUGO  KERST 

Der  Entschlafene  hat  bis  vor  wenigen  Wochen  dem  Vorstand  unseres 
Werks  angehört;  körperliches  Leiden  zwang  ihn,  noch  im  besten  Maiines- 
alter,  seine  erfolgreiche  Tätigkeit  aufzugeben. 

Das  Andenken  des  Verstorbenen,  der  durch  ein  widriges  Geschick  .so  früh 
.seinem  Wirkungskreise  entrissen  wurde,  werden  wir  stets  in  Ehren  halten. 

Braunseliweig:,  im  November  1919. 

Aufsichtsrat  und  Vorstand 

der 

Eisenbahnsignal-Bauanstalt 
17^7.1  Max  Jüdel  &  Co.,  Akt.-Ges. 


Durch    jede  Buehhandlun 


zu  beziehen 


Oberbau  und  Betriebsmittel  der  Schmalspurbahnen 

fim  Dienste  von  Industrie  und  Bauwesen,  Land-  und  Forstwirtschaft 
von  E.  Dietrich,  Prof.  a.  d.  Techn.  Hochschule,  Berlin 
Zweite  Auflage  neu  bearbeitet  von  Adolf  Bielschowsky 
Gebunden  Preis  M.  14, oü  |T-''4] 
Verlag  von  Hermann  Meusser  in  Berlin  W  57,  Potsdamer  Str.  75 
lililllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllilllllllllilM 


iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiii 

Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W  9 


Soeben  erschien; 


Die  Ertragswirtschaft 
der  schweizerischen 
Nebenbahnen 


\'  o  u 


X)t.->>ug.  Hans  Weber 


o 


T3erfa«9en  öfe  Statffa^cn  unb  Pteife  von  ben  aUzlnlQcn  ^'abxitattteii 


Filzisolierplatte 


.Vlit  einer  Karte 


Preis  M.  6.- 


(iiiKi  10%  Teueniugszuschlag  gemäß  den  Besiim- 
inungreii  des  Börserivereins d.  deutseh.  BiichhändUr; 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung 

iiiiMiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiHiiiiiiiiiiiiiiiiiiii,, 


H ehezeuge 
für  Eisenbahn- 
werkstätten 

wie 

Winden 
Hebeböcke 
Krane 


|698ä| 


liefert  sofort 


BeersoteKt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  isolieranstrich 
I  a    schwarzer    £isenIacR  ferne 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne 


G.  Wagner 

Berlin  SO.I6 

Köpenickerstr.  7  I 


Reparaturen  an 
allen  Hebezeufiien 


Armaturenfabrik 
0.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

Reparaturon  bllligttl 
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Die  Se«fra<:httarif<?.  (Schluß.) 

Der  Leistunosausschuß. 

Nachrichten. 
Deutschland  :  Zum  Über^yauff  tier  ! 
Staatseisenbahuen  auf  das  R-eich.  —  \ 
Ständis©  Tarifkommission.  —  Be- 
förderungspreise für  Kelsen  in  Ex-  j 
preßzügen.     —     rahrpreisermäßi-  i 
gung    für    Krieofsbeschädigte.  — 
Befördeninfi:  von  Zyannatrium  und 
Zyankalium.  —  Lohntarifrcrhand- 
lungen  bei  den  preußischen  Sfaats- 
bahnen.  —  Schwellenholzbedarf  der 
preußischen  Staatsbahnen.   —  Zur 
Kohlennot  der  Eisenbahn.  —  ''i'er-  I 
kehissperre  im  besetzten  Gebiet.  — 


Berlin,  den  29  November  1919. 


I  11  Ii  a  1  t  s 

Bundestag'  der  isächsischen  Eisen- 
bahn)}eamten.  —  Einfluß  des  Metall- 
arbeiterstreiks  auf  den  Lokomotiv- 
bau. —  Preisaufgabe  für  den  L'o- 
nau-Oder-,  Donau-Elbe-  und  Donau- 
Ehein-Kanal.  —  Der  bayerische 
Luftr-Lloyd.  —  Personalnachrich- 
ten. 

ö  s  t  e  r  r  e  i  c  Ii  :  Die  vxütcrbe förde- 
rn no-  auf  den  Staatsbahnen.  — 
Außerordentliche  Geldzubußen  für 
Pensionsparteien.  —  Jiiseabihnwa- 
o-enbau  und  Wagenbestellungen,  — 
Eine  Abordnung  der  österreichi- 
schen Staatsbahnen  in  der  Schweiz. 
—  Luftvorkehr. 


LIX.  Jahrgang. 


T  s  c  h  e  c  h  o  .  «Iowa  k  i  s  c  h  e  s  G  <- 
biet:  Verkehr  zwischen  dor 
Tschechoslowakei  und  Polen.  — 
Die  Verstaatlichungsfi'aüe  der 
Eisenbahnen.  —  Gründung  einer 
Verkehrskommission  der  tschecho- 
slowakischen Handelskamnvorn  in 
Prag. 

Ü  b  r  i  g  e  e  u  r  o  p  ä  i  s  c  Ii  o  L  ii  n  - 
der:  Eisenbahnverkehr  zwischen 
Polen  und  Litauen.  —  Zur  yolni- 
schen  Verkehrsnot. 

Allgemeines. 

Bücherschau. 

1   Amtliche  Bekanntmachungen. 


Die  Seefrachttarife. 

(Schluß  aus  Nr.  00.) 


V. 


Wie  bei  allen  gewerblichen  Unteruelimungen  hängt  auch 
'lei  «der  Seeschiffahrt  die  Höhe  der  Beförderungspreise  in 
u'ster  Linie  von  der  Höhe  der  Selbstkosten  ab.   Diese  bilden 
die  unterste  Grenze  für  die  Höhe  der  Preise.    Nun  isind  die 
Selbstkosten  bei  der  S^chif fahrt  leichter  zu  berechnen  als  bei 
der  Ei*yenbahu,     Bei  dieser  ist  man  genötigt,  mit  Durcli- 
>chnittszahlen  ex  post  zu  rechnen.    Bei  der  Schiffahrt  wird 
in  der  Eegel,  besonders  bei  der  freien  Schiffahrt,  nach  jeder 
Reise    besonders    abgerechnet.    Auch  eine  Trennung  der 
Selbstkosten  zwischen  dem  Personen-  und  Güterverkehr,  die 
Ixii  der  Eisenbahn  au  unüberwindlichen  Hindernissen  schei- 
tert,   ist   bei   der  Seeschiffahrt   meist   möglich.     Bei  der 
Seeschiffahrt  unterscheidet  man  auch  feste  und  veränderliche 
Selbstkosten-,  wenngleich  nach  anderen  Gesichtspunkten  als 
i)ti  der  Eisenbahn,    Die  näheren,  «ehr  beachtenswerten  Aus- 
tührungen  hierüber,  die  auch  den   Eisenbahnfachmann  l>e- 
>onders  interessieren,  finden  .sich  S.  159  bis  176.    Neljen  tieu 
Selbstkosten    ist    der    Verkehrs  wert    auch    bei  der 
Schiffahrt  von  Bedeutung,    In  ganz  anderem  und  viel  stär- 
kerem Maße,  als  bei  den  Eisenbahnen,  werden  die  Seetarife 
durch  den  Wettbewerb  beeinflußt.   Es  kommen  hier  in  Frage: 
a)  der  Wettbewerb  der  freien  Schiffahrt,  b)  der  Wettbewerb 
der  Linienschiffahrt,   u.  zw.  sowohl  innerhalb   der  Linien- 
schiffahrt —  in  beschränktem   Umfang  —  als  auch  durch 
Eütstehung  neuer  Linienfahrten  und  durch  Linienfahrt e^n  be- 
Tiachbarter  Häfen,    c)  die  KüstenscMffahrt,    d)  die  Eisen- 
bahnen.   Endlich  kann  auch  ein  Wettbewerb  der  verschiede- 
nen    Erzeugungsgebiete      untereinander    stattfinden.  Mit 
großem  Scharfsinn  erörtert    der  Verfasser    diese  eüuz/elneu 
Möglichkeiten  und  ihre  Folgen  für  die  Gestaltung  der  Preise. 

Bei  der  Bildung  der  Tarife  (Festsetzung  der  Preiste  selbst 
für  die  Beförderung)  hat  man  sich  zunächst  klar  zu  machen, 
für  welche  Leistungen  des  Schiffers  der  Verfrachter 
Vergütung  zu  zahlen  hat.  Diese  Leistungen  sind  nicht  nur 
die  Beförderung,  sondern  auch  das  Auf-  und  Abladen  der 


Ciüter,  das  gerade  bei  der  Schiffahrt  mit  erheblichen  Kosten 

—  viel  bedeutenderen,  als  den  Kasten  der  Eisenbahn  —  A'er- 
bnnden  ist.    Während  bei  den  meisten  Eisenbahnen  die  Vei- 
schiedenheiti  dieser  Leistungen  äußerlich  darin  zum  Ausdruck 
kommt,  daß  der  Frachtsatz  in  eine  einmalige,  diie  sog.  A  b  - 
f  er  tigun  gs  gebühr  und  die  nach  der  Läng-e  dei-  Fahrt  ver- 
schieden bemessene   Strecken  gebühr  zerfällt,   kennt  die 
Seeschiffahrt  eine  solche  Trennung  nicht,  der  Frachtsatz  ist 
ein   einheitlicher.    Der  Grund  hierfür  liegt  wesentlich 
darin,  daß,  wne  wir  gleich  sehen  werden,  auch  die  Bedeu- 
tung der  Entfernun.g  bei  der  Schiffahrt  eine  viel  ge- 
ringere ist,  als  bei  der  Eisenbahn.    Neben  diesem  Einheit- 
satz kommt  bei  der  iSe^esohif fahrt  noch  die  —  ursprünglich 
als  besondere  Vergütung  für  die  Mühewaltung  des  Kapitäns 
unter  dem  Namen  Kaplaken  übliche  —  Primage  in  Be- 
tracht, meist  in  Form  eines   Fraohtzuschlages    von    10  %. 
Diese  Primage,  die  früher  dem  Schiffer  geza.hlt  wurde,  seit 
langem  aber  vom  Reeder  mit  lerhoben  wird,  ist  ein  Über- 
bleibsel ans  alter   Zeit  und  läßt  sich  nur  historisch  ver- 
stehen.   (Vgl.  das  Nähere  S.  190 — 192.)    Sie  wird  auch  nicht 
mehr    allgemein    erhoben.    Sonstige    Frachtzuschläge  imil 
Nebengebühren  haben  für  die  Schiffahrt   nur  geringe  Be- 
deutung, 

Bei  der  Bildung  der  Tarife  stehen,  wie  l>ei  deu  Eiseu- 
bahutarifen,  zwei  Systeme  nebeneinander,  das  sog.  natür- 
liche, Ea4im-  und  Gewiohtssystem  und  das  Wertsystem,  Bei 
den  Seetarifen  ist  das  Eanm-  und  Gewichtssystem'  das  bei 
weitem  überwiegende  und  seine  Anwendung  wird  dadurch 
erleichtert.,  daß  .allgemein  ein  festes  Verhältnis  zwischen 
Eaum  und  Ge-v^icht  festgelegt  ist,  und  zwar  so,  daß  eine 
Raumtonne  gleich  einer  Gewichtstonne  ist,  u.  zw.  ursprüng- 
lich und  heute  noch  in  überwiegendem  Umfang  unter  Zu- 
grundelegung der  englischen  Maße,  die  ton  nieasurement 
(Meßtonne)  =  40  Kubikfuß  englisch  =z  1,1326  cbm  ist  gleich- 
gestellt der  ton  weight  (Gewichtstonne)  :=  2240  engl,  Pfund 

—  1016,16  kg.    Daneben  kommt,    vor   allem  auch  .bei  den 
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deutsch'en  B&edereiea,  di«  m^trisclie  Maßordnüng  (1  cbm 
=  1  Gewichtstonne)  zur  Anwendung.  Güter,  bei  denen  dann 
(las  G«wioht  eine  Tonn«'  nicht  übersteigt,  nennt  man 
L  o  i  c  h  t  g  ü  t  .e  r ,  di-e  übrigen  B  o  Ii  w  e  r  g  ü  t  e  r.  Pü  r  den 
Schiffer  besteht  der  Vorteil  dieser  Berechnung  darin,  daiS 
dabei  der  Schiffsraum  am  besten  ausgenutzt  ^vird  und  damit 
die.  Selbstkosten  sich  vermindern.  Der  Verfrachter  wird  da- 
durch darauf  hingewies.en,  den  Eauminhalt  der  Leichtgüter 
durch  geeignete  \"ierpackuug,  ZusammiCnpress-en  usw.  tun- 
lichst zu  vermindern.  Natürlich  ist  tatsächlich  das  Verhält- 
nis der  Leicht-  zu  den  Schwergütern  nicht  übereiustimmend, 
und  -es  ist  eine  besondere  Aufgabe  des  Schiffers,  bei  Aus- 
nutzung der  Ladefähigkeit  auf  eine  zweckmäßige  Verteilung 
der  Leicht-  und  Schwergüter  hinzuwirken.  Von  der  Eegel 
der  Zugrundelegung-  des  Eaumes  ist  die  wichtigste  Ausnahme 
der  Tarif  des  L  e  v  a  n  t  e  verkehr«,  in  dem  die  Fracht  nach 
Gewicht  berechnet  wird.  Der  Grund  hierführ  ist  Avohl 
der,  daß  die  Eisenbahn-  und  Schiffstarife  in  einen  Satz 
zusammengefaßt  sind.  Auch  in  einzelnen  anderen  Verkehren 
ist  das  Gewicht,  u.  zw.  in  verschiedener  Art,  die  Grundlage 
für  die  Pieisbiblung. 

Die  Ciiuutle  für  di«  Berücksichtigung  des  Werts  der 
Güt«r  neben  Baum  und  Gewicht  sind  bei  der  Seeschiffahit 
dieselben  wie  bei  der  Eisenbahn.  Während  aber  bei  den 
Eisenbahnen  sich  eine  einheitlich^  Klassifikation  der 
Güter  nach  den  Wertabstufungen  herausgebildet  hat,  ist 
bei  den  Seetarifen  von  einer  Einheitlichkeit  m  dieser 
Beziehung  keine  Rede.  Die  Klasseneinteilung  ist  in  den 
einzelnen  Verkehren  verschieden,  in  demselben  Verkehr  ist 
sie  oft  verschieden,  je  nachdem  die  Eei&e  in  der  einen  oder 
der  andern  Eichtung  erfolgt.  Die  Einteilung  bezieht  sich 
meist  auch  nicht  auf  alle,  sondern  nur  auf  einen  Teil  der 
Güter  und  schließLioh  wird  von  der  Klasseneinteilung  ganz 
abgesehen  und  nur  für  einige,  oft  ganz  wenige  Güter  sind 
Preise  nach  ihrem  Wert  vorgesehen.  Selbstverständlich  fehlt 
in  den  Seetaiifen  die  Normalklasse  gänzlich.  Eigentümlich 
ist  auch,  daß  der  Ausbau  der  Werttarife  in  der  Seeschiff- 
fahit  >^ich  „vorzugsweise  nach  oben  vollzieht  durch  An- 
fügung teurerer  Klassen  oder  höherer  Einzelsätze,  während 
z.  B.  im  deutscheu  Eisenba)inwe&en  (und  auch  bei  den  ELseu- 
bahnen  anderer  Länder)  vor  dem  Kriege  umgekehrt  der  Aus- 
bau der  Werttarifierung  fast  ausschließlich  nach  unten 
durch  Herabsetzung  der  Frachtsätze  (Detarifierung)  vor  sich 
gegangen  isf^  (S.  223.)  Der  naheliegende  Grund  für  alle 
diese  Erscheinungen  ist  der  rein  privatwirtschaftüche  Cha- 
rakter des  iSeebeförderungsgeschäfts.  Der  Eeeder  will  einen 
möglichst  hohen  .Gewinn  erzielen  und  holt  aus  den  Frachten 
möglichst  viel  heraus.  Ein  Bedürfnis  zu  einer  einheitlichen 
Klassifikation  liegt  aber  auch  bei  dem  Verfrachter  im  See- 
verkehr in  weit  geringerem  Umfange  vor  als  im  Eisenbahn- 
verkehr. Der  Seeverkehr  ist  ein  internationaler.  Die  Preise 
der  Güter  sind  in  den  Versandorten  vielfach  ganz  ver- ' 
schieden,  und  der  Verfrachter  ist  in  weiterem  Umfange  als  im 
Eisenbahnverkehr  in  der  Lage,  bei  der  Veräuß(;rung  seines 
Gutes  die  Fracht  einzurechnen.  Allerdings  hat  die  völüo-e 
Willkür  der  Eeeder  bei  Festsetzung  der  Tarife,  insbesondere 
da,  wo  ein  faktisches  Monopol  der  Linienschiffahrt  besteht 
wn-tscliaftlich  doch  auch  gi-oße  Bedenken. 

VI. 

Bei  der  Tarifbildung  kommen  weiter  in  Betracht  die  Ent- 
fernung, die  Schnelligkeit  der  Beförderung,  die  Ge- 
währung besonderer  Schutzeinrichtungen  (Kälte- 
raume  z.  B.),  der  Umstand,  daß  dem  Verfrachter  das  Wahl- 
recht zwischen  mehreren  Löschungsarten  zugestanden 
wird  (Versendung  an  Order),  besondere  Eigenschaften  des 
Gutes  (besonders  schwere  und  außergewöhnlich  lanoe 
Stücke),  die  Gefäbrlichkeit  des  Gutes  und  der  besonders  hohe 
Wert  des  Gutes  (Kostbarkeiten  usw.).    Die  meisten  dieser 


Gesichtspunkte  begegnen  uns  auch  im  Eisenbahnveikehr,  mit 
Ausnahme  der  dem  Seeverkehr  eigentümlichen  Orderversen- 
dung. Von  einem  weiteren  Eingehen  auf  diese  Einzelheiten 
i>t  hier  a,bgesehen,  sie  sind  bei  dem  Verfasser  (S.  224—253) 
nachzulesen.  Besondere  Erwähnung  verdient  die  auch  im 
Seeverkehr,  d.  h.  in  der  Linienschiffahrt  und  hauptsächlich 
bei  den  schnellfahrenden  Schiffen,  allmählich  ausgebildete 
Paketbeförderung  zu  gleichmäßigen  und  verhältnismäßig  uie- 
diigen  Preisen.  Wesentlich  anders  als  bei  den  Eisenbahnen 
steht  es,  wie  bereits  bemerkt,  bei  der  Eücksichtnahme  auf  die 
Entfernung.  Die  Entfernung  spielt  bei  den  Eisenbahnen  eiai 
sehr  wichtige  Bolle,  es  ist  ein  allgemeines  Gesetz,  daß  dU' 
Tarife  steigen,  wenn  auch  nicht  immer  gleichmäßig  steigen 
(Kilometer-,  Staffel-,  Zonentarife)  bei  wachsender  Entfer- 
nung. Im  Seeverkehr  ist'  das  ganz  anders.  Er  kennt  keine 
Einheitsätze  für  das  Kilometer,  und  es  fehlt  überhaupt  „jedeA- 
einheitliche  Grundsatz  für  die  Berücksichtigung  der  Entfer- 
nung" (S.  225).  Der  Hauptgrund  hierfür  ist,  daß  im  Seever- 
kehr die  zurückgelegte  Entfernung  für  die  Selbstkosten  lang^ 
nicht  dieselbe  Bedeutung  hat  wie  im  Eiseubahnverkehi*. 
Neben  reinen  Strecken  gebühren  kommen  in  B  etracht  Kosten, 
die  ganz  ungleicli  und  z.  T.  höher  sind  als  diese.  Hierher 
gehören  die  Lade-,  Lösch-  und  Umladekosten,  die  Hafen- 
abgaben, die  verschiedene  Länge  der  Liegezeit,  die  An- 
zahl der  angelaufenen  Häfen,  die  Verschiedenheit  der  Schiffs- 
typen, die  großen  Abweichungen  zwischen  den  Kohlen- 
preisen  der  einzelnen  Hafenplätze,  die  Gebühren  für  die  Be- 
nutzung der  zwischenliegenden  Seekanäle  (Suezkanal. 
Panamakanal),  die  Möglichkeit,  ausreichende  Ladung  (auch 
für  die  Rückfahrt)  zu  erhalten.  Alle  diese,  jede  genaue  Be- 
rechnung ausschließenden  Kosten  haben  zur 'Folge,  wie  es 
S.  240  heißt,  „daß  nicht  die  Entfernung  an  sich  und  unter  allen 
Umständen  den  richtigen  Maßstab  für  die  Bewertung  der  Be- 
förderungsleistung abgibt,  sondern  nur  insoweit,  als  aus  der 
zurückgelegten  Wegelänge  einigermaßen  zutreffend  auf  die 
Selbstkosten  der  Leistung  und  die  Höhe  des  Gebrauchswertes 
für  den  Benutzer  geschlossen  werden  kann".  Für  die  Höhe 
der  Beförderungspreise  sind  daher  der  Wettbewerb  und«  das 
Bestreben  in  erster  Linie  bestimmend,  den  Verkehr  durch 
Tarifermäßigung  zu  entwickeln.  Mit  Recht  wird  bemerkt, 
daß  die  Seetarife  durchweg  als  Differenzialtarife  zu  bezeich- 
nen sind,  die  besonders  auch  die  im  Eisenbahnverkehr  unzu- 
lässigen Frachtdisparitäten  nicht  ausschließen,  und  eine 
weitere  Folge  dieser  Verhältnisse  besteht  darin,  daß  Aus- 
nahmetarife, wie  sie  bei  den  Eisenbahnen  in  großer  Meng<j 
vorhanden  isind,  im  Seeverkehr  fast  ganz  fehlen.  Soweit 
solche  vorkommen,  sind  sie  nicht  immer  niedriger,  sondern 
nicht  selten  sogar  höher  als  die  Sätze  der  teuersten  Tarif - 
klasse.  Dies  zeigt  sich  zunächst  bei  den  Mindestfrachten, 
d.  h.  dem  geringsten  Betrag,  der  für  ein  Konossement  zu 
zahlen  ist.  E  r  m  ä  ß  i  g  t  e  Ausnahmetarife  sind  die  Rabatt- 
tarife, die  häufiger  vorkommen  als  bei  der  Eisenbahn,  und 
die  durch  besondere  Verträge  für  einzelne  oder  für  eine  Reihe 
von  Fahrten  vereinbarten  Preise,  die  sog.  Kontrakte  über 
deren  Inhalt  und  Bedeutung  S.  276  ff.  gehandelt  wird'. 

Der  Seeverkehr  unterscheidet,  wie  die  Eisenbahnen,  aus- 
gehende und  eingehende  Tarife,  Tarife  für  den  Orts-  und 
Ubergangsverkeia-..  Binnentarife  und  durchgehende  Tarife. 
Bei  der  äußereii  Einrichtung  Verfahren  die  Reedereien  nicht 
gleichmäßig,  die  Fortbildung  erfolgt  durch  die  Reedereien 
ohne  Zuziehung  der  Verkehrsinteressenten,  ein  Umstand,  der 
weniger  bedenklich  ist,  weil  an  den  Reedereien  in  der  Regel 
Vertreter  von  Handel  und  Industrie  beteiUgt,  also  in  der 
Lage  isiad,  ihre  Anschauungen  und  ihre  Bedürfnisse  zur  Gel- 
tung zu  bringen. 

Aus  der  vorstehenden  Darstellung  könnte  vieUeieht  gie- 
schlossen  werden,  daß  die  Seetarife  so  viele  Abweichungea 
von  den  Eisenbahntarifen  zeigen,  Aaß  kaum  noch 
Ähnlichkeiten  übrig  bleiben.    Es  kam   mir  al>er  in  erster 
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Lmie  darauf  an,  g'eracle  diese  Abweichungen  aufzu- 
zählen, zumal  die  Leser  dieser  Zeitung  mit  den  Grund- 
sätzen des  Eis-enbahntarifATesens  bekannt  sind.  Über  die  mit 
großem  Verständnis  durchgefühlte  Vergleichung  d'Cr  beiden 
Tarife  muß  ich  auf  das  Studium  des  Buches  selbst  verweisen, 
ich  überhaupt  dessen  Inhalt  keineswegs  erschöpfend 
w  II  ilergeg"e)>en  habe  und  wiedergeben  konule. 

YII. 

Das  Urteil,  das  der  \'erfasser  in  einem  Schliißkajiitel 
(>.  294  ff.)  üb-er  dio  Seetarife  abgibt,  ist  ein  durchaus 
günstiges.  Beschwerden  über  das  Seetarifwesen  sind  in 
Deutschland  kaum  jemals  vorgekommen,  unter  ihrer  Herr- 
schaft hat  sich  die  d-eutsche  Volkswirtschaft,  der  deutsche 
Außenhandel,  bis  zum  Kriege  glänzend  entwickelt.  Wenn 
der  Verfasser  gleichwohl  einig©  Vorschläge  für  die  Fort- 
bil  lung  der  Tarife  macht  (tunlich ste  Herstellung  der  Preise 
'h  1  der  Linienfahrt  in  Tarif  form,  Beseitigung  entbehrlicher  Un- 
regelmäßigkeiten, weitergehende  ■\^'eröffentlichuug.  Erstrebung 
möglichster  Stetigkeit  usw.),  so  ist  er  doch  weit  davon  ent- 
fernt, einen  stärkeren  Einfluß  des  Staates  oder  gar  eine  Ver- 
tstaatlichung  d-er  deutschen  Eeederei  zu  befürworten.  Vom 
Standpunkt  der  deutschen  Volkswirtschaft  aus  und  im  Hin- 
blick auf  die  Entwicklung  des  Seetarifwesens  wird  die  Frage, 
,ob  ein  Bedürfnis  zur  weiteren  Einwirkung  des  Staates  auf 
I-  Tarif gestaltung  vorhanden  sei,  verneint. 
Diesem  Gesamturteil  kann  ich  nur  beitreten.  Dabei 
braucht  man  die  Augen  nicht  davor  zu  verschließen,  <iaß  das 
Seetarifwesen  nichts  absolut  Vollkommenes  ist,  daß  *;ich 
im  einiielnen,  wie  ja  der  Verfasser  zugibt,  allerlei  Bedenken 


finden.  Gerade  die  geschichtliche  Entwicklung  dieses 
Zweiges  der  Verkehrsmrtschaft  zeigt  aber  ununterbrochene 
Fortschritte  zu  größerer  Vollkommenheit.  Ich  würde  dem 
Verfasser  nicht  gterecht  werden,  wenn  ich  mich  auf  diese 
Zustimmung  zu  den  Ergebnissen  seiner  Untersuchung  be- 
schränkte. Eine  warme  Anerkennung  Aerdicnt  der  auss- 
(lauernde  Fleiß  und  die  peinliche  Sorgfalt,  mit  denen  der  Ver- 
fasser den  gewaltigen  Stoff  gleichsam  aus  dem  Kohen  heraus- 
gearbeitet und  geschmackvoll  und  übersichtlich  gestaltet  hat. 
AYelche  Mühe  das  gekostet  hat,  ergibt  schon  das  Verzeichnis 
der  benutzten  Tarife,  die  Literaturübersicht,  und  es  ergeben 
dies  die  XXV  in  den  Anlagen  beigefügten  Urkunden,  durch 
die  der  Text  erläutert  und  erweitert  wird. 

Das  vorliegende  Werk  verliert  nicht  an  Bedeutung  durch 
die  unglückseligen  Folgen,  die  der  Krieg  auf  die  Entwick- 
lung gerade  der  deutschen  Reederei  ;gehabt  hat.  Ganz  im 
Gegenteil  scheint  es  mir  von  besonderem  Wert  für  den  ja 
sicher  in  Aussieht  stehenden  Wiederaufbau  auch  der  deut- 
schen Schiffahrt,  und  es  verdient  daher  weiteste  Verbrei- 
tung in  den  Kreisen  der  Reeder.  Aber  auch  den  Eisen- 
bahnern ist  das  Studium  dieses  Buches  dringend  zu  lempfchlen, 
besonders  allen  denen,  die  ihre  Kenntnis  des  Tarifwesens 
qieht  allein  durch  die  praktische  Routine,  sondern  durch 
wissenschaftliches  Studiuni  zu  erweitern  und  zu  vertiefen 
bestrebt  sind.  Endlich  aber  ist  das  Buch  ein  großer  Gewinn 
für  die  gesamte  VolksTOrtschaftslehix?,  die,  wie  schon  ein- 
gangs bemerkt,  das  Seetarifwesen  bisher  sozusagen  beiseite 
hat  stehen  lassen,  aus  diesem  Buch  aber  erfahren  wird, 
welche  Fülle  von  neuem  Stoff  und  neuen  Gesichtspunkten 
für  die  Verkehrs wissensehaft  hier  niedergelegt  und  ver- 
ar'beitet  ist.  iDr.  A.  \.  der  Leyen. 


Der  Leistungsausschuß. 

Von  Betriebs-Ingenieur  Mews,  Paderbom. 


:  A  or  dem  Kriege  hat  man  in  tler  Öffentlichkeit  wenig  von 
den  Eisenbahnwerkstätt-en  gehört.  Wie  Dr.  Martens  in 
«einer  Denkschrift  „Organisation  und  Leistung  der  Eisenbahn- 
lokomotiv-  und  wagen  werke"  (vgl.  Nr.  72 — 74/1919  d.  Ztg.) 
treffend  sagt,  hat  erst  die  Revolution  die  Bedeutung  der  Werk- 
stätten gezeigt.  Leider.  Hätte  man  ihnen  früher  mehr  Be- 
achtung geschenkt,  so  wäre  die  heutio-©  ernste  und  große  Sorge 
um  *ie  mindestens  um  vieles  kleiner.  Kohlenzechen  uud 
Eisenbahnwerkstätten  stehen  heute  überall  im  Vordergrunde 
des  allgemeinen  Interesses,  weil  von  ihnen  bzw.  von  ihren 
Leistungen  der  Pulsschlag  unseres  wirtschaftlichen  Lebens 
mit  abhängt,  jene  wegen  der  Kohlengewinnung-  und  diese 
wegen  des  Transportes  uud  der  Mittel  dazu.  Die  breiteste 
Öffentlichkeit  ist  heute  auch  von  der  Bedeutung  der  Eisen- 
bahnwerkstätten überzeugt. 

Die  es  angeht,  wissen  genau,  wie  weit  der  Wirkungsgrad 
Oller  die  Leistung  der  Werkstätten  gegenüber  der  Zeit  vor 
dein  Kriege  gefallen  ist;  auch  wissen  sie,  daß  die  Leistungs- 
linie nach  Beginn  des  Krieges  auf  ein  Höchstmaß  stieg,  aber 
schon  nach  einem  halben  bis  einem  Kriegsjahre  erst  langsam, 
dann  aber  immer  schneller  sank,  bis  der  Leistungssturz  mitdeii 
ersten  Tagen  der  Revolution  eintrat.  Das  ist  auch  den  Ar- 
beitern bekannt.  Warum  sie  sank,  plötzlich  stürzte  und  jetzt 
nicht  wieder  oder  nur  sehr  langsam  in  die  steigende  Tendenz 
übergehen  will,  darüber  gehen  die  Meinungen,  insbesondere 
zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  zwischen 
Werkstattsbeamten  und  Arbeitern,  auseinander. 

Aus  den  Fachzeitungen  der  Arbeiterorganisationen  und  deu 
V  erhandlungen  iii  ihren  Versammlungen  sind  die  folgenden 
Hauptgründe  zu  entnehmen: 

1.  Ungenügende  Versorgung  der  Arl>eiter  mit  Lebensmitteln 
und  zu  großer  Unterschied  zwischen  dem  Einkommen  und  den 
Preisen  für  Lebensbedürfnisse; 

2.  Mangel  an  Werkzeugen  und  deren  zu  schiechte  P-e-ächaf- 
fenheit ; 

3.  Mangel  an  Werkstoffen  und  Vorratsstüclven  sowie  Fehlen 
von  unmittelbar  verwendbaren  Ersatzteilen  für  Fahrzeuge; 

4.  manerelhafte  Betriebseinrichtungen  der  Werkstätten; 

5.  zeitweise  Arbeitsunmöglichkeit  infolge  Stockungen  im 
Werkstaltsbetrieb  und  Fehlen  eines  greigneten  Arbeitsvor- 
rates, endlich 


6,  passive  Resistenz-  der  Werkstattsaufsiclitsbeaniten. 

Dagegen  ist  bei  den  Werkstattsbeamten  die  Meinung  ver- 
treten —  wie  auch  bei  dem  Verfasser  auf  Grund  eigener  Fr- 
fahrungen  — ,  daß  der  gegenwärtig  geringe  Wirkungsgrad  der 
Werkstätten  auf  folgenden  Ursachen  beruht : 

1.  Arbeitsunlust  der  Arbeiter,  hervorg^eruf en :  a)  bei  den 
Kriegsteilneluneru  durch  die  Anstrengungen  des  Kriegs- 
dienstes und  Nebenurastände  sowie  zu  lange  Entziehung  von 
der  Berufsarbeit;  nach  Rückkehr  in  die  Heimat  infolge 
Lebensmittelmangels,  b)  bei  den  NichtkriegsteiLnehmern 
durch  die  mangelhafte  Versorgung  mit  Lebensmitteln  und 
Einschränkung  der  übrigen  Lebensliedürfnisse  während  und 
nach  dem  Kriege,  c)  bei  einem  -gewissen  Teil  durch  den  Fort- 
fall jeglichen  Reizes  zur  Mehrleistung   (s.  auch  unter  2.)  ; 

2.  Einführung  des  Zeitlohnes  uud  Fortfall  der  Belohnung 
für  Mehrarbeit  und  besondere  Tätigkeiten  (Kolonnenführer- 
zulage,  Werkhelferentlohnung,  verantwortliche  Bedienung 
von  Maschinen  und  maschinellen  Einrichtungen  usav.)  ; 

3.  Verschiebung  der  Machtverhältnisse  zwischen  Vor- 
gesetzten und  Untergebenen  und  Unfähigkeit  mancher  meist 
älterer  Beamten,  sich  in  die  neuen  Machtverhältnisse  reibungs- 
los einzupassen; 

4.  Überfüllung  der  Werkstätten  mit  Arbeitskräften  und 
Minderwertigkeit  eines  Teiles  derselben,  der  dazu  die  größte 
Unzufriedenheit  zeigt  und  den  Herd  der  Störungen  bildet ; 

5.  ungenügende  Bewegungsfreiheit  und  Unselbständigkeit 
vom  Amtsvorstand  bis  herunter  zum  Werkführer  (Hegt  im 
System ;  von  der  Neuregelung  der  Werkstättenverhältnisse 
erhoffen  die  Werkstattsbeamten  BesSierung)  ; 

6.  teil-  und  zeitweiser  Werkstoffmangel,  liaui;tsächlich  eiuroli 
die  schwierigen  und  zu  umständlichen  Beschaffungsverhält- 
nisse hervorgerufen. 

Das  sind  in  der  Hauptsache  die  immer  wieder  vorgebrachten 
Gründe  der  beiden  Seiten  für  den  Rückgang-  der  Leistungen 
in  den  Werkstätten.  Es  mögen  auch  noch  anclere  in  Frage 
kommen,  doch  die  angeführten  genügen  schon  für  den  vor- 
liegenden Zweck.  Die  maßgebenden  Stellen  ließen  <,'s  an 
ernsten  Mahnungen,  wieder  mehr  zu  .arbeiten  und  zu  leisten, 
unter  Bekanntgabe  beweisender  Zahlen,  nicht  fehlen.  Ein- 
sichtige, ruhige  und  sachlich  denkende  Beamte  und  Arbeiter 
waren  sich  auch  schon  im  Anfange  dieses  Jahres  darüber 
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klar,  daß  isioh  di«  Zustände  in  den  Werkstätten  ßo  nicht  weiter 
i'utiwiokeln  dürfen,  wenn  der  schon  isdchtbare  Zusammen - 
ln<uch  vermieden  werden  soll.  Aus  dieser  Einsicht  entwickelte 
sich,  allerdings  zunächst  allmählicli,  das  Bestrel>en,  dem 
w  eiteren  Linken  <ler  Werkstattslei-stungen  zu  steuei-n  und  eine 
Aufwärtsbewesuno-  einzuleiten. 

Erfreulicherweise  konnte  bei  den  eiavsctzenden  Beniühuu- 
u'en.  trotz  Yersehiedenheit  der  I^lednunoen,  wegen  <ler  Griiudf 
des  Leistunosrückffanges,  festgestellt  Averden,  daß  in  manchen 
Werkstätten  liei  Beamten  und  Arbeitern  der  feste  Wille  l)e- 
stand,  auf  genieinsdhaftlioher  Grundlag-e  die  Leistungen  zu 
li'ebeu. 

jSo  war  es  auch  in  der  Wagen-Haupt werkstätte  Paderborn- 
Nord.  Dort  schhig  der  A'orfasser  in  einer,  vom  Amt  veran- 
laßten,  genieinschaf tliclieu  Bespreehung  der  Beamten-  und 
Arbeitfi\ertretungeu  am  2.  Januar  1919,  nach  vorhergegan- 
gener .Vuss])rach6  über  Lteistungsriickgaug  iind  Notwemlig- 
keit  der  Steigerung,  vor,  für  diesen  ernsten  Zweck  einen  be- 
sonderen „Ausschuß  zur  Hebung  der  Leistungen"  zu  bilden. 
In  ihm  .sollten  einige  Iilitglieder  des  Beamten-  und  Arbeiter- 
ausschusses die  brenndeuden  Leistungsfrageu  mit  einem  Yer- 
I  reter  des  Amtes  beraten  und  bei  der  Durchführung  ihrer 
Lösung  mitwirken. 

Bis  zur  ersten  Sitzung  waren  jedoch  noch  manche  AVider- 
stäude  zu  überwinden,  und  manches  Mißtrauen  zu  be-seitigeu. 
Sie  fand  .au)  29.  Juli  1919  sialt.  In  ihr  mirde  dieser  Aiis- 
schuß  vom  Verfasser  kurz  „Leistungsausschuß"  genannt  und 
empfohlen,  alle  notwendigen  Maßnaluuen  der  Dringlichkeit 
uaeh  zur  Beratung  zu  stellen.  Er  besteht  aus  dem  Amts- 
vorstaud  oder  seinem  Vertreter  (B.-Ing.)  und  aus  je  drei  Mit- 
gliedern des  Beamten-  und  Arbeiterausschusses.  Indessen 
wird  auch  iu)eli  der  eine  «der  andere  Werkstuttsbeamte  «der 
Arbeitervertieler  zur  Stellungnahme  oder  Äußerung  herau- 
gezogeni,  wenu  die  Beratung  eines  be&ondieren  Punktes  dieses 
erforderlich  macht. 

Alhvöclientlich  wurden  diese  Beratungen  fortgesetzt,  und  es 
zeigte  sich  bald,  daß  diese  Gemeinschaftsarbeit  nuter  Beteili- 
gung der  Arl)eitera.chaft  \on  Erfolg  begleitet  war. 

Aus  den  geführten  kurzen  Niederschriften  ergeben  sich  fol- 
gende A'erhandlungsgeg'eustände : 

1.  Beseitigung'  des  Mißtrauens  zw  ischen  Beamten-  und  Ar- 
beiterschaft und  Schaffung  einer  V  ertraueusgrundlage  durch 
weitgehende  Aufklärung  der  Arbeiter.  Gegenseitige  Unter- 
stützung (Beamten-  und  Arbeit ervertret-er)  zur  Stär-kung  des 
Ansehens  (Autorität).  Behandlung  der  Arbeiter  durch  Vor- 
gesetzte nacli  neu<'u  ( u  siehlspunkten ;  2.  Meinungsaustausch 
über  Ursachen  des  Leistuu,gsiückganges  in  den  Werkstätten; 

Feststellung  der  gemeinsam  erkannten  Gründe  und  vor- 
läufig(-.  Aus>clil!el)un<i'  der  strittigen  Punkte  (hierzu  gehört 
au(di  die  Akkordarbeit);  4.  Eiustelluuo-  amd  Entlassung  der 
Arlteiter;  4a)  der  rechte  Mann  an  den  richtigen  Platz  in 
der  Werkstätte;  4b)  zweckmäßigste  Beschäftiaung  dej-  Kriees- 
'leschädigteu :  ö.  Arbeitsordnung  in  der  Werkstätte;  Er- 
mahnung und  Bestrafung  dei'  Arbeiter:  5a)  Ändernug  von 
Arbeitszeiten;  6.  Arbeitsunlust,  ihre  Gründe  und  Beseitigung; 
7.  ^laugel  an  Werkzeugen  sowie  Instandsetzung;  8.  ManS'el 
au  Eohstoffen  und  Vorratsstückeu,  teelmische  Abnahme  der 
Werkstoffe;  9.  Instandhaltung  der  Beiriebseiuiichtucgen ; 
10.  praktische  und  zeitsparende  Arbeitsverfahren  (z.  B.  naelits 
Ein-  und  Aussetzen  der  Keparaturwagen)  ;  11.  Störunacu 
iiu  Werkslattsbetriel»  infolge  Zurückbleibens  (duzelnei'  Ab- 
teilungen oih'r  auch  Arbeitsmasohiueu ;  12.  Zweckniäßig  n  "« 
Zusammenarbeilen  diCi-  einzelnen  Werkstattsabteiluugeu  durch 
schnellei'Cs  gegenseitiges  Unterrichten  und  Benehmen  der 
Auf siohtsbeamten ;  13.  monatliche  Eeststellung  von  LdsiuniAS- 
zahlen  (Leistungsfaktoren  der  Werkstätte)  ;  14.  Ersparuug 
xon  'elektrischer  und  Dampfkiaft  usw. 

An  bemerkenswerten  Punkten  für  die  nächsten  Beratungen 
sind  voro'.emerkt  u.  a.  a)  Sparsamste  A'erwendung  der  neuen 
Werkstoffe,  Belehrunüs-  und  Ül>erwachungsmaßnahineu ; 
b)  Ausnutzung  der  Altstoffe  und  altnbra uchbareu  Teile  auf 
neuer,  })reiter  Grundlage,  unter  Verwendunp'  früherer  Er- 
fahrungen (vom  A^erfasser  schriftlich  behandelt) ;  c)  Ein- 
wiilcuug  der  unproduktiven  Arbeitskräfte  auf  die  Leistungen 
in   der  AV  a  g  e  n  -  Haupt  w  erkstätte  und  ihre  Einschränkung'. 

Einen  Inerten  Raum  bei  den  Beratungen  nahmen  die  Ent- 
lassungen der  Arbeiter  ein.  wobei  die  festgelegten  Grund- 
linien gemäß  Weisungen,  höherer  Stellen  maßgebend  waren. 
Rücksichtslos  wurden  zunächst  die  „Drohnen  der  A¥erk&t>ätte", 
also  die  offenkundigen  Fauleuzer,  und  mit  ihnen  die  Lei- 
stungsunfähia-en  K^ntferut.  Dann  folrten  in  kurzen  Abständen 
die  Landwirte,  die  früher  selbständigen  Handwerksmeister 
und  sonstigen  Gewerbetreibenden,  und  nach  ihnen  eetbehr- 
liclH'.  unverheirateiü  iuuge  Leute. 

Wenn  auch  die  übrigen  Maßnahmen  des  Leistungsaus- 
schusses sieh  bald  erfolgreacli  )>emeikl>ar  machten,  so  wirkte 


doch  nichts  .so  günstig  auf  die  Leistungen  ein  wie  di-e  Ent- 
lassung der  Arbeitsunlustigen  sowie  der  nicht  urtbedingi 
notwendigen  Kräfte.  Es  muß  bei  dieser  Gelegenheit  betont 
werden,  daß  üi-e  Arbeitervei-treter  energisch  mitgewirkt  haben. 
\  on  dem  Zeitpunkt  der  Entlassungen  stieo-  nachweislich  der 
AVagenausgang  auf  durchschnittlich  von  48  %  auf  83  %  der 
Leistungen  vor  dem  Kriege,  l>ezogen  auf  gleiche  Arbeite r- 
und  Arbeitsstundenza-hl . 

Die  Bemühungen  des  Ausschusses  wirkten  aljer  nicht  bloß 
Icistuugsfördcrnd  auf  die  Arbeiter,  sondern  auch  auf  die 
Werkstattsbeamteu.  Es  kam  manches  zur  Sprache,  wovon  der 
höhere  Vorgesetzte  sonst  wenig  oder  gar  nichts  erfährt.  Oft 
sind  es  gerade  diese  verschwiegenen  kleineu  Hindex-ndsse  und 
inneren  Widerstände  des  Betriebes,  die  in  ihrer  Summe  die 
Leistungen  der  AVerkstätte  ibeeinträchtigen  und  eine  gesunde 
Entwicklung  des  AVirknngsgrades  hemmen.  Auch  sie  zu  ent- 
decken und  zu  beseitigen  liegt  —  ganz  besonders  heute  — 
im  Interesse  aller  Beteiligten.  Dazu  ^beigetragen  zu  haben, 
ist  ein  A^erdienst  des  Leistungsausschusses,  und  es  ist  er- 
staunlich, in  wie  manchen  Fällen  dies  ohne  große  Roibungen 
möglich  war.  Hierher  gehören  anch  die  AViderstände  und 
Hiudernisse,  lüe  sich  —  bildlich  gesprochen  —  an  den  Grenzen 
der  einzelnen  AVerkstattsabteilungen  finden.  Auf  einem  ge- 
wissermaßen neutralen,  mehr  oder  weniger  interesselosen 
Gebiete  sammeln  sich  zeitweise,  so  viele,  angeblich  niemand 
angehende  Übergangsarbeiten  an,  die  immer  Avieder  Arbeits- 
stockungen im  Gefolge  haben. 

Gewiß,  hier  soll  der  Betriebsleiter  eingreifen.  Aber  leider 
ist  ihm  das  nicht  immer  oder,  )>eiSser  gesagt,  in  v>enigen  Fällen 
möglich,  weü  ihm  andere,  seinen  Aufsichtsdienst  störende 
Aufgabeu  zugewiesen  sind.  Die  Arbeiten  des  Loistungsans- 
schusses  haben  ebenfalls  sehr  deutlieh  und  klar  gezeigt,  daß 
die  sehon  so  oft  erhobene  I'orderunu'  der  Betriebsingenieure 
und  Werkmeister,  sie  für  den  Aufsicliisdienst  frei  zu  macheu 
und  von  allen  übrigen  technischen  und  A'erwaltnngsarbeiten 
zu  entlasten,  nur  zu  Ijei'echtigt  ist,  uud  l>ei  der  Neugestaltung 
der  Werkstättenverhältnisse  unbedingt  berücksichtiigt.  werden 
muß. 

Manchem'!  AVerkstattsbeamten  Avird  die  AVirkunff  des  Lei- 
stungsausschusses unerwüuseht  sein,  weil  sie  in  sein  Tätig- 
keitsfeld eingreift.  Das  ist  richtig:  aber  derjenige,  der  die 
Fordeinmgen  der  neuen  Zeit  erfaßt  hat,  kann'  eine  ehrliche 
Mitwirkung  der  Arbeiter  nur  begrüßen;  sie  wird  ihn  um  so, 
weniger  hindern,  je  mehr  ler  bemüht  ist.  die  Verhältnisse  in 
der  AVerkstätte  zu  bessern  und  in  seinem  AVirkungskreis  auf 
der  Höhe  zu  sein. 

Daß  unsere  Pflichten  in  der  Werkstätte  ernster  und  größer 
sind  als  je,  darül>er  herrscht  kein  Zweifel.  Die  Kohleunot 
pocht  an  jede  Tür,  aber  an  die  Tore  und  Türen  der  Eisen-  , 
bahn  Werkstätten  pocht  heute  das  deutsche  Volk  nnd  ruft: 
.,Weün  i  h  r  uns  nicht  helft,  dann  sind  wir  verloren."  Darum 
halben  mr  AVerkstättenleute  die  Pflicht,  alles  zu  tun,  was 
wir  können,  und  müssen  allen  Beteiligten  die  Hand  reichen, 
sofern  sie  mitarbeiten  wollen.  Alle  persönlichen  Eüeksichten 
müssen  in  dieser  ernsten  Zeit  fallen.  Die  allgemein  i 
Not  fordert  tkis.  Uber  jedem  Arbeitsplatz  muß  dLe  Losuui; 
stehen  und  befolgt  werelen :  „Jeder  tue  seine  volle 
PfMolit!"  dann  gehts,  dann  Avird  der  schon  zu  spürende  be- 
lebende Zug  der  Arl>eitslnst  in  den  AVerkstätten  größer  T>.er- 
den.  Beh'erzigen  Avir  diese  aber  nicht,  dann  Aver  Jeu  Kohlen - 
not  und  AVirtschaftskrise  mit  ihren  Folgen  auch  uns  treffen, 
um  so  mehr,  als  Avir  von  dem  Staate  unmittelbar  abhängig  siml. 

:i:  * 
* 

Der  Herr  Alinister  hat  inzAAiischen  angeordnet,  daß  Lei- 
st ungsausscliüsse  in  allen  AA^ei  kstätten  gebildet  werden  seilen, 
und  dazu  Richtlinien  gegeb,.)]  {\  oL  Nr.  89,  S.  950  d.  Ztg.). 
Den  einzelneu  AVerkstätten  ist  jedoch  genügend  BeAViCgungs- 
freiheit  zur  'Berücksiehtieuno-  der  örtlichen  usw.  VerhältuiCsc 
gegeben.  Diese  Abhandlung  war  schon  vor  Bekannt wereleu 
dieses  Erlasses  entworfen,  allerdings  in  etwas  anderer  Fcrm, 
bei  der  besonders  darauf  hingewieseu  Avurde,  daß  in  Anbe- 
tracht der  guten  Erfahmngen  in  Paderborn -Nord  Avohl 
empfohlen  Averden  könnte,  auch  anderwärts  Leistunysaus- 
schüsse  zu  bilden.  Wenn  dadurch  der  ursprüngliche  Zweck 
der  Zeilen  auch  hiufällio-  .geworden  ist,  so  glaubt  dej.  A'"er- 
fasser  doch,  daß  sie  auch  heute  noch  manehem  Beteiligten 
für  die  Einrichtung  und  Arbeit  der  Leistungsausschüsse  er- 
wünscht sein  können.  Dabei  leat  er  hesonderen  AA'ert  darauf, 
zu  betonen,  daß  .sie,  wie  die  vereinigten  Beamten-  und  Ar- 
beiteraussehüsse.  wertvolle  A^orarbeit  für  die  kommenden 
Betriebsräte  und  Adelleieht  auch  für  die  notwendig  gewor- 
denen betriebswissenschaftliclien  Untersuchungen  des  Werk- 
stättendienstes leisten  und  manchem  Beamten  den  Übergang 
in  diese  neue  Zeit  erleichtern. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

Staatseisenbahnen    auf    das  Reich 

7mkl£t=^*>.''u  Ztg.«:    Die  Unounst  d«-  allgemeinen 

urter  Zeitung''  den  Wunsch  hervorgerufen,  den  Übergang  der 
.inzelstaathchen  Eisenbahnen  auf  das  E^^ich,  der  nach  tki 
rerfas^ung  bis  zum  Jahre  1921  erfolgen  sollte  s  c  h  o  n  1  e  t  z  t 
wl'^p'^'''  möglichst  bald  eine  zentrale  I.eitung  des 
)ehamten  Eisenbahnbetriebes  zu  erreichen 
^^MJ^J'^^'''^:  Ififft  die  Meldung  zu,  und  es  hab^n  an 
eu  maßgebenden  Stellen  bereits  Vorbesprechungen  in  die<<er 
Lngelegenheit  stattgefunden,  die  indes  bisher  noch  nicht  zu 
mem  abschließenden  Ergebnis  führten." 

—  Ständige  Tarifkommission.  Die  nächste  (121.)  Silzuno- 
er  standigen  Tarif kommissiou  der  deutschen  EisenbahneS 
ntt  des  ihr  l>eageordueten  Ausschusses  der  Verkehrsinter- 
ssenten  findet  am  19  Dezember  d.  Js.  in  Stuttgart  statt.  Auf 
er  Tagesordnung  stehen  u.  a.  folgende  Gegeustcände :  1.  Än- 
erung  der  Beforderungsl>edingungen  für  Kostbarkeiten 
D  (,TUterverkehr,  2.  Erhöhung  der  M  i  nd  e  s  t  f  r  a c  h  t  e  u 
Qd  einiger  Aveitewr  Gebühren  im  Güteitarif,  Teil  I B 
Beseitigung  entbehrlicher  Fremdwörter  in  der  Ge- 
iüaltsordnung  und  m  den  deutschen  Eisenbahntarifeu,  Teil  I 

k  iw>  rT^"".  '"";'''^rc  ^'  a  t  k  a  r  t  o  f  f  e  1  n  bei"  Aufgabe 

Is  I  rachtstuckgut  5.  Änderung  der  Bestimmungen  iihex  (hr' 
ef  oixiei-ung  der  G  u  t  e  r.  i  n  o  f  f  e  n  e  n  .  b  e  d  e  ck  t  e  n  od  er 
l  Wagen  mit  Decken.    6.  Frachtbevechnuug 

4f,''/lr'^  **^^ ^^1.1 1*^1^6  Ma,schinen  Und  Geräte. 

FiacJitberechnung  für  gebrauchte  Bierfässer 
Gestellung  großräumiger  Wagen  für  Hüte  und  Hut- 
'  ^  u  •  F  J^-  ■  ,  -^"fnahme  frischer  Arznei  k  i'  ä  u  t  e  r  in 
m  Eilgutspeziallarjf  10  Klarstellung  der  Frachtb  aeehuun" 
■r   ivienol.    11.   Frachtberechnung  für   folgende  Geoeu- 

K«T.hn^''t''*  n^'^r""*^^'       Rübenmus  (Eübenkraut), 
Kaiburit,    d)    Kadaverieim.    e)  Formmasse 
;>>  c  h  1 1  f  r  o  h  r    u  r  z  c  1  n  ,  auch  gedarrt  und  zerkleinert 
1  on  waren    mit  unedien  Metallen  verbunden.    12  \ach- 
•ulung  der  Stellen  „Gips"  und  „Kalk".    i;j.  Streichung 
1  Stelle  „B  a  r  y  t ,  gefällter"  im  Spezialtarif  III.    14.  Auf^ 
.hme  von  H  o  1  z  t  r  e  b  e  r  u   (ausgelaugten  Ilolzsägespaneu) 
wie  von  Elektrodenkohle  nabfall  :n  deiT  SpLi^Jl- 
nt   III.    lo.  Mi-achtberechnung  für  f  iiem  dlä  n  d  is,  c  hte 
aiLstiere,    Ib.  Beförderung  kranker  Persone»  im 
e pack  wagen.    17.   Abfertigung    von   E e  i  s ^-  e p  ä  c  k 
1  n  e  L  o  s  u  n  g  v  o  u  F  a  h  r  k  a  r  t  e  n.    18.  Er  Weitenung  der 
.hrverguustiguugeu  für  Kriegsbeschädigte  (ßeforae- 
ug  Beinamputierte f  und  innerlich  Schwerkranker  in  der 
.  Wagenklasse). 

-  BefördcruuKspreisc  für  Reisen  in  Expreß/iiffen.    Die  Be- 

rderungs preise  für  Reisen  in  Expwßzügen  (d.  s.  Züge  mit 
»on(  ercr  G(  .schmudigkeit  und  Bequemlichkeit,  die  hi  den 
hridanen  mit  L  Ix^zeichnet  werden)  sind  mit  Gültigkeit  vom 
Dezember  1919,  den  heutigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
tsprecheu.l.  neu  festgesetzt  worden.  Es  werden  fortan  er- 
ben: a)  für  die  Per-son  0,54  Jl  für  das  Tarifkilometer  und 
r  tarifmäßige  Sehnellzugzu.schlag ;  b)  für  das  Gepäck  ein 
-schlag  von  100%  zur  tari^fmäßigen  Gepäckfracht  und  eine 
:fejtigung.sgebubr  von  3  M  für  je  10  kg  des  der  aepäck- 
tchi.  zugrunde  zu  legenden  Gewichts;  c)  für  Hunde  7.2 
,.;rf'*  i""'?  DanelK'n  sind  die  in  den  besonderen 

Uten  festgesetzten  Preiszuschläge  zu  entriciiten.  Zurzeit 
rden  Expreßzuge  in  Deutschland  noch  nicht  Avieder  <.-e- 
iren  Wie  verlautet,  will  jedoch  die  Entente  demnächst 
preßzuge  zwischen  Paris-(Ostende-)Straßburg-Prac.--War- 
lau  vsowie  zwischen  Paiis-(Ostende-)Sfraßbiirg-Münc]ien- 
en  einrichten,  die  somit  im  Durchgange  auch  über  deutsche 
ecken  verkehren  würden.  iituiscnt 

-  Fahrpreisermäßi«uns  für  Kiiej-sbeschädigte.    Mit  Gül- 

'f^-^::^H^.\^rrlT  ^  i''-  ^■'^^  ^l^*^'  rahrpreisormäßigCg 
Kiieg-sbesehadigte  (Ausfuhrungs1>estimmung  C.  XI  zu^  12 
'  Ei^enbahn-\  erkehrsordnung)  neuerdings  erweitert  wor- 
••  r  ,^1*?*'."  Zeitpunkte  an  geuießcn  Schwerkri'^.o-sbe- 
adio-t.e,  die  bei  Reisen  ständig  eines  Begleiters  bediirfen 
nso  wie  Kriegsblinde  (s.  S.  613  d.  Ztg.)  neben  £  1 -Hhr: 
isermaßigung  für  ihre  Person  die  Vergünstigung  fu.r  ml 
gelthchen  Mitreise  des  Begleiters.  Als  Ausweis  für  den 
fcf  die^S  eine  auf;  den  Namen  des  Kriegsb..,se]iädioten 
tende,  von  der  Eisenbahn  für  die  Dauer  eirfes  Kalendei- 


lahres  ausgestellt©  Bescheinigung  darüber,  daß  er  Krieo-sbe- 
ischadigler  ist  und  ständig  einer  Begleitung  bedarf.  Diese 
Bescheinigung  wird  auf  Antrag  des  Kriegsbeschädigten  von 
derienigen  Eisenbahnverwaltung  ausgrestellt  in  do^en  Bezirk 
er  seinen  Wohnsitz  hat.  Dem  Antrage  sind  beizufügen- 
a)  das  Zeugnis  eines  beamteten  Arztes  über  ilie  Votwendi<?keit 
der  standigen  Begleitung;  b)  das  Lichtbild  des  Kriec^sbesohä- 
digten  und  c)  femer  bei  dem  erstmaligen  Antra«-  eine  Be- 
ischeinigung  der  zuständigen  Militärbehörde  (MifitärDapier) 
Uber  die  Eigenschaft  als  Kriegsbeschädigter. 

—  Beförderung  von  Zyannatrium  und  Zyankalium.  Mit  Gül- 
tigkeit vom  15.  November  1919  sind  Zvaunatrium  und  Zyau- 
kalium  m  fester  Form,  falls  zur  Sohädlingsbekämpfuno' 
m  eiligen  Fallen  bestimmt,  zur  Beförderung  als  Eilstückfait 
zugelassen. 

—  Lohntarifverhandlungeu  bei  den  preußischen  Staats- 
bahnen. An  zuständiger  Stelle  erfahren  die  „P  P.  K '■  ■  Die 
vor  Monaten  im  Eisen bahnministerium  eingeleiteten  Verhand- 
lungen mit  den  beteiligten  Arbeiterorganisationen  über  einen 
laritvertrag  konnten  bisher  nicht  fortgesetzt  werden  weil  die 
drei  «roßten  Gewerkschaften  sich  trotz  eines  ihren  Standpunkt 
verwertenden  Gutachtens  des  Eeichsarbeitsministoriums  fojt- 
gesietzt  Aveigerten,  m  die  A'erhandlungen  einzutreten,  solano-e 
eine  vierte  Gewerkschaft,  das  Gewerkschaftskartell  deutscher 
fetaatsarbeiter,  zu  den  Besprechungen  zugelassen  würde.  Nun- 
mehr hat  Idieses  Gewerkschaftskartell  sich  mit  einer  der 
großen  Gewerkschaften  dahin  geeinigt,  daß  die  letztere  beim 
A'ertragsabschluß  zugleich  für  das  (jewerkschaftskartell  auf- 
tritt, das  Kartell  jedoch  bei  den  Verhandlungen  selbst  einen 
V  ertreter  stellt.  Nach  Beseitigung  dieses  formaleu  Ilii.der- 
msses  wii'd  es  nunmehr  möglich  sein,  die  sacli liehen  Ver- 
handlungen zu  beginnen  und  damit  dem  Beschluß  der  preu- 
ßischen Landesversammlung,  den  Tarifvertrag  beschleuuiot 
abzuschließen,  nachzukommen. 

—  Schwellenholzbedarf  der  preußischen  StaatsbaJuien.  AVie 
die  „B.  B.  Ztg."  meldet,  hat  nach  längeren  Verhaudluuc«-en 
zwischen  der  preußischen  Eisenbahnverwaltuuo-  uud  dem 
Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  J^ors+r^n  dieses 
an  die  Regierungen  die  Verfügung  ergehen  lassen,  daß  im 
kommenden  Winter  die  Staatsforsten  besondere  Aussclirei- 
bungien  für  Schwellenholz  vornelunen.  Der  Bedarf  der  Eisen- 
bahnen, die  an  die  Erneuerung  des  Unterbaues  gehen  müssen 
ist  außerordentlich  groß.  Dementsprechend  werden  auch  die 
Ausschi-eibungen  für  Schwellenholz  beträchtlich  ausfallen. 
Zu  diesen  Käufen  werden  iudeseu  nur  diejeuigeu  Seliwelleu- 
Jierstelluugshäuscr  zugelassen  werden,  die  bereits  Schwelku- 
heferungen  an  das  Eiseubahn-Zentralamt  ausgofiLlirt  haben. 
Man  beabsichtigt,  durch  dieses  A^erfahren  Prei'streiberei-en,  die 
den  Schwellenpreis  unnötig  verteuern  könnteu.  zu  vermeiden. 

—  Zur  Kühlennot  der  Eisenbahn  schreibt  die  D  II" 
Ztg.«  vom  22.  d.  M.:  Im  Anschluß  an  die  gesliigo  Sitzuno-  ,de-! 
Eeichskohlenrats  kam  es  zu  ausgedehnten  Eiörterun'>en"iib(  i 
die  Versorgung  der  Eisenbahnen  mit  geeignoteu  Kolilcu  Es 
wurde  hierbei  darauf  hiiigewiesen,  daß  die  Eisen) )aliuen  tat- 
sächlich schwer  unter  der  s  c  h  1  o  c  h  t  e  u  B  e  s  c  h  a  f  f  e  n  - 
heit  der  jetzt  geförderten  Kohlen  leiden.  Hier  eine  Besse- 
rung zu  erzielen,  muß  die  Aufgabe  der  Iiid-astrie  und  auch 
besonders  der  Bergarbeiter  sein.  A^'on  Arbeit  nehm  er  seit  e 
wurde  vorgeschlagen,  ein  Sortieren  der  Kohlen  nicht 
unter  Schacht,  sondern  bei  Tage  voizunehmen,  da  die 
augenblicklichen  Verhältnisse  es  nicht  gestatteten  diese  Melir- 
arbeit  in  den  Schächten  zu  leisten.  Ein  Vertreter  des  nieder- 
schlesischen  Kohlenbezirks  bemerkte,  daß  die  sohlechte  Be- 
schaffenheit der  Kohle  auch  zum  wesentlichen  Teil  auf  die 
starke  Abnutzung  der  maschinellen  Anlagen  zurückzuführen  sei 
Em  Vertreter  der  Eegieiuug  regte  an,  den  Bergarbeitern  für 
die  Forderung  von  Lokomotivkohlen,  die  eine  t-ewiss«.  Mehr- 
arbeit bedeutet,  erhöhte  Löhne  zu  bemlligen.  Hierbei  köhuc 
man  auch  auf  ein  Entgegenkommen  des  Eisenbahnministers 
leohneii.  Es  wurde  eme  Kommission  gebildet,  die  sich  aus 
Vertretern  der  Regierung.  Arbeitnehmern,  Arbeitgebern  und 
Lokomotivpier&onal  zusammensetzt  und  sofort  Untemuchuno-en 
anstellen  wird  ob  e,s  möglich  ist,  den  Eisenbahnen  bessxTe 
Kohlen  zuzuführen. 

A^ou  unserem  technischen  Mitarbeiter  wird  uns' hierzu  »e- 
scJirieben:  AVir  haben  schon  immer  darauf  hingewiesen,  daß 
die  großen  Betriebsstörungen  der  Eisenbahn  nicht  allein  auf 
1^ r^ji^^T^^^*-'' ^'or  allem  auch  auf  die  schlechte 
Beschaffenheit  der  Kohlen  zurückzuführen  sind.  Daher  kommt 
es  auch  häufig  vor  daß  die  Züge  mitten  auf  der  Stiecke 
liegen  bleiben,  Die  Ursachen  für  die  sehlechte  Beschaffenheit 
der  Kohlen  liegen  einmal  an  der  Arbeit  unter  Taoe,  wobei 
allerdings  auch  zu  berücksichtigen  ist,  daß  bei  d'^n  durch  den 
Eaubbau  wahrend  des  Krieges  verwickelten  jetzic^en  Verhält- 
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uissea  h^eute  Flöze  in  Angriff  oenomm'eii  w<^idcii  inü&S'en,  (Up 

weniffcr  reines  Material  'enthalten.    Selbstverstcindiich  ist  bei 

den  Arbeitern  unter  Ta,<>'«  ein  größerer  Man.o*el  au  Sorgfalt 

nicht  zu  leugnen.    Der  Gedanke,  daß  über  Ta<>;6  .por^fältisier 

sortiert  werden  muß,  ist  nicht  neu.    Seit  .jeher  werden  die  zum 

Schacht  beförderten  Kohlen  über  Taofe  „sortiert",  d.  h.  «ie 

■\verdeu  zunächst  über  'ein  sogenanntes  Leseband  geführt,  das 

an  Arbeitern  vorbeiläuft,  die  bei  dieser  Gelegenheit  Steine 

und  andere  Veinnreinigungen  entfernen.    Allgiemein  kouiuien 

die  Kohlen  l>ei  regelmäßigem  Betriebe  noch  in  die  Wäsclierei. 

Die  Anstrengungen  müssen  also  vornehmlich  darauf  gerichtet 

werden,  daß  einmal  im  Schacht  nicht  überflüssigerweise,  nur 

um  höhere  Fördermengen  vorzutäuschen.  Stein©  als  Kohlen 

verladen  werden  und  daß  ferner  über  Tage  an  denLesebändeni 

mit  der  allergrößten  Gewissenhaftigkeit  gearbeitet  -wird. 

#  # 
* 

Die  Bestände  an  D i e  n  s t k  o  h  1  e  bei  der  Eisenbahn 
betrugen : 

am  1.  8.  14  rund  3  Mill.  Tonnen  =  95  Tage  Vorrat, 
am  1. 10. 19  rund  0,8  Mill.  Tonnen  =  9,5  Ta^e  Vorrat 
am  11.11.19  rund  0,19  :\rill.  Tonnen  =  ß  Tage  Vorrat,' 
am  20.11.19  rand  0,18  Mill.  Tonneu  =  5,4  Tage  Vorrai 
im  Durchschnitt. 

Melirere  Direktionen  haben  aber  nur  noch  für  ein  bis  zvrci 
Tage  Vorräte ;  an  wichtigen  Betriebspunkten  ist  die  Kohlen- 
beschaffung für  Lokomotiven  schon  auf  ernste  Schwierig- 
keiteu  gestoßen.  Als  Mindestforderung,  die  noch  eine 
glatte  Betiiel>sführung  gewährleistet,  ist  allgemeia  ein©  Be- 
vorratung für  20  Tage  anerkannt. 

Als  Gründe  für  den  Rückgang  der  Bestände  werden  in  einer 
Information  der  „P.  P.  N."  in  erster  Linie  ungenügende  Be- 
lieferung (1er  Eisenbahn  mit  Kohle,  dann  -nn  isliirkerer  Ver- 
bi-auch  berechnet.  Der  Verl)rauch  im  Kohle  l>etrug  für  ie 
1000  Lokomotivkilometer 

1913  .  .  .  14,4  t,  1918  .  .  .  19,01t, 
191ß  .  .  .  16,6  t,  jetzt  ...  20  l. 
1917    .    .    .    18,11  t, 

Der  steigende.  Verbrauch  ist,  wie  es  in  der  iVlitteiluno;'  weiter 
heißt,  durcli  die  schlechtere  Ausnutzung  der  Lokomotiven  in- 
folge der  Verkürzung  der  Dienstschichten,  durch  den  hohen 
Eeparaiurstaud  und  dfi  'urch  <'rz\vungene  Ver^rendung  A'on 
Lokonu>tiveu  mit  schadhafter  Feuerungsanlaa'e,  vor  allem 
aber  durch  die  s  c  h  1  e  e  h  t  e  B  e  s  c  h  a  f  f  e  n  h  c  i  il  e  r  g  e  - 
lieferten  Kohle  zu  erklären.  Die  Eisenbahnen  erhalten 
im  Gegensatz  zu  früheren  Zeiten  jetzt  meist  für  Lokomotiv- 
feueiiing  an  sich  wenig  geeignete  Kohle  (kleineri^  Sojtimente 
an  Stelle  von  grobstückiger  Kohle).  Infolge  der  unzuläng- 
lichen Belieferung  mit  Kohle  ist  nicht  jin  lir  wie  rriiher  Wi- 
schung  un<l  zweckmäßige  ^'erteilung  der  üitnustoffe  r-uf  ilie 
einzelnen  Lager  und  von  diesen  auf  die  Loiioniotiveu  je  jinch 
den  besonderen  Bedürfuisj^en  für  die  einzelnen  Ziigg.itluugen 
möglich.  Be.^cüdfis  nachteilig  macht  sich  auch  die  Verwen- 
duna"  von  K  o  k  s  lieiuerkbar,  worauf  die  Eisei)l)almen  wegen 
des  Fehlens  von  Kohle  angewiesen  sind.  Am  wichtigsten  aber 
ist  die  istarke  Beimischung  von  Steinen  und  anderen 
Bergmitteln  in  der  Kohle,  die  früher  auf  5  bis  7  %,  ietzt  auf 
etwa  25,  mitunter  30  %  zn  sehätzen  ist. 

—  Verkehrssperrc  im  besetzten  Gebiet.  Aus  ^ilaioz  wird 
gemeldet,  daß  die  interalliierte  Feldeisenliahnk'oiiriiii^sion  ilen 
ab  22.  Novenibor  l)e;il)sich! iüten  Eisenbal)nfa]n!)laH  fiir  das 
besietzte  ticbiet  nirld  ü i'im  hniigt.  isondern  die  .-fit  di-iu  12,  No- 
vember durcl)L'eti'iiu1e  Eiji.stellung  deis  Scliuell-  und  Personen- 
/^ugverkehrs  bi-;  zum  3t».  November  einschließlich  verlängeit 
hat.  Hinsichtlich  des  Zugverkehrs  an  den  Sonnta.gen  tritt 
vorerst  keine  Änderung  ein. 

—  Bundestag    der    sächsischen    Bisenbahnbcamteu.  Am 

23.  November  wurde  in  DreiS'd'Cn  die  Bunde-stagung  des  Bun- 
des sächsischer  Eiisenbahnbcnuiter  al>geschlossen.  Der  Bund 
zählt  jetzt  über  14000  Mitglieder,  In  den  Entschließungen 
weist  er  auf  das  Vorgelien  des  y)reußischen  Eisenbahn- 
minister.si  hinsichtlich  der  Deniokratisierung  der  preußischen 
Eisenbahnverwaltung  hin  und  erhofft  von  .der  sächsischen  die 
gleichen  Maßnahmen, 

—  Einfluß  des  Metallarbeiterstreiks  auf  den  Lokomotivbau. 

Der  Berliner  Metailarlx'iterstreik  hat  auch  dem  Verkehrsleben 
einen  ganz  liedeutenden  Schaden  zugefügt.  Wie  wir  der 
„B,  B.  Ztg,"'  ejitnehmen,  hat  die  preußische  Staatsbahnver- 
waltung infolge  des  Metallarbeiterstreiiks  eine  Minderliefe- 
rung von  etwa  40  neuen  Lokomotiven  seitens  der  Berliner 
Fabriken  zu  verzeichnen. 

—  Preisaufgabe  für  den  Donau-Oder-,  Donau-Elbc-  und 
Donau-Rhein-Kanal.  Die  beim  Zentralverein  für  deutsche 
Binnenschiffahrt    bestehende    „Seitlich  ling-Stiftung"  veran- 
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staltet  in  diesem  Jahre  nachstehende  Preisaüfgabe :  „Welche 
wirtschaftliche  Bedeutung  hat  für  Deutschland  eine  Wasser- 
straßenverbindung  zwischen  der  Donau  und  dem  Oder-Elbe- 
Gebiete  gegenüber  einer  solchen  zwischen  der  Donau  und  dem 
Rhein'?"  Die  Einsendung  der  Arbeiten  hat  bis  zum  1.  Oktober 
1920  (einschließlich),  und  zwar  portofrei,  an  das  Kuratorium 
der  „Schlichting-Stiftung"  zu  Charlottenburg  (Kantstr.  140) 
zu  erfolgen.  Die  Bedingungen  für  die  Erwerbungen  i;m  den 
„Schlichting-Preis"  sind  bei  der  Geschäftsstelle  des  Zentral- 
Vereins  für  deutsche  Binnenschiffahrt,  Charlottenbur.g,  Kant- 
straße 140.  zu  haben. 

—  Der  Bayerische  Luft-Llo.yd  führt  seit  dem  12,  Novem- 
ber Luft  Verbindungen  auf  folgenden  Strecken  durch:  1,  Mün- 
chen-N  üi-nberg-Leipzig-tBerlin.  2.  M  ünchen  iWürzburg-Frank- 
furt  (Main),  3.  München-Wien.  Auf  den  beiden  erstgenannten 
Strecken  findet  Po.st-  und  Personenbeförderung,  auf  der  Strecke 
München-Wien  ntir  Personenbefördierung  statt.  Die  Fahrten" 
werden  mit  Gioßflugzeugen  für  6  bis  8  Personen  aus- 
g'>eführt.  Der  Ba.vci  i^clie  Luft-Llo.yd  rief  mit  dieser  Einrich- 
tung eine  ständige  Flugverbindung  mit  Personen-  und  Post- 
beförderung ins  Leben. 

— .  Personalnachrichten.  Bei  der  preußisch-hessischeu| 
Staatsbahnverwaltung  sind  folgende  Änderungen  eingetreten  :f 
Der  Regierungsrat  Üttech,  bisher  in  Posen,  ist  als  Mitglied 
der  Eisenbahndirektion  nach  Breslau  versetzt.  —  Der  Regie- 
i'ungsbauführer  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufachsi  Johannes 
Baumann  aus  Landsberg  (Warthe)  ist  zum  Regierungsbau- 
meister ernannt.  —  Der  Regiemugsbaumeister  des  Maschinen- 
baufachs Erich  Dürre  ist  bei  dem  Eisenbahn- Zentralamt  in 
Berlin  zur  Beschäftigung  im  Staatseisenbahndienste  einbe- 
iTifen.  — •  Ausgeschieden  sind:  der  Regierun.gsrat  Dr.  jur. 
Giese,  bisher  in  Berlin,  und  der  Regierungsbaumeister  des 
Eisenbahnbauf  achs  Dr.-Iug.  R  i  s  c  h ,  bisher  in  .Minden 
(Westf.).  —  Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbalmbaufachs 
IPanzlaff  in  Jülich  ist  gestorben. 


Österreicli. 

—  Die  Güterbeförderung  auf  den  Staatsbahucu.  Die  Staats- 
bahndirektion  Innsbruck  teilt  mit:  Ab  17.  d.  M.  sind  im  Be- 
reiche der  Staatsbahndirektion  Innsbruck  allgemein  zur  .Be- 
förderung zugelassen :  1.  Als  Eilstückgut  «ämtliche  Güter  der 
Bedarfsgüterliste ;  2.  als  Frachtstückgut  Eil-  und  Fracht.gut 
in  Wagenladungen:  Lebensmittel  aller  Art,  Brenn-  und  Be- 
leuchtungsmaterialien aller  Art,  Umhüllungen  für  zugelas.sene 
Güter,  Futtermittel  aller  Art,  Umzu.gsgut  und  beladene  Möbel- 
wagen,, Zeitungsdnickpapier,  Material  für  Zuskerfabriken, 
Zement,  Kalk,  Eisenbahndienstgut,  Sprengmittel  für  Bergbau- 
betriebe. Im  Beieiche  und  Durchzug  der  Staatsbahadirektion 
Linz  sind  zugelassen:  Lebensmittel  aller  Art  (ausgenommen 
Bier,  Wein  und  Most),  Brenn-  und  Beleuchtun.gsraaterialien 
aller  Art,  Umhüllungen  für  zu.gelassene  Güter,  Futtermittel 
aller  Art,  Eisenbahndienstgut,  Sprengmittel  für  Bergbau- 
betriebe. Im  Bereiche  und  Durchzug  der  Stäat-sbahndirektiou 
Vi  U  ach  sind  zugelassen:  Lebensmittel  als  Eilstückgut, 
Lebejides  und  Kohlen  in  Wagenladungen. 

— ■  Außerordentliche  Geldzubußen  für  Pensionspartcien.  Den 

Staatsbahnbediensteten  des  Ruhestandes  und  den  Witwen  und 
Waisen  von  Staatsbahnbediensteten  wurde  neuerlich  eine  ein- 
malige außerordentliche  Geldzubuße  zuerkannt.  Diese  Geld- 
zubußen bewegen  sich  in  den  Grenzen  von  30  ))is  126  K. 
Gleichzeitig  wurden  für  die  Staatsbahiibediensteten  des  Ruhe- 
standes und  deren  Witwen  und  Waisen  die  für  den  Bezug  von 
Aushilfen  und  einmaligen  Zuschüssen  fest.gesetzten  obersten 
Grenzen  der  Ruhe-  und  V'ersorgungsgenüsse  (17  200,  18 184 
und  17  326  K.)  mit  Rückwirkung  vom  1.  Juli  1919  aufgehoben. 

—  Eisenbahnwasenbau  und  Wagenbestellungen.    Von  den 

sechs  großen  Eisenbahnwa.genfabriken.  die  vordem  für  die 
Bedarfsdeckung  des  alten  Österreich  in  Betracht  kamen,  sind 
vier,  die  Ringhofferwerke,  die  Nesselsdorfer,  Köni.gsfelder  und 
Staudinger  Fabrik,  tschecho-slowakisch  geworden,  und  nur 
zwei  Betriebe,  die  Simmeringer  und'  die  (^rrazer  Wa,genfabrik. 
gehören  der  Republik  Österreich  an.  (jnegenüber  einer  früheren 
Gesamtleistungsfälligkeit  von  etwa  25O00  bis  30  000  Wagen 
im  Jahr  steht  jetzt  eine  solche  von  5000  Wagen,  wobei  ein*' 
ungestörte  Betriebstätigkeit  vorausgesetzt  wird.  Das  ist  abei 
seit  längerer  Zeit  nicht  mehr  der  Fall,  so  dal*'  die  Fabriken 
mit  ihren  Ablieferungen  an  die  Staatsbahnen  auf  Grund 
älterer  Bestellungen  in  IJückstand  gerieten,  und  auch,  derzeit 
noch  mit  der  Aufarbeitung  dies>6r  Rückstände,  die  auf  Be- 
stellungen aus  den  Jahi-en  1917  und  1918  zurückreichen,  be- 
schäftigt sind.  .Der  Teil  der  Aufträge,  welcher  den  tschecho- 
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slowakisch  ffeworckn'en  Bttrieben  zufkl,  ist  von  diesiea  aus- 
setuhrt  uml  au  die  Tsc]iecho-Slowak.ei  aib^eliefert  worden, 
wobei  den  Fabriken  das  erforderliohe  Eohmaterial  von  den 
t schnell o-slowakischen   Eisenwerken   zur   "\'€rfüi>uno-  gestellt 
wurde.    Di«  österreidüsclim  Fabriten  hatten  zunächst  unter 
'lea  Betrieb^hemmnissen  d«r  Alpinen  Montanffesellschaft  zu 
leiden,   die  das   notw€ndiDre  HiKsmaterial,   so  insbesondere' 
Walzeisen,  nicht  liefern  konnte  und  damit  auch  den  Eück- 
-tand  der  Waoenfabrikcn  herbeiführte.    Verschärft  wairde  die 
ludustrielle  Lao^e  noch  durch  den  Kohlenmano'el,  der  auch 
heute  für  die  gesamte  Betriebstätio-keit  entscheidend  ist  und 
den  Fabriken   namentlich  die  Übernahme  von  Au^ilandsauf- 
t  ragen,   an  denen  es  nach   den   zahlreichen   Anfragen  aus 
Italien,  der  Schweiz,  auch  aus   England  und  Polen  nicht 
ti'hlen  würde,  erschwert,  da  sie  sich  infolge  der  bezüglich  der 
Kohlenversorguug  herrschenden  Unsicherheit    auf   die  ver- 
langten Lieferungstenuine  nicht  festlegen  können.  Neube- 
stellungen   der  österreichischen   Staatsbahnen    sind  vorerst 
iucht  erfolg-t.    In  dem  Voranschläge  des  Staatsamtes  für  Ver- 
kt'Jirswesen  für  1919/20  wird  denn  auch  erklärt,  daß  die  Vor- 
soigeu  für  die  Fahrmittelbcschaffung  —  74,6  ]\[iIlioneu  für 
Lokomotiven  und  Tender  und  65,4  :\[ilLion'tn   für  die  Be- 
Mhaffung  von  Wagen  —  ungefähr  201  Lokomotiven  nebst 
I  eudern  sowie  ungefähr    283    Personen-,    79    Dienst-  und 
1(.13  Guterwagen,  zum  großen  Teile  Lieferreste  aus  den 
Be^stellungen    des    ehemaligen    Eisenbahnministeriums,  bei 
-  ^;?,^i?clio&terreichischen   Fabriken   für  die  Verwaltungsiahre 
191  (,18  und  1918/19  betreffen,  für  welche  nach  Maßgabe  des 
voraussichtlichen   Zeitpunktes  ikrer   Einlief enin o-  die  Zah- 
lung dts  Kaufscliillings  im  Verwaltungsjahr  1919/20  zu  leisten 
-i-in  ward.    Hingegen  sind  den  Wagenfabriken  größere  Auf- 
iiage  von  den  Wagenleihgesellschaften  zugekommen,  so  ins- 
•sondere  Bestellungen  von  Zisternen.wagen.    Größere  Nach- 
1  lage  machte  sich  nach  Weintransport-,  femer  nach  Kühl- 
wagen geltend.    In  umfangreicherer  Weis-e  als  sonst  betei- 
ligten sich  die  Fabriken  auch  an  Ausbesserungsarlieiten. 

—  Eine  Abordnung  der  östeneichischen  .Staatsbahnon  ii- 
der  Schweiz.  Die  „Staatskorrespondenz"  meldet:  Eine  Ab- 
ordniuig  der  österreichischen  Staatsbahnen  mit  dem  Direktor 
des  Elektrisierungsamtes  Ministerialrat  Ingenieur  Ditte.s 
ist  in  Bern  eingetroffen  und  vom  Vizepräsidenten  Sand  der 
(xeneraldiiektion  der  Schweizer  Bundesbahnen  empfanoeu 
worden.  Der  Zweck  der  schweizer  Reise  der  österreichischen 
Abordnung  ist  das  Studium  der  elektrischen  Einrichtuno-en 
und  Anlagen  der  Schweizer  Bundesbahnen,  um  die  schwefzer 
Erfahrungen  bei  der  beginnenden  Elektrisierung  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  verwerten  zu  können.  Die  öst<'r- 
reichische  Al:)ordnung  wird  vom  Leiter  der  Elektrisieruno- 
dter  Schweizer  iBundesbahnen  Oberingenieur  ITubi'r-Stockar 
geführt.  I 

o  ^^'^^  ^at  sich,  wie  schon  in  Nr.  77, 

b.  820  d.  Ztg.  gemeldet,  eine  Gesellschaft  zur  Einrichtuu'y  von 
Luftpost-  und  Personenflügen  gebildet,  die  den  Namen  Luft- 
verkehrs-Studiengesellschaft  führt.  Sie  hat  dem  Staatsamt 
lur  Verkehrswesen  bereits  bestimmte  Vorschläo-e  über  reo-el- 
niaßigo  Post-  und  Personenflüge  erstattet.  Zunächst  soHen 
'f'^  u  Personenhefördexung    zwischen  AVien-Linz- 

balzburg-Innsbruck  und  Wien-Graz-Klagenfurt-Villach  her«e- 
«tellt  werden.  Später  .sollen  die  Linien  Wien-Prag  und  Wien- 
Budapest  und  verschiedene  niederösterreichische  Strecken 
eingerichtet  werden.  Es  sollen  Großflugeuge  zur  Verwen- 
dung gelangen,  auf  denen  6  bis  8  Personen  pnd  melirere 
hundert  Kilogramm  Post  Platz  haben.  Es  ist  oben  (S  97?) 
bereits  erwähnt  Avorden,  daß  der  bayerische  Luftlloyd  von 
nun  an  eine  standige  Luftverbindung  auf  der  Strecke  Münchcu- 
Wien  durchfuhren  werde,  die  nur  der  Personeubeförderuno- 
dienen  wird.  Die  Fahrten  werden  gleichfalls  mit  Großflu<r" 
zeugen  für  6  bis  8  Personen  ausgeführt. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—   Verkehr   zwischen   der    Tschechoslowakei   und  Polen. 

Zwischen  dem  tschechoslowakischen  und  dem  polnischen 
Eisenbahnmmisterium  ist  über  den  durchgehenden  Eis-enbahn- 
verkehr  mit  Gültigkeit  vom  1.  Oktober  1919  ein  -Vbkommen 
aiü  folgender  Grundlage  al)geschlossen  worden.  i:ine  direkte 
Abfertigung  findet  nur  im  Güterverkehr,  nicht  aber  im  Per- 
sonen- und  Gepäckverkehr  statt.  Die  Beförderung  erfolgt 
auf  Grund  des  Berner  Internationalen  Übereinkommens  nut 
einigen  Abänderungen.  Der  Absender  ist  verTiflichtet  die 
Grenzstation,  über  die  die  Sendung  laufen  soll,  im  Frachtbrief 
anzugeben.  Bis  zur  Grenzstation  ist  die  Fracht  mit  allen 
^ebengebuhren  vom  Absender  zu  zahlen,  von  dort  aus  ist  sie 
aut  den  Empfanger  zu  überweisen.    Nachnahmen,  Barvor- 


schusse, luteressedeklaratiüuen  und  nachträgliche  A'erfü'aui- 
gen  sind  nicht  gestattet.  Der  Artikel  14  I.  Ü.  über  die  Liefer- 
iristen  findet  keine  Anwendung.  Für  Entschädignn-sklagen 
ist  nur  der  Absender  nur  der  Aufgabebahn  gegenüber  zustän- 
dig, solange  der  Frachtbrief  nicht  eingelöst  ist,  n.ich  der  Ein- 
lösung nur  der  Empfanger  nur  der  Empfangsbahn  gegenüber. 
Eine  Abti-etiing  von  Ansprüchen  aus  dem  Frachtvertrage  ist 
unzulässig.  Das  Gut  wird  als  verloren  betrachtet,  wenn  es  im 
Ellgutverkehr  nicht  innerhalb  45  Tagen,  im  Fraohtgutverkehr 
90  Tagen  nach  Aufgabe  der  Sendung  angekommen  ist.  Die 
Hattung  lur  Beschädigung,  Minderung  und  Verlust  ist  stark 
eingeschränkt.  Die  Abfertigung  erfolgt  auf  internationalen 
oder  inlandischen  Frachtbrief,  auf  dem  der  Vermerk  ,  Lettre 
de  voiture  internationale"  stehen  muß.  Die  Berufuuo-  auf 
das  Eis-enbahnbetriebsieglement  oder  auf  das  rnternationale 
Übereinkommen  muß  gestrichen  w^erden.  Im  V<'rk.'hr  nach. 
Polen  müssen  die  Frachtbriefe  tschechisch,  im  Verkehr  von 
Polen  poluiiscli  ausgefertigt  sein.  Das  Übereinkoiamen  bi- 
zieht  sich  auf  die  Stationen  aller  Staats-  und  Privatbaliuen  der 
beiden  Staaten,  nur  im  Gebiet  des  ehemaligen  luss^ sehen  und 
preußischen  Polens  ist  die  Zulassung  auf  einige  Stationen 
beschrankt  worden. 

—  Die  Verstaatlichungsfragc  der  Eisenbahnen.  \us  Irao 
wird  gemeldet:  Der  Verkehrsausschnß  der  Nationah--r.-aini.r- 
lung  genehmigte  den  Antrag  auf  Verstaatlichung  der  Buscb- 
tiehraxler,  Aussig-Teplitzer  nnd  Kaschau-Oderberger  Bahn 
Die  Eegierung  wird  aufgefordert,  die  Vorarb'jiten  hierfür 
unverzüglich  einzuleiten  und  in  absehbarer  Zeit  der  National- 
versammlung einen  entsprechenden  Antrag  zu  unferbreiten. 

Gründung  einer  Verkehrskommission  der  tschecho-slowa- 
kischen  Handelskammern  in  Prag.  Um  die  Teilnahme  der 
praktischen  Verkehrskreise  an  der  Behandlung  von  wichli- 
«■■eren  und  grundsätzlichen  Verkehrs-  und  Tariffrageu,  insbe- 
sondere zur  Zeit,  wo  der  Staatseiseul>ahurat  in  der  Tschecho- 
.^owakei  nicht  einberufen  wurde,  zu  sichern,  hat  die  Präger 
Handelskammer  die  Anregung  zur  Gründung  einer  gemein- 
samen Vei-kehrskominission  der  tschechoslowakischt-n  Ilan- 
f'elskammern  und  anderer  wirtschaftlicher  Körperschaften  be- 
geben. Außer  den  Kammern  werden  an  dieser  Kommissron 
auch  die  tschechoslowakischen  Landeskulturräte,  die  Vertreter 
des  Zentralveil)andesi  der  tschechoslowakischen  Industriellen 
und  |ene  der  Arbeiterorganisationen  teilnehmen.  Die  Ver- 
kehrskommission  wird  sieh  gliedern  in  Vollversammlung-  l^e- 
stehend  aus  50  Mitgliedern,  und  in  drei  Abteilungen-  I  für 
Frachtrecht  und  Personen-  und  Gepäcktarife  (Berichterstatter 
Kammer  Eeichenberg),  II.  für  Tarif politik  im  IrachtveikvJuc 
(Berichterstatter  Kammer  Prag),  III.  für  allgemeine  A'vi- 
kehrs-  und  Betriebsangelegenheiten  (Berichterstatter  Kammer 
Biiiun).  Die  Abteilungen  werden  ihre  Arbeiten  unter  Zu- 
ziehung von  Gutachtern  aus  praktischen  Interessentenkreisen 
verrichten.  Die  Verkehrskommissioö  wird  in  nähere  Be- 
ziehungen zu  den  Bahnverwaltungen  treten,  insbesondere  wird 
sie  sich  dafür  einsetzen,  daß  die  Verhandlungen  der  beiden 
vor  kurzem  errichteten  Komitees  der  tschechoslowakischen 
Eisenbahnen  (Tarifkomitee  und  Transportkomitee)  öffentlich 
geführt  und  daß  zu  diesen  auch  die  Mitglieder  der  Verkohrs- 
kommission  als  ständige  Gutachter  zugezogen  werden. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Eisenbahnverkehr   zwischen  Polen    und  Litauen.  Der 

„Times",  zufolge  ist  zwischen  diesen  beiden  Staaten  ein  Ab- 
kommen über  die  Eröffnung  des  Bahn-  und  Telegraphenver- 
kehrs  zustande  gekommen. 

—  Zur  polnischen  Verkehrsnot  wird  der  „B.  B.  Ztg.  -  ge  - 
schrieben: Das  Eisenbahnwesen  in  Polen  hat  schon  von  le- 
her  auf  einer  niedrigen  Stufe  der  Entwicklung  gestanden,  'da 
die  russische  Regierung  aus  strategischen  Gründen  den  Bau 
von  Bahnen  links  der  Weichsel  nicht  begünstigte  oder  nur 
stratiegische  Bahnen  baute  ohne  Berücksichtigung  der  Bedürf- 
nisse des  Landes.  Während  in  Deutschland  fast  überall 
Bahnen  bestanden,  entbehrt  in  Polen  noch  die  Hälfte  aller 
Orte  ül>er  5000  Einwohner  einer  Bahn.  Im  Verhältnis  zu  dem 
mangelhaften  Eisenbahnverkehrswesen  isteht  auch  das  A'or- 
handensein  von  Güterwagen  in  Polen.  Die  Warschau-Wiener 
Bahn,  die  sich  im  Eigentum  des  russischen  Staates  befand, 
litt  sohon  immer  an  fühlbarem  Wagemnangel.  Zurzeit  ist  der 
Miangel  so  stark  in  Erscheinung  getreten,  daß  sehr  wenig 
Güterwagen  vorhanden  sind.  Russischerseits  sind  die  Wagen 
im  Kriege  entweder  vollständig  zerstört  oder  verschleppt 
worden.  Die  .i«tzt  laufenden  Wagen  reichen  nicht  aus,  und  sie 
passen  auch  meist  nicht  auf  die  breite  russische  Spur  der 
Weichs-elbahn.    Rechts  der  Weichselbahn  ist  das  Eisenbahn- 
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netz  eia  clichte.s,  weuu  lis  -sich  aiicli  iu  keuu'i-  W-eäse  mit  den 
Bahuvcibiuduuji'en  der  westlichen  Kultui«taat'Cu  voroieichou 
läßt.  Warschau  bild^et  hi'Cr  den  Ausgangspunkt  d-er  Bahnen 
na<;'h  Pet'ersbura;  und  Moskau,  die  untereinander  durch  Neben- 
linien mehrfach  verbunden  sind,  sowi-e  auch  den  Aus-ajanstS- 
liuukt  der  Weichselbahn,  die  über  Iwangorotl,  Lublin,  (Jholni 
nach  Kiew  oeht.  Im  oanz,en  beträot  das  polnische  Eisenbahn- 
netz über  30C0  km.  Es  bestanden  im  Kriege  zwischen  Deutsch- 
land und  Polen  acht  Eiisenbahnverbindungen,  von  denen  ■si'cben 
in  polnisches  Gebiet  führten.  Es  sind  die«  die  Bahnüber- 
o-ängo  bei  Grajewo,  Mlawa.  Thorn,  Kaiisch,  Herby  und  zwei 
Übergänge  bei  Sosnowice.  Jetzt  haben  isich  die  Verhältnisse 
in  dieser  Beziehung  geändert.  Um  dem  gegenwärtig  beste- 
henden Wagenmangel  abzuhelfen,  will  mau  in  Polen  (iie  Hilfe 
Amerikas  in  Anspruch  nehmen.  Wie  weit  man  aber  im  Aus- 
lände imstande  ist,  der  Wagennot  Polens  zu  vsteuern,  läßt  sich 
noch  nicht  feststellen.  Tatsache  ist,  daß  überall  zurzeit  der 
AVageumangel  sehr  ge-spüiii  wird,  namentlich  in  den  Jndustrie- 
bezirken,  die  den  Ver.sand  von  Kohlen  und  Eisen  infolge  der 
Wagennot  verzögern  müs&en.  Der  schlechte  Verkehrszustaad, 
der  letzt  in  Polen  durch  den  Mangel  an  Güterw^agen  herrscht, 
dürft«  demnach  bis  auf  weiteres  kaum  behoben  weixlen 
können.  Est  ist  in  Polen  der  Bau  von  Wagen-  und  Lokomo- 
tivfabriken geplant,  um  dem  Wageninangel  abzuhelfen. 


Allgemeines. 

—  Dreistelliges  Vorsignal.  In  Nr.  G7  dieses  Jahrgangs 
bringt  Herr  Eegierungs-  und  Baurab  Kosenfeld,  Elberfeld, 
eine  Verbesserung  seines  frühereu  Vorschlages  für  ein  drei- 
stelliges Vorsignal,  die  wohl  aus  denselben  Erwägungen  ent- 
standen ist,  die  mich  veranlaßten,  der  Direktion  Altona  im 
April  1917  einen  Vorschlag  zur  Ergänzung  unseres  Signals  10 
zu  unterbreiten.  Ich  gehe  mit  Herrn  Eeg.-  und  Baurat  Eosen,- 
feld  einig,  daß  unser  Scheibensignal  wegen  seines  scharf  ge- 
zeichneten Bildes  für  die  Wamstellung  beibehalten  werden 
muß,  und  daß  das  Bild  „Fahrt  frei"  unbedenklich  durch  ge- 
eignete Flügel  erweitert  werden  kann,  ohne  daß  mau  Ver- 
wechslung mit  dem  Hauptsignal  befürchten  müßte. 

Ich  habe  daher  in  meinem  Vorschlage  hinter  dem 
Pfosten  des  Vorsignals  einen  Balken  angeordnet,  der  um 
■seine  Mitte  in  der  senkrechten  Ebene  schwingt.  Er  ist,  für 
den  Führer  völlig  unsichtbai',  ^•ollkommen  vom  Pfosten  ver- 
deckt, wenn  das  A'orsignal  die  Warnstellung  einnimmt  oder 


bei  Tageslicht 


I  1 
I  I 
I  I 


I  I 
i  I 


1 1 

Lj 


bei  Beleuchtung 


run 


.,Fahrt  frei  für  durdigehendes  Gleis''  zeigt.  Sobald  iedooli 
die  abzweigende  Fahrt  in  Frage  kommt,  schwingt  der  Balken 
hinter  dem  Pfosten  hervor  und  gibt  dasselbe  Bild,  das  Herr 
Eeg.-  und  Baurat  Eosenfeld  schon  bei  der  „Fahrt  frei  in  durch- 


gehendem  Gleis"  darstellen  will.  Baulich  ergeben  sich  kein 
Schwierigkeiten,  das  Scheibensignal  bedarf  nur  leichter  Er 
gänzungen,  denn  der  Balken  wird  in  bekannter  Weise  durcli 
den  Vorsignalantrieb  mit  zweiter  iStellrinne  und  Leer 
lauf  gesteuert.  Als  Abmessungen  des  Balkens  sind  etw 
1,40  m  Länge  und  20  cm  Breite  gedacht,  so  daß  er  auch  b( 
hochstehendem  Vorsignal  profilfrei  bleibt. 

In  der  Dunkelheit  ist  für  abzweigende  Fahrt  folgerichti 
ein  drittes  Licht  hinzuzufügen,  das  zweckmäßig  in  Höhe  de 
leohtsseitigcn  oberen  Lichtes  anzuordnen  ist,  damit  nioh 
beim  etwaigen  Erlöschen  des  linksseitigen  unteren  Lichte 
eine  Verwechslung  mit  unserem  Endsignal  5  entsteht. 

Vom  betriebstechnischen  Standpunkt  ist  mein  Vorschla^ 
verschiedenen  anderen  gegenüber  noch  dadurch  im  Vorteil 
daß  der  gleicharmige  Balken  in  einer  senkrechte- 
Ebene  sohiwingt,  somit  das  Erscheinen  eines  unklaren  Signal 
bildes  bei  störenden  Witterungseinflüsseu  ausgeschlossen  ist 
wie  e.si  nur  zu  häufig  entsteht,  wenn,  größere  Flächen,  welch 
wagerecht  schwingen,  durch  Schnee  und  Eis  belastet  sind 
Da  mein  Vorschlag  das  bewährte  Vorsignal  in  seinen  bis 
herigen  Grundbegriffen  unverändert  läßt,  «eine  Erweiterun, 
keine  baulichen  Schwierigkeiten  macht  und  eine  wesentlich 
Mehrbelastung  des  Antriebes  nicht  mit  sich  bringt,  so  würd 
sich  auch  dieses  Vorsignal  zu  einer  Erprobung  im  Betrieb 
eignen. 

Dannenberg,  Bahnmeister,  Neumünster  i.  Hokt 

—  Eisenbahiii2;üterwageu  aus  Eisenbeton.  Die  Verwendunf 
von  Eisenbeton  für  den  Bau  von  Eisenbahngüterwagen  bild«^ 
den.  Gegensta-nd  von  Versuchen  sowohl  in  Frankreich  als  auc! 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Auf  den  franzö 
sischeu  Staatsbahnen  ist  .seit  einigen  Monaten  ein  Zisteinen 
wagen  in  Betrieb,  bei  dem  Untergestell  und  Behälter  a\i( 
Eisenljeton  hergesteilt  sind.  Über  einen  auf  dem  Netze  dt 
Illinois  Central  Eailroad  verkehrenden  Trichterwagen  an; 
Eisenbeton  berichtet  „Genie  Civil"  vom  14.  Juni  1919.  D< 
50  t  fassende  Wagen  hat  12,65  m  Länge  und  3,12  m  Breite 
Seine  1,5  m  hohen  Seitenwände  haben  38  mm,  sein  Bodei 
54  mm  Stärke.  Das  Eigengewicht  des  Wagens  beträgt  24- 
Die  Ursache  für  die  Herstellung  derartiger  Wagen  dürfte  woh 
der  herrschende  Mangel  an  Eisen  sein. 


Bücherschau. 


—  Das  autogene  Schweißen  und  Sclincidcn  mit  Saucrstoi' 
Von  Ing.  Felix  Kagerer,  zweite  verbesserte  und  wesen 
lieh  erweiterte  Auflage,  mit  100  Abb.  und  IG  Tabellen,  I're 
5,50  Jl,  Sammlung  „Technische  Praxis",  Verlag  der  Wali 
heim-Eberle  A.-'G.,  Wien-Leipzig,  1919. 

Dieses  noch  zienalich  neue  Verfahren  der  Metallbearbeitur 
hat,  dank  seiner  großen  Vorteüe,  nach  den  wenigen  Jahr< 
seit  seiner  Einfühlung  in  Klein-  und  Großbetrieben  heut 
fast  allgemein  Anwendung  gefunden.  Eine  genauere  Bi 
Schreibung  des  autogenen  Schweiß-  und  Sohneideverfahren 
wurde  vor  längerer  Zeit  in  dieser  Zeitimg  gebracht  (Nr, 
S.  137.  Jahrg.  1909).  Auch  auf  seine  Bedeutung  für  die  Eiset 
bahnwerkstätten  wurde  verschiedentlich  hingewie^&en  (Nr. 
S.  126,  und  Nr.  35,  S.  579,  Jahrg.  1913). 

Da.«i  vorliegende  kleine  Handbuch  gibt  über  die  überau 
große  Anwendungsfähigkeit  des  autogenen  Schw^eißens  uu 
Schneidens  mit  Sauerstoff  in  Betrieben  verschiedenster  Ai 
eingehenden  Aufschluß.  Die  neben  dem  Sauerstoff  zur  Vo 
Wendung  gelangenden  Gase,  hauptsächlich  das  Azetylen,  'Seiu 
vorteilhafte  Erzeugung  in  eigenem  Betrieb  mittels  fe.s 
stehender  Anlagen '  und  ortsveränderlicher  Einrichtimgen  .s( 
wie  die  erforderlichen  Werkzeuge  werden  besprochen  uu 
an  Abbildungen  erläutert.  Im  weiteren  folgt  eine  Fülle  vo 
Erfahrungstatsachen  und  -Vorkehrungen :  Ergebnisse  durcl 
geführter  Schweiß-  und  Schnittversuche  bei  den  verschw 
denen  Metallen,  Vorsichtsmaßregeln  bei  der  Handhabung  d< 
Schweiß-  und  Schneidevorrichtungen.  Tabellen  über  Gasve 
brauch  u.  a.  In  einem  Anhang  sind  noch  die  für  die  Hei 
Stellung  und  Verwendung  von  Azetylen  und  Karbid  i 
Österreich  und  im  Deutschen  Eeiche  geltenden  Vorschrifte 
beigefügt. 


Der  Schriftleitung  sind  folgende  Bücher 
zugegangen : 

G.  Oppermann:  Die  Ausbildung  und  Einrichtung  der  durcl 
giehenden  Güterzugbremise.  Großenteils  Sonderabdruck  ai 
der  Zeitschrift  „Annalen  für  Gewerbe  u.  Bauwesen",  191 
Nr.  1010  u,  f.   Verlag  F.  C.  Glaser,  Berlin. 


^-  Dr.-lnff.  Biedeiinaun:  Das  Eisenbalm wesen ;  144.  Band  der 
..Sammluno-  ,,Aus  Natur  und  Geiste.swelt''.  Dritt«^  Auflag«  (die 
zweite  Auflast',  ist  in  Nr.  9  des  Jahrsanffs  1914  d.  Zt«-  •t-in- 
■gehend  besprocht-n  worden).  Verlä.s'  B,  G.  Teubner  in 
Leipzis:  u.  Berlin,  1919.  Preis  kart.  1.60  M,  g^h.  1,90  J(  aiis- 
sohJießlich  Teuerunoszn.schlao\ 

Werkzeugmaschinen  -  Nachweis.  Zusammenstellung-  von 
kurzfristig  lieff>rbax'en  Werkzeußiuasohinen.  Herausgegeben 
vom  Verein  Deutscher  Werkzeugmaschinenfabriken "  Char- 
lottenburg.    Oktober  1919. 


Monitor:  Eine  Generaldirektiou  für  die  westlichen  Provin- 
zen. Die  tjroanisationtsraängel  der  preuß.  Staatsbahnea  und 
die  künftige  Gliederung  der  Reichseisenbahnverwaltung. 
(Verkehrs wirtschaftliche  Flugschriften  1)   Verlag  Grebr. 

Lenting,  Dortmund  1919. 

Der  Ingenieur  in  der  Verwaltung.   Herausgegeben  von  der 
Verlagsabteilung  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure.    Für  den 
Buchftanctel :   Verlagsbuchhandlung   Julius   Springer,  Berlin 
1919.    Preis  4.25  .H. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Güterverkehr. 

Meppen-Haselünuer  ELseubahn. 

Ajh  1.  Februar  1920  tiitt  eijie  Li- 
höhung  der  Krangebühren  auf  Bahnhot 
.Meppen  Emsliafen  ein. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  Dienst- 
stellen. (1222) 
Der  Betriebs-Dii-ektor. 


Gemeinschaitliches  Heft  C  I  b 
(Stationstariftafeln  usw.)  Tfv.  300. 

-Mit  Gültigkeit  vom  1.  DezeiuiK  i-  1919 
ab  werden  die  Gebühren  für  die  in 
pfälzischen  Übergangsstatioaen  zu  den 
.•^chmalspurstationen  erforderliche  Tm- 
la,dung  aus  den  Vollspurwagen  hi  die 
Schmalspurwagen  otler  umgekehrt  und 
die  Gebühren  für  die  Gestellung  von 
Rollschemeln  erhöht.  Näheres  enthält 
die  am  24.  11.  19  erscheinende  Nuninier 
des  Tarif anzeigers.  —  Das  alsbaldige 
Inkrafttreten  der  Erhöhungen  grüuuet 
■sich  auf  die  vorulx-rgeliende  Änderuug 
des  §  Ü  der  Eisenbahn- A^erkehrsordaun" 
(E.-G.-dil.  1914.  S.  455). 

Auskunft  geb<-u  die  bei/eiligten  Güter- 
.abfertigungen  .■^ovvie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexauder])latz. 

r.erlin,  den  20.  Novemt>er  1919.  (122y) 
Eisenba  hndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Säehsischer  Tier- 
verkehr.   Geiueinsani^s  Heft. 

Mit  sofortiger  GüKigkedt  wiid  die  bei 
Abfertigimg  von  Vieh-sendungen  nach 
Leipzig  Bayer.  Bf.  (Vieh-  und  Schlacht- 
lof)  geltende  be.»ondei-e  Desinfektion*- 
jebühr  aufgehoben.  An  ihrer  Stelle 
w-erden  die  im  Deutschen  Eisenbahn- 
riertarif,  Teil  1,  unter  Abschnitt  C 
Nebengebühientarif )  aufgeführten  Des- 
ufektionsgebühren  erhoben. 

Dresden,  26.  November  1919.  (122S) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenb.. 

als  gesehäftsführende  Verwaltung. 


i.)  Staats-  uiul  Prtvatbahn-Güterverkehr, 
reilheftCII  (Ausuahmetarite)  (Tfv.  5), 
>)    Weehselverkehr    deutscher  Eisen- 
bahnen untereinander,  lieft  <■  II 
C Ausnahmetarife)   (Tfv.  200)  uthI 
(•)  Gemeinschaftliches  Heft  Clb 
(Stationstarif tafeln  usw.)  (Tfv.  200). 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Febniar  1920 
nrd 

1.  die  in  obigen  Tarifen  zu  a)  und  b) 
im  Abschnitt  .,Fraehtberechnung" 
des  Ausnahmetarifs  2  ( Rohstoff - 
torif)  für  die  Greußen-Ebeleben- 
Keulaer  Eisenbahn  unter  „Aus- 
nahmen" vorgesehene  Bestimmung 
betreffend  Entfernungskürzungen 
bei  Sendungen  von  Kalisalzen. 


2.  die  in  obigem  Tarife  zu  c)  unter  11. 
Zusclilags-  und  Anstoßfrachten  zu 
lfde.  Nr.  30.  Greußen- Ebeleben-Keu- 
laer  Eisenbahn  vorgesehene  An- 
merkung „t  Von  Mentert)de  (Thür.) 
mrd  der  Zuschlag  bei  Sendungen 
von  Kalisalzen  usw.  (Ziffer  8  des 
Ausnahmetarifs  2)  nicht  erhoben'- 
aufgehoben. 

Berlin,  den  26.  November  1919.  (1225) 
Central  Verwaltung  für  Secundärbahnen 

Hernnann  Bachstein,  zugleich 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


2.  Personen-  und  Güterverkehr. 

T h  ii r ingi  sehe  Neben  bahn en . 
Vom  1.  Dezember  1919  ab  werden  die 
im  Binnen-  und  Wechselgiiterverkehr  der 
Arnstadt  -  lohtershausensr,  Buttstädi- 
Rastenberger,  Esperstedt-Oldislebener, 
Grreußen-El>eleben-Keulaer,  Hohenebra- 
Ebelel>ener,  Ilmenau-Großbreitenbacher, 
Ru hlaer,  Weimar-Berka-Blankenhainer, 
Weimar-Rastenberger  und  Wenig-entaft- 
öchsener  Eisenbahn  zur  Erhebung  kom- 
luenden  besonderen  Frachti^uschläge  er- 
liöht.  Nähereis  enthält  der  von  der 
tlisenbahndii^ektion  Berlin  herausge- 
gebene gemeinsame  Tarif-  und  A'ei-- 
kehrsanzeiger  für  den  Güter-  und  Tier- 
verkehr, auch  erteilen  die  beteiligten 
GüterabfertigTingen  weitere  Auskunft. 

Ferner  erscheint  am  1.  Januar  1920 
zum  Btnneu-Pei-sonen-  und  Gepäck- 
tarif (Nr.  2192  des  Tarif vörz>eichnii&ses) 
der  Nachtrag  4.  mit  welchem  eine 
'25  %-ige  Tariferhöhung  zur  Diuchfüh- 
jung  kommt,  auch  werden  .  die  Fahi- 
preise  des  Wechselpersonen s-erkehrs  mit 
gleichem  Tage  gleichfalls  entsprechend 
erhöht. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Änderung  des  §  6  der  EVG. 
{B.G.B1.  1914,  S.  455). 

Berlin,  26.  November  1919.  (1226) 
f-entral Verwaltung  für  Secundärbahnen 
Herrmann  Bachstein. 


3.  Personen  und  Gepäckverkehr. 

Süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Gemeinsamer  Binnentarif  der  Bregtal- 
bahn,  Kaiserstuhlbahn  und  Zell- 
Todtnauer  Eisenbahn. 

Die  besonderen  Ausführungsbestim- 
aiungen  zu  §  12  E.  V.  0.  über  Sonder- 
züge treten  am  1.  Februar  1920  außer 
Wirfcsamkeit. 

Darmstadt^  24.  November  1919.  (1229) 
Di©  Direktion. 


Nr.  Tf\.  2000,   Deutscher  Ki.<seabaliM- 
Personen-  und  Gepäcktarif,  Teil  I. 

Mit  Gültigkeit  vom  26.  November  1911) 
wii'd  der  Abschnitt  B  der  .'^usfühnmgs- 
lie.stdmmuijgen  C.  XI  zu  §  12  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung  wie  folgt  geändert: 
B.  Für  Schwerkriegsbeschä- 
digte mit  B  e  gleit  u  n  g. 

1.  Der  Begleiter  eines  Kriegsbeschä- 
digten, der  infolge  Verletzung  odei- 
dauernder  Schädigung  der  Gesundheit 
bei  Reisen  ständig  eines  Begleiters  be- 
darf, wird  während  der  Begleitung 
nicht  nur  bei  den  unter  A  genannten, 
sondenx  bei  allen  Reisen  des  Kriegs- 
l>eschädigten  frei  befönb-i-t,.  wenn  er 
lediglich  zur  Begleitung  niiti'eist. 

2.  Als  Auswei.s  für  den  Begleiter 
dient  eine  auf  den  Namen  des  Kriegs- 
beschädigten lautende,  von  der 
Eisenbahn  für  die  Dauer  eines  Kalen- 
dierjahres  lausgevstellte'  Bescheinigung 
darüber,  daß  er  Kriegsbeschädigter  ist 
und  ständig  einer  Begleitung  ):>edarf. 
Die  Bescheinigung  wir(i  .iiit  Autrag  des 
Kriegsbeschädigten  von  der  Eissen  bahn - 
Verwaltung  ausgestellt,  in  deit'u  Bezirk 
er  useinen  Wohnsitz  hat.  Dem  Antrage 
sind  beizufügen: 

a)  das     Zeugnis     eines  beamtekm 
Arztes   über   die  Notwendigkeil 
einer  ständigen  Begleitung; 
1))  das  Lichtbild  des  Kriegsbeschä- 
digten; außerdem 
<•)  bei  deui  erstmaligen  Antrag  eine 
Bescheinigung    der  zuständigen 
Militärlwliörde  (Militärpapiere) 
über  die  Eigensehaft  als  Kriegs- 
beschädigtej'. 
;i.    Wegen  der  Gebührenfi-eiheit  des 
Fiihrerhundes  eines  erblindeten  Kriegs- 
teilnehmers s.  Ausfühnmgsbestimraung 
l  (1)  zu  ^  27. 
Berlin,  den  -22.  November  1919.  (1227) 
Eisenbahndirektion. 


4.  Verdingungen. 

Mecklenburg-Schwerinsche  Landes- 
Eisenbahn. 

Holzlieferung. 
Die  Lieferung  von  86,85  fm  kiefemei 
Bi-ückenhölzer  von  10/10  bis  20/34  cm 
Stärke  und  von  2,46  fm  eichener  Bohlen, 
4  und  7  cm  stark,  soll  vergeben  werden. 
Angehotsbogen  mit  Bedingungen  sind 
gegen  Ein.sendung  von  1  Jt  von  unserer 
Materialien-Verwaltung  hiers^lbst  zu 
beziehen. 

Verschlossene  Angebote  mit  der  Auf- 
schrift „Angebot  für  Brückenhölzer" 
sind  bis  zum  17.  Dezember,  vorm. 
11/4  ühi-,  dem  Zeitpimkt«  der  Eröff- 
nimg, an  uns  einzusenden.  (1224) 

Schwerin,  den  22.  November  1919. 
General-Eisenbahndirektion. 
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KNORR-BREMSEä 

Berlin- LicHtenberg,  Neue  Bahnhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ebrendiplom.  =  Turin  1911:  2  Große  Preise. 
Abteilung  I  für  VoIlbaHnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Einkammer-Schnellbremsen  f.  Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen  f. elektr.  Lokomotiven  u, Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.etektr. Triebwagen, 

Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.   Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen. 

Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge-u.Druckausgleichventiie,  Koibenschieber  u. -Buchsen  f.  HelBdampf- 

lokomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.   Spe isewasserpumpen  und  Vorwärmer. 

Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven. 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbabnen. 

(Früher  Kontinentale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  h.  H.,  rereinigte  Chrislensrn-  nnd  Bokerhremsen) 
Luftdruckbremsen  für  StraBen- u.  Kleinbahnen:  Dlrekle  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkompressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
steuerung. Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkcmpressoren.  Druckluftsandstreuer 
r.  StraBen-  u.  Kleinbahnen.  Oruckluftfangrahmen.  Oruckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Einstellvorrichtungen.  Türschließvorrichtungen.  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  iTdoti 


Iropfölei 

liefern    in    großen  Posten 
rasch  und  gut 

[71.59] 

Armaturenwerke 

Blanbe  &  Rost, 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 


Einarmige!!! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch- 
apparat  als  StationsscHaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R. -Patent  Nr.  29785t. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu   beziehen  von   dem  Fabrikanten. 
Oscar  Schaelfer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschweig.  1 7 1 SÜJ 

Putz  faden  1 

io  bant  n.weiB,  bietet  an  zd  tagesgemäSen  Preisen 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 


Wegeschranken,  Hand-  nnd  DrahtzugSchranken 

A.  RAWIE,  Osnabrtick-Schinkel 

nach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlasse,  sowie  sämtliche  Zubehörteile. 


Bremsprellböcke,  Lokomotivachuppenschornsteine.  WeichenverschlUase,  Lademaße, 
„,  ,  Neigungszeigei,  Leitu -gsmaterialien,  Eisengießerei. 
Weltansstenang  •Brüssel:  Ehrenpreis.    Wettausstellung  Turin:  ..Grand  Prix". 
  "Baltische  Ausstellung  Malmö:  Königl.  Medaille.  170741 
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13 
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NAHTLOS 

geschwe19ster., 
patentierter.  metall- 
as" schlauch, absolut  dicht, 
Von  grosser  Beweglichkeit. 

FÜR  DAMPF.  OELAVASSER; 

PETROLEUM  ,  GASE  -  ETC. ; 

FÜR  DRUCK&8AUGEZWECKEJ 

lerallschlauch-FBibriK; 
Pforzheim 

VORM. 

.HCH.WITZENMANN  G  M  Bl 

PFORZHEIM 

IN  BADEN. 


IMIIIIIIinillllllllMinilllMllllinMIUllMMIIMIIIUniMIUIIIIIIIMIUIIII 

Verlag  von  Jolius  Springer  in  Berlin  W  9 


In  diesen  Tagen  erscheint: 

J.  P.  Koch 

Durch  die  weiße 
Wüste 

Die  dänische  Forschungsreise  quer 
durch  Nordgrönland  1912-1913 

Dcutisclie  Ausgabe  besorgt  \ ou 

Prof.  Dr.  Alfred  Wegener 

256  Seiten 
Mit  158  Abbildungen 

Gebunden  Preis  M.  18.— 

(und  10  %  Teuerungszuschlag  gemäß  d«n  Uuittiiu- 
mungen  des  Böreenvereins  d.  deutseh.  Buchhändler) 

Zn  beziehen  durch  jede  Buchhandlung 

iiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiimiiii 


Nur  10%  monatl  Abzahlung 

iiir  die  wertvollsten  Bücher  [7277j 
V.  Hindenburg,  Mein  Leben.  1  Bd., 

geb  Mk.  20.- 
I^uc]endor^f.  Meine  Kriegscrinneimi- 

gon,  1  ßd  ,  geb  Mlv.  35.20 

Tif  pitz,  Erinnerungen,  1  ßd.,gb.  „  27.50 
Stegemann»  Geschichte  des  Krieges. 

H  Bde.,  geb  Mit.  62.70 

Otto  ^  Co.,  Berlin -Lichierfelde. 

(Postschecivkouto:  Berlin  47344). 
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Großer  wirtschaftlicher  Ver- 
band im  rheinisch-westrälischen 
Industriegebiet  sucht 

mittleren 
Eisenbahnbeamten 

der  im  Verkehrs-  und  Tarif- 
wesen Erfahrung  besitzt,  mög- 
lichst auch  über  betriebliche 
Kenntnisse  verfügt.  Meldungen 
mit  Lebenslauf  unter  Angabe 
von  Gehaltsansprüchen  unter 
Eis.  7276  durch  die  Anzeigen- 
Annahme  ds.  Zeitung  (Link- 
straße 23/24).  [7276] 

V  J 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungeii 
von  dem  Terantwortlichen  Schriftleiter,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.  Bitter    n  Berlin. 
X  erliis  vnn  .Tiiliiis  .Springer  in  Berlin  W.  ■—  Druck  von  H.  S.  Hennann      Oo.  in  Berlin  8W. 


^UG  12  1920 

Deutseher  Eisenbahnverwaltungen. 


Zeitung  des  Vereins 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins 

von  Dr.  v.  Ritter,  Geh.  Oberregierungsrat  in  Berlin,  als  Schriftleiter.  —  Verlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W. 9. 

Schriftleitung:  Berlin  W.  9,  Köthener  Str.  28/29. 


Nr.  92. 


Berlin,  den  3.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitungr  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabeuds. 

BeitrKee  sowie  sonstige  Mitteilungeu,  Bücher,  Zeitsclirit'ten  usw.  sind  an  die 
Scfariftleitun^  der  Zeitunt;  des  Vereins  Ueulscner  Bi^enoaliiiverwaltungen, 

amtliche  ]{ekani)tmacliun{f en  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
bisenDahnverwaliungen,  beide  in  f!  e r  1  i  n  \V.  9.  Köthener  Str.  28  29  einzusendt  n. 

Die  /'eituugr  kann  durch  den  Kuchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  o 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung:  unter  Streifband  liefert  die  Verlasslnich- 
handluner  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
ungaTiscbeu  Postgebietes  für  30  JI.,  nach  sämtlichen  anderen  Süiaten  für  a-l  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendan?  TOn  40  Pf.  abgegeben 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Privatanxeisen  (Preis  für    die   einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
W  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  mau  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Pernspr.:  Amt  Kurfürst  6U,iO-53.  Tel.-.Vdr.:  Springerhuch.  Reichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank  .  Dcp.-Kasse  U.   Postseheck-Konto:  Berlin  Nr.  UlOa 


Zur  Zentralisieiuag:  der  Betricbsleitunu 

auf  den  deutschen  Eisenbahnen, 
(..röße  der  Räume  in  den  Eisenbahii- 

Be  t  r  ie  bs  we  rkst  ä  t  ten . 
>.  a<;hrichten. 

Deutschland  :  Anlage  C  zur 
Eisenbahn  -  Verkehrsordiiuug.  — 
Der  preußische  Ei.senbahnmini.stcr 
zur  Frag-e  der  Reichseisenbahnen. — 
Ermäßigung;  des  Waoenstandgeldes. 

—  D-Zuffverkehi".  —  Eiuschrän>- 
kung  des  Personenverkehrs  im  Be- 
zirk Köuigsl>erfi'.  —  Verkehr  mit 
Skandinavien  ül>er  Saßnitz-Trälle- 
borg.  —  Eiseubahnunfall  bei  Ostei- 
weddingen. —  Vermehrungen  der  ge- 
hobenen Beamten.stellen  in  Bayern. 
— •  Kündigung  des  Tarifvertrages 
durch  die  badische  Arbeiterschaft. 

—  EL^enbahner "  und  Betriebsrä«t6.  — 
Die  Lieferung  von  Lokomotiven  an' 
den  preußischen  Staat.  —  Gustav 
Schimpft  t. 


1  II  Ii  a  1  t  : 

()  s  t  <■  r  re  i  c  Ii  :  VerkehrskontV'reiiz. 

—  Eisenbahnen   und   Arbeiten ätc 

—  Schnellzug  Wieu-Bregenz  uiiil 
zurück.  —  Die  Elektri.sierung  dci; 
'raiiernbahn.  —  Pei  soiialniU'li- 
lichten. 

T  s  c  h  e  c  h  o  -  s  1  o  w  a  k  i  s  c  h  e  s  U  e- 
b  i  e  t  :  Errichtung  einer  tschecho- 
slowakischen Wagen  ]eihges<;ll- 
schait.  —  Eine  Zeitscluift  der  deui- 
scheu  Ingenieure. 

r  ngarn  :  Plan  eines  Douau-Theiß- 
Kanals.  —  Zusammenfassung  der 
in  Budape.*t  und  Umgebung  befind- 
lichen Elektrizität-swerke.  —  Bil- 
dung eines  Landesausschusses  für 
tirdgasforschung. 

Südslawisches  Gr  e  b  i  e  t :  Die 
Tarifererhöhung  auf  den  südslawi- 
schen Südbahulinien. 

Luxemburg:  Das  Schicksal  dci 
luxemburgischen  Eiseubahueu. 


TT  b  r  i  g  e  e  u  r  O'  p  ii,  i  s  c  h  .e  Län- 
der :  Die  wirtschaftlichen  Ergeb- 
nis.%e  der  .schwedischen  Staats- 
bahneu.  —  Die  fianzösisch-schwei- 
zerischeu  Transpoite.  —  Der  Kaual- 
luniiel  zwischen  Frankreich  und 
England.  —  Schlecliter  Zustand  dei- 
französischen  Lokomotiven.  —  Nach- 
richten von  den  schweizerischen 
Eisenbahuen.  —  Die  Trausport- 
abteilung des  englischen  Ernäh- 
rungsministeriums. —  Wiederher- 
herstellung  der  südrussischen  Eisen- 
bahnen. 

F  r  e  m  d  e    Erdteile:    Die  Eisen- 
bahuen von  Nigerien. 
Allgemeines. 

Zur  Frage  der  Riffeln  auf  den  Schieneu- 

flächen. 
Reehtspflege. 
Bücherschau. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Zur  Zentralisierung  der  Betriebsleitung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen. 


1  »ie  Grundlagen  für  die  Abwicklung  des  Trans^iortvorgaugs 
jiu  Eisenbahnwesen  haben  sich  gegenüber  der  X^orkriegszeit 
II  he  blich  geändert.  Alle  Einzelheiten  dieses  Transpottvor- 
gangs waren  durch  ein  ineinander  verschlungenes  System  \  on 
Betrieb.%-  und  Verkehrsvorschriften,  durch  den  Fahrplan,  die 
Ixitungs-,  Lade-  und  Beföi-derungsvorschrjften,  die  ßangier- 
und  Wagenül>6rgangspläne,  die  Diensteinteilungen  usw.  der- 
t  artig  geregelt,  daß  sich  der  Zug-  und  Kangierverkehr  mit  einer 
gewissen  Selbstverständlichkeit  abwickelte.  Den  Eisenbahn- 
direktionen oblag  die  Weiterbildung  dieser  Vorschriften  und 
ihre  Anpassung  an  den  wechselnden  Verkehr,  und  die  Eisen- 
bahnämter hatten  für  ihre  Befolgung  durch  das  Personal  zu 
vsorgen.  Drohte  der  Zugverkehr  einmal  infolge  eines  ITnfalLs 
oder  von  Elementarereignissen  in  Unordnung  zu  geraten,  so 
gelang  es  meistens  rasch,  durch  Einsetzen  von  Reserven  an 
Zugkraft  imd  Personal,  der  Störung  Herr  zu  werden. 

Als  im  Verlauf  des  Krieges  sich  der  Gleichgewichtszustand 
zwischen  dem  Betriebsmittelpark  und  dem  zu  bewältigenden 
Verkehr  infolge  Abgabe  von  Lokomotiven  itnd  Wagen  an  die 
besetzten  Gebiete  und  durch  erhöhten  Reparaturstand  zu 
verschieben  begann,  entstanden  zuerst  örtliche  Krisen  im  Zug- 
verkehr auf  besonders  belasteten  Bahnhöfen,  die  sich  auf  die 
Strecken  durch  Rückstau  der  Züge  übertrugen  und  dadurch 
die  Leistungsfähigkeit  des  Bahnnetzes  beeinträchtigten.  Es 
bedurfte  dann  der  Eingriffe  der  Betriebsämter  und  Eisenbahn- 
direktionen, die  jedoch  wegen  Zuständigkeitsfragen  und 
räumlicher  Entfernung  nicht  mit  der  erwünschten  Schnellig- 
keit einsetzen  konnten.  Hieraus  entsprang  das  Bedürfnis  nach 
Schaffung  von  Stellen,  die  in  unmittelbarer  Fühlung  mit  den 


größei^en  Bahnhöfen  den  Zugverkehr  ilurch  Abstellen  von 
Zügen  an  geeigneten  Stellen  und  durch  Regelung  des  in  Un- 
ordnung geratenen  Lokomotiv-  und  Personalumlaufs  vrieder 
in  geoi'dnete  Bahnen  leiten  sollten.  Als  solche  Stellen  wurden 
an  verschiedenen  Punkten  die  Zugleitungen,  und  im  weiteren 
Verlauf,  als  die  Stockungen  sich  auf  weitere  Gebiete  aus- 
dehnten, an  jedem  Direktionssitz  eine  Oberzugleitung-  einge- 
setzt. Oft  erwies  es  sich  aber  als  notwendig,  die  regelnde 
Hand  weit  über  die  Dii-ektionsgrenzen  hinaus  anzulegen.  Eine 
Verständigung  der  Direktionen  oder  Oberzugleitungen  unter- 
einander wäi-e  mit  erhebliehen  Zeitverlusten  verbunden  ge- 
we.sen  und  hätte  die  unbedingit  notwendige  Einheitlichkeit  des 
Handelns  nicht  gewährleistet.  Es  wurden  daher  für  größere 
Verkehrsgebiete,  die  unter  öfters  wiederkehrenden  Betriebs- 
schwierigkeiten  zu  leiden  hatten,  GeneralbjBtriebsleitungen  ein- 
gerichtet. Es  gibt  deren  zurzeit  drei,  die  G.  B.  L.  V/est  in 
Esse.n,  Ost  in  Berlin  und  Süd  in  Würzburg.  Sie  teilen  -sich  in 
das  ganze  deutsche  Eisenbahnnetz.  Als  im  Winter  1910—1917 
die  großen  Verkehrsanforderungen  des  Ilindenburgprogramms 
dem  durch  Personal-  und  Materialabgaben  geschwächten  Eisen- 
bahnbetrieb stark  zusetzten,  allenthalben  erhebliche  Stockun- 
gen des  Zugverkehrs  eintraiten,  und  die  militärischen  Ver- 
kehrsleistungen nur  unzureichend  befriedigt  werden  konnten, 
erwies  es  sich  als  unabweisbare  Notwendigkeit,  den  Zugvei- 
kehr  des  ganzen  deutschen  Eisenbahnnetzes  von  einer  Stelle 
aus  zu  überwachen,  tun  einen  Ausgleich  der  Verkehrsanforde- 
i-ungen  zu  ermöglichen  und  bei  auftretenden  Schwierigkeiten 
Abhilfsmaßnahmen  durchzuführen.  So  entstand  die  Kriegs- 
betriebsleitung unter  Führung  des  Ministerialdirektors  der 
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neu  gegrüudetcn  Betriebsabt'eiluug  des  preußischen  Ministe- 
riums der  öffentlichen  Arbeiten  und  eines  Kommissars  des 
Feldeisenbahnchefs,  in  der  sich  die  jireußischon  FahrdieuÄt- 
und  Lokomotivbetriebsreferenten  und  A^'ertreter  der  bunde-s- 
etaatlichen  Eisenbahnverwaltungen  zu  gemeinsamer  Arbeit 
vereinigten.  Nach  Aufhebung  des  Kriegsbetriebs  schied  der 
Kommissar  des  Feldeis^enbalmchefs  aus,  und  die  Kriegsbetriebs- 
leitung führt  seither  den  Namen  Oberste  Betriebsleitung  der 
deutschen  Eisenbahnen. 

Auf  diese  Weis©  hat  sich  aus  dem  Bedürfnis  der  Zeit  eine 
Zentralisierung  der  B^etriebsleitung  herausgebildet,  ohne  die 
heute  eine  einigermaßen  geordnete  Betriebsführung  undenkbar 
wäre.  Nur  eine  ständige  Beobachtung  der  Betriebsvorgängo 
und  ein  die  Gesamtlage  berücksichtigendes  schnelles  Ein- 
greifen durch  Abwehrmaßnahmen  verschiedenster  Art  ver- 
mag heute  den  Betrieb  vor  den  schwersten  Erschütterungen 
zu  bewahren.  Und  diese  Notwendigkeit  wird  so  lange  weiter 
bestehen,  wie  das  Mißverhältnis  zwischen  Verkehrsanforde- 
rung und  betrieblicher  Leirtungsfähigkeit  nicht  überwunden  ist. 

Eine  eingehende  Schilderung  der  Arbeitsweise  der  in  den 
Betrieb  neu  eingeschalteten  Stellen  würde  hier  zu  weit  führen ; 
die  nachstehenden  Ausführungen  sollen  sich  vielmehr  nur  auf 
einige  allgemeine  Betrachtungen  beschränken.  Die  bisherigen 
Befugnisse  der  den  Betrieb  ausführenden,  beaufsichtigenden 
und  leitenden  Stationen,  Betriebsämter  und  Eisenbahndir>ek- 
tionen  sollen  durch  die  neuen  Einrichtungen  nicht  beschränkt 
werden.  Die  Eisenbahndirektionen  bleiben  nach  wie  vor  für 
die  glatte  Abwicklung  des  Betriebes  im  eigenen  Bezirk  und 
für  eine  verständnisvolle  Zusammenarbeit  mit  den  Nachbar- 
bezirken verantwortlich.  Sie  dürfen  sich  keineswegs  durch 
die  Arbeit  der  G-eneralbetriebsleitung  der  Sorge  für  die 
Flüssighaltung  des  Betriebes  ihres  Netzes  enthoben  fühlen. 
Der  Wirkungskreis  der  neuen  Einrichtungen  von  der  Zug- 
leitung bis  zur  obersten  Betriebsleitung  bezieht  sich  fast  aus- 
schließlich auf  Aufgaben,  die  neu  erwachsen  sind,  die  die 
frühere  regelmäßige  Betriebsführung  nicht  kannte  und  nicht 
brauchte,  und  deren  wesentliche  Kennzeichnung  darin  liegt, 
daß  sie  Zuständigkeits-  und  Verwaltungsgrenzeu  überbrücken 
und  aus  dem  Einblick  in  ein  weiteres  Gebiet  Ausgleichsmög- 
lichkeiten eher  erkennen  sollen  als  die  örtlichen  Stellen.  Auf 
diese  Aufgaben  muß  auch  da^s  Meldesysteni  zugeschnitten 
werden,  das  die  Grundlage  für  ein  erfolgreiches  Arbeiten  der 
übergeordneten  Stellen  bildet.  Die  täglichen  Betriebsmelduu- 
gen  sollen  sich  daher  nicht  lediglich  auf  die  Erfüllung  des 
toten  Buchstabens  der  Meldevorschriften  beschränken;  der 
Meldende  muß  sich  in  die  Lage  desjenigen  versetzen,  der  die 
Meldung  verwerten  soll,  und  er  wird  dann  empfinden,  wo  er 
die  Meldung  durch  kurze  Begründung  auffallender  Erschei- 
nungen verbessern  oder  durch  Hinweise  auf  besondere,  wenn 
a,uch  nicht  meldepflichtige  Vorgänge  ergänzen  kann.  Die  Be- 
triebsmeldungen sollen  nicht  lediglich  eingetretene  Stockun- 
gen und  ihre  Ursachen  erkennen  lassen,  sie  sollen  auch  An- 
haltspunkte für  die  Abhilf smaßnahmen  bieten. 

Es  sei  daher  hier  auf  einige  Möglichkeiten  für  das  Tiin- 
greifen  der  zentralen  Betriebsleitung  hingewiesen.  Treten 
bei  einzelnen  Knotenpunkten  oder  Strecken  Stockungen  im 
Zugverkehr  auf,  die  sich  in  Abstellungen  von  Wagen  und 
Zügen  äußern,  so  liegt  zunächst  nahe,  eine  Entlastung  durch 
Umleitung  des  Verkehrs  über  weniger  belastete  Strecken  v{'r- 
zunehmen.  Sofern^  die  aus  den  Betriebsmeldungen  aufgebaute 
Statistik  ein  Urteil  über  die  Aufnahmefähigkeit  der  Umlei- 
tungsstiecken  nicht  zuläßt,  bedarf  es  des  Benehmens  mit  den 
beteiligten  Betriebsverwaltungen.  Erweisen  sich  Stockungen 
an  einzelnen  Stellen  als  dauernd  wiederkehrend,  bedarf  es 
der  Prüfung,  ob  den  betroffenen  Bahnhöfen  zweckmäßiger 
durch  eine  Zuweisung  von  Lokomotiven  oder  durch  eine 
dauernde  Entlastung  im  Wege  der  Änderung  der  Leitungs- 
vorschriften geholfen  werden  kann.  Mit  Lokomotivüber- 
weisungen wird  man  schon  deshalb  besonders  vorsichtig  sein 
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müssen,  weil  man  hierbei  auf  die  Unterhaltungslei stungcn  der 
Betriebswerkstätten  Eücksicht  zu  nehmen  liat.  Eine  bosondei-s 
schwierige  Frage  ist  es,  die  Abstellung  nicht  vorwärts  zu 
bringender  Wagen  und  Züge  zu  scheiden  nach  solchen,  die 
wegen  mangelnder  Vorflut,  und  solchen,  die  wegen  Lokomo- 
itiv-  oder  Personalmangels  nicht  Aveiter  l>ef ordert  werden 
konnten. 

Wegen  der  dauernden  Verkettung  zwischen  Ursache  und 
Wirkung  kommt  es  hierbei  besonders  auf  die  verstäildnisvolle 
Zusammenarbeit  zwischen  dem  Leiter  des  Betriebes  und  des 
Lokomotivdienstes  bei  Abfassung  der  Betriebsmeldung  an.,  die 
dann  auch  dazu  fühi'en  wird,  die  vielfach  übliche  Angabe 
„Lokomotivmangel"  auf  das  zweckdienliche  Maß  zu  beschrän- 
ken. Eine  wichtige  Aufgabe  der  zentralen  Betriebsleitung 
besteht  in  der  Überwachung  der  Wirtschaftlichkeit  dor  B«!- 
triebsführung.  Aus  den  verfügbaren  Betriebsmitteln  muß  das 
Höchstmaß  an  Leistungen  herausgeholt  werden.  Es  muß  den 
Ursachen  auffallender  Verspätungen,  unpaariger  Zugzahlen, 
unwirtschaftlicher  Leerfahrten  nachgegangen  werden.  Hier- 
bei wird  sie  sic.h  häufig  mit  der  Frage  zu  befassen  haben,  ob 
'  die  Arbeitsbedingungen  des  Personals  zweckmäßig  geregell, 
sind  oder  einer  Abänderung  bedürfen.  Die  Wirtschaftlichkeit 
der  Betriebsführung  wird  auch  u.  a.  die  Unilegung  eines  Ver- 
kehrs auf  andere  Leitungswege  zweckmäßig  erscheinen  lAssen. 
die  wechselnde  Beanspruchung  der  Betriebsanlagen  durch  die 
Leerwagendisposition  muß  den  Gegenstand  dauernder  Auf- 
merksamkeit bilden,  und  es  muß  darauf  gehalten  werden,  daß 
die  Leerwagenverfügungen  im  Benehmen  mit  den  betriebs- 
1  eitenden  Stellen  durchgeführt  werden,  damit  Überbeanspruchun 
gon  und  unwirtschaftlicheStreckenbelegungen  vermieden  werden . 

Wenn  es  auch  oberster  Grandsatz  der  Betriebsleitung  ist. 
die  Betriebsleistung  aufs  höchste  zu  steigern,  so  muß  sie 
andererseits  dort,  wo  die  Grenze  erreicht  ist,  im  Benehmen 
mit  dem  Verkehrsdienst  den  überschießenden  Verkehr  'lur«h 
Annahmesperren  fernhalten  oder  je  nach  der  Versorgungs- 
lag'6  diesen  oder  jenen  Frachten  einen  Vorrang  in  der  Beföi- 
derung  einräumen.  Bei  der  Bearbeitung  verkehrstechnischer 
Sonderaufgaben,  beispielsweise  der  Gefangenentransporte,  der 
herbstlichen  Kartoffelversorgung  und  dergl.  ist  auch  die  Be- 
triebsleitung wesentlich  beteiligt,  Sie  hat  ferner  zu  beurteilen, 
wie  der  Güterzugverkehr  an  Sonn-  und  Feiertagon  zu  regeln 
ist,  um  die  Sonntagsarbeit  auf  das  für  die  Betriebslage  unbe- 
dingt nötige  Maß  zu  beschränken.  Es  ist  selbstverständlich, 
daß  die  Tätigkeit  auch  der  oberen  betriebsleitenden  Stelle  die 
lebendige  Fühlung  mit  der  Wirklichkeit  durch  öiilicho  Er- 
hebungen und  Nachprüfung  der  Tätigkeit  der  unteren  Stelleu 
nicht  verlieren  darf. 

Die  zentralisierte  Betriebsleitung  ist  eine  aus  den  Bedürf- 
nissen der  Kriegsführung  erwachsene  Notwendigkeit,  die  aber 
mit  Kriegsende  ihre  Bedeutung  keineswegs  verloren  hat,  weil 
die  durch  den  Krieg  verursachten  Unzulänglichkeiten  des  Be- 
triebsapparates kaum  so  schnell  zu  überwinden  sein  werden. 
Sie  arbeitet  auf  Grund  von  Erfahrungen,  die  es  ihr  allmählich 
gestattet  haben,  ihre-  Arbeitsweise  systematisch  aufzubauen. 
Ihre  Tätigkeit  erschöpft  sich  nicht  in  gelegentlichen  Ein- 
griffen, sondern  sucht  ihr  Ziel  in  der  methodischen  Auswer- 
tung des  zu  erlangenden  Materials,  ohne  sich  dadurch  l)eirren 
zu  lassen,  daß  infolge  der  Unzulänglichkeiten  der  lieutigeTi 
Zeit  nicht  alle  getroffenen  Maßnahmen  immer  den  gewünsch- 
ten Erfolg  zeitigen  können. 

Die  preußischen  Staatsbahnen  sind  ebenso  wie  künftag  die 
vereinigten  deutschen  Eisenbahnen  darauf  angewiesen,  ihre 
Weiterentwickelung  im  wesentlichen  auf  die  im  eigenen  Dienst 
gemachten  Erfahrungen  aufzubauen;  hierzu  bedürfen  sie  aber 
ebenfalls  einer  zentralisierten  Überwachung  und  Leitung  des 
Betriebes.  Nur  diese  vermag  die  in  den  verschiedenen  Be- 
zirken erreichten  Betriebsleistungen,  richtig  einzuschätzen  und 
die  dabei  gemachten  Erfahrimgen  zum  Besten  des  Ganzen  zu 
verwerten.  Ti- 
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LIX.  .laLrgaus  i\nf\ 


Größe  der  Räume  in  den  Eisenbahn-Betriebswerkstätten. 

Vom  RegienuLgs-  und  Baurat  Lüders. 


Di«  Wirischaftüdikeit  d^eis  Dienst e-s  in  d€n  B^etrirebswerk- 
^lätten  hängt  neben  der  licktigen  Bemessung  der  Zah.1  und 
Vr-t  der  Arbeiter,  einsclili^ßlich.  der  sachgemäßen  Einteilung, 
\oii  der  CTröße  der  Werkstatträume  und  von  den  Werkstatt- 
( jurichtungen  selbst  ab.  Eeichen  die  Eäume  nicht  aus,  st) 
können  die  für  ein©  schnelle  und  gute  Instandsetzung  der 
Betriebsmittel  nötigen  AVerkzeugmascliinen,  Öfen  und  anden^ 
Ausstattungsstücke  nicht  aufgestellt  und  die  erforderliche 
Zahl  von  Arbeitern  nicht  beschäftigt  werden.  Die  Arbeits- 
lust, und  damit  auch  die  Leistung  der  Arbeiter,  wird  beim 
X  orhandeuisein  ausreichender  Werkstatträume  und  zweck- 
entsprechender, guter  Werkstatteinrichtungen  wesentlich  ge- 
.-teigert. 

Außer  den  Arbeitsplätzen  zwischen  den  Lokomot-iv^  und 
Wagenständen  sind  besondere  Werkstatträume  nötig,  die  nach 
iN  r  Zahl  der  in  einer  Seh  ich  t  tätigen  Arbeiter  zu  be- 
messen sind,  sowie  auch  noch  JS'ebenräiuue  zur  Unterbringung 
Ii  i-  Werkstattstoffe,  der  Beamten  und  Arbeiter  vorzusehen, 
■lie  teils  nach  der  Zahl  der  Bediensteten  einer  Schicht,  teils 
nach  der  Gesamtzahl  zu  bestimmen  sind. 

Die  Schlosserei  und  Dreherei  Averden  wegen  der  Wechsel- 
beziehungen l>eider  zweckmäßig  in  -  einem  Eaum  vereinigt, 
uieichfalls,  zur  Ersparung  von  Arbeitskraft  —  Ventilator  — , 
liie  Schmiedo  und  Kupfersehmiede.  .Jedoch  wird  in  Wagen- 
workstätten  mit  einer  geschlossenen  Ausbessernngshalle  die 
x  hlosserei  zweckmäßig  in  die  Wagenhalle  gelegt.     In  Be- 

I I  lebswerkstätten  mit  vei'einjglem  Lokomotiv-  und  Wageu- 
'Itenst  wird  eine  gemeinsame  Dreherei,  »Schmiede,  Kupfer- 
>i  hmicdc,  Werlciieiig-Schlosserei  und  -Ausgabe  sowie  ein  Stoff- 
lager geschaffen,  -sofern  die  beiden  Abteilungen  nicht  räum- 
lich sehr  weit  voneinander  liegen.  Sind  die  Entfernungen 
zwischen  Lokomotiv-i  und  Wagen  Werkstätten  jedoch  größer 
als  100  m,  so  sind  beide  Abteilungen  selbständig  auszu- 
i'auen.    Die  bauliche  Gestaltung  der  Eäume  gehört  nicht 

III  den  Eahmen  der  Abhandlung. 

Die  Angaben  in  dem  Aufsatz  ».Bestimmung  der  Zahl  und  Art 
'ler  Werkstätten-Arbeiter  und  -Beamten  der  Betriebswerk- 
-tätten"  —  Nr.  75/76,  1919,  der  Vereinszeitnug  —  über  die  Ver- 
teilung der  Handwerke  (Zusammenst-ellung  1  und  3)  werden  in 
folgendem  zugrunde  gelegt ;  die  Ausnahmen  bei  den  Betriebs- 
werkstätten mit  vereinigtem  Lokomotiv-  und  Wagendiensi 
werden  für  einzelne  Werkstatträume  in  einem  besonderen 
Abschnitt  behandelt. 

Die  folgend«»  l'nter.suchung  erstreckt  sich  daher  auf  die 
I  iiößenermittlung   der  Werkstatträume 

].  für  reine  LokömotivauÄbevSserung ; 

1-'.  für  reine  Wageuausbesserung ; 

:!.  für  vereinigte  Lokomotiv-  und  Wagenausbe.s-serung. 
Wenn  auch  einzelne  Werkstattabteilungen  zweekmäßig  ver- 
einigt Averden,  -so  muß  docli  zur  Ermittlung  der  Größe  jede 
Abteildug  für  sich  behandelt  werden.  In  den  folgenden  Be- 
rechnungen bcfleutet  zi  die  Gesamtzahl  der  in  der  Lokomotiv- 
abteilung, Zw  die  Gesamtzahl  der  in  der  Wagenabteilun  <>■  be- 
schäftigten Arl>eiter. 

1.    BetriebsM'erkstätten  für  die  Lokomotivausbesserung: 

a)  Schlosserei:  Zur  Unterbringung  der  Werkbänke 
und  Arbeitsplätze  der  Schlosser  und  ihrer  Hilfsarbeiter  sowie 
'l<  r  Kesselschmiede,  abzüglich  der  in  der  Nachtsohieht  Be- 
-  liäftigten,  sind  besondei'e  Eäume  notwendig,  die  so  zu  be- 
iiess.en  sind,  daß  für  jeden  Schlosser  und  Kesselschmied  einer 
-chicht  etwa  2  qm  Grundfläche  zur  Verfügung  kSteht.  Dem- 
nach ergibt  sich  die  Größe  der  Schlosserei  bei  55  %  der  Ge- 
samtzahl der  Arbeiter  für  Schlosser,  6  %  für  Ke&selschmie<le 
und  etwa  6  %  der  Nachtschicht  zu 

•').')  -j-  6  — 1>  ^         55   _  ,  . 

  ^'1  =       ■  2  ZI  =  1,1  ZI  qm  bei  einer  Arbeitsschiclit. 

55  -f  6  —  6  2 


100 


^  zi     0,55  7.1  qm  l)ei  Doppelschicht. 


b)  Schmiede:  Es  sind  2  %  Schmiede  \on  der  Gesamt- 
/ahl  der  Arbeiter  erforderlich.  Für  jeden  Schmied  einer 
>ehicht  ist;  ein  Arbeitsplatz  einschließlich  Feuer  von  etwa 
;nt  qm  Grundfläche  nötig,  so  daß  sich  folgende  Größen- 
x-erhältniase  ergeben.: 


100 '     ^'  ~  ^'^     ^™        einer  Arbeitsschicht 


und 


2  •  100 


30zi  =  0,?.  zi  qm  bei  Doppelschicbt, 


jedoch  mindestens  30  qm. 


Zweckmäßig  wird  die  Schmiede  reichlich  bemessen,  damit 
in  ihr  auch  die  Feuer  und  Bearbeatungsmaschinen  für  das 
Anschweißen  der  Stederohre  untergebracht  werden  können, 
die  etwa  2,o  X  6  =  15  qm  Grundfläche  einnehmen. 

c)  Dreherei:  Die  Dreherei  hängt  hauptsächlich  von 
der  Leistung  der  bchmie-de  ab  und  ist  außerdem  so  groß  zu 
gestalten,  daß  eine  Achsschenkelbank  Platz  findet,  die  für 
sich  und  die  Zufuhrungs-  und  Aufstellungsgleise  für  Achsen 
etwa  20  qm  Grundfläche  beansprucht.  Als  Erfahrungswert 
tur  die  Große  der  Dreherei  hat  sich  das  l^fache  der  Größe 
üer  Schmiede  bewahrt,  vermehrt  um  den  Platzbedarf  der 
Achsschenkelbank,  demnach 


^•0.(;zi-|-20=  (0,9zi-f  20)  qiu  bei  einer  Arbeitssch 


icht. 


•  0,3  ZI  +  2U  : 


(0.45  ZI -|- 20)  qm  bei  Doppelseliieht. 


cl)  K  u  p  f  0  r  s  c  h  m  i  e  d  e  und  Klempnerei-  In  der 
Lokomotivausbes.seruua-  überwiegen  die  Kupferschmiede- 
arbeiten. Für  jeden  Kupferschmied  und  Klempner  ejner 
bchicht  ist  ein  Feuer  erforderlich,  das  einschließlich  der 
Lagerplätze  etwa  20 qm  Grundfläche  beansi)rucht,  wobei  auch 
l>ereits  aiif  die  notigen  Weißmetallschmelzöfen  Eücksicht  ge- 
nommeu  tst.  Au  Kupferschmieden  und  Klempnern  sind  2% 
notig : 


]()0 


■20y,i— O.lzi  qni  l)ei  einer  Arbeitsschiclit, 
20zi=:0,-2zi  qm  bei  Doj)pels(-liicht, 


2 ,-  100 

jedoch  inindestens  20  qm. 

e)  Tischlerei:  In  der  Lokomotivausbesseiung  erfor- 
dern die  Tischlerarbeiten  nur  eine  Holzbearbeitungsmaschine 
— .  eine  Bandsage  — ,  die  15  qm  Eaumbedarf  hat.  Für  jeden 
1  ischler  -eaner  t^chicht  sind  außerdem  9  qm  Grundfläche 
einschließlich  der  Lagerplätze  erforderlich.  Nach  Zusammen- 
stellung 1  des  erwähnten  Aufsatzes  .sind  an  Tischlern  1  %  der 
Gesamtzahl  der  Arbeiter  vorzusehen,  so  daß  sich  die  Größe 
der  Tischlerei  ergibt  zu: 


100 


1 

2  •  lUO 


•  9  ZI  -1-  15  =  (0,09  zi  -}-  J5)  qm  bei  einer  Arbeitsschicht, 


9  7.1  -\-  15  =  (0,015  Z!  +  15)  qm  bei  Doppelschicht. 


Bei  Betriebswerkstätten  mit  vereinigter  Lokomotiv-  und 
VVagenausbesserung  werden  die  Tischlerarbeiten  von  der 
Wagenabteilung  mit  ausgeführt;  eine  besondere  Tischlerei 
tur  die  Lokomotivausbess>erunor  bei  ihnen  erübrigt  isich. 

f)  Werk  zeug  Schlosser  ei  und -  Ausgabe:  Für 
jeden  Arbeiter  einer  Schicht  sind  Vj  qm  Grundfläche  vorzu- 
sehen, um  die  nötigen  Gestelle  für  die  Aufbewahrung  des 
Allgemeinwerkzeuges  und  die  erforderlichen  Werkzeug- 
maschinen und  Arbeitsplätze  für  die  Werkzeugschlosser 
unterzubringen.  Die  Größe  der  Werkzeugschlosserei  und 
Werkzeugausgabe  ergibt  sich  demnach  zu 

0,5  ZI  bei  einer  Arbeitsschicht, 
0,-25  ZI  bei  Doppelschicht. 

g)  Stoff  Lag  er:  Für  jeden  Werkstättenarbeiter  sind 
A  qm  Grundfläche  nötig : 

0,5  zi  bei  einer  Arbeit.sschicht  nnd  bei  Doppelschicht. 

h)  Wasch-  und  Umkleideräume:  Für  die  Ar- 
beiter sind  Wasch-  und  Umkleideräume  einzurichten,  in  denen 
ihnen  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  die  Kleider  zu  wechseln 
und  den  Arbeitsschmutz  zu  entfernen.  Die  Eäume  sollen 
möglichst  unmittelbar  von  den  Werkstatträumen  aus  zugäng- 
lich sein,  damit  Erkältungen  verhütet  werden ;  bei  den  Feuer- 
arbeitein  muß  diiese  Bedingung  vorgeschrieben  werden.  Nach 
Möglichkeit  sind  die  Wasch-  und  Umkleideräume  zu  trennen, 
jedoch  muß  zwischen  beiden  unmittelbare  Verbindung  be- 
stehen. 

a.  Waschräume:  Für  je  zwei  Arbeiter  einer  Schicht  ist  ein 
Waschbecken  von  etwa  0,4  X  0,4  m-  mit  fließendem  kaltem 
und  warmem  Wasser  erforderlich;  mit  den  nötigen  Gängen 
nimmt  ein  Waschbecken  demnach 

(0,4  +  1,1)  .  0,4  =  0,6  qm 
Grundfläche  ein.     Die  Größe  des  Waschraumes  ergibt  sich 
unter  '\^ernachlässigung  der  in  der  Nachtschicht  Beschäftigten 
zu 


0,6 


;  0,3  ZI  bei  einer  Arbeitsschicht, 
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und 


—  980 
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0,6 

9  .  2  ZI  —  0, 15  zi  bei  Doppelschicht. 

ß.  ümkleideräum« :  Für  j^den  Arbeiter  ist  «in  Kleiderschrank 
von  0,5  m  Breite  und  0,4  ni  Tiefe  bei  etwa  2  m  Höhe  nötig,  so 
daß  .einschließlich  der  Uäno-e  von  2  m  zwischen  den  Schrank- 
reihen ein  Kaum  von 


(!  +  '^>-t)  0.5  =  0, 


7  qi 


für  den  ifchrank  erforderlich  ist.  Die  Größe  des  Umkleide- 
raumes ergibt  sich  daher  zu 

0,7  ZI  bei  einer  Arbcitssohicht  und  bei  Doppekchicht 
1^)  ^er  Auf  enthalt  sraum  für  Arbeiter  darf 
gleichfa,lls  nicht  fehlen;  er  muß  sich  an  die  Schrank-  und 
\Vaschiaume  anschließen.  Die  Größe  richtet  «ich  nach  den 
örtlichen  \  erhaltnissen  und  besonders  darnach,  ob  die  Arbeits- 
schicht geteilt  ist,  ,so  daß  die  Arbeiter  häufiger  Mahlzeiten  au 
der  Arbeitsstelle  emnehnion.  Im  allgemeinen  o-euüot  eine 
Größe,  von  ^  .  " 

0,33  ZI  qm  bei  einer  Arbeitsschicht. 
0,167  zi  qm  bei  Doppelschicht. 

k)  W  6  r  k  f  ü  h  V  e  r  z  i  m  m  e  r  :  Für  ieden  AVeikf  ührer, 
der  in  einer  Schicht  tätig  ist,  dürften  10  qm  (Grundfläche 
genügen  jedoch  mindestens  12  qm.  D,amit  ergibt  sich  unter 
Vernachlässigung  der  in  der  Nachtschicht  beschäftio-ten  \r- 
beiter 


30 


■  10  zi  =  0,33  zi  qm  bei  einer  ^Vi-beitsschicht. 


10 


gg' ^  ZI  —  O-lb^  ZI  (jm  bei  Doppelsehichl. 

1)  Werkmei,sterzimmer  :  Für  ieden  Werkmeister 
ist  ein  besonderer  Schreibtisch  vorzusehen,  außerdem  ßind 
schranke  für  Vordrucke  und  Zeichnungen,  namentlich  der 
Ivokomotiven  notig.  Bei  einem  Kaumbedarf  von  10  qm  für 
jeden  Werkmeister  —  mindestens  12  qm  —  ergibt  sich  die 
Uroße  zu 

—  •  10  ZI  =:  0,1  zi  qm  '        <-'i"er  Arbeitsschicld  uud  l)ei 


lOü 


I  Doppelschicht. 


m)  ^Schreibstube:  In  der  Schreibstube  .sind  sämt- 
iiehe  Schreibhillen  der  Betriebswerkstätte,  auch  die  für  den 
Betriebsdienst  nötigen  unterzubringen.  Für  jede  Schreib- 
en e  ist  ein  besonderer  Arbeitstisch  erforderlich.  Mit  den 
bchranken  für  Vordrucke  «md  für  .iede  Schreibhilfe  etwa 
.  fl^i.J^^ru^dllache  als  ausreichend  anzusehen.  Die  Zahl  der 
bohreibhilfen  ermattelt  sich  ans  der  Gesamtzahl  der  bei  der 
Betriebswerkstätte  vorhandenen  Bediensteten  nach  dem  in 
dem  bereits  mehrfach  erwähnten  Aufsatze  Gesagten.  Die 
Mindestgroße  der  Schreibstube  muß  12  qm  betraoen. 

^-"Badeanstalt:  Auch  den  Werkstattsbediensteten 
muß  Gelegenheit  gegeben  werden,  wöchentlich  ein  Vollbad 
zu  nehmen,  zumal  die  Arbeiten  im  allgemeinen  schmutziger 
tnLf}^  r""  ?  Haupt  Werkstätten.  Leider  fehlt  eine  Bade- 
anstalt, die  schon  für  die  Lokomotivbeamten  dringendes  Er- 
fordernis ist,  m  vielen  Betriebswerkstätten. 
f,i  1/  w*^®^"  Badewannen  erhält  man  bei  etwa  80  Bädern 
für  jedes  Wannenbad  m  der  Woche  und  unter  Berücksich- 
tigung der  Familienangehörigen 


80 


ZI  _  0,025  ZI  Wannenbäderzellen. 


Der  Größenanteil  der  Werkstättenarbeiter  an   der  für  alle 
fM-Hhf t^fh  f^''  B'etraebswerkstätte  gemeinsamen  Badeanstalt 
^^«°^^ach  bei  12  qm  Grundfläche  für  1  Zelle  ein- 
.schließhch    der  Gange    und    Nebenräume  —  Wartezimmer 
Heizkessel-  und  Kohlenraum  —  zu  wanezimmei, 

0,<  25  X  12  z,  =  0,3  ZI  qm. 

r^J^KiR^'^  ^^^JK^  ^^^^  '^^^"^"i  besonderen  Gebäude  in 
^*^'^®^atträume  unterzubringen,  um  die  Weo*' 
nach  Möglichkeit  abzukürzen  und  Geruchsbelästigungen  vSn 
JlftKt'"^*'^'^'^''^f'\  fernzuhalten.  Die  Aborte  fü^  Werk- 
sta  t.sbeanuü  und  Arbeiter  sind  mit  denen  der  anderen  Be- 
amten und  Arbeiter  zu  vereinigen. 

fZ^L-'''^f;fpTj-^^'^'^?^^^*^.*^^°*^  Schicht  ist  ein  Abortsitz,  und 
lur  je  50  Bedienstete  einer  Schicht  ein  Stand  erforderlich- 

dr^n'i'T'^l^  "^'\/^^  ^1^$''^'-  VernaehläSeigung 
der  m  der  Nachtschicht  Beschäftigten 


^  =  0.04zi  Abort.sitze  | 

Zl  ( 

-v^=:0,02zi  Abort&tänd.e 


bei  einer  Arbeitsschi«ht 


uud 


Zl 

2-25 

2  •  50 


=  0,02  z,  Abortsitze 
=:-0,01  Zl  Abortstände 


bei  Doppelschiuht. 


,  -1^^«,  Abortgelegenheit  für  Werkstattsbeamte  ist  mit  de 
üer  übrigen  Beamten  nach  den  gleichen  Grundsätzen  zu  be 
rechnen. 

2.  Betriebswerkstätten  für  Wagenausbesseruiii--. 

Die  Größe  der  einzelnen  Werkstatträume  ist  nach  dei 
gleichen  Grundsätzen  wie  unter  1  zu  berechnen:  die  Ib 
weicliuugen  sind  bei  den  betreffenden  Werkstattahteilunoe 
augegeben.  " 

a)  Wagen'halle:  Bei  den  meisten  Wagen werkstättei 
siud  die  Ätaude  noch  unbedeckt.  Es  ist  zweckmäßig,  zu 
Hebung  der  Arbeitsleistung  und  zur  Schonung  der  Gesund 
heit  der  Arbeiter  einen  Teil  -  etwa  die  Hälfte  -  der  \us 
)n'uen^°^'^*  ^^^^i^'ii'ii^Ä'  größerer  Arbeiten  zu  übei 

f*.i'6  Länoe  uud  Breite  der  Wagenhalle  ist,  abgesehen  voi 
örtlichen  \  erhaltnissen,  gegeben  durch  die  Zahl  der  Stände 
die  um))aut,  werden  sollen.  Die  Länge  eines  Standes  ist  z, 
-10  m  uud  die  Breite  zu  8  m  anzunehmen.  Die  Breite  ist  der 
art  zu  bemessen,  daB  auf  beiden  Seiten  der  Standreihen  ge 
nugeud  Platz  zur  Unterbringung  der  Werkbänke  und  \r 
beitsp.atze  der  Schlosser  und  Stelbnacher  verbleibt 

Bedeutet 

xi  die  Zahl  der  Stände   eines  Gleises, 
Xo  die   Zahl  der  nebeneiuanderliegenden  Gleise 
der  Halle, 

so  ist 

die  Länge  1  =  10 -Xi  m  und 

die  Breite  b  —  8  •  x.,  m  und  demnach 

die  Grundfläche  —  80  •  Xj  •  x.,  qm. 

Die  Höhe  h  der  Halle  bis  Bindeunterkaute  ist  derart  fest- 
zustellen, daß  außerhalb  der  Umgrenzung  des  lichten  Kau - 
Wet,''daher"''  "^"^l^'^^««^^^'  ^alin  aufi'^^cht  stÄT 

.  ,    au,  Ii  =  ^-S  +  1,7  =  6,5  m. 

1,  n  ^'^.fi^osserei  :  Sie  wird  zweckmäßig  iu  der  Wa<'-eii- 
halle  selbst  untergebracht;  ist  keine  geschlossene  Halle  vor- 

ihWerei  'ernnM  "^'^  Wagenstätfde  eine  besonder, 

oouios.seiei  errichtet  werden 

Am   Schlossern    sind  38  %  der  Gesamtzahl  z„, 

ri^v,    au  Werkzeugschlossern  2  %  der  Gesamtzahl  z„.. 

JwÄen'''T.''''w.  ?  nötig  weü  in.den  meisten  Wagen - 

l^S^'S  arbäten"^'"''""^^"'''^""^^^'  '^l^.^----' 


40 
100 
40 


.  2  z^v  _  0,8  Zw  qui  hei   ^i  ncr   A  rbeitsschicht. 


2  •  1(7)  ■  -      ~ ^1"'  ''^"^  Doppelschicht. 
or?lrt!;:^:t^lJ:^  ^^^^--^^^  ^  %  Gesaudzahl 

l^j-  •  30  Zw  =  0,9  z„  qm  bei  einer  Arbeitssehichl, 
3 

'rnöü ' ~  ^'"^^  ^"  "^l™  ^"^^  Dopi>elscliicht, 
jedoch  mindestens  30  qm. 

^^^^d)^  Dreherei   ^  Schmiede  +  20  qm  für  Adi.ss.drculvPl- 

(0,9zu  +20j  qm  bei  einer  x\rbeitsschiclit, 
(0,45zvv  +  L0j  qm  bei  Doppelschicht. 

e)  Kupferschmiede  und  Klempnerei:  In  der 
w  agen  Werkstatt  überwi  egen  die  Klempnerarbeiten.  Daher 
ist   tur  .ieden  Kupferschmied  oder  Klempner  einer  Schicht 

m.l^  ff-P^^'^r^'"''-*'''''''''''^^  ^^"«^  ^■"'^  etwa  15  qm  Grund- 
t lache  erforderlich. 


100 


■15  Zw  — 0,3  z«  qui  hei  einer  Ai  beitsschiclit. 


2  •  100  '  '°  2^^=  0,15  Zw  qm  bei  Doppelschirhl, 

jedoch  mindestens  15  qm. 

f)  Stellmacher  ei  :  Für  .jeden  Tischler  und  Stell - 
macher  einer  Schicht  ist  eine  Holzbearbeitungsmaschine  von 
i*v.T-  ,9,^ ,  sowie  ein  Arbeitsplatz  von  9  qm  ein- 

schließlich der  Lagerplätze  nötig.    Bei  12  %  Tischlern  ergibt 


Jahrgangr 
-  ruber  191<J. 


—   981  — 
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die  Größe  zu 

(9  +  15)  Zw  =  2,S8  Zw  qm  b-ei  eia«r  Arbeitsjsekicht, 


_12 
•  l  üU 


(9  +  15)  Zw  —  1,44  Zw  qm  bei  DoppelscUicht. 


Malerei:  Für  jeden  Maler  uud  Ansti-^icher  eiuer 
ht  •bind  7  qm  erlorderlicli,  dazu  noch  etwa  3  qm  für 
I  üinühle  oder  für  Lagerplätz«  der  fertioen  Farben : 

lÖö '       ~^    ~  '■'^'^'^     ^  ^*  1"'  '"^'^  -einer  Arbeit^schichi. 


100 


,  Zw  +  3  =  (0,07  Zw  + 3)  qm  bei  Doppelsclüchi. 


Im  Wer  k  ze.  u  o- s  c  hlo  s  s  e  r  e  i  und  -Aus.^abe: 
Ii.   t  ^rößenberechnung  ist  die  oleiche  wie  unter  1. 

1)  S  t  o  f  f  1  a  o-.er  :  In  der  Waoenwerkstätte  ist  die  An- 
»hl  uud  M^eng«  der  Vorräte  orößer  als  in  der  Lokomotiv- 
lus Besserung-;    es  ist  deshalb  für  jeden  Werkstättenarbeiter 

(|m  zu  rechnen:  / 

=  Zw  qm  bei  einer  Arbeit&sehicht  und  bei  Doppelschicht. 

k)  Holzlager:  Jeder  Holzarbeiter  verarbeitet  in 
ler  Woche  etwa  3  cbm  beim  Vorhandensein  der  nötigen  Holz- 
►earbeitungsnia.schinen.  Das  Holzlager  muß  so  groß  be- 
ne.-sen  werden,  daß  es  den  Bedarf 

a.  bei  größeren  Werkstätten  mit  mehr  aÜs  100  Arbeitern 
mf  2  Monate, 

ß.  bei  mittleren  und  kleineren  Werkstätten  auf  4  Wochen 
lufnehnien  kann.  Da  das  Holz  im  Lager  etwa  2  m  hoch 
restapelt  «"ird,  so  ergibt  sich  die  Größe 


a.  in  größeren  Werkstätten  zu 
12         3  •  8  _ 

ß.  in  mittleren  und  kleineren  Werkstatten  zu 


12  3-4 

^- Zw --2-  =0.72  Zw 

bei  eiuer  Arbeitsschicht  und  bei  Doppelschicht. 

1)  Ar  heiter  Waschräume.  Umkleide-  und 
Aufenthalts  räume.  Die  Größen  ermitteln  sich  wie 
unter  1  mit  der  Ausnahme,  daß  für  Maler,  die  mit  blei- 
haltigen Farben  umgehen,  besondere  Bäume  nötig  sind. 

m)  W  e  r  k  f  ü  h  r  e  r  z  i  m  m  e  r :  Für  je  40—50  Arbeiter  einer 
Schicht  ist  ein  Werkführer  erforderlich,  daher 

^  ■  10  =  0,25  Zw  bei  einer  Arbeitsschicht, 


2  •  40 


■  10  =  0,125  Zw  bei  Doppelschicht. 


Die  übrigen  Käume  werden  bemessen,  wie  unter  1  an- 
gegeben. 

3.  Betriebswerkstättcii  für  vereinigte  Lokomotiv-  und 
Wagenausbesserung. 

Die  Größenermittlung  erfolgt  wie  unter  1  und  2  mit  fol- 
genden Abweichungen : 

a)  die  Wagenhalle  wird  nach  den  Angaben  unter  2 
bei-eohnet ; 


Größen  der  Werkstattsräume  iu  den  Betriebswerkstätten. 


is: 

\N'erkstattsräume 



Grundfläche    in  Quadratmeter 

j  Lokomotivabteilung 

Wagenabteiluug 

Vereinigte  Lokomotiv-  und 
Wagenabteilung 

bei  einer 
!  Arbeitsschicht 

,  bei  Doppel- 
schicht 

bei  einer 
Arbeitsschicht 

bei  Doppel- 
schicht 

bei  einer     L,  •  t~.       ,    ,  .  , 
Arbeitsschicht  j  Doppelschicht 

1. 

Schlosserei 

1,1  ZI 

0,55  ZI 

0,8  Zw 

'        0,4  Zw 

1,1  ZI  -1-0,8  Zw 

0,55  ZI  4-  0,4  Zw 

2. 

Dreherei 

ü,!»  ZI  -f-  20 

0,45  Zi  -f  20 

0,9  Zw  -I-  20 

0,45  Zw  -f  20 

0,9(zi-f-zw) 
+  20 

0,45  (zi  4-  Zw)  4-  20 

4. 

Schmiede 

0,6  ZI  >  30 

0,3  ZI  >  30 

0,9  Zw  >  30 

0,45  Zw  >  30 

0,6  zi  -f-  0,9  Zw 

0,3  ZI  4-  0,45  Zw 

Kupferschmiede  und 
Klempnerei 

0,4zi>20 

0,2  ZI  >  20 

;0,3  Zw  >  15 

0,15  Zw  >  15 

1 

0,4  ZI  -f  0,3  Zw 
>20 

0,2zi4-0,15zw>20 

. ). 

Tischlerei  und  Stellmacherei 

0,09  ZI -f  15 

0,045  zi  +  15 

2,88  Zw 

1,44  Zw 

2,88  Zw 

1,44  Zw 

6. 

Malerei 

0,14  Zw  4-  3 

0,07  Zw  +  3 

0,14  Zw  4- 3 

0,07  Zw  4-  3 

7 

Werkzeug-Schlosserei 
und  Ausgabe 

0,5  ZI 

0,25  ZI 

0,5  Zw 

0,25  Zw 

0,5  (zi  -f-  Zw) 

0,25  (ZI  +  Zw) 

Stofflager 

0,5  ZI 

0,5  zi 

Zw 

Zw 

0,5  ZI  Zw 

0,5  ZI  4-  Zw 

:  1. 

Holzlager 

lj44  Zw 
bezw.  0,72  Zw 

1,44  Zw 
bezw.  0,72  Zw 

1,44  Zw  bei  groß.  Werkst. 
0,72  Zw  b.  kleiner,  u.  mittl. 

(1 .1 , 
SDb. 

Arbeiter- Waschräume 

0,3  zi 

0,15  ZI 

0,3  Zw 

0,15  Zw 

0,3(zi-fzw)   1     0,15  (zi  4- Zw) 

Arbeiter- Umkleideräume 

0,7  zi 

0,7  ZI 

0,7  Zw 

0,7  Zw 

0,7(zi-|-zw)   '  0,7(zi-f-zw) 

Arbeiter-Aufenthaltsräume 

0,33  ZI 

0,167  ZI 

0,33  Zw 

0,167  Zw  " 

0,33  (zi -|- Zw)        0,167  (zi-f  Zw) 

i_' 

Werkführerzimmer 

0,33  zi  >  12 

0,167  ZI  >  12 

0,25  Zw  >  12 

0,125  Zw  >  12 

0,33  z,  4-  0,25  Zw  0,167  zi  -f-  0,125  Zw 
>12  >12 

];-;. 

Werkmeisterzimmer 

0,1  ZI  >  12 

0,1  ZI  >  12    j    0,1  Zw  >  12 

0,1  Zw  >  12 

0,l(zi-f  Zw)>12'  0,1  (zi Zw)  >  12 

14. 

5  a. 

(■  --- 

Badeanstalt 

0,3  ZI 

0,3  ZI                0,3  Zw 

0,3  Zw 

0,3  (zi  -f-  zw) 

0,3  (ZI  4-  Zw) 

Abortsitze 

0,04  ZI        1        0,02  zi 

0,04  Zw 

0,02  Zw 

0,01  Zw 

0,04  (ZI  -f  Zw) 

0,02  (ZI  4-  Zw) 

5  U. 

Abortstände 

0,02  zi 

0,01  ZI 

0/)2z„ 

0,02  (zi -|- Zw)  ' 

0,01  (zi  4-  Zw) 
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p)  Dreher«i  :  Da,  nur  ■eine  Achssehenk'&lbank  beoötiot 
wird,  ergibt  sich,  die  Größe  der  vereinigten  Drehei^i 

[0,9  (zi  +  Zw)  +  20]  qin  bei  «iner  Arbeits-schicht, 
[0,45  (ZI  +  Zw)  +  20]  qm  bei  Doppelischicht ; 

e )  die  S  t  e  1 1  m  ä  c  h  ■e  r  e  i  der  Wagenabteilun g  erkd  i  u  1 
zugleich  die  Arbeiten  der  Lokoiuotivausbesserung,  daher 

2,88  Zw  qm  bei  einer  Arbeitssohicht, 
1,44 Zw  qm  bei  Doppelschicht; 

d)  Malerei:  Eine  besondere  Malerei  wird  nur  bei 
Werkstätten  mit  mehr  als  50  Arbeitern  für  den  Wagenbau 
nötig  sein;  die  Größe  wird  nach  den  Angaben  unter  2  er- 
mittelt, wobei  nur  die  Zahl  der  Arbeiter  der  Wagen  werk- 
Stätte  zu  reehnen  ist : 

e)  die  Größe  des  Holzlagers  ist  nur  nach  der  Zahl 
der  Wagenarbeiter  zu  bemessen,  wie  unter  2  angegeben  ist. 

Die  vorstehende  Znsammenstellung  zeigt  die  nach  Vorstehen- 
dem ermittelte  Größenbereehhung  der  Werkstättenräume,  di.e 
als  Anhalt  zur  Bemessung  der  Eäume  dienen  kann,  .iedoch 
sind  örtliche  Verhältnisse  zu  berücksichtigen. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

. —  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Verkehrsordnung.  Das  Keich^- 
eisenbahnamt  hat  unterm  17.  November  einige  jinderungcii 
der  Anlage  C  zur  Eisenbahn- Verkehr^ordnung  verfügt.  Das 
Nähere  geht  aus  der  Bekanntmachung  in  Nr.  223  des'^Keich.--- 
Gesetzblattes  hervor. 

—  Der  preußische  Eisenbahnminister  zur  Frage  der  Reiclis- 
eisenbahnen.  In  dieser  Angelegenheit  wird  der  „Köln.  Ztg." 
aus  Berlin  unterm  20.  November  mitgeteilt:  .,In  dem  Aufsatz 
„Verkehrspolitik«  in  Nr.  1026  unserer  Zeitung  haben  wir 
unsere  Überzeugung  dahin  ausgesprochen,  daß  bei  der  Über- 
leitung der  Staatsbahnen  in  die  Hand  des  Reichs  eine  ein- 
heitliche Führung  ebenso  unentbehrliches  Erfordernis 
sei,  wie  bei  der  künftigen  Leitung  des  Reichseisenbahn weseus. 
Das  schließt  nach  unserer  Auffassung  nicht  aus,  daß  die  zen- 
trale Führung  dadurch  entlastet  wird,  daß  man  eine  Dezen- 
tralisation der  betriebstechnischen  Ver^raltung  in  ihren  ver- 
schiedenen Zweigen  vornimmt. 

Demgegenüber  isind  uns  aus  süddeutschen  Kreisen  Bedenken 
ausgesprochen  worden,  die  dahin  gehen,  daß  bei  den  im  preu- 
ißischten  Eisenbahnministerium  herrschenden  Anschaiuunoen 
die  Überführung  der  Eisenbahnen  auf  das  Reich  zugleich 
eine  straffe  und  systematische  Vereinheitlichung  der 
gesamten  Verwaltung  unter  Beiseiteschiebuug  aller  mitunter 
recht  verschieden  gearteten  Interessen  der  einz^elnen  Teile 
des  Reiches  bedeuten  werde.  Die  ganze.  Überleitung  könne 
also  gleichbedeutend  sein  mit  einer  mechanischen  S  c  h  a  - 
blonisierung  und  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  eine  Ent- 
wicklung heraufführen,  analog  den  unitarischen  Zielen  ge- 
wisser politischer  Strömungen. 

Wir  haben  daraufhin  Veranlassung  genommen,  die  Auf- 
fassung des  preußischen  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
in  dieser  Frage  zu  erkunden.  Er  hat  uns  dazu  erklärt  daß 
zwa<r  bei  der  Überführung  des  Eigentums  der  einzelnen 
btaatsbahnen  an  das  Reich  und  bei  der  Handhabuno-  ihrer 
künftigen  Leitung  eine  einheitliche  Fühi'ung  unerläßlich  sei, 
daß  Hand  m  Hand  damit  aber  auch  eine  den  wirtschaftlichen 
und  Verkehrsinteressen  der  verschiedenen  Gebiete  des  Reichs 
Rechmmg  tragende  Dezentralisation  ganz  unent- 
behrlich sei.  Diese  Dezentralisation  könne  man  sich  etwa 
so  denken,  daß  sie  sich  an  bestimmte,  in  ihren  Interessen 
gleichartig  gerichtete  Verkehrs-  und  Wirt  Schafts  o-ebiete  an- 
lehne, so  daß  man  für  die  künftigen  Reichseisenbahnen  einio-e 
CTeneraldirektionen  mit  weitgehender  Selbständig- 
keit  schaffen  könne.  Dabei  werde  sich  Gelegenheit  finde'n 
die  besondepen  Wünsche  der  einz^elnen  Landesteile,  na- 
mentlich auch  die.ienigen  Süddeutschlands,  in  objektivster 
Gerechtigkeit  zu  berücksichtigen.  Diesen  Verwaltuno-en  soll- 
ten seiner  Ansicht  nach  auch  Landeseisenbahnräte"  an  die 
Seite  gesetzt  werden,  die  darüber  wachen,  daß  die  berechtio-ten 
örtlichen  Wünsche  befriedigt  werden.  Bezüglich  des  Perso- 
nals verwies  der  Minister  auf  Artikel  16  der  Reiohsverfas- 
sung,  der  die  ausreichende  B  o  d  e  n  s  t  ä  n  d  i  g  k  e  i  t  des  Per- 
sonals gewährleiste.   Haxiptaufgabe  der  Zentralleitung  werde 


IB&i  einer  großen  Anzahl  von  Betriebs wierkstätten  rei- 
chen die  Werkßtättenräume  zur  ordnungsmäßigen  Unter- 
bringung der  Werkzeugmaschinen,  Feuer  usw.  l>ei  weitem 
nicht  aus.  Hierdurch  wird  nicht  nur  die  sachgemäße  Be- 
schäftigung der  erforderlichen  Werkstättenarbeiter  erschwert 
und  teilweise  unmöglich  gemacht,  sondem  auch  die  Zuteilung 
der  für  einen  wirtschaftlichen  Betrieb  nötigen  Lokomotiven 
und  Wagen  behindert.  Besonders  auffällig  und  für  die 
Hebung  der  Arbeitsleistung  und  der  Arbeitsausführungen 
nachteilig  ist  die  unzureichende  Bemessung  oder  das  gänz- 
liche Fehlen  der  Werkzeugausgabe,  der  Stofflager  und  der 
Wasch-  und  Umkleideräume  für  Arlieiter.  Wenn  auch  nicht 
verkannt  werden  soll,  daß  die  Werkstätt.enanlagen  bei  den 
Betriebswerfcstätten  vielfach  von  Hause  aus  gänzlich  un- 
zureichend angeleg-t  sind  und  häufig  für  Erweitening  wenig 
Pla.tz  vorhanden  ist,  so  lassen  sich  doch  bei  einigem  Ge- 
schick in  vielen  Fällen  erhebliche  Verbesserungen  erzielen. 
Vor  allen  Dingen  ist  es  aber  nötig,  daß  künftig  bei  Neu-i 
anlagen  für  ausreichende  Bemessung  der  Werkstatträume, 
sowie  für  Erweiterungsmöglichkeit  Sorge  getragen  wird. 
Voraussetzung  dafür  ist  vor  allem,  daß  die  beteiligten 
Stellen  sich  Klarheit  über  den  erforderlichen  Raumbedarf 
verschaffen,  wozu  die  vorliegende  Abhandlung  beitragen  soll. 


es  dann  sein,  vermittelnd  und  ausgleichend  zwischen  den  für 
die  einzelnen  Verkehrsgebiete  geschaffeneu  Organisationen 
zu  wirken,  so  daß  sich  der  gesamte  Eisenbahnverkehr  glatt 
und  ohne  Reibungen  abwickle.  Die  von  anderer  Seite  ge- 
äußerte Befürchtung,  daß  eine  solche  Dezentralisation  dem 
alten  Partikularismus  Vorschub  leisten  könne,  bezeiclmete 
der  Minister  als  unbegründet,  denn  die  Abgrenzung  der  Ai- 
beitsgebiete  .iener  Generaldirektionen,  oder  wie  man  die  künf- 
tigen Organe  nennen  wolle,  dürfe  sich  nicht  au  innerpolitische 
Grenzen  binden,  werde  vielmehr  in  erster  Linie  nach  volks- 
wirtschaftlichen und  V  e  r  k  e  h  r  iS  t  e  c  h  n  i  s  p  h  e  n 
Gesichtspunkten  erfolgen  müssen.  Von  Unitarismus  könne 
also  keine  Rede  sein,  wohl  aber  bleibe  dem  Grundsatz  der 
Selbstverwaltung,  der  ,  zurzeit  auch  auf  politischem 
Gebiet  nach  Verwirklichung  ringt,  aller  Raum  zur  Betätigung 
gewahrt,  immer  unbeschadet  der  durch  die  Zentralinstanz  zu 
wahrenden  höheren  Einheit  über  das  ganze  Gebiet  des  Reichs, 
dn  dei-en  Sinne  .ia  die  l"''berführung  laufs  lieich  verlangt 
wurde  und  erfolge." 

—  Ermäßigung  des  Wagenstandgeldes.  Auf  Grund  zahl- 
reicher Beschwerden  der  beteiligten  Kreise  sind  .letzt  nach 
einer  der  Berliner  Handelskammer  zugegangenen  Mitteilung 
(s.  Nr.  86,  S.-  921  d.  Ztg.)  mit  Wirkung  vom  1.  Dezember  ab 
ermäßigt  worden.  Die  Höhe  der  Standgelder  setzen  die  ein- 
zelnen Eisenbahndirektionen  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
fest.  Im  Direktionsbezirk  Berlin  sind  zu  bezahlen  für  den 
ersten  Tag  10  Jl,  für  den  zweiten  Tag  50  J(  und  für  den 
dritten  Tag  100  Jt. 

D-Zugverkehr.  Wie  der  „D.  Allg.  Ztg."  aus  Emmerich 
drahtlich  gemeldet  wird,  würde  zwischen  der  deutschen  und 
der  holländischen  EisenbahnverAvaltimg  ein  Abkommen  ge- 
troffen, wonach  täglich  ein  D-Zug  über  Berltn-Amster- 
dam-Oldenzaal  und  zurück  mit  ausschließlich  niederländischem 
Wagenmaterial  und  Speisewagen  von  Benthüim  ab  ver- 
kehren isoll. 

Der  dreimal  wöchentlich  verkehrende  Schnellzug  Berlin- 
Prag  -  W  i  e  n  und  zurück  wurde  eingestellt  und  Avird  kaum 
wieder  in  Betrieb  genommen  werden,  da  die  Eisenbahndirek- 
tion Berlin  .iede  Ver.größerung  des  Verkehrs  für  ausge- 
schlossen hält. 

—  Einschränkung  des  Personenverkehrs  im  Bezirk  Königs- 
berg. Aus  Königsberg  (Pr.)  wird  der  „D.  Allg.  Ztg.-'  unterm 
21.  November  gemeldet:  Beginnend  mit  Sonntag,  dem  30.  No- 
vember, wird  an  Sonn-  und  Feiertagen  der  gesamte  Personen- 
verkehr innerhalb  des  Direktionsbezirks  Königsberg  wegen 
Kohlenmangels  eingestellt.  Es  verkehren  künftig  an  Souu- 
und  Feiertagen  nur  die  durchgehenden  D-Zü^e  3  und  4  von 
Berlin  über  Königsberg  nach  Insterburg  und  zurück,  sowie 
die  D-Züge  51  und  58  von  Berlin  über  Allenstein,  Evdtkuhnen 
und  zurück. 

—  Verkehr  mit  Skandinavien  über  Saßnltz-Trälleborg.  Die 

durch  die  Entente  Deutschland  auferlegten  Beschränkungen 
machten  es  bisher  erforderlich,  den  AVagenladungsverkehr 
über  die  Fahrstrecke  Saßnitz-Trälleborg  in  den  beschränkten 
Grenzen  zu  halten,  wie  diese  ihn  übernehmen  konnte.  Des- 
halb mußte  für  .iede  Wagenladung  ein  Zulassungsschein  vcn 
der  Eisenbalmdirektion  Stettin  erwirkt  werden.    Da  die  En- 
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teute  .i«tzt  die  Fähren  für  dea  Verkehr  von  Saßuitz  u;u.ii 
TräUeboxg-  freigegeben  hat  und  zugleich  die  I'';ihre  ..Deutsch- 
,land"  d-er  Eisenbahndiiektion  Stettin  von  dtr  Manueverwal- 
tung  nach  gründlicher  Wiederherstellung  zurüek2:e,o'<^bon  wcr- 
'  den  ist,  hat  die  Eisenbahndirektion  Stettin  seit  dem  17.  N  o- 
vember das  Zulassungsscheinverfahren,  das  von  vielen  '\'er- 
kihrstreibenden  als  eine  lä-s-tige  Einsehränknug  emi^fimdeu 
wurde,  aufheben  können.  Beschränkungen  bestehen  isomit  .lür 
diese  Linie  nicht  mehr.  Für  Weiterabfertigungan  von  Ladun- 
g<  n.  die  zunächst  nur  nach  Saßnitz  oder  Saßrutzliat'en  gerichtet 
werden,  ist  wie  bei  sonstigen  Weiterabfertiguugen  die  ver- 
ln  iige  Zustimmung  des  zuständigen  Yerkehrsam+es  Stral.snud 
<  luzuholeu. 

—  Eiseiibahnuiifall  bei  Osterweddingen.  Amtlich  wird  aus 
Magdeburg  gemeldet:  Am  27.  November  gegen  5  Uhr  15  Mi- 
uuten  nachmittags  wurde  am  Überwege  beim  Haltepunkt 
I  i^terweddingen  der  Strecke  Magdeburg-Halberstadt  das  Fuhr- 
wi  rk  des  01>eramtmanns  Schäper  aus  SüDdorf  durch  den 
D-Zug  29  überfahren.  Dabei  wurden  drei  Personen  getötet 
tiud  eine  Peison  schwea-  verletzt.  Der  Unfall  ist  wahrschein- 
lich daxauf  zurückzuführen,  daß  da«  Fuhrwerk  die  uieder- 
i;(diende  Sehranke  noch  zu  durchfahren  versuchte. 

Vermehrungen  der  gehobenen  ßeamtenstellen  in  Bayern. 

iMe  Bayerische  Staatseisenbahnverwaltung  hat  den  auf  eine 
Verbesserung  ihrer  Beförderungsaussiehten  g^'ei  ichteten  Wün- 
ischen  der  Eiä«nbahnangestellten  in  weiieni  Umfange  Eech- 
nung  getragen.  Nach  Anlag©  B  zum  Haushalt  Nr.  2  der 
Bayerischen  Staatseisenbahnen  vom  31.  Juli  1919  finden  sich 
bei  den  persönlichen  Ausgaben  u.  a.  folgende  Vermehrungen: 
1  Ministerialdirektor,  1  Ministerialrat,  17  Oberregieruugsräte 
(lund  61%  mehr),  318  Oberbahnverwalter  {rund  185%  mehr), 
626  Bahnverwalter  (rund  28  %  mehr) :  151  Oberwerkführer 
(rund  40%  mehr),  415  Oberstationsmeister  (rund  124%  mehr). 
940  Oberlokomotivführer  (rund  51  %  mehr).  Auch  für  die 
übrigen  Beamtengruppen  sind  die  A'ermehrungeu'  recht  bedeii- 
tend.  Im  ganzen  weist  der  Haushalt  eine  V  e  r  mehr  n  n  g 
um  6842  Stellen  auf;  weitere  Vermehrungen  sind  dem  Ver- 
nehmen Dach  geplant. 
■ 

—  Kündigung  .des  Tarifvertrages  durtli  die  ladisehe 
Arbeiterschaft.  Wie  schon  1x4  den  Verhandlungen  über  die 
von  den  Arbeitervertietern  geforderte  Erhöhung  der  Be- 
schaffung'Sbeihilfe  angekündigt  wurde,  ist  von  diesen  der 
Lohntarifvertrag  vom  19.  April  1919.  mit  Wirkung  vom  1.  Miiiz 
1919,  abgeschlossen  zwischen  der  Generaldirektion  der  badi- 
schen Staatsbahnen  einerseits  und  dem  Badischen  Eisenbahner- 
verband sowie  dem  Verband  des  deutschen  Verkehrs))ersoual.s 
. —  Gau  Baden  —  andeq-erseits  auf  Ende  Febnaar,  dem  ei  st 
zulässigen  Termin,  gekündigt,  worden.  Der  Vertrag  lief  bis 
29.  Februar  1920  mit  der  Maißgabe,  daß  er  .ieweils  ein  Aveiteres 
Jahi-  gelten  sollte,  wenn  er  nicht  von  einer  der  beiden  I'ai- 
teien  drei  Monate  vor  Ablauf,  also  erstmals  am  1.  Dezember 
1919.  gekündigt  wurde. 

—  Eisenbahner  und  Betriebsräte.  Der  D  e  u  t  s  '•  h  e  E  i  s  e  n  - 

b_a  h  n  e  r  V  e  r  b  a  n  d  hatte  zum  26.  Novem1>er  vier  öffentliche 
Versammlungen  einberufen,  )>ei  denen  das  Thema  ..Die  Erhal- 
tung der  Arbeiterräte"  auf  der  Tagesordnung  stand.  In  den 
Germania-Sälen  sprach  Kotzur,  in  der  Habels(lien  Biauerei 
der  Bevollmächtigte  Schulz,  im  Kestaurant  Drachenberg  der 
Bevollmächtigte  Kne)>cl  und  in  den  Musiker-Sälen  Biäv.ning 
aus  Frankfurt  (Main).  In  sämtlichen  Versammlungen  wiu'de 
folgende  Entschließung  angenommen: 

■  „Die  heute  tagende  Eisenbahnerversammlung  nimmt  Kennt- 
nis von  den  reaktionären  Bestrebungen,  die  den  Eisenbahnern 
das  erkämpfte  Mitbestimmungsrecht  illusorisch  machen  sollen. 
Die  Versammelten  sind  fest  entschlossen,  dem  den  schärfsten 
Widerstand  entgegenzusetzen  und  mit  allen  Mitteln  für  die 
durch  die  Eevolution  errungenen  Rechte  einzutreten.  Sie  pro- 
testieren gegen  die  von  verschiedenen  Interessenten,  Parteien 
und  Wirtschaftsverbänden  geplanten  Verschlechterungen  des 
Betrieb-srätegesetzes,  die  geeignet  sind,  weite  Kreise  des  er- 
werbsffitigen  Volkes  zu  beunruhigen  und  das  Wirtschaftsleben 
großen  Erscliütterungen  ausztisetzen.  Für  die  Eisenbahner 
ist  darüber  hinaus  eine  Eegelung  zu  treffen,  wie  sie  von  der 
Generalversammlung  des  Deutschen  Eisenbahnerverb.-indes  in 
Jena  beschlossen  wurde.  Die  dort  festgelegten  Bestimmungen 
Rind  der  Durchführung  des  Tarifvertrages  zugrunde  zu  leg-en 
Die  Versammlung  beauftragt  den  Verbandsvorstand  gerne iu- 
Äam  mit  dem  Zentralrat  für  die  Durchführung  ihrer  Tiiclit- 
liiiif'u  zu  wirken." 

Die  Lieferung    von  Lokomotiven    an    den  preußischen 
.Staat.    In  einer  Essener  Zeitung,  schreibt  die  .,B.  B.-Ztg 
wird  angeblich  von  dem  Leiter  eines  führenden  Unternehmeiis 
der  nutteldeutschen  Lokomotivindustrie  die  verblüffende  Be- 


hauptung ausgesprochen,  daß  bei  d-in  großen  in  Betracht  kom- 
menden Lokomotivfabriken  zurzeit  keine  einzige  Lokomotive 
für  die  Eisenbahnverwaltung  gebaut  würde,  und  daß  die  Han- 
noversche Maschinenfabrik  monatlich  zwar  32  neue  Loko- 
motiven herstelle,  diese  Maschinen  aber  sämtlich  ins  Ausland 
gingen.  Diese  Behauptungen  sind  völlig  aus  der  Luft  ge- 
griffen. Von  den  Lokomotivfabriken  sind  an  die  preußische 
Eisenbahnv  erwaltung*  im  August  1919  123  neue  Lokomotiven, 
im  September  1919  137  neue  Lokomotiven,  im  Oktober  1919 
93  neue  Lokomotiven  geliefert  worden.  Der  Kückgang  im 
Oktober  erklärt  sich  atii?  dem  Berliner  Metallarbeiterstreik. 
Von  den  bestellten  Lokomotiven  sind  gegen  die  vertragsmäßi- 
gen Lieferzeiten  Ende  Oktober  noch  629  T^okomotiven  rück- 
ständig gewesen.  Der  gesamte  Auftrag^iicstand  an  Lokomo- 
tiven für  die  Staatseisenbahnverwaltung  licträgt  zurzeit  noch 
2055  Lokomotiven. 

Die  Hannoversche  Lokomotivfabrik  lud  im  .Vugust  1919 
17  neue  Lokomotiven  und  im  September  22  Lokomotiven  abge- 
liefert. Ihre  Ablieferungen  sind  hinter  den  vertragsmäßig'en 
VeaTjflichtungen  in  diesen  beiden  ^lonaten  lun  20  Lokomotiven, 
zurückgeblieben.  Im  ganzen  hat  die  Hannoversche  Lokomo- 
tivfabrik noch  168  Lokomotiven  in  Auftiug.  Ihre  Leistungs- 
fähigkeit ist  also  voll  für  inländische  Bestellungen  in  An- 
spruch g'enommen,  und  ebenso  liegen  die,  ^'erhältnisse  bei  der 
Lokomotivindustrie  im  all.g'-emeinen. 

—  Gustav  Schimpft  f.  Der  ordentliche  L'rofessor  für  Eisen- 
bahnwesen lan  der  Aachener  Technischei)  Hochschule,  Gustav 
Schimpf  f,  ist  im  49.  Lebens.iahre  gestorben.  Professor 
Schimpff,  ein  geborener  Berliner,  Schülei-  1er  Professoren 
Goeiing,  Kummer  und  Müller-Breslau,  erhielt  seine  Ausbil- 
dung als  Eegierungsbauführer  im  Bezirk  (l>yv  Eisenbahu- 
direktiou  Berlin  und  bei  Siemens  &  Halske  beim  Bau  der  Ber- 
liner elektrischen  Hochbahn.  1897  gewann  er  den  Sehinkel- 
pjeis  für  den  Entwurf  einer  Nord-Süd-Stadtbahn  durch  Berlin. 
1907 — 1909  leitete  er  den  Umbau  der  Hohenzollernbrücko  in 
Cöln.  kam  dann  nach  Berlin  als  Vorstand  il'^'s  Eisenliahn- 
betriebsamts  7  und  später  in  das  Eisenbahn-Zentralamt. 
Michaelis  1911  erfolgte  seine  Berufung  als  Nachfolger 
Bräulers  nach  Aachen.  Schimpff  hat  sich  schrirtsrellerisch 
in  l>emerkenswerter  Wei.se  betätigt.  Er  war  auch  lanu.iähTigcr 
Mitarbeiter  unserer  Zeitung^. 


Österreich. 

—  Verkehrskonferenz.  Wie  der  Korrespondent  des  Inter- 
nationalen Telegraphienbureaus  erfährt,  ha.t  das  Staatsauit 
für  Verkehrswesen  in  ^Vien  den  Entschluß  gefaßt,  alle  früher 
zur  Donaumonarchie  gehörenden  Nationalstaaten  zu  einer 
Verkelirskonferenz  einzuladen  und  hierbei  den  Voschlag  zu 
unterbreiten,  angesichts  der  derzeitigen  allgeineinen  Wagen- 
not eine  W  a  g  e  n  g  e  m  e  i  u  s  c  h  a.  f  1  solange  beizubehalten, 
bis  der  Wagenpark  wieder  einigermaßen  aufgefüllt  ist. 

—  Eisenbahnen  und  Arbejterräte.  Aus  Wien  wird  der 
.,D.  Allg-.  Ztg."  unterm  24.  November  genieldet :  In  der  vor 
kurzem  bei  der  Eisenbahndirektion  abgehaltenen  A'ollvei- 
sammlung  der  Beamten  Avurde  mit  allen  gegen  zwei  Stimmen 
gegen  die  Arbeiterräte  Stellung  genommen  und  deren  Neu- 
w^ahl  abgelehnt.  Es  heißt  in  der  Entschließung :  Da  zur  Wah- 
rung der  Interessen  sämtlicher  Bahnbediensteten  gesetzlich 
anerkannte  Vertretungskörper  bestehen,  nimmt  die  Beamten- 
sehaft den  Standpunkt  ein.  künftige  .\ iheiterräte,  Avelch^ 
parteipolitisch  sind,  niclil  anziiorlveuiien. 

—  Schnellzug  Wien-Bregenz  und  zurück.  Vom  24.  Novem- 
ber angefangen  hat  der  einmal  wöchentliche  Verkehr  der  Bre- 
genzer  Schnellzüge  ab  WienAVestbahnliof  am  Montag  und  ab 
Bregenz  am  Freitag  begonnen.  Um  die  Beförderung  einer 
größeren  Anzahl  von  Eeisendeu  zu  ermöglichen,  entfällt  die 
Führung  eines  Schlafwagens  bei  diesen  Zügen.  Es  wird  be- 
.sonders  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Benützung  die- 
ser Schnellzüge  für  Fahrten  zAvischen  Wien  u.id  Salzburg" (ein- 
schließlich) nicht  möglich  ist.  Als  Ersatz  für  diese  durch 
den  übergroßen  Andrang  gebulcnc  Einschränkung  Avird  bis 
auf  weiteres  .ieden  Samstag  der  Sclmellzuui;  Nr.  703  von  Wien- 
Westbahnhof  nach  Salzburg  (Wi(_mi  al>  S  Uhr  früh,  Salzburg 
an  2  Uhr  50  Minuten  nachmittags),  und  an  jedem  Dienstag  dei- 
Schnellzug  Nr.  210  von  Salzburg  nach  WienAVestbahuhof 
(Salzburg  ab  2  Ulir  45  Minuten  na(;hnvit(ags,  Wien  an  9  TThr 
10  Minuten  abends)  mit  AVageu  aller  drei  Klassen  geführt, 

—  Die  Elektrisierung  der  Tauerubahu.  JJas  Elektrisierungs- 
amt der  Staatsbahn  hat  den  Plan  eines  neuen  Kraftwerkes 
zum  elektrischen  Betrieb  der  Tauernbahn  ausgearbeitet.  Die 
kommissarischen   Verhandlung^en  waren  bereits  für  den  27., 
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28.  und  29.  November  mit  B^gina  in  Mallnilz  ausgeschrieben. 
Geplant  ist  die  Anlage  ein-es  großen  Wasserbeckens  in  Mall- 
iiitz  mit  55  000  cbm  Inhalt  für  die  bereits  bestehende  Kraf tan- 
laae  in  Lassach,  die  bisher  die  Kraft  zur  Beleuchtuno-  der 
Bahnanlagen  in  3Iallnitz  und  zur  Lüftuno-  des  Tauern-  und 
Dösscntuuuels  «ab.  Weiter  ist  die  Errichtun«-  einer  neuen 
Anlao-e  bei  Söbriach  mit  einer  Leistuno-  von  IG  000  Pferde- 
kraften  voroesohen.  Die  Kraft  wird  ebenfalls  durch  den 
Mallnitzbach  gewonnen,  der  unterhalb  des  Lassacher  Krtifl- 
weikes  gefangen,  mittels  Gerinne  am  Gelände  des  linken 
Bachufers  weitergeleitet  Avird  und  eine  neue  Einniiinduno-  in 
die.  Möll  bekommt.  " 

—  Personalnaehrichten.  Aus  Anlaß  der  erbetenen  Übernahme 
ju  den  dauernden  Ruhestand  wurde  verliehen:  dem  Ministerial- 
late  :m  Staatsamte  für  Verkehrswesen  Dr.  Theodor  Zeliuka 
iler  Titel  eines  Sektiouschefs,  dem  nautischen  Inspektor  im 
Staat*aiiife  tiir  A  erkehrswesen  Emil  Deiscovich  der  Titel 
•eines  nauti.xchen  Oberinspektors,  dem  Oberinspektionsrate  der 
Generalmspektion  der  österi-eicliischeii  Eisenbahnon  Viktor 
Langer  der  Titel  eines  Hofrales.  und  dem  Oberinspektions- 
rate  der  Geueralmspektion  der  österieichischen  Kiseubahiicii 
Ing.  rnednch  Fröhlich  der  Titel  eines  Ecmcinn-srnl-s 
VVeiter  wurden  verliehen  dem  niit  tiem  Titel  eines  I!e<.i7>rMa  ■  — 
rates  bekleideten  Staatsbahndiiektor  -  Stelh  ertretor  L-naz 
Lindebner  der  Titel  und  Charakter  eines  Uofrites  "und 
<lem  Honorarbeamten  im  Staatsamte  für  Verkehrs^^•esen  Edu- 
ard G  e  r  s  t  g  r  a  s  se  r  der  Titel  eines  Eegierungsrates. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Erriohtung  einer  tschecho-slo-wakischen  Wagenloihgesell- 
sehaft.  Seit  einiger  Zeit  .sind  in  Prag  Verhauillutfcn  im 
Zuge,  welche  die  Schaffun'i'  einer  nationalen  Eiscul.'nlin- 
wagenleihgesellschaft  bezwecken.  Hierbei  scheint  Ga:an  be- 
dacht zu  Averden,  daß  verschiedene  Besitzer  von  TA'agen  diese 
in  das  neue  Unternehmen  einbringen,  sich  aber  iinmerlün 
weitgehende  Verfügung  über  den  Fahrp;irk  vorl>ehaU.-n.  Tot 
einiger  Zeit  haben  auch  Besprechungen  mit  der  Eisenbnlui- 
M-agenleihgesellschaft  in  Wien  wegen  f-|)f.il;i->ini>.'  ihres  in 
Böhmen  befindlichen  Fahrparkes  .stattgef iiinlca.  di^^alier  eine 
rnterbrechung  erfahren  haben. 

—  Eine  Zeitsthi it't  der  deutsclien  Ingenieure.  Eine  von  In- 
genieuren gebildete-  Gesellschaft  stellt  sich  die  Aufgabe,  für 
die  deutschen  Ingenieure  der  tscheclio-slowakischen  Pepublik 
eine  Wochenschrift  lierauszugeben,  die  den  Inteivsscn  der 
deutschen  Industrie  dienen  und  allen  Berufs-  und  Standes- 
ti-agen  wie  auch  der  wirtschaftlichen  Ilebnu"-  des  In-euicur- 
standes  gewidmet;  sein  soll.  Das  Blatt  wird  Organ  nudireiei- 
Ingenieurverein igun gen  sein  und  si.-li  jn  den  Dienst  der  auf 
G;rundung  eines  Hauptvereines  der  deutschen  Tnoenioure  hin- 
zielenden Bewegung  istell-en.  Die  Hauptsehriftleiluno-  hat  Fof- 
rat  Dipl.-Ing.  Alfred  Birk.  Professor  der  "deutschen 
technischen  Hoch.schule  in  Prag  (Anschrift:  Pra--  11 
Smetanag.  24/111),  übernommen.  Da  derzeit  4000  Fatdioen ossen 
111  der  tschechoslowakischen  Republik  ohne  eigenes  Fachblptt 
Äind,  auch  die  technische  Industrie  der  RepuJilik  einer  vor- 
nehni  und  großzugig  gefiihrten  Zeitschrift  entbehrt,  wird  ihr 
Erscheinen,  das  um  Neujahr  geplant  ist,  sicher  fr-eudio-  be- 
grüßt werden. 


Ungarn. 

-  Plan  eines  Douau-Theiß-Kaiials.  Unter  den  in  den 
letzten  .fahrzehnten  aufgetauchten  Pliincn  für  den  Bau  des 
Donau-Tlieiß-Kanals  kommen  zwei  in  Botiaclit,  und  zwar  der 
eine  tur  die  Strecke  Budapest-Szolnok  und  dei'  andere  für  die 
Strecke  Biidape.st-Csongnid.  Für  den  «Tsfeu  Plan  spricht  die 
Kurze  der  Strecke,  für  den  zweiten  der  X'oilcil,  dati  Szolnok 
•ein  wiehliger  P^isenbahnknotenpunkt  und  ein  Vr-rteiinu^' s- 
mitt elpunkt  des  (Jetreideverkehis  de*^  Alföld  ist,  ferner  daß 
bei  Csongrad  der  Körösfhiß  in  die  Theiß  mündet  und  die  Mün- 
dung dei-  Maros  sjcli  aiudi  in  der  Nähe  befindet,  was  Csongrad 
zu  em-em  Avichligen  Was.serstraßenpunkt  macht.  Deizeit"hat 
man  -sich  für  einen  tiefeingeschnittenen  Kanal  entschieden 
um  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  den  Kanal  aus  der  Donau  auf 
iiaturhchem  Wege  mit  Wasser  zu  versorgen.  Die  Richtuno- 
des  Kanals  fuhrt  naturgemäß  nach  CsongrAd,  weil  auf  dieser 
strecke  das  Hügelland  niedriger  und  nur  ein  Einschnitt  vcn 
•JO  m  Tiefe  nötig  ist,  um  den  Kanal  mit  einer  entsprechenden 
\A  assermenge  zu  speisen.  Ein  nach  Csongrad  im  Einschnitt 
zu  führender  Kanal  erfordert  keine  Kraft;  im  Gegenteil,  es 


würden  noch  etwa  3000  Pferdekräfte  erzeugt  werd^en,  wodur<  h 
ein  Gebiet  von  60000  Katastral.ioch  künstlich  bewässert  wer- 
den könnte. 

Die  technische  und  die  geologische  Aufnahme  sind  bereits 
im  Gange.  Nach  dem  Entwurf  beginnt  der  Kanal  unterhalb 
des  Soroksärer  Donauarmes  bei  Dunaharaszti.  berührt  die 
Orte  Bugvi,  Adacs,  Izsäk  und  Kiskunf^legyhäz'a  und  niündcl 
bei  Csongräd  in  die  Theiß.  Die  zu  gewinnende  Kraft  von 
3000  PS  soll  dazu  dienen,  um  die  längs  des  Kanals  liegenden 
Ortschaften  mit  elektrischer  Kraft,  zu  versorgen.  Ferner  wird 
eine  Berieselungsanlage  im  Ausmaße  von  4000  Katastraljocli 
unterhalb  Budapest  und  eine  andere  von  etwa  56  000  Joch 
zwischen  Osongräd  und  Szeged  g-eidant. 

—  Zusammenfassung  der  in  Budapest  und  dessen  Umgebung 
befindlichen  Elektrizitätswerke.  Die  zurzeit  herrschende 
Kohlennot,  die  infolge  feindlicher  Besetzung  der  ausgedehn- 
testen Kohlenbergwerke  jegliche  Produktion  hemmt,  veran- 
laßto  die  maßgebenden  Wirtschaftskreise  zu  einem  nmfas-sen- 
den  Zusammenwirken  der  Budapester  Elektrizitätswerke.  Bis- 
her l)eabsichtigen  die  Phöbns,  die  Istväntelker,  Erzsebet- 
Falvaer  und  Budafoker  elektrische  Kraftzentrale,  sich  mit  den 
hauptstädtischen  Elektrizitätswerken  unter  gemeinsame  Lei- 
tung zu  stellen.  Ferner  gelangen  die  Elektrizitätswerke  der 
Budapester  Vereinigten  Elektrischen  Stadtbahnen,  sowie  die 
Kraftanlagen  in  ]\I:it.väsföld  e))enfalls  unter  Mnheitliche  Lei- 
tung. Geplant  ist  ferner  die  Einschaltung  der  Ujpcst-Käko.s- 
palotaer  Bahn  in  die  Giemeinschaft.  Auf  diese  Weise  sollen 
jährlich  1500  Wagen  Kohlen  erspart  werden.  In  der  Provinz 
ist  die  A^ereinigung  der  Elektrizitätswerke  Vac  und  Nagv- 
niaros,  ferner  deren  Einschaltung  in  die  Phöbusanlage  im 
Zuge,  wodurch  weitere  500  Wagen  Kohlen  im  Jahr  erspar! 
M'erden  dürften. 

—  Bildung  eiues  Landesausschusses  für  Erdgasforschung. 

Da  die  Gasversorgung  der  llan pl -^f mit  infolge  des  Kohleu- 
maugels  derart  beschränkt  werden  imiß,  daß  die  Beleuchtung, 
Heizung  und  das  Wirtschaftsleben  hierdurch  im  größten  Maße 
geh(;iuiiit  wird,  bildete  sich  ein  Landesaussclmß.  um  di••^  Ga.s- 
veisoiouug  der  Haupt^stadt  von  der  ausländischen  Kohle  unab- 
hängig zu  machen.  Es  werd^'ii  A^or.s-tudien  über  die  Verwen- 
dung der  in  der  Umgebung  der  Haupt.stadt  auffindbaren  Erd- 
gasriM'ugen  vorgenommen;  ferner  wird  beabsichtigt,  einen 
Landesausschnß  für  Erdgasforschung  einzusetzen  und  diesen 
mit  allen  weit-eren  Arbeiten  zu  betrauen.  Es  werden  unter 
Zuziehung  von  Fachmännern  Scliritte  eingeleitet  werden,  nm 
die  Nutzbarmachung  der  Erdgasqnellen  unverzüglich  in  die 
Wege  zu  leiten. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Die  Tariferhöhung  auf  den  südslavisehen  Südbahnlinien. 

Laut  Zeitungsmeldung  beträgt  die  Tariferhöhung  auf  den 
Südbahnlinien  des  S.  K.  S.-Staates  für  das  Kilometer  24  H. 
in  der  dritten,  48  H.  in  der  zweiten  und  42  H.  in  der  ersten 
Klasse. 


Luxemburg. 

—  Das  Schicksal  der  luxemburgischen  Eisenbahnen.  Aus 

Brüssel  wird  gemeldet,  daß  ein  belgisch-französisches  Ab- 
kommen über  den  Gesamtbetrieb  der  luxemburgischen  Eisen- 
bahnen zustande  gekommen  sei.  Das  französisch-belgische 
Konsortium  mit  dem  französischen  Verwaltungspräsidenten 
an  der  Spitze  werde  den  Betrieb  leiten.  An  luxemburgischen 
unterrichteten  Stellen  bestreitet  man,  wie  ein  Privattele.gra.mm 
der  „D.  Allg.  Ztg.'-'  meldet,  dem  Auslände  das  Recht,  über 
luxemburgische  Bahnen  zu  verfügen,  ohne  eine  Einwilligung 
der  luxemburgischen  Behörden  zu  erhalten.  -In  diesem  Sinne 
äußerte  «icli  auch  der  luxemburgische  Staatsminister  Reutei' 
in  der  letzten  Kammeisitzung.  % 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  der  schwedischen  Staats- 
bahnen haben  infolge  der  am  1.  August  durchgeführten  kräf- 
tigen Taxerhöhungen  eine  wes-entliche  Besserung  erfahren, 
nachdem  bekanntlich  das  Betriebsjahr  1918  mit  60  Millionen 
Kronen  Verlust  abgeschnitten  hat  (siehe  Z.  d.  V.  D.  E.  1919, 
S.  200,  414  u.  497).  Nach  den  wirtschaftlichen  Monatsberichten 
für  August  betrugen  die  Einkünfte  28,2  Millionen  Kronen,  die 
Ausgaben  24,4  Millionen,  «o  daß  ein  Überschuß  von  3,8  Mil- 
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\ioneu  Kronen  bleibt.     Das  .G^sanitersebnis  Jauuar-Augu.si 
weist,  noch  einen  Verlust  von  18,8  Millionen  Kronen  oeo-^n 
einen  \  erlust  von  32,2  Millionen  in  der  Äleicheu  Zeit  Ties 
\  orjahres  auf.   Der  Verkehr  im  August  1919  zeigt  sowohl  im 
^  Personen-  wie  GüterTerkehr  eine  Abnahme  gegenüber  August 
1918,   und  zwar  sind  die  Vergleichszahlen   für  ausgeführte 
Reisen  2,47  Millionen  gegen  2,99  im  August  1918  und  für  die 
belörderten    Gütermengen    0,92    Millionen    Tonnen  gegen 
1,13  Millionen.    Für  die  ganze  Zeit  Januar- August  1919  sind 
die   \  ergleichszahlen   für   Personenverkehr  24,36  Millionen 
gegenüber  20,71  Millionen  im  Jahre  1918,  also  Zunahme  im 
heuiigen  Jahr,   wogegen   der  beförderten  Gütermenge  von 
^.1 6  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1918  für  1919  nur  7,62  Millionen 
uegenuberstehen.    Das  beförderte  Lapplauderz  ist  an  dieser 
Alinderung  wesentlich  beteiligt,  indem  die  beförderten  Erz- 
juengeu  im  Jahre  1911»  nur  1,62  Millionen  Tonnen  bctraoim 
gegen  2,34  Millionen  im  A'or.iahre.  " 
Die  bescheidene  Besserung  der  Bahneinkünfte  hat  bereit^ 
a  Vertretern  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  Anlaß 
u(  g-el>en,  gegen  die  druckenden  Fracht>erhohungen  3iurra  zu 
lauten.     Insbesondere  macht  der   schwedische  Industri.---er- 
band  geltend,  daß  m  einer  Zeit,  in  der  die  intkistrielie  Erzeu- 
^5^*^^'  außergewöhnlich  hohen  Kosten  für  Brenn-  und 
Kohstofle,  erhöhten  Arbeitslöhnen,  außerordentlichen  A'aluta- 
yerhaltiiisseu    und   der   Wirkungslosigkeit   des  Zollschutzes 
leide,  die  ungeheuren,  nicht  voraus  zu  berechnenih^n  Fracht- 
kosten tur  Kohwaren  und  Fertigerzeugnisse,  die  in  manch.'u 
lallen  das  Funftache  der  Friedensverhältnisse  erreichen  «uf 
die  VViitschatllichkeit    der    Unternehmungen    geradezu  '  zer- 
störend wirken.    Zunächst  verlangt  er  eine  Herabsetzun«-  aller 
Zusatzabgaben  im  Güterverkehr  von  250  auf  200%,  bittet  aber 
schon  letzt,  noch  weitere  Senkungen  vorzusehen,  sobald  es  nur 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Bahnen  gestatten 

Fmer  großen  Anzahl  von  Piivatbahuen  sind  vom  schw<'di- 
-  hen  htaat  bedeutende  Taxerliöhungen  genehmigt   Avonl/ u 

Dr. 

—  Di©  französisch-schweizerischen  Transporte.  Die  „Schwei- 
zerische \  erkehrs-Korre-spondenz"  .schreibt:  Gemäß  einem 
Abkommen  zwischen  der  schweizerischen  und  der  französi- 
schen Eegierung  .sbllte  wöchentlich  von  Havre  ein  Güterzug 
tur  den  Transport  .schweizerischer  Güter  nach  der  t^cliweiz 
abgehen,  und  dm  französischen  BahngeselLschaften  .sind  er- 
sucht worden,  für  die  pünktliche  Einhaltung  Sorge  zu  Iraoen 
Irotzdeni  aber  ist  e.s  ganz  unmöglich,  für  diese  schwoiz^eri- 
schen  Guter  leweiLs  mehr  als  15  Wagen  zu  erhalten,  und  .so 
kommt  es  daß  die  schweizerischen  Güter  el>en  in  Havre  Ueoen 
bleiben,  ^un  sind  von  der  Schweiz  aus  neuerdings  Schotte 
zur  Besserung  getan  w^orden,  aber  die  Empfänger  der  Güter 
haben  keine  großen  Hoffnungen,  daß  ihren  Wünschen  baldi"st 
entsprochen  werde.    Und  da  beklagt  man  sich  in  Frankrekli 

n  stets  heftigeren  Worten  darüber,  daß  die  Schweizer  ihre 
Gutei  aus  L  beisee  lieber  über  G«nua-,  Antwerpen  und  Eotter- 
c'am  kommen  lassen. 

rr^9J  Kanaltunncl   zwischen   iYankreich   und  Eno-land 

Die  Zeitung  „Telegraaf--  meldet  aus  London:  LlSyd  Gc^ji"  e 
eiklarte  am  12.  November  einer  Abortbiung  von  Parlaments- 
mitglie^lern  daß  die  politischen  Bedenket  gegen  den  Bau 
eines  Kanaltunnels    beseitigt   und  daß    alle  Mnister  dafür 

Dpnt-v>h  -ft  ^^i^'"^^,**'  ^atf.as.  Ki-^egsamt  aufgefordert,  eine 
Denkschrift  über  die  militärische  Seite  dieser  Frao-e  vor- 
zulegen. I  " 

TT«7.  Schlechter  Zustand  der  französischen  Lokomotiven  Die 
uniS   ri  *v    Ursachen  des  -schweren  Eisenbahn- 

unglücks in  Pont-.sur-^oune  (vgl  Nr.  85,  S.  912  d.  Ztg.)  hat  er- 
geben, daß  da^s  Signal  überfahren  worden  ist  In  der  Hu- 
^  tf^?^.  '■  ^o^'&mber  wird  aber  ausgeführt,  daß  es  nicht 
yulT■^■hW^^'/^  ^'•■^'^  Lokomotivführer  die  Schuld 

fl  fXi     °-  ^^«^^^  Fahrt  hatte  der  Lokomo- 

k.um  W.fÄ'",'  -  ^  ^^"^5    die  Maschine 

kaum  betiiebsfaliig  sei,  da  sie  infolge  von  Undichtiokeiten 
in  so  großem  Umfange  Dampf  „verlor-,  daß  es  fn  der  dicSen 
Wolke  die  das  Vorderteil  der  Ma.schine  umgab,  nicht  mSch 
war,  die  Signale  auf  der  Strecke  zu  erkenuek.  Seinen  Ein- 

rs^"^.°;r.,:V^^M  ^"^'"^  Rechnung  getragen.  Unterwegs  kam 
so,  A\ie  der  Fuhrer  \'ermutet  hatte.  In  den  dichten  Damnf- 
wolken  _konnten  Führer  und  Heizer  bei  .einer  Fahrt  von 
90  km  in  der  Stunde  das  Signal  bei  Pont-sur-Yonne  nicht 
sehen  und  stießen  deshalb  mit  aller  Kraft  auf  den  Genfer 
Personenzug.  Im  Anschluß  an  diesen  Fall  wird  rait-eteift 
daß  eine  große  Zahl  Maschinen  der  Paiis-LTonlMM^ 
balm  sich  in  schlechtem  Zustande  befindet.  Die  meisten  ^teh- 
bol2^n  und  Eohrleitungen  bedürften  der  Au.sbesseruno-.  Es 
7.tZ  V^^^ll  ^Ji  vorgeschriebenen  Dichtigkeit.  Dieser 
If.l^^'^  ''-«'^eJiklich,  daß  Vertreter  der  Vereinigung  der 

".^'"'^  l.r'^P.^*'^'"  '>ei?!,  Chefingenieur  des  Maschfnendien- 

-  <lei     Paris-Lyon-Mittelmeerbahn     vorstellig  geworden 


seien.  Dieser  hal>e  sie  aber  mit  kutz-en  Worten  abgelerti^-t. 
beitdem  sei  nichts  geschehen  und  —  ein  merkwürdiges  Zii- 
sammentretlen  —  es  »ei  einige  Stunden  vor  dem  beklsgems- 
werten  Zusammenstoß  eine  weitere  Abordnuno-  der  Führei' 
und  Heizer  beim  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  gewesen 
um  sich  Uber  die  Untätigkeit  und  .  Sorglosigkeit  der  Gesell- 
■schatt  zu  beschweren. 

—   Nachrichten    von    den    schweizerischen  Eisenbahnen 

Die  •  E  1  e  k  t  r  1  s  1  e  r  u  n  g  s  arbeiten  sind  in  letzter  Zeit 
gut  vorge.schritten.  Auf  der  Gotthard  bahn  ist  die 
.^trecke  Erstfeld-Golthardtunnel-Belliuzona  so  weit  gediehen 
daß  mit  dem  Umbau  der  Strecke  Bellinzona-Chiasso  letzt  be- 
gonnen werden  kann.  Die  auf  ihr  befindlichen  20  eisernen 
Brucken  M^rüeu  durch  Steinbrückeu  ersetzt.  Auf  der  Rhä- 
tischen  Bahn  hat  am  9.  Oktober  der  erste  elektrisch  be- 

riebene  Zug  die  Linie  Thusis-Filisur  durchfahren.  Am 
lo.  Oktober  ist  diese  23  km  lange,  als  letzte  noch  mit  Damof 
betriebene  btrecke  der  Albulalinie  ganz  m  elektrischen  Be- 
trieb genommen  Avordeu.  Im  Kanton  Bern,  wo  die 
.strecke  Bern-Spicz  der  sogenannten  Berner  Alpenbahnen  lie- 
reits  elektrisch  tahrt,  ist  auf  den  Linien  Spiez-luterlakeu- 
Boningen,  Spiez-Lrlenbach,  Erlenbacli-Z wcisinnnen  un(i  auf 
der  Gurbet.ilbahn  {\  erbiudung  Berns  mit  l'imn  links  der 
Aare)  der  Lm bau  so  weit  vorgeschritten,  daß  im  Anfano-  des 
nächsten  Jahre.s  die  neue  Betriebsart  aufgenommen  werden 
wird.  Vorbereitungen  für  die  duvkt>;  Surcko  Beni-Neu<->i- 
hurg  sind  im  Gange.  Die  E  m  m  ,m  Ii  a  I  i,  ;i  h  n  hat  di.. 
'!5trecko  Burgdort-Langnau  bereits  .  Irkii  i.i,  1 1.  Die,  beriuscbr 
Eegierung  die  der  Ansjcln  ist.  dnß  die  InumzielLc  Gesundun- 
der  von  ihr  unterstützten  Privatbahueu  nur  m  der  Elektri- 
sierung liegen  kann,  hat  eine  Gesetzesvorlage  zur  1  bände - 
ia-!^r  f»®-  ,^'^i^e",bahugesetzes  von  1912  an.sgeai- 
bejtet.  Danach  soll  der  Staat  nur  am  Bau  elektrischer 
Laliueu  sich  beteiligen  dürfen.  Bei  Bahnen  mit  Dampfbetrieb 
Vt  /...  zwingenden  Ausnahmefällen  und  nur  bis  zur 

naitte.  der  sonst  zulässigen  Höhe  gestattet.  Die  kilometriscüe 
Höchstgrenze  für  die  Unterstützung  wird  auf  das  Doiinelte  er- 
liohl.  Bisher  geschah  die  Beteiligung  dos  Staates  durch 
Übernahme  von  Aktien,  .ietzt  soH  dies  auch  durrh  Miu-alx- 
A-erzinslicher  Darlehen  möglich  sein.  Die  Mitlei  zur  Gewäh- 
rung von  Unterstützungen  sollen  durcli  Anleihen  bis  zur  Ge- 
samfhohe  von  25  JIill.  Fr.  beschafft  werden. 

Der  durchgehende  Verkehr  mit  den  Xachbai- 

andern  beginnt  sich  in  der  Schweiz  zu  heben.  Seit  ,|em 
11.  Oktober  verkehrt  ein  „Gotthard-Exprei5"  Östende-Mailand 
Uber  Base  -Luzern.  Er  hat  in  Mailand  Anschluß  an  den 
„Simplon-Orient-Expreß",  der  über  Lausanne-Mailand-Triest 
nach  Bukarest-Belgrad  (Athen)  fährt.  In  Basel  hat  der  Gott- 
liard-Expieß  Anschluß  an  den  Morgenschnellzug  nach  Chnr 
und  dem  Engadm.  Er  besteht  aus  Kurswagen  I.  und  II  Klasse 
Ostende-Maüand  und  den  erforderliclien  Schlaf-  und  Speise- 
wagen    Obwohl  die  (Jotthardlinn.  zurzeit  für  den  elektrischen 

rsinT.rTl"°'l  •■'"■^P«"ft-  betrieben 

wild  sind  die  Fahrzeiten  nur  uu\vr>en(l:cli  größer  als  die  des 
Iriedenstahrplaues.  -  Im  Gotthardveikehr  ist  nunmehr  auch 
die  zweite  Aerbmdungsst recke  naeli  Italien  über  Bellin- 
zona-Luino  für  den  direkten  Verkehr  eröffnet  worden. 
Grenzstation  ist  Eanzo-Gerra.  Man  erwartet  einen  sehr  leb- 
haften Durchgangsverkehr  nach  Italien,  weil  die  amerika- 
nischen Touristen,  wieder  zuströmen.  Über  eine  ^Million  An- 
meldungen für  die  Gewährung  von  Pässen  sollen  vorlieoen. 
Auch  sonst  scheint  sich  em  stärkerer  Verkehr  als  bisher  Zwi- 
schen der  Schweiz  und  Italien  ausbilden  zu  sollen.  Mit  der 
Wfln"  von  Genua  sind  Vereinbarungen  ge- 

i«elf  ir^Q.t'''''  .^'°?,''^'^h  bestimmte  überseeische  Importwaren 
den  9^0  000  ^Tn"^■'^•^*''l"''  F,.^''^^^*  ^'"'^^«^  -tollen.  Von 
werden  -^I"^^^,^'  ^'-^  .^^^  S<3hweiz  aus  Amerika  erhält, 

weiden  40  000  über  Genua  eingeführt  werden.  Außerdem  wird 
Genua  privilegierter  Hafen  für  Baumwolle,  SchAvefel,  Phos- 
phae  usw.;  auch  den  schweizerischen  Export  (Schokolade. 
zfe^,P?''^A  T/i'^'^^  "r,^^*  ^'^^  ^^^«"^  Genua  an  sich  zu 

Äu;,n„  i  "^"^""^^  Voraussetzung  für  die  dauernde  Bei- 
behaltiing  einer  Vorzugsstellung,  daß  die  italienischen  See- 
taiite  keinesfalls  hoher  sind  als  die  von  Antweri>en  und  Eot- 
terdam,  mit  denen  Genua  bisher  nicht  konkurrieren  konnte  — 
Der  V  erkehr  auf  dem  wiedei^eröffneten  BadisohenBahu- 
Rrt:.-V^  Basel  hat  schon  wenige  Tage  nach  Aufnahme  des 
üetueljes  einen  unerwarteten  Umfang  angenommen  Der  Per 
sonenverkehr  ist  auf  das  Zehnfache  der  geschätzten  Zahl  oe- 
stiegen,  der  Güterverkehr  konnte  bei  dem  noch  immer  herr- 
schenden Personalmangel  kaum  bewältigt  werden.  Auch  über 
Wagenmangel  wird  auf  den  schweizerischen  Eisenbahnen  ge- 

r.  Die  Transportabteilunff  des  enjglischen  Ernährimjrs- 
nunisterinms;.  Daß  auch  m  England,  obgleich  dort  Se 
Blockade   wie  bei  uns  l:>estand,   während  cfes  Kriege.'  große 
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r/pbenaiultoLnot  finsPti^iifii  ast,  l«nveisl  dU^^^  I'amicht un«  .<'in<^i- 
l'irnähiinis'>iiünisl'eriiim*.  Hier  intfressi'ert .  uns.  am  seine 
Tranfepoit-abteilunft-.  An  ilir<'r  Spitze  slaud  «in  leitender  \'er- 
kehrsbeamter  der  Great  Central-Eis€nbahn ;  dessen  Mitarbeiter 
und  Hilfskräfte  waren  ebenfalls  Eisenbalmbeamte,  7Aim  Teil 
.solche  aus  dem  Ruhestande.  Der  Sitz  der  Leituu.o-  war  in 
Westminster.  und  ihre  Beamten  bildeten  sozusagen  die  „Ver- 
hüidunffsoffiziere"  zwischen  dem  Ernährunftsministerium  und 
der  Leituno-  dos  Eisenbahnwesens.  In  den  größeren  Städten 
und  den  liäfen  von  England,  Schottland  und  Wales  hatten  \'er- 
trctcr  ihren  Dienstsitz,  die  ihrerseits  die  Fühlung  mit  den  Ver- 
kehrsleitungeu  uud  Verkehrsstelleu  der  Eisenbahnen  und 
Kanäle,  sowie  mit  den  für  die  Beförderung  auf  der  StralVe  zu- 
ständigen Stellen  aufrechterhielten.  Einen  Teil  der  Traiis- 
portabt eilung  bildete  die  L  a  g  e  r  a  b  t  e  i  1  u  u  g.  Während  die 
erstere  die  rasche  Beförderung  der  Nahrungsmittel  zu  veraii- 
lassen  hatte,  mußte  die  letztere  Räume  zuui  Emlagem  der 
A'orräte  bereitstellen,  was  l)ei  der  Knappheit  an  geeigneten 
Baulichkeiten  keiiu'  liMthte  Aufgabe  wai'.  —  Die  Außenbeaniten 
wuixleu  von  Zeit,  zu  Zeit  zu  BesprechungiMi  bei  der  Leitung 
zusammengerufen.  Die  ll;niiit.art)eit  bei  dei  Durelifüluu ug  der 
Anordnungen,  die  von  der  Transportabteilung  d'Cs  Ernährungs- 
ministeriums ausgingen,  fiel  natürlich  flen  Eisenbahnen  zu. 

—  AA  icderlierstolluuff  der  südrussischen  EisOnbahncu.  Aach 
«■iuein,  dem  „Osteuropa-Dienst"  zugegangenen  Bericht  stellt 
in  der  Sitzung  des  Präsidiums  des  Obersten  Rates  für  Volks- 
wirtschaft die  .Frage  der  Wiederh^erstellnng  der  Eisenbahnen 
in  Turkestan  auf  der  Tagoorduung.  Dem  Bericht  des  Ver- 
treters des  Komiüi.-sanai >  tiir  staatliclre  ^Anlagen,  Alferow, 
zufolgti  werden  im  Siido.sien  Rußlands  zunächst  folgende 
Eisenbahiilin  irii  ^i  baul  :  Die  .Linie  (  )  r  e n  b  n  r  .g  -  T  a  « o  h - 
kent.  Sie  isi,  aU-cselien  yt>u  einer  Strecke  von  30  Werst 
vor  Orsk,  bereits  m  üeti  irb  genommen.  0  r  e  n  b  u  r  g  -  U  f  a. 
Die  Vorar)>eiteu  sind  erledini.  >o  daß  in  den  näehsten  SVochen 
mit  dem  Bau  der  Baku  begonnen  werden  kann.  Troizk- 
Orsk.  Die  ^'ol•arbei^en  zu  dem  Bau  der  Bahn  sind  in  An- 
griff genommen.  IT  r  a  1  s  k  -  II  e  t  s  k.  Der  Unterbau  ist 
fertiggestellt,  mit  Sclüeueulegcn  ist  bereits  begonnen.  Das 
Präsidium  des  Obersten  Bates  beschloß,  das  Kommissariat 
für  staatliche  Anlagen  aufzufordern,  eine  Al.neilung  von  Bau- 
arbeitern nach  Turkestan  zu  entsenden,  damit  alle  Arbeiten 
rasch  erledigt  werden  und  -eine  .ständige  Veibindung  zwisclieu 
Sowje.t-Rnßlaud  und  Turkestan  hergestellt  werden  kann. 


Fremde  Erdteile. 

—  Die  Eisenbahnen  von  Nigerien.  Das  englische  Schulz- 
gebiet von  Nig'Crien,  das  eine  Fläche  von  etwa  870  000  qkm 
und  16  500  000  Einwohner  hat,  besitzt  ein  Eisenbahnnetz  von 
rd.  1800  km  Länge.  Es  zerfällt  in  zwei  Teile,  die  zurzeit 
nicht  miteinander  in  A'erlundung  stehen.  Das  westliche  Netz 
liestelit  aus  der  von  Ijagos  an  der  Küste  ausgehenden,  nach 
Norden  landeinwärts  führenden  Lagos-Eisenbahn,  di>e  ganz 
Südnigerien  durchquert,  und  der  an  isie  anschließenden  Baro- 
Kano-Eisenbahn  in  Noiibiigerien.  Beide  zusammen  haben 
eine  Länge  von  1331  km  und  -sind  in  Kapspur  (1,067  m)  an- 
gelegt. Angegliedert  an  das  westliche  Netz  ist  die  Bauclii- 
Kleinbahn,  eine  von  Zaria  nach  Bukurn  führende  Schmal- 
spurbahn in  76  cm  Spurweite  von  232  km  Länge.  Das  öst- 
liche Netz  wird  allein  \on  der  Strecke  Port  Harcourt-Udi  ge- 
bildet, die  zur  Erschließung  der  dortigen  Kohlengruben  dient; 
sie  ist  243  Ion  lang.  Zur  AVrbindung  beider  Netze  mitein- 
ander ist  eine  Verlängerung  der  Oststrecke  geplant,  die  in 
Kaduna  in  das  westliche  Netz  einmünden  soll.  ■  Diese  Niedev- 
las.sung  soll  dann  die  Hauptstadt  des  Landes  werden.  Die 
Leitung  der  nigerischen  Eisenbahnen  hat  ihren  Sitz  in  Ebute 
Metta,  wo  sich  auch  die  Werkstätten  befinden.  Der  Haupt- 
hafen ist  Iddo,  doch  wird  ein  neuer  Hafen  für  größere 
Schiffe  in  Aliapa.  geplant,  das  nicht  weit  von  Iddo  entfernt 
lind  mit  ihm  durch  eine  Gütereisenbahn  verbunden  ist. 

Die  Roheinnahmen  der  Eisenbahnen  von  Nigerien  haben 
1917  1030  711  £  betragen,  wovon  840  909  £  auf  den  Güterver- 
kehr und  106  236  £  auf  den  Personenverkehr  entfielen.  Es 
MTii'den  nahezu  152  000  t  Güter  befördert.  Da  die  Erzeugnisse 
von  Nigerien:  Palmöl,  Kakao,  Kautschuk,  Baumwolle,  Häute 
und  Felle,  in  England  während  des  Krieges  notwendig  ge- 
biauoht  wurden,  wiuxle  Nigerien  bei  der  Zuteilung  yon 
Schiffsraum  ausgiebig  bedacht,  die  Ausfuhr  umfaßte  erheb- 
liche Mengen;  doch  Avar  sie  nicht  regelmäßig,  und  es  wurden 
infolgedessen  erhebliche  ^Vnsprüche  an  die  Lagerräume  der 
Eisenbahnen  und  Häfen  gestellt.  L'm  ihnen  genügen  zu 
können,  wurden  die  Lagerhäuser  in  Iddo  beträchtlich  erwiei- 
tert,  indem  ein  Gebäude,  das  für  einen  Lokomotivschuppen  in 
Kaduna  bestimmt  war,  statt  dessen  in  Iddo  aufgestellt  wurde 
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\  om  Wärniehaushalt  unserer  Industrie.  Welche  prak- 
tischen Erfolge  unsere  Industrie  in  ihrem  Bestreben,  Brenn- 
stoffe zu  sparen,  bereits  erzielt  hat  und  welche  Aussichten 
sich  auf  die.sem  Feld  noch  bieten,  ergal>en  die  kürzlich  abge- 
haltenen Vorträge  über  AVärmeAvirt-schaft  im  Ingenieurhaus 
zu  Berlin.  An  den  hier  mitgeteilten  Tatsachen  genressen, 
erscheinen  die  brenustoffsparenden  Maßnahmen,  wie  Licht- 
iind  Warmwaisiserbeschränkung,  die  sich  der  Öffentlichkeit 
lie.sonders  eingeprägt  haben,  verhältnismäßig  geringfügig. 
Von  den  technischen  Mitteln,  die  bedeutende  Ersparnisse 
beieits  jetzt  ermöglichen,  ist  die  Ausnutzung  der  in  den  aus- 
puffenden Gasen  und  Dämpfen  unserer  Gas-  und  Dampf- 
maschinen, sowie  in  den  Abgasen  unserer  industriellen 
Feuerungen  steckenden  Wärme,  der  sogenannten  „Ab- 
Av  ä  r  m  e",  für  Heizzwecke  mit  das  wichtigste.  Was  auf 
diesem  Gebiete  zurzeit  erreicht  werden  kann,  ist  einwandfrei 
festgestellt,  und  die  bisher  erzielten  guten  Erfolge  können 
dem  Umfange  nach  Ivedeutend  erAveiteit  Averden.  Nicht  iso 
klar  liegen  die  A'erhältuisvse  bei  der-  „Zwischendampf- 
i'ntnahmc",  Avobei  halb  ausgenutzter  Arbeitsdampf  ZAvischen 
den  Zvlindern  der  Dampfmaschine  zu  Heizzwecken  entnom- 
men Avird.  Dicises  Verfahren  erfordert  eine  sorgsame  Er- 
mittelung der  ieweiligeu  A'erhältnisse,  Avenn  ein  tatsächlicher 
wirtschaftlicher  A'orteil  erzielt  Averden  soll.  Gute  Erfolge 
AX' IS])  rieht  die.  neuerdings  aufkommende  A-usn.utzung 
n  1  e.  d  r  i  g  g  c  s  ])  a  n  n  t  e  r  D  ii  ni  ))  f  e  .  Avie  z.  B.  der  Schwa- 
den A^on  Ko(  hgefäßen  u.  dergl.  Diese  Dämpfe,  die  man  bisher 
iiu'i.-t  nnbeaclit'Ot  in  <lic  Luft  ciit\vei(dien  ließ,  Avcrden  jetzt 
durch  Gel)läse  abgesaugt  nud  Aciduditet  und  in  die.ser  Form 
mit  gutem  wiitschaftli(dieii  '  Nutzen  zum  Heizen  A-erAA^endet. 
Die  zum  A'erdichten  autgew  endete  .Ala.schinenarbeit  ist  im  \'"er- 
hälinis  zu  dem  erzielten  Gewinn  uuliedeutend.  Eine  leidei- 
noch  offene  Frage  ist  die  Verwertung  der  gewaltigen  Wärme- 
mengen, die  bei  der  Behandlung  der  Schlackeuströme  un.sero] 
eisenerzeugeuden  Hochöfen  und  beim  Ablö.schen  d'^ 
glühenden  Kokses  in  den  Kokereien  A'erloren  gehen.' 
Mittel  und  Wege  zu  finden,  um  diese  Wärmemengen  uiitzba)' 
zu  inaeheii,  ist  eine  ernste  Aufgabe  der  Zukunft. 

Nelien  dieser  Ausnutzung  von  Abwärme  wird  man  noch 
mehr  als  l)isher  auf  die  \'ert'euernug  minderwertiger 
1!  r  e  n  n  s  t  o  f  f  e  ,  Avie  z.  B.  der  Abfälle  von  Kohleuberg- 
Averkeii,  des  ^lülle.s,,  der  Gerberlohe  usav.  mit  möglichst  hohem 
Wirkungsgrad  bedacht  sein.  Auch  werden  städtische  An- 
lagen uud  GroßkraftAA  erke  ihre  Aufmerksamkeit  der  sorg- 
samen, auf  A^ermeidung  von  WärmeA^erlusten  angelegten  Fort- 
l'eitung  der  AVärme  an  die  Verbrauchsstellen  zuwenden  müssen. 
Lohnenden  Absatz  für  die  AbAvärme  und  die  daraus  zu  ge- 
ATinnende  Betriebskraft  zu  schaffen,  muß  auf  lange  Zeit  hin- 
aus ein  Aveites  Betätigungisfeld  für  den  Unternehmungsgeist 
unserer  Industrie  l)ild(  n.  Gleichgerichtet  mit  diesen  Arbeiten 
der  ludustrie  u]iis>eu  sehließlich  die  Bestrebungen  gehen,  den 
Wirkungsgrad  uuserer  llausbrandfeuernngen  zu  A^erljcsserii. 

In  fler  gekennzeichneten  Richtung  bcAvegen  sich  die  Arbeiten 
einer  bereits  erheblichen  Anzahl  von  Fach\-erbänden  unserei 
ludustrie.  z.  B.  der  DampfkesselüberAvaehungsvereine  us^^■. 
Der  A'erein  deutscher  Ingenieure  unterhält  zusammen  mit 
der  Vereinigung  der  ElektrizitätSAA'erke  und  dem  Verein 
deutscher  Eisenhüttenleute  seit  kurzem  eine  Haupts  teil  f 
für  AV  ä  r  m  e  w  i  r  t  is  c  h  a  f  t ,  die  sich  zur  Aufgal>e'  gestellt 
hat,  eine  Sammelstelle  für  die  sämtlichen  Arbeiten.  Bestre- 
bungen und  Anregungen  auf  diesem  Gebiete  zu  bilden. 


Zur  Frage  der  Riffeln  auf  den 
Schienenfahrflächen. 

Im  Heft  8  des  lfd.  Jahrgangs  des  „Organs  für  die  Fort- 
schritte des  Eisenbahnwesens"  liefert  Ingeni(!ur  F.  Märten 
in  Elberfeld  beachtenswerte  Beiträge  zu  der  viel  umstritlenei 
Frage  der  Riffelbildung  auf  den  I'ahr.sohienen    Die  wichtig- 
sten Punkte  verdienen  Aveittro  Mitteilung. 

Der  A'^erfasser  ist  der  .Ansicht,  daß  fehlerhafter  Aufbau  des 
Schienenstoffes  für  die  Riffel  Inidung  durchaus  nicht  von  an> 
schlaggebender  Bedtutung  sei,  obwohl  eine  zu  Aveiche  Außen 
Schicht  der  Schiene  mit  starkem  Gehalte  an  Ferrit  die  Riffel- 
bildung fördern  werde.  Besondere  Härte  des  Stoffes  in  de) 
Fahrfläche  -  erschAvere  natuigemäß  die  Riffelbildung,  köma 
sie  aber  niemals  ganz  verhindern.  Eine  Avesentliche  Ui'-saclii 
der  Riffelbildung  sei  in  den  mannig faclien  schädlichen  Kräfte 
Avirkungen  zu  erblicken,  die  z.  B.  durch  Rauheit  der  Fahr 
fläche  bei  starken  AValzschliereji  oder  durch  riefige  Obtr 
fläche  der  Radreifen  eingeleitet  werden;  derartige  Radrieifer 
und  Schienen  mit  rauher  Fahifläche  sollten  daher  überhaup 
nicht  verwendet  werden.  Um  Gleiten  der  Räder  auf  der 
Schiienen  zu  verhüten,  müsse  auf  Gleichheit  der  Radduroh- 
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mt'sser  j^eder  Aohse  besoucleis  s'<3aclir«t  -werden.  Fortlaufen- 
der W^chs«!  zwischen  schleifender  und  j-oliend-er  Forlbewe- 
srunÄ"  der  Käd«r  gebe  oft  Anlaß  zur  iilffelbildunfj.  Als  Be- 
.ffleitersch-einunu-  der  Eiffelbildung  hat  der  Verfasser  fast  stets 
seitliche«  Schleifen  der  Eäder  gegen  die  Schienen  sowohl 
in  sjekriimniteu  als  auch  in  graden  Strecken  feststellen  können, 
besonders  bei  Straßenbahugieisen  mit  Kiltenschienen.  Als 
Ursache  dieser  Ei'scheinun.o-  war  meist  •eine  Senkung-  des  einen 
Schienenstrano-es  festzustellen,  die  eine  Neiguno-  der  Wagen 
mit  Seitenschwjugungen  und  ein  seitliches  Pendeln  zur  Folge 
hatte.  Zur  Vermeidung  der  üiffelbildung  ist  also  u.  a.  darauf 
zu  sehen,  daß  seitliches  Schleifen  der  üäder  vermieden  wird ; 
N'tigen  der  Lauffläehe  der  Schiene  wird  als  das  beste  Gegen- 
mittel bezeichnet.  '  Bei  breitfüßigen  Schienen  könnten  die 
Unterlagplatten  eine  stärkere  Neigung-  erhalten,  Eillen- 
schienen  seien  mit  schräger  Lauffläche  zu  walzen. 

Auch  die  Ausbildung  und  der  Zustand  der  Stoßverbinduugen 
seien  bei  Beurteilung  der  vorliegenden  Frage  von  außer.-yrdcnt- 
licher  Wichtigkeit.  Die  Stoßverbindungen  sind  so  zu  gestalten, 
daß  sie  den  Rädern  vor  allem  schlagfreien  Übergang  ermög- 
lichen ;  jede  Unstetigkeit  im  Gleise  kann  schädliche  Schwin- 
gungen und  Eiffelbildung  zur  F'olge  haben.  Während  bei 
rollender  Eeibung  eine  nur  sehr  geringe  Längsbeanspruchung 
der  Schienen  auftritt,  hat  die  gleitende  Eeibung,  wie  sie  z.  B. 
beim  Festbrem.sen  der  Eäder  auftritt,  eine  Stauung  des  Schie- 
-nenstoffes  in  der  Längsrichtung  vor  dem  Eade  und  ein 
Strecken  de.s  Stoffes  hinter  dem  Eade  zur  Folge.  Eollende 
und  gleitende  Eeibung  treten  nebeneinander  auf.  wenn  die 
•Umfanggeschwindigkeit  der  Eäder  beim  Bremsen  auf  kleinste 
Werte  herabgesetzt  wird.  Bei  gleitender  Eeibung  wellt  sich 
der  Schienenstoff  auf  und  wird  bei  größeren  Geschwindig- 
keiten faltenartig  abgequetscht.  Die  vorspringenden  F'alte'n 
sind  durch  Kaltrecken  über  die  Elastizitätsgrenze  gehärtet; 
bei  weiterem  Befahren  nimmt  die  Härte  durch  das  von  den 
Rädern  verursachte  kalte  Bewalzen  noch  zu.  So  erkläre  sich 
die  Eiffelbildung.  Der  Verfasser  hat  bei  früheren  Unter- 
euchungen  in  den  Bergen  der  Eiffeln  napfartige  Vertiefungen 
mit  eingelagertem  Schienenstoffe  und  erheblich  größeren 
Härten  feststellen  können,  als  in  den  Tälern.  Bei  leicht 
federndem  Oberbau  und  bei  kleinen  Fahrgeschwindigkeiten  ist 
^ine  Eiffelbildung  kaum  zu  befürchten,  da  der  Schienenstoff 
l>ei  geringer  Geschwindigkeit  vor  dem  Eade  langsam  aus- 
weichen und  seine  alte  Lage  ebenso  wieder  einnehmen  kann. 
Bei  größerer  Fahrgeschwindigkeit  wächst  das  Arbeitvermöo-en 
des  Zuges;  kleine  Unebenheiten  im  Gleise  lösen  starke 
Schwankungen,  im  Fahrzeuge  aus,  die  ihrerseits  das  Gleis 
weiter  beunruhigen.  Je  nachdem  sich  die  jetzt  eintretenden 
^Schwingungen  von  Gleis  und  Fahrzeug  dämpfen  oder  häufen 
werden  die  Einflüsse  auf  den  Schienenstoff  ein.'^etzen  Sind 
■die  Unebenheiten  im  Gleise  mannigfaltig  und  schwer,  so  wer- 
den weder  Gleis  noch  Fahrzeug  zur  Euhe  kommen  die  Zer- 
etorungen  des  Schienenstoffes  an  der  Fahrfläche  setzen  ein, 
die  !•  heßgrenze  wird  überschritten,  der  Baustoff  der  Schiene 
zerreißt  an  der  Fahrfläche  und  wird  stellenweise  abgequetscht 
eteJienweise  abgerissen  und  an  Stellen,  an  denen  der  Zusam- 
me^nhang  mi1;_  der  Schiene  erhalten  ist,  von  der  Eadlast  in  den 
^'^nienenstoff  hineingepreßt.  Durch  Ablagerungen  in  den 
Kittel  bergen  sei  bewiesen,  daß  der  Schieuenstoff  im  Wellen- 
tale  abgeschliffen  sein  muß,  daß  hier  ein  Gleiten  de.s  Eades 
ßtattgetunden  hat,  ferner,  daß  der  im  Tale  abgeschliffene  Stoff 
in  den  Berg  eingewalzt  ist.  daß  hier  also  ein  EoUen  des  Eades 
l  u^^u  ^^useWruck-  und  Zerreiß-Proben  haben  im  Berge 
erheblich  höhere  Festigkeit  ergeben,  als  im  Tale,  was  auf 
Wierschreitung  der  Fließgrenze  des  Baustoffes  und  Stauchen 
«^f^!''"1,  /"''^  ^^•'^  weitere  Schluß,  daß  das  Ead 

?o  f  ^""^  aufg^'setzt,  während  es  das  Tal  minder  be- 

iX'i]  .'1'irfte  berechtio-t  sein,  wobei  der  erhebliche  Unter- 
schied in  der  Geschwindigkeit  des  Stoffes  des  Rades  gegen  den 
der  Schiene  bei  gleitender  gegenüber  rollender  Eeibun"-  be- 
^.ii?  Bestätigt  wird  dieser  Vorgang  durch 

Beobachtungen  des  Verfassers.  Aber  auch  seitliche  Schräo- 
stelhingen  dcT  Radachsen  bringt  der  Verfasser  mit  der  Riffel- 
bilduno:  in  Verbindung.  Wenn  Eiffeln  auftreten  müßte  fKe 
Bauart  der  Fahrzeuge  oder  zeitweise  die  Geschwindigkeit  «4- 
obS^LfÄ^i^-  ""^^         amerikanischen  Bahnen  be- 

«nfw  •  i'''^/^'*'  l^i^^^""  verschwanden,  wenn  die  Strecke  mit 
?f:Jf7,\f;^/'f'  f"  Fahrzeugen  befahren  wurde.  Ein  weiteres 
^^^it:!  Vf-rbesserung  des  Schienenstnffes,  indem  man 
die  Laufflachen  derart  härtet,  daß  ein  Überschreiten  der 
Jlirl  grenze  nicht  mehr  eintritt.  Um  hierbei  nicht  den  Be- 
stand der  ganzen  Schiene  durch  Sprödigkeit  zu  gefährden, 
sollte  man  oeniittH^nd  tiefes  örtliches  Härten  an  der  Fahrfläche 
vornehmen,  ähnlich  wie  man  früher  den  Schienen  aus  Schweiß- 
eisen Stahleinlagen  für  den  Kopf  gab.  Man  vermutet,  daß 
eine  Schiene,  die  die  Walze  mit  hoher  End  wärme  verläßt, 
weniger  Anlaß  zu  Eiffeln  bietet,  als  ^me  kälter  gewalzte, 
weil  die  Oberfläche  der  ersteren  gleichmäßige  Härte  hat. 


Nach  alledem  wäre  die  Riffelbildung  ganz  besonders  durch 
Verbesserung  der  Bauverhältnisse  der  Gleise  und  Fahrzeuge 
zu  vermeiden.  An  erst/er  Stelle  wäre  an  eine  bessere  Aus- 
bildung der  Stoßverbindungen  zu  denken,  wodurch  ein  viel- 
beobachteter Anlaß  zu  Schwingungen  der  Fahrzeuge  und 
Schienen  fortfällt.  Nur  der  schwebende  Stoß  in  leichter  Aus- 
führung genüge  den  Anforderungen  in  dieser  Richtung.  Es 
sei  bisher  nicht  gelungen,  eine  Verbindung  zu  schaffen,  die 
die  Stoßwirkung  dauernd  verhütet.  Der  Verfasser  .schluß- 
folgert: Erst  wenn  man  in  der  Lage  sein  wird,  die  Verhält- 
nisse so  zu  gestalten,  daß  den  Ursachen  der  Riffeln,  soweit  sio 
nicht  zu  beseitigen  sind,  entgegengearbeitet  wird,  oder  wenn 
au  der  Schienenfahrfläche  ein.  genügend  zäher  und  verschleiß- 
fester Stoff  den  nachteiligen  Einwirkungen  hinreichenden 
Widerstand  entgegensetzt,  wird  es  gelingen,  die  lästige  und 
für  die  Fahrzeuge  schädliche  Bildung  von  Eiffeln  zu  verhüten. 

An  weiteren  Veröffentlichungen  über  diesen  G-egenstand 
seien  aufgeführt:  1.  die  Druckschriften  des  Ausschusses  für 
Eiffeluntersuchungen,  Darmstadt.  2.  die  Druckschriften  des 
Ausschusses  für  Eiffeluntersuchungen.  Cöln  1916.  3.  E 
M  e  .V  e  r :  Zur  Klärung  bedeutsamer  Fragen  im  Straßenbahn- 
oberbaue, besonders  der  Eiffelbildung  auf  den  Schienen.  Ber- 
lin 1915.  Verlag  Hernemann.  4.  A.  Busse:  Die  Eiffelbil- 
dung auf  den  Schienenfahrflächen.  Bericht,  Cöln  1913  5 
Puppe:  Über  die  Ursachen  der  Eiffelbildung  auf  den  Fahr- 
flächen von  Eillenschienen  und  Vignolschienen.  Vortrat 
gehalten  m  Düsseldorf  am  3.  Februar  1912. 


Rechtspflege. 

—  Begriff  der  außergewöhnlichen  Leckage.  Gegen  die 
Eisenbahnverwaltung  wurde  Schadensersatzklage  erhoben 
weil  bei  der  Befördening  eines  Fasses  Wein  von  Hamburo- 
nach  Kiel  etwa  die  Hälfte  des  Inhalts  ausgelaufen  war.  Die 
Eisenbahnverwaltung  berief  sich  auf  außergowöhnliclK' 
Leckage.  Das  Oberlandes  ge  rieht  Kiel  wies  durch 
Urte.ll  vom  10.  Oktober  1918  die  Klage  aus  folgenden  Grüntleu 
ab:  „Maßgebend  sind  die  §§  456.  459  Abs.  1  Ziff.  4,  sowie 
Abs.  2  und  3  des  Handelsgesetzbuchs,  die  in  §§  84,  86  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  wiederholt  sind.  Hiernach  haftet 
die  Eisenbahn  für  Verlust  und  Beschädigung  des  Gutes  oni 
'''^F^  'F^^^^T?oii,  soweit  dies  nicht  durch  die  natürliclie  Be- 
schaffenheit, namentlich  auch  durch  die  gewöhnliche  Leckaoe 
verursacht  ist.  Dagegen  tritt  Flaftungsbefreiimg  ein  in  An- 
sehuug  der  Güter,  die  vermöge  ihrer  eigentümlichen  natür- 
lichen Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  aus^e- 
setzt  sind.  Verlust  oder  Beschädigung,  namentlich  inneren 
Verderb,  außergewöhnliche  Leckage  zu  erleiden  für  den 
bchaden.  der  aus  dieser  Gefahr  entsteht.  Um  solche  außer- 
gewöhnliche Leckage  handelt  es  isich  hier,  wo  aus  dem  560  1 
enthaltenden  Faß  Wein  etwa  180  1  ausgelaufen  sind.  In  sol- 
chen Fallen  ist  nicht  entscheidend,  ob  die  Beschädi.-uno-  unter 
gewöhnlichen  Verhältnissen  nicht  eintreten  konnte,  sondern 
lediglich,  ob  die  Gefahren  des  Transportes,  wozu  z.  B.  auch 
außergewöhnlich  heftige  Rangierstöße  gehören,  wie  sie  beim 
Eisenbahnbetrieb  erfahrun.gsgemäß  vorkommen  können,  auch 
1-  ,  ,  ■^^'^  Verschulden  des  Personals  anzunelinien  ist  die 
Möglichkeit  der  Entstehung  des  Schadens  an  den  leicht  ver- 
letzlicheri  Gutern  begründen.  In  allen  diesen  Fällen  entsteht 
der  Schaden,  bzw.  wird  die  Entstehung  des  Schadens  vermutet 
aus  der  besonderen  Gefalir,  die  in  der  leichten  Verletzlichkeit 
des  Gutes  liegt.  Zu  solchen  infolge  ihrer  eigentümlichen  Be- 
schaffenheit leicht  verletzlichen  Gütern  sind  auch  die  mit 
Flüssigkeit,  wie  Wein,  gefüllten  Holzfässer  zu  rechnen,  die 
iiitolge  von  Erschütterungen  —  auch  bei  ordnungsmäßio^r 
\  erstauung  —  leicht  in  einzelnen  Fugen  aufspringen  vnd  dann 
(tie  l<lussigkeit  durchlassen. 

Demnach  bedarf  es  nicht  der  Vernehmung  von  Zeuoen  die 
hinsichtlich  der  Art  der  Verstauung  und  darüber,  ob  das  Faß 
bereits  einen  Bruchschaden  hatte,  benannt  sind,  wie  auch  die 
Vernehmung  eines  Sachverständigen  nicht  erforderlich  ist 
sondern  es  greift  die  Rechtsvermutung  Platz,  daß  der  einge- 
tretene Schaden,  da  er  den  Umständen  nach  aus  den  Gefahren 
die  mit  dem  Eisenbahntransport  verbunden  sind,  entstehen 
lionjite  ans  dieser  Gefahr  entstanden  ist.  Anders  liegt  die 
Sache  dann,  wenn  ein  ursächliches  Verschulden  seitens  der 
Eisenbahnverwaltung  oder  ihrer  Angestellten  vorlieo-t  allein 
hierfür  sind  seiiens  des  beweispflichtigen  Klägers,  efer  selbst 
nicht  weiß,  auf  welche  Weise  die  Beschädigung  herbeigeführt 
ist,  keinerlei  Tatsachen  angeführt.  Der  von  ihm  aus  der  be- 
haupteten sorgfältigen  Verstauung  einwandfreier  Fässer  her- 
geleitete Schluß,  daß  nur  eine  unsachmäßige  Ausführung  des 
Transportes  als  Ursache  der  Beschädigung  anzusehen  is"t.  ist 
nicht  schlüssig,  da  —  wie  bereits  erörtert  und  auch  vom  Kläger 
selbst  nicht  l>estrit1)en  ist  —  das  Leckspring-en  durch  außei'- 
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sewölmlich  *»tarke  Stöße  beim  Eansi'ereji  der  EiseubalmwaÄ'en 
«ntetauden  sein  kaun,  di^rartig«  TJiiiständ'e  aber  auch,  wie  die 
Erfahi-unff  lekrt,  ohne  ßchnldhaftes  Verhalten  d^es  Personal« 
voi'kommen  können  und  nicht  immer  bei  der  Fortbex/eftuno- 
der  Güterwagen  zu  vermeiden  suid.  Demnach  ist  für  ein  \  on 
der  Eisenbahn  zu  vertretendes  Verschulden  kein  ausaeicheuder 
Beweis  angeboten.  Hieraus  ergibt  «ich,  daß  der  Anspruch 
auf  Ersatz  des  eiugeti-etenen  Schadens  unbegründet  ist." 


Bücherschau. 

—  Lohnberechnunffstabelle   für  den  Achtstandeiiarbeitstag. 

Von  Otto-Emst  Bleich.  200  Tabellen.  Kartoniert  Preis 
10  M.   Verlag  von  H.  S.  Hermann  in  Berlin. 

Da«  Buch  enthält,  von  dem  kurzen  Vorwort  abgesehen,  auf 
200  Seiten  nur  Zahlentafeln  nach  Art  der  Logaritlinientafeln. 
In  den  wa<gereohten  Kopfleisten  sind  die  Stundenzahlen  als 
Aohteltage  (bequem,  aber  unmatliematisch  in  Dezinialljruoh- 


form.  z.  B.  1  Achteltag  =  0,1,  2  Achteltag  =  0,2  usw.)  ange- 
geben, während  die  senkrecliten  Außenleisten  die  TageszahJcB 
von  1 — 40  nennen.  Im  Schnittpunkt  der  Eeihen  ist  der  aus- 
gerechnete Betrag  zu  finden.  Jede  Seite  gubt  die  Beträ.ge  \on 
einem  bestimmten  Tagelohnsatz,  und  zwar  von  0,05  bis  Ih  JL. 
Überschießende  Werte  können  durch  Zusammenstoß  .g-efunden 
werden.  Die  Eichtigkeit  der  Ausrechnungen  überall  voraus- 
Igeisetzt  —  Stichproben  ergaben  zutreffende  Werte  — ,  ist  ein 
derartiges  Buch  ein  gutes  Hilfsmittel  und  Zeitsparer  bei  Ix)hn- 
rechnungen.  Für  eine  neue  Auflag-e  wird  empfohlen,  )>ei  den 
Randleisten  in  kleiner  Schrift  die  Spaltenbedeutung  anzu- 
geben, ferner  auf  jeder  Seite  ne)>en  dem  Tagelohnsatz  in  her- 
vortretender Schrift  auch  den  Stundenlohnsatz  anzugeben.  In 
den  Eisenbahnwerkstätten  entniinmt  der  Lohnbearafce  in  der 
Eegel  nru-  den  Stundenlohnsatz  aus  der  Arbeit  erliste  und 
i-echnet  hiernach  den  Verdienst  aus.  Für  die  Zahlen  ist  ein 
klarer,  ül)ersicht lieber  Druck  gewählt,  ähnlich,  denen  in  den 
bekannten  Schlömilchschen  Logarithmentafeln.  Schwarz©. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Nachruf. 


Am  28.  November  dieses  Jahres  verschied 

Herr  Rechnungsrat  Anton  Köhler, 


o  r  s  t  a  u  d  de  r 


E  i  s  e  n  b  a  h  n  -  \'  e  r  k  e  h  r  s  k  o  n  t  r  0  11  e  11. 
Inhaber  hoher  Orden. 


Wir  betrauern  in  dem  Heimgegangenen  einen  ^'orgesetzteu  von  seltener 
Pflichttreue,  aufrichtigem  Wesen,  strengem  Gerechtigkeitsgefühl  und  warmem 
Wohlwollen.    Wir  werden  ihm  ein  dauerndes  Andenken  bewahren. 

Cöln,  den  29.  November  1919.  (1239) 
Die  Beamten,  Beamtinnen,  Hilfsbeamten  und  Hilfsbeamtinnen  der 
Eisenbahn- Verkchrskontrolle  II. 


2.  Güterverkehr. 

Crefelder  Eisenbahn. 

j\lit.  Wirkun.g  vom  1.  Dezember  1919 
werden  im  Binnenverkehr  die  bis- 
herigen WagenzuschJäge  aufgehoben ; 
au  ihre  St-elle  treten  Pfennigziischiäge 
(für  100  kg),  wodurch  Frachtei'höhuu- 
gieu  eintreten.  Nähere  Ausskunft  er- 
teilen die  Dienststellen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhung gründet,  sioh  auf  die  voriiber- 
gehcUile  Änderung  der  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Ordnung (RGBl.  1914, 
Seite  455). 

Crefeld,  28.  November  1919.  (1234) 
Die  Direktion. 


Rheinisch-bayerischer  Güterverkehr. 
Tarif  vom  1.  Februar  1917. 

^lit  sofortiger  Gültigkeit  wiird  dei' 
Tarifpunkt  Karthaus  (Wasserbillig) 
Greuz^e  in  den  Tarif  einbezogen.  Die 
Entfernungen  sind  die  gleichen '  wie 
für  Ka-rthaus  zuzüglich  7  km. 

München,  28.  November  1919.  (1235) 
Tarif  amt 

der  b.  Staat&eisen bahnen  x.  d.  Rbedns. 


:\lii,  Gültigikeit  vom  1.  Februar  1920 
wird  die  Station  Ottmuthweiche  als 
T  ar i  f s t  at i  o  u  gest rieh en. 

Kattowitz,  21.  November  1919.  (1230) 
E  is  pn  bahndirektion. 

Ostdeutsch- Bayerischer  Gütei*verkehr. 
Tarif  vom  1.  Januar  1912. 

.Mit  sofortiger  Gültigkreit  wird  die 
.Station  Groß  Moohbem  (Bsl.)  in  den 
Tarif  aufgenommen.  Die  Tarif entfer- 
nungen  werden  gebildet  durch  Anstoß 
von  6  km  an  die  Entfernungen  von 
Breslau  West  oder  Schmolz.  Die  Ver- 
kehrsleitung ist  die  gleiche  wie  für 
die  Anstoßstation. 

München,  27.  November  1919.  (1236) 
Tarifamt  d.  baycr.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Westdeutsch-Sächsischer  Verkehr. 

Am  1.  Dezember  1919  werden  die 
Tarifpunkte  Alstätte  Grenze  rmd 
Gildehaus  Grenze  in  den  Tarif  einbe- 
zogen. Näheres  ist  aus  dem  Tai-if-  und 
Verkehrs-Anj&eiger  der  preußisch-hessi- 
schen Staatseisenbahnen  und  aus  un- 
&erm  Verkehrsanzeigier  zu  er&ehen, 
auch  geben  die  Stationen  Auskunft. 

Dresden,  27.  November  1919.  (1232) 
Geji.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen, 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 


Gemeinschaftliches  Heft  Clb 
(Stationstariftafcln  usw.).  —  Tfv.  200. 

JMit  Gültigkeit  vom  1.  Dezember 
1919  ab  werden  die  in  Dresden  Haupt- 
niarkthalle,  Eibenstock  ob.  Bf.,  Neu- 
welt, Oberfrohna,  Schweinsburg  und 
Zeulenroda,  ob.  Bf.  für  Eilgut  des 
Spezialtarifs  für  bestimmte  Eilgüter 
zu  erhebenden  Zuschlagsfrachten  er- 
mäßigt. Näheres  enthält  die  am  1.  De- 
zember 1919  erscheinende  Nummer  des 
Tarilauzieigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexandei- 
platz. 

Berlin,  27:  November  1919.  (1240) 
Eii&enbahndirektion. 


3.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

De  r  Preußisch-Hesßisch-Elsaß-Loth- 
ringischö    Expreßgut  tarif    tritt  nach 


Eintritt  des  Friedeniszustandes  nicht 
wieder  in  Kraft,  da  der  Expreßgutver- 
kehr  sich  nur  auf  die  deutschen  Bah- 
nen erstreckt.  Wir  heben  dien  Tarif 
mit  Wirkung  vom  1.  Dezember  d.  J.  auf. 

Mainz,  26.  November  1919.  (1238) 
Preirßisohe  und   Hessische  Eisenbahn- 
direktion. 

Vom  1.  Dezember  1919  an  werden 
Schülerkarten  auch  zum  Besuche  von 
Hochschulen  ausgegeben. 

Dresden,  27.  November  1919.  (1231) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseisenbahnen. 

Südbahn-Gesellschaft. 

Einführung  eines  Person  e  u - 
t  a  r  i  f  -  N  a.  c  h  t  r  a  g  e  s. 

Mit  10.  November  1919  gelangt  der 
Nachtrag  III  (gültig  für  die  im 
Bereiche  des  K  ö  n  i  .g  r  e  i  e  h  e  s 
der  Serben,  Kroaten  und  S  I  o  - 
V  e  n  6  n  gelegenen  Strecken 
der  S  ü  d  b  a  h  n  -  G  e^s  e  1 1  s  c  h a  f  t) 
zu  dem  vom  1.  Februar  1917  au  gülti- 
gen Personen-  und  Gi  pricktarif.  Teil  II. 
Heft  1  der  Südbalni-licsellschaft  zui 
Einführung. 

Mit  diesem  Nachtrag  treten  hinsicht- 
lich der  im  Bereich  des  Königreiche* 
der  (Serben,  Kroaten  und  Slovenen  ige- 
legeneu  Strecken  der  Südbahn  Ände- 
rungen und  Ergänzungeu  der  Tarif- 
bestimmuno'eu  und  neue  erhöhte  G^-- 
bühren  für  die  Beförderung  von  Per- 
sonen, Hunden.  Reisegepäck  imd  Ex- 
preßgut in  Kraft. 

Wien,  am.  1.  November  1919.  (1233) 

Deutscher     Eisenbahn-Personen-  und 
Gepäcktarif,  Teil  I  (Tfv.  2C00.) 

Mit  Gültigk.eit  vom  1.  Dezember  191? 
werden  in  Expreßzügen  (Zügen  mit 
besonderer  Geschwindigkeit  und  Be- 
quemlichkeit, die  in  den  Fahrplänen 
mit  L  bezeichnet  sind)  fortan  fol- 
gende Gebühren  erhoben:  a)  für  die 
Person  0,54  Ji  für  das  Tarifkilom.eter 
und  der  tarifmäßig«  Sohnellzu^- 
zuschlag;  b)  für  das  Gepäck  ein  Zu- 
schlag von  lOO  %  zur  tarifmäßigen  Ge-- 
päckfracht  sowie  eine  AbfertigungB^ 
gebühr  von  3  M  für  je  10  kg  des  der 
(xepäckfraohtberechnung  zu  Grunde  ge- 
legten Gewichts;  c)  für  Hunde  7,2  Pf. 
für  das  Tarifkilometer.  Daneben  ■  sind 
{lie  in  den  biesonder-en  Tarifen  fest- 
gesetzten Preiszuschläge  zu  entrichten. 
'  Berlin,  25.  November  1919.  (1237\ 
Eisenbahndirektion 

als  geschäftsführende  '^''erwaltung. 
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Berlin,  den  6.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


R<.w^-t„..  -"^'^'^  Zeituns-  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

s"HHreiu,ncr^°der  "'^  -Mitteilungen,  Bücher.  Zeitscliriften  usw.  sind  an  die 

„  IV-  1,  'U^'^  Zeitung  des  Vereins  üeutscner  Eisenbahnverwaltungen, 
amtliche  Bekanntmarhnneren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

EisenbahnverwaUunsen  beide  in  Berli,iW.9.  Köthener  Str.  28'29  einzusenden 

ffI?Hiv^.^"«H'T",''"'''^  ^^"^  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M.' 
tür  (las  Viertel.iahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verla^sbuch- 
handluns-  den  Jahrsan-  innerhalb  des  deutschen  und  I  isheri-en  österrei'^^^^^^^^ 
ungarischen  Po.tgebietes  für  30  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  füfsl  AI. 


Einzelne  ]N  Ummern  werden  eresren  vorherige  Einsendung  von  40  Pf.  abffegoben 
_  .     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
^  Pn  «n  "pnn'n^r^;!'  '^R^J'w'^''  A^"^  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
RAilnS^f.       T''"-  I  e  d  e  r  h  o  1  u  n  g  e  n  entsprechende  Ermäßigungen 

ueilasen  werden  nach  Vereinbarung  beigelügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
.Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.^Adr.:  Springerbuch,  Keichsbank-Girokonto- 
Deutsche  Bank  . Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.lllOa 


^^KmW~^^^^^      '}\^t]t>ntxi-  und  «utcriDaaen  ❖  ❖  ❖  ❖ 


v:rii..i!!;:,!^iiaaEg|^ 


Pgrfoncn^  und  6fitcrtt>ogcn 
❖❖;edcr  Gattung  und  gpuripcto 
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CARL  BRANDT  •  hoch-  und  Tiefbau 

Düsseldorf  /  Berlin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle /  Hamburg  /  Königsberg/Saarbrücken 


Eisenbahnbau  • 

r7oe4] 


In  Beton  u. 
Elsenbeton 


Wasserbauten  .  schwierige  Gründungen 
Wasserturme  •  Silos  .  bergbaui.  Anlagen 


ron  und  impräigniert 


RUDOLF 


Cliarlottenburg  4 

Fernspreclier: 

Steinplatz  13867-69 

Telegramm- Adresse : 

Sctwellenförster 
Berlin 


Nr  m 


990 


Eisen  konstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weichen 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Deutsch-Lüxemburgische  Bergwerks-_u.  Hiitten-A.-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


Filzisolierplatte 


BeersoteKt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mi» 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 

I  a    scKwarzer    KisenlacR  ferner 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 


C.  F.  Beer  Söhne    Cöln  Z 1 


/  ^ 

Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 
V  J 


Oportet  Für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  uneingenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billisrer  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.     <•      Kostenlose  Vorführung. 

R.  Tübben  &  Co.,  Duisburg. 


Langjähr.  verkannte  Spezialisten 
und  Berater  in  der  Kühlfrage. 
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Friedrich  Engels 
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Gustav  Mayer 
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442  Seiten 
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Hierzu  10%  Teuerungszuschlag  gemäß  den  Bestim- 
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Großer  wirtschaftlicher  Ver- 
band im  rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet  sucht 

mittleren 
Eisenbahnbeamten 

der  im  Verlsehrs  und  Tarif- 
wesen Erfahrung  besitzt,  mög- 
lichst auch  über  betriebliche 
Kenntnisse  verfügt.  Meldungen 
mit  Lebenslauf  unter  Angabe 
von  Gehaltsansprüchen  unter 
Eis.  7276  durch  die  Anzeigen- 
Annahme  ds.  Zeitung  (Link- 
straße 23/21)-  [7276] 


H.  U.  Heinicke 


Schornstein«  und 
Feuerungsbau 


Chemnitz,  Berlin  NW  23, 
Breslau ,  Mannheim.  München, 
Düsseldorf,  Wien  u.  Budapest 

Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz. 

I  Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 
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Die  oberste  Leitung  der  Reichseisen- 
bahnen. 
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Vorschläge  zur  Behebung  der  Kohlen- 
transpoitnot. 
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der  Akkordarbeit  in  Baden.  —  Per- 
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nalnachrichten. 

Ungarn:  Verkehrsbeschränkungen 
auf  den  Südbahnstrecken. 

Südslawisches  Gebiet:  Neu- 
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Die  oberste  Leitung  der  Reichseisenbahnen. 

Von  Untenstaatssekretär  a.  D.  Franke. 


I. 

In  Nr.  595  der  „Deutschen  Tageszeitung"  vom  29.  November 
d.  Js.  habe  ich  die  öffentlichkeit  darauf  hinzuweisen  versucht, 
■wie  die  Durchführung  des  Jahrzehnte  hindurch  umstrittenen 
Eeichseisenbahngedankens  unter  der  harten  Ungunst  der  jetzi- 
gen Zeitverhältnisse  leiden  muß,  und  wie  es  insbesondere  ge- 
fahrlich ist,  ein  Verkehrsunternehmen  den  Strömungen  und 
Wechselfällen  des  paiteipolitischen  Lebens  zu  überliefern 
Ich  habe  daraus  die  Schlußfolgerung  gezogen,  daß  bei  der 
Einrichtung  der  obersten  Spitze  der  Eeichseisenbahnen  eine 
scharfe  Scheidung  zwischen  der  politischen  Aufsicht  und 
der  fachmännischen,  von  politischen  Rücksichten  unbeein- 
flußten Verwaltung  zu  fordern  sei,  und  möchte  diesen 
leil  des  m  der  obengenannten  Zeitung  niedergelegten  Gedan- 
kenganges hiermit  auch  dem  ürteü  der  Fachgenossen  unter- 
breiten. 

Bekanntlich  plant  die  Eeichsleitung  die  Übernahme  der 
Eisenbahnen  auf  das  Reich  schon  zum  1.  April  1920.  Zeit  zur 
grundlichen  Vorbereitung  des  Übergangs  ist  nicht  vorhanden. 
Nun  kann  aber  unser  Eisenbahnbetrieb  jetzt,  da  er  nahe  dem 
Zusammenbruch  ist,  keine  Erschütterungen,  wie  sie  mit  einer 
mangelhaft  vorbereiteten  Neuordnung  einer  großen  Betriebs- 
verwaltung verbunden  sein  müssen,  ertragen.  Will  man  solche 
Erschütterungen  -  und  damit  den  völligen  Zusammenbruch 
-  vermeiden,  so  gibt  es  nur  den  einen  Weg:  möglichst  wenig 
zu  andern  namentlich  die  mittleren  und  unteren  Behörden 
and  Dienststellen  zunächst  -  unbeschadet  natürlich  der  Auf- 
stellung eines  Gesamtplans  für  ihre  spätere  Ausgestaltuno-  _ 
nnbehelhgt  weiter  arbeiten  zu  lassen  und  die  Vereinheltli- 
führel  schonend   und    reibungslos  durchzu- 

-  ^"^1^         «r«t  nach 

^rundlicher  Vorbereitung  -  die  Einrichtung  einer  einheit- 

L'men  kI'T'' f'""  ^^'^^  Eisenbahnen  JemeTn. 

»amen  Kopfefi,  .der  so  leistungsfähi^f  ausgestaltet  werdJn  muß, 


daß  er  die  Neuordnung  der  ihm  unterstellten  Verwaltungen 
im  einzelnen  selbst  durchführen  kann. 

II. 

Wie  muß  dieser  „Kopf",  die  oberste  Reichsbehörde  für  die 
Verwaltung  des  deutschen  Verkehrswesens,  beschaffen  sein? 

Zur  Klärung  dieser  Frage  ist  es  nützlich,  einen  Blick  auf 
die  Beschaffenheit  der  bestehenden  obersten  Reichsbehörden 
zu  werfen. 

Rein  äußerlich  betrachtet  fällt  die  Vergrößerung  des  Um- 
fangs  der  Behörden  gegen  früher  auf.      Als  ob  im  neuen 
Volksstaat  die  Güte  der  Arbeit  durch  eine  größere  Beamten- 
zahl erreicht  werden  sollte!  Gerade  das  Gegenteil  ist  natüilich 
der  Fall.   Mit  der  Beamtenzahl  wächst  die  Gefahr  des  Neben- 
und  Gegeneinander-Arbeitens    der    Beamten    und  Behörden, 
wenn  nicht  eine  sachkundige  Führung  für  einheitliches  Ar- 
beiten sorgt.    In  der  Tat.  hat  dieses  Durcheinanderarbeiten 
schon  einen  Grad  erreicht,  der  für  den  sachlichen  Erfolg  der 
Arbeit  verderblich  wirkt.    Daß  eine  Behörde  tagelang"  sich 
bemühen  muß,  um  festzustellen,   wer  in  einer  anderen  Be- 
hörde eine  für  beide  gemeinsame  Angelegenheit  bearbeitet, 
daß   in  einer  Behörde  zwei   verschiedene  Stellen  an  einer 
Sache,  womöglich  im  verschiedenen  Sinne,  arbeiten,  ohne  von- 
einander zu  wissen,  daß  bei  einer  Beratung  Vertreter  einer 
Behöide  nicht  wissen,  daß  dieselbe  Sache  schon  von  ihrer  Be- 
hörde anderweit  besprochen  ist,  alles  das  sind  nicht  etwa  ver- 
einzelte   Ausnahmen,    sondern    Alltäglichkeiten.    Das-  An-^ 
schwellen  der  Behörden  wird  durch  die  Beamten  selbst  ge- 
fordert; das  üble  Beispiel  der  Politiker,  die  nach  gut  be- 
zahlten Staatstellen  drängen,  hat,  leider  schon  Unruhe"  in  die 
Beamtenkreise  gebracht,  die  in  einer  früher  nicht  gekannten 
Weise  nach  besseren  Stellen  streben.   Der  Leiter  einer  großen 
Behörde  kann  aber  dem  nicht  entgegenwirken,  wenn  er,  ohne 
Sachkunde  und  ohne  Vertrautheit  mit  der  Behördeno'rgani- 
station,  kein  eigenes  ürteü  über  den  Bedarf  an.  Arbeitskräf- 
ten hat  .  . 


Zeitung  des  Vereius 
Deutscher  Eisenbahnverwaltuii<tea 


Die  Beschaffung  geeignet/en  Ersatzes  war  schon  früher  für 
die  Reiohsbchörden  schwierig-,  weil  sie  Zentralbehörden  ohae 
«igeaen  Unterbau  sind  und  daher  nicht,  wie  die  Landes.b<'- 
hörden,  aus  ihrer  dienstlichen  Kenntnis  heraus  die  Tüchtigsten 
wählen  können,  sondern  auf  Empfehlungen  und  persönliche 
Beziehungen  augewiesen  sind.  Jetzt,  wo  politische  Gesichts- 
punkte bei  der  •'Auswahl  mitsprechsn,  muß  der  Ersatz  an 
Güte  uoih  zuTOckgehen.  Dabei  hat  heute  der  „Geheimraf- 
eine  ung-eahnte  Bedeutung  erlangt.  Der  der  eigenen  Sach- 
kunde und  Erfahrung  entbehrende  Minister  ist  auf  den  Vor- 
taag  des  Geheimrat-s  angewiesen.  Zu  einer  Entscheidung 
gegen  dessen  Vorschlag  gehört  aber  •  bei  jedem  der  Verant- 
wortlichkeit sich  bewußten  Mann  ein  gewisses  Gefühl  der 
Sicherheit,  das  nur  aus  dem  Bewußtsein  des  überlegenen 
Wissens  und  Urteils  gewonnen  werden  könnte. 

Daß  tlie  Leistungsfähigkeit  des  Behörden-Organismus  im 
Vergleich  zu  früher  nachgelassen  hat,  weil  unendlich  bedeut- 
same ideale  Werte  für  den  Beamtemstand  forfgefaUen  sind, 
kann  im  Rahmen  diese.s  Auf.<iat2e.s  nur  angedeutet  werden. 

III. 

Der  jetzige  Zustand  unserer  Eeichstehordeu  ist  eine  Mah- 
nung, nicht  etwa  für  die  oberste  Leitung  unseres  Verkehrs- 
wesens, die  eine  einheitliche  und  übersichtliche  OrganisatioD 
verlangt,  einen  ähnlichen  „Wasserkopf"  zu  schaffen.'  Die  Zu- 
sammenfassung 4ler  obersten  Verkehiisl.>ehörden  der  sieben 
Bundesstaaten,  die  jetzt  Eisenbahnen  besitzen,  ^vürde  aber 
sogar  einen  „Riesenwasserkopf-'  ergeben,  der  für  die  schwie- 
rigen Aufgaben  vollständig  ungeeig-net  sein  würde.  Die 
größte  dieser  7  Behörden  ist  das  preußische  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten,  dessen  Aufgaben,  abgesehen  von  dem 
nicht  sehr  ins  Gewicht  fallenden  Hoch-  und  Straßenbauwesen, 
ganz  auf  das  ßeichsverkehrsminislerium  übergehen  müßten. 
Zu  den  fachlichen  Aufgaben,  die  von  nicht  weniger  als  7  Ab- 
teilungen mit  einer  großen  Zahl  von  Referenten  bear- 
beitet werden,  ti-eten  bei  der  in  alle  Verhältnisse  eingreifen- 
den Bedeutung  des  Verkehrswesens  noch  die  bedeutsamen 
politischen,  wii-bschafts-,  sozial-  und  finanzpolitischen  Auf- 
gaben, die  namentlich  in  den  Monaten,  während  deren  die 
Volksvertretung  versammelt  ist,  eine  große  Arbeitslast  ver- 
ursachen. Alle  diese  Aufgaben  sind  so  umfangreich,  daß  sie 
zwar  von  einem  Minister  wie  Breitenbach,  der  12  Jahre  hin- 
durch Minister  war  und  in  diesen  allmählich  größer  werden- 
den Aufgabenkreis  hineingewachsen  war,  noch  überblickt 
werden  konnten.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  würde  man' 
aber  in  Preußen,  namentlich  nachdem  die  Kriegsanspannung 
und  später  —  nach  dem  Umsturz  —  die  Unruhe  unter  der 
Beamten-  und  Arbeiterschaft  der  VerM^altung  eine  stärkei'e 
Zentralisierung  und  Vergrößerung  des  Geschäftsiunfanges 
aufgezwungen  hatten,  ohnehin  genötigt  gewiesen  sein,  die 
oberste  Leitung  des  Verkehrswesens  neu  zu  organisieren. 

Mit  diesem  schon  für  sich  selbst  zu  schwerfällig  geworde- 
nen Gebüde  würden  noch  die  Aufgaben  der  Verkehrsmini- 
sterien von  6  anderen  Bundesstaaten  zusammenzufassen  sein. 
Diese  anderen  Verkehisministerien  würden  zwar  zusammen 
noch  nicht  die  Hälfte  der  Küometerzahl  der  preußischen 
Eisenbahnen  und  "Wasserwege,  aber  ein  Mehrfaches  an  , Arbeit 
einbringen,  da  in  Preußen  die  Einheitlichkeit  und  der  Groß- 
betrieb schon  vorhanden,  die  Arbeiten  also  viel  einfacher  sind, 
als  die  für  die  übrigen  Bahnnetze  mit  ihren  untereinandei' 
vielfach  abweichenden  Einrichtungen, 

Die  Leitung  einer  solchen  Eiesenbehörde  würde  niemand 
übernehmen  können,  der  die  Sachlajge  übersieht  und  sich 
seiner  Verantwortung  bewußt  ist. 

Nun  wird  in  der  Presse  anscheinend  offiziös  von  einer 
beabsichtigten  „Dezentralisation"  gesprochen.  Wenn  man 
darunt^  versteht,  daß  die  Zentralstelle  keine  Sachen  bearbei- 
ten soU,  dl©  unbeschadet  der  Einheitlichkeit  der  Verwaltung 


von  den  nachgeordneten  Instanzien  bearbeitet  werden  können, 
so  ist  das  ein  selbstvei-ßtändlicher  Grandsatz,  der  von  jedem 
verständigen  Organisator  beachtet  werden  wird.  Wenn  mau 
aber  glaubt,  daß  man  durch  eine  Dezentralisation  die  Zentrai- 
steile gewaltsam  von  Sachen  entlasten  kann,  die  einer  einheit- 
lichen Beliandlung  an  sich  bedürfen,  so  ist  das  ein  Trugschluß 
Man  kann  nicht  nach  politischen  Schlagworten,  sondern  nur 
nach  sachlichen  Notwendigkeiten  organisieren.  In  einem  ein- 
heitlich verwalteten  Netz  wird  die  große  Masse  der  einheit- 
lich zu  bearbeitenden  Sachen  der  Verwaltung  ohne  ihr  Zu- 
tun aufgezwungen.  Wenn  eine  wiLrttembergische  Handels- 
kammer gewisse  Verkehrserleichterungen  verlangt,  die  in 
Sachsen  oder  Preußen  bestehen,  oder  wenn  die  Arbeiter  einer, 
ostpreußischen  Werkstätte  Vorteile  beanspruchen,  die  nach 
ihrer  Meinung  die  bayerischen  oder  badischen  Arbeiter  haben, 
so  kann  sich  die  Zentralstelle  der  Untersuchung  solcher 
Fragen  gar  nicht  entziehen.  Wenn  das  Reich  die  Eisenbahnen 
übernimmt,  so  hat  das  ganze  Volk  den  Anspruch  auf  einheit- 
liche Behandlung  aller  LandesteUe,  und  diesem  Anspruch  kann 
man  sich  nicht  durch  Organisations-Bestimmungen  entziehen. 
Man  kann  wolü  in  Kleinigkeiten  entlasten,  z.  B.  den  Instanzen- 
weg einschränken;  aber  wenn  eine  Ajrbeiterabordnung  in 
Berlin  erscheint  und  den  Streik  in  Aussicht  stellt,  wenn  nicht 
binnen  3  Tagen  ein  bestimmter  Fall  untersucht  und  zu  ihren 
Gunsten  entschieden  würde,  so  wird  sich  die  Zentralstelle  da- 
mit entweder  sachlich  oder  mindestens  in  dem  Sinne  beschäf- 
tigen müssen,  daß  sie  trotz  des  Streikrisikos  ihre  Einmischung 
ablehnt. 

Die  Erkenntnis,  daß  Dezentralisation  nicht  zu  einer  wesent- 
lichen Entlastung  der  obersten  Reichsstelle  führen  kann,  und 
daß  deren  Aufgaben  zu  umfangreich  sind,  als  daß  sie  von  einer 
!  Person  geleitet,  werden  könnten,  führt  zu  der  Folgerung,  daß 
die  Greschäfte  geteilt  werden  müssen,  wie  dies  in  Italien  un<I 
I  der  Schweiz  der  Fall  ist.    Die  eigentliche  Verwaltung  fühlt 
'  eine  besondere  Behörde,  die  etwa  „Reichseisenbahnamt"  ge- 
nannt werden  könnte;  die  politische  Einstellung  der  Verwal- 
tung, die  Aufsicht  und  die  Vertretung  im  Reichstage  obliegt 
dem  Reichsverkehrsministerium,    dem    daneben    die  übrigen 
Verkehrszweige  zufallen. 

IV. 

Die  Eisenbahnen  sind,  auch  wenn  sie  als  Staatseisenbahnen 
^gemeinnützig  verwaltet  werden,  doch  immer  ein  gewerbliche.-; 
Unternehmen,  das  zu  seiner  gesunden  Entwicklung  in  erster 
Linie  der  Stetigkeit  der  Verwaltung  bedarf.  In  dem  glän- 
zenden Aufstieg  der  preußischen  Staatseisenbahnen  bedeuten 
die  Namen  Maybach,  Thielen  und  Breitenbach  die  Marksteine 
der  Entwicklung.  Jeder  dieser  bedeutenden  Fachmänner  hat 
über  ein  Jahrzehnt  hindurch  der  Entwicklung  die  Wege  ge- 
wiesen und  die  Verwaltung  mit  seinem  Geiste  erfüUt.  Jeder 
von  ihnen  hat  die  Verwaltung  nach  rein  sachlichen  Notwen- 
digkeiten geleitet  und  mit  ernstem  Verantwortlichkeitsgefühl 
für  jeden  Posten  nach  dem  richtigen  Mann,  ausschließlich 
nach  der  Tüchtigkeit,  gesucht.  Auf  diesem  Wege  ist  es  er- 
reicht, daß  in  dem  Bereich  dieser  bisher  größten  Betrieosver- 
waltung  die  einzelnen  in  harmonischem  Zusammenwirken  ihr 
bestes  hergaben,  wie  die  Künstler  eines  Orchesters  auch  nur 
unter  dem  in  der  Kunst  überlegenen  Führer  das  Höchste  im 
Zusammenspiel  leisten  können.  Das  kann  der  begabtest>e 
Politiker  nicht  erreichen,  selbst  wenn  ihm  eine  Amtsdauer 
von  einem  Jahrzehnt  beschieden  sein  solll>e;  auch  kann  er 
beim  besten  Streben  die  nachteiligen  Folgen  nicht  verhüten, 
die  die  Politisierung  der  Verwaltung  auf  die  Beamtenschaft 
haben  muß.  Die  oben  geschilderten  Erfahrungen  bei  den  an- 
deren Reiohsbehörden  sind  ein  warnendes  Beispiel. 

So  zwingen  nicht  bloß  Gründe  des  Arbeitstunfanges,  sondern 
auch  innere  Gründe  zur  Trennung  der  politischen  Führang 
von  der  eigentlichen  Verwaltung. 

Wie  dies©  oberste  Verwaltungsstelle,  also  die  oben  „Reichs- 
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-eisenbahDamt"  genaimte  Generaldiiiektion  der  deutschen  Eisen- 
bahnen, im  einzelnen  einzurichten  sein  würde,  und  wie  ihr 
-  Aufgabenkreis  unter  dem  Gesichtspunkt  einerseits  tunlichster 
Entlastunsr,  andererseits  unbedingter  Wahrung  der  Verkehrs- 
einheit abzugi'enzen  sein  wird,  bedarf  gründlicher  Vorarbei- 


ten. Nur  auf  eins  möchte  ich  jetzt  schon  hinweisen :  daß  näm- 
lich —  im  Gegensatz  zu  den  jetzigen  obersten  Eeichsbehörden 
—  eine  einfache,  ül>ersichtliche  Geischäf tsf ührung  unter  Vej- 
wiendung  tunlichst  weniger  leitender  Beamter»  geschaffen 
werden  muß. 


Der  Satzungsausschuß  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 


hat  am  30./31.  Oktober  1919  unter  dem  Vorsitz  des  Herrn 
Ministerialrats  Dr.  Engelberg  vom  österreichischen  Staatsamt 
für  Verkehrswesen  seine  72.  Sitzung  abgehalten.  Im  Vorder- 
grund der  Verhandlungen  stand  eine  allgemeine  Aussprache 
über  die  gegenwärtige  Lag-e  des  Vereins.  Es  wurde  einmütig 
die  Ansicht  vertreten,  daß  das  Weiterbestehen  des  Vereins  ge- 
rade bei  den  gegenwärtigen  A'^erhältnissen  zur  Aufrechterhal- 
tung und  Pflege  der  persönlichen  Beziehungen  zwischen  den 
Eisenbahnverwaltungen  unbedingt  notwendig  sei.  In  der  Er- 
wägung, daß  die  künftige  Wirksamkeit  des  Vereins  möglichst 
in  dem  bisherigen  Umfange  anzustreben  und  vor  der  Hand  von 
der  Verfolgung  weitgehender  Pläne  abzusehen  sei,  wurde  be- 
schlossen, von  einschneidenden  Verfassungsänderungen  abzu- 
sehen und  solche  nur  für  den  Fall  vorzunehmen,  daß  dadurch 
die  Lebensfähigkeit  des  Vereins  gefestigt  oder  seine  Entwick- 
lung gefördert  werde.  Der  schon  früher  angeregten  Namens- 
änderung stand  der  Ausschuß  grundsätzlich  nicht  abgeneigt 
gegenüber,  falls  sich  die  bisherige  Bezeichnung  des  Vereins 
als  sedner  künf tigen^Entwicklung  hinderliclverweisen  sollte.  Für 
solche  Verwaltungen,  die  zurzeit  aus  irgendwelchen  Gründen 
die  volle  Vereinsmitglied&chaft  nicht  erwerben  können,  wurde 
eine  bedingte  Art  der  Mitgliedschaft  durch  Beteiligung  an  nur 
einzelnen  Vei^inseinrichtungen  gesohaffeh,.  um  auf  diese 
Weise  den  späteren  Beitritt  zum  Verein  zu  erleichtern.  Auch 
wurde  den  tschechoslowakischen  Staatsbahnen  die  beantragte 
Teilnahme  an  dem  Abrechnungsübereinkommen  gegen  Ver- 
gütung gestattet.  Ferner  vrurde  eine  Erweiterung  der  Eechte 
der  ständigen  Fachausschüsse  in  Aussicht  genommen,  derge- 
stalt, daß  sie  wichtige  Fragen  allgemeiner  Art  selbständig  be- 
raten und  auch  Anträge  einbringen  können,  gegebenenfalls 
sogar  zur  Überwachung  aller  in  ihren  Geschäftskreis  fallen- 
den allgemeinen  Angelegenheiten  verpflichtet  werden  sollen. 
Diese  Frage  «oll  indes  zunächst  von  einem  Unterausschuß 


fachkundig  vorberaten  werden.  Ein  Antrag,  den  Technischen 
Ausschuß  wegen  der  ständig  fortschreitenden  Entwicklung  und 
Verzweigung  der  Technik  zu  teilen  oder  den  von  ihm  einge- 
setzten Unterausschüssen  eine  größere  Selbständigkeit  zu  ver- 
leihen, wurde  zunächst  dem  Technischen  Ausschuß  zur  Vor- 
beratung überwiesen. 

Den  zweiten  Punkt  der  Beratungen  bildete  ein  Antrag  des* 
Bayerischen  Staatsministeriums  für  Verkehrsangelegenheiten, 
die  1886  aufgehobene  Einrichtung  der  Vereinskarten  wieder- 
einzuführen, um  hierdurch  die  Pflege  der  persönlichen  Be- 
ziehungen unter  den  Vereinsverwaltungen  zu  erleichtern.  Im 
Zusammenhang  hiermit  soll  auch  die  Einführung  von  Vereins- 
freischeinen sowie  eine  Erleichterung  im  Zoll-  und  Paßwesen 
angestrebt  werden.  Dieser  Antrag  wurde  einem  achtgliedri- 
gen  Unterausschuß  zur  fachmännischen  Vorberatung  über- 
wiesen, fi  ,  <  ■* 

Nach  Vortrag  des  Berichts  der  G-eschäftsfühi'enden  Verwal- 
tung über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Vereinszei- 
tung wurde  beschlossen,  zur  Deckung  des  für  den  Jahrgang 
1920  erforderlich  werdenden  Mehraufwands  die  Bezugs-  und 
Anzeigenpreise  für  Private  nochmals  um  je  50  %  und  ebenso 
die  Bezugspreise  für  die  Vereinsverwaltungen  von  8  Ji  auf 
12  J{.,  die  Preise  für  die  amtlichen  Bekanntmachungen  von 
4.5      auf  60  4  für  die  dreigespaltene  Zeile  zu  erhöhen. 

Zum  Schluß  wurde  noch  beschlossen,  das  Dr.  Koohsohe 
Stationsverzeichnis  künftig  durch  den  Verein  herauszugeben: 
zu  diesem  Zweck  vnirde  die  Geschäftsführende  Verwaltung 
zum  Abschluß  des  Verlags vertrag-es  mit  dem  bisherigen  Ver- 
leger und  eines  besonderen  Vertrages  mit  den  Kochschen 
Erben  wegen  Abtretung  des  Urheberrechts  ermächtigt.  Über 
diesen  Beschluß,  der  nicht  mehr  in  die  eigene  Zuständigkeif 
des  Ausschusses  fällt,  wird  die  sofortig-e  schriftliche  Abstim- 
mung im  Verein  herbeigeführt  werden. 


Vorschläge  zur  Behebung  der  Kohlentransportnot. 


Vor  der  Versammlung  des  Bundes  technischer  Berufsstamle 
Bezirksgruppe  Oberschle-sien,  hat  der  Eegierungsbau- 
meister  Paul  Werner,  Gleiwitz,  am  29.  Oktober 
d.  Js,  in  Kattowitz  über  die  Kohlentransportnot  und  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Behebung  einen  Vortrag  gehalten,  dess-cn 
wesentliche  Teile  nachstehend  wiedergegeben  werden  sollen. 
Nachdem  der  Vortragende  sich  über  die  Ursachen  des  ver- 
hängnisvollen Zustandes.  gegen  den  wir  bisher  vergeblich  an- 
kämpfen, und  über  seine  Wirkungen  auf  die  wichtigsten 
Zweige  unseres  Wirtschaftslebens  (Bergbau,  Eüben-  und  Kar- 
toffelverkehr, Zuckerfabriken,  Düngemittelmarkt,  Eissen-  und 
Stahlerzeugung  usw.)  ausgesprochen  hat.  wendet  er  sich  wie 
folgt  zu  den  Mitteln,  die  er  zur  Be-sserung  unserer  Notlage 
vorschlägt : 

Nach  den  Betriebsergebnissen  des  Jahres  1916  betrug  die 
Zahl  deir  Eisenbahngüterwagen  im  Jahreismittel 
rund  550  000  mit  1 120  000  Achsen.  Mit  diesen  sind  16  578  000  000 
Achskilometer  geleistet  worden.  Die  Einnahmen  aus  dem 
Güterverkehr  betrugen  1521000000  M,  so  daß  auf  das  Ach-- 
kilometer  rund  10  ^  Einnahme  entfallen.  Nimmt  man  nun 
als  durchschnittliche  Reisegeschwindigkeit  des  Güterzuges 
15  km/Std.  an,  so  ergibt  sich  eine  Bewegung  des  Wagens  von 
2,7  Std.  und  ein  Stillstand  von  21,3  Std.  am  Tage  oder  3,4  Tage 
Laufzeit  und  26,6  Tage  Stillstand  im  Monat,  oder  41  Tage 
Laufzeit  und  319  Tage  Stillstand  im  Jahre.  Das  zum  Rollen 
bestimmte,  für  die  Volkswirtschaft  so  bedeutsame  Instrument 
steht  also  den  weitaus  größten  Teil  seines  Lebens  still  und 
ist  mehr  Lasrerraum  als  Transportmittel. 

Was  es  bedeuten  würde,  wenn  es  uns  gelänge,  den  Eisen- 
bahnwagen mehr  seinem  eigentlichen  Zweck  dienstbar  zu 
machen,  mögen  nachfolgende  Zahlen  beleuchten. 

Jede  Stunde,  um  die  der  Stillstand  des  gesamten  Wagen- 
parks am  Tage  vermindert  werden  könnte,  würde  selbst  nach 
den  im  Jahre  1916  noch  geltenden  Friedenstarifen  die  Eisen- 
bahneinnahmen tun  605  Millionen  Mark  jährlich  vermehren, 
entsprechend  einer  Mehrleistunsr  von  6  050  000  000  AcbskUo 


iiieteru.  Jede  Verminderung  des  Wa^ieustilistands  um  eine 
Stunde  würde  eine  Vermehrung  des  Wagenparks  um  6500 
Wagen  bedeuten.  Da  der  Beschaffungspreis  eine»  Wagens 
im  Jahre  1916  4000  J{  betrug,  bedeutet  diese  eine  Stunde  Ge- 
winn auch  eine  Ausgabenverminderung  von  26  Millionen  . 
Mark,  und  wenn  man  die  obigen  Mehreinnahmen  von  605  Mil- 
lionen Mark  aus  der  Wagenstillstandsverminderung  um  eine 
Stunde  für  den  Bau  neuer  Wagen  verwendet  hätte,  so  konnten 
dafür  im  Jahre  1916  151  250  neue  Wag-'en  gebaut  werden.  Die 
Vermehrung  des  Wagenparks  im  Jahi^e  1916  betrug  25  000 
Stück.  Die  in  jenem  Jahre  ausgemusterten  2500  wurden  eben- 
falls durch  Neubauten  ersetzt. 

Was  wir  für  die  nächste  Zukunft  auf  diesem  Gebiete  zu 
erwarten  haben,  sagt  eine  Mitteilung  vom  27.  Oktober  d.  J.: 
„Was  die  Beschäftigung  der'  Wagenfabriken  anbetrifft,  so  ist 
diese  eine  reichliche.  Infolge  des  Materialmangels,  hauptsäch- 
lich aber  veranlaßt  durch  die  große  Kohlennot,  die  alle  Betriebe 
ohne  Ausnahme  trifft,  können  die  Fabriken  nicht  einmal  das 
dringlichst  angeforderte  neue  Material  abliefern,  auch  die  zur- 
Reparatur  angelieferten  Wagen  können  nur  unter  großep 
Lieferfristen  den  Bahnverwaltungen  wieder  zugeführt  wer- 
den. Die  Zahl  der  Fabriken,  welche  von  seiten  der  preußisch- 
hessischen  Eisenbahngemeinscihaft  mit  Aufträgen  für  den 
Bau  von  Wagen  bedacht  werden,  hat  sich  um  ein©  ganze  Reihe 
von  Werken  erweitert,  ohne  daß  es  bisher  möglich  gewesen 
ist,  der  Wagenkalamität  auch  nur  in  etwas  abhelfen  zu 
können."  Es  dürften  obige  Zahlen,  wenn  sie  zunächst  auch 
nur  als  solche  zu  werten  sind,  immerhin  den  Weg  weisen,  der 
trotz  aller  Mühen  uns  aus  der  Wirrnis  der  Transportnot  zu 
führen  geeignet  sein  und  uns  vor  dem  Zusammenbruch  des 
Wirtschaftslebens  bewahren  könnte. 

Werden  wir  also  für  unseren  Wagenpark  von  der  Hebung 
der  Geburtenziffer  nach  den  Berichten  der  Wagenbauanstalten 
nicht  viel  zu  erwarten  haben,  so  müssen  wir  um  so  eifriger  an 
der  Senkung  der  Unfall-  und  Sterbeziffer  und,  an  der 
Abkürzung  der  Genesunsszeit  der  Leichtverletzten  arbeiteii 
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Bei  der  ÜberfuUunff  der  Reparaturwerkstätten 
müssen  die  aut  einem  großen  Bahnhof  zusammenlaufenden 
beschadioten  VVagen  oft  in  ganzen  Zügen  nach  kleineren 
Bahnhofen  zur  Aufstellung  abgeschoben  werden. 

7p?t*'^?"l^.^^^^n  ^*f,  Wagens  hängt  nun  davon  ab.  wie  lange 
Zeit  er,  vom  Unfalltage  bis  zur  Wiedereinreihung  in  den 
üetneb,  seinem  Bestimmungszweck  entzogen  ist.  Zu  Zeiten 
reichlichen  Wagen wstandes  ist  es  gleichgültig  welche  Be- 
schädigungen zuerst  ausgebessert  werden.  In  der  Zeit  der 
heutigen  Wagennot  muß  aber  mit  aller  Schärfe  auf  schleu- 
nigen und  möglichst  großen  Laderaumgewinn  hino-earbeitet 
werden.  Es  werden  daher  zuerst  die  kleinen  nur  "-erince 
/-eit  lur  die  Ausbesserung  beanspruchenden  Beschädi--un"?n 
auszufuhren  sein,  und  von  diesen  wiederum  die  Wagen  ^zuerst, 
die  den  größten  Laderaum  haben.  Nun  kann  man  aber  von 
dem  Maschinen-  oder  Werkstättenamtsvorstand  nicht  ver- 
{f°f«Q.-  «laß  «r  «ich  auch  noch  um  die  auf  entfernten  kleinen 
Bahnhofen  stehenden  Wagen  bis  ins  einzelne  küuuneit.  Hier 
WpT.täf+i®  Betriebsamtsvorstände  mit  den  Vorständen  der 
Werkstatten-  und  Maschinenämter  in  weit  innigere  Arbeits- 
fwn  T^^*  •  ^^^''^       J^l^i^^^'  uiid  dabei  steht 

Verfücruno-"''''^  ^^"^  Betriebsbeamten  zur  Mitarbeit  zur 

Vi!*- •^o^'T''  1917  und  1918  als  Leiter  versehie- 
dener  Betnebsamter  Gelegenheit,  diese  Gedanken  mit  ErfoK 
prak lisch  m  allen  Einzelheiten  anzuwenden.  Eine  Zeitlan" 
war  fast  .leder  Bahnhof  des  Bezirks  mit  einem  Zug  ^schä- 
digter  Wagen  bestellt  Der  Verwalter  stellte  sofort  bei  Ein- 
f^fnf  ^1%  T^"°'l*iP  Verzeichiiis  auf.  aus  dem  Nummer,  Gat- 
tung und  Beschadigungsart  .ledes  Wagens  zu  ersehen  war 
Dieses  Verzeichnis  wurde  sofort  an  das  Betriebsamt  gesandt 
und  von  hier  aus  nach  mündlichen  Angaben  des  Leiters  die 
Kangierung  des  Zuges  nach  Gattung,  Beschädigungsgrad  und 
Fassungsraum  durch  Fernsprecher  angeordnet.  Die  leichtbe- 
schadigten  Wagen  wurden  dann  auf  einem  bestimmten,  der 
zuständigen  Werkstatt  nächstgelegenen  Bahnhof  auf<-estellt 
soweit  immer  Platz  war.  während  die  schwerbeschädigten 
möglichst  ins  Hinterland  zurückgenommen  wurden.  In  münd- 
licher Besprechung  mit  den  maschinentechnischen  Amtsvor- 
ir.r/ w  W-erkstättenvorstehern  wurde  dann  verein- 
bart, daß  die  Werkstatt  sich  nur  von  diesem  Bahnhof  mit 
Wagen,  die  beVeits  gut  vorsortiert  waren,  versorgte,  ie  nach 
der  Aufnahmefähigkeit  So  gelang  es  in  ganz  kurzer  Zeit 
der  Wagen  allein  durch  eine  Betriebswerk' 
statt  wieder  für  den  Betrieb  brauchbar  zu  machen.*) 

Es  stehen  meines  Wissens  noch  auf  manchen  stillen  zwei- 
gleisigen Strecken  die  zweiten  Gleise  viele  Kilometer  Iano= 
mit  Eeparaturwagen  voll.  Vielleicht  lassen  sich  auch  dor^t 
die  obigen  Vorschlage  m  praktische  Tat  umsetzen  zur  raschen 
Gewinnung  von  Wagen  für  die  Kohlenabfuhr. 

Eine  besondere  Belastung  des  Betriebes  und  Vergrößerung 
der  Wagennot  bilden  die  H  e  i  ß  1  ä  u  f  e  r.  Sie  haltet  den  Zu^ 
auf,  belasten  den  Bahnhof  und  erfordern  einen  unbeschädi<^teS 
leeren  Wagen  zur  Umladung.  Oft  stehen  sie  tagelano- "auf 
dern  für  sie  bestimmten  Gleise,  neben  ihnen  die  leeren  zur 
Aufnahme  ihrer  Ladung  bestimmten  Wagen,  wenn  nämlich 
nicht  genügend  Arbeitskräfte  für  die  sofortige  Umladuncr  vor- 
nanaen  sind.  Lnd  wie  verschwindend  gering  gerade  letzt  dip 
Leistung  dieser  meist  unbeaufsichtigten  Arbeiter  ist,  weiß 
.leder,  der  einer  solchen  Arbeit  zugesehen  hat. 

Es  wird  sich  daher  jetzt  als  nötig  erweisen,  daß  iegliche  Um- 
ladung von  Heißlaufern  oder  sonst  laufunfähig  '  gewordener 

Sf*h''-f"'''*«^^  oA'^?  t™."^-    ^''''^  w«i-<^«n  auf  großen 

?on  M^m  -V^^  Arbeiter  täglich  allein  mit  dem  Umladen 
12^  ^  V  beschäftigt.    Sind  Bekohlungsanlagen  auf 

dein  Bahnhof  vorhanden,  so  übernehme  die  Eisenbahnver- 
waltung die  Ladung  bei  Eignung  als  Betriebskohle.  Ist  dies 
nicht  angängig  so  stelle  man  sie  der  betreffenden  Orti=kohlen- 
stelle  zur  Verfugung.  Schwierigkeiten  mit  den  Verfüo-uno-s- 
^rechtigten  können  nicht  unüberwindlicher  Art  sein  Die 
Besorgnis,  daß  dann  eine  größere  Zahl  von  Wagen  zu  Heiß- 
Jaufern  gestempelt  werden  könnte,  als  wirklich  vorhanden  ist 
um  dadurch  dem  betreffenden  Ort  zu  Kohle  zu  verhelfen,  muli 
hinter  der  größeren  Notwendigkeit  der  Vermeidung  von 
Wagenstillstanden  zurücktreten,  denn  jeder  umzuladende 
Wagen  verzögert  den  Lauf  zweier  Wagen.  Eine  scharfe  Kon- 
trolle und  strenge  Bestrafung  bei  Unregelmäßigkeiten  wird 
größere  Mißstände  nicht  aufkommen  lassen. 

Dasselbe  gilt  für  die  Wagen,  die  auf  Grenzstationen  aus 
irgendwelchen  Gründen  von  der  Nach barver waltun nicht 
übernommen  werden;  hier  handelt  es  sich  auch  oft  um  Wagen, 

,-T.*ljy*S7^*i''^QOQ"5^  i^"^  Aufsatz:  „Güterwagenausbesserung" 
IvJ^üek^-Dä'schrSS:  ^^^^"^^'^^        Einrichtung  der 


^    X  1.  Zelttjnff  des  Verefn» 
Deutscher  Eisenbalinverwaltun^en. 


nirht^f  h.?Tf  r ''''  B€«timmurigen  der  eigenen  Verwaltung 
nicfit  Uber  die  Grenze  gehen  dürfen  und  von  der  Grubenabi 
den'sTd^  bes  imm^^^,,  ,drig  nach  dem  Ausland  Szettelt  wofc 
so  -roß  ctf  fl^ilTy.  Stationen  ist.  der  eigene  Kohlenbedarf 
'  Unterbringungsschwierigkeiten  nie  entstehen 

vv'oi  (Ich. 

Wollen  wir  Wagen  gewinnen,  so  muß  das  Avisie- 
rungswesen einer  gründlichen  Neuordnung  unterzogen 
werden.  Es  muß  mehr  Eücksicht  auf  die  Empfänger,  auf  lüe 
Eigenart  ihrer  Betriebe  und  deren  Entfernung  von  der  Bahn 
genommen  werden.  Es  ist  von  außerordenüicher  Wichti- 
keit  daß  der  Emplanger  einer  Wagenladung  rechtzeitig'  Nach- 
richt über  den  Eingang  des  Wagens  erhält,  damit  er  die  ent- 
sprechenden Dispositionen  über  seine  Gespanne  oder  son- 
stigen Abfuhrwerkzeuge  treffen  kann.  Es  muß  angestrebt 
Ffntlff"''^,^^^\.f''^^  erreichen,  daß  diese  Dispositionen  vor 
Eintreffen  des  Wagens  ^uf  dem  betreffenden  Bahnhof  er- 
folgen können,  damit  sogleich  nach  Eintreffen  des  Zuges  bzw 
Laderechtstellung  des  Wagens  mit  der  Entladung  des  Wasens 
begpnnen  werden  kann.  Am  leichtesten  läßt  sich  dies  er- 
^^"=^,7A.^e^i\  der  Wohnort  des  Empfängers  zugleich  Eisen- 
bahnstation ist.  Schwieriger  schon  ist  es,  wenn  der  Empfänger 
viele  Kilometer  von  der  Eisenbahnstation  entfernt 
Hierbei  ist  besonders  an  große  Landgüter  gedacht,  bei  denen 
die  rechtzeitige  Disposition  aber  um  so  dringender  notwen- 
dig ist.  Es  erfolgt  .la  hier  die  Einteilung  der  Arbeit  für  die 
Gespanne  stets  am  Tage  vorher,  am  Feierabend,  ähnlich  wie 
■  .^l  Speditionsbetrieben  in  der  Stadt,  nur  daß  bei  den  land- 
wirtschaftlichen Betrieben  eine  Umänderung  der  einmal  ge- 
troffenen Anordnungen  weit  schwieriger  und  für  den  Besitzer 
Stair  ^         Speditionsbetriebe  der 

Verweilen  wir  also  einen  Augenblick  bei  der  L  a  n  d  w  i  r  t  - 
schaff.    In  den  meisten  Fällen  werden  die  Güter  durch 
Fernsprecher  mit  dem  Bahnhof  in  Verbindung  stehen.  Der 
Fernsprechverkehr  erreicht  aber  gewöhnlich  mit  Schluß  der 
Dienststunden  auf  der  Post  um  6  Uhr  sein  Ende.    Später  auf 
dem  Bahnhof  eintreffende  Wagenladungen  können  also  dem 
Empfanger  nicht  n^ehr  gemeldet  werden.    Dies  kann  erst  am 
nächsten  Tage  nach  Eröffnung  des  Fernsprechverkehrs  »e- 
wohnlich  um  8  Uhr,  geschehen,  dann  aber  ist  die  Entladun«^ 
des  Wagens  an  diesem  Tage  in  der  Eegel  nicht  mehr  möc^lich. 
da  alle  Gespanne  de^'  Besitzers  unterwegs  sind.    Er  nimmt 
dann  lieber  die  Zahlung  des  Standgeldes  in  Kauf,  ehe  er  durch 
schwierige  Änderungen  der  vortags  gegebenen  Dispositionen 
seinen  Betrieb  stört.    Die  Entladung  erfolgt  dann  erst  am 
dritten  Tage  dann  aber  auch  mit  allen  Kräften  und  in  kür- 
zester Zeit.  Denken  wir  also  etwa  daran,  daß  es  sich  um  einen 
Kohlenwagen  handelt  und  daß  der  Gegenzuo-,  der  den  Wa"^en 
wieder  nach  dem  Kohlenrevier  zurückbringt,  um  Mittat  den 
Bahnhof  passiert,  so  hat  der  Wagen  42  Stunden  auf  dem  Bahn- 
hof gestanden  und  war  seiner  eigentlichen  Bestimmung-  als 
rollendes  Transportgefäß  entzogen,  er  war  nur  Lagerraum. 
Hatte  nun  der  sehnsüchtig  auf  Kohle  wartende  Landwirt  einen 
Fernseher  gehabt  und  am   zeitigen  Nachmittag  des  ersten 
lages  in  der  Eichtung    des   Zugbildungsbahnhofes  auso-e- 
schaut,  so  hatte  er  in  dem  anrollenden  Zuge  den  für  ihn  be- 
stiinmten  Wagen  entdeckt,  und.  da  ihm  die  Ankunft  des  täo-lich 
verkehrenden  Zuges  bekannt  ist.  seine  Vorkehruno-en  für  die 
Entladung  des  Wagens  vielleicht  noch  am  selben  Tage  ge- 
troffen, sonst  aber  die  Entladung  am  frühen  Morgen  des 
nächsten  Tages  bewirkt.  Beim  Verkehren  etwa  zweier  Güter- 
zuge, niiftags  und  nachts,  konnte  dann  der  Wagen  nach  einem 
Aufenthalt  von  6  bzw.  18  Stunden  den  Bahnhof  in  Eichtun»- 
des  KohJenwviers  wieder  verlassen,  wodurch  ein  Gewinn  von 
öb  bzw.  24  Wagenstunden  erzielt  worden  wäre. 

Diesen  Fernseher  zu  erfinden,  ist  aber  gar  nicht  nötio- 
Denn  die  Eisenbahn  Verwaltung  hat  alle  Mittel  in  der  Hand 
die  obeii  erwähnten  Erfolge  mit  einem  geringen  Mehraufwand 
von  Arbeit,  deren  Kosten  ohne  irgendwelche  Bedenken  von 
dem  Empfänger  getragen  werden  würden,  zu  erzielen  Man 
befrachte  zu  dem  Zweck  eine  Strecke  zwischen  zwei  Eisen- 
bahnknotenpunkten, deren  Enfernung  etwa  50  bis  100  km  be- 
tragt. Auf  der  Zus-bildungsstation  wird  während  der  Zusam- 
menstellung des  Nahs-üterzuges.  denn  nur  um  solche  handelt 
es^sich  natürlich,  nach  den  Frachtbriefen  ein  Verzeichnis  an- 
gefertigt, auf  dem  in  möglichster  Kürze  nur  die  allemotwen- 
digsten  Angaben,  die  für  die  Avisierung  des  Wao-ens  an  den 
Empfänger  erforderlich  sind,  zu  stehen  haben  etwa- 


Name  Wohnort 
Müller  Neudorf 
Schulze  Holzkirch 


Gewicht 
15  t 
20  t 


Art  des  Gutes 
Kohle 


Betrag 
93  50 
123,80 


Nun  beginnt  sofort  die  Avisierung,  und  dies  kann  ohne  Be- 
denken geschehen,  denn  der  zu  avisierende  Wagen  kommt  bei 
nur  einigermaßen  geordnetem  Betriebe  um  eine  gewisse  Zeit 
an  den  Bestimmungsort,  denn  er  befindet  eich  ja  in  dem  a,b- 


6-  Dezeifher  1919. 
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fahrbereiten  Zug«.  Diese  Avisierung  kann  nun  auf  zweierlei 
\yei«e  geschehen.  1.  durch  die  Post  direkt  von  der  Zug- 
bildungsstation aus;  2.  auf  dem  Eisenbahnfernsprecher  der 
Bezirksleitung  an  die  Empfangsstation  und  von  dieser  weiter 
durch  das  Ortspostnetz  an  den  Empfänger. 

Das  erstere  Verfahren  erscheint  verlockend,  wenn  ein  gutes 
und  pünktliches  Arbeiten  der  Post  vorausgesetzt  vrird.  Bei 
der  bekannten  starken  Belastung  des  Postfernsprectmetzes  an 
größeren  Orten  könnte  ja  wohl  diesen  Gespiächen  der  Vorrang 
gegenüber  allen  anderen  eingeräumt  werden,  doch  erscheint  es 
immerhin  fraglich,  ob  der  Erfolg  entsprechend  den  Erwar- 
tungen sein  würde,  da  doch  die  Eisenbahnverwaltung  bei 
diesem  Verfahi-en  nicht  „Herr  im  Hause"  ist. 

Einfacher  und  sicherer  wird  sich  wohl  das  zweite  Verfahren 
durchführen  lassen.  Hierbei  wird  die  Arbeit  sozusagen  mehr 
„im  Hause"  geleistet,  und  es  besteht  eine  weitgehendere 
Arbeitsteilung.  Der  mit  der  Avisierung  betraute  Bedienstete 
kann  alle  bis  zum  nächsten  Knotenpunkt  in  derselben  Bezirks- 
leitung liegenden  Stationen  durch  direkten  Anruf  erreichen. 
Die  Weitermeldung  an  den  Empfänger  übernimmt  dann  die 
Empfangsstation,  die  gewöhnlich  durch  den  täglichen  Verkehr 
mit  den  Empfängern  über  deren  vermutliche  Eingänge  sehr 
fenau  unterrichtet  ist. 

Bei  dem  ersten  Verfahren  müßte  die  betreffende  Station 
lebenbei  auch  noch  benachrichtigt  werden.,  was  von  großem 
Werte  für  die  Dispositionen  auf  der  Ladestraße  und  für  die 
[veitere  Verwendung  der  Wagen  ist.  Handelt  esi  sich  z.  B.  um 
>ffene  Wagen,  die  auf  dem  Rückwege  nach  dem  Kohlenbezirk 
nit  Grubenholz  ohne  weiteres  befrachtet  werden  dürfen,  so 
st  es  für  die  Verladestationen  von  großem  Wert,  wenn  sie 
rar  Erzielung  eines  schnelleren  Wagenumlaufs  zeitig  über 
len  voraussichtlichen  Wageneingang  unterrichtet  sind.  Sie 
Lönnen  dann  die  A^'erlader  benachrichtigen  und  das  Heraus- 
lehmen  leerer  0-Wagen  aus  Zügen,  die  den  Bahnhof  in  Eich- 
ung der  Kohlenbezirke  durchfahren,  unterlassen  und  so  un- 
lötigen  Stillstand  von  Wagen  verhindern. 

Die  Kosten  dieses  Avisierungsverfahrens  sollen  gedeckt 
irerden  durch  Nachnahme  einer  Gebühr  auf  dem  Frachtbrief, 
ie  der  jeweiligen  Mindesttelegrammgebühr  der  Post  ent- 
pricht. 

Ich  habe  Gelegenheit  gehabt,  dieses  Verfahren  bereits  in 
en  Jahren  1917  und  1918  auf  einer  Anzahl  von  Strecken 
Taktisch  auszuprobieren.  Die  Arbeit  des  Avisierens  wurde 
on  mir  persönlich  ausgeführt,  und  zwar  nach  dem  zweiten 
'erfahren.  Der  Güterzug  wurde  von  mir  auf  der  ganzen 
trecke  begleitet.  Es  war  geradezu  eine  Freude  zu  sehen,  wie 
ie  betreffenden  Kohlenempfänger  mit  einer  reichlichen  An- 
ahl  von  Gespannen  bereits  am  Bahnhofe  warteten  und  wie, 
achdem  der  Wagen  an  der  Ladestraße  kaum  zum  Halten 
ekommen  war,  die  Türen  aufsprangen  und  das  Entlade- 
esehäft  intensiv  durchgeführt  wurde.  Wie  im  einzelnen 
teses  Verfahren  noch  auszubilden  wäre,  müßte  in  gemein- 
imen  Besprechungen  mit  wirklich  sachkundigen  Technikern 
ad  praktischen  Verkehrsbeamten  unter  Hinzuziehung  ver- 
ändiger  Inteiessenten  erörtert  werden. 

Ein  staatseisrenes  Beförderungsmittel,  wie  der  Eisenbahn- 
agen,  von  dessen  zweckmäßiger  Verwendung  Gedeih  und 
erderb  des  ganzen  Landes  abhängt,  muß  aufhören,  ein 
egenstand  der  Willkür  in  der  Hand  einzelner  Interessenten 
i  sein.  Der  Widerstrebende  muß  gezwune-en.  der  Unfähige 
isgeschaltet  werden.  Beides  ist  zu  erreichen.  Ich  denke 
1  die  Säumigen  bei  der  Ent-  und  Beladung  der  Eisenbahn- 
agen.  Das  Standgeld  bei  Überschreitung  der  Ladefristen 
uß  so  hoch  angesetzt  werden,  daß  es  kein  Händler  auf  einem 
)ch  so  entlegenen  Ort  mehr  wagt,  aus  Freude  über  den  Ein- 
ing  eines  Wagens  Kohle  dieses  Ereignis  zunächst  im  Wirts- 
iiis  zu  feiern,  die  Entladung  trotz  Wartens  einer  großen 
ihl  von  frierenden  Verbrauchern  zu  verzögern  und  danach 


mit  lächelnder  Miene  da«  Standgeld  von  4  .^^  zu  entrichten  *). 
Man  könnte  hier  das  Schlagwort  „Zwangsentladung"  ein- 
werfen. Wer  aber  aus  der  Praxis  die  durch  Bürokratismus 
und  jeweilige  örtliche  Umstände  entstehenden  Schwierig- 
keiten bei  seiner  Anwendung  kennt,  der  wird  seine  Bedeu- 
tung für  Kettung  aus  der  Not  niedriger  veranschlagen. 

Das  Standgeld  von  4  Jl  (früher  betrug  es  sogar  nur  2  ist 
ebenfalls  eine  Maßnahme,  die  weder  aus  der  Praxis  geboren, 
noch  durch  Eechnung  entstanden  sein  kann.  Ein  kaufmän- 
nisches Unternehmen,  wenn  anders  es  als  gesund  gelten  soll, 
darf  nicht  zulassen,  daß  ein  ihm  sicherer  Gewinn  bzw.  Ein- 
nahme durch  Nachlässigkeit  eines  anderen  ohne  Ersatz  ge- 
schmälert wird.  In  vorliegendem  Falle  wird  die  Eisenbahn- 
verwaltung als  kaufmännisches  Unternehmen  zu  gelten 
haben.  Wir  dürfen  also  da  eine  rechnerische  Untersuchung 
anstellen. 

Nach  obigen  Angaben  beträgt  die  Einnahme  aus  dem  Güter- 
verkehr im  J ahre  1910  10  für  das  Achskilometer,  somit  bei 
einem  zweiachsigen  Wagen  20  A  für  das  Wagenkilometer. 
Bei  Annahme  einer  Eeisegeschwindigkeit  des  Wagens  von 
15  km  stündlich  und  einer  Ladefristüberschreitung  von 
24  Stunden  würde  demnach  rechnerisch  der  Einnahmeausfall 

0,20  .  15  .  24  =  72 
betragen.  Dem  standen  im  Jahre  1916  eine  Entschädigung 
von  2  J{  Standgeld  für  die  ersten  24  Stunden  gegenüber. 
Nun  könnte  die  Zahl  von  72  als  zu  hoch  beanstandet  werden. 
Man  betrachte  daher  die  Frachtbeträge  zwischen  zwei  weiter 
auseinander  liegenden  Orten  und  die  Laufzeit  des  Wagens 
so  wird  man  auf  ähnliche  Zahlen  kommen.  Was  bedeutet 
aber  dagegen  das  erhöhte  Standgeld  von  4  JC^  Nimmt  man 
einen  20-t-Wagen  an.  so  entfallen  auf  den  Zentner  Kohle 
1  A  Standgeld.  Gewissenl  ose  Kleinhändler  in  entlegeneren 
Orten  stellen  dann  im  Eisenbahnwagen  eine  kleine  Wage  auf 
und  verkaufen  die  Kohle  zentnerweise  am  Bahnhof.  Der 
Wagen  ist  also  wieder  Lagerraum.  Man  unterschätze  die 
Zahl  der  entlegenen  und  überwachungsschwierigen  Stationen 
nicht.  Macht  doch  die  Betriebslänge  der  Nebenbahnen  mit 
ihren  17  000  km  in  Preußen  43,5%  des  gesamten  Eisenbahn- 
netzes aus. 

Die  Eisenbahnverwaltung  hat  aber  als  Staatseinrichtun» 
nicht  nur  die  Pfhcht,  ihren  Haushalt  vor  Schaden  zu  be- 
wahren, sondern  auch  lässigen  Schädlingen  bei  zweckwid- 
riger Benutzung  staatseigener  Werkzeuge  im  Interesse  des 
Gemeinwohls  das  Handwerk  zu  legen.  Es  wird  daher  nicht 
zu  hoch  sein,  das  Standgeld  mit  50  Jl  für  den  Wagen  und 
Tag  für  die  Zeit  der  Wagennot  festzusetzen  und  die  Lade- 
frist auf  der  Freiladestraße  auf  6  Stunden  zu  beschränken 
2-egenuber  der  jetzt  noch  12  Stunden  betragenden.  Es  wird 
daraufhin  allerdings  ein  Schrei  des  Entsetzens  durchs  Land 
gehen,  aber  dieser  Schrei  kommt  nur  von  Kranken,  und  da 
ist  es  Pflicht  des  Arztes,  das  Messer  recht  tief  und  ohne 
Zagen  in  die  bösartige  Wunde  dos  kranken  Gliedes  zu 
drucken,  damit  der  ganze  Körper  wieder  genese.  Alle  wirk- 
lich tüchtigen  Gewerbetreibenden^  Industriellen  und  Land- 
wirte werden  diese  Maßnahme  begrüßen,  weil  sie  wissen 
daß  ihren  notleidenden  Betrieben  Bettung  dadurch  werden 
kann.  Wer  nicht  allein  imstande  ist,  einen  Wagen  in  sechs 
Stunden  zu  entladen,  der  schließe  sich  an  einen  gleichartio-en 
i^,nnnto^noi,Tnor  an.  Will  er  das  nicht,  so  schließe  man  Ihn 
von  dem  Kohlen bezug  mit  der  Eisenbahn  aus.  Man  stärke  und 
unterstutze  die  Fleißigen  und  Tüchtigen,  und  lasse  die  Faulen 
untergehen.  Das  klingt  vielleicht  hart,  doch  ist  es  nicht 
harter,  wenn  durch  Nachlässigkeit  und  Unfähigkeit  ein  o-anzes 
Land^Not  leidet?  (Schluß  folgt.) 

/  *\r        jorübergehende  Erhöhung    des  Wagenstandgeldes 

^L^-  ^2  S.  982  d.  Ztg.)  dürfte  in  dieser 

Ziehung  Wandel  schaffen.   Die  SohriftL  i 


Nachrichten. 

"Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Gesetz  über  die  Eisenbabnaufsicht.  Der  deutschen  Natio- 
Jversammlung  ist  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
senbahnaufsicht  zur  Beschlußfassung  zuoeo-angen  Die  bis- 
rigen  Befugnisse  und  Znständiarkeiten  des  Eeichseisenbahn- 
ites  gehen  auf  das  Eeichsverkehrsministerium  über,  so  daß 
)  Keichsaufsicht  über  die  nicht  vom  P^ich  verwalteten  Eisen- 
Unen  nunmehr  vom  Reichsverkehrsminister  ausgeübt  wer- 
a  ßolL   Er  hat  insbesondere  für  die  Ausführung  der  in  der 


Eeichsverfassung  enthaltenen  Bestimmungen  sowie  der  son- 
stigen auf  das  Eisenbahnwesen  bezüglichen  Gesetze  und  ver- 
fassungsmaßigen  Vorschriften  Sorge  zu  tragen  und  auf  Ab- 
stellung der  im  Eisenbahnwesen  hervortretenden  Mängel  und 
Mißstande  hinzuwirken.  Er  ist  berechtigt,  innerhalb  seiner 
>^nstandigkeit  über  alle  Einrichtungen  und  Maßregeln  von  den 
h.senbahnverwaltungen  Auskunft  zu  erfordern  oder  nach  Be- 
j  ^^^^^  persönliche  Kenntnisnahme  sich  zu  unterrichten 
imd  hiernach  das  Erforderliche  zu  veranlassen.  Er  kann  nach 
Übernahme  der  Staatseisenbahnen  auf  das  Eeich  die  Ausübung 
der  Aufsicht  nachgeordneten  Behörden  übertragen  Gegen 
die  Pnvateisenbahnen  hat  die  Aufsichtsbehörde  des  Reichs 
zur  Durchführung  ihrer  Verfügungen  dieselben  Befuo-niss© 
welche  den  Aufsichtsbehörden  der  Länder  zustehen.  Zwano's- 
maßregeln  werden  auf  Ersuchen  der  Reichsbehörde  durch  die 
Landesbehorde  vollstrieckt.    Das  Gesetz,  betreffend  die  Er- 
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richtunff  eine®  Beichseisenbalinamts,  vom  27.  Juni  1873 
(RGBl.  S.  164)  wird  auf  oehoben.  Das  Gesetz  soll  mit  Wirkunpr 
vom  1.  Oktober  1919  in  Kraft  treten. 

In  der  Begründuns:  wird  ausgeführt,  daß  naeh  Übergang:  der 
Staatsbahnen  in  Eeichsbesilz  für  die  Eeichsaufsicht  im  wesent- 
lichen nur  die  Privateisenbahnen  übrisc  bleiben,  die  nur  einen 
Bruchteil  des  Gesamtnetzes  ausmachen,  so  daß  es  zur  Aus- 
übung der  Aufsicht  einer  besonderen  Behörde  nicht  mehr 
bedürfe. 

—  Zur  Frage  der  Akkordarbeit  in  Baden.  Die  demokra- 
tische Fraktion  des  badischen  Landtags  hat  im  Landtag  fol- 
gende förmliche  Anfrage  eingebracht:  Der  badische  Eisen- 
bahnerverband hat  mit  Schreiben  vom  14.  November  d.  J.  den 
Tarifvertrag  mit  der  Generaldirektion  der  badischen  Staats- 
eisenbahnen auf  29.  Februar  1920  gekündigt.  Gedenkt  die 
Eegierung  bei  den  Verhandlungen  über  die  Erneuerung  des 
Vertrags  die  Wiedereinführung  der  Akkordarbeit  zu  fordern? 

—  Personalnachrichten.  Der  bisherige  Geheime  Begierungs- 
rat  und  vortragende  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  Dr.  Vogt  ist  zum  Ministerialdirektor  im  Eeichs- 
-schatzministerium  ernannt  worden. 

Bei  der  preußisch-hessischen  Staatsbahn  Ver- 
waltung sind  ernannt  worden:  zum  Regierungsbaumeister:  der 
Regierungsbauf ühier  des  Maschinenbaufachs  Karl  L  u  h  - 
mann  aus  Neubrandenburg ;  zum  Eisenbahn-Verkehrsinspek- 
tor: der  Eisenbahnbetriebskontrolleur  Dr.  Friedrich  Utsch 
unter  Versetzung  von  Elberfeld  nach  Torgau  und  Übertra- 
gung der  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn- Verkehrs- 
amts daselbst.  —  Planmäßige  Stellen  sind  verliehen:  für  Mit- 
glieder der  Eisenbahndirektionen:  dem  Regierungsrat  Dr.  jur. 
Woycziechowski  unter  Versetzung  von  Graudenz  nach 
Kattowitz;  für  Regierungsbaumeister:  dem  Regierungsbau- 
meister des  Eisenbahnbaufachs  Düring  in  Frankfurt 
(Main).  —  Der  Regierungsrat  Nehse,  Mitglied  der  Eisen- 
bahndirektion in  Berlin,  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Ge- 
schäfte eines  Referenten  bei  den  Eisenbahnabteilungen  des 
Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  beauftragt  worden.  — 
Versetzt  sind:  die  Regierungsräte  Hellwig,  bisher  in 
Kattowitz.  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt 
(Main)  und  Re  dicker,  bisher  in  Coblenz.  zur  Eisenbahn- 
direktion nach  Cöln,  die  Regierungs-und  Bauräte  Stanis- 
laus, bisher  in  Erfurt,  nach  Berlin  als  Mitglied  der  nach 
dort  zu  verlegenden  Ei&enbahndirektion  Bromberg  und  Gustav 
Rosenfeldt,  bisher  in  Gleiwitz,  nach  Stargard  (Pom.)  zu 
den  Eisenbahn-Weikslättenämtern  daselbst,  ferner  die  Beo-ie- 
rungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Binder,  bisher  in 
Breslau,  an  den  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  Berlin.  Max 
Heyden,  bisher  in  Leipzig,  zum  Eisenbahn-Betriebsarat  1 
nach  Düsseldorf,  Hülsenkamp,  bisher  in  Breslau,  und 
Spalding,  bisher  in  Danzig,  nach  Berlin  zu  der  nach  dort 
zu  verlegenden  Eisenbahndirektion  Bromberg  und  Timpe, 
bisher  in  Danzig,  zum  Eisenbahn-Betriebsamt  2  nach  Han- 
nover. 

Bei  den  bayerischen  Staatseisenbahnen  ist  am  1.  De- 
zember der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  III  Nürnb-ero-, 
Direktionsrat  Rudolf  Keller  in  gleicher  Diensteigenschaft 
an  die  Masehineninspektion  Lindau  als  deren  Vorstand  in 
etatsmäßiger  Weise  berufen  worden.  —  Ernannt  sind  vom 
gleichen  Tage  ab  die  geprüften  Rechtspraktikant-en  Heinrich 
Schemmel  der  Eisenbahndirektion  Würzburg  und  Dr. 
Robert  Janz  der  Eisenbahndirektion  Regensburg  ferner  die 
Regierungsbaumeister  Karl  Saarler  der  Eisenbahn direktion 
Augsburg.  Otto  Tasc  hinger  der  Eisenbahndireklion  Nürn- 
berg und  Josef  Drißl  der  Eisenbahndirektion  Würzburo-  zu 
Eisenbahnassessoren  an  ihren  seitherigen  Dienstorten"  in 
etatsmaßiger  Eigenschaft.  —  Vom  I.Januar  1920  an  wird  der 
Oberregierungsrat  der  Eisenbahndirektion  Regensbur«'  Fried- 
rich E  un  new  o  1  ff  auf  sein  Ansuchen  auf  Grund  des  Ar- 
tiliels  47  Ziffer  1  des  Beamtengesetzes  unter  Anerkennuno- 
seiner  Dienstleistung  in  den  ^dauernden  Ruhestand  versetzt.  " 

Bei  den  sächsischen  Staatseisenbahnen  ist  dem  Techni- 
schen Oberrate  bei  der  Generaldirektion,  Oberbaurat  Frieß- 
ner,  die  Dienstbezeichnung  „Geheimer  Baurat"  beigeleo-t 
worden.  —  Befördert  wurden  zu  Bauamtmännern  die  Reo-ie- 
rungsbaumeister  Büttner  beim  Neubauamt  Olbernhau, 
Gr  oh  und  Süß  beim  Bauamt  Dresden-A,  Hof  mann  beim 
Bauamt  D  ö  b  e  1  n  H,  K  r  a  n  e  r  beim  Bauamt  Greiz  und 
Eechenberg  beim  Neubauamt  Flöha,  —  Versetzt  wurden 
der  Baurat  beim  maschinentechnischen  Bureau  Edler  von 
Littrow  als  Vorstand  zum  Maschinenamt  Chemnitz  und  der 
Bauamtmann  bei  der  Betriebsdirektion  Dresden-A,.  Nico- 
!  a  1  zum  Allgemeinen  technischen  Bureau. 


Österreich. 

—  Südbahn.  Die  Verwaltung  der  Südbahn  hat  von  der  Ver 
tretung  der  französischen  Prioritätenbesitzer,  dem  Offioo 
national,  die  Verständigung  erhalten,  daß  sie  Ende  Dezember 
oder  Anfang  Januar  zu  Verhandlungen  nach  Paris  eiugeladet 
werden  wird. 

Hierzu  schreibt  das  „Neue  Wiener  Tagblatt":  Bei  dieser 
Verhandlungen  wird  es  sich  insbesondere  auch  um  die  Bezah 
lung  der  rückständigen  und  künftigen  Raten  der  italienischei. 
Annuität  handeln.  Wie  der  Präsident  der  Gesellschaft  Sek- 
tionschef Dr.  Weeber  in  der  letzten  Generalversammlung  mit- 
teilte, beläuft  sich  der  Betrag  der  rückständigen  italienischen 
Annuität  ohne  Zinsen  auf  118  279  548  Goldfranken.  Dies<> 
Annuität  ist  nach  dem  Protokollarübereinkommen  ddo.  Wien, 
25.  Februar  1876,  vor  jeder  anderweitigen  Verwendung  zur 
Verzinsung  und  planmäßigen  Tilgung  der  dreiprozentigen 
Obligationen  zu  verwenden. 

Diese  Bestimmung  wurde  durch  das  Sanierungsüberein- 
kommen dahin  abgeändert,  daß  die  italienische  Annuität  voi 
jeder  anderweitigen  Verwendung  zur  Verzinsung  und  Tilgunj; 
der  dreiprozentigen  Obligationen  Kategorie  A  zu  dieneir 
habe,  die  allerdings  genau  die  Hälfte  des  gesamten  drei- 
prozentigen Prioritätenanlehens  erfaßt.  Die  italienische  An- 
nuität reicht  also  hin,  jede  dreiprozentige  Obligation  mit 
6/4  Goldfranken  zu  verzinsen,  während  bezüglich  der  rest- 
lichen 634  Franken  die  dreiprozentigea  Obligationen  auf  da»s 
Erträgnis  des  Bahnnetzes  angewiesen  sind.  In  der  Frage  der 
italienischen  Annuität  ist  nun,  wie  wir  von  italienischer  Seite 
in  Bestätigung  einer  von  uns  schon  vor  einiger  Zeit  veröffent- 
lichten Mitteilung  erfahren,  eine  Klärung  insofern  eingetreten, 
als  die  italienische  Regierung  gegenüber  den  französischen 
Obligationären  die  Verpflichtung  eingegangen  ist,  die  An- 
nuität von  29,5  Millionen  Franken  auch  in  Zukunft  an  di'C 
Südbahngesellschaft  direkt  abzuführen.  Da  aber,  wie  bereits 
erwähnt,  der  Dienst  der  dreiprozentigen  Obligationen  nur 
zur  Hälfte  durch  die  italienische  Annuität  gedeckt  ist,  s(' 
haben  die  französischen  Obligationäre  ein  begreifliches  Inter- 
esse an  der  zukünftigen  Gestaltung  der  Verhältnisse  der  Süd- 
bahn, für  welche  der  Artikel  320  des  Friedensvertrageis 
richtunggebend  ist.  In  diesem  Artikel  wird  erklärt,  daß  dio 
administrative  und  technische  Reorganisation  der  Südbahn 
durch  ein  Übereinkommen  zwischen  der  Gesellschaft  und  den 
Nationalstaaten  abgeschlossen  werden  soll.  Es  werden  sich 
daher  an  die  in  wenigen  Wochen  stattfindenden  Verhand- 
lung-en  der  Südbahn  mit  den  französischen  Obligationären  als 
bald  Verhandlungen  mit  den  Nationalstaaten  anschließei 
müssen. 

Bei  dem  Saniemngsplane  wird  selbstverständlich  die  Fragi 
eine  bedeutende  Rolle  spielen,  ob  die  Südbahn  als  solche  al^ 
Besitzerin  aller  Netze  aufrecht  bleibt,  oder  ob  man  sich  dahii 
einigen  wird,  alle  Südbahnlinien  zu  verstaatlichen,  wobei, 
da  ja  die  Südbahn  Territorien  von  vier  Staaten  durchläuft, 
die  Verstaatlichung  der  österreichischen,  ungarischen,  jugo 
slawischen  und  italienischen  Strecken  durchzuführen  wäre. 
Die  Südbahnkonzession  sieht  nur  die  Möglichkeit  der  Ver- 
staatlichung des  ganzen  Netzes  vor,  nicht  aber  eine  Teilver- 
staatlichung  des  einen  oder  anderen  Netzes,  was  auch  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  nicht  zu  rechtfertigen  wäre.  Es  sei 
in  diesem  Zusammenhange  dar^n  erinnert,  daß  die  vor- 
erwähnte Bestimmung  der  Konzessionsurkunde  nur  eine  ein- 
heitliche Verstaatlichung  kennt,  was  auch  den  Grund  gebildet 
hat,  weshalb  seinerzeit  in  Österreich  eine  Südbahn  Verstaat- 
lichung nicht  durchgeführt  werden  konnte.  Die  österreichisch^i 
Strecke  konnte  nicht  verstaatlicht  werden,  weil  die  Ungarn, 
durch  deren  Gebiet  ebenfalls  Südbahnstrecken  laufen,  ^agegeii 
Stellung  genommen  hatten,  da  sie  den  Verlust  der  Durch- 
rechnung der  Tarife  verhindern  wollten. 

Die  demnächst  in  Paris  stattfindenden  Verhandln n gen 
werden  mit  den  Komitees  der  drei-  und  vierprozentigen  Prio- 
ritätenbesitzer des  Office  national  gepflogen  werden. 

—  Personalnachrichten.  Am  22.  November  d.  J.  starb  Dr 
Richard  M  a  r  q  u  e  t ,  Hofrat  und  Direktorstellvertreter  beini 
Tariferstellungs-  und  Abrechnungsbureau  im  Staatsamt  fib- 
Verkehrswesen. 

Der  Betriebsdirektor  der  ungarischen  Südbahnlinien  Ing. 
Robert  G  o  r  d  o  n  vnirde  zum  ungarischen  Ministerialrat  er- 
nannt. 


Ungarn. 


—  Verkehrsbeschränkungen  auf  den  Stidbahnstrecken.  Die 

Südbahn  hat  wegen  Kohlenmangels  vom  23.  November  bis  auf 
weiteres  auf  den  ungarischen  Linien  die  Einstellung  des  ge- 
samten Personenzugverkehres  an  Sonntagen  verfügt.  An  den 
übrigen  Tagen  der  Woche  wird  in  beiden  Richtungen  nuj 
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jeden  ZTseiten  Tag  je  ein  P-ersonenzug  verk^hrfn.  Die  für 
d«n  24.  November  aaberaumte  Einfühjung  eines  direkt en 
Zuees  Ödenburg-Wien  ist  ebenfalls  unteiblieben. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Neuordnung  bei  den  Staatsbahnen.  Die  Staatsba/hn- 
iirektion  Laibach  ist  aufoelöst  und  mit  der  Staatsbahn- 
lii-ektion  Zagiab  (Aoram)  vereinigt  worden.  In  Laibach  ver- 
)l€ibt  nur  ein  Betriebsinspektorat.  Sämtliche  Bedienstete 
irerden  der  Staatsbahndirektioa  Aoram  zugeteilt.  Zum  Direk- 
or  der  Staatsbahndirektion  Agram  wurde  Ingenieur  Leonid 
j^ranic  (ein  geborener  Dalmatiner)  ernannt. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Neue  finnische  Eisenbahnpläne.  Der  finnische  General- 
lirektor  Vuolle  spricht  von  der  Möglichkeit  eines  Umbaues 
«r  Torneä-Karungibahn.  Es  wird  möglicherweise  notwendig 
rerden,  die  Bahn  bis  Kistilä  fortzusetzen.  Die  Lösung  der 
^jage  ist  von  großer  Bedeutung  für  die  Stadt  Torneä.  ila  es 
ine  Lebensbedingung  für  Torneä  ist,  daß  der  Verkehr  nach 
chweden  über  Tornea  geht.  Nachdem  die  Verbindungsbahn 
er  beiden  Länder  nunmehr  gebaut  ist.  kann  verhällnis- 
läßig  leicht  eine  Hafenbahn  nach  Eöyttä  angelegt  werden, 
i^enn  die  Stadt  ihren  Hafen  neu  bauen  will,  muß  vorher  die 
'rage  der  Karungibahn  entschieden  sein.  Es  ist  eine  starke 
►ewegung  in  Finnland  vorhanden,  die  darauf  abzielt,  den  Ent- 
wurf der  geplanten  Küstenbahn  Björneborg-Vasa-Bennäs  zu 
iner  Bahn  Nystad-Kaumo-Björneborg-Vasa-Bennäs  zu  crwei- 
iin.  Diese  Bahn  würde  nicht  nur  große  Bedeutung  für  die 
on  ihr  durchquerten  Gebiete  besitzen,  sondern  auch  für  den 
'ichtigen  Hafenplatz  Abo,  mit  dem  damit  eiae  unmittelbare 
^üstenverbindung  erzielt  würde.  Dr.  S. 

—  Der  Pariser  „Metro"  im  Jahre  1918.  Die  Länge  dtr 
ariser  Untergrundbahn  ist  mit  rund  79  km  seit  dem  April 
)16  unverändert  geblieben.  Die  Einnahmen  haben  1918 
1774  850  Fr.  (1917:  71  390  720  Fr.)  und  die  Ausgaben 
»825  290  Fr.  (36  361290  Fr.)  betragen.    Hierdurch  und  durch 


das  Zurückgehen  des  Überschusses  von  35  029  430  Fr.  im  Jahi-e 

1917  auf  28  949  560  Fr.  im  Jahre  1918  ist  die  Betriebszahl  von 
50,93  auf  61,28  gestiegen,  nachdem  sie  in  den  Jahren  1913  und 
1914  sogar  nur  42,79  und  47,14  betragen  hatte.  Die  Verschlech- 
terung der  wirtschaftlichen  Lage  wird  in  Zukunft  noch  Fort- 
schritte mach<;n,  denn  die  Verwaltung  kündigt  in  ihrem 
Jahresbericht  für  1918  an.  daß  sie  als  Folge  der  gesetzlichen 
Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstags  ihr  Personal,  das 
Ende  1918  4627,  Ende  1917  4496  Köpfe  stark  war.  um  ungefähr 
1000  Mann  wird  vermehren  müssen. 

Während  im  Kriege  der  Betrieb  zunächst  stark  einge- 
schränkt werden  mußte,  ist  im  Jahre  1918,  was  die  gefahrenen 
Zugkilometer  anbelangt,  fast  der  Friedenszustand  wieder  er- 
reicht worden.  Der  Eeingewinn,  bezogen  auf  die  Einheit, 
ist  während  des  Kriegesi  stark  zurückgegangen.  Er  betrug 
1913:  187  094  Fr.,  1917:  142195  Fr.,  1918:  48  323  Fr.  auf  1  km; 
1909  hatte  er  dagegen  sogar  207  277  Fr.  erreicht.    Im  Jahre 

1918  genügten  die  Überschüsse  nicht,  um  die  festen  Ausgaben, 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  u.  dergl.  zu  decken;  es  blieb 
vielmehr  nach  Zahlung  dieser  Kosten  ein  Fehlbetrag  von  etwa 
3  000000  Fr.  Wir  finden  also  auch  bei  den  Pariser  Schnell- 
bahnen dieselben  Erscheinungen  in  bezug  auf  die  Wirtschaft- 
lichkeit des  Betriebes  wie  bei  anderen  Verkehrsunternehiaun- 
gen.  Nur  außerordentliche  Erhöhungen  der  Fahrpreise,  die 
aber  ihre  Benutzer  kaum  tragen  können,  vermögen  da  Abhilfe 
zu  schaffen.  Die  Einnahmen  für  einfache  Fahrkai-ten  ver- 
teilten sich  mit  21  %  auf  die  1.  und  mit  53  %  auf  die  2.  Klasse ; 
die  1.  Klasse  ist  stärker,  die  2.  .schwächer  als  im  Vorjahre 
benutzt  worden.  Eückfahrkarten  machten  etwa  25  %  der'  Ein- 
nahmen aus.  Die  Durchschnittseinnahme  für  den  Fahrgast 
betrug  17,7  Centimes,  wovon  6  Centimes  an  die  Stadt  Paris 
abgegeben  werden  müssen.  An  12  Stellen  wurden  im  Laufe 
des  Jahres  mehr  als  6  000  000  Fahrkarten,  an  zwei  Stellen  — 
in  Vincennes  und  Porte  Maillot  —  mehr  als  10  000  000  Fahr- 
karten verkauft. 


Beri<>Iitig:iing. 

In  der  in  Nr.  92  S.  982  d.  Ztg.  abgedruckten  Mitteilung :  E  r  - 
mäßigung  des  Wagenstandgeldes  ist  in  einem 
Teil  der  Auflage  eine  Zeile  ausgelassen  worden.  Hinter  der 
3.  Zeile  ist  dort  einzuschalten:  „die  seit  10.  November  d.  Js. 
erhöhten  Wagenstandgelder". 


Amtliehe  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Randschreiben  der  Geschäftsführenden  Yerwaltansr  sind  er- 
&sen  worden: 

Nr.  III  138  vom  17.  November  d.  Js.  an  die  Mitglieder  des 
usschusses  für  technische  Angelegenheiten,  betreffend  An- 


trag des  DeutschösterTeichischen  Staatsamts  iu  Wien  auf 
weitere  Ausgestaltung  des  Technischen  Ausschusses  (abge- 
sandt am  24.  November  d.  Js.). 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Wagenstandgelder. 


Ruppincr  Eisenbahn.  Paulinenaue- 
Neuruppiner  Eisenbahn. 
Löwenberg-Lindow-Rheinsberger 
Eisenbahn. 

Vom  5.  Dezember  ab  werden  gemäß 
80  (8  E  V  0)  bis  auf  weiteres  die 
andgelder  (Abschnitt  7  des  Neben- 
'bühren-Tarifs  im  Deutschen  Eisen- 
hn-Gütertarif  Teil  I  B)  mit  Geneh- 
Lgung  der  Aufsichtsbehörde  wie  folgt 
höht: 

für  die  ersten  24  Stunden  von  4  Ji 

auf  50  J{, 
'  für  die  zweiten  24  Stunden  von  6  J( 

auf  75  o'M, 
,  für  .iede  weiteren  24  Stunden  von 

8  J(  auf  100  M. 
Die  Eisenbahndirektionen.  (1241) 


Schsischer  Binnen-,  Güter-  und  Tier- 
verkehr. 

Vom  5.  Dezember  1919  an  werfl-en  di« 
1  18.  November  1919  eingeführten  er- 
bten Sätze  für  Wagenstandgeld  wie 
Urt  geändert: 


fiür  die  ersten  24  Stunden  auf  10  Jt 

(13,30  Kr.), 
für  die  zweiten  24  Stunden  auf  50 

Mark  (66,70  Kr.), 
für  jede  weiteren  24  Stunden  auf 
lOO  Jl  (133,30  Kr.). 
Dresden,  am  2.  Dezember  1919.  (1245) 
Gen.-Dir.  d,  Sächs.  Staatseisenb. 

2.  Erweiterung  der  Abfertigungs- 
befugnisse von  Stationen. 

Am  1.  4.  1920  wird  die  Station 
Zepernick  (Kr,  Niederbarnim),  die 
bisher  nur  dem  Wagenladungsverkehr 
diente,  auch  für  den  Stückgutverkehr 
eröffnet.  Der  Frankaturzwang  sowie 
alle  sonstigen  Beschränkungen  werden 
aufgehoben.  Über  die  Höhe  der  Tarif- 
sätze geben  die  Dienststellen  Auskunft 

Berlin,  29.  November  1919.  (1248) 
Eisenbahn  direktion. 

3.  Güterverkehr. 

Badischer  Gütertarif, 

Mit  Wirkung  vom  1.  Februar  1920 
wird  für  die  fexmniiadliche  Benachrich- 


tigung über  die  Ankunft    von  Gutem 
eine  Gesprächsgebühr    von    10  ^  für 
iede  Sendung  erhoben. 
Karlsruhe,  29.  November  1919.  (1242) 
Generaldirektion  der  bad.  Staat.-^- 
eisenbahnen. 

Wcstdeutseh-südwestdeutscher 
Tierverkehr. 

Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden  di- 
rekte Frachtsätze  für  die  Tarifklassen 
L  2  und  L  3  zwischen  Bietigheim 
(Württ.)  und  Ulm  einerseits  und  einer 
Anzahl  Stationen  des  rheinisch-west- 
fälischen Industriegebiets  anderseits 
über  den  Weg  Bretten-Mannheim-Lam- 
pertheim-Cöln  eingeführt.  Näheres  im 
preußisch-hessischen  Tarif anzeiger  und 
bei  den  beteiligten  Dienststellen. 

Frankfurt  (M),  25.  Nov.  1919.  (1243) 
Eisenbahndirektion, 

Badischer  Tiertarif. 
Tiertarif    Bad.    Staatsb.-Bad,  Nebenb- 
in Privatbetrieb. 

Auf  1.  Dezember  1919  erscheint  zum 
Bad.  Binnentiertarif  der  Nachtrag  VI 
und  zum  Tiertarif  Bad.  Staatsb.°JBad 
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Zeltnnir  des  Vereint 
üentBcher  EisenliahoTerwaltuniTeik. 


Nebenba^hnen  der  Nachtrag  IV.  Dd« 
JJachträge  enthalten  bereits  im  Vier- 
fügun^rswe«:«  bekanntgeigebene  Ände- 
rungen und  eine  Neuauflage  der  Tarif- 
tafeln. Der  Binnentarif  enthält  außer- 
dem neue  Bestimmungen  über  die  Er- 
hebung von  Nebengelbühren  auf  den  auf 
Schwetizergebiet  gelegenen  badischen 
Stationen  und  auf  den  Stationen  Walds- 
hut, Singen  und  Konstanz,  ferner  die 
Aufhebung  einiger  Ausführungsbestim- 
mungen zum  Neibengebührentarif,  wo- 
durch teil  weise  Erhöhungen  eintreten. 

Nähere  Auskunft  erteilt  unser  Ver- 
kehrsbureau. 

Karlsruhe,  29.  November  1919.  (1247) 
Generaldirektion 
der  Bad.  Staatseisenibalmein- 


4.  Verdingungen. 


T)ie  Ansfübrung  der  Erd-,  Beton-, 
Maurer-  und  A&phaltarbeiten  zum  Neu- 
bau eines  Badehauses  bei  der  Erwedte- 
rung  der  Hauptwerkstätte  am  Bahnhof 
Paderborn  Hbf.  (etwa  580  cbm  Boden- 
aushub, 100  cbm  Bruchsteinmauerwerk, 
44_  qm  Sockel  -  Quaderverblendung, 
185  cbm  Ziegelmauerwerk,  2;0  qm  Ea- 
bitzwände,  160  qm  Betonfußboden, 
300  qm  Platten beläge,  1800  qm  Putz 
und  465  qm  Betondecken  ohne  Bau- 
stotfflieferung)  soll  im  gaiuzen  ver- 
geben werden. 

Zeichnungen  und  Bedingungshefte 
können  bei  dem  Baubüro  b  eingesehen, 
letzter©  auch,  soweit  der  Vorrat  reicht. 


gegen  Twst-  und  bestellgeldfred«  Bar- 
einsendung von  2,00  J{  bezogen  werden. 

Öffnung  der  postfrei  einzusenden- 
den Angebote  am  22.  Dezember  1919, 
vorm.  11  Uhr,  Glashüttenstr.  8. 

Zuschlagsfrist  4  Wochen.  Erfül- 
lungsfrist 23  Wochen. 

Paderborn,  26.  November  1919.  (1246) 

Baujbüro  b 
des  Eisenbahn-Werkstättenamts  1. 


5.  Offene  Stellen. 

Bahnhofsbeamte 

zur  Leitung  des  Bahnhofsdienstes  ednea 
Nebenei&enbahn  zu  bld.  Eintr.  ges.  | 
Brölthaler  Eisenbahn  A.-G, 

Beuel  b.  Bonn.  (12441 


Leinenweberei:;Fulda 


iiiiiiiiiiitiai 


Herstellung  von  Leinen-  und  Baumwollstoffen  jeder  Art. 

Segeltuche,  Verdeckleinen,  Pneumatikstoffe. 
Gewebe  für  Druckereien,  chemische  Fabriken,  Bergwerke, 

Papierfabrikation.  [7278] 
Stoffe  für  Eisenbahnwagen  und  Kraftfahrzeuge. 


Cropfölei' 

liefern   in  großen  Posten 
rasch  und  gut 

[7159] 

ArmatUrenwerKe 

BUe  & 

Dippoldiswalde  i.Sa. 


Mms;Ptntfcf)Bt.=<a.,2^erUn 

Vollständige  Gasglühlicht-Beleuchtungseinrichtungen  für  Eisenbahn- 

wagen  und  Lokomotiven 

Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  allem  Zubehör 

Dampfheizungen  aller  Art  für  Personenwagen  und  Lokomotiven 

Nieder-  und  Unterdruckdampf heizung  D.R.P.  Neueste  Bauan 
Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D.R.P.ft  "n:,:KdÄ^^^^ 
Metallfensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein- 
bahnen sowie  für  Automobile  ä„^'- 
Riemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen 
Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckrahmen  D.R.P. 
Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

und  Oelgas  mit  allem  Zubehör 

Gas  -  Preß  -  Anlagen,   Füll  -  Anlagen  für  Bahnhöfe,  Gas- 
beförderungswagen. 
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Berlin,  den  10.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

BeitrSge  sowie  sonstige  .Miueiluugen,  liuclier,  Zeiisi;hrifieii  usw.  sind  an  die 
Scnrif tieltune  der  Z  -iiunt!  ac»  Vereins  v)<:ut»c  .e.   d  ,e  i.><iiiiiverwaltu  i^i-n, 

amtliche  Bekanninia -hnntrPn  an  das  Bureau  de-  Vf  r<-i,is  »ejischer 
Hisenoainverw.i.  unze-,  l.rid;-  in  Berlin  \V.  9.  Kötliener  Str.  28  29  finzisfnd  n. 

Die  Zeitung  l;.nnn  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  l'reise  von  6  M. 
lür  dns  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Varla?sliiich- 
liandlung  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutsi-li"n  und  b'  h  .  r  :-  österr,'ii:;iisch- 
UEgarischeu  PobtKebietes  für  oO  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  tiir  ,4 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  ▼orherige  Einsendung  von  40  Pf.  abKegeben 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
Priv:<t!in/.«-ia-.-n  (l'reis  liir   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raiun 
91  l't.)  angenommen.    Bei  \V  i  e  d  e  r  h  o  1  u  n  ge  n  entsprechende  Ermäßigungen. 
B«M  as-«'  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
V-rlagobu^nna  .Jiung  von  Julius  >prin4er  in   Berlin  W.  9.  Linkstraße  23/24. 
Fornt.p-.:  .A.iMt  Kurfiirsttv 60-53  Tel.-Adr.:  Spriugerbuch  Reichsbank-Girokonto- 
Den  scne  Bank  .  Dyp  -Ka.sse  C.    Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lliua 


Ist  die  Ab^iabe  voa  Eetrieb.smittelu  aa 
die»  Entente  eine  „Eückgatje  rechts- 
widrig; weggeführteu  Gutes'"? 
^'orsohläge  zur  Behebuuö-  der  Kohlen- 

transportnot.  (.Schluß.) 
Xachricht»en. 

D  e  u  t  s  c  h  1  a  ü  d  :  ü  bertraguug-  der 
.Staatsei.senbahnen  auf  das  Reich. 
—  Keine  A^erkehrssperre  im  De- 
zember. —  Anmeldiui})'  und  Be- 
.schlagnalime  von  Ke«sielwa^;eu.  — 
Güterverkehr  mit  Pclen.  —  Yor- 
zugsljelieferun.o-  O.stpreußeu«  mit 
Kohlen.  —  Eisenbahuunfall  bei 
Chemnitz.  —  Eechuunosrat  Köh- 
ler f.  —  Personalnachricliten. 


I  n  Ii  a  I  t  : 

ö  .s  t  e  r  r  e  i  c  h  :  Erhöhung  der  Min- 
destsebühren  und  des  Wageustaud- 
geldes.  —  Anforderung  von  Eisen- 
bahnbediensteteu- Wohnungen  durch 
Gemeinden.  —  Vorarbeiten  für 
flüchtige  Kleinbahnen  in  Nieder- 
österieich.  —  Au«  dem  Ausschuß 
für  Verkehrs  wessen  der  National- 
versammlung. —  Geplante  Bahn- 
\-erbindungen  in  Steiermark.  —  Ver- 
kehrseia.schränkuiigeu  auf  der  Süd- 
bahn. 

T  s  c  h  e  c  ho  -slowakisches  G  <>  - 
biet  :  Verkehr  mit  Frankreich. 

.Südslawisches  Gebiet:  Ta- 
riferhöhung der  Staatsbahnen. 


C  b  r  i  g  e  eure  i)  ä  i  s  c  h  e  Län- 
der: Eine  neue  Eisenbahnlinie  in 
Polen.  —  Trostlose  Verkehr.slage 
in  Frankreich.  —  Zum  Wiederauf- 
bau der  Verkehrswege  in  Nord- 
frankreich. —  Neue  Bahn  Projekte 
in  Südtirol.  —  Englische  Eisen- 
bahnzüge und  Ei.senbahnen  auf  dem 
Festlande. 

Fremde  Erdteile:  Verstaat- 
lichung der  Sorocabanabahn. 

Allgemeines. 
Rechtspflege. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Ist  die  Abgabe  von  Betriebsmitteln  an  die  Entente  eine  „Rückgabe  rechtswidrig 

weggefüürten  Gutes"  ? 


In  Nr.  4t).  Seite  217  ihres  Jahrgangs  191»  beschuldigt  die  „Zu- 
i  kunft"  cüe  deutsehe  Regierung  der  TJawahrhaftigkeit,  Aveil 
eie,  als  die  Auslieferung  von  Lokomotiven,  Wagen  und  Vi*:h 
;  an  die  Entente  gefordert  wurde,  verschwiegen  habe,  daß  <■< 
«■iah  „um  die  Rückgabe  nur  eines  Teiles  rechtswidrig  au.>, 
Frankreich  und  Belgien  weggeführlen  Gutes"  gv'handelt  habe, 
üns-ere  fachwi&sen.schaftliche  Zeitung  ist  nicht  die  Stelle,  mit 
Maximilian  Harden  darüber  zu  rechten^  ob  es  im  vater- 
ländischen Interesse  lag,  durch  solche  Angriffe  die  Stellung 
der  eigen  in  Reguerung  zu  schwächen  und  die  Fednde  in 
ihren  ungeheuerliehen  Forderungen  zu  unterstützen,  selbst 
wenn  der  von  Deut.sehland  bei  den  Verhandlungen  über  die 
Friedensbedingungen  eingenommene  Standpunkt  wirklich  an- 
fechtbar gewesen  wäre.  Hier  soll  nur  sachlich  festge.stellt 
werden,  daß  die  Behauptungen  der  „Zukunft«  den  Ta.tsaohen 
nicht  entspreehen. 

1.  Es  handelt  sich  nicht  um  die  Rückgabe  rechtswidrig 
'■;  weggeführten  Gutes.  Naeh  Artikel  53  deis  Haager  Uljerein° 
kommens  gehören  Trausportmittel  (also  in  eistar  Liuif 
Lokomotiven  und  Eisenbahnwagen)  zu  den  AVerten,  die  von 
dem  ein  Gebiet  besetzenden  Heere  mit  Beschlag  belegt  wer- 
ilen  dürfen.  Im  Gegensatz  zu  andreren  Gütern,  für  die  durch 
die  Eroberung  nur  das  Benutzungsrecht  erworben  wird, 
gehen  Transportmittel  durcli  die  Beschlagnahme  i^  das 
Eigentum  des  Erwerbers  über.  Das  gilt  nicht  nur  für 
siaatli'ohe  Transportmittel  (Absatz  1),  sondern  auch  für 
solche,  die  P  r  i  v  n  i  eigentüniern  gehörten  (Ab-.  2),  mit  dcni 


alleinigen  Unterschied,  daß  für  letztere  die  Pflicht  der  Rück- 
gabe und  eine.  Regelung  der  Entschädiguugsf  rage  nach  Friedens- 
schluß vorgesehen  ist.  In  Belgien  fallen  mit  Ausnahme  der 
Linien  der  belgiselieu  Nordbahn,  eines  Zweigunternehmenft 
der  französischen  Nordbahngesellschaft,  und  weniger  Privat- 
bahnlinieu  von  untergeordneter  Bedeutung  alle  Betriebsmittel 
unter  die  erste  Gruppe  (Staatsgut),  deren  Rückg-abe  im  Ü)>er- 
einkommen  nicht  vorgeschrieben  ist,  wälu-end  die  in  Frage 
konmienden  französischen  Linien  (französiscbe  Nordbähn 
und  Ostbahn)  sämtlich  zu  den  Privatbahueu  gehören,  deren 
Rückga!)e  und  Entschädigung  im  Friedensvertrage  zu 
regeln  sind.  Hieraus  folgt,  daß  zwar  die  Rückgabe  eines 
Teiles  der  belgischen  und  aller  französischen  Betriebsmittel 
(isofem  nicht  unter  den  letzteren  «ich  einzelne  Lokomotiven 
and  AVagen  der  französischen  Staatsbahn  befanden)  und  <lio 
Zahlung  einer  Entschädigung  für  die  Be-  und  Abnutzung 
dem  Sinne  des  H.  Ü.  entspricht,  daß  aber  andererseits  die 
Beschlagnahme  der  Lokomotiven  und  Wagen  und  die  Ein- 
stellung in  den  eigenen  Betriebsmittelpark  nicht  nur  nicht 
lechtswidrig  war,  sondern  sogar  auf  ausdrücklicher 
völfcerrechtlicher  Vorschrift  beruhte.  Von  dieser  Bestimmung 
des  A^ölkerrechts  haben  übrigens  auch  unser-e  Feinde  &elbst- 
verständüch  so  ausgiiebig'En  Gebrauch  gemacht,  wie  es  ihnen 
duz'ch  die  Kriegslage  möglich  g^ewesen  ist,  ohne  daß  es  uns 
jemals  eingefallen  wäre,  diese  Ei-beutung  als  rechtswidrig 
zu  bezeichnen.  ■ 

2.  Die  „Zukunft"  behauptet  ferner,  die  deutsche  Regiei-ung 
habe  verschwiegen,  daß  es  sich  nur  um  Rückgabe  eines 


Xr.  94 


ZeitunK  des  Vereius 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen- 


Teil««  d'es  recMs widrig  weggefülirt'en  Gutes  handel-e.  AucJi 
das  ist  unrielitig,  wie  folg^ndte  Zahlten*)  beweisen: 

Auf  dem  ■westlichen  Kriegssoliauplatz  (Belgien  und  Frank- 
reich) sind  erbautet  worden:  2621  Lokomotiven  und  109  058 
Wagen.    Da  n^chj  den  Friedensbestimmungen  50C0  Lokomo- 
tiven und  150  000  Wagen  zurückzugehen  waren,  so  betrugen 
di«  auszuüefeiindeu   Lokomotiviein    fast  das  Doppelte,  die 
Wagen  rund  150  %  der  im  West-en  erbeutet-en  Betriebsmittel. 
Diese  Zahlen  siind  aber  für  dire  Ent-enfce  und  ihre  Verteidiger 
noch  viel  zu  günstig.    Es  müßten,  wenn  es  sich  um  eine 
„Eückgabe"  'handelte,  diejenigen  Lokomotiven   und  Wagen 
von  der  Ablieferungszahl  abgezogen  werden,  die  die  Feinde 
erbeutet  haben.    Genaue  Zahlen  •  hierüber  stehen  nicht  zur 
Verfügung.    Sicher  ist  aber,  daß  dies-e  Zahlen    sehr  be- 
deutend sind ;  man  denke  nur  an  die  bei  dem  allgemeinen 
Eüokzuge  im  Herbst  1918  bis  zum  Abschluß  des  Waffenstdll- 
standes  von  der  Entente  erbeuteten  und  die  danach  bei  der 
Räumung  des  no:h  besetzt  gewesenen  Gebiets  nicht  abge- 
fahrenen Betriebsmittel.      Es  ist  gewiß  nicht  zu  hoch  ge- 
griffen, wenn  man  annimmt,  daß  die  f ranzösii&che  und  bel- 
gische Beute  mindestens  ein  Drittel  bis  zwei  Drittel  der 
unsiigen  betragen  hat.    Schließlich  ist  die  Beschaffen- 
heit des  erbeuteten  Transpoitmaterials  zu  berücksichtigen. 
Es  versteht  sich  von  s-elbst,  daß  die  Entente  bei  ihren  Eück- 
zügen  nicht  die  schlechtesten,  sondern  die  besten  und  be- 
triebstüchtigsten Lokomotiven  und  Wagen  zu  retten  versucht 
hat.    In  der  Tat  war  von  den  erbeuteten  Lokomotiven  ein 
erheblicher  Teil  infolge  starker  Beschädigungen  völlig  ge- 
brauchsunfähig  und  nicht  wiederherstellbar,  ein  anderer  Teil 
derartig  abgenutzt  oder  veraltet,  daß  er  nur  für  ganz  unter- 
geordnete Dienstleistungen  Verwendung  finden  konnte.  Es 
mußten  dvshalb  mehr  als  600  Stück  ausgemustert  werden. 
Ganz  ähnlich,  oder  vielleicht  noch  ungünstiger,  lagen  die 
Verhältnisse  bei  dem  erbeuteten  Wagenpark.    Im  besonderen 
waren  zahlieiohe  belgisch^  Güterwagen  so  mangelhaft,  daß 
sie  in  großen  Mengen  aus  dem  öffent'jichtn  Verkehr  zurück- 
gezogen werden  mußten.    Es  ist  wohl  noch  in  allgemeiner 
ErinneiTing  geblieben,  daß  bei  der  großen  belgischen  Ver- 
kehrskatastrophe, die  wenige  Jahre  vor  dem  Kriege  eintrat, 
der  belgische  Betriebsmittelpark  ein  Gegenstand  lebhafteo: 
Erörterungen  in  der  Presse  und  im  Parlament  gewese/i  ist. 
Es  wurde  darauf  hingevräesen,  daß  in  dem  belgischen  Etat 
aus  politischen  Gründen,  weil  man  ihren  bedenklichen  Zu- 
stand nicht  nach  außen  hin  erkennen  lassen  ■v\ollte,  Loko- 
motiven und  AVagen  Jalme  hinduroh  als  Bestand  mitge- 
schleppt wurden,  die  in  Wirklichkeit  nicht  ^^ei  mehr  wert 
waren  als  altes  Eisen.     Zu  diesen  unbrauchbaren  Stücken 
gehörten  in  der  Hauptsache  die  erbeuteten  belgischen  Be- 
triebsmittel.   Wer  in  den   ersten  Kriegsmonaten  im  Feld- 
ei&enbahndienst  gestanden  hat,  weiß,  welche  Not  wir  mit 
der  Wiederherstellung  dieser  Lokomotiven  und  Wagen  ge- 
habt haben,  von  denen  ein  großer  Teil  S'elbst  in  diesen  Zei- 
ten  schwersten  Mangels,   wo  längst  ausgiemusterte  Stücke 
wieder    hervorgeholt    wurden,    schlechterdings    nicht  mehr 
wiederhergestellt  werden  konnte. 


*)  Dies-e  Zahlen  stammen  aus  dem  preußischen  Eisenbahn- 
ministerium, wo  sIei  nach  zuverlässigen  Unterlagen  berechnet 
worden  sind.  Der  Verfasser  des  Artikels  in  der  „Zukunft'' 
hat  es  nacht  für  nötig  befunden,  sieh  an  dieser  Steile  zu 
unterrichten,  bevor  er  seine,  das  Ansehen  der  deutschen  Ee- 
gierung:  so  schädigenden  Aiisführungen  veröffentlichte. 


L  3.  Will  min  einerseits  die  erbeuteben  ünd  andenerseite"  dit 
„zurückzugebenden"^  Betriebsmittel  raiteinander  vergleichen. 

I  so  läßt  sich  dies  natürlich  nicht  lediglich  durch  Gegienüber- 
stellungen  nackter  Zahlen  tun.  Eine  Lokomotive,  ein 
Wagen  S'ind  keine  Einheitsbegriffe.  Jedei-mann  weiß^^  daß 
die  Betriebsmittel  nach  Bauart  und  Leistungsfähigkeit  ver- 
schieden sind.  Die  von  uns  erbeuteten  Stücke  waren  mvhi 
nur  in  der  geschilderten  schlechten  Beschaffenheit,  sondern 
auch,  von  wenigen  Ausnähmen  abgesehen,  von  schwacher 
und  veralteter  Bauart.  Die  Forderungen  der  Entente  gingen 
dageg-en  auf  voll  leiistungsfähige  Betriebsmittel  neuerer  Bau- 
art. Sie  ist  sogar  so  weit  gegangen,  zum  Teü  so  schwere 
Lokomotiven  von  uns  zu  verlang-en,  daß  sie,  wie  sich  später 
herausgestellt  hat,  für  den  schwächeren  Oberbau  der  fran- 
zösischen Bahnen  nicht  einmal  brauchbar  sind  und  deshalb 
aus  dem  Betriebe  gezogen  werden  mußten.  Die  Abnahme^ 
kommission  hat  bei  der  Übernahme  den  allerschärften  Maß- 
stab angelegt  und  nur  solche  Stücke  abgenommen,  die  sich 
in  tadellosem  Zustande  befanden.  Bei  der  Prüfung  wurde 
mit  solcher  Eücksidhtslosigkeit' Vorgetgiangtn,  daß  zahlreiche 
Wagen  und  Lokomotiven,  die  von  unsexer  Seite  für  ein- 
wandfrei gehalten  worden  waren,  zurückgewiesen  wurden 
und  nach  der  Heimat  zurückgeleitet  werden  mußten.  Diese 
Leerläufei  haben  zu  unserer  Verkehrsnot  ei^heiblieh  hei- 
getrageu. 

4.  Die  auf  dem  östlichen  KriegsschaupLitz  von  uns 
erbeuteten  Betriebsmittel  müss.en  bei  die&er  Betrachtung  aus- 
scheiden. Es  handelt  sich  vorwiegend  iim  solch,e  des  ehe- 
maligen russischen  Eeiohes,  das  mit  uns  und  der  Entente 
noch  in  tatsächlichem  Kriegszustände  lebt,  und  bei  dem 
eine  Eückgabe  zurzeit  kaum  in  Frage  kommt.  Wollte  man 
aber  selbst  diese  östlichen  Betriebsmittel  hinzurechnen,  so 
würde  sich  die  Zahl  der  von  uns  erbeuteten  Lokomotiven 
auf  2912  und  die  Zaihl  der  Wagen  auf  119  275  Stück  erhöhen. 
Auch  dann  noch  würden  siich  die  von  uns  zurückzugebenden 
Lokomotiven  auf  das  etwa  l,7fache,  die  Wagen  auf  das 
etwa  l,25fache  der  erbeuteten  Betriebsmittel  st^eUen. 

Aus  diesen  Gegtenüberstellung-en  geht  hervor,  daß  die 
Entente  ihre  Fordemngen  auf  Abgabe  von  Betriebsmitteln 
keintsvregs  nach  ihren  tatsächlichen  Verlusten  hemessen  hat, 
sondern  daß  sie  sich  unzweifelhaft  von  der  Aksioht  be- 
stimmen ließ,  ihren  Bedarf  einzudecken  und  ihren.  Betriebs- 
park nach  Zahl  und  Güte  zu  vergrößern  und  zu  verbessern. 
Einen  schla,genden.  Beweis  liefert  auch  die  Tatsache,  daß 
die  Entente  nur  einen  geringen  Teil  ihrer  eigenen  Loko- 
motiven zurückübernahm  und  es  von  Haus  aus  ablehnte,  daß 
ihr  die  große  Meihizahl  überhaupt  vorgeführt  wurde,  ganz 
gleichgültig,  ob  sich  diese  Lokomotiven  in  einem  den  Be- 
dingungen entsprechenden  Zustand  befanden  oder  nicht. 

Es  ist  klar  und  verständlich,  daß  die  Franzosen  ihrei'seits 
versuchen,  ihre  Forderungen  als  gerechte  Wiedergutmachung 
hinzustellen,  und  daß  sie  damit  dank  unsierer  Ohnmacht 
durchdringen.  Bei  ihnen  gilt  der  Satz,  den  ihr  großer  Fabel- 
dichter einer  sedner  bekanntesten  Fabeln  vorangestellt  hat : 
„La  raison  du  plus  fort  est  toujours  la  meilleure''.  Keines- 
falls würde  sich  aber,  wenn  Frankreich  in  unsere  Lage  ge- 
raten wäre,  ein  Franzose  finden,  der  sich  dazu  hergäbe,  den 
Stand  der  eigenen  Eegierung  durch  Behauptungen  zu  ver- 
schlechtern, die  von  urreüslosen  Lesern  eles  In-  und  Aus- 
lände« trotz  ihrer  sachlichen  Unhialtbarkeit  als  bare  Münze 
hingenommen  werden  müssen!  —  r. 


Vorschläge  zur  Behebung  der  Kohlentransportnot. 

(Schluß  aus  Nr.  93.) 


Oberster  Gesichtspunkt  bei  den  Bettungsversuchen  auei  der 
Wirtschaftsnot  muß  sein,  uns  vor  dem  zu  bewahren,  was 
ijach  verschiedenen  Zeitungsnachrichten  in  nächster  Zeit  ein- 
zutreten droht,  vor  der  Einschränkung  der  Kohlenförderung 
durch  Elnleorunsr  von  Feierschichten  infolge  7.n  großer  An- 


häufung von  Kohlenhalden.  Gelingt  es  uns  nicht,  dieses  zu 
vermeiden,  so  sind  auch  alle  anderen  Rettungsversuche  ver- 
gehlich,  denn  von  der  Kohlenförderung  hängt  letzten 
Endes  alles  ab.  Wir  müssen  also  mit  allen  uns  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  die  restlose  Abfuhr  aller  geför- 
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dert'en  Kohle  zu  bewirken  suchen.  Dem  steht,  so  son- 
derbar es  erscheinen  möge,  der  Beich&koblenkommissar  etwas 
hindernd  im  Wege,  insofern,  als  er  das  Besti^ben  haben  muß. 
das  ganze  Eeich  möglichst  gleichmäßig  mit  Kohle  zu  ver- 
borgen. Hier  zeigen  sich  wieder  deutlich  die  Schallen  der 
Schematisierung,  wenn  nicht  etwa  der  Grundsatz  zur  An- 
wendung kommen  soll,  daß  das  zusamme<nbrechende  Land 
gleichmäßig  zugrunde  gehen  muß.  Würde  es  nicht  richtiger 
sein,  wenigstens  einen  Teil,  nämlich  den  näher  den  Kohlen- 
gebieten liegenden,  besser  zu  versorgen,  da  man  dann  mehr 
Kohlen  abfahren  kann,  infolge  des  schnelleren  Eiickkehrens 
iler  Waagen  nach  den  Gruben?  A'ielleicüt  finden  sich  daun 
doch  auch  noch  Mittel,  um  dem  ferner  gelegenen  Lande  Hilfe 
zu  bringen. 

Ganz  sicher  aber  kann  man  die  KohLenabfuhr  durch  stär- 
kei-e  Inanspruchnahme  der  Schiffahrt  steigern.  Schiffs- 
Licfäße  und  technische  Einrichtungen  sind  in  Coselhafen 
u  genügendem  Maße  vorhanden,  um  eine  wesentliche  Mehr- 
abfuhr zu  erreichen.  Gegenwärtig  hat  der  Umschlag  eine 
Höhe  von  10  000  t,  in  den  letzten  Tagen  aber  wiederum  uur 
bis  zu  7009  t  erreicht,  während  er  vor  einiger  Zeit  des 
uieidrigen  Wasserstandes  wegen  auf.  unter  2000  t  gesunken 
war.  Die  Zahl  von  10  000  t  läßt  sich  sofort  ohne  irgend- 
welche Mehrarbeit  im  Hafen  auf  13  300  t  bringen,  also  um 
33V3  %  erhöhen,  wenn  man  an  Stelle  der  jetzigen  Durch- 
schnittsladung  von  15  t  ausschließlich  20-t-Wagen  nach  dem 
Hafen  bringt,  denn  für  die  meisten  Kipper  ist  es  völlig  gleich- 
gültig, ob  sie  einen  12,5-t-Wagen  oder  einen  20-t-Wagen 
kippen,  el>enso  für  die-die  Zustellungsgleise  liedienende  JKan- 
U'iermaschine. 

Die  in  Coselhafen  bei  Tag-  und  Nachtl>etrieb  der  vorhau- 
fk<nen  12  Kipper  zu  erzielende  mögliche  Leistung  beträgt  bei 
«nner  Ki^ipdauer  von  durchschnittlich  7  Minuten  und  Ver- 
wendung von  nur  20-t-Wagen,  «owie  bei  Annahme  einer 
Pause  von  40  Minuten  nach  .ie  40O  t  Kippleistung 
24  .  60  .  400  .  12  _  , 
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Gegenwärtig  sind  nur  9  Kipper  am  Tage  und  3  bei  Nacht 
in  Betrieb,  dafür  bevölkern  175  leere  und  90  mit  Erz  beladene 
Kähne  den  Hafen.  Außerdem  beträgt  der  tägliche«  Zugang 
30  Kähne,  von  denen  die  Hälfte  Erzladung  haben.  Bei  dem 
gegenwärtigen  günstigen  AVasserstand  und  dem  leichlich  vor- 
handenen Kahnraum  müßte  sofort  eine  ganz  intensive  Be- 
schickung des  Ccseler  Hafens  bis  zur  Höchstgrenze  seiner 
Leistungsfähigkeit,  natürlich  nur  in  20-t-Wagen,  erfolgen. 
Der  Zulauf  von  Schiffen  wird  bei  intensiver  Verladung  sich 
ebenfalls  steigern. 

Dringender  als  irgendwo  anders  ist  in  Coselhafen  mit 
seinem  6  km  langen  Verteilungsbahnhof  die  Errichtung  einer 
kleinen  Betriebsleitung  nötig,  deren  möglichst  weit- 
gehende Machtbefugnisse  sich  natürlich  auch  auf  den  Schiff- 
fahrtsbetrieb zu  erstrecken  hätten.  Mehr  als  .ie  ist  jetzt  hier 
das  Walten  einer  starken,  dem  Wohl  des  ganzen  Landes 
dienenden  Hand  nötig.  Dringender  als  je  ist  es  jetzt  nötig, 
dem  schon  längst  zu  weit  gehenden  Sortierungsbedürfnis  im 
Kohlenhandel  und  Kohlenverbrauch,  das  sich  gegenwärtig 
mit  dem  Gemeinwohl  nicht  mehr  vereinigen  läßt,  bestimmte« 
Grenzen  zu  setzen. 

Der  Eangierbetrieb  ist  bei  manchmal  90  getrennt  zu  halteii- 
den  Wagengruppen  äußerst  erschwert,  die  Maschinen  reichfn 
zu  seiner  Bewältigung  oft  nicht  aus,  die  Abfertigung  der 
Kähne  verzögert  sich,  wenn  die  für  einen  Kahn  bestimmte 
Ladung  nicht  geschlossen  in  einem  Zuge  ankommt.  Der  Kahn 
ist  gezwungen,  von  dem  Kipper  abzudrehen,  um  erst  wieder 
heranzukommen,  wenn  die  Fehlmenge  eingegangen  ist.  Die 
Größe  dieses  Mißstande«  in  Zahlen  ausgedrückt,  ergibt  fol- 
gendes Bild:  Die  Zahl  der  angeladenen,  auf  weitei-e«  Ladung 
wartenden  Kähne  war  vor  einiger  Zeit  an  einem  Ta<re  auf 
90  gestiegen.  Mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Hafenleitung 
zu  kämpfen  hat,  wenn  diese  90  Kähne  drei-  bis  viermal  an 
den  Kipper  herankommen  und  wieder  abdrehen  müssen,  wird 
auch  dem  Laien  einleuchten,  besonders,  wenn  man  die  immer- 
hin stattliche«  Abmessungen  der  Kähne  von  65  m  Länge, 
8  m  Breite  und  einem  Fassungsraum  von  400—500  t  berück- 
■^ichtigt. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  Oderschiffahrt  läßt  sich  bei 
geeigneten  Maßnahmen  sofort  auf  ein  Vielfaches  der  jetzt  er- 
zielten Leistung  steigern.  Die  Haldenbestände  der  '  Gruben 
werden  restlos  abgefahren  sein,  ehe  man  sich  deir  Grenze  der 
Jjeistungsfähigkeit  genähert  haben'  wird.  Man  gehe  hier  so- 
fort mit  voller  Kraft  ans  Werk,  ehe*  der  jet^  noch  in  einiger 
Ferne  drohende  Feind  Frost  sein  machtvciTes  Veto  spricht. 
Dann  hai>en  wir  für  die  Frostperiode  wieder  einigen  Spiel- 
raum auf  den  Grubenhöfen,  wenn  es  uns  bei  der  so  dringend 
nötigen  Steigerung  der  Kohlenförderung  nicht  ganz  geJingen 
sollte,  die  tägliche  Fördermenge  abzufahren.  Selbstverständ- 
lich werden  dann  vorzn^rsweise  die  fernab  den  Wasserstraßen 


liegenden  Landesteile  mit  Kohlen  versorgt.  Jeder  Tag  Auf- 
schub der  vorerwähnten  Maßnahme«!  aber  bedeutet  für  die 
Volkswirtschaft  einen  nie  wieder  einzubringenden  Verlust. 
Daß  sich  manches  erreichen  läßt,  will  ich  an  einem  Beispiel 
im  kleinen  zeigen. 

Der  Klodnitzkanal,  der  von  Cosel  bis  Gleiwitz  für 
Schiffe  von  35  m  Länge,  4  m  Breite,  1,4  m  Tiefgang  und  140  t 
Tragfähigkeit  schiffbar  ist,  an  den  die  staatliche  oberschle- 
sische  Schmalspurbahn  hei  anführt,  und  so  eine  aireiiie  Ver- 
bindung mit  den  Gruben  herstellt,  ist  nach  einem  langen 
Dornröschenschlaf  plötzlich  zu  regem  Leben  erwacht.  Aber 
wie  mühsam  und  mit  welch  ungeheurem  Aufwand  von  Men- 
schen- und  Maschinenkräften  und  unter  Zerstörung  vorhan- 
dener Werte  das  Leben  dieses  Kindes  gesenwäitig  gefördert 
wird,  kann  nur  der  tiefer  blickende  Nationalökonom  ermessen, 
der  aus  Aufwand  und  Erfolg  den  Nutzeffekt  feststellt.  Der 
denkende  Techniker  wird  dabei  geradezu  von  unwidersteh- 
lichem Mitleid  ergriffen.  Die  Kohlen  werden  teilweise  mit 
der  Schmalspurbahn,  teilweise  mit  Kraftwagen  und  Chaussee- 
zugmaschinen mit  zwei  Anhängern  an  den  Kanal  gebracht, 
hier  die  Eisenbahnkohle  schaufelweise  aus  dem  Wagen  in  den 
Kahn  geworfen,  bei  Stücken  wird  jedee  Stück  besonders  in 
die  Hand  genommen.  Die  Kraftwagen  entladen  die  Kohle 
erst  auf  einen  Lagerplatz,  von  wo  aus  sie  mit  Handkarren 
in  den  Kahn  befördert  wird.  Zu  der  angestrebten  Menge  von 
200  t  täglich  sind  25  Kraftwagen  nötig,  die  einen  Fassungs- 
raum von  4  t  haben  und  imstande  sind,  von  Königshütte  bis 
Gleiwitz  täglich  zwei  Reisen  zu  machen.  Die  Kosten  be- 
tragen etwa  das  Vier-  bis  Sechsfache  der  Eisenbahufracht. 
Welch  ungeheuren  Schaden  diese  Gefährte  aber  den  Land- 
straßen machen,  werden  diejenigen  wissen,  die  im  Kriege  die 
Etappenstraßen  instandzuhalten  hatten.  Den  in  Frage  kom- 
menden Kreisverwaltungen  werden  in  einiger  Zeit  die  Augen 
aufgehen.  Die  Beladung  eines  Kahnes  dauert  je  nach  An- 
zahl der  tätigen  Arbeiter  ein  bis  zwei  Tage.  Ich  habe-  es 
daher  beieits  im  Frühjahr  unternommen,  den  Entwurf  für  eine 
zeitgemäße  Umschlaganlage  aufzustellen,  die  an  Länge  den 
siebenten  Teil  der  gegenwärtigen  beansprucht.  3ei  Annahme 
der  jetzigen  Umschlagmenge  wird  die  Zahl  der  Arbeitskräfte 
später  nur  einen  Bruchteil  der  jetzigen  betragen,  und  die  Be- 
ladung eines  Kahnes  erfolgt  in  ein  bis  zwei  Stunden  gegen- 
über bisher  in  ein  bis  zwei  Tagen.  Der  Umschlag  kann  er- 
heblich gesteigert  werden.  Die  freiwerdenden  Arbeitskräfte, 
die  sich  zum  größten  Teil  aus  Schiffsbesatzungen  zusammen- 
setzen, von  Schiffen,  die  tagelang  auf  Beladung  warten 
müssen,  werden  nicht  etwa  beschäftigungslos,  sondern  wer- 
den ihrer  eigentlichen  Bestimmung,  der  Schiffahrt,  zugeführt. 
Dies  ergibt  wieder  einen  rascheren  Kahnumlauf  auf  der 
"Strecke  Gleiwitz-Cosel,  der  vor  einiger  Zeit  etwa  8—12  Tage 
betrug,  während  er  später  auf  nur  5 — 6  Tage  gesteioert  wer- 
den soll.  Der  durchschnittliche  Aufenthalt  der  Schiffe  im 
Gleiwitzer  Hafen  betrug  5 — 10  Tage,  er  soll  in  Zukunft  einen 
Tag  betragen.   Die  entworfene  Anlage  ist  im  Bau. 

Nicht  die  Eisenbahnstrecken  sind  die  Quellen  von  Störungen 
und  Stockungen  im  Eisenbahniveirieb.  sondern  die  großen 
Bahnhöfe.  Nicht  mit  Unrecht  weisen  die  maschintntech- 
nischen  Fachleute  der  Maschinen-  und  WeikstäferämlrT 
manche  der  bei  ihnen  eingehenden  Klagen  über  Unregel- 
mäßigkeiten in  der  Maschinengestellung  als  zu  den  Betriebs- 
ämtern gehörend  ab.  Es  soll  hier  selbstverständlich  haupt- 
sächlich der  Güterbahnhof  betrachtet  werden,  obwohl  der  Per- 
sonenbahnhof sehr  oft  als  Störungsquelle  für  den  Betrieb  in 
Erscheinung  tritt.  , 

Ein  großer  Güterbahnhof,  der  in  der  Regel  eine  Längen- 
ausdehnung von  4 — 5  km  hat,  ist  bei  ganz  regelmäßigem  und 
pünktlichem  Betrieb  einer  großen  Halle  zu  vergleichen,  deren 
Ein-  und  Ausgangstore,  die  Signale,  sich  nach  einem  .fest- 
liegenden, bis  aufs  kleinste  ausgearbeiteten  Plan  öffnen  und 
schließen.  Innen  herrscht  ein  reges  Leben,  für  den  Laien 
ein  wüstes  Durcheinander,  in  Wirklichkeit  aber  ist  alles  nach 
Zeit-  und  Ortsplänen  genau  festgelegt.  Eine  Anzahl  von  Auf- 
sichtsstellen gehorcht  einer  einzigen  Befehlsstelle,  mit  der 
sie  durch  das  aufs  feinste  ausgebildete  elektrische  Eisenbahn- 
sicherungswesen in  unbedingt  nötiger  Abhängigkeit  stehen. 
Dieses  System  ist  technisch  so  fein  durchdacht.  daI3  ein 
Assistent  diese  Befehlsstelle  leitet  und  bei  geordnetem  Be- 
triebe auch  aufs  beste  leiten  kann.  Ereignet  sich  jedoch  in 
der  großen  Halle  oder  zwischen  zwei  solchen  ein.  schwerer 
Unfall,  so  daß  die  Ein-  und  Ausgangstore  zum  Schutz  der 
Unfallstelle  und  der  Aufräumungsarbeit>en  geschlossen  werdgn 
müssen,  dann  wird  der  Techniker  herbeigerufen.  Alle  Pläne 
sind  über  den  Haufen  geworfen,  der  Befehlsstellenleiter  hat 
keinen  sicheren  Anhalt  mehr,  nach  dem  er  arbeiten '  kann. 
Doch  die  Verantwortung  wird  ihm  äbgenommeü.  und  er  ar- 
beitet nunmehr  ganz  außerplanmäßig  willig  nach  den  münd- 
lichen Anweisungen  des  technischen  Leiters  der  Aufräu- 
mungsarbeiten.   Dieser  gibt  aber  auch  Anordnungen  über  den 
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Bereich  des  Bahuhofs  hinaus,  bis  die  Unfallstelle  aufÄ-eräumt 
ist,  und  der  f€indiuchda<>hte  Plan  wieder  der  Hand  des 
Assistent'cn  übergeben  werden  kann. 

Der  Zustand  unseres  ffanzen  Eisenbahuweseuti  ist  dem 
eines  ^froßen  Unfalls  gleich.  Darum  kann  d'er  Euf  nach 
Technikern  für  die  Aufräumungsarbeiteu  nicht  laut  genug 
<n\schalleu.  Diese  Arbeit  ist  kein©  leichte,  sie  kann  nicht  vom 
grünen  Tisch  aus  »eleitet  werden,  sie  muß  an  der  Unfall- 
stelle geschehen.  Jeder  große  Bahnhof  ist  aber  bei  dem 
gegenwärtigen  Betriebszustand  als  Unfallstelle  anzusehen  in- 
sofern, als  der  für  den  geordneten  Zustand  ausgearbeitete 
Betriebsplan  .ia  wohl  auf  keinem  Bahnhof  eingehalten  winden 
kann.  Es  fehlen  zuviel  grundlegende  Voraussetzungen  da- 
für. Darum,  Betriebstechniker,  hinaus  auf  die  Unfallstellen ! 
Der  Stellwerksturm  mit  seinen  vielen  Hebeln  und  Knebeln, 
der  Block  mit  seiner  Unzahl  von  runden  Fensterchen,  der 
Telegraphenraum  mit  seinen  oft  mehr  als  20  immerwäluen'I 
klappernden  und  rufenden  Morse-  und  Fernspreehapparateu, 
der  Ablaufberg  mit  seinem  Langsam-  und  Schnelldrücksignal, 
die  Gleisgruppeu  mit  den  nach  dem  Hemmschuh  spiingeud.a 
und  dem  heranrollenden  Wagen  entgegeneilenden  Eangiereru, 
das  sind  die  Arbeitsstellen,  das  sind  die  Unfallstelleu.  dort 
sind  die  Aufräumungsarbeiten  zu  leiten. 

Sie  bestehen  in  dem  sich  Hineiuvertiefen  in  die  Arbeiten 
des  diensttuenden  Beamten,  im  Anhören  seiner  Beschwerden, 
im  Baten  und  Mutmachen,  im  Vorleben  strengster  Pflicht- 
auffassung und  Anleitung  zu  .sinngemäßer  Auslegung  aller 
Vorschriften,  in  der  Durchleuchtung  des  „tötenden"  Buch- 
sta)>ens"  mit  dem  „le)>endigmachenden  Geisl'-,  und  schließlich 
im  Mithandanlegeu  an  die  Arbeit.  Zur  Beurteilung  der  Ar- 
beit gehört  unbedingt,  daß  der  Beurteiler  auch  imstande  ist, 
die  Arbeit  im  Notfall  auszuführen,  dann  wird  er  nicht  h\ol) 
notgedrungenen,  sondern  willigen  und  freudigen  Gehorsam 
der  Bediensteten  finden.  Es  kann  sich  hier  natürlich  nur  um 
rüstige  und  fähige  Männer  ohne  Furcht  und  Zaghaftigkeit 
handeln,  deren  Kräfte  noch  nicht  durch  Verärgerung  übei- 
frühere  falsche  Systeme  gelähmt  sind. 

Jeder  große  Bahnhof  muß  zu  einer  kleineu  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  selbständigen  Betrielisleitung  mit  einem 
tüchtigen  höheren  oder  mittleren  technischen  oder  auch  nicht 
technischen  Betriebsbeamten  an  der  Spitze  eingerichtet  wer- 
den. Die  Befugnisse  des  Leiters  müssen  «elbstverständlich 
weit  über  dieieuigen  eines  Oberbahnhofsvorstehers  hinaus- 
gehen. Möglichst  große  Selbständigkeit  in  allen  Betriebs- 
sachen, die  nicht  hindernd  in  das  große  Betriebsnetz  hinein 
ragen,  ist  unbedingt  nötig  zu  ersprießlichem  Tun.  Die  dann 
etwa  am  Direktionssitz  befindliche  große  Betiiebsleitung  hat 
nur  noch  die  Aufsicht  über  die  kleinen  Betriebsleitungen  zu 
führen  und  diesen  die  Vorgänge  in  den  weiter  ab  liegenden 
Vorflut-  bzw.  Quellgebieten  mitzuteilen.  Auf  diese  Weise 
werden  auch  die  -sonst  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffenden 
ständigen,  den  Betrieb  oft  aufs  schwerste  «ebädigenden  E/d- 
bereien  zwischen  dem  maschinenfordernden  Bahnhof  und  der 
maschinenstellenden  Betriebswerkmeisterei  aufhören.  Es  ist 
aber  jetzt  ein  Betriebszustand  eingetreten,  der  auf  die  Dauer 
nicht  haltl)ar  ist.  Ein  großer  Teil  der  B  e  t  r  i  e  b  s  b  e  a  m  t  e  u 
ist  verärgert  durch  die  hohen  Löhne  der  Arbeiter  und 
die  von  diesen  offen  zur  Schau  getragene  Arbeitsunlust,  wäh- 
lend eine  Eegelung  der  Besoldungsverhältnisse  der  Beamten 
bisher  ausgeblieben  ist.  Sie  -sehen,  wie  die  Arbeiter  durch 
Streiks  alle  ihre  Forderungen  Avirtschaftlicher  Art  durch- 
setzen. In  der  Brust  des  Beamten  aber  kämpfen  zwei  Seeleu 
einen  harten  Kampf.  Die  eine  und  dabei  ältere,  die  die 
Pflicht,  dem  Staate  zu  dienen,  über  alles  setzt,  die  andere, 
die  den  Avirtschaftlichen  Euin  des  eigenen  Standes  bei  wei- 
terem Zögern  der  Eegierung  mit  der  Eegelung  der  Besol- 
dungsvej'hältn  ivSse  kommen  sieht.    Nur  so  ist  es  zu  erklären,  1 


daß  auch  an  manchen  älteren  bewährten  Leuten  eine  Gleich- 
gültigkeit zu  beobachten  ist,  die  verheerend  auf  die  Betriebs-r 
verhältuise  wirken  muß.  Hinzu  kommt  noch  als  «ehr  wesient- 
hcher  Faktor,  daß  ein  großer  Teil  königstreu  gesinnter  Be- 
amten, und  hier  wiederum  die  bewährten  älteren  Kräfte,  sich 
so  schnell  in  die  neuen  Verhältnisse  nicht  hineinfinden  kön- 
nen. Zum  mindesten  wirkt  ihr  Seelenzustand  vermindernd 
auf  die  physischen  Kräfte.  Hier  fördernd  zu  wirken,  wird 
eine  vaterländische  Tat  der  Eegierung  und  jedes  einzelnen 
Staatsbürgers  sein.  Ein©  sofortige  Eegelung  der  Besoldungs- 
verhältnisse wird  als  erste  Tat  freudig  begrüßt  werden.  Eine 
etwaige  Verdoppelung  der  Gehälter  würde  nach  den  Ausgabeji 
der  Eisenbahnverwaltung  im  Jahre  1916  eine  Mehrbelastung 
des  Eisenbahnhaushalts  um  rund  400  Millionen  Mark  bedeuten 
ein  Betrag,  der  ohne  Erhöhung  der  Tarife  allein  durch  He- 
bung der  Dienstfreudigkeit  wieder  eingebracht  werden  würde. 
Hier  ist  sofortiges  Handeln  nötig. 

Eng  im  Zusammenhang  mit  der  Verärgerung  steht  die 
t' ber  alter  ung  einer  größeren  Zahl  leitender  Persön- 
lichkeiten im  mittleren  und  höheren  Eisenbahndienst.  Dei' 
Zusammenbruch  des  herrlichen  Deutschen  Eeiclves,  an  dessen 
Bau  und  Vollendung  sie  mitgewirkt  oder  wenigstens  ihn  mit- 
durchlebt haben,  dem  ihre  ganze  bisherige  Lebenszeit  und 
Lebenskraft  gewidmet  war.  ohne  Ansehen  auf  die  recht  be- 
scheidene Besoldung  gegeniiber  gleichem  Kraftaufwand©  bei 
Privatangestellten  bei  weit  höheien  Einkünften,  hat  ihre 
Seelen-  und  Körperkräfte  zermürbt.  Ihre  Nerven  haben  unter 
dem  Zusammenbruch  zum  mindesten  ebenso  gelitten  wie  die- 
jenigen der  Frontkämpfer  in  dem  tagelangen  Trommelfeuer 
der  schwersten  Schlachten.  Eine  Erklärung  der  Eegierung 
über  eine  genügende  Sicherheit  ihrer  Euhegehaltsverhältniss-e 
und  entsprechende  Teilnahme  an  jeder  Erhöhung  der  Bezüge 
in  Zukunft  ist  auch  noch  nicht  erfolgt.  Das  löst  in  ihnen 
das  Empfinden  undankbarer  Behandlung  seitens  der  Eegie- 
rung aus. 

Alle  diese  Faktoren  haben  dazu  beigetragen,  ihre  Kräfte  in 
einen  gewissen  Zustand  der  Lähmung  zu. bringen.    Sie  blei- 
ben trotz  dieses  Zustande«  im  Amt  aus  den  menschlich  sehr 
wohl  zu  verstehenden  Erwägungen  heraus,  bei  den  unerhör- 
ten Teuerungs-   und   trostlosen  Wohnungsverhältnissen  für 
sich  und  ihre  Angehöligen  .noch  das  irgendwie  Erreichbare 
zu  retten,  denn  die  Zukunft  ihres  Euhestandes  st/eht  ihnen 
noch  dunkler  vor  Augen  als  das  Verbleiben  in  dem  immer 
weiter  zusammenbrechenden  Staatsorganismus.    Hier  ist  eine 
weitere  vaterländische  Tat  der  Eegierung  sofort  nötig.  Diese 
Tat  ist  aber  um  so  leichter,  als  es  sich  hier  um  eine  zur  Ge- 
samtzahl der  Beamten  verhältnismäßig    geringe  Minderheit 
bandelt.     Eine    wesentliche    finanzielle  Mehrbelastung  des 
Eisenbahnhaushaltes    braucht    überhaupt  nicht  einzutreten, 
denn  die  jüngeren  Ersat^kräfte  sind  auch  jetzt  schon  da  und 
werden  bezahlt,  nur  daß  sie  nicht  ausgenutzt  werden  und  teil- 
weise verkümmern,  oder  ihre  Kraft  nicht  entfalten  können. 
Es  wird  also  vorgeschlagen,  den  ruhestandsreifen  Beamten 
den  Übertritt  in  den  wohlverdienten  Euhestand  in  der  Weise 
zu  erleichtern,    daß  ihnen  mindestens  auf  die  Dauer  von 
5  Jahren  ein  Einkommen  gesichert  wird,  das  demjenigen  mit 
allen  Zulagen  der  im  Dienst  befindlichen  entspricht.   Für  die 
Jungen  ist  es  eine  Lebensfrage,  daß  das  Staatsschiff  am  wei- 
teren Abwärtsgleiten  verhindert  wird,  denn  sie  müssen  daran 
denken,  daß  sie  sonst  noch  auf  Jahrzehnte  hinaus  an  ihrem 
Leibe  werden  spüren  müssen,  was  sie  jetzt  bei  A^erhinderung 
der  vollen  Entfaltung  ihrer  Kräfte  zu  tun  verab=^äumt  haben. 
Diese  Entfaltung  junger,  freudiger  Kräfte  zu  fördern  durch 
„In-den-Euhestand-gehen".  wird  al«  große,  vaterländische  Tat 
der  bewährten  „Alten"  aufs  höchste  "ewürdigt  werden.  Der 
Dank  des  Vaterlandes  und  das  kraftvolle  Eintreten  der  Juro--  ' 
für  die  dann  im   Euhestand  befindlichen  Alten  und  deren 
wirtschc'iftliche  Inteiessen  ist  ihnen  gcAviß! 


Nachrichten. 

Voreinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Übei-tragung  der  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich.  Du- 
Beratung  der  deutschen  Verkehrsniinister  über  eine  möglichst 
frühzeitige  Übertragung  der  Staatseisenbahnen  auf  das  Eeich, 
wofür  der  1,  April  1920  in  Betracht  käme,  wurde,  wie  wir  dem 
.,E.-Anz."  entnehmen,  am  5.  d.  Mts.  unter  Zuziehung  der  Ver- 
treter des  gesamten  deutschen  Eisenbahnpersonals  fortgesetzt. 
Es  bestand  Übereinstimmung  darüber,  daß  die  erforderlichen 
Vorarbeiten  in  durch  Abgeordnete  des  Personals  verstärkten 
FftcliausscMssen  während  der  nnelvsten  Wochen  zu  Ende  ge- 


führt werden  sollen.  Die  Ausschüsse  sind  am  10.  d.  Mts.  zu 
dauernder  Arbeit  nach  Berlin  berufen.  Das  von  den  Verwal- 
tungen nachzuprüfende  Ergebnis  dieser  Beratungen  wird  die 
Grundlag©  für  die  Entschließungen  des  Eeiches  und  der  Län- 
der bilden. 

—  Keine  Verkehrssperre  im  Dezember.  Die  einschneiden- 
den Wirkungen,  die  die  Novembersperre  auf  alle  Zweige  des 
Wirtschaftslebens  ausgeübt  hat,  lassen  immer  wieder  Befürch- 
tungen und  Gerüchte  aufkommen,  daß  eine  neue  Verkehrs- 
sperre für  einen  Teil  des  Monats  Dezember,  namentlich  für 
die  Weihnachtszeit,  zu  erwarten  ist.  Wie  die  „D.  Allg.  Ztg." 
von  zuständiger  S-eite  erfährt,  entbehren  die  Befürchtungen 
.glücklicherweise  der  Begründung.  Eine  neue  A^'erkehrssperre 
ist  nicht  in  Aussicht  genommen,  und  wenn  diese  doch  in  spä- 
terer Zeit  als  notwendig  erkannt  werden  würde,  so  würde  -sie 
ebeii  wegen,  ihrer  einschn'eidendeii  Wirkungen  nicht  ohnre.Be- 
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.  a  ksichtiffung-  aller  der  Faktoren  erlassen  werden,  die  von 
t'iner  A  erkehrssperre  in  ilitleidenschaft  gezooeu  werden. 

—  AnmelduBi?  und  Beschlagnahme  von  Kesselwagen.  Ler 

Kt-ichswiitschaftsminister  hat  angeordnet,  daß  sämtliche 
Eiüentümer,  Jlieter  und  sonstige  Besitzer,  Besteller  tmd  Er- 
bauer von  Kesselwagen  mit  einem  Eaumiuhalt  von  14  cbm 
und  mehr  binnen  zwei  Wochen  nach  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  anzumelden  haben:  den  Bestand  an  in  ihrem 
Eigentum  oder  Besitz  befindlichen  Kesselwagen,  die  Bezeieh- 
jmng  der  Güter,  zu  deren  Beförderung  sie  dienen,  den  jetzigen 
.Standort,  den  Namen  und  AVohnsitz  des  Besitzei-s."  den  Zustand 
■  der  Wagen,  das  Fassungsvermögen  und  Ladegewicht. 
Stichtag  gilt  der  1.  Dezember  1919.  Die  M  i  n  e  r  a  1  ö  1  v  e  r - 
sorgungs-Cre  Seilschaft  hat  das  Eecht,  diese  Kessel- 
wagen gegen  angemessene  Vergütung  von  den  Eigentümern 
für  ihren  einstweiligen  Gebrauch  zu  fordern  und  sich  nötigen- 
falls mit  Hilfe  der  Polizeibehörden  selbst  in  ihi-en  Besitz  zu 
setzen.  Über  die  Höhe  der  Vergütung  entscheidet,  wenn  keine 
Einigung  erfolgt,  das  Eeichswirtschaftsgericht.  Alle  rechts- 
geschäftlichen Verfügungen,  betreffend  die  Besitzäuderuuo- 
der  Kessehvagen  und  dergl..  bedürfen  der  Zustimmung  des 
Reichswirtschaftsministers  und  sind  der  Mineralölversor- 
iTungs-Gesellschaft  anzuzeigen.  Für  die  Übertretung  dicf-er 
A  orschriften  sind  Geld-  und  Gefängnisstrafen,  angedroht. 

-  Güterverkehr  mit  Polen.  Der  Güterverkehr  über  Mys- 
lü  witz-J^zczakowa  nach  Polen  und  zwar  nach  den 
fjtationen  der  Staate  bahndirekt  ionen  Krakau,  L  e  m  b  e  r 
und  St  anislau  ist  eröffnet.  Das  Gebiet  dieser  ."^taat^bahn- 
direktionen  umfaßt  die  Stationen  der  früheren  k.  k  Staats- 
bahndirektionen  Krakau,  Lemberg  und  Stanislau.  Ziir  po]ni- 
-schen  Staatsbahndirektion  Krakau  gehören  außerdem  die 
St-i-ecken  Myslowitz-Szczakowa-Krakau,  DziediTz-Bielitz- 
ZywrecSavbusch,  Teschen  (arisschl.)-Bielitz-Wadowice  und 
Petrowitz-Dzieditz-Oswieeim-Trzebinia  der  frühr-ren  k.  k  Nord- 
bahndirektion  Wien.  Das  Gebiet  der  ehemaligen  k.  k.  Be- 
triesbsleitung  Czernowitz  gehört  nunmehr  zur  rumänischen 
Staatsbahn  und  bleibt  gesperrt.  Der  Verkehr  ist  sowolil  fiii 
Ell-  und  Frachtstüekgut,  als  aucli  für  Eilgut-  und  Frachto-m- 
wagenladungen  geöffnet.  Er  unterliegt  den  Bestimmungen~des 
Internationalen  Übereinkommens.  Die  Sendungen  müssen  bi-; 
zur  Übergangsstaiion  Myslowitz  vom  Ab.vcuder"franki(>rt  wei- 
den. Die  Frachtberechnung  erfolgt  nur  bis  Mys]o«-itz.  Nach- 
nahmen sind  ausgeschlossen.  Ge-sperrt  sind  noch  bis  auf  wei- 
teres der  Güterverkehr  über  Osuiecim  Dzieditz,  Preußisch 
Herby,  Sosnowice  Warschauer  Bahnhof  (früher  Warschau- 
Wrfner  Bahn)  und  über  Sosnowice  Eadomer  Bahnhof  (früher 
iTOssische  Weichselbalai). 

—  Vorzagsbelieferuns  Ostpreußens  mit  Kohlen.    Die  AVnt- 

schaftsvertretungen  Ostpreußens  hatten  vor  kurzem  eine  Ein- 
gabe an  den  Eeichspräsidenten  gerichtei.  worin  auf  die  Yer- 
ertelung  der  Selbstversorgung  mit  amerikanischen  oder  sch'e- 
sischen  Kohlen,  auf  das  Versagen  der  Belieferun'»- und  auf  ('ie 
letzt  infolge  der  Kohlennot  drohende  Lahmlcouno-  des  om- 
preußischen  AVntschaftslebens  hingewiesen  und  ersucht 
wurde,  die  A  orwegbelieferung  der  Provinz  mit  einem  f»-^len 
Monatskontinsrent  nun  durch  Kabinetts'>eschliiß  zu  sichern 
Ferner  wurde  dre  Aufst-ellung  eines  Transportnlanes  oe- 
»vun.'cht  durch  den  der  Abtranspori:.  erstens  von  den  Gruben 
per  ^Bahn  direkt,  ZAveitens  bis  Kosel  und  drittens  per  Bahn 
bis  Seehafen  srchergestellt  wird.  In  persönlichen  \"erhaud- 
lungen,  die  ern  \ertieter  des  Landwirtschaftlichen  A.rb-ii- 
feber-  und  Wirtschaftsverbandes,  der  Provinz  mit  den  zustän- 
digen J^tellen  geführt  hat.  i'St  die  Berechtigung  der  ostnreu- 
ßischen  Forcierungen  anerkannt  worden.  Es  sind  der  PnWinz 
tagjicn  ^iJO  Eisenbahnwagen  von  Oberschlesien  zugesichert 
worden,  und  der  Abtransport  hat  l>ereits  begonnen.  " 

—  Eisenbahnunfall  bei  Chemnitz.  Am  2.  Dezember  abends 
hat  sich  in  Sachsen  ein  Eisenbahnunfall  zugetragen.  \uf 
dem  Bahnhof  Zwönitz  bei  Chemnitz  fuhr  infolge  falscher 
\\eichenstellung  der  Personenzug  1778  bei  der  Einfahrt  auf 
den  Personenzug  177.5  von  Aue  auf.  Beide  Lokomotiven  wur- 
den tMischadigt.  Bisher  sind  ein  Toter  und  mehrere  A'erletzte 
gemeldet  Der  Zug  nach  Chemnitz  mußte  ausfallen.  Im 
nhngen  konnte  der  Betrieb  aufrechterhalten  werden. 

Rethnunffsrat  Köhler  f.  Der  in  Aveiten  Fachkreisen  be- 
kannte A  orstand  der  Eisenbalin-A^erkehrskontrolle  II  in  Cöln 
Rechnungsrat  Anton  Köhler,  ist  am  28.  v.  M.  im  7-'  Leben^- 
lahre  stehend  nach  ötägiger  Krankheit  verschied'en.  Über 
seine  vreliährio-e  erfolgreiche  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
tisenbahnyerkehrswesens,  insbesondere  des  Kcntroll-  und  Ib- 
rechnungsdienstes.  durch  die  er  sich  hohe  Verdienste  und 
einen  bekannten  Namen  erworben  hat,  haben  wrr  anläßlich 
st!in«s  oOiähngen  Diensliubilänms  (vgl.  Nr  2i  S  279  c'es  lahr- 


ganges 191(i  d.  Ztg.)  ausführlich  berichtet.  Köhler  hat  durch 
seine  trefflichen  Charaktereigenschaften,  namentlich  durch 
sein  strenges  Gerechtigkeitsgefühl,  sein  offenes  Wesen  und 
&ein  mit  natürlicher  Liebenswürdigkeit  gepaartes  Avarines 
AYohlwolloi  die  Herzen  der  zahlreichen  Untergebenen  und 
übei'haupt  aller  für  sich  gewonnen,  die  mit  ihm  dienstlicii 
oder  persönlich  zu  verkehi-en  hatten.  Die  Liebe  rrud  Yei- 
ehnmg,  die  der  Verblichene  im  Leben  genossen  hat,  vrird  ihm 
über  das  Grab  hinaus  erhalten  bleiben. 

—  Personalnachrieliten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staais- 
bahn Verwaltung  sind  die  Eegierungs-  und  Bauräte  Dr.-Ing. 
Bruno  Sch  iva-rze  und  Peter  Kühne.  3iitglieder  der  Eisen- 
ba hndir-ektion  Berlin,  zu  Geheimen  Bauräten  und  vortragenden 
Eäten  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  ernannt 
worden. 

Bei  der  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltung  ist  der 
Finanz-  und  Baurat  bei  der  Betriebsdirektii^n  Zwickau. 
Haeuser,  zum  Techmischen  Oberrat  mit  der  Dienstl>eze.ieh- 
uung  „Oberbaurat"  befördert  worden. 


Österreich. 

—  Erhöhung  der  Mindestgebühreu  und  des  Wiigtiistand- 
geldes.  Laut  einer  Kundmachung  der  österreichischen  Staats- 
bahnen namens  der  beteiligten  österreichischen  Bahnen 
werden  mit  Gültigkeit  vom  1.  Dezember  d.  J.  die  Mindest- 
frachten um  rund  200  %  erhöht.  Außerdem  haben  auch 
verschiedene  andere  Gebühieü  eiire  Erhöhung  erfahren,  die 
sich  zwischen  200  und  300  %  bewegt.  —  Von  Nebengeoühren 
wurde  das  bisher  in  gewissen  Fällen  mit  5  K.  für  einen 
AVagen  und  einen  Tag  festgesetzte  Wagenstandgeld  auf 
20  K.  erhöht,  während  die  Bestimmungen  für  Wagenstandgeld 
im  übrigen  eine  neue  Fassung  erhalten  haben. 

—  Anforderung  von  Eisenbahnbediensteten-Wohuungen 
durch  Gemeinden.  Das  Österreichische  Staatsamt  für  Verkehrs- 
wesen hat  dieserhalb  naehstehenden  Erlaß  an  alle  Direktionen 
gerichtet: 

„In  jüngster  Zeit  liat  sich  in  einem  Orte  mit  größerer' 
Wohnungsnot  der  Fall  ereignet,  daß  Teile  von  Bediensteten- 
wohnirngen  in  Fondshäusern  durch  die  Gemeinde  auf  Grund 
der  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  angeforxlert  und 
die  hiergegen  erhobenen  Einwendungen  vom  Mietamie  des 
betreffenden  Ortes  zurückgewiesen  wurden.  Um  in  Hinkunft 
solche  Fälle  des  Eingreifens  bahnfremder  Körperschaften 
hintanzuhaUen  und  auch  auf  die  herrschende  Wohnungsnot 
neben  der  hierauf  bezüglichen  BairtätiQktit  günstig  einzu- 
A\irken,  wird  angeordnet:  In  allen  der  A^erwaltung  der  öster- 
reichischen Staatsbahuen  unterstehenden  bahneigenen  Gebä.u- 
den,  Fondshäusern  oder  angemieteten  Baulichkeiten  sind 
sämtliche  an  Bedienstete  zugewiesene  bzw.  vermietete  Woh- 
nirnsen  unverweilt  an  Hand  der  Pläne  im  Sinne  der  geltenden 
Bestiirnninsen  hinsichtlich  ihrer  Größe  einer  Überprüfung  zu 
unterziehen.  Alle  hierbei  nach  genauer  Erhebung  der  Zahl 
der  Bewohner  als  zu  gioß  befundenen  AA'ohnungen  sind  nach 
Tunlichkeit  auf  das  gesetzlich  festgelegte  Maß  zu  verkleinern 
und  die  abgetrennten  Wohnungsteile  wohnungsbedürftigen 
Bediensteten  zuzuweisen.  Diese"  Anordnungen  gelten  selbst- 
verständlich nur  für  Stationsorte,  in  denen  Wohnungsnot 
herrscht  und  airf  welche  die  einschlägigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen und  Landesverordnungen  Anwendung  zu  finden 
haben.'' 

—  Vorarbeiten  für  flüchtige  Kleinbahnen  in  Niederöster- 
reich. Das  Staatsamt  für  Verkehrswesen  hat  dem  Direktor 
der  Prager  Eisenindustrie-Aktiengesellschaft  Dr.  Alois  Mav- 
Quet  in  AA'ien  im  A'' ereine  mit  der  Österreichischen  Eisenbahn- 
verkehrsanstalt, der  Bauunter-nehmung  Brüder  Redlich  und 
Berger  und  der  Breitenseer  Feldbahn-  und  AA^'ageufabrik  Leh- 
mann und  Levrer  die  Be^villigung  zu  technischen  A'or- 
arbeiten  für  50  in  Niederösterreich  gelegene  und  nach  Art  der 
iin  Kriege  verwendeten  Feldbahnen  auszuführende  Bahnen 
niederer  Ordnung,  die  sich  tunlichst  an  bestehende  A'erkehrs- 
wege  anlehnen  oder  diese  mitbenützcn  sollen  („leichte  Kraft- 
bahnen") auf  die  Dauer  eines  Jahres'  erteilt. 

—  Aus  dem  Ausschuß  für  "Verkehrswesen  der  Nationalver- 
sammlung. Der  Ausschuß  für  A'erkehrswesen  zog  die  Eegie- 
rungsvorlage,  betreffend  die  vorläufige  Eegelung  der 
Luftfahrt,  in  Verhandlung.  Die  A'orlage  wurde  mit 
einigen  Änderungen,  die  sich  auf  Bestimmungen  pnvatreeht- 
licher  Natur  beziehen,  und  mit  Einfügung  einer  Bestimmung 
angenommen,  durch  welche  den  Führern  von  Luftfahrzeugen 
in  der  Ausübung  ihres  Berufs- der  gleiche  Charakter  von  Aints- 
personen  wie   den   Angestellten   der  öffentlichen  A*erkeErs- 
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Unternehmung«!!  zugesprochen  wird.  Der  Ausschuß  geneh- 
miste  auch  die  Anträge  über  die  Verstaatlichung,  den  Ausbau 
und  die  Elektrisierung  der  S  a  1  z k  am m e r  g  u  t - 
Lokalbahnen  und  die  Verstaatlichung  der 
n  a  m  p  f  s  c  h  i  f  f  a  h  r  t «  u  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  e  n. 

—  Geplante  Bahnverbindungen  in  Steiermark.  Der  yi einsehe 
Landtag  hat  beschlossen,  den  Landesrat  zu  beauftraoen,  die 
nötigen  Vorarbeiten  für  den  Bau  einer  Vollbahn  von  Gleis- 
dorf über  Hz  und'  Fürsteufeld  nach  DeutiSchwcstimgarn 
ehestens  zu  beginnen,  damit  sofort  nach  Anfall  dieses  Ge- 
bietes an  (üe  deutscheu  Alpcnlande  mit  dem  Bau  der  Bahnlinie 
begonnen  werden  köune.  Weiter  wurde  beschlossen,  die 
Weiterfuhiaing  des  Bahubaues  Feldbach-Gleichenlicrg-Hal- 
benrain-Kadkersburg  unter  allen  Uniständen  durciizufühien. 
ITm  einen  der  ältesten  und  für  die  Volkswirtschaft  wichtig- 
sten Bahnbaupläne  zu  verwirklichen  und  die  Verbiudiing  der 
Landeshauptstadt  und  des  Köflacher  Kohlenreviers  mit"  dem 
oberen  llurtal  und  dem  Lavanttal  herzustellen  beschloß  der 
Landtag,  den  Laudesrat  aufzufordern,  das  Bahnbauproiekt 
Köflach-Knittelfeld  in  den  Eisenbahnbauplan  aufzunehmen 
und  die  Ausfürung  dieses  Baue®  ehestens  zu  ermöglichen. 

—  Verkehrseinschränkungen  auf  der  Südbahn.  Nach  einer 
Mitteilung  der  Verkehrsdirektion  der  Südbahu  hat  am  1.  De- 
zember der  eingeschränkte  P  e  r  s  o  n  e  n  v  e  r  k  e  h  r  auf  der 
Südbahn  begonnen.  Auf  allen  Linien  verkehrt  nur  e  i  n 
Zugpaar  täglich;  außerdam  werden  einige  Lastzüge 
für  die  Personenbeförderung  verwendet.  Die  E  x  p  r  e  ß  z  ü  g  e 
verkehren  auch  weiterhin.  Die  Verkchrsbesehiäukuiig  Aviir"(le 
wegen  Kohlenmangels  sowie  um  einige  Kohlenreserveu  auf- 
zustapeln verfügt  und  dürfte  bis  Weihnachten  aufreclit  er- 
halten blei)>en. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Verkehr  mit  Frankreich.  Vom  1.  November  3919  ab  ist 
die  direkte  Güterbeförderung  in  AVageuladungen  von  minde- 
stens 5000  kfi-  zwischen  allen  Stationen  der  tschechischen 
Staats-  und  Privatbahnen  und  bestimmten  Stationen  der  fran- 
zösischen Bahnen  über  ö  s  te  r  r  e  i  c  h  -  B  u  c  h  s  -  S  c  h  w  e  i  z 
wieder  zugelassen  worden.  Maßgebend  sind  die  Vorschriften 
des  Internationalen  Übereinkommens  vom  14.  Oktober  1S90 
jedoch  muß  im  Frachtbrief  der  Hinweis  auf  das  Überein- 
kommen gestrichen  werden.  Dafür  ist  als  Tarif  vorzu- 
schreiben: „Zu  befördern  auf  Grund  der  Bedingungen  des 
französisch-tschechoslowakischen  Übereinkommens".  Bei 
Sendungen  nach  Frankreich  müssen  alle  Frachtbriefangaben 
mit  französischer  Übersetzung,  veisehen  sein.  Nachnahmen, 
Barvorschüsse.  Interessedeklarationen  und  nachträsliche  Ver- 
füffuno-en  des  Absenders  sind  unzulässig.  Die  Lieferfristen  des 
Artikels  14  des  Internationalen  Übereinkommens  werden  ver- 
doppelt. Für  die  Frachtberechnung  sind  die  Tjokalgüter- 
larife  der  beteiligten  Bahnen  maßgebend. 


Südslawisclies  Gebiet. 

—  Tariferhöhung  der  Staatsbahnen.  Am  IG.  November  ist 
für  das  Gebiet  der  Staatsbahudirektionen  in  Laibach  und 
Agram  und  für  die  bosnisch-herzi  ^nAvini^rbeu  Landeslniinven 
ein  Tarif  in  Kraft  getreten,  der  uui  etwa  300  %  Höher  ist  als 
die  Sätze  des'  Lokalgütertarifes  der  Slaatsbahnen.  Die  Sätze 
für  die  Staatsbahndirektiou  Belgrad  vom  1.  August  bleiben 
\"orläufig  unverändert. 


Übrige  europäische  Länder. 

-  'Eine  neue  Eisenbahnlinie  in  Polen.  Ein  wichtiger  Bahnbau 
m  Nordpolen  von  D  o  m  b  r  o  w  a  nach  dem  Weichselhandels- 
idatz  Wloclawek  wird  demnächst  in  Augriff  genommen. 
Die  Linie  soll  die  Städte  Siewierz.  Kozieglowy,  Klobuck, 
Wielun,  -Czenstocliau,  Sieradz  und  AVarta  ))erühren  und  wird 
zweigleisig  ausgeljaut.  Ihre  Hauptaufgabe  besteht  in  der 
Kohlen  ausfuhr  aus  dem  Bezirk  von  Dombrowa  nach 
dem  Norden  des  Landes.  Auch  für  die  K  o  h  1  e  n  v  e  r  s  o  r - 
gnng  West  Preußens  wird  die  neue  Bahnstiecke  un- 
geheuere Bedeutung  erlangen.  Sie  wird  nicht  nur  das  nörd- 
liche Polen,  das  vor  dem  Kriege  vorwiegend  jnit  englischer 
Kohle  versorgt  wrde,  an  das  polnische  Kohlenrevier  an- 
schließen, sondern  auch  die  Möglichkeit  ergeben,  polnische 
Kohlen  billig  nach  Westpreußen  zu  befördern,  nameurlich 
wenn  Wloclawek  zu  einem  modernen  Umsehlaghafen  ausge- 
ba-ut  würde.  Dann  können  Kohlen  von  dort  bequem  auf  dem 
Waesterwesre  nach  Westpreußen  verschifft  werden. 


—  Trostlose  Verkehrslage  in  Frankreich.  Di«  Tatsach«, 
daß  sich  die  Völker  Europas  vier  Jahre  lang  hauptsächlich 
mit  der  Technik  der  Zerstörung  beschäftigt  haben,  macht  sich 
nicht  nur  in  Deutschland  geltend.  Wie  es  in  Frankreich  aus- 
sieht^ zeiat,  wie  die  „D.  Allg.'  Ztg."  mitteilt,  ein  Aufsatz  voii 
Charles  Leboucq  in  der  Pariser  Presse.    Es  heißt  da: 

„Der  Zustand  unserer  (d.  h,  der  französischen)  Transport- 
mittel ist  iammervoll.  Solange  Handel  und  Industrie  nicht  mit 
bestimmten  Lieferzeiten  rechnen  können,  bleibt  die  wirtschaft- 
liche Notlage  bestehen.  Der  vierte  Teil  unseres  Transport- 
mittelbestandes von  1914  ist  in  verwendungsfähigem  Zustand. 
Wie  können  die  fehlenden  drei  Viertel  instandgesetzt  werden? 
Die  französische  Industrie  ist  nicht  imstande,  mit  der  nötigen 
Schnelligkeit  zu  liefern.  Werkstätten,  Eohmaterial,  Faehar- 
beiter  sind  nur  in  beschränktem  Umfang  vorhanden.  Aber : 
keine  Trausportmittel  —  keine  Produktion ;  wir  drehen  ud.^ 
in  einem  verhängnisvollen  Kreis.  Ich  glaube,  daß  wir  au« 
diesem  Notstand  nur  durch  Inanspruchnahme  ausländischer 
Werkstätten  herauskommen."  (Der  Verfasser  schlägt  dann  die 
Vergebung  von  Aufträgen  an  die  Schweiz  vor.) 

—  Zum  Wiederaufbau  der  Verkehrswege  in  Nordfrankreich. 

Die  Wasserstraßenverbindungen  zwischen  Belgien  und  Nord- 
frankreich können  gemäß  einem  Berichte  des  Bautenministe4fe 
Claveille  als  wie'd erhergestellt  betrachtet  werden.  Die  Schiff 
fahrt  ist  beinahe  wieder  in  normaler  Weise  möglich  auf  der 
Aire,  der  Deule,  der  Sensee,  den  Kanälen  der  Somme  und  von 
St.  Quentin.  Seit  Abschluß  des  Waffenstillstandes  sind  außer- 
dem 563  km  zweigleisige  Bahnlinien  und  483  km  eingleisige 
wiederhergestellt  worden.  Aber  erst  29  Bahnhöfe  konnten 
wieder  .in  Bietrieb  gesetzt  und  dem  Publikum  geöffnet  werden. 
Ferner  wurden  367  im  Kriege  zerstörte  Brücken  wieder  auf- 
u-estellt. 

—  Neue  Bahiiprojekte  in  Siidtirol.  Die  italienischen  Han- 
tlelskammeru  haben  in  Bern  angefragt,  wie  sich  die  Ost- 
schweiz zu  einer  Alpenbahn  Graubünden-Adria  stellen  würde. 
Die  Bahn  würde  vom  Untereng  ad  in  nach  Mals  führefl, 
dort  au  die  Vintsch.gaubahu  anschließen  und  somit  über  Meran 
und  Bozen  eine  Verbindung  mit  Triest  herstellen.  Auch  ein 
Bahnpro.iekt  B  r e  g ea. z -  M  a  1  s  und  der  Anschluß  der  Val-i 
suganabahn  an  das  iSchweizer  Netz  wird  studiert. 

—  Englische  Eisenbahnziige  und  Eisenbahnen  auf  dem  Fest- 
laude.  Die  meisten  englischen  Militärzüge,  die  Si'.it  Abschluß 
des  Waffenstillstandes  auf  den  französischen  und  belgischen 
Eisenliahnen  verkehren,  bestehen  aus  Güterwasien.  die  zum 
Teil  heizbar  sind.  Unterwegs  Avird  den  Soldaten  warm'ejS 
Wasser  zum  Bereiten  ihrer  Mahlzeiten  verabreicht,  auch  sind 
Verpflegungsstellen  eingerichtet,  wo  vollständige  Mahlzeiten 
für  sie  ausgegeben  werclen.  Die  Öfen  in  den  Wagen  bieten 
auch  die  Möglichkeit,  warme  Speisen  unterwegs  zu  bereiten. 
Die  Truppenzüge  müssen  wegen  des  mangelhaften  Zustan- 
des  der  Strecke  sehr  langsam  verkehren.  Eine  Ausnahme 
macht  nur  der  „Cölner  Expreß",  der  täglich  zwischen  Gölii 
und  Boulogne  verkehrt.  Für  ihn  wird  nur  eine  ).>eßchränkte, 
der  Zahl  der  verfügbaren  Plätze  entsprechende  Anzahl  von 
Fahrscheinen  für  Offiziere  des  Besetzungsheeres  ausgegeben. 
Er  wird  von  leiuein  Offizier  geführt,  und  das  Zugpersonal  )>e- 
steht  ebenfalls  aus  Soldaten.  Er  ist  aus  15  bis  17  englischen 
Wagen  zusammengesetzt,  meist  solchen,  die  für  liazarettzüg« 
ausgestattet  woiden  sind  und  nun  als  Schlafwagen  dienen. 
Manche  von  ihnen  haben  Einzelabteile,  die  Mehrzahl  hat  aber 
einen  großen  Innenraum,  in  dem  36  Schlaflager,  zu  dreien 
übereinander,  18  auf  jeder  Langseite  des  Wagens  unterge- 
bracht sind.  Am  Tage  können  die  oberen  Schlaflager  in  die 
Höhe  geklappt  werden.  Zu  den  Mahlzeiten  werden  Tische  im 
Wagen  aufgestellt.  Der  Schnellzug  verläßt  Boulogne  um 
10  Uhr  14  Min.  abends  und  trifft  in  Cöln  am  nächsten  Abend 
5  Uhr  ein.  In  der  Gegenrichtung  fährt  er  um  9  Uhr  50  Min. 
morgens  von  Cöln  ab  und  erreicht  Boulogne  um  7  Uhr  30  Mir. 
morgens.  Die  erheblich  längere  Fahrtdauer  der  Eeise  in  der 
Richtung  nach  Boulogne  rührt  daher,  daß  er  in  Outreau  vor 
Boulogne  etwa  vier  Stunden  abgestellt  wird,  am  zu  verhüten, 
daß  die  Fahrgäste  in  allzufrüher  Morgenstunde  den  Zug  ver- 
lassen müssen.  In  England  wird  die  anschließende  V erbin- 
dung  zwischen  Folkestone  und  London  durch  einen  regel- 
mäßig verkehrenden  Sonderzug  vermittelt. 

Die  Engländer  und  die  Amerikaner  haben  bekanntlich  in 
Frankreich  umfangreiche  Eisenbahnanlagen,  sowohl  Voll- 
wie  Feldbahnen,  für  strategische  Zwecke  geschaffen.  Was  au-- 
diesen  werden  soll,  ist  noch  unentschieden.  Es  .war  }>eab- 
sichtigt,  sie  den  Franzosen  ohne  Entschädio-ung  zu  .  über- 
lassen. Soweit  es  «ich  dabei  um  Hafenbahnen  handelt,  die 
namentlich  von  den  Amerikanern  gebaut  worden  sind,  werden 
die  Franzosen  dieses  Anerbieten  sicher  .gern  annehmen.  Es 
gibt  aber  auch  eine  Jlenge  Feldbahnen,  die  keinen  dauernden 
Wert  haben,  sondern  im  Gegenteil  der  Bewirt8chaftuii,g  de? 
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Land#s  nur  MaderUcJi  'Sincl.  Ein&  Koimni&&ion  aus  Vertrat ofn 
•hr  ibeteiliÄtta  Mä«hte  hat  die  Frage,  was  aus  diesen  Eisen- 
bahnen werden  soll,  beraten;  das  Ergebnis  ist  aber  noch  nicht 
bekannt  geworden.  Bei  den  deutschen  Wagen,  die  in  Frank- 
reich im  englischen  Eisenbahn  dienst  verkehren,  sind  die 
deutschen  Hoheitszeichen  mit  einem  aus  der  englischen  Flagge, 
dem  Union  Jack,  entnommenen  Andreaskreuz  übermalt.  An. 
belgischen  Wagen  sieht  man  noch  viel  die  Eigentumsmerk- 
male, die  von  den  deutschen  Eisenbahnbehörden  an  ihnen  an- 
Sfebrachti  worden  sind,  als  sie  im  deutschien  Dienst  liefen. 


Fremde  Erdteile. 

—  Verstaatlichung:  der  Soroeabanabahn.  Die  Regierung  des 
brasilianischen  Staates  Sao  Paulo  hat  mit  der  betriebsfühi  en- 
den Gesellschaft  einen  Vertrag  geschlossen,  wonach  sie  tliese 
Eisenbahn  alsbald  in  Staatsbetrieb  übernimmt.  Die  Soroea- 
banabahn besteht  .seit  dem  Jahre  1865  und  verfügt  über  'ein 
N^etz  von  1310  km,  das  sich  von  der  Stadt  Sao  Paulo  nach 
Westen  zieht  und  aus  der  Vereinigung  (1891)  der  Netze  der 
3orocabana-  und  der  Ituanagesellschaft  hervorgegangen  ist. 
Der  Staat  Sao  Paulo  hat  das  Netz  im  Jahre  1904  zurückge- 
kauft, den  Betrieb  aber  im  Jahre  1907  einer  amerikanischen 
3*sellschaft  auf  60  Jahre  verpachtet.  Die  Entschädigung  für 
iie  vorzeitige  Aufhebung  des  Pachtvertrages  zahlt  der  Staat 
veils  in  bar,  teil  in  6prozentigen  Obligationen. 


Allgemeines. 

—  Gasmotoren  für  flüssige  Brennstoffe.  F»  kann  \urkoiii- 
iien,  daß  bei  der  gegenwärtigen  Kohleunot  infolge  Mangels  an 
Jas,  wie  z.  B.  in  unserm  besetzten  Gebiet,  Motoren  stillgesetzt 
jrerden  müssen.  Aber  die  Not  ist  schon  oft  ein  Lehrmeister  gp- 


o  Bfemstoffbehaffer 
ö  l^gulien^entil 
c  Rohrschlange 
d  RnlaO/prennsloff 
e  fluipuffrohr 
f  Rnn/armbehaller 
g  Hprgaser/Cude//} 
h  Schutzman/e/ 
I  Drosseli^en/i' 
k  Luftkanal 


TOsen.  Es  lag  nah«,  di©  Motoren  für  die  vorhanden'en  flüssigen 
Jrennstoffe,  wie  Teeröl,  Gasöl.  Benzol,  Petroleum  usw.,  mit 
leringem  Aufwand  an  Kosten  einzurichten  und  zwar  derart, 
aß  -aie  ohn©  Störung'en  ieden  Augenblick  wieder  auf  Gas  um- 


gestellt werden  können.  In  Jarotschin  sind  die  H^rstellttHgR 
kosten  des  Gases  weg-en  des  Kohlenmangels,  und  der  damjf 
verbundenen  hohen  Kohlenpreise  schon  auf  1,02  iWcbm  ge- 
stiegen und  im  weiteren  Steigen  begriffen,  so  daß  der  Betrieh 
der  Motoren  mit  diesem  Gase  nicht  mehr  wirtschaftlich  ist. 
Wegen  der  erforderlichen  Einschränkung  des  Gasverbrauches^ 
tür  die  Straßenbeleuchtung  betrug  der  Gasverbrauch  der  beiden 
den  Gas-  und  Wasserwerken  gehörenden  Gasmotoren  (16  und 
S  PS)  ungefähr  die  Hälfte  des  gesamten  Gasverbrauches,  so 
(laß  hier  in  erster  Linie  an  eine  Umstellung  auf  flüssige 
Brennstoffe  gedacht  werden  mußte,  um  das  Gas  für  die  Be- 
leuchtung frei  zu  haben. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Unsicherheit  im  Bezüge  und  Anfäll 
an  bestimmten  flüssigen  Brennstoffen  habe  ich  an  den  der 
Betriebswerkstätte  unterstellten  Gasmotoren  die  in'  der  Ab- 
bildung dargestellte  Abänderung  getroffen,  die  mit  flilfe  des 
zu  beschaffenden  Cudell- Vergasers  sich  für  jeden  flüssigcB 
Brennstoff  ohne  weiteres  bewährt  hat.  Ich  habe  wegen  des 
Einflusses  rler  Temperatur  auf  die  Viskosität  der  flüssigen 
Brennstoffe  vor  allem  darauf  Gewicht  gelegt,  deren  Anwär- 
mung durch  die  Auspuffgase  des  Motors  derart  zu  steigern, 
daß  unter  allen  Umständen  der  Brennstoff  in  einer  dem  gas- 
förmigen Zustande  fast  gleichkommenden  Beschaff enheit '  zu i 
Verbi^nnung  gelangt.  Ein  größerer  Behälter  a  enthält  den 
tiüssigen  Brennstoff,  der  durch  ein  Ventil  b  Inden  Vorwärm<- 
isehälter  f  (vielleicht  1,5  bis  2  1)  und  von  hier  aus  in  die 
Rohrschlange  c  gelangt,  die  sich  um  das  Auspuffrohr  e  hcrum- 
legt.  Ein  Mantel  h  schützt  die  Schlange  vor  äußerer  Abküh- 
lung. Das  Ventil  b  wird  so  eingestellt,  daß  der  Zufluß  an 
Brennstoff  dem  Kraftverbrauch  des  Motors  entspricht.  Ein 
Wasserstandsglas  zeigt  dem  Wärter  den  ieweiligen  Vorrat 
im  Behälter  f  an.  Unter  Umständen  kann  hier  auch  noch  ein 
Thermometer  zur  Kontrolle  der  Flüssigkeitserwärmung  ange- 
l)racht  werden.  Die  aus  20  Windungen  bestehende  kupferm^ 
Rohrschlange  c  führt  das  hochüberhitzte  Treiböl  zu  dem 
Cudellschen  Vergaser  gi),  der  an  den  vorhandenen  Luft- 
kanal k  angeschlossen  wird.  Sonst  bleibt  der  Kompressions- 
ranm  und  die  gesamte  Steuerung  unverändert.  Dagegen  ist 
für  das  Anlassen,  sofern  Gas  überhaupt  nicht  mehr  zur  Ver- 
fügung stehen  sollte,  ein  Behälter  d  für  Benzin  oder  Benzol 
oben  auf  dem  Ventilgehäuse  des  Motors  anzubringen,  von 
dem  ein  Röhrchen  direkt  in  die  Mischkammer  geleitet  ist.  Di<' 
Umänderung  hat  «ich  gut  bewährt.  Die  starke  Vorwärmuug 
des  Treiböls  hat  den  theimischen  Wirkungsgrad  erhöht,  denn 
der  Motor  arbeitet  g-^egenüber  einem  nicht  vorgewärmten 
Brennstoff  mit  geringerer  Ventilöffnung  i,  die  z.  B.  nur  8  statt 
10  Grade  gegen  früher  beträgt.  Der  Verbrauch  an  Petroleum 
oder  Gasöl  ist  um  10  %  geringer  als  bei  Benzolbetrieb.  Hier- 
bei ist  selbstverständlich  die  Magnetzündung  wegen  ihi-er 
größeren  Wirtschaftlichkeit  und  sicheren  Wirkung  vorausge- 
setzt. 

Die  Cudell-Vergaser  kosten  .je  nach  der  Größe  des  Motors 
100  bi.s  200  Jl. 

Werkstättenvorsteher  Sonneborn,  Jarotschin. 


Rechtspflege. 

—  überfahren  eines  Fuhrwerks  durch  einen  Kleinbahnzug.  — 
Eigenes  grobes  Verschulden  des  Wagenlenkers.  (Urteil  des 
Reichsgerichts  vom  27.  11.  19.  VI  2G5/19.)  Der  Gutsbesitzer  W. 
fuhr  mit  seinem  mit  zwei  Pferden  bespannten  Wagen  auf  einer 
Landstraße,  die  von  zwei  Eisenbahnlinien  dicht  hinterein- 
ander gekreuzt  wird.  Es  laufen  dort  eine  Strecke  neben- 
einander die  Vollbahn  Th.-l.  und  die  Kleinbahn  Th.-L.;  beid<^ 
Gleis©  sind  auf  der  Straßenkreuzung  etwa  8  m  voneinander 
entfernt ;  die  Vollbahn  hat  eine  Schranke,  die  Nebenbahn  nicht. 
W.,  der  mindestens  angetrunken  war.  kreuzte  mit  seinem 
Wagen  zuerst  die  Kleinbahn;  der  Wagen  blieb  dann,  da  die 
Schranke  der  Vollbahu  geschlossen  war,  auf  den  Schienen  der 
Kleinbahn  stehen.  W.  ist  nun  auf  seinem  Wagen  offenbar 
eingeschlafen.  Ein  Zug  der  Kleinbahn  hat  das  Fuhrwerk  er- 
laßt und  zermalmt.  W.  fand  dabei  seinen  Tod.  Seine  Wilwe 
und  seine  Kinder  klagten  nun  gegen  die  Kleinbahngeseilschaft 
gemäß  dem  Rei-chshaftpflichtgesetz  auf  Schadensersatz.  Die 
Beklagte  berief  sich  hiergegen  darauf,  daß  der  Unfall  aus- 
schließlich durch  die  eigene  grobe  Fahrlässigkeit  des  Verun- 
glückten verursacht  worden  sei.  Das  Landgericht  und 
das  Oberlandesge rieht  waren  der  gleichen  Ansicht 
und  haben  deshalb  die  Klage  abgewiesen.  In  seinen 
Entscheidungsgründen  führt  das  Oberlandesgericht  aus:  „Die 
Lnfallstelle  ist  zwar,  da  der  Übergang  über  die  Nebenbahn 
nicht  mit  einer  Schranke  versehen  ist,  nicht  ungefährlich. 
Aber  der  Getötete  kannte  die  örtlichkeit;  es  wird  ihm  auch, 
wie  wohl  all^n  Bewohnern  der  fraglichen  Gegend,  bekannt 

')  Cudell-Motoren  G.  m.  b.  H.,  Reinickendorf- Berlin. 
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Liftwesefi  sein,  Tri«  die  Ziigp  r'erkelu''eü.  Er  mußt«  deshal'i 
wissfQ,  claü  lun  clie  Z^eit  des  Unfalls  ein  Zu»'  auf  der  ilaupi- 
lia  lins  trecke  und  ebenfalls  ein  Zug'  auf  der  von  der  Bekla.ati'ii 
i>etri-eb€n€n  Nebenbahn  zu  eiwaiten  war.  Die  Schranke  der 
Hauptbahn  war  auch,  als  der  Unfall  sieh  ereignete,  bereits 
geschlossen;  d^s  Fuhrwerk  hielt  unbeleuchtet  auf  dem  Gleis 
der  Kleinbahn.  Der  Unfall  läßt  sich  nur  so  'erklären,  daß  der 
\''eruno-lückte  entweder  auf  seinem  Wag-en  geschlafen  hat,  oder 
ilaß  er  so  stark  angetrunken  war,  daß  er  keinerlei  Aufmerk- 
samkeit mehr  für  seine  Umgebung-  hatte.  Denn  sonst  hätte 
er  zweifellos  das  Gefährliche  des  Haltens  auf  dem  Gleis  er- 
kcnneu  und  er  hätte  auch  den  herankommenden  Zug  bemerken 
luüssen.  Er  mußte,  wenn  er  nun  c^inmal  trotz  der  geschlossenoi; 
Schranke  der  Hauptbahn  noch  auf  das  Nebengleis  gefahren 
war.  mindestens  ganz  über  dieses  Gleis  hinwegfahren  un  1 
anmittelbar  ror  der  Schranke  der  Ilauptbalin  halten,  wozu  ^r- 
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ilüß-end  Platz  vorhanden  war.  .Schlief  er  auf  is-einem  Wagen 
ein.  oder  war  ci-  -so  betrunken,  daß  ihm  dio  Gefährlichkeil 
seiner  Lage  nicht  zum  Bewußtsein  kam,  so  handelte,  er  der- 
maßen grob  fahrlässig,  daß  demgegenüber  die  Betriebsgefahr 
der  Bahn  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen  kann.  Daß 
der  Verunglückte  tatsächlich  mindestens  stark  angetrunken 
war,  bevor  er  mit  seinem  Wagen  aus  dem  letzten  Dorf  weg- 
tuhr,  hat  ein  Zeuge  bekundet.  Das  Verschulden  des  Getöteten 
ist  um  so  größer,  als  er  bereits  zweimal  wegen  Gefährdung 
eines  Eisenbahntransports  bestraft  worden  war,  weil  er  in 
ganz  ähnlicher  Weise  an  derselben  Stelle  mit  seinem  Wagen 
gehalten  hatte.  Da  der  Unfall  lediglich  durch  sein  eigenes 
außerordentlich  leichtsinniges  Verhalten  herbeigeführt  wor- 
den ist,  kann  von  einer  Plaftung-  der  Beklagten  keine  Eede 
sein."  Da-s  E  e  i  c  h  s  g-e  r  i  c  h  t  hat  dieses  Urteil  bestä- 
tigt und  dio  Bcvision  der  Kläger  zurückgewi-es-en.    K.  M.-L 


1.  Wagenstandgelder. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


-Naclultm  eine  geriuge  Besser aux'  der 
ßetii'ui»slai;e,  besonders  im  Westen?  eiu- 
getreten  ist,  werden  die  gemäß  §  SO  (8) 
der  Eisenbahn  -  Verkehrsordiinug'  mit 
Wirkung  vom  10.  ^oveInber  1919  er- 
liöhtfu  Wage-nstaud:;ebler  mit  Geneh- 
inigiuig  der  Aufsichtsbehörde  -^-om 
1.  Dezember  1919  ab  wie  fol''t  festoe- 
setzt : 

für  die  ersten  24  Stunden  10  „//, 
für  die  zweiten  24-  Stunden  50  JM, 
für  jede  weiteren  24  StunJon  100  JL 
-Magdeburg,  1.  Dezember  1919.  (la.Vj) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Güterverkehr. 

Gemeinschaftliches  Heft  t  1  b 
(.Stationstariftafein  usw.)  —  Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  S.  Februar  1920 
a)i  werden  die  im  Abschnitt  III  bei 
iIl'r^■(^st-Dorsten  angegebenen  Uber- 
fnhrgebühreu  erhöht.  Näheres  enthält 
die  am  8.  D(  zeiubt  i  1919  erscheinende 
Nummer  des  Tarif nuzeigers. 

Auskunft  gx'beu  auch' die  beteiligien 
liuterabfertigunKen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  den  3.  Dezember  1919.  (1254) 
Eisenbahndirektiou. 


Preußisch-Hessisch-Sächslseher  Tier- 
verkehr. Gemeinsames  Heft. 

Die  Ladestelle  Stelle. Witten wu>'th  ist 
in  den  Tarif  einbezogen  worden.  {12."(2) 
Gen.-Dir.  d.  Säehs'.  Staatsei-vfiib., 
als  geschäf tsführeude  Verwalt ung. 

Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
fStafionstarif tafeln  usw.)  -  - 
Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Dezember  1919 
ab  werden  die  im  'Wrkehr  mit  den 
ßahnliufeu  der  ('rr fehler  Eisenbuhu  zu 
I  ilifiii  rillen  Fraclitzuschläge  für  Wagen- 
lailungs.<-euduugeu  über  '  10  000  k;>-"er- 
liölit.  Niili-mes  enthält  die  am  S.  [/ezciii- 
lit-r  11)19  erseheinende  Nummer  des  Ta- 
rifanzeigers. —  Das  alsbaldige  Inkraft- 
treten der  Erhöhungen  gründet  sich 
auf  die.  vorübergehende  Änderung  de.'^ 
S  6  der  Eisenbahn- Verkeiirs'irdnung 
(Reich sge.setzblatt  1914,  Seite  455). 

Auskunft  geben  auch  die  tietv'iligten 
(■i-üterabfertigungen     sowie    das  Aus- 


kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Ah:'.\;ander- 
platz. 

Berlin,  :i.  Dezember  1919.  (1249) 
Eisenbahndirektiou. 

(iemcinschaftlichcs  Heft  (Stiitijiis- 
tariftafeln  usw.)  —  Tfv.  SiOO. 

Mit  Gültigkeit  vom  11.  Dezember 
1919  ab  weideu  die  im  ^'erkehr  mit  den 
Baliuliöfen  der  Albtalbalm,  d.er  Neben- 
bahn Bruciisal-Iiilsbach-iUeuzingen,  der 
Bühlertaibahu,  der  Nebenbahn  Neckar- 
bischofsht  ini-Hüf feuhardt  und  der  Ne- 
benbahn AViesloch  -  .Meekcsiieini  -  Wald- 
angelloch zu  erlrebindcn  Fraehtzu- 
schläge  erhöht.  Von  der  Erliöh.iiig  ist 
ausgenommen  der  Frachtzuscülag  für 
Sand,s(  ndungen  von  Wiesloch  Stadt. 
Nähi'r<'s  mithält  die  am  11.  [»ezember 
191;;  ersehe  inende  Nummer  des  Tarifan- 
zeigers. —  Da.s  alsbaldige  Inkrafttreten 
der  Erhöhungen  gründet  sich  auf  die 
voriiiMM gellende  Änderung  des  §  0  der 
Eiseubalm-Verkeiirsordnung  (E.-G.-Bl 
1914.  S.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Al^xander- 
platz. 

Berlin,  5.  Dezember  1919..  (i250) 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches  Heft  C  I  b 
(Statioustarif tafeln  usw.)  - 
Tfv.  2C0. 

Mit  (iültigkeit.  vom  iL  Dezember 
1919  ab  werden  die  im  Abschnitt  III  für 
Tangermüiule  angegebenen  Übeifuhr- 
geliühren  erhöht..  Näheres  enthält  die 
am  11.  Dezember  1919  erscheinende 
Ninnmer  de.s  Tarifanzeigers.  —  Das 
alsbaldige  Inkrafttreten  der  Erhöhun- 
gen gründtt  sieh  auf'  die  vorüberge- 
hende Änderung  .des  §  6  der  Eisen- 
bahn-Verkehisordnung  (E.-G.-Bl.  1914, 
S.  455). 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen    .sowie    das  Aus- 
kunftsbüro, hier, 
platz. 

Berlin,  5.   Dezember  1919. 

Eisenbahndirektion. 


Bahnhof  Alexander- 
(1251) 


Frachtberechnung  für  Zuckerriiben- 
sendungen  auf  ArbeitsAvagen. 

Für  Zuckerrübensendungeu  auf  Ar- 
beitswagen, die  keinen  dem  angeschrie- 
benen LadegcMdcht  entsprochenden 
Laderäum  besitzen,  wird  auf  den  Preu- 
ßisch-Hessischen und  oldeaburgischeu 


Staatseisenbalmen  die  Fracht  für  die 
Zeit  bis  zum  31.  Januar  1920  für  das 
wiiklich  verladene  Gewicht,  mindestens 
für  10  t  zu  den  Frachtsätzen  für  10  t- 
Sendungen  berechnet,  wenn  der  Lade- 
raum voll  au.sgenutzt  ist.  Hierbei  ist 
es  zulässig,  daß  für  eine  Sendling  zwei 
solche  Wagen  verwendet  werden,  sie 
werden,  falls  ihr  Laderaum  voll  ausge- 
nutzt ist.  bei  der  Frachtberechnung  .ils 
ein  W^agen  angesehen.  Die  Verwen- 
dung von  drei  solchen  Wagen  für  eine 
Sendung  ist  unzulässig.  Die  Ausdeh- 
nung die.ser  Maßnahmen  auf  andere 
deutsche  Bahnen  wird  durch  den  näch- 
sten Tarif-  und  Verkehrsanzeiger  be- 
kannt gegeben.  Auskunft  geben  die 
beteiligten  Güterabfertigungen  sowie 
dais  .  Auskunfisbüro,  hier,  Bahnhof 
Alexaiideiplatz. 
Berlin,  den  G.  Dezeuiber  1919.  (12.")(i) 
Eisenbahndirektion. 


Gütertarif  für  den  Niederläadisch- 
Nordbrabant-Deutschen    Verkehr  Vom 
1.  Januar  1913. 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung-  der 
.Aufsichtsbehörde  wird  am  1.  Januar 
1920  der  auf  Seite  73  unter  Ziffer  III 
des  Tarifs  angegebene  im  Verkehi 
mit  Amsterdaim-Aschbelt,  -Holzhafen, 
-Industrieterreinen,  -Petroleamhafen 
und  Dordrecht  (Zeehaventerrein)  zu 
erhebende  Zuschlag-  von  17  -fi,  füi 
1000  kg  bzw.  1,70  Jl  für  .ieden  WagCD 
in  10  Cent  bzw.  1  Gulden  geändert  vnd 
die  bei  Maastricht  (Spor enter  rein  Zuid- 
Willemsvaart  TBoschpoort  J)  vorge- 
sehene Bestimmung  über  die  Erhebung 
eines  Zuschlags  gestrichen. 

Utrecht,  den  30.  November  1919.  (1257) 
Gesellscha'ft  für  den  Betrieb  von 

Niederländischen  Staatseiseubahneu. 


Gütertarif  für  den  internationalen 
Lokalverkchr  der  Holländischen  Eisen- 
bahn-Gesellschaft 
vom  1.  Dezember  1909. 

Vorbehaltlich  der  Genehmigung-  der 
Aufsichtsbehörde  wird  am  1.  Januar 
1920  der  im  Verkehr  mit  Amsterdam- 
Aschbelt,  -Holzhafeai,  -Indu«trieterrei- 
nen  und  -Petroleumhafen  im  Tarif  an- 
gegebene Zuschlag  von  17  für  lOöt* 
Kilogramm  in  10  Cent  (niederländ. 
Währung)  geändert. 

Amsterdam,  2.  Dezember  1919.  (1253) 
Generaldirektion 
der  Holländischen  Eisenbahn. 
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Die  fortgesetzt  steigenden  Gestehungskosten  der  Zeitung  zwingen  zu  folgenden  Preiserhöhungen,  die  am 
.Januar  1920  in  Kraft  treten: 

Der  Preis  der  Zeitung  beträgt  fortan ; 

bei  Bezug  durch  Buchhandel  und  Post  8  M.  für  das  Vierteljahr,  bei  direkter  Zusendung  unter 
Streifband  innerhalb  des  deutschen  und  des  bisherigen  österreichisch-ungarischen  Postgebietes  40  M., 
nach  sämtlichen  anderen  Staaten  45  M.  für  den  Jahrgang, 
einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  50  Pf.  abgegeben. 
Der  Preis  für  die  Privatanzeigen  wird  von  bisher  90  Pf.  auf  1,20  M.  für  die  einspaltige  Petit- 
eile oder  deren  Raum  erhöht. 


Schmidt*«c*»e  Heißdampf-Gesellschaft  m.b.H. 

Cassel-Wilhelmsh  öhe 

Über  45000  HeifidampfloKomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  600  BaKnverwaltung'en 

(T0O2)  im  Betrieb  und  Bau  befindlich 

==  Einhan  erfolgt  durch  die  lizenzher echtigten  Lokomotivfabriken  ===== 


DrucKscKriften  Kostenfrei 


Patente  in  allen  Industriestaaten 


dosoph  VöqqIq 


3)^ehs^uhlwGichGn  * 
♦  ©ßlQnhwoichen  ♦ 


tru 
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Zelttmir  des  Verein« 
DeutRcner  EiseDliHlmverwaltuntron 


KNORR-BREMSEä 

Berlin-LicKtenber^,  Neue  BaHnhofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  ==  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  =  Turin  I91I:  2  Große  Preise. 

Abteilung  1  für  VollbaKnen. 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen:  Selbsltäüge  Einkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u 
Schnellzüge.  Sellsttättge  Kunze-Krorr-Bremsen  f.  Güter-.  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen f. elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elekfr.Tritl)wacen 
Oampfluttpumpen.  ein-  u.  zweistufige.  Notbr  emseinrichtungen.  PrtOluf tsandstreuer  für  Vollbahren 
Federnde  Ko.benrlnge.  Luflsauge-u  Druckausgleichventile,  Kolbenschii  her  u. -Buchsen  f.  Heifidampf- 
lokomotiven.  Aufziehvorrichtung  Tur  Kolbenschieberrirge.  Spf  Isewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwärmerarmaturen  u  Zubehörteile.  Schlammabscheider,  Druckluft-Läuteweike  fiir  Lokcmotiven! 

Abteilung'  II  für  Strafsen»  und  KleinbaHnen. 

(Früher  Kontinenlale  Biemsen  •  Ceseüscbaü  m.  b.  H.,  vereioigle  Christensen-  und  Bokerbrenisen) 
Luftdruckbremsen  für  StraBen- u.  Kleinbahnen:  Direkte Errmsen.  Zweikan merbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkt  mpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil- u.  Schieber- 
steuprung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsleuerung  für  Motorkcmpressoren.  Druckluftskndstreuer 
f.  Straßen-  u.  Kleinbahnen.  Orucklufttangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Einsteilvorrichtungen.  Türschlitßvornch.unyen.  ■>  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste.  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reinigung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  (70011 


Leinenwebereij:Fulda 


llllllllUlllllllll 
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Herstellung  von  Leinen-  und  Baumwollstoffen  jeder  Art. 

Segeltuche,  Verdeckleinen,  Pneumatikstoffe. 
Gewebe  für  Druckereien,  chemische  Fabriken,  Bergwerke, 

Papierfabrikation.  [7276] 
Stoffe  für  Eisenbahnwagen  und  Kraftfahrzeuge. 


Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FahrKarten-Loch- 
apparat  als  Stationsschaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  29785t. 

Beschreibuns;  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten. 
Oscar  SchaefFer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschiveig.  L'lö-ij 


D-flv^»^  läppen 
X\H2>*  faden  1 

in  bunt  u.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgeniäßen  Preistn 

E.  E.  Meyer  •  Chemnitz 


Filzisolierplatte 


Beersotekt 


für  Tunnels,  Brücken  usw..  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
1  a    scKwarzer    £iser\lacK       ferner : 

Bonitekt 

(ür  Waggonbedachung  u.  Dienstgebäude 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbaho- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben  ^ 

C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812,  A  !813 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 


Maschinenbau  und 
Eisenkonslruktion 

F.Osenberg 

Berli.i-Lichtenbsrg  9 

^  liefert  als  Spezialität 
Licht  u.Leitungs- 
Gittermaste  _ 
Rohrmaste  |' 
Kandelaber 

sowie  samtliche 

EisenlfonslniktloneD 


Hebebözke  •  Winden 

Flaschenzüge 
Laufkatzen  •  Ketten 


a 


liefert  als  Sonderhelten 

G.  Wagner,  Berlin  SO.  16 


Köpenickerstr.  7  1 


Verlag  voa  Julius  Springer  in  Bertin  W  ^ 

Vom  Januar  1920  ab  erscLeiiit: 

Der  Bauingenieur 

Zeitschrift  für  das  gesamte  Bauwesen 

HeraU'^f.'eg'eben  von  Geh.  Hofrat  Prof. 
Dr  ing-,  e  h  .M  F.."r*ti-i -Drrsileii.  Prof. 
Dr.  Iiig.  K  l'rolwt  Karlsruh'',  Prof  Dr-In;?. 
W  <■'•  lilrr  Dl  0!<clHn.  I )r  Iiig  H  Kischirianu- 
Beiliii,  Dr.-liig.  W  Peiiy-ObL-rka.ssel 

Organ  des  Normen -Ausschus<;es  der  D.3utschen 

Iniuslrie.  Fachgrupp;  Bauwesan 
Organ  des  Deutschen  Eis. nb  u- Verbandes  und 
des  Deut>xhen  Beton -Vereins 

Jähilich  24  llelt« 

Preis  vierteljähriich  M.  8. — 

Eine  i  eue  Zeiisclnilt  für  d.ns  gesamte 
BHiiwe  eii,  weU'lie  in  de  Venieiung  dit  ses  - 
Gei)ie.e.-<,  in  «leisen  Erscluieliun^i  lür  die 
Aligeiiieiul  e  t  um!  in  der  i\I;tail.eit 
an  dem  wiitscliaft  iclien  Wiedeiauil  ;iu 
iin.«ere^  Ueict  es  ijne  vornehm.sie  \u'galie 
erbiicki.  D:e  in  iiirer  .-^chriiUeiiung iluicli- 
geiülirt-^  Iiiiei e-S'  ngcmeinsc  at.  oi  en- 
geiwniiter  Wirt  -  ch.ifisvei  bände  >'ini  Praxis 
Und  \\  i.'^scnsi  halt  -n  g-emeiiisanici- Arl  eit 
und  sclil  eßt.jede  Ein-eiti>ikeii  aus  Imer- 
essenten  .sind  a  lo  Fa(-i  g  no-sen  und 
ameilne'inienden  Kiei^e  dt*i  staatlichen 
und  siadti.M-hen  Vc r wa  1 1 u  n ge u  &ow.e 
der  Industrie  und  des  Handels. 


Abonnements  nehmen  alle  Buchhandlungen, 
die  Postämter  sowie  der  Verlag  entgegen 
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''ewinnoveineinjächaft.  zur  Förclerun.o  (l€r 
Lokoinotivleistungen. 

Zur  Fräse  des  Verkaufs  der  österrei- 
chischtn  StaatsbaJiuen. 

Was  wird  aus  d€n  B^triebsämtern? 

Die  Eis€nbalmano:esl€ilten  im  Kries". 

Nachrichten. 
Deutschland:  Neureffelung-  der 
Beföiderungsbedinffuno-en  für  Kost- 
barkeiten im  Gepäck-  und  Expreß- 
S'Utverivehr.  —  Arbeiterpension.s- 
kasse  der  Bayerischen  Verkehrsan- 
stallen.  —  Löschun«-  von  Dizipli- 
nar&tiafen  in  Baden.  —  Maßnahmen 
.sjegen  Diebstähle.  —  Lohnforde- 
rimo-en    der    Mao-deburser  Eisen- 


I  n  It  a  1  t  t 

bahner.  —  Einrichtuuo-  von  Per- 
sonen-Automobilpost^n.  — ■  Linien- 
führung- des  Kanals  Hannover-Mao- 
deburs.  —  Pcrsonalnachrichtcn. 
Österreich:  Konferenz  mit  den 
Vertretern  der  Großmächte.  —  Die 
neue  V'erkebrskommissiou.  —  Wie- 
(iereröffnuno-  des  Güterverkehrs 
mit  Italien  über  Tarvis.  —  Ver- 
kauf der  österreichischen  Staats- 
bahnen. —  Schnellzugverkehr  auf 
der  Südbahn.  —  Dr.  Eichard  Mar- 
quet  t. 

TschechoslowakischiBis  Ge- 
biet: Verkehr  mit  Südslawien. — 
Wagenttot. 


S  u  d  s  1  a  w  i  s  c  h  e  s  Gebiet:  Ame- 
iikanische  Aufsicht  über  die  süd- 
slawischen  Bahnen. 
Ü  b  r  i  a;  e  europäische  Län- 
der,: Luftverbinduno-  Stockholm- 
Genua.  • —  Belo-ische  Krieosbeute. 
—  Die  Übermüdung-  des  französi- 
schen Eisenbahnpersonals,  — 
Dipuststunden  .  der  Abfeitigung«- 
stelleu  in  Frankreich.  —  Ein  Eisen- 
bahnbeirat in  Großbritannien.  — 
Der  neue  Hafenbahnhof  in  Dover. 

Allgemeine«. 

Rechtspflege. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Oer  Wei..,.ael«tsrei.>rtase  »egen  lällt  die  am  27.  d.  Ulis.  Iäl]i;.e  Xi.mm.  r  de,-  Keit.,.,»  aus. 


Gewinngemeiü Schaft  zur  Förderung  der  LokomotivleistuDgen. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  Dr.  Spiro  in  Trier. 


Das  Akkord-  und  Siückzeitverfahren,  das  seither  in  den 
,  Eisenbahnwerkstätteu  augewendet  wurde,  ist  von  derÄibetter- 
'  ^-haft  stets  befehdet  worden,  weil  es  unmöglich  ist,  die  Slück- 
.  pr<:is6  für  A  u  s  b  e  sseru  ng  s  arüjeilen  einwandfrei  festzu- 
:  legen.    „Das  W-csen  der  Ausbesserungsarbeit  unterscheidet 
•sich  ganz  gruEd.sätzlich  von  der  Neuanfertigung.    Es  dürfte 
kanm  einen  Menschen  geben,  der  in  der  Lag^e  ist.  fortgesetzt 
-  immerhin  in  gewis.sen  Grenzen  wechselnde  Ausbesserungs- 
arbeiten wirklich  richtig    einzuschätzen.     Dieselbe  Arbeit, 
z.  B.  das  Auseinandernehmen  der  einfachen  Zugvorrichtuno' 
unter  einem  Wagen,  kann  das  eine  Mal  eine  Stunde,  das  andere 
^  Mal  einen  Tag  dauern,  je  nachdem,  wie  die  Keile  ,sitzen,  ob 
sie    sich    glatt    herausschlagen    lassen    oder  eingerostet 
sind  und  vielleicht  herausgemeißolt  werden  müssen"  "(Schle- 
sing-er,    Selbstkostenberechnung    im   Maschinenbau).  Diese 
Schwieiigkl^iten  bestehen  in  weit  höherem  Maße  bei  Lokomo- 
.liven.    Sieht  der  Arbeiter,  daß  er  mit  deiir  Akkord  nicht 
durchkommt,  ßo  wird  - er  gegen  Ende  der  Arbeit  versuchen 
einen  Ausgleich  zu  .schaffen  und  einzelne  Au&besseruncr.en 
fluchtiger  oder  gar  nicht  ausführen.    Unter  dieser  „Besehleu- 
nigung"  leidet  natürlich  die  Güte  der  Ausbesserung. 

Der  Eisenbahnverwallung  ist  mit  der  schnellen  Wiederhei-^ 
Stellung  der  Betriebsmittel  allein  nicht  gedient.  Das  |^ahr- 
zeug  muß  -so  gut  au.sgebesser^  werden,  daß  es  möglichst  lan<^e 
Zeit  betriebsfähig  bleibt  und  möglichst  .selten  zur  Haupt- 
werkstalt  kommt.  Es  ist  im  allgemeinen  wirtsoli^ftlicher,  daß 
eine  Lokomotive  zweinial  je  45  Tage  als  dreimaljc  30  Ta^e  im 
Jahre  m  der  Hauptwerk  Stätte  steht.  Mit  jeder  Außerdi^east- 
stellung  und  jeder  Überführung-  der  Lokomotive  zur  Haupt- 
werkstatt sind  Unkosten  und  betriebliche  Störungen  verknüpft 
Es  kommt  also  vor  allem  auf  gute  und  dann  erst  auf  schnerie. 
Ausbesseruugsarbeit  an.  Die  Güte  der  Ausbe&seruncren  wird 
aber  bei  eler  Akkordarbeit  auch  dadurch  beeinträchti<vt  daß 
Uberaus  schwierig  ist.  die  Arbeiten  wirksam  zu  überwachen 


Das  gilt  besonders  für  Lokomotiven.  Der  Betrieb  erst  wird  zum 
unerbittlichen  Richter,  Er  enthüllt  alle  Fehler.  Mur  Förde- 
rung des  Interesse-s  cTer  Arbeiter  und  Beamten  an  wirklich 
guter  Arbeit  kann  zui-  Beseitigung  der  bestehenden  Mißstände 
beitragen. 

Die  Pflege  der  Fahrzeuge  in  der  Werbstatt  und  im  Be- 
triebe muß  oberster  Grundsatz  isein.  Das  Interesse  an  dieser 
Pflege  muß  gefördert  werden.  Nicht  die  Dauer  der  einzelneu 
Ausbesserung,  sondern  ihre  Wirkung  muß  den  Ausschlag 
ffeben. 

Das  läßt  sich  allerdings-  nur  durchführen  bei  Fahrzeugen. 
d.ie,  wie  die  Lokomotiven,  dauernd  in  der  Hand  einer  "be- 
grenzten Gemeinschaft  bleiben.  Die  Güterwagen  sind  fast 
ausnahmslos  freizügig,  die  Personenwagen  größtenteils  so 
freizügig,  daß  sie  dem  Gesichtskreis  der  ursprünglich  an  Aus- 
besserung und  Unterhaltung  Beteiligten  sehnt  11  enteehwmden 
Da  aber  auch  der  Umfang  und  die  Güte  der  Ausbesserung  an 
den  Wagen  leichter  festzustellen  und  zu  überwachen  ist"  als 
bei  Lokomotiven,  werden  die  nur  auf  Arbeitsbeschleunigung 
wirkenden  Mittel  nicht  so  schädlich  sein  wie  bei  den  L'oko'- 
motiven. 

Auf  diesen  Erwägungen  ist  der  naclifolgtude  Vorschlag 
aufgebaut:  E«  wird  eine  Gemeinschaft  gebildet,  an  der  alle 
an  der  Erhaltung  tfer  Lokomotiven  beteiligten  Personen  der 
Werkstatt  und  des  Betriebes  teilnehmen.  Niemand,  auch 
nicht  der  Putzer,  der  Koblenlader,  der  Ausschlacker,  dari' 
ausgeschlossen  werden.  Sie  alle  können  zur  Schonung  und 
Erhaltung  der  Lokomotiven  beitragen.  Ihre  vornehmste"  Auf- 
gabe ist  es,  für  langdauerude  Betriebsfähigkeit  der  Loko- 
motiven zu  sorgen.  Ein  Teil  der  hierdurch  ersparten  Arbeits^ 
und  Materialkosten  fließt  iler  Gemeinschaft  als  Gewinn  zu. 

Die  Grundlagen  der  Gemeinschaft  würden  etwa  folgende 
sein : 
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1.  Jede  Lokomotivwerkstätto  bildet  mit  den  Betriebs- 
werkstätten  ihres  Unterhaltunffsbereiobes  ein«  Gemeinschaft, 
an  der  Arbeiter  und  Beamte  in  gleicher  Weise  beteiligt  sind. 

2.  Die  Gremeinschaft  hat  dahin  zu  wirken,  daß  nicht  die 
Dauer  der  Einzelausbesseruug-,  sondern  die  Gesamtausbesse- 
runffszeit  der  Lokomotive  während  des  Jahres  verriu- 
.sert  wird.  Je  .£:eringer  die  Zahl  der  Ausbesserunffstage  in 
den  Betrieb&werkstäten  und  in  der  Hauptwerkstätte,  desto 
höher  der  Gewinn. 

3.  Der  Gewinn  wird  nach  der  Dauer  der  Betriebsfähiokeit 
der  Lokomotive  berechnet. 

•4.  Bei  Bemessung:  der  Höhe  des  Gewinns  wird  nur  unter- 
schieden zwischen  Naßdampf-  und  Heißdampflokomotive,  da 
die  Heißdampflokomotive  erheblich  verwickelter  ist  als  die 
Naßdampflokomotive.  Eine  weitere  Unterscheidung  der  Bau- 
arten würde  die  Berechnung  des  Gewinnesi  unverhältnismäßig 
erschweren,  die  Übersichtlichkeit  und  damit  das  Interesse  der 
sehr  großen  Gemeinschaft  verringern. 

5.  Säumige  Mitglieder  müssen  durch  die  Gemeinschaft  selbst 
zur  Verantwortung  gezogen  ■\j'erden.  Die  Gemeinschaft  er- 
nennt deshalb  für  Werkstätte  und  Betrieb  besondere  Kom- 
missionen, die  auf  Entziehung-  von  Gewinnanteilen  erkennen 
können. 

6.  Der  dem  Einzelnen  entzogene  Betrag  verbleibt  der  Ge- 
meinschaft. 

7.  Ausbesserungstage  außerhalb  des  Gemeinsohaftsbezirks 
werden  in  gleicher  Weise  bei^chnet,  wie  innerhalb  des  Be- 
zirks. Ausbesserungen  fremder  Maschinen  werden  gutge- 
schrieben, falls  nicht  „Naturalausgleich"  erfolgen  kann. 

8.  Das  Personal  für  die  Unterhaltung  der  Wagen  muß  von 
der  Gemeinschaft  getrennt  werden.  (Es  wird  vorausgesetzt, 
daß  auch  für  gute  Wagenunterhaltung  eine  Belohnungsart 
eingeführt  wird.) 

Bei  dem  Vergleich  der  Vergütung  muß  die  schwierigere  und 
schmutzigere  Arbeit  an  den  Lokomotiven  gebührend  l>erück- 
sichtigt  werden. 

9.  Die  Lokomotiven  einer  Betriebswerkmeisterei  müssen 
möglichst .  nur  zum  Unterhaltungsbereich  einer  Hauptwerk- 
stätte gehören,  damit  die  Gewinnbereohnung  und  die  Über- 
sicht erleichtert  wird. 

10.  Für  jede  der  beiden  Lokomotivartem  wird  eine  Mindest- 
betriebsdauer auf  Grund  der  Leistungen  des  Eechnungs- 
.jahi-es  1918  festgelegt.  Für  diese  Zeit  wird  nichts  vergütet. 
Jeder  darüber  hinaus  gewonnene  Tag,  an  dem  die  Lokomo- 
tive betriebsfähig  war  (Betriebstag),  wird  belohnt. 

11.  Die  Festsetzung  erfolgt  erstmalig  für  2  Jahre. 

12.  Der  Tages-Gewinnanteil  muß  so  hoch  bemessen  sein, 
daß  er  auch  noch  einer  größeren  Gemeinschaft  einen  Anreiz 
bietet.  Er  sollte  aber  die  unmittelbaren  und  mittelbaren  Vor- 
teile für  die  Eisenbahnverwaltung,  also  für  die  Allgemeinheit, 
nicht  übersteigen. 

13.  Jede  kleinliche  Berechnung  muß  vermieden  werden.  Der 
moralische  Wert  einer  Gevrinuverteilung  darf  nicht  unter- 
schätzt werden. 

14.  Die  Gewinnbeteiligung  wird  nach  dem  Lebensalter  ab- 
gestuft und  zwar  anteilmäßig  nach  den  für  die  Handwerker 
f6.stgelegten  4  Lohnstufen.  Arbeiter  unter  18  Jahren  und 
die  Lehrlinge  der  ersten  3  Jahrgänge  werden  nicht  berück- 
sichtigt, da  )sie  nicht  die  erforderliche  Erfahrung  besitzen. 

15.  Wird  bei  Arbeitsversäumnis  und  Urlaub  der  Lohn  fort- 
gewährt, so  auch  der  Gewinnanteil. 

Die  Wirkungen  des  Vorschlags  seien  an  folgendem  Bei- 
spiel erläutert.  Die  angenommenen  Betriebstage  beruhen 
auf  vorläufigen  Ermittelungen. 

1.  Der  Hauptwerkstätte  Trier  seien  zugeteilt:  140  Heiß- 
dampflokomotiven und  260  Naßdampflokomotiven  m  400  Lo- 
komotiven. 

2.  Die  Zahl  der  l)eteiligten  Beamte/n  und  Arbeiter  betrage: 
in  der  Hauptwerkstatt  1300  Personen,  in  den  Betriebswerk- 
meistereien  2200  Personen,  zusammen  3500  Personen. 


3.  Die  Mindestbetriebsdauer  betrage  durchschnittlich  bei 
einer  a)  Heißdampflokomotive  250  Tage,  b)  Naßdarapflokomo- 
tive  280  Tage  (Betriebstage). 

4.  Für  jeden  im  Jahresdurchschnitt  gewonneneu  Betriebs- 
tag werden  vergütet  bei  a)  Heißdampflokomotiv<:^n  250  .//. 
b)  Naßdampflokomotiven  100  Ji. 

Beispiel :  Die  Zahl  der  im  Jahre<sdurchschnitt  ersparten  Be- 
triebstage sei  lö.  Der  Jahresgewinn.  beträgt  dann 
15.(140.250  und  260.100)  =  915  000  =  260  Ji  im  Durch- 
schnitt je  Kopf  der  Gemeinschaft. 

Die  Ausgabe  von  915  000  J(  für  einen  Bezirk  von  400  Loko- 
motive erscheint  hoch.  Sie  wird  a).>er  schon  zum  großen 
Teile  ausgeglichen  durch  die  unmittelbare  Ersparnis: 

A)  an  Löhnen  und  Gehältern  (für  etwa  2000  Mann), 

B)  an  Beschaffungskosten  für  Lokomotiven. 

Zu  A)  Bei  einem  Durchschnittseinkommen  der  Arbeiter 
und  Beamten  von  11  beträgt  die  Ersparnis  2000.15.11  — 
330  000  J(. 

Zu  B)  Angenommen:  1.  heutige  Durchschnittskosteu  einer 
Lokomotive  200000  J(.  2.  Verzinsung  (5%)  und  Abschrei- 
bung (4  %)  =  9  %.  Es  werden  erspart,  -^^^^  rd.  16  Loko- 
motiven. Die  hierdurch  erzielte  jährliche  Ersparnis  an  Ver- 
zinsung und  Abschreibung  beträgt  also  =  288  000  M.  Gesamter- 
sparnis zu  A)  und  B)  =  618  000  Jl.  Die  Materialersparnis 
wird  m.  E.  etwa  so  hoch  sein  wie  die  Lohnersparnis. 

Die  Vorteile  der  Gewinngemeinsohaft  seien  zum  Schlüsse 
nochmals  kurz  zusammengefaßt:  Es  werden  Erspamisise  an 
Lokemotiven,  Arbeitskräften  und  Stoffen  erzielt.  Die  Dauer 
der  Betriebsfähigkeit  der  Lokomotiven  wird  erhöht.  Bei  allen 
Beamten  und  Arbeitern  wird  ein.  erhöhtes  Interestse  an 
guter  und  schneller  Arbeit  und  pfleglicher  Behandlung  der  Lo- 
komotiven hervorgerufen.  ' 

Alle  Beamten  und  Arbeiter  haben  ein  erhöhtes  Interesse 
daran,  sich  gegenseitig  zu  unterstützen.  Der  beim  Akkord- 
wesen und  bei  der  bisherigen  scheinbaren  Zeitersparnis  so 
sohädli'Cihe  Abteilungspartikularismuss  wird  baseitigt.  Die 
am  Überverdienst  früher  nicht  beteiligten,  sogenannten 
Qualitätsar)>eiter  und  die  Handwerker  der  Betriebswerk- 
meistereien  werden  interessiert,  desgleichen  die  zahlireiöhen, 
früher  festgelöhnten  Hilfskräfte-,  wie  die  Kran-  und  Schiebe- 
bühnen führer,  Magazin-,  Transportarbeiter  usw.  Die  mit  der 
Unterhaltung  der  AVerkzeuge,  der  Werkzeugmaschinen,  der 
Kraftübertragungs-,  Beleuohtungs-  und  Preßluftanlagen  der 
Werkstätten  betrauten  Personen  werden  mehr  als  bisher  be- 
strebt sein,  ihre  Anlagen  gut  instandzühalten,  um  Betriebs- 
störungen zu  vermeiden.  Die  Werkmeister  der  Eichtabtei- 
lun^en  werden  sich  mehr  als  bisher  duroh  Abgab©  aus- 
tausohbarer  Stücke  unterstützen.  Die  Beamten  werden  sich 
geradte  hierbei  von  -nartscha-ftlichen  Erwäigungen  leiten 
lassen. 

Die  Begünstigung  einzelner  Kolonnen  in  der  Di-eherei,  oft 
al'llerdings  durch  den  Eifer  tüchtiger  Vorschloisser  und  Be- 
amten hervorgeinifen,  wird  vermindert  werden.  Günstigstet 
Einfluß  auf  das  Gesamtergebnis  wird  auch  hier  "JTerk- 
meistern  und  Wiei-kführei-n  oberster  Grundsatz  werden.  Eine 
Begünstigung  einzelner  Kolonnen  diumcih  Zuweisung  soge- 
nannter  guter  Lokomotiven  wird  unterbleiben,  weil  sie  ohne 
Ergebnis  auf  den  Gesamtg-ewkui  ist.  Wohl  aber  wird  der 
tüchtige  Kolonneufübrier  die  schwierigere  Lokomotive  ohne 
Widerwillen  übernehmen,  Aveil  er  dadurch  den  Gewinn  -  i- 
höhen  kann. 

Ganz  besondere  Bedeutung  wird  auch  dem  Lokomotiv- 
personal zukommen.  Der  Lokomotivführer  wird  schon 
auf  der  Fahrt  von  der  Hauptwerkstätte  zur  Betriebswerk- 
stätte ibereitwillig^t  kleine  Mängel  der  eben  ausgebesserten 
Lokomotive,  wie  Nachziehen  von  Flanschen  usw.,  mit  seinem 
Heizer  beseitigen,  um  zu  vermeiden,  daß  diese  Mängel  durch 
Vernachlässigung  größeren  Umfang  annehmen  und  zur  Ab- 
stellung der  Lokomotiven  in  der  Betriebswerkmeisterei  führen. 
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Mehr  als  bish-er  vrird  das  Lokomotivpersonal  bestrebt  «.ein, 
unsacho-eniäße  Bebandinn  o'  der  Lokomotive  während  der 
Fahrt  zu  verhindern  (rechtzeitige  Abstellung  der  Fahrpumpe, 
1  echtzeitdÄ-e  Umschaltunff  der  Umlaufventile,  rechtzeitige  Au- 
stelluns:  des  Eadi-eifennässers  usw.) 

Der  Schlosser  der  B  e  t  r  i  e  b  s  w  e  r  k  m  e  i  &  te  r  e  i 
^\■ird  die  ihm  gemeldeten  kleineren  Mängel  sorgfältig  und 
schnell  ).>eseitigen,  um  die  Lokomotive  schon  für  die  nächste 
[danmäßige  Schicht  dienstbereit  zu  machen.  Er  wird  im 
Menehinen  mit  dem  Betriebs  Werkmeister  manche  Lokomotive 
in  der  Betriebswerkmeisterei  ausbessern,  wenn  dies  möglich 
ist,  um  den  Zeitverlust,  der  mit  der  Zuführung  zur  Haupt- 
werkstätte  verknüpft  ist,  zu  vermreideu.  A  n  h  e  i  z  e  r ,  A  u  s  - 
■schlack er,  Putzer  gewinnen  größeres  Interesse  an 
pfleglicher  Behandlung  der  Lokomotiven.  Die  Abholung 
der  fertigen  Lokomotive  wii-d  möglichst  besicihleunig-t,  die 
stoßweise  Zuführung  seitens  einer  einzelnen  Betriebswerk- 
uieisterei  möglichst  veimieden  werden. 

Der  Materialien  Verwalter,  der  Magazin- 
a  r heiter  werden  auf  reclitzeibige  Ergänzimg  der  Vorräte, 
der  Vorratsstücke  und  Aushilfsteile  bedacht  sein.  Schließ- 
lich haben  alle  Beamte  und  Arbeiter  ein  Interesse  daran,  die 
Kopfzahl  der  Gemeinschaft  nicht  unnötig  zu  erhöhen  und 
lässige  Mitglieder  der  Gemeinschaft  durch  die  hierzu  fce- 
st-ellten  Kommissionen  zur  Eeohenschaft  zu  ziehen. 

Eine  zu  weitgehende  Ausnutzung  der  Lokomotive  im  Be- 
triebe ist  nicht  zu  befürchten,  da  die  etwa  ersparte  Zeit 
durch  längere  Ausbe-sseningsdauer  in  der  Hauptwerkstätte 
aufigehoben  werden  würde. 

Der  Hauptnachteil  dieses  Vorschlages  liegt  in  der 
großen  Zahl  der  an  der  Gemeinschaft  bzw.  am  Gewinn  be- 
teiligten Köpfe.  Im  vorliegenden  Beispiel  sind  es  3500. 
Dieser  Nachteil  kann  meines  Eraclitens  eingeschränkt  werden 
diirch  großzügige  Propaganda  in  Wort  und  Bild  und  durch 
mögliebst  tobe  Bewertung  des  (gewonnenen  Betiieibstages. 
Die  Propaganda,  muß  nicht  nur  in  ständiger  Belehrung,  son- 
dern aueh  in  reklameartiger  Darstellung  der  Vorteile  be- 
stehen. Bildliche  Darstellungen,  m&  denen  z.  B.  die  Freude 
der  Lokomotivbeamten  an  guter  Ausbesserung,  die  Freude 
dea-  Gemeinschaft  an  der  erhöhten  Betriebstüchtigkeit  der 
Lokomotiven,  die  Höhe  des  erzielten  Tagesgewinnes  für 
eine  Lokomotive,  die  Höhe  des  voran ssicttlioben  Gesamt-  und 
Einzeljahresgewdnnes  in  sinnfälliger  Weise  erkennbar  sind, 
müssen  an  weithin  sichtbaren  Stellen  angebracht  weixien. 
In  den  Unterrichtsstunden,  in  den  Versammlungen  der  Ver- 
bände muß  immer  wieder  auf  den  Zweck  der  Gemeinschaft 
und  den  erzielbareu  Erfolg  hing'ewiesen  werden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  ganz  ibesonders  auf  Freeses 
Angaben  über  die  G  ewiiunbetei'ligung  der  Beamten  und  Ar- 
beiter hingewiesen.  Sie  zeigen,  daß  auch  dann  noch  Er- 
folge zu  erwarten  sind,  wenn  der  Ge-nlnn  nur  einmal  im 
Ja/hre  verteilt  wird.  „Er  habe  seinen  Aktionären  dm  letzten 
Jahre  trotzdem  wieder  15  %  Dividende  geben  können,  aber 
nur,  weil  die  Arbeiter  seiner  Fabrik  10  %  vom  Eeingewinn 
eo'bielten.  Nur  weil  seine  Arbeiter  (beteiligt  s-eienr  hätte 
er  seinen  Aktdonären  in  manchem  Jahre  bis  zu  30  %  Divi- 
dende geben  können.  Eine  Fabrik,  in  der  alle  an  einem 
Strange  zögen,  sei  etwas  anderes  als  eine  Fabrik,   in  der 


alle  giegeneinandjer  arbeiteten."  (Worte  des  Großindustriellen 
van  Marken  in  Freese:  „Die  konstitutionelle  Fabrik".) 

Es  würde  angängig  sein,  ßietrennte  Gemeinschaften  für 
Hauptwerkstätte  und  Betrieb  zu  bilden  und  doch  das  gemeip,- 
same  Interesse  an  der  Lokomotive  zu  erhalten,  wenn  für 
verständnisvolles  Zusammenarbeiten  beider  Gi-uppen  dauernd 
gesorgt  wird.  Auch  käme  in  Fragx;.,  die  Mitgliedierzahl  da- 
durch zu  veiTingern,  daß  in  gewissen  Nebembetriehen  (Dre- 
herei, Schmiede  usw.)  eine  andere  BelO'hnungsart  ein- 
geführt wird.  Diese  bestehen  vorwiegend  aus  Einzel- 
arbeiten für  Neuanfertigungen,  für  die  gerechter  »Stücklohn 
vereinbart  werden  kann.  Ich  halte  die  Trennung  der  Ge- 
meinsehaft  dennoch  für  einen  Nachteil. 

Bei  dieser  Gemeinschaft  wird  ferner  auch  der  strebsame 
und  geschioktei  Beamte  und  Arbeiter  keinen  seiner  Mühe 
entsprechenden  Erfolg  erzielen,  er  muß  ähnlich  wie  beim 
Gruppeuakkord  den  unfleißigen  und  ungeschickten  dureh- 
schleppen.  Erziehung  und  Belehrung,  nötigenfalls  Prämien- 
entziehung und  Entlassung  müssen  hier  helfen.  Auch  der 
Nachteil,  daß  der  &ewinn  wohl  nur  einmal  im  Jahre  aus- 
gezahlt werden  kann,  muß  dürcih  die  vorerwähnte  Propa- 
ganda ausgeglichen  werden.  Jedenfalls  sollte  die  Aus- 
zahlung im  Oktober,  der  Zeit  des  größten  Geldbedarfs,  er- 
folgen. 

Die  dürob  die  Gemeinscbaft  'bedingte  .Abgrenzung  dej- 
Haupt-  und  Betriebswerkstätten  wird  gewisse  Unbequemlich- 
keiten hervorrufen.  Sie  widerspricht  auch  dem  beut  aller- 
dings erst  selten  durchgeführten  Grundsatz  der  Zuteilung 
bestimmter  Lokomotivgattung-en  an  be  stimmte  Haupt  Werk- 
stätten. Bei  g-utem  Einvernehmen  der  benachbarten  Haupt- 
werkstätten (Abgabe  von  Vorratsstücken  usw.)  kann  der 
Nachteil  aber  sehr  gemindert  Averden,  In  vereinigten  Loko- 
motiv-  und  Wa^enwerkstätten  werden  Schwiefrigkeiten  in  der 
Beteiligung  von  Nebenbetrieben,  die  für  beide  Fahrzeug- 
arten ar)>eiten,  entstehen.  Diese  Nachteile  sind  m.  E.  nicht 
ausschlaggebend. 

Sc-ihließlich  scheint  eine  gewisse  Ungerechtfertigkeit  darin 
zu  liegen,  daß  aussohließlich  die  Z'eitleistungen  der'  Loko- 
motive, nicht  aber  die  kdlometiisohen  oder  tonnen-kilo- 
meitiischen  Leistungen  berücksichtigt  werden.  Diese  Leistun- 
gen sind  aber  niebt  größer  geworden  als  1918  und  werden 
sieb  in  den  nächsten  zwei  Jahren  nicht  'cibebliob  erhöben. 
Solange  also  die  Betriebsg--emeinscbaft  den  Bezirk  umfaßt, 
dem  die  Berechnung  der  Ausbesserungstage  entnonmien  ist, 
findet  genügende  Berücksichtigung  dea-  Lokomotdvleistungen 
statt.  Das  Gleiche  gilt  für  den  Einfluß  der  Streokenverhält- 
nisse,  da  Lokomotiven,  die  vorwiegend  auf  kurvenreichen 
und  gebirgigen  '  Strecken  verkehren,  der  Werkstätte  häufiger 
zugeführt  werden  müssen,  als  die  Lokomotiven  des  Flach- 
landes. Voraussetzung  ist  deshalb,  daß  die -Mindest- B'etriebs- 
tage  für  jede  Gemeinschaft  besonders  auf  Grund  des  leitzt- 
jährigen  Ergebniss.es  festgelegt  werden. 

„Der  Einsichtige  wird  erkennen,  daß  das  Hauptaugenmerk 
der  Verwaltung  bei  di'eser  Gewinnbeteiligung  darauf  gerich- 
tet ist,  gleichzeitig  die  größte  Prosperität  des  Arbeitgebers 
und  des  Arbeitnehmers  herbeizuführen  und  so  beide  Inter- 
essen zu  vereinen".  (Die  Gi-undsätze  wissenschaftliober  Be- 
triebsf übrung,  Taylor-Eösler) . 


Zur  Frage  des  Verkaufs  der  österreichischen  Staatsbahnen.*) 

Von  Dr.  Robert  Grienberger. 


„Schon  vor  einem  Jahre  hatte  ich  die  Überzeugung,  daß  die 
nach  der  Zertrümmerung  des  Eeiches  in  verstümmelter  Form 
zurückbleibenden  deutsch-österreichischen  Staatsbahnen,  auf 
sich  allein  ge.stellt,  nicht  jene  Aufgaben  erfüllen  können,  die 

)  Diesen  au.s  der  Feder  des  ]>ekannten  früheren  Sektions- 
<:üets  im  k.  k.  Eisenbahnministerium  stammenden  Artikel  ent- 
nehmen wir  der  Zeitung  „Morgen".    Die  sehr  bedeutsame  und 


ihnen  gerade  infolge  ihrer  großen  verlcebrspolitischen  Eedeu- 
tung  als  das  Kreuz  des  mitteleuropäischen  Verkehrsnetzes, 
als  die  Linien  des  großen  westöstlichen  und  nordsüdliclien 
Durchzugsverkehr  zukommen.  Die  großen,  nach  Norden  sich 


schmerzliche  Frage  des  Verkaufs  der  deutsobösterreicliisclieu 
Staatsbahnen  war  von  einem  Dr.  Krakauer  in  der  gleichen 
Zeitung  angeschnitten  worden.    D.  Schriftl. 
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Zeitim«  des  Vereins 
Deutscher  Kisenlmhnvprwaltuneen- 


ersfi^ckenclen  Hauptlinien  sind  uutei-  zwei,  ja  di-ei  Staaten  ^l- 
teilt  worden,  deren  iew^eilioe  politische  Stelluno-  zu-eifiaua'Cr 
d'en  Balinverk-elir  beeinflußt,  wie  wir  es  in  der  letzlen  Zeit 
wiederholt  empfindlichst  erlebt  haben.  Die  früher  bestan- 
denen einheitlichen  Tarife  über  große  Strecken  haben  sich 
iu  einzelne)  Teiltarife  aufgelöst,  die  schon  durch  die  vtrschit- 
dentn.  stetig  wechselnden  Valuten  einem  ständigen  AVechsel 
unterworfen  sind  und  jede  Preiskalkulation  für  <li-e  W'ar-cn 
unmöglich  machen.  Dazu  kommt  speziell  bei  den  deutsch- 
österr<ichi-ch(  u  Bahnen  die  fast  völlige  Abhängigkeit  Yvn 
der  auslau. iiNchen  Kohle  und  damit  von  dem  rnehr  oder 
weniger  guten  Willen  der  kohlenbesitzt nden  Nachbarstaaten, 
und  im  inneren  Verkehr:  die  immer  mehr  zunehmende  Sozi- 
alisierung des  Bahndienstes,  der  sich  die  Eegiorung  nicht 
erwehien  kann,  und  die  eine  dauernde  Gefahr  füi-  den  B.ihu- 
bctiieb  involviert,  im  &efolge  damit  die  durch  keine  Ertrags- 
rücksichten gehemmt'O  Ausgabenwirtschaft,  die  es  mit  sicli 
bringt,  daß  selbst  nach  den  bevorstehenden  horrenden  Taiif- 
erhöhungen  mit  einem  Betiiebsausfall  von  400  .^lIllionl■a 
Kronen  gerechnet  werden  muß.  Bcchnet  man  dazu,  iLitl  uui;  r 
den  heutigen  Preisveihältnissen,  selbst  des  Inlandes,  uii>,i;- 
heure  Summen  für  die  Wiederherstellung  des  Bahnbestau:ies 
und  für  den  geradezu  verlotterten  Fahrpark  erfoi'dorlich 
wäi-en,  die  aufzutreiben  aber  für  das  arme  Österreich  uu- 
möglieh  ist,  so  hat  man  einen  ungefähren  Überblick  ii'  i  r  ri;- 
Heuunui--c  und  Schwierigkeiten,  die  «ich  der  Al> 
eines  halbwegs  klaglosen,  auch  dem  internationalen  u  i 
entsprechenden  Verkehrsdienstes  entgegenstellen.  Sehw  loi 
keiten,  die  selbst  beim  besten  Willen  der  österreiciüsiduu 
Eisenbahnverwaltung  zu  überwinden  nieht  möglich  seiu 
dürfte.  Unsere  Staatsbahnen  stecken  in  einem  Sumj)fe,  aus 
dem  sie  herauszubringen  es  stärkerer  Hände  al«  der  unsrigen 
entkräfteten  bedarf. 

Diese  immer  melir  durchsickernde  Erkenntnis  von  der  in 
der  äußeren  Gestaltung  unseres  Staates  und  durch  iniieic 
Verhältnisse  bedingten  Unmöglichkeit  der  Fortdatier  des 
gegenwärtigen  Ztistande*  hat  verschiedene  Pläne  und  Maß- 
nahmen hervorgebracht.  Zu  den  letzteren  rechne  ich  das  Vö:n 
tscheeho-slowakischen  Staat  im  Friedensveiti  ag  sieh  airsbe- 
dungene  Eeeht  des  Durchfahrens  unserer  NordsüiUiuie  Bi-d- 
weiis-Linz-Villach  mit  eigenen  Zügen,  dem  ein  aleiches  Iis  cht 
jenseits  unseier  Osigrenze  gegeuüberistcht.  Die  verschie- 
denen Sanierungspläne  aber  lassen  sich  viel]oi(hf  tiuter  dem 
Namen  der  Internationalisierung  unserer  Slaat-balutf  u  zu- 
.«ammenfassen,  deren  Form  wieder-  eine  v.  i.-Mdiirlfjii'  sein 
kann.  Das  Wesentliche  scheint  mir  dnin  i  /n  la  Eut- 
rückung  der_  Staatsbahnen  aus  dem  uynuttcJiia  i  i  ii  Einfluß  des 
Staates  —  eine  Entstaatlichung  oder  jetzt  vielmehr  eine  T'ut- 
sozia^isierung  —  und  die  Heianziehung  und  Intere;^s:erang 
auswärtiger  Faktoren  an  dem  Betrieb  und  Gedeihen  unserer 
Bahnen,  denen  sie  ihre  finanzielle  Beihülfe  gewähren  s;dlen. 

Es  mag  für  viele,  denen  die  Versi aailirljiuig  der  Bahneu 
durch  Jahrzehute  zu  einem  GlaubeM->atz  gewurden  ist,  ein 
nicht  zu  lösender  Widerspruch  sein,  daß  zu  einer  Zeit,,  in  der 
die  Staats-  und  Volkssouveränität  zum  obersten  Piinzip  des 
Staates  geworden  ist.  der  Staat  gerade  aitf  einem  der  wichtig- 
sten G(.i)ictft  seiner  Macht  —  dem  des  Verkehrswesens  —  auf 
seine  Machtbefugnisse  •  zum  Teil  verzichtrn  soll;  aber  wir 
haben  in  der  Irtzffit  7oii.  dem  Gebote  lier  (Kuwait  and  der 
dura  neeessjtas  ur<diorohi-nil.  nur  um  leben  und  atmen,  zu 
können,  an  so  vi(  ]r>  u!aiii)i'u  oder  verzichten  müssen,  was  uns 
früher  unmöglich  x  hieu  oilr-r  was  ein  Axiom  des  neuen  Sraates 
war.  an  den  Frieden  von  Saint-Germain,  an  die  Absngpi  von 
der  Sozialisierung,  an  die  Trennung  von  tmersetzban  n  Knnst- 
schätzen.  so  daß  wir  uns  auch  mit  dem  Gedanken  rincr  Ent- 
staatlichung- unserer  'Stoatsbahntn  befreunden  würdi-n  wenn 
sie  zum  allgemeinen  Besten  erforderlicli  ist.  Sciil  icrsiicli 
hatte  die  Verstatlichung  der  Bahnen  iii  Ö«t^rrei(  h  .m'  ii  ihre 
Kehrseite,  und  —  abgesehen  von  den  ersten  Verstaat!tili',;ngen 
von  Bahnen  in  den  achtziger  Jahren  des  vorigt  n  .Jahihnn- 
derts  —  waren  es  vornehmlich  nationale  und  politische  fnl 
nicht  wirtschaftliche  Erwäs-ungen,  die  zur  Verstoatlicluuig 
geführt  haben.  Wenn  die  Wiener.  Grazer  und  Innsbi  ucl-:er 
mit  Neid  auf  die  Bahnhofpaläste  in  Prag  und  Lemlierg  blicken 
konnten,  so  waren  die? e  Bauten  der  Au.'fluC)  einer  den  natio- 
nalen Ten  den  ze  n  re  ch  n  u  n  g  i  r  a  g  en  d  en  A^  e  i  st  n  a  t  Ii  c  Ii  u  n  gs  a  Ic  t  i  o  n 
und.  nebenbei  bemerkt,  ein  drasliscl'er  Beleg  für  die  augeblich 
stiefmütterliche  Behandlung  der  nichtdcuischon  Nationen  im 
alten  Österreich.  Daher  stoßen  wir  uns  nicht  au  dem  G.c- 
danken  einer  Ent.staatlichung  tler  Bahnen,  und  suchen  wir  viel- 
mehr nach  jener  Form,  die  den  staatlichen  Interessen  am 
besten  entsprechen  würde. 

Von  den  Formen,  unter  denen  die  Entstaatlichung  und 
Internationalisierung-  unserer  Bahnen  herbeigeführt  werden 
könnte,  möchte  ich  zunächst  jene  erwähnen,  die  ich  selbst  in 


früheren  Artikeln  vorgcschlag'en  habe,  und  die  dahin  gclu. 
daß  wenigstens  di<s  llauptdurchzugslinien  '  des  alten  östci- 

'  reich,  also  nicht  allein  die  deutschöslerieichischen,  «ondeiu 
auch  die  tschechischen  und  polnischen  großen  Durchziig.-- 
linien,  in  eine  unter  BeteiHguug  des  auswäitigen  Kapitals 
zu  gründende  Eiseubalmgemeinsohaft    eingeworfen  würden. 
Den  Vertretern  des  auswäitigen  Kapitals  käme  ein  wesent-  ' 
lieber  Einfluß  auf  die  Btschatfui^g  von  Heizmaterial  und  der 
für   die   Wiederherstellung   der   Linien  und   des  Fahipaiiks  ' 
notwendigen  Eohstoffe  zu,  auch  wären  sie  berufen,  bei  Mei- 
nungsverschiedenheiten zwiscben  den  Vertretern  der  einzel- 
nen Nationalbahnen    vermittelnd    einzugreifen.    In  dieser 
Form  würde  den  einzelnen  Nationalstaaten,  wenn  sie  auch  ' 
durch  dip  Einwerfung  der  Staatsbahnen  in  die  Gemeinschaft  i 
einen  Teil  ihrer  Hoheitsrechte  aufgeben  müßten,  durch'  ihre 
Verlieter  in  der  Gemeinschaft  ein  weitgehender  Einfluß  ge- 
wahrt werden.   Dieser  Vorschlag,  der  auch  in  dem  Gedanken  " 
tler  Internationalisierung  der  Linie  Wien-Warschau  und  ÄVien- 
Triest  —  die  letztere  ist  es  eigentlich  schon  —  einen  Wider- 
hall fand,  setzt  allerdings  vora-us,  das  die  ■  Erkenntnis  der 
Unmöglichkeit  des  Fortbestandes  des  gegenwärtigen  Zustan- 
des  auch  bei  denSukzessionsstaat-en  den  Wunsch  nach  einer  tler-  • 
ai  I  igi  iiA'ercinbarung  hervorrufen  würde.  Bisher  hat  sich  der  | 
i,M     (  Ii ische  Staat  allerdings  in  einfacher  Weise,  durch  das  er-  ' 
wähnte,  im  Friedensvertrag  ÖsUrreich  aufgenötiate  „Pcagie-  ■ 
ruugsiecht"  zum  Teil  geholfen.  Aber  immerhin  ist  es  inter<'s- 
sant  festzustellen,  daß  der  meinem  A^orschlag  zugrunde  liegende 
Geilauke  einer  Eiseubahngemeinschaft  tler  heteiligten  Staaten  ■ 
auch  in  eiuem  Artikel  des  „Temps"  vom  .5.  Aug-ust  auftaucht,  J 
indem  geklagt  wird,  daß  es  keinen  Organismus  gäbe,  der  den 
notwendigen  Verkehrsdienst  zwischen  Kanal,  Ozean,  Mittel-  , 
meer  und  den  Ländern  Mittel-  und  Osteuropas  herstellt,  ■  und 
fragt:  „Warum  gründet  man  nicht  eine  internatiouale  Ge- 
sellschaft, die  als  Aktionäre  di-e  beteiligten  Staaten  hätte,  und  • 
die  den  Verkehr  aller  Eisenbahuzüge  durch  die  Länder,  die 
aus  tlem  alten  Österreich-Ungarn  und  dem  alten  russischen  ' 
Eeiche  hervorgegangen  sind,  regein  könnte?    Diese  Gesell- 
schaft würdo  auch  die  Ausbeutung  der  Kohlengruben  in  eleu 
G-ebieten  von  Oberschlesien  und  Teschen  sowie  in  tlen  Läu- 
tlern  mit  gröfJerem   wirtschaftlichen  Tiefstand   übernehmt  n 
und  für  A''cr))flegung  der  Arbeiter,  Vervollkommnung  des  Be- 
tii(')isniatr-jials  itud  gerechte  Verteilung  der  Kohlen  sorgen. 
Sie  könnte  gleich  der  Gcsrllscliaft  für  Eisenbahnverkehr  untei- 

;  die  Aufsicht  des  N'ö'kcrbund*-«  gestellt  werden."  Und  wenn 
i!-egeuwärtig  wied-ciluiii  davon  gesprochen  wird,  daß  die  tsch  - 
chischeu  Slaat- bahnen  an  ein  englisches  Konsortium  ver- 
pachtet T\erden  sollen,  so  liegt  der  Zusammenhang  diesem 
Planes  mit  dem  der  Bildung  einer  internationalm  Eisen- 
bahnverkehrsgesellschaft  in  den  Ländern  des  ehemaligen 
Österreich-Ungarn  doch  nicht  allzu  fern. 

Eine  radikalere  Form  der  Enisiaailichung  tler  Bahnen  dei 
ö.steireichiscbtn  Staatsbahuen  scldäut  Dr.  Krakauer  vor:  den 
direkten  Vrikanf  an-  ein  amerikanisches  Unternehmen,  da;- 
den  Betrioii  Ti 'ki  nehmen  und  für  die  rascheste  Beistellung  der 
nötigen  Wa^  i  iin  l  Lokomotiven,  des  notwendigen  Heizmait- 
rials,  der  i;i:!i.- udfe  für  die  Ausgestaltung  der  Bahnanlagea 
durch  Herbeischafung  aus  Amerika  zu  sorgen  hätte.  T'lest  ui 
Unternehmen  werde  es  leicht  sein,  mit  den  Nachbarstaaten 
günstige  Verträge  abzuschließen  und  eine  volksAvirtschafi- 
liche  Tarifpolitik  zu  erzielen.  Die  Ausblicke,  tlie  Dr.  Kra- 
kauer diesem  Unternehmen  und  unserer  Volkswir'sch&tt 
stellt,  sind  allerdings  sehr  verlockend,  trotzdem  kann  ich 
seinem  Ootiniismus  nicht  folgen.  Ich  habe  neulich  gelesen, 
daß  der  Lohn  eines  Late-ruenanzünders  in  New  York  aOnOOn 
österreichische  Kionen  im  Jahre  beträgt;  wie  hoch  stellt  sich 
demnach  der  Bezug  eines  Qualifizierten  Maschinenarbeiters, 
eines  Bergarbeiters  in  Amerika,  und  wie  viel  kosten  demnach 
in  österreichischer  Kionenwährung  die"  herbeizuschaffpudni 
amerikanischen  Wagen  und  Lokomotiven,  die  amerikanisch» 
Kohle  und  alles  andere,  was  zur  Ergänzung  unserer  Bahr  Zu- 
lagen notwendig  ist"?  Ich  fürchte,  wir  kamen  schon  bei  di  i 
ersten  Nachschaffung  für  unsere  Bahnen  auf  Summ-.'?;!,  du 
zusammen  mit  dem  Erfordernis  für  die  Verzinsung  und  Amor- 
Ii  sierung  des  Kauf  Schillings  und  für  den  Betrieb  ihre 
Deckung  nur  in  einem  derart  hohen  Tarif  fänden,  daß  danüi 

.eine  Aöjljge  . Unterbindung  ruiserer  heimischen  Volkswirt- 
schaft bewirkt  würde.  Soll  der  Plan  des  Verkaufes  der 
Bahnen  an  ein  auswä.riiyes  TTnternehmen  greifbare  Formen 
annehmen,  so  darf  es  sich  lediglich  um  einen  Import  des  Geldes 
und  tler  notwendigen  Eohstoffe  handeln,  nicht  aber  rm'- einen 
Import  von  Arbeit  in  Fertigprodukten.  Denn  Arbeit  ist 
neben  den  wenigen  Naturprodukten  unseres  Alpenlaudes  da> 
einzige,  was  wir  zur  Wiedererringung  unseres  wirtschaft- 
lichen und  politisclten  Lebens  besitzen.  Diese  Möglichkeit 
intensivster,  heimischer  Arbeit  dürfen  wir  durch  den  Import 
fremder  Arbeit  nicht  vermindern. 
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edenfalls  ist  «s  dank€ns-w€rt.  daß  Dr.  Kra-kauer  dio  Frao-e 
-  V€ikanfes  der -österreichischen  Staatsbahnen  zur  Eröite- 
T  ffea^lJt  hat.  Ich  wünschte,  die  Eröiteruno-  blieba  eine 
i>  theoretische,  denn  in  welcher  Form  immer  der  Verkauf 
Ii  stattfände,  stets  würde  er  eine  starke  Beeintiächti^uno- 
Souverämlät  des  Staates  bedeuten,  dem  auf  dem  Gebiete 


der  Volkswirtschaft  dann  fast  nichts  verbliebe  als  die  Steuer- 
^schraube.  Sollte  aber  auch  dieser  Kelch  des  Leidens  an  uns 
nicht  vurübergehen,  dann  mögen  wir  vorsehen,  daß  das  t'nheil 
auf  .iene  Wege  geleitet  werde,  die  für  uns  am  wenio'sten 
schmerzlich  isind." 


Was  wird  aus  den  Betriebsämtern  ? 


-1  der      .erreichlichung"  der  einzelstaatlichen  deutscheu 
nbahnen  spielt  die  Frage:  „Was  wird  aus  den  Betriebi- 
'■rn/-;  deshalb  eine  Rolle,  wreil  in  der  Organisation  der 
ter  die  beteiligten  Verwaltungen  am  weitesten  auseinander- 
'^■n.    Das  preußische  Betriebsarat.  die  sächsische  Betriebs- 
ktion  und  die  wuittembergische  Betiiebsinspektion  .sind 
piels  weise   grundverschieden    aufgebaut.     Diese  Unter- 
ede  haben  sich  historisch  entwickelt,  und  es  könnte  keines- 
>  einfach  das  eine  an  die  Stelle  des  andern  gesetzt  werden 
ei  ist  wesentlich,  daß  in  Preußen  vom  Betriebsamt  Betrieb 
'  Bau.  in  den  andern  Gliedstaateu  aber,  wie  übrigens  auch 
en  meisten  ausländischen  Eisenbahuverwaltjingen,  Betrieb 
:  Verkehr  gemeinsam  geleitet  und  überwacht  werden.  In 
nßen  nimmt  der  Verkehr,  in  Sachsen,  Württembero-  a  a 
Bau  eine  .selbständige  Sonderstellung  ein.  Infolo'edessi-n 
Pieußen  zum  Lsi'.er  seiner  Ämter  den  höheren  Techniker 
. agezogen,  die  anderen  Bundesstaaten  haben  sieh  eine  be- 
,  i^re  Beamtenschicht,  die  des  höheren  Betriebsbeamtfn.  oe- 
«chaften.   Da  es  sich  bei  der  bevorstebenden  Verreichlichun«- 
ischori  aus  praktischen  Gründen  nicht  darum  handeln  kann, 
in  Ireufkn  die   suddeutsche  Organisaf ion    der  Ämter  einzu- 
lu  Iren  so  bleibt  wohl  nur  die  Frage  offen:  Wie  können  wert- 
volle  Gesitht^snunkle  der  letzteren  in  das  preußische  System 
vorteilhaft  übernommen  werden?  , 

Zu  ihrer  Lösung  möge  auf  Erfahrungen  im  Weltkrieo-p 
zurückgegriffen  werden.  Um  die  damals  erwachsenen,  außel- 
ordentlifdien  betrieblichen  Anforderungen  bewältigen  zu 
Jionnen,  hat  sich  im  preußischen  Verwaltungsbezirk  neben  den 
Amtein  die  Einrichtung  selbständiger  Betriebsleitunoen  als 
zweckmäßig  herausgestellt.  Die  mit  Bau-,  Bahnunterhältunos- 
und Verwalfuno-sangelegenheitcn  stark  belasteten  Betriebs- 
amter  waren  großenteils  nicht  in  der  Lage,  den  reinen  Bo- 
triebsgeschaften  dauernd  und  mit  der  Wachsamkeit  nachzu- 
gehen, die  bei  den  hohen  Anforderungen,  welche  an  der 
(grenze  der  Leistungsfähigkeit  lagen,  dem  stoßweise  auftre- 
tenden Massen  verkehr  und  iler  dauernden  Stockungso-efahr 
Die  Amter  waren  dafür  nicht  ausgestattet, 
i^ine  ständige  Überwachung  des  Betriebes  erfordert  ein  Ta- 
und  I^aeht  besetztes  Betriebsbüro.  Ferner  erw'es.en  sich  die 
Eetnebsamtsbezirke  als  viel  zu  klein  und  die  Befu-nisse  der 
Amtsvorstande  als  zu  beschränkt.  Die  aus  dieser  Erkennfn  s 
heraus  £re=chaffenen  besonderen  Betriebäleifimgen  haben  eir^e 

^[f^^r  i^'^f^'^'r'  "^«^^  südStsclmr 

•Vr\P  '™  ^^'2'""^  ^'J^'i-he  Gedarke  in  beiden  ver- 
Jl\  ^^t..i?^f^  «^^^^  Betriebsleitung 

i"*^^"'^'''  "  t1  ^'^^  Tinicke  zwischen  den  Vorzügen  der 
dr^  R  l  r"-""-  ^'"'^.^t"^"^'^™  Oroanisation.  Die  Zerreißun" 
der  Bahnlinien  m  Stucke  von  rund  100  km  Länge  —  die  Durch- 
echnittsausdehnung  eines  preußischen  Betriebsamtes  —  wirkt 
auf  die  Abwicklung  eler  Betriebsgeschäfte  erschwerend  und 
hemmend.  Das  Betriebsgeschäft  verlangt,  daß  ihm  für  sioh 
unabhängig  von  Bau  Uder  Verkehr,    seiner  hervorragenden 


Bedeutung-  entsprechend  Rechnung' getragen  wird.  Die  Tnter- 
.essen  eles  Betriebs  erfordern  einen  tunlichst  großen  Anitsum- 
fang.  Ein  Amtskreis  umfaßt  zwc-ckniäßig  .ein  in  sich  geschlos- 
senes, abgerundetes  Verkehrsgebiet,  wie  es  beispielsweise  ein 
groß-er  Zentral-  und  Sammelbahubof  mit  den  zuo-ehörig.en  und 
ausstrahlenden  Linien  darstellt.  Die  Grenze  lie"'t  da  wo  die 
praktische  Möglichkeit  einer  wirksamen  tiberwachuno-  auf- 
hört und  die  braucht  bei  den  heutigen  wohlausgebauten  Fern- 
sprech-  und  Feinschreibeinrichtungen  nicht  zu  eu"-  zoo  eu 
zu  werden.  Es  ist  einem  Amtsvorstand,  dem  der  ß'etrieb  "die 
Haiiptsache  ist  und  der  im  Bau  bzw.  im  \'erkehr  durch  einen 
Hilfsarbeiter  entlastet  wird,  sehr  wohl  möglich,  einen  Bezirk 

*  bis  zu  500  km  Bahnlänge  zu  beherrschen.  Er  kann  einen  sol- 
chen Bezirk  nicht  nur  in  seinen  Anlagen  und  Betriebsmitteln 
bis  ins  einzelne  ubersehen,  sondern  es  ist  ihm  auch  möglich 
das  Personal  eines  derartigen  G-eschäftsbereichs  zu  tennen 
und  zu  leiten.  AVescntlich  ist  ferner,  daß  die  Befufuisse  de-~ 
AmtsTOrstandes  gegen  heute  erAveitert  werden ;  es  nniß  ihm  in 
Betriebs-,  Personal-  und  Verwaltungsangelegenheiten  möo- 
lichste  Selbständigkeit  zuerkannt  werden,  soweit  es  der  Grund- 
satz cier  Einheitlichkeit  zuläßt.  M.  E.  wird  eine  tunlichst  selb- 
.standige  Personalwirtschaft  in  einem  großen  Amts-  oder  Be- 
triebsleitungsbezirke  für  das  Personal  wie  für  die  Verwaltuno- 
von  Vorteil  sem.  Das  Belriebspersonal,  das  fahrende  wie  das 
Stationare.  hat  dann  m  Personalsachen  in  der  Re^-el  nur  mit 
seinem  Amtsvorstand  zu  tun,  der  die  Person  und  Saehe  um  die 
es  sich  handelt,  und  die  Eigenart  ckr  besonderen  VerhHllni-^se 
des  Einzelfalls  am  besten  kennt  und  zu  beurteilen  weiß  Die 
Vorteile  des  sogenannten  „Personal-",  wie  des  früheren  Sach- 
prinzips"  vereinigen  sich  bei  dieser  Organisation.  Dafür  muß 
das  Amt,  was  Ausbildung,  Unterricht  und  Prüfung  anbelano't 
durch  die  Einrichtung  von  Eisenbahnfacbschulen  entlastet 
werden.  ^Ich  halte  die  Schaffung  solcher  großen  Ämter  von 
denen  lede^s  eine  Betriebsleitung  darstellt,  für  einen  oro'anisa- 
torrschen  Forf.schritt.  weil  damit  den  Interessen  des  B^^triebs 
und  der  Personalwirtschaft  ihr  vollstes,  eigenstes  Recht  wird 
Bau  und  Verkehr  lassen  sich  den  Betriebsämtern  zwano-lo.s 
dadurch  angliedern,  daß  Spezialisten  oder  Hilfsarbeiter  diese 
Arbertsg-ebiete  unter  Oberaufsicht  des  Amfsvorstands  bear- 
beiten. Wuittemberg  hat  dem  Vernehmen  nach  den  Versuch 
rnr.h  ^rh^V?""-  ^^U''-*^"  P^'^  »^^^  Verkehr  in  einer  Hand 
Wo?i  R  n"^o*'?f^  E.nheitsamts  gemacht.  Vom  Amts- 
leiter  muß  vo  le  Sachkenntnis  auf  allen  seinen  Arbeitsgebieten 
verlangt  werd.en. 

Die  Schaffung  derartiger  Ämter  stößt  weder  in  Preußen 
kpftPn'^o      "?^'r''V.  Gliedstaaten    auf    fühlbare  Schwierig^ 
o     A   «'forderliche  Personal  ist  überall  vorhanden,  die 
.l€tzigen  Amtsvorstande  werden  von  den  neuen  Ämtern  aufo-e- 

T^^^^-u  Überleitung  läßt  sich  mit  e-eringster  Reibun^ 
(liirchtuhren.  Stockungen  in  dem  ernpfindlifhen  Getriebe  des 
Eisenbahnmechanismiis  dürften  nicht  zu  befürchten  sein. 

Baurat  Marquardt.  Stuttgart. 


Die  Eisenbahnangestellten  im  Krieg*). 


In  der  den  Eisenbahntruppcn  gewidmeten  Sondernummer 
fler  Leipzio^er  Illustrierten  Zeitung  tritt  eine  so  einseitio- 
militaristische  Tennenz  in  die  Erscheinung,  es  werden  in  ihr 
die  Leistungen  des  Militärs  so  betont,  die  der  Beamten  und 
Arbeiter  dagegen  so  verschwiegen,  daß  die  „Zivileisenbahner'-' 
Jagegen  Siellang:  nehmen  müssen. 

In  einer  einleitenden  Betraehtung  von  Herrn  Ma.ior  Heubes 
wir fl  „die  Bedeutung  der  Eisenbahnen  im  Krieo'-'  o'eschildert - 
la.iei  wird  mit  keinem  Wort  der  Eisenbahnbe^mten  und 
-arbeiter  gedacht,  wohl  aber  die  militärische  Leistun»-  heraus- 
arehoben;  so  heißt  es  z,  B.:  „In  der  Hand  des  deutschen  Gene- 
ralstabs sind  die  Eisenbahnen  .eines  der  wichtigsten  Krieo-s- 
mitlel  geworden«  ....  „diesen  Ma^.senverkehr  sicher  und 
sehnen  zu  erledigen,  ist  nur  die  Eisenbahn  imstande,  aber 
Bine  Eisenbahn,  die  ein  fester  und  straffer  Organismus  ist. 

im*).  Verkehrstechnisclien  Woche,  Nr.  32  vom  21.  Oktober 
Lala,  entnommen. 


i-  Vi  ■  *Vi  Hand  einer  sachkundigen  militärischen  Be- 
fehlsstelle die  aus  dem  toten  Material  .  .  .  die  leben- 
digen Kräfte  herauszuholen  versteht  .  .  .  ." 

Wenn  ein  unbeteiligter  Fachmann  hierüber  geschrieben 
hatte,  so  hätte  er  sich  gerechterweise  etwa  wie  folgt  geäußert: 

„Die  deutschen  Eisenbahnen  waren  durch  die  lange  Frie- 
densarbeit ihrer  Beamten  und  Arbeiter  auch  zu  einem  außer- 
ordentlich leistungsfähigen  Kriegsmittel  gemacht  worden. 
Die  Erwartungen  wurden  aber  durch  die  tatsächlich  erziel- 
ten Leistungen  erheblich  übertroffen,  denn  die  Eisenbahn- 
beamten haben  nicht  nur  auf  ihrem  ursprünglichen  Gebiet, 
der  Beförderung  von  Gütern,  sondern  auch  in  der  Ausnutzuno' 
der  Schienenwege  und  der  Betriebsmittel  zum  unmittelbaren 
Kampf,  und  in  der  Ausbildung  der  Eisenbahntaktik  Außer- 
ordentliches geleistet,  und  selbst  in  den  schwierigsten  Lagen 
haben  die  Eisenbahnen  stets  den  hochgeschraubtesten  Forde- 
ruiigen  der  Obersten  Heeresleitung,  die  den  verantwortlichen 
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i3©aiaten  durch  den  Generalstab  übermittelt  wurden,  voll  ent- 
sproclieu." 

W<^nu  aber  ■ein  Berufsoffizier,  dessen  ganzo  Täti}>keit  im 
Kriep:  auf  der  der  Eisenbahnfachlieute  beruhte,  über  solche 
Fragen  schrieb,  so  hätt«  man  eine  noch  etwas  andere  Fassung 
•erwarten  dürfen. 

Der  feste  und  straffe  Organismus  war  bei  den  Eisenbahnen 
vorhanden,  aber  durch  die  lange  Frieidensarbeit  und  die 
Pflichttreue  der  Fachleute,  und  nicht  durch  die  feste  „Haud 
einer  fachkundigen  militärischen  Befehlsstelle",  denn  ,.mili- 
tärisch"  und  „eisenbahnfachkundig"  dürften  zwei  sich  aus- 
schließende Begriffe  sein.  Wie  gut  der  Organismus  war, 
folgt  daraus,  dali  die  Beamieu,  d^e  ihn  im  Krieg  verantwort- 
lich leiteten,  ihn  trotz  der  Überanstrengung  von  Menschen 
und  Material  über  Wasser  hielten. 

In  der  Abhandlung  über  die  „Eisenbahntruppen  im  Bewe- 
gungskrieg" wird  durch  Herausstreichen  des  „Kodeis"  (Kom- 
mandeurs der  Eisenbahntruppen  der  xten  Armee)  zugunsten 
der  aktiven  Eiseubahnoffiziere  und  zum  Nachteil  der  Mili- 
tär-Eisenbahndirektionen und  der  in  ihnen  tätigen  Beamten 
eine  Organisation  geschildert,  wie  sie  tatsächlich  nicht  be- 
standen hat.  Es  wird  nämlich  alles  so  dargestellt,  als  ob 
der  „Kodeis"'  alles  bedeiitet  hätte.  In  Wirklichkeit  liegt 
<lie  Sache  so,  daß  bis  zum  Sommer  1918  der  Kodeis  der  Unter-- 
gebene  der  MED  war,  und  in  dem  für  die  großen  Angriffe 
im  Frühjahr  1918  maßg-ebenden  Eaum  haben  die  Kodeis  die 
Vorbei-eitungen  nicht  selbständig  bearbeitet,  sondern  das  er- 
folgte durch  die  MED  und  in  ihr  natiirgemäß  zu  einem  sehr 
beträchtlichen  Teil  durch  Beamte.  Wie  viel  hier  voa  der 
MED  geleistet  worden  ist,  ergibt  sich  z.  B.  daraus,  daß  alle 
\'orbereituugen,  die  ^'om  Feldeisenbahnchef  Anfang  1918 
befohlen  waren,  zu  dieser  Zeit  infolge  der  Initiative  der 
.MED  bereits  im  vollen  Gange  waren. 

Auch  die  Erkundigungen  und  Durchführungen  erfolgten 
nicht  von  Eekodeis  und  den  Kodeisen  allein,  sondern  in  be- 
trächtlichem Umfang  durch  die  Beamten  und  die  Zivil- 
kolonnen der  MED,  und  es  wäre  manches  besser  gewesen, 
wenn  man  die  gekünstelte.  Sonderorganisation  Eekodeis-Ko- 
deis  nicht  geschaffen  hätte ;  der  Betrieb  lag  —  einschl.  der 


Tätigkeit  der  Betriebskompagnien  —  der  MED  ob ;  die  wich- 
tigsten Knoten  punkte  des  vorderen  Gebietes  waren  mit  Be- 
amten besetzt,  desgl.  die  Lokomotiven  für  die  Eisenbahua 
geschütze  usw.  * 

In  dem  gleichen  Aufsatz  wird  auch  bei  der  Darstellun/ 
der  beim  strategischen  Eückzug  notwendigen  Eisenbahn 
maßnahmen  das  Wichtigste  verschwiegen,  nämlich  die  Durch 
führung  des  Eäumungsbetrie)3es,  und  diesen  haben  .stets  di( 
Beamten  (in  der  MED  die  Betriebschefs,  draußen  dil 
Station*-,  Zug-  und  Lokomotivi>ersonale)  durchgeführt. 

Sehr  eigenartig  ist  der  Schluß  dieses  Aufsatzes;  es  wir< 
hier  nämlich  gesagt:  „Die  Leistungen  der  (Eisenbahn- 
Truppe  .  .  .  sind  überraschend  für  den,  der  den  Friedensmaß 
Stab  anlegt.  Sie  beweisen,  wie  aucli  unter  den  schwierigste! 
Verhältnissen  ....  das  Höchste  erreicht  werden  kann,  wem 
.mch  gründliches  technisches  Können  mit  straffer  militäri 
scher  Disziplin  vereinigt."  Hierzu  ist  zu  bemerken:  Für  dei 
Fachniann  waren  die  Leistungen  nicht  überraschend,  deni 
für  diesen  gibt  es  keinen  „Priedensmaßstab".  Der  so  be 
Hellte  und  so  beharrlich  betonte  Gegensatz  zwischen  den 
Friedensmäßigen,  dem  man  das  Langsame,  Zögernde,  Schwer 
fällige  anhängen  möchte,  und  dem  „Kriegsmäßigen"  1>esteh 
in  Wirklichkeit  nicht;  je  mehr  geleistet  werden  mußte 
desto  mehr  mußte  „friedensmäßig",  d.  h.  streng  fachmänniscl 
gehandelt  werden.  Auch  die  Gegenüberstellung  „technischei 
Können"  und  „militärische  Disziplin"  ist  überflüssig,  denn 
Disziplin  war  im  Eisenbahnwesen  etwas  so  Selbstverständ- 
liches und  in  der  langen  Friedeusarbeit  der  Beamten  so  fest 
verankert,  daß  man  sie  wirklich  nicht  besonders  zu  erwähl 
neu  braucht.  | 

Auch  in  dem  Aufsatz  „Frontbahnen  im  Stellungskriegf 
l>6rühxt  das  vollständige  Verschweigen  der  Beamten  und 
das  Hervortreten  des  Kodeis  peinlich.  Der  Kodeis  hat  bei 
allem,  was  hier  erwähnt  wird,  nur  in  den  letzten  Kriegszeiteii 
mitgewirkt,  er  hat  aber  im  allgemeinen  nicht  die  Entschei- 
dung gehabt,  sondern  diese  und  damit  die  Verantwortung  lag 
in  vielen  Dingen  bis  Kriegsende,  in  den  anderen  bis  zum 
Sommer  1918  bei  der  MED  und  damit  zu  einem  erheblichen 
Teil  bei  den  Beamten ;  das  gilt  besonders  von  den  A^ollbahn- 
fragen  und  von  allen  maschiuentechnischeu  Angelegenheiten. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Neuregelung  der  ßeförderungsbedinffuugen  für  Kostbar- 
keiten im  Gepäck-  und  Expreßgutverkehr.  Bisher  galten  für 
Kostbarkeiten  (s.  §  51  Abs.  (2)  B  ^  der  Eiseubahn-Verkelirs- 
ordnung)  bei  Aufgabe  als  Gepäck  oder  Expreßgut  folgende 
Vorschriften:  a)  die  Stücke  müssen  fest  verschlossen  sein, 
b)  der  Inhalt  und  der  Wert  der  Stücke,  der  den  Höohistbetra,«- 
der  Entschädigung  bilden  soll,  sind  anzuge.ben  und  im  Gepäck- 
schein oder  auf  der  Eisenbahn-Paketkarte  zu  vermerken.  Wird 
der  Wert,  oder  das  Interesse  an  der  Liefemng  mit  mehr  als 
.500  Jl  augegeben,  so  werden  die  Stücke  zur  Befördcmni.  als 
Gepäck  oder  Expreßgut  nicht  angenommen.  —  EaisiniHlieud 
der  am  1.  März  d.  J.  getroffenen  Neuregelung  der  Bestim- 
mungen ülier  hochwertige  Güter  im  Güterverkehr  (s.  Nr.  11 
S.  135  d.  Ztg.)  sind  nunmehr  auch  die  Beförderungslbedingiin- 
gen  für  Kostbarkeiten  im.  Gepäck-  und  Expreßgutverkehr  neu 
restgesetzt  worden.  Mit  Wirkung  vom  15.  Dezember  d.  J. 
treten  hierfür  foi'.gende  neue  Vorschriften  in  Kraft:  Geld, 
.Münzen  und  Papiere  mit  Geldwert  sind  überhaupt  von  der 
Befördening  als  Eeisegepäck  oder  Eipreßgut  ausgeschlossen; 
falls  nicht  vorgezogen  wird,  diese  Wertgegenstände  mit  der 
Post  befördern  zu  lassen  oder  als  Handgepäck  mit  in  die  Per- 
sonenabteile zu  nehmen,  ist  nur  ihre  Beförderung  als  Eilgut 
in  fest  verschlossenen  Kisten  oder  Fässern  unter  Wertangabe 
möglich.  Dagegen  sind  zur  Beförderung  zugelassen:  'Gold- 
und  Silberbarren,  Piatina,  Dokumente,  Edelsteine  und  •echte 
Perlen,  W^aren  ans  Gold,  Silber  oder  Piatina,  auch  in  Verbin- 
duna"  mit  Eilelsi  einen  oder  echten  Perlen,  'ferner  Kunstgegen- 
ständc.  wio  Gemälde,  Bildwerke,  Gegenstände  aus  Erzguß  und 
Kunstaltcitiiuier.  schließlich  andere  Kostbarkeiten  (d.  h.  Ge- 
genstände, bei  <leueu  der  Wert  für  1  kg  der  Ware  150  Jl  über- 
steigt), imil  zwar  als  Gepäck,  sofern  sie  zum  Eeisebedarf 
oder  zu  den  in  der  Aiisfühmngsbestimmung  1  zu  §  30  der 
Eiseubahn-Verkehrsorduung  genannten  Gegenständen  ge- 
hören, als  Expreßgut  mit  der  lEinschränkung,  daß  der 
Wert  der  genannten  Gegenstände,  der  den  Höchstibetrag  der 
dafür  zu  zahlenden  Entschädigung  bilden  soll,  in  der  Paket- 
karte anzugeben  ist.,  und  die  Stücke  zur  Beförderang  als  Ex- 
preßg-ut  nicht  angenommen  werden,  wenn  der  Wert  mit  mehr 


als  2000  JL  für  die  genannten,  in  der  Sendung  enthaltenen 
Gegenstände  angegeiben  ist.  Außerdem  ist  vorgeschrieben, 
daß  die  GepäckstiHlic.  fe.-t  vei>.cblossen  sein  müssen;  Expreß- 
gut ist  in  fest  vcrsclijlu^scjK^n  Fässern  oder  Kisten  aufzugeben, 
andemfalls  ist  das  Fehleu  oder  der  i\Iangel  der  A^erpackuns 
vom  Absender  auf  der  Paketkarte  anzuerkennen.  Bei  Auf- 
gabe als  Gepäck  werden  im  Falle  des  Verlustes,  der  Minde- 
i-nng  otler  Beschädigung  nicht  mehr  als  150  Jl  für  das  Kilo- 
gra/mm  der  Waix>,  höchstens  20(X)  M,  bei  Aufgabe  al*  Expreß- 
gut der  angegebene  Wert,  höchstens  2000  Jl,  für  alle  in  dei 
Sendung  enthaltenen  Kostbarkeiten  ersetzt.  Für  andere  nicht 
zu  den  Kostbaikeit*en  lechnende,  unverpackte  Gegenstände 
wird  im  Schadensfalle  der  gemeine  Handelswert  am  Orte  der 
Aufgabe  vergütet. 

—  Die  Arbeiterpensionskassc  der  Bayerischen  \'erkclus- 
anstalten  hat  mit  Eückwiikung  vom  1.  .Juli  1919  eine  wesent- 
liche Verljesserung  der  Leistungen  aus  ihrer  Abteilung  B  ein- 
treten lassen.  Zunächst  wurden  den  bisherigen  Jieun  Lohn- 
klassen ■  weitere  sieben  Lohnklassen  mit  einer  Höchstlohu- 
klasse  XVI  zu  3000  Jl  rechnungsmäßigem  Lohneinkommen 
angegliedert.  In  die  Höchstlohnklasse  von  3(X)0  JL  .sind  alle 
Mitglieder  mit  einem  .lahreseiukommen  von  mehr  als  2800  Jt 
einzureihen.  Der  Beitragssatz  in  dieser  Höchstlohnklasse  ist 
auf  wöchentlich  1  Jl  40  ^  für  das  männliche  und  70  füi 
das  weibliche  Mitglied  festgelegt,  während  die  Vervraltnne 
das  Doppelte  (2  Jl  80  bzw.  1  Jl  10  .-S)  zuschießt.  Die  Zu- 
satzrenten in  dieser  Höchstlohnklasse  bewegen  eich  zwischen 
600  Jl  in  den  ersten  zehn  Mitgliedschaftsjahren  und  1500  M 
nach  40  Mitgliedschaftsjahren.  Mit  der  Einführung  dieser 
Höchstlohnklasse  von  3000  Jl  steht  die  bayerische  Arl^eiler- 
pensionskasse  an  der  Spitze  der  deutschen  Eiseuba hnarbeiter- 
pensionskassen.  Sodann  ist  das  Sterl>egeld  beim  Tode  eine-- 
Eentners  von  80  Jl  auf  160  Ji  Und  beim  Tode  der  Ehefrau 
oder  Witwe  eines  Eentners  von  50  Jl  auf  100  Jl  erhöht  wor- 
den. Weiter  wurde  bestimmt,  daß  den  Kriegsteilnehmern  di* 
Kriegsdienstzeit  für  die  Mitgliedschaft  bei  der  Abteilung  E 
unter  den  gleichen  Voraussetzungen  doppelt  gereclinet  werde, 
unter  denen  für  die  Beamten  liei  der  Bemessung  der  pensions- 
fähigen Dienstzeit  der  wirklichen  Dienstzeit  Kriegsjahre  hin- 
zugerechnet werden.  Auch  wurde  einem  lange  gehegteii 
Wunsche  der  Mitglieder  Eeehnung  getragen,  indem  für  di< 
Einreihung  in  die  Lohnklassen  das  wirkliche  Jahresarbeits- 
einkommen,  nicht  mehr  bloß  das  300-fache  des  Krankenkissen- 
grundlohns,  als  niaßo-ebend  erkläri  wurde. 


lAX.  Jahrgang 
.13.  Dezember  19lv 
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—  Löschuu^  von  Disziplinarstrafen  in  Baden.  Gemäß 
fetaatsministeiialentschuießuno:  vom  30.  9.  19  .gelten  in  Baden 
alle  Verfügungen  und  ^'ermerke  über  Disziplinarstrafen  als 
gelöseht,  wenn  der  besti-afte  Beamte  oder  Bedienstete  seit  der 
Festsetzumg-  der  iStrafe  währt nd  einer  Bewährungsfrist  die 
Pflichten  seines  Amtes  „zufriedenstellend"  erfüllt  hat.  Die 
Büwährunosfrist  beträgt  bei  A'erweisen  und  bei  Greldstrafen 
bis  zu  5  .^«ein  Jahr,  bei  Strafen  von  mehr  als  5  J{  bis  zu  30  Jt 
.5  Jahre  und  bei  sonstigen  Disziplinarstrafen  10  Ja'hx'e.  Von 
der.  Löschuno-  einer  Disziplinarstrafe  nach  Ablauf  der  Bewäh- 
i'ungsfrist  .soll  nur  dann  abgesehen  werden,  wenn  ein  Beamter 
innerhalb  der  Frist  zur  Erkennimg  einer  wcitei-en  Disziplinar- 
»trafe  Aniaji  gegeben  hat;  Verwarnungen^  Eägeu  und  dergl. 
verlängern  die  Frist  nicht.  Sobald  die  betreffende  Strafe  als 
gelöscht  gilt,  sind  alle  darauf  bezüglichen  Akten  zu  veruichl  en. 
Gleichzeitig  wurde  bestimmt,  daß  in  die  Personalakten,  Per- 
."-onalbogen  und  .Standeslistcn  eines  Beamten  oder  Bediensteten 
l'iir  ihn  imgünstige  Tatsaehen  (Vorkommnisse)  —  nicht  Ur- 
'<  ile  —  nur  nach  ^seiner  Anhömng  eingetragen  werden  dürfen. 

-  Maßnahmen  gegen  Diebstähle.  Die  badische  Eisenbahn- 
\<  rwaltung  ist  ilazii  ü'x'rgegangen,  zunächst  im  JJangierbahn- 
liof  Mannheim  die  Bahnliofswache  mit  Schußwaffen  ai  szu- 
lüsten,  von  denen  nach  bestimmter  Weisung  Gebrauch  ge- 
macht wird.  Auf  Anruf  des  Wächters  hat  Jedermann  sofoit 
anzuhalten  und  durch  Angabe  von  Namen  und  Dienstgrad 
zu  antworten.  Die  gleich©  Einrichtung  soll  auf  einigen 
anderen  Bahnhöfen  getroffen  werden. 

—  Lohnforderungen  der  3Liffdeburger  Eisenbahner.  In  einer 
Versammlung  ties  Deutschen  Eisenbahnerverbandes  wurde, 
wie  die  „Dt.  Allg.  Ztg."  berichtet,  am  7.  Dezember  der  Be- 
schluß gefaßt,  die  Eegierung  aufzufordern,  sich  bis  zum  1.  Ja- 
nuar über  die  Erhöhung  der  Löhne  zu  entscheiden.  Ferner 
wurde  beschlossen,  daß  sich  die  Eegierang  bis  zum  15.  De- 

.zember  dariiber  entscheiden  solle,  ob  sie  die  verlangte  Wirt- 
schaf tsbeihilfe  an  die  Arbeiter  und  Werkhelfer,  die  diese  Bei- 
hilfe noch  nicht  erhalten  haben,  bis  Weihnachten  zahlen  wolle. 
Wenn  nicht,  erklären  §ich  alle  Mitglieder  mit  den  in  Betracht 
kommenden  Arbeitern  solidarisch. 

—  Mit  der  Einrichtung  von  Personen-Automobilposten  über 
das  ganze  Reich  Ijeschäftigt  sich,  wie  die  Eeichshauptstädti- 
sche  Korrespondenz  mitteilt,  zurzeit  das  Eeichsposlministe- 
rium.  Die  neue  Art  der  Personenbeförderung  ist  als  Ergän- 
zung lx?ieits  bestehend«'  ^'oll-  und  Kleinbahnen  oder  als  Er- 
.^atz  für  nicht  voll  auszunutzende  Kleinbahnen  gedacht.  Die 
Vorarbeiten  zur  ^'erwirklichuug  des  Projektes  sind  bereits 
sohl'  weit  gediehen.  Zur  Verwendung  «olien  im  allgemeinen 
Kraftwagen  mit  Verbrennungsmotoren  gelangen,  die.  mit  12 
bis  18  Sitzplätzen  ausgestattet,  eine  Nutzlast  von  2  t  befördern 
können.  Auf  geeigneten  Strecken  soll  diesen  Kraftwag-en  ein 
Anhänger  für  1  t  Nutzlast  beigegeben  werden,  der  zur  Beförde- 
rung von  Postfrachtstücken  dienen  soll.  Leider  stößt  aber  die 
Beschaffung  der  Wagen  bisher  auf  Schwierigkeiten.  Neben 
dem  noch  immer  nicht  beigelegten  Streik  l>ei  der  Autofabrik 
Büssing,  liefern  auch  die  übrigen  Fabriken  nicht.  Die  Ver- 
hältnisse liier  liegen  augenscheinlich  ebenso  wie  bei  den 
Lokomotivbauanstalten,  die  lieber  Maschinen  für  2,3  Millionen 
Mark  für  das  Stück  an  das  Ausland  liefern,  als  sie  für  800  000 
Maik  dem  Staate  zur  Verfügung  zu  stellen.  Auch  von  den 
Wagen  der  Heeresbestände  sind  nicht  allzu  viele  für  den  Post- 
dienst geeignet,  da  der  Umbau  der  Wagen  sowie  auch  die 
Beschaffung  ^-on  Ersatzteilen  durch  die  reichseigene  Auto- 
werkstatt auf  Hinde  rnLsse  stößt.  Daneben  sind  die  für  diesen 
Zweck  bewilligten  Mittel  zu  gering;  die  Herstellung  der  Ga- 
ragen stößt  auf  SchTvierigkeiten  und  auch  die  Frage  der  Brenn- 
stoff beschaffung  für  die  Wagen  ist  noch  nicht  gelöst.  Der 
neue  Autodienst  soll  nicht  nur  dem  flachen  Lande,  sondern 
auch  den  Großstädten  zugute  kommen,  wo  durch  die  Ablösung 
des  Pferdelx^trielies  dem  Eeich  erhebliche  Summen  gespart 
werden  können.  Gleichzeitig  mit  dem  Ausbau  der  Postbeför- 
derung will  das  Eeichspostministei-ium  auch  in  den  Groß- 
städten die  Pieranziehung  der  Postbeförderung  durch  die 
Straßenbahn  im  weitesten  Umfange  fördern,  da  sich  die 
letztere.  soAveit  sie  bereits  ztir  Durchführung  gelangt  ist,  sehr 
gut  bewährt  hat. 

~  Linienführung    des  Kanals  Hanno ver-3Iagdeb arg.  Die 

Handelskammer  zu  Berlin  hat  in  ihre  Vollversammlung  vom 
5.  Dezember  1919  ihre  frühere  Stellungnahme  zu  dieser'  Frage 
aufs  neue  kundgegeben  in  folgender  Entschließung: 

„Die  Einfügung  des  Schlußstückes  Hannover-Magdeburg  in 
die  große  westöstliche  Querverbindung  der  norddeutschen 
Ströme  wird  von  der  Handelskammer  zu  Berlin,  wie  schon 
im  früheren  Verlauf  der  Kanalbaupläne,  so  ganz  besonders 
.^etzt,  unter  dem  Eindruck  der  Unzulänglichkeit  und  Verteue- 
rung des  Eisenbahntransportes,  für  eines,  der  di-ipgendsten 


verkehrspolitischen  Erfordernisse  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft erachtet.  Der  Streit  über  die  wirtschaftlichen  Vorzüge 
der  einen  oder  anderen  Linienführung  bedroht  das  AVerk  mit 
unnötiger  Verzögerung  und  ist  geeignet,  das  Augenmerk  davon 
abzulenken,  wie  das  Hauptiitteres&e  aller  dahin  gehen  muß,  daß 
die  Verbindung  überhaupt  endlich  hergestellt  werde.  Nachdem 
die  Streclve  Misburg-Peine  in  Angriff  genommen  worden  ist. 
kommt  von  den  nördlichen  Führungen  nur  noch  die  soge- 
nannte Mittellinie  in  Betracht,  so  daß  die  Wahl  Jetzt  zwischeu 
Mittel-  und  SüdLnie  besteht. 

In  wirtschaftlicher  Beziehung  ist  es  uns  nicht  zweifelhaft, 
daß  der  große  o.stwestliche  Durchgangsverkehr  sowie  dei 
Verkehr'  mit  den  an  ihm  beteiligten  Seehäfen  l>ei  seiner  über- 
ragenden Bedeutung  den  Anspruch  auf  eine  möglichst 
kurze,  mit  wachsendem  Verkehr  unschwer  erweiterungs- 
fähige Linie  hat,  die  er  bei  der  Mittellinie  findet.  Die  Fahrt 
zwischen  Hannover  und  dem  Ihlekanal  Avestlich  Burg  würde 
über  die  Südlinie  ))ei  deren  größerer  Länge,  Steigung  und 
Schleusenzahl  -um  ein  A'iertel  l)is  ein  Drittel  der  Zeit  länger 
dauern  als  über  die  Mittellinie,  und  die  Frachten  entsprechend 
verteuern.  Entscheidendes  Gewicht  ist  auch  darauf  zj.  legen, 
daß  die  ^littellinie,  um  die  Hemmnisse  und  Gefahren  einer 
Spiegelkreuzung  zu  vermeiden  und  ■  den  A^erkehr  von  den 
schwankenden  AVasserstandsverhältnisseu  der  Elbe  unabhän- 
gig zu  machen,  den  Strom  auf  einer  Brücke  über.schreitet  uml 
unmittelbar  in  den  Ihlekanal,  die  \'er)>indung  mit  den  märki- 
schen AVasserstraßen.  mündet. 

Unter  diesen  Umständen  sollten  die  im  .südlichen  Bereich 
des  Kanals  belegene  Industrie  und  Landwirtschaft  sich  zu- 
nächst an  den  A'erkehrsverbesserungen  genügen  lassen,  welche 
der  in  der  Mittellinie  geführte  Kanal  durch  die  vorgesehenen 
Stich-  und  A^erbiudungskanäle  und  durch  die  Zufulu'bahnen 
zu  den  Kanalumschläg'en  auch  ihnen  bringt.  Die  Handels- 
kammer erwartet  zuversichtlich  eine  rasche  Entschließung 
der  Eegierung  und  der  Landesversamnilung,  damit  das  Ver- 
kehrs wirtschaftlich  bedeutungsvolle  AA^erk  endlich  seiner  Voll- 
endung entgegengeführt  wird." 

—  Personalnachriehten.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
bahnverwaltung sind  versetzt  worden :  der  Oberregierungsrat 
Lochte,  Vjisher  in  Frankfurt  (Main),  zum  Eisenbahn-Zentral- 
amt in  Berlin  und  der  Eegierungsrat  Dr.  jiir.  Knuth,  bishei' 
in  Magdeburg,  als  Mitglied  der  EisenbaluiLlii  ektion  nach  Ber- 
lin. —  Der  Eegierungsbaumeister  des  Maschinenbaufachs 
Köhler  in  Berlin  ist  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten zur  aushilfsweisen  Beschäftigung  in  den  Eisenbahn- 
abteilungen überwiesen. 

Bei  der  württembergischen  Staatieisenbahnverwaltung  sind 
der  Eisenbahnbetrie]>sinsp6ktor  F  i  s  c  h  ö  1 1  ■&  r  zum  Finauzrat, 
die  Eeohnungsräte  Müller  und  Helges  zu  Eisenbahn- 
betriebsinspektoren des  inneren  Dienstes  und  der  Maschinen- 
ingenieur K  ö  n  i  g  s  h  ö  f  e  r  zum  Eisenbahnbauinspektor  des 
inneren  niaschinentechnischen  Dienstes  Je  bei  der  G-eneral- 
direktiou  dei'  Staatseisenbahnen  befördert  worden. 


Österreich. 

—  Konferenz  mit  den  Vertretern  der  Großmächte.  Am  3.  De- 
zember vormittags  fand  in  der  Staatskanzlei  die  Konferenz  der 
Vertreter  der  Großmächte  mit  dem  Staatskanzler  und  deu 
Staatssekretären  statt.  Hierbei  trug  Sektionschef  Endercs  nach- 
stehende Erklärungen  des  Staatsanites  für  A^erkehrswesen  vor: 

„Der  Betrieb  der  österreichischen  Eisenbahnen,  insbesondere 
der  Staatsbahnen,  hängt  innig  mit  dem  Betrieb  auf  den  Nach- 
barstaatsbahnnetzen und  mit  den  allgemeinen  wirtschaftlichen 
.Verhältnissen  Österreichs  zusammen.  In  ersterer  Beziehung 
werden  die  österreichischen  Eisenbahnen  außerordentlich  un- 
günstig durch  den  großen  Wagenbedarf  der  Nachbarstaaten  be- 
einflußt. Die  Ursachen  dieses  grßen  AVagenbedarfs  sind  kurz 
folgende:  Die  Tschechoslowakei  hat  gegenwärtig  die  Zucker- 
rübenernte unter  Dach  und  Fach  zu  bringen  und  die  Verarbei- 
tung des  Zuckers  durch  Lieferung  von  Kohle  und  Kalkstein 
und  durch  die  Abfuhr  von  Eübenschnitten  und  Eohzucker  zu 
ermöglichen.  ,  In  sonstigen  Jahren  konnte  zur  Zeit  der  Eüben- 
transporte  der  Kohlenverkehr  gegenüber  dem  augenblicklichen 
Bedürfnis  eingeschränkt  Averden,  weil  die  größten  A^erbraucher 
der  Kohle,  die  Eisenbahnen,  die  ludu.strie  und  die  Städte  füi 
Gas-  und  Elektrizitätswerke  und  für  den  Plausbrand,  mit  Kolüe 
für  mehrere  AA'ochen  oder  Monate  versorgt  waren.  Heuer  fehlen 
alle  diese  A^orräte,  und  infolgedessen  leidet  die  Tschecho- 
slowakei unter  dem  Zusammentreffen  des  dringenden  Kohleu- 
bedarfes  mit  der  Eübenbeförderung.  Für  den  Transport  doi 
Zuckerrübe  und  der  bei  der  Verarbeitung  nötigen  Eohstofft 
und  sich  ergebenden  Abfälle  sind  in  der  Zeit  des  stärksten  Be- 
darfes gleichzieitig  an  15  000  offene  Güterwagen  nötig,  d.  h.  ein 
Fünftel  des  gesamten  Besitzes  der  ehemaligen  k.  k.  Staats- 
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mPhr  fJ'ii?  ^^'i-T^'']  ^"^^"^^  "'^^^  Südslawien  beschädigen 
ucit  mein  ^vao^n  and  Lokomotiven,  als  sie  wieder  licrstefien 
können.  Lnoam  ist  daaurch,  daß  Kuniänien  eine  sehr  o/oße 
Anzahl  von  Guttrwaoeii  wc-Äselulirt  hat,  allem  ALXin^nacJi 
in  eine,  bedransto  La.o.e  ^erat^en      '  --lu-outün  nacn 

IV  '^"^  f'cn  voi-Äenannten  Ländern  be- 

ziehen. Die  Lis^nbahnveiwaltunoen  dieser  Länder "an-en 
enlgeoen  dem  allotmem  süläoen  Grundsatz,  cuaß  die  Veiiand^ 

iä^^l-  GüteT*',fe^^^tf ?•"-"fel^e^ll'•^t.  zur  Abbeföidernl 
lenei  Gutei,  cie  Österreich  sich  durcb  mühselio-  zustande  o-fZ 

^^^'^T^'cr^^l'l'^'^        Zusendun.  ^^n  Wa^^n  und 
ueuebter  z,€it  auch  von  Lokomotiven.    Osterieich  ist  op^wh., 
gen  derarti,.en  Fonierunsen  nachzukommen    Ibei  der  Eifoh' 
bleibt  aus   unsere  ^'achbaiü  senden  uns  sehr  häufio  die  vei^ 
einbarttn  Guter  nicht  und  halten  tiotzdem  unsefe  WaS  und 
Lokomotiven  zuiück.    Der  volisländioe  Zusammenbruch  den 
^Aa.o-en Wirtschaft  scheint  ohne  schi.euulo,te  H  unver 
meullich.    A\enü  auch  feststeht,  daß  die  meilieu  wien  im 
^t«.*!!^'"'",  ff  ^  ''""^  Zusammenbruch  an  die  neu  entstandenen 
Staaten  abflössen,  so  befanden  sich  doch  bei  der  ei>ten  Gi^ti^^^ 
wao-enzahlunä-  am  11.  Februar  1919  auf  den  östfii eich isrh^n 
Ltsenbahnlinien  noch  immer  2GS17  eedeckle  und  M  659  offene 
zu^mmen  49  470  Güterwagen.  Inzwischen  sTn^^U  iünS 
Zahluno-  vom  22  Oktober  1919  bevv,  isi.  nicht   veufo-e  aK^^^ 
«eaeck te.  14b9  offene,  zusammen  al,o  11  U85  GüeA",oen  (unier 
diesen  2.%0  semaß  dem  Waffcnstill.tandsvertra^>v  an  itTlierab 
.gegebene  G_ulerwa£en)   abhanden  «ekommei         an  lie4ni' 
Tage  nur  1  <  201  -«.deckte  und  21  190  offene,  somit  38  391  Gütei 
Wasen  o-ezahlt  wurden.    Von  dies^en  befanden  sich  iedoch  nui- 
H^t^-        '^"'^  osteii€ichisch€n  Slaalsbahnlinicn,  der  Eesl  vcm 
Junf  ös:crreichischen  PrivaibahnHnfen  Da 

rund  14  ^  (j621)  aller  A\aoen  als  ausbesserunÄsbedürf  ti»-  fest 
.gestellt  wurden  und  bis  zu  6Ü€0  Wagen  durch  derAlan^-el  an 
SliUsf.nJp''^'  '^''^''''^  liervoifferufenen  Stauungen  zum 

felillslande  sezwunsen  waren,  veiminderte  sich  die  wirklich 
verfu.obare  Wagenzalil  auf  wenmer  als  drei  Vieitel™  oe- 
zahlten  Wagen.  Die  österreichischen  Staatsbahnen  deren  nor- 
ma  spurio-es  Betriel»suetz  etwa  4.300  km  beträft   besitzen  ZI 
A  '^'"'^^  naehtii.onciien  AnkS-'erworblne  odei" 

durch  Anmietuno-  o^bundeue  Wagen;  der  übrio-e  Fahi^ark 
bis  zum  Zeitpunkte  der  vom  Begmn  an  ei stiebten  Äenau^ 
teilung-  als  den  einzelnen  N.  u.taaten  mit  zugehöiend  fiel 
zugiff.  wenn  auch  diese  Fieizüoi.keit  durch  gewisse  Ansmüche 
und  emseimeidende  Maßnahmen  emzeliier  Neustaafef  wei  - 
gehende  Einschrankunoen  erlitten  hat.    An  österieichislhen 
und  ehemaligen  k.  k  Staatsbahnwagen  wurden  am  22  Okfober 
i-P  .Vj''^^^"^*  mir  27  981  gezählt,  der  Ee.t  von  10  410  WaS 
gehörte  fremden  Bahnverwaltungen.  Es  liegt  klar  zutao^e,  daß 
die  einzelnen  Staaten  nicht  nur  bestiebt  wann,  eine  Schwä 
<:hung  des  bejm  Zusammenbruche  der  Monarchie  n  ihren  S 
den  befmdhchen  Wagenparkes  hintanznhaltf  n;  sondern  daß  lic 
P«br/n"f  '^^ittel  anwandten,  um  eine  stete  Vermehrung  dieses 
Fahrparkes  aul  Kosten  Ost.eneichs  zu  erreichen 
.Gegenwärtig  taut,  unter  der  Leitung  des  Sir' Francis  Dent 
eine   Sachverständigenkommission   zu?  Aufteilung   deS  ehe- 
maligen  osterrtichisch-ungarischen   Fahiparkes.    Doch  wiid 

?W^rKSlfefr''^        '^^^"^^^^^'^  - 

eine' st^^fp"'?.^^  ""'^^IV'"^^  ^^Ife.    Es  muß  daher  sofort 

Salioen       k   s^'^rf",  '1^°  Fahrpark   der  ehe- 

nialio€n  k.  k.  btaalsbahnen,  solange  er  nicht  unter  die  neu- 

l^^^^rT''-/^'''-''''^'  'f^  ^""^^  ähnlichen  W^L 
geieeht  und  gleichmäßig  verwendet,  wie  di.es  unter  der  alt.-n 

sf^f«''n»T''  :V-'»f<-^<^-n'''>ahny«rwaltunff  geschehen  ist.  DieS 
o-iw  V  ,i"i^/l<^i:/jfordei liehen  Machtvollkommenheit  aus- 
o-e  cle  tT<"'  T'''^''^^  Befehlen  auch  die  Durchführung 
^^Vn-  1  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  wirt- 

s?.h  In'  7i  Veihaltnissen  Österreichs,  d.en  ich  erwähnte,  Zin 
StStl  n?,r^P  :  Sioßen  Kohlennot  der  österreichischen 
über  riiA  KnM ^^"^  allgemeinen  Ausführungen 
Uber  die  Koh  eunot  waie  vom  Standpunkte  des  Eisenbahnbe- 
untpf  r''n^"^  österreichischen  Eisenbahnen  Idde^ 
T  oll  -i  '/'^•"»•'t  derailig,  daß  augenblicklich  außer 
Lebensmitteln,  Brennmateiialien,  Sprengstoffen  für  Bero-werke 
unü  V  erpackiingsmatenalien  für  Lebensmittel  fast  keine  Güter 
'efs'i'n'  Fi'":''7-t,  ^vürde  unsere  Indusine  min- 

hrt..^  Ei««nbahnouterverkehr  auch  dann  nicht  arbeiten 
können,  wenn  ihr  die  nötige  Kohle,  sonstige  Rohstoffe  und 
HaJberzeugnisso  zur  Verfügung  gestellt  würden.  Die  Kohku- 
no  der  Eisenbahnen  hat  dazu  geführt,  daß  Tausend!  von  be- 
lade neu  und  leeren  Wagen  nicht  von  der  Stelle  gebracht  wer- 
ßtr s  T'''''''  wodurch  ^sich  der  Wagenmangel  verstärkt  und  die 
Beförderung  der  Kohle  leidet. 

Die  österreichischen  Bahnen  benötiQ-en  mehr  als  7.500  t  Kohle 
tur  den  Kalendertag,  davon  rund  3500  t  Braunkohle  und  450Ot  . 
toteinkohle.     Abgesperrt   von  allen   ausgiebigen  Kohlenver- 
sorgungsquellen.  muß  Österreich  bis  längstens  August  1920 


Zeituner  des  Toreins 
Udutsclior  liisculiulinverwitltunfren. 


einen  mindestens  dreimonatlichen  Kohlenvorrat,  einen  drei- 
wöchigen Vorrat  .iedoch  in  kürzester  Zeit  geliefeit  erhalten 
fü"hreT'^n\"'^'  Kohlenverbrauc^sShatt  e  u- 

zu  se?n  Ä''''^  -^"^  unglückliche  Zufälle  geschützt 
zu  Sern.  Eine  schwere  Hemmung  ist  die  Überschwemmuno- 
unserer  ErsenbahnAverkstätt.en  mit  Wagen  und  Lokomodven, 
die  in  unseien  Nachbarstaaten  beschädigt,  aber  nicht  ml-e- 
bessert  wurden.  Auch  in  diesem  Punkte  müßte  die  vorsteKd 
angeregte  internationale  Kommission  Österreich  g^egen  zu 
w.e  tgehende  Forderungen  .seiner  iNachbarn  schützen  Ander- 
.s.eits  aber  konnten  wir  diesen  Fordeiungen  größte nteids  Ge- 
recht werden  und  unseren  eigenen  Fahrpark  in  guten  Zustand 
bringen,  wenn  uns  die  nötigen  Rohstoffe  und  lÄizeuSe 
in  genügender  Menge  zukommen.  Schließlich  n.üßte  un^  auch 
an  Mineralolprodukten  genau  in  derselben  Weise  wie  bei  Kohle 
der  für  die  Eisenbahnen  notwendige  Bedarf  verläßlich  und  zu 
wel-del"  meistbegünstigten  Auslandspreisen  geliefert 

Zusammenfassend  erscheint  somit  unbedingt  in  der  aller- 
nächsten Zeit  nötig:  "  aner 

1.  Schaffung  einer  mit  Exekutivgewalt  ausgestaltet-en  inter- 
dpi'°r  t°-n'^"'  ^^i?  Durchführung  einer  zweckentsprechen- 
den emheitlichen  Wa.gen-  und  Lokomotivdi.position  im  Be- 
reiche der  zerfallenen  Monarchie  sowie  zur  Beseitigung  aller 
den  Eisenbahnverkehr  hentmenden  Eeil)un(ven 

L.  Sicherung  der  nötigen  Kohle  und  .iener  Rohstoffe  und 
Halberzeugni^pse  welche  zur  Erhaltung  und  zum  Betriebe  der 
HchrnVeiseu  «  '      Ä^nügender  Menge  und  zu  erträg- 

Mr.  Lindley  wies  darauf  hin,  daß  der  Oberste  Rat  beschlösse. 
Habe  eine  interalliierte  Kommission  unter  Vorsitz  des  Sir  Dem 
mit  der  not-R-endigen  Autorität  aufzustellen,  die  die  Transport- 
frage zwischen  Österreich  und  den  Nachfolgestaaten  zu  reo  ein 
und  die  Transporte  zu  beschleunigen  habe.' 

Die  neue  Verkehrskommission.  An  der  Verkehiskom- 
mission,  dre  unter  Vorsitz  des  Sir  Francis  Dent  zusammen- 
i^.  ^T'  -rf  r'^*''  Vertreter  Amerikas,  Großbritanniens, 
J^raukreichs,  Italiens.  Rumäniens  und  sämtlicher  National- 
staaten t-eilnehmen.  Aufgabe  der  Kommission  wird  die  Reo-e- 
lung-^  laufender  Betriebsfrageu  und  im  Zusammenhang  damit 
die  Beseitioung- der  hierbei  auftauchenden  verkehrstechnischen 
und  sonstigen  Hindeinisse  sein.  In  Fachki eisen  hat  man  den 
Eindruck,  als  ob  m  den  rein  technischen  Betriebs-  und  Ver- 
kehrsanoelegenheiten  bei  einzelnen  Nationalstaaten  Anzeichen 

•■^'i'"™"^''-'^'^''^,^^'';^*  .^'^  f^er  Richtung  vorhanden  seien, 
daß  künftig  die  Fachbedurfnisse  gegenüber  den  politischen  Er- 
wägungen in  den  Vordergrund  treten  weiden,  wodurch  di. 
gegenseitige  Aussprache  und  die  .jeweilige  Erzielun»-  einr  ■ 
Einvernehmens  erleichtert  würde. 

—  Wiedereröffnung:  des  Güterverkehres  mit  Italien  über 
lai-vis  Um  die  Behebung  der  im  Güterverkehre  mit  Italien 
durch  die  andauernde  Kohlennot  verursachten  Schwieiio-keiten 
aul  den  nach  Tarvis  führenden  österieichisch?n  Eiselbahn- 
strecken  zu  ermöglichen,  hat  die  italienische  Reoieruno-  «ich 
erbotig  gemacht,  die  erforderliche  Kohle  zur  Verfüo-uno-  zu 
stellen.  Es  wird  voraussichtlich  bereits  vom  4.  Dezember  au 
möglich  sein.  Waren  in  größerem  Umfange  als  bisher  in  beiden 
Richtungen  über  Tarvis  in  ganzen  Wagenladunoen  zum  Ver- 
sand zu  bringen.  Für  die  von  diesem  Tage  an  in  Tarvis  über- 
gehenden Sendunoen  wird  für  die  Dauer  der  Kohlenaashilf,- 
in  Italien  vom  Versender  oder  bei  Sendungen  nach  Italien  vom 
Empfanger  eine  Zirschlagsgebühr  von  24  Lire  für  die  Tonne 
(Mindestgebuhr  200  Lire  für  den  Wagen)  einoehoben  werden 
Von  der  Auflage  dieser  Gebühr  sind  lediglich  auso-enommen  • 
Sendungen  von  unentbehrlichen  Lebensmitteln,  und  zwar  vori 
Flersch  Fieischwaren,  geschlachtete  Tiere.  Brot  Teio-waren 
G^etreide,  Hülsenfrüchte,  Kartoffeln,  Kartoffelmehl  Reis  Fett' 
Kondens-  und  Trockenmilch,  ferner  Kohle  Benzin,  Polonia- 
trans^porte.  Mrlitärtransporte  und  die  Habe  von  Gefano-enen 
und  Heimkehrern,  " 

—  Verkauf  der  österreichischen  Staatshahnen?  Die  von  einer 
Wiener  Korrespondenz  gebrachte  Meldung,  wonach  zwischen 
der  Regierung  und  einer  ausländischen  Finanzgruppe  Verhand- 
lungen wegen  eines  allfälligen  Verkaufes  der  österreichischen 
Staatsbahneu  und  der  Wasserkräfte  stattfinden,  entbehrt  ieder 
Begründung. 

—  Sehne] Izuffverkehr  auf  der  Südbahn.  Die  bisher  zweimal 
wochentlrch  zwischen  Wien  Südbahnhof  und  Italien  über 
Leoben-Tarvis  verkehrenden  Tagesschnellzüge  werd.°n  .letzt 
dreirnal  wöchentlich  geführt  werden,  und  zwar:  Wien  Südbahn- 
hol  Dienstag,  Donnerstag,  Scnnalxnd  ab  7  Uhr  45  Minuten 
früh,  Wien  Südbahnhof  Montag,  Mittwoch,  Freitag  an  9  Uhr 
40  Minuten  abends.  Diese  Sohnellzüge  werden  über  Klaoen- 
furt  geführt  und  nehmen  auch  in  den  Stationen  Pörtschachlind 
Velden  zum  Ein-  und  Aussteigen  Aufenthalt. 


/ 


[X.  Jahrgang 
'ezeniber  1919. 


-    1019  — 


Nr.  95 


i>r.  Richard  3Iarquet  f.  Im  „Allaemcinen  Taiifanzeigcr'- 
\^M!  Je  Hof  rat  Dr.  Eichanl  Marqu^t  folo'ender  Nachruf  oewid- 

;  Am  22.  November  ist  in  Wien  Hof  rat  Dr.  Eioliard  Mai'quet 

"4.  L'Cbeiisiahre  an  einer  schweren  Lun.oenkiankheit  fte- 
,-  -  Iben.  Urspriinolick  in  der  kcmmeizielten  Sektion  des 
Eiscnbahnminisl'eriums  als  Chef  «ines  Departennents  täti«', 
wurde  ■er  snaVer  in  das  TariferstellunffS--  und  Abrechnun.os- 
bureau  berufen,  in  welchem  er  mit  der  Vcrti^etunM'  des  Direk- 
tors betraut  war.  Der  Verblichen©  war  ein  auso:ezeichneter 
Bisenbahniuiist,  ein  liebenswürdia'er  und  wohlwollender 
^lensch.  der  siüh  im  Kreise  seiner  Koilegen  alloemeincr  Wert- 
-  '  uzuns  erfreute.    Seiner  Fiau    und    dem  einzio-en  Sphne 

let  sich  die  Teilnahme  aller  zu.  die  den  trefflichen  Mann 

innt  haben. 


Tschecho-slowakisclies  Gebiet. 

;  —  V  erkehr  mit  Südslawion.  Zwischi^n  dem  S.  K.  S.-Köni2,'- 
reich  und  der  tschechoslowakischen  Eepublik  ist  eine  Ver- 
einbaruno\  setroffcn  werden,  wonach  der  direkl>e  Güf'erver- 
kchr  für  "W'^agenladamsen  von  mindtskns  5  t  oder  mit  Gütern, 
die  den  Wagen  räumlich  ^anz  ausfüllen,  vom  15.  November 
1919  ab  wieder  zugelassen  ist.  jedoch  nur  über  die  Stieckcn 
Lundtnburii-Maiburjj  oder  Budweis-Marburo-.  Die  Beföide- 
rung-  erfolgt  auf  Gr-iind  des  Internationalen  Übereinkommens 
Vom  1-1.  Oktober  1890.  Im  Frachtbrief  muß  aber  der  Hinweis 
auf  dieses  Übereinkommen  gestrichen  werden.  Alle  Ein- 
tiagungen  müssen  mit  tiner  deutschen  ÜlJersctzuiig  ver- 
gehen sein.  Abw^eichcnd  von  dem  Internationalen  Übeiein- 
konimen  sind  Nachnahmen,  Barvorschüsse,  nachtiägliche 
Verfügungen  und  Interessedeklaralionen  nicht  zulässig.  Die 
Transpoitgf  Lühren  sind  bis  zur  österreichisoh-südsla\yiscli(  u 
Gienzstation  im  voraus  zu  zahlen,  von  dort  ans  auf  c!en 
Empfänger  zu  überweisen.  Die  Fracht  wird  nach  den  Lobal- 
giiteitarifen  der  beteiligten  Bahnen  berechnet. 

Waffcnnot.  Au«  der  in  Prag  erscheinenden  Zeit- 
»cbrift  „Die  Wirtschaft"  <!ntnehmen  wir,  daß  auf 
den  tschechoslowakischi'n  Eisenbahnen  eine  bedrohliche 
Wagennot  herrscht.  In  ihrem  Wagenpark  sind  zurzeit  etwa 
83  0(X)  Güterwagen,  während  der  Anteil,  der  nach  Ansicht  der 
„Wirtschaft"  im  Verhältnis  zur  ^'•t■rkehIS^tä^■ke  von  den  Wagen 
der  fiüherf n  Doppelinonarchie  auf  das  tschc chisch-slowakischc 
Gebiet  entfallen  müßte,  rund  137  000  Stück  beträgt.  Die  fehlen- 
den 54  000  Wagen  soPen  baldigst  gfbäut  werden,  doch  sind  di:- 
Wagenfabriken  des  Landes  nicht  hinreichend  leistungsfähi:;, 
wählend  die  Bestellung  im  Auslande  an  den  schlechten  Valuta- 
verhältnissen scheitert. 


Südslawisches  Gebiet. 

—  Amerikanische  Aufsicht  über  die  südslawisehen  Bahnen. 

Vor  kurzem  hat  sich  eine  amerikanische  Kopimission  nach  Bel- 
eiad  begeben.  Sie  hat  die  Aufgabe,  die  Verhältnisse  auf  deu 
südslawischen  Bahnen  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. Es  handelt  sich  um  eine  Neuordnung  und  Überwacliung 
des  Betriebes,  we'cher  in  seiner  Eeaellosigkeit  und  Ordnungs- 
widrigkeit weit  hinter  den  Erfordernissen  der  Verkehrsab- 
wicklung zurückbleibt.  Ob  diese  Kommission  außer  ihrer  Ein- 
flußnahme auf  die  südslawischen  Staatsbahnen  auch  die  Pri- 
vatbahnen, deren  Netz  südslawisches  Gebiet  durchzieht,  in  dm 
Kreis  ihrer  Wirk-samkeit  einzufügen  haben  wird,  steht  noch 
dahin.  Was  den  Verkehr  der  Privatbahnen  in  slowenischem 
Gebiet  betrifft,  so  befindet  sich  in  Laibach  der  Amtssitz  eines 
von  der  südslawischen  Eegierung  eingesetzten  Delegierten, 
dem  ein  Aufsichtsrecht  über  den  Bahn)>etii€b  zusteht. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Luftverbindung  Stockholm— Genua.  Die  in  der  Sohweiiz 
oregründete  Luftverkehrsgesellschaft  Ad  a.'tra  bildet  ein  neu:« 
Glied  in  der  geplanten  Luftverbindung  Stockholm— Genua. 
Ad  astra  hat  bei  den  Zeppe,'inwerken  in  Friedrichshafen  ein 
großes  Seeflugzeuo-  mit  21  m  Schwingenspannweite  bauen 
-lassen,  das  seine  Pi'obefahrten  s(;hon  gemacht  hat.  Unter  an- 
derem hat  es  die  100  km  lange  Strecke  zwischen  Frielri:hs- 
hafen  und  Zürich  in  wenig  mehr  als  einer  halben  Stunde 
durchflogen.  In  d'  r  bequemen  Kajüte  ist  für  6  Personen 
Platz.  Die  FluiTUnie  der  Ad  astra  geht  von  Genf  über  Lau- 
Banne  nach  Zürich,  von  da  nach  Eomanshorn  und  Friedrijhs- 
hafen.  Hier  -Steigen  die  Eeisendeu  auf  das  deutsche  Luft- 
schiff Bodensee  über  und  fahren  damit  über  München  nach 
Berlin  oder  Stookholm.  Seit  dem  1.  November  wurde  der  Fahr- 


preis von  Friedrichshafen  nach  Berlin  auf  etwa  700  Ji  erhöht. 
Aber  gleichwohl  ist  auf  eine  Eeihe  Fahrten  hinaus  alles  be- 
setzt. Zwischen  Genf  und  Stockholm  besorgen  folgende  Ge- 
sellschaft n  den  Verkehr:  Ad  astra,  Deutsche  Luftsshiff- 
fahrtsoeselischaft  und  Schwedische  Luitverkehrs-A.-G.  (Luft- 
traf ikaktidbolaget).  Auch  eine  Verbindung  zmschen  Genf 
und  Genua  mittels  eines  italienischen  Landflugzeuges  oder 
eines  kleineren  halbstarren  Luftschiffes  ist  in  Aussicht  ge- 
nommen. Von  Italien  dürften  dann  „in  nicht  allz<u  ferner  Zu- 
kunft" Fluglinien  nach  Sizilien,  Sardinien,  T]ipoli.s  und  viel- 
leicht auch  nach  Algier  eingerichtet  werden.  Dr.  S. 

—  Belgische  Kriegsbeute.  Wie  die  Brüsseler  Zeitungen  mel- 
den, ist  ein  Abkommen  zwischen  der  englischen  Armee  und 
dem  belgischen  Staat  getroften  worden,  wonach  alles  lo  Jen  de 
Material,  das  englische  Kriegsbeute  ist  und  sich  in  Belgien  be- 
findet, in  den  Bcisilz  des  belgischen  Staates  übergeht. 

—  Die  Übermüdung  des  französischen  Eisenbahnpersoaals. 

Frankreich  macht  wie  die  Mittelstaaten  eine  Transportkiisis 
durch.  Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  hat  vor 
kurzem  durch  einen  hohen  Ministerialbeamteu  eine  Unter- 
suchung über  ihre  Gründe  und  die  Möglichkeit  ihrer  Beseiti- 
gung führen  lassen.  Der  von  diesem  erstatleie  Bericht  legt 
zuerst  dar.  daß  die  französischen  Eisenbahnen  während  des 
Krieges  ihre  Pflicht  voll  erfüllt  haben  und  ein  wesentlicher 
Faktor  für  den  Endsieg  gewesen  sind.  Die  Ü)>eranstrengung 
aller  Teile  des  Eisenbahnwesens  bei  ungeii'igf  ir  ler  l^rgän- 
zirng  und"  Wiederherstellung  der  Anlagen  und  llt  i  n  ■  ' .^.mittel 
habe  aber  schließlich  einen  Zrrstand  der  Aljuutzuiig  herbei- 
geführt, der  nur  nach  und  nach  behoben  werden  könne.  Für 
den  dringendsten  einer  Lösung  bedürfenden  Pirnkt  hält  der 
Berichterstatter  die  Persbnalfrage.  Durch  die  Einziehung 
der  Männer  iüngerer  Jahrgänge  zum  Heeresdienst  i.it  der 
Nachschub  über  vier  Jahre  lang  unterbrochen  wonku.  Das 
durch  Tod,  Pensionierung  und  andere  Abgänge  geschwächte 
Personal  ließ  sich  nicht  neir  ergänzen.  Die  wiederheraagezoge- 
nen  pensionierten  Beamten  waren  nur  halb  leistungsfähig,  das 
wenige  vom  Militär  freigegebene  Menschenmaterial  war  meist 
alt  oder  minderwertig  rtnd  konnte  nur  mangelhaft  ausgebildel 
werden.  Seit  dem  Waffenstillstand  und  vor  allem  in  den 
letzten  Monaten  hat  die  Neueinstellmi piT-oiifil  sehr 
stark  wieder  eingese;tzt.  Es  .'ind  aber  uni;il:;hi(.i:e  Leute,  so 
daß  die  Personalkri&is,  wie  der  Bericht  sagt,  sich  zu  einer 
,,  Ausbildung  skrisis"  ausgewachsen  hat.  Vor  aJlem 
fehlt  es  an  ausgebildetem  Zugpersonal.  Die  Heizer  und  Loko- 
motivfühx-er  beklagen  sich  darüber,  daß  die  ihn;  u  gewährten 
Fahrgelder  und  Prämien  nicht  ausreichten,  um  die  mühevolle 
Arbeit  mit  heruntero-ewirtschafteten  Lokomotiven  uud  schlech- 
ten Kohlen  auszugleichen.  Sie  bleiben  also  lieber  im  Werk- 
stättendienst. Es  wird  deshalb  vorgeschlagen,  diese  Fehler 
zu  beseitigen  und  außerdem  die  erfahrenen  Lokomotivbeamten 
dadurch  besser  auszunutzen,  daß  man  die  Wartung  der  Loko- 
motiven vor  und  nach  der  Fahrt  im  Scliuppendienst  anderen 
Leuten  übertiägt.  Im  Werkstätfenlxtrieb  ist  die  Abkehr  vom 
Akkordlohnsystem  verhängnisvoll  geworden.  Die  Arbeiter 
müssen  unbedinet  wieder  an  der  Eizielung  guier  Leistungen 
geldlich  interessieit  werden.  Ganz  allgeuitiii  i^t  das  Personal 
auch  durch  den  harten  Kriegsdienst  übi  iniiiiht  niid  (Kirch  'eng- 
herzige und  langsame  Behandlung  seiner  An^pnudie  auf  Zah- 
lung rückständiger  Gebühren  aus  der  Kti(gs/.i>it  verärgert. 
Man  sieht,  daß  die  französischen  Eisenbahngesellschaften  mit 
ähnlichen  Schwierigkeit  zu  kämpfen  haben  wie  die  Ver- 
waltungen der  Mittelmächte. 

—  Dienststundeu   der   Abfertigungsstcllen   in  Frankreich. 

Die  Einführung  des  Achtstundentages  hat  die  französischen 
Eisenbahnen  gezAvungen.  die  Tagesstunden,  an  denen  die 
Güterabfertigungen  für  das  Publikum  geöffnet  waren,  der 
neuen  Arbeitsregelung  anzupassen.  Bisher  mußten  die  Sta- 
tionen für  die  Annahme  und  Ausgabe  von  Eilgütern  min- 
destens von  6  Uhr  morgens  im  Sommer  und  7  Uhr  morgens 
im  Winter  bis  8  Uhr  abends  gröffnet  sein.  Für  Frachtgüter 
waren  als  Dienst? lunden  vorgesehen:  die  Zeit  von  6  Uhr  mor- 
gens bis  G  Uhr  abends  im  Souiuter  und  von  7  bis  5  Uhr  im 
Winter.  Für  bestimmte  Bedürfnisse  der  Großstädte  (Mileh- 
und  Markt  verkehr)  waren  noch  längere  Abfertiguu'^szeiten 
vorgesehen.  Wie  wir  der  ..Zeitschrift  für  den  internationalen 
Eisenbahntransport"  entnehmen,  ist  durch  Beschluß  des  Mi- 
nisters für  öffentliche  Bauten,  Transportwesen  irud  Handels- 
marine vom  31.  Juli  1919  eine  neue  Eeoelung  vom  10.  August 
d.  J.  ab  in  Kraft  gesetzt  worden.  Hiernach  ist  die  durch- 
gehende Arbeitszeit  aufgehoben  und  eins  in  zwei  Dienvit- 
schichten geteilte  Dieu«tzeit  mit  einer  Mittagspause  einge- 
führt worden.  Für  Eilguts^  ndungen  müssen  die  Bahnhofe 
mindestens  neun  Stunden  peöffuet  sein,  und  zwar  in  den  beiden 
Tagesabscbnitlen  von  7  bis  12  und  von  2  bis  6  Uhr.  Für  die> 
Bahnhöfe  der  Stadt  Paris  dauert  die  Dienstzeit  für  rlie  A  n  - 
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nähme  der  Güter  von  9  bis  12  und  von  2  bis  7  Uhr  für  die 
Ausgabe  von  7  bis  12  und  2  bis  5  Uhr.  Für  die  innahme 
und  Auslieferung-  von  Frachtgüteru  müssen  die  Stationen  min- 
destens acht  stunden  geöffnet  «ein,  und  zwar  von  7  bis  12  und 
Ju"^.   -^'^u    ^^'J  ^«i-derbliche  Sendungeu  (Milch, 

<>b*t.  Fische  und  andere  Lebensmittel)  sind  besondere,  den 
Verkehr  fordernde  Bestinimunoeu  getroffen  worden.  An  Souu- 
iind  Feiertagen  ist  die  Annahme  und  Ausgabe  von  Gütern 
grundsätzlich  ausgeschlossen;  für  die  g-enannten  leicht  ver- 
derblichen Sendungen  sind  Ausnahmen  zugelassen  Wenn 
^wei  Feiertap  aufeinander  folgen,  ist  an  dem  einen  der  beiden 
-eöffner''  morgens  für  die  Ausgabe  von  Gütern 

—  Ein  Eiseiibahnbeiiat  in  Großbritannien.  Es  ist  bekamit 
daß  die  wirtschaftlichen  Beiräte,  die  den  la....),ahnen  bt  d^r 
^VhrSw7i^Z''  J^rkehivsfi-agen  (hauptsächlich  Tarifen  und 
tdhrplanen)  beratend  zur  Seite  stehen,  eine  Eigentümlichkeit 
der  Lander  sind,  m  denen  das  Staatsbahns.y,stem  herrscht.  Die 
Fl  ivat bahnen  besonders  die  m  Großbritannien  und  in  den 
■Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  haben  bisher  die  Errich- 
tung solcher  Beirate  schroff  abgelehnt.  In  Enoland  ist  das 
.letzt  anders  geworden.  Der  Artikel  21  des  neuS^  GÄetzS 
Uber  den  Eisenbahntransport-,  auf  den  wir,  sobald  uns  der 
Wortlaut  vorliegt,  zurückkommen  werden,   bestimmt,  daß  ein 

p/f-f  *  ""a  r>  "      '^}'^     f  "       E  i  s  e  n  b  a  h  n  t  a  r  i  f  e 

(Rates  advisoiT  Committee)  zu  errichteu  ist.  Ein  solcher  ist 
den^  auch  Ende  Oktober  1919  eingesetzt  worden.  Er  soll  zu- 
naehst,  und  zwar  sobald  als  möglich,  über  eineEeform  und  eine 
damit  zu  verbindende,  auch  in  England  dringend  notwendio-© 
Erhöhung  der  Gütertarife  beraten.  Die  Mitglieder  dieses  bS 

3Äl''i'''''  "i!,f*-  '^i''  wirtschaftlichen  Körper- 

schaften gewählt  sondern  er  besteht  aus  5  von  den  hauptsäch- 
hch  betei  Igten  Zentralstellen  berufenen  Personen  Der 
V  orsitzende  ist  berufen  vom  Justizminister,  zwei  Mito-'lie/ler 
und  zwar  eines  für  Handel  und  eines  für  Laud Wirtschaft 
werden  vom  Handelsamt,  ein  Vertreter  der  Arbeft  er  W  vom 
rf/T^'?i!!r'^^''V  *?  ^  ^rtxeter  des  Beförderungswesens  von 
dem  neuen  Beforderungsmmister  berufen.  Zur  Fra<re  der 
Tariferhöhung  ist  als  Ergänzungs-mitglied  der  auch 
unseren  Lesern  bekannte  W.  M.  Acworth,  .luer  der  besten 
Kenner  des  Eisenbahnwesens,  vom  Befördenmg.smiuister  be- 
rufen worden  Der  Ausschuß  wird  inzwischen  seine  Aibeiteu 
begonnen  haben.  Wenn  uns  Mitteilungen  darüliei  zugehen 
werden  wir  weiter  berichten,  v.  d  L 

—  Der  neue  Hafenbahnhof  in  Dover.  Bei  Ausbruch  des 
lineg-es  waren  umfanffreiche  Erweiterungsbauten  des  Hafen- 
bahnhofs m  Dover  im  Gange.  Sie  waien  damals  aUerdSs 
noch  nicht  benutzbar;  es  ist  aber  trotz  der  durch  den  Kriegt 
verursachten  Schwierigkeiten  gelungen,  sie  noch  im  Laufe  des 
Jahres  fertagzustellen,  so  daß  die  Neuanlagen  Anfang  1915 
m  Betrieb  genoinmen  werden  konnten.  Dem  öffentlichen 
Reiseverkehr  sind  sie  aUerdiugs  zunächst  nicht  zu  giite  «e- 
kommen,  denn  Dover  war  für  diesen  vollständig  gesperrt  und 
ausschließlich  für  den  Verkehr  des-  Heeres  vorbehalten  Fn 
<lie  neuen  Anlagen  unterzubringen,  mußte  dem  Meer  eine 
g:eg^n  5  ha  große  Fläche  abgewonnen  werden.  Sie  ife^t  öst- 
Sv^'pf.,  "[^■''H:?''  Englandreisenden  wohl  bekannten  Admi- 
ralty-Piei.  Die  Kosten  hierfür  im  Betrage  von  400  000  £  liat 
üie  Hatenverwaltung  getragen,  während  die  Kosteu  für  die 

Ffs^PnÄ^^'^'  fZ^  ^^^^  ^'■^«'^  Südost  und  Chatham- 
tisenbahn  bestritten  worden  sind. 

.rPA^  '^t™  abgewonnene  Fläche  ist  etwa  700  m  lang  und 

an  der  breitesten  Stelle  gegen  130  m  breit.  Nach  dem  Meere 
wird  sie  durch  eine  Mauer  abgeschlossen.  Der  Raum  hinter 
dieser  ist  mit  Kreide  ausgefüllt  worden,  durch  die  1200  Pfähle 
bi«  m  den  tragfahigen  Grund  gerammt  wurden,  um  die  Beton- 
bauten des  Bahnhofes  aufzunehmen.  Auf  der  so  geschaffe- 
nen Flache  ist  die  neue  Landestelle,  der  eigentliche  Bahnhof 
stelirhip^f"1?^''^''^r°  angelegt  worden.  Die  neue  Lande- 
stelle bietet  Raum  für  di-ei  Personendampfer;  sie  ist  zum 
großen  Teil  überdacht.  Vier  Krane  von  je  8  t  TragfähigS 
dienen,  zum  Überladen  von  Gepäck,  Fahrzeugen,  der  Post  und 
Siffr""  ^  *  Tr^^Äfähigkcit  mm  BekoMen  der 

^.^?„ßa^iiiliofsgebäude  ist  ein  Eisenfach  werkbau  mit  Zieoel- 
ausfullung.  Für  die  Züge  sind  zwei  Inselbahnsteige  von  te 
215  m  Lange  und  18  m  Breite  vorhanden.  Es  können  also 
vier  Zuge  auf  einmal  abgefertigt  werden.  Auf  den  Bahn 
äS'war'tf  l'd  ^-^.^bäude/on  30  zu  7,0  m  G^undfltcl^- 
mit  Warte-  und  Erfrischungsräumen,  sowie  einigen  Dienst- 

d^nT.hnÄÄ^^V^^'^"^^  Zollgebäude  befinden  sich  °uf 
den  Bahnsteigen.    Gepäck,  das  zwischen  Paris  und  London 

?eh?  unfi;  7^?f  ^"^  Behälter^  beferder-? 

geht  unter  Zollverschluß  bis  ans  Ende  durch,  und  wird  erst 

nn^^Tt^uT^^^'T^^'^  Handgepäck,  sowie  Reisegepäck  für 
Dover  selbst  und  solches  nach  anderen  Bestim^mngsorten 
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als  London  wird  aber  in  Dover  zollamtlich  abgefertiot.  Der 
schon  erwähnte  AVagenschuppen  dient  zum  Waschen  und 
K-einigen  der  Personenwagen.  Eine  Fußgängerbrücke  bildet 
einen  schienenfreien  Zugang  von  der  Stadt  her. 

Da  von  Dover  die  kürzeste  Verbindung  mit  Frankreicl 
ausgeht,  sollte  dieser  Hafen  im  Kriege  dem  A'erkehr  der  aw 
1  rankreich  zurückgebrachten  Verwundeten  dienen.  Der  nlU 
Admiralty-Pier,  der  Merzu  allein  zur  Verfügung  stand  bo 
aber  hierfür  nur  beschränkten  Raum,  und  die  ^"erwundeteu- 
1  ransporte  wurden  daher  nach  Southampton  verlegt  Diesei 
llaten  war  nedoch  bald  überansprucht,  und  es  wurde" deshall 
die  schleunige  Fertigstellung  der  neuen  Anlagen  in  Dovei 
augeordnet,  um  durch  ihre  Inbetriebnahme  Southampton  ent- 
lasten  zu  können.  Die  Bauarljeiten  wurden  so  gefördert,  da£ 
am  2.  Januar  1915  der  Verwundeten-Transport  in  Dover  auf- 
genommen werden  konnte.  Von  da  an  bis  Ende  Februar  191£ 
sinfi  über  4000  Lazarettschiffe  dort  entladen  und  o-^o-en  780{ 
Lazarettzüge  mit  1260000  Kranken  und  Verwundeten  naci 
allen  Teilen  von  England,  Sohottlaud  und  Wales  abo-efertioi 
worden.  Überdies  berührten  den  neuen  Bahnhof  1  775  000  Ur- 
lauber und  Ersatzmannschaften  sowie  55  400  zurückkehrend* 
Kriegsg-efangene.  Der  Zollschuppen  ist  seit  Beendigung  der 
lemdseligkeiten  zur  Abfertigung  demobilisierter  Älannschaf- 
ten  benutzt  worden,  die  von  dort  auf  die  Entlassungslao-ei 
verteilt  worden  sind.  Für  alle  diese  Zwecke  war  es  von  de? 
größten  Bedeutung,  daß  die  Neuanlagen  bei  Beginn  des  Krie- 
ges in  Benutzung  genommen  werden  konnten,  denn  die  alten 
hatten  diesen  starken  Verkehr  nicht  bewältigen  können.  ImJ 
Januar  1919  ist  der. öffentliche  Verkehr  Dover-Ostende  wiedeiS 
aiifg'enommen  worden ;  damit  ist  der  neue  Hafenbahnhof,  der 
bis  dahin  ausschließlich  Heereszwecken  gedient  hatte  dei 
Allgemeinheit  zugänglich  gemacht  worden. 


Allgemeines. 

—  Kennzeichnunj!:  der  Pahrtrichtunff  bei  elektrischen  Loko- 
motiven. Bei  der  Verwendung  elektrischer  Lokomotiven  im 
Verschubdienst  erweist  sich  für  die  Bestimmung  der  Fahrt- 
richtung als  Nachteil,  daß  diese  Fahrzeuge  symmetrisch  o-e- 
baut  sind,  also  kein  „vorn"  und  „hinten"  besitzen,  wie  es  bei 
Dampflokomotiven  der  Fall  ist.  Be-i  symmetrischen  Fahi-- 
zeugen  wird  es  notwendig,  den  verschiebenden  Bediensteten 
in  unzweifelhafter  Weise  anzuzeigen,  welche  Stirnseite  der 
Lokomotive  als  vordere  zu  gelten  hat.  Bei  Lokomotiven  mit 
zwei  Führerständen  wäre  das  naheliegendste,  die  Seite  als 
vordere  gelten  zu  lassen,  auf  der  sich  der  Lokomotivführer 
gerade  aufhält;  bei  Lokomotiven  mit  nur  einem  Führerhaus 
in  dessen  Mitte  der  Fahrschalter  steht,  wäre  es  die  Seite' 
g-egen  die  gewendet  sich  der  Lokomotivführer  aufstellt.  Diese 
Art  der  Kennzeichnung  ist  jedoch  wegen  der  Schwierigkeit, 
aen  Standort  des  Lokomotivführers,  zumal  hei  Dunkelheit, 
m  den  meist  gut  verschalten  Führerhäusern  mit  Sicherheit 
wahrzunehmen,  unzulässig. 

Die  Eisenbahnen  der  elhemaligen  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  kennzeichnen  nur  die  Vorderseite  einer  elektri- 
schen Lokomotive,  und  zwar  durch  je  eine  Laterne  beider- 
seits des  jeweils  benutzten  Führerstandes,  die  nach  vorne  ab- 
geblendet ist  und  nach  hinten  mattes,  weißes  Licht  zeigt. 
Dieses  Signal  kann  nicht  als  glücklich  bezeichnet  werden. 
Zunächst  mangelt  ihm  der  Signalcharakter;  dann  ist  es  zur 
Hälfte  bei  Dunkelheit  ein  Fehlsignal,  da  die  Laternen  einem 
„vor"  der  Lokomotive  stehenden  Beschauer  die  abgeblendete 
Seite  zukehren.  Dazu  kommt,  daß  es  der  Lokomotivführer, 
der  —  auch  im  Verschubdienst  —  erfahrungsgemäß  fast 
jedesmal,  wenn  die  Fahrtrichtung  geändert  wird,  den  Führer- 
stand wechselt,  oft  unterläßt,  die  beiden  Signallaternen  zu 
iibertragen.  Steht  dann  der  Führer  in  dem  Führerhaus,  das 
augenblicklich  nicht  als  das  vordere  gekennzeichnet  ist,  so 
wird  der  Verschubbedienstete  für  eine  Bewegung  in  der 
Richtung  des  besetzten  Führerstandes  das  Signal  „rückwärts" 
erteilen;  der  Führer  aber  muß  diese  Bewegung  im  Sinne  der 
Aufschriften  des  augenblicklich  von  ihm  bedienten  Fahrt- 
wenders als  „Vorwärts"'-Bewegung  ausführen;  in  einem  sol- 
chen Falle  ergibt  sich  somit  eine  Unstimmigkeit  zwischen 
dem  erteilten  Verschubsignal  und  dessen  Ausführung. 

In  Wirklichkeit  pflegen  »ich  nicht  nur  die  Lokomotiv- 
führer ü)>e-r'das  Keunzeichnungssignal  hinwegzusetzen,  son- 
dern auch  die  Verschieber,  die  ihrerseits  die  Signale  „Vor- 
wärts" und  „Rückwärts"  einfach  unter  Bezugnahme  auf  das 
Ende  der  Lokomotive  erteilen,  auf  dem  sich  der  Lokomotiv- 
führer gerade  aufhält!  Daß  unter  diesen  Verhältnissen  bis- 
her nur  wenig  Betriebsgefährdungen  oder  Unfälle  einge- 
ti-eten  sind,  ist  wohl  dem  Umstand  zuzuschreiben,  daß  bei  der 
verhältnismäßig  geringen  Anzahl  vorhandener  elektrischer 
Bahnen,  die  zudem  hauptsächlich  dem  Personenverkehr  dienen, 
im  Verschubdienst  einfache  Verhältnisse  obwalten,  da  es  «ich 
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meist  nur  um  die  Zusammenstellung  der  in  der  Ee^el  aus 
wenigen  Wagen  bestehenden  Personenzüge  handelt.  Bei  weite- 
rer Ausdehnung  des  elektrischen  Betriebs  wird  die  bespro- 
chene Frage  jedoch  mehr  in  den  Vordergrund  treten. 

Der  Unterzeichnete  «chlägt  vor,  durch  ein  auf  beiden  Lang- 
wänden der  Lokomotive  angebrachtes  auffallendes  Zeichen 
das  eine  Ende  der  Lokomotive  ständig  als  das  vordere  zu  be- 
zeichnen, dementsprechend  auch  die  Aufschriften  an  den 
Fahrtwendern  beider  Führerstände  derart  anzuordnen,  daß 
beide  übereinstimmend  für  die  außen  an  der  Lokomotive  ge- 
kennzeichnet-e  Eichtung  „vorwärts",  für  die  entgegengesetzt« 


Abb.  1. 


Eichtung  „rückwärts"  anzeigen.  Für  die  äußere  Kennzeich- 
nung dürfte  eine  Pfeilspitze  (Abb.  1)  geeignet  sein;  sie  wäre 
bei  Dunkelheit  durch  sogenannte  Soffitenlampen  so  zu  be- 
leuchten, daß  die  Helligkeit  des  Bildes  gegen  die  Spitze  hin 


Vorderer  Führerstdnd  flmterer  fvhrens^nd 


Abb  2 

zunimmt.  Weiter  wäre  empfehlenswert,  auf  beiden  Fülirei- 
«tänden  Merkbilder  (Abb.  2)  anzubringen,  um  dem  Führer 
iederzeit  die  beiden  Eichtungsbegriffe  vor  Augen  zu  halten. 
Die  Merkbilder  wären  möglichst  nahe  am  Fahrschalter  zur 
linken  Hand  desi  Fühi-ers  in  Augenhöhe  anzubringen. 

Eudolf  Beer, 
Revident  der  Niederösterreichischen  Landesbahnen. 


Rechtspflege. 

—  Aasschluß  der  Eisenbahnhaftung  bei  Verlust  von  Säure 
infolge  des  Bruchs  von  Säuretöpfen  gemäß  §  456  Handels- 
Gesetzbuchs.  Das  Oberlandesgericht  Frankfurt  a.  M.  hat 
durch  Urteil  vom  7.  Okto)>er  d.  J.  Nr.  2  U  59/19  (2.  Zivil- 
senat) in  dieser  Frage  eine  bemerkenswerte  Entscheidung  ge- 
troffen. Eine  ohemL.sche  Fabrik  hatte  verschiedene  Sendungen 
Salz-  und  Salpetersäure  in  Topfwagen  zur  Eisenbahnbeförde- 
rung aufgegeben.  Unterwegs  erlitten  die  Sendungen  infolge 
Bruchs  einiger  Töpfe  eine  erhebliche  Minderung  ihres  Inhalts. 
Auf  die  gegen  die  Eisenbahn  erhobene  Klage  wies  das  Land- 
gericht den  Entschädigungsanspruch  gemäß  §  4.59  A.bs.  1  Nr.  4 

H.  G.B.  (§  86  (1)  4.  E.  V.O.)  mit  der  Begründung  ab,  daß  der 
Säureverlust  auf  die  mit  der  eigentümlichen  natürüohen  Be- 
schaffenheit des  Guteis  A-erbundene  besonder«  Gefahr,  Verlust 
oder  Beschädigung  zu  erleiden,  zuriickzuführen,  ein  Verschul- 
den der  Eisenbahn  aber  nicht  nachgewiesen  sei.  Die  vom 
Kläger  eingelegte  Bei-ufuug  ist  mm  vom  Oberlandesgericht 
in  der  angeführten  Entisoheidung  zurückgewiesen  worden;  das 
ßerufungsge^richt  hat  sich  al>er  der  Begründung  des  Urteils 

I.  Instanz  nicht  angeschlossen.  Es  weist  darauf  hin,  daß  die 
Tontöpfe,  in  denen  sich  die  ausgelaufene  Säure  befunden  hat, 
und  die  unterwegs  zerbrochen  sind,  nicht  als  das  beförderte 
Gut  im  Sinne  <l'6s  abgeschlOiS.senen  Frachtvertrags  anzusehen 
*ieien,  aber  auch  die  Särui-e'  selbst  nicht  von  so  eigentümlicher 
Beschaffenheit  sei,  daß  sie  außergewöhnliche  Leckage  durch 
Zersprengen  oder  allmähliche  Zerstörung  der  Umhüllung  er- 
leiden konnte.  Fraelitgut  im^  Sinne  des  Beförderungsvertrags 
sei  ohne  Zweifel  nur  die  Säure  gewesen;  die  Tontöpfe  be- 
fanden sich  mit  den  in  den  Wagenpark  der  Eisenbahn  einge- 
stellten Privattopf  wagen  bereits  bpim  Abschluß  des  Fracht- 


vertrags im  Besitz  der  Eisenbahn  und  bildeten  einen  festen 
Bestandteil  der  Wagen.  Sie  waren,  wie  sich  aus  den  Bedin- 
gungen für  die  Einstellung  von  Privatwa#;en,  §  2  Nr.  3  und  3, 
schon  ergebe,  nicht  Gegenstand  des  Frachtvertrages ;  nur  nach 
dem  Eeingewioht  der  Säure  werde  die  tarifmäßige  Fracht  be- 
lohnet. Das  Urteil  sagt  nun  weiter,  daß  auch  die  in  §  45(5 
H.G.B.  (§  8G  (1)  2  E.  V.  0.)  erwähnte  Haftungäbefreiung 
wegen  Mängel  der  Verpackung  nicht  in  Betracht  komme. 
Denn  als  Verpackung  im  Sinne  die&er  Vorschriften  seien  die 
Tontöpfe  ebenfalls  nicht  anzusehen.  Die  Verpackung  sei  be- 
stimmt, mit  dem  Gut  an  den  Empfänger  ausgeliefert  zu  wer- 
den, was  aber  für  die  fraglichen  Tontöpfe,  die  vom  Emp- 
fänger nach  Ankunft  am  Bestimimiungsorte  lediglich  entleert 
wurden  und  am  Besitz  der  Eisenbahn  blieben,  nicht  zutreffe. 
Sie  seien  nur  als  Beförderungsmittel,  nicht  als  Beförde- 
rungs  lg  e  g  e  n  s  t  a  n  d  anzusehen. 

Das  Berufungsgericht  unterscheidet  mm  zwischen  denjeni- 
gen Sendungen,  die  in  den  vom  Kläger  iselbst  eing-est eilten 
Topfwagen,  und  denienigen,  die  in  anderen  von  sonstigen 
Eigentümern  eingestellten  Topfwagen  befördert  wurden.  Hin- 
sichtlich der  ersteren  kann  sich  der  Beklagte  zunächst  auf 
§  10  Nr.  2  und  3  der  Bedingungen  für  di«  EinsteMnng  von 
Privatgüterwagen  berufen,  wonach  der  Einsteller  für  alle 
Schäden,  die  der  Eisenbahn  bei  Kesselwagen  für  Verlust  oder 
Minderung  des  Gutes  infolge  von  Bruch  oder  Leckage  ent- 
stehen, haftet,  es  sei  denn,  daß  er  ein  Verschulden  der  Eisen- 
bahn beweist.  Als  Einsteller  der  Wagen  hat  Kläger  hiernach 
auch  für  den  Schaden  aufzukommen,  den.  er  selbst  als  Ver- 
fügungsberechtigter hinsichtlich  der  Säuresenduno-  geltend 
machen  will.  Die  Vorschrift  des  §  471  H.G.B.,  wonach  die 
im  §  456  H.  G.  B.  begründete  Haftpif lieht  der  Eisenbahn  durch 
Verträge  nicht  ausgeschlossen  oder  toesohränkt  werden  könne, 
steht  dem  nicht  entgegen.  Denn  im  Grunde  genommen  ist 
durch  die  -erwähnte  Vertragsibestimmung  nicht  die  Haftpflicht 
der  Eisenbahn  aus  §  456  H.  G.  B,  ausgeschlossen  oder  be- 
schränkt, sondern  der  Kläger  hat  durch  den  Eins tellungs ver- 
trag bloß  die  Befreiung  des  Beklagten  von  dieiser  Haftpflicht, 
übernommen.  Der  Einstellungsvertrag  ist  von  den  über  die 
Beförderung  der  Säure  abgeschlosseneu  Frachtverträigen  zu 
unterscheiden.  Nur  die  letzteren  unterliegen  der  zwingenden 
Vorschrift  des  §  471  H.  G.  B.  Subjekt  dieser  Verträge  war  der 
Kläger  aber  nur  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  er  selbst  Ab- 
sender der  Säure  war.  Für  den  Wagenlauf,  auf  den  sich  der 
Einstellungsvertrag  mitbezieht,  und  für  die  Beförderung  der 
Ladung  handelt  es  sich  um  zwei  nebeneinander  bestehende 
verschiedene  Eeohtsverhältnisse,  aus  denen  aucli  verschie- 
dene Personen,  in  dem  einen  Falle  der  Einsteller,  in  dem 
andern  der  aus  dem  Frachtvertrag  Berechtigte  Ansprüche 
gegen  die  Eisenbahn  erwierben  können.  Es  handelt  sich  also 
hier  nicht  um  eine  Ausschaltung  der  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahn, da  die  Ersatzpflicht  aus  dem  Einstellungsvertrag  von 
einem  andern  übernommen  wird,  der  nicht  notwendig  iden- 
tisch mit  dem  nach  §  456  H.  G.  B.  Forderungsbereehtigten  zu 
sein  braucht. 

Auch  in  den  Fäillen,  in  denen  niclifc  der  Kläger,  sondern  an- 
dere Firmen  Ein&teller  der  Topfwagen  waren,  aus  denen 
Säure  verloren  gegangen  ist,  muß  die  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahn verneint  werden.  Die  CJründe,  die  das  Oberlandesgericht 
hierfür  anführt,  und  die  auch  auf  die  anderen  zuvor  behan- 
delten Fälle  anzuwenden  seien,  sind  folgende:  Nach  §  456 
H.  G.  B.  haftet  die  Eisenbahn  für  den  durch  Verlust  oder  Be- 
schädigung des  Gutes  in  der  Zeit  von  der  Annahme  zur  Be- 
förderung bis  zur  Abüefei-ung  entstehenden  Schaden  aus- 
nahmsweise dann  nicht,  wenn  der  Schaden  durch  eine  von  ihj 
nicht  verschuldete  Anweisung  des  Verfügungsberechtigten 
verursacht  ist.  Ents^-egen  Eger  (Verkehrsordnung  3.  Aufl. 
S.  466)  sei  nacii  Sinn  und  Zweck  dieser  Vorschrift  unter  An- 
weisung alles  dasjenige  zu  verstehen,  was  der  zur  Verfügung 
über  das  Frachtgut  Bereehligte  bei  oder  nach  Aibschluß  des 
Frachtvertrags  anordnet  (vgl.  Eaudnagel,  Die  Haftung  der 
Eisembahn  2.  Aufl.  S.  83 ;  Ehrenbergs  Handbuch  des  gesamten 
Handelsrechts,  Band  5,  Abt.  2,  S.  435).  Jedenfalls  sei  eine  be- 
sondere Anweisung  der  Al^scuder  au  die  Eisenbahn  in  allen 
hier  in  Eede  stehenden  FüIIimi  darin  zu  frlilit'ken,  daß  sie  bei 
Ahsehluß  des  Frachtvi  i  trags  iUicr  die  traulichen  Säureladun- 
gen in  der  Eichtung  verfügt  hat,  daß  der  N'er.saud  in  den  von 
ihnen  eingestellten  oder  von  anderen  Einstelleru  zur  Ver- 
fügung gestellten  Topfwagen  geschehen  sollte.  Die  Eisen- 
bahn war  durch  diese  Anweisung  des  Vi^rsendeis  verpflichtet, 
das  Gut  in  denjenigen  Gefäßen  zu  i)>efördem.  die  sicli  auf  den 
eingestellten  Privatgüterwageu  befauden.  Erlitten  diese  Ge- 
fäße infolge  der  natürlichen  Beschaffenh'«  it  ihres  Materials 
während  der  Befördeining  Brueh,  so  ist  der  eingetretene 
Schaden  au  und  für  sich  lediglich  eine  Folge  jener  Anweisung 
des  Abs-enders. 

Die  Entscheidung  des  Oberlandesgeriohts  erscheint  nur  in 
einem  Punkte  nicht  unbedenklich,  nämlich  in  der  Auslegung, 
die  dem  Begriffe  der  „Verpackung"  gegeben  ist.   Das  Gericht 
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weist  ««Ibst  darauf  hin,  daß  der  VerJust  der  Säur«  auf  Bruch 
der  Gefäße  infolge  der  natürlichen  Beschaf- 
fenheit, ihres  Materials  zurückzuführen  sei.  Daß 
nun  die  Säuietopfe,  die  im  Urteil  selbst  als  Gefäße  bezeichnet 
werden,  um  deswillen  nicht  als  Verpackuns;  anzus-ehen  seien, 
weil  sio  nach  Ankunft  am  Bvsümmunssoite  im  Besitze  der 
Eisenbahn  blieben  und  auch  nicht  vom  Versender  mit  der 
Säure  zur  Beförderuno-  aufijeliefcrt  Avorden  sind,  erscheint 
n^cht  einleuchtend.  Nach  der  aliu-emeinen  handels-  und  ver- 
kehisiiblichen  Auff.as.suny'  sind  unter  Verpackung  im  w-.iiern 
Sinne  —  namentlich  auch  insoweit  der  Eisenbahn versand  in 
Frage  kommt  —  alle  Arten  von  Umhüllungen,  Kisten,  Ver- 
s:hläg6  und  G-efäße  zu  veist?ehen,  die  dazu  bestinunt  sind,  i]a,s 
Gut  vor  den  schädigenden  Einwirkungen  von  außen  zu 
«chützen.  Nach  cü:«en  Gesichtspunkten  allein  trifft  der  Ab- 
sender eines  Gutes  seine  Wahl  hinsichtlich  der  Verpackung, 
wenn  er  ciie  im  Verkehr  erforderliche  .Sorgfalt  beobachtet. 
Nach  Sinn  und  -Zweck  der  Voischr.iften  des  §  459  H.G.B,  und 
des  §  8ö  E.  V.  0.  kommt  es  keineswegs  darauf  an.  ob  die  Ver- 
packung aus  l'mhülluugvn  besteht,  die  der  Versender  .iedesmal 
von  neuem  selb.st  liefert  und  dem  Gute  mitgibt,  um  sie  daun 
dem  Empfänger  zur  \'erfiigung  zu  stellen,  oder  ob  es  sich  um 
Getäße  hand&  t,  die  zufällig  oder  aus  lein  techuis  heu  Zweck- 
mäßigkeit..sgründen  mit  den  vom  Versender  od.r  anderen 
Eigentümern  eingestellten  Privatwagen  fest  verbunden  sind. 
Es  ist  davon  auszugehen,  daß  bei  Säuresendungen  die  Natur 
des  Gutes  eine  besonders  .sorgfältige  Veiyiackung  .erfordert, 
und  wem  diese  nicht  voihanden  ist,  ist  das  Gut  „mit  mauael- 
haft-cr  Veipnrkuii-  -  a  itgcgehen.  Hierin  allein  liegt  der  Sinn 
und  Zweck  der  liagiirlau  Vorschriften ;  es  kann  dabei  nicht 
darauf  ankommen,  o.b  die  V  -e  r  p  a  c  k  u  n  g  s  m  i  1 1  e  1  eben- 
falls Gegenstand  des  Frachtvertrages  bilden;  nur  für  die 
V  e  r  p  a  .c  k  u  a  g  als  Leistung  des  Versenders  braucht  dies 
der  Fall  zu  sein.  Der  A^erfrachter  braucht  aber  keine  be- 
.tiondeien  Gefäß c.  für  die  Säure  mit  aufzuli.efcru,  wenn  er 
solche  s;hon  am  Wagen  vorfindet,  und  diLso  sich  als  aus- 
reichend einweisen.  Ist  öelztercs  nicht  der  Fall,  so  ist 
es  Sache  des  Versenders,  für  bessere  Verpackung  durch  Auf- 
lieferung geeigneter  Gefäße  zu  sorgen. 

Das  Besondere,  worauf  liier  noch  lünzuweisen  ist,  liegt 
darin,  daß  bei  den  Topfwagen  neben  der  sicheren  Verpackung 
auch  die  schützende  Waaenwand  fehlt,  daß  also  dis  Säure 
niiiDoelhaft  verpa.ckt  in  offenem  Wasen  befördert  wird. 
Wollte  man  indes  die  TontÖTife  nicht  als  Verpackung  ansehen, 
so  bliehe  nur  die  Aniinhnii.  übiin-.  dal)  die  Säure  unverpackt 
in  Topf  wagen  aufgegcli.cii  .sei.  Nun  bilden  die .  ^'oise.hriften 
de.s  §  459  Nr.  1—4  des  H.  G.  B.  und  d-es  §  8t)  (1)  1—4  der  E.V.O. 
rechtlich  insofern  liiie  Einheit,  als  die  Eisenbahn  gegenüber 
allen  Schadensiicfalii  en,  die  mit  der  B.eschaffenbeii,  Ver- 
packung und  ^^■rlil^lung  d^es  Gutes  verbuud.ru  siud,  von  der 
Haft  uug  befit'it  ."-.ein  soll.  Es  können  Mängel  der  V.erpackung 
und  Verladung  (wozu  z.  B.  auch  die  Beförd.crung  im  offenen 
AVagen  goicchnet  Avcrden  kann)  zusammcuwirkeu ;  oder  es 
können  >iäune!  in  der  -einen  Eichtung  wirk.säiii  sein,  die  durch 
günstige  Umstände  iu  der  andern  zum  Teil  aufgehcben  wer- 
den. Im  vorlieg  udcü  Falle  stellte  z.  B.  die  neii Lulichc,  den 
Bruch  begün.-tio-eude  Bt.schaffeiiheit  d-es  Materials  der  Ton- 
töpfe einen  Mangel  dar,  der  noch  dadurch  verse.härft  wurde, 
daß  die  schützende  Wageuwand  fehlte,  .so  daß  also  die  mit  den 
Mängeln  der  Verpaeknim-  und  der  B-;förderung  im  offeneu 
W.a.gen  verbunelenen  t^ii-fahren  zusammenwirken  konnten,  p.ies 
wäre  dann  der  Fall  gewe  sen,  wenn  der  Bruch  der  Tontöpfe 
durch  das  Anschlagen  fi.emder  Gegenstände,  durch  Steinwurf 
und  dergl.  verursacht  wurden  wäre.  In  diesem  Falle  wäre 
ujiter  Uuistänil^u  die  Anwenduno-  der  Ziffer  1  der  erwähnten 
Vorschriften  (Beförderung  im  offenen  Wasen)  in  Frage  g-e- 
kommen.  In  dem  iler  Eut.scheidung  des  Oberlandesgeiielits 
zugrunde  'ieeendeu  Falle  war  d  r  Seliaden  jedoch  nur  auf  die 
Mängel  der  Verpackung  und  die  unvermeidlielieii  Einwirkun- 
gen der  Fahrt erschüiterunoen  zurückzuführen.  Zur  Begrün- 
dung des  Ausschlusses  der  Eisenbahnhaftuna-  aus  §  86  (1)  2  I 


;  der  E.  V.  0.  fehlte  irides  die  zweit©  Voraussetzung  nämlich 
die  Erklärung  über  mangelhafte  Verpackung  im  Fracht- 
orrele.  Nach  der  EntscheiUung  des  Oberlaudesgerichts  war« 
im  vorliegenden  Falle  diese  Erklärung  allerdings  entibehrlich 
gewesen,  da  der  Schaden  —  der  unmittelbar  auf  die  manoel- 
hatte  Verpackung  zurückzuführen  ist  —  sich  mittelbar  als 
eine  Foi.go  der  Anweisung  des  Veisenders  darstellt,  die  Säure 
in  den  eingestellten  Topfwagen  zu  befördern.  Trotzdem  wäre 
ernstlich  die  Frage  zu  prüfen,  ob  es  sich  nicht  empfehl  n 
würfle,  von  den  Versendern  der  Säure  in  Topfwagen  allgemein 
die  Erklärung  über  mangelhafte  Verpackung  zu  fordern; 
denn  es  kann  kernem  Zw.ifel  unterliegen,  daß  mit  dieser  Art 
der  Beförderung  von  .f-äure  eine  sehr  erhebliche  Sohadens- 
gerahr  verbunden  ist,  die  nicht  nur  nach  §  456  H.G.B,  son- 
dern auch  nach  §  459  II.  G.  B.  und  §  86  (1)  i  und  2  der  E.  V.  0. 
die  Eisenbahn  von  ieder  Haftung  für  den  daraus  hervor- 
gehenden Schaden  befreien  muß.  0.  F  ö  h  1  i  n  g  e  r. 

-  Verletzung  eines  am  Zng  -vorübcrgehemliin  Reisenden 
durch  eine  von  einem  Fahrgast  hci'ti";  auf^iistoßene  Abtcil- 
tür.  (Urteil  des  Kcichsgerichis- vom  24.  November  1919,  E.  VI. 
311/19.)  Der  Eisenbahnoberassistent  Fl.  war  am  27.  luo-nst 
1917  mit  einem  Personenzuge  aus  üffcnbach  auf  dem  Bahn- 
hofe in  Frankfurt  (Main)  angekommen.  Er  ging  auf  dem 
sehr  belebten  Bahnsteig  am  Zuge  entlang  und  wurde  dal>ei 
von  einer  nach  außen  schlagcnitcn  AbteiHür  getioffen,  die 
der  ebenfalls  mit  dem  Zuge  angekommene  Kaufmann  N.  hefti«- 
aufgestoßen  hatte,  weil  sie  sich  festgeklemmt  hatte  und  schwer 
zri  öffnen  gewesen  Avar.  Der  Unfall  hatte  für  H.  eine  lang- 
Avierige  traumatische  Neurose  zur  Folge,  weshalb  ihm  der 
preußische  Eisenbahnfiskus,  da  es  sich  um  einen  Betriebs- 
unfall ha-nclelte,  Schadensersatz  leisten  mußte.  Der  I'iskus 
verlangte  nun  von  N.  den  Ersatz  der  au  H.  zu  zahlenden 
Schadeiisbetiäge,  weil  dieser  den  Unfall  durch  ^rücksichtsloses 
Aufstoßen  der  Tür  verschuldet  habe. 

Landgericht  und  Oberlandesgericht  Frankfurt  (^fain)  haben 
die  K  l  a  g  e  a  b  g  e  w  i  e  s  e  n.  Zur  Begründung  führt  das 
Oberlanilesgerrcht  aus,  daß  der  Beklagte  allerdings  damit 
rechnen  mußte,  daß  auf  dem  Bahnsteig  in  der  Nähe  der  Tür 
MeD'echeu  .siauJ.en  und  vorbeigingen;  er  durfte  desLaib  keines- 
wegs lautwillrg  und  mit  voller  Wucht  die  Abteiltür  aufstoßen, 
weil  dadurch  eine  V^erletzung  eines  Vorübergehenden  erfolgeii 
konnle.  Aber  die  Beweis.a.ufnahme  habe  ergeben,  daß  den 
Beklagt.'en  an  dem  Unfall  kein  Verschulden  treffe.  Vor  dem 
Beklagten  habe  zunächst  ein  anderer  Fahrgast  versucht,  die 
Tür  zu  öffnen,  was  ihm  aber  nicht  gelungen  s-ei,  weil  si«  sich 
festgeklemmt  habe.  Diesem  sei  daun  der  Beklagte  zu  Hilfe 
gekommen,  der  die  Tür  gewaltsam  aufdrückte.  Ein  mutwillioe-s 
Aufstoßen  der  Tür  durch  den  Beklagten  habe  somit  nicht 
.stattgefunden.  Ob  der  Beklagte  bei  seinen  Versuchen,  die  Tür 
zu  öffnen,  schließlich  mit  dem  Fuße  gegen  .sie  gesr.oiien  ha'  . 
wie  der  Fiskus  behauptet,  isei  unerheblich;  auch  v/enn  es  e.  i 
Fall  gewesen  sein  sollte,  wäre  darin  kein  Verschulden  /u 
■erbhcken;  denn  eine  erhebliche  Gewalt  sei  zum  Öffnen  d(  i 
Tür  nötig  eewe.'-en.  Dem  Beklaaten  sei  nicht  zuzumuten  gewe- 
sen, zu  warten,  bjs  etwa  ein  Schaffner  auf  Klopfen  an  das  Fen- 
ster, das  sieh  nach  seiner  Behauptung  ebenfalls  nicht  öffnen 
ließ,  herbdkam;  denn  er  habe  natureemäß  das  Bestreben  ge- 
habt, möglichst  bald  aus  dem  Zuge  hinauszukommen.  We"iin 
der  B.eklagtc  e^la.ubt.e,  daß  durch  seinen  Stoß  die  schwere  Tür 
nur  weuiu  aul gehen  werde,  und  wenn  er  deshalb  vielleicht 
nicht  mit  der  bei  dem  Gediänse  auf  tlem  Bahnst<ag  allerdings 
möglichen  Vei letzung  eines  Vorübergehenden  durch  das  Aiif- 
stoßen  der  Tür  eeiecbnet  habe,  so  würele.  wollte  man  hierin 
etwa  doch  eine  Fahrlässigkeit  des  Beklagten  erblicken,  diese 
ledenfalls  gegenüber  dem  von  dem  Fiskus  zu  vertretenden 
mangelhaften  Zustand  der  Tür,  die  sich  festklemmte  und  nur 
äußerst  schwer  öffnen  ließ,  eänzlich  zurücktreten.  Das 
Ee  IC  hsge  rieht  hat  dieses  Urteil  bestätigt  und  die 
von  dem  klagenden  Eiseubahnfiskus  versuchte  Eevision  zu- 
rückgewiesen. K.  M.-L. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Eröffnung-  von  Stationen. 

E  1  s  e  u  I )  a  h  n  d  i  r  e  k  t  i  o  n  s  b  e  z  i  r  k  B  e  r  1  i  n.  Am 
15.  Dez'  iiitie!  fl.  Js.  wird  der  an  der  Bahnstrecke  Fredersdorf 
(Kreis  Nrerh  rbainim)-Eüdersdorf  bei  Berlin  zwischen  diefen 
•Stationen  neuerrichtete  Haltepunkt  Petershagen  für  den 
Personenverkehr  cr.'iffnet  werden.  Die  Abfertigung  von  Ge- 
pijck  und  Expreßgut  nach  und  .von  Petershagen  ist  ausge- 
schlossen.   Die  Entfernungen  betragen :  zwischen  Fredersdorf 


(Kreis  Niederbarnim)  und  Petershagen  1,93  km,  und  zwischen 
Rüdersdorf  bei  Berlin  und  Petershagen  3,42  km. 

Rundsehreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltung  sind 
erlassen  worden: 

Nr.  III  143  vom  26.  November  d.  Js.  an  sämtliche  Vereins- 
verwaltungen und  das  Eisenbahn- Zentralamt  Berlin,  betreffend 
Adressenveizeichnis  der  Wagenverwaltungen  (abgesandt  am 
5.  Dezember  d.  Js.). 


iilX.  Jahrgang 
la  Dezember  1919. 
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1.  Eröffnung  von  Stationen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


Am  15.  Dezember  1919  wird  der  an 
ii-r  Bahnstreck«  Fredersdorf  (Kr«is 
Ni*derbarnim)-Eüd€rsclorf  bei  Berlin 
zwischen  diesen  Stationen  n-euerrich- 
ttte  Haltepunkt  P  e  t  r  s  h  a  g-  ©  n  für 
den  Personenverkehr  eröffnet  werden. 
Diö  Abfertiguno-  von  Gepäck  und  Ex- 
l)reßcnit  nach  und  von  Petershaoen  ist 
ausaeschlossen. 

Die  Entfernuno-en  betrasen: 
zwischen  Fredersdorf  (Kreis  Nie- 
derbarnim) und  Petershasen  1,93 
Kilometer, 
zwischen  Eiidersdorf  b.  Berlin  und 
Petershagen  3,42  km. 
Zur  Bedienung-  des  neuen  Haltepunk- 
tes werden   dort   sämtliche    Züge  mit 
Personenbeförderung  halt  n. 

Berlin,  den  1.  Dezember  1919.  (1258) 
Eisenbahndirektion. 


2.  Wagenstandgelder. 

Ruppiner  Eisenbahn.  Paulinenaue- 
Neuruppiner    Eisenbahn.  Lä%venbcr^- 
Liudow-Rheinsberser  Eisenbahn. 

Vom  7.  Dezember  1919  ab  beträgt  das 
Wagenstandgeld : 

Für  die  ersten  24  Stunden  z=  10  Ji 
Für  die  zweiten  24  Stunden  =  50  Jt 
Für  jede  weiteren  24  Stunden  ~ 

100  Jt. 
Die  Eisenbahndirektion. 


(1259) 


3.  Erwpjteriing  der  Abfertigungs- 
befugnisse  von  Stationen. 

Wiedereröffnung  des  Haltepunktes 
Lbbedissen    für    den  Stücksutvcrkehr. 

Der  Haltepunkt  Ubbedi.ssen  an  der 
Strecke  Bielefeld-Lage,  der  am  10.  No- 
vember 1916  für  den  Stück  gutve rkehr 
gesch]os.<en  war.  wird  mit  Gültigkeit 
Tom  1.  Januar  1920  ab  für  diesen  Ver- 
kehr wieder  freigegeben.  Dienstbe- 
schiänkungen :  0.  K.  St.  250  ko-. 

Ül>er  die  Höhe  der  Tarifsätze  geben 
die  Dienststellen  Auskunft. 

Hannover,  im  Dezember  1919.  (1203) 
Eisenbahndirektion. 


4.  Güterverkehr. 

Tfv  1101.  Ansnahmetarif  6  für  Stein- 
kohlen usw.  für  den  Koh'enverkehr 
von  Norddeutschland,  Norddeutsch!and 
—Süddeutschland,  und  Norddeutschland 
—  Sachsen. 

Mit  Wirkung  vom  15.  Dezember  1919 
erscheint  zum  Koblenausnahmv  tarif  6, 

J-  ^f?^-  ^^"^  Nachtrag  I,  durch  den 
auüer  kleineren  Änderungen  neue  Ent- 
ternungen  für  den  Kohlenverkehr  von 
Schlesien  nach  Bavern,  Württember»- 
und  Baden  eingeführt  werden.  Das  als" 
baldige  Inkrafttreten  der  Erhöhuno-tyi 
gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahnver- 
kehrsordming. 

Essen,  d-n  5.  Dezeip^ber  1919.  (1261) 
 Eisenbahntlirektion. 

Die  seit  1.  Dezember  1901  gewährten 
Rückvergütungen  auf  eiserne  Maschi- 
nen und  Maschinenteile  des  Spezial- 
larits  I,  schweizerischer  Herkunft,  die 
nach  Rußland  einschließlich  Finnlaad 
und  Polen  bestimmt  sind  und  auf  unse- 
ren Stationen  Waldshut,  Schaffhausen 


Singen  oder  Konstanz  nach  Eydtkuhnen 
tr.  umbehandelt  werden,  werden  mit  so- 
fortiger Wirkung  aufgehoben 
Karlsruhe,  9.  Dezember  1919.  (126G) 
Generaldirekt ion  der  Bad.  Saats- 
eisenbahnen. 


Tarif  689,  Deutsch-Südfiianzösischer 
Verband  (Verkehr  mit  den  Faris-Lyon- 
3Iittelmeerbahnen). 

Die  praktisch  schon  seit  längerer 
Zeit  außer  Kraft  getretenen  Teile  I.  B 
und  II.  A — D  werden  mit  sofortiger 
Wirkung   förmlich  a,ufgehoben, 

Frankfurt  (M.),  9.  Dez.  1919.  (1267) 
Eisenbahndirektion. 

Tarif  689   I,  Deutsch-Südfranzösischer 
Verband   (Verkehr    mit    den  Orleaas- 
und  Midibahnen). 

Der  praktisch     schon  seit  längerer 
Zeit  außer  Kraft  getretene  Tarif  wird 
,    mit  .=^^of ortiger  AViikung  förmlich  auf- 
!  gehoben. 

Frankfurt  (M.),  9.  Dez.  1919.  (1268) 
Eisen  bahndirektion. 

Staats-  und  Privatbahn-Güterverkehr. 
Tfv.  5. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1920  ab 
wird  die  Station  Z  i  r  t  o  w  der  Mecklen- 
burgischen Friedrich  -  Wilhelm  -  Eisen- 
bahn-Gesellschaft in  den  Staats-  und 
Pnvatbahn  -  Gütertarif  aufgenommen. 
Näheres  enthält  die  am  15.  Dezember 
1919  erscheinende  Nummer  des  Tarif- 
anzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin,  8.  Dezember  1919.  (1264) 
Eisenbahndirektion. 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Deutscher  Eisenbnlm-Personen-  und 
Gepäcktarif.  Teil  I  (Tfv.  2M0). 

Mit  Wirkung  vom  15.  Dezember  1919 
w^crden  die  Beförderungsbedingungen 
für  Kostbarkeiten  im  Gepäck-  und  Ex- 
preßgutverkehr, wie  folgt,  geändert: 

1.  Die  Ausführuno-sbestimmung  3  zu 
§  30  der  Ei.senbahn- Verkehrsordnuno- 
erhält  folgende  Fassung: 

„3.  Geld,  Münzen  und  Papiere  mit 
Geldwert  werden  zur  Beförder-ang 
als  Reisegepäck  nicht  angenommen. 

Gold-  und  Silberbarren.  Pialina, 
Dokumente,  Edelsteine  und  echte 
Perlen,  Waren  aus  Gold,  Silber  oder 
Platiina,  auch  in  Verbindung  mit 
Edelsteinen  oder  echten  Perlen, 
ferner  Kunstgegens'.ände,  wie  Ge- 
mälde, Bildwerke,  Gegenstände  aus 
Erzguß  und  Kunstalteitümer,  sowie 
andere  Kostbarkeiten,  d.  h.  Gegen- 
stände, bei  denen  der  Wert  für  1  k»- 
der  Ware  150  J{  übersteigt,  werden 
zur  Gepäckbeförderung  nur  zuge- 
lassen, wenn  sie,  zum  Reisebedarf 
oder  zu  den  in  der  Au.sfühiuu'j'sbe- 
stimmung  1  genannten  Gegenstän- 
den gehören,  und  wenn  die  Gepäck- 
tstücke  fest  verschlossen  sind.  Siehe 
auch  die  Ausführungsbe^timmuno- , 
zu  §  35  (2)."  "/ 

2.  Zu  §  35  (2)  der  Eisenbahn-Ver- 
kehi^sordnung  wird  folgende  neue  Aus- 
führungsbestimmung aufgenommen : 

„Für  die  nach  der  Ausführungs- 
bestimmung 3  zu  §  30  zur  Gepäck- 


beförderung zugelassenen  Gegen- 
stände des  §  54  (2)  B 1  werden  bei 
Verlust,  Minderung  oder  Beschädi- 
gung nicht  mehr  als  150  Ji  für  das 
kg  der  Ware  und  höchstens  2O0O  ^ 
lur  alle  in  der  Sendung  enthaltenen 
Kostbarkeiten  ersetzt." 
3  Die  Ausf.-Best.  1  (3)  zu  §  39  der 

Eisenbahn-Verkehrsordnung    wird  re- 

andert  in : 

„(3)  Gelder,  Wertpapiere  und 
K.ostbarkeilen,  die  weder  zum  P^-eise- 
bedarf  noch  zu  den  in  der  Ausfüh- 
rungsbestimmung 1  zu  §  30  genann- 
ten Gegenständen  gehören,  ferner 
ieicht  verderbliche  usw.  wie  bis- 
her." 

R  *;A^^f'  -'^"sführungsbestimmuno-  4  zu 
8  .40  der  Eisenbahn- Vefkehrsordnuno- 
wird,  wie  folgt,  gefaßt: 

„4.  Geld,  Münzen  und  Papiere  mit 
Geldwert  werden  zur  Beförderuno- 
als  E.xpreßgut  niclit  angenommen. 
iTOld-  und  Silljerbarren,  Pla^ina. 
'  Dokumenle,  Edelsteine  und  echte 
1  erien,  Waren  aus  Gold.  Silber  oder 
llatrna,  auch  in  Verbindung  mit 
Edelsteinen  oder  echten  Perlen 
teruer  Kunstgegeustäude,  wie  Ge- 
maide Bildwerke,  Gegenstände  aus 
Erzguß  und  Kunstaltertümer,  sowie 
andere  Ivostbaikeiten,  d.  h.  Geo-en- 
stände,  bei  denen  der  Wert  für  1  ko- 
der  Ware  150  Jl  übersteigt  werden 
^i"*^^'  /olgenden  Bedingungen  zur 
Expreßgutbeförderung  ano-enom- 
men : 

a)  die  Gegenstände  müssen  in 
lest  verschlosseneu  Fässern  oder- 
Krsten  gut  verpackt  sein;  ist  dies 
nicht  der  Fall,  so  muß  der  4b- 
sender  das  Fehlen  oder  die  Män- 
gel der  Verpackung  auf  der 
Eisenbahn  -  Paketkarte  anerken- 
nen ; 

b)  der  W^ert  der  genannten,  in 
der  bendung  enthaltenen  Ge<-en- 
stande,  der  den  Plöchsthetrao-^für 
die  dafür  zu  zahlende  Entschädi- 
gung bilden  soll,  ist  auf  der  Eisen- 
bahn-Paketkarte anzuo-eben 

Wird  der  Wert  oder  das'lnter- 
*oAnn  der  Lieferung  mit  mehr 
als  .^OUO  Jl  für  die  genannten  in 
der  Sendung  outhalt enen  Gegen- 
stände angegeben,  so  werden" sie 
zur  Expreßgui  beförderuuo-  nicht 
angenommen." 
Berlin,  2.  Dezember  1919.  (1265) 

Eisenbahndirektion 
als  geschäftsführende  Verw^iltünc;. 

Peisonentarif  Baden  —  Reichsbahn 
und  Elsaß-Lothringisch-ßadischcr 
Expreßguttarif. 

Mrt  sofortiger  Wirkung  werden  der 
Personent,arif  Baden  -  Reichsbahn 
^■'.^^  ^K^^-  ^-  ^^^^  ^  iiod  Anhano-, 
*T?,  ^o^*t"'1  MiLtärverkehr,  sowie  der 
ülsaß-Eolhnngiscli-Badische  Expreß- 
guttarif  aufgehoben. 

Karlsruhe.  5.  Dezember  1919.  (126") 
Generaldirektion  der  bad.  Staats-  " 
eisenbahnen. 

Expreßguttarif  Reichsbahn-Badische 
Nebenbahnen  (Tfv.  2295)     Nr  2 

Nr.  T  14/179  19  (  )'  f)er*  Tarif 

wird   mit   sofortiger    Wirkuno-  aufw- 
hobcru  " 
Darmstadt,  den  5.  Dez.  1919  (1260) 
süddeutsche  Eisenbahn-Gesellschaft 
Die  Direktion. 
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Robert  Latowski'sche  Läutewerke 

BR&SI^AU  XIII. 

Einfachste  KonstniKtion  aller  bestehenden  Systeme. 
=   Visher  über  IS  000  Stück  geliefert. 


~  [6999] 

A.  DampFläutewerke  mit  Yarwärmer  d.r.p.io8604. 

50— 70%  Dampfersparnis. 

Anwärmen  der  Dampfkammer  durch  Abdampf  und 
FriscMaapf;  unerreicht  und  einzig  dastehend.  Noch 
bei  1/2  Atm.  gut  arbeitend.  Einfache  und  vollliommene 
Entwässerung. 

B.  Luftiäitewerke  mitPreOIuftbetrieb  d.g.m.so4356. 

Bei    1  Atm.  arbeitend.    N*rmale  Schlagzahl  Toa 

100  —  120  p.  Mi«,  bei  mittlerem  Druclt  von  1,7  Atm. 
Luftverbrauch  der  größten  Type  nur  0,140  cbm  p.  Min. 
Geprüft  vom  Versuchsfeld  an  der  Techn.  Hochschule,  Berlin. 

Zu  A  «nd  B:  Svfortlges  Ansprechen,  auch  bei  streng« 
•ter  Kälte  gewährleistet.    Spielend  leichter  Gang. 

Einfacher  Dampfhahn  und  Rohrleitung. 
—  Empfehlungen  und  Atteste  durch  hohe  Behörden.  — 
  billigste  Preise.  — — — 


CropfSlei 

liefern  in  großen  Posten 
rasch  und  g^ut 

[7159] 

Armaturenwerke 

BlnnUe  &  Rost 

Dippoldiswalde  i.Sa. 


Armaturenfabrik 
C.  F.  Pilz, 

I  Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[708S! 

Reparaturen  Uiiiget« 


Ralüiesche  Brems 'Prellbötke.    2).  R.  P. 

FOi  jede«  Stumpfgleis  fUr  Rangier-  und  Peisonenbahnhöfe,  Sicherheitsgleise  etc.  in  ver- 
schiedenen Größen  lieferbar. 
Vom  K.F  Z.  A.  und  anderen  E.  Bahn  -Verwalt.  geprUft.  im  Betriebe  im  In-  u.  Auslände  bewHhrt. 

G  ^(ahrloses  Auflaufen  der  Personen-  und  Güterzuge,  und  einzelnen  Wagen. 
WtUansstetlnne  "Brüsset:  Ehrenpreis.  WeltaussieUung  Turin:  Grand  V rix 

"Baltische  Aasstellung  MalmS:  KSnigl.  Medaille.  [7074] 

A.  RAWIE,  Osnabrück-Schinkel. 


El 
B 
B 
B 
B 


NAHTLOS 
GESCHWE19STER., 
PATENTIERTER.  METALL-'< 
SCHLAUCH, ABSOLUT  DICHT  ^ 
'VON  GROSSER  BEWEGLICHKEIT. 

FÜR  DAMPF,  0EL>VASSER;§ 
PETROLEUM ,  GASE  -  ETC. 
FÜR  DRUCK&SAUGEZWECKEJ 

lerallschlauch-FabriKi 
PForzheim 

VORM. 

.HCH.WITZENMANNGMa» 
PFORZHEIM - 

IN  BADEN 


17071] 


Tragbares,  zusammenlegbares 

LADEMASS  H 

System  1  Müller  »Witte 


Fabrilcant: 

Wimelm  Engel 

Nied  b  Frankfurt  a.M 


Ersatz  rur  feststehende  LademaOe 
Siehe  Vereinszettnng  Nr.  34  von  1017 


£in  g'tites  Buch: 
Das  beste  FestgesclienR 

Soeben  erschien: 

J.  P.  Koch 

Durch  die  weiße 
Wüste 

Die'^'dänische  Forschungsreise  quer 
durch  Nordgrönland  1912-1913 

Deutsche  Ausgabe  besorgt  von 

I    Prof.  Dr.  Alfred  Wegener 

256  Seiten 

Mit  158  Abbildungen  im  Text  u.  2  Karten 
In  Geschenkband  gebunden  Preis  M.  18.-^ 

Hierzu  10  "/o  Teuerungszuschlag  gemäß  den  Bestim- 
mungen des  Börsenvereins  der  ueutschen  Buchhändler 

Ein  Werk  von  gediegenem  Inhalt  und 
bleibendem  Wert,  ein  Buc  h,  das  unter  die 
besten  unserer  Rei>ewerke  gezählt  wei  den 
wird  kein  nachträglich  in  Muß-'stunden 
verfaßter  wissenschaftlicher  Bericht,  son- 
dern die  persönliche  Schilderung,  das 
Tagebuch  des  Leiters  der  Expedition,  in 
dt-m  die  Eindrücke  und  E  e  gnisse  fast 
jeden  Tages  unmittelbar  nach  ihiem  Er- 
leben niedergeschrieben  sind.  So  nimmt 
man  mit  Staunen  von  den  Mühsalen  und 
Strapazen  Kenntnis,  mit  denen  die  vier- 
köpfige Expedition  zu  kämpien  hatte  und 
unter  denen  sie  ihre  ereignisreichen 
Forschungen  mit  bewundernsu  erter  Zähig- 
keit und  Energie  betrieben  hat. 

Voller  Reii  sind  die  Schilderungen 
der  gt^waltigen  Naturereignisse,  die  die 
Expedition  auf  ihrer  langen  beschwer- 
lichen Fahrt  durch  die  „weiße  Wüste' 
beo  »achtet  und  edeot  hat.j 

Eine  besondere Bereicherüngdes Baches 
bilden  die  zahlreichen  Wiedergaben 
von  vorzüglichen  puotographiscnen  Auf- 
nahmen. 

Verlag  tod  Jolins  Springer  io  Berlin  W  9 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltuneen 
von  dem  verantwortlichen   Schriftleiter,   Geh.  Oberregierungsrat  Dr.   v.   Ritter  in  Berlin 
S  erlag  von  Julius  Springer  in  Berlin  W    -   Druclt  von  H  S  Hermann  ife  Co   in  Berlin  SW 
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Berlin,  den  17.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeituncr  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

BeltrKee  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schrtftleituntr  der  Zeitung  des  Vereins  Ueuisciier  6i>eiibahiiverwaltuni;en, 

amtliche  Bekanntma<'hnns'Pn  an  das  Bureau  des  Vereins  üeutscher 
Bisenbannverwaliuneen,  heide  in  BerlinW.9,  Köthener  Str.  28/29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  6  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlung den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bish-rigf-ii  österreichisch- 
iiarariRcben  Postgebieteg  für  30  M„  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  iX  M. 


Einzelne  Nummern  werden  gre^en  Torberigre  Ginsendnng:  tob  40  Pf.  abr«r«b«a 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PriyatanKeiffen  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
90  Pf.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen 
Beilasr*'"  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchtiandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Liiikstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6UM-53.  Tel.-Adr.:  Spriiigerbuch,  Reichsbaiik-Girokonto; 
Deutsche  Bank  .Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  11100. 


Wa«  will  Taylor? 

Das  «nglisch©  Verkehrsministerium. 

Neu«  elektrisch'e  Lokomotiven  der  Sie- 
men-s-Schuckert- Werke.  Bauart  B  +  B 
+  B  zur  Beförderung  schwerer  Güter- 
züge auf  den  schlesischen  Gebirgs- 
bahnen. 


I  n  It  a  I  1 1 

Nachrichten. 
Deutschland:  Neue  Bestimmun- 
gen für  die  Benutzung  von  Schlaf- 
wagen. —  Die  Arbeiten  am  l'mbau 
des  Bahnhofes  Friedrichstraße.  — 
Jahresbericht  der  Oldenburgischen 
Staatseisenbahnen  für  1918.  — 
Ehrung  des  Präsidenten  Hoeft. 


Österreich:  ö sterreichische  "Wa- 
genkäufe in  Frankreich.  —  Eisen- 
bahn Wien-Aspang.  —  Gründung 
der  Schiffswerft  Linz  A.  G. 

Bücherschau. 
Amtliche  Mitteilungen. 
Amtliche  B  ekanntmachungen . 


Der  IVeilinaelitsfelprtage  wegen  fällt  die  am  S7.  d. mts.  fällige  ]¥ummef  der  Zeitung  aus. 

Die  fortgesetzt  steigenden  Gestehungskosten  der  Zeitung  zwingen  zu  folgenden  Preiserhöhungen,  die  am 
1.  Januar  1920  in  Kraft  treten: 

Der  Preis  der  Zeitung  beträgt  fortan : 

bei  Bezug  durch  Buchhandel  und  Post  8  M.  für  das  Viertel)  ahr,  bei  direkter  Zusendung  unter 
Streifband  innerhalb  des  deutschen  und  des  bisherigen  österreichisch-ungarischen  Postgebietes  40  M,, 
nach  sämtlichen  anderen  Staaten  45  M.  für  den  Jahrgang,  ' 
einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  50  Pf.  abgegeben. 
Der  Preis  für  die  Privatanzeigen  wird  von  bisher  90  Pf.  auf  1.20  M,  für  die  einspaltige  Petit- 
zeile oder  deren  Raum  erhöht. 


Was  will 

Die  unter  diesem  Titel  vom  „Ausschuß  für  wirtschaftliche 
Fertigung"  herausgegebene  kleine  Schrift  unterscheidet  sich 
bemerkenswerterweise  von  den  sonstigen,  über  Taylors  Werk 
,  bisher  erschienenen  Veröffentlichungen.  Sie  versucht,  Taylors 
Lehren  als  kennzeichnende  Erscheinung  unserer  Zeit  in  den 
geschichtlichen  Werdegang  der  gewerblichen  Entwicklung 
einzuordnen. 

Durch  weitgehende  Nutzbarmachung  von  Naturkräften 
und  G«isetzen  der  Mechanik  ist  es  im  Laufe  der  Zeit 
gelungeü,  die  Wege  zu  finden,  auf  denen  der  Ertrag  der 
menschlichen  Arbeit  vervielfältigt  werden  kann.  Zeiten,  in 
denen  die  Gestaltung,  die  Durchbildung  neuer  Maschinen  im 

.  Vordergrunde  des  technischen  Schaffens  stehen,  wechseln 
mit  anderen  ab,  in  denen  vorwiegend  die  Erzeugung  auf 
Grund  der  neuentwickelten  Formen  ausgebaut  wird.    Wo  in 

j  Richtung  der  Beschaffenheit,  in  der  Schaffung  von  Maschinen 

*)  Die  arbeitsparende  Betriebsführung  von  Waldemar 
Hellmich.  Kritische  Bemerkungen  über  das  Taylorsystem 
von  E.  Huhn.  Berlin  1919,  Verlagsabteilung  des  Vereins 
deutscher  Ingenieure. 


Taylor?*) 

mit  hohem  Wirkungsgrad  und  gToßer  Leistungsfähigkeit  eil» 
nennenswerter  Fortschritt  zunächst  nicht  zu  erwarten  ist, 
wendet  sich  das  InteTOSse  stärker  der  Ertragssteigerung  durch 
verbesserte  Erzeugungsweisen  zu.  Der  Nutzen  der  Arbeits- 
teilung macht  sich  hierbei  geltend ;  die  Konzentration  der  ein- 
25elnen  Produktionsglieder  auf  Einzelheiten  der  Fertigung 
erhöht  neben  der  Steigerung  der  Menge  des  Arbeitsertrages 
vielfach  auch  die  Güte  des  Erzeugnisses.  Die  Arbeitsteilung 
wirkt  im  wesentlichen  durch  zwei  Faktoren  erzeugungs- 
erhöhend:  Hebung  der  persönlichen  Geschicklichkeit  durch 
Übung  und  nachdrückliche  Einstellung  der  gestaltenden  Tätig- 
keit (Konstruktion)  auf  die  Hilfsmittel  der  Erzeugung  (Son- 
dermaschinen. Vorrichtungen,  Meßgeräte  usw.). 

Um  als  geschlossener,  leistungsfähiger  Organismus  zu  wir- 
ken, bedürfen  die  Einzelglieder  der  Erzeugung,  je  weiter  die 
Arbeitsteilung  zur  Steigerung  des  Arbeitsertrages  nutzbar 
gemacht  wird,  um  so  mehr  der  planmäßigen  Arbeitsverbin- 
dung, der  Organisataon,  die  den  Fertigungsgang  in  allen 
Einzelheiten  entwirft,  für  seine  Durchführung  sorgt  x-nd  in 
der  Abrechnung,  dem  Vergleiche  von  Vor-  und  Nachkalku- 
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iation  sich  selbst  kontrolliert.  Das  hat  Taylor  in  aller  Schärfe 
erkannt  und  ansffesprochen :  höchster  WirkungSÄrad  des  Er- 
zeusunffsverfahrens  ist  nur  zu  erreichen,  wenn  die  saor.a- 
fältigste  Ausbilduns:  der  Einzelglieder  (Arbeitsteilung,  Hilfs- 
mittel, Au&bildun.o-,  Menschenauswahl,  äußere  ümofebung) 
Hand-in-Hand  geht  mit  einer  die  Leistungsfähigkeit  all  dieser 
Einzelfaktoren  voll  übersehenden,  sie  riclildgr  zusammenfassen- 
den Gesamtorganisation. 

Es  ist  vollkommen  verfehlt,  wenn,  wie  es  vielfach  geschieht, 
die  ziemlich  genau©  Zerlegung  de-r  einzelnen  Handgriffe  bei 
der  Arbeitsausführung  (Zeit^  und  Bewegungsstudien)  zw^ecks 
Ermittelung  der  günstigsten  Arbeitsweise  als  das  Ausschlag- 
gebende der  Taylorschen  Lehre  angesehen  Avird.  Diese  weit 
ms  einzelne  gehenden  Studien  machen  sich  natürlich  dort 
bezahlt,  wo  es  sich  um  oft  wiederholte,  gleichartige  Arbeiten 
(Massenherstellung)  handelt.  Dagegen  wird  die  organisato- 
rische Aufgabe,  den  Fertigungsgang  unter  zweckmäßigster 
Verwendung  der  verfügbaren  Mittel  und  Kräfte  im  voraus 
zu  bestimmen  und  für  seine  Einhaltung  durch  rechtzeitiges 
Bereitstellen  der  nötigen  Unterlagen,  Materialien,  Werkzeuge 
zu.  sorgen,  für  viele  Betriebe  von  größerer  Bedeutung  sein 
and  jahrelange  Vorarbeit  zur  Verwirklichung  bedingen. 

Beim  Lesen  der  Schriften  Taylors  tritt  es  ganz  klar  hervor, 
wie  er  trotz  des  liebevollen  Eingehens  auf  die  feinsten  Einzel- 
heiten der  menschlichen  Arbeitsleistung  (bekannt  ist  das  Bei- 
spiel des  Erdarbeiters  und  des  Erzverladers)  und  der  tech- 
nischen Hilfsmittel  (Schneiden  von  Metallen.  Schaufelformen) 
nie  den  Blick  für  da*  Ganze,  die  organische  Zusammen- 
fassung und  richtige  Bewertung  der  Einzelfaktoren  verlor. 
So  ist  es  fast  selbstverständlich,  daß  Taylor,  bereits  viele 
Jahre  vor  der  durch  den  Krieg  geschaffenen  Entwickelung, 
den  menschlichen  Faktoren  die  größte  Beachtung  schenkte, 
die  beim  Zusammenarbeiten  einer  Vielheit  von  Menschen  in 
der  Form  des  industriellen  Unternehmens  letzten  Endes  Er- 
folg oder  Mißerfolg  bedingen.  Für  Lohnsystem  und  Arbeits- 
ordnung müssen  nach  Taylors  Überzeugung  unl^eding-t  Formen 
gefunden  werden,  welche  der  Leitung  und  Arbeiterschaft  dtts 
Gefühl  geben,  daß  die  gegenseitigen  Leistungen  richtig  ein- 
geschätzt werden  und  der  Erfolg  des  Unternehmens  im  Inter- 
esse aller  Mitarbeiter  liegt,  so  daß  innere  Eeibungen  möglichst 
ausgeschaltet  werden  und  ein  Zustand  des  gegenseitigen  guten 
Willens  herrscht. 

Persönlich  hat  Taylor  vom  Pensum-Prämiensystem  ge- 
glaubt, daß  es  in  glücklicher  Weise  die  Intei-essen  des  Unter- 
nehmens und  der  Arbeiter  verbinde ;  doch  scheint  sich  die  von 
ihm  ursprünglich  angegebene  Form  als  zu  scharf  erwiesen 
zu  haben,  da  mehrere  von  Taylor  organisierte  Werke  Abände- 
rungen eingeführt  haben. 

Die  organisatorischen  Einzelvorschläge  Taylors,  welche 
durch  Übersetzungen  und  deutsche  Bearbeitungen  bekannt  ge- 
worden sind,  sind  in  der  kleinen  Schrift  unter  Angabe  der 
wichtigeren  Literatur  kurz  zusammengestellt. 

Der  TeU  der  Schrift,  welcher  den  Wert  der  Taylorschen 
Lehren  für  die  deutsche  Industrie  behandelt,  urteüt  mit  Vor- 
sicht und  Zurückhaltung.  Bein  technisch  wird  gegen  eine 
rasche  Weiterbildung  unserer  gewerblichen  Organisation  im 
Sinne  Taylors  betont,  daß  es  uns  vorläufig  vielfach  an  den 
Vorbedingungen  fehlt;  zunächst  an  einer  genügenden  Zuhl 
entsprechend  durchgebildeter  Persönlichkeiten,  die  erst  heran- 
gebildet werden  müssen.  Femer  ist  zu  berücksichtigen,  daß, 
ie  feiner  eine  Fabrikation  unterteilt,  um  so  schwerfälliger 


die  Umstellung  auf  neue  Erzeugnisse  ist;  vorübergehonde 
Verringerung  der  Lieferungsfähigkeit  und  Lohnrückgänge 
treten  dabei  in  Erscheinung.  Von  der  gesamten,  heute  ncch 
kaum  zu  überblickenden,  wirtschaftlichen  Entwicklung  unserer 
Industrie  wird  es  abhängen,  auf  welchen  Gebieten  eine  Ein- 
stellung auf  Massenerzeugung  möglich  und  ratsam  ist.  Wenn 
es  durch  Zusammenschlüsse  sich  ergänzender  Betriebe,  durch 
freiwillige  gegenseitige  Beschränliung-  des  Fertigungsplanes 
konkurrierender  AVerke  gelingt,  die  Stetigkeit  der  Beschäfti- 
gung zu  erhöhen,  so  wird  dadurch  einer  wirtschaftlichen  Ferti- 
gung im  Sinne  Taylors  der  Boden  geebnet. 

Neben  diesen  materiellen  Gesichtspunkten  wird  die  überaus 
wichtige  Fi-age  aufgerollt:  Wie  wirkt  die  weitgehende  Arbeits- 
teilung, die  Trennung  der  überlegenden  Arbeitsvorbereitung 
aiif  den  Arbeiter  selbst?  Ohne  Zweifel  wird  dem  einzelnen 
Arbeiter  durch  die  strenge  Vorbereitung-  des  Fertigungsplanes 
weniger  Spielraum  für  die  Art  der  Arbeitsausführung  ge- 
lassen. Andererseits  wird  besonders  intelligenten  Arbeitern 
durch  die  auf  brauchbare  Anregungen  ausgesetzten  Belohnun- 
gen ein  Anreiz  geboten,  die  erhaltenen  Ai'beitsvorschrifteu 
kritisch  zu  betrachten  und  auf  Verl>cssernngen  in  Einzelheiten 
zu  sinnen. 

Ein  abschließendes  Urteil  dariiboi',  ob  die  weitgehende 
Unterteilung  der  Ai-beitsvorgänge  (Spezialisierung)  auch  bei 
sorgfältiger,  wissenschaftlich  kontrollierter  Bemessung  der 
Arbeitsleistung  und  Euhe pausen  auf  den  Durchschnitt  der 
Arbeiter  körperlich  oder  ^seelisch  nachteilig  wirkt,  ist  heute 
mangels  genügender  Unterlagen  noch  nicht  möglich.  Die 
Ausbildung  der  ps.ychotechnischen  Berufsberatung  und 
Eignungsprüfung  scheint  die  Möglichkeit  zu  bieten,  solche 
Naturen,  welche  für  eintönige,  wenig  abwechslungsreiche 
Arbeit  auch  in  gutem  Verdienst  und  günstiger  Arbeitszeit 
keinen  befriedigenden  Ersatz  finden,  rechtzeitig  anderen  Be- 
rufen zuzuführen.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  dürfte  abei 
die  Beantwortung  der  Frage :  „Älassenf  ertigung,  Spezialisierun  2 
oder  mehr  individuelle  Qualitätsarbeit^"  ül>erhaupt  unserer 
eigenen  Entscheidung  entriickt  sein ;  der  Gang  der  gesamten 
industriellen  Entwicklung  scheint  zurzeit  vorwiegend  nach 
der  ersteren  Kichtung  zu  geheru  Arl)eit  ist  das  Gebiet  unserer 
Zeit.  Eine  der  dringendsten  und  zukunftsreichsten  Aufgaben 
muß  es  füi'  uns  sein,  durch  enge  Verbindung  praktischer  und 
wissenschaftlicher  Erforschung  der  menschlichen  Arbeits- 
leistung (Betriebsleiter,  Psychologen,  Volkswirte)  Wege  zn 
finden,  um  für  die  verschiedenen  Berafe  die  günstigste 
Arbeitszeit,  den  zweckmäßigen  Grad  der  Daueranstrengung, 
geeignete  Ausgleichmittel  gegen  ungünstige  Wirkungen  beruf- 
licher Arbeit  zu  finden. 

Es  muß  unbedingt  verhütet  werden,  daß,  wie  es  in  den  ber- 
einigten Staaten  vielfach  geschehen  ist  (vgl.  John  Frey),  die 
Arbeitsteilung  dazu  mißbraucht  wird,  um  durch  Kaubbau  an 
der  Arbeitskraft  des  Menschen,  durch  unkontrollierte  Erhöhung 
des  Arbeitstempos  mittels  Lockprämien  größere  Leistungen 
aus  dem  Arbeiter  herauszuholen,  ohne  gleichzeitig  etM^aigen 
gesundheitlichen  und  sozialen  Schä-den  rechtzeitig  entgegen- 
zutreten. 

Von  dem  Maße  an  Einsicht,  Tatkraft  und  praktischem  Sinn, 
mit  welchem  in  den  nächsten  Jahren  das  Arbeitsproblem  bei 
ujis  gemeinsam  von  Industrie,  Sozialpolitikern  und  Ärzten 
behandelt  werden  wird,  hängt  in  hohem  Maße  die  Aussicht 
auf  eine  Gesundung  unserer  Industrie  und  gesamten  Wirt- 
schaft ab.  Es  ist  ein  internationales  Problem,  für  das  wir  die 
unseren  Verhältnissen  entsprechende  Lösung  suchen  müssen. 


Das  englische  Verkehrsministerium. 


Selten  ist  ein  Gesetz  in  England  so  eingehend  beraten 
worden,  wie  dasjenige,  welches  das  englische  Verkehrswesen 
auf  eine  neue  Grundlage  stellen  soll,  der  „Ministry  of  Trans- 
port Act",  Der  Entwurf  ist  dem  Parlament  unier  der  Be- 
zeichnung „Ways  and  Communication  BiU"  im  Februar  vor- 


gelegt worden.    Ein  Ausschuß  hat  ihn  in  18  etwa  vierstün 
digen  Sitzungen  durchberaten,  worauf  er  im  Juli  im  Unter- 
haus angenommen  worden  ist.    Bei  den  Lords  fand  eben- 
falls eine  Ausschußberatung  statt,  die  fünf  Tage  in  Anspruch 
nahm,  und  die  zu  einigen  Änderungen,  namentlich  auch  zu 
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dtr  aus  der  Abweichuno'  zwischen  der  BezeiohnunA'  des  Ent- 
■  wiirl's  und  des  Gesetzes  ersichtlichen,  führte.  Parteipolitische 
•  Gesichtspunkte  kamen  bei  den  langwieiigen  Beratungen  weni- 
ger in  Frage,  es  handelte  S'ich  vielmehr  um  eine  Verteidigung 
der  Eisenbahngesellschaften  gegen  befürchtete  Übergriffe  der 
Regierung  und  um  Erwägung-en  wirtschaftlicher  Art.  Nach- 
dem endlich     in  einem  ^  Einigung s verfahren    die  Fassung 
zwischen  beiden  Häusern  des  Parlaments  endgültig  verein- 
:  hart  worden  war.  hat  das  Gesetz  an  demselben  Tage,  an  dem 
:  es  im  Parlament  erledigt  worden  war,  die  königliche  Geneh- 
migung gefunden,  woraus  hervorgeht,  daß  man  «eine  Aus- 
führung für  höchst  dringlich  hielt.     Daraufhin    ist  das 
Verkehrsministerium  gegründet  worden,  in  dem  diejenigen 
Teile  andrer  Behörden,  die  sich  bis  dahin  mit  dem  Verkehrs- 
wesen zu  befassen  hatten,  miteinander  zu  der  neuen  Behörde, 
dem  Verkehrsministerium,  verschmolzen  wurden.    Man  er- 
wartet von  seiner  Tätigkeit  weitgehende  Eingriffe    in  das 
englische  Verkehrswesen. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  ist  der,  die  Befugnisse  aller 
f->estehenden  Staatsbehörden,  die  «ich  auf  das  Verkehrswesen 
beziehen,  in  einer  Hand,  in  der  des  Ministeriums,  zusammen- 
l  zufassen.  Zu  seiner  Zuständigkeit  gehören  also  die  Eisen- 
bahnen, und  zwar  sowohl  Haupt-,  als  ai\ch  Neben-  nnd 
Straßenbahnen.  Wasserstraßen  aller  Art,  Landstraßen, 
Brücken  und  Fähren  einschließlich  des  anf  ihnen  .sich  bew  t'- 
genden  Verkehrs  und  der  Fahrzeuge,  endlich  auch  die  Häfen, 
sowie  die  Elektrizitätsversorgung.  Der  Zeitpunkt  des  Über- 
gangs der  einzelnen  Geschäfte  auf  das  neue  Ministerium  ist 
durch  Königliche  Kabinettsordi'e  festzusetzen,  in  der  auch  wegen 
.  ^  einzelner  Geschäftszweige  verfügt  werden  kann,  daß  sie  bei 
I  der  bisher  zuständigen  Behörde  verbleiben.  So  soll  z.  B.  das 
Handelsministerium  nach  wie  vor  die  Klagen  der  Handels- 
I  reibenden  über  Frachtsätze  rmd  sonstige  Gebühren  der 
Eisenbahnen  entg-egeanehmen,  sie  aber  nicht  selbst  erledigen, 
sondern  sie  gegenüber  dem  Verkehrsministerium  vertreten. 
Ebenso  soll  dieses  Ministerium  nach  wie  vor  die  Mitglieder 
des  Eisenbahn-  und  Kanal- Ausschusses  ernennen,  weil  man 
\  das  Verkehrsministerium  hierzu  nicht  für  genügend  unpar- 
teiisch hält.  Endlich  kann  die  Wahrnehmung  staatlicher 
tloheitsrechte  gegenüber  den  ■  Hafenunternehmungen  auch  der 
Admiralität  übertragen  werden. 

Das  neue  Ministerium,    dessen  Leiter  übiügens  ein  Gehalt 
von  100000  Ji  bezieht,  ist  für  die  gesamte  Verkehrspolitik 
Englands  verantwortlich.    Um  über  deren  Führung  und  Ge- 
\     staltung  Vorschläge  zu  machen,  ist  ihm  eine  Frist  von  zwei 
V    Jahren  gegeben.   Dies  bezieht  sich  namentlich  auf  die  Frage 
I  ^  der  zukünftigen  Ausgestaltung  des  Eisenbahnwasens.  Eng- 
'  land  steht  bekanntlich  vor  der  schwerwiegenden  Entschei- 
dimg, ob  es  den  Staatsbetrieb  der  Eisenbahnen,  den  es  im 
Kriege  eingeführt  hat,  beibehalten  oder  zu  dem  alten  System 
t     des  Privatbetriebe«  zurückkehren  soll.      Die  Entscheidung 
mag  ausfallen,  wie  sie  will,  sie  wiid  auf  der  einen  oder  der 
andei'en  Seite    ^roße  Unzufriedenheit    auslösen,     und  ihre 
Durchführung  wird  die  Eegierung  vor  schwer    zu  bewälti- 
gende Aufgaben  stellen.   Daraus,  daß  dem  Minister  für  seine 
\'    Arbeiten  auf  diesem  Gebiet  eine  Frist  von  zwei  Jahren  gc- 
'     geben  ist,  geht  hervor,  daß  während  dieser  Zeit  der  jetzige, 
[     durch  den  Krieg  geschaffene  Zustand  des  englischen  Eisen- 
i     bahnwesens  beibehalten  worden  soll.    Wähi^end  aber  früher 
^     die  Eechtsgrundlage  für    die  Übernahme    der  Eisenbahnen 
;     durch  den  Staat  in  Gestalt  einer  Kabinettsordre  allwöchent- 
lich erneuert  werden  mußte,  ist  dies  nach  dem  neuen  Ge^setz 
nicht  mehi'  nötig;  der  Staat  verfügt  vielmehr  neuerdings 
dauernd  in  dem  bisherigen  Sinne  über  die  Eisenbahnen.  Dem 
k   _ Ministerium  ist  für  die  Zwischenzeit  von  zwei  Jahren  die 
Befugnis  erteilt,  die  Eisenbahnen,  von  denen  die  Eegierung 
bereits  Besitz  ergriffen  hat,  weiter  zu  betreiben    und  auch 
von  weiteren  Eisenbahnen  Besitz  zu  ergi-eifen.    In  bezug  auf 
die  vom  Staate  übernommenen  Eisenbahnen  ist  das  Verkehrs- 
luinisterium  der  Eechtsnaehfolger  des  Handelsministeriums, 
und  die  Tätigkeit  des  Betriebsausschusse s,  der  bisher  diese 
Eisenbahnen  geleitet  hat,  geht  auf  das  neue  Ministerium  über, 
■^eine  Befugnis  zur  Übernahme,  die  entweder  in  der  bisheri- 
gen Form,  also  durch  Übernahme    des  Betriebe«    ohne  An- 
I  astung  der  Eigentumsverhältnisse  oder  durch  Ankauf  ansge- 
i     übt  werden  kann,  bezieht  «ich  auch  auf  Straßenbahnen,  Ka- 
iiäle  und  mit  gewissen  Einschränkungen    auch    auf  Häfen. 
Die  Übernahme  kann  sich  auf  das  ffanze  Unternehmen  oder 
-  im  Gegensatz  zu  der  früher  durch  das  Gesetz  gegebenen 
Möglichkeit  —  auch  auf  einzelne  Teile  ersti-ecken.    Zur  Er- 
mächtigung zum  Ankauf  bedarf  es  einer  Kabinettsordre,  der 
wiederum  eine  Ankündigvrng  an  das  Parlament  vorangehen 
muß.    Erst  wenn  dieses  binnen  30  Tagen  keinen  Widersprach 
erhebt,  darf  die  Kabinettsordre  erlassen  werden.    In  allen 
Fällen,  wo  der  Minister  Verkehrsunternehmung-en    für  den 
-Staat  beansprucht,  übt  er  die  Leitung  derartiger  Unterneh- 
mungen im  vollen  Umfange  aus.   Er  kann  unter  Mitwirkung 
♦■ines  Beirats  die  Personen-  und  Gütertarife  festsetzen.  Ge- 


hälter und  Löhne  der  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter 
unteiiieg-en  seiner  Genehmig-ung.  Er  kann  die  Eröffnung 
oder  Einstellung  de«  Betriebes  verfügen,  ebenso  die  Schlie- 
ßung von  Bahnhöfen  und  Haltestellen,  die  nach  seiner  An- 
sicht für  den  öffentlichen  Verkehr  entbehrlich  sind.  Er 
kann  Veränderungen  und  Verbesserungen  der  Anlagen  aus- 
führen lassen,  die  die  Leistungsfähigkeit  oder  die  Wirtschaft- 
lichkeit des  Betriel>es  erhöhen  sollen.  Er  kann  einer  Ge- 
sellschaft die  Genehmigung  erteilen,  ihren  Betrieb  auf  die 
Anlagen  einer  anderen  Gesellschaft  zu  ersti-ecken,  namentlich 
aber  auch  eine  gemeinschaftliche  Benutzung  von  Betriebsmit- 
teln anordnen.  Die  Verkehrsunternehmungen  sind  gehalten, 
seinen  Weisungen  in  )>ezng  auf  die  Sicherung  des .  Betriebes 
nachzukommen.  Er  kann  Vorschriften  über  die  einheitliche 
Gestaltung  des  Oberbaus,  der  Betriebsmittel,  der  festen  und 
der  beweglichen  Ausrüstung  der  Eisenbahnen  erlassen  und 
die  Beschaffung  von  Betriebsstoffen  überwachen. 

Die  Befugnisse  des  Ministers  gehen  also  sehr  weit,  nament- 
lich wenn  man  dabei  berücksichtigt,  daß  es  gegen  .seine  An- 
ordnungen und  Entscheidungen  im  allgemeinen  keine  Eechts- 
mittel  gibt.  Das  Gesetz  bedeutet  insofern  ein  Abgehen  von 
der  Politik,  die  England  bisher  den  Eisenbahnen  gegenüber 
verfolgt  hat,  indem  es  die  EisenbahugeseUschaften  einerseits 
in  weitgehendem  Maße  «ich  selbst  überließ,  andrerseits  bei 
einem  Einschreiten  des  Staates  gegenüber  den  Eisenbahnen 
fast  stet«  die  „Klinke  der  Gesetzgebung"  in  die  Hand  nahm. 
Nur  die  dringende  Notlage,  sagt  „Railway  Gazette"  bei  Be- 
sprechung dieser  Gesetzesstelle,  kann  das  iParlament  bewogen 
haben,  dem  Minister  so  nmfas.'-jende  Befugnisse  zuzusprechen 
Sie  sind  aber  insofern  beschränivt  —  und  das  ist  für  die  In- 
haber von  Eisenbahnaktieu  von  großer  Bedeutung  — ,  als  die 
Maßnahmen  des  Ministers  nicht  die  Folge  haben  dürfen,  daß 
eine  Gesellschaft  gezwuns'en  werden  kann,  ihr  Kapital  zu 
erhöhen  oder  ihre  Eücklagen  «o  weit  in  Anspruch  zu  nehmen, 
daß  dadurch  ihre  wirtschaftliche  Lage  wesentlich  beeinflußt 
wird.  Währ-eud  der  zweijährigen  Übergangsfrist  kann  der 
Minister  die  Eisenbahngesellschaften  ermächtigen,  Verbesse- 
rungen ihrer  Anlagen  vorzunehmen  und  Grund  und  Boden 
zu  erwerben,  ohne  daß  das  Parlament  in  Bewegung  gesetzt 
zu  werden  braucht,  was  gegenüber  dem  bisherigen  Verfahien 
eine  große  Erleichterung  )>edeutet. 

Der  erwähnte  Beirat,  der  den  Minister  bei  Eegelung  dej 
Tarife  unterstützen  soll,  besteht  au«  rechtskundigen  Mitglie- 
dern, ausi  Vertretern  des  Handels,  der  Landwirtschaft,  der 
Arbeiterschaft  sowie  Fachleuten  des  Verkehrswesen«.  Seine 
Tätigkeit  ist  lediglich  eine  )>eratende;  die  Verantwortung  für 
die  Entscheidung,  die  der  Minister  auf  Grund  der  Beratuni; 
trifft,  trägt  er  allein.  Frachtsätze  und  sonstige  Gebühren, 
deren  Erhebung  der  Minister  anordnet,  sollen  stets  als  ange- 
messen gelten  und  daher  unter  allen  Umständen  erhoben 
werden  dürfen,  auch  wenn  ihnen  besondere  Abmachungen 
oder  gesetzliche  Bestimmungen  entgegenstehen.  Diese  Vor- 
schrift des  Gesetzes  gibt  also  dem  Minister  die  Möglichkeit, 
die  Tarife  über  die  Grenzen  hinaus  zu  erhöhen,  die  durch  die 
bisherige  Gesetzgebung  gezogen  waren.  Auch  braucht 
die  Ang-emessenheit  einer  Tariferhöhung  nicht  mehr  in  jedem 
Falle  auisdrücklich  nachgewiesen  zu  werden.  Hierdurch  werden 
dem  Minister  ganz  außerordentliche  Vollmachten  gegeben: 
man  hielt  sie  aber  in  beiden  Häusern  des  Parlaments  für 
nötig,  weil  die  Betriebsausgaben  der  Eisenbahnen  stark  in 
die  Höhe  gegangen  sind,  und  weil  es  infolgedessen  unbillig 
■sein'  würde,  wenn  die  Tarife  dieser  Steigerung  nicht  folgen 
könnten.  Um  hier  einen  dauernden  Ausgleich  zu  ermöglichen^ 
«ollen  die  vom  Minister  f€st,gesetzten  erhöhten  Tarife  auch 
noch  einundeinhalb  Jahr  über  den  Zeitpunkt  hinaus  gelten, 
zu  dem  die  Eisenbahnen  ihren  Eigentums-Gesellschaften 
wieder  überwiesen  werden.  In  diesem  Zeitraum  wird  es 
letzteren  dann  möglich  sein,  die  Genehmigung  des  Parla- 
ments zur  Beibehaltung  der  hohen  Tarifsätze  herbeizu- 
führen. 

Eine  Sonderstellung  gegenüber  dem  Verkehrsminister 
nehmen  die  Häfen  ein ;  der  Minister  kann  sie  nur  mit  Zustim- 
mung ihrer  Eigentümer  übernehmen.  Nur  in  diesem  Falle 
kann  er  auch  die  Gebühren,  die  in  ihnen  erhoben  werden, 
festsetzen.  Ohne  sie  zu  übernehmen,  kann  er  aber  Erweite- 
rungeu  und  Verbesserungen  der  Hafenanlagen  anordnen. 
Hiervon  erwartet  man,  daß  ein  besseres  Zusammenarbeiten 
zwischen  den  Häfen  und  den  sie  bedienenden  Eisenbahnen 
herbeigeführt  werden  wird. 

Bezüglich  der  Straßenbahnen  kann  der  Minister  anoixinen,. 
daß  ein  Unternehmen  die  Gleise  eines  anstoßenden  Unter- 
nehmens mitbenutzen  darf,  und  die  Bedingungen,  unter  denen 
dies  zu  geschehen  hat.  festsetzen.  Straßenbahnen,  die  öffent* 
liehen  Körperschaften  gehören,  können  nur  mit  deren  Zustim- 
mung' vom  Minister  übernommen  werden. 

Sowohl  den  Beamten  und  Angestellten  der  Unternehmun- 
gen, als  auch  den  Unternehmungen  selbst,  die  von  den  Maß- 
nahmen des  iMiuisters  l>e troffen  werden,  stehen  Entschädigun- 
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a?6n  zu.  B«amte  und  Angestellt«  vom  Staate  übernommener 
V«rkehrsanstalt€n  dürf«n  nach  d-er  Übernahm«  auch  in  bezu»- 
auf  Ruhegehalt  und  dergl.  nicht  schlechter  gestellt  sein- als 
vorher.  Ihie  etwaigen  Beiträg©  zu  Euhegehaltskassen  kann 
der  Staat  übernehmen.  Den  Verkehrsgesellschaften  muß  ein 
Ausgleich  gewährt  werden,  wenn  die  Einnahmen  während 
des  Betriebes  durch  den  Staat  zurückgegangen  sind,  ebenso 
wenn  der  Wert  oder  die  Einnahmemöglichkeit  währeud  dieser 
Zeit  vermindert  wo^rden  sind.  Andrerseits  müssen  aber  auch 
Unternehmungen,  deren  Wert  durch  den  Staatsbetrieb  er- 
höht worden  ist,  dem  Staate  eine  Entschädigung  bezahlen. 
Nur  die  natürliche  Zunahme  des  Verkehrs  und  die  Wertstei- 
gerung,  die  durch  Erhöhung  des  Anlagekapitals  infolge  In- 
betriebnahme neuer  Anlagen  entstanden  ist.  sind  von  dieser 
Entschädigungspflicht  der  Gesellschaft  gegenüber  der  Beo-ie- 
rung  ausgenommen.  In  solchen  Fällen  wären  nach  der  bishe- 
rigen Gesetzgebung  das  Handelsministerium  und  der  Eisen- 
bahn- und  Kanalausschuß  als  Schiedsrichter  zur  Entscheiduno- 
berufen gewesen.  Nach  der  neuen  Gesetzgebung  ist  die  ganze 
, Regelung  der  Angelegenheit  in  die  Hand  des  Ministers  o^e- 
geben,  und  man  erwartet  hiervon  eine  wesentliche  Verein- 
fachung des  Verfahrens. 

Betreffs  der  Befugnisse  des  Ministers,  neue  Verkehrs- 
zweige zu  eroffnen,  macht  „Engineer>='  darauf  aufmerksam, 
daß  der  Minister  nunmehr  in  der  Lage  ist,  einen  staatlichen 
üroschkenbetrieb  einzurichten,  was  er  aber  wohl  kaum  tun 
wird.  Seme  Befugnisse  in  bezug  auf  die  Eröffnung  neuer 
Betriebe  sind  zeitlich  beschränkt;  hat  er  jedoch  einmal  von 
ihnen  Gebrauch  gemacht,  so  kann  das  betreffende  Verkehrs- 
unternehmen dauernd  betrieben  werden.  Der  Minister  kann 
einen  neuen  Verkehrszweig  nur  aufnehmen,  wenn  er  vorher 
dem  Unternehmen,  das  dafür  in  Frage  kommt,  Gelegenheit 
gegeben  hat,  diesen  Verkehrszweig  selbst  einzurichten  Da- 
durch ist  also  der  Wettbewerb  des  Staates  gegenüber'  den 
Privatunternehmungen  ausgeschlossen.  Hier  wird  der  Ge- 
danke, der  das  ganze  Gesetz  beherrscht,  daß  nämlich  der 
Wettbewerb  der  Verkehrsunternehmungen^  der  bisher  in 
England  eine  große  Rolle,  nach  manchen  Ansichten  im  gün- 
stigen Sinne,  nach  anderen  im  gegenteiligen,  .gespielt  hat, 
ausgeschaltet  werden  soll,  besonders  scharf  zum  Ausdruck 
gebracht.  Für  Ausgaben,  die  500000  £  überschreiten,  für  die 
Zwangsenteignung  von  Grund  und  Boden,  für  Eingriffe  in 
Straßen  bedarf  in  solchen  Fällen  der  Minister  der  Genehmi- 
g-ung  des  Parlaments. 

Privatgüterwagen  haben  von  jeher  eine  wichtige  Rolle  in 
England  gespielt,  und  namentlich  im  Kriege  haben  sich  die 
Eisenbahnen  und  die  Regierung  viel  mit  ihnen  beschäftigen 
müssen.  Sie  sind  für  den  wirtschaftlichen  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen namentlich  insofern  sehr  lästig,  als  jeder  beladenen 
Fahrt  eine  ebenso  lange  Leerfahrt  gegenübersteht.  Um 
diesen  und  andere,  mit  der  Einstellung  von  Privatwagen  in 
den  Eisenbahn-Wagenpark  verbundene  Nachteile  zu  beseiti- 
gen, wird  der  Minister  durch  das  neue  Ge.setz  ermächtigt,  die 
Privatwagen  zu  übernehmen.  Er  kann  zwar  dabei  eine  o-e- 
wisse  Auswahl  treffen;  um  aber  trotzdem  Bevorzugungen 
auf  der  einen,  Benachteiligungen  auf  der  anderen  Seite  zu 
vermeiden,  muß  er.  wenn  er  einen  für  einen  besonderen  Ver- 
kehr bestimmten  Privatwagen  ervdrbt,  aU©  in  diesem  Verkehr 
stehenden  Wagen  übernehmen.  Im  Kriege  hat  bereits  eine 
Beschlagnahme  von  Privatwagen  stattgefunden,  und  den 
Eisenbahngesellschaften  ist  daraus  die  Verpflichtung  er- 
wachsen, an  ihrer  Stelle  —  sie  dienen  meist  dem  Kohlen-  und 
Erzver kehr  — ihr©  eigenen  Wagen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Der  Erwerb  der  Privatwagen  durch  den  Minister,  der  sie 
übrigens  auch  ermieten  darf,  wird  ihn  in  den  Stand  setzen 
sie  so  auf  die  einzelnen  Eisenbahngesellschaften  zu  verteilen' 
daß  diese  ihren  Verpflichtungen  naehkommen  können.  Das 
Recht  des  Ministers.  Fahrzeugje  zu  üheinelimen.  ist  auch  auf 
Schiffe  ausgedehnt 


Abgesehen  davon,  daß  der  Minister  neue  Verkehrszweige 
einrichten  kann,  kann  er  auch  bestehenden  Unternehmungen 
Vorschusse  zum  Bau,  zur  Verbesserung  oder  Unterhaltung 
von  besonderen  Verkehrseinrichtungen  gewähren  Die  Be- 
tugnrsse  des  Ministers  gehen  darin  sehr  weit.  Die  Gewährung 
der  Beihilfen,  die  hiernach  in  Frage  kommen  können,  als 
Vorschüsse,  ist  augenscheinlich  so  gedacht,  daß  diese  bei 
endgültiger  Regelung  des  englischen  Verkehi'swesens  auf- 
gerechnet werden. 

Der  Minister  ist  bei-echtigt,  von  den  Eisenbahngesellschaf- 
ten, den  Halen-  und  Kanalunteinehmen,  sowie  von  den  Stra- 
ßenbehorden  die  Einreichung  aller  Nachweisungen  statisti- 
scher  Art  zu  fordern,  die  er  für  nötig  hält.  Hierbei  bedarf  er 
in  gewissen  Fallen  der  Mitwirkung  des  Finanzministers.' 
Unter  der  Herrschalt  der  bisherigen  Gesetzgebung  konnte 
zwar  das  Handelsministerium  auch  schon  derartig©  Berichte 
einfordern;  we.nn  es  jedoch  dal>ei  von  der  hergebrachten  Form 
abweichen  wollte,  bedurfte  es  der  Zustimmung  der  Eisenbahn- 
gesellschaften. Wurde  diese  von  Gesellschaften,  die  ein 
Drittel  des  m  den  englischen  Eisenbahnen  angelegten  Kapi- 
tals vertraten,  versagt,  so  konnte  es  seine  Absicht  nur  mit 
Genehmigung  des  Parlaments  durchsetzen.  In  den  nächsten 
zwei  Jahren  wird  der  Minister  sicher  in  dieser  Beziehuno 
weitgehende  Anforderungen  an  die  Eisenbahngesellschat^ 
ten  stellen,  um  aus  den  daraufhin  eingehenden  Nachweisuu- 
g^n  sich  em  Urteü  bilden  zu  können,  welche  Vorschläo-e  ei 
tur  die  zukunftige  Verkehrspolitik  Englands  machen"  soll 
Um  hierfür  und  für  sein©  sonstig^en  Arbeiten  Unterlao-en  zu 
gewinnen,  kann  der  Minister  auch  durch  Kommissar  Unter- 
suchungen und  Erörterungen  anstellen  lassen.  Vorladuno-en 
dieser  Kommissare  müssen  befolgt  werden.  Sie  sind  berech- 
tigt, den  von  ihnen  vernommenen  Personen  Eide  abzuneh 
men. 

Außer  dem  Beirat  für  Tariffragen,  der  schon  erwähnt 
wurde,  ist  dem  Verkehrsministerium  ein  Beirat  in  Straßen- 
fragen angegliedert,  in  dem  Vertreter  der  Straßenbehörden 
der  Benutzer  von  Wagen  für  Pferde-  und  mechanischen  Zu«-- 
betrieb  und  der  Arbeiter  tätig  sein  werden.  Außerdem 
Vierden  die  am  Verkehr  beteiligten  Unternehmen  und  Ver- 
einigungen dem  Minister  eine  Anzahl  Sachverständige  be- 
zeichnen, aus  denen  er  Ausschüsse  zusammenstellen  kann 
um  sich  m  Sonderfragen  Rats  zu  erholen.  Ein  derartiger 
Ausschuß  muß  z.  B.  befragt  werden,  ehe  der  Minister  Ver- 
kehrsunternehmungen übernimmt,  die  bis  dahin  noch  nicht 
unter  staatlicher  Gewalt  standen,  oder  eh©  er  neu©  Verkehrs- 
zweig© ins  Leben  ruft.  Auch  diese  Ausschüsse  treten  nur 
als  Gutachtei  auf ;  die  Entscheidung  der  von  ihnen  behandel- 
ten Fragen  und  damit  die  Verantwortung  für  diese  Entschei- 
dung bleibt  beim  Minister. 

Da,s  neu©  englisch©  Verkehi^gesetz  scheint  den  Beifall 
der  englischen  Eisenbahngesellschaften  zu  finden.  Denn 
„Eailway  Gazette",  ein©  Zeitschrift,  die  die  Interessen  der 
Eisenbahngesellschaften  ziemlich  einseitig  wahrnimmt, 
schließt  ein©  Betrachtung  des  neuen  Gesetzes  mit  der  Bemer- 
kung, daß  es  einen  endgültigen  Schritt  vorwärts  für  alle  Ver- 
kehrsunternehmungen bedeute.  Der  Wettbewerb  im  Ver- 
kehrswesen müsse  nun  aufhören;  er  -sei  ein  Luxus,  der  die 
Kosten  des  Verkehrs  in  unzulässiger  Weise  erhöhe.  Andrer- 
seits machten  es  die  dem  Ministerium  zugewiesenen  Befu"-- 
niss©  möglich,  daß  alle  einschlägigen  Verhältnisse  eingehend 
untersucht  würden,  und  es  könne  kein  Zweifel  sein,  daß  der 
Wettbewerb  in  dem  Sinne  angeregt  werden  würde,  daß  die 
Verkehrsunternehmungen  bemüht  seien,  gute  Ergebnisse  in 
ihren  Leistungen  und  in  bezug  auf  die  Herabsetzung  der 
Kosten  zu  erzielen,  und  daß  der  Erfolg  der  sein  werde,  daß 
die  Reisenden  auf  den  Eisenbahnen  das  Höchstmaß  von  Be- 
quemlichkeit finden  und  Handel  und  Verkehr  gefördert 
werden  würden. 


Neue  elektrische  Lokomotiven  der  Siemens -Schuckert -Werke.    Bauart  B-^B-fB  zur  Beförderung 

schwerer  Güterzüge  auf  den  schlesischen  Gebirgsbahnen 


Wi©  in  dieser  Zeitung  bereits  mehrfach  mitgeteilt  worden 
ist,  wTird©  das  Bahnnetz  der  schlesischen  Gebirgsbahnen  das 
einen  Teil  der  preußischen  Staatsbahnen  bildet  für  elek- 
trischen Betrieb  eingerichtet.  Es  umfaßt  einschließlich  der 
mit  elektrischen  Fahrleitungen  versehenen  Gütergleis©  rund 
500  km  Gleislänge. 

Bei  den  Entwürfen  der  elektrischen  Lokomotiven  mußte,  die 
Leistung  so  bemesen  werden,  daß  die  schwersten  Güterzüge, 
die  bei  Dampflokomotivbetrieb  Vorspann  brauchen,  bei  elek- 
toscheni  Betrieb  ohne  Vorspann  befördert  werden  können. 
Die  eiektnßonen  Lokomotiven  müssen  ferner  durchweir  die 


bei  Dampflokomotiven  als  „kürzeste  Fahrzeit"  bezeichneten 
G^eschwindigkeiten  als  „gewöhnliche  Fahrzeit"  leisten,  d.  h. 
diejenige  kürzest©  Fahrzeit,  die  in  den  Fahiislanbüchern  als 
solche  bezeichnet  und  im  Durchschnitt  um  e+wa  10—20  %,  nicht 
selten  auch  um  30—40%  kürzer  ist  als  die  normale. 

Von  den  teilweis©  im  Bau  und  teüs  im  Betrieb  befindlichen 
14  SchnellzuglokomotiTOn,  31  Güterzuglokomotiven,  7  Personen- 
zuglokomotiven und  6  Triebwagenzügen  liefern  die  Siemens- 
Schuckertwerk©  9  Güterzuglokomotiven  mit  j©  6  Tatzenlager- 
motoren  Bauart  AAA-fAAA  und  12  Güterzuglokomotiven 
Bauart  B  +  B  +  B  mit  je  drei  hochgelagerten  Motoren,  die 
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mittels  Zahnradübersetztmgen.  auf  Blindwellen  arbeiten.  Wi« 
io  der  Zeitschrift  „Elektrische  Kraftbetriebe  und  Bahnen" 
vom  14.  Juli  1919  ausführlich  mitgeteilt  wurde,  beträgt  die 
mittlere  Fahrgeschwindigkeit  der  Güterzuglokomotiven  20  bis 
30  km/Std,  die  größte  45  km/Std.  Die  B  +  B  +  B  -  Lokomotiven 
bestehen,  wie  aus  Abb.  1  zu  entnehmen  ist,  aus  drei;  kurzge- 
kuppelten Teilen,  von  denen  jeder  für  ein  Drittel  der  Gesamt- 
leistung bestimmt  ist,  aho  verhältnismäßig  leicht  gebaut  wer- 
len  konnte.    Die  Endgestelle  sind  vollkommen  gleichartig 


Der  mechanische  Teil  der  Lokomotiven  wurde,  um  das 
ganze  Lokomotivgewicht  als  Eeibungsgewicht  nutzbar  zu 
machen,  ohne  Laufachsen  ausgeführt.  Diese  Lokomotiven 
bestehen  aus  drei  zweiachsigen  Triebgestellen,  die  durch 
Kurzkupplungen  miteinander  verbunden  sind.  Jedes  derselben 
besitzt  einen  halbhoch  gelagerten  Antriebmotor  (Abb.  3).  Die 
Übertragung  vom  Motor  auf  die  Blindwellen  erfolgt  durch 
auf  beiden  Seiten  angreifende  Zahnräder  und  von  der  Blind- 
welle  auf  die  Triebräder  durch  Kuppelstangen.    Die  beiden 


Abb.  1.   B-fB-|-B- Güterzuglokomotive  der  Preuß.  Staatsbahnen  (eJektr.  Betrieb  Lauban -Königszelt  i 


usgefühit  woi-den,  um  sie  gegeneinander  auswechseln  zu 
önnen.  Die  Zugleistung  ist  bedeutend,  da  auf  den  steilen 
treckenabschnitten  Freiburg-Dittersbach  ganz  schwere  Güter- 
üge _  von  550 — 6.50  -  t,  im  übrigen  von  850—1200  •  t 
hne  Vorspann  (Abb.  2)  befördert  werden  müssen.  Die  Lei- 
tung entspricht  Werten  von  855—1335  PS  bzw.  630—983  kW 
ei  20 — 40  km/Std.  Fahrgeschwindigkeit. 

Die  Hauptangaben  der  Lokomotive  sind  folgende: 

Gattung:  EBB 

Triebstrom :  Einphasen- Wechselstrom  15  000  A^olt  lö'^/a  P<;i . 
\fotorzahl :  3 


Endgestelle  einer  Lokomotive  bestehen  aus  .le  einem  starken 
Kahmengestell,  das  die  Achslager  und  die  Stahlgußsohilder. 
welche  die  Blind-  und  Motorwellenlager  verbinden,  aufnimmt. 

Das  mittlere  Fahrzeug  besteht  aus  einem  Rahmengestell  im 
wesentlichen  der  gleichen  Bauart  wie  die  beiden  äußeren.  Es 
trägt  einen  Wagenkasten  in  der  Bauart  der  preußischen  Ge- 
päckwagen, der  mit  seinen  Stirnwänden  über  die  Kupplungen 
der  Endgestelle  hinwegragt.  An  den  Enden  dieses  Lokomotiv- 
hauses isind  die  Führerstände  angeordnet,  die  durch  Türen  iii 
den  Seitenwänden  unmittelbar  von  der  iStrecke  aus  zugäng- 
lich sind.    Durch        eine  Wand  mit  Tür  sind  sie  von  dem 


Abb.  2.   B 4- B-fB- Lokomotive  mit  Güterzug  der  schlesischen  Gebirgsbahneu 


Größte  Zugkraft  am  Badumfang  beim  Anfahi-en:  16  000  kg 
bei  10  km/Std. 

Größte   Zugkraft    am   Radumfang    dauernd:   9500  kg  'bei 
20  km/Std. 

Größte   Zugkraft    am   Radumfang    dauernd:'  7000  kg  bei 
30  km/Std. 

Fahrgeschwindigkeit,  mittlere:  30  km/Std. 

größte:    45     ,.      unter  Strom, 
„  ,  "         50     .,  ohne 

Zannradubersetzung:  1  :  5,19. 
Größte  Länge  über  den  Puffern :   17  200  mm. 
Gesamtachsstand:  13  660 

Achsstand  eines  Triebgeßtellfi :         2  900  „ 
Eaddurciimess©r :  l  350 


mittleren  Teil  des  Wagenkastens,  dem  Packraum,  getrennt. 
Auf  den  beiden  Endgestellen  sind  Aufbauten  zum  Schutz  der 
elektrischen  Ausrüstung  vorgesehen.  Die  Aufbauten  sind,  um 
eine  freie  Aussicht  auf  die  Strecke  zu  gestatten,  entsprechentl 
schmal  gehalten. 

Die  elektrischen  Einrichtungen  der  B  +  B  +  B  -  Lokomo-, 
tiven  sind  sehr  einfach  und  übersichtlich  angeordnet.  Sie  be- 
stehen aus  je  2  Schei-enstromabnehmeru,  2  Transformatoren. 
3  Triebmotoren  und  den  dazugehörigen  Steuer-  und  Neben- 
apparaten. Die  Hochspannungskammer  enthält  einen  ölhöchst- 
stromschalter  mit  Relais  und  den  Schutzwiderstand. 

Der  16  000-Volt-Strom  wird  mittels  der  beiden  am  Dache 
des  Führerhauses  befestigten  Scherenstromabnehmer  von  der 
Fahrleitung  abgenommen  und  über  den  ölhöchststromschalter 
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d€ii  beiden  Leistuns'stransformatoiien  der  Lokomotive  zu^e,- 
führt.  Die  Hoch-spannungswicklimgen  der  zwei  auf  den  End- 
g-estelleu  sitzenden  Transformatoren  einer  Lokomotive  sind 
paiallel  geschaltet,  während  die  Niederspannungswicklungen 
mit  den  drei  Triebmotoren  dauernd  liintereinander  gresohaltet 
sind.  Durch  diese  EeihenschaltunÄ"  wird  eine  ffleichmäßiffe 
Belastung  der  Transformatoren  erreicht. 


Abb.'3.  Wechselstromtriebmotor,  Bauart  S  S.W.  W.B.  M.  800  der 
Lokomotive .  B + B + B. 

Die  von  deu  Siemens-Schuckertwerken  in  den  ß  +  B  +  B- 
Lokomotiven  eingebauten  W  B  M  800  b  -  Triebmotoren  sind  als 
vollständig  gekapselte  Einphasen-Eeiheuschlußmotoren  aus- 
gebildet. Der  Ständer  enthält  die  für  den  Fahrtrichtungs- 
wechsel  umschaltbare  Erregerwicklung,  die  das  Ankerquer- 


feld aufhebende  Kompensationswicklung  und  eine  Wendepol- 
wicklung zur  Verbesserung  der  Kommutienmg.  Die  Motoren 
haben  ein  Drehmoment  beim  Anfahren  von  750  mkg  bzw. 
dauernd  445  mkg.  Die  Umdrehungszahl  beträgt  bei  45  km/Std 
Fahrgeschwindigkeit  925  i.  d.  M.,  bei  50  km/Std.  Fahrgeschwin- 
digkeit 1400  i,  d.  M.  Die  mittlere  Fahrleitungsspannung  ist 
14  000  Volt,  die  normale  15  000  Volt. 

Die  Kühlluft  zur  Ableitung  der  Verlustwärme  wird  voij 
einem  auf  jedem  Motor  aufgebauten  Schlottergebläse  geliefert, 
das  von  einem  kleinen  Weehselstrom-Eeihenschlußmotor  un- 
mittelbar angetrieben  wird.  deu  beiden  Endgestellen  wird 
die  Kühlluft  durch  die  zwei  Transformatorenräume,  im  Mittel- 
gestell hinglegen  über  dem  Lokomotivdaeh  angesaugt. 

Die  Steuerung  der  Lokomotiven  weist  keine  besondeixiii 
Merkmale  auf.  Die  Umlaufzeit  der  Motoren  wird  durch  Ände- 
rung de^-  zugeführten  Spannung  an  der  Niederspannungswick- 
lung der  beiden  Haupttransformatoren  vorgenommen.  Zu 
diesem  Zweek  sind  10  Anzapfungen  vorgesehen,  di< 
gruppenweise  so  geschaltet  werden  können,  daß  «icli 
im  ganzen  15  Spannungsistufen  bzw.  15  Geschwindig- 
keiten erreichen  lassen.  Die  Motorschalter  werden  i-ein 
elektrisch  betätigt,  während  der  am  Motorgehäuse  de;- 
Mittelgestells  sitzende  Fahrtrichtungsschalt^r  mittels  elek- 
trisch gesteuerten  Druckluftantriebs  betätigt  wird.  Die  Hilft ' 
ströme  für  die  Steuerstromkreise,  die  Lüftungsmotoren,  sowi. 
die  Druckluftpumpe  für  die  Luftdruckbremse  werden  90-VoIt 
Anzapfungen  der  Haupttransformatoren  entnommen,  während 
für  die  Beleuchtung  der  Lokomotive  20-Volt-Anzapfungqj 
und  für  die  Heizung  des  Fühi-er-  und  Begleiterraumes  solcMi 
von  200  Volt  vorgesehen  sind. 

Sämtliche  Schaltungen  können  von  den  am  Mittelgestell  dei 
Lokomotive  untergebrachten  zwei  Führerständen  ausgeführ 
werden.  Nur  ein  Führer  bedient  die  Lokomotive,  währen' 
aus  Sicherheitsgründen  als  zweiter  Mann  der  Zngbegleitet 
auf  der  Lokomotive  mitfährt.  Er  hat  neben  dem  Führer  eim 
kleine  Kammer  mit  Sitz,  Schrank  und  Schreibpult,  auf  den 
er  seine  Schreibarbeiten  wäkrend  der  Fahrt  erledigen  kann 

De  erste  B  +  B  +  B  -  Lokomotive  der  Siemens-Schuckert 
werke,  von  der  einstweilen  12  Stück  in  Ausführung  sind,  be 
fördert  seit  etwa  1%  Jahren  im  reg-elmäßigen  Zugdienst  dit 
schweren  Güterzüge  zwischen  Lauban  und  .Königszelt.  E^ 
wurde  damit  der  Nachweis  erbracht,  daß  den  gestellten  schar 
fen  Betriebsbedingungen  vollauf  entsprochen  weixlen  kann. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Neue  Bcstimmuujscen  für  die  Benntzung  von  Schlafwagen 

sind  am  15.  d,  M.  bis  auf  weiteres  in  Kraft  getreten.  Die 
jetzigen  Verkehrsschwierigkeiten  haben  nicht  nur  in  der  Zahl 
der  Züge,  sondern  auch  in  der  Zahl  der  noch  verkehrenden 
Schlafwagen  erhebliche  Einschränkungen  gebracht,  so  daß 
auch  die  Zahl  der  noch  zum  Verkaufe  gelangenden  Bettkarten 
erheblich  beschränkt  ist.  Trotz  der  Bestimmung  des  Nach- 
weises der  Dringlichkeit  für  die  Erlangung  von  Bettkarten 
ist  die  Nachfrage  nach  den  Plätzen  in  den  Schlafwagen  außer- 
ordentlich gioß.  Daher  wird  jetzt  die  Lösung  der  Bettkarten 
zu  den  Schlafwagen  im  allgemeinen  von  der  Lösung  von  Fahr- 
karten 1.  Klasse  zu  dem  Zuge,  in  dem  der  Schlafwag-en  ge- 
fahren wird,  abhängig  gemacht.  Bettkarten  2.  Klasse  werden 
also  bis  auf  weiteres  nicht  mehr-  zur  Ausgabe  gelangen. 

—  Die  Arbeiten  am  Umbau  des  Bahnhofes  FriedricJistraße 

m  Berlin  sind  nunmehr,  allerdings  vorläufig  nur  in  beschränk- 
tem Umfange,  wieder  aufgenommen  worden.  Bekanntlich  war 
während  des  Krieges  die  Arbeit  wegen  der  Schwierigkeiten 
in  der  Lieferung  der  Eisenbaukonstruktion  bis  nach  Beendi- 
gung des  Krieges  eingestellt  worden,  nachdem  die  Arbeiten 
an  den  Fundamenten  der  großen  Spreebrücke  hergestellt  wor- 
den warben.  Als  nächster  Teil  der  Arbeiten  wird  jetzt  Cie 
Eisenkonstruktion  der  Brücke  über  die  Spi-ee  am  westlichen 
Ausgange  des  Bahnhofs  aufgeführt.  Hierzu  sind  die  Vorbe- 
reitungen bereits  p^etroffen  worden,  so  daß  in  Kürze  mit  der 
Herstellung  der  Brückenkonstruktion  begonnen  werden  kann. 
Allerdings  werden  diese  Arbeiten  nicht  allzu  schnell  ausge- 
führt werden  können,  weil  die  die  Eisenteile  liefernden  Walz- 
\\erke  nicht  imstande  sind,  schnell  und  pünktlich  zu  liefern. 

—  Jahresbericht  der  Oldenburgischen  Staatsei^enbahneu 
für  1918.  Die  Gesamtlänge  des  oldenburgischen  Staatsbahn- 
netzes  beträgt  einschließlich  der  mitbetriebenen  Strecken,  wie 
im  Vorjahre,  690,99  km,  mit  einer  Gleislänge  von  1062,80  km. 


An  Fahrbetriebsmitteln  waren  am  Ende  des  Berichtsjahre.' 
vorhanden:  223  Lokomotiven,  475  Personenwagen,  122  Gepäck 
w-agen.  4828  Güterwagen  sowie  42  Arbeit  s  wagen ;  außer  den' 
waren  298  Privatwagen  in  den  Wagenpark  der  Eisenbahnver 
waltung  eingestellt.  Gegen  das  Vorjahr  hat  sich  die  Zahl  de 
Lokomotiven  um  6  und  die  der  Güterwagen  um  440  Stück  vei 
mehrt.  Im  Berichtsjahr  sind  durchschnittlich  täglich  305,7.- 
Züge  mit  11  365,19  km  gefahren,  d.  s.  auf  das  Kilometer  16,4.  > 
Zugkilometer,  gegen  17,17  Zugkilometer  im  Vorjähre.  ]Di' 
Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  Gepäckverkelir  )>etrugei 
11572  421  M  und  sind  gegen  1917  um  31,57  %  gestiegen.  Aue) 
der  Güterverkehr  einschließlich  Dienstgiit  und  Nebengebührei 
hat  sich  etwas  gebessert;  die  Einnahmen  betrugen  14  081  881 
Mark,  d.  s.  11,30  %  mehr  als  im  Vorjahre.  Die  Einnahmen 
für  Postgut  steigerten  sich  um  77,09  %.  die  für  Militärgut  um 
39,84  %,  die  aus  dem  Tier-  und  Leichen  verkehr  um  3,59  %  ufl  I 
die  aus  'sonstigen  Quellen  um  17,77  %.  Die  Gesamteinnahm 
betrug  im  Berichtsjahr  33  738  719  ofl,  d.  s.  20,23  %  mehr  al- 
im  Vorjahre.  Diesen  erfreulichen  Mehreinnahmen  stehen  j( 
doch  ganz  erhebliche  Alehrausgaben  bei  den  Betriebskosf:eii 
(besonders  bei  den  persönlichen  Ausgaben  für  Gehälter  und 
Löhne)  gegenüber.  Die  persönlichen  Ausgaben  für  Gehälter. 
Wohnungsgeldzuschüsse  und  Zulagen  der  festangestellten  Be- 
amten erforderten  gegen  1917  einen  Mehraufwand  vou 
2  740  613  M,  die  für  nicht  festangestellte  Beamte,  Bedienstete 
und  Arbeiter  sogar  3  950  390  Jl.  Für  Tagegelder  und  Eeis<- 
kosten  Wauden  233  476  Ji  und  für  Wohlfahrtszwecke  314  537 
Mark  mehr  als  im  Vorjahre  ausgegeben.  Von  den  sachlichen 
Ausgaben  haben  sich  nur  die  für  Unterhaltung,  Erneuerun^i 
usw.  der  baulichen  Anlagen  etwas  verringert  und  zwar  uui 
32  211  Ji.  Dagegen  sind  die  Kosten  für  Unterhaltung  und 
Ergänzung  der  Ausstattungsgegenstände  sowie  für  Beschaf- 
fung der  Betriebsmaterialien  um  905  879  Ji,  und  die  für  Untei  - 
haltung-,  Erneuerung  usw.  der  Betriebsmittel  und  der  maschi- 
nellen Anlagen  um  894  937  Jt  gestiegen.  Bei  den  übrigen  sach- 
lichen Ausgaben  ist  die  Steigenmg  weniger  erheblich.  Die 
gesamten  Betriebsausgaben  betrugen  31 755 173  M  und  slnfl 
gegenüber  dem  Vorjahr  um  9  269  284  d.  s.  41.22  %,  ge- 
stiegen. Infolge  des  Emporschnellens  der  Betriebsausgaben 
ist  der  Betriebsüberschuß  nur  noch  sehi-  gering,  er  betru? 
I  983  545  Ji.  Hierzu  kommt  ein  Zuschuß  der  Landeskasse  zu  i 
Deckung  des  Fehlbetrag-es  in  Höhe  von  2  371890  J(,  so  dal' 
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ein  verfügbarer  Überschuß  von  4  355  435  Ji  verbleibt.  Hier- 
von dienten  zur  Verzinsung  und  Abtragung  des  Anlagekapi- 
tals 4  338  897  Jl.  während  der  Eest  als  Eisenbahnsteuer  für  die 
*uf  preußischem  Gebiet  belegenen  Bahnstrecken  verwendet 
wurde.  Mit  dem  starken  Anwachsen  der  Betriebskosten  ist 
auch  die  Betrieb-szahl  recht  ungünstig  geworden,  sie  ist  von 
80,13  %  auf  94,12  %  gestiegen.  Das  bis  zum  Ende  des  Be- 
richtsjahres auf  das  oldenburgi&che  Eisenbahnuntemehmen 
verwendete  Anlagekapital  hat  sich  von  150,8  auf  152,7  Milli- 
onen Mark  erhöht.  Im  Verhältnis  zu  diesem  Anlagekapital 
bedeutet  der  vorerwähnte  Betriebsüberschuß  (1983  545  Ji) 
eine  Verzinsung  von  nur  1,30  %  gegen  3,70  %  im  A^oriahr. 

—  Ehrung  des  Präsidenten  Hoeft.  Am  8.  d.  Mis.  wurde  in 
Elberfeld  im  Garten  des  Eisenbahndirektionsgebäudes  das 
Denkmal  eingeweiht,  das  die  Stadt  ihrem  Ehrenbürger,  dem 
bisherigen  Eisenbahndirektionspräsidenten  Hoeft,  zu  seinem 
70.  Geburtstage  im  Jahre  1917  gestiftet  hat.  Es  ist  eine  Mar- 
morbüste auf  einem  Sockel  aus  Muschelkalk  mit  der  Inschrift: 
„Ihrem  Ehrenbürger  Hoeft  die  Stadt  Elberfeld",  eine 
Schöpfung  des  Professors  Lederer.  Bei  der  übergäbe  wür- 
digte der  Oberbürgermeister  Dr.  Hopf  die  Verdienste  Hoefts 
um  die  Stadt  Elberfeld  und  sprach  den  Wunsch  aus,  daß  das 
gute  Einvernehmen  zwischen  Stadt  und  Eisenbahnbehörde 
auch  nach  dem  Ausscheiden  Hoefts  weiter  bestehen  möge. 
Der  neue  Präsident  Denicke  versicherte,  daß  das  Denkmal 
allen  eine  Mahnung  sein  werde,  an  Pflichteifer  und  zielbe- 
wußtem Handeln  es  dem  nachzutun,  dem  es  gesetzt  sei. 


Osterreich. 

österreichische  Wagenkäufe  in  Fi-ankreich.  Die  österreichi- 
sche Eisen  bahn  Verwaltung  hatte  Fachmänner  nach  Frankreich 
entsendet,  um  dort  eiite  größere  Anzahl  von  Wagen,  die 
von  einer  Privatgesellschaft  zum  Verkaufe  angeboten  waren, 
zu  übernehmen.  Es  sollten  1200  französische  Wagen  erworben 
werden;  ihre  Zahl  hat  sich  dann  etwas  vermindert,  da  von 
französischer  Seite  ein  Teil  der  Wagen  vom  Verkaufe  zurück- 
gezogen wurde.  Durch  die  restlichen  Wag-en  könnte  aber 
immerhin  eine  Erleichterung  der  jetzt  in  Österreich  bestehen- 
den Verkehrsschwierigkeiten  herbeigeführt  werden.  Bisher 
hat  aber  die  französische  Regierung  die  Genehmigung  zur 
Ausfuhr  der  Wagen  nach  Österreich  nicht  erteilt. 

—  Eisenbahn  Wien-Aspang.  In  der  kürzlich  abgehaltenen 
Verwaltungsratssitzung  gedachte  der  Vorsitzende,  Sektions- 
chef a.  D.  Dr.  Eöll,  in  besonders  waimen  Worten  des  überaus 
schweren  Verlustes,  den  das  Unternehmen  durch  das  Ableben 
des  seit  fast  vier  Jahrzehnten  als  Mitglied  der  Verwaltung 
tätig  gewesenen  Vizepräsidenten  des  Verwaltungsrates  Major 
Franz  Grünebaum  «owie  des  gleichfalls  seit  Gründung  des 
ünternehmens  im  Di'puste  desselben  gestandenen  hervorragend 
tüchtigen  Mitarbeiters  Zeutralinspektor  und  Direktorstellver- 
ti-eter  Josef  Horak  erlitten  hat.  Das  vom  Betriebsdirektor 
Regierungsrat  Herrdegen  erneuert  eingebrachte  Pensions- 
gesuch wurde  genehmigt  und  ihm  für  seine  langjährige  Tätig- 
keit Dank  und  Anerkennung  ausgesprochen.  Mit  Wirksamkeit 
vom  1.  Januar  1920  wurde  der  bisherige  Verkehrsvorstand 
und  Direktorstellvertreter  Oberinspektor  M  o  d  e  n  a  mit  der 
Leitung  der  Direktion  betraut. 

—  Gründung  der  Schiffswerft  Linz  A.  G.  Am  19.  Novem- 
ber fand  bei  der  österreichischen  Kreditanstalt  die  gründende 
Versammlung  der  Schiffswerft  Linz  A.  G.  statt.  Die  neue  Ge- 
."^ellschaft,  welche  die  deutsch-österreichischen  Interessen,  des 
Stabilimento  Teenico  Triestino,  insbesondere  der  Linzer 
Schiffswerft  in  sich  vereinigt,  wurde  mit  einem  Kapital  von 
4  800  000  Kr.  errichtet.  Nach  den  anläßlich  der  Gründung  ge- 
vschlossenen  Vereinbarungen  bleibt  den  Aktionären  desi  Sta- 
bilimento Teenico  Triestino  das  Bezugsrecht  nach  dem  Ver- 
hältnis des  Kapitals  der  genannten  Geisellschaft  zur  neu  er- 
richteten auf  die  Aktien  der  Schiffswerft  Linz  A.  G.  vorbe- 
halten, es  sei  denn,  daß  das  Bezugsrecht  bereits  veräußert 
wurde.  Präsident  des  Verwaltungsrates  der  neuen  Gesell- 
schaft ist  Herr  Ludwig  Neurath,  Vizepräsident  Herr  Arthur 
Krupp. 


Bücherschau. 

Ein  Beitrag  zur  Verbesserung  des  Eisenbahnoberbaues. 
Vom  Geheimen  Baurat  G.  Maas,  Berlin-Steglitz.  Mit 
32  Abb.  und  1  Tafel.    Verlag  F.  C.  Glaser,  Berlin  SW.  68. 

Obwohl  der  Oberbau  nach  den  vielen  Verbesserungen,  die 
er  im  Laufe  der  Jahre  erfahren  hat,  bei  seiner  heutigen 


Durchbildiuug  den  an  ihn  gestellten  größeren  Anforderungen 
im  hohen  Maße  gerecht  wiixi,  so  hat  er  doch  noch  nicht 
den  Grad  an  Vollkommenheit  erreicht,  der  erwünscht  ist. 
Sehr  zu  begrüßen  ist  es  daher,  wenn  unsere  Eisenbahntech- 
niker unermüdlich  bestrebt  sind,  durch  weitere  Verbesserun- 
gen dieses  Ziel  zu  erreichen.  Besondere  Beachtun,g  ver- 
flienen  die  Vorschläge  des  Geh.  Baurat  Maas,  die  in  dem 
voiiiegendeu  Heftchen  eingehend  au8gear)>eitet  sind.  Vorab 
legt  der  Verfasser  täe  dem  gegenwärtig  meist  gebräuch- 
lichsten Oberbau  auf  eisernen  Quer&chwellen  lanhaftenden 
hauptsächlichsten  Mäng-el  klar  und  stellt  zu  deren  Besei- 
tigung' folgende  Forderungen  auf : 

1.  Die  Belastung  muß  tunlichst  in  der  Mittellinie  de.s 
.Schwellenquerschnitts  erfolgen,  um  die  Drehung  der 
iSohwelle  auf  der  Bettung  unmöglieh  zu  luaeheu. 

2.  Die  Übertragung  des  Drucks  auf  die  Bettung  hat  in  breiten 
und  tiefliegenden  Flächen  ^stattzufinden. 

3.  Die  unvermeidlichen  elastischen  Biegungen,  und  beson- 
ders die  Hebungen  und  Senkungen  der  Schiene  unter 
den  Angriffen,  der  Lasten,  dürfen  sich  nicht,  auf  die 
Schwelle  und  die  Bettung  ü)>ei'tragen. 

4.  Die  Lochungen  in  den  Schwellen  sind  wegen  ihres  un- 
günstigen Einflusses  auf  die  Lebensdauer  zu  vermeidien. 

Die  von  Maas  vorgescMagene  Oberl>auform,  die  den  vor- 
stehenden Ajiforderungen  genügen  solL,  zeigt,  gegenüber  den 
jetzt  gebräuchlichen  wesentliche  Änderungen.  Zur  Erfül- 
lung der  1>eiden  ersten  Forderungen  soll  die  eiserne  Quer- 
schwelle den  in  nachstehender  Abbildung  in  ^'lo  natürlicher 
Größe  dargestellten  Querschnitt  erhalten,  oben  schmal,  unten 
breit  sein.  Damit  die  Übertragung  der  Last  möglichst  in  der 
Mittellinie  erfolge,  erhält  die  Unterlagsplatte  eine  flach  ge- 
wölbte Oberseite.  Dio  Druckfläche  wird  dadurch  verhält- 
nismäßig schmal,  der  Druck  auf  die  Flächeneinheit  also 
groß;  zur  Verminderung  des  letzteren  ist  eine  Erbreiterung 
des  Schienenfußes  vorgeseheii. 

Der  dritten  Forderung  soll  dadurch  genügt  werden,  daß 
die  Befestigung  der  Unterlagsplatte  an  der  Schwelle  von 

Unteriagsplafte 
seiHidie  Feder 
Unterlegkeii 


der  Befestigung  der  Schiene  au.  der  UnterlagsiilaHo  \ü]lig 
getrennt  wird.,  wobei  die  er  st  er  e  starr  ist,  die  letztere  die 
lotrechten  Bewegungen  der  Schiene  begrenzt  freigeben  soU 
durch  eine  Federvorrichtung  an  den  Klemmplatten.  Zur  Ver- 
meidung eeit'licher  Bewegungen  der  iSchiene  wird  diese  in 
eine  in  der  Unterlagisplatto  vorgesehene  iBodennische  ge- 
lagert. 

Zur  Erroichung  der  vierten  Fordening  ist  die ,  Schwelle 
im  oberen  Teil  als  offener  Kasten  ausgebildet  mit  nach 
innen  umgebördelten  Seiten,  gegen  die  die  mit  seitlichen 
Federn  versehene  Unterlagsplatte  mittels  icines  Keiles  fe.sl- 
getriebeu  wiixl.  Die  Klemmplatten  werden  an  der  ünter- 
lagsplatte  befestigt.  Die  Regelung  der  Spni  erfolgt  durch 
eine  Spurstan^e  über  jeder  Schwelle,  die  an  beiden  Enden 
mit  den  Unterlagsplatten  und  in  der  Mitte  mit  der  Schwelle 
verbolzt  wird. 

Besonder^e  Sorgfalt  ist  auf  die  Durchbildung  des  Schienen- 
stoßes verwendet,  der  ]>ekanntlich  der  wundeste  Punkt  am 
Oberbau  ist.  Dieser  ruht  auf  einer  Breitschwelle  mit  füi 
1>eide  Schienenenden  gemeimsamei'  Unterlagsplatte.  Dei 
nachteilig-en  Stufenbildung  soll!  wirksam  begegnet  werden 
dadurch,  daß  das  Ablaufende  fest,  das  Auflaufende  mit 
kurzer  Überkragung  ischwebcnd  gelageit  wird.  Das  gilt 
für  ein  in  einer  Richtung  befahrenes  Gleis;  bei  in  beiden 
Richtungen  befahi-enem  Gleis  werden  beide  Schienenendem 
fichwebend,  .jedoch  mit  entsprechend  kürzerer  Überkragning 
gelagert.  Die  Stoßlaschen  umfassen  den  Schienenfuß  mit 
der  Unterlagsplatte  gemiednsam  uuid  die,  die  lotrechten  Be- 
wegungen des  Stoßes  begrenzt  freigebenden  federnden 
Klemmplatten  wirken  nicht  wie  bei  den  MitteLschwellen  auf 
den  Schienenfuß,  sondern  auf  die  Seitenlappen  der  Laschen. 
Hierdurch  soll  durch  gleichzeitiges  Anheben  der  Schienen- 
euden  die  Erhaltung  der  durch  die  Stoßlücke  unterbrochenen 
Fahrfläche  in  gleicher  Höhenlage  ermöglieht  werden.  Zur 
Verhinderu'ng  einer  seitlichen  Verschiebung  lagert,  dei- 
^oß  mit  den  Laschenseiten  in  der  Bodennischo  der  Unter- 
lagsplatte. 

Die  Vorschläge,  die  reohnerisch  eingehend  begründet  und 
bis  in  die  Einzelheiten  konstruktiv  verfolgt  sind,  verdienen 
sorgfältiges  Studium,  da  sie  von  gründlicher  Sachkenntnis 
der  einschlägigen  Fragen  Zeugnis  ablegen.  Ob  aUerdings 
die  aus  den  theoretischen  Betrachtungen  gefolgerten  Maß- 


uabmen  eine  durcitgreifend«  Verbessierua«  des  Oberbaues 
darstelüen,  ist  fraglich.  Z.  B.  ischeiaen  hei  den  Maßnahmen 
zur  Erfüllung  der  Foi-derung  3,  die  der  Sohiene  lotrechte 
Bewegungen  begi-enzt  ennögliohen  -soll,  ohne  daß  diese  sich 
auf  die  Schwelle  übertragen,  die  Folgen  von  Veränderungen 
in  der  Gleislage  —  denen  auch  dieser  Oberibau  unterworfen 
ist  — ,  die  durch  Temperatureinflüsse  und  Einwirkung  der 
Verkehr&lasten  hervorgeiiifeu  werden,  nicht  in  voUtem  Um- 
fange in  Erwägung  gezogen  zu  sein.  Die  Schwellen  brau- 
chen, nur  um  ein  Weniges  aus  ihi-ep  zur  Schiene  genau  recht- 
winkeligen Lage  gebracht  zu  werden,  die  notwendig  ist, 
um  die  loti-eohten  Bewegungen  der  Schiene  in  der  Boden- 
nische der  Ün1>erlagsplatte  zu  ei-möglichen,  so  muß  die  Folge 
sein,  daß  der  Schienenfuß  in  der  Bodenni&che  fest  einge- 
klemmt, die  lotrechte  Bewegung  des  Schienenfußes  in  der 
letzteren  daher  unmöglich  gemacht  wird;  dies  trifft  in  er- 
höhtem Maße  für  die  breitere  Stoßschwelle  zu.  Die  Schwel- 
len werden,  da  sie  die  Bewegungen  der  Schiene  mitmachen 
müssen,  von  der  Bettung  abgehoben,  und  das  gerade  wollte 


diese  Neukooistruktion  vermeiden.  Auch  sonst  werdem  die 
Vorschlage  manchen  Widei«pruoh  herausfordern,  wie  ee 
un  „Organ  für  die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens  iu 
FÄf''?^''  Beziehung«,  Heft  11  vom  1.  6.  1919  von  erstei 
Fachleuten  beiMJite  geschehen  ist.  Die  konstruktive  Durch- 
bildung laßt  die  klare  Einfachheit,  die  für  die  Verlegning  und 
Unterhaltung  des  Oberbaues  von  größter  Bedeutung  ist?  ver- 
missen. Was  (he  Kostenfrage  anbelangt,  so  dürften,  an- 
gesichts der  Vielg;estaltigkeit  der  Konstruktion&teüe,  dit 
Herstellungskosten  gegenüber  denen  .ietziger  Oberbau- 
lormen  sich  nicht  unerheblich  verteuern;  auch  wenn  ein* 
l£hen  soUte  ^^^^«"^^^^^^^^^ff  ™  allgemeinen  sich  ermög- 

Immerhin  muß  hervorgehoben  werden,  daß  in  der  Schrift 
manche  wertvollen  Gedanken  niedergelegt  sind,  die  im  In- 
teresse der  Vervollkommnung-  des  Oberbaues  verdienen,  wei- 
ter verfolgt  zu  werden.  Das  Werkohen  wird  von  iedem 
Fachmann  der  sich  mit  diesen  Fragen  zu  befassen  hat  mif 
jN  utzen  studiert  werden.  '  r» 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Wiedereröffnung  des  Haltepunktes  Ubbedissen  für  den 
Stiiekgutverkehr. 

Eisenbahndirektionsbezirk  Hannover.  Der 
Haltepunkt  Ubbedissen  an  der  Sti-ecke  Bielefeld-Lage,  der 
am  10.  November  1916  für  den  Stückgut  verkehr  geschlossen 
wurde,  wird  mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1920  ab  für  den. 
beschränkten  Stückgutverkehr  wieder  freigegeben. 

Rundschreiben  der  Geschäftsführenden  Verwaltung  sind 
erlassen  worden: 


Nr.  III  147  vom  1.  Dezember  d.  Js.  an  sämtliche  Vereinsver- 
waltungen,  betreffend  Einziehung  der  Beiträge  zur  Bestrei- 
tung der  Kosten  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltun- 
gen (abgesandt  am  5.  Dezember  d.  Js.). 

Nr.  IV  78  vom  5.  Dezember  d.  Js.  an  sämtliche  Vereinsvei- 
waltungen.  betreffend  die  Zeitung  des  Vereins  Deutsche] 
Eisenbahnverwaltungen,  Jahrgang  1920  (abgesandt  am  15.  De 
zember  d.  Js.). 


1.  Aenderung  von  Stationsnamen. 

Die  an  der  Bahnlinie  Schwerin-Bad 
Kleinen  gelegene  Station  Wiligrad  er- 
hält vom  1.  Januar  1920  ab  die  Be- 
zeichnung L  ü  b  s  t  o  r  f . 

Schwerin,  4.  Dezember  1919.  (1271) 
(jreneral-Eisenbahndirektion. 

2.  Wagenstandgelder. 

Holländische  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Mit  sofortiger  Gültigkeit  ist  für  die 
auf  den  deutschen  Strecken  gelegenen 
Stationen  das  Wagenstandgeld  mit  Ge- 
nehmigung der  Aufsichtsljehörde  auf 
folgende  Beträge  herabgesetzt: 

Für  die  ersten  24  Stunden  für  .ieden 

Wagen  auf  10  Jt. 
Für  die  zweiten  24  Stunden  für  je- 
den Wagen  auf  50  Ji. 
Für  .iede  weiteren  24  Stunden  für 
jeden  Wagen  auf  100  M 
Amsterdam,  8.  Dezember  1919.  (1269) 

3.  Güterverkehr. 

Badischer  Gütertarif. 

Mit  sofortiger  Wirkung  wird  im 
Badischen  Güterarif,  AbtL  1,  Seite  18, 
die  Bestimmung  unter  D  4.  B.  II  dahin 
erweitert,  daß  Überfuhrgebühr  bei 
Weiterbeförderung  auch  berechnet 
wird,  wenn  unter  den  sonstigen  Vor- 
aussetzungen Sendungen  nach  Teilcnt- 
ladung  zum  Zwecke  der  Eestentladang 
nach  einem  anderen  Platze  des  gleichen 
Empfängers  übergeführt  werden  oder, 
wenn  umgekehrt  Sendungen  nach  er- 
folgter Anladung  zur  Vervollständi- 
gung der  Ladung  nach  einem  anderen 
Verladeplatze     desselben  Versenders 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


übergeführt  werden.    Näheres  in  un- 
serm  nächsten  Tarif anzeiger. 
Karlsruhe,  8.  Dezember  1919.  (1270) 
Generaldirektion  der  Bad.  fetaats- 
eisenbahnen. 

Gemeinschaftliches  Heft  Olb 
(Stationstariftafeln  usw.)  — -    Tfv.  200. 

Mit  Gültigkeit  vom  10.  Januar  1918 
ab  ist  die  im  Abschnitt  III  bei  Frank- 
furt (Oder)  angegebene  Überfuhrge- 
bühr für  Wagenladung-en  ermäßigt 
worden.  Diese  ermäßigte  Gebühr  wird 
vom  1.  Januar  1920  ab  wiederum  um 
100%  erhöht.  Näheres  enthält  die  am 
15.  Dezember  1919  erscheinende  Num- 
mer des  Tarifanzeigers. 

Auskunft  geben  auch  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier.  Bahnhof  Alexander- 
platz. 

Berlin.  11.  Dezember  1919.  (j272) 
Eisenbahndirektion. 

Wechselverkehr  Norddeutschland- 
Bayern,  Heft  CII  Ausnahraetarife. 

Die  Stationen  Passau  llbf  und 
Schnaittenbach  werden  mit  sofortiger 
Gültigkeit  in  den  Stationstarif  des 
Ausnahmetarifs  7  für  Eisenerz  usw. 
einbezogen. 

Näheres  durch  die  Dienststellen. 

München,  6.  Dezember  1919.  (1273) 
Tarifamt  d,  Baver.  St.-E.-B.  r.  d.  Rh. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer 
Tierverkehr. 

I.  Am  22.  Dezember  1919  wird  die 
Station  Düsseldorf^Derendorf  des  Di- 
i-ektionsbezirks  Elberfeld  in  den  Tarif 
einbezogen. 


II.  Mit  sofortiger  Gültigkeit  werden 
die  Bestimmungen  über  gegenseitige 
Anerkennung  der  in  Deutschland  und 
Österreich- Ungarn  ausgestellten  Zucht- 
viehbescheinigungen aufgehoben  und 
die  Sonderbestimmungen  über  die  Über- 
führung von  Tiersendungen  für  Breslau 
Viehhof,  Düsseldorf  Hbf..  Frankfurt 
(Main)  Viehhof  und  Marburg  (Lahn) 
geändert  oder  ergänzt. 

Näheres  bei  den  beteiligten  Abferti- 
gungen. 

Erfurt,  12.  Dezember  1919.  (1275) 
Eisenbahndirektion . 


4.  Verdingungen. 

Die  Ausführung  von  Fenster-  bzw. 
Glasflächenreinigung  im  Bezirk  des  Be- 
triebsamts 3  in  Berlin  soll  öffentlich 
verdungen  werden.  Die  Verdingungs- 
unterlagen können  im  Zimmer  28  des 
unterzeichneten  Betriebsamts  einge- 
sehen werden,  auch  können  Angebots- 
hefte, soweit  solche  vorhanden,  gegen 
Zahlung  von  3,00  M  in  der  Kanzlei, 
Zimmer  31  hierselbst,  bezogen  werden. 
Die  Beträge  sind  in  bar  zu  zahleu  oder 
pqst-  und  bestellgeldfrei  einzusenden. 
Die  Angebote  sind  verschlossen  mit  der 
Aufschrift:  „Angebot  auf  die  Ausfüh- 
rung von  Fenster-  bzw.  Glasflächen- 
reinigung im  Bezirk  des  Betriebsamts  3 
in  Berlin"  versehen  bis  zum  9.  J  a  n  u  a  i 
1920,  vormittags  11  Uhr.  nach  hier  ein- 
zureichen. Die  Öffnung  der  eingegan- 
genen Angebote  findet  zu  vorbenannter 
Zeit  in  (Gegenwart  der  etwa  erschiene- 
nen Bieter  statt..  Zuschlagsfrist 
4  Wochen.  (1274) 
Eisenbahn-Betriebsamt  3. 

Berlin  NW.  40,  Invalidenstraße  51. 


Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  Deutseher  Eisenbahnverwaltungen 
von  dem  verantwortlichen  Schriftleiter,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  v.  Bitter  in  Berlin 
Verlag  tob  Julius  Springer  In  Berlin  W.  —  Druck  Ton  H.  8.  Hermum  &  Co.  tn  Berlin  BW 
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Berlin,  den  20.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


„  ..  ..      'J^iese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
SchHftrpft^.nJ°rt»V®  *o°stiffe  Alitteilungen,  Bücher,  Zeitschrilten  usw.  sind  an  die 
bchriftleltune  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltuneen, 

amtliclie  Bekanntmachnn^en  an  das  Bureau  des  Vereins  Ueutscher 
Eisenbahnverwaltungen  beide  in  Berlin  W.  9.  Köthener  Str.  28  29  einzusenden 

f,",V'^>rv"°FK'*u°i,'^"'''^'*  ^'^^  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  8  iM' 
tur  das  V  lerteljahr  bezos-en  werden. 

h.,,,Hi,ll'';to^*?';^"^''  •  Streifband  liefert  die  Verla?sbuch- 

haudlun?  den  Jahrffang:  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
uugariscTien  Postgebietes  für  40  M..  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  45 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  50  Pf.  abgegeben. 

.     Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
1  ^rw^**"**"'*^''"  '^r'-SiV'""  i^'*^  einspaltige  Petitzeile   oder  deren  Raum 
R^ifa»i'^\°°"'i'?^"-  ^r^^  1  e  d  e  r  h  o  u  n  g.e  n  entsprechende  Ermäßigungeii 
Ueilaifen  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  2S/''4 
Fernspr.:  Amt  kurhirst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Reichsbank-Girokontq, 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.   Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  n  loa 


i 


Perfonen-  und  ^titenoogen*»»^» 
❖❖jeder  Gattung  und  gpurtodte 
für  ^aupU,  Xithtn-  und  ^Icfnbohnen 
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CARL  BRANDT  •  HOCH-  und  TIEFBAU 


Düsseldorf  /  Beriin  /  Bremen  /  Breslau  /  Danzig  /  Dresden  /  Halle  /  Hamburg  /  Königsberg /Saarbrücken 

EiSenbahnbaU  •  Brücken  r.c""i°"/  !K«ss«rbauten  .  schwierige  QrOndungen 
^■•■•^"»'"■■■■•'"•*     oru^iicn  Elsenbeton   Wassertürme  •  Silos  .  be^baul.  Anlagen 
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roln  imi  rägniert 


RUDOLF 


Charlottenburg  4 

Femsf  recLer ; 

Steinplatz  13867-69 

Telegframm-Adreöse :  . 

Scliwellenförster 
Berlin 


Nr.  9/ 
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Eettung  dei  Vereint 

Deutscher  EisenhahnTerwaltuncen- 


Eisenkonstruktionen 
Brücken  und  Hallen 
Personen-  u.  Güter- 
wagen :-:  Weiciien 

Sonderheit: 

Verkürzte  Kreuzungsweiche 

Patent  Baseler  [7150] 

Vorteile:  Erhebliche  Baugelände-Ersparnis 


Meiall§chläüche 

^bester  Ersatz  für  GummtschlaucKe 


Deutsch-Luxemburgische  Bergwerks-_a.  Hütten-iL-G. 
Abteilung  Dortmunder  Union,  Dortmund 


wMMmmm 


Filzisolierplatte 


r 


Beersotekt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „  P  a  c  h  y  t  e  k  t "  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt    streichbarer  Isolieranstrich 
1  a    scKwarzer    £isenIacR       ferner : 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  Dienstgekäudt 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 

C.  F.  Beer  Söhne    Cöln  Z 1 

Fernspr.  A  1812.  A  1813 


Ausführung  von 
Isolierunien 
Gewtfiben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Fasharbeiter 


Oportet  für  Metallbearbeitung 

verklebt,  verschmiert  und  verstopft  nicht,  wirkt  absolut 
rostschützend,  ist  harz-  und  säurefrei,  nicht  gesundheits- 
schädlich, hat  keinen  unangenehmen  Geruch,  hält 
Betrieb  und  Kleidung  sauber,   ist  unübertroffen  an 

Fettgehalt  und  Ausgiebigkeit 

daher  allein  zweckdienliches  Kühl- und  Schmiermittel 
für  Automaten,  Halbautomaten,  Revolverbänke,  Fräsmaschinen, 
Bohrmaschinen,    Drehbänke    und    Schleifarbeiten    aller  Art. 

Verbrauchspreis  bedeutend  billiger  als  alle  bisherigen  Seifenwasser, 
wasserlösliche  Bohröle,  Rüböle  usw.  Kostenlose  Vorführung. 

Langjähr,  anerkannte  Spezialisten    I\     T**LL  0    f*  V\    *  i 

und    Berater   in   der   Kühlfrage     R.   11100611  lO.,  UUISDUrg. 


geeignet  für: 


iDampf^^Wassec^ 
?ressluff.ÄlGas,Oele, 
'Benzia.ÄJ-augen, 


Förder -Zwecke 

mir  Saug- und  Druckluft 
wie  überTiaupt  für  alle 

i technischen^^  ^^Zwecke.i 


D.R.P 


D.R.P. 


Qebpüdep^aeol) 

Zwick  AU  i.s.SEB„„.a;?^f:b„i 


Birken  reisi^besen 

Gottlieb  Luippold,  Nürnberg  4 

[7292] 


iiiiiiiMiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiim 

Verbg  TOD  Jolins  Springer  m  BerÜH  W  9 

Vom  Januar  1920  ab  erschemt: 

Werft  und  Reederei 

Zeilschrift  für  Sciiiffbau  und  Sciiifahrt 
Werftindustrie,  Strom-  und  Hafenbau 

Organ  der  Schiff  bautechnischen  Gesellschaft 
und  des  Handelsschiff-Normen-Ausschusses 

Herausgegeben  von 

Dr.-Ing.  E.  Foerster- Hamburg 

Jährlich  24  Hefte  4" 
Preis  vierteljährlich  M.  8.50 
Probehefte  stehen  kostenlos zurVerfügung 
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Berlin,  den  20.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang 


Vereinfachungen     im  Abfertigungs- 
dienst. 

Verkehrslaffe  in  Rußland. 

Xachrichten. 
Deutschland:  Einschränkung  der 
Gepäckbeförderung.  —  Verbot  der 
Weiterabfertigung  von  Wagen- 
ladungen. —  Wiederaufnahme  des 
Schlafwagenverkehrs  zwischen  Ber- 
lin und  Wien.  —  Einfuhr  von 
Eebensmitteln  u.  dergl.  —  Stellen- 
vermehrung bei  den  württembergi- 
schen Staatsbahnen.  —  Verein  Deut- 


I  n  Ii  a  1  t  i 

scher  Maschinen-Ingenieure.  —  Per- 
ßonalnachrichten. 

Österreich:  Staatsbahndirektion 
Wien  Nordost.  —  Erweiterung  des 
Güterverkehrs.  —  Änderung  im 
«chriftlichen  Dienstverkehr  beim 
Staatsamte  für  Verkehrswesen.  — 
Übernahme  fremder  Eisenbahn- 
wagen zur  Ausbesserung  durch 
österreichische  Werke. 

Tschecho- slowakisches  Ge- 
biet: Verkehr  zwischen  der 
Tschechoslowakei  und  Polen. 


Übrige  europäische  Län- 
der: Große  Schwierigkeiten  im  dä- 
nischen Güterverkehr.  —  Unmittel- 
bare Fernsprechverbindung  Schwe- 
den-Deutschland. —  Güterverkehr 
Stockholm-Bukarest  über  Danzig.  — 
Zum  Wiederaufbau  der  Verkehrs- 
wege in  Frankreich.  —  Spanisch© 
Eisenbahnbaupläne.  —  Ein  Kanal 
von  der  Donau  nach  Saloniki. 

Fremde  Erdteile:  Überfall  auf 
einen  Eisenbahnzug  in  Indien. 

Amtliche  Bekanntmachungen. 


Der  Weilinaclitsf  eiertage  wegen  fällt  die  am  37.  d.  ITIts.  f  ällige  IVunimer  der  Zeitung  aus. 


Vereinfachungen  im  Abfertigungsdienst. 

Von  Ober-Gütervorsteher  Vahlensieek,  Lippstadt. 


Seit  langen  Jahren  hat  sich  in  Fachkreisen  das  Bestreben 
bemerkbar  gemacht,  das  Abfertigungswesen  im  Güterverkehr 
einfacher  zu  gestalten,  um  durch  Einschränkung  der  Schreib- 
arbeit Personal  und  Papier  zu  ersparen.  Auch  meinerseits 
wurden  im  Jahre  1908  der  Eisenbahndirektion  Cassel  Ver- 
einfachungen in  Vorschlag  gebracht,  die  als  Vorbedingung 
eine  Änderung  des  Frachtbriefes  und  Prüfung  der  Frachten 
durch  A-Kräfte  größerer  Güterabfertigungen  voraussetzten. 
Die  Maschinenschrift  sollte  nutzbar  gemacht  werden. 

Um  die  Staatseisenbahn  wieder  ertragsfähig  zu  machen, 
ist  es  gerade  jetzt  dringend  geboten,  nach  Mitteln  zu  suchen, 
Verwaltungskosten  zu  ersparen.  Obschon  zurzeit  eine  Anzahl 
Vorschläge  Gegenstand  verwaltungsseitiger  Erwägungen  sein 
werden,  habe  ich  die  nachstehend  bezeichneten  Vereinfachun- 
gen zusammengestellt,  und  glaube  annehmen  zu  dürfen,  daß 
sich  hieraus  bedeutende  Verbesserungen  und  Ersparnisse  er- 
zielen lassen.  Der  von  mir  nach  dem  jetzt  gültigen  zweiseitig 
bedruckten  Muster  entworfene  dreiteilige  Frachtbrief  wird 
im  Durchschreibeverfahren  —  mittels  Maschinenschrift  oder 
Durchschreibstift  —  ausgefertigt.  Die  Herstellung  erfolgt  in 
einem  Stück.  Die  Druckerei  faltet  die  3  Abschnitte  derart, 
daß  das  Durchschreibepapier  von  links  und  rechts  einge- 
schoben werden  kann,  und  es  zur  Beschreibung  der  Eückseite 
nur  der  Umlegung  des  Durchschreibepapiers  bedarf.  Bei 
dem  mittleren  Abschnitt  muß  zu  diesem  Zwecke  die  Eückseite 
nach  oben  gedruckt  werden. 

Die  Ausfertigung  der  Frachtbriefe  erfordert  keine  nennens- 
werte Mehrarbeit. 

Die  häufig  unübersichtlichen  umfangreichen  Angaben  in  der 
Spalte  Zeichen,  Nummer  und  Inhalt  des  Frachtbriefes  bilden 
Fehlerquellen  bei  der  Annahme  und  weiteren  Behandlung.  Es 
ist  daher  dringend  zu  empfehlen,  die  Bestimmung  des  §  56 
Absatz  5  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung  so  zu  ändern,  daß 
nur  so  viele  Stückgüter  mit  einem  Frachtbriefe  angeliefert 


werden  dürfen,  wie  auf  den  vorgesehenen  Zeilen  des  Fracht- 
briefes deutlich  und  übersichtlich  bezeichnet  werden  können. 

Das  Abfertigungspersonal  schreibt  die  Angaben  ebenfalls 
durch.  Um  das  Annahmepersonal  nicht  durch  das  Einlegen 
des  Blaupapiers  zu  belasten,  können  deren  Angaben  im  Ab- 
schnitt 2  und  3  vom  Abfertigungspersonal  gelegentlich  der 
Frachtberechnung  nachgeholt  werden.  Da  die  zusammenhän- 
genden Abschnitte  2  und  3  das  Gut  begleiten,  hat  das  Ab- 
fertigungs-  und  Ladepersonal  Gelegenheit,  die  Frachtbriefe 
einer  Gruppe  u,  dergl.  wieder  ineinanderzulegen.  so  daß  den 
seit  Einführung  des  zweiseitig  bedruckten  Frachtbriefes  laut 
gewordenen  Klagen  abgeholfen  ist. 

Den  Vorschlägen  ist  die  Voraussetzung  zugrunde  gelegt, 
daß  die  Kontrollgeschäfte  —  Prüfung  der  Frachtberechnung, 
der  richtigen  Verrechnung  und  Feststellung  der  Monatssum- 
men—  A-Kräften  der  größeren  Güterabfertigungen  für  einen 
bestimmten  Streckenabschnitt  übertragen  werden.  Von  der 
Beibehaltung  des  Markenverfahrens  sehe  ich  ab,  weil  die  von 
mir  vorgeschlagenen  Verrechnungen  im  Versande  so  einfacher 
Art  sind,  daß  sie  gegenüber  den  für  die  Beschaffung,  Ver- 
waltung, Behandlung  und  Verrechnung  der  Marken  aufzu- 
wendenden Kosten  und  Arbeitskräften  Vorteile  bieten.  Im 
Empfange  werden  die  Frankaturbriefe  nicht  verrechnet. 

Ich  halte  es  gegenüber  anderen  in  Vorschlag  gebrachten 
Mustern  für  empfehlenswerter,  die  Empfangsbescheinigung 
nicht  auf  einem  Abschnitt  des  Frachtbriefes  einzuholen.  Es 
ist  vorauszusehen,  daß  die  als  Benachrichtigungsschreiben  zu 
benutzenden  Abschnitte  —  wie  die  jetzigen  Benachrichtigungs- 
schreiben  • —  öfters  nicht  zurückgegeben  werden.  Bei  der 
Abgabe  an  die  Eollknechte  zur  Einholung  der  Empfangsbe- 
scheinigung würden  diese  Unzuträglichkeiten  in  noch  größe- 
rem Maße  eintreten.  Die  Prüfung  der  Eückgabe  durch  die 
bahnamtlichen  Eollfuhrunternehmer  w^ürde  zeitraubend  sein. 
Auch  ist  vorauszusehen,  daß  die  Ausgabe  der  Güter  öfters 
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bei  Vorzeiffunff  di-eser  Frachtbriefabsclmitte  erfolgen  wird, 
wi«  dieses  trotz  der  Kennzeichnung  durch  Eotstift  bei  den 
Duplikatfrachtbriefen  noch  immer  vorkommt.  (Bericht  des 
Unterausschusses  des  Deutschen  Verkehrs- Verbandes  für  Be- 
ratung eines  Antrages  über  die  Verhütung  von  Unregelmäßig- 
keiten vom  Jahre  1913  unter  III  Absatz  3). 

Die  sofortige  Verwendbarkeit  dieses  Abschnittes  bei  der 
Empfangsabfertigung  bietet  hinsichtlich  der  Verrechnung,  der 


Di©  gestundet/en  Frankaturen,  werden  in  das  Frachtstun- 
dungsbuch im  Durchschreibeverfahren  eingetragen.  Dieses 
Frachtstundungsbuch  macht  die  Führuna^  besonderer  Franka- 
turnachweise für  die  Fraehtstundungsnehmer  entbehrlich  und 
bietet  den  Vorteil,  daß  die  Durchschrift  das  Gegenbuch  des 
Stundungsnehmers  ersetzt,  so  daß  die  allmonatliche  zeit- 
raubende Vergleichung  wegfällt.  Es  besteht  aus  den  Spalten : 
1.  Lfd.  Nr..  2.  Tag,  3.  Nachweis  der  Verrechnung,  4.  Des 


Verrechnungszettel  der  Versandstation!). 

Nach  Station   

Kontrollstation    Dir.  Bez  

km    A.  St.  Kl   Sn.  T  f  h  St 


1 

i  

2  3 

4  1 

Tag 
der 
Aufgabe 

Nr. 

des 
Fracht- 
briefes 

Berechnetes  Gewicht  ! 
Stückgut       j  Wagenladungen 
t      i     kg           t  kg 

10 
mm 

15 

20 

25 

20 

25 

Muster  l. 


8  2) 


Nachnahmen 


des  Absenders 
und  Vorfraehten 


RoUge'd  des  bahn- 

amtiichen  Roü- 
fuhrunternehmers 


J6 


Frankaturen 


Darunter 
abgabefreie 
Nebengebühreii 


20 


16 


20 


Festgestellt : 
Der  Kontrollbeamte  der  Versandstation. 


15 


Anerkannt : 
Der  Kontrollbeamte  der  Empfangsstation. 
1)  In  verschiedenen  Größen  (ganze,  halbe,  viertel  und  sechstel  Bogen)  herzustellen.    Alle  nach  5:24  A.  A  V  Teil  II  im 
LSlflwnvdpf'"^^^^^^^  im  Frachtbrief  zu  machen  bezw.  durch  die  zurückbleibenden  Abschnitte  en" 

hS^t?Hl  Ho  I?-  ^  Spalte  8  dient  zur  Aufnahme  der  Beträge,  welche  nicht  der  Verkehrssteuer  unterliegen,  damit  der  Kontroll- 
beamte die  der  Steuer  unterliegenden  Gesamtbeträge  ermitteln  kann. 


V  er  r  e  ch  nu  ngs  z  e  1 1  el  der  Empfangsstation. 
Von  Station  


Muster  2. 


km                A.  St.  Kl              Sp.  Tf.  b.  St                                             .  '   -  • 

1 

2 

3 

4  ! 

5 

6 

7 

8 

Tag 
des  Ein- 
gangs 

,  Nr. 

des 
Fracht- 
briefes 

Uberweisung 

einschl. 
Nachnahme 

M     J  ^/ 

der  U 
Name 

nterwegsstation 

Auslagen  und 
Nebengebühren 

Nebe 
Em 

Bezeich- 
nung 

ngebühren  der 
pfangsstatiön 

M      j  ^ 

Gesamterhebung 
der  Empfangs- 
station 

M      1  3f 

darunter 
abgabefreie 
Nebengebühreii 

Ji     \  S'f 

10 
mm 

15 

1 

15 

20 

j 

32 

15 

15 

20 

j 

18 

Der  Kontrollbeamte  der  Empfangsstatioi 


Anerkannt : 
Der  Kontrollbeamte  der  Versandstation. 


sonstigen  Bearbeitung  und  der  schleunigen  Ausgabe  der  Gü- 
ter erheblich  größere  Vorteile,  als  die  Benutzung  für  die  Be- 
nachrichtigung und  Empfangsbescheinigung. 

Die  Nachnahmebegleitscheine,  deren  Ausfertigung  viel 
Schreibarbeit  verursaeht,  können  vereinfacht  werden. 

A.  Staatsbahn-  (später  Reichsbahn-)  Verkehr. 

Die  bar  erhobenen  Frankaturbeträge  werden  in  dem  Bar- 
kasse nbuch  oder  bei  Güterabfertigungen  mit  besonderem 
Schalterbeamten  in  der  Kassenkarf^e  nach  dem  gleichen 
Muster  verrechnet.  Das  Barkassenbuch  Einnahme  erhält  die 
Spalten:  1.  Lfd.  Nr.,  2.  Tag,  3.  Nachweis  der  Verrechnung, 
4,  Frankaturen,  5.  Überweisungen  des  1.  Monats,  6.  desgl.  des 
Vormonats,  7.  Nebengebühren,  8.  Sonstige,  9.  Tageseinnahmen. 

Für  besondere  Frankaturschalter  ist  ein  einfacheres  Muster' 
hergestellt  worden,  das  die  Spalten  5  bis  7  nicht  enthält. 

Die  laufende  Nummer  dieser  Bücher  wird  neben  der  An- 
gabe des  erhobenen  Geldbetrages  in  den  Frachtbriefabschnitt  1 
eingetragen. 


Frachtbriefs  Nr.  u.  Tag,  5.  Versand-  u.  Empfangs-Station. 
6.  Versender  u.  Empfänger,  7.  Wagennummer  und  Eig.  Merk- 
mal. 8.  Wirkliches  Gewicht,  a)  Stückgut,  b)  Wagenlad.,  9.  Fran- 
katuren, 10.  Überweisungen  des  I.  Mon.,  11.  desgl.  des  Vor- 
monats, 12.  Nebengebühren.  13.  Frachturkundenstempel. 
14.  Sonstige,  15.  Znsammen,  16.  vom  1.  bis  Tagesschluß, 
17.  Nachnahmen,  18.  Sonstige  Gutschriften,  19.  vom  1.  bis 
Tagesschluß. 

Für  Spediteure  würde  die  Angabe  des  Versenders  und 
Empfängers  in  einfacher  Form  —  —  nötig  sein. 

Die  Tagessummen  werden  im  Frankaturbuche  zusammenge- 
stellt. Dieses  enthält  die  Spalten  1.  Lfd.  Nr.,  2.  Tag,  3.  Nach- 
weis der  Veri^echnung,  4.  bar  zu  erheben,  5.  zu  stunden, 
6.  Tagessumme. 

Die  Nachnahmen  werden  nach  Bedürfnis  unmittelbar  in  die 
durchzuschreibenden  Naehnahmenachweise  (Formular  Nr. 
3393/1)  eingetragen.    (§  15  der  A.  A.  V.  Teil  III  Muster  21.) 
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Die  zur  Auszahluns'  d^er  Nachnahme  nach  Bestimmung  ein- 
zelner Verkehrsämter  anzufertigenden  Nachweise  werden 
hierdurch  hinfäUig.    (§  15  Abs.  8  der  A.  A.  V.  Teil  III.) 

Zur  Beschleunio-ung  der  Abfertigung  kann,  die  Ausferti- 
gung der  Nachnahmenachweise  nach  dem  bei  der  Versand- 
stelle zurückbleibenden  Abschnitt  1  des  Frachtbriefes  einmal 
täglich  vor  oder  in  Verbindung  mit  dem  Tagesabschlusse  er- 
folgen. 

Die  Tagessummen  der  Nachweise  sind  im  Nachnahmebuche 
zusammenzustellen.  Für  diese  Abfertigungen  wird  ein  neues 
Muster  eingeführt.  1.  Lfd.  Nr.,  2.  Ta^,  3.  Nachweis  der  Ver- 
iwhnung,  4.  Durch  die  Abf.  verlegt,  5.  Kollgeld  des  bahnamt- 
lichen Eollfuhrunternehmers,  6.  Weiterabfertigungen,  7.  Zu 
zahlen,  8.  Tagessumme. 

Neben  der  Angabe  des  Nachnahmebetrages  wird  die  lau- 
fende Nummer  des  Nachweises  oder  die  Seite  des  Nachnahme- 
buches in  den  Frachtbrief  bzw.  in  den  Frachtbriefabschnitt  1 
eingetragen. 

Sodann  werden  die  Frachtbriefe  nach  Stationen  getrennt  und 
erhalten  für  jede  Empfangsstation  eine  monatlich  mit  1  be- 
ginnende Nummer. 

Der  Abschnitt  1  wird  abgetrennt  und  derart  auf  besonders 
hergerichtete  Klammern  gesteckt,  daß  der  zuletzt  abgefertigte 
Frachtbrief  ol>en  liegt. 

Ein.  Verrechnungszettel  (Muster  1)  wird  oben  aufgelegt  und 
liegt  nach  erfolgter  Eintragung  der  Frachtbriefe  stets  oben 
auf  dem  Bündel  für  jede  Empfangsstation. 

Die  Eintragung  kann  zur  Beschleunigung  der  Abfertigung 
einmal  täglich  vor  oder  gelegentlich  der  Anfertigung  des 
"  Tagesabschlusses  vorgenommen  werden. 

Am  Tagesschluß  werden  die  Frankatur-  und  Nachnahme- 
beträge aufgerechnet,  und  wird  die  Tagessumme  in  den  Ta- 
gesauszug eingetragen.  Die  Abstimmung  rhit  dem  Frankatur- 
und  Nachnahme  buche  erfolgt  wie  bisher. 

Von  der  Aufstellung  eines  neuen  Musters  für  den  Tagesaus- 
zug, so  daß  solcher  zugleich  als  IMonatszusammenstellung 
dienen  könnte,  um  die  Abstimmung  mit  den  Verrechnungs- 
zetteln am  Monatsschluß  zu  ermöglichen,  habe  ich  abgesehen, 
weil  das  tägliche  Aufsuchen  der  alsdann  vorzuschreibenden 
Stationen  zeitraubender  ist,  als  wenn  am  Monatsschluß  die 
Summen  der  Verrechnungszettel  in  eine  Zusammenstellung, 
tUe  am  Schluse  de«  Tagesauszuges  angefertigt  werden  kann, 
eingetragen  werden. 

Am  Monatsschluß,  oder  nach  Bedürfnis  öfters,  w-erden  die 
Abschnitte  1  den  Klammern  entnommen  und  nebst  den  Ver- 
rechnungszetteln —  diese  aber  nur  am  Monats.schluß  —  zu- 
sammengeheftet oder  gebündelt. 

Nach  Abstimmung  der  Zusammenstellung  der  Verrechnungs- 
zettel mit  der  Tageskontrolle  werden  sämtliche  Unterlagen 
(Frachtbriefabschnitte  1,  Abrechnungszettel  und  Zusammen- 
stellung nebst  Tageskontrolle)  dem  Koutrollbeamten  zuge- 
stellt. 

Dieser  prüft  die  Unterlagen,  stellt  das  Soll  für  die  Station 
fest  und  übersendet  die  Verrechnungszettel  dem  Kontroll- 
beamten der  Empfangsstation  zur  Anerkennung. 

Ergeben  sich  Abweichungen,  so  sind  die  Beträge  durch 
Änderungsbenachrichtigungen  zu  regeln ;  sofern  das  Eech- 
nungsmaterial  der  Verkehrskontrolle  bereits  vorliegt,  durch 
deren  Vermittlung. 

In  der  an  die  Verkehrskontrolle  einzusendenden  '  Haupt- 
zusammenstellung, die  von  Kontrollbeamten  zuvor  festzustel- 
len ist,  wird  nur  die  Gesamtsumme  des  Staatsbahn-  (Reichs- 
bahn-) Verkehrs  eingetragen. 

Für  Kohlen  sind  besondere  Verrechnungszettel  oder  be- 
sondere Abschnitte  in  diesen  einzurichten,  um  aus  den  übri- 
gen Frachten  die  Verkehrssteuer  ausscheiden  zu  können. 

Die  Unberwegskosten  werden  in  ein  e  Nachweisung  nach 
§  20  Absatz  7  und  Muster  10  der  A.  A.  V.  Teil  II  eingetragen 
und  am  Monatsschlu&se  in  den  Verrechnungszettel  für  die  be- 
treffende Empfangsstation  und,  soweit  es  sich  um  Baraus- 


lagen handelt,  auch  in  das  Nachnahmebuch  übernommen.  Im 
Verrechnungszettel  ist  die  Versandstation  anzugeben,  z.  B. 
„V  b  1  18/4  Berlin  Potsd.  Bf," 

Die  Behandlung  auf  der  Bestimmungsstation  ist  folgender- 
maßen: Zur  Behandlung  des  Frachtbriefes  während  der  Ent- 
ladung und  zu  Kontrollzweckeu  kann  der  Abschnitt  3  (für 
den  Empfänger)  sofort  nach  Eingang  der  Papiere  abgetrennt 
werden.  Wird  dieses  nicht  für  erforderlich  gehalten,  so  er- 
folgt die  Nachprüfung  der  Fracht  nach  der  Entladung. 

Alsdann  wird  der  Abschnitt  3  abgetrennt  und  unmittelbar 
in  die  Verrechnungskarte  oder  in  das  Frachtstundungsbuch 
eingetragen.  Die  Verrechnungskarte  erhält  die  Spalten : 
1.  Lfd.  Nr.,  2.  Versandstation,  3.  Frachtbrief-Nr.  u.  Ta^, 
4.  Empfänger,  5.  Wii'kliches  Gewicht,  a)  Stückgut,  b)  Wagen- 
ladungen, 6.  Gesamterhebung-,  7.  Frachturkundenstempel  oder 
Eollgeld,  8.  Nachweis  der  Verrechnung.  9.  Empfangsl>eschei- 
nigung. 

Die  Frachtstundungsnehmer  oder  deren  Bevollmächtigte  be- 
scheinigen den  Empfang  in  dem  Frachtstundungsbuche. 

Die  Frachtbriefabsehnitte  2  werden  zu  Beendigung  jedes 
Verrechnungsabschnittes,  wie  die  Abschnitte  1,  nach  Stationen 
getrennt  und  zusammengeklammert,  nachdem  die  Überwei- 
sungsfrachtbriefe in  einen  A^'errechnungsnachweis  (Muster  2) 
eingetragen  sind.  Die  Tagessumme  wird  in  den  Tagesauszug 
übertragen.  Am  Monatsschluß  wird  eine  Zusammenstellung  an- 
gefertigt wie  im  Versande. 

Die  Unterlagen  werden  sodann  dem  Konlrollbeamten  zuge- 
stellt. Dieser  übersendet  den  Verrechnungszettel  nach  Prü- 
fung und  Feststellung,  gegebenenfalls  gelegentlich  der  Rück- 
sendung der  Verrechuungszettel  des  Versandes,  dem  Kontroll- 
beamten der  Versandstation. 

Die  Prüfung  der  Frankatuieu  und  Nachnahmen  durch 
den  Kontrollbeamten  der  Empfangsstation  und  der  Überwei- 
sungen durch  den  Kontrollbearaten  der  Versandstation  er- 
folgt durch  Abstreichung  der  Eintragungen  der  Verrechnungs- 
zettel mit  den  Frachtbriefabschnitten. 

Die  Nummernfolge  wird  nach  den  Frachtbriefabschnitten  2 
geprüft.    (A.  A.  V.  Teil  II  §  32  Absatz  13.) 

Gelegentlich  der  Einlösung  de.s  Frachtbriefes  erfolgt  keine 
Eintragung  des  eingenommenen  Betrages  im  Barkassenbuche 
oder  in  der  Schalterkas.'-enkaite.  In  der  Spalte  „Verrech- 
nungsnachweis" der  Verrechnungskarte  wird  der  Tag  der 
Einlösung  eingetragen.  Am  Tages-  oder  Dienstschluß  rechnet 
der  Kassenbeamte  die  am  laufenden  Tage  eingenommenen  Be- 
träge zusammen,  prüft  nach  den  vorhandenen  lagernden 
Frachtbriefen  die  Richtigkeit  und  trägt  die  Tagessummen  in 
das  Barkassienbuch  oder  in  die  Tageskassenkarte  ein.  Der 
Kassenbeamte  kann  dem  Schalt-erbeamten  auch  in  der  Ver- 
rechnungskarte den  Empfang  des  abgelieferten  Betrages  be- 
scheinigen. 

Die  erhobenen  Lagergelder  werden  sofort  in  das  Barkas- 
sen- und  Nebengebührenbuch  eingetragen.  Der  Schalterbeamte 
kann  solche  jedoch  zunächst  in  Spalte  9  der  Verrechnungskarte 
vermerken,  wenn  er  nur  die  A'errechnungskarte,  also  keine 
Schalterkassenkarte  (Formular  des  Barkassenbuches)  führt. 
In  dem  Stationstarif  (Ladebehelf)  muß  die  Kontrollstation  an- 
gegeben werden. 

B.    Verkehr  mit  fremden  Bahnen 

(außerpreußischen,  später  nicht  zur  Reichsbahn  gehörenden 

Bahnen). 

Die  Prüfung  der  Verrechnung  der  Sendungen  und  Beträg-'e 
und  die  Ausscheidung  der  Anteile  für  die  fremden  Verwal- 
tungen erfolgt  durch  die  Verkehrskontrolle,  wohingegen  die 
Frachtenprüfung  durch  die  Kontrollbeamten  der  Güterabfer- 
tigung vorgenommen  wird. 

Es  bleibt  unter  Aufhebung  des  Markenabfertigungsverfah- 
i^ens  bei  der  jetzigen  Verrechnungsart. 

Das  Versandbuch  wird  vereinfacht,  wohingegen  das  Emp- 
f a.Ti  g\«biich  unverändert  best-elieji  bleibt. 
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Es  kann  auch  das  Z^ettelverfahren  unter  ErweiterunÄ  de-s 
Formulars  zur  Anwendung  kommen.  Di«  Verrechnunffszettel 
sind  sodann  nebst  den  Zusamm^nstellunoen  der  Verkehrskon- 
trolle einzusenden.  Im  Versande  müßten  die  Überweisungen 
und  im  Empfange  die  Frankaturen  hinzukommen.  Die  Aus- 
^  Scheidung  de^  Frachtanteile  der  Bahnen  müßte  nach  den  Ge- 
samtbeträgen erfolgen  können. 

Das  Kartierungsverfahren  im  Verkehr  mit  den  außerdeut- 
schen Verwaltungen  bleibt  bestehen. 

Zu  A.  und  B.    Sofern  die  Kontrollbeamten  der  Güterab- 
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fertigungen  auch  für  den  Staatsbahnverkehr  nur  mit  der  Frach 
tenprufung  betraut,  die  Verreehnung  der  Beträge  aber  weiter- 
hin den  Verkehrskontrollen  vorbehalten  bleiben  soll  könnten 
entweder  Versandbücher  mit  den  Spalten  der  Verrechnuno-s- 
zettel  unter  Zufügung  einer  Spalte  „Überweisungen"  und  die 
jetzigen  Empfangsbücher  geführt  oder  das  Zettelverfahren 
unter  Erweiterung  um  die  Spalten  „Überweisungen"  im  Ver- 
sand und  Frankaturen  im  Empfang  verwendet,  und  somit  die 
Maschinenschrift  angewendet  werden.  — 


Verkehrslage  in  Rußland. 


Die  Nachrichten  aus  Eußland,  namentlich  soweit  sie  sich 
auf  den  Eisenbahnverkehr  beziehen,  sind  außerordentlich 
sparsam  nach  Deutschland  geflossen.  Erzählt  wird  mancher- 
lei, aber  es  sind  keine  Mitteilungen,  die  auf  besonder©  Zuver- 
lässigkeit Anspruch  erheben  können.  Aus  der  Not,  die  tat- 
sächlich auf  allen  Gebieten  herrscht,  namentlich  aber  auf  dem 
des  Verkehrs  und  der  Industrie,  erklärt  es  sich  leicht  daß  die 
durch  diese  Verhältnisse  schwer  betroffenen  Eussen  diese 
noch  trüber  beurteilen,  als  sie  in  Wirklichkeit  auf  dem  Lande 
lasten.  Der  Bolschewismus  hat  allerdings  verheerend  ge- 
iiaust.  Esi  ist  kein  Gebiet  der  wirtschaftlichen  Betäti<runo- 
das  nicht  unter  den  zersetzenden  Machenschaften  der  bolsche- 
wistischen Grundsätze  leidet,  so  schwer  leidet,  daß  selbst  die 
maßgebenden  Eegierungsstellen  sich  gezwungen  sehen  zu 
den  Eegierungsgrundsätzen,  die  vor  der  Eevoiution  „so  ^^län- 
xf^  .P"  hatten,  zurückzukehren.    In  der 

Nr.  72  der  Vereinsztg.  habe  ich  darüber  in  bezug  auf  das  Ver- 
kehrswesen berichtet.  Aber  was  will  das  sagen!  Doch  nur 
daß  man  sich  gezwungen  sieht,  um  den  Karren  nicht  ganz 
testtahren  zu  lassen,  zeitweilig  die  alten  Grundsätze  wieder 
herauszuholen,  um  sie  möglichst  bolschewistisch  zu  hand- 
haben, bis  wiederum  die  Verhältnisse  und  die  Zeit  reif  zu 
sein  scheinen,  um  erneut  waschecht  bolschewistisch  re^-ieren 
zu  können.  Es  wäre  meines  Erachtens  ein  schwerer  Fehler 
zu  glauben,  daß  die  Partei  sich  mausert  und  bereit  ist,  die  bishe- 
rigen Bahnen  zu  verlassen,  was  ja  doch  bedeuten  würde,  daß 
der  Bolschewismus  sich  für  abgewirtschaftet  erklärt  und  be- 
reit ist,  mit  den  anderen  Parteien  sich  auf  Kompromisse 
einzulassen.  Solange  nicht  die  Macht  der  roten  Arm.ee  "■e- 
brochen  ist,  also  das  Eückgrat  der  ganzen  Bewegung  noch 
standhält,  ist  an  ein  völliges  Aufgeben  des  bisherio-^S  Vor- 
gehens nicht  zu  denken,  sondern  nur  mit  einem  AWarten 
gunstigerer  politischer  und  militärischer  Verhältnisse  zu 
rechnen.  Ob  und  wann  das  in  Kußland  eintreten  wird  wer 
wollte  das  wohl  heute  auch  nur  mit  einiger  Wahrscheinlich- 
keit sagen?  Inzwischen  nehmen  aber  die  Dinge  ihren  Lauf 
man  kann  wohl  sagen:  ihren  verhängnisvollen  Lauf.  Nach 
einer  vorliegenden  Mitteilung,  die  auf  Zuverlässigkeit  An- 
spruch hat,  sind  die  Zufuhren  auf  der  Eisenbahn  zur  Ver- 
sorgung der  großen  Städte  fast  gleich  Null.  Denn  was  will 
es  wohl  lur  die  Versorgung  des  Nordwest-Gebietes  bedeuten, 
wenn  berichtet  wird,  daß  in  der  Eichtung  auf  Petersburg  an 
Getreide  befördert  wurden: 

am  8.  August  von  Gamalejewka  10  Wagenladungen 

»    8.       ,        ^    Busuluk  10 

»  n  Ssysran    ........  15  '' 

»IS-       -        ,    Ejäsan  63 

»  -  Bologoje  .  82  ! 

wobei  es  noch  keineswegs  ausgeschlossen  ist,  daß  die  in  Ga- 
male.iewka,  Busuluk,  Ssysran  und  Ejäsan  verladenen  Wagen 
Getreide  ein  Teil  der  82  in  Bologoje  gezählten  Wagenladun- 
2^61^  sind.  Es  ist  also  verschwindend  gering,  was  Petersburg 
wohl  zu  beachten,  gleich  nach  der  Ernte  zugeführt  wurde! 
Moskau,  Nishmj-Nowgorod  und  vielen  Großstädten  geht  es 
ganz  ähnlich.  Die  Folge  dieser  Not  ist  eine  Verordnung  der 
bsownetregierung,  nach  der:  1.  die  tägliche  Brotration  auf 
em  Mindestmaß  herabgesetzt  werden  muß  und  2.  die  privile- 
gierten Brotrationen  einzuschränken  sind.  Um  die  Härte  dieser 
Verordnung  zu  ermessen,  muß  man  sich  gegenwärtig  halten, 
daß  bereits  vor  Erlaß  dieser  Verordnung  die  sogenannte 
„privilegierte  Brotration",  die  den  Arbeitern  zugeteilt  wird 
?3^^-ni?  ^^V^*^  russisch  (=  200  g),  der  übrigen  Personen  nur 
X4  Ptund  betragt.  Unter  diesen  Verhältnissen,  die  durch  die 
geringen  Zufuhren  hervorgerufen  worden  sind,  ist  es  be- 
greitlich,  daß  die  für  die  Volksverpflegung  verfügbaren  Be- 
stände beängstigend  zusammengeschmolzen  sind. 

Es  kommt  dabei  ferner  noch  in  Betracht,  daß  die  Ernte 
sehr  s;parlich  ausgefallen  sein  soll,  zum  Teil,  weil  die  Felder 
nicht  in  voUem  Umfange  bestellt  worden  sind,  zum  Teil  weil 
das  Ernteergebnis  auf  den  bestellten  Feldern  erheblich  zu- 


rückgeblieben ist.  Zu  diesen  bösen  Verhältnissen  kommt  dann 
endlich  noch  das  Versagen  der  Eisenbahnen,  die  selbst  die 
geringen  Ernteuberschüsse  der  fruchtbaren  Bezirke  zu  be- 
wegen nicht  mehr  die  Möglichkeit  haben.  Truppentransporte, 
Heizmaterial  zu  beiordern,  übersteigt  bereits  die  geringe 
noch  verbliebene  Leistungsfähigkeit.  Um  die  Lebensmittel  in 
größerem  Umfange  nach  Petersburg  zu  bekommen,  ist  man 
dazu  ubergegangen  Arbeitern  und  anderen  Personen  die 
J^ahrt  m  die  benachbarten  Kreise  zu  ermöglichen,  damit  sie 
isich  dort  mit  dem  Notwendigsten  versorgen  können.  Also 
Hamsterfahrten,  die  in  Deutschland  verboten  sind,  minde- 
stens aber  nach  Möglichkeit  erschwert  werden.  Aber  auch 
dieser  Versuch,  der  Bevölkerung  die  Beschaffung  von  Le- 
bensmitteln zu  erleichtern,  mußte  bald  aufgegeben  werden: 
die  Eisenbahnen  versagten,  weil  allzu  große  Arbeiter- 
massen die  gebotene  Möglichkeit  in  Anspruch  nahmen. 

Wie  bei  den  Lebensmitteln,  geht  es  auch  beim  Heiz- 
material her.  Hier  ist  man  in  der  Not  in  Petersburg  dazu 
ubergegangen,  in  den  Vorstädten  nicht  mehr  für  Wohnzwecken 
recht  taugliche  Holzbaracken  abzutragen  und  das  gewonnene 
±lolz  zu  Brennzwecken  zu  verwenden.  Fängt  das  erst  mit 
nicht  mehr  zu  Wohnzwecken  recht  tauglichen  Baracken  an 
ist  der  Schritt  zum  Angriff  auf  noch  durchaus  taugliche 
Wohngebaude  kein  isehr  großer,  und  das  um  so  meh?,  als 
z.  B.  Petersburg  etwa  auf  ein  Viertel  .seiner  früheren  Ein- 
wohnerzahl zurückgegangen  sein  soll,  also  Wohnungsnot 
dort  sicher  nicht  herrscht. 

Das  sind  alles  Sorgen,  die  in  der  Gegenwart  schon  schwer 
auf  einem  großen  Teile  der  Bevölkerung  lasten.    Die  etwas 
Weit  erschauenden  sehen  aber  noch  viel  größere  und  schwerere 
borgen  sich  für  die  Zukunft  auftürmen.    Versagen  heute  die 
Eisenbahnen  dem_  Laiide  den  Dienst,  so  steht  für  die  nächste 
bchitfahrtszeit  ein  Gleiches   von   den  Wasserwegen  zu  be- 
turchten.     Es  ist  ya,  bekannt,  welche  gewaltige  Eolle  für 
Eußland  der  Verkehr  auf  der  Wolga  und  für  Petersburg  und 
das  Nordwestgebiet  im  besonderen  das  die  Wolga  mit  der 
Newa    verbindende   sogenannte  Mariensystem   spielt.  Nun 
findet  zurzeit  noch  der  Verkehr  auf  dieser  Kanalverbinduno 
zu  einem  großen  Teil  in  Barken  statt,  die  nach  ihrer  An" 
kuntt    am  Ziel,    Petersburg    usw.,    auseinander  geschlagen 
werden  und  deren  so  gewonnenes  Holz  in  den  Handel 
bracht  wird.   Nun  hat  der  Bau  dieser  Flußfahrzeuo-e,  wie  die 
gut  unterrichtete  „Ekonomitscheskaja  Shisn"  schon  im  Juli 
berichtete,  wahrend  des  Krieges  im  Gebiete  des  Wolgaver- 
kehi^  aufgehört,  sogar  die  Instandsetzung  der  schadhaft  ge- 
wordenen Fahrzeuge  ist  nicht  durchgeführt  worden,  so  daß 
für  die  nächste  Schiffahrtszeit  großer  Mangel  an  diesen  Fahr- 
zeugen zu  erwarten  steht.    Wie  die  Verhältnisse  in  Eußland 
liegen,  ist  an  eine  Aufnahme  der  Bautätigkeit,  wie  unsere 
(juelie  meint,  noch  gar  nicht  zu  denken,  so  daß  der  Verkehr 
auf  dieser  wichtigsten  Verkehrsstraße  des  ehemaligen  Zaren- 
reiches im  nächsten  Jahre  mit  ganz  außerordentlichen  Schwie- 
rigkeiten zu  kämpfen  haben  wird,  wenn  er  überhaupt  in 
einem  einigermaßen  nennenswerten  Umfange  noch  aufrecht 
zu  erhalten  ist.   Es  hängt  von  ihm  aber  für  Eußland  sehr  viel 
ab.  denn  die  Erzeugnisse  Asiens,  wie  Naphtha,  Petroleum,  Salz 
Bauniwolle,  Getreide,  Holz  usw.,  kommen  zum  großen  Teil 
auf  der  Wolga  zur  Beförderung.    Versagt  dieser  Verkehr 
aus  irgendwelchem  Grunde,  so  führt  das  zu  Störunoen  die 
im  wirtschaftlichen  Leben  des  Landes  nicht  wenio-^r  ernst 
bewertet  werden  müssen,  als  eine  Stockung  des  Eisenbahn- 
verkehrs. 

Sieht  es  also  schon  auf  dem  Wolgastrom  sehr  ernst  aus,  so 
liegen  die  Dinge  auf  dem  Mariensystem  nach  den  russischen  Dar 
Stellungen  fast  verzweifelt.  Im  Kanalbett  sind  einige  hundert 
bchifte  gesunken  und  konnten  bisher  nicht  gehoben  werden- 
von  den  sonst  verfügbaren  Schiffen  sind  70%  reparaturbe- 
dürftig, bevor  sie  m  den  Verkehr  gesteUt  werden  können. 
Um  Ihre  Instandsetzung  durchzuführen,  fehlen  aber  nicht 
nur  die  arbeitsbereiten,  menschlichen  Kräfte   sondern  auch 
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alles  übri^re,  was  dazu  an  Mascliiii€n  und  Material  erforder- 
lich ist.  Kurz,  liegen  die  Verkehrsverhältnisse  heute  schon 
sehr  schlecht,  so  muß  befürchtet  werden,  daß  diejenigen,  die 
für  das  nächste  Jahr  eine  Katastrophe  allerbösester  Art  be- 
fürchten, sehr  leicht  recht  behalten  werden.  Es  gilt  dies  in 
ganz  besonders  ernstem  Sinn  für  Petersburg  und  das  Nord- 


westgebiet. Wie  dem  Unheile  aber  gesteuert  werden  kann, 
ist  eine  Frage,  für  deren  Beantwortung  bislang  aus  Rußland 
keine  gangbaren  Wege  gezeigt  worden  sind,  denn  unter  der 
Herrschaft  des  Bolschewismus  ist  an  ruhige  Arbeit  zunächst 
nicht  zu  denken,  weil  er  bisher  nicht  aufbaut,  sondern  in  Kuß- 
land wie  überall  untergräbt.  Dr.  Mertens.. 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

—  Einschränkung  der  Gepäckbeförderung.  Die  überaus 
starke  Besetzung  der  Personen-  und  Schnellzüge  hat,  wie 
die  Eeichshauptstädtische  Cor'iespondenz  mitteilt,  auch  eine 
verstärkte  Auflieferung  an  Eeisegepäck  und  Expreßgut  zur 
Folge,  was  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  pünktliche  Abfertigung 
der  Züge  geblieben  i.st.  Hierbei  handelt  es  sich  vielfach  um 
solche  Stücke,  die  nicht  unter  den  Begriff  Eeisegepäck  fallen, 
sondern  richtiger  als  Handelsware  angesehen  werden  müssen. 
Aus  die&er  übermäßigen  Auflieferung  von  Reisegepäck  hat 
sich  eine  stalle  Belastung  der  Packwagen  der  Eisenbahnzüge 
ergeben,  so  daß  sich  die  Eisenbahnverwaltiing  gezwungen 
sieht,  mit  besonderen  Maßnahmen  gesen  den  Mißbrauch  in  der 
Eeisegepäck)>eförderung  vorzugehen.  Für  die  Auflieferung 
von  Eeisegepäck  wird  zunächst  festgesetzt,  daß  jeder 
Eeisende  ohne  weiteres  nur  noch  50  kg  Eeisegepäck  auf- 
liefern darf.  Wiegen  die  Gepäckstücke  zusammen  mehr  als 
.50  kg,  so  muß  von  nun  an  durch  Öffnen  der  Grepäckstücke 
bei  der  Abfertigung  nachgewiesen  werden,  daJß  es  sich 
tatsächlich  um  Eeisegepäck  im  Sinne  der  Eisenbahn- Verkehrs- 
oi-dnung  handelt.  Als  solches  gelten  aber  nach  der  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung  nur  Gegenstände,  deren  der  Eeisende  zu 
seinem  persönlichen  Gebrauch  während  der  Eeise  bedarf  und 
die  durch  ihre  Verpackung  als  Eeisegepäck  gekennzeichnet 
sind.  Zur  Erleichterung  der  Abfertigung  und  zur  Sicherung 
gegen  eine  Fehlleitung  des  Gepäcks  wird  noch  darauf  hinge- 
Tviesen.  daß  die  Eeisenden  verpflichtet  sind,  eine  deutliche 
und  dauerhafte  Anschrift  an  jedem  Stück  anzubringen  und 
auch  in  dieses  hineinzulegen.  —  Aus  den  gleichen  Gründen 
muß  die  Eisenbahnverwaltung  auch  den  Expreßgutverkehr 
beschränken.  Grundsätzlich  darf  bis  auf  weiteres  jeder  Auf- 
lieferer von  Expreßgut  an  den  gleichen  Empfänger  innerhalb 
von  24  Stunden  nur  noch  50  kg  Expreßgut  aufliefern.  Diese 
Bestimmungen  treten  sofort  in  Kraft. 

—  Verbot  der  Weiterabfertigung  von  Wagenladungen.  Wie 

der  Handelskammer  zu  Berlin  von  der  Eisenbahndirektion 
Saarbrücken  mitgeteilt  wird,  werden  vielfach  S-endungen  von 
Heu,  Stroh,  Maschinen  usw.,  die  für  Frankreich  bestimmt  sind, 
erst  an  eine  Vemiittlungsadresse  im  Bezirk  Saarbrücken  auf- 
sregeben,  damit  sie  von  dort  aus,  je  nach  der  Verkehrslage  auf 
den  französischen  Zollämtern  und  nach  Beschaffung  der  fran- 
zösischen Einfuhrgenehmigung,  zur  Weiterabfertigung  gelan- 
s:en  können.  Die  Weiterabfertigung  nimmt  vielfach  mehrere 
Tage  in  Anspruch,  so  daß  die  Wagen  dadurch  dem  allgemei- 
aen  Güterverkehr  entzogen-  werden,  was  äußerst  ungünstig 
auf  den  Wagenumlauf  und  die  damit  verbundene  Abwicklung 
des  Güterverkehrs  einwirkt  und  zur  Vergrößerung  des  Wagen- 
inangels  beiträgt.  Die  Ei&enbahndirektion  Saarbrücken  hat 
sich  daher  veranlaßt  gesehen,  Weiterabfeitigungen  grundsätz- 
lich nicht  mehr  zuzulassen  und  Ausnahmen  nur  noch  aus 
zwingenden  Gründen  der  Lebensmittelverteilung  durch  die 
Kommunalverbände  und  in  ganz  besonders  dringenden  Einzel- 
fällen zuzulassen. 

—  Wiederaufnahme  des  Schlafwagenverkehrs  zwischen 
Berlin  und  Wien.  Seit  17.  d.  Mts.  verkehren  in  den  Schnell- 
zügen D  26,  ab  Berlin,  Anhalter  Bahnhof  9.20  abends  über 
Leipzig-Hof  und  in  der  Gegenrichtung  in  D  21  an  Berlin  8.17 
vorm..  auf  der  Strecke  Berlin-Wien  wieder  wöchentlich  zwei 
Schlafwagen  in  jeder  Eichtung.  Der  Schlafwagen  wird  zum 
Brsten  Male  von  Wien  am  17.  d.  Mts.  und  dann  regelmäßig  an 
jedem  Mittwoch  und  Freitag,  von  Berlin  zum  ersten  Male  am 
18.  d.  Mts.  und  weiterhin  an  jedem  Dienstag  und  Donnerstag 
arefahren. 

—  Einfuhr  von  Lebensmitteln  u.  dergl.  Um  die  Einfuhr 
ron  Lebens-  und  Fultermitteln,  ölen  und  Fetten  sowie  Kolo- 
nialwaren aus  dem  Auslande  strenger  zu  überwachen,  und  zui 
Verhütung  der  Ver.'chleppung  dieser  Waren  zwischen  Grenze 
lind  Inlandsempfangsort,  wird  künftig  die  Einfuhrfähigkeil 
lieser  Waren  ausschließlich  durch  die  Grenzzollämter  er- 
bracht werden.    Die  Handelskammer  zu  Berlin  weist  daher 


die  beteiligten  Firmen  darauf  hin,  daß  künftig  bei  eingehen- 
den Sendungen  der  genannten  Art  dem  Grenzzollamt  vor  der 
Weiterabfertigung  der  Nachweis  der  Einfuhrfähigkeit  durch 
Vorlajge  der  entsprechenden  BewiUigung  erbracht  werden 
muß.  Eine  solche  kann  erforderlichenfalls  von  der  nächster- 
reichbaren Kontrollstelle  des  Bevollmächtigten  der  Eeiohs- 
ßtellen  für  Lebens-  und  Futtermittel  erteilt  werden.  Die  zoll- 
amtliche Schlußabfertigung  der  genannten  Waren  vom  Grenz- 
eingangsamt nach  Zollämtern  im  Innern  zu  verlegen,  ist  da- 
nach ohne  vorherige  Prüfung  der  Einfuhrfähigkeit  nicht  mehr 
zulässig. 

—  Stellenvermehrung  bei  den  württembergischen  Staats- 
bahnen. Am  12.  Dezember  hat  der  württembergische  Landtag 
den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  einen  sechsten  Nach- 
trag zu  dem  Finanzgesetz  für  das  Eechnungsjahr  1919,  nach 
den  Anträgen  des  Finanzausschusses  angenommen,  wodurch 
auch  bei  der  Eisenbahnverwaltung  die  planmäßigen  Stellen 
zum  Teil  erheblich  vermehrt  werden.  U.  a.  treten  beim  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Verkehrsabteilung 
hinzu:  1  Ministerialdirektor,  1  Ministerialrat  und  1  Eisenbähn- 
betriebsinsp'ektor  des  inneren  Dienstes;  bei  der  General- 
direktion  wurden  u.  a.  neugeschaffen  die  Stellen  für  2  Eäte, 
(Berichterstatter  bei  der  G-eneraldirektion)  und  für  zwei 
Finanzräte  mit  Gehältern  der  Kollegialräte  für  zwei  ältere 
Beamte  des  Verwaltungsdienstes  mit  umfangreicheren  Ge- 
sohäftsa.ufgaben ;  weiter  die  Stellen  für  20  Betriebsinspektoren 
des  inneren  Dienstes,  für  8  Bauinspektoren  des  inneren  bau- 
technischen Dienstes  und  für  1  Bauinsp^ektor  des  inneren 
maschinentechnischen  Dienstes,  für  2  Betriebsinspektoren  des 
äußeren  Dienstes  mit  dem  Gehalt  eines  Kollegialrate«  und  für 
4  Betriebsinspektoren  des  äußeren  Dienstes.  Für  besonders 
tüchtige  Beamte  des  Sekretärdienstes  sind  5  Eisenbahninspek- 
torstellen, für  besonders  tüchtige  Beamte  des  Assistentendien- 
stes 10  Eisenbahnsekretärstellen  und  für  besonders  tüchtige 
Beamte  des  unteren  Dienstes  6  Eisenbahnassistentenstellen  vor- 
gesehen. Der  ganze  Mehraufwand  für  die  Eisenbahnverwal- 
tung ist  auf  814  260  veranschlagt.  Bei  der  Besprechung  im 
Landtag  teilte  der  Berichterstatter  mit,  daß  vom  Eeichsfinanz- 
minister  ein  Schreiben  eingangen  sei,  worin  zum  Ausdruck  ge- 
bracht wird,  daß  mit  einer  über  das  vorhandene  Bedürfnis 
hinausgehenden  Vermehrung  der  Stellen  bzw.  der  Umwandlung 
bereits  vorhandener  in  höhere  Stellen  den  Verhandlungen 
über  die  Überführung  der  Verkehrsanstalten  auf  das  Eeioh 
in  unerwünschter  Weise  vorgegriffen  würde.  Von  einer  Ver- 
mehrung der  Beamten  stellen  soll  daher,  soweit  nicht  ein  be- 
sonderes Bedürfnis  hierfür  vorliegt,  abgesehen  werden ;  ge- 
gebenenfalls müßte  eine  über  das  notwendige  Maß  hinaus- 
gehende Stellenvermehrung  bei  der  den  Einzelstaaten  zu  ge- 
währenden Entschädigung  entsprechend  berücksichtigt  wer- 
den. Der  Finanzausschuß  habe  hierzu  der  Meinung  Ausdruck 
gegeben,  daß  es  nun  Sache  der  württembergischen  Eegierung 
sei,  dem  Eeichsfinanzministerium  gegenüber  den  Nachweis  zu 
führen,  daß  die  im  vorliegenden  Nachtragsetat  vorgesehenen 
Stellenvermehrungen  sich  durchaus  innerhalb  des  durch  die 
sachlichen  Bedürfnisse  gebotenen  Eahmens  halten. 

Nach  diesen  über  3  Stunden  in  Anspruch  nehmenden  Ausfüh- 
rungen des  Berichterstatters  sprach  noch  Finanzminister  Lie- 
sching.  indem  er  dem  Abg.  Scheef  für  seinen  auch  von  dem 
Hause  mit  Beifall  aufgenommenen  Bericht  dankte.  Dann  be- 
zeichnete der  Finanzminister  die  in  den  „Verkehrsbeamten- 
stimmen" aufgestellte  Behauptung,  der  Nachtragsetat  habe 
innerhalb  der  Eegienmg  nur  durchgesetzt  werden  können,  weil 
Unterstaatssekretär  Hitzler  die  Kabinettsfrage  gestellt  habe, 
als  durchaus  unzutreffend.  Von  vornherein  sei  das  Staats- 
ministerium einig  gewesen  in  der  Auffassung,  daß  die  Vorlage 
keine  Besoldungsänderungen  bringen  soll,  und  daß  für  die 
Einbringung  der  neuen  württembergischen  Besoldungsord- 
nung erst  das  Zustandekommen  der  neuen  Eeichsbesoldungs- 
ordnung  ahgewartet  werden  müsse.  Im  unmittelbaren  An- 
schluß soll  dann  auch  die  württembergische  Besoldungsord- 
nung erledigt  werden,  so  daß  auch  diese  gleichfalls,  womög- 
lich schon  mit  dem  1.  April  1920  in  Kraft  treten  könne.  Zur 
Beruhigung  der  Techniker  könne  er  heute  schon  versichern, 
daß  in  der  neuen  Besoldungsordnung  die  Techniker  nicht  mehr 
hinter  den  Verwaltnngsbeamten  werden  zurückstehen  müssen. 
Es  sei  auch  zu  hoffen,  daß  die  neue  Besoldung-'sordnung  einen 
wesentlich  einfacheren  Aufbau  erhalten  und  daß  die  vielen 
Klasseneinteilungen  verschwinden  werden.     Wenn  trotzdem 
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Deutscher  Eisenbahnverwaltungen- 


die  jetzig«  Vorlag«  bei  der  Eisenbahnverwaltunff  schon  einige 
Änderungen  in  den  Gehältern  bringe,  so  sei  dies  nur  gesche- 
hen, um  die  württembergischen  Gehälter  denjenigen  des 
Eeiches  und  Preußens  zu  nähern.  Bei  der  Ül>erführung  der 
Verkehrsanstalten  auf  das  Eeich  werde  von  der  württem- 
bergischen üegierung  alles  geschehen,  um  die  beieclitigten 
Ansprüche  der  württembergischen  Beamten  zu  befriedigen. 
Die  ganze  Vorlage  wurde  einstimmig  angenommen. 

—  Verein  Deutscher  Maschinen-Ingenieure.  In  der  am  2.  De- 
zember 1919  unter  dem  Vorsitz  des  Wirklichen  Geheimen  liat« 
Dr.-Ing.  Wiehert  abgehaltenen  Versammlung  des  Vereins 
sprach  Kegierungs-  und  Baurat  Bode  über  „Das  Feldeisen- 
bahnweseu  im  Kriege''.  Der  Vortragende  führte  aus,  welche 
Vorbereitungen  im  Frieden  für  die  Betriebsführung  auf  feind- 
lichen Eisenbahnen  getroffen  waren,  ging  isodaun  auf  das 
Einsetzen  der  Miiitär-Eisenbahndirektionen  und  betriebführen- 
den Linienkommandantureu  sowie  der  Militär-Generaldirek- 
tionen der  Eisenbahnen,  ihre  Verteilung  über  die  verschiede- 
nen Kriegsschauplätze  und  ihre  Organisation  ein.  Dabei  wurde 
auf  die  Schwierigkeiten  hingewiesen,  die  d-urch  die  Art  des 
Personalnachschubes  sowie  durch  das  Fehlen  klarer,  die  Ver- 
hältnisse des  Krieges  richtig  berücksichtigender  Vorschriften 
entstanden.  Im  Anschluß  daran  wurden  einige  Sondergebiete 
behandelt:  Die  Fahrplanbildung  und  -durchführung,  der 
Lokomotiv-  und  Werkstättendienst,  die  Beschaffung  und  Her- 
anführung der  Betriebs-  und  Werkstattsmaterialieu,  insbe- 
sondere der  Kohlen.  S<'hließlich  machte  der  Vortragende  noch 
Mitteilungen  über  die  Ölgewinnuug  auf  den  rumänischen  Öl- 
feldern.  Im  Anschluß  daran  wurden  Lichtbilder  aus  dem 
Eisenbahnleben  auf  den  verschiedenen  Kriegsschauplätzen 
voi'ge  führt. 

—  Pei-sonalnachrichteu.  Bei  der  preußisch-hessischen  Staats- 
bahnverwaltung sind  folgende  Änderungen  eingetreten :  Der 
Regicrungs-  und  Baurat  Gottwalt  S  c  h  a  p  e  r  ,  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  Stettin,  ist  zum  Geheimen  Baurat  und 
vortragenden  Eat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
ernannt  worden.  —  Planmäßige  Stellen  sind  verliehen  worden : 
für  Mitglieder  der  Eiseubahndirektionen :  dem  Eegierungs- 
und  Baurat  P  r  o  s  k  e  in  Berlin ;  für  Vorstände  der  Eisenbahn- 
Werkstätten-  usw.  Ämter:  dem  Regierungsbaumeister  des 
Maschinenbaufachs  Wechmann  in  Berlin;  für  Eegierungs- 
baumeister :  dem  Eegierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs 
Ferdinand  Fol  sing  in  Viersen.  —  Der  Begienings-  und 
Baurat  V  o  e  g  1  e  r  in  Berlin  ist  mit  der  Wahrnehmung  der 
Geschäfte  eines  Oberbaurats  bei  der  Eisenbahndirektion 
Osten  in  Berlin  beauftragt  worden.  —  Versetzt  sind:  der 
Eisenbahndirektor  Ciliax,  bisher  in  Orteisburg,  als  Mit- 
glied der  Eisenbahndirektion  nach  Königsberg  (Pr.)  und  der 
Eegierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufachs  Guttstadt, 
bisher  in  Fulda,  zum  Eisenbahn-Betriebsamt  nach  Betzdorf 
(Sieg).  —  Der  Eegierungsbaumeister  des  Maschinenbaufachs 
Adolf  Wicke  ist  bei  der  Eisenbahndiiektion  in  Essen  zur 
Beschäftigung  im  Staatiseisenbahndieuste  einberufen  worden. 


Österreich. 

—  Staatsbahndirektion  Wien  Nordost.  Mit  Kabinettsbe- 
schluß vom  11.  April  1919  wurde  die  Errichtung  einer  neuen 
Staatsbahndirektion  mit  dem  Sitze  in  Wien  genehmigt.  Sie 
wird  die  Bezeichnung  Wien  Nordost  führen.  Ihr  werden  als 
Amtsbezirk  die  im  österreichischen  Staatsgebiete  befindlichen 
Streckenteile  zugewiesen,  welche  bisher  unter  der  Leitung 
der  gleichzeitig  zur  Auflösung  gelangenden  Nordbahndirek- 
tion, der  Direktion  für  die  Linien  der  Staatseisenbahngesell- 
schaft  und  der  Nordwestbahndirektion  stehen. 

Organisatorisch  wird  die  Staatsbahndirektion  Wien  Nordost 
den  bestehenden  österreichischen  Staatsbahndirektionen  voll- 
kommen gleichgestellt;  sie  erhält  dementsprechend  den  im 
Organisationsstatut  für  die  staatliche  Eisenbahnverwaltung 
und  den  einschlägigen  Erlassen  für  die  Staatsbahndirektionea 
allgemein  festgesetzten  Wirkungskreis.  Gemäß  der  für  die 
österreichischen  Staatsbahndirektionen  geltenden  Geschäfts- 
ordnung wird  sie  in  Abteilungen  gegliedert.  Die  Gliederung 
wird  von  der  allgemeinen  Einteilung  nur  insofern  abweichen, 
als  mit  Eücksicht  auf  die  Unterstellung  von  vier  Werkstätten 
die  Abteilung  IV  in  eine  Abteilung  IV  a  für  den  Zugbeförde- 
rungsdienst und  eine  Abteilung  IV  b  für  den  Werkstättendienst 
geteilt  wird. 

Den  allgemeinen  Abteilungen  I— VIII  wird  die  mit  Erlaß  des 
ehemaligen  Eisenbahnministeriums  vom  23.  November  1912, 
bei  der  Direktion  für  die  Linien  der  Staatseisenbahngesell- 
ßchaft  errichtete  Abteilung  IX  für  die  Liquidierung  der  Ruhe- 
nnd  Versorgungsgenüsse  mit  ihrem  heutigen  Geschäftsum- 


fange  als  Abteilung  IX  und  die  mit  Erlaß  des  ehemaligen  ' 
Eisenbahnministeriums  vom  22.  März  1907  bei  der  Nord- 
bahndii'ektion  errrichteie  Abteilung  IX,  Material beschaffungs- 
und  Übernahmeabteiluug,  als  Abteilung  X  für  Materialbeschaf- 
fung und  Übernahme  angeschlossen,  desgleichen  das  bei  der 
Nordbahndirektion  bestehende,  den  Abteilungen  gleichge- 
stellte Bureau  für  Studien  und  elektrotechnische  Angelegen- 
heiten unter  Abgabe  der  elektrotechnischen  Angelegenheiten 
an  die  Al)teilung  IV  a  mit  der  Bezeichnung  „Studienbureau". 

Die  Führung  der  Geschäfte  der  Staatsbahndirektion  Wien 
Nordost  obliegt  dem  Direktor,  dem  diei  Stellvertreter,  u.  zw. 
einer  für  den  administrativen  und  finanziellen  Dienst,  einer  ' 
für  den  technischen  Dienst  und  einer  für  den  kommerziellen  ' 
Dienst  unterstellt  sind.    An  der  Spitze  der  Abteilungen  stehen 
Abteilungsvorstände,   denen    Stellvertreter   beigegeben   sind.  ! 
Den  innerhalb  der  Abteilungen  gebildeten  Gruppen  stehen  ' 
Gruppenvorstände  vor,  deren  Ernennung  in  die  Zuständig-  ' 
keit  des  Staatsbahndirektors  fällt.   Für  diese  sind  keine  Stell- 
vertreter zu  ernennen.    Die  aktive  Kontrolle  im  Bahnerhai-  ? 
tungs-,  Verkehr-,  kommerziellen,  Tarif-  und  Kassendienst  wird  ' 
von  Kontrolleuren  und  Revisoren,  welche  den  Vorständen  der  ■ 
betreffenden  Abteilung  direkt  unterstellt  sind,  ausgeübt.  ' 

Den  Bereich  der  Staatsbahndiiektion  Wien  Nordost  bilden 
folgende  Bahnlinien  mit  insgesamt  551  km  Betriebslänge : 
Wien-Iiandesgrenze  (gegen  Schattau),  Korneuburg-Donaulände 
(N.  W.  B.),  Verbindung  mit  Donauuferbahn  bei  Wien,  Verbin-  ' 
dungslinie    Jedlersdorf-Leopoldau,    Zellerndorf-Sigmundsher-  ' 
berg.  Wien-Landesgienze  (gegen  Sohönau^Grusbach),  Enzers-  ' 
dorf-Poysdorf,    Stadlau-Marchegg,    Marchegg-ungar.   Grenze,  ? 
Wien-ungar.  Grenze  (Bruck  a.  d.  L.).    Schlachthausbahn  in  ' 
Wien.  Stadlau-Süßenbrunn  (N.  B.).  Verbindung  mit  der  Donau-  ^ 
uferbahu  (St.  E.  G.),  Flügel  zu  den  Szallasen,  Flügeln  in  die  ^ 
Freudenau,  Bruck  a.  d.  L.  (Petronell) -Hainburg.  Schwechat-  f 
Götzendorf -Mann  ersdorf,    Wiener    Umfahrungslinien,    Wien-  ' 
Landesgrenze  (gegen  Lundenburg),  Verbindung  Wien  N.  B. 
mit    Donauuferbähn,    Floridsdorf-Jedlersdorf,  Verbindung«- 
kurve    bei    Süßenbrunn,    Gänserndorf-Marchegg,  Drösing- 
Zistersdorf  und  Neusiedl-Zellerndorf.    Der  Zeitpunkt,  zu  dem  ' 
die  Nordbahndirektion,  die  Direktion  für  die  Linien  der  Staats-  s 
eisenbahngesellsohaft  und    die  Nordw^estbahndirektion    ihre  } 
Amtstätigkeit  einzustellen  haben  und  die  Staatsbahndirektion  ^ 
Wien  Nordost  ihre  Amtstätigkeit  aufzuneluiien  hat.  wird  mit 
eigener  Vollzugsanweisung  verlautbart  werden. 

ii 

—  Erweiterung  des  Güterverkehrs.    Im  Verkehr  der  Stati-  ' 
onen  des  Bereiches  der  Staatsbahndirektion  Wien,  der  Nord-  " 
bahndirektion,  NoixJwestbahndirektion  und  der  Direktion  für 
die    Linien    der  Staatseisenbahngesellschaft  untereinander 
Avurde  der  gesamte  Stückgut  verkehr  wieder  eröffnet.    Im  ^ 
Verkehr  der  genannten  Direktionsbereiche  mit  der  T  s  c  h  e  -  * 
cho-Slowakei  wurde  der  Gesamtgüterverkehr  (Stückgut  ^ 
und  Wagenladungen)   wieder  zugelassen.     Im  übrigen  sind  ^ 
hinsichtlich  der  dermalen  zur  Beförderung  nicht  zugelassenen 
Sendungen  die  Direktionen  der  Staatsbahnen  soAvie  die  Direk- 
tionen der  Privathauptbahnen  ermächtigt,  Transportbe- 
willigungen  für  die  ganze  von  der  Sendung  zu  durch- 
laufende Strecke  zu  erteilen ;  um  die  Erteilung  der  Transport- 
bewilligung   ist  bei  der  Direktion    der  Versandbahn  anzu- 
suchen. Ferner  werden  im  Verkehr  nach  Italien  über  Tar-  « 
vis  nach  Maßgabe  der  zur  Verfügung  stehenden  Betriebsmittel  " 
wieder  alle  Güter,  jedoch  nur  in  Wagenladimgen,  zur  Beför-  ' 
derung  angenommen.    Für  diese  Sendungen,  deren  Beförde-  { 
rung  nur  durch  die  Kohlenaushilfe  der  italienischen  Regie^  ■  * 
rung  ermöglicht  worden  ist,  wird  von  den  italienischen  Eisen-  \ 
bahnen  eine  Z  u  s  c  h  1  a  g  s  g  e  b  ü  h  r    von  24  Lire    für  jede  ° 
Tonne  erhoben.  ! " 

—  Änderung:  im  schriftlichen  Dienstverkehr  beim  Staats-  i 
amte  für  Verkehrswesen.  Der  Staatssekretär  für  Verkehrs-  z' 
wesen  hat  für  den  Bereich  des  Staatsamtes  für  Verkehrswesen  B 
und  der  diesem  unterstehenden  Dienststellen  vom  1.  Januar  if 
1920  an  die  Einführung  der  persönlichen  Anredeform  im  fi 
schriftlichen  Dienstverkehr  nach  innen  und  außen  angeordnet,  di 
Damit  wird  im  Verkehrswesen  mit  dem  Gebrauche  der  un-  d 
natürlichen  und  schwerfälligen  unpersönlichen  Schreibweise 
im  amtlichen  Verkehre  gebrochen. 

:  la 

—  Übernahme  fi'emder  Eisenbahnwagen  zur  Ausbesserung  !k 
durch  österreichische  Werke.  Die  starke  Abnutzung  der  Sil 
Eisenbahnwagen  in  Österreich,  den  Nationalstaaten  und  auch  m 
in  Deutschland  hat  dazu  geführt,  daß  Betriebe,  die  bisher  die  iv 
Durchführung  von  Wagenausbesserungen  nicht  vorgenommen  Ii 
haben,  sich  für  diese  eingerichtet  haben.  Die  österreichischen  B 
Unternehmungen,  welche  solche  Ausbesserungen  durchführen,  H 
sind  gegenwärtig  nicht  nur  für  die  inländischen  Bahnver-  k( 
waltungen,  sondern  auch  für  südslawische  und  reichsdeutschf  :  Bi 
Rechnung  mit  größeren  Aufträgen  versehen.  Neben  der  Sim-  D: 
meringer  Wagenfabrik  und  der  Grazer  Wagenfabrik  hat  sich  k 
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luch  die  Ei&enbahnwagenleihg^esellschaft  di-esem  Greschäfts- 
iW'Cise  zuff«  vvendet.  Seit  kurzem  hat  auch  die  Enz^esf eider 
tlunitions-  uud  Metallwerke-Aktiengesellschaft  eine  große 
^.usbesserungswerkstatt  für  Eisenbahnwagen  eingerichtet. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

—  Verkehr  zwischen  der  Tschechoslowakei  und  Polen. 
)as  am  28.  August  d.  J.  zwischen  dem  tschechoslowakischen 
ind  dem  polnischen  Eisenbahnministerium  abgeschlossene, 
jn  1.  Oktober  in  Kraft  getretene  Abkommen  über  den  gegen- 
eitigen  Verkehr  (vgl.  Nr.  91,  S.  973  d.  Ztg.)  hat  nach  Mittei- 
ung  des  „Prager  Tarifanzeigers"  inzwischen  einige  Ände- 
ungen  erfahren.  So  ist  u.  a.  die  Bestimmung,  daß  der  Absen- 
er unbedingt  die  Grenzstation  im  Frachtbriefe  angeben 
luß,  in  der  die  Sendung  übertreten  soll,  dahin  ergänzt  worden, 
aß  bei  Gütersendungen  im  Verkehr  zwischen  Eisenbahn- 
tationen der  tschechoslowakischen  Eepublik  und  solchen  im 
i-ezirke  Posen,  Radom  und  Warschau  als  Grenzstation 
Landesgrenze  bei  Szuchahora"  nicht  vorgeschrieben  werden 
arf. 

An  Stelle  der  Berufung  auf  das  Eisenbahnbetriebsreglement 
der  auf  das  Berner  internationale  Übereinkommen  muß  der 
ibsender  im  Frachtbrief  .letzt  vorschreiben:  „Für  den  Fracht- 
ertrag gelten  die  Beförderungsbedingungen,  welche  zwischen 
en  Bahnen  der  tschechoslowaki.schen  Eepublik  und  den  Bahnen 
a  Polen  für  die  direkte  Beförderung  vereinbart  wurden." 
'erner  haftet  die  Eisenbahn  nicht  mehr  für  Schäden,  welche 
adurch  entstehen,  daß  der  Name  der  Empfangsstation  un- 
ichtig  bezeichnet  oder  deren  Abfertigungsbefugnisse  nicht 
erücksichtigt  wurden. 

Die  Fracht  für  die  Sendungen  wird  auf  Grund  der  Lokal- 
irife  der  beteiligten  Bahnen  für  diejenige  Übergangsstation 
erechnet,  die  der  Absender  im  Frachtbriefe  vorgc^schrieben 
at.  Bei  Sendungen,  welche  bei  Szuchahora  über  die  Grenze 
eben,  werden  die  Fracht-  und  sonstigen  Gebühren  bis  zur 
vandesgrenze  bei  Szuchahora  berechnet  und  eingehoben.  Als 
rrenzstationen.  die  der  Absender  im  Frachtbriefe  vorschreiben 
mß  und  die  für  die  Frachtberechnung  und  das  Frankieren  der 
lebühren  ausschlaggebend  sind,  gelten  vorläufig  folgende 
Tarifpunkte) :  Oderberg,  Karwin,  Teschen,  Zwardon,  Landes- 
renze  bei  Szuchahora,  bei  Leluckow,  bei  Lupkow,  bei  Sianki 
nd  bei  Beskid. 

Das  vorliegende  Übereinkommen  bezieht  sich  auf  die  Beför- 
erung  zwischen  den  Stationen  aller  Staats-  und  Privat- 
ahnen beider  Staaten  mit  Ausnahme  der  Militär-  und  Schmal- 
purbahnen in  Polen.  Bisher  waren  mit  geringen  Ausnahmen 
ie  Stationen  des  ehemaligen  russischen  und  preußischen 
*olens  vom  direkten  Verkehr  ausgeschlossen. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Große  Schwierigkeiten  im  dänischen  Güterverkehr.  In 

etzter  Zeit  ist  es  in  Dänemark  wiederholt  vorgekommen,  daß 
ie  Staatsbahnen  oft  für  längere  Zeit  die  Annahme  von  Wa- 
:cnladungen  sperren  mußten.  Es  hat  dies  dem  Geschäftsleben 
Toßen  Abbruch  getan.  Als  Erklärung  hierfür  gibt  die  Eisen- 
ahndirektion die  aufsehenerregende  Mitteilung,  daß  der 
Irund  in  der  Einführung  des  Achtstundentages  liege.  Kein 
itationsbediensteter  A\i.ll  mehr  Gut  annehmen,  das  nach  5  Uhr 
lachmittags  auf  die  Bahn  kommt.  Die  Einschränkung  der 
^.rbeitszeit  von  10  auf  8  Stunden  ]jedeutet  eine  Abnahme  der 
Arbeitsleistung  von  20  %.  Die  Lage  ist  im  Augenblick  ver- 
weifelt  und  der  Verkehrsminister  sieht  keine  Aussicht  auf 
iesserung  in  diesem  Punkte.  Auf  der  Insel  Fünen  stehen 
etzt  nicht  weniger  als  500  Güterwagen  und  warten  auf  Über- 
ührung  nach  Seeland.  Sie  können  auf  Grund  der  Einführung 
ler  neuen  ArbeitsMit  nicht  in  der  gewöhnlichen  Ordnung  be- 
ördert  werden.  Dr.  S. 

—  Unmittelbare  P'erDsprechverbindung  Schweden-Deutsch- 
and.  Die  unmittelbare  Femspreohvterbindung  zwischen 
Schweden  und  Deutschland  über  das  neue  Kabel  zwischen 
Skäne  und  Eügen  wurde  am  1.  Dezember  früh  eröffnet.  Die 
n  den  vorhergehenden  Tagen  vorgenommenen  Probegespräche 
varen  günstig  ausgefallen.  Man  hat  s-ehr  gute  Lautüber- 
ragung  zwischen  schwedischen  Stationen  ungefähr  auf  dem 
Breitengrade  von  Stockholm  und  deutschen  Stationen  bis  nach 
Tannover  und  Frankfurt  a.  M.  erzielt.  Zuerst  wird  der  Ver- 
mehr im  begrenzten  Maße  aufgenommen  mit  Berlin,  Hamburg, 
Bremen,  Lübeck,  Rostock,  Schwerin.  Stettin  und  Stralsund. 
)ie  Gebühren  berechnen  sich  nach  der  Zoneneinteilung  in 
>eiden  Ländern.  So  kostet  z.  B.  ein  Gespräch  Malmö-Hamburg 
l,ß  Kr..  Malmö-Berlin  4,8  Kr.  usw.  Dr.  S. 


—  Güterverkehr  Stockholm-Bukarest  über  Danzig.  Rumä- 
nien hat  trotz  seiner  noch  ungeklärten  äußeren  Beziehungen 
rasch  Schritte  getan,  um  seine  Handelsbeziehungen  mit  dem 
Ausland  wieder  anzuknüpfen.  Der  Mangel  an  Industrieer- 
zeugnissen, dem  Rumänien  nur  einen  großen  Überfluß  an  Roh- 
stoffen (Petroleum  und  dessen  Nebenprodukte,  Getreide, 
Wolle,  Gemüse,  Obst,  Tabak  usw.)  gegenüberstellen  kann, 
hat  ihm  besonders  den  Wunsch  nahegelegt,  mit  Ländern  in  Be- 
ziehung zu  treten,  die  eine  durch  den  Krieg  verhältnismäßig 
wenig  geschädigte  Industrie  besitzen.  Rumänien  hat  daher  auch 
seine  Blicke  besonders  auf  die  skandinavischen  Länder  ge- 
richtet, und  es  hat  einen  eigenen  Handelsbeamten  nach  Stock- 
holm geschickt.  Der  Weg  durch  die  Dardanellen  nach  Kon- 
stanza,  dem  ersten  Hafen  von  Rumänien,  ist  nun  offen,  aber 
man  denkt  in  Bukarest  an  eine  schnellere  Verbindung  Stock- 
holm-Bukarest über  Danzig  und  Polen  —  einfach  die  „be- 
rühmte Diagonallinie"  von  der  Ostsee  zum  Schwarzen  Meer, 
Eine  Reise  über  das  Mittelmeer  erfordert  etwa  5  Wochen.  Von 
Stockholm  nach  Warschau  kann  man  4  Tage  rechnen;  von 
Warschau  nach  Bukarest  braucht  man  .letzt  auch  ungefähr 
4  Tage,  so  daß  es  also  im  .ganz-en  8  Tage  werden.  Rumänien 
hat  nunmehr  mit  Polen  gemeinsame  Grenze,  und  sobald  der 
politische  Wirrwarr  in  Südrußland  beendet  ist.  ist  die  Ver- 
Ijindung  mittels  Segelfahrzeugen  avif  dem  Dnjestr,  der  .ietzt 
die  neue  Grenze  gegen  Rußland  bildet,  möglich.  Rumänien 
hat  aber  Mangel  an  Schiffsraum  und  setzt  auch  in  dieser  Be- 
ziehung auf  Skandinavien  Hoffnungen.  Dr.  S. 

— ■  Zum  Wiederaufbau    der    Verkehrswege    in  FranTtreich. 

Aus  einer  Mitteilung  des  „Saar-Kuriers"  ist  über  die  Wieder- 
herstellung der  Verkehrswege  in  den  befreiten  Gegenden  fol- 
gendes zu  entnehmen :  Im  Bezirk  der  Nordbahn  verblie- 
ben am  1.  Dezember  nur  noch  15  km  Doppelspur  und  7  km 
einfache  Spur,  die  noch  nicht  im'  Betriebe  waren.  Diese 
Linien  Ijestehen  aus  kurzen  Stücken,  die  durch  noch  in  der 
Wiederherstellung  befindliche  Kunstbauten  unterbrochen  sind. 
Alle  Bahnhöfe  sind  dem  Verkehr  geöffnet.  Im  November  hat 
man  65  Kunstbauten  fertiggestellt,  wodurch  rsich  die  Zahl 
der  endgültig  wiedei'hei^gestellten  Brücken  auf  321  von  601 
beläuft.  Die  Tunnel  von  Vierz.y,  Vauxaillon,  Guise  und  La 
Ferte  sind  vollständig  wiederhergestellt.  Bei  der  0  s  t  b  a  h  n 
haben  -sich  die  Arbeiten  im  November  durch  reichliche  Schnee- 
fälle verlangsamt ;  853  von  930  km  zweigleisiger  Strecke  und 
197  von  204  km  eingleisiger  Strecke  sind  wiederhergestellt ; 
während  des  Monats  November  sind  17  km  zweigleisiger 
Strecken  wieder  in  Betrieb  genommen  worden.  Hinsichtlich 
der  Kanäle  und  Flüsse  des  Departement  du  Nord  und  des 
Pas-de-Calais  waren  am  1.  Dezember  nur  noch  weniger  als 
100  km  wiederherzustellen,  während  367  km  beim  Waffenstill-, 
stand  als  unbrauchbar  übernommen  worden  waren.  Die 
Zerstörungen  auf  den  Schiffahrtswegen  zwischen  Paris  und 
Belgien  beliefen  sich  auf  372  km ;  alle  diese  Wege  sind  wieder 
instand  gesetzt,  ausgenommen  der  Teil  des  Seitenkanals  an 
der  Aisne,  zwischen  Berr.y-au-Bac  und  Vieux-les-Alsfeld,  in 
einer  Länge  von  18  km. 

—  Spanische  Eiseubahnbaupläne.  Die  spanische  Regierung 
hat  den  Entwurf  zu  einer  vollspurigen  Eisenbahn  von  der 
französischen  Grenze  quer  durch  die  Iberische  Halbinsel  nach 
Algeciras  ausarbeiten  lassen.  Die  Bahn  soll  durch  Tra.iekt- 
boote  nach  Tanger  (Marokko)  weiter  .geleitet  werden  und 
an  die  französische  Strecke  Tanger-Dakar  (Senegalgebiet)  an- 
schließen, so  daß  von  Paris  direkte  Wagen  nach  Dakar 
laufen  können.  Von  Dakar  nach  Pernambuco  (Brasilien)  soll 
ein  Eildampferdienst  eingerichtet  werden ;  die  Überfahrt  zur 
See  soll  nur  drei  Tage  in  Anspruch  nehmen.  Diese  in  den 
letzten  Jahren  mehrfach  erörterte  Verbindung  bedeutet  gegen- 
über dem  Wege  über  Lissabon  eine  so  erhebliche  Ersparnis, 
daß  man  ohne  Rücksicht  auf  örtliche  Interessen  und  auf  die 
bei  dem  gebirgigen  Charakter  des  Landes  sehr  bedeutenden 
Kosten  für  den  Bau  und  die  Unterhaltung  die  Strecke  mög- 
lichst gradlinig  führen  will.  Wie  die  „D.  Allg.  Ztg"  berichtet, 
soll  die  Bahn  elektrisch  betrieben  werden ;  Wasserkräfte  der 
P.yrenäen  sollen  zur  Krafterzeugnng  verwendet  werden. 
Zweifelsohne  würde  der  Bau  dieser  Strecke  Spanien  einen 
großen  Teil  des  Verkehres  zuweisen,  der  heute  über  portugie- 
sische Häfen  geleitet  wird.  Er  vnirde  —  vor  allem  nach  Her- 
stellung der  von  der  französischen  und  englischen  Regierung 
geplanten  Ost-Weststrecke  in  Nordafrika  und  eines  Anschlus- 
ses an  die  Kap-Kairo  Linie  —  eine  wesentliche  Stärkung  des 
Einflusses  Frankreichs  und  Englands  in  Afrika  bedeuten,' 

—  Ein  Kanal  von  der  Donau  nach  Saloniki.  Serbien  geht 
nicht  allein  darauf  aus,  eine  Wasserstraßenverbindung  nach 
der  Adria  zu  erhalten,  sondern  auch  eine  solche  nach  dem 
Ägäischen  Meere;  die  serbische  Regierung  hat  daher  ein  Pro- 
iekt  für  einen  Kanal  ausarbeiten  lassen,  der  die  Donau  mit 
dem  Hafen  von  Saloniki  verbindet  und  Schiffe  bis  zu  einem 
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Tras:v€rmöor€n  von  10000  t  aufzunehmen  vermag.  Der  „Sema- 
phore"  von  Marseille  kann  bereits  Einzelheiten  über  das  Pro- 
jekt geben :  Der  Kanal  vrürde  bei  dem  Dorfe  Kevevara  beim 
Zusammenfluß  der  Morava  mit  der  Donau  seinen  Anfang 
nehmen,  dann  dem  Laufe  der  Morava  folgen  bis  ins  Tal  des 
Vardar  bei  Köprülü  und  von  diesem  nach  Saloniki  abzweigen. 
Die  gesamte  Wasserstraße  würde  eine  Lauge  von  600  km"er- 
halten.  Der  zu  überwindende  Höhenunterschied  beläuft  sich 
auf  rund  300  m.  wozu  es  65  Schleusen  bedürfte. 


Fremde  Erdteile. 

—  Überfall  auf  einen  Eisenbahnzug  in  Indien.  Wie  eine 
Eeutermelduüg  aus  London  vom  10.  d.  M.  bekannt  gibt,  haben 


500  Waziris  einen  Eisenbahnzug  in  der  Nähe  von  Thal  an  der 
JNordwestgrenze  Indiens  angegriffen  und  dabei  36  lleisenJe 
getötet  und  50  verwundet. 


Bcrielitiieiing. 

Nene  eloktrisfhe  Volibahnlokomotiven.  Zur  Abb.  1  die^ies 
in  voriger  Nummer  veröffentlichten  Aufsatzes  geben  wir  noch 
folgende  Zeichenerklärung  bekannt:  Tl  T2  Haupttransforma- 
toren. M1-M8  Triebmotoren.  F/-F5  Ventilatoren  der  Mo- 
toren. Bt-B3  Blindwellen.  ///  112  Stufenschalter,  u  Fahrt- 
richtungsschalter.  Fl  F2  Führerschalter  h  Elektr.  Speise- 
^  Packraum.  FA  E2  Endgestelle  der  Lokomotive. 
C  Mittelgestell,  hl  h2  Bremsventile.  Z.s  Zt  Zugführersitze 
und  Tische.  TF  Waschtisch,  .s-i  -  h12  Sandkasten,  kl  k2  Kurz- 
kupplungen. 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Wagenstandgelder. 


Badischer  Gütertarif. 

Mit  Genehmigung  der  Landesanf- 
isicht&behörde  wird  gemäß  §  80  (8) 
Eisenbahn- Verkehrsordnung  mit  sofor- 
tiger Wirkung  das  Wagenstandgeld  für 
die  ersten  24  Stunden  auf  10  J(,  für  die 
zweiten  24  Stunden  auf  30  Ji,  für  jede 
weiteren  24  Stunden  auf  50  Jl  erhöht. 

Auf  den  auf  Schweizergebiet  gelege- 
nen badisohen  Stationen  und  bei  eisen- 
bahnseitiger  Zollerledigung  auch  auf 
den  Stationen  Waldshut,  Singen  und 
Konstanz  gelten  die  gleichen  Sätze  in 
Franken.  Nähere  Auskunft  erteilt 
unser  Verkehrsbüro. 

Karlsruhe,  16.  Dezember  1919.  (1281) 
Greneraldirektion  der  Bad.  Staat-s- 
eisenbahnen. 


Mit  Wirkung  vom  5.  Dez>ember  1919 
ab  bis  auf  weiteres  sind  die  Wagen- 
standgeldsätze   (Abschnitt  VII  (^)  des 
Nebengebührentarifs      im  Deutsehen 
Eisenbahn-Gütertarif    Teil  I  B)  mit 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  wie 
folgt  festgesetzt  worden : 
für  die  ersten  24  Stunden  auf  10  Jt, 
für  die  zweiten  24  Stunden  auf  50  j^, 
für  jede  weiteren    24  Stunden  auf 
100  M. 

Lippstadt,  12.  Dezember  1919.  (1278) 
Die  Direktion 
der  Westfälischen  Landes-Eisenbahn. 


Württemberffischer  Binnen  -  Gütertarif. 

Mit  Eücksicht  auf  die  derzeitige 
äußerst  ungünstige  Betriebs-  und  Ver- 
kehrslage werden  gemäß  §  80  (8)  der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung  mit  Wir- 
kung vom  16.  Dezember  1919  an  bis 
auf  weiteres  für  den  Bereich  der  würt- 
tembergischen Staatseisenbahnen  die 
Wagenstandgelder  (Abschnitt  VII  (3) 
desi  Nebengebührentarifs  im  deutschen 
Eisenbahngütertarif,  Teil  I B)  mit  Ge- 
nehmigung der  Landesaufsichtsbe- 
hörde, wie  folgt,  erhöht: 

für  die  ersten  24  Stunden  von  4  J{ 

auf  10  Jl, 
für  die  zweiten  24  Stunden  von  6  Jl 

auf  30  J{, 
für  jede  weiteren  24  Stunden  von 
8  Ji  auf  50  M. 
^  Am   16.   De25eniber   bereits  laufende 
Standgelder  werden  nach  den  bisherigen 
Sätz-en  berechnet. 
Stuttgart,  13.  Dezember  1919.  (1277) 
Generaldirektion  der  Württ.  Staats- 
eisenbahnen. 


2.  Verkehrseinstellung. 

Weg-en  Kohlenmangels  ist  der  Güter- 
zugverkehr auf  den  Linien  der  Prinz 
Heinrich-Bahn  einschließlich  der  Lo- 
kalbahnen Luxemburg-Echternach  und 
A-spelt-Bettemburg  vom  15.  Dezember 
bis  voraussichtlich  20.  Dezember  ein- 
gestellt. 

Luxemburg,  17.  Dezember  1919.  (1283) 
Prinz  Heinrich-Eisenbahn- 
Gesellschaft. 

3.  Güterverkehr. 

Frachtberecbnunff  für  Zuckerrüben- 
Sendungen  auf  Arbeitswagen. 

Die  durch  Bekanntmachung  vom 
6.  Dezember  1919  bekanntgegebenen  Be- 
stimmungen gelten  auch  für  belgische, 
französische  und  italienische  Wagen, 
die  keinen  dem  angeschriebenen  Lade- 
gewicht entsprechenden  Laderaum  be- 
sitzen. 

Auskunft  geben  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  das  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz. 

Berlin,  16.  Dezember  1919.  (1284) 
 Eisenbahndirektion. 

Aufhebung  der  Frachtvergiinstigung  für 
entkörnte  Maiskolben. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Januar  1920  ab 
tritt  die  für  entkörnte  Maie- 
kolben gewährte  Frachtvergünstigung 
(Gestellung  von  2  offenen  Wagen  ge- 
wöhnlicher Größe  an  Stelle  eines  groß- 
räumigen offenen  Wagens)  ebenfalls 
außer  Kraft.  (S.  unsere  Bekannt- 
machung vom  11.  V.  Mts.) 

Berlin,  15.  Dezember  1919.  (1285) 
Eisenbahndirektion. 


Abfertigung  schlesischer  Kohlensen- 
dungen nach  der  Tschechoslowakei. 

Mit  Gültigkeit  vom  15.  Dezember 
1919  wird  der  Frankaturzwang  und  das 
Naohnahmeverbot  für  schlesische  Koh- 
lensendungen nach  tschechoslo- 
wakischen Stationen  aufgehoben. 

Für  Kohlensendungen  durch  die 
Tischeohoslowaked  nach  Jugo- 
slawien. _  Deutschösterreich,  Ungarn 
usw.  bleibt  es  bei  den  bisherigen  Be- 
stimmungen. 

Berlin,  den  10.  Dezember  1919.  (1276) 
Eisenbahndirektion  Berlin 
namens  der  beteiligten  Verwaltungen. 

4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Rundreiseverkehr    auf    dem  Bodensee 
und  dem  Rhein  und  angrenzenden 

Eisenbahnstationen. 
Der  Tarif  für  den  vor  bezeichneten 


Verkehr,  gültig  vom  1.  August  1905  an, 
wird  mit  sofortiger  Gültigkeit  aufge- 
hoben. 

Stuttgart,  11.  Dezember  1919.  (1280) 
Generaldirektion  der  württ.  Staats- 
eisenbahnen, zugleich  namens  der  be- 
teiligten Verwaltungen. 

Elsaß-lothriiigisch-bayerischer 
Personen-  und  Gepäckverkehr. 
Elsaß-lothringisch-württembergischer 
Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Der  Tarif  für  den  vorbezeichneten 
Verkehr,  gültig  vom  1.  April  1918  an. 
wird  mit  sofortiger  Gültigkeit  aufge- 
hoben. 

Stuttgart.  10.  Dezember  1919.  (1279) 
Generaldirektion  der  württ.  Staats- 
eisenbahnen, zugleich  namens  der  be- 
teiligten Verwaltungen. 


5.  Verdingungen. 

Die  Ausführung  von  Fenster-  bzw. 
Glasflächenreinigung  im  Bezirk  des  Be- 
triebsamts 3  in  Berlin  soll  öffentlich 
verdnngen  werden.  Die  Verdingungs- 
unterlagen können  im  Zimmer  28  des 
unterzeichneten  Betriebsamts  einge- 
sehen werden,  auch  können  Angebots- 
hefte, soweit  solche  vorhanden,  gegen 
Zahlung  von  3,00  Jl  in  der  Ka.nzlei, 
Zimmer  31  hierselbst,  bezogen  werden. 
Die  Beträge  sind  in  bar  zu  zahlen  oder 
post-  und  bestellgeldfrei  einzusendem 
Die  Angebote  sind  verschlossen  mit  der 
Aufschrift:  „Angebot  auf  die  Ausfüh- 
rung von  Fenster-  bzw.  Glasflächen- 
reinigung im  Bezirk  des  Betriebsamts  3 
in  Berlin"  versehen  bis  zum  9.  J  a  n  u  a  r 
1920,  vormittags  11  Uhr,  nach  hier  ein- 
zureichen. Die  Öffnung  der  eingegan- 
genen Angebote  findet  zu  vorbenannter 
Zeit  in  Gegenwart  der  etwa  erschiene- 
nen Bieter  statt.  Zuschlagsfrist 
4  Wochen.  (1276) 
Ei&enbahn-Betriebsamt  3. 

Berlin  NW.  40,  Invalidenstraße  51. 


6.  Offene  Stellen. 

Ein  Eisenbahnassistent 

als  Fahrdienstleiter  zum  baldigen 
Antritt  gesucht,  der  auch  im  Güterab- 
fertigungsdienst bewandert  ist. 

Gehalt  nach  Staatsbahnsätzen. 

G-esuche  nebst  Zeugnissen  und  Le- 
benslauf sind  an  die  Direktion  der  Eup- 
piner  Eisenbahn  in  Neuruppin  zu 
richten.  (1282) 


t/r 
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Berlin,  den  24.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang. 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 

Beiträge  sowie  sonstige  Mitteilungen,  Bücher,  Zeitschriften  usw.  sind  an  die 
Schriftleitung  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Gisenbahnverwaltungen, 

amtliche  Bekanntniarhunsren  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaitungen,  beide  in  B  er  iin  W.  9,  Köthener  Str.  28  29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  8  M. 
für  das /Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verla^sbuch- 
h;iudlung  den  Jalirgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreichisch- 
iiiigariscnen  Postgebietes  für  40  M.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  45  M. 


I  Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  50  Pf.  abgegeben. 
Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  werden  auch 
PrivatanKeigren  (Preis  für   die  einspaltige  Petitzeile  oder  deren  Raum 
1.20 _M.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermäßigungen. 
Beilagren  werden  nach  Vereinbarung  beigefügt. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbuchhandlung;  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.  9,  Linkstraße  23/24. 
Fernspr.:  Amt  Kurfürst  6050-53.  Tel.-Adr.:  Springerbuch.  Eeichsbank-rxirokontw 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  UlOO 


Schmidt'sche  Heißdampf-Gesellschaft  m.  b.  H. 

Cassel-Wilhelmshöhe 

Über  60000  HeifldampfloKomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  700  BaKnverwaltung'en 

17002)  im  Betrieb  und  Bau  befindlich 

===  Einbau  erfolgt  durch  die  Uzenzberechtigten  Lokomotivfabriken  == 


DrucKschriften  Kostenfrei 


I^atente  in  allen  Industriestaaten 


3osephVögGlG*Mannheim 


♦Gdenh-Orehscheibc  • 
Parcnte  in  allön  Kdtupstaaten 


Nr.  98 


—    1046  - 


leltun»  dei  Verein«  , 
Deutecher  EisenbahnTerwaltuneen. 


KNORR^BREMSE  Ä 

Berlin- Lichtenberg,  Neue  Bahnliofstr.  9/17. 

Mailand  1906:  Großer  Preis.  =  Brüssel  1910:  Ehrendiplom.  ==«  Turin  1911:  2  Große  Preise. 

Abteilung  I  für  VollbaKnen. 
Liftdruckbremten  für  Vollbahnen:  Selbsttätige  Elnkammer-Schnellbremsen  f. Personen- u. 
Schnellzüge.  Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  f.  Güter-,  Personen-  u.  Schnellzüge.  Einkammer- 
bremsen f.  elektr.  Lokomotiven  u.Triebwagen.  Zweikammerbremsen  f.Benzol-  u.elektr.Triebwagen 
Dampfluftpumpen,  ein-  u.  zweistufige.  Notbremseinrichtungen.  PreBluftsandstreuer  für  Vollbahnen' 
Federnde  Kolbenringe.  Luflsauge-u  Druckausgleichventile,  Kolbenschieber  u. -Buchsen  f.  Heifidampf- 
lokomotiven.  Aufziehvorrichtung  für  Kolbenschieberringe.  Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwärmerarmaturen  u.  Zubehörteile.  Schlammabscheider.  Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven! 

Abteilung  II  für  Strafsen-  und  Kleinbabnen. 

(Frfilitr  Kontinentale  Bremsen  -  Gesellschaft  m.  b.  H.,  rereinigte  Christensen-  mi  Bikerbremsti) 
Luftdruckbremsen  für  Straßen- u.  Kleinbahnen:  Direkte  Bremsen.  Zweikammerbremsen 
Selbsttätige  Einkammerbremsen.  Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 
Achs-  u.  Achsbuchskompressoren.  Motorkcmpressoren  ein-  u.  zweistufig  mit  Ventil-  u.  Schieber- 
Steuerung.  Selbsttätige  Schalter  u.  Zugsteuerung  für  Motorkompressoren.  Druckluflsandstreuer 
f.  Straßen-  ir.  Kleinbahnen.  Druckluftfangrahmen.  Druckluftalarmglocken  u.  -Pfeifen.  Bremsen- 
Einstellvorrichtungen.  TUrschiießvorrichtungen.  •  Zahnradhandbremsen  mit  beschleunigter  Auf- 
wickelung der  Kette.  Fahrbare  u.  ortsfeste  Druckluftanlagen  für  Druckluftwerkzeuge,  Reiolgung 
elektrischer  Maschinen  und  anderer  Gegenstände.  [7001] 


Leinen  Weberei : iFulda 


Herstellung  von  Leinen-  und  Baumwollstoffen  jeder  Art. 

Segeltuche,  Verdeckleinen,  Pneumatikstoffe. 
Gewebe  für  Druckereien,  chemische  Fabriken,  Bergwerke, 

Papierfabrikation.  [7278] 
Stoffe  für  Eisenbahnwagen  und  Kraftfahrzeuge. 


Einarmig'eü! 

können  mittels  Ehni's  FabrKarten-Loch- 
apparat  als  Stationsschaffner  an- 
gestellt werden.    D.  R.-Patent  Nr.  297854. 

Beschreibung  mit  Abbildung  kostenlos. 
Nur  zu  beziehen  von  dem  Fabrikanten. 
Oscar  Schaeffer  Nachf.,  Inh.:  A.  Ehni, 
Braunschweig.  [7182J 
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in  bunt  n.  weiß,  bietet  an  zu  tagesgcmäfien  Preisen 

E.E.Meyer  *  Chemnitz 


Filzisolierplatte 

BeersoteKt 

für  Tunnels,  Brücken  usw.,  ist  langjährig  mit 
bestem  Erfolg  neben  unserer  beschlagnahmten 
Jutegewebeplatte  „P  a  c  h  y  t  e  k  t"  im  Gebrauch 

Beersolit 

kalt  streichbarer  Isolieranstrich 
I  a    schwarzer  £isenlacR 

Bonitekt 

für  Waggonbedachung  u.  DienstgebSudc 
wie  Güterschuppen  usw.  vom  Eisenbahn- 
Zentralamt  Berlin  vorgeschrieben 


r 


ferner : 


Ausführung  von 
Isolierungen 
Gewölben 
Tunnels 
Brücken  etc. 
Grundwasser- 
dichtungen 
durch  bewährte 
Facharbeiter 


C.  F.  Beer  Söhne  •  Cöln  Z 1 


Fernspr.  A  1812,  A  1813 
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Großes  industrielles 
Unternehmen, 

welches  umfangreiche  Bahnan- 
schlüsse am  Niederrhein  und 
auch  an  oberrhein.  Industrie- 
plätzen unterhält,  sucht  einen 

jüngeren,  tüchtigen 

Eisenbahnbeamten. 

Der  betr.  Herr  hätte  alle  Ver- 
kehrs-, auch  Tarifangelegen- 
heiten zu  bearbeiten  und  sach- 
verständige Vorschläge  zur 
besseren  Ausnützung  bestehen- 
der und  im  Bau  begriffener 
Anlagen  zu  machen. 

Bevorzugt  werden  solche 
Herren,  welche  als  Betriebs- 
Kontrolleur  Dienst  getan  und 
mit  den  Betriebsverhältnissen 
des  Kölner  Güterbahn-Netzes 
vertraut,  energisch  und  in  Wort 
und  Schrift  gewandt  sind. 

Gefl.  eingehende  Bewer- 
bungen mitAngabederGehalts- 
ansprüche  wollen  unter  Bei- 
fügung eines  Lichtbildes  unt. 
Eis.  7293  an  die  Anz.-Ann. 
dies.  Zeitg.  (Linkstraße  23/24) 
gerichtet  werden.  [7293] 
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Armaturenfabrik 
0.  F.  Pilz, 

Chemnitz, 

empfiehlt  sich 
zur  Lieferung 
von  Lokomotiv- 
armaturen 

[7039] 

Reparaturen  billigstl 
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Dr.-Ing.  Georg  Meyer 
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Eisenbahnen. 
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Nachrichten. 

D  0 11 1 «  c  h  ]  a  u  d  :     K/ein«  Verptäu- 
duno-  der  Eiscnbaim^n.  —  Di©  Koh- 
'  lenlieferunoen  tür  die  J^isenbahn. 
~    Staatlicher  Kraftwagen  verkehr 
ui  Saehscn.  —  Änderung  der  Yor- 
schriften      über  Privatanschluß- 
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nitise  lu  Württemberar.  —  Von  den 
\'orarbeLteu  für  den  Werrakanal. 
—  Ober-  lind  G-eheimer  Baurai 
Siiadicani. 
Österreich  :  Neue  Tarif  er  höhiiu- 
uen  der  Staatsbahnen.  —  Das  Ge- 
setz über  die  Elektrizitätswirt- 
schaft.  —  Fahrbegünstiffiino'  für 
Lehrii^rsouen,  —  Geplante  Bahn- 
linien. —  Die-  Elektrisierung  dei- 
Arlbergbahn. 
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b  1  e  t.  :  Umgang  mii  den  Reisenden 
in  sprachlicher  Hinsicht. 
I  ■  b  r  i  g  e  europäische  L  ä  n  - 
'l  e  r  :  Aufschub  der  geplanten 
l^'ährenverbindung  Schweden-Eng- 
land. —  Zunächst  keine  Herab- 
setzung der  schwedischen  Fracht- 
>.iitze.  —  Vorkehrsnot  in  Frank- 
loich. 
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egen  des  Weilinaehtg-  und  IVenjalirstestes  fallen  die  am  97.  d.  Mts.  und  am  3.  Januar  Ii.  J. 

tälllgen  Jliuiimern  der  Zeitung  aus. 


Wissenschaftliche  Betriebsleitung  (Taylorsystem)  und  amerikanische  Eisenbahnen. 

Von  Eegierungsbaumeister  Grabski-Rbeda  (Westf.). 


lu  Xr.  88  S.  737,  Jahrg.  1917  dieser  Zeitung  ist  bereit«  darauf 
hing^' wiesen,  welche  Bedeutung  der  Einführung  des  Tajdor- 
(Syslems  oder  der  wissenschaftlichen  Betriebsleitung  in  die 
B'etriebe  der  deutschen  Eisenbahnen  für  die  "Wiedererstarkung 
unseres  Wirtschaftslebens  beizumessen  isti).  Die  Bestrebun- 
gen der  besseren  Ausnutzung  der  menschlichen  Arbeitsleistung 
gehen  von  Amerika  aus.  Sie  sind  dort  mit  gutem  Erfolg  nicht 
nur  in  einem  großen  Teil  der  privaten  Industrie  verwirklicht 
worden,  sondern  haben  bereits  in  staatlichen  Werkstätten, 
/.  B.  in  Werkstätten  der  Marine,  Eingang  gefunden.  Die 
Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  haben  die  Grundsätze 
der  arbeitsparenden  Betriebsführung  bisher  in  sehr  geringem 
IJmfange  übernommen.  Louis  D.  Brandeis  hat  in  seinem  Buch: 
Scientific  management  and  raihoads  (The  Engineering  Mao-a- 
zme,  New  York  1911),  das  nicht  in.=a  Deutsche  übersetzt  ist 
clie  Möglichkeit  ihrer  Anwendung  im  amerikanischen  Eisen- 
bahnwesen eingehend  untersucht  und  die  hiermit  verbun- 
denen Vorteil©  beleuchtet.  Das  größte  Aufsehen  erregte  in 
ganz  Amerika,  um  das  vorweg  zu  nehmen,  seine  Erkläruno- 
daß  die  Ersparnis.se  durch  Einführung  der  neuen  Grundsätze 
m  Verwaltung  und  Betrieb  aller  Eisenbahnen  der  Vei^inio-ten 
Staaten  1000000  Dollar  täglich  befragen  würden.  Bei^der 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  lassen  sich  die  Ergebni.sse 
'  er  Untersuchung  natürlich  nicht  ohne  weiteres  auf  unsewj 
deutschen  Eisenbahnen  übertragen.  Ein  Vergleich  lie-t 
.ledoch  an  vielen  Stellen  sehr  nahe.  Bei  der  BedeutuAo-  des 
Gegenstandes  auch  für  uns  wird  es  daher  nicht  ohne  Inter- 
esse .sein,  Brandeis  in  seinen  Gedankengängen  zu  folgen 

Im  Juni  1910  verhandelten  die  Eisenbahnen  der  Vereinio-ten 
Staaten  mit  dem  Bundesverkehrsamt  (Interstate  Commerce 
(Kommission)  über  neue  Tarife,   die  eine   beträchtHche  Er- 

RilnbahiS:  Tavlorsystem    und   die  deutschen 


höhaug  der  Frachtsätze  vorsahen.  In  diesen  Verhandiungt  ;; 
^•ertrat  Louis  D.  Brandeis  den  Verkehrsausschuß  der  bedeii- 
It'ndsten  Handelsgesellschaften,  also  eine  Interessentengruppi . 
die  gegen  die  Verteuerung  der  Frachten  vrar.  Die  Eisenbahnen 
begründeten  ihre  Forderungen  mit  der  Notwendigkeit,  ihr«' 
Einnahmen  zu  erhöhen.  Die  Schaffung  neuer  Mittel  wärr 
nicht  zu  umgehen,  weil  erhebliche  Lohnsteigerungen  alle  Be- 
triebskosten wesentlich  vergrößert  hätten,  und  weil  Erspar- 
nisse im  Eisenbahnbetriebe  nicht  mehr  möglich  seien.  Brand- 
eis war  jedoch  entgegengesetzter  Auffassung.  Er  erklärte, 
daß  sich  durch  Einführung  der  -nissenschaf fliehen  Betriebs- 
führung ungeheure  Ersparnisse  ergeben  würden.  Am  3.  Ja- 
nuar 1911  legte  er  dem  Bundesverkehrsamt  eine  Denkschrif  i 
vor,  in  der  er  die  Richtigkeit  seiner  früheren  Behauptungen 
bewies.  Etwa  die  Hälfte  dieses  Berichtes  beschäftigt  sieb  mii 
den  neuen  Grundsätzen  und  der  Möglichkeit  ihrer  Auwendung 
im  amerikanischen  Eisenbahnwesen.  Der  Bericht  ist,  um  ihn 
einer  größeren  Öffentlichkeit  zugänglich  zu  machen,  im  Jahn- 
1911  in  Buchform  erschienen. 

Brandeis  knüpft  an  die  Behauptung  der  Eisenbahn  Verwal- 
tungen an,  die  Möglichkeiten,  im  Eisenbahnbetriebe,  weiter. 
Ersparnisse  zu  erzfeien,  seien  erschöpft.  Er  bestätigt  sk 
durch  Äußerungen  der  Präsidenten  der  Pennsylvaniabahn 
und  der  Baltimore  and  Ohio-Eisenbahn,  die  dahin  gehen,  dail 
Erhöhung  der  Einnahmen  durch  Be,seitigung  schädlicher  Stei- 
gungen, durch  Steigerung  der  Leistungsfälügkeit  der  Masclii- 
nen  und  des  Ladegewichtes  der  Wagen  unmöglich  sei. 

In  den  folgenden  24  Kapiteln  behandelt  Brandeis  die  Grund- 
sätze des  Taylorsystems  und  seine  Anwendung  im  Eisenbahn- 
wesen. Er  geht  hierbei  so  vor,  daß  er  zunächst  allgemein 
(Kapitel  1  bis  17)  seine  Grundsätze  und  Vorteile  erläutert, 
sowie  die  Möglichkeit  der  Einführung  in  allen  Betrieben 
nachweist.  Hieraus  schließt  er  (Kapitel  18  bis  24)  auf  An- 
wendbarkeit im  Eilsenbahnbetrieb.    Eigenartig  ist  die  Form 


Nr.  yy 


1048  - 


KaitunK  de«  Veraiui 
Uauttoher  EigenbahnTerwaltuoKan 


(l«r  Darstellung.  Er  steUl  m  den  «inzelnen  Kapiteln  die 
Grundsätze  d'CS  arbeitsparenden  Leitens  auf  und  belegt  ihn- 
Richtigkeit  und  Anwendbarkeit  in  der  Praxis  durch 
redungen  mit  Männern,  die  durch  ihre  Arbeiten  und  Erfah- 
rungen bahnbrechend  gewesen  sind.  Es  >sind  dies  hauptsäch- 
lich: Gantt^),  Emerson^),  Gilbreth")  und  Towne»).  Auf- 
fallend ist,  daß  Taylor,  der  Altmeister  der  wissenschaftlichen 
Betriebsleitung,  hierbei  nicht  ^selbst  zu  Worte  kommt.  Gerade 
sein©  Arbeiten*)  sind  das  Beste  über  diesen  Gegenstand,, und 
deshalb  auch  bei  uns  am  weitesten  verbreitet. 

Es  sollen  hier  nur  die  Teüe  des  Buches  inhaltlich  wieder- 
gegeben werden,  in  denen  Brandeis  die  Grundsätze  der  vorteil- 
haftesten Kraftverwertung  in  bezug  auf  das  Eisenbahnwesen 
behandelt  (Kapitel  18  bis  24). 

Zunächst  wird  die  Frage  geklärt,  ob  das  Taylorsystem  im 
Eisenbahnbetrieb  anwendbar  ist  (Kapitel  18).    Towne  sieht 
keinen  wesentlichen  Unterschied  zwischen  größeren  Industrio- 
l>etrieben  und  denen  der  Eisenbahnverwaltungen,  besonders 
':iusichtlich  der  Maschinen-  und  Eeparaturwerkstätten.  Daß 
-.e  sich  die  neuen  Arbeitsmethoden  nicht  so  zu  eigen  gemächt 
haben,  scheint  darin  begründet  zu  sein,  daß  sie  —  wenigstens 
m  ihren  einzelnen  Teilen  —  nicht  so  im  Wettbewerb  stehen 
wie  die  private  Industrie.  Hierzu  kommt,  daß  in  dieser  das 
Interesse   der  leitenden  Beamten  am  Gedeihen   des  Werkes 
durch  Beteiligung  am  Gewinn  in  ganz  anderer  Weise  geweckt 
und  ihre  persönliche  Verantwortung  in  höherem  Maße  l>erührt 
wird  als  bei  den  Eisenbahnverwaltungen,  besonders,  wenn  die 
Haupteigentümer  gleichzeitig  die  Hauptleitung  inne  haben. 
Die  Eisenbahnen  halten  nicht  Schritt  mit  den  Verbesserungen, 
die  die  neuere  Maschinentechnik  vor  allem  auf  dem  Gebiete 
der  automatischen  Maschinen  ihnen  zur  Ersparnis  und  besse- 
ren Verwertung  menschlicher  Arbeitskraft  darbieiot.  Über- 
haupt sollten  sie  sich  die  neueren  Grundsätze  der  Betriebs- 
leitung in  ihrer  Verwaltung,  sei  es  in  den  Direktionen  und 
Ämtern  oder  in  allen  Zweigen  des  Außendienstes,  mehr  zu 
i'igen  machen,  d.  h.  überall  da,  wo  eine  größere  Anzahl  von 
Bediensteten  beschäftigt  wird."    Nach  dem  alten  System  ist 
der  Betriebsleiter  für  alles  innerhalb  seiner  Abteilang  ver- 
antwortlich: für  die  Ordnung,  die  Angemessenheit  der  Löhne, 
die  Verteilung  der  Arbeit,  die  Unterweisung  der  Arbeiter,  die 
Überwachung  sachgemäßer  Ausführung  usw.    Bei  dem  neucu 
dagegen  teilen  sich  mehrere  Beamte  in  die  Leitung  einer  Ab- 
teilung und  zwar  derart,  daß  jeder  für  seine  Arbeitsrate  ver- 
antwortlich ist:  einer  für  die  Ausgabe  der  Aufträge  und  ihre 
Zuteilung  auf  Belegschaften  und  Maschinen,  einer  für  das 
Lohnwesen,  einer  für  Unterweisung  und  Unterstützung  der 
Arbeiter  (auf  die  Tätigkeit  dieses  Beamten  legt  die  Avissen- 
schaftliche  Betriebsleitung  besonderen  Wert;  er  soll  vor  allen 
Dingen  helfen,  damit  die  Arbeiter  imstande  sind,  ihr  l'en- 
sum  in  der  vorgeschriebenen  Zeit  zu  erledigen  und  die  Prämir- 
—  task  and  bonus  —  zu  erwerben),  einer  für  die  Erniiltlnng 
lind  Buchung  der  aufgewendeten  Kosten  zur  Beurteilung  der 
Wirtschaftlichkeit  usw.    Der  leitende  Giedanke  ist  hierbei  die 
Beschäftigung  und  Spezialisierung  jedes  Beamten  und  jedes 
Arbeiters  in  der  Arbeit,  für  die  er  besonders  geeignet  ist.  In 
einem  frühei^en  Kapitel  gibt  Emerson  hierfür  folgendes  Bei- 
spiel.   In  einer  Eisenbahnhauptwerkstätte  betrugen  <w  jähr- 


Eng. 


-)  Gantt:  Work,  wages  and  profits.  Eng.  Magaz.  New 
^  Ork  1911. 

■■')    Emerson:   The  twelve  principles   of  efficiency. 
Magaz.   New- York  1911. 

")   Gilbreth:  Motion  study.     D.  van  Nostrand  Co.  New 

Ork  1911.  Primer  of  scientific  management.  (Frei  bearbeitet 
von  Dr.  Colin  Roß:  Das  A-B-C  der  wissenschaftlichen  Be- 
1  riebsf ühruug.    Jul.  Springer,  Berlin.) 

■'')  Towne:  The  Engineer  as  an  Economist.  Tjransactions 
of  the  Am.  Soc.  of  Mech.    Eng.  1886. 

')  Taylor-Roeßler :  Die  Grundsätze  wissenschaftlicher  Be- 
triebsleitung, Oldenboui'g,  Berlin  und  München.  —  Taylor- 
Wallichs  :  Die  Betriebsleitung.    Jul.  Springer,  Berlin. 


liehen  Kosten  für  Unterhaltung  und  Erneuerung  der  Treib- 
riemeu  etwa  12  000  Dollar.  DaJ,>ei  traten  werktäglich  im 
Durchschniti  zwölf  Unterbrechungen  ein,  die  den  Werklx'tnel» 
mehr  oder  minder  störten.  Nachdem  die  Unterhaltung  und 
(Überwachung  der  Treibriemen  einem  besonders  hierzu  ge- 
eigneten Manne,  der  seine  Unterweisungen  von  einem  sehr 
fachkundigen  Betriebsleiter  erhielt,  übertragen  waren,  sanken 
die  .Unterhaltungskosten  auf  jährlich  3600  Dollar.  Die  Zahl 
der , Störungen  verminderte  sich  auf  durchschnittlich  zwei  auf 
den  Werktag,  imd  diese  waren  nur  auf  fehlerhafte  Anlage, 
denen  Beseitigung  unverhältnismäßig  hohe  Kosten  verursarhl 
hätte,  zurückzuführen. 

(!rof3to  -Bedeutung  schreibt  Brandeis  der  Einführung  vvirl- 
schaftlicher  Arbeitsweisen  bei  der  Unterhaltung  de: 
Betriebsmittel  (maintenance  of  equipment)  zu,  die  20% 
aller  Beiriebsausgaben  erfordert.  Für  die  Ausbesserung  und 
Erneuerung  der  WerkstattmascMnen  und  Werkzeuge  gibt  er 
für  die  Santa  Fe-Bahn,  die  in  ihren  Werkstätten  die  wissen- 
schaftliche Betriebsleitung ')  eingeführt  hatte,  hinsichtlich  der 
Herabminderung  der  Kosten  folgende  Zusammenstellung; 


1902—  03 

1903-  04 
1901—05 
190.1—06 

1906—  07 

1907—  08 


Gesamt- 
kosten 

Kosten  pro 
Lokomotive 

Kosten 
pro  Zugoinheit 

D. 

D. 

D. 

401  800 
487  170 
486  620 
367  474 
315  844 
290  809 

306,96 
339,96 
334,68 
225,03 
176,35 
157,11 

0,0136 
0,0132 
0,0127 
0,0081 
0,0060 
0,0053 

Die  Ausgaben  au  Arl>eits]öhnen  für  Ausbesserung  der  Lnk( 
motiven  sanken  in  einem  Zeitraum  von  sechs  Jahren : 


Hechnungsjahr 

Gesamt- 
kosten 

D. 

Anzahl  der 
Lokomotiven 

Kosten 
|iro  Lokomotive 

D. 

2  362000 

1  309 

1  804 

1903-04   

3  000  122 

I  433 

2  091 

19  14—05  

3  336  963 

1  454 

2  309 

1905-06   

2  739  195 

l  633 

1  677 

1906-07   

2  800  250 

1791 

1564 

1907-08   

2  763  825 

1  851 

1  493 

Emerson  schätzt  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeil  dei 
amerikanischen  Eisenbahn  Werkstätten  durchschnittlich  untei 
;")0  %  der  erreichbaren  ein.  Für  die  geringe  Ausnutzung  des 
Materials  und  der  Arbeitskraft  gibt  er  auf  Grund  seiner  Er- 
fahrungen folgendes  Beispiel :  Die  von  einer  Gießerei  gelie- 
ferten Stücke  wogen  vor  der  Bearbeitung  1780  Pfund 
(1  Pfund  =r  453,59  g),  nach  der  Bearbeitung,  die  drei  Tage 
dauerte,  375  Pfund.  Ausreichend  wäre  ein  Rohgewicht  von 
tKH)  Pfund,  das  wenigicr  als  einen  Tag  Bearbeitung  erfordert 
hätte,  gewesen.  Hiernach  ergibt  sich  folgender  Kostenver- 
gleich: 


unwirt- 
schaftlich 

wirt- 
schaftlich 

Pfd. 

1780 

600 

D". 

0,04 

0,04 

D. 

71,20 

24,00 

Arbeitszeit  für  die  Bearbeitung.  .  .  . 

Tage  3 

1 

Arbeitslohn,  täglich  3,0  Dollar  .... 

D. 

9,00 

3,00 

Vorhaltung  der  Maschinen,  2,0  Dollar 

D. 

6.00 

2,00 

Generalunkosten,  2,0  Dollar  täglich.  . 

D. 

6,00 

2,00 

Gesamtkosten 

D. 

92,30 

31,00 

Auch  die  Vereinfachung  der  Beförderung  der  Reparatur- 
sitücke  von  einer  Maschine  zur  anderen  scheint  bei  Einrich- 


')  Going:  Santa  F6  Management.  1909. 
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tun«  von  Werkstätten  nicht  genügend  bedacht  zu  werden.  Un- 
nütze Wege  kosten  Zeit  und  Geld.  In  einer  großen  Eisenbahn- 
werkstätte  konnte  bei  geringerem  Arbeitsaufwand  durch  üni- 
.^tellung  von  75  %  der  Maschinen  das  Ausbringen  verdoppelt 

Es  wild  Ijesouders  auf  die  bessere  Ausnutzung  der  Werk- 
stattanlag-en  und  der  Betriebsmittel  hingewiesen,  die  eine 
unmittelbare  Folge  der  besseren  Verwertung  der  menschlichen 
.Arbeitsleistung  durch  das  Taylorsystem  ist. 
S  Die  Kosten  für  die  Unterhaltung  der  Bahn- 
•  anlagen  (maintenance  of  way  and  -structures)  werden  von 
Brandeis  zxi  20  %  der  geisamten  Betriebsausgaben  angegeben. 
Vach  Towne  und  Emerson,  der  den  Wirkungsgrad  der  gelei- 
steten Arbeit  auf  kaum  30  %  des  Möglichen  schätzt,  liegt  ge- 
ra.de  hier  ein  weites  Feld  für  Ausnutzung  kraftersparender 
Arbeitsmethoden.  Denn  kaum  in  einem  anderen  Zweige  des 
Eisenbahnbetriebes  wird  so  viel  ung-elernte  Arbeit  v  erwendet 
wie  hier.  Es  wird  besonders  auf  das  Vorstrecken  und  die 
Unterhaltung  des  Oberbaues,  das  Einbringen  der  Bettung, 
-  die  Instandhaltung  der  Bahnhofsanlagen  und  die  Arbeiten  in 
<len  Oberbaumagazinen  hingewiesen. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  im  B ef  ö  r  de  r  u n  g  s - 
wesen  (conducting  transportation),  für  das  die  amerikani- 
schen Eisenbahnen  etwa  50  %  aller  Betriebsausgaben  aufwen- 
den. Der  größte  Teil  hiervon  entfällt  auf  die  Beschaffung 
der  Feuerung.  Hier  ist  Brandeis  der  Meinung,  daß  der  Ver- 
brauch durch  bessere  Bewirtschaftung  auf  mindestens  die 
Hälfte  eingeschränkt  werden  kann.  Er  wird  hierin  von  Emer- 
son und  den  Erfahrungen,  die  in  dieser  Beziehung  auf  der 
Santa  Fe-Bahn  gesammelt,  wurden,  unterstützt. 

Auch  die  Behandlung  der  Güterwagen  auf  den  Bahnhöfen, 
l>esonder.si  ihre  Be-  und  Entladung,  bietet  die  Möglichkeit, 
durcli  Anwendung  des  Taylorsystems  große  Ersparnisse  zu 
erzielen.  Mit  wenigen  Ausnahmen  ai-beiten  die  amerikani- 
schen Eisenbahnverwaltungen  hierbei  noch  heute  mit  den- 
selben Jlethoden  Avie  die  alten  Ägypter,  mit  dem  einzigen 
Unterschied,  daß  es  sich  bei  diesen  nicht  um  Eisenbahnen 
handelte.  Es  ist  einleuchtend,  welchen  Einfluß  Verbesse- 
rungen in  dieser  Richtung  auf  die  Beschleunigung  des  Wagen- 
umlaufs, auf  die  bessei-e  Ausnutzung  der  Betriebsmittel  und 
Bahnanlagen  haben,  und  welche  Bedeutung  ihnen  für  die 
Erhaltung  eines  geregelten  Betriebes  zukommt  (Vermeidm;g 
der  Überfüllung  der  Bahnhöfe,  von  Verspätungen  usw.). 

Brandeis  hat  bisher  gezeigt,  daß  die  Grundsätze  wissenschaft- 
licher Betriebsleitung  auf  amerikanische  Eisenbahnverhält- 
üisse  wohl  anwendbar  sind.  Er  will  nunmehr  nachweiisen 
(Kapitel  19),  daß  gerade  die  Eisenbahn  Verwaltungen  bei  dei 
Übertragung  dieser  Grundsätze  in  die  Praxis  viel  besser  zu- 
sammenarbeiten können  als  die  privaten  Industrien.  Da  die 
F?eehnungslegung  der  Eisenbahnen  den  Vorschriften  des 
Bundesverkehrsamtes  unterworfen  ist^  steht  es  in  seiner 
Macht,  genaue  Feststellungen  und  Berichte  für  die  Einheits- 
kosten jedes  Arbeitsvorganges  von  den  einzelnen  Gesellscliaf- 
len  zu  verlangen.  Und  zwar  handelt  es  sich  hierbei,  damit 
ein  Vergleich  möglich  ist,  um  die  Kosten  der  einzelnen  Ar- 
l>eitiselemente,  die  erst  zusammeng-eset-zt  einen  Arbeitsvorg-ang 
ergeben").  Die  Ergebnisse  werden  den  Eisenbahagesell- 
schaften  mitgeteilt,  damit  sie  aus  dem  Vergleich  ersehen,  wo 
f>ei  ihnen  gespart  weiden  kann.  Die  Feststellung  der  vor- 
handenen ge''ingsten  Eiaheitsikosten  genügt  jedoch  nicht,  deno 
sie  ist  noc'i  kein  Beweis  dafür,  daß  es  die  geringstmöglichen 
sind.  Hier  muß  vielmehr  die  Untersuchung  jedes  einzelneu 
Arbeit  Vorganges  einsetzen,  um  Zeit-  und  Kraftverluste  aufzu- 
deckf  1  und  zu  be^-eitigen. 

.^uch  Towne  ist  der  Auffassoiug,  daß  die  Eisenbahn  veiwiil- 
ii)  igen,  die  nicht  so  in.  direktem  Wettbewerb  stehen  wie  die 
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private  Industrie,  bei  diesem  Verfahren  nur  gewinn«n  können. 
Wenn  «ich  die  Eisenbahngesellschaften  zusammentun,  um  be. 
dem  Bundes  Verkehrsamt  Erhöhung  der  Frachtsätze  durolizu- 
di-ücken,  so  'hä,lt  es  Brandeis  für  kein  unbiUiges  Verlangen 
von  Seiten  der  Verfrachter  und  der  Öffentlichkeit,  wenn 
ihnen  Zusammenarbeit  zur  Verwirklichung  der  Ziele  der 
mssenschaftliehen  Betriebsleitung  auferlegt  wird.  Emerson 
sohreilbt  dem  Bundesverkeihrsamt  hierbei  etwa  die!sen>e  Tätig- 
keit zu  wie  der  Landwirtsohaftskammier,  die  die  Erfahrangen 
aller  Landwirte  der  Vereinigten  Staaten,  ja  der  ganzen  Welt, 
sammelt  und  sie  den  Interessenten  zugänglich  maoht,  die  er- 
fahrene Landwirte  ins  Land  hinausschickt,  um  Verbesse- 
riingen  zu  verbi-eiten. 

Die  Möglichkeit  der  leidhtereu  Bekämpfung  von  Verun- 
treuungen, Untersühlagungen  und  Beraubungen  im  Betriebe 
und  in  der  A^'erwaltung  der  Eisenbahnen  bezeichnet  Brandeis 
(Kapitel  30)  als  ein  Nebenergebnis  der  häufigen  Veröffent- 
lichung der  Einzelkosten.  Es  ist  bekannt,  daß  die  Verluste 
der  amerikanischen  Eisenbahnverwaltumg-en  auf  diesem  Ge- 
biete sehr  beträchtlich  sind.  Brandeis  nimmt  an,  daß  die  Fest- 
stellung außerordentüoh  hoher  Ausgaben  an  einer  Stelle  im 
Vergleich  zu  denen  anderer  Verwaltungen  —  vorausgesetzt, 
daß  die  Verhältnisse  ähnlieh  liegen,  -  und  die  Untersuchung 
ihrer  Ursachen  entweder  auf  unwirtschaftliclie  Arbeitsweisen 
oder  auf  Veruntreuungen  hinweisen  werden.  Auch  die  Ent- 
Whnung  der  Ang-estellten  durch  das  Prämiensystem  oder  die 
Beteiligung  am  Gewinn  in  anderer  Weise  wirkt  in  dieser 
Kichtung.  Denn  cüe  BeteiligTing  des  Einzelnen  am  G.6wmn 
erweckt  Interesse  am  G-edeihen  des  Ganzen.  Die  Beamten- 
nnd  Arbeiterschaft  wird  also  geneigt  sein,  bei  der  Aufdeckung 
und  Bekämpfung  von  Veruntreuungen  aHer  Art  die  Eisen- 
bahnverwaltungen  zu  unterstützen. 

In  Kapitel  21  stellJt  Brandeis  ausdrücklich  fest,  daß  die  ame- 
rikanischen Eisenbahnen  nicht  nach  den  Grundsätzen  der 
wissenschaftlichen  Betriebsleitung  verwaltet  werden.  Das 
ist  auch  die  Überzeugung  der  Männer,  die  die  neuen  Be- 
strebungen zum  Gegenstand  dauernden  und  eingehenden  Stu- 
dium® gemacht  haben,  und  die  mit  den  amerikanisehen  Eisen- 
bahnen vertraut  sind.  Das  schließt  nicht  aus,  daß  einzelne 
Eisenbahnen  gut  geleitet  Averden,  jedoch  immer  mit  der  Ein- 
schränkung, soweit  dies  unter  den  alten  Grundsätzen  über- 
haupt möglich  ist.  Die  Verhandlungen  vor  dem  Bundes- 
verkehrsamt zur  Prüfung  der  Notwendigkeit  der  Erhöhung 
der  Frachtsätze  haben  ebenfalls  ergeben,  daß  keine  Eisen- 
bahnverwaltung den  Anspruch  darauf  erhöbt,  nach  den  neuen 
Metlioden  zu  arbeiten  und  somit  diese  Einnahmequelle  für 
sich  bereits  erschlossen  zu  haben.  Eine  Ausnalime  hiervon 
bildet  eine  Eisenbahngesellscliaft,  die  in  einem  kleinen  Teal 
ihixis  Betriebes  das  Taylorsystem  mit  demselben  ausgezeich- 
neten Ergebnis  hinsichtlich  erhöhter  Leistungsfähigkeit  und 
Wirtschaftlichkeit  anwendet,  wie  die  private  Industrie.  Sollte 
dennoch  von  irgend  einer  Seite  ein  ähnlicher  iVnspruch  er- 
hoben werden,  so  läge  die  Beweislast  der  Eisenbahnveinval- 
tun"'  ob  Der  vom  Bundesverkehrsamt  eiuanuten  Unter- 
suchungskommission müßte  Gelegenheit  geboten  werden,  die 
beti-effenden  Betriebe  von  Sachverständigen  eingehend  untei- 
suehen  und  ihre  Bücher  und  Geschäftsberichte  einsehen  zu 
la';fien  Erst  der  Ausfall  dieser  Untersuchung  kann  darüber 
entscheiden,  ob  die  Grundsätze  der  wissenschaftlichen  Be- 
triebsleitung tatsächlich  angewendet  werden. 

Brandeis  stellt  (Kapitel  22)  den  wirtschaftlichen  Wirkungs- 
'vrad  der  Veiibesserungen  im  ameiikanischen  Eisenbahnwesen 
in  den  letzten  15  Jähren  dem  gegenüber,  der  bei  Anwendung 
der  neuen  Grundsätze  erreichbar  ist.  Die  Beseitig-ung  zu 
starker  Kurven  und  Steigungen,  die  Verstärkung  des  Ober- 
baues und  der  Brücken  als  Voraussetzung  für  die  Verwen- 
dung größerer  Güterwagen  und  Lokomotiven  haben  Erspar- 
nis^ ergeben,  die  nur  durch  Aufbringung  erheblicher  neuer 
Mittel  eri-eichbar  gewesen  sind.  Der  wirtschaftliche  Wii- 
kumgsgrad  dieser  Verbesserungen   ist,  also  verhältnismäßig 
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klein.    Im  Gegensatz  hierzu  erfordert  die  Einführung  der 

wissenschaftlichen   Betriebsleitung  keine  oder  nur  o-^rin-c 
aeue  Kapitalsanlage.    Denn  es  handelt  sich  hierbei  nicht  so 
sehr  um  sachliche  Ausgaben  als  vielmehr  um,  eine  Aenderun- 
m  den  Grundsätzen  der  Leitung.   Sie  drückt  sich  in  der  HaiipP- 
^aohe,  was  den  Kostenpunkt  anbetrifft,  in  der  Schaffung  neuer 
Arbeitsraten  aus.    Diese  wird  zum  Teil  wieder  wettgemacht 
durch  die  Ausscheidung  vorhandener  und  besonders  durch  die 
Steisenmg  der  Leistungen  aUer  Angestellten  uad  Arbeit  <•!■ 
Auch  die  bessere   Ausnutzung   aller   Betri^ibsanlagen  ver- 
größert diesen  Wirkungsgrad  ohne  besondere  neue  Ausoabeu 
e^antt  bestätigt  die  Erfahrung,  daß  sich  bei  Einführuno-  des 
neuen  Arbeit ssystems  in  industriellen  \\>rkrn   häufio"  .ein  ,. 
Uberansstattung  mit  Maschinen  und  anderen  Betriebsanlagen 
ergeben  hat  als  Folge  ihrer  nicht  genügenden  Ausnutzuno- 
Diese  wiederum  als  Folge  der  ungenügenden  Wirkung  der  für 
Ihren   Betrieb  erforderlichen   mensc^ichen  Arbeitsleistung. 
Das  Ziel  ist  also,  dieso  so  zu  entwickeln,  daß  sie  sich  der 
vollen  Ausnutzung  der  Maschinen  anpaßt,  sie  jedenfalls  nicht 
hemmt.    Wenn  nur  ein  Teil  der  Arbeit,  die  auf  die  Vervoll- 
kommnung des  Maschinenwesens,  besonders  der  Werkzeug- 
maschinen, verwendet  wurde,  der  Foi-teutwicklung  der  mensch- 
hoheh  Arbeitsleistung  vor  allem  im  Sinne  der  „Übertrag-ung 
der  Geschicklichkeit"^)  gewidmet  worden  wäre,  dann  wäre 
der  wirtschaftliche  AVirkungsgrad  aller  Unternehim(n.r.en  der 
Vereinigten -Staaten  weit  höher  gestiegen. 

Die  Ersparnisse  aller  amerikanischen  Eisenbahnen,  die  duich 
Einführung  der  wissenschaftliehen  Betriebsleitung  möglich 
sind,  werden  von  Emerson  auf  mindestens  1000  000  Dollar 
täglich  geschätzt  (Kapitel  23).  Diese  Annahme  hat  nicht  nur 
in  Amerika  das  größte  Aufsehen  errt.gt,,  sie  hat  aueli  in  die 
deutsche  Taylor-Literatur  Eingang  gefunden. 

Zugrunde  gelegt  sind  dm  Betriebsausgaben  des  Jahres  1908 
in  Höhe  von  1669  938  717  Dollar,  wovon  1  035  437  528  DoUar 
auf  persönliche  Ausgaben  entf allem  Die  Ersparnisse  soUen 
sich  auf  alle  Ausgaben  erstrecken,  mit  Ausnahme  de.i  jeuio.^n 
für  das  Verkehrswesen  (conducting  traffic),  die  Emerson  be- 
reits für  sehr  g-ut  angelegt  hält.  Er  ist  .auf  verschiedenen 
Wegen  zu  etwa  demselben  Ergebnis  gelangt.  Auf  Grund 
seiner  langjährigen  Erfahrungen  in  d*r  BeurteUung  der 
Leistungsfähigkeit  der  gesamten  amerikanischen  Industrie  hat 
er  die'  Überzeugung  gewonnen,  daß  überall  Verluste  iafol^-e 
unwirtsohaftUcher  Arbeitsmethoden  vorhanden  sind,  und  d^ß 
diese  persönlichen  und  saehli^hen  Verluste  (ungenügende 
Ausnutzung  der  menschlichen  Arbeitsleistung  sowie  der  Ma- 
schinen und  Materialien)  in  gleichen  Betrieben  durchschnitt- 
lich etwa  gleich  sind.  Auch  für  die  amerikanischen  Eisen- 
bahnen sind  sie  nicht  geringer,  denn  nach  seinem  sachver- 
ständigen Urteil  arbeiten  sie  nicht  wirtschaftlicher  als  die 
private  Industrie.  Emerson  vergleieht  daher  di«,  einzelnen 
Posten  der  Betriebsausgaben  für  1908  mit  denen  ähnlicher  Be- 
t.rieibe  und  stellt  hiernach  die  möglichen  Ersparnisse  auf  etwa 
300  000  000  DoUar  jährlich  fest. 

Der  zweiten  Ermittlung  legt  Emerson  die  Ausgabentitöli, 
vyie  sie  vom  Bundesverkehrsamt  für  alle  amerikanischen 
Eisenbahnen  bezüglich  der  Verrechnung  der  Ausgaben  vor- 
geschrieben sind,  zugrunde.  Für  jeden  Titel  bestimmt  er  ge- 
'  rennt  nach  persönlichen  und  sachlichen  Ausgaben  die  Ver- 
luste, die  eine  Folge  der  bisherigen  Arbeitsmethoden  sind,  und 
kommt  zu  dem  gleichen  Ergebnis  wie  auf  dem  ersten  Wege. 
Er  betont,  daß  er  und  seine  Ajssistenten  da«  ameiikanisohe 
Eisenbahnwesen  jahrelang  studiert,  in  den  Werkstätten  ge- 
arbeitet oder  sie  eingehend  besichtigt  haben,  so  daß  er  o-e- 
oügende  Kenntois  (very  fair  knowledge)  für  die  Beurteilimo- 
ihrer  Wirtschaftlichkeit  besitzt. 

Bei  der  dritten  Untersuchung  geht  Emerson  davon  a.us,  daß 
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nicht^'^f  r'T^'"  verschiedenen  Be^beu 

nicht  mit  dem  gleichen   wirtschaftlichen  Wirkungso-rad 

l^Z,-  ''l"'^  ''''^^        ^^^1^^  ^  jener 

btelle  die  ubrigen^hienn  üibertrifft.;  sei  es  nun,  daß  die  Ent- 

odei    dfß  besonders  gefördert  wiH. 

odex  daß  durch  hervorragende  Leitung  außerordentlich. 
Leistungen  erzielt  werden.  Diese  Einzell^istungen  nimm  , 
als  Maßstah  (Standard)  für  die  Ersparnisse,  die  lurch  Tnwen- 
limg  wissenschaftlicher  Betijeib.sführung  bei  allen  -Eisen 
bahnen  unter  Berücksichtigung  ihrer  natürlichen  Verhältniss,- 
zu  erzielen  smd.  Er  kommt  auch  hier  zu  einem  ähnliche,. 
Eigxjbnis  wie  bei  den  frähereu  Ermittlungen. 

Schließlich  hat  Emerson'die  Wirtschaftlichkeit  des  Betrieli.-. 
der  Santa  Fe-Bahn  auf  Veranlassung  der  Verwaltung  beson- 
ders untersucht.  Auf  Gnmd  der  wirklichen  Ausgaben  stell.,- 
ei  fe^t,  an  we  eher  Stelle  das  VeiMltnis  der  aufgewendeten 
tj  t  ^^'^''}'''''^'^'^^  ^^^-b'eit.  verbessert  werden  könne,  und 
welche  Maßnahmen  der  Verwaltung-  hierzu  erfordeiüch  sinel. 
Für  den  Lokomotivbetrieb  z.  B.  wurden  für  einen  Zeitraum 
von  fünf  Jahren  nach  den  Unterlagen  des  statistischen  Büro- 
td  Lokomotiven  sämtliche  Ausgabe, 

^elm     V     i^^^  geleisteten  Tonnenmeiüen  nach- 

geprüft. Vor  Beginn  dieser  Untersuchung-  waren  die  Loko- 
motavkosten  durch  Einführung  der  wissenschaftlichen  Be- 
triebsleitung in  zwei  Jahren  bereits  um  26  %  gesunken;  nach 
Abschluß  derselben  hält  Emerson  Herabminderung  dieser 
Kosten  um  insgesamt  50%  für  durchaus  erreichbar.  In  ähn- 
licher Weise  wurden  alle  Betriebe  der  Santa  Fe-Bahn  nach- 
geprüft und  das  Ergebnis  auf  die-,  übrigen  Eisenbahnen  ange- 
wendet. Auch  diese  E.nnittlung  bestätigt  die  Annahme,  dal', 
an  amerikanischen  Eisenbahnbetdeb  durch  Anwendung  kraft- 
ersparender Arbeitsmethoden  täglich  1  OOOOOO  Dollar  <^e 
Wonnen  werden  können. 

Brandeis  hält  es  für  kein  unbilliges  A  erlangen  (Kap.  24). 
daß  das  Bundesverkehrsamt,  bevor  es  der  Erhöhun-.  der 
l'rachtsatze  zustimmt,  eine  unparteüs-che  Untersuchung  an- 
stellt, ob  durch  Anwendung  des  Taylorsystems  wesentliclie 
Ersparnisse  bei  den  amerikanischen  Eisenbahnen  möo-lidi  sind 
oder  nicht.  Erst  der,  Ausfall  dieser  Untersuchuno-  kann  dar- 
über entscheiden,  ob  es  wirklich  gerechtfertigt  ilt,  die  luf- 
bringung  weiterer  Mittel  auf  die  A  erkehrstreibenden  abzu- 
wälzen. Nur  der  Behörde  Werd.-n  besonders  sachverständige 
Zeugen  zur  V-erfügTing  stehen.  Wegen  ihrer  ilirekten  oder  ■ 
mduekteu  Abhängigkeit  von  den  E  Isen  bahnverwaltirn  gen 
mußte  die  nichtamtliche  Untersuchuno-  anf  ihr  Tirteil  ver- 
zichten. '  • 

Am  Schluß  seines  Buches  stellt  Brandete  fest,  daß  alle  Ver- 
besserungen im  amerikanischen  Eisenbahnwestn  in  ckn 
letzten  Jahren  -  einheitliolie  Eechnungslegung,  Beseitigun.- 
von  -einseitigen  Vergünstigungen,  erhöhte  Sicherheitsmaß- 
nahmen z.  B.  durch  Einführung  der  Luftdruckbremse  —  von 
den  Eisen bahnverwaltungen  hai-tnäckiff  bekämpft  wurden  m, 
daß  sie  Ihnen  dui-ch  Vor.sc-liriften  des  Bundesverkehrsamtes 
tormlach  auferlegt  werden  mußten.  Hiemach  sollte  es  nicht 
überraschen,  wenn  es  nur  auf  demselben  Wege  möglich  iet 
ihnen  eine  größere  Beachtung  der  Grundsätze  der  wissen- 
schaftlichen Betriebsleitung  aufzuzwingen. 
So .  weit  Brandeis. 

Die  von  den  amerikanischi^u  Eisenbahnen  Ijcantragte  Er- 
höhung der  Frachtsätze  wurde  vom  Bundesverkehrsamt  mit 
der  Begründung  abgelehnt,  daß  die  Eisenbahngesellschaften 
nicht  reine  Er^verbsunternehmungen  .seien,  sondern  auch 
öffentlichen  Intei-essen  dienten.  Diese  müßten  bei  der  Ent- 
scheidung der  Frage  mehr  berücksichtigt  werden,  als  die  der 
Aktronäre.  Es  sei  nicht  zu  bestreiten,  daß  eine  Heraufsetzung 
der  Frachtsätze  eine  Verteuerung  der  allgemeinen  Lebens- 
haltung bedinge,  die  wiederum  eine  nicht  nur  auf  ilie  Eisen- 
bahnen beschränkte  Steigerung  der  Gehälter  und  Löhne  znr 
Folgie  haben  werde. 
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Brand«i6  vertritt  den  Standpunkt  einer  Interess^ntengruppe.  gemeine   Einfühxung  der   Grundsätze  der  wissemsobaft- 

ijisbesondere  den  der  Handelsorganisationen  der  atlantisohen  liehen  Betriebsleitimg  hinzielen.    Es  ist  sein  Verdienst,  als 

Seeküste.    Wenn  seine  Untersuchungen  daher  auch  nicht  als  erster  zusammenfassend  auf  die  Möglichkeit  ihrer  Anwendung 

ganz  unparteiisch  zu  betrachten  sind,  so.  decken  sie  sich  doch  im  amerikanischen  Eisenbahnwesen  hingewiesen  zu  haben. 
%'ollkommen  mit  den  Bestrebungen  in  Amerika,  die  auf  aJl- 


Vorbereitete  Kriegsbrücken. 

Von  Ingenieur  F.  Bethko. 


Neben  behelfsmäßigen  Kriegsbrücken  aus  Holz  oder  Eisen 
sind  im  Terflossenen  Kriege  häufig  auch  Kriegsbiücken  aus 
\  orbereiteteni  Material  verwendet  worden,  wenn  es  sich  darum 
handelte,  größere  Spannweiten  zwischen  hohen  Pfeilern  odei' 
Auflagern  schnell  zu  überbrücken,  oder  wenn  Untergrund, 
Höhen-  und  Wasserverhältnisse  Pfeilerbau  oder  Rammarbeit 
erschwerten. 

Beim  Bau  derartiger  Brücken  können  entweder  fertig  ge- 
uietete  Konstniktionsglieder  verwendet  werden,  die  felder- 
weise zusTimmengesetzt  werden,  dann  kann  man  Hilfsmittel 
(Krane  usw.)  beim  Bau  nicht  entbehren,  oder  die  Teile,  aus 
denen  die  Brücke  zusammengesetzt  werden  soll,  sind  so  klein, 
daß  sie  xon  einem  oder  mehreren  Leuten  bequem  gehandhabt 
werden  können,  dann  kommt  man  ohne  mechanische  Hilfs- 
mittel aus. 

Eine  Brücke  der  erstgenannten  Art  besaßen  die  Österreicher 
in  ihrer  R  o  t  h  -  W  a  g ne r  -  Brücke,  die  z.  B.  bei  Wiederher- 
stellung der  Strecke  von  Belgrad  nach  Semlin  über  die  Save  be- 
nutzt nnd  später  durch  eine  friedensmäßige  Eisenkon struktioii 
ersetzt  wurde.  Die  Brücke  hat  einerseits  den  Vorteil,  daß  .si^' 
außerordentlich  schnell  gebaut  werden  kann,  anderers'cits  aber 
den  Nachteil,  daß  die  einzelnen,  bereits  genieteten  Kon- 
struktionsglieder sehr  schwer  sind  und  ohne  kräftige  Hebe- 
zeuge nicht  an  Ort  und  Stelle  gebracht  werden  können. 

Zu  dem  an  zweiter  Stelle  genannten  System  gehören  die  in 
Deutschland  ausgearbeiteten  Brücken  der  Majore  Schulz 
und  Lübbecke.  Während  erstere  im  Kriege  wenig  verAven- 
ilet  worden  ist,  ist  letztere  ziemlich  häufig  gebaut  worden.  Di< 
Brücke  hat  m.  W.  nur  zwei  Nachteile.  Einmal  ist  sie  sein 
teuer  und  Jsum  andern  ragt  sie  ihrer  rechteckigen  Fachwerk- 
träger wegen  ziemlicli  weit  in  das  Profil  des  lichten  Räumt  s 
hinein,  so  daß  das  Hinauslehnen  a-us  dem  Fenster  mit  großer 
Lebensgefahr  verknüpft;  ist. 

Das  einheitliche  Bauelement  der  Lübbeckebrücke  ist  der  2  in 
lange  Z-Stab.  der  von  einem  Mann  bequem  zu  handhaben  ist. 
Te  nachdem,  ob  die  Brücke  ein-  zwei-,  drei-  oder  vierstöckia- 
^ebaut  wird,  lassen  sich  damit  Spannweiten  bis  zu  106  tu 
sicher  überbrücken.  Die  Z-Stäbe,  aus  denen  das  ganze  Traa- 
iverk  der  Brücke  hergestellt  witA,  werden  an  den  Knotenpunk- 
en  durch  Gelenkbolzen  miteinander  verbunden. 

Der  Vorbau  selbst  geschieht  entweder  auf  Rüstung,  wie  bi  i 
1er  üblichen  Montage  von  Friedensbrücken,  oder  eineRüstuu" 
m  freien  Vorbau  von  beiden  Ufern  au«  (Gleichgewichtsbau), 
[n  letzterem  Falle  muß  zunächst  an  jedem  Ufer  ein  Ballajst- 
räoer  errichtet  werden.  Sie  werden  in  der  Regel  später  unter 
Benutzung  ihres  Materials  zur  Verstärkung  der  Brücke  wied(>r 
ibgebaut. 

Ein  solcher  Vorbau  soll  hier  erläutert  werden. 

Die  Serben  hatten  auf  ihrem  Rückzug  fast  alle  Eiseubahn- 
irücken  mit  mehr-  oder  weniger  Geschick  gesprengt.  Die 
ipreno-ung  der  Brücke  über  die  Nischava  bei  Sveta-Petka  au 
ler  Strecke  Nisch-Sofia  war  ihnen  ausnahmsweise  besondci- 
i'ut  gelunffen.  Da  die  Strecke  einerseits  für  den  Nachschub  aus 
Bulgarien  wichtig  war,  andererseits  aus  politischen  Gnindcn 
er  Orientweg  nuiglichst    schnell    wiederhergestellt    werden  | 


Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

■  lu  ^"^'^^  Verpiäuduug  der  Eisenbahnen.  Die  Deuisclir 
olk'spartei  hatte  in  der  Nationalversammlung  ein»  Anfrage 
ingebracht,  ob  mit  einer  Verpfändung  der  deutschen  Eisen - 
ahnen  zu  rechnen  sei.  Vom  Reiohsverkehrsministerium  ist 
arauiliin  die  folgende  schriftliche  Antwort  erteilt  worden- 
..Die  Reichsregieruns-  hat  keine  Verhandlungen  darüber  aa- 


solite,  wurde  mit  Hochdiaick  an  der  Fertigstellung  der  zahl- 
reichen Brücken  gearbeitet.  Dabei  stellte  sich  heraus,  daß 
die  Avild  und  reitiend  strömende  Nischava  an  der  Stelle,  wo  dj<- 
gesprengte  Brücke  gewesen  war,  durchweg  Felsgrund  besaß, 
so  daß  das  Rammen  von  Stemi>eln  zur  Herstellung  einer  be- 
helfsmäßigen Brücke  unmöglich  war.  Deshalb  uud  weil  an- 
deres Material  zunächst  nicht  zur  Stelle  war,  wurde  etwa 
100  m  stromaufwärts,  wo  Rammgraind  gefunden  wurde,  eine 
behelfsmäßige  Holzbrücke  gebaut  und  am  22.  Dezember  191') 
fertiggestellt.  Infolge  der  dicht  an  den  Fluß  herauti-eteudeii 
Berge  mußte  diese  Brücke  jedoch  in  einen  Radius  von  130  ni 
gelegt  werd;gn,  so  daß  sie  bei  der  in  Aussicht  stehenden  Be- 
lastung der  Strecke  nur  ganz  \'orübergehenden  Charakter 
haben  konnte. 

Es  war  deshalb  noch  vor  ihrer  Fertigstellung  der  Entschluß 
gefaßt  worden,  unmittelbar  neben  der  gesprengten  Brücke 
eine  Lübbeckebrücke  von  4G  m  Spannweite  zu  bauen.  Dazu 
kamen  auf  dem  Ostufer  eine  Landholzbrücke  von  60  m  Läng^' 
und  auf  dem  Westufer  als  Auschlußbrücke  der  einstöckig  zu- 
rückgfebauto  Ballastträger  mit  20  m  Länge,  so  daß  die  Gesamt- 
länge 126  m  betrug. 

Zu  dem  Bau,  der  am  21.  Dezember  begonuen  wurde,  wurden 
zwei  Baukompagnien  verwendet,  und  zwar  .je  eine  am  Ost- 
und  am  Westufer. 

Nach  Beendigamg  der  Vorarbeiten  (Ausschachten  der  Funda- 
mente, Zimmern  der  Pfeiler  usw.),  die  sich  infolge  des  durch- 
weg felsigen  Untergrundes  und  der  dadurch  notwendig  wer- 
denden zahh-eichen  Sprengungen  teilweise  ziemlich  schwie- 
rig gestalteten,  konnte  am  29.  Dezember  mit  dem  Aufstellen 
der  Ballastträger  für  den  Vorbau  ohne  Rüstung  begonnen 
werden.  Trotz  der  Ungeübtheit  der  Leute  —  die  wenigsten 
hatten  bei  den  Eisenbahnern  gedient  und  kannten  deshalb  auch 
die  Lübbeckebrucke  nicht  —  wurde  der  20  m  lano-e  Ballast- 
träger  auf  dem  Ostufer  bereits  am  30.  Dezember  abends  fertig. 

Am  nächsten  Tage  wurde  mit  dem  freien  Vorbau  beo-onneu 
und  ain  2.  Januar  1916  abends  bereits  der  Mittelschluß  der 
Bracke  erreicht.  Die  dann  noch  nötige  Verstärkung  der 
Brücke  auf  die-  füi-  die  Spannweite  vorgeschriebene  Anzahl 
von  Z-Staben  begann  am  3.  Januar  uml  wurde  am  6.  Januai' 
beendet.  Es  waren  nun  noch  die  Fahrbahn  und  der  Oberbau 
zu  verlegen,  die  unter  Einschaltung  von  Nachtschichten  Ins 
zum  9.  Januar  früh  fertiggestellt  wurden,,  so  daß  um  8  Uhr 
morgens  diu  Belastungsprobe  durch  eine  4/5  gek.  und  eim- 
5/6  aek.  bulgarische  Güterzuglokomotive  vorgenommen  werden 
konnte.  Dabei  ergab  sich  bei  Belastung  durch  eine  Lokorao- 
jrve  emo  voriibergehende  Durchbiegung  von  32  und  eine  blei- 
bende von  2  mm,  uud  bei  Belastung  durch  2  Lokomotiven 
eine  vorübergehende  Durchbiegung  von  51  uud  eine  bleilxiude  - 
von  o  mm.  Das  Material  zu  dieser  Brücke  von  46  m  Spanu- 
weite  kostete  rd.  850  000  JL  In  dreijährigem  Betriebe  hat  die 
Brücke  sich  -sehr  gut  bewährt;  leirler  mußte  sie.  ein  Wahr- 
zeichen deutscher  Pionierkunst  im  leinen  (Südosten,  wie  so 
Aielo  andere  bei  dem  Rückzug  im  Oktober  1918  gesprengi 
werden. 


aekuüpft,  daß  vom  Auslände  LokuiuoLivieparaturen  ausge- 
führt oder-  Lokomotiven  an  Deutschland  verkauft  werden 
sollen,  auch  beabsichtigt  sie  nicht,  solche  Verhandlungen  an- 
zuknüpfen. Soweit  der  Reiclisregieruug  l>ekannt  ist,  haben 
Verhandlungen  über  Angebote,  welche  in  dieser  Beziehuna 
den  einzelnen  Ländern  gemacht  worden  sind,  in  letzter  Zeit 
ausnahmslos  wegen  zu  hoher  Preisforderungen  nicht  zum 
Ziele  geführt.  Der  Bezug  gewisser  Rohstoffe  für  die  Loko- 
motivausbesserung aus  dem  Auslande  wird  sich  nicht  ver- 
meiden lassen.  Eine  Verpfändung  deutscher  Eisenbahnen  ist 
nicht  beabsichtigt.  Wenn  die  Verhältnisse  im  Reiche  sich  in 
luhiger  Weise  weiterentwickeln,  kann  angenommen  Avercbjn. 
daß  die  erforderlichen  Au-sbesserungsarbeiten  mit  deut seilen 
Kräften  in  ausreichender  Weise  bewältigt  werden.  Ein^^  au- 
ländische  Hilfe  wird  nicht  für  erforderlich  gehalten  " 
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Zeitung  dei  Terelni 

her  EisenbahnyerwaltuageD. 


—  Die  EohlenIieferan$:en  für  die  Eisenbahn.  Um  dk  Lei- 
sluDffen  der  Eisenbahn  zu  erhöh'cn,  haben  i>etzt  Konfercnztu 
/.wischen  V'Crtreteni  des  Reichswiitschaftsministeriums*  d(- 
l^isenbalmministcriunis.  der  Eisonbahnerverbänd«,  desKohleu- 
Nvndikals.  des  Kohlenkommis&ars  und  der  Grub'enarbeit'Pr  in 
Berlin  stattÄ-cfunden.  Bekanntlicli  wurde  von  den  Eiseu- 
'>ahn€ru,  namentüch  von  den  Lokomotivführern,  der  Vorwuii 
•erhoben,  da«  sich  unter  der  von  den  G-rul>en  eelief'Crten  I.oko- 
niotivkohle  30  %  und  mehr  Steine,  .Abfall  und  sonstige  imvei- 
brennbare  Htoffe  befänden.  Dadurch  «tei  die  Leistuni;-  des 
Maschiu'enniaterials  außerordentlich  stark  beeinträchtio-t.  Di*' 
Vertret-er  der  Grul)euarbeiter  g;al>eu  zu,  daß  die  gelieferlf 
Kohle  teilweise  viel  zu  wünschen  übrio-  lasse..  Sie  o-abeu  ais 
'.fiiind  für  diesen  Mißstand  an,  daß  auf  den  (4ruben"die  Sor- 
tier- und  Waschanlagen  .sich  in  einem  sehr  vernachlässio-ten 
Zustande  befänden,  und  daß  schon  iseil  Jah^^en  die  erfordei- 
lichen  Reparaturen  nicht  mehr  aus«efülirt  seien.  Um  tüesc 
Mißstände  zu  beseitigen,  woirdeu  für  die  Kohlenreviei-e  vier 
Kommissionen,  zusammengesetzt  aus  Veitretern  der  in  Frage 
kommenden  Gruppen,  gebildet,  welche  die  Kohlenlief erungen 
kontrollieren  und  die  benötigten  Mengen  bereitstellen  sollen. 
Diejenigen  Gruben,  welche  nach  Avio  \or  schlecht  liefern, 
sollen  unter  besondere  Kontrolle  gestellt  werden.  Im  übrio-en 
wurde  festgestellt,  daß  in  den  letzten  Woclien  die  Beliefen7ng 
der  Eisenbahnknotenpunkte  sicli  zwar  gebessert  habe,  daß  je" 
doch  immer  noch  nicht  genügend  geliefert  werde,  uyi  IleizkolilK' 
>(apeln  zu  können. 

—  Staatlicher  Kraftwageuverkehr  in  Sachsen.  Die  sächsische 
Regierung  hat  der  Volkskammer  einen  Gesetzentwurf  zugehen 
lassen  über  die  Gründung  einer  Kraftverk-ehrsgesellschaft  im 
Freistaat  Sachsen.  Es  sollen  sich  daran  nur  der  Staat,  Bezirks- 
verbände imd  Gemeinden  beteiligen.  Das  private  Kapital  i>-t 
ausge.Schlossen.  Das  Unternehmen  avüI  die  Wao^en  der  beiden 
sächsischen  Kraftverkehrsämter  \om  Reichswiit^cliaftsmini- 
sterium  ankaufen  und  in  der  bisherigen  Weise  weiter  ati.s- 
nutzen,  doch  ist  .geplant,  später  den  Persouenkraftwa..gen\  er- 
kehr der  sächsischen  Staatseisenbahnen  anzugliedern. 

~  Änderung  der  Vorschriften  über  Privatanschlußgleise  in 
Württemberg.  Die  Generaldirektion  der  württembergischeu 
Staatsbahnen  hat  mit  Wirkung  vom  1.  November  ab  bestimmt 
daß  die  Rangiergebühren  für  die  Verstellung  von  Eisenbahn- 
wagen auf  Privatanschlußgleisen  durch  Lokomotiven  untl 
Leute  der  Eisenbahnverwaltung  einschließlich  der  Verkehrs- 
st«uer  6,50  Ji  für  jede  angefangene  Viertelstunde  betrageu. 
Die  bisherige  Abstufung  nach  je  5  Minuten  Rangierzeit  fälll 
weg.  Für  die  Zuleitung  einer  besonderen  Lokomotive  zur 
Bedienung  von  Privatanschlußgleisen  beträgt  die  Gebühr  für 
die  Lokomotivstunde  24  Ji,  mindestens  werden  25  Ji  erhoben. 
Verkehrssteuer  ist  nach  der  württembergischen  Zusatzbestim- 
inung  zu  §  5  (3)  G.  St.V.  nicht  anzusetzen.  Sonderfahrten  für 
Überführung  von  Wagenladungsgütern  nach  und  von  Lade- 
.stellen  an  der  freien  Strecke  werden  in  gleicher  Weise  (na<di 
der  Lokomotivstunde)  berechnet. 

—  Von  den  Vorarbeiten  für  den  Werrakanal  hat  in  letzte  r 
Zeit  nichts  mehr  verlautet,  so  daß  man  wohl  glauben  konnte, 
daß  sie  eingestellt  wären,  was  bei  der  politischen  und  wiil- 
scbaftlichen  Lage  Deutschlands  nur  allzu  erklärlich  ^väic. 
In  der  Tat  hat  in  den  Kreisen  der  Beteiligten  längere  Zeil 
das  schwere  Bedenken  obgewaltet,  ob  es  sich  lohne,  die  Vor- 
arbeiten fortzusetzen.    Die  in  Eisenach  eingerichtete  tech- 
nische Geschäftsstelle  des  „Werrakanal-A^ereins"  ist  auch  be- 
reits im  vorletzten  Frühjahr  so  ü^it  wie  aufgelöst  woiden. 
und  es  verblieben  nur  diejenigen  Arbeitskräfte,  welche  dazu 
nötig  waren,  um  die  einmal  eingeleiteten  Arbeiten  für  die 
Talsperren  durchzuführen,  welch  letztere  mit  dem  eigent- 
lichen Kanalplan  insofern  eng  verbunden  sind,  als  sie  dem 
künftigen  Kanal    das    nötige  Betriebswasser  sicherstellen 
soUe.^u    Es  lag  nämlich  nahe,  bei  der  bestehenden  Arl)eits- 
losigkeit  m  Deutschland  die  baldige  Au.sfühning  dieser  Tal- 
sperren als  „Notstandsarlieiten"  in  Aussicht  zu  nehmen  — 
Neuerdings  hat  sich  nun  das  Bild  geändert:  Der  „Werrakanal- 
\  erein"  hat  wieder  in  der  Öffentlichkeit  etwas    von  sich 
lioren  la,ssen;  es  fand  in  Gass  e  1  am  9.  Dezember  eine  Haupt- 
versammlimg  statt,  und  auf  dieser  ist  nach  eingehender  Ei- 
wägung  aller  Umstände  beschlossen  worden,  die  A^orarbeiteu 
kräftigst  fortzu.'-etzen.    Die  I>etreffend6  Entschließung 
lautet  wie  folgt:  „Die  Friedensbedingungen   bedrohen  das 
deut.sehe  Wirtschaftsleben    mit    völliger  Lahmlegung.  Seine 
AuI'k  «dHorlialtung  ist  eine  Lebensbedingung  des  Reiches  und 
muß  daher  niii  allen  Mitteln  zn  sichern  gcsuclit  werden.  Hier- 
zu zalilon  in  ei-ster  Linie-  die  deutschen  Wasser.straßen  uüd 
deren  V erbiudiuii:.      i"MH.rz<'iiui     von  der  weittragenden  Be- 
deutung die  die  Krriciiuuig  der  ue|danten  Talsperien  in  den 
Stromgebieten  der  We-ser,  der  Weiia,    der  Fulda   und  des 
Mains  tur  die  Versorgung  weiter  Gebiete  mit  elektrischer 


Kl-aft.  für  die  Landeskultur  und  für  die  Schiffahrt  besitzt, 
und  durchdrungen  von  dem  durch  die  veränderten  politischen 
uutl  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nur  noch  erhöhten  Wert 
einer  Verbindung  des  süddeutschen  mit  dem  norddeutschen 
Wasserstraßennetz  durch  die  Main-Werra- Weser-Linie,  be- 
auftragt die  Hauptversammlung  des  Werrakanal-Vei-eins  den 
\'urs(and,  die  zur  Durchführang  der  A  ei-einspläne  ergriffenen 
-Maßnahmen  tatkräftig  fortzusetzen."  —  Es  ist  hierzu  noch 
zu  bemerken,  daß  bisher  nicht  feststeht,  wie  die  Linie  de*- 
Kanals  geführt  werden  soll.  Nur  tlie  beiden  Endpunkte: 
.Minden  i.  W.  und  Bamberg  stehen  fest.  Im  übrigen  steht  noch 
dahin,  ob  die  Linie  von  Eiseuach  aus  im  Werra-  oder  FuWa- 
lal  ihre.  Fortsetzung  finden  soll.  Cassel  tritt  erklärlicher- 
\A-eise  für  letzteren  Linienzug  ein.  F.  W.— W. 

—  Dem  Ober-  und  CTeheimen  Baorat  Saadicani,  dem  lang- 
iahrigen  früheren  Mitglied  der  Eisenbahndirektiou  Berlin,  dei- 
am  1.  April  d.  J.  in  den  Ruhestand  getreten  ist  (vgl.  Nr.  20. 
s.  263  d.  Ztg.),  i.st  wegen  seiner  hervorragenden  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnbaues,  insbesondere  wegen 
seiner  Verdienste  um  die  Ausgestaltung  der  Bahnanlagen  von 
<  iroli-Berlin.  von  der  Technischen  Hochschule  zu  Braun- 
schweig die  Würde  eines  Dr.-Tng.  ehienhall>er  verliehen 
worden. 


Österreich. 

—  Neue  Tariferhöhunffen  der  Staatsbahnen.    Die  „Staats- 
korr.-'  meldet:  Die  mit  der  Geldentwertung  zusammenhängende 
.^))runghafte  Steigerung  tlcr  Betriebskosten,  ins)>esondere  dei 
-Alaterialpreise,  hat  das  Verhältnis  zwischen  den  Einnahmen 
und  Au.sgaben  der  österreichischen  Staatsbahnen  ungeachtei 
der  bereits  vorgenommenen  Tariferhöhungen  neuerlich  nngt- 
ineiu  verschlechtert.   Da  eine  gei-egelte  Finanzgebarung  es  er- 
heischt, daß  bei  den  Staatsbetrieben  zumindest  die  Ausgaben 
aus  den  eigenen  Einnahmen  gedeckt  werden,  sieht  sich  die 
Staa.tseisenbahn Verwaltung  genötigt,  durch  Maßnahmen  auf 
tarifarischem  Gebiete  für  eine  weitere  entsprechende  Erhö- 
hung der  Einahmen  Vorsorge  zu  tre>ffen.  Angesichts  der  Höhe 
des  zu  gewärtigenden  Abganges  und  der  sich  daraus  ergebeu- 
den  Notwendigkeit  einer  möglichst  raschen  Abhilfe  können 
die    erforderlichen    Tariferhöhungen    trotz    der  hiergegen 
sprechenden  Bedenken  wieder  nur  in  der  Form  eines  prozen- 
tuellen Zuschlag-ee  erfolgen,  zumal  die  Einführung  des  bereits 
Aorbereiteten,   auf   neuer  systematischer   Grundlage  aufge- 
bauten Gütertarifes   infolge  der   gegenwärtig  herrschenden 
A'erhältnisse  im  Augenblick  unmöglich  erscheint.    Soll  im 
nächsten  Kalenderjahr  ein  weiterer  Betriebsabgang  vermieden 
werden,  so  erweist  sich  eine  Hinauf setzung  des  Personen- 
tarifes    um    50%    und    des    Gepäcktarifes  sowie 
des      Gütertarifes     um     150  %      mit  Wirksamkeit 
vom      1.     Januar     1920      als      unbeding-t  erforderlich. 
Gleiche  Taiiferhöhungen  werden  auch  den  Privatbahnve.rwal- 
tungen,  deren  finanzielle  Lage  dies  gei-echtfertigt  erscheinen 
läßt,  dann  bewilligt  werden,  wenn  sie  sich  den  au«  diesem  An- 
lasse von  der  Staatsverwaltung  zu  stellenden  Bedingungen 
anpassen.    Leider  mußte  es  die  Staatseisenbahnverwaltung 
unterlassen,  vor  der  Beschlußfassung  über  diese  in  das  Wirt- 
schaftsleben so  tief  eingreifenden  Maßnahmen  den  sachkun- 
iligeu  Rat  der  in  Betracht  kommenden  Körperschaften  einzu- 
holen, da  die  außerordentliche  Dringlichkeit  der  Angelegeu- 
Jveit  eine  Zwangslage  geschaffen  hat,  welche  einen  anderen 
als  den  btschrittenen  Weg  ungangbar  ersclieinen  ließ.  Die 
Staatseisenbahnverwaltung  hält  an  der  Absicht  fest,  möglichst 
bald  ihre  Tarife  auf  eine  vollständig  neue  Grundlage  zu 
stellen  und  die-se  neuen  Tarife  vor  ihrer  Herausgabe  zum 
•  riegeustand  einer  gründlichen  Beratung  mit  den  berufenen 
Interessenvertretungen  zu   macheu,  die  bis  dahin  ihre  Zn- 
sammenfassung in  einer    dem  früheren  Staatseisenbahnrai' 
nachgebildeten    beratenden    Körperschaft    lx;reits  gefunibii 
haben  werden. 

—  Das  Gesetz  über  die  Elektrizitätswirtschaft.    Die  U^  gn  - 

rung  hat  in  der  Xaf  ionah  ersammlung  den  Gesetzentwurf  ül>t:'r 
die  Elelvtrizilätsw irlsdiaft  eingebracht.  Das  Gesetz  mach: 
die  in  den  einzelnen  Ländern  zu  gründenden  Landeselektii- 
/ität-unieiuehmuugen  zu  Trägern  der  planmäßigen  Elektri- 
zitätswiilschaft.  Diese  Unternehmungen,  nach  dem  Gesetz 
über  gemein  wirtschaftliche  Unternehmungen  ^om  29.  Juli  191't 
als  Landeselektrizitätsanst alten  oder  Gesellschaften  gemein- 
wirtschaftlichen  Charakters  gebildet,  sollen  in  l>eiden  Formen 
das  Znsammenwirken  der  öffentlichen  Körpeischafteu  mit  dem 
Privatkapital  ermöglichen,  und  sollen  die  technisch  und  kom- 
merziell bes.ser  wiikenden  Arbeitsweisen  der  Privatwirtschaft 
den  gemeinwirtscliaftlicheu  Zwecken  dienstbar  machen  um! 
dadurch  bürokratischer  und  fiskalischer  Fiihruug  \orbeugen. 
In  den  Landeselektrizitätsunfernehmungen  sollen  die  Länder. 


UA.  Jalirttuiifi 
-•4.  Dezember  1919. 
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ihrem  natürlich'eii  Anrecht  auf  die  Kraftquellea  ihres  &ebi€tes 
<  ntsprechend.  übermeA^ndes  Grewicht  haben,  doch  soll  auch 
'lern  Gesamtstaat  der  notwendig©  Einflul'  eingeräumt  snn, 
weshalb  im  Vorstände  oder  Auf&ichtsratc  der  Staatsverwal- 
nmg  €in  Viertel  d<?r  Stellen  g-esiehert  wird.  Den  Lande>- 
füektrizitätsimternehmungen  steht  da?  R-echr  zur  Errichtung 
und  zum  Betrieb  von  Stromlief  eiiingsw«rken  zu.  Auf  (.Tiund  ein- 
vernehmlichen  Beschlusses  der  Staatsregiei*iing  mit  den  Lan- 
desunternehmungen kann  jedoch  da.«;  Recht  zum  Bau  und  Be- 
trieb von  Stromlieferungswerken  au  Betriebsgesellsohaften 
übertragen  werden. 

Zur  Vermeidung  der  Zersplitterung  der  auf  die  Ausnutzung 
der  Wasserkräfte  und  die  Elektrizitätsmrtschaft  bezüglichen 
Angelegenheiten  soll  das  Wasser-  und  Elektrizitätswirt- 
sohaftsamt  dienen,  das  in  sich  die  Vertreter  der  verschiedenen 
.staatlichen  Zweige  und  der  Länder  vereinigt. 

Gegenüber  privaten  Unternehmungen  können  die  Landes- 
elektrizitätsunternehmungen, sofern  dies  zur  planmäßigfu 
Elektrizitätsversorgung  des  Wirtschaftsgebietes  erforderlich 
ist,  innerhalb  eines  halljen  Jahre.«i  nach  Aufstellung  der  allge- 
meinen Versorgung  für  die  Länder,  längstens  aber  innerhalb 
eines  Jahres  naeh  Wirksamkeit  des  Gesetzes  das  A'erlangeu 
.stellen,  daß  diese  Werke  in  teclmischc  und  wirtschaftliche 
Verbindung  mit  den  Werken  der  Laudeselektrizitätsuut'(  r- 
nehmungen  tret-en  und  diesen  gegen  angemessene  Entschädi- 
gung übergeben  werden.  Diese  kann  nach  Wahl  der  bisherigen 
Eigentümer  entweder  darin  bestehen,  daß  sie  Auteile  an  der 
Landeselektrizitätisunteme Innung  erhalten,  die.  je  nachdem  (Ii  c 
Landeselektrizitätsunternekmung  eine,  gemeinwirtschaftliche 
Anstalt  oder  eine  Gesellschaft  gemeinwirtschaftlichen  Cha- 
rakters ist,  in  Stammeinlagen  oder  Aktien  oder  Geschäfts- 
anteilen l>estehen  werden.  MangeLs  einer  A'ereinbaruug  über 
dio  Frage,  ob  ein  bestehendes  Werk  übernommen  und  welche 
Entschädig-ung  hierfür  entrichtet  wird,  sowie  über  die  sou- 
.•»tigen  hierbei  zu  lösenden  Fragen  soll  ein  Schiedsgericht  e:it- 
.scheiden.  Als  Ausgangspunkt  für  die  Entschädigung  be- 
zeichnet das  Gesetz  die  Gestehungskosten  unter  Berücksichti- 
gung ent.sprechender  Abschreibungen  und  Bedachtnahme  auf 
den  Ertragswert.  Bei  Aktiengesellschaften  oder  Gesell- 
schaften mit  beschi-änkier  Haftung  kann  auch  der  Wert  tler 
Aktien  oder  Geschäftsanteile  zugrunde  gelegt  werden. 

Beim  Ausbau  und  Betrieb  der  Aulagen  sind  die  Kraft- 
i|iiellen  möglichst  vollständig  auszunützen  und  die  Anlagen 
jeweils  dem  Stande  der  Technik  imd  der  wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit  entsprechend  auszugestalten  und  zu  erhalten. 
.Ulf  die  möglichste  technische  Einheitlichkeit  der  Stromliefe- 
rungsunternehmungen  innerhalb  des  Wirt.schaftsgebietes  so- 
wie die  Verbindung  und  ihr  Zusammenarljeiten  auch  über 
die  Gi-enzen  der  einzelnen  Länder  hinaus  ist  Bedacht  zu 
nehmen. 

Bei  der  Festsetzung  der  Preissätze  sind  die  wirtschaftlich«  )! 
Bedürfnisse  der  Abnehmer  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen, 
ledoch  ist  darauf  zu  achten,  daß  nach  Bestreitung  der  Bc- 
trieb.sauslagen  und  Vornahme  angemessener  Abschi-eibiingen 
und  Rückstellungen  mindestens  die  Deckung  des  Erford  »r- 
nisses  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals 
dauernd  gesichert  bleibt. 

Fahrbeeünstieung  für  Lehrpersonen.  Das  Staatsamt  für 
Verkehrswesen  hat  den  aktiven  Lehrpersonen  und  Professo- 
ren, ferner  dem  sonstigen  Lehniersonale  an  öffentlichen  oder 
nachgewiesenermaßen  mit  dem  öffentlichkeitsrechte  ausge- 
statteten Volks-.  Mittel-  und  Hochschulen  oder  anderen  gleich- 
u;€haltenen  Unterrichtsanstalten,  sofern  diese  Personen  nicht 
den  Charakter  von  Staatsbediensteten  besitzen  und  ihnen  aus 
diesem  Titel  nicht  ohnehin  dauernde  Fahr)>egünstigungslegiti- 
uiationen  zustehen,  ab  1.  Januar  1920  bis  auf  Widerruf  lau- 
tende stempelpflichtige  Legitimationen  mit  fünfjähriger  Gültig- 
keit bewilligt,  die  den  Inhaber  auf  den  Linien  der  österreichi- 
schen Staatsbahnen  und  der  vom  Staate  betriebenen  Privat- 
liahnen  bei  Benützung  der  2.  oder  3.  Wagenklasse  des  Personen- 
oder Schnellzuges  zur  Lösung  halber  Fahrkarten  berechtigen. 
Dieken  Lehrpersonen  werden  gleichgehalten:  1.  die  Religions- 
lehiw  (Katecheten),  die  an  den  in  Rede  .stehenden  Lehranstal- 
ten tatsächlich  und  regelmäßig  Religionsunterricht  erteilen, 
sofem  sie  nicht  den  Charakter  von  Staatsl>ediensteten  besitzen 
und  ihnen  nicht  schon  aus  diesem  Titel  eine  Fahrbegünsti- 
gungslegitimation  zukommt;  2.  die  Arbeits-  und  ludiistrial- 
lehrerinnen,  die  an  einer  öffentlichen  oder  mit  öffentlichkeits- 
recht ausgestatteten  Schule  angestellt  sind ;  3.  die  an  ö  f  f  e  n  t- 
.  1  i  c  h  6  n ,  das  ist  an  von  den  Ländern,  Schulbezirken  und  Oi'Ist 
gemeinden  errichteten  Kindergärten  angestellten  Kindergärt- 
nerinnen. 

~  Geplante  Bahnlinien.  Im  Salzburger  Landtag  wurde 
neuerdings  über  den  Stand  des  Weilhartbahnpro- 
iektee  berichtet.    Der   Balmausschuß   hat  dem   von  der 


Landesregierung  gemachten  Vermittlungävorschlage  zuge- 
stimmt, so  daß  nunmehr  der  Anschluß  an  die  Salzburger 
Eisenbahn-  und  Tramwaygesellsohaft  bei  Lamprechtshauscn 
m  erfolgen  hätte.  Au  eine  Verwirklichung  des  Planes  kann 
jedoch  angesichts  der  überaus  hohen  Baukosten  vorläufig 
nicht  gedacht  werden.  Dem  Bau  *iner  Bahnlinie  Salzburg- 
Reich  e  n  h  a  1 1  -  L  o  f  er  -  S  t.  Johann  in  Tirol  und 
L  o  f  e  r  -  Sa  a  1  f  el  de  n  M'ird  auch  in  Zukunft  -vom  Landes- 
rai besonderes  Augenmerk  zugewendet  werden. 

—  Die  Elekti-isieruug  der  Arlbergbahn.  Das  ötaaisami  füi 
\'erkehrswesen  will  zum  Zwecke  der  Elektrisierung  der  Arl- 
bergbahn  das  R  u  e  z  w  e  r  k  ausgestalten,  um  \on  dort  die 
Kraft  für  die  Elektrisierung  der  genannten  Bahn  zu  gewinnen. 
Um  nun  diese  Umgestaltung  durchführen  zu  können,  hat  das 
Staatsamt  für  Verkehrswesen  sich  erbötig  gemacht,  das  ganze 
Unternehmen  der  Mi  1 1  en  wa  1  d  b  a h  n  in  den  Pachtbetrieb 
der  Staatsverwaltung  zu  übernehmen.  Die  Anträge  auf  Ab- 
tretung der  im  Besitze  des  Landes  Tirol  befindlichen  Aktien 
der  Mittenwaldbahn  an  den  Staat  und  die  Bedingungen  dieser 
Abtretung  wurden  im  Landtage  einstimmig  genehmigt. 


Tschecho-slowakisches  Gebiet. 

Umgauff  mit  den  Reisenden   in  sprachlicher  Hinsicht. 

l>a>  Eisenbahnmini-sterium  hat  mit  Erlaß  vom  10.  Oktober 
d.  .1.  angeordnet:  „Di<j  Zugbegleiter  sind  anzuweisen,  daß  sie 
ia  Gemäßheit  der  Dienstordnung  für  die  Bediensteten  dei 
Sraatsbahnen,  §  23,  und  gemäß  §  15  der  Eisenbahnbetriebs- 
urdnung  verpflichtet  sind,  Anfragen  der  Reisenden  möglichsi 
in  jener  Sprache  zu  ))eaut\vorten,  in  der  sie  angesprochen 
wortlen  sind.  Obige  A'erfügungen  werden  auch  für  alle  im 
Privatbetriebe  stehenden  Balmen  in  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  als  bindend  erklärt.'-  —  Es  ist  selbstverständlich, 
daß  diese  Restimmung  auch  für  das  Stationspersonal  verbind- 
lich ist. 


Übrige  europäische  Länder. 

—  Aufschub   der   geplanten   Fährenx  erbiuduns  Schwcdeji- 

England.  Die  englische  Regierung  hat  auf  den  vom  schwedi- 
schen Gesandten  in  Ijoudou  \orgelegten  Plan  eines  schwe- 
disch-englischen Zusammenwirkens  bei  der  Einrichtung  einer 
täglichen  Dampffähi-enverbindnng  zwischen  Gothenburg  und 
einem  englischen  Hafen  (siehe  Z.  d.  V.  d.  E.  V,  1919.  S.  458) 
ablehnend  geantwortet.  Die  englische  Regierung  könne  jetzt 
auf  den  Vorschlag  nicht  eingehen,  und  es  stünde  Schweden 
frei,  später  wieder  darauf  zurückzukommen.  Bei  der  nun- 
mehr gegebenen  Sachlage  hat  sich  der  schwedische  GJeneral- 
direktor  Grauholm  dahin  ausgesprochen,  man  sei  sich  zu  späl 
darüber  klar  geworden,  daß  man  zurzeit  für  diese  Sache  nicht 
auf  das  nötige  Interesse  von  englischer  Seite  rechnen  könne. 
Doch  sei  von  schwedischer  S<eite.  alles  geschehen,  um  das 
englische  Interesse  zu  wecken.  Man  habe  während  des  Ver- 
laufes der  Sachbehandlung  auch  schwedischerseits  daran  ge- 
dacht, die  geplante  Dampf  fähren  Verbindung  nur  mit  schwedi- 
schen Mitteln  ins  Leben  zu  rufen,  allein  man  habe  den  Plan 
wieder  aufgeben  müssen,  da  das  Unternehmen  an  sich  kaum 
Ertrag  abwerfen  dürfte.  Dazu  kommen  noch  die  ungeheuer 
gesteigerten  Preise  der  jetzigen  Krise.  Dr.  S. 

—  Zunächst  keine  Herabsetzung  der  schwedischen  Fracht- 
sätze. Auf  Seite  985  lfd.  Js.  dieser  Zeitung  haben  wir  schon 
von  einer  lebhaften  Bewegimg  in  Industrie-  und  Ländwirt- 
schaftskreisen  berichtet,  die  auf  eine  Herabsetzung  der  un- 
geheuer gesteigerten  Tarife  im  schwedischen  Personen-  und 
Frachtverkehr  abzielt.  Sie  haben  allerdings  die  Wirkung,  daß 
sich  die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  der  Bahnen  bessern,  aJ>ei 
offenbar  auf  Kosten  der  beteiligten  Kreise.  Das  Ergebnis 
für  September  weist  wieder  einen  Überschuß  von  2,7  IVlillionen 
Kronen  aus.  Das  Ergebnis  des  Eisenbahnbetriebs  für  Januai- 
bis  Septenilx?r  gibt  einen  Verlust  von  16,1  Millionen  Kronen, 
dagegen  einen  solchen  von  33,5  Älillionen  für  die  gleiche  Zeil 
im  \'orjahr.  Der  ^'erkehr  zeigt  aber  für  das  JaJir  1919  so- 
wohl im  Personen-  wie  im  Güterverkehr  eine  Minderung. 
Im  September  1919  waren  es  2,47  Millionen  Reisende  gegen 
2,77  Millionen  im  September  1918  und  die  betreffenden  Güter- 
mengen waren  0,86  Millionen  gegen  0,94  Millionen  Tonnen. 

Die  schwedisclie  Staatsbahn  hatte  denn  auch  für  Neujahr 
eine  Senkung  der  Gütertarife  wenigstens  für  die  schwereren 
Güter  in  Aussicht  gestellt.  Sie  hat  jedoch  neuerdings,  wie 
verlautet,  ihre  Ansicht  geändert.  Veranlassung  hierzu  ist  die 
mißliche  Kohlenfrage.  Es  ist  fortdauernd  unmöglich,  Kohle 
von  England  zu  bekommen,  und  die  Kohlenzufuhr  von  Arne- 
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iika  ist  auch  aooh  nicht  endsrültig-  g€ordnet.  Di©  Eisenbahn- 
lirektioü  ist  dah'er  nicht  m  der  Las:©  zu  überblicken,  wi«  hoch 
•üe  LokomotivheizunÄ'  für  die  nächste  Zeit  zu  stehen  kommen 
wird.  Bevor  aber  di«  Brennstoffkostenfrag«  nicht  geklärt 
ist,  ^si<»ht  (Sich  tlie  Eisenbahndixiektion  außerstand«,  die  Ein- 
künfte des  Güterverkehrs  zu  mindern.  Die  Tarifherabsetzimg 
ist  also  hinausgeschoben. 

Die  SchTsierigkeit  im  Kohl-eoabezui;  von  England  liegt  im 
Mangel  an  Schiffsraum.  Die  Eisenbahndii  ektion  hat  einen 
Bedarf  von  31500  t  Kohlen  für  November  und  25  000  t  für 
Dezember  angezeigt,  (Sie  hat  aber  für  November  um  16  700  t 
/u  wenig  erhalten.  Ähnliche  Nachrichten  kommen  von  ande- 
ren schwedischen  Kohlenverbrauchern.  Die  schwedische 
.Staats bahn  hat  bei  der  Eegierung  gewisse  Druckmitt-fel  auf 
'Lie  Koeder  für  den  Fall  ausländischer  Eraohtfahrteu  mit 
schwedischem  Schiffsraum  angeregt,  wobei  in  erster  Linie 
die  •  Kohlenversorgung  der  schwedischen  Verkehrsanstalten 
und  vor  allem  der  schwedischen  Staat.^bahneu  als  der  größten 
dieser  Anstalten  berücksichtigt  werden  sollte.  Dr.  S. 

—  Verkehrsuot  in  Pi-ankreieh.  Ausländische  Zeitungen  mel- 
den, daß  der  Kohlenmangel  die  frauzösischeu  Eisenbahnen  in 
^'ine  bedrohliche  Lage  versetzt  hat.  Der  Personenverkehr 
mußte  aufs  äußerste  eingeschränkt  weiden.  Die  P.-L.-M.-Ge- 
^ellschaft  hat  dem  JMinisterium  der  öffentlichen  Arbeiten 
'  inen  Plan  unterbreitet,  wonach  alle  Schnellzüge  vom  Fahr- 
plan allgesetzt  werden  sollen.  Nur  auf  den  durchgehenden 
Lmien  soll  ein  Schnellzugspaar  beibehalten  werden,  aber  nur 
^egen  Dringlichkeitsnachweis  benutzt  werden  dürfen.  Die 
Rinstellung  des  gesamten  Peisouenverkehis  für  die  Zeit  nach 
Xeu.ialii-  wird  in  Frankreich  ernstlich  ei\\ogen.  Als  ein  Mittel 
zur  Abhilfe  aus  der  Verkehrsuot  wird  der  Übergang  zur 
I 'etrolfeuerung  empfohlen.  Die  P.-L.-M.-Eahn  hat  damit  er- 
folgreiche Versuche  gemacht.  Jede  Woche  werden  zwei  Loko- 
motiven umgebaut.  Ein  Heizer  braucht  nur  drei  'Jage,  um 
-ich  mit  der  neuen  Feuerung  vertraut  zu  machen,  ilie  für  das 
l'OÄonal  müheloser  ist. 


Allgemeines. 

Uaken»chrau)H'uhülseii  weiden  als  Ersatz  für  Sti  inschrau- 
iieii  nicht  nur  zur  Befestigung  von  Maschinengrundplatten  und 
Eisenteilen  auf  Grundmauer^werk,  sondern  besonders  auch  zur 
Befestigung  der  Fahrschienen  des  Eiseulialmgleises  auf  Loko- 
motiv-.  Lösch-  und  .Untersuchungsgrnben,  sowie  der  kreis- 
fönnigen  Laufschienen  in  den  Drehscheibengruben  erapfohle;i. 
J~>ie  Hülse  besteht  aus  Gußeisen,  das,  wie  Versuche  beim  Gul'>- 
eisenbetonbau  ergeben  haben,  infolge  der  Zementmörteiiun- 


^uu^,^^  gesichert  ist.    Ihr  Kopf  ist,  M-ie  aus  den 

Abbildungen  ersichtlich,  hohl,  damit  der  Kopf  der  aufzuneh- 
menden Hakenschraube  darin  um  90"  gedreht  werden  kann. 
Die  obere  Abschlußfläche  ist  zur  Einführung  der  Haken - 
schraube  mit  einem  Langloch  versehen.  Der  Steo-  iiat  vier 
beitenrippen,  deren  Zwischenräume  mit  Zementmörtel  ausge- 
gossen werden.  Die  Haftkraft  der  Hülse  ist  daher  «ehr  er- 
heblich und  betragt  ein  Vielfaches  derjenigen  einer  "-ewöhu- 
lichen  Steinschraube.  Die  Hakenschraube  wird  erst  beim  Auf- 
bringen der  Schiene  eingesetzt     Sie  ist  jederzeit  auswechsel- 
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Abb.  2. 


bar.  Aljbildiiugen  1   und  Ii  zeigen  die  Auwenduui-   ili  j 

Haken*chraubenhülse  zur  Befesligung  der  Fahisehienen  aul 
Lokomotivgruben  und  dgl.,  und  zwar  ohne  und  mil  Vei- 
wendung  von  Unterlagsplatten.  Im  ersteren  Falle  ist  da- 
Laugloch  der  Hülse  so  groß,  daß  der  Ansatz  der  Klemmplatf. 
neben  dem  Kopf  der  Hakenschraube  Platz  findet.  Die  nicht 
eingeklanimeitcn  Bezeichnungen  gelten  für  die  preußiscbe 
Oberbanfonn  G  (105  min  Schienenfnßbreite),  die  eingeklam- 
merten fiir  Obor))auform  8  (110  mm  Schienenfußbreite).  Die 
iläkouscbraubenhülsen  werden  von  der  Firma  Vereinigte 
Flanschenfabriken  und  Stanzwerke  A.-G.  in  Hattingen-BiThr 
In  1 -erteilt. 


Amtliche  Mitteilungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung. 


Wiedereröffnung  der  Haltostelle  Mautbriicken. 

<J  e  s  te  r  r  e  ic  hi  sc  h  e  S  t  a  a  t  s  b  a  h  n  e  n.  (Staats- 
bahn d  i  r  e  k  t  i  o  n   V  i  1 1  a  c  h.)  "Die  Personenhaltestelle 


Maut  brücken  der  Linie  .Vmstetten-Tarvis,  welche  ab 
21.  Januar  1918  vorübergehend  geschlossen  wurde,  wird  an. 
].  Januar  1920  wieder  eröffnet  werden. 


Amtliche  Bekanntmachimgen. 


1.  Nachruf. 


Am  11.  Dezember 
41  Lebensjahre 


d  J.  verstarb  plötzlich  und  unerwartet  in  Berlin  im 
iler  Regierungsrat 

Franz  Weicker, 


Heir 

Inhaber  des  Eisernen  Kreuzes  I.  K  1  a  s  .s  (> 

,    „.^^f"  yerstorbene  ist  12  Jahre  im  Staatseisenbahndienste,  hier\  on  3  .Jahre 
Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Breslau  tätig  gewesen.    Er  hat  als  Offizier 
am  Weltkriege  teilgenommen  und  war  im  letzten  Jahre  bei  dem  Kriegsab- 
wickelungsamt in  Berlin  beschäftigt 

Sein  liebenswürdiges  Wesen  sichert  ihm  bei  seinen  Amtsgenossen  und 
Untergebenen  ein  dauerndes  ehrendes  Andenken. 

Bre.slau,  den  17.  Dezember  1910.  (1-2S8) 
'    Der  Pi'äsidont 
und  die  höheren  Beamten  des  Dlrektion^sbezil"ks  Breslau. 


2.  Wagenstandgelder. 

,V\  ürttembergisehe  Nebenbahueu. 
Aktiengesellschaft  zu  Stuttgart. 

Mit  Wirkung  vom  22.  ds.  Mts.  an 
werden  mit  Genehmigung  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörde  auf  der  Filder- 
bahn.  Strohgäubahn,  Eeutüngen-Gön- 
ninger  Bahn  und  Härtsfeldbahn  die 
Wagenstandgelder  wie  folgt  erhöht: 
für  die  ersten  24  Stunden  von  4  .h 
auf  10 

für  die  zweilen  24  Stunden  von  6  M 

auf  30  Jl, 
für  jede  weitere  24  Stunden  von  8 
auf  50  Jl. 
Am    22.  Dezember    bereits  laufende 
Standgelder  werden  nach  den  bisherigen 
Sätzen  )>erechnet^ 
Stuttgart,  den  18.  Dezember  1919, 

(1289) 

Dii'ektion 

der  Württembergischen  Nebenbahnen. 


^     lAX.  Jabrg:au({ 
-M.  De?;praber  V>1' 


-  1055 


Ar.  98 


3.  Verkehrseinstellung. 

Die  m  Xr.  97,  S.  1042  d.  Ztg;.  bekanut- 
uegebeue  Güterveikehrseiust^lluuo- 
yen  Kohl^nmano:-els  wird  bis  auf  \v€ite- 
verläuseit. 

Lusembuig-,  22.  Dezember  19.  (1297) 
Prinz  H^inricli-Eiseubahn-Gesellscliaft. 


4.  Güterverkehr. 

Tfv.  78.3  Deutsch-Italienischer  Güter- 
verkehr, Teile  I  A  und  B  ; 

Tfv.  784  Deutsch-Italienischer  Güter- 
verkehr, Teile  IIA  (Süddeutschl.ind 
und  Sachsen),  IIA  (Preußen)  und  IIB; 

Tfv.  12.51  Deutsch-Italienischer  Gü- 
tei*\erkehr,  Ausnahmetarif  für  die  Be- 
förderung: von  Steinkohlen  usw. 
.  Di'e  vorst^h^nd  bezeichnet«!!,  prak- 
tisch schon  »eit  läng-erer  Z«it  außer 
Kraft  ffetreteneu  Tarif«  werden  mit  so- 
fortiger Wirkuno-  förmlich  aufgehoben. 

Frankfurt  (Main),  17.  Dezember  1919. 
Eisenbahndirektion.  (1290) 

Reinickendorf-Liebenwalde- 
Groß  Schönebecker  Eisenbahn. 

Vom  1.  Januar  1920  ab  werden  unter 
dem  Vorbehalt,  daß  bis  dahin  zu  der 
Maßnahme  <Ue  gesetzliche  Ermächti- 
gung eiteilt  worden,     zu  den  Fracht- 


sätzen des  Binnen-  und  Wechselgüter- 
verkehrs folgende  Zuschläige  erhol)en: 

a)  für  Eilstückgut  100  J>,  je  100  kg, 

b)  für  Frachtstückgut  und  Stück- 
gut des  Spezialtarifä  für  1m?- 
«timmte  Eilgüter  50       ie  1(30  kg, 

c)  für  alle  Wagenladuugsgüter  6 
je  100  kg. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  dieser 
^laßnahme  gründet  sich  auf  dio  vor- 
ül>ergehende  Änderung  de.si  §  6  der 
Eisenbahn-VerkiehilSrOrdnung. 

Berlin,  den  20.  Dezeiuber  1919.  (1298) 
Die  Direktion. 

Tfv.  951  Italienisch-Englischer  Güter- 
verkehr, Ausnahraetarif  für  Lebensmit- 
tel in  Wagenladungen  aus  Italien  nach 
England  über  den  Simplon,  Gotthard 
und  Brenner. 

Tfv.  967  Belgisch-Niederländisch-Ita- 
lienischer  Güterverkehr  über  den 
Simplon.  Gotthard  und  Brenner. 

Ausnahmetarif  für  Lebensmittel  in 
Wagenladungen  aus  Italien  nach  Bel- 
gien und  den  Niederlanden. 

Di«  vorstehend  bezeichneten,  prak- 
tisch schon  seit  längerer  Zeit  außer 
Kraft  getretenen  Tarife  werden  mit  so- 
foitiger  Gültigkeit  förmlich  aufge- 
hoben. 

Frankfurt  (Main),  17.  Dezem1>er  1919. 
Ei.senbahudirektion.  (1286) 


Norddeutsch-niederländischer  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1920  werden  die  Zuschläge  zti  den  Frachtsätzen 
des  norddeutsch-niederländischen  Gütertarifs  Teil  II  —  Tarifhefte  1—9  und  Gemein- 
sames Hef— t  allgem  ein,  also  auch  für  Eil-  und  Frachtstückgut,  nach  der  Zuschlags- 
tafel 11  zur  Berechnung  der  deutschen  Reichsabgabe,  der  deutschen  Kriegszuschläge 
usw.  in  den  internationa'en  Güterverkehien  mit  Maikwährung-  vom  ].  10.  19  berechnet. 
In  letzterer  ist  die  Anmerkung  am  Fuße  der  Seiten  zu  streichen.  Die  besondere 
Zuschlagstafel  für  Eil-  und  Frachtstückgut  fällt  fort. 

Gleichzeitig  werden  die  Zuschläge  um  folgende  Beträge' erhöht: 


A.  Für  alle  Güter  mit  Ausnahme  von  Steinkohlen,  Braun- 
kohlen, Koks  und  Preßkohlen  aller  Art  in  Wagenladungen. 


Eil- 
gut 


Allgemeine 
Stückgut- 
klasse 


o      .  ,.    .„  I  Allgemeine 
bpezialtarif  i  ^^o-en- 
für  vva^en 

bestimmte 
Stückgüter 


ladun^s- 
klasseu 
AI  i  B 


Spezialtarife 


A2  i  I      II  t  III 


B.  Für  Steinkohlen, 
Braunkohlen,  Koks  und 
Preßkohlen  aller  Art  iu 
Wagenladungen. 


Pfennig 

für  100  kg 

20 

10 

10 

,    10  6 

6    !   (j   :   6   1  6 

6 

Die  Zuschläge  werden  für  eine  Mindestentfernung  von  10  km  erhoben. 
Das  vorzeitige  Inkrafttreten  der  Erhöhung  gründet  sich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Cöln,  den  16.  Dezember  1919.  (1287) 

Eisenbahndirektion. 


IJadisch-Württ.  Güterverkehr. 

Mit  Gültigkeit  vom  22.  Dezember  1919 
wird  die  württ.  Station  Großschafhau- 
sen-Wain  0  E  in  den  Tarif  ein1>ezogen. 
Die  Tarifentfernungen  werden  gebildet 
durch  Anstoß  von  20  km  an  die  Ent- 
fernungen für  Laupheim  Hbf. 
Karlsruhe,  den  19.  Dezember  1919. 
Generaldirektion  der  Bad.  Staats- 

eisenbahnen.  (1296) 

Vorläufige  Vorschriften  für  den  Eil- 
und  Frachtgutverkehr  zwischen  den 
französischen  Eisenbahnen  einerseits 
und  den  deutschen  Eisenbahnen  des  von 
den  Alliierten  besetzten  Rheingebiets 
anderseits  vom  20.  Juni  1919. 
Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1920 
tritt -der  Nachtrag  . II  in  Kraft.  Er  ent- 
hält Änderungen  und  Ergänzungen  der 
Abschnitt-o  r^    (Begleitpapiere)    und  8 


(Auf    den    deutschen    Strecken  ent- 
stehende Kosten  und  Gebühren)  sowie 
de.s   Verzeichnisses    der  französischen 
Stationen. 
Cöln,  den  18.  Dez-ember  1919.  (1291) 
Eisenbahndirektion, 
auch  namens  der  beteiligten  Verwal- 
tungen. 


Am  1.  Januar  1920  tritt  auf  der  pri- 
vaten. Güterei&enbahn  von  Mittweida 
nach  dem  Zschopautale  ein  neuer  Ta- 
rif in  Kraft,  der  geänderte  Bestimmun- 
gen über  die  Prachtberechnung  enthält. 
Damit  sind  Frachterhöhungen  verbun- 
den. Deinen  alsbaldige  Einführang 
gründet  «ich  auf  die  vorübergehende 
Änderung  des  §  6  der  Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. Näheres  ist  aus  unse- 
rem Verkehrsanzeiger  zu  ersehen,  auch 


erteilt     unser     Verkehrsbui'eau  lücr', 
Au.skuuft. 
Dresden,  19.  Dezember  1919.  (1292) 
Gen.-Dir.  d.  Sachs.  Staatseiseub. 


Südbahn-Gesellschaft.    —  Wien-Potten- 
dorf-Wiener Neustädter  Bahn.  —  Lokal- 
Bahn  Liesing-Kaltenleutgeben. 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  Januar  1920  bis 
auf  Widerruf  bzw.  bis  zur  Durchfüh- 
rung im  Tarifwege,  längstensi  bis  Endo 
März  1920,  werden  di«  Frachtsätze  und 
sonstigen  Gebühren  des  Lokal-Ctüter- 
tarifes,  Teil  II,  der  Südbahn-G.isell- 
schaft  für  die  im  Bereiche  der  Kei^u- 
blik  Österreich  gelegenen  Linien  sowie 
der  Lokal-Gütertarife,  Teile  II,  der 
Wien  -  Pottendorf  -  Wiener  Neustädtcr 
Bahn  und  der  LokaUBahn  Liesing-Kal- 
tenleutgeben um  150  %,  d.  i.  auf  das 
Zweieinhalbfache  erhöht.  Diese  Er- 
höhung bezieht  sich  auf  die  Tarife  nach 
dem  Stande  vom  31.  Dezember  1919. 

Die  nach  Maßgabe  des  Vorstehenden 
sich  ergebenden  Frachtsätze  werden  mit 
Gültigkeit  vom  1.  April  1920  durch  die 
entsprechenden  Frachtsätze  der  Gebüh- 
renberechnungstafel des  mit  1.  Januar 
1920  zur  Einführung'  gelangenden  Lo- 
kal-Gütertarifes,  Teil  II  (1.  Teil  für 
die  normalspurigen  Linien)  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  ersetzt  wer- 
den. 

Diese  Maßnahme  wird  mit  Ausgabe 
neuer  Lokal  -  Gütertarife,  Teile  II, 
durchgeführt  werden. 

Wien,  am  15.  Dezember  1919. 

Z.  681/C  II  —  1919.  (1293) 


5.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Tfv.  2004.  Personen-  und  Gepäcktarif 
Teil  II  der  preuß.-hess.  Staatsbahnen. 

Die  besondere  Ausf. -Bestimmung  3 
(2)  zu  D  Wochenkarten,  auf  Seite  7, 
wird  mit  sofortiger  Gültigkeit  dahin  er- 
gänzt, daß  im  Verkehr  zwischen  den 
Stationen  der  Vorortstrecke  Hamburg 
Hbf.-Friedrichsruh  und  den  von  den 
Vorortzügen  l>edienten  Stationen 
Schwarzenbek,  Müssen  und  Büchen 
Wochenkarten  3.  Klasse  zu  besonders 
bekanntgegebenen  Preisen  ausgegeben 
werden. 

Erfurt,  den  16.  Dezember  1919.  (1295) 
Eisenbahndirektion, 
namens  der  preuß.-hess.  Staatsbahnen. 


Südbahn-Gesellschaft.  —  Personen-  und 
Gepäcktarif,  Teil  II,   der  Südbahn-Ge- 
sellschaft. Tariferhöhungen. 

Mit  Wirksamkeit  vom  1.  Januar  1920 
bis  auf  Widerruf,  längstens  bis  Ende 
Dezember  1920,  finden  auf  den  im  Be- 
reiche der  Eepublik  Österreich  ge- 
legenen Strecken  der  Südbahn-Gesell- 
schaft die  Fahrpreise  und  Beförde- 
rungspreisie  nach  dem  Stande  vom 
15.  November  1919  mit  folgenden  pro- 
zentuellen Erhöhungen  Anwendung : 
die  Preise  sämtlicher  Fahrkartengat- 
tungen, der  Bahnsteigkarten  und  die 
Beförderungspreise  für  Hunde  mit 
50  %iger  Erhöhung,  die  Befördenings- 
preise  für  Eeisegepäck  und  für  als  Ex- 
preßgut zur  Aufgabe  gelangende  Zei- 
tungen in  Ballen  mit  150  %iger  Er- 
höhung. Für  Expreßgut  gelangen  er- 
höhte Beförderangspreise,  welche  für 
Entfernungen  über  20  Kilometer  den 
doppelten  Gepäckfrachten  bei  Perso- 
nenzügen bzw.  bei  Schnellzügen  ent- 
sprechen, zur  Einfübning. 

Wien,  am  15.  Dezember  1919.  (1294) 
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^  .Leitung  des  Vereint 
iJeutecher  Eigenbahnverwaltungen 
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13 


Elektrische  Zugbeleuchtung  mit  allem  Zubehör 

Dampfheizungen  aller  Art  für  Personenwagen  und  Lokomotiven 

Nieder-  und  Unterdruckdampf heizung  D.R.P.  Neueste  Bauart 
Absperrschieber  D.R.P.  u.  Anschlußstutzen  D  R  P  -''"=-vEntiüft"ng,einrichtung 

IV^^J.     llü  A  1  r..       ¥^  i.tur  Hochdruckdampfheizungen 

Metalltensterrahmen  für  Personenwagen  der  Staats-  u.  Klein- 
bahnen  sowie  für  Automobile  Sn^J"ÄÄ^^^^^^^^ 

Kiemenlose  Fenster  mit  geradem  Fensterlauf  u.  Druckrahmen 
Bauart  Peters  D.R.P.,  vollständige  Metalldruckrahmen D.R.P 

Bau  vollständiger  Gasanstalten  für  Steinkohlengas,  Wassergas 

und  OelgaS  mit  allem  Zubehör  * 

"  beförd^iglwagen*^  ' ^**»"*»öfe,  Gas- 


Wegeschranken,  Hand'  und  Drahtzug -Schranken 

A.  RAWIE,  OsnabrücK-SchinHel 

 "ach  dem  neuesten  ministeriellen  Erlagse.  aowie  sämtliche  Zubehörteile.  

Bremsprellböcke,  Lokomotivschuppenschornsteine,  Weichenverschlüsse,  Lademaße. 
I»'ff/*nnt.».»f„_«  »  It?""^.®^''^.^^ •  Leitungsmaterialien.  Eisengießerei. 
**^'''°°"'''''°%»;,?f"'-/'^7«{'«".    ^eUaussununi  Turin:  ..Grand  Prix". 

Baltische  Ausstellung  Malmö:  Königl.  Medaille.  17074] 


(3 
13 
13 
13 
13 


NAHTLOS 
GESCHWEI9STEPL, 
PATENTIERTER  METALL- 
SCHLAUCH,  ABSOLUT  DICHT  ^ 
'VON  GROSSER  BEWEGLICHKEIT. 

FÜR  DAMPROELMÄSSER; 
PETROLEUM ,  GASE  -  ETC. 
FÜR  DRUCK&8AUGEZWECKEJ 

lerallschlauch-Fabrik; 
Pforzheim 

VORM. 

.HCH.WITZENMANNgmi 
PFORZHEIM - 

IN  BADEM. 


Cropföler 

liefern  in  großen  Posten 
rasch  und  gut  ^ 

[7159 

ArmaturenwerKe 

BMe  &  Rast. 

Dippoldiswalde  i.  Sa. 


170711 


Maschinenbau  und 
Eisenkonstruktion 

F.Osenberg 

Beriin-ÜGhtenberg  9 

liefert  als  Spezialität 

Licht-u.Leitungs- 
Gittermaste  _ 
Rohrmaste  | 
Kandelaber 

sowie  sämtlich» 

EisenkonstrnktioBei 


von  d.>m^v1>rafÄ?i.i™  i"!*'-^?,^-*"^"  Jl''^'"^  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 

verantwortlichen  Schriftleiter,   Geh.  Oberregierunesrat  Dr    v    Ritter  in  Werlin 
\  erl.ig  von  .JuliUi  SlHinger  in  Berlin  W,       r.ruck  Ton  H.      Hei  mann  i  ^.  hl  Borün  SW; 
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Berlin,  den  31.  Dezember  1919. 


LIX.  Jahrgang 


Diese  Zeitung  erscheint  Mittwochs  und  Sonnabends. 
Beitr'ige  sowie  sonstige  Mitteilunsen,  Bücher,  Zeitschritten  usw.  sind  an  die 
Schrjf tleitun^  der  Zeitunu;  des  Vereins  Ueulsctker  täisenoannverwaltungen, 
anitliflie  B>*k»nntma<-hiin^eii  an  das  Bureau  des  Vereins  Deutscher 

Eisenoannverwaiiungen,  lieide  in  Berlin  W.9,  Kötliener  Str.  28'29  einzusenden. 

Die  Zeitung  kann  durch  den  Buchhandel  und  die  Post  zum  Preise  von  8  M. 
für  das  Vierteljahr  bezogen  werden. 

Bei  direkter  Zusendung  unter  Streifband  liefert  die  Verlagsbuch- 
handlun°:  den  Jahrgang  innerhalb  des  deutschen  und  bisherigen  österreiclüsch- 
ungarischen  Postgebietes  für  40  il.,  nach  sämtlichen  anderen  Staaten  für  4ö  i^. 


Einzelne  Nummern  werden  gegen  vorherige  Einsendung  von  50  Pf.  abgegeben. 

Außer  den  amtlichen  Bekanntmachungen  Werden  auch 
Privatan-rriar«-!!  (Preis  für    die   einspaltige  Petitzeile    oder  deren  Raum 
1.20 -M.)  angenommen.  Bei  Wiederholungen  entsprechende  Ermaliigungen. 
lteilagi*ii  werden  nach  Vereinbarung  beigefü^-t. 

Wegen  der  Privatanzeigen  und  Beilagen  wende  man  sich  an  die 
Verlagsbucnnandlung  von  Julius  Springer  in  Berlin  W.9,  Liiikstraße  23/24. 
Fern.spr.:  Amt  Kurfürst  6050-63.  Tel.-Adr.:  Spriugerbuch.  Keichsliank-Uirokonto; 
Deutsche  Bank,  Dep.-Kasse  C.  Postscheck-Konto:  Berlin  Nr.  lUüO. 


Xciioiduitus'  ües  Eisenba llUsio■llal\v<^sc^.■< 

in  (l«n  Niederlanden. 
Die  Lokalbehörde  in  der  Neuoraanisa- 

tiop  der  Eeiclisei.senbahnen% 
l'r.sachen  der  Verkehrsnot. 
Verfahren   zur   Wiedergewinnuna'  von 
.•^chiaul>en    und    Mutterii    aus  'leni 
."Schrott  des  Oberbaumaterials. 
Xarhrichten. 
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Neuordnung  des  Eisenbahnsignalwesens  in  den  Niederlanden. 

^^on  Eegieiungsbaum'eister  Gaede. 


Während  des  Weltkrieges  hat  sich  in  den  Niederlanden  der 
l'ür  das  dortige  Verkehr.swesen  hochbedeutende  Zusamnien- 
.>ohluß  der  bisher  von  verschiedenen  Gesellschaften  verwal- 
let/en  Bahnen  zu  einer  Verwaltungs-  und  Betriebsgemeinschaft 
N'ollzogen-  Dabei  ergab  sich  —  neben  vielen  anderen  —  die 
<chÄvierige  Aufgabe  der  Vereinheitlichung  des  bis  dahin  recht 
buntscheckigen  Eisenbahn&ignalwesens.  Es  ist  für  die  deut- 
schen Signalfachleute,  die  seit  Jahren  viel  wertvolle  Geistes- 
arl>eit  auf  die  gedankliche  Ergründung  dieser  Frage  verwandt 
haben,  von  großer  Bedeutung,  zu  erfahren,  zu  welchen  Ergeb- 
nissen die  holländischen  Eisenbahnen  gekommen  sind.  Durch 
das  Entgegenkommen  der  Gesellschaft  für-  den  Betrieb  der 
niederländischen  Staatsbahnen  w^urde  dem  Verfasser  ein  Ein- 
blick in  die  geplanten  Neuerungen  gewährt. 

In  dem  Eisenbahnsicherungswesen  überragt  an  ■  Bedeutung 
alle  anderen  Fragen  die  nach  der  A'erteilung  der  Verantwor- 
tung für  die  Zugbewegungen  innerhalb  der  Bahnhöfe.  Es 
bestehen  hierfür  zwei  sich  scharf  unterscheidende  Auf- 
fassungen. Auf  der  einen  Seite  die  unter  anderm  allgemein 
in  Deutschland  herrschende,  daß  alle  Zugbewegungen  auf 
einem  Bahnhofe  in  der  Hand  eines  einzigen  Beamten,  des 
-•sogenannten  Fahrdienstleiters  liegen,  ohne  dessen  besondere 
Zustimmung  kein  Zug  in  den  Bahnhof  einlaufen  oder  ihn 
\erlassen  darf.  Dem  steht  der  von  den  englischen  Bahnen 
vertretene  Standpunkt  gegenü1>pr,  1>pi  dem  die  einzelnen  Stell- 


werksbezirke weitgehende  betriebliche  Selbständigkeit  erhal- 
ten, l>eiderseits  durch  Einfahrsignale  abgeschlossen  werden 
und  so  in  der  Lage  sind,  den  Fahrdienst  nach  eigenem  Er- 
messen zu  regeln.  Diese  iunerhalb  der  Bahnhöfe  stehenden 
und  naturgemäß  sehr  zahlreichen  Mastsignale  wurden  bei  den 
niederländischen  Staatsbahnen  auch  für  den  gesamten  Ver- 
schiebedienst innerhalb  des  Bahnhofs  mitbenutzt.  Die  eigent- 
lichen Ein-  und  Ausfahrsignale  des  Bahnhofs,  an  denen  die 
Streckenblockung  beginnt,  stehen  etwa  100  m  außerhalb  der 
äußersten  Weichen  und  werden  bei  Verschiebebewegungen 
nicht  berührt  (vgl.  Dufour:  „Benutzung  von  Signalen  am 
Signalmasto  auf  Bahnhöfen  für  fahrplanmäßige  und  ran- 
gierende Züge"  Ztg.  d.  V.  D.  E.-V.  1907,  S.  625  und  die  Bemer- 
kungen von  Cauer  dazu  auf  S.  821).  Die  niederländischen 
Staatsbahnen  haben  mit  dieser  Anordnung  ungünstige  Erfah- 
rungen gemacht:  Unübersichtlichkeit  der  Signalbilder  infolge 
der  übermäßigen  Häufung  der  Signale,  Verzögerung  der  Ver- 
schiebebewegungen und  als  Folge  davon  auch  der  Zugfahr- 
ten, tatsächliche  Unmöglichkeit  der  restlosen  Durchführung 
des  Grundsatzes,  für  alle  Verschiebebewegungen  Mastsignale 
vorzusehen,  und  die  dadurch  bedingte  Durchlöcherung  des 
Systems.  So  wurde  diese  Anordnung  zugunsten  der  einheit- 
lichen Fahrdienstleitung  aufgegeben  und  die  Benutzung  der 
Mastsignale  für  Verschiebebewegungen  bes>eitigt.  Die  neuen 
Vorschriften  entsprechen  in  der  Hauptsache  den  in  Deutsch- 


Nr.  99 


land  g-^ltend«!!.  Über  di«  neu  eingoführten  VerscMebesignak« 
.-oll  weit'ei  nntcu  berichtet  w^^rden.  Angeregt  durch  dasVoi- 
g'eh€n  der  s^iUldeutsch'en,  insbesondere  der  bayeris^chen  ELsc'u- 
bahnverwaltung,  hat  sich  unter  den  deutschen  Signalfacii- 
leuten  immer  mehr  die  Auffassung  durchgesetzt,  daß  mau  mU 
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u/o/ett 


/9bö  ^ 


'  (J?"^  r\        Zeitung  des  Vereiw  * 

^-  —  ^  -^  I>eut8cher  Eisenbahnverwaltungmi 

l-e*tgehalten,  dal>  j,..de  tahivsiral^e  durch  das  Bild  am  Ha,up(- 
ZITXT^  anzuzeigen  isl.   Für  die  Lösung  der  hierduih 

ge.tel  en  Aufgabe  boten  „sieh  zwei  grumlsätzlich  yer.schiedeu.. 
\  orbilder  an  den  m  den  Niederlanden  geln-äuchlichen  Signal- 
.n.fubr„nge„.     Bei  den  Staatsbahnen  Maren  Signale  einge- 
führt mit  einem  einfachen  Mäste  und 
bis  zu^fünf  senkrecht  untereinander  an- 
-ebrachfeu   Flügeln.      In  der  Grund- 
■^tellunff  stehen  alle  Flügel  wag(!recht. 
I^ie  Fahrterlaubnis  wird  durch  Schräg- 
iLufwärtsstellung  eines  dieser  Flü»-«! 
angezeigt.     .Jedem    Flügel  entspricht 
eine  bestimmte  Fahrstraße,    and  zwar 
dem  obersten  das  am  weitesten  ua«li 
Imks  gelegene  Gleis,  dem  zweiten  das 
uächstfolgende  Gleis  von  links  und  so 
'ort.     Der  Haiiptnachteil    dieser  An- 
ordnung liegt  darin,  daß  das  Signa  l - 
Inld  keinerlei  Auskunft  über  die  Be- 
schaffenheit   der    eingestellteu  Fahi- 
strafte    gibt,    ob  Weichenkrümmungen 
zu  durchfahren  sind  oder  nicht.  Außer- 
dem ist  das  (Signalbild  wenig-  übersichi- 
lich.    Ein  außerordentlich  ausdnicks- 
fahige-s  iSignalmittel  besaß  man  dagegeji 
bei  einigen  anderen  Verwaltungen"  in 
dem  Sigualkandelaber  nach  englischen 
und  belgischen  Vorbildern.    Zu  iedem 
Gleise  gehört,  ein  etwa  5  m  hoher  Mast 
mit  oberem  Querträger.     .Auf  diesem 
sieht  eine  Anzahl  kleiner  Sigualmaste 
luit  je  einem  Flügel,  die  diu-ch  ihre  ge- 
ü-enseitige    Stellung    und    durch  ihw' 
Größe  die  Lage  und  Beschaffenheit  der 
ihnen     zugeordneten  Fahrstraße  an- 
schaulich darstellen.    Auch  hier  <stehen 
iille  Flügel  in  der  Grundstellung  wage- 
lecht  und  bleiben  in  dieser  Stellung, 
wenn  eines  djer  Signal©  gezogen  wird. 
.Man  fährt  also  auch  hier  an  einer  Eeihe 
von  auf  Halt  stehenden  Signalf lügcln 
uder  roten  Lichtem  vorbei.    Trotz  die- 

\.  sei-  Bedenken  und  der  ««hr  erheblichen 

I  Kosten    dieser    Signalausfühnmg  hai 

I  man  .sich  zu  ihr  entschlossen. 
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drei  Begriffen  für  die  Hauplsignaie  auskonuneu  könne:  Fahri- 
\erbot,  Erlaubnis  für  Falua  mit  einge.schränkter  und  mit  un- 
eingeschränkter Geschwindigkeit,  und  daß  die  genaue  Bezeich- 
nung der  jeweils  eingestellten  Fahrstraße  für  den  Lokomotiv- 
führer entbehrt  werden  könne.  Zur  Verständigung  des  Bahn- 
hof spersonals  -seien  von  den  Haupt.s.igualen  unabhängige  Ein- 
richtimgen  vorzusehen.  Dieser  das  Signalwesen  außerordent- 
lich vereinfachenden  Anschauung  haben  sich  die  holländischen 
Eisenbahnen  nicht  angeschlossen,  sondern  an  dem  Grundsatze 


Im  einzelnen  .sei  biemerkt,    daß  dei- 
höchste  auf  einem  derartigen  Sigual- 
1  l  äger    stehende  ]Ma st    eine   mit  90  km 
^-p.  Geschwindigkeit      zu  durchfahrende 

\q  Fahrstraße  anzeigt,  der  kürzeste  eine 

solche  mit  45  km/St.  und  ein  etvra  vor- 
y^ÖO  6  iiandener    dritter  Mast,    dessen  Höhe 

zwischen  den     beiden    anderen  liegi. 
eine  solche  mit  75  km/St.    Durch  be- 
sondere   an    den  Signalmasten  ange- 
brachte Geschwindigkeitstafeln  —  auf 
der  'Spitze    stehende  Quadrate   —  mii 
einer  die  zugelassene  Geschwindigkeit 
bezeichnenden    arabi-schen    Zahl  kann 
die  Gesell  windigkeio    weiter    geregelt  werden.     Es  werden 
bis    zu    vier  Masten«    auf    einem    Kandelaber    auf  gesteil  i 
(vgl.    Abb.    1).      Müssen    bei    großen    Bahnhöfen  mehi 
als    vier    Fahrstraßen  gekennzeichnet    werden,    so  werden 
Wegesignale,   in   der  Regel   auf  .Signalbrücken,  aufgestelli. 
Hier    wiederholt    sich    für    jedes    Gleis,    welches  weiter 
verzweigt  wird,  die  Anordnung  einer  Gruppe  von  bis  zu  drei 
nebeneinander  stehenden  kleinen  Signalmasteu,   welche  die 
einzelnen  Fahrwege  anzeigen.    Da  derartige  Signalgruppeu 
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lür  «in«  ganze  Kealie  von  Gleis-en  auf  d^r  Brücke  unterzu- 
'iring'en  sind,  ergibt  sich  ein  für  unsere  Begriffe  aiußerordexit- 
iicli  schwer  zu  ül>erseheu<ies  Signalbild.  Um  die  zusammen- 
gehörigen Signale  leichter  erkennen  zu  können,  werden  die 
Oruppen  tunlichst  zusammengedrängt,  erhalten  auch  abwei- 
«•hende  Signalflügelformen.  Sinnfällig  und  klar,  wenn  es  sich 
darum  handelt,  höchstens  3  bis  4  Fahrstraßen  anzuzeigen, 
versagi;  auch  diese«  System,  sobald  diese  Grenze  wesentlicli 
iilverschritten  wird. 

Zar  Vorbereitung  des  Lokomotivführers  auf  ein  Uaupt- 
.signal  wird  in  850  m  Abstand  vor  dem  Hauptsignale  eine 
'  Merktafel  aufgestellt  (in  weiß  und  schwarze  Quadrate  ein- 
geteilte emaillierte  Blechtafel,  etwa  wie  die  preußischen  Vor- 
signalmerk  tafeln,  oder  zwei  in  kurzem  Abstände  hinterein- 
ander etwa  gleichlaufend  zur  Bahn  schräg  steigend  aufge- 
-tellte  lange  Breltertafeln),  und  außerdem  in  500  m  Abstand 
\om  Hauptsignal  ein  den  Bewegungen  der  Hauptsignalflügel 
folgendes  Vorsignal.  Die  A'orsignale  sind  a\&  Flügelvorsignalf^ 
ausgebildet.  Warnslellung:  Flügel  schräg  abwärts,  grün<;s 
Mcht,  Freifahrtstellung:  Flügel  schräg  aufwärts  und  weißes 
Licht.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  auch  am  Ilauptsignale  das 
weiße,  das  soll  bedeuten  unabgeblendete  Licht  freie  Fahrt  an- 
zieigt.  Durch  Verwendung  der  drei  Signalfarben:  rot  fü; 
Pahrtverbot,  grün  für  langsame  und  weiß  für  volle  Fahrt  hui 
man  eine  folgerichtige  Durchführung  dieser  Signalfar)>en  au 
allen  Signaion  ermöglicht.  Diese  Anordnung  ist  übrigens  .s<>it 
langem  in  Bayern  vorhanden. 

Sehr  beachtenswert  ist  die  Lösung  eines  dreistelligen  Vor- 
signals, welches  -  bei  allen  Signalen  angewandt  wird,  die  mit 
weniger  als  45  km/St.  zu  befahiende  Fahrsti-aßen  freigebe-ii. 
Zu  dem  ersten  Flügel  ist  ein  zweiter  hinzugefügt,  der  fn  der 
Grundstellung  .senkrecht  steht  und  diese  Stellung  auch  )>eibe- 
liält,  wenn  das  für  die  schneU  zu  )>efahr€nde  Falu-straße  gel- 
tende Hauptsignal  auf  Fahrt  gestellt^  wird.  Mit  diesem  Signal 
ist  nur  der  in  der  Warnstellung  echräg  abwärts  gerichteu' 
Flügel  des  Vorsignals  verbunden  und  geht  mit  dem  FIü'm  1 
dieses  Hauptsignals  m  die  Schrägauf  wärlsstellung.  Dpi 
andere  Vorsigualflügel  wird  mit  dem  die  Ablenkung  anzei- 
genden Signale  zui>ammen  bewegt,  und  zwar  geht  auch  er  mii 
«hesem  gleichzeitig  in  die  Schrägaufwärtsstellung.  Der  ersle 
Flügel  ist  dabei  in  .seiner  Grundstellung  geblieben  und  deutet 
durch  diese  Warnstellung  an.  daß  die  Fahrt  nur  mit  eiuoe- 
schrankter  Geschwindigkeit  fortgesetzt  werden  darf  Dis 
dreistellige  Vorsignal  zeigt  nachts  zwei  durch  eine  Lampe 
mittels  Spiegelung  erzeugte  Lichter.  Einseitiges  Verlösph(m 
ist  also  ausgeschlossen.  Die  Lichter  sind  in  der  Grundstellung-. 
grun  geblendet.  Bei  freier  Fahrt  mit  ermäßigter  Geschwin^ 
digkeit  ist^em  Licht  ungeblendet.  Das  andere  bleibt  in  dem 
e  zteren  Falle  grün  (vgl.  Abb.  2).  Die  hier  gewählte  Aus- 
bildung des  dreistelligen  Vorsignals  erinnert  übrigens  an  eine 
von  Terdius  m  dieser  Zeitung  1914,  S.  208  gemachte  Anreoun- 
■li^  freilich  m  baulicher  Beziehung  eine  andere  Lösun"' 
vorsah.  lju^uu^ 

Alle  Bahnen  werden  so  eingerichtet,  daß  die  Signale  rechts 

nlt      ^'''n  Soweit  das  noch 

nicht  der  Fall  ist,  werden  die  Lokomotiven  so  umgebaut  daß 
der  Lokomotn-führerstand  ebenfalls  rechts  ist. 

Von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  sind  alle  Signalflü-el 
'i^er  \  or-  und  Hauptsignale  einfarbig  mit  einem  leuchtenden 
Rot  angestnchen.  Ihre  Erkennbarkeit  ist  besser  als  die  der 
preußi.schen  Signalflügel  (weiß  mit  rotem  Band  oder  umge- 
kehrt). Diese  Erfahrung  bestätigt  die  vielfach  in  dem  Kriege 
gemachte  und  dann  entsprechend  genutzte  Beobachtung  daß 
f'in  emheitüch  gefärbter  Gegenstand  auf  größere  Entfernuno- 
deutlicher  wahraehmbar  ist  als  ein  mit  verschiedenen  Farb-.m 
Liestrichener. 

Nachdem  man  die  Mastsignale  ihrer  Eigenschaft  als  Ver- 
^chiebesignale  'entkleidet  hatte,  ergab  sich  die  Notwendigkeit, 


neue  Verschiebesignale  zu  schaffen.    Hierbei  sind  Lösungen 
gefunden  worden,  die  m.  E.  für  weitere  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiete  vorbildlich  werden  könnten.    Die  neuen  Verschiebe- 
signale lassen  sich  in  zwei  Hauptgruppen  einteilen:  1.  den 
Hauptsignalen  verwandte  Signale,  welche  bestimmte  Fahrwege 
für   häufig   wiederkehrende   gleichartige  Verschiebefahrten 
freigeben  (Lokomotivfahrten,  Übergabefahrten  usw.) ;  2.  Gleis- 
sperrsignale, die  in  beseitigtem  Zustande  die  Einfahrt  der 
Verschiebeabteilung  in  einen  Weichenbezirk  ohne  Festlegung 
einer  bestimmten  Fahrstraße  gestatten.   Für  die  Gruppe  1,  ist 
nur  ein  Signal  geschaffen,    ein  HochmastSignal   mit  einem 
beiderseits    schwalbenschwanzförmig    ausgeschnittenen,  in 
seiner  Mitte  drehbar  gelagerten,  länglichen  Eechteck  als  Signal- 
mittel (vgl.  Abb.  3).  In  der  GrundsieUung  ist  der  Signalbalken 
wagerecht  —  nachts  lila  Licht  — ,  bei  freier  Fahrt  steht  er 
senkrecht,  nachts  weißes  Licht.   In  dieser  Stellung  verschließt 
das  Signal  genau  wie  ein  Hauptsignal  die  zugehörige  Fahr- 
straße für  die  Verschiebefahrt.  Der  Lokomotivführer  ist  für 
die  Beachtung  dieses  Signals  verantwortlich.    In  der  Gruppe 
2.  ist  das  wichtigste  Signal  das  für  ein  einzelnes  Gleis  geltende 
GleisspeiTsignal.    Es  wird  ausgeführt  als  niedriges  Kasten- 
signal, -ixelches  um  90»  um  seine  senkrechte  Achse  drehbar 
g-elagert  ist.    In  der  Sperrstellung  zeigt  die  der  Verschiebe- 
abteilung  zugekehrte  Seite   ein   rotes   Kreuz   auf  weißem 
Grunde,  in  der  Freistellung  ein  stehendes  weißes  Rechteck. 
In  beiden  Stellungen  bezeichnet  ein  schräger  schwarzer  Pfeil 
das  Gleis,  für  welches  das  Signal  gilt  (Abb.  4).  Hierdurch 
erreicht  man  für  die  Aufstellung  des  Signals  die  große  Er- 
leichterung, nicht  unbedingt  an  d.er  Aufstellung  rechts  neben 
dem  zugehörigen  Gleis  festhalten  zu  müssen.    Diese  Signale 
werden  auf  umfangreichen  Bahnhöfen  in  großer  Zahl  derart 
aufgestellt,  daß  sie  die  einzelnen  Stellwerksbezirke  in  dem- 
selben Weise,  wie  dies  oben  für  die  Hauptsignale  beschrieben 
war,  gegen  den  übrigen  Bahnhof  abgrenzen.   Der  Stellwerks- 
wärter behält  auf  diese  Weise  alle  seinen  Bezirk  berührenden 
^:erschiel>efahl■teu  fest  in  seiner  Hand.   Dujch  Beseitigen  des 
Sperrsignals  vor  der  herannahenden  VerscMebeabteiluno-  er- 
teilt er  dieser  die  Erlaubnis  zur  Einfahrt  in  seinen  Bahnhofs- 
bezirk.   Der  Eangierleiler  ist  für  die  Beachtung  des  Signals 
N  erantwortlich.   Die  Gleis^perrsignale  dienen  in  ihrer  Grund- 
stellung, soweit  dies  erforderlich  ist,  zur  Sicherung  von  Zuo-- 
tahrten  und  werden  dann  lin  den  Stellwerksverschluß  einbe- 
zogen.   Ihie  Hauptaufgabe  ist  die  Eegelung  des  Verschiebe- 
dienstes.   Neben  dieser  Hauptform  wird  noch  ein  Signal  be- 
nutzt, welches,  vor  einer  Weiche  aufgestellt,  nur  die  Fahrt 
durch  d^  krummen  Strang,  nicht  aber  durch  den  geraden  ver- 
bietet.  Dieses  Signal  wird  bei  Weichenverbindungen,  wie  der 
in  Abb.  5  angedeuteten,  verwandt,  bei  der  die  Schutzstell ung 
einer  Weiche   eine   sonst   zulässige  Zugfahrt  ausschließen 
würde.    Durch  dieses  Signal  ist  man  in  der  Lage,  für  beide 
Fahrten  eine  Schutzstellung  herzustellen,  indem  man  das  obere 
Gleis  durch  die  Weicbenstellung,  das  untere  durch  das  Glcis- 
sperrsignal  sichert.    Wichtiger  ist  die  Ausführung  des  Gleis- 
sperrsignals als  Gruppensignal  zur  Absperrung  einer  Gruppe 
gleichartig  benutzter  Gleise.    Als  solches  wird  es  als  Hoch- 
niastsignal  hergestellt  mit  einem  Kasten,  der  in  der  Sperr- 
stellung ein  liegendes  schwarzes  Kreuz  auf  weißem  Grunde, 
in  der  Freistellung  ein  weißes  Eechteck  zeigt  (Abb.  6).  Diese 
schon  in  größerer  Zahl,  z.  B.  auf  dem  Bahnhofe  Amsterdam, 
ausgeführten  A'erscbiebesignale   haben  sich    bisher  bestens 
bewährt. 

Es  wird  anerkannt  werden  müssen,  dai5  der  hier  zur  Be- 
wältigung.  dieser  schwierigen  Aufgabe  beschrittene  Weg  alle 
Aussicht  auf  ein  günstiges  Ergebnis  verspiicht.  Auch  in 
Deutschland  und  besonders  in  Preußen  wird  der  immer  ver- 
wickelter werdende  Verschiebedien&t  großer  Bahnhöfe  dazu 
zwingen,  dieser  Frage  näher  zu  treten  und  das  bisher  erst  in 
seinen  Anfängen  steckende  Verschiebe signalwesen  weiter  aus- 
zugestalten. 
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Zeituusr  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungon 


Die  Übernahme  aller  d-eutsclxeu  Eisenbahnen  auf  das  Eeich 
wüxi  die  Eeichseisenbahnverwaltung  auf  dem  Gebiete  des. 
Eisenbahnsicherungswesens,  in:  dem  zurzeit  noch  recht  erheb- 
liche Abweichungen  bei  den  einzelnen  Bahnen  bestehen,  vor 
ähnliche  Aufgaben  stellen,  wie  sie  Von  den  niederländischen 
Eisenbahnen  nach  den  vorstehenden  Andeutungen  mit  lief- 


gehendem Verständnis  und  großem  Geschick  gelöst  sind.  Di< 
von  den  niederländischen  Eisenbahnen  gefundenen  Lösungen 
und  damit  gemachten  Erfahrungen  könnten  bei  den  xVrbeilcii 
der  Eeichseisenbahnen  als  wertvolle  Anr^egungen  iinfl  Wea- 
weiser  von  Nutzen  sein 


Die  Lokalbehörde  in  der  Neuorganisation  der  Reichseisenbahnen. 

Ton  Begierungs-  und  Baurat  Rosenfeld,  Elberfeld. 


In  der  Vorbemerkung  zu  .»einer  Schrift  „Die  Eeichseisen- 
bahnen"  erwähnt  Herr  Geheimer  Regierungsrat  Quaatz,  daß 
seine  Vorschläge  betreflentl  die  Organisation  der  Betriebs- 
verwaltung m  einem  engeren  Kreise  von  l'achgenossen  zum 
Gegenstand  gründlicher  Prüfung  gemacht  worden  seien.  In 
den  Grundgedanken  bestände  Einigkeit,  nicht  in  allen  Einzel- 
heiten, insbesondere  nicht  bezüglich  der  Organisation  der 
Lokalbehörde. 

Es  erscheint  erwünscht,  auch  dieienigen  Ansichten  dieses 
Faehau'sschusses  der  Öffentlichkeit  zu  unterbreiten,  die  mit 
den  von  Herrn  Quaatz  bekanntgegebenen  Vorschlägen  nicht 
übereinstimmen,  zumal  gerade  die  iFrage.  welche  Form  für  die 
Lokalbehörde  die  zweckmäßigste  ist,  einer  Beantwortung 
dringend  bedarf.  Nicht  unerwähnt  möchte  ich  hierbei  lassen, 
daß  der  Ausschuß  von  Fachgeuossen,  der 'sich  gemeinsam  mit 
Herrn  Quaatz  mit  dem  Problem  der  Neuorganisation  unserer 
Eisenbahnverwaltung  befaßt  hat,  von  keiner  Behörde  einge- 
setzt wurde  und  ein  vollständig  selbstgewählter  ist.  Voiab 
wird  es  zweckmäßig  «ein,  den  Aufbau  der  Betriebsverwaltung, 
wie  er  von  uns  gedacht  ist,  kurz  darzustellen,  da  er  vielen 
nicht  gegenwärtig  sein  dürfte. 

An  der  Spitze  d^r  Verwaltung  steht  das  Ministerium  oder, 
wie  Herr  Quaatz  es  nennt,  das  Direktorium,  von  dem  aus  das 
gesamte  Reichsgebiet  einheitlich  geleitet  wird,  sowohl  in  be- 
zug  auf  Finanzwirtschaft,  die  allgemeiue  Regelung  und  die 
\^orschriften  für  die  Verwaltung,  wie  auch  bezüglich  Betrieb 
und  Technik.  Die  Gebiete  der  jetzigeu  Direktionen  werden 
zu  großen  Wirtschaftsgebieten  und  Verwaltungsgebieten  zu- 
sammengesetzt. Alle  für  ein  Gebiet  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten  werden  von  einer  Geueraldirektion  behandelt,  deren 
.Insätze  in  den  €teneralbetiiebsleitungen  zu  erblicken  sind. 
Zur  Zuständigkeit  dieser  Generaldirektion  würden  gehören: 
der  Personalhaushalt  ihres  Gebiet'^s,  das  Finanz-  und  Wirt- 
schaftswesen, das  Tarifwesen,  der  Betrieb  und  Fahrplan  im 
a-roßen,  das  Werkstättenwesen.  Alle  Geschäfte,  die  nicht  den 
Generaldifektionen  zuzuweisen  sind,  z.  B.  Bau,  Verkehr,  Be- 
trieb und  Fahrplan  des  eigenen  Bezirk«,  werden  wie  bisher 
von  den  Betiiebsdirektionen  erledigt,  deren  Aufgabe  also  die 
Bewältigung  des  Verkehrs,  die  Durchführung  des  Betriebes, 
des  laufenden  Dienstes  und  daher  die  Aufsicht  über  die  Lo- 
kalbehörden bzw.  Dienststellen  wäre.  Neben  den  Betriebs- 
direktionen werden  selbständige  Werkstätten-  und  Neubau- 
direktionen eingerichtet.  Soweit  herrschte  über  deo  Aufbau 
der  Betriebsverwaltung  in  unserem  Ausschuß  -im  gro'ßen  und 
ganzen  Übereinstimmung. 

Die  Mängel,  welche  die  bisherigen  Lokalbehörden  —  die 
Ämter  —  im  Laufe  der  Jahre  mehr  und  mehr  deutlich  er- 
kennen ließen,  führten  Herrn  Quaatz  dahin,  daß  er  die  voll- 
ständige Beseitigung  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Verkehrs- 
ärnter  für  richtig  hielt  und  an  ihrer  Stelle  bei  verkleinerten 
Direktionsbezirken  den  unmittelbaren  Verkehr  von  Direktion 
zur  Dienststelle  einzusetzen  vorschlug.  Die  Dienststellen 
eines  Bahnhofes  bzw.  einer  Strecke  sollten  hierbei  zu  einem 
;,Bahnamt"  zusammengefaßt  werden,  um  der  herrschenden 
Zersplitterung  zu  steuern. 

Welche  Mängel  sind  es  nun,  die  eine  so  tief  in  die  bestehen- 
den Verhältnisse  einschneidende  Änderung  nötig  erscheinen 
lassen,  und  können  sie  nicht  auf  anderem  Wege  besser  und  ein- 
facher aussreräurat  werden'?  Jeder,  der  ein  Amt  verwaltet  hat, 
wird  es  empfunden  haben:  die  Ämter  arbeiten  nebeneinander, 
häufig  sogar  gegeneinander,  anstatt  miteinander.  Die  un- 
gleiche Behandlung  der  Personale  eines  und  desselben  Bahn- 
hofes erzeuat  größte  Unzufiiedenheit  bei  Beamten  und 
Arbeitern.  Der  Amtsvorstand  ist  nicht  der  wirkliche  Vorge- 
setzte seines  Personals,  ihm  fehlen  die  wichtiasten  Befugnisse 
bezüglich  Anstellung.  Versetzung,  Beurlaubung  und  Bestra- 
fung. Er  ist  selbst  in  minder  wichtigen  Angelegenheiten  voll- 
ständig abhänaiff  von  der  Direktion ;  er  hat  so  gut  wie  keine 
Rechte  und  steht  in  dauernder  Bevormundung,  genießt  daher 
nicht  das  erforderliche  Ansehen.  Der  Amtsvorstand  wird  mehr 
und  mehr  ausgeschaltet  im  Verkehr  zwischen  Direktion  und 
Dienststellen.    Er  hat  persönlich  alle  Verantwortung,  ohne 


infolge  von  Arbeitsüberlastung  die  gebührende  Sorgfalt  an- 
wenden zu  können.  Die  Zuständigkeiten  der  Ämter  Sind  dem 
großen  Publikum  unbekannt,  das  sich  daher  fast  stets  unmittel- 
bar an  die  Direktion  wendet.  Die  Folge  ist  vermehrter 
Schriftverkehr. 

Herr  Quaatz  will  nun  die  Lokalbehördeu  ganz  beseitigen 
und  die  Dienststellen  im  Bahnamt  vereinigen.  Die  hauptsäch- 
lichsten Bedenken  gegen  diese  Bahnämter  fasse  ich  dahin  zu- 
sammen : 

Der  Bahnamtsvorstand  kann  die  veischiedenen  Dienst- 
zweige .seines  Bahnhofs  nicht  gründlich  beaufsichtigen,  d;i 
ihm  die  Sachkenntnis  für  die  verschiedenen  Fächer  felilt. 

Da  dem  Bahnamt  Prüfungen.  Schriftverkehr  mit  der  Direk- 
tion und  Privaten,  Regelung  der  Personalangelegenheiten  usw. 
übertragen  werden  müssen,  bedarf  es  eines  entsprechenden 
Büros,  es  muß  sich  zur  Instanz  auswachsen. 

Die  Sichtung  und  Bearbeitung  von  Umfragen  muß  nach  Fori- 
fall  der  Ämter  durch  die  Direktion  erfolgen.  Das  Bahnami 
verursacht  daher  vermehrtes  Schreibwerk,  Die  Abtrennung 
der  Bahnmeistereien  und  Unterstellung  ihrer  Personale  untei 
ein  besonderes  „Bauam  t"  wird  den  Ausgleich  bei  P  ersonal - 
aushilfen  erschweren. 

Die  überaus  wichtige  Kleinarbeit  im  Betriebe,  im  Fahr- 
dienste, in  der  Erprobung  von  technischen  Fortschritten,  in 
der  Heranbildung  des  Nachwuchses,  in  der  Fürsorge  für  "das 
Personal  usw.  kann  von  dem  Bahnamtsvorstand  nicht  aus- 
geführt werden,  noch  weniger  ab.er  von  der  Direktion.  Hier- 
zu sind  mit  den  örtlichen  Verhältnissen  vertraute  Oberbeamti- 
und  Lokalbehörden  notwendig. 

Das  „Bauamt"  zumal  ist  eine  gänzlich  unmögliche  Dienst- 
stelle. Es  fällt  mit  seinem  Umfang,  seinen  Befugnissen  und 
seiner  Besetzung  gänzlich  aus  dem  Rahmen  der  Organisation 
heraus,  wie  j-eder  Techniker  sofort  erkennt. 

Es  ist  wohl  klar,  daß  der  vollständige  Fortfall  der  Lokal- 
behörde zu  einer  Aveitgehenden  Zentralisation  der  Geschäfte 
m  der  Direktion  führen  muß,  ein  Erfolg,  der  so  unerwünscht 
wie  möglich  sein  würde,  da  gerade  die  Dezentralisation,  die 
Selbständigkeit  der  einzelnen  Instanzen  gefordert  werden 
muß. 

Die  Notwendigkeit  der  Beseitigung  der  Ämter  liegt  -al>e]- 
keinesfalls  vor;  alle  die  vorerwähnten  Mängel  las&en  sich  be- 
heben, ohne  .solch  einen  radikalen  Schritt.  Ein  altes 
Sprichwort  sagt:  „Wenn  eine  neue  Sache  nicht  hundert  Vor- 
teile aufweist,  so  lasse  es  beim  alten."  Man  gebe  den  Ämtern 
die  Befugnisse,  die  ihnen  fehlen,  beseitige  die  Zersplitterung 
durch  Zusammenfassung,  und  man  erhält  durch  organische 
Weiterentwicklung  der  bestehenden  eine  für  die  Zukunft 
brauchbare  Lokalbehörde. 

Der  Vorschlag  unseres  Fachausschusses  gipfelt  daher  in 
der  Zusammenfassung  der  getrennten  Ämter  zu  einem  gemein- 
.samen  Amt.  dem  „Eisenbahnamt". 

An  der  Spitze  dieser  Behörde  ist  ein  höherer  Beamter  im 
Range  der  Direktionsmitglieder  gedacht.  Ihm  zur  Seite  stehen 
für  die  einzelnen  Fachrichtungen:  Betrieb,  Bau.  Betriebs- 
maschinendienst, Verkehr  vier  Oberbeamte  zur  Überwachung 
des  örtlichen  Dienstes.  Das  sogenannte  Prokuristensvsteni 
der  Generaldirektion  und  Betriebsdirektion  wird  also  glei- 
chermaßen auf  das  Eisenbahnamt  übertragen.  Der  Umfang 
wäre  gleich  dem  von  zweien  der  jetzigen  Betriebsämter  an- 
zunehmen, für  jede  Betriebsdirektion  kämen  daher  sechs  bis 
sieben  Eisenbahnämter  in  Ansatz.  Die  Direktion  selbst  be- 
hält unter  sorgfältiger  Regelung  ihrer  Grenzen  etwa  die  der- 
zeitige Abmessung.  Das  Eisenbahnamt  erhält  möglichst  große 
Selbständigkeit  in  personeller  und  materieller  Hinsicht.  D.'i 
auch  den  Betriebsdirektionen  größere  Machtbefugnisse  zuge- 
standen werden,  wird  die  Abgrenzung  der  Rechte  der  Lokal- 
behörden keine  Schwierigkeiten  machen.  Das  Amt  wird  die 
vollziehende,  die  Direktion  die  leitende  Biehörde. 

Das  zusammengefaßte  Amt  verbürgt: 

1.  Einheitlichkeit  in  der  Behandlung  der  Personalfragen 
aller  zum  Amt  gehörigen  Dienststellen,  in  der  «eit  der  „Aus- 
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Schüsse  und  Eät-e^'  ein  unbedingtes  Erfordernis  für  glattes 
Ineinandergreifen  der  Dienste. 

2.  Einheitlichkeit  in  den  Gesichtspunkten  für  die  tatsäch- 
liche Durchführung  und  Überwachung  des  Betriebs  und  Ver- 
kehrs unter  richtiger  Berücksichtigung  von  Bau-  und  Bahn- 
unterhaltung. 

3.  Zusammenhalt  der  vielen  kleinen  Dienststellen  und  da- 
durch Kraftzusammenfassung. 

4.  Einheitliclikeit  bei  Aufstellung  d*^r  Dienstordnungen, 
Die  bestehende  Zersplitterung  wird  behoben,  das  Ansehen 

k'S  Amtes  nach  innen  und  außen  gefestigt.    Der  Geschäfts- 


welt wird  der  richtige  Weg  im  Verkehr  mit  der  Eisenbahn- 
verwaltung  gewiesen.  Daß  mit  der  Zusammenfassung  dei 
Ämter  usw.  eine  erhebliche  Ersparnis  an  Bürokräften  und 
Einschränkung  de«  Schreibwerks  verbunden  ist,  liegt  auf  der 
Hand,  treten  doch  an  Stelle  von  etwa  20  Ämtern  einer  Direk- 
tion nunmehr  nur  sechs. 

iSo  dürfte  das  „Ei&enbahnamt"  als  Lokalbehördc  —  soweil 
erkennbar  —  allen  berechtigten  Ansprüchen  unter  Beseiti- 
gung der  zutage  getretenen  Mängel  genügen.  Eine  weit- 
gehende Erörterung  dieses  neuen  Vorschlages  erscheint  sehr 
angezieigt. 


Ursachen  der  Verkehrsnot. 


I  nter  dieser  Clx-rschrift  bringt  die  „Speditions-  und  Scliiff- 
lahrtszeitung"  vom  5.  Dezember  1919  Ausführungen  vcn 
Fritz  Bäke  (Hannover),  die  so  treffende  und  beachtenswerte 
Gesichtspunkte  enthalten,  daß  wir  sie  unseren  Lesern  in  fol- 
gendem zur  Kenntnis  bringen  möchten: 

„Die  Entwickelung  der  Verkehrslage,  die  jetzt  soweit  ge- 
liehen ist^  daß  jeder  Einzelne  im  Volk  die  Wirkungen  s^elbst 
iftobachten  und  verspüren  kann,  zwingt  dazu,  allen  Ursachen 
;j  achzugehen,  die  an  der  Herbeiführung  der  Notstände  mitge- 
wirkt hal>en  und  an  der  Fortdauer  der  Transportnot  mit- 
>chuldig  sind.  Bisher  sind  in  erster  Linie  Kohlenmangel  und 
Lokomotivmangel  neben  sonstigen  Gründen  augeführt  worden. 
Die  Berechtigung  dieser  Ursachen  ist  avißer  Zweifel.  Neben 
diesen  bekannten  Gründen  steht  aber  außer  Pi-age,  daß  der 
Kontakt  des  allgemeinen  Wirtschaftslebens  mit  dem  Eisen- 
hahnverkehr verloren  gegangen  ist. 

Die  Verbindung  des  Wirtschaftslebens  mit  dem  Eisenbahn- 
iiutriel)«  liegt,  im  Ladegeschäft.  Hier  vollzieht  sich  das  Ineinan- 
dergreifen der  beiden  Wirtschaftsfaktoren.  An  diesem  Binde- 
punkt  darf  es  keine  Hemmungen  ge)>en.  Solche  sind  heute 
iber  in  zwingender  Weise  vorhanden.  Wir  wollen  des  leich- 
ereu  Verständnisses  halber,  da  j^der  Einzelne  im  Volk  das 
größte  Interesse  an  dieser  Angelegenheit  hat,  in  ausführlicher 
Weise  folgen  lassen,  wie  sich  die  Unterschiede  von  früher  und 
letzt  ergeben  haben. 

Wir  betrachten  zunächst  den  Wagenladungsverkehr.  Das 
Bild  war  ehemals  folgendermaßen.  Gestellung  der  Wagen- 
ladungen während  der  Nacht.  Beginn  der  Entladungen  seitens 
des  Spediteurgewerbesi  und  sonstiger  Empfänger  morgens 
7  Uhr.  Beendigung  der  ersten  Fuhren  bis  zur  Frühstücks- 
pause des  Transportgewerbes  zwischen  9  und  10  Uhr.  Zweite 
Waggongestellung  der  Eisenbahn,  um  9  Uhr.  Beide  Ilaupt- 
gestellungen  der  Bahn  wurden  bis  auf  geringe  Ausnahmen 
am  Eingangstage  entladen.  Dritte  Gestellung  der  ein.gfjhen- 
<len  Waggons  mittags  bis  1  Uhr.  Entladung  dieser  3.  Partie 
in  den  Nachmittagsstunden  mindestens  bis  zur  Hälfte  der  ent- 
ladebereit gestellten  Wagen.  .  Die  Aufgabe,  die  sich  dem 
abends  um  7  Uhr  wieder  einsetzenden  Eangierdienst  bot, 
waren  Bahnhöfe  mit  Reihen  leerer  Wagen  und  nur  geringen 
Rückständen.  Das  Eangiergeschäft  war  verhältnismäßig  ein- 
fach. Herausziehen  der  leeien  Wagen,  baldmöglichst esf  Ab- 
stoßen derselben  in  Eeservegleise  oder  an  solche  Stellen,  an 
denen,  wie  im  Stückgüterdienst,  die-  Wagen  zur  Beladung  ge- 
braticht  wurden.  Ab.schieben  der  leeren  offenen  Wagen  nach 
den  Kolilenl>ezirken  zur  Beladung.  Hereinschieben  der  auf 
den  Eangierbahnhöfen  mit  neuen  Zügen  angekommenen 
Wagenladungen  in  die  leeren  Gleise  der  Entladebahnhöfe  und 
Heginn  des  neuen  Kreislaufes  am  nächsten  Morgen. 

Die  heutigen  Verhältnisse  liegen  anders.  Die  erste  Ge- 
.-^lellung  der  Wagen  geschieht  auch  während  der  Nacht.  Ein- 
setzen des  Entla<legeschäfts  morgens  8  Uhr.  Laden  der  Fuhr- 
werke und  Frühstückspause  im  Speditionsge werbe.  Zweite 
Wagengestellunsf  seitens  der  Bahn  um  11  Uhr,  und  dritte  Ge- 
stellung um  1  Uhr  mittags.  Der  Fortgang  des  Entlade-  und 
Abfuhrgeschäfts  ergibt  nun,  daß  die  zuerst  gestellten  Wagen, 
ajjgesehen  von  den  sich  zwane-släufig  ergebenden  Rückständen, 
gänzlich  entleert  werden.  Die  um  11  Uhr  eingegangenen 
Wagen  werden  nur  zum  Teil  und  die  mittags  eintreffenden 
Ladungen  gar  nicht  entladen. 

Die  Ur.«acho  dieser  Verschiebung  liegt  in  der  Änderung  der 
.Arbeits-  und  Geschäftszeiten.  Von  der  Bereitstellung  der 
Wagenladungen  an  bleibt  für  die  Avisierung  der  Empfänger, 
ilie  Wege  zu  den  Bahnhöfen  für  die  Fuhrwerke,  das  Beladen 
derselben  und  die  Abfuhr  der  Güter  an  die  Bestimmungsorte 
bis  zum  Arbeitsschluß  nicht  genug  Zeit,  um  diese  Arbeiten 
durchzuführen.  Die  Folge  ist  die  Nichtentleerung  der, Waggons. 
Nun  tritt  die  Rückwirkung  auf  den  Eisenbahndienst  ein.  Zu- 
nächst für  den  Entladebahnhof  selbst.  Derselbe  bleibt  mit 
einpm  erheblichen  Rest  an  Wagen  belastet  und  kann  um  so 
viel  neu  eintreffende  Waggons  weniger  aufnehmen.  Dann  der 
Rangierdienst.   Die  Belastung  in  diesem  Dienstzweig  ist  ver-_ 


vielfacht.  Man  muß  sich  vorstellen,  daß  die  einzelnen  aus 
den  Entladegleisen  gezogenen  Zugreihen  sich  in  buntei- 
Reihenfolge  aus  leeren  und  beladenen  Waggons  zusaaimen- 
'Set.zen  und  ein  Aussortieren  beginnen  muß.  Ohne  sich  hiei- 
in  Einzelheiten  zu  verlieren,  wird  sich  je  der  Laie  schon  eine 
Vorstellung  machen  können  von  dem  Umfang  an  Mehrarbeit, 
die  hier  zu  leisten  ist.  Dazu  kommt  die  Inanspruchnahme 
der  Rangiergleise  durch  Waggons,  die  eigentlich  leer  vom 
Bahnhof  abrollen  sollten,  um  neuen  Transporten  Platz  zu 
machen.  Der  ganze  Rangierdienst  wird  dadurch  heute  mit 
einer  bedeutenden  Menge  unproduktiver  Arbeit  belastet,  da 
Gewichte  zwei-,  drei-  und  noch  mehrmal  bewegt  werden 
müssen,  die  logischerweise  nach  der  ersten  Bereitstellung  füi' 
den  Bahnbetrieb  erledigt  sein  sollten. 

Nach  den  Grundgesetzen  des  Verkehrs  äußert  sich  aber  jede 
Hemmung  in  der  Wirkung  um  ein  Mehrfaches.  Nicht  nur,  daß 
die  nicht  abgenommenen  Transporte  den  Bahnbetrieb  belasten, 
fehlt  der  Laderaum  auch  zur  Aufnahme  neuer  Güter,  und  die 
Wirkung  wird- so  doppelseitig.  Dazu  kommen  nun  die  soge- 
nannten kleinen  Nebenwirkungen.  Verschleppen,  Beschädi- 
gungen usw.  mit  all  der  Unsumme  von  Arbeit,  Verlusten  und 
Verdruß,  die  der  Fachmann  so  sehr  fürchtet,  und  die  Eisen- 
bahnbeamte, Verkehrsgewerbe,  Wareneigentümer  und  schließ- 
lich die  Behörde  so  sehr  belasten. 

Im  Stückgüterverkehr  ist  das  Bild  ein  ähnliches.  Die  Güter, 
die  früher  vormittags  entladen  wurden,  gelangten  am  Nach- 
mittag an  die  Empfänger,  und  ebenso  die  am  Nachmittag  ent- 
ladenen am  nächsten  Vormittag.    Heute  lagern  die  Partien 

'  einen  ganzen  Tag  und  eine  Nacht  in  den  Schuppen  der  Eisen- 
bahn, versperren  die  Räume  und  erschweren  die  Entladung. 
Dazu  kommt  die  beschränkte  Bereitstellung  von  leeren 
Waggonsi  aus  dem  Wagenladungsverkehr  für  die  Stückgüter- 
verladung, und  so  ergeben  sich  zwangsläufig  die  Stockungen 

•  im  StückoTitgeschäft  der  Bahn.  Natürlich  werden  diese 
Schwierigkeiten  durch  häufige  Maschinendefekte  und  noch 
andere  Uraständc  verschärft.  Auch  für  die  Waggons,  die  an 
Besitzer  von  Anschlußgleisen  der  Bahn  eingehen,  ist  die  Wir- 
kung durch  die  geänderten  Arbeits-  und  Geschäftf^zeiten  die 
gleiche.  Auch  bei  diesen  Sendungen  ist  der  Kontakt  verloren 
gegangen,  und  die  Entladezeiten  werden  vielfach  verdoppelt. 

Die  Wagenstandgelder  der  Eisenbahn  Verwaltung  müssen 
eine  beredte  Sprache  führen  können.  Mit  der  Einführung  des 
Achtstundentages  müßte  eine  entsprechende  Vergrößerung  der 
Bahnhöfe  und  eine  gleiche  Vermehrung  der  Betriebsmittel 
Hand  in  Hand  gehen.  Beides  wird  zurzeit  aus  technisclien 
Gründen  nicht  möglich  sein.  Und  so  wird  die  Verkehrsnot 
immer  wieder  eintreten,  je  nach  dem  Verkehrsumfang,  der  je- 
weilig zu  bewältigen  ist.  Diese  Entwicklung  ist  zwangsläufig 
und  die  Gesundung  unseres  Wirtschaftslebens  wird  durch  diese 
V'erhältnisse  ebenso  zwangsläufig  beeinflußt  werden,  wenn 
nicht,  was  heute  allerdings  noch  kaum  möglich  erscheint,  das 
Volk  in  seiner  Gesamtheit  die  logischen  Schlüsse  zieht  und 
sich,  den  harten  Notwendigkeiten  beugend,  bereit  ist,  Vorteile 
auf  anderem  Gebiet  zurückzustellen,  bis  wir  wieder  wirtschaft- 
lich kräftig  genug  sind,  um  uns  Erleichterungen  der  Arbeit 
zu  gestatten." 

* 

Zu  diesen  Ausführungen  bemeriit  der  Verein  Deut- 
.soher  Spediteure:  „Die  Ursachen  der  Verkehrsnot  sind 
in  der  Tat  zu  einem  nicht  unerheblichen  Teil  auch  auf  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeiten  zurückzuführen.  Hierüber 
hinaus  trägt  auch  eine  Fülle  von  Arbeitsunlust  dazu  bei,  daß 
die  verkehrswichtig<'n  Arbeiten  nicht  mit  der  notwendigen 
Schnelligkeit  einer  Erledigung  entgegengebracht  werden  kön- 
nen. Sofort  nach  Bekanntwerden  der  geplanten  Einschrän- 
kung der  Arbeitszeit  im  November  1918  ist  in  mündlicher  Be- 
sprechung mit  der  Reichsregierung  verhandelt  und  darauf  hin- 
gewiesen worden,  daß  eine  Durchführung  der  achtstündigen 
Arbeitszeit  im  Verkehrsgewerbe  erhebliche  Schwierigkeiten 
^bereiten  würde.    Diese  Schwierigkeiten  sind  nun  praktisch 
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seword-en,  und  «i«  werden  isich  noch  scMiminter  fühlbar  machen 
wenn  der  Zug  der  Zeit  immer  weiter  dahin  geht,  die  Arbeits- 
leistun een  auf  allen  Gebieten  zu  beschränken.  Viele  Betriebe 
des  Handels  und  der  Industrie  stellen  ihre  Täti(»'keit  bereits 
m  den  frühesten  Nachmittagstunden  ein;  sie  nehmen  dann 
aatuilich  auch  den  Spediteuren  Gütersendungen  nicht  mehr 
ab.  Es  ist  also  m  vielen  Fällen  unmöglich.  Güter  von  der 
üahn  abzunehmen  und  -sie  der  Kundschaft  zuzuführen.  Hinzu 
kommt  netzt  noch,  daß  der  Kohlenkommissar  mit  Rücksicht  auf 
Uchte  rsparnis  die  Betriebe  zu  immer  weitereu  Arbeitsver- 
kurzunÄ>en  auffordert.  Es  ist  in  dieser  Zeit  der  Verkehrsnot 
noch  nicht  einmal  davor  Halt  gemacht  worden,  auch  die  Spe- 


diteur^ zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit  aufzufordern.  Da* 
u  tx^  ^  erßter  Linie  naturlich  die  schlimmen  Folgen  der 
Kohlenknappheit, .  welche  die  Wurzel  allen  Übels  h^<\mtm 
'^'''A^vf'-^''^^.  '^^^  Verkehrsnot  z^i  beseitigen,  wird  es 
iÄn'^'^^^'*  """i-  ««bieten  des  Wirtschaftslebens  be- 

fn.oH*''-  •  '^'''^  Einsicht  niclit  allgemeine  Geltung  er- 

langt. wii>d  auch  eme  Besserung  der  Zustände  nicht  zii  er- 
holten sein.  Dies  Tatsache  ist  auch  der  Eegier.mg  nicht  un- 
bekannt, aber  es  scheint  zurzeit  an  Mitteln  zu  felilcn  um  di.- 
Einsicht  bei  den  beteiligten  Kreisen  an  d  <■ 
Oberflache  gelangen  zn  lassen." 


Verfahren  zur  Wiedergewinnung  von  Schrauben  und  Muttern  aus  dem  Schrott 

des  Oberbaumaterials. 

(Berichtet  von  Eegieruiigs-  und  Baurat  Fabian,  Amtsvorstand  der  Woichenwerkstätbe  in  Witten.) 


Es  ist  von  .leher  bei  der  Eisenbahnverwaltung  das  Bestreben 
t;-ewesen,  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  durch  richtio- 
angewandte  Sparsamkeit  zu  heben.  Der  Krieg  hat  uns  vieC 
fach  dazu  gezwungen  und  entsprechend  dem  Sprichwort  daß 
Not  erfinderisch  macht,  neue  Wege  gewiesen.  Besonders  ist 
es  gelungen.  Schrauben-  und  Bolzenmaterial  des  Eisenbahn- 
oberbaues,  das  bisher  m  den  Schrott  wanderte,  weil  es  durch 
Rost  zerstört  erschien,  der  Wiederverwendung  zuzuführen 
Das  m  der  Eisenbahn- Weichen werkstätte  in  AVitten  nach  der 
Ausarbeitung  des  Herrn  Werkmeisters  Gerz  angewandte  Vei- 
fahren  zur  Wiedergewinnung  von  Schrauben  und  Muttern  und 
dergl.  verdient  in  den  weitesten  Fachki'eisen  bekannt  zu  wer- 
den. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  alle  Eisenbahnver- 
waltungen, die  in  ihren  Eisenbahnwerkstätten  dieses  Ver- 
fahren einführen,  für  sich  große  Ersparnisse  erzielen 
werden. 

Zur  Wiedergewinnung  kommen  nam^Midich  in  Frage  die  in 
den  Oberbausammeilagern  im  Oberbauschrott  in  großen  Klen- 
gen vorzufindenden  Schrauben  für  Herzstücke  und  Weichen 
die  in  den  Abme^ssungen  von  150—600  mm  vorkommen  und 
unter  der  Nr.  42  bekannt  sind;  ferner  kommen  hierzu  in  Be- 
tracht die  Haken-  und  Laschensohrauben  sowie  die  Muttern 
von  den  Stehlagern  der  Zungenvorrichtungen.  Die  Schrauben 
Nr.  42  und  die  Hakenschrauben  werden  auch  bei  der  Wieder- 
herstellung von  altbrauchbaren  Zungenvorrichtnngen  und 
Herzstücken  in  der  Weichen werkstätt-e  in  großer  Zahl  ge- 
wonnen. 

Bei  den  Schrauben  Nr.  42  wird  im  Betriebe  vielfach  das 
Gewinde  unmittelbar  hinter  der  Mutter  eino-eschlaoen  wäh- 
rend ^der  übrige  Schaft  noch  gut  erhalten  bleibt;  dies  zeigt 
in  Abb.  1  Flg.  b  und  c,  worin  auch  die  im  Betriebe  eintreten- 
den Krümmungen  der  Schrauben  ersichtlich  sind.  In  solchen 
Fallen  wird  die  Schraube  durch  Abschneiden  des  zerstörten 
Gewindes  auf  das  noch  brauchbare  Maß  gekürzt  (Abb.  1 
Fig.  d),  gerichtet  und  mit  neuem  Gewinde  versehen.  Um  die 
Muttern  von  dem  abgeschnittenen  Gewindeende  (Abb.  1  Fi«-  a) 
wiederziigewinnen,  werden  dieselben  auf  einer  hierzu  edngench- 
treten  alten  Mutternschneidemaschine  heruntergedreht."  Sind 
sie  istark  verrostet,  so  werden  sie  vorher  in  einem  (iasofen 
zur  Rotgluthitze  erwärmt.  Die  wiedergewonnenen  Muttern 
werden  -dann,  um  sie  von  inneren  Spannungen  zu  l>efi'eien 
ui  einem  Glühofen  mit  mäßiger  Temperatur  geglüht,  und  zur 
Erzielung  eines  gleichmäßigen  Gewindes  empfiehlt  es  sich 
den  Gewindebohrer  einmal  durchlaufen  zu  lassen.  • 

Der  Werdegang  dieses  Verfahrens  zur  Wiedergewinnung 
der  neubrauchbaren  Schrauben  ist  iu  Abb.  1  hintereinander 
in  den  Fig.  a— zusammengestellt.  Fig.  a  zeigt  eine  auf  dem 
Bolzen  festgerostete  Mutter,  die  von  dem  Bolzen,  dessen  Ge- 
winde m  der  Nähe  der  Mutter  zerstört  ist,  abgeschnitten  i=!t 
Flg.  b  und  c  zeigen  deutlich  die  Verletzungen  am  Gewind<- 
Flg.  d  zeigt  den  gekürzten  Bolzen,  und  Fig.  e  die  wiederher- 
irestellte  Schraube  mit  Mutter,  die  wiedergewonnene  Haken- 
>chraube  Nr.  42  in  verkürzter  Abmessung. 

Auf  den  Hakenschranben  sind  die  Muttern  meist  derartig 
( estgerostet,  daß  die.selben  von  Hand  nicht  heruntergedreht 
werden  können.  In  der  Regel  drehen  sich  diese  Schrauben 
in  den  Lochern  der  Schwellen  und  Platten  um  %  herum  und 
können  dann  mit  der  Klemmplatte  infolge  des  rechteckio-en 
Querschnitts  der  Löcher  herausgenommen  werden,  (^bb" 

Ü16  Behandlung,  die  den  Häkenschrauben  zuteil 
wird,  ist  ähnlich  dem  für  die  Schrauben  Nr.  42  angewandten 
\  ertahren.  Von  diesen  Schrauben  werden  die  Muttern  auf 
•lerselben  Maschine,  wie  bei  der  Schraube  Nr,  42,  herunter- 
gedreht, und  die  Klemmplatte  wird  heruntergenommen.  Ist 
%T  *x  '''^^^"J*®,  "^^^  brauchbar,  so  wird  dieselbe  geölt,  die 
Mutter  wird  herauf-  und  heruntergedreht,  und  man  erhält  eine 


gangbare,  zur  Wiederverwendung 
Abbildung  2  sind  in  Fig.  a  und 
gestellt,  wie  sie  aus  dem  Schrott 
zusammen  mit  der  Klemmplatte 
Fig.  b  zeigt  die  wiederverwendba 
das  zweckmäßige  Verfahren  zur 
richtet  ist.    Sind  die  Hakenschrau 


fertige  Schraube.    In  der 
c  die  Häkenschrauben  dar- 
unlösbar von  der  Mutter, 
wiedergewonnen  werden, 
re  Schraube,  wie  sie  durch 
Wiederverwendung  herge- 
en  verschlissen,  so  werden 


Abb  1 

nur  die  Muttern  wie  bei  den  Schrauben  Nr.  42  /.lu  Wiederver- 
wendung hergerichtet. 

In  Fig.  d  erblicken  wir  eine  Laschen.sehraube.  Füi 
Laschenschrauben  gilt  dasselbe  Verfahren.  Auch  hierbei 
vverden  die  Muttern,  wenn  sie  sich  auf  direktem  kaltem  Weg^' 
nicht  abdrehen  lassen,  in  einem  Gasofen  bis  zur  Rotglut  'er- 
hitzt und  rolwarm  auf  der  Schraubenschneidemaschine"  gelöst. 
Später  werden  sie  dann  zur  Vermeidung  innerer  Spannuno-en 
ausgeglüht  und  in  gleicher  Weise  mit  dem  Gewindebohrer 
behandelt.  , 

Ganz  außerordentliche  Von  eile  bietet  nun  endlich  das  - 
lahren  zur  Wiedergewinnun!-;  der  Muttern  aus  den  Stehla^-ern 
der  Zungendrehstühle.  Die  Muttern  von  den  Stehlagern 
lassen  sich  fast  niemals  mit  der  Hand  oder  maschinell  her- 
unterdrehen; sie  werden  auf  kaltem  Wege  abgeschlafen 
wobei  der  Zapfen  in  der  Regel  im  Gewinde  mit  einer  schiäP'tn 
Bruchfläche  etwas  von  der  Mutter  abbricht.  Hierbei  w^iid 
die  Mutter  selbst  nicht  beschädio-t.  Eine  solche  Mutter.  di< 
auf  kaltem  Wege  von  dem  am  Zugendrehstuhl  befindlichen 
btehlager  abgeschlagen  ist.  ist  in  Abbildung  3  Fi«-  a  dai- 
gestellt. 

Diese  Stehlag'ermutleru  werden  "mit  dem  Brachstück  de>. 
Zapfens  in  einem  Gasofen  zur  Lösung  des  Rostes  und  Ver- 
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ichtuBs:  von  Spaimuua-en  ^eolüht.  Zur  weiteren  Behandluno; 
-Mrd  dann  die  Bruchfläche  gerade  gedreht,  wie  das  in  Abb.  3 
h'iff.  b  zeifit.    Hierauf  wirr]  in  da.s  Bruchstück  des  Zapfens. 


La&ohen  durch  Wiederaufpressuni;-  im  warmen  Zustande  wieder 
neuem  Material  gleichwertie;  zu  machen.  Avodurch  der 
waltune  s'roße  Ersparni-sse  erwachsen  sind.    .\uch  iui  voi'ln- 


Abb.  -2  . 

wie  in  Abb.  \\  Fi.i;-.  c  cr.-;ichi Uch.  ein  Loch  gebohr-t,  wobei  der 
."^piral bohrer  in  einer  Lehre  geführt  wird.  Die  in  der  Mitte 
■sitzende  GeAvindebüchse  wird  dann  mit  dem  Gewindebohrer 
herausgesehnitten.  Abb.  3  veranschaulicht  den  Gang  diese.s 
X'erfahrens  und  zeigt  in  Fig.  d  die  wiedergewonnene  fertige 
Xfutter  für  Stellzapfenlager.  — 

Das  hiermit  beschriebene  .Verf  ahxen  erinnert  an  die  geistvolle 
Krfindung    des  Herrn    Geli.  Baurats  Wegener,  verbraiichtc 


rAbb.:3 


genden  Falle  hat 
Standes  es  nicht 
der  Einrichtung 


die  Verwaltung  auf  Autrag  des 
unterla-ssen,  den  Werkmeister  fü 
fheses  ^"erfahrens  aufgeAveudete 
entlobnen.  Bei  der  allgemeinen  Einfühlung  diese 
rens  werden  ohne  Zweifel  der  Verwaltung  sehr 
Yoii/eüe  entstehen,  wenn  man  den  Wert  des  Matei 
ilen  ietzigen  Verhältnis.sen  richtig  einschätzt.  ' 
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Nachrichten. 

Vereinsgebiet. 
Deutschland. 

-  Das  Gesetz,  betreffend  die  Reichsauf sieht  über  die  uieii: 
\üni  Reich  verwalteten  Eisenbalincn  (vgL  Nr.  93,  S.  995  d.  Ztg.) 
ist  Aon  der  Nationalversammlung  in  der  Sitzung  voui  12.  De- 
/jember   1019   in    zweiter   und   dritter   Lesung  angeuoimueii 

1  worden. 

-  Erhöhung  der  Teuerungszulagen  für  die  preuJjiseheu  Be- 
amten. Nachdem  die  Eeichsfinanzverwaltung  unter  Zustim- 
mung des  Haushaltsausschusses  der  Nation alversamml mg  an- 
«ekündigi,  hat,  daß  den  ßeichsbeamten  für  die  Zeit  vom  1.  .Ja- 
nuar 1920  bis  zum  Inkrafttreten  der  bereits  in  Arbeit  befind- 
lichen Besoldungsreform  eine  Erhöhung  der  laufenden 
l'euerungszulage  um  50%  gewährt  werden  soll,  hat  das  preu- 
ßisch« Staatsministerium  in  seiner  Sitzung  vom  23.  Dezember 
lieschloss^en,  vorbehaltlich  der  «päter  einzuholenden  Zustim- 
mung der  Landesvensammlung  den  preuiUschen  Beamteu  di<' 
.gleiche  Zulage  zukommen  zu  lavssen. 

—  Einsetzung  von  Lokoniotivbetrlcbsrevisoren.  Der  preu- 
ßische Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  hat  unter  dem 
16.  dieses  Mcnats  folgenden  Erlaß  an  die  Eisenbahu- 
direktionen  gerichtet :  „Infolge  des  derzeitigen  schlechteD 
Zußtandes  der  Lokomotiven,  der  minderwertigen  Kohle 
und  der  Notwendigkeit  größtmöglicher  Ausnutzung  der 
tk'triebsmittel  hat  sich  das  Bedürfnis  einer  stärkeren 
Beobachtiuig  des  Lokomotivbetriebsdienstes  herausgestellt. 
Ich  bestimme  deshalb,  daß  bis  auf  weiteres  jedem  Ma- 
•schinenamt  ein  besonders  eifahrener,  älterer  Lokomotivführer 
al«  L  o  k  0  ui  o  t  i  V  b  e  t  r  i  c  b  s  r  e  v  i  s  0  r  beizugeben  i  stv,  dem 
es  obliegt,  für  die  richtige  Behandlung  der  Lokomotiven  wäh- 
rend der  Fahrt  zu  isorgen,  die  Personale  über  Neuerungen  und 
denen  Behandlungsweise  zu  belehren,  sowie  ungeübte  Perso- 
nale übi^r  die  richtige  und  zav eckmäßigste  Behandlung  der 
Lokomotiven  im  allgemeinen  zu  unterrichten.  Unreg-elmäßig- 
keiten,  die  den  Lokomotivhetrieb  beeinflussen  oder  auf  den 
Lokomotiviiersonaldienst  einwirken,  hat  er  soweit  wie  möglich 
in  ihren  Ursachen  durch  Eückfrage  an  Ort  und  Stelle  zu  klären 
•  und  in  Form  kurzer  Aufzeichnungen  dem  Amtsvorstand  voi- 
ziulegeu.  Zu  iBesprechungen  über  den  Betriebsmaschinendienst 
iädnd  auch  die  Lokomotivbetriebsrevisoren  heranzuziehen.  Die 
zur  Kläi'ung  der  Ursachen  beobachteter  Unregelmäßigkeit.en 
'  rf orderlichen  Auskünfte  haben  die  in  Betracht  kommenden 
^teilen,  wie  Bahnhöfe,  Betriebswerkstätten  usw.,  z;u  erteilen. 
Da  Wei-t  darauf  zu  legen  ist.  da'ß  die  Lokomotivbetriebs- 
'  visoren  das  Vertrauen  der  Lokomotivbeamfcen  ihres  Bezirks 
^■•'nießen.  ist  ilen  ör-tlichen  Organisationen  des  Verbandes  der 


Lokomotivführer  anheianzuslclleu,  eine  Anzahl  von  erfalueneii 
Lokomotivführera.  und  zwar  wenigstens  drei  für  ieden  M.i- 
schiuenaml.sbezirk.  für  die  l'"'lx'rt ragung  des  Amtes  vorzii- 
schlagen.  Die  Eisenbahndirektion  bestellt  (Linn  n;i«]i  An- 
hörung des  Maschinen amts  den  geeignetsten  dirscr  l^eainten 
zum  Lokomotivbetriebsrevisor.  Es  bleibt  {Wv  l'Aseubahn- 
direktion  aber  vorliehalten.  falls  keiner  der  vorgeschlagenen 
Beamten  als  geeignet  angesehen  werden  kann,  oder  der  er- 
nannte Beamte  sieh  als  ungeeignet  erweisen  sollie,  untei'  Mit- 
teilung der  Gründe  an  den  OrtsA'eieiu  des  Lokumoti  vführei- 
verbandes  das  Amt  einem  andeien  Beamteu  zu  übei  ti  :ui  ii. 
was  ebenfalls  in  Fühlung  mit  dem  Ortsverein  zu  gc-di^  ni  n 
hat.  Im  übrigen  ermächtige  ich  die  Eisenbalindin  lv(  ioncn.  den 
Lokomotivbetriebsrevisoren  neben  den  den  Lokonidi  i\ tulu  ern 
allgemein  gewährten  festen  Vergütungen  {i.')  .k  luanaM iche 
Pauschvergütung  uud  20  Jt  monatliclie  Zns:ii/.',-(Mgül;ing)  je 
nach  dem  I'rnfa]ig<,'  ihrer  auswärtigen  Tätigkeit  an  Stelb"  der 
bestimmungsmäßigen  Reisekosten  ©ine  Panschver::ni  inu  bis 
zum  Betrage  von  monatlich  150  .//  zu  gewübren,  <li  ren  Aim-i'- 
messenheit  auf  Grund  eines  von  den  Beainlcn  zu  I iili nMi  irii 
Dienstreisetagebuchs  von  Zeit  zu  Zeit  zu  priilen  ' 

—  Höchstgewicht  für  Eilgut.  Der  preiiliisc]n>  Ai'dh^I't  der 
öffentlichen  Arbeiten  erteilte  am  9.  Dezcniln  i  ;.r.r  iiic  Kingabc 
des  Prä.sidenten  des  Deutschen  Industrir-  und  ! '.■niil(d>(;igs 
vom  27.  November,  wie  „Handel  und  (Icwi  rix;  •  nivMc!,  fol- 
genden Bescheid:  ..Die  im  September  19J7  urtrol  Ti  iiv;  Anord- 
nung, daß  Sendungen,  deren  einzelne  Slücke  mehr  als  KKi  leg 
wiegen,  von  der  Annahme  als  beschleunigtes  Eilgut  und  Kilgut 
auszuschließen  sind,  wird  mit  Wirkung  v<nn  1.  Januar  192ti 
ab  aufo-ehoben  werden.'"' 

—  Eine  säcKsische  Kraftwagen-U.  ni.  b.  H.  AVie  Avir  den 
Mitteilungen  des  Eeichsbundes  Denl scher  Technik  entnehmen, 
hat  ilie  sächsische  Regierung  im  Einverständnis  mit  der 
Volkskanmii-r  der  Errichtung  eines  'Sächsischen  KraftAv.igeu- 
verkehisunte Iiiehmens  in  Form  einer  G.  m.  b.  IT.  anter  Be- 
teiligung des  Staates,  der  bezirksfreieu  Städte  und  di.'r  Be- 
zirksverbände, jedoch  unter  Ausschluß  des  Privaikapiluls. 
grundsätzlich  zugestimmt.  Die  Lastknifi w ^igruriarks  der  !.)ei- 
deu  riegsverkehr.särnter  in  Dresden  nnd  ClHuiiiiiiz  mit  zu- 
sammen 240  W'agen  scdlen  übernoinnivu  wcrdi  ii.  I)er  Siaat 
wird  \on  dem  erforderlieheu  Kapital  diri  l'unllel  übeiueli- 
men.  während  die  übrigen  zwei  Fünftel  von  den  bezirksfreieu 
Städten  und  BezirksA-erbänden  aufg->ebracht  werden  sollen. 
Zunäelisl  wii'd  die  Regierung  den  ganzen  (Tesidlschaftsanleil 
überuidinieu.  Die  Stadt  Dresden  tritt  als  Trenbiinder  für  die 
übngen  bezirksfreien  Städte  auf.  Die  neue  ( ■  rs^  llschat'i  Avird 
zunächst  das  Wageuverleihgeschäft  ).m  | i  r i licu  und  deshalb 
den  Kapitalsbedarf  A'orläufig  aul'  zwei  AJillroneu  Mark  be- 
messen. Für  ispäter  sollen  auch  G  ü  t  e  r  v  e  i- k  e  h  r  *i  1  i  n  i  e  n 
geschaffen  und  die  Personenbeförderung  aufgfnf>ni- 
men  werden. 
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-  Personenverkehr  nach  und  von  der  Pfalz.  Seit  18.  De- 
^mber  d.  J.  ist  der  öffentlich«  Personenverkehr  zwischen 
Baden  und  der  Pfalz  m  beiden  Richtungen  über  die  Eh&in- 
iiberffange  bei  Speyer,  Germersheim  und  Maxau  wieder  auf- 
genommen worden.  Für  die  Zureise  ans  Baden  nach  der 
Ptalz  werden  nur  Personen  zugelassen,  die  sich  im  Besitze 
i  er  Ausweispapiere  für  die  Einreise  befinden.  Die  Prüfuno- 
der  Ausweispapiere  und  des  Hando-epäcfcs  findet  )>eim  ÜbeP- 
pno-  .Speyer  m  beiden  Richtungen  in  Spever  Rlieinstation. 
l>eim  t  berÄaus-  G  ormershoim.  bei  der  Fahrt  nach  der 
Plalz  auf  der  Betriebstelle  Rheinbrücke  (pfälz.  Ufer),  bei 
der  Fahrt  aus  der  Pfalz  im  Bahnhof  Bermersheim  und  wäh- 
rend der  Fabrt  von  dort  bis  zur  Betriebstelle  Rhoinbrücke, 
beim  Übero-ana-  M  a  x  a  u  für  die  P^inreise  im  Bahnhof  Maxau, 
liei  der  Ausreise  aus  der  Pfalz  im  Bahnhof  Wörth  a.  Rh.  und 
wahrend  der  Fahrt  von  da  nach  Maxau  «tatt.  Die  Prüfun«- 
des  Reisegepäcks  wird  durchweg  in  Si>eYer  Hptbf..  im  Bahn" 
hot  Germersheiin  hezw.  im  Bahnhof  Wörth  a.  Rh  vovo-e- 
nommen. 


Osterreich. 

-  Die  ^Eisenbahn Verkehrssteuern.  Der  Nalioualver>auimlunf>- 
ist  ein  (Gesetzentwurf  über  Eisenbahn vcrkehr&steuern  zuo-e- 
gangen  Die  Vorlage  zielt  im  wesentlichen  darauf  ab  an 
stelle  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10  Januar  1917  über 
Steuer-  und  Tarifmaßnahmeu  im  Eisenbahnverkehr  aus  Anlaß 
(  er  durch  den  Krieg  geschaffenen  besonderen  Verhältnisse", 
durch  welche  Verordnung  die  Fahrkartensteuer  erhöht  und 
gleichzeitig  eine  Fraeht-  sowie  eine  Gepäcksteuer  neu  verfücrt 
wurde,  ein  Gesetz  treten  zu  lassen.  Dieses  trifft  im  wesent- 
lichen folgende  Bestimmungen: 

1.  Der  bisherige  Kriegszuschlag  zu  den  G  ü  t  c  r  b  e  f  ö  r  d  e  - 
rung>spreisen  wird  in  einen  Bestandteil  der  Frachtsteuer 
umgewandelt  und  dadurch  das  Ausmaß  der  Frachtsteuer  von 
15  auf  30  %  des  Beförderungspreises  erhöht. 

Fahrkarten-  und  Gepäcksteuer  wird  hin- 
sichtlich der  Hauptbahnen  von  20  auf  30%,  und  in  ent- 
.<<piechender  Weise  für  den  Verkehr  der  Lokalbahnen  von 
10  auf  1,5  %  und  für  die  K 1  e  i  n  b  a  h  neu  von  5  auf  TA  %  des 
BeforderuDgspreises  (des  Fahrpreises,  der  Gepäckfracht)  hin- 
aufgesetzt-. 

Den  Verkehrssleuern  im  Sinne  des  Geisetzes  Averden  die 
(Personen-,  Gepäck,  oder  Güter-)  Beförderungen  durch  Eiseu- 
balmen.  nicht  aber  durch  andere  Transportmittel  unterworfen. 
Der  Ertrag  dieser  Steuern  wird  schätzungsweise  auf  150—200 
Millionen  Kronen  berechnet.  Im  Eisenbahnverkehr  mit  dem 
Auislande  sowie  im  D  u  r  c  h  zu  gs  v  er  k  e  h  re  durch  in- 
ländisches Gebiet  soll  gmndsälzlieh  nur  derienige  Teil  des 
Befördemngspreises  als  Ermittlungsgrundlage  "der  Steuer 
liienen,  der  auf  die  Beförderung  innerhalb  des  inländischen 
(iebietesi  entfallt.  Als  Tag  des  Wirksamkeitsbeginnes  des 
neuen  Gesetzes  ist  der  1.  Januar  1920  bestimmt,  so  daß  es 
gleichzeitig  mit  der  bevorstehenden  Tariferhöhung  ins  Leben 
tit^ten  soll. 

—  Einstellung  des  Personenverkehrs  in  der  W-eihnachtswoche. 

Das  Staattsamt  für  Verkehrswesen  hat  sich  nach  reiflichen 
und  nach  allen  Seiten  erwogenen  Überlegungen  und  Bemülum- 
gen  zu  einer  außerordentlichen  Maßnahme  genötigt  gesehen 
Es  hat  in  der  Weihnachtswoche  auf  sämtlichen  Bahnen  den 
Personenverkehr  einstellen  lassen.  Der  Grund  hierzu  geht 
aus  der  folgenden  Verlautbarung  hervor,  mit  der  diese  ilaß- 
regel  verfügt  wurde:  „Die  andauernd  unzureichende  Kohlnn- 
emlieferung  für  die  österreichischen  Staatsliahnen  hat  in  der 
letzten  Zeit  ein  rasches  Sinken  des  geringfügigen  Koblen- 
vorrates  bewirkt,  der  heute  nur  mehr  für  ungefähr  andert- 
halb Tage  ausreicht.  Obgleich  in  den  letzten  Tagen  weitere 
einschneidende  Einschränkungen  des  Personenverkehrs  auf 
den  Linien  der  Staatsbahndirektionen  Wien,  Linz  und  der 
Nordwestbahndirektion  verfügt  worden  sind,  wird  sich  der 
Verkehl-  in  dem  verbleibenden,  ohnedies  gänzlich  unzuläng- 
lichen Ausmaße  nur  mehr  für  kurze  Zeit  aufrechterhalten 
lasisen,  weil  in  den  kommenden  Feiertagen  die  Förderung  in 
den  Schächten  ruhen  und  deshalb  die  Kohlenförderung  in  der 
allernächsten  Zeit  sich  noch  ganz  bedeutend  veriuinclern  wird. 
hm  eine  gänzliche  Stillegung  nicht  nur  des  Personen-,  sondern 
auch  des  Güter-,  Lebensmittel-  und  Kohlenverkehrs  zu  ver- 
hüten, wird  nunmehr  zu  den  äußersten  noch  zu  Gebote  stehen- 
den Sparmaßnahmen  gegriffen  werden  müssen.  Die  Staats- 
•bisenbahnverwaltung  muß  deshalb  die  Einstellung  des  gesam- 
ten öffentlichen  Personenverkehres  in  der  Weihnachtswoche 
vom  21.  bis  einschließlicb  28.  Dezember  in  Erwägung  ziehen, 
weU  in  dieser  Woche  die  Verkehrseinstellung  für  den  not- 
vyendigen  Geschäfts-  und  Handelsverkehr  am  wenigsten  ins 
"Tewjchl  fallt.  'Wohl  aber  werden  hierdurch  die  üblichen  Weih- 
nachtsreisen  ( \  ergnügungs- nnd  Urlaubsreisen)  unmöglich  o-e- 
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macht,  und  die  Staatseis^nbahnverwaltung  verhehit  eich  nichi 
daß  dies  selbstverständlich  einen  weiteren  schweren  sShlae' 
!uL^'^f''l^'^''^^\^^W^^^^  Bevölkerung  ES  Durch 
diese  Maßnahme  im  Vereine  mit  einer  weiteren,  d  rAufmfht 
erhaltung   dex  Lebensnotwendigkeitenr  der  BevölketuR^hl. 

Äam/"fi^^^^^^^  des /üterverkehres  hofft  das' 

btaatsamt  für  Verkehrswesen  über  die  nächsten  AVochen  noch 
hinuberzukommen  und  hofft  auch  dadurch  die  FiEug  der 
für  die  nächste  Zeit  angekündigten  zahlreichen  Souderzüge 
die    erholungsbedürftige  Wiener  Kinder    in    dar  ISml 

i^of  Tta  ^^°"h^^'  Dänemark,  Schweden,  Schwe^^  S 
tirot.  Italien)  befördern  sollen,  zu  ermöglichen" 

Diese  Verfügung  traf  sel)>stverständlich  auch  den  Lokalvei 
kehr,  ferner  aUe  elektrischen  Fernbahnen,  soweit  sfe  nich 

Sf'sW  bis^'fiOo'rK'f/""'^  Maßr^gersollten^  Wel 

laür  5Ü0  bis  600  t  Kohle  am  Tage  erspart  werden  Der 
Postenlauf  und  die  Versendung  der  Zeitungen  erfolgte  mit 
den  Güterzügen.  Auch  die  Südbahn  und  die  IS-bS 
'S^^e^A^.'^'''  StaatsbaCS^^' 

we^Äti  fM?£fü£i^i^Su£^z;;Ä 

mg  einer  Ersenbahn  Linz-Urfahr-Leonfelden-Ganneukirchen 
JH  «i^^  schmalspurige,  mitelekti? 
scher  Kraft  zu  betreibende  Loka.hlbahn  von  Lin^Urfahi  na^h 
DfrS  -lf''  ""'S  ^""^"^  Abzweigung  nach  Gallneukirchen  tfi r 
1^"^^''^  -^If-  Trassenrevision  und  Staatskommission  ai 
die  obero-Sterreichische  Landesregierung  geleitet. 

T  7  ,Y*'j;staartichung  und  Elektrisierung  »1er  Salzkainnierirut 
Lokalbahn.    Der  Ausschuß  für  Verkehrswesen  rler  Nation"  - 
Versammlung  hat,  wie  schon  in  Nr;  94,  S.  1006  d  Ztg  kurz  i!p 
richtet,  beschlossen,  nachstehende  Anregungen  'bezü^-lich  der 
Salzkammergut-Lokalbahn  der  Staatsregieruno- ;uim  s"tuc& 
uberweisen.  Limium 

1.  Die  Salzkammergut-Lokalbahn  (Salzburg  -  Bad  Ischl  uu  I 
St.  Lorenz-Mondsee)  ist  zu  verstaatlichen.  2.  Eine  zweite  An- 
regung •  betriff  t  die  Umwandlung  di^eser  schmalspurig  geführten 
'?Äfi^  ?T  J^"^^"""^^-  ^iit^'^essenten  im  Salzkammergut 
ei hotten  sich  hiervon  eine  Belebung  des  Verkehrs.  Ob  eine 
solche  m  größerem  Umfange  damit  tatsächlich  verbunden 
wäre  erscheint  zweifelhaft.  3.  Eine  dritte  Aureguno-  ist  <li..- 
Einführung  des  elektrischen  Betriebes  auf  der  genannten 
i5ahn.  4.  Eine  weitere  Anregung  ist  der  Ausbau  der  Streckt' 
von  Stemdorf  nach  Mondsee.  Sie  würde  namentlich  den  Weo 
von  Wien  in  das  Mondseegebiet  l>eträchtlich  abkürzen,  5  End" 
lich  wird  die  Verstaatlichung  der  Dampf schiffahrtsiinter- 
nehmen  im  Salzkammergut  angeregt.  Diese  Unternehmungen 
betmden  sich  zumeist  in  sehr  ungünstiger  finanzieller  Lao-e 
Durch  ihre  Vereinigung,  sei  es  durch  unmittelbare  Verstaat- 
lichung oder  durch  Bildung  eines  Syndikates  unter  staatlicher 
Unterstützung  und  Leitung,  dürfte  eine  Besseruno-  der  Ver- 
hältnisse am  zweckmäßigsten  zu  erzielen  «ein. 

—  Wirtschaftliche  Ausnützung  der  Brennstoffe.    Die  Not 

an  Brennstoff  in  Österreich  ist  Veranlassung,  mit  allen  Mit- 
teln auf  eine  wirtschaftliche  Auswertung  der  Brennstoffe  hin- 
zuarbeiten. Es  .sind  im  November  rl.  J.  im  Staatsamte  für 
Handel  und  Gewerbe,  Industrie  und  Bauten  unter  Vorsitz  des 
Staatssekretärs  Ing.  Zerdik  eins  Anzahl  von  Fachstellen  zur 
Vorberatung  der  Frage  zusammengetreten.  Die  Veitreter 
dieser  Koi-perschaften  sind  nach  eingehender  Berätung  des 
Gfegenstandes  übereingekommen,  die  Einrichtungen  und  Ar- 
beiten der  bereits  bestehenden  brennkrafttechnischen  Gesell- 
schaft m  Berlin  und  München  zu  studieren,  um  in  der  näch- 
sten Zeit  eine  ähnliehe  Einrichtung  auch  in  Österreich  zu 
schaffen.  Sämtliche  bei  der  Beratung  vertretenen  Körper- 
schaften, vor  allem  die  industriellen  Hauptverhände,  haben 
die  üachdrücklichste  Unterstützung  der  zur  Beratuno-  o-estan- 
denen  Arlieiten  zugesagt. 


Übrige  europäische  Länder. 

o  7  Erhöhuns:    der    schwedischen  Kanaltarife.  Für 

S9dertaliekanal  und  -Schleusenwerk  will  die  W^asserkraft- 
direktion  mit  Rücksicht  auf  die  unsichere  und  schnell 
wechselnue  Geschäftslage  keine  neuen  Tarifabändernngsvor- 
schlage  bringen.  Für  Trollhättakanal  und  Fahrrinne  will  die 
Direktion  nur  prozentuelle  Zuschläge  zu  den  in  Kraft  stehen- 
den Grundabgaben  für  1920  vorschlagen.  Die  Beibehaltuno-  dei 
.letzt  geltenden  Abgaben  dürfte  wahrscheinlich  dem  Sta^t  keim- 
unmittelbaren  Kosten  außer  in  der  Form  von  Rentenentgan"- 
verursachen,  doch  kann  anderseits  auch  nicht  auf  einen 
nennenswerten  Betriebsüberschuß  gerechnet  werden.  Da  es 
aber  eine  wichtige  Staatsaufgabe  sei.  falls  es  ohne  großen 
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Opf€r  d€Ä  Staates  tunlich  s«!,  möglichst  zu  verhiadern.  daß 
f'ine  Steig-eruBff  d-es  Aufwände«,  d^n  die  AUfiemeinheit  bei  Bc- 
autzunjc  der  öffentlichen  Ycrkehrismittel  zu  tragen  halje.  eiu- 
iret«.  so  schlägt  die  Diiektion  vor.  daß  auch  für  das  J ahr  1920 
die  Kanalabgaben  nur  50%  höh<?r  sich  Ijelauf^n  «olk-a,  als  die 
i'etzt  gelt.e-nden  Grundtarife  vorschreibeu.  Dr.  S. 

iSchwedischcr  Reisestrom  nach  Frankreich.     Zurzeit  ist 
<  in  besonders  starker  Eeis-estrom  von  Schweden  nach  iVank- 
leich  zu  bemerken.  Er  verspricht  nach  Neujahr-  noch  kräftiger 
t  einzusetzen.    In  Stockholm  hat  sich  ein  eigenes  französisches 
t'  Auskunftsbüro  für  Keimende  aufgetan.   Besonders  stark  ist  der 
t  .Strom  zur  Eiviera.   Es  sieht  tatsächlich  so  ans,  als  ob  es  wirt- 
r  schaftlich   vorteilhafter   wäre,   jetzt   an   der  französischen 
t  Riviera  zu  leben  als  in  Stockholm,  das  heute,  abgesehen,  vie]- 
'  Leicht  von  Wien  und  Petersburg  mit  ihren  chaotischen  ^'er- 
t  hältnissen,  den  Ruf  der  teuersten  Stadt  in  Europa  genießt. 
\  Auch  das  Reisen  selbst  ist  in  Frankreich  ungleich  billiger  als 
in  Schweden.  I^^-  ^■ 

—  Einkauf   von  Spitzbergenkohle   durch  die  schwedischen 
^Staatsbahneu.    Das  schwedische  Kohlenfeld  auf  Spitzbergen 
'  hat  .sich  der  Staatseisenbahnverwaltung  gegenüber  bereit  er- 

■  klärt,  eine  Lieferung  von  etwa  40  000  t  Steinkohle  zu  üiie;- 
nehmen.  Da  die  Eisenbahndirektion  durch  die  Liefonmgeu. 
welche  die  Spitzbergengesellschaft  im  Jahre  1918  machte.  Ei- 

'  fahrungen  über  die  gTite  Beschaffenheit  der  Kohle  gewonnen 
hat,  hat  sich  die  Eisenbahndirektion  bereit  erklärt,  die  Liefe- 
rung anzunehmen.    Die  Kohlengewinnung  soll  während  des 

■  Winters  1919/20.  des  Frühjahis  und  Sommers  1920  erfolgen, 
während  die  Verfrachtung  auf  Grund  der  Eisverhältnisse  in 
Spitzbergen  erst  während  des  Sommers  und  Herbstes  stattfinden 
kann.  Infolgedessen  hat  die  Gesellschaft  um  Gewährung  vcu 
\'orschüs.seu  nachgesucht,  die  ihr  von  der  Eisenbahndirektion 
unter  gewissen  Yorsichismaßnahmen  auch  zugesagt  wurden. 
Die  in  deutschen  Zeitungen  kiirzlich  gebrachten  Berichte  über 
.schwedische  und  norwegische  Kohleufelder  und  Anlagen  aul 
Spitzl>evg<'n,  welche  u.  a.  den  schwedischen  Kohlenlagern  eine 


Schiffsraum  vorhanden  sei,  werden  als  weit  übertrieben  be- 
zeichnet. iSchwe^den  wolle  zunächst  einmal  füi-  das  kommende 
.Fahr  die  Ausbeute  auf  60  000  t  bringen.  Dr.  S. 

—  Bcanstanduuseu  an  der  Wirtschaftlichkeit  der  schwedi- 
schen Staatsbahnvcrwaltuns.  Die  Revisoren  des  schwedi- 
scheji  Reiclistages  hal>en  nunmehr  ihre  Beanstandungen  an 
den  Etats  für  1918  vorgelegt.  Diese  beziehen  sich  auch  aul 
die  Staatsbahnverwaltung.  So  wird  beanstandet,  daß  die 
Staatsbahndirektion,  nachdem  sie  am  8.  November  1915  ihrem 
Personal  das  Zugeständnis  gemacht  hatte,  unter  gewissen  Um- 
s.tänden  seinen  Haushaltsbedarf  an  Steinkohlen  bis  zu  einer 
l>estimmten  Höhe  aus  den  Staatsbahn  Vorräten  zu  decken, 
weiterhin  keine  Rücksicht  mehr  genommen  habe  auf  die  uach- 
iräglich  erfolgten  Änderungen  an  den  Steinkohlen-  und  Koks- 
preisen, sondern  die  Abgabepreise  allzu  niedrig-  angesetzt 
habe.  Die  wirklichen  Ausgat>en  der  Staatsbahnen  seien  so- 
nach nur  zum  geringen  Teil  durch  die  Leistungen  des  Per- 
sonals gedeckt  worden. 

Das  ungünstig-e  wirtschaftliche  Ergebnis  der  Staatsbahnen 
war  ein  Gegenstand  der  Revisionsprüfung.  So  wurde  beson- 
ders ein  A'erlust  von  5  360000  Kr.  an  der  Staatsl:)ahnzeatral- 
speiseanstalt  bemerkt.  Es  sei  die  Absicht  gewesen,  daß  die 
Einkünfte  an  dieser  Zentralküche  ungefähr  .  die  Ausgaben 
für  den  Lebensmitteleinkauf  decken  sollten.  Aber  das  sei 
nicht  durchgeführt  worden.  Weiter  sei  das  Personal  im 
Laufe  des  Jahres  um  nicht  weniger  als  3528  Personen  ver- 
mehrt worden,  ungeachtet  dessen,  daß  der  Verkehr  Neigung 
zum  Niedergang  zeigte.  Die  Personalausgaben  seien  dadurch 
bedeutend  gestiegen.  Nach  Ansicht  der  Revision  hätten  ge- 
rade hier  bedeutende  Ersparnisse  gemacht  werden  können. 

Nel>enl>ei  bemerkt  geht  die  eingeleitete  Personalmindemng 
(vgl.  Nr.  90,  S.  962  d.  Ztg.)  zurzeit  nicht  ohne  Widerstand  vor 
sich.  Der  Verband  der  Eisenbahner  ist  vorstellig  geworden, 
es  möchten  mit  Rücksicht  auf  die  Arbeitslosigkeit  während 
des  Winters  keine  Entlassungen  stattfinden.  Die  Eisenbahn- 
direktion ist  aber  fest  geblieben  und  hat  geantwortet,  daß  der 
.  Reichstag  dringend  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen  habe, 
nichts  zu  unterlassen,  um  zukünftig  ein  zufriedenstellendes 
rjetriebsergebnis  zu  erzielen,  die  wichtige  Frage  der  Ans- 
gabenbegrenzung  genau  zu  prüfen  und  alle  Einsparungen 
und  Einschränkungen,  die  sich  mit  der  Aufrechterhaltung 
des  Betriebs  vereinbaren  ließen,  zu  machen.  Dr.  S. 

—  Betriebserffebnisse  der  schwedischen  Staatsbahneu  und 
Änderung:  der  Grundlagen  für  die  Gebührenberechnnngen.  Der 

Betriebsverlust  der  schwedischen  Staatsbahnen  für  1919  läßt 


sich  nunmehr  auf  S  Millionen  Kronen  berechnen,  Da  dei 
Reichstag  zur  Deckung  dieses  Verlustes-  seinerzeit  25  Milh- 
onen  Kronen  ausgesetzt  hat,  so  ergibt  sich  ein  Überschuß  von 
17  Millionen  Kronen,  welche  die  schwedische  Eisenbahndirek- 
tion nunmehr  zur  Al>schreibung  an  der  durch  den  Betriebsver- 
lust für  1918  vermehrten  Kapitalschuld  verwenden  möchte. 

Für  1920  werden  Einkommen,  Ausgaben  und  Überschuß  zu 
324,  311  und  10  Millionen  Kronen  berechnet.  Daß  der  Über- 
schuß trotz  der  letzten  Gebührenregelungen  nicht  größer  aus- 
fällt, wird  hauptsächlich  dem  staiken  Rückgang  des  Verkehrs 
zugeschrieben.  In  welchem  Maße  dieser  Rückgang  der  allge- 
meinen Geschäftslage  oder  der  Gebührenerhöhnng  zu- 
zuschreiben ist,  läßt  sich  nicht  feststellen.  Sobald  die  Frag<- 
der  Steinkohlenbeschaffung  zufriedenstellend  gelöst  sein  wird, 
sollen  die  angekündigten  Vorschläge  über  die  Herabsetzung 
der  Gebühren  ins  Leben  treten. 

Bei  der  Berechnung  künftiger  Betriebsüberschüsse  hat  die 
Eisenbahndirektion  bisher  den  Grundsatz  durchgeführt,  die 
Gebühren  so  zu  regeln,  daß  als  Miudestüberschuß  ein  Betrag 
erzielt  werden  sollte,  der  der  Rente  des  in  sog.  „rententragenden 
Bahnteilen"  niedergelegten  Kapitals  entsprach.  Dieser  Grund- 
satz wurde  bei  der  Berechnung  des  Einkommens  für  1921 
etwas  geändert.  Die  Direktion  will  künftig  als  den  vor  allem 
wünschenswerten  Mindestertrag  die  Summe  ansetzen,  die  der 
Jahresrento  des  Anteils  der  Staatsbahnen  an  der  ganzjen 
Staatsschuld  entspricht.  Dieses  neue  Berechnimgs verfahren 
steUt  an  die  Höhe  der  Gebühren  bedeutend  niedrigere  An- 
sprüche als  das  frühere.  Für  1920  Avüi-de  z.  B.  um  6,2  Milli- 
onen Kronen  weniger  Einkommen  verlangt  werden.  Da.  die 
Verhältnisse  sowohl  bezüglich  des  Verkehrs  als  auch  der  Aus- 
gabenhöhe ungemein  unsicher  sind,  kann  die  Direktion  da.s 
wirtschaftliche  Ei  gebnis  für  1921  nicht  genauer  berechnen,  doch 
soll  bis  Anfang  Mai  1920  eine  berichtigte  Bereclmung  vorge- 
legt werden.  Dr.  S. 

—  Die  Leitung  des  englischen  Feldeisenbahnweseus.  Ob- 
gleich England  den  Krieg  von  langer  Hand  A  orbei-edtet  hatte, 
war  es  doch  auf  vielen  Gebieten,  für  ilin  schlecht  gerüstet,  so 
auch  in  bezug  auf  das  Feldeiseubahnwesen.  Es  dauerte  daher 
bis  zum  Herbst  1916,  che  die  Organisation  dieses  Dienst- 
zweiges zu  einem  gewissen  Abschluß  kam ;  es  war  für  das 
englische  Heer  deshalb  ganz  besonders  wichtig,  weil  die 
Trennung  zwischen  Heimat  einerseits  und  Feldheer  in  Frank- 
reich andrerseits,  von  den  Heeren  auf  weiter  entfernten 
Kriegsschauplätzen  gar  nicht  zu  ledeu.  durch  das  zwischen 
ihnen  liegende  Meer  alle  Transporte  und  allen  Nach-  und 
Rückschub  außerordentlich  erschwerte.  Im  November  1916 
wurde  der  Posten  eines  Generaldirektors  des  Transportdien- 
stes geschaffen,  wobei  Sir  Eric  Geddes,  der  spätere  A^erkehrs- 
ininister  (s.  Nr.  84  d.  Z.),  Generaldirektor  der  Jlilitär-Eisen- 
bahnen  wurde.  Er  leitete  das  Eisenbahnwesen  des  Heeres  in 
Frankreich ;  für  die  entsprechende  Tätigkeit  in  England  wurde 
der  Generaldirektor  der  Midiandbahn,  also  ebenfalls  ein  nam- 
hafter Eisenbahnfachmann,  zu  seinem  A^ertreter  bestellt. 
Schon  im  Januar  1917  Avurde  aber  wieder  eine  A'"erände- 
ruug  vorgenommen.  Der  Bedeutung  der  Eisenbahnen  für  das 
militärische  Transportwesen  entsprechend  wurde  die  bisherige 
Generaldirektion  des  Transportdienstes  in  eine  GJeneraldirektion 
der  Transporte  und  Eisenbahnen  umbenannt.  AVieder  wurde 
ein  führender  Eisenbahnfachmann,  der  Generaldirektor  der 
Großen  Zentralbahn,  zum  Transportdirektor  ernannt,  dem  beim 
Ausscheiden  des  Generaldirektors  die  drei  Zweige  des  militä- 
rischen A'erkehrswesens :  1.  der  Transportdienst,  2.  die  Eisen- 
bahnen und  Straßen  und  3.  die  Binnenwasserstraßen  und 
Häfen  unterstellt  wurden.  .  Zu  den  Obliegenheiten  der  genann- 
ten Direktionen  gehörte  die  Beschaffung  aller  Baustoffe  und 
xMaschinen  zum  Bau,  zur  Ausrüstung  und  zur  Unterhaltung 
der  militärischen  Eisenbahnen  und  Straßen,  ebenso  der  Be- 
trieb dieser  Eisenbahnen  und  der  Wasserstraßen,  unter  denen 
namentlich  die  französischen  Kanäle  eine  wichtige  Rolle 
spielten.  Selbstverständlich  bildete  auch  die  Einrichtung  und 
Ausgestaltung  von  AA''erkstät1>en,  Verschiebebahnliöfen  u.  dgl. 
einen  Teil  der  Dienstgeschäfte  dieser  Stellen.  Ariele  hundeit 
Kilometer  Eisenbahnen  wurden  unter  ihrer  Leitung  gebaui, 
auf  denen  tausende  von  Lokomotiven  für  A'oll-  und  Schmal- 
spur mit  Dampf-.  Motor-  und  elektrischem  Antrieb  mit  mehre- 
ren Zehntausenden  von  Wagen  verkehrten.  Das  zum  Bau  dei- 
Eisenbahnen  und  Straßen  nötige  Personal  Avurde  im  Truppen - 
feger  Lüugmoor,  wo  die  Eisenbahntruppen  einen  ihrer  Frie- 
dens-Übungsplätze hatten,  dasjenige  für  den  Betrieb  der 
Häfen  und  AVasserstraßen  in  Richborough  ausgebildet  und  zu 
Truppenverbänden  zusammengestellt,  .im  letzteren  Ort,  einem 
kleinen,  vor  dem  Kriege  kaum  bekannten  Hafen  an  der  eng- 
lischen Westküste  zwischen  DoA'er  und  der  Themsemündung, 
Avurde  eine  große-  Hafenanlage  mit  lunfangreichen  Gleis- 
gruppen geschaffen,  wo  ein  erheblicher  Teil  des  A^'erkehr's 
zwischen  England  und  Frankreich  abgCAvickelt  Avurde.  Zuj 
Ausbildung  in  den  verschiedenen  Dienstzweigen  Avurden  be- 
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sondeiH}  Schulen  eino-erichtet,  und  technisch  ausffeljild«te  Offi- 
ncre  wiuxkn  für  dio  Kri<>oführuno,-  in  Fi-aolireich,  Äsvpten 
Mesopotamien.  Salouiki,  Ilalkn,  Rumäni'en,  iin  Kaukasus,  am 
Iva-spischcu  Meer,  in  "Wladiwostok,  Murmansk  und  Archano-«lsk 
u-e^t'Cllt.    \  on  d^em  senaunton  Haf<?u  von  Eichhoroug-h  nach 
Diinkirpücn  und  Calais  sowie  von  Southamptou  nach  Dicppc 
und  Clm-bourii-    wurden    Eisenhahnfährou    eino-crichtet,  die 
auli^r  Eisenliahubeu-iebsmittpln  namentlich  schwere  Geschütze 
und  Kraftwagen  bt-fördert^n.    Mehrere  hundert  Schuten  und 
.■Schleppkähne  wui-den  für  den  Verkehr  zwischen  Kichborouo-h 
und  Irankreach  gebaut;  ihre  Bauart  war  so  2,e wählt,  daß  sie 
die  fceereise  zwischen  England  unri  Frankreich  nia-hen  aber 
.iuch  auf  die  französischen  Kanäle  ülKrgehcn  konnten  '  4uch 
tur  den  Nil,  den  Suezkanal,  den   Euphrai   und   den  "  Tio-ris 
\vurden  öchiffe  uestellt. 
Für  die  Zwecke  des  Krieges  wurden  iiber  11  000  km  Gleis- 
geliefert,  wovoji  etwa  4S00  km  für  ^•ollspur  und 
t>4ü0  lau  für  GO  cm-  und  Meter-Spur  waren.    Der  Trausporl- 
dienst  des  Heeres   umfaßte  die  Beförderuug-  von  llOüOOOO 
Mann  über  den  Kanal  nach  und  von  Franki  eich,  einschließlich 
«lerienigeu,  die  über  Cherbourg  und  Tarent  weiter  nach  dem 
Osten  gingen.    An  einem  Tage  beHef  sich  die  Menge  der  be- 
torderten Truppen  auf  32  000  Köpfe.    Nach  dem  festen  und 
"^ii  den  östlichen  Kriegsschauplätzen  wurden  5G00  00(» 
Dtliziere  uud  .Manuschaf len  liefördert.    Au  Pferden  und  Mau  1- 
lieren  betrug  die  Zahl  dei-  Tianspoite  SüO(MX).  Die  befördei- 
i<  II  \  orraie  wogen  ;500000t)0  1.    5000(10  Fahizeuge  auf  eio-eneii 
IJailr-rn.  wiii'den  v.erf rächtet. 

Kegelmäßige  Luftpostliaie  zur  Murmanküste.  Mitk  Ok- 
iober wurde  die  ersl;e  finnländische  Lnftpo^tlinie  eröffiui. 
Uer  Ii  liegerkapitan  Ivikkola  flog-  von  Scuxlavala  am  Ladoo-a- 
""f,  -)I"'™a.'iküsle  und  führte  die  Posl,  und  zwar  au>- 
M'hliel^lich  Kurierixist.  mit  sich.  Der  Adjutant  des  Chiefs  der 
nissisclieu  Marmautrurjpeu  flog  mit.  Dies.p  Linie  .soll  reo-el- 
uialkg  betrieben  werden  und  die  einzige  Verbinduno-  mit  den 
Murmantruppeii  sein,  wi-nn  die  Häfen  einmal  /ii>.:  froren  sind 

Or.  S. 


Fremde  Erdteile. 

i»  Kanada.    Wie  aus  Moutieal  Liulerm 
-'0.  Dezemlier  gemeldet  wird,  faii.i  zwischen  einem  (üiter^u"- 
imd  einem  Personenzug,  der  Keisende  des  Dampfers  Empreß 
'  I  Trance-  betörderte,  ein  Zusammenstoß  statt  bei  dem  15  Per 
Milien  getötet  und  eine  Anzahl  verletzi  wurden 


Zeitiiujc  des  Voreias 
_Deuts£her  Eisenbahnvorwaltuiigän 


Allgemeines. 

_  Leistuuft-eu  der  Dampflokomotiven.  lu  der  am  16  Sep- 
i'-mber  d.  Js.  abgehaltenen  Versammlung  des  Vereins  Deut- 
>rüer  Uaschinenmgenieure  sprach  Eegienmgis-  und  Bannt  Di  - 
Ing.  \  elte  aus  Dauzig  über  „Die  zweckmäßige  Darstill  an'.- 
der  Leistungen  der  Dampflokomotiven  und  die  Verwendiiu- 
solcher  Darstellungen  im  Zug-förderungsdienst.  besondeiQ 
auch  zur  Aufstellung  und  Prüfung  von  Fahrplänen,  erläutert 
an  Beispielen  des  praktischen  Betriebes".  Der  Vortra "end.e 
ging  davon  aus.  daß  eine  zweckentsprechende  Fahrplanauf- 
stellung- möglichst  weitgehende  maschinenle.clinische  ■\lii- 
arbeit  bedingt,  damit  der  Lokomotivpark  unier  'cuauer  'Be- 
rücksichtigung- der  Strecken  Verhältnisse  richtig^  eingesetzt 
«ard.  Zu  dem  Zwecke  isind  Darstellungen  nötio-,  welche  die 
Leistungstahigkeit  der  Lokomotiven  unter  Berücksichtioun'- 
aUer  maßgebenden  Gesichtspunkte  möglichst  eindcutio- '  fesf- 
legen  und  m  inrer  Verwendung-  einfach  sind.  Unter  4.nleli- 
iiung  an  die  Ermiltlungen  Strahls  für  Ileißdampflokomotiveu 
(Glasers  Aunaleu  1913,  Bd.  73,  S.  86  u.  87)  wurde  von  der 
..eistgugvifahigke^it^^der  Rostfläche  bei  dem  Anstrengungsgrad 

=  "l7)6  =  V ooooÖo' ~  ausgegangen.  Hierin  bezeichnet  B 
die  stündlich  auf  1  qm  Eostfläche  verbrannte  Kohlenmenge 
in  kg:  und  h  den  Heizwert  der  Kohle.  1  qm  Eostfläche 
erzeugt  dann  bei  einem  Gesamtkesselwirkungsgrad  von  v\  o.O 
stündlich  b=  -^-^SSüOkg  Dampf  von  13  at  absolut,  t  =  ;3b\" 
und  einem  Wärmeiuhalt  von  7-25  Wärmeeinheiten.  Die 
Beurteilung  der  Dampfverwertung  zur  Erzielung  einer 
bestimmten  Leistung  N;  in  Pferdestärken  erfolgte  unter 
Uho'^zb^r^'  V°i?  Weiterbüdung  der  Unterfuchungen 
l^ihotzkjs,  welche  m  der  Zeitschrift  des  österr.  In- 
Architekten -Vereins  1915,  Heft  26  —  28,  ver- 
ÄnizIfi^PW^n  "^^"^^^  der  mittleren  Drucke  p;  und 
nt^Ä  '  wurden  für  eine  Eeihe  von 

Umdrehungszahlen  n  für  1  sec  für  die  Spannungen  von  12  bzw 


dir  ^■^f^^'^^^iT,''  ''■'^*«lüt  m  ihrer  Abhängigkeit  ^Mn 

dei  Füllung  £  dargestellt  und  gleioh^itig  gezeigt,  wie  wi 

MH  mul  S<'.lu<=l>erkasten.spaiiBungen  zu  berücksicdi  ig^n  -s  i  l. 

Mit  Hilfe  dieser  Darstellungen  und  unter   \erwenduno-  dei 


Gleichungen   \i     --^  und  N; 


wurde    die    X,- Schau- 


linie in  ihiei-  Abhängigkeit  von  der  Geschwindigkeit  V 


I 


ei-miltelt.  Dabei  ist 


■270 


111  km 


ein  Festwert,  der  gleich       ist ;  K  ist  ein 

zweitei-  Festwert  der  Lokomotive  nach  derGleichung  K  =  "^"^^d 

T^iih^'.n^fi^'''*'."'^'''''''^"'*^''^^''  «  ^'ei-  Hub  in  cm  und  D  ^  der 

iiiif  ^  Weiter  wurde  gezeigt,  wie  die  vor- 

Äi!??  i^ests  ellungen  zur  Ermittlung  derrichtigen  Zyhnde^- 
.f.i?^,?^n  ^f'^T'"'^""--  und  gleichzeitig  Eicklinien 

datur  angegeben,  wie  zur  noch  genauereS  Festlegung  der  pi  und 
Oi_  Werte  weiter-  zu  arbeiten  wäre.    Nach  Darstellung  van- 
NiZ  wurde  unter  \'erwendung  der  Gleichung  Z;  -  ^'^'^^^^die 

S'\S'rsftn/;'^'^''f  ^  ^'  <^^:"^i^t'^lt  ™d  unter  \'erwlndung 
Bd    tV  f  r^'^-i^  von  Strahl  (Glasers  Annalen  1913^ 

To^npniJfo  t  ^    die  Zugkräfte   am  Zughaken    Z,g  und  die 
Tonnenbelastungen   für   verschiedene  Neigungen  festgelegt 
onS,nf Ermittlungen  wurden  für  die  emzelnen  Lokomotivl 
Stern  ^^."^  rua  ^übersichtlichen  Schaubild  zusammenge- 

eiti  1?r  •1^'^'  ■f'"'"'  Geschwindigkeit  und  Steigung  mii 
T^^.  9\  i-''^"^**.^*'^  werden  kann.  1)  Belastung-  Z  zg  in 
Tonneu.  2  die  Leistung  N;  in  P  S,  Z,g  3)  die  Zugkraft  Zi  in  k" 
)  d  e  Zugkrait  Z.g  PSi  am  Zughakenf  6)  der  DlimpfverbraxfcT; 
1  PSi^/.#  f"^^'-..^^  der  spezifische  Dampf  verbrauch  Ci  für 
zXl  uL'J  Druck   pi  in  kg,  8)  die  Umdrehungs- 

?m  Vifi  \  ''V' Kolbengeschw-indigkeit  in  m  sec. 
duno  n'^''  J'^il^Ä-  e.    Weiter  wurde  die  Verwen- 

u^]7i£LP  1  f^^'^'^p''^,- '^'^  verschiedensten  Fragen  des 
z^Stn  ^^^'^  Beziehungen 

f,^f}?,^  ff™.  Dauipfverbrauch  T)t  in  einer  bestimmten  Zeit 
^^.i  Aibhaugigkeit  von  der  Geschwindigkeit  V  und  den 
^treckenverhaltnissen  formelmäßig  festgelegt  und  ferner  An- 
leitungen gegeben  zur  zweckentsprechenden  Aufschreibung 
und  Auswertung  praktischer  Versuchsergebnisse. 

In  dem  zweiten  Teil  des  A'ortrages  wurde  gezeigt,  wie  die 
xors  eheuden  Ermittlungen  bei  der  Fahrpianauf Stellung  vS 
TNendung  finden  können  an  Hand  eines  von  dem  Verfassei- 

uX^nt'i*'^!,    f^^iH^""*-.^  "'i  wesentlichen  dadurch 

geKennzcuchnet,   daß  -unter  Benutzung    der    ermittelten  Be- 
lastungstabellen bzw.  besonders  abgeleiteter  Formeln  für  du 
ICAveiüg    g-egebenen  Verhältnisse    ein  Geschwindigkeitsbild 
bezogen  auf  die  Zeit,  ermittelt  wird,  aus  dem  dann  direkt  das 
Acitwegbild_(der  graphische  Fahrplan)  entwickelt  wird.  Mn 
Hille  der  Verbindung  beider  Schaulinien  kann  dann  an.M- 
geb-eu  werden    an  welcher  Stelle  sich  der  zu  beobaclitemle 
/.ug  zu  einer  bestimmten  Zeit  befindet  und  mit  welcher  (^e- 
--chwiiKligkeit  er  sich  bewegt.    Dabei  ist  es  mit  ffilfe  dei- 
Belastnngstabelle^    stets   möglich,    und  hierauf  wird 
besonderer  Wert  gelegt,  festzustellen,   welche  Be- 
anspnichuiig    der  Lokomotive    bei    den    einzelnen  Zeitab- 
hli  f,!Ti Denn  nur  wenn  dies  möglich  ist  und  auch 
bei  Antstelluug-  der  Fahrplane  tatsächlich  beachtet  wird,  ist 
mau  bei  deren  \  erwirklichung  vor  Überrascliungen  gesichert 
Stellt  man  das.  Geschwindigkeitsbild  einer  Fahrt  nach  der 
Zeit  dar,  so  zeigt  dies  teils  krummünigen,  teils  gradliiiigeu 
veidaul.    Da  der  krummlinige  Teil  rechnerisch  schlecht  zu 
yertolgen  war,  mirde  auch;  dieser  in  geeigneter  Unterteilung 
duich  einen  gradlinigen  Verlauf  ersetzt.    Infolgedessen  er- 
gaben sich  einfache  Formeln,  welche  zur  Berechnuno-  der 
lahrzeiten  dienen  konnten.   Die  zunächst  für  die  Horizontale 
und  tur  eine  bestimmte  Last  G  aufgesteUten  Formeln  wurden 
dann  weiter   für  die   schnelle  Berücksichtigung  beliebio-er 
btiecken Verhältnisse  und  Zuglasten  geeignet'  gemacht,  wobei 
gleichzeitig  Av eitere  Anleitungen  für  die  zweckentsprechen  'r 
praktische  Auswertung  gegeben  wurden.    An  einer  Eeihe  von 
Beispielen  wurde  die  praktische  Durchführbarkeit  des  Ver- 
fahrens g^ezeigt,  und  zwar  für  die  verschiedensten  Strecken- 
verJialtnisse.  Gleichzeitig  wurden  für  die  behandelten  Fahnen 
mit  den  aufgestellten  Formeln  unter  Verwendung  der  nach  den 
Angaben  Lihotzky's  ermittelten  Weite  für  pi  und  Di  die  er- 
torderlichen  Dampfverbrauche  festgelegt  und  diese  Ero-eb- 
msse  mit  denen  ähnlicher  praktischer  Versuchsfahrt>en  ver- 
gliclien.    Hierbei  ergab  sicli  im  allgemeinen  eine  genügende 
Ubereinstimmung,  so  daß  damit  die  praktische  Verwert bar- 
keit  der  ausgebildeten  Verfahi'en  als  erwiesen  gelten  konnte 
Der  lehrreiche  Vortrag,  der  das  lebhafteste  Intei-esse  fand' 
wird  demnächst  ausführlich  in  den  Annalen  für  Gewerbe  und" 
Bauwesen  veröffentlicht  werden. 


1.  Dezember  191".  H>')/  Nr  H'l 


Amtliche  Bekanntmachungen. 


1.  Verkehrswiederaufnahme. 

Am  27.  (1.  M.  wird  der  Güter v<rke)ii 
t'  unseren  Linien  ohne  Einsohränknns 
'■der  anfg^nommen. 
r.nxemburo:.  25.  Dezember  1919. 
Prinz  Heinrich-Eisen l^ahn- 

Gresellschaft.  (]ä<Ki) 


2.  Güterverkehr. 

Ueutsch-   und  niederläudisch-russi-iilKM 
Eisenbahnverband. 

Ui«  Gütertarife,  Teile  I,  II.  Ill  und 
,  1\'  vom  1.  September  1909  n.  St.,  Teil  Va 

-  \om  1.  Juli  1912  n.  Sr..  Teil  Tb  vom 
^  14.  Januar  1914  n.  St..  Teil  Yla  und  \lh 

-  vom  1.  Au.onst  1910  n.  St.  und  Teil  Vll 
vom  1.  Juni  1909  u.  St.  mit  den  Xach- 
1  ragen  und  di^e  als  Sonderausiiabeu  ( i  - 
•schieneuen  Auszüge  aus  dem  Teil  III 
mit  deu  Xaohträo-en,  die  .«eit  dem  Au.>- 
l)ruch  des  Krie;;-«*  zwischen  Deutsch- 
land und  Rußland  nicht  mehr  anwend- 
bar sind,  werden  mit  sofortiger  Gültia- 

,  keit  aufßehoheu.  (1299) 
I     CharlottenburÄ-,  10.  Dezember  1919. 
Eisenbahndi rektion  Brombers". 
als  sreschäftsführende  A'erwaltuno'. 


Enfflisch-südwestdeutsehcr  Güter- 
verkehr. 

( Wrkehi-  mit  T?ail(>n,  Pfalz,  Eeichsbahu. 
\Vürttem)>era:usw.)  (A'crkehr  mit  Bas«  1). 

Die  Tarife,  deren  Anwendung"  sehon 
seit  KrieÄsbei;inn  ausgeschlossen  war, 
werden  mit  sofortiger  Gültigkeit  auf- 
gehoben. 

i'öln.  den  21.  Dezeuil>er  1919.  {1301) 

Eisenbahndirektion, 
auch  namens  der  l>eteiligten  \'er- 
waltungen. 


Elsaß-Lothring;isch-Luxenibure;isch- 
Badischer  Tiortarif. 

Der  Tarif  wird  mit  sofortiger  V^  ir- 
kung  aufgeho)j«en. 
Karlsruhe,  den  22.  Dezember  1919. 
( ieiK  raldirektion  der  Bad.  Staat.s- 

eisenbahnen.  (1311) 

•Staats-  und  I'rivatbahn-Güterverkehr. 
—  Tfv.  ä  — . 

-Mil  Gültigkeit  vom  1.  Jannar  1920  ab 
wird  der  Binnen-Gütertarif  der  Bran- 
ilenbnrgischen  Städtebahn  (Xr.  57  des 
Tarifverzeichnisse.s)  durch  t'^lwjrnahme 
ilieses  Tarifs  in  den  Staats-  imd  Privat- 
bahn-Gütertarif, Teil  II,  aufgehoben. 
Die  hierdurch  bedingteu  Tariferhöhun- 
gen werden  in  der  am  29.  Dezembyrl9]9 
erscheinenden  Xiimmer  des  Tarif anzei- 
gers  veröffentlicht. 

Auskunft  gel>en  die  beteiligten  Güter- 
abfertigungen sowie  da^  Auskunfts- 
büro, hier,  Bahnhof  Alexanderplatz 

Berlin,  den  23.  Dezember  1919.    (1309 1 
Ei&enbahndirektion. 


lieutsch-französischer  Verband  (Ver- 
kehr mit  und  über  Elsaß-Lothringen)  und 
Deutsch-südfranzösischer  Verband  (Ver^ 
kehr  mit  den  Paris-Lyon-'Iittelmeer- 
bahnen). 

Tfv.  Nr,  680  a.  Teil  I.  A.  ßeglementa- 
risehe  Bestimmungen  vom  22.  12.  1908. 


Tfv.  Nr.  öStic.  Aiiliaug  zu  den  Tarifen 
( A'erzeichnis  der  franzosischen  Eisen- 
bahnen usw.)  vom  1.  Januar  1911. 
Deutsch-französischer    A'erband  (Ver- 
kehr mit  und  über  Elsaß-Lothringen). 
Tfv.  Xr.  680  b.    Teil  T  B.  Tarifvor- 
schriften und  Güterklassifikation  vom 
1.  Juli  1911. 
Tfv.  Xr,  686  a.  Teil  II  A.  Frachttafeiu 
für  die  deutschen  Bahnstrecken  vom 
1.  Oktober  1913. 
l'fv.  Xr.  686  b.  Teil  II  B.  Tarif tabellen 
für  die   französischen  Bahnstrecken 
vom  1.  Juli  1910. 
1  fv.  Xr.  686  c.    Teil  II  G.  Kilometer- 
zeiger für  die  deutschen  und  i'rauzö- 
si.schen    Bahnstrecken    vom    1.  Ano-. 
1912. 

Tfv.  Xr.  686  d.  Teil  III.  Diiekic  Prachi- 
.*ätze  für  gewisse  Artikel  \  om  1.  Ok- 
tober 190{). 
Tfv.  Xr.  688.     Ausuahmetarif  für  di<' 
Beförderung  von  mitteleuro|>äischem 
Holz.  Holzstoff,  llolzzellstoff.  Stioh- 
stoff   und   Strohzellstoff   von  Statio- 
nen deutscher  Bahnen  nach  Stationen 
der    französischen    Ostbahnen  vom 
1.  Jan.  1911. 
Die  vorJx'zeichneteii  Tarife,  di-ren  Au- 
weiidung  bereits  im  Oktober  1914  aus- 
geschlos.sen  wurde,  werden  mil  soforti- 
ger Gültigkeit  aufgehoben. 

Göln,  den  20.  Dezeuiber  1919.  (1310) 
Eisenba  hndirektion, 
aiicli  uamens  der  l»cteiligten  deutschen 
Verwaltungen. 


Gemeiuschaftlidies   Heft  Clb 
(Stationstarif tafeln  usw.)  fTfv.  200). 

Mit  Gültigkeit  vom  1.  ilärz  1920  ab 
wcn-den  iui  Abschuitt  III  Überfuhrge- 
bühreu  und  sonstige  örtliche  Gebühi-en 
folgende  Cberf uhrgebühren  erhöht: 

1.  zwischen  Braunschweig  Hbf.  und 
Braunschweig  Ost, 

2.  zwischen  Magdeburg-  Alle  Xeu- 
stadt  und  der  I^adestelle  am 
..  Pachthof  sgleL^e'-, 

;').  zwi.scheu  Magdeburg  Elbbf.  und 
den  Ladestellen  „An  der  Sülze" 
und  „Am  Kranstran»-©", 

1.  zwischen  Magdeburg  Sudenburg 
und  der  Ladestelle  „Am  Breiten- 
wege", 

■").  zwischen  Magdeburg   Elbbf.  und 
den  übrigen  Bahnhöfen  iu  Magde- 
burg bei-  Sendungen,  die  nach  der 
zollamtlichen      Behandlung  in 
.Magdeburg    ■  Elbbf,  unverändert 
auf  Grund  des  alten  Frachtbriefes 
von  diesem  Bahnhofe  nach  einem 
anderen  Bahnhofe  in  Magdeburg 
übergeführt,  werflen. 
Xähercs  enthält  die  am  29.  Dezember 
1919  erscheinende  Xummer  des  Tarif- 
anzeigers. 

Auskunft  geben  auch  di-e  beteiligten 
(^rüterabfertigungen  .sowie  das  Aus- 
kunftsbüro, hier,  Bahnhof  .Mexander- 
i)latz.  , 

Berlin.  26.  Dezember  1919.  iT315) 
Eisenbahndirektion. 


Wechselverkehr  Sachsen-Bayern 
rechtsrh.  Xetz,   Tarifheft  7  B. 

Am  1.  März  1920  tritt  der  Xachtrag  1 
ju  Kraft.  Er  enthält,  autSer  den  Ent- 
fernungen für  die  neu  aufgenommeneu 
Stationen  Chemnitz^Borna  Ladestelle. 
Kleinwelka.  Leipzig^Stünz  und  Xieder- 


wuröchmtz  der  Sachs.  Slaatweisenbaiineii 
noch  g-eänderte  Entfernungen  für  eine 
größere  Anzahl  bayerischer  und  sächsi- 
scher Stationen.  Die  geänderten  Ent- 
fernungen haben  Fraohterhöhungen  zui 
Folge.  Außerdem  enthält  der  Xaehtrag 
die  bisher  dtirch  Verfügung  bejianni 
gegebenen  Tarifänderungen.  Auskunft 
erteilt  unser  Yerkehrsbüro  hier,  AViener 
Straße  4'. 

Dresden,  24.  Dezember  1919.  (1313) 
Gen.-Dir.  d.  Sächsv  Staatseisen b., 

als  g'eischäftsführendo  ^"erwaltung. 


Wechselverkehr  Sachsen-Bayern 
(pfälz.  Netz),  Baden  und  Württemberg. 

Am  1.  März  1920  treten  zu  den  Tarif- 
Ireften  8  B,  -  9  B  und  IIB  die  Xach- 
iräge  1  in  Kraft.  Sie  enthalten  außer 
den  bereits  durch  Bekanutniachiiag  \ei- 
lautbarten  Änderungen  und  Ergänzun- 
gen im  wesentlichen  noch  Änderungen 
der  Kilometertafel  11,  wodurch  Fracht- 
ei'iiöhungen  eintreten. 

.Uiskuuft  erteilt  unser  Verkehrsbüro. 
Iiier.  Wienerslraßo  411. 

Dresden,  27.  Dezember  1919.  (1314) 
(ien.-Dir.  der  Sachs.  ^taatsei.seab., 

als  geschäftsführende  Verwaltung. 


Staats-   und  Privatbahngiitei-verkehr. 

Die  den  an  der  preußischen  Grenze 
nuibehaudelteu  Ei^enerz.sendungen  ans 
Lothringen-Luxemburg  bei  einer  Taiif- 
entfernung  der  Empfangsstation  von 
dem  Grenzunibeliandlungspunkte  von 
mehr  als  100  km  zugestandene  Kürzung 
der  Frachtsätze  der  Kilometertafel  L 
des  An.snahnietarifs  7  (Ei.seuerz  usw.) 
um  7  .,S  für  100  kg  wird  mit  Gültigkeit 
vom  1.  Jauuar  1920  ab  a\if  10.5  A  für 
100  kg  erhöht. 

Essen,  deii  22.  Dezember  1919.  (1316) 
Ei'Senbahndirektion. 


Gemeinsames  Heft  Tfv.  200  A  für  den 
Wechselverkchr  deutscher  Eisenbahnen 
untereinander   sowie    für    deu  Staats- 
und Privatbahn-Güterverkehr. 

.Mit  dem  1.  Januar  1920  wird  der  Au- 
liang  3  (enthaltend  uachrichtliche  Be- 
stimmungen über  Frachtzahlung  und 
Xachnahniebelastung  im  Verkehr  mit 
der  Schweiz  usw.)  durch  einen  neuen 
Anhang  3  (enthaltend  naehrichtliehc 
Bestimmungen,  über  die  Naohnalune- 
lielastung  im  ^"erkehr  ans  dem  Aus- 
lande) ersetzt.  Xäheres  ist  aiis  dem 
nächsten  Tarif-  und  Verkehrs-Anzeigier 
zu  ersehen.  Auch  geben  Auskunft  di<' 
beteiligten  Güterabfertigungen  sowie 
das  Auskunftsbüro,  '  hier,  Bahnhof 
Alexanderplatz. 

Berlin.  27.  Dezember  1919.  (1317) 
Ei&enba  hndirektion. 


Mecklenburg-Schwerinsche  Landes- 
eisenbahn. 

Mit  Grültagkeit  vom  1.  Januar  192n 
wird  im  Biunenverkehr  ein  Ausuahme- 
tarif la  für  Eundhölzer  zu  Zwecken  de.-~ 
Bergbaues  von  mehr  als  20  cm  bis  zu 
30  cm  Zopfstärke  und  bis  zu  5  m  Länge 
nach  der  Sammelstelle  Malliß  einge- 
fühi-t.  Es  gelten  1x4  Sendungen  zu  10  i 
für  den  Frachtbrief  und  Wagen  die 
Frachtsätze  des  Spezialtarifs  III. 

Schwerin,  27.  Dezember  1919.  (1318) 
General- Eisenbahndirektion . 


Belgisch-italienischer  Güterverkehr 
libpr  «Ion  Gotthard  nnd  den  Lötschherff 
Simplou. 

l'fv.  9SÖ.  Teil  lA  Ees:lei»ientansch*' 
In  stinimuny'^n  vom  22.  Dezt^mber  190S. 

Tfr.  })S3.  Teil  IL  Tanfvorsclirifteu 
iiud  GutiH'klassifikatioD  vom  I.Mai  1913. 

Tfv.  983.  Teil  II  Tarifsätze  zwischen 
Belagen  uml  Italien  vom  1.  Aui>;ust  1913. 

Tfv.  1370.  Ausnalimetarif  für  Stein- 
kohlen usAT.  von  Belo-ien  nach  Italien 
\  om  1.  November  1913. 
H.   Italienlsch-cnKliseher  Güterverkehr 
Uber  den  Simplen,  Gotthai-d  und  Brenner. 

Tfv.  950.  Ee.o'Iementarisehe  Bestiin- 
inano<,^u  vom  1.  April  1895. 

Tfv.  952.  Tarif  für  Eiloiit  zwischen 
London  und  Italien 
ül)er  Antwerpen  oder  /ghiasso  )     \  om 
Ostende-Basel-       )  f"^?      (  1-  ^^^rz 
U'^el'e    J  1914. 

Die    vorbezeichneten    Tarife,  deren 
Anwendnn.o-  bereits  im  November  1914 
aiiso-eschlossen  wurde,  Averden  mit  so- 
fortiger Gültigkeit  aufoehoben. 
Cöln,  den  20.  Dezember  1919.  (1302) 
Eisenbalmdirektion, 
auch  namen*«  der  betelHoten  deutscheu 
Yerwaltun.oen. 

BiH  der  ^lannheim-AA^einheim-Iieidel- 
lierÄ-Mannheimer  Nebenbahn  treten  ab 
1.  Januar  1920  .  Tarif erhöhunoen  in 
Kraft.  Näheres  durch  die  Dienststellen. 

Mannheim,  20.  Dezember  1919.  (1303) 
oberrheinisehe  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Aktienoesellschaft. 


ZoHnng  de»  Veroios 
Deutscher  EisenbahnverwaltuugdLi 


Leoben- A  ordernber^er  Eisenbahn. 

-Mit  Ablauf  des  31.  Dezember  1919 
treten  die  im  Lokaloütertarife.  Teil  IL 
d-er  Leoben-A'orderüberser  Eisenbahn 
(vom  1.  April  1910  neu  Auflage  vom 
1.  März  1917)  unter  Abschnitt  ,.VI.  Sta- 
1  lonstarif  e'-  Aoroeseheuen  Frachtsätze 
sowie  der  im  Abschnitte  V  enthaltene 
Ausnahmetarif  I  (fftr  Holzkohlen) 
außer  Kraft.  An  Stelle  der  Fraehtsätze 
der  Stafcionstarife  gelangen  mit  Gültig- 
keit A'om  1.  Jänner  1920  bis  auf  Wider- 
ruf, bzM.  bis  zur  Durchführung  im 
Tarif wege,  längstens  bis  31.  Dez-ember 
1920  iene  Frachtsätze  zur  Einführung, 
die  nach  Maßgabe  der  im  Abschnitte 
„VIII  Kilometerzeiger"  ausgewiese- 
nen Entfernungen  auf  Grund  der  Ge- 
Imhrenlxnechnungstafelu  für  die  allge- 
meinen Tarifklassen  und  die  allge- 
ineinen  Ausnahm etarifo  la  und  Ib  des 
uiit  1.  Jänner  1920  zur  Einführung  ge- 
luni-enden  Lokalgütertarifes,  Teü  II 
(I.  Teil  für  die  nomialspurigen  Linien) 
der  österreichischen  Staatsbahnen  ent- 
fallen. 

\Yieu.  15.  Dezember  1919.  (130-t) 
Generaldirektion  der  Südbahn- 
OeselLschaft. 


3.  Personen-  und  Güterverkehr. 

Siidharz-Eisenbahu. 

Mit  G}<enehinigung  der  Laudesauf- 
Mchtsbehörde  unter  Zustimmung  des 
Reichs-Eisenbahn-Amt.s  erscheint  mit 
Gultigikeit  ab  1.  Januar  1920  zum  Bin- 
nen-Personen-  und  Gepäcktarif,  Teil  II. 
der  Nachtrag  5,  mit  welchem  Tarifer- 
höhungen zur  Durchführung  kommen, 
auch  werden  die  Fahi'preise  des 
Wecbselpersonen Verkehrs  entsprechend 
erhöht.  Außerdem  tritt  vom  gleichen 
Tage  ab  eine  Erhöhung  der  Umladege- 


bühren sowie  der  im  Verkeht  von  und 
nach  der  Halberstadt-Blankenburger 
Eisenbahn  bei  Tarifbildung  liber  die 
Südharz-Eiseubahn  zu  berechnenden  be- 
sonderen Zuschlage  i'ür  den  liü'terver- 
kehi"  ein.  ,  ' 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  betei- 
ligten Abfertigungisstellen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Eiv 
höhungen  gründet  «ich  auf  die  x'or- 
uber-ge-heude  Änderung  des  i>  6  ,  der 
EVO.    (E.  G.  Bl.  1914,  S.  455) " 

Berlin,  den  24.  Dezember  1919.  (1307) 
Gentraiverwaltung  für  Bckundärb,))men 
Herrinann  Bachstein. 


4.  Personen-  und  Gepäckverkehr. 

Neuhaldensleber  Eisenbahn. 

Mit  Genehmigung  der  Landesauf- 
sichtsbehorde  .  unter  Zustimmung  des 
Eeichs-Eisenbahn-Amts  erscheint  mit 
Gültigkeit  ab  1.  Januar  1920  zum  Bin- 
uen-Personen-  und  Gepäckturif.  '''eil  II, 
der  Nachtrag  IV,  mit  welchem  Tarifer- 
höhungen zur  Durchführung  Ivommen, 
auch  werden  die  Fahrpieis.e  des 
uech&elpersoneu verkehr«  mit  gleichem 
Tage  entsprechend  erhöht. 

Nähere  Auskunft  erteilen  die  betei- 
ligten Fahrka  rtena  usgabestellen. 

Das  alsbaldige  Inkrafttreten  der  Er- 
höhungen gründet  sich  auf  die  vorüber- 
gehende Ander img  des  §  G  der  FVi) 
(E.  G.  Bl.  1914,  s:  455).  ^    - '  • 

Xeuhaldensk^'ben.  den  27.  Dez.  1919. 

Direktion  (IWS) 
der  Neuhaldcnsleber  Eisenliahn- 
GeS'ellschaft. 


Tarifverzeichnis  Nr.  2447  Deutsch- 
euÄlistrlier  Personen-  und  Gepiickver- 
kehr  über  Bouloarnc.  Calais,  Ostende 
und  Antwerpen. 

Tarifverzeichnis  Nr.  24471  Deiitsch- 
enfflischer  Personen-  und  Gepäckver- 
kehr über  Kotterdam, 

Tarifverzeichnis  Nr.  2448  Süd-  und 
westdeutsch-englischer  Personen-  und 
Gepäckverkehr  über  Hoek  van  Holland 
und  Vlissingen, 

Tarifverzeicluus  Nr.  2450  Deutsch- 
enghscher  Personen-  und  Gepäckver- 
kehr über  ZeebriijjÄC. 

Tarifverzeichnis  Nr.  2479  Dcatsch- 
belffischer  Personen-  und  Gepäi-kver- 
keiir, 

Tarifverzeichnis  Nr.  2488  Deutsch- 
französischer  Personen-  und  Gepäck- 
Verkehr, 

Tarifverzeichnis  Nr.  2490  Niederlän- 
disch-deutsch- und  österrrcichisch-süd- 
französischer  Personen-  und  Gepäck- 
verkehr über  Belfctrt,  Genf,  Gotthard 
und  Simplon. 

Tarifverzeichnis  Nr.  2495  Deutsch- 
ostfranzösischer  Personen-  und  Gepäck- 
verkehr, 

Tarifverzeichnis  Nr.  2542  Deutsch- 
italienischer Personen-  und  Gepäckver- 
kehr über  Gotthard  und  Simplon. 

Tarifverzeichnis  Nr.  2590  Englisch- 
russischer  Personen-  und  Gepäekver- 
kehr. 

Tarifverzeichnis  Nr.  2592  Pranzö- 
sisch-belgisch-russi scher  Personen-  nnd 
G  epäckverkchr , 

Tarifverzeichnis  Nr.  2597  Engliseh- 
französisch-belffisch-uordischer  Perso- 
nen- und  Gepäckverkehr, 

Tarifverzeichnis  Nr.  2616  Enalisch- 
italienischcr  Personen-  und  Gopäckver- 
kehr, 

Tarifverzeichnis    Nr.  2619  Eufflisch- 


osterreichisch  -  ungarisch   -  rumänisch 
serbisch-bulffftrisch-orientalischcr  Pei- 
''"m'^":,""''  OepäckveiTichr  über  Cöln, 

larif Verzeichnis  Nr.  2622  Niederlän- 
disch-österreichischer    Personen-  und 

epäckverkchr  über  Cöln,  ; 

Tarifverzeichnis  Nr.  2624  Tarif  tu*; 
die  Heiorderunff  von  kleinen  "Waren 
(Expreßgut)  mit  den  Osteude-Wien- 
Konstantinopel-Expreßzügen. 

Die  vorbezeichneten  Tarife,  'deren 
Anwendung  bereits  im  September  und 
November  1914,  Mai  1915  und  Mai  1917. 
ausgeschlossen  wurde,  werden  mit  .so- 
fortiger Gültigkeit  aufgehoben. 

Cöln.  den  23.  Dezember  1919.  .(1^12) 
Eis-enbahndirektion. 
auch  namens  dtr  beteiligten  deutschen 
 Eisenbahnverwal  tungen. 

Deutsch-  und  niederländisch-russi- 
scher Eisenbahuverband ;  Tarif  fiir  die 
Beförderung  \ou  Personen  und  Eeise- 
gepäck,  Heft  1  vom  1.  März  1911  n-.  St. 
Deutsch  -  Alexandrowoer  Personen- 
Grenzverkehr;  Tarif  für  die  Beförde- 
rung von  Personen,  Eeisegepäck  nn  l 
Expreßgut  vom  1.  A-pril  1911  n.  Si. 
Schweizerisch  -  deutsch  -  russischer 
Eisenbahnverband;  Tarif  für  die  Be- 
iörderung  von  Personen  nnd  Eeise- 
gepäck vom  1.  Juni  1912  n.  St.  Tarif 
für  den  internationalen  Personen-  und 
Gepäckverkehr  mit  Ostasien,  China  und 
Japan  über  Sibirien  usw.  vom  1.  Ok- 
tober 1912  n.  St. 

Die  Tarife  mit  den  Nachträgen,  di<' 
seit  dem  Ausbruch  des  Krieges  zwi- 
schen Deutschland  und  Eußland  nicht 
mehr  anwendloar  sind,  werden  mit  so- 
fortiger Gültigkeit  aul  gehoben.    (1300  \ 

Charlottenburg,  10.  Dezember  1919. 
Eiiiienbahndirektion  Bromberg. 


5.  Verkauf  von  Altmaterial. 

Verkauf  von  Altpapier. 

Das  bei  der  Eisenbahngüterabferti- 
gung  in  Gustavsburg  lagernde  Altpapier 
soll  verkauft  werden  und  zwar  unjsre- 
fähr: 

24  000  kg  beschrieliene  Akten,  Büchei- 
usw.  zum  Einstampfen, 

17  000  kg  bedruckte  Akten.  Bücher 
usw.  zum  Einstampfen. 

13  000  kg  alte  Depeschenstieifen  ohn^■ 
Holzkern  zum  Einstampfen, 

N500  kg  Koibpapier  zur  freien  Ver- 
wendung, 

400  kg  alte  Bücherdeckel,  Aktendeckel 
und  harte  Papiere  zur  freien  Ver- 
Avendung, 

2300  kg  Eisenbahnpaketadressen  unil 
Benachrichtigungskarten  zum  Ein- 
stampfen, 

Die  Angebote  sind  po&t-  und  bestell- 
geldfiei  und  verschlossen  mit  der  Auf- 
schrift „Angebot  auf  Ankauf  von  Alt- 
papier" spätestens  bis  zum  Mittwoch, 
den  7.  J  a  n  u  a  r  1920,  vormittags  11  Uhr 
an  uns  einzusenden.  Die  Öffnung  der- 
selben erfolgt  im  Beisein  etwa  erschie- 
mener  Bieter  zu  dem  bezeichneten  Zeit- 
punkt im  Verwaltungsgebäude,  Eha- 
banusstraße  1,  Zimmer  103.  Zuschlagis- 
frist  21.  Januar  1920.  Angebotbogen 
nebst  Bedingungen  können  bei  unserem 
Hauptbüro  eingesehen  oder  gegen  po&t-  , 
freie  Einsendung  von  1,00  M  in  bar  von 
dort  bezogen  werden.  Abnahme  hat  bi« 
zum  1.  März  1920  zu  erfolgeru 

]\Iainz,  15.  Dezember  1919.  (1305) 
Preußische  und  Hessische 
Eiseaba  hndirektion . 
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